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suche  mit  direkt  aus  Amerika  bezo^nem' 
Samen  beachtenawerL  Solche  Veranche  werden 
ausweislich  der  Verhandlungen  des  Landwirt- 
schaftsrates  von  ElHasa-Lothrineen  nameutlicb 
von  der  Kaiserlichen  Tabakmannfaktur  in  Strass- 


nun^  „Machorka"  (in  der  Hauptsache  Nicotiaoa 
rustica)  gewisse  geringere  daselbst  gezogene 
Tabakarteu,  welche  seitens  der  Steuergesetz- 
gebung einer  gesonderten  Behandlung  unter- 
uegen,  znsammengefasst  und  den  besseren 
einheimischen  Tabaksorten ,  welche  in  tür- 
kische und  amerikanische  unterschieden  wer- 
den, gegenftbergestellt.  Die  Emt«  an  Machorka- 
tabak macht  mehr  als  die  H&lfte  der  gesamten 
rnsaischen  Tabakemte  aus. 

2.  äeschiobtlioher  Rückblick  auf  die 
GinfUhmngr  des  fabaks  ia  die  enropälBche 
Volkswirtsohaft.  Entgegengeseczt  der  Ent- 
wickelnng  des  SpirituoseDgennsses  zeigt  sich 
bei  der  Verbreitung  des  Tabatgenuases  die 
üebertratfung  einer  eigenartigen  GenasBem- 
pflnglichkeit  von  unciviliBierten  auf  ciriljsierte 
Volker.  Ob  sich  in  Asien  selbständig  und  ohne 
Zusammenhang  mit  der  amerikanischen  Sitte 
der  TahakT erbrauch  entwickelt  hat,  mag  da- 
hingestellt bleiben.  Jedenfalls  steht  fest,  dass 
die  earopaische  Volkswirtschaft  die  anf  Tahak- 
eenuss  gerichtete  Erweiterung  ihres  Bedilrfnis- 
kreises  aus  Amerika  und  zwar  unmittelbar  im 
Zusammenhange  mit  der  Entdeckung  dieses 
Erdteils  erfahren  hat  Die  Spanier  wunlen  auf 
den  weständischen  Inseln  mit  dem  Tabak  be- 
kannt; hatte  doch  schon  Koinmbns  bei  seiner 
Laudong  auf  der  Insel  Guanahanl  die  Indianer 
rauchend  angetroffen.  Aus  einem  trockenen, 
in  ein  Uaisblatt  eingewickelten  Kraut  bildeten 
sie  cytinderf{Irmige  KoUen.  deren  eines  Ende 
sie  in  den  Mund  nahmen,  wahrend  sie  das 
andere  anzündeten.  Diese  Rollen  nannten  sie 
Tabaco.  Anf  die  einzelnen  Nachweise  über  die 
nrepriingliehe  Verbreitung  des  Tabak^nusses 
in  Meiuko  und  Central amerika  sowie  in  SUd- 
und  Nordamerika  kann  hier  nicht  eingegangen ' 
werden.  Ich  verweise  hierwegeu  auf  die  auch 
im  übrigen  diesem  Rückblick  zu  Grunde  gelegte 
Geschiebte  des  Tahalu  etc.  von  Tiedemann 
(Frankfurt  a.  M.  1854). 

In  Enropa  wurde  die  Tahakpflanze  zuerst 
nur  als  Zierpflanze  und  sodann  als  Arznei- 
pflanze verwendet.  Nach  Frankreich  kam  die 
Tabakpflanze  durch  Jean  Nicot,  franzüaischer 
Gesandter  am  portugiesischen  Hofe  (liiölj— löäl), 
welcher  Blätter  und  Samen  an  die  EQuigin 
Katharina  von  Medici  sandte.  Die  erste  Form 
des  Tahakgenusses  war  das  Schnupfen, 
welches  am  französischen  Hofe  aufkam,  nach- 
dem Eßnig  Franz  U.  gegen  heftige  Kopf- 
schmerzen anf  den  Vorschlag  seiner  Mutter  ge- 
pulverte Tabakblätter  zum  Schnupfen  erbalten 
hatte.  In  Frankreich  gezogene  Tabakblätter 
kamen  löfö  nach  Deutschland,  wo  der  Tabak 
bald  darauf  als  Arzneimittel  vielfach  in  Ge- 
brauch kam.  Am  Ende  des  16.  Jahrhunderts 
wnrde  der  Tahak  in  Italien  bekannt,  gleichfalls 
von  Frankreich  und  von  Portugal  aus ;  das  Ta- 
bakschnupfen verbreitete  sich  rasch. 

Das  Banchen  verbreitete  sich  zunächst 
in  Spanien  und  Portugal,  nachdem  man  gegen 
Mitte  des   Vi.  Jahrhunderts    zuerst    ans    der 


neueu  Welt  heimkehrende  Seeleute  gesehen 
hatte,  welche  gewickelte  und  zerschnittene 
trockene  Tabakblätter  aus  kleinen  trichter- 
förmigen Röhren  von  PalmhI&ttem  oder  Schilf 
rauchten.  In  England  wnrde  das  Rauchen  und 
zwar  aus  Pfeifen  durch  Kolonisten  eingeführt, 
welche  der  Admiral  Francis  Drake  im  Jahre 
lö86  aus  Virginien  Kurllckbrachte.  Neben  dem 
Baueben  kam  in  England  auch,  namentlich  bei 
Seeleuten  und  Soldaten,  das  Kauen  in  Auf- 
schwung. Von  England  ging  die  Sitte  des  Ta- 
bakrauuiens  rasch  nach  Hdland  und  Belgien 
Über;  in  Frankreich  wnrde  es  während  der  Re- 
giemng  Lndwigs  XIII.  bekannt  nnd  nahm 
unter  Ludwig  XIV.  bedeutenden  Aufschwung. 
In  Deutschland  verbreitete  sich  daa  Tabak - 
rauchen  während  des  30jährigeu  Krieges.  Eng- 
lische Hilfstruppen  sah  man  zuerst  im  Jahre 
1620  auf  ihrem  Marsche  dnrch  Sachsen  nach 
Prag  rauchen,  bald  verbreitete  sich  das  Rauchen, 
wie  auch  das  Kauen,  damals  „Tabaktrinken " 
und  j, -saufen"  genannt,  in  TiÜys,  Wallen.>iteins 
und  un  schwedischen  Heere.  Von  Deutschland 
aus  wurde  das  Ranchen  in  die  Schweiz,  wo 
der  Tabak  in  den  60er  Jahren  des  16.  Jahr- 
hunderte sicher  bereite  bekaimt  war ,  und 
Oesterreich  eingeführt,  und  von  da  nach  Un- 
garn. Von  der  Gunst,  welchen  der  Tabakge- 
nuss  an  Hufen  erlangt  hatte,  zen^n  die  Vor- 
gänge am  preuBsischen  Hofe ,  msbesondere 
nnter  Kurfürst  Friedrich  IQ.  und  König  Frie- 
drich Wilhelm  I.  [Tabakakollegiuml,  Das 
Schnupfen  wurde  in  Deutschland  durch  einge- 
wanderte Hugenotten  in  Mode  gebracht;  Frie- 
drich der  Grosse  war  ihm  sehr  EUgethan. 

In  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts 
fing  man  an  in  Deutschland  Tabak  zu  bauen; 
Versuche  wurden  zuerst  1620  in  Strassburg  an- 
gestellt. Um  1660  wurde  Tabak  im  Elsasc^,  in 
der  oberen  Grafschaft  Hanau,  im  Bistum  Speier, 
in  der  Markgrafschaft  Baden,  im  Breisgau  und 
im  Kauten  Sasel  gebaut,  um  l()äl  aucli  fdurch 
Pfälzer,  welche  die  von  Ludwigs  XIV.  Heeren 
verwüstete  Heimat  verlassen  hatten)  bei  Magde- 
burg, Halle,  in  der  Mark  Brandenburg,  in  Thü- 
ringen, Sclüesien.  Im  Anfange  des  18.  Jahr- 
hunderts   wurden    in    Deutschland   die   ersten 


arbeitet  wurden.  In  Schweden  und  Norwegen 
war  das  Tabakrauchen  trotz  des  unter  der  Re- 
gieiung  Gustav  Adolfs  erfolgten  Verbotes  zu 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  bereits  bis  nach 
Lappl&nd  vorgedrungen.  Nach  Rnasland  ge- 
langte das  Tabakrauchen  durch  englische 
Schiffer  und  Handelsleute,  nach  zeitweisem  Ver- 
bot nahm  es  mit  der  Regierung  Feters  des 
Grossen  erneuten  Aufscbwnng.  In  der  Türkei 
wurde  das  Tabakrauchen  zu  Anfang  des  17. 
Jahrhunderts  gleichfalls  durch  englische  See- 
leute eingefüMt;  es  hat  sich  dort  trotz  zeit- 
weiliger grausamster  Bekämpfung  als  allgemein 
verbreitete  Lebcnsgewohnl    it  entwickelt. 

'i,  Uebergohau  der  gegen  die  Flunihrung- 
des  TabukverbrauclieB  gerichteten  Bestre- 
buDgen.  Die  Verbreitung  des  Tabakgen usse^i 
über  Europa  bat  sich  unter  grossen  äusseren 
Schwierigkeiten,  aber  SLlilieisliUi  überall  sieir- 
reicb,  volkogen.  Die  geistluhe  und  die  welt- 
liche Macht  suchte  in  verschiedener  W  eise  bald 
nach  dem  Eindringen  des  ueuen  GcnnssarlikeU 
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in  welcher  alle  mit  dem  Banne  bedrobt  wa 
den,  welche  in  den  Kirchen  Tübak  Bcbnnpfe 
würden;  Papst  Benedikt  XIIL,  selbst  ei 
leidenschaftlicher  Schnupf  er,  hob  jene  Bolle 
hundert  JaJire  später  anf.  Enspar  Hoffmann, 
Paetor  in  Quedlinburg,  erklärte  den  Tabak  für 
ein  Seelen  verderbendes  Wesen  nnd  für 
mittelbares  Werk  des  höllischen  -Satans.  Ein 
Pfarrherr  in  Basel  meinte:  „Wenn  ich  Mfiuler 
sehe,  die  Tabak  rauchen,  so  ist  mir, 
ich  lanter  Kamine  der  Hölle."  In  Frankreich 
wurde  seitens  der  ReKiBrnn^  im  Jahre  1635 
der  SfFentlicbe  Verkauf  von  Tabak  ganz  ver- 
boten, nnr  in  Apotheken  war  solcher  zu  haben, 
wenn  er  vom  Arzte  verordnet  wurde;  unter 
Ludwig  XIV.  worde  das  Verbot  aufgehoben. 
In  Deutschland  eiferten  nach  dem  weatmUschen 
Frieden  weltliche  nnd  ffeistliche  Regiernng-en 
eine  Zeit  lang  gegen  Sm  Tabakraneben  nnd 
belegten  es  mit  Strafen;  als  Beispiel  seien  die 
kurbayerischen  Mandate  von  1662  und  16ö3  an- 
geführt, dnrch  welche  ^den  Bauers-  nnd  ande- 
ren gemeinen  Leuten"  das  „Tabaktrinken"  hei 
Strafe  verboten  wurde.  In  Tirol  wurde  1658 
ein  Rauchverbot  erlassen.  In  der  Schweiz 
schritt  Bern  scbon  im  Jahre  1669  gegen  das 
lUnchen  ein;  im  Jahre  1675  wurde  das  Verbot 
verschärft  nnd  ein  eigenes  Tabakgericht  (Ta- 
bakkammer) eingeführt  (Das  NUere  findet 
sich  in  Hilliets  unten  erwähntem  Aufsatz  in 
der  Zeitschrift  der  Hchweizeriscbeu  Qemein- 
nUtzigen  Oesellschaft.)  In  gransaioster  Weise 
wurde  in  Russland  und  der  Türkei  gegen  den 
Tabakgenuss  einfi«schritten :  dort  unter  dem 
Czaren  Michael  Fedorowitsch  mit  der  Knute, 
Nasenaufaehliteen  und  Verwebnng  nach  Si- 
birien, bb  Peter  der  Grosse  das  verbot  auf- 
hob, in  der  Türkei  unter  Hnrad  IV.  mit  der 
Todesstrafe. 

Dieses  in  den  verschiedenen  Ländern  zeit- 
weilig versuchte  Verbotssystem  konnte  auf  die 
Dauer  wirtschaftspolitischenErwagiingen  gegen- 
ttber  nicht  stand  halten,  auch  wurde  es  vielfach 
von  der  finanzpolitisches  Ausnutzung  des  Ta- 
bakverbmucheB  für  Steuerzwecke  abeelüst.  In 
Italien  zoe  zuerst  die  Republik  Venedig  Nutzen 
vom  Tabttkverbranche;  sie  gab  im  Janre  1667 
die  Fabrilcation  und  den  Verschleiss  des  Tabaks 
in  Pacht,  wodarch  sie  schon  in  den  ersten  fünf 
Jahren  46000  Dukaten  ^wann;  ihr  folgte  die 

g.piitliche  Regierung   mit  der  Erklärung  des 
andels  und  der  Fabrikation  vom  Tabak  zum 
zueist  dieser 
fisk  all  scheu 

-^ D  unter  Karl  I.,  in  Frankreich  nach  einer 

Zwischenpause  unter  Colbert.  Karl  I.  führte 
in  England  im  Jahre  1625  eine  Art  Rohtabak- 
monopol ein,  indem  die  Pflanzer  der  ameri- 
kanischen Kolonieen  ihren  Tabak  an  königliche 
Beamt«  gegen  einen  beetimmteu  Preis  abliefern 


Als  Beispiel  ähnlicher  fiskalischer  Nutzbar- 
machung, wenn  auch  in  abgeschwächter  Form, 
in  Deutschland  sei  der  Vorgang  in  Bayern 
angeführt.  Durch  Oeneralmandat  vom  28.  Juni 
1669  wurde  eine  ausgiebige  Rohmaterialstener 
mit  zwei  Wertabstufnngeu  eingeführt  Danach 
waren  ,von  jedem  Centner  Tabak  (so  viel  in 
Ober-  und  >'iederba;em  eingeführt  und  verzehrt 


wird)  des  besseren  zehn,  des  schlechteren  fönt 
Gulden  einzufordern".  Die  Rücksicht  auf  den 
heimischen  Tabakbau  nlitigte  alsbald  zu  dessen 
milderer  Behandlung;  auch  erwies  sich  bei  den  da- 
maligen Territorialverhältcissen  die  bealffiichtigt« 
Haterialbelastung  überhaupt  als  schwer  durch- 
führbar. Schliesslich  kam  es  zu  dem  sogenann- 
ten „Tabakaptüdo",  Veipachtung  des  gesamten 
Tabak-  und  Pfeifenhanaels  an  einen  Italiener 
auf  20  Jahre  gegen  eine  bestimmte  Jahresleis- 
tung (Generalmandat  vom  2.  Dezember  1S75), 
welches  unter  namhaften  Schwankungen  und 
Schwierigkeiten  bezüglich  der  Person  der 
Pächter  bis  1692  bestand.  Danach  kam  der 
Tabakhandel  in  staatliche'  Regie.  (Bezüglich 
der  weiteren  sehr  interessanten  Gestaltung  des 
Tabakwesens  in  Bayern  verweise  ich  auf 
J.  Hicheler,  Das  Tabakwesen  in  Bayern 
von  dem  Bekanntwerden  des  Tabaks  bis  zur 
Einführung  eines  Herdstättegeldes  1717,  Stutt- 
gart 1887). 

Interessante  Nachweise  über  die  Anfänge 
der  Tabakbesteuerung  in  Württemberg 
enthält  der  Aufsatz  von  Dr.  Oskar  Linckh, 
funktionierende  Finanzamtmann,  „Das  Tabak- 
monopol in  Württemberg",  im  Jahre  1893  der 
Jahrbücher  für  Statistik  und  Landeskunde  von 
Württemberg. 

Der  Tabakverbrauch  hat  die  Verbotssy steme 
überstanden  nnd  sich  auch  gegenüber  ausgie- 
!.:_.»-„  Besteuerung  als    weitverbreitetes  Ge- 


pflL^licbReit  der  menschlichen  Natur  ge- 
weckt worden.  Von  unbedingt  allgemeiner 
Verbreitung  ist  diese  Empfänglichkeit  jedoch 
nicht.  In  vielen  Eultnrstaaten  ist  vor  allem 
das  weibliche  Geschlecht  am  Tabak  verbrauch, 
zumal  nach  dem  vielfach  eingetretenen  Rück- 
gänge des  Tabakschnunfens,  wenig  beteiligt. 
Aber  auch  unter  den  Männern  in  den  rauch- 
fähigen  Altersklassen  findet  sich  allenthalben, 
wenn  auch  in  einem  nach  sozialen  Schichten 
verschiedenen  Masse,  eine  Gruppe  von  „Nicht- 
rauchern". So  ist  in  gewissem  Sinne  die 
(Sffeutliche  Meinung  über  die  Wesenheit  des 
Tabakgenusses  geteilter  Ansicht,  wenn  auch  im 
ganzen  die  Wertachätzung  dieses  Genusses  unter 
der  männlichen  Bevölkerung  weit  überwiegt. 
Geteilt  sind  auch  wie  in  älterer  Zeit  bis  auf 
den  heutigen  Tag  die  Anschauungen  der  Aetete 
Laien  über  die  Bedeutung  des  Tabakge- 

les  für  die  Gesvmdheit. 

i.  Die  nenzeltllchen  Wandlungen  In  der 
Art  des  Tabakgennaseg.  Die  drei  Haupt- 
gruppeu  des  Tabakgenusses  sind  Rauchen, 
Schnupfen,  Kauen.  Dabei  ergeben  sich  weitere 
Unterarten,  und  zwar  für  das  Rauchen  das 
Pfeifenrauchen,  Cigarren rauch en ,  Cigaretten- 
rauchen,  für  das  Schnupfen  die  Zuführung  des 
Tabaks  in  die  Nase  bezw.  an  Lippen  und  Zahn- 
fleisch (beim  amerikanischen  Yellow  snuff),  für 
daa  Kauen  die  Benutzung  testgeformten  oder 
geschnittenen  Tabaks.  Die  einzelnen  Unter- 
arten gliedern  sich  weiter  nach  der  Art  der 
benutzten  Tabakarten  nnd  ihrer  Zubereitung 
sowie  nach  der  Beschaffenheit  der  Hilfsmitter, 
insbesondere  der  Pfeifen  arten,  in  unüberfleh  barer 
Weise  aus. 

Der  Anteil  der  einzelnen  Genussarten  zeigt 
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geographiBch  bedeutende  Untenchiede  und 
AucE  zeitlich  in  demselben  Lande  namhafte 
Schwankungen.  Am  verbreiietrten  ist  im  all- 
(remeinen  das  Rauchen,  aber  in  deu  Uuterarten 
des  Rauchens  zeigen  sieb  groese  (Interechiede. 
Als  Typen  starken  Verbrauchs  von  Pfeifeutabak 
hjiunen  beispielsweise  Noidamerika  and  Franlc- 
reioh,  als  Gebiete  aniigeBprochenen  Cigarrenver- 
braachs  Südamerika  und  das  beutige  Deutach- 
land,  als  Länder  der  Cigarette  Spanien,  Ru- 
mänien, die  Türkei  angeführt  werden.  Der 
l'erbrauch  tou  Schnupftatak  ist  im  allgemeinen 
im  Rllckgange,  in  einigen  Landein,  namentlich 
den  Südstaaten  von  Nordamerika  nnd  in  Süd- 
amerika, aber  noch  heute  allgemein,  anch  stark 
unter  dem  weiblichen  Öescblecht  in  seinen 
beiden  oben  erwähnten  Formen  verbreitet.  Das 
l^neii  findet  sich  als  Sondergebraacb  gewisser 
Berufeangebüriger  allenthalben,  in  stark  ans- 
gepräfi'ter  Weise  als  allgemeinere  Genussform 
bei s]>ielfl weise  in  den  Vereinigten  Ktaaten. 

Was  den  zeitlichen  Wechsel  der  Genuss- 
nrten  anlangt,  so  ist  darttber  für  Deutsch- 
land bei  der  Tabakenquete  von  1878  fest^- 
stellt,  dasB  in  den  letzten  25  Jalyen  namentlich 
die  Cigarrenfabriken  vermehrt  und  vergrössert 
worden  seien;  zurückgegangen  sei  dagegen  in 
manchen  Bezirken  die  Ranclitabakfabrikation, 
auch  ein  Zurückgehen  der  Schnnpftabakfabri- 
kation  werde  mehrfach  gemeldet.  Seitdem 
dürfte  die  Zunahme  des  Cigarrenverbraucbs 
unter  gleichzeitiger  relativ  noch  bedeutenderer 
Zunahme  des  figaretten Verbrauchs  auf  Xosten 
des  Konsums  von  Pfeifen-  und  Schnupftabak 
fortgedauert  und  das  im  ganzen  in  Deutsch' 
land  nicht  bedeutende  Kauen  vielleicht  etwas  zu- 
genommen haben. 

In  der  Begründung  des  Gesetzentwurfs 
über  das  Reichstabakmonopol  von  1882  ist  fBr 
das  deutsche  Zollgebiet  in  der  EHiiptsache  auf 
Grund  der  Ermittelungen  bei  der  Taoakenqucte 
von  IbiS  iimter  AuKseracbtlassung  der  riga- 
retten  wegen  der  Geringfügigkeit  ihrer  Menge) 
der  Anteil  der  einzelnen  Genussarten  au  dem  i 
Gesamtgewichtdcr  vcrhranchten&uhtabakmeugc 
herccbnct:  für  t'igarren  auf  41)%,  Ranchtabak! 
4U''o.  Suhnnpftabak  B%,  Kautabak  'd"-,,.  Nach  j 
der  Begründung  zum  Tebakütcnergesetzeut- ^ 
würfe  vom  26.  Januar  189r>  stellt  sieh  der  An- 1 
teil  der  einzelnen  üenuasarten  an  den  ver-l 
brauchten  Rohtabakmengen  (bei  sorg- 
samer Znrecbnnng  des  Bohlaliaks  zu  jener 
Genussart,  in  welcher  er  schliesslich  verbleibt, 
bezüglich  der  Abfülle  der  Cigarren-  nnd  Kan- 
tabakfabrikation]  im  Durchschnitt  der  Jahre 
lK88.i)a  für  Cigarren  auf  U,n%,  Cigaretten 
1,1"^,  Kautabak  3,4%,  Schunpflabak  5,37,,, 
Hauehtabak  40,7%:  dairegen  nach  dem  Wert 
{Faktmapreis  der  Fabrikate)  fiir  Cigarren  auf 
74.7 ••/„ .  Cigaretten  2,ä% ,  Kautabak  iß %, 
Schnupftahiik  2,**%,  Rauchtabak  l'',T'!g. 

Am  genauefiten  lauen  sich  die  zeitlichen 
Veründerungen  im  .Anteil  der  einzelnen  Genuss- 
arten in  den  JfonopoUandem  verfolgen,  für 
11'eli'he  eine  fortlaufende  genaue  Statistik  der 
Fabiikation  nnd  des  Verschleifwes  vorliegt. 

Für  Oesterretch  ergieht  eine  Verglei- 
chung  des  Jahre«  1899  Tuit  den  Jahrfnnften 
1M7175  und  18«6  90  folgende  Gestaltung  der 
Erzeugung  von  Tabakfabrikaten  in 
metrifclien  Centnern 


Durchschnitt  d.  JahrfUnfts  Jstar 

1871/75  1886,90  1899 

Schnupftabak             4^  539  20046  14200 

Rauchtabak             225756  210346  235061 

Gespunste                  i9  5'it  14S65  13964 

Cigarren    \               ,  633^  6347; 

Cigaretten)                °'  '"'*  9 104  25954 


Fabrikate 


i  der 


3S5280      317759      35=651 


Nach  den  Nachweistiugen  über  den  Tabak - 
verdchleisa  ergiebt  sich  folgende  Gestaltung 
des  Tabak  Verbrauchs  pro  Kopf  der 
BevUlkernng  nach  den  einzelnen 
Genuasarten. 

Durchschnitt d.Jahrfitnfts  Jahr 
1871/75   188690      1H9H 
Schnupftabak  Kilogr.       0,11        0,08         0.05 
Rauchtabak  ,,  1,14        0,95         0,97 

Cigarren          Stück        46,06      52,09         49,4 
Cigaretten „  2,41      30,91        103,4 


7,S9 

Hieraus  ist  für  Oesterreich  ersichtlich  ein 
Rückgang  im  Verbrauch  von  Schnupf-  und 
Rauchtabak  und  zwar  bei  enterem  ständig  u)id 
in  starkem  Masse,  Der  Cigarren-  und  Ciga- 
rettenkonsiim  ist  dagegen  in  Zunahme,  bei  den 
Cigarren  unter  erheblichen  Schwankungen,  bei 
den  Cigaretten  iu  neuzeitlich  sehr  verstärktem 

Nach  den  Ergebnissen  der  franziisi- 
Echcn  Taliakregie  ergeben  aich  für  die  Jahn' 
1861,  1891  und  1899  uachalehende  Prozentan- 
teile der  verschied euen  Fabrikationsgrupiien 
nacli  üewichtamengen  und  nach  Erlös. 

18C1  1891  18W 
a)  Nach  Gewichtsmengen. 

Cigarren                      1 1,07  9,07  7,9s 

Cigaretten                     0,03  2,63  y(,i 

Rauchtabak                 59,62  69,61  72.70 

Tabak  iu  Karotten       1,58  1,40  1,4s 

Schnupftabak              25,30  15,23  12.29 

Kautabak                         1,90  2,06  1.56 

Zusammen                    100,00  I03,oo  100,00 

b)  Nach  dem  Erlös 

Cigarren                      19,78        15,63  13.00 

Cigaretten                     0,08          5,81  10,71 

Rauchtabak                 47,94        57,69  58,48 

Tabak  in  Karotten       1,85          1,58  '1.63 

Schnupftabak               28,^0        16,92  13,4^ 

Kautabak i^ 3,37  1.S3 

Zusammen                    100,00       100,00  100,00 

Für  die  franzQsi^he  tieschmacksiic-httiiis' 
der  neueren  Zeit  ergiebt  sich  hiernach  in  rebcr- 
einstimmung  mit   der  allgemeinen  mitleleiiri>- 

Siischeii  Erfabmng  ein  starker  Rilckgnnfr  di'i- 
eiguug  zum  Tabakschnupfen  und  ein  verhiilt- 
nismässig  sehr  starke«  Anwachsen  des  Cif>:a- 
rettenranchens,  iusbesoudere  in  der  jüngsten  Zeit. 
Dagegen  hat  in  »ankreich  die  Neigung-  zum 
tJclmeidtabak  nicht  abgenommen;  derHi-l1ii- 
macht  vielmehr  heute  einen  viel  stärkeren 
Bnichteil  des  französischen  Tabakgenusses  adf- 
als  vor  3U  Jahren. 
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iL  Der  Tabak  in  der  VoIkawirtBchaft. 
A.  Tabakbau. 

S.  D«r  Tababban.  Teohnischeg.  Alle 
Einzelheiten  der  Technik  nnd  WirUchaft  beim 
Tabakban  können  hier  nicht  vorgefahrt  werden. 
Nor  einige  Oeaichtapnnkte  sollen  onter  Beräck- 
sichtigiing'  deB  dentuchen  nnd  des  nord- 
a  m  e  r  i  k'a  n  i  b  c  b  e  n  Tabakbaues  hervorge- 
hoben werden. 

Deutscher  Tabakbau.  Der  Anbau 
kommt  gemischt  mit  anderen  Bodenfewächaen. 
nur  sehr  vereinzelt  vor.  In  der  Regel  wird  der 
Tabak  rein  angepflanzt,  und  zwar  sowohl  in 
nnnnterbrochener  Folge  als  im  Fruchtwechsel. 

Der  Tabak  wird  zunächst  ^  Mitte  bis 
Ende  Harz  —  in  Saatbeelen  ausgesät,  damit 
die  Pflanzen  von  Mitt«  Mai  ab  ausgesetzt  wer- 
den kGnnen.  Das  Saatgut  mnss  tiehr  sorgsam 
behandelt  werden.  Zweckmässig  ist  das  soge- 
nannte Pikieren,  bei  welchem  die  Pflänzlinge 
nicht  nnmittelbar  anf  das  freie  Feld  verbracht, 
sondern  vorerst  auf  Gartenbeeten  in  Abständen 
von  etwa  3  cm  ausgesetzt  werden.  Der  Boden 
der  Tabakfelder  mass  tief  bearbeitet  und  mit 
angemessener  Düngung,  bei  der  städtische  Ab- 
fahrstoffe vermieden  werden  sollten,  versehen 
"ein.  Die  Pflanzen  werden  in  Deatschland,  nm 
eine  grossere  Zahl  beschatteter  (dünnerer) 
Blätter  zn  erzielen,  in  massigem  Abstand  {SO 
bis  40  cm)  von  einander  gepflanzt.  Begiessen 
der  jungen  Pflänzcben  und  wiederholtes  Be- 
hacken der  Tabakfelder  ist  nötig.  Weiter  ist 
erforderlich  das  Köpfen,  d.  h.  Entfernen  dci 
Blutenstandes  nnd  das  Geizen,  d.  i.  Ausbrechen 
der  Seiten  sprossen,  beides  znr  Fürdernng  des 
Wachstums  der  BIStter.  Ist  der  Tabak  reif, 
d.  h.  die  frische  erUne  Farbe  der  Blätter  in 
eine  helle  Übergehend,  so  werden  die  Blätter 
einzeln  geerntet.  and  zwar  mliglichst  dicht  am 
Stengel  weggenommen.  Man  unterscheidet  fol- 
gende Sorten  der  Blätter;  Fettgnt,  die  obersten 
Blätter;  Bestspnt,  die  Hanptmas.se  der  mittleren 
Blätter:  Sanägnt,  die  nutereu  bei  der  Ernte 
«hon  teilweise  eingetrockneten  Blätter ;  die 
Grumpen,  die  völlig  vertrockneten,  unmittelbar 
am  Boden  beflndlichen  Blätter,  Die  Blätter 
werden  zu  Büscheln  zusammengebunden. 

Der  geemtetc  Tabak  bleibt,  namentlich  bei 
Pfeifengnt,  einige  Tage  an  einem  kühlen 
trockenen  Orte  anf  den  Bippen  stehen.  Als- 
liann  wird  er  getrocknet,  and  zwar  meist 
anf  den  Eanäoden  und  Speicberu.  lu  der 
Regel  wird  der  Tabak,  wenn  er  trocken  (dach- 
reif) ist.  vom  Pflanzer  in  Büschel  gebunden  nnd 
auf  dem  Speicher  zusammengehängt  oder  zu- 
sammengelegt. 

Der  getrocknete  Tabak  ist  sodEinn  vor  der 
Verarbeitung  der  Fermentation  (Gämng) 
zn  unterziehen,  welche  iu  Deutschland  gewjilm- 
lich  nicht  von  den  Pflanzern,  sondern  von  den 
Händlern  besorgt  wird. 

NordamerikanischerTabakban.  An 
Besonderheiten  des  Tabakbanes  in  den  Verei- 
nigten Staaten  ist  etwa  folgendes  hervorzuheben. 
Die  Samenbeete  werden  vorzugsweise  anf  jung- 
fräulichem Boden  im  Waide  hergerichtet;  m 
den  Bezirken  intensiveier  Enltnr  wird  Garten- 
land oder  bestes  Ackerland  benutzt.  Bei  der 
Pflege  der  Pflanzen  ist  u.  a.  die  Vernichtung 
des  sogenannten  Tabakwurms  (der  Raupe  von 


Sphinx  Carolina)  zn  erstreben.  Die  Pflanzen 
werden  in  erheblichen  Abständen,  je  2'/i  bis  3 
Fnss  von  einander,  gepflanzt.  Zwischen  den 
Reihen  der  Tabakpflanzen  kommt  ausser  der 
Hacke  auch  der  Pflug  stur  Anwendung.  Ab- 
blatten von  reifen  Blättern  kommt  nicht  vor; 
es  wird  vielmehr  die  ganze  Pflanze  mit  sämt- 
lichen Blättern  nahe  dem  Boden  mit  dem 
Stengel  abgehauen.  Geiz  und  Grumpen  werden 
nicht  benutzt,  sondern  nuter^epflügt  und  bilden 
Ijei  der  extensiven  Bewirtschaftung  wegen  de.'* 
—  ausser  in  den  nördlichen,  insbesondere  den 
Neu- England  Staaten  —  vorherrschenden  Dünger- 
mangeis eine  erwünschte  Gründüngung.  In 
den  südlichen  Staaten  wird  der  Tabak  so  bald 
als  möglich  vom  Felde  in  die  —  an  geeigneten 
Punkten  im  Freien  errichteten  —  Trocken- 
schuppen verbracht.  In  den  nördlichen  Staaten 
lässt  man  den  Tabak  auf  dem  Felde  unter 
mehrmaliger  [Imlegang  der  Haufen  erst  etwaij 
abwelken:  doch  bleiben  auch  in  VirRinien  viel- 
fach die  Pflanzen  zunächst  anf  einem  Gerüste 
in  offenem  Felde  It  bis  4  Tage  hängen.  In  den 
Trocken  schuppen  werden  die  ganzen  Pflanzen 
in  verschiedener  Weise  aufgehängt  und  ge- 
trocknet; auch  ist  mit  dem  Trockunugsprozesse 
die  Fermentation  nnmittelbar  verbunden.  Per 
TrocknungspruzesH  dauert  bis  in  den  Wintet; 
zuweilen  ~  insbesondere  in  Virginien  —  ist 
bei  den  fetteren  Tabaken  auch  BescMennignuif 
durch  Feuertrooknung  üblich.  Wenn  die  Pflan- 
zen genügend  getrocknet  sind,  werden  dieselben 
bei  feuchter  Witterung  abgeblattet  nnd  nach 
der  Farbe  in  einige  Gruppen  sortiert.  Die 
gleichferbigen  Blätter  werden  gebündelt  und  in 
länglichen  schmalen  Hänfen  (bulks)  zu  einer 
schwachen  Fermentation  gebracht.  Sobald 
diese  im  Gan^e  ist,  wird  sie  nnterbrocheu  und 
werden  die  Bündel  im  Trockenschuppen  noch- 
mals aufgehängt  und  gelüftet,  alsdann  in  die 
Fässer  oder  Kisten  verpackt.  Dem  sorgsamen 
und  zweckmässigen  Fe rmentations verfahren  wird 
vielfach  die  Güte  und  Gleichmässigkeit  des 
nordamerikanischen  Tabaks  zngescb rieben. 

Die  Technik  des  Tabakbaues  wird ,  je 
nachdem  mehr  extensive  oder  intensive  Kultur 
stattfindet,  mit  grösserer  oder  geringerer  Sorg- 
falt gehandhabt.  In  den  vormaligen  Sklaven- 
staaten des  Südens  ist  von  Alters  her  eine  ex- 
tensive Tabakkultur  üblich,  nnd  zudem  fehlt 
es  dort  an  Arbeitiikräften.  Düngung  nnd  Be- 
arbeitung mit  der  Hand  werden  deshalb  dort 
möglichst  beschränkt.  Die  Unzureichendheit 
der  Düngnng  sucht  man  durch  Fruchtwechsel 
'  EU  ersetzen.  In  den  nordöstlichen  Staaten,  mit 
I  intensiverer  Bodenkultur,  wird  auch  der  Tabak- 
'■  ban  mit  grosserem  Aufwände  an  Arbeitskraft 
und  Düngung  durchgeführt. 

6.  Der  Tabakbau.  Wirtechaftliches. 
In  Deutschland  bauen  vorzugsweise  die 
Kleingrundbesitzer  Tabak  und  ver- 
werten dabei  die  Arbeitskräfte  ihrer  Familien- 
angehörigen.  Fast  sÄmtlicIie  Arbeiten,  das 
Setzen  und  Begiee.'^n  <ler  Pflanzen,  das  Be- 
hacken, Häufeln,  Köpfen  und  Geizeu,  wer- 
den diireli  die  Frauen  uud  Kinder,  das  Auf- 
reihen der  Tabakblätter  unter  Mitwirkung 
altersschwacher  Personen,  besorgt  _  Die  Be- 
teiligung der  Männer  beschränkt  sich  in  der 
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R^el  auf  das  Einbringen  der  Emte  und  das 
Auf-  und  Abhängen  der  TabakschnOre. 
Unler  denselben  Verhältnissen  ^ie  die  Klein- 

?nmdbesitzer  treiben  gewöhnlich  auch  die 
^hter  den  Tabakbau.  Die  genaue  Zahl 
der  Tabakpflanzer  in  Deutschland  kann  aus 
der  Statistik  nicht  ontnonimeu  werden,  weil 
die  Anbaunachweise  getrennt  für  die  ver- 
schiedenen Formen  der  der  Besteuerung  unter- 
liegenden Anbauflächen  aufgestellt  und  da- 
bei die  Tabakpflanzer,  welche  gleichzeitig 
verschiedenen  Steuerformen  unterworfen 
waren,  wiederholt  aufgeführt  sind.  Doch 
lässt  sich  immerhin  aus  der  grossen  Zahl 
der  Pflanzer  gegenüber  der  behüten  Fläche 
auch  bei  der  Sonderbetrachtnng  der  Steuer- 
arten ein  Schluss  auf  die  starke  Beteiligung 
von  Kleingnmdbesitzem  und  Kloinpäcntem 
am  Tabakbau  ziehen. 


FOr  das  Erntejahr  1898  ergiebt  sich  fOr 
das  deutsche  Zollgebiet  folgendes: 


Zahl  der  pflanzte  PflsMet 
Tabak-  Fläche  treffen 
Pflanzer 


Gewichtsteuer      73  ^90 
Flftchenstener       65  872 
Fixiert«  Gewicht- 
ateuer  9 


8,6 


Dass  der  Tabakbau  in  den  daran  \k- 
feiligten  Betrieben  jeweils  nur  in  sehr 
massiger  Flächenausdehnung  stattfindet,  er- 
giebt sich  auch  aus  der  folgenden  Abstufung 
der  mit  Tabak  bebauten  Qesamtfl&che  der 
Tabakpflanzer  (wobei  allerdings  die  Pflanzer 
je  bei  der  zutreffenden  Stouergattnng  ge- 
sondert gezählt  sind): 


Zahl  der 
Tabak- 
pflnnzer 

hatten  mit  Tabak  bepflanzt  eine  Gesamtflache 

jähre 

bis  zn 
1  ar 

Ober 
1—5  ar 

über              über        über  26  ar        über 
5-10  ar      10-25  ar     bis  1  ha         1  ha 

1898 
1899 

139  171 

116318 

61  040 
53380 

8791 
65ÖZ 

18341      j     31969          17451      1      1579 

14461    !    25920      14614    i    1381 

In  den  Vereinigten  Staaten  neigt 
sich  in  den  alten  Tabakgegenden  nach  Auf- 
hebung der  Sklaverei  die  Kleinwirtschaft 
dem  Tabakbau  günstiger  als  die  Plantagen- 
wirtschaft  der  Sklavenhalter.  Die  Klein- 
liultnr  liefert  einen  soi^tältlger  behandelten 
Tabak.  Auch  nötigt  die  weitgediehene  Aus- 
saugung der  alten  Tabakläudereien  zu  in- 
tensiver Kultur, 

Der  Ernteertrag  vom  Tabak  ist  nach 
Tabaksorten,  nach  Boden-  und  Kulturver- 
hältnisseo  wie  aucli  nach  Jahren  sehr  ver- 
schieden. 

Für  Deutschland  (Deutsches  ZoDge- 
biet)  hat  von  1882—1898  der  Durchschnitts- 
eilrag  auf  1  ha  in  getrockneten  Tabak- 
blättern zwischen  dem  Minimum  14,6  de 
(1889)  und  dem  Maximum  von  23,0  (1895) 
geschwankt,  als  Durchschnitt  ergaben  sich 
ftlr  1882. 91  19,3  und  für  1889/98  20,9  de. 
Der  mittlere  Preis  (einschl.  Steuer)  eines 
Doppelcentners  trockener  Tabakblätter  hat 
sich  von  1883—1898  zwischen  69,2  Mark 
(1887)  und  84,2  Mark  (1894)  bewegt,  mit 
einem  Durchschnittsergebnisse  von  76,4  Mark 
für  1K82/9I  und  von  78,8  Mark  für  1889/98. 

ÄId  Beispiele  der  Preisabatufunfeu 
nach  Tabak-  und  Blätterarten  nnd  in 
territorialer  Hinsicht  sei  aus  den  amt- 
lichen Ermittelungen  über  die  für  die  Tabak- 
emte  189«  ereiefien  PreUe  ]fUr  1  de  ohne 
Steuer)  folgendes  angeführt:  Mittelfranlien: 
Deutscliet  Tabak:  Obergul  40— 46  Mark,  Sand- 
blätter und  Gmmpen  gemiacht  20—24  Mark, 
Veilchen-  oder  sogenannter  Virgiutabak  :  Ober- 
gut  3Ü— 32   Mark    Sandblätter   und   Gmmpen 


15-18  Mark.  —  Pfalz:  Obergut  24— 56  Mark, 
Sandblälter  20—44  Mark,  Gmrapen  6—20  Mark, 
—  Baden:  Obergut  30—49  Mark,  Sandblätt«r 
17—36  Mark,  Grmnpen  8-18  Mark.  —  El- 
sasB:  Obergut  21-50  Mark,  Sandblätter  24—56 
Mark.  —  Brandenburg:  Obergut  16—80 
Mark,  Sandblatter  3-60  Mark,  Grumpen  6—48 
Mark,  Geiz  8-10  Mark.  —  Pommern;  Ober- 
gut 16— ÖO  Mark,  Sandblätter  6—38  Mark. 
Grumpen  6—20  Mark.  —  Grossh.  Hessen: 
Obergut  10—62  Mark,  SandblStter  18—50  Mark, 
Grumpen  8—26  Mark. 

Der  Bruttogeldertrag  der  deutschen 
Tabakernte  nach  Abzug  der  Steuer  schwankt 
seit  1882  zwischen  11541000  Mark  (1888) 
204451100  Mark  (1895);  im  Jahre  1898  be- 
trug er  nur  12  896000  Mark;  geht  man 
weiter  zurück,  so  findet  man  28  857  (XK)  Mark 
im  Jahre  1880  (im  Zusammenhange  mit  den 
günstigen  PreisverliAltnissen  in  der  Steuer- 
Übergangsperiode),  und  28232000  Mark  im 
Jahre  1872.  Der  durchschnittliche  Brutto- 
gcldertrag  der  Tabakemte  nach  Abzug  der 
Steuer  für  1  ha  ergiebt  seit  1872  für  die 
einzelnen  Jahre  Bnittogeld betrage,  die  zwi- 
schen dem  Jföchstbetrage  von  1190  Mark 
(1880)  \>nd  dem  Mindestbetrage  von  53!^ 
ftlark  (187(i,'77)  schwanken.  Für  das  Jakr- 
zebnt  1882^1891  eigiebt  sich  ein  Durch- 
schnitt von  784  Mark:  für  1889/98  von 
806  Mark. 

Eingehendere  Ermittelungen  über  die 
Rentabilität  des  Tabakbaues  wurden  bei 
der  deutschen  Tabakeuquete  von  1878  versacht. 
Nach  einem  alieidings  nur  als  arithmetixchei« 
Mitte!  berechneten  Durchschnitt  ergaben  sich 
201,08  Mark   als   Kosten   dea   Tabakbaues    für 
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Mark  nnd  442,00  Hark.  Bei  Vergleiohnng  mit 
dem  Bruttoertrag  wurde  fast  filr  die  Hälfte 
der  Bezirke  ein  Miimsbetra?  aU  Nettoertrag 
gefunden,  speciell  filr  das  Jahr  1877  Plnsbe- 
trSge  von  11,65-653,18  und  Minusbeträge  von 
S5,48— 271,01.  Daraus  wurde  gefolgert,  dasa 
der  Tabakbau  in  der  fraglichen  Zeit  wegen 
der  niedrigen  Knlturkosten  in  Ost-  tind  West- 

tirens«en  sowie  in  den  beiden  Mecklenburg  am 
ohnendaten  gewesen  ist  and  dass  in  den 
Bheininnden  bei  den  daselbst  erzielten  hohen 
Ernteerträgen  und  den  guten  Preisen  trota  der 
ansn ahm s weise  hohen  Kiütarkoaten  noch  ein 
höherer  Xettoertrag  erzielt  worden  ist  alti  in 
dem  grösseren  Teile  des  Pfäliser  Tabakgebietes. 
Auch  hieraus  ergiebt  sich,  dass  der  Vorteil  des 
Tabakbaues  überwiegend  in  der  anderweitig 
nicht  in  gleichem  Masse  zu  ermöglichen  den  in- 
tensiven Ausnutzung  and  Verwertung  der  Ar- 
heitskrüfte  der  FamLÜenan^ehörigen  liegt.  Da- 
rüber, ob  ein  Unterschied  in  den  Verkaufs-  und 
Fachtpreisen  zwischen  dem  zum  Tabakbau  be- 
nützten oder  geeigneten  Boden  nnd  anderem 
Boden  bei  sonst  gleicher  Qöte  und  Lage  des- 
selben besteht,  waren  die  Meinungen  der  Be- 
zirk^komuiissionen  geteilt. 

Was  die  Ertrags  Verhältnisse  des  Tabaks  in 
den  Vereinigiten  Staaten  anlangt,  so  ist 
in  dem  Berichte  der  deutschen  Tabahstener- 
kommisfiun  (1878)  nachgewiesen,  dasa  die  Jähr- 
lichen Angaben  des  Ack erbau departemeots  über 
die  Tahakernten  im  ganien  sowie  für  die 
Flächeneinheit  erheblich  viel  zu  niedrig  waren 
nnd  das3  als  wirklicher  Ertrag  etwa  16—25 
deutsche  Centner  per  ha  zu  veranschlagen 
waren.  Aehnlich  scheint  es  noch  heute  zu 
stehen.  Während  der  Durchschnittaertrag  des 
Tabaks  vom  Acre  in  der  Periode  1863/76 
zwischen  569  und  842  Pftind  (amerikanische) 
schwankte ,  stellt  sich  derselbe  beispielsvceiae 
für  das  Jahrfünft  1885,'89  auf  716  Pfnnd  und  für 
das  Jahrfünft  1892,96  auf  718  Pfund.  Was 
V.  Jnrascliek  anföhrt,  dasa  nämlich  die  Angaben 
dei  landwirtflchaftiichen  Departements  zwar  in 
den   letzten  Jahren   an  Genauigkeit  sehr  viel 

fewonnen  hAtten,  dennoch  aber  von  den  ameri' 
anischen  Fachmännern  hinsichtlich  der  Pro- 
duktionsmenge noch  immer  für  zn  niedrig  er- 
kiärt  würden,  dürfte  den  Thatsachen  ent- 
sprechen. 

Die  Preisnnterschiede  der  amerikanischen 
Tabake  —  je  nach  deren  Qnalität  —  sind 
ansserord  entlieh  bedeutend.  Der  deutschen 
Eonmiwiion  wnrde  in  BJchmond  (Virginia)  im 
Jahre  1S78  mitgeteilt,  dasa  ala  estrerae  Preise 
einerseits  I  Cent,  andererseits  200  Cents  für 
da.H  Pfnnd  Bohtabak  vorkommen.  Nach  der 
amtlichen  Statistik  ergiebt  sich  für  den  Dnrch- 
Bchnitt  des  Jahrzehnts  1860/89  ein  Preis  von 
8.6  Cent.4  per  Pfund  und  für  jenen  des  Jahr- 
fünft» 189296  ein  Preis  von  7,6  Cents  per 
Pfand.  Nach  den  von  Eiessling  mitgeteilten 
Preisaotizen  der  Bremer  Tabakbürse  für  1891 
verhält  sich  der  Preis  des  billigsten  nordameri- 
kanischen Tabaks  (Kentnck,r  gewShnlicher  Sorte) 
nun  Preise  des  feinsten  Havannadeckers  wie 
I  :100. 

Einigen  Einblick  in  die  Einzelheiten  der 
Preisnnt«rBchiede,  welciie  bei  dem  Tabak  nach 
den   ErzengungBländem  bestehen,   ergiebt   na- 


mentlich die  Bamhnrgische  und  Bremische  Sta- 

Nach  der  Bremischen  Statistik  für  1892 
beiw.  1899  ergiebt  sich  als  Wert  eines  Kilo- 
gramms Rohtabaks  nach  dem  Durchschnitt  des 
Jahrfünfts  1888,'92  bezw.  1895/99  für  Sumatra 
3,22  bezw.  2,78  Mark,  anderer  ostiadischer  0,98 
bezw.  1,12  Mark,  Havanna  2,85  bezw.  2,89 
Mark,  Domingo  0,73  bezw.  0,71  Mark,  Kauaster 
(Varinas)  0,93  bezw.  1.04  Mark,  Cuba  1,48  bezw. 
1,71  Mark,  Portorico  0,53  bezw.  0,98  Mark, 
Brasil  1,04  bezw.  0,95  Hark,  Columbia  0,96 
bezw.  0,75  Mark,  Eentncky  0,73  bezw.  0,71 
Mark,  Marvland  0.5?  bezw.  0,41  Mark,  Ohio 
0.76  bezw.  "0,79  Mark,  Seedleaf  0,73  bezw.  0,67 
Mark,  Virgini  0,79  bezw.  0,67  Mark,  Stengel 
0,14  bezw.  0,14  Mark. 

In  der  Statistik  des  aiiBwärtigen  Handels 
dea  deutschen  ZoUeebietes  fOr  1899  (N.  F. 
Bd.  129)  ist  der  Wert  von  lOO  kg  einge- 
führter un  bcarlteitclorTabakblätter  als  Durch- 
sclinittswert ,  ermittelt  aus  verschiedenen 
Ei nheit3 werten  für  verschiedene  Herkunfts- 
länder, zu  ir>5  Mark  berechnet  (für  Stengel 
und  Rippen  zu  ].'>  Mark). 

Die  zeitliche  Bewegung  der  Bohtabak- 
preise  (Grosshandelspreise)  in  Deutschland 
seit  1882  ist  aus  nachstehender  dem  Statisti- 
schen Jahrfaucho  für  das  Deutsche  Reich 
entnommenen  Tabelle  zu  ersehen. 


Jahre 

n 

netb 
En 
6  1 

i! 

1   mit 
b.ll. 
t.  C. 

6  Mt.  C.  nn- 
verzoUt 
Hamburg 

\^ 
3  (bis 

6)M 
Mann 

m- 

1884 
C. 
eim 

zoift. 
Bremen 

unver- 
steuert 

i^ 

66,3 

«0,9 

iio,S 

"2,5 

73,71  65,0 

1883 

66,a 

888 

97,5 

no,o 

8a,7     71,7 

1884 

8a,4 

8",7 

107,9 

88,2 

70.8 

1885 

75.S 

79,8 

99,  J 

105,* 

89,5 

59,0 

1886 

53.2 

99,3 

98;? 

98,0 

83,0 

S*,5 

1887 

49,7 

90,8 

86,7 

98,7 

87,7 

S7,S 

1888 

50,0 

91,4 

86,7 

106,3 

92,0 

60,0 

1889 

39,o 

108,9 

9^,1 

125,0 

92,2 

57,8 

1890 

39,8 

•24,6 

91,9 

126,7 

103,0 

60,0 

1891 

43,8 

109,7 

87:9 

110,0 

95,7 

52,0 

1892 

49,6 

87,3 

80,4 

103,8 

95.3 

53,6 

1893 

58,7 

76,0 

66,3 

87,9 

100,0 

63,0 

1894 

5*.' 

'5.7 

6z,S 

88,3 

97,4 

65,0 

1895 

44,6 

61,8 

60,5 

82,9 

ioa,8 

70,0 

1896 

39.» 

8,;o 

81,0 

117,1 

94,9 

73,8 

1897 

3M 

98,s 

85,0 

'"5,8 

100,9 

68,6 

1898 

47,0 

110,2 

82,4 

130,0 

101,3 

53,3 

1899 

47,5 

1*5,4 

7S,5 

136,7 

1^8 

5 1,7 

1900 

SS.3 

114,8 

69,0 

142,1 

62.3 

7.    Stattfltik    dea   Tabakbaaes.     In    der 

von  dem  landwirtachaftlichen  Department  der 
Vereinigten  Staaten  herausgegebenen  Schrift: 
„Production  and  distribntion  of  the  principal 
agricultural  producta  of  the  world",  Washington 
1893,  wird   es  als  „manifestly  impossible"  be- 
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zeichnet,  eine  bestimmte  Schftttung  der  Welt- 
prodnktion  au  Bohtabak  zn  ^eben.  Aof  Grand 
von  DnrchBcbuittsergebniBBeu,  in  der  Haupt- 
sache aus  1881/90,  wird  die  enropäiiche  Tabak- 
Erodnktion  (mit  Äuanahme  der  Türkei,  Spaniens, 
iftnemark«  und  Norwegens)  zu  rund  442  Milli- 
onen Pfund  angegeben,  weiter  sind  an  be- 
merk enewertea  Angaben  für  angaerenropäiacbe 
Lfinder  anzuführen:  Japan  41  Millionen  Pfand, 
Cejton  6  Hilliouen  Pfund,  Java  nnd  Sumatra 
42  Uillionen  Pfund,  Cochinchina  6  HUlionen 
Pfnnd,  Vereinigt«  Staaten  499  MilUoneD  Pfund, 
Australien  4  Hillionen  Pfund,  —  Die  hanpt- 
sächlichBteu  Lücken  dieser  Nachweise  bezieben 
lieh  auf  BritiBch-Ostindien,  die  Türkei,  Cnba, 
Brasilien  und  die  Philippinen.  ^Uie  mit  dem 
Ceusns  von  1890  in  deu  Vereinigten  Staat«n 
rerbnndene  Erhebung  hat  ergeben:  2058<)S 
Pflanzer,  692990  mit  Tabak  bebaute  acres,  eine 
Emteraenge  Ton  488255896  Pfund  im  Werte 
von  34844449  Dollar.  —  Nach  den  Berichten 
des  Commisaioner  of  Internal  Eevenue  fQr  1H99 
nnd  1900  stellt  sich  die  Jahresproduktion  ron 
Rohtabak  in  den  Vereinigten  Staaten  im  Durch- 
schnitt der  Tier  Jahre  189d/98  auf  638418426 
Pfund.) 

Juraschek  (Uebersichten  der  Weltwirtschaft) 
fand  nach  Ermittelnngen  nnd  Schätzungen  für 
Ende  der  80er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  die  ^ 
samte  aussereuropäische  Tabakproduktion 
zu  643,S8  Hillionen  kg,  darunter  mit  mehr  als  10 
jlillionen  kg :  Vereinigte  LStaaten  221,68  Millionen, 
Britisch-Ostindien  ca.  170  Millionen  k^,  Türkei 
32  Millionen  kg,  Niederländiech-Ostindien  26,54 
Millionen  kg,  Japan  2;j,T0  Miliinnen  kg,  Cnba 
10,61  Millionen  kg,  Brasilien  10,50  Millionen  kg,  \ 
Philippinen  10,11  Millionen  kg.  —  Die  enro- 
pftische  Tabakprodnktion  ist  Ton  Juraschek  , 
für  denselben  Zeitpunkt  (in  der  Hauptsache ; 
1889)  zu  201,12  Millionen  kg  ermittelt,  jedoch  ' 
mit  dem  Zugeständnis,  dass  der  Normalertrag  , 
der  europlUschen  Ernte  hüher  zu  Teranschlagen  , 
sei.  Ein  Giesamtbetrag  von  743  Uillionen  kg  , 
drückt  hiemach  die  Menge  aus,  über  welche  i 
hinans  die  Wettproduktion  an  Tabak  zn  schätzen  . 
ist.  För  daH  Endergebnis  einer  solchen 
Sch&tiun^  ist  namentlich  die  Gesamtscbätznng 
der  asiatischen  Tabakproduktion  massgebend. 
Neuerlich  hat  Kiessliiig  in  seinem  Handbuch 
der  Tabakkunde  die  Gesamtproduktion  der  Erde 
auf  9%  Millionen  kg  geschlitzt;  davon  sind  fllr 
Asien  allein  435  Millionen  angesetzt,  für  Amerika 
300  Millionen,  Europa  198,  Afrika  50,  Australien 
2  Millionen.  * 

In  Europa  sind  als  Tabak  produzierende 
LSnder  namentlich  Oes  [erreich -Ungarn,  BuHsland, 


Prodnk  tionsgebiete 


Pfalz  (baTericche,  badische  und  hessische)     .    . 

Elaaas- Lothringen 

Badisches  Oberland 

<iegend  Ton  SUmberg  und  Fürth 

L'ckennark  und  OdermUndung 

Alle  anderen  Tabakgegenden 

Den tac lies  Zollgebiet 


dos  Deutsche  Beich,  Frankreich  und  die  Türkei 

Für  Öesterreich-Dngarn  ist  in  der 
oben  erwähnten  amerikanischen  Zusammenstel- 
lung als  Durchschnittsergebnis  pro  1881 '90  der 

Betrag  Ton  133936747  Pfund,  d.  i.  60742  388 
k^  angegeben.  FUr  Russland  fehlen  dort 
die  Angaben.  Nach  den  Jahresberichten  des 
Departements  der  inneren  Steuern  betrug  die 
Ernte  Ton  Tabak  nach  dem  Durcbschuitt  der 
3  Jahre  1889;91  (1889  3067738  Pnd.  18!» 
3992963  Pnd,  1891  3388975  Pud)  3483232 
Pud,  d.  i.  67125005  kg.  Die  Gesamtmenge 
des  Tabaks  zerfttUt  in  Tabak  höherer  Sorte  mit 
durchschnittlich  1201900  Pud,  davon  türkischer 
967186  Pud,  amerikanischer  239715  Pud  und 
Machorka  mit  2276331  Pud.  Die  Anbaufläche 
hat  im  Durchschnitt  der  3  Jahre  43111  Dess- 
jatinen  oder  47099  ha  betragen. 

Für  die  Jahre  1892  bis  1898  ergiebt  sich 
folgendes : 


Qeemteter  Tabak 

~»_  ™    höherer 
ganzen     g^^^^ 

Pud  ~   " 


Pud 


136300I3785798 
475  545  !  3961  775 
264143  J307»  338 
322247:3055  189 
61500813400  loj 
908071  3  143087 
995  730 :  3  302  733 


In  Deutschland  (Deutsches  Zollgebiet} 
stellt  sich  nach  dem  Durchschnitt  des  Jahr- 
zehnts 1882,91  die  Anbaufläche  auf  2IIU:')2  ha. 
der  ErtroF  an  getrockneten  BlKttern  auf 
38  570  000  Kg ;  dagegen  im  Durchschnitt  der 
jüngsten  7  Ähre  18112  98  die  Anbaufläche  auf 
185(i5  ha,  der  Ertrag  auf  39066(XM  kg,  (Für  das 
Jahrzehnt  18891)8  ergeben  sich  18600  ha  bezw. 
38962000  kg.)  In  Frankreich  hatte  sich  für 
dos  Jahrzehnt  1881/90  die  Tabakprodnktion  auf 
jährlich  19838000  kg  ^stellt. 

Was  schliesslich  die  Verteilung  des  deut- 
schen Tabakbaues  nach  Flache  nnd  Ertrag 
auf  die  einzelnen  Prodnktionsgebiete  anlangt, 
so  ergiebt  sich  nach  dem  Durchschnitt  der 
Jahrzehnte  1882,91  und  1889,98  folgendes : 


Die  Emtemenge  in 

trockenen 

hn 

blättern 

882,'91 

1889 le 

188291 

188!)  98 

5818 

13004 

11429 

2191 

1502 

5204 

400b 

404z 

8056 

10617 

70b 

509 

1  173 

«4' 

3  9H 

3468 

50D4 

6161 
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B.  Tabakverarbeitimg. 

S.  Die  TabakfabrlkatioB.    Technisches. 

Die  Tabakverarbeitang  hat,  sofern  aie  nicht 
mit  bereits  fermentiertem  Tabiik  zu  thon  hat,  zn- 
nächet  die  Vorbereitung  des  Tabaka  zur  fabrijta- 
toriflchen  Yerwendong  mittelst  der  rermen- 
tation  zn  erledigen.  Dieses  iit  ein  Gärungs- 
prozess ,  welcher  durch  Zusiunmenaetzen  des 
TahakB  zn  grosseren  Haufen  („Stucken''  oder 
.Mnken")  herbeigeführt  wird  und  mit  starker 
Temperaturerhöhung-  desselben  verbunden  ist. 
Neuere  Uutersuchnngen  (B.  Suehsland)  haben 
ergeben,  aase  an  alTea  fermentierten  Tabaken 
einige  verschiedene  Arten  von  Spaltpilzen 
haften;  daran  knüpften  sich  Verfniche,  durch 
Uebertraguug  der  Reinknlturen  von  den  Spalt- 

Eilzen  ealer  Tabake  den  minderwertigen  Ta- 
aken  die  Eigenschaften  besserer  Sorten  xa 
verleihen.  Haben  diese  auch  den  Erwartungen 
nicht  ganz  entsprochen,  so  ist  doch  in  deren 
Gefolge  dem  Fermentationa Vorgang  eine  allge- 
meine grossere  Aufmerksamkeit  zugewendet 
und  dadurch  manche  Verbesserung  der  Pro- 
duktion erzielt  worden.  Bei  der  Durchführung 
der  Fermentation  kommt  es  darauf  an,  sieb  von 
den  Wttterungs  Verhältnissen ,  besonders  der 
.\QsseDtemperatur  möglichst  unabhängig  zu 
machen;  während  des  Verlaufs  des  Gärungs- 
prozesses moss  die  Temperatorent  Wickelung 
Kenan  llberwacbt  und  angemessenes,  häufiges 
Umsetzen  des  Tabaks  vorgenommen  werden : 
auch  ist  dafür  zn  sorgen,  dass  der  Feucbtig- 
keitsgehalt  der  Lnft  stets  nahe  der  Sättignngs- 
grenze  liege. 

Ausser  der  Hauptgämng  findet  noch  eine 
Nschf erment atlon  des  Tabaks  statt.  Die 
HanptgÄrung  wird  im  Laute  des  ersten  Winters 
beendet;  im  Frühjahr  aber  pflegt  eine  aber- 
malige Selbsterwärmang  des  Tabaks,  die  so- 
genannte Maifennentation  einzutreten.  Auch 
die  nach  dem  amerikanischen  Fermentations ver- 
fahren behandelten  Tabake  machen  gewöhnlich 
eine  Art  NachgSrun^  durch. 

Nächst  der  Leitung  und  Ueberwachnng 
des  Fermentation sprozesses  kommt  zur  Be- 
wahrung der  guten  Eigenschaften  des  Rohstoff 
die  geeignete  Art  seiner  Lagerung  in  Be- 
tracht 

Allgemeine  vorbereitende  Massnah- 
men der  Fabrikation,  welche  nicht  unbedingt 
mit  der  bestimmten  fabrikatori sehen  Verwen- 
dung dea  Tabaks  zusammenhängen,  sind,  abge- 
Khen  von  der  Vermischung  verschiedenartiger 
GohstoSe,  die  unter  dem  Namen  der  „Tabak- 
verbessemng"  susammengefassten  Uasenahmen 
des  Auslaugens  und  Saucierens  (Zusatz  aroma- 
tischer Substanzen),  der  Verbesserung  der 
Gtimmähigkeit  durch  chemische  Ageutien,  der 
Entnikotinisiemng  etc. 

Die  Verarbeitung  der  hiernach  vorbereiteten 
Tabake  zerffillt  in  die  Herstellung:  1.  von 
BanchUibak,  2.  VDh  Cigarren,  3.  von  Cigaretten 
und  Cigarillos,  4.  von  Schnupftabak,  5.  von 
Kautabak. 

1.  Banchtabakfabriktion.  Vorberei- 
tende Arbeiten  sind  das  Sortieren,  Anfeuchten 
und  Entrippen  des  Tabaks  sowie  das  Plätten 
der  Bippen.  Beizen  fSaucieren)  des  Tabaks 
mitteist  Tabakslauge  ist  häufig,  auch  Gelb- 
färben  sowie    Parfümierung    desselben  kommt 


vor.  Der  Rauchtabak  wird  hauptsächlich  als 
Schneidtabak,  d.  h.  in  vollkommen  ge- 
nnssbereiter  Form,  ausserdem  aber  auch  unter 
Beibehaltung  der  ältesten  Fabrikatiansweise  als 
gesponnener  Rollentabak,  der  noch  die  Zer- 
BchneJdethätigkeit  des  Verbrauchers  erheischt, 
hergestellt.  Das  Schneiden  des  Tabaks  wird 
durch  Maschinen  mit  verschiedener  Art  der 
Messerführnng  bewirkt.  Der  ^chnittene  Ta- 
bak wird  —  vorzugsweise  mittelst  grösserer 
oder  kleinerer  Trommelapparate  —  cerüstet, 
sodann  —  gleichfalls  mittelst  maschineller  Pro- 
zesse —  gekühlt  und,  zur  Beseitigniu;  des 
Staubes,  gesiebt.  Schliesslich  wird  der  Tabak 
gleichfalls  unter  Verwendung  von  Paketierma- 
schinen verpackt,  zumeist  in  Papierpackete. 
Der  Rollen-  oder  Karottentabak  wird  mittelst 
einfacher  Spinn  haspeln  oder  Tabakspiunnia- 
Bchinen  hergestellt.  Der  gesponnene  Tabak 
wird  gepresst,  getrocknet  unJ  in  Ballen  ver- 
packt. Karotten  werden  ans  den  Rollen  in  der 
{Art  hergestellt,  dass  eise  Anzahl  Bollen  in 
die  Karottenform  symmetrisch  neben  einander 
gestellt  und  dann  unter  starkem  Druck  gepresst 
werden. 

2.  Cigarrenfahrikation.  Der  ange- 
feuchtete Tabak  wird  entrippt  und  sortiert, 
wobei  namentlich  auf  Aussonderung  der  zu 
Deckblatt  geeigneten  Blätter  nach  verschiedenen 
Grossen  geachtet  wird.  Bei  der  darauffolgen- 
den Herstellung  der  Cigarre  arbeiten,  in  der 
Regel  zwei  Personen  zusammen,  der  Boller  und 
der  Wickelmacher.  Der  von  letzterem  zunächst 
herzustellende  Wickel  enthält  die  Einlage  und 
das  diese  umgebende  Umblatt.  Die  Umlegung 
des  Deckblatts  durch  den  Roller  erfolgt  nach 
vorgängiger  Einbringung  und  Pressung  der 
Wickel  in  besonderen  Formkästen  {Formen-Ci- 
garren]  oder  ohne  diese  vorgfingige  Formen- 
pressnng  (Hanilci^rre),  In  letzterem  Fall  ist 
grossere  Geschicklichkeit  und  mehr  Zeitaufwand 
des  Rollens  erforderlich.  Das  Decken,  d.  i.  das 
Umlegen  des  Deckblatts,  erfolgt  in  der  Art, 
dass  der  Boller  ans  den  Blättern  sich  die  Deck- 
blätter in  der  erforderlichen  Form  nach  Augen- 
mass  herausschneidet,  alsdann  das  Deckblatt 
unter  Rollnn^  des  Wickels  um  dieselbe  schlägt, 
und  sdiliesslich  die  Spitze  klebt  und  den  das 
Schnittende  der  Cigarre  überragenden  Teil  des 
Deckblattes  abschneidet  Die  fertigen  CigaiTen 
kommen  auf  Trockenrahmen  und  werden  als- 
dann sortiert  und,  soweit  nicht  monopolisierte 
Industrie  in  Frage  kommt,  in  mannigfaltiger 
Art  und  Ausstattung  nnter  starker  Benutzung 
von  Fhantasienamen  zur  Bezeichnung  der 
Warenheschaffenbeit  („Havanna"!)  verpackt. 
Für  maschinelle  Einriebtungen  ist  hei  der  Ci- 
garrenfahrikation weniger  Platz;  doch  sind  die 
Hilf  am  aschinen  zur  Herstellung  der  Wickel  zn 
erwähnen. 

3.  Cigaretten-  nnd  Cigarillos- 
f  a  b  r  i  k  a  t  i  0  n.  In  der  neuesten  Zeit  hat  der 
\' erbrauch  von  Schneidtabak,  welcher  schon 
fabrikatorisch  in  eine  cigarren  artige  Form  ge- 
bracht ist,  stark  zugenommen.  Besteht  dabei 
die  Umhüllung  des  Schneidtabakes  aus  Papier, 
so  handelt  es  sich  um  die  Cigar et te ,  be- 
steht sie  aus  einem  TabakdeckblaH,  so  heisst 
das  Fabrikat  Cigarillo.  Beide  Fabrikate  werden 
teils  mit  der  Hand,  teils  mittelst  Maschinen 
hetgestellt.     Im   lelzterea  Fall  kann  die  Ma- 
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Echine  nur  eine  Teilarbeit  (z.  B.  die  Herstellan^ 
der  Papierhülsen  fltr  Cigaretten)  leisten  oder 
den  g'esamten  Herstellen gsprozess  der  Ware 
(Hülaenliildttng,  Fütlnng,  Ablehne)  übernehmen. 
Es  ist  eine  Eeihe  höchst  aianreicher  Maschinen 
der  letzteren  Art  in  Verwendang. 

4.  Schnnpftabakfabrikation. 
Torbereitende  Arbeiten  sind  Sortieren  nnd  Sau- 
cieren.  Die  Scimnpftabnkfabrikation  ist  von 
iweierlei  Art.  Der  Schnnpftabak  kann  ans 
losen,  in  grossen  Massen  aufgeschichteten  nnd 
der  Selbsterhitzung  unterliegenden  Hassen 
Tabakblättern  oder  aus  Karotten  hergestellt 
werden.  In  letzterem  Falle  wird  der  sanciert« 
Tabak  in  stark  gepresstein  Znatand  noch  längere 
Zeit  gelagert.  (Das  Karottieren  ist  wegen  er- 
heblicnen  damit  verbundenen  Zinsverlnstea  stark 
ausser  Gebrauch  gekommen).  Je  nach  der  einen 
oder  anderen  UerstellungsweiBe  sind  versehie- 
dene  Zerkleinernngsmascbinen  in  Anwendung 
{Rundmessermaschinen,  Stampf  werke,  Mühlen — 
Karotten- Rapier  (-Zerreibungs-)  masebinen.  Der 
zerkleinerte  Tabak  wird  mittelst  Siebnug  sor- 
tiert, schwach  gebeizt  —  and  eventuell  nach 
Dnrchmachnng  eines  Gärungsprozesses  —  ähn- 
lich dem  Rauchtabak  verpackt. 

h.  Kantabakfabrikation.  Es 
kommen  haiiptsächlicb  in  Betracht  Kantabak  in 
gcpresster  Tafelform  (namentlich  in  Nordame- 
rika neben  feingeschnittenem  Kantabak  üblich), 
Kanlabak  in  gesponnenen  RSUchen,  Kautabak 
in  geschnittenem  und  gekräaaeltem  Znstande. 

Die  Fabrikation  geschieht  mittelst  Irapräg^ 
nierung  des  in  Torbezeichneter  Form  zur  Ver- 
wendung kommenden  Tabaks  mittelst  Tabak- 
lange,  welche  entweder  in  der  Kantabakfabrik 
selbst  hergestellt  oder  von  Tabaklaugereien  be- 


in  Nordamerika  namentlich  von  Lakritze,    eine 
bedeutende  Rolle. 

Ausger  der  Tabakfabrikation  selbst  sind  be- 
deutungsvoll auch  die  Hiifsgewerbe  der- 
selben, namentlich  in  monopolfreien  Ländern,  in 
welchen,  wie  in  Deutschland  and  in  den  Ver- 
einigten Staaten,  auf  die  änssere  Ausstattung 
ein  besonderes  Gewicht  ^-  vielleicht  im  Grunde 
mehr  von  den  VerkSofem  als  von  den  Käufern 
—  gelegt  wird.  In  Betracht  kommen  unt«r 
den  Hilfflgewerben  der  Tabakfabrikation  nament- 
lich die  Herstellung  von  Kisten  und  Cigarren- 
kistchen,  von  Wickel-  und  Ciprarrenformen,  von 
Papier-  nnd  Papierwaren,  Etikettenanfertigung 
n.  s.  w. 

9.  Die  TabaktabrikatioD.  Wirtschaft- 
liches. Ein  durchgreiiender  Gegensat?,  be- 
steht vor  allem  zwischen  den  MonopoUäiider« 
und  den  Nichtmonopolländern.  Auch  bei 
den  letzteren  bediugt  die  Art  und  das  Mass 
der  Tabak besteueninB-  eioe  Verschiedenheit 
der  wirtschaftlichen  Bedingungen  der  Privat- 
indiistrie. 

Die  einheitliche  staatliche  Leitung  der 
Fabrikation  la  den  Monopolländern 
führt  natiirgemäss  zu  einer  starken  Kou- 
centration  des  Betriebes. 

In  Oesterreich  bestehen  W  Tabak- 
fabriken. Die  Gesamtzahl  der  stflndigen  und 
nicbtslitndigen  Arbeiter  betrag  Ende  Dezember 


1899  37361  oder  durchschnittlich  1245  für  eine 
Fabrik.  Von  den  Arbeitern  waren  33 174  oder 
90  "/o  weiblich.  In  Ungarn  sind  21  Fabrikea 
vorhanden  mit  zusammen  (Ende  Dezember  lSä9) 
19446  Arbeitern,  davon  18 160  oder  93",  „Weibern : 
auf  eine  Fabrik  treffen  durchschnittlich  9ä6 
Arbeiter. 

In  Frankreich  bestehen  21  Fabriken 
(manafactnres) ;  am  31.  Dezember  1899  bestand 
deren   „peraonnel"  aus  17184  Arbeitern  (1652 


weibliche). 

Eine  starke  Kouceutration  des  Betriebes 
ist  auch  durch  die  inKussland  bestehende 
Fonn  der  Fabrikathesteuerung  veranlasst 

Es  waren  im  Jahre  1891  vorbanden:  187 
allgemeine  Tabakfabriken,  1;j6  Macborkntabak- 
fabriken,  51  Abteilungen  zur  Verarbeitung  von 
Maehorkatabak  bei  allgemeinen  Fabriken;  im 
Jahre  1898 :  159  allgemeine  Tabakfabriken 
und  99  Machorkatabakfabriken  mit  soBammen 
38900  Arbeitern. 

Dagegen  hat  die  in  den  Vereinigten 
Staaten  gewählte  Form  der  Tabakbesteue- 
rung keine  derartige  Koneeotration  des  Be- 
triebes herbeigeführt. 

Nach  dem  Stande  vom  30.  April  1891  waren 
nach  der  Statistik  der  für  den  Betrieb  gezahl- 
ten Specialtaien  vorbanden  :  1021  Fabrikanten 
von  Kanch-  and  Schnnpftabak,  21 337  Cigarren- 
nnd  Ciga  retten  fabrikant«n.  Mit  dem  am  1. 
Oktober  1890  eingetretenen  Wegfall  dieser 
Taxen  (Lizenzgebühren)  ist  aacb  die  betreffende 
Statistik  weggefallen.  Doch  wurde  die  Zahl 
der  Tabakfabriken  ancb  fernerhin  nachgewiesen 
and  konnte  für  die  Betriebsgesfaltung  der  Ci- 
garrenindnstrie  die  Statistik  der  von  der  Steuer- 
verwaltniig  mit  den  Cigarrenfabrikanten  ge- 
führten Einzelkonten  henatzt  werden.  In 
:  ersterer  Hinsicht  wirkte  jedoch  der  Umstand 
'  stJirend,  dass  nach  Wegfall  der  Specialtasen 
eine  Anzahl  von  Oigarrenfabrikanten  sieh  als 
„manufacturers  of  tobacco'  erklärt  hatten,  um 
die  Rückstände  und  Abfälle  (scrapps,  cuttings 
and  clippings)  der  Cigarrenfabrikation  in  ge- 
setzlicher Weise  als  Ranchtabak  verwerten  zu 
können.  Deshalb  schnellte  mit  Ende  1891  die 
Zahl  der  Tabakfabrikanten  von  978  im  Vorjahr 
auf  2220  empor.  Was  die  Einzelkonten  mit  den 
Cigarren-  und  Cigarettenfabrikanten  betrifft,  so 
ist  deren  Zahl  seither  immer  etwas  grösser  als 
die  Zahl  der  Taxzahler  gewesen.  Nach  den 
Reports  des  Commissioner  of  Internal  Revenue 
waren  solche  Einzelkonten  nachgewiesen  fUr 
1889  22837,  für  1899  28  623.  Nach  den  Er- 
mittelungen beim  Censns  von  1880  nnd  1890 
sind  7145  bezw.  10966  Etablissements  für  Fa- 
brikation von  Cigarren  und  Cigaretten  und  477 
bezw.  395  für  Fabrikation  von  Kaa-,  Bauch-  nnd 
Schnupftabak  vorhanden  gewesen.  (AuKserdem 
sind  für  die  tabakbauenden  Staaten  292  Eta- 
blissements für  „tobacco,  stemming  and  rehand- 
ling"  nachgewiesen).  Das  Durchschnittskapi- 
tal  einer  Kan-,  Rauch-  oder  SchnnpElabakfabrik 
ist  für  1880  zu  ;16Ü74  Doüars,  für  1890  zn 
78079  Dollars  angegeben,  jenes  einer  Cigarren- 
oder  Cigarettenfabrik  zu  3037  bezw.  5432 
Dollars.  Durch  G.  v.  13.  Jnni  1898  sind 
wiederum  Specialtaxen  eingeführt  und  zwar  für 
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ßohtabakhSndler  und  Fabrikanten  abgestnft 
nach  dem  Geschäftanmtang :  6,  12,  24  Dollars, 
fttr  Händler  mit  Fabrikaten  12  Dollars,  jedoch 
nur  bei  einem  Jahresumsatz  von  mehr  als 
fiOOOO  Pfund.  Die  Gesamtzahl  der  Händler  mit 
Fabrikaten  ist  hieniacb  nicht  bekannt,  wohl 
aber  .jene  der  Bohtabakhandler  nnd  der  Fabri- 
kanten. Für  das  Jahr  1899/1900  sind  nachge- 
frieseu  als  Zahler  von  Specialtasen :  5818  Eoh- 
Ubakhändler,  1278  Händler  mit  fabriziertem 
Tabak,  2436  Tahakfabrikanten,  26  329  Cigarreu- 
fahrikanten.  Von  einem  Privatinonopol  einiger 
weniger  Fabrikanten  kann  hiemacn  in  den 
Vereinigten  Staaten  nicht  die  Eede  sein;  ins- 
besondere ergiebt  sich  in  den  90erJahren  eine 
erhebliche  Zunahme  sowohl  der  Cigarrenfabri- 
kanten  als  insbesondere  der  Tabakfabriken. 

Von  der  Arbeiterzahl  der  Fabriken  hat  die 
amerikanische  Steuerverwaltnng  keine  Kennt- 
nis, wie  seinerzeit  den  Mitgliedern  der  deutschen 
Stenerkommission  amtlieh  mitgeteilt  wnrde;  die 
ätatiatik  der  nach  der  Arheiterzahl  abgestuften 
Bilrgschaftssnmmen  bietet  nur  ungenügenden 
Ersatz.  Namentlich  wirkt  der  Umstand  stiirend, 
iaes  grosse  Cigarrenfabrikanten  nnr  der  Steuer- 
Torschriften  wegen  ihre  —  thatsächlich  einheit- 
liche Fabrik  —  in  mehrere  gesonderte  Fabriken 
im  Sinne  des  Gesetzes  zerlegen,  um  die  Her- 
atelhuig  von  Cigarren  für  einen  Zwischenhänd- 
ler zu  ermöglichen,  welche  nicht  den  Brand  nnd 
die  Etikette*  des  wahren  Fabrikanten,  sondern 
des  Tor  dem  Gesetze  als  Fabrikanten  erschei- 
nenden Zwischenhändlers  tragen.  Bedeutend 
ist  in  den  Vereinigten  Staaten  die  kleinste  Be- 


triebsform der  Cigarrenindnstrie  in  den  beleb- 
testeu  Geschäftsatrassen  der  Grossstädte,  welche 
in  unmittelbarer  Verbindung  mit  dem  Verkauf 
nnd  dem  Verkanfslokale  steht;  der  Fabrikant 
ist  zugleich  Verkäufer  seiner  und  fremder  zn- 

äekaafter  Ware  und  sucht  die  Zeit,  welche  ihm 
as  Ladengeschäft  freilässt,  durch  Ciganen- 
fabrikation  auszunützen. 

Uebrigens  ist,  wenn  anch  in  geringem  Um- 
fange, auch  die  Hauginduatrie  vertreten,  inso- 
fern hier  und  da,  z.  B.  in  Peniisylvanien,  billige 
Cigarren  ant  dem  Lande  vorzugsweise  unter 
Benutzung  solcher  Arbeitskräfte  hergestellt 
werden,  welche  im  Sommer  Feldarbeit  treiben. 
Im  ganzen  stehen  jedoch  der  Verbreitung 
der  Hausindustrie  in  dem  Umfange  nnd  der 
Art,  wie  sie  in  Deutschland  besteht,  die  dortigen 
Steuervorschriften  entgegen.  Diese  hat  zur 
eigentümlichen  Ausgestaltung  einer  kasernierten 
Hausindustrie  gefükrt,  welche  insbesondere  in 
New-York  unter  der  Bezeichnung  „Tenements- 
häuser"  besteht  und  Über  welche  der  Bericht 
der  amerikanischen  Stenerkuramission  von  1878 
nähere  Aufschlüsse  enthält. 

Eingehende  Nachweisnngcn  über  die  in  der 
Tabakindustrie  beschäftigten  Personen  ent- 
halten die  Ergebnisse  des  Census  von  1890. 
Danach  betrug  die  Gesamtzahl  der  Beschäftigten 
in  den  Kau-,  Bauch-  und  Schnupft ahakhetri eben 
31 267,  in  den  Cigarren-  and  Cigarettenbetrieben 
98166;  im  ganzen  also  129423.  Der  Geaamt- 
bestand  der  Beschäftigten  ist  folgendermassen 
gegliedert. 


Kau-  Eauch- 
nnd  Scbnupf- 
tabakbet  riebe 


Cigarren-  u. 

Cigaretten- 

betriebc 


Gelernt«  nnd  ungelernte  Arbeiter  eskl.  /  ^*™;'"  ^^'^l  }l  ^^J"  ' 
StBckarbeiter* '  Frauen  über  15  Jahre  . 

r  Männer  ttber  16  Jahre '. 

Stückarbeiter !  Frauen  über  16  Jahre  . 

(Kinder 


Was  die  Löhne  in  den  Vereinigten : 
Staaten  anlangt,  so  findet  sich  darüber  älteres 
Material  im  Berichte  der  dentscben  Tabakkom- 
missjon  (nach  den  Ermittelungen  für  1874). 
Nach  den  persönlichen  Erkundigungen  der 
Kommission  ergab  sich,  dasa  die  StUcklShne  für 
Cigarren  je  nach  der  Qualität  der  zu  liefernden 
Arbeit  ausserordentlich  verschieden  sind.  In 
New- York  fanden  sich  Stücklöhne  von  nur  2'/s 
nnd  selbst  2  DoUars  für  1000  Stück  Cigarren 
in  den  Tenementshänsem  der  geringsten  Art.  < 
Im  übrigen  waren  in  New-York  Lohnsätze  von  | 
4  bis  6  Dollars  als  übliche  Bezablong  für  Ware ; 
geringerer  Qualität  anzusehen;  für  feinere  Ware  i 
fanden  sich  12,  für  hochfeine  Arbeit  vereinzelt 
sogar  30  bis  3ö  Dollars  per  lOOU  Stück. 

Seitdem  hat  die  Lohnstaliatik  in  den  Ver- 
einigten   Staaten   insbesondere    durch  die  Be- ! 


inühangen  der  aibeitsstatistiscbeD  Aemter  viel- 
fache I%ege  gefunden  und  sind  daraus  mannig- 
faltige ins  Detail  gehende  Nachweise  Über  die 
Lohn  Verhältnisse  hei  einer  grösseren  oder  ge- 
ringeren Zahl  van  Tabak  betrieben  erwachsen, 
so  z.  B.  in  den  vor  kurzem  erschienenen  Nach- 
weisen im  13.  Jahresbericht  des  Commissiuner 
of  Labor  (1898)  „Hand  and  Machine  Lahor  vol. 
IL  General  Table,  Washington  1899  S.  1510  ff. 
Auf  die  Einzelheiten  dieser  nicht  durchweg  der 
Voraussetzung  erschöpfender  Hassenbeobachtung 
entsprechenden  Nachweise  kann  hier  nicht  ein- 
gegangen werden.  Dagegen  mnss  in  Kürze  das 
Gesamtergebnis  der  mit  dem  Census  von  1890 
verbundenen  Ermittelungen  über  die  Lohnver- 
hältnisse  in  der  Tabakindustrie  vorgeführt 
werden.  Dasselbe  stellt  sich  folgendermassen. 
Es  beträgt  der  mittlere  Jahreslohn  der 
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(bei  AugeBtellten  etc.    .    . 
bei   den    Arbeitern   (exkl. 

tabakindnstrie '  .  j      Stttokarbeiter)  ....         3»a 

l  bei  den  StückarbeitAni .    .         260 

aller  Beschäftigten 

J  bei  AngCHtellten  etc.    .    .         750 
bei   der  Cigarren-   oud  Cigaretten-  I  bei  den    Arbeitern    (eikl. 

indnstrie ]      Stlickarbeiter)  ....         467 

y  bei  den  Stückarbeitern     .        495 
aller  Bescb&ftigten 


Hänner     Weiber 
Übet  Qber 

16  Jahre  lö  Jahre 
Dollars 


Znr  Würdigung:  dieser  Zahlen  ist  diel 
Thatsacbe  zn  beachten,  dass  die  fragliche  Lohn- 1 
Statistik  für  die  Gesamtheit  aller  Beschäftigten 
und  Arbeiter  der  Vereinigten  Staaten  ergeben 
hat:  für  Angestellte  etc.  Männer  890  Dollars, 
Weiber  462  Dollers;  Arbeiter  eikl.  Stürkarbeiter 
MäuuKr  498  Dollars,  Weiber  276  Dollars,  Kinder 
141  Dollars;  Stückarbeiter  Männer  600  DoUarB, 
Weiber  255  Dollare,  Kinder  117  Dollars. 

Anch  die  Preise  der  Fabrikate  (Fakturen- 
preise,  d.  h.  die  Preise,  zn  welchen  der  Fabri- 
kant seine  Waren  in  den  freien  Handelsverkehr 
liefert),  sind  in  den  Vereinigten  Staaten  sehr 
verschieden;  es  bietet  aber  Schwierigkeiten, 
darüber  Genaues  festzustellen.  Die  deutsche 
Steuerkoutmission  fand  im  Jalire  1878  nach  An- 
!>:abe  einiger  hervorragender  Fabrikanten  in 
Jersey-City,  Baltimore,  Bichmond  und  Chicago 
für  das  Pfund 


als 


Cts. 


als 


Cts. 


feingeschnittenen  Kautabak      34—50  70 — iio 

granulierten  Rauchtabak          34—4*  100—250 

«escbnittenen  Itauchtabak        30 — 43  40 — 150 

.Schnupf- 1  brauner  n. schwarzer  60—75  75 — '  "> 

tabak  Jgelber                         60—70  63 — 96 


In  den  Oigarrenpreisen  wurden  noch  weit 
grüssere  Unterschiede  ermittelt  Cigarren  zn 
ganz  niedrigen  Preisen  wurden  damals  (1878) 
erst  seit  neuerer  und  neuester  S^it  mit  der  an- 
sehnlichen Ueberhandnahme  des  Cigarrenver- 
branches  in  gT(«seren  Mengen  hergestellt.  Vor- 
her bildeten  Cigarren-En grospreise  von  unge- 
lähr  2()  Dollars,  berechnet  auf  einen  Detailver- 
kaufspreis der  einzelnen  Cigarre  von  5  Cents 
die  untere  Urenze  der  Preise.  Als  Ansnahms- 
minimalpreis  wurde  der  Betrag  von  10  ','g 
Dollars  per  Tansend,  beiw.  von  9 ','»  Dollars 
(letzteres  in  Brooklyn  für  Cheerols  in  Manila- 
torra]  festgestellt.  Als  höchste  Preise 
den  Vereinigten  Staaten  fabrizierten  Cigarren 
wurden  80 — 100  Dollars  ermittelt;  die  in  den 
Vereinigten  Staaten  und  vorzugsweise  in  Key 
Weat  aus  HavannabUttem  gefertigten  Cigarren, 
mit  einem  Rohmaterialzoll  von  ^  Cents  per 
Pfund,  bildeten  damals  (wie  wohl  aorh  heate 
noch)  den  Uebergang  zu  der  teuersten  Ware, 
nämlich  zu  der  ans  der  Havanna  importierten, 


ausser  der  Inlandsteuer  mit  einem  Oenichtszoll 
von  2,50  Dollars  (heute  4,50  Dollars)  per 
Pfund  und  einem  Wertzoll  von  25%  belasteten 
Cigarre. 

Nach  den  Ermittelungen  beim  Census  von 
1890  betrug  der  Bruttowert  der  Jabreserzeugung 
bei  der  Kau-,  Bauch-  und  Schnu^ftabakfabri- 
kation  68  843  587  Dollars,  bei  der  Cigarren-  and 
Cigarettenfabrikation  129  693  275  Dollars  und 
der  Nettowert  36  651338  bezw.  79394  315 
Dollars. 

Fflr  die  deutsche  Tabakindustrie 
wurde  an  wirtschaftlieh  bcdci^Jsamen  Mo- 
menten schon  bei  der  Tabakenquete  von  1878 
festgestellt,  dass  im  allgemeinen  die  Sclimipf- 
tabakfabrikation  mehr  und  mehr  roii  den 
(rrossbetriebeQ  öbernommen  und  konc-en- 
triert  vrerde  und  dass  auch  die  Raueli-  und 
Kautabak fabrikation  sich  vorzugsweise  füi- 
die  Grossindustrie  eigne.  Dagegeu  wui-de 
eine  ziemlieh  gleiehinässige  Verteitmig  der 
Cigarrenfabrikatiou  auf  die  di«!  Eategorieen 
der  Gross-,  Klein-  und  HausiuduBtrie  vor- 
gefimden.  Die  Bezeicluiung  "HausinduBtriefi 
wird  übrigens  —  wie  im  EiKiueteltericht 
dargelegt  ist  —  in  verschiedeneui  Sinne  an- 
gewendet. Teils  wurde  darunter  mu-  die 
Verarbeitung  von  Rohmaterial  zu  bestimmten 
Fabrikaten  diirch  den  Arbeiter  und  seine 
Familienangehörigen  in  seiner  Wohnung  für 
eigene  Rechnung,  teile  nur  die  Verailieitiing 
für  Rechnung  des  Fabrikanten  vei-standen, 
teils  auch  beidea  unter  Hausindustrie  zu- 
^  sammengefasst.  In  der  Regel  sind  es  ge- 
'  lernte  Cigarrenmauher,  welche  neben  der 
Fabrikarbeit  in  freien  Stunden  weiter  ar- 
beiten, oder  lediglich  in  ihi-er  Wohnung  mit 
ihren  Familienangehörigen  für  eigene  Kech- 
aung  oder  für  einen  Fabrikanten  besc-liäftjgt 
sind.  Dazu  kommt  nocli  die  ärmere  Be- 
völkerung in  den  Gegenden,  wo  grössere 
,  Fabriken  existieren  oder  Tabakbau  in 
grösserem  Umfang  betrieben  ■wird. 

Bei  der  Bearbeitung  der  Ei^bnisso  der 
deutschen  Berufs-  und  Gewerbe- 
zählungen von  1882  und  1895  ist  leider 
keine  Unterscheidung  der  Rauch-,  Sclinupf- 
imd  Kautabak  fabrikation  einerseits  und  der 
Cigarren-  und  Cigaretten  fabrikation  anderer- 


■'»'^ 


Tabak  und  Tabakbesteuerang 


seits  dnrchgefflhrt.  Sowohl  die  berufs- 
siatistischeD  wie  die  hier  vorzugsweise  in 
Betracht  kommenden  gewerbestatistisehen 
Nach  Weisungen  werfen  Betriebe  und  Per- 
nonal  der  gesamten  Tabak fabrikation  zii- 
iotnineD.  ^) 

Die  GeaamtEfthl  der  Gewerbebe- 
triebe der  Tabakfabrikatioü  ist  für 
189Ö  angegeben  zu  20933  (I93d7  Hauptbe- 
triebe, lö76  Nebenbetriebe)  mit  einer  GesaJnt- 
znhl  TOQ  1Ö3  080  'gewerhthätigen  Personen 
(d.  h.  i  n  n  e  r  L  a  1  b  der  BetriebBstütten  thätiffen 
Personen,  also  mit  Ansschliiss  der  HanBinans- 
Iriellen).  Gegen  1882  ergiebt  dies  eine  An- 
nahme der  Betriebe  tun  4Ö58  (413t  Haupt-  und 
427  Nebenbetriebe)  nnd  der  Personen  am  39684. 
AUeinbetriebe  waren  im  Jahre  183Ö  109H8, 
CehilCenbetriebe  83äi),  in  den  letzteren  wurden 
142  0!I2  Personen  beschäftigt;  eegea  1882  hatten 
zneenommen  die  ÄUcinbetriebe  um  2767,  die 
Gehilfen  betriebe  um  1364  nnd  die  in  letzteren 
l«schäftigten  Personen  uro  36917. 

Nach  Gritssenklassen  stufen  sich  die  Be- 
triel>e  der  Tabakfabrikation  im  Jahre  1695 
folgenderm aasen  ab; 
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6—10  II  151  86s7 

11—2(1  ^4^         10901 

21 — öü  907        29  875 

51—200        678        62007 

201  u.  mehr 56        17235 


ira  Jahre  1895 

ttiäniiHcb        weiblich  im  ü:anzei 
rntemehmer    .    .        8378               332  8710 

Angestellte      .    .        6  560  126  6  686 

Arbeiter       ...      52108  74588  126696 


Fasst  man  als  Kldnbetriebe  jene  mit  bis 
6  Personen,  als  Mittelbetriebe  jene  mit  6  bis 
50  Personen  nnd  als  GroBsbetrieoe  jene  mit  öl 
und  mehr  Personen  zusammen,  so  haben  znge- 
gpggpgn  1882  in  Prosenten 


Betriebe  Personen 

bei  den  Kleinbetrieben .    .        26,9  21,3 

bei  den  Mittelbetrieben  Z4,S  31,4 

bei  den  Grossbetrieben .     .        43,6  42,4 


Auch  hier  zeigen  die  Grossbetriebe  die  an- 
sehnlichste Verstärkung  sowohl  uacb  fietriebg- 
als  Fersonenzabl ;  aber  auch  die  Mittel-  nnd 
Kleinbetriebe  sind  von  rUcktäoflger  Entwick<'- 
Inng  weit  entfernt.  Gerade  bei  dieser  Betrach- 
tung ist  die  Nichtunterscheidung  der  Cigarreii- 
und  der  sonstigen  Tabakindustrie  sehr  zu  be- 
klagen ;  eine  solehe  würde  ersehen  lassen,  in 
wie  weit  die  Erhaltung  band  werk  smässigen  Be- 
triebs gerade  mit  der  Ausgestaltung  der  Ci- 
garreii fabrikation  zusammenhängt. 

Die  gewerbthätigen  Personen  der  Haupt- 
betriebe bestanden  im  .Jahre  1895  aus  74  448 
Männern  und  78632  Weibeni,  gegen  1882  hat 
sich  eine  Zunahme  nm  9971  Männer  oder 
löpö",;  nnd  29  713  Weiber  oder  60,7«,a  ergeben. 


im  Jahre  1882 
männlich        weiblich        ira  ganzen 
70Ö5  275  7340 


')  Dagegen  ist  eine  solche  Unterscheidung 
in  einer  von  den  Bundesregierungen  für  1893 
durchgeführten  und  der  Begründung  zum 
Tabak^teiiergesetzentwnrf  von  189Ö  beigefügten 
Erhebung  entlialten.  Die  Ergebnisse  der  Er- 
bebnng  werden  allerdings  als  nicht  überall  zn- 
Terlüssige  bezeichnet,  immerhin  aber  bieten  sie 
eine  beachtenswerte  Ergänzung  zur  Gewerbe- 
statistik Ton  1895.  Die  Zabl  der  Tabak- 
arbeiter   ist  nach  der  Erhebung  von  1893 

1.  in  Fabriken:  a)  in  Cigarrenfabriken 
!i761ä,  b)  in  der  i^garettentabrikation  X)b2,  ci 
in  der  Kautabak  fabrikation  2968,  d)  in  der 
ikbnnpftabak  fabrikation  621,  e)  in  der  Itauch- 
Ubakfahrikation  4362,  zusammen  107  688,  dazu 
summari^h  gezählte  Arbeiter  in  Preussen  4ö59 
und  nb:  in  Nebenbetrieben  beschäftigte  Arbeiter 
iu    Baden    725;  im   ganzen    also    lU  442,    — 

2.  H  a  u  s  a  T  b  e  i  t  e  r :  a)  in  der  Cigarrenfabri- 
kation  22 142,  b)  in  der  Cigareltenfabrikation 
517,  ci  in  der  Kautabakfabrikution  42,  d)  in  der 
Schnnpftabakfabrikation  485,  e)  in  der  Rauch- 
tabakfuhrikation  221;  im  ganzen  23407  —  also 
Tabakarbeiter  überhaupt  134  849.  Als  Arbeiter 
in  Xebenbetrifben  der  Tabak  fabrikation  sind 
aasgewiesen  3892. 


Von  den  Arbeitern  (ohne  mitarbeitende 
Familienangehörige)  waren  im  Jahre  189ri 
Jugendliche  (unter  16  Jahre  alt)  14  473  (Wlii 
männliche,  8409  weibücbe)  und  Erwachsene 
110481  (45854  männliche,  64627  weibliche;. 
Von  den  mitarbeitenden  FamilienangehUrigen 
trafen  auf  Jugendliche  96  (48  männliche,  48 
weibliche)  und  auf  Erwachsene  164G  (142  männ- 
liche, 1504  weibliche).  Verheiratete  Arbeite- 
rinnen Würden  16 134  ermittelt,  davon  433  in 
Kleinbetrieben,  1261  in  Mittelbetrieben,  14  441 
in  Grossbetrieben. 

Von  den  19357  Hauptbetrieben  Iwnutzteii 
ira  Jalire  1896  Windkraft  1,  Wasserkraft  48. 
Dampfkraft  149 ,  Gas-  oder  Heisstnft  152. 
Dampfkessel  ohne  DnmpfUbertragnng  9;  im 
ganzen  ;-iö9  gegen  243  im  Jahre  18«2.  (.^ucU 
hier  ist  die  jiichtunterscheidnn^  der  Cigarren- 
uud  der  sonstigen  Tabnkfabrikation  ausser- 
ordentlich stürend.) 

Die  territoriale  Verteilung  der 
in  der  Tabakfabrikation  gewerb tkätigen  Per- 
sonen stellt  sich  fllr  1895  folgendermassen.  Auf 
P  r  e  n  s  s  e  n  treffen  74  362  Persimen,  davon  auf 
Westfalen  15117,  Siblesien  10731,  Rheinland 
JI098,  Sachsen  7982,  Hessen-Nassau  6868,  Bran- 
.  denburg  5789,  Hannover  5544,  8i-hlesn-ig-Hol- 
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stein  3651,  Stadt  Berlin  3534,  Weetprenssen 
243Ö,  FoMn  1986  —  auf  BAden  28598, 
Sachsen  16558,  Hessen  8838,  Bayern 
6163  (ilftvoa  3599  linka  des  Rheins),  WUrttem- 
herg  3ö01,  Hamburg  2603,  Bremen  2ü05, 
EUasa-Lothrinzen  1936,  Sachsen- 
Altenburg  1Ö84,  Braunsebweig  1180. 
(Eine  kartegraphiscbe  Darstellanaf  der  Ver- 
breitung der  Tabakindnstrie  nach  Kleinen  Ver- 
waltungsbezirken —  Personal  der  Betriebe  — 
ist  dem  Band  119  der  Reiches  tatistik  beige- 
geben). 

Was  die  Hausindustrie  anlangt,  so 
sind  im  Jahie  1895  darüber  Angaben  sowohl 
von  den  Eansindustriellen  eelbst  als  von  deren 
Arbeiteehern  (den  Verlegern)  erholt.  Für  die 
Tabakfabrikation  stellt  sich  die  Zahl  der  baus- 
indnstriell  beschäftigten  Personen  noch  den 
Angaben  der  Hansindnstriellen  selbst  anf  1S45T 
Personen  in  9737  Betrieben  gegen  8313  Per- 
sonen in  6330  Betrieben  im  Jahre  1882.  Nach 
den  Angaben  der  Unternehmer  (Verleger)  er- 
gaben sich  für  1896  1627  Betriebe,  die  Personen 
in  der  Han.sindustrie  besrbfiftigen  gegen  1126 
im  Jahre  1882,  mit  23958  Personen  gegen 
15068  im  Jahre  1882.  Unmittelbar  beschäftigt 
wurden  von  diesen  Personen  (im  Jabre  1895] 
20020,  die  übrigen  3938  waren  Gehilfen  oder 
Mitarbeiter  dieser  Personen. 

Als  gewerbliche  Qefängnisarbeit 
ist  bei  der  Gewerbestatistik  von  1895  nicht  die- 
jenige Arbeit  gerechnet,  welche  für  eigene 
Rechnung  der  Straf-  und  Bessenrngsanstuten 
erfolgt,  sondern  nur  jeue,  welche  in  der  Anstalt 
für  anderweitige  Unternehmer  geleistet  wird. 
In  dieser  Weise  waren  mit  Tabakfabrikation 
3043  Gefangene  beschäftigt  (2411  männliche, 
632  weibUche).  (Bei  der  Ermittelung  von  1893 
waren  3843  Gefangene  [.3306  männliche,  637 
weibliche]  als  durchschnittlich  täglich  mit 
Tabakarbeiten  beschäftigt  gezahlt  worden). 

Aus  dem  Material  der  Unfallversicherung 
(Nachweiaung  über  die  Reclinungsergebnisse 
der  Berufsgenossen  sei  laften)  ist  für  1809  zu 
entnehmen,  dase  die  TabaJiberufsgenossen- 
schaft  6247  versicherte  Betriebe  und  UU969 
versicherte  Personen,  danmter  1.^8  075  durc]>- 
schnittlich  beschäftige  Betriebsbeamte  und 
Arbeiter  zählte,  {¥^r  188ö  waren  seinerzeit 
ii641  versiclierte  Betriebe  und  89407  ver- 
sicherte Personen  nachgewiesen  worden.) 

Anf  die  Lohnverhältnisse  erstreckt 
sicli  die  Reicbsgewerbestatiatik  nicht ;  bei 
der  Enipete  von  1878  wurde  festgestellt, 
(läse  bei  der  CigaiTenfabrikation  fast  aus- 
scIiJiesslich  die  Entlohnung  uacb  Stüobzabl 
(Acconl)  üblich  ist,  während  bei  der  Fabri- 
kation von  Baucli-,  Kau-  und  Schnupftabaken 
der  ■  Tag-  bezw.  Wochenlohn  die  Regel 
bildet.  Bezüglich  des  Wochenverdienates 
der  UauBarbeiter  stimmten  alle  Berichte  mit 
Atisnalime  eines  einzigen  darin  überein,  dass 
derselbe  jedenfalls  dorn  hik^hslen  Satze  des 
Verdieustes  eines  Fabrikarbeiters  gleich- 
komme, in  den  meisten  Fällen  ihn  sogar 
betleiitend  üboreteige. 

Die  Notizen  über  die  Wochenverdienste  der 
verschiedenen  Arten  von  Arbeitern  sind  mr  Er- 


mittelung von  Dnrchschnittslöbnen  nicht  be- 
□ntzt.  Die  Minimal-  und  Maximalsätze  sind: 
Wochen  verdienst  (in  Mark)  bei  der  Cigarren- 
fabrikation  Sortierer  6— 30,  Cigarreiimacher 
(Roller)  9—35,  Wickelmacher  3—15,  N'eben- 
arbeiter  G— 15,  Arbeiterinnen  über  16  Jahre  ö 
bis  16  Kinder  unter  16  Jahren  1,50—6,60, 
Hausarbeiter  (einschliesslich  Familie)  7,50— 36; 
Wocbenverdienst  bei  der  Rauch-,  San-  und 
Scbnnpftabakfabrikation  Männer 
4,80—36,  Arbeiterinnen  über  IG  Jahre  4,iy)-12, 
Kinder  unter  16  Jahren  3—8,  Nebenaxbeiter 
6—15,  Hansarbeitet  (einechUeBelich  Familie) 
4,80-36. 


zweifellos  sehr  gross.  Wenn  die  durch  die  Un- 
fall versieh  erun^^sgesetigebnng  gebotene  Mög- 
lichkeit, den  wirklichen  Jahreslohu  aller  unfall- 
versicherten Arbeiter  cu  ermitteln,  seitens  der 
Reichs  Verwaltung  —  wie  dies  bisher  leider  nicht 
der  Fall  ist  ~  für  die  Zwecke  der  Sozialsta- 
tistik  aasgenutzt  würde,  so  kSnnte  für  einen 
ansehnlichen  Bruchteil  der  Tabakarbeiter  nach- 

Sewiesen  werden,  wie  sich  hei  den  so  verschie- 
enartig  abgestuften  Lohnsätteu  thataächlich 
der  Jahres  verdien  st  im  ganzen  und  nach  Hanpt- 

Kippen  der  Arbeiter  gestaltet.  Wie  jetzt  die 
ennnngsnach  Weisungen  der  Berufsgen  ossen- 
Bchafteu  aufgestellt  sind,  erscheinen  sie  zur 
Ermitteinng  des  Jabreadnrchschnittslohnes  un- 
branchbar,  erstens  wegen  Einstellung  nur  der 
sogenannten  ,,anrechnun^fähigen"  Lühne,  zwei- 
tens wegen  Mangels  emer  gleichartigen  und 
genauen  Feststellung  des  mittleren  Jahresbe- 
Mtaudes  an  Arbeitern.  Znr  zeitlichen  Verglei- 
chung  sind  die  Zahlen  wegen  vermutlich  gleich- 
artiger Wiederkehr  der  Fehler  einipennasseu 
venvertbar;  auch  geben  sie  iiumerbin  einigen 
Einblick  in  die  Qesamtbedeutnn^  den  Faktors 
Arbeit  bei  der  deutschen  Tahakindustrie.  Sie 
seien  deshalb  der  jährlich  dem  Reichstag  vor- 
gelegten und  auch  in  den  Amtlichen  Nach- 
richten des  Reichs  versicherungsamts  verüffent- 
lichten  Uebersicht  für  die  Jahre  1687,  1892 
und  1899  entnommen  und  nachstehend  angeführt. 


Tabaksberofsgei 


107  4' 


■  chaft. 


140969 


498 
534 


Anf  Einzel ermittelnugen  der  I/ohnverhält- 
nisae  in  der  Tabak-,  insbesondere  der  Cigarren- 
industrie  kann  hier  nur  kurz  vernie.'icn  werden. 

Werner  Sombart  hat  auf  Grund 
einer  Umfrage  bei  einigeu  der  weitverzweig- 
testen (.'igarrcnfabrikuntemehmungen  bezw. 
auH  ^tellenutferten  im  „Uewerkschaiter''  Jahr- 
gang 1888 ,  Lohnermitteinngen  angestellt. 
(Archiv  fUr  soziale  Geseizgebung  und  Statistik, 
II.  Jahrg.  1889,  S.  113), 


ly  Google 


Tabak  und  Tabakbesteuening 


Wörishoffer  (Die  soziale  Loge  der 
C'i^rrenarbeiter  im  Qrossli  erzog  tum  Baden, 
Beilage  zum  Jahresbericht  der  grossherzog'lich 
badigchen  FabrikioBpektion  für  18B9)  gjebt  fUr 
1889  folgende  Lohnsätze  an  Ifür  lOW  Stück): 
Wickelinacher  1,40  big  1,70  Mark,  KoUer  3,2C 
bis  3,60,  zasBrnmen  4,60  bia  5,30  Mark,  verein- 
«It  bis  m-  7  Mark,  Sortierer  bei  gefärbten 
Tabaken  28  bis  30  Pfennig,  bei  ungefärbten 
Tabaken,  gewShnliche  45  bis  60  Pfennif ,  bessere 
bia  m  1  Mark. 


bakindnstrie  (anf  Grand  toq  zur  VerfUgang 
gestellten  Lobnlisten)  sind  anf  Anregung 
Böhmerts  in  SachBen  durchgeführt  worden 
(LobnstatiBtische  Untenuchnngen  in  der  Ci- 
nrrenfabrikation  mit  besonderer  fiUcksicht  anf 
die  Methode  der  Lohnstatistik,  tod  A  1  b  a  a 
Förster,  RedaktioiiBsekreUr  des  Statistischen 
Bnreans.  Zeitschrift  des  küniglich  sächaiscben 
Statistischen  Bnreaus,  1892  Heft  I  n.  11). 

In  der  BeffrUndnnc^  der  Tabakatenergeaeti- 
entwttrfe  von  1893  und  189Ö  igt,  nach  den  von 
SaehverBtADdigen  darüber  gemachten  Mittei- 
lungen, Teranachlagt  der  Lohn: 

1.  Bei  Cigarren  fQr  1  Mille  zn  4— lö  Mark 
rdnrchschnittUch  9>J,  Mark);  fUr  100  kg  (16,7 
MUle)  66,8  bis  250,5  Mark,  im  Dnrchsohniu 
158,65  Mark. 

2.  Bei  Cigaretten  für  1  HUle  Handarbeit 
2  Msj-k,  für  100  kg  [81,3  Mille)  163,60  Mark. 
Maschinenarbeit  am  die  Hälfte  billiger. 

3.  Ranchtabak  für  100  kg  12  bis  14  Mark, 
dDrchschnitÜich  13  Mark. 

4.  Bei  Kautabak  für  100  kg  45-60  Mark, 
durchschnittlich  52,50  Mark. 

5.  Bei  Schnnpftabak  für  100  kg  6-8  Mark, 
dnrchscbnittlich  7  Mark, 

Anf  die  Einzelheiten  der  Ermittetnngen, 
welche  bei  der  Tabakenquete  von  1879  und 
ans  AnlasB  der  Ginbrineung  des  Beichatabak- 
monopolentwurfs  Ober  diePreisTerhillt- 
nisse  der  einzelnen  Tabakfabrikate  stattge- 
fnnden  haben,  kann  —  schon  mit  Rücksicht  anf 
die  Tielgliedri^keit  des  einschlägigen  Materials 
—  hier  nicht  eingegangen  werden. 

Den  Aufstellungen  bei  der  Enqaei«  (1878) 
sei  nnr  folgeDde  summarische  Uebersicbt  der 
Menge  und  der  PreisTerhSItnisse  (Verkaufs- 
wert)  der  im  Zollgebiet  hergestellten  Fabrikate 


achnltt- 
Ver- 

Cigarren  das  Tausend  zu  M. 

a)  80  M.  D.  darunter     2  141  511  Mille  mit  35,3 

b)  über  30M.  2868630     „       „    42,  ■; 


Znaammen    s  o 


35,; 


Cigarretten                  187616     „  „  13,5 
Rauchtabak,  das  Ffnnd  zn 

ft)  40  Pf.  u.  darunter     35a  297  Ctr.  .  30  3 

b)  über  40— 70  Pf.        411133    „  „  56,7 

c)  über  70  Pf. 99550    „  ,,  92,7 


Zusammen       762  9S0    „ 


5^.7 


^chnnpftabak,  das  Pfund  zu 

a)  40  Pf.  u.  damnter       18017 

b)  Über  40  Pf io8j5o_ 

Zusammen       126 167 

Kautabak,  daa  Pfund  zn 

a)  100  Pf.  n.  damnter      1220S 

b)  über  100  Pf. 36586 


In  den  AnIngen  des  Tabakatenergesetzent- 
wurfs  Ton  1895  ist  „nach  den  Schätningen  von 
Saeh  Vera  tändigen "  die  Menge  der  in  dem 
(gegen  1878  erweiterten)  Zollgebiet  jfihr- 
lich  hergeatellten  Fabrikate  nnd 
deren  darchachnittlicherFaktnrapreis 
in  Mark  (Fabdkpreis,  einschliesalioh  des  bis- 
herigen Betraga  von  Zoll  nnd  Steuer  und  des 
Gescbäftsgewinnes  der  Fabrikanten)  folgender- 
massen  Terauscblagt: 

Burchschn.  Fakturapreis 
Menge     für  1  Mille         ins- 
Mille    bezw.  1000  kg    gesamt 

1.  Cigarren     5500000        39,50        217250000 

2.  Cigarretten    600000        [2,00  7200000 

D,-Ctr. 

3.  Kautabak        40000  310,00  12400000 

4.  Schnupftabak  55000  150,00  8250000 

5.  Rauchtabak  305206  [50,00  45780900 

Znsammen    29a  8S0  900 

Eine  Abstufung  nach  Preis^ppen  fehlt. 

Die  Ermittelung  des  jUirbchen  Bohtabok- 
rerbrauchea  von  rund  472  000  de  [gemäss  dem 
Mittel  des  Zugangs  au  inländischem  nnd  aua- 
ländischem  Tabak  im  Jahrfünft  1888/89  bis 
]  ist  unter  folgenden  Voraoasetaungen 
durchgeführt : 

1.  Cigarren.  Zu  einem  Mille  sind 
durchschnittlich  8  kg  Rohtabak  erforderlich, 
wovon   Vi  als  Abfälle  in  die  Banchtabakfabri- 


sind  sonach  133,3  kg  Rohtabak  erforderlich. 
Die  Cigarren  sind  im  Durchschnitt  aus  '/i  in- 
ländischem nnd  */«  ausländischem  Tabak  zu- 
sammengesetzt. Roh tabak verbrauch  440000  de 
(110  OOü  inländische,  330000  ausländische),  wo- 
von Je  Vi  in  <Ue  Rauch-  und  Scbnnpftabak- 
fabrikation  ttbergeht. 

2.  Cigareiten.  Für  100  kg  sind  110 
k^  Rohtabak  erforderlich,  nnd  zwar  auslän- 
diacher.    Oesamtverbrauch  8100  de. 


verbrauch  37  770  de,  damnter  20  766,  zu 
denen  analttndische  Saucen  verwendet  werden, 
(4722  inländische,  33048  ansiäodische),  wovon 
',,  in  die  Rauch-  und  Schonpftabakfabrikatiun 
übergeht. 

4.  Sehnnpftabak.  Für  100kg  sind 
72  kg  Bohtabak  erforderlich ;  'k  inländischer, 
%  ausländischer  Rohtabak.  Gesamt  verbrauch 
i9  6ü0  de,  darunter  ca.  10000  de  Fabrik- 
itengel  (Abfälle  der  Kautabak  etc.  -Fabrikation). 

o.  Rauchtabak.  FUr  100  k^  durch- 
schnittlich 111  kg  Rohtabak  erforderbch.    Ge- 


:)gle 


Tabak  und  Tabakbesteuening 


SEimtveTbranch  (oach  ÄbmK  der  Yerbraacha- 
mengen  der  4  anderen  Fabrikationgarten  von 
der  Gesamtmenge  des  Bobtabaks  und  mit  Zu- 
rechnung' der  ans  dieaem  herrührenden  AbAlie) 
Sä9  118dG  (15B82S  inländische,  1S2290  ans- 
ländische), 

Xach  dieser  Berechnung  besteht  der  Eanch- 
tabak  zu  33,20°/^  ans  Fabi^abfällen  (Stengeln), 
und  zwar  e.lS'i^  inländischen.  25,07%  islän- 
dischen und  aus  66,80  "■„  anderem  Rohtabak 
iBlätter  und  als  solche  vereoUte  St«ngel)  nnd 
zwar  38,12 "/o  inländischem,  28,68 "/„  auslän- 
dischem. 

Voretehende  Beiträge  ziir  Beurteilung 
wii-tschaftlicher  Verhältnisse  der  deutschen 
Tabak iadiistrie  mögeo  genflgen,  HiogewieBen 
sei  nur  noch  auf  die  für  die  genannte  In- 
dustrie vom  Stand[mnkte  des  Ärbeiter- 
KChiitzes  bedeutsamen  vom  BumSeeiate 
auf  Giiind  des  §  120,  Abs.  H  und  des 
S  139a.  Abs.  1  der  Reichsgewerbeordnung 
bezw.  des  g  12Üe,  Abs.  1  der  letzteren  er- 
lassenen Vorschriften  über  die  Ein- 
richtung und  den  Betrieb  der  zur 
AnfertigungvonCigarrenbeatimm- 
ton  Anlagen  vom  9.  Mai  1SH8  bezw. 
8.  Juli  189.H  (R.GS1.  1888,  S.  IT"*;  1893 
S.  2181. 

Ee  sind  Bestimmungen  getroffen  Über  die 
Lage,  anderweitige  Be nutz nngs weise.  Hübe  nnd 
Fi'nsterzahl,  Fnssbüdeu,  Luttrenm  der  Arbeits- 
lüume,  Über  das  Lagern  von  Tabak  in  den 
ESujiien,  deren  Li\ftung  und  Reinigung,  Auf- 
liewahruDg  der  KleidnnggstUuke,  Ober  die  Be- 
dingun^u,  unter  denen  Arbeiterinnen  nnd 
ingendhche  Personen  beschäftigt  werden  dürfen. 
l>ie  Vorschriften  finden  jedoth  nur  Anwendung, 
.■uifem  in  den  Anlagen  Personen  bescbfiftigt 
werden,  weiche  nicht  zu  den  Familien  gliedern 
des  l.'nternehmers  gcbiiren. 

10.  Statistik  der  Tabakverarbeitnng. 
NiX'h  weniger  als  fOr  die  Rohlabakerzeugimg 
kann  bei  dem  heutigen  Stande  unseres 
exakten  "Wissens  über  die  Tabak verarl>eituug 
an  «iic  Vorfühnuig  einer  erschripfenden 
Weltstatistik  der  Tabakindustrie 
gedacht  werden. 

Was  zunächst  die  allgemeine  In- 
dustries tat  ist  ik  anlangt,  in  woJeheraueh 
die  Tab:ikinduslrie  ihi-e  Stelle  zu  finden  hat, 
S(  I  ist  soU'he  i'on  internationaler  üieicliai-tig- 


keit  und  Vollständigkeit  noch  weit  entfernt. 

Insbesondere  vermag  da,  wo  nicht  besondere 
Betriehszählun  gen  veranstaltet  werden, 
die  Ausbeutiingdes  beruf  SS  tatis  tischen 
Materials  nur  ungenügende  Bruchstücke  von 
Aufschlüssen  zu  gewähren. 

So  erfahren  wir  z.  B.  ans  Grossbritanaieh 
nnd  Irland  ans  der  Bearbeitung  des  Censue  von 
ISÜl  folgendes.  In  England  und  Wales  sind 
von  der  Bevölkerung  von  10  Jahren  nnd  da- 
rüber eingereiht  in  die  Berufszweige;  Tobacco 
manufactnrer ;  Tobacconist:  2474  (darunter  441 
weibliche]  als  „Emnlojere",  20082  (darunter 
12  574  weibliche)  ais  „Employed",  4361  (da- 
runter 1Ö46  weibliche)  als  für  eigene  Rechnung 
arbeitend,  nnd  3003  (darunter  1320  weiblichej 
sonstige ,  im  ganzen  also  28  970  Personen 
{13  09P  männliche,  15  880  weibliche).  —  In 
Schottland  Jallen  unter  die  gleiche  (^nippe  3064 
Personen  (darunter  1913  weibliche).  —  In  Ir- 
land xinil  nachgewiesen  779  männliche  und  53li 
weibliche,  zusammen  1315. 


kaum  erhellen ;  auch  klebt  ihnen  leicht,  wicdies  bei 
den  vorstehenden  Nachweisen  für  England  der 
Fall  ist,  der  Fehler  ungenügender  Trennung 
der  gewerblichen  und  dev  Handel sthätigkeit  an 
(tobauconist !). 

Günstiger  liegen  die  Verhältnisse,  wenn 
die  gegeliene  Gestaltung  des  Steuer- 
systems die  Notwendigkeit  oder  doch  die 
Möglichkeit  bietet,  die  Tabakfabrikation  ge- 
nau zu  erfassen.  Am  vollständigsten  ist  dies 
beim  Monopol,  in  ausgiebigem  Masse  aucli 
bei  der  Fabnkatsteuer,  im  F^I  der  Verbindung 
des  Lizenzstcuei-systems  mit  anderen  Steuoi-- 
arten  auch  bei  diesen  der  Fall.  So  sei  hier 
in  letzterer  Hinsicht  beispielsweise  verzeich- 
net, dass  nacli  mir  gewoittener  amtlicher 
Mittdlnng  in  England  für  lillK)  die  Ge- 
samtzahl der  Tabakfabiiken  (aller  Art)  zu 
71:21,  jene  der  T;ibakhändler  zu  882i)4  und 
der  nur  gelegentlich  mit  Tabak  liandelnden 
Personen  zu  79:i  nachgewiesen  i.st. 

Hei  den  folgenden  Notizen  über  die  Sta- 
tistik der  Tal lak Verarbeitung  in  Monopol- 
und  Fabrikatsteuerlandern  muss  ich 
mich  auf  die  neuesten  mir  zugangliehen 
Nach  weise  der  Fabrikations  mengen 
Ijesclu-änken. 

olläuder 


Oe.?terretcb 

l'nuarn 

Frankreich 

Italien 

W'.Ki 

18H8 

IHlMt 

189i)  ISWO 

Schmipftabak  Mtr.-ftr.            14200 

431 

47867 

26195 

Kaui-htaliak 

„                 235  061 

1S43Z9 

289i!;4 

60178 

Ucsimiute 

r         13964 

6ibo 

Zusammen  263225 

""  184  760 

"   343  181 

B6373 

Cigarren 

1000  Stück     131472S 

5S8  o>,7 

777  '^47 

Cii^retten 

2  563  737 

SS6466 

I  555  854 

( igarren 

Mtr--tir.          63472 

26503 

31  loa 

63'535 

CigareHen 

25  954 
erh.   ,                 3^2  6-;  I 

13747 

15S39 

34990 

Fabrikate  ü 

214010 

3S9  S22 

184  SyS 

:5glc 


Tabak  und  Tabakbesteueruug 


Dun  Terarbeitet: 
ÄnaläDdische-  BUtt«r 
Iiüändische  Bltitter 


Zns&mmeiL  377  173 


'746^4 


333  693 


Frranltreich        Italien 


8')         190  005«) 


>)  In  die  BetriebBrftume  (ateliere)  geliefert«  Bohuboke;  den  letzteren  treten  lunza  34 
Utt.-Ctr.  im  Inland  fabrizierter  Tabak,  697  Htr.-Ctr.  beachlagnahmter  Tabak.  250  StOck 
Cigarren  besw.  1000  Stück  Cigaretten  sind  za  1  kg  gerechnet.  Unt«r  Saacbtabak  sind  «ben 
scafeilati  und  carotte«  msammengefaaBt  ' 

*]  Ausserdem  195  Htr.-Ctr.  znrackgewiesener  nnd  S47  Mtr.-Ctr.  be8chlBgaahint«t  TiUwk. 


FabrikatBteaerUnder. 

In  Rnssland  winden  im  Jabre  1898  her- 
gestellt: 


(höherer  Sorte)  i  Jj[       " 
ZuBammeD 


{h. 


Sorte 


106,1 


Cigaretten 


Zusammen 


348,5 


Zusammen  58.1 

anch-,  Kau-  und  Schnupftabak 
Kantabak  (Plug  and  twiat  tobaccoj    . 

Feinschnitt  (zum  Kanen) 

Banchtabak 

Scbnnpftabak 


Im  ganzen  höhere  Sorte 
i  Bancbtabak 
Machorka      !.  Schnupftabak 

l  Gepresst 
Die  Stückzahl  der  Cigarr 
retten  stellt  sich  für  1838  (iu  Mülionen  Stück) 
folge ndermaa Ben :  Cigarren:  I.  36,5;  II.  7,7; 
inr:  149,4.  —  Ogarettcn:  I.  2936,6;  IL  3775,8. 
I  In  den  Vereinigten  Staaten  von 
[Amerika  sind  für  1899  folgende  Produktions- 
I  mengen  nachgewiesen : 


1176,8 
»458,3 


L  und  Ciga- 


igarren  und  Cigaretten 
Cigarren,  das  1000      mehr      als  3  Pfnnd  wiegend     . 

„  „        „  nicht  melir  „    „      ,.  „ 

Cigaretten,  das  1000  nicht  mehr  als  3  Pfand  wiegend 
„  „       n  mehr       „    r      «  >■ 


165  755  390  Pfnnd 

:  i  687  838       „ 

102  468  594        n 

14733393     „ 

294635214  Pfund 

4909566840  Stflck 

622318245       „ 
3743365163       „ 


Im  ganzen  wurden  362  267  669  Pfund  Roh-  zelnen    Tabakfabrikaten.      Was     an     uenerer 

tabak  verwendet,  davon  90972441  für  grosse  Schätzung  darüber  vorliegt,  iat  im  Torigen 

Cigarren       2  774  237     für     kleine     Cigarren,  Abschnitt  bereits  erwähnt. 
14416  947  far  Cigaretten  and  254094044  für  Die  für  1897   vom  Reichsamt  des  Innern 


,  Bancb-  und  Schnupftabak. 

Iu  Deutschland  als  bisher  ausschliess- 
lichem Haterialsteneriand  bietet  die  Steuer- 
Gesetzgebung  und  -Yerwaltuug  keine  Anhalts- 
punkte für  die  Statistik  der  £rzea^mig  an  ein- 


CigarrenfabrlkatJon 

Cigarettenfabrikation 
Baue  htabakfabrikntiou 
Kantabakfabrikation 
Schnnp  ftabakfabrikation 


ans  AnlasB  der  Vorarbeiten  für  den  n 
sehen  Zolltarif  veranlassten  Prodnkti.  .._ 
hcbunffen,  welche  auch  die  Produktion  der 
kleinen  Betriebe  mit  enthalten,  haben  zu  fol- 
genden Geaamtergebniasen  geführt  .- 

lenge  Wert 


Im  ganzen  324996000  Mark 

(Nacbricbten  tUr  Handel  nnd  Industrie,  zusammengestellt  im  Reicbsamt  des  Innern. 
35  Tom  17.  M8rz  1900.) 


Das  wäre  erheblich  mehr  als  nach  den 
Berechnnngen  zn  den  Tabaketenergesetzent- 
würfen  von  1873  und  1875 ;  indessen  flGsst  die 
grosse  Rnnde  der  meisten  Ansätze  dem  Statis- 
tiker einige  Bedenken  ein! 

HandwöTt«Tbacb  der  StaatiwliunicbkReD.    Zweite 


C.  TabakhandeL 

II.  Der  TabakhandeL  Teehnlachea.  In 
den  Monopollandern  tritt  für  den  inl&n- 
dischen  Tabak  an  Stelle  des  Rohtabakbandeis 
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lue  amtliclie  Einlüsang  Aea  für  die  Monopolver- 
waltnug'  Ton  den  Pflanzern  erzogenen  Tabaks. 
Nqt  in  soweit  Bohtabakansfnhr  uach  dem  Aus- 
land gestattet  ist,  l)eateht  in  beschränktem 
Masse  Handel  mit  einheimischem  Bobtabak. 
Für  die  Beschafirin^  des  ansLändischen  Roh- 
tftbaks  sind  anch  die  Begieverwallnn^ii  auf 
den  Handel  angewiesen;  nnr  nehmen  sie  wegen 
der  GrGsse  ihrer  Nachfrage  nnd  der  HSgjichkeit, 
in  den  Erzengnngsländem  deu  Tabaks  selbst 
mit  Erfolg  als  Käufer  anfzntreten,  eine  beson- 
dere StelTang  ein.  Ton  einem  Handel  mit 
Tabahfabrikaten  dagegen  ist  in  den  Monopol- 
ländern  nicht  die  Rede;  an  dessen  Stelle  tritt 
der  amtliche  Verschleiss  der  Ware.  Nnr  in  so 
weit  die  Be^e  Fabrikate  ins  Ansland  absetzt, 
wie  z.  B.  m  beachtenswertem  Umfange  die 
Csterreichische,  die  z.  B.  im  Jahr  1899  um  rund 
1400000  Kronen  Fabrikate  ins  Ausland  ver- 
kauft hat,  gelangen  die  Fabrikate  in  die  Kanäle 
des  ausländischen  Detailhandels. 

Ton  den  Verhältnissen  der  Nichtmo 
polländer  sollen  hier  in  knappen  Zügen 
jene  von  Deutachland,  von  Eussland  nnd 
den  Vereinigten  Staaten  berücksichtigt 

Deutschland,  a)  Boh tabakhandel. 
Der  fiohtabakhandel  kommt  teils,  nnd  zwar 
Qberwiegend,  ansschli esslich  als  solcher,  teils  in 
Verbindung  mit  Tabakfabrikation  und  mit 
Handel  in  Tabakfahrikat«n  vor.  Bei  dem  Han- 
del mit  ausländischem  Hohtabak  ist  der  Handel 
in  erster  nnd  in  zweiter  Band  zu  untaracheiden. 
Ausser  der  Einfnhr  selbst  nnd  dem  Vertrieb 
der  Ware  kommt  bei  den  mit  Bohtabakhaudel 
beschäftigten  Finnen  auch  die  Vermittelung 
der  Geschäfte  als  Makler  und  Agenten  '  " 
tracht.  Der  Hauptsitz  des  Handels  m 
lindischem  Rohtabak  ist  in  Bremen.  Sächst 
Bremen  hat  Hamburg  für  den  Handel  mit  ans- 
Ifindischem  Tabak  die  grSsst«  Bedeutung.  Der 
Handel  mit  ausländischem  Rohtabak  in  zweiter 
Hand  wird  in  Berlin  und  Hanuheim  in  schwung- 
hafter Weise  betrieben.  FUr  inländischeu  Roh- 
tabak ist  Mannheim  der  Hauptplatz.  Dass  die 
inländischen  Blätter  in.  der  Regel  erst  beim 
Händler  oder  Fabrikanten  fermentiert  werden, 
ist  bereits  oben  erwähnt  Anch  das  Streichen 
and  Entrippen  des  inländischen  Tabaks  fällt 
vielfach  dem  Händler  zu.  Fermentierter  Tabak 
wild  vom  Händler  in  der  Re^el  nnr  bei  Bezug 
ans  zweiter  Hand  oder  ans  einem  anderen  Pro- 
duktionsgebiete  gekauft.  In  Mannheim  und 
namentlich  von  den  Händlern  in  Elaaaa-Loth- 
ringen  wird  inländischer  Tabak  in  erheblichen 
Menden  nach  dem  Ausland  verkauft.  Der  aus- 
ländische Tabak  geht  in  sehr  verschied enartigeT, 
den  einzelnen  Froduktionsgebieten  bezw.  Ta- 
baksorten eigner  Verpackung  ein,  so  z.  B. 
nordamerikamscher  Seedleaf  in  Eisten,  Kentucky, 
Virgin,  Harvland,  Ohio  in  Fässern,  Varinas  in 
EQrDeD,  Cnha  and  Havanna  in  Schilfserenen 
nnd  Schilfpacken  mit  Leinwand  überzogen,  Ko- 
Inmbischer  Tabak  in  Seronen  aus  Tierhäuten, 
Java  und  Sumatra  in  gepressten  Packen  von 
geflochtenen  Matten  und  Binsen  sowie  in  Ballen 
mit  Schilf,  Brasil  in  Leinwandballen,  türkischer 
und  griechischer  Tabak  in  Ballen  von  Leinwand 
oder  Geweben  von  Tierhaaren,  anch  von  Binsen- 
geflecht. 

Die    inländischen    Tabake   werden   in    der 


Regel  in  Balten  rerschickt;  nnr  der  entrippte 
Tabak  wird  in  KisMn  verpackt. 

Ausser  mit  dem  Rontabakhandel  in  der 
ersten  und  zweiten  Hand  beschäftigen  sich  die 
deutschen  Rohtabakhändler  (ausge- 
in  den  Rheinlanden  nnd  in  Elsass- 
Lothringen)  auch  mit  dem  Detail  verkauf 
sowohl  von  ausländischem  als  inländischem 
Rohtabak  an  Eleinfabrikanten  nnd  Hausindus- 
trien e. 

Eine  Bremer  Specialität  sind  Qeschäft«  (die 
Enquete  von  1878  ermittelte  deren  83),  welche 
sich  damit  befassen,  von  den  Grosshändlem  die 
nicht  mehr  benutzten  alten  Tabakproben  zn 
kaufen  und  dieselben,  sei  es  lose,  sei  es  wieder 
verpackt,  weiter  zu  verkaufen.  Noch  bedeu- 
tender ist  der  Handel  dieser  Geschäfte  in  be- 
schädigter Ware.  Die  grosse  Menge  see be- 
schädigter oder  durch  Fermentation  verdorbener 
Tabake  wird  im  Wege  der  Auktion  oder  des 
Verkaufs  unter  der  Hand  au  diese  Händler  be- 
geben, von  letzteren  sortiert,  getrocknet  nnd 
gereinigt,  eventuell  wieder  verpackt  und  dann 

b)  Handel  mit  Tabakfabrika  ten. 
Zu  unterscheiden  ist  der  Grossbaudel  tind 
der  Kleinhandel  mit  Fabrikaten.  Haup^ 
formen  des  Qrosshandels  mit  Fabrikaten 
sind:  a)  Handel  mit  importierten  Überseeischen 
Gitarren  (Hambnrg  ist  neben  London  der  euro- 
päische Hauptmarkt  fUr  Havannaimport],  b) 
Exporthandel,  insbesondere  mit  Ciearren  nach 
dem  Ausland  (insbesondere  Bremen),  c)  Innerer 
Handel  mit  Fabrikaten,  namentlich  Ci^rren, 
wobei  Grosshändler  mit  und  ohne  eigenen 
Pabrikbetrieb  vorkommen.  Die  letzleren  be- 
trachten sich  gleichwohl  selbst  als  Fabrikant«n, 
der  Rezel  eigene  Marken,  ^nalitäten 
und  Facons  fuhren.  Im  allgemeinen  ist, 
namentlich  fUr  Bremen,  festgestellt,  dass  die 
Fabrikanten  mehr  als  früher  mit  den  Detail- 
rkänfem  in  Deutschland  in  Verbindung  stehen, 
dass  der  Zwischenhandel  solcher  Hänser,  die 
den  kaufmännischen  Vertrieb  der  Cigarren  be- 
^en,  abgenommen  hat. 

Der  Detailhandel  mit  Tabakfabrikaten 
findet  in  der  Hauptsache  in  Verbindung  mit 
anderweitiger  Handels-  und  Gewerb ethätigkeit 
statt,  insbesondere  durch  Material-  nnd  Kolo- 
nial warenhändlet,  Krämer,  Viklnalienhändler, 
Knrzwarenhändler ,  Papierhändler ,  Gastwirte, 
Restaurateure ,  Friseure  et«.  In  grosseren 
Städten  nnd  insbesondere  in  den  Qrossstädten 
bestehen  selbständige  vorzugsweise  in  Hauptver- 
kehrsstrasaen  gelegene  und  elegant  ausge- 
stattete (insbesondere  wegen  des  lange  danem- 
den  Nachtverkaufs  glänzend  beleuchtete)  Ver- 
kaufsgeschäfte, welcue  ausschliesslich  den  De- 
tailverkauf von  Tababfabrikaten  nebst  verschie- 
denen Rauchuten  Sil  ieii  besorgen. 

Der  Verkauf  von  Cigarren  und  Schnupf- 
tabak geschieht  bezüglich  der  besseren  Sort«n 
nnd  bei  den  kaufkräftigen  Abnehmern  vielfach 
in  Originalverpackung,  eventuell  nach  vor- 
gängiger  Besichtigung  der  Ware,  im  Massen- 
verkauf  an  die  minder  Zahlungsfähigen  dagegen 
ans  der  Originalverpackung,  bei  Rauch-  und 
Kautabak  dagegen  fast  immer  in  der  Original- 
irpackung. 

Bei  den  Gewerbezählungen  von 
18K2    und    1895    ist    der    „Handel    mit    Ta- 
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sachliche  L'mtang  dieser  ^ndelfithätigkeit  — 
snch  wenn  die  Hebenbetriebe  berücKBichtigt 
werden  —  nnr  teilweise  ZQm  AnBdrack,  da  ins- 
besondere der  Detailhandel  mit  Tabakfabriliiiten 
Oberwiegend  mit  anderweitiger  Handel sthStig' 
keit  verbunden  ist.  Im  ganzen  sind  als  Be- 
triebe Ton  Handel  mit  Tabak  Tind  Oigairen  für 
189Ö  nachgewiesen  12  471,  daranter  9901  Haupt- 
betriehe  und  24S0  Nebenbetriebe  mit  17  315  ge- 


davon  die  Hauptbetriebe  nm  4278^  die  Nebenbe- 
triebe  am  80,  die  Personen  um  560Ö.  Diese 
Zahlen  lassen  ersehen,  dass  die  Yerselbständi- 
gnng  des  Tabahhandels  zu  ausschliesslicher  oder 
überwiegender  Handelst hätigkeit  seit  1862  er- 
heblich vorgeschritten  ist.  Dabei  haben  gegen 
1882  die  Gehilfen  betriebe  um  85%,  die  Allein- 
betriebe um  68%  zugenommen,  worin  gleicb- 
fsÜs  eine  lutenaiviemn^  des  TababhandeTs  zum 
Ausdruck  gelangt.  Die  Zunahme  fällt  ganz 
Überwiegend  auf  die  Kleinbetriebe ,  die  ii 
Jahre  llfe  schon  95,7  und  im  Jahre  1895  97; 
aller  Tabakhandelsbetriebe  ausmachen- 

Russland.  In  Rassland  unterliegt  der 
Tabakhandel  infolge  der  Steuervarschriften  ge- 
wissen Regelongen  nnd  Einschränkungen,  deren 
nähere  Darlegung  von  Interesse  sein  dürfte. 

Den  Tabakpnanzern  und  deren  Oenossen- 
Khaften  ist  gestattet,  tempnrSre  Engrosnieder- 
lagen  auf  die  Dauer  von  6  Monaten  zum  Ver- 
kauf ihres  Tabaks  zu  erttfineu,  ohne  dass  hier- 
zu irgend  welche  Handelsdokumente  zu  lösen 
flind.  Desgleichen  dürfen  auch  die  Besitzer  von 
Tabakfabriken  und  ständigen  Engrosnieder- 
lagen  von  Blättertabak  Stapelplatze  auf  B  Mo- 
nate in  den  Gegenden  wo  Tabakpflanzungen 
sind,  ohne  Handelsdokumente  einricnten,  unter 
der  Bedingung,  dass  ans  denselben  der  Tabak 
nur  an  die  Fabriken  und  an  die  ständigen  En- 
zrosniederiagen  des  Besitzers  des  hetreffeaden 
Stapelplatzes  gelangt.  Ferner  ist  alleu  Personen, 
welche  einen  Gildenschein  oder  einen  Schein  fUr 
den  Kleinhandel  besitzen,  gestattet  „Handels- 
stapelplltze"  für  die  Dauer  von  10  Monaten, 
unter  Losung  eines  Tabakpatentes  zum  Preis 
von  5  Rubel  fOr  jeden  Platz  zum  Ankauf  des 
Blättertabaks  ausschliesslich  von  den  Tabak- 
pflanzungen sowie  zur  Aufbewahrung,  Sortie- 
mng  und  zum  Verkauf  desselben  zu  erOfhien, 
wobei    der    Tabak    aus    diesen    Handelastapel- 

ilätzen  in  alle  Tabakfabriken,  aUe  stilndigen 
Ingrosniederlagen  und  ins  Aiuland  ausgefänrt 
werden  kann. 

Aueländischer  Blättertabak  darf  nur  von 
Tabakfabrikant«n  und  von  Kauflenten  erster 
iHlde,  welche  ein  Patent  auf  eine  ständige 
Engrosniederlage  für  anslSndiscben  Tabak  ge- 
löst haben,  eingefUhrt  werden ;  dagegen  kOnnen 
ausländische  Tabakfabrikate  nicht  nnr  von 
Kauflenten  erster  und  zweit«  Gilde,  welche  ein 
Patent  für  den  Handel  mit  diesen  Fabrikaten 
besitzen,  aondem  auch  von  Privatpersonen  zu 
eigenem  ßebraacfae  aus  dem  Ausland  bezogen 
werden.  (Die  Beklebung  mit  Banderollen  wird 
aat  dem  Zollamt  besorgt). 

Die    ständigen   Engrosniederlagen    künnen 


1.  Niederlagrai  ffir  auslfindischen  und  in- 
ländischen Tabak  mit  Ausnahme  von  Machorka' 
(Patent  von  250,  170,  85  Rubel  nach  3.  Klassen 
der  Ortschaften). 

2.  Niederlagen  für  inländischen  Tabak  mit 
Ausnahme  von  Machorka  (Patent  von  170,  110, 
50  Rubel  nach  3  Klassen  der  Ortschaften). 

3.  Niederlagen  nur  für  Machorka  [Patent 
von  100,  65,  30  Rubel  nach  3  Klassen  der  Ort- 
schaften). 

Der  gesamte  Verkehr  der  Blättertabaks 
unterliegt  der  Beaufsichtigung  der  Steuerbe- 
hörden. (Näheres  siehe  unten  sub  35  bei  Tabak- 
besteuerung  in  Russland). 

Vereinigte  Staaten.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  ist  der  Handel  mit  Rohtabak 
und  mit  Tahakfabrikaten  —  letzterer  jedoch  nur, 
in  so  weit  der  Jahresverkauf  50000  Pfund  über- 
steigt —  an  die  Zahlung  einer  Specialtaxe  ge- 
bunden, nachdem  das  Gesetz  vom  13.  Juni  18^ 
diese  durch  Gesetz  vom  1.  Oktober  1890  be- 


Pfnud  und  weniger  jährlich  absetzen ,  nieder 
eingeführt  hat.    (Siehe  nnten  sub  37), 

Die  deutsche  Tabakkomraission  hatte 
übrigens  konstatieren  kOnnen,  dass  die  Belegung 
des  Rohtabakhandels  mit  der  damaligen  Special 
tAie  von  26  Dollars  in  den  Kreisen  der  Händler 
nicht  schwer  empfunden  wurde,  weil  die  Lizenz- 
erteilung an  keine  Bedingung  geknüpft  war 
und  von  jedem  jederzeit  erholt  werden  konnte. 
Nach  dem  letzten  Answeia,  der  überhaupt  über 
die  Zahl  der  Personen  vorliegt,  welche  Special- 
taien  gezahlt  haben  (Jahr  1890/91)  gab  es  in 
den  Vereinigten  Staaten  3693  Rohtabakhändler 
zum  Satz  von  12  Dollars,  1266  solche  zum  Satz 
von  6  Dollars  nnd  3  Kleinhändler  in  Roh- 
tabat.  (Die  letztere  Special taxe  war  probibitiv 
veranlagt  [30%  vom  Verkauf  über  500  Dollars  ). 
Im  Jahre  19(X)  ergab  die  Speciattaie  für  Boh- 
tabakhändler  720%  Dollars.  Der  geographischen 
Lage  nach  ist,  in  der  Hauptsache  entsprechend 
den  Produktionsgebieten  des  amerikanischen 
Tabaks,  der  R«htabakhandel  am  stärksten  ver- 
treten in  Kentucky,  sodann  in  Nord-Carolina,  in 
Ohio,  in  Virgin  ien  und  New- York. 

Die  Zahl  der  Kleinhändler  mit  Tabak  ist 
in  den  Vereinigten  Staaten  sehr  beträchtlich. 
Die  deatsche  Kommission  fand  im  Jahre  1878 
335  924  Tabakverschleisser  aller  Art;  ilie  letzte 
vollständige  Statistik  über  dieselben,  die  es  bis 
auf  weiteres  Überhaupt  gehen  wird,  nämlich  jene 
für  1890/91  ergab  611411  Tabakverschleisser 
^er  Art,  also  ein  volles  Prozent  der  Bevölke- 
rung! 

Die  Gesamtzahl  der  Händler  auf  fabrizier- 
ten Tabak  einschl.  Gitarren  ist  aus  der  Steuer- 
statistik nicht  ersichtlich,  weil  die  weitaus  Über- 
wiegende Zahl  derselben  (mit  einem  Jahresum- 
satz von  50000  Pfand  und  darunter)  der 
Specialtoie  nicht  unterworfen  ist.  In  der  That 
hat  die  Specialtaxe  für  Händler  mit  Fabrikaten 
im   Jahre  1900  nur  16  564  Dollars  eingebracht. 

Die  dentsche  Kommission  fand  schon  da- 
mals in  Amerika  einen  grösseren  Aufwand 
der  Ausstattimg  beim  Detailbändler  der  sich 
vermutlich  trotz  allmählicher  Uebemahme 
gleicher  Sitte  in  einzelne  Verschieissstellen 
unserer  deutschen  Grossstädte,  auch  jenseits  des 
Oceana  nicht  vermindert  hat. 
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(Ans  den  Censasergebnisaeu  von  1890  ist 
ein  Mttchweis  über  den  Umfanr  des  Tabak- 
handela  nicht  zu  entnehmen,  weil  die  Gewerbe- 
Statistik  anf  die  Handel  SKe werbe  sich  nicht  er- 
strecitt  nnd  in  der  Beimsstatistik  der  Tabak- 
bandel  nicht  besonders  nachgewiesen  ist.) 

12.  Der  TabakhandeL  Wirtschatt- 
lichea.  Eine  scharfe  Trennurig  des  wirtr 
schaftiichen  vom  techniBchec  Element  ist 
beim  Tabakhandel  nicht  dTirchfOhrbar.  Ein- 
zelaea  von  wirtsehaftiicher  Bedeutung  ist 
bereits  berührt.  Andereraeits  entziehen  sich 
die  intimeren  ■wirtschaftlichen  Vorgänge  beim 
Handel  und  insbesondere  beim  Hohtabak- 
handel  weit  mehr  der  allgemeinen  und  er- 
schöpfenden Eenntaisnahme ,  als  bei  der 
Fabnkalion.  Erst  wo  bei  dem  DebuJhandel 
die  Berührung  mit  dem  grossen  Publikum 
vorliegt,  bietet  sich  eine,  wenn  auch  nur  in 
massigen  Greazen  benutzte  Gelegenheit  zur 
Matänalsam  mlung. 

Es  wird  hiernach  wohl  Billigung  finden, 
wenn  ich  mich  auf  Deutedilajid  heschränlie  und 
einige  Punkte  berühre,  welche  seinerzeit  die 
EnqnetekomniiBBion  berUcksichügt  hatte  und 
welche  aas  AnlasB  der  Tabakstenerpläne  TOn 
1893  und  189Ö  in  nener  Beleuchtnng  hervor- 
getreten waren  nnd  mit  Rückaicht  darauf,  daas 
die  neuerlich  wieder  dringlich  gewordene  Geicha- 
önanzretorni  ohne  stärkere  steuerliche  Heran- 
Eiehung  des  Tabaks  nicht  darchf Uhrbar  ist, 
auch  heute  von  aktuellem  Interesge  sind. 

Was  zunächst  den  Rohtabakhandel 
anlangt,  so  liegen  nur  wenig  genaae  Fest- 
aiellungen  über  wirtschaftlich  bedeutsame  Mo- 
mente Tor.  GmndsStzhch  kann  über  die  Un- 
entbehrlichheit eines  ^sund  organisierten  Roh- 
tahakhandels  kein  Zweifel  sein.  Ob  tbataächlich 
nnter  bestimmten  zeitlichen  und  örtlichen  Be- 
dingungen der  Rohtabakhandel  innerhalb  der 
■Schranken  angemessener  Yergeltnng  seiner 
Leistungen  bleibt  oder  ob  er  —  das  Mittelglied 
zwischen  Pflanzer  und  Fabrikant  —  nach  der 
einen  oder  anderen  Seite  hin  Dmck  auaUbt,  iat 
in  wirtacbaftsgeechichtlich  genügend  abgeklärter 
Weise  schwer  zu  fassen.  Auf  den  Unterachied 
aber  mnss  hingewiesen  werden,  welcher  in  der 
Stellung  des  Handels   mit  überseeischem  und 


Produktion  zum  Schaden  des  einbeiniischen 
Pflanzers  aus,  während  der  Dnick,  den  der 
Händler  mit  fremdem  Tabak  allenfalls  auf  den 
fremden  Pflanzer  zu  üben  vermag,  die  heimiacbe 
Volkswirtschaft  nicht  berührt  Die  Gefahr 
eines  bedenklichen  Uebergewichts  dieses 
Zwischengliedes  liegt  hiemach  mehr  beim  Handel 
mit  dem  einheimischen  als  mit  fremdem  Ta- 
bak vor. 

Von  einzelnen  Punkten  wirtacbaftlichen 
Charakters,  welche  der  Konstatienmg  sich  nicht 
entziehen,  müchte  zunächst  die  starke  Kon- 
centrierung  des  Rohtabakhandel  s  , 
iusbesondere  des  Handels  mit  ausländischem 
Tabak  an  einzelnen  Handelsplätzen  hervorzu- 
heben Hein.  Vor  allem  kommt  hier  Bremen  mit 
seiner  Welthandelsstellnng  in  der  Tabakbranche 
in  Betracht.  Dabei  ist  bedeutsam,  dass  die 
grossen  Kapitalien,  welche  dort  dem  Weltmarkt 


für  Tabak  dienstbar  gemacht  sind,  fast  ans- 
schliesslich  bremische  Kapitalien  sind.  Auch  bt 
der  Handel  ganz  überwiegend  Eigenhandel, 
nicht  Speditionsbandel. 

Ein  anderer,  gelegentlich  der  Tabakenqnete 
von  1878  geklärter  Punkt  von  wirtschafüicher 
Bedeutung  lie^  in  dem  Nachweis  des  Nutiena, 
welchen  der  seitens  der  RobtAbakbändler  übliche 
Detail verkanf  an  SIeinfahrikanten  und  Hansiii- 
dnstrie  biete.  Dabei  wird  angenommen,  dass 
der  wirtschaftliche  Nutzen  nicht  auf  seite  der 
Rohtabakhand ler  (gar  nicht?),  wohl  aber  an£ 
Seite  der  Eleinfabrikanten  nnd  Hausindustriellen 
liege.  Für  diese  würde,  bei  dem  Hangel  an 
genügenden  Mitteln  zum  Einkauf  en  gros,  die 
aelbstÄndige  Weiterführnng  ihrer  Geschäft«  an- 
mCglichj  wenn  ihnen  der  Einkauf  des  Materials 
en  detail  abgeschnitten  würde.  Seither  sei  ge- 
rade dadurch  den  Cigarrenarbeitem  erleichtert 
nnd  ermöglicht  worden,  sich  selbstfindig  za 
machen.  Zum  Beleg  wird  auf  Berliner  und 
Dresdener  Verbältnisse  Bezug  ^nommen,  wo 
von  Rohtabakhändlem  Tabak  m  Quantitäten 
schon  von  1  bezw.  '/*  Pfund  ab  zur  Cigarren- 
fabrikation  an  solche  Leute  verkauft  werde, 
welche  sich  selbst  ihre  Ciearren  machen 
wollen  oder  einen  kleinen  Handel  mit  denselben 
treiben. 

üeber  eine  wirtschafthche  Hauptfrage, 
nämlich  über  die  durch  den  Rohtabakbanoel 
bedingt«  StofFverteuerung  und  das  damit  zu- 
sammenhängende Mass  der  R  entabilitllt 
desselben ,  liegen  allKemeinere  Ermittelungen 
nicht  vor.  Auch  bei  der  Enquete  von  1878  hat 
man  auf  Jeden  Versuch  der  Klärung  dieses  Ver- 
hältnisses, ente«gen  dem  Verhalten  gegenüber 
dem  „Nutzen  des  Detaillisten ",  verzichtet.  Den 
letzteren  zu  ermitteln,  hat  man  sich  gmnd- 
Bätalich  nicht  geschent;  freilich  war  die  Technik 
der  Fragesteilung  schlecht  und  die  Technik  der 
Zusammenstellung  nicht  minder  schlecht.  Immer- 
hin aber  liegen  doch  zahlreiche  Notizen  über 
den  Nutzen  der  Deta^illisten  vor,  während  für 
den  Rahtabakhandel  alle  Anhaltspunkte  sur 
genauen  Beurteilung  des  Masses  seiner  Benta- 
bilitSt  fehlen.  Als  bemerkenswert  dürfte  her- 
vorzuheben sein  eine  im  Bericht  der  Bremer 
Bezirkskommission  enthaltene  Indikation  dafür, 
dass    der    Rohtabakhaudel    wirtschaftlich    von 


wird  hervorgehoben,  wie  gerade  bei  dem  Han- 
delsartikel Tabak  die  Prüfung,  Sortierung  und 
Bearbeitung  von  besonderer  Bedentnng  sei  und 
dass  der  Artikel  Tabak,  während  andere  grosse 
bremische  Stapelartikel,  z.  B.  Baumwolle  und 
Petroleum,  ohne  besondere  Manipulationen  mit 
dem  denkbar  geringsten  Handelsgewinn  bei  den 
gr Jlssten  Kon]  uukturschwankungen  die  Hand 
wechseln,  im  Gegensatz  dazu  die  Basis  fttr  eine 
weit  kompliziertere,  stabüere^  in  sich  gefestigtere 
Handelethätigkeit  bilde.  Dies  lässt  alleraing^ 
—  mindestens  für  den  Handel  mit  übersee- 
ischem Tabak  —  auf  ansehnliche  Rentabilität 
scbliessett 

Eine  wirtschaftliche  Fra^e  ersten  Ranges, 
welche  auf  den  Handel  mit  Fabrikaten 
sich  bezieht,  betrifft  das  Mass  der  Verteuenui^, 
welche  die  Tabakfahrikate  durch  diesen  erfaliren, 
insbesondere  die  Frage  des  „Nutzeiu  des  De- 
taülisten".    Bei  der  Tabakenquete  von  1878  ist 
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übersichtlicher  Znaammeustellang:  äDgatlich  Ter- 
mieden  worden.  Im  ganzen  wäre  n&ch  den  Er- 
gebnisBen  der  En^nete  von  1878  der  Nutzen  des 
Detaillisten,  soweit  es  sich  nm  Cig'arren  handelt, 
fmt  etwa  ^7«  zn  Teran schlagen,  während  be- 
züglich der  übrigen  Fabrikate  minder  sichere 
AuialtBpnnkte  der  Kchatznng  vorliegen.  Nach 
der  Enqnete  Ton  1878  hat  man  den  Eindruck, 
als  sei  bei  diesen  der  Nutzen  der  Detailhändjer 
erheblich  gerin^r;  die  von  der  Berliner  Tor- 
beratongskommiRsion  znm  Tabaksteuergesetz- 
entwnrf  von  1893  entworfenen,  in  die  Begrün- 
dung dieaes  Entwnrfs  übergegangenen  Berecb- 
Bongen  (siehe  unten)  ergeben  einen  im  allge- 
Dteinen  weit  höheren  Nntzen  des  DetailhSndlers 
nnd  keine  so  erheblichen  Unterschiede  zwischen 
Cigarren-  nnd  anderen  Tabak  Verkäufern.  An- 
g^chts  der  hei  dem  Änftanchen  der  Frage  der 
Tabakstenei  herkSiumlich  zum  Ausdruck  ge- 
langenden üedenken  über  die  eveotnetlen  künf- 
tigen Preiagestaltnngen  im  Cigarrengescbäft, 
ist  es  am  Platze,  auf  eine  bedentun^olle  Er- 
klSmng  der  Bremer  Bezirkj^kommission  bei  der 
Enquete  von  1878  hinzuweisen,  daea  nämlich 
.nicht  die  Verkaufspreise  der  Fabrikanten  die 
Detailpreise  bestimmeu,  sondern  dass  sich  die 
Fabrikanten  mit  ihren  Preisen  nach  denjenigen 
Preisen  zu  richten  haben,  welche  im  Detai&e- 
schäft  gewohnheitamäsaig  geworden  sind."  Die 
bervoriHgende  Anpassungsfähigkeit  gerade  der 
Cigarre  an  eine  ausgiebige  Steuere rhohung 
wird  hierdurch  in  zutreffender  Weise  bestätigt. 
[Ein  Aufschlag  von  25  "/g  auf  die  Verkaufspreise 
des  f^garren&brikanten  ist  auch  in  den  von 
Intereasentenkreisen  aufgestellten  Berechnungen 
festgehalten.) 

In  der  BegrUnd&Qg  des  Tabak steuergesetz- 
entwurfes  vom  21.  November  189ji  ist  die  Ab- 
Btufnng  des  bisherigen  Nutzens  des  Detail- 
häudlers  nach  Fabrikaten  und  einzelnen  Preis- 
stufen berechnet.  Bei  Cigarren  ergäbe  sich 
hiemach  für  die  billigsten  Sorten  ein  Nutzen 
des  Detailhändlers  bis  zu  ße,?^  (3  Pfenni^- 
Cigarre),  für  die  i  bis  6  Pfennig- Cigarre  je 
nach  den  Fakturapreisen  ein  Nutzen  von  28 
bis  zu  66,7",^^  bei  den  teuren  Sorten  im  allge- 
meinen ein  Nutzen  von  40  bis  4ö%.  Bei  den 
Cigarecten  wächst  der  Nutzen  im  aUge- 
raemeR  mit  der  Freislage  von  25  bis  75  "/g, 
ähnlich  bei  Kautabak,  ungeßlbr  von  2ö'>;o 
(nnd  beim  billigsten  schon  Stö.S'/o)  bis  ib"!,. 
Beim  Rauchtabak  zeigt  der  Nutzen  die  ge- 
ringsten Schwankungen  nach  den  Preisabstn- 
fongen ;  im  allgemeinen  aber  ist  hier  der  Nutzen 
bei  den  geringen  Sorten  (bis  zu  37,5  \)  grösser 
als  bei  den  feinsten  (25°/o). 

Eine  weitere  wirtschaftliche  Frage,  welche 
freilich  nicht  bloss  dem  TabakgeschüFt  eigen 
ist,  betrifft  die  lange  Daaer  des  von  den  Fanri- 
kanien  gewährten  Kredits.  Bei  der  Enqnete 
von  1878  werde  festgestellt,  dasa  die  kürzeste 
Kreditfrist  —  1  bis  2  Monate  —  in  Elsass- 
Lothringen  gebränchlich  war:  in  allen  anderen 
Bezirken  wurde  mindestens  3  bis  6  Monate  und 
von  Cigarrenfabrikanten  fast  regelmässig  6 
Monate,  in  Hessen-Nassau  sogar  6  bis  12  Monate 
Kredit  bewilligt.  Von  den  Sanchtabakfabri- 
kanten  nnd  in  einzelnen  Bezirken  auch  von 
Sdmnpttabakfabrikanten    wurde    Usance  massig 


nur  auf  3  Monate  kreditiert.  Ausdrücklich 
wurde  hervorgehoben,  daas  eine  grosse  Anzahl 
Kunden  die  Kreditfristen  Überecbrette  and  Ver- 
längerung verlange.  Die  sechsmonatliche  Zah- 
lungsfrist ist  nach  der  Begründung  des  vorer- 
wälmten  Tabaks teuergesetzent Wurfes  im  allge- 
meinen auch  jetzt  als  Regel  anznsehen. 

13.  Der  Tabak  mU  Artikel  des  Welt- 
handels. Fast  der  gesamte  Betrag  der  Tabak- 
Jroduktion  geht  in  die  Hände  des  organisierten 
[andela  tlber,  da  verhältnismässig  nur  geringe 
Mengen  unmittelbar  vom  ProdQzenten  zum 
Konsumenten  gelangen.  Nur  die  Stenergesetz- 
gebong,  insbesondere  die  tfonopolisierung  der 
TabaUahrikation  schliesst  für  gewisse  Oebiete 
und  f Ur  gewisse  Bmchteile  der  Tabakbeschaffung 
den  Privathandel  ans.  Andererseits  ist  aber 
gerade  die  Steuergesetzgebung  die  Veranlassnng 
zQ  einem  sehr  intensiven  Eingreifen  des  Tabak- 
handels nnd  zwar  als  auswärtiger  Handel.  Es 
Seht  nämlich  Steuersysteme,  welche  weit  Übet 
is  Mass  des  durch  die  natürlichen  Verhältnisse 
gebotenen  Umfangs  hinans  den  auswärtigen 
Handel  mit  Tabak,  insbesondere  die  Tabakein- 
fubr  begünstigen.  Am  ansgesprochensten  ist 
dies  dann  der  Fall,  wenn  wie  z.  B.  in  England 
der  einheimische  Tabakbau  grundsätzlich  ver- 
boten ist.  Dann  muse  der  auswärtige  Handel 
die  gesamte  Tabakversorgung  des  Landes  über- 
nehmen. Abgeschwächt  zeigt  sich  eine  ähnliche 
Wirknng  des  Steuersystems  dann,  wenn  die 
Steuer-  bezw.  Zollbemessung  für  den  inlän- 
'  dischen  nnd  den  ansländischen  Tabak  die  Zu- 
fuhr des  letzteren  begünstigt.  Zu  diesem  durch 
ateuerflskalische  Einnchtungeu,  insbesondere  in 
Europa,  veranlassten  Mangel  an  Selbstgenüg- 
samkeit der  nationalen  Produktion  kommt  beim 
Tabak  ein  weiterer  den  internationalen  Handel 
mit  demselben  fordernder  Umstand,  Bei  dem 
Tabak  Kitt  das  Qualitätsmoment  der  Lage  des 
Prodaktionsortes  mehr  als  bei  irgend  einem 
anderen  Artikel  in  die  Wagschale.  Die  feineren 
und  feinsten  Sorten  werden  nnr  in  verhältnis- 
mässig beschränkten  Gebieten  gewonnen ;  voll- 
wertige SnrragBte  derselben  sind  anderwärts 
nicht  zu  finden  i  aas  allen  Himm eisstrichen 
wacht  sich  hiemach  eine  internationale  Nach- 
frage nach  solcher  Ware  geltend.  Alles  drängt 
hiemach  zu  einer  starken  Anstaaschbewegung 
auf  dem  Gebiete  des  Rohtahakbandels.  Für  den 
Handel  mit  Fabrikaten  liegt  ein  ähnlicher 
Mangel  der  Selbstgenügsamkeit  der  einzelnen 
Wirtschaftsgebiete  nicht  vor.  Abgesehen  von 
der  Unerreichbarkeit  der  in  der  Havaana  selbst 
fabrizierten  Havannacigarre  kann  allerwärts 
durch  die  nationale  Iiäustrie  den  heimischen 
Bedürfnissen  in  der  Hauptsache  genügt  werden ; 
in  den  Monopolländem  wird  dies  geradezu  Staats- 
maiime.  Ueberhaupt  ist  die  Steuer-  nnd  Zoll- 
gesetzgebung dem  auswärtigen  Fabrikathandel 
nicht  günstig.  Dem  starken  internationalen  Aus- 
tausch des  KuhstAfTes  steht  deshalb  nur  ein 
massig  entwickelter  Fabrikathandel  gegenüber. 
Die  Vorführung  alles  statistischen  Stoffes 
über  den  Tabakhandel  ist  hier  nicht  möglich. 
Im  Anschlnss  an  v.  Jurascheks  Ueberaichten 
sei  ein  allgemeines  Bild  des  Welthandels  mit 
Tabak  gegeben ;  daran  reilien  sich  neuere 
Notizen  über  den  dentschen  Tabakhandel. 

V.   Juraschek    schätzt  die    aiissereuro- 
päische  Tabakausfuhr  für  1889  auf  2073338 
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Metercentaer ;  dieser  stehen  Eiofobren  (in  den 
wichti|?st«n  Landern)  im  Betrsp  von  297  868 
Metercentner  gegenüber,  sodass  sich  eine  Hehr- 
ausfuhr der  anssereurop&iachen  Gebiete  Ten 
1777  470  Metercentnern  etgiebt: 

Die  Einzelnach weise,  aua  welchen  dieses 
Gesamtergebnis  gewonnen  ist  sind  folgende. 

AnsserenrOpttische  Tabakausfabr 
(mit  £inschluBS  der  Fabrikate). 

in  Mtr.-Ctr. 

Vereinigt«  Staaten  .    .  1889/90    i  164  167^) 

■    NiederL-Ostindien    .    .  1889  149880 

Coba 1889  106065 

TOrkei 1889,90  104544 

Philippinen 1889  loi  105 

Brasüien ca.  100  ocxj 

China       1889  48089 

Paraguay 1887  39  434 

Puerto-Eioo 1887  35  174 

Algier 1889  31336 

Bntiach-Ostindien     .    .  1889/90  31  178 

Ceylon 1889  26615 

Persien ca.  26  000 

San  Domingo  ....      ca.  25  000 

Französiach-Ostindien    .      ca.  19000 

Cochinehina      ....      ca.  15  000 

Colnmbien 1888  13  377 

Japan 1889  11  864 

Mexiko 1889,W  10 147 

Madagaskar  n.  Bäuuion      ca.  10000 

Pem ca.  4  000 

Seu-Söd-Wales     .    .    .  188Ü  3856 

Venezuela ca,  2000 

San  Salvador    ....      ca.  1 000 

Argentinien      ....  1889  262 

Französisch-Westindien  1887  145 

Franzüsiscb-Oceanien    .ca.  100 

Diesen  Ansfuhreu  aasserenropäischer  Länder 
stehen   geg^enllber  (in  den    wichtigsten    dieser 
Lfinder)  Einfuhren  zu  Metercentnem : 
Vereinigte  Staaten    .    .  1889,«)  13606; 
Argentinien      ....     1889        49  oi  5 

Australien 1889       41 767 

Aegypten 1889        32479 

Algier 1889        15875 

Uniguay 1889        13961 

Britisch-Oatindien     .    .  1889,90      6  785 

Chile 1888  909 

Türkei 1889'90  767 

Japan 1889  243 

Von  Einzelergebnissen  der  Statistik 
des  auswärtigen  Tabakhandels 
seien  hier  jene  des  dentschen  Zollgebiete  vorge- 
führt.   (Siebe  Tabelle  in  der  nächsten  Spalte.) 

Ständige  Abnahme  der  Ausfuhr,  insbeson- 
dere nahezu  vollständiges  Verschwinden  des 
Ueberscbnsaea  der  Fabrikatausfuhr  einerseits 
and  starke  Zunahme  der  Ho htabak einfuhr  ist 
hiernach  die  Signatur  der  jüngsten  Entwicke- 
Inng  des  deutschen  auswärtigen  Tabakhandels. 

D.  Tabakverbrftuoli. 
14.  Ermittelung  des  Tabakverbraacha. 

Die   Xachweise   über   die   Tabakproduktion 

')  Dazu  ausgeführte  fremde  Ware  Öä35 
Metercentner. 


Deuts 

chlan 

i  (Zollgebiet 

Insbesondere 

Eohtabak  n. 

Rohtabak 

?i.s 

Tabak- 

(in fabrika- 

fabrikate 

tiouereifem 

derEmte- 

Zustande)') 

jahre'] 

Ein- 

Aus- 

Ein- 

^ns- 

M  ti 

fuhr 

fuhr 
t 

fuhr 
t 

fuhr 
t 

-K, 

1871/75 

51  '97 

11  543I49847 

62<)7 

100; 

51847 

2642 

32914 

5  389  ,31877 

3450 

693 

45627 

51984 

2271   50952 

905        2S0 

1896/99 

60645 

3  375  59447 

902 

So 

sowie  über  den  Handel  mit  Hohtabak  und 
FabrÜjaten  bieten  das  Material  zur  Berech- 
nung des  Tabakverbranchs.  In  Monoirol- 
iändern  kommen  dazu  noch  die  Nachweise 
über  deu  Tabakverechleisa ,  die  letzteren 
stehen  den  nirgends  vorliegenden  Nach- 
weisen Aber  den  wirklichen  Verbrauch  inner- 
halb einer  gegebenen  Zeitstrecke  am  nächsten. 
Schon  entfernter  vom  Verbrauch  steht  der 
Nachweis  der  fabrizierten  Mengen,  wie  er 
in  den  Ländern  der  Tabak fabiikatsteuer  vor- 
liegt Am  weitesten  davon  entfernt  sind 
die  Rohtabakproduktions-  und  -handelsaiis- 
weise.  Die  Bewegung  der  fiohtabak mengen 
innerhalb  einer  bestimmten  Zeitstrecke  fällt 
keinesw^  mit  der  Gestaltung  der  Ver- 
brauchsmengen zusammen.  Der  Konsmn 
bewegt  sich  stetiger,  die  Rohmaterial- 
beschaffung uugleichmässiger,  je  nach  dem 
Ausfall  der  lieimischen  Ernten,  den  Handels- 
konjiinkturen  und  insbesondere  den  allenfall.<; 
dazwischen  fallenden  Steuerspebulationen, 
welche  nicht  ausbleiben,  sobala  eine  in  Aus- 
sieht genommene  Acnderung  der  Besteue- 
rung dem  Besitzer  des  Rohstoffes  Vorteil  zu 
versprechen  scheint. 

Die  Slatiatik  der  ßohmaterialbeschaffunj» 
deck!  sich  hiernach  mit  der  Statistik  des 
Verbrauchs  um  so  weniger,  je  kUiv.ere  Zeit- 
streckeu  in  Frage  kommen.  Annähernd  be- 
friedigende Ergebnisse  ^eben  nur  die  Durch- 
schnitte langer  Jahresreiheii. 

Anders  liegt  die  Sache  in  den  Tabak- 
fabrikatsteuer- und  namentlich  in  den  Mouo- 
lK)lländern.     Hier  hat  man  in   den  Nach- 

')  Vom  1.  Juli  bis  30.  Juni. 

')  Der  eingeführte  Bohtabak  ist  ansschlies8- 
lich  als  fabrikationsreif  angeuorameu.  Der  auf- 
geführte Bohtabak  ist  zur  Hälfte  als  fabrika- 
tionsreif, zur  Hälfte  als  dachreif  (Abzug  von 
'/n)  angenommen. 

'1  Von  der  Mebraustuhr  für  Schnupf-  iiiiii 
Sautabak  sind  für  beigemischte  fremde  Bestauii- 
teile  23%  in  Abzng  gebracht. 
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weisasgen  Ober  die  ätbrizierten  bezw.  ziini 
Terscl^iss  gebrachten  Mengen  eiuea  der 
wfclichen  Verbrauchsgesfaltiing  sehr  nahe 
kommenden  Äufschluas.  Leider  ermebt  sich 
hier  eine  andere  Scliwierigkeit.  Die  ver- 
schiedenen Fabtikate  sind  selbst  da,  wo  tör 
die  Cigarren  effektive,  nicht  bloss  ange- 
nommene Gewichtsmengen  gegeben  sind, 
bozüghch  der  Gewichtseinheiten  uiclit  gleich- 
mOssig.  Insbesondere  stellen  die  Fabrikat- 
mengen  prozentnai  verschiedene  Hohtahak- 
mengen  dar.  Die  Fabrikatstatistik  ist  des- 
halb sehr  wert%'oll,  insoweit  es  sieh  einer- 
seitB  um  die  Kenntnis  der  verschiedenen 
Gennssriehtungen  in  einem  gegebenen  Zeit- 
abschnitte, andererseits  um  die  zeitliche  Be- 
wegung der  Fabrikationsmengen  handelt; 
eine  einheitliche  Erfassung  der  Yerbrauchs- 
menge  ist  aber  bei  derselben  erschwert 

Zum  vollstandi^n  Aufbau  einer  er- 
schöpfenden internationalen  Tabakverbrauchs- 
Etatistik  fehlt  hier  der  Raum.  Nur  einige 
hierher  gehörige  Hauptzalilen  sollen  im  fol- 
genden mitgeteilt  werden. 

15.  Tab Bfcrerbr Buch  In  elnlg'en  Ländern. 
Deutsches  Zollgebiet.  Eiue  bei  den 
Stenerdebatten  gelegentUch  viel  benutzte  aber 
auch  viel  missTerstandene  Berechnung  des 
Kaiserlichen  stHtiatischen  Amtes,  welche  den 
^Verbrauch  van  fabrikationsreifein  Rohtabak  im 
Zollgebiet''  aasweiat,  enthält  nebenstehende  Ta- 
belle. 

Diese  Zahlen  bestfiti^en  das  im  voriKen 
Abschnitt  über  die  Unatetigkeit  der  Haterialbe- 
schaffong  Bemerkte.  Namentlich  tritt  der  Ein- 
iaea  von  Steaerapekulatiouen  zu  Anfang  und 
zu  Ende  der  70er  Jahre,  ferner  der  Rflckgang 
der  heimischen  Produktion,  beaanders  in  den 
beiden  jüngsten  Jahren,  heiror.  Was  allgemein 
als  deutsche  Tabakrerbmucbastatistik  behandelt 
wird^  ist  hiernach,  für  kürzere  Zeitabschnitte 
nod  insbesondere  für  das  achte  Jahrzehnt  dieses 
Jahrhunderts  sehr  weit  von  einer  solchen  ent- 
fernt') Zweifellos  hat  der  wirkliche  Tahak- 
konsnm  nicht  bloss  die  Einzeljahreeheträge  von 
2,6  und  2,7  kg  pro  Kopf,  sondern  auch  das 
Mittel  des  Jahrfünfts  1871/76  mit  1,8  kg  that- 
sScblich  niemals  erreicht.  Andererseits  sind 
die  Berechnungen  für  die  vor  1870  liegende 
Zeit  wegen  damaliger  unvollständiger  £rnte- 
statistik  um  ein  klemes  zu  niedrig.  Man  wird 
das  Richtige  treffen,  wenn  man  den  Tabakver- 
branch  im  deutschen  Zollgebiet  für  die  Zeit 
Tor  1870  ant  n^ezu  1,4  kg,  für  die  Gegenwart 
auf  1,6  bis  1,7  kg  sehätzt.  Seit  einem  Jahr- 
zehnt ist  der  deutsche  Tabakverbranch  zweifel- 
los in  Zunahme  begriffen;  die  Abnahme  der 
beiden  jüngsten  Jahre  ist  nur  eine  scheinbare, 
hervorgemKn  dnrch  die  Uinderung  der  Lager- 
bestSnae  heimischen  Tabaks  infolge  geringer 
Ernten.  Inwieweit  damit  auch  eine  qualitative 
Verhessemng    des   Tahakverbrauchs    Hand    in 


in  „Der  Tabak 
(Vierteljahrsh. 
S.  106.) 


Berechneter  Verbrauch  fabri 

Periode 

kationsreifen  Rohtabaks 

bez«', 
Emtejahre') 

■b.,1..,.      tvÄ.?' 

de                 kg  nett« 

1861,'65  •) 

465  491             1,31 

1866,70') 

500382              1,33 

1871 

725217     ■        i,8u 

1872 

'  053321           a,s6 

1873 

689927           1,661,84 

1874 

662369           1,58 

1876 

663808           1,57! 

1876 

675338            i,S8| 

1877 

960391                  3,321 

1878 

1198505                  3,731,71 

1879 

331059                 0,75 

1880 

564184      i;26i 

1881 

729578      1,62 

1882 

531285      1,17 

1883 

603110      1,32 1.39 

18H4 

689807      1,50 

188Ö 

631892      1,36 

1886 

697621              1,491 

1887 

735035              1,54 

1888 

667669            1,38  iiSi 

1889 

754780            1,54 

1890 

800937             1,61' 

1881 

736860              1,471 

1892 

723111              1,43 

18.13 

750095              1,46  1,54 

1894 

817363              1,57 

1895 

9358.2      .;78) 

1896 

937  745             1,761 

1897 

850946            1,551'* 

1898 

1899 
39  jähr.  Durchschn 

831020            1:49' 

685  149            1,53 

Hand  gegangen  ist,  lässt  sich  für  den  deutschen 
Konsam  nicht  nachweisen,  während  solches  bei- 
spielsweise aus  den  nachstehenden  Nachweisen 
Ober  denTerachleiss  und  die  Rohtabakverwendung 
in  Oesterreich  klar  hervorgeht 

Oestcrreich.    Der  Gresamtverschleiss  an 
Tabakfabrikaten  im  Inland  beträgt 


pro  Kopf 
de       d.  Bev. 

mit  einem  i-. 

Krone 

im  ganzen  \ 

■0  Kon 

kg 

Bevöl 

1871/75 

353807 

1,50 

123055  '98 

5.28 

1876;80 

342898 

1,44 

126480070 

5,^8 

1881/85 

319664 

1.42 

137090854 

6,12 

1886^90 

31 1381 

1,32 

154196276 

6,56 

1891/95 

314692 

1,29 

170  154  392 

7,00 

1896 

331490 

1,33 

.86408938 

746 

1897 

337  549 

1,34 

191  332  144 

7,56 

1898 

348378 

1,37 

197609218 

7,74 

1899 

353033 

',37 

203719286 

7,89 

Die    Rohtabakverwendung    stellt 
sich  folgeudermassen : 


„Gooi^lc 


Tftbak  und  Tabakbe(<t«ii«niüg 


Es  ist  verwendet  Bohtabak; 


anf  (1.  Kopf 
der  Bevü^. 

de 

kff 

3:ocx)S 

1,69 

325093 

1,49 

335513 

1,48 

330  35» 

<>43 

327  638 

'■34 

348  630 

'-35 

36846. 

1,45 

384369 

1,5° 

377  174 

1,45 

Ungarn.     Dei  Yerschleiss    au   Tabak- 
fabiikaten  stellt  sich  folgende rmasseu : 

anf  den  auf  den 

Kopf  der  Wert  in  Kopf  der 
BeyölL  Bevülk. 

kg  Kronen 

143436  0,90  61 246000  3,82 
157287  0,93  70092000  4,14 
»975'5  1,"  86398000  4,86 
211 40s  1,15  97684000  5,32 
215675  1,16  98416000  5,jo 
216  542       1,16    99  761  000     5,32 


Petioden 
J^ire 

1881/86 


An  Rohtabak  worden  verwendet: 

aiif  den  Kopf 

de  der  BevOlL 

kg 

1881/%  149049  0,94 

1886/90  167  568  .  0,99 

1891/95  206658  1,15 

1896  226  809      1,23 

1897  250927      1,35 

1898  233693  1,25 
Bosnien  nnd  Herzegowina.    Die  Mr- 

terialgnot«  von  Fabrikaten  erj^ebt  1,2  kg  pro 
Kopf;  die  Verarbeitung  von  22000  Metercent- 
uem  pro  Jahr  dagegen  einen  ßohtabakverbrandi 
von  1,36  pro  Kopf  der  SevOlkemng.  (Vgl. 
nnten  sub  29.) 

Frankreich.  Nach  dem  Dnrchacbiutt 
des  Jahrzehnts  1S82/9I  beträgt  der  Jahresret- 
schleiBB  an  Tabakfabrikaten  äö  954  420  kg 
bezw.  0,95  kg  auf  den  Kopf  der  BeTülkerung. 
Führt  man  £e  Ermittelung  des  Eobtahakver- 
brauchs  anf  Qrand  der  Nachweise  über  die  von 
den  Fflonzem  und  vom  Handel  gelieferten 
Mengen  für  die  Periode  1886/91  durch,  ao  er- 

Siebt  sich  ein  durchschnittlicher  Robtahakver- 
rauch  von  37198500  kg  oder  0,99  kg  Biit  den 
Kopf, 


Fflr   die  Jahre  1892  bis  1899  ergiebt  sich  folgendes: 
Sonstiger,  insbesondere 
Inländischer  Roh-  vom  Handel  gelieferter  Gesamtmenge  des 

Jahre               tabak            (auch  beschlagnahmter]  Tabaks 
Tabak 

kg                               kg  kg 

1692             22  727  785                   15  643  757  38  371  542 

1893  233'7684        1841742?  4i735i" 

1894  22932662        21 619206  44551 86S 

1895  25  5S1  343        16  305  439  41  886  782 

1896  26769310        14292887  41 061 197 

1897  27127251        13394878  40422129 

1898  29476644        12183367  41 66001 1 

1899  20582771        19145295  39718066 


auf  den 

Kopf  der 

BevCtk. 

kg 


">03 


Für  das  Jahrfünft  1895,'99  ergiebt  sieh 
hiemach  ein  Rohtabak  verbrauch  von  1,07  kg 
Bxd  den  Kopf  der  Bevölkerung. 

Belgien.  Im  Jahresdurchschmtt  des  ] 
Jahrfünfts  1888,'92  betrug  die  annähernde  Zsbl 
der  geemteten  Pflanzen  63842022  mit  einem  | 
Ertr^e  von  3  945  496  kg.  Eingeführt  sind  1 
9010  286  kg  Tabak,  ausgeführt  204  783  kg;| 
zum  heimiscnen  Verbranch  verbleiben  12  750  999 
kg,  d.  i.  211  kg  anf  den  Kopf.  Fllr  1895/99 
ergiebt  sich  folgendes  als  Jahresdurchschnitt; 
Beimische  Tabakemto  6173686  kg,  Kohtabak- 
einfnhr  8  679060  kg,  -ausfuhr  32  564  kg,  also 
Mehreiufnhr  8  643  496  kg;  Tabakfabrikate: 
Einfuhr  186  869  kg,  Ausfuhr  140046  kg,  also 
Mehreinfuhr  46  813  kg;  demnach  bei  Zuschlag 
von  10  \  zur  Mehreinfuhr  der  Fabrikate  ver- 
fügbar zum  Verbrauch  14  868  676  kg  oder  2,31 
kg  auf  den  Kopf.  (Die  Ernte  von  1900  ergab 
7  987  013  kg;  die  Mehreinfuhr  von  Kühtabak 
betrug  9  517  276  kg;  bei  den  Fabrikaten  ergab 
sich  eine  Mindereiufuhr  von  25 127  hg.] 

Niederlande.  Im  Jahrdritt  1«90,'92  be- 
trug dnrchschnittlich  die  Tabakemte:  1319ü«l 
kg,  die  Einfuhr  van  Rohtabak  inkl.  Stengel 
lö  052  700  kg,  die  Einfuhr  von  Cigarren  35300 
kg,  von  sonstigen  Fabrikaten  64  TtX)  kg  —  da- 


fegen  die  Ansfnhr  an  Rohtabak  und  Stengeln 
822  300  kg,  au  Cigarren  692  700  kg,  an 
sonatigen  Fabrikaten  618  000  kg.  Bringt  man 
für  Fabrikate  10"/j  Zuschlag  in  Ansatz,  so 
stellt  sich  Einfuhr  und  Ernte  auf  17  468  500 
kg,  Ausfuhr  auf  3264000  kg;  für  heimischen 
Verbrauch  verbleiben  hiernach  14  204500  kg 
oder  3,09  kg  auf  den  Kopf  der  Bevülkeruug. 
Für  ie96,'98  ergiebt  sich  als  Durchschnitt  der 
Tabakernte  1  639  300  kg,  der  BohUbakeinfubr 
18  628000  kg,  der  Einfuhr  von  Cigarren 
32  300  kg,  von  sonstigen  Fabrikaten  69  700  ku:, 
dagegen  die  Ansfnhr  von  Rohtabak  1 892  TUii 
kg,  von  Cigarren  1068Ü00kg,  von  sonstigen 
Fabrikaten  865  ÜOO  kg.  Hieniach  ist  die  t\lr 
1896  !(8  durchschnittlich  für  den  heimisclieu 
Verbrauch  verfügbare  Rohtabakmeiige  zu  veruii- 
schlagen  anf  16^)53  800  kg  oder  3,38  kg  auf 
den  Kopf. 

Italien.  Der  Verbranch  an  Tabakfa.- 
brikaten  stellt  sich  in  der  Periode  1886,87  bis 
1891,'92  auf  0,55  kg,  iu  der  Periode  1895,'y6  bis 
18991900  gleichfalls  auf  0,55  kg  auf  den  Koi>f 
der  Bevölkerung.  Bei  einem  Zuschlae  von 
10°/,  ergiebt  sich  hieraus  ein  Rohtabak verbraa<'h 
von  0,61  kg  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 
(Die  Berechnung    auf  (jrnnd    der  iu   den    Ve- 


■'»'^ 


Tabak  und  Tabakbesteuenmg 


rioden  1887/88  bis  189192  nnd  1895/96  bis 
1899/1900  in  die  Fabrikation  überpefBhrten 
BohtabakmengeD,  also  ohne  BerUckBichtiernng' 
des  (sasehni  enden)  Verbraachs  eingefünrter 
Fabrikate  eivlebt  im  JahresdarchacbSitt  0,64 
besw.  0,69  aiu  den  Kopf  der  BeTülkeruug. 

Spanien.  In  den  HonopoUäbriken  sind 
nach  dem  Durchschnitte  der  filnt  Jahre  1887/88 
bb  1891/92  Terarbeitet  worden  20743  536  kp 
Rohtabak  (nnd  zwar  auBschliesslicb  ansUndi- 
scher  bezw.  kolonialer,  da  in  Spanien  selbst  der 
Tabakbau  verboten  ist);  dies  ereiebt,  auf  den 
Kopf  der  Bevlilkerang  von  1887  eine  Rohubak- 
menge  von  1,18  kg-.  —  Die  Fabrikate  betrugen 
nach  dem  DnrchBchnitt  derselben  fönf  Jahre 
643  743  000  StBek  Cigarren,  7  732  467  000  Stück 
Cigsretten,  6391769  kg  Schnnpf-  nnd  Banch- 
tabak.  ÜÄchnet  man  das  DnrchschnittJigewicht 
von  1000  Stück  Cigatren  za  6  kg  und  Ton 
1000  Stück  Cigaretten  zu  1;2  kg,  so  ergiebt 
sich  eine  Jahresmeuge  an  Fabrikaten  von 
19479067  kg  oder  ijl  kg  auf  den  Kopf.  Im 
DnrchBchnitt  der  5"i  Jahre  1895  (Jnli)  bis  1900 
{DezemberJ  sind  verarbeitet  worden  18  579826 
kg  oder  1,01  kg  auf  den  Kopf  der  fUr  1897  ge- 
säfitzten  BeTaikemng.  Fabriziert  wurden 
dorcbschmtUich  3043274  kg  Cigarren,  5008867 
kg  Oigaretten,  7198376  kg  Rauchtabak,  4205 
kg  ScminpftAbak ;  im  ganzen  15  254  728  kg  oder 
0,83  kg  Fabrikate  auf  den  Kopf  der  Bevölke- 
nmg. 

Bulgarien.  Verstenerte  Fabrikatmengen 
dnrcfaschnittlich  im  Jahrdritt  1890,92  besw, 
Jahrtanft  189599  1453519  bezw.  1451289  kg 
oder  0,45  bezw.  0,42  kg  anf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung. Ans  der  Äccisezahlnng  in  den 
gleichen  Zeiträumen  berechnen  sich  14ß3760 
bezw.  1  B33  922  kg  Rohtabak  oder  0,45  bezw. 
U,48  kg  auf  den  Kopf  der  Bevlilkerung.  (Es 
wird  jedoch  angenommen,  das«  nicht  unerheb- 
liche Tabakmengen,  insbesondere  solche,  welche 
PflanEer  direkt  verwenden,  nicht  zur  Versteue- 
mng  gelangen.) 

Bam&nien.  Gesamtverschleiss  an  Ta- 
bakfabrikaten im  Durchschnitt  der  Jahr- 
filnfte  1888/B9— 1892;93  bezw.  1893/<J4— 1898199 
3  431  838  kg  bezw.  3  745  648  oder  ü,60  kg  bezw. 
0,60  kg  anf  den  Kopf  der  BevSlkerung.  Daraus 
uidet  man  mit  10  "/„  Zuschlag  einen  Roh' 
tabakverbranch  von  0,67  kg  Vzw.  0,72  auf 
den  Kopf. 

Grossbritannien  nnd  Irland.  In 
Elnglaad  ist  der  Tabakverbraach  neuerlich  in 
Zunahme.  Im  Jahresdurchschnitt  des  Jahr- 
fBnfta  1878/82  betrug  der  berechnete  Ver- 
brauch an  Rohtabak  (für  heimiHchen  Ver- 
brauch zurückbehaltene  Menge  der  Einfahr) 
Ijiä  Pfund  auf  den  Kopf  der  BevSlkerang,  iu 
der  Periode  ia83;K7  1,45  Pfund,  in  der  Periode 
1888/92  l,ö6  Pfund  und  in  der  Periode  189oW 
1^78  Pfund  (0,81  kg).  Die  Einzelergebnisse  für 
dte  letzten  5  Jahre  sind  folgende : 

Zum  heimischen  Verbrauch  zurück- 
behaltene Rohtabakmengen 


Jahre 

im  ganzen 

aut  den  Kop 

1895 

62  300  281 

1,67  Pfd. 

64675  1S3 

'.73    , 

1897 

70108751 

">3     " 

1899 

73032064 

1,89  : 

Schweden.  Im  Dnrchschnitt  des  Jahr- 
sechsts  1886/91  betrag  die  heimische  Erzeugung 
an  Rohtabak  1072  000  kg,  die  Einfuhr  3419852 
Iu-,  die  Ausfuhr  281  kg,  die  fUr  den  heimischen 
Verbranch  verfügbare  Rohtabakm  enge  hier- 
nach 4  491 671  kg  und  bei  Zurechnung  des 
tleberschusses  der  Fabrikateinfuhr  (für  welche 
mit  BUcksicbt  auf  die  weite  Verbreitung  des 
Schnupfens  in  Schweden  ein  Zuschlag  bei  Zu- 
rückfübrung  auf  Rohtabak  nicht  geboten 
erscheint)  von  102  693  kg  im  ganzen 
4612  364  kg  oder  0,98  kg  anf  den  Kopf  der 
Bevölkerung,  Für  1895/99  stellt  sich  die  hei- 
mische Kohtabakerzeugung  auf  durchschnittlich 
778  640  kg,  die  Einfuhr  auf  3  604  379  kg,  die 
Ausfuhr  anf  38  kg,  femer  die  Einfnhr  von 
Fabrikaten  anf  1Ö6389  k^,  die  Ansfnhr  von 
solchen  auf  12  251  kg.  Hiernach  blieben  ver- 
fügbar zum  Verbraach  4  527  119  kg  oder  0,92 
kg  anf  den  Kopf  der  BevUlkerung. 

Norwegen.  Nach  den  mir  vonj  norwegi- 
schen statistischen  Bureau  gewordenen  Mittei- 
lungen stellt  sich  der  „TabutkonBom"  auf  den 
Kopf  der  Bevöikemng  (berechnet  aas  der  Ein- 
fuhr nach  Abzog  der  Ansfohr)  seit  1882  folgen- 
dermaasen : 

1882  1,02  kg      1888    0,79  kg      1894   0,89  kg 

1883  1,00   „       1889    0,78    „       1895  0,90  „ 

1884  0,80   „       1890    0,80   .       1896  0,89  „ 

1885  0,94    „       1891    0,85    .       1897  0,83  „ 

1886  0,85    „       1892    0,84  „       1898  0,86  „ 

1887  0,85    „       1893     1,1  [    „       1899  0,88  „ 
Hau  kann    hiernach,    da  die  HehreJnfahr 

hauptsächlich  aus  Cigarren  nnd  Cigaretten  be- 
steht nnd  deshalb  ein  Zuschlag  von  etwa  2  "1^ 
der  Gesamteinfnhrmenge  von  Robtabak  bei 
ZurilckfUhrung  auf  Rohtabak  geboten  ist,  den 
Rohtabakverb rauch  in  Sorwegen  für  1885Ö2 
auf  0,86  kg  und  für  1895/99  auf  0,89  kg  pro 
Kopf  veranschlagen. 

RuBsland.  Nach  dem  DnrchBchnitt  der 
3  Jahre  1889,1)1  beträgt  die  Ernte  inländischen 
Tabaks  3  483  232  Pud,  die  Einfuhr  ausländi- 
schen BlStterUbaks  57  021  Pud.  Ausgeführt 
sind   208044   Pud  Blättertebak.    Hiemaeh  er- 

flebt  sich,  wenn  von  der  Ein-  und  Ausfahr  von 
abrikaten  abgesehen  wird,  ein  Rohtabakver- 
brouch  von  durchschnittlich  3  332  209  Pud  im 
Jahr  oder  von  0,18  kg  auf  den  Kopf  der  Be- 
töikerung.  Für  die  Periode  1893/98  steUt  sieh 
der  Jahresdurchschnitt  der  Tabak  ernte  anf 
4902  817  Pnd,  der  Tabakeinfnhr  auf  69650 
Pud,  der  Tabakausfuhr  auf  390  494  Pud ;  daraus 
ergiebt  sich  ein  Robtahakrerbrauch  von 
4671973  Pnd  im  Jahr  oder  Ton  0,75  kg  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung. 

Türkei.  Die  ottomanische  Regie  bat  im 
Jahre  1892,93  verkauft  7  636069  kg  Rauchta- 
bak, 125258  kg  Cigaretten  (davon  22012  kg 
ausgeführt),  &S819kg  SchnupfUbak,  12  412  kg 
Kautabak  nnd  1068  201  Stück  Cigarren;  im 
JsJire  1899.1900  7  530  459  kg  Raachlabak, 
248;-U7  kg  Cigaretten,  71 011  kg  Schnupftabak, 
17429  kgKantabak  und  845376  Stück  cWren. 
—  Angekauft  wurden  im  Jahre  1892  93 
123124!H)kg  Rohtabak,  beschlagnahmt  302  584 
kg  —  im  Jahre  1899,1900  angekauft  8  226  345 
kg,  beschlagnahmt  697  024  kg. 

Vereinigte  Staaten.  Die  Nachweise 
über  die  einheimischen  Ernten  sind  nicht  cn- 
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verlässi^  Spenng,  als  dass  darauf  bezw.  auf  die 
haudelaatatistiBchen  Nftchweiirnng'eQ  über  Tabak- 
nnd  Tabakfabrikat -£in'  und  Änsfahr  die  Sta- 
tistik des  Verbrauchs  vod  Rohtabak  gegründet 
werden  könnte.  Man  innss  deshalb  von  den 
durch  die  dortige  Fabrikatatener  ermSglicbten 
Nachweisen  über  die  „taied"  Mengen  der  Fa- 
brikate an »gehen. 

Nach  dem  Durchsrbuitt  der  Jahie  188788 
bis  1891  ifi  betrog  die  der  Steuer  (welche  neben 
dem  Zoll  aucb  die  Einfuhr  betrifft)  unterworfene 
Uenge  an 

Eench-.  Kan-  u.  Schnupf- 
tabak            237640000  Pfund 

Oigarren  und  Cberoota     .  4164739°°°  Stück 

Cigaretten 2373004000      „ 

Im  Durchschnitt  des  Jahrdritts  ISdT'BSbis 
1899,1900  ersieht  sich  folgendes: 

Ranch-,  Kau-  u.  Schnupf- 
tabak       285170204  Pfund 

Ciganen  (grosse)  ...  4  796  054  145  Stück 
Kleine  Cigarren  ....       5333=974°       „ 

figaretten 3066243  141       „ 

Nach  den  Ermitteluugen  der  Steuerverwal- 
tusg  stellte  sich  im  Ealeuderjahre  1891 ')  die 
zur  Verwendung  gelangeude  RohtAbak  menge 
durchschnittlich : 

beiCigarren  auf  19,3  PM.  Rohtabak  für  lOOOSt 
„  Cigaretten    «     ^-9    b  „  „      „    ^ 

dagegen  nach  dem  Durch nchnitt  der  drei 
Jahre  1897,98  bis  1899.1900  für  Cigarren 
(grosse)  auf  18,<i6,  bei  kleinen  Cigarren  auf 
4,37,  bei  Cigaretten  im  Jahre  1897  98  auf  .1,77 
und  in  den  beiden  laufenden  Jahren  anf  3,84 
Ffnnd  Robtabak  für  gewBhnliche  bezw.  11,91 
für  grosse  (nur  in  geringer 'Zahl  hergestellte 
Cigaretten). 

Hiernach  ergab  sich,  wenn  man  weiter  für 
Ranch-,  Kau-  und  Schnupftabak  einen  Znschiag 
von  10  "g  s<if  Fabrikatmenge  rechnet,  im 
Durchschnitt  der  Jahre  1887,88  bis  189192  auf 
den  Kopf  der  Bevülkening  (Cenaus  von  1890] 
ein  Verbrauch  von  5,66  Pfund,  d.  i.  2,52  kg 
Robtabak  anf  den  Kopf  der  Bevülkerung  (4,17 
Pfund  als  Kan-  und  Schnupftabak,  1,28  Pfund 
als  Cigarren,  0,11  Pfund  als  Cigaretten)  und 
im  Dnrehscbnitt  der  Jahre  1897;l9üO  unter  Be- 
rücksichtignng  der  Ergebnisse  des  Census  von 
1900  ein  Verbranch  von  ö,69  Kund  d.  i. 
2,.^  kg  Rohtabak  auf  den  Kopf  der  Be- 
vülkerung (4,22  Pfund  ab  Kao-  und  Schnupf- 
tabak, 1,21  Pfund  als  Cigarren,  0,16  Pfund 
als  Cigaretten), 

Die  Reihenfolge  der  Länder,  deren  Rohta- 
bakverbraucb  (pro  Jahr]  im  Vorstehenden  ge- 
nauer untersucnt  worden  ist,  stellt  sich  hier- 
nach folgenderm  aasen : 


')  Für  die  früheren  Jahre  tieet  die  Unt«r- 
scheidang  der  zu  Cigarren  und  Cigaretten  ver- 
brauchten Rohtabak  menge  nicht  vor. 


auf  den  Kopf  der  Bevfilk. 


Ende  der  80  er 
bezw.  Anfang 
der  9Ü  er  Jahre 

zweite  Hilfte 
der  90er  Jihie 

H 

kg 

Niederlande 

■    ■         3,09 

3,36 

YereinigteStaaten         2,52 

2.53 

Belgien    . 

2,3  [ 

Deutschland 

■    ■          1.55 

1,64 

Oesterreicli 

-    .          1.41 

Bosnien  q.  Herae- 

gowina 

'■35 

Spanien    . 

Ungarn    . 

.    .          1,18 
■    -          1,14 

1,01 
1,23 

Frankreich 

-    .         0,99 

',°7 

Schweden 

.    .          0,98 

0,9s 

Norwegen 

°;s9 

England  . 

-    ■         0,74 

0.81 

Rumänien 

■    .         0,67 

0,72 

Italien     . 

.  .     o;6i 

0,6  [ 

Ruesland 

.  .     0,48 

0,75 

Bulgarien 

■      .              0:4S 

°;48 

IIL  Die  Tabakbestenemng. 
A.  Die  Tabakb  esteuerung  im  allgemeinen. 
16.  Der  Tabakverbranch  als  Stener- 
quelle.     Der  Tabak   ist  in  hervorragender 
Weise   zur  Anfflgwng   einer  Verhrauchsbe- 
Steuerung  geeignet.     Der  Tabak  ist  kein  un- 
entbehrliches Cebensmittel,  aber  gleichwohl 
der  Träger  eines  in  allen  Schichten  der  Be- 
völkerung  viel    begehrten    Öeousaes.     Die 
Enthaltung  vom  TabakgeniiBS  ist  ohne  Ijobens- 
und    Gesund  hei  tsgefährd  HD  g    möglich;    er- 
fahrungsgemä.'^s  aber  wird  ein  Bolcher  Eiit- 
Bchlusa    von    dem    an   den   Tabak  verbrauch 
Gewölinten   nur   schwer  gefasst.     Deshalb 
besitzt  der  Tabak  eine  stai-ke  Tr^liraft  fTir 
steuerliche   Belastung.     Vor  anderen   Ver- 
brauch.'isteüern,  namentlich  der  Salz-,  Zucker- 
und selbst  der  Spirituosen besteuerung,  zeich- 
net sich  die  Tabaksteuer  dadui-ch  vorteilhaft 
ans,  dass  sie  am  weitesten  von  kopfsteuer- 
artiger  Beschaffenheit   entfernt  ist     Wäh- 
rend liei  jenen  Steiiem,  namentlich  bei  der 
Salzsteuer,  fast  jedes  Familienglied  ohne  RQck- 
sieht  auf  Alter  und  Geschlecht  thatsäehlicli 
ein    Steuerpflichtiger   ist,    der    nur    seine 
Steuerschuld  nicht   selbst  bezahlt,   sondern 
deren  Abtragung   dem   Familienliaupt  Obei'- 
lässt,  erschemen  bei  der  Tabaksteuer  in  der 
Regel    nur    Familienhäupter    und    erwerbs- 
thätige     Familienglieder     mannlichen      Go- 
schlechts  als  steuerpflichtig.   Der  Umstand, 
dass  die  Tabakfabrikate  unter  Zuhilfenahme 
wesentlicher  Beträge  ausländischen  Tabaks 
hergestellt   werden,   gestattet   durch   ange- 
messene   Zollbelegimg.    insbesondere    durch 
Verbindung   des   Gewchts-   und   WertzoU- 
systeras,   eine   Rflcksichtnahme  auf  Unter- 
schiede in  den  Wert  Verhältnissen  selbst  Ixii 
einfacher  Ausgestaltung  der  Tabakbesteue- 
ruQg,  während  die  grundsätzlich  durchge- 
bildetste Form  —  das  Monopol  —  eine  weit- 
gehende Berilcksichtigung  der  Wei-t verhält- 
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□isse  der  Fabiikate  und  damit  die  erwOoschte 
Anpassung  an  die  Zahlungsverh&ltnisse  der 
Verbrauclier  eraiOglicht  In  technischer  Hin- 
sicht  ist  die  Tabak  Industrie  ftlr  den  Zugriff 
der  Verbratichsbesteiiening  auch  deshall 
besondere  geeignet,  weil  die  Verwendung 
TOD  Tabak  für  andere  Zwecke  als  fOr 
menschlichen  Genuss  von  verschwindender 
Bedeutung  ist  und  demgeinass  eine  Reihe 
A-on  Schwierigkeiten  entfällt,  die  sich  bei 
Stoffen  ergeben,  welche  zugleich  als  Eoh- 
oder  Hilfsstoffe  anderer  Industrieeu  von  Be- 
deutung Bind.  Bei  steigendem  Staatsbedarf 
erweist  sich  deshalb  der  Ausbau  der  Tabak- 
beateuening  überall  da  als  Gebot  rationeller 
Steuerpolitik,  wo  bisher  die  steuerliche  Aus- 
nutzung des  Tabakverbrauchs  nur  unvoll- 
kommen stattgefunden  hat, 

17.  Die  Acegestaltnng  der  Tabak- 
bestenernng  Im  allgemeinen.  Die  Qs- 
samtbesteuerung  dee  Tabakverbraachea 
vollzieht  sicli  im  aUgenieinen  mittelst  einer 
Kombination  von  Tabak  zoll  und  innerer 
Steuer.  Dem  Zoll  unterliegen  die  vom 
Ausland  eingehenden  Mengen  von  Kohtabak 
und  Tabakfabrikaten,  die  innere  oder  In- 
landsteuer kann  auBdrficklich  nur  die 
Besteuerung  des  im  Inland  erzeugten  Tabaks 
oder  darüber  hinaus  auch  die  weitere  Be- 
Steuening  des  schon  durch  den  Zoll  erfassten 
ausländischen  Tabaks  bezwecken.  Die  Ge- 
samtheit der  auf  die  Besteuerung  des  Tabak- 
verhrauches  bezüglichen  Einrichtungen  bildet 
das  Steuersystem. 

Sei  der  konkreten  AuBge-staltnng  der 
Steuers jBteme  kann  die  eine  oder  die  andere 
Weise  —  lulandstener  oder  Zoll  —  in  über- 
wi^ender  Art,  unter  UmBtiiiden  m  entwickelt 
sein,  daea  die  andere  Weise  der  Tabakbestene- 
rnng-  gar  nicht  oder  nur  in  untergeordneter 
Art  in  Betniclit   kommt.    Am  Bchart'gten  tritt 


heimischen  Tabakbauee  in  künstlicher  Weise 
die  Möglichkeit  herbeigeführt  wird,  die  gesamte 
Tabak beatenemng  bei  nohen  Steuersätzen  aus- 
schlieaaticb  mittein  Zollbelegnng 
der  uDswärCigen  Bohtabake  und  Tababfabrikate 
dnrchzoftthren.  In  anderer  Art  tritt  die  Be- 
wirkung  einer  massigen  TabakbeBt«aerang 
mittelst  blosser  Zollbele^ung  da  zu  tage,  wo 
der  heimische  Tabakbau  zugelassen  und  einer 
besonderen  Stener  nicht  unterworfen  ist,  und 
wo  auch  die  Tahakfabrikation  keinen  Anlaas 
Eor  Einfügung  einer  besonderen  Verbranchsbe- 
■teoernng  bildet,  diese  vielmehr,  wie  z.  B.  in 
der  Schweiz,  Holland  und  Skandinavien,  auf  die 
Erhebung  von  Zöllen  bei  der  Einfuhr  aus- 
lindiscfaen  Tabaks  beschjÄnfct  wird.  Dieaes 
Sfstem,  welches  iu  kiterer  Zeit  auch  im  deut- 
Khen  Zollverein  bestand,  ist  bei  allen  zur  Ta- 
bakknltur  geeigneten  Ländern  —  und  gauz  un- 
geeignet dürfte  kaum  eines  sein  —  nur  unter 
der  vorauBselznug  überwiegender  Uüte  des  aus- 
lindischen  Tabaks  und  erstrebter  luftssiger 
Stenerbel  astung  durchführbar. 
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chliessliche. 


,  ist  bei 

freier  Entfaltung  von  Produktion  and  Verkehr 
nicht  gut  denkbar,  da  es  eine  Wirtschaftspolitik 
voranssetEfin  würde,  welche  grundsätzlich  die 
fremde  vor  der  einheimischen  Produktion  be- 
vorzugt. Formell  dagegen  wird  eine  solche 
Aosg'estaltung  im  Falle  des  Ausschlusses  freier 
ProduktionE-  und  HanddsthStigkeit  durch  das 
System  des  Monopols  dann  verwirklicht,  wenn 
die  Einfuhr  von  Tabak  und  insbesondere  von 
Tabakfabrikaten  gegeu  Zollentrichtung  über- 
haupt nnr  ansnahmsweise  zn  perBßnlichem  Be- 
darf gestattet  ist,  wie  solches  bei  den  enropfi- 
ischen  Staatsmonopolen  iu  der  Eauptaache  der 
Fall  ist.  Auch  die  Monopol  Verwaltungen  be- 
ziehen ausländischen  Tabak;  er  unterliegt  aber 
keinem  Zoll  und  seine  Besteuerung  wird  un- 
unterschieden  von  jener  des  inländischen  Tabaks 
darchdieMoDOpalpreisbildnng,  also  alseine  Aktion 
innerer  BeBtenernng  durchgeführt  Im  eiuzelneu 
zeigen  sich  auch  hier  verschiedene  Erscheinungen. 
Im  allgemeinen  streben  die  Houüpolverwaltungen 
(Frankreich,  Oesterreich-Ungam ,  Italien)  nach 
möglichster  Verwendung  einheinuBchen  Tabaks, 
ausnahmsweise  (Spanien)  linden  wir  umgekehrt 
mit  dem  Monopol  sogar  aas  Verbot  des  einheimi- 
HCbeuTabakbaues  verbunden.  Aber  selbst  in  diesem 
letzterwähuteu  extremen  Falle  ist  die  mittelst 
des  Monopols  bewirkte  Steuer,  obwohl  sie  uur 
auf  ausländischen  Tabak  sich  bezieht,  Steuer- 
technisch  nicht  als  Zoll,  sondern  als  Inland- 
stener  auf  ein  aosliLndiscbes  Produkt  anzn- 
Bprechen. 

In  der  Mitte  zwischen  den  Extremen  aus- 
ländischen Tabak  Zolles  und  ausschliesslicber 
Inlandsteuer  liegen  jene  Steuersysteme,  welche 
durch  angemessene  Entwickeluug  Bowohl  des 
Tabakzolles  als  der  inneren  Steuer  die  gesamte 
Verbrauch sbeatenerung  de*  Tabaks  zn  verwirk- 
lichen suchen. 

Die  Art  des  Tabakzolles  ist  dabei  eine 
von  vom  herein  gegebene.  Der  Verzollung  kann 
ein  Gegenstand  nur  in  der  Beschaffenheit  nnd 
in  dem  Zeitpunkte  unterliegen,  iu  welchem  er 
die  (wirkliche  oder  fingierte)  Zollliuie  über- 
scbreitet.    Der  Zoll  ist  danach  Rohtabak-,  Halb- 


objektiven ZoUpflicbt  der  Waren  deren  Inhaber 
ist.  Eine  Verschiedenartigkeit  in  der  Form 
des  Tabakzolles  ergiebt  sich  durch  die  MSg- 
lichkeit,  nur  GeirichtszQlle ,  nur  ^^'e^tz<Ille  oder 
eine  Kombination  beider  znr  Erhebung  zn 
bringen. 

Die  Art  der  inneren  Stener  ist  nicht 
in  gleicher  Weise  von  vom  herein  gegel>en  wie 
jene  des  Tabakzolles,  Es  kommt  vielmehr  dar- 
auf an,  an  welche  Stelle  des  gesamten  Pro- 
dnktioDS-  nnd  Handelsvorgaoges  die  Steuerer- 
hebungsstation  verlegt  wird.  Diese  Station 
kann  weitab  oder  in  geringerer  oder  grösserer 
Nähe  vom  thatsächUchen  Tabakverbrauch  liegen. 
Am  entferutesteu  ist  die  Erliebungsstation,  wenn 
die  mit  Tabak  bebaute  Fläche  oder  die  Pflanzen- 
zahl die  Steuei'pflicht  bestimmt ;  mau  rückt 
etwas  vor,  wenn  man  den  Rohstoff,  also  Erute- 
meugen  als  entscheidend  betrachtet ,  und  zwar 
um  so  mehr,  je  mehr  die  Feststellung  der  ver- 
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pfficlit£tideii  Meng«  bezv.  die  Stenerhaftong  fDr 
dieselbe  dnrch  Veberwälznng  anf  Händler  odei 
T^brikanten  hinausgeschoben  wird.  Dabei  ist 
die  Steuerteclmik  monopolistischen  EinereifenB 
des  Staates  mittelst  des  so^^annten  fiobtabak- 
monopols  grnndsfitzlich  nicht  ausgeschlossen. 
Eine  weitere  bedentende  Annäberong  an  den 
Verbianch  liegt  in  der  Bemesanng  der  Steuer- 

SBicht  nicht  nach  dem  fiohstoffe,  sondern  nach 
em  Fabrikate  nnd  zwar  nnter  angemesaener 
Abstufung  der  Stenersfttze  nach  den  Arten  nnd 
den  Werten  des  Fabrikates.  ImeinEeinenkBond 
bei  eine  weitere  Heranrückung  der  Steoerpflioht  i 
denKonanm  dnrch  Begründung  der  Stenerpflicht 
nicht  schon  mit  der  Fertigstelt nng  der  Fabrikate, 
sondern  erst  mit  Abgabe  derselben  an  den 
freien  Verkehr  nnd  darilber  hinaus  dnrch  Ein- 
rftnmnng  weit  bemessener  Kreditfristen  ange- 
bahnt werden.  NitchstmUglich  am  Verbraucbe 
endlich  liegt  die  mittelst  des  staatlichen  Voll- 
monopols  verwirklichte  Tabakbest«uerang,  da 
die  Steuerpflicht  erst  in  dem  Augenblicke  be- 
grOndet  und  zugleich  erfUUt  wird,  in  welchem 
der  Verhraucher  die  Ware  aus  dem  staatlichen 
Veraciüeisse  bezieht.  Die  Arten  der  Inland- 
Steuer  sind  hiemach  durch  die  Lage  der  Steuer- 
erhebungsstation  bestimmt,  für  die  konkrete 
Form  der  einzelnen  Arten  ist  ansser  dem  be- 
reits erwähnten  staatlichen  Z wisch eneingreifen 
mitt«lst  Rohtabak-  oder  Vollmouopol  namentlich 
der  auch  fUr  den  Tabakzoll  bedentangsvoUe  Um- 
stand massgebend,  ob  nnr  Gewichts-  oder  auch 
Wertverhftltnisse  für  die  Steuerpflicht  entschei- 
dend sein  sollen  und  in  welcher  Weise  gege- 
benenfalls die  Berücksichtigung  der  Wertver- 
bältnisse  eintritt. 

Ansser  durch  Zoll  nnd  nach  Rohstoff-  oder 
Fabrikatmengen  bemessene  Inlandsteuern  kann 
der  TabftkTer brauch,  abgesehen  vom  Fall  seiner 
Monopolisierung,  auch  noch  durch  anderweitig 
TeranWte  Speciaiateuern  auf  die  Fabrika- 
tions- oder  Verschleissbetriebe  mittelbar  beiastet 
werden  (Lizenzen).  Diese  Specialstenem  haben 
in  der  Hauptsache  den  Charakter  von  Kontroll- 
nnd  ErgHnzungssteuem  zur  Tabak verbrauchs- 
besteueruug,  während  sie  nach  ihrer  eigenen 
steuerlichen  BeachaHenheit  den  direkten  Er- 
tragsflteuem,   speciell  der  Gewerbesteuer  nahe 

18.  Die  Ktenersysteme.  Arten  nnd 
Formen  der  Tabiütbestenemne.  ErBte.s 
System:  Zoll  allein.  1.  Mit  Verbot! 
des  heimischen  Tabakbaues;  auch  | 
kurzweg  als  Englischos  System  bp- 1 
zeichnet.  Zur  Erzielung  hoher  Tabakbe-  ( 
sfenening,  also  —  wie  ich  ea  nennen  möchte  j 
—  als   illoch drucks vstemi  anwendbar. 

2.  Mit  Zulas'sung  steuerfreien 
heimischeu  Tabakbaues.  Nur  bei 
massiger  Steuerbelaatuog,  also  nur  als 
»Niederdnieksystem^  anwendbar. 

Beide  Arten  dieses  Systems  sind  mittelst 
der  Gewiehtsverzoiliing,  mittelst  der  \\'eit- 
verzollung  oder  miltoTst  einer  Yfrhindimg 
ItcidiT  Verzoll irngsarton  durch tfihi-bar. 

Besond(>re  orgSuzonde  S  p  e  c  i  a  1 8 1  e  u  e  r  n 
(Ijizenzon)  auf  Fabrikation  nnd  Verkauf  sind 
an  sich  sowohl  mit  dem  Hoch-  als  Xieiler- 


druckaystem  vereinbar.  Begreiflicherweise 
treten  sie  namentlich  im  ersten  FaUe  hervor 
und  zwar  sowohl  aus  finanziellen  wie  aus 
Koutrollegnl  nden . 

Zweites  System.  Innere  Steuer 
allein  (oder  doch  fast  ausschliesslich). 
Dieses  System  ist  verwirklicht  in  dem 
staatlichen  Monopol,  und  zwar  sowohl 
in  dem  Rohtabakmonopol  als  nament- 
lich in  dem  Vollmonopol.  Beldemßoli- 
tabakmonopol  hat  der  Staat  das  ausschliess- 
liche Recht  des  Ankaufs  des  zum  inländi- 
schen Verbrauche  bestimmten  Rohtabaks, 
eventuell  auch  das  Recht  der  Beeinflussung 
der  Ausdehnung  und  Art  des  Tabakbaues,  und 
erzielt  die  Steiierbelaslung  durch  Weiter- 
verkauf des  eingelösten  Tabaka  zu  erhöhten 
Preisen  (feste  Preissätze  oder  Minimalsatze 
unter  Oeststtung  eines.  Spielraumes  filr  den 
Wettbewerb  der  Nachfrage)  an  die  private 
Tabakfabrikation.  Das  Rohtabakmonopol  kann 
hiernach  auch  als  eine  formal  eigenartige 
Verwirklichung  der  unten  zu  erwähnenden 
Materialsteuer  angesehen  werden.  Kei  dem 
VoUraonojxil  hat  der  Staat  das  Alleinrecht 
der  Fabrikation  (bezw.  des  Bezuges  der 
fertigen  Ware)  und  des  Verschleisses  unter 

frundsäfzlicher  Unterdrückung  jeglicher  Kon- 
mrenz  des  Inlandes  und  des  Auslandes, 
mit  geringfügigen,  durch  Einschaltung  ausser- 
ordenthch  hoher  Zölle  unschädlich  gemachten 
Ausnahmen  fflr  den  Bezug  ausländiacber 
Fabrikate  zum  persönlichen  Gebrauch.  Die 
Besteuerung  wird  technisch  in  der  Art 
durchgeführt,  dass  die  Staatsverwaltung  die 
Differenz  zwischen  den  Produktionskosten 
und  den  unter  Auslösung  jeglldien  Ein- 
flusses der  Konkurrenz  festgestellten  Waren- 
preisen so  weit  greift,  dass  ein  weit  über 
den  gewöhnlichen  Geschäftsgewinn  sich  er- 
gebender Einnahmeöberschuss  erzielt  wird. 
Der  Umstand,  dass  ohne  Eingreifen  der 
Konkurrenz  von  Staatswegen  über  die  Preise 
der  Fabrikate  entschieden  wird ,  gestattet  Ab- 
weichungen von  den  allgemeinen  Normen  ans 
aachlichen  wie  persönlichen  Erwägungen ,  so 
z.  B.  in  der  Bestimmung  niedrigerer  Preiae  ge- 
wisser Fabrikate  in  den  Grenzzonen  bezw.  bei 
deren  .ibgabe  an  die  Armee. 

Bei  dem  starken  Eingriff,  welchen  das 
Mouopolsystem  in  die  freie  volkswirtschaftliche 
Gestaltung  der  Tabak  Versorgung  bildet,  er- 
scheint es  nur  als  „Hoclidnicksj;Btera*'  gerecht- 
fertigt, als  solches  aber  zur  Erzielung  höchster 


geeignet. 

Was  die  BUckmchtnahme  auf  die  Wert- 
verhältnisüe  und  damit  die  relativ  stärkere 
Belastung  der  leistungsfähigeren  Schultern  an- 
langt, so  ist  solche  bei  iem  Monopol  mittelst 
der  Eiuzelbestintmang  der  Prei^<e  am  leichtesten 
durchführbar.  Dieselbe  ist  geradezu  im  Wesen 
des  Moiio[K>ls  begründet. 
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Das  staatliche  Vollmonopol  tritt  in  z-wei 
Hanptfonnen  auf: 

1.  als  das  io  eigener  Regle  be- 
triebene Fabrikations-  und  Verschleiss- 
moDopol ; 

2.  als  das  verpachtete  Monopol,  wo- 
bei durch  die  Art  der  Vertragsbedingungen 
ein  geviBses  Slass  des  staatlichen  £inQuBses 
lind  eventuell  der  Änteilnahine  am  Ertrag 
(ikolnteressierte  Begie<)  aufrecht  erhalten 
wird. 

Die  vollen  st«nerpolitiBcben  Vorzttge  bietet 
nnr  die  eriterw£hnte  Form  des  Monopol«.  Dos 
Vorkommen  der  zweiten  Form  ist  immer  ein 
§pttpUnn  gchwierig-ar  imd  getrübter  aUgemeiner 
nnanz  ve  rhältniase. 

DrittesSystem:  Verbindung  von 
Zoll  und  innerer  Steuer.  Hierbei  er- 
geben sich  fOr  die  innere  Steuer  folgende 
vier  Hauptfonnen. 

Erste  Form:  Flächensteuer.  Man 
verzichtet  darauf,  die  im  Inlande  erzeugte 
Tabakmenge  in  irgend  einem  Stadium  steuer- 
lich zu  erfassen,  und  begnügt  sich  mit  Be- 
messung der  objektiven  Steuerpflicht  ledig- 
lich mich  der  Flüchenausdehnung  des  mit 
Tabak  bepflanzten  Bodens,  ohne  oder  mit 
BerQcksichtigimg  der  Ertragsfähigkeit  des 
Bodens;  die  Flfichensteuer  der  ersteren  Art 
(einfache  Flächenstener)  stellt  die  primitivste 
Form  der  Tabakbesteuenmg  dar.  Als  ratio- 1 
nellere  Form  der  Flächenstener  stellt  sich 
jene  dar,  bei  welcher  eine  Berücksichtigimg 
der  Ertrags  Verhältnisse  z.  B.  durch  Ab- 
stufung der  Steuer  nach  l'achtpreisen  der 
Änbautlächen  versucht  wird.  {Verbesserte 
Flächenstener.) 

Die  FlSchenstener  ist  eine  Art  Eitragmnd- 
steuer.  Als  selbdtändige  und  ansachliei^filiche 
Form  der  Inlandatener  ist  sie  znmal  als  einfnche 
FtSchenatenetim  höch9t«n  Grad  eleistnngH  unfähig 
und  deahEtlb  nnr  im  Rahmen  eines  primitiven 
Niederdnicksystems  verwendbar.  Als  ergänzende 
Steuerfarm  zn  dem  Zwecke,  die  Tabnkprodnk- 
tion  kleinsten  Umfattges  znr  Beatenernng  bernn-' 
zuziehen,  kommt  sie  anch  neben  der  entwickel- 
teren Form  der  Hat«rialstener  vor. 

Zweite  Form:  Pflanzensteuer. 
Man  verzichtet  darauf^  die  effektive  Emte- 
meuge  nach  dem  Gewicht  zu  ermitteln,  und 
bemisst  die  Steuer  nach  der  Zahl  der  Tabak- 
pflanzeu. 

Diese  Stenerfonn  stellt  hiemacb  den  Ueber- 

rg  von  der  Flächenstener  znr  Materialsteuer 
;  itberr^  jedoch  an  Leistnngsffthigkeit  nur 
wenig  die  FlächenstAuer. 

Dritte  Form:  Materi  al  s  I  e  u  er. 
Die  objektive  Steuei'pfiicht  wird  bemessen 
nach  der  Erntemenge,  wobei  ein  be- 
stimmter Zustand  des  Tabaks  (insbesondere 
der  fermentierte)  für  die  Bestimmung  des 
Steuersatzes  mas^ebend  ist.  Die  Material- 
Nteuer  kann  m  i  t  oder  o  h  n  e  Weriabslufungen 
dnrcbgefahrt  werden;  neigt  jedoch  nach 
ihrem   Wesen    zu   der  letzteren  Art.     Als 


subjektiv  Steuerpflichtige  können  in  Aus- 
sicht genommen  werden:  die  Pflanzer,  die 
Händler  oder  die  Fabrikanten  mit  Zulassung 
verschiedenartiger  Verschieb  uugsmöglioh- 
keiten  der  Steuerpflicht  zwischen  dieseu 
verschiedenen  Instanzen  der  subjektiven 
Steuerpflicht 

Die  TabakmateriaUteuer  ist  erfah- 
nrnK^miUsig  —  sofern  sie  nicht  als  a  u  s  - 
schliesslicbes  Verzollnngssvstun  (siehe  oben 
snb  1^  anftritt  —  zwar  erheblicn  leistnngsnfaiger 
als  die  FIKchenstener ;  doch  erhebt  sich  dieselbe 
nicht  viel  über  ein  Niederdnicksystem.  Die 
Schwierigkeit,  das  Varh&ltniH  zwischen  Zoll  und 
Steuer  in  einer  Weise  zn  regeln,  welche  einer- 
seits den  ~  gewöhnlich  sehr  beredten  —  Inter- 
essen des  auswärtigen  Handels  ond  andererseits 
den  Interessen  des  beimischen  Tabakbaues  ent- 
spricht, zwingt  znt  NiederhaJtnng  sowohl  der 
Zoll-  als  der  Steueraätae  und  begründet  damit 
die  verhältnismässige  Leistungsni^higkeit  dieses 
Sj-steins. 

Vierte  Form:  Fabrikatsteuer.  Die 
objektive  Steuerpflicht  wird  bemessen  nach 
der  Menge  des  Fabrikats  und  zwar 
unbedingt  mit  Unterscheidung  der  Steuer- 
sätze nach  Hauptgruppen  der  Fabri- 
kate. Abgesehen  von  der  schon  hierin 
hegenden  grundsätz heben  RDcksichtnahme 
auf  die  WertunterschiedederFabrikatgruppeu 
kann  noch  besondere  Anschmiegung  der 
Steuersätze  an  den  Individualwert  der  Fabri- 
'  kate  dadurch  versucht  werden,  dass  die 
Steuci-sätze  nach  einigen  Haupt gattungs-  oder 
Haupt wertgruppen  der  verschiedenen  Ribri- 
kate  abgestuft  oder  durchweg  ohne  Gruppen- 
hildung  genau  nach  dem  Wertverhäitnis  der 
Waren  bestimmt  werden. 

Zur  Kontrolle  ist  die  Anwendung  der 
Stempelung,  entwederals BebälCerstempelnng 
oder  als  besondere  UmscbliessnogiistemDeliing 
(Banderoile),  geboten.  Von  den  hiemach  sich 
ergebenden  Kombinationen  sind  drei  von  beson- 
derer Bedeutung:  1,  Die  einfache  Form  der 
Fabrikatsteuer  ohne  specietle  Wertabstufnng  mit 
Behälterstempelnng ;  2.  die  Fabrikatetener  mit 
einigen  Wertabstufniigen  für  Fabrikatgmupen 
und  mit  Banderallenkontrolle;  3.  die  den  Indi- 
vidualwert berttcksicbtigende  Fabrik  atstener 
ohne  Stempelkontrolle,  sogenannte Faktaren- 
steuer.  —  Aehnlich  der  Materialstener  kann 
auch  die  Fabrikatstener  durch  eine  Ein- 
Schiebung  eines  staatlichen  Teilmonopola 
(Fabrikationsmonopol  Überhaupt,  oder  Monopol 

f gewisser  technischer  Prozeduren,  z.  B,  staat- 
Iche  Schneideanstalten  für  Tabak  in  Oriechen- 
land)  Btenertechnisch  znr  Durchführung  gebracht 
werden. 

Die  Fabrikatstener  ist  als  Hochdnicksfstem 
mit  Erfolg  duTchfDhrbar  und  da  besonders  am 
Platz,  woBedenken  bestehen,  eine  hochentwickelt« 
private  Tabakindnstrie  ans  der  Volkswirtschaft 
auszuschalten.  Mit  Rücksicht  auf  den  grosseren 
oder  geringeren  Qrad  der  Materialkontrolle  bei 
dem  Pflanzer,  die  mit  dieser  Steuerfoim  ver- 
bunden ist,  spielt  die  ergänzende  Sonderbestene- 
rung  von  Fabrikanten  und  Händlern  bei  dieser 
Stenerfonn  eine  erhebliche  Bolle. 
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19.  Die  thatxächliche  Verbreitung^  der 
t^tenersyeteme  nad  Steaerforraen.    Eine 

vollständige  Uebereiclit  der  Welttabakbe- 
Bteuening')  soll  hier  aicht  gegeben,  sondern 
mir  eine  knappe  Uebersicht  für  europäische 
lind  einige  andere  Ijänder. 

1.  Zoll  allein  a)  mit  Änbauver- 
hot:  Vereinigtes  Königreich  Öroasbritan- 
nien«),  Aegypten  (Portugal  von  1864—1884), 
b)  ohne  Anbauverbot:  Niederlande, 
Dänemark,  Schweden,  Norwegen,  Finland, 
Schweiz")  und  viele  aussereuropäische  Ge- 
biete, 

2.  Rohtabakmonopol  (Guatemala, 
Nicaragua). 

.^.  Vollmonopol.  Oesterreich,  Ungarn, 
Bosnien  und  Herzegowina,  Frankreich,  Itaiieo, 
Rumänien,  Serbien,  Spanien,  TQrkei  (die 
beiden  letzteren  Staaten  in  der  Form  der 
Ausübung  durch  eine  QesellBchaft,  an  welcher 
der  Staat  mit  intereaeiert  ist  (»R^ecointe- 
res86ct),  Portugal  (Ausnutzung  mittekt  ein- 
facher Verpachtung). 

4,EinfaeheFlftchensteuer.  Deutsch- 
land bis  1879. 

5.  FlAchensteuerbemessen  nachdem 
Pachtwert  der  Grundstücke  (Cuba). 

G.Pflanzensteuer.  (Ehedem Belgien.) 
Honduras. 

7.  Jlaterialsteuer.  Deutschland, Bel- 
gien. 

8.  Fabrikatsteuer.  Russland,  Bul- 
garien, Rumelien  (Banderollensystem);  Ver- 
einigte Staaten  von  Nordamerika,  Canada, 
Biasdicn,    Itfexiko   (Behälterstempelsystem). 

Diese  Uebersicht  zeigt,  dass  die  Ausge- 
sfaltung der  Tabakbesteuenmg  in  grossen 
Gemeinwesen,  welche  ohne  angemessene 
Entwickelung  der  indirekten  Steuern  ihre 
Finanzen  nicht  in  Ordnung  zu  hallen  vei^ 
mi%en  und  welche  zugleic-b  auf  die  Erhal- 
tung imd  Pflege  des  heimischen  Tabakbaues 
fiQcksicht  zu  nehmen  genötigt  sind,  nur  in 
den  zwei  Hauptricblungen  des  Monopols 
oder  der  Fabrikatsteuer  erfolgen  kann. 

B.   Die  deutsohe  Tsbakbesteoemng. 

20.  Eaner    Ueberbück   der  ^ewUcht- 

]leh«n  Entwickelung.  Im  Zollverem  ist  enit 
'■ehr  Bpät,  nachdem  durch  die  Schaffong  des 
Nonldeutechen  Bundes  du  Wesen  desselben  be- 
reits eine  erhebliche  Umgeataltniig  erfahren 
hatte,  eine  gemeinsuhaftliclie  BeaUuerun^  des 
Tabakverbraaches,  und  auch  diese  nnr  m  der 
teiatangsfilhigsten  Form,  der  FlJlchenateoer,  eu 
Stande  gekommen.  Vor  lauf  er  dieser  gemein- 
schaftlichen Stener  war  die  partikolare  preua- 

')  Eine  solche  bietet,  allerdings  nicht  mehr 
^anz  in  Uebereinatimmiing  mit  dem  nunmeh- 
rigen Stand,  Lewinsteins  unter  Litteratnr 
erwÄhnte  Schrift  ans  dem  Jahre  1894. 

')  Vgl.  hierzu  unten  sub  27, 

')  Vgl.  hieran  unten  sub  26. 


aiache  TababbeBtenerung.  Zunächst  war  in 
Prenssen  durch  G.  v.  8.  Februar  1819  eine  Ma- 
terialsteuer (Gewichtsteuer  von  1  Thaler 
pro  Ceutner]  eingefllhrt  worden.  Infolge  zahl- 
reicher Beschwerden  und  Unzntrfiglichkeiten 
wurde  dieselbe  mit  Kabinettsordre  v.  39.  März 
1838  doreh  eine  nach  4  Elattsen  der  Ertrags- 
Khigheit  des  Bodens  abgestufte  Fl  Sehe  n- 
a  t  e  u  e  r  eraetjrt  (sogenaunte  fixierte  Produktions- 
atener).  Die  Stenersätze  waren  6,  5,  4,  3  Sgr. 
für  6  Quadratruten,  mit  dem  Grundgedanken, 
den  Gentner  Tabak  mit  20  Sgr.  zu  belasten. 
Dieser  prenssischeu  Tabakbestenemng  schlössen 
sich  allm&hlichj  jedoch  ohne  GrOiidtiug  einer 
darauf  bezQgbchen  Finauzgeraeinschatt ,  die 
nord-  und  mitteldeutschen  Staaten  an;  SOd- 
deutschland  hatte  keine  innere  Tabakst«uer. 

Wie  wenig  im  alten  Zollverein  die  finan- 
zielle Tragkraft  des  Tabaks  ausgenützt  wurde. 
geht  nicht  nnr  ans  der  langen  Beibehaltung 
einer  nur  in  einem  Teile  des  Zollgebietes  gel- 
tenden inneren  Tabakbestenemng  der  leiatnnga- 
nnfShigaten  Art,  sondern  auch  daraus  hervor, 
dass  noch  im  Jahre  18ö3  der  Zoll  auf  Bohtabak 
von  5 ',',  auf  4  Thaler  pro  Centner  herabgesetzt 
wurde. 

Erst  dnrch  den  Zoll vereinigungs vertrag  v. 
8.  Jali  1867  war  die  Erstrecknnt  der  vorher 
schon  für  den  Norddentschen  Buna  begründeten 
Tabaksteuergemeinschaft  für  daa  Gesamtgebiet 
des  Zollverems  verabredet  worden.  Daa  mit 
dem  Zollparlament  im  Jahre  1868  vereinbarte, 
im  Norddeutschen  Bnnd  am  26.  Mai  1868  voll- 
zogene Gesetz  behielt  das  alte  prenssische  Sys- 
tem der  FJächenstener  mit  der  Vereinfachung 
bei,  dass  ein  Einheitssatz  der  Steuer  (der  bis- 
herige höchste  Klassen  Steuersatz)  festgesetzt 
wurde. 

Das  G.  V.  IG.  Jub  1879  bracht«  eine  gmnd- 
sfitzlicbe  Aenderung  der  deutschen  Tabak be- 
steuemng  durch  den  üebergang  zur  Material- 
stener  und  zugleich  eine  ergiebige  Erhöhung 
der  Steuef^  und  Zollsätze.  Dem  steigenden 
Bedarf  des  Beiches  konnte  das  leiatungsnofthige 
System  der  Flächensteuer  nicht  genügen.  Em 
sofortiger  Üebergang  zum  System  der  Fabrikat- 
besteuprung  oder  zum  Uonopol  begegnete  in  der 
durch  die  lange  Dauer  geringster  Tabakbe- 
BteneruDg  verwohnten  Anschauungsweise  der 
~  zudem  vortrefflich  organisierten  —  Tahak- 
interessenten,  die  einen  starken  Einfluss  auf 
parlamentarischen  Kreise  zu  gewinnen  ver- 
standen, und  —  soweit  das  Monopol  in  Frage 
kommt  —  auch  im  Hinblick  auf  allgemeine  po- 
litische Bedenken  unllberwindliehen  Schwierig- 
keiten. So  kam  es  nicht  ohne  Zusammenhang 
mit  der  in  stenertechuischeu  Kreisen  des  preusr 
sischen  Finanzministeriums  bestehenden  gmnd- 
sKtzlichen  VorUebe  für  die  Materialbest«nemng 
KU  dem  oben  genannten,  in  der  Hauptsache 
diese  Steuerform  verwirklichenden  Gesetze,  nach- 
Jahre 1878  eine  bezügliche  Vorlage  die 
Zustimmung  des  Reichstags  noch  nicht  gefun- 
den hatte,  und  nachdem  vorher  die  gewmte 
Tabakstenerfrage  in  eingehendster  Weise  durch 
eine  auf  Grund  des  HU.  v.  26.  Juni  1878  be- 
rufene Enquetekommissian  eriirtert  worden  war. 
(Der  von  dieser  Kommission  erstattet«  Bericht 
neb-it  5  Bänden  .Anlagen  bildet  eine  reiche  Fund- 
grube von  Material  für  Tabak  st  ener-Technik  und 
Politik.) 
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21.  Die  r«pBwIrti;e  dentMhe  Tftbak- 
bwtenenuip.  Nach  dem  zur  Zeit  giltigea  G. 
V.  16.  JnJi  1879  wird  in  Dentschland  der  T»- 
btl(  durch  die  Kombination  der  im  weaentlichen 
als HaterialEteaer  gestalteten  inue Ten  Steuei 
mit  dem  Tab&kzoU  zar  Verbranchsbesteue- 
nrng  herangezogen.  Eine  Nov.  t.  f>.  April  1886 
bat  zn  Qniurten  der  Tabakpfianzer  einige  die 
Steneraehlnng  erieichtenide  Beatimmnngen  ge- 
troffen. 

Als  Gnmdzilge  der  geltenden  dentacben 
Tabskbesteuemne  sind  folgende  anzusehen. 

a)  Innere  Stener.  Die  Steaer  ist  Inder 
Haaptsache  eine  Qewichtseteuei,  insofern 
als  Regel  die  Stenerpflicht  nach  der  Gewichts- 
menge des  erzenen  Tabaks  bemessen  wird. 
.11« Neb«nfonaen  sind  gelassen:  I,  dieFlächen- 
Steuer  (im  allgemeinen  nur  bei  den  kleinsten 
Tabakpflanzungen  —  nnter  4  ar  — );  2.  die 
GewichtBstenerfixation  (letztere  nur  ganz 
ausnahmsweise  augewendet);  ausserdem  kommt 
noch  in  Betracht  S.  die  Surrogatsteuer. 

Objektiv  steuerpflichtig  ist  der  im 
deutschen  Zollgebiete  erzeugte  Tabak  mit  Aus- 
nahme desjenigen,  der  ausgeführt,  vor  Bezah- 
lung der  Steuer  nnter  amwcher  Aufsicht  ver- 
nicEtet  oder  nicht  zum  Verbrauch,  eondem  zu 
wissenachaiüichen,  Unterrichts-  oder  Zierzwecken 
gebant  wird  (Letzterenfalls  bei  botanischen 
Q&rten  eine  Fläche  Lis  zu  30  qm,  zn  Zierzwecken 
50  Pflajizen  zugela.isen).    . 

FUr  die  Besteuemn^  massgebend  ist  das 
Gewicht  des  Tabaks  m  fennentiertem  oder 
ToUständig  Ausgetrocknetem,  fahrikationsreifem 
Znstande.  Da  die  amtliche  Verwiegung  des 
Tabak»  schon  vorher  im  Zustande  der  Dacb- 
reiTe  erfolgt,  wird  nach  Bestimninng  des  Ge- 
setzes das  Gewicht  des  dachreifen  Tabaks  nnter 
Absng  von  '/&  »Is  stenerpfiicbtiges  Gewicht 
genommen. 

Tahaksnrrogate  zn  verwenden  ist 
allgemeinen  gruadsätzlicb  verboten;  der  B 
desrat  kann  AnsnAhmen  gestatten  und  Über  die 
Kontrolle  und  HSbe  der  Abgaben  Bestimmungen 
tretTen.  Die  letzteren  sind  auf  Verlangen  des 
KeichatA^  ausser  Kraft  zu  setzen.  (Zugelassen 
sind:  Kirsch-  und  Weicfaselblätter,  Melüoten- 
UDten,  Kosenblätter.  VeÜEhenwurzelpulver,  Va- 
RÜlerootB,  HnflattichblBtter ,  AltheefalQt^n  nnd 
Wegebreitblätter.) 

Subjektiv  steuerptiichtig  ist  bei 
der  Gewichtssteuer  zunächst  der  Pflanzer, 
d.  i.  der  Inhaber  des  mit  Tabak  bepflanzten 
Omndatückes;  im  Fall  der  Veräusserung  des 
Tabaks  vor  dem  15.  Jnli  des  auf  das  Emtejabr 
folgenden  Jahres  (mit  Bewilligung  der  obersten 
LandeafinanzbebSrde  eveotnell  bis  zum  30.  Juni 
des  zweiten  Jahres)  wird  der  Käufer  oder  son- 
stige Erwerber  steuerpflichtig.  —  Bei  der 
Flichenstener  ist  der  I^anzer  mit  der 
Masflgabe  stenerpflichtig ,  dass  der  Inhaber  des 
GroiMstfickes  fUr  den  Tollen  Betrag  der  Steuer 
haftet,  auch  wenn  er  den  Tabak  durch  einen 
anderen  anpflanzen  oder  behandeln  lässt.  — 
Bei  der  Surrogatstener  ist  der  Fabrikant 
rtenerpflichtig. 

Steuerlrei  ist  ausgeführter  und  bei  der 
amtlichen  Verwie^ng  vernichteter  Tabak,  des- 
gleichen auf  N  Im  erlagen  gebrachter  Tabak, 
bezw.  daselbst  wegen  Unbrauchbarkeit  nnter 
amtlicher  Anfacht  vernichteter  Tabak.  —  Er- 


laSa  kann  gewährt  werden  bei  der  Gewichts- 
steuer, wenn  der  noch  im  ganzen  beim  Tabak- 
pflanzer vorhandene  Tabakgewiim  durch  Feuer- 
schaden vor  Ablauf  der  Steuerfrist  zerstört 
wird,  bei  der  Fläcbensteuer  ausserdem  wegen 
Emteverderbs  durch  Misswadis  oder  andere  Un- 
glücksfälle. 

Der  Steuersatz  beträgt  bei  der  Ge- 
wichtssteuer 45  Hark  für  100  kg  (alsUeber- 
gan^  waren  für  1880  SO  H.,  fBr  1881  3ü  Haik 
bestimmt  worden),  bei  der  Flächensteuer 
4,5  Pfennig  pro  qm.  (Uebergangssätze  fl\r  1880 
nnd  1881  lä  bezw.  3  Pfennig),  bei  der  Surro- 
gatsteuer 65  Hark  für  lOU  kg  fabrikations- 
reifer Surrogate. 

Die  Betriebsvorschriften  und  Be- 
triebskontrollen beziehen  sich  fast  aus- 
schliesslich auf  den  Tabakbau.  Während  die 
Fabrikation  von  denselben  nicht  berührt 
wirdj  ist  der  Tabakhau  in  weitgebender  Weise, 
ähnlich  wie  bei  dem  Monopol ,  davon  betroffen. 
Insbesondere  kommen  in  Betracht;  1.  die  An- 
meldepflicht des  Pflanzers  (bis  zum  15.  Juli), 
sowie  bezüglich  des  Verlustes  durch  Unglücks- 
fälle, wenn  Absetzung  von  der  Haftmenge  ein- 
treteiL  soll,  2.  die  Vermessung  der  Pflan- 
zungen bei  der  Flächenstener,  3.  dieSIfitter- 
zählung  und  Oewichtsabschätzong 
bei  der  Gewichtsst«ner  behufs  amtlicher  Fest- 
stellung der  zur  Verwiegung;  zu  bringenden 
oder  doch  zu  versteuernden  Hindestmenge^  im 
Zusammenhange  damit  stehen  gewisse  Betriebs- 
beschränkungen  bei  dem  Anbau  und  der  Ernte, 
z,  B.  regelmässige  gerade  ßeifaeo  der  Pflanzen, 
Küpfen  und  Ausgeizen  vor  der  Btätterzählnng, 
4.  die  amtliehe  Verwiegnng  mit  Vor- 
schriften über  die  Art  der  Tabakverpackung. 
Wenn  die  Fehlmenge  6%  der  zu  vertretenden 
Tabaksmenge  übersteigt,  wird  Untersuchung 
eingeleitet ;  Bestrafung  tritt  ein,  wenu  bestimmte 
Tbatsachen  darauf  stäiliessen  lassen,  dass  ein 
Teil  des  steuerpflichtigen  Tabaks  der  Besteue- 
rung entzogen  ist;  5.  Auf sichtsktintroUe 
auch  nach  der  Verwiegung. 

Die  Fabrikation  nuterliegt  nur  aus- 
nahmsweise der  Kontrolle,  1.  sofern  wegen  er- 
strebter hüherer  ÄosfuhrvergUtung  für  Cigarren 
aus  aualündiBchen  Blattern  oder  der  Auafuhr- 
vergütting  bei  anderen  Fabrikaten  die  Fabriken 
seitens  der  Fabrikanten  selbst  der  Stenerkon- 
trnlle  unterstellt  sind,  2.  bei  den  Fabrikanten, 
weiche  Surrogate  verwenden. 

Zu  erheben  ist  die  Tabaksteuer  (Gewicht- 
steuer) im  allgemeinen  bei  der  erstmaligen  Ver-  ■ 
äussernng  des  Tabaks,  eventuell  zu  den  oben 
angegebnen  äussersten  Fristen.  —  Die  Ver- 
pflichtung zur  Steuerzahlung  ruht,  solange  der 
Tabak  sich  iu  Zollniederlagen  oder  in  neson- 
deren  Niederlagen  für  unversteuerten  inländi- 
schen Tabak  befindet,   oder  Kreditierung  über 


tober  des  auf  das  Emtejahr  folgenden  Jahres 
von  den  DirektivbehSrden  den  Pflanzern,  die 
bis  dahin  ihren  Tabak  nicht  verkauft  haben, 
noch  weiter  bis  1.  März  des  nächstfolgenden 
Jahres  kreditiert  werden. 

Der  Schutz  der  vorstehend  bezeichneten 
gesetzlichen  Bestimmungen  wird  durch  die 
Strafhestimmungen  bezweckt.  Die 
schweren  Fälle  sind  als  Defraudationen,  die 
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leichteren  ale  Ordnungswidrigkeiten  b«~ 
zeichnet.  —  Die  Defraudationen  bestehen  so- 
wohl in  materiellen  als  fonneüen  Verfehlungen 
schwerer  Art,  z.  B.  Entziehnng-  von  Blättern 
bei  der  Hennef estetelinnff,  Unterlassung  der 
Anmeldang  mit  Tabak  b^lanzter  OrondstUcke. 
Wird  jedoch  nachgewiesen,  da88  Defrandation 
nicht  verQbt  werden  konnte  oder  wollte,  ao  tritt 
nicht  die  Defrandationsstrafe  —  das  Vierfache 
der  Torenthaltenen  Abgabe  (bezw.  im  ersten 
Rückfall  das  Achtfache,  bei  fernerem  ROckfall 
GefKngnis  bis  zn  ä  Jahren  b^w.  Haft  oder 
Geldstrafe  nicht  unter  dem  Doppelten  der  für 
den  ersten  Bückfall  bestimmten  Strafe]  —,  son- 
dern Ordnungsstrafe  (bis  eu  löO  Mark)  ein,  wie 
bei  den  OrdnuMiswidrigkeiten,  d.  i.  bei  Deber- 
tretungen  des  llihaksteuergesetzes,  welche  nicht 
als  Defraudationen  erscheinen. 

üeber  die  Verwendung  der  Tabak- 
Btettererträgnisse  verfügt  zwar  nicht  das 
Tabaksteuergesetz  von  1879,  aber  das  Zolltarif- 
gesetz  T.  15.  Juli  18?9  insofern,  als  es  gemein- 
schaftlich  fUr  die  ZSlle  nnd  Tabaksteuer  die  Be- 
stimmung getroffen  hat  [sogenannte  Francken- 
steinsche  Klansei),  das«  der  Ertrag  derselben,  so- 
weit er  130  Millionen  Mark  in  einem  Jahre 
übersteigt,  den  Einzelstaaten  zu  überweisen  ist. 
lieber  die  Modifikation ,  welche  diese  Verwen- 
dun^klausel  durch  die  thatsächliche  Oestaitnng 
der  Reichsfinanzpolitik  seit  1696  erfahren  hat, 
vergleiche  man  den  Art.  Reichs finanzen 
oben  Bd.  VI  S.  a69. 

b)  Zoll.  Der  Eingangszoll  beträgt  für 
100  kg  (nette)  Tabakblätter  (unbearbeitete  und 
Stengel,  auch  Tabaksaucen)  86  Mark,  für  fabri- 
zierten Tabak:  a)  Cigarren  und  Cigaretttn 
270  Mark,  b)  andere  180  Mark.  Die  Tara  für 
Rohtebak  beträgt  nach  der  Art  TJmschliessnng 
1  bis  26%  des  Bruttegewichtes,  für  Cigarren' 
und  Cigureten  zwischen  6  nnd  16  bezw.  24% 
(letzteres  für  Waren  in  kleinen  Kisten)  für  t 
tige  Fabrikate  von  8  bis  16%. 

c)  AusfuhrvergUtuugen.  Sten 
Vergütung  wird  allg-emein  gewährt  bei  der 
Ausfuhr  versteuerten  bezw.  verzollten  E  o  h  - 
tabaks  ans  dem  freien  Verkehr.  Die  Aus- 
fuhrmenge  muss  mindestens  25  kg  betragen. 
Vergütnugssätze :  für  unfermentierten  Bohtabak 
33  Mark,  für  fermentierten  40  Mark,  für  ent^ 
rippte  Blätter  47  Mark  auf  100  kg  nette. 

Zoll-  nnd  StcuervergUtung  bei  der 
Ausfuhr  von  Tabakfabrikaten  wird  unter 
gewissen  Voraussetzungen  und  in  der  Haupt- 
sache (nur  die  Vergütung  der  Steuer  für  Ci- 
garren  aus  inländischen  Blättern  ist  davon  aus- 
geschlossen) unter  der  Bedingung  eingehender 
steuerlicher  Kontrolle  der  Fabrikation  znffc- 
standen.  Die  Mindestmenge  der  Versendung  ist 
25  kg,  bei  ('igaretten  kann  dieselbe  auf  lU  kg 
bestimmt  werden.  Die  Vergütungssätze  sind: 
1.  für  Fabrikate  aus  inländischen  Blättern; 
a)  Schnupf-  und  KanUbak  60  Mark,  h)  Ranch. 
tabak  81  Mark,  c)  Oigarren  94  Mark,  d)  Ciga- 
retten  66  Mark:  2.  für  Fabrikate  aus  inländi- 
schen Blattern:  a)  Schnupf-  nnd  Kautabak  32 
Hark,  b)  Rauchtabak  43  Mark,  c)  Cigarren  ftC 
Mark,  d)  Cigaretten  35  Mark;  3.  für  Fabrikate 
aus  aas-  und  inländischem  Tabak  nach  Hassgabe 
des  Mischungsverhältnisses.  Für  Surrogate  wird 
keine  Ausfuhrvergütung  geleistet. 

(Ausser  den  erwähnten  Reidi^esetzen  kom- 


den  Aasführnngsbestiramangen 
ndesrates  namentlich  in  Betracht: 
Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  v.  26.  Uärz 
1680  betr.  die  Besteuerung  des  Tabaks,  Dienstes- 
vorschriften V.  29.  Mai  1880,  Regulativ  betr. 
die  Niederlagen  für  nnveratenerten  inlindischen 
Tabak  v.  29,  Hai  1860,  Bekaantmachnng  v.  27. 
November  1879  über  die  Verwendung  von  Surro- 
gaten, Nachträge  zu  vorstehenden  Bestimmungen ; 
Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  v.  18.  Jnh 
1888,  17.  Juli  1895,  4.  Juni  und  31.  Juli  1897, 
Regulativ  betr.  die  Kreditierung  der  Tabakge- 
wichtetener  v.  16.  Jnni  1880,  Regulativ  betr. 
die  Anstuhrvergütuug  für  Tabak  v.  28,  Jnli 
1888,  Beschlnss  v.  5.  Februar  1891  betr.  dos 
Entrippen  inländischen  Tabaks  in  Teilnngs- 
lagem;  sllmtlich  verSfTentlicht  im  Centralblatt 
für  das  Dentsche  Reich.) 

22.  Oie  flDanziellen  Ei^ebnigBe  der  dent- 
Bolien  Tabftkbestenersng.  Auch  nach  dem 
Systemwechsel  und  der  Steuererhöhung  von 
1879  ergiebt  die  deutsche  Tabak  beateuerung 
(durch  Zoll  und  innere  Steuer)  trotz  des  gestiege- 
nen Verbrauchs  nicht  sehr  viel  mehr  als  1  Mark 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung;  dabei  ist  die 
ganze  Zunahme  des  Steuerertrags  in  den  neun- 
ziger Jahren  mit  der  Stagnation  des  heimischen 
Tabakbaues  nnd  der  Häirverwendnng  auslän- 
dischen steuerlich  durch  den  Zoll  höher  belas- 
teten Tabaks  erkauft.  Der  Nettoertrag  der 
Tabakabgaben  (Zoll  nnd  Stener)  zeigt  Beitl669/70 
folgende  Gestdtung: 
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0,30 

1890 

54804,6 
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1891 

54  439,9 

1876 

14  282,0 

0,33 

1892 

56  270,5 
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30614,3 

0,48 

1893 

56  030  6 

1878 

26  384,0 

0,60 

1894 

57  486;9 

1879 

9155,0 

o,ai 

1895 

59  887,0 

1880 

21  685,6 

0,48 

1896 

63  294,7 

1881 

36  665,6 

0:81 

1897 

64  582,8 

1882 

3ä  636,0 

0,72 

1898 

65  759,7 

1883 

37  003,2 

0,81 

1899 

65  383,0 

1884 

42 187,5 

0,92 

Nach  dem  Durchschnitt  der  JahrfOnfte 
!887,'91  bezw.  1896,'99  setzt  sich  der  Nettoer- 
trag der  Tabakabgaben  von  61832900  bezw. 
S.'J 781400  Mark  folge ndermassen  zusammen: 
Tabaksteuer  (innere)  11  4827ÜÜ  bezw.  12656MO 
Mark,  Surrogatateuer  26600  bezw.  42400  Mark. 
Eingangszoil  40757000  bezw.  51633400  Mark: 
zusammen  Steuer  und  ZoU  52266300  bezw. 
64  231000  Mark  (nach  Abzug  der  Tabaksten^r- 
erlasae);  davon  ab  rückvergütete  Stener  136  (XX> 
bezw.  128700  Mark,  rückvergüteter  Zoll  298300 
bezw.  321900  Mark;  verbleibt  Netteertraff 
51 832  900  bezw.  63  781 400  Mark  oder  1,06  bezw. 
1,18  Mark  auf  den   Kopf   der  Bevölkerung.      In 
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dea  beiden  hier  im  Vergleichong  heranee- 
logenen  Jahrfünftea  ist  denmach  der  Ertrag  der 
iuneren  Stener  vam  Tabak  nnr  nin  10,8  °/o,  des 
Tabakzolls  dagegeu  um  26,6  "/o  gestiegen. 

23.  R«f»rnfFag«a.  Die  deutsche  Tabak- 
stenergegetzgebnog  von  1879  war  ein  in  finan- 
Eieller  wie  volkswirtAcbaftlicher  Hinsicht  nnbe- 
friedigeadea  EompromiaB.  Das  Bedürfnis  des 
Beiches,  den  TabakTerbraoch  stärker  zu  be- 
lasten, kam  gchoQ  im  Jahre  1882  in  dem  da- 
mals vom  Reichstage  abgelehnten  Qesetzent- 
wörfe  betr.  das  Beichatabakmonopol  znm  Ans- 
dmck.  Im  weiteren  Verlanfe  der  Zeit  drang 
mehr  und  mehr  die  Erkenntnis  durch,  dass  die 
Anagestaltnng  der  St«uergesetzgebnng  von  1879 
nicht  nar  anf  den  Tabakpflanzer  den  Hanptt«il 
der  UnlUBt  und  der  Plackereien  akgewUzt  nahe, 
sondern  da£s  auch  der  einheimlBUie  Tabakbau 
dnrch  das  Verhältnis  von  Zoll  und  Steuer  be- 
nachteiligt werde.  In  der  ersten  Zeit  wirkten 
die  SteuersStie  der  Uebergangsperiode  fHrdemd 
anf  den  Tabakban,  danach  aber  trat  immer 
mehr  ein  Kückgang  desselben  ein.  Wiederholt 
war  der  Reichstag  durch  Anträge  seiner  Mit- 
glieder mit  der  Frage  der  Verbesserung  des 
Verhältnisses  von  Zoll  und  Steuer  beschäftigt, 
gelangte  aber  zu  nichts  anderem  als  zu  dem 
Beschlnsse  (Sitzung  vom  10.  und  11.  Febmar 
1891),  die  verbündeten  Re^erungen  zn  ersuchen, 
noch  in  dieser  Session  eine  Vorlage  zu  unter- 
breiten, wonach  die  bestehende  Tabaksteuer 
von  4ö  auf  24  Hark  zu  ermässigen  sei.  Dass 
die  Finanzla^  in  keinem  Falle  die  Korrektur 
des  Verhähmsses  von  Zoll  und  Steuer  ledig- 
lich mittelst  Herabsetzung  der  Inlandsteoer  ge- 
statten wfirde,  scheint  sich  damals  die  Hehr- 
heit des  Beichstages  nicht  genügend  klar  ge- 
macht zn  haben. 

Als  im  Winter  1892/93  im  ZujMmmenhang 
mit  der  Miütärvorlage  die  Frage  einer  Ver- 
tnehmng  der  Reicbseinnabmen  aufgerollt  wurde, 
war  —  anscheinend  nicht  ohne  vorhergegangene 
Schwankungen  —  von  der  Heranziehung  dea 
Tabaks  zuiächst  nicht  die  £ede.  Als  aber  im 
weiteren  Verlaufe  der  Dinge  die  aachlich  durch- 
aus zweckmässige  Loalflsting  der  Deckungstrage 
von  der  Frage  der  Heeres  Verstärkung  erfolgte 
und  nach  der  im  August  189B  in  Frankfurt 
stattgehabten  Konferenz  der  deutschen  Finanz- 
minister  die  Frage  der  dentschen  Finanzriform 
in  grSsaerem  Stile  —  wenn  auch  noch  nicht  in 
er«chüptender  Weise  —  in  Betracht  gezogen 
wurde,  erachien  die  Heranziehung  des  Tabaks 
um  so  unerlässiicher,  als  nach  dem  Gange  der 
Bedcbstags Verhandlungen  über  die  Heeres ver- 
stSrkui^  von  den  drei  ursprUnglich  vorgeschla- 

Senen  Finanzqnellen  nur  ie  Börsensteuer  wie- 
er  gebracht  werden  kannte,  anf  die  Erbflbung 
der  Bier-  und  Branntweinsteuer  aber  verzichtet 
werden  musste. 

Nach  den  Erfahrungen  dea  Jahres  1883 
hatte  das  Monopol  keine  Anssicht:  man  musste 
deshalb  zu  dem  —  ftlr  die  beteiligten  Indus- 
triellen die  geringstmöglichste  Störung  be- 
dingenden, das  Interesse  des  Konsumenten  da- 
gegen mehr  in  den  Hintergrund  treten  lassen- 
den —  Vorschlag  einer  Fabrikatbestenerung  ge- 

Zweintal  sind  dem  Reichstag  —  ohne  Er- 
folg —  darauf    abzielende  OesetzentwOrfe 
HandwBrterbncb  der  StaatKrlnsmobBRaa.    Zweite 


zugegai 


ingen 
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am  21.  November  1893  und  am  S 


Der  Entwurf  eines  Tabakstener- 
ge  setz  es  vom  21.  November  1893  (Reichs- 
tag 9.  Legislatnrper.  U.  Session  1893/94  Ih^cks. 
Nr.  63)  enthält  den  Versuch,  die  bisherige  Ha- 
terialstener  dnrch  eine  Art  Fabrikatsteuer  auf 
inländische  und  ausländische  Fabrikate  zn  er- 
setzen, welche  kurzweg  als  Faktnrenstener 
bezeichnet  werden  kann.  Die  Steuersätze  sollten 
in  prozentualem  Verhältnis  zu  dem  Werte  de« 
steuerpflichtigen  Objektes  stehen;  als  stener- 
pflichtiget  Wert  sollten  die  Preise  angesehen 
werden,  zu  denen  die  Fabrik  die  Erzeugnisse 
verkauft;  die  Fakturen,  zu  deren  Ausstellnng  der 
Fabrikant  zu  verpflichten  wäre,  sollten  die  Grand- 
lage der  Steuererhebung  bilden.  Mit  Rücksieht 
auf  den  bei  den  Hanptgruppen  der  Tabaktabri- 
kate  nnffleicben  Anteil  der  Arbeit  am  Werte 
der  Fabrikate  waren  verschiedene  Prozentsätze 
der  Stener  in  Aussicht  genommen ,  nämlich 
33  '/,"/,,  bei  Cigarren  und  Cigaretten.  Ö0%  bei 
Kau-  und  Schnupftabak  und  06'/,%  bei  Baucb- 
tahak.  Die  bisherige  lulandsteuer  von  45  Maik 
fUr  100  kg  sollte  m  Fortfall  kommen  und  der 
Zoll  fttr  ansländischen  Rohtabak  um  den 
gleichen  Betrag  vermindert  werden.  Die  Zoll- 
sätze für  fabrizierten  Tabak  sollten  erhöht 
werden:  bei  Cigarren  anf  400  Mark,  bei  Ciga- 
retten auf  500  Hark,  bei  anderem  fabriziert«D 
Tabak  anf  250  Mark  fUr  100  kg.  Der  Zoll  fttr 
BohUbak  f40  Mark  fQr  100  kg]  sollte  bis  zu 
nenn,  die  Stener  für  inländische  Fabrikate  auf 
sechs,  für  ausländische  anf  drei  Monate  ge- 
stundet werden  kSnnen.  Die  Kontrolle  sollte 
sich  auf  den  Tabakbau  in  einer  gegen  die  bis- 
hetigen  Bestimmungen  abgeschwächten  Weise, 
sodann  vorzugsweise  auf  den  Bohtabakhandel 
ond  die  Fabrikation ,  in  geringerem  Hasse 
auch  auf  den  Handel  mit  l^bakfabrikaten  er- 
strecken. 

Der  Gesetzentwurf  von  1693  beruhte  auf 


Millionen  Hark  HebrUberweisungen  gegenflber 
den  Matriknlarbeiträgen  dcbem  wollte.  Als 
der  Gesetzentwurf  vom  26.  Januar  1896 
(Reichstag  9.  L^islatnrperiode  III.  Session 
1894;'9Ö  Drucks.  Nr.  116)  eingebracht  wurde, 
war  das  Programm  anf  den  Gleichstand  von 
Ueber Weisungen  und  Matriknlarbeiträgen  redu- 
ziert. Dem  gemäss  waren  die  Steuersätze 
niedriger  in  Aussicht  genommen  (25%  bei  Ci- 
garren und  Cigaretten  —  40''/o  bei  Kau-, 
Bauch-  und  Sclmupftabak).  Femer  sollte  die 
Fakturensteuer  nur  von  inländischen  Fabrikaten 
erhoben  werden,  ausländische  Fabrikate  sollten 
nur  durch  erhöhten  Zollgetroflfen  werden  (Ci- 
garren und  Cigaretten  900  Hark,  andere  Fabri- 
kate 450  Mark  tftr  100  kg).  Die  im  Entwurf 
von  1893  in  Aussiebt  genommene  besondere 
Kontrolle  des  Handels  mit  Tabakfabrikaten 
sollte  wegfallen. 

Die  thatsächliche  Gestallung  der  Reichs- 
Snanzen  einerseits  und  die  gegen  die  Erhöhung 
der  Verbrauchssteuern  im  Reichstag  in  der 
neueren  Zeit  übermässig  hervorgetretene 
Stimmung  andererseits  haben  in  der  zweiten 
Hälfte  der  neunziger  Jahre  die  Tabakstener- 
prcijekte  ruhen  lassen.  Auch  bei  den  Erwä- 
gungen über  die  Deckung  der  gesteigerten 
Anflage.    YII.  3 
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Tabak  und  Tabakbesteneniiig 


Flottemra^eaben  worden  solche  uicbt  ins  Aof^ 
gefasst.  Gleichwohl  kann  et  keioem  Zweifel 
unterliegen,  dass  im  Fnll  einer  detnernden 
weitergreifenden  Unznreichendheit  der  znr  Zeit 
fliessenden  Quellen  der  Beichseinn ahmen  die 
TabukateuererhSliUDg  in  erster  Linie  wiedemm 
in  'Fragt  kommen  miiss.  Es  müg'en  deghalfa 
einige  kurze  Bemerkungen  über  den  in  den 
Jahren  1893  nud  1895  in  Anasicht  genommenen 
Wechsel  deB  StenerBjBtems  hier  ihre  St«lle 
finden. 

Der  Uebergang  xnm  Fabrikatatenersyetem 
erecheint  grundg&tzlich  Eweckm&asi^.  Auch  die 
Anlehnung  der  Steuersätie  an  die  Wertver- 
hSltnisse  der  Fabrikate  ist  zu  billigen.  Da- 
gegen bestehen  meines  Brach tens  Bedenken, 
ob  es  Steuertech uisch  mSglicb  ist,  eine  prozen- 
taale Fakturen  Steuer  durchzufahren.  Ich  er- 
achte die  Abstufung  der  Steuersätze  nach 
einigen  Hauptpreiagruppen  der  Fabrikate  als 
das  stenertecbniacb  allein  mO^icbe  Zugeständ- 
nis an  den  Grundsatz  der  Wertbest«nemn^. 
Ich  halte  es  femer  für  bedenklich,  dass  auf  die 
Krtlnung  durch  die  auch  dem  Konsumeaten 
einen  Einblick  in  den  Steuerwert  der  Ware 
tdetende  Behält erstempelnng  (nach  nordnmeri- 
kauiscbem  Muster]  verzichtet  wird.  Anch  geht 
mir  die  Herabsetzung  des  Zolles  auf  auääu- 
dlscben  Bohtabak  zu  weit.  Der  Umstand,  dass 
die  Fakturensteuer  auch  vom  Zollwert  der  aus- 
ländischen Rohtabake  znr  Erhebung  käme, 
bildet  keinen  voll  wichtigen  Ersatz  für  die 
Herabsetzung  um  den  vollen  Betrag  der  bis- 
herigen Inlandstener,  weil  da«  Verhältnia  der  Ge- 
samtbelastnugdea  inländischen  und  ausländischen 
Tabaks  —  das  schon  jetzt  unbefriedigend  ist  — 
sich  noch  weiter  zn  Ungunsten  des  inländischen 
verschieben  würde. 

Bezüglich  der  Einzelheiten  dieser  Bedenken 
sowie  bezüglich  der  WUrdignng  der  mit  beson- 
derer Heftigkeit  ^egen  das  Tabaksteiierprojefct 
aufgetretenen  Agitation  der  Interes-senten  muss 
ich  auf  die  Ausführungen  Bezug  nebmeu, 
welche  in  meiner  Schrift  „Zur  Reichsßnanzre- 
form„  (Stuttgart  1K.13,  ('ottAsche  Buchhandlung 
Nach  f.  J  enthalten  sind. 


a)  Pflanzensteuer. 

-24.  Die  Tormallge  belglaebe  Tabak- 
stener.  Die  innere  Tabaksteuer  (.iccise)  war 
durch  G.  V.  -28,  Juli  1879  als  Flächensteuer  von 
1,50  Francs  für  ein  ar  eiugefilbrt.  worden. 
Durch  Q.  V.  31.  Juli  1883  trat  an  deren  Stelle 
eine  Pflanzeoateuer  von  3  bezw.  2',. 
und  2  Centimes  nach  Massgabe  der  Ertrags- 
föbigkeit  der  Kantone.  Kleine  PÜanzuiigen 
bis  zum  Maiimalbetrag  von  20(K)  PÜanzen  für 
einen  Stoiieriiflichttgen  nlieben  steuerfrei.  Dnrch 
G,  V.  21.  Mai  IHK«  war  die  Pflanzeustener  auf 
den  Einheitssatz  von  l'/i  Centimes  für  die 
Pflanze  erniässigt,  Steuerfreiheit  aber  nur  noch 
für  einen  Meistbetrag  von  80  Pflanzen  zuge- 
stände d  wurden.  Zum  letzten  Mal  gelangte 
die  rflanzensleuer  für  die  Ernte  von  1894  zur 
Erbebung, 

Der  Zoll  betrug  70  Francs  für  11)0  kg 
BohUbak,  300  Francs  für  Cigarren,  lÜO  Francs 
für  sonstige  Tabakfabrikate. 


Der  finanzielle  Ertrag  war  : 

Jah 

re 

Zoll 

Accise 

Zusammen 

Francs 

Francs 

Francs 

1888 

6159272 

810  041 

6969311 

1889 

6330183 

774969 

71051." 

1890 

6  485  364 

822607 

7307971 

1»91 

6616262 

sss  S07 

7  47'  769 

1892 

6378086 

796  640 

7  174  73« 

1893 

6  282  723 

865546 

7  148  369 

1894 

6096010 

1 023  364 

7  "9  374 

Dies  ergiebt  im  Jahresdurchschnitt  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  1,18  Francs. 

(In  Honduras  besteht  eine  Pflanzen- 
3t«ner  —  20  Pesos  oder  ein  Centner  Tabak  ala 
Abgabe  für  80U0  geernt«te  Pflanzen.) 


b)  Ma 


25.  Die  jetzige  belglaclie  Tabakstener. 

Durch  G.  T.  17.  April  1896  wurde  die  Pflanzen- 
Eteuer  aufgehobeii  und  an  deren  Stelle  eine 
Materialsteuer  im  Betrage  von  15  Francs 
für  100  Kilogramm  und  zwar  sowohl  auslün- 
diachen  Robtabaks  als  einheimischen  Tabaks  in 
getrocknetem  Zustand  eingeführt-  Der  zam 
häuslichen  Gebrauch  der  Pflanzer  verwendete 
Tabak  ist  steuerfrei.  Ausserdem  ist  bestimmt, 
dass  jedermann,  der  sich  mit  Handel,  Fabri- 
kation oder  VerscbleisB  von  Tabak  beschäftigt, 
einer  Lizenzgebühr  unterworfen  werden  kann, 
deren  Minimum  auf  5  und  deren  Maximum  auf 
1000  Francs  für  die  TabakhUndier  und  Fabri- 
kanten und  auf  600  Francs  für  die  Debitanten 
festgesetzt  ist.  Die  Grundlagen  und  .\b- 
HtuCungen  der  einzelnen  Sätze  innerhalb  dieser 
Grenzen  zu  bestimmen,  ist  der  Regierung  über- 
la.4sen.  Diese  Bestimmungen  sind  bisher  iMärz 
1901)  noch  nicht  erlassen,  so  das»  die  Lizenz- 
gebühren z  Z.  noch  nicht  zur  Erhebung  ge- 
langen. Verschiedene  kQnigliche  Dekrete  von 
1897  regeln  die  Einzelheiten  des  Niederlage- 
und  Ansfuhrwesens  sowie  der  Deklarations- 
pfliirht  von  HHndlem,  Fabrikanten  und  Ver- 
schleissem.  Einzelne  Modifikationen,  insbeson- 
dere hinsichtlich  des  Satzes  der  Gewichtaeiit- 
lastnng  hei  der  Trocknung,  sind  in  den  GG.  v. 
28  Dezember  1897  und  31,  Dezember  1900  ent- 
halten. 

Die  Zollsätze  sind  durch  0.  v.  17.  April 
1896  für  Rohtabak  (abgesehen  von  entripptein) 
herabgesetzt,  für  Tabakfabrikate  erhliht  worden. 
Sie  betragen  für  100  Kilogratnm  bei  Cigarren 
und  Cigaretten  600  Francs,  sonstigen  'l'abak- 
fabrikaten  120  Francs,  bei  Rohtabnk,  entrippt 
75  Francs,  sonstiger  {einschliesslich  der  Rippen) 
5.'»  Francs. 

l>ie  Zoll-  und  MaterialMteuererträge  stellen 
sich  für  1897—1899  folgend erniassen  (wobei  zu 
beachten  ist,  dass  das  Gesetz  von  1896  erst  am 
1.  Juli  1897  in  Kraft  getreten  ist): 

Zoll  Accise       Zusammen 

Jahre 

Francs  Francs  Frans 

18517  5736076  697237  64333(3 
18SW  5=3*746  i;83o66  7oi575» 
18'.lit         5  534  337      I  85S  508       7  392  845 

Im    Durchschnitt  der  zwei  Jahre   189899 
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Tabak  und  Tabakbesteuerung 


ergeben  sich  hiemach  1,11  FrttDcs  auf  den  Kopf 
der  BevQlkemng.  (Solange  die  Lizenzgeb [Ihren 
Dieht  zur  Erbehnng  gelangen,  ist  hiernach  der 
Tabaksteuerertrag  dnrdi  die  Gesetzgrebnng 
1896  gemindert) 


0  Tabakb 
schli 


isteaernng  mitte 
isslicher  TabakT 


ttelRt  AUS 


olln 


«)  Ohne  AQsschlnss  des  heimiscbeQ 
Tabakbaues. 

26.  Die  Tabakbegt«DerDii^  In  den  Sie- 
derUnden,  DKnenu-k,  Schweden,  Norwegren 
ud  der  Sehwelz.  Niederlande.  Zoll- 
ifttze  fOr  lüO  hg  Rohtabak  (einschliesslich  Ta- 
bak in  Rollen  und  iiagepreaste  Stengel)  üJO 
Gnlden,  gepresste  Stengel  1.60  Gulden.  Ge- 
schnittener und  gebeizter  Tabak,  Schnnpftabeik 
nnd  sonstige  Fabrikate,  exkl.  Cigarren,  12  Gol- 
den, Cigarten  40  Gulden. 

Zollertrag:  18«8  131982  Gulden;  1889 
1:Ö.S20  Gnlden:  1890  l-27-i40  Gulden;  1891 
14Ö091  Gulden;  1892  1-29  KH4  Gulden;  im 
Durchschnitt  1088/9-i  i:-«89;l  Gulden  oder  0,024 
Galdeu  anf  den  Kopf  der  Bevölkerung  (l),l)4 
Markl.  —  1«93  142900  Gnldeni  1894  145200 
Golden;  16%  InÜSÜO  Gulden;  18%  161400 
Gnlden:  1S97  154800  Gulden;  1898  162 4U0 
Golden;  1899  156000  Gnlden;  im  Durchschnitt 
1893,99  IMOOO  Gulden  oder  0,0:^  Gulden  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung  (0.05  Hark).  (Im 
Jahre  1889  hatte  der  auf  Einführung  einer  Be- 
steuerung des  inländischen  Tabaks  gerichtet« 
Vorschlag  des  Finananiiniaters  Orohbee  sehr 
ungünstige  parlnmentarisi^he  Aufnahme  gefun- 
den; seitdem  wird  zwar  alljährlich  beim  Etat 
darüber  gesprochen,  ernsthaft  ist  aber  die  Idee 
nicht  wieder  aufgenammen  worden.) 

Dänemark.  Zollsatz  per  Pfund  (Vs  kg) 
mit  Einsehluss  des  noch  bestehenden  KnegsEÜ- 
schlags  nach  O.  r.  5.  August  1864,  fQr  Kob- 
Ubak  (Blütter  und  Stengel!  U'-\i  Oere,  Ci- 
ganren  SS  Oere,  andere  Tabakfabrikate  20 ';e 
Oere 

ZoUertrag:  1888  1070 Ml  Kronen;  1889 
1077  ;«2  Kronen:  18<»  1  tM8  .'>48  Kroueu ;  1891 
1097  211  Kronen:  1892  1124 4;«  Kronen;  im 
Durchschnitt  1888f93  1  081 567  Kronen  oder  11,47 
Kronen  auf  den  Kopf  der  BeTDIkerung  (0,ö3 
Markl.  -  1893  1 19.'>367  Kronen;  1894  1  213  274 
Kronen;  189.'j  lä.'iSUö  Kronen;  1896  1393131 
Kronen;  1897  1296  405  Kronen;  1898  14047«! 
Kronen;  1899  1452.'>()2  Kronen;  d.  i.  im  Durch- 
schnitt des  Jahrfünfts  1895.99  1.S60989  Kronen 
oder  0,,59  Kronen  auf  den  Kopf  der  Bevülke- 
mng  (0,66  Hark). 

Schweden.    Der  Tabakbau  ist  sehr  un- 
bedeutend (bei  Stockholm,  Gefle  und  Halmö). 
Zollsätze      iggi 


in  Kr. 


per  kg 

1872-1878 

Bohtabak    .... 

0,68 

Cigarten  nnd  C'iga- 

retten      .... 

3,06 

Geschnittener  Tahak 

i,o6 

Schnupftabak.    .    . 
Gedrehter    nnd    ge- 

i,]g 

presster  .... 

0,87 

Karotten     .... 

1,29 

bin  30.     seit 
Juni     1.  Juli 


Auf  den  Kopf 

Kronen 

Kronen 

3796050 

0,80 

3  761  825 

0,79 

3  772  452 

0,79 

3771869 

0,79 

3674403 

0,76 

3  704  79* 

0,77 

3  83a  867 

0,79 

3837838 

0,78 

3937  17' 

0,79 

4  269  257 

0,85 

4  301  834 

0,85 

4435815 

087 

Demnach  für  1688/92  durch Bchnittlich  0,89 
Mark,  fdr  1895/99  0,93  Mark  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung. 

Norwegen.  Der  Tabakbau  ist  sehr  un- 
bedeutend, der  Ertrag  desselben  ist  (Ur  1896 
anf  18000  kg  geschätzt. 

Zollsätze  per  kg. 

1888    1897    1899    1900 


BohUbak     (Blätter 

nnd  Stengel)  .    . 

Cigarren  und  Ciga- 


Kr.      Kr.      Kr.      Kr. 


1,75      i>75      1,75     175 
3,60     3,60     4,50     5,00 


Vor  1888  betrug  der  HnhtHhnkzoll  1,25,  der 
rigarren-  und  CigarettenzoU  2,50  bezw,  2,75 
(von  \>m  87),  der  Zoll  auf  sonstige  Fabrikate 
2,10  Kronen. 


KilckzoU 

für  Nettoertrag 

ansgef.  im      auf  d.  Kopf 

Tabak  ganzen    d.Bevitlk. 


1888 

2669643 

149  599 

2520044 

1889 

3471  SS° 

289  229 

3  182  321 

1890 

3  «66  792 

364  ai3 

2  902  579 

1891 

3  597  782 

3*5  367 

3272415 

18i)2 

3  607  080 

502  239 

3104841 

4757687 

212356 

4  545  331 

1894 

2  679  808 

53  464 

2626344 

1895 

3482129 

90998 

3391  131 

189(i 

3700712 

63021 

3637691 

1897 

3*11313 

65205 

3146108 

1898 

3  724  983 

34461 

3  690  522 

1899 

3177080 

22913 

3  154167 

1,45 

Im  Durchschnitt  also  för  1888/92  1.70  Mark 
nnd  für  1895,99  1,81  Mark  auf  den  Kopf  der 
Bevülkemng, 

Schweiz.  Von  Bundes  wegen  besteht  in 
der  Schweiz  keine  innere  Besteuerung  des  Ta- 
baks. Die  Kantone  Waadt,  Wallis  und  Frei- 
burg erheben  VerkaufsgebUliren,  welche  jedoch 
ohne  Belang  sind.  In  Waliis  sind  auch  für 
die  Tabakfabrikation  Gebühren  —  in  6  Klassen 
—  Torgesehen. 
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Tabak  und  Tabakbesteuening 


ZollsatBe  (Francs  per  100  kg): 

1.  ünVCrarb.    Tabakblätter,    Rippen    und 

Stengel 25 

2.  Karott«u   bezw.  Stangen  ftlr   Schnapf- 

Ubak 50 

3.  Baach-,  Schnupf'  and  EaDtab&k  ...      75 

4.  Cigajren  und  Cigaretten 15° 

ZoUertrag:  188B  1  5i)3  Oö2  Pranca ;  1889 
1 531  369  Francs ;  1890  2  488739  Francs  (Furcht 
vor  Zollerhöhnng !) ;  1891  1267  635  Francs; 
1892  1  409  921  Francs ;  im  Durchschnitt  1 650 143 
Francs  oder  0,56  Francs  auf  den  Kopf  der  Be- 
TÜlkernng  (0,45  Mark).  —  1893  1645  745 
Francs;  1894  1706693  FrancB;  1895  1772751 
Francs;  1896  1888  424  Francs;  1897  2  067  709 
Francs;  1898  1916880  Francs;  1899  1993726 
Francs:  denrnacb  im  Durchschnitt  1895/99 
1 9ZJ  698  Francs  oder  0,60  Francs  auf  den 
Kopf  der  Beveikemng  (0,49  Mark). 

In  nenerer  Zeit  stand  in  Volks-  wie  in 
Regiemngskreisen  der  Schweiz  das  Tabak- 
monopol  Eur  Erwägung.  Ein  von  der  orga- 
nisierten Arbeiterschaft  und  einem  Teil  der  De- 
mokraten versnclitÄB  „Volksbegehren"  (Ini- 
tiative) für  unentgeltliche  Krankenpflege  wollte 
die  hierzu  erforderlichen  Mittel  durch  Einfüh- 
rung des  Tabakmonopols  Beitens  des  Bundes 
gewinnen.  Der  Bundesrat  hatte  am  7.  No- 
vember 1893  beschlossen :  „Die  Departements 
der  Finanzen  und  Industrie  werden  beauftragt, 
mit  mHglivhster  Beförderung  dem  Bundesrat 
weiteren  Bericht  und  Antrag  vorzulegen :  a)  be- 
treffend den  mutmasslichen  Ertrag  eines  eidge- 
nössischen Tabakmonopols ;  b)  betreffend  die  Art 
und  Wei»e  seiner  Einführung  unter  thunlichster 
Berücksichtigung  der  einheimiBchen  Tabakin- 
dnstrie.''  ifeber  die  eventuelle  Verwendung 
des  Monopolertrags  war  dabei  etwas  Bestimmtes 
nicht  in  Aussicht  genommen ;  in  Regiernngs- 
kreisen  schien  die  Ansicht  obzuwalten,  es  sei 
etwa  die  Hälfte  des  Ertrags  zur  Subventionie- 
mng  der  projektierten  Unfall-  und  Krankenver- 
sicherung, die  andere  Hälfte  für  allgemeine 
Staataz wecke  zu  verwenden. 

Im  März  1895  erstatt«ten  E.  W.  Hilliet 
und  Alfred  Frey  an  die  Delegation  des 
schweizerischen  Bundesrats  in  Sachen  des  Ta- 
bakmoDopols  ein  eingehendes  Outachten  be- 
treffend den  mutmasslichen  Ertrag  eines  eidge- 
nössischen Tabakmonopols.  Die  Botschaft  des 
Bundesrats  an  die  Bundesversammlnng  vom  26. 
Mai  1899,  als  deren  Eeilaee  das  genannte  Ont- 
achtcn  ausgeteilt  wurde,  oefUrworteie  im  Hin- 
blick auf  die  in  Aussicht  stehende  Einführung 
der  Kranken-  und  Unfallversicherung  (ein- 
scMiessIich  der  Militär  Versicherung)  die  Einfüh- 
rung des  Tabakmonopols.  —  Inzwischen  hat 
diese  Fra^e  in  der  Schweiz  infolge  der  durch 
Volksabstimmung  im  Mai  1900  bewirkten  Ver- 
werfung der  Versicherungsgesetze  für  den 
Augenblick  an  Aktualität  verloren. 

A  1 


IT.   Jahrhundert    stammende    Tabakbau  verbot. 


(Heutige  gesetzliche  Grundlage:  1  Section  of 
Ist  and  2nd  William  4tii,  cap.  13).  In  den 
Jahren  1886  bis  1889  war  versuchsweise  der 
Anbau  gestattet,  allerdings  gegen  eine  dem 
hohen  Zoll  auf  Rohtabak  gleicbkommende  In- 
landsteuer. Die  Versuche  waren  —  bei  diesem 
Steuersätze  wohl  begreiflieb!  —  nicht  erfolg- 
reich, und  die  Anbauerlaubnis  ist  zurückge- 
zogen worden.  Es  bleibt  hiemach  bei  dem  Sit- 
hergebrachten  Verbot.  Auch  das  Klima  soll 
sich  als  dem  Tabakbau  nicht  günstig  erwiesen 
haben,  und  das  Verlangen  der  Pflanzer  nach 
Fortsetzung  der  Versuche  kein  allgemeines  ge- 
wesen sein,  weshalb  seit  1889  die  Erteilung 
der  Anbauerlaubnis  nicht  erneuert  worden  sei. 
Die  in  der  „Customs  and  Inland  Revenue 
Act"  vom  5.  Jnli  1887  festgesetzten  Zollsätze 
sind,  nnd  zwar 

1.  für  Tahakfabrikftte  per  Pfund: 
Cigarren  5  8h.,  Cavendisch  oder  Kegrohead  4 
Sh.  6  d.,  sonstige  Tabakfabrikate  4  8h.  — 
Schnupftabak  je  nach  dem  Feuchtigkeitsgehalt 
3  Sh.  9  d.,  oder  4  Sh.  6  d.; 

2.  für  Rohtahak  per  Pfund,  mit  mehr 
als  10\  FenchtiAkeits^ehalt  3  Sh.  2  d.,  mit 

Eeringerem  FeuiStigkeitsgehalt  3  Sh.  6  d. ; 
lieben  unverändert  bis  Mai  1898;  gemäss  der 
Bestimmung  von  61  und  62.  Vict.  cap.  10  wurde 
der  RohUbakzoll  auf  2  Sh.  7  d.  und  3  Sh.  er- 
mässigC,  der  Zoll  auf  Cavendisch  oder  Negro- 
head  auf  3  Sh.  10  d  für  andere  Tabakfabrikat« 
auf  3  Sb.  11  d.,  fUr  SchnnpfUbak  auf  3  Sh.  2  d. 
bezw.  3  Sh.  10  d.;  der  Cigarrenzoll  blieb  un- 
verändert; durch  Finanzgesetz  1900  (63  Vict 
cap.  7)  erfolgte  eine  Erhöhung  des  Bohtabak- 
zolls  auf  3  Sh.  bezw.  3  Sh.  4  d.,  des  Zolls  auf 
Cigarren  auf  5  Sh.  6  d.,  bei  Cavendisch  oder 
Negrohead  auf  4  Sh.  4  d.,  für  andere  Tabak- 
fabrikate auf  3  Sb.  10  d.,  für  Schnupftabak  3  Sb. 
7  d.  bezw.  4  8h.  4  d. 

Die  Lizenzen  betragen:  a)  für  Handel 
mit  Rohtahak  oder  Fabrikaten  5  Sh.  3  d.  ^r 
Jahr  bezw.  4  d.  per  Tag  bei  Gelegeoheitsbetneb 
bis  zu  nur  3  Tagen;  b)  für  die  Tabakfabri- 
kation 5  £  5  Sh.  0  d.  bis  31  £  10  Sh.  0  d.  je 
nach  der  Betriebsgrösse.  (Masimalsatz  bei  der 
Verarbeitung  von  mehr  als  100000  Pfund  Roh- 
tabak im  Jahr). 

Der  Nettoertrag  des  Zolles  war : 
Jahre  £  Jahre  £ 

188889  8858781  IHSim  1041S  139 
1889.90  9061  984  189596  10  748  532 
189091         9536234      1896y7  iioi8e348 

1891'92  9965221  189798  11433909 
189293  10124435  1898,!»  10993727 
1893,94       10119  9Sa      18991900     10  885  922 

Der  Zollertrag  beträgt  hiemach  im  Jahres- 
durchschnitt 188889-92:93  9509331  £  oder 
194275632  Marh  und  im  Jahresdurchschnitt 
1895'96- 1899/1900  11016026  £  oder  226067411 
Hark.  Dies  ergiebt  6,13  Mark  bezw.  6,63  Mark 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 

Die  Lizenzerträge  betrugen  im  Durchschnitt 
1891,94  für  Fabrikation  7009  £,  für  Tabakhan- 
del  T586U  £  und  6666  £  bezw.  85581  £  im 
Durchschnitt  18951900.  Durch  die  Lizenzen 
steigt  der  Kopfertrag  vom  Tabak  Je  um  0.(6 
Mark,  also  auf  5,18  bezw.  5,68  pro  Kopf  der 
Bevütkenmg.    Trotz  der  Ermässigung  des  Zolls 
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im  Jahre  1898  ergiebt  sich  hiemacb  fdr  die 
jBngsto  Zeit  eioe  erhebliche  Steigerung  des  Er- 
tiftguisaes,  dem  im  Gefolge  der  Zolleibahiuig 
von  1900  weiterhin  noch  eine  stärkere  Steige- 
nag  folgen  wird. 


d)Tabakni 


opol. 


«)  Das  in  eigener  Regie  genützte 
Monopol. 

28.  Du  TabakmoBopol  In  Oesterreioh- 
llngam.  Das  Monopol  besteht  in  Oesterreich 
seit  17^;  durch  Kaiserliches  Patent  vom  29. 
November  1850  wurde  die  EinfilhriiDg  des  Ta- ' 
b^monopols  in  „Ungarn,  Kroatien,  Stavonien, 
äiebenbörgen,  der  Woiwodschaft  Serbien,  dem 
Temeeer  Banate  und  den  MUitärgrenz-  und 
Küstengebieten"  angeordnet.  Heute  bestehen 
zwei  getrennte  Staats mo □  opole :  das  Oster- 
reichische  (für  die  im  Reichsrate  vertre- 
tenen ESuigreiche  und  LSndei)  und  das  unga- 
rische. Zur  Bedeckung  der  autonomen 
inneren  Terwaltnug  Eroati  en-Slavouiens  ist  ein 
,pToxentual  nnd  Jahrespauschal "  ans  den  Er- 
trSgni^een  des  nagariachen  Monopols  bestimmt. 

1,  OesterreichiBchea  Monopol.  Ta- 
bakbau. Derselbe  ist  nur  mit  behtirdlicber  Er- 
laubnis in  bestimmten  Landest«ilen  gegen  A.bliefe- 
mng  der  gesamten  Blätteremte  an  die  Mono- 
polverwaltung zngelasaen.  Für  den  Anbau  und 
deesen  Kontrolle  bestehen  genaue,  den  Provin- 
zialverhJllUiissen  in  Galizien  nnd  Bukowina, 
SSdtirol,  Dalmatien,  anffcpasste  Vorschritten.  — 
Vor  Beginn  der  Tabukbaoperiode  werden  in 
jedem  Tahakbauge biete  die  Bestimmungen  über 
die  KlaasiSkation  der  Blätter  nnd  die  Preise 
bekannt  gemacht,  zu  welchen  die  Begie  die 
Ernte  übernehmen  wird.  Als  durchschnittliche 
EiulCsgebUhr  hat  sich  beispielsweise  für  die 
Ernte  1899  {pro  metr.  Centner)  ergeben:  in 
Galizien  und  Bukowina  37,96  Kronen;  in  Süd- 
tirol: grüner  Tabak  8,54  Kronen,  maceriertes 
Material  57,54  Kronen;  in  Datmatien  112,94 
Kronen. 


Tabakbau  zum  Zwecke  der  Aosfnhr  ist  in 
Oesterreich  nicht  zugelassen.  • 

Tabakfabrikation.    Diese  findet  nur 


Tabakfahrikateu  bt  verboten.  (Vgl.  auch  obeu 
Abschn.  10).  Ausserdem  importiüt  die  Begie 
Havannacigarren  und  Cigaretten. 

Tabakverschleias.  Dieser  erfolgt 
durch  die  staatlich  bestellten  (lizenzierten) 
Tabaktraflkanten.  Diese  dürfen  die  einzelnen 
Fabrikate  am  keinen  höheren  Preis  verkaufen, 
als  im  Verschleisstarif  bestimmt  ist  In  den 
Sätzen  des  Verschleisstarifs  einerseits  nnd  in  der 
Komposition  hezw.  auch  dem  Menge verhältub 

ibei  Cigarren  nnd  Cigaretten]  der  einzelnen 
'^abrikace  gelangt  das  Mass  der  Steuerbelastung 
der  Eonsamenten  zum  Ausdmck.  In  dieser 
Hinsicht  nimmt  das  Gaterreichiache  (wie  auch 
das  ungarische)  Monopol  eine  mittlere  Stellung 
ein.  Das  Maximum  des  beim  Monopol  möglichen 
Hochdrucks  ist  bei  weitem  nicht  erreicht,  so 
dass  im  allgemeinen  Fabrikate  von  guter  Be- 
BchafFenheit  in  reicher  Sortenauswahl  zu  massi- 
gen Preisen  und  znr  Zufriedenheit  der  Konsu- 
menten geliefert  werden.  (Unter  den  Cigarren 
hat  die  zweithilligste  Sorte  H  nnd  HE,  ge- 
mischte Ausländer  zum  Verscbleisspreis  von  4 
Kronen  50  Heller  für  lOÜ  Stück,  den  grössteu 
Absatz;  die  billigste  Sorte  (E  und  ER),  kleine 
Inländer  kostet  2  Kronen  70  Heller.)  —  Die  Ta- 
bakverschleisamagazine  sind  im 
Jahre  189G  der  Leitung  der  Generaldirektion 
der  Tabakregie  unterstellt  worden,  friiber  unter- 
standen sie  den  Landesänanz  beb  Orden. 


Der  1 


akfa 


Bohtabak 


nnd  Tab 

land  ist  nnr  auf  besonderes  Gesuch  zulässig 
gegen  Entrichtung  hoher  Zoll-  und  Lizenzge- 
bühren; für  Robtabak  beträgt  der  Zoti  42 
Kronen ;  hei  Fabrikaten  105  Kronen  für  100  kg 
und  die  Lizenz  per  kg  für  Rohtabak  14  Kronen, 
für  Cigarren  und  Cigaretten  22  Eronen,  für 
andere  Fabrikate  16,80  Kronen. 


Du 


chnittlich 
Jahrfünfte 


Ueber-  im  ganzen  90656898          1 

Bcbnss  I  ^  dMi  1  ^ 

I  Eopf  der  }  4,06 

f  BevGlk.  I 

2.  Ungarisches  Monopol.  Bei  Ein- 
(Übrung  des  Tahakmonopols  in  Ungarn  wurde 
in  dem  Kaiserlichen  Patent  vom  29,  November 
1850  ausser  der  Entschädigung  der  Tabakfabri- 
kanten in  Aussicht  genommen;  1.  die  Aufrechtr 
erhaltnng  der  Gewohnheit,  dass  die  Grundbe- 
sitzer, die  bisher  Tabak  za  ihrem  eigenen  Be- 
darf und  nicht  für  den  Handel  bauten,  ihr 
eigenes  Erzeugnis  verbrauchen,  2.  die  Schonung 
des  Tabakbandels  nnd  insbesondere  des  Roh- 
tabakabsatzes in  das   Ausland.    Durch  Gesetz- 


Artikel  XLIV  T.  21.  Dezember  1887  ist  die  Be- 
günstigung der  Pflauzer,  wonach  von  der  Ta- 
bakfechsung  bei  Bezahluug  der  gesetzlichen 
Konanmgebühr  per  Kopf  10  kg  zurückbehalten 
werden  durften,  aufgenobeu.  Dagegen  ist  der 
Tabakbau  für  das  Ausland  nnd  der  Handel  mit 
solchem  Tabak  aufrecht  erhalten  und  neu  ge- 
regelt. Von  einer  Kontingentierung  des  Tabak- 
baues ist  abgesehen.  Anbauerlaubnis  ist  iu 
allen  Fällen  erforderlich;  nach  Möglichkeit  soll 
solche  in  der  Gemarkung  einer  Gemeinde  nur 
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für  das  Aerur  wier  nur  fllr  die  Ausfuhr  erteilt 
weiden.  Nene  Lizenzen  sollen  im  allgemeinen 
nur  Pflanzern  erteilt  werden,  die  mindesteDs  ein 
KataBtraljocb  bepflimzen.  Die  Erlaubnis  zum 
Handel  mit  Bobtabak,  und  zwar  nur  mit  io- 
iandiachem,  kaim  gegen  Uebernahme  gewisser 
Verpüichtungen  erteilt  werden.  Der  für  die 
Ansfiibr  in  das  Ausland  gebaute  Tabak  steht 
auch  nach  l'ebergnbe  an  den  exportierenden 
Eanfmaim  bis  zur  BefQrderang  ins  Ausland 
unter  amtlicher  Eontrolle.  Der  Kaufmann  ist 
mit  seinen  Angestellten  solidarisch  dafür  ver- 
antwortlich, dass  der  durch  Hin  Übernommene 
Tabak  in  derselben  Quantität  ins  Ausland  aus- 
geführt wird. 

Die  Verkaufspreise  der  Fabrikate  werden 
durch  das  Finanzministerium  im  Verordnungs- 
wege  festgestellt ;  seit  1868  traten  zweimal 
Preiserhöhungen  ein  (1.  Juli  1875  und  1.  Juni 


Ertrag  in 

1000  Krön 

n; 

Einnahme 

Ausgabe 

üehersehuss 

1888 

71  150 

263S4 

44766 

1889 

74378 

25274 

49104 

18!)0 

78732 

23714 

54518 

1891 

82808 

28326 

54482 

1892 

85942 

32542 

53400 

1893 

91  300 

34618 

56682 

1894 

94908 

39218 

SS  690 

1895 

98504 

37254 

61250 

1896 

100  714 

42814 

75900 

1897 

97618 

39284 

58334 

100040 

40906 

59134 

1899 

102699 

39758 

62941 

Darans  ergiebt  sich  für  1888/92  ein  Ueber- 
scliuss  von  2,96  Kronen  (2,51  Mark),  für  1895,y9 
von  3,23  Kronen  (2,74  Mark)  auf  den  KopE  der 
Bevölkerung. 

29.  Dag  Tabak  mono  |>ol  In  Bosnien  und 
HerEerowInA.  Am  16.  August  IBMO  wurde  die 
bogn,  -  nerzegow.  Tabakregie  nach  dem  öster- 
reichischen Vorbilde  eingerichtet.  —  Zum  Ta- 
bakbau ist  Lizenz  erforderlich,  und  zwar  giebt 
es  solche  a)  zum  Tabakbau  für  die  Tabakregie 
und  b)  für  den  eigenen  Bedarf.  Jeder  PHan/er 
kann  nur  eine  dieser  Lizenzen  erhalten.  Ta- 
bakbau fttr  eigenen  Bedarf  ist  nur  noch  von 
ganz  untergeordneter  Bedeutung.  Die  Bestim- 
mungen ü^r  Tabakklassiflkation  nnd  EiulOa- 
preise  wenlen  jährlich  vor  Beginn  der  Tabak- 
einlüsperiode  öffentlich  bekannt  gemacht.  (Die 
berzegowinischen  Tabake  stehen  an  Qualität 
voran,  sie  gehüreu  zu  den  feinsten  Cigaretten- 
nnd  Tschibuktabaken).  Die  EinlSspreise  be- 
iregen sich  in  der  Herzegowina  zwischen  340 
und  20  Kronen,  in  Bosnien  zwischen  lüU  und 
20  Kronen  per  I(»  kg-  Die  Tabakproduktion 
hat  seit  Ginführung  des  Monopols  trotz  Be- 
schritnknng  auf  die  besten  Proauktionsbezirke 
erheblichen  Aufschwnng  genommen,  so  dass 
Tabak  auch  an  die  osierreicb  lache  und  nngft- 
risihe  Regie  abgegeben  und  ansserdeni  exjwr- 
tiert  werden  kann.  |lin  Jahre  1880  in  Bosnien 
nud  Herzegowina  1053l>  q  eingelöst,  im  Durch- 
schnitt 189ö,'91l  in  der  Herzegowina  allein 
29UÜ0i|;  im  Durchstdinitt  der  Jahre  1895.98 
Gesamtexport,  inkl.  der  Verkäufe  an  die  beiden 
Tabakregieen,  9678  q).  —  Es  bestehen  4  Mono- 
pulfabriken,   mit   Verarbeitung   vou  cn.  22U0Ü 


Metercentner  jährlich.  Private  Verarbeitung 
von  Tabak  oder  Umgestaltung  von  Tabakfabri- 
katen ist  bedingungslos  verboten.  Eingeführt 
wird  nur  Tumbecchio- Tabak  für  die  Sarghiles, 
und    fabriziert    werden    nur    Cigarettentabake 


Stück,  1899  39359  288  Stück).  —  Der  Ver- 
Bcbleias  erfolgt  dnrch  ca.  4300  Tabaktrafikanten  ; 
Ranch  tabakpreise  zwischen  40  Kronen  und  2 
Kronen  40  Heller  per  kg;  Verachleiss  erfolgt  in 
geschlossenen  Casetten,  Cartons  und  Paketen  zu 
260,  125,  100  und  25  g  Nettoinhalt.  Cigaretten- 
preise  8  Kronen  bis  1  Krone  per.  100  StUck; 
Abgabe  in  Cartons  k  100  nnd  50  sowie  in 
Etuia  zu  10  Stück.  Der  Bedarf  an  Ci^rren 
wird  seitens  der  Eegie  von  der  österreichischen 
und  ungarischen  Regie  bezogen.  Der  Ver- 
schleiss  ist  in  ständiger  Zunahme:  1899  im  In- 
land Fabrikate  im  Wert  von  über  8000000 
Kronen  verschleisst.  Geldquote  pro  Kopf  der 
Bevölkerung  5,11  Kronen,  Materialqnote  1,2  kg. 

Ertrag  in  1000  Kronen. 

Jahre  Einnahme      Ausgabe  Uebersch. 

1888  5168           2941  2  227 

1889  5400           3 104  2296 

1890  5624           3429  2195 

1891  5  873           5  364  2  309 

1892  6627           3646  2981 
imi  6926           36B9  3237 

1894  7969  4956  3013 

1895  9212  5263  3  949 
189<i               9014           5294  3720 

1897  9222  5282  394a 

1898  9  55°  S373  4 '77 

1899  9801  5367  4534 

1900  10163  5*54  4909 

Daraus  ergiebt  sich  filr  1888  92  ein  Ueber- 
scbuaa  von  1,Ü6  Kronen  (1,41  Mark),  für 
1896  1900  von  2,01  Kronen  (2,22  Mark)  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung. 

30,  Uaa  franzSstnohe  Tnbakmonopol.  Im 
Jabre  1G74  war  zuerst  ein  (verpachtetea)  könig- 
liches Fabrikationsm onopol  eingeführt  worden. 
Dasselbe  wurde  im  Jahre  179t)  aufgehoben.  Zu- 
nächst folgte  blosse  Zollerhebung,  dann  ver- 
suchte man  es  mit  Fabrikat-  und  Verkaufs» teuer. 
Durch  Dekret  vom  29.  Dezember  1810  führt« 
Napoleon  I.  das  Monopol  wieder  ein;  den 
weiteren  Ausbau  der  ürnndlagengesetJ^cbung 
des  französischen  Tabakmonopols  enthalten  das 
Kaiserliche  Dekret  vom  12.  Januar  1811,  das 
Tabakg.  v.  24.  Dezember  1814  und  Tit.  V  des 
Finanzg.  v.  28.  April  1810.  Dasselbe  ist  seit- 
dem trotz  wiederoolter  sorgaamater  parlamen- 
tarischer Erwägung  —  zu  welcher  die  jeweils 
für  bestimmte  Zeitdauer  erfolgende  Neubestä- 
tignng  der  Einrichtung  Anlass  gab  —  als  in 
eigener  Regie  betriebenes  Fatarikations-  und 
Ver^chleisamonopol  mit  glänzendem  finanziellen 
Erfolg  lieibeh alten. 

Der  Tabakbau  ist  nur  in  bestimmten 
Departements  gestattet;  dabei  wird  diesen  De- 
partements auf  An.iucben  Tabakban  zur  Aus- 
fuhr gestattet-  Die  Förderung  des  Tabakbaues 
wird  u.  a.  dadtireh  erstrebt,  dass  für  bessere 
Tabake  besondere  höhere  Preise  gezahlt  werden. 
Der  gesamte  Tabakban  unterliegt  strenger  Auf- 
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sieht:  die  Pflajizer  ertragen  aber  diesen  dnrcli 
I&ugjfihrige  Gewohnheit  ohnedies  minder  lästigen 
Znstand  nm  so  leichter,  als  die  Sicherheit  des 
Absatzes  zu  voi  aus  bestimmtem  nnd  eventuell 
m  dem  höheren  Preise  der  Vorsugsware  dafür 
mehr  als  Tolles  Gregen gewicht  bietet. 

Fabrikation  und  Verschleiss  sind 
technisch  nnd  administrativ  voreflglich  gerei^elt. 
Von  den  Staatsfabriken  geht  die  fertige  Ware 
in  der  Hauptsache  an  die  entreposeare  (Nieder- 
lagen Verwalter),  von  welchen  es  die  teilt)  durch 
den  Präfekten,  teils  dnrch  den  Finnnzmiuister 
ernannten  Verschleiaser  (deMtacts)  beziehen. 

Die  franzüsische  Ee^ie  ist  durch  hohe 
Sten  erbelast  an  g  der  Fabrikate  und  dnrch  eine 
relativ  geringere  Auswahl  von  Sorten,  inabe- 
sondere  der  im  Inland  fabrizierten  Cigarren 
charakterisiert.  Dnch  ist  in  der  neueren  Zeit 
die  Auswahl  der  „tabaca  de  luxe"  im  Gegen- 
satz zu  den  ptabacs  de  vente  courante"  eine 
viel  erheblichere  geworden.  Die  billigste  Cigarre 
wird  an  die  Debitanten  zu  11  Francs,  an  die 
Xonsnmenten  zn  12,öü  Francs  per  kg  (5  Cen- 
times das  Stück)  verkauft.  Der  gewöhnliche 
Bauch  tabak  kostet  den  Konsumenten  —  abgesehen 
von  dem  geringen  Preise  (8  hia  1,60  Francs)  in 
gewissen  Grenzzonen  ~  12  Francs  50  per  kg 
(den  Debitanten  ll,üO  Francs);  denselben  Preis 
hat  der  gewöhnliche  Schnupftabak  (für  den  Debi- 
tanien  11,50  Francs)').  Dagegen  werden Eauch-, 
Kau-  nnd  Schnupftabak  „de  troupe"  und 
.d'bospices-"  zu  bedeutend  niedrigeren  Preisen 
iz.  B.  Ranchtabak  zu  l,üO  Francs)  abgegeben. 
~4>ie  (ieschichte  der  verschiedenen  Erhühungen 
der  Mouopoltarife  zeigt  eine  starke  Tragfähig- 
keit de!)  tranzGsischen  Monopols  für  zunebnienoe 
SteuerbelaiitnDg.  Ueber  den  Ertrag  des 
Tabakmonopols  in  Frsnkreich  giebt  der 
jährlich  erscheinende  Bericht  der  Monopolver- 
waltiing  eingebende,  mit  zeillichen  Rlickblickeu 
bis  zur  Einführung  des  Monopols  verbundene 
Au&chm.sse. 

Berechnet  man  den  Beinertriig  des  Mono- 
pols in  derselben  Weise,  wie  dies  oben  für 
Oesterreich-Ungam  geschehen  ist,  nämlich  dnrch 
Gegenüberstellnng  der  Einnahmeu  and  Aus- 
gaben, M)  ergiebt  sieb  für  das  jüngste  Jahr- 
nnft  folgendes: 

T  ku  Einnabmen  Ausgaben  Ueberschuss 
janre      jqqq  ^^^      j^qq  j.^      j^qq  p^j^_ 

1887  370  in  68020  302091 

1888  370  453  62  575  307  877 

1889  374006  59769  314237 

1890  373  lo"  63943  309158 

1891  372480  64663  307817 

1892  377711  67673  310038 

1893  375441  71569  303873 

1894  377619  74  973  302646 
18515  382915  71657  310258 
1896  395886  72680  323206 
18Ö7  397046  74446  322600 

1898  406  722     77  793     328  929 

1899  4152=9     78848     336381 


')    Die    „tabacs    ordinaires"     haben    nach 

(i.  V.  29.  Februar  1872  diesen  Verkaufspreis. 
Derselbe  hatte  früher  betragen  10  Francs  (De- 
kret vom  lU.  Oktober  1860)  B  Francs  (Ordonnanz 
vom  y.  Oktober  1816),  7,20  Francs  tDekret  vom 
9.  Mai  1811). 


Der  EinnahmeUberschuBB  betritt  hiemach 
durchschnittlich  für  1887  91  308  2:-W00O  Francs 
oder  8,08  Francs  nnd  für  189Ö.99  324275000 
oder  8,47  Francs  auf  den  Kopf  der  BevOlhernn^. 
Zieht  mau  die  Kapital  he  wegnng  bei  der  Regie 
mit  in  Betracht,  so  stellt  sich  das  ^bfnence 
r^el''  durchschnittlich  auf  303  817  000  Francs  oder 
7.97  Francs  und  für  1895/99  auf  324  792000 
Francs  oder  8,48  Francs  auf  den  Kopf  der  Be- 
TÖlkemng.  Die  thatsächlich  dem  Staatsschatz 
zugeflossenen  EinnahmeQberschüsse  betragen 
(1887,91)  308602000  Francs  oder  8,09  Francs 
bezw.  (1891,!tö)  393692  000  Francs  oder  8,46 
Francfl  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 

Im  ganzen  stellt  sich  für  die  Periode  1811 
bis  1H99  der  reine  Gewinn  der  Regie  auf  mehr 
als  13  Milliarden  Francs  (13  452  <49  521);  bis 
1852  stand  der  Jahresbetrag  unter  100  Milli- 
onen Francs,  seit  1872  ist  er  trotz  der  Gebiets- 


Francs  gK  stiegen. 

31.     Das     itallenlBche     Tabak  monopol. 

Der  Betrieb  des  italienischen  Tabakmonopols 
war  mittelst  Konvention  vom  25.  Juli  1868  mit 
der  ,.  Italienischen  anonymen  Gesellschaft  fUr 
die  mitbeteiligte  Tabakregie"  an  eine  Aktien- 

fesellschaft  nnter  Mitbeteiligung  des  Staats  am 
rtrag  verpachtet  norden.  Eine  spätere  Kou- 
veution  vom  26.  Januar  1875  übertrug  der- 
selben Gesellschaft  den  Betrieb  des  Tabak- 
monopols  auf  Sicilien,  auf  welches  erst  durch 
G.  V.  28.  Juni  1874  das  Monopol,  mit  Wirksam- 
keit vom  1,  April  bezw.  I.Juni  1874,  erstreckt 
worden  war.  Mit  dem  Jahre  1884  trat  nach 
Ablauf  der  Zeitdauer,  für  welche  der  Vertrag 
von  18C8  ge.achlossen  war,  der  eigene  Regiebe- 
trieb des  Staates  wiedenim  iu  Wirksamkeit 
und  zwar  zunächst  unter  Beibehaltung  der  Ta- 
rifsätze vom  3.  Februar  1878,  späterhin  mit 
erhilhtem  Tarif  vom  1.  Dezember  1885,  der  nur 
bezüglich  der  „spagnolette  nazionali"  vom 
1.  November  1891  eine  Abmindemng  erfahr. 

Der  Ertrag  stellt  sich  folgendermassen : 

1.  Durchschnitt  des  Jahrsechsts  1878  83: 
Rohertrag  153088  353  Lire,  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  5,39  Lire,  Reinertrag  („utile  per 
la  finanza")  104619  706  Lire  oder  ;-l,69  Lire  auf 
den  Kopf  der  fievQlkerung. 

2)  Durchschnitt  des  Jahrsechsts  188687 
bis  1891,92:  Rohertrag  188108428  Lire,  auf  den 
Kopf  der  Bevölkemng  6,30  Lire,  Reinertrag 
146  74Ü 138  Lire,  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
4,92  Lire. 

3.  Durchschnitt  des  Jahrfünfts  189596  bis 
1899UXX):  Rohertrag  191659:'i88  Lire,  auf  den 
Kopf  der  BevOlkernng  6,09  Lire,  Reinertrag 
150518114  Lire,  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
4,78  Lire. 

Auch  das  italienische  Tabakmonopol  ist 
ein  Beweis  für  die  gro.s9e  Steuertragkraft  des 
Tabaks ;  trotz  ungünstiger  wirtschaftlicher 
Verhältnisse  in  vielen  Teilen  des  Landes  hat 
sich  in  der  Neuzeit  der  Honupol  rein  ertrag  auf 
fast  5  Lire  auf  den  Kopf  der  Bevülkernng  er- 
halten. 

9i.  Das  Tabakmouopol  In  Serbien  und 
Knmänien.  Serbien.  Der  Ertrag  des  Ta- 
bakinonopols  seit  desseu  Einführung  war  foi- 
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T  .   .         RohertTBe  B^nertrag; 

janre  ^^  p^^ 

18e8^«9  5*95  95»  a  31*445 

1889.'90         6474771  3498087 

laSOfll  7345877  4<W43M> 

189192  8134725  4811339 

1892,93         9064968  5519343 

Seit  Mitte   1889   ist  die  Terwaltuug  des 

Honopols,  welches  vorher  von  einer  FriTatge- 

seUiichaft  betrieben  wurde,   von  der  Begieraog' 

selbst  abemommeit.     Nach   dem  Ergebnis  fUr 

189293  beträgt  der  Reinertrag  auf  2,55  Francs 

^,06  Mark)   anf  den   Kopf   der   BeTDlkerong. 

Die    mir    in    Aussicht   ^teilten    Mitteilungen 

Dber  die  weitere  Entwickelnng  des  serbischen 

Tabak mODopoIs    eind   mir    nicht    zagekammen. 

Nach  dem  serbiscben  Btatist.  Jahrbncn  betrngen 

die    Tabakmonopoleinnahmen   im   Durchschnitt 

1894/97  9346000  Francs,  d.  i.  4,04  Francs  [3,27 

Hark)  auf  den  Kopt  der  Bevölkerung. 

KumSnien.  Das  Tabakmcuopol  besteht 
seit  18ß4  mit  Unterbrechung  Tora  1.  Februar 
1867  bis  12.  Juni  1868.  Massgebend  ist  das 
G.  V.  28.  Februar  1887,  welches  eigenen  Regie- 
betrieb des  Staaten  vorschreibt  {zwei  Fabriken). 
Fflr  die  Ausfuhr  kann  Tabak  in  beliebiger 
Menge  gebaut  werden,  falls  mindestens  10  ha 
bebaut  werden. 

lahre  Rohertrag  Reinertrag 

''*'"*  Frcs.  FrcB, 

188889         31254951  214462S3 

188990        31093823  21326088 

1890,91         317965^8  23219308 

1891'92        34952856  24961209 

1892.93         35670353  25580074 

1893  94  37  398 695  26 927  7i;3 

18949rj         36515004  26  107928 

189Ö96         36 189720  25  755090 

189697         37414980  17085653 

1897118        37389305  27568540 

1898,99        39867966  19347488 

Im  Durchschnitt  stellt  sich  hiemacb  der 
Reinertrag  anf  den  Kopt  der  Bevölkerung  für 
188893  auf  4,17  Francs  (3,38  Mark)  und  für 
1894  99  auf  4,45  Francs  (3,60  Mark). 

ß]  Das  verpachtete  Monopol. 
S3.  Das  spanische  snd  das  portngie- 
sUohe  Tabakmonopol.  Spanien.  Das  Mono- 
pol erstreckt  sich  auch  anf  die  balearischen  Inseln, 
Cents  und  die  Übrigen  nordatrikanischen  Be- 
sitzungen. Der  Vertrag  des  Staats  mit  der  im 
Jahre  1887  begründeten  „Compania  arrendataria 
de  tabacos"  ist  am  20.  Oktober  1900  auf  Grund 
des  G.  T.  18.  März  des  Jahres  auf  25  Jahre,  ab 
1.  Juli  1896  erneuert.  Die  „renta  de  tabacog" 
wird  von  der  genannten  Qesellscbatt  uuter 
Intervention  eines  Staatsvertreters  und  unter 
weiteehender  Bindung  derselben  in  Bezug  anf 
die  Gestaltung  und  Ausdehnung  der  Tab^ver- 
kltufe  der  Fabrikation  und  des  Arbeitspersonats, 
der  Verkaufspreise  u.  s,  v.  verwaltet.  Der 
Staat  erhält  am  Reinertrag,  soweit  derselbe  12Ü 
Millionen  Pesetas  nicht  übersteigt  9ö'>,o,  vom 
Hehrbetrag  von  120— 150  MUlionen  Wj,  von 
dem  weiteren  150  Millionen  übersteigenden 
Mehrbetrag  95  "  ^.  In  §  12  des  Vertrags  ist  — 
entgegen  dem  bisher  vorwiegend  ans  kolonial- 
politischen   Erwägungen    aufrecht    erhaltenen 


Verbot  des  Tabakbaues  in  Spanien  —  vorbehalten, 
daes  auf  Grund  der  inzwischen  erfolgten  An- 
banversuche  der  Tabakbau  {enm  Export  oder 
zum  Verkauf  an  die  Oesellschaft  gestattet 
werden  soll.  (Eisenbahn-  und  See-Eeisenden  ist 
Einfuhr  von  Fabrikaten  bis  zu  10  kg  gegen 
Entrichtung  der  Begalienztllle  und  der  festge- 
setzten Permission  gestattet).  Der  Rohertrag  und 
Reinertrag  des  Monopols  stellt  sich  seit  1877;88 
Folgendermassen : 


Roh- 

Reiner- 

Jahre 

i^'ioS) 

in'l^ 

Pesetas 

Pesetas 

1887,(88  (Juli  bis  Juni) 

131012 

77658 

188889 

143  295 

83557 

1889  90 

144741 

84599 

890,91 

1545" 

91302 

1891. -92 

162  467 

'^ei^ 

1892,^ 

160374 

1893.94 

158697 

96S16 

1894'95 

161987 

97 190 

1895  96 

160858 

98513 

1896,'97 

162684 

96426 

1897.98 

166753 

98473 

189899 

177858 

10g  228 

1899  (Juli  bis  Dezember) 

93681 

57  886 

1900  (Januar  bis  Dezember) 

193476 

126774 

Der  Reinertrag  stellt  sich  hiemach  für 
den  Durchschnitt  des  Jahrfünfts  18H7.'88  bis 
18^1 92  auf  87  430  000  Pesetas  oder  4.37  Pesetas 
(3,54  Mark)  auf  den  Kopf  der  Bevölkeronjp  — 
und  für  die  5'j  Jahre  1895:1*6  bis  1900  dnrch- 
BchnittUcb  auf  106  500  000  Pesetas  oder  5,8B 
Pesetas  (4,76  Hark)  auf  den  Kopf  der  Bevölke- 
rung. [Bei  der  Reduktion  auf  Mark  ist  der  je- 
weilige Minderwert  der  Papierpesetas  gegen- 
über den  Ouldpcaetas  nicht  berücksichtigt). 

Portugal.  Bis  1864  war  das  Monopol  der 
Fabrikation  und  des  Verschleisses  an  eine  Kom- 

Sagnie  verpachtet  (Contracto  do  tabaco);  eine 
;ste  Rente  für  den  ätaat  wurde  periodisch  fest- 
gestellt. Im  Jahre  1864  wurde  das  Monopol 
durch  das  System  der  blossen  Tabak  Verzollung 
in  Verbindung  mit  dem  Verbote  des  Tabak- 
haus ersetzt.  Die  Freigabe  der  Industrie  hatte 
für  Unternehmer  und  Arbeiter  sehr  ungünstige 
Folgen ;  anf  Krisen  und  Strikes  aller  Art 
folgte  die  Einführung  des  Fabrikations- 
monopoU  mittelst  Betriebes  in  eige- 
ner Regie  durch  G.  v.  22.  Hai  1888;  der 
Tabakbandel  blieb  frei;  nur  die  Einfuhr  von 
Rohtabak  blieb  Privaten  verboten ;  die  Privat- 
fabriken wurden  eipropriiert ;  der  Tabakbau 
am  Duro  gestattet.  Das  Gesetz  traf  zugleich 
Kozial  politische  Fürsorge  für  die  Arbeiter 
(SstUndiger  Arbeitstag,  angemessener  Lohn, 
Etlfskasseu).  Die  Regie  war  dadurch  anfangt! 
stark  belastet;  der  8tock  wuchs  wegen  zu 
grosser  Arbeiterzahl  erheblich  an,  bis  teilweise 
Entlassung  von  Arbeitern  unter  Zahlung  voa 
',  ihrer  Löhne  erfolgte. 

Der  Regiebetrieb  dauerte  vom  1.  Juni  1888 
bis  31.  Mal  1891  und  ergab  im  Jahresdurch- 
schnitt einen  Heinertrag  von  3768  Contos  de 
Reis  (ä  lüOÜOOO  Reis).  Mit  Eintritt  der  Fi- 
nanzkrise im  Jahre  1891  sah  sich  die  Regie- 
rung veranlasst,  zur  Finanzierung  einer  auf 
die   Tabakrente  fundierten  Anleihe  eine  neue 
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PushtseceUschaft  zu  grüaAea  (Vertrag  Tom  23. 
H&n  1891).  Die  Verpachtane  ist  für  35  Jahre 
erfolg  gegen  eine  ttUmühlich  tod  42ö0  anf 
4öOO  Contos  de  Reis  Hteigende  Jahresrente;  der 
freie  Handel,  der  Tabakäin  am  Dnro,  die  „Ga- 
rantjeen"  der  Arbeiter  nach  dem  Gesetz  von 
1888  Bind  aufrecht  erhalten;  dazn  kommt  Gr- 
hChnng  der  Zölle  snf  Fabrikate  und  Befugnis 
der  G^llgchaft,  ihre  Verkauf spreiae  am  ^"'o 
zu  ethfjhen. 

DerJahreskonanrnstelltaichfUT  1891.'92    1892,93 
anf  Tonnen  1795  '^99 

mit  einem  Werte  {Contos}  6771         7402 

Der  Schmoggel  spanischer  Fabrikate  ist 
«tark. 

{Von  mir  erbetene  Machweise  über  die 
neneste  Enttrickelung  des  portngiesischen  Ta- 
bakmonopols  sind  mir  bis  znr  Korrektur  dieses 
Artikels  nicht  zugekommen.) 

34.  Das  tttrUsche  Tabakmonopol.  Das 
Tabakmonopol  wurde  im  OttomaniachoD  Reiche 
im  Jahre  1878  eingeführt;  alä  eigentlitiheH  Mo- 
nopol —  nnd  zwar  in  der  Form  der  mitbetei- 
ligten Begie  —  jedoch  nur  in  der  Hauptstadt. 
FQr  die  Pravinzen  gelangte  die  Tabakbestene- 
ning  als  kombinierte  Fabrikatione-  nnd  Mate- 
rialstener  und  zwar  in  der  Hauptsache  in  Ge- 
stalt der  FahrikatbanderolIeD ateuer  zur  Durch- 
führung. Das  haaptfltSd  tische  Fabrikati  ods- 
ond  Verse hleissmonopol  erwies  sich  nicht  als 
haltbar,  nnd  deshalb  wurde  das  in  den  Pro- 
Tinzen  giltige  Besteuemngssystem  auch  in  der 
HanptsUdt  eingefQhrt.  (.Reglement  sur  les 
droits  dea  tahacs",  promn]»ert  den  1.  HSrz 
1873  nnd  bestätigt  den  25.  Harz  1893.) 

Ausser  der  Banderoll  ensten  er  kam 
b«i  Ueber^be  des  ß«htabaks  rom  Pflanzer  an 
den  HSndler  oder  Fakrikanten  eine  Mate- 
rialatener  (droit  fixe)  von  3,  später  6  Pi- 
aster —  genannt  „MouronriS"  —  zur  Erhebung. 

Finanznöte  des  ottomanischen  Heiches 
gaben  den  Anlass  zur  Aufgabe  der  unmittel- 
baren staatlichen  Tabaksteuer« er waltnng,  deren 
Ertrag  (730000  Liren  in  Gold  zu  100  Piaster 
im  Jahresdurchschnitt)  gegenüber  den  Tabak- 
Rtenerertrfignissen  anderer  europäischer  Staaten 
ungenügend  erschien.  Den  Bemühungen  der 
Kaiserlich  Ottomaniechen  Bank  in  Vertiindnng 
mit  der  Wiener  Kreditanstalt  und  dem  Hause 
S.  BleichrBder  gelang  es,  die  LoslSsung  der 
Tabakbestenemag  ans  der  Verwaltung  des 
Conseil  d'administratiou  de  la  dette  publiqne 
nnd  die  Grändnne  einer  „R6gie  co-int£- 
ress^e  des  taoacs  de  l'empire  otto- 
man",  also  eines  auf  Verpachtung  und  Bean- 
teilun^  beruhenden  Monopols,  ähnlich  jenem, 
das  eine  Zeit  lang  in  Italien  bestand,  zu  be- 
werkstelligeu.  Das  Lastenheft  wurde  am  18. 
Mai  1883  sanktioniert  nnd  das  Statut  am  14. 
Joli  d.  J.  homologiert. 

Die  Hauptbedingung^n  sind:  Es  wird  eine 
anonyme  Oesellschaft  mit  einem  Kapitale  von 
100  Millionen  Francs,  wotou  öO  Hillionen  ein- 
gezahlt, nnt«r  dem  verzeichneten  Namen  der 
mitbeteiligten  Regie  gegründet,  welche  für  30 
Jahre  das  Tabakmonopol  handhabt.  Die  Ge- 
lellschaft  hat  das  ausschliessliche  Recht,  die 
im  Ottomanisclien  Reiche  erzengten  und  zum 
inneren  Verbrauche  bestimmten  Tabake  zu 
kaufen,     zu    fabrizieren    nnd    zu    verkaufen. 


BanderoUenstener,  Materiatsteuer  und  in  der 
Hauptsache  auch  die  AnsfnhrzQlle  fielen  als 
Staatseinnahmen  weg,  —  Die  Anbanhedingnn- 
gen  blieben  im  allgemeinen  die  alten,  doch  ist 
fortan  jährlicfa  besondere  Anbaue  rlanbnis  bei 
der  Regie  zu  erholen;  auch  musa  ietat  alier 
transport^hige  Tabak  in  die  Niederlagen  der 
Regie  verbracht  werden.  Der  Tabak  darf  nur 
an  die  Regie  verkauft  werden,  welche  treihSu- 
dig,  gegebenenfalls  unter  Heranziehung  einer 
EomniisBion  SachverstAudiger,  kauft.  Auch 
steht  der  Verkauf  ins  Ausland  frei,  —  Aller  zum 
inneren  Verbrauche  bestimmte  Tabak  mnss  aus 
den  Fabriken  der  Regie  hervorgehen;  es  sind 
Maximalpreise  für  den  Verkauf  an  die  Eonati- 
menten  festgesetzt.  Der  Verkauf  erfolgt  durch 
patentierte  Verachleisser.  —  Die  Geaellachaft 
hat  an  den  Verwaltuogsrat  der  ottomaniscben 
äfientlicheu  Schuld  einen  jährlichen  festen  Be- 
trag Ton  7&000Ü  Liren  (i  18,64  Mark)  zu  zah- 
len. Die  Zinsen  des  Aktienkapitals  sind  auf 
H",'(i  bestimmt,  die  QrOnderanteile  auf  5",',,  des 
danach  noch  verbleibenden  Ertrages,  Was  als- 
dann noch  als  Ueberschusa  verbleibt,  iat  nnter 
die  Regierung,  die  Schuldenverwaltung  und  die 
Geaellachaft  in  veränderlichem  VerMItnis  in 
der  Art  zu  verteilen,  dasa  der  Regie rungsanteil 
mit  Zunahme  des  Gewinnes  steigt  (bis  zu 
500000  Liren  'ää",,,  der  Schulden v er waltiuig, 
30  "/o  der  Regierung,  3ö  "'„  der  Gesellachaft  — 
von  über  500  000  bis  1000000  Liren  bezw, 
34,  39,  27  ",'0,  von  über  1  000  000  bia  1  öOO  00» 
Liren  bezw,  30,  52,  18 "o,  von  über  160000l> 
bis  2  000000  Liren  bezw,  20,  70,  10 "0,  über 
2000000  Liren  bezw.  lö,  75,  10".o). 

Die   bisherigen  Ergebnisse  der  Begie  sind 
folgende : 

Betriebs-  Verkaufe  Ue1>erschnsB  Fehlbetrag 
jabre  Liren  Liren  Liren 

1884  85       97S790  —  186  6j5 

1885,86     1415493  —  103  2Z6 

1886/87     1410408  —  75687 

1887,88     I  579700  105365  — 

1888;89      1676  217  181  130  — 

1889,90     1651412  136998  — 

m90;dl     1786972  220164  — 

18i»l.'92     1966434         29819z  — 

1892.93  8  103337  33' 84a  - 

1893.94  2Z08  214  3S1699  — 
1894,1(5  2  23z  276  352  007  — 
189596     2171416          288199  — 

1896.97  1875166  144233  ~ 

1897.98  1652176  63975  — 
Für  189293  ergab  sich  hiernach  beispiela- 

weise:  1.  als  Ueberweisung  an  die  Schnlden- 
verwaltnng  760000  Liren  +  35  ".'o  von  331842 
Liren  =  116145,    zusammen    866145    Liren, 

2,  an    die    Regierung    30",'o  =  99  552    Liren, 

3,  an  die  Gesellschaft  35%  =  116145.  Der 
Gesaratreinertrag  des  Monopole  beläuft  sich  fUr 
dieses  Jahr  auf  1 081 842  Liren ,  d.  i.  rund 
20 166  000  Mark,  wobei  aber  die  sUrke  Belas- 
tung des  Bruttoertrages  mit  Aktienzinsen  wohl 
zu  beachten  ist. 

e)   Fabrikatateuer. 
35.    Die    rassiBche    T»bakbegtenernng. 

Diese  iat  in  der  Hauptsache  Fabrikatsteuer 
mit  Banderotlen- (Kreuzband) -Kontrolle. 
Dieses  Steoersystam  iat  seit  31.  März  1838  ein- 
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eetQhrt  Bis  zum  G.  v.  6./18.  Juni  1877  war 
Sie  Steoer  in  venchiedenen  Freie  abstufangen 
nach  dem  Wert  der  Fabrikate  bemesaen ;  das 
ffenanDte  Gesetz  beseiiigte  die  Abalufuiig  und 
Brachte  nur  für  die  genug'Bte  Tabakeorte  („Ma- 
chorka" ;  Tgt.  obes  Bub  1  S.  2).  die  bis 
dabin  ganz  steuerfrei  war,  einen  niedrigeren' 
8atz.  Das  TabakütencrgeaeU  t.  Id.  Mai  1882 
brachte  erheblichere  Aenderiingen :  1.  Vcrnieh- 
ruDg  der  Kontrolle  (iber  den  Robtabak,  der  vor- 
her —  falls  er  nicht  zur  Fabrik  kam  —  für 
Yerkebr  und  Verbrauch  vollkommen  frei  war, 
2.  AhBtnfnng  der  Banderollen  nach  drei  Wert- 
blassen.  Der  durch  das  G.  v.  1882  festgesetzte 
Baude  rollen  preis  wurde  durch  den  am  19.  Mai 
1887  Allerhöchst  bekrätligten  Beschlusa  des 
Reichsrats  erhobt.  Im  Jahr  1888  brachte  ein 
Reichsratsbeschlnss  vom  17.  Hai  die  Anordnung 
unmittelbarer  Aufsicht  auf  die  Tabakpflanzungen. 
Eingehende  SrwS^ngen  Über  EiuIUhrung  des 
Tabakmonopols  seitens  einer  dazu  beatimmten 
Kommission  fQhrten  im  Jahre  18^0  zu  einem 
negativen  Ergebnisse,  Durch  einem  am  14.  De- 
zember 1892-  AllerhlScbst  bekräftigten  Beschtuas 
des  Rejchsrau  ist  vom  1.  Jaunar  1893  ab  eine 
Ergfinzungsaccise  eingefilhrt  nnd  die  Patent- 
Steuer  fHr  Tabakbandel  um  5%  erhöbt  worden. 
Curcb  Allerhöchsten  Erlass  vom  19.  16.)  August 
19Ü0  sind  mit  Rücksicht  auf  die  durch  die  poli- 
tischen Ereignisse  in  Ostasien  bervorgerufenen 
Auegabebedilifnisse  folgende  —  zeitweilige  — 
Erhöhungen  der  Steuer  eingetreten.  Die  Br- 
ganznngssteuer  auf  Tabak fanrikate  |mit  Ans- 
nahme  derjenigen,  welche  mit  einer  ermässigten 
Banderollensteuer  belegt  sind)  ist  von  2  Rubel 
auf  4  Rubel  pro  Pnd ,  oder  von  ö  Kopeken  auf 
10  Kopeken  pro  l'fund  erhöht  wordeu,  wahrend 
die  Banderollensteuer  im  allgemeinen  unverün- 
dert  geblieben  ist.  Letztere  ist  auf  Machorka 
und  andere  geringere  einheimische  Tabaksorten, 
welche  einer  ennässigten  Besteuerung  uuter- 
liegen,  von  8  Kopeken  auf  9  Kopeken  pro  Pfnud 
erhüllt  worden.  Zugleich  ist  das  Maximum  der 
normierten  Verkaufspreise  des  Eanchtabahs,  der 
Cigarren  zweiter  und  dritter  Sorte  sowie  der 
Machorka  ein  wenig  erhöht  worden. 

Von  den  EinzelbeatiraranngcQ  für  diese 
russische  Tabakbesteuern ng  seien  folgende  her- 
vorgehoben. 


Tronskaukasicn,  Sibirien ,  Polen  sind  Abwei- 
chnngen  geringerer  Bedeutung  in  Geltang. 

Die  Gesamtbesteuentng  des  Tabaks  besteht: 
1.  hanptsichlich  in  der  Fabrikatstener,  der 
sogenannten  Accise  auf  die  Tabakfabrikate, 
welche  entrichtet  wird:  a)  mittelst  der  Bande- 
Tollen,  mit  denen  die  Fabrikate  versehen  wer- 
den und  die  von  den  Fabrikanten  in  den  Ken- 
teien  gekauft  werden,  b)  dnrch  die  Einzahlung 
von  barem  Geld  in  die  Renteien  in  Form  der 
sogenannten  Ergäncungsaccise  gemäss  G.  v. 
14  2Ö.  Dezember  1893 ;  2.  in  der  G  e  w  e  r  b  e  - 
Steuer  (PatentHteueri ,  welcher  die  Tabak- 
fabriken, die  Engrosniederlagen  nnd  Handels- 
pliltze  fUr  Blättertabak  und  die  Handlungen 
für  Tahakfabrikate  unterworfen  sind:  H.  im 
Zol  1  für  eingeführte  Tabake  und  Tabak fabrihate: 
4.  in  den  Geldstrafen  für  Uebertretung  der 
Tabak  stenergesetze. 

Der    Tabakbau   Lit   frei.     Der  Pflanzer 


darf  Tabak  nur  an  die  Tahakfabriken ,  Engros- 
niederlagen, Haadehistapelpiatze  für  Rohtabak, 
noch  feacbt«n  Tabak  auch  an  andere  Pflsozer 
verkaufen.  Zum  Hausgebrauch  darf  der  Pflanzer 
mit  gewöhnlichem  Messer  geschnittenen  Tabak 
steuerfrei  verbrauchen.  Weiteres  über  den  rus- 
sischen Tabakbau  siehe  oben  sab  11  S.  19;  dort 
sind  auch  die  Einrichtungen  zur  Erleichtemng 
des  Tabakverkehrs  erwähnt.  Auf  die  einzelnen 
Befugni.<se  der  Engrosniederlagen  in  betreff  Ton 
Tabakabgaben,  insbe.sondere  von  Machorka,  ksnu 
hier  nicht  eingegaugen  werden.  Alle  itoh- 
tab aksend nngen  mflssen  mit  Passierzetteln 
oder  Versenduiigssch einen  verseheu  sein;  die- 
selben unterliegen  der  Beaufsichtigung  der 
Steuerbehörden.  Die  Niederlagen  habeii  Register 
zu  fahren  nnd  zum  Teil  auch  Bestandenach- 
weisnngen  einzureichen.  Die  Steuerbehörde  re- 
vidiert monatlich;  bei  bestÄndigen  Engrosnieder- 
lagen findet  ausserdem  jährlich  amtliche  Ver- 
wiegung des  Vorrats  statt.  FQr  das  Manko 
durch  Eintrocknen  sind  gewisse  ToteranzsütEe 
festgesetzt.  Für  jedes  Pud  über  diese  Toleranz 
ist  zu  entrichten  von  Machorka  3  Rubel  20  ICo- 
peken,  vom  Tabak  hüherer  Sorte  19  Rubel  3) 
Kopeken. 

Tabakfabrikate  dürfen  nur  in  Tabak- 
fabriken hergestellt  werden.  Zur  Eröffnung  ist 
Erlaubnis  der  Steuerverwaltung  nUtig,  welche 
erteilt  wird,  wenn  die  Beschaffen heit  des  Ge- 
bäudes den  bestehenden  Vorschriften  entspricht. 
Die  Inhaber  roQsseii  Gildeuscbeine  besitzen.  E« 
giebt  drei  Arten  von  Fabriken:  1.  allgemeine 
Tabak  fabrik  en ,  2.  Hachorkatabakfabriken  für 
Rauch-  und  Schnupftabak ,  3.  Schnupftabnk- 
fabriken  (für  feinere  Sorten).  Für  den  Betrieb 
sind  Patent-  und  Ergänznngspatentsteuern  zu 
zahlen.  Die  Fabriken  müssen  ferner  einen 
jährlichen  Minimalbetrag  von  Bande- 
rollen entnehmen  (3  Abstufungen:  10000,6000, 
3000  Rubel). 

Ranchtabak  und  Cigarren  werden  für  den 
Besteueningszweck  in  drei  Sorten  klassifiziert, 
Papyros  in  zwei  Sorten,  ausserdem  wird  Schnnpf- 
tabak  höherer  Sorte  und  Rauch-  und  Schnupf- 
tabak ans  Machorka  unterschieden.  Rauchtabak 
III.  Sorte  darf  nur  in  gesetzlich  beschränktem 
Menge  Verhältnis  ans  den  Fabriken   abgelassen 

Neheu  gewissen  Betriebsvorschriften  sind 
insbesondere  die  Verpacknngs Vorschriften 
bedeutsam.  Leitend  für  dieselben  ist  der  Grund- 
satz, dass  alle  Fabrikate,  auch  Cigarren  und 
Cigaretteu,  nur  in  der  dnrch  die  Randerolle 
umgebenen  Verpackung  in  den  Konsum  über- 
gehen. 

Die  Fabrikate  sind  in  den  vom  Gesetz  vor- 
geschriebenen Mengenverhältnissen,  nach  dem 
Gewichte  bezw.  nach  der  Zahl  zu  verfia^ken. 
Firma,  Sorte,  Gewicht  bezw.  Stückzahl  ist  an- 
zugeben, bei  den  Fabrikaten  II.  nnd  III.  Sorte 
bezw.  Machorka  autih  der  gesetzliche  Haiiiual- 
preis  im  Detailhandel;  auch  die  Farben  der 
Verpackungen  sind  vorgeschrieben.  Die  Fa- 
brikate für  inländischeu  Verbrancb  sind  vor  der 
Ausfuhr  ans  der  Fabrik  mit  Banderollen  ge- 
mäss der  Menge  und  der  Sorte  der  Fabrikate 
zu  bekleben,  bei  Cigarren  und  Cigaretten  mit 
der  Massgabe,  dass  bei  Ueberschreitung  eines 
gewissen  StUckgewichtes  (lUÜO  Stück  Cigarren 
mehr  als  16  Pfund)   zwei   bezw.   mehr    Bande- 
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rollen  zu  verwendCD  sind.  Die  geriDgeren  Fa- 
brikate kann  die  SUuerverwaltung  vor  dem 
Abgang  aus  der  Fabrik  zum  angegebenen 
Maximalpreia  mit  lü" o  Kabatt  Übemebmeu, 

Die  Banderotlen  werden  nnter  gewissen  Be- 
dingau^en  anf  Kredit  abgegeben;  sie  sind  so- 
fort mit  dem  Fabrikstempel  zn  Terseheu  und 
dürfen  an  andere  Fabrikanten  nicht  abgegeben 

Ansser  der  Banderollens tener  wird  von  allen 
Fabrikaten,  Machorka  ansgenommen,  noch  eine 
einheitliche  Znschlagaccise  Ton4  Rabei 
för  jedes  Pnd  oder  lU  Kopeken  für  jedes  Pfand 
des  in  ihnen  enthaltenen  Tabaken  und  zwar 
monatlich  bar,  gegebenenfalls  mit  Stundung  auf 
it  Monate,  erhoben. 

Die  Tabakfebrikanten  haben  nach  bestimm- 
ten Vorschriften  Ober  ihren  Betrieb  Buch  zn 
führen.  Die  Lageiränme  stehen  nnter  Steuer- 
amr.Hchem  M  it  verschluss ;  in  den  Fabrikräumen 
darf  nur  ein  Materialbedarf  von  hlichstens  30 
Tagen  vorhanden  sein,  Abfälle  dürfen  in  ge- 
nisser  begrenzter  Menge  an  andere  Fabrikanten 
verkauft  werden.  Die  Tabakfabriken  werden 
mindeetens  einmal  im  Monat  von  der  Stener- 
verwattang  revidiert.  Nach  Ablauf  des  Jahres 
—  bei  VeMacht  schon  vorher  —  findet  allge- 
meine Revision  und  stcueramtiiche  Verwiegung 
statt.  Zugleich  wird  das  Verhältnis  der  Fa- 
brikat- bezw.  Halbfabrikatinengeu  zum  Rohstoff 
festgestellt;  das  Gesetz  stellt  dafür  (^etvisse 
vom  Fabrikanten  nicht  zu  überschreitende  Urenz- 
verte  fest  Gewichts  verlast  durch  Eintrocknen 
wird  berücksichtigt,  desgl.  der  Verlast  bei  der 
Bearbeitung  (bis  au  ö",,). 

Auf  Grand  de»  Ueberachasses  oder  des 
Manko  an  Tabak  oder  Tabakfabrikaten,  der  sich 
hiemach  ergiebt,  findet  die  Abrechnung  mit  dem 
Tabakfabriksnten  statt.  Für  jedes  Pud  des 
Abganges  sind  19  Rnbel  20  Kopeken  zu  zahlen 
(b«i  Machorka  'S  Rubel  2  Kopeken] ,  bei  bedeu- 
tendem Manko  wird  ansserde  "  '  ■ 
eingeleitet. 


kauft  werden,  zn  denen  jedermann  deren  Ver- 
abfolgung  verlangen  kann. 

Tarif  der  Bauderollen.  Rauch- 
tabak LSorte  in  1  Pfund,  ',,,  'U  und  %Pfund, 
Banderolien  90,  45,  22'.,.  11  V,  Kopeken.—  H. 
Sorte  in  '/«,  ''*,  '■..  Pfand ,  Banderollen  24,  12, 
e  Kopeken,  —  III.  Sorte  in  Vi  und  •,'»  Pfund, 
Banderollen  4  '/j,  2 ',,  Kopeken.  —  Schnupf- 
tabak, hüherer  Sorte  in  1,  ',,,  ■,',,  '■,  Pfand, 
Banderolien  48,  24,  12  6  Kopeken.  — Cigarren 
1  Sorte  lüü,  50,  25,  10,  6,  a  Stück,  Banderollen 
100,  50,  25,  10,  5,  2  Kopeken;  U.  Sorte  25,  10, 
5,  2  Stück,  Banderollen  15,  6,  3,  1  „Kopeken; 
III.  Sorte  2ö,  10,  5,  2  Stück,  Banderollen  T",, 
3,  l'/„  %  Kopeken.  —  Papyros:  I  Sorte  100, 
26,  10,  5  Stück,  Banderollen  20,  5,  2. 1  Kopeken. 
{Ebenso  Cigaretten  und  Pachiios)     II.  Sorte  20, 

10,  5,  3  Stück,  BanderoUen  l'.„,  "'.o.  ',>,  '., 
Kopeken.  —  Ranch-  und  Schnupftabak 
aus  Machorka  '/t '  'a  Pfund ,  Bauderollen 
2';,,  1',  Kopeken;  Blättertabak  ans  Machorka 
in  Bündeln  1,  ",  Pfund ,  BanderoUen  9,  4  ■;', 
Kopeken,  Blättertabak,  Machorka  gepresst  in 
Würfeln  oder  Tafeln  10,  ö,  2,  1,  '„  Pfund,  Ban- 
deroUen OO,  45,  18,  9,  4',  Kopeken. 

Maximalpreise  sind  für  Rauchtabak 
nud   Cigarren  IL  nnd   III.  Sorte,   für  Papyros 

11.  Sorte  und  für  Machorkafabrikate  bestimmt. 
Dieselben  waren  (inkl.  des  Weites  der  Bande- 
rolle) beispielsweise  —  vor  der  Erhühang  im 
Jahre  1900  —  für  Cigarren  DI.  Sorte  festge- 
setzt für  25  Stück  anf  30  Kopeken  (34  Kopeken  in 
West-,  38  Kopeken  Ostaibirien),  für  10  Stück 
anf  12  Kopeken  (14  bezw.  lü  Kopeken},  für 
ö  Stflck  anf  6  Kopeken  (7  bezw,  ö  Kopeken), 
für  zwei  Stück  auf  3  Kopeken  (4  bezw.  5  Ko- 
peken). 

„..,_:,...  r...  .     ._  ,.,^  Fabrikation 


nnd  Handel  mit  Tabak,!.  Fa 
;-SO0  bis  100  Rubel;  Ergänz nngspatentsteuer:  a) 
Allgemeine  Fabriken :  für  jede  einfache  Hand- 
Untersnchung  I  maschiue  5  Eabel.  für  jede  vervollkommnete 
I  Hand m aschine  10  Rubel,  für  jede  durch  Motoren 
Der  Verkauf  der  banderollierten  Fabrikate  1  bewegte  Maschine  20  Rubel  —  bei  Cigarren- 
ist  allgemein  nach  Ij^sung  specieller  Bemfs- 1  fabrikation  für  jede  Arbeitsstelle  50  Kopeken 
patente  gestattet.  Im  Umherziehen  dürfen  nur  b)  Machorkaf abriken ;  von  jedem  Gerttt,  jeder 
inländische  Fabrikate  verkanft  werden.  Auch  Maschine,  Gestell  5  Rubel-  von  jeder  mit  Mo- 
Gast-  nnd  Schankwirte  etc,  die  Rauchen  ge-  torea  bewegten  Maschine  20  Rubel, 
statten,  müssen  Patente  läsen.    Alle  Fabrikate  II,  Handel,    Mit  Rahtabak  von  250  bis  5 

dürfen  nur  in  ganzen  nngeüSneten  Verpackungen  Rnbel.  Mit  Tabakfabrikaten  (unter  Ab- 
mit  unverletzten  BanderoUen  verkantt  werden  i  stnfang  nach  in-  und  ausländischen  Fabrikaten 
(nur  in  Klubtokalen  sind  Ausnahmen  für  C'i- '  nnd  Ortsklassen)  v 
garren,  Cigaretten  nnd  gestopfte  Pfeifen  ge- ,  Kojpeken  —  vom 
stattet).  Fabrikate  II.  nnd  III.  Sorte  dürfen  zu  1 3  Rubel. 
keinen   höheren   als   den    Maximal  preisen   ver- 1 

rtag: 


Strafzahlun- 

" 

Zoll  vom 

Jahre 

Tabakatener 

Patentsteuer 

gen  n.  Kon- 
fiskationen 

Im  ganzen 

auslfindi- 
schen  Tabak 

Zusammen 

Rbl. 

Rbl. 

Rbl. 

Rbl. 

Rbl. 

1889 

25972189 

48532 

37909627 

1  950  845 

29  860  473 

1890 

25  437  259 

1  994  782 

51  593 

27  483  634 

1  886  878 

29370512 

1891 

26343799 

1903903 

51  175 

28  398  877 

I  665  058 

29963962 

1892 

36958310 

2474479 

44692 

29477481 

1418240 

30895721 

1893 

38  559  »07 

3181016 

4S960 

31789783 

1  359  373 

33  149156 

1894 

29573915 

z  986  416 

47112 

32  607  443 

■  381  585 

33989028 

1895 

3157'  562 

a  941  539 

32029 

34  545  130 

1372860 

35  917  990 

1896 

31934472 

3047425 

27016 

34981897 

1  459  77J 

36  468  636 

1897 

32259359 

2992108 

3Ö8S6 

35288353 

13872.0 

36  675  563 

1898 

34214  641 

3203417 

40097 

37  458  155 

1436875 

38  895  ojo 

1899 

35  442  433 

3  385  080 

47097 

38874610 

1490439 

40  365  049 

:)glc 
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Denmach  Bt«llt  sieb  der  durcliBclmittliche 
GeBamtertrag  der  TabakbeHtenening  (einschl. 
ZoU)  für  m  Periode  1889,^1  auf  ü,31  Rulid 
0,62  M.)  auf  den  Kopf  der  Bevölkernng,  und 
für  die  Periode  1896,'99  auf  0,36  Eabel  (0,78  M.) 

36.  Die  bnlgariaehe  Tabakbeüteaemng. 
Eb  besteht  das  rus-iisclie  System  der  Tabakbe- 
st^nemug-:  Banderollenstener  mit  Abstufung 
der  Steaerafitze  nach  der  Qnalit&t  der  Fabn- 
katü;  dabei  ist  fDr  die  gering^eren  Sorten  der 
Verkanfspreis  g-esetzlich  festgestellt.  (Cigarren 
werden  fast  gar  niciitverbrancbt,nnrCi^retten). 
Ausserdem  zahlt  der  Tabak  an  Accise  (mon- 
ronrie)  40  Centimes  per  Kilograram  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Qualität.  Im  Jahre  1S!)4  wurden 
die  Steuersätze  verdoppelt,  man  war  aber  weg^n 
finanziellen  Mieserfolgs  genStigt  im  Jahr  1897 
eine  Erniedrigung  derselben  eintreten  zn  Lassen. 
Der  Tabakbau  iat  frei,  doch  besteht  Deklara- 
tionspflicht  und  ein  Hinimum  des  Tabakbans 
fOr  den  einzelnen  Pflanzer  und  die  Gemeinde. 
Da  der  Pflanzer  den  Tabak  bis  zum  Verkauf 
an  einen  Pabrikanten  oder  HHndler  beliebig 
lanff  bebalten  darf,  besteht  grosse  Gefahr  der 
Defrande.  Bis  zum  1.  Januar  1900  wurden 
5  Qualitäten  Tabak  und  3  Cigaretten  unter- 
schieden, von  da  ab  auch  bei  Tabak  nur  3. 
(Tabak:  12,  8  und  6  Francs;  Cigaretten:  24,12 
und  9,20  Francs). 

Die  Gesamte) nnahme  von  Tabak  mit  Ein- 
schlusB  der  Acciae  und  der  besonderen  Patent- 
Steuer  stellt  sich  f  olgendermasaen  in  1000  Francs : 

1«« 

6524  189ti  9513 

7  237  1897 


1891 


0517 


1064 


Hiemach  ergiebt  sich  im  Durchschnitt  der 
Perioden  1890,92  bezw.  189599  ein  Ertrag  pro 
Kopf  der  Bevülkerung  tou  1,78  bezw.  3  Francs 
(1,44  bezw.  2,43  M,) 

37,  Die  TabakbeateaerQDg  In  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  Die  Iniand- 
steuer Tom  Tabak  is  den  Vereinigten  Staaten 
ist  infolge  des  BUrgerkrieges  durch  die  Internal 
revenne  act  vom  1.  Juli  1862  zur  Einführung 
gekommen,  und  zwar  als  Fabrikatstener,  erhoben 
auf  Grundlage  der  periodischen  Deklarationen 
der  Fabrikanten  über  ihren  Verkauf,  mit  zwei 
WertabstufuDKen  (Ür  fabrizierten  Tabak  (eikl. 
Cigarren)  nnd  vier  Wertabstufangen  für  Ci- 
garren.  Schon  im  Jahre  1863  (G.  v.  3.  Mttrz) 
trat  der  Einheitssatz  für  fabrizierten  Tabak  an 
Stelle  der  Abstufung.  Durch  G.  v.  30.  Juni 
1864  trat  Verdoppelung  bezw.  Verdreifach ung 
der  Sätze  ein.  FQr  Cigarren  wurden  noch  zwei 
Wertabstufungen  eingeschoben ;  zugleich  wurde 
die  Erhebungs-  und  Koutrollmethode  verbessert. 
Schon  das  G.  v,  3.  März  1865  brachte  den  Ein- 
heitssatz für  Cigarren  (jedoch  noch  nicht  für 
Cigaretten),  ein  G.  v.  13.  Juli  1866  sodann  noch- 
mals eine  dreifache  Wertabstufung.  Das  G.  v. 
20.  Jnli  1868  beseitigte  definitiv  auch  die  Wert- 
abstnfnng  bei  Cigarren  und  Cigaretten  und 
brachte  die  entscheidende  Kräftigung  des 
Systems  durch  Einführung  des  obligatorischen 
Stempels  auf  den  Verpackungen,  Die  Wirkung 
zeizte  sich  sofort,  im  Jahre  1870  wurden  31,3  ' 
Millionen  vereinnahmt,  gegen  18,7  Millionen  im 
Jahre  1668  (ein  Vorgang,  der,  nebenbei  bemerkt. 


dringend  für  Einführung  des  Stempels  auch  in 
ein  etwaiges  deutsches  Tabakfabrikatsteuersya- 
tem  spricht!).  Im  Jahre  1874  trat  eine  Erhöhung 
für  Ranch'  und  Kautabak ,  im  Jahre  1879  eins 
Herabsetzung  der  Steuer  für  Ranch-,  Kau-  and 
Schnupftabak  von  24  anf  16  Cents  per  Pfand 
ein,  während  der  Satz  fBi  Cigarren  und  Ciga- 
retten unverändert  blieb.  Der  „Tariff  and  m- 
temal  revenne  act"  von  1683  setzte  die  Steuer 
von  Ranch-  etc.  -Tabak  weiter  anf  6  Cents, 
nnd  jene  für  Cigarren   von  6   anf   3  Dollais 

ßa-  Tausend  herab,  auch  brachte  sie  sonstige 
ilderungeo,  insbesondere  die  Gestattnng  der 
Abgabe  kleiner  Tabakmengen  seitens  der  Pflan- 
zer an  Konsumenten;  es  war  die  Zeit  des  Öeld- 
überflnases  in  den  lassen  der  Union ;  auch  die 
Lizenzgebühren  der  Händler  und  Fabrikanten 
wurden  herabgesetzt.  Durch  G.  (Mc  Kinley)  v. 
1.  Oktober  1890  wurde  der  Steuersatz  (mit  Aus- 
nahme der  Cigarren)  um  Vi-  *lso  von  8  aof  fi 
Cents  per  Pfiiud  herabgesetzt,  zugleich  fl-nrdeii 
alle  Specialtaxen  und  Lizenzgebühren  aufge- 
hoben. Man  nahm  an,  dass  letztere  zur  In- 
formation der  Steuerbehürde  nicht  weiter  ndtig 
seien  nnd  durch  einenkostenlosenB^strierungs- 
zwang  —  mit  Freilassung  der  Händler  und 
Fabrikanten  von  diesem  —  ersetzt  werden 
könnten.  Durch  G.  v.  13.  Jnni  1898  wurden 
die  S[)ecialtaien  für  Rohtahakhändler,  Tabak- 
nnd  Cigarrenhändler ,  Tabak-  und  Cigarrenfa- 
brikanten  und  zwar  abgestuft  «ach  der  Be- 
triebsgrösse  {6,.  12  und  24  DoUars)  wieder  ein- 
geführt, für  Händler  mit  Tabakfabrikanten  (ein- 
schliesslich (Cigarrenhändler)  12  Dollarn,  jedoch 
nur  soweit  deren  Jakresverkauf  äÜOOO  Pfund 
übersteigt.  Durch  dasselbe  G,  v.  13.  Juni  1898 
erfolgte  die  Verdoppelung  des  Steuersatzes 
für  Rauch-,  Kau-  und  Schnupftabak  (12  Cents 
pro  Pfund)  nnd  durch  Q.  v.  24.  Jnli  1897  war 
der  Cigarren-  nnd  Cigarettenstenersatz  festge- 
setzt worden  auf  3  Dollars  (wie  bisher)  per 
Tausend  für  grosse  Cigarren  und  Cigaretten 
and  auf  1  Dollar  für  kleine  Cigarren  und  Ciga- 
retten d.  h.  solche,  die  nicht  mehr  als  3  Pfund  per 
Tausend  wiegen.  Durch  das  G.  v.  13  Juni  1898 
wurde  dieser  Satz  für  e-roase  Cigarren  und 
Cigaretten  um  20''/„  (3,60  Dollars)  nnd  für  kleine 
Cigaretten  um  Ö0"l„  (1,50  Dollars)  erhöht,  der 
1-Dollarsatz  für  kleine  Cigarren  blieb. 

Anf  eine  Wiedergabe  der  Einzelheiten  des 
Systems  der  nordamerikanischen  Tabakbesteue- 
rung muss  ich  aus  Raummangel  verzichten. 
Dieselben  sind  —  abgesehen  von  den  seither 
eingetretenen  und  in  der  Hauptsache  im 
Vorstehenden  erwähnten  Veränderungen  — 
ausführlich  dargelegt  In  dem  Berichte  der 
im  Jahre  1S78  nach  den  Vereinigten  Staaten 
vom  Reichskanzler  entsendeten  Kommission,  der 
ich  als  Hitglied  anzugehören  die  Ehre  hatte 
(IV.  Bd.  der  Anlagen  zn  den  Drucksachen  der 
Tabakenqnetekommission ;  einen  Auszug  daraus 
hat  Scbäffle.  in  der  Tübinger  Zeitschrift,  1879, 
S.  641  ff,  gegeben;  einen  guten  geschichtlich  eil 
Gesamtüberblick  bis  zum  Anfang  der  90er  Jahre 
giebt  der  Artikel  von  Frank  L.  Olmsted,  „The 
tobacco  tas"  in  dem  Quarterly  Journal  of  JÜco- 
nomics,  Vol.  V.  Jan,  1891,  No.  2  Boston  1891. 
Der  deutsche  Gesetzentwurf  v.  1895  enthält  in 
Anlage  19  eine  Darlegung  über  die  Tabak- 
fabrikats teuer  in  den  VereinigteD  Staaten  Ton 
Amerika.) 
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Aaf  diese  Quellen  rnnss  ich  bnEÜglieh  der  1 
Einzellieiteii  des  Systems  verweiaen,  dessen 
Gmndzüge  ich  folgendermasaen  knrz  msam- 1 
menbaae.  i 

Der  Tftbakban  ist  Tollstäiidi^  frei  und  j 
nnbeanfsichtigt.  Kur  beim  Verkauf  des  Tabaks  I 
ist  der  PflanECr,  abgeselieii  von  den  im  Jahre 
18ö3  eingeführten  Brleiehteruogen,  der  Be- ' 
schrftnknng  des  Verkaufes  an  registrierte  Roh- : 
tabakh&ndler  und  Exportenre  unterworfen.  All- 
eemeiner  Bachongaiwanr  besteht  nicht ;  nötif^en- 
uUs  hat  der  Pflanzer  eidlich  bekrSftig^ten  Nach- . 
weis  EU  liefern. 

Der  Rohtabakhandel  tmteriiegt  der 
Specialtaxe  sowie  dem  Bncbongszwange  und  | 
der  Bnchkontrolle,  der  Tabak-  and  Ci^rren- 
handel  nur  fUr  eine  kleine  Hinderzahl  der  I 
grOssten  Geschäfte  der  Specialtaxe.  . 

Die  Fabrikanten  haben  dnrch  Bürg- ' 
Schaft  EU  leistende  Eantion  zu  stellen.  Diegelben 
nnterlieeen  der  Speciattaxe,  sodann  weiter  der 
Haterial-  und  der  zu  diesem  Zwecke  rorge- , 
scbriebeneu  Bnchkontrolle.  Insbesondere  kommt , 
in  Betracht  die  amtliche,  eidlich  zn  bekräfti- ' 
^nde  Prüfung  der  JahresiaTentnr  des  Fabri- 
kanten ond  die  Bnchftlhrung  über  den  Betrieb, 
aus  welcher  HonatssusEttee  der  Steiierrerwal- 
tnnK  Toizolegen  sind.  Materialverbrauch  und . 
Aasbringiing  an  Fabrikaten  wird  auch  Ton  der  I 
Centralstelte  in  Washington  Übergeprüft.  Er-  ' 
geben  sich  dabei  Beanstaudnugen,  so  wird  Er-  j 
uoteruDg^  gefordert  nud  je  nach  Ergebnis  die ' 
Erledigfun^     des     Monitums     anerkannt    oder  i 


weitere  Verfolgnng  verfügt.  Das  Eendemente- 
verhftltnis  ist  gesetzlich  oder  verordnungs- 
mftssig  nicht  festgesetzt;  doch  werden  der  Be- 
urteilung Dnrchschuittssätz«  zn  Ornnde  gelegt. 
Die  wesentlichste  Kontrolle  und 
zugleich  die  Erhehungsform  der  Steuer 
liegt  in  der  vorgeschriebenen  Stempelung  Jeder 
einzelnen  Packung  von  fabriziertem  Tabak,  be- 
vor dieselbe  aus  dem  Fabriklokale  für  den  Ver- 
brauch im  Inlande  entnommen  werden  darf. 
Die  Packungen  sind  vorgescbriehen.  z.  B.  bei 
Cigarren  lOstehen  von  26,  50,  100,  250  und 
500  Stück ,  ebenso  die  Angaben  betr.  den 
Namen  des  Fabrikanten,  den  Ort  der  Fabrik 
etc.  Die  Art  der  Stempel  Verwendung  ist  ge- 
nau geregelt  (Aufkleben,  Entwertung  durch  nie 
Fabrikanten;.  Hohe  Strafen  hUdeu  in  Ver- 
bindung mit  starker  diskretionlLrer  Befufuis  der 
SteuerMhörden  den  weiteren  Schatz  der  Be- 
steuernng. 


Satz 


Cigarren  (grosse) 

Cigarren  (kJeine)     .    .    .     i,oo 

Cigiiretten,  nicht  über  ä 

Pfd.  per  Tans.  wiegend     1,50 
Cigaretten,  mehr  alsäPfd. 

Ier  Tanaend  wiegend  .    3,60 
i  übrigen  Tabakfabri- 
kftte ii,oo 


sind  zur  Zeit  folgende: 
.    3,fto  Doli-  per  Taus. 


Stempel 

SpecialUxen 

Jahre 

Cigwren 

Cigaretten 

Fabri^te 

Zusammen 

Lra 

Im  ganzen 

Doli. 

Doli. 

DoU. 

Doli. 

DoU. 

Doli. 

1887,88 

1 1  534  180 

931363 

16749008 

29314551 

1447880 

30662431 

188S-89 

11602157 

1075830 

177*1990 

30  399  977 

1466883 

31866860 

188990 

11263670 

1  116627 

19063213 

32443510 

1  5*5481 

33958991 

189091 

13434678 

1  343  270 

.7806788 

3a  573  736 

222  535 

32796271 

189192 

13646398 

1 446  492 

15907603 

31000493 

31000493 

189293 

14453591 

1 588  362 

15858759 

31  889  718 

31889712 

189394 

129007s" 

1593413 

11200752 

28617899 

38617899 

189496 

12491917 

1666924 

15546068 

29704908 

29704908 

189ay'9ß 

12713*68 

2025417 

15972944 

30711639 

30711639 

1896 '97 

12189507 

2080S83 

16440207 

30710297 

30710397 

1897,98 

14031  717 

3  599  705 

18  589  146 

36220577 

9  945 

36330522 

189899 

16854524 

4213215 

30205787 

51273526 

1219682 

52493308 

1899/1900 

19785483 

3969191 

35  »67  334 

59  033  008 

333  076 

59  355  084 

Ein  zeitlicher  Rückblick  ergiebt  ein  An- 
steigen der  Einnahmen  an  Inlandstener  für  Ta- 
bak Ton  3  Millionen  Dollars  im  Jahre  1863  bis 
zn  47,4  Millionen  DoUars  im  Jahre  18S2;  als- 
dann als  Folge  der  ErmOssignngen  der  Steuer- 
sätze zunächst  einen  RQckgang  auf  36,1  Million 
im  Jahre  1884  und  nach  dem  Ansteigen  auf 
fast  34  Millionen  im  Jahre  1889(90  wieder  einen 
Rückgang  bis  aaf  28,6  Millionen  im  Jahre  1893/94. 
Dagegen  folgt  der  neuesten  Stenererhöhung  so- 
fort eine  entsprechende  starke  Steigerung  bis  anf 
51,4  MUlionen  im  Jahr  iSm!S9  und  69,4  MU- 
lionen  im  Jahre  1899,1900.  Die  Leistungsfähig- 
keit der  Fabrikatsteuer  ist  durch  diese  Zahlen 
klar  erwiesen.    Die   deutschen  FiDanzpolitiker 


werden  gut  thnn,  daraus  geeignete  Nutzan- 
wendung zu  ziehen. 

Ausser  der  Inlandstener,  welche  bei  inter- 
nationalen Vergleichnng«!  der  Tabakstenerer- 
trägnisse  gewöhnlich  aflein  berücksichtigt  wird, 
spielt  fUrdasGesamt er gebnis  der  üniona- 
einnahmen  vom  Tabakverbrauch  auch 
der  Zoll  auf  Bohtabak  und  Fabrikate 
eine  erhebliche  Rolle.  (Die  eingeführten  Fabri- 
kate unterliegen  neben  dem  Zoll  der  vollen  In- 
landstener, welche  unter  den  obigen  Ausweisen 
inbegriffen  ist.) 

FUr  die  6  Jahre  1887/88— 91 '92  nud  für 
die  zwei  Jahre  1898/99  und  1899/1900  stellen 
sich    die    Zolleinnohmen    fUr   zum    beimischen 
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Verbranch  eingegangene  Bohtabnke  und  Fabri- 
kate tolgendr 


Jahre 

Rohtabak 

Fabrikat« 

Zusammen 

Doli. 

Doli. 

Doli. 

«7  88 

5  884  223 

3  850  764 

9734987 

«8/89 

7075410 

4119077 

11  194487 

«9;90 

9128056 

41893" 

13317368 

00,91 

12137027 

4035250 

16  172  277 

^1,92 

6  509  757 

3  755  3" 

10265068 

J9899 

815009s 

3  477  304 

10627399 

ÖS  1900 

1 1  687  733 

3694140 

14  38i  873 

Die  ZollsKtze  sind  znt  Zeit  folgende :  B 
tabak,  Deckblatttabak  oder  Einlagetabak, 
mischt   oder    zusammengepacht   mit     mehrmals 
lö"„  Deckblatttabak,    nicht    entrippt    1  Dollar 

EirPfnnd,  entrippt  2,60  Dollars  per  Pfund; 
mlagetabak  nicht  entrippt  36  Cents  per  Pfnnd, 
entrippt  ÖO  Cents  per  Pfand,  Tabakstengel  frei. 
—  Tabakfabrikate  ,  bearbeiteter  Tabak  aller 
Art,  der  nicht  besonders  anfgeführt  int,  iiö  Cents 
per  Pfand;  Schnupftabak  5ö  Cents  per  Pfund; 
Cigarren,  Cigaretten  nnd  Cheroots  aller  Art 
4,50  DoUars  per  Pfnnd  und  25°.„  Tom  Wert. 

Nach  dem  Durchschnitt  der  5  Jahre  1887/92 
stellt  sich  der  Ertrag  der  Inlandst«ner  auf 
32  057069  Dollars,  des  Zolles  anf  1^136837 
Dollars ;  der  (iesamtsteuerertrag  Tom  Tabak 
auf  44 193  906  Dollars  oder  narh  dem  Census 
Ton  1890  auf  0,70  Dollars  auf  den  Kopf  der  Be- 
Tülkerung  12,94  Mark], 

Für  die  zwei  Jahre  1898,99  und  1899.1900 
ergiebt  sich  dn  Durchschnittsertraep  der  Inland- 
steuer von  55924146  Dollars,  des  Zolls  von 
12  504  em  Dollars ,  im  (ganzen  m  426  782 
Dollars  oder  0,92  Dollars  (3.80  Mark)  anf  den 
Xopf  der  BevUlkernng  lauh-dem  für  Mitte  1899 
berechneten  BevUlkerungsstand. 

35.  Uebersleht  der  nenzeitlieben  T«- 
biikstenerertrllgiilsse  in  Tcrschledenen  LAu- 
dem.  Eine  Zusammenstellung-  der  im  Vor- 
stehenden nachgewiesenen  Tabaksteuerertrü^- 
niase  auf  den  Kopf  der  Bevölkening  in  Mark 
ergiebt  folgendes : 


tindederWter 

bezw.  Anfang 

der 

90er  Jahre 

Inderzweitei 
Hälfte  der 

90er  Jahre 

Frankreich    .    .    . 

6,46 

6,87 

England    .    .    .    . 

5,18 

5.68 

Italien      .    .    .    . 

3,99 

3,87 

Oesterreich   .    .    . 

3,64 

4,23 

3,54 

4:76 

3.38 

3.ÖO 

Vereinigte  Staaten 

2,94 ') 

3,86 

Ungarn     .... 

2.51 

3,23 

Serbien     .... 

2,06 

3.31 

Norw-effea     .    .    . 

1,70 

1,8: 

Bosnien  u.  Herze- 

gowina .... 

1,66 

Bulgarien      .    .    . 

1,44 

3,43 

Deutschland .    .    . 

1,05 

1,1g 

Belgien     .     .     .     . 

o;96 

0,95 

Schweden      .    .    . 

0,89 

0,93 

Eussland  .... 

0,61 

078 

Dänemark     .    .    . 

o,S3 

0:66 

Schweiz    .... 

0,45 

0,49 

>-ierterlande  .    .    , 

0,04 

0,05 

Lltteratnr:    Bibliolheea  Xieoliana,  a  m- 

laiogii^  0/  boola  otout  tobaceo  ele.  by  WSlmm 
Sragge,  Birmingham.  Privaldi/  prinltd  1860. 
(Bttiiglich  der  neueren  deutacAen  IMleriatir  »ehr 
läekenh^ft}.  —  Bericht  der  Tabak-En- 
gneletomminion  über  den  Tabakbau,  dru 
Handel  mil  SohlabaM,  die  Tabal/fabrikaiion  «ad 
den  Mandel  mit  Tabal^abrikaten  louiic  über  die 
TabaUKtleuerung  im  DeaUchen  Reiche,  «A  5 
Bänden  Anlagen,  1878.  —  F.  nedetuann, 
Getchichte  des  Tdbaka  und  anderer  ähnlicher 
GcntuimiUcl,  Frani^url  a.  3f.  1SS4-  —  K  Frh. 
V.  Blbrct,  Die  nartotiiehen  GentitnaiHel  und 
der  ifenseh,  Nürnberg  1855.  —  G.  A.  Hen- 
rieck, Du  Tabae  etc.,  Ftiri*  I864.  —  SewUr, 
Der  Tabak,  leine  ßeftattdleHe  nnd  »eine  Be- 
handlung, Mannheim  1867.  —  Z.  v.  Wavnev, 
Bnndbiich  der  Taiiak-  und  Cigarrea/abritation, 
Weimar  1S71.  —  .,41«,.  Oppet,  Der  Tabak  in 
dem  IVirUchnfttleben  uiui  der  Siltengetehichte 
der  Völk&r,  Bremen  1891.  —  K.  KiesgUng, 
Der  Tabak  im  Lichle  der  neaeilen  noturwuien- 
lehaftlichen  Foriehtingen,  Kurigefaniet  Hand- 
buch der  Tnhakhmde,  Berlin  I3SS.  —  Gutachten 
(.Vän  1895)  von  E.  W.  MUUet  tt.  A.  Frey 
betr.  den  mnlmatilichen  Erfolg  einen  Tabak- 
monopolt  (Beitage  lur  Botschaft  dee  lehuv-iier. 
Bunderratt  an  die  BandeSBcrtammtung  vom  HG. 
Mai  ISSV  —  114;  mit  sehr  eingehenden  nltge- 
meiiien  LUleraturruichirieiien  über  da»  Tabak- 
teeMii  im  allgemeinen,  über  TabeMau,  Tabak- 
/abrikation  und  Tabaihandel,  Sj/gifinitchet, 
Fitkalüchet,  Divene).  —  O.  C.  SuMertrecJf, 
The  euiiurc  0/  tobaem.  (T'.  A'.  Dep.  0/  Agri- 
ciitlure;  Fanni-rg  BtUletin  A'r.  82,  Wathingln« 
1898).  —  E.  W.  MlUUt,  Die  Betehagkng  der 
IlilfemiHel  lar  Durchführung  der  Unfall-  und 
Krankenvertieherujtg  imbet.  durch  Besteuerung 
da  Tabak*.  (Referat  an  die  Sehtaeit,  Geaiein- 
nilliige  GeeelUehaJt  1899;  in  der  lehireii.  Zeit- 
»fhrifl  für  Gemeinnättigkeü  XXXVIII.  Jahrg. 
S.  ITeft,  1899,  S.  SSäjC-i  fix  »«Ar  verirolter 
Beitrag  air  Getrhlchle  de*  TiÜHJciPeieni  im  all- 
gemeinen und  in  der  Schveiz  im  be/onderen,  wie 
auch  tpeciell  lur  \rärdigung  der  rertchiedenen 
t^gtteme  der  Tabotbetteuerung).  —  O.  Le- 
iHnsteflt,  Die  deuttche  Tabnkinduelrie.  (Volkiir. 
Zeilfragen  Heft  14^1143),  Berlin  18&B.  —  Plera- 
torff,  Aeltfre  und  negiere  IMeratar  tur  Frage 
der  Tabukbetteuening  in  DeultehUind,  Jahrb.  f. 
Xat.  u.  Slal.,  XXX.  —  Beraelbe,  Enticieke- 
lung  dar  J'abakilciiergesetigcbung  in  Deutschland 
eeitAnfangdlclaJahrhundertt,ebendat.,XX.XIIl. 
-~  JlffUil-teH,  Die  Beeleuerung  dtl  Tabakii  im 
Zollverein,  Stuttgart  1878.  —V,  Auf ae«»,  ('eher 
die  Beiieuerung  de*  Taiak*  nach  deatachen 
Finanignindnillten ,  Leipzig  1878.  —  C  jf. 
tlieorg  Mayr),  Da*  JJcjiltehc  Reich  und  da* 
Tabakmonnpol,  Stuttgart  1878.  -^  Felaer,  Da* 
Tabakmonopol  und  die  ameriiani*che  Tabak- 
etfuer,  Annaltn  de«  DeuUchen  Reiehei,  1878.  — 
M.  Mahl,  Deokechrift  für  eine  Reiehslabakregir, 
StuUgaH  1678.  —  Rr.lnfutlil,  Du*  Tabaktteaerg, 
r.  16.  VII.  1879  ete.,  Leiptig  1881.  —  Il'le- 
stnger,  Dai  B.G.,  betr.  die  lieeteuemng  de* 
Tiibaknelc,  -inebach.^TraJv.  Anleitungzum, Stu- 
dium der  Zoll-  und  Slruergraetie,  IL  Teil.  —  V. 
Atifeen»,  DieZSUe  und  Steuern  elr.  del  Deultchrn 
Reiche*.  —  Fr,  Graf,  Die  TnUikbeetcuerung  in 
Deuttchiiiud  (Aanalen  de* Deultehen Reiche*  1898, 
1894).  —  «■  Z-cii-tnsteCn,  Der  Tabak  alt  Objekt  für 
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Finamma*iregeln  und  der  jclsige  Stand  der 
Tabakileutrfritge  in  Deutschland  ( VoltTV.  Zeil- 
Jragen  Htjl  ÜB)  Brrlin  ISäi.  —  O.  v. 
Mayr,  Zar  Seiehtfinanrre/orm ,  Stuttgart 
1S93.  —  Bergdbe,  Art.  aTabakbesleuenmga, 
iH  V.  Stetigel,  Wörterlnuh  du  deiitiehen  Ver- 
iraltungsrtehts  (anrk  in  Ergänrungiband  I  u. 
JIJ),  yreiburg  1890  beiv.  189S  u.  1S97.  —  Der- 
•elfre,  Reu-htfinatitrtjorm  und  Tabak*teuer;  die 
finamlofft  de»  Beifhi,  tti  der  Allgem.  Zeüting 
IS3S  Sr.  76,  78,  SO,  SSO  und  S61.  —  Derselbe, 
FloUe  und  finamtn,  die  Derkung^age,  Tübingen 
1900,  S.  2iff.  —  O.  Xeirtn«I«*ti,  Die  Belat- 
luag  det  Tahak»  in  den  eiiropäitrhen  Staaten 
und  in  den  alaatiich  geordneten  Liindem  der 
übrigen  Erdtrile  tnaeh  amtUcheii  Quellen,  Berlin 
1894.  —  V.  Heckel,  An.  <iTabak  und  Tobak- 
tteuem«  im  fVörterbueh  der  l'iilkeu^irtKluffl, 
Jena  1S98.  —  («Deuttche  Tabnkieitnngit,  Berlin, 
Organ,  det  Verein»  der  deulechen  Tabak- 
fabrikanten and  •htindler;  friiher  erteliic» 
außerdem  in  Jfannkeim  die  nSäddeutiche 
Tiibakteitunga  Organ  det  dexltchen  Tabah- 
verrint.)  —  Der  Tabob  im  deuttfhrn 
Zollgebiete,  Bttleuervng  dei  T\xbaki,  Ein- 
md  Auifiihr.jähTliehe  VrrUfentllehung  den  Kalt. 
Slaliil.  Amte»  in  den  Vierteljahrthefteii  zur 
SlatiiUk  de»  DeuUchai  Reich»  und!  Tabak- 
bau und  Tabakernte,  jährliche  Ver- 
üffenüichung  ebenda».  —  Veriiß'enllichnngen  det 
Hai».  Slaliit.  Avitct  über  die  Ergebnitte 
der  Berujt-  und  Geaerbetähtung  r.  1S95; 
Bd.  119  vnd  Bde.  lOi—lW,  109.  —  Oester- 
reich-J'ngarn.  Jährliehe  Btrichle:  1. 
Oeilerreieh:  Tabellen  luT  Siaiittik  det  Stler- 
reirhitrien  Tabakmonnpolt  (der  tm  Reicht- 
rate  vertretenen  KGnigreiehe  und  Länder). 
Von  der  t.  k.  Qeneraläirekiion  der  Tubakregie; 
Autterdem  teil  1894  Jährlich ;  Slatitlieche  Mit- 
teilungen aber  da»  Btterr.  Tiibakmoaopol.  Von 
der  k.  k.  Generaldirekliim  der  Tabakregie  rtiurA 
aufgenommen  in  die  nifilleilnngen  det  k.  t,  l-'i- 
namminiturium»«).  -^  i.  Ungarn:  Dohi'inyegyc- 
dänuäg  Slati»ztiköja  Kiadja:  a  Sfaggar  Klräly 
Dohnngiövedeki  KSiponXi  igatgnlötäg.  Für 
Botnien  und  Jfertegincina  Aandechriftliche 
Mitteilungen  von  tniländiger  Sielte.  —  Bralloa- 
aevic,  Staliilii  det  Stlerreicbucheu  Tabak- 
monapoU  während  der  letzten  SO  Jahre  1871—1891 
(Slatittüehe  .Vonatieehrifi  189S,  1  V.l.  —  Frank- 
reich. Jährlicher  Bericht:  Direction  generale 
det  vianiffacturet  de  l'ftaU  Comple  en  matierti 
et  en  deniert  de  Verploitaiton  du  monopole  de» 
labaet  faehal,  fabrication  el  renle).  —  v.  Hock, 
Die  FSnantvenfallang  Frankreich»,  Stuttgart  n. 
AugAurg  1S57.  —  R.  v.  KavfnMinn,  Die  Fi- 
nanzen Prankreich»,  Leipzig  18SS.  —  Italien. 
Jährliche  Berichte:  Minitlero  delle  ftnanze.  Di- 
rezione  generale  delle  Privatire  (friiher  gabelte.) 
Aiienda  dei  tabncchi,  Relaiione  e  bilancin  in- 
duttriale.  —  Schuieiz.  Fufrer,  Vnltttrirl- 
tehafttlexikon  der  Sehtreii  (18SS  —  1S90),  Art. 
^Tabakund  Oignrren...  —  E.  W.  IdiUUt  und 
Alfred  Ffep,  Outaxhttn,  betr.  den  mvlmatt- 
lichgn  Ertrag  einii  allgemeinen  Tabakmonopoli 
(tiebe  oben).  —  E.  W.  MilUet,  Die  Betrhaffung 
der  HUftmüUl  zur  Durel\fShTung  der  Unfall-  und 
Krantenvertichening  ele.  tieke  oben.  —  Scham, 
Die  Steuern  der Schweit,  StuUgart  1890.  —  Spa- 
nien, jahrliehe  Berichte:  Memoria,  leid»  en 
la  Junta  general  de  aecionittai  de  la  COmpania 


arrendataria  de  tabaeoi.  —  Compania  arren- 
dalaria  de  iabarot,  Lcy  y  real  decreto  tobre  el 
arriendo  de  la  renla.  etcritura  de  conttUutiän 
y  eitalvtot  de  la  compania,  Madrid  1387.  — 
Compaäia  arrendalaria  de  tabacot.  Reglamento 
de  eontabilidad  de  lat  fäbricai.  Madrid  1888. 
—■  JVbraritm  dei  eontralo  de  arrendamienlo  de  la 
renla  de  tabacot  etc.  Madridl90I;  au»erdem hand- 
tchrifliiche  Mitteilungen  atu  den  Finantmlnitte- 
rium.  —  England.  Flnane»  Aeeounte of  Ihe  Uni- 
ledKlngtom  etc.,  jährlich  ertckeinendet  Blaubueh. 
—  rucke,  Getchiehte  der  Steuern  de»  britiechen 
Reichet,  Leipzig  1866. -^  Rumänien.  Rouma- 
nie.  Let  jnonopolet  de  l'Eiat  Expotilion  uni- 
verielle  de  Parit,  Bucarett  1900.  —  Rutiland. 
Ifandtrhriftl.  Mitteüungen  von  tuttändigtr  Seite. 
Sttttiteher  Tabak-Anbau  und  Handel,  vom  landic. 
Saehvertländigen  für  da»  europäi»che  Rii*»tand 
in  SL  I^iertburg.  (Mitteilungen  der  deuliehea 
Ijindii!iTt»ehaft»-Getellichafl,  Beil.  Nr.  IS  zu  St. 
13,  V.  HO.  März  1901).  Slalittik  der  Produktionen, 
die  mit  der  Accite  belegt  eind,  für  1897  u.  1S98. 
Sl.  J'ptereburg  1900  (ruaitch).  —  Türkei.  Re- 
gie eo'interetaic  de»  labac»  de  l'cmpire  olloman. 
Cahier  de»  Charge»,  ionitantinoplc  I884.  Rfglt- 
menl  mir  lee  droilt  det  tabaa,  Conttantinople 
IS84.  —  SlaluU  de  la  tocifle  de  la  rigie  co- 
interettee  det  labaet  de  l'empire  oUoman.  (Im 
übrigen  handtchriftliehe  Mitteilungen  von  zu- 
»tändiger  Seite).  —  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika.  Jährliche  Mitteüungen  im  Re- 
port of  Ihe  Commitsloner  of  internal  rerenue 
(Wathinglon).  Intrntal-Rerenue-Manual,  H'at- 
hinglon  1883.  —  f.  L.  Olmtled,  The  labaero 
iar  in  Quarlerlg  Journal  of  Economic», 
Vol.  V,  Januar  1S91,  -Vr.  i.  —  Die  Thbakfa- 
brikal»tcuer  in  den  Vereinigten  Staaten  fAnl.  19 
zur  Druck».  Xr.  116  Reichttagi-Setilon  1S9495). 
Georg  r.  Mayr. 
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1,  Uritprung  und  Charakter  der  Taille. 

Die  Taillo  (TaJlia,  Tallagia,  Tallages)  ist 
eine  der  wichtigatea  Formen  der  direkten 
BesteueniDg  im  englisoh-norcuannischen  I^e- 
hensstaate  und  in  Frankreich  des  Ancien 
Regime.  Der  Name  »Taille«  sclieint  von 
dem  miftelalterlicben,  lateinischen  Worte 
ta]liarc,ahschneideD,'n'egnehmen(franzüsisch; 
tailler)  abgeleitet  zu  sein  und  ist  als  steuer- 
technischer Ausdruck  .  mit  Abgabe  oder 
Auflage  gleichbedeutend.  In  ihrem  Ur- 
sprünge hängt  sie  mit  den  Verhältnissen 
des  Lehenwesens  und  Kriegsdienstes  zu- 
sammen und  ist  wenigstens  teilweise  gleich^ 
der  Bede  eine  Leistung  gewesen,  durch 
welche  man  sich  dem  i)ers<3n liehen  Waffeu- 
dienste  entzog  (Heei-stcuer,  Hecrschilliiig). 
Femer  hat  man  es  hier  mit  der  Besteuerung 
gewisser  I'ersonongruppen  zu  thun,  vov- 
wiegend  der  ländlichen,  unfreien  Bevölke- 
rung, mitunter  auch  der  Städte  und  zwar 
hauptsflehlich  der  kleineren  und  mittleren, 
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während  bei  den  grossea  mehr  die  indirekte 
(VerhrauchB-jBeBteueriing  vorherrecht.  All- 
miliiHcti  tritt  im  Laufe  der  Entwickehm^ 
<lei'  engere  Ziieammeahang  mit  der  Heeres- 
folge  zurück  und  zeigt  sich  der  eigentliche 
Steuercharakter  schärfer.  Mit  dieser  Besei- 
tigiiDg  ihres  Ausgangspunktes  verliert  die 
Taille  auch  ihre  Bedeutung  als  auBser- 
ordentliche  Äbgatie  bei  EriegszQgen  zu  des 
Reiches  Schutz  und  Schirm  und  wird  zu 
einer  regelmässigen,  ordentlichen  Steuer  für 
allgemeine  St  aatsz  wecke  oder  sie  ver- 
schwindet als  Bestandteil  von  anderen 
Landesateuern  im  Rahmen  der  Erwerbsbe- 
steuenmg. 

2.  Die  Taille  in  England.  In  der 
englisch  -  normannischen  Lehen smouarchie 
zeifiel  das  Doraanialland  in  die  Forsten,  das 
ljix\d,  auf  dem  Städte  und  Flecken  gegen 
tinmdzins  angelegt  wurden,  und  in  die 
landwirtschaflich  benutzten  Eronländereien, 
welche  an  Kronpächter  (Tenants)  vergeben 
wurden.  Diese  domanialeo  Tenants  mussten 
neben  persönlichen  Kriegsdiensten  bei  ausser- 
ordentlichen Bedürfnissen  des  Königs,  ins- 
besondere in  Kriegszeiten,  Unteratlltzungen 
leisten,  welche  unter  dem  Namen  Talla- 
gia, Tallages,  auch  Cutting  (von  to 
cut,  schneiden)  genannt,  ein  ganzes  System 
ausserordentlicher  Abgaben  oüdeten.  Mit 
dem  eigentlichen  Steuercharakter  verbindet 
sich  bei  ihnen  ein  mehr  privat  rechtliches 
Element  als  Voraussetzung  zur  Leistungs- 
pflicht, nämlich  die  Ansiedelung  auf  Doma- 
nialland.  Daneben  greift  hier  das  Ersatz- 
princip  ein,  insofern  diese  Entrichtungen, 
wie  die  Schild^elder  der  Vassallen  (Scufagia), 
eine  Entschädigung  für  nicht  geleistete  per- 
sönliche Heeresdienste  darstellen.  Mit  den 
eigentlichen  lehec  recht  liehen  Abgaben  (aids, 
auxilia,  dona)  nahe  verwandt ,  haben  sie 
(loch  einen  anderen  rechtlichen  Charakter 
sowohl  durch  ihren  Zusammenhang  mit  dem 
Domanium  als  auch  durch  die  Belastimg 
einer  anderen  Schicht  der  Bevölkerung. 
Die  Taille  war  eine  Quotensteuer  vom  be- 
weglichen Vermögen,  die  bis  '/lo,  ja  einmal 
<1'294)  selbst  ^b  des  Wertes  betrug.  An 
die  Stelle  der  Veranlagungen  im  einzelnen 
traten  bisweilen  Verein  bMTingen  über  Pau- 
schalsummen mit  Städten  (London)  oder 
anderen  Gebietsteilen,  woran  sich  in  der 
enteren  Zeit  Verhandlungen  der  königlichen 
I^nanzbeamten  mit  einzelnen  Bürgern  an- 
schliessen.  Ende  des  13.  Jahrhunderts  wer- 
den die  Abmachungen  der  Krone  mit  den 
taillep flieh tigen  Grafschaften  und  Städten 
tramei'  häufiger.  Im  14.  Jahrhundert  geht 
die  Selbständigkeit  der  Taille  verloren, 
welche  nunmehr  von  einem  System  allge- 
meiner Landossteuern  vom  beweglichen 
Vermögen  verschlimgen  wird.  Die  alte 
Taille  wirkt  nur  noch  nach  in  dem  »Zehn- 


tel', der  höheren  Quote,  die  Städte  und 
Donianialbauem  anstatt  des  >Fünfzehnteli 
der  übrigen  Bevölkerung  zu  entrichten  hatten. 
Ihre  Bewilligung  erfolgt  nunmehr  mit  durch 
das  Parlament. 

3.  Die  Taille  in  Frankreich.  In  Frank- 
reich scheint  die  Taille  —  1185  bereits  er- 
wähnt —  in  die  Periode  der  Kreuzzüge 
zurückzureichen.  Sie  wird  in  der  ausge- 
sprochenen Absicht,  für  die  ausserordent- 
hchen  Kriegsbedürfnisse  Deckung  zu  schaffen, 
erhoben  und  bleibt  dem  gemäss  eine  un- 
periodische ausserge wohnliche  Steuer.  Erst 
in  den  schweren  Zeiten  des  englisch-fran- 
zösischen Erbfolge krieges  wird  sie  unter 
Karl  VIL  eine  bleibende  Einrichtung  des 
französischen  Finanzwesens  und  Steuer- 
systems, ausdrücklich  bestimmt  zur  Unter- 
haltung der  ersten  stehenden  Truppen  (9000 
Reiter)  an  Stelle  der  zuchtlosen  Lehenmiliz. 
1482  wird  unter  der  Regierung  Ludwig  XI. 
versucht,  die  Taille  zur  Hauptsteuer  des 
platten  Landes  unter  teilwetser  Aufhebung 
der  Aufwand-  und  Verbrauchssteiiem  zu 
machen,  die  Städte  aber  von  der  Taille  zu 
befreien  und  sie  hauptsächlich  den  Ver- 
brauchssteuern zu  unterwerfen.  Dieser 
steuerpolitisch  wichtige  Plan  wurde  indes 
auf  die  Abänderung  der  städtischen  Auf- 
lagen und  die  Beseitigung  der  Weinsteuer 
und  anderer  Verzehrungssteuem  auf  dem 
Lande  beschränkt.  WiederhoUe  Erhöhungen 
der  Taille  in  Verbindung  mit  der  Solidar- 
haft  der  Kirchspiele  führten  frühzeitig  zu 
Klagen.  Schon  im  15.  Jahrhundert  wurde 
die  Taille  definitiv  zur  Repartitionssteuer, 
man  einigte  sich  über  die  Steuerkontingente 
und  ihre  Umlegung  auf  die  vertretenen 
Provinzen  und  deren  Bezirke.  Im  Laufe 
des  15.  und  16.  Jahrhunderts  fanden  trotz 
heftigen  Widerstandes  der  Reichs-  wie 
Provinzialstände  erhebliche  Erhöhungen  der 
Steuerlast,  zumal  in  Zeiten  des  gesteigerten 
Finanzbedarfes  im  16.  Jahrhundert  statt,  in 
welchem  die  Taille  endmltig  ihren  Charakter 
als  ausserordentliche  Kriegssteuer  verlor 
und  zum  Eckpfeiler  der  direkten  Staatsbe- 
steuerung überhaupt  wurde.  Den  Plan  der 
St&i  de  Versammlung  zu  Blois,  1576/77  alle, 
auch  die  indirekten  Steuern  in  eine  einzige 
taille  ögalöe  in  Form  einer  abgestuften  Hera- 
und  Familien  Steuer  mit  Sätzen  von  1  Sol. 
bis  50  Liv.  zu  verschmelzen,  brachte  der 
dritte  Sland  zu  Fall. 

Mit  dem  17-  Jahrhundert  führt  die  starke 
Steigening  der  Steuersumme,  noch  mehr 
aber  als  die  Höhe  der  Taüle  die  Art  der 
Verteilung  derselben,  die  Willkür  der  Ver- 
anlagimgsorgane  (oelus«),  die  mangelhafte 
Unter  Verteilung  der  Steuerkontingente  eine 
Ueberbürdiing  des  peuple  taillable  herbei. 
Denn  es  bestanden  zalureiche  Befreiungen 
durch    Stand,   Amt,   Privileg,   Abkauf  der 
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Steuerpflicht  etCj  weshalb  sich  der  Kreis 
der  Sleuerpüichtigen  immer  mehr  verengte. 
Andere  Missstfinöe  werden  erzeugt  dureh 
die  Haftbarkeit  der  Steuereiu nehmer  für  die 
nicht  eing^angenen,  voi^schriebeneo  Sum- 
men und  Solidarhaft  der  Kirchspiele  fOr  die 
Steuerreste.  Es  begaan  daher  eioe  Epodie 
von  Reform  versuchen.  Durch  das  Edikt 
von  1600  woUte  Siilly  bessere  Gewähr- 
schafteo  fflr  die  YerteiluDg  der  Steuer  in 
den  Kirchspielen  geben  und  beseitigte  die 
Solidarhaft.  WoU  gelangen  Versuche  zu 
neuen  Katastrieningea  in  eiazelnen  FroWnzen 
(1665  in  der  Provence,  1666  in  Montauban), 
andererseits  aber  scheiterten  alle  umfang- 
reicher angelegten,  allgemeinen  Kataster- 
plÄne  teils  an  technischen  Schwierigkeiten, 
teils  an  dem  hartnackigen  Widerstände  der 
Bevorrechteten,  deren  Bestrebungen  es  auch 
gelang,  die  öfter  angeregte  Einschränkung 
der  Steuerfreiheiten  durch  die  Pariamente 
zu  hintertreiben.  Auch  Colbert,  welcher 
allerdings  die  SoHdarhaFt  wieder  heretellte, 
suchte  reformierend  einzugreifen  insbeson- 
dere durch  Milderung  der  ungemein  harten 
Ejekutionsmassregeln  (1670).  In  einzelnen 
Landesteilen  haben  mitunter  weitsichtige 
lind  tüchtige  Intendanten,  wie  Tiu-got  im 
Limousin  oder  1772  im  Pariser  Intendantur- 
bezirke,  namhafte  Verbessemn gen  nach  ratio- 
nelleren Katastern  veranlasst,  wie  denn  über- 
haupt im  letzten  Decennium  des  Anden 
Regime  durchgreifende  Umgestaltungen  der 
Taille  zugleich  mit  weitgehenden  Reformen 
der  »Capitation«  und  des  »Zwanzigsten« 
geplant  waren. 

Der  ursprünglichen  steuerpohtischen  Ab- 
sicht entsprechend  sollte  die  Taille  eine 
allgemeine  Verraögens-,  Erwerbs-,  Personal- 
uu<l  Einkommensteuer  sein,  also  eine  steuer- 
liche Erbssnng  des  ganzen  Erwerbslebens 
darstellen.  Thatsäcblich  aber  traf  sie  ~ 
den  primitiven  Wirtschaftsverhältnissen'  an- 
gemessen, aber  entgegen  ihrer  rechtlichen 
Natur  —  steuertechnisch  vornehmlich  die 
Einkünfte  aus  dem  Grundbesitze  der  nicht 
privilegierten  Klassen  als  eine  abgestufte 
Familien-,  Hauahalöings-  und  Hera  Steuer. 
Sehr  bald  gewahren  wir  eine  Zweiteilung 
der  Steuerleistung  in  eine  Hauptsumme 
(»Principal«)  und  in  Zuschlage  (»Cnies«). 
Letzlere  waren  für  specielle,  vornehmhch 
militärische  Ausgaben  bestimmt,  woneben 
der  sogenannte  »Taillon*  als  Geldersatz- 
leistung fflr  Naturalliefemneen  erscheint. 

Man  untersc-hied  eine  Taille  personelle 
und  eine  Taille  reelle,  deren  Einiichtimg, 
Veranlagung,  Erhebung  und  Verwaltung 
nach  Provinzen  verschieden  war.  Die  eigent- 
Uchen  Kronländer  (pays  d'ölection)  hatten 
durchweg  eine  Taille  peraonelle  (nur  Mon- 
tauban hatte  eine  Tfulle  reelle).  In  den 
Provinzen  mit  ständischer  Verfassung  (pays 
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d'etats)  war  die  Taille'  i-felle  vorherrschend, 
zuweüen  findet  sieh  auch  eine  Vei'bindung 
beider  Formen.  TaiUe  reelle  und  personelle 
bezeichnen  zwei  fundamentale  Systeme  der 
Veranlagung,  die  sich  nach  Herkommen  oder 
anderen  geschichtlichen  Momenten  in  den 
verschiedenen  Teilen  Frankreichs  auch  vei-- 
Bchieden  entwickelt  hatten.  Die  Taille  per- 
sonelle (oder  mixte)  bezog  sich  auf  den  be- 
weglichen und  unbeweglichen  Besitz  und 
traf  das  Steuersubjekt  ?emSss  seiner  Leis- 
tungsfähigkeit und  nach  seinem  Wohnorte. 
Die  Einkünfte  aus  dem  Betriebe  der  Land- 
wirtschaft wurden  nach  Massgabe  des  Grund- 
wertes, diejenigen  aus  Handel  und  Gewerbe 
auf  Grund  von  Deklarationen  der  Pflichtigen 
oder  nach  allgemein  bekannten  Merkmalen 
(commune  renommöe)  bewertet.  Die  Hand- 
arbeiter endhch  wurden  nach  dem  prä- 
sumierten Ertrage  von  200  Arbeitstagen  ein- 
geschätzt. Die  Taille  reelle  war  dagegen 
mehr  eine  wirkliche  Realsteuer  vom  Grund- 
und  Hausbesitze  ohne  Rücksicht  auf  die  In- 
dividualität des  Wirtschafters  oder  dessen 
Wohnsitz,  Trotzdem  findet  sich  im  Geltungs- 
bereiche der  Taille  röelle  die  Bildung  eines 
besonderen  Kontingents  für  das  bewegliche 
Vermögen  und  für  die  industriellen  Ein- 
nahmen. Dieses  Nebenkontingent  betrug  in 
Toulouse  und  im  [<!lsass  V»,  in  dem  Dauphine 
'.'8  bis  ^/la,  in  Montauban  Vio  bis  Vis  und 
ging  anderwärts  bis  ''loo  oder  1%  zurück, 

Snach  der  kapilahatischen  und  industriellen 
lote  der  einzelnen  Provinzen. 

Von  der  Taille  waren  regelmässig  Adel, 
Geisthclikeit,  Beamto  und  einzelne  Bevor- 
rechtete befreit.  An  diese  schliessen  sieh 
weitere  persönliche  oder  sachhche  Be- 
schränkungen der  Steuerfreiheit,  wie  Taillen 
ftlr  Kriegszwecke  auf  wirklich  waffen- 
tragende oder  dazu  unfähige  Adel^.  Der 
Klerus  leistete  zuweilen  ßecimes  als  don 
grattiit 

In  den  Anfängen  der  Taille  wurde  diese 
Steuer  von  den  Reichsständen  für  bestimmte 
Jahre  und  vorgesehene  Zwecke  ursprünglich 
in  einem  JahrcBbetrage  von  1,20  Millionen 
Livrea  oder  9,56  Millionen  Francs  (rund 
68,86  Millionen  Francs  nach  heutigem  Geld- 
werte) bewilligt,  ein  Betrag,  der  ohne  er- 
neute Genehmigung  definitiv  wurde.  Der 
Gesamtbetrag  war  bereits  in  den  70  er  J^iren 
des  16.  Jahrhunderts  auf  14  Millionen  Livres 
angewachsen.  Im  Laufe  der  folgenden  Jahr- 
hunderte stiegen  die  Erträge  der  Taille  be- 
deutend, so  dass  sie  in  den  80er  Jahrendes 
18.  Jahrhunderts  91  Millionen  Livres  er- 
reichten, von  welchen  nach  den  Aufstel- 
lungen Neckers  81  bis  89%  auf  den  Grund- 
besitz entfielen. 

Die  NotablenverBamralung  von  1787  be- 
fürwortete die  Preisgabe  aller  Vorrechte 
im  Bereiche  der  direkten  Besteuerung  imd 
AuHage.    Vit.  4 
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sprach  sich  fOr  ein  Iippflt  territoiiid  im 
festen  Betrage  von  80  AüUionen  Francs 
welches  n&ch  verbesserten  Katastern  repar- 
tiert Verden  sollte.  Ein  noch  im  Jahre 
1787  sinngemäss  erlassenes  Edikt  wurde 
alsbald  wegen  .des  Widerspruchs  der  Parla- 
mente wieder  zurflDk^uotnmen.  Die  Wogen 
der  grossen  ReTolntion  spülten  mit  dem 
absoluten  Begimente  auch  die  Taille  hinweg, 
um  dieselbe  bei  der  neuzeitlichen  Gestaltung 
des  Steuersystems  für  den  Neubau  als  eine 
■wesentliche  Stütze  zu  benutzen. 

Litteratari  JVöuneou  Code  de»  Taille»,  Pari»  1761. 
ClatnagSran,  Bittoire  de  l'impSt  m  Fraiux, 
S  vol.,  rarit  1S6?,  IS6S,  1S76,  t.  J,  iSSff.,  JI, 
10,  35,  tu,  i36,  619,  6t7,  6B8,  III,  S6S,  971, 
387,  393,  HO.  —  Stourm,  Let  financet  de 
l'aneien  regime  et  dt  ta  revolutüm,  t  rol..  Pari» 
ISSS,  l.  I,  57,  71—110,  111—1X3.  —  EaquiroK 
de  Parteu,  Hdloire  de»  impoU  ginenam 
la  proprUte  et  U  ricmu.  Pari»  1SS6,  p.  160  bU 
164.  —  Diyw^ll,  Hittory  of  Taxaiion  and  Taite 
in  England,  4  rol.,  London  1884,  (■  I,  18.  — 
Voefee,  Geachiehit  der  Steuern  de»  brititchen 
Reichs»,  Leiptig  1866,  S.  1S5,  139.  —  Wagner, 
Pin.  III,  Leiptig  1889,  gg  5S,  68,  71  und  75. 
Max  von  Beekel, 


Tamassia,  G.> 


Teröffont1icht£  von  staatswisBenschEiftlicbetiSchrif- 
ten:  Det  fine  delle  statiBtiche,  Mailand  1808.  — 
Esame  della  confatozione  del  fine  delle  sta- 
tifitiche,  ebd.  1809.  —  Beide  Scbrtften  finden 
sich  abgedruckt  in  Gioja,  Opere,  Bd.  TU, 
Lugano  1834. 

Tamasaia  gehört«  zu  jener  Qmppe  fran- 
zösiscber,  deutscher  und  italienischer  Statiitiker, 
weiche  die  Aufgabe  der  Statijtik  dahin  prBci- 
sierten,  Rämtlicbe  die  StAatskräfte  im  Zustande 
der  Aktivitfit  betreffende  Daten  zu  verzeichnen 
und  methodisch  za  kiasBifideren.  Als  einer  der 
orthodoxeren  Anhänger  dieser  Gmppe  engte  er 
den  Kreis  der  Funktionen  der  Statistik  bis  zur 
BilfswifiseiiNchaft  der  Sffentlicben  Verwaltung 
ein.  Den  entgegengesetzten  Standpunkt  ver- 
trat ßioja  (b.  d.  oben  Bd.  IT  S.  727/28),  der 
als  Schüler  Acbenwalla  den  Begriff  der  Staaten- 
Btatistik  u.  a.  dahin  erweiterte,  dasa  auch  sämt- 
liche auf  das  Staatswohl  bezügliche  Daten  in 
dieselbe  hineinzozielien  seien. 


eatensione  e  vantaggi  della  statistica,  Hailand 
1809.  In  dieser  Scurift  greift  Oioja  Tamaseias 
„Del  fine  delle  statistiche"  (s,  o.)  an,  worin  der 
Verfasser  n.  a.  jede  statiBtiscbe  Forschung  nach 
dem  Kansalitäts Verhältnisse  der  Znst&nde  der 
Staaten  als  verderblich  für  die  Statistik  erklarte. 
Tamassia  replizierte  auf  diesen  Angriff  in  der 
Schrift:  „Esame  della  confutazione"  (b.  o.).  — 
Hone,  Historla  atatisticaB  adumbrata,  Lovanii 
(Lüwen)  1828,  S.  194/96.  —  Fallati,  Ein-, 
leitung  in  die  Wissenschaft  der  Statistik,  Tü- 
bingen 1843,  S.  98/99.  —  G.  Hayr  und  G.  B. 
Salvioni,    La  itatistica  e  la  vita  sociale,  2. 


Aufl.,    Turin   1686,  8.  LXXU  i 
"     jlio,    Teoria   della  staf 
Mailand  1888,  8.  76/77. 


Tanbatnmmfl  und  Tanbatammen- 
anstauen. 

LBechtliche  Verhältnisse.  l.Beeht- 

liche  Stellung  der  Taabstorameu.  2.  Taub- 
stumm enanstalteu.  II.  TanbstQmmenun- 
terricht.  in.  Statistisches.  8.  Statistik 
der  Taubstnminen.  4.  Statistik  der  Tanb- 
Btummenanstalten. 

L  RecbtÜche  VerhältnisM. 
1.    Rechtliche    Stellung    der   Taub- 

stummen.  In  frühester  und  früherer  Zeit 
waren  die  Taubstummen  in  rechtlicher  Be- 
ziehung nicht  nur  sehr  beschrftnlct,  sondern 
ziGmlich  rechtlos  und  ohne  gesetzlichen 
Schulz,  Auch  die  Kirche  nahm  sich  dieser 
Unglück  liehen  nicht  an,  weU  letztere  im 
Glauben  nicht  erzogen  werden  konnten. 
E^t  mit  den  fortschreitenden  Erziehungs- 
und Bildun^resultaten  erweiterten  sich  die 
Rechte  der  Taubstummen,  und  gegenwärtig 
findet  eine  Eechlsbeschränkung  derselben 
nicht  mehr  statt.  Die  jetzt  für  die  Taub- 
stummen giltigen  besonderen  Gesetze  sind 
nur  zum  Schutze  derselben  erlassen. 

Bis  zur  Einführung  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  bestanden  in  den  deutschen 
Bundesstaaten  je  nach  dem  geltenden  Rechte 
verschiedene  gesetzliche  Bestimmungen  für 
die  TaubsturameD,  Erst  mit  dem  Inkraft- 
treten des  genannten  Gesetzes  wurden  ein- 
heitliche Rechtsverhältnisse  im  deulsclien 
Reiche  auch  für  die  Taubstinumen  ge- 
schaffen. Artikel  210  des  EinfOhrungsge- 
SGtzes  zum  B.G.B.  sagt: 

Auf  eine  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  bestehende  Vor- 
mundschaft oder  Pflegschaft  finden  von  dieser 
Zeit  an  die  Torschriften  des  BUr^erlicheni  Ge- 
setzbuches Anwendung.  Ist  die  Vormund- 
schaft wegen  eines  körperlicben  Gebrechens 
angeordnet,  so  gilt  sie  als  eine  nach  §  ISJIO 
Abs.  1  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  ange- 
ordnete Pflegschaft.  Ist  die  Vormundschaft 
wegen  Geistesschwache  angeordnet,  ohne  dass 
eine  Entmündigung  erfolgt  ist,  so  gilt  sie  als 
eine  nach  §  1910  Abs.  2  des  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuches für  die  Vermögen sangelegenheiten 
des  Geistesschwachen   angeordnete  PnegBcbait. 

Die  bisherigen  Vormünder  und  Prteger 
bleiben  im  Amte.  Das  gleiche  gilt  im  Geltungs- 
bereiche der  preuEsischenVonnnndschBttaordnung' 
vom  5.  Juli  187ö  für  den  Familienrat  und  dessen 
Hitglieder.  Ein  Gegenvormnnd  ist  zu  entlassen, 
wenn  nach  den  Vorschriften  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  ein  Gegenvormnnd  nicht  zu  be- 
stellen Bein  würde. 

Eines  Pflegers  bedürfen  die  Taubstummen 
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uur  dano,  vecD  sie  durch  ihr  Leiden 
Besorgung  ihrer  Rcchtsangelegenheiten  be- 
hindert siod  und  die  YormundschaftsbehSrde 
deshalb  die  Anordnung  einer  Pßegschaft  für 
uOtig  erachtet  Dies  wird  durch  §  1910  des 
B.OZB.  bestimmt,  welcher  lautet: 

Bis  Volljähriger,  der  nicht  nnter  Tormond- 
Khaft  st^t,  kAun  emen  Pfleger  für  seine  Per- 
Bon  nnd  sein  Vermögen  erhalten,  wenn  er  in- 
folge körperlicher  Gebrechen,  inabesondere  weil 
er  tanb,  bliad  oder  gtamm  ist,  seine  Angelegen- 
heiten nicht  zn  besorgen  verm^- 

Termag  ein  Volljähric'er,  der  nicht  nnter 
Yormnndacnaft  steht,  infolge  geistiger  nnd 
körperlicher  Gebrechen  einzelne  seiner  Ange- 
legenheiten oder  einen  bestimmten  Kreis  seiner 
A^elegeuheiten,  insbesondere  seine  VennSgens- 
angelegenheiten,  nicht  in  besorgen,  so  kann 
er  für  diese  Angelegenheiten  einen  Pfleger  er- 
halten. 

Die  Pflegschaft  darf  nnr  mit  Einwilligung 
des  Gebrechbchen  angeordnet  werden ;  es  sei 
denn,  dass  eine  Verständigung  mit  ihm  nicht 
rnOgUch  wftre. 

BezOglich  der  Testierfahigkeit  Taubstnm- 
mer  sagt  §  2243  des  ß.G.B.: 

Wer  nach  der  Ueberzengnng  des  Bichters 
oder  des  Notars  stnmm  oder  sonst  am  Sprechen 
Terbindert  ist,  kann  das  Testament  nur  dnrch 
Uebei^be  einer  Schrift  errichten.  Er 
Srkl&rnng,  dass  die  Schrift  seinen  letzten 
Willen  enthalt«,  bei  der  Verhandlnng  eigen- 
händig in  das  Protokoll  oder  auf  ein  besonderes 
filatt  schreiben,  das  dem  Protokoll  als  Anlage 
beigefügt  werden  mnss. 

Das  eigenhändige  Niederschreiben  der  Er- 
klimng  sowie  die  Veberzeugnng  des  Richters 
oder  des  Notars,  dass  der  Erblasser  am  Sprechen 
verhindert  ist,  mass  im  Protokolle  festgestellt 
werden.  Das  Protokoll  braucht  von  dem  Erb- 
lasser nicht  besonders  genehmigt  zu  werden. 

Eid  Eheh indem is  bildet  die  Taubheit 
oder  Stummheit  nicht. 

Deber  Eidedeistung  bestimmt  g  483  der 
C.P.O.  u.  §  63  der  Str.P.O.: 

>Stuinme ,  welche  schreiben  können, 
leisten  den  Eid  mittelst  Abschreibens  und 
ÜDterschreibens  der  die  Eideenorm  ect- 
halteoden  Eidesformel.  Stumme ,  welche 
nicht  achreiben  können,  leisten  den  Eid 
mit  Hilfe  eines  Dolmetschere  durch  Zeichen.« 
Weitere  Bestimmangen  über  Taubstumme 
sind  in  folgenden  Qesetzesparagrapheu  ent- 
halten : 

§  1032  d.  CP.O.  Tanbe  nnd  Stnmme  können 
als  Schiedsrichter  abgelehnt  werden. 

3  188  d.  G.V.G.  Zur  Verhandlung  mit 
tauben  und  stnmmen  Personen  ist,  sofern  nicht 
eine  schriftliche  Verstindignng  erfolgt,  eine 
Person  als  Dolmetscher  znzaziehen.  mit  deren 
Hilfe  die  Verständigung  in  anderer  Weise  er- 
folgen kann. 

§  188  d.  G.V.G.  Ob  einer  Partei,  welche 
taub  ist,  bei  der  mündlichen  Verhandlnng  der 
Vortrag  zu  gestatten  sei,  bleibt  dem  Ermessen 
des  Gerichts  tiberlasaen. 

§  140  d.  Str.P.O.  In  Sachen,  welche  vor 
dem    Landgericht  in   erster    Instanz    so   ver- 


handeln sind,  ist  die  Verteidigung  notwendig 

1.  wenn  der  Angeschuldigte  taub  oder  stumm 

§  258d.  Str.P.O.  Einem  der  Gerichtssprache 
nicht  mächtigen  Angeklagten  müssen  ans  dem 
SchlnssTortrage  mindestens  die  Antr^e  der 
Staatsanwaltschaft  nnd  des  Verteidigers  durch 
den  Dolmetflcher  bekannt  gegeben  werden. 
Dasselbe  gilt  Ton  einem  tauben  Angeklagten, 
sofern  nicht  eine  schriftliche  Verst&ndigang  er- 
folgt. 

§  298  d.  Str.P.O.  Hat  ein  Angeklagter  zur 
Zeit  der  That  noch  nicht  das  18.  Leoeusjahr 
vollendet,  so  muss  die  Nebenfrage  gestellt 
werden,  ob  er  bei  B^ehong  der  That  die  zur 
Erkenntnis  ihrer  Strafharlieit  erforderliche  Ein- 
sicht besessen  hat.  Dasselbe  gilt,  wenn  ein 
Angeklagter  tanbatamni  ist. 

§  &8  d.  H.Str.G3.  Ein  Taubstummer, 
welcher  die  Eur  Erkenntnis  der  Strafbarkeit 
einer  von  ihm  b^angenen  Handlung  erforder- 
liche Einsicht  nicht  besass,  ist  freizusprechen. 
§  65  d.  R.Str.G.B.  Bei  bevormundeten 
Geisteskranken  nnd  Taubstummen  ist  der 
Vormund  der  lur  Stellung  des  Antrages  Be- 
rechtigte. 

§  &7a  d.  G.G.  Der  Wandergewerbeschein 
ist  In  der  Regel  zn  Tersagen:  1.  etc.;  2.  wenn 
er  (der  Nachsuchende)  blind,  taub  oder  stumm 
ist  etc. 

Ist  bei  der  gerichtlichen  oder  raaferiellen 
Beurkundung  eines  BecUtsgeschäfls  ein  Be- 
teiligter nach  der  Ueberzeiigung  des  Richters 
oder  des  Notars  taub,  bhnd,  stumm  oder 
sonst  am  Sprechen  verhindert,  so  muss  der 
Richter  einen  Gericht sschreiter  oder  zwei 
Zeugen,  der  Notar  einen  zweiten  Notar  oder 
zwei  Zeugen  zuziehen  (g§  168,  169  des 
Gesetzes  über  die  Angelegenh.  der  freiw. 
Gerichtsbarkeit  vom  17.  Mai  1898.) 

8  d.  B.G.B.  Wer  nicht  das  siebent« 
Lebensjahr  vollendet  hat,  ist  für  einen  Schaden, 
den  er  einem  anderen  zufügt,  nicht  verant- 
wortlich.   . 

Wer  dos  siebente,  aber  nicht  das  achtzehnte 
Lebensjahr  vollendet  hat,  ist  filr  einen  Schaden, 
den  er  einem  anderen  angefOgt,  nicht  verant^ 
wortlich,  wenn  er  bei  der  Begehung  der  schä- 
digenden Handlang  nicht  die  zur  Erkenntnis 
der  Verantwortlichkeit  erforderliche  Einsicht 
Das  gleiche  gilt  von  eioem  Taubstummen. 
TaubstammenaDstalten.  Das  Vor- 
handensein Taubstummer  l3sst  sich  bis  in 
die  frilhesten  Zeiten  der  Menschheit  nach- 
weisen, nirgends  aber  ist  eine  Spur  der 
Törsorge  für  diese  unglücklichen  Geschöpfe 
zu  finden.  Aristotelfe  hielt  sie  für  völlig 
bildnngsun fähig,  und  bis  in  die  neuere  Zeit 
scheint  man  —  mit  wenigen  Ausnahmen  — 
von  dieser  Ansicht  nicht  abgekommen  zu 
sein.  Ja  man  Dberliess  die  Taubstummen 
nicht  bloss  ihrem  eigenen  traurigen  Geschick, 
sondern  man  mied  sogar  den  Umgang  mit 
ihnen  und  hielt  sie  durch  ihr  Gebrechen 
als  von  Gott  Gezeichnete.  Auch  die  Kirche 
nahm  sich  ilirer  nicht  an,  da  der  heilige 
Augustinus  den  Satz  aufgestellt  hatte :  »Von 
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Geburt  auB  Taubatnmme  kSnnen  uiemals 
Ölaubea  empfimgeD,  Olaiiben  haben,  denn 
der  Glaube  kommt  aus  der  Predigt,  von 
dem,  was  man  hört,  sie  kSnnen  weder  lesen 
Doch  sehreiben  lernen. i<  VorflbCTgeliende 
Anregungen  zur  Fürsorge  für  die  Taub- 
Gtummeu  im  17.  und  Anfane  des  18.  Jahr- 
hunderts in  Deutschland,  Holland  und  Eng- 
land blieben  ohne  Erfolg,  und  erat  nachdem 
die  BildungsfahjglEeit  der  Taubstummen  er- 
wiesen, wurde  1760  die  erste  Taubstummen- 
anstalt in  Paris  durch  den  Abb6  de  l'Epöe 
und  bald  darauf  eine  solche  von  Samuel 
Bei  nicke  in  Eppendorf  bei  Hamburg  er- 
richtet. Letztere  Anstalt  wurde  auf  Vei^ 
anlassung  des  Kurfürsten  Friedrich  August 
im  Jahre  1778  nach  Leipzig  verlegt.  Bald 
nachher  entstanden  Tanbstummenanstalteu 
in  Wien,  Berlin,  Prag  etc.  Gegenwartig 
wendet  der  moderne  Staat  seine  Fürsorge 
auch  der  Erziehung  dieser  Gebrechlichen 
zu,  und  Bo  finden  wir  ziu"  Zeit  Taub- 
stummenanstalten in  allen  kultivierten  Lin- 
dern (s.  Statistisches).  Eine  grosse  An- 
zahl von  Taubstiimmenanstaltea  wurden 
von  Privaten  gegründet  und  später  vom 
Staate  oder  von  Pro vinzial verbanden  über- 
nommen. 

Obwohl  es  ausser  den  Staatsanstalten 
noch  eine  ziemliche  Anzahl  städtische,  private, 
Vereins-,  Stiftungs-  etc.  Anstalten  giebt,  so 
müssen  doch  in  manchen  Ländern  noch  Taub- 
stumme mit  in  die  Volksschiden  aufgenommeu 
werden. 

Im  ECnigreich  Sachsen  sind  taubstumme 
Kinder  von  der  Volksschule  ausgeschlossen, 
für  ihre  Eniehung  ist  anderweit  in  geeig- 
neter Weise  Sorge  zu  tragen.  Für  Ausbildung 
Taubstummer  im  Handwerk  können  Prämien 
bis  zu  15(*  Mark  gewährt  werden. 

Die  Taubstummenanstalten  sind  teils 
Internate,  teils  Externate,  oft  auch  beides 
zusammen.  Auch  die  Verbindung  mit  Blin- 
den- und  Blöd  sin nigonanstalten  kommt  vor. 

Die  Verpflegungs-  und  Erziehungs kosten 
sind  in  den  einzelnen  Landern  verschieden 
)md  befragen  z.  B.  in  der  königlichen  Tarib- 
stummenaustalt  zu  Berlin  für  Pensionare 
480  Mark,  fOr  Inhaber  halber  Freistellen 
240  Mark.  Im  Königreich  Sadisea  sind 
aussei  einem  besonderen  Beitrage  für 
L^erstatte,  Kleidung  und  Wäsche  2HI  Mark 
zu  zahlen,  in  Bayern  180—360  Mark  je  nach 
der  Anstalt. 

Bei  allen  Anstalten  giebt  es  eine  Anzahl 
ganzer  oder  Teil  freistellen.  Die  Zahlung 
der  Verpflegungsbeitröge  trifft  in  erster 
Linie  die  Alimentations verpflichteten ,  in 
zweiter  Linie  und  in  den  meisten  Fällen 
treten  die  Gemeinden  bezw,  Ortsarmenver- 
bände  ein. 

Im  Königreich  Proussen  imterstehen  die 
Taubstummenanstalten     ausnahmslos     dem 


königlichen  ProvinzialschulkoUegium ,  im 
Königreich  Bayern  die  Kreisan  stalten  den 
betreffenden  Kreisregierun^n,  die  Privat- 
anstalten ihren  eigenen  Direktionen  (geist- 
lichen Inspektoren  oder  städtischen  Schul- 
referenten),   im    Königreich   Sachsen    dem 
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Wenn  beim  gesanden  Elnde  der  Schul- 
unterricht mit  Diündlicher  Belebning  nnd  Än- 
Bchanung  beginnen  kann,  d.  h.  wenn  der  Geist 
des  gesunden  Kindes  die  erste  Schninng  durch 
das  Geher  nnd  diis  Uesicbt  empfängt,  BO  fällt 
beim  tanbBtQmmen  Schüler  der  Weg  durch  das 
Gehör,  fort  und  es  gilt,  mit  alleiniger  Inan- 
sprachufthme  des  Gesichts  zunächst  ein  Mittel 
und  einen  Weg  herzuBt^llen,  welcher  das  Glehür 
ersetzt.  Das  erste  Ziel  beim  Taubstummen- 
unterricht ist,  den  ZSgling  dahin  zu  bringen, 
dass  er  andere  versteht  und  sich  ihnen  vei^ 
st&ndUch  machen  kann.  Das  geschieht  durch 
die  natürliche  Zeichen-  nnd  Oeberdensprache, 
welche  auch  dem  gesunden  Hesschen  eigen  ist 
und  ohne  welche  eme  Verständigung  von  zwei 
verschieden  sprechenden  Menschen  —  denken 
wir  z.  B.  an  die  wilden  Völkerstämme  —  nicht 
möglich  wäre.  Diese  natürliche  Zeichen-  nnd 
Geberdensprache  ist  bei  den  Taubstummen,  da 
sie  deren  einziges  Veratändigungsmitte]  bildet. 
besonders  scharf  ausgebildet.  Dorch  den  mit 
unermüdlicher  Geduld  nnd  Ausdauer  bewirkten 
Unterricht  wurde  bei  den  früheren  Lehrmetho- 
den diese  natllrliche  Geberdens prache  zur  künst- 
lichen oder  methodischen  Zeichen-  nnd  Oc- 
berdensprache  ausgebildet,  indem  für  jeden  Be- 
grifi  ein  bestimmtes  Zeichen  mit  der  Hand  oder 
eine  Geberde  gesetzt  wurde.  AnE  diesem  Wege 
bracht«  der  französische  Abbä  de  l'Epfe  (L712 
bis  1789)  seine  Zöglinge  endlich  zum  Ver- 
ständnis der  Schriftsprache.  Wenn  auch  aner- 
kannt werden  mnss,  dass  auf  diesem  Wege  sehr 
achtenswerte  Erfolge  erzielt  worden  sind  und 
die  Lage  der  Taubstummen  durch  ihre  Fähig- 
keit des  schriftlichen  Gedankenaustausches  gegen 
früher  sich  wesentlich  besserte,  so  waren  nnd 
blieben  sie  doch  mehr  oder  minder  isoliert  und 
aus  dem  Kreise  der  hörenden  nnd  sprechenden 
Menschheit  ausgeschlossen.  Das  grosse  Ver- 
dienst, diese  bis  dahin  für  unllbersteiglieh  ge- 
haltene Schranke  gebrochen  zu  haben,  gebührt 
dem  Beeründer  der  sogenannten  deutschen 
Schule,'  Ssmnel  Heinicke  (1729—1790).  Derselbe 
lehrt«  seine  Scbüler  nicht  nur  Gesnrochenes  vom 
Munde  nnd  Mienenspiel  anderer  ablesen,  sondern 
auch  selbst  sprechen. 

Durch  aufmerksames    Beobachten  der  Be- 


uicht  nnr  Worte ,  sondern  anch  zusammen- 
hUngende  Sätze  den  mit  ihm  Sprechenden  vom 
Munde  ablesen  und  verstehen.  Aber  nicht 
bloss  Gesprochenes  verstehen,  sondern  auch 
selbst  sprechen  lernt  der  Taubstumme.  Nach 
einem  Vorbilde  des  Schweizer  Arztes  Amman 
lehrte  Heinicke  die  Taubstummen  dadurch 
sprechen,  dass  er  sie  gewöhnte,  auf  die  bei 
iedem  einzelnen  Laute  veränderte  Stellung  des 
Mundes  zn  achten,  sie  mit  dem  Gesicht  an&Eu- 
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fitswn  und  TOr  dem  Spiegel  nachzuahmen.  Beim 
Sprechen  eines  Tones  lieiB  er  den  Taubstummen 
die  Hand  an  seine  Kehle  halten,  damit  dieser 
die  entstehende  zitternde  Bewee^nng  bemerken 
konnte.  Beim  Nachahmen  des  Tooes  lies«  er 
dann  den  Tanbatammen  die  Huid  an  die  eigene 


blosse  Nachahmen  der  mit  dem  Gesicht  aufge- 
fassten  Hunds  tellnn  gen  nicht  würde  haben  her- 
vnrbriogeD  kSnnen.  Diese  Methode  wnrde  von 
Heinicke  noch  sehr  Tervollkommnet,  Die  hOchste 
Anf^be  des  Taubstummenunterrichts  ist  ohne 
Zweifel,  den  Schüler  dahin  zu  bringen,  münd- 
lich wie  schriftlich  seine  Oedanken  in  korrekter 
Form  mm  Ansdrnck  za  bringen.  Wenn  auch 
Tiele  Tanbetnmme  nur  eine  eintönige  Uhel- 
lantende  Lantsprache  erlangen,  so  sind  sie  doch 
hierdnrch  zn  brauch  baren  Mit^^üedem  der 
menschlichen  Uesellschaft  geworden  und  unend- 
lich besser  gestellt  als  uire  bedaaems werten 
Leidensgenossen  in  früheren  Zeiten. 

Zu  erwähnen  ist  noch,  dass  die  anfangs 
geschilderte  sogenannte  franzSsiBChe  Methode, 
welche  mit  Erlernung  der  Gebetden-  nnd 
Schriftsprache  ihr  htichstes  Ziel  erreicht  sieht, 
bis  Tor  kurzem  in  unrermitteltem  Gegensatz 
zn  der  erst  mit  Erlernung  der  Lautaprache  ab- 
schliessenden sogenannten  deutschen  Methode 
!!tand.  Erst  in  jüngster  Zeit  hat  sich  in  Frank- 
reich und  den  von  der  französischen  Methode 
beherrschten  Ländern  die  Ueberaeagung  von 
der  Ueberlegenheit  der  deutschen  Methode  Bahn 
gebrochen,  so  dass  bei  dem  im  Jahre  IHäO  in 
Hailand  stattgehabten  ersten  internationalen 
Taubst ammenlehrerkongress,  obwohl  derselbe  in 
fiberwiegender  Mehrzalu  von  Franzosen  besucht 
war,  doch  unter  lautem  Jubel  aller  Anwesenden 
die  deutsche  Unterrichtsmethode  als  die  zweck- 
■nissigste  proklamiert  und  zur  allgemeinen  An- 
nahme empfohlen  wurde.  Seitdem  ist  der  Sieg 
der  dentschen  Methode  entschieden  nnd  letztere 
fast   überall  an    Stelle    der    franzlisiscben    ge- 

DasB  beide  Systeme  sich  bisher  so  schroff 
gufenfl beratenden  und  von  der  französischen 
Schnle  die  Vorteile  der  deatacheu  erst  verbltlt- 


t  dentsche  Schule  ihre  Entwicke- 
lungsphaaen  darchznmachen  hatte.  Der  Um- 
stand, dass  früher  nnr  eine  4jährige  Ausbil- 
dungsperiode  bestand,  liess  die  Pflege  der  Lant- 
sprache nicht  genügend  in  den  Vordergrund 
treten,  nnd  so  entstand  ein  System,  welches 
weder  deutsch  noch  franzOüisch  war.  Neben  der 
Geberdensprache  wurde  zwar  auch  die  Laut- 
sprache gelehrt,  jedoch  letztere  nicht  in  dem 
Urade,  dass  sie  die  Geberdensprache  vollständig 
QberflUssig  machte,  nnd  so  kam  es,  dass  die  ans 
den  Anstalten  Entlassenen  den  Gebrauch  der 
Lanteprache  vemachlttssigten  nnd  verlernten. 
Eine  anrchgreifende  Reform  erfahr  der  Taub- 
stummenunterricht erat  in  neuester  Zeit  durch 
den  hochverdienten  Vorsteher  der  Taubstummen- 
anstalt in  Weissenfeis,  Hill,  welcher  die  Ge- 
berdensprache znrBckgedrängt  und  in  metho- 
discher Beziehnng  mehr  Fühlan^  und  Anschluss 
an  die  in  den  Volksschulen  sich  vollziehende 
Arbeit  gesucht  und  gefunden  hat.  Die  Unter- 
richtszeit wurde  anf  6  und  in  manchen  An- 
stalten   auf  8  Jahre  erhöht,     ^nt    hierdurch 


war  es  möglich,  eine  gründlichere  and  um-' 
fassendere  Bildung  der  taubstnmmMt  Schüler 
zn  erzielen  und  die  Geberdensprache  volUtSndig' 
zu  verbannen.  Der  für  die  königliche  Taub- 
stummenanstalt in  Berlin  vom  kliniglich  preus- 
sischen  Knltnsministeriun  aufgestellte  Lehrplau 
nmfasst  folgende  Unterrichtsgegenst&ude ; 

1.  Artikulation  und  SpraMunterricht  (Ab- 
seheu,  Sprechen,  Schreiben,  Lesen,  Sprach- 

2.  Religion  i 

3.  Rechnen ; 

4.  Weltknnde  a)  Geschichte,  h)  Geo- 
graphie, c)  Naturgeschichte,  d)  Natnr- 
lehre); 

5.  Schönschreiben; 

6.  Zeichneu  uud  Formenlehre; 

7.  Tomen ; 

8.  (f.  d,  MKdchen)  weibliche  Handarbeiten. 
Diesem  Lehrplane  sind  folgende  allgemeine 

Bemerknngen  hinzugefügt: 

„Der  Unterricht  stellt  sich  die  Aufgabe, 
die  taubstummen  Schüler  durch  Erziehung  und 
Unterricht  zu  religiös  sittlichen  nnd  erwerl^- 
föhigen  Hitgliedern  der  bürgerlichen  Qesell- 
Schaft  anszubilden. 


Dem  ganzen  Unterrichte  wird  die  deutsche 
Methode  zu  Grunde  gelegt,  so  dass  den  taub- 
stnmmen  Schülern  die  Lautsprache  zur  Denk- 
und  Mitteilnngsform  wird. 

Der  Gebranch  der  küiiatlichen  Geberden- 
sprache und  des  Hand-  oder  Fingeralphabcts 
ist  gänzlich  ansge schlössen.  Anf  den  nutersten 
Stufen  wird  die  sogenannte  natürliche  Geberde 
als  erstes  Verstau dignngsmittel  benutzt,  eben- 
so auch  anf  deo  hsheien  Unterrichtsstufen  in 
den  Fällen,  in  welchen  es  sich  um  Erklärung 
innerer  Zustände  nnd  Thätigkeiteu  des  Henscheu 
handelt. 

Der  Verkehr  der  Schiller  mit  den  Lehrern 
und  untereinander  geschieht  mittelst  der  Lant- 
sprache." 

IIL  Statistiscbes. 

3.  Statistik  der  TanbatammeB.    Als 

taubstumm  bezeichnet  man  diejenigen  Per- 
sonen, welche  zwar  mit  normal  entwickelten 
Sprech  Werkzeugen  geboren,  aber  infolge 
Taubheit  stumm  geblieben  sind.  Die  infolge 
mangelhafter  Ausbildung  der  Sprechwerk- 
zeiige  oder  Blödsinns  Stummen  rechnet  man 
nicht  zu  den  eigentlichen  Taubstummen.  In 
einer  sehr  grosseu  Zahl  von  Fällen  ist  die 
Taubheit  nicht  angeboren,  sondern  infolge 
ungünstig  verlaufener  Krankheiten  in  den 
ersten  Lebenajahi-eu  eingetreten.  En  1880 
in  Prcussen  gemachter  Verauch,  die  Ur- 
sachen der  Taubstummheit  durch  die  Volka- 
Kählung  festzustellen,  ist  geseheilert  Es 
wurde  zwar  ermittelt,  dass  bei  Ü468  Per- 
sonen die  Taubstummheit  angeboren  uod  bei 
7196  Personen  spÄler  erworben  worden  ist, 
leider  fehlt  aber  für  11 13i)  Personen  eine 
diesbeztigliche  Angabe.  Dieser  Versncli  ist 
1895  wiederholt  worden  und  hat  zwar  ein 
etwas  besseres,  aber  noch  lange  kein  brauch- 
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bares  Ergebnis  geliefert    Es  -wurden  1895 
ermittelt; 

taDbBtnmm  Bieter  ohne 

geboren       geworden  Angabe 

m&nnlicli             7  469  5 106  3  ai8 

weiblich            6270  4166  2493 

Knsammen         13  769  9  371  5  710 

Id  Oesterreich  waren  1897  von  15G2 
Anstaltsin  Sassen  624  tsabstumm  geboreu 
und  93fi  später  geworden. 

Dag^^n  ist  festgestellt,  daas  die  böch- 
eten  Prozentsätze  taubstummer  Kinder  unter 
dem  materiell  am  scblechtesten  gestellten 
Teile  der  Bevölkerung,  der  seinen  Kindern 
die  rechte  Pflege  und  Beobacbtung,  uament- 
lich  in  Eraal^eitsfällen  nicbt  angedeibeu 
lassen  kann,  vorkommen. 

Dr.  T,  Mayr  ermittelte  1877  auf  eine 
internationale  OesamtbevOlkerung  von  206 
Hilliooen  Menschen  152  751  Taubstumme. 
Auf  je  10  000  Üenscheo  entfallen  hiernach 
7,40  Taubstumme. 

In  den  einzelnen  Ländern  stellte  sich 
dieses  Verhältnis  wie  folgt: 

Deutschland  9,6,  Orossbritannien  5,74, 
Dänenuu-k  6,20,  Norwegen  9,22,  Schweden 
10,23,  Oesterreich9,66,  Ungarn  13,43,  Schweiz 
24,52.  Niederlande  3,35,  Belgien  4,39,  Frank- 
reich 6,26,  Spanien  6,96,  Italien  7.34,  Ver- 
einigte Staaten  von  Nordamerika  4,20,  Ar- 
gentinien 38,01.  Britische  Kolonieen  in 
Nordamerika  8,05,  Westindien  10,52,  Afrika 
16,01,  Auetialien  1,83. 

Im  Deutschen  Reiche  wird  die  Erhebung 
der  Zahl  der  Qebrechlichen  bei  Volkszäh- 
lungen vom  Bundesrate  nicht  vorgeschrieben, 
da,  wo  dies  geschehen,  ist  es  nur  der  An- 
ordnung der  Einzeletaaten  zu  verdanken. 
Die  umfassendsten  Erhebungen  dieser  Art 
liegen  aus  dem  Jahre  1871  vor,  welche 
sich  auf  19  deutsche  Bundesstaaten  mit 
37,2  >lillionen  Pereonen  oder  91%  der  Ge- 
samt bevOlberung  erstrecken. 

Es  wurden  hierdurch  im  Jahre  1871 
Taubstumme  ermittelt 


überhanpt 
mKnnliche    1907S 
weibliche    16  516 
cnstunmen  35659 


d.  i.  anf  10000  Fers. 


9,6 


Es  tritt  also  ein  bedeutendes  Ueberwiegen 
des  männlichen  Geschiechtes  hervor.  Die 
örtliche  Verteilung  ist  eine  sehr  verechieden- 
artige  und  schwankt  zwischen  17,8  auf 
10000  Personen  in  der  Provinz  Preussen 
und  6,0  im  Herzogtum  Anhalt  In  den 
grJJssereu  Bundesstaaten  entfallen  auf  10000 
Personen  überhaupt  Taubstumme  im 


SiAtere  Zählungen  der  Taubetnnunen 
vurden  u.  a.  voi^nonunen  im  Königreich 
Preussen  in  den  Jahren  1880  und  1895, 
ferner   im    Königreich    Sachsen    bei    allen 

Volkszählungen. 

Auf  je  10  000  Personen  entfielen  Taub- 
stumme in  Preussen  1871  9,9,  1880  10,2, 
1895  9,0:  im  Königreich  Sachsen  1871  6,27, 
1875  6,10,  1880  5,88,  1885  5,91,  1890  5,69, 
1895  5,25.  Während  in  Preussen  die  Zahl 
der  Taubstummen  auf  je  10  000  Personen 
überhaupt  von  9,9  im  Jahre  1871  auf  10,2 
im  Jahre  1880  gestiegen  und  1895  auf  9,0 
gefallen  ist,  macht  sich  in  Sachsen  eine 
stetige  Abnahme  bemerkbar.  Die  Verteilung 
der  Taubstummen  nach  dem  Alter  in  oben- 
genannten beiden  lAndem  lässt  sich  aus 
folgender  Aufstellung  ersehen: 

Auf  je  10  000  Lebeode  überhaupt  kommen 
Taubstumme  gleichen  Alters 

Im  Ate    KBr.P,e«™nll«)„^^S"^^ 
von  J&hren    nännl.       weibl.       .aan        icqn 
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Dem  Familienstand  nach  waren 

im  Königreich  im  ESnigreich 

Prensaeii  1880  Sachgen  189ö 

m.         w.       zns.  m.      w.     zna, 

ledig          13395  11491  »4886  845    714  1559 

verheiratet  1115       476     1591  213     155    368 

verwitwet       156       273       428  21      36      57 

geschieden        14          9        23  i        4        5 

Stellt  man  die  Taubstummen  der  Ge< 
samtbevOlkerung  gegenüber,  so  ergebt  sieli, 
dass  die  ersteren  in  viel  geringerem  Grade 
eine  Ehe  eingehen. 

Von  je  1000  Personen  waren  näodich 
in  Prenaseo  1880  in  Sachsen  1896 
'■  •!■?«-  von  den    ^'^f^  -t,  .- 

»«'^«''^  sMen  t*'«"«-   . 

rang  rang 

leäig          601,8  9*3,6  578,1         784,0 

verheir.     338,2  59,7  365,1        185,0 

verw.           58,4  15,8  54,3           28,6 


Dem  Beligionsbekenntuis  nach  entfallen 
Taubstumme  in  Preussen  auf  10  000  Orts- 
anwesende gleichen  Bekenntnisses  bei  den 

1880  1896 

Evangelischen 9,9  3,7 

Eathdischen 10,4  9,4 

Juden 14U  13,6 


lyGoo^lc 


Taubatnmme  und  T&ubBtummeDanstalten 


B6 


IMeses  Ei^bnis  scheint  die  Annahme  zu 
best&ligen,  dasa  Heiraten  unter  Verwandten, 
wie  sie  bei  den  Juden  am  meisten  vor- 
kommen ,  die  Geburt  Taubstummer  be- 
günstigen. Noch  mehr  tritt  dies  hervor, 
venu  man  die  taubstumm  Oeborcuen  von 
den  spSter  taubstumm  Qewordenan  trennt. 
Auf  10  000  Feraonen  gieichen  Bekenntnisses 
kommen 

Evang.       Eath.       Jnden 
taubstamm  geboren     3,4  3,5  ^<5 

spfiter  geworden  3,S  2,6  3,1 

ohne  Angabe  3,9  4-3  4,7 

Unter  Ausscheidung  der  Kinder  und  der 
in  Anstalten  Befindlichen  waren  18B0  in 
Preiissen  von  je  lOOÜ  Taubstummen  in 
folgenden  Berufsgruppen  bescUftigt: 

m&nnL     weibl. 

Landwirtschaft  ete 146,0 

Bergbau  und  HQttenweaen  .    .       4.1 

Gewerbe 33>,5 

Handel  nnd  Verkehr  ....  6,5 
Beherbergonz  nnd  Erqoickiuig  1,6 
PerBOoliche  DieDstleiatnogen  &6,i        70,3 

Ennat  WisKitschaften,    SfFent- 

licher  Dieoat 6,0  a,i 

Ohne  beBtJmmten  Beruf  .    .    .    418,0     732,3 

Obwohl  fast  alle  Gewerbe  von  den 
Taubstummen  eingriffen  werden,  so  werden 
doch  gewisse  Arten  besonders  bevorzugt 
Es  sind  dies  die  Gewerbe  dar  Bekleidung 
nnd  Reinigung  sowie  der  Holz-  und  Schnitz- 
Etoffe. 

Bei  der  BerufszOhlung  1895  sind  die 
Gebrechlichen  nicht  ermittelt  worden. 

Nach  ihrer  Stellung  im  Haushalte  kamen 
1880  in  Preussen  von  je  1000  Taubstummen 
auf 

m&unl.    weibl. 
HaoshaltiuigiTonrtSnde    .    .    .      104,3      3^,7 


36,0 
Eltern,  Kinder  nnd  Verwandte 

ohne  Beruf 478,3  646,4 

Fiemde  Pfleglinge 44,0  56,8 

Dienstboten 55,9  59,7 

Gewerbagehilfen  und  zwar 

a)  Kinder  und  Verwandte     .  145,4  84,5 

b}  fremde  Personen  ....  100,7  '8,6 

Aftemieter 5,8  6,8 

ScMafriLnger 29,7  14,4 

viae  Angabe 35,7  38,1 

Die  Taubstummen  sind  zuweilen  noch  mit 
andereo  Gebrechen  behaftet  Es  wurden 
ermittelt 

l"t   T.nb.t    ■^Ä'- 


Taub- 


^«L    bS'n. 
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im  KSnigreich  Preusaen  1895 
männlich       15  155         71  S44 

weiblich        1*394         57  455 

Im  KSnigreich  Sachsen  1895 
mSnnlich         1 080  6  12 

weiblich  909  1  8 


In  Oesterreich  wurden  bei  der  Volks- 
e&hlung  am  31.  Dezember  1890  30  876 
Taubstumme  (16  961  mannliche,  13915 
weibliche)  ermittelt  Auf  je  10000  Personen  . 
gleichen  Geschlechts  entfallen  14,5  männ- 
liche und  11,4  weibliche,  zusammen  12,9 
Taubstumme. 

In  Ungarn  wurden  Taubstumme  er- 
mittelt 

im  Jahre    m.         w.       ma.    anf  10000  Einw. 
1870    11S69    8830    30699  13 

1880    10589    92S5     19S74  12 

1890    10310    8714     19024  II 

Eine  auffallende   Abnahme   ist   hieraus 

ersichtlich. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika kamen  1880  18  567  männliche  und 
15  311  weibliche,  zusammen  33878  Taub- 
stumme vor.  Auf  je  10  000  Einwohner  er* 
giebt  dies  7,2  männliche  und  6,2  weibliche, 
zusammen  6,7  Taubstumme. 

Auf  die  Einheimischen  entfallen  30507, 
auf  die  Fremdgebflrtdgen  3371,  nach  der 
Rasse  auf  die  Weissen  30  661,  anf  die  far- 
bigen 3217  Taubstumme. 

4.  StatiBtik  der  Tanbgtiunmenan- 
stalten.  Taubstummenanstalten  bestehen 
nur  als  Erziehungsanstalten,  welche  die  im 
Übrigen  mit  Runden  Sinnen  ausgerflsteten 
SchOler  soweit  bringen  sollen,  dass  sie  sich 
später  im  Leben  selbst  forthelfen  können. 
Die  wenigen  bildungsunffthigen  Taubstum- 
men, deren  dauernde  Versorgung  in  An- 
stalten sich  nOtig  macht,  finden  in  Idioten-, 
Schwachsinnigen-  etc.  Anstalten  Unter- 
kommen, Im  Königreich  Sachsen  waren 
1895  von  1989  Taubstummen  450  =  22,7  "/o 
in  Anstalten,  1519  :=  77,3  "/o  in  Familien. 
Taubstummenerz  iehnngsan  stalten,  von  denen 
einzelne  zugleich  als  Taubstummenlehrer- 
bild nngsanstalten  dienen,  giebt  es  in  Deutsch- 
land 91,  in  Oesterreich  17,  Ungarn  7, 
Schweiz  16,  Luxemburg  1,  Frankreich  50, 
Italien  16,  Grossbritannien  27,  Schweden 
und  Norwegen  21,  Dänemark  3,  Holland  4, 
Belgien  4,  Ruseland  13,  Spanien  3,  Portu- 
gal 1.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika haben  60. 

In  den  erstgenannten  fnuf  Ländern  be- 
finden sich  diese  Anstalten  an  uachBtehend 
fenannten  Orten;  die  beigesetzte  Ziffer  be- 
eutet  die  Zahl  der  Zöglinge.  Wo  nichts 
Besondere«  vermerkt  ist,  sind  die  Anstalten 
Staats-  bezw,  Provinzialanstalten : 

Deutschland:    Preussen:    Berlin    83 


iriin  (städtisch)  1 52 ,  Angerbiu^  139, 
Königsberg  Provinzial- Anstalt  I  95,  II  48, 
Rössel  69,  Danzig  39.  Uarienbiu^  115, 
Schlochau  126  Cöelin  88,  Stettin  74,  Stral- 
sund (städtiscü)  31,  Bromberg  75,  Posen 
185.  Schneidemtlhl  116,  Breslau  (Vereinsan- 
stalt)   206,    Liegnitz    (Vereinsanetalt)    94, 
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Batibor  (VereinamiBtalt)  285,  «üben  102, 
Weißsenaee  (privat)  36,  "Wriezen  a.  d,  0. 
123,  Erfurt  80,  Halberstadt  84,  Halle  a.  S. 
78,  Osterbiu^  44,  Weisseniels  66,  Emden 
33,  Hildesheim  88,  Osnabrück  63,  Stade  58, 
Senleswig  138,  Büren  74,  langenhorst  80, 
Perterehflgen  80,  Soest  68,  Aachen  49, 
Brühl  66,  Elberfeld  48,  Essen  53,  Hiitrop 
(Vereiosanstalt  für  minderbef.  Taubstumme) 
41,  Kempen  a.  Rh.  40,  Cöin  (Vereinsanstalt) 
80,  Neuwied  69,  Tner  60,'  Camberg  95, 
Frankfurt  a.  Ü.  (städtisch)  36,  Hombei'g 
116. 

Bayern :  Ättdorf  17,  Augsburg  46,  Bam- 
berg (Vereinsanstalt)  34,  BajTeuth  18, 
Dillingen  53,  Franken  thal  79,  Hohen  wart 
(Privalanslalt)  53,  München  86,  Nürnberg 
(städtiach)  36,  Regensbiu-g  60,  Straubing  60, 
Würzburg  103,  Zell  (Privatanstalt)  28. 

"Württembere:  BSnnigheira  54,  Gmünd 
53,  Gmünd  (Füi^anstalt  für  iaiholische 
ZÖglicge)  63,  Heiligenbronn  (Privatanstalt) 
44,  Nagold  30,  Nürtingen  36,  Wilhelmsdorf 
(Privatanstalt)  107 ,  Winnendon  (Privalan- 
stalt)  31. 

Sachsen :  Dresden  197,  Leipzig  142, 
Plauen  30. 

In  anderen  deutschen  Staaten :  Bensheim 
69,  Friedberg  43.  Gerlachsheim  100,  Dil- 
lingen  bei  Lahr  (Privatanstalt)  13,  Meers- 
biu^  a.  Bodensee  98,  Ludwigslust  63, 
Rostock  (Vereinsansfalt)  14,  Wildeshaiisen 
3ü,  Braunschweig  49,  Detmold  18,  Hamburg 
98,  Lübeck  16,  Bremen  30,  Weimar  38, 
Hildbui^hausea  '26,  Coburg  11,  Schleiz  27, 
Gebweiler  (katholische  geistliche  Genossen- 
Bchaftsaaslalt)  53,  Metz  47,  Ruprechtsau  bei 
Strassborg  (Katholische  Privatanstalt)  72, 
Strassbui^  (protestantische  VereinsanslalQ  40. 

Oeaterreich.  Brunn,  Eudweis,  Döb- 
lin^,  GOrz,  Qraz,  Klagenfurt  (Privatanstalt), 
Leitmeritz  (Privatanstalt),  Lomberg,  Lemberg 
(israelitische  Privatanstalt),  Iiinz,  Slills  bei 
Hall,  Pnig(Vereinsanstaltl,  St  Polten  (bischöf- 
lich), Tneüt,  Wallring,  Wien,  Wien  (israe- 
litische Taubstummenanstalt)  mit  zusammen 
1562  Zöglingen.  (887  männliche,  675  weib- 
liche). 

Ungarn.  Staatliche:  Taubstiimmen- 
lehrerbildungsanstalt  Budapest  32,  I^ndes- 
taubstumraenanstalt  Vaez  155.  Gemeinde- 
institute:  Arad  10,  Kolozsvar  43,  Temcsvar 
51,  Koposrar  10,  Israehtische  Loudcstaub- 
stummen anstatt  Budapest  lu6. 

Schweiz.  Zöricn  55,  itOnchenbuchsee 
85,  Wabern  45,  Hohenrain  57,  Ganyi're  57, 
Riehen  44,  Betlingen  12,  Rosenberg  53, 
Zofingen  39,  Landenhof  35,  LiebenfeJs  22, 
Institute  St  Eugenio  3."),  Slaudon  28,  Ge- 
rOnde  49,  Petit-Saconny  13,  Cbtne-Bouge- 
ries  10. 

In  neuerer  Zeil  hat  das  Volksburcau  in 
Washington  durch  Fragebogen  Ermittelungen 


über  die  Taubstummen  auf  der  ganzen  Erde 

angestellt  und  gefunden,  dasB  am  1,  De- 
zember 1895  rund  33  000  Schüler  in  500 
Anstalten  von  4000  Lehrern  jinterrichtet 
werden.    Diese  verteilen  sich  auf 


Schulen 

Lehrer 

Schüler 

Earopa 

357 

a676 

aiSsa 

Sordamerika 

1  117 

10  137 

Sudamerika 

Asien 

.  198 

Australien 

4 

»4 

160 

Littfiratnr:  /.  Faehtiittehri/ttn.  A.  Für 
Lehrtr.  Organ  der  Tavb*Utamienantlal<tn  in 
DevUchtand  und  dtn  deultchredendea  JVorAbar- 
ländem,  J-Viedberg.  JBläUer  für  Taubttiiaimtn- 
bildung,  Berlin.  —  ilcdiiinüch-pädagog.  Jlonati- 
»ehrift  /.  d.  gen.   Sprachheäkunde,  Berlin  1891ff. 

—  American   Annal»    of  the  DtaJ,    WiuhingUyn. 

—  Xordiik  Tidakrifl  for  BHndt,  D^fttumme  oy 
AandiitmgtfSimUn,  Kopenhagen,  —  Tidtkrift 
fSr  DGfttvmekolan,  ulgiven  af  Sventka  Dofitami- 
lärart-SaUtkapet,  Skara.  —  Jieiivf  inUmal.  de 
l'eneeignement  de*  »ourdt-mueU,  l^rit.  —  Jte- 
vue  franfaite  de  l'educalhm  dei  tourde-mveti, 
Farit.  —  Slat.  XacAr.  /.  d.  TaiibtI.-Aiat. 
DeiMrhUrtdt  u.  deren  Ltkriaüfle  v.  J.  Sa- 
domthi.  Pulen  1897  g.  —  Wegaeiter  luf  dem 
Gebiete  de»  UnU-rriehle  und  der  Eniekung  der 
Tauhtttimme»,  WaiUen.  -  B.  Für  ervaeh- 
lenc  Taubitumtne  (nur  de^Utche).  Blätter 
für  Tai^tumme.  Gmünd.  —  Der  Ta«btlutnmeH- 
frevnd,  Berlin.  —  WegiceUer  f.  Taubitumme, 
Iltilie  a.  S.  —  DeuUeht  Monaltbl.  f.  Taiib- 
itumtae,  tlehtcerCn.  —  Tanbetummenfahrer  ikath.) 
Trier.  —  IhuftjhimmencouiTec,   Wien. 

II.  ."itinilige  Litleratur.  Oeorg  v, 
Mayr,  Stalietik  der  Blinden,  Thubet-immen, 
Biödtinnigen  vnd  Irrtinnigcn  t'n  Bayern,  Zeit- 
lehrifl  det  kiinigl.  bayr.  ilaliM.  Bureau».  1876, 
S.  img.;  deigl.,  Jahrg.  1H77,  S.  ISS.  —  Der- 
selbe, Die  Verbreitung  der  Blindheil,  dfr  Taub- 
ttumnikcit,  de»  Blädtinni  und  de»  Irrnnn»  in 
Bayern,  nebil  einer  altgem.  intemaU  Utoiielik 
dieter  vier  Gebrechen,  iBinchen  1S77  (XXXV. 
Hffi  der  Beiträgt  inr  Slalielik  de«  Kfinigreiehi 
Bayern).  Die  GebreehSiehen  in  der  Bevölkerung 
Prruuen*  am  1.  XII.  1880.  ZeiUrhr.  de»  Kgl. 
PreuM.  tlatitt.  Bureau»,  1881,  H.  lS9ff.  — 
QutUtadt,  Verbreitung  der  Blinden  und  Taub- 
»tummen,  Zeitethr.  de»  königl.  preuei.  ilali»t. 
Bureau».  ISSS  S.  191,  Blinde,  TaulMumwe  und 
Gfiiteekranke  im  Kgr.  Freiiuen,  1395.  Zeitiehr. 
d.  Xgl.  Preuti.  »tat.  Bureau»,  1397,  LXVI.  — 
Treibet,  L'tbereiehl  der  getrkiehtlirheu  KaU 
teicketung  dei  TaiJulumraenJiHdungtwrsene,  mit 
be»onderer  Beräekeichti^ng  der  kSnigl.  Taub- 
»InmmenanetaU  tu  Berlin,  rbenda,  S.  SüJ  ff.  Die 
Oebreehtichen  im  Kgr.  Saeheen  am  I.  XII.  1890. 
Statitt.  Jahrb.  f.  d.  Kgr.  Sachten,  139i,  S.  17  ff. 
1895,  detgl.  Jahrg.  1808  .V.  5S.  ~  Hill,  Der 
gegenirärtige  Zuitand  det  Taidntummenbildungt- 
«■e»eHi  in  Deulechland,  Weimar  1866.  —  H'aUer, 
Kd,,  Gctehichte  de»  Taubtltimmenbildungtveten», 
Bielefeld  u.  Leipzig  1882.  —  üerMIbe,  Hand- 
buch   der     Taubttummenbildiing ,    Berlin     l!<9S, 

—  Lenusk«,  Chr.,  Die  TaiAttimmlieit  im 
Gntthertogtum  Mecklenburg,  ihre  l'riaehen  und 
ihre     Verhälung,     Ltiptig    189S.    —    A>tiel-^ 
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tieorg,  DU  TauktuminActt  >ni  GrotiAenog- 
(um  Badea,  ihre  Uriaehen  u.  ihre  VtrkiUung, 
Tauberbitehojtkeim  1S96.  —  Mryglnd,  Taiib- 
»(ummAeit,  Berlin  u.  LHprig  1894.  —  Hart- 
mann,  A.,  Tavbilumml^U  und  Tauittumtaen- 
bOdung,  StvUgart  13S0.  —  Schmalbc,  Hetn- 
rUh,  Die  TaiAttutnwien  im  Königreich  Saehten, 
Ein  Beitrag  tur  Ktnntni*  der  Atüoloffie  und 
Verbreitung  der  Taubittimmheii,  Leipiig  ISS4,  — 
Heäinger,  Die  Diu^tummen  und  die  Taub- 
ilummenanilalten.  Nac/i  »einen  Uiiierniehungen 
in  den  Inililulen  dei  Konigreicht  Wärtlemberg 
u.  d.  Groethenogtumt  Baden,  Stutlgnrl  ISSS. 
H.  Schilde. 


Tansohwert 

s.  Wert 
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1.  Benift  and  Gegenatände    der  T. 

Das  Wort  Taxation  hommt  aus  dem  Lateini- 
sdien  (Uxatio,  taxare)  und  leitet  sich  in 
dieser  Sprache  ab  von  tangere.  d,  h.  berühren. 
Taxare  bedeutet  urspi'ÜDglich  »scharf  an- 
rOhren« ,  ist  aber  dann  später  in  dem 
doppelten  bildlichen  Sinne  gebraucht  worden 
von  isticheina,  »tadeln«  und  von  >durch 
Betasten  den  wert  einer  Sache  ermitteln«, 
^abschätzen'!'.  Das  Hauptwort  Taxation  wird 
im  Lateinischen  vorzugsweise  in  der  Be- 
deutung von  »Schätzung*,  »Wertermittelung« 
angewendet,  und  in  dieser  Bedeutung  sind 
die  AiisdrQcke  (Taxation«,  >Taxe«  in  die 
deutsche  Sprache  übemommen  worden.  Ur- 
sprung und  Äbleitune  des  Weites  Taxation 
sind  nicht  ganz  gleicngiltig  für  Feststellung 
des  in  ihm  liegenden  b^rifflichen  Inhaltes. 
Unter  Taxation  versteht  man  eine  Schät- 
zung, die  Ermittelung  des  annähern- 
den, des  ungefähren  Wertes  eines 
Gegenstandes  unter  Berücksichtigung  aller 
den  Wert  beeinflussenden  Punkte.  Damit 
ist  schon  augedeutet,  das»  dem  subjek- 
tiven Ermessen  des  Taxators  ein  mehr 
oder  minder  grosser  Spielraum  bleibt.  Der 
Taxation  gegenüber  steht  die  Preisermit- 
telung, d.  h.  die  Feststellung  des 
Marktpreises.  Bei  dieser  handelt  es  sich 
darum,  zu  bestimmen,  wie  hoch  der  Wert 
eines  Gegenstandes  sein  würde,  wenn  er 
auf  dem  Markt«  verkauft  würde.  Die  Preis- 
ermittelung ist  nur  mOglich  bei  den  im 
eneeren  Sinne  marktgängigen  Waren, 
d.  h.  Bolchen,  die  vorzugsweise  um  des  Ver- 
kaufs willen  produziert  oder  die  doch  stets 
in  grossen  Mengen  auf  dem  Markte  ge-  und 


verkauft  werden,  deren  Qualität  an  fest  be- 
stimmten Merkmalen  leicht  beurteilt  werden 
kann.  Hierzu  gehören  die  hauptsächlichsten 
landwirtschaftlichen  Produkte  wie  Getreide, 
sonstige  Eörnerfrilchte ,  Han  de)  sge  wachse, 
Wolle,  Fleisch,  Müch,  Butter.  Der  Geld- 
wert ^er  dieser  Gegenstände  kann  auf  Grund 
der'  vorhandenen  Marktpreise  leicht  in  fes- 
ten Zahlen  bestimmt  werden,  und  es  bleibt 
dabei  für  das  subjektive  Ermessen  nur  ein 
ziemlich  geringer  Sj)ielraum.  Anders  ver- 
hält es  sich  mit  den  im  landwirtschaftlichen 
Betriebe  vorkommenden  Wertobjekten,  die 
man  als  nicht  marktgängige  oder  als 
marktlose  bezeichnet,  weil  sie  entweder 
überhaupt  nicht  auf  dem  Markte  oder  doch 
nicht  so  regelmässig  und  so  häufig  gehandelt 
werden,  d^  ein  Marktpreis  erkennbar  wäre 
oder  dass  die  produzierten  Mengen  zu  dem 
för  einzelne  Posten  gezalilten  Marktpreise 
abgesetzt  werden  könnten.  Zu  diesen  nicht 
marktgängigen  Produkten  gehört  der  Stall- 
dünger, Grünfutter,  FutterrttbeUj  für  die 
meisten  land  Wirtschaft  hohen  Betnebe  auch 
Heu  und  Stroh.  In  vielen  Fallen,  z.  B.  bei 
Üebemahrae  von  gepachteten,  öfter  auch 
von  gekauften  LandgütetTi,  ferner  bei  manchen 
Pachtstreitigkeiten,  hei  Hagelschäden  etc.  ist 
es  nötig,  den  Geldwert  der  genannten  und 
ähnlicher  Produkte  festzustellen.  Ein  Markt- 
preis existiert  nicht  oder  kann  doch,  falls 
er  existiert,  nicht  zur  Anwendung  gelangen, 
weil  es  unmöglich  ist,  die  ganze  Menge  der 
in  Frage  kommenden  Gegenstände  zu  dem 
Marktpreise  zu  verkaufen.  Es  muss  daher 
eine  Schätzung,  eine  Taxation  stattfinden. 
Etwas  Aehnliches  tritt  ein,  wenn  es  sich  bei 
Gutsübernahmen  oder  bei  Subhastationen 
um  die  Wertermitlelung  des  toten  und 
lebenden  Inventars,  also  der  Maschinen  und 
Geräte,  des  Nutz-  und  Zugviehs  handelt. 
Die  zu  dem  toten  Inventar  gehörenden 
Gegenstände  sind  bereits  gebraucht  und 
mehr  oder  weniger  abgenutzt,  ein  Markt- 
preis für  sie  kajin  überhaupt  nicht  fest- 
gestellt werden.  Bei  Nutz-  und  Zugvieh 
wäre  dies  schon  eher  möglich;  aber  der 
Wert  der  einzelnen  hierher  gehörenden  Tiere, 
namentlich  der  grösseren,  ist  je  nach  Alter, 
Rasse,  Leistungsfähigkeit  indinduell  so  ver- 
scliieden,  dass  auch  seine  Ermittelung  in 
das  Gebiet  der  Taxation  gehört. 

Mit  den  Maschinen  und  Geräten  haben 
die  Gebäude  insofern Äehn lieh keit,  als  sie 
in  einem  mehr  oder  minder  gebrauchten, 
abgenutzten  Zustande  sich  befinden.  Ihr 
augeublickl  icher,  ihr  Zeitwert,  ist  geringer 
als  ihr  Neubauwert;  letzterer  ist  häiuig 
nicht  einmal  bekannt,  sondern  müsste  auch 
erst  durch  Schätzung  ermittelt  werden. 
Ausserdem  bilden  Gebäude  keine  markt- 
gängige Ware;  sie  sind  unbeweglich  und 
können   nur  an  der  Stelle  benutzt  werden, 
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wo  Bie  Ton  ihrer  EnichtuDg  an  sich  he- 
fiinden  haben.  Ihr  landwirtechaftiicher  Ge- 
brauchswert ist  ein  eelir  hoher,  in  der 
deutschen  Land  Wirtschaft  reprfisentiert  er 
durchschnittlich  Vi— Vs  des  gesamten  Wertes 
der  immobilen  Substanz  eines  Gutes.  Schon 
zum  Zwecke  der  Versicherung  gegen  Brand- 
schaden, aber  auch  bei  Öutsfl bernahmen,  hei 
Subhastation  ist  die  Ermittelung  des  Wertes 
der  Gebäude  notwendig;  sie  kann  nur  im 
Wege  der  Taxation  erfolgen. 

Das  letztere  gilt  endlich  auch  von  dem 
Grund  und  Boden  selbst,  m^  es  sich 
um  einzelne  Grundstöcke  oder  um  ganze 
Landgüter  handeln.  Von  einem  Markt- 
preise des  Bodens  kann  wesentlich  nur  in 
Städten  die  Rede  sein,  wo  lediglich  die 
Qualifikation  des  Bodens  als  iSu-  oder 
I^erplatz  in  Frage  kommt,  wofQr  dann 
die  räumliche  Ausdehnung  und  die  örtliche 
Lage  entscheidend  sind.  Der  Wert  land- 
wirtschaftlich benutzter  Grundstücke  hängt 
aber  ausserdem  noch  von  vielen  anderen 
Umständen  ab,  die  selbst  bei  nahe  anein- 
anderliegenden Flächen  sehr  verschieden- 
artige sein  k5nncn ,  die  auch  durch  ihre 
gegenseitige  Wirkung  aufeinander  den  Ge- 
samtwert bald  erhöhen,  bald  erniedrigen. 
Sowohl  durch  die  abweichende  Beschaffen- 
heit und  damit  die  abweichende  Ertrags- 
fähigkeit der  einzelnen  Gnind stücke  wie 
auch  durch  das  verhältnismässig  seltene 
Vorkommen  des  Verkaufs  von  Gnmdstücken 
wird  es  bedingt,  dass  dieselben  keinen  be- 
stimmten, ^au  erkennbaren  Marktpreis 
haben,  dass  ihr  Geldwert  vielmehr  auf  dem 
Wege  der  Taxation  ermittelt  werden  muss. 
Noch  mehr  gilt  dies  von  ganzen  Landgütern, 
d.  h.  von  einem  Komplex  von  Gnmdstflcken, 
die  zu  ein  imd  demselben  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  gehören. 

Früher  verstand  man  unter  landwirt- 
schaftlicher Taxation  gewöhnlich  nur  die 
Taxation  des  Grund  und  Bodens,  zu  dem 
man  dann  die  Gebäude  stillschweigend  zn- 
reclinete,  also  der  immobilen  Substanz  eines 
Landgutes;  die  meisten  der  zahlreichen 
älteren  Schriften  über  Taxation  beschäftigen 
Kch  hieiTOit  au )ischli esslich  oder  fast  aus- 
echliesslich.  Die  Gründe  hierfür  liegen  in 
der  Art,  wie  früher  die  Verkäufe  und  Ver- 
pachtungen von  Gütern  erfolgten,  in  dem 
verhältnismässig  geringen  Werte  des  Inven- 
tars, in  der  primitiven  Form  des  landwirt- 
schaftlichen Betriebes  etc.  Jetzt  ist  dies 
anders  geworden  und  man  hat  daher,  wenn 
auch  erst  seit  etwa  zwei  Jahrzehnten,  der 
Taxation  der  beweglichen  Betriebsmittel 
mehr  Aufmerksamkeit  zugewendet  und  für 
deren  Handhabung  wissenschaftliche  Grund- 
sätze aufzustellen  versucht. 

2.  Die  T.  von  Dfobilien.  Am  wich- 
tigsten unter  diesen  sind  die  marktlosen 


Futtermittel  »ie  ^n,  Sö»h,  Giflnftittö-, 

zur  VerEötterung  bestimmte  Wurzelfrüchte 
und  der  Stalldünger.  Deren  Taxation 
ist  schon  unerlässlich  zum  Zwecke  der  Ver- 
sicherung gegen  Brand-  und  Hagelschaden 
sowie  nach  deren  Eintritt  zur  Feststellung 
der  Entschädigungsgelder:  sie  ist  aber  auch 
nötig,  um  die  Kosten  und  Erträge  einzelner 
Betriebszweige  oder  einzelner  wirtschaft- 
licher Massregeln  feststellen  imd  um  da- 
durch über  deren  Zweckmässigkeit  oder  Un- 
zweckmässi^keit  ein  Urteil  gewinnen  zu 
können.  Die  Taxation  nicht  marktgängiger 
Produkte  wird  am  richtigsten  in  der  Weise 
vorgenommen,  dass  man  ihren  landwirt- 
schaftlichen Gebrauchswert  ermittelt,  diesen 
mit  dem  Gebrauchswert  m^-kf  gängiger 
Waren,  welche  einem  ähnlichen  Zwecke 
dienen,  vergleicht  und  dann  aus  dem  Markt- 
preise der  letzteren  den  ungefähren  Geld- 
wert der  nicht  marktgängigen  Erzeugnisse 
berechnet.  Für  die  Taxation  der  I^ittei^ 
mittel  bedient  man  sich  dabei  als  Vergleichs- 
objekt  am  besten  des  Roggens  oder  des 
Hafers  oder  auch  der  sogenannten  Handels- 
futtermittel (Oelkuchen,  Kleien  etc.) ;  für  den 
Stalldünger  benutzt  man  die  verschiedenen 
käuflichen  Dungmiltel.  Das  gewonnene 
Resultat  ist  ja  nie  ein  ganz  exaktes,  sondern 
das  Ergebnis  einer  Schätzung;  diese  ist  aber 
sicher  genug,  um  als  Anhalt  fQr  weitere  Kal- 
kulationen oder  für  zukünftig  zu  ergreifende 
praktische  >[assregeln  dienen  zu  können. 

Behufs  Taxation  von  Maschinen  und  Ge- 
räten benutzt  man  deren  Neuwert,  der  sich 
ja  leicht  feststellen  lässt.  Durchschnittlich 
kann  man  annehmen,  dass  der  augenbhck- 
liche  oder  der  Zeitwert  des  toten  Inventars 
etwa  70  %  des  Neuwertes  beträgt  Ist  das- 
selbe zum  grössten  Teile  erst  kürzlich  an- 
geschafft und  sehr  gut  erhalten,  so  steigt 
der  Zeitwert  bis  auf  SO"/«  des  Neuwertes, 
im  umgekehrten  Falle  beträgt  er  nur  60°/o 
und  ivielleicht  noch  weniger. 

Eine  ziemlich  sichere  Grundlage  für  die 
Taxation  des  lebenden  Inventars  hat  man 
an  den  für  Zug-  und  Nutztiere,  die  ja  viel 
auf  dem  Mai-kte  gehandelt  werden,  wirklich 
gezahlten  Preisen.  Aber  diese  Preise  schwan- 
ken doch  stark,  auch  bei  Tieren  der  gleichen 
Art,  je  nach  ihrem  Älter,  ihrem  körperlichen 
Gewichte,  ihrer  Hasse  und  ihrer  sonstigen 
Eigenschaften.  Wenn  man  den  Wert  ein- 
üelner  Viehbestände  ermitteln  will,  ist  da- 
her eine  besondere  Taxation  derselben  nicht 
zu  umgehen.  Für  jeden  Landwirt  ist  eine 
derartige  Wertfeststellung  alljährlidi  er- 
forderlich, sowohl  der  Feuerversicherung 
wegen  als  um  sich  davon  zu  überzeugen, 
ob  die  Höhe  des  in  deminventare  stecken- 
den Kapitals  im  Laufe  des  Jahres  zu-  oder 
abgenommen  hat,  Sie  ist  femer  nötig,  wenn 
es  sich  bei  Pachtung  oder  Kauf  von  Gutem 
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d&rum  haDdelt,  dass  der  Pächter  oder  Käufer 
gleichzeitig'  das  vorhandene  Inventar  zu 
einem  durch  Taxation  zu  ermittelnden  Oeld- 
werte  flbemimmt  Für  alle  Tiere,  die  nicht 
etwa  als  Zuchtvieh  einen  besonders  hohen 
Wert  haben,  bildet  den  besten,  auch  häufig 
ugewendetea  Maesstab  bei  der  Abschätzung 
ihr  lebendes  Ge'wioht  Wie  hoch  ein 
Centner  lebendes  Gewicht  vod  jeder  Tierart 
bei  fetten,  halbfetten  oder  mageren  Individuen 
aof  dem  Markte  bezahlt  wird,  l&sst  eich  in 
den  meisten  Fällen  mit  aanithemder  Ge- 
naiiij^beit  feEtstelleo. 

3.  Die  T.  TOD  ImmobUIen.  Bei  Giits- 
toxen  wird  in  derBegel  der  Wert  der  Ge- 
bäude in  derselben  Summe  mit  dem  Werte 
des  Grund  und  Budens  ermittelt;  aber  schon 
nm  Feststellung  der  durch  Unterhaltung  der 
Gebäude  entstehenden  Kosten  willen  muaa 
man  den  Eapitalwert  der  Gebäude  fflr  sich 
allein  kennen.  Bei  diesem  ist,  wie  schon 
bemerkt ,  zu  unterscheiden  zwischen  dem 
Neubau- und  dem  Zeitwerte.  Letzterer 
beträgt  in  Deutschland  dui-chschnittUch  etwa 
60— TO^,  also  */3  des  ersteren.  In  den 
änzelnen  Fällen  kann  dieser  Prozentsatz 
allerdiagB  auch  höher  oder  niedriger  sich 
stellen.  Die  Kosten  für  Verzinsung  imd  für 
Fenerversicherung  der  Gebäude  sind  nach 
dem  Zeitwerte,  die  für  Reparatur  und  fflr 
Amortisation  nach  dem  Neuwerte  zu  be- 
rechnen. 

Unter  allen  landwirtschaftlichen  Taxa- 
tionen ist  die  wichtigste,  aber  auch  die 
Bchn-ierigste  diejenige  des  Grund  und 
BodeDE.  Denn  m  diesem  steckt  dasHaupt- 
Termögen  des  Ijandwirtes,  bei  der  Taxation 
gemactite  Felder  sti'afen  sieh  besonders  hart; 
es  ist  ferner  nicht  mOglich,  feste  zahlen- 
mftssige  Unterlagen  zu  gewinnen  für  den 
Einflnss,  welchen  die  verschiedenen  Eigen- 
schaften des  Bodens  auf  dessen  Ertra^- 
fihigkeit  im  ganzen  ausüben.  Auch  wird 
das  Resultat  einer  Taxation  mit  bedingt 
durch  den  Zweck,  für  wdohen  dieselbe 
stattfindet ;  das  Er^bnis  einer  Expropriations- 
taxierung muss  em  ganz  anderes,  d.  h.  ein 
viel  höheres  sein  als  das  einer  Beleihungs- 
taxation.  Die  hauptsächlichsten  Zwecke,  zu 
denen  Taxationen  vorgenommen  werden, 
sind  folj^nde:  Kauf  oder  Verkauf,  Er- 
oder  Verpachtung,  Teilung,  besonders 
Erbteilung,  Austausch  von  Ornnd- 
stflcken,  AblSsung  von  Servituten,  hypo- 
thekarische Beleihnag,  Besteue- 
rung, Expropriation  (Enteignimg).  Wie 
das  Resultat  dner  Taxation,  so  hängt  auch 
die  Art  und  Methode  der  Taxation  wesent- 
lich voQ  dem  Zwecke,  zu  dem  sie  unter- 
nommen wird,  ab.  Hiernach  unterscheidet 
man  Werts-  und  Sicherheitslasen, 
Grand- und  Ertragstaxen,  Einzel-  und 
Gesamtlaxen. 


Bei  der  Wertstaxe  soU  der  zeitige  Er- 
tragswert des  Bodens  festgestellt  werden, 
d.  n,  der  Kapitalwert,  welchen  derselbe  nach 
Masegabe  semes  durchschnittlichen  Ertrages 
bei  gewöhnlicher  Bewirtschaftungsweise  be- 
sitzt; im  Falle  der  Verpachtung  braucht  so- 
gar der  Kapitalwert  gar  nicht  ermittelt  zu 
werden,  sondern  nur  der  jährliche  Rein- 
ertrag. Die  Wertstaxe  ist  anzuwenden  bei 
Kauf  nnd  Verkauf,  Er-  und  Verpachtung, 
Teilung  oder  Austausch  von  Grundstücken, ' 
Ablösungen.  Auch  bei  Expropriationen  findet 
sie  statt ;  liier  idier  muss  zu  dem  ermittelten 
Ertragswerte  noch  ein  ZusclUag  gemacht 
werden.  Die  Sicherheits-  oderKredit- 
taxe  hat  den  Zweck,  denjenigen  Ertrag  oder 
Wert  eines  Grundstückes  oder  Landgutes 
festzustellen,  den  dasselbe  für  eine  längere 
Zukunft  und  zwar  auch  bei  Eintritt  un- 
günstiger Dmsttode  mindestens  noch  besitzt; 
z.  B.  wenn  die  Bewirtschaftung  eine  mangel- 
hafte ist,  wenn  durch  wiederholte  Miss- 
ernten,  andauernd  niedrige  Preise  der  land- 
wirtschaftlichen Produkte,  Kriege  oder  sons- 
tige Unglücksfälle  der  Ertrag  stark  herab- 
gedrflckt  wird.  Sie  greift  namentlich  Platz 
bei  hypothekarischer  Beieihung  von  ünind- 
stückeu  oder  Landgütern,  weil  der  Darleiher 
mit  Recht  den  Wert  wissen  will,  den  das 
zu  beleihende  Objekt  für  eine  lange  Zeit- 
dauer und  unter  ungünstigen  Verhältaiasen 
bat  und  behält.  Unter  allen  Arten  von 
Bodentaxen  sind  die  zum  Zwecke  der  Be- 
leihung aufgenommenen  die  bei  weitem 
häufigsten  und  insofern  die  wichtigsten. 
Das  bei  ihnen  zu  beobachtende  Verfahren 
ist  durch  die  zahlreichen  landschaftlichen 
und  sonstigen  Bodenkreditinstitute  sorgfältig 
ausgebildet  und  genau  vorgeschrieben,  wenn 
es  gleich  bei  den  einzelnen  der  genannten 
Institute  in  verschiedener  Weise  gehand- 
habt wird.  (S.  die  Artt  Hypotheken- 
banken oben  Bd  IV  S.  1250,  Landes- 
kreditkassen  oben  Bd.  VS.  443 ff.,  Land- 
schaften oben  Bd.  V  S.  453ff.)  Mau  kann 
annehmen,  dass  Beleihungstaxeo  durch- 
schnittlich höchstens  ^/s  der  Wertstaxe  eben 
desselben  Grundstückes  oder  Landgutes  be- 
tragen. Das  Verfahren  der  Sicherheitstaxe 
findet  femer  statt  bei  Taxationen  zum 
Zwecke  der  Einsehätzung  zur  Grundsteuer. 
Der  Staat  muss  darauf  Rücksicht  nehmen, 
daes  der  Ertrag  des  Bodens  w^en  pereön- 
lidi  od^  sachhch  ungünstiger  Verhältnisne 
einmal  stark  zurückgeht  und  daes  er  nur  in 
dem  Falle  auf  die  Steuer  sicher  rechnen 
kann,  wenn  der  Bodenbesitzer  sich  in  der 
Lage  befindet,  dieselbe  auch  aus  dem  ge- 
sunkenen Bodenertrage  zu  bezahlen  (s.  den 
Art.  Grundsteuer  oben  Bd.  IV  S.  885 ff.). 

Der  Unterechied  zwischen  Grundtaxa- 
tion und  Ertragstaxation  besteht  darin, 
dass  l)oi.ersterer  direkt  der  Kapital  wert  des 
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BodeoB  ermittelt,  bei  letzterer  dagegen  zu- 
nSctiBt  der  Reinertrag  featgestellt  und  aus 
diesem  unter  Zngnmdel^ung  des  lande&- 
üblictien  ZinsfuBses  durch  Multiplikation  mit 
2ö  (4"/o),  28,57  (3i/i%)  oder  äS,33  (S«/») 
derKapitalwert  berechnet  wird.  TlieoretiBch 
ist  die  Ertragetaxation  die  richtigere;  denn 
der  Kapitalwert  ergiebt  sich  aus  dem  Eir- 
trage,  nicht  umgekehrt.  Dagegen  hat  die 
Grundtaxe  den  Vorzng  der  Einfachheit; 
man  wendet  sie  daher  liau%  an,  wenn  es 
sich  um  Ermittelung  eines  annähernden 
Wertes,  besonders  eines  solchen  handelt,  der 
grundsätzlich  unter  dem  wirklichen  Ertrags- 
werte  bleiben  soll.  Die  meisten  landschaft- 
lichen Kreditiustitwle  bedienen  sich  deshalb 
der  Grundtaxe.  Gewöhnheh  benutzen  sie 
dabei  den  Grundsteuer reinertrag,  d.  h.  sie 
nehmen  ein  bestimmtes  Multiplum  desselben 
als  die  oberete  Grenze  an,  bis  zu  welcher 
sie  ein  Landgut  beleihen.  Dadurch  wird 
das  Geschäft  der  Taxe  viel  einfacher  und 
deshalb  wohlfeiler,  als  wenn  eine  Ertrags- 
taxe vorgenommen  würde.  Viele  Kremt- 
institute  haben  auch  die  Bestimmung,  dass 
sie  sich  als  Itegel  mit  eiuer  Grundtaxe  be- 
gnügen, aber  eine  Ertnigstaxe  veranstalten, 
wenn  das  erbetene  Darlehen  über  ein  ge- 
wisses Multiplum  des  Gniudsteiierreinertrages 
hinausgeht.  Zur  Ermittelung  des  wirklichen 
Ertragswertes  genügt  eine  Grundtaxe  nicht, 
hier  muss  vielmehr  eine  Ertragstaxe  statt- 
finden; so  bei  Käufen,  Pachtungen,  Tei- 
lungen ete.,  selbstverständlich  auch  bei  Ab-_ 
Schätzung  des  Grundsteuerreinertrages.  Bei 
der  Ertragstaxe  werden  zunächst  die  Roh- 
erträge, dann  die  Wirtschaftskosten  er- 
mittelt; durch  Abzug  der  letzteren  von  den 
ersteren  ergebt  sicn  der  Reinertrag,  aus 
dem  in  der  bereits  gedachten  Weise  der 
Kapitalwert  berechnet  wird ;  die  letztgenannte 
Operation  ist  bei  Taxationen  behufs  Ver- 
pachtung oder  behufs  Grundsteiierreinertraga- 
ermittelung  nicht  einmal  nötig.  Bei  Zu- 
sammenstellung der  Roherträge  wie  der 
Wirtschaftakosten  können  alle  Erträge  uud 
Aufwendungen  fortgelassen  werden,  die  sich 
auf  Produkte  beziehen,  die  in  der  Wirtschaft 
«■zeugt  und  wieder  verbraucht  werden,  n-ie 
z.  B.  Heu,  Stroh,  sonstige  in  der  Wirtschaft 
erzeugte  und  wieder  verwendete  Futter- 
mittel, Brot^treide,  Stalldünger  etc.  Denn 
diese  erscheinen  bei  der  Einnahme  wie  bei 
der  Ausgabe  in  gleichen  Mengen  imd  Werten ; 
ihre  We^lassung  auf  beiden  Seifen  ändert 
daher  nichts  an  dem  Residtate  der  Taxe, 
erleichtert  dieselbe  aber  in  hohem  Grade. 
Der  dritte  Unterschied  bei  der  Taxation 
besteht  darin,  ob  sie  eine  Gesamttaxewler 
eine  Einzeltaxc  ist;  eratere  nennt  man 
Gutstaxe,  letztere  Grundstflckstaxe. 
Die  Gesamttaxe  kann  nur  bei  der  Ab- 
schätzung von  Landgfltem  in  Frage  kommen, 


also  bei  einem  Komplex  von  Gniadstücken, 
die  zu  ein  und  demselben  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  gehören.  Sie  besteht  darin, 
dass  man  fflr  das  ganze  Gut,  nicht  fßr  dessen. 
einzelne  Grundstücke,  die  Roherträge  und 
Aufwendungen  und  danach  den  Reinertr^ 
bezw.  Kapitalwert  bereehnet.  Für  Werts- 
taxen von  Gutem  ist  dies  Verftdiren  ent- 
schieden das  richtigere.  Denn  die  Wirt- 
schaft eines  I^andgutes  bildet  einen  einheit- 
lichen Oi^nismus,  in  dem  ein  Ghed  dureh 
das  andere  in  seinen  Funktionen  und  Leis- 
tungen bedingt  wird,  bei  dem  sich  also  auch 
die  Gesamtleistung,  der  Reinertrag,  nur  er- 
mitteln läfist,  wenn  man  die  Wirtschaft  in 
ihrer  ganzen  thatsächlicben  Organisation  ins 
Auge  fasst.  Die  Gesamttaxe  zerfällt  in  fol- 
gende Abschnitte :  1.  Gutsbesclireibung  oder 
Information ;  2.  Entwerfung  des  Wirtsciiafts- 
planes,  der  der  Taxation  zu  Grunde  gelegt 
werden  soll;  3.  Aufstellung  des  RohertiBgeE ; 
4.  Feststellung  der  Wirtschaftskosten :  .'>.  Be- 
rechnung des  Reinertrages  und  des  Kapital- 
wertes.  Bei  Taxation  von  I^iandgütem  ist 
es  allerdinge  auch  möghch,  den  Weg  der 
Einzeltaxe  zu  besclu^iten.  Es  wird  dann 
der  Ertrag  bezw.  Kapitalwert  der  zu  dem 
Gute  gehörenden  einzelnen  Grundstücke  er- 
mittelt, aus  deren  Summienmg  sich  der 
Reinertrag  bezw.  der  Kapitalwert  des  ganzen 
Gutes  ergiebt.  Dieser  Weg  führt  aber  zu 
keinem  so  sicheren  Resultate  wie  die  Ge- 
samttaxe. Er  ist  daher  nur  anwendbar, 
wenn  es  sich  um  Gewinnung  eines  bloss 
annähernd  genauen  Resultates  handelt.  Sol- 
ches ist  bei  Beleihungstaxen  der  Fall;  des- 
halb bedienen  sich  manche  landwirtsciiaft- 
liche  Kreditinstitute,  z.  B.  die  ostpreussische 
Landschaft,  bei  Abscliätzung  des  öeleihungs- 
wertes  von  Landgütern  des  Verfahrens  der 
Einzeltaxe. 

Letzteres  muss  angewendet  werden, 
wenn  es  sich  um  Ermittelung  des  Ertrages 
oder  Kapitalwertes  lediglich  von  einzelnen 
Gmndsttlcken  handelt,  deren  Verkauf,  Ver- 
pachtung, TeUung,  Beleihung  etc.  in  Hede 
steht.  Ferner  ist  bei  der  Einschätzung  des 
Grundsteuerreinertrages  nur  die  Emzel- 
taxation  zulässig.  liier  handelt  es  sich  da- 
rum, den  Reinertrag  jedes  einzelnen  Grund- 
stückes festzustellen,  gleichgiltig,  zu  welchem 
wirtschaftlichen  Gesamtorganismus  dasselbe 
gehört  Das  nämliche  Grundstück,  welches 
heute  einen  Teil  eines  ^ssen  Landgutes 
bildet,  geht  morgen  vielleicht  in  den  Besitz 
eines  Bauern  oder  Tagelöhnere  über.  Der 
Staat  muss  aber  wissen,  an  wen  er  sich 
wegen  der  Gnmdsteuer  zu  halten  hat,  und 
deshalb  muss  der  Reinertrag  von  jedem 
Grundstücke  besonders  abgeschätzt  werden. 
Die  Einzeltaxation  beniht  auf  einer  weniger 
sicheren  GnmdWe  als  die  Gesamttaxation, 
weil  der  Ertrag  des  einzelnen  Grundstückes 
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beding  wird  durch  den  wirtschaftitchen 
Zusammenhang,  in  dem  es  mit  anderen 
Onmdstflcken  sich  befindet. 

Lltterator:  Vgl-  hierUber  die  LiUrralurangaben 
bei  den  ArtL  Orundtltuer ,  Bypoihtken- 
aktienbanktn,  Lartdetkredilkat  i  en  , 
Landtr haften.  Ferner:  A.  Bloclc,  Mit- 
teiUaigen  landaiTtttbafliicker  Erfiihntngen,  An- 
»iehteK  und  GrundiäUe,  S  Bde.,  1.  Aufi.,  1837 
~sa.  —  7%.  Prhr.  von  d«r  OolU,  Land- 
virUchaftiiche  TaxadoviUhre,  g.  Aufl.,  1893.  - 
E.  Lehnert,  Landvsirliehajüiche  TarationtUhre, 
I3SS.  —  W.  Pabst,  Die  lartdviiTUekaftliche 
T/arUionaUkrt,  S.  At^.,  kenuugey.  tnn  W.  Hamm. 
IgSS.  —  AlllT.  litaer,  VerxieK  einer  Aue- 
tnitlelting  dei  Semrrtragei  der  prodalMven  Grund- 
tiaeke,  BerUn  ISIS. 

■    Th.  Freiherr  von  der  Goltx, 


Taxen 

s.  Preiataxen  oben  Bd.  VI,  S.  224ff. 


Teilbarkeit  der  Grnndstücke 

s.  Bodenzersplitterung  oben  Bd.  11, 
S.  965  ff. 


Teilban,  Teilpaclit 

B.  Pacht  oben  Bd.  VI,  S.  2ff. 


Telegraphie  nnd  Telephople. 

1.   GeBchichtliches.     H.    Die   Ttih 

fraphenanlagen.  1.  Die  bewegende  Kraft. 
Die  Apparate.  3,  Leitungen.  4,  Fernaprech- 
anlagen.  5.  Drahtlose  Telegraphie.  III,  Tele- 
graphenbetrieb. 6.  Staats-  oder  Privat- 
betrieb. 7.  Telegraphengebühren.  8.  Nach- 
richtenvennittelnng.  9.  Fernaprech  verkehr.  10. 
Telegraphie  im  Kriege.  IV.  Telegraphen- 
recht. 11.  TelefiTaphenreaial.  12.  Telegraphen- 
geheiiunis.  13.  Haftpflicht  der  Telegraphie. 
V.    Die    Telegraphie    in    DentBcbUnd. 


V. 
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Vltl 
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atiat 

iBche  Üeber 

Sicht 

I.  Geschichtliches. 

Wenngleich  die  jüngste  der  modernen 
Verkehrsaöstalten,  bann  die  Telegraphie  als 
Zeicbengebung  in  die  ferne  ihren  Stamm- 
baum doch  weit  ins  Altertum  zurück^er- 
foigen.  Denn  der  berühmten  Stelle  in  der 
Orestie  des  Aeschylus,  wonach  der  Fall 
Trojas  noch  in  derselben  Nacht  durch  Feuer- 
zeicheu  von  Asiens  Küste  bis  zur  Königsburg 
von  Mykene  gemeldet  wurde,  liegt  sicher- 
lich ein  den  Ferserkriegen  entlehnter  wirk- 


licher Vorzug  zu  Gnmde.  In  den  Eriegs- 
Bchriftstellern  des  Altertums  werden  Nach- 
richtenvermittelungen durch  Feuerzeichen 
mehrfach  erwähnt  Dass  sie  auch  in  den 
rOm^hen  Eriegsgebrauch  übergegangen 
waren,  ist  u.  a  durch  die  Abbildung  eines 
Fackelsignalturmes  auf  den  Reliefs  der 
Trajanssäule  bezeugt.  Reste  eines  dem  dort 
daigestellten  ahnlichen  Signalturmes  smd  in 
den  Ruinen  von  Karthago  aufgefunden  wor- 
den; sie  bestätigen  die  bei  Liviiis  erhaltene 
Nachricht,  wonach  die  Karthager  einen  aus- 
gedehnten Feuersignaldienst  besessen  haben. 
Uurcfa  Feuersignale,  deren  Stationen  man 
u.  a.  noch  in  den  Menhirs  der  Breta^e 
wiederzuerkennen  glaubt,  verst&ndigten  sich 
die  Gallier  zu  dem  Ausbräche  des  gemein- 
Aufstandes  gegen  Cäsar.  Spuren  des 
römischen  Signalnetzes  in  Qallien  scheinen 
einzelnen  hochgel^enen  Türmen  römischen 
rspninges,  z,  B.  der  ,pile  de  Cino-Mars  im 
Departement  Indre  und  Loire,  erhalten  zu 
sein.  Die  im  Mittelalter  weitvertreiteten 
Warten,  deren  Trümmer  an  den  südeuro- 
^üschen  Küsten  vielfach  sichtbar  sind,  hatten 
den  Zweck,  vor  feindlicher  Annäherung,  im 
Mittelmeer  namentlich  vor  Piratenschinen, 
zu  warnen. 

Während  dui-ch  Feuerzeichen  entweder 
nur  das  Herannahen  des  Feindes  oder  das 
Eintreffen  eines  bestimmten,  bereits  erwar- 
teten Ereignisses  mitgeteilt  werden  konnte, 
stellte  der  Franzose  Claude  Chappe(geb. 
1763,  t  1805)  im  Jahre  1793  eine  Einnch- 
tung  her,  welche  Nachrichten  jeder  Art 
durch  Zeichengebung  in  die  Feme  zu  Ober- 
mitteln vermoäite.  Das  von  ihm  erfundene, 
Telegraph  genannte  Instrument  bestand  aus 
beweglichen  Balken,  die  (auf  Türmen,  An- 
höhen u.  dgl.  in  Fern  rohrseh  weite  befestigt), 
durch  Schntlre  und  Gewichte  in  eine  grosse 
Zahl  von  Stellungen  gebracht  werden  konnten 
und  welche  die  dadmY^h  hergesteUten  Zeichen 
von  verabredeter  Bedeutung  von  Station  zu 
Station  mit  bis  dahin  unerreichter  Schnellig- 
keit weitergaben.  Diese  optische  Tele- 
graphie (tßle^phie  aSrienne)  fand  bereits 
in  den  Eevolutionskriegen,  namentlich  aber 
unter  Napoleons  Herrschaft  eine  ausgedehnte 
Anwendung;  Frankreich  besass  unter  Ludwig 
PhiUpp  ein  Telegraphennetz  von  5U00  km 
mit  zahlreichen  Stationen.  Dem  Vorgange 
Fraukreicha  waren  die  anderen  Nationen  ge- 
folgt; auch  in  Deutschland  hatte  der  optische 
Telegraph  Verbreitung  erlangt;  insbesondere 
war  er  in  Preussen  1832  diirch  Errichtung 
eines  besonderen  Telegraphenkorpa  und  An- 
legung von  optischen  Stationen  zwischen 
Trier  und  Berlin  eingeffthrt  worden.  Wenn- 
gleich der  optische  Telegraph  bei  günstigem 
Wetter  mit  einiger  Sicherheit  zu  arbeiten 
vermochte,  so  versagte  er  bei  Dunkelheit 
völlig   und    war   bei    Nebel,    Höhenrauch, 
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Schneetreiben,  starkem  Winde  ete.  wenig 
zuverläsBig,  zaUreichen  Beschädigungen  tas- 
gesetzt  und  bei  der  Unsicherhdt  der  Zeichen 
vielfachen  Irrtümern  unterworfen.  Ueber- 
dies  war  aein  Gebrauch  bei  der  Rostepielig- 
keit  der  Anlagen  und  der  Umständhchkeit 
der  Bedienung  auf  die  groesen  Heerstrassen 
nnd  auch  auf  diesen  meisteaE  nur  für  po- 
litische oder  militärische  Zwecke  beschränkt. 
—  Auch  nach  Einführung  der  elektrischen 
Telegraphie  ist  der  optische  Telegraph 
beim  Eisenbahcbetriebsdianate,  ferner  durch 
Plaggen-  und  Lampen signale  im  Seewesen 
sowie  durch  Uebermittelung  von  Sonnen- 
strahlen oder  Fackelschein  vermittelet  schrflg 
gestellter  Spiegel  (dioptrische  Telegraphie) 
in  mannigfaltiger  Anwendung  gebheben. 

Die  schnelle  Fortpflanzung  der  Elektrici- 
tät  durch  metallische  Leiter  legte  den  Ge- 
danken nahe,  sich  ihrer  zur  Zeichengebung 
in  die  Feme  zu  bedienen.  Der  von  S6m- 
merring  1809  hergestellte  erste  elektrische 
Telegraph  beruhte  auf  den  chemischen 
"Wirkungen  der  von  Galvani  nachgewiesenen 
Berührungselektricitit,  indem  die  durch  die 
Yoltasche  Säule  bewirkte  Zersetzung  des 
Wassers  dazu  benutzt  wurde,  um  mittels 
35  Drähten  in  ebenso  vielen,  mit  Buchstaben 
und  Zahlen  bezeichneten  Gefässen  Luft- 
blasen aufsteigen  zu  lassen.  Oersteds 
Entdeckung  (1820),  dass  der  elektrische 
Strom  eine  in  der  Nähe  des  Schliessungs- 
drahtes  befindliche  Magnetnadel  abzulenken 
vermöge,  bot  die  Möglichkeit,  auf  weit  ein- 
facherem Wege  und  in  grossere  Ferne  zu 
telegrapliieren.  Die  eigentliche  Geburts- 
Stunde  der  elektromagnetischen  Telegraphie 
aber  stellt  die  von  Gauss  und  W 1 1  h. 
Weber  in  Oöttingea  183:)  hergestellte  Tcle- 
graphenleitung  zwischeu  der  Sternwarte  und 
dem  physikalischen  Kabinette  dar,  vermöge 
deren  auf  nur  zwei  Drähten  durch  die  Ab- 
leitung der  Nadel  nach  links  und  rechts 
verabredete  Zeichen  übermittelt  wurden. 
Eine  fflr  seine  praktische  Anwendung  un- 
gemein wichtige  "Vervollkommnung  erfuhr 
der  elektrische  Telegraph  durch  Steiu- 
heils  Entdeckung  (1837),  dass  es  zur 
Schliessung  des  Stromkreises  nicht  der  Rück- 
leitung durch  einen  zweiten  Draht  bedarf, 
sondern  dass  es  genUgt,  die  Leitung  bis  zur 
Erde  zu  führen,  welche  demnächst,  sei  es 
durch  direkte  Rückleitung  des  Stromes,  sei 
es,  wie  jetzt  mehrfach  angenommen  wird, 
durch  Absorbierung  desselben  und  durch  die 
ihr  beiwohnende  Eigenschaft  eines  allge- 
meinen Reservoire  der  Elektricität,  die 
Schliessungdes  Stromkreises  bewirkt.  Gleich- 
zeitig hatte  Steinheil  einen  Apparat  herge- 
stellt, welcher  die  durch  den  elektrischen 
Strom  bewirkten  Ablenkungen  der  Magnete 
nadel  in  sichtbaren  Zeichen  aufschrieb.  Der 
Ton  dem  Amerikaner  S.  fir.  Morse  schon 


ipäter  verbesserte  Schreib- 
apparat stellt  die  Übermittelten  Zeichen 
mittelst  eines  durch  den  elektrischen  Strom 
bew^ten  Hebels  dar,  der  auf  einem  durch 
ein  Dlaiwerk  vorbeigeführten  Papieratreifen 
die  in  Strichen  und  Punkten  verabredeten 
Buchstaben  des  Morse- Alphabetes  einprägt 
(Reliefschreiber)  oder,  mit  einer  von  Werner 
Siemens  angegebftuen  Verbesserimg,  in 
Farben  sichtbar  macht  (Farbschreiber). 

Zuerst  im  Anschluss  an  die  in  der  Ent- 
stehung begriffenen  Eisenbahnlinien,  dann 
dem  Zuge  der  Eauptkunststrassen  folgend, 
sind  die  elektromagnetischen  Telegraphen 
seit  der  Mitte  der  vierziger  Jahre  aOgemeiu 
zur  Einführung  gelangt  und  haben  sich  auch 
auf  das  schnellste  über  die  ganze  eivilisierte 
Welt  verbreitet,  namenthch  seitdem  es  (zu- 
erst 1851  zwischen  Dover  und  Calais)  ge- 
lungen war,  auch  die  Tiefen  der  Meere 
durch  versenkte  Kabel  zu  Überbrücken. 
Seitdem,  freilich  nach  langem  ZCgem,  auch 
China  sich  entschlossen  hat,  Telegraphen- 
linien  zu  erbauen,  und  auch  die  kleine  Re- 
publik Andorra  ihren  Widerstand  g^:ea  den 
Anschluss  an  das  französische  Telegraphen- 
netz fallen  gelassen  hat,  giebt  es  kein 
Kulturland  mehr  ohne  telegraphische  Ver- 
bindung. Dem  jüngsten  Transportmittel  ißt 
dadurch  eine  Ueb^rwindung  von  Zeit  und 
Raum  gelungen,  die  man  bis  in  die  Mitte 
iliesee  Jahrhunderts  nicht  geahnt  hatte. 

Eine  ausserordentlich  wirksame  Ergän- 
zung dieser  Leistungen  für  den  Grossver- 
kehr  auf  weite  Entfernungen  bildet  die  seit 
1877  in  Gebrauch  gekommene  Telephonie, 
die  mittelst  des  von  dem  Deutschen  Philipp 
Reis  (geb.  1ÄÜ4,  f  1879)  zuei-st  ersonnenen, 
von  dem  Amerikaner  Bell  verbesserten 
Femsprechers  eine  unmittelbare  Gesprächs- 
verbindung  zwischen  den  Teiloebmern  der 
zu  diesem  Behufe  eingerichteten  Fernsprech- 
netze ermSglicht.  Vermöge  der  unersetz- 
lichen Vorteile,  die  sich  aus  dieser  die  Ent- 
fernung geradezu  aufhebenden  Verkehrsver- 
mittelung ergeben,  hat  sich  das  Telephon- 
wesen überall  den  raschesten  Eingang  ver- 
schafft und  seinen  Wirkungskreis,  der  an- 
fänglich auf  städtischen  Verkehr  bescbrftnkt 
war,  durch  die  Anschliessung  grosser  In- 
dustriebezirke  imd  durch  Anlagen  in  die 
Ferne  zu  einem  internationalen  Veretäudi- 
gimgsmittel  ausgebreitet. 

II.  Die  Telegraph enanlagen. 
1.  Die  bewegende  Kraft    Der  durch 
die  Berührung  verschiedener  Metalle  hervor- 

Cruteno  elektrische  Strom  besitzt  die  Fähig- 
it,  sich  in  leitenden  Körpern,  namentlich 
in  metallischen  Drähten,  mit  ungeheuerer 
Geschwindigkeit  fortzupflanzen.  Wheat- 
stone  hatte  diese  Geschwindigkeit  auf 
62(XlO  geographische  Meilen   in  einer  Se- 
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künde  berechnet,  eine  Schnelligkeit,  weiche 
die  Bewegung  des  Lichtes  libertrifft.  Wenn- 
gleich sich  noch  neneren  Messungen  eine 
geringere  Geschwindigkeit  ergiebt  —  in. 
oberirdischen  Leitungen  25—40000  km,  in 
unterirdischen  Kabeln  8000  km,  in  Untersee- 
kabehi  et«'a  1000  km  auf  die  Sekunde  — ,  so 
wilnle  selbst  die  geringste  dieser  üe- 
schwicdigkeiten  ausreichen,  lun  den  elek- 
trischen Strom  in  weniger  als  einer  Minute 
rin^  um  den  Aequator  eilen  zu  lassen. 

Neben  dieser  ausserordentlichen  Ge- 
schwindigkeit befähigt  den  elektrischen  Strom 
nameotlich  die  £iofachheit  und  Billigkeit 
seiner  Herstellung  und  did  Leichtigkeit  in 
der  Handhabung  zu  einem  der  vorzüglichsten 
Träger  der  Nachrichten lermitlelung.  Als 
Stromquelle  dienen  beim  Telegraphieren 
Battenen,  welche  aus  soviel  Elementen  zu- 
sammengesetzt werden,  als  zur  Erzeugiing 
der  erforderlichen  Stromstärke  nötig  sind. 
Die  Stromst&rke  ist  bedingt  durch  den  zu 
überwindenden  Widerstaiid,  weither  wieder- 
um teils  von  dem  zur  Fortpflanzung  des 
Stromes  verwendeten  Leiter,  teils  von  dem 
Masse  der  Entfernung  abhängt. 

Im  Vergleich  mit  der  zur  Lichterzeugung 
oder  zu  motorischen  Zwecken  erforderlichen 
Stromstärke  ist  die  beim  Telegraphieren  aus- 
reichende geradezu  verschwindend  klein. 
Während  z,  B.  die  von  den  Berliner  Elek- 
tricitäts werken  verlegten  Lichtkabel  auf 
Ströme  von  3000  Ämpöre  berechnet  sind, 
rächen  för  den  Morse-  und  Hugliesbetrieb 
der  Telegraphie  Ströme  von  0,01—0,02 
Ampöre,  für  unterseeische  und  Ferneprech- 
leitungen  sogar  solche  von  0,00005—0,00010, 
also  50—100  Millionstel  Ampere,  aus.  Die 
zur  Erzeugimg  des  Stromes  benutzten  Ele- 
mente (DanieD,  Meidinger)  sind  von  ein- 
facher Zusammensetzung  imd  bedürfen  nur 
in  langen  Fristen  der  Xeuansetzung  o<ler 
Erneuerung.  Die  Unterhaltung  eines  Kupfer- 
elementes kostet  einschliesslich  des  Arbeits- 
lohnes und  des  zur  Verzinsung  und  Amorti- 
sation der  Anscbaffungskosten  erforderlichen 
Betrages  jäbrlich  50—60  Pfennig.  Bei  Sta- 
tionen von  grossem  Umfange  ist  man  neuer- 
dings dazu  übergegangen,  die  nach  Tausenden 
Ton  Elementen  zählenden  Batterieen  durch 
Accumulatoren ,  die  den  durch  Dynamo- 
maschinen erzeugen  Strom  aufspeichern,  zu 
ersetzen,  was  bei  bedeutendem  Betriebe  sich 
billiger  stellt  als  Batterieströme.  —  Die  Ver- 
wendbarkeit des  elektrischen  Stromes  wird 
dadurch  erhöht,  dass  er  nach  Bedarf  durch 
Umschalter  gelenkt,  durch  Relais  gestärkt, 
durch  entsprechende  Schutzvorrichtungen 
(Blitzableiter)  ungefährüchgeraacht  und  durch 
leicht  zu  handhabende  Inatrum ente  (Gal- 
vanoskope etc.)  gemessen  werden  kann,  end- 
lich auch  dadurch,  dosa  er  als  Arbeitstrom, 
durch  Hineinsendung  in  die  Leitung,  oder 


aber  als  Ruhestrom,   durch  Unterbrechung 

des  die  Leitung  durchfliessenden  Stromes, 
sich  je  nach  Umfang  des  Betriebes  aus- 
nutzen lässt 

2.  Die  Apparate.  Die  Schnelligkeit  der 
telegraphischen  Korrespondenz  hängt  wesent- 
lich von  dem  Zeitmosse  ab,  in  welchem  ihre 
Zeichen  am  Abgangsorte  abgesandt  und  bei 
der  Ankunft  aufgenommen  werden.  Ein 
Tel^raphenapparat  ist  um  so  vollkommener 
je  schneller  er  Zeichen  abzugeben  und  auf- 
zunehmen ermöglicht,  ohne  die  Zuverlässig- 
keit der  Zeichenvennittelung  zu  beeinträch- 
tigeu. 

Noch  jetzt  stehen  Apparate,  welche  die 
auf  ihnen  doi^stellten  Zeichen,  ohne  eine 
Schrift  zu  liinterlassen,  lediglich  durch  Be- 
wegimgen  oder  dim;h  Klopfen  erkennbar 
machen,  in  ausgedehnter  Anwendung.  Der 
Wheatstouesche  Nadeltelegraph,  weiäer  auf 
dem  europäischen  Festlaude  fast  niur  noch 
bei  Eisenbahnen,  Feuerwehren  etc.  in  Ge- 
brauch ist,  wird  in  England,  namentlich  auf 
Stationen  mit  geringem  Verkehre,  nocli  viel- 
fach zur  telegraphischen  Korrespondenz  be- 
nutzt. In  Nordamerika  dient  der  Morse- 
apparat imter  Weglassung  der  Schreibvor- 
richtung durch  sein  klopfendes  Geräusch  als 
Bounder  in  ausgedehntem  Umfange  dem 
Telegraphen  verkehre.  Auch  auf  den  unter- 
seeischen Eabeln  waren  anfänglich  aus- 
schliessKch  Apparate  verwendbar,  die  keine 
bleibenden  Zeichen  hinterliessen,  sondern  bei 
denen  die  schwachen  Zuckungeu  des  elek- 
trischen Stromes  am  Widerscheine  der  Be- 
wegung im  Spiegel^lvanometer  abgelesen 
werden  mussten.  Sir  Will.  Thomsons 
Hebei-sehreibapparat  (Syphon  i'ecorder)  er- 
möglicht es,  die  auf  Tiefseekabeln  anlangen- 
den Zeichen  in  Kurven,  die  sich  dem  Morse- 
alphabet anpassen,  auf  Fapierstreifen  fest- 
zunalten. 

Mittelst  des  Morseschen  Schreibapparates, 
welcher  mit  der  von  W.  Siemens  erfundenen 
Verbesserung  als  Farbschreibor  in  der  deut- 
schen Telegraphie  vorzugsweise  angewendet 
wird,  kann  ein  geübter  Telegraphist  in  einer 
Stunde  450—050  Worte,  d.  h.  30^0  Tele- 
gramme von  durchschnittlicher  Länge  ab- 
geben. Auf  dem  von  dem  Amerikaner 
HuEhes  1855  erfundenen  Tj'pendrucktele- 
graphen  kann  diese  Leistung  bei  flotter 
Bedienung  auf  110  Umdrehungen  in  der 
Minute  oder  etwa  1000—1100  Worte,  d.  h. 
70—80  Durchschnittstelegramme  auf  die 
Stunde  erhöht  werden.  Eine  beträchtliche 
Steigerung  dieser  SchoeUigkeit  wird  durch 
Vorkehrungen  erzielt,  welche,  wie  der 
Whealstonesc-he  Automat,  die  zum  Abtele- 
graphieren benutzten  Papierstreif eu  mittels 
eiuer  durch  komprimiei'te  Luft  bewegten 
kleinen  Maschine  vorlocben  und  dadurch 
nicht  nur  eine  schnellere,  sondern  auch  eine 
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fleichmfiss^re  nnd  korrektere  Absendung 
er  Schriftzeichea  ermöglichen. 

Eine  nicht  nnweeentliche  Beschieimi- 
giing  der  Depeschen  beförderung  wird  durch 
den  von  dem  Franzosen  Estienne  kon- 
atruierten  Schrei  bapparat  dadurch  erzielt, 
(lass  auf  deraselben  die  SchriKzeichen  des 
Morsealphabets  nicht  wagerecht ,  sondern 
senkrecht  nebeneinander  erscheinen,  wo- 
durch nicht  nur  eine  schnellere  Abgabe  der 
Zeichen,  sondern  auch  ihr  Lesen  erleichtert 
■wird. 

Eine  stärkere  Ausnutzung  der  Telegra- 
phenleitungen wird  endlich  durch  Apparate 
erstrebt,  welche,  wie  die  von  Gintl,  W.  Sie- 
mens, Frischen  und  Preacott  hergestellten 
Geg«nsprecher,  das  gleichzeitige  Befördern 
Tou  Depeschen  in  entgegengesetzter  Rich- 
tung auf  demselben  DraJite,  oder  wie  der 
von  B.  Meyer  ersonnene,  von  Baudot,  De- 
]any  und  Mercadier  verbesserte  Multiplex, 
die  gleichzeitig«  Ab^be  mehrerer  De- 
peschen auf  einem  Drahte  in  derselben 
Richtung  (Doppel-  oder  Vielfachsprecher) 
gestatten.  Noch  grössere  Schnellig^keit  in 
der  Beförderung  der  Telegmmme  wird  auf 
dem  von  Poll^  und  Viräg  konstruierten 
Scbnellteleeraphen  erzieh. 

Den  allergrössten  Fortschritt  auf  dem 
Oebiete  der  Telegraphenapparate  stellt  das 
Telephon  dar,  weil  dies  unscheinbare  In- 
strument am  billigsten  herzustellen  (ein 
Femsprecher  kostet  9,75  bis  10,50  Mark, 
ein  dorsescher  Normalschreiber  190  Mark, 
ein  Estiennescher  polarisierter  Doppel- 
schreiber 204  Mark,  ein  Hughesapparat 
1350  Mark,  ein  Syphou  recorder  2000  Mark) 
imd  zu  unterhalten  sowie  weitaus  am  leich- 
testen zu  handhaben  ist.  Während  alle 
Telegraphenapparate  gescliulte  Beamte  zu 
ihrer  Bedienung  erfordern,  kann  der  Fern- 
sprecher dem  Publikum  selbst  in  die  Hand 
gegeben  luid  ohne  jede  telegniphische  "Vor- 
bildung nach  kurzer  Unterweisung  mit  Er- 
folg benutzt  werden. 

3.  Leitnngeii.  Das  Problem  des  Tele- 
graphierens  ohne  Ijeitiingsanlage  ist  trotz 
3er  weiter  unten  (sub  5)  zu  berührenden 
wichtigen  Fortsehritte  noch  nicht  soweit  ge- 
löst, dass  die  dralitlose  Telegraphie  als  ei) 
wesentlicher  Faktor  der  Nachrichtenver 
mittelung  gelten  könnte.  Die  elektrische 
Telegraphie  ist  daher  bis  jetjit,  abgesehen 
von  Ausnahmefällen,  noch  an  Leitungsvor- 
riehtungen  gebimden,  welche  für  ihre 
Zwecke  entweder  oberirdisch,  durch  Befesti- 
gung von  Drähten  an  erhöhten  Stützpunkten, 
oder  unterirdisch,  durch  "Verlegung  der  in 
Kabel  eingehüllten  Drähte  in  die  Enle, 
oder  unterseeisch,  durch  Versenkung  ähn- 
licher Kabel  auf  den  Grund  des  Meeres, 
angelegt  werden. 

Die  oberirdischen  Leitungen  be- 


stehen aus  metallischen  Difihten,  die  an  den 
ünterstützungsp unkten  durch  einen  nicht 
leitenden  Körper  von  den  Stfltzeu,  an 
denen  sie  Aber  den  Erdboden  erhOht  sind. 
und  damit  zugleich  von  der  Erde  selbst 
isoliert  werden.  Als  Leitim^draht  bedient 
man  sich  vorwiegend  des  Eisens,  das  an 
Leitungafähigkeit  hinter  dem  Kupfer  frei- 
lich sehr  betrtchtlich  (etwa  wie  1  zu  6) 
zurücksteht,  aber  diesen  Nachteil  durch 
seine  viel  grössere  Billigkeit  und  Dauer- 
haftigkeit aufwiegt.  Nur  bei  internationalen 
Linien  zwischen  grossen  Entfernungen,  z.  B. 
Berlin— Rom,  ist  neuerdings  Kupferdraht 
und  zwar  meist  mit  einer  Mischung  (Alu- 
minium bronze)  zur  Anwendung  gekommen. 
—  Als  TrSger  der  Leitungsdrähte  werden 
vorzugsweise  hölzerne  Stangen  verwendet, 
weil  sie  preiswflrdig  zu  beschaffen,  leicht 
zu  transportieren  und  unschwer  an  den  ge- 
eigneten Steilen  zu  befestigen  sind.  Auch 
kann  dem  an  sich  dauerhaften  Holze  der 
Nadelbäume  durch  Anstrich  oder  Tränkung 
mit  antiseplischen  Stoffen  ein  noch  höherer 
Grad  von  Widerstandsfähigkeit  gegen  die 
Einflüsse  der  Witterung  und  des  Erdbodens 
beigebrac^ht  werden.  In  Sfideuropa  wird 
vielfach  Kastanien  holz  zu  Telegraphenstangen 
benutzt,  das  sich  durch  seine  ausserordent- 
liche Dauerhaftigkeit  für  diesen  Zweck  vor- 
züglich eignet.  In  tropischen  lÄndern,  wo 
bearbeitetes  Holz  den  Angriffen  der  Feuch- 
tigkeit und  der  Zerstörungswut  der  Insekten 
zu  unterliegen  pflegt,  werden  die  Telegra- 
phenleitungen  entweder  an  lebendigen  Bäu- 
men, z.  B.  in  den  Philippinen  an  Baum- 
wollhäumen  oder  an  eisernen  Trägern  be- 
festigt; für  letztere  Zwecke  sind  bei  den  in 
Deutsch -Ostafrika  erbauten  I>eitungen  mit 
gutem  Erfolge  Mannesmann  sehe  Bohrständer 
benutzt  worden.  —  Als  Isolatoren  dienen 
Glocken  aus  Glas  oder  Porzellan,  die  mittelst 
eiserner  Stützen  an  den  Trägern  befestigt 
werden. 

Oberirdische  Leitungen  sind,  wo  nicht 
besondere  Umstände  ilire  Anlage  erschweren, 
verhältnismässig  leicht  und  ohne  zu  grosse 
Kosten  (1  km  Eolzgestänge  mit  4  mm 
starkem  Eisendralit  auf  Landwegen  etwa 
300  Mark,  an  Eisenbahnen  ca.  2r)0  Mark, 
mit  4  mm  Bronzedraht  etwa  700  Mark)  her- 
zustellen. Aber  sie  sind  den  Einflüssen  der 
Witterung,  namentlich  der  Gewitter,  des 
Windes  imd  der  Kälte  in  hohem  Grade 
unterworfen  und  überdies  den  mannigfaltig- 
sten Beschädigimgen  ans  Mutwillen,  Bös- 
willigkeit, durch  Tiere  etc.  ausgesetzt,  er- 
leiden durch  Windbnich,  Zerreissen  der 
Drähte,  Zerstörung  der  Isolatoren  unwill- 
kommene Stflningen  und  verursachen  nicht 
unerhebliche  Unterhaltungskosten,  die  bei 
einfachen  Gestängen  auf  ca.  20  Jlark,  bei 
Doppelgestängcn  .W— 60  Mark   und  ausser- 
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dem  fflr  die  LeituDgea  auf  2,50  Mark  fflr 
1  km  zu  veniDSchlf^n  sind.  Starke  üd- 
vetter  oder  anhalteoder  Schneefall  setzen 
die  oberirdischen  Leitungen  auf  weite 
Strecken  ausser  Betrieb  und  verursachen 
nicht  Reiten  ausgedehnte  ta^lan^  [Jnter- 
btechnngen    der   Tel^ntpheaverbindiingen. 

Unterirdische  Leitungen  sind  be- 
reits in  den  Anfingen  der  elekttischen  Tele- 
giaphie  als  eine  vor  Störungen  in  höherem 
Ma^  geschützte  Anlage  erkannt  und  auf- 
zuführen vereucht  worden.  Nach  dem  Vor- 
gange des  Physikers  Jacobi,  der  1842  in 
Feiersbui^  eine  imterirdische  Leitung  her- 
l^tellt,  und  nachdem  Werner  Siemens 
in  dei  (Jnttapercha  einen  zur  Isolierung  der 
Leitungsdrähte  geeigneten  Körper  erkannt 
hatte,  schritt  man  in  Freussen  dazu,  auf 
gri5sseren  Strecken  unterirdische  Leitungen 
.anzulegen.  Die  Linie  von  Berhn  nach 
Franknui  a.  }A.  wurde  1S49  bis  Eisenach 
unterirdisch  erbaut.  Allein  da  es  an  Hil^- 
mitleln  fehlte,  um  die  Guttapercha  von  den 
zersetzenden  Einflössen  des  Erdbodens  und 
vor  den  Angriffen  von  Nagetieren  zu 
^hatzen,  so  ging  der  Isolationsstand  der 
Leitungen  bald  zurOck;  man  sah  sich  g&- 
nStigt,  das  unterirdische  Leitungssystem  zu 
Teriassen.  Die  Anwendung  von  Kabeln 
bheb  lange  auf  Zuleitungen  in  grosseren 
Städten,  Durchführungen  unter  Tunnels 
u.  dergl.  beschifinkt,  denen  durch  kostr 
ppielige  eiserne,  bleierne  und  thönerne 
Röhren  der  nötige  Schutz  verliehen  werden 
musste. 

Durch  die  ausgedehnte  Anwendung, 
welche  die  Kabelleitung  bei  Herstellung  der 
unterseeischen  Telegraphen  Verbindungen  ge- 
funden hatte,  waren  die  Bedingungen  rar 
4ie  technische  Herstellung  und  Verlegung 
der  Kabel  sowie  fflr  das  Telegraphieren 
■auf  ihnen  besser  beliannt  geworden.  In 
Deutschland  ist  1877 — 1881  ein  unterirdi- 
sches Telegraphennetz  hergestellt  worden, 
welches  die  wichtigsten  Orte  des  Beichs- 
Mstgebietes  durch  20  Linien  unterirdischer 
Kabel  von  insgesamt  5470  km  Länge  und 
37  420  km  Iicitungen  mit  einem  Kostenauf- 
wände  von  nahezu  30  Millionen  Mark  in 
Verbindung  gesetzt  hat  imd  demnächst  durch 
■den  Anscmuss  der  süddeutschen  Hauptorte 
vervollständigt  worden  ^t.  Die  unterirdi- 
schen Linien  erfordern  zwar  nicht  unbe- 
trächtliche Anlagekosten,  die  Erbauung  von 
1  km  7-adrigen  Kabels  kostet  5500—6000 
Mark;  allein  die  Unterhaltung  ist  ausser- 
ordentlich billig,  1  km  untenrdische  Lei- 
tung etwa  50  Pfennig  jährlich ;  sie  sind  von 
Stönuigen  durch  Stürme,  Gewitter  und 
sonstige  atmosphärische  Einflüsse  fast  voll- 
kommen frei,  behalten  ihren  Isolationsstand 
lange  Zeit  und  haben  wiederholt  den  Tele- 
graphenbetrieb   in   Zeiten    ennOglicht, 
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derselbe  in  anderen  Ladern  durch  Stürme, 
Schneefälle  etc.  und  die  i^urch  hervorge- 
nifenen  Beschädigungen  der  oberirdischen 
Linien  unterbrochen  war. 

unterseeische  Leitungen,  die  zu- 
erst von  Werner  Siemens  1848  im  Kieler 
Hafen  zur  Anlegung  unterseeischer  AGnen 
angewendet  wurden,  sind  für  Zwecke  des 
TelegTaphenverkehrs  1850  durch  Anleffung 
des  Kabels  zwischen  Dover  und  Calais  in 
Gebrauch  genommen  und  haben  rasche  Ver- 
breitung gefunden.  Im  Jahre  1852  wiwden 
England  und  Schottland  mit  Irland,  Fünen 
mit  Seeland  und  Jütland,  England  mit  Bel- 
gien unfl  Holland,  femer  1854  Seeland  mit 
Schweden,  Italien  und  Sardinien  mit  Coi> 
sica  verbunden. 

Durch  die  raschen  Fortschritte  der 
unterseeischen  Telegraphie  angeregt,  fasste 
im  März  1854  der  Amerikaner  CyrusField 
den  Plan,  Amerika  und  Europa  telegraphisch 
zu  verbinden.  Der  erste  Versuch  einer 
Kabell^iung  zwischen  dem  irischen  Hafen 
Valentia  und  Neufundland  misslang,  indem 
das  Kabel  bald  nach  der  Abfahrt  von  Ir- 
land zerriss,  und  auch  das  am  6.  August 
1858  zwischen  denselben  Endpunkten  glück- 
lich verlegte  Kabel  versagte  nach  einer  Be- 
nutzung von  wenigen  Tagen  den  Dienst. 
C.  Field  Hess  sich  durch  diese  Miseerfolge 
nicht  at>schrecken.  Der  von  ilim  neu  er- 
richteten Anglo  American  Telegraph  Com- 
cHuiy  gelang  es  1866,  ein  gebrauchsfähiges 
Kabel  zwischen  der  alten  und  neuen  Welt 
herzustellen,  welchem  noch  in  demselben 
Jahre  ein  zweites  Kabel  auf  derselben  Linie 
folgte.  Gegenwärtig  ist  Europa  mit  Ame- 
rika durch  12  Unterseeleitungen  verbunden, 
von  denen  4  der  genannten  GesetlBchaft,  je 
2  der  Comraercial  Cable  Company  und  der 
W^tern  Union,  je  eins  der  französischen 
Tel<^raphengeaeilschirft  und  der  Direct 
United  States  Cable  Company  gehören. 

C.  Fields  kühnes  Vorgehen  ist  von  nach- 
haltigem EinCluss  auf  die  Ausdehnung  der 
unterseeischen  Telegraphie  gewesen.  Die 
Grosse  Nordische  Telegraphengesellschaft  zu 
Kopenhagen,  welche  die  längste  Ueberland- 
lime  der  Welt  quer  durch  Europa  und 
Asien  bis  nach  Wladiwostock  am  Stillen 
Meer  erbaut  hat,  verband  diesen  Endpunkt 
Anfang  der  70  er  Jahre  durch  Seekabel  mit 
Japan  und  China.  Die  Eostern  Telegraph 
Company,  welche  Unterseetelegraphen  von 
England  nach  Portugal,  Gibraltar,  Malta 
und  Alexandrien  besitzt,  stellte  1870  durch 
die  beiden  grossen  Kabel  von  Suez  nach 
Aden  und  von  dort  nach  Bomb^  die  unter- 
seeische Verbindung  zwischen  England  und 
seinem  indischen  Reiche  her.  Diese  Ver- 
bindung ist  demnächst  von  der  Eastern 
Extension  Australasia  and  China  Telegraph 
Company  durch  zahlreiche  Kabel  legungen 
Auflag*.    Tit.  & 
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im  Indischen  Ocean  sowie  in  den  ostasiati- 
achen  und  australischen  üeeien  nach  Oet- 
anien  und  Australien  ausgedehnt  A^'ordeu. 
Die  Brazilian  Submarine  Telegraph  Company 
hat  1874  durch  Kabel  zwischen  Lissabon, 
Üadeira,  St  Vinzent  und  Pernambuco  eine 
unmittelbare  Unterseeleitung  zwischen  Eu- 
ropa und  Südamerika  bergestellt.  Eabel 
umgürten  die  West-  und  die  Ostküste 
Afrikas  und  stellen  Verbindungen  zwischen 
dem  britischen,  deuteeben,  franzOsisclien  und 
portugiesischen  Kolonialbesitz  auf  dem  dun- 
keln Weltteil  und  Europa  her.  Durch  zwei 
machtige  Kabel,  von  denen  das  eine 
Canada  mit  Australien,  das  anderd  Nord- 
amerika mit  Japan  und  China  verbinden 
aoU,  ist  eine  sich  kreuzende  UeberbrOckun^ 
der  Tiefen  des  Stillen  Oceans  geplant.  Zur 
Zeit  sind  etwa  1500  unterseeische  Kabel 
vorhanden,  die  zusammen  nmd  170000  See- 
meilen lang  sind.  Etwa  ein  Zehntel  dicsei 
Länge  gehört  verschiedenen  Staatsverwal- 
tungen; der  Hest,  der  die  weitaus  längsten 
imd  wichtigsten  t In tereee Verbindungen  um- 
fassf,  befindet  sich  im  Besitz  und  im  Be- 
triebe von  etwa  30  Privatgesollsehaften. 
Das  Gesamtkapital  dieser  Gesellschaften  be- 
trfigt  gegen  ÖO  Millionen  £,  wovon  etwa 
75°/o  englischen  Gesellschaften  gehört.  Die 
grösste  dieser  Gesell Bchafteu,  die  bereits 
vorhin  erwähnte  Eastem  Telegraph  Com- 
pwiy.  betreibt  Kabel  von  über  50000  See- 
meilen Länge,  fast  ein  Drittel  des  gesamten 
Kabelnetzes,  und  verfügt  über  ein  Gnmd- 
kapital  von  200  Millionen  Mark. 

In  England,  Deutschland,  Frankreich, 
Italien,  Dänemark  und  Cliiua  werden  eigene 
Kabelschiffe  unterlialten,  welchen  die  Auf- 
gabe obliegt,  das  KabeJnotz  dui-ch  Ver- 
seukimg  neuer  Untersceieitungeu  zu  vcr\-o!l- 
stäudigen  und  durch  Ausbessenmg  schad- 
hafter Stellen  biitriebsfähig  zu  erbfJteu.  Bei 
diesen  schvnerigen  Artietlen,  die  regelmässig 
auf  den  belebtesten  Hoclisti-assen  des  Oceans 
auszuführen  sind  und  oft  auch  bei  Nacht 
nicht  unterbroclien  wei-den  dürfen,  werden 
die  Kabelschiffe  durch  die  im  Jiüire  188t 
geschlossene  inteniationale  Vereinbarung  ge- 
schützt, welche  auch  den  kostbaren  Tele- 
graphenkaboin  selbst  einen  in  Friwlenszeiten 
ausreichenden  Schulz  gegen  fahrlässige  und 
böswillige  Beschädigungen  verliehen  hat. 
Zur  Aiisfülmmg  des  Kabelschiitz  Vertrages 
ist  in  Deutschland  das  R.G.  v.  ",^1.  November 
1S87  erlassen  worden. 

4.  Fem  Sprechanlagen .  Da  für  den 
Fernsprechbetriob  eine  ausserordentlich  ge- 
ringe Strominenge  ausreicht,^  so  genügen 
für  die  Leitungen  Dichte  von  entsjjrechend 
geringem  DurcJisclinitL  An  Stelle  des 
schwachen  Eisendrahtes,  der  in  den  Stadt- 
[erns|>rechan]agcn  anfänglich  verwendet 
wm-de,  treten  neuerdings  übci-wiegond  Drähte 


Aluminiumbronze ,   welche  wegen  ihrer 

grossen  Leitungsßhigkeit  auch  für  den  Fern- 
sprechverkehr in  die  Ferne  sich  vorzüglich 
eignen,  —  Die  Anbringung  der  Leitungen 
erfolgt,  wenn  sie  dem  Fernsprechverkehr 
über  I^nd  dienen  sollen,  unter  nahezu  den- 
selben Bedingungen  wie  bei  oberirdischen 
Telegraphenanlagen,  Abweichende  Verhält- 
nisse treten  bei  den  Stadtfernspreolieinrich- 
tungen  ein.  Als  Stützpunkte  für  die  Lei- 
tungen können  innerhalb  der  Städte  nur  in 
seltenen  Fällen  Telegraphenstangeu  lienutzt 
werden,  weil  hierdurch  der  Strassenverkehr 
gehindert  und  das  Aussehen  der  Stadt  ver- 
unziert werden  würde.  Auch  die  An- 
bringung der  Träger  an  den  Hauswänden 
mittels  eiseraer  Bügel  ist  nur  an  Orten  mit 
geringerem  Verkehr  ausführbar.  Bei  leb- 
hafterem Verkehr  bleibt  nur  übrig,  die 
Hausdächer  als  Stützpunkte  zu  benutzen  imd 
die  Drähte  nicht  im  Zuge  der  Strassen,  son- 
dern frei  Ober  den  Häusern,  auf  deren 
Dächern  die  Träger  als  Rohrständer.  Ge- 
rüste etc.  ausreichend  verankert  werden, 
entlang  zu  führen.  In  den  grässteu  Ver- 
kehrsmittelpunkten ist  die  daraus  sich  er- 
gebende Belastimg  eine  so  betleutende  ge- 
worden, dass  man  sich  genötigt  gesehen 
hat,  die  HauptzOge  der  Femsprechleitungen 
in  eigens  dazu  konstiuierten  Kabeln  mit  '<*) 
und  mehr  Drähten  zusammenzufassen  und 
teils  als  Luftkabel  aufzuhängen,  teils  unter- 
irdisch zu  verlegen. 

ft.  Drahtlose  Telegraphie.  Dass  elek- 
trische Ströme  nicht  bloss  den  metallischen 
Leitungen  folgen,  sondern  auch  diu-ch  Erde, 
Wasser  und  Luft  sich  fortpflanzen,  ist  eine 
Krfahi-ung,  die  schon  in  den  Anfängen  der 
elektrisclien  Telegraphie  gemacht  woixlen 
und  ihr  durch  die  von  Steinbeil  nachge- 
wiesene KUckleitung  durch  die  Ei-de  von 
hohem  Nutzen  gewesen  ist.  Ebenso  ist  es 
längst  bekannt,  daßs  die  Einleitung  und 
Unterbrechung  von  elektrischen  Stiünieii 
auch  in  den  dem  I^eitirngsdralit  benach- 
barten Drähten  Ströme  von  vorübergehender 
Dauer  hervori-nfen.  Die  ersten  Veraiicbe, 
ohne  Dralitleltung  zu  tclegraplüei-cn,  hatten 
teils  an  die  Loitnngsfähigkoit  der  Ei-de 
imd  des  Wassers,  teils  an  die  Induktions- 
ei-scheinungen  angeknöpft  Es  war  auf 
jedem  dieser  Wege  gelungen,  elektrische 
Zeichen  auf  gewisse  freilich  nicht  erheb- 
liehe Entfemmigen  ohne  Draht  hervorzu- 
rufen imd  dadurch  Nachrichten  zu  über- 
mitteln. Die  Entdeckung  der  elektrischen 
WellenscJiwinguugen  durch  Heinrich 
Hertz  ist  der  Ausgangspunkt  einer  neuen 
Telegrapiiie  ohne  Itaiht  geworden,  die  sich 
nach  der  Ver\-ollkommuu»g,  welche  die  da- 
bei angeordneten  Apparate  durch  Guilel- 
mo  Marconi  erfahi-en  haben,  in  den 
letzten  Jahren    zu  einer  praktischen   Nach- 
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riditenTermittelung  iintl  zu  einer  nicht  un- 
wichtigen ErgänauDg  der  bisherigen  Tele- 
^phie  auszugestalten  begia&t.  Zwischen 
Orten,  die  mit  den  zu  dieser  Telegraphie 
erforderlichen  Absendungs-  und  EmpfMigB- 
^pa^en  ausgerüstet  sind,  findet  gegen- 
vfftrtig  bereits  atif  Entfernungen  bis  zu 
50  km  ein  Nachrichtenaustausch  ledigHch 
durch  Versendung  elektrischer  Funken  (da- 
her auch  J^inkentelegra^e  genannt)  statt. 
So  lange  sich  die  neue  Telegraphie  nur  auf 
Entfernungen  dieser  Art  erstrocKt,  wird  ihre 
Anwendung  voraussichtlich  auf  Ausnahme- 
fiUe  beschenkt  bleiben,  in  denen  die  Be- 
nutzung metallener  Leitungen  nicht  angäng- 
lieh  ist,  wie  bei  der  Verbindung  von  Feuer- 
schiffen oder  von  auf  der  Fahrt  begriffenen 
Schiffen  untereinander  tud  mit  dem  Fest- 
lande. In  Deutschland  ist  die  erste  der- 
artige Anla^,  die  Funkentelegraphenver- 
bindung  zwischen  dem  Lenchtfeuerschiffe 
Borkum  Riff  und  der  35  km  entfernten  See- 

telegraphen  Station  Borkum  Leuchttunui   

Mai  1900  eröffnet  und  sind  dadurch  die 
grossen  Oceandampfer  der  deutschen  Reede- 
reien in  den  Stand  gesetzt  worden,  bei  der 
Ausfahrt  wie  bei  der  Heimkehr  auf  der 
Strecke  Vtisfiingen  — Wesermündung  Tele- 
gnunme  zu  erhalten  und  abzugeben.  Von 
wie  hober  Bedeutimg  die  Telegraphie  ohne 
Draht  für  Heretellung  von  Verbindungen 
zwischen  belagerten  Festungen  und  der  an- 
rflckeoden  Er^tzarmee,  ferner  im  Seekriege 
zur  Verbindung  operierender  Geschwader 
imtereinander  oder  mit  dem  Lande  werden 
kann,  liegt  auf  der  Hand  und  wird  durch 
die  im  Burenkriege  engüscheiseits  gemacliten 
Erfahrungen  bestätigt. 

in.  Telegraphenbetrieb. 
6.  Htaats-   oder  Privatbetrieb.     Der 

Telegraphenbetrieb  erfordert  Anlagen,  die 
sich  ilber  weite  Gebiete  unter  Benutzung 
Öffentlicher  Wege  imtt  mit  Berührung  pri- 
vaten Onmdeigentwms  erstrecken.  Da  der- 
artige Anlagen  ohne  Schädigung  wirtschaft- 
licher lüteressen  nicht  ohne  Not  verviel- 
fältigt »ind  da  sie  ihrer  Natur  nach  nicht 
von  mehreren  Unternehmern  zugleich  be- 
nutzt werden  können,  so  haftet  dem  Tele- 
graphen betriebe  schon  aus  diesem  örnndo 
der  Charakter  der  Ausschliesslichkeit  an. 
In  den  Händen  des  Staates  ist  dieser  aus- 
schliessliche Betrieh  an  sich  hesser  gewahrt 
als  bei  Privatuntemelimern,  dio  eher  genei^ 
sein  werden,  die  gi-ossen  Interessen,  die 
ihnen  bei  telegraphischer  Nachriehtenver- 
mittelung  anvertraut  werden,  zu  eigenem 
i'utzen  zu  verwenden.  Hierzu  kommt  der 
]>ohtisdiG  Gesichtspunkt,  indem  die  Tele- 
graphie nicht  nur  durch  ihre  umfangreiche 
Anwendung  zu  Staatszwecken  aller  Art, 
insbesondere  zu  militärischen,  gerichtlichen, 


'  polizeilichen  und  allgemeinen  Verwaltungs- 
zwecken, ein  Eegiemngs  mittel  von  hoher 
Bedeutung  geworden  ist,  sondern  auch  ihr© 
Ueberwachung  in  unruhigen  Zeiten  durch 
die  Sicherheit  des  Staates  geboten  wird. 
Diese  Gründe  haben  dazu  geführt,  dasa  der 
Telegraphen  betrieb  in  den  meisten  Ländern 
entweder  gesetzlich,  wie  z.  B.  in  Frank- 
reich durch  G.  v.  18.^il,  oder  thatsBchhch, 
wie  in  Preussen,  als  ausschliessliches  Recht 
des  Staates  eingerichtet  worden  ist  und 
dass  auch  in  denjenigen  Ländern,  wo  man 
den  Telegraphen  betrieb  anönglich  der  Pri- 
vatunternehmung  überlassen  hatte,  die  Er- 
kenntnis der  daraus  entspringenden  weit-  ■ 
greifenden  Uebelstände  meist  bald  die  Ver- 
staatlichung der  öffentlichen  VertehrsKwecken 
gewidmeten  Telegi-apheh  zur  Folge  gehabt 
hat.  In  England  ist  1869  die  bis  dahin 
durch  Privatunternehmer  betriebene  Tele- 
gi-aphie  vom  Staate  gegen  einen  Preis  von 
6,8  Millionen  £  angekauft  und  mit  der  Post- 
verwaltung  vereinigt  worden.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  ist  die  Tele- 
graphie noch  gegenwärtig  Privatuntemeh- 
mung ;  sie  wird  als  faktisches  Monopol  von 
einer  einzi^n  grossen  Gesellschaft,  der 
Western  Umon,  ausgeübt,  welche  allen  Mit- 
bewerb  unterdrückt.  Die  Beseitigung  dieses 
Missvertiältnisses  wird  seit  Jahren  von  der 
öffentlichen  Meinung  verlangt:  doch  ist  es 
bisher  noch  nicht  gelungen,  dem  Gesetzent- 
würfe wegen  Einrichtimg  von  Bundestele- 
graphen die  Mehrheit  im  KongreBS  zu  ver- 
schaffen. 

Für  den  Privatbetrieb  der  Telephon  ie 
wurde,  namentlich  beim  ersten  AiAreten 
Zweiges  der  Telegrapilie,  vielfach  auf 
die  Aehnlicnkeit  hingewiesen,  welche  die 
damals  vorzugsweise  dem  innenstadtischen 
Verkehr  dienende  Einrichtung  mit  dem  Be- 
triebe von  Öaeangtalten ,  'Wasserleitungen, 
Strassenbahnen  etc.  liaben  sollte.  Jedoch 
hat  sich  bald  herausgestellt,  dass  ein  wirk- 
licher Mitbew*erb  mehrerer  Unternehmer 
auch  bei  der  Telephonie  durch  die  Natur 
des  Betriebes  ausgeschlossen  oder  doch  mit 
starken  Uebelständen  für  alle  Beteiligten 
verbunden  ist,  und  dass  bei  der  immer 
grösseren  Ausdehnung  der  Trag^veite  des 
Fernsprechers  sich  eine  wirksame  Abgren- 
zung zwischen  der  Telephonie  und  dem  der 
Telegraphie  vorzubelialtenden  Gebiete  nicht 
ti-effen  lässt.  Diese  Erfahningen  haben  iu 
vielen  Landein  zur  Verstaatlichung  des  aLi- 
fänglich  privaten  Telephon wesens,  zum  Teil 
wie  in  Frankreich  (IS'JO)  unter  Aufwendung 
beträchtlicher  Abfindungssummen,  geführt. 
In  Deutsciüand  ist  die  Telephonie,  soweit 
sie  dem  öffentlichen  Verkehre  dient,  von 
Anfang  an  als  ein  Teil  der  staatlichen  Tele- 
graphie auf  gefasst  imd  ausschliesslich  diu^'li 
den  Staat  betrieben  worden,  ohne  dass  hier- 
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dureli  die  dem  Staatsbetriebe  oft  nachge- 
sagten Nachteile  irgendwie  eingetreten 
wären.  Vielmehr  steht  Deutschland,  so- 
wohl was  die  AuadehnuDg  als  was  die 
Leistungen  der  Fernsprechern  richtung  anbe- 
trifft, an  der  Spitze  sämtlicher  europäischen 
Länder. 

Für  den  Eisenbahnbetrieb  bildet  der  Tele- 
graph ein  uneriassliches  Hilfsmittel.  In  An- 
erkennung dieser  Thatsache  ist  von  der  Ver- 
staatlichung der  Eisenbahntelegniphen  auch 
da  abgesehen  worden,  wo  die  Telegraphie 
sonst  ein  staatliches  Monopol  bildet.  Auch 
ist  im  Hinbück  auf  die  dem  Publikum  dar- 
aus erwachsenden  Vorteile  ziemlich  überall 
die  Mitbenutzimg  der  Eisenbahntelegraphen 
für  allgemeine  Verkehrs  zwecke  gestattet; 
sie  unterliegt  jedoch  dann  meistens  dem  Ver- 
ordnungs-  und  Beaufsichtigungsrechte  des 
Staates. 

Fast  ausnahmslos  ist  dem  Privatunter- 
nehmen bisher  überlassen  geblieben  das 
weite  Gebiet  der  unterseeischen  Telegraphie. 
In  ihren  Anfängen  wegen  des  damit  ver- 
bundenen hohen  Risikos  von  den  Staaten 
gemieden,  von  der  grossen  Privatindnstrie 
hingegen  sehr  bald  als  ein  ergiebiges  Feld 
gewinnbringender  Thfitigkeit  erkannt  und 
oft  mit  glänzendem  Erfolge  betrieben,  ist 
sowohl  die  Errichtung  der  untereeeisehen 
Telegraphenanlagen  als  ihr  Betrieb  von  An- 
fang an  in  den  Händen  kapitalskräftiger 
Unternehmungen,  meistens  grosser  inter- 
nationaler Gesellschaften  gewesen  und  bis 
jetzt  weit  überwiegend  verblieben,  obgleich 
sich  der  Widerspruch  zwischen  der  nach 
Gesichtspunkten  des  öffentlichen  Wohles 
geleiteten  Verwaltung  der  Landtelegraphie 
und  dem  vorwiegend  privatwirtschaftlichen 
Betriebe  der  untereeeisehen  Telegraphie 
wiederholt  in  empfindlichster  Weise  imd 
unter  Benachteiligung  der  auf  die  Benutzung 
der  hochwichtigen  Seekabel  angewiesenen 
Interessen  geltend  gemacht  hat.  Die  deut- 
sche Telegraphenverwaltung  ist  die  erste 
gewesen,  weiche  die  Einbeziehung  der  unter- 
seeischen Telegraphie  unter  die  Normen  der 
internationalen  Telegraphie  als  ein  Ziel  auf- 
gestellt und  mit  Nachdruck  verfolgt  hat. 
Deutschland  hat  sich  demnächst  durch  den 
Ankauf  der  untereeeisehen  Kabel  von  Borkum 
nach  Iy>westoft  und  von  Greetsiel  nach 
Valentia  (1889),  des  Kabels  nach  Helgoland 
(1889)  sowie  durch  Erwerbung  des  Kabels 
von  Hoyer  Ober  Sylt  nach  Arendal  in  Nor- 
wegen von  der  Mitwirkung  privater  Unter- 
nehmungen fflr  einige  der  wichtigBten  Unter- 
seelinien befreit  und  diuvh  die  in  Gemein- 
schaft mit  der  englischen  Ven»'alhmg  aus- 
geführte  Enichtuag  eines  zweiten  Seekabels 
.  von  Borkiun  nach  England  (1891)  den  An- 
fang mit  dem  Staatsban  unterseeischer  Tole- 
graphenau  lagen  gemacht. 


7.  Tetegraphengebfihren.  Während  der 
elektrische  Telegraph  anfänghch  (in  Frank- 
reich bis  1850)  gleich  seinem  Vorgänger, 
dem  optischen,  lediglich  Staatazwecken  vor- 
behalten war,  ist  seine  Benutzung  bald  auch 
dem  Privatverkehr  eröffnet  worden  und  steht 
gegenwärtig  gegen  Gebflhrenentrichtung  je- 
dermann innerhalb  der  durch  die  Gesetze 
oder  durch  die  Rücksicht  auf  das  öffent- 
liche Wohl  und  die  Sittlichkeit  gegebenen 
Schranken  zu. 
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als  Staateanstalt  geführt  wird.  Bei  den 
ereteren  wird  das  Bestreben  nach  möglichst 
grossem  Ertrage,  soweit  es  nicht  durcti 
Mitbewerb  gezielt  wird,  den  Ausschlag 
geben,  bei  staatlichem  Betriebe,  soweit  nicht 
besondere  Rücksichten  dazu  nötigen,  die 
Telegraphie  zu  einer  Einnahme<iuelle  zu  ge- 
stalten, die  Rücksicht  auf  das  allgemeine 
Wohl  unter  möglichster  Erreichung  der 
Selbstkosten  massgebend  sein.  Verkehrs- 
reiche Länder  mit  stark  benutzten  Linien 
befinden  sich  eher  in  der  Lage,  Ueberechüsse 
aus  dem  staatlichen  Telegraphenbetriebe  zu 
erzielen  als  Länder  mit  schwachem  Ver- 
kehre, die  trotzdem  zur  Unterhaltung  tele- 
graphischer  Verbindungen  sowohl  im  In- 
laride  wie  nach  aussen  hin  durch  politische 
und  Handelsinteressen  genötigt  sind.  Das 
Deficitj  welches  sich  in  solchen  E^en  er- 
giebt,  ist  eher  zu  ertragen  als  die  Nachteile, 
welche  der  gesamte  Verkehr  und  der  Natio- 
nalwohl stand  durch  den  Ausschluss  vom 
Welttelegraphen  verkehre  erleiden  würde. 
Der  indirekte  Nutzen,  den  die  Gesamtheit 
vom  Telegraphen  bezieht,  ist  um  so  höhei' 
zu  veran schlagen,  je  wichtiger  für  das  be- 
troffende Land  die  Interessen  sind,  welche 
auf  das  Vorhandensein  und  die  Benutzbar- 
keit  telegraphischer  Verbindungen  ange- 
wiesen sind. 

Die  Tarifbüdung  hat  hei  der  Telegraphie 
die  Stufen,  welche  der  Posttaiif  zurückzu- 
legen gehabt  hat,  schnell  überwunden.  Bei 
der  Geschwindigkeit  und  Billigkeit  der  be- 
wegenden Kraft  konnten  sich  inländische 
2k)Dentarife  nach  MassraLbe  der  Entfernung 
nicht  lange  halten.  Die  Länge  der  Be- 
fÖrdemngsHti-ecke  wirkt  auf  die  Selbstkosten 
der  Telogi-ammbeföcderung  in  noch  geringe- 
i-em  Mas.-ie  ein  als  bei  der  Briefpost,  Na- 
mentlich in  kleinei'cn  Staaten  (Schweiz  1852, 
Sachsen  1852,  Niederlande  1858,  Belgien 
18.')9)  ist  man  bald  nach  den  Anfängen  der 
Telegraphie  zu  Einheitstarifen  ohne  Cntei-- 
schied  der  Entfernung  gelangt.  Für  den 
deutschen  Wechselverkehx  hatte  ein  Zonen- 
tarif nach  3  Entfemungsstofen  bestanden, 
nach  welchem  das  einfache  Telegramm  von 
20  Worten  auf  Entfernungen  bis  18  Meilen 
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öO  Pfennig,  bis  »2  Meilen  1  Mark,  darilber 
hinaus  1^  Mark  kostete.  An  Steile  dieser 
SUze  ist  vom  1.  März  1876  ab  ein  einheit- 
liclier  Tarif  eiQgetr«t£u,  nach  welcbem  für 
jedes  Telegramm  obne  Unterschied  der  EnU 
ferDODg  eine  Grundtaxe  von  20  Pfennig 
»ind  eine  Worttaxe  von  5  Pfennig,  im  min- 
desten 50  Pfennig  zu  erbeben  sind. 

Q^ieoüber  den  Wortgnippentarifen,  nach 
■lenea  für  Depeschen  bis  zu  20  (in  einzelnen 
I.i^dem  auch  bis  10  oder  15)  Worten  eine 
Einheitagebühr  zur  Erbebung  gelangte,  hat 
der  Worttarif  den  Vorzug  grösserer Foige- 
licbligkeit,  indem  die  feste  Grundtaxe  dem- 
jenigen Teile  der  Leistimg  entspricht,  der 
bei  allen  Telegrammen  gleich  gross  ist  (An- 
nahme, Bestellung,  dienstliche  Vermerke), 
wlUirend  die  Worttaxe  sich  nach  dem  ver- 
änderlichen Teile  der  Leistung,  d.  h.  dem  Um- 
fange des  Telegrammes  bemisst.  Noch  ■wich- 
tiger ist  der  praktische  Vorteil,  dass  der 
■^  orttarif  von  selbst  zu  grösserer  Kürze  der 
Telegramme  auffoidert.  Die  Durchaehnitts- 
wortzahl  der  Telegramme,  die  in  Deutach- 
land vor  der  Elnfflhning  des  Worttarifs  sich 
auf  18,3  Worte  belief,  hat  sich  aiif  13,3 
Worte  vennindert,  so  rlass  eine  Verringe- 
rung um  5  Worte  für  jedes  Telegramm 
erzielt  worden  ist.  Durch  diese  ansehn- 
liche KOrzimg  der  Telegramme  ist  der 
Betrieb  von  überflüssiger  Arbeit  entlastet 
worden;  der  Telegraph  nützt  in  derselben 
Zeit  einer  grösseren  Anzahl  von  Menschen, 
imd  der  Worttarif  hat  sich  als  ein  abkürzen- 
iles  und  beschleunigendes  Verfahren  bewährt. 
Diese  günstigen  Erfahrungen  haben  dazu 
geführt,  dass  der  Worttarif  nach  dem  Vor- 
gange Dentscblands  nicht  nur  im  inneren 
VerKehre  der  meisten  Telegraphenverwal- 
tnngen  des  Auslandes  ebenfalls  zur  Ein- 
fOhning  gelangt  ist,  sondern  auch  im  Aus- 
lands verkehre,  in  welchem  er  für  grosse 
Entfernungen  schon  früher  galt,  in  steigen- 
dem Masse .  als  Grundlage  der  internatio- 
nalen Tarifbildung  Anerkennung  gefun- 
den hat 

Die  Wortzahlung  wird  bei  der  Gebühren- 
berechnung in  der  Weise  bewirkt,  dass  die 
gröBste  L^ige  eines  Wortes  in  offener  oder 
verabredeter  Sprache  im  europäischen  wie 
im  aiiseereuropaischen  Verkehre  auf  15  Buch- 
staben (d.  h.  Schriftzeichen  nach  dem  Morae- 
alphabete)  festgesetzt  ist;  bei  Worten  mit 
mehr  als  15  Buchstaben  wird  der  üeber- 
schuss,  immer  bis  zu  15  Buchstaben,  für 
ein  weiteres  Wort  gezählt.  Bei  chiffrierten 
Telegrammen  werden  je  5  Ziffern  oder  Buch- 
sUben  für  ein  Wort  gezählt 

Für  besondere  Leistungen,  wie  Ver- 
gleichuDg  der  Telegramme ,  Ehnpfangean- 
zdge,  werden  ausser  der  fiaupttaxe  ent- 
»prechendeNebengebÜbren  bezahlt.  Für 
dringende    Tel^ramme,   welche    auf  Ver- 


langen des  Absenders  vor  den  anderen  Pri- 
vatteiegrammea  befördert  werden,  wird  die 
dreifache  Gebühr  des  einfachen  Telegrammes 


Die  Vorausbezahlung  der  Gebühren,  also 
der  Ftankienmgszwang,  bildet  bei  der  Tele- 
graphie  für  die  Haupttaxe  und,  soweit  ilies 
möglich,  auch  bei  den  Nebengebühren  durch- 
aus die  Regel. 

Gebührenfreiheiten  und  GebübrenbegQos- 
tigungen  haben  bei  der  Telegraphie  von 
Anfang  an  nur  in  geringem  Masse  Eingang 
gefimden.  Gebührenfrei  sind  wohl  überall 
die  Telegramme  des  Staatsoberhauptes,  in 
Deutschland  gemäss  V.  v,  2.  Juni  1877  die 
Telegramme  der  regierenden  deutschen  Fürs- 
ten, ihrer  Gemaldinnen  und  Witwen;  femer 
Telegramme  in  wichtigen  politischen  oder 
militärischen  Angelegenheiten,  in  Deutscli- 
)and  in  Bundesrats-  und  Reich stagssachen, 
Telegramme  von  und  an  Reichs-  (nicltt 
Staats-)behÖrden  in  Beichsdienstsacben  so- 
wie Telegramme  von  und  an  Militär-  und 
Marinebehörden  in  Dienstsachen.  Gebüliren- 
Erei  sind  ferner  und  zwar  sowohl  im  inneren 
wie  im  internationalen  Verkehre  Diensttele- 
gramme der  Telegraphie.  Gebührenermäs- 
sigungen  finden  in  euizelnen  ausländischen 
Staaten  statt  bei  Wettertelogrammen  und 
bei  Presatelegrammen.  In  Deutschland  fin- 
den Geböhrenermässigungen  nur  in  der  Form 
statt,  dass  während  der  Nacht  einzelnen 
Korrespondenten  die  Benutzung  eines  Tele- 
grapbendrahtes  CTgen  Entrichtung  einer  nach 
der  Länge  der  Benutzungszeit  vereinbarten 
Miete  emgeräumt  wird.  Demselben  Ge- 
danken, die  Telegrapheneinrichtungcn  zu 
sonst  verkehrafreier  Zeit  gegen  billigere 
Gebühr  nutzbar  zu  machen,  entspringen  dio 
in  Amerika  gebräuchlichen  halfrate  meesages, 
deren  Auflieferer  der  Verwaltung  die  Be- 
fugnis einräumen,  das  Telegramm  wann  es 
ihr  passt,  spät^tens  jedoch  am  nächsten 
Tage  zu  befördern. 

Für  die  Telephonie  hat  sich  als  Gebühr 
eine  Pauschal  Vergütung  in  Gestalt  eines 
Jahresabonnements  ohne  Rücksicht  auf  die 
Zahl  der  geführten  Gespräche  von  Anfang 
an  eingeböi^rt  und  namentlich  im  Orts- 
verkehre lange  erhalten.  Neuerdings  ist  an 
die  Stelle  dieser  einheitlichen  Vergütung 
vielfach  eine  Gebühr  getreten,  die  nach  der 
Einwohnerzahl  des  Orts  und  der  Zahl  der 
Gespräche  abgest\ift  ist.  Auch  im  Reichs- 
pos^ebietö  ist  an  die  Stelle  der  einheitlich 
auf  iährhch  150  Mark  bemessenen  Jahres- 
gebfliir  seit  dem  1.  April  1900  eine  neue 
Fernsprechgebührenordnung  vom  20.  De- 
zember 1899  (R.G.B1.  S.  711)  getreten,  wel- 
che die  Pauschal  gebühr  nach  der  Zahl  der 
Teilnehmer  an  den  betreffenden  Netzen  ver- 
schieden, von  80—180  Mark,  festsetzt  und 
gleichzeit%  den  Teilnehmern  die  Wahl  frei- 


_n»vfvlC 


70 


Te]^;mphie  und  Teleptionie 


stellt,  ob  sie  an  Stelle  der  Pauschalgebühr 
eine  Gebühr  entrichtea  ■wollen,  die  sich  aus 
einer  Grundgebühr  von  60 — 100  Mark  für 
die  Ueberla^uDg  und  UnterhalluDg  der 
Apparate  für  deo  Bau  und  die  Instandhal- 
tung der  Leitungen  und  aus  Gesprächsge- 
bühren von  5  Pfennig  für  jede  hergratellte 
Verbindung  zusammensetzt  Doch  ist  es 
bis  jetzt  nicht  gelungen,  eine  Vorkehrung 
zu  teeffen,  welche  eine  automatische  Zäh- 
lung der  Gespräche  erraöglicht_  Für  den 
Telephon  fem  verkehr  sind  überwiegend  Ge- 
bühren für  jedes  Eiüzelgesprfich  in  Geltung. 
8.  Nacliricht«nvennittelnng.  Mit  einer 
Schnelligkeit  wirkend,  vor  welcher  jede 
Entfernung  verschwindet,  ist  der  elektrische 
Telegraph  trotz  der  kurzen  Dauer  seines 
Bestehens  zu  einem  der  vornehmsten  Träger 
der  Nach  rieh  tonvermittelung  in  die  Ferne 
geworden.  Für  den  alle  Teile  der  bewohn- 
ten Erde  umspannenden  Handelsverkehr  der 
Heuzeit,  für  die  immer  engeren  persönlichen 
Beziehungen  zwischen  Bewohnern  verschie- 
dener Weltteile,  für  das  geräuschvolle  Ge- 
triebe der  Tagespresse  ist  er  nicht  weniger 
unentbehrlich  als  für  wissenschaftliche  Cu- 
tereuchungen,  welche,  wie  die  in  der  Ver- 
voükoramnimg  begriffene  Wetterkunde,  auf 
dem  F,rgehnis  zahlreicher  gleichzeitiger  Be- 
obachtungen  Aber  weitausgedehnte  Gebiete 


Schon  Chappe  hatte  für  seinen  optischen 
Telegraphen  auch  Benutzung  zu  Private 
zwecken  in  Aussicht  genommen,  die  dem- 
nächst freilich  unterblieb  und  auch  bei  dem 
elektrischen  Telegraphen  in  Frankreich  erst 
1850  zugelassen  wurde.  Jetzt  steht  die 
Benutzung  des  elektrischen  Telegraphen  so- 
wohl im  inneren  als  im  iutemationalen 
Verkehre  jedermann  zu.  Von  der  den  Ver- 
waltungen vorbehaltenen  Befugnis,  ihre 
Linien  und  Anstalten  zeitweise  ganz  oder 
zum  Teil  für  alle  oder  für  gewisse  Gat- 
tungen von  Korrespondenz  zu  schliessen, 
wird  meistens  nur  in  KriegsQUIen,  bei  Auf- 
ruhr u.  dergl.  und  auch  dann  überwi^end 
nur  für  Telegramme  in  geheimer  Sprache 
Gebrauch  gemacht 

Telegramme  in  offener  Sprache  können 
können  im  internationalen  Verkehre  in  zahl- 
reichen lebenden  Sprachen  und  in  Aner- 
kennung ihrer  früheren  Bedeutung  auch  in 
lateinischer  Sprache  gewechselt  werden.  In 
Deutschland  sind  im  Telegraphen  verkehre 
ausser  deutseh  und  lateinisch  zu^lassen;- 
arabisch,  armenisch,  dänisch,  engliscli,  ftä- 
misch,  fianzösisch,  griecliiflch,  hebräisch,  hol- 
ländisch, i  talionis*^,  japanisch,  malayisch, 
norwegisch,  persisch,  portugiesisch,  nimfi- 
nisch,  schwedisch,  siamesisch,  slawisch  (böh- 
misch, bid^isch,  kroatisch,  illyriscli,  pol- 
nisch, nissisch,  kleinrussisch,  serbisch,  sla- 
vonisch,    slovakisch,    sloveniscli) ,    spanisch, 


ungarisch,  türkisch.  Doch  sind  bei  Nieder- 
schrift der  in  fremden  Sprachen  abgefassten 
Telegramme  lateinische  oder  deutsche  Schrift^ 
zeichen  anzuwenden. 

Geheime  Telegramme  können  entweder 
in  verabredeter  Sprache  oder  in  Ziffern  auf- 
gegeben werden.  Unter  verabredeter  Sprache 
rtangage  convenu)  wird  die  Anwendung  von 
Wörtern  verslanden,  welche  an  sich  eine 
sprachliche  Bedeutung  haben,  denen  aber 
durch  Verabredung  (insbesondere  durch 
Wörterbücher,  Codes)  ein  nur  den  Korrespon- 
dentenverständlicherSinnbeigelegtist  Tele- 
gramme in  verabredeter  Sprache  sind  nament- 
lich für  Kabelkorrespondenzen  auf  weite  Ent- 
fernungen in  Uebung,  weil  sich  dem  verab- 
redeten Einzelworte  der  Sinn  eines  ganzen 
Satzes  beilegen  lässt  Chiffrierte  Telegramme 
werden  entweder  in  den  arabischen  Ziffern 
mit  verabredeter  Buchstabenbedeutung  oder 
in  Buchstaben  von  geheimer  Bedeutung  abge- 
fasst.  Sie  finden  ausser  im  politisch-diplo- 
matischen Verkehr  namentlich  bei  Börsenge- 
schäften eine  sehr  beträchtliche  Anwendung. 

Nach  der  unten  mitgeteilten  Uebersicht 
erreichte  die  Qesamtzalü  der  1898  beför- 
derten Depeschen  die  holie  Ziffer  von  375,9 
Milhonen,  wovon  auf  Europa  267,4  Millionen, 
auf  die  aussereuropäischcn  Gebiete  108,r» 
Millionen,  darunter  auf  die  Vereinigten  Staa- 
ten 61,4  Millionen  entfielen.  Es  wäre  eine 
interessante  Aufgabe,  das  Verhältnis  nach- 
zuweisen, in  welchem  das  Familienleben, 
die  Geeellsctiaft,  Handel  und  Industrie,  die 
Presse,  die  Wissenschaft  und  das  Staats- 
leben sich  an  diesem  Verkehre  beteiligen. 
Für  eine  derartige  Untersuchung  würden 
sich  aus  der  älteren,  aber  noch  heute  treff- 
lichen Schrift  von  Karl  Knies,  Der  Tele- 
graph als  Verkehismittel,  sowie  aus  den 
Schriften  von  George  Sauer,  The  Tele- 
graph in  Europe  (P^ie  1869),  Sir  James 
Anderson,  Statistics  of  Teiegraphy  (Lon- 
don 1872)  und  L.  L.  Madsen,  Kecherches 
sur  la  loi  du  mouvement  tclijgraphique  inter- 
national (Kopenba^n  1877)  mannigfache 
Anhaltspunkte  gewinnen  lassen.  Die  nach- 
stehenden Ziffern  über  die  BeteUigung  der 
vorgenannten  grossen  Faktoren  am  Tele- 
grammverkehre beziehen  sich  nicht  auf  das 
gleiche  Jahr;  auch  scheint  die  Abgrenzung 
der  Rubriken  nicht  nach  gleichmassigen  Ge- 
sichtspunkten erfolgt  zu  sein. 
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So  weni^  diese  Ziffern  zur  FeetsteUung 
eines  allgemeinen  Massetabes  ausreichen,  so 
lassen  sie  doch  erkenneQ,  dass  der  Anteil 
der  Familientelegramme  an  der  Gesamtziffer 
bei  weitem  grösser  ist,  als  dies  Mufig  an- 
genommeo  wird,  und  daas  andererseits  die 
Presse  sich  in  weit  geringerem  Masse  am 
Oewunttelegmmmverkehie  beteiligt,  als  sich 
nach  den  mehrfach  erhobenen  Änspnlchen 
auf  besondere  GebOhrenprivilcgien  erwarten 
Less. 

9.  Fernsprechverkehr.  Auf  der  Welt^ 
aussfelluDg  von  Philadelphia  1S78  hat  Sir 
WUliam  Thomson  den  kurz  vorher  in  Ge- 
brauch gekommenen  Fernsprecher  das 
grösste  Wimder  unserer  Zeit  genannt.  Ein 
Jahr  vorher  hatte  Kaiser  Wilhelm  den 
Oeneialpostmeister  v.  Stephan,  welcher  ihm 
das  eben  nach  Deutschland  gekommene  In- 
strument vorführte,  beglflckwüuscht ,  dass 
er  nicht  vor  400  Jahren  lebe,  weil  er  sonst 
als  Hexenmeister  verbrannt  worden  wäre. 
Der  Wunderwirkung,  mit  welcher  der  Fem- 
sprecher Schallwellen  in  elektromagnetische 
Ströme  und  diese  umgekehrt  zurück  in 
Schallwellen  verwandelt,  entspricht  die  un- 
erhörte Schnelligkeit,  mit  welcher  dieses 
ur.vereleichliche  Terkehrewerkzeug  seinen 
Siegeslauf  diurch  die  Welt  vollzogen  und 
sich  als  unentbehrliches  Hilfsmittel  des 
modernen  Verkehrs  allenthalben  eingebürgert 
hat.  Sein  Gebrauch  übej"trifft  an  Häufigkeit 
bei  weitem  den  des  elektrischen  Tele- 
graphen. In  Deutschland  allein  werden 
durch  den  Femsprecher  tflglich  1,7  MiUi- 
onen  Gespräche  gehalten,  während  auf  dem 
giuizen  Fjdball  wen^  mehr  als  eine  Million 
Depeschen  tflghch  aufgeliefert  werden.  Die 
Femsprechämter  unserer  Grosestädte  ver- 
mitteln, unterstatzt  durch  ebenso  kunstvolle 
wie  einfach  zu  haDdhabende  ümschaltevor- 
richtuagen,  einen  Verkehr,  von  dessen  Inten- 
sität man  sich  vor  wenig  Jahren  ebenso- 
wenig eine  Voi^tellung  zu  machen  vermochte, 
wie  man  ihn  heute  entbehren  könnte.  Aach 
fQr  das  flache  l^and  hat  sich  der  Fem- 
sprecher als  ein  ausserordentlich  wirksamer 
Ersatz  für  den  kostspieligeren  und  schwerer 
zu  bedienenden  Telegraphen  im  weitesten 
Umbnge  bewährt,  und  zwar  nicht  nur  für 
die  Bedürfnisae  des  gewöhnlichen  Verkehre, 
sondern  auch  insbesondere  für  Unfallmel- 
dungen, wo  er  bei  Feuersbrünaten,  Wassers- 
not, KrankheitsfäUen  schleunige  Hilfe  ver- 
mittelt. Durch  die  Errichtung  von  Bezirks- 
femsprechnetzen  sind  grosse  Industriegebiete, 
wie  z.  B.  am  Niederrhein  und  in  Westfalen, 
in  OberBchleaien,  iu  der  sächsischen  und 
preussiscben  Oberlausilz,  der  Nordrand  des 
Harzes,  zu  Verkehrsgan  zen  vereinigt  worden, 
welche  den  Produzenten  der  Bohstoffe,  den 
Fabriken,  ihren  Abnehmern  und  den  vei^ 
mittelnden  Verkehrsanstalten  eine  ununter- 


brochene persönliche  Erledigung  ihrer  Ge- 
schäfte ermöglichen. 

10.  Telegraphie  im  Kriege.  Wie  sich 
schon  das  Altertum  der  Feuerzeichen  vorzugs- 
weise zurUebermittelung  kriegerischer  Nach- 
richten bediente  und  wie  Chappe  seinen  op- 
tischen Tet^raphen  in  erster  Lime  für  Krie^- 
zweckeerricntethat,  80  besteht  fürdie  moderne 
Kriegführung,  weiche  in  einem  früher  nicht 
geahnten  Umfange  Heeresmassen  in  Bewe- 
gung setzt,  das  stärkste  Bedürfnis  für  die 
möglichst  schnelle  Uebermittelung  von 
Nachrichten  und  Befehlen.  Bereite  bei  dem 
indischen  Aufstande  (1857)  haben  sich  die 
Engländer  des  Kriegstelegraphen,  dessen 
Materialien  den  Truppen  auf  Fuhrwerken 
nachgeführt  wurden,  mit  Erfolg  zur  Ver- 
bindung ihrer  oft  durch  weite  Entfernung 
getrennten  Kolonnen  imd  zur  Aufrechthaltung 
ihrer  Herrschaft  bedient.  Sehr  bedeutende 
Leistungen  hat  der  Kriegstelegraph  sodann 
im  nordamerikanischen  Büi^rkriege  (1861 
bis  65)  vollzogen,  indem  durch  seine  Hilfe 
die  Fühlung  der  verschiedenen  Armeeen  auf 
dem  ungemein  ausgedehnten  Operations- 
gebiete ermöglicht  und  die  Einheit  in  der 
Heeresleitung  wesenthch  gefördert  wurde. 
In  Preussen,  wo  die  Einführung  der  elek- 
trischen Telegraphio  bereits  1856  bei  der 
Armee  in  Augriff  genommen  und  1859  die 
Errichtung  von  Feldtelegraphenabteilungen 
angeordnet  worden  war,  stellte  die  In- 
struktion von  1863  als  Zweck  des  Feldtele- 
graphen auf: 

■Ein  Hauptquartier  mit  den  Divisions- 
quartieren  ciJer  mehrere  Hauptquartiere 
unter  sich  in  telegraphische  Kommunikation 
zu  bringen  oder  emen  momentan  wich- 
tigen Punkt  z.  B.  ein  Haupt-  oder  Divi- 
sionsquartier, einen  bedrohten  Ktlsten-  oder 
Grenzpunkt  in  möglichst  kurzer  Zeit  mit 
einer  oereits  bestehenden  Staatstelegraphen- 
leitung so  zu  verbinden,  dass  von  diesem 
Punkte  aus  mit  jeder  Telegraphenstation 
des  Landes  direkt  korrespondi^  werden 
kann.«  * 

Dies  Programm  ist,  nachdem  es  In  den 
Feldzügen  von  1864  und  1866  sich  erprobt 
hatte,  im  deutsch-französischen  Kriege  in 
ausgedehntestem  Umfange  zur  AusfOhrnng 
gelangt  Trotz  des  weiten  Operationsge- 
bietes gelang  es  der  Telegiaphie,  das  Obei^ 
kommando  mit  den  Armeeabteilungen  und 
das  Heer  mit  dem  Vaterlande  in  unausge- 
setzter Verbindung  zu  erhalten.  Bei  den 
Umschliessungen  von  Metz  und  Paris  trug 
sie  durch  telegraphische  Verbindung  der 
einzelnen  Truppenteile  wesentlich  zum  Ge- 
lingen bei,  indem  sie  nicht  allein  die  sämt- 
lichen Eorpskommandos ,  Divisions-  und 
Brigadestfibe  der  weiten  Cemierungslinien, 
sondern  anch  besonders  wichtige  Vor{)OBten- 
punkte,  Observatorien  und  Batterien  in  un- 
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unterbrochener  Fühlung  erhielt  DieLeitungen 
der  Feldtelegraphie  erreichten  bis  Ende  des 
Erieges  eine  Lange  von  10  930  km  mit  407 
Statiouea,  wovon  82ü2  tm  wiederhergestellte 
französlBche,  898  im  provisorische  und  1780 
km  Feldleitungen  wareD. 

In  dem  Burentri(«e  (1899/1900)  hat 
sich  nicht  nur  die  heuograpbische  Nach- 
richtenvermittelung als  eine  wirksame  Ver- 
bindung zvrischen  den  Belagerten  und  den 
anrückeuden  Ersatztruppen  mehrfach  be- 
währt, sondern  es  ist  auch  zum  ersten  Male 
von  der  Telegraphie  ohne  Draht  fOr  Kriegs- 
zwecke mit  Erfolg  Gebrauch  gemadit 
worden. 

Während  früher  in  Friedenszeiten  be- 
sondere Truppenteile  für  die  Feld  telegraphie 
nicht  bestanden,  sondern  erst  bei  der  Mobil- 
machung formiert  wurden,  unterhalten  jetzt 
die  meisten  Staaten,  neuerdings  auch 
Deutschland,  bereits  im  Friedensstande 
Telegiapheubataillone  oder  -abteilungen. 

IV,  Telegraphenrecht 
11.  Telegraph  enr egal  Ob  die  Tele- 
graphie den  Regalien  im  Sinne  des  älteren 
Staatsrechts  beigezählt  werden  darf,  wie 
Keyseher,  Bluntschli  u.  a.  annehmen, 
Beseler  hingegen  verneint,  mag  dahinge- 
stellt bleiben.  Zweifellos  aber  ist,  dasa  der 
Staat  vermöge  seines  Hoheitsrechta  das 
Recht  und  die  Pflicht  hat,  die  Errichtung 
und  den  Betrieb  von  Telegiaphenanla^u 
wegen  ihrer  hohen  politischen  und  wirt- 
schaftlichen Bedeutung  seiner  Aufsicht  zu 
unterwerfen.  Teils  die  geschiehtUche  Ent' 
Wickelung,  teils  die  Einsicht,  dass  die  Aus- 
übung der  Telegraphie  wegen  des  ihr  bei- 
wohnenden Monopolcharakters  in  den  Hän- 
den des  Staates  am  sichersten  bertiht,  haben 
dazu  geführt,  dass  in  allen  europäischen 
und  der  Mehrzahl  der  aussereuropäischen 
Länder  dem  Staate  das  ausschhessliehe 
Recht  zur  Errichtung  und  zum  Betriebe  von 
Telegraphenanlagen,  soweit  sie  allgemeineD 
•  Verkehrazwecken  zu  dienen  bestimmt  sind, 
gesetzlich  beigelegt  worden  ist,  so  in  Belgien 
(G.  v.  4.  Juni  1850  und  1.  März  1851), 
Frankreich  (Dekr.  v.  27.  Dezember  1851), 
Griechenland  (G.  v.  18.  Dezember  1802), 
Grossbritanoien  und  Irland  (G.  v.  31.  Juli 
1868  und  9.  August  1809),  Niederlande  (G. 
V.  7.  März  1852),  Norwegen  (G.  v.  19.  Mai 
1881),  Oesterreich  (Dekr.  v.  16.  Januar  1847 
und  26.  Januar  1847),  Ungarn  (G.  v.  8. 
Aug\ist  1888).  In  Deutachland  hat  die  ge- 
setzliche Feststellung  des  Tel^raphenregals 
einen  eigeuen  Weg  eingeschlagen.  Während 
in  Freussen  der  Staat  die  Telegraphie  that- 
säehlich  als  Monopol  ausübte,  in  Sachsen 
dagegen  die  Anlegung  von  Telegraphen  ohne 
geseteliche  Erlaubnis  durch  G.  v.  21.  Sep- 
lember  1855  mit  Strafe  bedroht  war :  wurde 


zwar  in  die  Verfassungen  des  Norddeutschen 
Bundes  und  später  des  Deutschen  Reichs 
{Art.  48)  die  gmudlfgende  Bestimmung  auf- 
genommen, dass  das  Post-  und  Telegraphen- 
wesen für  das  gesamte  Getnet  des  Doutschen 
Beichs  als  emheiüiche  Staateverkehrsan- 
stalten  eingerichtet  und  verwaltet  werden. 
Von  dem  laut  Art.  4  Nr.  10  der  Reichsver- 
fassung  dem  Reiche  zustehenden  Rechte  der 
Gesetzgebung  über  dae  Fost^  und  Tele- 
graphen wesen  iBt  indessen  ein  Gebrauch 
dahin,  das  Telegraphenregal  Jülich,  wie  es- 
bezflglich  des  Fostregals  durch  die  Postgesetze 
vom  2.  November  1867  und  28.  Oktober  1871 
geschehen^  gesetzlich  abzugrenzen  und  unter 
straf rechtbcaen  Schutz  zu  stellen,  lange  2eit 
hindurch  nicht  gemacht  worden.  Dies  hatte 
zur  Folge,  dasa  sich  der  von  der  Reichsre- 
giening  festgehaltenen  Auffassung,  wonach 
das  ausschliessliche  Recht  des  Staates  zur 
Anlegung  und  zum  Betriebe  von  Telegraphen 
in  demjenigen  Umfange,  in  welchem  es  in 
Freussen  thatsächlich  bestanden  hatte,  dem 
Norddeutschen  Bunde  und  dem  Reiche 
durch  die  Verfassung  rechtlich  zugesprochen 
sei,  eine  von  namhaften  Staatsrechtslehrem 
(T.aband,  St  R.  d.  d.  R,  2.  Aufl.  U,  68 ff., 
Loening,  Verwaltungsrecht  S.  611, 
Schulze,  Deuteches  Staatsrecht  II,  20l> 
vertretene  Ansicht  gegenüberstellte,  welche 
namentlich  betonte,  dass  es  an  einer  allge- 
mein -geltenden  Strafbestimmung  fiu:  das  aus 
Art.  48  abgeleitete  Verbot  der  Anlegung 
und  des  Betriebes  von  Telegraphen  durch 
Frivatperaonen  in  Deutschland  fehlte.  Zu 
praktiechen  Schwierigkeiten  führte  dies© 
Btrafrechüiche  Kontroverse,  als  mit  der  Aus- 
breitung des  Fernsprechers  die  liülle  eich 
mehrten,  in  denen  Frivatanlagen  von  Tele- 
graphen und  Fernsprechleitungen  ohue  vor- 
herige Erlaubnis  der  Telegraphenverwaltung 
oder  trotz  des  von  ihr  veranlassten  polizei- 
lichen Verbots  auszuführen  versucht  und  in 
denen  gegen  derartige  Pohzei verböte  ge- 
richüiche  oder  verwaltungsgerichtliche  Ent- 
scheidung angerufen  wurde. 

Zur  Beseitigung  der  aus  d»n  Schwanken 
der  Rechtsprechung  sich  ergebenden  Miss- 
stände und  um  jeden  Zweifel  an  der 
RechtsboBtändigkeit  des  Telegraphenregal» 
zu  beseitigen,  erging  das  Gesetz  über  das 
Telegrapbenwesen  des  Deutschen 
Reichs  v.  6.  April  1892.  Dasselbe  hat 
den  Umfong  des  Telegraphenregals  dahin 
festgestellt,  dass  das  Recht,  TolOTaphenan- 
lagen  für  die  Vermittelung  von  Nachrichten 
zu  errichten  und  zu  betreiben,  ausschliesslich 
dem  Reiche  zusteht.  Unter  Telegraphen- 
anlagen sind  die  Femsprechanlageii  mitbe- 
griffe a  (§  1).  Wird  durch  diese  grund- 
legende Vorschrift  die  vom  Reiche  bisher 
ausgeübte  und  durch  den  Erfolg  bewährte 
Einheit  in  der  Anlegung  und  dem  Betrieb© 
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des  Telegraphen  und  des  Femsprechers 
rechtlich  gewährleistet,  so  hat  das  Gesetz 
andererseits  den  Umfang  des  ansschliesshchen 
Bechts  IQ  einer  die  berechtigen  Interessen 
des  VerkehiB  wahrenden  Weise  abgegrenzt, 
indem  es  gestattet,  dass  die  Ausübung  dieses 
Hechts  für  einzelne  Strecken  oder  Bezirke 
an  Privatuntemehmer  verliehen  werden  kann 
und  an  Gemeinden  für  den  Verbehr  inner- 
halb des  Gemeindebezirks  verliehen  werden 
mnBs,  wenn  die  nachsnchende  Gemeinde  die 
genü^nde  Sicherheit  für  einen  ordnun^- 
mässigen  Betrieb  bietet  und  das  Beich  eine 
solche  Anlage  weder  errichtet  hat  noch  sich 
zur  Errichtung  und  ziun  Betriebe  einer 
äolchen  bereit  erklärt  hat  (§  2).  Ohne  Ge- 
□ehmigung  des  üeichs  können  errichtet  und 
betrieben  werden :  1.  Telegraphcnanlagen, 
welche  ausschliessüch  dem  inneren  J)ien  sie 
von  Landes-  und  Kommunal behörden,  Deich- 
korporationen, Siel-  und  EntwSsserungEver- 
b3nden  gewidmet  sind;  2.  Telegraphenan- 
lageo,  welche  von  TranBi»rtanstalten  (also 
in  erster  Linie  von  Eisenbahnuntemehraungen) 
auf  ihren  Linien  ausschliesslich  zu  Zwecken 
ihres  Betriebes  oder  für  die  Vermittdung 
von  Nachrichten  innerhalb  der  bisherigen 
Grenzen  benutzt  werden;  3.  Telegraphen- 
anlagen  a)  innerhalb  der  Grenzen  eines 
Grundstocks,  b)  zwischen  mehreren  einem 
Besitzer  gehörigen  oder  zu  einem  Betriebe 
vereinten  Grundstücken,  deren  keins  von 
dem  anderen  über  25  km  in  der  Lufthnie 
entfernt  ist,  wenn  diese  Anlagen  aus- 
schliesslich für  den  der  Benutzung  der 
Grundstücke  entsprechenden  unentgeltlichen 
Verkehr  bestimmt  sind  (§  3),  Dass  die 
hiernach  freige^benen  Tele^phenanlagen 
sich  innerhalb  der  gesetzlichen  Grenzen 
halten,  ist  vorbehaltlich  der  verfasBimgs- 
mässgen  Reichsaufsicht  imter  die  Eontrolle 
der  Landesbehörden  gestellt  (§  4).  Das 
aufischhessliche  Becht  sowie  die  Wahrung 
der  Kontrollvorschriften  sind  durch  aus- 
reichende Strafbestimmungen  geschützt  (§§ 
9—11). 

Bindere  Schwierigkeiten  verursachte 
bei  der  Beratung  des  Gesetzes  das  Verhält- 
nis der  Telegraphie  zur  elektrischen  In- 
dustrie, deren  Starkstroman  tagen  zu  Be- 
leuchtung»- und  motorischen  Zwecken  inner- 
halb der  Städte  und  mehrfach  auch  bei 
Benutzung  der  öffentlichen  Wege  mit  den 
Tel^Taphen-  und  Femsprechleituugen  in 
unliebsame  Berühningen  treten.  Während 
die  iteichstelegraphenverwaltung  verlangte, 
dass  die  Unternehmer  zu  Vorkehrungen 
angehalten  würden,  um  Betriebsstörungen 
des  Telegraphenverkehrs  durch  Starkstrom- 
anlagen vorzubeugen,  forderten  die  Vertreter 
der  dektrotechnischen  Industrie,  dass  im  Tele- 
graphengesetze eine  Bestimmung  getroffen 
würde,  wonach  jeder  Interessent  dafür  zu 


sorgen  habe,  dass  seine  Anlagen  in  sich 
geschützt  seien.  Den  Vertretern  des  Ge- 
setzentvrurfs  gelang  es,  die  Mehrzahl  des 
Beichstages  davon  zu  überzeugen,  dass  diese 
Formel  dem  wirklichen  Sachverhalte,  insbe- 
sondere dem  ungeheueren  Unterschiede 
zwischen  der  von  der  Telegraphie  und  der 
von  der  Industrie  benutzten  Stromstärke, 
in  kdner  Weise  entspricht.  Es  kam 
schliesslich  ein  Vermittelungsvorschlag  zu 
Stande,  nacli  wdchem  elektrische  Anlagen, 
wenn  eine  Störung  des  Betriebes  der  einen 
Leitung  durch  die  andere  eingetreten  oder 
zu  befürchten  ist,  auf  Kosten  desjenigen 
Teils,  welcher  durch  eine  spätere  Anlage 
oder  durch  eine  spätere  Aenderung  seiner 
bestehenden  Anlage  diese  Störung  oder  die 
Gefahr  derselben  veranlasst  hat,  nach  M^- 
lichkeit  so  auszuführen  sind,  dass  sie  sich 
nicht  störend  beeinflussen  {§  12). 

Um  die  Besor^isse  zu  beschwichtigen, 
als  werde  das  Reich  nach  gesetzlicher  Be- 
festigung des  TelegraphenregaJs  für  dessen 
Ausübimg  grössere  Vorrechte  als  bisher  be- 
anspnichen,  war  in  das  Tdographengesetz 
eine  Bestiinmung  aufgenommen  worden, 
wonach  das  Reich  durch  dasselbe  weiter- 
gehende Ansprüche  an  fremden  Grund  und 
Boden,  insbesondere  an  öffentliche  Wege 
und  Strassen  nicht  erlangen  sollte  (§  14). 
Diese  Bestimmung  erwies  sich  indes  als- 
bald als  ungenügend,  um  der  Telegraphie 


Anlagen  und  ihren  Betrieb  unumgänglich 
bedarf.  Insbesondere  ergaben  sich  hin- 
sichtlich der  Benutzung  der  Sffenthchen 
Wege  für  Tdegraphenzwecke  Schwierig- 
keiten, die  dureh  die  lediglich  von  privat- 
rechtlichen Gesichtspunkten  ausgehende 
Rechtsprechung  erhöht  wurden.  Wenige 
Jahre  nach  dem  Erlass  des  Tdegraphen- 
gesetzes  wurde  es  deshalb  notwendig,  das 
Recht  derTdegraphie  aufBenutzung  fremden 
Grund  und  Bodens  und  namentlich  dei 
öffentlichen  Wege  dureh  ein  Specialgesetz 
zu  regdn.  Das  Telegraphenwegege- 
setz vom  18.  Dezember  1899  hat  diese 
Hegdung  im  allgemeinen  von  dem  zu- 
treffenden Gesichtspunkte  einer  gesetzlichen 
Beschiänkung  des  Eigentums  zu  Gunsten 
der  Telegraphie  vollzogen,  gleichzeitig  aber 
die  Verpfücntung  der  Tdegraphenverwaltung 
anerkannt,  diese  Besch^kung  schonend 
und  unter  Ersatz  des  für  den  Eigentümer 
daraus  entstehenden  Schadens  auszuüben. 
Hierbei  sind  der  Telographenverwaltung 
gegenüber  anderen,  auf  die  Benutzung  der 
öffentlichen  Wege  gleichfalls  angewiesenen 
Anlagen,  namentlich  Kanaliaations-,  Wasser-, 
Gasleitungen,  Schienen  bahnen,  dektrischen 
Anlagen,  V erpfhchtungen  auferlegt  worden, 
,  die  über   das  im  Telegiaphengesetz   v.   6. 
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April  1892  festgesetzte  Hase  erheblich 
hinausgehen  (§§  ö  und  6).  In  gleich  Bcho- 
nender  Weise  hat  das  neue  Gesetz  die  alte 
Streitfrage  wegen  der  Benutzung  des  Luft- 
raiunes  dahin  eutschiedeo,  dass  die  Befug- 
nis der  Tcleeraphen Verwaltung,  ihre  Linien 
durch  den  Luftraum  Über  fremde  Örund- 
stücte  zu  führen  und  letztere  zur  Vornahme 
uotwendifför  Arbeiten  zti  betreten,  anerkannt 
worden  ist  (g  12). 

12.  Telegraphengeheimnis.  Da  die 
überwiegend  grösste  Mehrzahl  der  Depeschen 
in  Schrittzeichen  weitergegeben  wird,  welche 
ihren  Inhalt  den  bei  der  Beförderung  be- 
teiligten Personen  verständHch  machen,  und 
da  es  bei  einer  nicht  geringen  Zahl  von 
{Böi-sen-j  Telegrammen  sich  um  beträchtliche 
finanzieUe  Intei-essen  handelt,  deren  Kennt- 
nisnahme durch  Nicht  berechtigte  schwere 
Vermögenanachteile  für  die  Berechtigten 
nach  sich  ziehen  kann ;  so  ist  die  Wahrung 
des  Telegraphen  geh  ei  mnisses  vom  Anfang 
der  Privatbenutzung  des  Telegraphen  an 
unter  die  Grundgesetze  der  Telegraphie 
aufgenommen  worden.  Der  Vereinsvertrag 
bestimmt  in  Art.  2 :  Die  hohen  vertrag- 
schlieasenden  Teile  verpflichten  sich,  alle 
notwendigen  Massregeln  zu  ei^reifen,  welche 
erforderlich  sind,  um  das  Geheimnis  der 
Telegramme  und  deren  ordnnngsmSssige 
Beförderung  zu  sichern.  Dieser  völker- 
rechtlichen Norm  entsprechend,  wird  dureh 
die  Gesetze  der  meisten  Vereinsstaaten  den 
Telegraphen beamten  jede  Mitteilung  des 
Inh^tes  der  Depeschen  an  Unbefugte  streng 
verboten  und  die  Verletzung  dieser  Pflicht, 
deren  Wahnmg  Überdies  vielfach  durch 
Aufnahmen  in  den  Amtseid  bekräftigt  wird, 
als  ein  strafrechtlich  verfolgbares  Amtsver- 
hreohen  bezeichnet  Die  Straf  bestimm  ungen 
knüpfen  in  der  Regel  an  den  gesetzlichen 
Schutz  des  Briefgeheimnisses  (vgl.  d.  Art, 
Post  sub25,  oben  Bd.  VI  S.  147 ff.)  an  und 
erklären  sowohl  die  rechtswidrige  Unter- 
drückung und  Eröffnung  als  auch  die  rechts- 
widrige Mitteilung  des  Inhalts  der  Depeschen 
für  strafbar;  vgl.  für  Deutschland  RStr.G.B. 
^  355,  für  das  Ausland  die  im  Jouru.  telegr. 
III,  p.  215  ff.  mitgeteilte  Zusammensteliung, 
Auch  die  in  straf  gerichtlichen  Untersu- 
chungen, sowie  in  Konkurs-  und  civiljjro- 
zessualischen  EUlen  notwendigen  Ausnahmen 
sind  für  Telegramme  dieselben  wie  für 
Briefe ;  für  Deutschland  finden  auf  beide 
die  Str.Pr.O.  g§  99—101  und  Konk.-O. 
§  121  Anwendung.  Unter  Hinweis  auf 
diese  Bestimmimgen  konnten  bei  der  Be- 
ratung des  Tel.-G.  vom  6.  April  1892  die 
Hegierunga Vertreter  den  Antrag  auf  Auf- 
nahme eines  Zusatzes,  welcher  das  Tele- 
praphengeheimnis,  soweit  nicht  Ausnahmen 
im  Gesetze  begrilndet  sind,  für  unverletzlich 
erklaren  sollte,  als  überflüssig  bezeichnen. 


Indessen  wurde  die  Aufnahme  einer  Be- 
stimmung, durch  welche  namentlich  auch 
der  Um&ig  des  Telegraphengeheimnisses  in 
Ueberein Stimmung  mit  der  geltenden  Praxis 
dahin  erläutert  wird,  dass  dasselbe  sieh 
auch  darauf  erstreckt  ob  und  zwischen 
welchen  Personen  telegraphische  Mitteilungen 
stattgefunden  haben,  doch  für  wünschens- 
wert erachtet.  (Telegraphen-G.  v.  fl.  April 
1892  §  8). 

13.  Haftpflicht  der  Telegraphie.  Im 
Hinblick  auf  die  Schwierigkeiten,  denen  die 
richtige  und  pünktliche  Beförderung  der  De- 
peschen durch  die  Einwirkung  der  Witterung 
auf  die  bewegende  Kraft  selbst  wie  auf  die  An- 
lagen ausgesetzt  ist,  liaben  die  Telegraphen- 
verwaltungen von  Anfang  an  jede  Verantwort- 
lichkeit abgelehnt.  Nach  Art.  3  des  Ver- 
einsveijrages  erklären  die  Vertragschliesaen- 
den,  dass  sie  in  Bezug  auf  den  internatio- 
nalen Tel^raphendienst  keinerlei  Verant- 
wortlichkeit Obernehmen.  Auch  die  Lajides- 
gesetze  sciüiessen  jeden  Anspruch  an  die 
Verwaltung  auf  Ersatzleistung  für  den  durch 
unridiüge  und  unpOnkthche  Befördemng 
von  Telegrammeu  entstandenen  Schaden 
auSjZ.  B.  französisches  G.  v.  29. November  1850 
Art.  6,  belgisches  G.  v.  1.  März  1851,  schweize- 
risches G.  V.  18.  Dezember  1867  Art  11. 
Wo  keine  Gesetze  bestehen,  kehrt  die  gleiche 
Bestimmung  in  den  im  Verwaltungswege 
erlassenen  Telegraphen  Ordnungen  wieder, 
deren  rechtsverbindliche  Kraft  zwar  von  der 
Theorie  mehrfach  angezweifelt,  in  der  Recht- 
sprechung jedoch  durchgehends  anerkannt 
wird.  Gleichlautend  schreibt  die  deutsche 
TeleCTaphenordnung  g  24  vor;  Die  Tele- 
graphenverwaltung leistet  für  die  richtige 
Ueberkunft  der  Telegramme  oder  deren 
Ueberkuttft  und  Zustellung  innerhalb  be- 
stimmter Frist  keinerlei  Gewähr  und  hat 
Nachteile,  welche  dureh  Verlust,  Verstüm- 
melung oder  Verspätung  der  Telegramme 
entstehen,  nicht  zu  vertreten.  Doch  wird 
die  entrichtete  Gebühr  eratattet  für  ein  Tele- 
gramm, welches  dureh  Schuld  des  Tele- 
graphenbetriebes gar  nicht  oder  mit  be- 
deutender Verzögerung  in  die  Hände  des 
Absenders  gelangt  ist,  und  für  ein  ver- 
gliclienes  Telegramm,  welches  infolge  von 
Verstümmelung  erweislich  seinen  Zweck 
nicht  hat  erfüllen  können. 

In  der  Theorie  ist  mehrfach  geltend  ge- 
macht worden,  dass  die  Ausschhessung  ieaer 
civilrccht  liehen  Verantwortlichkeit  der  Tele- 
graphenverwaltungen eine  Abweichung  von 
den  Grundsätzen  aes  gemeinen  Rechtes  ent- 
halte, welche  sich  durch  die  technische  Be- 
sonderheit des  Betriebes  nicht  ausreichend 
rechtfertigen  lasse.  Meili  ist  soweit  ge- 
gangen, das  bestehende  Kocht  als  ein  Tele- 
graphenun recht  zu  bezeichnen;  er  will 
die  Telegraphie  für  die  richtige  und  pflnkt- 
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liehe  Beförderung  nnd  BesteUnng  der  Tele- 
graninie  noch  über  das  gerne!  ae  Recht 
hinatis  nach  den  Qrunds&tzen  von  receptum 
haften  lassen  und  jede  reglementanache 
Ausschliessung  oder  Beschränkung  dieser 
Haftpflicht  gesetzlich  verbieten.  Wenn  Meili 
sich  hierfür  wiederholt  auf  die  Haftpflicht 
der  Post  benift,  so  übersieht  er,  dass  die 
Post  jede  Ersat/pflicht  für  einfache  Briefe 
ebenes  gesetzlich  (z.  B.  deutsches  Post- 

rtz  Tom  28.  Oktober  1871  §  12)  ablehnt 
lässt  ferner  ausser  Betracht,  dass  die 
Auferlegung  einer  Haftpflicht  in  dem 
ihm  begehrten  Umfange  eine  Erhöhung  des 
Telegraphentarifa  und  damit  Nachteile  für 
die  Allgemeinheit  z\a  Folge  haben  müsste, 
welche  die  aus  der  Haftiiflicht  in  einzelnen 
tollen  für  einzelne  sich  ergebenden  Torteile 
offenbar  weitaus  fiberwiegen.  Ändere  haben 
nach  Key  Sehers  Voi'gange  die  Aner- 
kennung einer  begrenzten  Haftoflicht  gegen 
Entriclitimg  einer  höheren  Gebühr  empfohlen. 
Für  den  internationalen  Verkehr  ist,  nach- 
dem ein  bezüglicher  Vorschlag  in  Rom 
(1871)  abgelehnt  worden  war.  in  St.  Peters- 
burg (1875)  die  fakultative  Einführung  von 
rekommandierten  Depeschen  beschlossen 
worden,  für  welche  dem  Absender  eine  Ent- 
echSdigung  von  -W  Francs  geleistet  wird, 
wenn  das  Tel^^amm  eine  erheblicUe  Ver- 
üügening  erleidet  oder  durch  die  Schuld 
des  Telegraphenbetriebes  nicht  an  seine  Be- 
stimmung ^laDgt  oder  endlich  infolge  von 
Fehlem  bei  der  Beförderung  seinen  Zweck 
nicht  erfüllen  konnte.  Im  Bereiche  der 
deutschen  Telegraphie  sind  rekommandierte 
Telegramme  nicht  zulässig. 

V.  Die  Telegraphie  in  Deotschland. 

Seit  1875  ist  die  Verwaltung  der  Tele- 
graphie im  Reichspostgebiete  mit  derjenigen 
des  Postwesens  verbunden;  das  gleiche  ist 
in  Bayern  und  Württemberg  der  Fall.  Be- 
züglich der  Verfassung,  der  Organisation 
und  der  Finanzergebnisse  der  deutschen 
Telegraphie  darf  deshalb,  um  Wiederholun- 
gen zu  vermeiden,  auf  das  im  Art.  Post  sub 
28—32  (Bd.  VI,  S.  150  ff.)  Gesagte  ver- 
wiesen werden.  Dag^en  bedürfen  die 
dortigen  Mitteilungen  über  den  Wirkungs- 
kreis der  deutschen  Verkehrsanstalten  einiger 
Ergänzungen  bezüglich  der  Telegraphie, 

Der  Leiter  des  Reich  spostwesens  hatte 
sich  bei  Uebemahme  der  Telegraphie  die 
Aufgabe  gestellt  das  jüngste  Verkehrsmittel 
dem  ältesten  in  Hinsicht  auf  Zngänglichkeit, 
auf  Wirksamkeit  des  Betriebes  und  Ein- 
fachheit der  Tarife  im  inneren  wie  im  Aus- 
landsverkehre möglichst  gleichzustellen.  Die 
Lösung  dieser  umfassenden  Aufgabe  ist 
durch  nachhaltige  Vermehrung  der  Verkehis- 
anstalten,  durch  Ausdehnimg  und  Verbesse- 
rung   des    Telegraphennetzea     und    dui-cb 


durchgreifende  Tarifreformen  auf  das  that- 
kräftigste  erstrebt  worden.  Dazu  kam  die 
weitere  Aufgabe,  das  im  Jahre  1877  in 
Europa  bekannt  gewordene,  bis  dahin  über- 
wiegend für  Uebertragung  musikalischer 
Töne  benutzte  Telephon  für  die  Zwecke  des 
Nachrichten  Verkehrs  nutzbar  zu  machen  und 
zu  einer  wirksamen  Vervollständigung  des 
Tel^raphenbetriebes  zu  verwerten. 

Die  Zahl  der  Telegraphenan  stalten   be- 
trug im  Reichspostgebiete : 

1875        1880        1885        1881        1899 
1686        5550        7535      12  132      15754 

in  ganz  Deutschland  1899  19034.  Während 
187Ö  auf  263  ijkm  und  24800  Einwohner 
eine  Telegraphenanstalt  entfiel,  war  dies 
Ende  1899  auf  22,3  gkm  und  2204  Ein- 
wohner der  Fall.  Diese  Dichtigkeit  der 
Anstalten  wird  nur  in  der  Schweiz  (1  An- 
stalt auf  19,3  qkm  und  1398  Einwohner) 
um  ein  Geringes  fibertroffen,  was  in  dem 
zahlreichen  Fremdenverkehre  und  der  Aus- 
breitung der  Telegraphie  in  den  Gasthöfen 
seine  Erklärung  findet;  sie  übersteigt  da- 
gegen bei  weitem  Grossbritannien  und  Ir- 
land mit  29,3  f|km  und  3724  Einwohner 
und  in  noch  weit  stärkerem  Masse  Frank- 
1  Einwohnern 


km  Leitungen 
132009 
213327 
»52  435 
334  575 
405  177 
Deutschland  waren  Ende  1899   vor- 
handen 125457  km  Linien  und  460184  km 
Leitungen. 

Der  Fernsprecher  ist  von  dem  Staats- 
sekretär von  Stephan  alsbald  in  seiner 
vollen  Bedeutung  für  das  Verkehrswesen 
erkannt  und  in  ausgedehntem  Umfange  in 
Benutzung  gebracht  worden.  Zunächst  für 
die  Herstellung  an  Telegraphenverbindungen 
auf  dem  Lande,  wo  der  Fernsprecher  wegen 
seiner  Billigkeit  und  der  Einfachheit  seiner 
Bedienung  den  kostspieligeren  Telegraphen- 
apparat vollkommen  ersetzt.  Gerade  der 
Fernsprecher  hat  es  ermöglicht,  die  Tele- 
graphie in  solchem  Umfange,  wie  es  ge- 
schehen, auf  das  Land  vorzuschieben.  Es 
waren  vorhanden  im  Reichspostgebiete 
davon  mit 
Femsprechbetrieb 


reich   mit  43,1 

qkm    und 

auf  je  eine  Telegraphenan 
Das  Reichspostgebiet 

I87Ö 
1880 
1885 
1891 

km  Linien 

35708 
59960 

71617 
9S339 

1878 


Telegraphe 

anstolt^n 


4143 


287 

1136 


15  741  9689 

Fast   zwei   Drittel  sämtlicher   Stationen 
bedienen  sich  jetzt   des  Fomsprechere;   es 
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sind  dadurch  Über  9000  Orte,  die  sonst  der 
telegraphischen  Verbindung  entbehren  vQr^ 
den,  au  das  Telegiaphennetz  angeschlossen 
woroen. 

Mit  gleicher  Thatkraft  ist  mit  der  An- 
legung von  Stadtfemsprecheinrichtungen 
vorgegangen   worden.     Nachdem  der  erste 


Versuch  dieser  Einrichtungen  1880  in  Mühl- 
hausen im  Elsass  und  in  Berlin  gemacht 
und  gut  ausgefallen  war,  wurde  eine  von 
Jahr  zu  Jahr  lebhaftere  Thätigkeit  zur  Ein- 
führung derselben  iu  einer  immer  grösseren 
Zahl  von  Städten  entwickelt  Es  betrugen 
im  HeichapoBtgebiete 


7 

48 

113 

174 

«33 

900 

StadtfernaprechneU  km 
Zahl  der  Sprechatellen 

3179 

15760 

30393 

50645 

82330 

63*789 

1504 

8439 

19151 

32920 

SM19 

183696 

Dia  Reichstelegraphenverwaltung  besitzt 
in  dem  1888  errichteten  Telegraphen- 
ingenieurhureau  eine  eigene  Dienststelle, 
■welche  alle  Fortachritte  auf  dem  Gebiete 
der  Elektrotechnik  zu  beobachten  und  sie 
auf  ihre  Verwendbarkeit  für  die  Tele^phie 
zu  prüfen  amtlich  berufen  ist  und  die  sich 
vermöge  ihrer  wissenschaftlichen  Hilfskrftfte 
und  Hilfsmittel  als  ein  Bindeglied  zwischen 
der  Verwaltung  einer-  und  der  Wissenschaft 
und  Technik  andererseits  zu  andauerndem 
Nutzen  für  alle  Teile  bewahrt. 

Mit  besonderer  Sorgfalt-  ist  in  Deutsch- 
land die  Telegnphie  über  ihre  eigentliche 
Äufeabe,  die  Nadmchtenvermittelung,  hinaus 
in  den  Dienst  des  öffentlichen  Wohls  ge- 
stellt worden.  Die  von  ihr  unterhaltenen 
ZeitbaJl Stationen,  im  Freihafengebiet  toh  Bre- 
men, Bremerhaven,  Cuxhafen,  Swinemünde 
imd  Neufahrwasser  dienen  den  im  Hafen 
liegenden  imd  an  der  Küste  vorbeiführe  nden 
Schiffen  zur  Kontrolle  ihrer  Chronometer, 
auf  deren  Genauigkeit  die  Ortsbestimmung 
auf  dem  hoben  Meere  beruht.  Die  Seewarte 
in  Hambui^  ist  durch  unmittelbare  Tele- 
graphenverbindungen iu  den  Stand  gesetzt, 
regelmässige  Wettervoraussagen  und  Sturm- 
wamungstelegramme  zu  versenden.  Durch 
telegrapnische  Wasserstand  smeldun  gen  wer- 
den die  Nachrichten  über  Hoch  Wasserstände 
und  Eisgang  regelmässig  an  die  beteiligten 
Behörden  und  Anwohner  befördert  Der 
seit  1887  eingeführte  Unfellmeld  ediengt, 
durch  den  die  Bewohner  kleinerer  Landorte 
bei  Tag  mid  Nacht  im  stände  sind,  Hilfe 
aus  den  Nachbarorten  bei  Unfällen,  z.  B, 
bei  Feuersnot,  anzurufen,  hat  sich  zu  einer 
weit  über  das  ganze  Land  verbreiteten 
WohlfahrtseinrichtuEg  entwickelt,  die  mit 
über  12000  Unfall mädestellen  täglich  etwa 
80  Unfall  meidungen  vermittelt  und  durch 
rechtzeitige  Beschaffung  von  Hilfe,  ärztlichem 
Beistand  u.  dergl.  segensreich  wirkt. 

VT.  Die  Telegraphle  im  Aoslande. 

Mit  Ausnahme  der  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  und  einiger  kleinerer  süd- 
amerikanischer Republiken  ist  die  TeJegra- 
phie  in  allen  Kulliustaaten  als  Staatsver- 
kehreeinricbttmg  organisiert.    Ihre  Verwal- 


tung ist  nach  dem  erfolgreichen  Vorgange 
von  England  und  Deutschland  jetzt  in  der 
weitaus  grössten  Mehrzahl  der  Staaten  mit 
der  des  Postwesens  verbunden.  In  Italien 
ist  für  Post  und  Telegraphie  ein  eigenes 
Ministerium  gebildet;  in  Belgien  unterstellen 
Post,  Telegraphie  und  Eisenbahnen  gemein- 
schaftlich einem  besonderen  Ministerium. 
In  Schweden  ist  die  seit  Jahren  geplante 
Verbindung  der  Post  und  Telegrapliie  noch 
nicht  zur  Ausführung  gekommen. 

Der  Umfang  der  Telegraphenanlagen 
weist  in  den  verschiedenen  Ijändem  je  nach 
dem  Grade  ihrer  Kultur,  der  Dichtigkeit 
der  Bevölkerung,  des  Handels-  und  Ge- 
werbefleisses  sehr  erhebliche  Unterschiede 
auf.  Während  in  der  Schweiz  auf  19,8 
qkm  und  1398  Einwohner,  in  Belgien  auf 
27,8  qkm  und  6375  Einwohner  eine  Tele- 
graphenanstalt entfäUt  stellt  sich  dies  Ver- 
hältnis in  Italien  auf  48,8  qkm  und  5832 
Einwohner,  in  Spanien  auf  353  qkm  und 
12688  Einwohner,  in  Russland  auf  4267,j> 
qkm  und  24  579  Einwohner,  in  der  Türkei 
auf  3352  qkm  und  32714  Einwohner.  Noch 
stärker  sind  die  Unterschiede  in  ausser- 
euroiiäischen  Ländern,  wo  Britisch-Indien 
mit  seinen  287  Millionen  Einwohneni  nur 
4699  Telegraphen  an  stalten,  Niederländisch- 
indien mit  ;ii,5  Millionen  Einwohner  391 
Anstalten,  Japan  mit  tö  Millionen  Einwohner 
1272  Anstalten  zählen.  Dem  entsprechen 
weiter  die  grossen  Unterschiede  in  der 
Ausdehnung  der  Linien  und  Leitungen, 
deren  Enichtung  und  Unterhaltung  durch 
die  klimatischen,  geographischen  und  ethno- 
graphischen Besonderheiten  einzelner  Länder 
beträchtlich  erschwert  wird.  Die  sibirisch© 
Linie,  die  indoeuropäische,  welche  die  nissi- 
sche Steppe,  Kaukasien,  Persien  und  Be- 
ludschiston  durchschneidet,  die  australischen 
Linien  von  Port  August»  nach  Port  Darwin 
und  von  Südaustralien  über  Port  Lincoln 
nach  Eiicla-Bay  führen  auf  weite  Strecken 
über  wegloscs  Land  und  haben  z.  T,  unter 
Ueberwindung  der  schwersten  Hindernisse, 
welche  Wüste,  Wald,  Wassermangel  und 
wilde  Bevölkening  bereiteten,  errichtet  wer- 
den müssen.  Bei  der  Erbauung  des  austra- 
lischen Südwcsttelegraphen  rausste  Hunderte 
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von  Meilen  weit  eine  Spur  von  50  Fusa 
Brdte  durch  den  "Waid  gehauen  werden. 
Ebenso  war  bei  der  Errichtung  der  kaledo- 
nisohen  Telegraphen  auf  lange  Strecken  eiue 
Durchlichtnng  dicht  verwachsener  Wälder 
in  1^  m  Breite  notwendig.  In  Sumatra 
verursachen  die  Elefouten  h&ufige  Unter- 
brechungen des  Telegraphenbetriebes,  indem 
sie  die  Stangen  umbrechen  und  die  Drähte 
mit  den  Isolatoren  in  das  Rohrdickicht  ver- 
schleppen. Ausserdem  machen  es  die  zahl- 
reichen Tiger,  Bären,  wilden  Bflffel  etc. 
äusserst  schwierig,  die  Leitungen  im  Ur- 
wfJde  zu  überwachen,  während  grosse  und 
kleine  Äffen  an  den  Drähten  ihre  Turn- 
kunststtlcke  ausüben  und  die  Isolatoren  zer- 
schlagen. In  China  hingegen  hat  die  Telegra- 
phievorallemmitderEigenart  derBe  völkeni  ng 
zu  kämpfen  gehabt,  die  tmter  dem  "Vorurteil, 
dass  der  auf  die  Gräber  fallende  Schatten 
der  Stangen  und  der  Drähte  die  Riihe  der 
Vorfahren  störe,  anfangs  an  vielen  Oriien 
die  Linien  zerstörte.  Der  im  Joum,  t61%r. 
Bd.  XVI  S.  31  ff.  mitgeteüte  Bericht  der 
brasilianischen  Verwaltung  schildert  die 
Schwierigkeiten,  denen  die  Errichtung,  die 
Unterhaltung  und  der  Betrieb  der  Telegra- 
phenlinien  in  dem  ungeheueren  Lwide 
durch  die  gewalt^n  Entfernungen,  die 
mächtigen  Ströme  und  weiten  Sümpfe  aus- 
gesetzt ist  Mit  nicht  minderen  Hinder- 
nissen haben  Deutsche,  Enriftnder  und 
Franzosen  bei  Errichtung  der  Telegraphen- 
linien in  Nord-,  Söd-,  West-  und  Ostafrika 
zu  kämpfen.  Die  Energie,  mit  welcher  dieser 
£ampf  aufgenommen  und  durchgeführt  wird, 
spricht  dafür,  dass  Telegraphen verbiudungen 
für  die  Beherrschung  und  Bcsiedeiuag  der 
Schutzgebiete  von  allen  beteiligten  Völker- 
schaften als  unerlässlich  angesehen  werden. 
Das  kühne  Unternehmen  einer  englischen 
Gesellschaft,  welche  vom  Capland  aus  quer 
durch  Orange-Freistaat,  Transvaal  und 
Rhodesia  eine  Telegraphenlinie  nordwärts 
errichtet  und  die  Verbindung  mit  Aegypten 
erstrebt,  wird  durch  reiche  Zuschösse  aus 
England  nachhaltig  unterstützt.  G^en- 
wärtig  hat  der  tiwisafrikanisclie  Telegraph 
bereits  das  Se^ebiet  zwischen  Deutsch- 
Ostafrika  und  dem  Eongostaat  erreicht ;  An- 
schlüsse nach  beiden  Gebieten  hin  sind  ver- 
tragsnoässig  gesichert. 

Sehr  gross  sind  endlich  die  Abweichun- 
gen im  Umfange  der  Benutzung  des  Tele- 
graphen. Zwischen  Grossbritanulen ,  das 
mit  210,6  Telegrammen  auf  je  100  Ein- 
wohner den  höchsten  Grad,  und  Russland, 
das  mit  11,6  Telegrammen  au!  100  Ein- 
wohner den  geringsten  Grad  des  Verkehrs 
darstellt,  «geben  sich  in  Europa  die  mannig- 
faltigsten Abstufungen,  die  nicht  selten  so- 
gar zwischen  nahe  benachbarten  Staaten 
erhebliche  "L'ntei-schiede  ergeben.    So  zahlt 


Norwegen,  wo  der  Telegraph  beim  Fisch- 
fänge m  sehr  bedeutendem  Masse  benutzt 
wira,  um  das  Heranziehen  von  Fischzügen 
zu  signalisieren  sowie  um  die  Bergung  und 
Zubereitung  des  Fanges  und  endlich  den 
Absatz  zu  vermitteln,  74,9  Tele^amme, 
Schweden  hingegen  nur  33,3  Telegramme 
auf  100  Einwohner;  Griechenland  l^t  41,1, 
die  Türkei  nur  13,3  Telegramme  auf  100 
Einwohner.  Deutschland  mit  71,4  Tele- 
grammen wird  in  diesem  Punkte  ausser  von 
England  noch  durch  Frankreich  mit  100,2, 
die  Schweiz  mit  85,6,  Norwegen  mit  74,9 
und  Niederlande  mit  72,4  übertroffen,  steht 
aber  in  Europa  mit  seinem  Fernsprechver- 
kehre  von  621  Millionen  Gesprächen  weit- 
aus unerreicht  da. 

Eiue  sehr  eigentümliche  Entwickelung 
hat  die  Telegrapnie  in  China  genommen, 
wo  sie  sich  seit  den  70er  Jahren,  von 
Schanghai  und  anderen  den  Europäern 
offenen  Häfen  ausgehend,  Eingang  verschafft 
und  nach  Ueberwindung  erheblicher  Schwie- 
rigkeiten zu  einer  umfassenden  Einrichtung 
ausgebildet  hat.  Das  chinesische  Telegra- 
phennetz umfasste  vor  B^nn  der  gegen- 
wärtigen Wirren,  die  starke  Zerstßnmgen 
seiner  Anlagen  mit  sich  gebracht  haben, 
etwa  23000  km  Linie  mit  gegen  30000  km 
Leitungen uQdzahlte250 Anstalten.  DiesNetz 
ist  erbaut  und  wird  betrieben  von  der  Chinese 
Imperial  Telegraph  Co.,  einer  Gesellschaft, 
deren  Aktien  sich  im  Besitz  einflussreicher 
chinesischer  Mandarinen  und  Kapitalisten 
befinden,  die  aber  mit  der  Staatsverwaltung 
in  mannigfacher  Weise  verquickt  ist  und 
daraufhin,  wo  es  ihr  passt,  den  Anspruch 
erhebt,  als  Staatsanstalt  zu  gelten. 

In  den  Vereinigten  Staaten  werden  die 
Telegraphie  und  die  Telephonie  von  je 
einermächtigen  Privatgesellschaft  beherrscht. 
Die  Western  Union  hat  in  der  Telegraphie 
ebenso  vollständig  alle  Mitbewerbung  unter- 
drückt, als  dies  der  Bell- Gesellschaft  auf 
dem  Gebiete  des  Fernsprechwesena  gelun- 
gen ist.  Beide  Gesellschaften  verfügen 
über  Anlagen  von  ganz  ausserordentliche!- 
Ausdehnung.  Die  Western  Union  besitzt  ein 
Telegraphen  netz  von  305  666  km  Linien 
und  14ri2459  km  Leitungen  mit  2228,t 
Stationen ;  der  Depeachenverkehr  des  Jahres 
1898;99  belief  sieh  mi  mehr  als  61,4  Milli- 
onen, Ebenso  riesenhaft  ist  der  Betrieb 
der  American  Bell  Telephon  Co.,  welche  in 
1239  Orten  .Sladtfernsp  rechanlagen  mit 
einem  Telephonnetze  von  1 635  994  km 
Leitimgen  und  632946  SprechstelleQ  be- 
sitzt und  deren  Bericht  die  Zahl  der  Ge- 
spräche auf  nicht  weniger  als  1666  Milli- 
onen anhebt  Dass  Betriebe  dieser  Art 
weit  über  den  Rahmen  von  Privatuntor- 
nehmungen  hinansge  wachsen  sind ,  ist 
ebenso   einleuchtend,    als   dass    ihren   In- 
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habem  durch  die  Aiisübun^  eines  so  wich- 
tigen Monopols  ein  kolossaler  Einfluss  auf 
die    geBamte    wirtschaftliche  Entwickeluog 
ziKteht. 
VII.  Die  JDteniatioDaJe  Telegraphie. 

Die  Tel^raphie  ist  ilirem  Wesen  nach 
ein  internationales  Institut,  sie  kann  vor 
den  Grenzpfählen  der  einzelnen  Staaten 
nicht  Halt  machen;  Deberein Stimmung  in 
den  Anlagen  und  im  Betriebe  bildet  eine 
ihrer  Lebensbedingungen.  Deshalb  ist  die 
Ausbildung  internationaler  Einrichtungen 
von  den  Telegraphenverwaltungen  frühiieitig 
als  eine  ihrer  wichtigsten  Aufgabeu  erkannt 
und  mit  Erfolg  ang^trebt  worden. 

Dem  Beispiele  folgend,  welches  fdr  den 
Postverkehr  durch  den  deutsch-österreichi- 
schen Postverein  gegeben  war,  errichteten 
Preussen,  Oesteireich,  Bayern  und  Sachsen 
1850  den  deutsch-Österreichischen  Telegra- 
phenverein,  welchem  in  den  nächsten  Jahren 
das  übrige  Deutschland  und  die  Nieder- 
lande beitraten.  In  ähnlicher  Weise  schlössen 
sich  die  westlichen  tind  südlichen  Staaten 
Europas  an  Frankreich  an.  Beide  (itrupp^ 
traten  durch  einen  1852  von  Pi-euasen  mit 
Frankreich  und  Bollen  abgeschlossenen  Ver- 
trag in  en^re  Beziehungen. 

Auf  diese  Vorgänge  gestützt  traten, 
nachdem  schon  1858  in  Brüssel  eine  inter- 
nationale Konfei'enz  stattgefunden  hatte, 
1865  die  Vertreter  Bärallicher  europäischer 
Telegrapheaverwaltongen ,  mit  Ausnahme 
Eng^nds,  wo  die  Telegraphie  damals  noch 
nicht  Slaatainstitut  war,  in  Paris  zu  einem 
Kongress  zusammen,  dessen  Ergebnis  die 
Bildung  des  Allgemeinen  Telegraphenver- 
oins  war.  In  dem  Vertrage  von  Paris, 
welcher  heute  noch  die  Grundlage  der  inier- 
nationalen  Telegraphie  bildet,  war  die  pe- 
riodisclie  Wiederkehr  gemeinschaftlicher  Be- 
ratungen vereinbart  und  damit  die  Weiter- 
entwickelung des  Vereins  sicliergestellt 
worden.  Seitdem  haben  die  Kongresse  von 
Wien  18C8,  Born  1871.  St.  Petersburg  187.i. 
London  1879,  Berlin  IHSr.,  Paiis  1890  nnd 
Budapest  18!f5  stattgefunden,  an  denen  sich 
in  der  Hegel  die  Leiter  der  dem  Vereine 
angehörigou  Verwaltimgen  persönlich  betei- 
ligt haben. 

Der  Verein  umfasst  gegenwärtig  sämt- 
liche Staaten  von  Eurojia,  ferner  in  Asieni 
Cochinchina,  Britisch-  und  Niederländisch- 
indien, Japan,  Persion  nnd  Siam,  in  Afrika: 
Aegypten,  Capland,  Natal,  Senegal  und 
Tunis,  in  Amerika:  Argentinien  nnd  Bra- 
silien, in  Australien  die  sämtlichen  liriti- 
sdien  Kolonialstaatcu.  Von  den  grossen 
Privatgesellschaften,  in  deren  Händen  sich 
noch  gegenwärtig  die  wichtigsten  l'ntersee- 
verbindungcn  fast  ansscliliesslich  befinden, 
liabcn   die   meisten ,   darunter  mehrere  der 


grössten,  wie  die  Eastem  Tcle^ph  Co.,  die 
ludo-Europäische,  die  Grosse  Gordische,  die 
Commercial  Cable  Gesellschalt,  sich  dem 
Verein  angeschlossen;  von  den  übrigen 
richtet  sich  die  Mehrzahl  nach  den  Fest- 
setzungen des  internationalen  Dienstregle- 
menta.  Ein  Stimmrecht  stellt  den  Private 
gesellschaften  nicht  zu,  ihre  Vertreter  sind 
aber  berechtigt,  auf  den  Verein skontereuzen 
zu  erscheinen  und  sich  an  den  Beratungen 
zu  beteiligen;  von  diesem  Hechte  wii-d  ein 
umfassender  Gebrauch  gemacht. 

Als  ständiges  Ceotraloi^n  des  Vereins 
fungiert  das  internationale  Bureau  der  Tele- 
graphen Verwaltungen  (Bureau  international 
des  administrations  telftgraphiques)  zu  Bern, 
welches,  von  den  Veremsstaaten  unter  der 
oberen  Leitiuig  der  schweizerischen  Verwal- 
tung gemeinsam  unterhalten,  den  ihm  durch 
den  Vertrag  und  das  Reglement  zugewiese- 
nen Aufgaben  obliegt,  indem  es  die  auf  die 
internationale  Telegraphie  bezüglichen  Nach- 
richten sammelt,  zusammengestellt  und  ver- 
öffenthcht,  Anträge  auf  Abänderung  der  Ta- 
rife und  Reglements  übermittelt  mid  die 
Arbeitwi  ftir  die  Vereinskonferenzen  vorbe- 
reitet. Das  von  dem  Bureau  herausgegebene 
Journal  t616graphiquc  dient  als  Organ  des 
Vereins  in  der  Presse  und  nimmt  durch  so- 
Hde  und  reichhaltige  Mitteilungen  eine  eliron- 
volle  Stelle  in  der  periodischen  TelcgrapUen- 
litteratur  ein. 

Der  Vertrag,  für  welchen  gegenwärtig 
die  ihm  auf  dem  Kongress  von  St.  Peters- 
burg gegebene  Fassung  vom  10./22.  Jidi  1875 
massgei>end  ist,  ist  auf  unbestimmte  Zeit 
geschlossen.  Er  kann  von  jedem  Teilnehmer 
mit  Jaliresfrisl  gekündigt  werden ;  die  Kün- 
digung kommt  indes  nur  fttr  den  Staat  zur 
Geltung,  welcher  sie  aiisgespi-ochen  hat ;  für 
die  übrigen  Teilnehmer  bleibt  der  Veitrag 
in  Kraft.  NichtteÜnehmenden  Staaten  ist 
der  Beitritt  zum  Vorein  gestattet,  welcher 
bei  demjenigen  Staate,  in  dessen  Bereiche 
die  letzte  Konferenz  stattgefunden  hat,  zu 
erklären  und  von  diesem  den  übrigen  Vei- 
tragsstaaten  mitzuteilen  ist. 

Dui-ch  den  Vertrag  und  das  dazu  fje- 
hürigo  umfangreiche  Die  nsl  regle  (neu  t  sind 
die  Vorschriften  für  die  Benutzung  der 
internationalen  Telegi'aphenanlagen  und  für 
den  internationalen  Dionstbetrieh  einheitlich 
geregelt.  Es  bestehen  hiemach  für  die 
technische  wie  für  die  administrative  Hand- 
liabung  der  internationalen  Telegi-aphJe, 
allerdings  mit  der  wichtigen  Aunnahme  dos 
Tai-if Wesens,  dunshaii»  übereinstimmende 
Vorachrilten.  Der  vertragsinässigen  Ver- 
pfliehtiing,  für  den  internationalen  Dienst 
(»cHondere  Leitungen  zu  verwenden,  und 
zwar  in  genügenden  AnMhl,  \nn  eine  rasche 
rcl»ermittc]iing  <ler  Tolefjmmme  zu  sichern 
(Art.  -1),    sind   die  Voi'cin.s verwaltimgen   in 
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ausreichen äem  Masse  nachgekommen.  Zwi- 
schen den  Hauplfitädten  Europas  bestehen 
meist  direkte  Telegraphen  Verbindungen, 
welche  z.  B.  zwischen  Berlin  und  Rom 
[1947  km).  Berlin-St.  Petersburg,  Berlin- 
Paris,  Berlin-London,  Wien-London,  Wien- 
Paris  einen  ungehinderten  Verkehr  ver- 
mitteln. Die  Kon  troll  Stationen,  auf  welche 
früher  aUe  Durchgangstelegranune.  nicht 
selten  unter  Verschiebung  der  natürhchen 
Beförderungswege,  geleitet  werden  niHSHten, 
sind  1876  aufgMol>en  worden;  der  Durch- 
jMOgsverkehr  bewegt  sich  frei  und  ungehin- 
dert auf  den  kürzesten  Wegen  von  Grenze 
zu  Grenze.  —  Ebenso  ist  die  Benutzung  der 
internationalen  Telegraphenanlagen  durch 
das  Publikum  durch  den  Vereinsvertrag  in 
einer  die  Freiheit  des  Verkehrs  fördernden 
Weise  geregelt  und  geschützt 

für  daaTarifn-esen  war  eine  gleich  ein- 
heitliche Ordnung  von  vom  herein  nicht 
unter  die  Aufgaben  des  Telegraphenvereins 
aufgenommen  worden.  Gleich  auf  der 
ersten  Vereinskocferenz  zu  Paris  hatten  sich 
sowohl  über  die  Grundlagen  als  über  die 
Höhe  und  die  Teilung  der  Gebühren  so  ab- 
weichende Ansichten  und  so  entgegenge- 
^tzt«  Interessen  kundgegeben,  dass  auf  den 
Versuch,  diese  Frage  nach  allgemein  giltigen 
GnindeStzen  zu  ordnen,  verzichtet  werden 
musste.  Dinx:^  die  Ausdehnung  der  unter- 
seeischen Telegraphie  wurden  diese  Schwie- 
iTgkeiten  noch  erhöht,  da  die  Privatgesell- 
schaften, in  deren  Eigentum  sich  die  wich- 
tigsten Unterseckabel  befinden,  vor  allem  die 
£rzielung  eines  möglichst  hoben  Ertrages 
im  Auge  haben.  So  gelangte  man  im  Ver- 
eins vertrage  zu  Bcstinunungen  über  das 
Tarif wesen,  die  einen  gewissen  Anschein 
grundsätzlicher  Regelung  besaasen,  in  Wirk- 
lichkeit aber  die  allgemeinen  Piiiicipien  zu 
Gunsten  der  besonderen  Interessen  der  ein- 
zelnen Kontrahenten  M^i^ben.  Die  Haupt- 
sache, die  Höhe  des  Tarifs,  blieb  dem  Em- 
veraehmen  von  Staat  zu  Staat  überlassen 
und  wurde  dim:h  besondere  Abkommen, 
z.  B.  durch  Telegraphenvertr^e,  meist  aber 
im  Wege  des  Reglements  zwischen  den  Äb- 
t'angs-,  Bestimmungs-  imd  Zwischenstaaten 
.ireregelt,  die  sich  auch  über  die  Teilung 
der  Gebühren  untereinander  zu  verständigen 
hatten.  Die  Folge  davon  war  nicht  nur  eine 
ungemeine  Buntscheckigkeit,  sondern  auch , 
eine  rielfach  übertriebene  Hohe  des  inter-  i 
nationalen  Telegraphen  tarifs. 

Schou  auf  der  Konferenz  von  St.  Peters- 
liurg  hatte  der  Generalpos tmeistor  Dr.  von 
Stephan  auf  das  Zweckwidrige  und  Be- 
denkliche dieses  Zustandes  mit  Nachdruck 
hingewiesen:  er  hatte  die  durchgreifende 
Koform  des  Taritwesens  als  eine  Aufgabe 
l)ezeichnet,  welelier  sich  der  Telegrapheu- 
verein  ohne  Schädigring  der  ihm  anvertrauten 


wichtigen  Interessen  auf  die  Dauer  nicht 
entziehen  könne.  Nachdem  inzwischen  in 
Deutschland  der  Worttarif  mit  günstigem 
Erfolge  eingeführt  worden  war,  ist  deut- 
scherseits eme  einheitliche  Regelung  des 
internationalen  Tarifwesens  auf  den  Kon- 
ferenzen zu  X^ondou,  Berlin  und  Paris  mit 
allem  I^fer  betrieben  und  dabei  wenigstens 
das  erreicht  worden,  dass  in  Londcoi  der 
mit  der  Gnindtaxe  vereinigte  Worttarif,  in 
Berlin  der  reine  Worttarif  als  Grundlage 
des  Tarifs  für  den  euroi>aischen  Verkehr 
angenommen  worden  ist.  Die  Festaetzui^ 
der  Höhe  der  Gebühr  blieb  freilich  noch 
immer  dei'  Vereinbarung  von  Staat  zu  Staat 
überlassen. 

Ein  durchgreifender  Beformvorschlag 
wimle  der  Konferenz  zu  Paris  (1890)  von 
Deutschland  unterbreitet.  Er  ging  dahin, 
für  den  europäischen  Verkehr  den  Wort- 
tarif für  angrenzende  L&nder  auf  12',«  Cent^ 
für  die  übrigen  Länder  auf  20  Cent,  mit 
Festsetzung  der  Mindestgebühr  von  1  Franc 
für  das  Telegramm  festzusetzen  und  ftir  die 
Abrechnung  und  Gebühren teilung  ähnliche 
Grundsätze  wie  im  Weltpostverein  einzu- 
führen, so  dass  jede  Verwaltung  die  von 
ihr  erhobenen  Gebühren  behalten  imd  für 
den  Transit  diu-  an  diejenige  Verwaltimg, 
an  welche  Telegramme  zur  Weiterbeförde- 
nmg  an  dritte  oder  fernere  Länder  über- 
geben werden,  eine  Gebühr  von  .50  Cent, 
für  das  Telegramm  vei^ten  sollte.  Bei 
der  Beratung  wurde  allseitig  anerkannt, 
dass  der  deutsche  Vorschlag  von  einer 
grosaartigen  Idee  getragen  sei  und  dass  ihm 
tiie  Zukunft  gehöre,  gleichzeitig  jedoch  die 
Notwendigkeit  einer  gründlichen  Prüfung 
und  Vorbereitung  betont  und  deshalb  be- 
schlossen, den  Vorscldag  dem  Internatio- 
nalen Bureau  zu  überweisen,  welches  die 
Ansichten  der  euro])äi  scheu  Telegraphen  Ver- 
waltungen einholen  und  ihnen  das  Ergebnis 
seiner  Studien  vor  der  nächsten  Konferenz 
mitteilen  sollte.  Die  Erwartung,  dass  die 
Konferenz  in  Budapest  (ISO'i)  über  die  Re- 
form des  internationalen  Telegraphentarifs 
Bcschluss   fassen  werde,   ist    nicht  in  Er- 


Boden keu,  die  dem  deutschen  Vorschlag 
entgcgcustibiden,  lediglich  darauf  besclu^kt. 
die  Beschlussfacsung  über  die  ganze  If'rage 
'lis  zur  nächsten  Konferenz  zu  vei'tagcn,  die 
■oraussichtlich  1902  in  London  gehalten 
werden  wird. 

Der  Vereins  vertrag  wahrt  jcilem  der 
vertragschhessenden  Staaten  das  Recht,  die 
Beförderung  jedes  Privattelegramms  anzu- 
halten, das  für  die  Sicherheit  des  Staates 
gefährlich  erscheint,  und  ebenso  den  intei-- 
nationalen  Telegraphendienst  auf  imbo- 
stimmfe  Zeit   ganz   oiler  teilweise   zu  sus- 
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pendieren,  wenn  der  betr.  Staat  diese  Maas- 
regel  für  notwendig  erachtet  (Art  7  u.  8). 
Von  diesen  Befugnissen  hat  EogUnd  wäh- 
rend des  Krieges  mit  den  Burenstaaten  in 
Südafrika  einen  ganz  ausserordeatlich  aus- 
gedehnten Gebrauch  gemacht  Der  Bericht 
See  englischen  Oeneral-Fostmeisters  fflr 
1.  April  1899  bis  31.  Mftrz  1900  steUt  fest, 
daas  die  englische  Regienmg  am  17.  No- 
vember 1899  die  Beförderung  von  Tele- 
grammen in  Codeworten  und  in  Ohiffern 
von  und  nach  ganz  Süd-  und  Ostafriba  ver- 
boten und  die  Tel^ramme  in  offener  Schrift 
einer  in  Aden  auszuübenden  Kontrolle  unter- 
worfen hat.  IHese  Mas&regeln  sind  bis 
zum  2.  M^  1900  in  voller  &aft  ^blieben. 
Yoo  da  ab  ist  der  Verkehr  von  Pnvat-  und 
Handalstelegrammen  in  Code  Worten  mit 
einem  Teile  Ostafrikas,  darunter  mit  Deutech- 
Ostafrika,  in  der  Weise  zugelassen  worden, 
dasB  sie  auf  das  Hisiko  des  Absenders  und 
unter  der  Bedingung  erfolgte,  dass  die  be- 
treffenden Codes  vorhM  in  Aden  deponiert 
und  von  den  MilifÄrbehßrden  für  zulässig 
erklärt  worden  sein  muEsten.  —  Es  ist 
nicht  bekannt  geworden,  ob  seitens  der  Be- 
sserungen der  von  dieser  MassrE^  betroffe- 
nen Staaten  ein  Binspnich  ge^en  dies  Vor- 
gehen Englands  erhoben  worden  ist,  das  ja 
den  Buchstaben  des  fonneUen  Rechts  für 
sich  hatte.  Wohl  aber  hat  sich  die  öffent- 
liche Meinung  in  Deutsclüaud,  Frankreich. 
Russland  und  anderen  Ländern  überein- 
stimmend g^en  die  Fortdauer  eines  Zu- 
standes  erÜärt.  der  die  Ausübung  der  inter- 
nationalen Teiegraphie,  soweit  sie  auf  die 
Benutzung  der  unterseeischen  Verbindungen 
angewiesen  ist,  thatsächlich  zu  einem  grossen 
und  wichtigen  Teil  von  dem  Beheben  der 
englischen  Kegierung  abhängig  macht  In 
verschiedenen  Ländern  macht  sich  eine 
starke  Bewegung  dahin  geltend,  Kabelver- 
bindungen zu  schaffen,  die  sich  weder  in 
den  Händen  englischer  Gesell-sichaften  be- 
finden noch  in  Orten  des  englischen  Be- 
sitzes eingeführt  und  demnach  von  der  Be- 
vormundimg durch  Fingland  unabhängig  sind. 
Ein  wichtiger  Anfang  hierzu  ist  in  Deutsch- 
land bereits  seit  mehreren  Jahren  gemacht 
worden,  indem  unter  Mitwirkung  des  Reichs- 
Postamts  1896  durch  die  deutsche  See- 
telegraphengesell schaff  ein  deutsches  Kabel 
von  Borkum  nach  Vigo  an  der  West- 
küste von  Spanien  gelegt  worden  ist,  wel- 
ches deutsehen  Teli^raramen  den  direkten 
Anschiuss  an  die  Seetelegraphen  Verbindun- 
gen nach  Asien  und  Afrika  sichert.  Von 
noch  grösserer  Bedeutung  ist  die  Herstellung 
einer  unmittelbaren  Telegraphen  Verbindung 
zwistdien  Deutschland  und  Amerika  durch 
das  1900  von  der  deutsch-atlantischen  TelO' 
graphengesellschaft  erbaute  Kabel  von  Bor- 
kum nach  den  Azoren  und  von  dort  nach 


Newyork.  Auch  för  die  Errichtung  einer 
deutschen  SeekaheUabrik  in  Nordenham  nnd 
die  Erbauung  eines  deutschen  Kabelschiffes 
1900  ist  das  Bestreben,  Deutschlands  Unter- 
seeverbindungen  vom  Auslände  unabhängig 
zu  machen,  ein  mitbestinunender  Faktor  ge- 
wesen. Inzwischen  ist  auch  in  Ostasien 
durch  die  Kabel,  welche  das  deutsche 
Schutzgebiet  von  Kiautschou  mit  Tschifu 
und  Schanghai  verbinden,  ein  verheißungs- 
voller Anfang  zu  selbständigen  deutschen 
Unterseeverbindungen  gemacht  worden. 

Der  Femsprecher  hat  sich  gleichfalls  als 
intern  lüonales  Verkehrsmittel  in  i'asch 
steigendem  Umfange  eingebürgert  Durch 
Verträge  über  wechselseitigen  Fernsprech- 
verkehr haben  sich  anfangs  benachbarte 
Nationen  fflr  den  Austausch  von  Gesprächen 
in  den  Grenzgebieten  verständigt;  bald  aber 
sind  darüber  hinaus  telephoniscaie  Verbin- 
dungen zwischen  den  Hauptstädten  ge- 
sch^en  worden,  die  auch  die  unterseeischen 
Leitungen  für  ihre  Zwecke  dienstbar  machen. 
Dem  Telephon  zwischen  London  und  Paris, 
das  in  dieser  Beziehung  die  Bahn  eröffnete, 
sind  Fernsprechverbindungen  zwischen  Ko- 
penhagen-Hamburg, Kopenhagen-Stockholm 
u.  a.  gefolgt.  Deutschhind  steht  zur  Zeit  in 
internationalem  Öesprächsaustausch  mit 
Oesterreich  (Berlin- Wien  auf  mehreren  Li- 
nien), Unfflrn  (Berlin-Budapest),  der  Sdkweiz, 
Belgien,  Frankreich,  Holland  und  Dänemark. 
DieFernsprechlinieBerlin-Paris,  durchweiche 
ein  Gesprächsaustausch  nicht  nur  zwischen 
diesen  beiden  Hauptstädten,  sondern  auch 
z«-ischen  anderen  bedeutenden  Städten  beider 
Länder  (u.  a.  deutscherseits  Frankfurt  a.  U., 
Hambtu^,  Cdln,  Leipzig,  französischerseits 
Borde8ux,Havre,  Lyon,  OrföanSjRouen)  ermög- 
licht wird,  ist  am  6.  August  1900  eröffnet 
worden ;  die  Flröftnung  der  Linie  Paris- 
Turin-Rom  steht  nahe  bevor.  In  kurzer  Zeit 
wird  ein  grosses  internationales  Fernsprech- 
netz nahezu  ganz  Europa  übersiHumen. 

Vm.  StatJBtiache  Uebersicht 
Der  nachfolgenden  uebersicht  auf  S.  81 
und  82  über  die  Ausdehnung  der  Tele- 
graphenlinien  und  Leitungen,  die  Zahl  der 
Telegraphenstationen  und  der  Telegramme 
liegen  die  Anf^ben  der  alljährlich  vom 
Internationalen  Bureau  veröffentlichten,  weit 
ausföhrlicberen  Statistik,  und  zwar  der- 
jenigen für  das  Jahr  1898,  zu  Grunde. 

Diese  Uebersicht  ist  soweit  als  thunlich 
durch  Zurückgehen  auf  die  Jahresberichte 
einzelner  liänder  ergänzt  worden,  gewährt 
aber,  da  auch  diese  vielfach  fehlen,  kein 
vollständiges  Bild.  Noch"  weniger  ist  dies 
der  Fall  bei  den  Angaben  Ober  die  Tele- 
phonie, worüber  die  Mitteilungen  der  amt- 
lichen Statistik  ausserhalb  Deutschlands  noch 
immer  äusserst  lückenhaft  sind.    Von  An- 
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Statistische  üebemoht  über  die  AolageD  und  Leistungen  der  Telegraphie  und  des 
FernsprechweseDs  nach  dem  Stande  von  1898. 


a)  Telegrapbie 

ZaU 
der 
Tele- 

Btaltjpn 


b)  Telephonie 

Zahl  der 


II 


IMnemark  (mit  den  FarOern] . 

Frankreich 

Gri«chenland 

OrossbritAnnien  und  Irland     . 

Italien 

Luembnrg 

Montenegro 

?>iederlande 


Ungarn 

Bonden  und  Heraegowina  .    .    . 

Portugal  (mit  den  Azoren  and 

Madeira)  1896 


BnaalaDd   . 
Schweden  . 
Schweiz 
Serbien.    . 


Spanu 
TQrke 


Qrkei  (enropOische,  asiatische  n. 
afrikaniache)  1896  .         .    .    . 
ZnsammenT 


"S  457 

6379 

S*4S 

4863 

137853 

8379 

70017 

40513 

611 

575 

5907 

13046 

34804 


7367 
6851 
144163 
8763 
7144 

3199a 

37  745 


644676 

9983 

496374 

1*7336 


17590 
298608 
25896 
21083 

8nS 
73  737 

61833 


632789 
47503 
1976 
49190 

34466; 


141,: 


0,37 


720457  359233^' 


n.  Asien. 
Britüch-Indieu ; 

a)  Indische  Linien  .... 

b)  Indo-Enro pilische  Linien 
Xieäerländisch-Indien      .     ,    . 

FraozUsischei  Indo-China    .    . 

Petsien 

Uebriges  Asien 

Zosanune 


IIL  Afrika 

Algerien 

Aegypten 

Caidand 

Matal 

Tunis 

Uebrigee  Afrika 


85061 
24  063  I 
38531 
6650 


84434 
6538 
10320 


113840 
Angabt  fehlen 

3301I     1535I     2,1 
Angaben  fehlen 

31  5881   13  1391   16,5 

72464  25571  S9,S 


236S6I  103^ 
60357  96,5 
346621     20 


539  344  605  013 


130812 

37937" 

5589 

aa,5 

II696 

29785 

461 

j 

1993 

4727 

"3° 

'J 

3750 

7400 

104 

0.4 

Angaben  fehlen 


669491     >S935|    35,1 


11  1061 

5l      "  03»l 


Zusammen 

IV.  Amerika: 

Vereinigte  Staaten 

Argentinien  (1896) 

BoBvia 

Brasilien  (1696) 

ChUe  (1897) 

Colnmbien  (1891) 

Haadwerterbagh  der  SUatnrImitioiMnan.    Zwslu  Andags.    TU. 


31119 

94141 

972 

6.4 

305666 

'SS 

16330 
15819 

1456459 
95046 

35*95 

18031 

332S5 

1237 

5X 

61,4 

¥ 

1,3 
',3 

i 

11003 

3"9 

0,5 

nni     W! 


239|'63S994|  632946 ;  1666 
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i)  Telegraphie 
Zahl 


b)  Telephonie 

Zahl  der 


Meiico 

Peru  (1897)  .  .  . 
Venezuela.  .  .  . 
Uebriges  Amerika. 


Angaben  fehlen 


V.  Australien: 

Xeiueeland 

NensQdwBles 

Südaustralieu 

Victoria 

L'ebriges  Angtralien 

Zneammen 


474  031 

160488! 

24370 

uns 
»1333 
9  459 

Angabe 

30  937 
57  354 

iSiaS 
fehlen 

91S 
916 
268 
78a 

|1239 '635994  6329461666 


1   I     9,4    I     34l     37625!    18350I       T" 


I.  Europa  .  , 
II.  Asien.  .  . 
in.  Afrika  .  , 
IV.  Amerika .  , 
V.  Australien   . 


720457 

2592  225 

72282  1267,4  1 

110  812 

379371 

5  589     22,5 

32  US 

94141 

972       6,4 

474021 

1604811 

34370     70,a 

48075 

106370 

2881       9^ 

1406488 

4776938 

106034   375,9 

»763 11539  344 
83!    66949 

■3§ 


4 145 13371  050 


60501311163 

15  935     35,1 
382I 


239163599^  633946,1666 


1271 62612864,35 


gaben  über  die  Fin^izergetioisse  ist  abge- 1 
sehen  worden,  da  in  den  zahlreichen  Län- 
dern, iQ  denen  Post  und  Tolegraphie  ver- 
einigt gind,  über  die  Einnahmen  und  Aus* 
gaben  der  Telegraphie  und  Telephonie  be- 
sondere Zahlen  nicht  vorlle^n. 

LItteratnr:    Auner   dtn  tum  Arlittt  Poit  (Bd. 

V,  Ä.  XI7J  aufgefährUn  Sehr\fttn  con  Sax,  ■ 
Raaeher,  VeredatHua  und  P.  B.  iHaeher, 
velche  tich  attch  auf  die  Teiegraphie  beliehen, 
lind  IV  nennen  an  allgemeiticn  Werken:  Zetx- 
»eKe,  HandbucK  der  elektriiehen  Telegraphit, 
Ig7?-^S7,  4  Bde.  —  Schellen,  Der  elettromag- 
nttiteke  Ttlegraph,  6.  Aufl.  von  Karel»,  1SS8. 
—  An  Zeittchriften:  Dat  vom  IrUematio- . 
nalen  Teteffmpheiibiireau  in  Jtem  herausgegebene 
Journal  tiligrapkique  (4eU  1869)  und  da* 
tm  JUieA* - RnUml  hemuigcyebene  A  rehiv  für 
Pott  und  Telegraphie  teil  1376. 

Zu  I:  Poppe,  Dm  Wtten  und  die  Be- 
deutung der  antiken  Telegraphie,  18S7.  —  Bet- 
ioc, La  Telegraphie  hitlori^ue,  18S8.  —  Z. 
QauHer,  L'oeavre  de  Claude  Chappe,  183S.  — 
Wertvolle  Beitrüge  zur  OetehieUe  der  Tele- 
graphie enlhiüten  die  Lebertterinnerungen  von 
Werner  v.  Slemena,  ISSt.  —  ZeUaehe'a 
kuner  Abriet  der  Geichirhte  der  elektrischen 
TeUgraphU  1874  beichräukl  rieh  auf  Sarh- 
veitungen  Hier  die  Enlviekelung  der  Tele- 
graphenapparale. 

Za  II:  JtotAer,  Der  Tclegraphenbau,  4. 
Aufl.,  1876.  —  Blatiier,  Noueeau  traili  de  Ti- 
Ifgraphie  rlertrique,  2  Bde.  1867.  —  Freece 
und  SivettrigM,    Telegraph]/,   1876.   —    Fle- 


chdwtann,  UnleDeeiteh«  Telegraphii,  1SS9.  — 
WanMChendorff,  Traitl  de  TeUffr.  tout-marine, 
IS88.  —  Charles  Brtt/hl,  SubmariTie  Tele- 
graph». Their  hitlory,  conitruction  and  wor- 
king,  IS98.  —  Hunt.  Lenaehmt,  DeuUcke 
Kabellinien,  1900.  —  Sehenh,  Philipp  Reit, 
der  Erfinder  de»  Telephon»,  1878.  Geechichte 
und  Enlieicltelung  des  elettritchen  Fenitprech- 
vaent,  S.  Aufl.,  1880.  —  GravAnhel,  Lehr- 
buch der  Telephonie  und  Mkrophonie.  2.  Aufl., 
1384.  —  V.  WleUUbach,  Handbuch  der  Te- 
lephonie, 1899.  —  C.  CraiPtnfcel  und  K. 
Trecker,  Die  Telegraphmtecknik,  1SS9.  —  JS. 
Müller,  Der  TelegruphenbelrUb  in  Kabel- 
leitungen, 1390.  —  O.  Canter,  Der  teehnitche 
TeUgraphendienil,  4.  Aiifl.,  189g.  —  l'eber  draht- 
lote Telegraphie  i-gl.  A.  Slaby,  Die  Funken- 
leUgraphie,  1897.  —  A,  Bmca,  Im  Tflegrophie 
lani  flu,  1899. 

Zu  III:  K.  Kniet,  Der  Telegraph  oU  Ver- 
kehrtmiUel,  1857.  —  Schattte,  Der  Telegraph 
in  adminielrativer  und  flnaniieUer  Hiniieht, 
1833.  —  BurhhoUx,  Kriegflelegraphie,  1877.  — 
B.  c.  Hacher-Treuen/etd,  Kriegtlelegraphie, 
1379.  ~-  V.  Chauvin,  Organieatioa  der  eSek- 
iritehen  Telegraphie  in  DeuUeJdand  für  die 
Zvecke  dei  Kricga,  I8S4.  —  Wm.  Ptvtn,  The 
mUitary  Telegraph  daring  ihe  civil  iror  in  Ute 
r.  fit.,  i  Bde.,  lS3t. 

Zu  IV;  Jteyaeher,  Telegraphenrtehl,  Zeit- 
lehr.  /.  deuUchet  Recht,  XIX,  tSlff.,  1SS6.  — 
Vil.  Serafint,  11  lelegrafo  in  relaiione  alla 
giuri»prudenia  cieüe  e  rommercüJ«,  186i.  — 
C  Aaaer,  De  telegraphie  in  hare  rerhtegetoigm, 
1SC7.  —  Mein,  Telegrapheiireckt,  2.  Ai^.,  1873. 
—  La  Ifgielatidn  leligraphigae,  publ.  par  le  bu- 
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reati  inltmational,  1876.  —  P.  ».  FUeher, 
Dat  neiu  dettUeke  TeUgraphengetelx,  Jahrb.  /. 
Ga.  a.  Vera.  189t.  —  V.  Jtohr,  Dm  Tele- 
gmpktnteegegeMlt  (m^f&hrlicker  Kommentar), 
1900.  —  W.  Seheleh^r,  Daa  TeUgraphenaege- 
gettü,  1900. 

Zu  V:  P.  ».  i1«cÄer,  DU  Vtrl-ehrtas- 
4talUn  da  DeuUchen  Rtiekt  im  JoAi*.  /.  Ga. 
H.  Vtrw.,  1S71,  1872  and  1874.  —  J-  J»MW, 
EiitaBiektlung  dt»  deiUchen  Potl-  und  TeU- 
graphenKtMou  in  den  Uliien  £5  Jahren,  I89S. 
SO  Jährt  eUkMtehtr  TrUgraphie  (Dealachrift 
du  SeUhtpottamIt),  1899. 

Zv  VI:  F.  D.  JPtacher,  TeUgraphU  und 
VlSlttrrtelU,  1876.  —  O.  Oambach,  Die  Poit- 
rertr^ge  und  Telegraphmiverträge  ™  v.  HoltMen- 
dvrffn  Handbuek  de»   VSlkemchtt,   IIT,  S19ff. 


Tellkampf,  Johann  Lndwig, 

(teboren  am  28.  I.  1606  in  BUckebnrg,  geet.  am 
lö.  II.  1876  in  Berlin,  studierte  in  QjIUingen 
die  Rechte  nnd  StaatsiriBseiigcIiaften,  wurde 
1831  Kechtaanwalt  in  HannoTei ,  habilitierte 
dch  18%  als  Privatdocent  in  (rOttingen,  wan- 
derte 1838  nach  Amerika  ans,  wo  er  am  Union 
Colle^  nnd  ap&ter  am  Colombia  College  za 
Ner-York  als  nvfeasoT  der  StaatswisaeoBcKaften 
wirkte.  1844  kehrte  er  nach  Bentschland  zn- 
rBck  nnd  folgte  im  nümlichen  Jahre  einer  Be- 
luhin^  ala  ordentlicher  Professor  der  Staats- 
wissenBchaften  nach  Breslau.  1848  sandte  ihn 
der  schleüsdie  Wahlkreis  Schweidnitz-Walden- 
bnrg  in  die  deutsche  NationalTenammlnng,  nnd 
seit  1849  bis  1874  hat  er  als  Hitglied  der  preas- 
nschen  II.  Eanmer,  des  Herrenhaoses  (seit  18öö) 
nnd  des  Deutschen  Reichstages  (seit  1871)  sich 
verdient  gemacht. 

TeUkampf  veröffentlichte  von  staatswisseu' 
schaftlichen  Schriften  in  Buchform:  Ueber  Ver- 
bessemng  des  Recbtsznstandes  in  den  deutschen 
Staaten,  Berlin  1835.  —  Ueber  die  Bessemngs- 
geSbtgnisse  in  Kordameriks  und  England,  ebd. 
1644.  —  Beiträge  znr  NationalGkonomie  nnd 
Handelspolitik,  2  Teile,  Leipzig  1861— ö3.  — 
Ueber  die  neuere  Entwickelnng  des  Bankwesens 
in  Deutschland  mit  Hinweis  anf  dessen  Vor- 
bilder in  England,  Schottland  und  Nordamerika 
nnd  anf  die  franzSsische  Soci£t£  generale  de 
er^t  mobilier,  1.  2.  und  8.  Aufl.,  Breslau  1866. 

—  Essays  on  law  refonn^  commercial  ^licy. 
banks,  penitentiaries,  etc.  in  Great  Britam  ana 
the  United  States  ot  Ameriea,  London  1859;  2. 
Aufl.  Berlin  1875.  —  Die  Prindpien  des  Qeld- 
nnd  Bankwesens,  BerUn  1867.  —  Ueber  Ar- 
beiterverbSltnisse  and  Erwerhsgenossenschaften 
in  England  nnd  Nordamerika,  Balle  1870.  — 
Selbstverwaltung  und  Eeform  der  Gemeinde- 
und  Kreisordnungen  in  Preussen  und  Seifsovem- 
ment  in  England  und  Nordamerika,  Berlin  1872. 

—  Erfordernis  voller  Metalldecknng  der  Bank- 
noten, ebd.  1873.  —  Vorschläge  zur  Verbesse- 
rung des  AktiengesellschaftBwesenSj   ebd.  1876. 

—  Teilkampf  fiMraetzte  in  Gemeinschaft  mit 
C.  J.  Bergius:  MacCullocb,  A  treatise  on  me- 
tallic  and  paper  monej  and  banks,  u.  d.  T.: 
Geld  nnd  Banken,  Leipzig  1859. 


TeUkampf  ist  ein  entschiedener  Anhänger 
der  Currencjsdiiile  und  verbreitet  sich  in  meh- 
reren seiner  oben  angeführten  Schriften  Über 
die  wirtschaftliche  Notwendigkeit,  nnr  so  viel 
Banknoten  eu  emittieren,  ab  Hetalldeckung  da~ 
für  'vorhanden  ist.  Zu  der  von  der  franiHei- 
schen  Regierang  Qber  Oeldumlanf  nnd  Bank- 
wesen 1866  veranstalteten  Enquete  hat  aneh 
Teilkampf  sein  Gutachten  abgegeben  nnd  In 
diesem  betont,  dass  der  Notenumlauf  ein  durch 
die  Vorräte  an  gemünztem  und  an  Geld  in 
Barren  gesicherter  sein  müsse  nnd  überhaupt 
bei  der  Notenemission  das  Princip  in  den  Vor- 
dergrund zu  treten  habe,  Banknoten  nicht  zum 
Vorteil  der  Emissionsstelle,  sondern  lediglich  zu 
dem  des  Publikums  anssugeben.  Er  vertritt 
femer  in  diesem  Gutachten  die  auch  von  Wo- 
lowak;  geteilte  Ansicht,  dass  nnr  eine  einzige, 
vom  Staate  und  der  Volksvertretung  beauf- 
sichtigte Zett«lbank  die  Notenemission  in  Hohe 
der  dafür  deponierten  Hetalldeckung  besorgen 
dürfe.  —  Teilkampfs  Bankpolitik  ist  teilweise 
auf  Geld-  und  Ereditkriaen  infolge  übennässifer 
Notenausgabe  in  den  40er  Jahren  dieses  Jabr- 
hnnderts  gegründet,  teilweise  steht  sie  unter 
dem  Einflüsse  der  meist  von  Currencymannem 
ausgegangenen  Litteratnr,  welche  die  Kreiemng 
der  Peelschen  Bankakte  begleitete  oder  ihr  vor- 
anging. Zur  Zeit  des  Erscheinens  seiner  Schrift 
„Erforaemis  voller  Metalldeckung  der  Banknoten" 
(s.  0.)  hatten  die  von  ihm  empfohlenen  Restrik- 
tivmassregeln  gegen  die  Cirkulation  ungedeckter 
Banknoten  ihre  praktische  Berechtigung  noch 
keineswegs  eingebüsst ;  auch  die  beiden  Antrag, 
welche  er  in  der  2.  und  4.  Session  der  I.  Legis- 
laturperiode des  Dentschen  Reichstages  (Druck- 
schritten  90  bezw.  92)  einbrachte,  den  Reichs- 
kanzler aufzufordern,  in  der  nächsten  Session 
den  Entwurf  eines  Gesetzes  über  das  Bank- 
wesen vorzulegen,  waren  durchaus  zeitgemiss 
und  wohlbegr&det.  Der  zweite  Antrag  ver- 
langt, dass  unrch  dieses  Gesetz  über  das  Bank- 
wesen die  Cirkulation  nicht  mit  Hetall  gedeckter 
Noten  reguliert  und  begrenzt,  dass  darin  über 
die  Befu^is  zur  Ausgabe  voilgedeckter  Noten 
Bestimmung  getroffen  und  die  Frage,  ob  und 
unter  welchen  Bedingungen  eine  Beichabank  zu 
errichten,  entschieden  werde.  Die  Motive  zn 
letzterem  Antrag  stützen  sich  auf  den  Er- 
ftthmngssatz,  dass  schlechtere  Tanschmittel  die 
besseren  verdrängen  und  dass  in  einem  Lande 
mit  Goldwährung  der  Abfluss  des  Goldes  nach 
dem  Auslande  nach  Massgabe  der  cirkulierenden 
Papiergeld-  nnd  Banknotenmenge  dergestalt  re- 
guliert werdej  dass  je  grösser  letztere  sei,  je 
notter  und  reichhaltiger  der  Abfluss  sich  voll- 
ziehe. Welch  hoher  Prozentsatz  dessen,  was 
die  Spekulation,  was  die  in-  und  ausländische 
Arbitrage  von  den  1873  bis  1876  geprägten 
Doppel-  nud  Halbkronen  aufgesogen  hat,  a.  h. 
was  davon  bis  1875  ins  Ausland  gewandert  und 
eingeschmolzen  ist,  würde  der  inländiachen  Cir- 
kulation nicht  erhalten  geblieben  sein,  wenn 
Tellkampfs  Anträgen  rechtzeitig  entsprochen 
worden  wäre!  Die  G^enwart  hat  die  Schran- 
ken, welche  das  Currencjsjstem  gegen  die  Cir- 
kulation ungedeckter  Banknoten  aufgerichtet 
wissen  will,  als  Überflüssig  bezeichnet,  aie  hat 
sich  von  der  Qnantitätstheorie  losgesagt  nnd 
der  UeberzeugQug  bin^geben,  dass  sich  im 
Notenumlauf  eiubch  die  Bewegung  des  Geld- 
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Tellhampf— Temple 


nnd  Wareninuktes  reflektiert  und  in  eifent- 
lichen  Hondelakriaen  der  Yorrftt  an  HetaUgeld 
st&rker  in  Aneprach  j^enommeD  wird  eh  dei  an 
Bwknoten.  Insbesondere  ftlr  DeaUchland  hat 
das  dBrch  das  BankgesetB  vom  14,  III.  1875 
sanktionierte  System  der  indirekten  Eontin- 
^entiening  eine  ans  sciinuikenloseT  Notenemis- 
eion  entstehende  Kreditkriais  eut  Unmöglichkeit 
^macht  Im  übrigen  ist  TeUkampf  ein  ge- 
mtLssigter  Protektioniit,  er  verteidigt  die  land- 
wirteuiaftlichen  SchutxE^e  nnd  begünstig  die 
industrielle  Eattdelsfreibeit.  Seine  Ansichten 
Über  KooMtativassociationen  beruhen  auf  in 
Nordamerika  gemachten  Walimehmimgen. 

Vgl.  DberTellkampf:  Haym,  Die  dent- 
•clte  NationalverBammlnng,  Teil  n,  Frankfurt 
a.  H.  1849,  S.  237.  —  ninatrierte  Zeitung,  Jahrg. 
1878,  Bd.  I,  S.  154  [od,  Nr.  1704  v,  16.  3, 
187«),  Leipzig.  —  Walcker,  Geschichte  der 
Nationalökonomie,  ebd,  1884,  8,  195/196. 

lAppert. 


Temple,  WlUluii,  Sir, 

ward  geboren  sn  London  1628,  studierte  zn 
Cambr^ge,  reiste  1648  nach  Frankreich,  Holland 
nnd  Deutschland,  wurde  FarlamentsmitgUed  in 
Irland,  wohnte  den  FriedensTerhandlungen  zu 
Aachen  nnd  Nimwe^n  bei,  erhielt  die  Stelle 
eines  EänigL  Oeheimen  Rata,  wurde  später 
Minister  des  KGnigs  Karl  Tl.,  trat  1680  in  den 
Privatstand  znrQck  und  »tarb  am  5,  U.  1699. 
Temple  war  einer  der  angesehensten  eng- 
tischen Staatsmänner  nnd  Bbiats wissenschaft- 
lichen Qelahrten  nnd  galt  in  beiden  Eigen- 
schaften als  ein  Muster  von  geradem  nnd  wahr- 
heitaliebeudem  Charakter.  Sein  politisches 
Meisterstflck  ist  die  berQhmte  im  Jahre  1667 
zu  Stande  gebracble  Tripelallianz  zwiachen  Eng^ 
land,  Holland  und  Schweden.  Bald  darsuf  Ter- 
üffentliclite  Temple  sein  staatawissenschaftliches 


Hauptwerk  Ober  seine  Beobachtungen 
holltodischen  Kolonieen,  Die  Ueberzeugung  tou 
dem  Segen  einer  thunlichst  starken  Volksver- 
mehrnng  war  hei  Temple  Torhemchend  {».  d,  Art 
BevaikernngslehreobeuBd,  nS.Tl&ff.  Er 
meint  (in  seinen  ,. Works"!,  S.  162S.,lTlnndIII, 
S,  2),  der  beste  Grund  allee  Handels  und  Heich- 
tonis  liege  in  einer  dichten  Bevülkening,  wo- 
durch das  Volk  zu  FleisB  und  Sparsamkeit  ge- 
zwungen werde.  Sein  Landsmann  Ingram 
(s.  d3  sagt,  dass  sich  bei  Temple  „richtige 
Ansichten  mit  merkantilistischen  Vorurteilen 
mischen".  Kantz  (s.u.)  bemerkt,  dass  Temple 
nicht  frei  von  IrrtUiuem  der  Handelsbilanz  sei, 
dass  aber  in  Keinen  Ausfllhrungen  eine  Tiefe 
nnd  eine  Klarheit  der  Anschaunngen  herror- 
trete,  wie  man  sie  in  jeuer  Zeit  selten  finde. 
„Temple  ist  nimlich  einer  der  ersten,  der 
die  fundamentale  Bedeutung  der  Ar- 
beit im  Organismus  der  Volkswirtschaft  er- 
kannt, das  Wesen  der  Konsumtion  und  des 
Loxns  richtig  anfgefasst.  die  Sparsamkeit  als 
einen  Hebel  nationaler  Bereicherung  gewUrdigt, 
zugleich  aber  auch  eine  Keihe  von  Bemerkungen 
in  seinen  Scliriften  niedergelegt  bat,  die  m  den  | 


schönsten  Perlen  der  politiachen  und  sozialen 
Faychologie  gecihlt  werden  dürfen," 

Das  Hauptwerk  Temples  in  ataatswisseu- 
schaftUcher  Beziehung  ist  betitelt:  Observations 
Qpon  the  nnited  ProTincee  of  Netherlands, 
London  1672.  Fernere  staatawissenacbaftliche 
Werke  Temples  sind: 

Easaj  upon  the  Origin  and  Natnre  of  Go- 
vemment,  London  1671.  —  Esaay  npon  the 
present  State  ot  Ireland,  London  1667.  ^Essaj 
on  the  trade  oC  Ireland,  London  1673.  —  His- 
cellanea,  London  1697,  Vol.  I—III.  —  Memoira  of 
what  pass'd  in  Chiistendom  ponr  war  begnn  in 
1672,  tö  the  Peace  conduded  1679,  Vol.  I— III.  — 
Answer  to  a  fenrrilons  Pamphlet,  lately  printed, 
in  titnled;  A  lettre  from  Hr.  du  Cros  to  the 
Lord  .  .  . ;  Innodnctiou  t«  the  history  ot  Enge- 
land;  lettrea  in  3  Vol  London  1680,  —  Mo- 
ralische nnd  historische  Denkwürdigkeiten.  Aus 
dem  Englischen,  HaUe  1780.  Temples  „Works" 
erschienen  London  1760  in  2  Bdn. 

Vgl.  tthpjSir  William  Templer-Hein- 
rich Luden,  Sir  William  Temple.  Bio- 
graphie, GOttingen  1808.  —  Thomas  Pere- 
Srine  Courteoay,  Memoiren  von  dem  Leben, 
en  Werken  und  dem  Briefwechsel  dea  Sir 
William  Temple,  London  1836,  2  Bde.  —  Sir 
William  Temple  in  den  „Biographieen  berühm- 
ter M&nner",  Bd.  H,  8.  328^-462.  —  Biogra- 
phie in  der  Geeamtanagabe  seiner  Werke  1814 . 
—  F.  J.  Herriot,  Su  Wm.  Temple  on  the 
Origin  and  Natnre  of  Govemment  m  „Annale 
of  the  American  Academr  of  Poliücal  and  social 
Sdeuce",  Philadelphia  1892,  Vol.  III,  No.  2.  — 
Memoiren  of  the  life  and  negotiat.  of  Sir  W. 
Temple,  London  1714.  —  Life  and  Char.  of  Sir 
W.  T.,  London  1728.  —  Der  britt  Plutarch. 
Bd,  4,  8.  249.  —  H.  Taine,  Geschichte  der 
englischen  Litteratur.  Bd.  2,  bearbeitet  von 
OnstaT  Gerth,  Leipzig  1878,  S.  57 11.  — 
BoBcher,  Zur  Gescluchte  der  englischen  Volks- 
wirtschaftslehre, Leipzig  1861,  s;  63.  —  Der- 
selbe, Geach.  d.  Nat,  S.  227,  243.  —  Der- 
selbe, Eokinieen,  m.  AnS.,  8.  25g.  —  Der- 
selbe, Syst.  I,  §§  41,  67,  92,  104,  115,  157, 
185,  188,  214,  2^2,  231,  264;  II,  §  101;  lU, 
§§13,  34  38,  147;  IV„  8  114.  — Ü.  G.  Jöcher, 
Compendiöses  Gelehrten-Lexikon,  Leipzig  1726. 
Bd.  2,  Sp.  1286—26.  —  Kant«,  Theorie  n. 
Geschichte  d,  Nat.-Oek..  Bd.  II,  Wien  1860,  S, 
281.  —  Macanlay,  Geschichte  von  England. 
Kap,  IL  —  Wagener,  Staats-  und  Qesell- 
Bchaftsleiikon,  XX.  Bd,,  Berlin  1866.—  Ingram 
(Boschlau),  Geschichte  der  Volkswirtschaftslehre. 
Tübingen  189&,  S.  53  u.  64.  —  John  Gort  on. 
General  Biographical  Dictionary,  Londou  1838, 
Vol,  in.  —  Palgrave,  Dictionary,  Vol.  III, 
London  1899  p.  628. 
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I.  Eüüeitnng  (S.  65).     n.  Das  Öffentliche 
Theaterrecht  (S.  66).    ni.  Dm  private  Theater- 


I.  EtDleitnn;. 

I.  Begriff  und  Qescbichte.    2.  Qnellen. 

1.  Begriff  and  Geschichte.  Neben  die 
visseuBc^ftllch  schon  seit  Jahrimnderten 
als  Specialrechte  anerkannten  Disci- 
plinen  des  Handels-,  LAndwirtachafte-  und 
Bei^rechte  hat  sich  in  neuester  Zeit  das 
Theaterrecht  erteilt,  deneen  Anspruch  auf 
Einreihung  nenen  jene  ftiteren  Geschwister 
freilich  noch  lebhaftem  WideiBpmch  be- 
g^^et.  Allein  Inhalt  und  Geschichte  des 
Tbeaterrechts  dürften  hinreichend  klar  er- 
weisen, dass  hi^  nicht  nur  eine  selbstän- 
diger Entwickelung  entbehrende  Gewerbe- 
i'cchtsart,  sondern  eine  jenen  Specialrechten 
EU  koordinierende  ßecntsbildung  vorliegt, 
deren  bisherige  Nichtbeachtung  ledigUch 
Bneseren,  für  das  Wesen  der  wiche  uner- 
heblichen, Umst&oden  zuzuschreiben  ist. 
Das  Theaterrecht  um&sat  die  Normen, 
mittelst  derer  die  im  Theaterverkehr  er- 
wachsenden LebensverhAltnisse  ihre  recht- 
liche Regelung  empfangen:  das  Theater- 
recht  bat  es  also  mit  der  Normierung  von 
Verhältnissen  zu  tliun,  die  durch  Aos- 
nbung  einer  bestinimteu  wirtschaftlichen 
ThStigkeit  hervorgerufen  sind  und  znm 
grossen  Teil  so  eigenartige  Gestaltungen 
aufweisen,  dass  für  ihre  Normierung  die 
den  allgemeinen  Bechtsverkelir  regelnden 
Normen  nicht  ausreichen,  sondern  sich  für 
fliesen  Zweck  ein  dem  Theaterverkehr  eigen- 
tümlicher Rechtsstoff  gebildet  hat.  Gerade 
dieser  Inhalt  des  Theaterrechts  deckt  sich 
aber  —  mutatis  mntandis  —  mit  dem  In- 
halt der  übrigen  Specialrechte,  bei  denen  es 
dch  ebenfalts  um  einen  durch  die  Eigenart 
des  seiner  Anwendung  unterhegendeu  wirt- 
schaftlichen Substrats  eigenartig  ausge- 
bildeten Rechtsstoff  handelt. 

Das  Theaterrecht  hat  sich  femer,  über- 
einstimmend mit  den  Übrigen  Specialrechten, 
aus  einem  Standesrecht  zum  Recht 
objektiv  bestimmter  Lebensver- 
hältnisse umgebildet  Wie  das  Bei^recht 
iffsprünglich  ein  Becht  der  montani,  das 
Handel^echt  ein  Rocht  der  mercatores  war, 
so  erscheint  das  Theaterrecht  der  Ältesten 
Zeit  als  ein  Recht  der  hisbriones,  der  Schau- 
spieler, an  dessen  Stelle  in  langsamer,  durch 
die  Forschung  noch  nicht  gen%end  aufge- 
hellter Entwickelung  eine  besondere  recht- 
liche Regelung  der  Theatersachen,  d.  h.  der 
im  Theaterverkehr  üblichen  RechtsverhUlt- 
nisse  getreten  ist. 

Im  GegeoRatz   zu  jenen   Specialrechten 


hat  aber  das  Theaterrecht,  namentlich  in 
Deutschland,  bisher  der  eiogehonden  wissen- 
scbafüichen  Durchforschung  entbehrt,  die 
seiner  inneren  Bedeutung  nach  ihm  schon 
l£ngst  hAtte  zu  teil  werden  müssen.  Die 
Gründe  für  diese  Vemaeliiaßaigung  sind  vor- 
nehmlich in  dem  Umstand  zu  suchen^  dass 
sich  das  Theaterrecht  in  keiner  Weise  an 
das  die  wissenschaftliche  Jurispradenz  fast 
ausschliesslich  beschäftigende  römische  Recht 
anknüpfen  liess  und  dass  die  geringe 
Aclitung,  die  dem  Schauspielerstand  ent- 
gegeugebradit  wurde,  ebenfalls  ■  nicht  gö- 
sset war,  das  wissenschaftliche  Intei'esse 
für  das  in  diesen  Kreisen  herrschende  Son- 
derrecht wachzurufen.  Erst  nach  den  ge- 
waltigen Umwälzungen  der  franzfisischen 
Revolution,  die  mit  der  grundsätzlich  ge- 
forderten Oleichstellung  aller  Staatsbürger 
auch  den  Schauspielern  den  alten  Halel 
nahm  und  die,  soweit  sich  ihre  Wirkungen 
erstreckten,  die  Rechtswissenschaft  vielrach 
zum  Betreten  neuer  Bahnen  zwang,  trat 
auch  das  Theaterrecht  aus  dem  bisEerigen 
Dunkel  hervor.  An  die  erste,  1^29  ei^ 
schienene,  wenig  um^ngreicbe  Bearbeitung 
von  Vulpian  und  Gauthier,  die  sich  noch 
kaum  über  eine  unmittelbiu'  für  die  Praxis 
bestimmte  Darstellung  erhob,  hat  sich  eine 
immer  mächtiger  ansdiwellende  littcrarische 
Bewegung  angeschlossen,  die  sich  freilich 
bis  vor  kurzem  auf  die  romanischen  Länder 
beschränkte,  nunmehr  aber,  hoffentlich 
dauernd,  auch  die  deutschen  Getnete  in 
ihren  Bereich  gezogen  hat. 

2.  QneUen.  Analog  den  anderen  Spe- 
cialrechten  umfasst  auch  das  Theaterrecht 
Normen  von  öffentlich-rechtlicher 
und  solche  von  privatreohtlicher  Be- 
deutung, deren  Zusammenfassung  zu  einem 
einheitlichen  Theatergesetz  bisher  noch  nir- 
gends erfolgt  ist,  jedoch  neuerdings  in  dem 
(BurckhardscheiitEntwurf  eines  öster- 
reichische n  Theatergesetz  es  wenigs- 
tens teilweise  versucht  wurde.  Aber  auch 
die  einzelnen  Rechtsnormen  sind  nur  zum 
geringsten  Teil  in  das  ius  scriptum  überge- 
gangen' ihre  grosse  Masse  bildet  vielmehr 
ein  lediglich  durch  die  Uebune  ■  bezeugtes 
Gewohnheitsrecht  Speciell  für  das  deutsche 
Theaterrecht  l&sst  sich  das  Verhältnis  der 
Quellen  etwa  in  folgender  Weise  charakte- 
risieren. 

Das  öffentliche  Theaterrecht  ist 
soweit  die  Gewerbepolizei  in  Frage 
steht,  durch  die  fieichsgewerbeordnung  ein- 
heithch  geregeltj  die  Theatersicher- 
heitgpolizei  unterli^  dagegen  landes- 
gesetzlicher Normierung,  die  sich  indes  in 
den  einzelnen  Gliedstaaten  nach  wesentlich 
übereinstiramendeu  Gesichtspunkten  gestal- 
tet hat. 

Das  private    Theaterrecht   wird 
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dagegen^  von  dem  durcli  das  R.Q.  v.  11.  Juni 
1870  teüweis  geregelten  Aiiffflhruagsrecht 
abgesehen,  ausschliesslich  vom  Tfaester- 
gewohnheitBr echt  beherrscht,  als  dessen 
Erkenatnismittel  die  in  der  herkömmlichen 
Gestaltung  der  im  Theaterverkehr  begrün- 
deten R«cht£verliältniBee  sich  zeigende 
Rechtfiübung  und  die  Theaterrechtshtteratur 
in  Betracht  kommen.  Da  das  private  The- 
aterrecht  nicht  zu  denjenigen  Materien  ge- 
hört, die  das  KG.  zum  B.G.B.  der  Landes- 
gesetzgebung vorbehält,  so  fällt  es  seit  dem 
Inkrafttreten  des  B.G.B.  ausschliesslich  in 
die  Beichskompetenz ;  seit  dem  1.  Januar 
1900  hat  daher  das  partikuläre  The- 
atergewohnheitsrecht jede  Geltung 
eingebüsst  und  ist  seine  En^tehiin^  auch 
für  die  Zukunft  ausgeschlossen;  die  Bil- 
dungeines gemeinen  Theatergewohn- 
heitsrechts ist  dagegen  auch  nach  jenem 
Zeitpunkt,  mindestens  bis  die  reichsgesetz- 
liche Regelung  des  privaten  Theateirechts 
erfolgt,  für  durdiaus  zulässig  zu  erachten. 
Otto  Opet 

n.    Dm  öffentliche  Theaterrecht. 

1.  Einleitimg.  2.  Oeschichtliche  Kntwicke- 
Inng  der  deutschen  Qesetz^ebnng.  3.  Schanapiel- 
nntemehmnngeD  im  eigentlichen  Sinn.  4. 
Theatercenanr.  5.  Schanstellnngen  nnd  Aof- 
fUhrangen  ohne  höheres  Ennstinteresse.  6. 
Oest^rreich.    7.  Frankreich.    8.  England. 

1.  Blnleltiing.  Während  im  Altertum 
die  dramatische  Kunst  eine  hohe  Blüte  ent- 
faltet hatte,  war  im  Mittelalter  von 
einer  PQege  derselben  kaum  die  Bede. 
Oeffentliche  Darstellungen  fanden  höchstens 
bei  kirchlichen  Festen  statt,  sie  ent- 
nahmen iliren  Stoff  den  kirchlichen  Ueber- 
Üeferungen  und  dienten  den  Zwecken  der 
Eircha  Allmählich  wurden  neben  den 
kirchlichen  auch  StOcke  profanen  Inhaltes 
zur  Aufführung  gebracht  und  das  Schau- 
spiel entwickelte  sich  zu  einer  Volksbe- 
lustigung. Eine  sorgsamere  und  vei^ 
ständnisvollere  Pflege  fimd  das  Drama  an 
den  FOrstenhQfen.  Hier  entstanden 
Theater,  d.  h.  bleibende  Statten  für  die 
Aufführung  dramatischer  und  dramatisch- 
musikalis^er  Werke.  Jlf'eben  den  Hof- 
theatera  und  nach  dem  Muster  derselben 
wurden  auch  städtische  und  Privat- 
theater begründet.  Mit  der  Gründung  der 
letzteren  nahmen  die  Schauspieluntemeh- 
mungen  den  Charakter  eines  Gewerbe- 
betriebes an  und  gaben  dadurch  zu  be- 
sonderen staathchen  Massregeln  Yeran- 
lassung,  welche  in  der  Sprache  der  dama- 
ligen Zait  als  Theaterpolizei  bezeichnet  wur- 
den. 

Die  Theater  sollen  Bildungsstätten 
für  das  Put^ikum  sein  und  haben  die  Pflege 


der  dramatischen  und  dramatisch -musika- 
lischen Eunst  zur  Aufgabe.  Sie  verdienen 
daher  seitens  der  Verwaltung  Forderung 
und  Unterstützung.  Diese  Forderung 
kann  entweder  darin  bestehen,  dass  die  Ver- 
waltung selbst  Theater  errichtet  und  leitet, 
oder  darin,  dass  sie  vorhandenen  Theater- 
untemehmungen  eine  Beihilfe  durch  Geld- 
unterstützung, UeberlasBung  von  Lokalitäten 
etc.  zu  teil  werden  Iflsst.  In  monarchischen 
Staaten  wird  die  Pflege  des  Theaters  in 
der  Regel  als  eine  Aufgabe  des  Monarchen 
angesehen,  die  Ausgaben  für  dasselbe  lasten 
auf  dem  fürstlichen  Hausvermögen  oder  der 
Civilliste.  In  Republiken  tritt,  da  das  Staats- 
oberhaupt die  Mittel  für  derartige  Zwecke 
nicht  besitzt,  statt  dessen  der  Staat  ein. 
Ausser  dem  Monarchen  und  dem  Staate 
haben  aber  auch  niedere  politische  Gemein- 
wesen, insbesondere  grössere  Städte,  die 
Forderung  und  Unterhaltung  der  Theater 
in  den  Bereich  ihrer  Thätigkeit  hineinge- 
zogen. Diejenige  Vcrwaltungsthätigkeit, 
wache  die  Unterstützung  und  Leitung  von 
Theatern  zum  G^enstande  hat,  entbehrt 
einer  gesetzlichen  Regelung.  Es  entscheidet 
hier  in  allen  Beziehungen  das  Ermessen  der 
Verwaltungsorgane. 

Aber  nicht  alle  Theater  fassen  ihre  Auf- 
gabe von  dem  hohen  und  idealen  St^id- 
punkte  der  Förderung  der  dramatischen 
Kunst  auf ;  vielfach  sind  sie  blosse  Oewerbs- 
untomehmungen.  Dies  gilt  namentlich  von 
manchen  Privattheatem.  Ihre  Leistungen 
entsprechen  daher  keineswegs  den  Forde- 
rungen, weiche  man  an  ein  Ennstinstitut 
stellen  muss.  Solange  dieselben  nur  ästhe- 
tisch mangelhafte  Darstellungen  bieten,  ist 
zu  einem  Einschreiten  des  Staates  keine 
Veranlassung  gweben.  Aber  es  besteht  die 
Gefahr,  dass  die  Theater  auch  Aufführungen 
veranstalten,  welche  in  sittlicher  oder  in 
poKtischer  Hinsicht  gefährlich  werden  können. 
Aus  diesem  Grunde  macht  sich  eine  Deber- 
wachung  der  Theater  notwendig.  Durch 
diese  soll  einmal  dafür  gesorgt  werden, 
dass  nur  geeignete  und  beulhigte  Personen 
die  Leitung  der  Theater  Übernehmen  ande- 
rerseits dafür,  dass  bedenkliche  Stücke  den 
Bohnen  fem  gehalten  werden.  Sie  äussert 
sich  daher  einerseits  in  der  Theatorkon- 
zession,  andererseits  in  der  Theater- 
censur.  Die  letztere  kann  entweder  so 
cehandhabt  werden,  dass  für  jedes  aufzu- 
führende  Stück  eine  vorherige  Genehmigung 
zu  erteilen  ist,  oder  so,  dass  die  Behörde 
von  jedem  Stücke  Kenntnis  nimmt  und  in 
der  loj^  ist,  einzelne  bedenkliche  Stellen 
zu  streichen  oder  auch  die  Aufführung  des 
ganzen  Stückes  zu  untersagen.  Da  bei  der 
Theatercensur  lediglich  das  Ermessen  der 
Censoren  massgebend  ist,  so  besteht  aller- 
dings die   Ge^r  einer   wülkOriichen   Be- 
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handluug  einzelner  Autoren  und  StQcka 
Trotzdem  kann  diese  Censur  im  Interesse 
der  öffenüichea  Sicherheit  und  SitUichkeit 
nicht  entbehrt  wecden;  sie  ist  in  allen 
moderoeu  Eultuistaaten,  namentlich  auch  i^ 
England,  ak  ein  bestehendes  Bechtsinstitut 
anerkannt 

Neben  den  Theatern  kommen  noch  Auf 
[fihrungen  und  Schaustellungen 
anderer  Art,  z.  B.  solche  von  Kunst- 
reitern, Taschenspielern,  Seiltftnzem,  Akro- 
baten, die  Yortr9ge  in  Singspielhallen  und 
ähnlichen  Lokalen,  in  Betracht  Da  bei 
diesen  das  KunBlinteresee  noch  mehr  zu- 
rücktritt und  der  Charakter  der  gewerb- 
lichen ÜntemehmuDg  durchaus  vorheiTscht, 
die  damit  verbundenen  Q^fahren,  nament- 
lich in  sittlicher  Beziehung,  nodi  gröeser 
Rind  als  bei  den  Theatern,  bo  macht  eich 
auch  hier  eine  polizeiliche  Üeberwaehung 
notwendig.  Dieee  vird  in  ähnlichen,  jedoch 
meist  noch  etwas  strengeren  Formen  als 
bei  den  Theatern  ausgedbt. 

2.  Geschichtliche  Entwicbelnng  der 
deotschen  tiesetzgebniie.  Die  Theater 
wurden,  seitdem  de  eine  ulgemeinere  Ver- 
breitung erlangt  und  den  Charakter  ge- 
verblicner  Unternehmungen  angenommen 
hatten,  zu  einem  Gegenstände  polizei- 
licher Thätigkeit.  Da  zu  jener  Zeit 
ein  politisches  Leben  in  weiteren  Kreisen 
der  BeTÖlkerung  nicht  existierte,  so  be- 
schr&nkte  sich  die  polizeiliche  Üeberwaehung 
darauf,  zu  verhüten,  daas  die  Schauspiele 
der  Sittlichkeit  gefAhrlich  würden.  Diese 
Üeberwaehung  äusserte  sich  in  zweifacher 
Weise.  Zur  Errichtung  eines  Theaters  war 
eine  obrigkeithühe  Genehmigung  erforder- 
lich, ausserdem  unterlagen  die  aufzufohreu- 
den  Stücke  einer  polizeilichen  Prüfung. 
Die  Schausteltungen  niederer  Art,  wie  aie 
von  Gauklern,  Seiltänzern  etc.  dareeboten 
wurden,  sowie  Uarionetten-  und  Puppen- 
spiele unterlagen  gleichfalls  einer  Aufsicht 
der  Polizei t>ehSrden.  Eine  gesetzliche  Ord- 
nung dieser  Polizeibefugnisse  bestand  nicht, 
so  dass  in  allen  Beziehungen  das  Ermessen 
der  BehSrden  massgebend  war. 

Auch  bei  Einführung  der  Ge- 
werbefreiheit wurde  das  Konzes- 
sionssvstem  ftlr  Theater  beit>ehalten.  So 
namentlich  in  Freuasen.  Das  Gesetz  über 
die  polizeilichen  VerhÄltnisse  der  Gewerbe 
T.  7,  September  1811  bestimmte,  dass  Schau- 
spieldirektoren der  Gewerbeschein  nur  auf 
Genehmigung  des  allgemeinen  Polizeideparte- 
ments  erteilt  werden  dürfe  und  dass  diese 
Genehmigung  Zeit  und  Ort,  für  welche  sie 
giltiK  sein  solle,  genau  bestimmen  müsse. 
Hofmeater  bedurften  keines  Gewerljescheins 
{§  87,  88).  Die  Gew.-O.  v.  17.  Janusf  1845 
§47  forderte  für  Schauspielnntemehmer  die 
Erlaubnis    des    OberprSsidenten    derjenigen 


Provinz,  in  welcher  dieselben  ihre  Vorstellung 
geben  wollten.  Diese  Erlaubnis  sollte  ihnen 
nur  nach  vorg&n^gem  Nachweis  gehüriger 
Zuverlässigkeit  und  Bildung  erteilt  werden, 
konnte  jedoch  auch  dann,  wenn  dieser  Nach- 
weis erbracht  war,  versagt  werden. 

Der  Entwurf  einer  Gewerbeordnung 
für  den  norddeutschen  Bund  aus 
dem  Jalire  1868  stellte  für  Schauspielunter- 
nehmer gleiclifalls  dos  Erfordernis  der  poli- 
zeilichen Genelimigung  auf.  Diese  Vor- 
schrift entsprach  dem  Kechtszuetande,  wel- 
cher damals  in  allen  deutschen  Staaten  be- 
stand, und  fand  von  keiner  Seite  Wider- 
sprudi.  Die  von  einzelnen  Gesetzgebungen 
bei  Erteilung  der  Konzession  geforderte 
Prüfung  des  Bedürfnisses  wurde  dagegen 
fallen  gelassen.  Die  Erlaubnis  sollte  aber 
nur  dann  erteilt  werden  dürfen,  wenn  die 
Unternehmer  sich  über  gehörige  Bildung 
und  Zuverlässigkeit  in  Beziehung  auf  den 
beabsichtigten  Gewert>ebetrieb  ausgewieseu 
hätten.  Da  der  geforderte  Nachweis  dei' 
Bildung  bei  der  Beichstagskommission  Be- 
denken erregt  hatte,  so  wurde  er  in  den 
Entwurf  von  1869  nicht  wieder  au^nommen 
und  nur  Zuverlässigkeit  in  Bezug  auf  den 
beabgichtigten  Gewerbebetrieb  gefordert. 
Der  Reichstag  suchte,  wie  üt>erhaupt  bei 
den  Gewerbekon  Zessionen ,  so  auch  hier, 
dem  Ermessen  der  Verwaltungsbehörden 
engere  Schranken  zu  ziehen.  Nach  seinen 
Beschlüssen  musste  die  Erlaiütnis  erteilt 
weiden,  wenn  nicht  Thatsachen  vorlagen, 
welche  die  Ünzuverlässigkeit  des  Nach- 
suchenden in  Beziehung  auf  den  beabsich- 
tigten Gewerbebetrieb  darthaten.  Ausser- 
dem wurden  Beschtänkungen  der  Konzession 
auf  bestimmte  Kategorieen  theatralischer 
Darstellungen  für  unzulässig  erklärt,  eine 
Bestimmung,  durch  welche  namentlich  die 
Befugnisse  der  Hoftheater,  gewisse  Stücke 
ausschliesslich  zur  Aufführung  zu  tningen, 
t)e8eitigt  werden  sollte.  Aut  diesen  Be- 
schlüssen beruht  g  32  der  Oew.-O.  v.  21 
Juni  1869. 

In  den  70  er  Jahren  hatten  sich  auf  dem 
Diete  des  Theaterwesens  bedenkliche  Zu- 
stände entwickelt  Eine  Keihe  neuer  Bühnen 
war  entstanden,  deren  Leitern  es  teils  an 
der  erforderlichen  Bildung  und  Befähigung 
zur  Theatetdirektion,  teils  auch  au  den  not- 
wendigen Mitteln  fehlte.  Infolgedessen 
machte  sich  ein  Niedergang  des  Theaters 
bemerkbar.  Es  gelangten  mannig&che  Stücke 
zur  Aufführung,  welche  nicht  nur  zu  ästhe- 
tischen, sondern  auch  zu  sittlichen  Bedenken 
Veranlassung  gat>en.  Zahlreiche  Theater- 
bankerotte traten  ein.  Diesen  Uebeletfinden 
inneriialb  des  geltenden  Rechtes  nicht 
abzuhelfen,  da  die  Vorschriften  der  Ge- 
werbeordnung Ober  die  Unzuverifissigkeit 
der  Unternehmer   zu  unbestimmt  lauteten. 
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Das  preuseischeOberverwaltaigs^richt  hatte 
in  zwei  Erkeflatnisseii  die  Ansicht  ausge- 
sprochen, dass  unter  ZuTerlOssigteit  nur 
che  dttliche  Qualifik&tioa  dee  Betreffenden, 
nicht  auch  entsprechende  Bildung  \md  auB- 
reichende  Mittd  zu  verstehen  seien ;  und 
die  Behörden  glaubten  selbst  solchen  Per- 
sonen die  Konzession  nicht  YerBagen  zu 
dürfen,  die  unnüttelbar  vorher  au  einem 
anderen   Orte   in   Konkurs  geraten   waren. 


Petitionen  an  den  Beichstag  und  zu 
InitiativantrS^eu  aus  dem  Hanse  Ver- 
anlassung. Aus  emem  Initiativantrage  ging 
in  der  Eommissionsbetatung  ein  Gesetz- 
entwurf hervor,  der  vom  Reichstage  an- 
genommen wurde  und  die  Zustimmung  des 
Bundesrates  fand.  Auf  ihm  beruht  das  RG. 
V.  15,  Juli  1880.  welches  den  g  32  der 
Gew.-O.  in  zweifacher  Einsicht  abänderte. 
Die  Erlaubnis  zum  Gewerbebetriebe  an  Schau- 
spieluntemehmer  sollte  dann  versagt  werden, 
wenn  die  Behörde  auf  Grund  von  Thatsachen 
die  Ueberzeugung  gewönne,  dass  der  Nach- 
suchende die  zu  dem  b«ibsichtigtBn  Ge- 
werbebetrieb erforderliche  Zuverlässigkeit 
insbesondere  in  sittlicher,  artistischer  und 
finanzieller  Hinsicht  nicht  besösse.  Die' Vor- 
schrift, daas  eine  Beschrftnkimg  auf  be- 
stimmte Kategorieen  theatralischer  Dar- 
stetlnng  imzulSssig  sei,  wurde  in  die  neue 
Fassung  des  Paragraphen  nicht  au&enommen. 
In  dieser  Gestalt  iat  der  §  32  m  die  Re- 
daktion der  Gew.-O.  v.   1.  Juli   1883  flber- 


Die  von  der  R.-Gew.-0,  in  der  Fassung 
von   1880   getroffene  R^elung  des  T  h  e  - 

aterkonzessionswesens  war  jedoch 
nicht  geeignet,  den  Theateruntemehmungen 
diejenige  solide  Basis  zu  gewahren,  die  na- 
mentlich im  Interesse  der  an  ihnen  beschäf- 
tigten Bühnenmilglieder  erwünscht  gewesen 
wSre.  Der  [Jmstand, daesdieKonzeesionledig- 
lich  für  ein  Schauspieluntemehmen  als  solches, 
nicht  für  eine  bestimmte  Art  von  Schauspiel- 
untemehmen, erteilt  wurde,  hatte  nicht 
selten  die  üble  Folge,  dass  Unternehmer, 
deren  artistische  und  finanzielle  Eügnnng 
lediglich  für  das  von  ihnen  bei  Empfang 
der  Konzession  begonnene  Unternehmen  hin- 
reichte, ihr  Dntei-nehmen  auf  andere  als  die 
UTBprflnglich  beabsichtigten  Darstellungs- 
kategorieen  erstreckten,  worunter  nicht  nur 
der  künstlerische  Charakter  des  Theater- 
wesens ]itt,_  sondern  was  auch  die  Sicherheit 
der  Schauspieler  fOr  die  ihnen  zustehenden  pe- 
kuniären Ansprüche  gegen  die  Dntemehmer, 
die  ihren  Gewerbebetrieb  in  einer  mit  den 
thatsachlichen  Verhältnissen  gar  nicht  zu 
vereinbarenden  und  darum  häufig  zum  ge- 
schäftlichen Ruin  führenden  Weise  aus- 
dehnen konnten  (  aufs  empfindlichste  ge- 
fthrdete,     Aehnlich  verhängnisvolle  Polgen 


zeitigte  die  dem  Wortlaut  des  Gesetzes 
nicht  widersprechende,  wenn  auch  nicht  in 
allen  Bundesstaaten  angenommene  Auf- 
fassung, dass  die  einmal  erteilte  Konzession 
eich  mcht  anf  den  Bezirk  der  erteilenden 
Behörde  beschi^nke,  sondern  fQr  das  ganze 
Beich  Geltung  besitze.  Denn  dadurch  wurde 
es  den  Eonzessionsinhabem  niedri^ter  Gat^ 
tung  ermöglicht,  selbst  nachdem  sie  am  Ort 
ihrer  früherer  Niederlassung  allen  Kredit 
eingebflsst  haben  mochten,  ihr  Unternehmen 
an  einem  anderen  Ort,  ohne  zum  Nachweis 
ihrer  Eignung  verbunden  zu  sein,  wieder  za 
eröffiien  und  damit  die  erneute  Gelegenheit 
zu  gewinnen,  andere  mit  der  Vei^fangenheit 
ihrer  Prinzipale  unbekannte  Schauspieler 
zum  Abschluss  schädigender,  weil  der  ver- 
sprochenen Gegenleistung  meist  entbehren- 
der Engagements  zu  verleiten. 

Durch  das  unablässige  Drängen  der 
Bühnenkreise  veranlaset,  ist  nunmehr  durch 
die  Novelle  zur  R.-Gew.-O.  v.  6.  August  1896 
eine   Beform    des   Theatergewerbe- 

Solizeirechts  voigenommen  worden,  die 
en  bisherigen  Itechtszustand  in  wichtigen 
Punkten  änderte. 

Wahrend  die  Verhältnisse  der  Schau- 
spielunternehmungen im  eigent- 
lichen Sinne  durch  die  angeführten  Be- 
stimmungen geregelt  sind,  fehlte  es  bis  zur 
Gew.-O.-Nov.  von  1883  an  den  erforderlichen 
Vorschriften  aber  Schaustellungen  und 
Aufführungen,  bei  denen  ein  höheres 
Interesse  der  Wissenschaft  und 
Kunst  nicht  obwaltete.  Für  letztere 
waren  durch  §§  55  und  59  der  Gew.-O.  Be- 
stimmungen nur  für  den  Fall  gelben,  daas 
der  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  oder 
auf  Öffentlichen  Strassen  stattfand.  Im  ers- 
teren  Falle  wurde  ein  L^timationsschein, 
in  beiden  Fällen  eine  besondere  Erlaubnis 
der  Behörde  des  Ortes,  wo  die  Leistung 
dai^boten  werden  sollte,  gefordert.  Der 
stehende  Gewerbebetrieb,  soweit  er  in  ge- 
schlossenen Lokalen  stattfand,  unterlag  da- 
gegen keinerlei  reichsgesetzlidien  Beschrän- 
kungen. Daraus  hatten  sich  vielfache  Uebel- 
stände  entwickelt,  Namenüieh  erforderten 
die  Verhältnisse  der  so^.  Singspielh^en 
(Tingeltajigel)  dringend  eine  Abhilfe,  weil 
dieselben  nicht  nur  moralisch  in  hohem 
Grade  ungünstig  wirkten,  sondern  SMch  den 
künstlerisch  besser  geleiteten  Theatern  eine 
unerwünschte  Konkurrenz  bereiteten.  Zu- 
nächst hatten  hier  örtliche  Polizei  Verord- 
nungen emg^riffen.  Da  aber  dieses  Mittel 
sich  nicht  überall  als  praktisch  durchführ- 
bar erwies,  auch  zu  ungleiehmässig  ^sirtte, 
so  stellte  sich  die  Notwendigkeit  einer  reichs- 
gesetzlicheu  Begelung  heraus.  Diese  er- 
folgte durch  Gew,-0,-Nov.  v.  1.  Juli  1883, 
welche  im   §  33  a  und  33  b  auch  die  Voi^ 
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steUuQgen  ohne  höheres  EunstintereSBe  einer 
Konzesaionspflicht  Hnterwarf.l 

Eb  Bind  demnach  in  Deutschland  jetzt 
twfi  Arten  Ton  Gewerbebetrieben  zu  unter- 
scheiden: Schauspieluntemefamungen  oder 
Theater  im  eigentlichen  Sinne,  d.  h.  solche, 
bei  denen  ein  höheres  wiBsenschaftliches 
oder  Künstln teresse  obwaltet  einer-,  und 
SchaustelluDgen  bezv.  ÄufführongeD ,  bei 
denen  dies  nicht  der  Fall  ist,  andererseite. 

8.  SchanspielimteniehmiiiigeD  im  ei- 
gentlichen Sinne.  Die  Schauspielunter- 
aehmun^n  im  eigentlichen  Sinne  unter- 
liegen einer  doppelten  Beschränkung:  der 
Theaterkon  zeseion  und  der  Theatercensnr. 

Einer  Eonzession  bedürfen  Schau- 
spieluntemehmer,  d.  h.  Privatpersonen,  wel- 
che den  Betrieb  eines  Theaters  gewerbs- 
missig  ausüben  wollen  (Oew.-O.  %  32).  Der 
Eonzessiot^flicht  unterliegen  also  nicht 
fürstliche  Hofhaltungen  oder  Stfldte,  welche 
Theater  ans  eigenen  Mitteln  errichten  und 
für  ihre  Bedmung  Terwalten,  ebensowenig 
Privatanf fübrungen  in  geschlossenen  Ijesell- 
schaften  oder  Öffentliche  Aufführungen  für 
gemeiunfltzige  und  wohlthätige  Zwecke.  Da- 
gegen ist  eine  Konzession  notwendig  für 
solche  Privatunternehmer,  weldie  in  Hof- 
oder stadtischeu  Theatern  besw,  mit  Unter- 
stützung des  Hofes  oder  der  Stadt  Vor^ 
Stellungen  veranstalten. 

Die  Konzession  ist  zu  versagen,  d.  h. 
sie  muss  versagt  werden,  darf  aber< 
auch  nur  dann  verst^  werden, 

a)  wenn  der  Nachsuchende  den  Bedtz  der 
zu  dem  Unternehmen  nötigen  Mittel  nicht 
nachzuweisen  vermag  (§  32  in  der  Fassung 
des  Gesetzes  v.  6.  August  1896).  Ob  der  hier- 
mit beabsichtigte  Zweck,  das  Schauspieler- 
personal  vor  den  Einbussen  zu  bewahren, 
die  ihm  beim  Engagement  durch  einen  nicht 
genügend  kapitalkräftigen  Unternehmer 
drohen,  erreicht  werden  wird,  dürfte  je- 
doch zweifelhaft  sein,  da  der  Konzessions- 
sucher sich  nicht  Üoer  das  Eigentum  der 
erfoiderlichen  Mittel  ausweisen  muss  und 
er  doch  stets  der  Gebhr  spaterer  Tei> 
luste  ausgesetzt  bleibt.  WirkEche  Sicher- 
heit bOte  den  En^igemeDtsansprüchen  der 
Schauspieler  eine  Eautionspflieht  der 
Unternehmer,  wenn  die  hinterlegten  Summen, 
dem  Burkhardschen  Theatei^esetzentwurf 
entsprechend,  in  erster  Linie  der  Befriedi- 
gung der  Honorarfordemngen  des  Btihnen- 
personale  zu  dienen  bestimmt  w&ren.  Allein 
eine  solche  Massregel  wftre  schweren  Be- 
denken ausgesetzt,  da  das  Verlangen  der 
Sichetheilsstellung  den  Kreis  der  zum  The- 
aterbetrieb geeigneten  Personen  wohl  in  all- 
zu grossem  Dmiange  einschränken   dürfte. 

b)  Die  Konzession  ist  zu  versagen,  wenn 
die  Behfirde  auf  Grand  von  Thatsacheu  die 
Cefaerzeugnng    gewinnt,    dass    der    Nach- 


suchende die  zu  dem  Gewerbebetriebe  er- 
forderliche ZuverlSfisigkeit,  insbesondere  in 
sittlicher,  artistischer  und  finanzieller  Hin- 
sicht, nicht  besitzt.  Deber  das  Vorhanden- 
sein der  Zuverlässigkeit  entscheidet  ^so  die 
subjektive  Meinung  der  Behörde,  für  diese 
subjektive  Meinung  muss  aber  eine  that- 
sächliche  Unterlage  vorhanden  sein.  Bei 
der  Prüfung  hat  die  Behörde  namentlich  in 
das  Auge  zu  fassen:  die  sittliche  Qualifi- 
kation des  Bewerbers,  die  artistische  Be- 
fähigung, d.  h,  die  z\ir  Leitung  des  Unter- 
nehmens erforderliche  Bildung  und  Ge- 
schäftstüchtigkeit  und  endhch  die  finanzielle 


Wahrend  die  Schauspielkonzession 
früher  ohne  einen  bestimmten  Inhalt,  ledig- 
lich als  Blankokonzession  erteilt  wurde, 
wird  sie  jetzt  nur  noch  für  das  bei  Er- 
teilungder  Eonzession  bezeichnete 
unternehmen  gegeben.  Wechselt  der 
Unternehmer  seinen  Wohnsitz,  so  berechtwt 
ihn   der  Besitz  der  alten  Eonzession  nicht 
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an  dem  neuen  Domizil,  da  das  neue  Unter- 
nehmen mit  dem  bei  Erteilung  der  Eon- 
zession bezeichneten  Unternehmen  nicht  als 
identisch  gelten  kann.  Durch  diese  Be- 
stimmung wird  dem  Missbrauch  der  st^e- 
nannten  Reichskonzessionen  ein  wirk- 
samer Damm  entgegengestellt 

Die  Eonzeesion  wird  femer  nur  noch 
für  die  beantragten  Darstellungs- 
kategorieen  erteilt.  Die  konzessionierende 
Behörae  ist  daher  nunmehr  in  der  Lage,  die 
Eignung  des  Uatemehmers  unter  genauer 
Berücksichtigung  der  individuellen  Vei^ 
schiedenheiten  zu  prüfen,  nicht  mehr,  wie 
früher,  ^zwungen,  sicn  Über  das  Vor- 
handensem  der  Eignung  in  abstracto  allein 
schlüssig  zu  machen.  Hinzimahme  anderer 
als  der  genehmigten  Darstellungskat^orieen 
setzt  eine  Nenkonzessionierung  voraus. 

Eine  unerhebliche  Veränderung  —  ob 
Verbe8senm&  bleibe  dahingestellt  —  hat 
endlich  das  Recht  der  im  Umherziehen  be- 
triebenen Theatei-gewerbe  (Wanderthe- 
ater) erfahren,  indem  die  konzessionierende 
Behörde  ermächtigt  worden  ist,  jedem  noch 
nicht  25  Jahre  alten  Gesuchsteller  die  er- 
betene Konzession  zu  verweigern,  während 
früher  einer  grossjährigen  Person  gegenüber 
aus  ihrem  Alter  kein  Ablehn  ungsgrund  ent- 
nommen werden  durfte.  (Gew.-O.  §  57  a,  § 
60  d). 

£>i^  Eonzession  darf  nicht  auf  Zeit 
erteilt  werden  (Gew.-O.  §  40).  Dieselbe  er- 
lischt wenn  der  Unternehmer  eine  ihm  von 
der  Behörde  gesetzte  Frist  oder  ein  Jahr 
verstreichen  lässt,  ohne  den  Gewerbebetrieb 
zu  beginnen,  oder  denselben  drei  Jahre  lang 
einstellt.  Diese  Fristen  können  jedoch  von 
der  Behörde  verlängert  werden  (Gew.-O.  § 
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49).  Eiae  £ntzIehuDg  der  Sonzee- 
sion  kann  atAttfinden,  wenn  die  Unrichtig- 
keit der  Nachweise  dargethan  wird,  auf 
Qnind  deren  dieselbe  erteilt  wurde,  oder 
wenn  aus  Handlungen  oder  Unterlassungen 
dee  lohaberB  der  lUuingel  derjenigen  Eigen- 
schaften erhellt,  welche  bei  der  Erteilung 
TorausgeBetzt  werden  muBsten,  ausserdem 
wegen  Entziehung  der  büi^erlioben  Ehren- 
re<£te  für  die  Dauer  dw  EhürveriusteB  (Oew.- 
0.  §  53). 

4.  Die  Theaterceaanr  hat  zwar  eine 
gesetzliche  Regelung  nicht  gefunden,  aber 
sie  besteht  unbe8tntt«n  in  ganz  Deutsch- 
land und  zwar  gegenüber  allen,  auch  den 
Hof-  und  städtischen  Theatern.  Sie  ist  ein 
AusfluBB  der  allgemeinen  Rechtsstellung, 
welche  die  Polizei  im  Staate  einnimmt  Die 
Polizei  besitzt  die  Befugnis,  von  den  aufzu- 
fOhrenden  Stücken  vorher  Kenntnis  zu 
nehmen  und  die  Aufführung  derselben  oder 
einzelner  Stellen  aus  Orflnden  der  öffent- 
lichen Sicherheit  oder  Sittlichkeit  zu  unter- 
sagen. Wahrend  in  den  Reichstagsver- 
himdlungen  des  Jahres  1869  die  Tbeater- 
censur  vielbche  Anfechtungen  erfahren 
hatte,  wurde  bei  Beratung  des  0.  v.  15. 
Juli  1880  die  Zulfissigkeit  und  Notwendig- 
keit derselben  fast  allgemein  anerkannt  So- 
fern eine  nähere  Ordnung  erfolgt  ist  be- 
ruht sie  auf  lokalen  Fohzeiverordnungen. 
In  Elsass-Lothringen  ist  bei  Einführung  der 
Üewerbeordnung  die  Vorschrift  des  fran- 
zösischen Rechtes,  wonach  für  jedes  auf- 
zuführende Stück  die  vorherige  Genehmi- 
gung des  BezirksprftBidenten  enoidert  wird, 
ausdrflcklich  aufrecht  erhalten  woiden.  (R.O., 
betreffend  die  Einführung  der  Gew,-0.  für 
Elsass-Lothringen  vom  27.  Februar  1888 
§3-) 

Die  Frage  nach  der  Rechtmässigkeit  der 
Theatercensur,  die  freilich  von  jeder  nicht 
durch  parteipolitische  Gesichtspunkte  irre 
geleiteten  Untersuchung  unbedingt  beJEibt 
werden  muss,  ist  in  den  letzten  Jahren  in- 
folge der  schArferen  Handhabung,  nament- 
lich der  Preussischen  Theaterpohzei,  häufig 
erörtert  worden;  seltener  ist  man  Über  diese 
rein  juristische  Kontroverse  zu  der  viel 
wichtigeren  Untersuchung  geschritten,  ob 
sich  nicht  eine  Gestaltung  des  Censurinsti- 
tutes  herstellen  Hesse,  die  unter  Wahrung 
des  anerkannt  unentbehrlichen  Principes  die 
mit  Recht  beklagten  HOneel  vermeiden 
würde.  Einen  über  mehr  oder  minder  un- 
klare Anregtmgen  hinausgehenden  Versuch 
dieser  Art  macht  neuerdings  der  Burck- 
hardsche  Theatergesetzentwüri,  indem  er 
die  äussere  Form  der  Censur,  die  Befugnis 
der  Behörde  zur  Einsichtnahme  in  das  Ma- 
nuskript des  aufzuführenden  Werkes  und 
zur  Teilnahme  an  dessen  Generalprobe,  un- 
verändert   beibehält,    den   Ausspruch    des 


Censiirverbotes  aber  nur  dann  gestattet 
»wenn  die  Aufführung  den  That- 
bestand  eines  strafgerichtlich  zu 
verfolgenden  Deliktes  in  sich 
schlieasti.  Trotz  der  unleugbaren  Vor- 
teile, die  diesem  Censursystem  innewohnen. 
das  an  Stelle  der  in  den  geltenden  Ceneur- 
ordnungen  flbhchen  Kautschukbestimmungen 
eine  feste,  an  der  Hand  der  Strafrechts- 
wissenschaft  klarer  Deutung  fähige  Norm 
setzt,  dürften  seiner  Erhebung  zum  Gesetz 
unüberwindliche  Schwierigkeiten  entgegen- 
stehen. Der  BuTckhardsche  Vorschlag 
lehnt  mit  Recht  jede  Censurübuag  ab, 
welche  die  M^lichkeit  des  Aufführungs- 
verbota  auf  den  Stoff  des  Dichtwerks  oder 
Erw^ungen  sittliehkeitspolizeüicher  Natur 
gi-flndet;  es  wird  dieser  Vorschlag  indes 
dem  vorbeugend-polizeilichen  Chandrter  der 
Theatercensur  nicht  gerecht,  indem  er  über- 
sieht, dass  auch  diejenige  Aufführung,  die 
sich  selbst  nicht    als  Verletzung  des  Straf- 

fisetzes  qualifiziert,  unter  Umständen  ihre 
uhöher  in  eine  der  Begehung  von  Aus- 
schreitungen durch  Länn  oder  Ruhe- 
störungen geneigte  Stimmung  zu  versetzen 
geeignet  ist,  die  durch  ihre  Umsetzung  in 
Tbaten  eine  unmittelbare  Gefährdung  der 
Rechtsordnung  droht  Ist  eine  solche  Wir- 
kung vorauszusehen  ^  die  Uöghchkeit  einer 
solchen  Voraussicht  wird  cur  derjenige 
leugnen,  der  jedes  Operieren  mit  dem  Be- 
griif  der  >  Wahrscheinlichkeit«,  dann  aber 
auch  die  Notwendigkeit  einer  Sicheriieils- 
polizei  überhaupt  verwirft  —  dann  muss 
auch  die  Polizei  befugt  sein,  in  Bethätigung 
ihrer  Pflicht  zur  Äufrechterhaltung  der  die 
staatliehe  wie  die  Einzeleicistenz  erst  ermög- 
hchenden  äusseren  Ordnung,  den  Eintritt  des 
Friede  nsbruches  zu  verhindern,  was  sich 
aber  im  vorliegenden  Fall  nur  mittelst  Äuf- 
führungsverbotes  ermöglichen  lässt  Eine 
gewisse  Willkür  wird  dann  freilich  von  den 
Censurentscheidungen  unzertrennlich  sein; 
aber  diese  Willkür  liesse  sich  auf  das  ge- 
ringste denkbare  Maas  zurückführen  und 
namentlich  von  jeder  parteipolitischen  Rück- 
sicht lOsen,  wenn  die  Censurbehörde  nicht 
ausschliesslich  mit  einseitig  kameraliatisch 
oder  juristisch  geschulten  Beamten  besetzt 
wäre,  sondern  daneben  auch  aus  psycho- 
logisch und  litterarisch  gebildeten  Personen 
bestände,  deren  Ernennung,  um  jeden  Ver- 
dacht unbefugter  politiaener  Einmischung 
fernzuhalten,  vielleicht  auf  Vorschlag  der 
durchaus  gut  bewährten  htterarischen  Sach- 
verständigenvereine erfolgen  könnte. 

S .  Schaafltellaiigen  and  Auft^hnm^n 
ohne  höheres  KunstintereBse.  Bei  Sc^u- 
stellungen  und  Aufführungen,  mit  denen 
ein  höheres  wissenschaftliches  oder  Kunst- 
interesse nicht  verbunden  ist,  wird  imter- 
schioden,    ob    sie   in    einem   geschlossenen 
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Lokale  oder  von  Haus  zu  Haus  bezw,  auf 
Jlffentlicbön  Wegen,  Sli'assen  und  Plätzen 
stattfinden. 

Auffflhrungen  in  geschlossenen 
Räumen  unterliegen  der Konzessionspficht, 
wenn  ihren  Gegenstand  Singspiele,  Ge- 
sanKS-  und  deklamatorische  Vorträge,  Schau- 
steUimgen  von  Personen  oder  theatialiBche 
Yorstellungen  bilden  (Gew.-O.  §  33  a).  Für 
die  Veranstaltung  blosser  Instrumentalmusik 
igt  also  eine  Eonzession  nicht  erforderlich. 
Die  Konzession spüicht  besteht  für  den  Ixi- 
kalinhaber  nnd  zwai*  auch  dann,  wenn  der- 
selbe bereits  eine  Konzession  als  Schauspiel- 
untemehmer  besitzt.  Derjenige,  "welcher 
die  AirffOhnmg  darbietet,  bedarf  dag« 
keiner  besonderen  Eonzession.  Die  I 
Zession  kann  nur  versagt  werden,  mnss 
aber  auch  dann  versagt  werden,  wenn  1. 
g^n  den  Nachsuchenden  Thatsachen  vor- 
liegen, welche  die  Annahme  rechtfertigen, 
da^  die  beabüchtigten  Veranstaltungen  den 
Gesetzen  oder  guten  Sitten  zuwiderlaufen 
werden ;  2.  das  zum  Betriebe  des  Gewerbes 
bestimmte  Lokal  wegen  seiner  Beschaffen- 
heit und  Lage  den  polizeilichen  Anforde- 
rungen nicht  genügt;  3.  der  den  Verhält- 
nissen des  Gemeindebezirkes  entsprechenden 
Anzahl  von  Personen  die  Erlaubnis  bereits 
erteilt  ist.  Eine  Erteilung  der  Erlaubnis 
aai  Zeil  ist  imzulfissig  (Gew.-O.  §  40).  Die 
Erlaubnis  kann  entzogen  werden,  wenn  die 
Vorstellungen  gegen  die  Gesetze  oder  guten 
Sitten  Verstössen  haben  oder  wenn  That^ 
Sachen  vorliegen,  welche  die  Annahme 
rechtfertigen,  dass  sie  dies  kUnftighin  thun 
werden.  Aus  demselben  Grunde  kann  Per- 
sonen, welche  den  Gewerbebetrieb  vor  In- 
kmfttreten  der  betreffenden  Bestimmung, 
also  ohne  Erlaubnis  begonnen  haben,  die 
Fortsetzung  desselben  untersagt  werden 
(Gew.-O.  §  33  a). 

Aufführungen  von  Haus  zu  Haus 
oder  auf  öffentlichen  Wegen, 
Strassen  und  Plätzen  unterliegen  der 
Eouzeseionspfllcht  unbedingt,  einerlei,  ob 
ae  den  Charakter  von  MusikauffQhrungen, 
Schaustellungen,  theatralischen  Vorstellungen 
oder  sonstigen  Lustbarkeiten  haben  (Gew.-O. 
§  3Sb).  Die  Konzession  ist,  da  in  diesem 
Falle  ein  Lokalinhaber  nicht  existiert,  von 
demieoigen  nachzusuchen,  der  die  Lustbar- 
keit darbieten  will.  IKe  Erteilung  ge- 
strebt durch  die  Orts^lizeibehörde  und 
zwar  durchaus  nach  freiem  Ermessen,  sie 
kann  also  auch  auf  Zeit  oder  Widerruf  er- 
folgen. 

Besondere  Vorschriften  bestehen  für  die 
Ansflbung  der  betreffenden  Gewerbe  im 
umherziehen.  Wer  MusikauffQhrungen, 
Schaustellungen,  theatralische  Vorstellungen 
oder  sonstige  Lustbarkeiten^  ohne  dass  ein 
höheres    Interesse    der   Wissenschaft   oder 


Kunst  dabei  obwaltet,  im  rmherziehen  dar- 
bieten vrill,  bedarf  eines  Wandei^werbe- 
scheines  und  zwar  auch  dann,  wenn  die 
Darbietung  im  Marktverkefare  erfolgt  ((Je w,-0. 
§  55).  Dieser  Wandergewerbeädiein  be- 
rechtigt zur  Ausübung  des  Gewerbes  nur 
in  dem  Bezirke  der  höheren  Verwaltuogs- 
behörde,  welche  ihn  erteilt  FOr  andere 
Bezirke  ist  er  nur  dann  giltig,  wenn  eine 
Ausdehnung  auf  dieselben  stattgefunden 
hat.  Die  Ausstellung  und  Ausdehnung 
kann  auch  für  eine  kflrzere  Dauer  als  das 
Kalenderjahr  oder  für  bestimmte  Tage 
wählend  des  Kalenderjahres  erfolgen;  sie 
ist  zu  versagen,  wenu  bereits  eine  den  Ver- 
hältnissen des  Bezirkes  entsprechende  Zahl 
von  Personen  Wandergewerhescheine  der 
betreffenden  Art  erhalten  hat  (Gew.-O.  §  57. 
60).  Für  die  Ausübung  der  fraglichen  Ge- 
werbe von  Haus  zu  Haus  oder  auf  öffent- 
lichen Wegen,  Strassen,  Plätzen  und  an  an- 
deren öffentlichen  Oiten  ist  ausser  dem 
Wandergewerhescheine  eine  vorgängige  Er- 
laubnis der  Ortspolizeibehörde  erforderlich 
(Gew.-O.  §  60  a). 

Einer  Censur  unterliegen  auch  die  Auf- 
führungen ohne  hCheres  wissenschaftliches 
und  Kunstinteresse.  Die  Polizeibehörde  hat 
das  Becht,  gewisse  Vorstellungen  aus 
Gründen  der  öffentlichen  Sicherhett  und 
Sittlichkeit  zu  untersagen.  Für  lasass- 
Lothrin^D  sind  auch  in  dieser  Hinsicht  die 
VorBchnften  des  firaazösischen  Rechtes  auf- 
recht erhalten  worden  (B.G.  v.  27.  Februar 
"■"iS  §  3). 

6.  Oeeterrelch.  In  Oesterreich  hat  eine 
gesetzliche  Regelung  des  Theater  wesens  bis 
jetzt  nicht  stattgefunden.  Insbesondere 
zählt  die  Gew.-O.  v.  20.  Dezember  1859  die 
Unternehmungen  öffentlicher  Beluslj^ngen 
und  Schaustellungen  aller  Art  zu  denjenigen 
Thätigkeiten,  auf  welche  sich  ihre  Vor- 
schriften nicht  erstrecken.  So  ist  bis  jetzt 
alles  auf  dem  Verordnungswege  geregelt 
worden. 

Für  die  Theater  besteht  eine  V.  v. 
25.  November  1850.  Danach  dürfen  thea- 
tralische Vorstellungen  nur  in  Theater- 
gebäuden oder  in  hierzu  bestimmten  kon- 
zessionierten Bäumen  stattfinden.     Zur  Er- 

:htung  eines  stehenden  Theaters  muss  die 
Allerhöchste  BewiUigrmg  eingeholt  werden. 
Die  Theateruntcrnehmer  bedürfen  ausserdem 
einer  peraOnlichen  Konzession,  welche  der 
I^ndeBChef  erteilt  Die  Konzessionen  be- 
zeichnen genau  die  Eategorieen  der  Dar- 
stellungen, für  welche  sie  erteilt  werden. 
Jede  Bühnenproduktion  muss  vor  ihrer 
ersten  Aufführung  von  der  Statthalterei  ge- 
nehmigt sein.  Die  Bewilligung  ist  nur  Kr 
die  Unternehmer  und  die  Bühnen  gQtig, 
welche  ausdrücklich  in  deisolben  genannt 
sind;   Bühnenwerke,   welche  mit  erlangter 
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BewiUig^ung  auf  der  BQlme  der  Kronlandes- 
hauptstädt  zur  Aufführung  gelangt  sind, 
kOnoen  jedoch  auch  an  anderen  Bühnen 
desselben  Kronlandes  zur  Aufführung  ge- 
bracht werden.  Die  erteilte  Äwfführungs- 
bewilligiing  kann  jederzöt  aus  Gründen 
der  OffeatUchen  Ordnung  zurückgenommen 
werden. 

Die  Torstellungen  ohne  höheres 
Eunstinteresse  unterhegen  ebenfalls 
einer  Konzessionsp  flicht  Für  die  Singspiei- 
hallen  ist  ein  Minis terialerl  aas  vom  31.  De- 
zember 1867  massgebend,  nach  welchem 
die  Ehrichtung  eines  solchen  Etablissements 
eine  doppelte  Konzession,  eine  für  den 
Leiter  und  eine  andere  für  den  Lokalinhaber, 
vorauBsetzt  Das  Lokal  muss  die  nötigen 
Garantieen  der  Sicherheit  bieten ;  die  Er- 
teilung der  Konzessionen  ist  auf  den  Be- 
darf zu  beschranken.  Die  Konzessionierung 
herumziehender  Schauspieltruppen ,  Seil- 
tänzer. Taschenspieler,  Marionetten-  und 
Aifentneater,  gj'mnastischer  Künstler,  wan- 
dernder Musikbandeu  und  Eigentümer 
sonstiger  Schaugegen  stände  ist  durch  Aller- 
höchsten Erlaas  vom  15.  Dezember  1835 
geregelt  Derartige  Konzessionen  werden 
von  der  Polizeidirekfion  oder  der  Landes- 
Btelle  für  ihren  Bezirk  unter  strenger  Wür- 
digung des  Gesuchsg^en Standes  oder  der 
Person  des  Nachsuchenden  erteilt 

7.  Frankreich.  Die  Entwickelung  der 
Theatergesetzgebung  in  Frankreich  hat  des- 
halb besonderes  Interesse,  weil  dem  The- 
ater hier  mehr  als  irgendwo  anders  eine 
glitische  Bedeutunij  beigelegt  worden  ist. 
hat  denn  auch  die  G^tzgebung  je  nach 
den  politischen  Entwickelnngsphasen  mehr- 
fach gewechselt 

Eine  Förderung  der  dramatischen  Kunst 
erfolgte  durch  die  Subventionen, 
weldne  der  Staat  vier  grossen  Pariser  The- 
atern, der  Oper,  Komischen  Oper,  der  Co- 
m6die  frauQaise  und  dem  Od^n  zu  teil 
werden  ISs^ 

Theaterkonzessionen  bestanden 
schon  zur  Zeit  des  Ancien  Regime,  wo 
von  den  Oouveraeuren  der  Provinzen  und 
ähnlichen  Autoritäten  erteilt  wurden.  Das 
G.  V.  16./24.  August  1790  über  die  richter- 
liche Oiganisation  (Tit.  XI,  Art.  4)  übertrug 
die  Gestattung  und  Ueberwachung  aller 
OffenÜichen  Aufführungen  (spectades  pu- 
blics),  also  auch  die  Konzessionierung  der 
Theater,  den  Uunicipalbehörden.    Da- 


Befiignisse  wieder  in  die  Hände  der  staat 
liehen  Organe  gelegt  In  Paris  sollten 
Theater  nur  mit  Genehmigung  des  Staats- 
oberhauptes, in  den  Departements  mit  der 
der  PrUekten  errichtet  werden  dürfen.  Die 
Pariser    Theater    wurden    auf    bestimmte 


Kat^rieen  von  Darstellungen  beschifinkt, 
die  Aufführung  von  Ballets  und  die  Ver- 
anstaltung von  Maskenbällen  allein  der 
Oper  vorbehalten.  Auch  in  den  Departe- 
ments sollten  Maskenbälle  nur  in  den  haupt- 
städtischen Theatern  stattfinden  dürfen.  Die 
Zahl  der  Theater  wurde  für  die  grösseren 
Städte  auf  zwei,  für  die  kleineren  auf  eins 
beschränkt.  Diese  Vorechriften  blieben  auch 
in  der  Folgezeit  zunächst  massgebend.  Das 
G.  V.  9.  September  1835,  über  die  Bestrafung 
der  durch  die  Presse  begangenen  Hand- 
lungen, Art  31,  änderte  daran  nur  insofern, 
als  die  Konzessionierung  der  Pariser  The- 
ater dem  Minister  des  Innern  übertragen 
wurde.  Eine  völl^  Aenderung  der  Grund- 
sätze Übel'  die  lirichtung  von  Theatern 
brachte  dagegen  das  Dekret  vom  6.  Januar 
1864,  welches  die  Theaterfreiheit  ein- 
führte. Nach  den  Bestimmungen  desselben 
wird  eine  Theaterbon zession  nicht  mehr  ge- 
fordert; wer  ein  Theater  errichten  will, 
braucht  nur  eine  doppelte  Anzeige,  einer- 
seits an  den  Minister  der  schönen  Künste, 
andererseits  in  Paris  an  den  Polizeipräfekten, 
in  den  De^rtements  an  den  Prftfekten  zu 
erstatten.  Die  ausschliessliche  Berechtigung 
einzelner  Theater,  bestimmte  Stücke  aufzu- 
führen, ist  beseitigt.  Dagegen  sind  die 
Theaterunternehmer  den  Anordnungen  unter- 
worfen, welche  die  Verwaltung  im  Intei-esse 
der  Öffentlichen  Ordnung,  Sicherheit  und 
Gesundheit  erlässt.  Di^e  Vorschriften  sind 
bis    zum   heutigen   Tage   massgebend    ge- 


steht in  Frankreich  eine 
weilgehendeTheatercensur.  Diese  war 
äuTck  das  G.  v.  16./24.  August  1790,  Tit 
XI,  Art  4,  gleiclifalls  den  Municipalbe- 
hörden  Ühertra^n  worden,  im  Jahre  1791 
wurde  sie  beseitigt.  Zur  Zeit  des  Konvents 
griff  die  Regierung  sehr  tief  in  die  Ver- 
hältnisse der  Theater  ein.  Die  Aufführung 
solcher  Stücke,  welche  die  republikanische 
Gesinnung  zu  verbreiten  und  zu  stärken 
^ignet  erschienen,  wurde  vorgeschrieben. 
D^^n  sollte  gegen  alle  Theater  einge- 
schritten werden,  welche  Stücke  zur  Auf- 
führung brachten,  die  den  öffentlichen  In- 
teressen und  der  republikanischen  Gesin- 
nung gefährlich  werden  konnten  (Dekrete 
vom  2.  und  14.  August  1793).  Eine  neue 
Ordnung  der  Censui-  brachte  das  Dekret 
vom  8.  Juni  1806,  welche  dieselbe  in  die 
Hände  eines  staatlichen  Organs  legte.  Kein 
Stück  BoUte  ohne  Genehmigung  des  ItGnisters 
des  Innern  aufgeführt  werden.  In  dieser 
Gestalt  blieb  die  Censur  auch  während  der 
Restauration  bestehen.  Dagegen  wurde  sie 
im  Jahre  1830  infolge  der  Julirevolution 
beseitigt.  Doch  erfolgte  durch  das  schon 
erwähnte  Gesetz  ümr  die  Presse  vom 
9.  September  1835,  Art.  21,  22,  ihre  Wieder- 
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lierstellODg:  die  (j^eaelimi^Qg  v&r  fOr 
Paria  vom  Minister  des  Innern,  für  die  De- 
partements vom  Prftfekten  zu  erteile  a. 
Die  Februarrevolutioii  wirkte  aber  wieder 
im  entgegengesetzten  Sinne  Das  Dekret 
vom  6.  März  1348  hob  die  Bestimmungen 
des  G.  V.  9.  September  1835  auf,  und  da- 
mit Ttym  die  Censur  von  neuem  in  WegfsU. 
Aber  auch  nur  für  tuize  Zeit  Sie  wurde 
durch  ein  G.  v.  30.  Juli  1850  vorlaufig  auf 
ein  Jahr  wieder  eingeführt  und  diese  Be- 
stimmmig  durch  ein  Q.  v.  30.  Juli  1851 
bis  zum  31.  Dezember  1852  verlängert. 
Das  Dekret  vom  30.  Dezember  1852  ordnete 
daan  definitiv  an,  dass  alle  dramatischen 
"Werke  vor  ihrer  Aufführung  in  Paris  der 
Genehmigung  des  Ministers  des  Innern,  in 
den  Departements  der  des  Präfetten  be- 
dürften und  dass  diese  Genehmigung  aus 
Gründen  der  öffentlichen  Ordnung  jederzeit 
zurückgenommen  werden  könne.  Dieselben 
Vorsclmften  enthielt  das  Dekret  vom  6.  Ja- 
nuar 1864,  nur  dass  an  Stelle  des  Ministers 
des  Innern  der  Minister  der  schönen  Künste 
trat.  Diese  Grundsätze  sind  bis  jetzt  in 
Kraft  geblieben;  die  Entscheidung  des 
Ministers  erfolgt  auf  Gnind  des  Berichtes 
einer  besonderen  Kommisdon. 

Die  Vorstellungen  ohne  höheres 
Kunstinteresse  (spectacles  de  curiosit^ 
de  marionettes,  caf^  chantante,  eaf 6b  con- 
certs)  sind  sowohl  durch  das  Dekret  vom 
8.  Juni  1806  als  durch  das  Dekret  vom 
6.  Januar  1864  von  den  Bestimmungen  über 
die  Theater  ausgenommen,  so  dass  fflr  sie 
die  Vorschriften  des  G.  v.  16./24.  August 
1790  in  Kraft  geblieben  sind.  Danach  be- 
dürfen dieselben  einer  Genehmigung  der 
Ortspolizeibehflrde,  welche  nach  &ieiem  Er- 
measen  erteilt  oder  versagt  werden  kann. 

8.  England.  In  Enghind,  wo  ebenfalls 
von  alters  her  Theaterkonzessionen  und 
Theatercensnr  bestanden,  sind  die  Verhält- 
nisse der  Theater  durch  das  G.  6  &  7  Vict 
c.  68  (an  act  for  regulating  theatres)  genauer 
geregelt  worden.  Hier  zeigt  sich  die  An- 
lehDuog  der  Theater  an  den  Hof  namentlich 
in  der  Stellung,  welche  ein  Beamter  des 
kiüniglic^en  Hofhaltes,  der  Lord  Chamber- 
lain  of  the  household,  auf  dem  Gebiete  des 
Theaterwesens  einnimmt 

Theaterkonzessionen,  d.  h.  Kon- 
zessionen fflr  die  öffentliche  Aufführung 
von  BAfanenstficken  (the  public  Performance 
of  stage  pWs)  können  entweder  durch 
königliches  Patent  oder  durch  den  iard 
Chamberiain  oder  durch  die  Friedensrichter 
erteilt  werden.  Dem  Lord  Chamberiain 
ist  die  Konzesaionierung  der  Theater  in 
London  vorbehalten,  er  kann  femer  The- 
ater in  solchen  Orten  genehmigen,  in  wel- 
chen die  Königiu  gelegentlich  residiert  In 
letzteren  sind  ausserdem  auch  von  Friedens- 


richtern konzessionierte  Theater  zultesig, 
diese  Eonzessionen  haben  aber  keine  Giltig- 

keit  für  die  Zeit,  iu  welcher  die  Königin 
sicJi  dort  aufhält.  Alle  anderen  Theater 
bedürfen  einer  friedensrichterlichen  Kon- 
zession, deren  Eh^eilung  zu  den  OesclAften 
der  special  sessions  gehört  Die  Konzessionen 
müssen  von  vier  Iiiedensrichtera  gewährt 
und  unterschrieben  sein.  Der  Lord  Cham- 
beriain kann  die  auf  Patent  beruhenden  und 
die  von  ihm  konzessionierten  Theater  aus 
Gründen  der  öffentlichenSicherheitBcldiessen. 
Die  Friedensrichter  sind  befugt,  fflr  die  von 
ihneu  genehmigten  Theater  Kegeln  aufzu- 
stellen,  welche  in  Oxford   und  Cambridge 


ei  tat  bedürfen.  Bei  Ilebertretung  dieser 
R^in  und  in  i^lUen  des  Aufruhres  steht 
den  Friedensrichtern  das  Recht  zu,  die  The- 
ater zu  schliessen. 

Die  Theatercensur  wird  vom  Lord 
Chamberiain  ausgeübt  Diesem  sind  alle 
neuen  Stücke  und  alle  Aenderungen  an 
älteren  Stücken,  welche  in  Irgend  einem 
Theater  Grossbritanniens  zur  Darstellung 
gelangen  sollen,  sieben  Tage  vor  der  Auf- 
führung mitzuteilen.  Er  hat  nicht  nur  das 
Recht,  während  dieser  Zeit  die  Aufführung 
zu  untersagen,  sondern  kann  überhaupt 
jedes  Stück  und  jeden  Teil  eines  Stückes 
aus  Gründen  des  Anstandes,  der  Offent- 
üchen  Sicherheit  und  der  guten  Sitten  ver- 
bieten. 

Fürdie  Vorstellungenohae  höhe- 
res KunetinteressB  kommen  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  25  Geo.  U  c  36 
in  Betracht,  nach  welchem  Lokale  für 
öffentliche  Tänze,  Musik-  und  sonstige  Auf- 
führungen einer  jährlich  zu  emeueindeu 
Konz^sion  bedürfen. 

e.  Meyer  (mit  Zuiältea  von  Opel). 


m.  Das  private  Theaterrecht. 

1.  Bttfanenengagement.  2.  Theaterbesuch. 
3.  Anffflhmngarecnt  4.  Theateragentarvertrage. 

1.  BflhnenengagemenL  Das  Bühnen- 
engagement, d.  h,  der  Vertrag  z%-ischen 
Schauspieiuntemehmer  und  Bühnenkünstler, 
bei  dem  letzterer  sich  zur  Leistung  schau- 
spielerischer Thätigkeit,  ersterer  zur  Leistung 
emes  Entgelts  verpflichtet,  bildet  entweder 
einen  Gastspiel-  oder  einen  Bühnendienst- 
vertrag.  Gastspielvertrag  liegt  davor. 
wo  die  Tliätigkeit  des  Schauspielere  sich 
auf  eine  einzige  Leistung  bezw.  auf  meh- 
rere, der  Zahl  nach  fest  bestimmte  Leis- 
tungen bezieht;  Bühnendienstvertrag 
dagegen,  wo  die  Verpflichtung  des  Schau- 
spielers eine  unbestimmte,  vom  üntemehmor 
zu   fixierende,   Anzahl  Leistungen   umfasst. 
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Der  juristische  Charakter  des 
Eagag'emenfs,  das  mit  Küclceicht  auf  die 
kflnstlerische  Leistung  des  Schauspielers 
nicht  dem  Begriff  des  durch  die  Gewerbe- 
oi-dnung  geregelten  Arbeitsvertrages  unter- 
stellt werden  kann,  Ist  streitig;  es  Ist  als 
Dienstvertag,  Werkverdingung  und  als  con- 
tractus  sui  generis  auch  als  Tnnominatver- 
trag  im  Sinne  des  modernen  Bechts  be- 
zeichnet worden,  ohne  dass  es  bisher  der 
einen  oder  anderen  Annahme  den  Rang 
einer  communis  opinio  einzunehmen  ge- 
lungen w&re.  Die  Verschiedenheit  der  Auf- 
fassungen ist  wesentlich  durch  die  ab- 
weichende Stellung  veranlasst,  die  von  den 
einzelnen  Theorieen  in  der  Frage  der  dem 
Schauspieler  aus  dem  Engagement  zu- 
ütehenden  AnsprQche  vertreten  wird.  All- 
gemein wird  dem  Schauspieler  ein  An- 
spruch auf  Entgelt  zugestanden ; 
aber  nur  die  Dienstvertragstheorie 
beschränkt  ihn  hierauf.  Die  Theorie  der 
Werkverdingung  rSumt  dem  Schau- 
spider auch  noch  die  weitere  Befugnis 
ein,  die  ihm  übertragene  Thätig- 
keit  nach  eigener  Intention,  nicht 
unter  Anpassung  an  die  Auffassung  des 
Unternehmers,  vorzunehmen,  damit 
aber  nicht  unselbständige  Arbeiten  zu  leisten, 
sondern    ein    selbständiges    Arbeits- 

frodukt,  ein  opus,  zu  erzeugen.  Die 
nnominatevertragstheorie  billigt 
endlich  dem  Schauspieler  einen  Anspruch 
auf  Beschäftigung,  ein  Recht  auf 
Arbeit  zu,  das  ihn  befugt  vom  Unter- 
nehmer Zuweisung  der  vertraglich  zu  leisten- 
den schauspielerischen  Thätigkeit  zu  ver- 
langen. 

Nur  die  letzte  Theorie  ist  als  mit  dem 
schauspielerischen  Benif  vereinbar  zu  be- 
zeichnen, denn  die  Thätigkeit  des  Schau- 
spielers, die  sieh  die  Verwirklichung  künst- 
lerischer Ziele,  die  Umsetzung  eines  Dicht- 
werkes aus  der  Sphäre  des  Denkens  in  die 
leibhaftige  Erscheinungswelt,  zur  Aufgabe 
setzt,  darf  nicht  mit  einer  nur  dem  Er- 
werbszweck dienenden  ThAtigkeit  auf  eine 
Linie  grateilt  werden,  sondem  sie  gleicht 
der  Thätigkeit  des  ScJiriftstellers,  des  Be- 
amten, die,  zum  Gegenstand  Tertraglicher 
Ausübung  geworden,  nicht  in  dem  Anspruch 
auf  pekuniäres  Entgelt  ihre  Genüge  findet, 
sondern  auch  zu  dem  Verlangen  befugt,  wirk- 
lich Gelegenheit  zur  Bethätiguag,  zur  Offen- 
barung ihres  Könnens  zu  gewinnen.  So  wie 
der  Beamte  neben  der  Gehaltsforderun^  den 
Anspruch  erheben  kann,  in  einer  seinem 
Amt  entsprechenden  Weise  beschäftigt  zu 
werden,  um  seine  Tauglichkeit  für  seine 
Stellung  zu  erweisen,  so  wie  dem  Schrift^ 
steller  ausser  dem  Anspruch  auf  das  zuge- 
sagte Honorar  auch  das  Recht  zusteht,  vom  ■ 
Verleger  Druck   und  Vertrieb  des  Schrift-  [ 


Werkes  zu  verlangen,  um  der  Mitwelt  als 
Autor  bekannt  zu  werden,  ebenso  ist  dem 
Schauspieler  die  Befugnis  zuzuerkennen, 
wahrend  der  Vertrag^auer  angemessene 
Gelegenheit  zum  ßffenüichen  Auftreten  vom 
ITnternehmer  geboten  zu  erhalten.  Gerade 
für  den  Schauspieler  ist  die  Zubilligung 
eines  solchen  Rechtes  um  so  mehr  als  un- 
umgänglich notwendig  zu  erachten,  da  ihm 
die  übuc^n  Vertragsbedingungen  bei  hoher 
Vertragsstrafe  das  Auftreten  auf  einer  an- 
deren Bühne  als  der  seines  Prinzipales 
während  der  Eootraktszeit  imtersagen,  dem- 
nach ein  Schauspeler,  dem  nicht  als  Korre- 
lat gegen  diese  Bestimmung  ein  Anspruch 
auf  Beschäftigung  gegen  den  Unternehmer 
zustände,  sich  der  Gefahr  ausgesetzt  sähe, 
durch  »Kaltstellung«  nicht  avx  in 
seinem  Können  beeinträchtigt,  sondern 
auch  dem  Publikum  gänzlich  entfremdet  zu 
werden,  dadurch  aber  unter  Umständen  so- 
gar für  die  Zukunft  die  Möglichkeit  einer 
günstigeren  Gestaltung  seiner  Erwerbsver- 
hältnisse  einzubüssen.  In  Verkennung  der 
das  Engagement  charakterisierenden  Eigen- 
heiten hat  freilich  die  deutsche  Oericnts- 
iiraxis,  die  hei  Beurteilung  theaterrecht- 
icher  Fragen  überhaupt  nicht  selten  das 
feine  Verständnis,  das  hier  gerade  die  fran- 
zösische Rechtsprechung  auszeiclinet,  ver- 
missen lasst,  dem  Anspruch  des  Schau- 
spielers auf  Beschäft^ng  meist  ihre  An- 
erkennung versagt;  auch  hier  bedeutet  der 
Burckhardache  Theaterpesetzentwurf  eine 
entschiedene  Wendung  zum  Besseren, 
indem  er  dem  während  eines  gewissen  län- 
geren Zeitraumes  gar  nicht  oder  nicht  an- 
gemessen beschäftigten  Bühnenmitglied  die 
Befugnis  zum  Vertragsrflck tritt  einräumt 
und  damit  indirekt  den  Theatemnternehmer 
zur  Unterlassung  lediglich  als  Ohitane  vor- 
genommener »Kaltstellungen«  zwingt. 

Für  die  praktische  Gestaltung  des  En- 
gagementsrechts ist  übrigens  die  Frage  nach 
seiner  rechtlichen  Konstruktion  ziemTieh  un- 
erheblich; denn  fast  sämtliche  Engagements 
werden  unter  Benutzung  üblicher  Vertrags- 
schemen abgeschlossen,  die  den  Inhalt  des 
Engagements  in  so  eingehender  Weise  re- 
geln, dass  daneben  die  erglänzende  Heran- 
ziehung gesetzlicher  oder  sieh  aus  der  Ver- 
tragsnatur ergebender  Bestimmungen  zur 
AuaHlUnng  etwiüger  Lücken  kaum  jemals 
erforderlich  wird.  Man  könnte  allerfings 
versucht  sein,  die  Notwendigkeit  der  juris- 
tischen Konstruktion  dann  für  unumgäng- 
lich zu  halten,  wenn  es  sich  etwa  um  Ver- 
tragsbestimmungen handelt,  die  mit  zwin- 
genden Normen  der  das  Engagement  um- 
fassenden Vei-tragaform  in  Widei-spruch 
ständen.  Allein  em  solcher  Fall  ist  für  das 
Gebiet  des  B.G.B,  —  wenn  wir  etwa  von 
dem  seiner  Tragweite  nach  noch  nicht  ganz 
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übersehbaren  §  138  abstrahieren  —  kaum . 
denkbar.  Denn  die  einzigen  beiden  Ver- 
tragstypen, unter  die  das  Böhnenengagement 
etwa  eingereiht  werden  konnte,  -wenn  man 
eB  nicht  zutreffender  als  einen  contractus 
Bui  generis  (Innominatkontrakt  im  Sinne  des 
modernen  Rechts)  auffasst,  der  Dienst-  und 
Werkvortrag,  bieten  nur  wenig  Beatijnmun- 
gen  zwingender  Natur  (etwa  §§  618,  624), 
die  fUr  das  Engagementsverhältnis  in^Fiage 
kommen  können,  so  dass  für  die  Auslegung 
der  YertragsboBtimmungea  fast  ansn^ms- 
los  nur  der  beim  ÄbschluBS  des  Engage- 
ments erkennbare  ßbereinstinimende  Partei- 
wilie  bezw.  die  im  Bühnen  verkehr  herr- 
schende Usance  zur  Anwendung  gelangt. 

Die  Gestaltung,  die  das  Engagement 
imter  dem  danach  fast  unbeschrtnkt  gelten- 
den Orundsatzder  Tertragsfreihelt  im 
allgemeinen  angenommen  hat,  muss  als  einer 
gesunden,  Hecht  nnd  Pflicht  der  Kontra- 
henten gleichraJsäig  verteilenden  Rechts- 
ordnung aufs  offenbiffste  ■widersprechend  be- 
iffiichnet  ■werden.  Die  gleichen  Ursachen, 
die  nnter  der  Herrechaft  des  Manchester- 
tums  die  schrankenlose  Ausbeutung  des 
gewerblichen  Arbeiters  durch  den  Fabri- 
kanten begünstigten,  haben  auch  im  En- 
gagementsverhflltnis  die  ideell  gleiche  Stel- 
lung von  Unternehmer  und  Schauspieler  so 
vollständig  verrückt,  dass  der  Vertragsin- 
halt thatsSchlich  im  wesentlichen  nur  durch 
den  Unternehmer  und  nm:  in  dessen  Inter- 
esse normiert  wird,  während  der  Schau- 
spieler, um  nur  irgend  eine  Gelegenheit  zur 
Ausübung  seines  Berufes  zu  finden,  sich 
zur  bedingungslosen  Annahme  eines  ihm 
unter  solchen  Umständen  gebotenen  Engage- 
ments gezwungen  sieht 

Die  r^elmfissige  Uebereinstimmnng  in 
den  Verhältnissen  der  einzelnen  Theaterunter- 
nehmungen  hat  nämlich  zur  Ausbildung 
einer  grösseren  Reihe  von  typi- 
schen, die  Stellung  desSchauspie- 
lers  aufs  schwerste  beeinträch- 
tigenden Vertragbestimmungen  ge- 
führt, die  sich  im  wesentlichen  nach  folgen- 
den Gesichtspunkten  ordnen  lassen : 

1.  Benachteiligungen  des  Schau- 
spielers in  den  Kündigungsbe- 
stimmungen. Der  AbschluBs  des  En- 
gagements erfolgt  z'war  regelmässig  für  einen 
fest  normierten  Zeitraum  (ganzjährig,  Saison. 


ein,  jederzeit vomVertrage  zurück- 
zutreten, sobald  sich  gewisse  kontrakt- 
lich TOigesehene  Eventumi täten  verwirk- 
lichen, deren  übliche  Aufzählung  »Brand  des 
Theaters,  Krieg,  ansteckende  Krankheiten, 
lAndestrauer^  TeilDahmlosigkeit  des  Publi- 
kums, Direktion  s^wechsel,  politische  Umwäl- 
zung, bauliche  Veifinderungea  oder  sons- 


tige Ereignisse  (1)«  umfasst.  Dem 
Schauspieler  steht  dagegen  keinerlei  ent- 
sprechendes Rücfctrittsrecht  zu,  so  dass  der 
Lnternehmer  zwar  stets  in  der  Lage  ist, 
sich  von  den  Fesseln  eines  ihm  unbequem 
gewordenen  Engagements  zu  befreien,  wäh- 
rend der  Schauspieler  für  die  ganze  Ver- 
tragsdaner  an  den  Kontrakt  gebunden  ist. 
Die  Ausübung  dieses  einseitigen  Kflndi- 
gungsrechtB  verfolgt  Übrigens  -weniger  den 
Zweck,  eine  definitive  Entlassung  eines 
Bühnenmitgliedes  hervorzurufen,  als  viel- 
mehr den  Schaupieler,  der,  mitten  in  der 
Saison  stellenlos  geworden,  nur  selten  ein 
baldiges  neues  Engagement  findet,  zimi  Ab- 
schluss  eines  neuen  ungünstigeren  Ver- 
trags mit  seinem  alten  llutemehmer  zu 
^w^ngen. 

Eine  fernere  Ungleichheit  besteht  regel- 
mässig in  der  Äusbedingung  häufige- 
rer Kündigungstermine  und  kürze- 
rer Kündigungsfristen  zu  Gunsten 
des  Unternehmers,  der  namentlich 
durch  die  einseitig  ihm  ttas  Recht,  den  Ver- 
trag für  verlängert  zu  erklären^  einräumende 
Prolongationsklausel  ein  Mittel  er- 
hält, den  Schauspieler  in  der  drückendsten 
Abhängigkeit  von  sich  zu  erhalten.  Denn 
der  Schauspieler  kann,  bevor  der  Unter- 
nehmer nicht  auf  Geltendmachung  des  Pro- 
longation srechts  verzichtet  hat,  kein  neues 
Engagement  sclüiessen,  während  der  Unter- 
nehmer stets  in  der  Lage  ist,  beliebig  mit 
anderen  Schauspielern  in  Verhandlung  zu 
treten,  da  ihm  die  eventuelle  Benutzung 
der  Prolongationsklausel  seinen  bisher^n 
Mitgliederbestand  im  Endfall  sichert. 

2.  Benachteiligungen  des  Schau- 
spielerB  in  der  perBÖnlichen  Frei- 
heit Während  für  alle  anderen  Vertrags- 
verhältnisse, die  unter  den  Kontrahenten  ein 
unmittelbar  persQnhches  Zusammenwirkea 
begründen  oder  die  Möghchkeit  einer  Ver- 
tretung der  Vornahme  der  zugesagten  Leis- 
tungen ausschliessen ,  jedem  Vertragsteil 
aus  wichtigen  Grflden  ein  Rück- 
trittsrecht zusteht,  billigt  das  Engage- 
ment regelmässig  nur  dem  Unternehmer 
eine  solche  Befugnis  zu,  aiiricht  sie  dagegen 
dem  Schauspieler  principiell,  häufig  auch 
noch  in  Einzelanwendungen,  vollkommen  ab. 
Der  hiemach  für  den  Schauspieler  begrün- 
dete Zwang,  in  einem  Vertrag» Verhältnis 
selbst  dann  zn  verharren,  -wenn  die  Voraus- 
setzungen, unter  denen  es  eingegangen  war, 
sich  als  unzutreffend  erweisen  oder  in  ihr 
Gegenteil  verwandeln,  ist  aber  mit  dem  li- 
beralen Charakter  der  schauspielerischen 
Thätigkeit,  der  in  entsprechenden  Fällen 
auf  anderen  könstlerisch-litterarischen  Ge- 
bieten den  sofortigen  Vertragsrilcktritt  ge- 
stattet, unvereinbar. 

Einen  weiteren  Eingriff  in  die  persön- 
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liehe  Freiheit  bietet  auch  die  übliche  Ver- 
tra^klausel,  dasa  der  Schauspieler  im 
Erankheits&Il  nur  auf  Grund  eines  theatar- 
ärztlichen  Zeu^isses  zur  Erhebung  der 
Gage  befugt  sein  solle,  wodurch  der  Schau- 
spieler in  ^wissem  umfange  sich  der 
Dieoste  eines  bestimmten  Arztes 
bedienen  zu  müssen  gezwungen  ist  — 
Endlich  widerspricht  es  auch  der  in  analogen 
Verh&ltniseen  geltenden  Ordnung,  dass  die 
Verheiratung  einer  Schauspielerin  nach 
dem  Abheben  Wartlaut  dee  Engagements 
nicht  zum  Vertragsrflcktritt  berechtigt, 
wahrend  dem  Unternehmer  das  Recht  zu- 
steht, auf  Onind  des  gleichen  Umstandes 
den  Yertr^  einseitig  zu  kQndigen. 

3.  Benachteiligungen  des  Schau 
Spielers  in  der  Bichtung  des  Ent- 
gelts. Eine  grossere  Anzahl  der  üblichen 
Vertragsbestimmungen  entzieht  oder  ver- 
sagt dem  Schauspiäer,  ohne  daes  dafür  ein 
ausreichender  ßechtagrund  vorhanden  wÄre, 
das  vereinbarte  Entgelt,  so  dass  das  En- 
gagement auf  Seiten  des  Bühnenmitgliedes 
nidit  selten  den  Charakter  einer  ohne 
Schenkungsabsicht  erfolgenden  unentgelt- 
lichen Zuwendung  ron  Lästungen  annimmt 
Dahin  gehört  die  Verpflichtung  zur  unent- 

rtlichen  Wahrnehmung  der  \orproben, 
h.  deiienigen  Proben,  deren  Termin  noch 
vor  den  Zeitpunkt,  mit  welchem  die  kon- 
traktlichen Verpflichtungen  des  ünter- 
oehmeiB  in  Eraft  treten,  fallt  und  deren 
Abhaltung  der  Vorbereitung  der  die  S^son 
eröffnenden  Voratellungen  dient  Dahin  ge- 
hört auch  die  Verpflichtung  der  Schau- 
spielerinnen, sich  aul  eigene  Kosten  die  für 
die  zugeteilten  B«Uen  erforderliche  Klei- 
dung (ohne  Unterscheidung  des  modernen 
oder  des  historischen  Kostüm  b)  zu  he- 
schaffen,  eine  Bestimmung,  die  thatsacblich 
einem  nicht  selten  völligen  Entzüge  des 
Entgelts  gleich  kommt  und  deslmb  zu 
schon  oft  beklagten  Uissst&aden  auf 
moralischem  Gebiet  geführt  hat  Innere 
Bereditigung  kann  dieser  Belastung  der 
weiblichen  BühnenniitgUeder  nicht  zuge- 
sprochen werden;  liefert  der  Unternehmer 
alles  übrige  Material  für  die  ErmSglichung 
des  Gewerbebetriebes  auf  seine  Kosten,  so 
mOsste  er  auch  zur  Lieferung  der  dem 
gleichen  Zweck  dienenden  Frauenkleidung 
verbunden  sein  oder,  wenn  einem  solchen 
Verlangen  unüberwindliche  Schwierigkeiten 
technischer  Art  entgegenstehen  sollten,  den 
Schauspielerinnen  der  notwendigen  Gar- 
derobenbeschaffung entsprechende  Gehalts- 
ziischüsse  leisten.  —  Ungerechtfertigte 
Falle  des  Entgeltsentzuges  stützen  sich 
feraer  auf  die  rc^masaige  Vertragsbe- 
stimmung, dass  die  \  erpflichtung  des  Unter- 
nehmers zur  Eutrichtimg  der  pekuniären 
Gegenleistung  eine  Unterbrechung   erleide, 


sobald  eine  zeitweilige  Einstellung 
des  Theaterbetriebes  erfolgt  Dabei 
wird  fast  niemals  eine  Unteischeidung  ge- 
macht, ob  die  Einstellung  auf  willkflrUclie 
Anordnung  des  Theatenintemehmers  ein- 
trat oder  durch  zwingende,  ihm  nicht  zur 
Laßt  killende  Umstftnde  veranlasst  wurde. 
Was  diesem  Gehaltsentzug  aber  vor  allem 
den  Charakter  des  Unberechtigten  giebt, 
liegt  hauptsächlich  darin,  dass  auch  wahrend 
der  Unterbrechung  der  Gehaltszahlungen 
der  Schauspieler  zur  Fortsetzung  der  mm 
vertraghch  obliegenden  VerpfÜchtungen  ver- 
bunden ist,  namenthch  das  Auftreten  auf 
jeder  anderen  Bühne  unterlassen  muss, 
seinerseits  also  nichts  thun  darf,  um  sich 
für  den  Ausfall  an  Oehalt  zu  decken.  — 
Einem  Gehaltaentzuge  kommt  endlich  häufig 
die  Verhfingung  der  Vertragsstrafen 
gleich,  mit  denen  die  Theaterhausordnungen 
zahllose  Uebertretungen  ihrer  Normen  De- 
drohen. Soweit  es  sich  hierbei  um  Mass- 
nahmen handelt,  die  der  Anfrechterhaltung 
der  in  einem  so  viel  Personen  bescliaftigen- 
den  Gewerbebetriebe  durchaus  notwendigen 
DiscipHn  dienen,  kann  die  Berechtigung 
nicht  in  Frage  gestellt  wenlen ;  eine  offen- 
bare Benachteihgung  des  Schauspielers  liegt 
aber  darin,  dass  nur  seine  Vertragsvergehen 
imter  Strafe  gestellt  sind,  dass  dagegen 
ihm  selbst  gegen  vertragswidrige  Hand- 
lungen des  Unternehmers  nicht  gleichfalls 
ein  Ersatz  in  der  Aufstellung  von  Vertrags- 
strafen eingeräumt  zu  werden  pflegt  und 
dass  ferner  oft  der  Betrag  der  für  ganz 
geringftlgige Vertragsverletzungen  normierten 
Geldstrafen  eine  unverhaitnismassige  Höhe 
erreicht,  so  dass  der  Schaiispieler  nicht 
selten  seine  ganze  Oehaltsforaerung  mit 
den  ihm  zur  Last  fallenden  Vertragsstrafen 
aufgerechnet  sieht  Allerdings  könnte  der 
Schauspieler  nach  §  343  des  B.GB.  eine 
Herabsetzung  der  Vertragsstrafe  herbeizu- 
führen versuchen;  allein  uro  diesen  Erfolg 
zu  erzielen,  wäre  meist  Anstrengung  eines 
Prozesses  erforderlich,  dessen  Durchführung 
dem  Schauspieler,  bei  dem  häufigen  Wechsel 
seines  Wohnorts,  in  zahlreichen  Fällen  that- 
sachUch  unmöglich  wOre. 

4.  Benachteiligungen  desSchau- 
ielers  in  seiner  künstlerischen 
Stellung,  Im  Gegensatz  zu  dem  früheren 
Brauch,  den  Schauspieler  nur  für  ein  be- 
stimmtes Rollenfach  zu  engagieren,  ist  in 
den  modernen  BühnenverirS^n  die  Fort- 
lassung der  Fachbezeichnung  fast 
allgemein  Regel  geworden.  Der  Tbeater- 
unternehmer  ist  daher  jetzt  in  der  Lage, 
einem  Schauspieler,  ohne  Rücksicht  auf 
dessen  Neigungen  und  Fälligkeiten,  Rollen 
jeder  Art  zu  übertragen,  was  nicht  nur  auf 
die  künstlerische  Ausbildung  des  Betreffen- 
den   höchst    nachteilig   zu   wirken    pfl^^ 
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sondern  dem  Unternehmer  auch  die  JiGg- 
Ijchkeit  ^ebt,  das  künstlerische  Benomm^ 
des  Bühnenmitgliedes  durch  dessen  unge- 
eignete Beschäftigung  zu  untergraten. 
Nicht  selten  leiten  die  Unternehmer  aus 
der  FoTtlassung  der  FachbezeichnuD^  auch 
das  Recht  her,  den  Schauspieler  in  der 
Comparserie  und  Statisterie  zu  verwenden, 
d.  h.  in  Beschäftigungen,  die  keinen  oder 
doch  niu-  sehr  untergeordneten  künstle- 
rifichea  Char&kter  tragen. 

Eine  Beseitignng  derslcizzierten 
Missstände  suchte  der  Schausijielerstaad 
zun&chst  im  We^  der  Selbsthilfe  her- 
beizufilhren.  Die  1871  begründete  »Ge- 
nossenschaft deutscher  Bühnen- 
angöhSriger«,  der  von  den  ca.  16000 
Bühnenkünstlern  deutscher  Zunge  nach 
dem  letzten  Jahresbericht  ca.  3500  Personen 
als  zahlende  Mitglieder  angeh&ren,  stellte 
sich  das  Ziel,  die  geistigen  und  materiellen 
Interessen  der  deutschen  Sciiauspieler  zu 
sichern  und  zu  heben,  insbesondere  eine 
feste  iJrganisatioa  zu  schaffen  »zui-  Wah- 
rung der  Interessen  der  deutschen  BOhnen- 
angehdrigen  in  ihrem  künstlerischen,  recht- 
lichen und  sozialen  Verkehr«.  Auf  dem 
Gebiete  der  Eontraktreform  sind  diese  neuer- 
dings durch  Aufstellung  eines  jene  Miss- 
eände  ausschl  lessenden  einheitlichen 
Oenossen  Schaft  svertragsformulars 
bethätigten  Bemühungen  jedoch  zur  Zeit  im 
■wesentlichen  noch  erfolglos  geblieben  {nur 
«twa  10  BOhnenleitungen  haben  sieh  für  An- 
nahme des  nenea  Formulars  entschieden),  waf 
■wohl  zum  greisen  Teil  daran  lag,  dass  die  Ge- 
nosse nschiöt  ihre  Thätigkeit  voi-nehmlich  der 
Schaff nng  humanitärer  Institutionen  wid- 
mete, unter  denen  sich  die  Fensionsanstalt 
bald  zu  einer  bedeutenden  Ausdehnung  ent- 
wickelt  hat  (ca.  ft'/a  Millionen  Mark  Yer- 
mögen  mit  jährlichen  Durchschnittsleistungen 
von  300000  Mai-k),  und  dass  andererseits  die 
absolut  nicht  unerhebliche  MitgUederzahl 
doch  nicht  gross  genug  war,  um  als  Ver- 
tretung des  ganzen  Schauspielerstandes  die 
Unternehmer  zur  Einräumung  billigerei 
Vertragsbedingungen  zwingen  zu  kOnnen. 

In  engeren  Grenzen  hat  die  Thätigkeit 
des  'Deutschen  Bühnenvereins« 
eine  günstigere  Gestaltung  des  Engagements 

—  freilich  nur  für  eine  Minderzahl  der 
Bühnenkünstler  —  angestrebt  Für  die 
Engagements,  die  mit  Direktoren  der  dem 
genannten   Verbaud  angehOreuden  BOhnen 

—  von  den  ca.  700  deutschen  Bühnen  sind 
etwa   100  Mitglieder  des  » Bühnen vereins- 

—  abgeschlossen  werden,  kommt  ebenfatls 
ein  einheitliches  Kontraktformulai 
(das  Bühnenvereinavertragsformu- 
lar)  zur  Verwendung,  das  in  alleraings  unzu- 
reichender Weise  die  Ausbedingung  ein- 
zelner, für  den.  Schauspieler  besonders  nach- 

HuldwSrterbDcb  der  SUatsvliaeiuctaafteii.   Zweite 


teiliger  Vertra^bestimmungen  ausscUiesst 
und  für  die  Entscheidung  der  aus  dem 
Engagement  erwachsenden  Streitigkeiten 
ein  obligatorisches  Schiedsgericht  vorsieht. 
Die  Praxis  desselben  hat  iedocli,  mit  Rück- 
sicht auf  dessen  mehr  die  Interessen  der 
Schauspieluntemehmer  als  der  Schauspieler 
verfolgende  Zusammensetzimg  in  den  schau- 
spielerischen Kreisen  keine  Beliebtheit  ge- 
wonnen. ^Auf  Grund  neuerlicher  Verhand- 
hiugeu  zwisclien  »Bühnen verein«  und  »Ge- 
nossenschaft« dürfte  der  oblu;atorisclie 
Chu'akter  des  Schiedsgerichts  demuScbut 
fortfallen.) 

Alle  diese  von  privater  Seite  unter- 
nommenen Verauche.  den  Inhalt  des  En- 
gagements in  einer  auch  die  berechtigten 
Ansprüche  der  Schauspieler  befriedigenden 
Art  umzugestalten,  müssen  jedoch  insofern 
als  aussichtslos  bezeichnet  werden,  als  der 
durch  sie  gewonnene  Vorteil  immer  nur  einer 
geringen  Minderheit  von  Berufsgenossen  zu 
gute  kommt,  während  die  grosse  Mehrheit 
sich  anf  jede,  wenn  die  Gerechtigkeit  auch  noch 


zulassen  gezwun^n  ist.  Eine  \virkliche  Ab- 
hilfe Hess  sich  vielmehr  nur  dann  erreichen, 
wenn  die  staatliche  Gesetzgebung 
die  Vereinbarung  der  den  Schau- 
spieler verletzenden  Bestimmun- 
gen unter  zwingende  Yerbots- 
normen  stellte,  wie  dies  die  Gewerbe- 
ordnung zu  Gunsten  der  Arbeitnehmer  so 
vielfach  thut,  da  hier  wie  dort  die  mate- 
rielle Ungleichheit  der  Kontrahenten  ohne 
ein  den  Schutz  des  schwächeren  Vertrags- 
teils  normierendes  (jesetz  zu  dessen 
schrankenloser  Ausnutzung  durch  den  wirt- 
schaftlich stärkeren  Vertragsgegner  führen 
und  damit  eine  das  Wohl  der  Volksgesamt- 
heit aufs  intensivste  gefährdende  Gestaltung 
der  Arbeitsverhältnisse  erzeugen  muss.  Ent- 
schliesst  sich  die  Gesetzgebung  zu  diesem 
Schritt,  wie  es  zum  ersten  Mal  der  Burck- 
hardsche  Theatergesetzentwurf  vorschlagt, 
so  wäre  damit  wohl  am  geeignetsten  die 
Ausdehnung  auch  der  bereits  be- 
stehenden Sozialgesetzgebung  (Un- 
fall-, Kranken-,  Invalidität«-  und  Altersver- 
sicherung) auf  die  Schauspieler  zu 
verbinden,  die  in  ihrer  grossen  Masse  wirt- 
schaftlich nach  den  gleichen  Gesichts- 
punkten wie  die  der  Zwangsversichenmg 
bereits  unterstellten  Personen  zu  beurteilen 
sind,  auf  Grund  des  bestehenden  Rechts 
die  Wohltliaten  der  Versicherun  gsgesetz- 
gebung  jedoch  nur  soweit  geniessen,  als 
sie  an  Theaterunternehmungen  bescliäftjgt 
sind,  bei  deren  Darbietungen  ein  höheres 
Interesse  der  Kunst  oder  Wissenschaft  nicht 
obwaltet 

2.  Theat«rbe9iich.  Die  hier  in  Be- 
tracht kommenden  Rechtsverhältnisse  sind, 
Auflege.   VII.  7 
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goweit  es  sich  um  einen  Vortragsweisen 
Theaterbesuch  handelt  —  der  seitens  des 
Theateruntemehmera  ungenebmi^  Theater- 
besuch würde  sich  als  Hausfnedeosbruch 
qualifizierea  — ,  lediglich  der  Parteinor- 
mierung  fiberlassen;  eine  zwingende  Ue- 
setzesb^tiromuDg  wäre  jedoch,  um  den 
Eontrahierungszwang  zu  Lasten 
der  Theaterunternehmungen  ausser 
i^en  Zweifel  zu  stellen,  durchaus  am 
Platze.  Denn  das  Volksbewusstsein  ver- 
langt die  Anerkennung  des  Rechtssatzes, 
dass  ein  Theat«runtemehiner  mit  jedem, 
'  der  die  generellen  Zulaasungsbedingungea 
erfüllt,TheaterbeBuchBvertFfige  abzuschlieseen 
gezwungen  sei,  da  der  Theaterbetrieb,  wie 
der  von  Eisenbahnen,  Dampfschiffen  etc., 
ein  Massenbedürfnis  befried^  und  darum 
den  fOr  quasipublizistische  Unternehmungen 
bestehenden  Normen,  mithin  auch  dem 
Kontrahierungszwang,  unterworfen  sein 
muss.  Zu  dem  gleichen  Resultat  führt 
auch  die  Erkenntnis  der  nationalen  Bedeu- 
tung des  Theaters,  dessen  Besuch  seinei 
volkserzieheri scheu  Aufgabe  we^n  nicht 
von  der  Entschlieesung  eines  pnvaten  Be- 
sitzers abh&ngig  gemacht  werdeu  darf. 

8.  Antführnngsrecht  Bezüglich  der 
reichsgesetzhchen  Grundlage  ist  auf  den 
Art  Urheberrecht  zu  verweisen. 

Das  wichtigst«  dai-auf  gestützte  Rechts- 
geschäft, der  Auffübruiijgsvertrag, 
wird  lediglich  von  der  ParteiwlUkttr  und 
der  Bahnen  Usance  behenscht,  Faktoren, 
deren  letzterer  unverkennbar  die  Tendenz 
einer  Herabdrückung  der  Ansprüche  der 
Autoren  in  Bezug  auf  BeteUigung  au  der 
Inscenesetzung  der  dramatischen  Werke 
zeigt  Ob  die  seit  einiger  Zeit  wahrnehm- 
baren Vereuche,  den  Verfassern  eine  an- 
gemessenere Position  zu  verschaffen,  die 
sie  über  die  Bolle  der  blossen  Ent^ltsem- 
pfSnger  hinauBversetzen  und  Ihnen  eine  Ein- 
wirkung auch  auf  die  Verkörperung  ihrer 
Arbeiten  selbst  gestatten  würde,  Erfolg 
haben  werden,  bleibt  abzuwarten;  keines- 
falls handelt  es  sich  hier  um  Fragen,  die 
eine  Anrufung  der  üesetzgebung  notwendig 
machen,  da  die  Autoren  bei  dem  fühlbaren 
Maugel  an  dramatischer  Produktion  Macht- 
mittel genug  besitzen,  um  ihre  Ziele  durch 
eigene  Hand  zu  erreichen. 

Empfehlenswert  wäre  dagegen  eine 
Aendenmg  der  Reichsgesetzgebimg  durch 
Einführung  des  Äbgabeneystems, 
das  einem  jeden  gegen  Entrichtung  eines 
angemeeuenen  Entgelts  an  den  Autor  die 
Aufführung  durch  den  Druck  publizierter 
Werke  vorzunehmen  gestatten  würde. 
Denn  die  jetzige  Regelung,  die  dem  Autor 
allein  die  Vcrfil^ing  ül)er  das  Slatlfindcn 
von  Aufführungen  vorbeliält,  verkennt  deu 
Charakter  der  Aufführung  als   einer  selb- 


ständigen Kunstbethätigun^,  der  das  Autor- 
produkt nur  als  uneriflssbches  und  darum 
zu  honorierendes,  nicht  aber  dem  Verfasser 
anch  über  diese  Kunstbethätiguag  ein  ab- 
solutes Recht  einräumendes  Substrat  zu 
Grunde  liegt;  und  sie  ermöglicht  dem 
Autor  ferner,  die  BühnenverkOrpening  von 
Werken,  die  er  durch  die  Herausgabe  der 
allgemeinen  SenntnisDabme  preisgeben, 
nach  Willkür  auszuschliessen,  damit  aber 
die  Wirksamkeit  des  durch  die  dramatische 
Kunst  ^boteneo  Ktdturfaktor«  in  einer  dem 
Gesamtmteresse  widersprechenden  Weise 
einzuengen.  (Praktische  Bethätigung  liaben 
diese  Bedenken  namentlich  in  dem  BajTCuther 
Parsifalmonopol  der  Wagnerschen  Erben 
gefunden.) 

4.  Theateragenturverträge.  Für  ein 
so  grosses  Gebiet  wie  das  der  deutschen 
Bühne,  das  neben  den  geschlossenen  Länder- 
komplexen von  Deutschland,  Deutsch- 
Oesterreich  und  der  deutsehen  Schweiz 
noch  ausgedehnte  Exklaven  in  Russland, 
Flnland,  Ungarn,  Holland  und  Nord- 
amerika umfasst,  ist  die  Existenz  \'on 
Theateragenten,  d.  h.  von  Personen, 
die  sich  gewerbsmässig  mit  der  Vermitte- 
lung  von  Engagements  befassen  und  den 
Abschliiss  von  Aiifführungsverträgen  namens 
der  Autoren  herbeiführen,  eine  wirtschaft- 
liche Notwendigkeit  Wenn  ihreEngagements- 
verraittehmgsthätigkeit  trotzdem  Gegenstand 
heftigster  Anfetadungeu  geworden,  so  er- 
klärt sich  das  aus  der  Gestaltimg  der  En- 
gagementsagenturverträgo,  die,  da 
aucn  hier  der  Schauspieler  als  der 
schwächere  Vertragsteil  sich  häufig  jeder, 
auch  noch  so  drückenden  Bedingung  zu 
unterwerfen  geneigt  Ist,  einseitig  im  In- 
teresse des  Agenten  abgefasst  zu  sein 
pflegen.  Die  dem  Agenten  für  seine  Ver- 
mittelung  zu  entrichtende  Gebülir  besteht 
meist  in  einer  5—10%  der  im  Engagement 
zugesagten  G&ge  umfassenden  l'i'ovision, 
die  während  der  ganzen  vereinbarten  Dauer 
des  Engagements,  auch  während  einer 
etwaigen  \  erlängerung,  mitunter  überhaupt 
während  eines  bis  auf  10  Jahre  bemessenen 
Zeitraums  von  allen  in  diese  Periode  fallen- 
den Engagements  gezahlt  werden'  muss, 
auch  wenn  der  Agent  sich  um  das  Zustande- 
kommen dieser  weiteren  Engagements  in 
keiner  Weise  bemüht  liat,  und  deren  Ent- 
richtung durch  die  zu  weiteren  Miss- 
biSuchen  Anlass  gebende  Abrede  gesichert 
wird,  dass  der  Bühnenvertrag  den  Schau- 
spielunternchmer  ermächtigen  müsse,  die 
Agentiu'provision  von  der  zu  zaldeuden 
Gage  vorweg  in  Abzug  zu  bringen  und  an 
den  Agenten  abzuführen.  Dazu  pflegen 
dann  noch  weitere  Verpflichtimgen  z« 
treten,  wie  das  Vcrspreclien  dos  Schau- 
spielers,   sich   ausschliesslich   der   Dienste 
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eines  bestinimt«n  Ägeaten  zu  bedienen  oder 
auf  das  von  letKterem  herausgegebene  Tlieater- 
bJatt  —  durchscimittlicli  eine  wertlose  Re- 
klamezusamraen  Stoppel  ung  —  in  e 
grösseren  Anzatl  von  Exemplaren  zu 
abonnieren.  Die  Geschäftsfühjung  der 
Theateragenten,  die  nach  der  neuesten  (Je- 
sbdtung  der  Gewerbeordnung,  soweit  sie 
die  Stellen vennittelung  betreiben,  für  ihren 
ÖeBchäftsbetrieb  polizeilicher  Erlaubnis  be- 
dörfen  und  verpflichtet  sind,  das  Verzeich- 
nis der  von  ihnen  für  ihre  gewerblichen 
Leistungen  autgestellten  Taxen  der  Orts- 
polizeibehörde einiureic-lien  und  in  ihren 
Geschäftsrftumen  an  einer  in  die  Augen 
Mleoden  Stelle'  anzuBchlagen,  untersteht 
allerdings  obrigkeitlicher  Kontrolle;  auch 
aind  die  Theateragenten  bei  nachgewiesener 
gewerblicher  Un Zuverlässigkeit,  wohin  das 
Cirkular  des  preussischea  Ministers  des 
Innern  vom  29.  April  1893  (M.Bi.  f.  d.  g. 
i.  V.  1893  S.  103)  wucherische  Ausbeutung 
oder  unzulässige  Dienstbarmach  ung  der 
wirtsclmftlichen  oder  künstlerischen  Existenz 
der  Termitteluncssucher,  gegenüber  Schau- 
spielerinnen auch  Verletzung  der  Gebote  der 
Sittlichkeit  rechnet,  derüntersagiingihrarauf 
Engagementsvermittelung  gerichteten  Thatig- 
keit  au^esetzt  §§  34,  38,  53,  75a  Oew.- 
Ordn,  Wirksameren  Schutz  wird  vermutlich 
g  655  des  B.G.B.  gewähren,  der  die  ge- 
richtliche Herabsetzung  eines  unver- 
hältnism  aasig  hoch  bedungenen 
Maklerlohns  ermöglicht. 

LHterfttnr  in  II:  Kommenlare  zur  Gew.-Ord- 
nunjf,  iaibei.  V.  iMnümann  (3.  Ai^.  ISO!) 
Bd.  I,  S.  iSTff'.  —  O.  Meyer,  Lehrt,  da  deat- 
Kken  VerwalttingtreehU  (X.  Aufi.)  Bd.  I,  S. 
iS6ff.  —  Xoentng,  ZeArhucA  de»  rleultrken  Ver- 
vaitungmehU  S.  497 ff.  —  riftrtcfc,  HandiHteh 
dar  politüehmi  VervaltiHig  OetitireUlu  Bd.  II, 
S.  lesff.  —  KMberger  in  Oetl.  SiaaUiPörter- 
tnu-h  Bd.  II,  S.  ItStff.  —  lAflne  in  Block» 
Diaionnaire  de  l'adminittnttion  franpiUe  (4.  ed. 
1896)  E.  «ThkUree  et  Speetadai  p.  2ISGff.  — 
Gnelat,  Englitchet  VeneaUiingtrechl  der  (legeTt- 
aart  Bd.  II  (ISSi),  S.  ?6eff. 

Litteratvr  ni  Ili:  .<irn«f,  Code  inantiet  des 
artitle*  dramati^uet,  Pari»  1S51.  —  Aatrue, 
Le  droit  privedntlUdlre,  ParU  1897.  —  Bupcfc- 
hard,  Da»  Recht  der  Srhattapieler,  Stuttgart  1896. 
—  Btireati,  Le  Ihedtre  el  *a  legülalion,  Paru 
1S97.  —  CcMwIant,  Code  dei  tlifätrei,  l.  6d., 
Pari»  188t.  —  J*e»eure,  Lt  droit  et  U  llietUre, 
Parit  et  BmxtlUt  1895.  —  Qoujon  et  Duboac, 
L'engageTiienl  theätnU,  Pürit  18IS9.  —  auichard, 
De  la  iegiilatioa  dv  thfälre  en  IVaiirt,  Paria 
1S80.  —  Krühl,  Der  Vertrag  tteUehen  Direktor 
und  Mitglied  der  deut*chen  Bilhne,  Frankfurt  a.  M. 
JS7S.  —  iMcan  et  Pautmler,  Tratte  de  la 
Irgitlation  el  dt  ia  juritprudeiift  det  theiitrei, 
i  col-.  Pari»  1SB3.  —  Leaenne,  Code  det 
IbhUre»,  ParU  1878.  —  Opet,  Deuttrbet  Theater- 
rerht,  unfcr  Berürlaiehtigutig  der  fremden  Btchte 
tytteniititfh  dargettetU,  Berlin  1897.  (Dam 
Surekhard,  in  der  Acuen  Freien  Pretee,  Wien 


1897,  Ar.  UStlff.,  G.  Cohn.  1«  der  Kriti»ch«n 
Vierleljahrttchr.,  Bd.  40  S.  S4i—äS6,  Sehuttcen- 
»teiH,  im  VeruiaUung4arehir,  Bd.  ö,  S.  45s — 
476,  Foffcmonn,  im  Juri*liirhen  Litteratur- 
blalt,  Bd.  3,  S.  tg4—XS9.)  —  Rivaita,  Storia 
e   lititma  del  dirUto   dei   leatri,  Bologna  1836. 

—  Sosmtnt,  Legi*laiione  e  giuriiprudcma  dei 
teatri,  8.  ed.,  Milano  1S98.  (Zum  gronen  Teil 
Plagiat  au*  dem    Werk  ron  Laean  ei  Paulmier.J 

—  Salucet,  JHanuate  della  giuridprudenia  dei 
teatri,  Fireaie  18SB.  —  Vielen  et  Blanc, 
Traue  de  la  Ugitlalion  des  Ihl'ilrea,  POrie  1880. 

—  Vulplan  et  CoiOftter,  Vode  dea  tbeätrea. 
Pari»  I8i9.  —  Entwurf  einei  Gater- 
reichiaehen  Theatergeeettea,  Wien  1897. 
(Dazu  Opet,  in  GrünhvU  Zeittekrifl,  Bd.  Sf, 
S.  SB! — 660,  SeltuUien«(efn,  im  VerwaUunga- 
arehiK,  Bd.  6,  S.  90—100.)  —  Reiche»  Material, 
in  freilich  ni»ienachnfUic/i  meiat  laaulänglieher 
Weiae,indenZeHachriftea:DeuttckeBiihnen- 
genoaaenarhafC,  Berlin  lS7i ff.  und  Oeater- 
reichiache  Theaterieitung,  (früher  Oett. 
Bühnenverein),  Wien  ISSSff.  —  Die  Urteile 
dea  Sehiedtgerieht»  dee  Deutiehea  Bähnenrereint 
icerden  neuerdingt  forttaufend  von  fUlscb  in 
der  ZtiUchrifi  Bühne  und  Welt,  Berlin 
1900g.,  verSffentliekL  Otto  Opel. 


Thomas  von  Aqnino. 

I.   Verhältnis   der  Scholastik  zum 
mitte  Ulter  liehen      Wirtschaftsleben. 
II.  DieArbeit  nach  thorainischer  Auf- 
Bsung.    1.  Arbeitspflicht  und  Arbeitsteil nng. 
Benrteilung  der  STrlaverei.     III.  Thomas' 
ellnng  znm  Privateigentuin.    1.  Be- 
gründimg des  Eigen tamsrechts.    2.  Katarrecht 
und  jas  gentium,     'i.  Pflichten  and  Schranken 
des  Frivuteigentums.    4.  Erwerbstitet.    5.  Staat 
nnd   Eigentum.      6.    Ideal    der  Eigeotumsver- 
teilung.    IV.  Thomas  und  der  wirtschaft- 
liche Verkehr.      1.  Die  Autarkie  der  Stadt- 
wirtschaft.    2.   Benrteilung    des  Handels,     3. 
Thomistische  Wertlehre.     4,  Das  Zinsproblem. 

Thomas  von  Aqnluo,  geboren  1225  (oder 
1227?)   zu    Eoccaaicca,     aus     ßrÄflichero,     dem 
Stau  fischen  Kaiserhause  verwandtem  Geschlechte, 
trat  in  jugendhchen   Jahren  in  den  neu   ge- 
gründeten DominikaneTorden,   war  Schüler  von 
Albertus  Magnus  zn   Coln  und  Paris,  dozierte 
seibat  Theologie  zu  Paria  und  anderen  Städten, 
zuletzt  iu  Neapel  und  starb  auf  der  Heise  znm 
Ljoner    Konzil    1274.      Er   gilt   als   der  bedeu- 
tendste unter  den  mittelelterhcben  Scholastikern. 
■  er  auch  weniger  vielseitig  nnd  produktiv 
sein   Lehrer  Albertus   und  gehurt  er  mehr 
den    ordnenden    als    zu    den    schaffenden 
Geistern   (Encken  a,  a.  0.   S,  164),   so  hat  er 
doch    durch    den    systematischen    Aufbau    der 

fanzen  Theologie  sich  das  Ansehen  des  grUssten 
'heologen  der  nachpatristischen  Zeit  ernmgen. 
Hier  handelt  es  sich  darum,  seine  wirt- 
haftlichen  Anschauungen  zu  erheben 
nnd  klarznlegen. 

Verhältnis  der  Scholastik  zum  mittel- 
alterlichen WirtschaftslebeD. 
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kam,  Uberhanpt  mit  wirtachaftlichen  nnd  sozi- 
ftlen  ProblemeD  sich  zn  betaasen,  um  so  mehr, 
t^B  das  Interesse  aa  OkoDomischeD  Terhältnissen 
nnd  Vorgängen  bis  öabin  der  Scholastik  wie 
Überhaupt  der  ganzen  Zeit  ySWig  abgin;;.  Ob- 
wohl die  Thataachen  der  Güterprodaktiou,  -Ver- 
teilung nnd  -koDsumtion  die  Existenz  des  Ein- 
zelnen wie  derVCIker  sehr  nahe  berühren,  zei^t 
es  doch  die  Erfahrung,  dass  der  Mensch  in 
seiner  wissenschaftlichen  Spekulation  häufig  das 
ihm  NKchstiiegende  übersieht.  Das  ganze  Mittel- 
alter hindurch  Tom  8.  bia  zum  13.  Jahrhundert 
sthlnmmerte  das  Interesse  an  den  Phänomenen, 
weiche  wir  der  politischen  Oekonomie  anweisen, 
fast  vfiUig,  --  eine  Thatsache,  die  sich  ans  der 
Tertaältnisnifissig  geriDgen  Kompliziertheit  des 
damaligen  wirtschaftlichen  Lebens  wie  aus  dem 
überwiegend  natnratwirtachaftlichen  Charakt«r 
desselben  am  ungezwungensten  erklärt.  Diese  ge- 
ringe Entwickelung  des  wirtachaftlichen  Lebens 
bot  dem  Geiste  weit  weniger  Anreiz  nnd  Stoff  zur 
BeäexioD,  als  dem  modernen  Bewnsstsein  ein- 
lenchten  will.  Das  Verbot  des  Zinsnehmens 
und  das  YoThandensein  eines  durchaus  nicht 
bedeutenden  Handels  vermochten  ebenso  wenig 
vie  die  nur  in  bescheidenem  Umfang  ge- 
gebene Vermittelnng  von  Tauschgeschäften 
dnrch  Geld  die  Aufmerksamkeit  auf  wirtschaft- 
liche Erstheinnngen  hinzulenken.  Die  Vorlünfer 
der  Scholastik  hatten  dafür  kein  Ange,  wie  das 
in  U  herze  agender  Weise  Charles  Jonrdain 
dareethan  hat  („Memoire  sur  les  commencements 
de  reconomie  politiqne  dans  tea  ecoles  dn  moyen 
äge"  p.  3  SS.].  Bei  Alknin,  Skotua  Erigeua, 
I^banns  Maurus,  Anselm,  Abälard  n.  s.  w., 
den  glänzendsten  Namen  auf  dem  Gebiet«  vor- 
scholastischer mittelalterlicher  Philosophie  und 
Theologie,  finden  sich  naeh  dieser  Seite  keine 
Ansätze,  wenngleich  in  dem  „Polykratius"  des 
Johannes  von  Saliabnry  einige  moralische 
Reflexionen  über  den  Luxus  eingelochten  sind, 
nm  Ton  de»  naiven  ErBrtemngen,  die  Isidor 
von  Sevilla  über  Wesen  nnd  Funktion  der 
Münzen  angestellt  hatte,  ganz  zu  schweigen. 

Dieses  Bild  änderte  sich  jedoch  mit  einem 
Schlag  ge^en  Ende  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts, bis  zu  welchem  man,  wie  Manren- 
brecher  mit  Becht  betont  (a.  a.  0.  S.  122), 
auch  sonst  die  ersten  Anfänge  modernen  Geistes- 
lebens zurückzu  verfolgen  geniitigt  ist.  Die 
mittelalterliche  feudale  Gesellschaftsverfassnag 
hatte  sich  allnnählicb  auHgehüdet  und  konsoli- 
diert, und  damit  hob  sich  die  Produktivität  der 
Arbeit:  der  Boden  warf  reichere  Erträgnisse  ab 
und  verschiedene  Indnstriezweige  begannen  sich 
von  der  Hauswirtschaft  immer  mehr  abzulösen 
nnd  als  selbständige  Gewerbe  zu  entfalten. 
Die  Erenziüge  waren  ein  mächtiger  Imnnls  illr 
die  Entwickelung  des  Handelslebens.  Die  Ent- 
stehung grosser  Beichtitmer  bot  dem  philo- 
sophiscuen  Denken  ein  weites  Gebiet  der  Be- 
obachtung. Und  um  dieselbe  Zeit  kam  es  auch 
auf  geistigem  Gebiet  zn  einer  nenen  Epoche 
durch  das  mit  allem  Eifer  aufgenommene 
Studium  des  Aristoteles,  insbesondere  seiner 
Kikomachischen  Ethik,  seiner  Politik  nnd  Oeko- 
nomik.  Die  Untersuch uugen,  welche  Aristoteles 
über  den  Nutzen  des  Geldes  und  den  Zins  vom 
Darlehen  angestellt  hat^  dürfen  als  der  Aus- 
gangspunkt der  Ökonomischen  Wissenschaft  im 
Mittelalter  gelten  (Jourdain  p.  7).     Sie  haben 


den  Sinn  für  diese  Seite  des  Lebens  erst  ge- 
weckt. Noch  Albertus  Magnus  hatte  tu 
seinen  Kommentaren  zn  Aristoteles  lediglich 
eine  Paraphrase  zn  dessen  Ausführungen  über  die 
Sanktion  des  Geldes  gegeben.  Das  Geld,  sagt 
er.  ist  das  Mass  aller  Dinge,  es  bietet  einen 
Massstab,  um  den  Ueberfluss  des  einen  mit  dem 
Mangel  des  anderen  zn  vergleichen  und  damit 
deren  Ausgleich  zu  ermöglichen.  Nnmisma 
mensurat  omnia;  mensnrat  ant«m  et  saper 
abnndanüam  et  defectnm  (Ethic.  lib.  V,  tract. 
11  c.  X.  t.  IV.  p.  203  SS.). 

In  ganz  anderem  Umfang  als  Albertus  hat 
sich  sein  Schüler  Thomas  von  Aquino  mit  wirt- 
Bchftttlicben  Fragen  befasat  Für  die  Stellung 
des  Agninaten  zum  sozialen  nnd  Skonomlscben 
Leben  war  es  höchst  bedeutungsvoll,  dass  er 
zuerst  von  allen  christlichen  Theologen  die 
Politik  des  ArisUteles  in  sein  Lehrsvstem  ver- 
woben hat  (Mausbach,  a.  a.  0.  XI,  16o3).  Nicht 
dasB  bei  ihm  ein  eigenUiches  System  der  po- 
litischen Oekonomie  auch  nur  versucht  wäre. 
Eine  selbständige  Bearbeitung  dieser  Disciplin 
lag  dem  Mittelalter  völlig  fern.  Der  Grnnd  hiervon 
lag  einmal  in  der  bereits  gedachten  Einfachheit 
der  wirtschaftlichen  Zustände,  sodann  aber  auch 
nicht  zum  mindesten  in  der  fundamentalen  Er- 
kenntnis, dass  es  sich  bei  den  wirtschaft- 
lichen Problemen  zugleich  um  ethische 
Fragen  handle.  Daher  werden  wirtschaftliche 
und  wirtschattapolitische  Gedanken  stets  als 
Annex  der  Morij  und  der  politischen  Wissen- 
schaften behandelt.  Diese  beiden  Momente:  die 
Anlehnung  an  Aristoteles  nnd  die  ethisch- 
philosophische  .Auffassung  wirtschaftlicher  Fragen 
geben  nun  der  Litteratnt,  die  sich  damit  be- 
schäftig'te,  ein  besonderes  Gepräge:  die  Mittel- 
alterlichen gehen  nicht  sowohl  von  einzelnen 
volkswirtschaftlichen  Fragen  aus ,  für  deren 
praktische  Lösung  sie  eine  Theorie  suchen, 
sondern  von  allgemeinen  philosophischen  nnd 
christlich-sittlichen  Grundanschaniin^en,  die  dann 
auf  die  einzelnen  Gebiete  des  üFTentlichen  Lehens 
angewandt  werden,  d.  h.  ihr  Verfahren  ist  vor- 
wiegend deduktiver  Natnr. 

Von  den  zahlreichen  Schritten,  die  Thomas 
hinterlassen  hat,  kommen  für  die  Erkenntnis 
seiner  wirtschaftlichen  Doktrin  ansser  den  Kom- 
mentaren zur  Politik  nnd  Ethik  des  Aristoteles, 
soweit  sie  ihm  zuzuschreiben  sind,  besonders  der 
zweite  Teil  seiner  theologischen  Summa 
(S,  th.),  der  die  Moral theologie  zum  (Gegenstand  hat 
und  der  in  dem  Abschnitt  über  die  ßwechlig- 
keit  Thomas  reiche  Gelegenheit  zn  ökonomischen 
Exkursen  bot,  dann  diejenigen  Teile  der  Schrift 
„De  regimine  principnm"  m  Betracht,  die  mit 
Gewissheit  ihn  zum  Verfasser  haben.  Die 
Schrift  „Densnris",  die,  wenn  echt,  freilich  als 
die  grüsste  Monographie  des  hl.  Thomas  über 
wirtschaftliche  Dinge  anzusehen  wäre,  wird 
wohl  allgemein  als  unecht  betrachtet. 

Die  Benutzung  der  Kommentare  zu  Aristoteles 
bietet  einige  Schwierigkeiten.  Die  Frage  nach 
dem  Verhältnisse  zwischen  Aristoteles  und 
seinem  Kommentator  ist  des  öfteren  aufgeworfen 
und  in  verschiedenem  Sinn  beantwortet  worden. 
Hat  Thomas  in  diesen  Kommentaren  auch  seine 
Ansicht  ausgesprochen  oder  hat  er  hier  bloss 
als  objektiver  Interpret  aristotelischer  Gedanken 
zu  gelten?  Nun  lag  einerseits  eine  rein  histo- 
risch-philolt^sche    Erklärung    dem   Mittelalter 
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gfiDzlich  ferne,  andererseiu  wttrde  es  wobl  m 
veit  ^ben,  die  Kommentaie  nach  ibrem  ganzen 
Umfang  als  Änschaaongen  dea  Aquinaten  zu 
betrachten.  Man  wird  wohl,  wie  von  Eertling 
bemerbt  (Kleine  Schriften  8.  161),  von  Auf- 
stellnng  einer  all^meinen  Regel  abznaehen  und 
jede  Stelle  des  KommentftrB  für  sich  zu  be- 
trachten haben,  ob  sie  sich  durch  äussere  Kenn- 
zeichen (Uebereinstimmnng  mit  Stellen  anderer 
Werke  oder  Ergänzung  bezw.  Widerspruch 
(regen  die  Lehre  dea  AristoteleB)  oder  dnrch 
sichere  innere  Kriterien  als  thomistisch  be- 
glaubigt. 

Uebrigens  sind  die  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Anschaunngen  des  Aquinaten  doch  nicht 
ausschliesslich  durch  Aristoteles  beeinflusst.  Die- 
selben sind  vielmehr  —  darin  ist  wohl  der 
kritischen  Untersachnng  Maurenbrechers  (a.  a.  0. 
S.  9B.)  beizupflichten  —  das  Resultat  eines 
mehrfachen  Einflusses.  Eine  Hanptqnelle  sind 
ihm  die  Kirchenväter  and  das  römische  Recht. 
l'nil  trotz  aller  Einkleidung  in  antikes  Gewand 
nud  der  äusseren  Anlehnung  an  Aristoteles 
schleichen  sich  auch  mancherlei  Beziehungen 
auf  die  Gegenwart  des  Scbrift!4tellers  und  Be- 
obachtungen des  konkreten  Wirtschaftslebens 
ein.  Im  einzelnen  Fall  lässt  es  eich  leicht  er- 
mitteln, welche  Einflüsse  sich  als  die  stärkeren 
erwiesen,  ob  die  antiken  Quellen  oder  die  Zu- 
stände seiner  Zeit. 

Wie  oben  bemerkt  wurde,  liegt  bei  Thomas 
kein  selbständiges,  geschlossenes  System  des 
Wirtschaftslebens  vor.  Ihm  fehlt  vielmehr  „der 
Begriff  des  Wirtschaftslebens  als  einer  relativ 
selbständigen,  eigenen  Gesetzen  folgenden  Seite 
des  Volkslebens-  (Maurenbreeber  a,  a.  0.  S.  36). 
Wir  vermissen  bei  ihm  schon  eine  Behandlung 
der  grundlegenden  Ökonomischen  Begrifie  der 
iS^uktion  und  Eonsumlion,  Begriffe ,  deren 
Untersuchung  in  keinem  modernen  System  der 
Nation^Gkonomie  fehlen  dürfen. 

Ans  diesem  Grund ,  dem  Mangel  eines 
Systems,  ist  es  auch  nicht  milglich,  seine  mehr 
gelegentlichen  ErSrtemngeu  über  wirtschaftliche 
Erscbeinungen  systematisch  darzustellen.  Doch 
werden  sich  die  einzelnen  Bemerkungen  in  grös- 
sere üedankengruppen  zusamraenfasaen  lassen, 
die  aber  freilich  bei  weitem  nicht  das  ganze 
Wirtschaftsleben  in  allen  seinen  Teilen  um- 
spannen nnd  erschöpfen. 

Es  wird  sich  daher  empfehlen,  die  Ein- 
teilung nach  den  beiden  Hauptkategorieen  oder 
-fakteren  des  Wirtschaftslebens,  Arbeit  und 
Eigentum  (bezw.  Kapital),  zu  treffen  und 
diesen  noch  eine  dritte  Gruppe  von  AnafUh- 
ningen  über  den  wirtschaftlichen  Ver- 
kehr anEuschliesseu. 

II.  Die  Arbeit  naeli  thomistisclier  Anf- 
fosaong. 
1.  Arb«lt«p  flickt  nnd  Arb  eil  Stellung. 
Alles  menschliche  Wirtschaften  bernht  nach 
Thomas  auf  dem  Satze,  dass  der  Mensch  ar- 
beiten mnss  nm  zu  leben.  Das  Tier  findet 
seinen  Unterhalt  in  genussfertigera  Zustande 
Tor,  der  Mensch  muss  sich  seine  Nahrung  erst 
noch  zubereiten  (De  reg.  princ.  I,  1).  Hierzu 
bedient  er  sich  seiner  Vernunft  und  Hände,  die 
beide  erst  den  von  der  Natur  gelieferten  Stoff ' 
zum  Qebranche  herrichten.    Die  Entfaltung  des  I 


Men  sehen wesens  nach  der  physischen  wie  geisti- 
gen Seite  soll  eich  dnrch  die  Arbeit  vollziehen 
(^Necessarium  est  igitnr  secnndum  diviuam 
ordinationem,  ut  corporales  actiones  exerceat  et 
epiritnales  intendat."  Summa  contra  gentiles, 
Venetiis  1753  lib.  3  c.  135).  Daher  bestand  die 
Arbeitspflicht  auch  für  den  Menschen  im  Para- 
dies, nur  würde  sie  keine  Iiast,  sondern  eine 
Lust  gewesen  sein  (S.  th.  1,  q.  102,  a.  3  c). 

Die  Scheidung  zwischen  körperlicher  und 
geistiger  Arbeit  hat  Thomas  nicht  scharf  durch- 
geführt, er  versteht  unter  der  Handarbeit  im 
weitesten  Sinn  jede  Art  des  Erwerbes  (2,  2, 
q.  187,  a.  3  c).  Die  Arbeitspflicht  begrilndet  er 
mit  einem  dreifachen  Zwecke.  In  erster  Linie 
dient  sie  zum  Erwerb  dea  notwendigen 
Lebensunterhaltes;  daher  ist  sie  für  den, 
welcher  nichts  zu  leben  hat,  notwendig;  des 
weiteren  dient  sie  zur  Beseitigung  des 
Müssiggangs,  der  körperlichen  Abtötung 
und  der  Ermüglichuug  des  pflichtmässigen  Al- 
mosens (2  2,  q.  187,  «.  3  c).  Letzterer  Fall 
wird  vor  allem  dann  eintreten,  wenn  das  Al- 
mosen die  Form  eines  dem  Dürftigen  zu  leisten- 
den Dienstes  hat.  Die  genannten  Zwecke  ent- 
.sprechen  wieder  der  Entwickelung  des  Menschen- 
wesens nach  der  physischen  und  geistigen  Seite. 

Die  Arbeitsteilung,  auf  der  die  Or- 
ganisation des  ganzen  Wirtschnftslebens  beruht, 
macht  es  möglich,  daas  ein  Teil  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  keine  körperliche  Arbeit  zu 
leisten  braucht,  sondern  fUr  die  höbereu  Be- 
schäftigungen frei  wird.  Der  Mensch  ist  ja  von 
Natur  aus  ein  geselliges  Wesen  („animal  sociale 
et  politicum-'  De  re^.  princ.  I,  1).  Vernunft 
und  Sprache  weisen  ihn  auf  dies  gesellige  Zu- 
sammenleben mit  Seinesgleichen  hin.  Auf  diese 
Ausstattung  des  Menschen  mit  Vernunft  und 
Sprache  führt  es  Thomas  zurück,  dnss  die  Art 
seiner  wirtscbaCtlicben  Bedarfsdeckung  in  ganz 
anderer  Weise  sich  vollzieht  als  die  des  Tieres. 
Dem  Menschen  ist  statt  der  genussfähigeu  Ge- 
brauchsgUter  die  Vernunft  gegeben,  damit  nach 
deren  Anweisung  er  sich  das  beschaffen  mag, 
was  seine  Lebensnotdurft  erfordert.  Aber  die 
Bedürfnisse  des  Men  sehen  wesens  sind  so  viel- 
fache, dass  sich  die  Arbeit  des  Einzelnen  nicht 
all  das  beschafl'en  kfinnte,  was  er  zum  menschen- 
würdigen Dasein  braucht.  Hierzu  kommt  ein 
weiteres:  Während  das  Tier  kraft  seines  na- 
türlichen Instinktes  das  ihm  Nützliche  und 
Schädliche  unterscheidet,  hat  der  Henscb  eine 
Erkenntnis  des  ihm  Notwendigen  nur  im  allge- 
meinen; er  kann  die  einzelnen  Erkenntnisse  nur 
auf  dem  Wege  des  Vemunftschlusses  aus  den 
allgemeinen  Axiomen  erlangen.  Nun  wäre  es 
aber,  folgert  Thomas,  eine  bare  Unmös'lichkeit, 
dass  der  Einzelne  alle  diese  VernuDltHchlüsse 
vom  allgemeinen  auf  das  Einzelne  wirklich  voll- 
ziehen könne.  Damm  ist  das  gesellschaftliche 
Leben  für  den  Menschen  eine  Notwendigkeit, 
damit  jeder  auf  einem  bestimmten  Gebiete  des 
Lebens  sich  bethätige  und  die  hier  gewonnenen 
Erkenntnisse  und  Erfahrungen  den  anderen  mit- 
teile. Die  Menschen  messen  sich  also  einem 
Wühl  geordneten  System  gesellschaftlicher  Arbeit 
eingliedern,  wenn  die  zur  wirtschaftlichen  Be- 
darfsdeckung erforderliche  Arbeit  bewältigt 
werden  soll  (De  reg.  princ.  I,  1).  Mauren- 
brecher stellt  diese  Arbeitsteilung  bei  Thomas 
in    Gegensatz    zn    den    Ausführungen    Adam 
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Smiths,  dass  die  ÄrbeitsleiRtQDg  produktiver, 
weil  inteusiver  wird;  bei  ThomEts  komme  es 
nar  darauf  !in,  ^dasa  infolee  der  SpecialiBation 
alle  Qualitäten  oGtiger  Aroeit  durcb  eine  oder 
mehrere  Personen  in  dem  Organismus  der  Üe- 
aelischatt  vertreten  sind ;  d.  b.  er  kennt  von 
den  Terschiedenen  Formen  dsr  Arbeitflteilnnff, 
die  man  hente  unt«r8cbeideii  masB,  tbatsächlich 
nur  die  Berufsbildung  bezw.  Berufsteilune:^ 
(a.  a.  0.  S.  33).  Ea  wäre  zu  viel  verlangt,  die 
Arbeitsteilung  im  Sinne  Ad.  Smiths,  welche  mit 
den  Umwäl^ngen  aaf  wirtschaftlichem  und 
technischem  Uebiet  tusammeuhing',  bereits  bei 
Thomas  klar  aiisgesprochen  vorfinden  zn  wollen. 
Dasfl  es  vorteilhafter  ist  und  daram  auch  pro- 
duktiver, wenn  einer  nur  einem  speciellen  Ar- 
beilRzwangsich  widmet,  liegt  darin  vielleicht  doch 
angedeutet,  dass  Thomas  es  fitr  nütig-  erachtet, 
dass  die  Einzelnen  mit  der  .^uffindun^  ver< 
schiedener  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  Rieh  be- 
fassen (ibid.).  Diese  Difierenzierung  innerhalb 
der  menschlichen  Beschäftigungen  entstammt 
nach  Thomas  im  letzten  Grunde  der  göttlichen 
VoraehUDg,  welche  die  Stände  so  verteilte,  dass 
nichts  von  dem  zum  Leben  Notwendigen  mangelte 
(Quaest.  qnodl.  VII,  a.  7  e.),  und  ist  auch  in 
der  Natnr  insofern  begrAndet,  als  verschiedene 
Neigungen  die  Menschen  bestimmen  diesen  oder 
jenen  Bernf  in  ergreifen  (ibid.).  so  ist  der  Be 
ruf,  den  der  Einzelne  ergreift,  eigentli  h  von 
der  güttlicben  Vorsehung  selbst  angewiesen  und 
ist  die  Berufsarbeit  ein  „Gottesdienst 

Somit  kann,  dank  der  Berufsgliederung 
auch  die  gei.ttige  Thätigkeit  tinelle  eines  er 
laubten  Erwerbes  sein,  ein  Gedanke  -der  dem 
Altertum  fem  gelegen  hatte.  Für  Aristoteles 
war  der  Erwerb  auf  ümnd  geistiger  Thätigkeit 
eine  anstössige  Erscheinung,  wie  ihm  anderer- 
seits die  körperliche  Arbeit  fQr  Sklavenwerk 
und  nnwUrdig  des  freien  ätaatsbUrg-ers  galt. 
Wühl  aber  stellt  auch  Thomas  die  geistige  Be- 
scbüftignng  Qber  die  ksrperliche  Arbeit  (,.iisub 
liberalium  artium  nobilior  est  quam  mechani- 
carum,  qni  in  opera  manuali  conxistit''.  (juaest. 
quodl.  Vn,  a.  17).  Daher  ist  das  beschauliche 
Leben  vorzüglicher  als  jeder  andere  Beruf,  frei- 
lich auch  deswegen,  weil  es  weniger  äusserer 
Güter  bedarf  (Summa  contra  gentiles  lib.  3  c. 
l.H3,i,  ein  Gedanke,  der  dem  Asketen  nahe  Hegen 
musste. 

Körperliche  Arbeiten  heissen  auch  bei  Tbomas 
Sklavenwerk,  weil  sie  thatsäcblich  von  Sklaven 
(servi)  verrichtet  werden  (Sent.  III,  di.n.  Hl 
a.  5,  q,  2  ad  2)  oder,  wie  es  vielleicht  klarer  an 
anderer  Stelle  lieisst,  opera  servilia  secnndnm 
hoc  dicuntur  opera  corporalia,  in  quibus  hoino 
alten  servit  (2,  2  q.  1:12  a.  4  ad  3).  Die  Be- 
zeichnnng  servi  ist  hei  Thomas  keineswegs  immer 
als  „Sklaven"  im  strengen  Sinn  zu  fassen,  sondern 
sie  gestattet  auch  die  weitere  Bedentnng  von 
„Dienstboten".  Die  Unterscheidang,  welche  im 
Kommentar  zur  aristotelischen  Politik  (III,  lect  4j 
betreffs  der  Handarbeiter  iremacht  wird  zwischen 
Lohnarbeitern  iviles  artinces,  mercennariij  und 
Handwerksmeistern  (artilices^  in  gelernte  und 
nngelernte.  etwa  ländliche  Taglöhner.  und  die 
daran  geknüpfte  staatsrechtliche  Folgenmg. 
dass  man  die  „gemeinen  Handarbeiter"  nicht  zu 
vollberechtigten  Bürgern  machen  »olle,  darf 
vielleicht  lediiilicli  Klfi  (iedanke  de»  ArlHtoteles 
betrachtet  werden,  nicht  als  subjekdve  Ansicht 


des  Aqninaten,  wie  Hanrenbrecher  i,a.  a.  0. 
S.  69ff.)  anzunehmen  geneigt  ist.  Das  gleiche 
^t  von  dem  fferingachätzenden  Urteil  Über  die 
Bauern  als  „dem  untersten  Stande"  (Com.  in 
Pol.  n,  lect.  3). 

'i.  BenTteHon^  der  SUftverel.  Um  die 
thomis  tische  Doktrin  über  die  Arbeit  voll- 
ständig zu  würdigen,  bedarf  es  noch  einer  Dar- 
legung der  Ansicht ,  die  Thomas  über  die 
Sklaverei  vorgetragen  hat.  Es  ist  kein 
Zweifel,  dass  dieselbe  nach  Thomas  zu  Recht 
besteht.  Nicht  ganz  richtig  deshalb  dtirfte  die 
Annahme  sein,  er  habe  bezüglich  des  Institnta 
der  Sklaverei  lediglich  die  Ansichten  des 
Aristoteles  wieder  aufgenommen,  die  für  das 
13.  Jahrhundert  ja  doch  keine  Bedentnng  mehr 
besessen  hätten.  Denn  Thomas  hatte  die  In- 
stutition  der  Sklaverei  noch  sichtbar  vor  Augen. 
„Nur  in  Grossbritannien  scheint  thatsächlich 
seit  dem  12.  Jahrhundert  die  Sklaverei  voll- 
ständig ausgestorben  zn  sein;  in  Deutschland 
hat  sie  und  der  damit  notwendig  gegebene 
Sklavenhandel  wohl  noch  im  15.  Jahrhundert 
bestanden,  in  Frankreich,  vor  allem  noch  im 
Süden  des  Landes,  sogar  bis  znr  B^volulion. 
Und  Italien  hat  gerade  im  13.  Jahrhundert 
einen  bedeutenden  Aufschwung  in  dieser  Be- 
ziehung erlebt;  die  hier  verhandelten  Sklaven 
waren  ihrer  Nationalität  nach  meist  Hanren 
aus  Kordafrika  oder  Spanien  und  Sarazenen 
aus  dem  Orient ;  daneben  worden  aber  auch 
chon  gelegentlich  Kaukasier ,  Tartaren  und 
Neger  importiert"  (Manrenbrecher ,  a.  a.  0. 
*>.  il'it).  Thomas  hatte  also  konkrete  Zustände 
seiner  Zeit  vor  Augen,  auf  welche  er  die  An- 
sichten des  griechischen  Denkers,  freilich  mit 
bedeutender  Modifikation,  Übertragen  konnte. 
Aristoteles  hatte  die  gesellschaftliche  Arbeits- 
teilung und  die  daraus  resultierende  Berufs- 
gliederung nicht  gekannt.  Die  Hauswirtschaft 
hat  die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  allein  voll 
zn  decken.  Damit  nun  ein  Teil  der  BevOlke- 
mng  die  nötige  Müsse  finde,  geistigen  und  po- 
litischen Bestrebungen  sich  zu  widmen,  muss 
es  eine  Klasse  geben,  die  ausschliesslich  zur 
materiellen  Gitterproduktion  verwendet  wird. 
Dafür  hat  denn  auch  die  „Natur"  selbst  Vor- 
sotj^  getroffen;  denn  „von  Natur"  ist  nach 
Aristoteles  ein  Teil  der  Menschen  nur  zu  körper- 
licher Arbeit  befähigt,  während  ein  anderer  mit 
geistigen  Kräften  ausgerüstet  ist.  Die  ersteren 
sind  nur  dieser  wegen  da,  sie  haben  weder  einen 
persönlichen  Daseinszweck  noch  einen  freien 
M'Uleu ;  Vernunft  eignet  ihnen  nur  soweit,  dass 
sie  die  Anordnungen  ihrer  Herren  verstehen 
können.  Sie  sind  darum  ,.von  Natnr"  zu  Sklaven 
bestimmt. 

Aehnlich  lautende  Wendungen  finden  sich 
auch  bei  Thomas.  Er  begründet  die  Sklaverei 
damit,  dass  zur  Erzeugung  des  notwendigen 
Lebensbedarfes  ,,der  Mensch  Sklaven  braucht" 
iS.  th.  1,  2,  q.  lt)5,  a.  4  c),  nnd  im  Unterschied 
von  den  freien  Künsten  trsf^u  auch  die 
mechanischen  Beschäftigungen  die  Bezeichnung 
von  „Opera  servilia",  weil  wir  zu  ihrer  Besor- 
gung Sklaven  gebrauchen  (Sent.  III,  dist.  37, 
q.  2  a.  ."i  ad  2).  Der  Sklave  ist  deswegen 
„L'leichsam  ein  Instrument  de*  Herrn"  (Sent.  IV. 
dist.  3B.  q.  1,  a.  4  c).  Während  der  Freie  die 
Ursache  seiner  Ent Schliessungen  (causa  sui)  ist, 
hat  der  Sklave  seinen  Zweck  in  einem  anderen 
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(oTdinfttor  ad  alteniiu.  3.  th.  1,  q.  96.  a.  4  c; 
S«rTns,  qni  non  habet  potestatem  sui.  Sent.  IV, 
iisL  25,  q.  2,  a.  3  q.  2  c :  Serrtu,  id  quüd  eat, 
domini  est.    S.  th.  2,  2,  q.  1S9,  a.  6  ad  2). 

Aber  in  der  ethiBch-metaphysischen 
BeartelInnK  dea   Sklaven  oad  in  der  Be- 

f'iUndan^  aer  Sklaverei  als  einer  natQr- 
tehen  InäOtutioD  entfernt  sich  Thomas  weit  von 
dem  ariBtot«li3chen  Gedankengang.  Vor  allem 
betrachtet  er  den  Sklaven  als  vollwertigen 
Menschen,  als  sittliche  Persönlichkeit,  die  Ver- 
nunft und  freien  Willen  besitzt  (S.  th.  2,  2, 
q.  50,  a,  2  c).  Hierin  liegt  ein  Beweis,  dass 
die  Wendungen  im  Kommentar  znr  Politik  des 
ÄTist«teles,  die  den  Sklaven  die  Ausstattung 
mit  Vernunft  und  Willensfreiheit  absprechen, 
nnr  als  die  Wiedergabe  aristotelischer  (üedanken, 
nicbt  als  Auffassung  des  Aquinaten  zu  gelten 
haben,  wie  gegen  Haurenbrecher  (a.  a.  0,  S.  81 
A.  1)  EU  bemerken  ist.  Das  Herrschafts Verhält- 
nis gegenüber  d?m  Sklaven  nrnfasst  nicht  den  1 
ganseu  Sklaven;  nnr,  ^soweit  er  Sklave  int,  bat  | 
er  nicht  die  EnUcheidung  über  seine  Akte" 
(Com.  in  Pol.  I  lect.  10).  Thomas  schliesst  sich 
dem  Sati  des  Seneca  an,  dass  die  Herrschaft 
sich  unr  auf  den  Körper  erstrecke,  der  Gei?t 
hingegen  auch  im  Sklaven  freibleibe.  Aber 
nicht  nnr  in  der  inneren  Motivierung  des 
Willen:«  ist  der  Sklave  von  seinem  Herrn  unab- 
hängig und  nnr  Gott  unterworfen :  auch  die 
Herrschaft  Über  den  Kürper  erleidet  bedeutende 
Zinscbränktmgen,  indem  all  die  Verhältnisse 
imd  Handlungen,  die  mit  der  allgemein  mensch- 
lichen Natnr  des  Leibes  gegeben  sind,  besonders 
Erhaltung  des  Körpers  und  Portptlanzung,  der 
Willkür  des  Herrn  voUständiG;  entrückt  sind, 
was  charakteristischer  weise  damit  begründet 
wird,  dass  „alle  Menschen  von  Natur 
gleick  sind".  Damit  ist  selbstverst&ndlich 
3er  antike  Begriff  der  Sklaverei  vollständig 
preisgegeben,  demzufolge  der  Sklave  nur  &le 
Temnnftlose  Sache  in  Betracht  kam  und  in 
seiner  kürperlichen  Existenz  ganz  von  der  Will- 
kSr  des  Herrn  abhing.  Bei  Thomas  sind  dem 
Sklaven  gewisse  ans  seiner  Mens  eben  natur 
fliessende  Grundrechte  zugesprochen,  die  auch 
der  Herr  zu  respektieren  hat.  Der  Sklave  hat 
ein  Recht  auf  Erhaltung  seines  Leibes  und 
Lebens,  anf  Eheschliessung  und  Eindererzeugung 
und  Bewahrung  des  jungfräulichen  Standes  (2,  2, 
q.  104,  a.  5  c).  liur  in  dem,  was  über  diese  natür- 
Ücheo  VerhSUnisse  hinaus  liege,  also  in  äusseren 
IKenstleistnngen  gelte  der  Satz:  „Servus  est 
res  dorn iui".  Daher  kSnae  auch  der  Sklave  gegen 
den  Willen  seines  Herrn  durch  EheBchiiessune' 
einer  anderen  Person  ein  Recht  auf  seinen  Leib 
einräumen  (Sent.  IV,  dist  36,  q.  1,  a.  2  ad  1). 
Man  sieht:  Christliche  Ideeen  haben  hier  den 
EinQues  des  Aristoteles  vollständig  zurttckge- 
drftngt,  und  wenn  Maurenbrecher  nur  durch  die 
«toische  Philosophie  den  Gedankengang  bei 
Thomas  bestimmt  sein  lässt  (a.  a,  0.  S.  S2).  so 
ist  daran  nnr  das  richtig,  dass  Thomas  sieb  zum 
Beweise  natürlicher  Wahrheiten  gern  auf  die 
heidnische  Philosophie  bezieht.  [Ygl.  Philo- 
sophisches Jahrbuch  1898,  XJ,  459). 

Auch  die  Begründung  der  Sklaverei  als 
«iner  .natürlichen"  Einrichtung  ist  bei  Thomas 
eine  wesentlich  andere  als  bei  Aristoteles.  Wäh- 
rend nach  letzterem  ein  Teil  der  Menschen 
schon  seiner  aatUrlichea  TeTanlagong  nach  zur 


Sklaverei  bestimmt,  gleichsam  dazu  geboren  ist, 
verkündet  Thomas  Sie  Wesen sgleicnheit  aller 
Menschen.  Die  Sklaverei  beruht  ihm  auf  dem 
sogenannten  ins  gentium,  welches  im  Unter- 
schied vom  modernen  Völkerrecht  denjenigen 
Teil  des  positiven  Rechtes  bildet,  der  sich  seiner 
Vemünftigkeit  wegen  bei  allen  Vfilkem  findet, 
also  zwischen  „Naturrecht"  und  positiv-bürger- 
lichem Recht  die  Mitte  hält.  Es  stellt  bald  eine 
nähere  Bestimmung  zu  den  allgemeinen  Sätzen 
des  Natnrrechts,  bald  notwendige  Schlnssfolge- 
rungen  aus  denselben  dar.  Nur  in  diesem  ab- 
geleite tenSinn  findet  Thomas  die  Sklaverei,  natür- 
lich mit  den  oben  bezeichneten  Einschränkungen, 
in  der  Ordnnug  der  Natur  begründet.  Dem 
Wesen  nach  sind  alle  Menseben  gleich  und  frei, 
es  bestehtunterdiesemGesicht-spnnki  kein  Grund, 
warum  einer  der  Sklave  des  anderen  sei;  in 
seiner  Menschenwürde  ist  der  Sklave  dem  Herrn 
ebenbürtig.  Nur  um  einer  Nützlichkeit 
willen  lässt  sich  dies  f^s  natürlich  begreifen, 
insofern  es  tUr  den  eisen  nützlich  sei,  von  einem 
Weiseren  geleitet,  für  diesen,  von  einem  anderen 
bedient  zn  werden  (2,  2,  q.  51,  a.  3  ad  2).  Dieses 
Subordinationsverhältnis  des  Sklaven  zum  Herrn, 
das  sich  bei  Thomas  zu  einem  lebenslänglichen 
Dienst  verbände  ahechw  geht,  wie  solcbedas  Mittel- 
alter ja  verschiedene  kannte,  ist  ihm  eine  infolge 
des  Sündenfalls  entstandene  gesell schaftücbe  Ein- 
richtung, die  Inder  faktischen  Wirtschaftsordntmg 
zu  Recht  besteht  (Mansbach,  a.  a.  0.  XI,  1652, 
Endres,  a.  a.  0.  V,  710).  Es  hätte  zwar  auch, 
meint  Thomas,  im  paradiesischen  Zustand  der 
Unschuld  Verhältnisse  der  Ueherordnung  und 
Abhängigkeit  gegeben.  Aber  das  Wesen  der 
Sklaverei  liege  darin ,  dass  einer  nicht  sein 
eigenes  Wohl,  sondern  den  Nntzen  seines  Herrn 
anstreben  muss  (S,  th,  1,  q.  96.  a.  4),  dass  der 
Sklave  „nicht  frei  über  seine  Person  verfügen 
kann"  (2,  2,  q.  189  a.  ö  ad  2j. 

Wenn  Maurenbrecher  (a.  a.  0.  8.  86}  den 
Geduiken  ausspricht,  dass  sieb  bei  Thomas 
ebensowenig  wie  bei  den  Kirchenvätern  auch 
nur  die  leiseste  Andeutung  finde,  die  man  im 
Sinn  der  „späteren  Sklaveaemancipationsforde- 
mngen"  deuten  kOnne,  so  ist  es  riclitig,  dass 
Thomas  nicht  an  die  Beseitigung  dieser  In- 
stitution im  Namen  des  Christentums  dachte,  denn 
Cbristua  sei  nicht  gekommen,  die  Ordnungder  Ge- 
rechtigkeit aufzuheben,  aber  die  „Sklaverei''  war 
eben  doch  für  Thomas  etwas  ganz  anderes  ge- 
worden, als  sie  im  antikenHeidentnm  gewesen  war. 
Hatte  Aristoteles  die  Sklaverei  ^s  eine  Not- 
wendigkeit betrachtet,  so  rechtfertigt  sie  Thomas 
aus  einer  blossen  Nützlichkeit,  aber  nicht  etwa 
allein  für  den  Herrn,  sondern  für  den  Sklaven 
selbst;  offenbar  dachte  er  dabei  an  die  Fälle, 
dass  ein  heidnischer  Barbar  zu  einem  cbrijat- 
lichen  Herrn  kam  und  so  das  Gut  des  christ- 
lichen Glaubens  fand. 

III.  Thomas'  Stelinng  zun  Privat- 
eigentam. 

Ueber  die  Stellung  des  Thomas  von 
Aquino  zum  Privateigentum  besteht  eine 
starke  Meinnngsdifierenz  zwischen  katholischen 
undprotestantischenQelehrten,  Letatere(Uhlborn, 
Ritscbl  n.  s,  w.)  wollten  in  ihm  einen  Vorlänfer 
des  kommunistischen  Sozialismus  erblicken. 
Jolius   Werner   [Soziales   Christentum,    Dessau 
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189Ö,  S.  6)  hat  einen  scbroffen  Gegensatz  zwi- 
schen Thomas  und  Leo  XIIL  hinsichtlich  der 
Eigentiimsfrag«  ausfindig  machen  wollen. 

Nun  hat  Thomas  allerdings  keine  sys- 
tematische Kigentnmstheorie  anseebildet,  es 
sind  mehr  gelegentliche  Bemerknngen ,  die 
er  in  verschieden  artigem  Znaaramenhang  über 
diese  Kategorie  des  WirtsohaftBlebena  macht. 
Seine  Eigentnmslehre  weist  deshalb  mehrfache 
Lücken  auf,  so  vermissen  wir  vor  allem  „ein 
Doppeltes,  einmal  die  Uberans  wichtige  ünter- 
scheidiiDg  zwischen  den  Gegenständen  des  nn- 
mittelbaren  Gebrauches  und  den  Mitteln  der 
Produktion,  and  sodann  die  geschichtliche  Er- 
gänzung der  ganz  abstrakt  gehaltenen  Be- 
trachtung" (v.  Hertling,  Kleine  Schriften 
S.  144).  Immerhin  sind  seine  Darle^ngen  voll- 
auf genfigend,  um  ihn  als  energischen  Ver- 
teidiger des  FriTsteigentums  erscheinen  zu  lassen. 

1.  Begründung  des  Eigentumsrechts. 
In  der  Begründang  des  letzteren  folgt  er  zu- 
meist den  Spuren  des  Aristoteles,  er  ist  jedoch 
in  der  Lage,  dessen  Gedanken  da  und  dort 
dnrch  christliche  Motive  zu  erweitem.  An  die 
Spitze  stellt  er  die  Unterscheidung  von  zweier- 
lei Beziehuugen  des  Menschen  zur  Welt  der 
äusseren  Güter,  ihren  Besitz  und  Gebräu 
Hinsichtlich  der  Verwaltung  und  Bew 
schaftnng  der  Güter  besteht  die  Trennung 
der  privaten  Eigentumssphären  zu  Becht,  wäh- 
rend die  Konsum  tion,  die  Nutzung  (usus) 
eine  gemeinschaftliche  sein  soll  (S.  th.  2,  2,  q. 
66,  a,  2  c).  Der  letztgenannte  Punkt  war  es 
wohl,  der  Thomas  den  Huf  eines  Kommunisten 
eingetragen  hat.  Und  doch  liegt  in  ihm,  wie 
die  nähere  Änsführung  dieses  Gedankens  genug- 
sam beweist,  nur  die  Ablehnung  des  schroffen 
Eigentnmsbegriffes,  wie  ihn  das  rCmiscfae  Recht 
ausgebildet  hatte. 

Im  Anschlnss  an  Aristoteles  rechtfertigt 
Thomas  das  Privateigentum  damit,  dass  in  ihm 
ein  intensiverer  Sporn  zur  Arbeit,  eine 
stärkere  Garantie  des  friedlichen  Zu- 
sammenlehens und  eine  grüssere  0  r  d  n  u  n  g 
in  der  Besorgung  wirtschaftlicher  Angelegen- 
heiten liege,  indem  der  Einzelne  nur  für  den 
ihm  zustehenden  Güterbereich  verantwortlich, 
in  demselben  aber  zugleich  vor  fremder  Ein- 
mischung sicher  sei  (S,  tb.  2,  2,  q.  66,  a.  2  cj. 
Neben  diesen  mehr  ökonomischen  Gründen 
kliugenauch  ethische  und  christlicheMotive  durch, 
so  wenn  gesagt  wird,  dass  die  Arbeit,  also  der 
Eigentumserwerh  notwendig  sei,  um  das  pflicht- 

Pmässe  Almosen  reichen  zu  ktjnneu  (S.  tu.  2,  2. 
IST,  a.  3  c),  nnd  wenn  die  irdischen  Güter 
zwar  nicht  aU  Inhalt,  aber  doch  als  Bedingung 
der  irdischen  Glückseligkeit  bezeichnet  werden 
(S.  th.  2,  2,  q.  4,  a.  7  c). 

2.  Nfttnrreelit  nnd  jag  gentinn.  Es  ist 
um  so  bezeichnender  IWx  die  Stellung,  die 
Thomas  zum  Privateigentum  einnahm,  ab  er 
sich  selbst  nach  scholastischer  Methode  die  etwa 
möglichen  Einwürfe  vorhielt  und  die  Entkräf- 
tung dernelben  versuchte.  Der  bedeutsamste  war 
der  Einwand,  alles  sei  von  Natur  gemeinsam. 
Demgegenüber  macht  Thomas  geltend,  dass 
der  Salz  zwar  seine  Richtigkeit  habe,  insofem 
die  Guter  der  Natnr  zur  Erhaltung  der  Ge- 
samtheit, des  Menschen  als  genus,  bestimmt 
seien,  nicht  aber  in  dem  Sinn,  als  ob  der  posi- 
tive   Kommunismus   eine    naturrechtliche    An- 


ordnung sei;  die  natunechtliche  Gemeinsamkeit 
der  Guter  sei  also  lediglich  eine  negative,  in- 
sofem die  Trennung  der  Gflt«r  nicht  schon  im 
Naturrecht  ausgesprochen  und  verfügt  sei  (S. 
th.  2,  2,  q;,  66,  a.  2  ad  1).  Diese  Bestimmung 
der  Erdengttter,  den  Bedürfnissen  der  Gesamt- 
heit EU  dienen,  liesse  sich  nun,  abstrakt  ge- 
dacht, sowohl  bei  Gemein-  als  bei  Privateigen- 
tum realisieren.  Eine  kommunistische  Ordnung 
der  Güter  hätte  sich  wohl  mit  dem  Staude  der 
Unschuld  im  Paradies  vertragen,  da  hier  dnrch 
die  Vollkommenheit  der  Mensi^en  die  Gefahr 
von  Zwistigkeiten  hintangehalten  worden  wäre 
(S.  th.  1,  2,  q.  98,  a.  1  ad  3).  Aber  der  ge- 
fallene Zustand  der  Menschen  nnd  der  damit 
in  die  Gesellschaft  hineingetragene  Zwiesp^t 
lassen  es  als  das  Natürliche  erscheinen,  dass  die 
Gtlt«r  in  privatem  Eigentum  stehen.  Die  Ver- 
nunft erkennt  es,  dass  aus  den  oben  geuenuten 
Gründen  die  Erdengüter  ihren  ZwecK  nur  bei 
privater  Verwaltung  wirksam  erfüllen  und  dass 
ein  kommnnistischer  Besitz  sich  bei  dem  thatsäcb- 
liehen  Bestand  der  menschlichen  Gesellschaft 
als  undurchführbar  erweise.  Durch  Schlnsa- 
folgernng  ans  dem  natürlichen  Recht 
gelangt  somit  der  Mensch  dazu,  die  Notwendig- 
keit des  Privateigentums  einzusehen.  Daher  ist 
letzteres  nicht  gegen  das  Naturrecht,  sondern 
bildet  einen  von  der  menschlichen  Vernunft  in 
der  Weise  einer  logischen  Folgerung  gemachten 
Zusatz  znm  Naturrecbt,  gerade  so  wie  es  Andi 
diesem  nicht  widerstreitet,  dass  der  Henscli  sich 
der  Kleidung  bediene,  obwohl  er  von  Natur 
nackt  sei  (S.  th.  1,  3,  q.  94,  a.  H;  2,  2,  q.  Ö7, 
a.  3  c).  Insofern  gehurt  das  Privateigentum 
nach  Thomas  zum  Natnrrecbt  (S.  th.  2,  2,  q.  37 
a.  3  c).  Das  hindert  Um  aber  nicht,  dasselbe 
.  auch  dem  jus  positivnni  Euznrechnen  (q.  68  a. 
2  ad  1).  Liegt  hierin  ein  Widerspruch:'  Die 
I  Erklärung  ist  in  der  richtigen  Autfaseung  des 
I  jus  gentium  zu  suchen,  dos  eine  .^rt  Mittel- 
stellung zwischen  dem  natürlichen  nnd  dem 
positiv^ Urgerlichen  Hecht  einnimmt.  Im  An- 
schlnss an  Aristoteles  und  die  rümischeu  Juristen 


der  Vernunft  von  selbst  einleuchtenden  Rechts* 
grandsätzen,  Schlussfol gerungen,  die  eben  wegen 
ihres  innigen  Zusammenhangs  mit  dem  Natur- 
recht  diesem  selbst  zuzuzählen  sind  und  darum 
auch  im  Bewnsstsein  aller  Völker  sich  finden. 
Insofern  diese  „Schlnssfol gerungen  aus  dem 
Naturrecht^  auch  in  die  bürgerlichen  GeseiB- 
gebnngen  Übergegangen  sind,  tritt  zur  natUr> 
liehen  noch  die  stAatliche  Sanktion  hinzn. 
Thomas  betrachtet  daher  das  jus  gentium,  wer 
auf  seinen  Inhalt  achtet,  als  znm  Natnrrecht 
gehörig,  und  nur  deswegen,  weil  es  auch  staat- 
liche Geltnng  hat,  erklärt  er  es  anch  für  posi- 
tives Recht.  In  gleichem  Sinn  hält  er  anch  die 
Vererbung  des  Eigentums  für  eine  Forde- 
rung des  natürlichen  Rechtes,  da  die  Eltern 
nicht  bloss  die  Pflicht  haben,  eine  Zeit  lang  für 
Erziehung  nnd  Unterhalt  der  Nachkommeti  zu 
sorgen,  sondern  fllr  das  ganze  Leben  derselben 
(Comm.  Sent.  IV,  d.  im,  q.  2,  a.  1  c;  S.  th.  2, 
2,  q.  101,  a.  2  ad  2). 

3.  PBlditen  niid  Sehranken  des  Prlvat- 
«IgentmuB.  Man  missversteht  Thomas  sowohl 
wie  die  Kirchenväter  (besonders  Ambrosins 
und  Bawlius),   wenn  man,  wie  beispielsweise 
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Hanrenbreclier  (&.  a.  0.  S.  )06S.),  einen  Geges- 
Batz  zwischen  beiden  zn  konstmieren  Bacht,  als 
Hätten  letztere  doH  PriTatei^entom  als  unbe- 
rechtigt bekämpft,  während  jener  dafür  einge- 
treten sei.  Wie  schon  oft  herrorgehoben  wiirde 
(z.  B.  Hatzinger,  VoUjb Wirtschaft,  2.  Ani.,  S. 
82  ff.),  bezwecken  die  Anssprllche  der  Kirchen- 
väter nichts  anderes,  ats  in  rethorisch  wirk- 
samer, feuriger  Form  den  Beichen  und  Wuche- 
rern ihrer  Zeit  das  Gewissen  zn  schärfen  nnd 
sie  an  die  sozialen  Fäichten  des  Eigentums  zu 
mahnen.  Wenn  sie  von  einer  Oem einsam keit 
des  EigentnniB  reden,  so  bedentet  das  genau 
das  gleiche,  wie  wenn  Thomas  die  Oemeinssm- 
keit  des  Gebrauches  der  irdischen  Güter  betont. 
Wie  die  Väter  betonte  auch  Thomas  die  soziale 
Seite  des  Privateigeatnms,  nnd  die  notwendige 
Ereftnznng  seiner  Gedanken  über  das  Private 
eigentnm  bildet  die  Erürternng  der  Almosen- 
pflicht. In  derselben  kommt  gerade  die 
Forderung  znm  Ausdruck,  die  Thomas  als  auf 
dem  Privatbesitz  ruhend  betrachtete,  dass  die 
Nutzung  deaselben  eine  gemeinsame  sein  soll. 
Er  ist  hier  zugleich  in  der  Lage,  über  Aristoteles 
bedentend  huiauszngehen.  Auch  dieser  hatte 
gelehrt,  dass  der  Gebrauch  der  Güter  ein  all- 
gemeiner sein  soll.  Aber  der  Kreis,  anf  den 
sich  die  Gemeinsamkeit  erstrecken  soll,  ist  ein 
eng  gezogener.  Unter  Freunden  soll  dnrch 
generöse  Freigebigkeit  der  Gebranch  ein  ge- 
meinsamer sein  (Koica  T«  ifiiuiy.  Polit.  11,  5, 
1262  b.),  Thomas  dagegen  stellt  dem  Eigen- 
tümer nicht  seine  Freunde,  sondern  die  grosse 
Klasse  der  Armen  gegenüber,  deren  im  Heiden- 
tum verachtete  Menschenwürde  erst  da«  ChrLtten- 
tum  zur  Anerkennung  gebracht  hat.  Vom 
l'eberfluss  Almosea  zn  geben,  lehrt  Thomas. 
Ut Pflicht  iS.  th.  2,  2,  q,  32.  a.  6  ad  2);  da  die 
natürliche  Beatimmnng  der  Erdengüter  die  Er- 
haltung der  Menschheit  ist  (s.  oben),  so  ist  anch 
das,  was  QberflQssig  ist,  „nach  natürlichem 
Becht  dem  Unterhalt  der  Armen  geschuldet" 
|2.  2,  q.  66,  a.  4  c).  Die  wichtige  Frage  ist 
hier  die;  Was  ist  unter  dem  L'eherfluss  zu  ver- 
stehen? Hit  diesem  Begrifi  des  Ueberflüssigen 
bezeichnet  Thomas  das,  was  der  Eigentümer 
weder  nach  seiner  gegenwärtigen  Lage,  noch 
mit  vernünftiger,  nicht  allzu  ängstlicher  Er- 
wägung der  Znktinft  benüügt  |S.  th.  2,  2,  q, 
32  a.  5  ad  3).  Notwendig  ist  für  den  Eigen- 
tümer vor  allem  das,  was  er  und  seine  Ange- 
hörigen zum  Lebensunterhalt  brauchen.  Davon 
Almosen  geben  wollen,  hiesee  sich  nnd  den 
Seinen  das  lieben  schSdigen  (ibid.  ad  6).  Der 
Begriff  des  Notwendigen  greift  jedoch  noch 
weiter   und  schliesst  auch  den  des  standes- 

J^emässen  Anskommens  in  sich.  Dieser 
etztere  hat  für  Thomas  überhaupt  eine  grosse 
Sedeutnng;  denn  er  bezeichnet  ihm  einmal  die 
Obergrenie,  bb  zu  welcher  der  Mensch  im  Er- 
werb zeillicher  Güter  gehen  darf  und  welche 
nberschreiten  zn  wollen  Habsucht  wäre  (S.  th. 
2,  2,  q.  118,  a.  1  c).  Dass  natürlich  diese 
Grenze  nicht  eng  gezogen  werden  dürfe,  crgiebt 
sich  schon  aus  der  emfachen  Thatsache,  dass, 
wenn  niemand  über  das  unbedingt  Notwendige 
hinaus  erwerben  dürfte,  die  gedachte  Pflicht,  von 
dem  „UeberfluBs"  Almosen  zn  ^eben.  überhaupt 
itloBorisch  wäre.  Andererseits  bietet  das  standes- 
gemisse  Leben  auch  die  Untergrenze  für  die 
Verpflichtung  zum  Almosen.     Man  wird  nicht 


verkennen  dürfen,  dass,  wenn  auch  der  standes- 
gem&sse  Bedarf  keine  ziflemmfissig  festzu- 
stellende EShe  hat  nnd  recht  wohl  innerhalb 
des  Standes  eine  Einschr£nknng  oder  Ans- 
dehnnng  verträgt,  er  für  das  Erwerbsleben  nach 
thomistiBcher  Auffassung  doch  eine  fundamen- 
tale Bedeutung  besitze  Dem  Jagen  nach 
irdischem  Besitz,  dem  „Mammonismus'  soll  da- 
durch vorgebeugt  werden.  Haarenbrecher  be- 
merkt hierzu  (a.  a.  0.  8.  60) :  „unter  die  üb- 
liche Lebenshaltnng  seines  Standes  soll  niemand 
herabsinken;  aber  darüber  hinaus  zn  streben,  ist 
ebenfalls  verboten.  Eine  soziale  Hebung  der 
unteren  Stände,  „eine  Emporentwickelung  der 
Massen''  kennt  demnach  Thomas  nicht;  sein 
soziales  Ideal  trägt  durchaus  konservativen 
Charakter:  anch  darin  entspricht  es  ganz  der 
Auffassung,  die  man  im  Mittelalter  über  diese 
Dinge  batte."  Man  darf  auch  hier  Thomas 
nicht  mehr  zumuten,  als  ihm  nach  der  Laze 
seiner  Zeit  zu  leisten  möglich  war.  Die  Stände 
waren  im  Mittelalter  ein  für  allemal  festgelegt, 
einen  .^rbeiterstand  aber  in  unserem  Sinne  aU 
Stand  lebenslänglicher  Lohnarbeiter  gab  es  im 
Mittelalter  ebenso  wenig  wie  ein  massenhaftes 
Proletariat.  Das  „Emnoisteigen"  bestand  im 
Handwerkerstand  für  den  Einzelnen  in  dem 
Uebergang  vom  Gesellen  zum  Meister.  Die  Em- 
porent Wickelung  der  Massen  ist  ein  modemer 
Begriff,  der  erst  mit  dem  Dasein  des  modernen 
FroletFkriats  gegeben  ist. 

Aber  es  ist  noch  nicht  genug,  dass  anf 
Seiten  des  Almosenspenders  UeTjerfluss  Über  das 
zum  standesgemässen  Leben  Notwendige  vor- 
handen ist,  auf  Seiten  des  Empfängers  mnss 
anch  wirkliche  Not  vorliegen.  Damit  ist  dem 
Vorwurf,  als  begünstige  der  Aquinate  den  leicht- 
fertigen Bettel,  der  Boden  entzogen,  nm  so  mehr, 
wenn  man  noch  seine  Aenssemngeu  über  die 
allgemeine  Arbeitspflicht  heranzieht.  Und  selbst 
dies  so  beschränkte  Gebot,  Almosen  zu  spenden, 
ist  eine  reine  Liebespflicht,  die  dem  Gewissen 
des  Einzelnen  Überlassen  bleibt,  keine  Bechts- 
pflicht,  die  mit  Gewalt  erzwungen  werden  dürfte 
(ö.  th.  2,  2,  q.  66,  a.  7  c).  Nur  im  Falle  der 
sogenannten  „äussersten  Not''  mnss  der  Wille 
des  Eigentümers  dem  hSheren  Becht  der  Existenz 
(reichen.  Der  in  solcher  schweren  Bedrängnis 
Befindliche  ist  kraft  Naturrechts  (d.  h.  kraft  des 
Rechtes,  seine  Existenz  durch  die  hierzu  be- 
stimmten äusseren  Güter  za  erhalten)  befugt, 
sich  das  zur  Beseitignag  der  Gefahr  Notwendige 
zu  nehmen,  wo  er  es  findet;  ja  er  kann  es  selbst 
gegen  das  Widerstreben  des  Eigentümers  er- 
zwingen, ausser  der  Eigentümer  befände  sieb 
in  gleicher  Notlage,  Dieser  Fall  ist  nach 
Thomas  nur  dann  gegeben,  wenn  es  offenbar 
ist,  dass  die  Existenz  der  Person  bedroht  ist 
nnd  die  Gefahr  auf  anderem  Wege  nicht  ge- 
hoben werden  kann  (ibid.).  Die  Begründung 
dieses  oft  missverständlich  gedeuteten  Bechts 
ergiebt  sich  dem  voransgeh enden  zufolge  eigent- 
lich von  selbst:  Dnrch  die  Trennung  des  Be- 
sitzes im  Privateigentum  darf  ja  der  oberste 
Zweck  der  Süsseren  Güter,  die  Erhaltung  der 
menschlichen  Existenz,  nicht  illusorisch  gemacht 
werden.  Der  in  äussere ter  Not  fieflndlicbe 
nimmt  daher  bloss,  was  ihm  von  Bechts  wefjen 
zusteht;  deshalb  hat,  wie  Thomas  betont,  seine 
Handlung  nicht  den  Charakter  des  Diebstahls 
nnd,   wenn  er  gegen  den  EigenWlmer  Gewalt 
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anwenden  mUsete,  nicht  den  dea  Ranbes  (ibid.). 
Die  Sacbe  ist  eben  da  wegen  der  Person. 

Die  ganze  UnterstBtzuiwspflicht,  die  der 
EigentDmer  gegenüber  dein  BeititzloHen  zu  er- 
füllen hat,  oder  der  „g-emeinKame  (lebranch  der 
Güter''  ist  demnach  von  einer  festen  Ordnung 
beherrscht,  die  dem  Begehren  der  Menge  gegen 
die  Besitzenden  gewiss  keinen  Vorschnb  leisten 
will.  Immer  ist  der  Eigentümer  der  Bevor- 
rechtete. Hat  er  Ueberfluss,  so  ist  er  wohl  im 
Gewiaaen  gehalten,  dem  wirklich  Armen  mit 
zu  teilen;  aber  dieser  von  Thomas  verlftngte 
gemnnsame  Gebrauch  der  ErdeugUter  ist  kein 
so  nnbedingter  und  weitgehender,  das»  dadurch 
daa  wirtacbaftliche  Interesse  am  Eigentum  ver- 
loren ginge. 

4.  Erwerbstitel.  Einer  kurzen  Ausfüh- 
rung bedürfen  anch  noch  die  Erwerbearten 
des  Eigentums.  Der  ursprüngliche  Erwerbs- 
titel  ist  dieOccnpatiou.  An  einem  aus  dem 
Leben  gegriffenen  Beispiel  erläutert  Thomas 
ihre  Bereclitignrg ;  Wie  derjenige,  der  zuerst 
zum  Theater  kommt,  berechtigt  ist,  sich  seinen 
Platz,  und  sei  es  anch  den  besten,  auszuwählen, 
io  darf  anch  der  Henscb,  der  zuerst  auf  ein 
noch  nicht  von  einem  anderen  angeeignetes 
materielles  Gnt  st^ast,  mit  vollem  lachte  sieh 
dasselbe  zn  eigen  machen.  Das  Unrecht  liegt 
nicht  in  der  Aneignung  des  Objektes,  sondern 
in  der  egoistischen  Ausschliessung  aller  übrigen 
vom  Gennss  (S.  th.  2,  2,  q.  tiÖ,  a.  2  ad  2). 
„Was  niemais  Eigentum  eines  anderen  war", 
belehrt  uns  Thomas,  „wie  Perlen  und  Edel- 
steine, die  sich  am  Meeresstrande  finden,  und 
ähnliches,  geht  in  den  Besitz  des  Occnpieren- 
den  über"  (ibid.  q.  66,  a.  ö  ad  2|.  Dem  Ein- 
wand, dass  dann  einige  imstande  gewesen  wfiren, 
durch  Ukknpation  den  ganzen  Grnnd  und  Boden 
an  sich  zu  reissen,  so  dass  alle  übrigen  nur  die 
^Enterbten"  wären,  begegnet  Thomas  durch 
den  Hinweis,  dass  „im  Anfang  der  Menschheit 
der  Besitc  von  Grund  und  Boden  wegen  der 
geringen  Bevölkerung  nicht  so  wertvoll  war 
wie  der  der  Tiere  und  besonders  nicht  im 
Orient,  wo  anch  beute  noch  wenige  Bewohner 
sind  im  Vergleich  zur  Ausdehnung  des  Ge- 
biets-' (In  Job  1,  3). 

Man  ersieht  hieraus,  dass  Thomas  weit  ent- 
fernt war  von  dem  Standpunkt  jener  modernen 
Theorieen,  welche  das  Eigentumsrecht  durch 
den  contrat  social  entstehen  lassen  wollen  wie 
Uonsseau  oder  dasselbe  auf  das  Staatsgesetz 
üurUekfUhren  wie  die  heute  zahlreiche  An- 
hänger zählende  sogenannte  Legaltheorie  [s.  d. 
Art.  Eigentum  oben  Bd.  III  S,  208 ff.),  ebenso 
entfernt  aber  auch  vom  Standpunkt  dea  Sozia- 
lismus, welcher  die  Arbeit  als  alleinigen  Er- 
werbstitel anerkennen  will.  Die  Uedeutung  der 
Arbeit  als  Erwerbstitel  ist  nach  dem  oben 
Über  die  Arbeitspflicht  Gesagten  einleuchtend. 

5.  St«at  und  EigeHtnm.  Weil  der  Staat 
—  nach  Thomas  —  das  Eigentumsrecht  nicht 
geischaffen  hat,  so  rauss  er  dasselbe  auch  re- 
»pektiereu.  Gewaltsame  Eingriffe  in  die  Eigen- 
tnmssphäre  der  L'nterthanen  sind  ein  Beweis 
von  Tyrannei  (S.  th.  2,  2,  q.  118,  a.  8  ad  5). 
^^'as  freilich  das  Staatswohl  notwendig  erheischt, 
das  vun  den  Vnlerthanen  zu  erheben,  ist  Recht 
der  Obrigkeit;  was  sie  aber  ohne  diesen  Rechts- 
grnnd  von  ihnen  erpresst,  ist  Eanh  und  eine 
M-hwerere  Sünde   als    die    der  Strassenräuber, 


weil  die  Obrigkeit  zur  Hüterin  der  Gerechtig- 
keit bestellt  ist  {S.  th.  q.  66,  a.  8  c).  „Die 
Fürsten  können  in  zweifacher  Weise  beim  Er- 
beben von  Abgaben  sündigen:  1.  wenn  sie  nicht 
auf  den  Nutzen  des  Volkes,  sondern  nur  auf 
den  Raub  seiner  Güter  bedacht  sind:  2.  wenn 
sie  mehr  nehmen,  als  das  Gesetz,  welches  eine 
Art  Vertrag  zwischen  Forst  und  Volk  ist,  be- 
stimmt und  als  das  Volk  zu  leisten  vermsg" 
(in  Hüm.  13,  7,  cfr.;  ü  th.  2,  2,  q,  102.  a.  2 
ad  3). 

Damit  bat  jedoch  Thomas  die  Staatsgewalt 
dem  Privateigentum  gegenüber  nicht  zur  Ein- 
flusslosigkeit  und  Passivität  verurteilt.  Sie  soll 
dasselbe  nicht  bloss  gegen  unberechtigte  An- 
griffe schützen,  sondern  sie  hat  vor  iu\ent  die 
ganz  allgemein  gehaltene  Fordemng  des  Natnr- 
rechts  (s.  0.  S.  104),  dass  Privateigentum  be- 
stehe, in  Uebereinstimmnng  mit  den  konkreten 
Grundlagen  und  der  histonscheo  Entwickelung 
des  Wirtschaftslebens  auszugestalten  und  so 
eine  entsprechende  Privateigentnmsordnnng  ge- 
setzlich zu  fixieren  (Qnodlib.  12,  q.  16,  a.  24: 
Omnia  sunt  principum  ad  gubemandum).  Es 
wird  also  hier  ausdrücklieb  ein  Jurisdiktioos- 
recht  der  Staatsgewalt  gegenüber  dem  Privat- 
eigentum konstatiert.  Hat  doch  Thomas  selbst, 
wie  dargelegt,  das  Privateigentum  auch  als 
einen  Bestandteil  der  bürgerlichen  Rechtsord- 
nung angesehen.  Mit  weitem  Blick  weist 
Thoinas  des  weiteren  die  praktische  Durch- 
führung des  wiederholt  und  nachdrücklich  von 
ihm  betonten  Grundsatzes,  dass  der  Gebrauch 
der  Güter  ein  gemeinsamer  sein  solle,  der  Ge- 
setzgebung des  Staates  zu  —  gewiss  eine  für 
die  friedliche  Regelung  des  Verb  ölt  uisses  zwi- 
schen Kapital  und  Arbeit  hoch  bedeutsame  Auf- 
gabe. (Cfr.  Comment.  in  Polit.  IIb.  2,  lect.  4: 
Quomodo  autem  nsns  rerum  propriamm  possit 
fieri  eomniunig,  hoc  pertinet  ad  providentiam 
boni  legislatoris.) 

Natürlich  handelt  es  sich  hier  neben  der  For- 
derune  einer  gerechten  Besteuerung  (s.  oben) 
vor  allem  um  eine  Regelung  des  Aimen- 
wesens.  Ist  auch  das  Almosen  zanSchst  dem 
Gewissen  des  Einzelnen  anheimgestetlt,  da  „es 
viele  giebt,  die  Kot  leiden,  und  man  ans  der- 
selben Sache  nicht  allen  zu  Hilfe  kommen  kann" 
(S,  th.  2,  2,  q.  66,  a.  7  c),  so  kann  die  Staats- 
gewalt doch  die  Armenpflege  iu  die  Hand 
nehmen  und  etwa  durch  eine  Armensteuer  ver- 
hüten, dass  jener  immerhin  kritische  Fall  der 
„Susaersten  Nof,  wo  die  oben  erörterte  Selbst- 
hilfe erlaubt  ist,  eine  häufige  Erscheinung  werde. 
Daher  stellt  Thomas  die  zwar  allgemeine,  aber 
tiefeinschneidende  wirtschaftspolitische  Forde- 
rung; „Dui-ch  den  Eifer  des  Fürsten  soll  eine 
genhgende  Menge  des  zum  Leben  Nötigen  be- 
schaift  werden"  (De  reg.  princ  1.  1,  c.  14).  Es 
würde  ja  den  Rnin  jäer  staatlichen  Ordnung 
bedeuten,  wenn  jenes  Redit  der  Selbsthilfe  zu 
einer  (lauernden  Einrichtung  würde.  Man 
braucht  jedoch  bei  dieser  staatlichen  Sorge  für 
die  „Gemeinsamkeit  des  Gebrauches  der  Güter" 
nicht  Busschlie.'islich  an  die  obrigkeitliche  Rege- 
lung des  Armeuwesens  zu  denken .  so  dass 
Thomas,  wie  Eucken  la.  a.  0.  S.  20?)  meint, 
nur  die  Folgen  der  Not,  nicht  aber  ihre  Quellen 
verstopft  wissen  wollte.  Vielmehr  fehlt  es  an 
vielen  Stellen  nicht  an  Andeutungen,  daas 
Thomas  auch  das  Versinken  ins  Elend,  insbe- 


■'»'^ 


sondere  dnrch  ■»■oclierische  Ansbeutniig,  ver- 
hütet wiätien  wollte.  Zani  Schutz  der  wirt- 
schaftlich SchwEichen  und  zur  Verhütung  ihrer 
ADsbeDtnng  schreibt  Thotnaa  der  Obrij^keit  aacfa 
das  Recht  zu,  zur  Verhlltnug  tou  Mono- 
poleu.  wie  sie  der  Besitz  von  grossem  KftpilAl 
zum  Schaden  der  Aermeren  ennügltcht ,  be- 
stimmte Preise  festzusetzen  (S.  th.  2,  2, 
q.  77,  ft.  2). 

Ü.  Id«Bl  derEi^entQmSTertollDng.  Diese 
Gedanken  führen  von  selbst  auf  eiue  kurze 
Würdigung  des  Ideals  der  Gutervertei- 
Inn?.  wie  es  dem  Aqnioaten  vorschwebte. 
Dieses  erblickt  er,  wieder  im  Anschliiss  an 
Aristoteles,  in  einer  breiten  Entwickelang 
des  Mittelstnudes,  und  es  wtirde  hiemacD 
Aufgabe  der  —  im  Sinne  von  Thomas  die  Eigen- 
tnusordnUDg  beeinflnsp enden  —  Gesetzgebung 
die  Erlialtnns  eines  kräftigen  Mittelstandes  sein. 
Für  Thomas  kommt  es  nicht  so  sehr  darauf  an, 
dass  der  Staat  möglichst  reich  sei,  sondern  dass 
er  möglichst  tüchtige  BQrger  habe.  Eine  der 
wichtigsten  Vorbediugnngen  hierfür  ist  eine 
derartige  Verteilung  des  (National-)  Keichtnms, 
dass  Not  und  UeberHuss  gleichmtssig  gemieden 
werden.  „Man  hat  ibei  Einrichtung  des  Staates) 
dafür  zn  sorgen,  dass  für  die  Einzelnen  die 
nach  Stand  und  Stellung  erforderlichen  Mittel 
Torhanden  sind:  sonst  könnte  kein  Reich  oder 
Staat  Bestand  haben''  (De  reg.  princ.  I,  c.  13). 
,\Vie  der  Philosoph  sagt,  trägt  die  richtige 
Verteilung  (regulatio)  des  Besitiea  viel  zur  Er- 
haltung des  Staates  oder  Volkes  bei.  Deshalb 
war  es,  wie  er  seihst  sagt,  in  vielen  heidnischen 
Staaten  Gesetz,  dass  jemand  seinen  Besitz  nur 
bei  nachgewiesenem  eigenen  Schaden  verkaufen 
konnte.  Wenn  nämlich  der  Besitz  allgemein 
verkauft  werden  kann,  können  alle  Besitzungen 
leicht  in  wenige  Hände  kommen ;  und  dann 
wird  notwendig  ein  Staat  oder  Gebiet  ent- 
völkert werden.  Darum  traf  das  Alte  Gesetz, 
um  dieser  Gefahr  vorznbeugen,  die  Bestimmung. 
dass  einerseits  den  mensMlichen  Bedürfaiissen 
abgeholfen  werde,  indem  es  die  Besitzveräiisse- 
mng  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  zugab, 
andererseits  aber  jener  Gefahr  vorbeugte  linrch 
das  Gebot,  der  verkaufte  Besitz  habe  an  einem 
bestimmten  Zeitpunkt  an  den  Verkäufer  wieder 
beimznfallen.  Es  traf  diese  Bestimmung,  um 
die  Tnordnung  in  der  Verteilung  zu  verhindern 
und  immer  dieselbe  Qebietsscheidung  in  den 
Stämmen  zu  erhalten"  (S.  th.  1,  2,  q.  lüö,  a.  2 
ftd  3). 


sehen  Stadtstaaten  vor  Augen  (Haareubrecher, 
a.  a.  0.  S.  50f.).  So  gelangte  Thomas  noch 
nicht  eigentlich  zum  Begrin  der  Volkswirt- 
schaft, die  Stadtwirtschaft  steht  in  der  Mitte 
zwischen  Haus-  und  Volkswirtschaft,  wenn  sich 
auch  vielleicht  Anklang«  an  letztere  (civitas 
vel  provincia,  De  reg.  princ.  I,  1 ;  regnnm,  ibid. 
1,  18)  finden.  Der  Stadtstaat  ist  nach  seiner 
Ansicht  am  besten  fUr  die  wirtschaftliche  Be- 
dartsdeckung  geeignet  (ibid.  I,  1).  Er  soll  des- 
halb in  wirtschaftlicher  Beziehung  milglichst 
unabhängig  dastehen .  sieb  selbst  genügen 
(sufRcientia).  Deshalb  hebt  Thomas  einige  Be- 
dingungen hervor,  die  bei  Gründung  einer  Stadt 
von  besonderer  Wichtigkeit  sind :  Die  Gegend 
soll  fruchtbar  sein;  denn  es  ist  das  sicherste 
und  würdigste,  wenn  die  Stadt  ihren  Lebens- 
bedarf selbst  erzengt  und  vom  Auslande  mög- 
lichst unabhängig  dasteht.  Zu  diesem  Zwecke 
sollen  auch  die  Oertlichkeiten  in  dem  Gebiet« 
der  Stadt  so  verteilt  werden,  dass  alle  not- 
wendigen Stände,  Klems,  Bichter,  Gelehrte, 
Handwerker,  Soldaten  (De  reg.  princ.  I,  IH), 
Bauern  (S.  tb.  q.  108,  a.  2  c).  in  demselben  ver- 

'2.  Beurteilung  des  Hundels.  Hieraus  ist 
auch  leicht  ersichtlich,  welche  Stellung  Thomas 
dem  Handel  überweist.  Er  verwirft  ihn  nicht, 
weist  ihm  aber  doch  eine  nur  nntergeorduete 
Stellung  zu.  Ganz  kenne  man  seiner  nicht  ent- 
behren, weil  es  keinen  Staat  gebe,  welcher  alle 
Gegenstände  des  Bedai-fes  selbst  erzeuge  oder 
nicht  auch  entbehrliche  Güter  zur  Ausfuhr  dar- 
biete (De  reg.  princ.  I.  2,  c.  3),  Thomas  unter- 
scheidet einen  zweifachen  Handel;  einen  natür- 
lichen und  notwendigen,  der  sich  im  Aastausch 
von  Ware  gegen  Ware  (Tauschwirtschaft)  oder 
—  Ware    gegen  Geld  vollzieht.     Sein  Ziel  ist 

Bedarfsdeckung.  Die  andere  Art  dagegen 
hat  nicht  die  wirtschaftliche  Bedarisdecknng 
zum  Zweck,  sondern  dient  der  Spekulation,  der 
Gewinnsucht.     Er  vollzieht  sich  im  Austausch 


keit,  sondern  bat  bloss  den  Gewinn  im  Auge. 
ist  somit  volkswirtschaftlich  nicht  gerechtfertigt, 
um  so  weniger,  da,  wie  Thomas  betont,  die  Ge- 
winnsucht keine  Grenze  kennt.  —  Ein  massiger 
Handelsgewinn  dagegen  kann  durch  einen  enr- 
baren  Zweck  wohl  gerechtfertigt  werden,  so, 
wenn  er  dem  Cnterhalt  der  Familie  des  Handel' 


Das  Gesagte  leitet  uns  über  zu  einer 
kurzen  Charakteristik  des  wirtschaft- 
lichen Verkehrs,  soweit  Thomas  sieh  da- 
rüber geäussert  hat. 

1.  Die  AnUrkfe  der  SUdtwlrtscbKft. 
Abweichend  von  Aristoteles,  der  die  Hauswirt- 
schaft als  eine  in  sich  abgeschlossene  Wirt- 
schaftseinheit betrachtet,  hatte  Thomas  die  ge- 
sellschaftliche Arbeitsteilung  znm  Organisations- 
frincip  des  ganzen  Wirtschaftslebens  erhoben  j 
ierdnrch  war  natürlich  der  Austausch  der  Pro- 
dukte, der  Handel,  etwas Unentbehriiches  ge- 
worden. Als  Wirtschaftseinheit  gilt  Thomas 
die  Stadt;  er  halte  ja  die  selbständigen  italieni- 


liegt,  damit  dem  Staat  die  notwendigen  Bedaris- 
giiter  nicht  mangeln  (S.  th.  q.  77,  a.  4  c).  Der 
Handel  vermittelt  den  Verkehr  zwischen  den 
einzelnen  Städten;  für  den  Verkehr  innerhalb 
der  Ktadt  dagegen  kommt  er  nicht  in  Betracht, 
da  hier  Produzent  und  Konsument  sich  un- 
mittelbar gegenüberstehen.  Wie  man  sieht,  soll 
sich  der  Handel  in  mässi^n  Grenzen  halten 
[De  reg.  princ.  II,  8);  er  ist  lediglich  ein  un- 
entbehrliches Aushilfsmittd,  die  Basis  derVolks- 
bezw,  Stadt  Wirtschaft  bleibt  für  Thomas  die 
Ernährung  durch  einheimische  Produktion.  Der 
M'eg,  ein  Volk  durch  Handel  zu  ernähren,  trilt 
ihm   als  höchst  bedenklich,    da  im  Falle  eines 


Nachteile  aus  dem  i'eherh  and  nehmen  des  Handels- 
geistes ergeben  könnten.    So  wichtig  das  auch 
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ist,  Bo  wird  man  doch  zugeben  mUMen,  dnea 
Thomas  nach  dem  Geist  jener  Zeit  den  Hfindel 
nicht  sehr  günstig  beurteilt.  Er  befürchtet,  d&ss 
das  Znsaminenatrömen  vieler  fremder  Elemente 
An  den  Handelsplätzen  die  Sitten  der  Bilrc-er 
nachteilig'  beeinflnssen  würde.  Wollten  aber 
vollends  die  BUrger  selbst  an  Handelsgescbäften 
sich  beteiligen,  so  würde  ein  solches  Gemein- 
wesen dem  Untergajig  verfallen,  da  durch  die 
Erregnng  der  Gewin nsa cht  Trea  and  Glaube 
untergraben,  den  Betrügereien  Eingang  ver- 
schafft nnd  durch  die  Verweichlichung,  wie  sie 
bei  den  Händlern  üblich  sei,  die  Bevälkerung 
zum  Kriegsdienste  untauglich  würde.  Auch 
die  innere  Ordnung  und  Ruhe  würde  durch 
grosse  Menschenansammlungen  in  den  Städten 
gefährdet.  Dies  wäre  aber  der  Fall,  wenn  die 
Bürger  iunerbalb  der  Städte  Handel  betrieben 
(De  reg.  II,  3).  Aus  ail  dem  gebt  hervor,  dass 
der  Mandel  Überhaupt  nur  Piissivhandel 
sein  soll. 

Die  Bittlichen  Qualitäten  der  Kaufleute 
gelten  Thomas  als  minderwertig,  die  Gewinn- 
Hucht  beherrscht  nur  zu  leicht  die  ganze  Hand- 
lungsweise. Es  besteht  Gefahr,  dass  im  Eauf- 
geschsft  die  Gerechtigkeit  verletzt  wird. 
Grundgesetz  für  den  Austausch  aber 
ist  die  Aequivaleuz  der  Werte. 

3,  ThomistiBche  Wertlehre.  „Kauf  und 
Verkauf",  sagt  Thomas,  „sind  eingeführt  zum 
gemeinsamen  Nutzen  aller,  da  einer  der  Sache 
aee  anderen  bedarf  und  umgekehrt, '  wie  der 
Philosoph  lehrt.  Was  aber  zum  gemeinsamen 
Nutzen  eingeführt  ist.  darf  für  den  einen  keine 
grössere  Last  sein  als  für  den  anderen;  und 
aeshalb  muss  nach  der  Gleichheit  des 
Gegenstandes  der  Vertrag  zwischen  ihnen 
ab^schlossen  werden"  (8.  th.  ü,  2,  ^.  TT,  a.  1  c). 
Duür  zu  soiven  iat  Aufgabe  der  justitia  com- 
mutativa.  „Bei  der  ausgleichenden  Gerechtig- 
keit kommt  wesentlich  die  Gleichheit  der 
Sache  in  Betracht"  (ibid.  3).  Der  Preis  ist 
der  Ausdruck  desTanschwertes;  ,, Die  Quantität 
eines  QebrauchagegenstaDdes  wird  gemessen 
durch  einen  Preis,  wozu  das  Geld  erfanden 
wurde.  Wenn  daher  der  Preis  die  Quantität 
einer  Sache  übersteigt  oder  umgekehrt  die  Sache 
Über  dem  Preise  steht,  so  wird  die  Gleichheit 
der  Gerechtigkeit  aufgehoben.  Daher  ist  es  au 
sich  ungerecht  und  unerlaubt,  eine  Sache  teurer 
zn  verkaufen  oder  billiger  zn  kaufen,  als  sie 
wert  ist"  (S.  th.  2,  2,  q.  TT,  a.  1).  Wodurch 
bestimmt  sich  nun  der  gerechte  Preis  oder 
der  Tauschwert  einer  Ware?  Mit  grossem 
Scharfsinn  hat  Thomas  die  Grundelemente  der 
Wertlehre  entwickelt.  Er  hält  Gebrauchs- 
wert (utilitas)  und  Tauschwert  (iiretium)  scharf 
auseinander.  Der  Tauschwert  oder  „der  ge- 
rechte Preis  der  Dinge  ist  nicht  genau 
(punctnaliter)  bestimmt,  sondern  hangt  mehr 
von  einer  gewissen  Schätzung  ab,  so  dass  eine 
kleine  ErhShnng  oder  Verriu^rnng  desselben 
die  Gleichheit  der  Gerechtigkeit  nicht  aufhebt" 
(ibid.  a.  1,  ad  1).  Im  Tauschwert  liegt  dem- 
nach ein  objektives  und  ein  subjektives  Mo- 
ment: Die  subjektive  Schätzung  hat  objektive 
Anhaltspunkte, 

Man  hat  schon  bei  Thomas  die  beute  von 
den  Sozialisten  vertretene  Ansicht  finden  wollen, 
die  Arbeit  sei  die  Quelle  alles  Tauschwertes 
(vgl  Hohoff,  Die  Wertlehre  des  hl.  Thomas 


von  Aqnin).  Jedoch  ganz  mit  Unrecht 
Tauschwert  einer  Ware  wird  nach  Thon 
allem  durch  ihre  Qualität,  d.  h.  dni 
innere  Güte  und  Vollkommenheit  if> 
Daher  kann  ein  dreifacher  Defekt  des  Kaul 
Standes  einen  Verkauf  moralisch  unerlaubt  r 
je  nachdem  sich  jener  auf  die  Art,  die  ' 
tat  oder  Qualität  der  Sache  bezieht  ( 
2  c).  Die  Qualität  deckt  sich  iedocl 
mit  dem  Begriff  des  Nutzens,  dabei  i^ 
mehr  an  eine  gewisse  natürliche  VoUki 
heit  der  Sache  zu  denken,  denn  Gold  un 
haben  ihren  hohen  Wert  nicht  allein  we 
Nutzens  der  Gefässe,  welche  aus  ihn 
gestellt  werden,  sondern  auch  wegen  ili 
nehmen  Substanz  [ibid.  ad  li.  Falscli 
den  Alchimisten  hergestelltes  Gold  d 
rechterweise  nicht  um  den  gleichen  Pi 
echtes  verkauft  werden,  „vorzüglich  de: 
weil  wahres  Gold  und  Silber  ifirer  nat 
Verwendung  uach  manchen  Nutzen 
können,  welchen  das  falsche,  alcbimistisc 
gewährt"  (ibid.  ad  1).  Hiermit  ist  als 
wichtiger  Faktor  dea  gerechten  Tausi 
die  Nützlichkeit  oder  der  Gebrauci 
bezeichnet.  Daher  richtet  sich  auch  d 
„nicht  uach  dem  Grade  der  uatürlii-h 
kommenheit,  da  zuweilen  ein  Pferd  u 
höheren  Preis  verkauft  wird  als  ein 
sondern  nach  dem  Gebrauche,  zu  weh 
dem  Menschen  dienen"  (ibid.  ad  3). 
für  die  Bestimmung  des  gerechten  Pre 
Tauachwertes  ist  ferner  das  Ve 


ad  Na 


hfrt 


Je  n 


verschiedenen  Orten  Ueberflusa  oder  M 
einer  Ware  herrscht,  wird  auch  der  Wi 
Preis  verschieden  sein  (ibid.  ad  2j, 
wird  sohin  „verändert  nach  der  Ver.ich 
von  Zeit  oder  Ort"  [ibid.  a.  i  ad  2). 
wegen  der  besonderen  Nützlichk 
die  Bedürfnisse  eines  einzelne 
fers  darf  der  Preis  nicht  erhüht  werd 
dieselbe  ist  ja  nicht  auf  selten  des  Ve 
„niemand  ober  kann  verkaufen,  was  i 
Eigentum  ist,  obsohon  er  den  Selia 
kaufen  kann,  den  er  selbst  erleidet' 
1  c),  d.  h.  die  besondere  Niitzlichkei 
dUrfnisse,  die  nicht  allgemein  sind^  soi 
der  zufalligen  Lage  eines  einzelnen 
entstehen,  Ist  nicht  als  zu  der  Ware  g 
betrachten,  ist  somit  nicht  im  Besitze 
käufers  und  kann  daher  auch  den  ^ 
Kaufpreis  nicht  steigern.  Damit  ist 
von  Ausbeutung  durch  wucherische 
hühnng  geschützt.  —  Als  letztes  wi 
lieh  auf  den  Tauschwert  ein  Kos 
schiedener  Art,  wie  Arbeit,  Auslagei 
Dass  Thomas  die  Beeinflussung  de: 
wertes  durch  die  Arbeit  nicht  verka 
erhellt  daraus,  dass  er  demjenigen 
zuspricht,  eine  Sache  teuerer  zu  vcrk 
eine  Verbesserung  an  ihr  vorgenomine 
Wert  zugesetzt  hat  (ibid.  a-  4  ad  1). 
also  jemand  eine  Sache  teuerer  verk 
er  sie  gekauft  hat,  „entweder  weil 
etwas  verbessert  oder  weil  der  Preis 
Verschiedenheit  des  Ortes  und  der 
verändert  hat,  oder  in  Rücksicht  ni 
fahr,  der  er  sich  bei  ihrer  Uebertrs 
einem  Ort  zum  andern  aussetzt"  (ibid 
An  einer  Stelle  des  Kommentars  zur  ] 
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sehen  Ethik  (V,  tect.  9)  nennt  er  neben  der 
Arbeit  noch  Auslagen  (labor  et  eipensae),  die 
den  TauBchwert  beeinflnaaen. 

4.  Dftg  ZEnsproblem.  Es  wurde  oben  ge- 
zeigt, Anas  zn  dem  Ton  Thomas  als  unnatürlich 
bezeichneten  Gelderwerb  das  Wechselgeschäft 
gehen,  welches  Geld  aus  dem  Umsätze  des 
Geldes  selbst  gewinnt.  Aus  dieser  Aaffassnng 
wie  beMinders  ans  der  Aeqnivalenz  der  Weite 
ergiebt  sich  gunz  foigeriehtig  auch  die  Ver- 
Darlehen. In  der  näheren  Begründung  lehnt 
sich  Thomas  eng  an  Aristoteles  an.  Die  mlheren 
Scholastiker,  Wilhelm  von  Paris,  Alexander  von 
Haies,  Albert  d.  Gr.,  hatten  sich  mit  der  Be- 
rufung auf  Stellen  des  alten  und  neuen  Testa- 
mentes begnügt.  Thomas  geht  anf  das  Zins- 
Problem  tiefer  ein  (Jourdain  p.  14).  Wie 
Aristoteles  und  die  mittel&lterliche  Kirche  lehrt 
er  die  Unfruchtbarkeit  des  Geldes.  Die  am 
meisten  charakteristische  Stelle  lautet:  „Zins 
für  aiLSgeliehenes  Geld  zu  nehmen,  ist  an  sich 
ungerecht,  weil  etwas  verkauft  wird^  was  nicht 
vorhanden  ist;  das  ist  offenbar  eine  Ungleich- 
heit, die  der  Gerechtigkeit  widerspricht.  Um 
das  klar  zu  erkennen,  mnss  man  erwäg'cn,  daas 
es  Dinee  gieht,  deren  Gebranch  ihr  Ver- 
branch ist.  So  verbranchen  wir  den  Wein, 
wenn  wir  ihn  Jinm  Trinken  gebrauchen,  una 
da.^  Getreide,  wenn  wir  es  zum  Essen  benutzen. 
In  derlei  Dingen  darf  deswegen  der  Gebranch 
nicht  Ton  der  Sache  getrennt  in  Anrechnung 
gebracht  werden ;  wem  die  Nutzung  überlassen 
wird,  dem  wird  damit  anch  die  Sache  über- 
lassen. Wer  darum  den  Wein  verkaufen  wollte 
und  getrennt  davon  die  Nutzung  des  Weines, 
würde  dieselbe  Sache  zweimal  verkaufen  oder 
er  würde  das  verkaufen,  was  nicht  eiistiert ; 
er  würde  daher  offenbar  eine  Sünde  der  Unge- 
rechtiirkeit  begehen  ...  Es  giebt  aber  auch 
Dinge,  deren  Benutzung  nicht  ihr  Ver- 
braneh  ist;  so  ist  z.  B.  die  BennUung  des 
Banses  seine  Bewohnung,  nicht  aber  seine  Zer- 
stJIrnng.  Damm  kann  in  solchen  Dingen  jedes 
von  beiden  getrennt  überlassen  werden,  so,  wer 
einem  anderen  das  Eigentum  an  seinem  Hanse 
überträgt  nnter  Vorbehalt  des  Gebrauches  för 
eine  bestimmte  Zeit;  oder  umgekehrt,  wer  einem 
die  Benntznng  des  Hauses  üGeriasst  nnter  Vor- 
behalt de«  Eigentums  fflr  sich.  Deshalb  kann 
man  erlanbt«rweise  einen  Preis  für  den  Oe- 
branch  des  Hauses  annehmen  und  ausserdem 
das  vermietete  Hans  beanspruchen,  wie  es  that- 
sfichlich  bei  der  Vermietaus'  eines  Hauses  ge- 
schieht. Das  Geld  Jedoch  ist  nach  dem  PhDo- 
sophen  hauptsächlich  zur  Bewerkstelligung  des 
Aostansches  eingeführt-  danach  ist  der  eigent- 
liche und  hauptsachliche  Gebrauch  des  Geldes 
sein  Verbrauch  .  ,  .,  insofern  es  im  Tansch- 
verkehr  ausgegeben  wird.  Ans  diesem  Grund 
ist  es  an  sieb  unerlaubt,  für  die  Benutzung  des 
anggeliehenen  Geldes  einen  Preis,  d.  h.  Zins  zu 
forfem"  (8.  th.  2,  2,  q.  78.  a.  1  o).  Nur  durch 
änssere  Umstände  kann  eine  Berechtigung  zum 
Bezug  eines  Zinses  entstehen.  Thomas  kennt 
den  Zinstitel  des  entstehenden  Schadens  und 
impiicite  erkennt  er  anch  den  des  entgehenden 
Gewinns  an  (Pnnk,  Zins  nnd  Wncher  1868, 
S.  78,  Schanb  362  ff.).  Der  Grund  für  diese 
Anffassnng  ist  iu  dem  damaligen  Stand  des 
wirtschaftuehen  Lebens  zn  suchen.    Die  HSg- 


lichkeit,  ein  Darlehen  zn  produktiven  Zwecken 
zu  verwenden,  war  im  Mittelalter  sehr  gering. 
Das  Geld  hatte  noch  nicht  die  Eigenschaft  von 
Kapital  und  konnte  darum  keinen  Zins  ein- 
bringen. Es  handelte  sich  meist  um  Darlehen, 
die  aus  Not  gemacht  wurden.  Gegen  nichts 
aber  eifert  Thomas  so  sehr  als  gegen  die 
wucherische  Ausbeutung  der  Not.  — 

Thomas  von  A^nin  wurde  als  sozialer 
Denker  in  neuester  Zeit  mehr  in  den  Vordergrund 
gerückt;  nicht  nur  doss  auf  katholischer  Seite 
Leo  XIII.  iu  der  Enk;cUka  „Rerum  novamm-' 
vom  Jahre  1891  die  Berechtigung  und  Not* 
wendigkeit  des  Privateigentums  an  der  Hand 
der  von  Thomas  dafür  angeführten  Gründe  be- 
weist  nnd  die  katholischen  Sozialpolitiker  bänfig 
anf  die  scharfsinnigen  Gedankengänge  des 
Aquinaten  zurückgreifen,  —  ohne  indes,  wie 
Manrenbrecher  (a.  a.  0,  8.  ÖO,  Anm.  1)  irrig 
behauptet,  die  thomistische  Sodallehre  zur 
Grundlage  moderner  Sozialpolitik  zu  machen  — , 
auch  Rudolf  von  Ihertng  hat  ihm  das  Zeug- 
nis ausgestellt,  dass  dieser  grosse  Geist  das 
,.geseUschafÜicbe  Moment  des  sittlichen"  bereits 
vollkommen  erkannt  habe  (Der  Zweck  im  Rechte 
II,  116).  Vielfach  sind  es  ja  die  wirtschaft- 
lichen Ansichten  des  Aristoteles,  die  bei  Thomas 
wiederkehren,  aber  es  entstehen  daraus  durch 
die  Einwirkung  der  christlichen  Ideeen,  des 
römischen  Rechts  und  der  mittelalterlichen 
Kultur   vielfach   ganz   andere  Gedankenreihen. 

Lltteratnr:  A»ht^,  Agvimu  (in  Palgravrt 
Diclümary  of  Pnliticai  Economy,  Bd.  I)-  — 
AntonUldt«  BaMHti«,  EnUttkung  und  Ver- 
faitvng  dei  Slaatei  nach  Thom.  c.  Aquin,  Tü- 
bingen 1SS9.  —  Baumann,  Die  StaaUirhre  deg 
hl.  Thom.  V.  At/uin,  Leipiig  1873.  —  Cathreln, 
Dm  jus  geidium  im  mmUchen  Recht  und  Mm 
hl.  Thom.  V.  Agvin  (Philotoph.  Jahrbuch  der 
GdrreigetflUehafl,  Bd.  II,  S?4ff-i.  —  DerMlbe, 
Moralpkilotophie,  t.  Anfi.,  tYeiburg  189S,  II, 
S67  ff.  —  CotUten,  TTimn.  v.  Aquin  al»  «olk>. 
wirUehafllicher  fiehrifUileUer,  Ltiptig  18S1.  — 
Deraelbe,  Zur  Wilrdigtmg  do  Xiltelaller»  mit 
betimderer  Btiiehung  auf  die  StatUtlehTt  da  hl. 
Thma.  R.  Aguin,  Cattel  1870.  —  Beraelbe, 
Geichichle  der  volttairltchaflliehen  JAUeraLur  ha 
Mittelalter,  Leipiig  1869.  —  Coata-ItottetU, 
Attgetn.  Gnmdiagen  der  IVationaliikonoiaie.  Bei- 
trag tu  einem  Syitem  der  üalimtalSliimomie  im 
Oeiete  der  Seholattik,  freiburg  1883.  —  (h^hal, 
La  Politiqtie  de  S.  Thoma»  d'Agvin,  Loutaia 
1896.  —  Enäreg,  Thom.  v.  Aquin  (Staatelexitna 
der  GSrreigeeelltchafi    V,   70iff.,  Freiburg  1897). 

—  En«ken,  Die  Philotophie  dei  Thom.  p. 
Aquino  und  die  Kultur  der  Ifeuieit  (ZeiUchr.  f. 
Philotophie,  Haue  ISSS,  Bd.  S7,  S.  161  ff.).  — 
Ji'unfc,  ücber  die  Skonomieehen  Aneehauungen 
der  miaeldUerllehen  Theologen  (Zeiltehr.  f.  d, 
ge$.  Staattwittemchafl,    1869,  Bd.  eS,  S.  ttfff.h 

—  Frhr.  v.  Hertting,  Kleine  Schriften  nir 
Zeügeechichle  und  Politik,  Freiburg  1897,  i'.  1^7 
—19a.  —  HetUnger,  Thoma*  v.  Aquin  und 
die  europäieehe  Civilieation,  Franl(furl  1830.  — 
Hilgenralner,  DieErteerbearbeit  in  den  Werten 
de»  heil.  Thom.  v,  Agvin  (Kalhnlik,  Malta  1901, 
I,  Btff.).  —  Hoh^,  Die  Werl}ehre  de»  hl. 
Thoma»  Eon  Aguin  (.Vonatttehri/l  /llr  chrietl. 
Soiialreform,    189S,    XV.  Jahrg.,    Heft   9  u.  10). 

—  Jourdain,  Memoire  lur 
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e  polUigue  rfanji  le»  (roUs  du  moyei 
(ige  (JIem<rirei  dt  Vlmtüut  Xalional  dt  France, 
r..nw  XXVUI,  1—53,  Parii  lS7i).  —  Der- 
sefb«,  La  philoiopkU  df  St.  TlioBtru  d'Aqi 
ISSS.  —  Maurenbrechtr,  Thom.  v.  Aquino» 
SltClteng  tum  n'irliehitfültb^  neintr  Zeit,  1.  Hrfi, 
Leiptig  1S9S  (diuelbtt  zahlreiche  Litleratw- 
angaben ;  tgl.  v.  HerÜing»  Seeearirtn  diteer 
Srhrift  im  J^Ooi.  Jahrbuch,  1898,  S.  iSeff.).  — 
Jfau«ba«h,  Thomat  von  Aqain  (Kirchenlrxüxin 
ä.  Auß.,  Bd.  XI,  16l5ff.,  Fnibnrg  IS99J.  - 
IViPod.  Meyer,  Inatitutwntt  jurit  nalnrali 
tru  phüotophiat  moralii  vniverKK  leruiujuin 
principia  S.  Thomae  Aquinaiit.  Part  I.  Jat 
naturae  generale  (Freiburg  ISSS).  Pars  IL  Ja* 
naturac  tpeciale  (FreUnirg  loOOJ.  —  H.  Peaeh, 
Dat  Prirateigentum  alt  Kniale  InttUulion,  t.  Aufl., 
Freiburg  1900.  —  Sehdtler,  Divnt  Thomat, 
dodor  angelieiit  contra  Libcralitmxtm ,  Boinae 
1S74.  —  Schaitb,  Die  EigentumtUhre  nach 
Thnauu  von  Aquiii  und  dem  modernen  Soxiolit- 
laua,  FreÜHirg  1898.  —  Schneid,,  Die  PhHoeophie 
tla  hl.  Thomat  v.  Aquin  und  ihre  Brdcutung 
ßir  die  Gegenvart,  Wünbnrg  ISSl.  —  C.  M. 
Sehneider,  Die  Grundprincipiett  det  hl.  Thomat 
und  der  moderne  Sotiaiitmut  (Jahrb.  fUr  tpee. 
Tkeol.  u.  Philot.,  Bd.  VIII ff.).  —  Derselbe, 
Die  toiialitlitehe  Staattidee  beletichtet  durch 
Thomat  V.  Aquin,  Paderborn  IS94.  — Tkomai- 
blätter  1889,  Befl.  7—9.  Der  hl.  Thomat  und 
die  .Sklaverei.  —  Thoetne»,  Commentalio  läe. 
raria  et  cntica  de  ^.  Thomae  <iperibitt,  Beroiini 
lari.  —  Walter,  Dai  Eigentum  naeh  der  Lehre 
det  hl.  Thomat  ron  Aqtiin  und  drt  Sotialitmut, 
FVeämrg  1895. 

F.  Walter. 


Thomas  de  Tio  (Tommaso  da  Vio), 

mit  dem  Znnaraeu  Cajetantis. 
geb.  1469  in  Gaeta  (Cajetana)  im  Künigreich 
Seapei,  ^st.  den  9.  VIII.  1534  iu  Hom.  Be- 
reits 1484  trat  er  in  den  Damiuikanerorden  ein, 
erwarb  1495  in  Padna  den  theologischeu  Doktor- 
grad, wurde  Frofenaor  au  dem  dortigen  Gja- 
nasium  (vgl.  „Papadopoli  Historia  gymnattiae 
Pataviae"  a.  d.).  alsdann  Prokntator  und  später 
OrdeuBgeneral  der  Dominikaner.  Iäl7  erhielt 
er  von  Leo  S,  den  Kardinalshut  und  wurde 
1618  Verwalter  des  Erzbistums  Palenno.  Seine 
Mis^iion  als  Legatus  a  latere,  in  Deatsch- 
laud  den  Zehnten  yod  den  geistlichen  üütern 
eiuEuführen,  verlief  ebenso  reanltatloa  wie  seine 
Disputation  mit  Martin  Luther,  den  er  im  Auf- 
trage Leus  X.  zum  Widerruf  zwingen  soilte,  im  | 
Oktober  1518  in  Augsburg. 

Thoma«  de  Vio  veröffentlichte  folgende 
BtaatswiBsenschaitliche Schriften  inBuchfarm: 
Thomae  de  Vio  Caietani  Üpuacnla  omnia,  Modzb 
1529  [in  der  ersten  Ausgabe  seiner  operaomuia}; 
dasselbe,  als  späterer  eiuziger  Neudruck  der 
blossen  OpUBcula,  Venedig  15U(i.  Dieses  Sammel- 
werk umtasst  folgende  'd  Schriften:  De  monte 
pietatis  [verfasat  1498  zu  Pavia) ;  de  cambiis 
(verfaist  1499  in  Mailand);  de  nsnra  (verfasst 
16UÜ  zu  Venedig).  Seine  gesammelten  Schriften, 
die  in  den  Kommentaren  zu  Thomas'  von  Aquiuo 
„summa  theologiae"  und  „eaae  et  esaentia"  II, 


in  Kommentaren  zu  den  4  Evangelist 
dem  Inhalt  der  opusciila  etc.  kstehi 
schienen  zu  Monza  1529,  Rom  1570,  Lv 
und  1581,  Venedig  15B8  nnd  Antwerpe 
Das  der  mittelalterlichen  L'elierti:an^» 
von  der  Natural-  zur  Qeld-  nnd  Kreditni 
entstammende  kanonistisehe  Zinsuehmu 
bot  beruhte  auf  einer  irrtömlichen  Interp 
der  Stellen,  die  in  der  Bibel  vom  Zins 
handeln,  und  verursachte  bis  zum  Anfi 
16.  Jahrhunderts  in  den  wirtschaftlich 
kehraverhältnissen  weniger  Schirierigke 
die  unteren  Stände  als  für  den  Adel,  i 
Thomas'  de  Vio  hatten  im  Handel  und 
bereits  verschiedene  Umgehun^sformen 
nonistischen  Gesetzes  sich  eui gebürgt 
behalf  der  durch  letzteres  beschränkte  P 
und  Kealkredit  sich  mit  dem  Zin»',  Gül 
Renteverkauf,  welchen  verschleierten 
willigungsmanipulationen  sich  der  1 
Wechsel,  auf  dem  Aussteller  und  Accepi 
und  dieselbe  Person,  anschloss,  Thoma 
nahm  iu  «einen  Schriften  über  Zins, 
nnd  Wechsel  ein  dem  kanonischen  Ue»i 
in  Nebensächlichkeiten  opponierenden 
piinkt  ein.  Der  Gegensatz  zwischen  dem 
Tausch-  oder  Wechselbriete  (lettera  di 
und  dem  trockenen ,  damals  nusta 
Wechsel,  weil  das  diskrete  Wucbergescl 
gewöhnlich  dahinter  versteckte,  ist  ni 
heit  ond  Anlehnung  an  juristische  Prg 
in  seiner  Schrift  „de  cambiis"  zur  Dar 
gebracht ;  in  seiner  Abhandlung :  ^de 
Dringt  er  nichts  bei,  was  über  die  ßefür 
einer  milden  Praxis  bei  Beurteilung  der  ' 
geschSite,  die  von  berufsmässigen  Ka 
vermittelt  waren,  hinausginge.  Da  ( 
rufsmässigen  Kampsoren  oder  IS'erhsle 
romanischen  Ländern  damals  fast  aussei 
Juden  waren  nnd  den  Juden  das  sti 
gende  Recht  znstand,  Wucher  zu  treib 
Geld  gegen  Zinsen  auszuleihen,  so  w 
Protektion  aus  der  Feder  des  Kardini 
tanns  nichts  weiter  besagen.  Gegen  di 
pietatis  oder  Leih-  und  Lombardhäusei 
von  Italien  ans  —  das  erste  Leihhan 
1463  in  Orvieto  errichtet  —  über  die 
romanischen  Staaten  und  die  Niederla; 
Mitteleuropa  vordrangen,  verhält  sich  do 
general  der  Dominikaner  in  der  Sei 
monte  pietatis"  durchaus  ablehueiid  ; 
Abhandlung  bereits  1498  entstand,  also 
Zeit,  wo  die  angegriffenen  Institut'^  i 
noch  sämtlich  unter  der  VerwuLti 
Franziskanerordens  standen,  liegt  die  Vf 
nahe,  dass  Cajetanus  als  Stiminführer 
minikaner  in  seiner  Polemik  weniger  d 
pietatis  als  deren  Grllnder  und  Beseht 
mildthätigen  Franziskaner,  treffen  w< 
den  durch  Beschluss  des  lateranischei 
von  1515  sanktionierten  Grundsatz  ver 
dass  die  Einbusse  eines  geringen  Zins 
das  auf  ein  Pfand  gewährte  Darlehen 
beutung  durch  den  Wucherer  .jeilenfa 
ziehen  sei.  Thomas  de  Vio  forderte 
als  Anwalt  der  Dominikaner  eine  zin: 
leihun^  der  PfandstUcke  des  amien 
Die  Feindseligkeit  seines  Ordenit  cc)^^' 
teidigiiDg  des  massigen  Pfandziusea 
jedoch  mntmasshth  lediglicli  in  der  1 
sucht  hen  orgegangenen  \utipatliie  $ 
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Stifter  und  die  Mitglieder  des  dnrcb  Hildthtttig- 
keit  EQ  einer  groseen  Popnlaritfit  gelangteD 
Fnnziakanerordeiia. 


FU 

L'ghellnB,  Italia  eacre,  Bd.  I,  Bom  1641, 
51a.  —  Ciaconio,  ViUe  et  rea  gestae  Ponti- 
ficnm  romanoiuin  et  cardinaliam,  ebd.  1677, 
S.  390.94.  —  Toppi,  Biblioteca  Napoletana. 
Neapel' 1678,  S.  300.  —  V.  L.  t.  Seckendorf , 
Commentarias  bist,  de  LntheraDismo,  Leipzig 
1692.  —  !Hiraeii8,  De  scriptoribaa  ecclesiae 
ed.  FabricinB,  Bd.  II,  Hamburg  1718,  S.  160.  — 
E  c  k  a  r  d ,  Scriptorea  ordinig  praedicatorinra, 
Paris   ni9,   S.   221.    —    Papadopoli    Historiae 

Emnasiae  Pataviae,  Bd.  J,  Venedi«  172G.  — 
idler,  UDiversaUeiikon,  Bd.  XLVIII,  Halle 
1746,  Sp.  1643/49.  —  Boerner,  De  col!f>qniö 
Lntheri  cam  Cajetano,  s.  1.  e.  a.  (c.  1760),  — 
Fornari,  Delle  teorie  economiche  nelle  pro- 
Tinde  Namlitane  dal  secolo  XIII  al  1734,  Mai- 
land 1«82,  S.  84/95.  —  ÄRhley,  Introduction 
to  engtisb  economic  bistory  and  tbeory,  Bd.  II, 
2.  AqÜ-,  London  1893,  8.  4äO/öI. 

Lipptrt. 


ThomMiDS,  Christian, 

geb.  am  1.  I.  1655  in  Leipdg,  gest.  am  28.  IX. 
1728  in  Halle  aS.,  studierte  m  Frankfnrt  a/0., 
promovierte  1679  ood  bef^ann  1687  an  der 
Leipziger  Universität  zoerst  im  AuschlnsBe  au 
Pafeudorf  Über  Natnrrecht  in  lat^iniscber,  dann 
1688  in  deutscher  Sprache  Vorlegungen  zn 
halten.  Verdarb  er  es  durch  letztere  Neuerung 
bereits  gründlich  mit  den  Leipziger  Orthodoien, 
Bo  wnrde  bald  daraaf  sein  Federkrieg  mit  dem 
diniHchen  Hofprediger  H.  G.  Maaiua  (s.  u.)  die 
Ursache,  dasa  der  ^egen  Thomasiua  aufgehetzte 
sichaische  Hof  die  Austrengung  des  luqui- 
sitionsTerfahreos  gegen  den  „Verächter  Gottes 
nnd  des  heiligen  Amtes"  guthiees.  Der  mit 
dem  Inqnisitionsprozesse  bMrobte  Thomasins 
flOchtele  ans  Leipzig  nnd  fand  in  Berliu  bei 
dem  aufgeklärten  Enrfilraten  Friedrieb  III.  von 
Brandenbnrg  ein  Asyl.  Derselbe  verlieb  seinem 
SchQtzlinge  den  Batstitel  und  wies  ihm  für  sein 
ferneres  geistiges  Schaffen  und  Dozieren  die 
Bitterakademie  Halle  ala  Ania  für  seine  Var- 
lesnngeu  an,  die  Thomaaias  IGdO  vor  einem 
erst  kleinen,  dann  immer  zahlreicher  werdenden 
Anditorinm  begann,  bis  seine  Ansteliung  ala 
anaaerordentlicher  Professor  der  Bechtswiaaen- 
achaft  an  der  1694  eingeweihten  nenen  Inthe- 
rischen  Universität  Halte  ihm  einen  grosseren 
WirknnKskreis  daselbst  schuf,  worauf  er  bald 
zum  Ordinarina,  1699  zum  Geheimen  Rat  nnd 
1710,  nach  Strucks  Tode,  zum  Direktor  — 
Rektor  war  bekauntlicb  der  LandeafUrat  —  der 
FriedriclisaniTersität  Halle  aT änderte.  Ein 
Jahr  vor  Antritt  letzterer  Würde  wurde  Tho- 
masins  noch  die  Genngthnung  zu  teil,  einen 
Rof  an  die  Leipziger  Hochschnle  ausachlageu 
IQ  können. 

Thomasins  TerSSentUchte  von  ganz  oder 
teilweise  der  Staats wissenachaft  aogehürigeu 
Schriften  in   Bnchlonn:    Tractatio  jnridica  de 


vagabnndo  sen  eo,  qni  est  sine  domicilio,  Leip- 
zig 1682;  dasselbe,  3.  Aufl.,  Halle  1739.  — 
Institutionum  jurisprudentiae  divinae  lihri  III. 
in  quibus  fundameuta  juris  naturalis  secuadniu 
hypotheaea  illustr.  Pufeudorfii  perspicue  de- 
monstrantur  etc.,  Frankfurt  und  Leipzig  1688: 
dasselbe,  3.  Aufl.,  Halle  1710:  dasselbe,  7.  Aufl.. 
1730;  dasselbe,  in  deutscher  Uebersetzung,  ebd. 
1702:  dasselbe,  neue  Aufl.,  17U9.  (Es  kommen 
aus  dieser  Schrift  hauptitächlicb  die  Abschnitte : 
„De  ma^estatis  partibua,  aive  regalibns"  und 
„De  officio  imperantium  et  pareutiam"  in 
Staats wiasenscbaitli eher  Beziehung  in  Betracht.) 
—  „Freimütige,  jedoch  Vernunft-  und  gesetz- 
mässige  Gedancken  Über  allerband  Bücher  und 
Fragen",  2  Bde.,  Halle  und  Leipzig  1688.89. 
(Es  war  dies  das  erste  wissenschaftliche  Jour- 
nal in  deutscher  Sprache,  das  allerdings  nur 
ein  zweijähriges  Daadn  fristete,  seinen  Urheber 

Slaichwohl  aber  zum  Begründer  der  deutschen 
Qumatistik  gemocht  hat.  In  den  Nummern 
vom  Hai  nnd  Juni  dea  Jahrganges  1689  findet 
sich  eine  Abfertigung  des  dänischen  Hofpredi- 
gers, Professor  Maaius,  welcher  in  einer  Schrift 
über  -das  Interesse  der  Fürsten  au  der  wahren 


sei,  was  Thomaaias  ans  historischen,  staats- 
wissenschaftlichen  und  philosophischen  Gründen 
für  absurd  erklärte.  Darauf  replizierte  Masius 
in  einem  Pasquill  unter  dem  Pseudonym  Peter 
Schipping,  worauf  Thomasius  als  Duplik  auf 
die  bcbmähschrift  diese  selbst,  versehen  mit 
ebenw  beissenden  als  unwiderlegbaren  Glossen, 
in  seiner  Zeitschrift  abdruckte.)  —  „Historie  der 
WeiBzheit  und  Thorbeit",  3  Bde.,  HaUe  1693. 
(Darin  „Luthers  Meinung  von  Reformation  der 
Univeraitätea".)  —  ^^'ota  elenden  Zustande  der 
Studenten-,  ebd.  1693.  —  „Vom  Rechte  evan- 
gelischer Fürsten  in  theologischen  Streitigkeiten, 
ebd.  1696.  —  Vindidae  juris  majestatis  circa 
Sacra,  ebd.  1699.  —  Dreifache  Rettung  des 
Rechts  evangeliscber  Fürsten  in  Kirchensachen. 
ebd.  17U1.  —  Fnndamenta  juris  naturae  et 
gentium  ei  sensu  commnni  dedncta,  ebd.  1705; 
dasselbe,  2  Ana.,  ebd.  1708:  3.  Aufl.,  1713: 
i.  Aufl.,  1718;  daasethe  deutsch,  ebd.  1709.  (In 
a  taats  wissensch  aftlich  e  rBeziehnng  kommt  hieraus 
besonders  der  Abschnitt  „De  priudpio  juris  na- 
turae et  gentium  et  de  principüs  jnatt,  decori. 
honesti"  in  Betracht]  —  De  tortura  e  foris 
christianomm  proscribenda,  ebd.  ITOö.  —  De 
origine  proceasus  inquisitorü  contra  sagaa,  Ur- 
sprung etc.  der  Hexenprozesse,  ebd.  1712;  das- 
selbe, 2.  Aufl.,  1740.  —  De  regalibus  flsci  prin- 
cipum  Germaniae,  ebd.  1713.  —  Cantelae  circa 
praecognita  jurbprudentia,  ebd.  1713.  —  Paulo 
nlenior  historia  juris  naturalis,  ebd.  1719.  — 
Eruathaffte  aber  doch  muntere  und  vemüufftige 
Gedancken  und  Erinnerungen  über  allerhand 
auserlesene  juristische  Händel,  4  Bde.,  ebd. 
1720,21.  — Historia  conteotionis  inter  Imperium 
et  sacerdotium  nsque  ad  aaeculum  XVI,  ebd. 
1722.  —  Vemünfftige  nnd  christliche ,  aber 
nicht  scheinheilige  Gedaacken  über  allerband 
gemischte  philosophische  und  juristische  Händel, 
s  Bde.  und  Anhang,  ebd.  1723  26.  —  Thomasi- 
ache  Gedancken ,  ebd.  1724.  (Darin  seine 
„kurzen  Lehrsätze  vom  Recht  eines  christlichen 
Fürsten  in  Religionssachen",  betreffend  die 
Duldung   unbeschränkter    religiöser    Glaubens- 


:)gle 


ond  Denkfreiheit  bei  seinen  Unterthanen.)  — 
t)e  jnre  asyli  legatomm  aedibas  com^etente, 
ebd.  1737.  —  Heransgeber  war  Thomagios  von 
folgeuden  Staate wisseDBcbaft lieben  Schriften  in 
Buchform :  Anmerkniigren  aber  D.  Ossens  Trak- 
tat tdh  Yerbesserung  des  JoBtiz-  nad  Polizei- 
weaena,  ebd.  1714.  —  Pmdentia  reftnatira  etc. 
(von  Melchior  v.  Obbb),  „znin  Oebraoch  des 
TbomaaiBchen  Anditorii'',  mit  Einleitung  nnd 
Komraentor,  ebd.  1717. 

In  ThomaaiaB  versinnbildlinht  sich  der 
üehergang  von  der  physischen  niiil  geistigen 
ErBchtaffnng  Deatecmands  nach  Beendigung 
des  grossen  Religio  nskrieges  zum  Anbruch  des 
Zeitalters  der  Aufklärung  und  HumanitHC.  Er 
war  einer  der  streitbarsten  geistigen  Pioniere 
des  KultarumschwuDgeB  zu  Beginn  des  18. 
Jabrhnnilerts.  Das  gesellschaftliche  Lehen  an 
der  Neige  des  17.  Jahrnunderts  verdankt  ihm  die 
Einfühniug  philosophischer  Untersuchungen, 
welche  der  geistigen  Denkart  der  sogen.  Ge- 
bildeten eine  neue,  die  abstrakte  philosophische 
Doktrin  hekSmpfende  freiheitliche  Bichtasg  gab. 
Thomasins  bediente  sieb  als  erster  unter  den 
dentechen  Universititslehrern  der  deutschen 
Muttersprache  für  den  gelehrten  Unterricht, 
statt  der  bisher  bevorrechteten  und  auf  allen 
Lehrkanzeln  gebräuchlichen  lateinischen;  er  be- 
absichtiffte  damit  insbesondere  anch  in  breiteren 
YolksscUchten  dje  Teilnahme  an  gelehrten 
Tagesfragen  zu  erwecken.  Wie  er  sieb  im 
mannhaften  Kampfe  gegen  die  Ueberbleibsel 
mittelalterlicher  Gransamkeit  [Zauberei,  Hexen- 

£-ozesse,  Inquisition)  bewährt  hat,  gebürt  der 
ulturgescbicbte  an,  die  auch  seinem  energischen, 
aber  erfolglosen  Ansturm  gegen  die  Tortur, 
welche  zur  Schande  des  18.  Jahrhunderts  noch 
bis  in  dessen  Ende  bestehen  blieb,  die  ge- 
bührende Anerkennung  nicht  versagt.  Die 
Methodik  der  philosophischen  Wissenschaft  hat 
es  ihm  EU  danken,  dass  er  sie  von  der  ver- 
wirrenden scholastischen  Terminologie  reinigte. 
In  seinen  Staats  recht  lieben  Anschauungen  geht 
er  von  der  Annahme  ans,  dass  ana  oder  mit 
der  menschlichen  Gesellschaft  sich  das  Recht 
entwickelt,  welches  nach  ihm  ein  angeborenes 
oder  erlangtes,  ein  natürliches  oder  ein  positives 
sein  kann.  Von  Aristoteles  lässt  er  nur  das, 
was  die  Scholastik  an  dessen  Staatstbeorie  nicht 
missgestAltet  hat.  bestehen.  Die  güttlicbe  Ur- 
heberschaft der  Majestät  erkennt  er  aJa  staats- 
rechtlichen Bearriff  mit  I'nfendorf  an,  bestreitet 
aber  die  göttliche  Einsetzung  der  einzelnen 
Monarchen.  Die  Aufgabe  des  Naturrecbta  er- 
blickt er  in  der  Herbeiführung  der  menschlichen 
OlUck Seligkeit.  Aus  der  Rechtswissenschaft 
scheidet  er  das  göttliche  Recht  und  die  aus 
dem  inneren  Seelenleben  hervorgegangene  Mo- 
ral ans.  Sittenlehre  und  Saturrecht  werden 
von  dem  Grundsatze  der  vernünftigen  Liebe 
abgeleitet,  was  seinem  Eudämoniamna  (vgl.  seine 
Schritt:  ,.Von  der  Arenei  wider  die  unver- 
nünftige Liebe",  Halle  1692)  einen  egoistischen 
Beigeschmack  verleiht. 

Am  dürftigsten  ist  das  Individualrecht  von 
ihm  behandelt.  dain.seineKiesellscbaftstheoriedie 
sozialen  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  menschli- 
chen Leistungen  keine  Berück sichtignnggefnnden 
haben.  Für  die  Benrteilnng  seiner  Volks  wirtschaftr 
liehen  Asschanungeii  liefern  seine  Anmerkungen 
zuOssas  Testament  (s.  d.Art.  Ossa  oben  BiT  V 


S.1027)  den  bestenSchlüssel.  Seine  aphoristisch  hin- 

Seworfenen  Sätze  enthalten  eine  Reihe  bedeuten- 
er.  wenn  auch  teilweise  anfechtbarer  Gedanken, 
z.  B.;  Die  Sparsamkeit  soll  nicht  in  Geiz  aus- 
arten, da  dieser  der  Hemmschuh  des  Beichtom- 
erwerbs  ist;  der  Kopf-  gebllhrt  kein  Torrang 
vor  der  Handarbeit;  die  Steigerung  des  Luxus 
steht  in  keinem  ursächlichen  Znsammenhange 
mit  dem  Kiedergange  der  Moral.  Letztere  An- 
schauung über  den  Luxus  ist  eine  irrtümliche. 
Die  mittelalterliche  Lniusentfaltnng  war  im 
wesenUichen  eine  Uissgeburt  des  Stäudennter- 
schiedes,  der  Kleider-,  Hochzeits-,  Tauf-  und 
Begräbuisordnungenetc.aufbrachte. Die  Schriften 
der  Reformatoren,  insbesondere  Luthers,  Öffneten 
dem  Volke  darüber  die  Augen,  und  wenn  in 
der  Periode  der  sozialistischen  Aufstände  des 
16.   Jahrhunderts    die    deutschen    und    boilän- 


der  Verwerfung  des  Luins  stellten,  so  geschah 
es,  weil  letzterer  die  Bruderliebe  gefährdete. 
Die  Volksmoral  nahm  also  an  der  Luxusentfal- 
tung  als  einem  Öffentlichen  Aergemis  Anstoes; 
dessen  Fortbestehen  musste  demnach  zu  einer 
Zeit,  wo  namentlich  den  landwirtschaftlichen 
Arbeitern  kein  Vorteil  daraus  erwuchs,  die 
Volksmoral  selbst  schädigen.  Einmal  trifft  es 
sich,  dass  Thomasins  seiner  Zeit  weit  vorans- 
eilt, indem  er  den  Zunftzwang  mit  seinem  Ver- 
erbungsgesetz der  Gewerhegetechtoame  vom 
Vater  auf  den  Sohn  als  Hemmnis  jeder  fort- 
schrittlichen Entwickelnng  des  Handwerks  be- 
zeichnet nnd  sich  für  Freiheit  der  Berufswahl 
nach  Neigung  nnd  Geschick,  demnach  also  für 
Gewerbefreiheit  ausspricht.  Von  allen  Gewerben 
schätzt  Thomasins  den  Ackerbau  nnd  zwar  be- 
sonders wegen  der  in  ihm  liegenden  Keime  der 
menschlichen  Veredelung  mit  Recht  am  höchsten. 

V^l.  «her  Thomaaius:  Fahricins, 
Histona  bibliothecae  Fabricianae,  Bd.  111, 
Wolfenbüttel  1714,  S.  142ff.  —  Selbstbiographie 
in  seinen  „Emsthafften  aber  doch  munteren  und 
vemUnfftigen  Gedancken",  4  Bde.,  Halle  1720,21. 
—  Acta  erndit«mm,  Jahrg.  1829,  Leipzig.  S. 
470.  —  Neue  Zeitung  von  gelehrten  Sachen, 
Jahrg.  1-29,  ebd.  S.  829.  —  Walcha  Beligions- 
streitigkeiten  in  und  ansser  der  evangelisch- 
Inthenschen  Kirche,  Jena  1733,39.  —  Giafey, 
Vollständige  Geschiebt«  des  Recht«  der  Ver- 
nunft, Leipzig  1739.  —  Brucker,  Historia 
critic»  philosophiae,  Rd.  IV,  ebd.  1744.  — 
Zedier,  UniversaUesikon,  Bd.  5LVIII.  Halle 
1746,  S.  1679,1602.  —  Luden,  Christian  Tho- 
masiuB  nach  seinen  Schicksalen  nnd  Schriften, 
Berlin  180Ö.  —  Hinricbs,  Geschichte  der 
Rechts-  nnd  Staataprincipien,  Bd.  III,  Leipzig 
1852,  S.122,'3(U.  — Gass,  Geschichte  der  pro- 
testantischen Dogmatik,  Bd.  II,  Berlin  1857, 
S.  484  ff.  -  Tholuck,  Vorgeschichte  des 
Rationalismus,  Bd.  II,  2:  Die  2.  Hälfte  des  17. 
Jahrb.,  ebd.  1862,  S.  262ff.  —  Bluntscbli, 
Geschichte  des  allgemeinen  StaatsrecbtJi,  München 
1864,  S.  181  ff.  —  Friedberg,  Recht  der 
Eheschliessung,  Leipzig  1865,  S.  192;93,  196, 
286.  —  Dernbnrg,  Thomasins  and  die  Stif- 
tung der  Universität  Halle,  Halle  1866.  — 
Bluntschli,  Christian  Thomasins  in  „St.W.B. 
V.  Bluntschli  und  Brater",  Bd.  X,  Stuttgart 
1867,  S.  51418.  —  Wagner,  Chr.  Thomasins, 
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*in  Beitrag  zur  WOrdignng  seiner  Verdienste 
nm  die  deutsche  Litteratur,  Berlin  1872.  — 
Boscter,  Gesch.  der  Nat.,  Münclien  1874, 
S.  MO  ff.  —  Zeller,  Gkachichte  der  PUlo- 
sophie  in  Dentachlaiid,  2.  Aufl.,  ebd.  1875,  S.162r?l. 
—  Klempner,  Chr.  Thomasius,  ein  Vor- 
kämpfer der  Volknaufkläning,  Landaberg  a/'W. 
1877.  —  Hettner,  Geschichte  der  deutschen 
Litteratnr  im  18.  Jahrh.,  3,  Aufl.,  Bd.  I,  Braun- 
schweig  1881.  —  Franck,  Eetormateurs  et 
publidfltes,  Paria  1881,  3.  344/ä4.  —  Tholuck, 
Christian  Thoraasius,  in  „Herzog.  Eealencyklo- 
pSdie-  Bd.  XV,  Leipzig  1885,  S.  613ß3.  — 
B  i  t  s  r  b  1 ,  Geschichte  dea  Pietisrans,  Bd.  tl, 
Bonn  1886,  S.  171ff.  —  Nicoladoni,  Chr. 
Tbomanins,  Dresden  1889. 

Llppert, 


Thompson,  Robert  Ellls, 

geb.  im  April  1844  unweit  der  Stadt  Largnn, 
Grafschaft  Annagh,  Provinz  Ulster  in  Irland. 
Seine  Familie  wanderte  1857  mit  ihm  nach 
Amerika  ans,  wo  Thompson  in  Philadelphia  erst 
Theologie,  apSter  Mathematik  und  Volkswirt- 
schaft atudierte.  1874  wurde  er  Protessor  der 
Volkswirtschaft  in  Philadelphia,  1881  an  der 
nämlichen  Universität  Professor  der  Geschichte 
und  Litteratur,  1883-S)  hielt  er  am  Harvard 
College  in  Cambridge  volkswirtschaftliche  Vor- 
lesungen und  1892  trat  er  als  akademischer 
Lehrer  in  den  Ruhestand, 

Thompson  veriJftentlichte  von  staatswissen- 
schaftlicheu  Schriften  in  Bnchform ;  Social 
srience  and  national  economj,  Philadelphia  1875 ; 
dasselbe.  2.  Aufl.,  1878;  dasselbe,  3.  Aufl.  u.  d. 
T. :  Political  economy,  1883.  ^  Protection  to 
home  indnstrj,  ebd.  iS&i  (Sammlnng  iteiner  am 
Harvard  College  gehaltenen  Vorleeungen).  — 
CoKceming  tmsts,  ebd.  1689  (auch  u.  d,  T,; 
Pnblications  of  the  University  of  Philadelphia, 
1889,  No.  2).  —  Thompson  veröfi'entlichte  Ar- 
tikel BtaatswiBsenschaftlichen  Inhalts  in  Sammel- 
werken und  Zeitschriften :  Political  Economy  in 
„Encvclopaedia  Americana ;  Sapplemental  dic- 
tionarv-,  Bd.  IV,  New-York  nnd  Philadelphia 
1889.  —  Er  war  femer  Chefredakteur  der 
Encjclopaedia  Americana;  Snpplemental  dictio- 
narj,  Bd.  I  und  II,  ausserdem  Herausgeber  von 
„Penn  Monthly",  JahrgÄnge  1868/79,  und  Haupt- 
Mitarbeiter  an  der  politischen  und  litterarischen 
Wochenschrift  , North  American".  — 

Die  von  Thompson  für  die  Darstelinng 
seiner  „Social  science"  gewählte  Form  entspricht 
einer  mit  politiHchen  nnd  administrativen  Daten 
verschmolzenen  Geschichte  der  Volkswirtschaft 
und  Volks wirtschaftapraxis  mit  sporadischer  Be- 
zugnahme auf  die  Geschichte  der  Volkswirte 
schaftslehre.  Er  verfaaate  das  Werk,  worüber 
er  sich  in  der  Vorrede  ausspricht,  in  der 
doppelten  Absicht,  1)  Lenten.  welche  sich  gern 
Tolks wirtschaftliche  Kenntnisse  aneignen  mCch- 
len,  ohne  Zeit  oder  Lnst  zu  haben,  dickleibige 
BBcher  darilber  zu  studieren,  ein  anregendes 
national  Ökonomisches  Lesebuch  darzubieten,  2) 
es  als  Kompendium  Lehrern  an  Colleges  etc. 
dienen  zu  lassen,  welche  die  Principien  billigen, 
die  der  nationalen,  d.  h.  der  protektionistischen 
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Schule  zn  Grunde  liegen.  Sieht  man  sich  nun 
besagtes  Buch  mit  seinen  gnten  Eigenschaften 
und  seinen  Schwächen  etwas  näher  an,  so  filllt 
unter  den  letzteren  zunächst  die  sdef mütterliche 
Behandlung  der  deutschen  Wissenschaft  nnd  die 
Ignorierung   ihrer  wichtigsten  Vertreter  nnan- 

fenehm  ins  Auge.  In  dem  438  Seiten  starken 
ande  Thompsons  werden  im  Test  neben  einer 
Unzahl  englischer  und  französischer  volkswirt- 
schaftlicher Schriftsteller  samt  nnd  sonders 
zwölf  deutsche  Staatsmänner  und  Natioualöko- 
nomen  erwähnt,  nämlich  DUhring,  Fichte, 
Friedrich  der  Grosse ,  Kraus,  Lassnlle,  List, 
Luther,  Maurer,  Kasse  und  Scholtze -Delitzsch : 
Adam  Müller,  Hermann  nnd  Nehenins  sind 
schlechtweg  in  einer  Nota,  ohne  Nenunng  einer 
einzigen  ihrer  Schriften,  angeführt.  Bereits  in 
den  §§  14/17  (Schlnss  des  f.  Kapitels),  welche 
die  „nationalist  school"  behandeln,  worunter  die 
Schule  des  amerikanischen  und  deutschen  Pro- 
tehtionismns  verstanden  wird,  entpuppt  sich 
Thompson  als  begeisterter  Schüler  Carejs,  Die 
Verehrung  für  den  Meister  der  Schule  wird  von 
ihm  auch  auf  dessen  deutschen  Interpr^n 
DUhriog  Übertragen ,  dessen  Geschichte  der 
Nationalökonomie  und  des  Sozialismus  er  anf 
S.  278  als  „the  onlj  severelj  scientific  State- 
ment and  estimate  of  the  severat  bodies  of 
theory  presented  h^  the  schoola  of  ecohomists 
and  sociölists"  bezeiclinet.  Nächst  Dühring  hat 
sich  List  besonderer  BevorEUgung  zu  erfreuen, 
und  bei  der  Darstellung  der  Geschichte  des 
deutschen  Zollvereins  wira  ausser  der  Bowring- 
schen  Denkschrift  nur  noch  auf  List  Bezug  ge- 
nommen. Dia  Careysche  Bekämpfung  von  Ri- 
cardos Bententheorie  modelt  Thompson  in  eine 
„refUtation"  um.  Seine  auf  4  Seiten  (135,'38) 
znsamm engedrängte  „history  of  labor"  beschäf- 
tigt sich  fast  lediglich  mit  den  landwirtschaft- 
lichen Arbeitern.  Thompson  holt  zu  diesem 
historischen  Abriss  weit  genug  aus,  denn  er 
beginnt  mit  einem  Citat  ans  Homer  und  endet 
mit  einem  solchen  von  J.  St.  JHill,  aber  was 
dazwischen  liegt,  reicht  über  den  Uebergaug 
von  der  Sklaverei  zum  Zustand  des  freien  Ar- 
beiters kaum  hinaus.  Ueber  das  Jahr  1848  mit 
seinen  verunglückten  staatssozialia tischen  Ex- 
perimenten geht  Thompson  stillschweigend  hin- 
weg. 

Um  auch  ein  Wort  Über  die  Vorzüge  der 
„aodal  science"  etc.  zu  sagen,  ist  zunächst  an- 
zuerkennen, dass  die  Kapitel  2  und  3:  Deve- 
lopment of  Society  und  Wealth  and  natura  in 
anregender  und  bis  auf  die  Entlehnung  einieer 
Careyscher  Gedanken  origineller  Weise  den 
Einflnss  der  biologischen  Oesetze  anf  die  Ge- 
sellschaft, die  chemiach-physikalifiche  Formver- 
wandlnng  des  Stoffes  und  den  durch  die  mensch- 
liche Unterjochung  der  Naturkraft  regulierten 
Werdeprozess  der  iiatttriichen  Reichtumserzeu- 
gang  behandeln.  Die  Kapitel  5  nndB:  „Natio- 
nal economy  of  land"  bringen  eine  historisch- 
demographiach- geographische  sehr  instruktive 
Studie  über  die  Uranfänge  der  Ansiedelung  und 
des  ökonomischen  Bildnng^anges  der  Volker. 
Die  Kapitel  11  und  12:  JTbe  science  and  eco- 
nomy  of  manutactures.  Theory  and  practice"' 
behandeln  die  Zoll-  nnd  Handelspolitik  sämt- 
licher europäischer  Kulturstaaten,  der  englischen 
Kolonieeu  und  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,     152  Seiten,   also  der  dritte  Teil  dea 
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gtiDzen  Werkes,  iat  erforderlich  KeweBen,  den 
^ewaltdg'en  Stolf  zn  bewältigen,  den  Thompson 
m  diesen  zwei  Kapiteln  fUr  Docenten  der  natio- 
nalen Schnle  mit  Gesohick  und  einer  Dialektik 
prSpariert  hat,  die  von  Careys  protektionistischer 
Polttik  inspiriert  ist,  deren  Bekämpfong  der 
aaslftndiscben  Konkurrenz  sogar  ans  Adam 
^mith  ihre  Berechtigung  geai^hSpft  hat. 

Vgl.  über  Thompson:  F.  A.  Walker, 
Political  economy,  London  1883,  S.  41/42.  — 
J  e  n  k  s ,  Carej  rIh  Nationalökouom,  Jena  1885, 
S.  20.  —  Ingram,  Histary  of  politieaJ  eco- 
nomy, London  1888,  S.  236.  —  Bncvclopaedia 
Americana.  Snpplemenlal  dictionary,  Bd.  IV, 
New- York  und  Philadelphia  188Ü,  S.  679.  — 
OoBsa,  Introdnzione  alto  studio  dell'  econontia 
politica,  3.  Aufl.,  Mailand  1892,  S.  136,  487. 
Uppert. 


Thompson,  William, 

geb.  gegen  1785  in  der  Baronie  Ost-Carbery  der 
irischen  Grafschaft  Cork,  gest.  am  28.  III.  1833 
auf  seiner  Besitzung  Clounkeen  im  Kirchspiel 
Ikräs  der  irischen  Qrafscbaft  Cork,  stndieri«  in 
Dnblin,  Oxford  und  London  nnd  teilte  während 
seines  Londoner  Aufenthalts  die  Wohnang  seines 
Lehrers,  des  berühmten  Demokraten  Jeremias 
Bentham,  der  in  seiner  Verteidignng  des  Sys- 
tems der  natllrlichen  Freiheit  dem  Anarchismas 
sehr  nahe  steht.  Da  Thompson  sein  sozialia- 
tisches  Hauptwerk:  Inqairy  loto  the  principles 
of  distribntion  of  wealth  etc.  (s.  a.)  anter  den 
Augen  Benthanu  niederschrieb,  spricht  die 
WuiTscheinlichkeit  dafür,  dass  ihm  dessen  Rat 
und  geistiger  Einfluss  bei  Abfassnng  des  Wer- 
kes nicht  gefehlt  hat.  Unter  den  letztwiUigen 
Verfügungen  Thompsons  befand  sich  anch  die, 
seinen  Leichnam  von  einem  akademischen  Pro- 
sektor öffentlich  seBieren  und  das  Skelett  in 
einem  anatomischen  Mnsetim  aufbewahren  zn 
lassen.  Thompsons  selbstloser  Charakter  qnali- 
lizierte  ihn  zn  einem  Wohltbäter  der  ganzen 
Henschbeit,  nnd  da  er  die  ans  den  damaligen 
Vorurteilen  der  Iren  noch  mehr  als  der  Schotten 
nnd  EnglSnder  hervorgegangene  Not  kannte, 
zur  anatomischen  Präparation  geeignete  mensch- 
liche Kadaver  für  die  akademischen  Seriertische 
zn  erhalten,  bot  er  seinen  KOrper  den  JUngern 
der  medizinischen  Wissenschaft  dar. 

Die  fanatischen  Bauern  in  der  Umgebnng 
des  Herrensitzes  drohten  jedoch  die  Ueberflih- 
rung  der  Leiche  nach  der  Anatomie  in  Dublin 
mit  Ijewalt  zu  verhindern ,  und  die  tnistees 
waren  gezwungen,  die  Leiche  ihrer  testamenta- 
rischen Bestimmung  durch  Bestattung  zu  ent- 
ziehen. Aber  anch  die  übrigen  Punlitationen 
von  Thompsons  letztem  Willen  vermochten  die 
TestamentKexckutoren  nicht  zur  Ausführung  zu 
bringen.  Insbesondere  war  sein  fundierter  Be- 
sitz, bestehend  in  einem  umfangreichen  Güter' 
komplex  der  Grafschaft  Cork,  keinen  bestimm- 
ten Persönlichkeiten  vermacht,  sondern  sollte 
verkauft  und  der  Erlüs  für  die  sozialistische 
Propaganda  und  zur  Erhöhung  der  Bildung 
unter  den  Arbeitern  und  Proletariern,  um  auf 
friedlichem    Wege    den    Kapitalismus    zu    be- 


kämpfen ,  verwandt  werden.  Nachdem  der 
Friedensrichter  sich  für  inkompetent  erklärt,  in 
diesem  schwierigen  Falle  eine  Testamentsvoll- 
streckung vorzunehmen,  klagten  Verwandte  des 
Erblassers  auf  Ungültigkeitserklärung  des  Tes- 
taments, und  der  Prozess  kam  vor  den  Irish 
Chancery  in  Dnblin,  der  die  Kläger  mit  ihrer 
Klage  abwies.  Oh  nun  auf  Grund  dieses,  viel- 
leicht in  der  Appellinstanz  durch  Erkenutnis 
des  ,.Supreme  Court  ot  judicatnre  in  Irland" 
gewonnenen  Prozesses  die  Erbschaftasubstanz 
später  von  Thompsons  klägerischen  Verwandten 
gehoben,  steht  dahin;  gewiss  ist  nur,  dass  sie 
zur  Fruktiflzierung  der  sozialistischen  Ideeen 
des  Erblassers  nicht  verwandt  wnrde. 

Thompson  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schattlichen  Schritten  in  Buchform:  An  inquiiy 
into  the  urinciples  of  the  distribntion  of  wealth 
most  conducive  to  human  happiness  ;  applied  to 


herausgeg.  von  Faxe,  ebd.  1850  (vom  Heraus- 
geber veranstalteter  Auszug)  ]  dasselbe,  3.  Aufl., 
ebd.  1869.  —  An  appeal  of  one  half  of  the  hu- 
man race,  women,  against  the  pretensions  of 
the  otber  half,  men,  to  retain  them  in  political, 
and  thence  in  civil  and  domestic  slavery;  in 
repl^  to  a  paragraph  of  Mül's  celebrated 
„article  on  sovernment",  ebd.  182Ö.  —  Labonr 
rewarded.  The  Claims  of  labonr  and  capital 
conüliated,  or  how  to  secare  to  labonr  the 
whoie  products  of  its  exertions,  ebd.  1827.  ^ 
Practical  directions  for  the  speedy  and  econo- 
mical  establishment  of  communities  on  the  prin- 
ciples of  mutual  Cooperation,  nnited  posseesions 
and  equality  of  exertions,  and  of  the  means  of 
eujoyments,  ebd.  1830. 

Thompson  war  einerder  befähigtsten  Schüler 
Owens.  Sein  Sozialismus  hat  mit  dem  Godwin- 
Bchen  manches  Gemeinsame,  nur  hält  er  sich 
frei  von  dessen  anarchistischen  Konsequenzen 
und  legt  den  Schwerpunkt  seiner  Doktrin  auf 
Nachweis  der  durch  den  modernen  ItechtssUat 
geschützten  ungerechten  Verteilung  der  Güter. 
Er  geht  von  dem  Postulate  aus,  dasa  ans  der 
Arbeit  der  Tauschwert  sich  bildet  und  dass  dem 
Erzenger  dieses  Wertes,  also  dem  Arbeiter,  ein 
rechtlicher  Anspruch  auf  den  vollen  Arbeitser- 
trag zusteht,  der  ihm  in  der  bestehenden  Ge- 
sellschaftsordnung durch  Grundrente  nnd  Kapi- 
talgewinn dermaasen  geschmälert  wird,  dass  der 
ihm  zu  teil  werdende  Best  nur  zur  Bestreitung 
der  Lebensnotdurft  ausreicht.  Dass  den  zwei 
Mitzehrern  an  dem  Arbeitsertrag:  dem  Eigen- 
tümer des  Bodens  nnd  dem  Kapitalisten,  wel- 
cher letztere  die  Arbeitsstätten  zu  unterhalten, 
die  Maschinen  und  Gerätschaften  sowie  das  be- 
nötigte Rohmaterial  zu  beschaffen  hat,  ihr 
Anteil  oder  vielmehr  ihre  Vorwegnahme  von 
dem  Produktionsgewinn  nicht  mit  Gewalt  ent- 
zogen bezw.  verwehrt  werden  kann,  erkennt  er 
an,  da  Civil-  und  Gewohuhei tsrecht  ihnen  diese 
AbzUge  gestatten.  Aber  auf  Grund  der  Tausch- 
werthervorb ringung  durch  die  Arbeit,  ohne  die 
Boden  und  Werkzeuge  zur  unproduktiven  Ruhe 
verdammt  wären,  erklärt  er  die  Abzüge,  welche 
Grnndeigentllmer  und  Kapitalist  vom  Arbeita- 
reinertrag  sich  aneignen,  weil  beide  nur  un- 
thätige  Zuschauer  der  Arbeitsbewältigung  sind, 
iUr  unrechtmässig.  Thompson  schlägt  nun  vor, 
mit  Umgebung  der  Anruinng  der  Staatshilfe, 
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auf  indirekten!  Wege,  darcb  Erweiterung  des 
Arbeitafeldes,  genossenschaftliche  Selbstliilfe  der 
Arbeiter,  Aufhebung  der  Monopole,  das  Lo'i  der 
arbeitenden  Elasse  zn  beBsern;  er  fordert  n£m- 
lieh  nnbeschrSokte  Freizügigkeit,  Gewerbe-  und 
Koalitionsfreiheit,  Anfbebuog  der  Jagdgesetze, . 
Zehnten,  Fideikom misse  etc.  In  Anlehnung  an  I 
Owen  tritt  er  ferner  in  der  Schrift  „Practical ' 
directions''  etc.  (s.  o  ]  mit  einem  kommunis- 
tischen Reformprojekt  hervor,  dessen  GmudzUge 
fast  gleichzeitig  mit  ihm  anch  Fonrier  als  sozi- 
alen Kettungsweg  zu  erkennen  glanbCe,  wonach 
das  soziale  Heil  nnr  von  einer  Kooperativssso- 
ciation  einer  und  derselben  Gleichbeitsliebe  an- 
hängender Menschen  zu  erhoffen  sei.  Die  Mit- 
glieder derartiger  sozialistischer  Gemeinschaften 
sollten  mit  ZngTnndelegnng  des  Rechtes  anf 
Existenz  für  den  Einzelnen  nach  streng  kom- 
mnniatischen  Gmnds&tzen,  aber  nach  Maaagabe 
der  individuellen  Bedürfnisse  Befriedigung 
ihrer  menschlichen  Notdurft,  bestehend  inN&h- 
mng,  Wobunng  und  Kleidung  erhalten.  Als 
Qe^renleiBtnng  musete  jeder  arbeitsfähige  Ge- 
memdegenoBse  täglich  ein  durchweg  gleiches 
ihm  zngewieae&es  Arbeitspensum  erledigen,  wo- 
gegen der  Ueheraehoas  aus  dem  vollen  Arbeits- 
ertrag, nach  Abzug  der  Kosten  fftr  Befrie- 
digung seiner  notdürftigsten  Versorgung,  ihm 
in  bestimmten  Terminen  gewährt  oder  gutge- 
schrieben wurde.  Geistige  und  kjirperlicne  Ar- 
beit wurden  mit  gleichem  Masse  gemessen,  also 
auch  gleichmässig  bezahlt :  der  Lehrer  (die 
Kinder  wurden  anf  Kosten  der  kommunis- 
tischen Getneinschaft  erzogen),  der  Arzt,  der 
Rechtskundige  und  Richter,  der  KUnstler,  der 
Rechner  und  Bnchführer  nud  der  den  Absatz 
der  Gern  ein  deprodnkte  vermittelnde  und  über- 
wachende Kaufmann  standen  auf  einer  Lohn- 
stnfe  mit  dem  Kloakenarbeiter  und  Leichen- 
träger,  wie  es  die  kommunistische  Gerechtig- 
keit bedingte.  Als  Thompson  1822  seine  „In- 
quiry"  achrieb,  war  der  von  Robert  Owen  in- 
^irierte  kommnnistische  Genossenschaftsbil- 
dnngsprozess  noch  in  voller  Entfaltung,  als  er 
163U  sein  Testament  machte,  hatte  diese  koope- 
rative Uebertragnng  der  kommunistischen  Lehre 
anf  das  praktische  Leben  für  die  iriseben  und 
BchottiBchen  Schwärmer  schon  viel  von  ihrer 
Zugkraft  verloren,  wenn  anch  die  Zahl  solcher 
Oemeinden  im  Vereinigten  Königreich ,  ob- 
wohl ürbiaton.  Qneenwood  und  Motherwell  be- 
reits verkracht  und  New-Lanark  der  AnflUsung 
nahe  war,  einscliliesslich  der  William  Brien- 
schen  Orflndungen  fttr  jene  Zeit  noch  mit  über 
dreihnndert  beziffert  wird.  Der  Staat  erhob 
gegen  die  KooperatiDn  solcher  sozialpolitischen 
Sektirer  keinen  Einspruch.  Aus  derartigen 
kommunistischen  Vereinigungen,  deren  freiheit- 
liche Tendenzen  über  die  gesetzlichen  vom 
Bechtsstaate  errichteten  Schranken  nicht  hinaus- 
gingen, sagte  sich  die  Regierang,  konnten  keine 
stnatsge^hrlichen  Konfi]>irationen  hervorgehen. 
Thompson  klassifiziert  die  nationalükonomischeu 
Theoretiker  in  intellektuelle  und  mechanische 
Denker.  Die  ersteren  lassen  sich  nach  ihm  nnr 
von  den  Eingebungen  ihrer  ethischen  Empän- 
dnngen  und  von  ihren  wirtschaftsphilosophischen 
Reäektionen  leiten,  die  anderen  lialdigen  allein 
dem  Realismus  bei  ihrer  Verstandesarbeit  inner- 
halb der  die  GUterwelt  und  das  Gesellschafts- 
leben   beheiTEcbenden    Gesetze.     Zur    intellek- 


tuellen Klasse  rechnet  Thompson  Godwin,  zn 
den  medianischen  Denkern  Malthns ,  dessen 
Vorgänger  und  Schiller.  Der  Sozial wiasenachaft 
stellt  er  nun  die  Aufgabe,  diese  sich  gegen- 
seitig ergänzenden  Denker^uppen  mit  einander 
""  vereinigen,  als  wenn  die  Wissenschaft  nicht 
L  jeher  alles  zn  ihrer  Entwickelung  Dienende, 
,^  icnviel  oh  von  dieser  oder  jener  Denkergrappe 
ausgehend,  sich  aneignete. 

Vgl,  Über  Thompson:  Marx,  Misere  de 
la  Philosophie,  Paris  1847,  S.  49/5a  —  Diction- 
naire  de  reconomie  polit.,  2.  Aufl.  Bd.  II,  ebd. 
1854,  S.  735.  —  Thompson,  Inquiry  etc.,  3. 
Anfl.,  berausgeg.  von  Pare,  London  1869,  S. 
XVIff.  —  Holyoake,  Hiatory  of  Cooperation 
in  England,  Bd.  I,  ebd.  1875,  S.  109iF.  — 
Held,  2  Bücher  zur  sozialen  Geschichte  Eng- 
lands, Leipzig  1881,  S.  378ff.  —  Cohn,  üeber 
internationale  Fabrikgesetzgebung,  in  ,.Tahrb. 
f.  Nat.  n.  Sut,  N.  F.",  Bd.  III,  Jena  1081,  S. 
36öf.  —  Heinrich  Soetbeer,  Die  Stellung 
der  Sozialisten  znr  Malthnaiachen  Beviilkenings- 
lehre,  GBttin^n  1886,  8.  21.  —  Cohn,  Die 
heutige  Nationalökonomie  in  England  nnd 
Amenka,  in  „Jahrb.  f.  Ges.  n.  Verw.",  Jahrg. 
XIII,  Leipzig  1889,  S.  14/16.  —  Menger,  Das 
Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag,  2.  Aufl., 
Stuttgart  1891,  S.  öl;'69  u,  ö. 

Llppert, 


Thornton,  William  Thomas, 

geb.  am  14.  11.  1813  zn  Bumham  in  der  eng- 
lischen Grafschaft  Bnckingham,  gest.  am  17.  VI. 
1880  in  London,  besuchte  zu  seiner  wissenschaft- 
lichen Anabitdnng  das  Maravian-Institnt  su  Ock- 
brook  in  der  englischen  Grafschaft  Derb;,  er- 
hielt 1836  eine  Anat«llnng  im  East  India  Honse 
in  Caicutta  und  wurde  1858,  bei  Ueberciing 
der  indischen  Regierung  an  die  Krone  von  Eng- 
land, Sekretär  der  Uftentlichen  Arbeiten  (pubhc 
works)  im  India  Eonse. 

Thornton  veröffentlichte  von  staatswissen- 
achaftlioben  Schriften  in  Bnchform:  Over- 
population  and  ils  remedj,  London  1846  (be- 
zieht sich  lediglich  auf  englische  Zustände).  — 
A  plea  for  peasant  proj>neb}rs;  with  ontlines 
of  a  plan  for  their  establtahment  tn  Ireland,  ebd. 
1848,  dasselbe,  2.  Aufl.,  1874.  —  Bast  India 
(Consulting  railwa;  engineers)  retnm,  ebd.  1863. 

—  Qu  iabonr;  its  wrongful  Claims  and  rightful 
dnes;  its  actual  present.  and  possible  future,  ebd. 
1869;  2.  Aufl.,  ebd.  1870;  dasselbe,  in  italieni- 
scher Uebersetzung  TonSidney  Sonnino  n.C.Fon- 
tanelli,  Florenz  1875;  dasselbe,  in  deutscher 
Uebersetzung  von  H.  Schramm  u.  d.  T. :  Die 
Arbeit,  ihre  unberechtigten  Ansprüche  nnd  ihre 
berechtigten  Forderungen,  etc.,   Leipzig  1870, 

—  Indian  public  works  and  cognate  indian 
topics,  ebd.  1875.  —  Profeaaor  Cairnes  on  value, 
ebd.  {ohne  Jahr). 

Thornton  veröffentlichte  in  dem  Sammel- 
werke: „British  Association  of  tbe  advancement 
of  scieiice.  Report  ot  the  32"id  meeting,  Cam- 
bridge tSBä"*  folgenden  Staats  wissenschaftlichen 
Artikel:  Injustice  of  the  income  tax. 

Thornton  baut  in  seinem  Hauptwerke  „On 


„^^ic 


Tliornton— V.  Thfinen 


labonr"'  etc.    seine   induktive  Widerfegiing  der 

Adam  Smithscheii  Lehre  vod  der  naturiresets- 
lichen  KegiilieniDg  zweier  der  vicbtigaten  wiit- 
tichaftlichen  Faktoren,  des  Arbeitsiohnea  und 
de»  Preieea,  aus  einer  Reihe  praktischer  Beob- 
Bcbtan^n  über  die  Yerhftltniase  des  Marktes 
anf,  die  ihn  zunächst  darauf  führen,  dass  An- 
gebot and  Nachtrage,  da  ersterea  den  Göter- 
beg-ehr  in  der  Regel  übersteigt,  als  Preiübe- 
atimmangsmotore  nicht  gelten  klinnen,  dass  riel- 
mehr  der  Konkurrenz,  aber  wie  sie  nicht  ans 
der  momentanen  Lage  des  Marktes,  sondern 
ans  dessen  Toraussicbtlicher,  die  Eonjnnktoren 
des  Verkäufers  bestimmenden  Gestaltung  sich 
entwickelt,  diese  Aufgabe  znfüllt.  Seine  weitere 
Ableitung  der  Regulierung  des  Arbeitslohnes 
von  der  Konkurrenz  beruht  auf  dem  umge- 
kehrten Verhältnisse  des  Verkäufers  von  Ar- 
beitskraft zum  Kätifer  derselben,  dem  Arbeit- 
geber. Ersterer,  der  Arbeiter,  befindet  sich  dem 
Käufer  gegenüber  im  Nachteile,  da  er  keinen 
Verkauf  auf  spätere  Erfüllung  ab«;hlies.sen  kann, 
sondern  fUr  seine  Arbeitekraft  eine  unmittel- 
bare Verwendung  durch  den  Käufer  suchen 
mass,  was  diesen  zum  Beherrscher  der  Situation 
macht  und  folgerichtig  die  Konkunenz  der  Ar- 
beitgeber auf  die  Gestaltung  des  Arbeitslohnes 
bestimmend  einwirken  lässt.  Zar  Ausgleichung 
dieses  Miss  Verhältnisses  zwischen  Arbeitsangebot 
und  -nachfrage  hält  er  die  kooperative  Wirk- 
samkeit der  Trade  Uuions  hesoudera  geeignet. 
Thoratons  aatiamithianiBche  Eichtigatellung  des 
Gesetzes  der  Arbeitslohnbilduna;  iuvolTierte  die 
Unbaltbarkeit  von  Seniors  Lohniondstheorie,  wo- 
durch auch  deren  bisheriger  hartjiäckiger  Ver- 
teidiger J.  St.  Mill  dieselbe  aufzugehen  {vgL 
Fortnigthly  Review  von  186a)  sich  gedrungen 
fOhJte.Thomtons  optimistische  Vorstellung  von  der 
leichten  Verwirklichung  der  Versöhnung  zwischen 
Arbeit  und  Kapital  offenbart  eich  in  seiner  Befür- 
wortung der  Bildung  von  Produktivgeiiussen- 
Hchaften,  welche  den  beteiligten  Arbeitern  den 
UntemehmergewinngeuuBs  verhürgen.  Im  grellen 
Gegennatze  zu  dieser  försorglichen  Teilnahme 
am  Lose  der  arbeitenden  Klassen  verirrt  er  sich 
zu  cier  manchesterlichen  Behauptung,  dass  der 
Arbeiter  auch  den  niedrigsten  Lohn  aX»  gerecht 
anerkennen  müsse,  da  ihm  ausser  der  Unver- 
letzbarkeit seiner  Perstm,  der  Unnotastbarkeit 
seines  Eigentiims  und  der  Erfüllung  des  mit 
ihm  geschlossenen  KonCrakiea  kein  anderes 
Recht  von  dem  Egoismus  der  kapitalistischen 
Gesellschaft  garantiert  sei. 


Vgl.  über  Thornton:  Roesler,  Ueber 
die  Grundlehre  der  von  A.  Smith  begründeten 
Volkswirtachaftstheorie,  2.  Aufl.,  Erlangen  1871, 
S.  1Ö/17.  —  Lange,  Arbeiterfrage,  3.  Aufl., 
Wintertbtir  187Ö,  S,  195.  —  Thoiiiiison,  So- 
cial science  and  national  economv,  Philadelphia 
1875,  S.  24,  131,  139,  147,48,  3115.  —  Shad- 
well,  System ofpoliticat  economv,  London  1887, 
S.  19,  69,131,  134,  13».  143n.  ü."~  Röscher, 
Ansichten  der  Volkswirtschaft.  3.  Atttl.,  Bd.  I, 
Heidelberg  1878.  S.  2t;2ff.  —  Vaperean,  Dic- 
tiounaire  universel  des  conteniporains,  ö.  Aufl., 
Paris  1880,  S.  1748.  —  Waleker.  Arbeiter- 
frage, Eisenach  1881.  S.  2  u.  Ü.  —  Cohn,  Die 
heutige    Nationalökonomie     in    England    und 


Amerika,    in  Jahrb.   f.  Ges.   u.  Verw.,   Jahrg- 
XIII,  Leipzig  1889,  S.  22. 


Tbflaen,  Jobaiiii  Heinricli  von. 

1.  Thüueiis  Leben  and  Bedeutung.  2.  Grund- 
rentenlehre und  Lehre  von  der  relativen  Nütz- 
lichkeit der  Wirtschaftssysteme.  3.  Die  Lehre 
vom  natnrgemSssen  Arbeitslohn. 

1.  TbUnens  Leben  und  Bedeotnag, 
Thünen  wurde  am  24.  Juni  1783  auf  dem 
Täterlichen  Gute  Kanarienhauaen ,  in  dem  min 
Grossherzogtum  Oldenburg  gehörigen  Jeferlande 
g:eboren.  In  frühester  Kindheit  schon  verlor  er 
den  Vater.  Seine  Erziehung  leitete  der  Stief- 
vater, Kaufmann  von  Bnttel  in  Hooksiel, 
mit  dem  sich  die  Mutter  im  Jahre  1789  in 
zweiter  Ehe  vermählt  hatte.  Den  ersten  Unter- 
richt ^enoas  Thünen  in  der  Ortsschnle  zu  Hook- 
siel,  einem  kleinen  Hafenart  an  der  Jahde.  Be- 
reits hier,  iu  noch  ansgeprägterem  Masse  aber 
auf  der  sogenannten  „hohen  Schule"  in  Jever, 
die  Thünen  seit  seinem  vierzehnten  Lebens- 
jahre besuchte,  trat  die  auch  vom  Stiefvater 
gepflegte  Vorliebe  für  Mathematik  hervor.  Da 
er  die  Verwaltung  des  väterlichen  Gutes  über- 
nehmen sollte  und  dies  auch  seinen  eigenen 
Neigungen  entsprach,  widmete  sich  Thünen  seit 
17Ö9  der  Erlernung  der  Landwirtschaft:  erst  in 
ziemlich  roh  an  wissenschaftlicher  Weise  anf 
dem  Gut  eines  Jeverachen  Edelmannes,  nach- 
her rationell  an  der  landwirtschaftlichen  Lehr- 
anstalt zu  Gr.  Ftottbeck,  zuletzt  im  Sommer 
1803  beim  Landwirtschaftstheoretiker  Thaer  in 
Celle.  Nachdem  er  noch  zur  Vervollständigung 
seiner  Ausbildung  zwei  Semester  an  der  Uu- 
versität  Güttingen  zugebracht  hatte,  trat  er, 
eiiiundzwanzigjahrig,  ins  praktische  Leben  über. 
Seine  —  am  14,  Januar  1806  erfolgte  —  Ver- 
mählung mit  einer  Mecklenbnrgerin  bewog  ihn, 
die  Heimat  zu  verlassen  and  nach  Mecklenburg 
überzusiedeln.  Hier  pachtete  er  erst  das  Gut 
Rnbkow  bei  Anclam  und  erwarb  dann  im  Jahre 
1810  das  Gut  Telkiw.  Die  Musterwirtschaft,  die 
er  auf  demselben  einrichtete,  sowie  seine  wissen- 
schaftlichen Arbeiten  brachten  Thünen  einen 
stetig  steigenden  Ruf.  1830  wurde  er  von 
der  philosophischen  FahnltAt  der  Universität 
Rostock  zum  Ehrendoktor  ernannt.  1848  wurde 
ihm  ein  Mandat  in  die  Frankfurter  Beichsver- 
sammlung  angetragen,  das  er  jedoch  mit  Rück- 
sicht auf  sein  Alter  und  seinen  Gesundheitszu- 
stand ablehnen  muaste.  Hit  schwerem  Herzen. 
„Unter  den  vielen  Entsagangen",  schrieb  er 
selbst,  „die  mein  körperlicher  Zustand  mir  schon 


1H5U  auf  Telluw. 

Thünen  gehfirt.  zu  den  ii 
schcinnngen  in  der  Geschichte  der  Volkswirt- 
schaftslehre überhaupt  wie  der  deutschen  ins- 
besondere ;  und  zwar  sowohl  durch  die  positiven 
Errungenschaften,  welche  die  Wissenschaft  ihm 
zu  danken  hat,  als  auch  durch  seine  Irrtümer. 

Bis  auf  ihn  hat  sich  Dentschland  den  auf 
französischem  und  englischem  Boden  entstan- 
denen Volks wirtDchaCthchen    Doktrinen    gegen- 


■'»'^ 


über  dnrcbaos  receptiv  TerhtJtea.  Er  bedeutet 
in  dieser  Entwickelnng  einen  Wendeponkt. 
Wohl  befindet  nacli  er  sich  in  geistiger  Ab- 
hängigkeit von  Adam  Smith,  den  —  im  Ver- 
ein mit  Thaer  —  er  selbst  als  seinen  Lehrer 
bezeichnet.  Was  er  aber  im  „Isolierten  Staat" 
geleistet  hat,  ist  uicht  bloss  Wiedergabe  oder 
schärfere  Präciaiemng  fremder  Oedanken.  Si 
ist  kein  „dilnnstimmiger  Kompjlator".  Vielmehr 
hat  er  unsere  ErkennCois  aarch  eine  Reihe 
selbständiger  Ideeen  nnd  zudem  die  Wege  der 
Forschung  durch  eine  Methode  erweitert,  mit 
deren  Hilfe  er  in  seinen  eigenen  Arbeiten  ein 
Vorbild  für  voIkawirtachaftstDeore tische  Special- 
nntersuchungen  schnf.  - —  Seine  Abstraktion  des 
^Isolierten  Staates"  ist  „ein  Apparat  zur  Be- 
obachtung tikonomi scher  KrÄfte,  wie  der  leere 
Raum  znr  Beobachtung  physischer  Kräfte''.  Et 
wird  derart  in  Ftmktion  gesetzt,  das«  zum 
Zweck  exakter  Feststellung  des  Zusammen- 
hanges zwischen  den  einzelnen  wirt.schnftlichen 
Faktoren  nnd  deren  Wirkungen  jene,  jeder  für 
sich,  betrachtet,  die  dbrigen  aber  als  bekannt 
oder  ruhend  angenommen  werden.  Die  Berech- 
tigung dieser  Methode  ist  zweifellos.  Sie  leidet 
jedoch  nur  beschrätikte  Anwendung  und  hat 
zur  ^  nicht  leicht  erfüllbaren  —  Voraussetzung : 
die  richtige  Trennung  zwischen  'Wesentlichem 
und  Xebensjtchlichem  sowie  die  Verknüpfung 
der  gewonnenen  Resultate  mit  der  Wirklichkeit. 
Thüuen  selbst  wurde  der  Rückweg  zn  dieser 
aus  dem  isolierten  Staat  nicht  wenig  erschwert 
durch  seine  Liebhaberei  für  algebraische  Aus- 
druchsweise  nnd  die  Illusion,  al.i  ob  man  durch 
Anwendung  der  Mathematik  anf  Tolks wirt- 
schaftliche Vorgänge  diese  nicht  nnr  erklären, 
sondern  sogar  bestimmt  begrenzen  könne.  — 
Das«  anch  Thiinen,  wie  jeder  andere  Forscher, 
bei  der  Stellung  der  ihn  beschäftigenden  Pro- 
bleme nnd  deren  LUsung  von  den  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  und  den  Anschauungen 
seiner  Umgebung  nicht  nnbeeinflUBSt  blieb,  ver- 
steht sich  von  selbst.  Manche  Einseitigkeit  er- 
klärt sich  daraus  und  durch  den  weiteren  Um- 
stand, dass  er  mit  der  Stärke  des  Autodidakten 
und  einsamen  Denkers  auch  deren  Schwächen 
gemein  hatte. 

Ziel  Miner  Forschung  nar  vornehmlich  die 
(imodrentenlehre  sowie  die  Theorie  von  dem 
natürlichen  Verhältnig  zwischen  Arbeitslohn  und 
Kapitalgewinu. 

•2.  Uruiidr«nt«n lehre  nnd  Lehre  von  der 
relativen     Natzllckkelt     der     Wlrtachafts- 


cardos  Schriften  noch  vollkommen  unbekannt 
und  daher  von  diesem  nicht  nur  innerlich,  son- 
dern auch  durch  Methode  und  Ausgangspunkt 
der  Untersuchang  durchaus  unabhängig,  teilt 
doch  Thttnen  in  allen  wesentlichen  Beziehungen 
die  Auffassung  Ricardos  über  die  Ornndrente. 
Die  r  ebereinst  im  mung  zwischen  beiden  tritt 
besonders  klar  hervor,  wenn  ThÜnen  „das  nicht 
bloss  für  den  isolierten  Staat,  sondern  auch  in 
der  Wirklichkeif  bei  der  Bestiinmaug  des 
Kompreises  wirksame  Gesetz  folgendermassen 
formuliert:  „Der  Preis  de«  Korns  muss  so  hoch 
sein,  dass  die  Landrente  demjenigen  Gutes,  wel- 
chem die  Produktion  und  Lieferung  des  Ge- 
treides narh  dem  Harkt  am  kostspieligsten 
wird,  dessen  Auban  aber  zur  Befriedigung  des 


Getreidebedarfes  noch  notwendig  ist,  nicht  unter 
^nll  herabsinkt."  Während  aber  Ricardo  die 
Eni  stehung  der  Grundrente  in  erster  Linie  nur 
aus  der  Differenz  der  Bodengöte  erklärt,  rückt 
Thünen  die  Gunst  der  Lage  als  Bildtm^aktor 
von  Grundrente  in  den  Vordergrund  der  Be- 
trachtung. 

Hierbei  operiert  er,  um  die  Potenz  der  Ent- 
femnng  zu  reiner  Darstellung  zu  bringen,  mit 
der  erwilhnten  Abstraktion  des  isolierten  Staats. 
Er  verlegt  seine  Untersuchung  auf  eine  unbe- 
grenzt gedachte,  von  dem  Verkehr  mit  der 
übrigen  Welt  durch  eine  unkultivierte  Wild- 
nis geschiedene  Ebene  von  allgemeiner  Kultur- 
fäbigkeit  und  Überall  gleichem  uud  gleichblei- 
bendem Bodenreichtum,  in  deren  Mitte  sich  eine 
einzige  grosse  Stadt  befindet.  Diese  bildet  den 
alleinigen  Absatzort  für  Roh-  und  Nährstoffe, 
wie  auch  umgekehrt  in  ihr  alle  landwirtschaft- 
lichen Gewerbe  vereinigt  sind  und  die  Berg- 
werke und  Salinen  sich  in  ihrer  Sähe  befinden. 
Weitere  Annahme  ist:  der  Hangel  an  schiff- 
baren Flüssen  und  Kanälen,  so  dass  der  M'aren- 
verkehr  einzig  anf  die  Ach.''fracht  angewiesen 
ist  —  bei  übngens  überall  gleicher  Beschaffen- 
heit der  Wege  nnd  Transportmittel;  eine  Be- 
völkerung von  Überall  gleicher  Bildnng  und 
Verkehrsgewlihnung;  die  Müglichkeit,  ohne 
Uebergangsschwiengkeitcn  das  Wirtschafts- 
system zu  wechseln ;  „Konsequenz  in  der  Be- 
wirtschaftung", d.  h.  allgemeines  nnd  alleiniges 
Walten  des  wirtsehaftlichen  Princips. 

Es  ist  nun  klar:  da  in  dieser  KomUnatiua 
ein  Absatz  für  den  Ueberschuss  Über  den  Eigen- 
bedarf des  Erzeugers  nnr  in  der  (Central-) 
Stadt  zn  finden  ist,  so  „normiert  der  Preis  in 
der  Stadt  für  das  ganze  Laud".  Infolgedessen 
erzielt  der  marktnabe  Produzent  unter  sonst 
gleichen  Verhältnissen  einen  Reingewinn,  dessen 
Hübe  sich  durch  das  Mass  der  Entfernung  vom 
Markt,  oder  was  dasselbe  ist:  durch  den  Unter- 
schied zwischen  seinen  Transportkosten  nnd 
denjenigen  niarktfemerer  Produzenten  bestimmt. ' 
,,Da  dic-er  Gewinn  dauernd  ist  und  jährlich 
wiederkehrt,  so  giebt  auch  der  Grund  und  Bo- 
den seines  Guts  eine  jährliche  Rente,  eben  die 
Grundrente,  oder  wie  sie  Thünen  im  Gegen- 
satz zur  „Gutsreiite"  —  den  Einkünften 
des  Gutsherrn  von  einem  verpachteten  Gute  — 
nennt:  die  Landrente.  Danach  entspringt 
also  diese  -aus  dem  Vorzug,  den  [ein  Gut)  vor  dem 
durch  seine  Laj;e  oder  durch  seinen  Boden 
schlechtesten  Gute  hat,  welches  zur  Befriedi- 
gung des  Bedarfs  noch  Produkte  hervorbringen 

Neben  der  Lage  zum  Markt  erweist  sich 
aber  auch  die  der  einzelnen  Grundstücke  znm 
Hof,  von  dem  aus  sie  bewirt.Hchaftet  werden, 
als  grundrentenbildend,  da  die  Entfernung  dieser 
von  jenen  die  HUhe  der  BesteÜnngs-  nnd  Emte- 
kostea  bedingt. 

Dasselbe  Princip,  das  die  Rente  von  land- 
wirtschaftlich genutztem  Boden  regniiert,  ist 
endlich  anch  beim  städtischen  thäti^  Die 
.Rente  von  diesem  nennt  ThUnen  nicht  Land- 
!  sondern  (i  r  n  n  d  rente.  „Forschen  wir  den 
Ursachen,  warum  die  Grundrente  der  Häuser 
nach  der  Hitte  der  Stadt  immer  mehr  steigt 
genauer  nach,  so  finden  wir  diese  in  der  Ar- 
beitserspamng,    der    grosseren    Be<inenilichkeit 
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und  der  Vermin dernng  des  Zeitverlustes  bei 
der  BeatreitTing  der  Geechäfte". 

Bevor  wir  weitergeben,  ist  festzuhalten, 
dasB  nach  ThQnens  Betrachtungsweise  der 
Schwerpunkt  der  Bodenkultur  nicht  in  der  Pro- 
duktion zum  Zwecke  der  Selbstversorgung  des 
Erzeugers  an  Ort  nnd  Stelle  liegt,  aondeni  in 
der  marktmikseigen  Verwertung  des  Produkts. 
j,Kicht  der  hüchste  Rohertrag ,  sondern  der 
hSchste  Beinertrag  ist  und  aoU  das  Ziel  des 
Landwirtes  sein." 

Ist  dem  so,  dann  muss  im  isolierten  Staat 
Ton  dem  Entstehung  und  Mass  der  Qrundreute 
bedingenden  Paktor  —  der  Entfemnng  zwischen 
Erzengnngaort  und  Markt  —  auch  die  Esistenz 
der  Bodenbewirtscliaftang  wie  die  Art  derselben 
abliängig  sein.  Da  der  für  diu  ganze  Land 
normieiende  Preis  der  landwirtschaftlichen  Er- 
zeugnisse in  der  Stadt  und  der  Wert  derselben 
an  marktfemen  Orten  um  die  Kosten  des 
Transporta  von  dieaeu  zur  Stadt  differeii- 
sueren,  so  „nimmt  der  Wert  des  Getreides  auf 
dem  Gute  selbst  ab  mit  der  grosseren  Ent- 
fernung desGutes  vom  Marktplätze''.  Mit  andern 
"Worten  :  es  wirkt  ,die  zunehmende  Entfernung 
vom  Marktplatz  wie  ein  trinken  des  Getreide- 
preises bei  gleichbleibender  Entfernnng".  Fixiert 
man  nun  den  letzteren  irgendwie,  so  muss  es  auf 
der  Ebene  einen  Punkt  geben,  von  dem  aus 
eine  Produktion  für  die  Stadt  nicht  mehr  statt- 
findet, weil  die  Transportkosten  den  Marktpreis 
ToUständig  erschöpfen.  Natürlich  wird  jedoch 
die  ländliche  Kultur  schon  der  Stadt  näher  auf- 
hören, weil  ja  aus  dem  Marktpreis  auch  die 
Erzengnngskoaten  zu  decken  sind  und  ilberdies 
niemand  auf  jeglichen  Reincewiun  wird  ver- 
zichten wollen.  Aus  demselben  Grunde  wird 
aber  auch  innerhalb  des  so  umschriebenen 
Xulturkreises  weder  die  Bewirtschaftung  eine 
gleithartige  noch  die  Art  dei-selben  dem  zu- 
fklligen  Belieben  der  Produzenten  anheimge- 
geben sein.  Vielmehr  ist  „im  allgemeinen  klar, 
,  oass  in  der  Nähe  der  Stadt  solche  Produkte 
werden  gebaut  werden  müssen,  die  im  Ver- 
hältnis zu  ihrem  Wert  ein  grosses  Gewicht 
haben  oder  einen  grossen  Baum  einuebmen 
und  deren  Transportkosten  nach  der  Stadt  so 
bedeutend  sind,  dass  sie  aus  entfernten  Gegen- 
den nicht  mehr  geliefert  werden  künnen,  sowie 
auch  solche  Produkte,  die  dem  Verderben  leicht 
unterworfen  sind  und  frisch  verbraucht  werden 
mOssen.  Mit  der  grösseren  Entfemting  von 
der  Stadt  wird  aber  das  Land  immer  mehr  und 
mehr  anf  die  Erzeugung  derjenigen  Produkte 
verwiesen,  die  im  Verhältnis  zu  ihrem  Wert 
niedere  Transportkosten  erfordern.  Au»  diesem 
Grunde  werden  sich  um  die  Stadt  ziemlich 
scharf  geschiedene  koocentriache  Kreise  bilden, 
in  welchen  diese  oder  jene  Gewächse  das  Haupt- 
erzeiignis  ausmachen."  Den  innersten  Kreis, 
d.  h.  die  nächste  Umgebung  der  Stadt,  wird 
die  „freie  Wirtschaft"  —  Garten-  und  Gemüse- 
bau, Milchwirtschaft  etc.  einnehmen.  An  sie 
wemen  sich  ansch Hessen :  Forstwirtschaft  zur 
Vereorgnng  der  Stadt;  drei  Kreise  mit  Künier- 
bau  von  zunehmender  Extensität ,  nämlich 
Fruchtwechsel-  Koppel- und  Dreifelderwirtschaft ; 
schliesslich  Viehzucht.  ^ Hinter  dem  Kreise 
der  Viehzncht  können  nur  noch  einige  Jäger 
zerstreut  in  den  Wäldern  leben,  welche  mit  der 
Beschäftigung   und   der  Lebensart  der  Wilden 


auch  die  Sitten  derselben  annehmen  werden. 
Die  einzige  Kommunikation,  welche  diese  Jäger 
mit  der  Stadt  haben,  besteht  darin,  dass  sie 
ihre  wenigen  Bedürfnisse  für  die  Felle  wilder 
Tiere  eintauschen.  Dies  ist  dann  die  letzt« 
Einwirkung,  welche  die  Stadt  auf  diese  Ebene, 
die  weiterhin  zur  menschenleeren  Wildnis 
wird   übt." 

Natürlich  sind  Ausdehnung  und  Struktur 
des  Kulturgebietea  im  isolierten  Staat  nicht 
ein  für  aüeraal  gegeben,  sondern  mit  den  Preis- 
verschiebungen wandelbar.  In  der  Wirklichkeit 
gestalten  sich  die  Thünenschen  Wirtachafts- 
krcise  unter  dem  weitern  Einfluss  der  Diffe- 
renzen in  Bodengllte,  Trausportkosten,  Technik 
der  KohstofTverarbeitnng,  Ab  gaben  Systemen,  so- 
wie der  Häufung  von  Konsum tionsoentren  in 
demselben  Wirtschaftsgebiet  zu  einem  Gewirr 
von  Zonengnippen ,  innerhalb  deren  jedoch 
unter  den  einfachen  Verhältnissen,  die  ThUnen 
vor  Augen  hatte,  für  den  Standort  jeder  Pro- 
duktion die  Entfernung  vom  Markt  von  ent- 
scheidendem Einflusa  ist. 

Thünen  begnügt  sich  nicht  mit  diesen  all- 
gemeinen Deduktionen,  sondern  weist  die  prak- 
tische Ausgestaltung  derselben  unter  Zugrunde- 
legung der  Verhältnisse  seines  Gutes  Teltow 
sowie  unter  Berücksichtigung  des  EinSnssps  der 
Entfernung  zwischen  Wirtschaftsbof  und  Acker 
auch  rechnerisch  nach. 

Dies  wirkt  jedoch  nur  störend.  Jedenfalls 
ist  das  rechnerische  Resultat  filr  die  Bedeutung 
des  wissenschaftlichen  ebenso  gleichgiitig  wie 
an  sich  Thünens  landwirtschaftliche  Betriebs- 
lehre und  die  damit  zusammenhängende  Frage: 
nach  der  Richtigkeit  seiner  Konstruktion  in 
Bezug  anf  die  Aufeinanderfolge  der  Wirtschatts- 
si'steme  nnd  die  positiven  Resultate  in  betreff 
des  Verhältnisses  zwischen  den  einzelnen  Wirt- 
schaftssystemen und  ihrer  Bentabiütät. 

Das  bleibende  wissenschaftliche  Ergebnb 
aber  ist  —  obgleich  die  Ausgestaltung  der 
Transportmittel  m  nnsrer  Zeit  die  Wirksamkeit 
der  Entfernung  vom  Markt  auf  den  Standort 
der  Produktion  in  ausserordentlichem  Masse  ver- 
wischt hat  —  doppelter  Art.  Es  besteht  einer- 
seits in  der  Festigung  und  Ergänzung  von  Bi- 
cardos  Grundrente niehre  und  andererseits  in  der 
Feststellung,  dass  keinem  Wirtscliaftssystem  ein 
absoluter  Vorzug  vor  den  anderen  zukomme, 
sondern   dass    allen    nur    relative    Nützlichkeit 

Dieses  zweite  Ergebnis  kann  auch  als 
Schlüssel  für  die  Land  Wirtschaftsgeschichte  be- 
nutzt werden  —  wie  das  ThUnen  selbst  schon 
betont  bat.  „Der  isolierte  Staat  stellt  (dann)  in 
Hinsicht  des  Ackerbaues  zugleich  das  Bild 
eines  und  desselben  Staates  in  ver.'ichiedenen 
Jahrhunderten  dar." 

3.  Die  Lehre  vom  natnrgemAsMn  Ar* 
beltslohn.  Im  ersten  Teile  seines  Werkes 
hatte  Thünen  lediglich  die  Entfernnng  vom 
Markt  (und  Wirtschaftshof)  in  ihren  Wirkungen 
auf  die  Technik  des  Landbancs  geprüft,  alle 
Bbrigen  Umstände  aber  als  bekannt  vorausge- 
setzt. War  er  nun  auch  überzeugt,  dass  das 
so  erlangte  Resultat  „uiclit  ein  unwahres,  son- 
dern nur  ein  unvollständiges  sei";  und  zwar 
,.letzteres  nnr  solange,  bis  alle  anderen  mit- 
I  wirkenden  Potenzen  einer  ähnlichen  Unter- 
suchung untei'worfen  sind" :  so  empfand  er  doch 


eben  deshalb  die  Notwendigkeit,  dieie  dnrcbxu- 
fübren,  „das  GeaetzmäBaige  anfzusucheu  und 
dies.. statt  des  Bestehenden  in  den  isolierteo 
Üiaat  xn  übertragen".  Knrz,  der  erste  Teil 
seines  Werkes  erschien  ihm  nnr  als  eine  me- 
thodische Vorbereitung  für  das  Bejrreifen  der 
gresarateD  Wirklichkeit.  Damit  erüffnet  sich  ihm 
aber  die  Ansucht  anf  eine  solche  Fülle  von 
Aaf^bfii,  dnss  deren  LüsiiDs;  „niclit  das  Werk 
des  Einzelnen,  nicht  einmal  einer  Generation 
Min  kann".  Umsomebr  als  „die  hüchste  und 
unabweisliche  Fordemng  der  Konsequenz''  nicht 
anf  die  Wirtaciiaft  des  Landwirt«»  beschrilnkt 
bleiben  durfte,  sondern  auch  auf  alle  übrigen 
Verhältnisse  im  isolierten  Staat  Ausdehnung 
erfahren  miisste ,  sollte  „damit  statt  des  Be- 
stehenden das  Vemunftgemäase  erforscht  und 
somit  das  Ziel  selbst  aufgestellt  sein'.  TbUnen 
wihlt  sich  daher  nnr  die  Fragen  nach  der  Höhe 
von  Arbeitslohn  und  Zinsfuss  im  isolierten  Staate 
zu  eigener  Behandlnng. 

ßass  seine  Wahl  anf  diese  Probleme  ge- 
rade äel,  steht  übrigens  nicht  ausser  Zusammen- 
hang mit  seiner  ersten  Untersuchung  über  die 
Grundrente.  Er  selbst  bezeichnet  nämlich  als 
mit  der  Voranssctznng  der  Eonseqnenz  in  der 
Wirtschaft  die  Annahme  eines  überall  gleich- 
bleibenden Bodenreichturas  nnd  ilberall  gleicher 
Sorgfalt  in  Bodenbestellung,  Fruchteinbringung 
etc.  als  unverträglich.  Und  da  er  der  Ansicht 
ist.  dass  nicht  nur  der  Zinsfuss  (Rapitalnrewinn). 
siindern  anch  der  Arbeitslohn  von  Einfluss  anf 
die  Grundrente  sein  kSnne,  so  erscheint  ihm 
von  der  Höhe  jenes  und  dieses  anch  die  Vor- 
nahme von  Boden  Verbesserungen  sowie  das  Aus- 
mass  der  Sorgfalt  bei  den  Bodenbestellnngs- 
und  Emtearbeiten  abhüngig,  —  Zn  diesem 
NT^tem »tischen  Gesichtspunkte  gesellten  sieb 
aWr  anch  noch  andere.  Vor  allem  befriedige 
ihn  die  klassische  Luhntbeorie  weder  menschlich 
noch  wissenschaftlich.  Schon  1826  giebt  er 
diesem  Gefühle  in  einem  „Tranm  ernsten  In- 
halts: über  das  Loos  der  Arbeiter"  (Il/l  41  ff.) 
lebhaften  Ausdmck.  Smith'  Erklärung  der 
Lohnhöhe  durch  die  Konknrrenz  der  Arbeiter 
und  Arbeitgeber  sieht  er  zwar  als  ,.aus  dem 
Leben  genommen"  an;  mit  ihr  sei  aber  nichts 
tit  die  Wissenschaft  gewonnen,  da  „die  Kon- 
knrreaz,  dae  Verhfiltnia  zwisfhen  Angebot  und 
Nachfrage  so  wenig  stetig  ist,  so  wechselnd  und 
T<:randerlJch  wie  die  Witterung"  und  Smith' 
Versach  einer  ,,Entfemnng  der  Konknrrenz 
aus  den  Bestimm  ungs^ründen  für  den  natür- 
lichen Preis  . .  nnr  scheinbar  ist".  Ricardos  An- 
sicht über  den  natürlichen  Arbeitslohn  findet  er 
-empörend".  Beide  zeigten  nur  das  Thatsäoh- 
liche,  nicht  aber  „das  Rechte,  das  Naturge- 
gemässe".  Und  doch  werde  „in  unserer  Zeit . ., 
wo  die  Arbeiter  mehr  und  mehr  zum  Bewnsst- 
sein  über  ihre  Lage  nnd  ihre  Rechte  gelangen 
und  künftig  mit,  nnwiderstehiicber  Macht  an 
der  Gestaltnng  des  Staats  und  der  Gesellschaft 
teilnehmen  werden  . .,  die  Frage  über  die  natur- 
gemässe  Verteilung  des  Einkommens  zn  einer 
Lebensfrage  für  das  Fortbestehen  der  Staaten 
und  der  bürgerlichen  Gesellschaft".  Auch  an- 
demärts  spricht  Thünen  es  klar  am,  dass  seit 
der  Februarrevolution  ihn  die  Fnrcht  bedrllcke 
vor  ..einem  kommenden  furchtbaren  Kampfe.,  i 
zwischen  dem  Kapitalisten  und  dem  Hander- 
beiter, der  zu  seiner  Entscheidung  vielleicht  ein 


halbes  Jahrtausend  voller  Zerstörung  und  Elend 
bedarf",  und  dass  ihn  dies  „mit  mysteriöser 
Macht"  zur  Auffindung  des  „naturgeraässeu" 
Arbeitslohnes  treibe ,  desjenigen ,  den  der  Ar- 
beiter erhalten  sollte,  wenn  ergerecbt  ent- 
lohnt würde. 

Seine  dabin  abzielende  Untersnchnng  ver- 
legt Thünen  au  die  Grenze  des  Kultnrgebietes 
im  isolierten  Staate,  „wo  der  Boden  keine  Rente 
mehr  giebt  nnd  der  Gutsertrag  anf  die  Zinsen 
des  in  den  Gebäuden  steckenden  Kapitals  ■#- 
schränkt  ist".  Dadurch  vereinfacht  sich  ihm 
das  zu  lösende  Problem  der  .naturgemässen 
Verteilung  des  Arbeititerzeugnisses  zwischen  Ar- 
beiter, Kapitalisten  und  Grundbesitzer,  und  er 
steht  —  weil  er  auch  von  dem  Untemehmergc- 
winn  absieht  —  nur  vor  den  Fragen  iiacb  dem 
natnrperaftssen  Lohn  und  Zinsfuss.  Es  ermög- 
licht ihm  dies  aber  anch.  in  seine  Betrachtungen 
das  Princip  der  Selbsthilfe  der  Arbeiter  bei 
voller  wirtschaftlicher  Freiheit  derselben  znr 
Erlangung  eines  höheren  Anteils  am  Arbeits- 
produkt einzuführen,  unter  welch  letzterem  er 
den  ^nzen  Ertrag  versteht,  der  hei  Arbeitern 
und  Kapitalisten  verzehrbares  Einkommen  bildet 
und  sich  dadurch  ergiebt,  dass  man  ^von  dem 
rohen  Ertrage  alles  in  Abzug  bringt,  was  .  . 
zur  Erhaltung  der  Wirtschaft  notwendig  ist"*. 

Was  Thünen  znmeist  am  Herzen  liegt,  ist 
dies :  ob  eine  dauernde  Steigerung  des  Arbeits- 
lohnes über  den  Notbedarf  hinaus  lim  isolierten 
Staat)  möglich  sei.  Diese  Frage  muss  er  nnter 
der  Voraussetzung  eines  nnverftuderliehen  Zins- 
fusses  verneinen.  Denn  die  Wirkung  einer 
r,ohnerhühnng  für  diesen  Fall  wire  —  selbst- 
veri^tSndlich  hei  gleichbleibendem  Getreidepreis 
sowie  hei  der  Annahme  einer  bestimmten  Be- 
vtilkerung  und  unveränderlicher  Technik  —  ein 
Sinken  der  Rente  der  entferntesten  Güter  unter 
SuU;  die  Einschränkung  des  Knlturgebietes 
und  stärkere«  Zuaammend rängen  der  Bevölke- 
rung auf  engerem  Ranme;  damit  Verschärfung 
der  Konkurrenz  anf  diesem  nnd  znm  Schluss 
ein  Bückgang  der  LSbne  noch  hinter  den  frühe- 
ren Stand.  Jede  dauernde  Lohnstei^erung  er- 
scheint also  dorch  die  Veränderlichkeit  des  Zins- 
fusses  bedingt.  „Wenn  der  Zinsfuss  erniedrigt 
wird,  der  Kapitalist  von  seinem  Kapital  ge- 
ringere Einkünfte  bezieht :  so  kann  anch  selbst 
an  der  Grenze  der  kultivierten  Ebene  der  Ar- 
beitslohn erhöhet  werden,  ohne  das»  der  Anbau 
des  Bodens  aufhört  und  ohne  dass  anch  nur 
ein  Arbeiter  entbehrlich  nnd  brotlos  wird." 
Damit  ist  zugleich  ausgesprochen:  .dass  die  Be- 
stimmung des  naturgeuässen  Arbeitslohnes  ab- 
hängig ist  von  der  Kenntnis  der  Üesetie,  wo- 
durch die  Höhe  des  Zinsfusses  und  das  Verhält- 
nis  derselbeu  zum   Arbeitslohn    bestimmt  ist". 

Zunächst  geht  nun  Thünen  „dem  Ursprung 
der  Zinsen  und  ihrem  Verhältnis  znm  Kapital" 
nach  nnd  untersucht  „die  KnpitalsbUdnng  von 
inneu  heraus". 

Dies  geschieht  unter  der  Voraussetzung: 
„ein  mit  allen  —  und  überdies  gleichbleibenden 
—  Fähigkeiten,  Kenntnissen  uud  Geschicklich- 
keiten der  europäischen  Nationen  ausgerüstetes 
Volk, . .  welches  aber  kein  ICapital,  also  auch  keine 
Werkzeuge  besitzt, . .  und  mit  anderen  Nationen 
in  keinem  Handelsverkehr  steht, . .  aber  zahlreich 
genug  ist,  um  die  Teilung  der  Arbeiten,  wie 
sie  in  Europa  stattfindet,  eiuführen  zu  können, 
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sobald  nnr  daa  dazu  erforderliche  Kapital  vor- 
handen iet,  . .  (sei),  nach  einem  TropeolBiide  ver- 
setzt, das  Überall  von  gleicher  Fnicbtbarlteit 
nod  zogleich  ao  auggedehot  ist,  dass  jedctr  Be- 
wohner Land  omsoust  in  Besitz  nehmen  kann, 
(nnd  in  dem)  alle  Metalle  vorbanden  sind, 
welche  die  europäische  Industrie  zu  ihren  Er- 
zeu^issen  . .  grebraucht."  Kapital  kann  in  diesem 
iaoliertenTropenataat  „nnr  einProdukt  der  Arbeit 
(sein)  und  .  .  nur  gebildet  (werden)  ans  dem, 
was  der  Arbeiter  mehr  hervorbringt,  als  er  ver- 
zehrt". Die  Jahressnbsistensmittel  eines  Ar- 
beiters als  Einheit  (S)  nnd  in  100  Teile  (c) 
zerlegt  gedacht,  betrüge  z.  B.  das  Jahresprodnkt 
llOü  nnd  die  mügliche  Jahreaerspamis  10c. 
Dann  kann  nach  lU  Jahren  ein  Vorrat  in  der 
Hebe  eines  Jabresbedarfs  angeBammelt  sein  nnd 
so  die  Unterbrechung  der  anf  Beschaffung  von 
Lebensmitteln  gerichteten  Thätigkeit  für  ein 
Jahr  sowie  die  Herstellung  nfltzlicher  Gerät- 
schaften während  desselben  möglich  werden. 
Letztere  werden  die  ProdukCivitKt  der  Lebens- 
mittel erzengnug,  nach  deren  Wiederaufnahme, 
steigern  z.  B.  auf  150c,  damit  aber  grössere 
Ersparnisse  und  raschere  Wiederholung  der 
Kapitale raeug'ung  —  im  konkreten  Falle  schon 
nacn  2  Jahren  —  zulassen.  Das  zweite  von 
ihm  hergestellte  nnd  ihm  selbst  unnStige  Werk- 
zeug wird  der  kapitalerzeugende  .Arbeiter  ver- 
leihen nnd  dafür  vom  Entlehner  den  (ganzen, 
oder  richtiger  nahezu  ganzen)  Ueberschuaa  ans 
dessen  hierdurch  produktiver  gewordenen  Arbeit 
beziehen;  nnd  zwar  danemd.  Das  ist  der  Ur- 
sprung der  Zinsen.  Ihr  Verhältnis  zum  Kapi- 
tal aber  drückt  Thöneu  so  aus:  „Wie  sich 
derLohnderArbeitverhältzuder 
GrQsae  der  Kente,  die  dieselbe  Arbeit 
schafft,  wenn  sie  auf  Kapitaler- 
zeugung gerichtet  wird:  so  ver- 
halten sich  Kapital  nnd  Zinsen",  im 
Beispiel  also  wie  110  :  40  (bezw.  richtiger  ca.  40). 
Den  Subsiatenzbedarf  (100  c)  nennt  Thünen 
_Lobn  für  die  Arbeit",  den  Ueherschuss  über 
denselben  „Lohn  für  die  Anstrengung". 

Die  angedeutet«  Entwickelang  muss,  fart- 
tesetzt,  schTiessIich  zor  Ausstattung  der  ganzen 
Bevölkemn^  mit  Werkzeugen  und  zwar  ver- 
nünftigerweise vor  allem  mit  solchen  führen, 
welche  die  höchst  luüglicbe  Steigerung  der  Ar- 
beitsproduktivität mit  sich  bringen.  Nachher 
wird  die  Kapital erzengnng  sich  notwendiger- 
weise der  Herstellung  minder  nützlicher  Gerüt- 
scbaften  zuwenden,  wufUr  sie  also  auch  beim 
Ausleihen  mit  einer  geringeren  Rente  vorlieh 
nehmen  musa.''  M.  a.  W.  „Jedes  in  einer 
Unternehmung  oder  einem  Gewerbe 
neu  angelegte,  hinzukommende 
Kapital  tragt  geringere  Renten 
als  das  trüber  angelegte."  Dies  aber 
bringt  es  hinwiederum,  infulge  der  Konkurrenz 
,i.„ 1. 1.^  i'__-. _!.-__    ...L^  gjijjj^  ^^^  _die 


der  wachsenden  Kapitaiie: 


al  i 


beim  Ausle 
wirddnrchdieN'utznngdes  zuletzt 
angelegtenKapitalteilchens";  wes- 
halb denn  aach  „die  Verminderung 
der  Rente  beim  Anwachsen  des  Ka- 
pitals., dem  Arbeiter  zu  gute 
kommt  und  den  Lohn  seiner  Arbeit 
e  r  h  ü  h  t". 

Ans  dem  in  diesen  Sätzen  teatgelegten  Vm- 


sicb  gegenseitig  beschränkende  Momente  wirk- 
sam" smd,  und  ans  dem  weiteren  Satze:  dass 
„die  Produktionskosten  des  Kapi- 
tals angegeben  nnd  gemessen  wer- 
den   können     durch     die    Zahl    der 

langnng  desselben  erforderlich  sind", 
folgert  Thüneu  wieder  und  sucht  rechnerisch 
darzustellen  zweierlei.  Erstens:  „dass  es  in  der 
Vergrüsaemng  des  Kapitals  einen  Punkt  giebt, 
bei  welchem  die  kapitalerzeugende  Arbeit  das 
Maximum  der  Rente  giebt.  Zweitens:  ,.dasa  die 
kapital  erzeugenden  Arbeiter  bei  vermehrtem 
Kapital  und  sinkendem  Zinssatz  doch  durch  ihre 
Arbeit  eine  grössere  Rente  erwerben,  als  bei 
geringem  Kapital  und  hohem  Zinssatz;  dass  sie 
also  durch  ihr  eigenes  Interesse  an sret rieben 
werden,  das  Kapital  zu  vermehren,  obgleich  da- 
durch das  Produkt  ihrer  Arbeit,  d.  i.  das  Kapi- 
tal, durch  das  Sinken  des  Zinssatzes  einen  ge- 
ringeren Preis  erhält." 

Soweit  gelaugt,  fragt  sich  nun  ThUnen,  oh 
anf  diesem  Wege  eine  Verbindung  zwi.-ichen 
Kapital  und  Arbeitsprodukt  auch  in  dem  iso- 
lierten Staat  möglich  ist,  der  nicht 
unterdenTropenliegt.  Dies  verneint  er. 
Betrachteter  nBmlicb  den EinflUBSvonFruchtbar- 
keit  des  Bodens  nnd  Klima  auf  die  Höhe  des 
Arbeitslohnes  und  der  Zinsrate,  so  zeigt  sich  ihm 
sofort,  dass  überall  in  Enropa  das  Vorhanden- 
seiii  von  Kapital  die  erste  Voraussetzung 
menschlicher  Arbeit  ist  und  nicht  umgekehrt. 
Das  Kapital,  „das  Erzeugnis  menschlidier  .Ar- 
beit", muaa  also  aua  den  Tropenländem  einge- 
wandert sein.  Dann  ist  aber  auch  das  Gesetz 
der  Kapital btldung  hier  und  dort  verschieden, 
und  man  muss  es  „aufgeben,  für  die  Entstehung 
der  uranfänglichen  Kapitale  and  die  der  höheren 
Grade  ein  und  dasselbe,  beide  umscbliesaende 
Gesetz  aufsuchen  zu  wollen*'. 

Die  weitere  Untersuchnng  führt  Thünen  im 
isolierten  Staat  auf  europäischen  Boden,  indem 
er  vor  allem  die  Beziehung  zwischen  Lohn  und 
Zinsfnas    durch    eine    Gleichung    daraustellen 

Bei   der  Annahme,    dass  Kapital  iQi  nnd 

Jahresarbeitslohn  einer  (vierköpligen)  Arbeiter- 
familie A,  der  sich  zusammensetzt  aus  dem  Not- 
bedarf a  -\-  einem  Ueberschuas  j,  _in  irgend 
einem  Wertmass  angegeben"  und  in  ihrer 
Grosse  bekannt  sind,  ist  daa  auf  Jahresarbeiten 
reduzierte  Kapital  ausgedrückt  durch  die  Formel 
-  ,  —  =  q  nnd  Q  =  q  (a  -|-  y).  Wird  dieses 
Kapital  an  der  Grenze  des  Kniturgebietes  im 
Landbau  angelegt  und  1  Arbeiter  angestellt,  so 
wird  dessen  Arteitsprodukt  im  oben  charakte- 
risierten Sinne,  p,  zwischen  ihm  and  dem  Kapi- 
talisten zn  teilen  sein.  Die  Rente  des  letzteren, 
R,  wird  also  betragen:  p  —  (a  -)-  y]  und  Z 
d.  h,  der  Zinsfnss  abzüglich  der  Assekuranz- 
prämie,  den  ThUnen  mit  dem  Gewinnsatz  des 

Grenzguts  identifiziert,    — — , — r.    So  gelangt 
■1  (a  +  .v)  ^       * 

man  zu  der  von  ThUnen  für  absolut  gültig  an- 
gesehenen Formel : 

_  P  -  (.  +  y) 

"^    il«  +  !■•!  ■ 

Da  jedocli  diese  Gleichung  beide  'S  ariablen. 


^'&'^ 


Die  LOaimg:  dieser  Aufgabe  erfolgt  unter 
HeranEieliaiig  der  an  der  Grenze  des  iCnlturge- 
bietes  für  die  Arbeiter  bestebeuden  Miiglichkeit 
zur  Selbsthilfe,  weil  ihnen  der  UeberHuss  an 
herrenloEem  fruchtbaren  Boden  die  Wahl  frei- 
stellt zwischen  Lohnarbeit  oder  NeogrUndung 
von  Götem  und  Arbeit  für  eigene  Rechnung. 

Die  Neugründnng  einee  Gutes  denkt  sich 
Thiinen  dnrch  eine  Vereinigung  von  Arbeitern 
durcbgefübrt,  von  denen  ein  Teu  einstweilen  um 
Lohn  weiterarbeitet  und  mit  den  ihren  Notbedarf 
übersteigenden  Lohnüberschüssen  den  anderen 
mit  der  Gutsanlegung  beschäftigten  Teil  unter- 
hält. ,.Daa  neuangelegte  Gnt  kostet  nur  Arbeit 
und  nichts  anderes  als  Arbeit",  und  die  Rente 
von  demselben  ist  der  Lohn  dieser  Arbeit.  Ist 
die  Anlegung  des  Gutes  vollendet,  so  bedarf  die 
Gesellschaft  kapitaierzeugender  Arbeiter  zu 
dessen  Bewirtschaftung  einer  Anzahl  von  Lohn- 
arbeitern, deren  ^Lolm  aber  nicht  willkürlich 
und  auch  nicht  nach  dem  in  den  älteren  Gütern 
üblichen  Lohn  bestimmt  werden  kann",  sondern 
.,30  hoch  sein  inu^s,  dass  der  üeberscbnss  des 
.Arbeiters  anf  Zinsen  gelegt,  also  y  Z,  gleich  der 
Rente  des  kapitalerze uzenden  Arbeiters  wird". 
Denn  sonst  würden  die  Lohnarbeiter  augen- 
blicklich zur  Eapitalerzeiiguug  übergehen.  „Die 
Bestimmung  des  Arbeitslohnes  ist  (also)  hier  in 
die  Hände  der  Arbeiter  selbst  gelegt",  und  der 
ans  derselben  ^  hervorgehende  Lohn  ist  nor- 
mierend für  den  ganzen  isolierten  Staat^,  da  .,die 
Zahl  der  Arbeiter,  der  Voraussetzung  gemäss, 
konstant  ist". 

Bei  dieser  Lohnfeststellung  ist  die  Willkür 
der  Arbeiter  lediglieh  durch  deren  Eigeniiite- 
resse  beschrfinkt,  während  hinwiederum  das  Ziel 
der  Kapitalerze ngung  nur  die  Erlangung  der 
Höchstrente  sein  kann.  Es  muss  daher  auch 
_der  Arbeitslohn,  welcher  das  Maximum  der 
Rente  bringt,  das  Ziel  des  Strebens  sein",  und 
dieses  Ziel  wird  heim  Uangel  jeder  Hemmung 
erreicht  werden.  Damit  stehen  wir  aber  vor 
der  Frage :  „Bei  welcher  Höhe  des  Arbeitslohnes 
erlangt  der  Arbeiter  Für  seine  Au:<treiignng  das 
Maximum  der  Elente?" 

Ist  nun  in  der  Selbsthilfegenossenschaft  die 
Zfthl  der  mit  der  Gutsneuanlegnng  beschäftigten 
Arbeiter  =  q,  so  ist  die  Zahl  der  anderen,  durch 
die  sie  aus  den  LohnilberiichUssen  y  mit  dem 
Notbedarf  a  Tersehen  werden,  um  so  viel  grBaaer, 
als  der  Sotbedarf  den  Lohnilberschnss  übersteigt. 

Sie  beträgt  also  q  .  — ,    und    die    Vereinigung 
zählt  insgesamt  q  -f  q .  —    =    *<  '*  "''  •^' 


'  Arbei- 


ter. Unter  diese  soll  das  Produkt  des  zur  Be- 
wirtiKhnftung  des  nenangelegten  Gnts  ange- 
atellten  Lohnarbeiters,  p,  abzüglich  des  Lohnes 
für  den  letzteren  verteilt  werden.  Der  zu  ver- 
teilende Produktrest  macht  p  —  (a  -J-  y)  ans, 
demnach  der  Anteil  eines  jeden  Genossenschafters 
_  p-a  +  y  _  [p-(a-t-.v)]y 
~  q  (ft  +  fl  -       q  ^a  +  yj    " 

y 

Die  mathematische  Behandlung  dieser  For- 


mel   unter    der    Voraussetzung  des  überhaupt 
möglieben  HSciist  belauf  es  von  R  ergiebt 

a  +  y  =  V^i 
und  znm  gleichen  R^altate  gelangt  man,  wenn 
man  den  Zinabezug  vom  Ueberschuss  des  Lohn- 
arbeiters ebenfalls  bis  zum  Maximum  anwachseu 
lässt  und  den  gefundenen  Wert  in  die  oben  an- 
geführt« Gleichung  für  die  Beziehung  zwischen 
Lohn  und  Zinefnas  einsetzt, 

„Diesen  nicht  aus  dem  Verhältnis  zwischeu 
Angebot  utid  Mach  frage  entspringenden,  nicht 
nach  dem  Bedürfnis  des  Arbeiters  abgemessenen, 
sondern  aus  der  freien  Selbstbestimmung  der 
Arbeiter  hervorgehenden  Lohn  J^ap"  nennt 
Thflnen  „den  natiirgem aasen  oder  auch  den 
natürlichen  Arbeitslohn. "  Er  „übersteigt  das 
Bedürfnis  iu  demselben  Masse  wie  das  Erzeug- 
nis den  Lohn".  Und  da  bei  seiner  Geltung  „der 
Lohnarbeiter  für  seinen  Ueberschuss  die  hßchaten 
Zicsen  bezieht",  so  fallen  die  Interessen  von 
kapitalerzengenden     und     Lohnarbeitern     zn- 


Thünen  hat  dieser  Lehre  die  grösste  —  und 
zwar  nicht  bloga  theoretische,  sondern  auch 
praktische  —  Bedeutung  beigemessen.  Charak- 
teristisch dafür  ist,  dass  er  die  Formel  V^ap  auf 
meinen  Grabstein  gesetzt  wisaen  wollte.  Sie  ist 
jedoch  —  mit  einigen  Ausnahmen  —  allgemein 
abgelehnt  worden.    Mit  vollem  Hecht  auch. 

Vor  allem  leuchtet  ohne  weitere  Erwägung 
ein,  dass  die  unter  so  anormalen  Bedingungen 
gefundene  Formel  —  auch  wenn  man  sie  nicht 
schon  deshalb  allein  als  für  die  Wirklichkeit 
jeder  Bedeutung  bar  anaeheu  wollte  und  sie, 
um  mit  Thünen  zu  sprechen,  „nicht  unwahr, 
sondern  nur  unvollständig"  wäre  —  doch  min- 
destens das  letztere  ist.  Sie  bedürfte  also,  uro 
Geltung  für  die  Wirklichkeit  beanspruchen  zu 
können,  der  Ergänzung  und  Modifizierung  durch 
Untersuchungen  über  die  Gesetze,  die  alle  im 
isolierten  Staat  gewillkürten  Verhältnisse  oder 
als  ruhend  gedachten  Einflüsse  regeln.  —  Allein 
sie  ist,  wie  von  vielen  Seiten  —  vornehmlich 
von  Knapp,  Brentano,  Falck,  Knies, 
Schmidt  und  jüngstens  wieder  Komor- 
zynaki  —  unter  Heranziehung  verschiedener 
Gesichtspunkte  endgiltig  nachgewiesen  worden 
ist,  auch  im  isolierten  Staat  und  unter  den 
Prämissen  ThUneus  selbst  unrichtig. 

Von  den  Irrtümern  seien  hier  nur  hervorge- 
hoben: die  Beduktion  von  Ungleichartigem  — 
Leiatung  des  Kapitals  und  der  geistigen  wie 


beniht  aber  die  Annahme  der  Müglichkeit  zur 
Arbeiteraelbsthilfe  durch  XeugrÜndung  von 
Gütern  sowie  die  Ausscbeidbarkeit  der  Anteile 
für  die  verschiedenen  Produktionsfaktoren  an 
dem  Produkt.  —  Nicht  minder  verfehlt  ist 
die  Voraussetzung  von  Klassenunterschieden 
zwischen  Kapitalisten  und  Arbeitern  im 
apriorisch  konstruierten  St^at,  in  dem  sie 
ja  angesichts  der  Konaequenz  der  Wirt- 
achaft  —  wenn  nicht  von  vom  herein  vor- 
handen —  g;ar  nicht  eintreten  könnte.  Endlich 
ist  es  auch  im  isolierten  Staat  mit  der  Voraus- 
setznng  der  Klasaen unterschiede  nicht  wahr, 
dass  der  Lohnsatz  der  günstigste  sei,  der  die 
Hücbstrente  von  den  Lomiei-spamissen  verbürgt. 
Vielmehr  weMen  „die  Bestrebungen  ganz  aus- 
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einandergehen ;  der  YermOgeDdere  and  Spar- 
samere wird  mehr  Interesse  Em  der  Renteohühe, 
der  Aermere  nud  weniirer  Sparsame  mehr  lu- 
tetease  an  der  Lohnhöhe  nehmen.  In  diesem 
Wirrwarr  giebt  es  überhaupt  keinen  natnrge- 
mtlsKn  Arbeitslohn,  der  den  WUnachen  aUer 
Arbeiter  entspricht"  (Schmidt). 

Trotz  der  —  notwendigen  —  Ergebnia- 
losigkeit  von  TbUnens  Versnch,  die  gerechte 
Lomihöhe  aafzufinden,  wird  doch  derselbe  immer 
seinen  Platz  in  der  Entwickelungsgeschichte 
der  Volkswirtschaftslehre  behaupten  ;  als  Mani- 
festation eines  Hannes  Ton  zueleirh  bedeuten- 
dem Geist,  strengem  wissenscbaftliehen  Ernst 
and  wannherzigem  InKresse  für  die  materielle 
und  »ittiiche  Hebung  der  Arbeiterklasse;  wegen 
der  einschneidenden  Eritik  an  den  Doktrinen 
der  klassischen  Kationalükonomie  sowie  als 
Protest  gegen  die  „Unterordnung  des  Menschen 
unter  sein  eigenes  Fmdukt"  und  gegen  die 
Oleichstellang  des  Arbeiters  mit  der  „Haschine, 
die  für  die  Erbau ungskosten,  dem  Lasttier,  das 
für  die  Autziehuu^Äosten  zu  haben  ist" ; 
Problemstellung  mit  dem  Ziel  einer  Versillinung 
der  widerstreitenden  Interessen  von  Kapital  und 
Arbeit ;  als  Anregimg  zu  dem  sozialpolitisch 
wichtigen  Gedanken  der  Gewinnbeteiligung,  die 
Thünen  —  nebenbei  bemerkt  —  seit  184(  anf 
seinem  Gute  Tellow  einführte;  nicht  znletzt 
endlich  gerade  durch  die  Ergebnislosigkeit. 

Schriften  ThttnenB.  Ein  rnlUmn<tlgfs  Ver- 
ttlrhni»  von  Thünin»  Sfhriften  fiiiiltl  tifh  bri 
H.  Schuhmacher,  Jnhiinn  Heinrieh  tun  Thü- 
nen, Riitoek  ises,  H.  .U6—St.  Beaondcn  Aerror- 
iuhebt»  tind  illc  ii" r^firlyenilen,  «nd  xmir  A. 
in  JinrhJoTm:  D«e  i*olierte  Staat  in  Be- 
liehung  avf  Laniivirttehafl  unrf  IfiitionnllitoHO' 
mie.  .i  Teile  in  4  AbUltHngen  IS^efes  (1.  Teil: 
Der  iinlitrie  Slaal  In  Seiicfmng  auf  Landieirt- 
rrhafl  nrul  A'atiiin'ilÖkiinomii;  oder  Unlertuehun- 
gen  über  den  Elnfliat,  dm  die  Oetreidepreite, 
der  Beichtmn  des  Jliidem  unrf  die  Abgabtii  tmf 
den  Ackerbau  nueHben.  1.  Aufl.,  Bamburg  ISJG, 
i.  Aiiß.  RuiUvk  lS4i;  in  ß/imbiiicher  Veber- 
ifttuug  u.  d.  T.;  sKeeherchef  tur  Viiifluenee 
que  Itn  prir  de»  grain»,  la  riehette  du  lol  et  le» 
impiili  exerernt  mir  let  ti/itrHie»  de  euHure«  von 
Julei  Larerritre.  I^tIa  1351.  -^  II.  Teil 
1.  u.  i.  Abt.:  Der  naturyemätte  Arbeililohn  tind 
deiten  Verhällnie  tum  Zintfuta  und  lur  lAind- 
rente.  Sotli-ek  1850  GS;  ron  der  1.  Abt.  Ul  eine 
/rantilrUfhe  CebeniHiung  enehietie»  u.  d.  T.: 
j-Le  tnlaire  mil'irrl  et  lon  nipport  nii  Innx  de 
l'iniMli  von  .Vattiieu  Wclho//.  fiirtr  1SS7. 
—  III,  Teil:  Orundtälte  tur  iieMImmung  der 
Hodenrente,  der  vorteithujtetten  Vmtriebiieit  und 
Jet  Werlt  der  Holrbeitände  von  vertchiedmetn 
Aller  filr  KiefrrwitdmigeH.  Xiutftet  IS&t).  — 
h.  in  Zeitiehri/ten,  und  timr  1.  in  viNeur 
.itimittn  der  Metklenbargitclien  Landii-irliehafte- 
iieneUtekafta :  Ein/ilhrting  de«  Kredilai/tlemi  in 
Meeklenburg  (Jahrg.  JV'H  inn  1817,  S.  40I  bin 
S4S):  AntielileH  über  die  Wirkung  der  engli- 
dcÄc»  K-m-Akle  nvj  .Vrcklmbiirg  (Jahrg.  VIS 
von  ISl»,  S.  ria—iO);  Ceber  finm  enreilerlen 
.inbaii  der  Hnnd'lngnrtlehiie  in  Meektrnbnrg 
(.Tiihrg.  X!l  V»  7&'.f,"  .«.  3GS—T.I):  P.  3t.  iibrr 
>tit  Denktehrlß  de«  Hen-n  ObrThqfmel.lert  m» 
J,'>m>nid  ..AVnc  .Million  «nw.iM(  und  zIm- 
frxi/endu.       V,.,Mrhhig    zur  Errirhtung  einer  Ite- 


pctitol-Zettelbani  i«  Meddenburg  (Jahrg.  XVII 1 
von  ISSl,  S.  2— 10);  Aiuiehtm  über  dir  Er- 
richtung einet  landv-irtiehafilithen  Inttituti  in 
Mcfkleubarg  (ebd.  S.  tSi—Sti);  Eraehte«  über 
die  Vcrbetieruvg  de»  Ackerbauet  der  Städte  (ebd. 
S.  W7— 39  und  S.  g.  S.  4OI);  Beantwortung 
einiger  Fragen,  die  Statik  det  Landbauet  be- 
treffend  (Jahrg.   XIXjl   ton  18.i4,    S.  Iti^Sl). 

—  S.in  riFreimiltiget  Schtüeriner  Abendblalt'  Ar. 
145s,  145s  und  14SS:  tragmerHariiche  Bemer- 
kungen über  die  Steuerreform. 

Litteratnr ;  Wilh.Boeeher,  Ideeen  turPoiitik  und 
Slatitlik  der  Arkerbauiytleme  (in  Haut  »Archir 
der  poliliichen  Oekon-mie«  III.  Bd.,  (1895).  S. 
17Sf.).  —  Derselbe,  Getchlchle  der  yationnl- 
Ökonomik  in  Dcuttchland,  JITiachen  1374,  *■  S7P 
bi4  901.  ~  Ueraelbe,  im  IL  Bande  det  Si/e- 
tcint,  XI.  Aufl.,  S.  140—43,  534f.,  6SS—31.  — 
Helferieh,  J.  H.  ron  Tlianen  ,tnd  tein  Ge-rtx 
iibrr  die  Ti^ilung  det  Produtti  unter  die  Ar- 
briter  und  KapHalitlen  (in  der  »Zrilichr.  f.  d. 
get.  Staaita.«,   f'III.  Bd.,  (IS-^S),  S.  S93—4SS). 

—  A.  Leytnarle,  im  »Journal  da  Eeono- 
mitletti,  XV.  Bd.  (I3S7),  S.  150—114.  (Ameige 
der  /ntni.  Ueberteitiing  det  Thiinenichen  Werket 
IL  Bd.,  I.  .ibt.  —  Mathleu  WoUcoff,  Xoii- 
vAlea  obteri-atinnt  an  tujet  de  l'ouvrage  de  31. 
de  Thünen  tur  le  aaUiire  nalitret  (ebd.  XVI.  Bd. 
(1357),  S.  !Xa~5S  —  gegen  Leymarie't  An- 
griffe). —  Demelbe,  Lecture  d'fconomie  p'diti- 
quc  ralionelU,  Ftirit  1361,  .ibichn.  X—XIIL  — 
H.  Wiaketnann,  Die  antike  Landtcirtichaft 
und  rfdJt  ThSaeneebt  Getett,  Leiptig  ISö9.  — 
Ktlenne  iMsgeyrea,  Weehtelbetiehungen  tiri- 
tehen  Volkerermekrusg  und  Höhe  de«  Arbeitt- 
lohnet,  Heidelberg  1800.  —  Herrn..  Jtoeater, 
Zur  Kritik  der  Lehre  vom  Arbeitslohn,  Erlangen 
1361.  —  H.  von  MangoMt,  (irundritt  der 
VoIkmirUrhafUlehre,  Stuttgart  1363  (S.  16'iff.).  — 
Qeorg  Friedrich  Knapp,  Zur  Prilfuug  der 
L'nltruichungen  Thäaeut   aber  Lohn   und  Zint- 

fum  im  itolirrten  Staate,  Brauntehweig  1865.  — 
Derselbe,  Gmndhemchaft  und  Rittergui,  Leip- 
tig 1397,  S.  140J.  —  ZWfio.  Jos.  Brentatw, 

l'fbrr  J.  H.  ro»  ThUnrnt  vaturgemSttrn  Lohn 
«nd  Zin^Hst  im  itolierten  Staate,  GSttingra 
13ST.  —  H.  Schuhmacher-Zarehlin. .  Johann 
Heinrirk  ron  Thilnen.  Ein  Fortcherleben,  Sot- 
teck   1808,    II.    Aufl.    ebd.  1873.    —  Befgclbe, 

Vebrr  Johann  Heinrieh  eon  Thänent  Qeteli 
vom  nalurgemätien  Arbeiltlohn  und  die  Be- 
deutung dinn  Getetiea  für  die  WirUiehkelt, 
Rotlock  1869.  —  Ed.  Berena,  Versnch  einer 
krititrhen  Ihigmengetrhiehte  der  Grundrenle, 
Leiptig  1368,  S.  16£ff.,  bei.  S.  m^lS-l.  — 
von  Hertaann,  Staattwirtaehaflliche  Unter- 
»nehungen,   IL  Auß.,   Manchen   1870,    S.  507 ff. 

—  Alb.  Sehäffle,  Das  grtetltrhaflliche  Syttein 
der  mentehlichen  Wirttchi^,  2  Bde.,  IIL  Aufi., 
Tübingen    1873,    1.  Bd.,    S.  StiS,  Sti9;    IL  Bd., 

S.  i(W/.,  i!T4ff.  —  Oeorg  von  Falek,   Dir 

Thüneniche  Lehre  vom  Itildungtgeiett  det  Zint- 
/miei  undvom  natargemötien  Arbeittlohn,  Leipzig 
1S7S.  ~~  E.  Dühring,  Kriiitche  Geaehiehte  der 
Xationaläkotumile  un'f  det  Soiiolimnu»,  IL  Aufl. 
Berlin  1875,  .S.  314—30.  —  Victor  BOhmeft, 
Dir  tleirinnbrtriligvng,  3  Bde.,  Leipzig  1378,1.  Bd. 
.\l—7.^C.KnUe,DrrKredil,U.HiilJlc,Berlin 
1373,  S.  ]-'■■>  ff.  —  Evg.  Bßhm  von  Bauierk. 
Grtehirhir    mid  Kritik  der  Kapilnliintlhr<rrirrn, 
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luaiiruck  ISSi,  S.  19S  ff: ;  IL  Aiiß.  ebd.  1900, 
*-.  19Bff.  —  Sedtey  TayUtr.  Pnßl-$kari,ng 
belleten  capitnl  and  labovr,  London  ISSi-  — 
GuaL  Cohii,  Grundlegrmg  der  Xalioaolölto- 
Homie,  atultgart  1SS5,  S.  125/.  —  Conrad 
Sehwtldt,  Der  natürliche  ArbHttlohn,  Jtna  1337, 
.S.  16 — 40.  —  JbÄn  Kella  Ingram.,  HitU-ry 
"S  polüieal  economy,  London  ISSS,  S.  ISO — SS 
(drnUeS  u.  d.  T.:  oGeaekiehte  der  Vnlkmcirt- 
tthafltUhre«  von  B.  Xoachtan,  Täbingem  1S90, 
S.  iSi—SS).  —  FrUdr.  von  Wleiier,  Der 
uatürlUhe  Wert,  Wien  JSS9,  Ü.  137 -S9.  — 
ilaurice  Block,  Lei  progrti  de  la  seieitce 
•'citnomique  depiae  Adam  Smük,  2  Bde.,  ParU 
JS90,  II.  Bd.,  S.  S59~6e.  —  Daniel  Zolta, 
Art.  ade  Tliunens  im  Xonreati  dirtionnaire  d'eeo- 
n..nll>  potitiq«e,  IL  Bd.,  ParU  1S92,  S.  1009^13. 

—  iMigl  Coma,  Intmdviiane  allo  iliidio  dell' 
er..Hoviia  ji-Ulifa,  IIL  A«ß.,  Sailano  ISaS,  S. 
JtlSj.  —  Lippert,  Art.  vTMnen»  in  der  I. 
Auß.  dee  HandaSrlerb.  VI.  Bd.,  S.  S>JI—S6.  - 
Adolf  Buehenberge^,  Agmrweien  und  Agrar- 
Politik,  S  Bde.,  Leipzig  1892,  I.  Bd.  S.  14,  6011  ff. 

—  JuU  Liehr,  Grundbegriffe  und  Grundlagen 
iler  i^blttvirUeluift,  Leipzig  lS9.i,  S.  Siäff.  — 
JoK  von  Komorzynekt,  Thänen»  naturge- 
ui/imer  Arbeittlokn  (in  der  »Zeiuehr.  /.  Volktu-., 
.''Otialpol.  u.  Verw.a,  IIL  Bd.,  S.  S7—6SI, 
Wita  189i.  —  Jos.  C  Moore,  ron  Thünent 
Theory  of  noh/iwi  möge»,  Boitnn  1895  (S.A.  aii* 
tllanrard)  »QuaTterlg  Jonmal  o/  eeonomici«, 
IX.  Bd.).  —  E.  Sax,  in  SchSnbergi  Handbuch 
IV.  Aufl.,  I.  Bd.,  S.  SS7/.  —  Th.  MitHoff 
und  SchSnberg  ebd.  S.  674  «'"'  71S  f.  — 
Th.  Frh,  t-on  der  Goltt,  ebd.  IL  Bd.;i,  S. 
f~if.  —  Alfr.  Marahall,  Prinriplen  of  ecn- 
»omie»,  Leindon  IS'JS,  S.  SO^f.  —  ScMinberg, 
Art.  Arbeiiilohn  in  der  IL  Aufl.  dta  Hand- 
.rörferb.  der  ^aateu:  oben  Bd.  I,  S.  SSSf.  —  W. 
Lexis,  Art.  Grundrente,  IL  Abichn.  (ebd. 
Bd.  IV,  S.  S7iff^.  —  J.  Conrad,  Grvndiifi 
:um  Sluditim  der  poliliachen  Otknnomie,  I.  Teil, 
iXalitmalStoHomieJ  IIL  Auft.,  Jena  191)0,  S. 
■:iS—4S;  IL  Teil  ( Volkiairleehafltpotitik)  II. 
Aufl.,  Jena  1398,  S.  8/.  —  R  lim  PhUfppo- 
Vtchf  Crwnrfrw  der  politi'fhen  Oetonomie, 
I.  Bd.,  IIL  .iHfl.,  Freiburg  i.  B.  1S99,  S. 
ISlff.  —  G.  Schmoller,  Grundriii  der  allge- 
meinen VolkitcirUehafiüehre,  1.  Teil,  Leipzig 
19'i",  S.  117,  S7S,  iS4.  — 

Carl  ilrünberg. 


Thür-  nnd  Fensterstener 
..  Gebäiidesteuer  oben  Bd.  IV,  S.  6tf. 


Tiere,  Tierfang 
8.  Jagd  oben  Bd.  IT,  S.-1299ff. 


1.  Anaübang  der  Tierheilkunde.    Bis 

in  die  zweite  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 
lag  die  Tierheiltunde,  soweit  sie  nicht  von 
Äerzten  nebenbei  betrieben  wni-de,  in  der 
Hand  von  Hufschmieden  und  Scharf ricUtern, 
Schäfern  nnd  Hirten,  denen  sicli  lienim- 
ziehende  Quacksalber,  die  Viehdoktoren,  an- 
schlössen. Es  ist  das  Verdienst  von 
Bourgelat  (1713—1779),  im  Jahre  171J2 
zuerst  eine  Tierarzneischule  in  Lyon  ge- 
gründet zu  haben,  die  bald  vom  Staate  über- 
nommen wurde  und  der  1766  die  könig- 
liche Tierarzneisehnle  zu  Alfort  bei  PaiL^i 
zur  Seite  tiat.  In  den  nächsten  Jahrzehnten 
folgten  die  in  eisten  europaischen  Staaten 
dem  von  iVankreich  gegebenen  Beispiel  in 
der  Gründung  solcher  Anstalten,  So  wiir- 
den  Tiemrzneischiden  gegründet :  1769  zu 
Turin,  1771  zu  Oßttingen,  1773  zu  Kopen- 
hagen, 1777  zu  Wien,  177S  zu  HanuoTor. 
1780  zu  Dresden,  1784  zu  Karlsruhe,  1787 
zu  Mailaad,  1790  zu  ßerlin  etc.  Sie  sollten 
zunächst  nur  zur  Aiisbildnug  von  Rossaizteu 
für  die  Armee  und  die  LandgeslUte  dieoeu 
und  wuitlcn  er»t  in  dem  19.  Jahrhundert  zu 
■wissenschaftlichen  Lehranstalten  umgebildet, 
welche  die  Förderung  der  Tierheilkunde 
und  die  Heranbildung  von  Tierärzten  zur 
Aufgabe  hatten.  Jedoch  blieb  in  den  meisten 
Staaten  die  Freiheit  des  Betriebs  der  Tier- 
heilkunde bestellen,  und  nur  in  einigen 
Staaten  ward  eine  auf  Grund  einer  wissen- 
schaftlichen Prüfling  zu  erteilende  Appro- 
bation hierzu  verlangt  (Bayern,  Edikt  vom 
1.  Februar  1810,  Tit.  5.  Polizei-StG.B.  von 
18GI,  Art.  112:  Sachsen,  G.  v.  14.  De- 
zember 18.'>8;  Baden,  Polizei-Str.G.B.  von 
1863,  §  82;  Hannover,  Q.  v.  9.  Oktober 
1863).  In  Preussen  war  nach  dem  Ge- 
werbesteuergesetz vom  2.  November  1810. 
§  21,  eine  besondere  polizeiliche  Erlaubnis 
erfoi-dorlich,  die  jedoch  nach  dem  G.  v. 
20.  Mai  1820  in  Wogfall  kam.  Auch  nach 
der  deutschen  Gewerbeordnung,  §29, 
ist  die  Ausübung  der  Tierheilkunde  jäler- 
mann  freigegeben.  Aber  nur  solche  Per- 
sonen dürfen  sich  als  Tierärzte  oder  mit 
gleichbedeutendem  Titel  bezeichnen  oder 
vom  Staate  oder  einer  Gemeinde  als  solche 
anerkannt  und  mit  amtlichen  Funktionen 
betraut  wenleu,  welche  eine  staatliche 
Approbation  auf  Grund  des  Nachweises  der 
Befähigung  erhalten  haben.  Der  Bundesrat 
hat  die  Vorschriften  über  den  Nachweis  der 
Befähigung  zu  erlassen  und  die  Behörden 
zu  bezeichnen,  welche  die  Approbationen 
zu  erteilen  befugt  sind.  Die  Approbation 
ist  für  das  ganze  Reich  giltig  und  kann  nur 
zurückgenoramen  werden,  wenn  die  Unrich- 
tigkeit der  Nachweise  dai^than  wird,  auf 
Grund  deren  sie  erteilt  worden  ist,  oder 
wenn  dem  Inhalier  der  Approbation  die 
blii-gerlichen  Ehi'enieehte  abeitannt  woi-deii 
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sind,  in  letzterem  FEÜle  jedoch  nur  für  die 
Dauer  des  Ehrverlmles  (Gew.-O.  §  53).  Die 
vom  Bundesrate  eriasseneD,  gegenwärtig 
Mitenden  Prflfungs Vorschriften  sind  in  der 
Bekanatmaühting  des  EeichskanzIerB  vom 
13.  JiiH  1889  veröffentlioht  worden.  Zur 
tierärztlichen  FachprOfting,  der  eine  natur- 
wissenschaftliche PrflfuDg  vorhergehen  ranss, 
werden  nur  Personen  zugelassen,  die  inin- 
destena  7  Semeater  tierärztliche  oder  andere 
höhere  wissenschaftliche  deutsche  Lehran- 
stalten besncht  und  auf  denselben  das 
Stiidinni  einer  Keihe  vorgeschriebener 
Fächer  betrieben  haben.  Wer  ohne  Appro- 
bation sich  als  Tierarzt  bezeichnet  oder  sich 
einen  ähnlichen  Titel  beilegt,  durcli  den  der 
Glaube  erweckt  wird,  der  Inliaber  sei  ein 
geprüfter  Tierarzt,  ist  strafbar  (Gew.-O. 
§  147^'). 

Die  approbierten  Tierärzte  sind  allein 
berechtigt,  blutige  Operationen  an  Tieren, 
die  an  älilzbrand  erKrankt  oder  der  An- 
steckung durch  Milzbrand  verdäohtig  sind, 
vorzunehmen,  und  sie  allein  dürfen  zur  6e- 
liandlung  von  Einhufern  und  Schafen,  die 
am  Milzlirand  oder  an  der  Räude  erkrankt 
sind,  zugezogen  wenlen  (R.G.  betr.  Abwehr 
und  ünteiiirilckong  von  Viehseuclien  vom 
1.  Mai  18H  §§  32,  52).  Sie  sind  aber 
auch  verpflichtet,  wenn  sie  von  dem  Aus- 
bruch einer  der  in  dem  angeführten  Reichs- 
gesetz  bestimmten  Krankheiten  oder  von 
Erscheinungen,  welche  den  Verdacht  eines 
Ausbnielis  einer  solchen  Krankheit  begrftmlen, 
Kenntnis  ertialten,  der  Polizeibehörde  An- 
zeige zu  macUea  (§  0). 

Aehnlich  ist  der  Rechtszut-tand  in 
Frankreich.  Auch  Mer  ist  die  Ausübung 
der  Tierheilkunde  keiner  Beschränkung 
unterworfen.  Al>er  nur  approbierte  Tier- 
ärzte dürfen  sich  als  vetörinairos  oder  mit 
einem  gleichbedeiitonden  Titel  bezeichnen 
(Code  pf-n.  Art,  2ü!))  und  niu-  sie  düi-fen 
zur  Behandlung  der  an  Viehseuchen  er- 
krankten Tiere  herangezogcm  werden  (Vieb- 
seuchengesctz  vom  21.  JuH  1881,  Art.  12). 
~  Dagegen  ist  nur  iy)probiertcn  Tierärzten 
die  Ausübung  der  Tierheilkunde  gestattet 
in  Oealerreich  (G.  hetr.  die  Organisation 
des  Öffentlichen  Sanitätsdienstes  vom  30. 
April  l«7ü,  §g  8,  14,  V.  des  Ministeriums 
des  Innern  v,  21.  Juni  1882,  g  6),  Italien 
(G.  Ober  öffentliciie  Gesundheitspflege  vom 
22.  Dezember  188S.  Art  22,  23)  und  Bel- 
gien (0.  V.  4.  April  189U). 

2.  Tierärztliche  Behörden.  Tierärzt- 
liche Beamte  sind  in  allen  Staaten  ange- 
stellt. Sie  iiaben  den  Verwaltungsliehörden 
in  allen  Angelegenheiten  der  Tierheilkunde 
und  der  Bekämpfung  der  Viehseuclien  als 
sachverständiger  Beirat  zu  dienen,  sie  haben 
die  Aufsicht   über  den  Gesundheitszustand 


der  Haustiere  zu  führen  imd  einzelne 
veterinärpolizeiliche  Massregeln  namentlich 
bei  Ausbruch  einer  Viehseuche  zu  vollziehen. 
In  Preussen  steht  die  Verwaltung  des 
gesamten  Veterinärwesens  unter  dem  Mi- 
nister für  Landwirtschaft,  Domänen  und 
Forsten  (Kßnigl.  Erlass  vom  27.  April  1872). 
Demselben  steht  als  beratende  Behörde  eine 
technische  Deputation  für  das  Velerinär- 
wesen  zur  Seit«.  Nach  der  Kabinettsordre 
vom  13.  Juli  1817  wird  in  jedem  Regienmgs-  ' 
bezirke  ein  Departementstierarzt,  in  jedem 
Kreise  einKreistierarztangesteilt.  Sie  müssen 
in  einer  besonderen  Prilfung  ihre  Befähigung 
zur  Bekleidung  dieser  Aemter  nachgewiesen 
haben  (Vorschriften  vom  19.  August  1896). 

Aehnlich  ist  die  Organisation  iu  den 
anderen  deutschen  Staaten,  In  Sachsen 
erhalten  die  approbierten  Tierärzte,  welche 
zwei  Jahre  nach  der  Approi>ation  <lie  Staats- 
prüfung für  die  Tierarzneibeamten  ablegen, 
den  Titel  Amtstierarzt.  Sie  sind  keine  Be- 
amte (Beamter  ist  der  Bezirkstierarzt).  aber 
sie  können  mit  veterinärpol izeilichen  Funk- 
tionen beauftragt  wenlen  (V.  v.  9.  März 
1870,  Instmkt.  v.  16.  Oktober  18771.  —  In 
Bavern  (V.  v.  11.  Februar  1877).  Würt- 
temberg {V.  V.  30.  Dezember  1870), 
Baden  und  Hessen  bilden  die  appro- 
bierten Tierärzte  Kreis-  (oder  Bczirks-)ver- 
oine  zur  Vertretung  ihrer  Staudesinteresseu 
und  zur  Beratung  veterinärpol  izeilicher 
Massregeln.  In  Bayern  hat  jeder  Kreis- 
verein zwei  Mitglie<ler  in  die  veterinärpotizei- 
hche  Abteilung  des  (Jbermedizinalaus- 
schiisses  zu  wälden.  In  den  anderen  süd- 
deutschen Staaten  wählen  die  Vereine  die 
Mitglieder  eines  tieräiztUchen  Lan<lesaus- 
schusses. 

In  Oesterreich  steht  dem  Minister 
des  Innern  ein  oberster  Sanitätsiat,  den 
Statthaltern  der  einzelnen  Kronländer  ein 
Landeasanitätsrat  zur  Seite,  Velerinärpoli- 
zeiüche  Beamte  sind  iu  ilen  Kroitländem 
der  Landestierarzt,  in  den  Bezirkshaupt- 
mannsühaften  der  Bezirkstierarzt  (G.  v.  30. 
April  1870).  —  InFrankreioh  dient  dem 
Minister  für  Ijandwirtschaft  als  beratende 
Behörde  ein  comite  eonsultatif  dos  epizixitios. 
Jede  Gemeinde,  in  welcher  Vieh-  otier 
Pferdemärkte  abgehalten  wenlen,  ist  vcr- 
pfliehtet,  einen  (iemeindetierar^t  anzustellen 
(G.  V.  21.  Juli  1881,  Art.  3s,  40).  —  In 
Italien  ist  der  Minister  des  Inneni  die 
oberste  Verwaltungsliehöi-de.  Je  ein  Tier- 
arzt ist  Mitglied  des  oberen  Gesundheils- 
rates imd  der  I'rovinzialgesundhcitsrätc.  In 
jeder  Provinz  ist  ein  Provinzialtierai-zt  an- 
gestellt. Mit  der  Cel)erwachung  der  Tier- 
einfuhr sind  Grenz-  und  Hafcutierärzte  be- 
auftragt. Die  Präfekten  können,  soweit 
dies  ei-forderlich  erscheint,  die  Gemeinden 
zur  Anstellung  von  Gemeindetierärzteu  ver- 
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pflichten  (G.  v.  22.  Dezember  1888,  Art.  1, 

4,  8,  18—21). 

Lltteratnr;  Liotmlng,  Lthrburh  da  Ver- 
v^atlungtFfchU,  S.  iOSff.  —  O.  Meyer,  Lthr- 
bvch  de»  Vene<Ulwngirtcht»,  I,  S.  SU  ff.  — 
Elchbaum,  Grundrai  der  Getchicfitt  der  Tier- 
heilkunde, 1385.  ■ —  SchneiAemAM,  Diu  Tier- 
arsKiitreten  Dtttttehland»  und  detim  Eimel- 
ilaaUu  in  »einer  gegemtärHgen  Geatalt.  Nach 
nmaicken  QaeUtit,  1893. 

IjQtnlng. 


Toniolo,  Giaseppe, 

S;b.  1845,  wirkt  gegenwartig  als  ordentlicher 
rofeasor  der  politischen  Oekonomie  eiiuclilieBB- 
Uch  Statistik  an  der  Universitttt  Pisa. 

Toniolo  Teröffent lichte  von  Btaatawissen- 
schaftüchen  Schriften  in  Buchform:  Dell'  ele- 
menlo  etico  quäle  fatt«re  intrinseco  delle  leg^ 
economiclie,  Fadua  1874.  —  Sulla  econoniia 
delle  piccole  indnstrie:  Saggi,  ebd.  1674.  —  Snlla 
distribozione  della  ricchezzn:  Lezioni,  ebd.  1878. 
—  Dei  rentoti  fattori  della  potenza  economica 
di  Firenxe  nel  medio-eTO.  Conaeraziooi  sociati- 
economiche,  Mailand  1882.  —  Scolaatica  ed  oma- 
nismo  nelle  dottrine  econumiche  al  tempo  del 
riuasciment')  in  Toscana,  discorso  iaangurale 
deir  anno  accademico  188(1/87,  Pisa  1887;  das- 
selbe, 2.  Aufl,  n.  d.  T.:  Storia  delle  dottrine 
econoraiche  in  Toscana,  dalle  ortgini  nel  inedio 
eTO  fine  al  necolo  XIX,  Florenz  1892.  — 

Toniolo  veröffentlichte  von  Staate wiasen- 
schshUchen  Artikeln  in  Zeitschriften:  1. 
In  Archivio  ginridico,  Bd.  XLI:  Sintesi  storica 
delle  Ticende  economiche  del  comnne  fiorentino 
1378  al  1530.  —  2.  In  Giomale  degli  Econo- 
misti,  I*adua:  Delle  varie  forme  di  rimnnera- 
zione  del  lavoro  in  rapporto  colla  partecipazione 
degli  operai  ai  profitti  degli  imprenditori,  Bd.  I, 
April-September  187ö,  S.  a84/3ül.  —  Snl  kvoro 
delle  donne  e  dei  fancinlli  nelle  indnstrie  maoi- 
fattnriere  di  Venezia  e  sopra  aknni  criteri  di 
legisUzione  industriale  in  Italia.  Conclusioni 
da  rapporto  del  Comitato  di  stndi  ecnnomici  di 
qnesta  cittA,  Bd.  IV,  Oktober  1876— März  1877, 
S.  109,127.  —  Snlla  teorica  della  rendita.  Le%- 
tera  al  (Senatore)  F.  Lampertico  a  propositJ} 
del  libro:  la  proprieti,  Bd.  IV,  Oktober  1876— 
Mirz  1877,  S.  346,62  nnd  466/481.  —  I  salario. 
iSaggio  di  nne  eaposidone  sistematica  delle  sne 
leggi.)  Bd.  Vm,  Oktober-Dezember  1878,  S, 
a^;88. 

Toniolo  ist  ein  Anhänger  der  Dreifaktoren- 
theorie, wonach  zur  Herstdlunp  wirtschaftlicher 
Güter  Katur,  Arbeit  und  Xapital  eine  produk- 
tive  Tbätigkeit  entwickeln,  und  begreift 
unter  Satur  im  wirtschaftlichen  Sinne  alle  or- 
ganischen Kräfte  und  Stoffe  der  äusseren  Welt, 
welche  die  menschliche  Arbeit  unterstützen  oder 
von  dieser  als  ProduktiigSter  gehoben  werden. 
Das  Kapital  amfasst  nach  ihm  sämtliche  her- 
gestellten ProduktiTgäter,  sowohl  Roh-  als 
Hilfsprodnkte,  einschliesslich  der  zur  Bervor- 
bringnn^sarbeit  erforderlichen  Gerätschaften, 
deren   die   produktive  Arbeit   bedarf.     Das  £a- 

fdtal  wird  daher  als  produzierter  Prodnktions- 
aktor  gedacht,  der  als 'Tauschobjekt  und  dnrch 


andere  nützliche  Dienste  seine  Prodnktions- 
thätigkeit  forteetzt.  Das  Beineinkommen  ent- 
spricht bei  Toniolo  jener  Bonifikation  auf  die 
Güt«rerzengunjr,  welche  letztere  im  Einzelfalle 
abschlieaat.  Die  Summe  aller  Binzeleinkommen 
bildet  das  Keinein kommen  im  heutigen  Wirt- 
schaftsataate,  welches  sich  aus  Lohn,  Grundrente, 
Kapitalzins  und  Unternehmergewinn  zusammen- 
setzt. In  seinerLohntheorie  Stent  Toniolonoch  auf 
dem  Ton  der  neueren  Wissenschaft  verworfenen 
Adam  Smithschen  Standpunkt«,  daas  der  Ar- 
beitslohn von  Angebot  und  Nachfrage  geregelt 
werde.  Als  Anhänger  Ricardos  zeigt  er  sich 
in  der  Darstellung  der  Grundrententheorie, 
Der  Kapitalzins  entwickelt  sich  nach  ihm  aus 
dem  einem  Unternehmer  geliehenen  ond  von 
diesem  wirtschaftlich  frnktiflzierten  Kapital, 
dessen  Interesse  dem  Kapitalisten  zufiiesst, 
während  der  Untemehmergewinn  ¥0n  der  grös- 
seren oder  geringeren  Nützlichkeit  des  Unter- 
nehm ungsobjekta  und  der  darauf  verwandten 
Opfer  aohängt.  Dass  bei  der  Gesamteinkom- 
mens- oder  Eeichtnms vorteilung  unter  sämt- 
liche an  der  wirtschaftlichen  Produktion  Parti- 
cipierenden  nach  Befriedigung  der  Grundeigen- 
tümer, Kapitalisten  nnd  Unternehmer  für  den 
Arbeiter  nur  eine  winzige  Teilq^uote  übrig 
bleibt,  erkennt  Toniolo  an,  auch  weiss  er  dieses 
Misaverhältnis  aus  dem  Werte  der  Beisteuer 
zum  Anwachsen  'des  Gesamteinkommens,  welche 
vorstehende  drei  Kapitalistengruppen  leisten, 
zutreffend  zu  begründeu.  —  In  der  Einleitung 
zu  „Scolastica  ed  umauismo''  (s.  o.)  erwärmt 
sich  Toniolo  für  die  Idee  einer  Verschmelzung 
von  Realismus  und  Idealismus,  von  Wirtschaft 
und  Christentum.  Er  befürwortet  keine  Wieder- 
kehr der  Produktivität  und  Gätorvert«ilung  im 
Wirtechattaleben  hemmenden  mittelalterlichen 
kanonischen  Bevormundung,  er  wUnacht  aber 
als  Gegengewicht  der  Ausnilchse  des  materia- 
listischen Nützlichkeitsprincipea  in  der  Wissen- 
schaft von  deren  Vertretern  diejenigen  Grund- 
sätze der  christlichen  Muralphilosophie  als  Richt- 
schnur anerkannt,  welche  gegen  das  egoistische 
Recht  des  Stärkeren  in  der  Welt  des  materiellen 
Erwerbs  Front  machen. 

Vgl.  über  Toniolo:  Gobbi,  L'economia 
politica  negli  aorittori  italiani  del  secolo 
XVI/X\1I,  MaUand  1889,  S.  334.  —  v.  Schul- 
lern-Schrattenhofen,  Theoretische  Natio- 
nalökonomie Italiens  in  neuester  Zeit,  Leipzig 
1891,  S.  126ff.,  194/95  u.  li.  —  Coasa,  lutro- 
dnzione  alle  studio  dell'  economia  politica,  3. 
Aufl.,  Mailand  1892,  S.  524  n.  0. 

Lipperl. 


1.  Begriff   and   Wesen   der  T.     Als 

Tontincn  im  weiteren  Sinne  des  Wortes 
bezeichnet  man  in  Denlschland  alle  den 
Charakter  der  Versicherung  tragenden  Ein- 
richtungen,  bei   welchen   auf  önind  statt- 
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gehabter  Einzahlungen  Summen  auf  das 
Blngste  Leben  einer  oder  mehrerer  Personen 
einer  gimzen  Gruppe  bestimmter  Art  gestellt 
sind.  Dabei  fallen  je  den  Feberlebenden 
die  Beträge  zu,  welche  durch  Absterben 
der  anderen  Mitglieder  der  Gesellschaft 
verfügbar  werden.  Durch  das  Merkmal  der 
Vererbung  unterscheiden  sich  die  Tontinco 
wesentlich  von  der  auf  einen  Kopf  gestell- 
ten Leibrente,  von  der  auf  das  kürzeste 
Leben  gestellten  Verbindiingsrente  und  von 
der  einfadien  IjebensverMchening.  _  Aller- 
dinga kommen  bei  jeder  Gegenseitigkeits- 
versichenmg,  welche  nicht  den  Charakter 
der  Tontine  trägt,  auch  Uebertragimgen  von 
den  einen  Mitgliedern  auf  die  anderen  vor. 
Doch  ist  hierbei  nicbt  allein  die  rechtliche 
Grundlage,  sondern  auch  die  Sache  selbst 
anderer  Art.  Bei  der  Lebeue Versicherung 
insbesondere  wird  für  die  frühzeitiger  Ver- 
storbenen mehr  gezahlt,  als  sie  an  Prämien 
entrichtet  haben,  imd  die  Ueberlebenden 
sind  es,  welche  hierfür  aufzukommen  haben  ; 
bei  der  Tontine  ist  das  Verhältnis  das  um- 
gekehrte. In  Frankreich  freilich  setxt  man 
den  associations  en  cas  de  survie  die  asao- 
ciations  en  cas  de  mort  gegenüber  und  be- 
zeichnet auch  die  letzteren  als  Tontinenge- 
sellschaflen,  bei  denen  in  Todesfällen  Ver- 
teilungen auf  die  Sechtsnaclifolgcr  der  Ver- 
storbenen stattfinden.  Theoretisch  sind 
derartig  eingerichtete  Gesellschaften  in  den 
mannigfaltigsten  Formen  denkbar,  wie  über- 
haupt die  Tontinen  in  den  verschiedensten 
Gestaltungen  auftreten  können.  Die  Gesell- 
schaft kann  dabei  eine  echte  Gegenseitig- 
keitsgesellschaft sein  oder  ein  Unternehmer 
nimmt  die  Einzahlungen  in  Empfang  und 
trägt  dann  das  durch  die  Sterbhchkeit  be- 
dingte Risiko  aus  den  ihm  \-ertra^smfissig 
auferlegten  Verpflichtungen,  wie  dies  z.  B. 
bei  den  Tontinenanlehen  des  französischen 
Staates  der  Fall  war. 

2.  Die  Formen  der  T.  Die  bekannteste 
Form  der  Tontine ,  welcher  man  diesen 
Namen  auch  meist  schlechthin  ku  geben 
pflegt,  ist  diejenige,  bei  welcher  gegen  ein 
eingezahltes  Kapital  so  lange  eine  jälirlich 
gleich  hohe  Rentensiimme  gewährt  wird, 
als  überiiaupt  Mitglieder  der  Gesellschaft 
leben.  Die  Summe  selbst  wird  unter  die 
einzelnen  Mitglieder  nach  Massgabe  ihi'er 
Einzahlungen  verteilt  so  dass  die  Eiunah- 
men  der  Üeberlebenilen  mit  jedem  Todes- 
falle wachsen.  Die  Hente  wäre  nach  einer 
Sterblichkeitstafel  in  folgender  Weise  zu 
berechnen.  Ist  für  eine  Person  vom  Alter 
a  die  Wahracheinlichkeit,  nach  Verlauf  von 
X  Jahren  nicht  mehr  am  Leben  zu  sein, 
■-■■-  Wx,  so  ist  für  1  Personen  die  Summe 
der  Walirscheinlichkeiten  aller  mögUchen 
Fälle,  dass  nämlich  alle  gestorben,  alle  noch 
am  Leben    oder   die   einen  gestorben, 


ren   noch  am  Leben  sind,   ~     \^^  -|- 

(l  —  Wjt)  ^1.  Die  Wahrscheinlichkeit, 
dass  alle  gestorben  sind,  ist  gleich  Wj^  und 
die  Wahrscheinlichkeii ,  dass  mindestens 
noch  eine  Person  sich  am  Leben  befindet, 
^  1  —  Wx,  Ist  m  das  höchste,  nach  der 
Tafel  erreichbare  Alter,  setzen  wir  m  —  a 
,  bezeichnen  wir  die  Wahrscheinlich- 
neuen,  1,  2  3  ...  n  Jahre  nicht  mehr  zu  er- 
leben, mit  W|,  Wj  .  .  ,  'Wii,  sei  ferner  der 
Zinsf uss  =  o,op ,  der  Zinsfaktor  l,op  =  q, 
würde,  wenn  die  Tontinisten  zusammen 
ein  Kapital  100  einschiessen,  die  jährlich 
zu  zaluende  Beute  r  sich  ergeben  aus  der 
Formel : 


—  W 

'  + 
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Vernachlässigen   wir   die  Potenzen   der 
Grössen  W,  so  stellt  sich  die  Rente  auf  r  = 

— ^ — y      Dieselbe   ist  um  so   grösser,   je 

kleiner  n  oder  je  höher  das  Alter  der  zu 
einer  Gesellschaft  zusammentretenden  Ton- 
tinisten ist.  Sie  ist,  da  sie  nur  eine  be- 
grenzte Anzahl  von  Jahren  hindurch  ent- 
richtet wird,  neben  dem  Zins  also  auch 
einen  Tilgebetiag  umschliesst,  höher  als  der 
der  Rechnung  unterstellte  Zins.  Der  Unter- 
nehmer, so  der  Staat  als  Schuldner,  hätte 
Gewinn,  wenn  das  letzte  Mitghed  der  Ge- 
sellschaft früher  stirbt,  als  nach  der  Tafel 
anzunehmen  war,  im  entgegengesetzten 
Falle  hätte  er  einen  Verlust  zu  tragen. 
Allerdings  ist  die  angeführte  abgekürzte 
Formel  für  r  nur  anwendbar,  wenn  die  Zahl 
der  Beteiligten  genOgend  gross  ist.  Aus 
derselben  würde  für  eine  geringere  Anzahl 
von  Personen  sich  eine  zu  niedrige  Rente 
berechnen,  weil  dann  die  erwähnten  Po- 
tenzen nicht  unberücksichtigt  bleiben  dür- 
fen. Für  eine  einzelne  Person,  für  welche 
die  Wahrscheinlichkeiten,  die  höheren  und 
das  höchste  Alter  zu  erreichen,  sehr  ge- 
ring sind,  wäre  der  Jetztwert  einer  gleich- 
bleibenden Rente  von  der  Höhe  1  gleich 
_I  —  Wj_  ^  1  -  W^  _^  _  _  1  —  Wn 
iV  "    <i'  "  ■         q»       ■ 

Ist  aber  der  Einzelne  Mitglied  einer  Ver- 
erbungsgesellschaft, so  ist  die  Rente,  auf 
welche  er  Aussicht  hat,  keine  gleichblei- 
bende, sondern  vielmehr  eine  von  Jahr  zu 
Jahr  steigende,  und  zwar  erhöht  sie  sich  im 


Verliältnis    von 


-  W, 


-  W. 


.  ■  _  y,-.    Jeder  Teilbetr^,  auf  welchen  der 

Einzelne  hoffen  darf,  ist  aber  noch  mit  der 
Wahi-scheiiüichkeit    zu   multiplizieren,    mit 
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welcher  der  belr.  ganze  Jahresbetrag  Über- 
haupt zu  erwarten  ist    Wir  erliaJtea  somit: 

1_W|  1— W]  1— W'n 

Für  eiiie  Persooeozahl  von  der  Grösse, 
bei  welcher  die  sämtlicheo  Potenzen  der 
ZSkler  verschwindend  klein  werden,  erhal- 
ten wir  wieder  eine  Reihe,  welche  lediglich 
vom  Zinafusse  und  vom  höchsten  erreich- 
baren Alter  abhängig  ist.  Für  eine  Eente 
von     der    Höhe     der     oben     angeführten 


Glosse 


1 


wäre  die  Snmme  gleich  -ryor ' 
d.  fa.  gleich  dem  oben  aageuommenen  Ka- 
pital 100. 

Je  kleiner  die  PerBonenzahl,  um  so  grösser 
r,  um  so  grösser  aber  auch  die  Wabrechein- 
lichkcit  starker  Abweichungen  der  Wirk- 
lichkeit vom  wahrscheinlichsten  Werte.  Für 
eine  sehr  grosse  Anzahl  Tontinisten  wird 
dieselbe  verschwindend  klein. 

Einen  gut  gemeinten,  aber  mit  den  Grnnd- 
fätzen  des  Versicherungswesen b  wenig  über- 
einstimmenden Torachlag  madite  v.  Justi  in 
«einer  FinaaEwiasengch^  (1767).  Den  jün- 
geren AltcrskUsseu,  meinte  er,  solle  man  weni- 
ger, den  ülteren  mehr  als  den  landesüblichen 
Zins  Eahlen  nnd  zwar  bei  einem  Zinssatze  von 
b"!,,  den  Altersklassen  im  Alter  von 


25—30  Jahren  5,5  •/„ 
30-40       -       6     „ 

■W— 60       „       0,5  , 
50—70       „       7      „ 


1—6  Jahren  3  '!<, 
5-10  „  3,5  n 
10— lö  .  4  . 
15-20  „  4,5  „ 
20-25       „       5     „ 

Jnsti  liess  atch  dabei  von  dem  Gedanke 
leiten,  dass  der  Reiz  zam  Beitritte  doch  bei 
allen  Altem  gross  sein  werde,  indem  jeder  auf 
ein  langes  Leben  nnd  somit  dnrch  Sterbefälle 
CO  gewinnen  hoffe.  Bei  den  jüngeren  Altera^ 
klassen  sei  die  Anzahl  der  noch  in  Anaeicht 
siebenden  StcrbefKlIe  gross,  darom  genüge  auch 
für  dieaelben  ein  genngerer  Prozentsatz.  Ein 
Zeitgenosse  Jnstis,  der  Engländer  A.  Hooke, 
machte  deswegen  1750  den  Vorschlag,  die  Til- 
gang  der  englischen  Schnld  dadnrch  zu  be- 
wirken, dasB  man  dieselbe  in  99jährige  Ton- 
tinen  verwandele.  Die  Schuldner  würden  sich 
wegen  der  GewinnmQglichkeit  mit  dem  üb- 
lichen Zinsfasse  begnl^en,  so  dasa  für  den 
Staat  nicht  einmal  eine  Erhühnng  der  Jahres- 
ansgaben  eintrete.  Auch  A,  Smith  und  nach 
ihm  V.  Jakob  u.  a.  meinten,  wegen  des  Ver- 
trauens, welches  jeder  Mensch  anf  sein  Glück 
setse_,  würden  die  Tontinen  hüher  bezahlt,  als 
sie  eigentlich  wert  aeien.  In  der  That  wurden 
denn  auch  in  Frankreich  vethältniamässig  nie- 
drige Renten  gewährt.  Auch  hatte  man  wegen 
jenes  Reizes  die  Tontinen  mehrfach  mit  Lotte- 
rieen  verbunden. 

Bei  dem  angeführten  einfachen  Falle 
«iirde  untetstellt,  dass  die  Tontinisten 
gleichaltei'%  seien  mid  eine  geschlossene 
Gesellschaft  bildeten.  Nun  könnten  aber 
auch   die  verschiedenen  Altersklassen  aller 


während  eines  Jahres  eintretenden  Mit- 
glieder oder  einer  Jaliresgesellschaft  oder 
auch  diejenigen  mehrerer  Jahresgesell - 
schatten  in  der  Art  mit  einander  in  Ver- 
bindung treten,  dasa  nach  dem  Aussterben 
einer  Klasse  die  nächstjüngere  Klasse,  nach 
dem  Aussterben  einer  ganzen  Gesellschaft 
die  des  nächsten  Jahres  das  noch  übrige 
Vermögen  erbt.  Diese  Verbindung  ist  frei- 
lich nur  m^lich,  wenn  mit  genügend 
brauchbaren  Tafeln  imd  mit  einem  verhält- 
nismässig niedrigen  Zinsfuss  gerechnet  wird, 
da  sonst  von  einem  übrigbleibenden  Ver- 
mögen oft  keine  Rede  sein  würde.  Um  zn 
verhüten,  dass  nicht  einer  Altersklasse  ein 
allzugrosser  Vorteil  erwächst,  kennen  Höchat- 
beträgc  für  die  Renten  festgesetzt  werden, 
nach  deren  Erreichung  weitere  Vererbungen 
ao  andei-e  Altersklassen  und  Jahresgesell- 
Bchaften  entfallen.  Wegen  dos  Vorteils  der 
Vererbung  wären  die  jüngeren  Klassen  von 
vorn  herein  mit  verbal  In  is  massig  geringeren 
Renten  auszustatten  als  die  älteren.  Ist  die 
Anzahl  aller  während  eines  Jahros  sich 
meldenden  Teilnehmer  nicht  gross  genug, 
so  können,  wie  dies  in  der  Wirklichkeit 
mehrfach  eingerichtet  wurde,  die  Alters- 
klassen mehrerer  Jaliresgesell Schäften  mit^ 
einander  vereinigt  werden. 

Einfacher  gestaltet  sich  die  Sache,  wenn 
nielit  das  eingezahlte  Kapital  in  von  der 
Leijensdaner  abhängige  Renten  aufgelöst 
wird,  sondern  nur  die  üblichen  Zinsen  in 
Anrechnung  kommen,  so  dass  allenfalls  auch 
Erben  berücksichtigt  werden.  Alsdann  sind 
u.  a-  folgende  Kombinationen  möglich : 

1.  Die  gesamten  Zinsen  werden  unter 
die  jeweilig  noch  lebenden  Mitglieder  ver- 
teilt, so  dass  auf  den  Kopf  ein  mit  der  Zeit 
steigender  Anteil  entfällt.  Nacli  Ablauf 
einer  vertragamässig  bestimmten  Frist  oder 
schon  früher,  sofern  die  Auflösung  der  Ge- 
sellschaft aus  anderen  Gründen  erfolgt,  fällt 
das  Kapital  den  vorhandenen  Ueberlebenden 
oder  diesen  und  den  Hechtsnachfolgern  der 
bereits  verstorbenen  Mitglieder  zu.  Die 
letztere  Zuteilung  kann  freilich,  zumal  wenn 
der  Vertrag  auf  lange  Zeit  abgeschlossen 
ist,  mit  grossen  Schwierigkeiten  verbunden 
sein,  denen  von  vorn  herein  durch  die  fest- 
zusetzenden Vereinbarungen  zu  begegnen 
wäre. 

2.  Die  Zinsen  werden  dem  Kapitale  zu- 
geschlagen; bei  Auflösung  der  Gesellschaft 
wird  der  ganze  angehäufte  Fonds  unter  die 
übrig  gebliebenen  Mitglieder  verteilt  oder 
es  gelangen  mir  Zins  imd  Zinseszins  zur 
Veileilung,  während  auf  das  urspriingliche 
Kapital  auch  die  Rechtsnachfolger  der  ver- 
storbenen Gesellschafter  einen  verhältnis- 
mässigen Ansprucli  haben;  oder  es  erhält 
jedesMitgUedeineRente,  welche  nach  seinem 
Tode  mit  Zins  und  Zinseszins   aufgespart 
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wiiij,  um  später  unter  die  Ueberlebenden 
verteilt  zw  werden. 

Es  -würde  zu  weit  führen,  hier  alle  denk- 
bar mißlichen  oder  auch  uiu-  die  in  der 
Wirklichkeit  schon  vorgekommenen  Einrich- 
tungen zu  besprechen.  Nur  sei  noch  be- 
merkt, dasa  die  Einzahlungen  nicht  not- 
wendig immer  in  Kapital  zu  bestehen 
brauchcD,  sondern  auch  in  JahresprSmien 
geleistet  werden  können.  Die  H5he  der- 
selben wäre  alsdann  nach  den  Grundsätzen 
der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  zu  er- 
mitteln. 

Die  eine  der  genannten  Formen  ist  die 
der  Ausateuerversicherung.  Eine 
solche  ist  als  Gegenseitigkeitsgeaellscliaft  in 
der  Art  denkbar,  dass  eine  zusammenge- 
schlossene Summe  verzinslich  angelegt  und 
nach  einer  bestimmten  Zeit  unter  die  über- 
lebenden Mitglieder  der  Gesellschatt  verteilt 
wird.  Zahlt  jedes  Mitglied  das  Kapital  1 
ein  und  ist  die  Wahrscheinlichkeit,  das 
Ende  jener  Zeit  —  etwa .  n  Jahre  —  zu 
erleben,  gleich  Wn,  so  entfällt  später  auf 
jeden  Ueberlebenden   eine  Summe   in   der 

Höhe  von  J-.-.  Nach  der  deutsehen  Sterbe- 
tafel würden,  wenn  gleich  nach  der  Geburt 
für  die  Lebendgeborenen  Einzahlungen  ge- 
leistet werden,  nach  Vorlauf  von  20  Jahren 
bei  einem  Zinsfusse  von  3'/s%  auf  den 
Kopf  entfallen  beim  männlichen  Oeschlechte 
der  3,36faehe  und  beim  weiblichen  der 
3,29  fache  Betrag.  In  der  Wirklichkeit  kann 
allerdings  die  bterblichkeit  unter  den  Mit- 
gliedern der  Gesellschaft  eine  grössere  oder 
geringere  sdn,  als  sie  nach  der  zu  Grunde 
gelegten  Sterbetafel  sein  mOsste.  Demnach 
kann  bei  einer  Gegenseitigkeitsgesellschaft 
die  auf  den  einzelnen  Ueberlebenden  ent- 
fallende Summe  von  vorn  berein  nur  nach 
Wahrscheinlichkeitssätzen,  nicht  aber  fest 
bestimmt  werden.  Eine  unbedingt  fest- 
stehende kann  sie  nur  dann  sein,  wenn 
eine  dritte  Person,  und  zwar  eine  Ver- 
sicherungsanstalt, das  Risiko  übernimmt  und 
sich  gegen  eine  einmalige  oder  gegen 
jährliche  Einzahlimgen  verpflichtet,  dem 
versicherten,  der  das  festgesetzte  Alter  er- 
reicht (Kinderausstattung)  bezw.  bei  wel- 
chem auch  noch  andere  im  Vertrage  fest- 
gestellte Bedingungen  eintreten  (Militäi^ 
dienstversichei-ung  etc.),  die  vereinbarte 
Summe  auszuzalilen. 

Das  Tontinenprincip  mit  der  Vererbung 
von  Summen  auf  die  Ueberlebenden  wnirde 
in  der  neueren  Zeit  auch  mit  der  Lebens- 
versiehenmg  in  Verbindung  gebracht  und 
zwar  bei  der  amerikanischen  » Versichenuig 
mit  Ansammlung  des  Gewinns«.  Eine  An- 
zahl von  »mit  Gewinnanteil  versichertent 
Personen    giebt    bei    ihrem    gleichzeitigen 


(während  der  Dauer  eines  Jahres  erfolgen- 
den) Eintritte  die  Erklärung  ab,  dass  sie 
auf  unmittelbare  Auszahlung  der  auf  ihre 
Policen  entfallenden  Dividenden  verzichten 
wollen.  Für  diese  zu  einer  Klasse  verei- 
nigten Personen  wird  ein  gemeinsamer 
Fonds  gebildet.  Demselben  wachsen  alle 
Dividenden  mit  Zins  und  Zinseszins  zu. 
welche  in  der  festgesetzten  Zeit  hatten  zur 
Auszahlung  kommen  sollen.  Dazu  kommen 
in  mehreren  Fällen  unter  bestimmten  Vor- 
aussetzungen auch  die  verfallenden  Policen, 
in  anderen,  und  zwar  bei  der  »Vei-sichening 
mit  beschränkter  Oewinnansammlun^i,  wenn 
nicht  diese,  so  doch  die  Dividenden, 
welche  auf  sie  entfallen  wären.  Nach  Ver- 
lauf der  bestimmten  Zeit  wird  der  ganze 
angesammelte  Fonds  unter  die  bis  dahin 
noch  verbliebenen  Mitglieder  verteilt 

Diese  Einrichtung  hat  den  Zweck,  den 
Reiz  zum  Beitritte  zur  Lebensversicherung 
zu  erhöhen,  nachdem  info]^_  der  Erniedri- 
gung des  Ziusfusses  die  Dividenden  hatten 
ermässi^  werden  müssen.  In  Deutschland 
liat  man  sie  unter  der  Bezeichnung  >Divi- 
dendengesellschafto  eingeführt.  Dabei  wird 
auch  wohl  der  Wiederaustritt  aus  der  be- 
treffenden Gesellschaft,  die  Umwandlung 
der  Versicherung  in  eine  fernerhin  pi-ämien- 
freie  Police  so^vie  die  Reduktion  der  Ver- 
sicherungsumme  freigestellt,  jedoch  mit  der 
Massgabe,  dass  der  Anspruch  auf  die  an- 
gesammelte Dividende  bei  einem  Austritt 
ganz  und  bei  Reduktion  des  Versicherungs- 
kapitals in  einem  dieecr  Reduktion  ent- 
sprechenden Vürhäitnis  verloren  gehen  soU. 

3.  Geschichtliches.  Die  Tontinen  sind 
ihrem  Wesen  nach  schon  vor  dem  16,  Jahr- 
hundert in  Itaben  und  Deutschland,  insbe- 
sondei-e  in  deutschen  Städten  bekannt  ge- 
wesen ;  eine  grössere  Verbreitung  >md  zwar 
vornehmlich  in  den  romanischen  Ländern 
gewannen  sie  erst  seit  dem  17,  Jahrhundert 
Benannt  wurden  sie  nach  einem  neapolita- 
nischen Bankier  Lorenzo  Tonti,  nach 
dessen  Plan  lO'ß  Fouquet  unler  dem 
Kardinal  Mazarin  dieTontine  als  Mittel  be- 
nutzen wollte,  um  durch  ein  Staataanlehen 
den  zemltteten  Finanzen  wieder  aufzuhelfen. 
Es  sollte  ein  Kapital  von  25  Millionen  Livre 
aufgenommen  und  dafür  eine  Rente  von 
1025000  Livre  gezahlt  wei-den.  Alle  Teil- 
nehmer sollten  je  nach  dem  Älter  in  10 
Gruppen  eingeteilt  werden  und  jeder  der- 
selben ',10  jenei'  Renle  zufallen.  Der  Ver- 
such scheiterte  jedoch  au  dem  Widerspruche 
des  Parlaments,  welches  die  Rcgistnemng 
dos  Ediktes  verweigerte-  Pontchartrin 
nahm  lOHti  den  (.ic<Ianken  mit  besserem 
Erfolge  wieder  auf.  Dem  von  ihm  begebe- 
nen Tonti nenanlehen  folgte  169G  ein  zweites 
und  170S  ein  drittes.  Darauf  wurden  in 
den   Jahren    17,S1— 1759  noch  fünf  weitere 
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Tontinen — Tooke 


Tontiuen  eingerichtet  und  zwar  mit  gHnsti-  j  land  und  Oesten-eich  befassten  sich  Anfang 
gern  Erfolge.  Die  Rentner  wurden  durch  und  noch  Mitte  des  19.  Jahrlmnderts  eine 
die  neue  Anlehenform  deswegen  ange-  Reihe  von  Rentenanstalten  eifrig  mit  dem 
zogen,  weil  sie  bei  den  ewigen  Renten  Gedanken  der  Bildung  von  Tontinen.  Doch 
durch  gewaltsame  Reduktionen  erhebliche  hat  sich  derselbe  nicht  in  dem  erwarteten 
Eiiibiissen  erlitten  hatten.     Ea  bestanden  im  |  Masse  verwirklicht, 

Jahre:  Diejenige   Form   der  Tontinen,   wie   sie 

1  früher  in  Frankreich  flblicli  war  und  bei 
welcher  die  Rente  alter  Mitglieder  allmäh- 
lich auf  Hundertlausende  anwuchs,  iet  im 
allgemeinen  zu  verwerfen.  Bei  dei-selben 
lumdelte  es  sich  weniger  um  eine  wirtschaft- 
liche Sicherstellung  als  vielmehr  um  eine 
Art  GUlcksspiel.  Auders  dagegen  liegt  die 
Sache  bezüglich  der  oben  erwähnten  und 
anderer  ihnen  ähnlichen  heute  ia  der  Praxis 
mehr  gepflegten  wichtigen  und  wohlthätigeii 
Zweige  des  Versieben mgswesens. 

J.  Lehr.     Max  v.  Hcekel. 


1769 

1774 

Ewige  B«nten 

22,4 

47,4  MUl.  Pres 

Leibrenten 

4,9 

ö>6     „        „ 

Doch  war  die  Toutine  des  Jahres  V'ß 
die  letzte  von  bedeutenderem  Umfange. 
'Wogen  der  durch  sie  geschaffen oti  finanzi- 
ellen Schwierigkeiten  verbot  1763  eine 
Deklaration  des  Königs  diese  Art  Staate 
anlehen.  Und  ein  arn>t  du  conseil  vom 
5.  Juli  1770  verfügte  die  Aufhebung  aller 
Staatstontinen ;  dieselben  ^vurden  nachher  in 
Leibrenten  umgewandelt.  Die  späteren  pri- 
vaten TontinengesellBchaften,  deren  wich- 
tigste die  1759  genehmigte,  1770  unter- 
drückte,  aber  1791  von  neuem 
und  bis  1889  bestandene  CaisE 
war,  wurden  in  Frankreich  gesetzlich  ge- 
regelt am  1,  April  1809,  12.  Juni  1842  und  12. 
November  ISO,  nachdem  vorgekommene 
Misabräuche    ein    Einschreiten    der   gesetz- 

Sjlenden  Gewalt  nötig  gemacht  halten, 
ie  Errichtung  von  Tontinen  ist  hiernach 
von  der  Genehmigung  diirch  die  Verwal- 
tung abhängig.  Insbesondere  sind  die  Sta- 
tuten, welche  gewissen  Normatiworechriften 
genügen  müssen,  zur  Genehmigung  vorzu- 
legen. Eine  zu  errichtende  Gesellscnaft  soll 
wenigstens  lü  Mitglieder  zählen.  Wenn 
eine  Gesellschaft  sich  vor  dem  für  die  Ver- 
teilung bestimmten  Termine  durch  Wegfall 
der  Versicherten  oder  der  Unterzeichner 
auflöst,  so  fallen,  wenn  nichts  anderes  ver- 
einbart ist,  die  vorhandenen  Fonds  dem 
Staate  anheim.  Den  Statuten  sind  die  er- 
forderlichen Tarife  anzufügen.  Auch  ist  in 
denselben  anzugeben,  welche  Sterblichkeits- 
tafel und  welcher  Zinsfuss  den  letzteren  zu 
Grunde  gele^  ist.  Die  Fonds  der  Gesell- 
schaft sind  m  Staatsrenten  anzulegen,  und 
zwar  werden  die  letzteren  auf  den  Samen 
der  Anstalt,  insbesondere  auf  denjenigen  der 
einzelnen  Klassen  eingeschrieben,  denen  sie 
ziigehören.  D»l>ei  ist  auch  die  Zeit  anzu- 
geben, zu  welcher  die  Verteilung  vorzuneh- 
men ist.  Bis  dahin,  wo  die  Rententitel  auf 
den  Namen  der  einzelnen  Ueberl  eben  den 
übertragen  werden,  sind  die  Fonds  vnllstän- 
dig  immobilisiert.  Die  Tontinengesellschaf- 
ten  sind  einer  eigenen  Ueberwadiungskom- 
mission  imterstelit. 


.  ,^      1  Tooke,  Thomns, 

igenchtete  i 

Laf  aree  '  S^^-  ^'^^  '"  ^^-  Pet*rsburg,  gest.  in  Ixindon  am 
=tzlich  ee-  i  ^^-  ^^-  ^*^-'^  ^*  Mitglied  der  Royal  Society  und 
korrespondieren  des  Mitglied  des  (ranzüsischen  In- 
stitut«. Im  30.  Jahre  trat  er  als  Teiluebmer  in 
eins  dergrtlsHten  Handelshäuser  Londons,  welches 
in  einem  lebhaften  Produktenaustausch  verkehr 
mit  RuBAland  stand,  uad  aus  dieser  Zeit  stammt 
seine  Antipathie  gegen  die  ZuUscbranken.  Er 
wnrde  einer  der  rührigsten  Partisane  des  Frei- 
handels, und  im  Namen  der  Londoner  Kanf- 
leute  reichte  er  1820  die  von  ihm  verfasate 
„Uerchants'  petition  ia  favour  of  free  trade" 
nein)  Parlamente  ein.  Nach  Aufgabe  seiner 
kaufmännischen  Gesehäftstbätigkeit  verwertete 
er  seine  vielseitigen  KenntniBse  und  Erfahrun- 
gen als  Direkter  der  „^jal  Exchange  AHSurance 
Corporation",  HitgrUnder  und  Präsident  der 
„Katbarine'ü  Dock  "Kompagnie,  Mitbegründer 
und  langjähriges  VerwaltungsratsmitKlied  der 
lüisenbabngeseUschaft  London- Birmingham  et£.; 
ferner  war  er  Cümmissioner  an  der  ersten 
grossen  Fabrik  enbeaufsicbtigungsenquete  und 
früsideot    der    Untersacbungskou  "' 

Kinderarbeit  in  den  Fabriken. 

Tooke    veröffentlichte     von 
schaftlichen  Schriften  in  Buchform: 

Tboughtn  and  details  on  the  higb  and  low 
prices  of  the  tbirty  jears  from  1793  to  1822. 
London  1823;  2.  Aufl.,  1824.  ~  Considerations 
on  the  State  of  the  currency,  1.  n.  2.  AuH.,  ebd. 
182B.  —  A  letter  to  Lord  örenville  on  the 
efFectn  ascribed  to  the  resumption  of  cash  pay- 
ments  on  the  value  of  the  currencyj  ebd.  18K). 
—  On  the  currency  in  connection  with  the  com 
trade  and  on  the  com  laws,  in  a  second  letter 
to  Lord  Grenville,  1.  n.  2.  Aufl.  ebd.  1829.  — 
A  history  of  prices  and  of  the  State  of  the  cir- 
culation  from  1793—1856,  6  Bde.,  ebd.  1838— 
18ö7.  (Inhalt;  Bd.  1  und  2:  A  history  of  pri- 
issiuii  uii.iireiBiii.         „^  ^     ,    , .  .  cea  ete.  from  1793  to  1837,  preceded  bv  a  brief 

Auch  jmenghschen  Staatsschuldenwesen  Kketch   of  the  «täte   of  the  com   trade  in  iLe 
spielten  die  Tontinen  eme,  wenn  auch  nicht   j^j  j^-o  oentnriea     Bd   3:   A  history  of  prices 
HO   grosse    Rolle   wie    in    Frankreicli.     Die  etc.,  continnation  in  1838' and  18.iy;   with  re- 
letzte wurde  1779  eingerichtet.     In  Deutsch-  |  marks   ou  the   com   laws  and  on   some  of  the 
Mandverurbncb  dar  ScaftUwliuiucharun.    Zweit«  AndMcc.   ^'H,  '' 
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'    bauking    sy stein. 

ä9  to  1847,  with  tt 
g«nera1  review  of  the  currency  qaestjou,  nod 
remarks  of  the  OMration  of  tne  Act  7  aud  8 
Vict.,  cap.  32.  Bd.  ä  und  6:  Continuation 
during  the  nine  :Fears  1848—56,  completed  by 
"W.  Newmarch,  with  an  indei  to  the  sii  vo- 
Inmes],  dasselbe  in  deatscher  Uebeisetzung  mit 
ZnsStzen  von  C.  W.  Aaher,  2  Bde.,  Dresden 
1858f59.  (Als  Vorläater  dieser  Preisgeschichte 
ist  das  Werk  Thonghta  and  details  on  the  high 
and  low  piices,  etc.  [s.  o.)  zu  betrachten.  Wel- 
cher Anteil  der  beiden  SchluMbände  der  Preis- 
geschichteauf  NewmarchftUt,  den  Tooke  18öO  als 
Hitarbeitergewann,  istinderNewniarcbschenBio- 
M^hie  [vel  Handwörterb.,  2,  Aufi.  1901,  oben  Bd. 
V,S,  984/85i  genau  angegeben.)  — Aniuquiryinto 
the  currency  principTe;  the  counection  of  the 
currency  with  prices,  and  the  eipediency  of  a 
Separation  of  issne  frooi  banking,  1.  a.  2.  Aufl., 
ebd..  1844.  [Polemisiert  im  alleeraeinen  gegen 
das  Currencysvstem  nnd  die  Peelsche  Bankakte.  1 
—  On  the  Bank  Charter  Act  of  1844,  its  prin- 
ciples  and  Operation,  with  suggestions  for  an 
improved  administration  of  the  Bank  of  Eng- 
land, ebd.  1856,  —  Vier  der  oben  aufgeführten 
kleineren  Schriften  Tookes  polemischen  Inhalts 
finden  sich  abgedruckt  in  den  Sammelwerken: 
Tracts  on  currency  and  banking,  13  Bde., 
London  1796— 1861  und  Pamphlets  on  currency 
and  banking,  ebd.  1856. 

Tooke  wird  von  J.  Stnart  Mill  als  das 
„head  of  the  monetary  science"  bezeichnet  und 
„tbe  Econamist"  (s.  u.)  sagt  von  ibm  „in 
many  respects  for  a  long  period  the  chief  of 
living  Economists".  Tooke  war  der  bedeutendste 
Gegner  der  Peelscben  Bankakte  von  1844,  er 
war  femer  der  Fahrer  Jener  ausgje wählten 
Gruppe  Volks wirtäthaftlicher  Theoretiker  und 
Praktiker,  welche  gegen  das  Currencysystem 
Front  machten :  Mül,  Fnllerton,  J.  Wilson.  Gil- 
bart etc.  und  sich  durch  diese  Opposition  auch 
gegea  die  RicardoBchc  Doktrin  auflehnten. 
Diese  Doktrin,  welche  bereits  1810  durch  die 
Bunin onkommission  des  englischen  (Jnterhanseii 
auf  die  imeinlüsbaren  Zwangsuoten  der  Bank 
von  England  hinsichtlich  ihres  EinÜnsses  auf 
die  Scbwankuneen  des  Wechsel knraes  sowie  der 
Waren-  und  G^dpreiae  Qbertragen  worden  war, 
wurde  später  von  der  eieentlic'hen  Currency- 
theorie  in  folgenden  Fnndamentalslltzen  adop- 
tiert: „Die  Menge  des  Geldes  ist  für  »eine  Wert- 
entwickelnng  massgebend;  der  Bouillon handel 
wird  dnrch  die  Edelmetalleintubr  einen  zn 
hohen,  durch  die  Edelmetallansfuhr  einen  zn 
niedrigen  (leldwert  ansgleichen,  und  es  bat  im 
ersteren  Falle  eine  zu  geringe,  im  anderen  eine 
zn  grosse  Geldmenge  den  Geldwert  gehoben 
nnd  andererseits  gedrückt,"  Die  sogenannte 
Quantitätstheorie,  welche  aas  der  Vermehrung 
der  im  Umlauf  betindlichen  Papiergeld  menge 
ein  Sinken  des  Wechselkurses  nnd  eine  Stei^e- 
mn^  insbesondere  der  Getreide-  nnd  Goldpreise  ' 
ableitete,  fand  in  Tooke  ihren  befähigtsten  Be- , 
kftmpfer,  welcher  die  Grundlosigkeit  aller  jener  i 
Konseiiueuzen  darlegte,  die  von  den  tjnantitäts- 
theiiretikeiTi  aus  der  Papiergeld  rerm  e  hmug  J 
während  der  Restriktionszeit  gezoiren  wurden,  j 
Die  Peelsche  Bankakte  vom  19.  VII.  1844  ver- 
folgte den  dreifachen  Zweck,  erstens  dem  Miss- 
liranclie  der  Noten enüssinn  zu  steuern,  zweitens 


eine  Garantie  für  auch  in  Handelskrisen  unge- 
hemmt funktionierende  Einlöabarkeit  der  Noten 
der  Bank  von  Buglaud  zu  schaffen  nnd  drittens 
die  Spekulation,  soweit  sie  in  dem  vermehrten 
Notenumläufe  zum  Ausdruck  kommt,  sich  nnr 
bis  zur  HUhe  des  Deckun^fonds  der  Bank  ent- 
falten zn  lassen.  Jede  dieser  drei  Intentionen 
hat  Tooke  angegriffen  und  teils  ihre  Grund- 
losigkeit, teils  ihre  UnzuläDKÜchkeit  dargelegt. 
Die  neue  sogenannte  Peelsche  Bankverfassung, 
welche,  wie  Tooke  besonders  hervorhebt,  ge- 
rechterweise, nach  ihrem  eigentlichen  geistigen 
SchSpfer,  Lord  Overstone,  hktte  genannt  werden 
müssen,  wird  von  Tooke  mit  der  Ueberlegen- 
heit  des  Forschers  bekämpft,  dem  für  keine 
seiner  Behauptnngen  die  statistische  Unterlage 
mangelt.  Aus  dieser  Beweisfühnmg  geht  u.  a. 
hervor,  dass  die  Spekulation  den  Notennmlauf, 
der  sich  in  England  nnd  Wales  in  den  Jahren 
1836 — 1856  stationär  gehalten,  so  wenig  beein- 
flusste,  dasB  z.  B.  in  Zeiten  effektiver  Ueber- 
speknlation  Banknoten  in  einem  geringeren  Be- 
trage umliefen  als  in  einein  normiüen  Gesi^hüfts- 
jahre;  dass  femer  in  den  Handelskrisen  von 
18'25  nnd  1847  die  Notencirknlation  nur  nm 
wenige  Pfund  Sterling  gestiegen,  der  Hetall- 
vorrat  dagegen  ganz  bedeutend  zusammehge' 
schmolzen  war. 


menge  hängt  vom  Steigen  oder  Sinken  der  er- 
fabrungsm^i^  mit  Banknoten  bezahlten  Ar- 
tikel ab,  der  Notennmlanf  ist  daher  der  Be- 
wegung des  Geld-  nnd  Warenmarktes,  die  Ge- 
staltung des  letzleren  aber  nicht  dem  Noten- 
umläufe unterworfen,  wonach  anch  der  Satz 
der  (Juantitäts-  nnd  Currency theoretiker  hin- 
fällig wird,  dass  die  Verändemngen  in  der  Ko- 
tencirkulatJon  der  Zettelbanken  auf  die  Preise 
binsichtlich  deren  Veränderung  bestimmend  eiu- 

Die  Tookesche  „Hlstory  of  prices"  eehört 
zn  jenen  Büchern,  die  weit  mehr,  iiTs  ihr 
schlichter  Titel  verspricht,  leisten.  Der  Ver- 
fasser beschränkt  sich  darin  nicht  auf  die  blosse 
statistische  Darstellung  der  Freisbewegung,  er 
erforscht  anch  deren  Kausalität  und  ihre  Wic- 
kungen. Die  Preisgesrhichte  wird  demnach  in 
seiner  Behandlung  eine  Wirtschaftsgeschichte 
Englands  im  grossen  Stile,  wenn  sie  anch  erst 
den  Beginn  ttes  amerikanischen  Unabhängig- 
keitskrieges zum  Ausgange  nimmt  nnd  mit  dem 
sechsten  Decennium  des  neunzehnten  Jahrhun- 
derts ahschliesst. 

Vergl.  über  Tooke;  On  Mr.  Tookes  letter 
to  Lord  Urenville  on  currency,  taken  froin  the 
London  Magazine,  Jlarch  18^9,  London  1829.  -  -■ 
Mac('nlloch,  Literatnie  of  politieal  economv, 
ebd.  1845,  S.  .57,  179,  184,  li».  —  Torrens 
(t'olonel),  The  principles  of  practica!  Operation 
of  Sir  Robert  Pcel's  Bill  of  1844  explained  and 
defended  agninat  the  ohiection«  of  Tooke, 
Fullarton  and  Wilson,  2  Teile,  ebd.  184748. 
—  l'hevalier,  Cimrs  d'economie  poUtique, 
Bd.  III:  La  monnsie,  Paris  1850,  S.  69/70, 
3484»,  351  52,  421/22  u.  ü.  -  Wagner,  Bei- 
träge zur  Lehre  von  den  Banken,  Leipzig  1857, 
S.  Wff.  n.  Ü.  —  Thomas  Tooke  (obituarj-) 
,Tbe  Econoniisf*,  Xr.  6,  HL  18:>8,  London. 
■  T   r.ii-'ing  a  memorial    (a  pro- 
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fessorship  of  economic  scicnce  in  King's  Coüege) ' 
tn  Mr.  Tooke:  in  „.Tournai  of  the  SUtUtical 
Society  of  London",  Bd.  SXI,  1858,  S.  201.201. 
—  Pickford,  VolkswirWchaftliche  Monats- 
schrift, Jahrg.  I.  Erlangen  18Ö8,  Bd.I,  S.41ff., 
1328,  —  Wagner,  Geld-  nnd  Kredittheorie 
der  Peelsclien  Bankakte,  Wien  1862,  S.  ^JS  29, 
01/61  Tl.  ö.  —  Francis,  History  ot  the  Bank 
of  England,  New-Ynrk  1862,  S.  161,  439.  - 
Wolowski,  Question  des  banqnes,  Paris  1864, 
S.  323 ff.  —  Verloren,  De  verhoudine  van 
den  Staat  tot  het  bankivezen,  Utrecht  1H64,  S. 
6,=j,66,  —  R.  E.  Thompson,  Social  Mcience 
and  national  economy,  Philadelphia  IBT.'i,  S. 
23j'24  u.  5,  —  Walker,  Political  economy, 
London  1883,  S.  178,  343,'44.  —  Jevous,  In- 
vestigationd  in  currency  and  finance,  London 
1H84,  S.  121)  130,  142,  195,  26U,  321  u.  ö.  — 
Rogers,  Indnatrial  and  commercial  history  of 
Enjdand,  ebd.  1892,  S.  65,  327,  429.  —  Nonveau 
lUctionnaire  d'econoraie  politiqne,  Paris  1891,92, 
Bd.  I,  S.  644,  Bd.  II,  S.  1031.  —  Cannan, 
History  of  tbe  theories  of  production  and  db- 
tribntion,  etc ,  London  1893,  S.  148,  löO. 

LlpperU 


Torrens,  Robert, 

eeb.  1780  in  Irland,  gest.  am  37.  V.  1H64  in 
London.  Bereits  1808  trat  er  in  seiner  ersten 
Schrift:  „The  economists  refuted"  (s.  u.)  als 
„Colonel",  wie  er  sich  auf  dem  Tilelhlatte  be- 
seichnet,  an  die  OelTentlichkeit.  1821  war  er 
einer  der  19  Volkswirte:  Maltfaus,  Kicardo,  J. 
MiU,  Tooke,  Warbnrton  etc..  welche  den  „Poli- 
tical Economy  Club"  in  London  grün  rieten, 
nach  dessen  Vorbilde  die  Sociale  d'tconomie 
polit.  1842  in  Paria  Ina  Leben  gerufen  wurde. 
1830—34  Teitrat  Torreua  den  bedeutenden  In- 
dnstrieplatz  Bolton  le  Moors,  in  der  Grafschaft 
Lancaster,  im  englischen  Unterhause,  18^-^6  wurde 
er  Jlitglied  der  „Royal  Sof-iety"  zu  London. 

Torrens  veröffentlichte  von  Staats wissen- 
Hcbaftlichen  Schriften  in  Buchform: 

The  ecunomlsts  refnted;  being  a  reply  to 
Mr.  Speiice's  „BritaJn  independent  of  commerce", 
London  1808.  —  Essays  on  rooney  and  paper 
enrrency.  ebd.  1812.  —  An  essay  on  the  external 
com  Trade:  containing  an  iHquiry  into  tbe  ge- 
neral  principles  of  that  import  branch  of  traflic ; 
an  exnmination  of  the  exceptions  to  wich  these 
principles  are  liable;  and  a  comparative  State- 
ment of  Ihe  effects  wich  restriction«  on  impor- 
tation  and  free  interconrse  are  ealcntatcd  to 
prodQce  npon  subsistence,  agricultnre,  commerce 
nnd  revenue,  ebd.  1818;  dasselbe,  2.  Aufl..  ebd. 
1820;  3.  Aufl..  ebd.  1820;  4.  Aufl.  u.  d.  T.l  Es- 
say etc.,  4.  edition,  increaaed  by  a  new  section 
on  the  effects  of  free  trade  upon  the  value  of 
nioney,  ebd.  1827.  —  A  letter  to  tbe  freemen 
iif  Bdchester  on  the  petitiou  apainst  Lord  ßin- 
nJDg'i«  retnrn  being  declared  fnvoloTis  and  vaxa- 
tions,  and  on  the  rigbt  oE  Ihe  cldest  son  of  a 
Scotch  Peer  to  represent  an  Englisli  county, 
tity,  or  borougb,  ebd.  1819.  —  Essny  on  the 
production  of  wealth ;  with  an  appendix  in 
whifh  the  principk-s  of  polilical  economy  are 
applied    to    the    actnal    circiinistanccs    of    this 


country,  ebd.  1821.  —  On  wagen  and  combi- 
Daiions,  ebd.  1834.  —  (,'olonization  ot  South 
Aostralia,  ebd.  1836,  —  A  letter  and  Supple- 
ment to  a  letter  addresaed  to  the  (Rt.  Hon. 
Lord  Viaconnt)  Melbourne  on  the  causes  of  tbe 
recent  derangement  in  the  money  market,  and 
on  bank  reform,  2  Teüe,  ebd.  1837.  —  The  bud- 
get:  a  seriea  of  lettera  on  Snaacial,  commercial, 
and  colonial  policy,  by  a  meraber  uf  the  Poli- 
tical Economy  Club  (Colonel  Torrena],  ebd. 
1H41— 43.  —  Ä  Letter  to  the  (Rt.  Hon.  Sin 
Robert  Peel,  on  the  condition  of  England,  and 
on  the  meaus  of  removing  the  canaes  of  dist- 
ress, 1.  u.  2.  Aufl.,  ebd.  1843.  —  Reply  to  the 
objections  of  the  „Westminster  Review'  to  the 
goverument  plan  for  tbe  regnlation  of  the  cur- 
rency, ebd.  1844,  —  An  inquiry  into  the  prac- 
tica! working  of  the  proposed  arrangements  for 
the  renewal  of  the  Charter  of  tbe  Bank  of 
England,  and  the  regnlation  of  the  currencv. 
1.  u.  2.  Aufl.,  ebd.  1844.  —  A  letter  to  (LorS) 
Ashiey  on  the  principles  which  regulate  wages. 
and  on  tbe  manner  and  degree  in  which  wages 
would  by  reduced  by  the  passing  of  a  ten  honrs 
Bill,  ebd.  1844.  —  On  the  Operation  of  tbe 
I  Bank  Charter  Act  of  1844,  as  it  affects  com- 
]  mercial  credit,  ebd.  1847.  —  The  wiocipleH  and 

?ractical  Operation  of  Sir  Robert  Peels  Bill  of 
844   explained   and   defended  aeainst  the  ob- 

I  jecrions  of  Tooke,  Fullarton  and  Wilson,  2  Teile. 

I  ebd.    1847,48.    —   Neudrucke    seiner   .Schriften . 

I  über  Geld-,  Bank-  und  Kreditwesen  finden  sicli 
iu  den  .Sammelwerken:  „The  pampbleteer:  Po- 
litical Pamphlets;  Tracts  on  currency  and  ban- 
king.'' 

Torrens  erkennt  mit  Adam  Smitli  die  Ar- 
beit, weil  sie  alle  natürlichen  Güter  zn  beben 
nnd  durch  deren  Zubereitung  Kaufkraft  zu  ver- 
leiben habe,  als  einzige  Reicntnmsquelle  an,  er 
entfernt  sich  aber  von  Smith,  der  Arbeitslohn, 
Kapitalgewinn  und  Rente  als  die  drei  Elemente. 
ans  denen  der  natürliche  Preis  bestehe,  an- 
nimmt, wenn  er  gegen  Halthus  die  Theorie 
aufstellt,  dass  der  natürliche  Preis  sieb  ledig- 
lich aus  den  Produktionskosten,  also  ans  Lohn 
und  Kapital  bilde,  die  aufgewendet  werden 
mässten,  die  GüterfUriierung  aus  den  Vorrats- 
kammern des  Naturreich  tum  s  zu  bewirken,  der 
Untemelimergewinn  daher  nur  als  KoatenUber- 
schuss  gelten  dürfe  und  an  den  Hervor- 
bringungskosten  nicht  beteiligt  sei.  Dieser 
Ueberschuss  wird  nach  ihm  im  Austausche  der 
Güter  gewonnen  und  für  letztere  dadurch  eine 
Bewertungshtihe  geschaffen,  die  im  Marktpreise 
zum  Ausdruck  kommt,  ans  dessen  einer  gewiun- 
bringendeuBedUrfnisbefriedigung  GenUge  lei>^teu- 
den  Entstehung  hervorgehe,  dass  er  sich  stetK 
ilber  _dpm  natürlichen  Preise  zu  halten  habe. 
Diese'  Torrenssdie  Marktpreistheorie  deckt  sich 
fast  mit  dem  physiokratischen  D nrcb schnitt." - 

5 reise  der  Tauscbgüter  und  lilsst  ansserdem 
ie  Erklärnng  offen,  woraus  denn  der  vierte 
Faktor  in  der  Gütererwerbalehre,  der  Kapital- 
gewiun,  der  sieh  als  mienx-valne  neben  den 
Gilterpteiseu  behauptet,  seine  Berechtigung  her- 
leitet. Torrens  war  ein  fanatischer  AnhUnger 
des  Currencysy Sterns  nnd  hat  bereits  in  seinen 
zwei  Briefen  an  Lord  Melbourne  |s.  o.)  dem 
Zweiteilungssysteme  der  Geschäfte  der  Bank 
von  England  das  Wort  geredet,  weshalb  ihin 
zugestanden  werden  niuss,  den  ersten  Anstoss 
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zu  dieaer  durth  die  Peelsche  Bankakte  be- 
siedelten Magsregel  gegeben  zu  haben 
übnifen  war  er  aber,  wie  auch  Tooke  ihm 
wirft,  viel  zu  sehr  Doktrinär,  am  für  die  trotz 
der  Bankakte  foitdaverude  wirtschaftsgesetz- 
liehe  Wiederkehr  eewisser  Bewegungen  den 
englischen  GeldmarKtes  sowie  für  die  höheren 
kommerziellen  Gesichtspunkte,  aus  denen  der 
englische  OrOBshandel  das  nene  Notenemissions- 
besclir&nkongsgesetz  von  1B44  abfHUig  he- 
iirteilte,  das  fachmännische  Verständnis  zu  be- 
sitzen. Gleich  Tooke  in  seiner  „Petition  a(  tbe 
mer::hanta  of  the  city  of  London  to  the  honou- 
rable  the  ('ommons"  etc.  hat  Torrens  den  Be- 


r  Komteuernng  von 
verfassten  Schrift  „Essay  on  the  externa! 
trade"  (s.  o.)  mit  ErfoUr  vorgearbeitet.  In  den 
vier  Änfjagen,  welche  dieses  Bnch  erlebte,  be- 
einflusste  er  die  Öffentliche  Meinung  mit  durch- 
schlagendem und  nachhaltigem  Erfolgi?  zu 
Gunsten  der  Aufhebung  der  Gesetze  über  den 
Komhandel,  und  kein  Geringerer  als  Ricardo 
war  es,  der  die  von  Torrens  geltend  gemachten 
Gründe  für  Aufhebnng  des  Verbotes  der  Ge- 
treideeinfuhr fUr  anwiderlegt  und  unwiderl^bar 
erklärte  (s.  o.);  doch  gehörte  Torrens  keines- 
wega  der  Freihandelspartei  an,  aondem  Hess 
sieh  in  seiner  Zollpolitik,  die  hwonders  für  Ee- 
torsionsBüUe   eintrat,   durchaus  von  der  Tarif- 


Vgl.  über  Torrens:  MacCnllocL,  Lite- 
rature  of  political  economy,  London  1845,  S.  56, 
19  u.  ö.  —  Chevalier,  Cours  d'^conomie  po- 
lit.  Bd.  UI:   La  monnaie,  Paris  186U,  S.  4343. 

—  Wagner,  Geld- und  Kredittheorie  der  Peel- 
scheu  Bankakte,  Wien  1862,  S.  11/12.  —  Wo- 
lowsky,  Le  cölonel  Robert  Torrens,  in  „Jour- 
nal des  Econoraistes",  2.  yerie,  44.  Teil,  Paris 
18(54,  S.  281.  —  Wolowski,  Queations  des 
bauques,  ebd.  1864,  S.  a24;a5.  —  Verloren, 
De  verhouding  van  den  Staat  tot  het  bank- 
wezen,  Utrecht  1864,  S.  68,69.  —  R.  E.  Thomp- 
son, Social  science  and  national  econoniv,  Fni- 
ladolphia  1875^  S.  178,  22L  —  Shadwell, 
Svstem  of  political  economj,  Londua  1877,  S. 
aifi,  3M,  373.  ~  Walker,  Political  economy, 
ebd.  im%  S.  179180.  —  v.  B6bm-Bawerk, 
Kapitalzinstheorieen ,  Innsbruck  1844,  S.  lUfT. 
u.  S.  —  Encvclopaedia  Britannica,  Bd.  XIX. 
London  1885. "S.  377.  —  Bonar,  Maltbua  and 
bis  work,  ebd.  1885,  8.  266.  —  Ingram.  His- 
tory  of  political  eionomy,  ebd.  1888,  S.  140,  146. 

—  Zuckerkandl,  Zur  Theorie  des  Preises, 
Leipzig  1889,  S.  264/65.  -  Cannan,  History 
of  the  theories  of  prodnetion  and  distribuiion 
in  Englisli  political  economy,  London  1893,  S. 
35,  167,68,  243/6,  320  ff. 

L,ippei't. 
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8.  (Tchurteuslatistik  obeji  Bil.  IV. 
W.  34  ff. 


XowDseud,  Joseph, 

[Geburtsjahr  und  -ort  unbekannt)  gest.  zu  Pew- 
sey  in  der  engl.  Grafschaft  Wills  am  16.  XI. 
1816,  wurde  erst  praktischer  Arzt,  dann  Me- 
thodistenprediger  and  Übernahni  als  solcher  das 
Rektorat  zu  Pewsev  in  der  englischen  Graf- 
schaft Wilts. 

Townsend  veröffentlichte  von  staatsBisKen- 
scbaftlichen  Schriften  in  Buchform:  A  disser- 
tation  on  tlie  poor-iaws,  by  a  well-wisber  to 
mankind,  London  1786;  2.  Aufl.,  ebd.  1787;  das- 
selbe, Kendnick,  ebd.  1807.  —  Jonmej-  through 
Spain  in  188G;Ö7,  with  particular  attention  to 
agricultnre,  manufactures,  commerce,  population. 
r«,in,     =,.,1    ™,.^n,.n    ».,^  remarks  i~ ' — 


scher  Uebersetznng  i 
Paris  1809. 

Der  TüWDsendschen  BeiaebeschreibunK  ver- 
dankt die  Wiasenschaft  die  ersten  TerlSssTichen 
Nachrichten  über  den  nationalökonomischen  Zu- 
stand des  damaligen  Spaniens.  Hinsichtlich 
des  L'naegens  der  meist  im  Besitze  der  toten 
Hand  beündlichen  Latifundien,  der  Ignoranz 
der  spanischen  Ackerbaubevölkerung  und  des 
Darniedediegens  der  Industrie  decken  sich 
seine  Schilderungen  so  ziemlich  mit  denen  von 
Jovellanos.  Der  Verfasser  der  Reisebeschrei- 
bung-  verfolgt  aber  weniger  tendenziöse  Zwecke 
als  Jovellanos  und  erkennt  das  Gute  in  be- 
stehenden wirtschaftlichen  Einrichtungen,  wie 
selten  er  es  auch  antrifft,  offen  an.  So  spricht 
er  sich  mit  Anerkennung  und  Sachkenntnis 
üker  die  hydrographischen  Verhältnisse  Spaniens 
ans,  weiss  von  der  Kultur  des  spanischen  Maul- 
beerbaumes sowie  von  den  Erfolgen  der  Seiden- 
raupenzucht in  Valenzia  und  Granada  unr  Güns- 
tiges zu  berichten  und  verfolgt  sogar  die  spa- 
nische Seidengewinnung  bis  zu  den  Anfängen 
in  Oliba  und  Griechenland  zurück.  Auf  die 
obligatorische  Armenpflege  in  Spanien  istTon-n- 
send  sehr  schlecht  zu  sprechen;  ihre  Wirkung 
äussert  sich  nach  ihm  darin,  dass  sie  mehr  zum 
unwirtschaftlichen  Leben  anreize  als  das  Ver- 
langen erwecke,  sich  dem  Zustande  des  Ver- 
armtseins  zu  entziehen,  und  dass  sie  daher  an 
der  ^■ermell^uug  des  Proletariat*  in  Spanien  die 
meiste  Schuld  trage.  Die  richtige  Ziffer  der  Ein- 
i-ohnerzuuahme  Spaniens  wird  nach  Townsend 
bei  stati.- tischen  Erhebungen  ans  Furcht  vor 
Stcnererh Übungen  von  der  dortigen  Bevölke- 
rung absichtlich  zu  niedrig  angegeben.  Das  Hiss- 
trauen der  Spanier  schöpfte  aus  einem  kon- 
kreten Präcedenzfalle  eine  gewisse  Berechti- 
gung: Unter  der  Regierung  Karls  III.  hatten 
die  zahlreichen  Besiedelungen  der  dünnbevöl- 
kertsten spanischen  Provinzen  zur  Folge  ge- 
habt, da!<s  mit  dem  Anwachsen  der  Bevölkerang 
auch  der  Wohlsfflnd  dieser  ftovinzen  zuge- 
nommen hatte,  die  Steuerbehörde  aber  aus 
diesem  Zusammentreffen  den  Schluss  gezogen. 
dass  Bevül kern ngazn wachs  mit  wirtschaftlichem 
Aufschwünge  zn  identifizieren  sei,  aus  welcher 
Anschauung  sich  die  Praxis  entwickelte,  die 
fmchtbarsten  Ehen,  soweit  sie  sich  auf  die  be- 
sitzende Klasse  der  Bevölkerung  verteilten,  am 
höchsten  zu  hesteuern.  Als  Population istiker 
ist  Townsend  ein  wichtiger  Vorläufer  von  Mal- 
thus,  indem  er  erstens  als  die  natürliche  Grenze 
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der  meusthlicheu  FortpflnEzoiig^  ilie  Cirenze  der 
SnbsistenzraitteJerzeiignng'  annimmt,  indem  er 
aweiteDS  als  Schwtzwehr  gegen  den  Kanter  die 
Beschräiikong  der  Heiraten  im  proportionalen 
Verhältnisse  zur  Leistuiig»f}lhigkeit  des  Bodens 
in  Hervorbringnng  von  Brotfracht  empfiehlt. 
Durch  BefürwortuDg  dieser  natürlichen  Hera- 
mimgsniethode,   die   er  aach  mit  „Befriedigung 


trin  des  berühmten  Apostels  der  popnlation isti- 
schen Absistenzlehre  eigentlich  nur  darin,  dass 
er  dessen  C'hecks  nnerwfihnt  Iftsst.  Unter  den 
verschiedenen  Ursachen,  welche  die  nfttnrge- 
mSeae  Ent Wickelung  der  menschlichen  Fort- 
pflanznng  auEhftlteii  oder  verlangBftmen,  führt 
Townsend  auch  nn^esundeg  Klima  auf  nud  wer- 
den von  ihm  als  in  dieser  Beziehnng  besonders 
gtsandheitsgefShrlich  bezeichnet  die  StSdt«  Ba- 
tavia.  Konstantiuapel  nnd  London.  Gleichwohl 
haben  sich  die  beiden  erstereii,  dank  der  Fort- 
sehritte der  Hygiene,  hinsichtlich  ihrer  Bevölke- 
mngBzahl  inzwischen  verdoppelt,  London  aber, 
was  1801  958863  and  1891  66333:^^  Einwohner 
zfihlte,  sogar  verfünffacht.  Den  vernichtenden 
Einflnss  des  Mangels  an  Suhaiätenz mittein  auf 
das  jnnge  Menschenleben  konnte  Townsend  da- 
mals ohne  sonderliche  Uebertreibiin^  durch  das 
drosti^he  Beispiel  erhärten,  äa.m  eine  BSiierin 
auf  der  schottischen  Hochebene  von  zwanzig 
erzeugten  Kindern  durchschnittlich  nar  zwei 
grosR  ziehe.  Was  nun  heute,  dank  des  gross- 
artigen kultnrellen  Wandel»  in  der  schottischen 
Landwirtschaft  und  den  dortigen  Verkehrx- 
wegen  aus  dem  damaligen  sterilen  Hungerlande 

Siworden  ist,  das  sagt  uns  der  nntrügliche 
easer  des  National  wohl  stand  es,  die  schottische 
Bevöikemngsstatistik,  wonach  die  dortige  Be- 
vSIkemng  von  Tit90ei  Menschen,  die  Schottland 
1801  ernährte,  auf  1 9öl  461  Einwohner,  welche 
es  1891  zählte,  emporgestiegen  ist. 

Vgl.  über  Townsend:  Anuual  Register 
for  the  jear  1816,  London  1817,  S.  223.  — 
Mac  Cnlloch,  Literature  of  political  economy, 
ebd.  1845,  S.  28i;83.  -  Bonar,  Malthns  and 
hls  work,  London  I88Ö,  S.  32,  64.  -  Ber- 
tbean,  Essai  sur  les  loia  de  ta  popnlation, 
Paris  1892,  S.  7.8,  39.  —  Schöne,  Histoire  de 
1»  Population  fran^aise,  ebd.  18513,  S,  190,  286, 
312.  —  Cannan,  History  ot  the  theories  of 
production  and  distribntion  in  English  political 
econoicj,  London  1893,  S.  62930. 

I.lppert. 


Toynbee,  Arnold, 

geb.  am  23.  Vni.  Iffi2  in  London,  gest.  in 
Wimbledon  bei  London  am  9.  IH.  1883,  stu- 
dierte Geschieht«,  Nationalökonomie  und  Philo- 
sophie in  Oxford  und  wurde  1875  Dozent  am 
Balliol  College  in  Oxford,  in  welcher  Eigen- 
schaft ihm  □.  a.  die  Staats ivisaenschaft liebe  Ans- 
bildnng  der  Studierenden  für  den  ostindischen 
Verwaltungsdienst  oblag. 

Toj-nbees  religiöse  Anachan  nngen  waren 
losgelöst  Ton  jedem  konfessionellen  Dogma. 
Seine   Beligion   war  eine  pantheistische,  seine 


Moral  eine  christlich-soziale,  und  da  ihn  seine 
sozialen  Studien  mit  der  bilfsbedtlrftigen  Lage 
der  arbeitenden  Klassen  eng  vertraut  gemacht " 
hatten,  waren  es  vornehmlich  die  englischen 
Arbeiter,  die  mit  geistiger  Nahrung  zn  ver- 
sorgen und  denen  werkthätige  materielle  Hnter- 
stötznsg  angedeihen  zu  lassen  er  sich  berufen 
fühlt«.  In  den  UniversitStxferien  von  1875 
suchte  er  zuerst  das  schmutzige  nnd  Qber- 
völkerte  Arbeiterviertel  im  Osten  Londons, 
Whitechapel,  auf,  versicherte  sich  der  Unter- 
stQtznng  der  Charitj  Organisation  Society  und 
hielt  in  einer  Arbeiterherberge  in  der  Commer- 
cial  Road  seinen  ersten  freireligiösen  nnd  soKial- 
wissenschaftlichen  Vortrag,  dem  noch  zahlreiche 
andere  in  Whitechapel  vor  einem  Auditorinm 
folgten,  dessen  Elite  die  Mitglieder  des  „Tower 
Hamlet  Ejidical  Club"  bildeten.  Während  dieses 
selbstlosen  Wirkens  passte  er  die  Einfachheit 
seiner  Lebensweise  der  der  Whitechapeler  Ar- 
beiterbevStkerung  an,  die  er  in  ihren  Massen- 
quartieren,  Trost  und  Almosen  den  Bedürftigen 
spendend,  anfauchte.  Als  Vorläufer  der  „Cni- 
versity  extfinsion  movement"  beschränkte  Toyn- 
bee  seit  Jannar  1880  seine  populären  Vorlesun- 
gen über  wissenschaftliche  Themata  nicht  nur 
auf  London;  von  einem  ausgewählten  Kreise 
jüneerer  Oxforder  Akademiker  begleitet,  suchte 
er  die  grossen  Indus  tri  ecen  treu  aof  und  ver- 
sammelte z.  B.  in  Bradford  und  Newcastle  um 
seine  Rednertribüne  Tausende  seinen  Vorträgen 
mit  Andacht  und  angespannter  Aufmerksamkeit 
folgender  Arbeiter  und  Goschfiftsgehilfen.  Dabei 
vernachlässigte  er  keineswegs  die  Ausübung 
seinesakademischeu  Lehramtes,  und  seinHonorar- 
kolleg,  welches  er  im  Wintergemester  1881/8ä 
vor  einem  vollbesetzten  Auditorium  über  die 
industrielle  Revolution  in  England  las,  wurde 
mit  enthusiastischem  Beifall  aufgenommen. 
Diese  durch  keine  nennenswerte  Erholungspause 
unterbrochene  aufreibende  Thätigkeit  zerrüttete 
mehr  und  mehr  seine  Gesundheit,  aber  je  hin- 
fttlliger  er  körperlich  ivurde,  um  so  höher  wagte 
sich  der  Flug  seines  rnheloaen  Geistes.  Die 
Ohnmacht  des  christlichen  Sozialismus,  welches 
«r  in  Whitechapel  den  Massen  gepredigt,  hatte 
ihm  bereilB  1880  auf  dem  Church  Congress  zu 
Leicester,  welchem  er  beiwohnte,  die  Frage 
nahe  gelegt,  ob  die  treibende  Kraft  dieser  Be- 
wegung nicht  aus  einer  Reform  der  englischen 
Staatskirche  zu  gewinnen  wäre,  zwei  Jahre 
später  war  er  einig  mit  sich,  dass  die  soziale 
Wiedergeburt  Englands  aus  dem  Sc.hosse  der 
Mutterkirche  hervorgehen  müsse.  Ende  1882 
nahm  sein  Krttttevertall  den  Charakter  der  Ans- 
zehruiig  an.  Abgemagert  zum  Skelett,  hielt  er 
im  Januar  188:^  in  der  St.  Andrew's  Hall  in  der 
Sewman  street  zu  London  in  sechstSgigem 
Zwischenräume  swei  Vorlesungen  über  ,Fro- 
gress  and  poverty"  mit  Anlehnung  an  seinen 
Geistesverwandten  Henry  George.  Sein  Vortrag 
am  zweiten  Abend  gestaltete  sich  geistvoller 
nnd  zündender  als  je.  aber  als  er  zu  Ende, 
fühlte  er,  dasa  es  in  diesem  Leben  sein  letzter 
gewesen  war. 

Als    ein    dem    so    früh  Entschlafenen    von 


maligen  ethischen  nnd  pädagogischen  Wirkens 
im  toten  Londons  die  Toyn&e  Hall  als  Kulmi- 
nationspunkt des  geistigen,  ge-^lligeii  und  wohl 
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thätigen  Lebens  in  WTiiteehapel.  Alt  und  June 
findet  dort  geistige  Änrei^ing,  Belehrung  nnd 
Uuterhaltang.  Reichen  und  Armtu,  unter  den 
letzteren  kranken  nnd  obdachlosen  Arbeitern 
öffnet  sie  ihre  Pforten.  Die  Sanitary  Aid  Coni- 
missioii  hat  ihr  Hauptquartier  darin  anfge- 
schlaKen,  ein  Eommiagariat  der  Charitj  Organi- 
BHtion  SocietT  ist  in  Tovubee  Hall  vertreten, 
und  der  1885  gegründete  Klub  AVTiittington, 
welcher  obdachlosen  Londoner  Strassen] QUKen 
Asyl  und  Pflege  bietet,  hat  sich  ebeufalls  hier 
niedergelassen. 

Ebenso  haben  zahlreiche  Arbeiterkluba  für 
ihre  geselligen  und  sozialpolitischen  Zwecken 
dienenden  Zusammenkünfte  hier  eine  Heimstätte 
^fnnden.  Als  ^University  extensioB"'  umtasst 
die  VolksuniversitBt  Toynbee  Hall  ausser  den 
für  akademische  Lehr-  und  Lcmzwecke  vor- 
handenen Klassen  ira  Wadsarae  House,  einem 
besonderen  Gebäude,  ein  Logierhaus  für  Lon- 
doner Studenten  nnd  Hospitanten  von  anderen 
Universitäten,  femer  eine  grosse  Bibliothek  mit 
Lesesälen,  die  „class  of  workingnen  in  political 
economy",  die  -sunday  bible  class  of  members 
of  the  St.  Jude's  Juvenile  Association",  eine 
engUsehe  Littera tu rk lasse  für  Lehrer  an  Priniär- 
unterrichtsanstalten,  technische  Unterrichts- 
klassen, Musik  Institute,  Abendschulen  etc.  etc. 

Toynbee  fand  oder  nahm  sich  vielmehr 
nicht  die  Zeit,  zu  seinen  Lebzeiten  etwas  von 
seinen  !jchriften  zu  verüff entlichen.  Sein  von 
seinen  Freundcu  zusammengetragener  band- 
Nchriftlicber  Nachlass  besteht  aus  folgenden 
Staats  Wissenschaf  fliehen  Schriften:  Lectures  on 
the  industrial  revolution  in  England.  Populai 
addresses,  notes  and  other  fragnients.  Together 
with  a  Short  menioir  by  C.  Jowett  {Master  of 
Balliol  College,  Oxford),  London  1884;  da-sselbe, 
i.  Aufl.,  ebd.,  1888.  (Inhalt:  Memoir.  —  Ri- 
cardo and  the  old  political  economy.  —  The 
industrial  revolntjon  (pp.  27/154).  -  -  Popnlat 
addresses:  1.  Wages  and  natural  law,  2,  In. 
dnstry  and  democracy.  S.  Are  radicals  socialists': 
4.  The  education  of  co-oiieratioos.  5,  The  ideal 
relation  of  church  and  State.  —  Xotes  and 
jottings:  Religion.  Immurtality  and  the  en<k 
of  life.  —  etc.)  —  Progress  and  poverty,  beini 
two  lectures  in  St.  Audrevr's  Hall,   ebd.  1883 

Als  Theoretiker  steht  Toynbee  auf  dem 
Boden  der  heuligen  Wirtschaftsordnung,  wie 
sie  J.  Stuart  Mill  durch  seine  Verniittelung 
zwischen  den  Ueberlieferungen  der  klassischen 
nnd  den  wirtschnftlichen  und  soziologischen 
Forschungsergebnissen  der  neuen  Seh  nie  in 
seineu  „Principies  of  political  economy"  üur 
Darstellung  gebraclit  hat.  Nur  hinsichtlich  der 
Methodik  unterscheidet  sich  Toynbee  als  ent- 
schiedener Vertreter  der  historischen  Schule 
vorteilhaft  von  Mill,  welcher  den  Anschluss 
an  letztere  geflissentlich  vermieden  hat.  Der 
"Vorwurf  des  intellektuellen  Betrugs,  den  Toyn- 
bee dem  Ricnrdoschen  Svsteme  macht,  ricbtet 
sich  gegen  dessen  aus  reinen  Abstraktionen  her. 
geleiteten  Prämissen,  die  zu  Deduktionen  ver- 
wertet wurden,  deren  logische  Schärfe  er  anderer- 
seits rühmend  aiicrkenut.  Den  Fundamental- 
sntz  der  Maltbusschen  Popnlat ionslehre,  dass  die 
Bcviilkenuigsmeiige  in  geometrischer,  die  Unter- 
haltsmittel  dagegen  in  arithmetisi-lier  Progres. 
sion  zunehmen,  erkennt  Toynbee  nur  in  dei 
Fassung  als  richtig  an,  dass  er  auf  den  trag- 


baren Boden  der  ganzen  Erde  und  auf 
liehe  Vülkerachaften  ausgedehnt  werde,  i 
der  Durchschnitt  der  pro  Kopf  in  Eiiglaiid 
lumierten  Lebensmittel  sich    jähriicli  sie 

Toynbees  Darstellung  der  neueren 
Schaftsgeschichte  oder,  wie  er  sie  nennt,  d 
dustiiellen  Revolution  Englands  unifns» 
Zeit  von  1760,  wo  der  Eleingrund  besitz 
die  Latifundienherrschaft  noch  nicht  vciil 
war,  bis  zum  Erlass  des  Haftpllichlgesetit 
18H0.  Die  von  jener  Zeit  ausgebende 
schaftliche  UmwUzung  artete  bald  in 
Vemichtungskanipf  der  stärkereu  gt'gi- 
schwächeren  Elemente  aus.  Die  alte  eui 
Banernschaft  wird  von  dem  Grossfanii 
aufgesogen,  die  letzten  Beste  der  Feld^'i 
Schaft  verfallen  der  AuflUsuu^.  Währen 
Ceberhandnahme  des  Grossbesitzes,  weleli 
Reform  der  landwirtschaftlichen  Teclini 
gleitet,  Grundrente  und  Eapitalgewinn  fX 
H-ird  die  Klein-  nnd  Hausindustrie  vu 
grossen  industriellen  Betrieben,  den  Mu 
turen  und  Fabriken  erdrückt. 

Die  Auflehnung  der  den  Interessen  li 
beitgebeT  geopferten  Arbeiter  gegen  den 
mos  der  neuen  Wirtschaftsordnung  findet 
Ausdruck  in  der  Bildung  der  Owensclien 
monistischen  Gemeinden.  Die  Gesetzß 
lässt  auf  die  LehriingebiU  von  IWi  das  ^ 
hamsche  Gesetz  von  1825  folgen,  abi 
arbeitenden  Klasse  erwächst  daraus  kein  '^ 
und  als  Antwort  auf  das  Arheiterkoalit: 
setz  von  1825  ISsst  sie  die  lcbensfahiirst< 
Schöpfungen  der  sozialen  Selbsthilfe,  die 
unions,  sich  konstituieren.  Die  Fabrik) 
von  1833  und  1844  genügen  den  Ar 
nicht,  da  die  müglicliste  Scbonun^r  der  Inti 
der  Fabrikherreu  sie  charakterisiert,  1>< 
arheiterfreundlichen  Zugeständnisse, 
gellend  ans  dem  Schosse  des  Parlai 
mehren  sich,  der  Zehnstundenbill  vi>i 
scbliesst  sich  185U  die  Einsetzung  des  > 
arbeitstages  an,  und  fast  gleichzeitig  mil 
zierung  des  Fabrik-  uud  Werkstatt eim 
von  1867  erfolgt  die  legislatorische  Anerk' 
der  trade  unions. 

Es  wird  Toynbee  vorgeworfen,  d 
Maszini  „den  wahren  Lelirer  unseres  Zei 
genannt  habe,  doch  spricht  sich  darin  nr 
Sympathie  mit  dem  Karbonarismus  au», 
dem  dürfte  er  wohl  auch  nach  den  Vot 
auf  dem  Londoner  Arbeitermeeting  vom 
1864  Mazzini  für  den  eigentlichen  ( 
der  Intemationale  gehalten  haben.  Die 
lich-sozialen  Arbeiterklubs  in  Londou  t( 
in  Toynbee  einen  Mann  nach  ihrem 
Inhalt  und  Gewalt  seiner  Reden  wirk 
radezu  faseinierend  auf  diese  [jottesfiii 
nnd  sittenstrengen  Proletarier,  die  vorge^ 
neu  Sozialen  hielten  sich  von  seinen  ^~(>rl< 
fem,  undnoch  weniger  verirrten  sich  Ann 
in  die  Toynbee  lectures  zu  Wliitechapcl 

Vergl,  über  Toynbee:  Bonar, 
and  his  work.  London  1885,  S.  314.  38S 
Hasbach,  ,.Tovnbee.  Industrial  revol 
England" :  Referat  iu  „Jahrb.  f.  Gew.  u. 
Jahrg.  IX,  Leijizig  1885,  S,  S«  ff,  —  : 
paediae  Britanuica.  9.  Aufl.,  Bd.  XIX, 
1885.  S,  3i)!l.  —  Industrial  peace.  its  ailv. 
metbuds.  and  diflicultics.  K  report  vi  au 


•'■6'^ 


ToYiibee— TiTicy 


135 


made  tor  the  Toj-nbee  trustees,  by  L.  L.  F,  E. 
Pricc,  with  a  preface  by  A.  Marsball,  ebd. 
1887.  —  A.  Schfottwann,  Toynbee  Hall.  Eine 
LondonerMissiunsanatalt,  in  „Unsere  Zeit",  Jabrg. 
ISäl.  —  Cohn,  Die  heutige  Sationalökonomie 
in  Ensland  und  Amerika  in  „Jahrb.  f.  Qes.  " 
Verw.-.  Jahrg.  XIII,  Leipzig  1889,  S.  37,ä8. 
HonUgue,  Arnold  Toynbee,  with  an  account  of 
the  work  of  Toynbee  Hall  m  East  London,  by 
Ph.  L.  Gell,  Baltimore  1889.  —  Webb, 
Sotialism  in  England,  ebd.  18H9,  S,  öO.  —  W. 
Bode,  Toynbee  Hall,  eine  Hochschule  flir  Ar- 
beiter, in  .Arbeiterfreund",  Jahrg.  27,  Berlin 
18KI.  —  Nunn,  The  Universities  settlement 
in  Whitechapel,  in  „the  Economic  Keview", 
Bd.  VI,  London  1892,  S,  478  ff.  —  Toynbee 
Hall  traTellers"'  clnb  in  „Beview  of  Reviews", 
Bd.  ^■.  ebd.  1892,  Juni,  S.  61.  —  E.  Castelot, 
Arnold  Toynbee  et  le  mouvement  ecoHomiqiie 
en  Angleterre,  in  „Journal  des  Econom.",  5^" 
annee,  Paris  1893. 

Llftpert 


Trades  union» 

iwerkvereine  iu  Eiiglanil 
oben  Bd.  IV.  S.  623  ff. 


Traey,  Destntt  de, 

geh.  am  20.  TU.  1764,  gest.  1836  in  Paris,  als 
Mitglied  der  französischen  Akademie  [seit  18ü8), 
schlug  die  mililärische  Laufbahn  ein  nnd 
befehligte  1792  als  Brigadegeneral  die  Kavalle- 
rie der  Nordarmee,  Infulge  der  politischen 
Ereignis.<e  rom  .Yugust  179z  quittierte  er  den 
Militärdienst  nnd  zog  «ch  nach  Antenil  bei 
Paris  BurUck,  wo  er,  angeregt  von  der  Vertie- 
fung in  die  Werke  Lockea  nnd  Condillacs,  sich 
ernsten  philosophiscbea  Studien  hingab,  die  er 
auch  dann  noch  fortsetzte,  nachdem  er  vom 
Pariser  Revolntionstribuual,  als  ein  der  Kon- 
spiration gegen  die  Bepublik  verdächtiger 
Aristokrat,  erst  in  der  Abtei  nnd  dann  im  Ge- 
filngnis  der  Karmeliter  eingekerkert  worden 
war,  ans  dem  Ihn  das  Ende  der  Sehreckens- 
herrschaft,  der  dritte  Monat  nach  dem  9.  Thet- 
midor  (27.  VII.  1794)  betreite. 


nioyens  de  fonder  la  morale  d'un  ueuple?  par 
ie  citoyen  D.  T  •••,  Paris  1798.  [Diese  Schrift 
erschien  zuerst  im  „Mercure  frau^aiii''  und  i«t 
wieder  abgedruckt  in  des  Verfassers  Commen- 
taire  sur  1  Esprit  des  bis  (s.  u.)],  —  Traiti  de 
la  volonte  et  de  ses  effets  (a.  u.  d.  T. :  Ele- 
ments d'idiologie,  Teil  IV,  ebd.  1Ö13);  dasselbe, 
2,  Aufl.  n.  d.  T.:  Traite  d'Sconomie  politiqne, 
ebd.  1823.  (,.Elements  d'ideologie"  betitelt 
aich  das  philosophische  Lehrgebäude,  welches  er 
als  Staatsgefangener  während  der  'Schreckens- 
periode vollenrtete.  Die  GrundzUge  des  Ge- 
setze», welches  er  in  diesem  Werke,  das,  auf 
<ier  Höhe  der  esakten  Forschung  an  aer  AA  lege 
des  19.  Jahrhunderts  stehend,  mit  der  Philoso- 
phie  der  alten  sensualistischen  Schule  nichts 


Gemeinsames  hat,  der  OeETentlichkeit  darbat, 
bestehen  in  der  L'ebertragung  aller  sinnlichen 
Empfindungen  des  Menschen  auf  die  darans 
hei^leiteten  Fähigkeiten  des  Geistes,  deren 
oberste,  der  Wille,  ebenfalls  eine  bestimmte 
sinnliche  Empfindung  zur  Toranssetzung  hat.) 
—  Commentaire  sur  l'Es^rit  des  lois  de  Mon- 
tesquieu,  suivi  d 'Observation s  In^dites  de  Con- 
dorcet  sur  le  vingt-neuviSme  Jivre  du  m^nie 
ouvrage,  et  d'un  memoire  sur  cette  question: 
Quels  sont  les  moyens  de  funder  la  morale  du 
penple?  fcrit  et  pnbiie  par  l'autenr  du  com- 
mentaire de  l'Esprit  des  lois,  en  1798,  LUttich 
1817  (1.  unrechtmÄssige,  d,  h.  vom  Verfasser 
nicht  autorisierte  Ausgabe;  dasselbe.  3.  unrecht- 
mässige Ausgabe,  Paris  1819;  dasselbe.  1. 
rechtmässige,  von  Tracy  selbst  veranstaltete 
Ausgabe,  ebd.  1819;  dasselbe,  2.  rechtmässige 
Ausgabe,  1822;  dasselbe,  3.  rechtmässige  Aus- 
gabe, 1828:  dasselbe  in  deutscher  Ueberaetzuiig 
u.  d.  T. :  (  harahterzeichnuug  aller  Staaten  der 
Erde.  Kritischer  Kommentar  über  Montes- 
quieus  Geist  der  Gesetze  etc.,   übersetzt  und 

flossiert  von  Morsladt,  Heidelberg  1821.  (Diese 
chrift  entstand  ursprünglich  auf  Anregung 
des  Präsidenten  der  vereinigten  Staaten,  Jeffer- 
son,  der  sie  ins  Englische  übersetzte,  in  Phila- 
delphia drucken  und  als  vülkerrechtliches  Lehr- 
buch junger  Diplomaten  in  einigen  amerikani- 
sciien  Colleges  einführen  liess.) 

Tracys  in  dem  Kommentar  zu  Montes- 
(luieus  „Esprit  des  lois"  hinterlassene  Staats- 
lehre lehnt  sich  häufig  an  Rousseansche  Ideeen 
an,  deren  zeitgemSsae  Erweiterung  er  nach  den 
Lehren  der  grossen  französischen  Kevolulion 
und  mit  Benutzung  der  radikalen  Staatstheorie 
des  Grafen  Siey^s  vornahm.  Das  Tracysibe 
Staatsideal  besteht  in  einem  Organismus,  der, 
unter  voller  Wahrung  der  individuellen  Frei- 
heit, den  Bedürfnissen  der  Gei>amtheit  gerecht 
wird.  Das  Princip  der  Volkssouveränitäl,  der 
Geaamtwille,  ist  nach  ihm  die  einzig  annehm- 
bare Basis  der  Staatsverfassung  oder,  wie  er 
es  nennt,  der  Nation alregiernng,  nach  welcher 
Auffassung  dein  unabhäugigen  Büi^r  nur 
Reclite  zustehen,  dem  Beamten  dagegen  ledig- 
lich Pflichte n  aufgebürdet  werden. 

Die  vollziehende  Gewalt  ausschliesslich  in 
die  Machtvollkommenheit  eines  Einzelnen  zu 
legen,  erklärt  Tracy  als  mit  dem  Staatainte- 
resse  unvereinbar,  da  nur  der  Wille  der  Nation, 
nicht  aber  die  Ausführung  dieses  Willens  Ein- 
heit erheische.  Ein  König,  folgert  er,  habe  au 
der  Spitze  eines  Staatswesens  nur  den  Zweck, 
dnrch  Besetzung  des  Thrones  mit  seiner  Person 
Ehrgeizige  von  dessen  Occupatiun  abzuhalten; 
den  in  seiner  Begiemngspolitik  von  wechseln- 
den Ansichten  und  Stimmungen  beherrschten 
König,  führt  er  weiter  aus,  mit  absoluter  Ge- 
walt zu  bekleiden,  heisse  die  sy.slematische 
Weiteren tnickelnng  des  volksrechtlichen  Staats- 
principes  durch  die  politischen  Körperschaften 
anfoptem.  Es  empfehle  sich  daher,  den  obersten 
Repräsentanten  des  Staates  nur  auf  bestimmt« 
und  nicht  auf  Lebenszeit  zu  wählen,  ihn  femer 
nur  als  er^iten  Beamten  des  Volkes  anzuerkennen 
und  ihm  die  freie  Verfügung  über  Staatsschatz 
und  Armee  zu  entziehen. 

Als  Wirtschaf tstheoretiker   gilt  Tracy  be- 
sonder,<  hinsichtlich  seiner  Prodiiktionslehre  als 
r  der  Begründer  der  Smith-Öavächen  Schule. 
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Seine  Kententheori«  Keht  von  der  Annahme 
ans,  dasB  der  Ackerbau  im  Gegennatze  za  den 
industriellen  Gewerben  für  Arbeiter  nnd  Unter- 
nehmer den  weni^Bten  Gewinn  abwerfe  and 
deshalb  daa  Kapital  auf  OuterkäuFe  keinen  be- 
sonderen Wert  lege,  da  sie  den  Gutsherren 
als  Vorteil  nnr  den  Pachlpreis  des  Bodeus  ein- 
brächten. Ueber  die  eigentliche,  den  Kapital- 
zins  ttberschieasende  Bodenrente  ISsst  er  sich  in 
folgender  Bastiat  vorgreifender  Umschreibung 
ans:  „nn  fonds  de  terre  a'est  qu'un  capital, 
oomme  nu  autre,  comme  la  somme  d'areent 
qn'il  a  coöte,  cumme  tont  antre  effet  de  ra6me 
»alenr"",  womit  er  sagen  wilj,  das»  unter  der 
Bodenrente  nur  der  Preis  jener  Arbeit  zn  ver- 
atehen  sei,  die  auf  den  Boden,  welcher  Rente 
geben  soll.  nrsprUnglicb  verwendet  wurde.  In 
«einer  Luinslehre  unterscheidet  Tracy  zwischen 
liroduktivem  und  unproduktivem  Aufwände  und 
nnter  letzterem  venteht  er  den  Luxus.  Die 
Annahme  der  Bereicherung  einer  Nation  durch 
den  Luxus  bekämpft  er  ebenso  wie  die  Ansicht, 
dasB  der  Luxus  dadun^h,  doss  er  die  Geldcirkn- 
lation  vermehre,  zur  Belebung  des  Handeb  und 
zni  Anstacbelung  der  Leistungen  der  Industrie 
beitrage,  indem  der  Luxus  nur  einen  onpro- 
dnktiven  nnd  vorübergehenden  Genus»  gewähre, 
daher  auch  nur  ephemere,  für  den  Einzelnen 
nad  das  Gesamtwesen  nntzlose  Werte  erzeuge. 
Der  Aufwand  dea  [ininstreibenden  dient  nach 
Tracj  ausschliesslich  der  eigenen  Eonsiimtiun, 
der  Konsument,  behauptet  er,  lässt  eine  Reihe 
von  Personen  dadurch,  dass  sie  seinen  Konsum 
erarbeiten,  eine  Bedürfnisbefriedigung  finden, 
nichts  weiter,  da  ihre  deefallsige  Arbeit  keine 
Frucht  trage.  Gegeu  diesen  Satz  läsat  sich 
folgendes  einwenden:  Zunächst  entwickelt  sich 
ans  der  transitiven  Beziehung  der  Luxusent- 
faltnng  zur  Verteilung  nnd  zum  Umlauf  der 
Güter  allerdings  ein  RUckersatzwert,  da  der 
LniuB,  welcher  den  Besitz  des  einzelnen  Indi- 
vidnams  ruiniert,  die  wirtschaftliche  Position 
derjenigenj  denen  dieser  Besitz  in  seinen  ein- 
zelnen Teilen  znfttUt,  wenn  sie  bescheidenen 
Lebensgewohnheiten  frönen,  verstärken  wird. 
Der  Luxus  paart  sich  ferner  in  der  Regel  mit 
der  Verschwendung,  deren  Wesenheit  im  Kol- 
lektivkonsum  liegt.  Tracya  Abhandlung  über 
das  Papiergeld,  das  er  mit  Mirabeau  als  den 
„Tanmeltanz  des  Des^tismus  im  Wahnsinne" 
ansieht,  verdient  übrigens,  trotz  der  pessi- 
mistischen Behandlung  dieses  Stoffes,  auf  dem 
^sche  jedes  Finanzministers  zu  liegen,  da 
Tracy  darin  ein  meisterhaftes,  von  Stufe  zu 
Stufe  fortgeführtes  Büd  des  Staatafinanz  verfall  es 
giebt  und  u.  a.  den  Nachweis  liefert,  dass  die 
auf  fiktive  Werte  begründete  Zettel  fahrikatiou 
weit  unheilvoller  als  die  Metallmünzverschl  echte - 
rang  anf  den  National  wohl  stand  einwirkt. 
Seine  Stellung  zu  den  verschiedenen  Steuern 
ist  ebenso  ablehnend  nie  zum  Papiergeld  ond 
Lnxns.  Er  bezeichnet  jede  Abgabe  als  ein 
Opfer,  welches  von  dem  Empfänger  auf  unpro- 
duktive Weise  verwendet  werde. 

Vgl.  über  Destntt  de  Tracy:  Der  Na- 
äonalukonom,  hrsg.  von  Horstadt,  Bd.  I, 
Hannbelm  1834,  S.  217  ff.,  249  fr.,  448  fr.  — 
BuBB,  Geschichte  der  Staatswissenschaft,  Frei- 
borg i.  B.  1839,  S.  6r»156.  —  Mac  Cnlloch, 
Uterature   of  political  economy,  London  1845, 


S.  -2223,  358/59.  —  J.  Schmidt,  Geschieht« 
der  franzUsischen  Litteratnr  seit  1789,  Bd.  I, 
Leipzig  1858,  S.  5659  u.  ö.  —  Berens,  Dog- 
mengeschichte der  Grundrente,  Leipzig  18^, 
S.  165/67.  —  J.  Garnier,  Du  principe  de  la 
Population,  2.  Aufl.,  Paris  1885.  —  Plcavet, 
Les  ideolognes,  ebd.  1891.  —  Cosea,  Intro- 
duzione  allo  studio  dell'  economia  politica, 
3.  Anil.,  Mailand  1892.  ~  H.  Bandrillart, 
Destntt  de  Tracj,  in  Nouveau  dictionnaire 
■     politique,    Bd.  II,    Paria   1892,    S. 
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I.  Transport  im  allgemeinen. 

1,  Wesen.  2.  Geschichtliche  Entwickelnng 
der  Transportmittel.  3.  Der  Transportverkehr 
und  aein  Verhältnis  zur  Produktion  nnd  zum 
wirtschaftlichen  Fortschritt.  Umgestaltung  des 
Betriebs.  4.  Geaamtprodnktivkraft  als  der 
künftige  Ausgangspnnkt  der  NationalfJkonumie. 
ä.  In£rekte  Wirkungen,  Verstadtlichung  und 
Internationalisierung:  Umgesialtuug  der  Krieg- 
führung und  Politik.  6,  Die  für  die  Geaamt- 
kraft  zu  erlegenden  Kanfopter.  7.  Tmnspurt- 
foTtSchritt  nnd  Transportkonsum. 

1.  Wesen.  Alle  Kuitiir  beruht  anf 
dem  Ineiaandergreifen  der  gesamten  Be- 
ziehungen der  Aleusehen  zu  einander,  auf 
dem  Btaniiigen  kontin  iiierlicben  Austausch 
und  Kreislauf  der  Werte  oder  Produkte, 
Ideeen  iiud  schöpferischen  Kräfte.  Dieser 
Kreislftuf  oder  Umsatz  der  Werte  wird 
unterbrochen  und  gehemmt  in  räumlicher 
Hinsicht  durch  die  Distanz  zwischen  dem 
Erzeugungsort  der  Rohstoffe  uud  dem  anf 
den  Bezirit  heschränkten  Konsum eutcnkreis. 
in  zeillicher  Beziehung  durch  die  Ab- 
hängigkeit der  Produktion  und  des  Kapi- 
talumtriebes  von  den  Zufälligkeiten  iler 
Ernte.  Die  zeithehe  und  läumliche 
Distanz  wird  verringert  durch  die  Fort- 
bewegung, Ortsverändorung  oder  deu  Trans- 
port, sei  es  des  Objektes  —  eines  Guts, 
einer  Person  oder  einer  Nachricht  —  ziun 
Konsumenten  oder  des  Destinatars  zum  Ob- 
jekt. Das  Wesen  des  Transports  besteht 
demgemäss  zunäclist  jn  der  Hinwegräumiing 
imd  Ueberbrflckung  der  Hcmmuisse,  in  der 
Abkürzung  der  Zwischeni'äume,  die  zwischen 
den  Werten  nnd  ihrem  Destinatar  trennend 
hegen,  in  der  Erlcichfening  fflr  die  Werte, 
daäs  sie  dem  Destinatar  :>naohlaufen(,  und 
für  den  letzteren,  dass  er  die  Werte  auf- 
sucht. Säher  betrachtet  besteht  diese  «Be- 
freiung«  oder   »Ueberwindung  der   Ilenint- 
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nissee  iu  dei-  Vemngerung  iles  erforderlichen 
Aufwandes  ao  Kraft,  Zeit  uiid  (üeld,  d.  h.  der 
Langsamkeit  und  £oätspieligkeit  dei  Befünle- 
nmg.  Nicht  die  geograpiiische  Entfernung 
zwischen  zwei '  Plätzen  kommt  fftr  deren 
wirtschaftlichen  und  kulturellen  Kontakt  in 
Betracht,  sondern  1.  der  Zeitraum,  in 
welchem  sich  jener  Kontakt  ermBglichl, 
2,  der  hierfür  erforderliche  Kostenauf- 
w  a  n  d.  Die  Verringerung  dieser  Belastungs- 
momente und  3.  des  BetörderangfiriBikos  be- 
wirkt wie  bei  jedem  Fortschritt  eine  Er- 
sparnis an  Zeit,  Mühe  und  Geld.  Wird  die 
Bef5rdemng  billiger,  regelmässiger,  rascher, 
so  wird  für  das  einzelne  Produkt  der  Auf- ^ 
wand  seines  Versands,  alier  auch  der  für 
den  Bezug  des  Rohstoffs  und  damit  der  fflr  I 
die  Produktion  geringer.  Verbilligung,  Oi^^ 
nisierung  des  Ineiiiandei^:r9ifens,  B^hlen- 
nigung  des  Tran  Sportverkehrs  sind  demge- 
mäss  die  gegebenen  E  Qt  wickeln  ngsmo- 
mente. 

Bei  der  Herauseutwiekehing  des  Land- 
und  Wassertransports  handelt  es  sich  zu- 
nächst um  eine  Vervollkommnung  der  tech- 
nischen Leistungsfähigkeit  der  Transport- 
werkzeuge;  sie  erstreckt  sich  wie  bei  der 
Produktion  auf  den  Motor  (bewegende 
Kraft),  das  Arbeitswerkzeug  (Fahrzeug) 
und  sodann  auf  die  Fahrbahn  {Transport- 

Schon  auf  dei-  Urstufe  der  Civihsation 
wird  die  Ueberwindung  der  im  Wege 
stehenden  zeitlichen  und  rSumlichen  Hemm- 
nisse dadurch  erleichtert,  dass  die  mensch- 
liche Kraft  (Träger,  Ruderer)  durch  tierische 
(Lasttiere,  Gebirgs-  imd  Wüstentransport, 
Karawanenverkehr)  oder  Naturkraft  (Segel) 
ersetzt  wird.  Später  schreitet  man  voran 
zu  der  Errichtung  von  Kommunikations- 
Austalten  sowie  zu  der  Mobilisierung 
d.  h.  Verbesserung  der  Beweglichkeit 
der  Person  und  der  Versandfahigkeit  des 
Transportguts,  wie  letztere  durch  die  ge- 
werbhche  Verarbeitung  und  Veredelung 
der  Produkte  vor  sich  geht.  Schon  aus 
der  letzteren  Erwägung  ergiebt  sich  der 
innere  Zusammenhang,  in  dem  die  Tech- 
nik und  Oi^nisation  der  Gewerbe  mit 
derjenigen  des  Transportwesens  steht.  Sie 
vöUzieht  sich  in  Wechselwirkung  mit  der 
Gestaltung  der  Transportbedürfnisse,  und 
zwar,  wie  die  der  Gewerbe,  in  dem  allmäh-  ^ 
Uchen  Uebergang  von  dem  extensiven  \mi 
Kleinbetrieb  zum  intensiven  und  Grossbe- 
trieb. 

Der  Grossbetrieb,  d.  h.  die  Verwendung 
umfangreicher  Tranaport^fässe,  der  Massen- 
transport, eine  verhältnismässige  Raachheit 
der  Lieferung,  die  grosskapitalistiscfie  Leitung 
bnd  sich  schon  in  den  eraten  Anfängen  der 
Weltgeschichte,  >md  zwar  mit  dem  Seetrans- 
port, g^eben.    Seinem  Effekt  kam  dann  im 


19.  Jaiirliunrlert  der  auf  den  Dampftransport 
sich  stützende  Grossbetrieb  nahe.  Was  die 
Maschine  auf  dem  Gebiete  der  Produktion 
an  Kräfte-  imd  Massen-Erzeugung,  Beschleu- 
nigung, Verwohlfeilerung  und  Regelmässig- 
keit der  Leistung  zu  stände  gebracht  hat, 
das  hat  sie  nicht  weniger  auch  auf  dem 
Gebiete  der  Cirkulation  geleistet. 

So  wichtig  wie  der  Maschinenbetrieb  ist 
ferner  die  Organisation.  Es  li^  dies 
ebenso  in  der  Natur  der  Transportanstalten 
als  in  ihren  oberen  Zwecken.  Bei  den- 
jenigen Tran  Sportanstalten,  bei  welchen,  wie 
bei  der  Eisenbahn  oder  dem  Telephon,  eine 
grössere  Kapitalanlage  verbunden  ist,  hängt 
die  volle  Ausnutzung  von  dem  Ineinander- 
greifen und  der  Organisation  des  Verkehres 
ab.  Im  Ge^nsatz  zu  anderen  sonst  vor- 
trefflichen Vehikeln,  wie  z.  B.  dem  Fahrrad, 
wirken  —  wegen  dieses  notwendigen 
Ineinandergreifens  —  diese  Kommuni- 
kationsan stalten  —  die  Landstrassen,  Kanäle, 
Brücken ,  Eisen-  und  Strassen  bahnen , 
Dampferiinien,  Telegraphen  und  Fernsprecher 

—  nur  dann  fruchtbar,  wenn  An- 
lage,' Betrieb  und  Preisgestaltung  in  einer 
Hand  vereinigt  liegt,  nach  einem  einheit- 
lichen Plane  vor  sich  geht.  Auch  aiif  einer 
primitiven  Wirtschaftsstufe  ist  die  Natur 
einer  Strasse  centralistisch.  Darin  zeigt 
die  Cirkulation  einen  wesentlichen  Gegen- 
satz zur  Produktion:  die  letztere  gewinnt 
durch  die  Konkurrenz  und  individualistische 
Zerstreuung,  die  erstere  ist  von  Anfang  an 
auf  <Ue   Kapital-Kon centration    angewiesen, 

—  Sodann  bildet  den  oberen  Zweck  des 
Transportfortschiittes  die  lebendige  selbst- 
thätige  Cirkulation  und  Cenfralisation  der 
Werte  oder  Güter,  Ideeen  und  schöpferischen 
Kräfte,  eine  Summe  von  Anstalten  («Hebeln 
und  Motoren -i  im  büdlichen  Sinne)  und 
Werkzeugen  (Cirkulationsmitteln  und  deren 
Surrogaten),  durch  dereu  Ineinandei^reifen 
(Organisation)  die  Arbeits-  und  Kapital- 
kraft sowie  die  W^aren Vorräte,  die  (neueo) 
Ideeen  und  Naclirichten  auf  selbstthätigem 
Wege  angesaugt,  in  Kreislauf  gesetzt, 
um  getrieben  und  »distiibuiert«  werden. 
Naturgemäss  ist  für  einen  derartigen  un- 
unterbrochenen Kreislauf  ilas  Ausrechnen 
und  Ausklügeln,  die  Or^nisaUon  des  In- 
einandergreifens    ('der    Kurse)     besonders 

ichtig. 
Demnach  besteht  das  Wesen  der 
(technischen  und  oT^anisatoriechen)  Kom- 
muni kations-Vervoükomnung  1)  in  der  quan- 
titativen und  intensiven  Ste^ning  der 
Leistungsfähigkeit,  und  zwar  in  Bezug  auf 
Raum,  Zeit  und  Gewicht  (Hasse,  d  h  m 
dem  der  Massenfabrikation  entsprechenden 
Massentransport),  andererseits  2)  in 
der  Förderung  der  allgemeinen  Fundamente 
für   eine   kooperative   Vf)lks\virt8chaft   und 
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aijeciell  für  die  Cirkiilatioii ,  uämlich 
in  der  Beschleunigung  und  Ver- 
wohlfeilerung  des  Bezugs  und  Absat- 
zes, in  der  technischen  Massen-Bewälti- 
f;^ng,  in  der  Sicherheit  und  Bequem- 
lichkeit, endhch  in  der  orgauisatoriBcheu 
Regelmössigkeit,  Pünktlichkeit,  Periodicitat, 
Kontinuität  und  Stabilität  Diese  sechs 
Jlomente  sind  zugleich  die  Voraussetzung 
für  einen  Transportverkehr  und  eine  Cirku- 
latinn.  Ihre  Entwickelung  und  ihre  Wirkung 
beniht  auf  der  WeiterbDdung  der  Kegel- 
massigkeit des  Verkehrs,  Sicherheit  des 
iederzeitigen  Bezugs  und  der  jederzeitigen 
Dispoeitionsmeglichkeit,  Garantie  der  Stabi- 
lität und  des  Fortbestandes  des  Absatzes,  -wie 
der  ständigen  Weiterent Wickelung  der  natio- 
nalen Produktivkraft,  Sicherheit  gegen  Fluk- 
tuationen (letztere  gehören,  sagt  Fr.  List,  zu 
den  verderblichsten  aller  Landplagen;  eine 
auch  nur  kurze  Unterbrechung  wirkt  auf  die 
Manufakturen  lähmend,  die  längere  tOdtlich). 
Von  dem  Masse,  in  welcliem  diesen  Mo- 
menten Reclmung  getragen  wei-den  kann. 
hängt  es  ab,  inwiefern  den  einzelnen  Cirku- 
lationsmitteln  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
zukommt  Auch  das  technisch  vollkommenste 
Verkehrsinstniment,  z.  B.  der  Fernsprecher 
oder  das  Fahrrad,  ist  insoweit  nicht  vorhanden, 
als  nicht  diesen  Momenten  Reclinung  ge- 
tragen wird,  als  z.  B.  der  Fahrpreis  auf  der 
Eisenbahn  nicht  die  Massenbenulzung  anlockt 
oder  die  Anschlösse  nicht  ineinander  gi"eifen. 
Nur  unter  dieser  Voraussetzung  ist  der 
Transport  das  Mittel  für  die  Pi-oduktions- 
steigeriing,  für  das  wirtschaftliche  Voran- 
kommen und  für  die  KapitalbUdung. 

Im  Wesen  und  Zweck  des  Transports 
iiegt  es  begründet,  dass  seine  geschichUiche 
Entwickelung  parallel  mit  der  allgemeinen 
Kultur  voran  seh  reitet.  Auf  die  Verfeinemng 
der  Verkehrs- Organisation  (»auf  Wege  und 
.Strassen^}  drängt  jeder  Eulturforlschritt 
hin,  und  jede  Verfeinerung  {»jede  Strasse«) 
bedeutet  zugleich  auch  einen  Fortschritt 
der  Kultur.  Ausserdem  treibt  schon  das 
Urbedürfnis  nach  geselligem  uud  wirtschaft- 
lichem Verkehr  zu  der  Vermiiidening  des 
Aufwands  an  Mühe  und  Geld  für  die 
jedesmalige  Orts  Veränderung,  zu  der  räum- 
lichen uud  zeitlieben  Ausdehnung  und  Ver- 
dichtung der  Beziehungen  zwischen  den 
Produzenten  und  Konsumenten.  Hauptsäch- 
lich aber  wird  die  Transport  Vervollkommnung 
durch  den  in  der  Preisbewegung  und  Preis- 
nivellierung  sich  abspielenden  Interessen- 
kämpf  vorgeschrieben.  Darin  werden  sterile 
I'ttKhditionsfonneu  und  Absatz  -  Metliodeu 
abgestosseu,  bis  daraus  ein  incinander- 
gi'eifendes  oi^nisclies  System  entstellt  und 
(lic  Verstrickung  in  die  wcltwiilscliaftUche 
Preisgestaltung  Platz  gi^eift.  Die  ti-eibcii- 
den    Momente,    welche    sicli    weeJiselseitig  1 


beeinflussen  und  heben,  bestehen  in 
Steigerung  der  Lebensbedürfnisse  und 
Arbeitseffekts,  sodann  in  dei'  AnspaiiD 
uud  Ausdehnung  der  Verkehrsmit 
in  dem  Ausbau  der  Verkehrsanslalteu 
^'erkehrswege. 

ä.  Geschichtliche  Entwickelung 
Transportmittel.  Wegen  der  TransiKi: 
leichterung  bildet  von  Anfang  an  der  Si 
(chemin  courant)  eine  naturgemässe 
keliTslinic,  und  das  die  Länder  tmum 
Meer  den  direkten  Weg  und  die  vci 
dende  Briicke  zwischen  den  sich  bi 
fremden  Völkern.  Langsamer  geht  es 
dem  binnenländischen  Verkehre,  da  dt 
Erleichterung  ausser  der  frühzeitig  ei 
denen  Teilung  der  Tragleistung  vermil 
des  Wagens  (Schöpfgefäss  und  Trieb) 
Agens  und  Beagens)  auch  die  Eiste! 
einer  nivellierten  Fabrbahn  erfordert, 
solche  aller,  mit  dem  hierfür  notwenc 
Kapitalauf  wände,  einen  verhältnism 
hohen  Stanfl  der  Technik,  des  Ha' 
und  der  politischen  Koncentralion  vo 
setzt.  Solange  ein  solcher  nicht  eii 
ist,  bietet  die  Wasser  Strasse  den  si 
sten  und  billigsten,  oft  den  einzig 
liehen  Weg;  wenigstens  für  den  W 
verkehr  war  die  Benutzung  des  lÄnd\ 
Jahrtausende  lang  im  Verhältnisse  zu 
billigen  und  sicheren  Wasseratrasscu 
zu  viel  Opfern  an  Zeit,  Geld  und  ; 
verknüpft.  Jahrtausende  lang  war 
Flu  SS-  und  Seeschiffahrt  die  haupt 
liebste  BedingTing  und  Vermittlerin  ffi 
Austausch  von  Waren,  Kapital  und 
duktionskraft.  Nur  bildete  gegen  die 
Setzung  dieses  Schiffahrtsverkelires  ila: 
nenland  eine  fast  unflbersteigliche  Seh 
oder  Mauer.  Die  Wasscrstrassc,  i 
naturgemäss  gegebene  Kommunika 
mittel,  giebt  das  Vorbild  dafür  ab,  v 
unseren  Tagen  die  Kommunikation  vot 
schritten  ist. 

In  der  Kulturgeschichte  äussert 
jeder  Fortschritt  am  früliesteu  und 
barsten  In  der  Weiterbildung  der  Kri 
technik,  die  Erfindung  und  Verfein 
der  Watte  eilt  derjenigen  der  Pfluf 
voran.  Noch  mehr  als  füi-  den  Handel  ( 
daher  die  Transportmittel  (KeitpfeK 
die  Kriegsführung  (und  Politi' 
unmittelt)M«s  Instrument;    hier   entsc 

die  Baschheit  der  Beförderung 
issenbe wältigung,  Koncentrati 
Kraft  aiif  den  entscheidenden  Punkt 
jeher  hat  zum  voi-aus 
Feldherr  die  Schlacht  gewonnen,  dt 
Massen  am  raschesten  dirigiert-.  I> 
wähnten  beiden  Anforderungen  könnt 
in  die  Neuzeit  vor  allem  die  an  d< 
oder  an  einer  Was-^erstrasse  gelegenei 
tralpimkte   gerecht   werden,  da   nur 
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der  Lage  wai-eii,  rasch  Trupiienmasseu  an 
einen  jeweilig  bedrohten  Puakt  zu  werfen, 
HaiiptsScMich  aus  dieser  aUzeitigen  Solilag- 
fertigkeit  erkläil  sich,  dass  eine  See- 
stadt, wie  Tynis,  Athen,  Venedig  die 
Herrscliaft  ül)er  un verhältnismässig  umfang- 
reiche und  grosse  Gebiete  erringen  und 
Jahrhunderte  lang  belianpten  konnte;  wer 
die  See  beherrschte,  beherrfichte  die   Welt. 

Die  gleichen  Vorteile  sich  auch  für  das 
Binnenland  zu  sichern,  unternahm  zuerst  in 
grossartiger,  zielbewusster  Weise  das  römische 
We It- Kaiserreich ,  da»  die  Erbauimg  eines 
StrassennetzesalseinenTeilder  Pazifikations- 
arheit  erachtete  und  ausführte  und  tlabei  in 
dem  cursus  püblicus  einen  beschleunigten  Re- 
lais- und  Bapiwrtdienst  organisierte.  Da- 
mit war  die  Grundlage  rar  einen  mili- 
täri^hcn  Verkehr  gelegt,  die  in  der  Folge 
auch  dem  Handel  und  der  Civillsation  dien- 
lich war. 

Nielit  minder  einflussreich  erwiesen  sich 
die  Kommunikationsmittel  ftlr  die  gesamte 
Staatsverwaltung.  Schon  die  Exis- 
tenz und  Ausdehnung  der  staatlichen 
Herrschaft  hängt  von  den  TrauKportmitteln 
ah:  von  jeher  haben  zunächst  die  Verkchrs- 
Ireziehungen  über  See  und  sodann  die 
■VVaßserstrassen,  z.  B.  Rhein  imd  Donau, 
imd  der  Verkehr  auf  diesen  beiden  Strömen, 
von  deren  Urspi-ung  (Habsburg,  Konradin 
in  Ohur,  schwäbische  Herzöge)  bis  zu  ihrer 
Mündimg  die  Politik  iu)d  die  Geschicke 
«ler  HeiTBcher  bestimmt.  Wie  in  dieser 
oxtensivenBeziehung,  soistauchin  der  inten- 
siven AnspannuDg  die  staatliche  HeiTSchaft 
von  den  Kommunikationsmitteln  abliOngig; 
bildet  ja  für  sie  die  räumliche  Entfernung 
eine  natui^mässe  Gi-enze  und  Hemmung; 
-les  distances  aont  les  fU'-aux  de  la  Russie« ; 
jo  weiter  der  Sitz  der  Regiening  von  der 
(irenze  ist,  wie  in  den  dünn  bevölkerten 
Staaten,  um  so  schwieriger  ist  es  für  sie, 
jederzeit  ihre  Autorität  geltend  zu  machen 
und  aufrecht  zu  erhalten.  Da  in  einem 
Weltreich,  wie  z.  B.  Russland,  bis  vor 
wenigen  Jahrzehnten  die  Berichte  und 
Stenerabliefeningen  aus  der  Provinz,  die 
Befehle,  Instruktionen,  Inspektoren  aus  der 
Centrale,  auch  die  gegenseitigen  Gold-  und 
Tnippenaendungen  ebenso  viele  Monate 
brauchten,  um  an  ihre  Adresse  zu  gelangen, 
als  heute  hierzu  Stunden  nötig  sind,  so  war 
an  eich  schon  die  Verwaltung  eines  solchen 
grösseren  Reiches  sehr  schwierig.  An 
dieser  Schwierigkeif  scheiterte  z.  B.  die 
Regienings weise  Kaiser  Karls  V.,  der  alle 
Entscheidungen  persönlich  geben  wollte. 
Die  Jetztzeit  bietet  eine  Analogie  für  die 
frtlhere  Verwaltung  in  der  des  heutigen 
China,  wo  die  Provinzgouverneiire  wegen 
der  grossen  Entfemimgen  selbständig  ge- 
stellt werden  müssen. 


Schon  diese  äussere  Schwierigkeit  für  den 
gewöhnlichen  normalen  Gang  der  Staats- 
verwaltung —  ganz  abgehen  von  deii 
»Konjunkturen«  in  uuruniger  Zeit  —  ge- 
nügte, dass  in  allen  Weifreichen;  in  dem 
des  CjTus,  der  römis<-Jien  Kaiser,  der  Cha- 
lifen,  Karls  V.,  auch  in  China  frühzeitig 
der  Gedanke  einer  regelmässigen  Reitpost. 
des  Anfangs  zu  einer  Poslorgan isation,  auf- 
tauchte und  ins  Leben  trat  — 

Betraclitet  man  näher  die  geschicht- 
liche Entwickelung  des  Transportdienstes, 
so  erscheint  bis  in  das  laufende  Jahrhimdei-t 
als  der  grßsste  Aufwand  hierfür  der  von 
dem  römischen  Weltreiclie  für  die  Erbau- 
ung seines  Strassen netzes  übernommene. 

In  der  Völkerwanderung  werden  römi- 
sche Technik  und  Organisation  wie  von 
einem  Wildwasser  hinweggefegt.  Die  Keime 
römischer  Cirilisation,  welche  mit  dem  gi-oss- 
artigen  Strassennetze  gelegt  worden  waren, 

ngten  erst  nach  anderthalb  Jahrtaiiseu- 
zur  weitereu  Entwickelung;  die  Werk- 
zeuge des  Transportes  und  des  Handels 
bleiben  ähnlich,  wie  auch  die  der  Produklion. 
bis  zum  Anbruch  der  Neuzeit  stehen. 

Das  Bedürfnis  nach  einem  geordneten 
Sttassenweg,  der  eisten  Voraussetzung  ffli- 
einen  raschen  Nachrichten-  imd  Peisonen- 
verkehr,  wie  für  einen  leistungsfähigen 
Güterverkehr  drang  erst  wieder  im  1-S. 
Jaiir hundert  durch,  zuerst  in  Frankreich, 
das  im  Laufe  des  IS,  Jahrhunderts  für  die 
Vervolikoramnmig  der  Ijandstrassen  740 
Millionen  Mark  aufwandte.  Nach  dem 
französischen  Vorgang  gab  der  Schwäbische 
Bund  1730  die  erste  Instruktion  für  die 
Anlage  der  Landstrasseu  aus.  L'ngeachfet 
dieser  Anläufe  waren  in  der  ganzen  Welt 
die  Strassen  des  Ib.  Jahrhunderts  in  einem 
für  heute  unbegreiflichen  Zustande ;  man 
kann  ihn  nicht  besser  kennzeichnen  als  durch 
den  rmstanü,  dass  Kaufmannsgiit  pixi 
Tonnenkilometer  12  Mark  kostete  (daher 
z,  B.  Steinkohle,  deren  Fracht  heute  1',* 
Pfennig  pro  Tonnenkilometer  betiügt,  kaum 
transportabel  war),  dass  dazu  noch  die 
Lieferfrist  4 — ü  Wochen  beanspnichle.  Da- 
her beschränkte  sicli  der  Göfen'orkehr  auf 
einige  Luxusartikel  und  (spärlich) 
Kolonialwaren,  Der  Zeilungs-  und  Brief- 
verkehr war  ein  kaum  gekannter  Luxus. 
Der  Reiseverkehr  war  nur  für  die  höchsten 
Gesellschaftsklassen  vorhanden  und 
selbst  auf  kleine  Entfernung  mit  allerlei 
nuvermeidhchen    ITnglücksf allen    verknüpft. 

Der  andere  teelmische  Fortschritt  des  IS. 
Jahrhunderts  liestand  im  Kanalbaii, 
worin  Italien,  Holland  imd  Frankreich  in 
einer  für  den  Frachtverkehr  balmbi-echeuden 
Weise  vorangingen;  der  englische  beginnt 
ei-st  17Ö5. 

Allerdings  sind  alle  dic.-^c  Aufwendungen 
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iai  Vergleich  zu  den  für  die  Eisenbahjieii 
aufgewandten  MilliardeD  geringfügig. 

Auch  io  technischer  SuDsicfat  Kann  man 
sagen,  dass  die  vor  dem  Aufkommen  der  Eisen- 
baJÜii  errungenen  Forteciiritte  zusammenge- 
nommen gegen  die  hernach  in  raschem  Finge 
erlangten  in  jeder  Beziehung,  sowohl  nach 
der  Fahrgeschwindigkeit  als  nach  der  geför- 
derten Menge  als  nach  den  für  diesen 
Effekt  verwendeten  "Werkzeugen,  nicht  den 
Vei^leich  aushallen ;  sie  bilden  nur  Ansätze 
vmd  Keime  für  eine  Frucht,  welche  in  un- 
serer Zeit  in  wenigen  Jahrzehnten  ge- 
reift ist. 

Was  in  technischer  Hinsicht,  gilt  noch 
mehr  in  Bezug  auf  die  Organisation 
des  Betriebes,  d.  h.  die  Einrichtung  perio- 
disch wiederkehrender  Beförderungsgelegen- 
heiten und  ihres  Ineinandergreifens.  Die 
Unterlage,  Voraussetzung  und  Grenze  einer 
solchen  O^nisation  bildet  der  nach  Raum 
und  Intensität  sich  steigernde  Grad  der  Bezie- 
hungen, welche  die  dreiFaktoren  des  mensch- 
lichen Zusammenlebens:  Handel,  Staat  und 
Familien  unter  sich  pQegen ;  die  Organisation 
ist  der  Ausd  nick  des  gesamten  wirtschaftlichen 
und  öffentlichen  Lebens.  Auf  der  primitiven 
Wirtschaftsstufe  ist  eine  Oi'ganisation  des 
Transportes  nicht  möglich  und  nicht  nötig; 
es  genügt  der  individuelle,  von  einem  je- 
weiligen speciellen  Anlass  abhängige  Klein- 
betrieb. Das  Bedflrfuis  nai/h  einem  inten- 
siveren Transiwrtbetriebe  ergiebt  sich  erst 
bei  einer  gesteigerten  Central isien mg  imd 
Universalierung,  d.  h.  bei  Beginn  desjenigen 
Stadiums  der  Kulturentwickelung,  das  man 
mit  dem  Namen  »Geld Wirtschaft«  bezeichnet, 
und  zwar  zuerst  aus  militärUchen  oder  Vcr- 
waltungsrücksichten,  sodann  aus  dem  kom- 
merziellen Bedürfnisse  nach  einer  ständigen 
Fühlung  mit  den  für  die  Handelskonjunk- 
turen niassgehenden  Platzen  und  Faktoren. 

So  finden  wir  eine  Ürganisierung  des 
Nachrichtendienstes  hauptsächlich  in  dem 
römischen  CiirBus  publiciis.  Nur  gingen 
ihm  dazu,  dass  er  zu  einem  Mittel  der 
Kommunikation  wurde,  noch  einige  wesent- 
liche Voraussetzungen  ab,  vor  allem  die 
grundsätzliche  Bestimmung  für  die  Allge- 
meinheit. 

Beim  Ausgange  des  Mittelalters  wirtl 
der  römische  Reilb^tendienst,  wahi-schein- 
lich  zuerst  in  Oberitalieii  um  das  Jahr  1470, 
wieder  nachgeahmt,  und  kommen  für  den 
intensiven  Betrieb  zwei  neue  wirtschaftliche 
Principien ,  das  organisierte  Inein- 
andorgreifen  des  Transportdienstes  und 
der  gemeinwirtschaitliche  Betrieb, 
auf.  Durch  die  Intensität  war  zunächst  nur 
jeweils  die  Erreichung  des  Destinatars,  des 
Endzieles,  beschleunigt  und  verbilligt  worden. 
Damit  der  Kurierdienst  aber  der  Volks- 
winscliaft  von   Nutzen    werde,  andererseits 


aber  auch  eine  seiner  PixKluktivität  ent- 
-■iprechende  Eentabilität  und  finanzielle  Selb- 
ständ^keit  erlange,  musste  er  sich  erst  noch 
in  den  Dienst  des  Publikums  begeben  und 
formell  wie  tliatsächlich  allgemein  zugäng- 
lich gemacht  wertlen,  und  zwar  einerseits 
vermittelst  möglichster  Verwohlfeilening  der 
Benutzung,  andererseits  im  Wege  allmäh- 
licher gleichmässiger  Verteilung  des  Ver- 
kehrsnetzes über  alle  Teile  des  Staatsge- 
bietes. Das  geschah  von  Ende  des  IG.  Jahr- 
hunderts an  in  fortschreitendem  Masse  :  aber 
bis  in  die  letzten  Jahrzehnte  herein  fehlte 
die  folgerichtige  Weiterbildung  des  gemein- 
wirtschaftlichen  Charakters:  einmal  die  er- 
gänzende Hälfte  eines  jeden  Grossbetriebes, 
nSmlich  der  ITmtrieb  der  Kapitalanlage  nach 
dem  Gesetze  des  Massenumsatzes  (Penny- 
parto),  sodann  das  systematische  In- 
einandergreifen des  See-  und  Land- 
transportes. Es  galt  zu  Anfang  des  Iß. 
Jahrhunderts  für  einen  unerhörten  Fortschritt, 
dass  die  Reitposten  von  Berlin  nach  Königs- 
berg in  4  T^en,  von  Berlin  nach  Amster- 
dam in  H  Tagen  gingen.  Noch  im  Jahr 
1824  fuhr  der  Postwagen  von  Berlin  nach 
Magdeburg  '2  Tage  und  1  Nacht  Ts  er- 
regte grosse  Bewundenmg,  als  der  preussi- 
sclie  Generalpostmeister  Nagler  in  diesem 
Jahr  die  englischen  s<wenannten  Schnell- 
posten mit  zalüreichen  Relaisstationen  ein- 
rührte und  die  Post  nun  in  15  Stunden  von 
Berlin  nach  Magdebui-g  gelangte. 

Wann  nun,  fi-agt  sich  weiter,  kamen  diese 
neuen  Principien  auch  für  die  binnenländi- 
sche  FraehtgutbeforderungaufV  Die- 
selbe erhält  eine  gewisse  Organisation  schon 
vom  14.  Jahrhundert  an,  hauptsächlich  aus 
AnlasB  der  Messen  (Sammcldienst  im  Frank- 
furter Messgeleit,  Verbesserung  der  Welt- 
strassen diü-ch  die  Nfimbeiger  imd  Vene- 
digei-  Kaufleute,  'Güterzuge  /..  B.  von  Nürn- 
berg über  Hot,  Plauen  nach  Leipzig).  Aber, 
wie  allbekannt,  bewegte  sie  sich  bis  zum 
Aufkommen  der  Eisenbahnen  in  den  engen 
Grenzen  des  Kleinbetriebes,  während  die 
Ftachtgutlx'foi'derung  ilirer  Natur  nach  ohne 
einen  maschi  neu  massigen  Betrieb  keine  Re- 
gelmässigkeit erlangt ;  mhte  doch  vor  dem 
Aufkommen  des  Dampfmotors  das  ganze 
Frachtgeschäft,  und  zwar  sowohl  auf  den 
Wa.'U>er-  wie  auf  den  Landstrassen,  während 
des  Winters,  d.  h.  sieben  Monate  lang,  fast 
vollkommen.  Noch  vor  hundert  Jahren  kam  es 
in  England  trotz  des  vorhandenen  Kanalsys- 
tems  vor,  dass  Gitter,  die  den  Ocean  in  di-ei 
Wochen  durchkreuzt  hatten,  in  London  soclis 
Wochen  Aufenthalt  erlitten,  ehe  sie  nach 
dem  nahen  Manchester  befördert  wurden. 
Wir  haben  sonach  bis  zum  Aufkommen 
Eisenbahnen  einen  Xat^hrichten verkehr, 
aber  nur  für  die  Hauptstrasseu,  einen  Fracht- 
I  verkehr,    aber    nur    für   einzelne    wenige 


■'»'^ 


Transport  (Allgemeines) 


141 


^'e! trollten  uml  für  besonders  wertrolle 
Gilter:  auch,  wie  gesagt,  einen  Per- 
sonenverkehr, der  aber  noch  unvollkommen 
funktioniert  und  noch  weniger  ausge- 
breitet ist  als  die  beide»  anderen  Onind- 
formen.  Nur  für  die  erslere  Grundform 
haben  wir  eine  »Kommunikation  dergestalt, 
dass  die  briefliche  Korrespondenz  gleichsam 
im  Zirkel  herum  von  einem  Oil  zum  andern 
laufft«  (Vali-assor  1689).  Aber  das  ge- 
samte Kommnnikationswesen  weist  sowohl 
in  seiner  Dreiteilung  der  Örundfonnen 
,  (Nachrichten- ,  Personen-  und  Warenbe- 
föi-derung)  und  namentlich  in  deren  Zu- 
sammenwirken, als  auch  in  seiner  Ausbrei- 
tung und  Verästelung,  wie  in  seiner  Grund- 
lage lind  gleichzeitigen  ITolge,  nämlich  in 
der  stfindigen  politischen  und  kommerziellen 
Fühlung,  noch  zu  viele  Locken  und  ünvoU- 
kommenbeiten  auf. 

Die  .Sättigung  der  gesamten  Welt,  ihre  | 
vollständige,  gleichsam  luxuriöse  Ausstattung  | 
mit  groBskapitalistischen  Verkehrserleichte- 
ruiigen  —  das  Ist  eine  Errungenschaft  der] 
neuesten  Zeit.  Tauschbeziehungen  aller-  i 
(liogs  bildeu  sich  ja  schon  in  friihester  Zeit 
zwischen  den  Bezirken  und  Völkern  aus. 
Älter  einen  regelmässigen  Transport- 
(lienst  haben  sie  schon  an  sich  noch 
nicht  zur  Folge;  sie  bestanden  auch  niu' 
zwischen  einzelnen  bevorzugten  Punkten. 
Der  Transpartverkehr  erfordert  noch  viel 
mehr,  als  dass  ab  und  zu  oder  auch  regel- 
mässig ein  (Waren-) Austausch  stattfindet.  Das 
wurde  bisher  namentlich  in  den  Unter- 
suchungen über  die  geschichtliche  Ent- 
stehung der  Post  übersehen,  obgleich  es 
ai^nsc-heinlich  ist,  dass  die  blosse  That- 
saehe  der  Absendung  von  Briefboten  eben- 
sowenig schon  ein  System,  einen  Postver- 
kehr  schafft,  als  z.  B.  die  von  Commis  voya- 
geurs  einen  organisierten  Reiseverkehr 
bedeutet.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  den 
Handelsfahrten  im  Verhältnis  zu  dem  allge- 
meinen Transjjort^-erkehr.  Er  ist  zudem 
nicht  nur  der  Ausdruck  des  Handel  Ver- 
kehres, sondern  des  gesamten  wulschaft- 
liehen,  politischen,  öffentlichen  und  Famüien- 
lebens ;  seine  allseitige  Ausgestaltung  hat 
eine  gleJehmässige  Ausbildung  der  spekula- 
tiven Unternehmungslust  nach  der  subjek- 
tiven und  objektiven  Seite  zur  Voraus- 
setzung. Die  wirtschaftastufe  also,  die  noch 
<lieser  Voraussetzung  ermangelt,  kann  auch 
einen  allseitig  organisierten  Verkehr  noeh 
nicht  aufweisen. 

Seit  den  dreissiger  Jahren  breitet  sich 
ein  solcher  Verkehr,  zuerst  im  Dampf- 
schiff, dann  in  der  Eisenbahn,  im  Tele- 
graph und  überseeischen  Kabel,  im  Fem- 
sprecher und  der  elektrischen  Bahn  aus. 
Was  ihn  von  den  frOheren  Einrichtungen  1 
und  Zuständen  unterscheidet,  ist  einmal  die ; 


Organisation,  welclie  die  gesamte  Traus- 
portbewegimg  auf  Strassen,  die  sich  wie 
grosse  Ströme  ins  Unendliche  verlieren,  von 
Wasser  zu  Land,  von  Land  zu  Wasser  als 
ein  einheitliches  Ganze  zusammenfasst  und 
die  einzelnen  Glieder  derselben  planmflssig 
ineinander  greifen  lässt.  Neu  ist  femer  der 
natumotwendige  Cliarakler  des  Grossbe- 
triebs sowie  seine  Centralisierung  und 
Uni  Versal  ierung,  wie  sieh  all  dies  in  der 
ritumlichen  Ausdehnung,  in  den  Gnmdsfttzeu 
der  VenvaltuDg  und  Preis-Kalkulation,  in 
dem  Massenumtrieb  des  Kapitale  imd  der 
Güter  sowie  in  den  Oeneraltarifen  ausdrückt. 

3.  Der  TmneportTerkehr  und  sein 
Verhältnis  zn  der  Produktion  und  dem 
wirtschaftlichen  Fortechritt  Unigeal«]- 
tnng  dea  Betriebs.  Die  Transportkosten 
sind  heute  für  4F)00  km  so  hoch  als  noch 
vor  sechs  Jahrzehnten  für  KK)  km ;  man  kann 
demgemäSB  die  Produkte  auf  50-  und  beim 
Seebezug  auf  250mal  grössere  Entfernungen 
versenden.  Werden  die  Transpoi-tkosten  um 
das  250 fache  billiger,  so  ist  es  dasselbe, 
als  ob  die  Distanzen  um  obeosoviel  abge- 
kürzt und  ein  Land  von  25000  ([km  auf 
einen  kleinen  Bezirk  von  100  qkm  zusammen- 
eerOckt  worden  wäre.  Für  die  gesamte 
X'olkswirtschaft  also  hat  die  Trans- 
portverbilligung das  Zusammenschrumpfen 
der  Erde  zur  Folge. 

Wenn  temer  für  das  einzelne  Pro- 
dukt der  Aufwand  seines  Versands,  aber 
auch  der  für  den  Bezug  des  Rohstoffs  ge- 
ringer wird.  30  hat  dies  entweder  die  Er- 
leichterung der  Herstellung  und  Ermässsigung 
der  Produktionskosten  oder  die  Erhöhung  der 
Versandfahigkeit  zur  Folge:  das  Prwlukt 
kann  ungehinderter ,  leichter  den  vorteil- 
hafteren Markt  aufsuchen  iind  auf  weitere 
istrecken  versandt  werden,  bis  sein  Wert 
durch  die  Fracht  aufgezehrt  wird. 

Die  Ersparnis  macht  die  e  i  n  z  e  1  n  e  W  a  r  e 
transport-,  markt-  und  konkurrenzfähiger 
imd  bildet  einen  wesentlichen  Teil  des 
Fabrikations-  und  Handelsgewinns,  erhöht 
dem  gemäss  die  Stärke  des  Wettbewerbs. 
Aus  dieser  in-  und  extensiven  Steigenmg 
erwäclist  für  Bezug  und  Absatz  eine  Ver- 
feinerung und  Ausbreitung.  Die  Ausbrei- 
tung erfolgt  der  Menge  nach  und  in  die 
Ferne  (Erweiterung  dea  Bezugs-  und  Ab- 
satz-Kadius,  Intemationalisienmg),  die  Ver- 
feinerung in  räumlicher  und  zeitlicher  Be- 
ziehung (engere  Verknüpfung  des  Netzes 
der  Beziehungen).  Die  weitere  Folge  davon 
ist  die  »Mobilisierung!,  der  Werte,  d.  h. 
die  Befreiung  von  der  Gebundenheit  an 
deu  Erzeugungsort  des  Rohstoffes  mid  an 
den  innerhalb  des  Bezirkes  befindlichen 
Konsumentenkreis.  Die  MobUisierung  befreit 
Kraft  und  Ware  einerseits  von  der  Gebunden- 
heit   au     die    Seholle,    an    die    Ernte,    an 
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ilen  Winter  ii.  s.  w. ,  andererseits  von 
Uea  Zufälligkeiten  und  Schwaokungen  der 
Ernteei^bnisse  und  von  der  diireli  die  Ernte 
gegebenen  l'mtriebsperiode  des  Kapitals, 
yie  bewirkt  in  räumlicher  Hinsicht  Centra- 
lisation,  in  7.eitlicher  Kontinuität.  Sie 
bringt  diese  Kräfte  auf  den  Markt,  d.  h.  auf 
den  Angebot  und  Nachfrage  vereinigenden 
Mittelpunkt,  erhöht  ihren  Wert  (Oehrauchs- 
und  Tauschwert)  und  befruchtet  damit  die 
Produktion,  erleichtert  die  Konkurrenz  und 
Prcistinterbietung.  Der  öesamteffekt  von 
all  dem  ist  die  fortschreitende  Aus- 
gleichung {Nivellierung)  der  Unter- 
schiede zunächst  in  Vorrat  imd  Bedarf, 
dann  im  Preis,  endlich  in  den  Produk- 
tionsbodingungeu,  und  zwar  sowolil 
dem  Raum  nach  (territorial  und  inter- 
national) als  auch  der  Zeit  nach,  die  Be- 
ständigkeit nnd  Berechenbarkeit 
dieser  drei  Faktoren. 

Besonders  deutlich  tritt  diese  Wirkung  bei 
dem  Konsum,  Bezug  und  Versand  dergering- 
wertigen  Rohprodukte  hervor.  Bis 
in  die  vierziger  Jahre  war  ihre  Verarbeitung 
uud  Konkurrenz  —  wo  nicht  gerade  das 
Meer  oder  ein  BItiss  den  Femversand  er- 
möglichte —  auf  kleine  Entfernungen  und 
auf  einen  engen  Bezirk  beschränkt:  heute 
erstreckt  sie  sich  auf  die  ganze  Erde.  Die 
voluminösen  Massengüter  der  Special farife, 
namentlich  Kohle,  Eisen  und  (Jetreide, 
werden  allmählich  zum  Hauptinhalt  des 
Weltverkehi-s.  So  giebt  es  heute  kaum  einen 
Artikel,  fOr  den  jede  auftauchende  Nachfrage 
nicht  sofort  gedeckt  werden  könnte.  Noch 
vor  wenigen  Jahrzehnten  bildete  die  dürftige, 
unzureichende  Versorgung  in  Bezug  auf  die 
Rohprodukte,  die  Aermlichkeit  in  Bezug  auf 
(las  disponible  Kapital  für  findige  Köpfe  und 
wagemutige  Unternehmer,  der  Mangellohn  en- 
den Verdienstes  für  die  Arbeitswilligen  den 
Urundzug  de~s  wirtschafllicheo  und  gesell- 
schaftlichen Lebens.  Heute  haben  wir  in  all 
dem.  auf  Grund  der  iederzeitigen  Diaponibilität 
durch  Eisenbahn,  Post,  Telegraph  und  i"erß- 
spreeher,  einen  gewissen  Ueberfluss.  Was 
den  heutigen  Grundzug  bildet,  ist  das  Wirt- 
schaften aus  dem  Vollen,  eine  gewisse  Ver- 
schwendung. 

Mit  der  Ausgleichung  (Nivellierung)  von 
Angebot  und  Nachfiitge  ist  diejenige  der 
Preise  von  selbst  gegeben.  Wird  durch 
die  Tran  Sport  verbilligung  der  Vorsprnng  des 
günstiger  situierten  Konkurrenten  hinsicht- 
fich  der  Produktion sbediogungen  und  des 
Rohmaterial bezugs  ausgeglichen,  so  findet 
das  gleiche  in  Beziehung  auf  die  Selbst- 
kosten statt.  Damit  wird  der  Wettbewerb 
augespornt.  Die  Unterbietung  ist  ohnehin 
daduivh  erleichtert,  dass  die  auf  der  fertigen 
Wai-e  lastenden  \'ersand kosten  mehr  und 
mehr  ermjLssigt  woiiien.    Infolgedessen  giebt 


es  heute  kaum  einen  auderen  Preisimterschied 
als  den  durch  den  Transport  bedingten.  Bei- 
lsweise betrugen  die  Weizenpreia-Unfer^ 
schiede  zwischen  Ostpreusseu  una  der  Rhein- 
pro\'inz  oder  Sitddeutschland  im  Jahre  1900 
30%,  im  Dimihsehnitt  von  1817—1840 
60  o/o,  im  18.  Jahrhundert  120  %.  Die  A\is- 
gleichung  des  U'nterschieds  wäre  noch 
grösser,  wenn  jiicht  der  Import  im  ver- 
gangenen Jahrzehnt  so  gewaltig  zugenom- 
men und  damit  einen  neuen  Dinerenzgrund 

—  zwischen  Seehafen  und  Binnenland  — 
geschaffen  hätte. 

Der  neuere  Naclirichteiidieust  durch 
die  Presse,  Post  und  Telegraph  be- 
schränkt die  Ungewissheit  imd  damit  die 
Preisschwankungen  imd  entkleidet  die 
kaufmännische  Spekulation,  Eskomptc  und 
Arbitrage,  die  Berechnung  der  Ver- 
schiedenheiten iu  Menge  oder  Preis  einer 
Ware,  ihres  lotterieälin liehen  Charakters. 
Die  feine  Organisation,  die  in  der  täglichen 
Preisausgleichung  der  Produkten böi-sen  der 
Welt  und  ihrer  täglichen  gegenseitigeu  Be- 
einflussung liegt,  grenzt  an  das  Wunderbare. 

Eine  weitere  Folge  ist,  dass  z.B.  dieKom- 
preise  nicht  allein  von  Ort  zii  Ort  und  von  Land 
zu  Land,  sondern  auch  von  Ernte  zu  Ernte 

—  zumal  die  verschiedenen  Getreidc- 
heferanten  zu  verschiedenen  Jahreszeiten 
ernten  —  eine  grössere  Stetigkeit  behaupten. 

Die  NivellieruDg  der  Produktions-  und 
Konkurrenzbedingimgen  erzeugt  weiter  vei^ 
schiedene  indirekte  Wirkungen,  z.B.  die 
Veischiebimg  des  Standorts  der  Pro- 
duktion ,  der  landwirtschaftlichen  (Pro- 
duktenzonen, überseeische  Konkur- 
renz) wie  der  gewerblichen ;  Stärkung  der 
Tendenz  zum  Grossbetriel«  imd  zur  Be- 
freiung von  der  örtliclien  Gebundenheit  (vor 
der  Eisenbahn  war  der  Gewerbebetrieb  natur- 
notwendig  lokal  gebunden);  Fördenmg  der 
SpecialisJenmg,  der  tenitoriaien  wie  intei-- 
natioualen  Arbeitsteilung: 

a)  in  der  Industrie, 

b)  im  Handel:  Export,  Rückgang  des 
Zwischenhandels  und  Messgesdiäfts 
(erst  die  Sicherheit  der  Dampftrans- 

Enrtmittel  und  die  Stabilität  der  Fracht- 
osten ermöglichte  das  Terminge- 
schäft), 

c)  in  der  Landwirtschaft  und  im 
Bergbau:  Erhöhung  der  Grundrente, 
Wert  steigerungfernabgclegener  Plätze, 
der  Forsten  und  Bergwerke,  der 
ilbcrsceischeu  Kolonieen. 

Deutlich  tritt  diese  indirekte  Wirkung  in 
der  vollständigen  Umgestallimg  des  Charak- 
tere des  gewerblichen  Lebens  hervor.  ■  Vor 
dem  Dampfvei'kehr  konnte  man,  wie  z.  B. 
Schmoller  in  seinem  Aufsatze  von  1S7.H 
hübsch  darstellte,  nur  wenige  Luxuswaren  auf 
weithin  transportieren ;  nur  für  sie  war  ein 


■'»'^ 


Ti'ansport  (Allgemeines) 


143 


massenhafter  Grossbetrieb,  eine  Fabrikation, 
die  im  abgelegenen  Industrieort  die  Waren 
für  ^ze  Gegenden  und  LSnder  anfertigte, 
nii^iich.  Alles  andere  mnsste  im  Dorf, 
im  St&ltchen  selbst,  musste  da,  wo  man  es 
brauchte,  gemacht  werden.  Kleine  lokale 
Geschäfte  beherrschten  den  kleinen  Markt; 
an  sie  ansechliesslich  war  die  ganze 
Umgegend  gewiesen.  Hau»at  und  Geschirr, 
Möbel  und  Kleider  wurden  gefertigt,  wie 
jeder  sie  bestellte.  All  das  wurde  mit  den 
Eisenbahnen  anders.  Je  mehr  die  Verbin- 
dung zwischen  der  Provinz  und  der  Gross- 
stadt erleichtert  wurde,  ura  so  rascher  wurde 
jede  Grossstadt  zu  einem  Hauptort  (z.  B. 
der  Herren-  und  Damenkonfektion).  Der 
Geschmack  und  die  Mode  der  grösseron 
Städte  maciiten  jetzt  rasch  in  immer 
weiteren  Kreisen  Propaganda.  Nim  lernte 
inan  kennen,  was  in  den  besser  eingerich- 
teten Geschäften  der  grossen  Stadt  zu  haben 
war,  dei-  Kleinstädter  oder  vielmehr 
die  Kleinstädterin  wollte  nur  dort  ein- 
kaufen. Aber  auch  für  diejenigen,  welche 
nicht  in  die  Grossatadt  kamen,  änderte 
sich  die  Lage;  die  grossstädtischen  Waren 
und  Ideeen  kamen  zu  ihnen  und  wurden 
systematisch  vertrieben ;  sie  konntea  ja  jetzt 
ganz  anders  versandt  werden.  Der  Kon- 
sum wuchs  ins  Grosse  und  damit  auch  der 
Betrieb.  Die  Existenz-  und  Konkurrenz- 
fähigkeit eines  einzelnen  Grossbetriebes  wie 
die  Gewerbekraft  eines  ganzen  Landes  ist 
abhängig  von  der  Nähe  der  ieußrungs-  und 
Rohmaterialien,  billiger  Arbeitskräfte,  güns- 
tiger Verkehrswege  und  Absatzgebiete. 
Diese  Vorbedingimgcn  erlangte  das  Binnen- 
land erst  mit  dem  neueren  Fern-  und 
Massen  Versand.  Erst  damit  war  einnial  die 
nijtige  Gleich mässigkeit  der  Beschäftigung 
gesichert;  denn  erst  wenn  sich  der  Absatz 
einer  Fabrik  auf  verschiedene  Kulturländer 
erstreckt,  halt  er  eich  stetig  in  normalen 
Bahnen;  tritt  je  in  dem  einen  Absatzgebiet 
eine  ungünstige  Konjunktur  ein,  so  wird  sie 
durch  eine  günstigere  in  den  anderen  Absatz- 
gebieten wieder  ausgeglichen. 

Eist  mit  Hilfe  des  Massen-  nnd  Feru- 
versands  gelangt  das  Binnenland  ferner  in  den 
Besitz  der  imentbeh Hieben  Rohmaterialien, 
insbesondere  von  Kohle  und  Eisen.  Von 
ihrem  natiu^mfiseen  Vorhandensein  oder 
ihrer  Heranbringiuig  hängt  die  Industriekraft 
eines  Ltwides  in  erster  Linie  ab;  derKohlen- 


l)eträgt  die  Fracht  per  Achse  40  Pfennig 
auf  den  tkm,  im  heutigen  Ausnahmetarif 
nur  noch  den  23.  bezw.  30.  Teil.  Infolge- 
dessen ist  die  Kohle  das  wichtigste  be- 
förderungsgut  der  Eisenbahnen  geworden ; 
auf  sie  entfallen  43  °/o  des  Gewichts  aller 
auf     deutschen     Eisenbahnen     geförderten 


Frachtgüter.  Schon  ans  diesem  Gnmde 
stellt  sich  die  Eisenbahn  oder  ein  Gross- 
schiffahrtsweg als  die  Vorbedingung  für  die 
Entstehung  einer  Grossindustrie  oder  einer 
Grossstadt  dar. 

4.  GesaintprodDktivkraft  als  der 
künftige  Ansgangspuikt  der  National- 
ökonomie. Der  Hauptpunkt  liegt  in  der 
Frage:  worin  besteht  die  Rückwirkung  anf 
die  Entwickehing  der  Gesamtwirtscliaf t,  auf 
das  Volk  im  ganzen,  auf  die  gesamte 
Menschheit?  Hat  die  allgemeine  Wirkung 
des  Koramunikafiousfortsdiritfs  mit  dem 
Aufkommen  der  Dampf  befönlening  nur 
eine,  wenn  auch  ins  Kolossale  gebende. 
Verstärkung  erhalten?  Oder  wurde  damit 
etwas  Neues  hervorgebracht? 

Zur  Beantwortung  dieser  Frage  stehen 
zwei  Wege  offen:  die  Deduktion  aus  dem 
Wesen  speciell  des  Marktwertes  der  Einzel- 
ware oder  die  aus  dem  Wesen  des  Kom- 
munikationsdienstes  im  ganzen  mid  der 
Einwirknng  auf  das  gesamte  Gesell- 
schaftaleben. Altgemein  findet  man, 
in  gleichzeitiger  Berücksichtigung  der 
Werttheorie  mid  der  Entwickelimge-Kon- 
tinuitat,  in  dem  heutigen  Stande  der 
Prodiiktion  mir  das  Ergebnis  des  all- 
mählichen Anwachsens  des  Transport- 
einflusses. Gemäss  der  Smithschen  Wert- 
theorie erblickt  man  in  der  Dampfbeförde- 
rung ebenso  nur  eine  —  wenn  gleich  ge- 
steigerte —  Ersparnis  an  den  Transport- 
kosten wie  in  der  Ausbildung  der  Trans- 
portmittel in  friiheren  Jahrhimdcrton.  Um 
die  Rückwirkung  durch  das  Metlium  der 
bilhgeren  Preisgestaltung  zu  veranschau- 
lichen, wendet  man  zugleich  fast  allgemein 
zwei  Vei^leiche  an,  nämlich  einen  Vergleicli 
mit  dem  Produktionskreis  und  dessen 
Marktlage  {Thünensche  Formel)  und  einen 
solchen  mit  der  Weckung  »latenten<;,  durch 
billigere  Preise  hervorgelockten  Konsums 
(Kniessche  Formel).  Knies  führte  die  Fiktion 
ein,  als  ob  es  schlafende  Triebe  eines  Ver- 
kehrs Wachstums  gebe,  deren  Entfaltung 
durch  die  »Transpoi'themmnisse«  zuiUckge- 
halten  werde.  Diese  Hemmnisse  beständen 
nur  in  den  Transportkosten:  werden  diese 
Kosten  emiässigt,  so  »schiesseu  alle  Trielie 
lustig  empor« ;  es  wird  latenter  Verkehr, 
der  vorher  nur  gebunden,  aber  immerhin 
schon  vorhanden  war,  entfesselt.  Herniiann 
und  nach  ihm  E.  Sax  fanden  ferner  auf 
Gnmd  der  Thilnenschen  Formel:  im  (jua- 
dratischen  Verliältnis  zu  dem  Grade  der 
TransiJOi-tverbilHgung  (»Radius«  =  Höhe  des 
sogen,  t kommerziellen  Wertes«  eines  Kom- 
munikationsmittels) wächst  der  Alisatzkrei;; 
eines  Gutes. 

Diese  Beweisfülunin.i;  habe  ich  —  abge- 
sehen davon,  dass  die  angewandten  Tropen 
und   Fiktionen   alles   eher   als   oinwandfivi 
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sind,  auch  die  Besclileunigiiog  des  Um- 
triebes  nicht  berücksichtigen  —  andernorts 
schon  vor  einem  Jahrzehnt  als  nicht  sticli- 
lialtig  nachgewiesen. 

In  den  üblichen  Schlnssfoigerungen  wer- 
den die  beiden  Begrüfe  »Transporte  und 
»Produktion"  in  einem  verschiedenen  Sinne 
durcheinander  gemengt.  Das  Ergebnis  von 
all  dem  ist,  dass  man  daa  Wesen  der  mo- 
dernen Kommunikatiou  ebensowenig  als  das 
der  modernen  Volts  Wirtschaft  scharf  erfasst. 

Nicht  im  allgemeinen  und  uiclit  von  je- 
lier  ist ,  wie  ich  immer  wieder  betonen 
muss,  der  Transport  ein  selbständiger  und 
anssclilaggebender  Faktor  im  Volkshaushalte, 
sondern  nur  als  (irossbetrieb  und  nur 
für  eine  gewisse  Stufe  der  Volkswirtschaft, 
und  zwar  lu  der,  in  welcher  der  Grossbe- 
triob  vorherrecht. 

Erst  mit  dem  Aufkommen  der  Eisen- 
balia  nimmt  der  Transporlverkehr  die 
Doppclrolle  an,  die  ihm  im  allgemeinen  zu- 
gesclirieben  wird;  erst  von  da  an  dient  er 
nicht  mehr  bloss  als  Mittel  zum  Zwecke  der 
Befriedigung  der  Produktion  und  Konsum- 
tion, vielmehr  wiixl  der  Diener  zugleich 
z\im  Herrn.  Erst  auf  der  intensiven  Ent- 
wickelungsstufe  tritt  das  Kommunikations- 
wesen  —  ebenso  wie  der  Kredit- und  Geld- 
umlauf —  zu  dem  Volkaiiaus halte  und  dem 
ganzen  Gesellschaftsleben  in  die  dualistische, 
sicli  gegenseitig  bedingende  und  fördenide 
Wechselbeziehu  n  g. 

Erläutert  hatie  ich  dies  mit  folgendem: 
Jeder  wirtschaftliche  Fortschritt  der  Mensch- 
heit, die  primitive  Entwickelung  ebenso  wie 
die  neueste  zum  Industriestaat,  vollzieht 
sich  nach  einer  Kausalreihe,  in  der  sich 
die  Entwickelungafabtoren  gegenseitig  be- 
einflussen. Diese  Faktoren  sind :  bestimmte 
Technik  der  Produktion,  der  Transport- 
mittel und  des  Geldverkehrs  —  bestimmte 
Betriebsform  ((Juaütätsproduktion),  Ge- 
werbekraft  und  wirtschaftliche  Kon- 
centration —  bestimmter  Abhängig- 
keitsgrad der  Einzelwirtschaft  bezw. 
eines  Volkes  von  der  Gesamtwirtschaft  — 
bestimmte  Verwertungsgelegenheit, 
bestimmter  Vermittehmgs-  und  Äbsatz- 
radius  —  bestimmte  Expansion  der 
Produktion  und  Verdrängung  —  bestimmte 
»Verstadtlichunge  der  Produktion  — 
Itestimmte  Bevölkerungs  -  Kapacität 
und  -Agglomeration. 

Dimdi  die  Orts  Veränderung  an  sich  kann 
—  mag  auch  die  Sumnie  der  einzelnen 
Transportatte  noch  so  gross  sein  —  der 
t'liarakter  der  Produktion  und  Konsumtion 
noch  nicht  beeinflusst  werden.  Dies  vermag 
sie  erst  dann,  wenn  sie  —  vermittelst  desorga- 
nisierten Grossverkehrs  —  eine  Ceutrali- 
sierungund  --allgogenwärtige  Schlagfertig- 
keit.-    von   Kraft.    Geld.    Kapital  und  Ware 


luid  eine  Kontinuität  der  materiellen, 
geistigen  und  politischen  Beziehungen  vor- 
bereitet. Letzterem  Ziele  dient  der  Trans- 
port erst  dann,  wenn  ein  Transportdienst 
oder  Transportverkehr,  d.  h.  zunächst  die 
periodische  Wiederkehr  der  Befördenings- 
gelegenheit,  geregelt  ist.  Zu  dieser  Or- 
ganisierung muss  noch  ein  weiteres  treten, 
uud  zwar  1.  der  Grossbetrieb,  2.  gleich- 
massig  fflr  sämtliche  Grundformen  des  Ver- 
kehrs ,  3.  ihre  Verbindung  untereinander 
wie  mit  der  Manufaktiu-kraft  des  Volkes. 

a)  Zunächst  gentigt  nicht  die  Oi^;ani- 
sierung  nur  einer  der  Gnindformen  (nur  der 
Personen-  oder  der  Nachrichten-  oder  der 
Güterbeförderung),  um  eine  Produktions- 
steigerung  herbeizufflhren,  sondern  es  ist, 
zumal  bei  ihrer  gegenseitigen  Abhängigkeit 
und  Bedingtheit,  wesentlich  notwendig,  dass 
dieOrganisiening  samt  liehe  drei  Grund- 


Vor  dem  19.  Jahrhundert  erstreckte  sieh 
jeder  Kommuuikationsforiachritt  nur  auf  die 
eine  oder  die  andere  der  drei  Transportgrund- 
forraen  oder  nurauf  einen  derdrei  Faktoren  des 
menschlichen  Zusaramenlebens(ätaat,  Handel. 
Famüie)  oder  nur  auf  einzelne  hervorragende 
»Inseln<.  desselben,  nicht  auf  die  gesamte 
Fläche.  Vor  dem  Aufkommen  der  neuzeit- 
lichen Kommunikationsmaschine  waren  zu 
dem  Gewebe  oder  Verkehrsnetz  wohl  die 
Zeddel  da,  aber  noch  fehlte  der  Einschlag, 
noch  fehlte  der  allgemeine  uud  stän- 
dige Rapport.  Solange,  namentlich  für 
den  Frachtverkehr,  das  Transportsj'stem  nur 
auf  deu  Weltrouten  und  nur  zwischen  den 
Haupt-  und  Seeplätzen  bestand,  mangelte 
das  erste  Erfordernis,  nämlich  die  Allge- 
meinheit der  Tnmsportan stalten,  das  Inein- 
anderfliessen  des  Land-  und  Seetransjoi-ts 
und  die  Regelmässigkeit  des  Transport- 
dienstes :  eine  allgememe  ProduktionsstÄge- 
rung  ist  dalier  für  diese  Zeit  nicht  denkbar, 
demgemäss  der  Satz,  dass  die  Transport- 
verbilligung latenten  Verkehr  wecke,  nicht 
für  diese  Zeit,  also  nicht  allgemein  anwend- 
bar. Was  in  tec'bnischer,  gilt  aber  noch 
mehr  in  volkswirtschaftlicher  Hinsicht:  das 
Kommuoikationswesen  macht  mit  dem  Auf- 
kommen der  maschinenmÄssigen  Beförde- 
rung einen  unvermittelten  Sprung, 
mit  weichem  die  Fortschritte  frtiherer  JaJir- 
tausende  einen  Vergleich  nicht  aushalten. 
Mit  der  gleiehmässigen  Organisation  treten 
die  Grundformen  des  TransiJorts  in  eine 
Wechselwirkung  zu  einander,  die  derjenigen 
ähnlich  ist,  in  die  ein  neuerbauter  Schienen- 
wler  Wasserweg  zu  den  bestehenden  Linien 
eintritt. 

b)  Nicht  minder  wichtig  ist  die  andere 
Seite  des  gemein  wirtschaftlichen  Princii>es. 
nämlich  die  allgemeine  Verbreitung  uud 
gleichmassige  Verteilung   der    Auwen- 
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düng  der  neuen  Transportmaschine.  Ver- 
möge dereeLben  werden  die  Menschen  gleich- 
sam durch  einen  kontinuierlichen  Strom  mit 
einander  Terbunden,  Wie  mit  einem  Schlage 
liaben  nun  die  Schiffahrtslinien  die  bisher 
ei'mangelnde  direkte  Fortsetzung  auf  dem 
Kontinente  sowie  ihre  bisherigen  Endpunkte, 
die  Hafenplätzc,  ein  unbegrenztes  Hinter- 
land gewonnen.  Wie  früher  die  einzelnen 
Hafenplätze,  so  treten  nunmehr  die  Stationen 
der  Eisenbannen,  Dampfschiffe,  Posten,  Tele- 
^pheu  und  Fernsprecher  in  gleichem  Grade, 
iD  welchem  die  RegelmaHsigkeit  des  Kurses 
dch  verfeinert,  in  eine  Art  elektrischer 
Stromleitung  oder  ständiger  Kundschafts- 
beziehiing  oder  in  ein  Eontotorrentverhält^ 
nis  zu  einander,  insofern  jeder  Versand  ein 
Debet,  einen  Empfang,  und  jeder  »Import 
wieder  einen  Rxport*  hervorruft. 

c)  Dies  dürfte  durch  folgende  Erwä- 
gung noch  klarer  gestellt  werden:  Das 
Transportwesen  bildet  bcgriffsgemäss  nur 
eine  Lnterabteilnng  des  allgemeinen  Ver- 
kehrs, der  Arbeits  Vereinigung  oder  der  ste- 
tigen befruchtenden  Verbindung  der  Pro- 
duktivkräfte. Dieser  Gnindgedankc  des 
Verkehrs  uinfasst  mit  dem  Transport  auch 
weiter  noch  den  Geldumlauf,  den  Kredit 
imd  die  Association,  andererseits  die  Ver- 
dichtung der  Bevölkerung. 

Wie  z,  B.  heutigenfagea  die  BOrse  nicht 
ohne  den  Telegraphen  oder  ein  Seehafen 
nicht  ohne  die  BCrse,  ohne  Elevatoren, 
Bankierbredit  etc.  existieren  kann,  so  kann 
auch  in  abstracto  keines  der  genannten  Ge- 
biete für  sich  bestehen,  noch  weniger  durch 
sich  allein  den  Anforderungen  der  arbeits- 
teiligen Wirtschaft  geniigen.  Es  ist  das 
Konununikationswesen  nicht  ohne  Umlauf 
und  Kredit,  der  Umlauf  nicht  ohne  Kredit, 
Lokomotion  und  örtlichen  Verkehr  und  der 
Kredit  nicht  ohne  jene  anderen  Hebel 
Entwickelung  fähig:  alles,  was  für  eines 
dieser  Gebiete  geschieht,  ist  durch  das  be- 
dingt, was  die  anderen  fordern  und  was  sie 
leisten  können. 

I>emgem&ss  fragt   sich  in   erster  Linie: 

fab  es  vor  der  Eisenbahn  einen  Verkehr, 
er  filr  die  gesamt«  jGesellschaft  von  Be- 
deutung war?  Eine  solche  aUgemeiiie  Cir- 
knlatioii  war  bekanntlich  bis  vor  wenigen 
Jahrzehnten  Oberhaupt  niclit  vorhanden. 

£benso  verhält  es  sich  mit  der  anderen 
Seite  der  Verkehrssteigening,  welche  — 
neben  der  Verkürzung  der  Kommunikation 
—  im  Wege  der  Verdichtung  der  Be- 
völkerung stattfindet.  Es  gab  bis  zum 
Eisen  bahnzeitalter  wohl  an  dem  Meere 
einige  Grossstädte,  wie  Amsterdam,  London 
etc.,  nicht  aber  —  da  man  von  Paris  und 
Wien  wegen  ihrer  politischen  Ausnalime- 
EtelluDg  ansehen  muss  —  im  Binnenlande. 
Wenn  nun  bei  den  flbrigen  Unter- 
HandwfirteibDch  ilei  StaalawiaMluchirfUs.    Znell 


gliedern  der  Kommunikation  (Kredit,  Geld- 
umlauf) ein  »Verkehr«  noch  nicht  bestand, 
so  konnte  er  auch  für  den  Transport'  nicht 
vorhanden  sein  und  konnte  nicht  die  ^;egen- 
seitigbefruchtende  Wechsel  wirkuDgzwischen 
ihnen  stattfinden. 

Nebenbei  wirft  diese  Beobachtung  ein 
Licht  auch  auf  den  Ausgangspunkt  der 
Nationalökonomie:  nicht  die  Bevölkemngs- 
menge  an  sich,  sondern  deren  neuzeitlidie 
Verojchtung,  nicht  das  Geld  oder  der  Kredit 
an  sich,  sondern  erst  die  Ot^anisatiou  des 
Geld-  und  Kredit- Verkehrs ,  nicht  das 
Transport-  und  Manufaktnrwesen  an  sich, 
sondern  erst  dessen  gegenseitige  Durch- 
dringung und  gemein  wirtschaftliche  Aus- 
dehnung und  Betriebsweise,  aber  auch  die 
Wechselwirkung  zwischen  sämtlichen 
Untergliedern  des  Verkehrs  erbringt  den 
das  Gesellschaf tsletien  irnigestaltenden  Ein- 
fluss,  welchen  die  Merkanti listen  aUein  von 
dem  Seehandel,  die  Manchesterleute  allein 
von  dem  Freihandel  erwarteten. 

d)  Ganz  dasselbe,  und  zwar  sowohl  be- 
züglich der  geschichtlichen  Entwickelung 
als  der  wechselseitigen  Abhängigkeit,  gilt 
auch  von  dem  anderen  Untergliede,  näm- 
lich der  maschinen massigen,  «kapitalisti- 
schen« Produktion.  Man  hat  bisher  an 
ihr,  bezw,  der  Stoftveredelung  im  allge- 
meinen, zu  wenig  die  mit  dem  Transport 
konkurrierende  Eigenschaft  gewürdigt,  das» 
sie  nämlich  in  gleicher  Weise  für  das  ein- 
zelne Erzeugnis  wie  für  ein  einzelnes  Pro- 


Distanzen  und  Grenzen  erbringt.  Und  doch 
liegt  eben  in  dieser  Eigenschaft  der  Er- 
höhung der  Transporte  und  Absatzfähigkeit 
der  Ware  und  der  Umsatzf&higkeit  des  An- 
lagekapitals schon  an  sich  die  dualistische 
Wechselbeziehung  zwischen  dem  technischen 
und  Tran8port:fortschritt  begründet:  jeder 
Transportfortschritt,  der  neue  Absatzwege 
über  die  bisherige  Bezirksgrenze  hinaus  er- 
öffnet und  die  Transportabilität  der  Waren 
erhöht,  fördert  die  Industrie,  welche  ihrer- 
seits lediglich  für  den  Transport  produziert, 
also  damit  ihn  fördert;  und  umgekehrt  ver- 
mittelt jeder  technische  Fortschritt  für  die 
Kommunikation  neuen  »Konsum«,  neuen 
Bedarf,  neue  Ziele. 

Den  Massstab  für  den  jeweiligen  Stand 
der  Kommunikation  —  wie  auch  der  Indus- 
trialisiening  —  eines  Landes  gewinnt  man, 
wenn  man  klarlegt:  wie  gross  ist  die'  Ab- 
hängigkeit, wie  innig  die  Wechselwirkung, 
die  zwischen  den  Konsumenten  und  Pro- 
duzenten, den  wirtschaftlichen  Energie- 
quellen (Arbeit  und  Kapital),  den  Erwerbs- 
zweigen und  Einkommens^en,  den  Er- 
werbsgruppen, den  einzelnen  Berufen  und 
Betrieben  besteht?  Inweweit  ist  von  dem 
Anflige.   VI!.  10 
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jeweiligen  Stande  der  aUgemeinen  Pro- 
flutfiviült  und  von  der  nationalen  Produktiv- 
kraft die  Rentabilität  der  Einzelarbeit  ab- 
hangig? In  ■welchem  Grade  Übt  die  von 
LdBt  so  genannte  ■Nationiilarbeitateilung'' 
oder  der  nationale  Verkehr,  d.  h.  die  enge 
Verknüpfung  und  ständige  Fühlung  der 
Einkommensarten  und  Erwerbsgruppen 
unter  einander,  als  Geeamtkraft  eine  selb- 
ständige Rilckwirkuag  auf  Preise,  Besitz 
und  auf  die  EinkommeoB Verhältnisse  aus? 
wachst  unter  dieser  Rückwirkung,  wie  es 
bei  normalen  Verhältnissen  der  Fall  sein 
muss,  die  Grundrente  und  der  Konjunkturen- 
gewinn? 

Diene  wechselseitige  Beeinflussung  zwi- 
schen den  Produktions-  und  Konkurrenzbe- 
dingungen einerseits  und  andererseits  dem 
Gesaratverkehr  und  der  Gesamtkraft  sovi-ie 
die  Rückwirkung  auf  das  Wohl  und  Elr- 
gehen  des  Einzelnen,  das  soUtc  den  Eern- 
und  Ausgangspunkt  der  Volkswirt- 
schaftslehre bilden. 

Diesen  Satz  haben  wir  im  folgenden 
noch  näher  auszuführen. 

e)  Wann,  fragt  sich  zunächst,  wurde  die 
Arbeitsteilung  aus  dem  Stande,  auf  dem 
sie  Jahrtausende  verharrt  hatte,  empoige- 
riasenV  und  zwar  so,  dass  sie  auch  den 
Transportverkehr  hätte  wesentlich  umge- 
stalten können?  Eine  solche  Wandelung 
machte  sich  erst  Ende  vorigen  Jahrhunderts 
in  England  bemerk! ich.  Die  maschinen- 
mSssige  Ortsvcifinderung  fällt  zeitlich  mit 
dem  Aufkommen  der  maschinen massigen 
Formverändenmg  zusammen.  Dieses  Zu- 
sammentreffen ist  nicht  zufällig,  sondern 
in  dem  Wesen  der  Ai'beitsteiluiig,  in  dem 
Verhältnis  derselben  und  der  Stoffverede- 
lung zum  Transport,  in  dem  weitei-en  Ver- 
hältnis der  Quantität  (d.  h.  der  Matisenbe- 
wältigung  und  der  al^raeinen  Zugftnglicli- 
keit  und  Bestimmung  für  die  Masse)  zur 
Qualität  begründet.  Es  ersnichs  —  in  den 
dreissiger  Jahren  —  die  Verbindung  der 
Maschinenindustrie  mit  dem  Gross  verkehr 
oder  der  Keim  des  Industriestaates,  in 
weiterer  Folge  die  nationale  imd  inter- 
nationale Koncentration,  Gesamt  Wirtschaft 
und  !•  Gesamtkraft«;. 

Auf  den  ersten  Blick  mag  es  wie  ein 
verbindungsloser  Gedanke  erscheinen,  dass 
ein  Werkzeug,  eine  Lokomotive,  eine  Eisen- 
liahu  eine  solche  revolutionierende  Wirkung 
auf  das  Lehen  der  Menschen  hat.  Aber 
als  Voraussetzung  steht  immer  die  Manu- 
fakturkraft und  der  kapitalistische  Untei-- 
nehmungsgeiat,  dessen  Qualität  diiTL-h  die 
neuen  riesenhaften  Quantitäten  verändert 
wird.  Die  wagende  Spekulation  konnte  die 
Massonauslieutung  der  neuen  Maschinen 
und  Erfindimgen  erst  dann  aufnehmen,  als 
ein    weiter   Konsunientenkreis    sowie    die 


Zufuhr   von    Rohmaterial   und   Arbeitskraft 

gefächert  war.  Schon  die  blosse  Möglich- 
keit, z.  B.  Steinkohlen  und  Eisen  aus  weiter 
Entfernung  zu  beziehen,  hat  Fabriken  aller 

Art  in  Gegenden  erzeugt,  die  ohne  dies 
ihren  bisherigen  Charakter  des  vorwi^rend 
landwirtschaftlichen  Betriebs  noch  lange 
nicht  abgelegt  hätten.  Es  war  die  unbe- 
grenzte Leistungsfähigkeit  der  neuen  Trans- 
portmaschine, welche  einen  Bezugs-  und 
Abaatzkreis  schuf,  der  für  die  Maschiiien- 
produktion  breit  und  sicher  genug  wai-  imd 
welche  damit  auch  die  Massen mbrikation 
—  der  eine  Grossbetrieb  den  imderen  — 
ermöglichte. 

Aus  diesem  Grunde  wirken  die  Eisenbahn- 
Knien  wie  ein  befruchtender  Wasseriauf;  ihnen 
entlang  erwachsen  neue  Industi'ieen,  sie  wer- 
den zu  einer  »Industriestrasse«.  Wie  die  See- 
liäfen  die  naturgemässen  Mittelpunkte  für 
die  Verarbeitung  der  Überseeischen  Rohpro- 
dukte, Korn,  Reis,  Jute,  Leder,  so  bilden  nun 
auch  die  Eisenbahnstationen  gleichsam  be- 
lebende Kolonieen,  um  die  sich  der  Gross- 
betrieb koncentriert.  Die  bauHche  und  in- 
dustrielle Entwickelung  einer  Handelsstadt, 
z.  B.  von  Mannheim,  Frankfurt,  Mainz, 
Rtrassburg,  Cöln,  Krefeld,  wird  einen  an- 
deren Zuschnitt  erhalten,  sobald  dort  ein  In- 
dustriehafen mit  den  erforderlichen  Ijiger- 
häuserii  für  Getreide,  Holz,  den  Tanks  für 
Petroleum,  mit  den  Dampf-  und  elektrischen 
Krahnen  und  Aufzügen,  Werft-  und  Zoit- 
hallen,  mit  weiterem  für  die  Anlage  von 
Fabriken  geeignetem  Gelände,  in  gleich- 
zeitiger Sähe  der  Bahn  und  des  Wassers 
ausgebaut  ist.  Was  greifbar  bei  der  Eisen- 
bahn vor  Augen  tritt,  gilt  von  allen  anderen 
Verkelirsmitteln.  Die  Wirkung  einer  neuen 
billigen  Schiffahrtsstiaase  z.  B.  oder  eines 
Kanals  tritt  sofort  in  der  Steigerung  des 
Wertes  der  am  Kanal  anliegenden  Grund- 
stücke vor  Augen.  Fünf  Sechstel  der 
Massen,  die  z.  B.  auf  dem  Rhein-Mame- 
Kanal  bewegt  werden,  gehören  den  In- 
dustrioen  an,  die  erst  nach  seiner  Erbau- 
ung entstanden  und  durch  ihn  selbst  her- 
vorgenifen  worden  sind. 

Bekannt  ist  die  plan  massige  Hei-vor- 
lockung  von  Verkehr,  wie  z,  B.  in  de« 
amerikanischen  Grossstädten  Tramliniea 
meilenweit  in  die  noch  unbebaute  l'm- 
gebung  hinausgeführt  werden,  um  zur 
rascheren  Ucberhauung  anzuspornen  (ähnlich 
wie  in  Deutsch-Osfairika,  Indien,  Uiiina, 
Sibirien  der  Bau  von  Eisenbahnen  das 
hauptsächliche  Kultivationsmittel  ist). 

Schon  durch  den  Grossbetrieb  und 
mit  der  Anwendung  der  Maschine  (d.  h. 
der  Lokomotive)  wird  der  Transport  ein 
selbständiger  Faktor  der  Pi'oduktion  und 
ihrer  Steigemng;  von  da  an  dient  er  nicht 
mehr  bloss  als  Mittel  zum  Zwecke  der  Be- 
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friedigung  der  Produktion  und  Eonsumtiou, 
vielmehr  wird  der  Diener  zugleich  zum 
Herrn.  Nun  kommt  dazu  die  einheitUdie 
ZusammenlaesuDg  des  Grossbetrieba,  einer- 
seits der  drei  Oruadformeo  der  Trausport- 
anstalten,  andererseits  des  Orosshandels, 
der  Orossindustrie  und  der  Srossat^t,  und 
dsdurcli  wird  eine  Qesamtkraft 
schaffen,  deren  Leistungsfähigkeit  eine  weit 
höhere  ist  als  die  Summe  der  isolierten 
Einzelkiäfte.  Es  ist  die  Wechselwirkung 
des  für  den  Transport  und  die  Produktion 
gemeinsamea  Grossbetriebes,  des  gemein- 
samen Umtriebes  des  Grosskapit^  nach 
dem  Gesetze  des  Massenumsatzes,  welche 
die  Grundlage  für  den  modernen  Fortschritt 
erzeugt  Durch  diesen  kausalen  Zusammen- 
hang der  modernen  Gewerbekraft  mit  dem 
Dampfverkehr  fällt  auf  das  Fiagethema, 
aber  auch  auf  die  Auffassung  der  modernen 
Volkswirtschaft  ein  neues  Licht:  io  ihm, 
vermöge  des  Einflusses  der  Quantität  auf 
die  Qualität,  ist  die  Spar-  imd  Werttheorie 
al^mein,  nicht  nui  für  die  Wirkung  des 
Tmnsportwesens,  sondern  auch  für  die 
anderen  Unterglieder  des  Verkehrs,  wie 
auch  z.  6.  für  die  Entstehung  des  Kapitals, 
Oberholt. 

Schon  1867  wandte  auf  diese  Neuening 
E.  Wiss  die  Erfahrung  aus  der  organischen 
Chemie  an,  ivonach  in  der  Wechselbeziehung 
der  Qualität  —  hier  des  schaffenden  und 
»nnenden  Menschen  —  zum  Modus  der 
Quantität  ein  tiefes  inneres  Gesetz  der  Na- 
tur liegt.  Eine  MiDion  von  Menschen  stellt 
eine  Million  der  allerverschiedensten  Kräfte- 
summen dar;  wird  diese  Million  von  Kräften 
durch  ein  schachbrettartiges  Netz  von  Eisen- 
bahn- uud  Telegraphen  linien  unter  sich  in 
eine  so  rasche  und  billige  Verbindung  ge- 
bracht, dass  Zeit  und  Eaum  kein  Hemmnis 
für  die  Stromleitung  mehr  bilden,  so  mUssen 
bei  diesen  Konduktoren,  gleich  elektrischen 
Strömungen,  die  reichsten  und  mannigfaltig- 
sten Anregungen  und  AuslCsungen  von 
Kraft  auftreten.  Zugleich  bilden  sich  Centren 
der  Industrie  und  der  Geldmacht,  die  den 
Verkehr  belebenden  Mittelpunkte,  die  mit 
Centrifugal-  und  CentripetaLktaft  ausge- 
rüsteten Exhaustoren,  welche  in  Gestalt  der 
Akkumulation  von  Kapital  und  Kraft  und 
des  Exportes  von  Waren  die  gleiche  Fimk- 
tion  in  der  Cirkulation  und  Erneuerung 
(Reproduktion)  von  Kraft,  Kapital  uud 
Waren  ausüben  wie  die  Herzkammer  in 
der  Cirkulation  und  Emeiiening  des  Blutes 
—  ein  Mikrokosmus  im  Makrokosmus.  Zwi- 
schen diesen  gleichsam  belebten  Organismen 
bestehen  Verkehrsadern:  wie  früher  das 
Meer  eine  Brücke  zwischen  den  Hafen- 
plätzen, so  bilden  die  Eisenbahnen  imd  die 
lelegraphischen  Sprachrohre  eine  Verbin- 
dungslinie, ohne  welche  man  nie  dazu  käme, 


»hinzuschreiben«,  geschweige  denn  »hinzu- 
reisen« oder  »hinzusenden«. 

f)  Der  durch  die  Transportvervollkomm- 
nung geschaffene  Zusammenhang,  die  der 
grösseren  Abhängigkeit  entsprechende  Stär- 
kung der  Volks-  und  Einzelkiaft,  wie  sie 
aus  der  oben  geschilderten  Mobilisierung, 
Centraüsieruiig  uud  Nivellierung  der  Werte 
erwächst,  tritt  »rein«  zu  tage  z.  B.  an 
den  Produktionsstätten  für  schwerwiegende 
aber  verhältnismässig  minderwertige  Roh- 
erzeugnisse (» Massenartikel«,  Mineralien, 
Kohle,  Eisen  imd  Petrol,  landwirtschatüiche 
Boherzeugnisse).  insbesondere  an  den  soge- 
nannten »jungfräuhchen«  Kolonialgebieten, 
auf  welchen  nun  erst  in  durchgreifendem 
Masse  die  Kultivatiousarbeit,  die  Hebung 
ihrer  Produktivkraft  unternommen  werden 
kann.  Daraus  erklärt  sich  das  rasche  Empor- 
hlOhen  der  Ueberseeländer,  namentlich  Nord- 
amerikas, aber  auch  Argentiniens,  Aegj-ptens 
u.  s.  w.  Nicht  nur  das  Produkt,"  son- 
dern auch  der  Produzent  und  der  Pro- 
duktiousfaktor  oder  die  Kraftquellen, 
Natur,  Kapital  und  Arbeit,  werden  mobiler; 
es  wird  eiue  immer  grössere  Menge  dieser 
drei  Kraftquellen  ausgelöst,  allezeit  und 
allerorts  <iisponibel,  verwendbar ;  es  wird 
ihnen  mehr  Gelegenheit  zur  Befruchtung 
der  Gütcrerzevigung,  vornehmlich  dem  Kapi- 
tal mehr  Gelegenheit  zur  rentablen  Anlage 
geboten.  Kapital  und  Arbeitskraft  wird  in 
Thätigkeit  gesetzt,  damit  die  Naturschätze, 
wie  z.  B.  die  Goldfelder  in  Transvaal,  die 
Weizenfelder  im  far  west,  die  Erdölquellen 
am  Kaspischen  Meer  und  in  Bumänien  er- 
schlossen und  für  die  Konsumenten  verwertet 
werden. 

In  der  Folge  werden  neue  und 
mehr  wirtschaftUche  »Hebel«,  Interessen 
und  Kundschaftsbeziehungen  geschaffen, 
immer  inniger  miteinander  verknflpft.  Es 
bildet  sich  die  Kooperation  und  Koncen- 
tration von  lYoduktion  und  Konsum,  ein 
Absatz-,  aber  auch  ein  Bezugskreis  aus,  von 
deneu  die  Kentabihtät  eines  einzelnen  Berufs 
bezw,  die  Einkommenshöhe  der  einzelnen 
Erwerbs^-uppen  abhängt.  Auf  der  primi- 
tiven Wirtschattsstufe  ist  der  Produzent 
selbständig,  der  Konsument  von  ihm  ah- 
liängig.  Allmählich  wird  der  Produzent 
umgekehrt  von  letzterem,  aber  auch  von 
dem  Gange  des  gesamten  Wirt- 
schaftslebens abhän^g.  Diese  Ab- 
hängigkeit wird  von  Ä.  Wagner,  Oldenbe:^ 
u.  a.  als  ein  Zeichen  der  Schwäche  beklagt, 
Sie  ist  aber  thalsächJich  nur  ein  Zeichen  für 
die  innige  Verknüpfimg  mit  dem  Gesamt- 
verkehr. 

Das  Schulbeispiel  für  den  Zusammen- 
hang des  wirtschaftlichen  Fortschritts  mit 
dem  Tran  Sportverkehr  giebt  von  jeher  der 
Grossverkehi-  auf  der  See  und  an  den  Strom- 
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iDfiDdungen  ab.  Die  konkurrenzloBen  und 
DatürUcnen  Tertehrswege  der  Ströme  und 
des  Meeres  wareu  schon  auf  der  primitiven 
'U'irtschaftsatufe  die  Hauptträger  des  Grosa- 
und  VOlkerhandels.  Dessen  Anfänge  fallen 
mit  denen  der  Weltgeschiclite,  seine  Grenzen 
mit  <lenen  der  Civilisation  zusammen;  die 
Entdeckung  des  Seeweg  nach  Amerika  be- 
deutet den  Anbruch  einer  nenen  Zeit,  die 
vollständige  Verschiebung  aller  Handels- 
und Machtverhältnisse.  Seit  den  Tag<en  von 
Sidon  und  TyruB  stellen  die  Seewege 
zugteicli  die  Spuren  der  Kultur,  der  Städte 
und  Gewerbe,  die  von  Reichtum  und  Macht 
dar.  Den  inneren  Grund,  auf  dem  dies  beruhte, 
hat  man  heute  noch  nic^t  ganz  klar  erfasst. 
Lange  Zeit  galt  der  Seehandel  sogar  als 
die  einzige  Bfiicfatumsquelle.  Was  aber  die 
eigentliche  Reichtiimsquelle  ist,  darüber 
wiu-de  ims  erat  durch  dae  neuere  Zusammen- 
gehen der  Massen  Industrie  und  des  Dampf- 
tranaiwrts  imd  die  damit  gegettene  schntt- 
weise  Herausgestaltung  der  »Gesamtpro- 
duktivkraftt  eine  Art  ÄnBchauiingH- 
Unterricht  erteilt:  dadurch  erlangte  nun 
auch  das  Binnenland  eine  dem  Seehandel 
Ähnliche  Reichtumsiiuelle.  Worauf  die  Pro- 
duktivität und  der  belebende  Effekt  des 
See-  und  Weltverkehrs  beruht,  konnten  wir 
mit  eigenen  Augen  an  der  allmählichen 
Mobilisienmg  und  der  damit  gegebenen  Um- 
gestaltung der  gesamten  Kultur  durch  die 
modernen  Verkehrsmittel  verfolgen. 

gjDie  werterhöhende  Kraft  dieser  üi^ni- 
sation  trat  im  Binnenland  zuerst  am  Liegen- 
schaftswert \md  an  der  Grundrente  zu  Tag. 
Dupin  z.  B.  (Grossbritanniens  Handelsmacht, 
S,  20)  betonte  1825,  dass  der  englische  Han- 
deUfleiss  im  Verein  mit  den  Hafen-  und 
St rassenan lagen  in  dem  kurzen  Zeitraume 
von  00  Jahren  den  Wert  des  Grund- 
eigentums um  Milliarden  erhöht  habe. 
Worin  diese  Rückwirkung  auf  den  Liegen- 
sohaftswert  benihte,  konnte  man  damals 
noch  nicht  erklären.  Anscheinend  lag  darin 
eine  Bestätigimg  der  merkantilistischea 
Ijelire,  welche  dem  Bevölkerungsquantum, 
dem  Seehandel  und  dem  Maniifakturweaen 
eine  1\berraässig  hohe  Bedeutung  als  Wohl- 
standsquellen beilegte.  Da  aber  Sianien, 
welches  doch  auch  Kolonieen  und  einen 
»HandelsDeiss«  Iiatte,  das  Gegenteil  der 
Bltlte  Englands  zeigte,  so  wiuSe  —  und 
wird  auch  heute  noch  —  dem  Manufaktur- 
wesen das  Haupt  verdienst  zugemessen. 
]Man  erkannte  damals  —  nnd  man  erkennt 
auch  heute  noch  nicht  die  Bedeutung  der 
Vorbindung  des  Grossliotriebs  sowohl  in 
Gestalt  der  Gewerbe  als  in  der  des  Trans- 
ports. 

Nun  konnte  man  schon  einige  Jahre 
nach  dem  Erscheinen  der  Dnpinschen  Ab- 
handlung eine  auffallend  rasche  Steigerung 


des  englischen  Ausfuhrhandels,  aber  auch 
gleichzeitig  eine  nicht  minder  staunenswerte 
Hebung  der  Gesamt  Wirtschaft  auch  in 
einigen  Kontinentalstaaten,  namentlich  in 
Belgien  und  in  der  Schweiz,  verfol^n. 
Etwas  später,  in  den  sechziger  Jahren,  liess 
sich  aucn  für  Deutschland  das  gleiche  wie 
1B25  von  England  konstatieren,  dass  näm- 
lich der  allgemeine  Wohlstand,  nnd  insbe- 
sondere der  Wert  des  Grund  und  Bodens 
um  mehr  als  das  Doppelte  gestiegen  sei 
Was  war  hier  die  Ursache?  Die  genannten 
Industriestaaten  standen  einander  in  der 
Technik  so  ziemlich  gleich;  alle-  kannten 
die  neuen  grossen  Erfindungen  auf  dem 
Gebiete  der  Physik,  Chemie,  der  Meclianik 
und  Technologie;  in  der  Spinnmaschine 
z.  B.  oder  in  der  Drucktechnik  war  schon 
seit  Jahrzehnten  bezw.  Jahrhunderten  die 
Potenz  oder  Kraft  gegeben.  Man  hatte  bis- 
her nur  noch  nicht  vermocht,  die  volle 
(Multiplikations-)  Wirkung  zu  erzielen  und 
auszunützen.  Auch  die  Dampfschiffahrt 
hatte  schon  lange  vor  1830  und  vor  dem 
grossen  Aufschwünge  des  Handeis  existiert. 
Aber  sie  vennochte  nicht  das  bis  1830  für 
die  Güterbeförderung  imüberwindliche  Hin- 
dernis zu  bekämpfen,  nämlich  die  Langsam- 
keit, Kostspieligkeit  und  den  ungenügenden 
Zusammenschliiss  von  See-  und  Landtrans- 
port. Es  folgt  daraus,  dass  die  Eisenbahnen 
für  diese  Ent Wickelung  von  Handel  und 
Industrie,  wie  sie  fast  plötzhch  Ende  der 
dre  issiger  Jahre  begonnen  und  hinnen  der  fol- 
genden Jahrzehnte  mit  fort  und  fort  wachsen- 
der Schnelligkeit  aber  alle  Kulturstaaten 
sich  au^ebreitet  hat,  die  Haupttrieb- 
feder, die  thätige  und  unmittelbare  Ur- 
sache gebildet  haben  müssen.  Die.fer  Schluss 
wird  zur  Gewissheit,  wenn  wir  an  der 
Hand  der  Statistik  finden,  dass  die  rasche 
Entwickelung  des  Handels  in  jedem  der 
heutigen  Industriestaaten  mit  einer  ebenso 
raschen  Entwickelung  der  Eisenbahnen  der 
Zeit  nach  zusammenfällt,  ja  dass  sie  im 
Verhältnis  zu  dem  Zuwachs  an  Eisenbahn- 
kiioraetern  stand,  in  der  Weise,  dass  jeder 
Erweiterung  des  Eisenbahnnetzes  sofort 
eine  bedeutende  Vcrmehning  der  Aus- 
und  Einfuhr  gleicli  einem  Schatten  nachge- 
folgt ist 

Typisch  für  den  Einfluss  der  Neu- 
enmg  ist  das  amerikanische  Ansiedelungs- 
wesen; dasselbe  nimmt,  wie  schon  List  an 
den  pennsylvanischen  Kohlenlagern  beobach- 
tete, zum  Ausgangspunkte  fast  immer  und 
systematisch  das  ausnutznngsfähige  Vor- 
kommen eines  Naturproduktes;  zu  dessen 
Ausbeutung  wird  eine  TrMisportgelegenheit 
geschaffen,  worauf  dann  ei-st  die  mehr  oder 
minder  regelmässige  Besiedelung  folgt. 
Komplizierter  war  die  Wirkung  in  den 
alten  Knlturstaaten ;  Rudolf  Meyer  (»Ameri- 
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kaniecbe  Konkurrenz-,  1883,  S.  260ff.)feon- 
statiert  bezQglidi  des  BchÖpferiBchen  ELn- 
fluBBes  der  Eisenbahn  geraaezu  einen  Ge- 
gensatz zMnechen  der  Alten  und  der  Neuen 
Welt;  nur  in  Nordamerika,  meint  er,  sei 
es,  wo  die  Eisenbahn  lohnende  Produktion 
in  Verkehracentren  schaffe,  in  Europa 
sei  sie  lediglich  die  Dieneiiu;  der  Satz, 
wonach  jede  "Verfeinerung  der  Kommuni- 
kation den  Transportbedarf  vermehre,  habe 
nur  für  die  Union,  für  das  Land  der  steigen- 
den Produktivität,  Geltung.  Das  war  zu 
pointiert.  Auf  unserm  Kontinente  war  nur 
die  eine  Art,  wie  die  Menschheit  Raum  für 
ihre  Schaffenskraft  gewinnen  kann,  nEtmlich 
die  Veredelung  der  Produkte,  vorangegan- 
gen. "Vermittelst  der  Fern  Wirkung  und 
Massenbeförderung  der  Eisen balinen  aber 
war  es  nunmehr  dem  Kontinente  mOglich, 
für  diese  Art  der  Raumerbreiterung,  ähnlich 
wie  in  den  Kolonieen  die  Verwertung  noch 
nicht  behobener  Naturschätze,  so  nun  eine 
»Occupation«  anderer  Art,  nämlich  die  der 
erst  ueuerkannten  ^'aturkrfifte,  zu  unterneh- 
men und  die  neuen  grossen  Erfindungen 
voll  auszunutzen.  Das  war  ebenfalls  einer 
Occupation  gleich,  und  dadurch  wurde  eben- 
falls eine  Neuschaffung  hervorgebracht;  die 
Neugestaltung  der  Wirtschaftsbedingungen 
war  nur  anderer  Art,  aber  im  Wesen,  näm- 
lich in  der  Ennöglichung  des  kollektiven 
und  GrOBSbetriebes,  dem  völligen  Neubau 
im  amerikanischen  Urwalde  gleich. 

Noch  bedeutsamer  als  die  quantitative 
Steigening  ist  die  qualitative.  Nachdom 
nftnuich  alle  Entfernungen  für  den  Personen- 
und  Gütertransport  auf  den  dritten  Tel), 
fOr  die  Nachnchtenvermittelung  auf  Null 
ceduziert,  nachdem  die  "Verkeiirst>eziehungen 
immer  mehr  befestigt  und  verfeinert  wor- 
den sind,  sind  auch  die  Beziehungen  der 
Nationen  zu  einander,  insbesondere  auch  die 
gegenseitigen  Importbeziehungen,  in 
uirem  "Wesen  lungestaltetj  der  Einfluss  der 
internationalen  Oesamtwirtschaft  auf  die 
einzelnen  Existenzen  imd  Klassen  ganz 
wesentlich  verstärkt  worden. 

Auf  Grund  dieser  Erfahrung  können 
wir  die  volkswirtschaftliche  Wirkung  des 
Transportverkehrs  dahin  zusammenfassen: 
Er  ist  die  Grundlage  und  die  Trieb- 
feder des  Grossbetriebes  und  der 
Internationalität  zunächst  in  der  Pro- 
duktion, dann  aber  in  der  Kriegsfflhrung, 
in  der  Staatsverwaltung,  in  Bezug  auf  den 
territorialen  Umfang  der  Staaten,  in  den 
anderen  Dntet^liedem  des  Verkehrs,  näm- 
lich der  Städtebildung  (Grossstadt),  des 
Kredits  (Grossbank),  des  Geldumlaufs,  der 
Association,  schliesslich  im  gesamten  öffent- 
lichen Leben,  in  Presse  und  BOrse,  im 
Parlament  und  Vereinswesen,  Hieraus  er- 
wächst eine  graduell  sich  fortsetzende,  eng- 


maschige Verknüpfung  und  —  im 
ununterbrochenen  Anschluss  und  Rapport 
—  die  wechselseitige  Abhängigkeit 
und  Förderung  der  verschiedenen 
litischen,     Handels-,     Erwerbs- 


lilien-  und  Freundschafts-)  In- 


teressen. Ferner  ergiebt  sich  aus  der 
Allgegenwart  und  Schl^ertigkeit  der  Pro- 
duzenten und  Konsumenten  die  wirtschaft- 
liche Zusammenschliessnng  der  Standorte 
der  RohproduktioQ  und  der  Absatzgebiete 
zu  einem  Ganzen  und  die  dadurch  herbei- 
geführte Steigerung  der  produktiven  Kräfte 
dieses  Ganzen. 

Nicht  die  Ermässigung  der  W are n - 
preise  (Werttheorie)  und  nicht  das  Zut 
sammenrücken  von  Raum  und  Zeit 

gThönensche  Formel)  ist  der  entscheidende 
aktor  des  Transportfortschrittes,  sondern  die 
sich  gegenseitig  dienende  und  ergänzende 
ständige,  zeitlich  und  räumlich  ununter- 
brochene, internationale  Wechselbeziehung 
des  Familien-,  Erwerbs-  und  Kulturlebens 
und  die  Rückwirkung  dieses  Gesamtpro- 
dukts auf  die  Unterglieder.  Das  ist  etwas 
Neues,  vorher  nocJi  nie  Dagewesenes. 

Heute  wie  vor  Jahrhunderten  wirken 
dieselben  Gnmdkräfte  des  wirtschaftlichen 
Fortschritts:  nämlich  die  Arbeitsteilung,  die 
innige  Verknüpfung  der  Kundscliaftsbe- 
ziehungen  u.  s.  w.  Aber  diese  Gnmdkräfte 
sind  in  ihrer  Leistungsfähigkeit  nach  Menge 
—  Massen  Industrie  und  Maseentransport  — , 
nach  Raum  —  Intemationaiiaieruug  — 
und  Zeit  —  Ausgleichung  der  Preise  sowie 
des  Vorrats  und  des  Slaagele  an  Gütern 
und  KapitaUen  —  so  enorm  gesteigert 
worden,  dass  heute  die  Gesamtkraft  eine 
wesentlich  andere  ist,  dass  damit  auch  die 
Mehreinfuhr  für  die  Gesamtwirtschaft 
etwas  ganz  anderes  als  noch  vor 
sechs  Jahrzehnten  bedeutet  und 
produktiv  wirkt. 

Für  die  heutige  Weltwirtschaft  kann  das 
Ideal  der  Entwickelimg  nur  in  der  vollkom- 
menen WeiterbildungalT  der  oben  aiifgezälüten 
Faktoren  der  Kausa&eihe  nach  Menge,  Raum 
und  Zeit  bestehen,  so  dass  sie  gleichsam  in ' 
einem  kontinuierlichen  Wechselstrom  mit  ein- 
ander stehen.  Aus  der  immer  innigeren  Ver- 
knüpfung der  verschiedenen  Produktions- 
zweige, Betriebe,  Preise,  Interessen  und  Be- 
ziehungen —  und  zwar  der  nationalen  und 
internationalen  — ,  aus  der  zunehmenden 
Stabilität  und  Kontinuität,  d.  li.  der 
Sicherung  des  Absatzes  und  seiner  dauern- 
den Forte  ot  Wickelung,  sowie  aus  der  Kon - 
stanz  und  inlernatiuuaJen  Ausgleichung 
der  Preise  erwächst  die  von  uns  so  ge- 
nannte »Gesamtkraft •.  Sie  besteht  in  einer 
vollkommenen  Vereinheitlichung  der  intei-- 
nationalen  Beziehungen ;  sie  begreift  in  sich 
die  räumliche  Ausdehnung  auf  alle  Nationen, 
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auf  alle  Produkte  und  Produzenten,  die 
Rf^mässigkeit  und  Kontinuität  ilirer 
"Wechselbeziehungen,  die  zeitliche 
Äusifleichui^,  die  Terfeinerung  des 
Eoutakts  und  der  rhythmischen 
Gleichmässigkeit. 

Und  diese  »Qesamtkraft'  erwachet,  sobald 
sieh  Ütttemehmermut  mit  der  maschinen- 
mSseigen,  organisierten  Kommunikation  ver- 
bindet, nicht  nur  auf  dem  Gebiete  der 
Tolkswirtschaft,  sondern  auch  auf  dem  der 
öffentlichen  Bildung,  der  politischen  Macht 
imd  Staatenbildun^j  der  Kriegaführung. 
Gerade  auf  dem  pohlischen  Gebiete,  nament- 
lich in  dem  Emporkommen  der  Macht  der 
öffentlichen  Meinung  und  des  Einflusses  der 
unteren  Massen,  trat  zuerst  hervor,  was 
diese  Gesamtkraft  bedeutet 

Der  geschilderte  Entwickelungsgang  und 
die  Herausgestaltung  der  Gesamtproduktiv- 
kraft  giebt  dem  Staatszwecke  einen  weiteren 
Inhalt  und  für  die  Kegierungspraxis  neue 
Gesichtspunkte. 

h)  Wenn  nicht  mehr  in  der  Verbilligung, 
in  der  Minderung  des  Selbstkostenpreises, 
die  Hauptfrucht  des  wirtscliaftheheo  Fort^ 
Schrittes  zu  erblicken  ist,  so  ist  damit  die 
(Smithsche)  Werttheorie,  aber  auch  zum 
Teil  die  frtlhere  Anschauung  über  die 
Stellung  der  Konkurrenz  im  Volkshaus- 
halte überholt;  denn  ebenso  befruchtend  wie 
die  PreisauBgleichung  wirkt  der  Transporte 
groBsbetrieb.  Und  was  man  gewöhn  lieh 
lediglich  der  Konkurrenz  nachrühmt,  dase 
sie  nämlich  die  Untern ehmungBlust  und 
technische  Fertigkeit  ansporne,  das  gilt  vor 
allem  nicht  minder  auch  von  dem  wirt- 
schaftlichen Erfolge  und  dem  ihn 
und  die  rentable  Verwertung  gewähr- 
leistenden Verkehr. 

Wie  ferner  mit  der  Konkurrenz, 
so  verhält  es  sich  auch  mit  der  befruchten- 
den Preisausgleichung  durch  den  Frei- 
handel; ebensowenig  wie  die  Konkurrenz 
der  ausschliesslich  produktive  und  anspor- 
nende Faktor  ist,  ebensowenig  kommt  auf 
dem  Weltmarkte  dem  Freihandel  die  aus- 
'  schliesslich  befruchtende  Funktion  zu.  Der 
freie  Wettbewerb  und  der  freie  Handel  ist  nur 
die  regelmässige,  aber  nicht  wesentlich  not- 
weni^ge  B^leiterseheinung  der  Erweiterung 
des  Verkehrs-  und  "Wirtsdiaftegebiets. 

Ferner  erhält  man  ein  Licht  auf  die 
sozialistische  Lehre,  wonach  >die  neuzeit- 
liche Umwälzung  nebst  ihren  tausendfachen 
Wirkungen  nicht  durch  die  Beweguegs-, 
sondern  durch  die  'WerkzeTigsmaschinen  her- 
vorgerufen worden  sei».  Mit  mehr  Recht  warf 
umgekehrt  Ad.  Held  dieFrageauf,  ob  nicht  die 
mit  der  Einbürgerung  der  Maschinen  gleich- 
zeitig vergrösserten  Verkehrsdimensionen, 
insofern  sie  den  maschinellen  Grossbetrieb 
ennJ%lichteQ   und   so  zu   den  £Mindungen 


den  Anstoss  g^)en,  als  die  primäre  Ursache 
anzusehen  seien.  Beide  Unterscheidungen 
sind  imzu treffend. 

Der  Transportfortschritt  durch  die  Dampf- 
und Elektricitäts-Anwendung  hat  fflr  die 
Grosaindustrie  eine  ähnliche  Holle  und 
Funktion  wie  z.  B.  das  Kapital  im  privaten 
Betriebe;  auch  hier  streitet  man  darilber, 
ob  das  Kapital  oder  die  Arbeit  produktiv 
ist  Die  Lösung  ist  hier  wie  dort:  keines 
ohne  das  andere,  beide  wirken,  einander 
ebenbürtig,  in  der  beide  leitenden  Unter- 
nehmerthätigkeit  zusammen.  In  ähnlicher 
Weise  sind  Eisenbahn-  und  Produktions- 
fortschritt  nur  zwei  sich  ergänzende  imd 
einander  voraussetzende  Hälften  desselben 
Agens.  Alan  kann  den  Einfluse  der  Be- 
wegungsmaschinen  auch  mit  demjenigen 
vergleichen,  den  die  Isothermen  auf  die 
Flora  ausüben :  wird  jemand  abzumessen 
versuchen,  wie  viel  die  Tropen-  oder  Treib- 
hausluft, wie  viel  die  Bodenkraft  zur  Reife 
der  Traube  beisteuert? 

Demgemäss  giebt  für  den  modernen 
Volkshaushalt  und  für  die  moderne  Volks- 
wirtschaffslehre nicht  mehr  die  Konkiurenz, 
sondern  deren  Negation,  die  fortschreitende 
Koncentratiou,  auch  nicht  das  Kapital  oder 
die  Maschine  den  Mittelpunkt  ab,  sondern 
die  .> Gesamtkraft«,  dasjenige,  was  man  sonst 
die  »nationale  Wirtschaft«  oder  die  »Gesell- 
schaft» heiSBt,  d.  h.die  ebengenannte  Wechsel- 
beziehung des  Familien-,  Erwerbs-  und  Kul- 
turlebens und  die  Rückwirkung  dieses  Ge- 
samtprodukts auf  die  Untergheder. 

fi.  Indirekte  Wirkungen,  Verstadt^ 
Hchnng,  InternBtIonalisieninc;  ITnKesfaü- 
tong  der  Kriegffihmng  nnd  Politik.  Die 
Beobachtungen  über  die  Einzel  Wirkungen  der 
modernen  Verkehrsmittel  auf  eine  allgemeine 
Formel  zu  bringen,  ist  bei  der  Mannigfiltigkeit 
der  Erscheinungen  unmöglich,  aber  auch, 
wenn  man  den  wechselseitigen  Dualismus 
der  beiderlei  Grossbetriebsarten  der  Pro- 
duktion und  der  Kommunikation  genau  er- 
fasst,  unnötig.  Wollte  man  die  geschieht^ 
liehen  wie  die  allgemein -abstrakten  "Wir- 
kungen des  Transport-  und  Kommunikations- 
wesens  auch  in  Beziehung  auf  Preise  und 
Krisen,  auf  das  Bevölkeningswesen  und  auf 
das  soziale  Zusammenleben,  endlich  auf  die 
anderen  Unterglieder  des  Verkehrs,  wie 
Kredit,  Geldumlauf  und  Association,  unter- 
suchen, so  gäbe  dies  nichts  anderes  als  ein 
Handbuch  der  modernen  Nationalökonomie. 

So  erübrigt  uns  nur  noch,  darznl^n, 
wie  nicht  nur  Gewerbe  und  Handel,  sondern 
auch  das  Verhältnis  zwischen  Stadt  und 
Land,  sowie  die  beiden  anderen  Faktoren 
des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens,  Staat 
imd  Familie,  eine  völlige  Neubildung  eif^iren 
haben.  Nidit  nur  das  Güterleben  wurde  in 
neue  Bahnen  gelenkt,  sondern  auch  das  po- 
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Hdsche,  intellektuelle  und  soziale  Leben,  die 
Denk-    und  Anschauungsweise,    der   Inte- 


Am  folgenscKwersten  ist  wohl  die  Ver- 
eclüebung.  die  in  den  letzten  Jahrzehnten 
in  dem  Verhältnis  zwischen  Stadt  und 
Land  einhieltet  worden  ist.  Ende  des  IS. 
Jahrhunderte  glaubte  man  von  allen  grösseren 
Städten,  das8  ilire  Bevölkerungszahl,  schon 
weil  sie  sonst  das  erforderliche  Holz 
nicht  niehr  zu  beschaffen  vermöchten,  die 
Siisserste  Grenze  erreicht  habe.  Mit  der 
Eisenbahn  dehnte  sich,  wie  im  allge- 
meinen, so  auch  ihr  Bezugs-  und  Yersand- 
Badius,  namentlich  auch  für  die  Approvisio- 
nierung,  mfichtigaus;  die  Vei-dienstgele^n- 
heit  und  der  Liegen  Schafts  wert  hob  sich 
rapid  imd  damit  zugleich  die  Bevölkerung. 
Die  Kapital-  und  Arbeitskraft  wanderte  vom 
Lande  ab  und  der  Stadt  zu;  in  drei  Jahr- 
zehnten erstanden  im  Eeich  20  Grossstädte 
mit  Tiber  100000  Einwohnern.  Dazu  kam 
im  vei^ngenen  Jahrzehnt  die  Umwälzung 
des  städtischen  Verkehrs  durch  Telephon 
und  elektrische  Strassenbahn.  Auf  einmal 
wird  das  Eleid  zu  eng,  die  Stadt  dehnt 
und  reckt  sich,  die  Entfernungen  schnimpten 
zusammen,  die  Peripherie  scniebt  sich  hin- 
aus, das  ganze  Bild  der  Stadt  und  ihr 
ganzer  Zuschnitt  nimmt  binoen  nur  eines 
Jahrzehnts  einen  grösseren  Zug  an. 

Wie  frflher  die  Vereinigten  Staaten,  so 
üben  die  durch  die  Eisenbahnen  naher  ge- 
rQckten  Städte  und  die  in  die  H5he  schiessen- 
den Industriecentren  eine  starke  Anziehungs- 
kraft auf  die  Dorfbevölkerung  aus;  in  der 
Folge  ist  das  alt-patriarchalische  Verhältnis 
zwischen  Gutsherrn  und  Tagelöhnern  auf- 
gelöst, die  zwischen  ihnen  bestandene 
Satiiralwirtschaft  in  Geldwirtschaft  umge- 
wandelt, der  landwirtschaftliche  Grossbetiieb 
um  das  Doppelte  verteuert  worden.  Wo 
allerdinge  eme  Grossstadt  oder  ein  In- 
dustriecentrum in  der  Nähe  liegt,  ist  ein 
Aasgleich  in  dem  erhöhten  Absatz  Ton 
Fleisch  imd  der  Wochenmarktartikel,  als 
milch,  Gemüse  aller  Art,  Obst  u.  s.  w., 
möglich. 

Zugleich  erstand  der  Land  Wirtschaft 
die  überseeische  Konkurrenz,  die 
mit  einem  viel  niedrigeren  Anlagekapital 
arbeitet  und  deshalb  billigere  Her- 
Etellungskosten  hat.  Daraus  erwuchsen 
die  Weltmarktkonjunkturen  mit  ihren  hef- 
tigen Schwankungen  und  gewagten  Speku- 
lationen, in  weiterer  Folge  die  Ausgleichung 
und    dunit    die  Senkung    der    Binnenland- 

5 reise,  die  Mindening  der  Grundrente  und 
er  —  durch  die  Eisenbahnen  sowie  durch 
spekulative  GutsQbeniahmeu  —  In  die  Höhe 
getriebenen  Güterpreise. 

Eben  so  groes  wie  im  Punkte  der  inter- 
nationalen  Konkurrenzfähigkeit  ist  die  Inka- 


paeität  der  Landwirtschaft  hinsichtlich  des 

Volksbedai-fs.  Die  Ernährung  des  Volkes 
und  die  Industrie,  ja  der  landwirtschaft- 
liche Betrieb  selbst,  bedarf  mehr  Rohpro- 
dukte, als  die  Landwirtschaft  zu  liefern  ver- 
mag. Unsere  Industrie  bedarf  heute  jährlich 
z.  B.  allein  an  ausländischer  Wolle  und  an 
ausländischem  Holz  für  je  300,  zusammen 
fOr  600  Millionen  Mark  (ausserdem  an  Baum- 
wolle filr  200—250,  Rohseide  für  100,  Fkchs 
und  Hanf  je  25,  Jute  30—34  Millionen  Mark). 

In  BezTig  auf  die  Volksemährung  so- 
dann ist  der  Bedarf  nach  Menge  und  Quah- 
tät  namhaft  erhöht  worden. 

An  ausländischer  Brotfrucht  hat  sich  der 
Bedarf  Deutschlands  in  den  letzten  drei  Jahr- 
zehnten um  das  Achtfache,  von  244  000  Tonnen 
auf  2  Millionen  Tonnen,  gleich  einem  Sechs- 
teil der  binnenländischen  GetreideprodutÜon 
(von  12'/*  Millionen  Tonnen),  gesteigert.  In 
gleicher  Weise  stieg  das  Deficit  an  den 
anderen  Nalirunesmitteln,  namentlich  z.  B. 
an  Eiern  (Einfuhrwert  85  Millionen  Mark), 
Fleisch  (72),  Schmalz  (60),  Mai^arine  (IS), 
Butter  —  obgleich  sich  die  einheimische 
Produktion  im  vei^ngenen  Jahrzehnt  ver- 
doppelt hat  —  (23),  Käse  (20;  so  1900,  1895 
rest  9)  Millionen  jlark. 

Die  Landwirtschaft  selbst  bezieht  vom 
Ausland  z.  B.  Jungvieh,  Eleie,  femer  an 
Mais  allein  für  12!)  Millionen  Mark  sowie 
an  Futtermitteln,  wie  R(^;en  und  Oel- 
kuchen,  je  für  50,  an  Leinsaat  ebenfalls  für 
50  Millionen  Mark. 

Neben  der  wirtschaftlichen  Verschiebung 
vollzieht  sich  eine  gleich  bedeutsame  in  so- 
zialer und  politischer  Richtimg. 

Als  die  nächste  Folge  des  Kommuni- 
kationsforlschrittfi  haben  wir  die  ineinander- 
greifende, kontinuierliche,  ununter- 
brochene Cirkulation  von  Gütern  und 
Ideeen  kennen  gelernt.  Bis  vor  wenigen 
Jahrzehnten  standen  der  Cirkulation  räum- 
liche und  zeitliche  Hemmnisse,  Inter- 
valle und  Grenzen  im  Wege,  insofern  sie, 
wie  die  Produktion,  in  der  Hauptsache  an 
die  mit  der  Ernte  gegebene  Umtnebsperiode 
gebunden  war  und  nicht  über  den  Bezirk 
hinausging.  Insolange  das  Gros  der  Be- 
völkenmg  fast  ausschliesslich  vom  Acker- 
bau lebte,  waren  die  Produkte  an  die  Stelle, 
wo  sie  hervorgebracht  wurden,  und  die 
Menschen  an  die  Verhältnisse,  unter  denen 
sie  aufgewachsen  waren,  örtlich  gebunden, 
der  Hfmdel  auf  die  nächste  Umgebung  und 
einige  Messplätze  beschränkt;  »ein  jeder 
(Bauer)>,  sagt  Seb.  Münster,  »ist  von  dem 
anderen  at^eschieden  nnd  lebt  für  sich 
selbst  und  mit  seinem  Gesind  und  Vieh.« 
Zu  einem  Orts-  und  Platzwechsel  hatte 
man  kein  Bedürfnis  imd  keinen  Anlass, 
aber  auch  keine  Möglichkeit.  Die  Trans- 
portkosten waren  im  Verhältnis  zum  Werte 
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deB  Tränsportgutes  zu  hoch;  schon  deshalb 
roiisste  ein  üeberschuss  an  Enft  oder  Pro- 
daktion '  verkümmern,  eine  Öberreiche  Emta 
nutzlos  verderben  etc.  Solange  nun  die 
allgemeine  Cirkulation  derart  ge- 
hemmt war,  war  es  naturgemfiss  auch  der 
Transportverkehr,  ein  soldier  also  noch 
nicht  vorhanden. 

Welche  Distanz  uns  hierin  von  frü- 
heren Jahrzehnten  trennt,  daftlr  haben  viir 
einen  Massstab  au  der  «Landflucht«. 
Man  hlüt  dieselbe  fOr  eine  direkte  Folge  des 
erleichterten  Verkehrs,  und  die  Agrarier  sind 
deshalb  auch  die  erklärten  Feinde  des 
»B«iseluxus«.  Dabei  aber  wird  die  tiefere 
Ursaclie  übersehen,  und  die  liegt  in  dem 
Streben,  bessere  Lebens-  und  Erwerbsbe- 
dineimgen  zu  eireiclien ;  wo  dieses  Waiider- 
motiv  fehlt,  werden  auch  die  Eisenbahnen 
niemand  zur  Ab-  oder  Auswanderung   ver- 


Die  nächstliegende  Folge  der  Mobili- 
sierung der  Arbeitskraft  ist  die  Erleichte- 
rung des  Erwerbs  und  Verdienstes,  Hebung 
des  Wertes  der  individuellen  Geschicklich- 
keit und  Tüchtigkeit,  der  gesamten  Pro- 
duktiv- und  KoQsumtivkrafL  Die  »MobUi- 
sierungt  der  Kräfte  ist  der  direkte  Gegensatz 
zu  der  bäuerlichen  Gebundenheit  und 
Isolierung;  sie  bedeutet:  immer  mehr  Pro- 
duzenten, Betriebe,  Gewerbe  zweige,  Erwerbs- 
gnippen  werden  verstadtlicht  und  inter- 
nationahsiert,  allmählich  erhält  das  ganze 
wirtschaftliche  und  soziale  Lebei 
einen  städtischen  und  weltwirt 
schaftlichen  Grundzug.  Allmählich 
werden  die  arbeitenden  KlasKen  dem  »Idiotis- 
mus« des  Landlebens  entrissen.  Im  neuen 
Jahrhundert  scheint  auch  nach  und  nach  di 
°SohmutzkonkurrenzK  der  vom  Lande  ständig 
.ibatrömcnden  Reservearmee  mit  ihrer  niedri- 
gen Lebenshaltung,  die  wie  ein  »ehernes 
Lohngesetz«  drückte,  nachzulassen. 

In  dieser  sozialen  Hinsicht  tritt  nament- 
lich auch  die  mit  der  Entwickelung  der 
-Eisenbahn  panülele  Wirkung  der  Post  und 
Telegrapbie  zu  Tage.  Halten  wir  uns  den 
früheren  und  heutigen  Stand  des  Reisens 
sowie  der  Gedanken-  und  Nachrichtenver- 
inittelunB  vor  Augen!  Schon  im  vorigen 
Jahrhundert  wollte  man  bemerken,  dass  die 
Welt  durch  die  Erleichterung,   Beschleuni- 

Smg  und  VerbiUigung  in  der  gedachten 
ichtung  in  manchen  Sachen,  wie  J.  J.  Moser 
(Deirtsches  Staatsrecht,  Bd.  V)  sich  aus- 
drückte, in  eine  andere  Form  gegossen  wor- 
den sei;  die  Post  sei  eines  der  wLclitigsten 
Mittel  zur  Erweckung  und  Erhaltung  der 
Lebenswärme  emsiger  Thätigkeit  der  Staats- 
genossen. Es  bezog  sieh  dies  auf  die  kom- 
merzieUe  sowie  auf  die  politische  und  geistig- 
-intellektuelle  Kückwirkung;  und  doch  waren 
von  ihr  nur  einzelne  begünstigte  und  bevor- 


rechtete Städte  bezw.  Gesellschaftekieise  er- 
griffen worden.  DieErwerbungeinerBeisebil- 
dung  und  der  (briefliche)  Eontakt  mit  dem  Aus- 
lände war  nurdem  Adel  und  der  Gelehrtenweit 
möglich.  Ebenso  zeigte  sieh  nur  an  einigen 
Weltplätzen  der  Kausalzusammenhang  des 
Reise-  und  Nachrichten  verkehre  mit  dem 
Güteraustausche,  mit  Kredit  und  Spekii- 
lation  sowie  ilirer  Quintessenz  der  Börse; 
nur  dort  wurde  jede,  auch  die  kleinste 
Schwankimg,  sei  es  in  der  Politik  oder 
in  der  Preisgestaltung,  zu  einem  bedeut- 
samen Anlasse  des  Heise-  und  Nachrichten- 
verkehre. 

Nun  kam,  gleichsam  über  Nacht,  die 
Verallgemein ening  und  Vervollkommnung 
der  Trausport-  und  Bildungsmittel,  welche 
■bisher  nur  der  Diplomatie,  dem  Gross- 
handel und  sonst  bevorzugten  Kreisen 
zugänglich  gewesen  waren.  Dadurch 
wurden  die  beiden  Hebel  der  Spekulation 
und  der  Offenthchen  Bildung,  Presse 
und  Reiseverkehr,  »demokiatisierti 
und  in  ähnlicher  Weise  wie  das  Heer- 
wesen gänzlich  umgestaltet;  sie  wunlen  in 
ihrem  Wesen  etwas  ganz  anderes  als  sie 
voriier  waren  und  gewannen  eine  Ausdeh- 
nung, für  welche  etwa  die  Steigenmg  des 
militärischen  Massenauf^botes  von  .SuOTiO 
auf  3  Millionen  Maim  eme  Analogie  bietet 
Schon  in  den  50er  Jahren  bemerkte  man 
(8.  Cottas  »Teutsche  Vierteljahrssclu-ift«, 
1855,  S.  284),  wie  ungemein  sich  der  Ge- 
sichtskreis der  Völker  und  der  Indiriduea 
erweitert  habe ;  die  Menschheit  gewann  neue 
Ziele  und  die  mannigfaltigsten  Anregungen; 
es  entstand  ein  neues  Interesso  an  den  ver- 
schiedensten Seiten  dos  öffentlichen  Lebens 
und  an  den  internationalen  Vorgängen:  es 
waren  nicht  mehr  bloss  die  Preisschwan- 
kungen und  die  Spekulation,  welche  den 
Nachrichtendienst  alimentierten;  bei  dem 
uueimesslich  gesteigerten  und  über  den  Erd- 
ball verflochtenen  Verkehr  machten  sich  in 
allen  Lel>euB Verhältnissen  neue,  wichtig 
Faktoren  geltend;  die  geistige  Regsamkeit 
und  Strebsamkeit  wurde  vervielfacht:  wir 
handeln  entsclüosaenei-,  werden  präciser, 
art)eiten  und  geniessen  rascher  und  inten- 
siver. 

Diese  CmwandelungundAiiffrischiuig  des 
geistigen  und  sozialen  Milieus  wurde  für  die 
unteren  Klassen  verhjütnismfissig  am  wich- 
tigsten, aus  demselben  Grund  wie  z.B.  der 
Masseniran sijort  für  die  geringwertigen  Boh- 

grodnkte.  Nun  erst  wurde,  was  vordem  ein 
rivileg  der  ot>eren  Klassen  war,  die  Land- 
bevölkening  reLfefähig  und  mit  den  neuesten 
Naclirichten  l>ekannt 

Immer  mehr,  namentlich  aus  den  unteren 
Klassen,  rissen  sich  von  der  alten  GebunUen- 
liett  im  engeren  nachbarlichen  Verband,  der 
Beschränktheit  des  Luidlebens,   der  klein- 
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BtädUschea  Stickluft  los.  Die  bisheri^n 
Schranken  dienten  nur  der  Erbaltnae  der 
DiirchschnittB-MittelmÄssigkeit.  Die  Mehi'- 
heit  des  Volkes  war  an  einen  engen  Ge- 
sichts- und  lotereBsenkreis  und  an  eine 
entsprecheod  eDgherzige  Denk-  und  Empfin- 
dnngHweise  gefesselt  Die  freiere  Luft,  der 
grossere  Zug,  die  anspornende  Konkurrenz 
entwickelt  ounmehr  Kräfte  und  Fähig- 
-keiten,  die  Ellbogen rauin  genug  nur  Be- 
thätigung  erlangen ;  sie  wirkt  befruchterid  im 
Dienst  des  technischen  Fortschritts,  des  Er- 
werbs, der  Bildung  \ind  Erholung,  der  fort- 
schreitenden "Verstadtlichung  des  wirtschaft- 
lichen imd  geselligen  Lebens,  sie  erbringt  eine 
kulturelle  Weckung  der  Volksmassen. 

Vermittelst  des  Grossbetriebes  im  Trans- 
port wurde  auch  auf  geistigem  Gebiete  der 
Grosabetrieb:  Erweiterung  des  Interessen- 
kreis^  und  die  Massenwirkung  sowie  die 
Association,  nämhch  die  Assiniilierune  und 
die  befruchtende  Wieder^l«  des  Ideeen- 
kapitals,  ermSghcht  Wie  sich  ftlr  die 
Volkswirtschaft  infolge  dor  neuen  zeitlich 
und  räumhch  imimterh  röche  nen  Wechsel- 
beziehung ein  anderer  Mittelpunkt  heraus- 
gebildet hat,  so  verschieben  sicli  die  für 
Politik  und  Lebenshaltung  tonangebenden 
Faktoren;  der  »Kern  der  Nation*  wird  ein 
anderer. 

Daaeben  verbreitete  sich,  zum  Teil  in- 
folge der  allgemeinen  Einwirkung  und  Kennt- 
nis des  Auslandes,  der  feinere  Lebensgenuss, 
ein  geläuterter  Geschmack,  der  Einfliiss  der 
zwei  ewigen  untrennbaren  Mächte ;  Kunst 
und  Wissenschaft,  unter  welche  sich  das 
ganze  geistige  Leben  einreiht ;  infolgedessen 
zieht  die  unsichtbare  Gemeinde  der  Be- 
sitzer der  sozialen  Macht,  der  »Päch- 
ter des  guten  Tones«,  »cette  superiorite  de 
sentir  bon  et  de  bien  vivre»  weitere  Kreise, 
sie  erhält  eine  breitere  Basis.  Unter  den 
einzelnen  Klassen  bildet  sieh  eine  inter- 
nationale Genieinschaft  der  Interessen,  An- 
schauungen, des  guten  Geschmacks  und 
der  Lebenshaltung  aus,  die  äusserlich 
in  der  allbezwingenden  Macht  der  Mode 
hervortritt  und  allmählich  für  die  be- 
sitzenden Klassen  einen  festeren  Zusammen- 
halt bildet  als  die  Staats-  und  Bassen- 
gemeinschaft.  Während  bis  in  die  dreissiger 
Jahre  ausschliesslich  nur  der  Adel  die  »Ge- 
sellschaft« bildete,  gewannen  im  gleichen 
Schritte  mit  dem  promi)tereu  Bestelldienst 
der  Nachrichten,  der  oüligeren  Zeitungs- 
befördenmg  und  der  neueren  Entwickelung 
des  Telegraphen  und  der  flbereecischen 
Kabel  die  schon  vorhandene  Presse  und 
Börse,  das  Parlament  und  das  Ver- 
einewesen auf  das  öffentliche  Leben  einen 
mit  dem  Adel  rivalisierenden  Einfluss.  Unter 
der  Massenwirkung  dieser  vier  neuen  Fak- 


toren eratand  etwas  ganz  neues:  dieöffent- 
liche  Meinung! 

b)  Gerade  die  "Wandelung  in  der  hohen 
Politik  ist  —  wie  die  in  der  KriegfQhnmg 
—  ein  deuthches  Beispiel  dafür,  wie  der 
Transport,  sobald  er  in  der  Weise  auftritt, 
dass  er  selbständig  die  Leistungsfähigkeit 
steigert,  sowohl  durch  den  Grosabetrieb  als 
die  Ißtemationalifät  nicht  mehr  eine  blosse 
Fortsetzung  von  bereits  Vorhandenem,  son- 
dern eine  völlige  Neuschaffung  bedeutet; 
auch  auf  diesen  beiden  Gebieten  entsteht 
eine  vorher  unbekannte  »Gesamlkraft«. 

Noch  vor  wenigen  Jahren  hätte  es  an 
schlagenden  Thateachen  ftlr  diese  These  ge- 
mangelt Heilte  sind  sie,  zumal  seit  dem 
Aufkommen  des  Keu-Merkantilismus, 
schon  jedermann  geläufig. 

Eine  ungeahnte  Verstärkung  erhielt  die 
konceutrierende  Kraft  dei-  Kommunikation 
durch  den  organisierten  Grossbetrieb.  Diese 
politische  Wirkung  erfasste  man  gleich  beim 
ersten  Aufkommen  der  Eisenbahn ;  sofort 
erhoffte  man  davon  in  Deutschland  wie  in 
Italien,  dass  dadurch  das  Volk  zur  Einheit 
zusammengeschmiedet  werde.  »Mir  ist 
nicht  bange,  dass  Deutschland  nicht  eins 
werde«,  so  prophezeite  schon  in  den  20  er 
Jahren,  als  die  ersten  Eisenbahnen  eret  in 
Sicht  waren ,  der  greise  Dichterfürst  zu 
Weimar,  'gute  Chaiisseen  und  künftige 
Eisenbahnen  werden  schon  das  ihrige  thun.« 

In  der  That  wurde  auch  das  politische 
Lehen  rascher  revolutioniert  als  das  wirt- 
schaftliche. 

Solange  der  Transport  noch  auf  der 
Stufe  des  Kleinbetriebs  stand,  umfassten 
von  den  Motoren  des  öffenthchen  licbens 
die  einen,  wie  die  Presse  und  Börse,  nur 
eine  in  sich  abgeschlossene  kleine  Welt 
und  bewegten  sich  auf  der  Schneckenpost ; 
von  den  anderen  Faktoren,  wie  Landtag 
und  Vereinswesen,  waren  nur  schwache 
Keime  vorhanden.  Zu  einem  selbständigen 
politischen  Urteil  waren  nur  wenige  fähig, 
politischen  Einfluss  hatte  nur  der  adehge 
ürossgniudbesitz ;  mit  Abscheu  sah  er  die 
Zeit  herannahen,  da  »jeder  Bauer  so  schnell 
wie  einer  vom  Adel  einen  bestimmten  Ort 
erreichen  könne«. 

Die  Welt  reckte  sich,  als  die  Chatisseen, 
und  noch  mehr,  als  Eisenbahn  und  Tele- 
graph aufkamen ;  die  Stadtmauer  und  die 
Äbschliessung  nützte  nichts  mehr,  die 
Kleinstaaterei  verlor  zuerst  innerhalb  des 
Eisenbahngebietee  alle  Berechtigung,  die 
»pohtischen  Proportionen«  wurden  andere, 
der  Partikularismus  wird  in  den  Tagen 
der  See-  und  Weltpolitik  zum  Anachi'onis- 
mus;  die  altüberkommenen  Gegeusätze 
zwischen  Nord  und  Süd,  welche  alle  Staaten, 
vor  allem  Italien  und  Spanien,  zum  Teil 
auch    noch    Deutschland    und    Frankreich 
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trennen,  gleichen  sicli  allmählich  aus.  Alt- 
überkommene Vorurteile  fallen;  das  po- 
litische Leben  pnlsiert  lebhafter,  der  vierte 
Stand  wird  ein  Machtfaktor,  die  Hauptstadt 
siebt  wie  in  der  Mode  ao  auch  in,  der 
Politik  den  Ton  an,  Parlament  und 
Fraktion  erlangen  einen  frflher  ungeahnten 


Die  Philosophen  des  klassischen  Alter- 
tums glaubten,  die  Grenzen  eines  Ideal- 
staates  dtlrften  sich  nur  so  weit  erstrecken, 
als  eine  Stentorstimme  reiche;  für  die  ße- 
^erung  Aber  Massen  freier  Männer  bestand 
eine  physiologische  Frage  darin,  wie  der 
Herreeher  in  Mitte  von  auch  nur  Zehn- 
tausend sich  allen  verständlich  machen  und 
wie    in   einer  Versammlung    alle    zugleich 

?)rechen  könnten.  Die  Verbindung  des 
ransportgrossbetriebes  mit  dem  Grossbe- 
triebe  in  der  Buchdruckkunst  hat  dieses 
Problem  spielend  gelöst.  Bedeutsame  Reden 
z.  B.  des  Kaisers  werden  am  gleichen  Tage 
in  etwa  12Ü0  Depeschen  bis  in  ferne 
Weltteile  befördert  j  es  vergeht  kaum  eine 
Woche  darüber,  bis  der  grösste  Teil  der 
Wähler  Deutschlands  ihren  Inhalt  kennen 
gelernt  und  der  Kaiser  von  dem  Wieder- 
hall, den  sie  gefunden,  sich  vergewissert 
hat.  Keine  Regierung  hatte  früher  so  sehr 
die  Mittel,  um  die  öffentliche  Meinung  zu 
lenken,  keine  andere  aber  wurde  auch 
so  sehr  von  ihr  getragen.  Nicht  nur  ein- 
zelne Akte,  sondern  die  ganze  Haltung  der 
Regierung  werden  heute  täglich  kommentiert 
und  finden  in  dem  Börsenkurse  eine  tflg^ 
liehe  greifbare  Kritik. 

Hand  in  Hand  damit  vollzog  sich  eine 
Umgestaltung  der  Anschauungen  in  der 
Theorie  und  öffentlichen  Meinung  und  da- 
nach der  Regier ungsmaximen. 

Für  den  Staat  entstand  gegen  frilher, 
da  altes  überzeugt  war,  dass  er  ledig- 
lich für  die  Erfüllung  der  negativen  Auf- 
gaben der  blossen  Abwehr  von  Angriffen 
(auf  Eigentum,  Freiheit  und  Leben)  geeignet 
und  berufen  sei,  eine  neue  positive  Aiifgabe 
in  der  Hebung  der  produktiven  Kräfte  des 
Landes,  er  gewann  einen  weiteren  Inhalt 
seines  Zwecks  und  frisches,  pulsierendes 
Leben,  aber  auch  neue  Mittel  und  neue  Ein- 
nahmen. 

Sodann  gab  die  Dampf-  imd  Elektiicitäts- 
beförderung,  kaum  dass  sie  eingeführt 
war,  den  Ausgangspunkt  ab  für  eine  Fehde, 
in  welcher  die  alten  Gegensätze  des  allge- 
meinen Verkehrs  und  der  Konkurrenz,  des 
»laissez-faire»  und  der  Begienmgsinterven- 
tion,  unter  neuer  Beleuchtung  zum  Austrage 
gelangen  sollten.  Sofort  nämlich  fragte  man 
sich:  lässt  sich  überhaupt  noch  eine  künst- 
liche Erschwerung  des  Verkehrs  i-echt- 
fertigen,  wenn  sich  die  Nation  zur  Be- 
seitigung der  räumlichen  Schianken  einen 


bis  dahin  unerhörten  Aufwand  an  Geld  und 
Mühe  auferlegt? 

In  der  ersten  Zeit  war  alles  von  der 
völkerverbindenden  Kraft  der  neuen  Trans- 
portmittel so  sehr  begeistert,  dass  es  als 
selbstverständlich  galt,  aass  jede  Begiemngs- 
massregel,  welche  dem  entfesselten  Ver- 
kehre im  Wege  stehe,  insbesondere  die 
protektionistische  Abschliessung  ebenso  »ie 
Censur-  und  Passzwang  weder  Sinn  noch 
Berechtigung  mehr  habe. 

Bis  in  die  fünfziger  Jahre  hatte  man  den 
Einfluss  des  Seeliandels  (und  der  Regierung) 
auf  Handel  und  Gewerte,  unter  der  Nach- 
wirkung der  merkantilistischen  Lehre,  Über- 
schätzt; von  da  ab  wurde  er.  angesichts 
des  staunenswerten  Emporblühe  ns  der 
englischen  (und  schweizerischen)  Export- 
industrie, unterschätzt.  Nun  begann  der 
Aufschwung  des  englischen  Handels  im 
Jahre  1834,  also  vor  dem  Freihandel,  aber 
gleichzeitig  mit  den  Eisenbahnen.  Nur 
einige  Jahre  später  begann  auch  der  gleiche 
Aufschwung  in  Prankreich,  den  Vereinigten 
Staaten,  Belgien  (Deutschland  und  in  der 
Schweiz).  Wir  haben  hier  Länder  vor  uns, 
welche  damals  dieselben  mechanischen  Kräfte 
und  Erfindungen  zur  Hand  hatten;  da  ist 
der  SchJuss  gerechtfertigt,  dass  dieselbe 
grosse  Ursache  den  Grund  zu  ihren  Er- 
folgen legte.  Und  was  war  diese  gemein- 
same l.rsache?  »Der  Freihandel«, 
führte  schon  1866  Dudley  Baxter  aus, 
»kann  es  nichtsein,  denn  nureines 
von  den  vier  Ländern  hatte  die 
Freihandelspolitik  angenommen;  aber 
es  besteht  allerdings  eine  solche  gemein- 
schaftliche Ursache,  die  jedes  der  vier  Län- 
der vorzugsweise  entwickelt  hat,  nämlich 
die  Dampf  befördenmg.« 

Im  gleichen  Sinne  hatte  schon  ein  Jahr- 
zehnt vor  Baxter  ein  (freihändlerischer)  fran- 
zösischer Nationalökonom  ausgeführt,  dass 
nicht  der  Freihandel  die  Exportindustrie, 
sondern  umgekehrt  letztere  den  Freihandel 
in  die  Höhe  gebracht  habe;  wäre  Frank- 
reich nicht  schon  1860  ebenfalls  von  Nord 
nach  Süd  und  von  Ost  nach  West  mit 
Schienen,  den  belebenden  Arterien  des  Wirt- 
Bchaftskörpers,  durchzogen  gewesen,  so  wür- 
den die  damaligen  Befürworter  des  eng- 
lischen Handelsvertrages  geziert  haben, 
die  französische  Industrie  der  Gefahr  einer 
Konkurrenz  mit  England  auszusetzen. 

Ein  Jahrzehnt  später  wurde  der  gleiche 
Transportfortschritt  für  die  entgegengesetzte 
Forderung  verwertet. 

Mit  der  Ausbreitung  der  Weltwirtschaft 
wurde  der  politische  und  materielle  Inter- 
essenkreis erweitert,  des.'«n  Beibungsfläche 
zwischen  den  verschiedenen  Wirtschafts- 
zweigen und  Nationen  vei«r5saert  Die 
Schwächeren  selmcn  sich  nacli  Schutz  und 


ly  Google 


TraDsport  (All  gemeines) 


IfioIiei-uDg  ge^ü  die  scharfe  Weltmarkt- 
konkurrenz,  die  Starkeren  nach  weiterer 
Ausdehnung  ihrer  Absatigebiete  und  poli- 
tischen Grenzen.  Als  die  Landwirte 
TerNpflrten,  dass  ihnen  mit  der  Eisenbahn 
die  Konkurrenz  hart  auf  den  Leib  rQckte, 
■wurden  sie  aus  enragierten  Freihändlern  eben- 
so entschiedene  ftoiiibitionisten.  Infolge 
der  natui^massen  Einwirkung  der  inter- 
nationalen Beziehungen  und  der  Handels- 
politik auf  die  internen  wirtschaftlichen 
ZustAnde  und  auf  die  Qewerbepolitik  wurde 
die  Zollfrage  zum  KrystaUisationspunkte  fQr 
die  Partei gruppiening  überhaupt,  namentlich 
als  die  konservative  Partei  mit  Erfolg  die 
in  den  60er  Jahren  von  Carey-DOhring  aus- 
gegebene Losung  aufnahm:  nicht  der  Zoll- 
Bchutz,  sondern  die  regelnde,  koordinierende 
Thätigkeit  des  Staates  sei  das  Wesentliche, 
der  Zollschutz  nur  eines  der  Hilfsmitte! 
dieser  Thfltigkeit, 

Es  erwuchs  daraus  die  kommerzielle 
Spannung,  deren  Intensitfit  der  politischen 
nichts  nachgiebt,  und  eine  Verschärfung 
in  der  g^enseitigen  Preisunterbietung 
auf  dem  Weltmärkte,  welche  man  als 
Ueberprodiiktion  bezeichnet  Die  Folge 
dieser  beiden  Neuerungen  besieht  darin, 
da^s  die  Industriestaaten  in  den  nächsten 
Jahrzehnten-  aui<ser  stände  sind,  unter  sich 
eine  Einigung  gegen  Provokationen  seitens 
eines  prohibitionisti  sehen  Kolonial  Staates  zu 
erzielen.  Für  sie  ist  der  Freihandel  nicht 
ein  LuxusprSfient  an  das  Ausland,  sondern 
eine  Art  Kaufgeld  für  die  Eiiibüi^erung 
der  Grossindustrie;  nicht  der  Freinandel 
der  €Oer  Jahre  hat,  wie  man  damals  lehrte, 
die  GroBsindustrie  erzeugt,  sondern  umge- 
kehrt: die  durch  den  Transportfortachritt, 
dann  durch  die  Zollerhöhung  empoi^iogenc 
Groswindustrie  ist  es,  welche  in  konse- 
queuter  Weiterbildung  in  einigen  Jahr- 
zehnten den  Freihandel  (xuerst  gegenüber 
den  sAgrikulturstaaten*)  erzwingen  wird. 

Die  neueste  Wendung  erbrachte  die  See- 
nnd  Weltpolitik,  der  neomerkantilistische 
Imperialismus.  Die  eben  erwähnten  beiden 
Teadenzen,  das  Isollerungs-  und  Expansions- 
bedflrfnis,  stehen  in  einem  Widerspruch  zu 
einander,  fflr  den  man  die  Losung  durch 
Erwerb  von  Kolonialbesitz  zu  finden  sucht 
Eine  derartige  Erweiterung  der  politischen 
Macht  soll  zugleich  die  wirtschaftliche  Un- 
abhAngigkeit  erbringen   und   gewährleisten. 

Diese  neueste  Wendung  zur  Espansioas- 
politik  bat  dem  Streit  um  die  Phasen  der 
i^twickelung.  des  Industriestaates  eine 
andere  Spitze  gegeben.  Heute  handelt  es 
sich  nicht  mehr  bloss  um  den  In- 
dustriestaat,auch  nicht  mehr  allein 
um  den  Anteil  an  der  Weltwirt- 
schaft oder  um  die  Zollpolitik  gegen  die 
nächsten  Nachbarn,    sondern  um  eine  Han- 


dels- und  Schiffahrtspolitik  im  grossen 
Stil,  um  die  Erlangung  und  Behauptimg 
der  Stellung  als  weltexpansive  Gross- 
macht,  als  Kolonialmacht,  alsinter- 
natioualer  Gläubigerstaat 

c)  Kriegsführung.    Die  Analogie  der 
volkswii-tschaftlichen    Wirkung    der    Trans- 

Sortvervollkommung  mit  derjenigen  auf 
em  Gebiete  des  Heerwesens,  der  Marine 
und    der    Verteidigung   wurde  schon    1832 

f leichzeitig  von  Lt'ft  und  dem  bekannten 
abrikanten  Harkort  zu  interessanten 
Schlüssen  verwertet.  Sie  trifft  zunächst 
auf  die  geschichtliche  Entwickelung  zu : 
die  Weitgeschichte  kennt  auch  für  mili- 
tärische wie  für  die  wirtschaftliclien  Zwecke 
nur  zwei  Systeme  der  plangemftssen 
Ausnutzung  des  Kommunikationswesens, 
nämlich  das  römische  Strassen-  und  das 
moderne  Schienennetz.  Ebenso  ferner  wie 
die  Produktionstechnik  war  auch  die  mili- 
tärische Technik  mit  der  Wende  des  vori- 
ge u  Jahrhunderts  durch  das  Princip  des 
Massenbetriebs,  und  zwar  in  Gestalt 
des  (franzßsi sehen)  Massenaufgebots,  erwei- 
tert worden.  Die  volle  Anwendiing  diesew 
Princips  jedoch  war  deshalb  nicht  möglich, 
weil  eine  Beförderung  und  rasche  Koncen- 
trierung  der  Massen  technisch  nicht  aus- 
führbar war.  VieDeicht,  fragte  man  sich, 
konnte  man  für  diesen  Zweck  —  bei  dem  von 
jeher  alles  von  der  Koncentration  der  Kraft 
auf  den  entscheidenden  Punkt  und  Tag  so- 
wie von  der  Schnelligkeit  der  Bewegung 
abhängt  —  die  vorhandenen  Wasserstiassen 
ausnützen;  dieses  Problem  behandelte  z,  B. 
1817  eine  Denkschrift  des  Österreichischen 
Feldmarschalls  Maillard.  Auf  eine  neue 
Lösung  wies  das  Aufkommen  der  Dampf- 
beförderimg  hin;  mit  ihr  wurde  nun  der 
Transport,  der  bisher  nur  für  die  Munition 
und  Bagage  bestimmt  gewesen  war,  für  die 
Operationen  selbst  angewendet  Noch  1842 
wurde  Liste  Vorschlag  bespöttelt,  die  Bahnen 
systematisch  als  militärische  Operationslinien 
zu  benutzen  und  auf  ihnen  rasch  die  Truppen 
an  den  Ausscbiffungs-  und  Zielpunkt  her- 
anzubringen. Nun  aber  veränderte  sich 
binnen  nur  drei  Jahrzehnten  der  Charakter 
der  gesamten  Eriegsführung.  Namentlich 
in  Preussen  erkannte  man  bald  die  mili- 
tärische Bedeutung  d^  grossen  durchgehen- 
den Bahnlinien,  welche  zwischen  den  beiden 
damals  getrennten  Hälften  der  Monarchie 
möglichst  schnelle  und  direkte  Verbindungen 
herzustellen  berufen  sein  könnten.  Eben 
80  wenig  wurde  die  Wichtigkeit  der  von 
Berlin  nach  Nordwesten  und  Südosten  aus- 
strahlenden Verbindungen  verkannt  (Fleck, 
Die  ersten  Eisenbahnen  von  Berlin  nach 
dem  Westen  der  Monarchie,  im  Archiv  für 
lEHsenbahnen  XVIII,  1895),  Der  erste,  der  ein 
Eisenbahnnetz  als  Nationalverteidigungs-ln- 
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stroment  rühmte,  war  IV.  List;  es  erleidi- 
tere  die  Zusammeuziehung  und  VerteUung 
der  Streitkräfte.  Bekannt  ist,  wie  sehr  sieh 
Moitke  schon  vor  1866  die  Verwertung  der 
Bahnlinien  für  die  rasche  Koncentration  der 
Armee  und  hernach  die  Hebung  der  »Eisen- 
bahn Wehrkraft«  angelegen  Bein  lieas  und 
zur  grÖBst möglichen  Vollendung  brachte. 
Hält  Bayern,  legte  er  in  einer  Denkschrift 
von  18ü6  dar,  »zu  Oefiterreich,  so  igt  es 
weit  weniger  seine  Armee  als  die  Benutzung 
seiner  Bahn  Regen  ßburg-Pilsen -Prag,  welche 
uns  nachteilig  wird,  da  solche  die  eben  an- 
geführte Koncentration  um  etwa  15  Tage  ab- 
kOi-zt.<  Heute  ist  das  strategische  Eisen- 
bahnnetz filr  die  Schlagfertigkeit  einer  Nation 
von  gleicher  Bedeiitimg  wie  die  militärische 
Kraft.  Von  ilir  hängt  die  ständige  Ver- 
bindung mit  dem  Hinterland  und  seinen 
Hilfsquellen,  der  richtige  Aufmarsch,  die 
ordnungsgemässe  Truppen-Verpflegiing,  die 
Nachfühnmg  der  Munition  und  der  &satz- 
Mannschaften,  die  volle  Ausnützung  eines 
Sieges,  die  rasche  Sammlung  nach  einer 
Schlappe,  auch  die  Wegfflhrung  der  Kranken 
und  verwundeten,  GeFangenen  ab.  Schon 
wegen  dieses  Einflusses  der  Eisenbahnen 
sind  noch  alle  Versuche,  Russland 
auf  grossem  Massstabe  angriffsfähig  x.u 
machen,  bis  jetzt  geseheitert.  Die  Wich- 
tigkeit der  Transportmittel  für  die  neu- 
zeitliche Kriegführung  trat  noch  nie  so 
deutlich  zu  Tage  wie  im  chinesischen 
und  südafrikanischen  Krieg.  Beide  führen 
deutlich  vor  Augen,  wie  rasch  luisere 
Zeit  ins  Riesenhafte  wächst.  Noch  vor 
einigen  Jahrzehnten  war  es  ein  Ding  der 
Unmöglichkeit,  einige  hunderttausend  Mann 
Ober  See  an  den  Feind  lieran zubringen. 
Und  die  von  der  KQsle  in  das  Binnen- 
land führende  Eisenbahn  leistet  den  eng- 
lischen Tnippen  die  gleichen  Dienste  wie  der 
limes  transrhenanus  den  Rnmern. 

So  steht  die  fortschreitende  Vervollkomm- 
nung desTransport  wesens  mit  den  gesteigerten 
Anfonleningen  der  heutigen  Kriegsfühniug 
imd  Waffenwirkung  in  Zusammenhang. 
Die  Erfindung  des  Schie.sspulvers  hat  nicht 
revolutionierender  gewirkt  als  die  Ausdeh- 
nung des  Eisenbahnnetzes.  Bei  der  unbe- 
grenzten Möglichkeit,  eine  beliebige  Zahl 
der  für  die  Feldschlacht  disponiblen  Kom- 
battanten heranzu  bringen,  musste  von  denNati- 
onen  im  gegenseitigen  Wettbewerbe  dasAufge- 
bot  der  Masse  immer  weiter  gefasst  wer- 
den, schliesslich  so  weit,  dass  jeder  waffen- 
fähige Mann  wehrpflichtig  ist.  Noch  vor 
kaum  tOO  Jahren  zogen  nur  30000,  vor  drei 
Jahrzehnten  ;^00000  Mann  (auf  jeder  Seite) 
ins  Feld;  heute  sind  es  deren  3  Millionen. 
Wie  innerhalb  des  einzelnen  Staates  das 
Leben  rascher  pulwert,  so  wirtl  im  Ernst-  ^ 
fall   das   Geschick  eines  Landes  mit  einer! 


Schnelligkeit,  die  an  das  Wunderbare  grenzt, 
nicht  mehr  in  Jahren  und  Jahrzehnten,  son- 
dern in  Wochen  und  Tagen  entechiedea. 
Mit  dieser  Abkürzung  wird  zugleich  die 
verwildernde,  kulturfeindliche  Nebenwirkung 
grosser  Kriege,  die  sieh  erst  bei  längerer 
Dauer  entwickelt,  gemildert.  Sodann  wird 
durch  die  Eisenbahn  die  Grenze  n^er 
an  den  Mittelpunkt  des  Xiandes,  die  Cen- 
trale der  Grenze  näher  gebracht  Die 
Grenzdeckung  ist  erleiclitert,  weil  man 
jedem  Grenzpunkt  blitzschnell  zu  Hilfe 
eilen  kann;  in  gleiclier  Weise  aber  auch 
die  Ueberrumpelung,  da  ebenso  rasch  die  im 
Innern  angesammelten  Truppen  au  die 
Grenze  geworfen  werden  können. 

Die  Wache  vor  dem  eigenen  Thore,  sei 
es  im  Binnenlaude  oder  an  der  Küste,  hört  aufj 
eine  blosse  Verteidigungs  Stellung  zu  sein. 
Für  Heer  und  Flotte  gilt  es,  eine  möglichst 
grosse  Anzahl  Streiter  bezw.  Schiffe  rasch 
an  einen  Punkt  zu  dirigieren,  womöglicil 
noch  die  Mobilisierung  des  (iwiers  zu 
stören.  Wer  sich  verteidigen  will,  muss 
den  Krieg  an  die  feindlichen  Küsten  bezw. 
lAudesgrenzen  tragen  und  den  Machtquellen 
des  Gegners  näher  rücken ;  es  handelt  sich 
heute  nicht  mehr  nur  um  ein  Erscheinen 
vor  den  Thoren  des  Gegners,  sondern  um 
dauernde,  häusliche  Einrichtung  vor  den- 
selben. 

Durch  die  Transport  Vervollkommnung  ist 
—  wie  auf  dem  Geulete  des  Zollwesens  — 
eine  ständige  Kriegsbereitschaft  nötig  ge- 
worden, wenigstens  für  alle  kontinentalen 
Grossmächte.  — 

Das  Aufgebot  und  die  Wehrliaft- 
inachung  der  Völker  der  europäischen  Gross- 
sfaaten  legt  sciiliesslich  den  Grund  zu  einem 
Projiess  der  friedlichen  Erziehung 
der  Nationen,  der  sich  allerdings  viel  lang- 
samer abspielt,  als  man  gewöhnlich  au- 
■nimmt.  Ißer,  wie  bei  der  Frage  der  Be- 
seitigung der  veralteten  Zollgrenzen,  blieb 
der  Effekt  der  Eisenbahnen  hinter  den 
Mitte  des  19.  Jahi'hundei-ts  allgemein 
gehegten  Erwartungen  zurück;  während 
sich  in  den  wirtscnafthcheo  Beziehungen 
ein  Plus  ei^b,  stellte  sich  in  den  iutetv 
nationalen  ein  Minus  heraus.  Warum? 
Der  Grund  1^  gerade  in  der  weitreichen- 
den wirtschaftliclien  Umwälzung.  Einmal 
sind  die  Konkurrenz-,  die  Besitz-  und 
Machtverhältnisse  noch  zu  unfertig,  als  da^^s 
die  TransportvervoUkommniiiig  ihre  fried- 
liche Mission  heute  schon  vollbrin^n  könnte. 
Sodann  hat  das  europäische  Gleichgewicht 
die  Wendung  genommen,  dass  eine  Land- 
maclit,  wie  das  Deutsche  Reich,  im  Hin- 
blick auf  die  bevorstehende  »Lii|uidation* 
oder  Neu-Aufteilung  der  Welt,  es  unter- 
nimmt,    seinen     Konkurrenten     auf    ihrem 
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eigCTSteu  Element,  auf  der  See,  entg^en- 
zutreten, 

6.  Die  für  die  Gesamtkraft  zu.  erle- 
genden Kaufopfer.  Jede  Evolution  erfolgt 
über  dos  »Alte«  hinw^  im  Weg  der  Ver- 
drängung und  Ersetzung,  keine  kann  ohne 
Verletzung  im  Wege  stehendet  Existenzen 
oder  Interessen  herauswachsen.  Demgemass 
vollzog  sich  auch  die  Ausdehnung  und  die 
Ausbildung  der  eben  erwähnten  Ö^mtkiaft 
nicht  ohne  Opfer. 

Für  diese  Seite  ist  in  der  vulgären  Na- 
tionalökonomie sogar  ein  Schema  herkömm- 
lich. Aber  diese  Aufzählung  der  «Schatten- 
seiteu  des  Kommunikationsnenena^  (s.  z.  B. 
Boscher,  NationalOkonomik  des  Handels, 
sogar  noch  in  der  Auflage  von  1899, 
S.  468 — 478,  und  "Wagner,  Aphoristische 
(inmdlegung,  noch  in  der  dritten  Auflage 
von  1901,  S.  17:  -a)  Gutes,  b)  Uebles.) 
trifft  nicht  den  Kern  der  Sache. 

Was  von  dem  Standpunkt  des  allge- 
meinen Tolkshaushalts  aus  allein  einen  vcr- 
nOnftigen  Sinn-  giebt,  das  ist  die  Ver- 
schärfung des  Konkurrenz-  und  Existenz- 
kampfes. Fflr  die  \rirtschaftliche  und 
geistige,  für  die  industrielle  und  politische 
Inferiorität  bilden  die  trennenden  grossen 
'  Zwischenräume  einen  gewissen  Schutz. 
Dieses  Schutzes  geht ,  ähnlich  wie  im 
Kriegsfall,  so  im  Erwerbsleben  der 
weniger  Gewandte  oder  KapitalschwSchere 
verlustig,  sobald  ihm  derStärkere  näher  auf  den 
Leib  gerückt  T*-ird,  sobald  speciell  die  Trans- 

S ortkosten  so  sehr  ermässigt  werden,  dass 
ae  Erzeugnis  auch  aus  weiterer  Ferne  her- 
beigebracht werden  kann.  Dem  Schlag- 
fertigeren und  Kapitalkräftigeren  wird  es 
durch  die  Transportverbilligung  leichter, 
seinen  Konkurrenten  niederzukriegen,  das 
Grosskapital  findet  an  der  Transportvervoll- 
kommnung eine  Hauplstüt7.e,  der  gewerb- 
liche (und  landwirtschaftliche)  Kleinbeti-ieb 
kano  gegen  die  billige  Fabrikware  und  gegen 
den  Uebereee- Weizen  nicht  mehr  aufkommen, 
er  verliert  den  lokalen  Absatz  und  damit 
seine  Grundlage  tmd  Nahningsquelle,  — 
ebenso  wie  jede  primitive  Wirt- 
sehaftsstute  und  Produktion,  die  natur- 
gemfiss  an  der  Scholle  haftet  Ein  be- 
deutsames Ergebnis  der  modernen  Ver- 
kehrsmittel ist;  die  Kalkulation  auf  Grund 
des  Maasenumsatzes  und  Weltmarktpi'cises, 
damit  der  Kampf  um  die  wohlfeüsteu  Er- 
zeugungakosten,  erfasst  von  der  Slitte  des 
vorigen  Jahrhunderts  an  alle  Gewerbezweige 
und  von  Mitte  der  achtziger  Jahre  an  auch 
die  landwirtschaftlichen  Betriebe. 

Wie  den  einzelnen  Produzenten,  so  er- 
geht es  auch  den  einzelnen  Orten  und  Be- 
zirken: aus  solchen  die  keinen  Yerkehr 
hf^n,  "wandern  die  jüngeren  Arbeitskräfte, 
die  tflchtigeren  Gewerbetreibenden  und  die 


unternehmungslustigen  Kapitalisten  den  ver- 
kehrsreicheren Orten  zu ;  Orte  und  Bezirke, 
die  weniger  Verkehr  haben,  bleiben  nicht 
allein  stille  stehen,  sondern  werden  desto 
weiter  zurückgeworfen,  je  höher 
sich  andernorts  der  Verkehr  entwickelt. 
Säftestockung,  Rückgang  und  Verarmung  ist 
die  Strafe  für  die  Isolierung.  —  Das  gleiche 
gilt  von  ganzen  Reichen  und  ihrer  Stellung 
zumWeltverkehr.  Von  Jahr  zu  Jahr  tritt  es 
deutlicher  hervor,  wie  diejenigen  Verkehi-s- 
mittelpunkte,  die  eine  direkte  und  billige 
Verbindung  mit  dem  Meer  haben,  die  an- 
deren überflflgeln,  denen  eine  solche  direkte 
Beteiligimg  am  Weltmarkt  versagt  ist.  Die 
einen  Plätze  erhalten  von  dem  Welthandel 
eine  ungeahnte  Expansionskiaft,  die  anderen 
verfallen  —  an  sich  und  noch  mehr  im 
Vergleich  zu  ihren  Konkurrenten  und  in- 
folge deren  verstärkter  Machtstellung  und 
Anziehungskraft  —  in  eine  gewisse  Iso- 
lierung; sie  bleiben  stationär  und  kommen 
aus  den  engen,  Jcleinlichen  Verhältnissen 
nicht  heraus. 

Die  erwähnten  Nachteile  finden,  wie  be- 
kannt, ihren  Ausgleich  durch  die  Hebung 
der  »Gesamtkraft«.  Fasst  man  die  Nach- 
teile als  die  Keime  und  Kaufopfer  für  einen 
unumgänglichen  Fortschritt  auf,  so  wird, 
das  Gesetz  des  ewigen  Fortschreitens  der 
Menschheit  nirgends  heller  ins  Licht  gesetzt 
als  durch  die  Opfer  des  Transportfortschritts, 
So  sehr  die  Klagen  der  einzelnen  in  ihrer 
Existenz  Bedrohten  die  Ffirsorge  des  Sozial- 
politikers verdienen,  eine  Umkehr  ist  ausge- 
schlossen. Sonst  hätte  man  noch  nicht  einmal 
eine  Post,  von  der  Eisenbahn  ganz  zu 
schweigen;  denn  schon  vor  Jahrhunderten 
machte  man  geeen  die  Post  und  Binnen- 
schiffahit  die  gleichen  Bedenken  geltend 
wie  heute  gegen  den  Industriestaat. 

Auf  weldie  Weise  nun  die  Benach- 
teiligung der  einzelnen  Produzenten,  der 
einzelnen  und  nächstbeteihgten  Erwerbs- 
gruppen  (des  »wohlhergebrachten  Stadt-  und 
Landbotenwesens«)  und  einzelner  Klassen 
ihren  Ausgleich  findet,  bildet  ein  nocli 
dunkles  Kapitel  der  Sozialpohtik.  Man 
generalisiert  noch  zu  sehr,  ähnlich  wie  bei 
Inem  anderen  Ausgleich,  nämlich  bei  dem 
ines  erhöhten  Verkehrs- Auf  wände  durch 
ine  erhöhte  Frequenz. 

Wohl  war  es  z.  B.  zu  Lists  Zeiten  ver- 
kehrt, an  der  Produktivität  dieses  doppel- 
seitigen FortHchritts  der  Eisenbahnen  und 
der  Industrialisierung  zu  zweifeln.  Damals 
war  der  Verkehr  noch  gering,  der  Fort- 
schritt vollzog  sich  nur  langsam  nach  Raum 
und  Zeit,  die  Verschiebung  in  der  Kon- 
kurrenz, die  mit  ihm  verknüpft  war,  war 
nicht  so  Überstürzt  imd  nicht  so  tief  ein- 
schneidend wie  in  dem  heutigen  Zeitalter 
der  Elektricität.     Heute   dagegen   hat   der 
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Verkebr  einen  gewiBsen  Sättigungs- 
punkt erlangt ;  ob  heute  ebenso  wie  früher 
eine  jede  Verkehrs vervollkomm  nun  g  auch 
eine  all  gern  ei  neuod  eine  dem  Aufwand 
entsprechende  Produktivität  für  jeden  Land- 
strich, für  jede  Klasse  und  für  jeden  Pro- 
duktionszweig erbringt,  das  hängt  von  den 
einzelnen  Umständen  ab.  Der  Chausseebau 
z.  B.  nützt  der  Landwirtschaft  und  Industrie 
gleichmassig,  der  Bau  von  Kanälen,  auf 
denen  im  örossbetrieb  in  der  Hauptsache 
nur  Kohlen  und  Getreide  transportiert 
werden,  kommt  überwiegend  den  Gross - 
Städten  und  Industriebezirken  zu 
gut.  Ganz  ebenso  verhält  es  sich,  nachdem 
unsere  Volbswirtscliaft  den  Charakter  des 
Grossbetriebs  erlangt  hat,  wohl  mit  der 
fortschreitenden  Industrialisierung:  die  Menge 
der  geschädigten  Interessen  wird  immer 
zalilreieher  und  die  Verletzung  immer 
empfindlicher.  Es  liegt  im  Wesen  dieses 
Grossbetriebs  der  Volkswirtschaft,  dass  sich 
im  gleichen  Schritt  mit  seiner  Ausdehnung 
die  Konkurrenz  näher  riiekt  und  verschärft, , 
dasK  die  Ausgleichung  der  Kräfte  und  die 
Verstrickung  m  den  Weltmarkt  und  in  seine 
Konjunkturen,  durch  welche  die  Selbständig- 
keit der  kleineren  Prodnzenten  empfindlich 
eingeengt  wird,  unaufhaltsam  voran  schreitet. 

Dabei  wird  sich  die  Differenz  zwischen 
dem  Standpunkt  des  Politikers,  der  nur  auf 
das  Ganze  schaut,  und  dem  des  einzelnen 
Interessenten,  mehr  und  mehr  erweitern. 
Wir  halten  an  der  wechselseitigen  Rück- 
wirkung zwischen  Gesamt-  und  Eiuzel- 
interesse  unverbrüchlich  fest:  wir  geben  voll 
zu,  dass  jeder  Fortschritt  der  Industrie  wie 
jeder  des  Verkehrs  dem  Ganzen  nützt,  dass 
ferner  die  etwaigen  Uebergangsleideii  auf 
die  Dauer  immer  wieder  ihren  Ausgleich 
finden,  ferner  dass  diese  Hebung  der  Ge- 
samikraft  der  Nation  und  der  Triebkraft 
der  Produktion  schliesslich  auch  jedem 
Einzelnen  zu  gute  kommt.  Der  Einzelne 
jedocli  ist  berechtigt,  den  Grund  dieser 
wechselseitigen  Rückwirkinig  und  der  Zeit 
ihres  Eintritts  zu  prüfen  imd  zu  fragen, 
wann  dieser  Ausgleich  für  ihn  zu  erwarten 
steht,  ob  noch  zu  der  Zeit,  da  er  noch  lebt 
und  webt,  und  ob  nicht  der  Schaden,  den 
speciell  er  durch  die  Konkurrenz  Verschie- 
bung erleidet,  grösser  ist  als  der  zu  er- 
wartende indirekte  Nutzen. 

Und  von  diesen  Einzel interessen  werden 
mit  dem  Fortschritt  der  Industrie  und  des 
Verkolirs  immer  mehr  Existenzen  und  immer 
empfindliclier  berührt  und  sich  in  Gegensalz 
zu  tiem  Fortschritt  stellen.  Ob  nicht  diese 
Einzclinteresi^en  vorerst  nicht  doch  geschont ' 
Verden  sollen  und  können,  ob  nicht  zu  viele  j 
'.i.er  zu  schwere  Scliftdigungen  zu  befürchten  I 
sind,  das  allseitig  abzuwägen  ist  Sache  derj 
Sozialpolitik. 


7.  Transportfortechritt  und  Trans- 
portkonBam.  Bei  der  Untersuchung  der 
Wirkungen  des  Transport  Verkehrs  gehört  an 
sich  diejeni^  in  Bezug  auf  den  Transport- 
bedarf  an  die  Spitze,  Jedoch  ist  das  Ver- 
hältnis zu-ischea  dem  Ttansportbedürtnis 
und  seiner  Befriedigung  so  eigentümlicher 
Natur,  dass  es  ei-Et  am  Schlüsse  dargestellt 
werden  kann. 

Schon  die  Hebung  der  Produklion  hat 
naturgemass  hinwiederum  eine  Vermehnmg 
der  zu  befördernden  Güter  und  Nachrichten 
zur  Folge.  Zugleich  wird  z.  B.  durch  die 
Führung  eines  Kanals  oder  einer  Eisenbahn 
zu  abgelegenen  Wäldern,  Steinbrüchen, 
Bergwerken  der  Rapport  zwischen  Bedarf 
und  Befriedigungamittel  verbessert  oder  erst 
beigestellt,  damit  die  >  Gesamtkraft <i  ge- 
stärkt, eine  Steigenmg  des  Konsums  und 
eine   verkehrschaffende   Wirkung   erwächst 

Femer  erkläi-t  sich  aus  der  »Geaamtfcraft«, 
dass  jeder  i'ationelie  Mehraufwand  für  eine 
entgegenkommendere  Lieferung  und  I^eistung 
seinen  Ausgleich  in  der  gesteigerten  Fre- 
ijuenz  (Penny-Porto-System  I)  findet.  Es 
•  schicsst«  etwas  empor,  wie  Knies  sich 
ausdrückt,  aber  es  ist  dies  nicht  ein  bisher 
gefesselter  Trieb  des  Verkehrswaclistums, 
sondern  der  spekulative  Unter- 
nehmungsgeist Vor  der  Eisenbahn 
war  letzterer  nur  durch  den  Handel  repräsen- 
tiert und  bestand  die  Volkswirtschaft  in 
der  Hauptsache  nur  in  der  Waren-  und 
Preisausgleichung  durch  den  Handel.  Nun- 
mehr erweitert  sich  die  ünternehmeilliätig- 
keit  sowohl  in  der  subjektiven  als  in  der 
objektiven  Richtung  (über  den  preisaus- 
gleichenden Handel)  hinaus,  die  Folge  ist 
neuer  Transportbedarf. 

Wie  die  Transport  Vervollkommnung  eine 
Zunahme  des  Transportbedürfnisees  hervor- 
bringt, dafür  bietet  die  Ausdehnung  z.  B. 
der  Ansichtspostkarte  oder  des  Fünf-Kiio- 
Packets  oder  das  Aufkommen  der  kauf- 
männischen Reisenden  einen  Beleg.  Bis 
ins  19.  Jahrhundert  herein  bestand  das 
ganze  kaufmännische  Reisen  in  dem  Auf- 
suchen der  Messen  durch  den  Prinzijial. 
Mit  der  Ausbreitung  der  Fabriken  begannen 
manche,  nach  englischem  Vorgang  ihre 
Muster  durch  ihre  Handlungsgehilfen,  die 
nun,  nach  Art  der  Hausierer  das  ganze  Jahr 
auf  der  Strasse  liegen  mussten,  den  Grossisten 
anbieten  zu  lassen.  Bald  nach  der  Aus- 
breitung des  Telegraphen-  und  Eisenbahn- 
netzes (Ende  der  fünfziger  Jahre)  Fand  man 
heraus,  dass  der  rasche  und  zuverlässige 
Bestelldienst  das  Halten  gnlsserer  Vonilte 
erspare,  insofern  die  Vermittelung  der 
Grossisteu  Übeiüüssig  mache.  So  bt^men 
die  Fabriken  —  zuerst  die  Hüttenwerke,  dann, 
in  den  siebziger  Jahren,  auch  die  BaumwoU- 
webereien  —  immer  zalilreieher  direkt  an 
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die  Detaillislen  heranzutreten  und  die  Last 
des  Magazinhalten B  auf  sich  zu  nehmen. 
Heilte  betiSgt  die  Zahl  der  lediglich  der 
Reklame  tind  dem  Inkasso  dienenden  Rei- 
senden in  Deutschland  nicht  weniger  als 
(iOOOO!  — 

Mit  dieser  verkehrschaffenden  Wirkung 
trifft  die  oben  erwähnte  Seite  der  Organi- 
Eation  zusammen,  so  dass  die  Berechnung 
auf  den  Massen  um  satz  und  die  Neigung 
zur  Akkumulation  und  Expropriation,  wie 
äe  dem  Grosskapital  allgemein  zugeschrieben 
wird,  am  frühesten  und  heute  noch  am 
schärfsten  und  reinsten  bei  dem  in  den 
Transportanstalten  angelegten  Orosskapital 
zu  Tage  tiitl.  Beim  Transport  kam  zuerst 
die  Kalkulation  auf  den  Massenkonsum  imd 
Massenumsatz  auf,  worauf  der  heutige  Gross- 
betrieh  überhaupt  beruht.  Die  aggressive 
Tendenz  g^en  den  kapital  schwächeren  und 
zersplitterten  Kleinbetrieb  ist  nur  eine  an- 
dere Seite  der  cectralisti sehen  Tendenz  der 
Trans  porlanlagen ;  auf  diesem  Gebiete  er- 
standen ja  auch  die  ersten  Kartelle  und  die 
mächtigsten  Aktiengesellschaften.  Diese  Ten- 
denz beruht  haupfsfichlicli  darauf,  dass  ähn- 
lieh wie  der  tlmtrieb  des  Kapitals  so  die 
Organisation  des  Umlaufs  der  Betriebsmittel 
um  80  vollkommener  ist,  je  grösser  das 
Verkehrsgebiet,  und  um  so  mangelhafter  ist, 
je  kleiner  es  ist,  dass  ferner  der  unge- 
bundene Wettbewerb  zu  zweckloser  Preis- 
schleuderung  und  Verzettelung  der  Kräfte 
und  Betrieismittel  führt. 

Eine  weitere  Konsequenz  ist  z.  B. : 
Aus  der  gern  ein  wirtschaftlichen  Pro- 
duktivität der  Verkehrs- Anlagen  ergiebt 
sich,  dass  hierfßr  in  Bezug  auf  die 
Preiskalk  ulalion  und  Konkurrenz  andere 
Regeln  gelten  ais  für  die  privatwirtachaft- 
liche  Produktion.  Beispielsweise  soUeu 
leistungsföhige  Wasserstrassen  bestimmun^- 
gemass  Konkurrenten  der  Eisenbahnen  sein. 
Aber  erfahmngsgemflss  ist  jeder  neue  plan- 
mOssig  angelegte  Verkehrsweg  »Zubringer, 
für  diejenigen  Verkehrslinien,  die  er  durch- 
schneidet und  an  die  er  anschliesst,  wie  um- 
gekehrt diese  mitbenlhrten  Verkehrslinien 
für  ihn  selbst  den  Wert  haben,  dass  sie 
ihm  Güter  zubringen;  auf  diese  Weise  ver- 
zweigt und  verästelt  sich  die  nützliche 
Wirkung  eines  neuen  Verkehrsweges  derart, 
dass  sich  unzählige  solche  Wirkungen  nicht 
im  mittelbar  fühlen,  auch  nicht  ohne 
weiteres  nachweisen  lassen.  Zieht  man 
nun  fßr  das  Verhältnis  zweier  konkur- 
rierender Verkehrswege  eine  längere  Pe- 
riode in  Betracht,  so  ergiebt  sich  schliess- 
lich eine  Hebung  der  Produktion,  der  Kon- 
sumtion, des  Umschlags,  des  Verkehrs  und 
Austaufichs,  überiiaupt  ein  stärkerer  Puls- 
schlag des  wirtschaftlichen  Lebens.  Die 
Schiff ahrtsstraesen  schaffen  neues  wirtschaft- 


liches Leben,  bringen  bisher  unbenutzbare 
Produktivkräfte  zur  Hebung,  vermehren  und 
verzweigen  den  Absatz,  erhöhen  also  die 
überhaupt  in  Frage  kommenden,  auf  den  Ver- 
kehrswegen zu  bewegenden  Transportmengen, 
und  dieser  Verkehrszuwachs  kommt  je  nach 
seiner  Art  allen  Verkehrsstrassen  zu  gute. 
So  besteht  zwischen  der  Schiffahrtsstrasse 
und  der  Eisenbahn  eine  gegenseitig  sich  för- 
demdeWechselwirkung.  Die  Furcht  der  Eisen- 
bahn Verwaltungen  vor  der  Konkurrenz  ist 
nach  den  neueren  Erfahrungen  gar 
nicht  haltbar.  In  Frankreich  z.  B.  hat 
sich  seit  1882  der  Verkehr  auf  den  Wasser- 
strassen mehr  als  verdoppelt-  trotzdem  er- 
reicht die  Gesamteinnahme,  die  den  Eisen- 
bahnen durch  die  konkurrierende  Schiffahrt 
entzogen  worden  ist,  kaum  10  "/o.  Die 
gleiche  Wechselwirkung  bietet  sich  in  der 
Entwickelung  des  R  h  e  i  n  verkelirs  dar. 
Beispielsweise  betragen  die  Transportmengen 
ober-  und  unterhalb  Ruhrort  über  8  Milli- 
onen Tonnen,  Trotzdem  wird  dieser  enonne 
Fluseverkelir  den  ganzen  Rhein  entlang  von 
wenigstens  zwei  gleichlavif enden  Eisenbahnen 
begleitet,  welche  eine  sehr  starke  Güter- 
beweg\ing  haben.  Diese  ist  viel  lebhafter, 
als  sie  sich  voiaussichtlich  ohne  Vorlianden- 
sein  des  schiffbaren  Stromes  entwickelt  hätte. 
Ein  weiteres  überzeugendes  Beispiel  für 
die  Wechselwirkung  zwischen  Schiffahrts- 
strasse und  Eisenbau  bietet  der  Verkehrs- 
aufschwung, den  Frankfurt  nach  Eröffnung 
der  Mainkanal isierung  genommen  hat. 

Lltteratnrt  Huber,  DnUachland  <iU  Indutlrie- 
ilaat,  atiUlgan,  Cotta  1901.  —  Vereelbe,  Ge- 
ichichtliehe  Entwictdung  des  modernen  Ver- 
kehr»,   Tübingen  IHM.   —   i;  d,  Borght,    Dat 

Verkekrmeten,  IMpHg  1894,  S.  SO— 64.  —  W, 
IjOt*,  Verkthrtentaicketung  in  Dtultekland, 
Leipiig,  G.  Tetibner  S.  118— 14t.  —  O. 
Sehnxolla;  Der  moderne  Verkehr  im  VerhäU- 
nu  tum  iciTtichafÜichen,  iniuden  und  liullrken 
FoTUchrili  isra  (aZvr  Üaiiai-  u«d  GeieerbrpoH- 
llk«,  Uipiig  1S90,  S.  U—S7J.  —  Kaufmann, 
Eieenbahnpolilik  Frankrtiek»,  1S96.  IL  Bd.,  S. 
667—670  11.  res— 730.  —  Cohn,  Si/sleni  der 
XaiioiialSkonomie,  HL  Bd.  —  Rotieher,  Aa- 
ti-maiSkonomik  de>  Handele,  und  Ge^eerbeßritfet, 

VII.  Avfi.,  1399,  S.  46S.  —  Lediff,  Einflvsi 
der  EüenbaAnen  auj  KtdUiT  vnd  Votkewiri- 
if.hoft,  I^/piig,  Engelmann,  1S9S.  ~-  Phillppaon, 
Handel  vnd  Verkehr,  Berlin  1899,  S.  62.  — 
Fovllle,  La  Iran^ormution  det  monerti  de  träne- 
port  et  eee  coneiqueneee  ecmiomigvet  et  enciaJe», 
Farit  ISSll.  —  F.  IA»t,  Da»  deuUehe  Eieen- 
bahntt/etem  all  Stiltcl  zur  Ven-oUkommauHg  der 
deuttehen  Inditetrie,  dee  deutichcn  Zollvereint 
und  de»  deuttehen  yationalverbande»  äberfumpl, 
StultgaH  IS41.  —  Knie»,  Die  Eitenbahnen  niid 
ilire  Wirkungen,  Brauneehveig  185S.  —  Gu- 
tteseh,   Weehtetwirkangen  Ton  Eitenbahnen  «nd 

Volttaintchaft,  Wien  1S7S.  —  Schulte,  Ge- 
tchiehte  de»  miltelafterliehen  Hnndett,  Leiptig 
1900.  —  A.  F.  Weber,  The  ijroiHh  of  cilies  in 
the     ninetbeenlh    Century,     Sev-York    1899.    — 
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EmU  Sax,    Die   VerkekrtmiUel   in  Volk»-  und 

StaaUtHrUehafl.  S  Bde.,  Wien  187S'<79.  Endlich 
die  unter  daa  ipeeiettea  StichviorMn  angegebentn 
Werke:  Eiienbahnea  (oben  Bd.  IlT S.  iSJff.l, 
Binneni$ck{f Jahn  (Bd.IIS.S6Iff.),  Schiff - 
fahrt  (Bd.  VIS.SS3ß.}.Po4t(Bd.  VIS.l!Sff.), 
Teiegraphie  und  TeUphonie  (Bd.  VII 
S.  61),   Wege.  Huber. 


II.  Yerkebrsweseu  im  deatschen 
aiittelaltor. 

1.  Verkehrswege.  2.  Verkehrsheiamnisse. 
3.  Ursprüngliche  VerkehrsfördernisBe.  4.  Trane- 
portmittet  und  BoteuweseD.    6.  Ergebnis. 

l.  Verkehrswege'  Aus  dem  Nebel 
vorgeschichtlicher  Zeiten  tauchen  mir  in 
fliicntigen  Umrissen  die  Handelsstrassen  aiif, 
die  dem  Verkehr  zwischen  den  Oriechen 
von  Massilia  und  Etruskern  und  den  Ger- 
inanen  dienten.  Wir  erfahren  nur,  dass 
neben  der  Nordsee  die  Ostsee  wegen  ihres 
hocligeschätzten  Produktes,  des  Bernsteines, 
von  südlichen  Kaufleuten  und  nordischen 
■  Zwischenhändlern  vornehmlich  auf  drei 
Wegen  aufgesucht  worden  ist:  einer  zog 
vom  Schwarzen  Meer  die  Weichsel  ab- 
wärts, ein  /.weiter  von  der  Mündung  des 
Po  an  über  die  Donau  die  Oder  abwärts, 
ein  dritter  von  Massilia  aus  das  Rhoncthal 
hinauf  diirch  Gallien  nach  dem  Gebiet  der 
Teutonen  an  der  Nordsee').  Wir  wissen 
jetzt,  dass  in  vorrömischen  Zeiten  und  na- 
mentlich während  der  Handelsher rscliaft 
Massilias  Ober  die  Poeben  e,  also  bis  ins 
zweite  vorcliristliche  Jahrhundert,  der  Veiv 
kehrszug  die  Alpen  umging  und  dass  erst 
seit  Festsetzung  der  Römer  im  Rhein-  und 
Doiiaugebiet  aiich  das  mittlere  Alpengebiet 
dem  \erkelir  erselüosseu  worden  ist').  In 
geschichtlicher  Zeit  haben  die  Römer  sich 
um  Anlage  und  Ausbau  von  Strassenzügen 
in  Deutschland  verdient  gemacht,  ein  aus- 
gedehntes Netz  von  Strassen,  die  in  erster 
Linie  Htjerstraßsen  mit  Poston-  und  Nach- 
richtendienst und  staatlichen  Quartier- 
stationen  wai-en.  unter  staatlicher  Strassen- 
verwaltung  standen  und  meist  in  ziemlicher 
Höhe  angelegt  wurden,  breitete  sich  nber 
die  Provinzen  Germania  superior  und  Ger- 
mania inferior.  Wir  qrfanren,  dass  den 
Rhein  entlang  von  Bingen  bis  Xanten  meist 
drei  Heerstrassen  gezogen  sind*),  die  sich 
weiterhin  nach  Wiesbaden  und  von  Kastei 
llber  Friedberg  nacli  Hessen  und  Thtlringen 

')  Vgl.  Jahrb.  des  Vereins  von  Altertuma- 
treunden  im  Rheinland,  Heft  64,  von  Sadowski. 
Die  Handelastrasaen  der  Griechen  und  Römer 
etc.,  deutsch  von  Cohn,  1877. 


*j  Vgl.  V.  Duhn,  Die  Benntznng  der  Alpen- 

Säase  im  Altertum.     Seue  Heidelberger  Jahr- 
Ucher  II  (1892),  66—92. 


*)  Schneider,  Die  alten  Heer-  und  Handels- 


und  von  Ascbaffenburg  durch  das  Münthal 
mich  dem  Süden  fortsetzten.  In  den  Zeiten 
des  sinkenden  Römertums  war  Trier  der 
Knotenpunkt  von  4  gallischen  Strassenzügeu, 
die  die  Stadt  mit  Mainz,  Cöla  imd  Rheims 
und  mit  dem  Süden  über  Lyon  verbunden 
haben').  Auch  dem  Limes  entlang,  dei 
bekanntlich  von  der  Maingegend  bei  Hanau 
nach  dem  mittleren  üfeckar  und  der  untereu 
Altmühl  ging,  verlief  eine  Handelsetrasse. 
Die  Hheiustrassen  verzweigten  sich  ebenso 
nach  Ijeyden  uud  Nymwegen  hin  wie  nach 
der  Ems  und  über  Soest  zur  Wesermün- 
dung, während  andererseits  von  Siegen  über 
den  Westerwald  und  durch  die  Wetterau 
die  Verbindimg  mit  der  am  Limes  verlaufen- 
den Handelsstrassehergestelltwar.Äls  Alpen- 
pftsse  dienten  der  Eönaeizeit  der  Grosse  St. 
Bernhard,  vielleicht  der  Simplen  (dieser 
jedenfalls  nur  von  lokaler  Bedeutung),  und 
von  den  Bündnerpflssen  der  Spiügen  und  der 
Julier,  während  es  fraglich  ist,  ob  auch 
Septimer,  Bemhardin  und  Luktnanier  schwi 
vor  dem  Mittelalter  benutzt  wurden  °).  Er- 
wfthot  seien  von  ^ssen  Strassen  in  Süd- 
deutschland:  die  via  Claudia  vom  Po  über 
Trient  nach  Augsburg  und  die  Strasse  von 
Mailand  Über  Vevey,  Solothurn,  Äugst  und 
Basel  nach  Wiudisch  oder  Slraasbui^  uud 
Mainz.  Götz  hat  ausgerechnet^!,  daas  in 
der  Römerzeit  ein  Packetfuhrwert  von  dem 
mittleren  Oberitalien  in  7—8  Tagen  den 
Bodensee,  in  11)— 11  Tagen  Augsburg  er- 
reichte, während  Regensburg  von  Verona 
aus  in  !,">  Tagen,  Salzburg  von  Aqiüieja  in 
11  Tagen  erreicht  w^lrde.  Nach  Mainz  kam 
man  in  gleicher  Weise  von  Basel  in  6 — 6 
Tagen,  nach  Cöln  in  weiteren  2  Tagen  imd 
an  die  Weser  von  Bonn  aus  in  7^0  Tagen, 
die  ganze  Strecke  von  Rom  bis  Leyden 
konnte  in  34  Tagen  zurflckgel^  werden. 
Gegenüber  den  Land  Strassen  wurden  die 
Wasserstrassen  zur  Rßmei-zeit  weniger  im 
Dienste  des  Verkehrs  benutzt,  noch  am 
meisten  der  Rhein  in  seinem  Unterlaufe, 
auch  die  Weser,  über  noch  weniger  als  der 
otiere  und  mittlere  Lauf  des  Rheines  die 
Donau.  Seit  dem  dritten  nachchristlichen 
Jahrhundert  stockte  dann  auch  die  Fort- 
bildung des  Landstrassen  netzes,  das  die 
Römer  über  die  Riieingegend  und  das  süd- 
liche und  nordwestliche  Deutscliland  ausge- 
spannt hatten,  wenn  auch  freilich  viele  der 

Strassen  der  Germanen,  Bömer  und  Franken, 
Bd.  3,  S.  19. 

')  Hauck,  Eirchengeschicbte  Deutschlands 

')  Vgl.  Schulte,  Geschichte  des  mittelalter- 
lichen Handels  und  Verkehrs  190U  I,  33—53. 

')  Die  Verkehrswege  im  Dienst  des  Welt- 
handels, S.  Stiä — 377.  S.  Hber  die  Alpenwege 
nach  Italien  v.  Inama-Stentegg,  D.  W.G.  Bd. 
1,  S.  450. 
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sorgsam  uud  solid  ^bauteu  Anlagen  sich 
lange  Zeit  und  bis  in  die  Neuzeit  hinein 

ertülten  haben.  So  beispielsveiee  jene 
BCmerstrasee  Ton  Bacharach  nach  der 
Mosel,  Ton  der  Sebastian  Monsters  Kosmo- 
graphie  im  Jahre  1544  sagte  (V,  169): 
>Han  findet  auch  in  diesem  rauen  Lande  eine 
alteriiabene  und  gepflasterte  Strasse,  die 
gehet  zwerchüber  den  Hunnsrtlck  von  Bacha- 
rach bis  gegen  Bemcastel,  und  von  d^nen 
fort  bis  gen  Trier  und  also  fortJiin  durch 
das  Land  Lützelburg,  die  ist  so  richtig, 
gleich  als  ■wilre  sie  mit  einer  Schnur  abge- 
messen, ist  etwann  Tisches,  etwann  Baumes- 
höhe,  etwann  höher  zu  beiden  Seiten  er- 
haben.« Ungleich  härter  als  die  Bömer- 
strassen  litten  indessen  die  mancherlei  Feld-, 
Wald-  und  Dorfwege,  die  meist  in  ziem- 
lich mangelhafter  Art  von  den  Dorfge- 
meinden der  Germanen  angelegt  worden 
waren,  unter  den  verheerenden  Stürmen  der 
grossen  Wanderung.  Erat  seit  den  Ta^en  der 
Karolinger,  kann  man  sagen,  hat  sich  die 
Grundform  der  mittelalterlichen  Vertehrs- 
linjeu  in  Deutschland  im  grossen  und  ganzen 
gefestigt  Es  hängt  dies  wiedemm  zu- 
Rammen mit  dem  Eintritt  Deutschlands  in 
das  System  des  Welthandels,  das  bis  ins 
15.  Jahrhundert  hinein  Bestand  hatte,  wenn 
auch  die  vereohiedenartige  Entwickelung, 
die  der  Welthandel  während  dieser  Jahr- 
hunderte genommen  hat,  nicht  ohne  Rück- 
wirkung auf  die  Ausbildung  der  Verkehrs- 
linien im  einzelnen  gebheben  ist. 

Itan  kann  unter  den  Land  Strassen 
Deutschlands  im  Mittelalter  ein  System  von 
9  Hauptlinien  unterscheiden  i),  die  von 
Sflden  nach  Norden  und  von  Osten  nach 
Westen  verliefen:  Die  Donaustrasse ,  die 
Regnitzstrasse,  die  Magdeburgeretiaase,  die 
Erfurterstrasse  und  die  ntedei^bische  Strasse. 
Die  Donaustrasse  ging  von  Salzburg 
nach  Ulm  und  ßegensbiirg,  dann  weiter 
tiber  Wieu  nach  Eonatantinopel,  die  Reg- 
nitzstrasse  von   Nflmberg    über    Suk- 


')  Mit  dem  folgenden  vereinige  icb  die 
Kheinbar  entg^engesetzten  Ansichten  von 
Gaaner,  Zum  deutschen  Strassen wesen,  S.  40 
und  OOtz,  a.  a.  0.  S.  550—062.  3.  anch  noch 
XU  Gasner  Deutsche  Litteratnrzeitimg  1890  Sp. 
1844  u.  Lit.  C.  Bl.  1890-  Sp.  790.  fio  übrigen 
■eien  erwähnt:  Blinzer,  Notizen  Ober  das 
Wege  Wesen  insb.  die  alten  Landstrassen  im 
Herzogtum  Lanenbnrg  (Archiv  d,  T.  f.  d.  6. 
d.  Hz.  Lanenbnrg  7,  2,  1—28),  Niemann, 
Die  alten  Verkehraatrassen  des  Erzgebirges 
(Archiv  f.  Post-  und  Telegr.  25,  569),  Roder, 
Die  TerkehrsweKe  zwischen  'Villingen  und  dem 
Breiagan  IZeitaAi.  t.  d.  Gesch.  des  Oberrheins 
S.  F.  9,  506),  Heller,  Die  Handelswege  Inner- 
deutfichlanda  im  16.,  17.  nnd  18.  Jahrhundert, 
Dissert  1884.  Wilbrand,  Verkehrswege  der 
Bielefelder  Gegend  in  der  Urzeit  (Jahresber.  d. 
bist.  Ver.  f.  d.  Grafschaft  Kavemtberg  14,  1—12). 

HsadwOrtarbnrb  der  Staktiwlaienacharuo.    Zweit«  Anflass.    VII. 


bach  nnd  PUsen  nach  Prag,  die  Erfurter- 
strasse kam  von  Bianuschweig  und  ging 
Ober  Erfurt  und  Suhl  nach  Bamberg  und 
Nürnberg,  die  Magdeburger  Strasse 
zog  nach  Leipzig  und  dann  ent^veder  Ober 
Hof  nach  Nürnberg  oder  über  Hof  nnd 
Eger- Wald  Sassen  nach  Begensburg,  die  nie- 
derelbische  Straßse  verlief  von  Braun- 
schweig nach  Barde  wiek  nördlich  von 
Lüneburg.  Dazu  kommen  die  zweinord- 
sfldlichen  Rheinstrassen,  deren  eine 
von  Utrecht  und  Cöln  her  Ober  Mainz  und 
Basel,  oder  über  Cannstadt  nach  Ulm,  die 
zweite  durch  das  Wesergebiet  entweder  nach 
Hersfeld,  Fulda  und  Würzburg  oder  über 
Marburg,  Friedberg  nach  Fnmirfurt  kam; 
von  WOrzburg  strebte  dann  eine  über  Nörd- 
lingen  ziehende  Strasse  bei  Donauwörth 
eine  Vereinigung  mit  der  Strasse  an,  die 
von  Nürnberg  her  über  Bamberg  und  Suhl 
nach  Erfurt  verlief. 

SchliessUch  sind  die  Htmdelsstraasen  zu 
erwähnen,  die  Mainz  über  Frantfiut,  Ful- 
da, Eisenach,  Gotha  und  Erfurt  mit  Leipzig 
und  Görlitz  und  Cöln  über  Soest  und 
Paderborn  mit  Wolfenbüttel  verbanden. 

In  Pfortaer  Urkunden  erscheint  in  den 
Jahren  1140  und  1157  eine  >h  o  h  e 
Straaset,  die  sich  von  der  von  Erfurt 
ostwärts  ziehenden  Weinstrasse  abzweigte, 
über  den  Orlas,  bei  Karsdorf  über  die  Un- 
atrut  nach  Querfurt  und  ins  Mansfeldische 
führte  nnd  die  bia  zur  Schlacht  von  Jena 
(1806)  von  den  Kärrnern  benutzt  worden 
ist,  die  zwischen  Ijeipzig  und  dem  Rhein 
fuhren.  Frühzeitig  führt  diese  Strasse  auch 
den  Namen  »Kupferatraase«,  weil  sie 
dem  Tranaport  dea  Man sf eider  Kupfers 
nach  Augsburg    und  Venedig   hin   diente*). 

Die  meisten  dieser  Strassenzüge  sind 
Völkerstrasaen,  die  von  der  Natur  vorge- 
schrieben Bind,  so  auch  beispielsweise  die 
Strasse,  die  durch  das  westliche  Sachsen 
irad  Vogtland  über  den  Frankenwald  von 
Nürnberg  nach  Leipzig  verlief). 

Es  ist  selbst^'erständlich,  dass  die  Ent- 
wickelung des  Welthandels,  die  in  der  Be- 
gründung der  Handel Bsupreraatie  der  italie- 
nischen Seestädte  über  den  Süden  seit  den 
Kreuzzögen  gipfelt,  die  besondere  Auage- 
stallung  dieser  Handelastrasaen  im  einzelnen 
beeinflussen  musste,  Niclit  melir  auf  der 
Donanatrasse  kamen  die  Waren-  des  Orients 
nach  Deutschland,  an  die  Stelle  Regensburgs 
traten  Wien,  Au^burg  und  Ulm ;  Nümbä^, 
die  oberschwäbiechen  und  oberrheinischen 
Städte  erwuchsen  jetzt  erst  zu  Sitzen  des 

')  Vgl.  Poppe  in  Mitteilnngen  des  Ge- 
schichtlich-Natnrwiasenschaftl.  Vereins  von  San- 

ferbausen  nnd  Umc-egend  III,  195 — 204.  Dam 
irchhoff  in  Mitteilnngen  d.  Ver.  f.  Erdkunde 
zu  Halle  a.  S.  1899,  8.  142. 

<)  Entzen.  Das  deutsche  Land  I*,  357  f. 
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QrosBhaniJels,  Ulm  und  Augsburg  verzweig- 
ten ihre  Handelsbeziehungeii  bis  nach  Ungarn , 
Böhmen  und  Polen  und  bildeten  eineDurch- 
gangsetelle  für  die  Kaufleute,  die  aus  Flandern 
und  Brabant  kamen,  jetzt  erst  gewann 
die  VerkehreBtrasse  des  Rheines  Bedeutung 
fan  System  der  deutschen  Handelsstrassen. 
Drei  Strassen  benutzten  die  deutschen 
Kaufleute,  um  von  Oberdeutachland  nach 
Italien  zu  gelangen:  die  tiroler  Strasse 
an  Innsbru^  vorbei  durch  die  Klause  nach 
Trient  und  der  Lombardei,  eine  west- 
liche schweizer  Strasse  von  Basel  über 
Luzem  und  den  Vierwaldatädtersee,  dann 
weiter  durch  das  SchOllenen-  und  Ureeren- 
thal  über  den  St.  Gotthard  und  den  Lago 
maggiore,  schliesshch  eine  östliche 
schweizer  Strasse,  die  mit  der  tiroler 
Strasse  in  Verbind vuig  stand,  von  Basel 
ober  Zflrich,  Chur,  Chiavenna,  Riva  über 
den  Lasp  di  Como').  Eine  eingehende  und 
zienüidi  gesicherte  Öeachiehte  der  Ver- 
kehrsbedeutung der  Alpenwege  im  Hittel- 
alter hat  Aloys  Sduilte  gegeben.  Die 
Karolingerzeit  bevorzugt  den  Grossen  St. 
Bemhara,  ohne  die  Böndner  Passe  zu  vei^ 
nachlÄssigen.  Binhards  Weg  von  Pavia 
nach  Michelsladt  führt  über  St.  Matuice, 
den  &enfer-See  entlang  über  Solothurn  nach 
Strassburg.  Die  Hauptverkehrestrasse  für 
den  englischen,  flandrischen  und  französi- 
schen Verkehr  geht  im  10.  und  11.  Jahr- 
hundert über  den  Grossen  St.  Bernhard  und 
folgt  im  wesentlichen  der  alten  Bömer- 
strasse  mit  ihren  Etappen  Piac«Dza,  Pavia, 
Vercelli,  St.  Maurice,  Vevey,  Lausanne,  | 
BesaniTon,  Bar-siir-Aube,  Chalons  s.  M., 
Kheims.  Arras.  Ceber  den  Grossen  St. 
Bernhard  ging  auch  der  Sledelungszug  der 
Normannen  nach  Unteritalien.  Ebenso  blieb 
im  Hochmittelalter  dieser  Paas  die  wich- 
tigste Alpenstraase  für  Kaufmann  und  Pilger^ 
während  als  sein  Nebenbuhler  für  den 
schwäbischen  Verkehr  der  Septimer  und 
für  politische  tTntemehmungen  der  Brenner 
auftrat.  Erst  deutsche  Ansiedelungen  haben 
die  Pässe  Splügen  und  Bernhardin  und  die 
Pässe  von  Oberwallis  nutzbar  gemacht,  die 
Eröffnung  lies  Siraplon verkehre  ist  wie  die 
des  Gotthard  Verkehrs  eine  Folge  deutscher 
Einwandenmg  in  den  Centndalpen.  Die 
Chronik  des  Albert  von  Stade  zeigt,  dass 
der  St.  Gotthardpass  schon  im  Jahre  123G 
benutzt  wordeu  ist^). 


')  Vgl.  HUllmann,  SöWtewesen,  Bd.  1,  S. 
348  ff. 

•)  Vgl.  Schulte  ft.  a.  0.  I,  66,  67,  102, 
169    172,    187,    217,    229  n.  6.     Götz  a.  a.  0. 

S.  366  meinte  noch,  der  Qatthard  sei  erst  im 
ipStaren  Mittelalter  erachloSBen  worden.  Rich- 
tiger ist,  doBs  erat  xa  dieser  Zeit  der  Gotthard- 
verkehr  aufblüht.  Vgl.  Hejd,  Die  Älpenstrassen 
im  Mittelalter  (Ausland  66,  1882)  S.  461—467. 


In  das  System  des  orientalischen  und 
italienischen  Handels  gliederte  sich  auch 
die  Hanse  ein,  aber  nicht  vermittelst  ihres 
Handels  mit  Russland,  sondern  mit  Hilfe 
der  niederländischen  Marktplätze,  damit  denn 
auch  teilweise  wiederum  durdi  die  Ver- 
mittelung  der  Städte  an  der  oberen  Donau. 
Wie  sich  die  Warenzflge  im  einzelnen  be- 
wegt haben,  ist  trotz  der  Bieneoarbeit  der 
Strassenforwihnng  noch  keineswegs  hinlftt^- 
lich  geklärt,  es  bestanden  z.  B.  Handels- 
vorbindungen von  Hamburg  und  Lflbedi 
über  Lüoeoui^,  Braunfechweig  und  Göttingen 
mit  Frankfurt  a.  M.  und  über  Magdebui^ 
und  Dresden  mit  Böhmen. 

Der  italienische  imd  süddeutsche  Han- 
delsverkehr lenkte  auf  dem  Rhein  und  den 
rheinischen  Land  Strassen  nach  Flandern, 
auf  der  Donau  Strasse  nach  Böhmen  und 
Mähren.  Charakteristisch  bleibt  es,  dass 
der  kaufmännische  Verkehr  zwischen  Ober- 
und  Niederdeulschland  bei  dem  Mangel 
einer  beide  Landesteile  einigenden  Wasser- 
verbindiing  und  der  Anziehungskraft  der 
beiden  Ströme  Rhein  imd  Weichsel  allen- 
falls durch  Vermittelung  der  Thüringischen 
Städte  sich  vollzog,  häufig  aber  sogar  den 
Umweg  über  Brügge  bevorzugte'). 

Gruppieren  wir  etwa  \ub  Cöln,  das 
sich  gerade  seit  dem  13.  Jahrhundert  in- 
mitten des  deutsch-italienischen  Handels- 
systems zu  einer  Herrschers tellung  im  Ver- 
kehrsJeben  emporgeschwungen  hat,  die  rhei- 
nischen Handel  SS  trasscn  damaliger  Zeit. 
Den  Rhein  abwärts  zi^n  Verkehrswege 
I  bis  nach  Holland  und  weiter  nach  Norwegen, 
westlieh  von  Cöln  die  Elfel  und  Ardennen 
entlang  zur  Maas  nach  Maastricht  und 
Lflttich,  wo  wiederum  die  Linien  sich  längs 
der  Maas  und  Sambre  und  längs  der  Scheide 
hin  verzweifften.  Diese  Strasse  hatte  mit 
dem  mittelrheinischen  und  oberrheinischen 
Gebiete  gleichfalls  Zusammenhänge.  Denn 
von  ]^fainz  ans  bewegte  sich  der  Landtrans- 
port über  den  Huosrück  nach  Trier,  von  da 
über  Merzkirchen  nach  Metz  oder  durch  die 
Eifel  über  Bidbui^,  Junkerath,  Marmagen 
und  Zülpich  nach  C'öln,  Auf  dem  rechten 
Ufer  des  Rheines  führte  die  »hohe«  oder 
>cölni8che«  Strasse  dnrch  den  Westerwald 
über  Limburg  nach  Frankfiu^*)  —  es  ist 
die  Strasse,  die  weiterhin  nach  Strassbiu^ 
und  Nürnberg  verlief  und  auf  der  die  Pro- 
dukte des  Nordens,  namentlich  Tücher  und 
geti'ooknete  Fische,  gegen  Weine,  Seiden- 
stoffe und  die  Erzeugnisse  der  Levante  um- 
gesetzt worden  sind»). 

')  Vgl.  doEu  Lindner,  Die  deutsche  Huue 
2.  Anfl.  1901,  8.  171  f. 

')  Mittelrheiniscbes  Ürknndenbncb,  II,  Ein- 
leitung S.  219. 

')  Vgl.  Wallrat,    Beiträge  zur  Oeschlchte 

Cüln,  S.  6. 
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In  dem  Reieefflhrer  eines  isÜUidischeti 
Abtes  aus  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts 
erscheiot  Mainz  alg  ein  Eooteapuokt  fOr 
die  aus  Norden  verlaufenden  Strassen. 
Ausser  der  Wasserstiasse  von  Utrecht  und 
Deventer  über  Cöln  führen  zwei  Wege  dort- 
hin —  diese  beiden  gehen  von  Aalborg  nach 
Stade,  von  wo  aus  die  beiden  Linien  Minden, 
Paderborn  imd  Hildesheim,  Fritzlar  nach 
Mainz  fahren^). 

Wollen  wir  uns  ein  Bild  des  Wareovei^ 
kehrs  machen,  der  auf  den  rheinischen  Land- 
wegen vor  sich  ging,  so  erscheinen  in  ihm 
ausser  dem  Wein  und  Getreide  vornehmlich 
Zinn  aus  England,  die  Produkte  der  hollän- 
diechen  Viehzucht  und  Fischerei,  die  farbigen 
WoUenzeuge  aus  Flandern,  Brabant  und 
Lflttich,  Xupfer  und  Metallgerftte  aus  Huy, 
Dinant  und  Namur,  Bier  und  Sehweine  aus 
Westfalen,  Waffen  und  Wachs  aus  Cöln, 
Honig  und  Wachs  aus  Neuss  und  Uuisburg^). 

Uenau  können  wir  nicht  entscheiden,  für 
welche  Gegenstände  der  Landweg  und  für 
welche  der  Wassem^eg  gewählt  worden 
wenn  es  anging,  gab  man  allei 
dem  letzteren  den  Vorzug  —  gerade 
umgekehrt  als  in  der  ßömerzeit,  zu  der 
die  Landstrassen  in  Deutschland  eine  be- 
deutendere Stelle  im  Verkehrsleben  ein- 
nahmen  als   die   Wasserstrassen. 

Nur  eine  eingehende  Durchforschung  der 
zahllosen  lokalen  QueUen  des  Mittelalters 
kennte  den  Anspruch  erheben,  im  einzelnen 
völlig  gesichert  den  Verlauf  der  Verkelire- 
strassen  zu  erkennen.  So  können  wir  z,  B, 
aus  dem  8.  Jahrhundert  einen  der  sc^n. 
iKönigswege»  genauer  bestimmen,  der  von 
Hunz  herkam,  sich  am  Himmeisberg  vom 
Orteswee  trennte,  bei  dem  Dorfe  Hemmen 
die  Fulda  schnitt  und  dann  über  das  Ge- 
hiree  nach  Norden  in  die  Hersfelder  Ge^nd 
lind  nach  Thüringen  verhef.  Dass  dieser 
Weg  eine  Handelsstrasse  war,  ist  ausdrück- 
lich dadurch  bezeugt,  daes  der  auf  ihm 
ziehende  spÄtero  Abt  von  Fulda,  Sturm, 
hier  Slawen  findet,  die  zum  Zwecke  des 
Handels  einen  Dolmetscher  bei  sich  führten^). 
Nicht  immer  sind  wir  in  so  günstiger  Lage, 
und  es  wird  wohl  kaum  jemids  vollstäniSg 
gelingen,  die  StrasBenzüge ,  deren  Anlage 
dnrcli  Forsten  und  Grundherren    Stadt-  und 


')  Vgl.  Schulte  a.  a.  0.  I,  99.  Die  FJobh- 
ISufe  im  Mittelalter  sind  Qbrigenü  nicht  immer 

die  gleichen  wie  in  der  Gegenwart.  S.  dosn 
n.  a.  „Die  Haoptvetfindenrngen  des  unteren 
Rheinbette«  (Annalen  d.  bist.  Vereins  f.  d. 
Siedenhein  1859,  VII,  133  ff,). 

•)  Mittelrheinisches  Urkundenbnch,  II,  Ein- 
teitmig  S.  219.  Lacorablec,  Urknndenbuch  II, 
728,  HL  174,  538,  582,  IV,  60. 

*)  EigUi  Tita  Stnnmi.  M.  G.  S.S.  II,  370ff. 
Vgl.  Schwarz,  Fuldaer  Gymnasialprogramm 
1^,  und  Falk,  Naas.  AanaJen  Bd.  MI,  2. 


Landverbände,  Genossenschaften  und  Korpo- 
rationen weltlicher  und  geistlicher  Art  be- 
zeugt ist,  einwandfrei  zu  lokalisieren. 

lieber  die  Technik  des  Wegebaues,  die 
Breite  und  Ausstattung  der  Strassen,  das 
Wegebaumaterial,  die  ZweckmAssigkeit  der 
Lage  sind  wir  in  mittelalterlicher  Zeit  nicht 
so  eingehend  imterrichtet  wie  über  die  römi- 
schen Strassenanlagen.  Jedenfolts  steht  fest, 
dass  die  fahrbaren  Wege  in  den  Thälern  selte- 
ner waren  als  diejenigen  über  die  Höhenzüge 
der  Gebirge.  Dieselben  Gründe,  die  Völker  auf 
verhältnismässig  primitiver  Kulturstufe  zum 
Ackerbau  auf  Berghänge  führen,  bedingen 
auch  diese  Höhenanlage  der  mittelalterlicheu 
landstrassen ') ;  vor  allem  wirkte  die  grössere 
Sicherheit  g^egen  rerkehrsstörende  widrige 
Naturereignisse  und  Witterungs Verhältnisse 
dabei  mit  Statt  aller  Anführungen  einzel- 
ner Veränderungen  imd  Erlasse  mag  hier 
die  für  die  deutsche  Auffa-ssung  der  Dinge 
ül>eraus  bezeichnende  Stelle  des  Sachsen- 
spiegels folgen*):  »des  koninges  strate  sal 
sm  also  breit,  dat  en  wagen  deme  anderen 
gerumen  möge.  —  die  idele  wa^n  sal  ni- 
men  deme  geladenen,  und  die  min  geladene 
deme  sverren ;  die  ridene  wike  deme  wagene, 
die  gande  deme  ridene.  Sin  sie  aver  in 
enem  engen  wege  oder  up  ener  brucge, 
unde  JMet  man  enen  ridenen  oder  to  vot, 
so  s^  die  wagen  stille  stan,  bit  sie  mögen 
vore  körnen,  Sveik  wagen  erst  up  die 
bnicgen  knmt,  die  eal  erst  ovei^gan,  he  sie 
idel  oder  geladen.« 

Der  Schwabenspiegel  setzte  dann,  i,-iel- 
leicht  im  Anschliiss  an  römische  Bestim- 
mungen^), die  Stra-saenbreite  auf  16  Fuss 
fest  ^),  aber  auch  mit  Beachtung  dieser  Verord- 
nung ist  für  die  Kenntnis  der  Durchsclinitts- 
breite,  der  Herstellune  und  Bauart  aUer  Land- 
strassen natürlich  nidit  viel  gewonnen.  Denn 
es  ist  methodolorisch  unsUtthaft,  in  der 
früher  beliebten  Weise  Stellen  des  Sachsen- 
und  Schwaben  spiegeis  ohne  anderweitige 
(luellenmässige  Bestätipng  ohne  weiteres 
zur  Erkenntnis  des  mittelalterlichen  Wirt- 
schaftslebens heranzuziehen.  Man  wird  im 
allgemeinen  nicht  fehlgehen,  wenn  man 
sich  von  den  Landstrassen  des  mittelaller- 
lichcn  Deutschtand  wie  ebenso  von  den 
Strassen  der  Städte  keine  allzu  rosigen  Vor- 


')  Oben  sind  zwei  „hohe  Strassen"  erwähnt 
worden:  im  Osten  die  hohe  Strasse,  die  aach 
Kupferstrasse  heisat,  ond  im  Westen  die 
hohe  Strasse,  die  auch  COlnische  Strasse 
genannt  wurde. 

")  Des  Sachsenspiegels  erster  Teil  oder  das 
sächsische  Landrecht,  neransgegeben  von  Ho- 
mejer  18G1»,  n,  69,  3  und  Ä.  15,  S.  287. 

»1  L.  8  D.  Vm,  3. 

•)  Ausgabe  v.  Lassberit,  1840,  S.  103,  Art. 
Landan  in  Zeitschrift  filr  deutsche  Kultur- 
gescbicht«,  1856. 
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Stellungen  maclit:  nur  »der  Not  gehorchend« 
haben  Anwohner  und  Grundherren  Wege 
hergeetallt  und  gepflegt,  aua^fahrene  Land- 
Straesen  mit  Reisig  und  Steinen  aiiagefüllt, 
und  das  noch  sehr  häufig  unter  der  schärfsten 
Opposition  der  zun&chst  Beteiligten. 

Auch  für  die  Bemessung  des  Verhält-' 
nisses,  in  dem  die  Benutzung  der  LAnd- 
fittassen  zu  der  der  Wasserstrassen  während 
des  Mittelalters  gestanden  hat,  fehlen  ge- 
nauere quelleniuassige  Unterlagen.  In  der 
Vorzeit  oilden  die  grossen  Flüsse  die  Ver- 
mittler des  Handelsverkehrs,  die  ROmerzeit 
dagegen  bevorzugte  die  Landstraasen.  Erst 
nach  der  Römerzeit  sind  die  natürlichen 
Strassen,  die  Flussläufe  der  EKseen  Ströme ' 
Deutschlands,  von  dem  Verkehr  in  Rtärkerem  ' 
Masse  aufgesucht  worden.  ■  Tausend  Schiffe 
eah  im  Jahre  1252  Erzbischof  Konrad  zu ; 
Cöln  am  Seile  hangen  '),  bis  dann  seit  dem 
Beginn  des  U.  Jahrhunderts  die 
flbergrosse  Belastung  der  Schiff- 
fahrt  den  Verkehr  von  den  Wasser- 
strassen weg  auf  die  Landatrassen 
hinlenkte*).  Die  Neuzeit  weist  dann 
allmählich  wieder  den  Waaserstrasseu 
die  ihnen  gebührende  Stelle  im  Verkehrs- 
wesen an.  Vom  Rhein  wissen  wir  zum 
Beispiel,  dass  er  erst  im  17,  Jahrhnodert 
wieder  einigerma'isen  seine  verkehrförderade 
Bedeutung  erlangen  konnte "),  und  zwai'  hängt 
das  nicht  niu*  nüt  mancherlei  Leistungen 
des  lÄudesfÖrstentums  für  die  Flussechiff^rt 
zusammen,  sondern  auch  mit  der  heillosen 
Verwüstung  und  dem  Zerfall  der  deutschen 
Landatrassen  während  des  30jährigen  Krieges,  i 
Quetsch  citiert  (S.  20)  jene  Veree  des  17.1 
Jahrhunderts :  j 

.ünmG^lich  iat,  wer  eine  ferne  Beras 
Thun  will,  dass  er  könnt  treffen  äan  recht  Geleyss. 
Die  StraaBen,  die  gebaut  warn  vor  der  Zeit, 
Mit  Hecken,  Dornen,  Unkraut  seyn  bekleidt." 

Im  allgemeinen  schliesst  sich  zumeist, 
das  zeigt  auch  die  Sirassengeschichte  des 
Mittelalters,  das  Stmssennetz  den  Natur- 
wegen an,  aber  mit  zunehmender  wirtschafl- 
llcher  und  vorzüglich  technischer  Kultur 
treten  die  natürlichen  Grebilde  zurück  und 
das  System  der  Kunststrassen  und  Kanäle 
kommt  zur  Entfaltimg,  Der  Hauptmotor  der 
Verkehrsgeschichte  ist  stets  die  Erzielung 
der  kürzesten  Verkehrslinie  gewesen. 

2.  Verkehnthemmniase.  Alle  die  Fak- 
toren,   die   wir  heute    als    die    belebenden 

')  Siehe  Niederrheinisehe«  Jahrbuch  für 
GeBChiehte,  Knnst  und  Poesie,  1848,  I,  141. 

')  Siehe  Sommerlad,  RheinzIUle  im  Mittel- 
alter, 8.  141.  Basel  ergriff  bereits  im  Jahre 
1262  Ha«Bnahnien  g^i;«n  die  Umgehosg  der 
zollbelasteten  Rheinstrnsse  (Geering,  Handel  und 
Industrie  der  i^tndt  Basel  S.  Idü). 

')  Geering.  Handel  null  Indnstrie  der  Stadt 
Basel,  S.  421  ff. 


Grundkräfte  dea  Verkehrswesens  anzusehen 

gewohnt  sind,  fehlten  dem  Mittelalter.  Das 
Z  e  i  t  u  n  g  s  w  e  E  e  n  mangelte  dem  Mittelalter, 
ebenso  wie  gro^e  Büchersammlungen  fehlten 
(die  Bibliothek  der  Abtei  Hirschau  zählte  im 
12.  Jahrhundert  nicht  mehr  als  60  Bände), 
und  entwickelte  sich  erst  seit  dem  Anfang 
des  16!  Jahrhunderta,  die  erste  wöchentlich 
erscheinende  Zeitung  ist  sogar  erst  1609  in 
Straesburg  heraasgegeben  worden^).  Natür- 
lich, vor  der  Mindung  der  Kunst  des 
Dnickea  mit  beweglichen  g^ossenen  Lettern 
und  vor  der  Einführung  eines  geregelten 
Postverkehrs  war  die  Ausbildung  der  Presse 
nicht  mSghch,  aber  damit  fehlte  eine  Haupt- 
stütze des  Verkehrslebens,  die  sich  ebenso 
ivie  der  Mangel  einer  schriftlichen  Korre- 
spondenz leclit  fühlbar  machen  musste.  Das 
Mflnzweaen  war  in  einer  Zeit,  wo  die 
Münzherren  an  fast  500  voneinander  völlig 
unabhängigen  Münzstätten  zum  Zwecke  pei^ 
sSnhcher  Bereicherung  nur  auf  Münzver- 
sclileohtenmg  und  Mflnzvonat  bedacht  waren, 
ein  Verkehrsnemmnis  sondergleichen,  weder 
die  Qualität  der  Münze  noch  die  Stetigkeit 
des  Münzfiisses  konnte  einem  steigenden 
Verkehrsbedfirf nis ,  einer  Zeit  lebhafteren 
Handels  und  der  fortschreitenden  Öeldwirt- 
schaft  genügen.  Erat  im  Jahre  1325  sind 
Goldmünzen  in  deutscher  Münze  geprägt 
worden-).  Vom  Bankwesen,  der  not- 
wendigen Vorbedingung  fQr  ein  ausgiebiges 
Handelskapital .  gab  es  nicht  einmal  die 
kümmerlichsten  Anfänge ,  und  auch  die 
mangelliafte  Entwickeln  ng  des  Geldleihe- 
geschäfts  bot  nicht  die  geringste  Möglichkeit 
zur  Befriedigung  der  beständig  anwachsenden 
Geldnot.  Lnd  über  alledem  die  unvollkom- 
mene Gestalt  der  Rechtspflege,  die  nur 
kümmerlichen  Versuche  einer  Reichshandels- 
politik, die  Unsicherheit  der  Verkelirsstrassen 
zu  Wasser  und  Land,  die  Mängel  des  Spe- 
ditions-  und  Kreditwesens,  die  ungemeinen 
Schwierigkeiten  des  Warentian  Sports,  der 
Mnze  monojxilis tische  und  antikapitalistLsche 
Geist  des  mittdalterlichen  Handels,  die  seit 
dem  13.  Jahrhimdert  auftretenden  obrigkeit- 
lichen Preistaxen  mit  ihrer  gegen  den  Handel 
imd  Grofishandel  gerichteten  Tendenz  das 
kanonische  Zinsverbot  der  Kirche  und  das 
Institut  des  Rentenkaufs,  das  lediglieh  dem 
Grundbesitz  Kredit  gewährte  —  alles  das 
trug  nicht  gerade  dazu  bei,  einen  sdmellen 
Aufschwung  des  Verkehrslebens   und   eine 

'1  Vgl.  Weller,  Die  ersten  deutschen  Zei- 
fnniren.  Gregor  XIII.  schlenderte  im  Jahre 
15 W  gegen  die  Zeitnngsachreiber  den  Bann, 
der  Spejerer  Reichstas;  von  1575  wollte  die 
Dmckereien  anf  die  grösseren  Städte  beschränkt 
wissen.  S.  Stephan  im  historischen  Taschen- 
buch. 1869,  IV,  10,  S.  410. 

')  Lainprecht,  Deutsches  Wirtschaftoleben 
II,  463.    Kmse,  Cüluisehe  Geldgeschichte  S.  4S. 
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gOnstige  Gestaltung  der  mit  ihm  ziisammen- 
hflngendeo  sozialen  Yerhältnisse  herbeizu- 
fübren.  Vornehmlich  haben  aber  drei  thö- 
richte  ßechtsgewohnheiten  des  Mittelalters 
einen  fortgesetzten  lähmenden  Druck  auf  die 
Vertehrsverhältuisee  auageflht:  das  Strand- 
recht, das  Grundruhrrecht  und  das  Stapeirecht 

Ein  St  randrecht  haben  sich  wohl  ur- 
spröügiich  die  Strandbewohner  als  ein  Recht 
iloer  das  Gut  der  Schiffbrüchigen  angemasst. 
Dann  erscheint  der  KCnig  oder  das  Reich 
häufig  entsprechend  ^en  Grundsätzen  des 
KCmischen  Kechts  bis  ins  13.  Jahrhundert 
als  Eigentümer  von  herrenlosem  Gut'),  das 
sich  an  Meeresküste  oder  Fliiasufer  vorfindet, 
bis  auch  dieses  königliche  Recht  von  dem 
eigentlicheo  Strandrecht  der  Strandheireo, 
Landeshen-en  imd  Städl«  überwuchert  wird. 
An  mancher  Küste  dehnte  sich  das  Strandrecht 
auch  auf  die  Sehiffbrilchigen  selber  aus  und 
machte  sie  zu  Leibeigenen  des  Strandherrn. 
Vornehmlich  die  städtischen  Einungen,  und 
hier  besonders  die  Hanse,  haben  allerhand 
Schutz-  und  Milderungseinrichtungen  dagegen 
vereinbart,  und  wenigstens  so  viel  meistens 
erreicht,  dasa  entweder  nur  das  herrenlose 
Strandgut  der  Konfiskation  vertiel  oder  aber 
der  Eigentümer  auf  seine  Reklamation  hin 
zur  Zahlung  eines  Beigelohnes  an  die  Ar- 
beiter verpflichtet  w-ar*).  Indessen  die  Ab- 
schaffung des  Strand reciites  ist  erst  uusäg- 
lich  langsam  vor  sich  gegangen,  und  in 
manchem  biederen  Ost-  und  Nordseestfldt- 
chen  hat  bis  in  unsere  Tage  hinein  der  Pastor 
im  sonntäglichen  Kirchengebet  den  Himmel 
um  ein  ges^aet£s  Stiandrecht  angefleht. 

Dem  Strandiecht  entsprach  auf  dem 
Lande  das  Grundruhrrecht:  dieLadung 
eines  Wagens,  der  den  Boden  des  Grund- 
herrn beriihrt  hatte,  war  diesem  verfaUen. 
Von  Reichs  wegen  ist  die  Grundruhr  wieder- 
holt abgeschafft  worden ,  doch  haben  sich 
die  Grundherren  ebensowenig  wie  um  andere 
reichsrechtUche  Bestimmungen,  um  die  Ver- 
bote der  Grundruhr,  gekümmert. 

Das  Stapelrecht  ist  ursprünglich 
immer  ein  natürliches  Ergebnis  der  geo- 
graphischen Lage  einer  Stadt^);  besondere 
Schwierigkeiten  der  Gegend,  Strudel  und 
Wirbel  im  Fiuss  oder  unwegsame  Felsen  in 
der  Nähe  u.  a.  ra.  zwangen  die  Kaufleute 
und  Reisenden  dazu,  an  dieser  Stelle  ihre 
Waren  abzuladen  und  mit  Hilfe  der  Orts- 
bewohner weiterzuschaffen.  Aus  dieser  an- 
Anglichen  Gepflogenheit  entwickelte  sich 
allmählich  durch  Ueurpation  ein  Recht  drei- 


')  Waitz,  Deutsche  Verfassangsgeschichte, 
Bd.  IV,  S.  135,  Bd.  Vni,  S.  275.  Der  Bestand 
eines  königlichen  StrandregBls  mQsate  m.  E. 
ent  eingehend  bewiesen  werden. 

')  8.  Schröder,  Eechtsgeachichte,  S.  616. 

')  Vgl.  Kohl,  Der  Rhem,  I,  225. 


facher  Art.  1.  Fremde  Waren  dürfen  nur 
durch  Fidu:leute  und  Schiffer  der  berech- 
tigten Stadt  fortgeschafft  werden  (Umschlags- 
recht).  Damit  war  denn  auch  häufig  der 
Zwang  zur  ausschhesslichen  Benutzung  der 
durch  den  Stapelort  führenden  Handclsroute 
verknüpft.  2.  Fremde  Waren  müssen  an 
dem  Umladepiatz  erst  eine  Zeit  lang  ausr 
gestellt  und  feilgeboten  werden  (Niederlage- 
recht) und  3.  häufig  besitzen  die  Bewohner 
der  berechtigten  Stadt  das  ausschliessliche 
Recht  des  Kaufs  der  importierten  Waren 
(Vorkaufsrecht)').  Mit  dieser  den  Stadt- 
bürgem  vor  fremden  Kaufleuten  eingeräumten 
Befugnis  des  Vorkaufs  nicht  zu  verwechseln 
ist  der  sogenannte  >Pürkaufi.  Dnter  ihm 
versteht  man  1.  den  Kauf  der  für  den  Markt 
aufbehaltenen  Waren  seitab  vom  Markt  oder 
2.  Ankauf  im  grossen  oder  Kauf  nicht  zum 
Eigenbedarf,  sondern  zu  späterem  Verkauf 
auf  dem  Markt,  Gegen  diese  Gepflogen- 
heiten mit  ihrer  preissteigemden  Tendenz 
hat  die  städtische  Wirtschaftspolitik  des 
Mittelaitere  immer  aufs  neue  energischen 
Protest  erhoben'). 

Auf  der  anderen  Seite  ist  es  aber  etwas 
dem  Stapelrecht  ganz  Achnliches,  wenn  etwa 
Venedig  die  in  dim  verkehrenden  fremden 
Kauf  teilte  voneintuider  absperrte  und  den 
Deutschen  nur  Handel  mit  Venetianern  er- 
laubte, dagegen  unmittelbaren  Handel  mit 
Orientalen  untersagte,  »Es  ist  das  ein  von 
allen  kräftigen  mittelalterlichen  Städten 
durchgeführter  Grundsatz,  dem  Borger  den 
Handel  zu  wahren  und  die  Stadt  nicht  zur 
Rolle  eines  Hauses  herabsinken  zu  lassen, 
in  dem  zwei  Fremde  einkehren,  um  ihre 
Geschäfte  zu  erledigen«  (Schulte  a.  a.  0.  I, 
352).  Verschieden  von  diesem  Brauch  er- 
scheint es  aber  wieder,  wenn  das  sogenannte 
Qästerecht,  das  zwar  auch  den  Handel 
der  Fremden  qualitativ,  quantitativ,  lokal 
und  zeitlich  beschränkte,  den  Btlrgem  Kom- 
pagniegeschäfte mit  den  »Gästen«  unter- 
sagte ^).    Begreiflicherweise  liefen  denn  auch 


*)  S.  über  die  einzelnen  StapelrcchCe  Boscher, 
Bd.  ni,  g  21.  Stteda,  Eandwörtertaneh  der  Staats* 
wiBsenschatten,  n.  Aafl-Bd.  VI,  8.992ff.  Eath- 
gen,  Wörterbuch  d.  Volkswirtschaft  Bd.  n,  S.618  f. 
Eckert,  Das  Mainzer  SchifEerge werbe  S.  43.  von 
Below,  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  III  F. 
Bd.  21  (1901)  S.  460  und  in  Eevcks  Hont^^a- 
phieeu  IV,  103.  ZSpfl,  Fränkische  EondelB- 
politik  S.  63  f.  Schmoller,  Die  ältere  Elbhan- 
delspoUtik,  die  Stapelrechte  tmd  -kämpfe  von 
Magdeburg,  Eamhurg  imd  Lüneburg  (Jahrbnch 
für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirt- 
schaft, 8.  Jahrg.  4.  Eeft). 

')  V.  Below  in  Histor.  Zeitschr.  86,  42,  64, 
72,  in  Cflnrads  Jahrbüchern  3.  F.  21,  593  und 
in  Heycks  Monographieen  zur  Weltgeschicht« 
VI,  105. 

')  V.  Below  in  fleycks  Monographieen  VI,  103 
n.JahrbflcherfUrNationaiakonomieIII.F.21,467. 
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verkehrepoli  tische  Bemühungen  hanseatiacher 
Stadtgemeinden  darauf  hinaus,  dass  Bü[;ger 
einer  Eausestadt  in  Bundesetfldtän  nicht  als 
Fremde  galten  und  damit  von  dem  Örtlichen 
GSeterecht  ausgenommen  blieben ').  Im  all- 
gemeinen hat  der  Sta)>elzwang,  der  anfäng- 
Uch,  solange  noch  kein  Vorkaufsret'ht  ihm 
anhaftete,  Warenzusaramenfluss  imd  Preis- 
minderung: brachte,  später  immer  nur 
einer  Gegend  und  einem  Gewerbe  Unter- 
stützung gebracht  auf  Kosten  der  Entwicke- 
lung  des  Strassen netzes  und  auf  Kosten 
anderer  Gegenden  und  Gewerbazweige,  mit- 
hin der  Lokalisierung  des  Reichtums  be- 
denkhchon  Vorschub  geleistet  —  und  das 
bis  in  eine  Zeit,  die  immer  mehr  sich  dem 
naturalwirtschaftlichen  G&ngelbande  zu  ent- 
winden suchte.  Erst  in  unserem  Jahrhundert 
ist  eine  Besserung  eingetreten,  indem  der 
Artikel  114  der  Wiener  Schlussakte  die  Neu- 
einführung von  Stapel- oder  ümladerechten  an 
den  mehreren  Staaten  gemeinsamen  Flüssen 
untersagte  tmd  die  Fortdauer  bereits  bestehen- 
der derartiger  Hechle  von  der  Erkenntnis  ihres 
allgemeinen  volkswirtscliafthchen  Nutzens 
seitens  der  Cferstaaten  abhängig  machte*). 
8.  irrspröngliche  Verkehrsförder- 
nisBO.  Eine  Mittelstellung  nimmt  das  mittel- 
alterliche Zollwesen  in  Deutschland^)  in- 
sofern ein,  als  es  aus  einer  ursprünglich 
verkehrfördemden  Institution  allmahhch  zu 
einer  grossen  Verkohrsbelastung  geworden 
ist.  Das  Salische  Volksrecht  schon,  dann 
weiter  Karls  des  Grossen  Kapitular  von  805 
und  zahllose  spätere  Verordnungen  enthalten 
die  Bestimmung,  dass  das  Becht  der  Zoll- 
erliebung  eine  Gegenleistung  erforderlich 
mache :  eine  Beseitigung  der  \  erkehrshemm- 
nisse.  Alle  Zolleinnahmen  dürfen  ursprüng- 
lich nur  erhoben  wei-den  als  ein  Aeqmvalent 
für  die  Leistung  von  Verkehrs-  und  Sicher- 
heitsdiensten. Es  herrschte  das  Gebflhren- 
princip  und  entfaltete  immerhin  einiger- 
massen  segensreiche  Kraft  für  Fortschritte 
und  Ausdehnung  des  Verkehrslebens.  Die 
SffenÜiche  Gewalt  und  das  vollfreie  Grund- 
eigentum hatten  für  das  Verkehrswesen  auf 
ihrem  Gebiete  Sorge  zu  tragen,  tmd  auch 
der  König  hatte  lediglich  als  Gnmdbesitzer 
das  Recht  der  Zollernebung,  wenn  er  auch 
seit  dem  8.  Jahrhundert  durcli  seine  Ver- 
oi-dnungen  in  besonderer  "Weise  sich  um  die 
Aufrechterhaltung  des  Gebflhrenprincips  be- 
müht zeigte.  In  dem  Zolltarifsystem 
jener  Zeiten  tritt  zumeist  eine  Stabilität  der 
Pi'odukten preise   zu   Tage,   und  es  war  so 


hnnderta  S.  113,  136. 

•)  Klttber,  Üeffentl.  Hecht,  IT,  22. 

')  S.   über  das  folgende  Sommerlad,   Die 
BbeinEÖlle  im  Hittelalter. 


zunächst  bei  dem  Mangel  eines  Seltenheits- 
preises, bei  der  ungeKhren  Gleichmässigkeit 
der  Produktionskosten  und  der  namhaften 
Höhe  der  Durchgan  gszölle  selbstveratändlidi, 
dass  der  Produzent  des  Ortes  wirtschaftlich 
besser  gestellt  war  als  der  Händler,  fline 
kapitalfeindliche  Tendenz,  die  Äs 
Eigentümlichkeit  der  Zunftverfassimg  öfters 
hervorgehoben  worden  ist,  und  die  auch  in 
der  stets  nur  bedingten  Erteilung  der  mittel- 
alterlichen Zollbefreiungen  zur  Erscheinung 
kommt ,  bildet  die  wirtschaftEpohtisdie 
Grundlage  des  mittelaiterhchen  Zollwesens: 
ein  Zwischenhandel,  der  das  Verhältnis  von 
Konsument  zu  Produzent  hätte  verschieben 
müssen,  lag  mcht  im  Charakter  eines  Zeit- 
alters, das  in  Recht  und  Brauch  lange  Zeit 
die  rein  naturalwirtschaftliche  Orundstim- 
mung  zum  Ausdnick  bradite.  In  der  ZoU- 
tarifierung,  die  im  früheren  Mittelalter  ein- 
fach .  nach  dem  Transportmittel  festgelegt 
war,  kommt  das  Öebflhrenprincip  zum 
Ausdruck,  das  allein  zu  einer  Gliederung  des 
Transportmittelveranlagimgssyatems  Veran- 
lassung bot  Unter  sonst  günstigen  Ver- 
hältnissen musste  dieses  Tarifsystem  Fort 
schritte  des  Verkehrslebens  befördern ;  denn 
indem  man  sich  bemühte,  die  Höhe  der  Zoll- 
belflßtung  des  Transportmittels  durch  mög- 
lichste Ausdehnung  der  Ladung  zw  mindern, 
gelangte  man  zu  einer  Vervollkommnung  der 
Fahrzeuglechnik,  die  sich  schon  im  13.  Jabr- 
himdert  bemerkbar  machte,  wenn  auch  viele 
Kaufleute  nichts  von  grösseren  Fahrzeugen 
wissen  wollten'). 

Diese  für  den  Verkehr  im  wesentlichen 
günstige  Entwickelung  des  Zollwesens  wurde 
seit  dem  10,  Jahrhundert  imterbrochen,  als 
sich  die  Vergabung  der  Zolleinnahmen  er^ 
weiterte.  Düan  vermochte  auch  die  Usur- 
pation eines  königlichen  Obei^ollregals,  das 
im  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  aus  römisch- 
rechöicher  Gnindlage  sich  entfaltete,  nichts 
zu  ändern.  Und  gerade  während  des  that- 
sächlichen  Bestandes  eines  Königlichen  Ober- 
zolli-egals  vom  Jahre  1111  bis  zu  Friedrichall. 
Confoederatio  cum  principibus  ecclesiasticia 
vom  Jahre  1220  erwuchsen  die  Zölle  zu 
einer  VerkehrBbelaatimg  sondergleichen.  Die 
Zahl  der  RheinzoUstätten  betrug  Ende  des 
12.  Jahrhunderts  19,  des  18.  Jahrhimderts 
44,  des  14.  Jahrhunderts  64,  die  Zahl  der 
Elbzölle  ;i5,  in  Unterösterreioh  gab  es  77 
DonauzSile.  Die  fortwährende  Neuanlage 
von  Zollstätten,  die  höclistens  zu  einer  Be- 
günstigung der  lokalen  Produktion  ffllirte 
(Rheinzölle  zählt  man  um  1400  etwa  62, 
Elbzölle  um  1600  etwa 47}*),  die  zunehmende 

')  Vgl,  V.  Below  in  Conrads  JahrbUclieni 
ni-  F.  21,  615  A.  196. 

*)  Weiasenbom,  Die  ElbzCIle  mid  Elbitapel- 
pUtze  1901  S.  188. 
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VerpKndimg,  die  fflr  die  Gläubiger  des 
Zoimerm  das  Befriedigungamittel  in  Bargeld 
bot,  der  gfinzlicheJIan^l  eiaer  einheitlichen 
Tarifieruug  und  die  vacheende  Zahl  von 
Pri\-i]egieruiigen,  die  eine  Unmeuge  Modo- 
poüen  im  Terkehrslebea  begrOndetea '),  allee 
aas  waren  Momente,  die  zur  Steigerung  der 
ungeheueren  Verk^u^belastung  beitrugen. 
Die  umaiandliche  Verwaltung  der  verpfiln- 
deteo  Zollstatten,  die  ganze  BaubwirtBchaft 
im  Finanzwesen,  die  Befestung  dea  "Verkehrs- 
lebens  (der  Rheinzoll  z.  B.  tetrag  Mitte  des 
14.  Jahrhunderts  zwischen  Bingen  mid 
Koblenz  etwa  53  bis  67%  dea  verzollten 
Wertes)  führten  zu  einer  Umgehung  der 
"Waaserstrassen,  zu  dem  sogenannten  >Äb- 
fohren  der  Zölle«,  aber  auch  zu  allerlei  Ver- 
suchen, um  die  unerirfiglichea  Verkehrs- 
plackercien  zu  beseitigen.  Allein  weder  die 
Eingriffe  der  deutschen  KOnige  und  Pftpete 
noch  die  Selbsthilfe  stftdtiadier  Einungen 
zeitigten  dauernde  Ergebnisse,  gerade  die 
Einrichtung  von  LandfnedenBzSllen  und  Oe- 
leit£geldern  bedeutete  eine  neue,  freilich  zu- 
nächst unbeabsichtigte  Belastung  des  ge- 
samten Verkehrswesens, 

Auch  das  Geleit  (praesidium,  conductus) 
bildete  lu^prünglich  eine  verkehrfCrdernde 
Institution.  Dan  Geleil  war  von  Anfang  an 
ebenso  wie  der  Zoll  eine  Obliegenheit  der 
grund herrlichen  Gewalt,  die  dem  Fremdling, 
und  besonders  dem  Kaufmann,  der  ihr  Ge- 
biet betrat,  Sicherheit  und  Schutz  gewtUiren 
sollte.  Weder  mit  dem  Eönigsfriedea  noch 
mit  dem  Marktfrieden  hat  das  Geleitsrecht 
zunächst   etwas  zu   thun').     Im   12.  Jahr- 


■)  Schult«  a.  a.  0. 1,  434  erscheinen  die  Zoll- 
befreiungen  al«  VerkehiaerleichttirQng :  ohne 
sie   wSre  der  Zustand  vOllig  unerträglich  ge- 

')  l-lilraann,  KOuig  Sigmunds  Geleit  für 
Hna  (Halle  1694),  stellt  das  Geleit  mit  dem 
EGnigsfrieden,  Sonm,  Entstehung  dea  dentscben 
Städt«weseDB,  mit  dem  Harktfriäeu  znaammen. 
Gegen  Sohm  mit  Recht  v.  Below,  Ursprung  der 
deutschen  StadtTerfassnng,  S.  95.  Hummel, 
Die  MaiDzOlle  ä.  20  meint,  wie  Falke,  Gesch. ' 
des  Zollwesens  S.  13ö,  in  ältesten  Zeiten  sei 
du  Geleit  (die  Pflicht,  die  Eanfleut«  zn 
schätzen]  mit  der  einfachen  Zollerhebung^  ver- 
bunden gewesen.  Vgl.  im  allgemeinen  Waitz, 
Deutsche  Vertaggnngsgeaohichte  Vin,  316  ff. 
Schröder,  Rechtsgesch.  8.  504  512,517f.,  675, 679, 
58Ö,  605,  617.  Bodmann,  Bheingauische  Alter- 
tflmer  J.  49E.  spricht  von  den  Land-  und  Wasser- 
Btraasen  als  nrsprünglichen  Beichsstrassen,  dem- 
zufolge von  einem  ursprünglichen  Reichsgelett, 
ond  auch  Hummel  a.  a.  0.  S.  20  meint,  zunächst 
hätte  Kaiser  und  Reich  die  Pflicht  obgelegen, 
den  Eanfmajui  zu  schützen.  Es  ist  mdesaen 
wohl  Shnlicb  wie  beim  ZoUregal  gewesen,  ur- 
■prQnglicber  Besitz  der  Grondhen-schaft  [also 
anch  des  EGnigs),  dann  kurze  Zeit  Anspruch 
des  KOnigB,  ohne  dass  andere  Qmndherren  auf 
condactns  oder  pedagium  verliebtet  hätten. 


hundert  erscheint  das  Geleitsrecht  tüa 
Hoheitarecht  des  Königs,  aber  schon  im 
SchwabenspiegeP)  ateht  zu  lesen  »swaz  dem 
koufman  schaden  geschieht,  den  sol  im  der 
gelten,  der  in  da  geleitet-;  —  die  Verpflich- 
tung des  lokalen  Machthabers,  durch  Stellung 
einer  Begleitung  den  Beisenden  und  deu 
Wareniransport  gegen  Ueberf&lle  zu  sichern, 
ist  damit  bereits  festgelegt.  >Das  Geleit  ist 
ein  Vertrag  zwischen  dem  Inhaber  des  Ge- 
leitsrechts  und  dem  Geleitaempftnger«  (Uhl- 
manu  a.  a.  0.).  Das  Geleit  wiu^e  entweder 
in  der  Form  des  Geleitsbriefes  oder  als 
«lebendiges  Geleit«  durch  bewaffnete  Ge- 
leitsmänner  erteilt  Landesfeinde,  Bäuber, 
Laudläufer,  herrenlose  Knechte  und  Zigeuner 
waren  davon  ausgeschlossen,  die  Juden 
standen  im  Geleit  des  EOnigs  oder  des 
Laudesherren  imd  hatten  dafilr  ein  im  Einzel- 
falle fest  normiertes  Fixum  zu  entrichten. 
Zoll  muBS  jeder  Reisende  an  rechtmässigen 
ZoUstälten  zahlen,  Geleit  braucht  er  nicht 
zu  nehmen.  Allein  die  Gebietsherren  des 
ausgehenden  Mittelalters  unterwarfen  die 
Reisenden  ihrem  Geleitszwang  und  suchten 
sich  durch  Erhebung  und  Verpfändung  der 
Geleitsgelder  ebenso  wie  durch  die  gleichen 
Verfahren  bei  den  ZOllert  ihj'e  Taschen  zu 
füllen.  Namentlich  schloss  2kiUbefreiuDg 
nicht  etwa  Befreiung  vom  Geleitsgeld  ein, 
so  dass  häufig  gerade  dieses  letztere  den 
Geleitsinhabern  genug  Anlass  bot,  zollfreie 
Korporationen  und  Individuen  doch  zu  Zah- 
limgen  heranzuziehen^).  Was  wollten  dann 
solche  Entschuldigungen  besageUj  wie  etwa 
die  des  Elekten  Heinrich  von  Tner,  der  im 
Jahre  1267  Clemens  IV.  in  Viterbo  erklärte, 
er  habe  zu  Koblenz  keinen  Zoll,  sondern 
Geleit  erhoben^).  Es  ist  begreiflich,  dass 
das  Geleitsgeld  den  reisenden  Kaufmann  um 
so  mehr  belasten  musste,  je  zerstückelter 
und  vielgestaltiger  die  Territorialverhftltnisse 
in  Deutschland  wurden,  je  weniger  es  dem 
Qeleitsherru  überall  gelang,  den  Geleita- 
bruch  zu  verhindern,  imd  je  mehr  er  sich 
der  Zahlung  eines  Schadenersatzes  entziehen 
konnte,  wenn  der  Kaufmann  einen  uiu;&- 
w&hnlichen  Weg  eingeschlagen  hatte.  Zahl- 
reiche Reiehsatechieae  aus  neuerer  Zeit  be- 
weisen es,  wie  wenig  ernst  die  Geleita- 
herren  ihre  Schutz  Verpflichtung  nahmen,  aber 
wie  emsig  und  genau  sie  mit  der  EinzidiuDg 
der  Geleitsgelder  verfuhren.  Von  einer 
Haftpflicht  des  Geleitsherm  zum  Schaden- 


■]  Gengier,  Stadtrechtsaltertamer,  S.  459, 
'j  Vgl.  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschafts- 
leben II,  289  ff.  Weissenbom,  Elbzölle  S.  338f. 
Im  Jahre  1241  erteilt  Herzog  Albrecht  den  La- 
beckern ZoUfreiheit,  fordert  aber  für  die  Zn- 
aicbemng  dea  Verkehraachutzea  zwischen  Ham- 
burg und  Lübeck  Geleitsgeld. 

')    Goerz,    Mittelrheinische    Regesten    m, 
2227. 
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ereatz  war  im  aU^meinen  ebenso  wenig  die 
Recle  wie  von  einem  Rechteansprucb  des 
Oeleiteempfftngers.  Weissenbora  (EibzSlle 
S.  239)  trifft  wohl  das  Richtige,  wenn  er 
meint,  mit  dem  Versprechen  sieheren  Ge- 
leites habe  der  Geleitsherr  eiftMitlich  nur 
Sicherheit  vor  sich  selber  und  seinen  eigenen 
Räubereien  versprochen.  Wie  das  ZoUweseu 
zu  einem  Verkehrahemmnis  wui-de,  als  an 
die  Stelle  des  Gebührenprincips  finanz- 
politiscbe  Gesichtspunkte  traten,  so  oüeu- 
Darte  das  Geleitsweeen  eine  verkehrsschäd- 
liche Wirkimg,  je  häufiger  von  der  Seite 
des  Geleitsinhabers  der  Vertragscharakter 
dieser  Institution  gebrochen  und  die  aus  der 
Gegenseitigkeit  des  Vertrags  erwachsene 
eigene  Haftpflicht  oder  der  Rechtsanspruch 
des  Geschädigten  übersehen  wurden,  Ent- 
schuldigungsgründe,  die  etwa  darin  hätten 
gesucht  werden  können,  dass  eine  solche 
Veränderung  in  der  beidereeitigen  Situation 
eingetreten  wäre,  (lass  der  gedachte  Zweck 
unerreichbar  geworden  wäre  ^)  —  m.  E.  der 
einzige  Grund,  der  Vertragsbruch  recht- 
fertigen könnte  —  werden  wohl  nur  in  den 
seltensten  Mlen  vorgelegen  haben. 

Es  soll  und  kann  freilich  keineswegs  ge- 
leugnet werden,  dass  die  Gnindherren  im 
mittelalterhchen  Deutschland  zuweilen  ihre 
Verkehrseinnahraen  verwendeten,  um  that- 
sächliche  Verkehrserleichterungen  einzu- 
richten. Vereinzelt  bleibt  das  Beispiel  Karls 
des  Grossen,  der  bei  Mainz  eine  hölzerne 
Rheinbrficke  gebaut  hatte  und  im  Jahre  789 
zwei  Brocken  über  die  Mittelelbe  geschlagen 
haben  soll*).  Mehr  als  die  weltliche  Grund- 
herrschaft hat  hier  die  Kirche  ihre  Ver- 
dienste. Indem  sie  den  Brückenbau 
ebenso  wie  den  Kirchenbau  als  gottgefälliges 
Werk  anpries,  hat  sie  seit  dem  10.  Jahr- 
hundert den  Bau  steinerner  Brückeu  wesent- 
lich in  Deutschland  gefördert,  so  besonders 
Aber  Elbe  und  Main,  Nahe  und  Altmtthl^). 
Namentlich  die  Cistcrcieuserklöster  haben 
vom  Rheinland  bis  nach  Danzig  hin  in 
vielen  Stücken  dem  Verkehrswesen  Nutzen 
gestiftet.  Wie  sie  im  Rheingau  ihre  Schutz- 
vorrichtungen gegen  Hochwasser  und  Eis- 
gang anbrachten,  so  haben  sie  auch  an  der 
Dßna    durch    Kanalisationsunternehmungen 


S.  i2', 

')  Die  Rbeittbrllcke  bei  Einhard,  Vita  Xaroli 
0.  17,  32.  Die  BIbbrücken  bei  Einhard,  Ännales 
M.  G.  S.S.  I,  175.  Schulte  a.  a.  0.  I,  53  stimmt 
Gasner,  Straasenwesen  S.  48,  zu,  dnsa  ein  eigent- 
licher Wegebau  selbst  von  Karl  dem  Orottsen 
uicht  ausgegangen  sei. 

•)  Im  Jahre  1319  verspricht  die  Xirche  Ab- 
iass  zu  Gansten  der  Dresdener  Brückenbankasse : 
Weisseubom  a.  a.  0.  S.  241. 


mannigfaltigster  Art  verkehrfördernd  ge- 
wirkt»). 

Für  dasEanalisationswesen  haben 
unter  den  mittelalterlichen  Herrschern. eigent- 
lich nur  Karl  der  Grosse  und  £arl  i\.  ein 
lebhafteres  Interesse  bekundet.  Die  gesamte 
Einrichtung  des  karolingischen  E^nahme- 
svstems  war  ja  auf  eine  Benutzung  der 
Wasserstrasaen  hiagevriesen  ^),  und  es  Ist 
bekannt,  dass  Karl  den  Bau  eines  Donau- 
Main-Kanals  unternommen  hat,  nicht  nur, 
wie  Einhard  ad.  a.  793  sagt,  >um  von  der 
Donau  in  den  Rhein  zu  Schifte  fahren  zu 
können«,  sondern  vermutlich  um  dem  levan- 
tinischen  Warentransport  einen  Weg  ins 
Rhein-  und  Donaugebiet  zu  bahnen,  den 
Warenzug,  der  vom  Schwarzen  Meer  Ober 
Dniepr  und  Weichsel  nach  der  Ostsee  sich 
bewegte,  in  sein  Reich  zu  lenken.  Der  Bau 
des  Kanals,  der  zwisdien  der  Altmühl  und 
Regnitz  angel^  wurde  und  dessen  Spuren 
heutzutage  noch  zwischen  Treuchtl  Ingen  und 
Weissen  bürg  bemerkbar  sind,  ist  freilich 
durch  Regengüsse  in  seinem  Fortgang  ver- 
bindert worden. 

Nächst  Karl  dem  Grossen  hat  Karl  IV, 
bis  ins  einzelne  sich  des  Verkehrslebens  an- 
genommen") und  auch  dem  Eanalisations- 
wesen  seine  Aufmerksamkeit  zugewandt 
Aber  wie  Karls  des  Grossen  Plan  nicht  zur 
Ausführung  gelangte,  so  ist  auch  die  Ab- 
sicht Karls  IV.  die  Elbe  mit  der  Donau  zu 
verbinden,  gescyieitert. 

Vor  allem  aber  sind  hier  die  Bemühungen 
hanseatischer  Städte  um  die  Kanalisation 
des  mittelalterlichen  Deutschlands  gebührend 
zu  wQrdigen.  Drei  künstliche  Wege  sollten 
die  Ostsee  mit  der  Nordsee  verbinden,  Ende 
des  14.  Jahrhunderts  wurde  der  Stecknitz- 
kanal  erbaut,  wodurch  die  Schiffe  aus  der 
Elbe  in  die  Trave  und  Ostsee  gelangen 
konnten,  ein  zweiter  Kanal  zog  sich  aus  der 
Elbe  bei  Dömitz  in  die  Eide  und  den 
Schwerinersee  nach  Wismar,  ein  dritter  von 
der  Elbe  durch  Sude  und  Schaale  gleichfalls 
nach  Wismar.  Im  Widerstreit  mit  dem 
Wettbewerb  der  englischen  Schiffahrt  ver- 
suchte Lübeck  immer  wieder  die  dänischen 
Gewässer  zu  umgehen,  aber  seine  Pläne  ge- 


')  Vgl.  Somineriad,  Die  wirtschaftlidie 
Thätigkeit  der  Kirche  in  Conrads  Johrbttcbem, 
III.  F;  Bd.  Vn,  8.  664. 

')  Vgl.  Nitzscb,  Geschieht«  des  deutschen 
Volkes  18^,  Bd.  I,  S.  2S8;  nadi  Schulte  L  76 
A.  2  Übertreibt  Inama-Stemegg,  Deutsche  Wirt- 
achattegesch.  I,  43ö  ff.,  Karls  Intereaae  fUr  den 
Handel.  8.  übrigens  auch  Peez,  Die  Reisen  Karls 
des  Grossen  (SchmoUers  Jahrb.  XV,  1891,  S.  11  ff.). 

')  Vgl.  Wigand,  Das  Femgericht  West- 
falens 182a,  S.  247.  Lindner,  Deutsche  Ge- 
scbicbte  iiQt€r  den  Habsbm'gem  nnd  Loxem- 
bnrgem  Bd.  11,  S.  96,  v,  Treitechke,  Deutacha 
Geschichte  im  19.  Jahrhundert  I,  11. 
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langten  keineswegs  völlig  znr  Ausfühi-ung, 
ebensowenig  wie  das  Vorhaben  Christians  III. 
TOn  Dänemark  (1534^1559),  der  eine  Durch- 
stechung Schleswigs  bei  Ribe  und  Haldera- 
leben  plante.  Der  Viceadmiral  Batsch  i)  be- 
tont, dafis  je  nach  dem  Steigen  oder  Sinken 
des  dftmsclien  Einflusses  das  Nord-Ostsee- 
Kanalprojekf  vom  Norden  oder  Süden 

Eing.  Andere  Wasserverbind  ungen ,  die 
flneburg  und  Bniiinschweig  in  Angriff 
nahmen,  scheiterten  ebenso  wie  die  Absicht 
des  der  Hanse  nicht  unfrenndJich  gesinnten 
Wallenstein,  Holstein  von  Wismar  aus  zu 
durchqueren.  Es  war  selbstverständüch, 
daes  nicht  alle  Projekte  zur  Ansffthrung  ge- 
diehen, und  allzu  natOriich,  dass  dem  mutigen 
B^innen  nicht  immer  rortschritt  und  Dauer 
beschiedea  waren.  Die  zerfetzten  politischen 
Verhältnisse  Deutschlands  batien  manchem 
Onindherren,  dem  nach  langem  Kampfe  die 
Einwilligung  a^erungen  war,  die  Möglich- 
keit geboten,  den  Kanal,  der  sein  Gebiet 
kreuzte,  einfach  spAter  zuziischtttten.  Ueber- 
dem  war  der  Stand  der  Technik  noch  so 
unentwickelt,  dass  selbst  der  hau  ptsScblichBte 
hanseatische  Kanal,  der  Stecknitzkanal,  nur 
fflr  ^aoz  fische  Fahrzeuge  geeignet  war. 
Und  je  weniger  ea  gelang,  die  lumseatische 
Verfafsong  derart  zu  regeln,  dass  die  itn- 
hedingt  notwendigen  Mittel  zur  Jortföhrung 
der  kUhnen  Unternehmungen  einzelner  Städte 
aus  der  Bundeekasse  flüssig  gemacht  werden 
konnten,  um  so  rascher  verschlammten  und 
versandeten  seit  dem  17.  Jahrhundert  die 
Kanäle,  und  immer  noch  war  statt  der 
neuen  Schiffsschleussen  mit  zwei  Fangthüren 
die  alte  Kanalfahrt  mit  Stauschleussen  Qbhch. 
So  ergiebt  sich  im  allgemeinen,  dass  alle 
Förderung  des  Verkehrslebens  im  mittel- 
alterlichen Deutschland  von  (itenossenschaften 
und  Korporationen  ausg'^iangen  ist,  die  Ver- 
ordnungen der  ReichBgewalt  standen  auf 
dem  Papier  und  hielten  sich  an  herkömm- 
liche, wenig  indiTidtiaUsierte  Formeln,  alle 
unbedingt  notwendi^n  Reformen,  wie  die 
des  Münz-  und  Oewichtswesens,  scheiterten 
an  dem  Widerspruch  und  E^ismus  der  ein- 
zelnen Verkehrsherren.  Die  Leitung  des 
Verkehrswesens,  die  Aufrechterhaitimg  jeg- 
lichen Kredits  und  jeglicher  Sicherheit,  die 
Instuidsetzung  der  Leinpfade,  der  natürlichen 
und  künstlichen  Strassen,  die  Soi^  für  eine 
den  materiellen  Interessen  gttostige  Rechts- 
pflege, die  technische  Erleiditemng  des  Ver- 
kehrs, die  Beseitigung  der  Unsicherheit  auf 
den  VerkehcBstrassen,  mit  einem  Worte  die 
Ausgestaltung  von  Verkelirsaitte  und  Ver- 
kehrssittlichkeit:, blieb  der  Selbsthilfe  und 
dem   guten  Willen   der  einzelnen  Gebiets- 


herrea  Überlassen.  Die  unzuträglichen  po- 
litischen Zustände  haben  verscliddet,  dass 
aus  allen  ursprftnghch  im  Interesse  des  Ver- 
kehrs getroffenen  Einrichtungen  Verkehrs- 
hemmnisse sondet^leichen  geworden  sind. 
Wie  der  einzelne  idensch  im  Kindheitsalter, 
so  lebte  die  mittelalterliche  Menschheit  ge- 
Wissermassen  von  der  Hand  in  den  Mund, 
und  erst  im  Ausgange  des  Mittelalters  unter 
dem  erstarkenden  Einflüsse  der  Städte  und 
des  Büi^rtums  ebenso  wie  unter  den  Ein- 
wirkungen der  Territorialmächte  haben  sich 
langsam  Anschauungen  Bahn  gebrochen,  die 
an  Stelle  einer  privatrechtlichen  Auffassung 
die  etaatarechtliche ,  an  Stehe  eines  fis- 
kalischen Ausbeutungssystems  der  Volks- 
wirtschaft eine  zielbewusste  zukunftsbedachte 
WirtBcliaftspolitik  begründeten. 

Freihch :  dabei  waren  zahllose  Vorurteile 
zu  überwinden,  und  gar  manchmal  schreckten 
ungeheuere  Misserfolge  den  Mut  der  Wage- 
iustigen  auf  Jahrhunderte  zurück.  Wie  <£a- 
rakteristisch  ist  hierfür  der  Ausspruch  der 
Städte,  den  Jakob  Twinger  von  Köoigshofea  •) 
uns  bewalirt  hat,  aus  dem  Ende  des  14.  Jahr- 
hunderts: >BÜ  hettent  von  iren  vordem,  den 
alten  und  deu  weisesten  dicke  gehört  sagen, 
dass  die  ryueschen  stette  soltent  keinen  hunt 
machen  über  Rj-n.«  Das  war  dos  ent- 
Bagungsreiche  Ei^bnis  der  verkehrsfreund- 
lichen Geschichte  des  grossen  rheinischen 
Städtebundes  rem  Jahre  1254! 

4.  Tntasportmittel  und  Botenwesen. 
Die  .manchenei  Landtransportmittel, 
deren  sich  die  Römer  auch  in  Deutschland 
bedienten  (cisium,  rheda,  pilentum.  arcera, 
carpentum,  clabulare,  petorritum,  camis, 
pJaustrum,  birota),  sind  in  mittelalterlicher 
Zeit  nicht  weiter  benutzt  oder  ausgebildet 
und  vervollkommnet  worden.  Bis  ins  10. 
Jahrhundert  hinein  gebrauchte  man  schwere 
Lastfuhrwerke  mit  zwei  oder  vier  Rädern, 
die  von  Ochsen  gezogen  wurden,  erst  seit 
diesen  Zeiten  wurden  auch  Pferde  als  Zug- 
tiere angespannt  und  Esel  zur  Personen- 
befördening  gehalten.  Nur  langsam  ent- 
wickelte sich  der  Wagenbau,  erst  seit  dem 
16.  Jahrhundert  gewann  das  Landfuhrwesen 
eine  bedeutendere  Ausbreitung.  Die  Trag- 
fähigkeit der  zweii&lerigen  Karren,  die  im 
deutschen  Mittelalter  zum  Sachentransport 
im  Gebrauche  waren,  hat  man  auf  etwa  30 
bis  35  Centner  berechnet,  in  gesetzlichen 
Verordnungen  aus  dem  16.  Jahrhundert  er- 
scheint dieTragÖhi^eit  höher,  etwa  50—55 
Centner.  Der  schlechte  Zustand  der  mittel- 
alterliehen Landstrassen,  die  Unsicherheit 
und  Belastung  derselben,  die  ziemlich  hohen 
Kosten  des  Landtransportes  wiesen  den 
Wasserstrassen  die  vorwiegende  Verkehrs- 
vermittelung  zu,   und   deshalb   haben   sich 


■)  Deutsche  Städtechroniken,  Bd.  IX,  S.  836. 
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ancli  die  Wassertransportnüttel  im  Mittel- 
alter weit  mehr  und  besser  eotwickelt  als 
die  Landtranaportmittel. 

ÄUB  den  Nacliricbten,  die  über  die  mittel- 
alterliehen Wassertransportmittel  er- 
halten sind,  und  aus  den  vereinzelten  Ab- 
bildungen, die  wir  besitzen,  gewinnen  wir 
die  UeberzeuguDg,  dass  bis  zur  Mitte  des 
12.  Jahrhunderts  die  Schiffsbau  technik  noch 
nicht  derartig  entwickelt  war,  dass  grössere 
Ladungen  zu  Schiffe  verfrachtet  werden 
konnten.  Seit  dieser  Zeit  befuliren  z,  B. 
den  Rhein  »einspännige«,  »zweispannige« 
und  "vierspanDige«  Sdiiffe  —  so  ursprüng- 
lich genannt  nach  der  Zahl  der  Pferde,  die  zu 
ihrer  FortbewMiing  stromaufwärts  erforder- 
lich waren.  Ein  einepanniges  Schiff  war 
80  Fues  lang  und  6  Fuss  breit  und  lud  500 
Centner,  ein  zweispauniges  war  90 — 95  Fuss 
laug  und  8  Fugs  breit  und  lud  1000  Centner, 
eio  vierspänniges  war  100—110  Fusa  lang 
UDd  9—10  Fuss  breit  und  lud  2000  Centner. 
"Vielleicht  enthalt  die  Unterscheidung  des 
Koblenzer  Rhein  Zolltarif  es  von  1209  (Fl<ffie, 
Vollschiff  und  Nachen)  i)  dne  gewisse  Be- 
ziehung zu  diesen  drei  Arten  von  Rhein- 
schiffen. In  der  Ilauptsache  beg«guet  man 
nur  in  Ausnahmefällen  grösseren  Fluss- 
Bchiffen  während  des  Mittelalters,  da  solchen 
die  Eaiifleute  keine  besondere  Neigung  ent- 
gegenbrachten, und  noch  im  16.  Jahr- 
hundert, wo  am  Rhein  der  Bau  grosserer 
Schiffe  in  weiterem  Umfang  unternommen 
wurde  *J,  waren  gerade  die  Eaufleute  wenig 
mit  dieser  Entwidtelung  einverstanden. 
Regelmässige  Verbindungen  waren  zwischen 
den  Hauptverkehrsplätzen  an  den  grossen 
Strömen  durch  Marklschitfe  hergestellt.  Das 
älteste  Marktschiff  Deutschlands  war  nach 
neuesten  Untereuchungen  wahrscheinlich  das 
Mainz-Frankfurter^).  Stephan  giebt  an,  dass 
das  Fahrgeld  auf  einem  Marktschiff  im 
Durchschnitt  4  Kreuzer  för  die  Meile  be- 
tragen habe  und  dass  man  im  Anfange  des 
15.  Jahrhunderts  von  Frankfurt  nach  Mainz 
12  Heller  zahlte,  also  etwas  Ober  das  Doppelte 
von  dem  Preise  eines  Pfundes  guten  Rind- 
fleisches in  dieser  Zeit.  Ausser  den  Markt- 
schiffen befuhren  die  Flösse  auch  Wacht- 
schiffe,  die  namentlich  in  der  Herbstzeit  bei 
der  Verfrachtung  der  neuen  Ernte  für  die 
Sicherheit  des  Betriebes  Sorge   zu  tragen 

')_  Navicnia,  quae  vulgwiter  vocatnr  Wo 
lesbif,  quae  regitur  reraigio  de  m&nu  viri 
dep^dente  in  aqna  non  ligata  ad  □aviculam 
Navicnia  ex  solo  lieno  excisa,  quae  vulg.  Nacbi 
vocatur.  De  qualibet  massa  lignonim,  qnae 
vulg.  vocatur  VIoze.  Mittelrhein.  Urkundenb. 
II,  242. 

•)  Gothein,  Westdeotacbe  Zeitachritt  14,  241, 
>)  Settgenbänaer ,    Die   Mainz -Frankfurter 
Marktschi tfahrt  im  Hittelalter  (Leipziger  Stadien 
au3  dem  Gebiet  der  Geachicbte  lö96,  11,  1). 


hatten,  Dass  diese  Wachtschiffe  ziemlich 
gut  ausgestattet  waren,  zeigt  eine  Notiz  über 
das  Ehrenfeiser  Wachtschiff  aus  dem  Jahre 
1347 ;  dieses  war  mit  Olasfenstem  und  dnem 
Schindeldach  versehen  und  wurde  für  5 
Pfennig  Heller  =  60  Oulden  verkauft*). 
Bezüglich  des  deutschen  Seeschiffbaues  sei 
hier  erwähnt,  dass  im  14.  und  15.  Jahr- 
hundert Danzig  und  Lübeck  den  meisten 
Schiffbau  hatten  und  erst  in  zweiter  Linie 
Stettin,  Stralsund,  Rostock  und  Hamburg 
kamen,  bis  seit  dem  16.  Jahrhundert  Ham- 
burgs Bedeutung  zunimmt  und  das  sinkende 
Lübeck  zu  überflügeln  b^nnt^. 

Stromaufwärts  wurden  die  Schiffe  meist 
durch  Menschenkraft  oder  Tieibiaft  fortbe- 
wegt. Die  Stellung  der  Leute  zum  Treideln 
und  die  dazu  notwendige  Instandhaltung  der 
Leinpfade,  der  schmalen  Uferw^e,  auf  denen 
die  Schiffe  an  langen  Leinen  bergwärts  ge- 
zogen wurden,  war  die  Pflicht  derjenigen 
Uferherren,  die  im  Besitze  des  Zollerhebungs- 
rechtes waren,  wenn  auch  selbstverständlich 
seit  den  Fortschritten  der  Schiffsbautechnik 
die  Schiffer  selber  oft  ^enug,  um  unnötige 
Scherereien  zu  vermeiden,  die  nötigen 
Treidler  mit  sich  führten.  Inwieweit  die 
Pferdekraft  zum  Ersatz  der  menschhchen 
Arbeit  hierbei  herangezogen  wurde,  lässt 
sich  für  das  Mittelalter  kaum  entscheiden. 
Im  allgemeinen  setzte  man  die  Zugkraft  eines 
Pferdes  der  von  7  Menschen  gleich  imd 
brauchte  zur  Bergfahrt  eines  vieispannigen 
Schiffes  auf  dem  Rhein  etwa  10  Pferde  oder 
65  Menschen,  doch  wechseln  auch  diese 
Zahlen  im  einzelnen  je  nach  der  O^nd 
und  der  grösseren  oder  geringeren  Schwierig- 
keit des  Transportes,  je  nach  der  besseren 
oder  Bcldechteren  Beschaffenheit  der  Lein- 
pfade. Quetsch  bemisst  (S.  64)  den  Preis 
eines  Ziehpferdes  von  Cöln  bis  Mainz  auf 
8—10  Thaler.  bei  hohem  Hafer  auf  12—17 
Thaler. 

Um  die  Entwickelung  des  Boten- 
wesens und  der  Post  im  Mittelalter  haben 
sich  in  Deutschland  kirchliche,  gewerbliche 
und  gelehi-te  Korporationen,  vornehmlich  aber 
die  Klöster,  Städte  und  Universitäten,  hohe 
Verdienste  erworben.  Die  städtischen  Boten- 
anstalten  sind  seit  dem  Aufblühen  der  Hanse 
seit  dem  14.  Jahrhundert  emporgekonmien, 
von  Brügge  bis  Hamburg,  Stettm,  Danzig 
und  Riga  und  von  Brü^e  Über  Cöln,  Soest 
und  Oassel  nach  Brannschweig  zogen  sich 
regelmässige  Boteukurse,  Nümbei^  stand 
mit  Frankfurt  und  Cöln,  Breslau  mit  Eiaksu 
imd  Prag   in  allwöchentlicher  Verbindung. 

'1  Dahl,  Panorama  dea  Bbemstromes,  S.  50. 

')  Baascb,  Beitiüge  znt  Geschichte  des 
dentachen  SeeachirTbanea  und  der  Schiffbaupoli- 
tik  1899.  Dazu  Litterar.  CentralbUtt  1900  Kr. 
35  Sp.  1448. 
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Um  die  Schnelligkeit  des  Verkehi-s  im 
Mittelalter  richtig  bemessen  zu  kennen,  be- 
achte man  zunächst  einige  Nachrichten  über 
die  Reisedauer.  Es  ist  nicht  häufig,  dasa 
uns  bestimmte  Angaben  über  die  an  einem 
Tage  zurückgelegten  Wegstrecken  begegnen, 
»na  auch  diese  können  keineswegs  immer 
auf  grosse  Genauigkeit  Anspruch  machen. 
Ein  isländischer  Reiseführer  über  die  AJpeu 
aus  dem  12.  Jahrhundert  giebt  3  Tagereisen 
Ton  CCln  bis  Mainz,  dann  1  Tag  bis  Speier, 
1  bis  Selz,  1  bis  Strasebuig,  3  bis  Basel, 
also  von  Cöln  bis  Basel  11  Tagereisea.  In 
6  Wochen  langsamer  Reise  kommt  man  da- 
nach  von  Eom  au  die  Alpen  und  von  dort 
in  3  vfeiteren  nach  Schleswig  i).  Nachdem 
Reieebericht  venetianisoher  Uesandten  vom 
Jahre  1492  brauchen  diese  9  Tage  für  die 
Strecke  von  Lindau  bis  Como  und  1  Tag 
von  Como  bis  Mailand^).  Boten  von  Rom 
nach  Deutschland  brauchten  im  Durchschnitt 
Vi  Monate 'J.  Friedrich  Ludwig  hat  für 
die  Reisen  der  Deutschen  im  12.  und  13. 
Jahrhundert*)  als  normale  Reisegeschwindig- 
keit einen  Durchsclinitt  von  20 — 30  km  auf 
den  Tag  berechnet.  Es  giebt  aber  auch 
höhere  Einzelleistun  gen,  so  hat  Friedrich  I. 
in  1'/»  bis  2  Tagen  90  km  und  in  3  Tagen 
182  km  KurOckgel^.  Bei  den  Fahrten  der 
Päpste  bewegt  sich  der  Dmx^chnitt  zwischen 
40  und  60  (62)  km  für  den  Tag,  während 
ach  100  km  an  einem  Tage  bei  Gelasius  II. 
(1118—1119)  und  95— lir>  km  an  einem 
Tage  bei  Innocenz  IV.  (1243—1254)  be- 
rechnen lassen.  Bezüglich  der  Schnelligkeit 
der  Flussschiffahrt  sei  die  Erzählung  von 
dem  Lnzemer  Schiffer  erwähnt,  der  im 
Jahre  1278  wettete,  man  könne  (einer  weit- 
verbreiteten Annahme  folgend)  zu  Schiffe  aus 
der  Schweiz  in  einem  T^  nach  Strassbui^ 
kommen,  der  aber  seine  Wette  verlor*).  Im 
16.  Jahrhundert  berichtet  Hermana  von 
Weinsbet^  von  seiner  Holländer  Reise  1559, 
er  sei  zu  Schiff  von  Cöln  bis  Eaiserswerth 
am  15.  Juli,  bis  Oneth  am  16.,  bis  Nym- 
wegen  am  17.  und  bis  Gorkum  am  18.  Juli 
gelangt  — ■  uud  ähnlich  lang  dauert  auch 
seine  Reise  im  Jahre  lö69*J.    Noch  im  18. 


■)  WerUnf,  Symbolae  1821.  Oehlmann, 
Jalu-bnch  für  Schweiier  Geschichte  III,  267  ff. 
Schalte  a.  a.  0.  I,  99.  100. 

*)  Simonsfeld.  Zeitschrift  f.  Enlturgeachicht« 
4.  Folge  n,  272ff. 

")  Menzel,  Deutsches  Gesandtschaftswesen 
in  Hittelalter  S.  200. 

*)  Ludwig,  Untennchongen  Ober  die  Beiee- 
nnd  Marwbeewhwindigkeit  im  12.  and  13.  Jahrb. 
1897. 

>)  Annales  Colmarienses,  M.  G.  S.S.  XTII, 
203. 

•)  EOhlbaam,  Buch  Weinsbei«  U,  106,  II, 
192.  S.  anch  eine  BerechanDg  von  Tagesstrecken 
einer  Bot«nreifie  bei  Alwin  Schnitz,  Das  bSfische 


Jahrhundert  brauchte  man  für  die  Reise  von 
Mainz  bis  Koblenz  einen  ganzen  Sommertag, 
ein  beladenea  Schiff  brauchte  von  Mainz 
nach  Cöln  4,  von  Cöln  nach  Münz  6—8 
Tage,  von  Mainz  nach  Strassburg  17—18 
Tage,  von  Strassbui^  nach  Mainz  4—5  Tage  ^). 
Ueber  die  Transport dauer  hat  Schulte 
a.  0.  I,  387  f.  aus  dem  Briefbüclüein 
er  Nümberger-Mailänder  Firma  aus  dem 
Anfang  des  16.  Jahrhunderts  Mitteihmgen 
"imacnt.  Die  schneEsten  Botenleistungen 
id  12  Tage,  eine  Nachricht  macht  für 
gewöhnlich  den  Weg  von  Mailand  nach 
Nürnberg  in  15  Tagen,  ein  Bote  brauchte 
sogar  für  Hin-  uud  Rückweg  nur  27  Tage. 
Nach  Schultes  Vermutung  S.  501  ist  etwa 
der  Ritt  des  Jakob  Krawas,  der  i.  J.  1494 
die  Entfernung  von  Nürnberg  bis  Venedig 
in  4  Tagen  1()^,'*  Stunden  zurilcklegte,  ohne 
Vorhandensein  von  Pferde  wechseln  nicht 
denkbar. 

Hier  sei  bemerkt,  dass  eigenthche  Gast- 
häuser dem  Mittelalter  fehlten  und  damit 
ein  sehr  wesentlicher  Zweig  des  Verkehrs. 
Nicht  in  staatlichen  Stationen  an  den  Strassen 
konnten  wie  zur  Römerzeit  Reisende  unter- 
gebracht werden.  Anstalten  christlicher 
Mildthätigkeit  nahmen  Arme  und  Kranke, 
Zunftherbergen  Handwerksgesellen  auf*).  Be- 
mittelte fanden  bei  Geschäftsfreunden  Unter- 
kimft,  am  Rhein  haben  häufig  Zöllner,  in 
Brügge  die  Makler  Fremde  beherbergt^). 
Auch  die  Kauffahrerhöfe  und  Fondachi  ha- 
ben als  Fremdenherbei^n  gedient'').  So 
hat  denn  auch  das  Wort  »hostel"  imFrank- 
reicJi  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  durch- 
gängig die  konkrete  Bedeutung  >Haus<, 
selten  die  abstrakte  >Haudialtung ,  Unter- 
kommen«:, und  erst  vom  Ende  des  17,  Jahr- 
hunderts an  haben  die  Gasthäuser  die  Be- 


Z.    der   Minnes.    2.   Ana. 


')  BiedermauD,  Deutschland  im  IS.  Jahrh. 
1880,  I.  328.  Zepll,  Fränkische  Handelspolitik 
S.  245. 

')  Vgl.  Stieda,  Schrägen  der  Gilden  und 
Aemter  der  Stadt  Biga  S.  29,  der  es  bedauert, 
doas  es  noch  ranz  an  einer  Untersnchnng  Über 
die  Gntntckdung  dieses  Verkehrszweiges  in 
Deutschland  fehlt.  S.  auch  Schulte  a.  a.  0.  I, 
84.  Bruder,  Die  Wirtahfiaser  des  Mittelalters 
(aua  Oestr.  Monatsschrift  fllr  christl.  Sozialrefurm 
1886)  nnd  von  Liebenau,  Das  Gasthof-  and 
Wirtshanswesen  der  Schweiz  1891.  Das  Bach 
von  G.  Eranse,  Ludwig,  Fürst  zu  Anhalt-Käthen 
nnd  sein  Land  vor  und  während  des  3üjährigen 
Krieges  I,  1679—1614,  KSthen  1877,  teilt  viele 
fUr  die  wirCscbaftlicben  Znstänile  des  damaligen 
Obersachsen  wichtige  Gasthofordnangen  mit. 

")  Buch  Wehisberg  II,   106.    Sohunk,  Bei- 


30,  1—66  and  Pappenhemi  ebendurt  29,  ' 
*)  Schulte  a.  a.  0.  1,  Ö21. 
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Zeichnung  »HOtel«  für  sich  beansprucht 
und  ihr  damit  die  heute  allgemein  herr- 
Bchende  Bedeutung  gewonnen').  Interessant 
sind  einige  Angaben  des  um  die  Wende 
des  13.  und  14.  Jahrhunderts  lebenden  Ni- 
colaus  von  Bibera  über  Erfurter  Verhältnisse 
Beiner  Zeit.  Während  die  Eaufleute  ein 
Jahr  lang  den  Delailtäufern  Kredit  gaben, 
heisst  OB  bei  den  Wirten:  »erst  das  Geld, 
dann  das  Getränk«'). 

Die  Hanse  hatte  in  den  Jahren  von 
1540—1554  für  Boten  und  Briefe  1810  Mark 
verausgabt,  von  1554 — 1579  bereits  4274 
Mark,  von  1579—1604  weiter  2604  Mark»). 
Der  Botenlohn  betrug  im  Jahre  1503  durch- 
schnittlich 12  Heller  für  die  Meile,  also  im 
Honat  bei  5  Meilen  täglicher  Wegstrecke 
8'/3  Oiilden*)  —  es  war  keine  schlechte 
Bezahlung,  wenn  man  bedenkt,  dass  dieser 
Betrag  ungefähr  dem  Monatsgehalt  eines 
städtischen  Rottmeisters  gleiclikam^).  Es 
mag  noch  erwähnt  werden,  dass  im  Beginn 
des  17.  Jahrhunderts  das  Briefporto  von 
Frankfurt  nach  Cöln  und  Nürnberg  6  Kreuzer, 
nach  Hamburg  und  Bremen  8  Kreuzer. 
nach  Wien  und  Prag  10  Kreuzer  betnig. 
So  imponierend  auch  das  Botennetz  war, 
■welches  die  deutschen  Städte  des  ausgehen- 
den Mittelalters  hergestellt  hatten,  und  so 
weit  auch  Deutschland  damals  allen  Nachbar- 
staaten vorausgeeilt  war,  dem  mittelalter- 
lichen Postwesen  war  ebenso  der  politische 
Charakter  der  Post  des  Altertums  verloren 
gegangen  wie  ihm  die  Grundzüge  des  mo- 
dernen Postwesens  mangelten  —  die  unbe- 
dingte Zugänglichkeit  für  jedermann,  die 
Hegel mässigkeit  der  Transporlakte  und  da- 
mit die  Zuverlässigkeit,  die  naturgemäss  nur 
ein  starker  Staat  gewähren  und  gewälirleisten 
kann.  Jene  Zwitter  von  Staatenbund  und 
Bundesstaat,  wie  sie  das  mittelalterliche 
Reich  und  auch  die  deutsche  Hanse  dar- 
stellten, waren  nicht  imstande,  die  weitere 
Ausgestaltung  des  deutschen  Poatwesens 
zoitgemäss  zu  beeinflussen.  Vom  Jahre 
1505  an  datiert  die  Staffeten Verbindung  zwi- 
schen den  Niederlanden  und  dem  Hoflagei- 
Maximilians :  die  Taxis,  ^halb  Beamte,  h^b 
Unternehmer''  (Schulte)  haben  diese  ersten 
wirklichen  Posten  angelegt  Als  Oroasnnter- 
nehmen  einer  Reihe  von  Postmeistern,  die 

')  Fonmier.  Uistoire  des  Engeignea  de  Paris. 
1884  p.  132.  Oechineky,  Der  Ritter  nnterwe^s, 
Hftll.  DiM,  1900  S.  19,  21. 

*)  Nicolai  de  Bibera  Carmen  Satiricmn  Vers 
1749,  1986-93,  1944  f.  Vgl.  Hügard,  Speierer 
Urknndenbnch  436  nr.  487  a.  I34o.  Jobn  Meier, 
ZeitBchr.  f.  dentache  Philologie  XXIV  644. 
Ueber  Nicolans  vgl.  Lorenz,  Dentechlanda  Ge- 
BchicbtaqnelleD  11,  134f. 

•)  Stephan  a.  a.  0,  8.  412. 

')  1  S.  damalri  ^  216  Heller. 

*)  Stephan  a.  a.  0.  S.  437. 


derselben  Familie  angehörten,  zunächst  im 
Interesse  dynastischer  Zwecke  und  mir  oll- 
mählich  privater  Benutzimg  zugänglich,  trat 
eine  der  wichtigsten  Grundlagen  des  mo- 
dernen Verkehrswesens  ins  Leben. ') 

fi.  Ergebnis.    Dem  starren  Widerstand 
der  Germanen ,  dem   trotzigen  Eigenwillen 
des  jedweder  Institution  feindseligen  Natur- 
volkes, sind  nur  mit  Mühe  die  unveräusser- 
licben  Gnindbedingnisse  des  Verkehrs  Lebens 
abgeningen   worden.     Lag   in  manchen  der 
noch  formlosen  und  unfertigen  Einrichtungen, 
wie  in  dem  Zoll  und  dem  Geleit,  ein  durch- 
aus richtiger  Grundgedanke  verboi^n,  die 
Wahrnehmung,    dass   alle   Institutionen   in 
erster   Linie    dem    Wohle    der   Gesamtheit 
dienen    müssen,    so   mangelte    es    freilich 
wiederum  an  der  faktischen  Macht,  die  nach 
dem    übereinstimmenden    Urteil    aller    dazu 
benifen  schien,  dieses  Wohl  der  Gesamtheit 
in  erster  Linie  zu  wahren  und  zu  bestimmen. 
Ein  Zeitalter  des  Verkehrs  ist  nicht  denk- 
bar,  wenn  die  Einzelnen   und   die  Völker 
einander  gewaffnet  gegenüberstehen,   aber 
ein  wirtschaftlich  oder  politisch  zerklüftetes 
Volk  kann  auch   nicht  an  den  Foitscluitten 
des  Verkehrswesens  erfolgreich  teilnehmen. 
Der  deutsche  Einheitsstaat,  der  aus  dem 
Kampf  der  Jahrhunderte  erstanden  ist,  hat 
unserem  Volk   die  lang  ersehnte  Verkehrs- 
einheit und  Verkehrsfreiheit  gebracht,  unter 
seiner  Einwirkung  sehwinden  allmählicli  die 
überlebten   Partikidarrechte  und   Verkehrs- 
monopolien    vei^angener   Tage    dahin   und 
erweitert  sich   die  Anschauung,   dass  jeder 
Staatsbürger  die  Pflicht  hat,    zur  Erhaltung 
des  Gemeinwesens  nach  Kräften  beizutragen. 
Danira  dienen  nur  die  Institutionen   wahr^ 
haft  den  Interessen   des  Verkehrs,   die  zu- 
gleich dem   Staate   dienen ,   sofern    er  eine 
Anstalt  zur  Pflege  der  Wolilfahrt  aller  seiner 
Büi^er  ist.   Je  stärker  unser  Staat  ist,  desto 
stärker  wird    die   Stellung   unseres   Volkes 
im    hochentwickelten      Verkehreleben     der 
Gegenwart  sein  und  bleiben. 
Iiltteratur;    Flacher,    Qetehiehte    dtt  deuuchrn 
Handelt,    189S.    —    KUiden,    Die  Slcltavg    des 
Äaufmajmt  int  MiUelaUer.  184^.  —  Hofftitann, 
OrtehiehU    dti    Handele,     der   Erdkunde     und 
Srkiffakrt    aller     VSlker    und    Staaten,     IS47. 
—    Seherer,    Allgemeine   Oetchichte   de»  Welt- 
hundeli,    13S£ — IS5S.    —    Kte$aelbath,    Sin- 
leilting    in    die    curopäUrhc    HamlcUgackichle, 
ISiX.  —  Waekernanet,   Gewerbt,  Handel  und 
Schifahrt  der  allen  Germanen,  in  Hiiiipü  Zeit- 
ickr.  f.  dat  denltehe  Alterlma,    Bd.  0.   1SS.1,  S. 
530.  —  Falke,  Der  deiUiche.  Handel  im  .ViUel- 
alier,    Zeiteehr.   für    devtiehe    Kidturgetehieble, 
IS.'i?.  —  Plegier,    Zur   Getekiehte   der  Anten, 
1S5S.  —  Mone,   Die  RheinteliiffahH  rom  13.  bit 
15.  Jahrhundert    und:    Die  SheintekiffahTt    vom 
IS.    tne    16.    Jahrhundeit    (Zeittchr.  /  d.   Getch. 
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da  ObtrFhti-n»  IX.  1  «.  iX,  4)  ISS».  — 
Faltet,  Da»  ileuUche  Zollweien  im  JfiUelailer, 
ZeiUchr.  jUr  deuUcht  Kultargachidite ;  Ge- 
lehiehle  de»  deultc/ien  Handelt,  1S59.  —  Kie«- 
aelbaelt.  Der  Gang  de»  WellhandeU  und  die 
Enttcirielmig  da  evropäiKhen  VBlkrHebent  in 
SRUdaUer,  tSSO.  —  fiuby,  Der  devücht  Kan- 
(M  tiB  Xorden  Eurcptu  bi*  tum  Jahre  1X70, 
Programm,  I8SS.  —  Beer,  AUgaatine  GetchichCe 
dee  fVeltliandeU,  1860— ISS^.  —  Andrie,  Qeo- 
gntphie  dei  WelHumdeli,  iaG3~187X.  —  Bfl- 
ektU,     Oeeehiehte     da     WehhandeU,    1867.     — 

VifrteliahrttchriftfürVollawirUchafiJSBS, 
I,  f?  und  11,  6t.  —  SÜ^han,  Dae  Verkekn- 
i^u  im  Jfilttlallrr,  Mittorierhet  Tatchenbueh, 
1S69.  —  Falke,  Geeehichte  det  deaiiehen 
ZaUaeient,  1869.  —  Perrot,  Zur  GarliickU 
de»  Verteirtaetmi,  1871.  —  Baader,  Nürn- 
berg* Handel  im  MilUlaiter  (SS.  Jahtaberichl 
d.  Am(.  Vtr.  Jür  MiOelfranken) ,  187t.  — 
SthmotltT,  Der  moderne  Verkehr  im  Verhilllnie 
3uni  leirftehafllichen,  loiuiten  und  liuliehea 
FarttthriU,  187S,  Reden  tur  deuteeheii  ,Sotial- 
politit,  1890.  Volk*airUchafUiehe  Zelt/ragen, 
heraiugegeben  von  der  volkmrirUe/iaßiiehen  Gr- 
telUchaft  lu  Berlin  Nr.  «7;  Barth,  Wand- 
lungen   im   Welthandel,    Nr.  63,    64:    Jagtroiü, 

Wellhandeleetratien  da  Abendlande».  —  Löp«r, 
Die  Rheinschifain  Stra»»buTg»  in  früherer  Zeil 
und  die  Stnuiburgf^  Schiff leui- Zunft,  1877.  — 
POhlmann,  Die  ]Virt»chqft»potilik  der  Floren- 
tiner Senai»»ance  uad  da»  iVintfp  der  ferkehr». 
freiheit,  1878.  —  3f(Mcfcfcau,  Geiehifhle  der 
Britfmarten  und  der  I^ilatelie ,  1878.  — 
Kohl,  Die  nalSrlichen  Lodcmittel  da  VSlker- 
rerkehr»,  1373.  —  Steiner,  Bilder  au»  der  Qc- 
tehiehtr.  de»  Verkehr»,  1880.  —  Hfibbe-ScUef- 
dra,  Deuieche  Eoloni*atio7i,  1881.  —  Oeldch, 
Studien  über  die  Entvirkelangigeackichte  der 
Xfhiffahrten,  1883.  —  Oeerlng,  Völu»  Kolonial- 
varenhandel  vor  400  Jahren  (Miiieil.  au»  dem 
Nfadlarehic  von  Cötn,  U,  41— BS).  —  HeUwtg, 
Handel  und  Gexeerhe  der  deuUehen  Städte  icäh- 
rend  der  »äehtiteien  Kaiteneü  (GHtlinger  Pro- 
gramm 188i).  —  Heyd,  Die  Alpen»trot»en  im 
Miaelalter  (Autland  55,  1832)  S.  461—467.  — 
Verwelhe,  Geedtiehte  da  LecantekandeU  im 
Mittelalter,  1379.  —  Dereelbe,  Schwabe»  auf 
den   .Metten    von    Genf  «"rf  I^on    (Wilrltemb. 

Vierteljahrthffte,  K  F.  I,  S7Sff.}.  —  Der- 
aelbt,  Der  Verkehi'  »üddevUeker  Städte  mit 
Genua  während  de»  MiltelaUer»  (Fortehuagen 
xur  deuUrhen  Gachiehte  S4,  HS  ff.),  188 f.  — 
Boi-Iel,  Hittoire  du  commerce  et  de  l'induilrir 
de  la  Beigique,  1334.  —  Creeeait,  L'lnduetrie 
et  le  comnterce  /ran^i»  aa  moyenäge,  Bull,  de 
tu  toc.  de  geographie  de  Lyon,  T.  V,  p.  10.  — 
Bertog,  Die  Einwirkungen  der  modernen  Ver- 
iehr»mlUel  auf  die  Kulturentiriekelung,  18S5.  — 
Sf  BMHU^eld,  Die  Deuteehen  at»  Koloniealoren 
in  der  Getehichle,  ISSS.  —  Oelbrflck,  Die  Be- 
deutung der  Erfindungen  in  der  detehiehte, 
Preu»ei»che  Jahrbücher,  April  1S86.  —  Bru- 
rfer,  Die  Wirtthäuter  da  Mittelalter»  (Oeeier- 
reieh.  MunoU»chr^  för  chrittliche  Soiialre/orm, 
1886).  —  Jacob,  Der  nnrdieeh-baltüehe  Handel 
der  Araber  im  Mittelalter,  Leipz.  Diei.  ISST. 
—     Gitti,     Die     Verkehrtwege    im    Dienile    de» 

Welthandell,  1883.  —  Gatrner,  Zum  deuUehen 
Straetenwaen ,  1S89.  —  Sa'odi ,  Dealtclie 
»tädtitehe  GetreidehandeUpolitik.  1839.  —  Crole, 


Ge»chiehte  der  deHl»ehen  lh»l  ron  ihren  An- 
fängen bit  tur  Gegenican,  1889.  —  Max 
Weber,  Zur  Gaehiehte  der  Handeligeeeü- 
schaften  im  MiUelatter,  1389.  —  SUnoH^eUl, 
Ein  venetianiecher  Beiteberieht  liber  SüddeutteK- 
land,  die  Oiltchaeit  und  Oberitalien  au»  dem  . 
Jahre  1492  (ZeiUchrift  für  Kulturgaehichte  II, 
241  ff.}.  —  Quet»ch,  Gaehiehte  de»  Verkehrt- 
waeni  am  ifittelrhein,  1891.  —  Fritx,  Zur  Ge- 
»chichte  da  deufech-tombardiechen  Handelt  (Zeit- 
tchr.  j.  d.  Gack,  det  Oberrhein»,  1891,  S.  SlOff.). 
Ooldachtnldt,  Die  Gachäfttoperationen  der 
Champognermeeien  (Zeiltchr.  f.  HandeUreckt, 
Bd.  40).  —  Derselbe,  l'nicerealgaehiehte  da 
ßandelirechu,  13S1.  —  FratU  Oraf  von 
Thuitt  und  Toxi»,  Die  Anfänge  det  habt- 
burgitchen  Pottvaen»  (I46O — 1519)  in  »Aeus 
TiroUr  Stimmen«.  1891  nr.  296,  298.  —  Ehren- 
bctg ,  Fremdenrerht  im  Handwürtcrb.  der 
Slaalew.  1892,  Bd.  III.  —  fiumot«!.  Die 
Haimöüe  ton  Werlheim  bit  Maini,  Bonner 
Dii».  1892.  —  V.  d.  Borght,  Die  wirttchafl- 
liche    Bedeutung    der   Bhein-Seachiffahrl,    1892. 

—  Zinttnemiann,  Oeeehiehte  der  pretuiiteh- 
deulichen  Handeltpolitik,  1892,  —  EL  Mayvr, 
Zoll,  Kaiifmanntrhajl  und  JUdrkt  imitehen  Rhein 
und  Loire,  1892.  Fetitehrift  für  Sonrad  v. 
Maurer.  —  Welthaae,  Gaehiehte  da  Welt- 
pottvereint,  1393.  —  Htilter,  Die  geechichtliche 
Eiittcirkelung  det  modernen  Verkehr»,  189S.  — 
Wetaet,  Da»  Zollrecht  der  deiiteehen  ESnige 
bit  111  r  güldenen  Bulle  (rnteriuehurtgen  lur 
deulirhen     Staat»-     und    Reehligetehithte     43). 

—  Smnmerlad,  Die  BhtimGlU  im  Mittel- 
alter, IS94.  —  5Hed«(,  HoTitiieh-renelianitche 
Handelebeziejmngen   im    15.    Jahrhundert,    1394. 

—  Rtctutrd  Mayr,  Lehrbuch  der  Han- 
deltgetchichle  auf  Grundlage  der  Wi»»ehafl»- 
und  Soxialgetehiehte,  18H-  —  ^fipfi,  Frän- 
ki»che  Handelipolitik  im  Zeitalter  der  Auf- 
klärung  (Schont,  BayerUche  Wirltchafit-  und 
Venrallungtttudlen  III,  1894)-  —  Stleda,  Die 
Schifferguelltchaft  in  Roilork  (Jahrb.  det  Ver- 
fär  mecMenbuTgitche  GeechichU  59),  1S94.  — 
Hanttech,  Drut»che  Reitende  det  16.  Jahr- 
hundert» (Leiptiger  Studien  au«  dem  Gebiet 
der  Gaehiehte  I,  4),  189S.  —  Ootheln,  Rhei- 
nitche  Zollkongre»te  und  Handettprojekle  am 
Ende  det  17.  Jahrhundert»  (Beiträge  lur  Ge- 
»chiehte  vomehmlieh  t:öl»t  und  der  Rheinlande). 
1S9S.  —  Wutke,  Die  »chle»i»ehe  Oderechiff- 
fahrt  in  rorpreuttiteher  Zeit  (Urk.  u,  Akten- 
itBcke.  Cod.  dipl.  SHetiae  XVII.  1896).  — 
BeUg^nhauter,  Die  Maim-Frankfurter  Afarkt- 
ichiffahrt  im  Mittelatter  (Leiptiger  Studien  aui 
dem  Gebiet  der  Getehichle  II,  1),  189G.  — 
Ehrenherg,    Dat   Zeitaller   der  Fugger,   1896. 

—  Häbler,  Die  Fugger  und  der  ipanieehe 
Geaünhandel  (Zeit»ehri}l  des  hitlor.  Ver.  für 
Schwaben  «mf  Neuburg,  Bd.  19),  1892.  — 
Derselbe,  Die  Getehichte  der  Fuggemchen 
Handlung  in  Spanien  (Zeittrhr.  f.  Srniat-  und 
Wirttehafltgachiehte,  Ergämungehtft  1),  1397. 
■ —  Si^veking,  Genueter  Finannreten  (VolkttP. 
Abhandlungen  der  baditehen  Hochtehuleii  I,  3. 
III,  3),  IS98,  1809.  —  Eckert,  Dat  Mainier 
ScAiffergeverbe  in  den  leltlen  drei  Jahrhunderten 
det  Kuntaatei  (SchmoUer,  Staat»,  und  totial- 
iriteentehaflliche  Fortehungen  16,  3),  1898.  — 
Möberltn,  Der  Obermain  alt  Handeltttratte  im 
tpäfere»  Mittelalter.  1899.  —  Sehaube,  Proxenie 
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im  Mülctnller  l  Berieht  da  Gymnativmt  ik 
Britg  2899).  —  aarttn  Becker,  Di«  Iniliatice 
bat  der  Stiftung    de»  Rheiniichen  Bunde»,    1S99. 

—  Poppe,  Heber  Handel  vnd  Handelistratitn 
unterer  Gegend  in  früherer  Zeit  {Sonderabdmek 
aia  den,  MitieÜ.  de»  Gelrhiehti.-natvrv!i»ienech. 
Vereins   von  Sangerhauten    und   ('Tngegend   III, 

195—204).  —  V.  Below,  Grotehändler  und 
Kleinkändler  im  deuttchen  Millelaller  ((Conrad» 
Jahrbücher  7S,  5).  —  Deraelbe,  Art.  «Unter- 
känferi,  «Preittfaen«  im  Wörterbuch  der  Volk»- 
virttehafi.  —  DerseUt«,  Die  Ent»tehuiui  des 
Htmdieerk»  in  Detit»chtand.  ZeUichr.  f.  Soiial- 
und  Wirttehafttgeieh.  Bd.  S.  —  Lot»,  Ver- 
kehr»entwiekelvng  in  DetUiehlund  ISOO — 1900- 
Darin  nne  Uebcrtickl  iäxr  die  Hauptfort- 
»chritle  in  den  VerkehnmiUeln  »aierhen  1500 
vnd   ISOO  und  ihre  virteehnfUichen  Wirkungen. 

—  Alo^a  Schulte,  Getchichte  de»  mitulatter- 
liehen  Handel»  und  Verkehrt  iieitehen  Weit- 
deul»ehland  und  Italien,  1900,  —  Sontm«rlad, 
Art.   BinneniSlle,    oben   Bd.    II,    S-    89Sff. 

—  Wetmaibom,  Die  EliiStle  und  Eibelapel- 
pläUe  im  Mittelaller ,  1901.  Vgl.  aveierdem 
die  lahtreieie  IMUratur  fiter  die  Enittehung 
der  deuUchen  Stadtrerfateung  vnd  ilber  die 
deidiche  Hanta,  lovif   Lampreeht,   Deuteehe» 

Wirtechafleteben  im  Xiltehlter ,  v.  Inama- 
Stemtgg,  Deutiche  Wirt»ehafl»gr»rh!chte,  und 
Ootheln .  Wirtiehafttgeeehiehte  de*  Schwarz- 
valilr»    an    verichiedenta  Stellen. 

Theo  Somm«rInd. 


TransportBtflnern. 

1.  Allgemeines.    2.  Geserzg-ebung. 

1.  Allgemeines.  Die  Abgaben  vom 
Transportverkehr,  Ti-anB[)ort3leneni  im  wei- 
testen Sinne,  sind  ursprünglich  und  prin- 
cipieU  eine  eigen ttimliche  Form  der  Ver- 
kenresteuern.  Die  Durchführung  einer  der- 
artigen alle  Typen  des  Verkehrs  erfassenden 
Aullage  stösst  jedoch  auf  eine  Reihe  zum 
Teil  unüberwindlicher  Schwierigkeiten.  Vor 
allem  ist  e,*;  kaum  denkbar,  alle  Öflter  als 
Waren  mit  angemessenen  Sätzen  zu  treffen. 
Sodann  aber  sind  die  den  Transtmi-tsteuem 
er*-achsenden  Aufgaben  thatsÄchlich  bereits 
durch  andere  Steuei-formen  gelöst,  wie  der 
Transport  ausländischer  Produkte  nach  dem 
Inland  durch  die  Zölle  und  der  binnen- 
lindische  Verkehr  durch  die  verschiedenen 
Anfwandsteuem.  Um  das  Problem  über- 
haupt 10  fassen,  war  man  genötigt,  das 
Geltungstereich  einzuschiAnken  imd  nur  den 
möglichst  leicht  erkennbaren  und  erfassbaren 
Teil  des  Tran  Sportverkehrs  ein  zubeziehen. 
Man  knüpfte  nämlich  an  den  äusseren  An- 
lass  dos  Transportes  an,  welcher  sich  in  der 
Inanspruchnahme  und  Benutzung  von  Ver- 
kehrsmitteln und  Verkehrswegen 
darstellt.  Allerdinga  hat  man  mit  diesem 
beachtenswerten  Vorgange  wenigstens  teil- 


weise den  Ausgangspunkt  verlassen  und 
neben  der  Verkehrssteiier  auch  anderen 
Steuercharakteren  Einlass  gewährt. 

Dieser  Gruppe  von  Auflagen  sind  die 
Brücken-,  W^^,  Flusszölle  etc.  zuzuzählen, 
welche  in  fröieren  Zeiten  in  grösserem  Um- 
fange erhoben  zu  werden  pflegten,  deren 
Wirksamwerden  aber  heutzutage  wesentlich 
eingeschränkt  ist.  Das  wichtigste  Beispiel 
dieser  Art  ist  unstreitig  der  sogenannte 
■jSundzoll»,  weldien  inKronenbuig  alle  den 
Sund  passierenden  Schiffe  an  Dänemark  ent- 
richten mussteu.  Deiselbe  wurde  im  Jahre 
1S57  von  den  beteiligten  Staaten  mit  30 
Millionen  Thaler  abgelöst.  Auch  in  Spanien 
und  Portugal  sind  derartige  Abgaben  vor- 
^kommen,  namentlich  als  diese  Länder  im 
Zenith  ihrer  Handels  Suprematie  standen. 
Gleiche  Fälle  in  Frankreich  Deutschland, 
Oesterreich,  den  Niederlanden  und  den 
nordischen  Iteichen.  Bei  diesen  Abgaben 
konkurriert  hier  mitunter  auch  die  Gebühr 
mit  der  eigentlichen  Steuer. 

Von  grösserer  praktischer  Bedeutung 
sind  diese  Abgaben  in  denjenigen  Ländern 
geworden,  wo  sie  in  systematischer  Ver- 
knüpfung mit  den  Verkehrsmitteln  und  deren 
Entwickelung  auftreten.  Sie  erscheinen  als 
Zuschläge  zu  den  Aiifwendungen  (Pi'eisen) 
der  Fahrt  und  Fracht  und  lehnen  sich  pro- 
portional an  die  Fahr-  und  Fiihrkosten  an. 
Allerdings  seht  gei-ade  hier  bei  dieser  be- 
sonderen Abart  der  Transprtsteueni  der 
eigentliche  und  iffspinln  gliche  Verkehrs- 
steuercliai'aktei-  ganz  otler  zum  Teil  ver- 
loren. Die  Transportsteucr  empfängt  dabei 
regelmassig  das  Gepräge  einer  Lizenzabgabe 
(Frankreich,  England)  und  wii-d  wiederum 
teilweise  eine  Art  Ertragssleuer  vom  Ein- 
gang (Erwerb)  aus  dem  Pei-sonen verkehr 
oder  der  Gütertracht  (England)  oder  sie  wird 
andei'ereeits  in  Wesen  und  Wirkung  zu  einer 
indirekten  {von  der  Bahn  Verwaltung  ausge- 
legten) Genuss-  und  Gebrau clissteuer  (Frank- 
reich). Für  endgütige  Beiuieilung,  inwie- 
weit der  Ei'werb.'i-  oder  Aufwandsteuer- 
gesichtspunkt  vorherrscht,  entscheiden  in 
letzter  Linie  <lie  speciellen  Teberwftlzungs- 
verhältnisse. 

2.  G«flfitzf^biiiig  {Transportbosteuerung 
i.  e.  S.).  1.  England.  Ui-sprÖnglich  be- 
standen in  England  drei  ältei«  Steuern 
auf  Stadt droschken,  Landkutschen, 
Mietpferden  und  Mietkutschen.  Im 
Laufe  der  Zeit  wurden  diese  Abgaleii  ent- 
sprecliend  den  Veränderungen  der  Verkehrs- 
und .Transpoi-tmittel  und  der  Verkehrsbe- 
dürfnisse des  Publikums  sowie  unter  dem 
Einfliisse  der  Konkurrenz  der  Kommuni- 
kationsmittel untereinander  zuei'st  ermässigt 
und  verändert,  um  scldiesslich  ganz  ange- 
hoben zu  wenien.  Ihr  Ertr^  erreichte  1S7I> 
je  106000,  49000  und  144<J00  *  in  Gross- 
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britaQQieo.  Die  Stadtdroschkeii  uuterliegen 
jetzt  der  Wagensteuer,  und  die  Abgabe  der 
Landkutschen  ist  1853  in  eine  höhere 
Lizenzsteuer  verwandelt  worden,  nachdem 
die  steuertechnischen  Schwierigkeiten  der 
>MeiIensteuer<  deren  Beseitigung  notwendig 
machten.  Mit  dem  Eintritt  der  Eisen- 
bahnen in  das  öffentliche'  Verkehrsleben 
wtirde  die  Enbedehung  dieses  Transport- 
mittels in  die  bestehende  Transportbesteue- 
rung  eine  historisch  begründete  Notwendig- 
keit. Anfänglich  nach  dem  Grundsätze  eines 
Meilengeldes  (1832  V'»  d.  für  je  4  Personen 
per  1  englische  Meile)  erhoben,  wurde  die 
Steuer  1842  in  eine  5%  ige  Abgabe  vom 
Ertrage  des  Pei-sonenverkehrs  umgewandelt. 
1844  wurden  dann  die  gesetKÜch  einge- 
führten billigen  Züge  III.  Klasse  von  der 
Steuerpflieht  befi-eit.  Diesen  Umstand  be- 
nutzten die  Eisenbahngesellschaften  zur  Aus- 
dehnung der  Steuerfreiheit  durch  Vermeh- 
nmg  dieser  Eat^orie  von  Zügen,  wodurch 
1863  eine  in  der  Hauptsache  erfolglose  Be- 
grenziuig  und  Beschränkung  der  Steuer- 
befreiiing  dxirch  die  Gesetzgebung  versucht 
wurde.  Seit  1883  sind  die  Fahrten  unter 
und  bis  l  d.  steuerfrei  gemacht  und  für  die 
städtischen  Züge  wurde  der  Steuersatz  auf 
ä^'o  herabgesetzt.  Dieser  Vorgang  schliesst 
ein  ungerechtfertigtes  Geschenk  an  die  Eisen- 
babnkompagnieen  in  sich.  Das  Gepräge  der 
Abgabe  ist  dasjenige  einer  Eisen  bahnsteuer, 
einer  Ertragssteuer  vom  Heiiiertrag  der 
Eisen  bahn  Unternehmungen.  Vom  Waren- 
Iransport  wird  in  England,  ähnlich  wie 
in  Frankreich,  eine  "fiansportsteuer  als 
Stempelabgabe  von  Frachtbriefen,  Schiffs-, 
Sfiet-  und  Verfrachtungsverträge  d  im  Be- 
trage von  6  d.  erhoben.  Ertrag  der  Eisen- 
bahuBteuer  war:  1836  0,010,  1840  0,112, 
1865  0,445,  1885  O^Q'i,  1895  0,2,59,  1898 
0,308,  1900  0,328  Millionen  £. 

2.  Frankreich.  Die  Transportsteuem 
in  Ii>ankreich  sind  in  der  Revolutionsära 
entstanden  und  hervorgegangen  aus  den 
Yerhältniseen  des  öffentliclien  Fuhrwerks 
aus  älterer  Zeit  1797  wurde  die  Abgabe 
wesentlich  ans  fiskalischen  QrOnden  einge- 
führt, um  den  Einnahmeausfall  der  damals  auf- 
gehobeneu Personen-  und  Packetpost  (Kenne 
nationale  des  Messageries)  zu  decken,  die 
infolge  mangelhafter  Oiganisatiou  der  Fahr- 
kurse und  Fahraeiteu  an  einem  dauernden 
Deficit  litt  Man  überliess  die  Messagerieen 
der  Privatindustrie  imd  erhob  eine  10*/oige 
Proportionalabgabe  vom  Ertrag  der 
Personenf^rzeuge  mit  regelmässigem  Ver- 
kehr zwischen  verschiedenen  Orten  mit  be- 
stimmten Abgaugszeiten  und  eine  feste 
Abgabe  von  anderen  öffentlichen  auf  be- 
Bonuere  Bestellung  verkelireuden  Personen- 
fohrzeugeu.  Bei  ersterer  war  urspränglieh 
ein  Abzug  eines  Viertels,   seit   1819  eines 
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ge- 


stattet. 1804  wiu^ie  auch  der  regelmässige 
Warenverkehr  in  die  Steuer  einbezogen.  Die 
Doppelsätze  der  Proportional-  und  festen 
Atgabe  wurden  beibehalten,  im  übrigen  aber 
traten  im  Laufe  der  Zeit  mancherlei  Ver- 
änderungen im  Tarife  und  in  ihrer  Be- 
rechnungsweise  ein.  1817  wurde  eine  lizenz- 
abgabe  von  jedem  einzelnen  Fahrzeuge  hin- 
zugefügt, um  die  öffentlichen  Fuhrwerke  in 
das  wesentlich  Eon  trollzwecken  dienende 
Lizenzsystem  der  indirekten  Besteuenrag 
einzugHedero.  Das  G.  v.  2.  Juli  1838  dehnte 
die  Steuer  auf  den  Personentransport  der 
Eisenbahnen  aus  und  unterwarf  der  Pro- 
portionalsteuer ein  Drittel  des  Tarifbetrags. 
Ein  weiteres  G.  v.  14.  Juii  1855  gestaltete 
die  Besteuerung  des  Eisenbahnverkehrs  um 
und  eriiob  eine  lO^/oige  Proportionalab^l>e 
vom  ganzen  tanfmäsaigen  Preise  des  Per- 
sonen- und  Eilgutverkelu«.  Nach  den  Kriegs- 
jahren  1870 — il  fanden  starke  Erhöhungen 
in  Form  einer  lO^/oigea  Zuschlagstaxe  vom 
EilgUter\-erkehr  statt  (G.  v.  16.  September 
1871).  Eine  weitere  Reform  im  Jahre  1892 
(G.  V.  1.  April  1892)  beseitigte  den  10"/oigen 
Zuschlag  auf  den  Preis  der  Plätze  der  auf 
Eisenbahnen,  mit  öffenttiehen  Wagen  oder 
Dampfschiffen  oder  anderen  für  das  Publi- 
kum bestimmten  Schiffen  fahrenden  Per- 
sonen. Auch  der  lO^/oige  Zuschlag  auf  den 
Preis  der  Gepäck  Versendungen,  einschliess- 
lich 10  Cts.  Registrieningsabgaben,  und  der 
Eilfracht  der  Kaufmann sgüter  auf  den  glei- 
chen Wegen  wurde  aufgehoben.  JIndlich 
kamen   in  Wegfall   die  proportionalen  Ab- 

giben,  welche  bisher  auf  die  Nettopreise  der 
iifracht  der  Kaufmann  sgüter,  der  Esswaren 
und  des  Viehs  lasteten.  Für  Uebergewicht 
und  Hunde  ist  auch  ferner  noch  diel2''/oige 
Taxe  zu  entrichten.  Hei  den  Wegen  von 
Lokal intei-esse  und  den  Lokomotivb^nen 
wird  ohne  Rücksicht  auf  deren  Länge  eine 
Proportionalfaxe  von  3  "/o  auf  den  Preis  der 
Plätze  der  Reisenden  und  der  Gepäckeil- 
fracht erhoben.  Die  Unternehmungen  von 
Lokomotiv bahnen,  auf  deren  Netz  der  Preis 
der  Plätze  30  Cts.  nicht  überateigt,  können 
auch  weiterhin  die  Pauschalabgabe  ent- 
richten. 

Nach  diesen  Reformen  wimlen  die  Steuer- 
sätze vom  Personen-  und  Gepäck  verkehr, 
femer  für  die  Transportpreise  von  Geld- 
sendungen imd  Hunden  um  12  "/o  ermässigt 
und  der  übrige  Eilgut-  {Lebensmitte!-)  und 
Viehverkehr  von  der  Proportional  Steuer  be- 
freit. Die  Tran  sportsteuer  für  Fahrzeuge 
auf  Bestellung,  Omnibus-  etc.  Verkehr  be- 
steht in  einer  feilten  Jahresabgabe  für  W^en 
von  1—6  Plätzen  im  Betrage  von  50— 137'/i 
Francs  nach  der  Grösse  der  Wagen,  filr 
grössere  Wagen  nach  der  Zaiil  der  Plätze 
von  3,125  Francs  bis   12,50  Francs,     Dazu 
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kommen  Lizeozg^bflhrea  von  6,25  France 
fijr  den  Waggon,  Wagen,  Schiff  etc.  und  2 
Francs  fOr  die  El&ppenkontrol]  marke  (eatam- 
pille).  Die  FrachtDiiefe  haben  eine  Stempel- 
steuer von  70  Cts.  für  Güterzugsrecipisse 
und  35  Cts.  ffli'  EiJgutsreci pisse  zu  erlegen. 
Aehnliche  Bestimmungen  beBtehen  für  Fahi- 
empfangsscheiue  beim  gewöhnlichen  Land- 
Iransporte  und  für  Seefrachtbriefe  oder 
Konossemente,  für  welche  als  Minimum  das 
kleinste  Stompelpapier  von  60  Cts.  hin- 
reicht. Die  Entwicielung  der  Eingang«  aus 
der  genannten  Steuer  zeigt  folgende  Skala; 

von  Eisen-  von  anderen  Summe 

balmen  Fahrzeugen 
Hill.  Frc8. 

1869           33,980  5,210  38,190 

1873           64,360  5,420  69,770 

1883           90,100  4,730  94,8So 

1891          100,380  ;i39o  105,670 

1893           47,380  5,130  52,410 

1896           50,790  5,110  55,900 

1899  55,304  5,295  6o,s99 

1900  63,741  5,417  69,168 

Dia  französische  Transportsteuer  ist 
äusserlich  eine  Ertragsstener  vom  Eisent>ahn- 
verkehr,  thataSchlich  aber  in  Wesen  und 
Wirkung  eine  indirekte  durch  die  Bahnver- 
valtung  ausgelegte  Gebrauchs-  oder  Oenuss- 
steuer. 

3.  Ungarn.  Die  ungarische  Transport- 
ateuer  vom  Eisenbahn-  und  Dampfschiffver- 
kehr (G.A.  20:75,  61:80,  14:07)  w^u^Je 
1875  eingeführt  und  1880  und  1887  mehr- 
fach erhöht.  Die  Steuersätze  betragen :  18  "/o 
von  der  Fahrtaxe  des  Personenverkehrs, 
18"/»  für  alles  das  Freigewicht  übersteigende 
Gewicht  des  Reisegepäcks,  18  "/o  von  der 
Transportgeböhrffir  Sraaratzüge  und  Separat- 
schiffe und  7  "k  bei  Eilgütern  und  5  "/o  bei 
Frachtgütern  von  der  TransportgebiUir.  Er- 
trag: 1,490  Millionen  Kronen. 

4.  Italien.  Die  durch  G.  v.  6.  April 
1862  eingeführte  Abgabe  für  Personen  und 
Eilgüter  wurde  durcb  G.  v.  14.  Juni  1874 
auf  13%  der  Transportkosten  erhöht,  und 
die  Frachtgüter  wurden  mit  2*,o  derfVacht- 
kosten  besteuert  Dazu  kommt  für  Billette 
und  Frachtbriefe  noch  eine  Stempelateabe 
von   5  Cts.    Ertrag:  21,030  Millionen  Lire. 

5.  Spanien.  Im  Jahre  1664  wurtle  in 
Spanien  ein  IC/oiger  Aufschlag  auf  den 
Preis  der  Eisenbahnbilletts  für  Personen- 
beförderung eingeführt,  dessen  Ertrag  zwei 
Jahre  apftter  (G.  v.  26.  Dezember  18I«J)  den 
Eisenbaongesellschaften  unter  dem  Titel 
vortlbergehender  Subventionen  überlassen 
wurde.  Durch  G.  v.  20.  Dezember  1872 
wurde  eine  neue  10%ige  Steuer  auf  die 
Eisenbahntarife  für  die  Passagiere  kreiert, 
■welche  zugleich  auf  die  Benutzung  von 
Dampfschiffen  und  anderen  mit  Dampf  be- 
wegten Verkehrsmitteln  ausgedehnt  wurde. 


Diese  Abgabe  wurde  gleichzeitig  durch  eine 
Registerateuer  von  Eisenbahnbillets  ei^;änzt 
und  auf  den  Verkehr  mit  anderen  Transporte 
mittein  einschliesslich  der  Eüstenschiffahrt 
bezogen.  Die  Erhebung  erfolgt  auf  Qmnd 
eines  ausgebildeten  Staffeltarifs  (Reglements 
vom  27.  und  28,  Dezember  1872  und  Iti. 
Oktober  1873).'  1874  wurde  die  TranspOTt- 
steuer  für  den  Personen-  und  Güterverkehr 
um  die  Hälfte  zur  Deckung  der  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  erhöht  (G.  v.  26. 
Juni  1874).  Durch  G.  v.  SO.  Juli  1883  wanl 
die  10%ige  staathche  Transportsteuer  ab- 
geschafft und  den  Eisenbahn gesellschaften 
Obertassen.  Dagegen  fliesst  die  heute  be- 
stehende 15''/oige  Abgabe  ganz  in  den  Staats- 
schatz ;  bei  Vei^ügimgszügen  wird  sie  auf 
5%  ermä-ssigt.  'Non  der  Registeralwabe 
sind  befreit  die  Transporte  von  Mineralien, 
der  Einfuhr-  und  Ausfiihrhandel  (V.  v.  29. 
Januar  1878). 

6.  Russland  hat  eine  Auflage  auf  die 
Plätze  der  Passagiere  der  Eisenimhnen  so- 
wie auf  die  mit  der  Eisenbahn  beförderten 
Eilgüter  (GG.  v.  30.  Dezember  1878  und 
19.(31.  Mära  1894).  Ertrag:  11,500  Millionen 
Rubel. 

7.  Oesteri-eich  und  Deutschland. 
In  Oesterreich  besteht  ein  Gebühren- 
stempel von  2  Hellem  für  je  1  Krone  bis 
zum  Höchstbetrage  von  50  Heller  für  Per- 
sonenfahrkarten, Der  Stempel  der  Fracht^ 
briefe  beträgt  10  Heller  vou  jedem  Bogen, 
über  Sendungen  bis  zu  5  Meilen  oder  !iS  km 
2  Heller.  Ebenso  bei  Frachtkarton  (Em- 
pfangs- und  Anfnalimescheine  des  Frachten) 
sowie  Recipisse  über  Reisegepäck,  zu  dessen 
freier  Mitnahme  die  Fahrkarte  nicht  be- 
rechtigt, je  10  Heller.  In  Deutschland 
sind  dm-ch  das  Reichsstempelgeöetz  vom 
14.  Juni  1900  die  obligatorisch  vorgeschrie- 
benen Trkunden  bei  Beförderung  von  Gütern 
zwischen  inländischen  und  ausländist-hen 
Seehäfen  oder  zwischen  inländischen  Fluss- 
häfen und  ausländischen  Seeliäfen  einer 
Stempelabgabe  unterworfen  worden.  Die 
Abgabe  beträgt  von  der  einzelnen  Urkimde 
(Konossement,  Frachtbrief),  wenn  sie  im  lu- 
lande  ausgestellt,  vorgelegt  oder  ausgehän- 
digt wird,  je  1  Mark,  imd  im  Verkehr 
zwischen  inländischen  Hafenplätzeu  und  aus- 
ländischen Uafenplätzcn  der  Nord-  und  Ost- 
see, des  Kanals  oder  der  norwegischen  KOste 
im  gleiclien  Falle  je  0,10  Mark. 
Lltteratar:  schall,  in  Srhönbety  III.  4-  A«ß., 

S.  734 — SS.  —  Leroy-BeavUeu,  TVnA«  dt  la 
Srieiiff.  de»  Finaua».  S  r'd.,  Biril  19IHI,  Bd.  I. 
—  Vocke,  Slrxierii  <lei  brilinclie»  ReUhtt,  StttO- 
gart  lHHI'i,  S.  4SI.  —  BotceU,  HUtory  o/  Tara- 
tio»  and  Tarfit,  4  rol.,  l-ndtn  I884,  Bd.  I,  ä. 
C,i—?ii.  —  Woffn^r,  Fln.  III,  §  ISI,  S.  t6S 
bif  ä66  (England)  und  III,  ^^  iSS  und  SSO,  S. 
fiia — 573  (Fronkreieh).  —  Cohn,  Enplite/ie 
Eüenbahnpolitik.  1374,  I,  Ä-  SS  «nrf  //,  S.  S04  bü 
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ind  issi,    S.  iß.  —  Sonnetueh^n, 

Die  EixenbahntraiiäporittaieT,  Beriin  1S97.  — 
Block,  DieUtHmairt  de  l'Ädminittration  fran- 
piüe.  Art.  xVoiturti  pubHqva«,  Art.  «Chemint 
de  Fem,  Art.  •Licmct*.  —  L^on  Say,  Art. 
nCliemint  de  Fera,  DietionnaiTe  des  FtTum/Tt. 
—  Hoek,  Finamm  Frantreiflu,  StuUgart  tiitd 
Augtburg  1857,  S.  410~418,  4tO.  —  V.  Ea'uf- 
mann,  Finanzga  FranleTeifht,  Leiptig  ISSi,  S. 
4^1  ff.  —  Vtgnem,  Traue  det  impSU  de  Franct, 
4.  fd.  Ipar  Vergniaud),  FOra  1880,  I,  S.  191  4i» 
194,  II,  S.  388.  —  Harbiilot,  Frankreicht 
Finaiuarieti  im  Jahre  189t,  m  SrAata'  Finaiu- 
archir,  Bd.  IX  (18m,  S.  275—378.  —  Jo»«  M. 
Pl^maa  Hurlado,  Tralado  de  Haeienda  pu- 
blica y  Exanen  dt  la  etpanola,  Madrid  189S, 
Bd.  II,  S.  444—450. 

Max  von  Heelcd. 


SI8.  —  Cohn,  Archiv  /är  EieenbaJinutnn  isss,  I  einer  einzelnen  genau  und  eng  umgrenzten 
"  '"""'    GefahrSchutz  gewährt  wird,  sondern  gegen 

unberechenbar  grosse  Anzahl  dei'  ver- 
schiedensten Gefahren,  nämlich  gegen  alle, 
die  einem  Transport  drohen  kOnnen, 

Von  wesentlicher  Bedeutung  ist  es,  ob 
die  Güterbeförderung  zur  See  oder  im 
Binnenlande  bewerkstelligt  wird.  Danach 
unterscheidet  man  die  zwei  grossen  Gruppen 
der  Seeversicherung  und  der  Binnen- 
ansport  Versicherung,  die  zweck- 
mässigerweise getrennt  dargestellt  werden. 

L  SeeTerslchenug. 

1.  Entstebunf  dii4  Entwiekelang.    Die 

chichte    der    Seeversicherung    ist 
Geschichte  der  Versicherung  Qber- 

5  t.     Denn   die  Seeversicherung  ist  nicht 
ie  älteste  richtige  Versichernng,  die  wir 
kennen,   sondern  auch   der  Gedanke    einer 
'lerung  hat  gekeimt  und  ist  gewachsen 
als  Gedanke  der  Seeversicherung. 

Das  Altertum  kannte  keine  Versicherung. 
Hau  schloBs  nur  Bechtsgeschäfte,  die  neben 
ihrem  Hauptzweck,  lunächat  den  Parteien  viel- 
leicht onbewusst,  einen  versichemngsähnlichen 
Zug  aufwiesen.  Sehr  frQhe  schon  scheint  man 
aber  diese  wirtschaftlich  vorteilhafte  Natur  er- 
kannt zu  haben.  Den  Griechen,  vor  allem  aber 
den  Römern,  diente  neben  Gefahrsgemein- 
achaften  ein  eigentümliches  Kreditgeschäft, 
das  SeedarJehen,  zu  Versicherungaz wecken, 
den  hohen  Gefahren  des  Seehandels  und 
den  grossen  Kapitalien,  die  bei  ihm  auf  dem 
Spiele  zu  stehen  pflegen,  war  ein  geuossen- 
Bchaftlicher  Verband  der  Seefahrlsbet«!- 
ligten  zur  gemeinsamen  Uebemahme  etwaiger 
Verluste  der  menschlichen  Natur  nach  äusserst 
naheliegend.  Die  griechische  aouainia  ist  eine 
der  ältesten   Formen   einer  eolchen  Gefahrsge- 
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r  Transport- 
rersichernng.  —  1.  Seeversicherung. 
1.  £ntstehnng  und  Entwickelung.  2.  Henticer 
Umfang.  3.  Untemehmuna^formen.  4.  Staat 
und  Versichemng.  6.  Der  Versiehe rungsvert ras, 
6.  Prämienbildnng  und  Bisikenbemessnng.  7. 
Geschäftsergebnisse.  —  11.  Binnenlrans- 
portversicherung.  1.  Verhältnis  zur  See- 
verxicherDiig  und  Geschichtliches.  2.  Begriff 
nnd  Arten.  3.  Versichemogsbedingnngen,  Prä- 
mien nnd  Risiken.    4.  Statistisches. 


B^^iff  nnd  Artea  der  Transport- 
Tereicherang. 

Hei'kSmmltch  wird  als  Transportver- 
sicherung bezeichnet  die  Gesamtheit 
der  Rechfseinrichtungen,  die  den 
Zweck  haben,  Gelder 8 atz  derSchä 
den  zu  bewirken,  welche  einen 
Versicherten  durch  zufällige  de: 
GfIterbefÖrderung  nachteilige  Er 
eiguisse  erwachsen.  Mithin  fällt  die 
Vereichening  von  Menschenleben  gegen  die 
Gefeihren  einer  Reise  nicht  unter  die  e^nt- 
liche  TransportverBicherung;  man  könnte  sie 
theoretisch  unter  diesen  Begriff  bringen, 
allein  die  Praxig  subsumiert  die  Versiehe- 
nmg  von  Menschenleben  gegen  Transport- 
getaJu'en  durchweg  unter  die  Unfallversiche- 
rung, und  diesem  Brauche  kann  sich  auch 
die  Theorie  mit  Recht  anschlieasen.  Die 
Transportversicherung  ist  also  niemals  Per- 
eonenversichening,  vielmehr  stets  Sachver- 
sicherung, in  gewissen  Beziehungen  auch 
Haftpflicht verBicherung.  Weiter  folgt  aus 
der  Begi-iffsbestimmung,  dass  bei  der  Trans- 
portversicherung im  Gegensatz  zu  allen 
fibrigen  Versicherungen  nidit  gegen  dieFolgen 

UandwSrterbgeli  dsr  SlaatiwissenschBftea.   Zweite  Aoflsge. 


meinsohaft,  die  ndher  bekannt  ist.  Damit  Ist 
schon  der  Grundgedanke  der  Gegenseitig- 
keitsversicherung gegeben,  während  der 
AusabG  zur  Prämienversicherung  in  dem 
Seedarlehen  zu  finden  ist.  Dies  ist  ein  Dar- 
lehen an  eine  Person,  die  im  Begriffe  steht,  mit 
dem  empfangeneu  Gelde  oder  mit  dafür  ange- 
schafften Waren  eine  Seereise  zu  unternehmen, 
mit  der  Vcrahrednne,  dass  Rückzahlung  des 
Darlehens  nebst  einer  Risikoprfimie  in  Form  von 
hohen  Zinsen  nur  dann  erfolgen  soll,  wenn  die 
Reise  glücklich  von  statten  reht;  dabei  war 
gewöhnlich  die  Verpfändung  der  für  das  Geld 
angescbafiten  Ware  Xebenbedingnng.  Hier  ist 
also  eine  genaue  Umkehrnng  der  Prä- 
mienversicherung  vorhanden:  der  Ver- 
sichert« verspricht  eine  eventnetle  künftige 
Leistung ;  der  Versicherer  leistet  die  Ersatz- 
snmme  im  voraus.  Diese  gelangt  stets  zur 
Auszahlung,  während  die  Prämie  und  zugleich 
die  Hückzablung  der  Ersatzsnmme  nur  bei 
glücklicher  Ankunft  erfolgt.  Der  Hauptzweck 
dieses  RechtsrnstitutB  war  die  Beschaffung  von 
Kapital  für  den  Schuldner  sogleich  bei  Vertrags- 
schloBü.  Der  Versicherungsgedaoke  ist  also  hier 
noch  nicht  rein  Torhonoen.  Wie  er  eich  zur 
Reinheit  durchrana;,  lehrt  erst  die  spätere 
Entwickelung  im  Mittelalter. 

Soll  ans  dem  Seedarlehen  die  Prämienver- 
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sich€irniig  herrorgeheu,  «o  mQsseu  zwei  Homeate 
eine  Äendenine  erfahren.  Die  von  dem  Schuld- 
ner ZQ  leistende  ZinBuhlnng'  mnss  sich  von  dei 
darin  versteckten  BisikoprSmie  loülüsen,  und  die 
PrHmie  mnss  unbedin^  geleistet  werden 
andererseits  duf  die  EisatEsnmme  nicht  Tor- 
scboss  weise,  sondern  nnr  bedingt,  erst  nach 
einem  Schadenseintritt  ausgezahlt  werden.  Nach 
der  ersten  Seite  hin  ist  die  Entwickelnng  ge- 
fordert worden  durch  die  kanonistiacne 
Gesetzgebung,  insbesondere  durch  das  De- 
kretale Papst  Gregors  IX.  von  1230,.  weiches 
jeden  SeedarlehensziDs  und  damit  dos  Seedariehen 
selbst  als  wucherisch  verbot.  Dies  gab  einen 
Anstoss  zur  Trennung  von  dem  Yorschnssge- 
schäft  und  der  entgeltlichen  GefahrsUbemahme, 
und  damit  anch  zur  Trennung  der  Bollen  von 
Darlehenstreber  und  Oefahrsilbernehmer.  Die  an- 
dere Seite  tand  Förderung  durch  die  Kreditierung 
des  Kapitals  bis  zum  etwaigen  Schadenseintritt, 
bei  dessen  Vorliegen  allein  die  Leistung  der 
Ersatzanmme  zweckentsprechend  ist.  In  der 
Stundung  dieser  Summe  liegt  der  entscheidende 
Wendepunkt.  Ändere  Einflüsse  koramen  hinzu : 
das  Seedarlehen  wird  hSnfig  nicht  mehr  unter 
Verpfändung  des  Warentransports  genommen, 
sondern  das  Schiff  wird  verpfändet,  also  neben 
der  Güterversichernng  zeigt  sich  die  Kaskover- 
sicherong,  wozn  ungefähr  zur  gleichen  Zeit 
Auch  Ansätze  der  Rückversicherung  und  der 
Edxvianl^tQrTersicheniug  auftauchen.  Andere 
mittelalterliche  Seegescläft«,  wie  die  commeuda, 
die  sUditalische  colonna,  das  kataloniache  sger- 
manameut.  enthielten,  wenn  anch  sehr  versteckt, 
den  Assekuranzgedanken ;  man  sprach  allge- 
mein in  Kauf-  und  Transport  vertragen  von  der 
Cef  ab  rsübertragnn  g, 

Ueber  den  Zeitpunkt,  wann  die  moderne 
Prämienversicherung  zum  ersten 
Male  in  ihrer  heutigen  Gestalt  anf- 
getaucht  ist  und  damit  die  eigentliche  Ge- 
schichte der  Versicherung  und  des  Versiche- 
rungsgewerbes beginnt,  herrschen  verschiedene 
Ansichten,  Richtig  durfte  die  anf  Grund  ueuent- 
deokter  Urkunden  gegenüber  B  e  n  s  a  und  G  o  1  d  - 
Schmidt  von  Schaube  vertretene  Meinung 
sein,  das9  sie  aus  der  Mitte  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts  stammt.  Schanhe 
hat  das  Verdienst,  nachgewiesen  zu  haben,  dass 
die  Urknndea  ans  dem  Anfang  des  vierzehnten 
Jahrhunderts,  die  bis  vor  wenige  Jahre  als 
Zeugnisse  der  echten  Versicherung  angesehen 
wurden,  anders  zu  erklären  sind  und  das»  die 
ersten  materiell  reinen  Versicherungs vertrüge 
ans  dem  genuesischen  Notariats archiv  stammen 
und  vom  Jahre  1347  herrühren,  während  die 
erste  auch  formell  reine  Versicherungsurkunde, 
eine  pisanische,  aus  dem  Jahre  1364  stammt, 
der  eme  florentinisehe  von  1H!)7  folgt.  Auch 
die  Gesetzgebung  greift  schon  in  dieser 
frühen  Zeit  ein.  Ein  Dekret  des  Dogen  von  Genua 
aus  dem  Jahre  1369  spricht  zum  ersten  Male 
von  assecuramentura  im  Sinne  von  Versicherung, 
indem  es  festsetzt,  dass  Einwendnngen  gegen 
Versicherungsverträge  unzulässig  seien.  Eine 
Verordnung  genuesischer  Consuln  von  1401  be- 
stimmt, dass  die  bei  der  Abfertigung  von  Waren 
EU  entrichtenden  Gebühren  in  allen  Fällen  einer 
Versicherung  zu  leisten  seien. 

In  langsamem  folgerechtem  Werdegang  i 
hatte  sich  so  der  Versicherungsvertrag  I 


entwickelt,  war  seine  Form  entstanden.  Hand 
in  Hand  damit  ist  auch  die  allmähliche  Gestal- 
tung der  erforderlichen  Organisation  des 
Versicherungsgeschäfts  zn  verfolgen:  die  ratio- 
nelle Gefahrs Verteilung  auf  eine  Hehrheit  von 
Personen,  die  Vergesellschaftung  des  Versiehe- 
rungsnntemehmens.  Schon  bei  den  Seedarlehen 
Ende  des  14.  Jahrhunderts  pflegten  eine  ganze 
Reihe  von  Geschäftsleuten  an  den  Risiken  einer 
Schiffsladung  sich  zu  beteiligen.  Eine  Urkunde 
ans  dieser  Zeit  weist  schon  elf  Versicherer  auf. 
Der  Einzelne  beteiligt  sich  nicht  mehr  allein 
an  einem  Risiko,  hmgegen  nimmt  er  häuäg 
quotenweise  Teil  an  einer  Mehrheit  von  ver- 
sicherten Transporten.  Die  Vereinigung 
von  Versicherern  ist  jedoch  noch  keine 
ständige.  Sie  entsteht  von  Fall  zu  Fall.  Die 
Versteh  emngsaberuahme  geschieht  zunächst 
auch  noch  neben  anderen  Geschäften.  Der  ge- 
sonderte Handelsbetrieb  entsteht  erst  mit  der 
fortschreitenden  Arbeitsteilung;  ebenso  die 
dauernde  Vereinigung  mehrerer  Versicherer  zu 
rationellem,  von  der  gewagten  Spekulation  sich 
mehr  und  mehr  entfernendem  Betrieb.  Die  Er- 
richtung einer  Zwangssociet&t  zum  Zwecke  der 
Seeversicherung  in  Portugal  unt«r  Ferdinandos 
1367—1387  blieb  eine  vereinzelte  Erscheinung. 
Diese  nmfasste  alle  portugiesischen  Schiffe  von 
Über  öO  Tonnen.  An  Beiträgen  waren  So,g  der 
Nettofrscht  zu  leisten ;  dazu  kamen  NachschUsse, 
bemessen  im  Verhältnis  zum  laxierten  Wert 
des  Schiffes.  Die  Leistung  der  Societät  im 
Schadeni^falt  beschränkte  sich  im  wesentlichen 
anf  Ersatz  bei  Totalverlust  der  Schiffe  oder 
bei  grosser  Eaverei. 

Da  schon  beim  Seedarlehen  die  Höhe  der 
sogenannten  Zinsen  abgestuft  zu  werden  pfleg- 
te, je  nach  der  Dauer  der  Reise  wie  anch  nach 
dem  Beiseweg  und  dem  Beförderungsmittel, 
also  noch  dem  Umfang  der  Gefahr,  so  war 
hiermit  sogar  schon  eine  gewisse  Erfahrungs- 
Statistik  vorbanden,  auf  der  die  Versicherung 
hinsichtlich  der  Främienbemessnng  weiterbauen 
Die  Zuhilfenahme  der  Wahrschein- 
lichkeitsrechnung findet  sich  bei  der  Ver- 
sicherung erst  im  18.  Jahrhundert. 

Der  Betrieb  der  Seeversicherung  durch 
Einzeluuteruehmer  hat  sich  bis  in  die  Neuzeit 
erhalten.  Allein  weitaus  die  meisten  Seever- 
sicherungen werden  von  Gesellschaften  ab- 
geschlossen. Deren  Entstehung  fällt  in  das  Zeit- 
alter der  grossen  Kompagnieen.  1729  wurden 
in  England  zwei  Seeaseekuranzkompagnieen 
als  Monopol anstalteu  genehmigt,  die  London 
Ässurance  Corporation  und  die  Rojal  Exchange 
Assurance  Company.  Neben  diesen  durften  nur 
Einzel  Versicherer  thätig  sein.  Erst  das  Jahr 
1S2Ö  brachte  die  Gewerbefreiheit  im  Versiche- 
TuDgsbetriebe,  und  .■iofort  wurden  zwei  mächtige 
KonKurrenzunternehmeu  von  Baring  und  Botli- 
gehild  ins  Leben  genifen.  In  den  Nieder- 
landen entstand  1782  die  Flandrisch -ü-iter- 
reichiscbe  Assekuranzgesellschaft  zu  Ostende, 
in  Dänemark  1726  die  königliche  Seeasse- 
kuranzkompagnie  und  1786  der  Priv&tver- 
sichererverein  zu  Kopenhagen,  in  Schwe- 
den 1739  die  erste  Seeassekuranzkompagnie  zu 
Stockholm,    in    Frankreich    1818    die    Com- 

Sagnie  d'assurances  maritimes,  welcher  1836 
er  Llovd  Fran:;ais  folgte,  beide  zu  Paris,  in 
Italien  1818  la  Societa-Napolitana  zu  Neapel, 
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ia  Spanien  1838  la  CompBnia  Barcelonega  nnd 
1S45  la  Compania  Iberica  nnd  la  Compttnia 
Catalana,  is  Triest  endtich  1824  die  Aeieuda 
assicniatrice,  1831  Sie  Asaicnrazioni  generali 
and  1838  die  Binnione  Adriatica,  welche  aus 
der  1826  begründeten  Ädriatico  banco  d'oBsicn- 
razioni  sich  Dil dele.  Der  erate  norwegische 
AssekuraiizTerein  tn  Laneesnndflfjord,  eine 
GegenBeiti(;keitBg«8e11scbaft  für  Casco,  trat  1837 
ins  Leben,  während  die  erste  Ahtiengesellachaft 
erst  1847  zn  Christiania  entstand.  In  Rush- 
)aud  missglückteu  alle  Veraache  bis  1846. 

In  Deutschland  ist  die  erste  Seeversiche- 
mngsaktienseaellschafc  1765  zu  Hambarg  er- 
richtet worden.  Hier  war  schon  Ende  des  16. 
Jahrhunderts  die  SeeTersichemug-  aus  den  Nieder- 
landen eingefQhrt  worden;  die  älteste  deutsche 
Police  stammt  ans  dem  Jahre  1531  nnd  ist  in 
Antwerpen  Yon  44  Versicherern  ausgeatelit, 
meist  Italienern  nnd  Spaniern.  Versnche,  die 
sclkon  zu  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  in  Hamburg 
gemacht  worden  waren,  eine  Versicherungsgesell- 
Ächatt  zn  errichten,  scheiterten  an  dem  Verbot 
des  Bats,  der,  g'ewitzigt  durch  den  Lawechen 
Aktienschwindel,  voraicntig-  zu  Werke  gin^  und 
1720  den  Befehl  erlieas,  „dass  keine  Priyati  nch 
unterstehen  sollten,  unter  dem  Präteit  einer 
.issekuranakompBgnie  Handel  zn  treiben".  Die 
1T6Ö  gegründete  GeaelUcbaft  ist  das  Mnster 
aller  folgenden  geworden.  Um  1800  sind  be- 
reits sieben  Hamhurg-erOesellsehaften  vorhanden, 
denen  zunächst  Gründungen  in  Bremen  folgten, 
wo  1818  bereits  vier  zn  zählen  sind. 

Nun  ein  Blick  auf  dieBechtsgeschichte. 
Eszeagt  von  der  eminenten  Bedeutung  der  See- 
Tersichening  fUr  den  Handel,  dass  sie  sich  mit 
überraschender  Schnelligkeit  ausbreitete,  sobald 
ihre  Grundfonneu  einmal  vorhanden  waren.  Die 
schwerfällige  Notariatsarkunde  kam  schon  im 
14.  Jahrhundert  in  Wegfall.  An  ihre  Stelle 
trat  die  meist  unter  Vermitteinng  von  Mäklern 
ausstellte  Privatorkunde  der  Versicherer,  die 
Police,  Polizza.  Sie  enthielt  erschöpfend  alle 
Rechlsbestimmnngen.  Auf  ihr  baute  sich  die 
Gesetzgebung  auf.  Diese  lag  im  15.  und  16. 
Jahrhundert  in  den  Händen  Spaniens  und 
Italiens.  In  den  nSrdlichen  Ländern  fasste  die 
Versicherung  erst  Wurzel,  als  der  Handel  der- 
selben im  Zeitalter  der  Entdeckungen  trans- 
atlantische Wege  einschlng.  So  kam  die 
Ge»etzgebnng  erst  im  17.  Jahrhundert  in  die 
Hände  der  Niederlande.  Im  18.  Jahrhundert 
ging  sie  an  England  über,  im  W.  an  Deutsch- 
land. —  Die  £ntwickelung  schlieft  sich  also 
zunächst  an  die  Handelsgebräucbe  an.  So  ist 
das  Versieh erungsrecht  von  Barcelona  1484 
iiicbta  anderes  i3s  eine  zu  absoluter  Norm  er- 
hobene Musterpolice.  Diese  Stadt  hat  den 
Ruhm,  die  erste  umfassende  Kodifikation  der 
Materie  gegeben  zu  haben.  Die  Statuten  vieler 
anderer  StSdte  regelten  nur  einzelne  Punkte, 
gaben  bis  zum  17.  Jahrhundert  vorwiegend 
prozessualische  Bestimmnngen :  Genua  1467, 
1479,  H&l.  1588,  Savonna  1610,  Albengo  1519, 
Florenz  1529,  1528,  Venedig  1468,  1586,  Lueca 
1610,  Neapel  1622,  1623,  1637,  1660  u.  s.  w. 
Von  Interesse  und  Bedeutung  ist  der  Umstand, 
dass  die  See  Versicherungspolicen  aus  den  Fetzten 
Decennien  des  14.  Jahrhunderts  in  ihren  Grund- 
zQgen  keine  wesentlichen  Unterschiede  gegen- 
über den  heutigen  aufzuweisen  haben. 


Eine  vorzügliche  Eodifizierung  des 
Seeversicherungsrechta  auf  Grund  der  Verab- 
redungen und  Bedingungen  der  Assekuradeure 
hat  im  Jahre  1731  Hamburg  in  der  Asseku- 
ranz- und  Havereiordnung  zu  Stande  gebracht. 
Sie  fand  allgemein  im  Ausland  Aneftennnng 
und  wurde  die  Grundla^  der  Gesetze  von 
Prenssen,  Schweden,  Holland.  Im  Lanfe  der 
Zeit  wurden  Zusätze  zu  dem  Gesetz  von  1731 
nötig.  Nach  verschiedenen  Novellen  erschien 
1847  ein  Allgemeiner  Han  Hambnrgischer  See- 
versicherungen ,  1863  ein  Revidierter  Plan, 
schliesslich  wurden  nach  dem  Herauskommen 
des  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuchs 
von  1861  die  noch  heute  bestehenden,  auf  einem 
Entwurf  von  Voigt  beruhenden  Allgemeinen 
See  versiehe rungsbedingungen  von 
18Ö7  mit  Zusätzen  von  1881  die  maas- 
gebende Grundlage  der  Seeversiche- 
rnng  in  Deutschland.  Daneben  bestehen 
die  Bremer  Seeversichernngsbe- 
dingnngen  von  1875,  beruhend  auf 
ihren  Vorgängern  aus  den  Jahren  1818  und 
1854.  Die  Bremer  Bedingungen  haben  jedoch 
nur  einen  verhältnismässig  unbedeutenden  Wir- 
kungskreis, vornehmlich  das  Bremer  Gebiet, 
während  die  Bamburger  Bedingungen  die  ganze 
deutsche  Küste  beherrschen.  Im  deutschen 
Binnenland,  in  der  Schweiz  und  Oesterreich- 
Ungam  herrscht  die  Rheinische  Police, 
die  von  den  grossen  Versicherungsgesellschaften 
am  Rhein  geschaffen  wurde.  Von  Bedeutung 
für  das  Ausland  sind  die  Konvention  der 
Kopenhagener  Seeassekuranikompagnieen  von 
ISaO,  die  B  Ursen  konditionen  von  Amsterdam 
von  1876  und  1891,  die  von  Rotterdam  aus  den 
Jahren  1881  und  1891,  scliüesslich  der  allge- 
meine schwedi.iche  Versieberun gsplan  von  IHdl. 
In  England  herrscht  die  Lloyds  I'olice  von  1779 
noch  heute.  Italien,  Frankreich,  Ungarn,  Bnss- 
land  haben  wieder  ihre  eigenen  Policen. 

Wohl  in  keinem  Wirtschatta-  oder  Rechfs- 
gebict  ist  die  merkwUrdige  Erscheinung  so  stark 
ausgeprägt  vorhanden  wie  bei  der  Seeveniche- 
rnng,  dass  von  privater  Seite  allgemein  aner- 
kannte Rechtsgrundsätze  geschaffen  werden,  die 
der  Staat  in  seiner  erst  später  folgenden  Ge- 
setzgebung respektieren  muss,  weil  er  Besseres 
nicht  an  die  Stelle  setzen  kann,  und  dass  neben 
dem  Staatsgesetz  auch  heute  ein  mindestens 
ebenso  strikt  wie  dieses  beobachtetes,  formu- 
liertes Vertragsrecht  herrscht. 

2.  Heutiger  Umfang.  Ueber  die  Ent- 
■wickehing  (ier  Seeversicherung  und  iliren 
hetitigen  Umfang  geben  die  folgenden 
statistischen  Belege  Auskunft.  —  DtÜDci  ist 
aber  zu  beachten ,  dass  die  mitgeteilten, 
Zahlen  sicK  auf  die  gesamte  Transportver- 
sicherung beziehen,  nicht  allein  auf  die 
Seeversicherung.  Die  47  deutschen 
Aktiengesellschaften  weisen  fürEnde 
1899  folgende  Bilanzzahleu  auf. 

Grilndungskapitalien  94  941131  Mark. 
Passiva: 

Hark 
Eingezahltes  Gründungskapital  .    .    ao  171  505 

Vermögensreserven 15  819  176 

UeberschUsse,  die  an  die  Aktionäre 

verteilt  wurden 2600565 
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Mark 

PrSmienreserveD 14524879 

Schadentreserven 18344138 

Sonatige  Paaaiva 7  095  '»5 

Snmina    78  555  378 

Aktiva: 

Kacseii-  und  BankeiulageD     ...  7  ^S'  334 

Hjpotbekar-  und  Gniudbesitz    .    .  24  '83  849 

WertÄffekten a3  363  9S3 

Sonstige  AktJTa 33  775  84» 

Snnima  78  555  37» 

Einen  Einblick  in  die  Bedeutung  der 
Hansestädte  Hamburg  und  Bremen 
für  die  Seeversicherung  gewähren 
folgende  Tabellen: 

HambD^: 

T  u.  VerBicberte  Summen 

•f*^  Mark 

1836—40  330419030 

1856-60  764437341 

1866-TO  931  354  »75 

1876—80  1  656  707  50D 

1886-90  1344873973 

1896  231^749339 

1896  »734540701 

1897  3293015095 

1898  4625390609 


1890 

470153800 

495  836  400 

1893 

1891 

537  869  6iX. 

580011300 

513795600 

SS7813700 

1898 

631418500 

3.    Untornehmnngsfomieii.      Die    ge- 

fichichüicfae  Betrachtung  hat  gelehrt,  dase 
die  Seeversicherung  zuerst  von  Einzel- 
veraicherern  betrieben  wurde.  Diese 
BetriebBform  findet  sich  noch  heute  in  aus- 
gedehntem Mafise  vorwiegend  in  England, 
femer  in  Belgien  und  HoUand;  in  Deutsch- 
land ist  sie  in  Hamburg  imd  Bremen 
stark  vertreten.  A"uch  wenn  statt  eines 
Einzellcaulmanns  mehrere  I'ereouen  in  der 
Form  einer  offenen  Handelsgesellschaft, 
Kommandit-  oder  stillen  Gesellschaft  die 
Teisicherung  betreiben,  so  ist  von  Einzel- 
versicherem  zu  reden.  Die  eoglisdien 
Einzelvei-sicherer  sind  unter  dem  Namen 
Lloyd's  Un  de  rw  riters  in  der  ganzen 
'Vl'elt  bekannt  Sie  bilden  eine  mächtige 
Onippe,  die  namentlich  auf  die  Gestaltung 
der  Prämien  einen  erheblichen  Einfluss 
flbt  Der  Einzelbetrieb  ist  zweifelsohne 
der  billigste;  er  erfordert  die  geringsten 
Verwaltungskosten,  da  er  den  geringsten 
Beamtenapparat,  die  geringste  Kontrolle  be- 
nötigt; diese  werden  noch  mehr  verringert, 
wenn  eine  Anzahl  Einzel versiclierer  das 
Geschäft  gemeinsam  betreiben,  wie  es  vor- 


kommt Aber  andererseits  muss  ein  Eiiizel- 
nntemehmer  eine  hohe  Ereditßlhigkeit,  eine 
grosse  VertrauenswQrdigkeit  genieesen,  um 
einen  grossen  Kundenkreis  sicn  zu  erwerben 
und  zu  erhalten.  Für  diese  Erfordernisse 
sorgen  die  Lloyds  Underwriters  selbst.  Sie 
bilden  eine  geschlossene  Vereinigung;  Mit- 
glied kann  nur  werden,  wer  von  sechs  an- 
deren Mitgliedern  vorgeschlagen  und,  nach- 
dem sein  Name  sieben  Tage  lang  Öffentlich 
bekannt  gemacht  war,  durch  Majorität  ge- 
wählt wird.  Jedes  Mitglied  hat  alsdann 
Kaution  zu  stellen.  Eine  Solidarhaft  der 
Mitglieder  besteht  nicht,  vielmehr  haftet 
jeder  Underwriter  nur  für  seine  eigene  Per- 
son. Diese  Verfassung  beruht  auf  einem 
Vertrag  vom  25.  Mai  1871.  Ein  weiteres 
wichtiges  Moment  fflr  die  Aufrechterhaltung 
der  Kreditwürdigkeit  der  Einzelversicherer 
ist  der  Umstand,  dass  fast  alle  Versiche- 
rungen von  Versicherungsmaklern 
vermittelt  werden,  und  der  Makler  wird  stets 
nur  die  kreditfähigen  bevorzugen.  Die  deut- 
schen Einzel  Versicherer  besitzen  keine  so 
hervorrj^nde  Organisation  wie  die  Lloyds, 
deren  Einrichtungen  in  jeder  Beziehung 
musterliafte  sind.  Die  Lloyds-Agenten  sind 
Ober  die  ganze  Erde  verbreitet;  de  melden 
der  Londoner  Centrale  jedes  Vorkommnis 
zur  See.  Auf  ■Grund  dieser  Nachrichten 
werden  Register  geffilirt,  eins  Aber  die 
Schiffe,  eins  über  die  Kapitäne.  Jedes  Kauf- 
fahrteischiff, jeder  Kapitän  hat  sein  Blatt, 
auf  dem  jede  Notiz  über  sie  eingetragen 
wird. 

Die  Hanptbetriebsform  der  Seeversiche- 
rung ist  jedoch  für  alle  Länder,  abgesehen 
von  Norwegen,  die  durch  Aktiengesell- 
schaften. Diese  prävaliereu,  soweit  sich 
übersehen  lässt,  sowohl  ihrer  Zahl  nach  als 
auch  bezüglich  der  bei  ihnen  versicherten 
Summen.  Insbesondere  wird  aucli  in 
Deutschland  die  eigentliche  Seeversicherung, 
abgesehen  von  Einzelvereicherern  an  den 
Säihandelsplätzen,  nur  von  Aktien^seJI- 
schaften  betrieben;  Russland  hat  bis  in  die 
allemeuestc  Zeit  nur  Aktiengesellschaften  auf- 
zuweisen, ebenso  Japan.  Diese  eignen  sich  be- 
sonders dazu  schon  aus  dem  Grunde,  weil  es 
sich  in  der  R^!;el  um  Versicherungen  Tonkurzer 
Dauer  handelt;  je  kürzer  aber  die  Versiche- 
rungsdauer,  desto  veränderlicher  der  Per- 
sonenbestand der  Versicherten,  desto  schwie- 
riger die  Möglichkeit  der  Anwendung  von 
Gegen  seitigkeitsprincipien.  Nachteilig  für 
die  Versicherten  sind  hingegen  die  bei 
der  Transportvereieherung  niäit  geringen 
Verwaltungskosten.  Zur  Verrin^rung  von 
diesen  haben  in  Holland  und  Belgien  Alctien- 

rlschaften  mit  kleinem  Kapital  sich  in 
Weise  zusammongethan,  uass  für  vier 
oder  fünf  Gesellschaften  nur  ein  Direktor 
fimgiert.  Häufiger  findet  sich  ein  Zusammen- 
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g;eheD  von  AktiengesellBchafteo  zwecks  ge- 
meinsamen Oeschäftebetriebs  im  Ausland: 
mehrere  Gesellschaften  nehmen  die  gleichen 
Vertreter.  Eine  allgemeine  Organisation 
haben  die  Aktien geaellschaften  in  dem  seit 
1874  bestehenden  Internationalen 
Transportversicherung- Verband 
mit  dem  Sitz  in  Berlin,  dem  1899  81  Trans- 
porlyersicherungsgeBellschaflen  angehörten, 
"welche  ihr  Geschäft  über  den  grösslen  Teil 
der  Erde  ausdehoeD,  Von  dieeen  sind  43 
deutsche,  38  ausländische  Firmen,  die  jedoch 
auch  zum  grossen  Teil  in  Deutschland  ihr 
Geschäft  betreiben.  Der  Verband  hat  die  Auf- 
gabe; "Wahrung  und  Fördernng  des  allge- 
meinen Interesses  des  gesamten  Transport- 
versicherungswesens, Verbesserung  der 
Prämien,  Aufstellung  angemessener  Ter- 
sicheruDgabödingungen,  Durchführung  ange- 
messener Scliadenregulierungsgrundsäl^e, 
rördenmg  der  Statistik.  Nach  dem  Muster 
der  Lloyds-Statistik  führt  der  Verband  eine 
Seeunf  all  Statistik ;  über  jeden  Seeunfall  wird 
eine  Karte  angefertigt  Die  Grundlage  zu 
einer  weiteren  internationalen  Organisation 
ist  aiif  einem  1900  in  Paris  abgehaltenen 
Kongresse  geschaffen  ■worden,  der  die  Ein- 
setzung von  Kommissaren  in  jedem  Lande 
ins  Leben  prüfen  hat  Die  Kommissare 
sollen  mit  emander  in  ständiger  Berührung 
bleiben  und  sich  gegenseitig  Mitteilungen 
über  die  wichtigen  Voi-gänge  innerhalb  des 
Transportversicherui^wesens  ihrer  Länder 
zukommen  lassen.  Diese  Nachrichten  soUen 
dann  zur  Kenntnis  der  Mitglieder  gebracht 
■werden. 

Von  hohem  Interesse  ist  der  Konkur- 
renzkampf zwischen  den  Einzel  Versiche- 
rern und  den  Gesellschaften,  der  sich  in 
England  abspielt.  Das  Ergebnis  ist,  dass 
man  sich  gegenseitig  durch  fortgesetzte 
Prämienherabsetzung  schwächt  Den  Sieg 
müssen  schliesslich  die  Lloyds  erringen, 
deren  Verwaltungstosten,  namenüich  wenn 
sie  Syndikate  bilden,  weit  geringer  sind  als 
die  der  GeseDschaften,  bei  welchen  wieder 
die  verechiedenen  Formen  mit  einander 
konkurrieren. 

Die  Seeversicherung  in  der  Form  der 
Gegenseiti^keitsvereine  beschränkt 
sich  im  allgemeinen,  namentlich  in  Deutsch- 
land, auf  lokale  Vereinigungen  an  Seeplätzen. 
Meist  sind  es  nur  Kaskoversicherungen,  die 
diese  Vereine  betreiben.  Die  Mitglieder  sind 
in  der  Regel  Heeder  von  Segelschiffen,  die 
nur  un^n  imd  gegen  hohe  Piftmien  als 
ungflnBtiges  Risiko  von  Akliengesellsciiaften 
versichert  werden.  Da  die  Mitglieder  dieser 
auf  ein  enges  Gebiet  begrenzten  Vereine 
sich  gegenseitig  zu  kennen  pflegen  und 
genaue  Kontrolle  unter  einander  ausütjeu 
können,  die  Vei-waltung  auch  eine  billige 
und  einfache  ist   so  erscheinen  diese  kleinen 


Gegenseitigkeits-Kasko-Tereine  wirtschaft- 
lich ebenso  praktisch  "wie  wertvoll  für  weite 
Kreise  von  weniger  kapitalkräftigen  Reedern. 
Freilich  kann  hier  trotz  dieser  Vorteile  die 
Häufung  von   Verlusten  zu  gewissen  Zeit- 

§  unkten  äusserst  drückend  werden,  so  dasa 
er  Ersatz  oft  nur  unvollkommen  erreicht 
zu  werden  vermag. 

In  grosser  Blüte  stehen  die  Gegenseitig- 
keitsversicherungen in  Norw^en;  auch  in 
anderen  Ländern  sind  sie  in  ansehnlichei* 
Zahl  vertreten. 

Schliesslich  ist  noch  die  Selbstver- 
sicherung  zu  erwähnen,  die  bei  grossen 
Dampfergesellschaften  durch  Rücklage  von 
Beträ^n  in  eigene  Kassen,  statt  Zahlung  von 
Prämien  an  fremde  Assekuradeure  nicht  un- 
beliebt ist,  aber  bei  der  Unberechenbarkoit 
der  Seegefahren  trotz  der  Möglichkeit  von 
nicht  unerhebhchen  EiBpamisson  im  Einzel- 
fall das  ganze  Unternehmen  in  seinem  Ge- 
samtbetrieb äusseret  getälirden  und,  wenn 
auch  auf  zuverlässiger  Erfahrungsstatistik 
aufgebaut,   dennoch   recht  bedenklich   sein 

4.  Staat  and  Seeversichemiir.    Von 

der  weittr^endsten  Bedeutung  mr  das 
ganze  Gedeihen  einer  Versieherun gsbranche 
ist  die  Stellung,  welche  der  Staat  zu  ihr 
nimrat.  Dies  gilt  auch  insbesondere  für 
die  Seovereichening ,  die  mehr  als  die 
meisten  übrigen  Veraichenmgszweige  schon 
aus  dem  Grunde,  weil  jeder  Seeversicherer 
zugleich  auch  Rückversicherer  zu  sein  pfl««t, 
ein  internationales  Gepräge  hat  Auf  die 
internationalen  Wettbewerbverhältniase  ist 
es  aber  von  ausschlaggebendem  Rinfluss, 
wie  das  öffentliche  Recht,  namentlich 
das  Verwaltungsrecht  sich  zur  See- 
versicherung stellt 

Die  Seeversicherung  ist  wohl  der  ein- 
zige Zweig  aller  Versicherungen,  bei  dem 
man  kaum  jemals  an  eine  Verstaat- 
lichung gedacht  hat  Die  Seevarsiche- 
rung  ist  und  darf  dies  vor  allen  anderen 
Veisicherungsarten  sein :  reines  Spekulations- 
geechaft.  Aber  sie  ist  ein  solches,  bei 
welchem  die  iieiden  in  Betracht  kommenden 
Vertragsparteien  an  Macht,  EinÖuss  und  Er- 
fahrung sich  in  vielen  Beziehungen  ebenbürtig 
gegenäberstehen.  Hier  ist  nicht  der  einzelne 
Versicherungsnehmer  isoliert  und  hilflos 
g^^nüher  einer  mächtigen  Gesellschaft  Hier 
sind  die  Versicherten  Fachleute  und  Kapita- 
listen, ja  an  Kapital  und  Kenntnissen  sogar 
mandimal  den  ^  ersieherem  überlegen.  Eme 
Ausbeutung  der  Versicherten  ist  also  hier  so 
gut  wie  ausgeschlossen,  eher  ist  das  Gegenteil 
der  Fall.  Ein  Eingreifen  des  Staates  mit 
verwaltungarechtlichen  Massregeln,  die  die 
Errichtung  und  den  inneren  Betrieb  der 
See  Versicherungsgesellschaften  normieren, 
ist  mitliin  nicht  erforderlich,  wäre  vielmehr 
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geradezu  dei'  Ruia  des  Seeversicherungsge- 
werbes  für  das  betreffende  Land.  Äusser- 
(lem  vAre  staatlichen  Beamten  eine  aus- 
reichende Eontrolle  bei  dem  äusserst  ver- 
wickelten OeschäftBgAQg  kaum  möglich. 
Auch  die  kleinen  Gegen  aeitigkeitsvereine 
bedürfen  keiner  Staatsaufsicht.  Hier  Üben 
die  Mitglieder  selbst  die  denkbar  schärfste 
Kontrolle.  Der  deutsche  Gesetzentwurf 
über  die  privaten  Versicherungsuntemeh- 
mungen  hat  iu  seiner  zweiten  Fassung  (§ 
116)  denn  auch  die  Transportvei-sicherungs- 
Uoternehmungen  als  nicht  unter  die  Be- 
slimmungen  des  Entwurfs  fallend  erklärt. 
Für  sie  gilt  mithin  nach  dem  Entwurf  volle 
Gewerbeireiheit  im  ranzen  Reichsgebiet,  in 
allen  Landesteileu.  Der  erste  Entwurf  hatte 
sie  hing^en  mitein  bezogen.  Ob  die  Be- 
stimmungen, die  der  Entwurf  nur  fflr  die 
Unternehmungen,  soweit  sie  nicht  Versiche- 
rUDgsvereine  auf  Gegeüseitigkeit  sind,  nor- 
mierf,  in  dieser  begrenzten  Fassung  Gesetz. 
weiden,  steht  dahin.  Je  nach  Bedürfnis  soll 
übrigens  der  Bundesrat  das  Recht  haben,  ein- 
zelne Bestimmungen  des  Gesetzes  auf  die 
Tran sportrersicheningsuntem ahmen  in  An- 
wendung bringen  zu  können  (§  117).  Auch  die 
meisten  übrigen  Staaten  geben  durchweg 
der  Seeversicherung  unbeschränkte  Freiheit. 
Die  Schwdz  und  Oesterreich-Dngam  haben 
sie  hingegen,  sehr  zum  Nachteil  des  Ge- 
schäfts, den  allgemeinen  gesetzlJcheu  Be> 
Stimmungen  unterworfen. 

Auf  die  Besteuerung  kann  hier  nur 
kurz  eingegangen  w^en.  Zunächst  unter- 
li^en  die  Unternehmen  als  solche  den  ge- 
wiihnlichen  Gewerbe-  und  Einkommeo- 
stenem  nach  dem  Recht  der  Einzelstaaten 
des  Reidis.  Nach  Reichsrecht  ist  femer 
bei  der  Emission  von  Aktien  1  "Iw  des  Nenn- 
werts zn  entrichten.  Schliesslich  bestehen 
die  verschiedensten  einzelstaatlicben  Normen 
Aber  die  Besteuerung  der  Policen.  In 
Frenseea  ist  das  Stempelsteuergesetz  vom 
31.  Juli  1895  mas^ebend.  Danach  sind 
die  Tran sportversichenmgs vertrage  steuerfrei. 
Dass  aber  die  SeeveraicherungspoHcen  ein 
e^ebiges  Finanzobjekt  bilden,  zeigen  die 
Einnahmen  Hamburgs  aus  den  Policen- 
stempeln. 1898  wurden  69  713  Policen  mit 
449  411  Mark  besteuert,  1899  70  150  Policen 
mit  514  889  Mark. 

Bezüglich  ^nes  strafrechtlichen 
Schlitzes  bedarf  die  Seeversicherung  des 
Staates.  Dies  beweist  schon  der  Umstand, 
dass  die  Geschichte  des  Versicherungsbe- 
trags genau  so  alt  ist  wie  die  der  Seever- 
sicherung. In  den  Strafgesetzbüchern  aller 
Kultnrstaaten  finden  wir  d^er  einschlägige, 
allerdings  nicht  immer  riücklich  gefasete 
Bestimmangen.  Unter  VerBicherungs- 
betrug  werden  allgemein  gewisse  gemein- 
gefährfiche  Handinngen  verstanden,  die  nicht 


schon  selbst  einen  Betnig  an  dem  Versicherer 
darstellen,  vielmehr  die  Begehung  eines  Be- 
truges an  diesem  erst  vorbereiten  sollen. 
Der  §  275  des  Reichsstrafgesetzbuches  regelt 
diese  Matene.  Er  lautet:  »Wer  in  betrüge- 
rischer Absicht  ...  ein  Schiff,  welclies  als 
solches  oder  in  seiner  Ladung  oder  iu  seinem 
Frachtlohn  versichert  ist,  sinken  oder  stran- 
den macht,  wird  mit  Zuchthaus  bis  zu  zehn 
Jahren  und  zugleich  mit  Geldstrafe  von  150 
bis  6000  Mai*  bestraft.  Sind  mildernde 
Umstände  vorhanden,  so  tritt  Gefängnis- 
strafe nicht  unter  sechs  Monaten  ein,  neben 
welcher  auf  Geldstrafe  bis  zu  3000  Mark 
erkannt  werden  kann«.  Femer  kommt  das 
Delikt  der  Ueber Versicherung,  das 
allgemein  mit  Strafe  bedacht  ist,  hier  in 
Betracht. 

S.  Der  Versicfaemnge  vertrag.  Das 
Privatrecht  hat,  wie  schon  die  histo- 
rische Betrachtung  lehrte,  sich  stets  den 
Geschäftsgebiäuchen  der  Seeversicherer  an- 
geschlossen. Aber  eine  staatliche  Kodi- 
fikation des  Seeversicherungerechts  kann 
nie,  wenigstens  auf  die  Dauer  nicht,  er- 
schöpfend sein,  da  der  in  steter  Weiterbil- 
dung begriffene  internationale  Handel  immer 
neue  Anforderungen  an  die  Seeversicherung 
stellt  So  wird  eme  Ergänzung  der  Ge- 
setzesbestimmungen durch  private 
Bedingungen  stets  erforderHch,  und 
die  Versicherungsverträge  gehen 
aus  diesen  beiden  Recbtsquellen  hervor. 

Die  See versicheniDgsv  ertrage  beruhen  in 
Deutschland  in  ihrer  Mehrzahl  auf  den 
Normen  des  deutschen  Handelsgesetzbuchs 
vom  10.  Mai  1897,  Buch  IV  Abschnitt  10,  in 
Verbindung  mit  den  ADgemeinen  Seever- 
sicherungebedingun^n  von  1867,  auf  welche 
in  dem  Vertrag  lediglich  Bezug  genommen 
zu  werden  pflegt  und  die  im  Zweifel  dem 
Handelsgesetz  vorgehen,  wozu  einzelne  Zu- 
sätze   in    den    Policenbestimmnngen    üblich 

Gegen  die  wirtschafthch  nachteihgen 
Folgen  aller  mit  der  Seefahrt  verbundenen 
Gefahren,  sofern  diese  Schiff  oder  Ladung 
oder  die  von  diesen  getragenen  Werte  ver- 
nichten können,  durch  B^^tstellung  einer 
Geldsumme  Eisatz  zu  gewähren,  ist  die 
Aufgabe  der  Seeversicherung. 
Da  nun  die  Interessen  zahlreicher  Fersonea 
an  ein  Schiff  und  seine  Güter  geknüpft 
und  diese  Interessen  wieder  der  mannig- 
fachsten Art  sind,  jedes  in  Geld  schätz- 
bare, erlaubte  wirtschafthche  Interesse 
lAer  unter  Versicherung  gebracht 
werden  kann,  femer  die  einzelnen  Gefahren, 
g^eu  deren  Folgen  versichert  wird,  von 
ser  Verschiedenheit  sind,  so  ergiebt  sich, 
die  Seeversicherung  in  eine  ganze 
Seihe  von  Gruppen  zerlegt  werden  kann, 
je  nach  dem  versicherten  Interesse,  je  nach 
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der  in  Betracht  kommeodeD  Gefahr.  Weitere 
EinteiluDgen  siod  möglich  je  nach  der  Art 
gewisser  zu  Grunde  liegeoder  Yertragsbe- 
BÜiumungeD.  Die  allgemein  in  der  Praxis 
ilbliche  Einteilung  in  Versichening  des 
Schiffskörpers,  d.  i.  KaskoveraichemDg,  und 
der  Ladung  sowie  der  Fracht  ist,  da  sie 
nicht  erschöpfend  ist,  für  die  Darstellung 
nicht  zu  verwenden.  —  Gegenstand  der 
Versicherung  ist  stets  ein  Inter- 
esse. Im  Einzelnen  Sind  die  Interessen 
teils  unmittelbar  mit  dem  KCrper  des 
Schiffes  oder  der  ^Ladung  verfaimden,  teils 
nur  mittelbar  durch  Verbindung  mit  den 
Produkten  des  Schiffes  oder  der  Ladung, 
teils  mit  Accessionen  derselben  oder  schliess- 
lich mit  den  Surrogaten.  Danach  bilden  eine 
Gruppe  die  Substanzin teressen ,  wozu  dsis 
Interesse  nicht  nur  des  derzeitigen,  sondern 
auch  des  künftigen  Eigentümcre  gehört,  das 
des  Niessbraachers,  das  Gebrauchsinteresse, 
das  Besitzioteresse  des  an  Scliiff  oder  Ladung 
Ketention aberechtigten.  Andere  Interessen 
stehen  mit  Schiff  oder  Ladung  nur  mittel- 
bar in  Verbindung,  insofern  sie  Erzeugnisse 
des  Schiffes  oder  der  Ladung  zum  Gegen- 
stand haben :  Interesse  an  Fracht-  und 
Ueberfahrtsgeldem,  an  Frachtlohu,  an  ima- 
gin&rem  Gewinn.  Schliesslich  die  Interessen 
an  Accessionen :  das  Gläubigeriuteresse, 
falls  für  Forderungen  Schiff,  Fi-acht  oder 
Ladung  verpMndet  ist,  das  Interesse  an 
Bodmerei-  und  Havereigeldern,  femer  das 
Hftftpflichtinteresse,  wozu  vornehmlich  das 
des  Rückversicherers  gehört.  Das  In- 
teresse an  der  Summe  für  den  Vei^ 
iauf  des  versicherten  Sclüffes  oder  Gutes 
ist  ebenfalls  versicherbar;  also  auch  als 
Kreditversicherung  erscheint  die  Seever- 
sichenmg.  Nur  ein  Interesse  ist  von  der 
Versicherung  ausgeschlossen:  das  an  der 
Heuerforderung  bestehende  des  Schiffers 
und  der  Schiffsmannschaft;  durch  dieses 
Verbot  soll  die  äusserste  Kraftanstrengung 
dieser  Personen  ziu"  Rettung  des  Schiffes 
bei  einem  Unfall  erreicht  werden,  da  bei 
einem  solchen  die  Heuer  nur  nach  Verhält- 
nis der  zurückgelegten  Reise  und  der  ge- ' 
leisteten  Dienste  berechnet  wird.  Eiie 
andere  Unterscheidung  der  Interessen,  nach 
ihrem  Subjekt:  Interesse  der  Trauspoi-t- 
unternehmer,  der  Ijadnngsbeleiligten ,  der 
Gläubiger  u.  s.  w..  hat  Ehrenbei^  versucht. 
Bei  der  Versicnerungsnahme  ist  die  Art 
der  versicherten  Interessen  anzugeben.  Dies 
erfolgt  meist  durch  kurze  Formeln,  Auch 
einer  Angabe  der  Person  des  Intei-eseenten 
bedarf  es  natuigemSss.  Hier  giebt  es  drei 
Möglichkeiten :  Versicherung  für  eigne  Rech- 
nimg des  Versicherungsnehmers,  oder  solche 
für  fremde  Rechnung,  und  in  diesem  Fall 
entweder  mit  der  oline  Bezeichnung  der 
Person   des   Ver^cherten.     Es    kann   aber 


auch  unbestimmt  gelassen  werden,  für  wen 
die  Versicherung  genommen  wird :  Versiche- 
rung für  Rechnung  wen  es  angebt 

Die  V  ermitteln  ng  des  Abschlusses  des 
Seeversicherungsvertrages  erfolgt  meist  d  urch 
Assekuranzmakler.  In  Hamburg  besteht  für 
diese  eine  Mäklergebfihren-Taxe  vom  28. 
Dezember  1874.  Wahrend  der  Agent  nur 
im  Interesse  seiner  Gesellschaft  thStig  sein 
darf,  ist  es  Sache  des  Maklers,  das  Risiko, 
welches  ihm  angetragen  wird,  zu  möglichst 
billigen  Bedingungen  bei  ii^nd  einem  Ver- 
sicherer unterzubringen. 

Eine  Beurkundung  der  Versicherung  ist 
üblich,  aber  keine  zwingende  Vorschrift.  In 
den  Versicherungsurkunden,  den  Policen, 
nehmen  die  Vereinbarungen  über  die  Ge- 
fahr, gegen  deren  Folgen  Schutz  gewährt 
wird,  einen  breiten  Raum  ein.  Denn  die  au 
und  für  sicli  bei  der  Seeversicherung  un- 
beschrankte Ersatzpflicht  für  alle 
möghchen  Schäden  wird  stets  mehr  oder 
minder  beschi&nkt.  Die  einschlägigen 
Policen  bestimmun  gen  unterscheiden  bei  dem 
Umfang  der  Ersatzpflicht  zwischen  Güter- 
transport-, Fracht-  und  Kaskoversicherung. 
Einen  allgemeinen  Begriff  der  Seegefalir 
kann  man  nicht  aufstellen ;  es  ist  nur  mög- 
lich, einzelne  Ursachen  der  See- 
schäden aufzuzählen.  Diese  sind  insbe- 
sondere i  speeielle  SeeimfäUe,  wie  Ver- 
schollenheit, grosse  Haverei,  Schiffskollision ; 
nautische  Ereignisse,  Elementarereignisse, 
wie  Stürme,  Feuer,  Blitz,  Explosion,  Erd- 
beben, Eisgang;  staatliche  Massregeln,  wie 
Krieg,  Verfügungen  von  hoher  Hand,  Qua- 
rantäne; strafbare  Handlimgen,  wie  See- 
raub, Plünderung,  Diebstahl,  Bai"atterie; 
Ausbringung  eines  Arrests;  Haftpflicht. 
Dazu  kommt  der  vom  Versicherer 
ganz  oder  zur  Hälfte  zu  leistende  Er- 
'  satz  der  erhebhchen  Kosten  für  Ermilte- 
;lung  und  Feststellung  des  Schadens.  Von 
|den  aufgezählten  Ursachen  der  Seeschäden 
sind  jedoch  in  der  Regel  eine  ganze  Reihe 
I  vom  Ersatz  ausgeschlossen.  Doch  enthalten 
'  die  Policen  für  den  Gatertransport  dm^ih- 
weg  andersartige  Beschränkungen  der 
Ersatzpflicht,  wie  die  Policen  für  Kasko 
öder  Fracht. 

Insbesondere  wird  kein  Ersatz  geleistet 
für  Scliäden,  die  durch  das  Auslaufen  des 
Schiffes  in  seeuntüchtigem  Zustand  er- 
folgen; femer  nicht  für  Schäden,  die  ent- 
stehen aus  üeberladungen,  oder  weil  die  er- 
forderlichen Papiere  fehlen;  nicht  für  die 
Haftpflicht  des  Reeders  für  seine  Leute, 
ausser  bei  Zusammenstössen  nad  bei  Have- 
rei: nidit  für  Schäden,  die  ans  der  ge- 
wönulichen  Abnutzung  des  Schiffes  her- 
rühren oder  aus  der  natürlichen  Beschaffen- 
heit der  Güter  a  dergl.  m.  Ceberhaupt 
geht  das  Bestreben  allgemein  auf  den  Aus* 
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sohluss  gewisBer  Scbadea,  insbesondere  deg 
bis  in  die  50er  Jahre  nictt  gedeckten  Dieb- 
stahlsrisikos  und  des  Eri^srisikoa. 

'W^en  seines  besoQdereii  wirtschaft- 
lichen Interesses  bedarf  die  Behandlung 
des  Eriegsrisikos  einiger  Worte.  Der 
internationäe  Kongiess  der  Transpsrtver- 
sicherer  zu  Paris  1900  hat  den  Beschluss  ge- ; 
iaast,  dieses  nur  noch  gegen  eine  besondere 
Prämie  unter  VeraicheruDg  zu  nehmen.  Be- 
sonders misslich  ist  die  Kri<^gefahr  für 
Englands  Reeder.  Denn  England  gehört  der 
Pariser  Seekonvention  nicht  an,  so  das»  für 
die  englischen  privaten  Schiffe  die  Gefahr 
der  Wegnahme  in  einem  Seekriege  besteht 
Eine  solche  Aufbrin^g  haben  die  eng- 
lischen Boeder,  als  sie  zufolge  der  Fascho- 
dsangelegeiiheit  eines  Kriegs  gewärtig 
waren,  sehr  befürchtet  und  daher  in  der 
Chamber  of  Shipping  den  Antrag  gestellt, 
der  Staat  solle  die  Handelsflotte  vor  Weg- 
nahme gegen  eine  von  den  Reedern  zu  ent- 
Ticbteude  Abgabe  Übernehmen :  vielleicht  der 
einzige  Beleg  für  das  Aufkommen  eines 
Verstaatlicliung^dankens  bei  der  Seever- 
sichenmg. 

Erwähnt  zu  werden  verdienen  von  der 
grossen  Anzahl  von  Fachausdrucken 
einige  besondera  übliche.  Die  »Franchise«, 
d.  b.  Ausschluss  kleiner  Schäden  von  3,  5 
oder  10 '^;o,  wird  für  jede  Warenart  in  der 
Police  genau  fixiert.  Die  Klausel  »frei  von 
Beschädigung  resp.  Bruch  ausser  im  Siran- 
dungs^K,  d.  h,  Ausschluss  der  Haftung  des 
Versicherers  ausser  bei  offensichtlicher  See- 
gefahr,  wie  Stranden,  Scheitern,  Sinken, 
Kentern  u.  dei^l.  m.,  aber  auch  hier  nur, 
falls  der  Schaden  einen  gewissen  Prazent- 
satz  des  Versicherungswertes  beträgt,  findet 
sich  ebenfalls  in  den  See  Versicherungs- 
policen. Weitergehend  sind  die  Klauseln 
»frei  von  Beschädigung  oder  Bruch«  und 
»nur  gegen  Totalverlu8t=.  Die  Versicherung 
•auf  behaltene  Ankunft«  hat  u.  a.  die  Be- 
deutung, dass  der  Versicherer  nicht  haftet, 
wenn  Schiff  oder  Güter  am  Bestimmungs- 
ort überhaupt  eintreffen. 

Um  dem  Versicherer  die  Möglichkeit 
einer  genauen  Risikenbemessnng  vor  Ab- 
schluss  des  Vertrags  zu  geben,  ist  eine  aus- 
filhrii<jie  Anzeigepflicbt  normiert.  An- 
zeigepflichtig sind  alle  erheblichen  That- 
sacihen,  die  das  Urteil  des  Versicherers  beim 
Vertragsabschlüsse  beeinflussen  können. 
Welche  Thatsachen  im  einzelnen  erheblich 
sind,  ist  sehr  eingehend  bestimmt  Eine 
Verletzung  der  Anzeigepflicht  ist  mit  er- 
heblichen Nachteilen  für  den  Versicherten 
verknöpft 

Je  nach  der  Dauer  der  Gefahr  ist 
die  Zeitversicher  ung  und  die  Reise- 
rersicherung  zu  unterscheiden,  Erstere 
ist  in  Kraft  für  einen  gewissen  Zeitabschnitt 


ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  und  bisweilen  die 
Art  des  Transports,  letztere  nur  für  eine  ein- 
zelne Reise.  Im  Anschluss  au  diese  Ein- 
teilung ist  die  Geneial-  und  die  Fauschal- 
Versicherung  zu  erwähnen.  Über  die  bei  der 
Binnentransportversichening  das  Nähere  er- 
örtert wird.  Häufig  findet  sich  eine  Ver- 
bindung der  Seeversicherung  mit  dieser. 
Man  spricht  dann  von  Versicherung  mit 
durchstehendem  Risiko.  FQr  die  an  das- 
Schiff  geknüpften  Interessen  beginnt  bei 
der  Seeversicherung  die  Gefahr  mit  dem 
Augenblick  der  Einnahme  der  Ladung,  für 
die  an  die  Güter  geknüpften  Interessen  mit 
dem  Scheiden  vom  Land.  Wird  die  Reise 
aufgegeben  oder  aus  anderen  Gründen  die 
versicherte  Sache  den  Gefahren,  gegen  die 
Versicherung  genommen  ist,  nicht  ausge- 
setzt, so  findet  Ristorno  .statt,  d.  i.  Zurück- 
erstattung  der  Prämien.  Die  Gefahr  endet 
für  das  Schiff  mit  der  Beend^ung  der 
Löschung,  für  die  Güter,  ima^nären  Gewinn, 
Kurtage  etc  mit  dem  Augenblick,  wo  die 
Güter  ans  Land  gelangen. 

Die  Normen  über  die  Art  und  den  Um- 
fang der  Ersatzleistung,  den  Ver- 
sicherungswert und  die  Versicherungssumme 
sind  aus  der  Seeversicherung  in  alle  anderen 
Versicherungen  eingedrungen.  Versiche- 
rungswert ist  der  volle  Wert  des  ver- 
sicherten Gegenstandes.  Die  Versleherungs- 
sumraedarfdenVersiehoiTingswert  nicht  über- 
steigen, sonst  liegt  Ueberversicherung 
vor,  die  keine  rechtliehe  Geltung  hat.  Bleibt 
umgekehrt  die  Versicherungssumme  hinter 
dem  Versicherungswert  zurück,  so  liegt 
Unterversicherung  vor  imd  bei  einem 
Schadensfall  tritt  nur  verhältnismässiger  Er- 
satz ein.  Doppeiversicherung  ist  die 
Versicherung  desselben  Interesses  an  dem- 
selben Objekt  gegen  dieselben  Gefahren  ffir 
dieselbe  Dauer  bei  einer  Mehrzahl  von  Ver- 
sicherem ;  hier  ist  in  der  Regel  nur  die  zu- 
erst genommene  Versicherung  giltig:  denn 
der  Versicherte  soll  nur  einmal  Ersatz  er- 
langen, aber  keinen  Gewinn.  Die  Ersatz- 
leistung des  Versicherers  kann  aber  die 
Versicherungssumme  übersteigen,  da  der 
'  Versicherer  die  zur  Rettung  oder  zur  Ab- 
wendung soustiger  grösserer  Nachteile  not- 
j  wendig  oder  zweckmässig  aufgewendeten 
Kosten  zu  tragen  hat.  seilet  wenn  die  Mass- 
r^ein  vei^  blich  angewendet  waren. 

Der  Schaden  lünn  ein  totaler  oder  ein 
partieller  sein.  Auch  ein  fiktiver  Total- 
schaden ist  der  Seeversicherungeigentfimlich  ; 
I  es  ist  dies  der  Abandon.  Der  Versicherte 
I  ist  nämlich  bei  Verschollenheit  oder  bei  ge- 
wissen dem  Schiffe  drohenden  Gefahren 
:  befugt,  die  Zahlung  der  Versicheiungsssumme 
I  in  voller  Höhe  zu  beanspruchen,  wenn  er 
in  betreff  des  versicherten  Gegenstandes 
dem  A'^ersicherer  alle  Rechte  abtritt     Bei 
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der  FeBtstellung  der  Schädeu  haben 
wie  bei  jeder  Vereidiening  Sachverständige 
mitzuwirken.  Eigentümlich  ist  der  Seever- 
sicherung das  Institut  der  Dispacheure; 
dies  sind  meist  durch  Gesetz  berufene  Per- 
sonen, bei  Haverei  eine  Schaden  Brechnung, 
die  Dispache,  aufzumachen  sowie  die  Ver- 
teilung der  Schäden  auf  die  einzelnen  Be- 
teiligten vorzunehmen;  deren  Gutachten  ist 
ftlr  Versicherer  und  Versicherte  rechtsver- 
bindlich. Um  Bezahlung  des  Schadens  zu 
erlangen,  hat  der  Versicherte  sein  Interesse, 
den  Seeunfall,  die  Schadenshöhe  imd  den  Um- 
stand nachzuweisen,  dass  das  geschädigte 
Objekt  den  Seegefahren  ausgesetzt  war.  Die 
Erklärung  des  Versicherten  gegenüber  dem 
Versicherer,  dasB  er  ihn  auf  Schadensver- 
gütung in  Anspruch  nehme,  wird  Au- 
di e  n  u  u 


neben  der  Unfallan zeige pflicht,  der  Rettun^s 
pfhcht  und  der  Schaden  siesl  Stellungspflicht  ist 
die  Leistung  der  ausbedungenen  Prämie, 
die  im  Zweifel  sogleich  bei  Vertragsschlnss 
fällig  ist. 

6.  Präiuienbildang  and  Risikenbe- 
messiing.  Notwendiger  Bestandteil  jedes 
Versicherun^vertrags  ist  die  Vereinbarung 
einer  Prämie. 

Die  Ueschichte  der  Prilniienhöhe  weist 
eine  stark  fallende  Tendenz  auf. 
Bekannt  sind  uns  ans  der  SOtte  des  15. 
Jahrhunderts  die  Prämiensätze  für  den  See- 
transport von  London  nach  Pisa  und  von 
Brügge  nach  Pisa:  sie  betrugen  12 — 15  "/o. 
Im  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  war  der  Satz 
für  europäische  Jährten  3 — 9  "In ;  beispiels- 
weise betrug  er  für  den  Seetransport  Ham- 
burg-Lissabon 7  "/o,  Hamburg-Bordeaux  5  "lo, 
Hamburg- Archangel  8 — 10  "la.  Das  zu  die- 
sen Zeiten  weitverbreitete  Gewerbe  der 
Seeräuberei  bedingte  solch  hohe  Sätze.  Die 
Erhöhung  der  Seesicherheit,  die  Wandeiung 
im  Schiffbau  im  Laufe  der  Zeiten,  das  Aut- 
kommen der  Dampfschiffe,  die  Verwendung 
von  Stahl  und  Eisen  anstatt  Holz:  das  sind 
alles  Momente,  die  ein  Sinken  der  Prämien 
herbeiführen  mussten.  Allein  andererseits 
wuchs  das  Bedürfnis,  möglichst  grosse 
Ladungen  auf  einmai  befördern  zu  können, 
und  dieses  Bedürfnis  veranlasste  die  wach- 
sende Ausdehnung  der  Grössendimensioneu 
der  Schiffskörper.  Dadurch  sind  aUmäli- 
lich  die  Risiken  auf  demselben  SchifEsboden 
ins  Ungeheuere  gestiegen;  und  da  eine  ent- 
sprechende PrfimienerhShung  bei  der  wirt^ 
schaftlichen  Macht  der  Veraicherungsnehmer 
und  der  starken  Konkurrenz  nur  sehr  schwer 
möglich  ist,  so  ist  es  Aufgabe  der  ratio- 
nellen Seeversicherung,  zweckentsprechende 
Maxima  zu  fixieren. 

Die  Weltmarktspreise  für  die  Seever- 
sicherung werden  in  der  Gegenwart  wesent- 


lich dureh  das  Verhalten  und  die  Prämien- 
notierungen der  englisdiea  Assekuranz  be- 
stimmt, und  zwar  ^t  dies  nicht  nur  für 
den  Kontinent,  sondern  auch  für  die  ausser- 
europäischen  Länder,  wie  Ostindien^  China, 
Japan,  Australien.  Nordamerika.  Da  aber 
die  Lloyds  als  Einzel  Versicherer  nur  ver- 
hältnismässig geringe  Verwaltungskosten 
benötigen,  so  müssen  sich  die  Gesellschaften, 
wenn  auch  widerwillig,  schliessJich  den 
niedrigen  Sätzen  der  Lloyds  anbequemen. 
Der  Versuch  zur  Bildung  von  Prämien- 
kartellen ist  zwar  schon  häufig  gemacht 
worden;  aber  ein  dauernder  Ei^oig  war,  da 
in  der  internationalen  Seeassekuranz  nicht 
immer  ein  wohlgesitteter  Wettbewerb 
herrecht,  sehr  zum  Unheil  des  gesamten 
Gewerbes,   kaum  zu  verzeichnen.     Die  Mit- 

§lieder  der  Kartelle  hatten  scheinbar  aüer- 
ings  die  gleiclien  Prämiensätze,  aber  durch 
Bewilligung  höherer  Rabatte,  Provisionen, 
Kurtagen,  Kommissionsgelder  imd  deivL 
machten  sie  die  Gleichheit  doch  illusorisch. 
Die  richtig  bemessene  Prämie  muss 
decken :  die  Schäden,  die  Kosten  der 
Schadenfeststeilungen  und  ähnliches,  die 
Verwaltungsunkosten,  den  Geschäftagewinn, 
der  sich  aus  freiem  Beingewinn,  den  Divi- 
denden, und  dem  gebundenen,  den  fteserven, 
zusammensetzt  Dabei  ist  aber  zu  beachten, 
dass  die  gefährlichsten  Risiken  im  Ver- 
hältnis zur  Gefahr  zu  niedrig,  die  minder- 
gefährlichen entsprechend  höher  angesetzt 
werden  müssen,  da  sonst  die  Prämien  fOr  die 
gefährlichsten  Risiken  unerschwinglich  hoch 
werden  würden.  Das  Princip  des  Durch- 
schnitts hat  hier  als  Grundlage  zu  dienen. 
Dennodi  geht  man  bei  der  Prämienbe- 
messung von  den  günstigsten  Risiken,  den 
s<^  nannten  Kardinalrisiken  aus  und  be- 
misst  im  W^e  des  Zuschlags  die  anderen 
Risiken.  Bei  der  Tarifierung  des  Kiäkos 
kommen  zahlreiche  Momente  in  Betracht, 
vornehmlich  das  Objekt,  das  Transportmittel, 
der  ReisBweg,  die  Reisedauer,  die  Ver- 
packung, die  Jahreszeit,  auch  auf  die  Per- 
son des  Vereicherten  und  des  Kapitäns  wird 
Gewicht  gelegt.  Berechnet  wird  die  See- 
prämie meist  in  Prozenten  der  Versiche- 
rungssumme; sie  ist  bedeutend  höher  als 
die  Landpiämie.  Von  den  Objekten  wird 
als  besonders  ge^hrlich  sehr  hoch  tarifi^l: 
z.  B.  die  Baumwolle.  Bezüglich  der  Trans- 
portmittel haben  Segler  eine  höhere  Prämie 
zu  zahlen  als  Dampfer.  Im  allgemein«! 
zahlen  die  GUter  am  wenigsten  Prämie. 
Für  Kasko  -wird  durchschnituich  die  drei- 
fache Prämie  bezahlt  als  für  Güter.  Auch 
Fracht  kann  ein  selir  bedenkliches 
ko  sein,  f^s  sie  nur  nach  Ablieferung 
der  Güter  vereinbart  ist.  Was  den  Reise- 
weg anbelangt,  so  sind  das  mittelländische 
Meer  und  die  Nordsee   günstig  tarifiert  im 
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Ver^leicti   zum   uord  atlantischen   und    zum 
Gtldlichen  indischen  Ocean. 

Sehr  geMrlicli  ist  daaKriegsrisik 
imd  daher  äusserst  hoch  tarifiert;  aber  die 
MCglichkeit  der  Zahlung  einer  hohen  Kiiegs- 
ptfimie  ist  auch  vorhanden,  da  bei  Kriegs- 
ansbmch  eine  Preissteigerung  der  Waren 
einzutreten  pflegt 

Eigentümlich  ist  der  SeeTeraicherung  die 
Menge  kleiner  Schäden.  Von  diesen  suchen 
sich  die  Gesellschaften  daher  nach  Möglichkeit 
freizuhalten.  Die  bereits  erwähnten  Fian- 
cfaisea  sind  das  bierfür  geeignete  Mittel.  Sie 
kommen  als  TotalfranchJEen  wie  als  Prozente 
franchisen  vor.  Die  langjährigen  ErfahruQ- 
geo  der  Seeassekuranz  haben  gezeigt,  dass 
die  Uebemahme  eines  unbeschrankten  Risi- 
kos für  beide  Vertragsteile  einen  ungünsti- 
gen Erfolg  bat,  daes  ein  beschränktes  Risiko 
bei  niedrigen  Prämien  dem  unbeschränkten 
mit  hohen  Prämien  durchaus  vorzuziehen 
ist.  dass  also  die  Risiken  Verminderung  für 
den  Versidierten  wie  für  den  Versicherer 
vorteilhafter  ist  als  die  Prämienerhöhung. 

Von  wesentlichem  Einfluss  auf  die  See- 
Assekiuanz  sind  die  Masimaltabellen, 
Unter  Maximum  ist  die  Beschränkung  hin- 
achtUch  der  Versicheningssurarae  bei  einem 
Risiko  zu  verstehen.  Dieses  wird  pro  Schiff 
fixiert,  und  das  Interesse  des  Versicherers 
muss  sich  darauf  richten,  eine  Risiken- 
bäufuug  zu  vermeiden.  Die  rationelle  Ver- 
teilung der  Risiken  ist  ein  massgebender 
Funkt  für  den  Geschäftsgewinn.  50000 
Hark  auf  einen  Dampfer,  30000  Mark  auf 
ein  Segelschiff  dürften  die  durchschnttt- 
Uchen  Maxima  darstellen.  Die  Maxima  sind 
jedoch  im  Sommer  und  Winter  meist  ver- 
schieden. 

Ein  wichtiges  Hilfsmittel  für  die  Tari- 
fierung  der  Schiffe  sind  nautische  In- 
stitute, die  sich  mit  der  Klassifizierung 
aller  Schiffe  der  Welthandelsflotte  bebssen. 
Das  älteste  dieser  Art  ist  dos  Bureau  Veritas 
in  Paris,  neueren  Datums  ist  der  germanische 
Lloyd  in  Hamburg,  im  Entstehen  be^ffen 
ist  ein  russisches  Bureau,  das  sich  jedoch 
nur  auf  Russlaud  beschränken  soU.  Ton 
diesen  Anstalten  wird  jedes  neue  Schiff, 
sei  es  Dampfer,  sei  es  Segler,  durch  Sach- 
verständige abgeschätzt  und  in  eine  Liste 
eingetragen,  die  den  Prämienberechnungen 
aller  Versidierer  zu  Grande  gelegt  wird. 

Dass  die  heutigen  Prämien  viel  zu 
niedrig  sind  und  ein  gewinnbringendes  Ge- 
schäft unmöglich  machen,  lehren  die  Ge- 
schäEt  sergebnisse. 

7.  GeBchäftsergebnisee.  Trotz  des  ge- 
rade in  dem  letzten  Decennium  so  un- 
geheuer gewachseuen  Seeverkehrs  und 
Schiffsbaues  befindet  sich  die  gesamte  See- 
versicherungsbranche, wie  die  alljährlichen 
Geschäftsberichte     beinahe     aller     Länder 


stereotyp  vermelden,  in  einer  dauernden 
Erisis,  die  bedingt  ist  durch  den  Oberaus 
niedrigen  Pifimienstand,  aber  auch  durch  die 
Uebemahme  zu  gewagter  Risiken.  Die 
Vermutung,  dass  die  Seeprämien  mit  der 
Erhöhung  der  Frachten  und  dem  wachsen- 
den Verdienst  der  Reeder  steigen,  ist  unzu- 
treffend. 

Die  Prämien  der  Hamburger  Versicherer 
haben  im  Durchschnitt  betragen: 


1860    1,29% 


■U'/o 


1876     i,24*/o 

Interessant  ist,  dass  sich  selbst  in  Japan 
die  gleiche  Erscheinung  zeigt.  Die  hier 
vorhandenen  vier  einheimischen  Gesell- 
schaften haben  eine  30— 40  prozentige  Re- 
duktion ihrer  Tarifprämien  in  den  letzten 
Jahren  zu  verzeichnen.  Allerdings  haben 
auch  dio  Schäden  abgenommen,  aber  nicht 
im  gleichen  Verhältnis. 

Dass  jedenfalls  nicht  von  einer  Blüte  des 
Gewerbes  gesprochen  werden  kann ,  zeigt 
schon  die  Thatsache,  dass  z.  B.  die  Zahl  der 
Hambiu-ger  Seeassekuranzkompagnieen  von 
23  im  Jahre  1845  auf  16  im  Jahre  1875  und 
auf  9  im  Jahre  1895  zurückgegangen  ist. 
1899  betiilgt  sie  allerdings  wieder  12, 

Von  dem  Gesamtgüterverkehr  auf  der 
Erde  wird  70'*/o  durch  See-,  SO»/»  durch 
Binnentransport  bewerkstelligt.  Die  folgende 
Tabelle  versucht  einen  Einblick  in  die  Ver- 
luste und  Beschädigun^n  zu  gewähren,  die 
in  den  letzten  Jahren  im  Seeverkehr  zu  ver- 
zeichnen waren. 


Totalverluste 


Dampfer  I    Seglei 


235 
276 


7SS 
750 


Beschädigungen 


3618 

370S 
25*4 


269      [      725  4SS7 

Ueber  den  Gewinn  der  dem  inter- 
nationalen Transportversicherangsverbaadan- 
lehorigen  Gesellschaften  giebt  die  folgende 
Tabelle  Auskunft 


Gewinn  in  %  der  Nettopr&mie 
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'  Die  Seerflckvereicherune  hatte  1898  so- 
gar 2,42  «/o,  1899  2,32  »/o  Verlust. 

Von   den  9  gr<testen  englischen  GeeeÜ- 
BCbaften  liegen  folgende  Zahlen  vor. 


Jahr 

PAmie  in  £ 

Gewinn  beiw.  Verlnat 

1895 
1896 
1897 
1898 
1899 

2127000 

3232000 
2266000 

-90000 
—   5000 

-4V4 

6Jahre 

10958000 

—  4000 

—    '/• 

Diese  Zahlen  ^eben  zu  denken  nnd  zeigen 
auf  der  einen  Seite,  dass  das  e^Qnstige  Bild, 
welches  die  oben  mitgeteilten  Tabellen  über 
den  Umfang  des  Transportversicherungs- 
geschäfta  gewähren,  nicht  auf  die  Ei^b- 
nisse  zutrifft,  andererseits,  dass  die  wirt- 
scbaftliche  Ueberroacht  der  Versicherten 
Aber  die  Versicherer  ebenso  nachteilig  wirken 
kann  wie  die  der  Versicherer  über  die  Ver- 
sicherten in  anderen  Branchen  ;  sie  malinen 
aber  auch  zu  einmütigem  Zusammengehen 
aller  See  Versicherer  zur  Wahrung  ihrer 
Ijebensinteressen,  femer  zur  Beschränkung 
in  der  Annahme  allzn  ge^rlicher  Risiken, 
zur  Selbstbeherrschung  gegenüber  der  Ver- 
suchung dui-ch  die  grossen  Ziffern!  Daas 
aber  auch  die  Scemakler  und  -^nten  einen 
grossen  Teil  der  Schuld  an  der  Niederlage 
des  Seeversicheniogsgeschäfts  tragen,  indem 
sie  »nicht  etwa  aus  Ehi^iz,  eine  grosse 
Frftmieneln nähme  zu  erzielen,  sondern  aus 
höchst  trivialem  Provisionshunger  die  Ge- 
sellschaften zu  Geschäften  drängen,  die  nicht 
lohnen  können«-,  kann  hier  nicht  weiter  er- 
örtert werden. 

IL  BinnentraiisportversicherDDg. 
1.   Verhältois    znr   äeeversicheriuie 
und  Geschichtliches.    Die  Bianentjansport- 

vereichening  hat  sich  aus  der  Seeversiche- 
rung entwickelt  Die  erste  verborgte  Kunde 
von  ihrem  Bestehen  rilhrt  aus  dem  Jahre  1424 
her.  Die  Annahme  Goldschmidts,  dass 
sie  schon  1818  im  Gange  war,  hat  Schaube 
widerlegt  In  einem  Gcuuescr  Societäts- 
verfrag  von  1424  werden  zum  ersten  Mal 
Waren  zur  See  wie  zu  Land  versichert; 
^mittis  [»er  mare  vel  perterram»  hei.sst  es  in 
der  Police.  Schon  aus  dieser  Art  ihrer  Ent- 
stehung, wie  auch  aus  ihrer  sonstigen  nahen 
Verwandtschaft  mit  der  Seeversicherung, 
folgt,  dass  im  allgemeinen  die  fUr  die  See- 
versicherung geltenden  Grundsätze  auch  auf 
die  Binnentnuisiwrtversichonmg  anzuwenden 
sind,  um  so  mehr  als  die  Seeversicherer  in 
überwiegender  Zahl  ebenso  wie  die  Hück- 
Versicherung  auch  die  B innen transport Ver- 
sicherung betreiben.    Die  Darstellung  dieses 


TersicherungBzweiges  kann  sich  daher  im 
allgemeinen  auf  die  wesentlichen  Ab- 
weichungen gegenüberder  Seever- 
sicherung beschränken. 

In  Deutschland  entwickelte  sich  als 
Gewerbe  zu  Anfang  des  vorigen  J^irhunderts 
zunächst  die  Flussversicherung,  die 
an  die  Stelle  alter  Schiff erkorporatiouen 
trat.  Die  erste  Schiffahrtsasseknranzgesell- 
schaft  wurde  1818  in  Mainz  gegründet,  als- 
bald aber  mit  der  Rhein  echiffahrtsassekiiranz- 
gesellschaft  in  Köln  vereinigt  und  1841  da- 
selbst erneuert  1819  folgten  Magdeburg, 
1827  Breslau,  1828  Leipzig,  1832.  1833, 
1841  und  1842  Berlin,  1839  Prag  und 
Wesel,  18:^,  1838  und  1851  Hamburg.  1841 
Stettin  dem  gegebenen  Beispiele. 

Dieersten  Land  t  räuspert  Versiche- 
rungen schleus  in  DeutschJand  seit  1819  die 
Leipziger  Feuer-  VersicheningsgeBellschaft. 
Dann  kamen  1820  Triestiner  Gesellschaften 
sowie  seit  1824  eine  Wiener  Gesellschaft  und 
seit  1825  die  Aachen-Mflnchener  Feuer\-er- 
sieherungsgesellschaft.  In  den  40er  Jahren 
I  entstanden  dazu  neue  Gesellschaften  in  We.sel, 
Köln,  Düsseldorf,  Berlin,  Frankfurt  a.  M.. 
etc.  etc. 

2.  Begriff  und  Arten.  Die  Binnen- 
transportversiclieruag  hat  die  Interessen  an 
I  Gütern  während  ihrer  Beförderung  zu  Laude, 
'  auf  Flüsseu  oder  Binnenseeen  zum  Gegen- 
stand, ebenso  die  an  gewissen  Transi»rt- 
mitteln.  Danach  ist  die  eigentliche  I^ud- 
transportversicliemng.  die  gegen  die  Ge- 
fahren auf  Eisenbahnen,  Posten  und  sons- 
tigen Fuhrwerken  schützt,  von  der  ßinnen- 
wassertransportversicherUQg  zu  scheiden,  die 
gegen  die  Gefahren  des  Transports  auf 
Flüssen  tmd  sonstigen  Gewüssern  des  Binnen- 
landes Sicherheit  bietet.  Aus  dieser  Differen- 
zierung folgt  weiter  diejenige  nach  dem 
Transportmittel.  Bezüglich  des  Transport- 
objoktes  ist  die  Valorenversicherung 
hervorzuheben,  d.  i.  die  Versicherung  von 
Geld  und  Wertsachen,  die  freilich  auch  als 
SecvereicheruQg  auftreten  kann.  Die  Ein- 
teilung in  Kaeko-,  Fracht-  und  GOten-er- 
sicherung  findet  sich  auch  bei  der  Binnen- 
versicherung, ebenso  die  Einteilung  nach  der 
Dauer  der  Gefahr  in  die  Einzel-  und  in  die 
Abonnemeiitsvei-sichornng.  Letztere  weist 
vornehmlich  bei  der  Binnen  transport  Ver- 
sicherung interessante  Gebilde  auf.  Diese 
Abonnements-  oder  Generalvor- 
sicherung ist  in  zwei  ganz  vei-schiedenen 
Geslaltungsformen  üblich,  einmal  als  Pau- 
schalveraicherung  oder  als  laufende 
Versicherung.  Bei  ersterer  wird  mit  dem 
Vertragsabschluss  eine  Gesamt  Versicherungs- 
summe und  entsprechend  eine  Gesamt prämie 
festgesetzt,  und  zwar  entweder  in  der  Form 
der  Tages-Pauschalversicherung, 
kurz    Tagespohce    genannt,    wobei    alle    an 
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eioein  l'^g^  unterwegs  beßndlichen  Trans- 
porte des  Versicherten  als  Einheit  betrachtet 
werden,  und  wobei  der  Versicherte  von  der 
Speciellen  Anmeldung  der  einzelnen  Ver- 
sendungen entbunden,  jedoch  verpflichtet  iät, 
diese  regelmäseig,  tflglich  in  seine  Oescbäfts- 
bücher  einzutragen.  Bei  jedem  Unfall  ist 
die  Identität  der  verlorenen  Waren  und  ihr 
genauer  Wert  nachzuweisen,  ebenso  wie  der 
Gesamtwert  aller  an  dem  betreffenden  T^ 
uuterwegs  befindlichen  Waren,  Uebcrsteigt 
der  Gesamtwert  die  Versieh  erungssumme, 
so  wird  nur  verhältnismftsgiger  !&rsatz  ge- 
leistet. Da  die  Versicheniagssumme  den 
höchsten  Ersatz  der  Gesellschaft  für  siüiit- 
liche  im  X^ufe  des  Vertrages  vorkommenden 
Ersatzansprüche  darstellt,  eo  gilt  jede 
Schaden vei^tung  in  Abrechnung  auf  die 
veraichei-te  Summe  und ,  weno  diese  iu 
ihrem  vollen  Wert  bleiben  soll,  so  muss  sie 
durch  nachträgliche  Prämienzahlung  im  Ver- 
hältnis der  bezahlten  Vergütung,  sogenaimte 
Nachzeichnung,  ergflnzt  werden.  Die  Ver- 
sicherungsart  hat  offensiditlich  erhebliche 
Nachteile,  oamentiich  für  iangdaticrnde 
Transporte.  Diese  Nachteile  sind  weniger 
stark  bei  der  Jahres-Fanschalver- 
sicherung  mit  Abschreibung.  Hier  giebt 
es  eine  zweifache  Verwendung:  entweder 
werden  die  gesamten  Monats-  oder  Jahres- 
transporte  als  Einheit  gedacht,  so  dass 
wenigstens  der  ISgliche  Nachweis  wegfällt; 
hier  besteht  aber  die  Versicherung  auch 
nur  solange,  als  der  Gesamtwert  der  für 
den  Versicherten  ausgeführten  Einzcltrans- 
porte  die  Höhe  der  Vcrsicheningssumme 
nicht  erreicht  hat.  Doch  ist  eine  Nach- 
zeichnung meist  möglich,  oder  aber  es 
werden  lediglich  die  entstandenen  KchAden 
berücksichtigt  und  solange  voll  bezahlt,  bis 
die  Versicherungssumme  erschöpft  ist,  eine 
sVerirrung«  im  Vorsicherungsgewerbe,  die 
enge  an  Spiel  grenzt.  Aber  weit  vorteil- 
hafter als  diese  Pauschalpolicen  ist  die 
Generalpolice  mit  Eintragung,  die  Versiche- 
nmg  mit  laufender  Police.  Bei  dieser 
wird  nicht  eine  einheitliche  Versicherun^- 
summe  festgesetzt  und  die  Prämie  im 
voraus  enlriditet,  soudem  sie  enthält  nur 
allgemeine  Bestimmungen  über  die  Art  des 
Risikos.  Der  General  versicherte  ist  zur  un- 
verzQgüchen  Anmeldung  aller  unter  die 
Versicherung  fallender  Objekte  verpflichtet 
und  hat  alle  Versichenmgen  in  ein  beson- 
deres Versicherungsjournal  einzutragen.  Die 
Prämie  wird  siÄter  vierteljährlich  oder 
jährlich  gemäss  dem  Wert  der  versicherten 
Objekte  berechnet,  und  zwar  wird  regel- 
mässig eine  Durchschnittsprftmie  zu  Grunde 
gelegt.  Der  Versicherer  hat  dabei  ein  aus- 
gedehntes Kontrollrecht  Je  nachdem  der 
versicherte  alle  Kisikeu  versichern  muss 
oder   aber   die    Auswahl   treffen    darf,    ist 


zwischen  obligatorischer  und  fakultativer 
Generalversicherung  zu  unterscheiden,  wäh- 
rend für  den  Versicherer  die  Generalver- 
sicherung stets  obligatorisch  ist. 

8.  Versichemngsbedin^ngeii,  Prä- 
mien and  Kisiko.  Die  allgemeinen  Ver- 
sicherungsbedingungen entsprechen  im 
wesentlichen  denen  der  See  versichenmgen. 
Von  Bedeutung  ist  der  L'mfang  der  Ge- 
fahr, für  welche  gehaftet  wird.  Die  ein- 
schlägigen Policenbestimmungen  lanten  (nacli 
den  Formularen  des  Rhein  iech-WestMischen 
Lloyds)  wie  folgt. 

Die    UeselUchaft    haftet    bei    den    Trans- 

Sorten  von  Eil-  nnd  Frachtgütern  aller  Art  auf 
en  Eisenbahnen  eowie  von  Gütern  auf  den 
Posten  fUr  allen  Verlust  oder  Schaden,  welchen 
der  versicherte  Gegenstand,  während  er  sich  in 
dem  Gewahrsam  der  betreffenden  Eisenbahn- 
resp.  PoBtrerwaUnn^n  befindet,  wie  und  auf 
welche  Weise  ee  sem  mag,  nach  Qnalit£t  oder 
Quantität  erleidet,  soweit  nicht  dnrch  die  nach- 
stehenden  Bestimmungen  ein  anderes  verein- 
bart ist. 

Insbesondere  sind  Beschädigungen  jeder 
Art,  teilweise  oder  gänzliche  Vemicntung  und 
die  Gefahren  des  Feuers,  der  Nässe,  des  Dieb- 
stahls und  Abhandenkommens  in  die  Ver- 
sicherung eineeschlossen. 

Die  Gesellschaft  vergütet  auch  big  zu  dem 
Werte  der  geretteten  OegenstAnde  die  in 
Schadensfällen  entstandenen  Beitnnge-  nnd  Qn- 

f;ewi)hnUchen  Abladancg-,  Lagerungs-  und  Auf- 
Eid  nngs  kosten,  sofern  der  Versicherte  dafür  von 
der  betreffenden  Eisenbahn-  resp.  Poat Verwal- 
tung in  Ansprnch  genommeo  wird. 

Die  Gesellschalt  haftet  nicht  für  Schaden 
oder  Verlast,  entatanden  dnrch  Krieffsereignisse, 
unrechtmässige  Gewalt  oder  Vertügnng  von 
hoher  Hand,  Aufrnhr,  PlUndening,  Vulkane  nnd 
Erdbeben,  Schleichhandel,  nnricbtige  Deklaration 
oder  sonstiges  eigenes  Verschulden  des  Ab- 
senders, der  Zwischcnspeditenre  nnd  des  Em- 
pfängers oder  ihrer  Leute,  durch  Absang  oder 
Verderb  verrallK^  der  eigentümlichen  Natnr  oder 
der  mangelhatten  Beschaffenheit  der  Güter, 
durch  unz  weck  massige  Verpackung,  mangelhafte 
Fastage  und  Emballage,  Setbatentzündang,  ün- 
geiiefer,  Host,  Bmob,  Gärung,  Fäulnis,  Ver- 
stecken, Auslaufen,  Unterm ass.  Untergewicht 
oder  sonstigen  inneren  Verderb  (insofern  diese 
Beschädigungen  nicht  erwiesene  Folge  einer 
äusseren  Ursache  oder  Gewalt  sind),  dnrch  Frost, 
Hitze,  Eintrocknen,  Verdunsten  n.  8.  w.,  noch 
ersetzt  sie  die  Kosten,  welche  zur  Verhüiang 
der  eben  genannten  Schäden  entstehen ;  sie 
haftet  auch  nicht  für  Schäden,  welche  1&  Hark 
nnd  bei  Kolli  van  geringerem  Werte  als  150 
Mark  10  Prozent  de«  Wertes  nicht  Übersteigen. 

Bei  Transporten  über  die  Grenzen  von 
Dentschland(Deutecb-Oesterreich  eingeacblossen). 
Holtand,  Luxemburg,  Beleien.  Frankreich  nnd 
der  Schweiz  hinans,  ferner  bei  Warentransporten 
auf  offenen  Wagen  haftet  die  Gesidlschaft  nicht 
für  Diebstahl  nnd  Abhandenkommen,  bei  Waren- 
transporten auf  offenen  Wagen  ist  auch  die- 
jenige Gefahr  ausgeschlossen,  welche  aus  dieser 
Verladungs weise  entsteht. 

Sie  haftet  femer  nicht  für  die  dnrch  einen 
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Unfall  oder  anderweit  in  dem  Versand  der 
Gflter  ferorsachte  VerzOg^ernng  and  den  hier- 
ttus  erwachsenea  Nachteil.  Anten  thalte  der 
Güter,  welche  durch  Verfilgnng  eines  der  In- 
teressenten oder  dadurch  herbeigeführt  werden, 
dass  die  Weite rbetördernng  der  Güter  während 
der  Reise  dnrch  einen  der  Int«resBeDteD,  ohne 
dass  es  in  der  Natur  der  Beise  liegt,  verzögert 
wird,  sind  von  der  Yersichemng  ausgeschloasen. 
Dauern  solche  Aufenthalte  länger  als  acht  Tage, 
so  tritt  die  Versicherung  der  betreffenden  Gegen- 
stände überhaupt  ausser  Kraft  und  die  Prämie 
bleibt  verfallen. 

MBbel  nnd  Umzngsgegenstände,  Glas,  Por- 
zcilan,  Maschinen  und  deren  Teile  wie  über- 
hftupt  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  wegen 
leicht  zerbrechliche  Objekte  gelten  nur  als  „frei 
von  Bruch  und  Beschädigang"  versichert. 

Alle  schweren  Kürper  werden,  insofern  sie 
ein  Gewicht  von  mehr  als  2600  Kilo  haben,  per 
Eisenbahn  nnr  frei  von  den  Gefahren  der  Ein- 
nnd  Ausladung  versichert, 

Gegenstände  nnd  Kolli,  deren  Einzelgewicht 
1000  Kilü   übersteigt,   sind  per  Postfuhre 
der  Veraichemng  ganz  ausgeschlossen. 

Gemünzte,    un gemünzte    oder   verarbeitete 
edle  Metalle,  Pretiosen,  Edelsteine,  Papiergeld, 
Wertpapiere  und  Dokumente  aller  Art,  Kunst- 
werke   der  Skulptur  oder  Malerei    sowie   alle 
sonstigen  Gegenstände,   die  einen  Kunst-  oder 
Liebhaberei  wert   haben,    sind   an   sich   von 
Veraichemng  ausgeschlossen  nnd   können 
anf  Grund  einer  vor  deren  Uehergabe  au 
Eisenbahn   oder  Post  mit  der  Geseilschaft 
treffenden   besonderen  Vereinbarung  versichert 

Diese  Bestimmungen  gelten  für  den 
Transport  von  Oütern  auf  Eisenbahoen  und 
Posten.  Eutsprechendes  gilt  für  den  Land- 
transport per  Fuhre,  i'ür  den  PliiBstransport 
gilt  entweiler  die  See  Versicherungspolice, 
falls  der  Fliisstransport  mit  der  Seefahrt 
unmittelbar  zusammenhängt,  oder  aber  die 
FliiBspolice.  Bei  dieser  ist  der  Umfang  der 
Gefahrehaftuug  viel  beschränkter,  mit  Kück- 
sicht  auf  die  strengen  Bcstiramungon  de.B 
ueueD  deutschen  binnen  schiff ahitsgesetzcs. 
Wieder  andere  Gefahrshaftung  besteht  bei  der 
Binnen  -Kasko  versichern  ng. 

Besonders  gebräuchliche  PoliocQ  sind  die 
für  die  Reise-Bffekten-Versithe- 
ru  n  g,  der  die  Versicherung  des  Heiselagere 
von  Handlungsreisenden  sowie  deren  Muster 
nahe  verwandt  ist. 

FOi-  die  Valorenvorsicherung 
besteht  ein  internationaler  Verband,  dem  19 
Gesellschaften  angehören,  welche  die  soli- 
darische Haftimg  übernommen  habet).  .  Hier 
wird  die  Valorenversicherung  bionenwärts 
und  seewärts  unterschieden. 

Schliesslich  besteht  auch  eine  Versiehe- 
nmg  für  die  richtige  AblieferuDgszeit 
von  Gölern. 

Die  bei  den  Eisenbahnen  und  Posten 
fiWichen  Wertdeklarationen  worden 
mit  Unrecht  Versicherung  genannt. 


Bezüglich  der  Prämien  ist  zu  be- 
merken, da&s  der  Landtransport  naturge- 
mäss  weit  sicherer  ist  als  der  Seetransport. 
Dem  Landtransport  fehlen  vor  allem  die 
Violen  kleinen  Schäden  der  Seeversiehenrag, 
Schon  in  dem  Umstand,  dass  die  Laud- 
präraie  meist  in  Promille  berechnet  wird, 
während  die  Seeversichenmg  in  Prozenten 
berechnet  zu  werden  pflegt,  zeigt  sich, 
dass  die  Landrisiken  weit  günstiger  ange- 
sehenwerden. iDDeihalbderLandgeEMirenist 
das  gerin^te  Risiko  der  Eisen  bahn  trans|xii1. 
Sehr  ungünstig  ist  dagegen  bei  dorch- 
Btehendem  Risiko,  d.  i.  der  Verbindung  von 
Fluss- oder Landtransportversicherung  mit  der 
Seevereieherung,  die  Quai-  imd  Hafengefahr. 
Namenthch  die  Feuersgefahr  in  Lagerhäusern 
ist  eine  liohe,  ebenso  die  Gefahr  beim  Sammel- 
ladeverkehr.  Ein  nicht  ungünstiges  Risiko 
bildet  die  Flussversicherung,  deren  Haupt- 
gefalu-  der  Eisgang  und  die  Ueberwinterung 
ist  Diese  Gefahren  worden  nur  gegen  50 
bis  100  "/o  Aufschlag  versichert  Das  beste 
Versicherungsobjebt  bilden  bei  der  grossen 
Siciierheit  der  Posten  die  Valoren. 

Die  Max ima  werden  nach  verschiedenen 
Faktoren  berechnet.  Auf  einem  Eisenhahn- 
zug ist  das  Maximum  für  trockene,  nicht 
leicht  zerbrechliche  Güter  im  Durchschnitt 
90000  Mark,  für  Flüssigkeiten,  Porzellan 
und  andere  leicht  zerbrechliche  Waren 
4.5000  Mark,  desgleichen  auf  einer  Fuhre 
36  000  beüw.  18  000  Mark. 

4.  Statistisches.  Eine  Statistik  der 
Bin nentrans|»Tt Versicherung  besteht  nicht. 
da  gesonderte  Berichte  über  diese  und  die 
Seeversicherung  von  den  Gesellschaften, 
welche  regelmässig  beide  beireiben,  nicht 
veröffentlicht  weitlen.  Weder  Über  den 
Umfang  noch  über  die  Gesehäftsergebnisse 
lassen  sich  daher  für  die  Binnentrans]  lort- 
versicherung  im  allgemeinen  Ziffern  ver- 
schaffen. Die  einzigen  einschlägigen  Zahlen- 
angaben betreffen  eine  Auzald  kleiner 
F]us.sfahrzeug  -  Versiclierungsan  stallen  und 
weisen  nach,  wie  gering  die  Verändernug 
bei  diesen  kleinen  Instituten  und  wie  miss- 
lich ihre  finanzielle  Lage  ist  (s.  folg.  Seite). 
Auch  diese  Tabelle  zeigt,  dass  das  Trans- 
port versicheningsgewerhe  trotz  seiner  gross- 
artigen internationalen  Oi^anisation  zu  den 
Geschäftszweigen  der  Versicherungsbranche 
zählt,  bei  denen  glänzende  Resultate  zu  den 
Ausnahmen  gehören.  Eine  solclie  Lage 
dieses  volkswirtschaftlich  eminent  wichtigen 
Gewerbes  ist  in  Anbetracht  der  schwierigen 
und  fleissigeu  Arbeit,  die  anf  dasselbe  ver- 
wandt wira,  im  höchsten  Grade  zu  be- 
dauern und  eine  Besserung  ist  dringend  zu 
wünschen. 

Lltteratnr i  Eint  Bibliograph  ied'rTra ns)tort- 
rrrtiflifniiij  bit  mm  Jiihi-r  1894  ff''*'  i-'l*- 
pert   m   dem   BrUmer'Khm    Werk:   IMia   IVr- 
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GeaeU- 
Bchaften 

Versichemugs- 
1890/91  1  1898,'99 

Prämien 

1890,91      1898/99 

Schaden 

1890/91      1898,99 

Gewinn 
resp.  Verlust 

1890,91   i  1898,99 

Lsndsbere 

haosen 
Bieaa 

3406010 

2369000 

24421 

29086 

37667        12664 

—  13415 

+    1116 

2228415 
3899*81 

3003150 
3639371 

20466 
62683 

30009 

6807z 

22258        23037 

60534        71720 

~   6168 
+      6*8 

±.3^ 

Khleage 
SeoMli  ft.  0. 
BerUn 

1423100 

3778510 
4502605 

2737900 
3600000 
4  196  030 

10901 
26752 
62677 

17448 

35710 
57820 

10363        23960 
»3  443         40591 

57  625    1    52161 

+    l'76 
+         97 
+   5531 

—  10047 

—  10039 

—  2591 

tiekerungtatita,  Leipzig  1S94.  —  En  bedarf  dahrr 
hier  nur  der  Anführung  der  dort  »ieht  rerieich- 
nelen  Sehriften.  1.  UeÖer  die  Getchichte  der 
T.-Y.:  iSoAaube,  Dit  ■  teahre  Besehaffvnheit 
der  Vernehrnmg  in  der  Entslehiingneit  da  Ver- 
lieheningnieten»,  Jahrb.  f.  JVal,  u.  Sial.,  Jahrg. 
1S9S.  —  Derselbe,  Der  rebergaag  vom  Ver- 
lifkerungidarlelicii  «ir  reinen  Veriieherung,  ebd. 
Jahrg.  IS94.  —  Derselbe,  Der  Versiekerunga- 
gedanke  in  den  Verträgen  dei  Setcerkehri  ror 
der  EnUtehaiig  dei  Verncherungnretena.  Areh. 
f.  Soi.-  u.  Wirtteh.-Getek.,  Jahrg.  189^.  —  Veber 
dieielben  Themata  lAontl  im  Arehicio  ttitrico 
licüiano.  Bd.  XIV,  Jahrg.  ISH-  —  Rtehard 
EhrtMberg,  In  ■  Hambnrg  vor  200  Jahren.  Gel. 
ViitirSge  von  Schrader,  Hamburg  1S9S.  — 
Cohn,  JVafioRoUijbtmoniÜ!  det  HandrU  und  Ytr- 
kehn,  Stuttgart,  Jahrg.  1898,  g§  iSf,g.  —  2.  Hta- 
litlitfhet.  Ehraixwelgs  Aueturam-Jahr- 
buch,  Wien.  Hier  itl  aüjährlich  eine  Ueber- 
lieht  aber  die  TVanipoHreraifherung  in  alUa ; 
Ländern  mit  reichem  itiitiititehen  XalerinI 
vorhanden.  Zahlreiche  itatiitiiehe  Angaben  . 
fhtdm  lieh  femer  tuiammengeilellt  In  der ' 
Zeitiehrifl  JBr  VerrieherungiKeien  ryi»  Xeu- , 
mann,  Beriin,  loieie  in  vielen  Ifandclttam-l 
«lerberiehten.  —  3.  Specialf ragen;  In 
Bamngarlnera  Handitärlerbuek  dei  Vertiehe- 
nmgnceient,  Bd.  I,  Stnuiburg  1899,  zahl-  , 
rridie  Artikel  über  die  Seeeeriicherung,  tBeiit  1 
juriitiichen  Jnhalu.  —  Bruachettini,  Die  Wert-  ■ 
deklaration  »nd  die  Trtiniporteeriirkerung,  in 
Ehremiceigi  Jahrbuch,  I90O.  —  Moldenhawer, 
Die  laufende  Vertiehervng,  GlUtinger  Inaugural- 
dinertation  1899,  aurh  in  der  Zeilaehrifl  für  die  ' 
ifMamte  Vertieherungiwiueniehqfi  Berlin  1900 
abgedruett.  —  Otrtanner,  Dai  Kriegi-  ■ 
ritiko,  in  Ehremweigl  Jahrbuch  19'I0  und 
1901.  —  Ihtrleux,  L'aiiuranee  maritiBie,  ee 
gu'elU  eit,  ee  fju'eite  devrail  etre,  in  der  Se-  ' 
rue  politigue  et  paiiementaire  Bd.  18.  11.  l^.,  j 
fiirt«  1899,  —  Viktor  Ehrenberg,  Dai  In-  ' 
teretie  bei  der  Seereriichericng,  in  Ehrentweigi  | 
Jakrbiteh  1901.  —  Manea,  Dai  Eeichigeieli  über 
die  privaten  Verticherungiunteraehmungen,  Leip- 1 
iigl90I.  —  4.  Allgemeine. ib  handlangen:'. 
Art.  nTraniporlveriickerung«  vonPrIen  iuderl.  j 
Ai^age  dieiei  Mandieiirtcrbuchi.  Der  gleiche  \ 
Anitel  ron  v.  Hecket  im  WGrterbuch  der ' 
Vollnairtiehafl,  Jena  1900.  —  Artikel  nBinnen- 
traniportveriichrrung«  co«  Prevdenstein  In 
BauBtgartneri  Hanäwfirterbuch  Bd.  t,  Strait- 
burg  1899. 

Alfred.  JUan««. 
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Trödelhandel. 

Der  Trödelliandel  im  Sinne  der  Gewerbe- 
I  onlnting  hängt  nicht  mit  (iem  rÖmiBchrecht- 
i  liehen  sogenannten  Trödel  vertrage  zuBammea 
[  (contraetua  aeatimatoriua),  gemäss  welchem 
■jemand  eine  zu  einem  beBtimmten  Preise 
,  geschätzte  Sache  zum  Verkaufe  mit  der 
'  Veiyüichtung  übernimmt,  entweder  diraen 
Preis  oder  die  Sache  selbst  zurückzugeben; 
!  er  ist  ^^elmeh^  lediglich  d\irch  die  Gegen- 
,  stände  bestimmt,  mit  denen  er  sich  befasat 
I  und  a]s  welche  die  Gewerbeordnung  an- 
ffthrt:  gebrauchte  Kleider  und  Betten,  ge- 
brauchte wasche  und,  soweit  nur  Kleinhan- 
jdel  Hetiieben  wird,  altes MetallgerSt,  Metali- 
!  bnich  und  dergl.  Die  beiden  letzten  Worte 
sind  erst  durch  das  G.  v.  1.  Juli  1883  hinzu- 
gefügt, beziehen  sich  aber  nur  auf  die  vorher 
erwähnten  Metallgegenst^ide.  Soweit  die 
Trödler  auch  noch  Kleinhandel  mit  anderen 
alten  Sachen  treiben,  wie  Möbeln,  Porzellan- 
gerüten,  Bildern  etc.,  fallen  sie  nach  der  vor- 
herrschenden Änsiclit  nicht  unter  den  §  Sf)  der 
Gew.-O.  Jedenfalls  gehören  die  Antiquitäten- 
händler nicht  hierher,  üas  öffentliche  Inte- 
resse berührt  der  Trödelhandel  nur  deshalb, 
weil  die  Verkaiifägegen stände  möglicher- 
weise aus  den  Händen  unrechtmässiger  Be- 
sitzer in  den  TrÖ'lelladen  gelangt  sein 
können ,  sei  es  dass  der  Händler  dabei 
selbst  ganz  unschuldig  ist,  sei  es  dass  er 
sein  Geschäft  nur  als  Deckmantel  der 
Hehlerei  benutzt.  Eine  gewisse  Beauf- 
sichtigung des  Tröclelhandels  scheint  daher 
im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit 
nicht  unberechtigt.  Nach  der  preussischen 
Gew.-O.  V.  17.  Januar  1845  sullte  der  Trödel- 
handel  nur  denjenigen     gestattet   werden^ 


n,g,t,7ed::yC00^1e 


10-2 


von  deren  ünbescholteoheit  und  Zuverlässig- 
keit die  Behörden  sich  überzeugt  hätten. 
Die  noiddeutsche  Gew.-O.  v.  21.  Juni  1869 
dagegen  bestimmte  mir  (§  35),  dass  der 
Tt*lelhandel  in  dem  oben  bezeichneten 
Sinne  (wie  auch  der  Handel  mit  Ganiab- 
ßllen  und  Dräumen  von  Seide,  Wolle, 
Baumwolle  oder  Leinen)  demjenigen  unter- 
sagt wei-den  könne,  der  wegea  aiis  Ge- 
winnsHcht  begangener  Verbrechen  oder  Ver- 
gehen gegen  das  Eigentum  bestraft  worden 
sei.  Nach  der  gegenwärtig  auf  Grund  des 
G.  V.  1.  Juli  1883  geltenden  Fassiioi;  des 
g  :^5  der  Eeichsgewerbeonlnung  soll  die 
Untersagung  des  Betriebes  stattfinden,  wenn 
Thatsacheu  vorliegen,  weldie  die  Unzuver- 
lässigkeit  des  Gewerbetreibenden  in  Bezug 
auf  diesen  Betrieb  dtuthun.  Jedoch  gilt 
auch  für  dieses  Gewerbe  der  in  das  G.  v. 
€.  August  1896  aufgenommene  neue  Absatz: 
Ist  die  Untersuchung  erfolgt,  so  kann  die 
Landescentralbehörde  oder  eine  andere  von 
ihr  zu  bestimmende  Behörde  die  Wieder- 
aufnahme des  Ge werbet«! liebs  gestatten, 
sofern  seit  der  Untersagiing  mindestens 
ein  Jahr  verflossen  ist.  Personen,  die  den 
Ti-5delhandel  oder  eines  der  Ubrigeo  vom 
§  35  bezeichneten  Gewerbe  be^Doen,  haben 
bei  der  Eröffnung  ihres  Betriebs  der  zu- 
ständigen Behörde  hiervon  Anzeige  zu 
machen.  Ausserdem  enthielt  der  g  38  der 
-Gewerbeordnung  schon  in  der  Fassung  von 
1869  die  Bestimmung,  dass  die  Centraibe- 
hSrden  befugt  seien,  Vorschriften  darüber 
zu  erlassen,  in  welcher  Weise  die  Trödel- 
händler  und  die  übrigen  in  den  Absätzen  2 
und  3  des  §  Sf)  angefahrten  Gewei  betreiben- 
den ihre  Bücher  führen  sollen  und  welcher 
polizeilichen  Eontrolle  über  den  Umfang  und 
die  Art  ihres  Geschäftsbetriebes  sie  sich  zu 
unterwerfen  haben.  Solche  Vorschriften 
sind  in  Preussen  zuerst  durch  ein  Ministerial- 
reski-ipt  vom  22.  Juni  1870  und  dann  mit 
Abänderungen  und  mehreren  Erweitenmgen 
am  18.  März  1885  erlassen  worden.  Eine  neue 
Faseimg  dieser  Vorschriften  ist  am  1.  Juni 
1001  in  Kraft  getreten.  Hiernach  sind  die 
Trödelhandlerverpflichtet,  sofort  alle  ihre  Ein- 
kaufs- und  ^' erkauf sgeschäfte  mit  fortlaufeu- 
<ler  Nummer  und  genauer  Angabe  der  Gejjen- 
stAnde  nach  Art.  Zahl,  Mass  und  Gewicht 
in  ein  nach  einem  vorgeschriebenen  Schema 
eingerichtetes,  von  der  Oi-tspolizeibehörde 
gestempeltes  Buch  einzutragen.  Zugleich 
sind  auch  Namen,  Stand,  Wohnort  und 
eventuell  auch  die  Wohnung  desjenigen  ein- 
zutragen, mit  dem  der  Trödler  das  Ein- 
kaufs- oder  Verkaufsgeschäft  abschliesst,  und 
letzterer  hat  sich  Aber  die  Richtigkeit  der 
gemachten  Angaben  in  glaubhafter  Weise 
zu  vci-sichem.  Mit  minderjährigen  PeiBonen 
darf  der  Trödler  sich  ohne  ausdrückliche 
Genehmigung   der  Eltern   oder  Vormünder 


nicht  in  Geschäfte  einlassen.  Er  ist  ver- 
pflichtet, al!e  ihm  von  Behörden  oder  Pri- 
vatpersonen zugehenden  Nachrichten  über 
verlorene  oder  entfremdete  Gegenstände 
nach  der  Zeitfolge  geordnet  aufzubewahren, 
er  hat  nachzusehen,  ob  die  Gegenstände  sich 
hei  ihm  befinden  und  eventuell  davon  binnen 
24  Stunden  bei  der  Polizeibehörde  Anzeige 
zu  machen.  Die  im  Beiriebe  des  Trödel- 
handels  erworbenen  Gegenstände  mflsaen, 
mit  einer  dem  Geschäftsbuche  entsprechen- 
den Nummer  versehen,  in  vorgeschriebener 
Weise  aufbewalirt  werden.  Nicht  mehr  be- 
nutzte Geschäftsbücher  sind  zehn  Jahre 
nach  dem  Abschluss  aufzubewahren.  Die 
Polizeiorgaue  sind  befugt,  jederzeit  von  deni 
gesamten  Geschäftsbetriebe  des  Irtdlers 
Einsiebt  zu  nehmeu,  die  Lager-  und  Ge- 
schäftsräume zu  betreten,  die  BQcher  zu 
prüfen,  sich  die  vom  Trödler  angekauften 
Gegenstände  vorlegen  zu  lassen  und  jede 
gewünschte  Auskunft  zu  verlangen. 

In  Oesterreich  gehört  der  TrÖdelliandel 
nach  der  Gew.-O.  v.  20.  Dezember  1859 
und  der  Nov.  v.  15.  März  1883  zu  den  kon- 
zessionspflichtigeD  Gewerben;  als  Bedingung 
der  Erteilung  der  Konzession  werden  allge- 
meine Verläselich keit  und  Unbescholtenheit 
verlangt,  für  dEis  Trödelgewerbe  aber,  wie 
für  mehrere  andere,  sind  überdies  die  Lokal- 
verhältnisse und  die  BOcksichten  der  poli- 
zeiliehen Ueberwachung  ins  Auge  zu  fassen. 
Nach  dem  ungarischen  Gewerbegesetz  vom 
18.  Mai  1884  kann  das  Trödlergewerbe  in 
gewissen  Gassen  untei-sagt  werden  und 
können  solche  Geschäfte  zu  jeder  Zeit  durch 
die  Polizei  untersucht  werden. 

In  Frankreich  gilt  für  das  Trödlei^- 
werhe  noch  eine  Polizeiordonnanz  vom  8. 
November  1780  nebst  einigen  späteren  Er- 
gänzungen, Der  Gewerbebetrieb  als  solcher 
ist  frei,  aber  die  Trödler  (brocanteurs)  sind 
einer  strengen  polizeilichen  Ueberwachung 
unterworfen.  Sie  müssen  über  iiire  Ein- 
käufe ein  genaues  tägliches  Verzeichnis  in 
einem  gestempelten  Register  führen,  mit 
Angabe  des  Namens  und  der  Wohnung  des 
Verkäufers-  Von  Minderjährigen  dürfen  sie 
nichts  kaufen  ohne  schriftliche  Erlaubnis 
von  Seiten  der  Eltern  oder  Vormünder. 
Von  Soldaten  dürfen  sie  keine  Waffen  und 
Montierungsstücke  und  überhaupt  keine  ver- 
botenen Waffen  und  keine  Kriegswaffen 
kaufen.  In  Paris  bestehen  für  das  Trödel- 
gewerbe noch  besondere  verschärfte  Vor- 
schriften auf  Grund  einer  Polizei  Verordnung 
vom  31.  Juni  1831.  Wer  dasselbe  betreiben 
will,  muss  sich  auf  der  Polizeipräfektur  in 
ein  Register  eintragen  lassen.  Das  Ge- 
schäftsbuch des  Trödlers  wird  jeden  Monat 
von  dem  Polizeikommissar  seines  Viertels 
geprüft  mid  visiert.  Sie  dürfen  sich  nur  zu 
bestimmten  Stunden  an   einer   bestimmten 
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Stelle  am  Tempelmarkt  verBammeln  und 
zwar  ohne  Waren  aiiszustelleD.  Die  iimher- 
zieheudeD  TrOdler  mflssen  in  sichtbarer 
Weise  eine  ihnen  von  der  Polizeipräfektur 
gelieferte  Uedaille  tragen,  die  ihren  Namen 
und    ihre  Nnmmer  anseht,  — .In   England 

g'ebt  es  zwar  Strafbestimmungen  gegen  die 
elilerei,  aber  keine  präventiven  Pohzeivor- 
Bchriften  inbetreft  des  TrOdelhandela. 

Uttcratnr;  v.  LandmoMtt-Bohm^r,  Geinerbe- 
nrämmg  jür  da*  D.  It.,  S.  Aift.  (Münelitn  1897} 
Bd.  1,  S.  SS?.  —  KoUach,  Die  Ge\eerbeord- 
nuHg  tte.,  Hannocer  1S98J1900,  Bd.  I,  S.  Sä9, 
St5.  —  Jfarotitoioafcy,  Die  deuUehe  Ge- 
verUordnung,  4.  Aufl.,  Berlin  1S88,  S.  SOS, 
$99.  —  Illitt^,  DU  deaUche  GoBerbeordnnng, 
2.  Aufl.,  Berlin  1886,  S.  SS  und  187.  Preiuii- 
leha  Xinitterialldatt  1870,  S.  199.  —  Slook, 
Diftionnaire  de  l'adminüir,  franpiite,  Art.  Im- 
eaataiT. 


Trucksystem. 

1.  Wesen  des  T.  Cotta^peajBtem ;  Schank- 
betrieb.  2.  Die  EntAtehuiig  des  T.  3.  Benr- 
teilnn^  des  Systems,  4.  Die  Gesetzfebong 
gegen  das  T. :  in  Deatscbland,  England,  Belgien 
und  Oesterreicli. 

1.  Wesen  des  T.  Cottagesystem ; 
Schankbetrieb.  Einer  der  empfindlichsten 
nod  gefahrlichsten  Uebelstände  des  heutigen 
Industrie  Wesens  ist  die  Auslohnung  der 
Arbeiter  in  Waren  aller  Art  statt  in  barem 
Gelde,  —  tlas  sogenannte  Tnicksystem. 
Der  Lohn  wird  den  Arbeitern  nicht  voll- 
ständig in  der  Landesmüoze,  überhaupt 
nicht  in  Geld  ausgezahlt,  sondern  ganz  oder 
teilweise  in  Lebensmitteln,  in  Erzeugnissen 
der  industriellen  Anstalt,  in  der  die  Ar- 
heiter  beschäftigt  sind,  in  Wohnungen  etc. 
Die  Mannigfaltigkeit,  in  der  diese  Form  der 
Ablehnung  sich  abzuspielen  pflegt,  ist  eine 
grosse.  Es  kommt  vor,  dass  der  Tinter- 
nehmer  einen  Laden  eröffnet,  indem  er  die 
Arbeiter  verpflichtet,  ihren  Bedarf  bei  ihm 
zu  entnehmen,  und  ihnen  Kredit  gewährt. 
Es  kommt  aber  auch  vor  dass  unmittelbar 
in  den  Erzeugnissen  der  Fabrik,  unabhängig 
vom  Bedarfe  des  Arbeiters,  ein  Teil  des 
Lohnes  verabfolgt  wird.  Oder  der  Unter- 
nehmer zahlt  emen  bestimmten  Teil  des 
Lohnes  in  gestempelten  M!arken  aus,  die 
nur  bei  gewissen  BSckem,  Metzgera, 
Krämern  nnd  Wirten  des  Ortes  eintausch- 
har  sind.  Wenn  ein  förmlicher  Laden  er- 
öffnet wird,  so  ist  entweder  der  Besitzer 
der  Fabrik  selbst  der  La<lenhalter  oder  er 
weiss  sich  für  dieses  Oeschäft  der  Hilfe 
von  ihm  nahestehender  Personen  zu  be- 
dienen, die  dann  allerdings  unter  ihrem 
HaDdwöttetbncb  der  9tMiUwl*Mii*cliBneil.    Zweit« 


Namen,  aber  doch  auf  seine  Rechnung  ihr 
Unwesen  treiben. 

Im  engsten  Zusammenhange  mit  dem 
Trucksystem  steht  der  Schankbetrieb  durch 
Fabrikanten  oder  deren  Angehörige.  Der 
Unternehmer  eröffnet  eine  Kneipe  oder 
einen  Bierausschank,  lockt  die  Arbeiter  da- 
durch an,  dass  er  ihnen  kreditiert,  und 
bringt  bei  der  Lohnauszahlung  die  gestun- 
deten Beträge  in  Abzug.  Nach  dieser 
Richtung  sind  die  neuerdings  laut  gewor- 
denen Klagen  der  Dockarbeiter  in  Qent, 
dass  ihre  Arbeitgeber  grösstenteils  Schank- 
wirte seien,  besonders  charakteristisch. 
Einer  von  ihnen  setzte  innerhalb  zweier 
Wochen  11  Tonnen  Bier  ab  nebst  einer 
erheblichen  Menge  Geniövre. 

Unschuldiger,  obwohl  es  schliesslich  die 
gleichen  kneditenden  Wirkungen  für  den 
Arbeiter  hat,  erscheint  (hts  Coltagesystem, 
das  eine  Zeit  lang  in  den  ländlichen  labrik- 
distrikten  Englands  häufig  war.  Es  be- 
steht darin,  dass  der  Fabrikant  Wohnhäus- 
chen  erbaut  und  seine  Arbeiter  unter  An- 
drolumg  der  Entlassung  'lazii  anhält,  sie  zu 
mieten.  Durch  dieses  System  sind  ganze 
Ortschaften  neu  ins  Leben  gerufen,  und  es 
schien  für  den  Arbeiter  günstig,  insofern 
ihm  eine  gesunde,  seinen  Verhältnissen 
entspreehende  Unterkunft  geboten  wtirde. 
In  Wahrheit  wurde  der  Unternehmer  zu 
diesem  Vorgehen  veranlasst,  weil  das  in 
die  Gebäude  hineingesteckte  Kapital  sich 
regelmässig  gut  verzinste.  Die  Wohnhäuser 
standen  eben  nie  leer,  uud  das  Risiko,  das 
andere    Häuservermieter   sonst    zu    tragen 

Sflegen,  fiel  weg.  Noch  grösser  wirrde 
er  Vorteil,  wenn,  wie  es  nach  den  Ver- 
sicherungen von  Engels  oft  genug  ge- 
schehen sein  soll,  die  Arbeiter  zur  Bezah- 
lung einer  höheren  als  der  ortsüblichen 
Miete  veranlasst  oder  gar  geswungen 
wurden,  Miete  ftlr  ein  Haus  zu  zahlen,  das 
ftie  nicht  bewohnen  wollten.  Wo  die  Ort- 
schaft nur  aus  Häusern  der  Fabrik  gebildet 
wurde,  brauchte  der  Vermieter  seine' Miete 
überhaupt  nicht  nach  den  Forderungen 
anderer  einzurichten,  sondern  konnte  sie 
beliebig  hoch  ansetzen.  Bei  Zerwürfnissen 
mit  den  Arbeitern  verleiht  dieses  System 
dem  Unternehmer  die  grösste  Macht.  Bei 
Arbeitseinstellung  hat  er  nur  nötig,  die 
Wohnung  zu  kündigen  —  die  Kündigungs- 
frist ist  meistens  eine  Woche  — ,  und  binnen 
kurzem  sind  die  Feiernden  brotlose  und  ob- 
dachlose Vagabunden,  die  dem  Gesetze  ver- 
'  "en. 

2.  Die  Entatelmne  des  T.  Das 
heutige  Trucksystem  ist  nicht  geradezu 
ein  Ausfiuss  der  modernen  Fabriken.  Es 
handelt  sich  vielmehr  um  ein  alteinge- 
wurzeltcs  Uebel,  das  im  Bei%ban,  wie  es 
scheint,  zuerst,  dann  in  der  Haudndustrie 
ADflage.   VII.  13 
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auftrat  und  in  letzterer  noch  gegeawärtig 
einen  viel  breiteren  Baum  einnimmt  als  im 
Pabrikwesea.  Ja  es  mag  wohl  eine  der 
Ehitstehungsursachen  des  Trucksystems  ge- 
rade Id  dem  Aufkommen  der  Eau^dustrie 
liegen.  Bei  ihr  liefert  bekanntlich  der  Ver- 
leger vielfach  den  zu  verarbeitenden  Roh- 
stoff, und  indem  er  ihn  tu  höheren  Preisen 
als  ortsüblich  anrechnet,  streicht  er  einen 
besonderen  Oe^\-inD  ein.  So  sollen  z.  B.  in 
der  fränkischen  und  kobiu^schen  Korb- 
warenindustrie  der  Kaufleute  den  Arbeitern 
Esparto,  eine  Eohrart,  von  der  der  Ballen 
zu  zwei  Meteroentnern  etwa  53  Mark,  das 
Pfund  mithin,  selbst  wenn  8  für  Packung 
abgerechnet  werden,  noch  nicht  15  Pfennig 
kostet,  zu  38—40  Pfennig  das  Pfund,  und 
.  der  Meterceutner  Palmblatt,  der  für  26—27 
Mark  im  Einkaufe  zu  haben,  mit  38 — 40 
Mark  ansetzen.  Die<  bei  solchen  Ge- 
schäften erzielten  (gewinne  mögen  den 
Unternehmer  veranlasst  haben,  zum  Ver- 
kaufe auch  anderer  Ware  zu  schreiten  und 
die  langen  Lohnzalüungsfristen  die  Aus- 
breitung dieses  Strebens  begünstigt  haben. 
Wenn  der  Arbeiter  erst  6^8  Wochen  nacii 
Be^un  der  Arbeit  für  seine  Thätigkeit  he- 
zahlt  wird,  so  ist  er  häufig  gezwungen, 
«ich  um  einen  Vorschuss  zu  bemühen.  Diesen 
statt  in  barem  Gelde  in  Lebeasmittehi  und 
Waren  aller  Art  zu  gewähren,  mag  der 
Arbeit^ber,  der  natürlich  zuerst  angegangen 
wird,  im  Interesse  des  Arbeiters  liegend, 
später  auch  für  sich  vorteilhaft  gefunden 
haben  und  auf  diese  Weise  zur  Einbürgerung 
des  Systems  gebracht  worden  sein.  Immer 
aber  erscheint  doch  bei  den  Fabriken  früh 
der  Truck.  Ein  Beispie!  dafür  liefern  die 
thüringischen  Porzelianfabriken ,  die  seit 
den  60er  Jahi-en  des  18.  Jahrhunderts  auf- 
kamen. Oft  einsam  gelegen,  in  der  Nälic 
nur  bescheidener  Ansiedelungen,  wird  in  den 
Privilegien  derselben  dem  Gründer  in  der 
Regel  das  Recht  des  Backens,  Sclilaehtens 
undBrauensfürdenBedarf seiner  Arbeitervcr-  i 
liehen.  Dazu  kam  nicht  selten  der  Betrieb  j 
einer  Gastwirtschaft,  vermutheh  später, 
auch  der  eines  Materialwaren  geschäfts. 
Offenbar  um  die  Entnahme  dieser  Kon- 
sumtibilienbeaserregelnzukönnen,  gaben  die 
Fabriken  Marken  (aus  Messing  oder  Kupfer) 
ab,  die  auf  dem  Avers  den  Kameu  des 
Fabrikanten  oder  eine  Abbildung  des  Fabrik- 
gebäudes, auf  dem  Revers  den  Betrag  (3, 
6,  12  Kreuzer)  oder  die  Aufsclitift  .vein 
Mass  Bier'  aufwiesen.  In  ihnen  ist  dann 
der  Geber  teilweise  ausgezahlt  worden. 
Den  Zwang,  genötigt  zu  sein,  sie  in  Kauf- 
laden oder  der  Wirtschaft  ihrer  Brotherrn 
wieder  ausgeben  zu  müssen,  empfanden  die 
Arbeiter  allmählich  als  einen  lästigen  Druck 
und  rSchten  sich,  in  dem  sie  den  Marken 
die    Bezeiclmung    von     »Wanzen  t    gaben. 


unter  welchem  Nameu  sich  ihr  Oedäditnis 
bis  auf  den  heutigen  Tag  in  den  Kreisen 
der  Arbeiterschaft  erhalten  hat 

3.  Benrteiliuig  des  Systeme.  Es 
scheint  in  der  That  kaum  bezweifelt  werden 
zu  können,  dass  das  System  uisprQuglicb 
in  guter  Ansicht  Eingang  fand.  Gerade  die 
oben  berührten  VeiMltnisee  auf  dem 
Thüringer  Walde  sind  ein  Bel^  dafür. 
Indem  der  Unteniehmer  dort  einen  Laden 
errichtete,  wo  noch  kein  Kaufmann  den 
Unternehmungsgeist  gehabt  hatte  sich 
niederzulassen  imd  indem  er  Nahrung 
mittel  selbst  herstellte  oder  eu  gros  ein- 
kaufte, um  sie  eu  dliail  zu  Engrospreisen 
zu  verkaufen,  erwies  er  seiner  Arbeiter- 
schaft einen  Dienst.  Ja  wenn  er  seine  Ar^ 
beiter  teilweise  mit  den  Erzeugnissen  der 
Fabrik  ablohnte  und  die  Preise  dafür  niedrig 
ansetzte,  so  konnte  ihn  der  Gedanke  leiten, 
dass  auf  dem  Wege  des  Hausierbetriebts, 
etwa  durch  die  Frau  oder  Angehörige,  die 
Möglichkeit  für  sie  gegeben  war,  Ideine 
Extragewinne  zu  erlangen.  Die  erwähnten 
Porzellanfabriken  in  ThiSingen,  grossen  Eisen- 
balin Unternehmungen  in  iSgland,  thaten  es 
jedenfalle  zunäclist  ohne  Nebengedanken.  In 
dem  Masse,  als  im  letzteren  Falle  der  Bau 
vorwärts  rückte,  mussten  eben  die  Arbeiter- 
scharen von  Ort  zu  Ort  ziehen.  Da  sollte 
ihnen  dann  Gel^;eabeit  geboten  werden, 
in  den  ihnen  fremden  Gegenden  sieh  be- 
rtuera  und  wohlfeil  mit  den  erforderlichen 
Lebensmitteln  versehen  zu  können.  In 
aUen  solchen  Fällen,  bei  den  einsam  auf 
dem  Lande,  entfernt  vom  städtischen  Markt 
gelegenen  Fabriken,  ^^ird  der  Truck  sicher 
eine  wirkliche  Erleiehterung  für  den  Ar- 
beiter liedeutet  haben. 

Aber  leider  streifte  das  System  den 
Charakter  einer  Wohlthat  allmählich  ab  und 
verwandelte  sich  in  nackte  Ausbeutung, 
Die  Vorzüge,  die  ihm  ankleben  mochten, 
befanden  sich  von  vornherein  in  Verbindung 
von  NacliteUen,  die  nach  uud  nach  über- 
wogen, BO  dass  die  Eitu-ichtung  zur  voll- 
kommenen d  nickend  sten  Tvrannei  wurde. 
Als  der  gemeinsame  Zug  aller  dieser  Ver- 
anstaltungen stellte  sich  hei'aus,  dass  der 
Arbeitgeber  aus  seiner  Machtstellung  den 
Arbeitern  gegenüber  nodi  einen  besonderen 
Gewinn  ei-zielte,  der  sein  ohnehin  grosses 
Uebei^TÄicht  verstärkte.  Die  im  Laden 
verabfolgten  Waren  sind  höher  im  Preise 
angerechnet,  als  es  sonst  der  Fall  zu  sein 

Eflegte,  sie  werden  zu  Ungunsten  der 
äufer  dargewogen,  sie  sind  von  geringerer 
Güte  oder  minderwertiger,  als  sie  im  Wege 
der  freien  Konkurrenz  zu  haben  sind,  imd 
sie  werden  den  Leuten  verabfolgt  ohne 
Rücksicht  auf  deren  Bedürfnisse.  Ais-  in 
den  30er  und  40er  Jahren  dieses  Jahr- 
hiuiderts  der  Truckunfug  in  Solingen  kräftig 
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bltthte,  wurde  ein  Kittelchen,  das  im  Elein- 
liandel  14  Silbei^roschen  kostete,  den  Ar- 
beitern zu  1  TLüer  5  Silbemroscben,  ein 
Halstuch  im  Werte  von  4Va  Silbergroechen 
für  10  SUberCToschen,  eine  Jagdtasche  im 
Werte  von  2  Thaler  25  Silber^roschea  für 
5  Thaler  angerechnet.  Bei  einer  der 
grOesten  Finnen  in  der  Korb warenbran che 
im  Koburgischen  bekam  noch  Tor  wenigen 
Jahren  jeder  hausindustrielle  Korbmacher, 
wenn  er  seine  Erzeugnisse  ablieferte,  i 
»  ä  Pfund  Kaffee,  1  Pfund  Zucker,  2  blaue 
Packle  (ungefähr  1  Pfund)  Cichorie,  ohne 
gefragt  zu  werden,  auf  seinen  Lohn  ange- 
rechnet —  ein  Packet,  wofür  ihm  1  M. 
und  45  Pf,  in  Abzug  gebracht  wurden. 
Kleinere  Haushaltungen  mussten  wenigstens 
eine  kleinere  Portion,  für  75  Pf.,  entgegen- 
nehmen. In  Belgien  ei^b  sich  bei  der 
neuesten  Enquete  über  die  Arbeiterzustände 
aus  der  Vorlegimg  von  Büchern,  in  denen 
die  laden  haltenden  Arbeitgeber  die  geliefer- 
ten Waren  eingetragen  hatten,  dass  Zucker 
um  27—720/0,  Seife  um  25—87%,  Petro- 
leum um  25— -112%  teurer,  als  diese  Ge- 
genstände sonst  zu  haben  waren,  den  Ar- 
beitern verkauft  worden  waren.  Kann  es 
schon  bei  der  Verabtolgung  von  Lebens- 
mitteln vorkommen,  dass  die  Arbeiter  mehr 
erhalten,  als  sie  gerade  brauchen  und  daun 
suchen  müssen,  den  Uebcrschuss  loszu- 
schlagen, so  wird  dieses  Verkaufen  zur 
Notwendigkeit,  falls  sie  mit  Tabak,  Cigan-cn, 
Wollentüchem,  Tuchen,  Blechartikeln  und 
dergl.  mehr  bezahlt  werden.  Entweder 
werden  die  Arbeiter  zu  unnützem  Auf- 
wände verleitet,  der  mit  ihren  Einnahmen 
nicht  im  Einklänge  steht,  oder  sie  verlieren 
beim  Wiederverkauf.  In  England  hatte  der 
Truck  am  Ende  der  zwanziger  Jahre  zu 
einem  förmlichen  Tauschsyatem  geführt, 
das  für  den  Arbeiter,  der  keine  Zeit  zu  ver- 
lieren hatte,  geradezu  grausam  war.  In 
dem  Bezirk  der  Strumpfwirkerinduatrie 
von  Nottingham  waren  die  Arbeiter  z.  B. 
gezwungen,  erhaltenen  Zucker  gegen  Apo- 
thekerwaren, Kleider  und  dergl.  ai 
tauschen.  Es  soll  damals  in  der  That 
gekommen  sein,  dass  jemand  ein  halbes 
Pfund  Zucker  und  einen  Penny  zahlte,  um 
sich  einen  Zahn  ziehen  zu  lassen,  und  dass 
ein  Totengräber  für  das  Ausgraben  eines 
Grabes  Tnee  und  Zucker  empfing.  It 
Belgien  aber  war  in  neuerer  Zeit  der  Truck' 
unfug  zu  Termonde  und  Zele  in  der 
Seilerei  sowie  in  den  Sackleinen-  und 
S^eltuchwebereien  soweit  eingerissen,  dass 
die  Arbeiter  die  ihnen  eingehändigten 
Waren,  die  sie  nicht  gebrauchen  und  nicht 
absetzen  konnten,  in  die  Iieihhäuser  der 
nächst  gelegenen  Städte  tnigen.  Ja  hier 
ereignete  es  sich  auch,  dass  die  Arbeit- 
geber die  den  Arbeitern  gegebenen   Stoffe, 


die  diese  schlechterdings  nicht  loswerden 
konnten,  wieder  zurücknahmen,  aber  zu 
einem  Preise,  der  bei  weitem  niedriger 
war,  als  sie  ihn  bei  der  Lohnausztüilung 
angesetzt  hatten.  Durdi  alle  diese  Mani- 
piuatioiien  erfährt  der  Lohn  des  Arbeiters 
eine  Verkürzung^  Herr  Morisseaux,  der 
Verfasser  eines  Berichtes  über  das  belgische 
Truckwesen,  kommt  auf  Grund  der  ihm 
bekannt  gewordenen  Abgaben  unter  anderem 
zu  der  Ceberzeugimg,  dass  z.  B.  in  der 
Flinten  lauündustrie  die  Verpflichtung  des 
Arbeiters,  bei  seinem  Arbeitgeber  zu  kaufen, 
eine  Verringerung  des  bedungenen  Lohnes 
um  mindestens  20  "/o  bedeute.  Statt  der 
vereprochenen  3  Frcs.  erhalte  der  Arbeiter 
auf  diese  Weise  nur  2,40  Frcs.  täglich. 
Dazu  kommt^  dass  mit  Hilfe  des  Trucks 
der  Lohn  willkürlich  und  unauffällig  ge- 
ändert werden  kann,  indem  man  nur  im 
Truckladen  die  Preise  etwas  zu  erhöhen, 
die  Güte  der  Waren  zu  verschlechtern,  das 
Gewicht  herabzusetzen  braucht  Auch  in- 
direkt wird  der  Arbeiter  geschädigt,  sofern 
durch  das  Trucksystem  eine  verständige 
Fflhning  des  HausluUts  unmöglich  wird, 
Er  wit^  zu  unnötigen  Ausgaben  verführt. 
er  gewinnt  überhaupt  von  dem  Verhältnis 
seiner  Einnahmen  zu  seinen  Ausgaben  kein 
deutliches  Bild  und  wird  durch  die  Er- 
leichterung des  Kredits  im  Truckladen  da- 
zu bewogen,  wenig  sparsam  zu  leben.  Je 
nachdem,  womit  er  ausgelohnt  wird  und  wie  er 
die  empfangenen  Gegenstände  hat  absetzen 
können,  muss  er  bald  seinen  Bedarf  an 
Kaffee  und  Zucker,  bald  an  Kleidung  und 
Wäsche  oder  gar  den  Verbrauch  tm 
geistigen  Getränken  steigern.  Das  regel- 
mässige Bo^en,  bei  dem  er  das  Geld  in 
dem  Augeiiblidce,  wo  er  es  eigentlidi 
empfangen  sollte,  in  den  Händen  des  zah- 
lungspflichtigen Arbeitgebers  zurückbleiben 
sieht,  bedingt,  dass  er  in  den  Tag  hinein- 
lebt   und   an   Krapamisse   niemals   denken 

Somit  gerät  durch  das  Trucksystem 
der  Arbeiter  in  eine  grössere  Abhängig- 
keit vom  Unternehmer.  Er  muss  sich  dem 
an  um  gestellten  Ansinnen  fügen.  Der 
Zwang  zur  Annahme  der  Naturalien  ist 
entweder  ein  direkter,  d.  h.  er  wird  beim 
Beginn  des  Arbeitsverhältnisses  ausbe- 
dungen, oder  er  ist  ein  moralischer,  d.  h. 
der  sieh  weigernde  Arbeiter  wird  nicht 
weiterbeschäftigt.  Zum  Schaden  gesellt 
sich  nicht  selten  der  Spott.  »Wirfs  weg«, 
ruft  der  Unternehmer  dem  Mädchen  zu, 
das  mit  den  erhaltenen  Cigarrcn  nichts  an- 
zufangen weiss,  oder  er  zuckt  gleichmütig 
die  Achseln,  wenn  der  Arbeiter  im  In- 
grimm vor  seinen  Augen  den  Spazierstock 
zerschlägt,  der  ihm  an  Zahlungsstatt  aufge- 
drängt worden  ist. 
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4.  Die  Geset^bttng  gegen  das  T.. 
in  DentflcUand,   England,  Belgien  nnd 

Oeeterreich.  Die  Versuche,  den  mit 
dem  Trucksystem  getriebenen  Misabrauch 
durch  geBetz^berische  Slassregeln  aus  der 
Weit  zu  schaffen,  stosseD  auf  besondere 
Schwierigkeiten.  Zunächst  ist  an  die  That- 
sache  zu  eriDnern,  dass  die  ohnehin  über- 
bürdeten Fabrikaufsiditsbeamten  nicht  ge- 
nügende Zeit  haben,  alle  Uebertreter 
etwaiger  Truckverbote  aufzustöbern.  Wenn 
man  auch  das  Vertrauen  in  sie  setzen  darf, 
daas  sie  ihrer  Pflichten  nach  Kräften  ein- 
gedenk sein  werdeD,  so  haben  diese  Kräfte 
eben  Grenzen.  Sie  können  nicht  regel- 
mSss^  alle  ihnen  flberwiesenen  Fabriken 
besuchen,  geschweige  denn  die  haiis- 
industriellen  Gl^;enden.  Weiter  aber  ist 
die  Aufdeckung  von  Truekfällen  erschwert, 
weil  die  unter  der  Älteraativo  Be- 
schäftigungslosigkeit  oder  stilles  Dulden 
stehenden  Arbeiter  an  der  Geheimhaltung 
selbst  interessiert  sind.  Endlich  verbietet 
kein  Gesetz  einem  Fabrikanten,  einen  Laden 
zu  eröffnen;  folglich  kann  man  keinen  Ar- 
beiter hindern,  beim  Unternehmer  einzii- 
kanfen.  Selbst  wenn  dieLohnzahlung wöchent- 
lich in  barem  Gelde  erfolgte,  so  würde  ein 
Teil  der  Arbeiter  nach  wie  vor  sich  an  die 
im  üntemehmerladen  gebotenen  Waren 
halten.  Das  Einschneidendste  wäre  zweifel- 
los ein  Verbot  für  Gew  erben  ntemehmer, 
Schankstfitten  oder  Läden,  in  denen  Waren 
aller  Art  feilgehalten  würden,   zu  eröffnen. 

In  Deutschland  finde a  sich  die  älKKten 
Verfilc-ungen  gegen  den  Tmck  in  den.  Berg- 
banordnuQgen.  Die  joachimstbalsche  Bergord- 
nnng  von  1548,  die  nennebergische  von  1566, 
die  kursächsiflone  von  1589,  die  kölnische  von 
1669  weisen  die  Schichtmeister  au,  richtig  zu 
lohnen,  mit  dem  Gelde  keine  Wechslerei  zu 
treiben  nnd  den  Arbeitern  anstatt  Geldes  keine 
Waren  anzuschmieren.  DerEurtUrst  Maximilian 
Franz  dehnte  auf  Vorschlag  der  westfälischen 
Lftudstände  darch  Verfügung  vom  7.  August 
1787  dieses  Gehot  auf  alle  auf  Berg-,  Hütten- 
imd  Hammerwerken  wohnenden  Ffüitoren  aus 
nnd  untersagt«  ihnen  gänzlich  den  Handel  mit 
Viktnalien  nnd  ErSmereiwaren.  Den  gleichen 
Gesichtspunkt  nimmt  das  allgemeine  preuaaische 
Landrecht  auf  wenn  es  [Teil  2,  Titel  16,  ß  13) 
als  erste  Pllicnt  gegen  die  Bergleute  hinstellt, 
ihnen  den  Lohn  in  barem  Gelde,  nicht  in  Erzen, 
Materialien  and  Lebensmitteln  zu  verabfolgen. 

In  der  Industrie  encheinen  Verbote  des 
Tracks,  soviel  bekannt,  znerst  in  der  Solinger 
Schwert-,  Hesser-  und  StaUfahrikation.  Bereits 
Verordnungen  ans  den  Jahren  1664  und  1687 
verbieten  den  Gebrauch,  mit  „Winkel waren'' ' 
statt  mit  barem  Gelde  zn  bezahlen,  mit  Aus- 
nahme der  Materialien,  die  der  Arbeiter  nütig 
hatte,  wie  Stahl,  Eisen,  Sohlen,  Oel,  Schmirgel, 
Pockholz,  Enochen  etc.  Solche  Gegenstände 
dnrft«  der  Unternehmer  zu  billigen  preisen 
dem  Htmdwerker  auf  den  verdienten  Lohn  in 
Äbrecbonng  bringen.    Aber  diese  Maasnahmen 


konnten  der  Ansbreitnng  des  Systems  so  wenig 
Einhalt  iJinn,  dass  im  ,^bre  1724  ein  Ansachuas 
znr  Untersnchnng  der  Missbräuche  eingesetzt 
wurde.  Die  von  diesem  verhängten  Strafen 
blieben  jedoch  bei  dem  ungeheuren  Gewinne, 
den  der  Waren wncher  ergab,  wirkungslos. 
Karl  Philipp,  Pfalzgraf  bei  Rhein,  verbot  dtum 
unter  dem  4.  Dezember  1742,  dass  ,.den  Tage- 
lähnem  nnd  Handwerkslenten  statt  anderer 
Zahlung  EaSee,  Thee,  Zucker  u.  dergl.  zum 
menschlichen  Unterhalt«  nicht  nötige  Sachen 
verabreicht  würden  bei  Strafe  von  26  Gold- 
gnlden,  wohl  aber  der  verdiente  und  bedungene 
Lohn  mit  barem  Gelde  verabreicht  werden 
sollte'.  In  dem  gleichen  Fahrwasser  bewegte 
sich  die  von  Kul  Theodor  am  23.  Kovember 
1757  bestätigte  Ordnung,  dass  dem  Handwerks- 
mann  „dieser  Lohn  anders  nicht  als  in  barem 
Gelde,  dergestalt^n,  dass  kein  Gold-  oder  Silber- 
münz  demselben  hoher  nicht  als  bei  dem  Brot- 
bäcker zu  begeben  oder  gewechselt  bekommen 
kann,  zu  zahlen  noch  aufzudringen  sei".  Alle 
diese  Anordnungen  verschlugen  so  wenig,  dass 
in  Solingen  1772  abermals  ein  Untersnchimgs- 
ausachuss  ernannt  und  in  den  Statuten  fUr  die 
Messermacher  von  17TT  and  17St)  fMessersatz- 
ordnnngen)  das  Eecht  des  Warenzahlens  wieder- 
holt wurde. 

Die  erwähnten  Verbote  waren  einzelne 
Bestimmungen  in  den  Satzungen  gewisser 
Handwerke.  Als  die  Oewerhefreiheit  eingeitthrt 
wurde,  kamen  sie  daher  einfach  in  WegfalL 
Sez  ei  ebnender  weise  ertünte  aber  gerade  im 
iantenden  Jahrhunderte  vom  Rhein  und  von 
Westfalen  aus  der  erste  Ruf  über  die  Be- 
drückung der  Arbeiter  durch  den  Track. 

Es  war  im  Jahre  1831,  ahi  die  preussische 
Regierung  veranlasst  wurde,  sich  mit  der  ge- 
setzlichen Regelung  der  Track  frage  eu  be- 
fassen. Die  Bezirksregierung  zu  Aachen  hatte 
mit  den  Handelskammern  von  Aachen,  Krefeld 
und  Elberfeld  sowie  mit  den  Bezirknrcgierungeu 
zu  Eüln  und  Düsseldorf  darüber  Verhandlangen 
gepflogen,  ob  den  Ijohn Verkürzungen  der  Ar- 
beiter, wie  unvei'stSndige  und  habsilcbtige 
Fabrikanten  sie  sich  zu  schulden  kommen 
liesaeu,  vorgebeugt  werden  kCnne.  Hierbei 
war  der  Erlass  eines  unbedingten  Verbotes  aller 
nicht  in  barem  Gelde  erfolgenden  Lohnzahlungen 
angeregt  und  das  darauf  bezügliche  Protokoll 
vom  Oberpräaidenten  der  Rheiuprovini  dem 
Ministerium  fUr  Handel  nnd  Gewerbe  einge- 
sandt worden.  Doch  musste  die  Angelegenheit 
auf  sich  beruhen  bleiben,  weil  die  Ansichten 
der  Minister  nicht  Übereinstimmten.  Von 
neuem  wurde  sie  angeregt  durch  den  Solinger 
Fabrikanten  Peter  Knecht,  der  im  Jahre  1833 
eine  Immediateingabe  beim  Kitnige  machte,  and 
als  diese  den  gewünschten  Erfolg  nicht  erzielte, 
im  nächsten  Jahre  abermals  vorstellig  wurde. 
Er  bat  wenigstens  die  alte  Verordnnag  von 
1789  über  den  Track  aufleben  zu  lassen.  Da 
inden  die  frühere  Zunft  verbindnag  der  Messer- 
macher mit  den  Eanfleut«n  dafür  als  Voraus- 
netznng  galt,  die  nicht  mehr  zu  erfüllen  war, 
BD  verbiet  sich  das  Ministerium  ablehnend. 

Einige  Jahre  später  wunle  sowohl  auf  dem 
westMlischen  als  auf  dem  rheinischea  Landtage 
die  Frage  abermals  erörtert.  In  Westfalen 
hatten  die  Eaufleute  mit  den  Hausindustrieilen 
einen  förmlichen  Tauschhandel  von  groben  Eisen- 
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waren  gtgOB  andere  Waren  begi 
gemftes  petitionierte  der  Landtag 
«rdnnng',  durch  die  jede  andere  Lohnzahinngp 
ala  in  barem  Gelde  verboten  würde.  Der 
rheinische  Landtag  aber  hatte  in  den  Sntwori 
eines  allgemeinen  GewerbepolizelgesetzeB  die 
Bestimmung  anfgeuommen :  „Jeder  Brotherr, 
der  überführt  wird,  seinen  Gesellen  oder  Ar- 
beitern statt  des  Lohnes  in  Geld  Waren  anf- 
gedraugen  zu  haben,  soll  zn  10 — 100  Thalem 
Strafe  verurteilt  werden."  Die  Petition  indes 
wie  der  Entwurf  hatten  nnr  umfassende  Er- 
Crtenmgeii  zur  Folge.  Entacheidende  Schritte 
geschahen  nicht,  und  man  eröffnete  den  west^ 
tUischen  Ständen  im  Landtagsabschiede  von 
1839,  dass  über  die  Znlfissigkeit  der  vorge- 
«cblfl^nen  Massregel  erhebti<£e  Zweifel  hervor- 
getreten wären.  Auch  vier  Jahre  ap&t«r  hatte 
auf  enentes  Andringen  der  Landtagsabschied 
nnr  die  Antwort,  dass  es  sehr  zweifelhaft  sei, 
ob  anf  le^lativem  Wege  die  Absicht,  die 
Fabriliarheiter  gegen  Bedeckung  der  Fabrik- 
herren EQ  schützen,  erreicht  werden  könne, 
ohne  „dnrch  zu  tiefes  Eingreifen  in  die  privat- 
rechtlichen Verhältnisse  die  Existenz  der 
enteren  (d.  h.  also  der  Arbeiter)  zu  gefährden." 
Bielt  die  Begiemng  es  demnach  nicht  für 
möglich  einznechreiten,  ao  halfen  sich  die  wohl- 
meinenden Fabrikanten  an  einigen  Orten  selbst. 
In  Lenuep  z.  B.,  wo  nnter  50  Tnchfabrikanten 
8  sich  befanden,  die  ihre  Arbeiter  mit  selbst- 
fabriziertem Tncbe  ansznlohnen  pflegten,  bildete 
sich  ein  Verein,  dessen  Mitglieder  sich  ver- 
pBichteten,  ihre  Arbeiter  nur  in  barem  Gelde 
sn  lohnen.  Doch  die  Verhältnisse  lagen  nicht 
Überall  so  günstig  und  viel  konnte  anf  diesem 
Wege  nicht  erreicht  werden.  So  wird  man  es 
vermändlich  finden,  dass  die  Handelskammern, 
die  im  August  1845  znr  Berichterstattung  auf- 
gefordert worden,  steh  fQr  den  Erlasa  eines 
TruckTerhotes  aussprachen  nnd  nngeöhr  um 
die  gleiche  Zeit  von  der  Düsseldorfer  Regiemng 
sowie  von  dem  0berprä8ident«n  der  Rhein- 
.    dieselbe    Massregel    beantragt   wurde. 


zum  Jannar  1&18  den  Entwurf  einer  „Verord- 
nung znr  Abstellung  von  Missbräuchen  beim 
Ablübnen  der  Arbeiter"  fertig  gestellt  Die 
nun  folgenden  MSrzereignisae  liessen  zwar  eine 
schnelle  Erledigung  wünschenswert  eracheiuen, 
aber  die  Anflösnng  der  konstituierenden  National- 
versamDÜnng  trat  hindernd  dazwischen. 

Erst  in  der  QewerbenoveUe  vom  9.  Februar 
1849  erschien  in  den  §§  50—65,  75  die  längst 
ersehnte  Anordnung.  Nach  ihr  waren  die 
Fabrikinhaber  verpflichtet,  die  Arbeiter,  die  sie 
beacb&ftj^eu,  in  barem  Oelde  ansznlolmen,  nnd 
doiflen  ihnen  keine  Waren  kreditieren.  Da- 
gesm  konnten  sie  ihnen  Wobnonf^  Fenerungs- 
Eeaarf,  Landnutzung,  regelmäsdge  Beköstigung, 
.^txeneien,  ärztliche  Hilfe,  Werkzeuge  und 
Stoffe  unter  Anrechnung  bei  der  Lohnzahlung 
Terabreichen.  Diese  Bestimmungen  galten 
nicht  nur  für  die  im  geschlossenen  Bamne  be- 
■cbtftigten  Arbeiter,  sondern  auch  für  solche, 
die  in  ihren  Behausungen  im  Auftrage  tou 
Fabiäuiten  mit  der  Anfertigung  gewerblicher 
Eiüngnisie  beschäftigt  waren.  Auf  Arbeiter 
in  Bergwerken,  Salinen  ete.  wurde  die  Verord- 
aoBg  durch  das  Berggesetz  vom  21.  Hai  1860 


ausgedehnt.    Von  hier  ans  fand  das  Truckver- 

bot  zunächst  in  einzelnen  deutschen  Gewerbe- 
ordnungen Eingang,  so  in  die  sächsische  von 
1861  (%  69),  in  die  württembergische  von  1869 
(Art.  43),  und  eing  dann  in  die  Gewerbeord- 
nungen des  norddeutschen  Bundes  [§§  143—136), 
später  des  Reiches  (§S  115—119)  Über.  Durch 
die  Novelle  vom  1.  Juni  1891  ist  das  Truck- 
verbot  etwas  genauer  begrenzt  worden.  Es 
bestimmt  gegenwärtig:  Die  Gewerbetreibenden 
sind  Terpmchtet,  die  LGhne  ihrer  Arbeiter  in 
Beichswähmng  zu  berechnen  nnd  bar  auszu- 
zahlen. Sie  dürfen  ferner  den  Arbeitern  keine 
Waren  kreditieren.  Doch  ist  es  ihnen  ge- 
stattet, den  Arbeitern  Lebensmittel  für  den 
Betrag  der  AnschafluUjgskosten.  Wohnung  und 
Landnntzung  gegen  die  ortsüblichen  Hiet-  und 
Pachtpreise,  Feuerung,  Beleuchtung,  regel- 
mässige BekSstignug,  Arzneien  und  ärztliche 
Hüte  sowie  Werkzeuge  nnd  Stoffe  zu  den  ihnen 
übertragenen  Arbeiten  für  den  Betrag  der 
dnrchs(£uittlichen  Selbstkosten  nnter  Anrech- 
nung bei  der  Lohnzahlung  zu  verabfolgen. 
Nur  bei  Verabfolgung  von  Werkzeugen  und 
Stoffen  fUr  AkkoroarDeiten  ist  ein  hSberer 
Preis  erlaubt,  weil  die  Selbstkosten  sehr  rasch 
sich  verändern,  hei  niedrigen  Selbstkosten  die 
Gefahr  vorliegt,  dass  der  Arbeiter  mit  den 
Stoffen  Handd  treiben  kGnnte,  und  schliesslich 
bei  Ablieferung  der  Arbeit  das  Haas  der  ge- 
brauchten Stofie  niijit  im  einzelnen  genau  fest- 
festellt  werden  kann.  Doch  ist  auch  bei  dieser 
rianbuis  höherer  Preise  vorgesehen,  dass  der 
ortsübliche  Preis  nicht  überstie^n  wird  und 
überhaupt  im  voraus  vereinbart  ist. 

Den  Schaukhetrieb  der  Fabrikanten  zu 
erschweren  hat  im  Jahre  1843  der  rheini- 
sche Landtag  an^regt,  indem  er  an  die  Re- 
gierung die  Petition  richtete,  dass  den  Fabrik- 
meistern  eine  Konzession  znr  Errichtung  einer 
Schankwtrtschaft  künftig  nicht  erteilt  werden 
dürfe.  Dem  entsprechend  stellte  der  Landtags- 
abschied vom  30.  Dezember  desselben  Jahres 
eine  Verfüg  ng  in  Aussicht,  wonach  diesen 
Personen  die  Erlaubnis  zum  Schankbetriebe  nnr 
ausnahmsweise  erteilt  werden  solle,  wenn  das 
BedÜT&iis  auf  anderem  Wege  nicht  befriedigt 
werden  kflnne,  jedenfalls  aber  mit  Ansschloaa 
des  Branntweinschankes.  Dnroh  Cirknlarver- 
ng  vom  13.  Februar  1844  wurden  diese 
Grundsätze  in  der  That  den  Bezirksregiemngen 
der  Eheinprovinz  eingeschärft  und  durch 
Kabine  ttsordre  vom  16.  November  1846  anf  daa 

StnzeStaBtagebietansgedehnt.  Eiemach  warder 
etrieb  des  Schankeewerhes  und  des  Klein- 
handels mit  Getränken  durch  Fabrikinhaber 
und  Fabrikanten  sowie  durch  deren  Famüien- 
angehSrijp  oder  von  ihnen  abhängige  Personen 
(Werkmeister,  Faktoren,  Eomptoirgehilfen  etc.) 
verboten.  Damit  waren  auch  die  bereits  kon- 
zessionierten Schankstaben  dem  Untergange 
geweiht.  Eine  Ausnahme  von  diesem  Verbote 
konnte  nur  zugelassen  werden,  wenn  nach  dem 
übereinstimmenden  Urteile  der  Kommnnalbe- 
hOrde,  des  Landrates  nnd  der  Begiemng  dem 
in  der  isolierten  Lage  einer  Fabrik  begründeten 
Bedürfnisse  anf  anderem  Wege  nicht  abzuhelfen 
war.  Am  21.  Dezember  1846  wnrde  dieses 
Verbot  des  Ausschanks  auf  die  Aufseher  nnd 
Schachtmeister  und  deren  Familienmitglieder 
den  Handarbeitern    gegenüber,   die  beim   Bau 
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von  Eisenbahnen  beschäftigt  waren,  ausgedehnt.  | 
Auf  die  Bedteer  Toh  Brauereien  und  Berg- 
werken fand  efl  keine  Anwendung. 

In  der  Gewerbeordnung  von  1869  für  den 
norddeutschen  Bnnd  wnrde  der  Betrieb  einer 
Schank-  nnd  Gastwirtschaft  von  der  vorher 
einzuholenden    Erlaubnis     abhsngig     gemacht 

Sl  38)  und  damit  in  Frenssen  jene  filtere  Ka- 
uiettsordre  für  anfgehobeu  eritf&rt.  Allein  es 
blieb  doch  sehr  fraglifih,  ob  durch  den  Nacbweie 
eines  vorhandenen  Bedürfnisses,  der  die  Kon- 
zeasionserteilnug  rechtfertige,  wirklich  alle 
früheren  Hissstände  als  beseitigt  gelten  kHnnen. 
Diese  Befürchtung  wurde  denn  auch  in  den 
Beratungen  Ober  £e  Gewerbeordnung  geäussert. 
Ja  es  wurde  der  Antra;^  gestellt,  den  Inhalt 
jenes  Erlasses  von  1846  in  die  Gewerbeordnung 
aufzunehmen  nnd  ihn  dahin  auszudehnen,  daas 
das  Verbot  fUr  Schichtmeister  und  Steiger  in 
Bergwerken,  fBr  Aufseher  und  Schichtmeister 
bei  Eiaenbahnen  ebenfalls  gelten  sollt«.  Hau 
betonte  —  auch  von  selten  des  Bundeskommissars 
— ,  dass  das  Seh ankge werbe,  wenn  es  in  den 
Händen  der  Arbeitgeber  oder  der  AufsichtS' 
beamten  sei,  in  Fabrikdistrikten  zur  Demora- 
lisation der  Fabrikbevölkerong  tahtea  könne. 
Indes  diese  Auseinandersetzung  war  vergebens, 
die  freiheitliche  StrUmnng:  trag  den  Si^  davon. 
Zuwiderhandlungen  gegen  alle  diese  Be- 
stimmungen kommen  leider  immer  noch  vor. 
So  seltsam  es  klingt,  so  finden  sich  doch  noch 
Arbeits  eher,  die  den  verhältnismässig  geringen 
Vorteil,  der  ihnen  aus  der  ungesetzlichen  Hand- 
lung erwächst,  sich  um  jeden  Preis  zu  erhalten 
bemüht  sind.  Auszahlungen  des  Lohns  in 
Blechmarken  oder  Anweisungen,Lobnau9zahlung 
in  Wirtschaften,  Verabfolgung  von  Waren  za 
einem  zu  hohen  Preise,  unzulässiges  Kreditieren, 
Verah  reichungvonBrannt wein  u .  dergl .  m .  Bch  einen 
nicht  vGllig  aus  der  Welt  geschafft  werden  zu 
können.  Insbesondere  das  Kant  inen  wesen 
zeitigt  gewisse  Missatände.  indem  zwischen 
AnscnafinnsB  kosten  und  Selbstkosten  kein 
Unterschied  gemacht  wird  und  die  Betrieba- 
inhaber  sich  berechtigt  glauben,  für  L'eber- 
lassnng  und  Instandhaltung  des  Lokals 
bestimmte  Beträge  in  Anreclinnng  bringen  zu 
dürfen.  Fälle,  wo  in  einer  Fabrik  mit  300  Ar- 
beitern der  Kantinenhalter  bei  den  ortsüb- 
lichen Wirtshauspreisen  für  die  abgegebenen 
Lebensmittel  einen  jährlichen  Reiogewmn  von 
über  3000  Mark  ans  der  Tasche  der  Arbeiter 
erzielte,  sollten  nicht  mOglich  sein.  Hier  wird 
nichts  helfen  als  eine  Ergänzung  des  §  llö  der 
G.O.  in  dem  Sinne,  dass  erschspfend  festgestellt 
wird,  was  unter  Selbstkostenpreis  zu  verstehen 
ist.  Unausrottbar  scheint  nach  der  Enqnete 
von  1896  über  die  Ziegeleien  gerade  in  dieser 
Industrie  das  Tracksjst«m  zu  sein. 

In  England  wurde  dag  erste  gegen  den 
Track  ankämpfende  Gesetz  bereits  im  Jahre 
~t464  erlassen,  für  das  Tnchmacherge werbe. 
Die  EU  beseitigenden  Hissbräuche  bestanden  in 
der  Unsitte,  die  Arbeiter  zu  zwingen,  einen 
grossen  Teil  ihres  Lohnes  in  Stecknadeln, 
Gürteln  nnd  anderen  unnützen  Waren  anzu- 
nehmen, und  in  der  Zuteilung  der  zu  ver- 
arbeitenden Wolle  mit  zu  hoher  Gewichtsan- 
rechnung. Seit  jener  Zeit  folgten  bis  1887 
nicht  weniger  als  18  Verfügungen,  die  alle  dem 
Truck  Einhalt  thnn  wollten,  die  meisten,  näm- 


lich 12,  im  Laufe  des  vorigeo   Jahrhnhderts, 
d.  h.  in  der  Periode  der  Entstehung  von  Fa- 

Das  hauptsächlichste  Gesetz  gegen  den 
Track  wnrde  am  16.  Oktober  1831  erlassen. 
Es  ^pfelte  darin,  dass  in  allen  künftighin  zu 
schlieasenden  Verträgen  hei  Anstellung  irgend 
eines  Arbeiters  in  einem  der  bezeichneten  Ge- 
werbe oder  Verrichtnag  einer  Arbeit  durch  ihn 
der  Lohn  nur  in  kouranter  Landesmüuze  und 
nicht  in  anderer  Weise  zahlbar  sein  sollt«. 
Alle  Verträge,  die  darauf  abzielen  würden, 
diese  Bestimmungen  ausznschliei<sen,  nnd  flber- 
hanpt  Anordnungen  treffen  wUrden,  an  welchem 
Orte  oder  in  welcher  Art  nnd  Weise  der  Lohn 
ganz  oder  teilweise  gegeben  werden  sollte,  wiir~ 
den  als  ungiltig  und  nichtig  bezeichnet.  Wenn 
der  Arbeiter  gegen  seinen  Arbeitgeber  Klaeeu 
wegen  Zahlung  irgend  einer  Summe  Grelaes, 
die  seinen  Lohn  repräsentierte,  anstrengte,  so 
war  dieser  nicht  brfugt,  eine  Gegenforderung 
vorzubringen  in  Bezug  anf  Sachen,  Waren  oder 
Handelsartikel,    die   er   vielleicht  dem    Kläger 

Beliefert  haben  könnte.  UOglich  blieb  dagegen 
ie  Lieferung  seitens  des  Arbeitgebers  von 
Medizin,  Feuernngsmaterial,  Werkzeugen^  Ge- 
rätschaften, Heu,  Getreide,  selbstbereitetea 
Lebensmitteln  etc.  sowie  dafür  Lohnkürzungea 
vorzunehmen,  „vorausgesetzt  immer,  dass  solche 
Lohnkürzungen  oder  Abzüge  den  wirklichen 
und  wahren  Wert  der  gelieferten  Gegenstände 
nicht  überstiegen". 

So  wohlthätig  die  Absicht  dieses  Gesetzes 
war,  so  war  es  doch  von  geringer  Wirksamkeit. 
Sobald  der  erste  heilsame  Schrecken,  den  es 
den  Unternehmern  einflösste,  überwunden  war, 
sannen  diese  darauf,  wie  ihm  direkt  oder  auf 
Umwegen  Trotz  geboten  werden  kannte.  Die« 
fUbrte  allgemein  zu  Klagen  und  im  Jahre  1870 
durch  Parlamentsbeschluss  zur  Einsetzung  eines 
Ausschusses,  der  über  die  Bedeutung  des  Ge- 
setzes von  1831  sowie  der  vorhergehenden  ähn- 
lichen Gesetze  Nachforschungen  anstellen  sollte. 
Da  zeigte  sich  nun  als  grQsster  Mangel,  dass 
keine  Behflrde  und  kein  Beamter  mit  der  Hand- 
habung des  Gesetzes  speciel!  beauftragt  worden 
war.  Der  Arbeiter,  der  gegen  den  Unternehmer 
im  ProzesBwege  vorging,  riskierte  selbstver- 
ständlich brotlos  zu  werden  und  wurde  dafür 
nur  unvollkommen  durch  einen  Teil  der  Geld- 
strafe, die  dem  Unternehmer  auferlegt  werden 
konnte,  aber  über  20  £  nicht  hinausging,  ent- 
schädigt. Die  Kosten  einer  gerichtlichen  Ver- 
folgung waren  zu  hoch,  die  angedrohten  Geld- 
bussen gegenüber  dem  erheblichen  Gewinn  aus 
dem  Truck  zu  niedrig.  Endlich  standen  viele 
wichtige  Industriezweige  ausserhalb  des  Ge- 
setzes und  war  der  Umeehung  einzelner  Be- 
stimmungen ThOr  und  Thor  geöfinet.  Trotz 
dieser  einschneidenden  Kritik  liess  man  noch 
16  Jahre  hingehen,  ehe  man  sich  entschloss, 
energische  Massregeln  zur  Abhilfe  zu  ergreifen. 
Eine  Ausnahme  bildete  nur  das  Strumpfwirker- 
lohngesetz  von  1874.  Wachgehalten  wurde 
das  äffentliche  Interesse  durch  einen  Bericht 
über  das  Trucksystem  im  Fiscbereibetriebe  anf 
den  Shetlandinsein  von  1882  nnd  einen  Bericht 
über  das  Trucksystem  in  Schottland  von  1887. 
So  kam  es  denn  schliesslich  am  16.  September 
1887  zn  einem  Trackergänzan^^gesetze. 

Dieses    ist  dadurch  wichtig,   da«s   es   die 
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praktisch  anf  &Ue  Gewerlie  und  BeschAfti^uiigeii 
aasdehnt  Bemerkenswen  ist  ferner  die  Er- 
Untemng,  daw,  wo  AbzU^  für  Schnlnnterricht, 
Medizin,  ärztlichen  BeisUnd  etc.  gemacht 
werden,  die  betr.  ßechnun^sfUhraiig  dea  Arbeit- 
gebers mindestens  einmal  im  Jahre  durdi  zwei 
Ton  den  Arbeitern  zu  ernennende  Bevisoren 
geprüft  werden  soll.  Ein  weiterer  Artikel  be- 
schäftigt sich  mit  der  Beepelun^  der  besonderen 
Zostände  auf  den  Shetlandinseln  nnd  in  anderen 
entlegenen  Distrikten  Schottlands.  In  Bezug 
anf  die  Straf  an  drohongen  ist  es  wichtig,  das» 
die  Afenten,  Geschäf&eiter,  Angestellten  und 
Aufseher  eines  Unternehmers  in  gleicher  Weise 
wie  die  Unt«mehmer  selbst  strafbar  sind,  wenn 
sie  irgend  eine  Handinng  begehen,  für  die  der 
Unternehmer  sti-afbw  ist.  Dadurch  wird  ver- 
mieden, dass  die  Angestellteu  mit  der  still- 
schweigenden Zustimmung  des  Arbeitgebers 
dnen  Druck  ausüben  und  uu^esetzliche  Hand- 
Innren  begeben.  Endlich  ist  als  ein  ent- 
schiedener Gewinn  zu  bezeichnen,  dass  den 
Fabrik-  und  Bergwerldnspektoren  znr  Pflicht 
gemacht  wird,  die  Dnrcbmhning  des  Gesetzes 
zn  ttberwachen,  freilich  nur  soweit,  „als  Fa- 
briken, Werkstätten  und  Gmbenwerke  in  Be- 
ttacht kommen,  die  jeweilig  von  ihnen  inspiziert 
werden." 

Dieses  Gesetz  hat  nicht  vermocht,  den 
Track  g|uiE  zu  beseitigen.  Immerhin  ist  mit 
seiner  Hilfe  eine  wesentliche  Besserung  erzielt 
worden. 

In  Belgien  hat  das  G.  v.  16.  Dezember  1087 
Ober  die  Regulierung  der  Lohnzahlungen  dem 
Track  zu  steuern  gesucht.  Es  verfügt,  dass 
alle  Lehne  den  Arbeitern  in  klingender  Münze 
(»der  in  Papiergeld,  das  gesetzlichen  Kurs  hat, 
gezahlt  werden  müssen.  Doch  sind  verschiedene 
Ausnahmen  von  der  Barzahlung  vorgesehen 
nnt«r  der  Toraussetzung,  dass  die  Gegenstände 
den  Arbeitern  nicht  h^er  als  zum  Einkaufs- 
preise angerechnet  werden  dürfen  und  dass  da, 
wo  ein  Industrie-  und  Arbeitsrat  besteht,  ihm 
die  Bedingnngen,  unter  denen  jene  Gegenstände 
verabfolgt  werden  sollen,  vorher  bekannt  ge- 
macht werden.  Die  Ansnahmen  sind  uOtig,  um 
Einrichtungen  zu  ermüglichen,  die  von  einzelnen 
Unternehmern  in  reinster  Absicht  angeordnet 
werden  und  zur  wirtschaftlichen  Erziehung  der 
Arbeiter  beitragen  kQnneu. 

In  Oesterreich  verpflichtet  die  Gewerbe- 
ofdnnng  (§  IfS)  ebenfalls  die  Gewerbsinhaber, 
die  Lohne  der  Hilfsarbeiter  in  barem  Gelde 
ansznzahleii,  und  nnteraagt  die  Vornahme  der 
Aaszablnng  in  Wirtabäusem  und  Schank- 
tokalitäten.  Forderungen  für  kreditierte  Waren 
können  von  den  Gewerhsinhabem  und  den  ihnen 
sleichgestellten  Personen  weder  eingeklagt  noch 
durch  Anrechnung  oder  in  anderer  Weise  geltend 
gemacht  werden.  — 

Litteratnr :  Anton,  Gaehiehte  der  pretutüehen 
FabriigeteUgtbtmg,  1891,  S.  ISISS.  —  Bab- 
bagt,  Uebtr  Jfatehinen  und  Fairilacaen,  IStS. 
Aut  dem  Engluchen  con  Friedetibtrg,  l§  3S5 
bis  339.  —  Bein,  Indiisirie  dea  lächiUchen 
VmgOanda,  S,  S.  306.  —  Bramert,  Beiyrd- 
nungen  der  pramitchen  Lande,  SSSS.  —  Bücher, 
Belgische  Soiialgeletiigebung,   im   Archiv  /,   >ot. 


Geeettg.,  J,  i'.  S6S,  169.  —  EngeU,  Lage  der 
arbeitenden  Klatten,  189i,  2.  A^,  S.  ISS,  tSS. 
—  Herlener,  Beigieeke  ArheiterenqueU,  im 
Archiv  f.  tax.  Getetig.,  1,  S.  338.  —  Samuel 
Moore,  Dax  Tmcktyttem  in  GronbrilaTinien,  im 
Arch.  J.  toz.  GeteUg.,  2,  S.  219— 25S,  338.  — 
Willi.  Stieda,  DeiiUche  HaaeindrulTie,  JSSS, 
S.  er,  87—90.  —  Alf.  Thtm,  Beiträge  efc.  in 
ZeiUehrift  dei  tgl.  preaa.  alal.  Bur.,  IST!,  S. 
68.  —  l>er»etbe,  Indutlrie  «m  Niederrhein,  S, 
S.  70—74.  — .  E.  nedt,  Die  XUnten  der  Chü- 
ringltch-frUnkitchen  H^rzellan/abriken,  in  Bläu, 
j.  ülünifreunde,  Bd.  SS,  S.  IXT  ff.  und  im  »Sprech- 
taaU  Bd.  33,  S.  I364ff. 

ntthelm  Stieda, 


TmnkBiicht  nnd  ihre  Bekämpfung. 

I.  Die  Trunksucht  des  Einzelnen. 
1.  Charakter  der  T.  2.  Näheres  über  die 
Alkoholisten.  3.  Weiteres  über  die  Ursachen. 
4.  Begleiterscheinungen  nnd  Polgen.  IL  T  r  u  n  k  - 
sucht  als  soziale  Erscheinung.  5.  Cha- 
rakter nnd  Ausdehnung.  6.  BegJeitersdieinungen 
undFolgen.  T. Entstehung.  III.  Bekämpfung 
der  Trunksucht.  8.  Geschichtlicher  Ueher- 
blick.  9.  Heutiges  Vereinswesen.  10.  Die  Be- 
handlung der  Trunksüchtigen.  11.  Aufklärende 
Propaganda,  12.  Darbietung  von  Besserem. 
13.  Ersatz  für  das  private  Wirtahaus.  14. 
Konzessionierung  und  Besteuerung  der  Wirt- 
schaften. 15.  Prohibition  und  lokale  Option. 
16.  Schankslätten-Polizei.  IT.  Steuern,  Zolle 
und  Behandlnng  der  Produktion.  18.  Das 
Stadium  der  Alkoholfrage. 

I.  Die  Tmobsnclit  dea  Einzelnen. 

1.  Cliarafater  der  T.  Unter  Trunk- 
sucht verstellt  man  bald  eioen  Zustand 
eiDZ«lQer  Personen,  bald  wendet  man  das 
Wort  auf  ganze  Volksklassen  oder  Völker 
oder  /eiten  an,  und  dann  scliliesst  man  auch 
das  Trinken  solcher  Leute  mit  ein,  die  an 
sich  nicht  trunksflchtjg  sind,  sich  aber  xci 
gemeinschad liehen  Trinksitten  beteiligen.  Ist 
von  Einzelnen  die  Hede,  so  meint  man  Per- 
sonen, die  sich  den  geisügeu  Getränken 
ge^nöber  nicht  beherrschen  kSnnen,  die 
auch  dann  trinken,  wenn  Vernunft  oder  Gte- 
vrisaen  sie  zurückhalten  sollte,  die  für  ihre 
Leidenschaft  unverantwortliche  Opfer  an 
wirtschaftlichen  oder  anderen  Gfltem  bringen,  ■ 
deren  leibliche  und  geistige  Gesundheit  unter 
dem  Trinken  leidet.  Als  Probe,  ob  jemand 
trunksöchtig  sei  oder  nicht,  kann  man  seine 
ÜEHhigkeit  zu  völligem  Verzicht  auf  alko- 
holische GetÄnte  betrachten;  kann  er  sie, 
at^esehen  vom  Zwang  der  Sitten,  überhaupt 
nidit  oder  nur  unter  schwerer  Entbehrung 
meiden,  so  ist  er  mehr  oder  minder  trunk- 
süchtig. Eine  deuüiche  Scheidung  zwischen 
Trunksüchtigen  und  anderen  Trinkern  giebt 
es  freilich  nicht;  dieser  ITmstand  hält  den 
Gesetzgeber,  Vem-altiiugsbeamten  und  Rieh- 
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ter  oft  voE  wünschenswerten  Massregeln  zu- 
rück, und  das  hat  in  der  Regel  zur  Folge, 
daas  man  überhaupt  nur  die  schlimmeren 
FBÜe  der  Trunksucht  behandelt,  die  leich- 
teren, d.  h.  ausaichtsvolleren  Fälle  dagegen 
Temachläesigt.  Nodi  viel  schädlicher  für 
eine  zweckmässige  Behandlung  ist  jedoch 
der  TIebelstand,  daas  über  den  Charakter  der 
Trunksucht  unter  ihren  Beurteilem  manche 
falschen  Anschauungen  bisher  heriEchten  und 
dasB  man  auch  jetzt  noch  von  Einigkeit  weit 
entfernt  ist  Ob  sie  ein  Laster  oder  eine 
Krankheit  sei,  ist  eine  viel  umstrittene  Frage, 
die  je  nach  der  Weltanscbauimg,  dem  reli- 
gi&sen  Glauben,  dem  Bildungsgänge  und  Be- 
rufe verschieden  beantwortet  wird;  beson- 
ders die  Theologen  suchten  die  alte  An- 
schauung, dass  die  ünmässigkeit  eine  Sünde 
und  aJs  solche  mit  geistlichen  Mitteln  zu 
bekämpfen  oder  von  Staats  wegen  zu  be- 
strafen sei,  aufrecht  zu  erhalten;  besonders 
die  Mediziner  sehen  dagegen  in  ihr  einen 
krankhaften  Zustand,  den  man  ebenso  wie 
andere  Krankheiten  ohne  Moralisieren  und 
Stnüpred^ten  in  wohl wollendePflege  nehmen 
sollte.  Im  allgemeinen  hat  jetzt  in  der 
Wissensdiaft  diese  tolerante  Ansicht  gesiegt, 
aber  im  Volke  herrscht  der  alte  Glaube,  der 
im  »Saufeni  ein  Laster  und  eine  Schmach 
sieht,  der  die  Trunksucht  bestraft  wissen 
oder  sie  nicht  als  Strafmilderungsgrund 
gelten  lassen  ynü,  der  die  Trunksüchtigen 
zur  Leugnung  und  Verheimlichung  ihres 
»Lasters*  verführt,  noch  vor.  So  lange  wie 
dieser  Zwiespalt  der  Ansichten  besteht,  ge- 
schieht weder  für  die  Bestrafung  noch  für 
die  Heilung  der  Trunksüchtigen  etwas  Dureh- 


Allgemein  wird  jetzt  von  den  Unter- 
richteten anerkannt,  dass  nicht  wenige 
Trinker  von  Haus  aus  Psychopathen  sind, 
bei  denen  die  Trunksucht  nichts  weiter  ist 
als  eine  Erscheinungsform  ihres  allgemeinen 
kranken  Zustandes.  »Die  Zahl  dieser  In- 
di\iduen  ist  sehr  gross.  Sie  gehören  zu 
jener  die  ganze  menschliche  Gesellschaft 
d  urchsetzenden  Fsychopathengem  einde,  dere  n 
Mitglieder  einen  nicht  unbeträchtlichen  Pro- 
zentsatz der  Künstler,  Erfinder,  Dichter, 
Politiker  und  Geistlichen,  aber  nicht  minder 
der  Verbrecher,  Vagabunden'  und  Prosti- 
tuierten bilden^  (A.  Grotjahn).  Die  >Quartals- 
Bäufer«  betrachtet  man  jetzt  als  Personen, 
bei  denen  eine  periodisch  auftretende  Geistes- 
störung durch  unsinniges  Trinken  zum  Aus- 
druck Kommt  Viele  Feisonen,  die  an  Me- 
lancholie, Altersbledsün,  Manie  oder  anderen 
Formen  des  Irreseins  leiden,  zeigen  dieses 
Leiden  auch  durch  alkoholische  ünmässig- 
keit.  Andere  werden  plötzlich  Säufer,  weil 
sie  durch  einen  Fall  oder  Stoss  auf  den 
Kopf  eine  GehimTerletzung  erlitten  haben, 
weil  sie  an  Sonnenstich  erkrankt  sind,  weil 


ihr   Gehirn  durch  übergrosse  Aufregimgen 

?;8c]iwächt  ist.  Auch  sonst  finden  wir  die 
runksucht  oft  mit  geistigen  und  körper- 
lichen Leiden  verbunden  —  unter  den 
letzteren  sei  Herzschwäche  und  periodische 
Herzerweiterung  genannt  —  und  es  ist  oft 
schwer,  zu  entscheiden,  was  da  Ursache  und 
Folge  ist  oder  ob  beide  Erscheinungen  ge- 
schwisterlich auf  weiter  zurückliegende  Ur- 
sachen zurückgehen. 

Der  Fachmann  gelangt  bei  dem  Studium 
dieser  Zusammenhänge  zu  mildester  Beur- 
teilung des  einzelnen  Trunksüchtigen,  auch 
wenn  er  die  Trunksucht  als  soziale  Erschei- 
nung energisch  bekämpft;  im  Volke  finden 
wir  leider  umgekehrt  eine  grosse  Duldsam- 
keit gegen  die  schlechten  Sitten  und  eine 
ungerechte  Härte  gegen  die  kianken  Trinker. 
2.  Näheres  ab«r  die  AULOhoUsten. 
Die  Trunksucht  finden  wir  hei  beiden  Ge- 
schlechtern, in  allen  Lebensaltem  nach  der 
frühesten  Kindheit,  in  allen  Ständen  und 
Berufen,  aber  eine  Statistik  hierüber  ist 
nicht  möglich.  Statistisch  erfasst  sind  in 
Deutschland  nur  diejenigen  gröberen  Fälle 
von  Alkoholismus  bei  den  zumeist  ärmeren 
Leuten,  die  in  öffentliche  Krankenhäuser 
und  Irrenanstalten  gelangen.  Da  finden  wir 
für  Prenssen  (nach  Georg  Heimann),  dass 
unter  diesen  Älkoholiaten  der  allgemeinen 
Heilansttdten  die  Männer  etwa  94,  die  Frauen 
6  V.  H.  ausmachen,  dass  von  1000  männ- 
lichen 92  unter  30  Jahren  standen,  278 
zwischen  30  tmd  40,  320  zwischen  40  und 
und  50,  191  zwischen  50  und  60;  101  waren 
älter,  18  imbekannten  Alters.  Auch  bei  den 
Frauen  %llt  das  Maximum  auf  das  vierte 
und  fünfte  Jahrzehnt  des  Lebens.  Den  Be- 
rufsarteu  nach  waren  1895  39  v.  H.  Hand- 
werker, 39  Arbeiter,  6  liandleute,  4 — 5  Kauf- 
leute, 3  Wirte  und  andere  Alkoholiote- 
ressenten  u.  s.  w.  B^  den  Alkoholdeli- 
ranten  der  Irrenanstalten  finden  wir,  dass 
Wirte,  Brauer,  Kellner  und  die  in  den  Ver- 
kehrsgewerben beschäftigton  Leute  verhält- 
nismässig hohe  Zahlen  stellen.  Unter  den 
Frauen  smd  Wirtinnen,  Kellnerinnen,  Prosti- 
tuierte häufig.  Dem  Familienstande  nach 
waren  von  den  1895  in  Zugang  gekommenen 
Säuferdeliranten  260  Männer  ledig,  713  ver- 
heiratet, 50  verwitwet,  16  geschieden.  Erb- 
liche Belastung  wurde  hei  4  v.  H.  der 
Männer  und  8,7  der  Weiber  nachgewiesen, 
doch  wareu  nur  0,8  und  2,6  v.  H.  Kinder 
von  Säufern.  Der  Prozentsatz  der  Säufer- 
deliranten von  allen  Anstaltspfleghngen  der 
Irrenhäuser  war  1886 — 95  in  OstOTeussen 
7,4,  Weatpreussen  5,C,  Berlin  14,7,  Branden- 
burg, das  viele  Patienten  an  Berlin  abgiebt, 
2,0,  Pommern  0,9,  Posen  2,8,  Schlesien  3,6, 
Sachsen  2J,  Schleswig-Holstein  8,5,  Han- 
nover 3.0,  Westfalen  0,3,  Hessen-Nassau  1,0, 
Rheinluid  1,7.    Zum  ersten  Male  wurden  in 
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diesem  Jahrzehnt  an  SäuferdelirieQ  behao- 
delt  87  V.  H.,  zum  zweiten  Male  8  v,  H., 
zum  dritten  und  öfteren  Male  5  v.  H. 

In  verschiedenen  Teilen  Oesterreichs  hat 
man  eine  Trinkerstatistik  versucht.  Danach 
hatte  Niederösterreieh  unter  2  600000  Ein- 
wohnern 2546  Trunksüchtige,  Wien  allein 
2338.  Yon  diesen  waren  II  unter  20  Jahren. 
897  20—40,  1344  40—68,  276  über  00. 
210  von  ihnen  waren  Weiber.  Von  den 
MÄnnem  fröhnten  1766  vorwiegend  dem 
Schnaps,  386  dem  Wein,  63  dem  Bier.  2546 
waren  durch  den  Trunk  erwerbsunfähig, 
435  in  der  Armenpflege,  219  um  ihren  Be- 
sitz gekommen,  528  in  dauernder  Notlage. 
914  haben  Offentlicfaes  Äergemis  g^ben 
oder  die  Ordnung  gestört,  3S2  waren  in 
Anstalten  untergebracht,  37  sind  entmQndigt 
187  werden  als  Arbeitsscheue  oder  Land- 
streicher bezeichnet.  FQr  Tirol  ergab  die 
Trinkerzähluüg  2,3  auf  1000  Enwohner,  für 
Vorarlbei^  1,28. 

Für  die  Schweiz  besitzen  wir  eine  Unter- 
suchung über  die  Alfeoholisten  in  der  Irren- 
anstalt Bui^Ctzli  und  der  Trinkerheilanstalt 
EUikon  von  Dr.  Friederike  Oberdieck,  na- 
mentlich aber  liaben  die  15  giössten  Ge- 
meinden des  Landes  eine  Todesursachen - 
Statistik,  ans  der  die  stärkeren  Trinker  er- 
kennbar werden.  Als  Berufe,  bei  denen  die 
Trunksucht  die  meisten  Opfer  fordert,  er- 
scheinen danach  für  1898  die  Handwerker 
und  Fabrikarbeiter  (194),  Handelsleute  (56), 
'Verkehispeisonal  (49),  Wirtschaftspersonäl 
(30) ;  dann  kommen  Landwirte,  Landarbeiter, 
Dienstboten,  Tagelöhner.  Von  1894—1898 
betrafen  hier  18931  Todesfälle  Männer  über 
20  Jahre;  bei  2036  war  Trunksucht  als 
primSre  oder  mitwiikende  Todesursache  an- 
gegeben, d.  L  bei  10,8  "/o.  In  der  Altere- 
Kltuse  40 — 59  Jahre  der  M&nner  Sand  man 
80^  15,7  */o,  die  durch  das  Trinken  vor  der 
Zeit  gestorben  waren. 

3.  'Weitflrae  aber  die  Ursacheii.  Es 
ist  bereits  angedeutet,  dass  gewisse  Kranke 
und  von  Qeburt  an  Belastete  schnell  zur 
Trunksucht  gelangen,  w&brecd  andere  recht 
lange  mit  der  Oefahr  spielen  können.  Ein- 
zelne Fachmänner  betrachten  nur  wenige 
Prozent  der  Trunksüchtigen  als  erblich  be- 
lastet, andere  geben  bis  zu  90  "lo  an.  Nicht 
immer  sind  dann  die  Eltern  oder  Gross- 
eltem  starke  Trinker  gewesen,  oft  tritt  audi 
Epilepsie  oder  irgend  eine  Form  der  Oeistes- 
BtJSnmg  bei  den  Nachkommen  als  die  ver- 
wandte Krankheit  Trunksucht  wieder  aaf. 
Aber  bei  aller  Anerkennung  der  ohne  eigene 
Sobald  erworbenen  physißchen  und  psychi- 
schen Anlagen  zur  Unmaasigkeit  müssen 
wir  doch  dkian  festhalten,  dass  niemand 
tnmksOchtig  werden  oder  bleiben  muss. 
Am  nächsten  liegt  den  Oeährdeten  selbst 
der  Gedanke:   wenn  es  keine  idkoholischen 


Oeti£nke  gäbe,  wenn  die  Sitte,  sie  zu  ge- 
messen, nicht  bestünde,  so  wAre  auch  keine 
Trunksucht  möglich.  Dieser  Gedanke  ist 
zum  Fundament  der  radikalen  Abstinenz- 
bew^nuig  und  der  radikalen  Geset^iebung 
g^en  den  Alkoholhaudel,  wie  wir  sie  be- 
sonders in  Amerika  kennen,  geworden.  IMe 
Alkoholgegner,  Guttempler  u.  s.  w,  woUen 
zuerst  die  Trinksitte  in  kleineren  Kreisen 
abschaffen  und  sie  sodann  durch  die  Gesetz- 
gebung ganz  ausrotten.  Auch  wer  solche 
Aufgaben  für  phantastisch  hält,  muss  zu- 
geben, dass  die  Abstinenzvereine  oft  solche 
alkoholfreie  Inseln  bilden,  in  denen  auch  der 
Gefährdete  vor  der  Trunksucht  geschützt  ist 

Hält  man  es  fflr  uumSglicn  oder  auch 
für  gar  nicht  wünschenswert,  die  »Trink- 
sitte«  ganz  auszurotten,  so  muss  man  doch 
zugestehen,  dass  es  viele  verderbliche  Aus- 
artungen dieser  Sitte  giebt  Gegen  Ende 
des  Mittelalters  war  in  Deutschland  das  Zu- 
trinken ein  solcher  Unfug,  in  Amerika  ist 
es  das  Treaten  (das  gegenseitige  Bunden- 
bezahlen),  in  Schweden  und  anderwärts  das 
Trinken  bei  jedem  Geschäftsabechluse.  Unsere 
deutschen  Uebelstände  sind  besonders  fol- 
gende: dass  in  der  Geselligkeit,  an  Wirts- 
tafeln, bei  Festen  u.  s.  w.  ein  gewisser 
Trinkzwang  herrscht,  dass  das  Becht,  Bier, 
Wein  und  Schnaps  abzulehnen,  nicht  Überall 
als  etwas  Selbstverständliches  und  Dnan- 
tastbaree  gilt ;  dass  man  schon  Kinder  diese 
Getränke  mitgeniessen  lässt ;  dass  die  Jugend 
der  besitzenden  und  gebildeten  Klassen  mit 
starkem  Trinken  nach  dem  Comment  einen 
Kultus  treibt  und  ein  elendes  Vorbild  giebt, 
dass  die  Arbeiter  Branntwein  und  Bier  oft 
als  Kmftsteigerungsmittel  gebrauchen,  statt 
besser  zu  essen  und  genügend  zn  ruhen; 
dass  die  kleinen  Qesdiäftsleute  des  Ge- 
sdiäftes  halber  viel  die  Wirtschaften  auf- 
suchen ;  dass  Oberhaupt  die  Atkoholsch&nken 
für  unser  öffentlidies  Leben  eine  hohe  Be- 
deutung bekommen  haben,  die  sie  bei  einer 
vernünftigen  häuslichen  Geselligkeit,  bei 
besserer  Sorge  für  andere  Versamndungs- 
stätten  und  für  Hestaurants  ohne  Alkohol 
nicht  erlangt  hätten. 

Oft  liegt  die  Uraache,  dass  die  Trunk- 
sucht sich  herausbildet,  an  sozialen  Zu- 
ständen und  am  persönlichen  Schicksal. 
Sorgen  und  Kummer,  häuslicher  Aeiger,  un- 
befnedigende  eheliche  Verhältnisse,  schlech- 
tes Gewissen,  geschändete  Ehre  u.  dgl. 
treiben  an  die  ilasche  und  in  die  Kneipe. 
Eioder,  die  in  verrohender  Umgebung  sich 
entwickeln,  sind  innerlich  nicht  gewappnet 
In  manchen  Berufen  liegt  eine  Versuchung, 
der  viele  nicht  gewadÄsen  sind;  Wirte, 
Brauer,  Kellner,  Kellnerinnen  kommen  leicht 
an  den  Trunk,  ebenso  Weinreisende,  Ci- 
ganenreisende,  Bierfahrer,  ferner  Maurer, 
Fuhrleute,  Dienstleute,  Erdarbeiter,  Heizer. 
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Diejenigen  Arbeiter,  {lie  allen  Witterungs- 
einflüssen  aiisgeeetzt  sind  oder  die  ab- 
vechselüd  sehr  angespannt  arbeit«D  mOssen 
lind  dann  'wieder  Stiiaden  und  Tage  lang 
trSge  dahin  leben  bSnoeu,  werden  schneller 
zu  Trinkern  als  andere,  die  re^elmSssige 
Zeiten  arbeiten  und  vor  übermässiger  Hitze, 
Kälte  iind  Kflsse  geecbützt  sind.  Unsicher- 
heit im'  Erwerb,  Fischt  vor  Arbeitslosigkeit 
helfen  auch  mit,  Trinker  zu  bilden,  ebenso 
ist  schnelle  Verschlechterung  oder  schnelle 
Verbesserung  der  Vermögens  Verhältnisse  ge- 
fährlich. Eine  bekannte  Erfahrung  ist,  dass 
Wohlhabende  seltener  zu  offenkundigen 
Säufern  werden  als  Arme ;  sie  können  phy- 
Ksch  und  psychisch  mehr  vertragen,  sie  ge- 
nieeeen  bessere  Alkoholika  zu  besseren 
Speisen,  können  sich  auch  besser  kurieren, 
sobald  sie  nur  gesundheitUche  Schäden  be- 
merken. »Auch  der  Wein  fährt,  im  Ueber- 
masse  genossen,  zur  Trunksucht;  aber  es 
ist  immer  etwas  anderes,  ob  man  einem  ge- 
sunden Körper,  der  nicht  zu  wenig  N^r- 
stoffe  hat,  Alkohol  in  Wein  oder  Bier  zu- 
führt, oder  ob  man  einem  Körpei',  der  wenig 
Nahrung  hat,  nun  auch  solche  Giftstoffe  zu- 
fnhrt,  wie  sie  im  Branntwein  enthalten  sind. 
Im  letzteren  Falle  sind  die  Erkrankungen 
viel  schneller  und  viel  intensiver»  (Dr. 
Schmitz-Bonn).  Die  Getränke  zwischen  den 
M^ilzeiten  oder  gar  auf  nüchternen  Magen 
gelten  mit  Recht  als  besonders  gefiUiriich. 
Leute,  die  sich  körperlich  ausarbeiten,  können 
mehr  vertragen  als  andere;  Personen  von 
kräftiger  Konstitution  und  sonst  guter 
Lebensweise  mehr  als  Schwache  und  un- 
regelmässig Lebende,  Aussenarbeiter  mehi 
als  Stubensitzer. 

Als  wichtige  Ursache  der  Trunksucht  ist 
femer  die  Unwissenheit  des  Volkes  i 
Alkoholsacheu  zu  nennen;  man  kennt  di 
Gefahren  der  Getränke  wie  der  Trinksitten 
zu  wenig,  man  behandelt  ernsthafte  Dinge 
als  Scherz,  man  sieht  sich  nicht  schnell 
genug  nach  Heilung  um,  wenn  die  gefähr- 
liche Krankheit  sich  anmeldet,  man  weiss 
anderen  keinen  Rat  oder  nnr  schlechten  Rat 
zu  geben. 

4.  Begleiteracheinnngeii  and  Folgen. 
Gewöhnlieh  pflegt  man  nur  von  den  Folgen 
der  Trunksucht  zu  sprechen;  wir  wollen 
hervorheben,  dass  viele  Mängel  und  Uebel 
der  Trinker  nicht  immer  als  Folgen  des 
Trunkes  aufzufassen  sind,  sondern  vielleicht 
mit  diesem  einen  gemeinsamen  Nährboden 
haben :  wirtschafthches  Elend,  siecdien  Leib, 
schwachen  Geist,  sittliche  Unbildung  u.  dgl. 

Die  wichtigste  Wirkung  des  Alkohols  ist 
die  auf  den  Geist,  dalier  der  Name  »geistige 
Getränke«  ein  wohl  berechtigter  ist.  Der 
Hauptgrund,  weshalb  die  Menschen  sie  ge- 
niesseu,  ist,  weil  sie  bewusst  oder  unbewusst 
angenehmere   Stimmungen,    Gedanken   und 


Gefühle  suchen,  als  sie  in  vollständig  niich- 
temem  Zustandej  bei  rein  realistischer  Be- 
trachtung ihrer  Verhältnisse,  Aussichten  und 
Umgebungen  haben  würden.  Einige  Phyäo- 
logeu  wie  Schmiedeberg  und  Bunge  halten 
auch  die  Wirkungen  des  Alkohols,  die  ge- 
wöhnlich als  Erregung  gedeutet  werden,  für 
LähmuDgserschei  nu  n  gen. 

Zuerst  wird  das  klare  Urteil,   die  Kritik, 


und  MiMbeho^na  betäubt,  auch  das  Müdigkeita- 
gefilM,  dag  Bewusstsein  der  Schvräclie.  der 
KSIte  et«.  Wetden  diese  Wirkungen  häufig 
und  in  atarkem  Grade  hervorgerufen,  wie  bei 
den  TninkBüchtigeR  meistens  der  Fall  ist,  so 
werden  sie  zd  grossen  Gefahren  für  ihn,  seine 
ümgebnng  und  die  ganze  Gesellschaft,  Im 
Bausche  selbst  begeht  er  Vergehen  und  Ver- 
brechen, die  ihm  nüchtern  ganz  fem  liegen 
würden,  besonders  leicht  kommt  er  zu  ge- 
schlechtlichen Aasschreitnngen  nnd  zu  Gewalt- 
thütigkeiten.  Aber  auch  abgesehen  vom  Rausche, 
zu  dem  es  bei  vielen  Trinkern  far  nicht  kommt, 
ist  die  geistige  Wirkimg  des  Alkohols  eine  entr 
Hetzliche, 

Tuczek  nennt  (olgende  Charaktereigen- 
schaften der  Trinker;  Reizbarkeit,  Heftig- 
keit der  Affekte,  leichte  Ermüdung,  Unfähig- 
keit zu  angestrengten  intellektuellen  imd 
ethischen  Leistungen,  ferner  Znmmütigkeit, 
Bnitalität,  Mangel  an  SelbstbeheiTschung. 
Willensschwäche,  Gemfltsstumptheit ,  Ver- 
l(^nheit,  T'nzuverlässigkeit ,  Arbeitsseheu, 
Feigheit,  Interesselosigkeit,  Gewissenlosig- 
keit, Egoismus,  Oynismus,  Mangel  an  Ehr- 
und  Pflichtgefilhl,  »Eigenschaften,  die  nicht 
minder  gef^irbringond  sind,  wenn  sie  imter 
der  Maske  einer  gewissen  Jonalität  er- 
scheinen. Von  der  sittlichen  Versumpfung 
nnd  gemütlichen  Verödung  des  ethiscn  de- 
fekt gewordenen  Trinkers  bis  zu  den  tiefsten 
Graden  des  geistigen  Verfalls  sind  die 
Uebergänge  fliessend.«  Verschiedene  Formen 
des  Irreseins  und  besonders  der  Säufer- 
walinsinn  (Delirium  alcoholicum  s.  tremens) 
sind  häufige  Folgen  der  Unmässigkeit. 

Aber  auch  die  Wirkungen  auf  den  Köi-per 
sind  l)OBartig.  Wir  folgen  wieder  Tuczek, 
der  folgende  aufzählt:  Rachen kalan-he,  Dys- 

Eipsie  und  Magenkatarrhe,  Kehlkopf-  und 
ungenkatarrh,  parenchymatöse  und  inter- 
stitiello  Erkrankungen  der  Leber  und  Nieren, 
fettige  Entartung  der  Herzmuskiilatur,  Herz- 
hypertrophie und  -dilatation  (besonders  bei 
reichlichem  Biergenuss),  Arteriosklerose  mit 
ihren  Folgen,  Fettsucht,  Akne,  kapiUare 
Ektasieen  der  Haut,  Impotenz  beim  Manne, 
Neigung  zu  Abortus  bei  der  Frau. 

Aus  dem  Bereiche  des  Nervensystems 
nennt  er  femer:  die  Hyperämieendes  Central-- 
nervensystems  und  seiner  Häute,  die  Ent- 
zündungen der  harten  und  weichen  Rflcken- 
markshäute,  die  blutigen  Apoplexieen  in  die 
Substanz   des   Gehirns   und  die  Meningen, 


■'»'^ 


die  PeriencephaliÜB  diffusa,  die  Hirnatrophie. 
Fenier:  Erkrankung  bestimmter  Abschnitte 
der  HinterstrSnge  des  Rflckecmarks,  eine 
Art  Myelitis,  Aiigenmiiskellähmung,  Alkohol- 
neuritis, Atrophie  der  Sehnerven  etc. 

Besondere  wichtig  ist  nocli,  dass  Tmak- 
Güchtige  auch  an  anderen  Krankheiten  und 
an  ÜnmlleD,  die  an  sich  mit  dem  Alkohol 
nichts  £u  thun  haben,  erheblich  leichter  zu 
Grunde  gehen  als  andere,  deren  Körper  nicht 
geschwächt  und  Tergiftet  ist 

Eine  der  schlimmsten  Folgen  ist,  dass 
Trunksüchtig  Kinder  erzeugen,  die  körper- 
lich oder  geistig  oder  sittlich  defekt  werden. 
OlOcklicherweise  ist  die  Fruchtbarkeit  in 
Trinkereben  geringer,  die  Eindersterbliclikeit 
höher  als  sonst. 

Daas  durch  alle  diese  Wirkungen,  wenn 
auch  bei  jedem  Binzelnea  nur  ein  kleiner  Teil 
derselben  auftritt,  ausserordeutlich  viel  Elend 
für  den  Trinker  und  seine  Ängeliörigen  erzeugt 
wird,  bedarf  keiner  weiteren  AusfflhruDg. 

II.  Tnmksncht  als  soziale  Erscheinung. 
&.  Charakter  und  Anadehnang.  So- 
bald die  Zahl  der  Trunksüchtigen  in  der 
Gemeinde  oder  dem  Staate  eine  erhebliche 
wird,  bilden  sie  ein  bedenkliches  soziales 
Uebel.  Sie  verbrauchen  mehr  Uflter  als  sie 
erzeugen,  sie  machen  ihren  Mitmenschen, 
besonders  auch  den  Behörden,  viel  Last,  sie 
tragen  zu  den  öffentlichen  Kassen  wenig  bei 
und  nehmen  viel  heraus,  sie  selbst  oder  ihre 
Angehörigen  und  Nachkommen.  Der  Trinker 
ist  in  der  Regel  ein  Schmarotzer,  der  das 
gesunde  Wachstum  des  Gemeinwesens  hemmt. 
Gefährlich  werden  dem  Gemeinwohle  aber 
auch  diejenigen,  die,  ohne  Trinker  zu  sein, 
anormal  auf  den  Alkohol  reagieren  und  doch 
nicht  darauf  vernichten;  unter  den  wegen 
Vei^hen  oder  Verbrechen  Verklagten,  also 
auch  unter  den  Pfleglingen  der  Strafan- 
stalten, sind  viele,  die  nur  den  Alkohol  nicht 
vertragen  können,  den  sie  trinken  zu  müssen 
glauben;  es  sind  oft  Leute,  die  schon  nach 
kleinen  Quantitäten  zu  Erakehlern,  Messer- 
Btechem,  Dieben  u.  s.  w.  werden.  Aber 
auch  diejenigen,  die  unter  dem  Einfluss  der 
Getränke  allmählich  massig  roh,  massig  faul, 
massig  charakterlos,  mfissig  krank  werden, 
bedeuten  einen  grossen  Verlust  für  das  Ge- 
meinwesen. Und  endlich  bedeutet  alles 
Trinken,  das  dem  Trinkenden  schlecht  be- 
kommt oder  ihn  von  nützlicher  Arbeit  ab- 
hält, eine  thörichte  Verechwendung  von 
Stoffen,  von  Zeit  und  Kraft.  Je  mehr  soziale 
IWiditungen  ein  Staatswesen  bekommt, 
desto  ■wichtiger  werden  sozialpolitisch  die 
Trinksitten  der  Bewohner;  nach  der  Ein- 
führung der  staatlichen  Arbeiter  Versicherung 
hat  das  Deutsche  Beich  mehr  Interesse  an 
der  Mfiseigkeit  der  Arbeiter  als  früher,  imd 
in  einem  sozialistiscben  Staatswesen  dürfte 


eine  Verderbung  der  Staatsgenossen  diu^h 
den  Alkohol  garnicht  geduldet  werden.  Heute 
schon  ist  das  Trinken  nicht  mehr  eine  blosse 
Privatsache;  da  Gemeinde,  Prorinz  und  Staat 
an  den  Folgen  schlechter  Trinkstätten  und 
Trinksitten  schwer  zu  tragen  haben,  ist  ihr 
Recht,  solchen  Schäden  vorzubeugen,  und 
ihre  Pflicht,  die  massigen  Bürger  vor 
Schmarotzern  zu  schützen,  im  bestreitbar. 

Es  wird  oft  versucht,  die  Tntnksucht  der 
Völker  zablenmässig  zu  schildern ;  wir  unter- 
lassen es  hier,  da  solche  Zahlen  mehr  irre- 
führend als  belehrend  sind.  Audi  die 
Zahlen  über  den  durchschnittlichen  Konsum 
der  Getränke  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
sagen  uns  wenig.  Eretens  sind  sie  oft  un- 
zuverlässig und  unvollständig;  es  kann  nir- 
gends festgestellt  werden,  was  wirklich  ge- 
trunken wird,  sondern  nur,  was  versteuert 
wird.  Sodann  sagen  sie  uns  nichts  über  die 
Alkoholstärke  und  sonstige  Qualität  des 
Weines,  Bieres  oder  Branntweins;  Bier  aber 
bedeutet  z.  B.  in  England  etwas  anderes  als 
in  Deutschland.  Drittens  sieht  man  diesen 
Zahlen  nicht  ab,  ob  z.  B.  10  Liter  Bier  auf 
einem  Sitz  getrunken  werden  oder  innerhalb 
eines  Monats  in  kleinen  Mengen ;  die  Russen 
wüiilen  bei  einer  veigleicneudeo  Statistik 
als  ein  sehr  massiges  Volk  erscheinen,  die 
vielberufenen  >alten  Deutschen«  als  ein  Ideal 
von  Nüchternheit  In  Deutechiand  ist  in 
den  letzten  Jahrzehnten  die  Bierziffer  eiheb- 
lich  gestiegen,  obwohl  das  deutsche  Volk 
durchaus  nicht  un massiger  geworden  ist. 
Wachsender  Wohlstand,  guter  Verdienst  der 
Massen,  bessere  Verkehrs  Verhältnisse,  Ver- 
besserungen in  der  Brauerei  und  im  Bier- 
vertriebe waren  hier  die  I'rsachen,  und  ähn- 
lich finden  wir  in  der  ranzen  Welt  hohe 
Konsnmziffem,  wo  die  Massen  gute  Ein- 
nahmen haben,  wo  sie  regelmässig  trinken 
und  nicht  Feiertagssäufer  nach  russischer 
Art  sind,  wo  der  Verkehr  lebhaft  ist.  Ganz 
thöricht  ist  das  bei  den  Temperenzlern  be- 
liebte Umrechnen  von  Bier,  Wein  und 
Schnaps  in  reinen  Alkohol,  wobei  man  noch 
dazu  über  den  Alkoholgehalt  der  Getränke 
mangelhaft  unterrichtet  ist;  Bier  und  Wein  ■ 
sind   etwas  anderes  als  verfflnnter  Alkohol. 

Mehr  als  die  Konsum  Statistik  belehrt  uns 
die  vorurteilslose  Beobachtung  der  Völker. 
Ii^nd  eine  Form  der  Berauschung  findet 
sich  überall  auf  der  Erde;  der  Alkohol- 
genuss  ist  besondere  bei  Germanen,  Romanen, 
Kelten  und  Slawen  beliebt,  ohne  sich  auf 
sie  zu  beschränken.  Am  stärksten  zeigt  sicli 
der  Hang  zum  Trünke  in  kälteren  und 
feuchten  Ländern,  besondere  auch  in  Niede- 
rungen und  Küstenstrichen;  er  tritt  in 
Schnaps-  und  Bierländern  stärker  auf  als  in 
Weinländem.  Besondere  herrecht  die  Trunk- 
sucht zur  Zeit  in  Belgien,  Dänemark, 
Deutschland,  Grossbritannien  und  seinen  Ko- 


lonieen,  Holland.  Oeaterreich,  Euasland,  der 
Schweiz,  Schweden  und  den  Vereinigten 
Staaten.  Audi  Fmokreich  hat  Beinen  Ruf, 
ein  mAssiges  Land  zu  Bein,  in  den  letzten 
Jtdirzehnten  eingebOsst,  Norwegen  und  Fin- 
laod  sind  viel  nüchterner  geworden  als  sie 
früher  waren.  Ebenso  wie  das  Opium  wirken 
auch  die  verschiedenen  alkoholiachen  Ge- 
tränke in  ieoen  Ländern  oder  Volksschichten 
am  giftigsten,  wo  sie  neu  sind;  aUmählicli 
richten  sich  die  Konsumenten  auf  das  Ge- 
tränk eiu,  sie  werden  massiger  und  vor- 
sichtiger lind  vertragen  es  besser,  die  Ud- 
mfissigen  sterben  aus;  in  alten  Weinländern 
sind  die  Bewohner  ziemlich  massig.  Die 
Naturvölker  pflegen  in  neuen  Berauschuugs- 
mltteln  sehr  auszuschweifen,  ihre  Eutartuog 
nach  der  Berührung  mit  den  Europäern  je- 
doch hängt  auch  mit  anderen  Neuerungen 
in  der  Lebensweise  zusammen,  nicht  bloss 
mit  dem  »Feuerwasser«.  Je  gebildeter  und 
wohlhabender  ein  Volt  wird,  desto  mehr 
tritt  an  die  Stelle  gelegentlicher  wilder  Be- 
rauschungen ein  regelmässiges  vorsichtiges 
Trinken. 

6.  BegletterBCheiniuigeii  nad  Folgeo. 
Ans  Gründen,  die  schon  ang^;eben  sind, 
verdienen  ^t  alle  Zahlen  über  die  Folgen 
der  Trunksucht  Misstranen.  Sie  geben  rast 
alle  auf  Schätzungen  zurück,  die  sehr  ver- 
schieden ausfallen  je  nach  dem  Gutachter. 
Der  eine  Armenpfleger  betrachtet  lO°lo  der 
UnterstOtzungsfällc  als  Folgen  des  Trunkes, 
der  andere  90;  der  eine  Kriminalist  be- 
trachtet den  Rausch  als  den  Thäter  des 
Verbrechens,  der  andere  als  Komplizen, 
der  dritte  als  Vorwand'  und  wo  man  den 
AIlioholgeDUBS  sicher  als  die  Ursache  eines 
Uebels  erkennt,  entsteht  erst  noch  der  Streit, 
ob  er  die  letzte  Ursache  sei.  Die  Zahl  der 
wegen  Trunkenheit  Verhafteten,  der  wegen 
Tnmksucht  Entmündigten,  der  mit  dem 
Wirtshaus  verbot  belegten  »Trunkenboldes 
hängt  von  der  Verwaltungspraxiserheblichab, 
die  standesamtliche  Zahl  dieser  Todesursache 
von  dem  Masse  dei-  Vertuschung  dieser  Todes- 
ursache, und  so  sind  viele  Zahlen,  mit  denen 
oft  operiert  wird,  von  recht  geringem  Werte- 
Allgemeine  Angaben  sind  hier  in  Wahrheit 
genauer  als  bestimmte  Zahlen.  Zweifellos 
ist  zunächst,  dass  die  Herstellung  der  Ge- 
tränke eine  Unmenge  Nahmn^mittel  ver- 
schlingt und  zeratSrt,  dass  sie  eine  Un- 
menge Arbeit  erfordert,  die  gleichMls  viel 
hesser  angewandt  werden  könnte.  Dazu 
kommt  dann  die  Arbeit  imd  die  Kosten  des 
Vertriebs  und  viel  Hilfsarbeit  für  die  nötigen 
Gerate,  Uaschinen,  Kohlen  etc.  Nach  An- 
sicht der  Temperenzler  sind  die  Getränke 
solche  ungeheuren  Opfer  nicht  wert.  Dazu 
kommen  dann  die  Geldopfer  der  Trinker; 
man  schätzt,  dass  in  Deutschland  pro  Kopf 
und  Jahr  50—60  Mark  für  geistige  Getränke 


ausgegeben  würden  {nämlich  für  13,5  Liter 
Trinkbranntwein  zw  33%.  124  Liter  Bier 
und  6 — 7  Liter  Wein),  d.  h.  für  eine  Durch- 
Bchnittsfamilie  250 — 300  Hark,  für  das  deut- 
sche Volk  rund  3  Milliarden.  Das  Kneipen 
und  seine  Nachwirkungen  erfordert  viel 
Zeit,  nimmt  viel  Arbeitskraft  und  Arbeits- 
lust, bewirkt  viel  Pflicht versflumnisj  viel 
Vernachlässigung  der  Geschäfte,  viel  minder- 
wertige Leistungen.  Fleiasiges  Trinken 
schwächt  die  verschiedensten  Organe  des 
KOrpers,  iässt  Krankheiten  leicht  aufnehmen 
imd  schwerer  überwinden,  verkürzt  die 
Lebenszeit.  Die  Familien  genossen  leiden 
unter  den  geringeren  Mitteln,  unter  der 
schlechteren  Behandlung,  dem  schlechteren 
Vorhüde.  Dass  die  Kinder  der  Trinker  un- 
gesunder und  minderwertiger  werden,  kann 
mau  oft  an  einem  Vergleiche  der  tllteren 
und  jüngeren  erkennen.  Oft  kommt  es  zu 
Selbstmord,  zu  Irrsinn  zu  Verbrechen  ent- 
weder bei  dem  Trinker  selbst  oder  bei 
seinen  Familienmitgliedern.  Und  wie  schon 
angedeutet,  dürfen  wir  hier  nicht  bloss  an 
die  eigentlichen  Alkoholisten  denken ;  die 
halben  Trinker  sind  wegen  ihrei-  grossen 
Zahl  ebenso  schädhch. 

7.  Entstehung.  Die  Trunksucht  als 
soziale  Erscheinung  wird  in  erster  Linie 
durch  ein  neues  oder  übermässiges  Angebot 
berauschender  Getränke  erzeugt.  Am  deut- 
lichsten wird  uns  das  heute  an  den  Ein- 
geborenen fremder  Erdteile,  die  dem  euro- 
päischen Import  aiiheim fallen.  Aber  auch 
die  »Branntweinpest«,  unter  der  namenüich 
Norddeutschland  im  ersten  Drittel  des  19. 
Jahrhunderts  litt,  war  durch  die  Ueber- 
schwemmung  mit  billigem  Schnaps  hervor- 
gerufen: man  hatte  gelernt,  Kartoffelbrannt- 
wein hillig  herzustellen,  und  auch  der  Preis 
des  Kornbranntweina  war  von  70  Thaler  auf 
18  Thaler  das  Fass  gesunken  (so  ia  den 
FOrstentOmern  Göttingen  und  Grubenliagen 
von  1805—1842),  während  der  Kartoftel- 
schnaps  nur  noch  14 — 15  Thaler  kostete. 
Am  ge&hrlichsten  wurde  der  Schnaps  in 
den  Ländern,  wo  man  jedem  Ackerbauer 
die  Hausbrennerei  und  den  Verkauf  seiner 
Ware  freigab,  vielleicht  auch  noch  jedem 
Stadtbüiger  den  Schnapshandel ;  auf  diese 
Weise  kwnen  Schweden  und  Norwegen  zu 
einem  anderwärts  unerhörten  Branntwein- 
konsum; in  Schweden  sollen  1330  auf  den 
Kopf  46  Liter  zu  50%  getrunken  sein.  Weim 
an  die  Stelle  unzähliger  häuslicher  Bren- 
nereien wenige  febrikartige  Grossbren- 
nereien traten,  so  ist  das  für  die  Nüchtern- 
heit des  Volkes  zuträglich ;  nur  entsteht  hier 
die  neue  Gefahr,  diiss  die  Besitzer  dieeer 
Grossbrennereien  in  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung sehr  mächtig  sein  können.  So  ist 
es  für  Deutschland  und  Oesterreich  ein 
Unglück,  dass  der  Branntwein   gerade  von 
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<len  adeligen  Orossgrundbesitzern  bis  hinauf 
zn  den  LaadeEfOisten  oder  auf  Kirchen ^tem 
etc.  hergesteUt  wird. 

Auch  am  Biere  Uesse  sich  zeigea,  dass 
der  Bierkonsum  viel  mehr  von  der  Art  der 
Herstellung  und  des  Vertriebes  hervorge- 
rufen wird  als  umgekehrt  die  Herstellung 
voü  der  Nachfrage.  Als  Ausgangs  des 
Mittelalt^^  das  norddeutsche  Braugewerbe 
binhte,  waren  Nord-  und  Mitteldeutschland 
die  eigen^chen  Biertrinklande,  während  zu 
gleicher  Zeit  das  Bier  in  Süddeutschland 
eine  ganz  nnbedeutende  Rolle  spielte.  Sp&ler 
verfiä  das  Braugewerbe  in  Noradeutschland 
und  in  Bayern  gedieh  es,  beides  ohne  dasB 
die  Ursache  bei  den  Konsumenten  zu  suchen 
ist  Der  Bierkonsum  verminderte  sich  in 
Norddentsehland  so,  dass  17ö'2  Unger  (Han- 
nov.  gelehrte  Anzeigen)  behaupten  konnte, 
die  Brauergilden  ■wüi'den  nicht  den  fünften 
Teil  dessen  los,  was  sie  vor  100  Jahren 
verkauft  hätten,  und  in  Bayern  sti^  der 
Bierkonsnm  zu  der  bekannten  Höhe.  Erst 
nach  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  ge- 
langte da-s  Biertrinken  in  Nord  deutsch  land 
wiÄer  zu  grosser  Bedeutung,  besonders  in- 
folge technischer  Fortschritte,  Das  Neueste 
auf  diesem  Gebiet  sind  die  Überraschende 
Ausdehnung  der  Flaschenbiere  nach  Erfin- 
dung des  bekannten  Pate  ntf  laschen  ver- 
sc'hlusses  und  die  halbe  oder  ganze  An- 
eignung der  Wirtschaften  durch  die  Braue- 
reien. 

Da  der  Staat  auf  die  Produktion  einen 
bestimmenden  Einflusa  ausübt  (durch  die 
Oewerbegesetzgehung ,  Steuergesetze  etc.), 
öo  wirken  sehr  oft  staatliche  Massregeln, 
noch  öfter  staatliche  Unterlaasun gesunden 
truak suchterzeugend.  Verhängnisvoll  wai- 
für  manche  Länder,  dass  die  befjuerae  und 
betiflehthche  Einnahme  aus  der  Branntwein- 
steuer den  Finanz  Politikern  bald  notwendig 
erschien,  dass  man  sie  nicht  als  Danaerge- 
schenk erkannte.  In  Rh ss land  ist  diese 
Steuer  —  bczw.  der  Monopolgewinn  —  der 
wichtigste  Posten  unter  den  staatlichen 
Einnahmen,  und  auch  in  anderen  Ländern 
haben  Minister  eine  Verminderung  des 
Branntweintrinkens  zuweilen  geförchtet,  statt 
sie  ZTi  begünstigen.  In  Deutschland  leidet 
der  Kampf  gegen  die  Uninässigkeit  aucli 
unter  dem  in  massgebenden  Kreisen  ver- 
breiteten Glauben,  dass  die  Landeskultur  der 
Östlichen  Provinzen  der  Kartoffel brennerei 
nicht  entraten  könne. 

Die  Zahl  der  Wirtshäuser  und  sonstigen 
Alkohol  verkaufstatten  ist  von  grossem  Ein- 
fluss  auf  die  Trinksitten,  noch  mehr  ist  es  aber 
ihm  Beschaffenheit  Auch  hier  erzeugt  oft 
di', ;  Angebot  die  Nachfrage ;  ist  in  einem 
kleinen  Dorfe  keine  Wirtschaft,  so  wird 
weniger  getrunken,'  als  wenn  eine  besteht, 
und   in   zwei  Schenken    trinken   die    Ein- 


wohner wieder  mehr  als  in  einer;  steht 
einer  Kohlengrube  oder  einem  industriellen 
Werke  ein  Wirtshaus  gegenüber,  so  trinken 
die  Arbeiter  mehr,  als  wenn  es  fünf  Minuten 
entfernt  wäre.  Besonders  schlimm  ist  aber. 
dass  bei  einer  übermässigen  Zahl  von  Wirt- 
schaften die  Wirte  verführt  und  durch  ihre 
finanzielle  Lage  geradezu  gezwungen  werden, 
auf  alle  mOghchc  Weise  Gaste  heranzulocken 
und  sie  zum  Geldausgeben  zu  reizen.  Yiele 
Schänken  zulassen  heisst  viele  Volksver- 
fOhrer  beständig  wirken  lassen.  Durch  die 
schlechteren  Elemente,  die  erfahningsmässig 
in  diesem  Gewerbe  ihr  Glück  versuchen, 
wird  der  ganze  Wirtsstand  heruntergezogen ; 
durch  die  allzuscharfe  Konkurrenz  werden 
auch  bessere  Wirte  schlechten  Praktiken  ge- 
neigt. 

Eine  blosse  Verminderung  der  Wiit- 
schaflen  wird  freilich  wenig  bessern.  Denn 
dann  bekommen  die  verbleibenden  Konzes- 
sionen Monopolpreise;  die  Wirte  können 
nicht  mehr  mit  eigenen  Mitteln  Wirtshäuser 
erwerben,  sie  werden  zu  Pächtern,  Schuld- 
nern oder  blossen  Zäpflem  der  Brauereien 
oder  anderer  Getränkelieferanten,  und  die 
Verzinsung  des  Monopolpreises  rauss  durch 
starken  Getränkeabsatz  herausgewirtschaftet 
werden.  Für  England  haben  Rowntreo  und 
Sherwell  folgende  schnelle  Wertsteigenmgen 
durch  die  Schankkonzession  festgestellt:  ein 
Gebäude  von  750  £  W^ert  kostet  als  Wirt- 
schaft 4150  £:  ein  zweites  400:  4.'>00,  ein 
drittes  3500:  24  500  ein  viertes  900:  15800 
u.  s.  w.  Auch  in  Deutschtand  haben  wir 
dieselbe  Umwandlung  der  Wirtschaften,  die 
viel  gemeinnützigere  Aufgaben  haben  könnte, 
in  Getränkeabsatz- Agenturen. 

Zuweilen  sind  andere  Vertriebsformen 
für  die  Alkoholgetränke  noch  bedenklicher 
als  die  Öffentlichen  Wirtschaften,  die  von 
der  Polizei  und  dem  Publikum  überwacht 
werden.  Die  Kramläden  werden  oft  zu 
bösen  Winkelkneipen;  Schnapskasinos  und 
Schnapskonsumvereine  haben  zeitweilig  viel 
geschadet;  Fahrikkantinen  sind  nicht  unge- 
fähriich,  namentlich  wenn  die  Besitzer  oder 
Aktionäre  Gewinn  an  den  dort  angebotenen 
Geli^nken  haben ;  der  Getränkeverkauf  durch 
Ziegelmeister,  Poliere,  Vorarbeiter  ist  noch 
gefahrhcher;  wo  Landlente  von  Heisenden 
überredet  werden,  kleine  Fässchen  Schnaps 
■zu  kaufen,  gehen  sie  an  dieser  Einquar- 
tierung nicht  selten  zu  Gnmde.  Das  Ein- 
dringen des  Flaschenbiers  in  die  Familien 
wird  von  den  Wirten  mit  harten  Worten 
gebrandmarkt,  von  anderen  jedoch  nicht  als 
grosser  Notstand  empfunden. 

Aber  naturgemäss  ist  auch  bei  den  Kon- 
sumenten seltet  vielfach  die  Ursache  des 
starken  Trinkens  zn  suchen.  In  Zeiten, 
wo  der  praktische  Materialismus  die  herr- 
schende Geistesrichtung  ist    oder  wo  eine 
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allgeineiiie  VerwÜderui^  der  Sitten  ein- 
reisst,  wird  aucli  das  TrinkeD  zimetmiea. 
.  Wia  die  individuelle  Trunksucht,  so  ist  aucli 
die  soziale  ebenso  oft  Symptom  als  Ürsaclie 
der  Degeneration.  In  Erlegezeiteu  wird 
stark  gezecht,  von  den  Kriegern  gerät  ein 
grosser  Teil  an  den  Trunk;  der  SOjfilirige 
Krieg  hat  das  Branntveintrinken  iu  Deutech- 
land  erst  recht  bekannt  gemacht.  Äehn- 
liches  gilt  von  Revolutioaszeiteu.  Aber 
auch  solche  friedliche  Zeiten,  in  denen  der 
Zeitgeist  puritanischen  Ideeen  und  sitthchen 
Anstrengungen  spöttisch  oder  feindlich  entr 
gegeustehtp  in  denea  Sparsamkeit  und  Be- 
dürfnisarmut offen  fßr  schädlich  erklärt 
werden,  wirken  trunkvermehrend.  Das  ist 
in  Deutschland  und  anderwärts  besonders 
in  den  70  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts 
deutlich  erketinbar  gewesen. 

Steigerung  des  Wohlstandes,  Erhöhung 
der  Löhne  und  Gehälter  wirken  oft,  wenn 
sie  schnell  eintreten,  trunkbefSrdemd,  wenig- 
stens eine  Zeit  lang.  Von  sozialdemokrati- 
scher Seite  wird  gerade  umgekehrt  die 
soziale  MiB<>re  als  Hauptursache  des  Aiko- 
lismus  hingestellt;  aber  das  Wachstum  des 
Konsums  an  Branntwein  und  Bier  im  ver- 
flossenen Jahrhundert  erklärt  sich  nicht  zum 
geringsten  dadurch,  dass  mit  dem  wachsen- 
den Wohlstande  jährlich  Tausende  neu  in 
die  Lage  gesetzt  wurden,  diese  Getränke 
überhaufit  oder  häufig  zu  kaufen;  zu  glei- 
cher Zeit  ist  der  Konsum  anderer  Artikel 
iu  gleichem  Masse  gewachsen.  In  guten 
Jahren,  z.  B.  in  der  Gründerzeit,  ist  der 
Trunk  ausserordentlich  gestiegen.  In  man- 
chen Ländern,  z.  B.  in  Holland,  hat  man 
bewiesen,  dass  iu  den  ärmeren  Provinzen 
weniger  getrunken  vdrd  als  in  deu  reichereu. 
Damit  soll  natürlich  nicht  ziuflckgenommen 
werden,  was  oben  gesagt  ist,  dass  schlecht 
genährte  Menschen,  die  schlechten  Schnaps 
trinken,  leichter  an  Alkoholismus  erkranken 
als  Wohlaituierte,  Auch  soll  nicht  geleugnet 
werden,  dass  der  durch  wachsenden  Wohl- 
stand vielfadi  hervorgerufene  Uebeigang 
von  Schnaps  zu  Bier  in  der  Regel  ein  Fort- 
schritt ist  und  dass  bessere  Einnahmen  mit 
der  Zeit  eine  höhere  Bildung  nach  sich 
ziehen,  die  dann  auch  als  Massigung  im 
Trinken  erkennbar  wird. 

Verbreitete  Irrtümer  über  den  Wert 
dieser  Getränke  bei  Gesunden  imd  Kranken, 
bei  Erhitzten,  Frierenden,  stark  Ärbeitendeu, 
Ermüdeten  etc.  haben  von  jeher  trunkbe- 
fördemd  gewirkt.  Hierhin  gehört  besonders 
das  ärztliche  Verordnen  von  Wein  und 
Bier  zur  Kräftigung  und  die  Verwendung 
des  Branntweins  als  Medizin,  was  teils  an 
sich  schon  auf  Miss  Verständnissen  beruhte, 
teils  doch  bei  Laien  Missverständnisse  nur 
zu  leicht  hervorrief. 

Von  sehr  grossem  Einflüsse  waren   im 


19.  Jahrhundert  femer  der  wachsende  Ver- 
kehr, die  wachsende  Heim-  und  Eomihen- 
loBJgkeit,  die  Entartung  der  Gastfreundschaft 
und  häuslichen  Oeselugkeit,  die  Zunahme 
des  Vereinalebens,  der  politischen  Bestre- 
bungen. Das  Wirtehaus  muss  von  einem 
viel  grösseren  Teil  der  Bevölkerung  jetzt 
gelegeatlich  oder  täglich  aufgesucht  werden 
als  vor  hundert  Jal^n,  una  das  bedeutet, 
wie  unsere  deutschen  Wirtshäuser  einmal 
sind,  viel  unfreiwillige  oder  gedankenlose 
Aufnahme  von  Alkoholgetränken,  Gewöh- 
nung daran.  Unsere  Wirtehäuser  sind  leider 
au  Stelle  der  Privathäuser  die  Stätten  ge- 
mütlicher, nicht  allzu  kostspieliger  GeselEg- 
keit  geworden;  für  das  Aereinsleben  und 
politische  Versammlungeu,  auch  für  Kon- 
zerte, Vorträge  u.  dergl,  sind  in  der  Regel 
andere  Bäume  nicht  zu  haben,  so  dass  bei 
allen  diesen  Dingen  das  Bienrinken  eine 
ziemlich  unabwendbare  Pflicht  geworden' 
ist.  Immer  mehr  Leute  können  nicht  mehr 
in  ihi-em  Heim  arbeiten  und  müssen  ausser- 
halb Mahlzeiten  einnehmen,  immer  mehr 
Leute  sind  auf  Reisen,  immer  mehr  Leute 
leben  fem  von  Familie  und  Verwandtschaft 
und  wagen  nur  in  den  Wirtehäusem  freund- 
hch  Aufnahme  zu  suchen. 

So  waren  gerade  im  19.  Jahrhundert 
viele  Ursachen  zu  häufigerem  und  stärkerem 
Trinken  am  Werke;  wenn  trotzdem  die 
Trunksucht  eher  ab-  als  zugenommen  hat, 
so  zeigt  das,  dass  es  auch  an  kräftigen 
Gegenwirkungen  nicht  fehlte. 

III.  Bekämpfung  der  Trunksucht 
8.  Geschichtlicher   Ueberblick.     Für 

Deutschland  kann  man  die  alte  Zeit  der 
Trankbekämpf img  bis  1830  rechnen,  die 
mittlere  von  1830 — 1883:  auch  in  anderen 
Ländern  finden  wir  ähnliche  Wendepunkte; 
die  neuen  Perioden  sind  leicht  erkennbar 
als  Reaktionen  gegen  die  Schuapspest  im 
ersten  Drittel  und  gegen  den  grob-materia- 
listischen Geist  der  7üer  Jahre  des  19.  Jidir- 
hunderts;  sie  sind  aber  auch  den  langen 
Friedenszeiten  zu  verdanken,  die  gemein- 
ntltzige  Unternehmungen  und  wissen scliaft- 
liche  Fortschritte  begünstigen. 

In  der  alten  Zeit  fehlt  es  nicht  an  Er- 
mahnungen und  Predigten  wider  die 
Tninksucht,  aber  von  einer  Litteratur  über 
die  Frage  ist  keine  Rede,  obwohl  es  einige 
Bücher  wie  das  1528  verfasste  »von  dem 
greuwlichen  laster  der  trunkenhaytt  des 
Sebastian  Franck  giebt  Man  kommt  über 
ein  blosses  Warnen  vor  der  Sünde  und  ein 
Wettern  über  das  Laster  nicht  hinaus. 
Ebenso  fehlt  es  nicht  an  landesvftter- 
lichen  Verordnungen,  z.  B,  von  Karl 
dem  Grossen  imd  Karl  V.,  aber  geholfen 
haben  sie  wenig.  Vereine  und  Gelübde 
gegen    die     Unmässigkeit    finden    wir    in 
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Deutschland  seit  1439,  und  der  Ordea  Tempe- 
nuttiae  von  1600,  den  Moritz  Ton  Hessen 
^Ondete,  verdient  nicht  soviel  Spott,  wie 
er  gewöhnlich  findet,  denn  ea  war  eine 
mubee  Auflehnung  g«gen  den  Zwang  des 
Bescheidthuns,  aber  diese  Vereine  der  Vor- 
nehmen waren  ohne  Bestand,  das  Volk  be- 
rührten sie  gar  nicht.  Auch  Gelflbde  Ein- 
zelner, z.  B.  solcher,  die  sich  im  Kausch 
v^^angen  hatten ,  sind  uns  aus  dem  16. 
Jahriiimdert,  besonders  für  Breslau  und  Taj.'- 
nowitz,  bekannt;  sie  haben  juristisches  Intdr- 
esee  als  praktische  Strafform,  hatten  aber  auf 
die  Sitte  keinen  Einfluss. 

Ein  ver^nigtes  Handeln,  eine  dauernde 
Organisation  der  Mässigkeitsfreuude  finden 
wir  doch  erat  seit  1830  etwa;  seitdem  erst 
sammelt  man  gute  und  schlechte  Er- 
fahrungen und  verwertet  sie  zu  zweck- 
mSssigerem  Kampfe.  Die  Bewegung  wurde 
zuerst  eine  moralisch -illusionäre.  Man 
hatte  grosse  Erfolge,  indem  man  das  solcher 
praktischer  Predigten  ungewohnte  Volk  er- 
mahnte, von  dem  teuflischen  Getrfiuk,  dessen 
Wirkungen  gerade  damals  sehr  fiUiibar 
waren,  ganz  abzulassen;  man  hoffte  die 
Zahl  der  Branntweingegner  Ton  Jahr  zu 
Jahr  zu  steigern  und  m  kurzer  Zeit  ein 
Verbot  des  Brennens  und  Branutweinver- 
kaufens  durchzusetzen.  Der  irische  Kapu- 
zinerpater Theobald  Matthew,  für  den  man 
auch  in  Deutschland  schwärmte,  bekehrte 
in  Irland  in  wenigen  Jahren  Millionen  zur 
Enthaltsamkeit;  1&9  begann  er  seine  Wirk- 
samkeit, damals  wurden  in  Irland  11,2  Mil- 
lionen Gallonen  Schnaps  verzapft,  1841  nur 
noch  6,9;  ebenso  sank  die  Zahl  der  Unter- 
ßuchnussgefangenen  von  36392  auf  21790, 
der  Verurteilten  von  12049  auf  9297  etc. 
Auf  deutschem  Gebiete  wurden  in  Schlesien 
in  einem  Jahre  11844)  500000  Manner  und 
frauen  für  die  Enthaltung  von  Branntwein 
gewonnen;  45  000  Eimer  wurden  weniger 
gebrannt,  18  Brennereien  standen  still,  die 
Brennsteuer  brachte  254489  Thaler  weniger 
ein  als  früher.  Diese  Zahlen  sind  von  der 
preussischen  Regierung  festgestelll.  In  der 
Stadt  Osnabrück  gewann  der  Enthaltsam- 
keitsverein vom  27.  Februar  bis  zum  Juni 
1840  2342  erwachsene  mannliche  Mitglieder, 
am  1.  Mtu  1841  gehörten  in  Stadt  und  Land 
5913  Mitglieder  dazu.  Der  Branntweinkon- 
Bum  hatte  in  der  Stadt  1839  164192  Quart 
betragen ,  1840  betrug  er  nur  noch  113  424 
Quart.  In  dem  einen  Jahre  wurden  an 
Schnapsgeldern  15000  Thaler  gespart.  Im 
Königreich  Hannover  betrug  1^08  die  Zahl 
der  Mässigkeitsvereine  8,  die  Brennsteuer 
551088  Thaler;  1843:  261  Vereine,  392 080 
Thaler  Steuer ;  1847 :  400  Vereine,  263  527 
Thaler  Brennsteuer.  Aber  diese  herrhohen 
Erfolge  verraten  dem  Kenner  der  weiteren 
Eptwickeluog  schon  die  Schwäche  der  pri- 


vaten Mäseigkeitsarbeit :  es  fehlt  ihr  die 
D^uer.  Ihre  Wirkungen  verschwinden  zwar 
nie  vOUig,  sie  verjüngen  sich  aufs  neue  (wie 
die  »erste  deutsche  MÜesigkeitsbewegung« 
in  der  »zweiten*  wieder  erstand),  aber  das 
meiste  verfällt,  sobald  die  Führer  versagen 
oder  das  öffentliche  Interesse  sich  anderen 
Dingen  zuwendet,  wie  es  1848  in  Deutsch- 
land der  Fall  war.  In  Irland  gab  es  1849 
schon  wieder  21 20&  Verbrecher,  in  Obei^ 
Schlesien  war  die  Unmässigkeit  1850 
wieder  so  stark  wie  vor  der  Bewegung ; 
in  Osnabrück  stieg  der  Branntwein kousum 
von  600—700  Ohm  in  den  40  er  Jahren  auf 
900  (1848)  und  1207  (1858),  während  die 
Mi^liederzahl '  der  Massigkeitsvereine  auf 
einige  Hunderte  herabging;  im  Königreich 
Hannover  brachte  die  Brennsteuer  1848 
schon  wieder  359307  Thaler  ein,  1857 
587  025,  Infolge  dieser  traurigen  Kückent- 
wickelung  hat  die  private  Mässigkeitsarbeit 
mehr,  als  sie  verdiente,  an  Achtung  ver- 
loren ;  man  hat  aber  auch  einzusehen  gelernt, 
dass  durch  dauernde  Verwaltung«-  und 
gesetzgeberische  Massregeln  und  durch  eine 
langsame,  gründliche  Umgestaltung  der 
öffenthchen  Meinung  Besseres  erzielt  wird 
als  durch  Begeislemngsperiodeu  und  Volks- 
rednererfolge. 

d.  Heutiges  Vereinawesen.  Die  neue 
Periode  der  Trunksuchtsbekämpfimg  findet 
in  Deutachland  auf  dem  Plane:  den  i» Deut- 
schen Verein  gegen  den  Missbrauch  geis- 
tiger Getränke»,  seit  1883,  das  »Blaue Kreuz«, 
in  Genf  1877  gegründet,  im  Reiche  seit 
1883,  die  »Guttempler" ,  deren  Orden  in 
Amerika  1850 — 52  entstanden ,  aber  erst 
1884  in  Deutschland  eingedrungen  ist,  und 
den  »Älkohoigegner-Bundo,  1889  in  Dresden 
begründet.  Dazu  sind  dann  noch  kleinere 
konfessionelle  und  Fachvereine  getreten, 
die  keine  neuen  Onrndanschauitugen  ein- 
führten. Der  Kampf  gegen  den  Alkohol 
wird  ausserdem  begünstigt  in  verschiedenen 
religiösen  Vereinen,  namentlich  durch  die 
innere  Mission  und  die  Sekten,  z.  B.  die 
Heilsarmee,  sodann  durch  die  Vereine  für 
Volkswohl,  für  Arbeiterwohlfahrt,  für  Volks- 
bildung, durch  vegetarische  und  Naturheil- 
vereine etc.  Die  ganze  Stimmung  des  Volkes 
Ist  denn  auch  in  Alkoholsachen  eine  ganz 
andere  geworden;  man  erkennt  die  Not- 
wendigkeit und  Nützlichkeit  der  genannten 
Vereine  an,  man  ist  sich  aber  auch  darüber 
klar,  dass  ihre  Macht  zu  gering  gegen  das 
Hebel  ist,  dase  Aufklärung  und  moralische  Be- 
einflussung nicht  ausreichen,  dass  auch  lui 
Zuständen,  Einrichtungen  und  Gesetzen  ge- 
bessert werden  muss.  Je  nach  dem  sons- 
tigen Standpunkte  verlangt  man  in  erster 
iJiiie  soziale  Reformen  oder  scharfe  Trunk- 
suehtsgesetze. 

Der    oben    genannte  Verein    gegen    den 
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Miesliraiich  geistiger  Geträoke  (13000  Mit- 
glieder, Sitz  Hildeaheim)  schreibt  seinen 
Mitgliedern  kein  bestimmtes  persSnlidies 
Verhalten  gegen  die  Getränke  vor,  er  ar- 
beitet namenllich  auf  eiüe  bessere  Volka- 
aufk]arung,  auf  wirksame  Gesetze  und  prak- 
tische EinriühtungeQ  hin.  Das  »Blaue  Kreuz« 
(in  Deutschland  6000  Mitglieder,  Sitz  Essen) 
ist  ein  christlicher,  evangelischer  Trinker- 
rettungsverein,  der  als  solcher  von  seinen 
Mitgüedem  völlige  Enthaltung  von  allen 
geistigen  Getiflnken  fordert,  ohne  sie  Äussen- 
stehenden  zur  Pflicht  zu  machen.  Der  Orden 
der  Guttempler  (Deut*chredende  Grosaloge 
9200  Mitglieder  in  260  Logen,  Sitz  Ham- 
burg) tritt  für  völlige  Beseitigung  der  ^leis- 
tigen  Getränke  ein  und  fordert  sie  von  seinen 
Slitgliedem ;  den  letzteren  bietet  er  nament^ 
lieh  mannigfachen  Ersatz  für  das  aufge- 
gebene mit  dem  Trinken  verknüpfte  ge- 
sellige und  Verein  sieben.  Der  Alkohol- 
gegnerbnnd  (deutsche  Centrale  in  Bremen) 
hat  in  der  Alkoholfrage  den  gleichen  Stand- 
pimkt  wie  die  Guttempler,  bethatigt  sich 
aber  besonders  in  der  litteraiischen  Propjv- 
ganda.  Der  Verein  abstinenter  Aerzte  (Sitz 
Heidelbei«),  der  Verein  abstinenter  Lehrer 
(Sitz  KidJ  und  der  Deutsche  abstinente 
Frauenbund  (Sitz  Bremen)  wirken  in  be- 
stimmten Kreisen;  Vereine  abstinenter  Stu- 
denten konnten  in  Deutschland  noch  nicht 
recht  gedeihen,  ein  Verein  abstinenter  (so- 
zialistischer) Arbeiter  ist  Ende  1900  in 
Berlin  entstanden.  Auf  katholische  Seite  hat 
der  Charitasverband  (Freiburg  i.  Br.)  Mässig- 
keitsauBschüsse  fQr  Sfld-  imd  Westdeutsch- 
land gebildet ;  ein  »Krenzbflndnis«  hat  seinen 
Sitz  in  Honnet  a.  Rh.,  hie  und  da  bestehen 
noch  alte  »Mässigkeitsbniderschafteni.. 

In  '^sterreidi  sind  der  ßsterreichische 
Verein  gegen  Trunksucht  und  die  Anfänge 
abstinenter  Vereine  erheblich  schwächer  als 
die  deutsehen  Brud  ervereine.  Die  Schweizer 
dagegen  haben  viel  mehr  Interesse  für  die 
Sache  als  die  Reichsdeutschen ;  Blaues  Kreuz, 
Guttempler  und  Alkoholgegnerbtuid  blühen, 
ebenso  ein  katholischer  Abstinenz  verein 
unter  Führung  des  Bischofs  von  St.  Gallen, 
auch  Vereine  abstinenter  Schüler  und  Stu- 
denten bestehen.  In  den  (Ibrigen  germani- 
schen Ländern  finden  wir  ebenfalls  zahl- 
reiche blühende  Vei-eine  gegen  den  Alko- 
hol, in  romanischen  Ländern  sind  sie  da- 
gegen sehr  selten. 

iO.  Die  Behandlnng  der  Tnufasüch- 
tigen  ist  namentlich  unter  dem  Einfluss  dieser 
Vereine  eine  viel  freundlichere  und  zweck- 
mässigere  geworden.  Allgemein  erkannt  ist 
von  den  Sachverständigen ,  dass  Trinker 
nicht  massig  werden  können,  sondern  zur 
völligen  Enthaltung  Übei^hen  milsBen,  Am 
besten  bewährt  als  Helfer  zu  solchem  neuen 
Leben  sind  die  Vereine    zum  Blauen  Kreuz 


und  die  GutterntJer-Logen,  Vielen  thnn 
aber  auch  die  Trinkerheilanstalten  gute 
Dienste.  Die  Entmündigung  der  Trunksüch- 
tigen ist  durch  §  6  des  B.G.B.  möglich  ge- 
worden, die  Zwaogsheilung  ohne  EntmÜn- 
di^ng,  d.  h.  üeberweisung  in  eine  Trinker- 
heilanstalt, wird  angestrebt;  im  Kanten  St. 
Gallen  ist  sie  eingeführt.  England  hat  sie 
seit  1899  für  solche  Trinker,  die  im  Banach 
Strafthaten  begangen  haben  oder  in  einem 
Jahre  dreimal  wegen  Trunkenheit  verur- 
teilt sind. 

Die  Vorstände  der  deutschen  Trinker- 
heilstätten haben  seit  1900  eine  Konferenz 
im  AnschlusB  an  die  Jahresversammlung 
des  Deutsdien  Vereins  gegen  den  Sßss- 
brauch  geistiger  Getränke. 

11.  Aufklärende  Propaganda  durch 
Schriften,  Vorträge,  Bilder,  Plakate  und 
dei^l.  wird  im  deutschen  Sprachgebiete 
fast  nur  von  den  genannten  vereinen  be- 
trieben ;  in  Schweden,  Russland  und  ander- 
wärts bewilligen  Eegiening  oder  Reichstag 
Mittel  dafür.  Neben  der  allgemeinen  Pro- 
paganda richtet  sich  eine  besondere  zu- 
weilen an  Studenten,  Aerzte,  Lelirer,  Ar- 
beitgeber, Arbeiter,  Soldaten  u.  s.  w.,  auch 
an  Gefangene,  In  den  englisclien  Ländern 
zieht  man  schon  die  Kinder  in  die  Enthalte 
samkeits-Vereine  hinein  oder  sammelt  sie 
in  »HoffnuDgsschareni.  In  Deutschland  gab 
es  in  der  ersten  Mässigkeitsbewegiing  auch 
ein  solches  Hoffnungsheer  imd  jetzt  grflnden 
die  Guttempler  »Kindertempei  *■ ,  doch  herrscht 
bei  den  deutseben  Pädagogen  die  Ansicht 
vor,  dass  solche  Vereine  und  Gelübde  für 
Kinder  nicht  taugen,  dass  auch  ein  be- 
sonderer Teraperenzunterricht,  w-ie  er  in 
amerikanischen  Staaten  offiziell  erteilt  wird, 
nicht  wünschenswert  sei:  wohl  aber  solle 
der  Lehrer  in  anderen  Fächern  jede  Ge- 
legenheit ergreifen,  der  Mässigkeitssache 
zu  dienen.  —  Auch  jetzt  noch  sind  unter 
den  Berufen  die  Geistlichen,  besonders  die 
evangelischen,  und  unter  diesen  wieder  in 
erster  Linie  die  fi-eikirohlichen,  die  eifrig- 
sten Vertreter  der  Mässigkeitssache. 

12.  DarbietnnK  von  Besserem.  Er- 
satz für  alkoholische  Getränke  wird  zwar 
von  solchen,  die  im  Alkohol  nui-  ein  teuf- 
lisches Gift  oder  einen  naturwidrigen 
Fremdstoff  sehen,  nicht  für  nötig  gehalten, 
in  der  Praxis  aber  ist  oft  ein  Efedürfnis 
nach  Ersatz  vorhanden.  Die  erfolgroiohöten 
Nebenbuhler  der  Alkoholgetränke  waren  in 
Europa  Katfee  und  Thee,  in  zweiter  Linie 
Kakao,  Schokolade,  Bouillon,  natürliche  und 
künstliche  kohle nsaui«  Wässer.  An  der 
feineren  Kultur  des  18.  und  19.  Jahrhun- 
derts haben  die  .^ufpissgetrSnke  einen 
niclit  geringen  Anteil.  Die  regere  Mäasig- 
keitebewogung  bewirkte  sodann  die  Erfin- 
dung  oder   das    verstärkte    Angebot    von 
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alkoholfräen  W^neu  und  Bieren  (seit  1896], 
VOQ  alleriei  Fnichtsäften  aus  IjiinonadeD, 
neiien  Theesorten,  Ing^erbier  u.  s.  w. 
Man  fordert  aber  auch  mit  Recht  mehr 
tjelegeu  heilen  zum  Wassertrinkeii :  in  den 
Straseen  der  Städte,  an  FlätzeD,  in  Anlagen, 
aa  Landstraseen.  Weiter  verlangt  man  von 
den  GemeindeTOTBtftnden  oder  anderen 
Stellen,  daes  sie  Aussen arlreiter,  Wanderer, 
Spazierende  mehr  als  bisher  vor  den  Un- 
bilden des  Wetters  schützen,  die  so  oft  in 
die  Kneipe  treiben.  Praktisclie  Schntz- 
hüttea  in  Anlageri  uitd  aiif  Platzen  kommen 
in  Betracht,  namentlich  aber  auch  die  in 
Eugland  längst  eingeführten  Schutzhäus- 
ohen  fnr  Droschkenkutscher,  DiensUeute, 
Angestellte  von  Stransen bahnen.  Viel  haben 
die  Arbeitgeber  noch  zu  leisten,  namentlich 
diejenigen,  die  im  Freien  arbeiten  lassen; 
eie  müssen  besser  als  bisher  Schutz  gegen 
Kälte.  Nässe,  Hitze  gewähren,  Gelegenheit 
die  Mahlzeiten  im  Trocknen  einztmehmen, 
sie  sollten  zuweilen  auch  für  warmes  Essen, 
wannen  Kaffee  und  dergl.  sorgen ;  aus  Mangel 
an  solcher  Arbeiteiffbsorge  werden  jetzt 
viele  Erd-  und  Bauarbeiter  zu  Schaapsern ; 
auch  der  Staat  und  die  Geraeiadeo  ver- 
nachlässigen diese  Pflicht  noch  arg.  Da 
alle  Arbeitgeber  ein  grosses  Interesse  an  der 
LeL^tungsähigkeit  ihrer  Leute,  die  Gesell- 
schaft aber  ein  eben  solches  Interesse  an 
der  Gesundheit,  Arbeitskraft  und  Lebens- 
dauer  ihrer  Glieder  hat,  so  wird  man  für 
gesunde  Ärbeitsbedingimgen  und  gute  Er- 
Dähning  allmählich  viel  besser  sorgen  als 
bisher,  und  damit  arbeitet  mau  dem  Alkohol 
entgegen,  der  jetzt  das  Gefühl  der  Wärme, 
der  ^tdgung,  Kiuft  und  Behaglichkeit 
zeitweilig  vorspiegln  musf. 

Gast^iser,  die  nicht  auf  den  Gewinn 
an  Alkoholgetränken  berechnet  sind,  haben 
wir  in  Deutschland  erheblich  weniger,  als 
England  sie  hat;  namentlicJi  fehlt  in  den 
meisten  Orten  das  alkoholfreie  Bestaurant 
ohne  mildthätigeu  Beigeschmack,  das  leichte 
Itahlzeitcn  neben  Kaffee,  Thee,  Kakao  und 
verschiedenen  Arten  Jlilch  bietet.  Von  den 
Kaffeehallen,  die  gemeinnützige  Gesell- 
schaften fdr  die  ärmeren  Klassen  gegründet 
haben,  sind  bemerkenswert  diejenigen  in 
Berlin,  Hamburg.  Heilbronn,  Stuttgart, 
Zürich :  die  Volksheime  in  Dresden  haben 
daneben  den  Charakter  von  Vereinshäusem 
für  Mitglieder.  Die  wichtigste  deutsche 
Leistung  auf  diesem  Gebiete  sind  die  Her- 
bergen zur  Heimat  und  die  katholischen 
Gesellen-  oder  Vereinshäuser.  An  sie 
schlössen  sich  einerseits  die  christlichen 
Vereinshäuser  an,  die  für  die  einheimische 
Bevölkerung  bestimmt  sind,  anderei'seits 
die  von  der  Sozialdemokratie  begründeten 
Gewerkschaftshäuser.  üeberhaupt  regt  sieh 
in  den  rerechiedeDsten  Vereinen  die  Nei- 
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gung,  eigene  Wirtschaften  zu  besitzen;  be- 
wusst  oder  unbewusst  löst  man  sidi  so 
allmählich  vom  Trinkzwang  der  Unter- 
nehmer-Kneipe los.  Besonders  fehlen  jetzt 
noch  griSsaere  und  kleinere  Säle  für  Vor- 
träge, Konzerte,  Unterrieh tsfcurse  und  dereL 
ohne  Trinkzwang,  und  weiter  ebensolt^ 
Billardstuben,  Kegelbahnen,  Vei^flgungs- 
gärten.  —  Auch  die  Selterswasser-Buden, 
die  besonders  in  Westdeutschland  sehr  ge- 
diehen sind,  haben  sich  als  nfltzlicb  er- 
wiesen. 

Die  Fürsorge  fflr  edlere  Unterhaltungen 
(Volksunterhaltungsabende ,  Volksvorlesun- 
gen,  Volkskonzerte]  und  die  Eröffnung 
öffentlicher  Lesehallen  ist  oft  mit  der 
Mässigkeitsbewegung  persSnlich  und  sach- 
lich verbunden. 

13.  Ersatz  fOr  das  private  Wirts- 
hana  ist  femer  möglich,  indem  ent- 
weder das  Eigentum  oder  die  Verwaltung 
der  Wirtschaften  oder  beide  an  den  Staat, 
die  Gemeinde  oder  andere  öffentliche 
Körperschaften  übergehen.  Die  Vcretaat- 
lichung  des  Branntwein  Verkaufs  liat  Russ- 
land seit  1S95  allmählich  eingeführt;  der 
Verkauf  aller  alkoholischen  Getränke  ist 
Staatssache  in  Süd-Carolina  seit  1893,  auch 
in  Teilen  von  Nord-Carohna,  Alabama  und 
Georgia;  in  allen  diesen  Ländern  ist  jedoch 
der  sofortige  Genuas  in  den  amtlichen  Ver- 
kaufsstätten  nicht  gestattet.  Die  wichtig- 
sten dem  Staate  gehörigen  Restauratioueu 
sind  die  Bahnhofswirtschaften  der  deut- 
schen und  sonstigen  Staatsbahnen  und  die 
Militärfcantinen.  Die  Gemeinden  besitzen 
häufig  Gasthäuser  (Ratskeller,  Schlachthaus- 
Restaurationen,  Restaurants  in  Anlagen)  und 
verpachten  sie.  Im  allgemeinen  finden  wir  bei 
diesen  nicht-privaten  Schankstätten  wohl  aller- 
lei Mängel,  da  sie  sich  den  in  der  Mehrzahl 
befindlichen  privaten  anzupassen  streben 
und  da  eine  verkehrte  Fiskalität  oft  reform- 
fein dl  ich  wirkt,  aber  die  gröbsten  Miss- 
stände der  privaten  Wirtschaften  sind  hier 
nicht  denkbi-.  Als  bestes  System,  um  sowohl 
die  Gewinnsucht  des  Privatuntei-nehmers 
wie  die  fiskalisclie  Habsucht  ausziischliessen, 
hat  sich  das  iGothenbiirgische  System,  be- 
währt (s.  d.  Art.  Gothenburger  Aus- 
sehanltsystem  oben  Bd.  IV  S.  766 ff.), 
das  nicht  nur  in  Schweden,  Norwegen  und 
Finlaod  für  den  BranntweinhandeT  einge- 
führt ist,  sondern  in  neuerer  Zeit  auch  in 
England  Boden  findet.  Für  deutsche  Ver- 
hältuisse  schlägt  Schreiber  dieses  gemein- 
nützige Gesellschaften  vor,  die  ihre  Teil- 
haber gleichfalls  auf  4  oder  ö*.'o  Dividende 
beschränken  und  vor  allem  das  Eigentum 
der  mit  Scliankberechtigimg  versehenen 
Häuser  erwerlien,  um  als  Eigentümer,  Ver- 
pächter oder  Verwalter  Reformen  einzu- 
führen, die  nie  erreicht  werden,  solange 
Ann>ee.    YII.  14 
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die  Älkoholinteressenten  Besitzer  oder  Mit- 
besitzer sind. 

14.  KonseBBioninugnnd  Beatenerang 
der  Wirtschatteil.  Vorläufig  herrecht  in 
Deutechland  und  vielen  anderen  Ländern 
bei  den  Behörden  das  Bestreben  vor,  die 
Zahl  der  Sch&nksUtten  und  Bianntwein- 
kleinhandlungen  möglichst  niedrig  zu  halten 
und  die  selüechteslen  Elemente  vom  Wirta- 
stande  fernzuhalten.  In  Europa  benutzt 
man  dazu  vorwiegend  das  EoDzessions- 
eystem,  in  Amerika  die  Hochlizenz.  Diese 
High  Licence  bedeutet  eine  dnrchachnittlieh 
etwa  500  Dollar  betr^jende,  aber  oft  noch 
höhere  jährliche  Sondersteuer  für  Schank- 
wirtschafteu ;  sie  vermindert  deren  Zahl 
ertiel>Iich,  beseitigt  die  kleinen  Spelunken, 
macht  verkehrsarme  Stadtteile  ganz  kneipen- 
frei und  liefert  Städten  wie  Philadelphia, 
Chicago  und  Boston  eine  erfaebHche  Ein- 
nahme. Sie  wurde  1881  in  Nebrosca  zu- 
erst eingeführt  und  hat  sich  schoell  ausge- 
breitet. In  Europa  hat  Schweden  als 
Eigentümlichkeit,  aass  die  Zahl  der  für 
nOtig  befundenen  Konzessionen  alle  drei 
Jahre  von  den  Stadtverwaltungen  festge- 
stellt wird  und  dass  die  Konzesäonen  dann 
auf  drei  Je^itp  versteigert  werden,  wenn 
man  sie  nicht  alle  einer  gemeinnützigen 
Schankgesellschatt  flbergiebt,  was  die  Regel 
ist.  In  Deutschland  werden  die  Kon- 
zessionen auf  Lebenszeit  verliehen,  theo- 
retisch an  bestimmte  Personen;  praktisch 
gelten  sie  für  Geteude,  die  dadurch  vor 
anderen  eine  grosse  Wertsteigenmg  erfahren. 
Einer  übermässigen  Zahl  entgegenzuwirken 
dient  die  »Bedflrfnisfr^«,  die  für  den 
Branntweinschank  und  Kleinhandel  überall 
gilt,  für  den  Ausschank  von  Bier  und  Wein 
m  allen  foteti  mit  weniger  als  15000  Ein- 
wohnern. Grössere  Orte  können  sie  durch 
Ortsstatut  einführen;  Tö^/o  derselben  haben 
(1898)  solches  Ortsstatut.  Aus  den  Er- 
hebungen von  Tenius  geht  hervor,  dass 
diese  StSdte  weniger  Scnänken  haben  als 
die  Orte  ohne  BedOrfnisfrage,  dass  ihre 
Wirte  ökonomisch  besser  und  moralisch  höher 
stehen,  dass  unsaubere  Mittel,  Qäste  anzu- 
locken und  Busziiplündeni,  weniger  ange- 
wandt werden.  Von  der  Gefahr  bedenk- 
licher Yerteuerung  der  wenigen  privile- 
gierten Häuser  war  oben  die  Re<le.  Einige 
Behörden  schreiben  sich  ein  bestimmtes 
Verhältnis  der  Wirtschaften  zur  Einwohner- 
zahl vor,  so  Elberfeld  1:3")0,  Würzen  1:2.tO, 
Crimmitschau  1:400-  die  Mässigkeits ver- 
eine verlangen  vieltacit,  daes  solche  Zahlen 
fiberall  obligatorisch  werfen,  und  berufen 
sich  dabei  auf  Holland,  wo  durch  das 
Drankwet  von  1881  als  Ziel  festgestellt 
wurde:  in  Orten  über  50 000  Einwohner 
1  Konzession  auf  500,  in  Orten  zwischen 
20000    und    ."»1)000    1:300,    in   kleineren 


Orten  1:250.  Massachusetts  hat  IrfiOO  in 
Boston  und  1 :  1000  im  übrigen  Lande. 
Ändere  Bestrebungen  richten  sich  in 
Deutschland  darauf^  dass  die  moralische 
und  namentlich  auch  die  finanzielle  Quahtät 
der  Konzessionssucher  schärfer  geprüft 
werden  müssen,  als  jetzt  die  Gewerbeord- 
nung gestattet. 

15.  Prohibition  and  Lokale  Option. 
Wichtige  Versuche  machten  amerikanische 
Staaten,  indem  sie  den  gesamten  Verkauf 
geistieer  Getränke  und  m  der  Regel  auch 
ihre  Herstellung  durch  Giesetz  verboten. 
Diese  Prohibition  gilt  in  Maine  seit  1846 
(mit  einer  zweijährigen  Unterbrechung 
1856^58),  vierzehn  andere  Staaten  folgten, 
doch  sind  ausser  Maine  mu:  New-Hampshirej 
Vermont,  Kansas  und  Nord-Dakota  dabei 
geblieben.  Es  sind  das  sehr  dünnbevölkerte 
Staaten,  in  denen  grosse  Städte  ganz  fehlen 
und  die  L^ndleute  durchaus  überwiegen; 
auf  dem  Lande  soll  sich  das  Schfinkenver- 
bot  gut  bewähren,  und  die  lindlichen  Ab- 
ordneten halten  es  aufrecht;  in  grösseren 
Orten  ist  es  eine  Posse;  der  Schankbetiieb 
ist  in  der  Kegel  ganz  Öffentlich,  die  Städte 
besteuern  ihn  unter  dem  Namen  von 
Strafen,  und  auf  300—800  Einwohner 
kommt  einer,  der  die  Bundesstcuer  fUr  den 
Älkoholhandel,  obwohl  dieser  verboten  ist, 
freiwillig  zahlt  Viel  besser  bewährt  sich 
dagegen  die  Lokale  Option,  da  sie  nur  für 
solche  Kreise  oder  Ortschaften  gilt,  in 
denen  die  Mehrheit  sie  beschlossen  hat. 
Sie  gilt  in  der  einen  oder  anderen  Form  in 
37  amerikanischen  Staaten  und  dort  zumeist 
auf  dem  Lande  oder  in  kleineren  SiMtchen ; 
in  grösseren  Städten  nur  dann,  wenn  sie 
dicht  neben  Städten  Hegen,  die  den  Handel 
gestalten,  wie  in  der  Universitätsstadt  Cam- 
bridge neben  Boston. 

Eine  Art  Probibition  finden  wir  aiif  der 
Nordsee,  insofern  dort  der  Branntweinhandel 
an  Fischer  durch  ein  Ueberein kommen,  dem 
das  Deutsche  Reich  im  Dezember  1893  bei- 
getreten ist,  verboten  wurde,  ferner  in 
einigen  englischen  imd  deutschen  Kolonieen 
und  durch  internationale  Uebereinkunft  In 
einem  afrikanischen  Gebiete  zwischen 
dem  20"  nördlicher  und  dem  22*  südlicher 
Breite.  In  Norwegen  steht  das  Land  unter 
Prohibition  des  Branntweins,  die  Städte 
hat>en  das  Lokale  Veto;  in  Schweden  und 
Einland  ist  das  Gesetz  ähnlich;  in  England 
ist  eine  von  der  Regiening  beantragte  Ein- 
fühnmg  der  lokalen  Oiition  1893  nur  daran 
jreschoitert,  dass  die  Temperenzler  keine 
Entschädigung  für  die  Aufhebung  der  Kon- 
zessionen gewähren  wollten.  Durchführbar 
ist  die  Ausschliessung  der  Schänken  in 
Grossbritannien  dort,  wo  das  Gnindeigen- 
tum  einem  Besitzer  oder  einer  Gesell scliaft 
gehört,   die   keine   Wirtshfciser  duldet;   so 
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änden  wir  de  in  einem  Teile  Londons, 
einei'  Vorstadt  von  Liveiyool,  den  Industrie- 
.Städten  ISaltaiie  und  Besslvoolt.  Aach  die 
nisaischen  Bauemgemeinden  haben  oft  die 
.Schänken  ganz  ansechlieseen  dürfen, 

16.  SchaskslStten-PoUseL  Wo  roan 
Üioholverkauf  und  GaetwirtBcliaft  duldet, 
«racMet  man  doch  in  allen  Kulturstaoten 
scharfe  lleberwachung  und  mannigfache 
Einschiftnkung  des  Betriebs  lüi  oGtig.  Es 
jiommen  da  in  Betracht:  a)  frühzeitige 
Schliessung  für  die  Nacht,  b)  späte  Eröff- 
nung jQOi^ns,  c)  Schliessung  an  Sonn-  und 
Jeiert^gen  für  den  ganzen  Tag  oder  einige 
Stunden,  Schliessung  bei  grossem  Verkehr, 
^it  Maiittagen,  Wahltagen,  bei  Aushebim- 
gen,  bei  Feuerehrünsten,  bei  Gefahr  von  Re- 
volten, d^  Ausschliessung  bestimmter  Oäete: 
Kinder,  Minderjährige,  Schüler  von  Fort^ 
bildungsschulen  oder  höheren  Lehranstalten, 
Angetrunkene,  namhaft  geraachte  Trunken- 
bolde, Almasenempffüiger,  schlechte  Steuer-  > 
zahlec,  Fallite,  namhaft  gemachte  Bestrafte,  > 
deren  Vergehen  dem  Alkohol  zuzuschreiben  | 
war,  u,  a.  m. ;  auch  Frauen  und  Mädchen  1 
sind  zuweilen  ans  den  Schänken  ausge- 1 
schlössen;  e)  Verbot  des  Verkaufs  gegen  | 
Boi;g  oder  Androhung,  dass  Borgen  als 
Qnmd  zai  Konzession  sentziehung  betrachtet ' 
■werde;  f)  Verantwortlichmachung  deri 
Wirte  für  ünordnimg  und  Vergehen  in  i 
ihren  Bäumen  oder  für  die  Folgen  der 
Trunkenheit;  g)  Verbot  der  weiblichen  Be- 
dienung; h)  Vorschriften,  welche  eine 
leichte  poliaeiliche  und  Öffentliche  Kontrolle 
des  Wirtshaufitreibens  bezwecken.  —  In 
den  skandinaviflchen  uod  engliscboD  Län- 
dern finden  wir  viel  schärfere  Vorschriften 
als  in  Deutficldand,  z.  B.  ist  der  Brannt- 
weioBchank    in    Schweden    verboten     vor 

9  Uhr  morgens  und  auf  dem  Lande  nach 
8    Uhr  abends   und  in   den   Städten  nach 

10  Uhr;  an  Sonn-  und  Feiertagen  darf 
Schnaps  nur  zu  Mahlzeiten  gegeben  werden. 
In  Norwegen  ist  der  Branntwein  an  den 
ganzen  Sonn-  und  Feiert^en  verboten  und 
an  den  Tagen  vorher  von  1  Uhr  mittags 
an.  In  Schottland,  Irland  und  Wales  sind 
die  Schankstätten  Sonntags  ganz  geschlossen, 
auch  in  nahezu  allen  der  verein  igten 
Staaten,  wo  freilich  das  Gesetz  in  den 
Städten  viel  übertreten  wird.  Dort  haben 
auch  AngehSri^  einen  Ersatzanspruch  an 
denjenigen  Wirt,  der  eine  Berauschung 
ganz  oder  teilweise  herbeigeführt  hat.  die 
den  Tod  oder  einen  erheblichen  Schaden 
des  Trinkers  zur  Folge  hatte.  —  In  Deutsch- 
land leidet  die  Schankstättenpoliiei  daran, 
dass  jede  Massregel  lokal  und  persönlich 
aufgefasst  wird  und  dass  politische  Neben- 
zwecke vermutet  werden;  Gesetze,  die  für 
aUe  Wirtschaften,  feine  und  einfache,  und 
für  ganze  Staaten  gelten,  die  den  einzelnen 


Wirt  nicht  abhängig  werden  lassen  von  der 

Gunst  höherer  oder  niederer  Polizeibe- 
amlen,  vrilrden  leichter  ertragen  werden 
als  die  jetzigen  vereinzelten  Voistösse. 
Das  Streben  nach  einem  deutschen  Trunk- 
suchtsgesetz  war  allerdings  auch  erfolglos. 
Einen  Entwurf  einer  Polizei- Verordmmg 
für  grössere  Gebiete  hat  Professor  Anschütz 
veröffentlicht 

11.  Stetiern,  Z5Ue  nnd  Behandlniig 
der  Produktion.  Indem  wir  auf  die  be- 
sonderen Artikel  (Branntweinbesteue- 
rung u.  s.  w.)  verweisen,  sei  hier  nur  iai 
ZuBammeu hange  erwähnt,  dass  alle  staat- 
lichen Maasregeln,  die  die  Produktion  er- 
leichtern oder  erschweren  und  die  Produkte 
verbiUigen  oder  verteuern,  für  die  Sitten 
des  Volkes  von  der  allergrössteu  Bedeutung 
sind.  Wenn  man  die  Thatsünden  und  Unter- 
lassungssünden der  Regierenden  zusammen- 
nimmt, erscheint  namentlich  das  vom  Kar- 
toff elbranntwein  angerichtete  Elend  in  hohem 
Masse  als  ein  Werk  des  Staates.  Deutsch- 
land folgt  auch  heute  noch  nicht  dem  Vor- 
bilde anderer  Staaten,  die  viel  erheblichere 
Steuern  auf  den  Alkohol  legen.  Doch  ist  an- 
zuerkennen, dass  die  Führer  der  landwirt- 
schafthchen  Brennereien  sich  sehr  bemühen, 
andere  Verwendung  der  Kartoffeln  und  be- 
sonders andere  Verwendung  des  Spiritus 
in  die  Wege  zu  leiten.  Der  Anteil  des 
Trinkspiritus  an  der  gesamten  Alkoholer- 
zeugung sinkt  denn  a\ich  mit  jedem  Jahre. 
—  Beim  Biere  wird  von  den  Mässigkeits- 
freunden  besonders  eine  starke  Begünstigung 
der  leichten  Hausbiere  vor  den  berauschen- 
den una  Luxusbioren  vorgeschlagen,  nach 
dänischem  oder  englischem  Muster.  Bei 
den  Weinen  ist  es  nötig,  jene  Kunstweine 
zu  treffen,  die  leicht  an  Stelle  des  Brannt- 
weins treten.  Für  die  Mäasigkeitssaclie  sind 
aber  auch  besonders  die  staatliche  Behand- 
lung des  Kaffees,  Thees,  Kakaos,  der  Ci- 
tronen  und  anderer  ausländischer  Früchte 
und  namentlich  auch  des  Zll(^kers  wchtig; 
jede  Verteuerung  durch  Steuer  oder  Zoll 
bedeutet  eine  Begünstigung  des  Alkohols. 
Und  weiter  ist  jede  Verschlechterung  der 
Völksemährung  infolge  von  Zöllen  oder 
Steuern  auch  eine  staatliche  Versündigimg 
an  der  Massigkeit  des  Volkes. 

18.  Das  Studium  der  Alkoholfrage 
ist  das  unentbehrlichste  Mittel  im  Kampfe 
gegen  den  Alkoholismus ;  denn  wenn  es 
daran  fehlt,  wird  die  Kraft  der  Einzelnen 
und  der  Behörden  für  falsche  Bestrebungen 
verbraucht  und  man  erzielt  Misserfolge,  die 
ganze  Generationen  entmutigen,  die  die 
ganzeMässigkeitsarbeitdiski-editieren.  Leider 
giebt  es  im  Deutschen  Reiche  und  deut- 
schen Sprachgebiete  überhaupt  keinen  Ver- 
ein, keine  amtliche  oder  freie  Anstalt  zu 
vorittteilslosem     Studium    dieser     Fragen; 
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dieaee  Studium  ist  bisher  ganz  den  Partei- 
vereinen  und  jenen  Gelehrten,  die  gerade 
Neiffttog  für  dieses  FEich  haben,  anheimge- 
stellt  und  kann  von  diesen  nur  sehr  inan- 
^;dhaft  eiiCflUt  werden.  Thatsflchlich  haben 
in  Deutschland  nur  die  Mediziner  einieer- 
massen  eifrig  ihren  Anteil  zur  Alkonol- 
■wisaenachaft  beigetragen,  dagegen  ist  von 
der  Volks wirtschaltlicfien  nnd  Btaatewissen- 
schaftlichen  Fakultät  die  Materie  sehr  ver- 
nachlässigt. 

Im  Ausland  finden -wir einige  Institutionen, 
die  vorbildlich  sein  können:  so  in  Amerika 
das  »Committee  of  Pifty  for  the  Investigation 
of  the  Drink  Problem«,  in  Kussland  eine 
grosse  «Kommission  zum  Studium  des 
AlkohoÜBmua«  innerhalb  der  »Hussiachen 
Gesellschaft  zum  Schutz  der  öffentlichen 
Gesundheit«,  in  England  die  »Societj-  for  the 
Study  of  Inebrietyi.  In  Amerika  hat  na- 
menäich  auch  das  Labor  Department 
Giflssei-ea  für  die  Sache  geleistet  als  unsere 
staatlichen  und  städtischen  statistischen 
Aemter.  England  hat  grosse  parlamentari- 
sche Kommissionen  gehabt,  die  Jahre  lang 
yachlente  angehört  imd  Thatsachen  gesam- 
melt haben,  so  die  Royal  Licensing  Com- 
mission  unter  I.:ord  Peel  (1896—1899)  und 
das  Select  Committee  of  the  House  of  Lords 
on  Intemperance  (1877 — 1879).  Der  schwei- 
zerische Bundesrat  Hess  und  lässt  in  Zu- 
sammenhang mit  seinem  Alkoholmonopol 
ausländische  Gesetze  nnd  ihre  Wirkungen 
sorgfältig  studieren.  —  Manche  wertvolle 
Abhandlungen  finden  sieh  ferner  in  den 
Berichten     der    internationalen    Kongresse 

fegen  den  Alkoholismus,  doch  sind  auch 
iesc  KoBgresse  zu  Kampfplätzen  geworden, 
wo  die  Fanatischsten  am  tautesten  und 
rührigsten  sind;  eineintemationale  Veranstal- 
tung zum  Studium  der  Alkohotfragen  ist 
noch  nicht  vorhanden. 


Littenttur:  Dir  LUttratur  der  Alioholfrage  itl 
ixm  volUtändigilen  ventirhnel  (von  F.  Srhmidl) 
im  S.  nnd  4.  He}U  der  VieHeljahTttehrifl  uDer 
.Hkohilitmat«,  I.  Jahrg.  Bin-  reneifhnen  wir 
avageicnhlU  Sthriflen  luieh  der  Folge  dtr  obtn 
hrtpnirhetien  Th^nata. 

I.  Norman  Kerr,  Inebrietg,  lu  Eliiilogy, 
Falhologs,  Trmlmeitt  and  Juritprudnice,  dritte 
Aufl.,  London  ISS7.  —  Alff.  Orotiahn,  Drr 
AlkiihiAinuu  narh  Wettn,  Wirhing  und  Vtr- 
brtitung ,  Leiptig  1898.  —  A.  Smtth,  Die 
Atknholfnxgf  und  ihre  BedeitluJig  für  Vollitaohl 
und  Volktgeiundheil,  Tübingen  IS'J.'i.  —  Og. 
Hrimann,  Dan  Vorknmmen  von  Alkohotitmia 
in  den  Htitanttalten  Fretunriu,  ZUekr.  d.  k. 
Iirniti.  SUit.  Burraiii,  1899.  —  Friedertke 
Oberdieete,  Jtellrag  tur  Kenntni»  det  Altohulit- 
mia  und  ifinrr  rationellen  Brhandimiij,  Arehir 
f.  Ptychiatrif,  iD,  S.  —  Btmge,  Dir  Albiliol- 
fpjqe,  I^iptlii  1887  H.  ö.  —  Kraepelin,  Atkohot 
«nä  GritteMhUigktit,  Jena  IS:>2.    —  DeraeUtf,  \ 


Xaiere  l'nienurlaingeii  Sber  die  ptyebeiogiaeken 
Wirkuingen  des  Alkohols,  Münehnter  vted*s. 
Wochentehr.  1899,  4S.  —  TiKmtc,  Das  piUho- 
logiKhe  Element  in  der  Trunksutkl,  Caswei  lS9r,. 

—  KomimKrtU,  Aentiirhes  Über  das  Trinktn, 
HUdetheim  1899. 

II.  Baer,  Der  All-oholUmus,  Berlin  1878. 
Dergetbe,  Die  Trunkiueht  und  ihre  Abwehr, 
Wien  nnd  Leiptig  1890.  —  Hoppe,  Die  That- 
sachen über  den  Alkohol,  Dresden  1899.  — 
Bode,  Die  Mästigkeitfacha  vnd  die  Gtfangtneti, 
HalU  1899.  —  Bm-aHbe,  Die  devttehe  Alkohol- 
frage,  Leiptig  189t.  —  Stntve,  Die  Entvidte- 
Umg  da  bayerischen  BTavgewerbes,  Leiptig  189^. 

—  Trefx,  Das  Wirtsgeuierbe  in  Manchen,  Sl»a- 
gart  1899.  —  Bertcner,  Alkoholismus  tmd  Ar- 
beilerfrage,  Hildesheim  1S96.  • —  Economic  Aipects 
of  the  Liquor  Problem,  It.  Deriehl  des  Com- 
tniseUtner  of  Labor,   Waihingtim  1S9S. 

in.  Bode,  Kiirze  Geschichte  der  Trinktilfn 
und  M/UsigkeitM>estreb»ngen  in  DeiiUchland, 
München  189S.  —  F^rench,  yinetren  Centuries 
of  Drink  in  England,  London.  —  Dawaon 
JBuma,  Tempertince  Hitlory,  London.  —  CoUa, 
Die  Trinkerveriorgung  unter  dem  Bürgerlichen 
Getelibuche,  Hildesheim  1899.  —  Bodt,  Die 
Trunksucht  alt  Krankheil  und  ihre  Behandlung, 
Weimar  1901.  —  Dro»U,  Die  SehuU,  der  Lehrer 
und  die  MHstigkeiUeache,  Hildesheim  1895  «.  S. 

—  2*.  ZiegLef,  Der  Kampf  gegen  dir  Un- 
mäisigkeit  auf  Schute  nnil  VnivertilSt,  Hildes- 
heim  1898.  —  Denis- MartHalKr,  Tempereni. 
handbueh  für  Primär-  und  Sekundariehrer,  Hern 
1895.  —  Egger,  Der  Klerus  und  die  Alkohol- 
frage,    Ireiburg  1S9S.    —  Jfartiu«,   Eriatt  für 

Branntwein  und  andere  starke  Getrtnke,  Hildei- 
keim  1894.  —  Bode,  ArbeilerschuU  gegen  Alkohol, 
Berlin  1898.  —  Deraelbe,  Wirtshautr^om  in 
England,  yorwegen  und  Schweden,  Bertin  1898. 

—  Derselbe,  Das  Gothenburgisehe  Syiten  in 
Schweden,  iretmor  1901.  —  JRoumtree  nnd 
Sh^raetl,  The  Temperaace  Problem  and  Soeial 
Reform,  7.  .iufl.,  London  1900.  —  renltM,  Die 
Gast-  und  Schankwirlichaflen  in  den  deutschen 
Gemeinden  mit  mehr  aU  1.5000  Einw.,  Dortmund 
1899.  —  Fanghatre,  Lii/uor  Legislation  in  the 
Cnited  State»  and  Caiiada,  London  llS9i).  — 
Wtnea  nnd  Koren,  The  Lii/uor  Problem  m 
it*  I.egitlative  Asprctt,  Boston  und  fi'ew-York 
1897.  —  Antehütz,  Die  Bekämpfung  der  Trunk- 
sucht auf  dem  VerwcUlungitcege,  NOdeiheim  1899. 

—  MiUitt,  Orientierendes  Sber  die  Alkoholfrage 
in  der  Schireis,  Zlsekr.  f.  schwelt,  Statistik  189J. 

—  Derselbe,  Le  monopote  fiteal  des  ^nritueiw 
distilUs,  Brümel  1898.  —  WUt^ahöfer,  Dan 
ichtreii.  Alkoholmonopol,  Berlin  1895.  —  Zur 
Alioholfraye.  Vergleichende  Darstellung  der  Ge- 
setze und  Etfiihrungen  einiger  ausländischer 
Staaten.  Zasammcngesleltt  rom  eidgen.  stallst. 
Bureau,  Bern  IS84. 

Wichtigste  Zeitschriften.  Proteedings 
of  the  Society  for  the  Study  of  Inebrietg,  I^mdon. 

—  Der  AlkotuAitmu»,  eine  VierteljahTachrift  zur 
wiss.  Erlirterung  der  .ilkiihoifmge,  Herausgeber 
Baer,  BOhmert,  v.  Straus»  und  Tortteg 
und  Waldsebmidt ,  Dresden  seit  19011.  — 
[nternatinnale  ^fonalsscirift  zur  Bekämpfung  der 
Trinkiitteit,  Basel  seit  11(91.  —  MSesigkeilMättcr 
des  Deutschen  Vereins  g.  d.  }fiisbraueh  grisl. 
Geli:,  Hildeiheim  seit  1883.   —   Vgl.   aiisierdcm 
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du  jShrlichim  EangmibtridiU  de»  e*e>ijjena»B(en 
K-reiM  «nd  difjenigra  der  internationaitn  Kim- 
gmm  (1S09  lu  /hri»,  1901  tu    Witn). 


Trusts. 

Siehe  auch  Kartelle  (oben  Bd.  V  S.  39  ff.), 

Monopol  (ebd.  S.  850ff.),  Grossbetrieb 

und  Kleinbetrieb   (Bd.   IV    S.  786ff.), 

Maschinenwesen  {Bd.  V  S.  710ff.)j 

I.  Seit  Mitt«  der  achtziger  Jahre  liaben 
die  amerikanischen  Trusts  in  steigendem 
Masse  von  sich  reden  gemacht.  Der  »Trust« 
ist  ursprünglich  eine  Institution  des  eng- 
lischen Hechts  (»Verwalinmg  zu  treuen  Hän- 
deni  im  Deutschen),  mit  dem  Zweck,  das 
AufbewahningE-  und  Verwaltung«-  und 
Verfflgungfirecht  —  nicht  aber  das  Eigen- 
tum, das  dem  Uebertr^jenden  »cestui  que 
trustc  Terbleibt  —  über  irgendwelche  Ver- 
mögensteile in  die  Hände  eines  mit  beson- 
deren Rechten  und  Pflicht  en  ausgestatteten 
Verwalters  »Trustee<  zu  übertragen.  Diese 
Form  der  VerwaltungsObertragUDg  hat  man 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
zeitweilig  benutzt,  um  eine  neue  Form  wirt- 
schaftlicher Organisation  einzuführen,  nach- 
dera  eine  Anzahl  von  Versuchen  andere 
<  IrganisatioDsfonneD  zu  wählen  sicli  als  un- 
gangbar erwiesen  hatte. 

Die  Krisis  der  siebziger  Jahre  hatte 
gewisse  Unternehmer  zur  Erkenntnis  der 
Gefahren  der  unbeschränkten,  freien  Kon- 
kurrenz in  zahlreichen  Einzehmtemehmungen 
geleitet,  und  es  wurden  ständig  Versuche 
gemacht,  die  Nachteile  durch  Vereinigungen 
von  Untemehmergruppen  zu  Kartellen  zu 
beseitigen.  Im  l^nbahnwesen,  in  der 
Eisen-  und  Kotüenindustrie  etc.  waren 
vielfach  Vereinbarungen  über  die  Vertei- 
limg  der  Forderung  und  Beförderung  und 
die  Preise  vorgenommen.  In  anderen  Ge- 
bieten des  Transportgewerbes,  wie  dem 
Telegraphen-  und  Packetbeförderungsdienst, 
und  gleichfalls  den  Eisenbahnen  hatte  man 
sich  schon  früher  durch  Verschmelzung  und 
Aufkauf  oder  Pachtung  zu  helfen  gesucht. 
Unter  den  Praktikern  brach  sich  die  Ein- 
sicht immer  mehr  Bahn,  dass  das  Princip 
unbeschränkter  Konkurrenz  für  gewisse  Ge- 
werbszweige, wenn  nicht  unmSglich,  so  auf 
alle  Fälle  unßkonomisch  sei,  wie  es  Ste- 
phenson  schon  ein  Meuschenalter  früher 
ausgedrückt  liatte :  *wo  Vereinigung  mög- 
lich ist,  ist  Konkurrenz  unmögliche. 

Die  öffentliche  Meinung  des  Landes 
war  von  der  Anerkennung  der  Richtigkeit 
dieses  Grundsatzes  indes  weit  entfernt. 
Die  Grundanschauungen,  aui  denen  sich  das 
gesellschaftliche  und  wirtschaftliche  System 
dar  Vereinigten  Staaten  aufgebaut  hatte, 
legen   in   der   entgegengesetzten   Richtung. 


Die  Rechtsordnung  wie  die  Rechtsauffassun^ 
standen  im  entacniedenen  Widerspruch  mit 
jedem  Versuch,  durch  Verabredungen  und 
Vereinbarungen  den  Markt  oder  ir^nd 
welche  Teile  desselben  zu  monopolisieren 
und  die  Bestimmung  über  Angebot  und 
Nachflöge  hinsichtlich  der  Menge  oder  Preise 
in  die  Hände  einzelner  konkurrenzloBer  In- 
dividuen oder  Organisationen  zu  legen.  Die 
Anscliauungen  des  vom  Mutterlande  über- 
kommenen gemeinen  englischen  Rechts  über 
die  Schädlichkeit  der  Vorkäufer  und  Mono- 
polisten (forstalleiB,  enhancers,  engrossers, 
regraters)  fanden  ihre  Unterstützung  in  der 
Bestimmung  der  amerikanischen  Verfassung, 
die  jedermann  die  gleichen  Ciiancen  auf 
allen  Gebieten  sichern  will  und  Monopole 
und  Privilegien  ausdrücklich  verbietet  Die 
Aufhebung  der  speciellen  Gesetze  gegen  jene 
Monopolisten  in  England  (7  &  8  Vict.  cap.  '28) 
fand  in  Amerika  keine  Naclialimung.  Der 
Grundsatz  der  Gewerbefreitieit  galt  allg»- 
mein ,  und  so  wurden  Versuche ,  in  ilir 
Walten  einzugreifen,  als  ungesetzlich,  dem 
öffentlichen  Interesse  (public  policy)  wider- 
spreeliend  angesehen.  Theoretisch  herrschte 
andererseits  um  jeue  Zeit  die  Auffassung 
vom  mangelnden  Recht  des  Staates,  in  die 
Entn-ickelung  des  wirtsctiaftlichen  Lebens 
einzugreifen ,  und  führte  wenigstens  voi^ 
übei^liend  dazu,  dass  manche  wirtschaft- 
lich liberalen  Elemente  die  Berechtigung 
eines  Vorgehens  gegen  die  neuen  Gebilde 
der  Kartelle  etc.  logischerweise  als  nicht 
zulässig  erklärten.  Praktisch  aber  lag  auf 
dem  Gebiete  der  Rechtsprechung  tmd  in 
der  Handhabung  des  Aktienrechtes  von  vom 
herein  bis  zu  einem  gewissen  Um^g  die 
Handhabe  zum  Einschreiten,  und  allgemein 
kam  der  Grundsatz  zur  Geltung,  dass  Ver- 
einbarungen Ober  die  Besch^kung  der 
KonkuiTeuz  ungesetzlich  seien  und  dem- 
gemäss  in  keiner  Richtung  rechtlichen  ^hutz 
geniessen  könnten.  »Ungesetzliche  Verein- 
barungen existieren  nicht  für  den  Richter, 
das  Gericht  lässt  die  Parteien  wo  sie  sind.« 
SpecieU  da,  wo  die  Mitglieder  eines  Kartells 
Aktiengesellschaften  wiu«n,  1^  auch  die 
Möglichkeit  vor,  die  Gesellschaft  gerichtlich 
aufzulösen,  wed  sie  Handlungen  Vorge- 
nommen hatte,  weiche  den  ihr  in  ilirem 
Freibrief  (Charter)  gewährten  Befugnisbereich 
überschritten. 

Es  handelte  sich  nun  für  die  Interessen- 
ten der  einzelnen  Gewerbe  darum,  im 
fiahmen  der  vorhandenen  Rechtsnormen 
eine  Organisation  zu  scliaffen,  welche  ihren 
Bedürfnissen  entsprach  und  iimen  alle  er- 
strebten Vorteile  gewährte,  ohne  sie  Ge- 
fahren auszusetzen.  Letztere  waren  im  Fall 
der  freien  Konkurrenz  die  Möglichkeit  der 
Vernichtiing  ilirer  Unternehmung  durch 
übermächtige    Mitbewerber,   im    Balle   der 
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Abschliessun^  von  KartellTertiägeti  die 
Nichtinnebaltung  seitens  anderer  Eartell' 
mitgUeder,  sobald  es  diesen  nicht  paaeen 
sollte.  Die  Th&tsache  der  gesetzlichen 
ifichtanerkennun^  toq  Eartellea  war  fOr 
Skrupellose  ein  Bequemes  Mittel,  die  Vor- 
teile von  VeteiübtuTingen  so  lange  zu  ge- 
nieBseu,  als  es  ihnen  nützlich  erschien;  so- 
bald sie  aber  einen  vorübergehenden  Vor- 
teil ausserhalb  des  Kartells  ernannten,  konn- 
ten sie  die  Verabredungen  ungestraft  hintan- 
setzen. 

Eine  Möglichkeit  war  nun  die  Ver- 
schmelzung von  verschiedenen  Unterneh- 
mungen in  einer  Centralunternehmung, 
Hierfür  war  indes  mit  Ausnahme  einzelner 
Gebiete  des  Personen-,  Güter-  und  Nach- 
richtentransportdienstes, der  Örtlichen  Gas- 
imd  Wasserversorgung  u.  dergl.  das  Ge- 
werbe im  ganzen  ebensowenig  vorbereitet 
wie  die  öffentliche  Meinung.  Seit  der 
Präsident  J  a  c  k  s  o  n  die  Bank  der  Vereinigten 
Staaten  im  Jahi-e  1836  niedergebrodien 
hatte,  waren  in  Finanz  und  ludustiie  noch 
keine  grossen  Gentraluntemehmungen  wieder 
geschaffen  worden.  Auch  lag  auf  dem 
Gebiet  des  Aktienrechtes  eine  nennenswerte 
Schwierigkeit,  da  es  in  den  Machtbereich 
der  einzelneu  Bundesstaaten  gehört  und 
nicht  Vereinigte  Staaten-Recht  ist;  Ge- 
sellschaften, die  in  verschiedenen  Staaten 
begründet  sind,  können  sich  nicht  ohne 
weiteres  verschmelzen.  Für  die  form  der 
offenen  Handelsgesellscliaft  aber,  welche  be- 
lieb^ Filialen  in  den  verschiedenen  Staaten 
schaffen  kann,  eigneten  sich  die  Biesen- 
untemehmungen,  um  die  es  sieh  handelt, 
nicht.  —  Beim  ersten  erfolgreichen  Ver- 
such der  Vei-schmelzung  verschiedenartiger 
Industriegesellscbaften  im  ganzen  lAude 
wählte  man  nun  im  Jahre  1881  die  eigentüm- 
liche Form  des  "Trust«.  Verschiedene  mit 
der  Eciniguiig  und  dem  Transjxirt  des  Pe- 
troleums und  der  Verarbeitung  von  Neben- 
produkten aus  den  Abfällen  beschäftigte 
Gesellschaften,  die  in  der  Haupfsache  bisher 
kartelliert  waren,  wurden  unter  eine  gemein- 
same Verwaltung  gebracht,  indem  sie  ihre 
Aktien  oder  wenigstens  die  Majorität  der- 
selben, in  die  HSnde  eines  Bales  von  Tre\i- 
hindern  (Board  ofTrustees)  legten,  welcher 
nacli  einem  bestimmten  Salz  dafür  Treu- 
haniibchoine  {Trusts  Certificates)  ausgab.  Da- 
mit waren  die  früheren  Gesellschaften  vom 
Finanzmarkt  verschwimden  und  ein  einheit- 
hches  neues  rnternehmen  mit  seinen  Werten 
an  die  Stelle  getreten.  Die  bisherigen 
Aktionäre  der  einzelnen  Gesellschaften  wur- 
den, soweit  ihre  Aktien  deponiert  waren, 
Teilhaber  an  allen  in  der  \erwaltung  des 
Trust  einbegiiffenen  Untei-nehmungen  pro 
rata  ilires  Auleilscheinbesitzes.  Die  ^  er- 
waitung  aber  der  Untemehmimgeii ,  welche 


dem  Namen  nacA  m  ihrer  bidierigen  Ge- 
stalt fortbeütsndeB,  wurde  thatsi^lich  in 
den  Händen  des  Bates  ceDtraüsiiert,  die  ein- 
zelnen Institute  nur  al£  Zweige  eines  gros- 
sen CeDtraluatero^mena  teckiüsch  ver- 
waltet. Rechtlich  belradttet  war  es  ein 
komidiüertes  t^tefflge,  wirtadiaftlich  hatte 
man  mit  eiu^u  Schlage  eine  grosse  Verein- 
fachung «reicht.  In  eisterer  £nsicht  schien 
allen  formalen  Anforderungen  der  Gesetze 
ent9|»ochen  zu  sein;  in  letzterer  hatte  man 
den  Anforderungen  des  wirtschaftlichen 
Interesses  der  beteiligten  Unternehmer  in 
weitestem  Umfange  Rechnung  getragen  und 
verfocht  dabei  den  Standpunkt,  d^  man 
dem  Ziel  der  Wirtschaftlichkeit  in  eilieb- 
lichem  Grade  näher  gekommen  sei,  weil 
die  Vereinheitlichung  eine  ständige  Ver- 
besserung und  Verbilliping  d«  Produktion 
und  Verteilung  und  eine  Ausnutzung  aller 
Nebenvorteile  kapitalistischer  und  technischer 
Art  zuliesse. 

Auf  dem  Gebiet  des  Fetndeums  war  die 
Begründung  des  Trust  im  Jahre  1882  aller- 
dings im  wesentlichen,  soweit  die  Produk- 
tion und  Verwertung  des  Produktes  in 
Frage  kam,  ein  formales  Ereignis.  Hier 
hatte  der  Oberwiegende  mnfluss  des  Vaters 
der  grossen  Oeiindustrie  John  D.  Rocke- 
feiler und  seiner  Leute  bei«its  lange  vor- 
her den  Markt  beherrscht  Die  Wirkungen 
waren  wichtiger  in  finanäeller  Beziehung, 
insofern  der  neugeschaffene  Wert,  das  Stan- 
dard üil  Trust  Certificate,  bald  zu  einem 
begehrteren  und  marktgängigeren  Ptmier 
wurde  als  vorher  die  Äkbenanteile  der  Ein- 
zeluntamehmungen.  Am  wichtigsten  aber 
wurde  das  Ereignis  dadureh,  dass  es  im 
Laufe  der  nächsten  Jahre  in  einer  AnTAhl 
anderer  Industrieen  zmn  Muster  genom- 
men wurde  und  bald  für  Zucker,  ^ohol, 
Blei.  BaumwoilsaatSi,  LeinsaatSI,  Stärke, 
Tauwerk  imd  Bindfaden,  Cigai-etten  etc. 
gleichartig  geformte  Unteniehmungeu  ins 
Loben  gerufen  wurden. 

Hatte  Kieinwächter  seiner  Zeit  zu- 
erst die  Aufmerksamkeit  der  Welt  auf  die 
neue  gewerbliche  Organ  isationsfonn  der 
Kartelle  gelenkt,  so  konnten  zu  Ende  der 
achtziger  Jahre  Aschrott  und  Jenks 
zum  erstenmal  das  Aufkommen  einer  höhe- 
ren industrielle»  Oiganisationsform  in  den 
Trusts  wissenschaftlich  erörtern. 

Vermittelst  einer  für  ganz  andere  Zwecke 
ursprünglich  geschaffenen  Rechtseinrichtung 
hatte  man  In  Amerika  den  anscheinend 
erfolgreichen  Versuch  unternommen,  die 
Versorgung  der  gesamten  Natio- 
nalwirtschaft durch  einheitlich 
organisierte  und  verwaltete,  für 
die  Interessen  einzelner  Eapi- 
Italisteiigruppen  arbeitende,  eine 
'grössere    Anzahl    von    Fabriken    iu 
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verschiedenea  Landeateilen  kon- 
trollierende CentralunteruehmBD- 
gen  zu  bewerkstelligen.  Man  hatte 
kein  rechtliches  Monopol,  wur  aber  ein  so 
Überwftttigeiider  Uachtraktor,  dass  es  gelang, 
das  "Walten  anerwünschter  Konknrrenz  that- 
sächlich  auszuschliessen.  Die  groBsen  Unter- 
nehmungen waren  aUerdings  nicht  absolute 
Alkinb^tzer  aller  Produktionsmittel  ihres 
Zweiges,  sondern  beschrftokten  sich  darauf, 
eine  genOgend  grosse  Anzahl  der  Unter- 
nehmungen, um  den  Markt  wirksam  be- 
herrschen zu  können,  aufzusaugen.  Sie  er- 
kannten bald,  dass  die  YetfQgnng  über 
75 — 90  "/o  der  nationalen  Prodiiktionskapad- 
t&t  dafür  ausreichte,  die  ProduktionsniengeQ 
und  die  Preise  zu  kontrollieren,  indem  die 
übrigen  1^'abrikcn  sich  ihrer  Politik  dann 
stillschweigend  anschlössen. 

II.  Die  Trusts  zu  Ende  der  achtziger 
Jahre  waren  rechtlich  eigenartig  geformte, 
kapitalifitisdie  Orossuntemehmungen  zum 
Zweck,  die  Versoi^ng  der  amerikanischen 
Volkswirtschaft  mit  bestimmten  Industrie- 
produkten einheitlich  zu  bewerkstelligen.  Sie 
waren  die  freie  Ausgebiut  des  Princjps  des 
freien  'Ä'ettbewerbs  unter  dem  Regime  der 
w  irtschafthehen  Freihei  t  für  den  Einzel  nen ,  di  e 
Konkurrenz  so  weit  zu  treiben,  wie  ihm  gut 
erscheint  In  ihnen  hatte  aber  die  Entwicie- 
lung  des  freien  Wettbewerbs  eine  ungeahnte 
Orenzform  erreicht,  und  das  Princip  schlug 
in  sein  G^enteil  um.  Der  wirtscnafUiche 
Kampf  ums  Dasein  mit  dem  Deberleben 
des  Stärksten  halte  sich  einer  Anzahl  von 
StExkeren  und  Schwächeren  als  so  gefähr- 
lich herausgestellt,  dass  sie  es  vorzogen, 
ihn  nicht  zu  Ende  zu  kAmpfen.  Da  ihnen 
ein  Vergleich  auf  dem  Vertragswepe  nicht 
möglich  wurde,  benutzten  die  Stärksten 
ihre  üeberlegenheit,  die  Schwächeren  zu 
absorbieren.  Aus  der  Kot,  vom  Kartell 
(Combioation,  Coahtion.  Sjndicate,  Pool)  ab- 
stehen zu  müssen,  machte  man  eine  Tugend. 
In  anderen  Ländern,  vor  allen  Dingen 
Deutschland,  blieben  die  Unternehmungen 
in  ihrer  Stellungnahme  gegen  die  Uebel 
der  freien  wirtschaftlichen  Konkurrenz 
zwischen  maechinenbe  nutzenden  Qrosshe- 
trieben  wesentlich  auf  der  niedrigeren  Stufe 
des  Kartells  stehen.  In  Amerika  war  man 
durch  die  gesetzliche  Situation  gezwungen 
weiter  zu  gehen  und  erkannte  bald  die  ffir 
die  Unternehmer  bezw.  Kapitalisten  in  einer 
höheren  Form  liegenden  wetteren  Vorteile. 
Man  bildete  den  »Trusti  bewusst  und  ab- 
sichtlich in  seinen  Eigenarten  aus. 

Die  veiK^edenen  Vereinigungen,  welche 
bisher  stattgefunden,  hatten  alle  dasselbe 
Ziel  im  Auge:  Kontrolle  der  Versorgung 
eines  Marktes  mit  einem  bestimmten  Gut, 
um  damit  eine  Einwirkung  auf  die  Preisge- 
staltung  zu  erringen,  welche  den  beteihg- 


ten  Unternehmern  einen  sicheren  Kapital- 
gewinn bringen  musste.  Das  Mittel  der  je- 
weilig gewählten  gewerbhchen  Organisation 
aber  erwies  sich  für  die  einzelnen  Beteiligten 
in  verschiedenem  Umfange  als  vorteilhaft 
Im  Kartell  geschieht  die  Produktion  in  den 
einzelnen  Unternehmungen  unabhängig.  Das 
Produktionsei^bnis  ist  in  ihnen  hinsichtlich 
des  Reinertrages  verschieden.  Mit  veralte- 
ten Betriebsmitteln  ausgerüstete,  schlechter 
geleitete,  ungünstiger  gelegene  Fabriken 
geben  einen  geringeren  Ertrag  als  die  vol- 
lendetsten, hestgeleiteten  uua  -gelegenen 
Unternehmungen.  Man  arbeitet  mit  ver- 
schiedener Technik,  nach  verechiedenen 
Grundsätzen,  mit  verschiedenen  Löhnen  und 
verschiedenen  Pinanzgebarungen.  Man  er- 
hält nur  eine  bestimmte  Produktionsmenge, 
einen  bestimmten  Bruttopreis  für  die  ab- 
zuliefernden Waren  gesichert  Der  Trust 
dagegen  dehnte  seine  Thätigkeit  weiter 
aus,  seine  Mitglieder  hatten  alle  ein 
gemeinsames  Interesse  am  Gesamtertrag 
und  damit  den  Wunsch,  die  Produktion 
in  alten  Betrieben  gleich  massig  möglichst 
wirtschaftlich  zu  gestalten.  Die  Einheitlich- 
keit der  Verwaltung,  des  Arbeitsplanes  und 
der  Arbeitsordnung,  der  Betriebsemrichtung, 
der  Finanzgebaning,  der  Einkäufe  von 
Rohmaterialien  und  Maschinen  etc.,  die  ge- 
meinsame Verarbeitung  von  Abfällen,  die 
Einrichtung  von  einheitlicher  Versorgung 
mit  Nebenbedarf,  wie  Verpackungsmateri^ 
und  deigiL,  gestattet  thatsächlich,  die  Pro- 
duktion ökonomischer  zu  gestalten.  Der 
ganze  Verteilungsprozess  sodann  konnte  un- 
gleich bilhger  bewerkstelligt  werden  als  im 
Kartell,  wo  nur  gewisse  Missstände  der 
freien  Konkurrenz  durch  Vereinbarungen 
beseitigt  waren.  Die  Ausgaben  für  ^er- 
kaufssteUen,  kostspielige  Reklameanzeigen, 
Hau  dl  ungsrei  sende  und  sonstige  Rekhune- 
mittel  wurden  vermindert,  die  Verkaufsbe- 
dingungen nicht  nur  für  Qualität  und  Liefe- 
rungszeit, sondern  auch  für  Kredite  einheit- 
lich geregelt  Zahlreiche  MisssHlnde  speku- 
lativer Verkäufe,  Liefening  an  unsichere 
Kunden  konnten  vermieden  werden.  — 
Schliesslich  wurde  man  ganz  wesentlich 
noch  dadurch  begünstigt,  dass  man  im  Ein- 
heitsuntemehmen  nur  noch  die  techmBcli 
bestausgeatatteten,  günstigst  gelegenen  Fa- 
briken arbeiten  liess,  die  übrigen  aber 
vorObeigehend  oder  dauernd  schloss.  Im 
Kartell  hatte  man  gelegentlich  einzelnen 
Mitgliedern  für  zeitweilige  Betriebseinstel- 
lung Entschädigungen  gezahlt  In  den 
neuen  Trusts  ging  man  ganz  systematisch 
vor  und  sdüoss  zaMreiche  Fabriken  zu,  um 
den  ganzen  Bedarf  an  den  betreffenden 
Waren  mit  Leichtigkeit  in  einer  wesentlich 
kleineren  Anzatil  von  Fabriken  mit  einem 
viel  geringereu  Personal  herzustellen.    Das 
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charakteristischste  Beispiel,  wie  sehr  die  freie 
Eonkuireiiz  iu  der  richtige a  Beurteilung 
des  gegen'wfijtigea  und  zukünftigen  Bedarfs 
geirrt  und  welche  Menge  volkswirtechaft^ 
ücher  Arbeit  eine  verfehlte  Verwendung 
gefunden  hatte,  war  die  Älkoholproduktioo ; 
3er  WhiskeytruBt  Bchloss  von  80  ange- 
kauften Brennereien  68,  um  dann  in  12  bald 
mehr  zu  produzieren,  als  vorher  alle  80  ge- 
liefert hatten. 

Die  Kartelle  bedeuteten  in  dieser  Hinsicht 
im  wesentlichen  nur  eine  Äbmililening  der 
ungünstigen  Folgen  für  die  einzelnen  Be- 
teiligten, die  Tnists  in  gewissem  Sinne  eine 
organische  Hemedur  für  die  Volkswirtschaft; 
jedoch  nur  in  gewissem  Sinne !  Denn  da- 
durch, dass  die  Trusts  genßtigt  waren,  zur 
Beseitigung  der  Konkurrenz  eine  ganze 
Reihe  von  ans  Produktionsgrüoden  nicht 
erforderlichen  Unternehmungen  aufzuhäufen, 
erhöhten  sie  das  zu  ihrer  Finanzierung 
nötige  Geldkapital  ganz  ausserordeutUch. 
Wollten  sie  für  dieses  dann  eine  entspre- 
chende Verzinsung  erzielen,  so  musste  der 
Preis  des  von  ihnen  auf  den  Markt  gebrach- 
ten Produktes  wesentlich  höher  sein,  als 
wenn  sie  von  vom  herein  mit  dem  allein 
.  nötigen  Kapital  hatten  arbeiten  können. 

Die  Hinübemahme  bedeutete  nicht  immer 
eine  Rettung  volkswirtschaftlichen  Kapitals 

—  die  geschlossenen  Fabriken  wurden 
teilweise  nie  wieder  in  Betineb  genommen 

—  sondern  die  Erhaltung  der  Genussan- 
Sprüche  der  früheren  Eigentümer  in  privat- 
fepitalist! scher  Hinsicht.  Es  war  eine  Ent- 
schädigung, welche  sowohl  aus  Gnlnden 
der  Billigkeit,  da  die  bisherige  Lage  eine 
natürliche  Folge  der  volkswirtschaftlichen 
Einriditungen  gewesen  war,  als  aus  Not- 
wendigkeit, weil  man  sonst  eben  der  Kon- 
kiurenz  nicht  hätte  Herr  werden  können, 
zu  zahlen  war. 

m.  Dass  man  aber  bei  der  Finan- 
zierung der  Unternehmungen  sich  nicht 
allein  auf  die  Berücksichtigung  des  that- 
sächlichen  Wertes  der  früheren  Einzel- 
nntemelunungen  beschränkte,  sondern  das 
neue  Riesen  unternehmen  gleich  mit  einem 
Kapital  finanzierte,  welches  die  thatsäch- 
lichen  Werte  weit  übertraf,  zeitigle  alsbald 
eigenartige  und  bedenkliche  Folgen.  Bei 
der  Begründung  der  neiien  grossen  Trusts 
fragten  sich  die  Beteiligten  naturgemäes 
nicht  nach  dem  volkswirtschaftlich  Nütz- 
lichsten, soodem  sahen,  wie  sie  ihr  privat- 
kapitalistisches Interesse  am  besten  vertreten 
konnten,  und  legten  ihren  Berechnungen 
deshalb,  anstatt  der  normalen  Ertragswahr- 
scheinlichkeit,  Erlragsmöglichkeiten  für  eine 
konkurrenzlose  Produktion  zu  Gnmde;  ja  sie 
gingen  darüber  noch  hinaus  und  finanzierten 
die  neuen  Unternehmungen  teilweise  mit  Ka- 
pitalien,  welche  lediglich  spekulative  Titel, 


nicht  aber  irgend  welche  ernstere  Wertbe- 
rechnungen zur  Grundlage  hatten.  Dieses 
Vorgehen  der  Trusts  war  keine  neue  Er- 
findung,, sondern  eine  Anlehnung  an  ältere 
Voi^änge.  Bei  dem  Bau  der  grossen  EÜen- 
bahnsysteme  des  Landes  war  es  von  jeher 
Obhch  gewesen,  das  thatsidiliche  Anlage- 
kapital, die  Baukosten  etc.  dun^  Hypothe- 
kenobligationen  (Bonds)  oder  Vor^ug^tien 
(preferred  stock)  autsunehmen,  darüber 
hinaus  eine  ungemeasene  Menge  von  Aktien 
(Common,  Stock,  Shares)  zu  emittieren, 
welche  der  zukünftigen  Ertragsfäbigkeit, 
der  Weitsteigerung  des  Land-  und  Material- 
besitzes der  Bahn  Rechnung  tragen  soll- 
ten, zur  Zeit  aber  keine  substantielle 
Grundlage  vertiaten;  man  nannte  sie  be- 
zeichnend: Wasser.  Thatsächüch  hatte 
dies  l'Hnanzsystem  zu  anderen  Folgen  ge- 
führt. Die  Eisenbahnen,  weiche  lange,  eiie 
sie  irgendwelche,  geschweige  denn  eine 
höhere  Rentabilität  erreichten,  eilieblicher 
weiterer  Kapitalien  zur  Betriebsausgestaltung 
bedurften,  tonnten  diese  meist  nur  dadurch 
erhalten,  dass  sie  in  Konkurs  gingen,  das 
Aktienkapital  auf  einen  3cleincn  Bruchteil 
reduzierten,  für  die  uraprÜngUchen  Hy|»- 
theken  Aktien  ansgaoen  und  neue  PriMitäts- 
Obligationen  aufnahmen. 

Waren  sie  in  ihren  wilden  Koiikiureuz- 
kampfen  nnd  alsbaldigen  KarteUiemngen 
nnd  Amalgam ationen  überhaupt  vorbildlich, 
so  war  ihre  Finanzgebaning  für  die  Keu- 
gründungen  typisch,  die  Ausbildung  der 
neuen  Trusts  in  ihrer  finanziellen  Seite  war 
die  Uebertragung  der  Vorgänge  vom  Eisen- 
bfüinmarkt  auf  das  Glebiet  der  Grossindustrie. 
Hier  wie  dort  bediente  man  sich  dann 
auch  in  der  Geschäft^barung  vielfach 
der  gleichen  Methoden.  Im  Kampfe  um  die 
Herrschaft  in  gewissen  Verkehi'sgebieten 
hatten  die  Eisenbalinen  Tarifherabsetzungen 
bis  auf  nominale  Sätze  gelegentlich  ange- 
wandt. Sie  versuchten,  den  Gegner,  der 
den  Verkehr  zwischen  gleichen  Orten  ver- 
mittelte, zu  ruinieren  oder  zur  üntei"werfiing 
und  zum  Anschluas  zu  bringen.  Waren 
ihnen  aber  Vereinbarungen  gelungen,  so 
dass  sie  den  Verkehr  in  gewissen  Gegenden 
beherrschten,  oder  da,  wo  überhaupt  keine 
Konkiirrenz  bestand,  setzten  sie  die  Tarife 
willkürlich  wieder  lierauf  und  liessen  die 
unterlegenen  Gegner  oder  das  Publikum  die 
Rechnung  für  die  früheren  Kämpfe  bezalileii ; 
Vorgänge,  die  in  ihren  Folgeerscheinungen, 
der  willkürlichen  Bewegung  grosser  Fracht- 
mengen zu  gewissen  Zeiten  in  bestimmten 
Richtungen  und  der  tiefgehenden  ErschÜtte- 
ruug  des  Fiuanzmarktcs  mehrfach  zu  Pa- 
niken und  weitgehenden  Krisen  führten. 

Die  Produzenten  in  Landwirtschaft  und 
Industrie  fühlten  sich  angesichts  des  Wir- 
kens der  grossen  unwiderstehlichen  Krilfto 
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Bchwer  beuurulügt,  zumal  mau  häufig  wahr- 
zunehmen glaubte,  dass  von  den  kämpfenden 
nnd  sich  verschmelzenden  Eisenbahnen  eine 
persönliche  Politik  getrieben  -wurde,  die 
einem  Unternehmer  gegenüber  dem  anderen, 
einem  Ort  gegenüber  dem  Nachbarort  Be- 
günstigungen zukommen  liess.  Oegen  die 
»Kombinationen«  der  Gtetreide  verfrachten- 
den Eisenbahnen  bildete  sich  vor  Mitte  der 
siebenziger  Jahre  im  Westen  eine  politische 
OrganisatioD,  die  >Grangers<.  Eine  grosse 
Enquete  des  Staates  New-York  vom  Jahre 
1878  suchte  in  die  Geschaftsgebarung  der 
Tran Bportge werbe  einzudringen.  Die  Stel- 
limg  der  Einzelslaaten  zur  Union  ermögiiehte 
aber  auch,  nachdem  man  die  Grundlagen 
mancher  Uebel  erkannt  hatte,  nicht,  wirk- 
sam und  durchgreifend  gegen  die  Eisen- 
tiahnen  vorzugehen,  weil  sich  ihre  Linien 
vielfach  durdi  mehrere  Staaten  hindurch 
erstreckten  und  somit  einer  wirksamen 
Einzel  staatsüberwachui  lg  entzogen  wuren, 
■während  die  Union  keine  genügende  recht- 
liche Handhabe  zum  Einschreiten  besass. 
Verfassungsmässig  gehört  der  Verkehr  und 
Handel  zvrischen  den  einzelnen  Bundes- 
staaten in  das  Bereich  der  Vereinigter 
Staaten-Gesetzgebung,  So  entstand  nament- 
lich nach  der  durcli  Eiiäenbahnmanipida- 
tionen  hervorgei-ufenen  Erisis  des  Jahres  1S84 
eine  Bewegung  nach  gesetzhcher  Ueber- 
wachung  der  grossen  Eisen  bahn  Systeme  des 
lindes  durch  ein  Centralorgan,  die  ihr  Ziel 
in  der  »Interstate  Commerce  Acts  des  Jahres 
1887  fand. 

Die  Untersuchimgen  über  die  Eisenbah- 
nen hatten  aber  noch  einen  Nebenerfolg  in 
der  Enthüllung  einer  grossen  Reihe  von 
Thateacben,  die  mit  deu  Fragen  der  indus- 
triellen Verbände  und  der  neuen  Trusts 
zasamtnenhingen.  Es  stellte  sich  heraus, 
■  dass  zwischen  beiden  enge  Verbindungen 
zu  bestehen  schiene  u.  Namentlich  der 
Standard  Dil  Trust  hatte  durch  geheime 
Verträge  mit  den  Eisenbahnen  seiue  be- 
herrschende Stellung  für  die  Petroleum- 
raffinerie gewonnen.  Bewiesene  Thatsacbeu 
hinBichtUch  vom  Standpunkte  der  Gesetz- 
lichkeit und  der  Anschauung  über  kauf- 
männischen Anstand  zweifelhafter  und  ver- 
werflicher Praktiken  vermischten  sich  mit 
dunklen  Gerüchten,  die  leicht  geglaubt 
wurden.  In  der  Oeffentlichkeit  erhob  sich 
ein  Schrei  gegen  die  neuen  geheimnisvoll 
gefährlichen  Gebilde,  die  ebensowohl  dem 
Wohlergehen  des  einzelnen  konkiurierenden 
CntemehmerB  wie  den  Interessen  des  kon- 
sumierenden Publikums,  den  Anschauungen 
der  (gesundent,  orthodoxen  Volks wirtschafta- 
lebre  und  den  Grundprincipien  des  ameri- 
kanischen Staats-  und  GeseUschaftsideals  zu 
widersprechen  schienen.  Die  »Tnists«  be- 
drohten die  Freiheit  und  Bechte  des  einzel- 


nen Gewerbetreibenden.  Sie  erlaubten  ihm 
nicht,  in  dem  von  ihnen  beherrschten  Gebiet 
als  Mitbewerber  aufzutreten,  sondern  such- 
ten ihn  zu  unterdrücken,  sofern  sie  ee  nicht 
geratener  nnd  mOglich  fanden,  ihn  zum  An- 
Bchluss  zu  bew^en.  Sie  erhöhten,  wie  man 
meinte,  die  Preise  für  die  Konsumenten  be- 
liebig, was  ihnen  nach  Beseitigung  der 
Konkurrenz  nur  allzu  leicht  würde,  be- 
schränkten die  Menge  von  Gütern,  die  sie 
auf  den  liarkt  brächten,  bestrebten  sich 
nicht  mehr,  die  Qualität  zu  verbessern,  und 
hätten  nicht  mehr  nötig,  die  Produktions- 
kosten zu  verbilligen.  Sie  wären  ein  Wider- 
spruch gegen  die  herrschende  volkswirt- 
schaftliche Auffassung,  dass  »Konkurrenz 
das  Leben  des  Wirtschaftsverkehrs«  ist, 
dass  nur  unter  deren  Regime  die  wirtschaft- 
lichen Kräfte  sich  zur  Vollkommenheit  ent- 
falten können,  und  je  mehr  und  je  billiger 
Güter  auf  den  Markt  gebracht  werden,  desto 
grösser  der  Vorteil  für  die  Gesamtheit  und 
den  Einzelnen  ist.  Schliesslich  aber  war 
die  Aufhäufung  grosser  Macht  und  grossen 
Vermögens  in  den  Händen  Einzelner  oder 
bestimmter  Gruppen  für  die  popiüäre  Auf- 
fitfisung  ein  direkter  Angriff  auf  das  Natio- 
nalideal der  i^reiheit  uud  Gleichheit,  der 
Unabhängigkeit  des  Individimras,  der  Ab- 
wesenheit von  herrschenden  Gruppen  und 
Klassen,  kurz  der  entwickelten  Demoki-atie, 
Man  glaubte  Wahrieichen  zu  sehen,  dass 
die  Eisenbahn  verbände  und  Trusts  mit  ihrer 
Geldmacht  Richter  und  Pohtiker  unrecht- 
mässig beeinflusstea. 

Wie  in  der  Eisen bahnorganiaatioo,  so  war 
auch  bei  den  Kartellen  und  Trusts  das  Ge- 
heimnisvolle ihrer  Wirksamkeit,  der  Mangel 
an  greifbaren  und  ganz  zuverlässigen  Nach- 
richten, das  Fehlen  von  verantwortlichen 
PersönÜchkeiten,  etwas  in  den  Augen  der 
Oeffentlichkeit  besonders  Gehässiges. 

Mehr  als  in  irgend  einem  Lande  herrscht 
in  Amerika  die  Ueberzeugung  von  der  Wirk- 
samkeit der  Ceberwachuag  durch  die  Oeffent- 
liclikeit,  des  Einflusses  der  wohl  unterrich- 
teten öffentlichen  Meinvmg  gegenüber  Cn- 
rechtmässigkeit  und  Gefab-.  Die  tbateäch- 
hchen  Nachrichten,  die  mau  aber  nach  und 
nacb  in  Enqueten  und  auf  privatem  Wege 
zu  sammeln  vermochte  und  die  von  unter- 
legenen Konkurrenten ,  sensationslustigen 
Publizisten,  erfolgsuchenden  Politikern  und 
überzeugungs treuen  Theoretikern  nach  Kräf- 
ten ausgebeutet  wurden,  schienen  in  der 
That  in  allen  obigen  Rlchlimgen  höchst  be- 
denklich. 

Es  ist  im  Wesen  aller  Völker  begründet, 
daes  ganz  neue  Erscheinungen  zunächst  un- 
verständlich und  unverstanden  bleiben  und 
daher  unwillkommen  sind,  Gefühle  der 
Abneigung  und  des  Widerspruchs  hervor- 
rufen.    Man    erkannte    instinktiv    in    den 
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grossen  neuen  Organisationen  Elemente,  die 
im  tiefgreifend stea  Widerspruch  mit  den 
bistierigeD  letzten  Idealen  standen.  So  ge- 
lang es  alsbald,  einen  Sturm  der  öffentlichen 
ItfeinuDg  gegen  die  Trusts  zu  entfachen. 
Mit  den  -wohlmeiQendsten  Patrioten  wett- 
eiferten die  verworfensten  Politiker;  im 
Kongress  setzte  man  eine  Untersuchiings- 
kommission  ein,  und  Tammany  Hall  in  New- 
York,  die  zur  Ausbeutung  des  Stadtein- 
kommens  geschaffene  korrupte  Vereinigiing, 
schuf  ein  eigenes  Antitrustkomitee. 

IV.  Ein  pTOSser  Strom  von  Litteratur  in 
Zeitungen,  Broschflren  uod  Böchem  ept- 
stand,  und  zwischen  1889  und  1894  erliessen 
die  Bandesregiening,  22  Einzelstaateo  und 
1  Territorium  Antitnistgesetze.  Es  war  in- 
zwischen mit  dem  Namen  »Truste  eine  et- 
hebiiche  Veränderung  vorgegangen.  Der 
iiraprünglich  ein  gewisses  Rochtsinstitut  be- 
zeichnende Ausdrock  hatte  eine  viel  al!e:e- 
meinere  Bedeutung  beigelegt  erhalten.  Man 
gewöhnte  sieh  bald  daran,  alle  den  oben 
angeführten  Zwecken  dienende  Vereinigungen 
und  Amalgam atioaen  mit  dem  Namen  der 
zeitweilig  prominentesten  und  erfolgreichsten 
Organisation sform  zu  belegen.  Damit  wurde 
das  Wort  •Trust.  (Vertraiieo  oder  Treue) 
Beines  Charakters  entkleidet,  in  den  Ohren 
vieler  zur  Eakophonie. 

In  Amerika  vollziehen  sich  die  wirt- 
schaftlichen Ereignisse  im  grossen  Baum 
unter  verhältnismässig  geringem  Dnick  mit 
vielfach  ungleich  grösserer  Schnelligkeit  und 
Oewaitsamkeit  als  in  der  enger  besiedelten, 
fester  gefügten  und  gesetzlich  geregelten 
alten  Welt,  So  war  es  auch  ein  grosses 
Sflndenregister  von  Gewalttbätigkeiten  und 
Unterdrückungen  verschietlenster  Art,  das 
die  (iegner  den  Trusts  in  gesetzgebenden 
Versammlungen  und  Gerichten  vorhalten 
konnten.  Nicht  nur  mit  reberredung  und 
Nötigung,  mit  wirtschaftlichen  Machtmitteln 
hatten  sie  widerstrebende  Gegner  und  un- 
bequeme Konkurrenten  niedergekämpft,  zur 
Aufgabe  ihrer  B^ehäftigung  genötigt,  ihnen 
gesetzwidrig  die  Zufuhren  abgesperrt  die 
Kunden  abspenstig  gemacht,  die  Arbeiter 
und  Angestellten,  OeBchäftsfOhrer  und  Tech- 
niker weggelockt  Sie  waren  zu  dem  Mittel 
des  Boykott  übergegangen  und  lehnten  Ge- 
schäftsverbindung mit  Dritten  ab,  die  mit 
den  Konkurrenten  irgendwelclie  Geschäfte 
machten.  Ja,  ea  fehlte  nicht  an  Beispielen 
offener  und  vereteckter  Gewalt;  eine  Ver- 
einigte Staatea-Ennuete  brachte  Material  zu 
Ta§e,  dass  der  Whiskeytrust  einen  Aich- 
meister  zu  bestechen  suchte,  eine  g^tierische 
Fabrik  in  die  Luft  zu  sprengen;  das  Eigen- 
tum der  Konkiirrenten  des  Standard  Oil 
Tnist  wurde,  nach  Lloyd,  mehrfach  ge- 
waltsam angetastet. 

Die  Klagen  gingen  dahin,  dass  die  Trusts 


die  Preise  des  Eohmaterials  gewaltsam  her- 
unterdrückten, die  Konkurrenz  und  die  Ge- 
werbefreiheit vernichteten,  zahlreiche  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  brotlos  machten,  Fort- 
schritte der  Produktion  und  Produktions- 
technik  hemmten,  willlrilrliche  Preise  for- 
derten, ständig  das  Becht  verletzten.  Wäh- 
rend damals  die  Auffassung  war,  dass  man 
gegen  die  Konkurrenz  des  Einzelnen  nicht 
wohl  das  Recht  habe  einzuschreiten,  waren 
Verabredungen  zwischen  mehreren  Ober 
Konkiurenzbeseitigung  eine  »Konspiration«; 
das  Aktienrecht  aber,  welches  bestimmte 
Berechtigungen  durch  die  Gewährung  einer 
Cliarter  übertrug,  wollte  man  nicht  für  die 
Erreichung  derartiger  imgeeetzlicher  Zwecke 
benutzt  sehen,  und  dass  die  gewählte  Form  des 
Trust  eine  ungesetzmässige  sei,  wurde  alsbald 
gerichtlich  entschieden.  Es  wurde  erklärt, 
1  dass  die  Einrichtimg  der  Institution  des  Trust 
andere  Ziele  gehabt  habe  als  die,  zu  welchen 
sie  nun  verwandt  werde.  In  der  vorliegen- 
den Anwendung  sei  sie  nichts  anderes  als 
der  Versuch  einer  Umgehung  des  Aktien- 
rechts; um  so  bedenkhcher,  als  man  nun- 
mehr gewisse  Sicherungen  und  Einschiän- 
kuBgen  des  Aktienrechts  im  Trust  vermiede, 
der  in  seiner  ganzen  Verwaltung  und  Ge- 
schäftsgebftrung  vollkommen  jcdei  wirk- 
samen Kontrolle  und  Einsicht  entzogen  sei. 
Die  Haftpfiichtbescliränkung  der  Aktionäre, 
die  sonstigen  Befugnisse  der  mit  Charters 
ausgestatteten  Aktiengesellschaften  verlang- 
ten als  Gegenleistung  für  die  erteilten  Pn- 
vilegien  gewisse  öffenthche  Verpfiichtimgen 
von  Aktiengesellschaften.  Es  sei  unangängig, 
durch  formale  Umgehung  sich  diesen  Pflichten 
zu  entziehen. 

Die  verschiedenen  Antitrustgesetze  zu 
Anfang  der  neunziger  Jahre  stellten  nun 
folgende  Grundsätze  auf:  in  16  Staaten 
wui-de  es  als  eine  kriminell  süafbare  Hand- 
luDg  für  2  oder  mehr  Personen  oder  Gesell- 
schaften erklärt,  die  Prei.se  irgend  einer 
Ware  zu  reguKeren  oder  festzusetzen,  die 
Menge  irgend  eines  Produktes  des  Gewerbes, 
der  Minen,  der  Industrie  oder  die  von  ir^nd 
einem  Gut  zu  verkaufende  Menge  für  einen 
Öewerbszweig  durch  l'ebereinkommcn  zu  be- 
stimmen. Sowohl  hinsichtlich  der  Erhöhung 
wie  Erniedrigung  von  Preisen  wurden  Verab- 
redungen verboten.  In  6  Staaten  wurde  es 
für  ein  Verbrechen  für  2  oder  mehr  Per- 
sonen oder  Gesellschaften  erklärt,  irgend 
welche  Ver^redung  zu  treffen,  durch  welche 
die  volle  und  freie  Konkurrenz  im  Verkauf 
und  der  Produktion  verliindert  wurde.  In 
Nebraska  wurden  2  oder  mehr  Personen  ftlr 
einer  Konspiration  schuldig  erklärt,  wenn 
sie  sich  dahin  einigten,  den  Verkauf  ii^nd 
eines  Fabrikates  aufzuschieben  oder  eiuzu- 
stelleu  oder  sich  über  die  Zusammen- 
sclüessung  und  Verteilung  irgend  welcher 
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Ertritge  der  iDduBtrieprodnktion  vereinigien. 
In  Texas  und  Mississippi  durfte  iiieinaDd 
irgend  welche  Preise  mit  anderen  zusammen 
b^prechen.  In  New-Yort  wurde  bestraft, 
wer  koatraktlich  die  Konlnirrenz  hinsichtlich 
der  Menge  und  Preise  dee  für  Leben 
und  Gesundheit  nötigen  Bedarfs  beschrankte 
und  Verabredungen  Ober  Preissteigerungen 
traf  etc. 

Die  Oeffentlichkeit  wai-  gegen  die  Trusts 
nunmehr  derartig  voreingenommen,  dass  we- 
nigstens äusserlich  etwas  geschehen  mnsste, 
zumal  einige  gerichtliche  Entscheidungen  die 
Begründung  für  Befürchtungen  heferten, 
dass  die  Gerichte  möglicherweise  die  Ge- 
setzlichkeit der  Tnistabmachungen  (Trust 
Agreement),  d.  i.  der  Urkunden,  welche  die 
Grundlage  der  Kontrakte  für  die  Ueber- 
tragung  der  Verwaltung  an  die  Trustees 
enthielten,  nicht  anerkennen  würden.  So 
hielt  man  es  für  geraten,  nachzugeben,  und 
die  Trusts  wurden  formal  aufgelöst  und  in 
Aktiengesellschaftea  verwandeTt. 

Es  giebt  heute  keine  Industrieorgani- 
sationen  von  Belang  in  der  TruBtIorm 
mehr;  sie  ist  vollständig  beseitigt,  und 
an  ihre  Stelle  sind  Korporationen  ge- 
treten, welche  entweder  grosse  amalga- 
mierte  EinheitsgeseUschaften  mit  einer  Reihe 
von  Filialen  darstellen  oder,  wo  nach  dem 
Aktienrechte  einzelner  Staaten  Amalgamie- 
ning  formal  unzulässig  ist,  kaufte  eine  grosse 
Centralgesellachaft  die  Werte  oder  die  Ma- 
jorität der  Werte  einer  entsprechenden  An- 
zahl von  Gesellschaften  auf,  wodurch  ihr 
.thatsächlich  die  Verwaltung  zufrei  und  auch 
die  selbständigen  Wirtschaftefunktionen  der 
verschiedenen  Einzelunternehmungen  voll- 
kommen verschwanden.  Die  neuen  Riesen- 
unternehmungen  kontrollieren  die  Produktion 
in  ihrem  Geschäftszweige  und  sind  auch 
finanziell  nach  aussen  hin  allein  verant- 
wortlich, da  ihre  Aküen  au  die  Stelle  der 
in  ihrem  Portefeuille  befindlichen  Werte  der 
Einzelunternehmungen  im  Verkehr  befindlich 
sind.  Der  Standard  Oil  Trust  hatte  eine 
Zeit  lang  nach  seiner  freiwilligen  Auflösung 
vorgezogen,  keine  Centralunt^nehraung  zu 
begründen,  diesen  Plan  aber  bald  wieder 
autg^eben  und  ist  dem  Beispiel  der  anderen 
gefol^. 

V .  In  richtiger  Wtlrdigang,  dass  es  sich 
nur  um  eine  formale  Verändening  handelte, 
gewöhnte  sich  die  öffentliche  Meinung  als- 
bald daran,  das  Wort  Trust  für  alle  Ver- 
einigungen und  Amalgamationen  auch  weiter- 
hin zu  gebrauchen. 

Seither  sind  vier  Entwickelungsreihen 
nach  aussen  zu  Tage  getreten. 

A.  Eine  weitere  Anzahl  von  Staateu 
haben  Äntitrustgesetze  erlassen.  Andere 
haben  ihre  Bestimmungen  verschärft  imd 
specialisiert.    Heute  hatten  29  Staaaten  und 


Territorien  Äntitrustgesetze;  drei  weitere 
Staaten  haben  SpecJalgesetze  gegen  bestimmte 
Kombinationen  angenommen.  Die  Bestim- 
mungen sind  im  wesentlichen  nicht  eriieb- 
lich  von  den  älteren  Gesetzen  verschieden, 
obgleich  in  mehr  als  30  Staaten  eine  neue 
Regelung  seit  1895  stattgefunden  hat 

B.  Im  Gegensatz  zu  diesen  gesetz- 
geberüchen  Versuchen  haben  eine  Reihe 
von  anderen  Staaten  ihre  Aktisn-Gesetze 
den  Bedürfnissen  der  Riesenuoternehmungen 
bestmöglichst  durch  liberale  Bestimmungen 
anzupassen  versucht. 

Neben  West  -Virginia  ist  namentlich  Dela- 
ware hierin  weit  über  die  Grenze  des  Zu- 
lässigen hinausgegangen;  New-Jersey,  all- 
mählich zum  Hauptsitz  der  grossen  Kombi- 
nationen geworden,  hat  sich  durch  eine 
liberale  Aktien-  und  Steuergesetzgebung  die 
Vorteile  verschafft,  welche  dem  Staat  durch 
das  Domizil  zahlreicher  grosser  Gesell- 
schaften erwaclisen  können ;  seine  Lage  vor 
den  ThUren  von  New- York,  dem  Hauptsitz 
der  ^ssen  kapitalistischen  Kombinationen 
hat  sich  besonders  günstig  erwiesen. 

C.  Die  Konsolidationsbewegung  hat  nach 
den  üblen  wirtschaftlichen  IMahrungen  in 
der  Krisis  von  1893—96  ein  ungeheuer  be- 
schleunigtes Tempo  angenommen;  man  hat 
sich  um  die  Anti-Trustgesetzgebung  und 
eine  kleine  Anzahl  sie  stützender  Entschei- 
dungen nur  insoweit  bekümmert,  als  die  Ge- 
fahr von  Verlusten  in  besonders  trustfeind- 
lichen  Staaten  vorzuliegen  schien.  —  Hier 
sind  die  Centralunternehmen  nicht  selbst 
aufgetreten,  sondern  haben  ihre  Zweigan- 
stalten äiisserllch  selbständig  anftreten 
lassen  oder  ihren  Handel  durch  Agenten 
und  Agenten  von  Agenten  betrieben. 

Das  Land  hat  sich  aber  mit  einem 
mannigfaltigen  Netze  verschiedenartigster 
Einheitsunternehmuugen  bedeckt 

D.  Die  Politik  Itat  sich  der  Trustfrs^ 
mit  weit  grösserem  Nachdruck  bemächtigt 
als  früher  und  sie  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  zur  Puteifrage  gestempelt.  In  den 
PrftsidentechaftBkampagnen  von  lä96  und 
1900  haben  die  Demokraten  die  Trusts  als 
Bundesgenossen  der  Republikaner  bezeichnet 
und  diese  daraufhin  angegriffen.  Die  Re- 
publikauer  aber  haben  nicht  gew^t,  jene 
direkt  zu  verteidigen,  sich  immerhin  jedoch 
wohlwollend  verhalten.  —  Eine  besondere 
Phase  der  öffentlichen  Erörterung  trat  mit 
dem  Moment  ein,  wo  in  der  republikanischen 
Partei  der  möghche  Nutzen  der  Trusts  für 
die  Förderung  des  Ausaenhandels  hervorge- 
hoben wurde.  Eine  ganz  ausserordentlich 
lebhafte  Erörterung  der  Fraee  wurde  unter 
weiter  ausschauenden  Gesichtspunkten  na- 
mentlich seit  1898  wieder  aufgenommen, 
umfangreiche  Enqueten  aufgestellt,  zahl- 
reiche Bücher   veröffentlicht.     Hierbei   ge- 


langte  nuiu  aUmShlJch  zq  beasei-er  Ein- 
teilung und  üaterscheidung.  Es  wurden 
gewisse  Gebiete  auegesondert  und  getreont 
behandelt. 

VI.  Unter  den  industriellen  Trusts  im 
engeren  Sinne  Tereteht  man  heute  gewisse 
industrielle  Riesenunternehmungen,  die  die 
Produktion  und  den  Absatz  gewisser  OQIer 
beherrschen.  !^Iaa  beginnt  sich  daran  zu 
gewöhnen,  die  Eisent«hnen  in  ihren  Kar- 
tellen und  Verschmelzungen,  femer  die  BO- 


Der  Schutzzoll,  der  die  UebersichtUch- 
keit  eines  geschloeeeaen  Marktee  schafft, 
soll  ja  nach  Ansicht  einzeloer  Verfecliter  nur 
zur  Erziehung  von  jugendlichen  Industrieen 
dienen;  in  Wahrheit  gelingt  es  dem  Kapi- 
talisten nur  dann,  die  vollen  S^iugen  des 
Zolls  zu  geniessen,  wenn  er  auch  im  Innern 
der  Konkurrenz  Herr  ist. 

Die  grossen  Mengen  des  an  der  Börse 

von  New-York  zu  Spekulationszwecken  oder 

^    ,  beim  Suchen   nach  Anlage   zur  Verfögiiiig 

genannten    Munidpalmonopole ,    d.    i.    die  j  stehenden  Kapitals,  die  Möglichkeit,  markt- 

Wasaer-,   Gas-   und  Elektncitälsversorgung,  ■  gängige  Sicherheit  zu    schaffen,    Gründer- 


unter  anderen  Gesichtspunkten  anzusehen, 
Yfie  denn  dies  gegenüber  den  auf  Patent  und 
Urheberschaft  begründeten  Monopolen  von 
jeher  der  Fall  gewesen  ist.  Für  die  eigent- 
lichen industriellen  Riesenbetriebe  hat  man 
verschiedene  Einteilungen  und  Namen  ge- 
wählt. Namentlich  Ely  widmet  der  Em- 
teilungsfnige  einen  erhebliehen  Baum. 

Mim  hat  allgemein  anerkannt,  dass  die 
Kontrolle  über  den  Markt  in  zahlreichen 
Zweigen  von  Einheitsnnternehmungen  aus- 
geübt wird,  die  über  7r>  bis  90*/'o  der  Pro- 


und  Ficanzieningsprofite  in  Gründereyndi- 
katen  zu  machen,  die  vom  Standpunkte  des 
Kapitalisten  auf  der  Hand  liegenden  Vor- 
teile des  Riesenunternehmens  haben  zahl- 
reichen spekulativen  Verecbraelzimgen  zum 
Leben  verhelfen.  Von  15  im  Jahre  1893 
bis  1894  hat  sicli  die  Zahl  der  grossen 
marktgängigen  Trust  werte  auf  weit  über 
400  gehoben.  — 

Die  neueste  Pha.se  der  Ämalgamations- 
bewegung  seit  18U7  9S  ist  noch  so  jung, 
'  " "  sie  sich  in  ihrer  Wirkung  kanm  über- 


duktion  verfügen  Einheit  ist  noch  nichtigeren  lasst.  In  der  Zeit  einer  grossen 
erzielt  über  die  Gründe  aus  welchen  die  stetig  steigenden  Konjunktur  sind  eine  grosse 
\ereinigungen    ihre    Macht   schupfen,    und  Anzahl  von  lodustricen  ungeachtet  aller  Pro- 


über  ihre  Wirkungen, 

Als  Hauptgründe  fflr  die  erfolgreiche  Be- 
gründung der  grossen  Centralgesellschaften 
wirtl  neben  der  besonderen  Tüchtigkeit 
der  Leiter,  ihrer  Fähigkeit,  die  Mitwirkung 
anderer  heranzuziehen,  dem  Besitz  von  Pa- 
tenten, Fabrikationsgeheimnissen  und  natür- 
lichen Monopolen,  wie  Quecksilber-,  Kohlen- 
oder Kupferminen,  Schwefel  gruben  etc. 


konsohdiert. 
giebt  nach  Baker  die  wichtigsten  Gruppen 
der  für  Konsolidationen  bis  zum  1.  Juli  1899 
in  Frage  gekommenen  Gesellschaften. 

Daraus  ergiebt  sich  zugleich  das  Feld, 
weiches  die  heutigen  Trusts  sich  gesteckt 
liabcn,  ohne  dass  indes  ohne  eine  Detail- 
prüfung im  Einzelnen  gesagt  werden  kann, 
=— -eit  die  vei  schied  eueii  gi-oaskapitahsti- 


1  Trusts  ausüben. 


die 


Schutzzollpolitik ;    3.    auf    die'  ünanzielleu  j  ^^^^  ^ 
Manipulationen  der  Böreeiileute  und  Bankiers  I       Es    handelt   eich   um   alle  Gebiete  der 
hingewiesen.  1  Industrie,   I'ipi'oduktion,  Halbfabrikate   und 

Die  Eisenbahnen   sollen   nach  wie   vor,  i  Fei-tigfabrikate  mit  einer  stützenden  Tendenz 


trotz  aller  gesetzlichen  Verbote,  gewissen 
Unternehmungen  geheime  Vorzugstarife  be- 
willigen und  ihnen  dadurch  lokal  oder 
national  den  Sieg  über  alle  Konkurrenten 
ermöglichen,  die  es  dann  vollziehen,  sich 
rechtzeitig  zu  ergeben. 


derbetreffenden  Trusts,  sich  auch  auf  demFeld 
der  von  ihnen  verarbeiteten  Materialien  und 
der  ihre  Fabrikate  weiter  verai'beitenden 
Industiieen  auszudehnen.  Femer  ist  zu  be- 
merken, dass  das  Nominal  kapital  nicht  immer 
vollkommen  zur  Emission  gelangt  ist 
Nominalkapital 
Millionen  t 


3  Gesellschaften  in  der  Nahrungsmittelindustrie  .  . , 

)  „  „  „  Brennerei-,  und  Brauereündustrie  ni,x 

y  „  „  !,  Tabakiadnstrie  1^5,0 

L  „  „  „  Papierindostrie  175,0 

*  „  „  „  Teitilindnstrie  303,3 

)  „  n  n  Leder-  and  Gnmmiindiutrie  3°°,' 

>  „  n  n  Holzindustrie  48,5 
)  „  n  n  Glas-  nnd  TQpferwarenindustrie  114,0 
i  „  n  1  Chemikalien,  Oele,  Farben  etc.  -Industrie  526.9 
(  „  n  ,  Eisen-  und  Stall  liiidn.itrie  1114,0 
1  „  „  „  Masebinen-  und  Eisen warenindastrie  3F7,S 

>  „  „  „  Elektrischen  Industrie  97fi 

) „  B  !•  sonstigen  HetallverarbeitungNndnstrie  »37,5 

i                                                                           Gesamtsumme  41^,3 
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ÜQter  diesen  173  Gesellschaften  waren 
6  mit  einem  Kapital  von  über  100  Millionen 
Dollar,  21  mit  einem  Kapital  von  50  bis  100 
Millionea  Dollar,  32  mit  einem  Nominal- 
kapilal  von  26  bis  50  Millionen  Dollar. 

Die  Hauptgründungsperiode  hatte  indes 
damals  erst  begonnen,  eine  Liste  des  JonmaL 
of  Commerce  vom  6.  September  1900  brio^ 
fflr  die  Periode  vom  1,  Januar  1899  bis 
zvm  1.  September  1900  allein  eine  Liste 
von  317  Gesellschaften  mit  einem  autori- 
gierten  Kapitai  von  3i>45,3  Millionea  Dollar, 
von  diesen  dürften  etwa  l^'s  Milliarden  in 
der  oberen  Liste  enthalten  sein,  so  dass 
eine  Simime  von  2  Milliarden  Dollars  anf 
Neunilndungen  und  Konsolidationen  fflr  die 
14  Monate  nach  dem  1.  Jnli  1899  kommen 
dürfte.  —  Nach  den  Berechniiogea  von 
Conant  sind  von  den  gesamten  3'/» Milliar- 
den GrflndHngen  von  Gesellschaften  mit 
aber  1  Million  Dollar  Kapital  in  diesem 
Zeitraum  von  20  Monaten  700  Millionen 
Kapital  in  Neugründungen  angelegt  —  teil- 
weise neue  Konkurrenz  fflr  alte  Unterneh- 
muDgen  und  Trusts,  die  übrigen  2850  Mil- 
lionen aber  repräsentieren  das  Kapital  in 
ÄmalgamatioDen,  Miller  Collier  schätzt 
das  Gesamtkapita]  der  bis  zum  1.  Januar  1900 
in  der  Form  von  Äktiengeeellschaften  ent- 
standenen Riesenbetriebe  a^if  8'/t  Milliarden 
Dollar,  was  auf  einen  heutigen  Eapitfil- 
bestand  von  9  bis  10  Milliarden  Dollar  hin- 

£s  liegt  auf  der  Hand,  daas  nicht 
die  die  grossen  Unternehmungen  als  Trusts 

im  Sinne  der  gegebenen  Definitionen  be- 
zeichnet werden  Können,  vielfach  handelt 
es  sieh  nur  um  Gross-  und  Riesenbetriebe, 
wie  denn  Oberhaupt  die  Frage  in  der  öffent- 
lichen Debatte  hin  und  her  schwankt. 

Eine  eingehende  PrQfung  der  Liste  der 
grossen  Gesellsc^ften  und  ihrer  Zunahme 
im  LAufe  der  letzten  zehn  Jahre  l&sBt  indes 
deutlich  erkennen,  dass  im  Gesamtgel " 
der  Industrie  die  Zalü  und  der  Machtbereich 
der  eine  Kontrolle  ihres  Zweiges  erstreben- 
den und  erreichenden  Kiesenuntern  eh  mungen 
ständig  zugenommen  hat.  Diese  eigentlimen 
Trusts  im  engei-en  Sinne  (ausschliesslich 
städtischer  Elekiricitäts-,  Gas-  und  Verkehrs- 
anlagen) weisen  folgende  Kapitalisierung 
Ende  1900  nach  Oon^it  anf  (in  Millionen 
Dollar): 

Vorzugsaktien  .    .    .     i4'4 

Aktien 3545 

Prioritäten    ■    ■    ■_  ■ 484 

GeBamtsomme    4443 

Die  Bewegung  hat  seithei'  keines- 
falls stillgestanden,  vielmehr  sind  um  die 
Wende  des  Jahres  1900  wieder  erhebliche 
Verschmelzungen  durchgeführt  und  die 
Prophezeiung,  dass  die  Tendenz  im  Begriff 


sei  abzuflauen,  ist  keinesw^n  erfüllt.  Ab- 
gesehen von  ungeheuren  im  Werden  befind- 
ücheii  oder  durchgeführten  neuen  Eisen- 
bahnverschmelzungen ,  die  unzweifelhaft 
binnen  weniger  Jahre  dazu  führen  werden, 
dass,  wie  in  anderen  Ländern,  eine  Teilung 
des  Verkehrs  nach  geographischea  Zonen 
zwischen  wenigen  nicht  £onkmrierenden 
GeseUschaften    stattfindet ,     ist    namentlich 

der  Eisen-  und  Stahlindustrie  die 
Konsolidation  nahezu  bis  zu  Ende  durchge- 
ftlhrt,  indem  entsprechend  einem  Plan 
Carnegies  und  Morgans  sich  eine  grosse 
Centralgesellschaft  mit  1100  Millionen  Dollar 
oder  näiezu  4'  i  Milliaiden  Mark  Kapital 
und  304  Millionen  Dollars  oder  1220  Mil- 
lionen Mark  Prioritätsobügatiooen  begründet 
hat,  welche, die  8  einzelne  Zweige  der  In- 
dustrie betreibenden,  bisher  verschiedenen 
iSsen-  und  Stahltnists  aufgesogen  hat  und 
den  gesamten  Eisenmarkt  des  Landes  von 
der  Mine  bis  zum  Fertigfabrikat  nunmehr 
thatafichlich  beherrschen  wird. 

Auch  auf  anderen  Gebieten  hat  sich  zwar 
vorübergehend  die  Neigung  zur  Begründung 
neuer  Konkurrenz,  dann  aber  wieder  eine 
ständig  AbschwächuDg  dentelben  gezeigt, 
und  die  neuen  Unternehmungen  sind  immer 
nur  eine  vorübei«ehende  Erscheinung.  Vor 
einigen  Jahren  z.  B.  entstand  die  Konkiirreuz 
gegen  den  Zuckertnist.  Die  American  Sugar 
Refining  Company  ist  aberneuerdings  zu  einem 
ITebereinkommen  mit  ihren  beiden  Haupt- 
konkurrenten, welche  eine  Zeit  lang  geneigt 
schienen,  ihr  wirksam  entgegen  zu  treten, 
gelangt,  und  so  geht  es  übei^l. 

VlI.  Mit  der  Amalgam ierungsbestrebung 
in  einzelnen  Industrieen  und  ihrem  Erfolg 
sind  die  Phänomene  der  Erschein unesreihe 
im  vorliegenden  Problem  noch  nicht  er- 
schöpft; weitreichende  Bank-  und  Börsen- 
spekulationen sind  daraus  hervorgegangen 
und  haben  an  den  Uauptpl&tzen.  namentlich 
New- York,  eine  Klasse  von  Kapitalisten  ge- 
schaffen, die  nunmehr  angesichts  des  raschen 
Wachsens  ihrer  Einnahmen  und  Vermögens 
unausgesetzt  darauf  bedacht  sein  müssen, 
sich  neue  Gebiete  der  Kapitalanlage  zu  er- 
schlies.ien.  Zu  den  dui-ch  Eisenbahn-  und 
Grundstück-,  Bank-  und  Böi-sen^schäft« 
reich  gewordenen  Männern  sind  die  Petro- 
leum-, Eisen-,  Zucker-,  Vieh-  und  Fleisch- 
m^^naten  u.  s.  w,  getreten  mid  diese  Gmpi)en 
oder  die  einzelnen  Hauptkapitatisten  derselben 
haben  begonnen,  ihre  Beteiligung  über  die 
Sphäre  der  eigenen  ursprünglichen  Unter- 
nehmuugsgebiete  hinaus  auszudehnen.  Sie 
verteilen  ihre  Risiken  in  industriellen  An- 
lagen auf  verechiedene  Industrieen,  was 
alsdann  weiterhin  dazu  führt,  die  betreffen- 
den Gewerbe  zu  einem  geschlosseneren 
Interessenkomplex  zusammenzufügen. 

Hier  tritt  dann  das   finanzielle   und  pri- 
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TatlfapitaÜBtische  Interesse  in  den  Vorder- 
grund und  macht  die  verBcbiedeaeD  Unter- 
nebmungGg^iete  Beioem  einheitlichen  Zweck 
dieostbar. 

So  haben  sich  um  die  grOBSen  Lebena- 
versicherungsgesellachaften  herum  eine  An- 
atJü  von  FinaDzinstituten.  Gnindkreditan- 
Btalten  etc.  gruppiert,  welche  einheithch  fOr 
das  Interesse  der  ihie  Sicherheiten  besitzen- 
den Muttergesellschaften  zur  Besorgung  und 
Ueberwachung  von  deiea  lovestierungen  in 
Anspruch  genommen  werden.  —  Einige 
grosse  Bankhäuser,  namentlich  von  New- 
York,  sind  die  fiiianzielleii  Leiter  und  da- 
mit die  masE^benden  Fersönlichkeiten  in 
verschiedenartigen  induBtrielleo  Unterneh- 
mungen und  Eisenbahnen.  Die  ganz  grossen 
Stahlkönige  haben  ihre  eigenen  Bäikinte- 
ressen:  sie  erwerben  Minen,  Kohlen  uad 
EapitaiintereDSen  in  den  Eisenbahnen,  dann 
aber  gehen  sie  mit  ihrem  Anlagekapital  an 
die  BOrse  und  beteiligen  sich  an  anderen 
Unternehmungen.  Das  markanteste  Beispiel 
fOr  die  Entwickelungstendenz  giebt  die 
Stellung  der  Hauptinteressenten  des  ältesten 
Trusts,  der  Standard  Oil  Co.,  welche  nicht 
nur  sich  ihre  eigenen  Banken  und  Bankiers, 
Agenten  und  Makler  auf  dem  New- Yorker 
Fiuanzmarkt  vei-schafft  und  diesen  zu  einer 
führenden  Bolle  verholfen  haben,  sondern 
mit  ihrem  Anlage  suclienden  Kapital  ebenso- 
wohl benachbarte  InduHtrieen  allmählich 
aufsaugen  wie  sporadisch  in  fremde  Gebiete 
übei^reifen.  —  Die  Namen  derselben  Kapi- 
talisten, welche  grosse  Standard  Oil-Intfc- 
ressen  darstdlen,  finden  sich  z.  B.  in  den 
massgebenden  Stellungen  alier  Beleuchtungs- 
und einer  Anzahl  der  Transportgewerbe  der 
Stadt  New- York  wieder.  Die  Gaskompagnieen, 
elektrische  Beleuchtungsanlagen,  btrassen- 
bahnen  etc.  wurden  von  diesem  Interessen- 
komplex  aufgesogen.  —  Durch  den  EJrwerb 
ganzer  Eisen  bahn  Systeme  und  die  Einrich- 
tung grosser  Dampferlinieu  hat  man  nicht 
nur  seinen  eigenen  Betjieb  vergrössert, 
sondern  sich  auch  an  anderen  Gewerben  um 
ihrer  selbst  willen  beteiligt.  Minen  und 
Eisenwerke  gröasten  Umfanges  sind  in  den 
Händen  der  Standard  Oil  Co.-Kapitahsten  — 
kurz,  hier  hat  die  Entwickelung  ein  Stadium 
erreicht,  wo  es  sich  nicht  mehr  um  indus- 
trielle Trusts,  sondern  um  reine  kapitalis- 
tische VennögensKusammeiiballung  handelt: 
diese  Erschemung  ist,  wie  gesagt,  nicht 
der  Tmatbew^^ung  allein  eigentümlich,  wird 
indes  durch  sie  wesentlich  beschleimigt  und 
bestärkt.  — 

Cm  zu  einer  richtigen  Würdigimg  der 
Trusts  zu  gelangen,  muss  man  sie  unter 
dem  vierfachen  Gesichtspimkt  der  technischen, 
der  kapitalistischen,  sozialen  und  der  tlamit 
zusammenhängenden  politischen  .Wirkung 
lietrachten : 


1.  Technisch  kOunen  sie  unzweifelhaft 
etwas  Besseres  leisten  als  die  Einzelunter- 
nehmungen, die  Produktion  volkswirtschaft- 
lich billiger  gestalten;  sie  gestatten  eine 
bessere  Ausnützung  des  Materials  wie  der 
Produktionsmittel  und  der  gesamten  Yer- 
feilungatnaschinerie.  In  dieser  Hinsicht 
haben  sie  anscOeinend  bisher  wesentlich 
Gutes  geleistet.  —  Solange  ihnen  kein  ge- 
setzHches  Monopol  zur  Seite  steht  und  sie 
auch  nur  mit  der  entfernten  Möglichkeit 
innerer  und  fti^sserer  Konkurrenz  zu  rechnen 
haben,  ist  eine  Erstarrung,  eine  Feindlich- 
keit gegen  den  Fortschritt  kaum  zu  fürchten. 

2.  Auch  fOr  die  kapitalistische  Organi- 
sation der  Produktion  haben  sich  die  Trusts 
als  ungemein  nützlich  erwiesen,  sie  haben 
die  Finanzgebarung  verbessert  und  verbilligt 
und  sind  darüber  hinaus  infolge  der  Slärke 
ihrer  Stellung  imstande,  zu  veniindem,  dass 
zwecklos  in  den  verschiedenen  Untenieh- 
roungen  volkswirtschaftliches  Kapital  ange- 
legt wird,  welches  in  absehbarer  Zeit  sich 
nicht  rentieren  kann.  Unter  dem  heuten 
Produktionssystem  ist  nicht  jede  Einfüiirung 
von  technisdiier  Verbesserung  unter  allen 
Umständen  volts wirtschaftlich  rentabel,  viel- 
mehr nur  dann,  wenn  die  neuen  Produktions- 
mittel einen  soviel  haheren  Ertrag  liefern 
als  die  alten,  dass  dieses  nicht  nur  ihre 
eigene  Verzinsung  und  Reproduktion,  sondern 
darüber  hinaus  auch  diejenige  der  vorher 
vorhandenen  nicht  bis  zu  Ende  ausgenutzten 
Produktionsmittel  mit  deckt.  Diuxih  ilu^ 
finanzielle  Machtstellung  sichern  sich  die 
Trusts  einen  Teil  der  Begünstigungen,  welche 
sonst  nur  durch  gesetzliche  oder  natürliche 
Monopole  erzielt  werden,  und  in  diesem 
Sinne  sind  sie  als  »kapitalistische  Monopole« 
mit  Recht  zu  bezeichnen. 

In  ihrer  finanziellen  SteUung  aber  liegen 
gleichzeitig  jene  Momente,  welche  als  Gründe 
des  Angriffs  im  Koasumenfeninteresse  gegen 
die  Trusts  benutzt  sind.  Sie  kontroUioreu  den 
Markt  technisch  und  kapitalistisch  imd  können 
info^edessen  die  Preise  der  von  ihnen  er- 
zeugten Güter  zwar  keineswegs  beliebig, 
wom  aber  bis  zu  einem  gewissen  Gtade 
bestimmen.  Von  den  in  ihrem  Betrieb  durch 
verbesserte  Technik  erzielten  Ersparnissen 
nehmen  sie  einen  erheblichen  Teil  als  Er- 
höhung des  Untemehmerge«'innes  in  An- 
spruch. In  der  gewaltigen  Ueberkapitali- 
sation  aber,  mit  welcher  sie  eingerichtet 
sind,  liegt  einer  der  Hauptgründe,  weslialb 
die  technischen  Verbesserungen  keineswegs 
auch  nur  annähernd  entsprechende  Ver- 
büligung  der  Preise  zur  Folge  liaben,  \Vio 
oben  gezeigt,  müssen  eine  Anzahl  von 
Unternehmungen  mit  aufgekauft  wei-den,' 
weil  man  sie  nicht  als  KonkTirrentou  be- 
stellen lassen  kann ;  das  erfordert  erhebliche 
Kapitalinvestierung,  rielfach  ist  letztere  aber 
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gering  im  Vergleich  mit  der  Ueberkapitali- 
sierung  dea  gesamten  Unternelunens.  Die 
neueren  üoterauchungea  haben  es  als 
zveifeUoB  festgeBtellt,  dass  bei  der  Kapilali- 
sierong  der  grossen  Trusts  in  der  BegeJ 
nicht  der  Buchwert  oder  derNeubeschaffurgs- 
wert  derBetriebsmiltel  zuschläglich  des  Wer- 
tes der  Patente  und  Oeschaftsgeheimnisse  etc. 
Tind  des  »good  will«,  das  ist  der  Thatsache 
eines  gesicherten  Kundenkreises  etc.,  zu 
Grunde  gelegt  ist,  dass  man  Tielfach  nicht 
nur  einen  AnfschJag  entsprechend  dem  zu 
erwartenden  höheren  Profit  nach  derÄmai- 
gamation  hinzugefügt  hat,  sondern  sogar 
öfter  darüber  hinaus  noch  grosse  Mengen 
von  Aktien  emittiert  sind. 

Früher  war  es  manchmal  üblich,  den 
eigentlichen  Kapital-  oder  Buchwert  des 
Unternehmens  in  Obligationen  —  Bonds  — 
zu  emittieren,  darüber  hinaus  ein  Mehr- 
faches in  Aktien  auszugeben ,  heule  zieht 
man  es  meist  vor,  den  Wert  des  Unter- 
nehmens durch  Vorzugsaktien  zu  reprSscn- 
tiereu  und  darüber  hinaus  den  ehemaligen 
Bin zel Unternehmern  gewöhnliche  Aktien  in 
mindestens  gleicher  Höhe  als  Prftmie  zu 
geben.  Priori tatsobligationen  nur  znr  Be- 
schaffung von  Betriebskapital  zu  verwenden. 
In  beiden  Fällen  aber  sind  die  meisten 
Unternehmungen  2 — 5 — 7— lOmal  und  mehr 
über  ihren  Neubeschaffungswert  hinaus 
kapitalisiert  imd  müssen  dann  versuchen, 
dorch  möglichst  hohe  Preise  und  grossen 
Umsatz  eine  Verzinsung  des  Kapitals  zu 
erzielen.  —  Eine  weitere  Kapitalerhöhung 
wird  notwendig,  um  die  Gründer  (Promo- 
tors) und  ihre  Konsortien,  die  Agenten, 
die  Bankiers  und  die  Juristen  zu  bezahlen, 
welche  die  Vorverhandhmgen  für  die  Trnat- 
bildimg  führen.  Ferner  verschlingen  die 
Banken  und  Treuhandgesellschaften,  welche 
den  technischen  Teil  der  neuen  Gründung, 
die  Emissionen,  Konvertierungen  etc.  be- 
sorgen und  das  nötige  Kapital  zur  Durch- 
fflhnmg  der  Transaktion  vorstrecken,  ge- 
waltige Summen.  Man  hört  von  GrOnder- 
und  Bankiergewinnen  von  1 — 10  Millionen 
Dollars,  die  teils  in  bar,  teils  überwiegend 
in  Aktien  bezahlt  werden,  von  Provisionen 
und  Recht  sanwaltsgebührea  in  der  Höhe 
von  vielen  Hunderttausenden,  Das  üdlnder- 
kousortium  der  Stahlgesellschaft  hatte  ein 
Kapital  von  100  Millionen. 

Diese  gewaltigen  Gewinne  sind  es,  welche 
die  Amalgamationsbewegung  seit  1897  we- 
sentlich beschleunigt  und  eine  Reihe  von 
Gründerexisteuzen  gross  und  mächtig  ge- 
macht haben.  Die  Werte  werden  auf  den 
Markt  gebracht  und  zu  höheren  oder  niedri- 
geren Preisen  losgeschlagen.  Grossartige 
Spekulationen  he^nnen  alsdann. 

Die  Tmsls  sind  von  vorn  herein  in  ihrer  1 
Solidität  nicht  gleichmässig  angelegt,  der  Stan- 1 


dard  Oil-Trust  war  z.  B.  von  jeher  das  Muster 

solider  Gesehäftsgebaning ;  die  ältere  grosse 
Camegiegesellscbaft  scheint  trotz  ihres  hohen 
Kapitals  auf  Grund  einer  sehr  konservativeu 
Bewertung  errichtet  gewesen  zu  sein.  An- 
dererseits hat  der  Zuekertrust  sein  Geschäft 
zwar    stets    in    mustergiltig    solider    Weise 

E führt;  es  ist  aber  behauptet,  dass  seine 
iler  vielfach  die  Politik  ihres  Betriebs  zu 
Börsenspekulationen  gemisshraucbt  haben. 
Ein  gleiches  Manöver  brachte  .1900  die 
American  Steel  and  Wire  Co.  beinahe  zum 
Ruin,  als  verlautete,  dass  ihre  eigenen  Leiter 
grosse  Baissespekulationen  durchführten  und 
darum  die  Preise  und  Produktion  plötzlich 
henrntersetzteu ;  der  Whiskeytrust  ist  lange 
Jahre  ein  Gebiet  wilder  Spekulationen  im 
Innern  gewesen ;  manche  Trusts  mussteu 
wegen  ihrer  schlechten  Finanzierung  oder 
Geschäft sgebanmg  reorganisiert  werden,  z.  B. 
der  Cord^:etrust  (Bindfaden),  während  ein- 
zelne so  mangelhaft  eingerichtet  und  verfehlt 
kapitalisiert  wurden,  dass  ihre  Werte  trotz 
uominell  viei&icher  Deberkapitalisation  that- 
säclilich   heute    nicht   einmal    hoch   genug 

äuotiert  werden,  um  die  ursprünglichen 
uch  werte  der  sie  zusammensetzenden 
Einzelunternehmen  zu  decken,  z.  B.  der 
Tapetentnist.  Schliesslich  sind  einige  über- 
haupt nicht  über  das  Anfangsstadium  binaus- 
gelangt,  früh  gescheitert,  wie  der  Viehtrust 
und  der  Mühlentrust. 

Das  Spekulations-Element:  die  Börsen- 
jobberei,  hat  das  Ansehen  zahlreicher  Trusts 
erheblich  geschwächt,  und  \iete  Kapitalisten 
sind  heute  ebenso  vorsichtig  ihnen  gegen- 
über, wie  sie  vor  10  bis  20  Jaliren  gegen- 
über den  Eisenbahnpapieren  waren.  Am 
günstigsten  schneidet  auch  hier  die  Stan- 
dard OU  Co.  ab,  deren  Aktien  mit  nahezu 
notiert  werden.  Im  ganzen  haben 
aber  die  Trusts  noch  nicht  das  Stadium  er- 
reicht, in  dem  sie  als  eine  so  sichere  An- 
lage bezeichnet  werden  können,  wie  sie  von 
sich  selbst  behaupten  und  wie  theoretisch 
wahrscheinlich  erscheint. 

Der  Geist  der  Spekulation  in  den  Trust- 
werten, der  vielfatüi  die  Leiter  beherrscht 
und  nicht  durch  gesetzliche  Maesregeln  ein- 
geschränkt wird,  nat  jedoch  auch  dazu  ge- 
führt, daas  ein  anderer  Vorteil,  den  sie  ihrer 
Betriebsform  naclirühmen,  nicht  durchweg 
zn  Tage  getreten  ist.  Die  Preise  der  von 
Trusts  h eingestellten  Waren  schwanken  er- 
heblich und  heftig,  wie  namentlich  neuere  , 
Untersuchungen  von  Jenks  für  den  Com- 
missioner  of  Lahour  und  für  die  Industnal 
Commission  zeigen,  eine  Stabilität  ist 
weder  für  die  Werte  noch  für  die  Preise 
erzielt. 

Es  wird  allerdings  betont,  dass  dieses 
Schwanken  alsbald  ebenso  vorüber  gehen 
wiiTl,  wie  im  Gebiet  der  Eiseiibahnen  die 
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Personen-  und  Frachttarife  und  die  Aktien- 
tireise  allmählich  Btftndiger  geworden  sind. 
Es  scheint  nicht  unmögiich,  dase  die  ganze 
Klasse  tod  Grilndem,  von  Fondsm^pm, 
Bankiers  und  Spekulanten,  die  heute  eine  ao 
grosse  RoUe  spielen,  nach  und  nach  zu- 
röcktritt  \md  das»  die  Leiter  der  verschie- 
denen Cntemehmungen  sich  allmAhllch  da- 
von entwöhnen,  die  OeffenÜichkeit  durch 
Spekulationen  eines  der  grossen,  zu  Qunsten 
<ier  Trusts  ins  Feld  geführten  Vorteile,  der 
StSndig^keit,  zu  berauben.  Bipher  ist  das  aber 
nur  hypothetisch  anzuerkennen  und  sind  die 
grossen  Tru&tgrfln düngen  wesentlich  unter 
dem  Gesichtspunkt  der  Fondsopeknlation  mit 
zu  beti'achten, 

Doch  selbst  in  der  Form  der  wilden 
Spekulation,  welche  der  Trustgründung  und 
Finanzierung  bisher  meist  noch  anhaftet, 
hat  sich  für  den  amei'ikanischen  Geldmarkt 
ein  nennenswerter  Vorteil  ei^ben.  Die 
Zusammen  ballung  der  Riesenuntemehmun  gen 
und  Kapitalien,  deren  A.HQiSufuDg,  als  De- 
positen bei  den  Banken  und  Bankiers  in 
New-Vork,  die  Vereinheitlichung  der  Finanz- 
gebaning  der  grOssteu  Unternehmungen 
haben  den  amerikanischen  Geldmarkt  in  un- 
verhältnismfissig  rascher  Frist  zu  einer 
grossen  Verstärkung  seiner  Stellung  mit^ 
verhelfen. 

Noch  vor  wenigen  Jahren  vollkommen 
von  Europa  abliängig,  ist  man  1900  im 
Stande  gewesen,  als  Kapitalverleiher  nach 
aussen  aufzutreten.  Das  ist  durch  die  Auf- 
sammlnng  des  Kapitals  in  Kew-York  erm^- 
licht  Eine  andere  Nebenwirkung  der  kon- 
solidierten Finanz  Wirtschaft  der  grossen 
Trusts  an  wenigen  Stellen,  namentlich  in 
New-Yoi±,  ist  ein  gewisser  Umschwung  im 
Bankwesen  des  Landes.  Anstatt  der  zalü- 
reichen  kleinen  Einzel  Unternehmungen,  die 
mit  dem  Lokal bankier  erheblichen  Ge- 
schäftsverkehr unterhielten,  bei  ihm  ihr  Geld 
'ieponierten,  seinen  Kredit  in  Anspruch 
uf^men,  tritt  jetzt  das  Orossuntemehmen 
auf,  das  an  den  einzelnen  Industrieplätzen 
nur  geringe  Geldsummen  arbeiten  iässt. 
seine  Hauptdepositen  bei  einer  kleinen  An- 
zahl von  Banken,  namentlich  in  New- York, 
hält,  von  ihnen  einen  zehn-  bis  zwanzig- 
fechen  Kredit  in  Anspruch  nimmt  als 
■früher  jedes  der  Einzel  unternehmen  im 
Lande.  Die  Lokalbankeu  werden  zurfick- 
gedrängt,  die  Kew-Yorker  drän^n  vor. 
Daraus  ergiebt  sich,  wie  im  technischen  so 
im  kapitalistischen  Gebiete,  eine  ständig 
zunehmende  Neigimg  zur  Vereinigtmg,  zur 
Verstärkung  des  Grossbetriebos,  und  New- 
Y'ork,  der  eigentliche  Geschäft ssitz  der 
meisten  grossen  Korporationen,  ist  mehr  als 
je  zum  führenden  Finanzmarkt  des  I>andes 
geworden.  Die  mächtigste  Bank  dort  ist 
tue   dem  Standard  Oil   Interesse   dienende 


City-Bank;  mehrere  andere  nehmen  für 
weitere  Industrieen  ähnliche  Stellungen  ein 
und  sichern  sich  durch  Attienerwerb  Kon- 
trolle Über  iüiuliche  Institute  in  anderen 
Städten. 

3.  An  sich  betrachtet  müsste  der  seines 
Absatzes  und  Gewinnes  sichere  Trust  natur- 
geraBss  ein  mehr  begehrtes  Gebiet  für  An- 
ilin werden.  Der  Standard  OU-Tntst,  der 
TahaktruBt,  einzelne  Uetalltnists  dürften 
auch  bereits  unter  diesem  Gesichtspunkt  an- 
gesehen werden ;  andere  dagegen  sind 
noch  in  der  Sturm-  und  Drangperiode  be- 
findlich. 

Wenn  die  Trusts  thatsäclilich  bestimmt 
sind,  dauernd  zu  bestehen  und  noch  weitei'C 
Gebiete  in  ihren  Bereich  zu  ziehen,  so  ist 
diese  Erwägung  nicht  nur  als  eine  Betrach- 
tung vom  Standpunkte  des  Geld-  und 
Börsenmannes  anzusehen,  sondern  greift  tief 
hinüber  in  die  Frage  der  zukünftigen  Orga- 
nisation der  volkswirtschaftlichen  Klassen 
und  der  Einkommenverteilung. 

Die  GegTier  der  Trusts  betonen,  dass  sie 

a)  die  Orosskapitalisten  stärken; 

b)  die  aufstrebenden  Unternehmer  der 
EutwickelungsmOglichkeit  berauben,  grosse 
Scharen  von  untergeordneten  Organen 
schaffen;  wer  immer  nicht  von  ihnen  her- 
Migezogen  wird,  bleibt  von  weiten  Gebieten 
wirtschaftlicher    Thätigkeit   ausgeschlossen ; 

c)  dass  sie  zahlreiche  Existenzen  zerstört 
und  PersÖnhchkciten  aus  gesichertem  und 
wolü verdientem  "Wirkungskreis  herausgetrie- 
ben haben ; 

d)  dass  sie  eine  souveräne  Macht  über 
die  Arbeiter  ihrer  Gewerbe  ausüben. 

Für  all  dies  werden  zahlreiche  Beispiele 
angeführt,  und  es  liegt  auf  der  Hand,  wie 
die  soziale  Macht  Verteilung  in  einem  mit 
zahlreichen  Trusts  behafteten  Gemeinwesen 
eine  verschiedene  gegenüber  der  Konkiurenz- 
wirtschaft  sein  muss.  Wenn  die  zukünftige 
Form  gi'osser  Betriebsgebiele  das  einheii- 
liclie  Riesen  nntemehmen  ist,  so  wird  von 
der  Verteilung  der  Kapitalbeteiligung  an 
ihnen  der  Aufbau  der  vermCgenspyramide 
wesentlich  abhängen,  da  Ersparnisse  zum 
grossen  Teil  in  ihren  Titeln  angelegt  werden 
müssen.  Diese  Erspamisaniage  ist  aber  in 
dem  auf  privatkapitalistischer  Wirtschaft  be- 
ruhenden Staat  eine  der  Hauptgrundlagen 
der  sozialen  Klassenbild  img,  imdin  gewissem 
Sinne  ist  dieser  Punkt  der  Kapitalbeteiligung 
an  den  Trasts  somit  wichtiger,  als  der 
Pimkt  «b«  lind  »c».  Denn  was  den 
zweiten  Punkt  angeht,  so  haben  sich  bis- 
her die  Angestellten  der  grossen  Unter- 
nehmungen gegenüber  den  kleinen,  mühsam 
um  ihre  Existenz  ringenden,  sogenannten 
selbständigen  Untemeluuem  keineswegs  als 
in  einer  ungünstigeren  oder  sozial  weniger 
geachteten  oder  sozialpoUtisch  weniger  wfln- 
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BcheoswerteD  Stellung  befunden.  Sie  sind 
iD  einer  verhältnismässig  gesicherten  Lage, 
die  sie  aber  andererseits,  keineswegs  des 
ADspoms  zur  BethätiguDg  der  gröasteo 
Leistungen  beraubt,  sofem  sie  nach  Ver- 
besserung ihrer  Stellung  im  L'ntemelunen 
trachten  und  sicli  nicht  der  Gefahr  einer 
Entlassung  aussetzen  wollen.  Abgesehen 
von  den  Leitern  der  Einzelfabriken,  die  nun 
Abteilungs vorstände  werden,  ändert  sich 
Uire  SteUuDg  kaum,  sofern  es  sich  bereits 
vorher  um  grössere  Beldebe  gehandelt  hat  — 
und  nur  diese  können  hier  bei  maschinen- 
benätzenden  Gewerben  in  Betracht  kommen 
nicht  die  Zwergbetriebe  von  Ginzelunter- 
nehmern  ohne  Bilfspereonal.  Und  die  Klage 
der  entlassenen  oder  ihres  Brotes  beraubten 
frQheren  Angestellten  oder  Hilfskifift«  der 
EinzelunternelimuDgen  ist  drittens  nichts 
weiter  als  eine  Wiederholung  der  alten  Ankla- 
gen gegen  die  Maschinen,  >welche  zahlreiche 
Peraoneu  ihrer  Naliningberaubtenu.  Natür- 
lich werden  die  wirtschaftlich  weniger  Tüch- 
tigen zuerst  aus  ihrer  SteUung  entlassen, 
aber  auch  bei  den  indirekt  Beteiligten  sind 
es  keineswegs  immer  die  volkswirtschaftlich 
wünschenswertesten  Elemente,  die  in  Wegfall 
kommen,  wie  2.  B.  Handlungsreifende, 
Annoncen-  und  Beklameagenten.  Am  schweif 
wiegendsten  neben  dem  Eapitolpi'oblem  ist 
nach  dieser  Richtung  hin  das  Arbeiterprob- 
lem. Allerdings  nicht,  insofern  die  Ent- 
lassungen bei  der  Gründung  in  Frage 
kommen;  wohl  aber  hinsichtlich  der  unge- 
mein vergrOseerten  Macht  des  den  ^nzen 
Produktionszweig  kontrollierenden  Trusts. 
Eine  unorganisierte  Arbeiterschaft  gegenüber 
grossen  Gruppen  von  Trusts  ist  eine  soziale 
und  politische  Unmöglichkeit  Der  Umstand, 
dasE  die  Antitrustgesetzgebung  bisher  nach 
Oohu  Graham  Brooks  häufiger  gegen 
die  Arbeiter  als  gegen  die  Trusts  ange- 
wandt ist,  obgleich  dies  nicht  in  der  Ab- 
sicht der  Gesetzgeber  lag,  zeigt  deutlich  die 
hier  schlummernde  Gefahr:  »Die  Gesetze  er- 
wiesen sich  als  stark  gegen  die  Schwachen 
und  als  schwach  gegen  die  Starken.« 

Thatsächlich  haben  sich  bisher  nach 
^lem  beigebrachten  Material  die  Trusts  in 
der  Lohnpolitik  und  in  ihrem  Verhalten 
gegen  die  Arbeiter  sehr  vorsichtig  gestellt, 
um  nicht  von  dieser  Seite  politisch  gefähr- 
lichen Angriffen  ausgesetzt  zu  werden. 
Doch  spricht  kein  Anzeichen  dafür,  dass  sie 
ihre  Macht  benutzt  haben,  um  eine  reifere 
imd  fortgesciudttenere  Sozialpolitik  zur 
Durchführung  zu  bringen.  Vor  der  jüngsten 
Enquete -Kommission,  Industrial  Commis- 
aion  zu  Washington,  haben  die  Trust- 
leiter sich  teils  zu  Gunsten ,  teils  aber 
auch  entschieden  gegen  Arbeiterorganisatio- 
nen ausgesprochen.  Im  ganzen  haben  sie 
sich  zurückgebalten.  Es  scheint  kein  Fall 
Handwärterbach  der  StestBwlweaBcluft«a.    Zweite 


I  vorzuliegen,  in  welchem  die  Trusts  erheb- 
liche sozialpolitische  Verdienste  sich  zu  er- 
werben bestrebt  waren.  Von  den  bei  ein- 
zelnen Eisenbahnen  und  Werken  gemachten 
Versuchen  der  Heranziehung  der  Arbeiter 
bei  der  Festsetzung  der  Löhne  und  Arbeits- 
bedingungen haben  sie  anscheinend  nichts 
zu  üijernehmen  für  richtig  befunden. 

Nun  kommt  aber  schliesslich  (d)  in 
Amerika  mehr  noch  a\s  in  anderen  Industrie- 
Staaten  ein  Moment  wesentlich  in  Betracht, 
das  politisi^e.  Beziehungsweise  hat  das 
soziale  Element  eine  erhebÜche  politisdie 
Bedeutung.  Die  Demokratie,  die  individu- 
alistische Sichtung,  das  Bestreben  nach 
gleicher  Bethätigungsmöglichkeit  des  Indi- 
viduums für  jedermann,  sind  im  amerik^- 
schen  Staatswesen  Selbstzwecke,  und  wenn 
auch  nicht  immer  die  thats&chlidie,  so  dodi 
auf  alle  FäUe  die  ideale  Grundlage.  Dies 
erklärt  die  instinktive  Feindseli^eit  der 
breiten  Schichten  gegen  die  Trusts  zum 
mindesten  ebenso  sehr  wie  die  .  markt- 
gängigen Angriffe  wegen  der  Preissteige- 
rung und  des  Brotlosmachens  zahlreicher 
Existenzen.  FAr  gigantische  Unterneh- 
mungen und  Profite,  für  den  alle  O^ner 
schlagenden  Sieger  im  Konkurrenzkampf  hat 
der  Amerikaner  im  ganzen  stets  den  gröss- 
ten  Respekt.  Indes  fürchtet  er  im  Trust 
die  Negation  aller  seiner  bisherigen  Ideale. 

Elassenbüdung,  Organisationen,  Schich- 
tungen und  Gliederungen  müssen  durch 
jenen  festlegt  werden,  und  nirgendß  zeigt 
sich  deuthcher  der  krasse  Widerspruch,  in 
dem  die  Staats-  und  Qesellschoftsideale 
mit  den  Anforderungen  des  Lebens  und  mit 
den  Thatsochen  stehn. 

Die  Trusts  haben  selbst  mehi&ch  er- 
klärt, dass  sie  keine  Pai-teipolitik  betreiben, 
sie  sind  aber  gleich  allen  anderen  Kapita- 
listen und  Gesellschaften  wichtige  Faktoren 

der  Politik.  Manchmal  braucnen  sie  die 
Pohtik  zu  ihren  Gunsten,  und  ständig  be- 
nötigen die  Politiker  ihres  Geldbeutels  fflr 
die  Farteikasse  und  die  eigene  Tascha 

Die  unsauberen  Elemente  in  gewissen 
Staatsämtem  benutzen  sie  wie  andere  Gesell- 
schaften als  EJinnahmequelle  und  sie  müssen 
notgedrungen  mit  erheblichen  Geld-  und 
Machtmitteln  in  der  Halle  der  Gesetzgeber, 
bei  den  Beamten  und  auch  Öfter  in  den 
Gerichten  auftreten,  wenn  sie  nicht  sich  der 
Gefahr  aussetzen  wollen,  von  den  betreffen- 
den Instanzen  übel  behandelt  zu  w^den. 
Einzelne  Gesetze  sollen  nur  eingebracht  oder 
angenommen  sein,  um  nachher  als  Grund- 
lage zur  Gelderpressung  zu  dienen. 

Es  sind  nicht  allein  wirtschaftliche,  son- 
deni  auch  soziale  und  ataatspolitische  Ge- 
sichtspunkte, unter  welchen  die  Partei  der 
Demokraten  neuerdings  die  Trusts  angegriffen 
haben,  und  aus  diesen  Erwägungen  heraus 
Annage.    TU.  1^ 
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wagea  die  Republikaner  es  «ben  nicht, 
oÖen  für  die  Trusts  einzutreten.  Inunerhio 
haben  letztere  aus  'wirtscliafts-  und  macbt- 
politifiehea  ErwSgungeü  heraus  neuerdings 
sich  zu  einem  enei^soheren  indirekten  Ein- 
treten für  die  grossen  Geldgeber  zu  ihrem 
"Wahlfonda  verstanden.  Sie  betonen  die  Ntltz- 
lichkeit  der  Trusts,  den  amerikanischea 
Aussenhandel  zu  fördern,  und  führen  Bei- 
Bpiele  dafür  an,  wo  dies  tiiatsKchlich  dieser 
vereinigen  Eapitalkraft  gelungen  ist.  Sie 
thun  dies  gleichzeitig  unter  dem  Oeeichts- 

Sunkt  des  volkstOmuchen  ilmperialismufi*, 
er  politischen  und  wirtschafüichen  Macht- 
bethätigong  der  Vereinigten  Staaten  nach 
aussen;  wie  denn  natnrgemaas  die  Trusts 
einer  imperialistischen  nach  aussen  dran- 
genden Politik  die  natürlichen  StQtzen  sind. 
Vin.  Ee  steht  ausser  Zweifel,  dass  gegen- 
über einer  in  CToaaen  Kombinationen  j  in 
einer  organischen  Volkswirtschaft  mJtEapital- 
anh&ufung,  Zusammenballung  der  Industrie 
in  sich,  Abhängigkeit  aUer  Äogestfillten 
eines  Zweiges  von  einem  Unternehmen, 
Fähigkeit  dieses  UntemehmeDS,  das  Angebot 
von  Waren  und  Diensten  zu  regulieren,  die 
Preise  für  Ein-  und  Verkauf  nicht  unerheb- 
lich zu  beeinflussen,  die  heutige  amerika- 
nische Stauts-  und  Oesellschaftsverfassung 
sich  als  unzulänglich  erweisen  wird.  Die 
vollkommene  UnmCglichkeit,  irgendwie  auf 
die  Trusts  ein2uwirkeD,  hat  das  klar  gezeigt. 
Da  aber  an  eine  revolutionäre  Umgestaltung 
nicht  so  bald  zu  denken  ist,  hat  man  be- 
gonnen, der  Frage,  was  man  mit  den  Trusts 
thun  soll,  ernster  zu  Leibe  zu  gehen.  Die 
Einsichtigen  haben  die  früheren  Versuche 
des  blossen  Verbots  als  vernunftwidrig  offen 
anerkannt.  Wer  heute  derartige  Vorschlage 
beibringt,  wird  sieh,  abgesehen  vom'  Beifall 
gewissei'Volksversammlungen  undZeitungen, 
dem  Vorwurf  gegenüber  s^en,  dass  er  nur 
äusserlich  gegen  die  Tnists  auftrete,  unter 
der  Hand  aber  deren  Geschäfte  betreibt. 

Ein  grosser  Strom  von  Litteratur  hat 
sich  in  den  letzten  2  Jahren  abermals  der 
Trustfrage  zi^wandt,  und  unter  anderen  hat 
im  September  1899  eine  von  zahlreichen 
Delegierten  und  Fachleuten  besuchte  Kon- 
ferenz in  Chicago  die  Frage  ansfflhrlich, 
wenn  auch  nicht  allzu  fruditbar  erörtert. 
Das  Ergebnis  dieser  wie  ähnlicher  Be- 
sprechungen ist  indes  anscheinend  die  Er- 
kenntnis, dass  die  zukünftigen  Massrcgeln 
von  den  bisherigen  erheblich  abweichen 
müssen,  soweit  man  beabsichtigt,  der  Trusts 
Herr  zu  werden.  Nur  eine  Meine  Schar 
von  »laisser  faire •-Anhäogem  ist  noch  dafür, 
die  Tnists  ganz  sich  selbst  zu  überlassen, 
und  unterstützt  die  natürlich  diese  Politik 
befürwortenden  Interessenten.  Die  konser- 
vativsten Reform  vorschlage  dörften  die  von 
der  »InduBtrial  Commission*   in  ihrem 


läufigen  Bericht  beigebrachten  Anr^ungen 
sein,  welche  nunmehr  amtlich  bekennen, 
dass  'industrielle.  Eombinationeu  ständige 
Einrichtungen  des  Wirtschaftslebens  gewor- 
den slnd.c 

Sie  will  gesetzliche  MasBregeln  in  ver- 
schiedenen Richtungen  durchgeführt  wissen : 

1.  In  der  Richtung  des  Aktienrechtes  bei 
der  Gründung.  Dieaelbeu  Reformen,  welche 
in  anderen  lündem  in  den  letzten  Jahren 
oder    Jahrzehnten    hinsichtlich    der   Haft- 

§  flicht  der  Gründer,  ihrer  Verpflichtung, 
ie  volle  Wahrheit  über  das  zu  be^röndeude 
Unternehmen  zu  veröffentlichen,  emer  mög- 
lichst genauen  FesÜeguug  der  Pflichten  der 
Beamten  und  des  Aufsichtsrates  und  der 
Rechte  der  Aktionäre  eingeführt  sind,  sollen 
für  die  Gewährung  des  iu«prünghchen  Frei- 
briefs vorgeschrieben  werden.  Dies  soll 
dazu  dienen,  sowohl  dem  Grund  un^- 
schwindel  abzuhelfen  als  auch  zu  verfiin- 
dem,  daes  später  die  Aktionäre  den  Direk- 
toren und  Verwalteru  auf  Gnade  und  Un- 
gnade preisgegeben  sind. 

2.  Um  zu  erzielen,  dass  die  Geschäfte 
der  Trusts  ohne  Schaden  für  die  ÖeffentUch- 
keit  und  zu  Gunsten  der  Beteiligten  und 
unter  ihrer  gesetzlichen  Kontrolle  gehand- 
habt werden,  soll  die  Herausgabe  von  Be- 
richten Ober  die  Finanzlage,  über  die  Ge- 
schäftsgebarung etc.  und  den  Status  obli- 
gatorisch gemacht  werden. 

3.  Eine  Kontrolle  soll  über  die  Eisen- 
bahnen eingeführt  werden,  um  sie  von  der 
Gewährung  von  Vorzugstarifen   abzuhalten. 

Weiter  ist  die  Kommission  bisher  noch 
nicht  gegangen.  Sie  hält  sich  im  Rahmen 
der  Vereinigten  Staaten-Qesetzgebung  oder 
leicht  möglicher  Reformen.  Sie  erörtert  sogar 
vorsichtig  bisher  noch  nicht  einmal  die 
Frage,  welche  nach  dieser  Richtung  ent- 
scheidend sein  dürfte,  inwieweit  es  mög- 
lich sein  wird,  sie  im  Rahmen  der  Einzel- 
Rtaatgesetzgebung  zu  lösen.  Es  scheint 
unzweifelhaft,  dass,  solange  nicht  alle  Staaten 
der  Union  zu  einer  Gleichmässigkeit  der 
Aktiengesetzgebung  und  ihrer  Handhabung 
gelangen  eine  Regelung  des  Teils  der  Trust- 
frage, welcher  mit  den  Fragen  des  Emisaions- 
wesens,  des  Aktienrechts  und  der  Börsen- 
spekulation zusammenhängt,  nicht  m Jülich 
ist.  Und  da  diese  Einheitlichkeit  nicht  zu 
erzielen  sein  dürfte,  wird  das  Eingreifen 
der  Bundesgesetzgebung  schliesslich  das 
alleinige  Mittel  sein,  vielleicht  allerdings 
erst  nach  Erweiterung  der  Machtbefugnisse 
der  Union  durch  ein  \erfassuugsamendemeDt 
oder  nachdem,  nach  Bryans  Vorscidag,  der 
Kongress  allen  Aktiengesellschaften  verboten 
hat,  ausserhalb  ihres  Staates  ohne  eine  Ver- 
einigte Staaten-Lizenz  Geschäfte  zu  treiben. 
(Letzteres  Gesetz  würde  allerdings  unzälüigen 
Umgehungen  die  Wege  offen  halten.) 
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Es  giebt  zahlreiche  konservative  Persön- 
Ucbkeiten,  die  anerkeanen,  dass  aU  dies  nur 
einen  Teil  der  Frage  lösen  wird,  viel  'weiter- 
gehende Probleme  aber  ffli  die  Zukunft  ge- 
Bteilt  bleiben.  Wenn  der  Trust  wirklich 
eine  erhebliche  Machtbefupiis  auszuüben  im- 
stande ist,  wird  er  auch  im  Interesse  der 
QeschAftBwelt  und  der  Sozialpolitik  ganz 
andere  Pflichten  zu  übernehmen  haben. 
Zahlreiche  NationalCkonoinen  sind  geneigt, 
das  Recht  und  die  Pflicht  einer  öffentlichen 
Konlroltegegeoüber  den  Trusts  anzuerkennen, 
nicht  in  der  Form  der  VerstaatUchung  aller- 
dings. Hätte  schon  bei  den  Eisenbahnen 
letzlere  in  Amerika  aus  politischen  Gründen 
mit  80  ungeheuren  Schwierigkeilen  zu  rech- 
nen, dass  sie  für  absehbare  Zeit  als  aus- 
gescbloBBen  gelten  kann,  so  gelten  die  Be- 
denken auf  induatriellem  Gebiet  durch  wirt- 
schaftspolitiBche  imd  politische  Momente  noch 
erheblich  verstärkt 

Keine  ernsthaft  zunehmende  grössere 
Gruppe  verlangt  in  Amerika  Verslaatlichu Dg 
der  Produktionsmittel.  —  Neben  besserer 
Kontrolle  zwecks  Erzielung  einer  Gleichheit 
der  Behandlung  im  Transportwesen  erfreut 
sich  dagegen  der  Torscbla^  der  Aufhebung 
der  Schutzzölle  in  kombimerten  Industrieen 
in  gewissen  Kreisen  erheblicher  Popularität. 
Möglicherweise  werden  hier  gelegentlich 
Erfolge  erzielt  werden,  ohne  indes  den 
Trusts  alsdann  gefährhch  werden  zu  können. 
Sie  würden  rasch  versuchen,  zu  interna- 
tionalen Vereinbarungen  zu  gelangen.  — 
Wahrecheinlicher  jedoch  ist  es,  dass  es  soweit 
nicht  kommen  kann  und  sie  eine  ihnen  ernst-  r 
haft  nachtei%e  Veränderung  der  Zollpolitik 
mit  Geld  und  guten  Worten  verhindern 
werden. 

Zahlreich  aber  und  für  die  Zukunft  wohl 
aussichtsreich  sind  die  Befürworter  einer  wei- 
tergehenden Kontrolle  als  oben  aogeführt, 
nicht  nur  im  Interesse  der  Attionäre  und  des 
eigenen  Gewerbes,  sondern  der  gesamten 
OeÖentliclikeit.  Veröffentlichung  übei'  die  Ge- 
schäftsgebarung der  Trusts,  Kontrolle  durch 
Kommisaionen  wie  bei  den  Eisenbahnen  oder 
durch  staatsseitig  eruannte  Kontrolleure  wie 
bei  den  Banken  oder  durch  staatlich  ernannte 
stimmberechtigte  Mitglieder  der  Verwaltung: 
das  sind  Vorschlüge,  die  bereits  ernstliaft 
erörtert  werden.  Die  Trusts  sträuben  sich 
natürlich  auf  das  erheblichste,  erklären,  dass 
niemand  ein  Recht  habe,  in  ihre  Privat- 
angele^oheiten  einzugreifen,  und  jeder  Ein- 
blick in  ihr  Inneres,  da  sie  keine  gesetz- 
lichen Monopole  seien,  zur  Begründung  von 
Konkurrenzunternehmen  benutzt  werden 
werde.  Unter  dem  heutigen  Regime  wurde 
die  Ernennung  von  staatlichen  Aufsichts- 
personen zunächst  auch  erhebliche  Komip- 
tion  verursachen.  —  Noch  weitei^henae 
Vorschläge  z.  B.  von  John  B.  Clark  fassen 


aber  bereits  die  Mitwirkung  der  Oeffentlich- 
keit  sogar  bei  der  Preisbestimmung  mit  ins 
Auge,  nicht  mir  Aufsicht  und  verwaltendes, 
sondern  regulierendes  Eingreifen  der  Aussen- 


In  der  nächsten  Zukunft  wird  von  den 
mehr  oder  weniger  radikalen  Programmen 
aber  kaum  allzuviel  zur  Durchführung  ge- 
langen. Die  Periode  des  Bestehens  der 
Trusts  ist  ünmer  noch  zu  kurz,  die  Erfah- 
rungen zu  neu  und  unbestimmt,  die  Er- 
Örtemng  in  der  Oeffentlichkeit  zu  weit  ent- 
fernt von  den  eigentlichen  Kernpunkten  des 
Problems.  Da  behalten  die  Truste  und  ihr 
Geldbeutel  die  Oberhand,  die  ihnen  Hand- 
hmgsfreiheit  sichert. 

IX.  Die  ganze  Darstellung  der  Trust- 
bewegung im  engeren  Sinne  hat  sidi  auf 
die  Vereinigen  Staaten  beschränken  können, 
weil  nur  hier  in  nennenswertem  Umfang  die 
gedachten  Einheitsunteniehmen  entstanden 
sind.  Die  neuesten  Berichte  der  ameri- 
kanischen Consuln  über  Trusts  und  Kartelle 
in  allen  Ländern  der  Erde  lassen  erkeaaen, 
dass  mit  ganz  verschwindenden  Ausnahmen 
die  industriellen  Vereinigungen  der  übrigen 
Länder,  soweit  nationale  Industrieeu  in  Frage 
kommen,  nicht  über  das  Kartellstadium  hin- 
aufkommen sind.  Der  grösste  inter- 
nationale Tnist,  nach  dem  Untergang  dee 
grossen  Kupfertrust  Versuchs  1888,  abgesehen 
von  dem  Petroleumtrust  dürfte  der  Dyiiamit- 
trust  der  ehemaligen  Nobelgesellschaft  sein. 
Ueberhaupt  giebt  es  im  Gebiete  der  Spreng- 
stoffindustrieen  und  der  Waffeufabrikation 
ganze  Rattenkönige  von  Kartellen,  Kombi- 
nationen und  thatsäctüichea  Monopolen  (be- 
ruhead  auf  Patenten,  geheimen  Verfahren 
etc.),  die  einander  in  die  Hände  arbeiten.  — 
Teilmonopoie  thatsftchhcher  Art  bestehen  in 
verschiedenen  Industrieen,  während  andere 
wie  Kampher,  Borax,  Salpeter  etc.  den 
Formen  des  internationalen  t'nists  selir  nahe 
zu  sein  scheinen.  Ein  besonderes  Phänomen 
bilden  in  Deutschland  die  grossen  neuer- 
dings entstehenden,  in  England  schon  etwas 
älteren  Banken  für  verschietlcn  artige  in- 
dustrielle Unternehmungen,  welche  hier  und 
da  versuchen,  sich  die  Kontrolle  über  einzelne 
Produktionszweige  zu  sichern,  indem  sie 
Unternehmungen  begründen  beziehungsweise 
deren  Aktien  aufkaufen,  welche  gewisse 
Patente  oder  Verfahren  anwenden  wollen; 
namentlich  in  der  elektrischen  und  einigen 
Zweigen  der  chemischen  Industrie,  wie  K^i, 
sind  sie  von  erhebhcher  Bedentung  ge- 
worden. —  Amalgamationen  in  beschränk- 
tem Umfang  gehen  fortwährend  vor  sich. 

Es  ist  nicht  zu  Obersehen,  inwieweit  die 
eigentliche  Tnislgrflndungsbewegung  auch 
in  anderen  Ländern  fortschreiten  wird.  Be- 
zeichnend ist,  dass  neuerdings  in  dem  frei- 
händlerischen   England    zahlreiche    Kartelle 
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entstehen,  -während  das  hochschutzzöU- 
Derische  Frankreich  bisher  verhältnismässig 
von  Bolchen  frei  geblieben  ist. 

Id  den  Vereinigten  Staatea  ist  ee  der 
Geist  der  grossen  Spekulation,  der  vor  nichts 
znrUckechreckt,  ferner  die  Thatsache,  dass 
energische  Persönlichkeiten  in  der  Trust- 
leitung  eine  ihrem  sozialea  Ehrgeiz  besonders 
erwünschte  Stellung  schaffen  können,  die 
AiiBsicUt  nicht  nur  auf  hohe  Profite,  son- 
dern auch  auf  hohes  Ansehen,  welche  die 
TrustbegrQndung  wesentlich  beschleunigt  hat. 
Die  Gefahr,  von  der  »Konkurrenz  am  Ende 
ihres  Weges«  zerschmettert,  von  einem 
MoDO^M)!  über  den  Haufen  gerannt  oder  von 
neuer  Konkurrenz  in  den  Hintergrund  ge- 
schoben zu  werden,  förderte  die  Geneigtheit 
zum  Änschluss  an  grosse  Kompagnieen, 
nachdem  die  Ungesetzhchkeit  loserer  Ver- 
einbarungen ein  fflr  alle  Mal  entschieden 
war.  —  In  Amerika  stand  mehr  nach  An- 
lage suchendes  Kapital  im  Lande  und  von 
auswärts  zur  Verfügung,  das  nur  zu  rasch 
bereit  war,  sich  neuen  GrQndungen  zuzu- 
wenden. Hier  betonen  die  inaustriellen 
Amalgamationen,  ehe  man  zu  grossen  finan- 
ziellen Verschmelzungen  schritt;  zahlreiche 
Gruppen  von  Gründern  waren  geneigt,  hie 
und  da  agiessiv  vorzugehen,  während  es  an 
Centralbanken ,  an  einem  einheitlich  und 
fibersichtlich  geordneten  Finanzmarkt,  der 
kontrolliert  werden  konnte,  fehlte. 

In  Europa  war  man  durch  grössere  Ge- 
schäftsTorsicht  und  Zurückhaltung  des  Kapi- 
tals ein  wenig  besser  geschützt,  imd  durch 
centrale  Bankinstitute  ■wurden  die  Interessen 
des  neu  anzulegenden  Kapitals  vorsichtiger 
abgewogen.  Immerhin  ist  in  Europa  die 
Tendenz  zu  einer  Vertiefimg  und  weiteren 
Ausgestaltung  der  Kartelle  unverkennbar, 
während  in  Amerika  die  Schaffung  grosser 
einheitlicher  Finanzinstitute  und  Banken,  die 
sieh  den  FinanzgeschAften  gewisser  Zweige 
wesentlich  zuwenden,  gezeigt  wurde. 

Der  Hauptgrund  der  bishei^en  Ver- 
schiedenheit ist  zweifellos  die  Präge  der 
Gesetzlichkeit  und  Ungesetzlichkeit  der  Kar- 
telle in  den  einzelnen  Ländern ;  in  Deutsch- 
land, wo  sie  allgemein  als  etwas  Unver- 
meidhches  gelten  und  von  den  Gerichten  in 
iluen  Bestimmungen  beschützt  werden, 
haben  sie  sich  noch  als  hinreichend  wirk- 
sam gegen  die  Uebel  der  Konkurrenz  be- 
wiesen. Ihr  Vorteil  ist  gewesen,  dass  sie 
von  den  Debeln  der  Ueberkapitalisation,  der 
Fondsspekulation,  des  Machtmissbrauchs  im 
Innern  und  auf  dem  Fiuaiizmarkt  viel  freier 
geblieben  sind;  ob  sie  den  produktions- 
technischen  Vorteilen  der  Tnists  iu  der 
Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkte  in  ihrer 
jetzigen  Form  die  Spitze  werden  bieten 
kennen  oder  zu  engerem  Zusammenschluss 
sich  genötigt  sehen  wei-den.   muss  die  Zu- 


kunft lehren.  Zur  Aufrechteriialtung  der 
Ordnung  auf  dem  inueren  Markt  scheinen 
sie  bisher  zu  geniigen,  an  der  Versorgung 
des  Weltmarkts  beteiligen  sie  sich  häufig 
als  solche  nicht,  sondern  überlassen  den 
AuBsenhandel  in  manchen  F^en  dem  Gut- 
dünken der  einzelnen  Uitgheder.  Einzelne 
Ausnahmen  sind  zu  verzeichnen  z.  B.  in 
der  westdeutschen  Kohlenindustrie,  die  das 
Exportquantum  festsetzt,  im  Schieaenkartell 
und  den  sonstigen  intemationaldn  Kartellen. 

Das  merkwürdigste  Beispiel  kompli- 
zierter Unternehmungen  dürfte  in  Deutsch- 
land das  Kruppsche  Werk  bilden,  das  eiiie 
führende  oder  teilnehmende  Rolle  in  mehreren 
Kartellen  der  Eisen-  und  Kohlenindustrie 
spielt,  zahlreiche  Fabriken  und  Bergwerke 
besitzt,  in  der  Fanzerfabrikation  neben  einem 
zweiten,  kleineren,  eng  verbundenen  Werk 
die  Rolle  eines  Trusts  einnimmt,  ständig 
neue  Welgestaltige  Unternehmen  erwirbt  und 
aufsaugt,  in  der  Waffenfabrikation  zum  Teil 
eine  Monopolstellung  ausübt,  dabei  aber 
seiner  äuseereu  Form  nach  noch  nicht  ein- 
mal eine  Aktiengesellschaft,  sondern  eine 
rein  private,   offene  Handelsgesellschaft  ist 

X.  Eine  Kritik  dei-  Trusts,  soweit  sie 
nicht  schon  aus  der  Darstellung  selbst  hei^ 
vorgeht,  muss  zugeben,  dass  in  den  neuen 
Untemehmungsformen  Produktion stechnisch 
erbebliche  Vorteile  liegen,  welche  überall 
zur  Durchführung  gekommen  sind,  während 
sich  bisher  noch  keine  Anzeiclien  dafür  er- 
gaben, dass  die  Verminderung  der  Kon- 
kurrenz zu  einer  Erschlaffung  der  tech- 
nischen Fort£chritte  führt  Auch  ram  Stand- 
punkt des  kapitalistischen  Beti-iebes  sind 
grosse  Verbilligungen  und  Ersparnisse  ei^ 
;  zielt  und  vielfach  anscheinend  die  Gruad- 
:  läge  für  eine  weitere  Sicherung  geboten. 
j  Auf  diesem  Gebiete  haben  die  Vorteile,  die 
etwaigen  Nachteile,  die  z\mi  grössteu  Teil 
temporärer  Natur  waren,  überwogen,  und 
hier  liegt  die  Begründung  für  die  voraus- 
sichtliclie  Dauer  der  Trusts.  Dagegen  hat 
sich  die  bisherige  Finanzpolitik  keineswegs 
stets  als  günstig  erwiesen.  Die  Gefahren, 
welche  eine  Miasverwaltung  auf  irgend  einem 
der  in  Frage  stehenden  Felder  für  das 
ganze  Gewerbe  haben  kann,  ist  offenkundig, 
und  hier^gen  gewähren  die  bestehenden 
Institutionen  noch  nicht  in  genügendem  Um- 
fange Schutz.  Die  grossen  maschinenbe- 
triebenen ludnstrieea  sind  nicht  auf  die 
Dauer  für  das  freier  Konkurrenz  offene  Ge^ 
biet  anzusehen;  einerseits  verlangt  die  Zer- 
legung des  Produktionsprozesses  in  ver- 
schiedene Stadien  mit  der  Zeit  die  Schaf- 
fung festerer,  mathematischer  Veibältnißse 
zwischen  den  Produktionsmitteln  und  An- 
lagen in  den  einzelnen  Stufeu  des  Gewerbes, 
und  das  sind  Probleme  von  einer  Gnisse, 
wie  sie  der  einzelne  Konkurrent  nicht  hin- 
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reichend  übersehen  kann.  Andererseits  ver- 
langt die  Maschinen  Wirtschaft  mit  grossen 
investierten  Kapitalien  eine  andere  Regnlie- 
rung  der  Preise  als  in  unbeschrankter  Eon- 
kuirenz,  weil  ein  einmal  eingerichtetes 
unternehmen  seinen  Betrieb  nicht  bei  Zu- 
nehmen der  Konkurrenz  umgestalten  kann, 
sondeni  solange  im  Kampfe  bleiben  und 
selbst  lange  Zeit  dauernd  mit  Verlust  ar- 
beiten miiBR  bis  es  selbst  oder  der  Gegner 
aus  dem  Felde  getrieben  ist. 

Oi^anisation  zur  Begiilierung  der  Preise 
ist  nötig;  imd  sie  kann  im  Trust  besser  er- 
folgen als  im  Kartell,  well  in  Amerika  die 
Gesetzgebung  das  letztere  nicht  aaerkennt; 
dassel^  gilt  von  den  Produktionsmengen. 

Das  Literesse  der  Oeifentliehkeit  aber 
nimmt  der  Trust  nur  soweit  wahr,  als  es 
mit  dem  seinen,  der  Erziclung  des  grCssten 
Profits,  identisch  ist.  Da  hier  die  Schran- 
ken der  Konkurrenz  gefallen  sind,  kann  er 
höhere  Profite  CTzielen  als  unter  dem  alten 
System,  und  es  fr^  sieh,  inwieweit  man 
seinem  alleinigen  f'rteil  die  Bestimmung 
uakontroUiert  flberiassen  darf. 

In  keiner  Richtung  haben  die  Trusts 
bisher  ii^nd  etwas  für   die  Arbeiterfrage 

fethan,  ihr  passives  NicbtübelwoUen  dürfte 
einesw^s  auf  die  Dauer  genügen,  sie  so- 
zial zu  rechtfertigen;  es  liegt  aber  nicht  in 
ihrem  Wesen,  weiter  zu  gehen,  denn  sie 
sind  eine  rein  privatkapitalistische  TTnter- 
nehmungsform. 

Auch  den  etwaigen  Verbänden  ihrer  Ar- 
beiter gegenüber  haben  sie  durch  die  Kon- 
trolle über  die  gesamten  Produktionsmittel 
des  betreffenden  Zweiges  ein  erhebliches 
Uebergewicht.  —  Dieses  ist  schon  für  die 
Kartelle  recht  erheblich  mehr  noch  für  die 
einheitlich  arbeitenden  Trusts.  ( 

Nach  dieser  Richtung  hin  ist  das  so^  \ 
nannte  Smithsche  Trades  Combinationi 
Movement  in  England,  welches  den  Arbeitern 
eine  Beteiligung  an  der  Festsetzung  der 
Arbeitsbedingimgen  und  Preise  und  dann 
an  den  ErtrSgen  gewährt,  erheblich  wirk- 
samer. Hier  kommen  die  Arbeiter  und 
Unternehmer  gemeinsam  zur  Festsetzung 
der  Produktionäeistimg  und  des  Produkti- 
onsgewinnes zusammen ;  das  Eonsumentcn- 
interesse  aber  fällt  auch  hier  weg.  L'eberhaupt 
wird  dasjenige  der  OeffentUchkeit  nicht 
wahrgenommen ;  im  Gegenteil  haben  in  den 
Smithschen  Unternehmen  auch  alle  Arbeiter 
das  grösste  Interesse  an  höheren  Preisen. 

&merhin  aber  haben  die  Trusts  in 
Amerika  einen  derartigen  Umfang  er- 
reicht, dass  sie  in  Gemeinschaft  mit  Ar- 
beit eroi^anisationen  unzweifelhaft  die  be- 
stimmten Grundlagen  der  Formen  wirt- 
schaftlicher Organisation  in  der  Zukunft  in 
sich  sehliessen.  Der  a«re6sive  Charakter 
aber,  welchen  die  amenkanische  Industrie 


nunmehr  als  Exporteur  annehmen  wird, 
findet  imzweitelhaft  in  den  Tnists.  seine 
kräftigste  Stötze,  und  hierin  dürfte  die 
Notwendigkeit  für  Kartelle  oder  für  Trusts 
in  anderen  Ländern  liegen,  in  Kampf  und 
friedlicher  Verabredung  zu  gewissen  Ueber- 
einkOnften  und  zur  Verteilung  der  Märkte 
der  Weit  für  die  Versorgung  mit  gewerb- 
hchen  Rohmateriahen,  Halbfabrikaten  und 
Fabrikationen  zu  gelangen. 

Der  Trust  kann  nicht  die  Endform  für 
(Ue  lukünftige  Organisation  sein,  dafür  ist 
er  sozialpolitisch  zu  unfähig,  politisch  zu 
gefährlich,  er  ist  aber  das  für  zahlreiche 
Gewerbe  unvermeicUiche  Durchgangsstadium 
zu  höheren  Formen  gewerblicher  Organisation 
geworden.  — 

Litt«rKtar:  Jtm  der  tcnendlichen  Füllt  tri  her- 
vorgthobtn  an  Büchern  (Au/fäUc  bteiben  uner- 
vähitt}:  AmttrltMn  Aeademv  of  PolltUal 
and  Sodal  Sd^nce,  t'orporatiotu  and  Publie 
Wd/are.  Adretst»  <U  the  fourlh  annwU  tneHi'ng, 
Philadelphia,  April  19-10,  1900.  —  P.  F. 
AaehTOtt,  Die  amrrUcanitchen  TnuU  al»  WeiUr- 
bildHng  der  UiUemehmereerbände.  Üonderrdititg 
aut  dem  Arehin  JUr  lotialt  Geteügebung  iinä 
.SMUlili.  Bd.  II,  Heft  S.  —  Bdtcard  W. 
Ifemtit,  Mitniciptd  Monopoliei.  A  eolleelion  of 
papert  bi/  Ameriain  Eeltnamieli  and  iSpeciaiitU, 
Xru-York  1S99.  —  CharUs  Whittng  Baker, 
Monopoliei  and  llie  feopte.  S  '*  Edition,  revited 
and  enlarged,  New-Yorli  and  Limdon  1899.  — 
Charte»  ¥.  Beach,  A  Trfitiie  an  Che  lair  of 
monopolie»  and  iJidiutrial  trutli  ai  admiiiitlered 
in  England  and  in  th'  Uitittd  Siale»  of  America, 
St.  Lmüi  1898.  —  Chicago  Conference  on 
truab.  Speachet,  debatee,  reic^iUion»,  litt  of  rfe- 
legatet  ele.  Held  Sepleaibar  IS.  U.  IS.  16.  IS99. 
ChicBgo.    isoo.  —    WUliatn   WtUon  Coole, 

The  Corporation  problem.  The  public  phaies  of 
eorpiiraliona,  their  viel,  abuiei,  ele,,  Netn-York 
1891.  —  Predettc  H.  Cootce,  The  laa  of  trade 
and  laboT  rombinationt  al  applicable  to  bnycoUi, 
itrikes,  trade  cntitpiraeiei ,  monopoliei,  pooU, 
tnut;  and  kindred  topiea,  Chicago  1898,  XXy'(l), 
ilipp.  3".  —  S.  C.  T.  Dodd,  Vombination», 
their  tuet  and  abaiei.  WitA  a  kvilory  of  the 
Standard  Oil  tnut.  AVm-Kori  lS9i.  —  W. 
MUUr  Collier,  The  TnuU:  What  can  ve  do 
Kilh  themr  Whai  ean  iAey  do  for  no.'  A>if- 
l'ont  1900.  —  George  Gunlon,  Truitt  and  the 
ptMie,  yeio-York  19iXl.  —  IVionuu  I~  tfreen 
Corporationßnanee,  yetc-York  1897.—  WiUlam 
Höbe  Hawey,  Coi-a  on  money,  Trv»l4,  and 
imperialiim,  Chicago,  (^in  Pubt.  Co.  1399.  — 
Ernat  von  Halle,  Tr%utt,  or  indvttriai  com- 
binationi and  condüiont  in  the  Cniled  State!. 
A'evi-York  1S95.  — J.  Stehen  Jeans,  Truste, 
poote  and  cornere  al  afecting  commeree  and  in- 
dtulrg,  London  1894.  —  J.  »'.  Jenism,  The 
trvil  problem ,  Nev  -  York  1900.  —  Henry 
Bemareet  Loyd,  IVeabh  egainit  common  irealth, 
Sew-Yort.  —  Neic-york  State  Senate.  Ma- 
jority  and  rainority  reporti  of  the  rommiltee 
appointed  to  invettigate  the  eornering  of  grain 
and  other  arliclet,  April  20,  1883,  Albany  1883. 
—  Keport  and  pniceelingi  ofthe  Senate  t'ommitlee 
appointed  to  inceettgalc  TrueCl.     Tranimitied  to 
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Ihe  tecFÜlature  March  S«  1S97.  Albany  and 
Nfnc-York  1897.  —  Report  of  Vit  amunütce  on 
general  laiei  on  Ihe  imvetligation  relatire  to 
Iruili.  lYanimilted  lo  Üw.  legülature  Mareh  6, 
188S.  AUxiny  I8SS.  —  PeTUVUranta  State 
Senat«,  Documtnt  Ko.  39.  Report  of  the  com- 
miaee  on  the  judMary  (general)  nf  the  tenate 
of  t^ntj/lvania  in  relatioti  lo  the  caat  diffiaiitUi 
wilh  Ihe  oeei/mpanyiag  Itiümony.  MaTehti,  IlarrU- 
btirry  1371.  —  P.  de  Bouaaiers,  Le*  indiutriei 
monopolitee*  (trutU)  a«x  Etali-ünit,  Fürii  1898. 
^  E,  F.  Seemann.  Die  Monnpolitierung  dei 
PelToleumhandei*     und    der    Pelroteumindiutr^. 

—  Edw.  J,  Smttli,  Tht  nnr  tradtt  ntiibinotton 
tnocemnil.  /Uprimrfpfe»,  jnefAod«,  andprograi. 
With  an  introduHityn  by  J.  Carter,  London  1893. 

—  I'nittd  Stata.  f\ftitth  Congree;  firtl  leitwn 
Houee  of  repraentoHnes.  Report  JVb.  31IS, 
Report  of  Iht  eomraitlee  <rn  maitufaelHre»  on  the 
invatti'gatioii  of  Irutti.  Wathiitgion  1888.  — 
Fifti/-firll  Congreu,  jint  »estion.  Senate  reporl 
No.  8i9.  Report  of  the  teUct  commiltee  on  the 
tranipfirtation  of  and  tale  of  mtat  producit. 
Waihington.  Gneernmevt  Prinlt  C>ffiee  1890.  — 
Round  «tith  thi*  it :  Tetlimony  taten  by  the  etteet 
eumtaiUee  of  the  Vniied  Statet  Sevate  on  Ihe 
Irantportatiim  and  tale  of  meal  produrt», 
WojhingUm  1889.  —  Vnittd  Stala.  Fifty 
teeond  Congret*,  tecond  eetiion  Mfnae  of  Repreten. 
lativea.  Report  No.  i601.  Whiety  Irutl  inceiti- 
gation.  Report  qf  the  Committee  vn  ihe  judicüiry 
on  the  ehararier  and  operalirn»  of  the  Dutilling 
andVaUle  feeding  Company.  Waihingion  IS9S.  — 
Induslrial  Cummittion.  TWutt  and  Ind'Utrial 
CombiHOiioni;  tlalnle»  and  deeitiont  of  federal, 
ilale,  and  terriloriid  laip,  logether  irilh  a  digesl 
of  fiirporation  htr>  applicable  lo  large  ind'ittrial 
(ombiitation».  ^ya^kingU>n  19"0,  Table»  ^  (66'^ 
Congrrt,  I*  i««oii.  Hotite.  Document  yo.  4''> 
pl.  ij.  —  Prelimiaary  report  on  tnut»  and  in- 
dtutrial  Oriabiunlion» ;  with  leitimony  /and/ 
rtrifw  of  evidenee.  Waehington  1900  [2).  — 
£.  YtgowroKX,  La  coneentration  det  fnreee 
mirriirei  dam  l'Amcrigtte  du  A'nrd,  Arec  une 
prffiice  de  P.  de  Rorulen.  Äirii  1S99.  — 
Special  Conmtlar  reporta,  TYiittt  and  Trade 
Oimbin'Uioni  in  Europe,  rol.  XXI,  part  III, . 
Wifthington  ISOit.  —  UnUed  Stalet,  BuUetin.  of 
the  Department  of  Labor  by  J.  W.  Jenka, 
Wathingion,  July  1900.  —  Library  of  Congreu. 
.1  IM  of  Book»  (with  Referenet»  to  Periodicalt) 
relaling  ta  TYiutt  by  A.  C.  C.  Oriffn.  WathingloH 
19011.  —  SfhrifIfH  dei  Vereine  für  Soiialpolilii, 
Bd.  LIX,  Leipzig  189i. 

Em»t  von  Halle. 


Tucker,  Josiah, 

ward  ^reboren  im  Jahre  ITll  zu  Lanthan  (Car- 
marteDshire)  in  Eugland,  erhidt  »eine  Kniehung 
im  St.  Johna  Colleg  in  Osford,  widmete  «icü 
dem  geistlichen  Sttidiam  und  wnrde  Kaptaa, 
später  Diakonufi  in  Bristol,  Der  Anfenttialt  in 
dieser  bervotTai;enden  Handelsstadt  lenkte 
Tnekers  Änfinerksamkeit  auf  die  volkswirt- 
schaftlichen nnd  politischen  Vor|fäDC;e,  deren 
Stndinm  er  sich  von  nun  ab  eingehend  widmete. 
17ö8  wiiTfle  Tucker  aU  Dechant  nach  Gloneester 
versetzt,  woselbst  er  am  4.  XI.  17119  starb. 


Tacker  ist  als  einer  der  selbständigsten 
Bcbarfdenkenden  NaüoAalOkonomen  nnd  ala  ein 
direkter  VotlBnfer  Adam  Smiths  zn  betrachten. 
Wenn  die  meisten  seiner  Schriften  anch  Fragen 
seiner  Zeit  betrafen,  insbesondere  durch  deren  , 
Hinweis   auf  die  grossen  Vorteile  der  Vereini- 


gung zwischen  Irland  nnd  England,  so  erörterte 
er  doch  auch  in  denselben  zahbeiche  principiel'" 

Fragen,    namentlich  solche,    die   sich   ant  di 


Weltverkehr,  die  Kolonisation,  das  Qewerbe, 
den  Lohn  etc.  bezieben.  Er  war  ein  eifriger 
Verfechter  treihfindlerigcher  Lehren,  welche  er 
auf  die  Oemeinsamkeit  der  InMresgen  der 
Nationen  begrtindete.  Tucker  zählte  im  übrigen 
zn  den  Populationsscbwirmem,  deren  Schule 
um  die  Bütte  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
blühte. 

Rascher  spncht  (Qeech.  d.  Nat.  S.  594) 
Ton  dem  ,.Tncke rächen  Gesetze",  „wonach 
mit  dem  Steigen  der  Eultnr  die  Bodenprodnkte 
im  engeren  Sinne  teuerer,  die  Kapitals-  tind 
Arbeitsprodukte  wohlfeiler  werden " .  Weiter 
bezeichnet  Röscher  als  Tuckersche  Lehren  [eben- 
da S.  414):  die  Lehre  von  der  Gegenseitigkeit 
der  Absatzwege,  von  der  natürlichen  Verteuung 
der  Gewerbe  zwischen  reichen  nnd  annen  Län- 
dern sowie  TOn  der  Harmonie  aller  rechtmässigen 
Interesses,  —  Am  eingehendsten  wird  Tucker 
von  Kautz  (n,  S.  «X>)  gewürdigt.  Dieser 
rechnet  ihn  (S.  304]  mit  dem  ihm  geistesver- 
wandten Hume  tmd  mit  Ad.  Smith  zu  den  ,.drei 
grossen  Ahnherren  der  niodem-enropäischen  nnd 
neu-eogliachen  Nation alükonomik".  „Die  eigent- 
liche Glanzseite  der  Deduktionen  Tuckers  (Kautz, 
S,  401)  bildet  seine  wahrhaft  groasartige  An- 
schauung der  ükonomischen  VSlkerverhältnis.se 
in  internationaler  Beziehung,  andererseits  die 
Klarstellung  jeuer  tlieoretischeii  Fundamental' 
Sätze,,  auf  welchen  die  Handels-  und  Verkebrs- 
freiheit  beruht  und  durch  welche  Tucker  zu- 
gleich der  wahre  Ahnherr  der  heutigen  Man- 
chesterschule geworden  ist," 

Die  hauptsächlichsten  wirtschafts-phi- 
losophischen  Gedanken  Tuckers  sind  in 
seiner  Schrift  „Four  tracta  and  two  sermons 
on  political  and  commercial  snbjects,  Gioucester 
1774;  third  Edition  1776"  niedergelegt.  Indem 
ersten  dieser  _Fonr  tracts",  welcher  nach  H  e  I  d 
(s.  n,  S.  155)  bereits  17Ö8  (also  ein  halbes  Jahr- 
hundert vor  Ad.  Smith)  geschrieben  wurde,  ver- 
licht Tacber  den  Satz,  dass  jede  Nation  nur 
durch  Arbeit  und  Fleiss  reich  wird,  und  be- 
leuchtet klar  unter  Verteidigung  hober  LSbne 
die  Vorteile  der  Arbeitsteilung, 

Er  sucht  hier  den  innigen  notwendigen  Zn- 
sammenhang zwischen  Staat,  Wirtachät  und 
Moral  nachzuweisen,  beurteilt  klar  die  Natur 
und  die  mannigfachen  Beziehungen  der  mensch- 
lichen Bedürfnisse,  vorzüglich  aber  auch  (Kautz, 
Ö.  400)  die  Erscheinungen  det  nationalen  Güler- 
konaumtion,    wobei  er  von  der  massloaen  An- 

E reisung  derselben  abrät.  Bei  dieser  seiner 
ehre  von  der  sozialen  Verteilung  des  Volks- 
einkommens stellt  Tucker  folgende  beachtens- 
werte individnal-wirtschaftliche  Re- 
geln auf  (Koscher,  Sj-.it.  I.  §  102):  Ein  jeder 
niuss  folgende  Rücksichten  nehmen;  a)  nicht 
sein  Einkommen  zu  überschreiten;  b)  fitr  seine 
Familie  und  Dependenz  zu  sorgen;  c)  fUr  Not- 
fälle zu  sparen;  d)  sich  zur  Armenpflege  etc. 
instand  zu  setzen;  e)  keinen  Genuas  zu  wählen. 
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der  Leib  and  Seele  ichaden  kann;  f)  k^  echKd- 
liches  Beispiel  zu  geben. 

Von  aen  Tielen  anderweiten  Schriften 
Josiah  Tacken  führen  wir  in  chronologischer 
Beihenfolge  folgende  aaf,  welche  viele  stoats- 
wiBsensebaftliche  Ansichten  enthalteu ;  Ä  brief 
eesay  ou  the  advantageB  and  disadr antares  which 
reapectivelj  attend  France  aiid  Oreat-Bntain  with 
regard  to  trade,  London  1700;  2.  ed.  1761 ;  3.  ed. 
1753.  (In  diesein  Werke  fordert  Tncker  weit- 
{^ebendste  Handelsfreiheit,  Laxuast^nem,  die  Er- 
ricbtnng  von  Waren magazinen,  Verbesserung  der 
Verkehrsmittel  etc.)  —  Qaeries  on  the  naturali' 
Kfltion  biii,  London  1761;  2.  ed.  1752.  —  Re- 
fleiions  on  the  eipedienc;  of  a  law  for  the  na- 
tnralizatiou  of  foreign  protestants,  2  tqI.,  Lon- 
don 1751  ond  17Ö2,  (Uebersetzt  ins  Franzdsische 
mit  Einleitung  und  Noten  von  Turgot  unt«r 
dem  Titel:  „QuestionB  importantea  snr  le  com- 
merce,  ä  l'occaBion  des  oppoaidons  an  dernier 
bill  de  naturalisation,  London  1756.)  —  Letters 
to  a  friend  conceming  natnraJizations,  London 
175i.  —  Important  qaestionB  on  commerce, 
I— VIII,  London  17öö,  —  The  elements  of  com- 
merce and  theory  of  taxea,  Bristol  175&.  ~  Be- 
flectioDs  on  the  eipediency  of  opening-  the  trade 
to  Tnrkey,  London  1755.  —  The  reBpective 
pleas  and  argnments  of  the  inotber-connCr;  and 
of  the  colonies  distinctly  set  forth  etc.,  London 
1756.  —  A  letter  to  Edmund  Burke,  London 
1775.  —  An  hnmble  addresa  and  earnest  appeal 
to  the  louded  interest,  whether  a  cennection 
with  or  Separation  from  the  american  coloniea 
would  be  most  for  the  benefit  of  these  Eing- 
dom,  Gionceater  1776.  —  A  aeries  of  answers 
to  certaiii  populär  objections  againat  aeparating 
froni  the  rebellions  colonies,  and  diacording  them 
entirely,  Gloncester  1776.  —  Letters  to  Dr. 
Kippis,  London  1780.  —  Treatise  conceming 
civil  Government,  London  1781.  (Bekämpft  vor- 
nehmlich die  Theorieen  Lockea.)  ^  Lettera  to 
Kecker,  1781.  —  Keflections  on  the  present  low 
price  of  coarse  woola,  its  immediate  causes  and 
its  probable  remedies,  London  17S2.  —  Cui 
bonoV  Gionceater  1782.  —  ReflectionB  on  the 
present  matters  in  dispute  between  Oreat  Britain 
and  Ireland  etc.,  London  1786.  —  Sketch  of  the 
advance  and  decline  of  nations,  London  179&. 
^handelt  n.  a,  die  Theorie  des  Verkaufs  und 
die  Abaatzkriaen.)  —  CJarke,  A  anrvej  of  the 
Btrengtb  and  opnlence' of  Oreat-Brit&in.  With 
observationa  by  Dean  Tucker  and  D. 
Hume,  London  l^Ol. 

Vgl.  Über  Josiah  Tncker:  Eoscher- 
Ja'nnasch,  Kolonieen,  III.  Aufl.,  8.53,  64,66, 
59,63,  75,  118,  122.223,227,292.  — Röscher, 
Syst.,  Bd.  I,  §§  1,  16,  54,  57,  91,  93,  102,  130, 
200,  216,  219,  254,  256,  263;  H,  §  40;  III,  §§ 
36,  79a,  93.  -  Derselbe,  Gesch.  der  Nat, 
S.  414  n.  694.  —  Derselbe,  Zur  Geschichte 
der  englischen  Volks wirtschaf talehre,  Leipzig 
1861,  8.  39  u.  66.  ^  Derselbe,  Unt«r- 
Buchangen  Qber  das  Kolonial wesen,  in  Rau- 
Hansüens  „Archiv  der  politischen  Oekonomie', 
N.  F..  Bd.  6,  Heidelberg  1847,  S.  39  ff.  — 
Bense,  Gelehrtes  England.  —  Samuel  Baur, 
HiatArisch-biogr.-litterarisc hee  Handwörterbuch, 
V.  Bd.,  Ulm  1810,  S.  478.  —  Adolf  Held, 
Zwei  Bttcher  zur  sozialen  Geschiebte  Englands, 
Leipzig   1881,   S.  155  u.   507.  —  D.   «nrne, 


Disconrees,  London  1800.  - 
Die   Lehre   vom  Untemeh „ 

1866,  S.  12.  —  John  Qorton,  General  ] 
graphical  Dicüonary,  Vol.  m,  London  1838.  — 
Leroy-Beanlieu,  De  la  Colonisation  chez 
les  Peaples  Modemea  2.  ed.,  Paris  1882,  S.  84  fF. 
—  S  a  j  -  C  h  a  i  1 1  e  y ,  Konvean  Dietionnaire  d'Eco- 
nomie  politique,  II,  Paris  1892,  S.  1121.  — 
Mc'  CuUoch,  The  Principles  of  Poütical  Eco- 
nomy,  4.  ed.,  Edinburgh  1849,  S.  217.  —  Kautz, 
Theorie  n.  Geschichte  d.  Nationale konomik,  I, 
Wien  1868,  S.  141;  11,  Wien  1860,  S.  131,  304, 
308,362,400,462,521.  — Ingrara-RoBchlau, 
Qeachichte  der  Volkawirtsohaftslehre,  Tübingen, 
1890,  8.69,  115—116.  —  Palgrave,  Dictio- 
nary.  Vol.  III,  London  1899.  S.  688—590. 

Schmidt. 


TarboJo,  Gian  Donato, 

Seh.  gegen  1675  in  Neapel,  gest.  daselbst,  To- 
eajahr  anbekannt,  widmete  sich  dem  Handela- 
stande,  machte  sich  frühzeitig  aelbal^dig  und 
betrieb  bereits  16  Jahre  ein  Handels-  und  Wech- 
selgeachäft  in  seiner  Vaterstadt,  ah  er  wegen 
seiner  Kenntnisse  im  Geldwesen  1607  zum  HQnz- 
direktar  des  KSnigreichs  Neapel  ernannt  wurde. 
Tnrboio  hatte  in  dieser  Stellung  der  Regierung 
gegenüber  einen  schweren  Stand,  er  sollte  durch' 
greifende  monetalische  Veränderungen  vor- 
nehmen, und  die  Regierung  erwies  ihm  zu  deren 
flnansielleT  Deckung  ein  so  nn zulängliches  Ent- 

fegenkommen,  dasa  er  die  Intervention  der 
resae  anrief,  welcher  Schritt  1622  seine  Ab- 
setzung zur  Folge-  hatte.  Hierauf  folgte  ein 
aechsjänrififes  Interregnum  ohne  MQnzdirektor, 
und  da  die  Regierung  einen  Ersatzmann  f&r 
Tnrboio  nicht  fand,  wurde  dieser  1629  in  sein 
Amt  wieder  eingesetzt. 

Turbolo  TerQfFentlicbte  von  Staats  wissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Discorso 
della  differenza  ed  inequ&lita  delle  monete  del 
Regno  di  Napoti,  con  altre  monete  di  potentati 
convicini,  e  della  causa  della  pennria  di  esse. 
Con  l'espediente  per  lo  aggiustamento ,  et  ab- 
bundanza  si  delle  monete  di  Re^o,  come  di 
forestiere,  Neapel  1618.  —  Nuovi  carriehi  dati 
alli  offlciali  della  R.  Zecca  carcerati.  Contenuti 
nelle  cinqne  ultime  relationi  fatt«  dal  Hagnilico 
Rationale  Lnca  Landato  oltre  le  due  autece- 
denti.  Con  le  risposte  e  diecarichi  adverso  dette 
relationi,  e  pret«ndente,  et  altri  diacarichi, 
ebd.  1623.  (Wideriegnne  der  gegen  ihn  lur  Be- 
gründung seiner  EntJasanng  erhobenen  An- 
klagen). —  Discorso  aopra  le  monete  del  Regno 
di  Napoli.  Per  la  rinnovatione  della  lega  di 
esse  monete,  ordinata  ed  eseguita  nell'  anno 
1622.  E  degli  eifetti  da  c(uel!a  procednti.  E 
se  il  cambio  alto  per  estra  Regno  sia  d'ntile, 
ö  danno  ai  Regnicoli.  Con  diverse  relationi,  e 
copie  d'attri  discorsi  dati  fuora  nell'  anni  1618, 
1619  et  1620,  pertinenti  alla  medesima  materia, 
ebd.  1629.  (Teilweise  abgedruckt  in  Bd.  I 
(parte  antica)  des  Custodischen  Sammelwerkes: 
Scrittori-classici  italiani  di  economia  politica, 
Mailand  1803-16.) 

Das    Hanptverdienat   Tnibolos    besteht    in 
ner  hartn&ckigen   Opposition  gegen  das  Be- 
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streben  der  Regiernng,  den  Wecbselkarg  durch 
ein  Gesetz  zn  regeln  und  den  MUnzfaBe  herab- 
Eogetzen.  Bei  der  Frfignog  der  Nationalmünze 
war  es  sein  Bestrebea,  deren  WertTerhtUtaisBe 
denen  des  ansländiscben  im  Königreich  Neapel 
kursierenden  Geldes  anznumsen,  da  der  Metall- 
Kehalt  der  Slteren  neapolitaniscben  Mflnse  ein 
näherer  Etls  der  ihr  nominell  gleich  bewerteten 
anderen  italienischen  nnd  anslüidiscben  neapo- 
litanischen Umlaufs  münze  war,  welcher  Um- 
stand die  dem  Staatsschätze  ho  verlustreiche 
starke  Ausfuhr  mehrwertigen  neapolitanischen 
Geldes  alter  PrÄ^ung  hervorrief.  Seine  in  der 
ersten,  1616  publizierten  Schrift  (s.  o.l  gebrachte 
ErkÜjnne  aber  die  wahre  Ursache  der  Knapp- 
heit der  Kontanten  im  Königreich  Neapel  spricht 
sich  am  klarsten  über  die  Schwieriglteit,  eine 
dem  Hett^lgehalte  angemessene  Parität  zwi- 
schen der  Landes-  und  der  ausländischen  Münze 
herzustellen,  aas  und  rechtfertigt  auch  Tnrbolos 
Opposition  gegen  eine  gesetzliche  Fixierung  des 
Wechselkurses. 

Vgl.  über  Turbolo:  Pecchio,  Histoire 
de  l'^conomie  polit.  en  Italie,  troduit  par  Gnl- 
lois,  Paris  1830,  S.  82.83.  -  Fornari,  Delle 
teorie  econouiiche  nelle  provinde  Nauolitauc  dal 
secolo  Xm  al  ITü,  Muland  IS82,  S.  280  ff.  — 
Gobbi,  L'economia  politica  negli  scrittori  ita- 
liani  del  secolo  XVI  XVn,  ebd.  1889  S.  188  iß. 
LIpperL 


Tni^t,  Anne  Robert  Jacqnes,  Baron 
d'Aulne, 

geb.  EU  Paris  am  10.  V.  1727,  gest.  daselbst 
am  18.  IIJ.  1781,  als  Mitglied  der  Academie  des 
inscriptions  (seit  1776),  besnchte  das  College 
LouiK-le-Grand  nnd  später  das  Priesterserainar 
St.-Sulpice,  sattelte  von  der  theoloG:i9chen  zur 
Staats wisaenschaftlichen  Laufbahn  iloer,  wurde 
1TÖ2  Farlamenterat  nnd  1753  Reqnetenmeister 
Iraaitre  des  requftes).  Die  Massezeit,  welcbe 
ihm  in  dieser  Stellung,  die  er  8  Jahre  iune 
hatte,  blieb,  benatzt«  er  zu  seiner  Vervollkomm- 
nung anf  staatswissenschaftlichem  nnd  philo- 
sophischem Ctebiete.  Im  Salon  der  Hademoi- 
selle  de  Lespinasse  machte  er  die  Bekanntschaft 
der  bedeutendsten  Encyklopädisten  nnd  ajiderer 
Ritter  des  Geistes  des  damaligen  Paris ;  Dide- 
rot, d'Alembert,  d'Holboch,  Galiani,  Condorcet, 
Eelvetius,  Marmontel  etc.  Zn  gleicher  Zeit 
lernte  er  den  Leibarzt  Ludwigs  XV.  und  Grün- 
der der  uhjsiohratischen  Schule ,  l^nesnay, 
kennen  und  befreundete  sich  mit  Gonma.v,  der 
gern  der  Aufforderung  Tnrgots  entsprach,  ihn 
der  physiokratiBchen  Schule  als  Neopn^pC  zuzu- 
führen. Im  August  1761  wurde  Turgot  zum 
Intendanten  der  Generalität  Limogea  ernannt, 
welche  die  damaligen  Provinzen  Limousin  nnd 
Angonmois  oder  die  hentigen  Departements 
Corrfize,  Haute- Vienne ,  l'harente  und  L'reuze 
nmfosste.  Durch  Unwissenheit,  Trägheit  und 
Demoralisation  seiner  Bewohner  sowie  durch 
Unfähigkeit,  Eigennutz  und  despotische  Willkür 
der  Beamten  befanden  sich  diese  Provinzen  da- 
mals in  einem  Zustande  der  tiefsten  wirtschaft- 
lichen   Zerrüttung.     Die    Landwirtschaft    lag 


vollständig  darnieder,  die  Steuerkatasterbeamt«n 
hatten  seit  Jahrzehnten  die  int  Besitsstond  der 
Ländereien  vorgegangenen  Veränderungen  in 
den  Grundbüchern  nicht  nachgetragen ,  die 
Grundsteuer  wurde  daher  wegen  Un Zuverlässig- 
keit der  Hebeliaten  in  der  denkbar  langsamsten 
nnd  nna-erech testen  Weise  eingezogen.  Die 
wirtsch^liche  Loge  der  grösstenteils  kleine 
Kultur  betreibenden  Bauern  war  eine  überaus 
traurige;  bares  Geld  bekamen  die  Stenereie- 
kutoren  feiten  zu  sehen,  sie  waren  häufig  ge- 
nötigt, Vieh  nnd  Wirtsehaftsinventar  abzn- 
pKnden  oder  sich  die  Steuersumme  vom  Ertrag 
der  nächsten  Weinernte  cedieren  zu  lassen.  Da 
es  temer  zur  Unterhaltung  der  Landstraasen 
und  Vicinalwege  an  einem  Regierungsfonds 
fehlte,  mussten  die  zur  Grundsteuer  veranlagten 
Bauern  die  erforderlichen  Arbeiten  unentgelt- 
lich als  Wegfroude  leisten.  Industrie  auf  dem 
Slatten  Laude  war  nicht  vorhanden,  nur  in 
er  aJten  Handelsstadt  AngoolSme  gab  es  eine 
.Anzahl  fahrik massiger  Betriebe  und  grössere 
Handelshäuser,  in  den  Bischofssitzen  Limoges 
nnd  Tuelle  fanden  sich  nur  Fabriken  von  Fara- 
menteu  niid  kirchlichen  Gerätschaften.  Licht- 
giesscreien  und  Seifensiedereien.  Das  Eleinse- 
werbe  seufzte  unter  hartem  Steuerdruck.  Zu- 
nächst setzte  Turgot  alle  ihm  zur  Verfügung 
stehenden  Beamten  und  sonstige  eine  öffentliche 
Stellung  bekleidenden  Personen,  die  Gcistiichen 
nnd  Aerzte  nicht  ausgeschlossen,  in  Beweeung, 
welche  über  die  vorhandenen  amtlichen  Hilfs- 
quellen, die  hfgieinischen  Zustände,  die  agra- 
rischen und  gewerblichen  Verhältnisse  in  ihrem 
Wirkungskreise  Auskunft  erteilen  mnssten.  Er 
Hess  u.  a,  durch  seine  Vertrauensmänner  den 
Viehstand  ermitteln,  den  Dnrchschnittsertrag 
der  Kornernten  abschätzen,  eine  Vermögens- 
statistik der  Besitzenden  und  eine  Steuer- 
restantenstatistik  aufstellen.  Die  ungerecht« 
Verteilung  der  Abgaben  und  die  Steuerttber- 
bUrdung  der  Bevölkerung  griff  er  als  schreiendste 
Uebel  zuerst  mit  Maasregeln  an,  welche  den 
dreifachen  Zweck  verfolgten,  die  Lasten  auszu- 
gleichen, zn  mildem  und  für  die  wirtechafilich 
schwächsten  Elemente  ganz  aufzuheben.  Als 
Beweis,  in  wie  vielseitiger  Weise  er  sich 
ausserdem  um  das  Wohl  der  Bevölkerung  ver- 
dient machte,  soll  hier  nur  erwähnt  sein,  dasH 
er  die  druckende  Kinquartjerangslast  durch  den 
Bau  von  Kasernen  für  das  stehende  und  durch- 
ziehende Militär  von  dem  Einzelnen  auf  die 
Gemeinde  abwälzte,  dass  er  zur  Herstellung 
billigen  Baumaterials  die  Limousiner  in  der 
Ziegelbrennerei  unterrichtete,  dass  er  Sümpfe 
zur  Gewinnung  von  Ackerland  austrocknen 
Hess  und  den  Anbau  der  Kartoffel  nnd  die 
rationelle  Kultur  der  Futtergewächse  einführte. 
Turgot  kam ,  trotz  seiner  energischen  An- 
spannung aller  ihm  im  Dienste  der  Humanität 
zur  Verfügung  stehenden  HilfskrUfte,  nur  lang- 
sam in  aemem  Reformwerke  vorwärts,  und  das- 
selbe drohte  gänzlich  zn  scheitern,  ola  Miss- 
wacha  und  Teuerung  in  den  Hungenahren  1770 
und  1771  die  Generalität  Limoges  neimsncbte. 
Die  vor  keinen  Schwierigkeiten  zurück- 
schreckende Titanennatur  eines  so  ausser- 
ordentlichen Menschen  wie  Turgot  kam  jetzt, 
wo  so  viele  hilfesnchende  Arme  sich  nach  ihm 
ausstreckten,  znr  vollen  Geltung.  Eine  über 
beide  Ji^ovinzen  sich  auadehnende,   mit  Mitteln 
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Turgot 


«QsgerQstete  Armenpflege  warde 
niräert,  deren  LeiitnngsAhigkeit  der  Wolil- 
thftt%keitB8iim  der  Be^tertea  und  nicht  zu- 
letzt die  Ton  ihm  bewilligte  Inanspmcbntihme 
seine«  eigenen  Vermögens  gewäbrleistete ;  Seie 
nnd  Kartoffeln,  als  Ersatz  des  mangelnden  Ge- 
treides, kamen  an  die  erwerbsanfBhige  BevBlke- 
rong  lur  Verteilnng,  UnterstütBungen  ohne 
Gegenleistung  wnrden  nur  alten  nnd  gebrech- 
lichen Personen  gewfthrt,  wer  arbeit^big  war, 
mngste  die  ihm  auf  Harken,  welche  seinem 
Lohnsatze  entsprachen,  verabfolgten  Snbsiatenz- 
mittel  durch  Arbeit  bezahlen.  Arbeitslose 
dnrfte  es  iint«r  seiner  Terw^tang,  da  Tnrgot 
das  Recht  auf  Arbeit  ohne  Einsf^ränknng  an- 
erkannte, auch  in  Hungerjabren  nicht  geben, 
nnd  jeder  Privatmann,  der  Arbeit  zn  vergeben 
hatte,  war  von  ihm  verpflichtet,  Arbeitslose, 
deren  Verwendung  zn  Wegebant^n  oder  anderen 
Öffentlichen  Arbeiten  wegen  den  Bedarf  über- 
steigendem Angebote  nicht  statthaft  war,  in 
Zeiten  der  Not  gegen  LObnung  oder  Ter- 
pfiegnng  zu  beschfiftigen.  Einen  schweren  Stand 
halt«  Targot  der  UnbotmtUsigkeit  der  gössen 
tarbnlent«n  Volksmasae  gegenllber,  die  in  Not- 
jahren die  Getreidespeicher  der  Komhändler, 
die  gefüllten  Scheunen  der  ürossgrnndhesitzer 
bei  Gelegenheit  ebenso  plünderte  wie  die  Koni- 
transporte zwischen  Stadt  nnd  Land,  zwischen 
Provinz  nnd  Provinz ;  auch  die  eigenmächtigen 
Anordnungen  atädtiscber  BehSrden,  wie  aer 
Schöffen  von  Tnrenne,  welche  kein  Getreide 
wahrend  der  Hungersnot  aas  der  Stadt  lassen 
wollten,  oder  des  Polizeileutnants  von  Angon- 
Ifme.  der  das  abgeschätzte  fiedarfsquantnm  an 
BrotJrucht  fGr  die  Bürgerschaft  aufzuspeichern 
befohlen,  hatte  er,  nm  notleidenden  Nachbar- 
orten beizustehen,  durch  seine  Gegenbefehle 
gebenden  Ordonnanzen  aufzuheben.  Mit  dem 
zunehmenden  Mangel  mehrten  sieb  ancb  die 
Brotrevolten,  infolgedessen  im  April  1770  eine 
vollständige  Stockung  des  Getreidehandels  ein- 
trat, indem  die  Gutsbesitzer  und  Händler  die 
Eommärkte  nicht  mehr  beschickten  und  die 
Transporte  von  in-  nnd  anslSudischem  Getreide 
im  Binnen-  nnd  Aussenhandel  der  Generalität 
aafbürten.  Erst  als  Tnrgot  Gewalt  gegen  Ge- 
walt aufbot  nud  die  Harichansee  gegen  die 
Plünderer  einschreiten  liess,  Qffneten  sich  mit 
der  Rückkehr  geordneter  ZnstAnde  die  Ge- 
treidespeicher wieder  zur  Anssendung  nnd  Auf- 
nahme von  Koraaus-  nnd  -zufuhren. 


seiner  „eloge  de  Goumay"  verfochten,  trat  in: 
flexederEreignisse,  welche  sich  in  der  Generalität 
von  Limoges  im  Laufe  der  Jahre  1770  und  1771 
abgespielt,  nach  der  Meinnng  der  Anhänger 
des  Fb^siokratismus  durch  die  Praxis  als  stich- 
haltig erprobt  und  gestählt  hervor,  welche  An- 
sicht ancb  von  Turgot  geteilt  wurde.  Diese 
Zuversicht  auf  den  bevorstehenden  universellen 
Trinmph  der  Preihandelsidee  spricht  sich  auch 
in  seinen  berühmtea  „lettrea  sur  la  liberte  du 
commerce  de  grains"  (s.  u.)  ans,  welche  der 
Intendant  von  Limoges  im  Dezember  1770  an 
den  Finanzminister  Ludwigs  XV.,  den  Abbe 
Terra;,  richtete.  Er  fordert  in  diesen  Briefen 
nicht  nnr  freie  Bewegung  des  Getreideband  eis 
innerhalb  Frankreichs,  er  dringt  auch  darauf, 


die  Zollschranken  im  Aaslandsverkehr 
fallen  and  mit  ihnen  die  Scheffelstener,  der 
Müblenzwang  und  die  Privilegien  des  Bäcker- 
gewerbes. —  Nachdem  Turgot  auf  eine  drei- 
zehnjährige überaus  mühe-  nnd  sorgenvolle,  aber 
auch  nuendlich  verdienstreiche  Verwaltung  der 
Generalität  Limoges  zurückblicken  konnte,  starb 
Ludwig  XV.  und  hinterliees  seinem  Nachfolger 
einen  leeren  Staatsschatz  und  eine  1600  Millionen 
Livres  betragende  Schuldenlast.  Turgot  hatte 
als  Intendant  von  Limoges  .  keine  anderen 
Schätze  als  den  Klang  eines  ruhmvollen  Namens 
erworben.  Als  Manrepas  daher  nach  Lud- 
wigs XVI.  Thronbestei^ng  Vollmacht  vom 
KQnige  zur  Errichtung  eines  Ministeriums  er- 
hielt, bezeichneten  alle  politischen  Parteien  ein- 
stimmig Turgot  als  die  befähigteste  Kraft  zur 
Uebemahme  des  Portefeuilles  der  Finanzen, 
welchem  Drängen  Manrepas  sieb  fügte.  Zuerst 
trat  der  frühere  Intendant  von  Limoges  am  20. 

VII.  1774  als  Marineminister  in  das  Kabinett 
ein,  aber  schon  fünf  Wochen  später,   am   2'1. 

VIII,  erfolgte ,  gleichzeitig  mit  der  Verab- 
schiedung des  alten  Finanzministers,  Abb6 
Terray,  Turgots  Ernennung  znm  ,.Qeneralkon- 
trolleur  der  Finanzen".  Was  er  in  dieser 
Stellung  als  französischer  Finanzminister  ge- 
leistet, gebütt  der  Geschichte  an  nnd  kann  hier 
nicht  eingehend  erörtert  werden.  Das  Porte- 
feuille der  Finanzen  nahm  er  in  einem  Briefe 
an  Ludwig  XVI.  nur  unter  gewissen"  Be- 
dingungen an.  In  diesem  denkwUrdi^n 
Schreiben  erklärte  er  sich  gegen  jede  miss- 
bräuchliche  Ausbeutnng  des  Staatslüedits,  die 
zum  geheimen  oder  fiffentlichen  Staatsbankerott 
fuhren  müsse,  darin  sprach  er  sich  ferner  gegeu 
jede  Erhühung  der  Steuerlast  und  gegen  jeden 
Abschlnss  einer  Staatsanleihe  aus.  Aber  er  be- 
zeichnete dem  Könige  nicht  nur  das,  was  unter 
seiner  Verwaltung  des  Finanzministeriums  nicht 
vorkommen  dürfe,  er  trat  auch  mit  positiven 
Forderungen  an  Ludwig  XVJ.  in  diesem 
Schreiben  heran  hinsichtlich  der  Ersparnisse, 
die  unverzüglich,  nm  das  Staatsscbifi  vor  dem 
Untergänge  zn  bewahren,  in  die  richtigen  Wege 
geleitet  werden  mUssten.  Der  König  war  von 
dieser  Sprache  nicht  eben  angenehm  Überrascht, 
zumal  ihm  zugemutet  wurde,  als  Erster  im 
Staat«  den  HUflingen,  Beamten  und  BUrgem 
im  Sparen  voranzugehen.  Doch  er  hielt  Turgots 
Patriotismus  die  verletzende  Form,  welche  in 
dieser  ungewöhnlichen  Beantwortung  der  könig- 
lichen Berufung  lag,  zn  gute.  Am  meisten  er- 
staunte aber  Ludwig  XVI.,  dass  sein  neuer  Fi- 
nauzminiater  die  20  Millionen  Livres,  welche  er 
als  jährliciies  Sparerfordemis  dekretierte,  nicht 
etwa  auf  Verstärkung  der  Leistungs^tmgkeit 
von  Ueer  und  Marine,  sondern  hauptsächlich  zu 
Stenermildemnc'en  verwenden  wollte,  da  nach 
Turgots  Dafürhalten  die  Ersparnisse  sich  nnr 
dnrcn  Stärkung  der  Volks  wohl  fahrt,  die  aber 
unter  dem  bisherigen  Steuerdrücke  nicht  ge- 
deihen könne,  für  das  StAatswobl  mit  der  W  ir- 
knng  fruktiflzieren  liessen,  dass  eine  Vermeh- 
rnng  der  Staatseinkünfte  erzielt  werde.  Bereits 
am  12,  V.  177G  wurde  Turgot  demissioniert. 
Turgot  ist  als  Finanzminister  nachzurühmen, 
dass  er  zur  Vermehrung  der  Staatseinkünfte, 
zur  Vermindemng  der  Staatsschuldenlast  und 
zar  Herbeiführung  einer  gerechten  Besteuerung 
mit  einer   Reihe   finanzpolitiscber    Massregeln 


Turgot 


unter  Zograndelegang  der  Maxime,  daaa  äae 
IndividiuJuitereue  sich  steta  dem  des  Staates 
nnterzaordneD  habe,  heivortrat.  £t  beBchrdjikte 
den  tiiaherigen  draasigjilhrigea  Verpachtungs- 
termin  der  Domänen  anf  9  Jahre,  ermSssigte 
den  Betrag  der  Pensionen  nnd  ant«mahni  einen 
Angriff  auf  die  Privilegien  des  Feudaladels,  der 
Generalpäcbter  und  der  TjeTorrechteten  Stände 
Überhaupt,  deren  Feindschaft  er  aich  besonder» 
dnrch  Umwandlung  der  Wegfronde  fQr  ganz 
Frankreich  in  eine  Steuer,  welche  die  Privile- 

fierteo  aufzubringen  hattai,  tuzog.  Der  neue 
iaanzminister  errichtete  femer  die  Diakonto- 
kaftee  (caisse  d'etcomptel,  als  Torläuterin  der 
Bank  von  Frankreich.  Er  erzielte  gegen  den 
Voranschlag  der  Staateausgaben  aach  Erspar- 
nisse, aber  was  wollten  dieae  wenigen  Millionen 
Livrea  bei  einem  staatlichen  FinaDzweaen  be- 
sagen, in  welchem  Jahr  um  Jahr  die  Ausgaben 
die  Einnahmen  am  durchschnittlich  30  Millionen 
Livres  überstiegea! 

Ton  denjenigen  Keaemngen,  in  denen    '  ' 


teudste  der  dnrch  L'onseilbeachiuaa  vom  13. 
IX.  1774  ina  Leben  getretene  freie  Ver- 
trieb von  Getreide  durch  das  Innere  Frank- 
reichs nnd  die  freie  Komeinfnhr  vom  Auslande 
obenan.  Mit  dieser  Hassregel  verband  er  ein 
Verbot  der  Aufspeicherung  grosser  Komvorräte 
dnrcli  die  Behörden.  Hatte  Turgut  die  Ereig- 
nisse im  Hunger]ahre  177ö,  den  „Seramelkrieg"' 
etc.  vorhergesehen,  er  würde  mit  dem  Verbote 
der  Kommagazinieruug  wohl  noch  gewartet 
haben.  Jedenfalls  war  die  Stichprobe  auf  die 
Zweckmassigkeit  unbesohräoikter  Komhandels- 
freibeit  fUr  ganz  Frankreich  in  einem  Notjahre 
als  misslungen  zu  betrachten,  denn  wa.i  in  der 
Generalität  Limoges,  damals  kaum  dem  fünf- 
ondzwanzigsteu  Teile  von  gans  Frankreich,  der 
Thatkraft  Turgots  in  siegreicher  Verfechtttug 
des  freien  Komhandelsprincips  gelungen  war, 
das  scheiterte  in  dem  GesRmtstaate  an  der  Ent- 
fesselung des  allgemeinen  Volksnnw  illens  gegen 
Turgot  durch  die  mächtigen  mit  Vorräten 
nnd  Monopolen  ausgestatteten  Korporationen  in 
den  gössen  Handelsstädten,  durch  die  Tausende 
von  Eapitaliaten  aus  den  Kreisen  der  Getreide- 
produzenten nnd  -händler,  welche  in  der  Frei- 
gabe de»  Komhandela  eine  Vergewaltigung 
ihrer  kapitalistischen  Machtstellung  sahen, 
abgieicb  Tnrgots  Hassregeiu  zuerst  statt  dea 
Sinkens  ein  Steigen  der  Gelreide-  und  Brotpreise 
herbeiführten.  Aber  neben  der  Handels-  trat 
er  auch  mit  aller  Energie  für  die  allgemeine 
Verkehrs-  nnd  Gewerbefreiheit  nnd  für  Aufhe- 
bung aller  Hemmungen  derselben  ein,  und 
unter  den  sechs  Edikten ,  deren  Einzeichnung  < 
er  am  12.  V.  1776  dnrch  ein  lit  de  justice  vom  < 
Pariser  Parlamente  erzwang,  befinden  sich  vier 
in  diesem  Sinne  von  ihm  entworfene.  Von  den 
anderen  zwei  Edikten  verfügte  das  eine  die  Auf- 
hebung der  Zünfte  und  Innungen,  das  andere 
die  Anfhebung  der  Fronden.  Von  Tnrgots 
Neuerungen,  welche  den  Charakter  der  Ueoer- 
stürzung  tmgen ,  hätte  die  Einführung  des 
Quesnajschen  impät  nnique,  dieses  alle  Abgaben 
in  einer  einzigen  Grundsteuer  vereinigenden 
Projektes,  auf  dessen  Verwirklichung  alle  seine 
Steuerreformen  abzielten ,  Frankreich  dem 
Staatsbankerott  in  beschleunigtem  Tempo  ent- 


gegentreiben müssen,  wenn  Turgots  Demission 
seine  praktische  Uebertragnng  jener  falschen 
Theorie  auf  den  Grnndbesiä  nicht  in  den  ersten 
Stadien  inhibiert  hätte.  Immerhin  machte  sich 
das  in  pbjsiokra tischer  Verblendung  von  ihm 
angerichtete  Unheil,  welches  einen  empfindJidien 
Ausfall  am  indirekten  Steuerertrage  verursacht«, 
mehrere  Jahre  hindurch  im  Bndget  fühlbar. 
Tnrgots  Sturz  beraubte  nicht  allein  den  Staat 
eines  an  Lauterkeit  dea  Charakters  nnd  an 
selbstlosem  Patriotismus  seine  Vorgänger  und 
Nachfolger  im  Finanzministerium,  Necker  nicht 
ansgeschloseen,  weit  fiberrageuden  Mannes,  er 
vernichtet«  auch  seine  von  edelster  Menschen- 
liebe und  wirtschaftlichem  Freiheitsdrange  dik- 
tierten Schüpfangen,  indem  seine  sechs  Edikte 
vom  la.  V.  1776  durch  einen  vom  Künige  ge- 
nehmigten Parlamentsbeschluss  im  Auguai  des 
nämlichen  Jahres,  darunter  auch  das  der  Auf- 
hebung der  Fronden,  annulliert  wurden. 

Tiirgot  veröffentlichte  von  stsMts wissen- 
schaftlichen Schriften  a)  in  Bnchform: 
Lettre  ä  l'abbä  de  Cice  (depuis  £v£qne  d'Auierre) 
sur  le  papier  suppige  Ä  la  monnaye,  Paris  1749. 

—  Eloge  de  Goumay,  ebd.  1753.  —  Plan  d'na 
memoire  sur  les  imposicions  en  gen6ral,  sur 
rimposition  territoriale  en  particnlier,  et  aar  le 

Srojet  de  cadaatre,  ebd.'  1764,  —  Refleiions  snr 
)  formation  et  la  distribntion  des  richesses,  1. 
Abdruck  in  „Ephemerides  du  citoyen",  heranag. 
von  DnpoBt  de  Nemours,  ebd.,  November  1768: 
dasselbe,  2.  Aafl-,  1774;  3.  Aufl.,  1778;  4.  Aufl.; 
1784;  5.  Aufl.,  1788;  dasselbe,  in  englischer 
Ueberaetzung,  London  1793  '  dasselbe,  Neudruck 
in  Overatone,  coUection,  Bd.  IV,  ebd.  1869; 
dasselbe,  deutsche  Ueberaetzung  u.  d.  T.:  Un- 
tersuchung über  die  Natur  und  den  Ursprung 
der  Reichtümer  und  ihre  Verteilung  nnter  den 
verschiedenen  Gliedern  der  menschlichen  Ge- 
sell^haft.  Ans  dem  Englischeu  von  Mauvülon, 
Lemgo  1775.  —  Valeura  et  monnaies  (c,  1769). 

—  Lettrea  [ä  l'abbe  Terray)  aur  la  liberle  dn 
commerce  des  graina,  Paris  1770.  —  Corre- 
spondence  avec  ÄJ.  Tmdaine,  snr  les  encourage- 
ments  r^lam^a  pour  une  manufacture  de  la 
g6neralite  de  Limogea,  et  snr  les  favenra  «ju'on 
peut,  en  general,  accorder  ä  ces  sortes  d'etab- 
lissements  (c.  1771).  —  Eitension  de  la  liberte 
dn  commerce  des  colonies  (c.  1772).  —  Lettres  i 
l'abb^  Terray  snr  la  marqne  des  fers,  Paris 
1773.  —  An  posthumen  Schriften  Tnrgots  er- 
schienen in  Bucliform ,  bezw.  in  seinen  ge- 
sammelten Werken :  Adniinistrations  provin- 
cialea.  Memoire  präsente  an  roi  par  Turgot 
(compose  par  Dupont  de  Nemours),  sniri  des  ob- 
servationa  d'un  r^publicain  (Brissot),  Lausanne 
1788.  —  Memoire  anr  le  pret  i,  interet  et  snr 
le  commerce  des  fers,  Paris  1789  (geschrieben 
1769).  —  Travam  divers  snr  les  impositions: 
Comparaison  de  l'irapöt  sur  le  reveun  des  pro- 
prietaircs,  efde  l'impöt  snr  les  consommations. 

—  Observations  aur  le  memoire  de  M.  de  St.- 
Peravy,  en  faveur  de  l'impot  indirect.  (Coa- 
ronue  par  la  Soci^te  rojale  d'agricnltnre  des 
Limngcs.]  —  übserTatioiis  snr  le  memoire  de 
M.  (jraslin  en  faveur  de  l'impöt  indirect,  auqnel 
la  Societe  royaie  d'agricnlture  de  Limoges  i& 
cema  une  mention  honorable.  —  Observations 
sur  un  prüjet  d'edit  portant  aixtnnement  des 
vingti^mea  et  2  sous  ponr  livre  du  dixi^me 
pour  tout  le  royaame,  avec  nn  r*glement  pour 
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an  eontr6lenr  g^n^rsl  Bertin,  soi  li 
de  la  ^näralite  de  Limoges,  rel&tlTeinent  ^ 
l'Aaaiette  de  la  taille.  —  Seme  gesaminelteD 
Werke  erechienen  in  folgrenden  Ansgaben; 
OeavreB  de  Tnrgot,  priced£eB  et  accompagn^B 
de  mämoirea  et  de  not«s  snr  sa  vie,  Bon  admi- 
nistration  et  sei  onvrages  (par  Dnpont  de  Ne- 
monra),  9  Bde.,  ebd.  1809/11.  —  Oeuvres  de 
TnT^ot,  nonvelle  ^tiou,  claw^e  pac  ordre  de 
m&ti^res  avec  Jea  notea  de  Dupont  de  Nemonra, 
Mgmentie  de  lettre»  in£dit«s,  dee  quastioiis  sai 
le  commerce,  et  d'obserrationB  et  de  notesnau- 
velles  par   EMg.   Daire   et  Hipp.   Duaaard,    et 

SricM^e  d'nne  notice  nnr  ta  rie  et  les  ouTrages 
e  Tiirgot,  par  E.  Dnjre,  2  Bde.,  ebd.  1844 
(bildet  Bd.  III.'IV  des  UaillaitminBclien  Snmmel- 
irerkes;  Collection  des  principans  6conomiat«s). 
—  Die  kleinen,  fast  ansschliesslich  einen  amt- 
lichen Charakter  tragenden  8chrift8t1icke  Tnr- 
goa  hat  E.  Daire  in  der  vorstehenden  letzten  Oe- 
Mmtansgabe  nacb  folgenden  Kategorieen  ge- 
ordnet: 1.  Avis  Hnnneis  aar  rimpoaitioa  de  la 
taille  pendant  son  intendauce  de  Limoges.  —  2. 
Lettres  circolairea  aux  cur^a  de  la  gen^ralit« 
de  Limogefi,  ponr  lenr  demander  leur  conconra 
dana  diveraea  op^rntion»  adminiatratlvea.  — 
3.  Travanx  relatifa  k  la  disette  de  1770  i.  1771, 
dana  la  gen^ralicg  de  Limogee.  —  i.  Lettre»  an 
contrölenr  gintral  sur  l'abolition  de  la  corTee 
ponr  les  trausporta  mititairea  (1765  et  1769),  la 
teforme  des  droita  d'octroi  (1772),  snr  tea  mioea 
et  carrierea,  et  aar  ia  milice,  adreas^e  an 
miniatre  de  la  guerre.  —  ö.  Acieadu  mtnist^re 
de  Tnrgot,  dfcTarationa,  Mit»,  lettres  patentM, 
ordonnance«  etc.,  relatifs  ä  la  libert^  du  coni' 
merce  des  grains,  A  rindnstrie  agricole,  mann- 
factariere  et  commerciale,  am  finances,  k  rimpSt, 
anx  travanx  pablica  et  ä  la  charit^l.  —  Eioe 
Sammln  ng  der  bedentendaten  Schriften  und 
Edikte  Tnrgots  findet  sich  ferner  in  B«bineau, 
Tnrgot,  administratjon  et  oenvres  economiquea, 
Paris  1889.  —  Tureot  veröffentlichte  b)  in  dem 
Sammelwerke:  „L'Encyclopedie,  Paria"  folgende 
Artikel:  Eiist^nce;  Etj'mologie ;  Eipanübilit^  ; 
Foirea  et  marchSg;  Fondation.  —  Turgot  Über- 
setzte J.  TnckeTB  „On  the  expediency  o£  natn- 
ralizing  foreignera",  London  1753. 

Das  in  den  „B^flexiona"  beobachtete  System 
ergiebt  sich  ans  dem  Ideeengange,  welchen  die 
DeberBchriften  vorgezeichnetj  womit  er  die  100 
Paragraphen,  ans  denen  die  Schrift  besteht, 
markiert  hat.  Die  Haoptgrand^stze  der  physio- 
kratiachen  Schule  in  Bezug  auf  Keichtumsnr- 
spnmg,  Kapital,  Htlnze,  Handel,  Oeldcirkulation, 
das  Okonomistische  Dreiklaasensjstem  sind  in 
den  ersten  fünfzig  Paragraphen  niedergelegt, 
der  Entwiekelnng  seiner  Anschauungen  über 
Kapitftibildang,  Eapit^rente  und  die  Versatilität 
des  Geldkapitals  im  Wirtschaftsleben,  ttber  Zins 
und  Wacher  sind  die  anderen  fUnfEig  Para- 
graphen eingerSnmt.  Der  Nationalreichtnm 
eines  Landes  bestimmt  sich  bei  ihm  ana  dem 
Beanltate  folgenden  Exempela:  Zam  Beinenrage 
Bbntlieher  OmndstQcke,  multipliziert  mit  ihrem 
narktmAssigea  Verkaufepreise  und  dividiert  mit 
ihrem  Bruttoerträge,  wird  die  das  gesamte  be- 
wegliche Vermögen  ansdrUckende  Summe  mit 
der  Einschrttnkung  addiert,  daaa  der  Betrag  der 
■nggeliehenen  Kapitalien  nicht  in  Berechnung 


.  kommt.  Ala  Definition  der  Entatehiing  dea 
'  Beichtnma  anbatitniert  er  als  Quelle  desselben 
die  Erde  oder  vielmehr  die  Produktion skraft 
des  Bodens  fOr  den  Beichtnm  selbaL  Dieser 
von  Qnesnay  aufgebrachten  Verwechadung  der 
Begriffe  liegt  bekanntlich  anch  die  phyaiokra- 
tische  Ueberachätznng  der  Leiatnngen  des 
Ackerbanas,  der  nach  ihrer  Lehre  aUein  ein 
Reineinkommen  gewUirt,  zn  Gnmde  ond  beruht 
anf  diesem  Qrandintnine  folgerichtig  auch  die 
Ökonom  istische  Lehre  von  der  einzigen  Steuer, 
dem  impöt  unique.  Der  prodnit  net  oder  die 
Bodenrente  ist  nach  Tnrgots  streng  physiokra- 
tischer  Auffassimg  dasjenige,  was  nach  Abzug 
dea  Eapitalzinaea  und  der  Betriebskosten,  dea 
Lohnes  seiner  Arbeit  nnd  dea  Abnntznngg- 
ersatzes  der  Gerätgchafteu  dem  Pjlchter  vom 
Ertrage  der  Bodenerzeugnisse  übrig  bleibt,  mit 
diesem  Beate  dem  Grundeigentümer  die 
Nutzungamiete  seiner  bebauten  Lilndereien  zn 
bezahlen.  Ana  der  Summe  der  einzelnen  Er- 
spamngen  bilden  sieh  bei  ihm  die  Kapitalien, 
em  Postulat,  was  aber  nur  dem  Begnfie  der 
individuellen ,  nicht  der  volkswirtschaftlichen 
Kapitalbildung  gerecht  wird.  Seine  Lohntbeorie, 
wonach  der  Arbeitslohn  nur  dem  Existenzmini- 
mum entspricht,  da  nach  ihm  die  sterile  Klasse 
der  Handarbeiter  nur  das  konsumiert,  was  sie 
durch  ihre  Arbeit  erzeugt,  stempelt  ihn  zu 
einem  Vorläufer  Ricardos.  Turgots  Anschau- 
nogen  über  das  Geld  weisen  eine  wissenscbaft- 
iicbe  Erweiteruns:  der  physiokra tischen  E/ehre 
auf,  da  er  dassäbe  als  Ware  und  nicht  mehr 
als  blosses  Wertzeichen  betrachtet ,  als  eine 
Ware,  deren  Wert  je  nach  den  Konjunkturen 
des  Marktes,  welcher  die  Hetallpreise  beherrscht, 
f&tlt  oder  steigt.  Die  Bedeutung  des  Geldea 
ala  Wertmesser  der  Waren,  führt  er  weiter  aus. 


temng  der  Arbeitsteilung,  sowie  in  dem  Ueber- 
gange  der  Ersparnisse  der  QrnndeigentBmer  in 
Geldanlagen,  also  in  der  leichteren  KapitalbU- 
dung.  iBe  Kapitalrente  identifiziert  er  mit  dem 
Leihpreiae  der  Kapitale  oder  mit  dem  fttr  die 
Eapitalnutznng  gezahlten  Kaufpreise'  da  aber 
nacb  seiner,  d.  n.  der  phyaiokratischen  Anf- 
fasaung  nur  der  Boden reinertrag  der  Gnmd- 
stener  unterlieg:!,  ergiebt  sich  nach  Tnrgots 
Folgerung  die  Steuerfreiheit  der  Kapitalrente, 
deren  Verteidigung  er  auch  darauf  begrOndet, 
dasa  die  vom  produit  net  der  Grundatltcke 
unterhaltenen  Gewerbe  einer  Kapitalateuer  ebeo- 
falls  indirekt  unterworfen  sein  würden,  was  auf 
eine  Schädigung  dea  National  Wohlstandes  hinaus- 
liefe. Ala  Zinstheoretiker  steht  er  entschieden 
anf  Seite  des  Kapitals.  Das  Gesetz  von  Ange- 
bot und  Nachfrage  beatimmt  nach  ihm  den 
Zinsfusa;  wie  viel  das  Kapital  bei  Verkauf 
seiner  Gebrauchsuutznng  an  Zins  profitiert,  be- 
ruht nach  ihm  auf  dem  Eigentumsrechte  des 
Kapitalisten,  der  seine  Ware  nur  an  denjenigen 
zu  verkaufen  braucht,  welcher  ihm  die  Nutzung 
gemäss  der  vom  Verkäufer  vorgeschriebenen 
Bedingungen  vergütet.  Im  gewOhnhchen  Tausch- 
verkehr  ist  das  Geld  bei  l'urgot  eine  als  Zah- 
lungsmittel kursierende  Ware,  deren  Wert  sich 
mit  dem  eiuer  anderen  Ware,  die  dafür  einge- 
tauscht wird,  auagleicht;  das  geborgte  Geld  re- 
präsentiert dagegen  eine  Beute,  und  hinter 
dieser   Bente   stellt  das  Kapital,    daa  sie    ge- 
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iKhaffen.  Der  Hietpreie  des  Gelde»  wird  dabei 
dftvon  abhängen,  wie  hoch  das  Kapital,  diu 
Beben  Besitzer  zn  ernähren,  sich  rentieren  masg. 
Bas  Sinken  des  ZinsfoBses  erklärt  er  ans  der 
Meug'e  ersparter  Oeldkapitalien  nud  der  ^«ringen 
An/ahl  der  Borger,  aber  er  läaat  dabei  ansaer 
Berttcksichtigimg,  daas  die  verringerte  Geldbe- 
dtlrftigkeit  ans  der  gestiegenen  Produktion 
hervorgeht.  In  Paragraph  73  belenchtet  er  in 
einer  geistreichen  Rekapitnlation  seiner  zins- 
frenndlichen  Omndsätze  die  irrtümliche  Inter- 
pretation seitens  der  Scholastiker  jener  Stelle 
im  Evangelinm,  woranf  sich  ihr  Zinsneh- 
mungsverbot  stutzt:  „Matnnm  date  Dil  inde 
operantts," 

Dsss  Adam  Smith  als  Denker  keine  hervor- 
ragende originelle  Kraft  war,  ist  bekannt,  und 
auch  die  „Rffleiions"  liefern  dafür  die  Belege, 
indem  Torgots  Lehren  von  Geld,  Kapital, 
Arbeitsteilnng  and  Grundrente  in  ihren  Grund- 
Eflgen  in  den  Wealth  of  nations  übergegangen 
sind.  Smiths  OWisse  als  Systematiker,  als  an- 
UberCroffener  Architekt  von  Lehrsätzen,  deren 
Unanfechtbarkeit  auf  den  umfassendsten  Studien 
des  gesamten  Erscheinungsgebietes  der  Güter- 
weit  benibt,  wird  aber  daanrch,  dass  einzelne 
wirtschaftliche  Wahrheiten  schon  dem  oder 
jenem  seiner  Vorläufer  eingelencht«t,  nicht  ab- 
geschwächt. Smith  ist  der  Vater  der  Disciplin 
der  politischen  Oekonomie  und  zwar  nicht  seiner 
Uenialität  wegen ,  sondern  auf  Grund  seines 
Lehrbuches  geworden,  das  in  seinen  Wirtschaft' 
liehen  Untersnchungen  die  philosophische,  viel- 
fach an  Kant  erinnernde  Weltanschauung  und 
den  weitblickenden  Geist  eines  in  seinem  Ge- 
dankengange langsam  aber  sicher  fortschreiten- 
den Denkers  aufweist.  Im  Gegen satze  zu 
Smith ,  der  während  der  Entstehung  seines 
Manuskriptes  die  logische  Denkarbeit  niemals 
mhen  liess,  überdachte  Turgot,  wie  Horellet 
erzählt,  erst  das,  was  er  schreiben  wollte  und 
dann,  nachdem  er  es  gründlich  in  sich  aufge- 
nommen, brachte  er  es  zu  Papier.  Daa  Grübeln 
und  Kombinieren  wttbreud  des  Schreibens  war 
nicht  seine  Sache.  Deshalb  sucht  man  auch 
wissenschaftliche  Spekulation,  analytisches  Aus- 
feilen der  einzelnen  Denkformen  seiner  Theo- 
reme, Empirie  und  Svnthese  in  seinen  „B£- 
tlexions"  vergebens.  Er  forderte  sein  Manus- 
kript mehr  in  der  Weise  eines  Easayisten  als 
eines  Fachgelehrten,  und  hierin  liegt  auch  die 
Erklärung  für  seinen  Stil,  der  in  seiner  ele- 
ganten Diktion  sich  von  der  schwerfälligen 
iSchretb  weise  der  damaligen  Zeit  vornehm 
abhebt. 

In  Tnrgots  unvollendet  gebliebener  Schrift 
„Valeurs  et  monnaies"  verv^lständigt  er  seine 
Mheren  Ansfühmngen  Über  den  Wert  dadurch, 
dass  er  die  Güter  nach  dem  Nutzen  betrachtet 
nud  bewertet,  den  sie  ihrem  Besitzer  gewähren 
oder  den  sich  der  zukünftige  Erwerber  davon 
verspricht.  Zum  Kriterium  der  Nützlichkeit 
macht  er  die  Fähigkeit  der  Bedürfnisbefrie- 
di^ug  durch  die  Erwerbung  eines  Gutes,  wo- 
bei er  Leichtigkeit  oder  Schwierigkeit  der  Be- 
schaffnng,  Häufigkeit  oder  Seltenaeit  des  Vor- 
kommens eines  ins  Auge  gefnssten  Gegenstandes 
auf  Erhöhung  oder  Verminderung  des  Wertes 
einwirken  laset,  wodurch  er  zu  einer  individu- 
ellen Wertschätzung  gelangt.  Dieser  von  ihm 
valeur    estimative    genannte    Wert    führt    zu 


seiner  Tanscbwerttheorie  hinDber.  Die  Menge 
der  Produkte,  welche  für  eine  andere  Menge 
von  Produkten  im  Tausche  zn  erhalten  ist,  be- 
stimmt  das  Mittel  zwischen  den  beiderseitigen 
Forderungen  der  zwei  tauschenden  Personen 
und  den  daraus  gewonnenen  mittleren  Tausch- 
wert, oder  valenr  estimative  moyenne,  bezeichnet 
Turgot  als  valenr  appr^ciative.  Anknüpfend  an 
diese  Definition  gelangt  er  eben  so  einfach  als 
scharfsinnig  zur  Bestimmung  des  Preises,  unter 
dem  er  dasjenige  Produkt  verstanden  wissen 
will,  was  jemand  im  Tausche,  auf  Grundlage 
des  ermittelten  valenr  apprSciative,  fttr  ein  Gut 
erhalt  

Vgl.  über  Turgot:  Necker,  Sur  la 
I^gislation  et  le  commerce  des  grains,  Paris 
1775.  —  (Graf  von  Provence,  später 
Ludwig  XVIII.1,  The  dream  of  M.  de  Maurepas, 
ebd.  1776.  —  Dupuy,  Eloge  de  Turgot,  ebd. 
1781  (in  MSmoires  de  l'Acadfiniie  des  iuscrip- 
tions  etbellea  lettres,  Bd.  XL).  —  Dupont  de 
Nemours,  Notes  et  m^moires  sur  la  vie, 
l'administration  et  lea  ouvrages  de  Tnrgot,  ebd. 
1782.  —  (de  Condorcet),  Vie  de  Turgot, 
London  1786.  —  S  o  u  t  a  v  i  e  ,  Memoires  hist«- 
riques  et  poÜtiques  du  r^gne  de  Lonis  XVI. 
4  Bde.,  Paris  1801.  (Die  Bde.  II,  III  und  IV 
enthalten  Mitteilungen  über  Turguts  Leben  von 
dessen  Bruder  Etienne  frangois  Turgot.)  — 
Lemontev,  Memoires  de  TAbbe  Morellet.  2 
Bde.,  ebd.  1823.  —  Weiss,  Turgot,  in  „Bio- 


in „Ersch  und  Gruber,  EncyklopBdie",  III. 
Sektion,  2.  Bd.,  Leipzig  1832,  S.  17ff.  —  Mon- 
jeau,  Notice  sur  la  vie  et  les  ouvrages  de 
Targot.  Paris  1844.  —  Dnpont  de  Ne- 
mours, Observations  sur  les  points  dans  les- 
quels  Adam  Smith  est  d'accord  avec  la  theoria 
de  Turgot,  et  snr  cenx  dans  leeqnels  il  n'en  est 
^carte,  in  „oeuvres  de  Tnrgot,  Edition  Daire", 
Bd.I  ebd.  1844,  S.  67/71.  —  Bouchot,  Eloge 
de  Turgot.  Discours,  ebd.  1816.  —  Bau- 
drillart, Eloge  de  Tuigot,  ebd.  1846.  — 
Life  and  correspondence  of  David  Hume,  Edin- 
burg  1846.  —  Kellner,  Zur  Geschichte  des 
Physiokratisfflus.  Quesnay,  Gonrnay.  Turgot, 
Göltingen  1847.  ^-  Let.ters  of  eminent  perswns 
addressed  to  D.  Hume,  Edinbnrg  1h9.  — 
D '  H  u  g  u  e  s ,     Essai     sur    l'adininistratioQ    de 


miste,  admlnistrateur,  ebd.  1861.  - 
Turgot,  sa  vie,  son  administration,  ses  ouvrages, 
ebd.  1862.  —  Mastier,  Tnrgot,  sa  vie  et  sa 
doctrine,  ebd,  1862.  —  Derselbe,  De  la  Philo- 
sophie de  Tnrgot,  ebd.  1862.  —  Laspejres, 
Quesnav,  Turgot  und  die  Physiokraten,  in  „St. 
W.  B.  von  Bluntschli  und  Brater",  Bd.  VIII, 
Stuttgart  1864,  S.  445/50.  —  v.  Scheel, 
Turgot  als  Nationalükonom  in  .Zeitschr.  für 
Stoatsw.",  Bd-  XXIV,  Tübingen  1868,  S.  2437U. 
—  Du  Puynode,  Etudes  sur  les  principoni 
ecüuomistes:  Turgot;  A.  Smith;  Ricardo;  Mal- 
thus;  J.  B.  Say;  Eossi,  Paris  1868.  —  Re- 
nand,  Les  martyrs  de  l'^onomie  politique, 
Vauban  et  Tnrgot,  Paris  1870.  —  de  La- 
vergne,  Les  fconomistes  fran^ais  au  XVIII. 
siicle,  ebd.  1870,  S.  219  78.  —  fadet,  Turgot, 
1727—1781,  ebd.  1873.  —  Chevalier,  Tnr- 
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got  et  U  lilwrU  du  travail,  ebd.  1873.  — 
V.  S  i  V  e  ra ,  TurgoU  Stellang  in  der  Geschichte 
der  NationalOkoDomie ,  in  Jahrb.  fUr  N&t.  u. 
Stat.,  Bd.  XXn,   Jena   1874,   S.    146/20B.  — 


wig  XVI.,  Bd.  I,  Tnr^ot,  ebd.  1877.  —  J. 
Uorlev,  Tnrgot,  in  Cndcal  miBcellanies,  2°d 
series,  iondon  1877.  —  DOhring,  Kritische 
Geschichte  der  Nationalökonomie  etc.,  S.  Aufl., 
Leiprig  1879,  S.  113/19.  —  Cocrespondence  in- 
*dite  de  Condorcet  et  de  Turgot,  Paris  1882. 
—  Encyclopaedia  Britannica,  9.  Aufl.,  Bd.  XIX, 
London  188B,  S.  361/62;  Bd.  XXni,  1888,  S. 
627,30.  —  Neymarck,  Turgot  et  sea  doc- 
trines,  2  Bde.,  Paris  188Ö.  —  Nonrrisaon, 


Trob  räToIntionnaires,  Turgot,  Necket,  Bailly, 
ebd.  1886.  —  L.  S  a  y ,  Turgot,  ebd.  1887.  — 
Schelle,  Du  Pont  de  Nemoors  et  TEcole 
physiecratique,  ebd.  1888.  —  Ingram,  Hiatory 
of  political  ecouomy,  London  1888,  S.  65,  68;7U 
n.  S.  —  Znckerliandl,  Theorie  dea  Preises, 
Leipzig  1899,  S.  63/55.  —  Robineau,  Tur- 
got. Administration  et  oeavrea  econoniiques, 
Paria  1889.  —  Schellfe,  Tnrgot,  in  Nouvean 
dictionnaire  d'economie  polit.,  Bd.  II,  ebd.  1892, 
S.  1122/34.  ^Feilbogen,  Smith  and  Tnrgot. 
Wien  1892.  ~  Lippert,  Art.  Necker.  oben 
Bd.  V,  S.  968.  An.  Say,  oben  Bd.  VI  S.  506 
(Besprechung  der  Schrift  Say,  Tnrgot). 

Lippert 
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ÜebergangBabgaben. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  Ue.  2.  Geschicht- 
liches. 9.  Der  geltende  Eechtsstatul  im  Dentschen 
Reiche, 

1,  Begriff  und  Wegen  der  Ue.  Ueber- 
gangsabgaben  oder  Ueberwangseteuem  sind 
Binneo Zölle,  die  iDnerhalb  dos  Deutßclieu 
Zollgebietes  vod  Waren  erhoben  werden, 
-wenn  diese  die  Grenzen  gewisser  Ver- 
brauchBsteuergebiete  verlassen,  und  in  an- 
dere Steuergemeinschaften  verbracht  wer- 
den. Ihre  Eiurichtung  steht  daher  im  eng- 
sten Zusammenhange  mit  der  Aufwandbe- 
steuerune;  nnd  beruht  auf  der  Unterschei- 
dung zwischen  Zollgebiet  und  Steuei«ebiet. 
Innei'halb  eines  von  gemeinschaftlichen 
Grenzen  umschlossenen  Zoll-  und  Handels- 
gebiets findet  grundsatzlicli  freier  Verkehr 
Statt  Besteht  dieses  Gebiet  nicht  aus  einem 
einzigen  Staate,  sondern  aus  einer  Mehrzahl 
von  solchen,  die  mehr  oder  weniger  selb- 
ständig und  unabhängig  sind,  so  gilt  gleich- 
fdls  die  ungehemmte  Verkehrefreiheit  als 
Princip  des  wirtechaftJichen  Verkehrs.  Kine 
Ausnahme  bildet  nur  der  Fall,  wenn  inner- 
halb des  Zoll-  und  Handelsgebietes  ver- 
sdiiedene  Staaten  oder  Staatengruppen  ver- 
schiedene Formen  von  inneren  Verorauchs- 
steuem  erheben,  diese  Abgaben  nicht  für 
das  ganze  Gebiet  wirksam  sind.  Die  Ueber- 
gangsabgaben,  die  hier  erhoben  werden, 
haben  liaher  den  Zweck,  den  vollen  Ein- 
gang von  Verbmuchssteuem  zu  sichern,  und 
erscheinen,  wo  die  inneren  Verbrauchssteuern 
verschieden  organisiert,  ^wisse  Verbiauchs- 
gegenstäuUe  mit  verschiedenen  Sätzen  be- 
lastet sind.  Demgemäss  stellen  sie  sich  dar  i 
als  Ausgleichungen  zweier  Frodnktionsge- ' 
biete  im  Hinblick  auf  die  SfeuerdiffereuKeu, 
wie  im  Deutschen  Reiche  zwischen  der 
Norddeutschen  Brausteuergemeinschaft  und 
lien  süddeutschen  Staaten  (Bayern,  Württem- 
Iwrg,  Bailen)  und  Elsass-Lothringen,  die  an- 
dersgeartete und  selbständige  Biei-steuem 
liabeu.    Ebenso  werden  Uebergangsalgaben  | 


erhoben  beim  Eingang  in  das  Zollgebiet 
wenn  das  betreffende  Land  an  das  ZoUaus- 
land  grenzt,  wie  z.  B.  bei  Fleisch  in  Baden. 
2.  GfiBChiehtUchee.  Die  Zollvereins- 
vertiflge  vom  22.  MÄrz  1833  und  vom  8. 
Juli  1867  haben  zwar  für  das  Gebiet  des 
Zollvereins  dieYerkehrsfreiheit  im  allgemeinen 
hergestellt,  aber  nicht  die  finanztechuischen 
VerschiedeDheiten  der  inneren  Verbiauchs- 
hesteuerung  der  einzelnen  Staaten  be- 
seitigt. Indessen  gaben  die  verti-agsschlies- 
senden  Teile  der  Absicht  Ausdnick,  durch 
Vertrag  übereinstimmende  Bestenerungs- 
grundsätze  herbeizuführen,  soweit  noch  Ver- 
schiedenheiten der  inneren  Verbrauchs- 
steuern vorhanden  und  nicht  durch  den 
Zoll  Vereins  vertrag  selbst  die  künftige  ge- 
mcinscliaftliche  Besteuerung,  wie  bei  Salz 
lind  Tabak,  vereinbart  worden  war.  Allein 
während  der  ganzen  Zoll  verein  sepoche  ist 
dieses  Ziel  überhaupt  nicht  und  heute  im 
Deutschen  Reiche  nicht  vollständig  eiTeicht 
worden.  Man  hat  jedoch  durch  euie  Reihe 
von  Massnahmen,  die  bereits  im  Zollverelns- 
vertrag  vom  22.  März  1833  erscheinen,  den 
Rechtssatz  entwickelt,  dass  das  Erzeugnis 
eines  anderen  Staates  des  Zoll^hiets  unter 
keinem  Vorwand  in  lästigerer  i^  eise  als  das 
inländische  oder  als  das  Erzeugnis  der  übri- 
gen deutschen  Staaten  besteuei-t  werde.  Zu 
diesen  Massiegeln  zählte  die  Einführung 
von  Binnenabgaben,  Ausgleichuugsab- 
gaben  genannt,  die  erhoben  wurden,  wenn 
ein  Verbrauch sgegen stand  zur  Einfuhr  in 
einen  Staat  oder  eine  Staatengnippe  mit 
einer  Sonder\-erbrauclisabgabo  gelangt.  Eine 
Rückvergütung  im  Ausfuhrlande  war  luiter- 
sagt,  im  Einfulirgebiele  durfte  aber  die  Ab- 
gabe nur  insoweit  erhoben  werden,  olä  in 
diesem  die  innei-e  Aufl^;o  höher  wai'  als 
im  Herkunftslande,  Dlux^h  den  Zollver- 
einsvertrag vom  8.  Jlai  1841  wurden  die 
Äusgleichungsabgaben  durch  das  System 
der  Uebergangsabgabeii  und 
S  t  e  u  e  r  V  e  r  g  il  f  u  n  g  e  n  abgelöst,  nach- 
dem sicJi  das  Verfahi-en  mit  den  Äusglei- 


„^^IC 


Uebei^^angsabgabeii — Ueberptoduküon 


chiuigsabgaben  nicht  bewährt  und  zu  end- 
losen Elogen  auf  aUeo  Seiten  geführt  hatte. 
Es  wui'de  jetzt  bestimmt,  dasa  in  den  Staaten 
odei  Staateognippen  mit  besonderen  inneren 
Verbrauchssteuern  der  gesetzliche  Befrag 
einer  solchen  Steuer  bei  der  Einfuhr  aus 
anderen  Zollvereinsetaaten  in  das  Steuer- 
gebiet voll  erhoben  imd  bei  der  Ausfuhr 
nach  diesen  Staaten  bis  zum  voUen  Betr^e 
zurackerslattet  werden  kann.  Dieses  System 
ist  heute  noch  das  herrschende  im  Deut- 
sidien  Reich,  wiewohl  es  lediglich  auf  die 
Fabrikatsteuem  zugeschnitten  ist  und  die 
differenzielle  Ausbeute  bei  den  Malerial- 
steuern  nicht  genügend  berücksichtigt  wird, 
S.  Der  Eeltende  Rechtsatand  im  Dent- 
flchen  Reicbe.  Der  Schutz  innerer  Ver- 
brauchBBteuern  durch  Uebergangsabgaben 
erstreckt  sich  teils  auf  Eeichssteuera,  teils 
axti  die  einzelstaaüichen  Biersteuem,  teils 
auf  einzelstaatliche  Schlachtfiteuern..  Die 
heute    geltenden   tJebei^ngsabgaben   sind : 

1.  Uebergangsabgaben  zum  Schutz 
und  zur  Ergänzung  von  Reichs- 
ateuern:  Es  werden  von  der  Norddeut- 
schen BrauEteuergemein  Schaft  vom  Bier  fftr 
je  1  Hektoliter  2  Uark  als  Uebergangsab- 
gabe  erhoben.  Diejenige  fOr  Branntwein 
(von  96  Mark  vom  Hektoliter  reinen  Alko- 
hols) ist  jetzt  vollständig  in  Wegfall  ge- 
kommen, nachdem  seit  18S7  sämtliche  deut- 
sche Staaten  der  ReichBsteuergem  ein  Schaft 
beigetreten  sind  und  durch  das  Abkommen 
Deutschlands  mit  Luxemburg  vom  22.  Kai 
1896  die  Tebei^angs-  bezw.  Ausgleiehungs- 
abgaben  im  "Verkehr  zwischen  dem  Reidie 
und  Luxemburg  aufgehoben  wurden. 

2.  Uebergangsabgaben  zum 
Schntz  und  zur  Ergänzung  ein- 
zelstaatlicher Biersteuern:  Es 
eiiieben  fQr  Bier  und  Malz  an  Ueber^ngs- 
abgaben:  a)  Bayern  3,25  Mark  vom  Hekto- 
Kter,  Württemberg  3  Mark  vom  Hektoliter 
Braunbier  und  1,65  Mark  vom  Hektoliter 
Weissbier,  Baden  3,20  Mark  vom  Hektoliter, 
Zlsass-Ijothriugea  3  Mark  vom  Hektohter 
starkem  Bier  und  0,58  Mark  vom  Hektoliter 
Dünnbier.  Für  geschrotetes  Malz  werden 
an  Uebei^angsabgaben  erhoben  in  Bayern 
6,50  Mark  (zur  Bier-  und  Essigbereitung), 
in  Wflrttembeig  5  Mark  für  je  50  Kilo- 
gramm imd  2,80  Mark  für  die  gleiche  Ge- 
wichtseinheit von  gequetschtem  Grflnmalz. 

3.  Uebergangsabgaben  zum 
Schutz  und  zur  Ergänzung  ein- 
zelstaatlicher  Scblach tsteuern. 
Von  Sachsen  werden  erhoben  vom  vereine- 
ländischen  Rind-  und  Schweinefleisch  8  Mark 
für  100  Kilogramm  und  vom  übrigen  Fleisch 
10  Mark  für  100  Küogramm.  Die  Ueber- 
gangsabgabe  beträgt  in  Baden  8  Mark  für 
1<X)  Kilogramm  verein slSndisches  und  aus- 
ländisches Fleisch,  wenn  es  frisch  oder  aus- 


geschlachtet eingebracht  wird.  Die  Milch- 
kälber bleiben  steuerfrei  und  ebenso  sind 
Wurst*'aren  und  Waren  aus  gehacktem 
Fleisch  über^mgafrei. 

Für  die  Durchführung  der  Uebergangs- 
abgaben und  zur  Sichening  ihres  Eingange 
kommen  alle  jene  Massregeln,   Vorschriften 
und  Strafandrohungen  zur  Anwendung,   die 
für  das  ZoUweseu  massgebend  sind. 
Litteratnri  lUecke,  Die  Betmnmut   dct  freien 
Veriehri   im  Innern   det  DtuUchen   Zollnertini, 
II.    Die    Ueberganguteuem  ZtiUehr,  j.  Staattw., 
ISei.    —     lielbrOcte,     An.    40    da-    Reichrver- 
/nMunj,     Berlin    ISS!.    —    V.    Aufaeea-Wte- 
ttnger,    Die  Zölle    und  Steuern    iwi   Detutekea 
Reieh,    5.    Aufl.,    München- Leiptig    1900.    —    V. 
ifayr,    Art,   i: Ueberyangtaigaben«   in   Stengel* 
W.   d.   D.   V.   Bd.  II,  S.    esO-S4,   Eg.-Bd.  1. 
S.  96.  —  Lehr,    Art,  » Uebergangiabgaten  ••  im 
Handwönerb.  der  Suuamc.   1.  At^,  Bd.   VI,  S. 
i9S—9S.      Dam    ».    die   Aru.    Bierbratierei 
und  Bierbeeleuerung  oben  Bd.  II  S.  SOI  ff. 
und  ScMackl-  und  Mahliteutr  Bd.  VI i3. 
SSlff. 

.  Max  von  HeckeU 


üeberprtdakUon. 

1.  Begriff  and   Ursachen.      2.    Möglichkeit 


1.  Begriif  nnd  Ursachen. 

duktion  eines  Gutes  würde  im  objektive 
oder  naturalistischen  Sinne  nur  dann  vor- 
banden sein,  wenn  von  demselben  eine 
grössere  Menge  angeboten  würde,  als  Ober- 
haupt verbraucht  oder  gebraucht  werden 
könnte,  selbst  wenn  der  Preis  auf  Nuü 
sänke  und  jedermann  also  sein  Bedürfnis 
völlig  unbeschränkt  befriedigen  konnte.  Eine 
üeberproduktion  in  diesem  Sinne  kommt 
aber  nur  lokal  in  seltenen  Ausnahmefällen 
vor,  z.  B.  bei  ungewöhnlich  reichen  Ernten 
von  rasch  verderbendem  Obst  oder  bei  ausser- 
ordentlich reichen  Erträgen  der  Seefischerei 
bei  schlechter  Verbindung  der  Küste  mit 
dem  Binnenlande.  Im  wirtschaftlichen 
oder  genauer  im  kapitalistischen  Sinne 
dagegen  versteht  man  unter  Üeberproduk- 
tion ein  solches  Uebergewicht  des  Angebots 
einer  Ware  Ober  die  Nachfrage,  dass  da- 
durch der  Preis  auf  einen  Punkt  herabge- 
drilckt  wird,  bei  dem,  wenn  auch  nicht  für 
alle,  Bo  doch  für  einen  bedeutenden  Teil 
der  Produzenten  kein  Gewinn  mehr  übrig 
bleibt,  vielleicht  sogar  die  Heralelhmgskosten 
nicht  mehr  gedeckt  werden.  Ein  gewisser 
Ansatz  zur  L'eberjiroduktion  dieser  Art  ist 
wohl  fast  immer  in  den  meisten  Gewerbs- 
zweigen vorhanden ;  denn  da  der  Bedarf  der 
Gesellschaft  niclit  im  voraus  fest  bestimmt, 
sondern  nur  annähernd  durch  Ausprobieren 
ermittelt   werden   kann,   so  geht   die  Kon- 
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hallen  kODoen  und  verdrängt  werden.  Be- 
deutende UnterBchiede  in  der  Stellung  und 
Konkurrenzfähigkeit  der  Produzenten  des- 
selben Zweiges  sind  stets  vorhanden,  selbst 
wenn  man  die  Ware  zu  den  beliebig  und 
gleichnifleaig  vermehrbaren  zu  rechnen  pflegt 
Denn  es  kommt  nicht  allein  auf  die  Technik 
der  Prcxluktion  au,  Eondern  anch  auf  die 
Ausdehnung  dee  Betriebes  und  namentlich 
auch  auf  die  Qrösse  des  eigenen  Eapitalbe- 
sitzes  des  Produzenten ;  ist  dieser  zu  einem 
grossen  Ted  auf  fremdes  Kapital  angewiesen 
oder  mit  Hypotheken  schulden  beiästet,  so 
kann  ihm  eine  ungünstige  Konjunktur  sehr 
verhängnisvoll  werden,  die  ein  mit  mehr 
Vermögen  ausgestatteter  Mitbewerber  ohne 
Schwierigkeit  tibersteht.  Aber  diese  fort- 
dauernde Anpassung  des  Angebots  an  die 
Nachfrage  durch  WegräumuDg  der  äussersten 
Schicht  der  schwäotisten  Mitbewerber  gilt 
nicht  als  eigentliche  Deberproduktion,  son- 
dern von  einer  solchen  ist  erst  die  Hede, 
wenn  auch  Unternehmungen,  die  trflher 
normale  Erträge  heferten,  infolge  des  Sinkens 
der  Preise  aufhören  rentabel  zu  sein.  Sie 
mOgen  übrigens  Kapital  genug  besitzen,  um 
ihren  Betrieb  auch  ohne  genügenden  Ge- 
winn oder  selbst  mit  Zubussen  noch  fort- 
setzen zu  kennen.  Gerade  diese  Aufrecht- 
erhaltung unrentabler  üntemehmun^n  ist 
fOr  die  Deberproduktion  charaktenstiscb ; 
denn  wenn  diese  Betriebe  eingestellt  wür- 
den, könnte  in  vielen  Fällen  leicht  das  rich- 
tige Verhältnis  zwischen  Angebot  und  Nach- 
frage rasch  wieder  hergestellt  werdeü.  Da- 
her sind  in  der  neuesten  Zeit  die  Erschei- 
nungen der  Ueberproduktion  besonders  stark 
hervorgetreten,  weil  der  Konkurrenzkampf 
zwischen  grossen,  nicht  leicht  zu  verdrängen- 
den Unternehmungen  geführt  wurde.  Na- 
mentlich die  Aktiengesellschaften  setzen  ihren 
Betrieb  oft  Jahre  lang  ohne  Divide  ad  en  Ver- 
teilung und  sogar  mit  Kapltaleinbusse  fort, 
well  die  leitenden  Persönlichkeiten  mehr 
Interesse  an  der  Fortsetzung  als  an  der 
Einstellung  desselben  haben. 

Es  wird  häufig  als  ein  besonders  greller 
ökonomischer  Widerspruch  hervo^ehoben, 
dass  zeitweise  allgemein  Über  tJeberpro- 
duktion  geklagt  werde,  während  die  grosse 
Masse  der  Bevölkerung  an  den  angeblich  in 
Obei^rosser  Menge  erzeugten  Verbrauchs- 
gegenständen  Mangel  leide  oder  wenigstens 
nur  nnzulänghcb  damit  versoi^t  sei.  Es 
ist  dies  aber  eine  natürliche  Folge  der  auf 
privatwirtschaftlichen,  selbständigen  und  auf 
eigene  Gefahr  handelnden  Unternehmungen 
beruhenden  Produktionsweise.  Eine  solche 
Unternehmung  kann  eben  nur  bestehen, 
wenn  sie  mindestens  einen  ge^vissen  Mini- 
malpreis für  ihr  Pi-odiikt  erhält;  dass  viele 


Konsumenten  zu  diesem  Preise  nur  wenig 
oder  gar  nichts  kaufen  können,  ändert  nichts 
an  dieser  Existenzbedingung  der  Produzenten. 
In  einer  kommunistiscben  Idealgesellschaft 
würde  allgemeine  Ueberproduktion  allei-- 
dings  nicht  auftreten  können,  da  die  Ver- 
teilung der  Güter  nicht  diu«h  Vermitlelung 
einer  im  freien,  oder  wie  Hodbertus  sagt, 
«anarohi sehen«  Verkehi-  sich  vollziehenden 
Preisbildung  erfolgen  würde.  Es  wäre  mög- 
lich, dass  diurch  eine  falsche  Statistik  oder 
andere  Fehler  in  der  Vorausbereehnung  des 
gesellschafthchen  Bedarfs  an  den  verschie- 
denen Gütern  einige  in  grösserer  Men^ 
beigestellt  würden ,  als  für  die  Bedflrfnis- 
befnedigung  der  Konsumenten  erforderlich 
wäre,  aber  selbst  wenn  die  Produktivität 
der  Arbeit  in  so  enormem  Qrade  gesteigert 
werden  könnte,  wie  manche  moderne  Uto- 
pisten es  sich  vorstellen,  so  wäre  doch  nicht 
zu  erw^ten,  dass  allen  alle  Güter  im  Ueber- 
mass  dai^boteii  werden  könnten.  Das  ist 
einfach  duroh  die  natürliche  Seltenheit  vie- 
ler Rohstoffe  ausgeschlossen,  die  es  in  jeder 
Gesellschaftsform  unumgänglich  macht,  dass 
der  Verbrauch  gewisser  Erzeugnisse  auf 
irgend  eine  Art  beschränkt  werde. 

2.  Möglichkeit  einer  allgemeinen  Ue. 
Eine  wichtige  Frage  ist  nun  die,  ob  auch 
in  der  bestehenden  Produktion sordnung  die 
wirtschaftliche,  d.  h.  die  kapitalistische 
Ueberproduktion  immer  nur  in  einzelnen 
Zweigen  vorkommen  könne  oder  ob  es  mög- 
lich sei,  dass  zu  gleicher  Zelt  für  alle 
Güter  ein  Uebergewidit  des  Ai^bots  über 
die  Nachfrage  und  infolgedessen  ein  ab- 
normer Preisdruck  bestehe.  Sismondi,  Chal- 
mers  und  andere  behaupteten  die  Möglich- 
keit einer  aligemeinen  Ueberproduktion  und 
leiteten  daraus  unhaltbare  Ansichten  über 
die  unproduktive  Konsumtion  ab.  Mill  da- 
gegen glaubte  auf  streng  logischem  Wege 
die  Unhaltbarkeit  dieser  Ann^me  beweisen 
zu  können.  Zur  Bezahlung  von  Waren, 
meint  er,  dienen  schliesslich  immer  nur 
andere  Waren.  Alle  Verkäufer  sind  zu 
gleicher  Zeit  auch  Käufer ;  wenn  plötzlich  die 

Sroduktiven  Kräfte  eines  Landes  sich  ver- 
oppelten,  so  würde  sich  auf  jedem  Markte 
gleichzeitig  mit  dem  Angebote  auch  die 
Kaufbefähigung  verdoppeln.  Für  einzelne 
Waren  könnte  dann  delJeichl  ein  üebermass 
von  Angebot  entstehen,  weil  die  Konsumen- 
ten vielleicht  ihre  ver^rösserte  Kaufkraft 
diesen  Waren  niclit  gleichmässi^  wie  den 
übrigen  zuwendeten,  sondern  gewisse  andere 
in  höherem  Masse  bevorzugten ;  aber  dann 
sei  eben  die  Ueberproduktion  nur  eine  par- 
tielle und  nicht  eine  allgemeine,  und  es 
stehe  ihr  eine  desto  grössere  Nachfrage 
nach  anderen  Waren  ge^nflber.  Audi 
könne  es  in  Wirklichkeit  nicht  vorkommen, 
dass  alle  Produzenten  mit  jedem Konsumtions- 
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artikel  vollstftDdig  versehen  seien,  weil  eben 
die  Thatsache.  dass  sie  ihre  Froduktioo 
zum  Zwecke  dee  Äustaiuiches  foi-tsetzten, 
beweise,  dass  sie  noch  weitere  Bedürfniese 
h&tten.  und  selbst  wenn  sie  solche  Be- 
dürfnisse für  ihre  Person  nicht  mehr  liätten, 
eondero  ihren  Betrieb  gewisseruisissen  nur 
aus  Gewohnheit  fortsetzten,  so  beschäftigten 
sie  Arbeiter,  die  ihrerseits  jedenfalls  ncwh 
eine  bedeutend  verniehrbare  Nachfrage  Dach 
Gegenständen  des  gewöhnhchen  BedEu-fs  und 
des  Volksluxus  repräsentieren.  Kocii  präg- 
nanter drückt  sich  v.  Mangoldt  aus.  Wenn 
von  zwei  Gütern,  die  sich  regelmässig  im 
gleichen  Verhältnis  austauaehen,  von  dem 
einen  A  tausend  Stück  produziert  werden,  so 
liegt  darin  eine  Nachfrage  nach  tausend  Stück 
des  anderen  B ;  es  kann  daher  das  Angebot  von 
fi  bis  zum  gleichen  Betrage  nicht  zu  gross  sein, 
es  wird  aber  auch  diesen  Betrag  nicht  über- 
steigen, wenn  nicht  auf  Seiten  des  Produ- 
zenten von  B  ein  entsprechend  höherer  Be- 
darf an  A  sich  geltend  macht,  dann  aber  ist 
wieder  das  Angebot  von  A  kein  übermässig ; 
niemals  kann  mitiiin  das  Angebot  beider 
Güter  oder  allgemein  gesprochen  aller  Güter, 
die  sich  gegeneinander  austauschen,  zugleich 
die  Nachfrage  übereteigen. 

Diese  Argumentationen  leiden  aber  offen- 
bar an  einem  Uebermasse  von  blutleerer  Ab- '  sichten  Mills 
Straktion  und  an  gänzlicher  Vernachlässigung  dass  eine 


der  Bücksicht  auf  die  thatsächiichen  V( 
hältnisse  in  der  geld wirtschaftlichen  und 
kapitaliBtischen  Produktions-  und  Verkehrs- 
ordnung.  Die  Güter  werden  nicht  gegen 
bestimmte  andere  ausgetauscht,  jedes  wird 
ohne  Rücksicht  auf  die  übrigen  auf  dem 
Harkte  verkauft  und  an  den  letzten  Ab- 
nehmer gelangt  es  erst  durch  Vermittelung 
des  Handels,  dessen  Mitwirkung  zwar  nütz- 
hch  und  nötig  ist,  aber  nicht  mehr  zu  der 
matenellen  Produktion  gehört.  Auch  wird 
die  Produktion  keineswegs  immer  erst  ver- 
mehrt, wenn  die  Kachtrage  vorher  gestiegen 
ist,  sondern  sehr  häufig  geht  die  Ausdeh- 
nung der  Produktion  versuchsweise  oder 
auf  Rechnung  der  Handelsspekulation  der 
Entwickelung  der  Nachfrage  voraus.  Femer 
sind  die  in  der  arbeitsteiligen  Gesellschaft 
von  selbständigen  Unternehmern  auf  den 
Markt  gebrachten  Güter  zu  einem  sehr  be- 
deutenden Teile  nicht  Eonsumtionsgüter, 
sondern  Ppoduktions-  oder  Verkehrsmittel, 
wie  Werkzeuge,  Maschinen,  Schienen  etc., 
deren  Absatz  also  auch  nicht  von  einem 
unmittelbaren  Konsumtionsbedarfe,  sondern 
von  den  Anschauungen  der  Käufer  über  die 
Möglichkeit  und  Zweckmässigkeit  einer  wei- 
teren Ausdehnung  der  Produktion  abhängt. 
Ferner  muss  auch  besondere  Rücksicht  da- 
rauf genommen  werden,  dass  die  Mehrzahl 
der  an  der  Volkswirtschaft  beteiligteu  Per- 
sonen kein  Produkt,  sondern  nur  ihi-e  Ar- ,  gar  nicht 
HandwBnerbnok  der  SC&atBvtssBnscharuii.   ZweICa  Aoflase.   V[I, 


beitskraft  zwa  Austausch  gegen  Geld  anzu- 
bieten hat  imd  dass  die  Leberproduktion 
in  einzelnen  Zweigen  auch  verminderte  Nach- 
frage nach  Arbeit,  dadiu^  verminderte  Kauf- 
bart der  Arbeiter  und  dadurch  wieder  wei- 
tere Verbreitung  der  Erscheinungen  der 
Ueberproduktion  verursacht.  Denn  es  ist 
wohl  zu  beachten ,  dass  die  letztere  nicht 
nur  diurch  eine  absolute  oder  aktive  Ver- 
mehrung der  Produktion  über  das  normale 
Mass  hinaus,  sondern  auch  durch  eine  Ver- 
minderung der  Nachfrage  bei  gleichbleiben- 
der oder  selbst  sinkender  Produktion  ent- 
stehen kann,  da  sie  ja  eben  nur  ein  rela- 
tives Ueberwiegen  des  Angebotes  bedeutet 
Es  ist  also  hiemach  eine  positive  imd  eine 
relative  Ueberproduktion  zu  unterscheiden. 
Ei-wägt  man  auch  noch  die  bereits  erwähnte 
Thatsache,  dass  die  Konkurrenz  der  mo- 
dernen gn^skapitalistischen  Unternehmungen 
häufig  auch  bei  schon  abnorm  gedrückten 
Preisen  noch  fortdauert  (was  relativ  vorteil- 
hafter sein  kann  als  Einstellung  des  Be- 
triebes), 80  wird  mau  zwar  den  Ansichten 
der  älteren  Schriftsteller  über  die  Ueber- 
produktion, die  teilweise  auf  falschen  Vor- 
stellungen von  der  Wirkung  des  Maschinen- 
wesens beruhten,  nicht  beiti-eten,  wohl  aber 
im  Gegensatze  zu  den  optimistischen  An- 
"■"  id  anderer  sich  übei-zeugen, 
erheblichen ,   von   dem 


grossen  volkswirtschaftlichen  Getriebe  ab- 
hängigen Produktionszweige  sich  ausdeh- 
nende kapitalistische  Ueberproduktion 
unter  gewu^sen  Umständen  als  zeitwei- 
lige Erscheinung  in  der  That  auftreten 
kann.  Den  äusseren  Beweis  dafür  liefert 
schon  der  fortschreitende  Niederrang  der 
Preise  aller  Waren  des  Grossverkelirs  in 
der  Periode  von  1873—1879.  Als  Vorläufer 
der  Ueberproduktion  erachelut  häufig  ein 
wirtschaftlicher  »Aufschwungs  mit  unge- 
wöhnlicher Steigerung  der  Produktion  auf 
grossen  Gebieten  und  ausserordenthcher  Ver- 
mehrung der  Maschinen ,  Hochöfen  imd, 
sonstiger  Produktionsmittel.  Durch  die  Mit- 
wirkung diTi  spekulierenden  Handels 
wird  die  Dauer  der  günstigen  Konjunktur 
vieUeicht  verlängert,  schliesslich  aber  tritt 
Stockung  und  XJeberfüliung  des  Marktes 
ein,  die  l'ieise  smken  unter  ein  gewisses  Ni- 
veau, die  Ueberproduktion  ist  da  und  sie  ver- 
breitet sich  von  den  Produktionszweigen, 
in  denen  sie  aktiv,  d.  h.  mit  absolutem 
Uebermasse  des  Angebotes,  begonnen  hatte, 
mehr  und  mehr  als  relative  auch  auf  an- 
dere aus  infolge  der  Verminderung  der 
kauffähigen  Nachfrage.  Die  neuen  stehenden 
Kapitalaulagen  sind  einmal  da  und  können 
nicht  »zurückgezogen«  werden,  aber  sie 
können  eich  nadi  ihrem  ursprünglichen  Geld- 
erte  nicht  mehr  genügend  oder  vielleicht 
erzinsen.     Nach    dem   Kriege 
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TOQ  1870  QDtetand  ziin3cliBt  eine  ungevChn- 
liche  Nachfrage  nach  Schienen  uQd  Eiseü- 
balmmaterial,  daher  auch  nach  Kohlen ,  ausaer- 
dem  aber  auch  nach  vielen  anderen  Waren, 
da  fast  alle  YorrSte  sehr  vermindei-t  waren ; 
die  Preise,  die  Eapitalgewinne  und  die 
Löhne  stiegen,  es  wurden  neue  Hochßfen 
und  Fabriken  wigelegt  mit  einer  ProdiiktionB- 
kraft,  als  wenn  die  damalige  ungewöhn- 
lidie  Nachfrage  dauernd  bleiben  würde. 
Auch  ohne  die  1873  in  Wien  ausgebrochene 
atnta  Krisis  würde  ungefähr  um  dieselbe 
Zeit  der  Umschlag  begonnen  haben.  Der 
auBsei^ewChnliche  Bedffff  war  gedeckt,  aber 
die  neugegründeten  Attiengesellachaften  stell- 
ten ihren  Betrieb  nicht  ein,  auch  wenn  sie 
keine  Dividenden  erhielten.  Die  Produk- 
tion wurde  zwar  in  manchen  Zweigen  be- 
schrankt, blieb  aber  dennoch  mehrere  Jahre 
immer  gegenüber  der  noch  mehr  gesunkenen 
Nachtrt^  gross  genug,  um  einen  weiteren 
Druck  auf  die  Preise  auszuüben ;  die  Nach- 
frage aber  nach  allen  Konaumtionsgütem 
wie  nach  Produktionsmitteln  sank  sowohl 
infolge  der  verminderten  Gewinne  der  Ka- 
pitalisten als  auch  der  Erniedrigung  der 
Löhne  und  der  Entlassung  von  Arbeitern. 
So  wurden  im  Deutschen  Eeiehe  1873 
2  240  600  Tonnen,  1876  aber  nur  1  Ö46  400 
Tonnen  Hoheisen  hergestellt  und  der  Ver- 
brauch von  roher  Baumwolle,  der  sich  1872 
auf  12678'2  Tonnen  belief,  war  1878  auf 
111 068  Tonnen  gesunken.  Die  mittlere  Be- 
legschaft der  Steinkohlenbergwerke  betrug 
1874  18.5544,  dagegen  1878  nur  168068 
Köpfe,  und  die  Belegschaft  der  Hochöfen 
war  von  28  281  vom  Jahre  1873  auf  16202 
im  Jahre  1878  zurückgegangen.  Die  un- 
günstige Lage  der  industrielien  Unternehmer 
und  Arbeiter  wirkte  aber  nattlrlich  auch  auf 
die  Preisbildung  der  nicht  zu  den  rment- 
behrliehen  gehörenden  landwirtschaftlichen 
Produkte  zurück;  das  Öetroide  würde  als 
notwendigstes  Lebensmittel  seinen  Preis  aiif 
Kosten  der  übrigen  Erzeugnisse  vielleicht 
behauptet  haben,  wenn  für  dieses  nicht  die 
Erschliessung  fruchtbarer  überseeischer  Län- 
der, namentlich  des  Westens  der  Vereinigten 
Staaten  und  Indiens,  durch  die  Eisenbahnen 
eine  neue,  mit  geringeren  Produktionskosten 
arbeitende  Konkurrenz  aufgetreten  wäre. 
Der  starke  Druck  auf  die  üetreidcpreise 
entwickelte  sich  allerdings  erst  in  den 
achtziger  Jahren,  nachdem  1880  und  1881 
in  der  Industrie  eine  Besserung  eingetreten 
war;  jedoch  ging  diese  in  der  nächsten, 
Zeit  wieder  verloren ,  und  in  den  Jahren 
lSf<fi  und  1887  konnte  mit  Reclit  von  einer' 
allgemeinen  Uol)erpi-oduktion  in  dem  hiorl 
angenommenen  Sinne  geredet  werden,  d.  h. 
viele  Unternehmungen  in  allen  Produk- 
tionszweigen brachten  ungenügenden  Ge- 
winn ein  und  die  I^hne  wai'en  noch  stärker 


herabgedrilckt,  als  der  Preisemiedrignug  der 
Unterhaltsmittel  der  Arbeiterklasse  ent- 
sprach. 

3.  Gejcenwlrkuiiß  ^CKeit  die  Ue.  Hier 
drängt  dch  nun  freilich  die  Frage  auf:  wie 
ist  eine  solche  unbefriedigende  Benlabilität 
der  gesamten  Produktion  möglich,  da  doch 
die  Billigkeit  der  Konsumtion ^genstände, 
der  Rohstoffe,  die  durch  die  Üeberproduk- 
tion  auf  einzelnen  Gebieten  entsteht,  sowohl 
der  Gesamtheit  der  Konsumenten  als  auch 
den  Produzenten  an  anderen  Zweigen  wieder 
zu  gute  kommt  und  auch  die  Erniedrigung 
der  Löhne  den  Unternehmern  auf  allen  Ge- 
bieten wieder  mehr  Gewinn  übrig  lässt? 
In  der  That  wird  sich  auch  schliesslich  aus 
diesen  Gründen  ein  neues  Gleichgewichts- 
system der  Preise  bilden,  aber  dieses  kann 
nur  nach  und  nach  und  durch  Verraittehmg 
von  Uebereangsprozessen  erreicht  werden, 
die  eben  die  Erscheinungen  der  Ueberpro- 
duktion  mit  sich  bringen.  Kohlen,  Eisen, 
Maschinen  und  andere  Produktionsmittel 
mögen  sehr  billig  sein,  aber  wenn  zugleich 
die  Nachfrage  nach  BaumwoUzengen,  Tuch 
und  anderen  Fabrikaten  nachgelassen  hat 
und  Mangel  an  Vertrauen  auf  dem  ganzen 
Markte  herrscht,  so  wird  trotz  der  Billig- 
keit der  Produktionsmittel  die  Fabrikation 
von  solchen  KonsumtionsgegenstaDden  nicht 
erweitert  und  noch  weniger  werden  neue 
Fabriken  angelegt  werden.  Ebenso  werden 
neue  EisenbAhnen  trotz  der  billigen  Eisen- 
iind  Kohlen  preise  in  solchen  Zeiten  der 
Stagnation  in  geringerem  Umfange  als  in 
normalen  Jahren  gebaut  werden.  Auch  die 
Arbeit  kommt  vom  Standpunkte  des  Unter- 
nehmers nur  als  Produktionsmittel  in  Be- 
tracht: er  wird,  solange  die  allgemeinen 
Marktkonjunkturen  für  die  nächste  Zukunft 
ungünstig  erscheinen,  keine  neuen  Arlieiter 
einstellen,  wenn  auch  die  Löhne  gesunken 
sind.  Die  Vermindenmg  der  Preise  der 
von  ihm  selbst  und  seiner  Familie  ver- 
brauchten Konsumtionsgflter  kommt  für  die 
geschäftliche  Jjage  eines  grösseren  Unter- 
nehmers so  gut  wie  gar  nicht  in  Betracht; 
)weit  die  Verbilligung  der  Konsumtions- 
■aren  die  Herabsetzung  der  Löhne  befördert, 
hat  sie  nach  dem  eben  Gesagten  iu  der 
Periode  der  relativen  Ueber|iroduktion  eteii- 
falls  keine  Wirkung  auf  die  Belebung  der 
Gescliäfto;  nur  die  Kaufkraft  derjenigen,  die 
ein  festes  Einkommen  beziehen,  ist  relativ 
gewachsen,  alier  dies  gleicht  bei  weitem 
nicht  den  Ausfall  in  der  Kaufkraft  der 
Produktionsnntcmehmer  und  der  Arbeiter- 
klasse aus.  l'ebrigens  erleiden  die  Kentner 
in  den  Stockungsrierioden  meistens  eben- 
falls empfindliche  Einbiissen  an  ihrem  Ein- 
kommen, da  nicht  nur  die  Diridendeu  der 
Aktien .  sondern  auch  der  Ertrag  der  fest- 
verzinslichen   Kapitalanlagen    sinkt.     Denn 
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da  neue  ProdiiitionsnntemehinunKen  aiis 
Mangel  an  Vertraueo  faet  sar  nicht  mehr 
gegründet  'weiden  »nd  die  Eirweitening  be- 
Btenender  ebenso  selten  ist,  so  wendet  sich 
das  —  auch  in  schlechten  Zeiten  nicht 
fehlende  —  neu  angesammelte  Qeldkapital 
fast  aueschtiesslich  der  Anlage  in  staatlichen 
und  anderen  öffentlichen  Schuldverechrei- 
bungen  und  in  Hypotheken  zu  und  bewirkt 
dadurch  eine  Herabdrückung  des  Zinsfusaes. 
Es  ist  dies  unzweifelhaft  wieder  ein  Vor- 
teil für  die  produktive  Klasse,  der  aber  nur 
nach  und  nach  ausgenutzt  weiden  kann. 
Kurz,  die  Ueberproduktiou  charakterisiert 
eine  Debergangsperiode  zu  einem  neuen 
Normalzustände,  m  der  die  allgemeine  Preis- 
emiedrigung  nicht  die  von  der  abstrakten 
Theorie  erwartete  Reaktion  bewirkt.  Diese 
Uebei^Dgszeit  kann  aber  mehrere  Jahre 
dauern,  wenn  es  sich  um  allgemeine  durch- 
greifende Fortsehritte  der  Technik  oder 
dauernde  Verschiebungen  der  weltwiitschaft- 
liehen  Verteilung  der  Produktion  handelt. 
Ke  BeseeruDg  aber  wird  endlich  dadurch 
erzielt,  dass  die  Produzenten  sich  unausge- 
setzt bemfihen,  die  HerstelluneskoBten  ihrer 
Erzeugnisae  so  weit  herab  zudrücken,  dass 
auch  bei  den  gesunkenen  Preisen  wieder  ein 
normaler  Gewinn  übrig  bleibt.  So  wird  also 
in  der  That  die  Verbiliigung  der  Rohstoffe, 
des  Transportes,  der  Löhne,  des  Zinsfusses 
zu  (runsteu  der  Unternehjuer  verwertet, 
man  spart  durch  verbesserte  Maschinen 
Kohlen  und  Arbeitskraft,  wendet  wirksamere 
Produktionsmethoden  an  etc.  Diese  Ver- 
bessenmgeti  dringen  aber  erst  nach  und 
nach  durch  und  den  weniger  leistungsfähigen 
Produzenten  bleiben  sie  oft  ganz  unerreich- 
bar. Wenn  aber  auch  nur  bei  einer  erheb- 
lichen Anzahl  der  grCsseren  Unternehmer 
durch  solche  Mittel  der  Gewinn  wieder  auf 
einen  befriedigenden  Stand  gebracht  ist,  so 
wird  der  Markt  lebhafter,  das  Vertrauen 
kehrt  ziuück,  die  Nachfrage  nach  Produk- 
tionsmitteln und  Arbeit  steigt,  die  Zunahme 
der  Kaufkraft  verbreitet  sich  auf  immer 
weitere  Kreise,  und  wie  früher  die  Nach- 
frage vor  dem  Drucke  des  Angebotes  längere 
Zeit  hindurch  trotz  der  niederen  Preise  zu- 
rückwich, so  kann  jetzt  die  Nachfrage  trotz 
steigender  Preise  lAngere  Zeit  hindurch  das 
Cebeigewicht  Über  aas  Angebot  behalten. 
In  der  Periode  des  Druckes  ist  eben  der 
richtige  Qleichgewiclitspunkt  der  Preise  nach 
unten  überschritten  worden;  es  tritt  also 
jetzt  eine  berechtigte  Hebung  des  Preis- 1 
jiiveaus  ein,  die  freilich  leicht  ihrerseits  I 
wieder  Über  den  Normalstand  hinausgehen 
kann,  was  dann  wieder  eine  Reaktion  ver- 
ursacht. Die  Grossbetriebe  haben  in  der 
neueren  Zeit  melir  und  mehr  verencht,  die 
l'eberproduktion  durch  gemeinschaftliche 
Vereinbarungen  über  die  Beschränkung  der 


Produktion  und  die  Festhaltung  gewisser 
Preise  zu  bekämpfen  (s.  d.  Artt.  Kartelle 
oben  Bd.  V  S.  39  fi  und  Trusts  oben 
Bd.Vn  S.  213ff.).  Es  ist  (lies  indes  immer 
nur  ein  Notbehelf  für  schlechte  Zeiten,  der 
zwar  nicht  unberechtigt  ist,  wean  er  nur 
die  den  neuen  Verhältnissen  entsprechenden 
normalen  Preise  erreichen  will,  aber  volks- 
wirtschafüich  schädlich  wirkt,  wenn  er  die 
Benutzung  der  oben  angegebenen  natürlichen 
Heilmittel  gegen  die  Ceberproduktion  be- 
einträchtigt. 

Die  Ueberprodulrtion  ist  also  im  wesent- 
lichen nichts  anderes  als  der  Vermittelimgs- 
e-ozess,  durch  welchen  bei  der  planlosen 
onturrenz  der  selbständig  produzierenden 
Einzeluntemehmimgeo  die  Preise  der  Waren 
von  einem  den  voiks-  und  weltwirtschaft- 
lichen Produktions-  und  Verkehrs  Verhält- 
nissen und  namentlich  auch  dem  vorhandenen 
Bestände  an  verfügbarem  flüss^m  Kapital 
nicht  mehr  entsprechenden  Stande  herab- 
gedrückt werden,  wobei  die  richtige  Grenze 
meistens  überschritten  wird,  schliesslich  aber 
wieder  ein  den  uenen  Bedingungen  ange- 
passtes  haltbares  Pieissyslem  zu  stände 
kommt.  Sie  ist  in  erster  Linie  ein  die 
Unternehmer  und  Kapitalisten  treffendes 
Uebel,  jedoch  haben  die  Arbeiter  mit  da- 
runter zu  leiden. 

Die  Ueberproduktiou  führt  keineswegs 
ner  zu  einer  akuten  Erisis.  Eine  solche 
tritt  im  allgemeinen  nur  dann  ein,  wenn 
eine  übermässige  Preissteigerung  durch 
die  Handelsspekulation  hervorgerufen 
worden  ist,  die  dann  auch  eine  Ausdehnung 
der  Produktion   veranlasst  hat.     Die  Ueber- 

K)duktion  ist  dann  meistens  nur  von  kurzer 
uer,  die  Spekulanten  werden  bald  zum 
Verkaufe  der  aufgespeicherten  oder  auf  Liefe- 
rung gekauften  Waren  gezwungen,  die  Preise 
werden  dadurch  gewaltsam  auf  einen  übei- 
raässig  niedrigen  Punkt  herabgeworfen,  und 
es  tritt  dann  in  der  Regel  bald  wieder  eine 
Aufwärtsbewegung  ein,  wenn  auch  häufig 
die  Nacbwehen  der  Kirsis  noch  längere  Zeit 
fühlbar  bleiben.  Ist  dagegen  die  üeber- 
produktion  die  Folge  einer  Aenderung  der 
allgemeinen  Produktions-  und  Konkurrenz- 
be<Iinguneen,  so  hat  sie  einen  mehr  chro- 
nischen Chai'akter.  Krisen  können  sie  be- 
gleiten, aber  diese  sind  dann  nur  sekundäre 
Erscheinungen.  Die  Handclsspekulation  hat 
an  dieser  Art  der  Ueberprodiiktion  keinen 
Anteil ;  sie  wird  vielmehr,  wenn  sie  die  Ver- 
hältnisse riciitig  Übersicht,  ihre  Rechnung 
auf  das  Sinken  der  Preise  stellen.  Eine 
Periode  der  Preissteigerung  braucht  in  diesem 
Falle  gar  nicht  voranzugehen ;  die  bestehen- 
den Preise  konnten  bis  dahin  ganz  normal 
sein,  al)er  sie  sind  jetzt  zu  hoch  mit  Rück- 
sicht auf  die  Herstellungskosten  der  Waren 
unter  den  neuen  Bedingvingen.    Die  unter 
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(lieseQ  BedingungeQ  produzierenden  Unter- 
nebraer  dehnen  ihr  Angebot  zu  lierabge- 
setzten  Preisen  aus,  und  für  die  übrigen  ent- 
steht dadurch  scbon  privat  wirtschaftlich  der 
Zustand  der  Ueberprodiiktion;  der  erste  An- 
lauf der  neugestalteten  Roakurrenz  kann 
aber  so  heftig  sein,  dass  die  Preise  auch  für 
die  genügend  ausgestatteten  Produzenten 
zeitweise  unzulänglich  werden,  Haben  sich 
aber  scblieöalich  die  Preise  den  neuen  Ver- 
hältnissen angepasat,  so  ist  das  Ender^bnis 
für  die  einfach  kapitalistisch  produzierten 
Fabrikate  häufig  ein  wesentlich  anderes  als 
för  die  Boden erzeugnisse,  die  mehr  oder 
weniger  Grundrente  abwerfen.  Die  ersteren 
können  nach  allgemeiner  Einführung  der 
verbesserten  Produktionsmittel  trotz  des  er- 
niedrigten Preises  wieder  den  früheren  nor- 
malen Kapitalgewinn  ergeben;  wenn  dagegen 
neu  erschlossene  liänder  mit  fruchtbarem 
und  sehr  billigem  Boden  oder  anderen  be- 
sonderen Vorteilen  auf  dem  Weltmarkte  zu 
ständigen  Mitbewerbern  in  den  landwirt- 
schafüiehen  Erzeiignißseu  geworden  sind,  so 
wird  die  Grundrente  in  Eiutipa  dauernd 
{wenigstens  auf  Jahrzehnte,  solange  sie  nicht 
durch  eine  bedeutende  Vermehnmg  der  Be- 
völkerung wieder  gehoben  wird)  um  einen 
gewissen  Betrag  herabgedrttckt  und  die  der 
Gesamtheit  der  Konsumenten  zu  gute  kom- 
mende Verbilligung  der  Ijebensmittel  in  dem 
neuen  Behamingszustajide  erfolgt  also  we- 
nigstens teilweise  auf  Kosten  des  Kenten- 
einkonimens  der  Grundbesitzer. 

4.  Die  l'e.  nnd  die  Arbeitslöhne. 
■WeuQ  also  die  Ueberprodiiktion  unter  ge- 
wissen Umständen  als  eine  fast  imvermeid- 
liche,  weim  auch  nur  vortlbei^hende  Folge- 
erscheinung der  kapitali st i sehen  Produktions- 
weise imd  der  kapitalistischen  Konkurrenz 
betrachtet  werden  muss,  so  ist  man  gleich- 
wohl nicht  berechtigt,  sie  wie  auch  die  mit 
ihr  zusammenhangenden  Krisen  im  Auschliiss 
an  die  Rodbertussche  Theorie  als  eine  Folge 
der  Thatsache  autzufassen,  dass  die  auf  den 
Arbeitslohn  fallende  Quote  des  jährlichen 
Nationalprodnktes  nicht  im  gleichen  Masse 
wie  die  Produktivität  der  Arbeit  zunimmt 
oder  dass,  wie  Proudhon  sagt,  die  Arbeiter 
mit  ihren  Löhnen  das  Produkt  ihrer  Arbeit 
nicht  zurückkaufen  können.  Allenlings  trägt 
in  der  Stockun gsperiodc  auch  die  vermin- 
derte Kaufkraft  <ler  Arbeitsklasse  mit  zur 
Verschärfung  des  Uebels  bei ;  aber  man  darf 
nicht  vergessen,  dass  der  grifeste  Teil  des 
Gesamteinkommens  von  der  Minderheit  be- 
zogen wii-d,  die  nicht  zu  der  eigentlichen 
Arbeiterklasse  gehört.  In  Preussen  z.  B. 
entfallen  beinahe  zwei  Drittel  des  Gesamt- 
einkommens auf  die  Einkommen  von  mehr 
als  I'JIK)  Mark.  Die  VeiTnindenmg  der 
Kaufkraft  in  ungihistigen  Zeiten  wirn  sic-h 
diüier  hauptsächlich  in   den  Sclii<hti,-ii   der 


bemittelten  Bevölkerung  zeigen,  zumal  da 
eine  bedeutende  Beschiänkung  der  Kon- 
sumtion der  am  un^nstigsten  gestellten 
Schichten  Überhaupt  nicht  möglich  ist,  selbst 
wenn  sie  der  Armenpflege  verfallen.  Mmi 
kann  sich  auch  nicht  darauf  berufen,  daas 
die  Hauptmasse  der  Produktion  nur  aus  den 
gewölmüchsten  und  billigsten  Waren  besteht, 
die  eben  für  die  Arbeiterbevölkerung  be- 
stimmt seien,  und  dass  sich  bei  diesen  die 
grßsste  Wirkung  der  Stockung  zeige;  denn 
soweit  diese  Tbatsaclie  zutrifft,  würde  sie 
durch  eine  Lohnerhöhung  nicht  auf^hoben 
werden.  Angenommen ,  alle  Arbeiter  er- 
hieltec  50  Prozent  mehr  Lohn,  so  würde 
sich  sofort  gerade  bei  den  gewCbnliclisten 
Waren  eine  Ueberfüllung  des  Marktes  her- 
ausstellen, da  die  Arbeiter  nicht  etwa  eine 
grössere  Menge  von  diesen  kaufen,  sondern 
zu  besseren  und  feineren  Qualitäten  über- 
gehen würden,  ebenso  wie  sie  auch  weniger 
Kartoffeln  und  mehr  Fleisch  kaufen  würden. 
Was  wOrden  aber  die  Folgen  dieser  Ijohn- 
erhöhung  für  die  produzierenden  Kapital- 
besitzer seini'  Ihr  Einkommen  würde  sich 
um  den  Betrag  des  Lohnzuachusses  ver- 
mindern, die  Nachfrage  nach  den  für  diese 
Klassen  bestimmten  Eonsumtionsgütern  also 
abnehmen,  wodurch  die  angenommene  Mehr- 
konsumtion  der  Arbeiterklasse  wenigstens 
teilweise  wieder  aufgewogen  würde:  vor 
allem  aber  würde  die  Nachfrage  uach  neuen 
Kapitaigütern  abnehmen,  denn  ein  grosser 
Teil  des  Einkommens  der  wolilhabeiiden 
Klasse  —  in  England  schätzt  man  ihn  für 
die  eintommeusteuerpflichtige  Bevölkerung 
auf  ein  Drittel  —  wird  nicht  für  die  Kon- 
sumtion der  Besitzer  verwendet,  sondern 
kapitalistisch,  d.  h.  liauptsächlieh  zur  Her- 
stellung neuer  Produktions-  und  Transport- 
mittel verausgabt  Darauf  aber  beruiit  die 
Bescliäftigung  eines  sehr  bedeutenden  Teiles 
j  namentlich  der  grossge werbliehen  Arbeiter, 
in  den  Bergwerken,  Hüttenwerken,  Ma- 
schlnenfabiikeu  etc.  Hört  in  diesen  Be- 
trieben der  normale  Zugang  neuer  Bestel- 
lungen auf,  so  treten  bald  zahlreiche  Ent- 
lassungen von  Arbeitern  ein,  der  Arbeits- 
markt wird  überfüllt  und  die  angenommene 
IioUnerhöhung  erweist  sich  ais  unhaltbar. 
Wenn  also  durch  eine  Lohn  Steigerung  die 
Ueberproduktion  nicht  bekämpft  wei-den 
kann,  so  kann  auch  in  dem  füatsächlichen 
Stande  des  Lohnes,  wenn  auch  aus  anderen 
Gründen  eine  Erhöhung  desselben  wünschens- 
wert sein  mag,  nicht  die  Ursache  der  Ueber- 
produktion  und  der  Kiisen  liegen.  Ver- 
mehrter Ijohn  auf  Kosten  den  Kapitalgewinns 
und  nicht  als  Folge  vermehrter  Prwluktion 
unter  normalen  Bedingungen  vemrsacht  in 
der  Volksi^irtsi'haft  vermehrte  Nachfrage 
nach  Konsumtionsgüteru.  dagegen  vermin- 
derten Kapitalaufwand  für  Prmiuktiousmittel, 
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und   unter   solchen   Umständen  kann   kein 

Beharrungszuatand  entstehen.  AJlerdin^ 
kann  die  Vermehrung  der  ProduktioQBUiittel 
andereraeifs  über  daa  den  Interessen  der 
Kapitalbesitzer  entsprechende  Mafia  hinaus- 
gehen, aber  das  gereicht  der  Arbeiterklasse 
zunächst  infolge  der  vermehrten  Nachfrage 
nach  Arbeit  zum  Vorteil.  Wird  dann  aber 
die  kapitalistische  Ueberproduktion  fühlbar, 
SO  drückt  diese  zeitweiug  allerdings  auch 
auf  die  Arbeiter,  aber  im  Laufe  längerer 
Zeit  wird  die  wenn  auch  mit  Unter- 
brechungen iortdauerode  starke  Vermehrung 
der  ftcdiüctionsmittel  eine  dauernde  Ver- 
minderung des  normalen  durchschnittlichen 
Eapitalge'vinnsatzes  herbeiführen.  Denn  jene 
Vermehrung  bedeutet  nichts  anderes  als  die 
zunehmende  Intensität  der  Konkurrenz  der 
Kapiti^besitzer,  und  da  der  gesamte  nationale 
Produktionsertrag  unter  solchen  Umständen 
nicht  abnimmt,  sondern  zunimmt,  so  bringt 
die  dauernde  Vermindening  des  Anteiles 
des  Kapitals  an  demselben  eine  ebenfalls 
dauernde  Vergrösserung  des  Anteils  der  &t- 
beiterklasse  mit  sich. 

Die  Meinung,  daas  Ueberproduktion  durcli 

eere  Luxuskonsumtion  der  wolilhabenden 
en  bekämpft  werden  könne,  ist  eben- 
falls durchaus  irrig.  Das  Kinkommen  dieser 
Klassen  ist  ja  unter  solchen  Umständen  ge- 
schmälert und  viele  Angehörige  derselben, 
die  nicht  au  den  sehr  Reichen  gehören  oder 
bedeutende  fremde  Kapitalien  zu  verzinsen 
haben,  werden  sogar  genötigt  sein,  ihre 
Luxusausgaben  zu  beschräuken.  Eine  Ver- 
grösserung  derselben  wäre  also  geradezu  un- 
wirtschaftlich und  leichtsinnig.  Die  Reichen 
aber,  die  ihre  gewohnte  Lebensweise  ohne 
Bedenken  fortsetzen  können,  würden  bei 
einer  Ausdehnung  ihres  Luxus  noch  weniger 
neues  Kapital,  als  ihnen  bei  dem  Ausfalle 
in  ihrem  Einkommen  übrig  bleibt,  für  die 
Unterhaltung  der  Produktion  von  Produk- 
tionsmitteln verwenden  können,  und  dadurch 
würde  volkswirtschaftlich  mehr  geschadet, 
als  der  Mehrabsatz  von  Luxusartikeln  auf 
der  anderen  Seite  nützen  könnte.  Ueber- 
haupt  wird  durch  die  Vermehniug  der 
Luxuskonsumtion  die  Entwickelnng  der  Kon- 
kurrenz des  Kapitals  verlangsamt,  die  nach 
dem  oben  Gesagten  bei  der  gegebenen  Pro- 
duktion sordnimg  das  einzige  Mittel  dar- 
bietet, um  den  relativen  Anteil  der  Arbeiter- 
klasse an  dem  Produktion sertrage  aUmälüich 
zu  vermehren. 

5.  DielJe.  durchCreldverteaemn^.  Als 
einen  besonderen  Fall  hebt  v.  Mangolilt  her- 
vor, dass  eine  Ueberproduktion  aller  Waren 
gegenüber  einem  bestimmten  einzelnen  Gute, 
nämlich  dem  Oelde,  möglich  sei.  Es  würden 
dann  alle  Preise  zunickgehen,  weil  der 
innere  Wert  der  Geldeinheit  als  des  allge- 
meinen   Preismasses  gestiegen   wäre,   und 


privatwirtschafüich  würde  sich  dieser  Zur 
stand  in  gleicher  Art  fühlbar  machen  wie 
eine  positive  Ueberproduktion  von  Waren. 
Ein  solches  Sinken  des  allgemeinen  Preis- 
niveaus infolge  der  Unzulänglichkeit  des 
baren  Greldbestandes  kann  allerdings  vor- 
kommen, aber  bei  der  heutigen  Organisation 
des  Umlaufs  ist  es  sehr  schwer^  zu  ent- 
scheiden, ob  die  allgemeine  Preiseniiedri- 
eiing  in  einem  gegebenen  Falle  wirklich  auf 
diese  Ursache  zurückzuführen  oder  ob  sie 
in  den  Bedingungen  der  Produktion  und  des 
Verkehrs  als  solcher,  unabhängig  vom  Geldo, 
ihren  Grund  habe.  Das  MetalJgeid,  sagen 
wir  specieller  das  Gold,  hat  in  der  heutigen 
Volkswirtschaft  hauptsächlich  nur  die  mehr 
passive  Funktion  des  Wertmaeses;  in  der 
aktiven  Rolle  als  Umlaufsmittel  wirken  in 
normalen  Zeiten  mit  völlig  gleichem  Ergeb- 
nis Kredithilfsmittel  in  sehr  grossem  Um- 
fange mit  Auch  das  freie,  zu  neuen  An- 
lagen verfügbare  Kapital  wird  nur  zum 
kleinsten  Teil  durch  Metallgeld,  sondern 
hauptsächlich  durch  Bankdepositen  repräsen- 
tiert. Solange  das  Vertrauen  unerschüttert 
bleibt,  iösst  sich  die  Kreditcirkidation  (die 
heutzutage  nur  zum  kleinsten  Teile  auf  den 
ungedeckten  Noten,  vielmehr  hauptsächlich 
auf  dem  Checksystem  und  den  zugehörigen 
Giro-  und  Kompensationseinrichtungen  be- 
ruht) leicht  dem  Bedürfnis  gemäss  erweitern ; 
bares  Geld  kann  also  unter  solchen  Um- 
ständen verhältnismässig  mehr  und  mehr 
entbehrlich  gemacht  werden  und  selbst  bei 
einer  Abnahme  des  Bestandes  bi-auclit  also 
ein  Mangel  daran  nicht  fühlbar  zu  werden. 
Tritt  aber  eine  Erediterschütterun^  ein,  wird 
die  Wirksamkeit  dar  Bankorganisation  ge- 
lähmt, wird  das  bare  Geld  auch  wieder  all- 
gemein als  der-  allein  sichere  WerttrSger 
gesucht  und  verlangt,  so  entsteht  eine  Krisis, 
in  der  alle  Preise  in  der  That  infolge  der 
inneren  Werterhöhung  des  Geldes  zunächst 
meistens  übermässig  tief  herabgedrüekt  wer- 
den: ist  nun  aber  wirkUth  der  voriiandene 
Geldvorrat  zu  klein,  um  als  sichere  Gnmd- 
lage  für  den  Kreditumlaufsmechanismus  zu 
dienen,  so  werden  sich  auch  nach  WJeder- 
herstoHuQg  des  letzteren  und  der  Rückkehr 
des  Veilrauens  die  Preise  nicht  melu-  voll- 
ständig auf  den  fnlhereii  Stand  erheben,  und 
diese  Thatsache  ist  dann  allerdings  aus 
einem  früher  schon  latent  vorhandenen,  alier 
erst  durch  die  Krisis  an  den  Tag  gebrachten 
relativen  Geldmangel  zu  erklären.  Die  rilek- 
läufigo  Preisbewegung  in  der  neiiesten  Zeit 
wird  bekanntlich  von  manchen  ebenfalls  auf 
eine  Appreciation  des  Goldes  zurückgeführt. 
In  Wirklichkeit  aber  beniht  sie  auf  der 
durch  die  Fortschritte  der  Technik  imd  der 
Verkehrsmittel  und  die  Entwickelnng  der 
überseeischen  Länder  venu^achten  Ver- 
minderung der  Produktionskosten  der  Waren, 
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der  gegenüber  der  Wert  des  Geldes  relativ 
ungeÄndert  geblieben  ist  Daher  bat  sich 
diese  Entwiekelung  auch  ohne  -wesentliche 
Mitwirkung  akuter  Krisen  vollzogen,  und 
auch  die  Krisis  von  1873  geht  derselben 
gewigsermassen  nur  äiuserlich  voran ;  sie 
■würde  fOr  sich  nicht  imstande  gewesen  sein, 
eine  lange  dauernde  tiefgehende  Wirkung 
auszuüben. 

Litt«ratnr:  Mltl,  B.  III,  Kap.  IV.  v.  Man- 
goldt,  Gi-undi-itt  (1.  Aatg.)  S.  68.  —  BUanio, 
PHnripltt,  Kap.  XXL  —  Say,  Couri  d're.  pol. 
pratüjvt  (id.  Guälaumiii),  I,  S.  136.  —  Xrw- 
ratti,  Die  wahren  Unacken  der  l'rberpmduk- 
Hontkriten,  Wien  lS9i.  S.  aurh  den  Art. 
Kriten  oben  Bd.   F.  S.  4Uff. 

Lexla. 


üeberwtUzniig  der  Steuern 

s.  Steuer  oben  Bd.  VT  S.  1106. 


l'lloa,  Bernardo  de, 

Oebnrti-  luid  Todesjahr  nicht  bekannt.  Ntich 
Terscbiedenen  Ehrenämtern,  welche  er  seit  17%) 
bekleidet,  worde  er  1740  erster  Prokurator  in 
Madrid. 

Er  veröffentlichte  folgende  ataatswiasen- 
schaftliche  Schrift  in  Buchform:  Reitable- 
cimientA  de  la  fäbricas  ;  coniercio  Espanol, 
2  Teile,  Jladrid  1740  (Teil  I :  Que  trata  que 
lercio  etc.;  Teil  11:  Que  trata  de  el 
I  j  trafico  maritimo  que  tieae  Espaüa, 
con  Jaa  naciones  etc.);  dasselbe,  2.  AaS.,  17tiö; 
daaaelbe,  in  französischer  Uehersetznog  von 
FlnmW  de  Dangeuit,  Amsterdam  1753. 

Ulloa  legt  bei  seiner  .Untersuchung  der 
wirtschaftlichen  ZuatilDde  SpaniEins  unter  der 
Eegierung  Philipps  V.  den  Schweriiunkt  auf  den 
auswärtigen  Handel,  der  von  seiner  früheren 
Bedeutung  im  lö.  und  16.  Jahrhundert  bedeu- 
tend heruntergekommen  war.  Die  Schuld  daran 
tragen  nach  UUoa  uueUnstige  Handelsverträge 
und  die  amerikanische  Konkurrenz ,  welche 
letztere  die  spanischen  Kolonieen  so  reichlich 
mit  überseeischen  Erzengnissen  verborgt,  dass 
der  Warenanstansch  mit  dem  spanischen  Mutter- 
lande  dadurch  ftlr  letzteres  nur  auf  wenige 
speciäsch  spanische  InduKtrieprodukte  beschränkt 
ist.  CUoa  entwirft  hierauf  eine  Scbilderong 
der  Lage  des  einheimischen  Gewerbfleissea, 
dessen  Leistungsfähigkeit  für  den  Exporthandel, 
durch  den  Steuerdruck,  der  auf  der  Industrie- 
bevölkemng  laste,  durch  die  hohen  Preise  der 
Lebensmittel,  natwendigen  Bedarfsartikel  und 
Fabrikate  sebr  herabgedrilclit  sei.  Analog  der  | 
miaslichea  Lage  der  Industrie,  fnlgert  er  weiter, 
gebt  auch  die  BevülkerungszifTer,  da  nur  in 
Länderu  mit  blltbendem  Gewerbe,  mit  lebhaftem 
Mannfakfurbetrieb  die  wirtschaftlichen  Voraus- 
setzungen zu  ihrem  Wachstum  gegeben  seien, 
zurück.  Das  Hau pterf ordern is  zur  Hebung  des 
answilrtigen   Handela   sieht  Ulloa  iu  der  Ver- 


minderung der  Produktionskosten  der  Ausfuhr- 
artikel, und  dies  ist  nach  seinen  Vorschlägen 
nur  dadurch  zu  erreichen,  dsaa  die  eiubeimischeu 
Eohstflffe  der  Fabrikate,  Flachs,  Hanf,  Schaf- 
wolle, Seide  etc.,  von  Steuern  befreit  werden 
und  die  ans  dem  Auslände  zu  beziehenden, 
Baumwolle  etc.,  zollfrei  eingehen.  Aach  Ulloa 
ist  ein  Anhänger  der  merkaotilistischen  Forde- 
rang,  den  Betrieb  der  einheimischen  Edelminen 
vor  federn  Stillstande  zu  bewahren,  indem  das 
Betnebskapital  dem  ProduktioDslande  erhalten 
bleibe  und  das  aus  dem  Betriebe  neu  ge- 
woimene  Geld  eine  Bereicbemng  des  Natioual- 
woiilstandes  bilde.  Dieses  Feathalten  an  dem 
merkantilistischen  Geldznrllckbaltungss  yatem 
zeigt  sich  anch  iu  seiner  Randelapohtik,  die 
dem  gegenseitigen  Austausche  von  Bodener- 
zengnissen  und  Fabrikaten  im  Aktivhandel, 
bezw.  im  „comercio  reciproco",  bloss  weil  diese 
Transaktion  keine  Ausgleichung  durch  Geld- 
oder Edelmetallabgang  bedingt,  zustimmt.  Mit 
bitteren  Worten  tadelt  er  die  wirtschaftliche 
Verblendung  Spaniens,  das  nach  der  Entdeckung 
der  Neuen  Welt  und  Besitzergreifung  der  dor- 
t^n  Goldminen  im  GrosamaditsdUnuel  seine 
Manufakturen  verkümmern  liess  und  dadurch 
im  Laufe  eines  Jahrhunderts  von  seiner  domi- 
nierenden Stellung  im  Welthandel  so  herabge- 
sunken sei,  dass  es  im  18.  Jahrhundert  meist 
nur  Eehprodukte,  die  ihm  früher  für  seine  im- 
posante Textilindustrie  unentbehrlich  geweaeu, 
exportierte. 

Vgl.  über  UUoa:  Eautz,  Geschichtliche 
Entwickelung  der  Nationalokonomik,  Wien  1860, 

5.  295.  —  Wirminghaus,  Zwei  spanische 
Herkantilisten,  G.  de  Uztariz  und  B.  de  Llloa, 
Jena    1886.    —    Roacher,    System,    Bd.    III, 

6.  Aufl.,  Stuttgart  1892,  §§34,  17a.—  Cossa, 
Introduzione  aUo  studio  dell'  economia  politica, 
3.  Aufl.,  Hailand  1892,  S.  229  n.  Ö.  —  Souveau 
dictionnaire  d'economie  polit.,  Bd.  II,  Paris 
1892,  S.  113Ö. 


UnüaseTerfahreii 

s,  Arbeiterversiciierung  oben  Bd.  I 

S.  607  und  Unfallversicherung 

unten  Bd.  VII  S.  285. 


VmpfeDbach,  Karl  Friedrteh, 

wurde  am  6.  VI.  1832  zu  Giessen  geboren,  stu- 
dierte anfangs  Naturwissenschaften,  widmete 
sich  dann,  auch  im  praktischen  Betriebe,  dem 
Bergbau-  und  Hüttenfach  und  ging  (seit  18&U} 
zu  staatswissenschaftlichen  Stn£en  über.  Nach 
absolvierter  Fakultätsprüfung  als  Accessist  bei 
der  Obersteuerdirektion  in  Darmatadt  einge- 
treten und  dann  auch  im  Örtlichen  Kataater- 
und  ZoHdienste  thätig,  verblieh  er  im  Staats- 
dienate  bia  Frühjahr  1866.  Nachdem  er  sich 
alsdann  an  der  Universität  Oiessen  aU  Privat- 
dozent habilitiert  hatte,  folgte  er  Ostern  1864 
einem  Rufe  als  ordentlicher  Professor  der  Staats- 
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wissenacbaften  nach  Würzbmg'  und  ging 
Herbst  1873  in  a-leicher  Eigenschaft  an 
I'niversitat  Königsberg-  Seit  1877  zog  er  auch 
die  Ethnographie  in  den  Kreis  seiner  Vor- 
lesungen ,  in  denen  er  schon  frühzeitig  die 
Wichtigkeit  des  sozialen  Moments  fllr  wirt- 
schaftliche nnd  pohtisohe  Fragen  betont  hatte. 
Die  deutsche  Kolunialpolitik  inangririerte  er 
18B4  als  akademischen  Lehrgegenstand  and  bat 
sie   bis   zur  jUngsten   Zeit  erweiternd    vorge- 

Von  den  unter  seinem  Namen  erschienenen 
Verütfentiichnngen  sind  zn  nennen : 

l'eber  das  Wesen  des  Geldes,  Gieasen  1856. 
—  Lehrbach   der   Finanzwissenscbaft ,   2  Bde., 
Erlangen   1859.60.     2.  Äuä.   in   einem   Bande, 
Stnttgart   18R7.    —  Die   VolkswirtschafUIehre 
oder  Sationalökonomik,  WUrzburg  1867.  —  D 
Volkes  Erbe,  Berlin  1874.  —  Das  Kapital 
seiner   Kultnrbedentong,   WUrzbarg    1879. 
Die   ÄltersTersorgnDg  nnd    der  Staatssoziali 
mm.  Stuttgart  1883. 

Bed. 


Ullischlagsrechte 

s.  Stapelrecht  oben  Bd.  VI,  S.  992ff. 


Uneheliche  Geburten. 

1.  Statistik  der  unehelichen  Geburten;  Zer- 

flie<lerong  in  beTHlkernngsstatistischer  und  sitt- 
eher  Hinsicht.  2.  Lebäislauf  der  naehelichen 
Kinder,  hierbei  Sterblichkeit.  3.  Fürsorge  durch 
Gesetz  und  WohlthStigkeit. 

1,  Statistik  der  imehelidieii  Gebnrten ; 
Zer^iedernng  in  bevölkernngBatastisti- 
scher  and  sittlicher  Hinsicht  Gewisse 
Fehler,  welche  der  Geburtestatistik  über- 
haupt anhaften,  verstärken  sich  bei  der 
Statistik  der  unehelichen  Geburten :  hierher 
gehört  das  Unteriaseen  der  standesamtlichen 
Anmeldung  von  totgeborenen  Kindern  unter 
dem  Vorwasde,  dass  sie  noch  nicht  lebensfähig 
gewesen  seien.  Die  Zahl  der  unehelichen 
Kinder  wird  ausserdem  in  einem  gewissen 
Grade  dadim:h  ge&lscht  dass  im  Ehebruch 
gezeugte  Kinder  als  ehelich  ausgegeben  oder 
uneheliche  Witwenkinder  als  eheliche  post- 
hume  Kinder  angemeldet  werden.  Ferner 
werden  alle  Findelkinder  den  unehellcheu 
zugezählt,  obgleiüh  in  einzelnen  Ländern 
siwar  ein  erheblicher  Teil  von  ihnen  ehe- 
lich ist.  Die  erw&hnten  Fehler  in  der  Be- 
urkundung der  Geburt  treten  freilich  gegen- 
über den  Fehlem  zurück,  welche  aiäi  bei 
der  Berechnung  der  Bewegung  der  unehe- 
lichen BevSlkenmg  einstellen :  Zu-  und  Ab- 
zug durch  Ortswechsel  sowie  Abgang  durch 
LegitimatiOD  sind  immer  ungenügend  be- 
kannt und  überhaupt  nur  selten  berück- 
sichtigt. 

Ladet  schon  das  Urmaterial  der  Sta- 
tistik an  gewissen  Mängeln,  so  ist  es  noch 
bedenklicher,  wenn  sit^  die   zahlenmänsig 


zusammengestellten  unehelichen  Geburten 
begrifflich  nicht  decken :  diese  Gefahr  liegt, 
wie  wir  sehen  werden,  nicht  nur  bei  inter- 
nationalen Vergleichen  vor. 

Schliesslich  erfordert  eine  statistische 
Vergleichung  der  nuehelichen  Geburten  mit 
den  ehelichen  grosse  Vorsicht.  Man  muss 
hierbei  die  Zahlen  der  in  gebärfähi^m 
Alter  stehenden  verheirateten  bezw.  nicht 
verheirateten  Frauen  berilcksichtigen.  Es 
wäre  also  die  Zahl  der  Geburten,  welche 
bei  100  Ehefrauen  in  einem  Jahre  vor- 
kommen, mit  der  Zahl,  welche  bei  100  Un- 
verheiraten  (Ledigen,  Witwen,  Geschiedenen 
und  Elle  verlassenen)  im  gleichen  Zeitraunt 
vorkommen,  in  Vergleich  zu  stellen.  Da 
es  sich  nicht  um  die  Berechnung  der 
Fruchtbarkeit  handelt,  d.  h.  nicht  darum, 
wie  viel  Kinder  in  dem  geschlechtlichen 
Verkehr  der  einen  oder  anderen  Gruppe 
erzeugt  werden,  so  ergiebt  diese  Me- 
thode eine  ausreichende  Aufklärung.  Wir 
geben  eine  solche  Berechnung  für  einige 
Staaten  und  zwar  (nach  Bulletin)  unter  Be- 
nutzung der  Volkszähltmgeu  von  1880  oder 
1881  für  den  Durchschnitt  der  (meist)  in 
den  Jahren  1874-1891  Geborenen: 


AndOOO 


Q.bu,Kn|    ™'J 


Schweiz  . 
Englan  d  u.  Wales 
Schottland  . 
Belgien  .  . 
Schweden 
Dentschland 
Italien  .  . 
Frankreich  . 
Oesterceich  , 


«S 

»6  s 

0,8 

»4,6 

<»!« 

16,7 

io,a 

44,4 


17,8 


Da  diese  Berechnung  sich  niu*  für  ge- 
wisse  Länder   und    Kalenderjahre    machen 
Ifisst,   so   zieht   man   es  in  der  Regel  vor, 
Anteil  der  unehelichen  Geburten  an  allen 
Geburten  zu  bei-echnen.     Allerdings    setzt 
man  bei  Benutzung   dieser  Zahlen,  zur  ver- 
;leichs  weisen     Würdigung     verschiedener 
leiten,  Länder  und  Menschengnippeu   vor- 
aus, dass  das   Zalden  Verhältnis   der  verhei- 
rateten zu  den  ledigen  gebärfähigen  Frauen 
immer   das   gleiche   gewesen   sei    —  eine 
Annahme,   die   sich   in  der  Regel  nicht  auf 
ihre  Richt^keit  prüfen    Iflsst.      Wenn    wir 
die   unehebche   Gcburtsfrequenz   auf  diese 
■    '  im  folgenden  nur  für  ein  Kalenderjahr 
3n,  so  sei  bemerkt,  dass  sich  die  Beihen- 
e   der    Staaten    seit    den    80er   Jahren 
t  geändert  liat.     Es  kommen  nach  dem 
Bulletin 


ly  Google 


Üaeheliche  Geburten 




ant  100 

Lebend- 

Ort 

Zeit 

geborene 
unehe- 
liche 

1893 

o,8o 

1892 

£nrop.  BoBsland  ohne  Polea . 
Irland 

1893 

2;66 

18t)4 

England  und  Wales     .    .    . 

1894 

Schweiz    einschl.    Todtgebo- 

1894 

Finland 

1894 

6,39 

6,o6 

Rnmänien 

1892 

Norwegen 

Schottfand 

1894 

1894 

Frankreich 

1894 

K9I 

<99 

1894 

Umram 

1894 

9,35 

Dänemark 

1894 

Schweden 

1894 

10,63 

Oesterreich 

18M 

Umgnay 

1894 

23.03 

Im  ganzen  sind  die  Prozentangaben  für 
ganze  Länder  mir  mit  Vorsicht  zu  ver- 
werten :  sie  sind  Mittclzahlen,  von  deoen 
sich  die  Zahlen  fflr  einzelne  Ijandesteile 
bald  wenig,  bald  sehr  weit  entfernen 
können.  Auch  sachlich  können  selbst  in 
dem  gleichen  Lande  die  Zalüen  verschie- 
dener Bezirke  sehr  verschiedene  Bedeutung 
haben.  So  findet  sich  z.  B.  in  OesteiTeich 
die  grösste  Zahl  unehelicher  Geburten  bei 
den  Israeliten  in  OalLzien  und  der  Buko- 
wina, doch  entstammen  diese  Geburten 
rituell  eingegangenen,  also  kirchlich  gflltii 
EheUj  die  nur  iDtolgc  der  besonderen  v 
hältnisse  der  dortigen  jüdischen  Bevölkening 
standesamtlich  nicht  gemeldet  und  daher 
rechtlich  nicht  giltig  sind;  die  Kinder 
diesen  Ehen  machten  im  Jahre  1897  20, 
der  gesamten  unehelichen  Lebendgehorenen 
aus,  und  es  würde  nach  Abzug  derselben 
der  Anteü  der  Jebendgeborcnen  Unehe- 
lichen von  allen  Lebeudgeborenen  statt  14, 
nur  11,4  für  Oesterreich   betragen.     Nicht 


nur  um  derartige  grObere  Fehler  zu  ver- 
meiden, sondern  Oberhaupt  um  die  Betnch- 
tung  der  unehelichen  Geburten  fruchtbar 
zu  machen,  sind  besser  kleinere  Bezirke  von 
politischer  oder  geographischer  Abp«nzung 
einer  Analyse  zu  unterziehen.  Um  diese 
Notwendigkeit  zu  zeigen,  geben  wir  zu- 
nächst einen  Ueberblick  der  unehelichen 
Gebiu^en  für  die  grösseren  Staaten  des 
Deutschen  Reichs;  in  ihnen  waren  in  den 
Jahren  1890—99  unter  10"  i  überliaHpt  Ge- 
borenen unehelich  in 

PreiiaHen  7|7ä     Baden  S.33 

Bayern  13, 99     Hessen  7,96 

Sachsen  12,65     Hamburg  11,73 

Württerabeije  io,a8  Elsass-Lothringen  8,15 
im  ganzen  Deutschen  Beich  9,16 

Viel  grössere  Gegensätze  in  der  Unehe- 
lichkeit zeigen  die  im  österreicliischen 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder:  hier  findet  sich  (für  das  Jahr  1897) 
z,  B.  ein  Prozentsatz  von  3,8  lebendgeborener 
Unehelicher  in  Dalmatien,  von  C,3  im 
Küstenland,  von  6,8  in  Krain,  von  6,9  in 
Tirol  und  Vorarlberg  gegenüber  Prozent- 
sätzen von  22,8  in  Steiermark,  25,4  in 
Sieder-Oesteneich,  26.7  in  Salzburg  und 
41,9  in  Kärnten. 

Vergleicht  man  Stadt  imd  Land,  so 
findet  sich  mit  grosser  Regelraässigkeit 
eine  verhältnismässig  höhere  Zahl  unehelicher 
Geburten  in  den  Städten  als  auf  dem 
Lande ;  z.  B.  waren  in  den  Jahren  1893—97 
unter  HW  Geburten  überhaupt  in  ganz 
Preussen  unehelich  in  den  Städten  9,5,  auf 
dem  Laude  6,8;  in  einzelnen  Bezirken 
waren  die  Gegensätze  noch  viel  grösser. 
Besonders  lehrreich  ist  eine  Zusammen- 
stellung für  Oesterreich  (1897),  die  einen 
Vergleich  mit  der  Verteilung  der  ehelichen 
Geburten  gestattet  und  auch  erkennen  lässt, 
wie  trotz  der  stärkeren  Belastung  der 
Städte  mit  unehelichen  Geburten  doch  etwa 
die  Hälfte  der  Unehelichen  in  Ortschaften 
bis  zu  2000  Einwohnern  geboren  sind.  Es 
entfielen  nämlich  von  je  1000  ehelich  bezw. 
unehelich  Geborenen  auf  Ortschaften  mit 
Einwohnern 


ai4,2 


Wenn  die  Städte  verhältnismässig  mohrigeren  künstlich  erhöht.  Der  Anteil  der 
uneheliche  Geburten  als  das  Land  haben,  unehelichen  Lebendgeborenen  au  allen 
so  entspricht  darum  die  l'rozentzahl  nicht  |  Lebendgeborenen  war  z.  B.  in  den  grßssten 
genau  ihrer  Grösse,  abgesehen  davon,  dass ;  Städten  des  Deutschen  Reichs  (1898)  fol- 
eich  die  Zahl  der  Gehurten  unter  Um- Igender: 
ständen  durch  starken  Zuzug  von  Schwan- 1 
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Uneheliche  GehTorten 


Berlin 1 758911 

Hamburg I  657460 

Hfincben 434^0 

Läpzig I  419340 

Breslau !  398957 

Dresden i  377  5°° 

0«ln  a.  Rh I  34"  800 

Frankfurt  a.  H 244000 

Eaunover 1  326  420 

Vagdebnrgp 320570 


Proient- 
aatz  der 
unehelich 
Lebend- 
geborenen 

'5,6 

28[4 
18,3 


Tirol  und  Vorarlberg  sowie  Qalizien 
und  Bukowina)  von  allen  weihlichen  Per- 
sonen  {im  Alter  von  14 — 4ö  Jahren)  ledige 


Im  DnrchBchnitt 

1881—90  kamen  anf 

100  gebajrfühige 


Es  können  atis  den  zahleoiuassigea 
Unterlagen  nur  mit  Vomcht  Gesetze  für 
die  uneheliche  Fortpflanzung  abge- 
leitet werden.  Im  allgeiueiuen  muss  die 
Zahl  der  unehelichea  Geburten  mit  der 
Zahl  der  le<ligen  Get^fähigen  steigern. 
Wenn  die  Zahl  der  letzteren  durch  Ehe- 
sehliessung  verkleinert  wird,  so  ergiebt  sich 
aber  trotzdem  nicht  regelmässig  mit  der 
Ztmahme  der  Heiratafrequenz  eine  ab- 
nehmende Unehelichlteil.  Da  das  Alter  ^)  der 
ledigen  Motter  am  häufigsten  zwischen 20iind 
26  Jahren  beträgt,  so  mUsete  besonders 
diese  Altersklasse  durch  die  Eliefrequenz  ver- 
mindert werden.  Thatsächlich  ist  auch 
weniger  die  Heiratsfrequenz  vonBedeu- 
ileutung  als  das  Heiratsalter  (im  be- 
sonderen der  Mütter),  wenn  auch  eine  gewisse 
Beziehung  zwischen  beiden  nicht  zu  be- 
streiten ist  (Wappaeus,  von  /wiedinek- 
Süden  hörst  11.  a.).  Cm  wieder  aiif  die 
iTsterreichischen  Verhältnisse  Bezug  zu  neh- 
men, so  »stehen  in  jenen  KronlSndem,  die 
einen  Prozentsatz  der  unehelichen  Gehurten 
von  mehr  als  20  ausweisen,  nämlich  Nieder- 
und  Ober-Oesterreich,  Steiermark,  Salzburg 
und  Kärnten  unter  1000  Bräutigamen  in 
einem  Aller  unter  30  Jahren  nur  300 
und  weniger,  in  allen  übrigen  Ländern,  die 
weniger  als  15  Prozente  unehelicher  Ge- 
burten haben  {nur  Tirol  und  Vorarlberg  aus- 
f'nommen),  stehen  400—650  unter  1000 
räutigamen  in  einem  Alter  unter  30  Jahren« 
(von  Z wiedinek- Südenhorst).  Hiermit  ver- 
glichen zeigt  auch  die  folgende  Tabelle, 
dass  mit  steigendem  Heiratsalter  die  Zahl  der 
übrigbleiben  oen  Ledigen  und  die  Zahl  der 
ehelichen  Geburten  zunimmt ;  es  waren  nach 
der  Volkszählung  von  1890  (mit  Auslassung 

')  Von  den  123  29ö  Ledigen,  welche 
Oesterreich  (1897)  tote  oder  lebende  Kinder 
(gebaren,  waren  alt:  bis  17  Jahre  O.T,  über 
17—20  Jahre  10,7.  über  20—25  Jahre  40,5,  über 
25—30  Jahre  35,7,  über  30—40  Jahre  19,9, 
aber  40  Jahre  2,4  Prozent. 


Kilrnten    .    . 

Salzburg  ....      Sj.g        26,3 

Steiermark    .    .    .     60,6       35,5 

Oberüsterreich  .    .      58,0        26,9 

Niederösterreich 

Schlesien  .  .  . 
Mühreu  .  .  . 
Böhmen  .  .  . 
Küstenland  .  . 
Dalmatien  .  . 
Ganz  Oesterreich 


heiratete 

eheliche 
Gehurten 


Nichtver- 
heiratete 
unehe- 
liche 

Gehurten 


Diese  einfaclten  Bezieh imgen,  die  uns 
die  üBterreichische  Statistik  besonders  klar 
legt,  geben  für  ^-iele  zeitliche  und  örtliche 
Schwantungen  in  der  t'nehelichkeit  den 
Schlüssel.  So  kann  z.  B.  gesteigerte  An- 
forderung an  die  Fühning  eines  eigenen 
Haushaltes  das  Heiratsalter  hinaufsetzen 
und  damit  im  Lauf  der  Jahre  an  dem 
gleichen  Ort  oder  etwa  iu  der  Stadt  gegen- 
über dem  Lande  die  Zahl  der  Unehelicbeu 
in  die  Höhe  treiben.  In  dem  gleichen 
Sinn  wirkt  vielerorts  eine  Ehebeschränkung, 
wie  sie  etwa  durch  Ehekonsense,  Nieder- 
la-ssungsheschränkungen  oder  besondere  Be- 
wirtachaflungsformcn  des  Landes  auferlegt 
wird,  und  wieder  umgekehrt  ist  es  z.  ß. 
für  Deutschland  wahrscheinlich,  dass  der 
Wegfall  der  mannigfaltigen  Schranken, 
welche  vor  dem  Inkrafttreten  der  Reiclis- 
gewerbeordnung  und  des  Freizflgigkcits- 
gesetzes  der  Ehescbliessung  entgegenstan- 
den, den  AnlasB  zu  der  Verringerung  der 
luielielichen  Geburten  gab  (1866  12,1, 
1872—80  8,8.  1881—90  9,31,  1891—99 
9,16  ".'0  uneheliche  Geburten)  (Linckelmann), 
Trotzdem  darf  man  das  Wechsel  Verhältnis 
zwischen  Heiratsaltcr  und  Unehelich  bei  t 
nicht  zu  starr  fassen :  Kriegsbereitschaft 
und  Krieg,  Misswachs,  Seuchen,  überhaupt 
ungünstige  Verhältnisse  Wirtschaft  iichei-, 
politischer  und  sozialer  Art  können  zwar 
dem  unehelichen  Geschlechtsverkehr  unter 
Vermindening  der  Heiraten  Vorschub  leisten, 
unter  Umständen  lähmen  sie  ihn  aber  auch, 
so  dass  sich  gleichzeitig  die  unehelichen 
ebenso  wie  die  ehelichen  Geburten  ver- 
mindern. 


»Google 


250 


Uoelieliclie  (Jeburtea 


Abgesehen  davon,  Asbs  die  Zahl  der 
Heiraten  die  Zahl  der  Ledigen  bestimmt, 
bCnüen  auch  (vorwiegend  aus  wirtschafte 
liehen  GrOnden)  in  der  Masse  der  Ledigen 

örtliche  Versciuebungen  eintreten:  wo  sie 
sich  anb&uien,  wächst  die  Wahrscheinlich- 
keit unehelicher  Geburten  und  umgekehrt. 
Es  findet  daher  z.  B,  die  grössere  Zahl 
unehelicher  Geburten  in  grösseren  Städten 
und  Industriecentren  schon  in  der  grossen 
Menge  der  dort  thÄtigen  jungen  Tedigen 
Arbeiterinnen  und  Dienstboten  an  und  für 
sich  ihre  teilweise  Erklärung.  Unter  Um- 
etänden  (z.  B.  in  Garnisonen)  lässt  auch 
die  grosse  Zahl  lediger  Männer  einen  Ein- 
fluss  nicht  verkennen. 

Nach  diesen  Bemerkungen  über 
Statistik  der  unehelichen  Geburten  wäre 
eine  Wflrdigung  ihrer  sittlichen  und 
gesellschaftlichen  Bedeutung  zu  ver- 
suchen. Für  die  sittliche  Würdigung  des 
ausserehehehen  Geschlechts  Verkehrs  über- 
haupt genügt  nicht  die  Betrachtung 
unehelichen  Geburten.  Denn  wir  kennen 
nicht  die  Fruchtbarkeit  des  ausserehelichon 
Verkehrs  und  können  dieselbe  nicht 
ohne  weiteres  der  ehelichen  Fruchtbarkeit 
gleich  setzen ;  z.  B.  ist  bei  der  kleinen 
Grupjpe  der  Prostituierten  die  absichtliche 
Verhinderung  der  Empfängnis  sowie  die 
unabsichtlich  durch  ErtranKung  hervorge- 
rufene, ferner  die  Häufigkeit  des  wülkilr- 
lichen  oder  unwillkQrlicTien  Abortes  eine 
erhebliche.  Andererseits  dürfte  die  unehe- 
liche Fruchtbarkeit  von  der  ehelichen  dort 
wenig  abweichen,  wo  der  unehelicJie  Ver- 
kehr in  den  ehelichen  fast  unmerklich  über- 
geht. Wenn  wir  also  aus  dem  Sinken  der 
uuehclichen  Geburten  nicht  <ihne  weiteres 
auf  eine  Abnahme  des  ausserehehehen  Ge- 
schlechtsverkehrs schliesscn  können,  so  kann 
unter  Umständen  ein  Steigen  der  Geburten- 
zahl einfach  von  einer  zuaeiimenden  Zahl 
Lediger  abhängen,  ohne  dass  der  Verkehr 
verhältnismässig  liäufiger  geworden  wäre 
oder  auf  weitere  Kreise  übergegriffen  liätte. 

Die  sittHche  Wflrdigung  des  unehelichen 
Geschlechtsverkehrs  wird  oft  durch  die  be- 
sonderen wirtschaftlichen  und  sozialen  Ver- 
hältnisse bceinflusst  werden,  fm  eiu  Bei- 
spiel vom  fjande  zu  wählen,  so  wird  zu- 
weilen Haus  und  Hof  von  dem  Besitzer 
erst  in  spätem  Lebensalter  an  eines  der 
Kinder  übergeben;  gleichzeitig  wird  den 
Töchtern  das  Wegheiraten  möglichst  er- 
sehwert, um  ihre  Arbeitskraft  der  Wirt- 
schaft zu  erhalten ;  wenn  sie  infolge<lessen 
in  auBserehelichem  Verkehr  leben,  so  er- 
scheint dies  der  Umgebung  nur  natürlich; 
die  unehelichen  Kinder,  die  diesem  Verkehr 
entspriessen,  werden  als  erwünschter  Zu- 
wachs künftiger  Arbeitskraft  betrachtet  (s. 
für  Steiermark   Zwied in ek -Südenhorst),     In 


der  Stadt  ist  andererseits  ein  grosser  Teil 
der  unehelich  verkehrenden  jungen  Mäd- 
chen ortsfremd  und  ohne  Familienanschluss, 
in  Schlafstellen  untergebracht,  welche  das 
Schamgefflial  verletzen  und  seitens  der 
zahlreichen  jungen  Männer  Verfflhi'ungen 
in  einem  Alter  ausgesetzt,  in  dem  die  ver- 
mögenderen Kreise  fflr  ihre  Töchter  noch 
sorgfältigen  Schutz  für  nötig  halfen.  Vor 
allem  stammt  der  überwiegende  Teil  der 
auBserehelichen  Mütter  aus  den  wirtschaft- 
lich schwächsten  Kreisen,  die  nicht  Gele- 
genheit haben,  mit  Hilfe  von  Vermögen, 
gesellschaftlicher  Stellung  und  ähnlichem 
dem  Hafen  der  Ehe  zuzusteuern.  Im  Ge- 
genteil findet  sich  in  diesen  Kreisen  statt 
dessen  —  mindestens  im  Bereich  des  ger- 
manischen Volksstammes  ■ —  der  ausserehe- 
liche  Verkehr  als  gewöhnUche  Vorstufe  des 
ehelichen,  sei  es  dass  er  an  und  für  sich 
in  Absicht  auf  Heirat  gepflogen  wird,  sei 
es,  dass  erst  der  Eintritt  einer  Schwängerung 
als  Zwang  in  dieser  Hinsicht  empfunden 
wird.  Hier  ist  der  »uBsereheliclie  Verkehr 
geradezu  eine  historisch  begründete  Sitte, 
die  zum  Teil  geradezu  als  notwendig,  zum 
Teil  mindestens  als  berechtigt  gut,  jeden- 
falls aber  nicht  in  dem  Masse  unsittlich 
erscheint,  wie  dies  bei  den  kulturell  höher 
stehenden  Bevölkerungskreisen  der  Fall  ist. 
Hingegen  wird  als  unsittlich  auch  in  dem 
Volke  ein  Verkehr  zwischen  Vertretern 
sozial  entfernter  Gruppen  erachtet,  weil 
hier  nicht  eine  Absicht  auf  spätere  Heirat 
anzimehmen  ist.  Wir  hätten  demnach 
ausser  dem  wilden  Geschlechtsverkehr  nodi 
1  vorehelichen,  und  dieser  kann  für 
Civilstaud  des  Kindes  folgenden  Aus- 
gang nehmen :  das  uneheliclt  erzeugte  Kind 
bleibt  unehehch,  indem  Tod,  Krankheit, 
Untreue  und  andere  Verhältnisse  der  ver- 
schiedensten Art  die  Eingehung  der  Ehe 
hindern,  —  oder  es  wird  vor  der  Geburt 
Ehe  geschlossen,  so   dass 


burt  des  Kindes  die  Ehe  geschlossen  und 
das  Kind  —  meist  schon  hierdurch  — 
legitimiert.  Ebenso  wie  über  die  Sitte  des 
vorehelichen  Umgangs  neuerdings  genauere 
Studien  vorliegen  (Umfrage  der  Konferenz 
u.  3.  f.),  mehren  sich  auch  die  Zahlenangaben 
über  die  vorehelich  erzeugten  aber  ehelicli 
geborenen  oder  legitimierten  Kinder.  So 
berichtet  Schneider  aus  Sachsen,  dass  bei 
allen  ehelichen  Erstgeburten  etwa  40  "/o  auf 
vorehelicher  Schwängerung  beruhen;  dabei 
ist  der  sogenannte  4.  Stand  mit  reichlich 
-  .1  vertreten ;  ein  sehr  grosser  Teil  solcher 
Ehen  wird  erst  nach  Erkenntnis  der 
Schwan  gei-schaft,  meist  kurz  vor  der  Geburt 
geschlossen:  vielleicht  i,'i  dieser  Ehen 
scliiiesst    gleichzeitig    unehelich     erzeugte 
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Kiader  mit  ein,  wobei  sich  wieder  der 
4,  Stand  mit  ilber  */s  beteiligt,  Ä»is  der 
kJassischen  Arbeit  von  Rubin  und  Wester- 
gaard  Ober  die  dänische  Landbevölkerung 
sei  nur  erwähnt,  daes  etwa  die  HSlfte  der 
Erstgeborenen  vor  der  Hochzeit  gezeugt 
war  (die  Dienstmädchen  waren  besonders 
stark  beteiligt);  andererseits  hat  sich 
wenigstens  bei  der  Hälfte  der  unehelichen 
Kinder  die  Mutter  später  verheiratet,  und 
zwar  war  bei  mehr  als  der  Hälfte  dieser 
Eben  der  Bräutigam  der  Vater  des  Eindea 

E Wesen.  In  Oesterreißh  gab  es  inj 
lire  1897  neben  14,3%  unehelichen 
Lebendgeborenen  2,9  "lo ,  welche  in  den 
ersten  6  Monaten  nach  Eingehung  der  Ehe 
lebend  geboren  waren;  für  Niederösterreich 
betnigen  die  entsprechenden  Prozentzahlen 
2ö,4  bezw.  5,1  {Derechnet  aus  der  öster- 
reichischen Statistik),  Ueber  die  Zalil  der 
bei  je  100  Trauungen  legitimierten  Kinder 
(den  Legitimatiftnaertrag  der  Ehen)  in  Oester- 
reich  giebt  Seutemann  Genaues.  Der  Ertrag 
ist  am  grössten  in  Ländern  mit  vielen  un- 
ehelichen Geburten  (z.  B.  in  Kärnten).  Bei 
Betrachtung  der  S  o  z  i  a  i  klassen  ist  er  dort 
am  grössten,  wo  der  voreheliche  Verkehr 
von  Seiten  des  Mannes  häufiger  mit  der 
wirklichen  Braut  stattfindet.  In  den  Jahren 
1895  und  1896  kamen  auf  100  Trauungen 
zwischen  8,2  und  12,0  Legitimationen 
durch  Eheschhessung  bei  Aagestellten, 
zwischen  9,1  und  15,2  bei  den  Selbständigen, 
hingegen  zwischen  19,9  und  27,4  bei  der 
ArbeiterbevölkeniDg.    Ueber  grossstädtische 


Verhältnisse  giebt  nur  eyie  vorläufige  Sta- 
tistik von  Böckh  Auskunft:  es  machten  in 
Berlin  die  in  den  ersten  7  Monaten  nach 
der  Eheschliessung  stattfindenden  Erstge- 
burten 45%  aller  Erstgeburten  aus;  bei 
fast  der  Hälfte  der  mit  Legitimation  ver- 
knüpften Ehen  lag  gleichzeitig  dei  Fall 
einer  vorehelichen  Schwängerung  vor. 

Um  die  Legitimation sanssichten  für  ein- 
zelne Gruppen  der  Unehelichen  genauer 
kenneu  zu  lernen,  habeu  wir  zunäclist  den 
sozialen  Stand  und  den  Beruf  der 
unehelichen  Mütter  zu  untersuchen. 
In  Preuasen  entfiel  von  100  unehe- 
lichen bezw.  ehelichen  Kindern  (auch  lot- 
geborenen) im  Jahre  1898  auf  die  wichtig- 
sten Formen  sozialer  Stellung  (berechnet 
aus  Zeitschr.  d.  Kgl.  Preuss.  Stat.  Bd.  39 
Jahrg.  1899)  folgende  Anzahl: 


Selbständige  in  Beait^ ,  Bernf  und 
Erwerb 

OehUlf en,  Gesellen,  Lehrlinge,  Fabrik- 
arbeiter   

Tag&rbeiter,  Tagelöhner,  Lohndiener 

Dienstboten,  Knechte,  Hfigde,  Ge- 
sinde aller  Art 

Alle  nicht  in  den  amtlich  anfge- 
fuhrten  Eltusen  gehürige  Personen 


Nach  dem  Berufs-  und  Erwerbszweig  kommt   hierbei  die  Hauptzahl  der  unehe- 
lichen Mtitter  auf  folgende  Klassen: 


Von  100  un- 
ehelichen Ge- 
hurten   kom- 

Von  100  ehe-  |    Von  lÜO  Ge- 
liehen Gebur-  '  bnrtea  in  den 
ten    kommen  ■      einzelnen 
auf  folgende    .   Klassen  wa- 
EUsaen         ren  unehelich 

Landliches  Gesinde  (Knechte,  Hägde)  .... 
Ländliche  Twelöhner,  Arbeiter 

Fabrikanten,  Gesten,  Gehilfen 

Hansliche  Dienstboten  (ohne  das  mndliche  Oe- 
rinde) 

Lohnarbeiter  wechsehider  Art  (ohne  die  länd- 
lifhen) 

Ohne  Bernf  und  Berufsangabe 

24,9 
5,4 

20,I 

8.3 
'3.« 

'.7 
'4,5 
4,6 

o,5 

6,5 
o,6 

'3.3 

8.9 

78,8 

9,6 
<'3,3 

In  beiden  Tabellen  ist  eine  Anzahl  Be- 
mfspositionen  weggelassen,  weil  sie  nicht 
fOr  unser  Thema  erheblich  sind.  Aus  der 
Verteilung  der  gesamten  unehelichen  Ge- 
burten auf  die  einzelnen  Berufszweige,  lässt 
sich    ohne    weiteres    erkennen,    dass   die 


meisten  unehelichen  Mütter  in  den  wirt- 
schaftlich schwachen  und  abhängigen  Kreisen 
zu  suchen  sind.  Wenn  in  einzelnen 
Berufen  die  unehelicbeu  gegenüber  den 
ehelichen  Geburten  auffällig  stark  vertreten 
sind,  so  hat  dies   zum   Teil   verwickeitere 
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Gründe,  zum  Teil  ergiebt  es  eich  ohne 
weileres  aus  der  BerufBart,  die  z.  B.  bei 
den  Dienstboten  und  bei  den  Personen 
■ohne  Berufsangabe«  fast  nur  ledige  Weiber 
(im  letzten  PÜl  ■wesentlich  Haustöchter) 
iimfaest. 

Die  Kenntnis  der  Legitimation shäufigteit 
in  den  einzelnen  Berufen  fOhrt  uns  in  der 
moralstatistischen  Wfirdigimg  etwas  weiter ; 
fireiÜch  ist  iins  Aber  die  endgiltige  I«giti- 
mationsziffcr  nichts  bekannt  und  selbst  für 
die  ersten  Lebensjahre,  für  die  ■wir  sie 
allenfalls  kennen,  lässt  sich  nicht  die  wirk- 


liche Legitimation B^^se  angeben;  hierzu 
mtl38te  gleichzeitig  die  Sterbhchkeit  bekannt 
sein,  da  dieselbe  Zahl  von  Legitimationen 
einen  hohen  oder  niederen  Frozenteatz  er- 
giebt, je  nachdem  sie  sich  auf  wenig  oder 
viele  Ueberiebende  bezieht.  Es  kommt 
dieser  Umstand  besonders  bei  der  Klasse 
der  Dienstboten  in  Betracht,  deren  Kinder 
eine  hohe  Sterblichkeit  haben.  Wir  geben 
nach  Seutemann  für  Oesterreich  (ohne  Öa- 
lizien  und  Bukowina)  eine  Tafel  für  die 
stärker  mit  TJnehelichen  besetzten  Berufe. 


Berat  der  Mutter  zur  Zeit  der 
Geburt  des  Kindes 

In  den  ueben- 

mfen  wurden  in  den 
Jahren  189Ö-1896 
unehelicfa  lebend  ge- 
boren 

von  ihnen 

S 

in  Proz. 

1419 

59074 

21   163 

\& 

1639 
I    IS2 
6610 

37352 
1044 

34  H' 
24561 
187392 

4.  LandwirtHchafdicbeg  Gesinde,   in  festem  Dienst  Verhältnis 
stehende  land-  oder  forstwirtschaftliche  Arbeiter     .    .    . 

6.  Land-  und  forstwirtschnfüiche  Tagelöhner 

9.  HU&arbeiter  in  der  Industrie  der  Steine  und  Erden  .    .    . 

34,2 

34,5 

25,5 
40,7 

n,° 

286 

21.  Hilfsarbeiter  in  der  Industrie  der  Getränke,  GenuEsmittel, 
Beherbergung  nnd  Erquicknng 

23.  Hilfsarbeiter  in  der  Bekleidunifsindnstrie 

27.  Fabrikarbeiter  und   industrielle  Tagelöhner  ohne  nfihere 

33.  Dienstboten  (ansschl,  dea  landwirtschaftlichen  nnd  gewerb- 

11,6 

40.  Personen  ohne  Bemfsangabe 

GesamtbevSlkerung 

49,7 
37,1 

ohne  in  eine  Analyse  dieser  Zahlen  ein- 
zutreten, nehmen  wir  nur  von  den  erheb- 
lichen Schwankungen  um  27,1  ".'0  der  Legi- 
timationen Kenntnis:  bei  den  Personen 
ohne  Berufsangabe  (wesentlich  Haustöchtern), 
deren  Kinder  13,1*/«  der  Unehelichen  aus- 
machen, ist  schon  die  vorläufige  Legiti- 
mationszahl  sehr  hoch ;  ihnen  zunäclist 
stehen  die  selbständig  in  der  Bekleidungs- 
industrie Arbeitenden  (Schneiderinnen,  Putz- 
macheiinnen  u.  s.  f.);    Zahlen  wie    in  Nr. 


9    hängen    von    örtlichen     Bcsonderlieitea 
ab. 

Hier  sei  noch  der  Einüuss  der  Gross- 
stadt auf  die  Legitimationszahl  für  ein- 
zelne Berufe  nachgewiesen  (berechnet  nach 
Soutemmin).  Die  Zahl  der  1895  und  1896 
in  Wien  (A)  imd  dem  übrigen  Oesterreich 
(ohne  Galizien  und  Bukowina)  (B)  lebend 
geborenen  Unehelichen  und  der  Prozentsatz 

!  ihrer  Legitimation  war  für  die  am  stärksten 

!  beteiligten  Benife  folgender: 


Hilfsarbeiter  in  der  Indutitrie   (ohne  Hilfsarbeiter  der  Be- 

kleidnngsindiistrie) 

Hilfsarbeiter  der  Bekleidungsindustrie  ....'... 
Dienstboten  (ohne  landwirtschaftUche  nnd  gewerbliche) 

Ohne  Bernfsnngabe 

Gesamte  Uneheliche 


11493 

28,4 

13634 

S,i 

fio75 

48,2 

34  594 

23930  I  29,5 

4238  ,  28,4 

30607  I  "6,3 

18486  i  50,1 

152798  ,  28^ 


Besonders  ungünstig  erscheinen  die 
IjCgitimations Verhältnisse  der  Dienstboten- 
kindei',  zum  Teil  vielleicht  infolge  ihrer 
höheren  Sterblichkeit,   zum  Teil  mag  auch 


der  Uebergang  der  Kinder  in  Findelfür- 
sorge die  Beziehungen  im  ausserehellcfaen 
Verkehr  lockern.  Ausserdem  dürfte  es 
sich  aber  bei  den  städtischen  Dienstboten 
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und  ebenso  bei  den  städtischen  Hilfsarbeitern 
der  Bekleidungsindustrie  zu  einem  Teil  um 
öffentliche  oder  geheime  Prostitution  han- 
deln. Wir  wollen  noch  an  einent  weiteren 
Beispiel  die  Verhältnisse  der  Grossstadt 
moralstatistisch   würdigen:    in   Berlin  ver- 


teilten sieh  (nach  H.  Neumann)  die  im 
Jahre  189G  lebendgeborenen  Unehelichen 
auf  die  folffenden  Berufe  und  es  fand  inner- 
halb derselben  im  ersten  Lebensjahr  die 
angegebene  Prozentzahl  von  Jj^tiniationen 
statt: 


Anteil  der 
Berufe  an 
der  Gesamt- 
zahl 

Legitimiert 
m  den 
Berufen 

»574 
1858 
1711 
379 
107 

6.3 

35,8 
.5,8 
23,8 
3,9 
'.5 
9.2 

2.  Arbeiterin 

3.  Bekleidung  und  Reinigaug 

4.  Handel 

5.  Gastwirtschaft  und  Schauiit«llaiig 

6.  Rest 

".7 

6,5 
",3 

üeberhanpt 

7192 

100,0 

10.3 

Die  Legitimierung  ist  bei  den  Kindern  der 
Dienstboten  auch  hier  gering;  im  Qbrigen 
dürften  sich  die  sozialen  VerhältnisBe  in  men 
und  Beriin  nicht  ganz  decken.  Man  kann 
übrigens  die  Angehörigen  der  einzelnen  Be- 
rufe noch  nach  ihrer  sozialen  La^e  weiter 
differenzieren  und  findet  dann,  z.  B.  in  Beriin, 
dass  diejenigen  Mädchen,  welche  zu  ihrer 
Entbindung    eine    Gebäranstalt    aufsuchen 


und  ihr  Kind  häufig  in  Halte-  oder  Waisen- 
pflege bringen  müssen,  ziemlich  scharf  den- 
jenigen gegenüber  stehen,  welche  in  Privat- 
wobnung  entbinden,  ilir  Kind  in  privater 
uoentgertücher  Pflege  lassen  und  die  öffent- 
liche Fürsorge  nicht  in  Anspruch  zu  nehmen 
brauchen.  Mit  Uebergetiung  der  in  privaten 
Anstalten  Geborenen  geben  wir  die  Legiti- 
mation nach  Beruf  und  Ort  der  Entbindung: 


In  privater  Wohnung 


hiervon 
legiti- 
miert 
Proz. 


1.  Persönlicher  Dienst 

Si.  Arbeiterin 

3.  Bekleidung  und  Reinigung 

4.  Handel 

6.  Gastwirt  hschaft  nnd  Schaastellang  .    .    .    . 
6.  Rest 

Schon  die  Legitimationszahl  für  das 
erste  Lebensjahr  (in  der  letzten  Rubrik 
dieser  Tabelle)  deutet  darauf  hin,  dass  wir  in 
Berlin  bei  einem  grossen  Teil  der  Ar- 
beiterinnen und  der  in  der  Bekleidung  und 
fieinigung  Beschäftigten,  zum  Teil  auch 
der  Dienstboten  einen  Geschlechtsverkehr 
haben,  bei  dem  die  Absicht  oder  wenigstens 
die  Aussicht  auf  Eheschtiessung  \orliegt. 
Nach  einer  Berechnung  von  Böckh  für  das 
Jahr  1885,  welche  Sterblichkeit  und  Ab/.ug 
in  Anschlag  bringt,  werden  sogar  (ohne  Be- 
rflcksichtigung  dieser  besonderen  Gruppen) 
ganz  allgemein  im  Vergleich  mit  den 
gleichzeitig  iu  Berlin  lebenden  Unehelichen 
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■  4,8 

12.9 

8,3 


bis    zum    vollendeten    ö.   Lebensjahre    fast 
^■j  aller  unehelichen  Kinder  legitimiert. 

Wir  werfen  no<di  einen  Bnck  auf  den 
Wert,  welchen  die  unehelichen  Geburten 
auf  den  Bevölkerungsstand  haben. 
T'nsere  Kenntnisse  entbehren  allerdings  in 
dieser  Richtung  einer  ausreichenden-  Ge- 
nauigkeit. Nacli  der  österreichischen  Sta- 
tistik (für  1897)  sollen  die  Dienstboten  in 
Wien  fast  ebensoviel  zur  Volksvermehnmg 
beitragen  als  z.  B.  der  gesamte  Handelis- 
stand.  Für  Berlin  weist  Böckh  (Stat.  Jahrb. 
1896,  S.  58)  darauf  hin,  daes  die  bei  den 
unehelichen  Müttern  am  zahlreichsten  ver- 
tretenen Benifsklassen  dieselben  sind,  welche 
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auch  in  der  Zahl  der  Eheschlteßsungen  am  j  Kinder  nur  sehr  selten  nach  aiisserhal))  ver- 
weitesten Über  den  Durchschnitt  hinaus-  ziehen. 
fehen :  wenn  man  nun  bedenke,  dass  von  Wahrend  die  diskreten  Entbindungen  bei 
en  EheschhessTingen  etwa  32'*/o  solche ' Hebammen  (für  Berlin)  nur  wenig  in  Be- 
sind, durch  welche  entweder  Kinder  legitl- j tracht  kommen,  sind  die  öffentlichen 
miert  oder  die  Ehelichiceit  des  erwarteten  !  Entbindungsanstalten  iuBerlin  ebenso 
^ndes  vor  der  Geburt  sicher  gestellt  wird,  1  wie  in  allen  Grossstadten  fflr  die  Entbindung 
so  sei  der  Zusammenhang  beider  Verhält- ,  Ledigschwangerer  von  grosser  Wichtigkeit: 
nisse  nicht  zu  bezweifeln.  £s  trete  also  |  diese  Anstalten  sind  wesentlich  von  den 
durch  die  häufigen  Verheiratungen  eine !  letzteren  belegt,  im  besonderen  von  denen, 
Saniening  ein,  welche  der  in  grossen  Städten  '  die  unbemittelt  oder  ortsfremd  sind.  Da  in 
meist  unzureichenden  Fortpflanzung  der  Be-  j  der  Regel  übersehen  wird,  dass  die  An- 
völterung  zu  gute  komme.  '  stalten  trotzdem  nur  einen  kleinen  Teil  der 

2.  Lebenslauf  der  unehelichen  Kin- ;  Ledigschwangeren  aufnehmen,  so  führen  wir 
der;  hierbei  Sterblichkeit  Wenn  man  an.  dass  in  Berlin  z.  B.  von  den  im  Jahre 
auch  den  unehelichen  Kindern  schon  lange]  1896  geborenen  Unehelichen  nur  31%  dort 
ein  moralstatistisches  Interesse  zuwendet,  I  ^^  "elt  kamen  und  zwar  aus  der  (rruppe 
so  blieben  ihre  Lebensverhältnisse  trotz- '  der  unehehcheu  Dienstboten  47,  der.  Ar- 
dcm  wenig  bekannt.  Um  die  auf  dem  f  beitennnen  23.  der  in  Reinigung  und  Be- 
Lande lebenden  Unehelichen  hat  man  sich  i  kleidung  Thäligen  22,  des  Handels  19,  der 
überhaupt  wenig  bekümmert;  je  nach  den  i  Gastwirtschaft  und  SchausteDung  49  und 
sozialen  Zustanden  scheinen  ihre  Verhält- 1  des  Restes  17  »/o.  Von  allen  dort  Entbun- 
nisse  mehr  oder  weniger  von  denen  der  denen  waren  über  die  Hälfte  (5i  "lo)  Dienst- 
ehehcheu  Kinder  abzuweichen.  Bei  den  i  l^ten.  Die  Klasse  der  m  öffentliclien  An- 
llnehelichen  der  GroBsstadte  pflegt  man  sehe ,  stalten  Entbundenen  steht  in  jeder  Hinsicht 
mit  Unrecht  wesentlich  an  die  in  entgeh- .  im  Gegensatz  zn  der  Klasse  der  privatim 
hoher  Pflege  lebenden  unehelichen  Kinder :  Entbnndenen ;  in  ihr  finden  sich  besonders 
zu  denken.  Schon  bei  früherer  Gelegenheit  |  '^iele  moralisch  Mmderwertige,  welche  nicht 
erwähnten  wir,  dass  es  —  mindestens  in  |  selten  auch  in  ihrer  Geistesverfassung  ab- 
BerliQ  —  eine  grosse  Klasse  von  unehe-  i  norm  sind ;  hier  sind  die  Kinder,  welche  ani 
lieben  Müttern  (im  Jahre  1896  etwa  63%),  schwersten  ihre  uneheliche  Geburt  zu  ti'agen 
giebt,  die  in  mancher  Beziehung  erkennen  1  haben.  Besond^^  in  dieser  (Jruppe.  in 
lÄsst,  dass  es  sich  um  einen  festen  und  (einem  erheblichen  Grade  aber  überhaupt  bei 
geordneten  Geschlechtsverkehr  handelt :  hier ;  den  uneheliclien  Kindern,  wird  die  Mutter  ge- 
sind die  Mütter  in  privater  Wohnung  ent- 1  zwimgen,  sich  sehr  bald  wieder  ihrem  Beiiife 
bunden,  dem  Stande  nach  meist  Arbeiterinnen  z"  widmen  und  die  Pflege  des  Kindes  mehr 
und  mit  Bekleidung  und  Reinigung  sowie. oder  weniger  anderen  zu  überlassen.  Bei 
in  persönlichem  Dienst  Beschäftigte :  von '  den  in  Anstalten  geborenen  Kindern  giebt 
ihren  Kindern  blieben  82,S».'o  ausschliesslich  '  es  oft  noch  eine  kurze,  aber  verhängnisvolle 
in  unentgeltlicher  Pflege  und  wurden  nicht  Zwischenzeit :  wenn  nämhch  die  Mutter  mich 
weniger  als  16,9  "/o  schon  im  1.  Lebensjahr  ihrer  Entlassung,  etwa  am  lü.  Wochenbetts- 
legitimiert Von  290  solcher  Säuglinge,  die  tage,  vorläufig  arbeitsunfähig  oder  mittellos 
Mich  in  unentgeltlicher  l'flege  befanden, .  mit  ihi-em  Keugeboreneu  in  Schlafstellen 
lebten  (nach  einer  anderen  Nachfrage)  4  »/o;  oder  im  Obdach  Unterschlupf  sucht.  Ueber- 
bei  den  im  Konkubinat  lebenden  Eltern, 'trägt  weiterhin  die  uneheliche  Mutter  die 
weitere  80 »/o  bei  der  Mutter,  die  in  14% 'Pflege  ihres  Kindes  gegen  oder  ohne  Ent- 
in eigener  Wohnung,  in  36%  bei  ihren  g^lt,  ganz  oder  teilweise  Fremden,  so  stellt 
Eltern,  in  6%  beiden  Verwandten,  in  17%  sich  die  Hauptgefährdiing  dos  Säuglings  in 
in  Schlafstelle  und  in  7%  in  unbekannter  der  Versagimg  der  Mutterbnist  dar.  Nach 
Weise  wohnte;  scliliesshch  lebten  15%  der  BSckh  (Berliner  Volkszählung  von  188ö)  er- 
Kinder, von  der  Mutter  getrennt,  in  unent-  hielten  von  1000  ehelichen  bezw.  unehelichen 
geltlicher  Pflege.  Dass  die  Mütter  häufig  Kindern  in  den  einzelnen  Lebens monateii 
hier  Familienanhang  haben,  bei  dem  sie  mit  bezw.  zusammen  in  den  ersten  11  Monaten 
dem  Kind  oder  das  Kind  allein  bleiben  Brustmilch: 
kann,   geht  auch  daiaus  hen*or,  dass  diese 
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Gerade  bei  den  küDstlich  ernährten  Sang- 
Üngen  ist  die  AbwartuDg'  ffli"  seine  Ge- 
sundheit besonders  wichtig.  Mag  sie  anch 
in  unentgeltlicher  Pflege  oft  sehr  man^l- 
haft  sein,  so  ist  sie  es  durchschnitt- 
lich noch  mehr  in  der  entgeltlichen 
Pilege  (Zieh-,  Kost-,  Haltepflege).  Die 
letrtere  tntt  z.  B.  in  Berlin  (ebenso  übri- 
geos  in  Dortmund)  bei  etwa  ^6  der  Un- 
ehelichen in  ihrem  1.  Leben^ahr  für  diu«h- 
Echnittlich  4  Monat«  ein  und  erstreckt  sich 
in  unbekannter  Hanflgkeit  anch  auf  die  fol- 
genden Jahre.  Um  von  der  wenigstens  in 
Berlin  nur  spärlichen  Zahl  der  in  Privat- 
anstaltcn  geborenen  Kinder  abzusehen,  so 
kommen  verhältnismässig  viele  (28°/o)  von 
den  in  Öffentlichen  Anstalten  geborenen  Un- 
ehelichen in  Haltepflege  und  zwar,  wie  be- 
greiflich, schon  früh  (am  15. — 30.  Tag  Über 
die  Hälfte),  Obgleich  von  den  in  privater 
Wohnung  Geborenen  Verhältnis  massig  nur 
sehr  wenig  in  Haltepflege  kommen  {in 
unserem  Fall  15  ".'o),  so  sind  es  doch  in  An- 
betracht der  grossen  Zahl  privatim  Ge- 
borener noch  immer  mehr  als  die  Kinder 
der  anderen  Kategorie  (47  "/o  gegenüber 
41''.'o  der  Haltekinder).  Dem  Berufe  nach 
sind  mindestens  die  Hälfte  der  Mütter, 
welche  ihr  Kind  in  entgeltliche  Pflege  geben, 
Dienstmädchen.  Da  die  entgeltliche  Kinder- 
jifle^  zunächst  eine  Geschäftssache  ist,  um 
freilich  oft  genug  zu  einer  Herzenssache  zu 
werden,  so  hängt  ihre  Güte  besonders  im 
Beginn  von  der  Höhe  und  Regel mHsfiigkeit 
der  EntlohnuDg  ab.  Es  haben  aber  die 
leichtfertigen  Afütter  kein  Geld  oder  keine 
Neigung,  hiermit  die  Pflege  zu  bezahlen, 
und  selbst  die  besseren  Mütter  verdienen  in 
der  Regel  nicht  soviel,  um  das  Pflegegeld 
allein  aufzubringen,  von  Krankheit  und 
Arbeitslosigkeit  ganz  zu  schweigen;  auf  be- 
sondere Schwierigkeit  stösst  nie  Zahlung 
beim  Wiederbegino  der  Arbeit  Um  zu 
beurteilen,  in  welcher  Ausdehnung  die  na- 
türlichen Väter  zum  Unterhalt  der  Kinder 
beitragen  können,  betrachten  wir  diesen 
Stand  (soweit  er  von  mir  in  Berlin  für 
ärmere  Uneheliche  erfragt  wurde):  von  373 
Vätern  waren  HO  Dienstpersonen  (hiervon 
1  zum  Müitardien st  eingezogen),  59  Arbeiter 
(mit  4  Soldaten),  168  Abhängige  in  Hand- 
werken und  anderen  Berufen  (11  Soldaten), 
26  gemeine  Soldaten,  17  Angestellte  der 
Post,  Pferdebahn,  kleine  Beamte,  13  Kellner 
imd  bei  Schaustellung  Beschäftigte,  21  ab- 
hängige Kaufmänner  (1  Soldat),  24  selb- 
ständige Kaufmänner  (auch  Hausbesitzer),  8 
akademisch  Gebildete,  auch  in  Vorbereitung, 
7  Beruf smililärs.  Im  besondei-en  verteilten 
sich  978  Väter  von  Leipziger  Haitekindern 
(nach  Taufte)  mit  folgendem  Prozentsatz  auf 
die  einzelnen  Berufe : 


Handwerker Z7,7 

Sand  Arbeiter 9,> 

Haarer  nnd  Zimmerleut« 5,1 

Fabrikarbeiter 9.+ 

Kanfleute  und  Händler 10,9 

Markthelfer 5,6 

Kntacher 5,1 

Oekonomen 1,7 

Diener  und  Kellner 3,7 

Soldaten 7,8 

Beataurateoie 0,7 

Beamte 2,7 

EOuatler 0,7 

Studenten 2,7 

Äerjte 0,7 

Lehrer o,a 

Offiziere 2,7 

Rentner 0,7 

nnbekannt 2,4 

Bei  den  Kindern,  die  einem  leichtfertigen 
Verkehr  eniBprangen,  suchen  sich  die  zah- 
lungsfähigen Vater  ebenso  wie  die  wenig 
oder  nicht  bemittelten  der  AJimentierung 
häufig  zu  entziehen;  manche  Mütter  kOn neu 
auch  nicht  die  Anerkennung  der  Vaterschaft 
beanspruchen.  Schliesslich  findet  bei  manchen 
Müttern  —  schon  durch  die  nur  flüchtige 
BerOhnmg  mit  dem  Kinde  —  die  Mutter- 
liebe keine  Qeleffenheit  zur  Entwickelung, 
so  dass  ihnen  wenig  daran  liegt,  die  Kosten  für 
den  Unterhalt  des  Kindes  aufzubringen.  Auf 
der  anderen  Seite  sehen  wir  selir  häufig 
dass  die  Väter  gern  freiwillig  oder  auch  auf 

firichtlichen  Zwang  hin  zum  Unterhalt  des 
indes  beisteuern. 
Die  abnormen  Lehens verhiütnisse  der  un- 
ehelich Geborenen  drücken  sich  überall  auch 
in  ihrer  abnormen  Sterblichkeit  aus; 
dieselbe  ist  allerdings  nur  für  das  1.  I^ebens- 
jahr  und  anch  hier  nur  ungenau  —  mit  zu 
niedrigen  Zahlen  —  bekannt,  insofern  der 
Abgang  durch  Verzug  imd  vor  aUem  diui;h 
Legitimation  fast  nirgends  Berücksichtigung 
findet.  Regelmässig  und  Überall  ist  schon 
der  Satz  der  unehelichen  Totgeburten 
grösser  als  derjenige  der  ehelichen;  z.  B, 
kamen  in  Preussen  in  den  Jahren  1892  bis 
1894  auf  100  eheliche  Kinder  3,2,  auf  100 
uneheliche  4,5  Totgeburten ;  es  wären  dies  auf 
100  uneheliche  Totgeburten  71  eheliche.  Auf 
dem  Lande  sind  dieTotgebnrten  seltener  aisin 
den  Städten:  in  der  eben  erwähnten  Statistik 
entfielen  auf  100  uneheliche  Totgeburte.n  auf 
dem  Lande  78,  in  den  Städten  02  eheliche; 
bringt  dies  mit  der  schweren  Arbeit 
derPabriloirbeiterinnen,  der  geringeren  Scho- 
nung im  städtischen  Treiben  in  Beziehim^; 
hiei-zu  kommt  die  Einwirkung  der  Syphilis,  ' 
die  in  dei-  Stadt  verbreiteter  als  auf  dem 
Lande  ist. 

Die  Sterblichkeit  der  unehelichen 
Kinder  ist  überall  im  ersten  Lebens- 
jahr gegenüber  der  Sterblichkeit  der  ehe- 
lichen   erhöht;    der    folgende   internationale 
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Vergleich  (nach  Bulletin)  ist  von  Interesse, 
obRleich  die  Sterblichkeit  der  unehelichen 
nieiit  derienigen  der  ehelichen,  Boudem  viel- 
mehr aller  Säuglinge  gegenübergestellt  ist. 


zeichnend  sind  auch  die  VerlAltniszahlen, 
die  ■wir  für  einige  deutsche  Städte  geben, 
wobei  die  letzteren  nach  ihrer  unehelichen 
Geburtenfrequenz  geordnet  sind: 


Schweiz 
Belgien 
Holland 
Freusseu 
Bayern  . 
Sachsen 
Württemberg 
Oesterreich 
Schweden  , 
Kor  wegen  . 
Finlauä  . 
Spanien 
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Eine  geaetzmfissige  Beziehung  zwischen 
der  Zahl  der  unehelichen  Geburten  oder  der 
Sterblichkeit  der  ehelichen  Kinder  einer- 
seits und  der  Sterblichkeit  der  uuehelichen 
Kinderandererseita  iässt  äch  kaum  aufstellen 
immerhin  ist  sowohl  bei  hoher  Sterblichkeit 
der  ehelichen  Kinder  sowie  bei  grosser 
Häufigkeit  der  unehelichen  Geburten  ■ 
beides  trifft  häufig  zusammen  —  zu  b 
merken,  wie  sich  der  Unterschied  der  Sterb- 
lichkeit zwischen  Ehelichen  und  I'nebelichen 
mehr  ausgleicht. 

Ebenso  wie  bei  den  unehelichen  Tot- 
geburten sieht  man  bei  den  unehelichen 
Sänglingen  in  der  Regel  eine  höhere  Sterb- 
lichkeit in  der  Stadt  als  auf  dem  Lande; 
allerdings  kann  sich  die  Sterblichkeit  in  den 
Städten  fOr  den  Säugling  —  auch  für  den 
unehelichen  —  infolge  hygieinischer  Ver- 
bessenmgen  bis  zur  Yei'wischung  jenes 
Gegensatzes  vermindern. 

Eine  Verminderung  der  allgemeinen 
Säuglingssterblichkeit  an  irgend  einem  Orte 
braucht  nicht  das  Yerbältnis  der  Sterblich- 
keit der  Ehelichen  zu  derjenigen  der  Un- 
ehelichen zu  beeinflussen,  es  sei  denn,  dasf 
die  Verbesseningen  auch  den  eigenartigen 
Notstand  der  Unehelichen  entsprechend  be- 
rücksichtigten ;  umgekehrt  kann  sich  übrigens 
auch  die  Verhältniszahl  dadurch  nl^rig 
halten,  dass  auch  bei  den  Ehelichen  die 
Ijobens Verhältnisse  ungünstig  liegen, 
verbesserte  sich  in  Berßn  die  Verliältuiszahl 
trotz  des  hygieinischen  Aufschwungs  nicht; 
es  starben  dort  nach  den  nicht  berichtigten 
Stcrbliehkeitfiziffern  187(1—80  1,76.  ISHl— S.'i 
1,72,  1886— (Kl  1,72,  1801—9.-)  1,81  mal  mehr 
Jineheliche  Säuglinge  als  ehellclio.    Sehr  \>e- 


ün- 
eheüche 

Auflehel 

1898           Eheliche 

EtATben 
miehel. 

Trankfart  a.  M.       13,8 

33,2 

2>33 

lamburg  u.Tororte  15,7 

34,0 

3,17 

Jerlin                      23,0 

Jreslau                  z7,S 

38,6 

1.40 

jeipiig                    «3,5 

36^ 

1,S4 

München                  30,« 

3a,a 

1,06 

Die  Sterblichkeit  ist  bei  den  unehelichen 
Kindern,  entsprechend  den  Verhältnissen  der 
allgemeinen  Sterblichkeit,  nach  der  Geburt 
am  höchsten  und  fällt  im  weiteren  Säiig- 
lingsalter  etwas  ab,  um  jedoch  erst  jenseits 
desselben  eine  niedrigere  Stufe  zu  erreichen. 
Sie  ist,  wie  allein  Böckh  durcfi  exakte  Be- 
rechnung für  die  eisten  5  Lebensiahre  nach- 
wies, hierbei  jederzeit  höher  als  bei  den 
ehelichen;  im  besonderen  ist  sie  aber  im 
1.  Lebensjahr  mit  derjenigen  der  letzteren 
verglichen,  sehr  hoch,  und  zwar  tritt  dieses 
Miss  Verhältnis  am  stärksten  in  den  ersten 
Lebensmonaten  hen-or;  wenn  z.  B,  in  Berlin 
im  ganzen  ersten  Lebensjahr  (im  Jahre  1S98) 
2,06  mal  mehr  TTnehelicbe  als  Eheliche 
starben,  so  stellte  sich  diese  Zahl  für  den 
1,  Lebensmonat  auf  2,7j,  für  den  2.  auf 
2,78.  Die  hohe  Sterblichkeit  der  unehe- 
lichen Säuglinge  folgt  aus  dem  geringeren 
Grad  von  Lebensfähigkeit  (wie  es  schon  nach 
der  höheren  Zahl  der  Totgeburten  zu  er- 
warten war)  einereeits  undaus  dem  Mangel  der 
normalen  häusliclien  Pflege  durch  die  Mutter 
andereiseits.  Es  werden  dalier  zalilreiche 
Kinder  an  denjenigen  Zuständen,  welche  mit 
der  Lebensschwäcue  in  Verbindung  stehen 
und  eich  in  verschied enei'  Weise  äussern 
können,  zu  Grunde  gehen;  andere  Kinder 
an  den  Folgen  ungünstiger  PÜegeverhält- 
nisse,  die  vor  allem  —  bei  der  vorwiegend 
künstlichen  Ernährung  —  in  der  Form  von 
Verdauungsstörungen  zu  Tage  treten.  Voube- 
sonderen  Todesursaclieu  beansprucht  ausser- 
dem die  angeborene  Syphilis  bei  den  Un- 
ehelichen eine  grössere  Bedeutung:  doch 
müssen  wir  im  übrigen  verzichten,  auf  die 
Tod^iusachen  einzugehen,  weil  ihre  Kennt- 
nis in  mancher  Hinsicht  unzureichend  ist. 
Hier  wäre  eine  kritische  Bemerkung  von 
einiger  Bedetitung  am  Platze.  Um  den  Ein- 
tluas  der  UneheUchkeit  zii  erkennen,  wäre 
es  nötig,  dass  die  Verglei<'lisobjekte  —  ehe- 
licJie  und  uneheliche  Kinder. —  im  übrigen 
einigerraasscn  übereinstimraten.  W^enn  sie 
dies  z,  B.  bei  der  sozialen  Stellimg  der 
Eltern  nicht  thun,  so  muss  es  dahingestellt 
bleiben,  welchen  Einfluss  die  veischiedene 
soziale  Gliederung  als  solche  ausübt.    Selbst 
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wenn  das  statistische  Material  die  Berüek- 
sichtigiing  der  sozialen  Verhältnisse  ermög- 
lichte, so  wäre  es  trotidem  sachlich  nicht 
g|er«htfertigt,  in  der  einzelnen  sozialen 
Gruppe  die  ledige  Frau  mit  der  Oesamtheit 
der  in  der  Gruppe  vorhandenen  Männer  und 
Frauen  in  Vergleich  zii  bringen.  Auch  in 
anderer  Hinsicht  mtlssen  Irrtümer  entstehen, 
■wenn  wu-  eine  feinere  Gliederung  innerhalb 
der  Gesamtheit  der  Unehelichen  durchzu- 
führen versäumen  oder  nicht  in  der  Lage  sind. 
Z.  B.  wissen  wir  aus  den  Anstaftaentbindungen, 
dass  die  unehelichen  Kinder  durch schnitüicli 
etwas  zu  früh  und  mit  zu  leichtem  Körper- 
gewicht geboren  werden ;  es  hängt  dies  wahr- 
scheinlich mit  Entbehrungen  oder  zu  lange 
fortgesetzter  Arbeit  am  Ende  der  Schwanger- 
schaft zusammen.  Wenn  wir  die  soeben 
dargelegte  Thatsaehe  auf  die  viel  grössere 
Menge  der  unehelichen  Kinder  tibertragen, 
welche  in  privater  Wohnung  geboren  wer- 
den, so  ist  diese  Annahme  zwar  wahisdiein- 
lich  zutreffend,  jedoch  nicht  erwiesen.  Wie 
auch  die  Sterblichkeit  noch  innerhalb  der 
Gruppe  der  I'nehelichen  je  nach  Verhält- 
nissen, die  ihnen  eigenartig^ sind,  wechselt, 
ist  aus  der  Untersuchung  H.  Neumanns  zu 
ersehen,  obgleich  sie  nur  einen  Geburts- 
jahrgang  umfaest:  von  den  in  privaten  Woh- 
nungen  geborenen  Unehehchen    starben   im 

1.  Jahr  327  pro  Mille,  von  den  in  Anstalten 
geborenen   471,  also  1,4  mal  mehr;   in  der 

2.  Hälfte  des  1.  Monats  bezw.  im  2.  Monat 
war  die  Sterblichkeit  sogar  2,6  bezw,  2,3 
mal  so  gross:  ein  Vergleich  dieser  letzteren 
Gruppe  mit  der  Sterblichkeit  der  Gesamt- 
iieit  der  Ehelichen  (die  wir  weder  ausführen 
wollen  noch  können)  ergäbe  einen  unge- 
heueren Gegensatz. 

Vom  statistischen  Standpunkte  aus  muss 
Übrigens  zugegeben  werden,  dass  die  Gruppen 
mit  sehr  hoher  Sterblichkeit  zu  klein  smd, 
als  dass  sie  auf  die  Sterblichkettszahl,  die  sich 
bei  den  günstigeren  und  grösseren  Gruppen 
ergiebt,  erheblich  einwirken  könnte.  Ebenso- 
wenig reicht  die  gegenüber  den  Ehelichen  sehr 
hohe  Sterblichioitsziffer  der  Unehelichen  in 
der  Regel  aus,  um  die  gesamte  Sterblichkeit 
der  Säuglinge  beträchtlich  zu  steigern ;  z.  B. 
starben  im  Jahre  1B98  in  Berlin  (uaeh  der 
Berechnung  im  Stat.  Jahrb.)  von  den  unehe- 
lichen Säuglingen  43,1,  von  den  ehelichen 
2*1,9.  von  allen  Säuglingen  24,0''/o. 

Nach  dem  1.  Lebensjahre  schmilzt 
die  Zahl  der  Unehelichen  schnell  weiter  zu- 
sammen ;  nach  einer  Berechnung  von  Böckh 
för  die  in  Berlin  in  den  Jahren  188(>  und 
1881  Geborenen  vollendeten  ebendort  ihr 
5.  Jahr  nur  182,4  bezw.  192,2  auf  1000. 
Das  militärpflichtige  Alter  von  20  Jahren 
erreichten  (nach  Neumann)  von  1000  in  den 
Jahren  1869  bezw.  1870  in  Berlin  ehelich 
geborenen  Knaben  5-39  bezw.  507,  von  10(K> 

Hindnfirterbnch  der  SUalawlueucbBft«!!.   Zweit« 


unehelichen  in  den  Jahren  1868,  1869,  1870 
nur  136,  140,  135;  von  letzteren  kamen 
übrigens,  um  an  die  Bötrkhsehen  Zahlen 
einen  gewissen  Anschluss  zu  versuchen,  40  "lo 
auasernalb  Berlins  zur  Stellung. 

Der  Beruf  war  bei  den  Stellungspflich- 
tigen unehelichen  Berlinern  in  40,2  */o  Pto- 
fesaionist,  in  22,4  "/o  Arbeiter  (ohne  nähere 
Angabe),  in  10,4  "/o  Handels-  und  Hausier- 
gewerbe,  in  7^4%  Nahrungsmittel,  Beher- 
bergung, Erquickung,  Schaustellungen,  Ver- 
kehi",  während  der  entsprechende  Prozent- 
satz für  die  ehelichen  38,7  ~  9,8  —  16.4 
—  7,0  war.  Demnach  überwiegen  bei  den 
unehelichen  dieArbeiterohne  benifsmässige 
Vorbildung  und  treten  alle  Berufe,  welche 
eine  längere  Vorbereitung  erfordern,  im  be- 
sonderen die  sogenannten  freien  Berufe',  zu- 
rück. 

Während  es  nicht  sicher  ist,  ob  sich  die 
Unehelichen  im  reifen  Lebensalter  körper- 
lich von  den  Ehelichen  unterscheiden,  steht 
es  anders  mit  ihrer  moralischen  Ent- 
wickelunp;  hier  wirken  die  mannigfachen 
Mängel  im  Familienleben  und  in  der  Er- 
ziehimg,  verstärkt  durch  Armut  und  sitt- 
liche Missstände,  häufig  ungünstig  ein.  H. 
Neumann  vergleicht  die  moralische  Ent- 
wickelung  von  ehelichen  und  unehelichen  in 
Berlin  geborenen  Knaben  bis  zum  Eintritt 
in  das  militärpflichtige  Alter:  schon  von 
Be^nn  der  Strafmündigkeit  an  hatten  die 
Unehehchen  eine  grössere  Kriminalität,  und 
zwar  waren  zwischen  12  und  22  Jahren 
wegen  "Vergehen  und  Verbrechen  von  den 
Unehelichen  19,5  "/o  gegenüber  9,6''/o  der 
Ehelichen  (wegen  Uebertretimgen  4,3  gegen- 
über 3,9)  bestraff;  ausserdem  hatten  die  Un- 
ehelichen ein  viel  längeres  Strafregistar  (fast 
'U  der  bestraften  Unehelichen  war  bis  zu 
seinem  22.  Jahr  schon  4 — 13  mal  verurteilt 
worden);  die  Zahl  der  einzelnen  Verurtei- 
lungen wegen  Verbrechen  und  Vergehen 
war  daher  2,64  mal,  die  der  Uebertretungen 
2,26  mal  so  gross  bei  den  Unehelichen  als 
bei    den    Ehelichen.  —  Alle   sonstigen   An- 

Sben  über  die  Moralität  der  Unehelichen 
den  danmter,  dass  die  Zahlen  nicht  auf 
die  Siunme  der  überhaupt  lebenden  Unehe- 
lichen bezogen  werden  können.  Bei  der 
geringen  ZaM  erwachsener  Unehelicher  ist 
trotzdem  z.  B,  die  stärkere  Beteiligung  der 
unehelichen  Mädchen  an  der  Prostitution, 
bei  der  sich  in  Berlin  im  Jahre  1870  12,5, 
im  Jahre  1874  15,7%  Uneheliche  fanden, 
zweifellos  (Huppö,  Schwabe).  Wenn  sich 
uneheliche  Knaben  und  Mädchen  lesoudors 
häufig  in  Erziehiings-  und  Rettungsanstalten 
finden,  so  kommen  hierfür  zum  Teil  noch 
besondere  Gründe  in  Betracht,  aber  selbst 
unter  Berücksichtigung  derselben  deutet  es 
auf  eine  hohe  Verwahrlosung  der  Unehe- 
lichen, wenn  z.  B.  unter  43*1  in  den  Jahren 
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1894—1899  der  Stadt  Berlin  -wegen  Vei-- 
gehea  zur  Z^iraagserzieliung  überwiesenen 
Kindern  nicht  weniger  als  Ö8  (=  15,80/0) 
uneheliche  waren.  Schliesslich  sind,  wie  es 
nadi  dem  bisher  Gesagten  zu  erwarten 
war,  auch  In  den  Zuchthäuser!)  die  Unehe- 
lichen unverhäjtnism&ssig  stark  vertreten  (in 
Preussen  waren  unter  dem  Zugang  an  männ- 
lichen -wie  weiblichen  Zuchth^u^;efaugenen 
im  Jahre  1898/99  ll,2''/o  unehelich). 

8.  Fürsorge  durch  Gesetz  und 
Wohläiati|^keit  Bei  der  Türsorge  für 
das  uueheiiche  Kiud  stehen  sich  von  alters 
her  zwei  Gesichtspunkte  gegenüber:  beson- 
ders bei  den  romanischen  Vülkem  erbarmte 
man  sich  des  unehelichen  Eindee  als 
solchen  ohne  Bflckslcht  auf  die  Mutter  und 
den  Vater,  die  festzustellen  man  verzichtete  (s. 
auchd.Art.  FindelhäuBerund^indel- 
a  n  B  t  a  1 1  e  n  oben  Bd.  lU,  S.  1034  ff.).  Auf  der 
anderen  Seite  hält  man  mindestens  die  Mutter, 
in  wechselndem  Masse  auch  den  Vater,  für 
verpflichtet,  das  Kind  zu  versorgen,  Ist  die 
Mutter  hierzu  nicht  im  stände,  so  erscheint  sie, 
nicht  unmittelbar  das  Kind,  unterstütznugs- 
berechtigt  Hier  wäre  nur  auf  den  zweiten 
Standpunkt  genauer  einzugehen. 

In  Deutschland  hat  das  uneheliche  Kiud 
^im  Gegensatz  zu  einigen  anderen  Staaten) 
im  Verhältnisse  zu  der  Mutter  und  zu  den 
Verwandten  der  Mutter  die  rechtliehe  Stel- 
lung eines  ehelichen  Kinde8(B.G3.  §  17Ü5}, 
und  wenn  auch  der  Mutter  nicht  die  elter- 
liche Qewalt  zusieht,  so  hat  sie  trotzdem 
das  Recht,  imd  die  Pfhcht  für  die  Person 
des  Kindes  zu  sorgen  (B.G.B.  §  1707). 
Während  das  uneheliche  Kind  nach  deut- 
schem Recht  mit  seinem  Vater  nicht  als 
verwandt  ^It  und  (abgesehen  von  der  An- 
nahme an  KindesstatI)  nur  durch  I/egitima- 
tion  zu  dem  Vater  in  ein  Familienverhält- 
nis tiitt,  kann  nach  französischem 
Recht  durch  die  Anerkennung  seitens  des  un- 
ehelichen Vaters,  auch  ohne  Eingehung  der 
Eile,  ein  solcties  in  beschränktem  Masse  herge- 
btellt  werden  (vgl.  d.  Art.  UnehelicheGe- 
burten  in  Siippl.-Bd.  I  der  1.  Aufl.  S.  754). 

Bei  der  schwierigen  La^,  in  der  sieh 
das  uueheliclie  Kind  unter  Umständen  nicht 
nur  dem  Vater,  sondern  auch  der  Mutter 
«ler  den  zum  Unterhalt  verpfUchteten 
mütterlichen  Verwandten  oder  den  Behör- 
den gegenüber  befindet,  ist  die  Wahrneh- 
mung seiner  Interessen  nicht  der  Mutter 
überli'agen;  wie  ein  Wiusenkind  luitersteht 
es  der  l<arsorge  des  Vormuud schalt sgorichtes 
imd  seiner  Organe  (Vormund,  Gemeinde- 
waisenrat) ;  die  Füi-sorge  erstreckt  sich 
el>enso  wie  auf  das  körperliche  auch  auf 
das  sittliche  Gedeihen. 

Den  zum  IjeI)ou  nöl^en  Unterhalt 
<lem  Kinde  zu  gewähren,  ist  je  nach  der 
inaEsgcbeiuleu  Gesetzgebung  die  Mutter  und ; 


ihre  Anvei-wandten  und  der  Vater  —  im 
UnverwögensfaUe  der  Voi^enannteu  die 
ÄrmenbenOrde  —  veipfUchtet.  Es  ist  Sache 
des  gesetzlichen  Vertreters  des  Kindes,  da- 
für zu  sorgen,  dass  diese  Verpflichtung  er- 
füllt wird.  Die  Bedingungen,  unter  denen  die 
Unterhaltspflicht  seitens  des  Vaters  be- 
steht, wechseln  in  den  einzelnen  Staaten  eben- 
so wie  der  ITmfang  des  Unterhalts.  Nachdem 
Büigerlichen  Gesetzbuch  steht  nicht  mehr  die 
Bescholtenheit  der  Mutter,  wie  dies  fiflher  in 
Preussen  der  Fall  war,  sondern  niir  die  Un- 
möglichkeit, einen  bestimmten  Manu  als 
Vater  des  Kindes  zu  bezeichnen,  dem  An- 
spruch entgegen.  Die  Beweisführung  der 
Vaterschaft  kann  allerdings  zu  unleidlichen 
Zuständen  führen;  der  franzöeisclie  Code 
civil  untersagte  infolgedessen  geradezu  die 
Nachforschung  nach  ihr.  Nach  dem  Bürger- 
lichen Gesetzbuch  ist  der  Vater  vor  der 
Muttor  und  den  mütterlichen  Verwandten 
unterhaltspflichtig.  Die  Höhe  der  väter- 
hchen  Leistung  bemisst  sich  nach  den  Ver- 
mögen sverhältnissen  des  unehelichen  Vaters 
(z,  B,  in  Schweden  und  Norwegen)  oder, 
wie  in  Deutschland,  nach  der  Lebensstellung 
der  Mutter;  hier  hat  der  VatCT  den  Unter- 
halt bis  zur  Vollendung  des  16.  Ijebens- 
Jahres  — beiÖebrechlichkeitdesKindes  noch 
unbeschränkt  darüber  hinaus  —  zu  gewähren 
und  zwar  in  einem  Umfange,  der  den  ge- 
samten Lebensbedarf  sowie  die  Kosten  der 
Erziehung  und  der  Vorbereitung  zu  einem 
Beruf  umfasst.  Häufig  genug  ist  freilich 
der  Vater  unbekannt,  unauffindbar,  lot  oder 
zahlungsunfähig,  oder  die  Mutter  widei'setzt 
sich  durch  Verschweigung  des  Vatei-s  — 
etwa  in  der  Hoffnung  auf  spätere  Heirat 
oder  aus  sonstigen  in  den  Umständen  liegen- 
den Gründen  —  der  Erhebung  der  Klage. 
Ist  unter  solchen  Umständen  die  Mutter 
nicht  in  der  Lage,  das  Eind  genügend  zu 
unterhalten,  so  hätte  der  Vertreter,  des 
Kindes  dafür  zn  soigen.  dass  die  Armen- 
pflege ergänzend  mit  einer  Unterstützung 
der  Mutter  eintritt  oder  dass,  wenn  die 
Mutter  überhaupt  nicht  für  die  Pei-son  des 
Kindes  soreen  kann,  die  WfüsenlieJiGrde 
Sorge  und  Unterhalt  des  Kindes  übernimmt. 
Die  vormundschaftliche  Fürsorge  und 
armeujpflegerische  Versorgung  hat  liei  dem 
uneiieTichen  Kinde  in  dem  Masse  stattzu- 
finden, als  08  dos  Bedürfnis  erheischt;  die 
l-iage  der  unehelichen  Kinder  kann  hierbei 
in  einzelnen  Riehtungen  grössere  Anfor- 
derungen an  die  Behörden  stellen  als  die 
I.age  <ler  Waisenkinder:  die  Ei-fülluug 
dieser  Anforderungen  ist  von  dem  Gesetz- 
geber gcwoüt  und  könnte  durchaus  nicht 
als  eine  Bevoi-zngung  der  uneheUchen  Kin- 
der aufgefassl  wenlen.  Thatsätlüich  muaa 
dem  germanischen  System  der  Fürsorge 
Gegenteil   vorgeworfen    werden,    dass 
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ihre  wirkliche  Ausübung  —  vor  allem  in 
den  Grossatädten  —  sogar  noch  sehr  weit 
hinter  den  Absichten  des  Gesetzgebers 
zurückzubleiben  pflegt  Am  leichtesten  ist 
dies  für  die  Zeit  vor  und  nach  der  Geburt 
zu  beweisen.  Das  Interesse  des  Eindos 
würde  eine  Schonuag  der  Hochschwangeren 
und  der  Wöchnerin  verlangen;  es  müsste 
das  Neugeborene  einige  Wochen  bei  der 
Mutter  bleiben  und  womöglich  von  ihr  ge- 
stillt werden,  mindestens  aber  in  eme 
Pflege  übergeführt  werden,  welche  der 
auBserordenthch  grossen  Leben sgeffthrdung 
des  Neugeborenen  Rechnung  trägt  Soweit 
nicht  für  Mutier  und  Kind  die  Mittel  zum 
Unterhalt  vorhanden  sind,  müsste  sie  ihnen 
(las  Vormundachaftsgericht  mittelst  seiner 
Organe  verschaffen,  während  dies  t  hat  sächhch, 
wenn  Überhaupt,  mit  einer  Verspätung  zu 
geschehen  pflegt,  deren  Schaden  nicht 
wieder  gut  zu  machen  ist.  Inzwischen 
bleibt  es  der  Mutter  überlassen,  selbst  für 
ihr  Kind  zu  sorgen,  was  ihr,  selbst  wenn 
sie  den  besten  Willen  hätte,  sehr  häufig 
mcht  ausreichend  möglich  ist.  Hält  nun 
etwa  die  Armenbehörde  an  dem  Grundsätze 
fest,  auch  eine  an  und  ffli-  sich  notwendige 
Unterstützung  nur  da  zu  gewahren,  wo  sie 
verlangt  wird,  oder  ist  sie  überhaupt  nicht 
geneigt,  den  Notstand  hier  anzuerkennen, 
so  bildet  sich  u.  a-  jener  unleidliche  Zu- 
stand aus,  wo  das  Kind  zunächst  mit 
der  Miitter  zusammen  darbt  und  schliess- 
lich, wenn  es  hierbei  nicht  schon  erliegt, 
iigendwohin  in  eine  schlechte  Pflege  ge- 
bracht wird;  wie  imgeheuer  unter  solchen 
und  ähnlichen  Umständen  die  Kindersterb- 
hchkeit  in  den  ersten  Lebens wochen  ist, 
haben  wir  früher  nachgewiesen,  als  wir 
i\ber  die  Kinder  derjenigen  Frauen  sprachen, 
die  sozial  am  tiefsten  stehen.  Besonders 
für  diese  Klasse  von  Kindern  ist  das  mo- 
derne Findelhaussystem,  wie  es  in  Oester- 
reicli  besteht,  von  unschätzbarem  Wert,  in- 
dem es  die  Füreorge  für  die  unehelichen 
Emder  in  einheiÜicher  und  folgerichtiger 
Weise  durchführt;  nach  der  Geburt  in  der 
Gebäi-anstalt  kommt  das  Kind  in  das  Findel- 
haus, um  von  dort  bei  zufriedenstellendem 
Gesundheitszustand  in  ländliche  Aussen- 
pflege  gegeben  zu  werden ;  in  ihr  bleibt  ea 
mehr  oder  weniger  lange  (in  Nieder- 
<>esterreich  bis  zum  10.  (bezw.  6.)  Jahre) 
und  wird  dann,  wenn  nicht  anderweitig 
fflr  dasselbe  Vorsorge  getroffen  ist,  von 
der  Zuständigkeitst^hOrde  übernommen. 
Demgegenüber  entbehrt  das  germanische 
System  der  Fürsorge  dieser  wichtigen  Kon- 
tinuität (die  allerdings  in  den  Ländern  mit 
dem  Findelsystem  nicht  immer  gleich  gut 
ausgebildet  ist  und  auch  nur  einem  kleinen 
Teil  der  Unehelichen  zu  gute  kommt). 
Einzelne  wertvolle  Bestimmungen  und   An- 


sätze zur  besseren  Fürsoi^  hätten  wir  aber 
auch  aus  den  germanischen  Ländern  zu  er- 
wähnen. 

Je  früher  nach  der  Empfängnis,  um  so 
leichter  ist  die  Vaterscliait  nachzuweisen 
und  um  so  leichter  für  die  Entbindung  und 
das  Kind  vorzusoi^n.  Es  lässt  daher  die 
Gesetzgebung  der  meisten  Schweizer  Kan- 
tone geradezu  nur  während  der  Schwanger- 
schaft die  Vaterschaftsklage  zu;  in  England 
und  Massachusetts  ist  sie  vor  und  nach  der 
Eutbindung  erlaubt,  und  in  Massachusetts 
kann  ein  vorläufiger  Vollstreckungsbefebl 
erlassen  werden.  Aehnlich  kann  jetzt  auch 
in  Deutschland  (B.G.B.  §  1716)  schon  vor 
der  Geburt  des  Kindes  durch  einstweilige 
Verfügung  eine  Hinterlegung  der  Kosten 
für  Entbindung  und  Wochenbett  sowie  für 
den  ersten  Unterhalt  des  Kindes  angeordnet 
werden,  um  zur  geeigneten  Zeit  ausgezahlt 
zu  werden.  In  der  Mehrzahl  der  Fälle  wird 
sich  allerdings  die  Klage  erat  nacli  der  Ge- 
burt anstrengen  lassen,  so  dass  die  Entschädi- 
gung für  die  Kosten  der  Entbindung,  des 
Wochenbetts  und  die  Kindespflc^  keinen  un- 
mittelbai-en  Nutzen  mehrstjftet.  In  denjenigen 
Berufen,  weiche  zur  Kranken  Versicherung 
verpflichtet  sind,  ist  in  einer  gewissen  Weise 
voi^sorgt,  indem  der  Wöchnerin  für  4—6 
Wochen  durch  die  Gewerbeordnung  die  Be- 
schäftigung untersagt  ist  und  während  dieser 
Zeit  ihr  ein  kleines  Krankengeld  von  den 
Kassen  gewährt  wird.  Abgesehen  von  der 
Wohlthat  der  öffentlichen  Gebäranstalten 
giebt  es  femer  in  Deutschland  und  der 
Schweiz  und  sonst  einige  kleine  Anstalten 
(von  meist  konfessioneller  Färbung),  welche 
Schwangere  aufnehmen,  entbinden  und  mit 
ihren  Kindern  längere  Zeit  verpflegen,  so- 
wie andere  Anstalten,  welche  nur  die  Wöch- 
nerinnen mit  dem  Neugeborenen  auf  ver- 
schieden lange  Zeit  verpflegen:  die  Bedeu- 
tung dieser  Zufluchtstätten  und  Unterkünfte 
ist  in  Deutschland  gering;  sie  leisten  zu- 
sammen wohl  nicht  Bovid  wie  die  Asyle 
für  Schwangere  und  Wöchnerinnen,  die  z.  B. 
in  Paria  bestehen  (vgl.  Caubet  et  Bonnaire), 

Ein  Zeichen  dafür,  wie  mangelhaft  die 
gesetzliche  Fürsorge  für  die  Unehelichen 
arbeitet,  ist  es,  dass  die  Pohzei  durch 
Konzession ierung  und  Ueber wachung  der 
Haltefrauen  wenigstens  die  schlechte 
Lage  der  meist  unehelichen  Haltekinder 
zu  bessern  suclit.  Obgleich  die  hier- 
mit verbundene  Beaufsichtigung  der  Pflege 
nicht  immer  ausreichend  ist,  auch  sokuge 
nur  von  beschränktem  Nutzen  bleibt,  als 
von  keiner  Seite  für  entsprechende  Ent- 
lohnung gesorgt  wird,  ist  doch  die  polizeiliche 
Ueberwachung  mangels  einer  systematischen 
anderweitigen  Ueberwachung  nicht  zu  ent- 
behren :  es  finden  sich  jederzeit  und  allerorts 
Frauen,  welche  sich  durch  schlechte  Pflege 
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von  Kindern  irgendwie  zu  bereichem  suchen 
(Engelmacherinnen).  Abgesehen  von  der 
Tnterstfltzung ,  welche  in  dieser  Teber- 
wachiing  au  einigen  Orten  Frauenvereiue 
freiwÜb'g  leisten,  findet  sich  ein  wesent- 
licher Fortachritt  in  dieser  Hinsicht  in  Leip- 
zig: dort  wird  von  dem  dem  Armenamt 
unten^eordneten  Ziehkinderamt  die  Aufsicht 
mittelst  eines  Anrtes  und  besoldeter  Pflege- 
rinnen in  wohlgeordneter  Weise  durchge- 
führt. In  weiterem  Verlaufe  der  Bestre- 
bungen für  das  Wohl  der  imehehchon  Kinder 
hat  aber  ausserdem  in  Leipzig  der  Vorstand 
des  Annenaints  die  Generalvormundschaft 
Ober  diese  Kinder  flbemommen  und  hier- 
durch in  unerwarteter  Welse  eine  schnelle 
Heranziehung  zahireichw  natürlicher  Väter 
iura  Cnterh^t  erreicht.  Diese  Möglichkeit, 
der  Armenbehörde  die  Vormundschaft  über 
alle  unehelichen  Kinder  anzuweisen,  ist 
später  durch  das  Bürgerliche  Oesetzbuch 
für  ganz  Deutschland  g^eben,  so  dass  es 
jetzt  für  jene  Behörde  keine  Schwierigkeit 
hätte,  sich  rechtzeitig  und  ausreichend  der 
unehelichen  Kinder  anzunehmen.  Auch  die 
Einschränkung,  dass  die  Voraussetzung  zur 
Bevormußdiing  die  Unterstützung  durch 
öffentliche  Armenpflege  sei  (Art.  78  §  4 
des  Ä.G.  z.  B.(j.B.),  hindert  niclit  die  Ein- 
beziehung aller  unehelichen  Kinder  oder 
mindestens  derer,  für  die  es  wenigstens  auf 
eine  gewisse  Zeit  von  Nutzen  wäre.  So 
hat  sich  z.  B,  in  Dortmund  de.-  Decement 
des  Armenwesens,  der  gleichzeitig  Ge- 
moinde- Waisenrat  ist,  die  Vormundschaft 
über  solche  Kinder  zuweisen  lassen,  und 
zwar  zunächst  wesentlich,  um  die  Reiihte 
der  unehelichen  Kinder  gegen  ihre  Erzeuger 
auf  friedlichem  oder  prozessualem  Wege  zu 
verfolgen:  andere  deutsche  Städte  gehen 
nexierdings  ähnlich  vor  (Cuno),  doch  wesent- 
lich erscheint  hierbei  nur  eine  enge  Ver- 
bindung zwischen  vormundschafthcher  und 
armenpflegeriacher  Fürsorge ,  wobei  ein 
schnelles  Eintreten  für  das  Interesse  aller 
unehelichen  Kinder  (nicht  nur  der  Halte- 
kinder) gesichert  sein  muss.  Ob  diese  Für- 
soi^  in  einer  besonderen  Abteilung  der 
Armen  Verwaltung  centralisiert  wird,  ob  sie 
mit  der  Waisenpflege  zusammengelegt  wird, 
inuss  von  örtlichen  Umständen  abliängen. 
Jedenfalls  sollte  durch  geeignete  Organe 
die  Frage  der  Verpflegung  und  des  i'ater- 
halts  rechtzeitig  gepi-flft  und  gemäss  den 
gesetzlichen  Vorschriften  zum  Austrag  ge- 
bracht und  von  der  (Jeburt  bis  zur  Volljährig- 
keit das  körperliche  und  sittliche  Gedeihen 
der  unehelichen  Kinder  zuverlässig  fiber- 
wacht wei-den.  In  letzter  Hinsicht  können 
auch  die  FOrsoi'gegesetze  (z.  B,  in  England 
und  seit  1.  April  liWl- in  Prenssen)  wesent- 
iche  Hilfe  gewähren.  Vermutlich  würde 
es  auf  diese  Weise  möglich  sein,   die  Min- 


derwertigkeit, die  den  imehelichen  Kindeni 
im  ganzen  anhaftet,  zu  einem  Teil  zu  be- 
heben. —  Die  unehelichen  Geburten  selbst 
lassen  sich  nur  insoweit  vermindern,  als  es 
gelingt,  in  wirtscliaftl icher  und  sittlicher 
Hinsicht  diejenigen  Kreise  zu  heben,  welche 
hierin  am  meisten  rückständig  sind. 

Llttfiratnr :  SuOelin  de  l'InatUut  international  dt 
StatnUgve  T.  X,  F.  I,  Rame  tS97.  —  VitrUt- 
jahnhtfle  lur  Slatittik  d.  Dailtcken  JUicIii,  3. 
Jahrg.  (1900),  10  Jahrg.  (1901).  — OalerrdckUehe 
Stalütik  Bd.  UV.,  H.  1,  WUn  1900.  —  Pr. 
Prinilng,  DU  KittdertterbiiehheU  in  Stadt  v. 
Land,  Jahrb.  J.  SaHmuilSkiynomie  vnd  Slal. 
in.  F.,  Bd.  XX.  —  Otto  V.  ZtpUdtnek' 
Südenhorat,  Dir  lUegflimität  in  Steiermari, 
Stal.    XoHOttirlnift,    XXL    Jahrg.,    Wien    1895. 

—  Waw&v»,  AUgtmeine  BmÖlkenmgatatittik, 
II.  Teil,  Leiptig  isei.  —  Karl  Unekel- 
Tnann   II,   Die    Vnterhaltxtagiipfiicht   de*  un«A. 

Valeri,  Outachten  mu  dem  AntcaU4lande  u.  (■/., 
Berlin  1S90.  —  V.  •TuroacAefc,  Dit  uneA.  Ge- 
burten in  Outerreich  »eil  d.  J.  18S0,  Statittitehe 
Monaltichr.  ISHS.  —  Srfitntmer,  Die  vttehtlick 
Gebotenen  in  Oetterreieh  1831 — 1874,  Staliat. 
JfonotMcAr,  Wien  1876.  ~  Schneider;  Jahrb. 
/.  yalionalekonomie  u.  Slot.,  3.  F.  10.  Bd., 
Jena  1895.  —  rmfrage  d.  AUgem.  Kon/ereni  der 
deuUchen  SiUUehkeUetereine,  in  i  Bänden 
herautgeg.  van  F.  Wagner,  P.  Wittenberg,  P. 
Gläekilädt,  I^piig  1895,  189G.  —  WaantT, 
DU  Smiichkeit  auf  d.  Lande,  3.  Aufi.,  189t).  — 
XufrtM  u.  Weatergaard,  Statitiik  d.  Ehen, 
Jena  1390.  —  BÖckh,  Stat.  Jahrb.  d.  Stadt 
Beriin.  —  Karl  Seatemann,  Dit  Legitimalum 
imeh.  Kinder  nach  d.  Servfe  u.  der  HervftiteUtmg 
der  Euer»,  Slal.  Monatuehr.  XF.  5,  Wienl900.— 
Taube,  Iku  Haltekinderneten.  Vorberithtt  fiir 
die  knnferent  am  15.  u.  IG.  Mai  1899  in  StuU- 
gart,  Berlin  1899.  —  Dat  SanitSttipeien  d. 
pream.  Staate»  während  d.  J.  1892,  1893,  1894, 
bearbeitet  von  der  Medixinalabteilung  dee  Mini»- 
ifriurm,  Berlin  1899.  —  &  £  Hupp(,  StOdl. 
Jahrb.  i.  Jahrg.,  Berlin  1870.  —  H.  Schtrabt, 
Berliner    »lädt.    Jahrb.,    1.  Jahrg.,    Berlin    1878. 

—  Cauhet  de  Bonnalre,  Rerae  d'A»»i»tanee, 
Avril  1900.  —  Cuno,  Dte  Organimtitm  der 
Gtrneindewaitenpfiege,  Sehriften  d.  D.  Vereint  f. 
Armenpfl.  und  WoMthäligkeil,  H.  47,  IMptig 
1900. —  H.  JVeumann,  Die  ptgendlifhen  Beriiner 
unehrlieher  Herhinfl,  Jahrb.  /.  Kai.  ii.  Stal. 
3.  F.,  Bd.  VIII.  1892.  —  DtrrKelbe,  IHe  ««- 
ehelithtn  Kinder  in  Berlin,  Jena  1900.  —  Iter- 
arlbe,  L'neh.  Gchirlen,  in  Sii]^l.-Bd.  I  d.  1.  Aufi. 
diese»   Wirke». 
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1,  UenlschUüd.  1.  Wesen  der  U.  2. 
ICrgebiiisse  der  U.  a.)  Die  jährlichen  Rerhnuiii^' 
erg-ebniBse  der  Benifsgenossenscliaften  etc,  b) 
Sonderstatistiken  (Gewerbliche  L'nfalbtatistik 
fUr  die  Jahre  18K7  und  1897 ;  laud wirtschaftliche 
Unfallstatistik  fitr  die  Jahre  1891  und  190L). 
3,   Gefahre iitarifivestn.    4.   ^'e^nchiedeue«.     II. 
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Oeaterreich.  l.JahiesUbeiaichten.  2. Revision 
der  V.:  ^Gefahrenklassifikation"  und  „Beitrags- 
tarif"".    3.  Verschiedenes. 

I.  Dentschlaad. 
1.  Weeen  der  U.  Die  ÜDfallstatiBtik 
bezweckt,  Anaahl,  Ursachen  und  Folgen  der 
Betnebenoßllle  festzustellen,  um  das  erfor- 
derliche Material  einerseits  för  die  Ver- 
hütung der  UnKLe  und  die  Ahmilderung 
ihrer  Tolgen,  anderei-seits  fOr  die  Berech- 
nung der  finanziellen  Belastung  und  die 
Verteilung  dieser  Lasten  zu  gewinnen.  Un- 
fallverBütung  und  Gefahrentari- 
fierung  sind  daher  die  Angelpunkte  der 
ünfallstaüstik.  Auf  beiden  Gebieten  kann 
erst  eine  auf  thatsSchUchen  Erfahrungen 
fortlaufend  aufgebaute  Statistik  zuverlässige 
Erkenntniaquellen  liefern.  Die  Einführnag 
der  Zwangsversichening  gegen  Betriebsim- 
SÜle  hatte  daher  bei  dem  Mangel  einer 
Bolchen  Statistik  zur  Voraussetzung,  dass 
ztmächst  statistische  Sondererhebungen  an- 
gestellt wurden,  um  die  voraussichtlichen 
Kosten  einer  allgemeinen  Zwangs  Versiche- 
rung einigermassen  klarzustellen.  Zu  dem 
Zwecke  veranstaltete  die  Reich sver*'a!tung 
(durch  Rundschreiben  des  Reichskanzlers 
vom  11.  Juni  1881)  eine  besondere  UnEall- 
statistik,  welche  die  Zahl  und  die  Folgen 
der  gewerblichen  BetriehsunfSJle,  das  Ge- 
fahienverhfiltnis  der  verschiedenen  Gewerbe- 
betriebe und  neben  der  Berechnung  der  aus 
der  Unfallversicherung  eich  emebenden  Be- 
lastung der  Betriebe  zugleich  klarstellen 
sollte,  in  welchem  Verhältnis  die  Unfall- 
lasten zu  den  Krankenversicherungslasten 
stehen  würden,  wenn  den  Krankenkassen 
die  UDfallfürsorge  für  einen  gewissen  ersten 
Zeitraum  (sogenannte  Wartezeit)  belassen 
bliebe  (siehe  den  Art  Unfallversiche- 
rung zu  A  I  3  unlen  S.  286ff.).  Es 
wurden  entsprechende  Fragebogen  aus- 
geaandt,  welcne  von  93  5M  gewerbhchen 
Betrieben  mit  1615253  männlichen  und 
342295  weiblichen  Arbeitern  für  die  teüs 
in  das  Sommer-,  teils  in  das  Winterhalb- 
j^ir  fallende  Erhebungezeit  (August.  Sep- 
tember und  Oktober.' November  des  Jahres 
1881)  ausgefüllt  an  das  Reichsamt  des 
Innern  zur  Bearbeitung  zurückkamen.  Auf 
das  ganze  Jahr  berechnet  ergaben  sich  fflr 
die  1957  548  Arbeiter  88722  Unfälle,  dar- 
unter 1986  mit  tödlichem  Ausgang,  1680  mit 
dauernder  und  85056  mit  vorübergehender 
ErwerbeunCähigkeit,  oder  in  Prozenten:  auf 
je  1000  Arbeiter  45^  Unfälle,  daninter  2,2  ".'o 
tödliche,  1,0 *<o  mit  dauernder  und  95,9 "/o 
mit  vorilbe^ehender  Erwerbaxmfähigkeit.  Das 
Endergebnis  war,  daesdie  Unfallvereicherung 
von  rund  2  Milhouen  gewerblichen  Arbeitern 
{einschliesslich  etwa  '.«  weiblicher  Arbeiter) 
eine  Jahresbelastung  von  nmd  14  Millionen 


Mark  hen-omifen  wflrdc,  wenn  der  Durch- 
schnitts verdienst  der  männlichen  Arbeiter 
zu  750  Mark,  der  weiblichen  ziu-  Hälfte 
dieses  Betrags  angenommen  und  die  im 
Gesetzentwurf  voigesehenen  Entschädigungen 
gezahlt  würden.  Auf  den  Kopf  der  Ar- 
beiterschaft machte  das  eine  B^astung  von 
7  Mark.  Als  Belastimg  der  Krankenkassen, 
falls  ihnen  die  Fürsorge  für  die  ersten  13 
Wochen  d.  i.  93,4  <'/o  aller  Unfälle  verbliebe, 
stellte  sich  ein  Jahresbetrag  von  2749295 
Mark  oder  16,rj''.o  der  Gesamtunfallasten 
heraus,  mithin,  da  ein  Drittel  der  Kranken- 
kassen bei  träge  von  den  Arbeitgebern  zu 
leisten  ist,  als  Anteil  der  Arbeiter  ll<*/o. 
Vgl.  das  Nähere  bei  Bödiker,  «Die  Unfall- 
statistik des  Deutschen  Reichs  nach  der 
Aufnalime  vom  Jahre  1831«  (Ergänzungsheft 
zu  Bd.  53  der  Statistik  des  Deutschen  Reichs) 
Berhn  1882. 

Auf  Grund  dieser  statistischen  Vorar- 
beiteu  konnte  die  neue  Gesetz^bun^  um 
so  eher  aufgebaut  werden,  als  die  weiteren 
Entwürfe  nicht  mehr  an  dem  Kapital- 
deckungs-(piämien-)vertaliren  des  ersten  Ent- 
wurfs festhielten,  vielmehr  das  einfachere 
Umlage  verfahren  wählten,  welches  nur 
den  jedesmaligen  Jahresbedarf  aufbringt  und 
sich  so  den  thatsächlicheu  Erfahrungen  ganz 
von  selbst  anpasst.  Die  Wahl  dieses  ver- 
sicherungstechnisch freihch  minderwertigen 
Systems  war,  für  den  Anfang  wenigstens, 
um  so  mehr  geboten,  als  die  zur  Aufstellung 
eines  richtigen  Prämientarifs  erforderlichen 
Unterlagen  {Gesamtzahl  der  jährlich  zu  er- 
wartenden Unfälle,  Kapitalwert  der  ver- 
schiedenen Arten  von  tufallrenten,  TTnfall- 
gefährlichkcit  der  verschiedenen  Betriebs- 
zweige und  -arten)  sich  erst  im  Laufe  der 
Jahre  durch  genaue  statistische  Feststel- 
lungen gewinnen  Hessen  —  ganz  abgesehen  da- 
von, dass  bei  Annahme  des  Umlagever- 
fahrens der  Industrie  die  sonst  für  die 
Kapitaldeckung  der  Renten  sofort  festzu- 
legenden Kapitalien  zunächst  zur  Verfügung 
blieben,  auch  die  Bcitragslasten  ganz  all- 
mähhch  anstiegen  und  damit  die  Einführung 
der  Zwangs  Versicherung  wesentlich  erleich- 
tert wurde.  Dass  man  in  Deutschland  den 
richtigen  We^  eingeschlagen  hatte,  bewiesen 
sehr  bald  die  Verlegenheiten  der  öster- 
reichischen Unfallversicherung,  welche  trotz 
unzureichender  Unterlagen  sofort  das  Prämien- 
verfahren einführte  und  deshalb  sehr  bald 
zu  versiehe rungs technischen  Deficits  und 
erheblichen  Tarifschwierigkeiten  gelangte  (s. 
unten  snb  11). 

Lediglich  für  gewisse  Ba  11  betriebe  wählte 
die  denlsche  Gesetzgebung  (Bau-U.V.G.  v, 
11.  Juli  1887)  im  Hinblick  auf  die  Unbe- 
ständigkeit solcher  Betriebe  ein  Kapital- 
deckungsverfahren, welches  sich  aber  im 
Grunde    als    ein    modifiziertes   Umlage ver- 
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fahren  daretellt,  da  die  Zahl  der  ünftUe 
und  ihre  Belastung  nicht  im  voraus  ver- 
anschlag vielmehr  am  Ende  jedos  Jahres 
der  Kapitalwert  jedes  rentenpflichtig  gewor- 
denen Unfalls  berechnet  und  die  so  gefun- 
dene Rentenlast  des  abgelaufenen  Rech- 
nungsjahres (einschlieaslicn  der  sonst  ent- 
standenen Entschädigungaleistungen  und  Ter- 
waltungskosten)  nach  Massgabe  der  Lohn- 
gummen  imd  ünfallgefabren  auf  die  Be- 
teiligten umgelegt  wird,  so  dass  auch  dieses 
System  die  Anpassungsfähigkeit  an  die  that- 
Bäohlichen  Verhältnisse  dem  österreichischen 
(Prämien-)  System  gegenüber  voraus  hat  Vgl. 
hierzu  die  Bekanntmachung  des  Reichs- Ver- 
sichern ngsamts  V,  26.  Januar  1889  (Amtl. 
Kachr.  1889  S.  78  ff.),  betreffend  dieBerechnnng 
des  Kapitalwerts  der  von  der  Tiefbau-Berufs- 
genossenschaft zu  zahlenden  Renten,  wonach 
das  Rentendeckungskapital  jedes  Rechnungs- 
jahres aiis  der  Summe  der  Kapitalwerte 
der  im  Rechnungsjahr  festgesetzten  Renten 
ermittelt  wird,  unu  die  Bekanntmachung  v. 
5.  Februar  1894  (Amtl.  Nachr.  1894  S.  141, 
151,  297  ff.),  betreffend  die  (auf  Grund  der 
inzwischen  gewonnenen  Erfahrungen  mittelst 
statistischer  Bearbeitung  von  18  007  Zähl- 
karten ausgeffihrte)  Revision  des  Kapital- 
deoknngstarifs  der  Tiefbau-Benifsgenossen- 
schaff,  wonach  das  bisherige  Verfahren,  das 
Deckungskapital  fOr  jede  Rente  nur  einmal 
(für  den  Rentenbeginn  geltend)  zu  berechnen 
und  im  Rentenfeststellunpjahr  aufzubringen, 
dahin  erweitert  worden  ist,  daas  alljährlieh 
für  sämtliche  am  Jahresschluss  laufen- 
den (nicht  bloss  für  die  im  Rechnungsjahr 
festgesetzten)  Renten  das  erforderliche  (Soll-) 
DecKUiigskapital  ermittelt,  dieses  dem  vor- 
handenen (Ist-)  Deckungskapital  gegenüber- 
gestellt und  der  Mehrbedarf  aufgebracht  wird, 
Bo  dass  jedesmal  die  Differenz  zwischen 
SoU-Deckungskapilalundlst-Deckungskapital 
das  aufzubringende  Deckungskapital  des  be- 
treffenden Rechnungsjahres  darstellt  und 
deragemSss  etwaige  Abweichimgen  zwischen 
den  thatsfichlichen  und  den  rechnerischen 
Rentenwerten  sich  von  selbst  ausgleichen. 
Bei  dem  Prämiensystem,  welches  die 
voraussichtlichen  Gesamtkosten  (diuch  Ver- 
anschlagung der  einmaligen  bezw.  vorüber- 
gehenden und  durch  Kapitalisiening  der 
aauemden  Verpflichtungen)  im  voraus  fest- 
zustellen und  diese  durch  feste,  im  voraus 
tarifmfissig  berechnete  Beitri^  (Prämien) 
zu  decken  sucht,  müssen  aber  etwaige 
Fehlerquellen  in  der  Rechmmgsgnindlage 
sich  um  so  schärfer  geltend  machen,  tus 
hier  nicht  der  thatsftchliche  Jahresbedarf, 
sondern  die  kapitalisierte  Kentenlast  aufzu- 
bringen ist.  Dalier  wählte  die  deutsche  Ge- 
setzgebung bei  Einfühnmg  der  luvaliditäts- 
imii  Altersversichening  (RG.  v.  22.  Juni 
1H89),  wo  das  rmlageverfahren  mit  seinen 


ansteigenden  Beitragslasten  schon  we^u  der 
Axbeiterbeiträge  ausgeschlossen  war,  im  Hin- 
blick auf  die  immerhin  noch  mangelhaften 
Rechnungsunterlagen  ein  modifiziertes  Pift- 
miensyslem,  welches  die  Voiausberecfammg 
der  entstehenden  Gesamtlasten  ailf  bestimmte 
Perioden  beschränkte  und  auf  Grund  der 
i  Qzwischen  gewonnenen  weiteren  statistischeu 
Erfahrungen  für  jede  neue  Periode  ent- 
sprechende Neuberechnungen  und  damit  die 
Ausschaltung  etwaig  Fenlerqueilen  vorsah. 
Erst  bei  der  Revision  der  Invaliden-  und 
Altersveraicherung  im  Jahre  1899,  als  schon 
sicherere  Unterlagen  zur  Verfügung  standen 
und  sich  hiemach  ei^h,  dass  die  erstmalig 
berechneten  Beiträge  infolge  ITeberschätznng 
der  Livaliditätswahracheinlichkeit  und  Unter- 
schätzung der  Invahdensterblichkeit  im 
Durchschnitt  des  Reichs  dauernd  ansreichteu, 
um  die  Lasten  der  Versicbening  dauernd 
zu  decken,  gin^  man  zum  Prftmiensystem 
(mit  dauernd  gleichen  Durchschnittshei trägen) 
über  (RG.  v.  13.  Juli  1899). 

In  ähnlicher  Weise  wurde  dann  bei  der 
Revision  der  ünfaUvereicherung  im  Jahr 
19(K),  schon  im  Interesse  einer  späteren  Ver- 
schmelzung der  verschiedenen  Arbeiterver- 
sicherungszweige unter  Einbeziehung  der 
Witwen-  und  Waisen  Versicherung,  innerhalb 
derBeicbstags-Kommi  ssion  an  geregt,aufGrund 
'     seit  1885  gewonnenen  statistischen  Erfah- 

fen  vom  Umlageverfahren  zur  Kapital- 
ungüberzugehen; da  jedoch  die  Mehrheit 
der  Kommission  im  Hinblick  auf  die  reichere 
Gliederung  und  die  grossere  Beweglichkeit 
der  (gewerblichen)  Unfallstatistik  die  zur 
Verfügung  stehenden  Rechnimgsgrundlagen 
dazu  noch  nicht  für  ausreichend  hielt  und 
der  unmittelbare  Uebei^^ang  zum  Prämien- 
System  eine  sofortige  Steigerung  der  Bei- 
träge um  etwa  GO^'o  bedingte,  so  einigte 
man  sich  dahin,  durch  weitere  Verstärkung 
der  Reserve-Rücklagen  dem  späteren  Unter- 
gang zu  dem  an  sich  richtigeren  Kapital- 
deckung8-(prämien-)verfahren  wenigstens  vor- 
zuarbeiten. Vgl.  hiei-zu  den  Art.  Unfall- 
versicherung zu  m  4e  und  den  Bericht 
derReichstags-Kommission  vom  27. April  1900, 
Reichstags-Drucksache  Nr.  703  a,  10.  Legis- 
laturperiode. I.  Session  1898/1900  S.  62ff. 
nebst  den  dort  angezogenen  Anlagen,  bezw. 
Reichstags-Drucksache  Nr.  93  (Invalidenver- 
sicherung), 10.  Legislatiuperiode,  I.  Session 
1898a899  S.  264ff.  nebst  ^Denkschrift,  be- 
treffend die  Höhe  und  Verteilung  der  finan- 
ziellen Belastung  aus  der  Invalidenversiche- 
rung» und  Kommission sberieht  vom  6.  Mai 
1899  (Nr.  270)  S.  64 ff.,  sowie  meine  Schriften: 
'>Leittaden  zur  Arbeiterversichenng  des 
Deutschen  Reichs-,  Beriin  1900  S.28ff.und 
"Die  Arlieiter Versicherung  im  Auslandes, 
Berlin  1900  Heft  XII  S.  3.".  37  bezw.  die  dort 
angeführte  Litteratiir. 
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S.  Ergebnisse  der  U.  a)  Die  jUirli- 
ohen  Beohnnugsergebnüse  der  Berufs- 
genoesensohaften  etc.,  welche  alljähr- 
lich dem  Reichstag  in  einer  vom  Reichs- 
Versiehemagsarot  aufzustellenden  Nach- 
veisiing  vorzulegen  sind,  geben  neben  den 
finanziellen  Abschlüssen  {s.  d.  Art.  Unfall- 
versicherung unten  S.  285  ff.)  fortlaufend 
Aufschluaa  über  die  Zahl,  Uraachen  und  Folgen 
der  ontfichftdigtuigspflichtigeD  Betriebsunfälle 
und  werden  regelinAssig  in  der  ersten  Jahres- 
nuranier  der  »Ämtlichen  Nachrichten  des 
Reichs- Versich  eningsamte  t  veröffentlicht  (vgl, 
auch  die  statistischen  Uebereichtea  in  den 
Jahi«.  1895  II  S.  73,  1897  S.  231,  1S99 
S-66U  ff.)  und  die  jait  Vertiältnisberechmingen 
versehene  Zusammenstellung  für  die  Janre 
1885  bis  1898  in  dem  1,  Beiheft  zum  Jahi^. 
1900.  Die  Hauptergebnisse  zeigen  die  Ta- 
bellen I  bis  UI  S.  2G4:—2&1. 

Um  den  thatBächlichen  Verlauf  der 
Unfallfolgen  gegenüber  den  bei  der  ersten 
iÜDtragung  des  Unfalls  vielfach  nur  schät- 
zungsweise zu  treffenden  Annahmen  für  die 
zurückliegenden  Jahre  festzustellen,  veran- 
lasste das  Reichs-Vereicherungsanit  durch 
Rundschreiben  \-om  10.  Februar  189:)  bezw. 
20.  Febriiar  1897  (Amt).  Nachr.  1895  S.  131 
und  1897  S.  243  ff.),  dass  im  Jahre  1895  für 
die  sämtlichen  rückliegenden  Jahre  und 
seitdem  alljälu-lich  für  die  drei  dem  Eech- 
mingsjahr  vorhergehenden  Jahre  die  dem 
ihataächlichen  Verlauf  entsprechenden  Ein- 
tragungen gemacht  wurden.  Hiernach  ergab 
sich  im  allgemeinen  eine  Abschwächung 
in  den  Unfallfolgen,  wie  sich  aus  der 
auf  S.  2G8  folgenden  TabeUe  ersehen  lässt') 
<AmÜ.  Nachr.  1899  S.  666  ff.). 

b^  SonderatatiBtiken  sind  vom  Reichs- 
Versicheningaamt  wiederholt  veranstaltet 
worden,  um  die  inzwischen  gesammelten 
JGrfahnmgen  statistisch  festzustellen  und 
so  für  den  weiteren  Ausbau  der  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung,  insbesondere  der 
Unfallverfaütung,  nutzbar  zu  machen. 
Hierher  gehören  vornehmlich  die  statis- 
tischen Bearbeitungen  der  gewerblichen 
(landwirtschaftlichen)  Betriebsunfälle  für 
die  Jahre  1887  und  1897  (1891  und  1901), 
welche  im  wesentlichen  nach  gleichen  Oe- 
sichtspimkten  erfolgten  und  durcn  statistische 

')  Die  Todesfälle  haben  natnrgemäss ,  da 
auch  noch  in  den  späteren  Jahren  Fälle  des 
Ablebens  in  m^ächlichem.  Znsamnienhaiig  mit 
den  Unfällen  vorkommen,  darchweg  eine  ge- 
ringe Vermehrnng  erfahren ,  wogegen  die 
dauernde  Erwentanafähigkeit  (una  zwar  so- 
wohl völlige  als  teilweise)  zu  Gunsten  der 
vorfibei^Mfiden  Erwerbannfithigkeit  abnimmt. 
Im  flbngen  teigen  beiderlei  Kolonnen,  dasfl  die 
schweren  Unfälle  (Tod  nnd  Invalidität)  za  Gunsten 
der  leichten  Unffille  (mit  nur  vorübergehender 
ErwerIwmiKhigkeit)  durchweg  zurtlrkgehen. 


Bearbeitung  jedes  im  Zähljahr  erstmalig  ent- 
schädungspQichtig  gewordenen  Betirieosun- 
falls  (mittelst  besonderer  Zählkarte)  alle 
wissenswerten  Umstände  des  Unfalls,  insbe- 
sondere Ursache  und  Folge  desselben,  klar- 
zustellen bezweckten. 

Die  gewerbliche  Unfallstatistik  für 
die  beiden  Jahre  1887/1897  wurde  durch 
die  Rundschreiben  des  Reichs-Versicherungs- 
amts  vom  4.  Juni  1887.'22.  März  1897  (Amt- 
liche Nachrichten  1887  ,'1897  Seite  153  294), 
welche  den  Genossen schafts vorständen  die  er- 
forderlichen Anleitungen  zur  einheitliehen 
Behandlung  der  »UnfaUzählkarten«  (Schema: 
S.  15.''«279  a.  a.  0.)  gaben,  eingeleitet,  nach 
Eingang  der  au sge füllten  Zählkarten  im 
Reichs  -  Versicheningsamt  eingehend  be- 
arbeitet und  demnächst  in  iimtassenden, 
nach  Gebietsteilen  und  G-ewerbszweigen 
aufgestellten  Tabellen  veröffentlicht  (Amtl. 
Nachr.  1890  S.  199  fL  und  Beihefte  zu 
den  Jahrg.  1899.1900).  Im  ganzen  wurden 
für  die  Jabre  1887, 1897  1.1970/4Ö971  Zähl- 
karten bearbeitet  bei  319453.455417  ge- 
werblichen Betrieben  mit  3861560.Ö042Ü18 
versicherten  Personen ;  dabei  wurde  beson- 
derer Wert  darauf  gelegt,  den  Hergang  des 
Unfalls,  die  Art  der  Verletzung  und  die 
Versclmldungsfrage  klarzustellen.  Während 
die  1887  er  Un falls tatistik  sich  nur  auf  die 
damals  bestehenden  62  gewerblichen  Benits- 
genossenscliaften  bezieht,  iirafasst  die  1897  er 
Unfallstatistik  sämtliche  65  gewerbliche 
Berufsgenossenschaften,  die  13  Versiclierungs- 
anstalten  der  Bau  -  Berufsgenossenschaften 
und  3r>4  Ausführungsbehörden  und  verwertet 
für  die  Verhältnisberechnungen  auch  die 
Zahl  der  »Vollarbeiters  (zu  300  Arbeits- 
tagen); auch  sind  die  Tabellen  einerseits 
nach  Beicha-Q-ebietsteilen,  andererseits  nach 


wesentlichen  zu  folgenden  Feststellungen. 
Was  zunächst  die  Unfallhäufigkeit 
betrifft,  80  lassen  schon  die  alljähr liehen 
Rechnungsergebnisse  der  Beruf^nossen- 
schaften  eine  fortgesetzte  Zunahme  der  ge- 
werblichen Betriebsunfälle  erkennen  denn 
vom  Anfangsjahr  der  Unfall  versicKerung 
(1886)  ab  beträgt  die  Zahl  der  Verletzten 
auf  1000  versicherte  Personen  für  die  ein- 
zelnen Jahre:  2,80;  4,14;  4^5;  4,71;  r>,36; 
.5,55;  5,64;  6,03;  6,25;  6,24;  6,72;  6,91; 
7,11  und  7,39  (für  1899),  Diese  (keines- 
wegs in  Deutschland  allein  hervorgetretene) 
Erscheinung  wird,  neben  der  durch  die 
Un  fall  versieben  mgsgesetze  verschärften  Un- 
fallmeldekontrolle und  erleichterte«  Rechts- 
verfolgung  von  Entschädigungsansprüchen, 
im  wesentlichen  auf  die  (gerade  für  Deutsch- 
im  verflossenen  Zeitraum  besonders  hervor- 
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I.  Anzahl  der  darchschnittlich  veraicherteu  Personen  und  ZaU  der  gemeldeten  nul 


- — 

Gesamt-Ei^bnie 

Auf  1000  Ver- 

HicherU  koin- 

UnfSlle 

sidierte  kom- 

Ver- 

Bicberte 

men  Unfälle 

Ver- 
Bicherte 

tuen  Unfälle 

fremeldete 

schädigte 

mel- 
dete 

schi- 
dlgte 

gemeldete 

schSdigtt 

dMe 

digte 

1  ;    2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

1886 

34,06 

2,8-( 

82596 

23,78 

2,80 

1887 

3861  5& 

105897 

15970 

37,42 

10343  67E 

137447 

31  057 

13,29 

2,04 

433066; 

.21  164 

28,04 

4.35 

1889 

139549 

22340 

29,42 

136197SC 

198706 

41420 

14,59 

3,04 

4  926  67s 

.49188 

26403 

10,2a 

5,36 

1891 

.8015186 

i>,^8 

2,80 

161674 

28  289 

1892     18014  2B0 

234  726 

54827 

165003 

28619 

32,49 

5,64 

262  339 

61874 

14,48 

3,41 

516897; 

3'  '71 

35,23 

6,01 

18941  18.917« 

280  842 

68677 

1,78 

32797 

36,37 

6,25 

307  833 

74467 

16,74 

4,0s 

5  409  218 

205  019 

33728 

37,90 

6,34 

'S^,'359'447S 

2  023  829 

431490 

14.89 

3,>7 

47318578 

1  502  954 

247849 

31,76 

SM 

1896 

85272 

4,84 

38538 

6,72 

1H97 

17947445 

379  367 

91  '71 

21,29 

S,o« 

604z  61  { 

252  382 

41746 

41,77 

6,91 

1898 

18 346  011 

404836 

96774 

22,19 

5,30 

631683^ 

270907 

44881 

42,89 

7,11 

1899 

18604124 

440432 

104  811 

23,84 

S.63 

6658571 

298918 

49  175 

44,89 

7.39 

*)  Ohne  die  Versiehe mugsonstalten,   da  die   Anzahl  der  bei  ihnen   versicherten  Personen 


II.  Folge 

n  der  ÜnfallverletBUngen 

Gesamt-Ergebni« 

Gewerbliche 

Jenifsgen 

0  Mensch 
rwerbs- 

aften 

Jahr 

3«! 

tot 

dauernd  erwerbs- 
unfähig 

«: 

tll 

dnnemd  e 
una 

l-sl 

I^ä 

völlig 

teU- 
weise 

S^' 

vöUig 

weise 

nt 

1 

2 

8 

4 

6 

« 

' 

8 

» 

10 

11 

1886 

2,83 

0,73 

0,48 

1,06 

0,56 

2,SO 

0,70 

0,44 

',09 

0,57 

4,15 

0,77 

o,S3 

2,04 

0.35 

0,31 

1,07 

0,41 

4,35 

0,43 

*,38 

Oi44 

0,20 

0,74 

0,73 

0,38 

3,27 

0.98 

0,35 

0,14 

1,54 

0,77 

5,5S 

0,71 

0,32 

3,42 

3,04 

0.3a 

0,15 

1,69 

5.64 

0,65 

0,30 

3,55 

1,14 

3:78 

'« 

0,16 

^.82 

4,05 

0,35 

0,09 

2,30 

1,41 

6,« 

0,67 

0,15 

3,57 

1.85 

1886- 
1895 

3,17 

0.33 

0,17     t      1,74 

0,88 

.« 

0,70 

o,3S 

3,08    1     1,U 

1696 

4,84 

0,39 

0,09              2,53 

1,84 

6,72 

0,71 

0,10        3,5  j 

2,38 

5,08 

6,91 

0,70 

5,3° 

0,43 

0.06              2,63 

2,19 

7,11 

0,73 

2,75 

5,63 

0,43 

0,07 

2,75 

2,38 

7,39 

0,72 

0,09 

3,58 

3,00 

äayGoOl^lc 


UDfaUetatiEtik 


enta;h&digt«n  UnSlle  bei  den  BernfsgenosgenBcbaftea '}  und  AusfUhrnnKabehürden 


Laudwirtscliaitliche  Beruf sg'eDOssenachafteD 

LÄütlOOOVer- 

UnfäUe  sicherte  kom- 

Ter-  I  men  Unfälle 

sicherte  i    ^^      j^. 

«'"■■'■•",  «Mete  I  d"l-     dig. 


Ausf  ä  h  ningal)  eh  Srden 


Auf  1000  Ver- 
I  sicherte  kom- 

I  men  Unfälle 


««-»«Wete  ^^^^^ 


( 

11189071!    91099  I   42934  !  8,14  '3,84  I   681439'   24970       3800 
111890711    98363 1   45438     8,79  .4,06      715758    28633 

11189071]  103159  47683  ]  9,22  I  4,a6  I  740108;  30760 
IH890711  107861  ]  51387  19,64  14,58  I  756482'  33653 
nicht  feststeht    *)  Wegen  der  Zahlen  ia  Spnlte  12  vngl.  Note  3  zu  Tabelle  III. 


16,64 

'•M 

39.99 

41,56 

5.69 

44,51 

5.7S 

(auf  1000  Versicherte  berechnet). 




tit 

tot 

dauernd  erwerbs- 

nDffihig 

fit 

tot 

dauernd  erwerbs- 
unfähig 

"" 

m 

^^^^   wIL 

tl^ 

^11 

völlig 

teU- 
weise 

H' 

12 

13 

14      1      15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

_ 

3,24 

1,17 

0,91 

0,73 

044 

1886 

0,14 

0,06 

o,ci 

0,03 

0,04 

3,23 

0,78 

0,61 

1,39 

0,55 

0,83 

0,33 

0,39 

'.63 

0,80 

0,23 

0,0s 

0,67 

4,04 

1,33 

0,80 

0,18 

0,73 

o,83 

0,83 

0,06 

0,90 

0,77 

4,60 

0,78 

0,54 

2,33 

0,95 

0,18 

0,06 

0,78 

1,06 

1893 

2,64 

0,18 

0,04 

1,40 

1,03 

0,84 

3,65 

',>■; 

3,04 

•,04 

',59 

',n 

4,86 

0,69 

0,46 

*,44 

1,37 

1,9a 

o.>7 

0,05 

0,96 

0,74 

«8 

0,83 

0.59 

2,05 

0,91 

1886- 
1895 

3,84 

0,06 

1,58 

^.58 

0,86 

2,79 

1,48 

1896 

4,06 

0,05     i     3,08 

'ji 

5,57 

0,78 

0,40 

2,78 

4,26 

5,69 

0,86 

4,58 

0,33 

0,04 

3,36 

a,05 

5,7S 

0,82 

0,36 

3,76 

1,80 

,.,^^IC 


in.  Ursachen  und  Folgei 
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« 
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107  OZ9 

30 1S6 '  1 1 320 

161 

17'8 

U- 

681439 

17119 

3  735     53 

94 

37I        6 

544 

41 

637,       4S6 

Zusammen 

17605190 

2S82S3 

71 148  {13  605 
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4  395 

35 
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756482 

24982 

4245 

93 
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18604124 

437  8S4 

86030 

16359 

3049 

608 

106036 

5,63 

15094 

308 

596 

2115 

■  25.6 

33  70! 

')  Bezüglich  der  einzelnen  Jahre  des  ersten  Jahrzehnts  (1886—1895)  s.  die  1.  Auflage,  2. 
Reichs- Versicherungsam  ts. 

*)  Während  im  flbri^en   die  Eintragungen  fOr  die  gewerblichen  Bemfsgenossenschaften 

in  Spalte  2  anter  a  die  bei  den  Versicherungsanstalten  versicherten  Personen,  da  deren  Anzahl 
nicht  anf  die  Versieb eningsanstalten  beziehenden  L'nfälle  auf  das  Tausend  berechnet. 

')  Die  eingeklammerten  Zahlen  in  Spalte  2  bemheo  auf  Schätzangen  (vgl.  die  „Vorbe 
nosaenscbafteh  in  den  Amtlichen  Xachrichten  des  Reichs- Versicherungsamt». 


»Google 


welche  En 

CschKdigangen  feetgeatellt  worden  sin 

d) 

Zahl 

„ 

Jahres  hin 

Engekommene  Fälle 

B 

S 

s 

S 

ÄÜ 

aller  Ver- 

■s 

^ 

f 

Sa 

letzten, 

-w 

*3 

1 

0« 

Vor- 

«kr welche 

Sa 

u 

£2 

P2 

:j 

Dauernde 

Za 

hl 

des  Rech- 

s 

e< 

"S 

51 

E        ba 

gehen. 

der  entschadignngeberech- 

iaWTn. 

t' 

l1 

.h 

de  Br- 

tigten  EinteibHebenen  der 

fall- 

< 

jT^ 

a 

1 

nnftthigkeit 

werba- 
un- 

»hig- 

Getöteten  (Sp. 

24)        '  anzeigen 
erstattet 
wurden 

;gt> 

1 

|1 

Eh 

i 

1 

il 

ll 

voiu«.    -i^^ 

keit 

wen     "'"''" 

1           |S 

n  1  18 

19  ] 20  j   21  ■   22 

28 

a4 

25    1     26 

27 

31     1       32       1  33 

3806« 

32339 

33821 

16764 

148480 

54623 

21555 

46953 

1839 

70347 

is's^Hlsije 

219 

35287 

■4  394 

4071 

76745 

61819 

8993 

15780 

ii;i 

357617 

4.30 

11 

387 

4  567 

4522 

3197 

11045 

4890 

3441 

10332 

_i  63^258 
2035879 

30,2b 

1*9  573 

62193 

52737 

24032 

239370 

lai  332 

33989 

69357 

2419 

105  765 

- 

,88. 

2419 

I   134 

4V> 

494 

2  811 

2l6l 

4152 

618 

20860 

14039 

2637 

5  793 

185 

8605 

23s  720 

40,69 

»979 

7260 

41 

1° 

5  756'3  687 

3706 

2361 

631 

17726 

I46Ö 

2609 

2C 

4104 

91099 

8,14 

•34 

91 

-115 
:9M 

55 
5'S 

27     449 

306 

1900 

looE 

413 

792 

40 

24970 

!«i 

9770 

6277 

6969 

6351 

7  loi 

1547 

44982 

32773 

450s 

9194 

154 

13953 

351789 

19,98 

533a 

MOS 

1  IIO 

<;26 

491 

1123 

2i<;8 

4381 

680 

31836 

16004 

2781 

5  954 

202 

8937 

25s  152 

41,77 

J17» 

41 

,091 

19160 

283s 

4472 

98363 

8.79 

«s 

U4 

903 

45 

3* 

411 

462 

56. 

1982 

1  16t 

413 

786 

36 

1235 

28673 

39,99 

9941 

2453 

59» 

6606 

7265 

6623 

7  4'6 

'507 

47078 

3632s 

4802 

9  575 

267 

14644 

382 117  21.29 

5  577 

»455 

ni6 

SOI 

58313  »90 

3510 

4  749 

S68 

22940 

17873 

3  008  l  6  830 

202 

10040 

273603 

42.89 

ISO, 

7  Mb 

6c 

>6qi 

3B31 

33366 

21387 

3^ 

655 

>J4 

I031 

35 

446 

495 

637 

23? 

2050 

1384 

436 1      8zo 

67 

1323 

30760 

41.50 

10036 

10475 

3827 

570 

7  256  7  676 

6836 

7984 

1  139 

48356 

40S44 

5096 

10601 

307 

16004 

407  522 

22,19 

6j„ 

3  8^7 

1992 

623 

634  3  781 

2TIS 

4897 

610 

24  435 

20458 

3134 

6903 

219 

10256 

301799 

44,89 

8771 

26 

70894193 

4299 

2608 

1607 

2914 

it 

107861 

9,64 

60, 

ISO 

1071 

54 

«5     549 

^66 

619 

276 

2090 

1364 

424 

795 

54 

1283 

33653 

44,51 

'0555 

11764 

3116 

702 

7748 

8423 

7580 

8124 

1326 

$■838 

44748 

S.65 

10622 

289 

16076 

443313 

23,84 

Snppl.-Bd.  dieses  Werkes  S.900ff.,  bezw.l.  Beiheft  zum  Jahrg.  1900  der  Amtlichen  Nachrichtendes 

(a)  sich  an£  die  13  Versichemngaanstalten  der  Ban-BeruFsgeiiossenBc haften  mit  erstrecken,   sind 
nicht  feststeht,  nicht  berückaichtigt ;  deahalb  aiud  auch  in  Spalten  9  nnd  33  bei  a  nar  die  sich 

merknng"  nnter  Z.  2  t\i  den  alljährlich  veröffentlichten  Bechnungsergebnissen  der  Bernfsge- 


ly  Google 


Nach  den  Eechnnn^sergebniBsen 


ÄbgeacUoMene  Benrteiliuifr 


Zahl  der  Verletzten,  fOr  welche  im  Kechmmgsjahr  entratilig'  Entschtldigaiigeii  festgestellt 
worden  sind,  nach  den  Dnfallfol^n 


aof  100  Verletzte 

auf  100  Verietzte 

Jahr 

Tod 

daneruüe  Erwerbs- 
onElOiiKkeit 

TüUige    ,  teilweise 

vorüber- 
gehende 
Erwerbe- 
nnfahig- 
kdt 

Tod 

dauernde  Erwerbs- 
nnfttbigkeit 

vOUigre    '  teUweiM 

vorttber- 
gehende 
Brwerbs- 

nnfahig- 
keit 

1891 
1892 
1893 
1894 


24,91 
I5,6S 


a)  Gewerbliche  Berufsgenossenschaft^n 


61,79 
63,07 
63,33 


b]  Landwirtschaftliche  Bernfsgeuossenscbaflen 


20,29 

25,89 

3,50 

39,6s 

46,98 

19,72 

ifilöS 

3,a5 

50,67 

.8,89 

14,Z2 

2,30 

55,63 

13,39 

56,20 

20,20 

",05 

56,28 

20,74 

13,24 

2,01 

5 ',54 

=5,85 

11,04 

■,85 

51,8. 

43,81 

5,32 

22,28 

28,59 

20,63 

3,92 

40,16 

14,93    ■ 

3,48 

42,98 

38,61 

45,83 

39,7a 

47,40 

40,50 

6,96 

1,72 

52,89 

38,43 

S'.i7     I 


43,59 

45.34 
49,19 

52,45 


16,87 

37,58 

36,83 

4,64 

38.84      1 

19,12 

18,51 

49,48 

i2,89 

20,13 

4,07 

46,28 

17,39 

"o,43 

52,26 

19,92 

"8,50 

3.95 

49.09     ! 

16,73 
14,38 

9,25 

52,61 

6,44 

54,49 

24,67 

15,03 

2,76 

52,11     1 

54,87 

10,62 

4,79 

55,69 

28,90 

2,36 

54,37 

58,46 

2,08 

9,14 

2,56 

56,72 

31,58 

9,53 

2,00 

50,67 

30,96 
30,42 
29,40 

27^85 
28,35 

29,55 


29^5» 
28,46 
29,33 
30,10 
3>,35 
32,11 
35,66 


Gefahren  (intensiver  Betrieb,  HeraDziehung 
»och  ungeschälter  Arbeitskräfte,  neue  und  ge- 
RUirliche  Betriebsarten  etc.)  sich  durch 
entspiecheiide  Unfall verhOtungsmassnahmen 
keineswegs  sogleich  und  durchweg  paraly- 
sieren lassen  (vgl.  hierzu :  »Die  Arbeiterver- 
sicherung im  Auslande«,  Berlin  IflOO,  Heft 
IV,  S.  41,  VI.  S.  17,  VII.  S.  29). 

Bezüglich  der  Örtlichen  Verteilung 
der  entschädigungspflichtigen  (am  Sitze  des 
Betriebes  gezahlten)  Unfälle  ei^ebt  die 
1897  er  Statistik  {für  die  Benifsgenossen- 
Schäften),  dass  auf  lOü  ukm  Hoden- 
flSche  berechnet  gr'iBssUla tische  Bezirke 
wie  Berlin  und  Hamburg  die  höchsten,  vor- 
wiegend ISndUche  Bezirke  dagegen  wie  die 
Begier uDgsbezirke  QnmbinncQ  und  Marien- 
werder die  niedrigsten  Unfall  Ziffern  ergeben, 
während  die  Berechnung  auf  WX)  Voll-. 


arbeiter  gerade  das  umgekehrte  Ei-gebnis 
liefert :  in  elfterer  Beziehung  stehen  sicli  bei 
dem  allgemeinen  Durchschnitt  von  7,93  Ver- 
letzten auf  je  100  qkm  des  Deutschen  Reichs 
BerUn,Hambure  mit  ;!427j90' 228,21  und 
Marie nwerder'öumbinnen  mit  l,i>l  1,64  l'n- 
fällen  auf  100  qkm  gegenüber,  ■wog^:en  bei 
dem  allgemeinen  Durchschnitt  von  b,20 
Verletzten  auf  IO<X)  Vollarbeiter  Berlin 
diesen  Durchschnitt  kaum  flberechreitet  (8,06), 
Gumbinnea  gerade  das  Doppelte  aufweist 
und  beispiele weise  Nieder-Bavem  nur  drei- 
mal höhere  DnfaUziffem  als  ^as  industrielle 
Königi-eicli  Sachsen  (18,99  :  6,36)  zeigt. 

Die  Verteilung  der  Unfälle  auf  die 
Betriebe  ergiebt  für  die  gesamten  Berufs- 
genossenschaften ebenfalls  eine  Steigerung, 
da  von  100  Betrieben  1S!:*7  niu:  3,20, 
1897     aber    .'i,32    von    Unfällen  ■  betroffen 


■'»'^ 


Unfallstatistik 


waren,  30  dass  in  dem  zetiDJähriKea  Zeit- 
ranm  nicht  mir,  wie  oben  dargdegt,  die 
T'nfallzahlen  gestiegen,  soDdem  diese  ver- 
mehrten Unfflüe  auch  einen  grBeseren  Teil 
der  Betriebe  als  im  Jahr  1887  betroffen 
haben.  Die  sogenannlen  MaBsenunfalle 
treten  dabei  ganz  znrOcit,  da  im  Jahr  1897 
von  in^eBanit  45444  Unföllen  mit  45971 
Verletzten  (44083  Mfcioem  nnd  1888  Frauen) 
nur  338  Unfälle  oder  0,74%  aUer  entschfidi- 
mingspflichtigen  Unfälle  mehrere  Personen 
betroffen  hatten;  die  höchsten  Prozentsätze 
zeigen  die  Seeschiffahrt  (4,82),  die  Staats- 
betriebe für  Schiffahrt  etc.  (1,79),  der  Berg- 
ba»i  (1,70)  und  die  Chemie  (1,43).  Je  1 
solcher  Unfall  betraf  bei  der  See-Berufsge- 
nossenscbaft  28,  bei  der  BenifsgenoBsenschaft 
der  chemischen  Industrie  12  imd  bei  der 
Knappschafts  -  Berufagenossen  Schaft  10  Per- 
sonen. Von  den  einzelnen  Betriebsgruppen 
haben,  auf  1000  Vollarbeiter  beredinet,  die 
höchsten  Unfallziffem  Spedition,  Lagerei  nnd 
Fuhrwesen  (14,15),  Bei^baii  (12,00)  und 
Stein brüche  (11,94),  die  niedngsten  aber 
Textilindustrie  (3,25),  Nahrungsmittel,  Flei- 
scherei und  Tabak  (3,12)  und  Leder-  und  Be- 
kleidungsindustrie (3,07),  während  der  Durch- 
schnitt fflr  die  gesamte  Unfallversicherung 
tf.OS  (Berulsgenossen  schaffen  8,20  und  Aus- 
fOhrungabehörden  6,79)  beträgt.  Auch  bei 
den  einzelnen  Benif^enossen schaffen  stehen 
net>en  der  Müllerei-Berufsgenossenschaft 
(13,51)  die  Fuhrwerks-Berufsgenossenschaft 
(16,97),  Speditions-,  Speicherei- und  Kellerei- 
Benifsgenoseenschaft  (12,36),  Enappschafts- 
Beru^enoB6enschaft(12,09)  und Steinb^uch8- 
Beruf£^no88enBchatt(ll,94)  obenan,  wogegen 
die  Bekleidungsindustrie  -  Beruf sgenossen- 
schaft  (2,18),  Seiden  -  Berufsgen oasenschaft 
(1,26)  und  Tabaks-Berufsgenossen Schaft  (0,42) 
die  geringsten  Unfallziffem  aufweisen.  Im  all- 
gemein«! lässt  diese  zum  ersten  Mal  auf 
1000  Vollarbeiter  berechnete  Statistik  er- 
kennen, dass  die  vorwiegend  mit  mechani- 
schen Vorgängen  sich  befassenden  Betriebe 
(Fiihrwerkerei,  Müllerei,  Spedition  und  Spei- 
cherei) in  der  Unfallhänfigkeit  die  unter- 
irdisch sich  vollziehenden  und  mit  elemen- 
taren Gefahren  verknüpften  Betriebe  (Berg- 
bau und  Steinbrüche  bezw.  Schiffahrt)  über- 
treffen und  dass  gerade  Maschinenbetriebe 
(Eisen-  und  Stahlindustrie  mit  8,92),  nur 
eine  mittlere  Unfallhäufigkeit  aufweisen. 

Hinsichtlich  der  Folgen  der  Unfälle 
zeigen  (auf  100  Voliarbeiter)  die  meisten 
tödlichen  Unfälle  Binnenschiffahrt  (2,99), 
Seeschiffahrt  (2.77),  Bergbau  (2,06),  Stein- 
brüche (1.7'i),  Spedition  et&  (1,75)  dagegen 
die  wenigsten  Feinmechanik  etc.  (0,14),  Textil- 
industrie (0,14)  und  Nahnmgsmittelindustrie 
|iM3). 

Bezflglich  der  Verteilung  der  Unfeile  auf 
die  einzelneu  Monate,  Wochentage  und 


Tagesstunden  ergeben  die  VerbSltnisbe- 
recimungen  bei  der  Annahme,  dass  auf  1 
Tag  bezw,  auf  3  Stunden  im  Dnrclischnitt 
des  ganzen  Jattres  ein  Unfall  enthält,  für 
die  gewerblichen  Bemfsgenossenschaiten  und 
Versicherungsanstalten  der  Hauptsache  nach 


1887 

1897 

1887  \  1897 

0,« 

luii 

1,081  1,10 

Febmar 

oof 

ofli 

Äugnst 

I1O4     1,05 

März 

0,«. 

O.qo 

äeptember 

i;o6!  .;.o 

r' 

o,oi 

r>,qo 

■  ,00 

S'orember 

i;o8:  i'ps 

Juni 

0,9? 

1,01 

Dezember 

0,95 1 0,96 

Sonntag 

0,1s 

Donnerstag 

Montag 

i,ai 

i,i»> 

Mittwoch 

",'5 

..- 

Vonnittag 

.Vachmittftg 

12-3 

0,17 

0,0 

12-3 

3-6 

0,1  K 

3-8 

6-9 

in*) 

[  II 

6-9 

9—12 

a.»i 

«,37 

9-12 

0,1 8 

0,17 

Nach  der  Art  der  Verletzungen 
ergiebt  sich  folgende  Verteilung  der  Unfälle : 
Verbrennungen,  VerbrilhuBg,  | 

Aetzung Si33|  3,74 

Wunden ,     Qaet^chaugen.Knochen-  | 

brüche 9z,93  94,4^ 

Ersticknngen 0,71!  0,47 

Ertrinken 0,9z    0,83 

Sonstige  tödliche  Verletzniigen     .      o.iil  0,50 


Den  »Betriebseinrichtungen  und 

Vorgängen,  bei  welchen  sich  entschä- 
digungspflichtige Unfälle  ereigneten  ,•  wird 
in  beiden  Statistiken  eine  ganz  besondere 
Aufmerksamkeit  gewidmet,  weil  solche  Fest- 
stellungen für  den  weiteren  Ausbau  der 
Unfallverhütung  von  grösster  Wichtig- 
keit sind.  In  ausführlichen  Tabellen  wim 
für  die  gesamte  gewerbliche  Unfallversiche- 
rung, für  die  verschiedenen  Berufsgnippen 
und  für  die  einzelnen  Versicheningsträger 
die  Verteilung  der  Unfälle  auf  die  in  16 
Gruppen  und  83  Unterabteilungen  geglie- 
derten Betriebsein  riehtun  gen  etc.  gegeben 
und  in  dem  beigefügten  Text  eingehend 
erläutert,  um  die  Unfallgcfährlichkeit  der 
einzelnen  Maschinen gattungen  und  sonstigen 
Betriebseinrichlungen  klarzusteUen  und  An- 
haltspunkte für  sachgemässe  Vorbeugungs- 
massnahmen  zu  bieten.  Auch  hier  eigiebt 
sich  die  schon  oben  erwähnte  Thatsache, 
dass  die  Maschinenunfälle  keineswegs 
die  zahlreichsten  und  gefährlichsten  sind,  da 
sie  bei  der  gesamten  Unfall  versichemng 
18871897  nur  26.84  34,76  »/o  alier  Unfälle 
und  nur  15.8/  14,07  ''.0  der  tödlichen  Unfälle 
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ausmacJitea;  die  tMlicfaen  MaschineniinfäUe 
sind  sogar  seit  1887  im  "Verhältnis  zu  den  ge- 
samtenTJofällen  von  2,94  auf  1,51  und  imVer- 
hJÜtnis  zu  den  Maschinen  Unfällen  von  10,94 
auf  6,08 *'o  zurückgegaDgen  —ein  Ergebnis, 
welches  in  erster  Linie  auf  die  bessere 
Durchführung  der  Unfallverhütung  zurück- 
geführt wird  iiod  auf  die  Wichtigkeit  dieser 
deutUch  hinweist.  Nach  den  verschiedenen 
Gruppen  der  Maschinen  entfallen  auf: 


■  1887  '  1897  I    1887     1897 


ArbeilBmoschinen  65i39  70,'6 

EelNniaBchineit    .  [30,97119,63 

Transmissioneii    .  ;    8,601    6,38 

Motoren  .    .    .    .  I    5,041   3.^4 


Die  durch  andere  Betriebseinrichtungen  (als 
Maschinen)  veranlassten  UnRlUe  sind  gegen 
1887  insgesamt  von  73,16  auf  75.24*'o  ge- 
stiegen, dagegen  hinsichtlich  des  tödlichen 
Verlaufs  von  21,29  auf  12j22'*'o  zurückge- 
gangen, so  dass  auch  hienn  die  Wirkung 
der  besseren  Unfallverhütung  zur  Erschei- 
nung kommt 

Eine  landwirtschaftliche  Unfall- 
Statistik  wurde  zum  ersten  Mai  ftlr  das  Jahr 
1891  durch  Bundschreiben  des  Reichs -Vcr- 
sicherungsamts  v.  31.  Juli.  14.  November  1891 
(Ämtl.  Nachr.  1891 S.  3üi;;J52)  veranlasst,  nach 
gleichen  Grundsätzen  wie  die  gewerbliche 
Unfallversicherung  durchgeführt  und  unter 
Hinweis  auf  die  Notwendigkeit,  auch  hier  der 
erheblichen  UnfaUgefährlichkeit  der  Betriebe 
diurch  sachgemässe  Unfallverhütung  zu  be- 
gegnen, mittelst  Rundschreibens  vom  :^0.  Sept. 
1S93  veröffentlicht  {Ämtl.  Nachr.  1893  S. 
231  ff.).  Im  ganzen  wurden  19918  Zählkarten 
bei  48  Berufsgenossenschaften  mit  477(i  520 
Betriebenund  12289415  versicherten  Pei-sonen 
und  50  ländlichen  Äusfühnmgsbchörden  mit 
218.'i8öVersichertenjal8oinsgesamtl2,"»(J8001 
Versicherten  bearbeitet  Von  den  19892  T^n- 
fällen  (mit  19918  Verletzten)  betrafen  4329 
--  21,73",!)  weibliche  Personen;  2236  Un- 
fälle (11,23  "o)  hatten  den  Tod,  685  (3,440,'«; 
dauernd  völlige,  OIOS  (45,73".«)  dauernd  teil- 
weise und  7863  (39,6ü",o)  voriltergehende 
Erwerbsunfähigkeit  zur  Folge;  durch  Ma- 
schinen waren  2783  (13,97  "  11)  Unfälle  (dar- 
unter 139  ^^=  4,99 "g  mit  tödlichem  Aus- 
gang), durch  andere  Ursachen  17 135  (86,03 "  0 
l'nfäUe  (darunter  2iJ»8  ^  12,24 ".'0  mit  töd- 
lichem Ausgang)  veranlasst.  Die  Ursachen 
vieler  und  schwerer  Unfälle  wurden  neben 
mangelhafter  Arbeitsbeauffichtigung  insbe- 
sondere auf  Un Vollkommenheiten  und  Mängel 
der  läutUtclieu  Betriebsstätten  (Böiicn,  Spei- 


cher, Scheunen  et«.),  Wege  und  Arbeitsmittel 
zurückgeführt,  so  dass  der  Einführung  ge- 
ordneterer Verhältnisse  und  wirksamer  Sdiutz- 
vorkehrungen  hier  noch  ein  weites  Feld 
offen  stand.  Ob  und  welche  Fortschritte 
nach  dieser  Richtung  inzwischen  gemacht 
worden  sind,  wird  erst  der  Abschliise  der 
durch  Rundschreiben  des  Reichs -Versiche- 
rungsamts vom  3.  Januar  1901  eingeleiteten 
Unfallstatistik  für  das  Jahr  1901  ergeben 
(Amtl.  Nachr.  1901  S.  166). 

Wieviel  auf  dem  Gebiet  der  Unfall- 
verhütung von  der  Einwirkimg  der  Be- 
teiligten selbst  abhängt,  lässt  sich  daraus  ei^ 
sehen,  dass  nach  den  vorbeaprochenea 
Statistiken  von  alten  entschädigungspflich- 
tigen Unfällen  (abiüglich  der  imaufgeklärten 
F&Ue): 


auf  Verschnlden 


Gewerbe 
1887    189i 


der  Unternehmer 
der  Arbeiter   .    . 

beider  Teile    .    . 


also  die  grikssere  Hälf- 
te aller  Uufölle    . 

Ruf  Verschnlden  der 
Beteiligten,  nnd 
nur  die  kleinere 
HfUft« 


»4,99''/« 
a3,39'',o 


55,0457,18'       66,99% 


44,96|4»,: 


33,01 


auf  unvermeidliche  Betriebsgefahren  und 
andere  Ursachen   zurückzuführen  waren. 

Besondere  Unfallverhütungs-Vor- 
schriften haben  bisher  von  den  05  ge- 
werblichen Beruf sgenoasenschaften  60,  von 
den  48  landwirtsc^ftlichen  Berufsgenossen- 
sühaften  niu-  8  eingeführt.  Vgl.  auch  die 
vom  Beichs-VersidierUngsamt  im  Einverneh- 
men mit  den  Benifsgenossenschaften  etc.  zu- 
sammengestellte n  °  Normal  unfallverhütungs- 
vorschriften  für  gewerbliche  bezw.  land-  und 
foretwirtschaftliche  Betriebet,  AmtlicheKach- 
richten  1896  S.  431  bezw.  1895  S.  199  ff., 
welche  entsprechende  Anhaltsptmkte  zur 
Aufstellung  von  Unfall  Verhütungsvorschriften 
bieten  sollen,  sowie  die  vom  Verband  der 
Deutschen  Berufsgenossenschaften  (Berlin 
190U)  herausgegebene  ^Systemaüsclie  l'eber- 
sicht  der  von  den  gewerblichen  Berufs- 
genossenschaften des  Deutschen  Reichs 
erlassenen  U  nfallverhOtungs  Vorschriften '. , 
welche  auf  Grund  der  bisherigen  Erfalirungeu 
den  gegenwärtigen  Stand  der  Unfallverhü- 
tungstei'hnik  darstellt. 

Nach  den  Zusammenstellungen  in  dem 
(z,  Z.  noch  unter  der  Pi-esae  befindlichen) 
2.  Beiheft  zum  Jahrgang  19<J0  der  Amtl. 
Nachr.   des  R.V.A.  (Gcwerbl.  Unfallstatistik 


"'S'^ 


ünfallstatiBtik 


271 


1897,  2.  Teil)  verteilen  sich  die  Uoffllle  der 
geeamten  gewerblichen  Unfall versichening 
(BerufsgenossenBohaften ,  VersicheniagBan- 
stalten,  ÄusfOhrungsbehOrdeo)  tuQsichÜich 
des  Verschuldens  nach  ihrer  Zahl  und 
Belastung  (durch  die  dafflr  gezahlten  Ent- 
Bchadi^ngeu)  in  Prozenten  (fflr  die  Be- 
lastung in  Klammer)  vie  folgt :  Unternehmer 
16^1  (16,77),  Arbeiter  29,^  (27,52),  beide 
Teile  9,94  (10,28),  zuBammen  56,64  (54,57), 
60  dass  nur  43,36  (45.43)  auf  unvermeidliche 
Betrieb^efahren  und  Bonstige  Ursachen  ent- 
ölen. Andererseits  madien  die  Jla- 
BchinenunfiÜle  kaum  Vi  (23,85''/o)  aller 
Betriebsunftlle  aus  und  haben  nur  'In 
(16,f(0'/o)  der  gesamten  Belastung  erfordert 
Vgl.  das  Nähere  a.  a.  0. 

8.  Gefahrentarifwesen  (§g  29  49 
G.U.V.G.,  §§  51,  52  L.U.V.Ö.,  §  13  B.U.V.Ö. 
§§  50  ff.  S.O.V.G.  nnd  Rundachr.  des  R.V.A. 
T.  4.  Juni  1887,  21,  März  1888,  20.  Juni  1889 
Hod  18.  Mai  1896,  Amtl.  Nachr.  1887  S.153, 
1888  S.  199,  1889  S.  331  und  1896  8.  276, 
bezw.  »Handbuch  der  Unfallversicherung», 
2.  Aufl.  S.  244  ff.,  Leipzig  1897,  und  »Das 
Gefahren tarifwasen  der  UnfaU Versicherung 
des  Deutschen  Keichs'i  von  Geh.  Eeg.  Rat 
Vwl.  Hartmann,  Berlin  1900,  Verlag  von 
Asher). 

Eine  Hauptaufgabe  der  Unfallstatistik  ist 
es,  für  eine  gerechte  Verteilung  der  Uofall- 
lasten  auf  die  Mitglieder  der  Berufagenossen- 1 
Schäften  den  richtigen  Maesstab  zu  liefern. 

Nach  den  Bestimmungen  des  Gewerbe- 1 
unfallversicheningsgeBetzes  (§  29)  sollen  die  , 
zur  Deckung  der  tntschadigungs-  imd  Ver- 
waltungskosten erforderlichen  Beitrage  auf 
die  Genossenschaftsmitglieder  nach  Mass- 
gabe der  in  ihren  Betrieben  von  den  Ver- 
sicherten verdienten  Löhne  (Gehalter)  so- 
wie der  statu tenmtlssigea  Gefahrentarite 
eirlich  umgelegt  werden.  Zu  diesem  Zweck 
t  jedes  Genossenechafts-  Mitglie<l  binnen 
6  Wochen  nach  Ablauf  des  Rechnungsjahrs 
dem  Genossen  Schafts  vorstand  eine  »Nach- 
weisung"  einzureichen,  welche  einerseits  die 
während  des  abgelaufenen  Rechnungsjahres 
im  Betriebe  beschäftigten  versicherten  Per- 
sonen mit  den  verdienten  bezw.  anrecbnungs- 
fiihigen  Lohnen,  andererseits  die  für  den 
Betrieb  be8timm.te  ■■  Gefahrenklasse«  ergeben 
muBB  (g  99).  In  eralerer  Beziehimg  kommen, 
entsprechend  dem  auf  das  Notwendige  ge- 
richteten Charakter  der  Zwangsversichcrung, 
LDhne  und  Gehalter,  welche  während  der 
Beitragsperiode  den  Jahresbetrag  von  1500 
Xarit  übersteigen,  mit  dem  überschlessenden 
Betrage  nur  zu  V»  in  Anrechnung  (sofern 
nicht  das  Statut  abweichende  Voi-schriften 
enthalt,  g  30),  während  die  hinter  dem  300- 
fachen  Betrag  des  ortsüblichen  Tageiohnos 
gewöhnUcher  erwachsener  Tagearbeiter  zu- 
rückbleibenden Löhne  mit  diesem  höheren 


Betrag  einzusetzen  sind  (g  10).  Für  die 
Gefahrenklassifikation  dagegen  ist  der  von 
der  Genossenschafts  Versammlung  aufzu- 
stellende und  vom  Reich  s-Veraicherungsamt 
zu  genehmigende  »Gefahrentarif«  mass- 
gebend, welcher  fOr  die  zm:  Genossenschaft 
gehörenden  Betriebe  je  nach  dem  Grade  der 
mit  denselben  verbundenen  Unfallgefahr  eut>- 
sprechende  Gefahrenklassen  und  fflr  diese 
den  Beitragsmassstab  (Gefahrenziffer)  festzu- 
setzen hat. 

Zuverlässige  Unterlagen  für  die  Auf- 
stellung eines  richtigen  Gefahrentarifs 
lassen  sich  naturgemäss  erst  im  Ijatife  der 
Zeit  durch  fortgesetzte  statistische  Aufzeich- 
nungen gewinnen,  welche  über  die  beiden 
Rechnungsfaktoren  (Arbeiterzahl  bezw,  Lohn- 
summe und  Unfallzahl  bezw.  Unfollkosten) 
in  den  einzelnen  Betrieben  und  Gewetbs- 
zweigen  genauen  Aufachluss  geben.  Bei 
Einf^rung  der  Unfallversicherung  musste 
man  sich,  in  Ermangelung  besserer  Unter- 
lagen, damit  begnügen,  die  ZtUii  der  in  den 
einzelnen  Betriebe!)  beschäftigten  ver- 
sicherten Personen  und  die  Zahl  der 
darin  vorgekommenen  entschädignngs- 
pflichtigcn  Unfälle  einander  gegen- 
überzustellen. Dabei  musste,  um  einen  ein- 
heitlichen Massstab  zu  gewinnen,  die  Zahl 
der  Arbeiter  auf  »Vollarbeiter»  (ä  800  Ar- 
beitstage KU  je  10  Arbeitsstunden)  zurück- 
geführt und  bei  der  Zahl  der  Unfälle  auch 
deren  Schwere  berücksichtigt  werden,  da 
z,  B.  2  H  a  1  b  tagsarbciter  nicht  das  doppelte 
Unfallrisiko  eines  Tagearbeiters  bieten  und 
ein  Unfall  mit  lebenslänglicher  Rente  un- 
gleich schwerer  wiegt  als  ein  Unfall  mit 
nur  vorübergehender  Rente.  In  letzter  Be- 
ziehung entnahm  man  aus  der  1881  er  Sondei"- 
statistik  (s.  oben  zu  I  1,  bezw.  Statistik  des 
Deutschen  Reichs,  Erete  Reihe,  Bd.  53,  Er- 
gänzungsheft), welche  die  Betriebsunfälle 
nach  ihren  Folgen  in  vier  (auch  bisher  fest- 
gehaltene) Gruppen  geteilt  hatte,  folgende 
Belastungsziffern :  a)  Tod  =  10,  b)  dauernd 
völlige  Erwerbsunfähigkeit  :=  30,  c)  dauernd 
teilweise  Erwerbsunfähigkeit  =  15,  d)  vor- 
übergehende Erwerbsunfähigkeit  _  1,  sodass 
■£.  B.  ein  tödhchor  Unfall  die  Benifsgenossen- 
schaft  zehnmal  so  schwer  belastet  wie  ein 
leichter  Unfall  mit  nur  vonibergehendcr  Er- 
werbsiuifähigkeit.  Unter  Benutzung  dieser 
Belastungszi  ff  er  u  ( L'n  fallgefahren- Verliäl  tn  is- 
ziffern)  konnte  daher  auf  Grund  der  von 
den  Beruf sgenossenschafteu  zu  führenden 
»Unfallvenseichnissci  (Schema:  Amtl.  Nachr. 
des  K.V.A.  1H89  S.  339)  unschwer  festge- 
stellt werden,  welches  Unfallrisiko  in 
den  einzelnen  Gewerbszweigen  durchschnift- 
.  lieh  auf  je  lOOü  Vollarbeitcr  entfiel,  da  die 
Summe  der  Produkte  aus  der  Zahl  der  Vei-- 
letzten  und  den  Belastungsziffern  die  ent- 
sprechende    »Gcfahrcnziffer^     erpebt. 
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Weon  £.  B.  in  einem  Gewerbszweig  mit 
8000  Vollarbeitera  18  UnfäUe  zu  a,  13  zu  b, 
y  zu  c  imd  7  zu  d  vollkommen  sind,  so 
sleJlt  sich  die  Unfailgefahrenziffer  auf; 
18X10  +  13X30  +  9X15  +  7X1^715 

flder    auf    1000    VoUarbeiter   =  ^"'" '  ***'^ 

d.  h.  89. 

Da  diese  Methode  immerhin  insofern  un- 
voUhammen  'war,  als  die  aus  der  1881  er  l'n- 
iall Statistik  abgeleiteten  Belastungsziffem  nnr 
dem  aUgemeinen  Dui-chschnitt  der  Gesarat- 
industrie,  aber  nicht  den  besonderen  Verhalt- 
nissen der  verschied  e  n  e  n  Berufsgenosse  nschaf- 
ten  entsprachen,  auch  die  Ermittelung  derVoll- 
arbeiterzahlen  in  manchen  Gewerbszweigen 
erheblichen  Schwierigkeiten  begegnete,  so 
ging  man  nacli  Ablauf  des  ersten  Jahrzehnts 
aer  Unfall veraichening  (Rnndschr.  des  R.V.A. 
V.  18.  Mai  1896  a.  a.  0.)  auf  Grund  des  in- 
zwischen bei  den  einzelnen  Berufsgenoseen- 
schaften  gewonnenen  statistischen  Materials 
dazu  über,  nicht  mehr  die  Zahlen  der  Ver- 
sicherten nnd  der  Unfälle,  sondern  die  Summen 
der  Löhne  (Gehälter)  und  der  Entschädi- 
gungen in  den  einzelnen  Qewerbs zweigen 
einander  gegenüberzustellen,  sei  es  dass  man 
fllr  die  ganze  rückliegende  Zeit  der  gesam- 
ten Lohnsumme  den  gestunten  Belastuoge- 
wert  (d.  h.  die  bis  daliin  gezahlten  Ent- 
schädigungen und  den  Kapitalwert  der  noch 
laufenden  Renten)  oder  einfach  nur  die  Ge- 
samtsumme der  gezahlten  Entscliädigungen 
(ohne  Kapitalisierung  der  Renten)  gegen- 
überstellte. Das  letztere  Verfahren  wurde 
seiner  Einfachheit  wegen  zur  allgemeinen 
Regel,  nachdem  verschievlene  'N  ergieiche 
beider  Methoden  eichen  hatten,  dass  sie 
bei  hinreichend  grossem  Beobachtungs- 
material (mindestens  ö  Millionen  Mark  Jah- 
reslöhne) zu  gleichen  Ei^bnissen  führen. 
Unter  Benutzung  der  jährlichen  »Lohnnach- 
■weisungen«  der  Betriebsunternehmer  und 
der  von  den  BenifsgenossenschaEten  im  In- 
teresse 0er  Unfallverhütung  geführten 
» Unfallzählkarten«  (Schema:  Amtl.  Nachr. 
des  B,VA.  1896  S.  279),  welche  unUr  fort- 
laufender Nummerfolge  je<lenentsehädigungs- 
iiflichtigen  Unfall  nach  Ort,  Zeit,  Ursache, 
Folgen  u.  s.  w.  statistisch  behandeln  imd 
<aut  der  Rückseite)  alle  gezahlten  Ent^ 
echädigun  gabeträge  angeben,  lässt  sich  da- 
her für  jeden  Gewerbszweig  leicht  fest- 
stellen, wie  viel  Entsehädigungskosten  auf 
1000  Mark  I<öhne  entfallen,  und  danach  die 
Gefallrenziffer  bestimmen.  Haben  z,  B.  die 
Oewerbszweige  A,  B,  C  für  die  Zeit  von 
]88r>— 1890  an  gezahlten  Löhnen  ISiXl, 
1000  und  500  Millionen  Mark  und  an  ge- 
zahlten Entschädigungen  '24.  20  und  4  Milli- 
onen Mark  aufzuweisen,  so  entfallen  auf 
IIKH)  Mark  I^hn  an  EntschMignngen : 
10,  20    und  8  Mk.  —  Zahlen,   welche  ohne 


weiteres  als  Gefahren  ziffem  Verwendung 
finden  könnten;  da  jedoch  in  der  Praxis 
sich  meist  Bruchteile  ergeben,  so  pfle^n 
die  Bemfsgenossenachaften  zur  Verein- 
fachung der  Berechnung  der  UmJagebeiträge 
diese  Ziffern  umzurechnen,  indem  für  einen 
Gewerbszweig  (mit  der  grösaten  Lohnsumme) 
eine  ninde  Zahl  angesetzt  und  die  anderen 
Ziffern  hiemach  reduziert  werden,  so  dass 
dann  erst  die  »reduzierten  CnfaUgefohren- 
ziffern«:  (nach  entsprechender  Afarundung) 
in  deu  Gefahrentarif  eingesetzt  werden. 

Auf  Grund  der  vorbezeichneten  Ermitte- 
lungen erfolgt  die  Aufstellung  des  Ge- 
fahrentarifs  derart,  dass  für  die  zur  Berufs- 
geuossenschaft  gehörenden  Gewerbszweige 
verschiedene  i Gefahrenklassen«  (Ä,  B,  C 
u.  s.  w.)  mit  steigenden  »Gefahrenziffem= 
(10,  20,  30  u.  s.  w.)  festgesetzt  werden,  in 
welche  die  einzelnen  Betriebe  nach  Mass- 
eabe  der  ermittelten  Uofallgefährlidikeit 
durch  die  Oi^ne  der  Berufsgenosse nsctiaften 
eingereiht  werden.  (Schema;  Amtl.  Nachr. 
des  H.V.A.,  1888,  S.  205.)  Da  die  im  Ge- 
fahrentarif festgesetzten  Gefahrenziffem  aus 
den  für  die  Gesamtheit  der  in  jedem  G&- 
werbszweig  vorhandenen  Betriebe  geltenden 
Zahlen  ermittelt  werden,  also  nur  Durch- 
schnittsverhältnisse betreffen,  soköu- 
nen  die  normalen  Gefohrenziffem  des 
Tarifs  unmittelbar  nur  auf  solche  Betriebe 
Anwendung  finden,  welche  (nach  MasBgabe 
der  von  den  Betriebsuntemehmem  auszu- 
fnUenden  »tVagebogem  oder  sonstigen  Fest- 
stellungen der  Bern fsgenossen Schäften)  »nor- 
male Betriebsverhältnisse«  imd  »regelrechte 
Einrichtungen«  (insbesondere  zur  Unfallver- 
hütung) aufweisen.  Ergehen  sich  für  ein- 
zelne Betriebe  Abweichungen  hiervon,  so 
kann  eine  der  erhöhten  oder  verminderten 
Gefahr  entsprechende  prozentuale  Erhöhung 
oder  Herabsetzung  der  normalen  Gefahren- 
ziffer vorgenommen  werden.  In  allen  Fällen 
darf  die  »Veranlagung«  der  Betriebe  (Ein- 
schätzung in  die  Gefahrenklassen),  gegen 
weiche  jedem  Betriebsunternehmer  die  Be- 
schwerde an  das  Reichs -Versicheningsamt 
offen  stecht,  nur  auf  sachliche,  äusscrlich  er- 
kennbare Merkmale  des  Betriebes,  nicht  anf 
Merkmale  persönlicher  Art  (wie  schlechte 
Aufsicht,  mangelndes  Interesse  für  Unfell- 
verhütimg,  Verstösse  gegen  die  Unfallver- 
hntungsv9rschriften  u.  s.  w.)  gegründet 
werden,  da  für  Fälle  der  letzteren  Art  das 
Gesetz  Miderweite  Handhaben  giebt  (s.  u., 
sowie  AmÜ.  Nachr,  des  H.V.A.  1898  S. 
262  Z.  171)8). 

Von  Zeit  zu  Zeit,  mindestens  alle  .'j  Jahre. 
hat  die  Benifsgenosseii  schaff,  um  den  in- 
zwischen etwa  verändei-ten  Verhältnissen 
Rechnmig  zu  tragen,  den  Üefahrentaiif  unter 
Berücksichtigung  der  in  den  einzelnen  Be- 
trielien    voi-gekommenen  Unfälle  einer  »Re- 
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rision«  zu  unterzielien,  deren  Ergebnisse 
der  GeuossensohaftsversammliiDg  zur  Be- 
Bchlussfatieunc:  über  die  Beibehaltunt^  oder 
AbSndpmng  der  bisb«igeu  Gefahrenk lassen 
oder  Gefahrenziffern  vorzulegen  sind;  ein 
80  revidierter  Gef^irentarif  iet  nut  den 
Statistischen  Unterlagen  (Unfall Verzeichnis) 
dem  Iteichs-Versicherungsarat  zur  Geneh- 
migung vorzule^n. 

Ä\ich  kann  die  Genog6eQseliaft&- Versamm- 
lung (§  49)  den  Unternehmern  nach  Mass- 
gabe der  in  ihren  Betrieben  vo«;ekommenen 
Unfälle  für  die  nächste  Feriode  Zuschläge 
auferlegen  oder  Kachlftsee  bewilligen  und 
damit  der  durch  subjektive  Betriebsmerk- 
male (s.  o)  sich  kennzeichnenden,  erhöhten 
oder  verminderten  Gefährlichkeit  einzelner 
Betriebe  Rechnung  tragen:  jedoch  dürfen 
derartige  Abweichungen  die  Differenz  zwi- 
schen der  ncoTnalen  Gefahren  Ziffer  des 
Tarifs  und  der  besonderen  Gefahren  zi  ff  er 
des  bet  reff endenBetriebes  nicht  überschreiten, 
da  sie  lediglich  den  Zweck  haben,  die  im 
Vei^leich  zur  th&tsächUchen  Unfallgefähr- 
lichkeit der  Betriebe  für  die  laufende  Tarif- 
periode zu  hoch  oder  zu  niedrig  gewesenen 
Beiträge  auszugleicben  nnd  so  etwaige  Un- 
billigkeiten des  Tarifs  zu  beheben. 

Arisserdem  kann  der  Genossen schaftsvor- 
stand  {§  112)  Betriebe,  deren  Unternehmer 
den  von  der  Beruf sgenossenschaft  erlassenen 
Un  fall  verbfitunes- Vorschriften  zuwider  haji- 
deln  (für  je  em  Rechnungsjahr  bezw.  bis 
zur  Abstellung  da-  Al^gel),  in  eine  höhere 
Gefahrenklasse  einschätzen  oder,  falls  sie 
«ich  bereits  in  der  höchsten  Gefahrenklasse 
befinden,  mit  Zuschl^en  bis  zum  doppelten 
Betrag  der  Beiträge  belegen;  da  jedoch 
solche  Massnahmen  zu  geringfügigen  Ver- 
stössen oft  in  keinem  rechten  Verhältnis 
standen,  hat  die  Kovelle  wahlweise  Geld- 
strafen bis  zu  1000  Mark  zugelassen. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  alle  diese 
^fassnahmen  dazu  beitragen  müssen,  nicht 
nur  bei  jeder  Berufsgöiossensciiaft,  sondern 
auch  l-ei  jedem  Genossenschafts-Mitgliede 
das  Interesse  an  einer  planmässig  geförderten 
Unfallvorhütiing  auf  das  schärfste  an- 
zuspornen, da  jede  Vernachlässigung  dieser 
vornehmsten  Aufgabe  der  Cn  MI  Versiche- 
rung sich  in  dbr  Steigerung  der  Unfall- 
ksteu  alsbald  fühlbar  macht. 

Um  den  Undagebeitrag  fiir  den  einzelnen 
Betrieb  festzustellen,  wird  von  der  Berufs- 
geoosseo  Schaft  alljährlich  für  jeden  Betneb 
aas  Produkt  aus  der  Liohnsumme  und  der 
Gefahrenziffer  und  damit  die  Zahl  der  so- 
genannten Beitragseinheiten  jedes  Be- 
triebes ermittelt,  sodann  der  gessamte  Um- 
lagebeitrag der  Berut^enossenschaft  durch 
die  Summe  sämtlicher  Beitragseinheiten  der 
Betriebe  geteilt  und  der  hiernach  auf  eine 
Beitragseinheit  entfallende  Betrag  för  jeden 
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Betrieb   mit  der  Zahl    seiner  Beitragsein- 

hdten  ven'ielfältigt  (vgl.  Näheres  mit  Bei- 
spielen bei  Hartmann,  »Die  Berechnung  der 
Umlitf^ebeiliäge  für  die  Unfall  Versicherung 
bei  den  gewerbL  Berufsgenoeaeosdiaft^«, 
Berlin  1896). 

Von  den  65  ^werblichen  Berufsgenossen- 
schaften  hat  lediglich  dieSee-Berufsg^iossen- 
schaft  keinen  Gefi^irenlaiif,  da  das  äee- 
Unfall Versicherungsgesetz  (§  50)  einen  sol- 
chen nicht  vorschreibt  und  das  Bedürfnis 
zur  Etatiitarischen  ElnfQhi'ung  desselben 
bisher  nicht  hervOTgetreten  ist 

Von  den  48  laadwirtechaftlichen  Be- 
rufsgenossenschirften  haben  bislier  nur  5  Ge- 
fahrentarife  eingeführt,  während  die  Übrigen, 
bei  welchen  eine  erhebliche  Verschiede  nheit 
der  Unfallgefahr  in  den  zug^örenden  Be- 
trieben nicht  vorlag  {gemäss  §  52  L.U.V.G.) 
Ton  der  Aufstellung  eines  Gefahren tarifs 
bisher  Abstand  geaosmaea  haben.  Nai^dem 
aber  die  Novelle  {§  1  a.  a.  0.  der  landwirt- 
schaftlichen UnfaU Versicherung  gewerb- 
liche Neben  betriebe  in  «^eitertem 
Umfang  zugewiesen  hat,  wird  die  Ein- 
führung eines  Gefahrentarifs  oder  die  £in- 
fülirun^  besonderer  Zusdda^beitrige  zum 
Ausgleich  des  erhöhten  Risikos  unabweis- 
lich  werden,  da  sonst  die  nicht  mit  sol- 
chen Nebenbetrieben  verbundenen,  insbe- 
sondere die  kleinen  Landwirtschaftsbetriebe 
im  Nachteil  sein  würden. 

Wie  sehr  das  vorstehend  skizzierte 
System  seinen  Zwecken  entspricht,  ergjebt 
sich  u.  a.  audi  daraus,  dass  nadi  dem 
letzten  Geschäftsbericht  des  Reichs -Ver- 
siehe™ ngsamts  (für  das  Jahr  1899,  Amtl. 
Naclir.  1900  S.  429)  aus  den  65  gewerb- 
lichen Berufs^noBsenschaften  mit  fast 
'     Million  versicherten  Betrieben  nur  385 

ächwerden  gegen  die  Veranlagung  der 
Betriebe  zu  den  Gefahrenklassen  der  Tarife 
beim  Reiche -TerEich»iingBamt  eingingen 
und  dass  kaum  ein  Viertel  derselben  als 
begründet  anerkannt  werden  konnte. 

4.  Verschiedenes.  Auch  Ober  ver- 
schiedene Streittragen  auf  dem  Gebiet  der 
UnfaUversiclierung  hat  erst  die  Statistik 
durch  die  thatsächlichen  Erfahrungen  klären- 
den Aufschluss  gebracht. 

So  bestanden  eriiebliche  Meinungsver- 
schiedenheiten über  die  Abgrenzung  der 
so^nannten  Wartezeit  (Karenzzeit),  der 
zeitlichen  Scheidegrenze  zwischen  Kranken- 
und  Unfallversicherung.  Während  man  in 
Deutschland  bei  Einführung  der  Unfallver- 
sicherung in  Anlehnung  an  die  liistorische 
Entwickelung  des  Krankenkassenwesens  und 
aus  rein  praitischen  Gründen  die  l'flrsorge 
für  die  Unfallvei-letzten  wälirend  der  ei-steu 
1.3  Wochen  nach  dem  Unfall,  also  im  wesent- 
lichen die  grosse  Zahl  der  leichteren 
Unfälle  (mit  rasch  vorübergehenden  Folgen) 
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nach  wie  vor  den  örtlich  organisiertea  und 
deshalb  leicht  erreichbaren  Krankenkassen 
beliess  und  nur  die  veniger  zahlreichen. 
aber  Snanziell  schwerwiegenden  UnffiUe 
mit  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  oder  töd- 
lichem Ausgange  den  Ober  das  ganze  Reichs- 
gebiet bezw.  grössere  Bezirke  organisierten 
und  deshalb  leistungsfähigeren  Untall-Be- 
nifsgenossen Schäften  zuwies,  glaubte  man  in 
Oesterreich  sich  angesichts  der  mehrfach 
ungiinstigen  Fioanzlage  der  Krankenkassen 
mit  einer  nur  vlerwöchenthchen  Wartezeit 
begnügen  zu  können,  zumal  die  Arbeiter 
aueh  zur  Unfallversicherung  einen  direkten 
Beitrag  von  10  "/o  beisteuern  sollten.  In 
der  Praxis  bewährte  sich  aber  diese  kurze 
Befristung  keineswegs,  vielmehr  ergab  die 
Erfahrung  iilshald,  dass  die  für  die  centrali- 
sierte  Organisation  der  österreichischen 
Arbeiter  -  Versicherun^sajistalten  Überaus 
schwierige  und  kostspielige  Behandlung  der 
zahlireichen  leichteren  Unfälle,  deren  Folgen 
eich  zwischen  dem  Ablauf  der  4.  und  dem 
Beginn  der  14.  Woche  erledigen,  allein  an 
Regiekosten  nahezu  50  "In  des  bezüglichen 
EntschadigungserfordemisBes  und  insgesamt 
23  "In  aller  Verwaltungskosten  verschlangen. 
Es  zeigte  sich  daher  mehrfach  das  Be- 
streben, bei  der  geplanten  Eerision  des 
österreichischen  Unfall  -  Versichern ogsge- 
setzes  die  Wartezeit  nach  deutschem  Vor- 
bilde auf  13  Wochen  auszudehnen,  erforder- 
lichen Falles  unter  Schadloshaltung  der 
Krankenkassen  seitens  der  Unfall  - Veraiche- 
rungsan stalten  fOr  die  bezügliche  Mehrbe- 
lastiing,  um  dadurch  dem  auf  gänzliche 
Aufhebimg  der  Wartezeit  gerichteten  Ver- 
langen der  Krankenkassen  zu  begegnen. 
(Vergl.  hierzu  v.  Wödtke,  Kommentar  zum 
deiitschen  U.V.G.,  4.  Aufl.,  Berlin  1889, 
S.  21,  53,  115,  123 ff.;  Ergebnisse  der  österr. 
Unfallstatistik  im  Jahre  1892 1896,  AVien 
1894.1898,  S.  4/17  ff.;  Öesciaftaberichte  der 
Niederösterr.  V.Ä.  für  die  Jahre  1891/92, 
Wien  1892.'93,  S.  7.  30  bezw.  36,  59—62; 
Stenogr.  Prot,  des  At^jeordnetenhauses, 
XI.  Session  1893,  S.  11 745 ff.;  Denkschrift 
des  nieilerÖsteiT.  Qe  werbe  verein  s  zur  Re- 
form des  U.V.G.,  Wien  1895,  S.  24 ff.; 
Mitteilungen  der  Arbeiter- Unfall  Versiche- 
rungsanstalt für  Niederosterreich  in  Wien, 
Nr.  15  vom  10.  Jamiar  1894  S.  10  ff.,  bezw. 
Bericht  des  Vorstandes  derselben  V.A.,  lietr. 
die  zur  Beseitigting  des  Betriebsdoficits 
dienlichen  Massnahmen,  Wien  189ü,  S.  60  ff- 
und  Protokoll  fltier  die  Verhandlungen  des 
Versichenmgsbeirats,  Wien  189G,  S.  11.  9H, 
103  ff.) 

In  Deutschland  wollte  dagegen  die  mit 
ilcr  Beratung  der  ersten  Unfall vei-sicherungs- 
novelle  (vom  17.  Kovemlior  1896)  hefnsste 
Keichstafjskommission  gerade  umgekehrt  die 
Wartezeit    nach     nstcrreichischcm    Muster 


von  13  auf  4  Wochen  herabsetzen,  im 
wesenthchen  mit  der  Begründung .  dass 
die  Krankenkassen  die  allermeisten  Unf&lle 
selbst  zu  tragen  hätten  und  dadurch  unge- 
btlhrhch  belastet  würden.  Die  gewerbliche 
Unfallstatistik  ergab  aber,  daea  die  finan- 
zielle Belastung  der  Krankenkassen 
durch  die  Unfälle  während  der  ersten  13 
Wochen  zu  der  Belastung  der  Benifs^- 
nossenschaften  durch  die  übrigen  Unfälle 
in  einem  geradezu  umgekehrten  Verliältnia 
steht  wie  die  blosse  Anzahl  der  den 
Krankenkassen  einerseits  und  den  Bentfs- 
genossenschaften  andererseits  zufallenden 
Unfälle: 


Krankenkassen   .    .93,4''/i,  i6,5*/o  ISs.s»,! 
Berufss'enosBen-       1  I  I  i 

schftfteu.    .    .    .   6,6%  ,83,s"/'o;  16,5%   ■ 


Hiernach  tragen  die  Benifsgenossen- 
schaften  nur  '.'c  aller  Unfälle,  aber  '  n  der 
Unfalllaalen,  die  Krankenkassen  zwar  "  ii  der 
UnfäUe,  aber  mir  'i«  der  Unfalllasten.  Da 
ferner  die  Beiträge  zur  Krankenversicherung 
zu  '/s  von  den  Arlteitgebern  aufgebracht 
werden,  so  tragen  die  deutschen  Arbeiter 
selbst  zu  den  Un^llasten  nur  */»  von  12*,'o 
—  8  "/o  bei,  wofür  sie  bei  der  Unfallunter- 
suchung, Unfallverhütung  imd  UnfaUrecht- 
sprechung  zu  gleichen  Rechten  mit  den 
Arbeitgebern  beteiügt  sind.  Demnach  konnte 
von  einer  Ceberlastung  der  Arbeiter  diu-ch 
die  13  wöchige  Wartezeit  der  deutschen 
Unfall versichening  umsoweniger  die  Hede 
sein,  als  in  Oesterreich  die  Arbeiter  sogar 
einen  direkten  Beitrag  von  10  "lo  zur  Un- 
fall versichening  zu  leisten  und  ausserdem 
noch  indirekt  d.  h.  mittelst  der  Kranken- 
kassen alle  Unfälle  wähi-end  der  4wr>chigeu 
Wartezeit  -  oder  -,a  sämtlicher  Unfälle  mit 
zu  tragen  hatten.  Eine  Verkürzimg  der 
Wartezeit  von  13  auf  4  Wochen  würde  viel- 
mehr nach  den  derzeitigen  Erfahningen  der 
beiderseitigen  Unfallstatistiken  (1886  bis  ]S!)5, 
bezw.  18911  bis  1894,  s.  u.  suh  II,  1)  die  Zahl 
der  entschädigimgupf lichtigen  Unfälle  fllier- 
haupt  verdoppelt,  die  der  leichteren  Unf&lle 
(mit  nur  vorübergehender  Erwerbsunfähig- 
keit) sogar  auf  das  Sieiienfache  gesteigert 
haben : 
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EntKchSdieiiugspfl. 
Unnile  Überhaupt 
Unfälle  m.  Torttber- 
gehenderBrwerbs- 
nnf&higkeit .    .    . 


ant  1000  ge.  [auf  1000     __ 
meldete  Un-  sichert«  Per- 

mue 
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Besondere  Interessen  der  Versicherten 
oder  der  BerufsgeDOSsensohaften  lieseen  sich 
für  eine  solche  VerkilrzuDg  der  Wartezeit 
umsoweniger  geltend  machen,  als  den  letz- 
teren durch  §  76c  der  Krankenversiche- 
rungsnovelle  vom   10.  April   1892  (Rö-Bi. 

5,  379.'417)  bereits  die  Befugnis  eingei'ftiinit 
war,  in  Unfall-Erkrankungsfällen  das  üeil- 
verfahren  sofort  auf  eigene  Rosten  zu 
flbemehmen  —  eine  Befugnis,  von  welcher  in 
den  dazu  geeigneten  Fällen  im  allseitigen 
Interesse  immer  häufiger  Gebrauch  gemacht 
wird  (vgl.  Rundschreiben  des  R.V.Ä.  v.  C.  März 
1897.5.  Januar  1899,  Ämtl.  Nachr.  1R97.'99  S. 
279;162ff.).  EmeUebertragirngsamtlicher 
rnflille  vom  Beginn  der  S.Woche  ab  auf  die 
daffli  in  ihrer  Oi^nisation  ganz  aneigneten 
Berufsgen ossenschaftea  wDrtle  lediglich  wie 
in  Oeaterreich  sehr  erhebliche  Verwaltungs- 
l;<»ten  verursacht  haben,  ohne  den  Kranken- 
kassen eine  nennenswerte  Entlastung  oder 
den  Versicherten  selbst  greifbare  Vorteile 
zu  bringen.  Legt  man  z.  B.  die  Zalil  der 
durch  Betriebsunfall  verursachten  Kranken- 
tage zu  Grunde,  so  würden  die  Kranken- 
kassen, da  nach  einer  Sonderstatistik  für  das 
Jahr  18SÖ  (Statistik  des  deutschen  Rechts, 
Neue  Folge,  Bd,  24,  Beriin  1887)  auf  100 
Kassen  mitglieder  überhaupt  607,5  Kranken- 
tage, aber  nur  40,4  durch  Betriebsunfall 
herbeigeführte  Krankentage  entfielen,  liei 
Aufhebung  der  ganzen  Wartezeit  6^/3% 
der  Gesamthelastung  oder  noch  nicht  4,.'J"/o 
der  Arbeiterbeitragslast  ersparen,  welche 
Sätze  sich  bei  Begrenzung  der  Wartezeit 
auf  4  Wochen  sogai-  noch  weiter  ermäasigeu 
würden,  da  nach  der  gewerbliclien  Unfall- 
statistik von  1881  sich  über  ■',4  aller  Un- 
fälle innerhalb  der  ersten  4  Wochen  erle- 
ledigen; im  übrigen  war  den  Unfallverletz- 
ten bereits  nach  g  5  Abs.  9  des  Ü.V.G.  v. 

6.  Juli  1884  vom  Beginn  der  5.  Woche  nach 
Eintritt  des  Unfalls  ein  auf  mindestens  */3 , 
des  bezüglichen  Arbeitslohnes  zu  erhöhendes 
Krankengeld  zu  gewähren,  so  dass  erheb- 
liche Unterschiede  zwischen  dem  bis  zum 
Ablauf  der  Wartezeit  zu  gewährenden  j 
Krankengeld   und    der   dann   einsetzenden,; 


ebenfalls  auf  *.3  des  bezüglichen  Arbeits- 
lohnes beschränkten  Unfallrente  im  allge- 
meinen ausgeschlossen  waren.  Andererseits 
hatte  die  österreichische  Unfallstatistik  er- 
geben, dass  die  blossen  Verwaltungskoslen 
für  die  Instruierung  der  zwischen  dem  Ab- 
lauf der  4.  und  13.  Woche  nach  dem  Un- 
fallsti^  sich  erledigenden  Unfälle  meist 
melir  ausmachten,  als  die  schliessliche  Diffe- 
renz zwischen  dem  Krankengeld  und  der 
Unfallrente  zu  Gunsten  der  Versicherten  er- 
gab. 

Auf  Grund  dieser  Erwägungen  erfolgte 
bei  der  2.  Lesung  der  Reiohstagskommission 
(Mai  1897)  ein  Kompromiss  d^n,  dass  es 
zwar  bei  der  bestehenden  Wartezeit  von  13 
Wochen  verbleiben,  aber  die  entschädigungs- 
pflichtige BerufsgenoBsenschatt  der  Kranken- 
kasse für  die  Dauer  der  vom  Ablauf  der 
4.  Woche  nach  Eintritt  des  Unfalls  ab  ge- 
währten Fürsorge  den  gesetzlichen  Mindest- 
betrag des  Krankengeldes  vei^lten  sollte. 
Der  Kommission sbeiicht  kam  jedoch  wegen 
Session sschlusses  nicht  mehr  zur  Beratung 
und  die  mit  der  2.  Novelle  (vom  3.  Januar 
1900)  befasste  Reichstagakommission  nahm 
angesichts  der  ablehnenden  Haltimg  der 
Reichsregierung  von  weiteren  Forderungen 
Abstand,  nachdem  die  bisherige  Lücke 
zwischen  Kranken-  und  Unfallversicherung 
durcli  §  5e  des  Entwurfs  (g  13  G.U.V.Ö.) 
zu  Lasten  der  Benifsgenossenschaften  aus- 
gefüllt war  und  andererseits  für  die  Be\ü- 
sion  der  Krankenversicherung  in  Aussicht 
genommen  wurde,  die  Beitragslasten  wie  bei 
der  Invalidenversicherung  zwischen  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  zu  halbieren  und 
dadurch  eine  noch  weitere  Entlastung  der 
Arbeiter  herbeizuführen.  Vgl.  hierzu  die 
Reichstags-Dmcksachen :  9.  Legisl.-Per.,  IV. 
Session  1895/97,  Nr.  900a  S.  26ff.,  und  ad 
Nr.  909a  S.  13  g  5,  bezw.  10.  Legisl.-Per- 
I.  Session  1898/190f.t,  Nr.  523  Begr.  S.  13 
bis  15  und  Nr.  703  a  S.  22-^23,  39—45. 

Auch  bezüglich  der  Höhe  der  Verwal- 
tungskosten der  Berufsgenossen- 
schaften haben  die  früheren  Klagen  nach- 
gelassen, nachdem  die  statistischen  Erfah- 
rungen ergeben  haben,  dass  die  laufenden 
Venvaltungskosten  der  gesamten  Beruf^- 
nossenschaften  kaum  noch  10%  der  Ge- 
samtausgabe betragen,  keineswegs  höher  al» 
bei  der  territorialen  Organisation  der 
österreichischen  UnfaU Versicherung  sind  »iiid 
ebenso  wie  dort  nur  */s  soviel  als  bei  den 
privaten  Versicherung^esell.scliaftcii  auf- 
machen, welche  schon  wegen  der  —  bei  der 
staatlichen  Zwangsversieherung  ganz  foi-t- 
fallenden  —  hohen  Anwerbekosten  erheblich 
teurer  als  diese  wirtschaften  und  als  'Er- 
werbs «-Gesellschaften  Überhaupt  nicht  so 
billi.iie  Versieherun  gsbed  in  gl  mgon  stellen 
können.      VgL    hierzu:    Amtl.    Nnclu'.    de^^ 
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E.V.A.,  Jahrg.  1900  1.  Beiheft  S.  138  ff.  und 
unten  sub  II.  Oesterreieh,  sowie  die  in  meinem 
Sammelwerk  »Die  Arbeiter  Versicherung  im 
Auslände«,  Berlin  1900,  Heft  IV  S.  41  und 
VII  35  angezo^ne  LJtteratur. 

Endlich  wird  auch  die  Wirkung  der 
Unfallversicherung  als  Zwangsver- 
sidiemng  gegenüber  dem  System  der  »frM- 
willigen«  Versichening  erst  durch  die  sta- 
tistischen Feststellungen  klargelegt,  zumal 
wenn  man  die  praktisdien  Ergebnisse  beidei' 
Systeme  einander  gegenüberstellt  (vgl.  hier- 
zu die  Internationale  Cebersicht  im  An- 
hang meines  »Leitfaden  zur  Arbeiterver- 
sicherung des  Deutschen  Reichs«,  Berlin 
1900).  Nach  den  im  Art.  Unfallversiche- 
rung (.sub  IV,  unten  S.  299  ff .)  mitgeteilten  Ta- 
bellen sind  in  Deutschland  von  1885—1899 
(einschl.»  för  820 159  Betriebsimfälle  inage- 
samt schon  516,5  Millionen  Mark  an  Entschä- 
digungen ausgezahlt  worden  (Unfallrenten 
367,4,  Hinterbliebenenrenten  98,1,  Anstalf»- 
pflege  23,5,  Heilverfahren  18,3,  Sterbegeld 
4,1,  Witwenabfinduug  4,3  und  Ausllnderab- 
fiudung  1,8  Millionen  Mark)  und  mittelst 
dieser  Aufwendungen,  deren  Lasten,  neben 
der  ehrenamtlichen  Verwaltung,  die  Ar- 
beitgeber ganz  allein  tragen,  haben 
bisher  insgesamt  über  1  Million  Personen' 
Hilfe  und  Trost  gefunden,  davon  »i,  a.  im 
letzten  Rechnungsjahr  (1899):' 

479  593  Verletzte 
44933  Witwen     i 
77316  Kinder        J  Getöteter 
1678  Eltern        / 

1  [  640  Ehefrauen  \  als  AugehSrige  der  in 
25  073  Kinder        >  ErankenhSusem  nnter- 
220  Eltern        )  gebrachten    Verletiten 
641  436  Personen  zusammen  — 

ein  Ergebnis  der  ausgleichenden  Gerechtig- 
ieit  gegen  die  Opfer  der  Arbeit,  wie  es 
kein  anderes  Land  der  Welt  aufzuweisen 
hat  und  welches  dem  sozialen  Pflichtbe- 
wusBtsein  der  deutschen  Arbeitgeber  das 
ehrendste  Zeugnis  ausstellt 

II.  Oesterreieh. 

1.  Jahregfibersichten.  Die  seit  1891 
vom  Ministerium  des  Innern  zu  Wien  ge- 
mäss g  60  des  Untallversicherungsgesetzes 
alljährlich  veröffentlichten  Berichte  ilber 
»Die  Gebarung  und  die  Ei^bnisse  der  Un- 
fallstatistik iler  Ärbeiter-Unfall-Versiche- 
ningsanatalten'  enthalten  neben  den  Rech- 
nungsabschlilssen  der  Versichern  n^nstalten 
ausfilhrliche  Taliellen  rtber  die  Zahl.  Art, 
Ui-sachen  und  Folgen  der  entschädigten  Be- 
triebsun  fälle.  Um  die  Vei^leichung  mit 
den  Ergebnissen  der  deutsdten  Unfallsta- 
tistik (s.  oben  sub  1, 2)  zu  erloichfem.  sind  auf 
Seite  278  ff.  den  HaniUergebnissen  der  (ister- 


reichischen  Versicherungsanstalten,  welche 
—  abgesehen  von  den  landwirtschaftliehen 
Motorenbetrieben  —  nur  gewerbliche 
Betriebe  umfassen,  diejenigen  der  deutschen 
gewerblichen  Berufsgenossen  Schäften 
gegenübergestellt  (vgl.  AmÜ.  Nachr.  des 
R.V.A..  Jdirg.  1897  S.  231  ff.,  1900  S.  7  u. 
1.  Beiheft),  Beide  Statistiken  zeigen  im 
wesenüichen  die  gleiche  Erscheinung: 
einerseits  eine  (durch  die  zunehmende  Ge- 
fährlichkeit der  modernen  Industrie  be- 
dingte) andauernde  Steigenmg  in  der  Ge- 
samtzahl der  Betriebsunfälle,  andererseits 
eine  (der  Zwangs  Versicherung  zu  dankende) 
zunehmende  Abschwächung  der  Un- 
fallsfolgen d.  h.  ein  Ziuilcktreten  der 
schwereren  SMe  (Tod  und  Invalidität)  gegen- 
über den  leichten  Fällen  (mit  nur  vorüber- 
gehender Erwerbsunfähigkeit),  was  in  der 
imifangreicheren  deutschen  Unfallstatistik, 
namentlich  unter  Berücksichtigung  der  re- 
vidierten Ei^bnisse  (a.obensübl, 2a), bereits 
schärfer  hervortritt  und  vornehmlich  auf  die 
intensivere  Unfallverhütung  und  Un- 
fallkrankenbchandlung  der  deut- 
schen Berufsgenossenschaften  zu- 
rückzuführen ist  —  beides  gewichtige  Selbsfc- 
vBi-waltungsbofugnisse,  welche  den  öster- 
reichischen Versicherungsanstalten  versagt 
sind.  Wie  in  Deutschland  (s.  oben)  stellte 
sich  audi  in  Oesterreieh  das  Bedürfnis 
heraus,  im  Interesse  der  nachträglichen 
Richtigstellung  der  Tabellen  bezw.  deren 
Verwertimg  für  die  Revision  der  Gefahren- 
klassifikation Erhebungen  Über  den  that- 
sächlicben  Verlauf  der  Unfallfolgen  an- 
zustellen ;  dieselben  wurden  durcli  Erlass 
des  Ministeriums  des  Innern  vom  18.  De- 
zember 1897  (Amtl.  Nachr.  1898  S.  17)  an- 
geordnet und  führten  nach  ihrem  Abschluss 
zur  Veröffentlichung  der  »Ergebnisse  der 
zum  Zwecke  der  Revision  der  Gefahren- 
klasseneinteilung überprüften  Unfall- Statis- 
tik der  Jahre  1890—96,  Wien  1899..  (s. 
Näheres  unten  zu  2). 

2.  R«v1sioii  der  UnfaJiBUtistik : 
„Gefahreaklasaifikatioii"  nnd  „Beitra^- 
tarif".  Das  Finanzsystem  der  öster- 
reichischen Unfallversicherung  ist  gnindver- 
Hchieden  von  dem  der  deutschen  Unfallver- 
sicherung, da  es  nicht  wie  dieses  sich  den 
thatsächLchen  Jahresaus^ben  (diurch  all- 
mählich steigende,  un  nachhinein 
berechnete  Umlagebeitrfige)  anpasst  son- 
dern durch  versichern  ngstechniscne  Voraus- 
herechnuug  der  zu  erwartenden  ünfallbe- 
lastimg  diese  mittelst  fester,  im  voraus 
berechneter  Ve  rsicherungs  beitrilge 
(Dnrchschnittsprämicn)  zu  decken  bezweckt 
(U.V.G.  §§  14—16).  Hierzu  bedurfte  es 
einei-seits  der  Vorausberechnung  dei'  Unfall- 
lasten bezw,  Kajiitaldeckung  (Rententafeln) 
und  andererseits  der  Festsetzung  eines  Ver- 
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im  die  jährlich  aufzu- 
bringenden Mittel  auf  die  vereicheninga- 
püichtigen  Betriebe  nach  Massgabe  ihrer 
UnlallgefAhrliclikeit  (QefahrenklaBsi&kation) 
und  i&es  Arheitebedarfs  (Lohusumme)  rich- 
%  zu  verteilen  (Beitragstarif).  Bei  solcher 
■Verschiedenheit  der  Fiuanzsysleme  konnten 
die  zur  Äurführung  erforderlichen  Mass- 
nahmen nicht  wie  in  Deutschland  der 
Selbstbestimmung  der  VersicherimgatrÄger 
(Berufsgeuössenschaften)  überiaasen  werden, 
sondern  mussten  der  staatlichen  Aufaichts- 
behörde  vorbehalten  bleiben.  Dera gemäss 
setzte  das  Ministerium  des  Innern  noch  vor 
Inkrafttreten  des  UnfaUversicherungsgesetzee 
(1.  November  1889)  geraflss  §§  14.'16  im 
Verordnungsweae  (durch  Erlass  vom  22. 
Mai  1889,  Amtl.  Kachr.  1888  89  S.  389. 406  ff.) 
den  ersten  »Beitragstarif*  samt  »Gefahrea- 
Iflassifikatiom  fest,  wonach  die  versiche- 
rungspflichtigen Betriebe  nach  Prozentsätzen 
[höchstes  Untallrisiko  =  100)  in  12  Gefahren- 
klassen geteilt  und  bei  jetlem  GeCahrenpro- 
zent  der  für  je  100  Gulden  Lohn  zu  ent- 
richtende GeeamtverHicherungsbeitrag  be- 
stimmt wurden;  demgemäse  begann  der 
Beitragstarif  in  Klasse  I  mit  dem  Prozent- 
satz 5  bezw,  Beitragssatz  0,28  Gulden  und 
stieg  allm&hlidi  bis  zu  den  Höchstsätzen 
von  100  »/o  bezw.  5,67  Gulden  in  Klasse  XU. 
Auch  gab  das  Ministerium  (durch  Erlass 
TOm  8.  Oktober  1889,  Amtl.  Nachr.  1888/89, 
SuppL-Band  S.  29  ff.)  den  UnfaUversiche- 
rungsan stalten  »Rententafeln«  zur  Berech- 
nung der  Deckungskapitalien  (für  Invaliden-, 
Witwen-,  Kinder-,  Elternrenten)  bekannt, 
welche  für  die  Äufstellimg  der  nach  g  15 
vorgeschriebenen  versiehemngs  technischen 
Jaltresbilanz  zu  benutzen  waren.  Diese  Bi- 
lanzen ergaben  alsbald  eine  völlig  ungleiche 
imd  im  ganzen  ungünstige  Entwictelung  der 
Versicherungsanstalten  (mit  steigendem  ver- 
aicherungstechnischem  Deficit,  s.  d.  Art.  Un- 
fallversicherung) und  weisen  darauf  hin, 
dass  die  mangels  eigener  Erfahnmgen  mit 
anderweiten  Behelfen  gewonnenen  Rech- 
nuDgsgrundlagendesTarifsmancherleiFehler- 
üueilen  enthielten  (vgl.  Amtl.  Nachr.  a.  a.  0. 
S.  27  und  »Soziale  Verwaltung  in  Oester- 
reich.,  Wien  1900,  Bd.  I  S.  12  ff.).  Um  Ab- 
hilfe zu  schaffen,  wurde  zunächst  gemäss 
5  14  die  dem  Tarif  zu  Grunde  liegende 
Gefahienklassifikation  durch  Erlass  vom  20. 
Juli  1894  (AmÜ.  Nachr.  1894  S.  755)  auf 
Grund  der  in  den  ersten  beiden  Betriebs- 
jahren 1890,91  und  sonst  gesammelten  Er- 
bhningen  dahin  revidiert,  dass  einerseits 
vor  der  Gefahrenklasse  I  noch  zwei 
Unterklassen  A  und  B  mit  den  Prozent- 
fätien  1 — 2  bezw.  3 — 4  (Versicherungsbei- 
trag: 0,06;  0,11;  ü,17:  0,23  Gulden  pro 
lOO  Gulden  Löhne)  eingeschoben  ^-urden, 
um  auch  Betriebsgattungen  mit  so  geringen 


Unfallsgefahren  gebührend  Rechnung  zu 
tragen,  und  andererseits  eine  Dreiteilung 
der  Gefahrenklassen  mit  den  Rubriken: 

»bei  geringer  Gefabri,  »bei  gewOhnUcher 
Gefährt  und  »bei  erhöhter  Gefahr«  voree- 
sehen  wurde,  um  auch  innerhalb  der 
nämlichen  Betriebsgattung  solche  Ge- 
fahrenunterschiedo  der  Betriebe,  welche 
über  den  in  den  Prozentsätzen  einer  Ge- 
fahrenklasse gebotenen  Spielraum  hinaus- 
gehen, zu  berücksichtigen  imd  den  Ver- 
sicherungsanstalten die  Möglichkeit  zubieten, 
die  bezüglichen  Erfahrungen  im  eigenen 
Bezirk  entsprechend  zu  verwerten ;  zugleich 
wuiden  für  das  bei  Anwendung  der  Ge- 
fahrenklasseneinteilung zu  beobachtende  Ver- 
fahren bestimmte  Vorschriften  erlassen,  um 
die  Einhaltung  gleich  massiger  Grundsätze 
bei  den  einzelnen  Versicherungsanstalten  her- 
beizufüliren.  Diese  Vorschriften  traten  mit 
der  revidierten  Gefahrenklassifi- 
kation, welche  für  viele  Betriebsarten 
eine  namhafte  Ei-höhung  der  Gefahrenklasse 
mit  sich  brachte,  am  1.  Januar  1895  in 
Kraft.  Da  diese  Massnahmen  keine  wesent- 
liche Besserung  brachten  und  die  über  die 
Zulänghchieit  der  Rententafeln  (auf  Gnind 
von  Unfallzählkarten  für  den  Zeitraum  vom 
1.  November  1889  bis  1.  Juni  1S05)  ange- 
stellten Erhebungen  ergeben  hatten,  dass 
dieses  Material  für  die  Aufstellung  neuer 
Eententafeln  zwar  noch  nicht  ausreichte, 
dass  aber  eine  über  das  thatsächliche  Er- 
fordernis lünausgehende  Kapitaldeckung  zu- 
folge zu  hoher  Bewertimg  der  Deckungs- 
kapitalien nicht  statteefunden  hatte,  so 
wurde  der  Beitragstarif  bei  den  besonders 
notleidenden  Anstalten  (Wien  vom  1.  Juli 
1897,  Prag  und.  Lcmberg  vom  1.  Januar 
1898  an)  um  je  10  »/o  erfiöht  (vgl.  ünfaU- 
statisüfc,  Jahrg.  1894  S.  15,  189r>  S.  16, 
1896  S.  14). 

Inzwischen  hatte  das  Ministerium  be- 
hufs Klarstellung  der  Ursachen  der  un- 
günstigen Gebarungsei^buisse  der  Ver- 
sicherungsanstalten und  zur  Vorbereitung 
der  nächsten  (zum  1.  Januar  1900  fälligen) 
Gefahrenklassen-Re\Tsion  (durch  Erlass  vom 
18.  Dezember  1897,  Amtl.  Nachr.  1898  S. 
17)  eine  Revision  der  gesamten  Unfallsta- 
tistik (1890—1896)  angeordnet,  znmal  die 
alljährlich  unmittelbar  nach  Ablauf  des 
Geschäftsjahrs  aufgestellten  Nach  Weisungen 
über  die  Folgen  und  die  Belastung  der  im 
Vorjahr  vollkommenen  Unfälle  von  dem  that- 
sächJidien  Verlauf  der  Unfallsfolgen  vielfach 
abwichen.  Zur  Vereinfachung  der  statisti- 
schen Arbeit  der  Versicherungsanstalten  wur- 
den daher  diese  unsichei'en  Rubriken  aus 
der  Jahresstatistik  (seit  1897)  ausgeschie- 
den und  die  bezüglichen  Feststellungen  der 
für  die  Zwecke  der  Gefahrenklassen-Re\'i- 
siouen  (g  14)  in  Aussicht  genommenen  fünf- 
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OesterreichiBche  Uufallatatistik. 

I.  Zahl  der  gemeldeten  und  entachädig^ten  Unfälle  bei  den  OBteireichiacIien  VersicbenuigsansUlten. 


Jahr 

Gemeldete  ünftUle 

Binnen  4  Wochen  eriedigte 

UnSlle 

(zu  Lasten  der  Kranben- 

venichenuig:) 

(zn  Lftsien  der  ÜnfaU- 
vereichernng) 

7„, ,         1     auf  1000 
^^^         \  Vollarbeiter 

Zahl 

auf  1000 
VoUarbeiter 

Zahl 

anf  1000 
VoUarbeiter 

1 

2           1           3 

4 

6 

6 

7 

1890 
1891 

1892 
1893 
1894 
1895 
1896 

16041 

26398 
33917 
40259 

19.S 
"4,9 

»9,4 
35,0 

S'».4 

93<» 
16876 

17707 
38167 
46111 

18,9 

3M 
35i7 

6741 

8784 

9423 

10901 

12552 
16395 

18  SU 

8,1  (42,n 
10,2  (41,0) 
t°,S     3S,7) 

1890-96 
1890-94 

356048 
136831 

3S,o 

29,9 

173709 

88431 

23,4 
19,3 

83339 
48400 

",'    (31,8 
10.7    (35-3) 

1897 
1898 

69383 
75146 

52,0 
53,8 

49623 
54170 

37-2 

19661 
30976 

1"  [Sil 

Die  eingeklammerten  Zahlen  in  Spalten  7  bezeichnen  das  Frozentverhältnis  der  entschS 


Vorübergehende 
Erwerbsunfilhiglteit 

" 

(TOQ  mehr  als 

Tölllge       teilweise 

Töllige    [  teüfl-eiae 

Zahl  der 

anflOÖO 

VoU- 
arbeiter 
3 

UnfiUle 
—  ■2 

Zahl  der  Unfälle 

auf  1000  VoUarbeiter 

Un»lle 

arbeiter 

1 

4        1         6 

6 

7 

8     " 

d 

1890 

548 

0,67 

1,81 

4600 

565 

0,66 

105       1     2046 

0,12 

2J9 

•    7,08 

1892 

574 

0,64 

6318 

649 

0,69 

115       1     3129 

0,12 

3,33 

7008 

7,45 

1894 

670 

0.68 

3,62 

8136 

835 

0,68 

3,88 

10636 

8,74 

929 

0,72 

aoo       1     5  199 

4,05 

9.52 

1890-96 

4770 

0,67 

959       1   22583 

o,.3 

3, '4 

55027 

7,67 

1890-94 

3006 

0,67 

556       1    12663 

0,[2 

2,77 

33175 

7,09 

1897 

929 

5046 

13686 

977 

0,70 

5382 

3 

78 

14717 

io,S5 
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Denteche  UnfaUstatiBtik. 

I.   Zahl  der  gemeldeten  und  eutscbüdigten  UnMle  bei  den  dentscheu  BerafsgeiiOBgeiiBchaften. 


Jaht 

Gemeldete  UnSUIe 

Binnen  13  Wocfaen  er- 
ledigte Unffille 
(zD  Lasten  der  Ernnken- 

veraichening) 

Entschädigte  UnfBUe 

(za  Lasten  der  Unfall- 

Teraichening) 

Zahl 

ftnf  1000 
Tereicherte 

Zahl 

auf  1000 

Versicherte 

Zahl 

ant  1000 
Venicherte 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

1886 

8a  596 
los  897 

»3,78 

2o,g8 

9723 

2,80   (11,7) 

37,43 

89909 

23,3s 

15970 

4,14   (15,1 

121  164 

38,04 

102  355 

23,69 

18809 

4,35     15,5) 

139  549 

29,42 

117209 

24,71 

23340 

1890 

30,2a 

122  785 

26403 

161  674 

31,74 

13338s 

26,19 

5,55    (17,5 

1892 

165003 

32,49 

'36384 

26,8s 

28  öl  9 

5,64    (17,3) 

183  120 

35,23 

150949 

29,20 

31  171 

6,03    (17,1) 

190744 

157947 

30,12 

32797 

6,25    (17,1 

205  019 

37,90 

171291 

31,66 

33728 

6,24    (16,4) 

1886-95 

1  5*»  954 

31,76 

1  255  105 

36,53 

247849       I    5,24    (16,5) 

1896 

233319 

40,69 

194781 

33,97 

38538       ,    6,72    (16,5) 

1897 

110  636 

34;86 

370907 

43;89 

226026 

44881     ;  7,10  (16,5) 

398918 

44,89 

249  743 

37,50 

4917s 

7,39    (16,5) 

digten  zu  den  gemeldeten  UnfUlen. 


Un  f all  V  erleUninge  n . 


Tod 

Erwerbsunfähigkeit 
(von  mehr  ab 

Jahr 

Völlige 

13  Wochen) 

völlige 

teilweise 

teUweiae 

auf  1000 

Ver- 
sicherte 

Zahl  der 

auf  1000 

Ver- 
sicherte 

UnfäUe 

Zahl  der  UnCftUe 

auf  1000  Versicherte 

UnffiUe 

1 

2 

3 

i 

6 

6 

7 

8 

9 

1886 

1548 

1887 

2956 

0,77 

3827 

8136 

0,73 

2,11 

o,S3 

1888 

2943 

o;68 

10370 

0,43 

2,3s 

3710 

0,86 

1889 

3382 

12788 

2,70 

3839 

3S97 

0,73 

1869 

lö  109 

0,38 

3,27 

4838 

0,98 

1891 

17481 

5604 

1892 

3283 

0,65 

18049 

5781 

1,14 

3589 

0,69 

3,82 

1894 

3438 

0,65 

855 

0,16 

3,8a 

8479 

3644 

0,67 

780 

19312 

o,'5 

3,57 

9992 

',85 

1886-96 

32887 

0,70 

16550 

14S680 

0.3S 

3.08 

52733 

.,.. 

1896 

404Q 

0,71 

595 

202,1 

0,10 

3,53 

13652 

2.38 

425a 

0,70 

625 

21247 

3,52 

1563» 

2,59 

1898 

4613 

0,73 

538 

33348 

0,09 

3,54 

17383 

2,75 

1899 

4  77* 

0,72 

5äi 

23837 

0,09 

3,58 

19985 

3,00 

r,,i,..ed3,Goo'^le 


in. 

Ursachen  und 

Anzabl  der  Personen,  welcbe  im  Recbnnagsjahr  von  einem  eine 

c)  nach  Alter  und  GeBchlecht      1           b)  nach  der  Veranlassnng  der 

a)  Gewerb- 

Zahl 

Hk 

1 

« 

tt 

£      1 

der 

e!i§ 

S- 

SS 

m 

b)  Landwirt-      v„,, 
(Hotoreu-)    arbeiter 

c)  Sämtliche 

Erwachsene 

Jngend- 
litbe 

men 

■SS 

|l 

11 

Betnebe 

m     1    w 

m.  1  w. 

jir 

•s 

11 
11 

1 

IS 

S    1   " 

.357  55" 

25883 

:  383  433 


304  47Ö 
27481 
331  957 


161S0 

17237 

364 

17591 


4221 
28: 


55" 

662  I  450 

672  ,501  .  121 1 

102  11,    iS 

774  522  I  140 


3931 '4,53 

9  422[l 


491  I  II 

32  [ 


670  1  155.  16375  13,47 


2767  I213,  42 
348  i  .  I  . 
3115   I213I   42 

31 14  U38I  23 
414  I  2I  . 
3528  '^6  1^ 

3455  'Z16'  14 
494  I  ■ 
3949   .217     14 


17993  I4,3i|  3683     260    41 
494  i      I 


1  369  400  I 

26 309 j 
1395710  l 


4019  359  ,  33 

497    ■  '  . 
4516  359!  32 


12  13  1  U  15 


SO  I  273  939:  S84 
50  273  943  899 
61  1439  1405  1*89 

■  -  7  17 
61  |439  1412  1306 

77  '475  "576  1396 
.    I      1  ['     iS 

77  1476  15771414 

80  [S54[i956'i637 
.  .  I  6  26 
80  {554  .1962  1663 

57  [721  I2377  1935 

■  (  aj  6  33 
57  '72312383  1968 

78  j 798  12913  2517 

■  I  ■  I  "■,  27 
78  ;  79812924  2544 

99  832135162993 
2|  10  25 
99  ,834  35263018 
96  ;  877  3419 2831 
-  I  1  11'  35 
96  I  878  13430  2866 

135  1899*36142801 

.    1      2,      13'     50 

13s  f90[   3627,2851 


Anf  100  entschädigte  Unfälle  kamen  im  Jabr 


0,7  1  o,T 

4,1 

°,i  1  0,8 

0-4  I  0,7 

0,2      0,5 

i,T 

4,9 

0,2  i    0,5 

4,5 

0.3  ■  o,s 

4,5 

0,2  l  0,7 

4,3 

■4-0|  13,3 
;6.i|  14,8 
6-7I  15,0 
.8.0,  15,3 

7.91  15,5 
9,0|  16,3 


')  Einschliesslich  der  Witwer  fg  7  U.V.G,). 

')  Seit  1887  nicht  mehr  getrennt  (Unfallstatistik  1897  S.  4). 

♦)  Da*  Ansdehnongsgesetz  T;om  20.  Juli  1894  trat  erst  am  1.  Januar  1895  in  Kraft. 
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Folet«  der  r««Ue. 

ruf&Jle 

c)  nach  der  Folge  der  Verletznngeii 

■s     f~ 

1 
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t 

jf 

■M 
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ZoU  der  Ent-      1 
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ml 

:i 

S^  ; 
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1 
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18 

19 
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25 

26   1  27    1  28      29   1     30 

31 
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•) 

438     460,  519 

8i 
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19.6a 

1          7I     «9 

136 
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613    367 

429  1    4671  548 

'493 

4  600  1  279 1  543  !  65    ;  888 

16041 

1949 

92 

iSsS 

5  887  i  299 
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20774 

3         6 

4         5 

18t        7 

764    468 

594      688 

565 

■iss 
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204Ö 

2247 

6068    306 

585 1  40  1  931 

31316 

a4,86 

815     490 

635'    757 

6121     309 

^55 

59    1  933,  35716139,67 

a        5 

w 

>4 

197         6 

14 

817    495 

636 

"796" 

767 

574 

3410 

6318]  3'5 

569 
6n 

61 

945 

26  298  [  29,42 
32335^35,34 

916'    631 

938 

615 

112 

3951 

6831 

339 

51 

lOOI 

*4 
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917,    625 

798 

93a 
1007 
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115 

99 

3"9 
3371 

7008 

348 

634 

5* 

1034  1  32917 

34,9s 
41.10 

1056    673 

875 

7956 

390 

795 

63 

1347    39  57' 

38  1        688  1  35,38 

1057     680 

8791 1014 j  670 

i[6 

3585 

8 181 1  401 

64 

1286'  4o»S9'4o,67 

1516.    378 
1          7 

36i 

»5 

1060,  1511  i  80g 

-  1    1^!  ii 

„. 

447" 

2^1 

1037a.  475 
364.      8 

"i 

74 
3 

'41a  1  53  763145,21 
27  ,        799    28,97 

1517-    885 

39 

1060 
'053 

ija3|  835 

Ml 

4721 

10636    483 

879 

77 

1439.  54  56a  [44,84 

.617    1183 

14441  909 

180 

4980 

11984!   S6a 

984 

68 

1614'  63808150,74 

■ 

7.            2]      *0 

9 

1617    1198 

1243 

29 

11 

1055 



1131 

1446  1  929 

JOO 

5 '99 

13  3161  569 

993 

'6311  64655 

50,38 
52^36 

1760'  iai4 

1846  1  909 

«8!') 

965 

66 

1563!  68  305 

71      10 

!■      131    ao 

.98 

393'       6 

5  :   31       978*35,59 

1767I  iaa4 

1713 

33 

113a 1  '8S9    939 

5t,,6 

13686'  537 

985 

71    11594,  69283   sa,03 

1257    1853'    951 

14420    547 

Id6o 

73    I1679,  74127    54,14 

61      14 

41     43      a6 

306 

397         6 

13 

.    1     191     1019  38,73 

»77.  ia87 

2003 

31 

ia6i  I  1896  j  977 

>* 

'4717'  553 

1073 

73     1698'  75146   53,85 

9,1  '    5.4 

•) 

•) 

6,4    1    6,9  !    8,1 

a3,7 

68,2 

6.8 

7,8  i    6,4 

69,1 

8;?  S,^ 

6,8 

8,2  !    6,1 

26,9 

M     5,7 

7,1 

8,6  1    6,0 

»9,7 

64,3 

8,4     5,4 

7,0 

8,1      5,3 

a9,S 

9,a     5,4 

■!,« 

0,' 

9,3  1    5,1 

30,0 

8,7     6;s 

6,7 

0,2 

S,7 

7,8      5,0 
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0,1 

S,8 

9,4       4,7 
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jährigen  Unfallstatistik  vorbehalten  (Unfall- 
ßtatistii  1897  S.  4  u.  Amtl.  Nachr.  1899  S. 
2/474).  Die  Ueberprüfung  der  Unfallstatistilt 
1890—1896  vollzog  sich  (mittelst  Aiiafülliing 
besonderer  Formulare)  iür  die  einzelnen  Be- 
triebsgathingen  durch  die  Veraicherun^ 
anatalten  im  Jaiire  1898  und  beschränkte  sich 
auf  die  für  die  Zwecke  der  Gefahren klassen- 
revision  erforderlichen  Daten,  d.  h.  die  Zu- 
sammenstellung der  richtig  geetellten  Ziffern 
über  die  Zahl  aer  Betriebe  und  Vollarbeiter, 
tlber  die  Summen  der  Löhne  und  Versiche- 
rangebeitrage,  über  die  Zahl  der  Unfälle 
nach  ihren  Folgen  (mit  rorübei'gehender  oder 
dauernder  Erwerbsunfähigkeit  oder  tfWlichem 
Ausgang)  und  Ober  die  Belastimg  (Summe 
und  Lohnprozent)  durch  die  entschädigten 
Unfälle  des  Rechnungsjahres.  Das  Ergebnis 
dieser  Arbeiten  wurde  1899  vom  Ministerium 
des  Innern  in  umfangreichen,  nach  den 
verschiedenen  Betriebsgatt un gen  und  An- 
stallen bezw.  Jahrgängen  gegliederten  Ta- 
bellen veröffentlicht  (»Ergebnisse  der  zum 
Zwecke  der  Revision  der  Gefahren klasson- 
einteilung  (Iberprttften  Unfallstatistik  der 
Jahre  1890—1896.,  auf  Grund  der  bezüg- 
lichen Vorlagen  der  Arbeiter-Unfall  Versiche- 
rungsanstalten zusammengestellt  im  k.  k. 
Ministerium  des  Innern,  Wien  1399).  Im 
wesentlichen  ergab  sich,  dass  die  Zahl  der  Be- 
triebsunfälle und  die  fiezugsdauer  der  Unfali- 
renten  sowie  das  Unfallri^o  vieler  Betiiebs- 
gattungen  (insbesondere  der  landwirtschaftli- 
chen Maschinenbetriebe,  der  Baubetriebe  und 
der  Holzbearbeitun^mascliinen  verwenden- 
den Gewerbe)  und  die  Beitragseinnahmen  sich 
in  Wirklichkeit  vielfach  nngflnstiger  als 
nach  den  ursprOnglichen  "Voraussetzungen 
angenommen  atellteu,  und  dass  diese  Er- 
scheinung teils  auf  objektive  Umstände 
(Betriebseinrichtungen  etc.),  teils  aber  auf 
subjektive  Gründe  d.  h.  die  verschiedene 
TerwaltungB-und  Spmchpraxis  der  einzelnen 
Tersicherungsan  stalten  zurückzuführen  war. 
Das  letztere  kam,  unter  Annahme  der 
durchschnittlichen  Belastung  —  1,  bei  den 
einzelnen  Versicherungsanstalten  in  den 
folgenden  Verhältniszahlen  zum  Ausdnick: 
Prag  1.18,  Wien  1,07,  Lemberg  0,94,  Salz- 
bui^  0,84,  Triest  0,83,  Graz  0,80  und  Brunn 
0,75,  während  in  ersterer  Beziehung  sich 
u.  a.  ei^b,  dass  mehrfach  die  nämlichen 
Betriebsgattungen  bei  den  einzelnen  Vei-- 
sicheningsanstalten  ganz  verschiedene  T'n- 
faUrisiken  zeigten,  waa  in  der  bisher  für 
alle  Versicherungsanstalten  einheitlichen 
Gefahren klassifikation  keinen  Ausgleich  fand. 
Iteingemäss  wuitie  die  Abhilfe  in  doppelter 
Richtung  angebahnt,  indem  die  objefetiveu 
Momente  (die  territorialen  Gefahrenunter- 
schiedo  bei  den  einzelnen  Betriebsgattungen) 
in  einer  den  thatsächlichen  Erfahrungen 
angepassten  Gefahrenklassifikatiou,  die  sub- 


jektiven Momente  aber  (die  Gebarunga- 
eigentümhclikeiten  der  einzelnen  Anstalten) 
in  dem  jeder  Versicherungsanstalt  anzu- 
passenden Beitragstarif  Berücksichtigung 
finden  sollten  (vgl.  Amtl.  Nachr.  1899  S. 
112  11.  475ff.). 

Die  neue  Gefahrenklassifikation,  welche 
nach  der  bereits  oben  beschriebenen  Me- 
thode die  Summen  der  Entschädigunes- 
lasten  und  der  Löhne  der  Betriebe  ein- 
ander gegenüberzustellen,  aufgestellt  und 
durch  Erlass  vom  23.  August  1899  mit 
dem  1.  Januar  1900  in  Kraft  gesetzt 
wurie,  suchte  den  hervoi^tretenen  Be- 
dürfnissen dadurch  Rechnung  zu  tragen, 
dass  sie  —  unter  Aufhebiu^  der  bisherigen, 
bei  der  praktischen  Handhabung  vielrach 
auf  Schwierigkeiten  gestosseaen  Dreiteilmig 
der  Gefahrenklassen  —  einerseits  die  ein- 
zelnen Gefahrenklassen,  um  innerhalb  dieser 
den  erforderlichen  Spielraum  für  die  Ein- 
schätzung der  zugehörenden  Betriebe  zu 
bieten,  hinsichtlich  der  Gefahren piuzentsätze 
übereinander  flbeigreifen  lässt  (unter  Fest- 
setzung eines  »mittleren«  Gefahrenprozents 
füi-  »normale.  Un^lsgefahr),  andererseits 
aber  l»ei gewissen BetriebsgattuQgen füi'  ein- 
zelne Versicherungsanstalten  von 
der  allgemeinen  Einteilung  abweichende 
Gefahrenklassen  vorsieht  (so  z.  B.  fOr  Mahl- 
mühleii  im  allgemeinen  Klasse  VII,  dagegen 
bei  den  Anstalten  in  Wien  und  Salzburg  Klasse 
VI,  in  Brftnu  und  Graz  Klasse  VIlI);  die 
Einreihung  eines  Betriebes  in  einen  ge- 
ringeren oder  höheren  als  den  mittleren  Ge- 
falirenprozenfsatz  soll  u.  a.  insbesondere  dann 
erfolgen,  wenn  die  Unfall verhütungs-  und 
sonstigen  Betriebseinrichtungen  besonders 
gute  oder  mangelhafte  sind,  wobei  elektrisclier 
Antrieb  von  Maschinen  (ohne  Trausmissioneu) 
allgemein  als  ein  die  ünfallgefahr  verringem- 
desMom entgelten  soll.  Hiernach  stellt  sich  das 
Schema  der  neuen  Gefahrenklassifikation  mit 
den  bezüglichen  Gefahrenprozeutsätzen  (das 
smittleretinKlammer)  wie  folgt:  Unterklasse 
A  4—3  (2),  B  3—5  (4).  Klasse  I  4—8  (6), 
II  7—11  (9),  III  10-14(12),  IV 13-19  (16), 
V  16—24  (20),  VI  20—30  (25),  VII  25—37 
(31),  VIII  31—47  (39),  LS  39-57  (48),  X 
48—70  (59),  XI  59—87  (73),  XU  73—100(87). 
Gleichzeitig  mit  der  neuen  Gefahren- 
klassifikation traten  zur  Ausgleichung  der 
oben  erwähnten  Gebarungs Verschiedenhei- 
ten bei  den  einzelnen  Versicherungsanstalten 
neue,  ihren  eigenen  Gebarungs  Verhältnissen 
angepasste  und  daher  von  einanderver- 
schiedene  Beitragstarife  in  Kraft  (Erlass 
V.  30.  Dezember  1899,  Amtl.  Nachr.  1900 
S.  17  ff.),  welche  von  dem  bisher  einheile 
liehen,  sich  zwischen  0,06  und  5,67  "/o  der 
Lohnsiimroe  bewegenden  Beitragstarif,  in  den 
Mindest-  und  Höchstsätzen  bei  den  einzelnen 
Versicherungsanstalten  wie  folgt  abweichen : 
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Wien  uod  Prag  0,08—7,81,  Salzburg  0.07  bis 
6,70,  Brunn  0,06—6,10,  Graz  0,06—5,67, 
Triesl  0,06—6,02,  Lemberg  0,07—7,10. 

Ferner  ■wurden  (durch  Erlasa  vom  23. 
Hai  19<X),  Amil.  Nachr.  1900  S.  206  ff.)  zur 
DurchfOhrung  der  oben  erwähnten  »fünf- 
iährigen  UnfaUstatistik.  (zunächst  für  1897 
bis  1901),  welche  vornehmlich  sozialstatisti- 
schen Zwecken  (Hevialon  der  Gefahre n- 
klassiäkation  und  der  Eenteutafeln,  Unfall- 
verhütung etc.)  dienen  soll,  besondere  (Un- 
falls-, Renten-  und  Betriebs-)  Zählkarten 
vorgeschrieben,  deren  Aiifarbeitung  im  Mi- 
nisterium des  Innern  erfolgen  soll. 

Eudlich  erfolgte  zur  ^virksamen  Förde- 
ning  der  Cofallverhatung  und  damit 
Äbmindemng  der  Cnfalllasten  (durch  kaiserl. 
Erlass  vom  6.  Januar  1899,  bezw.  Ministerial- 
Verf.  vom  13.  Mai  1900,  Amti.  Nachr.  1900 
S.  2ni,  270)  die  Einsetzung  einer  (dem 
Handelsministerium  angegheoerten)  »UnfaU- 
verhtltungs-Kommissioni,  welche  aus  dem 
Central  gewerbein  spektor  und  16^20  (der  in- 
dnsti-iellen  Technik,  der  Hygiene,  den  Yer- 
BicherUDgs- Anstalten  und  den  Unternehmern 
sowie  Versicherten  der  nn  fall  versichern  ngs- 

Sflicbtigea  Betriebe  zu  entnehmeDdeo)  ordent- 
chen  MitgLiedern  besteht  und,  ähnlich  wie  der 
(dem  Ministerium  des  Innern*  angegliederte) 
»VersicheruDgsbeiratt  auf  versicherungs- 
tecüniscbem  Gebiet,  der  Eegierung  Jn  aUea 
auf  den  Schutz  des  Lebens  uod  der  Ge- 
sundheit der  Arbeiter  bezüglichen  Angelegen- 
heiten als  »beratendes  und  b^:utachtendes 
fach  technisches  Organ»  zur  Seite  stehen 
soll ;  die  konstituierende  Tersanunlnug  fand 
unter  Vorlegung  eines  »Entwurfs  der  allgo- 
meineu  Schutz vorachriften  für  gewerbliche 
Betriebe«  am  12.  Juni  1900  statt. 

Angesichts  des  noch  vielfach  experimen- 
talen  Charakters  des  österreichischen  Tarif- 
wesens  machte  sich  im  Hinbück  auf  die 
geplante  Reform  des  Unfall-Versicherungs- 
gesctzes  (s.  den  Art.  Unfallversiche- 
rung) unter  den  österreichischen  In- 
dustriellen eine  starke  Strömung  für  die 
Einführung  des  deutschen  tfmlagBver- 
fohrens  geltend,  welches  alle  Schwierig- 
keiten vermeide,  der  Industrie  nicht  un- 
nötigerweise Miihonen  werbenden  Kapitals 
entziehe  und  den  Versicherten  gleichwohl 
die  nämliche  Sicherheit  biete,  wogegen  das 
öeterreichiache  Kapitaldeckungsverfeihren  bei 
den  noch  ganz  unsicheren  statistischen  Er- 
fahrungen die  unvermeidlichen  Irrtümer  in 
derGefiihrenklassifikation,Beitragstarifiening 
und  Rentenkapitalisierung  ungemein  ver- 
schärfe, auch  der  Einführung  der  Invaliden- 
versicherung durch  Vorwegnahme  der  ver- 
fügbaren Mittel  geradezu  entgegenwirke. 

Von  versicheningstechniöcher  Seite  wurde 
dieser  VorsctUag  lebhaft  bekämpft,  da  man 
dann    vorübei^hend    ermässigte    Beiträge 


(etwa  für  die  nächsten  10  Jahre)  mit  später 
dauernd  (im  Behammgszustand  um  fast 
50  "/o)  erhöhten  Beiträgen  zu  erkaufen 
hätte,  also  weder  eine  Verbilligimg  der  Un- 
fall Versicherung  noch  eine  Verbesserung  des  . 
Finauzsystems  erlan^u  würde. 

Seitens  der  Versicherungsanstalten  selbst 
wurde  die  Auffassung  vertreten,  dass  ein 
richtiger  Prämientarif,  welcher  die 
Deckung  der  entstehenden  Verbindlichkeiten 
thatsächlich  gewährleiste  und  diese  Lasten  auf 
die  verschiedenen  Betriebsgruppen  gerecht 
verteile,  in  Ermangelung  ausreicnender Erfah- 
rungen sich  überhaupt  noch  nicht  aufstellen 
lasse.  Es  wurde  deshalb  vorgeschlagen,  zur 
Vermeidung  weiterer.  Betrieb sab^nge  (vev- 
sicherungstechnischer  Deficits)  bei  den  Ver- 
sicheniugsanstalten  einstweilen  nach  dem 
Voi^ng  des  deutschen  Bau  -  Cnfallver- 
sichemugsgesetzes  vom  11.  Juli  1887  bei 
jeder  Versichenmgsan  stall  (ähnlich  wie 
bei  der  berufsgenossen schafUichen  ünfall- 
versicherungsan  stall  der  österreichischen 
Eisenbahnen)  alljährlich  das  durch  die  er- 
wachsenen Verbindlichkeiten  bedingte  Ge- 
saratentschädigungserfordemis  (Barentsclift- 
digungen,  Deckungskapitalien,  Entschädi- 
gimgsreserven  und  Verwaltungsauslagen)  auf 
die  verslclierten  Betriebe  nach  Massgabe 
der  gezahlten  Löhne  und  der  Ihatsächlichen 
Unfallgefahr  (Gefahrenziffern)  umztdegen 
und  erst  hei  Erreichung  des  Behamings- 
zustandes  auf  Grund  der  bis  dahin  gewon- 
nenen festen  Unterlagen  zu  dem  grundsätz- 
lich richtigen  Prämiensyslem  des  bestehen- 
den Gesetzes  zurückzukehren,  ausserdem 
aber  behufs  Abininderung  der  Unfalllasten 
selbst  den  österreichischen  Versichenma^ 
anstatten  eine  ähnliche  Einwirkung  auf  das 
Unfall-Heilverfahren   wie   den  deut- 


und  vor  aUem  die  bisher  noch  wenig  ent- 
wickelte Unfallverhütung  unter  Zu- 
ziehung der  beteiligten  Kreise  systematisch 
zu  fördern. 

Ob  und  inwieweit  diese  Anregungen  bei 
der  Revision  des  Unfall -Versicherungsge- 
setzes  Berilcksichligung  finden  w^den, 
dürfte  im  wesentlichen  von  den  Wirkungen 
der  für  den  1.  Januar  1900  eingeführten 
Reforminasen ahmen  abhängen.  (Vgl.  hierzu : 
Bericht  des  Gewerbeausscnusses  des  Abge- 
ordnetenhauses, XI.  Session  1893,  Nr.  649 
S.  14  ff. ;  Denkschrift  des  Kiederösterr.  Ge- 
werbevereins  vom  4.  Januar  1895,  betr.  Re- 
form des  U.V.G.;  ProtokoU  über  die  Ver- 
handlungen des  Versicherungsbeirats  vom 
25.  September  bis  5.  Dezember  1895,  betr. 
Abänderung  des  U.V.G.;  die  Reformberichte 
der  Wiener  V.-Ä.  vom  23.  Juni  1893:26.  März 
1896  bezw.  der  Pn^r  V.-A.  vom  Jalir  1897 
und  die  vom  Vorstand  der  Wiener  V.-A. 
herausgegebene  Schrift  "Kapitaldeckung  und 
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Umlage  bei  der  Arbeiter-Unfallversicherung 
in  OeBterreich.,  Wien  1899.) 

8.   Verachiedenes.      Hinsichtlich    der 

YerwaltuDgskoEtenbeBttttigen  die  nach- 
folgenden Zusanunonstellungen  die  schon 
oben  erwähnte  ErfahronK^  dass  die  terri- 
loriale  Organisation  der  Unfallversicherung 
keineswegs  billiger  arbeitet  als  die  berufB- 
genossenschaftlicne,  dass  aber  die  Z-wangs- 
versicherung  in  beiderlei  Form  erheblich 
billiger   wirtschaftet    als    die   Privatver- 


•s 

1      „ 

N  1 

~,iZ 

-^ 

1 

M. 

M. 

M. 

M.    1    M. 

1 

2 

3 

4 

ö     [     6 

1866 

'.43 

26,09 

186,46 

11,86 

0,92 

1887 

',6' 

19,64 

71,62 

1888 

1,^8 

16,12 

11,90 

0,97  . 

"t55 

14,57 

37,25 

ia,29 

o,qö 

1890 

1.53 

14,23 

13  a6 

0,99 

1891 

1.63 

26,56 

13,29 

1,06 

1892 

11,7-; 

>,»1 

nM 

22,41 

14,63 

1,19 

1^,66 

1895 

2,01 

14,61 

10.81 

16.49 

1.33 

18ftG-90 

1,70 

15><« 

28,49 

13,60 

4,09 

1890 

180 

1891 

1,66 

12,6^ 

13.97 

<^M 

1,95 

47 

15,50 

0,94 

3,09 

40 

17,31 

1,02 

1890-94 

1,83 

12,1 

55.7 

14,3s 

0,87 

1896 

1,7z 

1,72 

1,85 

10,8 

1,88 

9,9 

iS,7i 

i.°3 

')  Kosten  der  Unf&llfestaCelliing',  der  Schieda- 
geriuhte,  der  Unfall  Verhütung  (Ueberwachung 
der  Betriebel  nnd  allgemeine  (lantende)  Ver- 
waltnn^kosten. 

Bei  BemitZDnfr  der  asterreichischen  Uufall- 
8t&ti9tik  ist  1  Giilden  gleich  1  Mk.  70  Pf.  ge- 
rechnet nnd  in  den  Spalten  ö  und  6  die  Grappe 
der  Inndwirtschaftlicnen  Motorenbetriebe  aas- 
gesch  jeden , 

Ueber  die  Einwirkung  einer  zn  kurzen 
Wartezeit  auf  die  Hübe  der  Verwallnngskosten 
Tgl.  oben  sub  II,  4. 


Nach  dem  »Protokoll  (Iber  die  in  der 
Zeit  vom  25.  November  bis  5.  Dezember 
1895  abgeführten  Yerhandlungen  des  durcli 
Experte  verstärkten  Versicheningsbeirafes, 
betr.  angeregte  Ab&ndenmgen  des  Arbeiter- 
unfallversichenmgBgesetzes* ,  Wien  1896, 
(S.  20)  kamen : 

dnrcbgchnittiiche  Verw&ItnngBkosten 


a)   auf  1  fl.  der  ausgezahlten  Entschädigungen 


deutschen  Be- 
rn tagenoasen- 
Bchatteu 


SsterreichiBchen 
Versichenmifs- 

austalteii 


b)   auf  1  ft.  der  eingezahlten  Prämien 


10.3 


30,1 


Einen  Anhalt  fflr  die  Yergleicliung  der 
Beitrags-  und  Entsehädifjungs- 
leistiingen  auf  seilen  der  flsterrcichi sehen 
Versi chemo gsanstalten  einerseits  und  der 
deutschen  Benifsgenossensc-haften  anderer- 
seits gewährt  die  Gegen Obei-stelluiig  dieser 
Ijeistungen  nnd  der  veraicherteu  Lohn- 
sumnien.  S.  die  erste  Tabelle  auf  folgeniler 
Seite. 


des   Umfa. 


Vor. 


Sicherung  steht  die  Osfcrreichische  Ar- 
beiten-ei-sicherung  der  deutschen  noch  er- 
heblich nach.  Gemäss  der  letzten  Volks- 
zählung (IKÖO)  hatte  Oesterreich  21^.9  Mill. 
(11,7  raannhche  n.  12,2  weibliche)  Einwohner, 
wovon  13,3  auf  Land-  und  Forstwirfsobaft 
6,1  auf  Industrie  und  Gewerbe,  2,1  auf 
Handel  und  Verkehr  entfielen.  Von  den 
8084814  Arbeitern  und  1102600  Tage- 
lahnem  --  9187  470  wirtschaftlich  unselb- 
ständigen Personen  entfielen  5615133  Ar- 
beiter und  824894  Tagelöhner  ^  6440027 
Personen  auf  die  Land-  und  Forstwirtschaft, 
aber  nur  2 144  6(t6  Arbeiter  und  99 122  Tage- 
löhner =  2  243734  Personen  auf  Industrie 
und  Gewerbe,  so  dass  die  österreichische 
Arbeiter  Vorsicherung,  welche  in  Kranken- 
nnd  Unfallversicherung  i'und  2  Jlillionen 
Versicherte  umfasst  (vgl,  AintL  Nachr.  1900 


li/ed:^; ,^^lOOQlC 


.gic 


Unfallstatistik — roMlrersicheniiig 


Beitrage  in  ";„  der  Lohnsununen 

Rech- 

"^  der  Lohnsommen  bei  den 

T^ 

österreic  bischen  i    dentacheD  ge- 

Österreich  isühea 

deutschen  gt- 

Vereicherimgg-     werbl.  Berutsge- 

Verfilchernngs- 

werW.  Berafsge- 

aosUiten        ,  nossenschaften  *) 

OD  stalten 

nowenschoften 

1. 

1890:    0,76 

1886:     0,60 

1R90 

',39 

1,00 

1890 

2. 

1891:    2,2s 

1887:     1,94 

1891 

1891 

3. 

J892:    3.'7 

1888:     1,91 

189« 

1.37 

'.17 

1892 

4. 

1889:     3,75 

1893 

1893 

5. 

1894  r     5,2° 

1890:    4,70 

IKU 

hi6 

1994 

6. 

1895:    s,"7 

1891:    5,64 

1.52 

1,36 

7. 

1896:    6,6S 

1892:     6,36 

1896 

1896 

8. 

1897:     7,8a 

1893:     7,39 

1897 

1,07 

1897 

9. 

1898:     8,92 

1898 

1,90 

1,06 

1898 

*)  Ohne  die  Knappscbafta-BerafseeitoasenBchaften,  da  daa  üsterreichiache  Ünfall-\ 
nngi'irF'^etz  den  Bergrbau  nicht  nitarnuast  (g  1  Abs.  ö). 


S.  18fi  «.  d.  Art.  rnfallversichernng), 

im  Gegrensatz  zur  deutschen  Arbeiten'er- 
siehening  noch  nicht  einmal  die  gewerbliche 
Arbeiterschaft  ganz  deckt,  von  den  gesfimton 
Lohnai'beitern   aber  taum  ein  Viertel  uin- 


fasst.  (Vgl.  die  internationale  Uebersicht  im 
Anhang  meines  'Leitfaden  ziir  Arbeiterver- 
Sicherung  des  Deutschen  Keichs»,  Berlin 
1900,  und  Woknrek  -Die  ÖsteiT.  Unfallver- 
sichenrag».  Leipzig- Wien  189S,  S.  3  ff.) 


Tnfallreuten  liezogen  am  Ende  des  letzten  Rechnungsjahres  (I893|: 
1448  dauernd  gAnzlich  Erwerbsunfähige  im  Jalu'esbetrag  von     394074  fl. 

21 424        „        teilweise  „  ^  ^  ^     1 686  74s  fl. 

3  506  Witwen  Getöteter  ^  „  „       '91 658  fl. 

5  8ä0  Kinder  „  ,  „  „       3*2  967  ft. 

489  Eltern  „  „  „  „         ag  463  H. 


Zur.  32117  Personen 


(1  Jnhresbetrage  7on  273092?  < 


Dil?    Unfallgesef zgebung    in  den  Berlin 

übrigen  Staaten  ist  noch  zu  jung,  um  rertifh 

schon    jetzt   eine    besondere   Unfallstatistik  1  .  ^■'■ 

liefern  zu  können  (s.  den  Ari  Unfallver-I  ^"■"' 

Sicherung). 


UtterKtnr:  /.  Devtirhlanrl.  AmlUchei 
yacbrirhteti  dr4  Seichiveriickertnigt- 
amtt,  Berlin  teil  188S  (Verlag  mn  A.  Aiher),'. 
imbet-mdert  die  jäkrliehtTi  Berhnttitgtergebnüif  ' 
dtr  Bervf*gen<i»tentchafleii  tlc.  (Nr.  I  a.  a.  O.J, 
irnrle  die  mil  Vtrhäitnübtrecltnungen  rcraehene ; 
Zvtaatmenilellung  /Ur  die  Jahre  1885— IS9S  im  1 
GnrerbUfhe 

1.  Beiheft,  Jahrg.  1900;  ferner  dte  -= j—: r 

'  Landii'irUch.  1 

VnfidUlatUtik  far  die  Jahre  ..  —  ;  Amtlieh.' 


1S90  .S.  159 


189i;i901 ' 
'—,   betiB.  Beihrfte 


,    Jahrg.- 


).  —  Zacher,  teiljadeit  xar  Arbiter' 
TerHfheruiig  dei  DeHUchev  Efirh*,  BerUn  191)0. 
II.  Oeiterreich.  Antlithe  Safh- 
richten  det  l:  li.  Minitlerivm  de* 
Innern,  betr.  die  l'Hfallvertieherung  «nd  die 
Krankenveriieherimg  der  Arbeäer,  Wie»  Mi(18f0, 
loiiHe  die  Gebarung  und  die  ErgebniMC  der 
VnfaHttaiittlk  der  Arbeitrr-VnfaU-Ttrtieherunge- 
attttallen,  Wien  teil  189-2,  \niä  Ergebnitfe  der 
Hin  Zirecke  der  Serieian  der  GrfalirtnldiatfH- 
eintfüvng  iÜierprUflm  CafaUetatietilc  der  Jahre 
1390—1898.  Wim  1S99.  —  Kapitaldecknng 
und  V-mlage  bti der  Arbeiler-l'-nfallvereicherung 
in  Ottterreieh,  Wien  1899.  —  Umiaie  Vcr- 
TCaltung  in  Oetierreieh  am  Ende  dee  19. 
Jahrhunderle,  Wien  1900.  —  ZnohCf,  uZXf 
Arbeiferrerticbening  im  Audanden,  Heft  VII 
COeilerreirhJ  und  die  daielbtt  S.  56'57  angenogfnr 
LiatratHr. 


t  S.  SSI' 

W9UII90O,  —  Bediker,  Die  l'nfatlilatiitib  det 
De«Ufh<'n  Seicht  nach  der  Ari/nahme  vom  Jahre 
ISSl  lErgänziingthefi.  lu  Bd.  SS  der  Slalitlik  de* 
D.  E.),  Berlin  1S81.  —  v««  tler  Barght,  I>ie 
Ütatittii  der  rfeulieAm  Arbeiterrertieheruag,  in 
r.  Mai/rt  Allg.  tialitt.  Arehic,  Bd.  S,  S.  -mg. 
—  Anr-(tnaNn,  Die  Berechnung  der  Umlage- 
beitn'ige  filr  die  L'nJaUrerticherung  bei  den  ge- 
werbl.  Berufigenotaentrha/fen,  Berlin  189C;  Dae 
Oe/nhrentar%fireten  der  Unfallrerticherang  det 
IMilirhen  HHehr,  Berlin  1909.  —  KIftn,  Die 
Leittungen  der  Arbeilervmirkerwng  det  I>.  Ä., 
Berlin  1900.  —  Ltum  und  Zahn,  Ein-riehlu-ng 
vnd  Wirkirng  der  devitchen  Arbeilerfertieherung, 


nnfallTersicbeniiig. 

Ä.  Die  U.  in  DentschUnd.  I.  Vor- 
geschichte. 1.  Begriff.  2.  PriTatrecbÜiche 
Haftpflicht.  3.  Oeffeutlichrechtliche  Fürsorge 
(Unfall Versicherung).  II.  Die  reichsgesetz- 
liche  U.  I.  Die  ältere  Gesetzgebung.  2. 
Revision  der  U,  III.  Bestehendes  Eecht. 
1.  G.  T.  30.  Jnni  1900,  betr.  die  .Vbändemng  der 
Unfailversicherungsgesetze  (R.G.Bl,  S.  573).  2. 
Gewerbe-UnfallTersichernngsgesetz  (R.G.BI.  S. 
r>85).  3,  UnfallversicLerungsgesetz  ftir  lAnd- 
nnd.  Forstwirtschaft  (G.G.Bl.  «.  641).    4.  Bau- 


jgle 


Un  fall  versichern  ng 


UnfallTereichemngfigeseti  (R.G.Bl.  8.  698).  5. 
See-UnfaUvereicherangsgeBeti   (R.G.Bl.  8.  716). 

IV.  StatiatiBches  (Organisation,  Verwaltung, 
RechtsprechuBK),  V.Anhane.  I.ßeichaveraielie- 
mngaamt.   2.  Das  Beamten-Unfallfürsore^geBeU 

V.  lö.  März  1886  (B.G.Bl.  8.  M).  2.  Das  Ge- 
fangen en-Uiifallfllreorgeffesetz  V.  30.  Juni  1900 
|R.G.B1.S.B36).B.  Die  Unfall  Versicherung 
in  OeBterreich.  1.  Privatrecbtiiche  (pera3n- 
liche)  Haftpflicht.  2.  Oeffenti  ichrecht  liehe  (soziale) 
Fürsorge.  3.  Unfallversicherungsgesetz  v.  28. 
Dezemher  1887  [R.G.Bl.  1888  Nr.  1).  4.  Ausdeh- 
nnngsgegetz  v.  20.  Juli  1894  m.G.Bl.  S.  168; 
GesetzeBkraft  vom  1.  Januar  1895).  ö.  Befonu 
der  U.  6.  Statistiscbes.  C.  Die  0.  in  den 
Übrigen  Staaten. 

I.  Vorgeschichte. 


1.  Begriff.  Dnfallveraichening  ist  die 
SichersteBung  von  Personen  gegeo  die  wirt- 
sciiaftliclien  Folgen  von  Betriebsunfällen, 
weiche  zufolge  Tötung  oder  Körperverletzung 
die  Erwerbsfälligkeit  dauerniü  oder  vorüber- 
gehend aufheben  oder  beschränlfcn.  Sie 
bildet  einen  Zweig  der  Personen  Versicherung 
lind  hat  mit  der  Entwickeluug  der  modernen 
Produktion  —  ähnlich  wie  die  Kranken-, 
Invalidität*-  und  Altersversicherung  —  eine 
erhöhte  Bedeutung  namentlich  für  diejenigen 
BevölkerungsschiMiten  erlangt,  weiche  auf 
<lie  Verwertung  ihrer  Arbeitskraft  im  Dienste 
anderer  angewiesen  sind  (Arbeiter,  Betnebs- 
beamte)  und  bei  plötzlicher  Einbiisse  dieser 
Erwerbsquelle  in  Ermangelung  anderer  Für- 
sorge meist  der  Armenpflege  anheimfallen. 

2.  Privatrecbtiiche  Haftpflicht:  a)  Ge- 
meines Recht,  Nach  den  Grundsätzen 
des  i-Qmiscli- gemeinen  Rechts  stand  den  in 
Gewerbebetrieben  Verletzten  bezw.  den 
Hinterbliebenen Getöleter  ein  Entschädigungs- 
anspruch ausschliesslich  gegen  den  un- 
mittelbaren Urheber  zu,  insoweit 
diesem  eine  vortretbare  Schuld  nachge- 
wiesen werden  konnte.  Der  Arbeilgeber 
(Betriebs Unternehmer)  haftete  hiernach  nur 
für  eigenes  Verschulden,  fflr  das  seiner 
AngesteDten  nur  dann,  wenn  ihm  eine  Nach- 
lässigkeit bei  der  Auswahl  derselben  (culpa 
in  eligendo)  nachzuweisen  war.  Diesen 
Schuldbeweis  gegen  einen  sozial  flberlegenen 
Gegner  im  orttentliclien  l'rozesswege  zu  er- 
bringen, war  für  den  Arbeiter  oder  seine  j 
Hinterbliebenen  um  so  schwerer,  als  Art  i 
und  Ot  des  Unfalls,  wie  gerade  bei  ele- 
mentaren Massen  Unfällen  in  Bei-g^-erken, 
Dampf kcsselanlagen,  Hprengstofffabnken  etc., 
die  Beweisfühning  durch  Augenschein  und 
Zeugen  häufig  ausgosehlowscn  waren.  Uelier- 
dios  trugen  sülciie  Proze.-^Kc  lediglich  dazu  bei, 
das  Yerliültnis  zwischen  Arlicitgeberu  und 
Arl^eitnehmel■n  zu  trfibon. 

Da  mit   der   ziuiehmendcn  AuB<lehnung 


des  maschinellen  Grossbetriebes  die  durch 
die  Industrie  hervorgerufenen  Betriebsun- 
fälle die  Armenlasten  der  Gemeinden  zu- 
sehends steigerten  imd  die  Lage  der  be- 
troffenen Arbeiter  immer  mehr  vereohlech- 
ferten,   so   ; 


diesen  Uebelständen  zunächst  durch  Er- 
weiterung der  persönlichen  Haftpflicht  der 
Unternehmer  abzuhelfen. 

b)  Das  R.G.  v.  7.  Juni  1871  (R.G.BL 
S.  207)  legte  dem  Unternehmer  fOr  die  in 
seinem  Betriebe  vorkommenden  Unfälle,  ins- 
besondere für  alle  Vernachlfissigungen  seiner 
Angestellten  eine  selbständige  Verant- 
wortlichkeit auf. 

I^nach  hatte  der  Unternehmer  den  durch 
Tötung  oder  Körpen'erlefzungeines  Menschen 
entstandenen  Schaden  voll  zu  ersetzen,  und 
zwar:  1.  bei  Unfällen  im  Betriebe  einer 
Eisenbahn,  sofern  er  nicht  höhere  Gevralt 
oder  eigenes  Vei-schulden  des  Verunglückten 
als  Ureache  des  Unfalls  nachweisen  konnte; 
2.  bei  sonstigen  Unfäilen  (im  Betriebe  eines 
Bergwerks  oder  Steinbruchs,  einer  Giäberei 
oder  Fabrik),  wenn  der  Verunglückte- seiner- 
seits ein  Verschiüden  des  T'nternehmers  oder 
der  Betriebsbeamten  nachzuweisen  vermochte. 
Bei  dieser  Unterscheidung  ging  der  Ge- 
setzgeber von  der  Auffassung  aus,  dass  die 
Präsumtion  der  Unternehmerachuld  sich  nur 
für  Eisenbahnbetriebe  rechtfertige,  weil  nur 
hier  nach  dem  Stande  der  Technik  Unfälle 
in  der  Regel  zu  vormeiden  seien,  nicht  aber 
bei  Berg^verken  und  Fabrikbetrieben,  wo  die 
Naturkräfte  und  die  Selbstbestimmung  der 
Arbeiter  bezw.  Mitarbeiter  weit  mehr  in 
den  Vordergnind  treten. 

Das  Gesetz  übte  nicht  die  erhoffte  AVir- 
kung :  es  liess  die  flbergrosso  Mehrzahl  der 
Unfälle  (bei  Zufall,  eigenem  Verschulden, 
Schuld  der  Mitarbeiter),  nach  wie  vor  un- 
gedeckt, vermehrte  nur  die  beiderseits  ver- 
bitternden lYozossc,  beliews  es  im  wesent- 
lichen bei  der  für  den  Arbeiter  so  schwie- 
rigen Beweislast  und  verwies  diesen  bei 
Zäilnugsunfähigkeit  des  Entschädigungs- 
pflichtigen wiedenun  auf  die  Offcntlicho 
Armenpflege.  Näheres  s.  d.  Art.  Haft- 
pflicht oben  Bd.  IV,  S.  i>46ff.). 

8,  OeMentlichrechtlicheFür8orge(L'n- 
tallversicbemng).  Eine  wirksame  Abhilfe 
war  nnr  zu  beschaffen,  wenn  es  gelang, 
alle  Unfälle  zu  entschädigen,  ohne  die  In- 
dustrie zu  überlasten,  d.  Ii.  beiden  Teilen 
.  (Arbeitgoi)em  wie  Arlteitnehmern)  gei-echt 
I  zu  werden.  Auf  dem  bisherigen  Wege, 
I  durch  weitere  Vei-schärtung  der  Haftpflicht, 
[  war  dies  nicht  möglicli.  Selbst  wenn  man, 
im  Wideifipnich  mit  den  that^achlichen 
Verhält uiswn,  die  ausnalimsweisc  für  den 
Ei tcnbalui betrieb  angenommene  Präsumtion 
der  Uiitemehmei'schidd  zum  allgemeinen 
Grundsatz  erhoben,  d.  h.  die  Beweisla^t  zu 
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Gunsten  desArbeilers  tlnrehweg  «mgekehrt 
hatte,  so  ■wflrde  dies  gleichwolü  in  der  Sache 
selbst  nichts  geändert  haben,  da  dann  der 
Doternehmer  das  gleiche  Interesse  wie  fi-fther 
der  Arbeiter  daran  geliabt  hätte,  ein  Ver- 
Gch\ilden  des  Qegners  nachzuweisen,  und  die 
meisten  (durch  Zufall  oder  eigenes  Ver- 
schulden herbeigefflhrten)  Unffile  immer 
noch  ins  Freie  gefallen  wären.  Gerade  in 
letzterer  Beziehung  mnsste  es  besonders 
hart  erscheinen,  Jj-belter.  welche  auf  ihre 
Kraft  oder  Geschicklichkeit  vertrauend  und 
abgestumpft  durch  die  Gewohnheit  der  Be- 
triebsgefahren  diesen  zum  Opfer  fielen,  ffir 
das  im  Dienste  anderer  erlittene  Unglück 
gleichwohl  ohnejede  Entschädigung  zulassen; 
nur  bei  vorsätzlicher  Herbeiffihning  des 
Unfalls  war  dies  geboten. 

Eine  befriedigende  Ijösung  verliiess  nur 
dieErset^^lngderpri^■atI■eehtlichenHaftI>flicht 
diffch  eine  ßffentlichrechtliche  Für- 
sorge auf  Grund  allgemeinen  Ver- 
sicherung szwanges. 

Von  dem  Gnindsatze  ausgehend,  dass  die 
durch  den  Gewerbebetrieb  hervorgenifenen 
Unfalllasten  wie  andere  Geschäftsunkosten  als 
ein  Teil  der  l^roduktionskosten  zu  behandeln 
seien  und  dass  bei  der  VersehJetlenheit  der 
Unfailgefahr  in  den  einzelnen  Gewerbszwei- 
gen billigerweise  jede  Branche  das  ihr  eigen- 
Iflraliche  Gefahrenrisiko  zu  tragen  habe,  schien 
es  am  natürlichston  und  gerechtesten  (ausser 
bei  Vorsatz  des  Venmglflctten)  alle  Be- 
triebsunfälle zu  entschädigen  und 
die  Versicherungslasten  der  Gesamtheit 
der  betreifenden  Gewerbeuntemehmer  auf- 
zulegen, also  die  persönliche  Haft[)flicht 
der  Einzelunternehmer  in  eine  wirtschaft- 
lidie  Belastung  des  ganzen  Gewerbszweiges 
umzuwandeln,  an  welcher  der  einzelne 
Bei  rieb  nach  dem  Masse  seines  Risikos 
(Ai  bei ts verbrauch  und  Gefährlichkeit  beteiligt 
wird. 

DiesenWeg  beschritt  zuerst  die  deutsch' 
Unf al  1  versichern  ngsgesetzgebung. 

a)  1.  Gesetzentwurf  v.  8.  März 
1881  (R.T.Dr.S.Nr.  41).  Nach  diesem  Ent- 
würfe sollten  die  Unternehmer  liaftpflichtiger 
Betriebe  (abgesehen  von  den  Eisenbahnen) 
Terpfliehtet  sein,  ihre  Arbeiter  und  Bef  riebs- 
beamten  gegen  die  wirtschaftlichen  Folgen 
von  Betriebsunfällen  kollektiv  zu  vei-sichern. 
Die  Versichenmg  sollte  mit  \nerwöchiger 
Warte-{ Karen z-)zeit bei  einer  Reichs-Ver- 
sicherungsanstalt  nach  festen  Prämien- 
tarifen,  unter  BeriScksichtigtmg  der  Gefahren- 
klassen und  Zulassung  genossensehaftlicher 
Versichenmg  (innerlialh  derselben  Gefahren- 
und  Gebietsabgrenzung)  erfolgen,  und  zwar 
auf  Kosten  der  nunmehr  von  der  Haftpflicht 
befreiten  Unternehmer,]  ofloch  imterBe  t  ei  1  igiu  ig 
der  Arbeiter  und  des  Reiches  an  der  Präniien- 
zahluDg ;  gegen  dieEntschädignngsfestsetzung 


der  Reichs-Versichonmgsan stall  sollte  der 
Rechtsweg  offen  stehen.  PrivatgeseUschaften 
waren  grundsätzlich  angeschlossen,  weil  sol- 
che selbst  bei  schärfster  Beaufsichtigung  keine 
unbedingte  Sicherheit  böten,  auch  die  Un- 
fälle der  Ai'beiter  nicht  als  Unterlage  ffir 
Dividenden  dienen  dürften.  Die  Gewähriuig 
eines  Reichs-Zuschnsses  schien  durch  die  zu 
erwartende  Vermindenmg  der  Armenlasten 
gerechtfertigt,  auch  sozialpolitisch  angezeigt, 
um  den  Arbeitern  die  Fürsorge  des  Reiches 
für  ihr  Wohl  desto  deutlicher  zu  machen. 

Der  Reichstag  nahm  am  16.  Juni  1881 
den  Gesetzentwurl  unter  Beibehaltung  des 
Versichenmgszwanges  und  anderer  wesent- 
licher Grundlagen  an,  hatte  aber  den  Reichs- 
Zuschuss  verworfen  und  die  Reichs- Vereiche- 
ningsanstalt  durch  Landes-Vorsicheningsan- 
stalten  ersetzt,  so  dass  die  Regienmg  dem 
so  veränderten  Entwürfe  ibre  Zustimmung 
versagte  (R.T.Dr.S.  Nr,  1.t9  und  260). 

b)  Statistische  Vorarbeiten.  Es 
erfolgte  nunmehr  die  Beschaffung  des  für 
die  Fortsetzung  der  Arbeiten  erforderlichen 
statistischen  Materials  in  betreff  der  Zahl 
der  Unfälle  und  deren  Folgen  (Tod,  dauernde 
oder  vorüber^hende  Erwerbsunfähigkeit) 
sowie  hinsichtlich  der  voraiissidit liehen  Be- 
lastung der  Unfall  versichenmg  an  sich  und 
im  Vei^leiche  mit  der  den  Krankenkassen 
zufallenden  Belastung,  falls  diesen  die  Für- 
sorge für  einen  gewissen  Zeitraum  (sog. 
Wartezeit)  übertragen  würde  (s.  darüber  d. 
Art.  Unfallstatistik  oben  S.  2C0ff.). 

c)  Die  kaiserliche  Botschaft  v. 
17.  November  1881  (R.Ä.  Nr.270).  Inzwi- 
schen wurde  die  neue  Legislaturperiode  des 
Reichstages  mit  der  Allerhöchsten  Botschaft 
Kaiser  Wilhelms  I.  vom  17.  November  ISSl 
eröffnet  welche  für  die  weitere  Behandlung 
nicht  nur  der  Unfallversicherung,  sondern 
der  gesamten  Arbeiterversicherung  von 
gmndlegender  Be<leutimg  wurde.    Es  Jieisst 

I  darin : 

I       »Schon  im  Febniar  dieses  Jahres  haben 

IWirUnsereUeberzengiing  aussprechen  lassen, 
dass  die  Heilung  der  sozialen  Schä- 
den nicht  ausschliesslich  im  Wege  der  Re- 
pression sozialdemokratischerAiisschreitungen 
sondern gleichmässig auf  dem  derpositiven 
Förderung  des  Wohles  der  Arbeiter 
zu  suchen  sein  werde.  Wir  halten  es  für 
Unsere  Kaiserliche  Pflicht,  dem  Reichstatro 
diese  Aufgabe  von  neuem  ans  Herz  zu  legen, 
und  Wir  würden  mit  um  so  grTisserer  He- 
friedigimg  auf  alle  Erfolge,  mit  denen  Gott 
Unsere  Rogienmg  sichtlich  gesegnet  hat, 
zurückblicken,  wenn  es  Uns  gelänge,  dei-- 
einst  das  Bewusstsein  mitzunehmen,  dem 
Vaterlande  neue  und  dauernde  BOrgscIiaften 
seines  inneren  Friedens  und  den  lüifsbe- 
dürftigen  grössere  Sicherheit  und  Ergiebig- 

;  keit  des  Beistandes,  auf  den  sie  Anspruch 
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haben,  zu  hinterlaesen.  In  Uuaerea  darauf 
gerichteten  Bestrebungen  sind  Wir  der  Zu- 
etiinmuag  aller  verbündeten  Reglern □  gen 
gewiss  und  vertrauen  auf  die  Unterstfltzung 
i  Reichstages  ohne  unterschied  der  Par- 


In  diesem  Sinne  wird  zunächst  der  von 
den  verbündeten  Regienin^n  in  der  vorigen 
Session  vorgel^;te  Entwurf  eines  Gesetzes 
(Iber  die  Verachenuig  der  Arbeiter  gegen 
Betriebsunfälle  mit  Rücksicht  auf  die 
im  Reichstage  stattgehabten  Verhandlungen 
über  denselben  einer  Umarl)eitimE  unter- 
zogen, um  die  erneute  Beratunff  desselben 
vorzubereiten.  Ergännend  wird  ihm  eine 
Vorlage  zur  Seite  treten,  welche  sich  eine 
gleidunflSEige  Organisation  des  gewerblichen 
KrankeDkasseuwesens  zur  Aufgabe 
stellt.  Aber  auch  diejenigen,  welche  durch 
Alter  oder  Invalidität  erwerbsunfähig 
wenlen,  haben  der  Gesamtheit  gegenüber 
einen  begründeten  Anspruch  auf  ein  höheres 
Mass  staatlicher  f^i-sorge,  als  ihnen  bisher 
hat  zu  teil  werden  lyönnen. 

Für  diese  Fürsorge  die  rechten  Mittel  und 
Wege  zu  finden,  ist  eine  schwierige,  al>er 
auch  eine  der  höchsten  Aufgaben  jedes  Ge- 
meinwesens, welches  auf  den  sittlichen 
Fundamenten  des  cliristlichen  Volkslebens 
steht.  Der  engere  Anschluss  an  die  realen 
Kräfte  (heses  Volkslebens  und  das  Zusammen- 
fassen der  letzteren  in  der  Form  korpora- 
tiver Genossenschaften  unter  staat- 
lichem Schutze  und  staatlicher  Förderung 
weixlen,  wie  Wir  hoffen,  die  Lösung  auch 
von  Aufgaben  möghch  machen,  denen  die 
Staatsgewalt  allein  in  gleichem  L'mfange 
nicht  gewachsen  sein  würde.  Immer  hm 
aber  wiitl  auch  auf  diesem  Wege  <ias  Ziel 
nicht  ohne  Aufwendung  erheblicher  Mittel 
zu  erreichen  sein.« 

Durch  diese  Botschaft  wurde  die  Lösung 
<tcr  soziaipolitischen  Aufgaben  auf  den 
Boden  genossen schaftliclier  Gliederung  ver- 
wiesen. 

d)  2.  Gesetzentwurf  v,  2.  Mai  ISt^L' 
<R.T.Dr.S.  Nr.  19).  Derselbe  ersetzte  die 
Reichs-Vei'sichorungsanstalt  durch  (jefahren- 
und  Betriebsgennssenschaften,  die  Kapital- 
deckung der  Jährlich  erwachsenden  Renten- 
Isst  durch  Cmlegung  des  thatsächUchen 
Jahres bedarfs ,  die  Arbeiterbeiträge  durch 
Erweiterung  der  Wartezeit  von  4  auf  13 
Wochen  z\i  Lasten  dei-  Krankenkassen,  den 
ordentlichen  Rechtsweg  gegen  die  Entschä- 
digungsfestsetzungen durch  Einführung  der 
Beruf img  an  besondere  Schiedsgerichte. 
Hiernach  sollten  an  Steile  der  buroaukrati- 
schen  Reichs- Versicherungsanstalt  für  alle 
versicherungspflichtigen  Betriebe  des  Reichs 
(jcfahrenklassen  gebildet  wei-den  und 
innerhalb  jeder  Gefahrenklasse  die  ver- 
wamilenBctriebe  ort schaftLch  zu  Betriebs- 


genossenschaften bezw.  zu  subsidiären 
Betriebsverbänden  vereinigt  werden, 
an  dei'en  Selbstverwaltung  eine  Beteiligung 
der  Arbeiter  durch  besondere  Arbeiter- 
ausschüsse vorgesehen  war.  Von  den 
zu  leistenden  Entschädigungen  sollten  60"  o 
der  Gesamtheit  aller  Unternehmer  der  be- 
treffenden Gefahrenklasse,  IS^rOderBetriebs- 
genoasenschaft  bezw.  dem  Betriebsverbande 
und  25°/o  dem  Reiclie  zur  Last  fallen. 

Die  Reichstagskommission  verwarf  wie- 
derum den  Reichfi-Zuschuas,  desgleichen  die 
ürguiisation ,  weil  diese  zu  schwoiifällig, 
auch  unzweckmässig  sei,  da  sie  Betriel«- 
zweige  zusammenlege,  welche  keine  gemein- 
samen wirtschaftlichen  Interessen  hätten. 
grössere  Betriebszweige  aber  ohne  Not  aus 
einanderreisse.  Der  Koraraissionsbericht 
konnte  jedoch  wegen  Sessionsschlusses  am 
12.  Juni  1883  nicht  melir  zur  Verliandlung 
gelangen  (RT.  Dr.  S.  1882,  Nr.  372). 

e)  3.  Gesetzentwurf  v.  6.  März 
1884  (R.T.  Dr.  S.  Nr.  4).  Nunmehr  ent- 
schlossen sich  die  verbündeten  Regierungen, 
auf  den  In  der  A.  B.  v.  17.  November  1881 
ausgesprochenen  Grundlagen  (unter  Be- 
nutzung der  am  5.  Juni  1882  angenommenen 
Berufsstatistik)  einen  neuen  Entwurf  vor- 
zulegen, in  welchem  die  Organisatimi  auf 
berufsgenossenschaftlicher  Grund- 
lage durchgeführt  imd  der  wiederholt  ab- 
gelehnte Reich s-ZuBchuss  durch  eine  sub- 
sidiäre Reichsgarantie  ersetzt  war.  Der 
Entwurf  wurde  vom  Reichstage  ohne  grund- 
sätzliche Äendenmgen  (gegen  die  Stimmen 
der  Sozialdemokratie  und  Fortsdirittspartei) 
mit  grosser  Mehrheit  angenommen  und  am 
6.  JuU  1884  ab  Gesetz  j.ubliziert  (RG.Bl. 
S.  69),  Im  allgemeinen  bescliränkte  sich  der 
Entwurf  auf  die  nach  §  2  des  R.G.  v.  7. 
Juni  1871  haftpflichtigen  Betriebe  (Berg- 
werke, Steinbrüche,  Gräbereien,  Fabriken), 
weil  bei  diesen  die  Regelung  der  Unfallver- 
sicherung am  dringhchsten  erschien,  während 
die  Ausdehnung  der  Unfallversicherung  auf 
weitere  Betriebszweige  späteren  Sonderge- 
setzen  vorbehalten  blieb.  Ein  solches  schritt- 
weises Voi^hen  der  Gesetzgebung  war 
nicht  nur  durch  die  Neuheit  der  Sache,  son- 
dern auch  zur  Vermeidung  im  zweckmässiger 
Schablonisiening  geboten. 

IL  Die  reichsgesetzUche  (Jnfall- 

versicheroDg. 
1.  Die  filtere  GeeetZKebiuig  umfasste 

folgende  Gesetze:  a]  Das  »Stammgesetz« 
vom  0.  Juli  1884  (RG.Bl.  S.  G9),  welches 
den  Versicheriingszwang  filr  die  Ar- 
beiter (ohne  Rücksicht  auf  Lohn)  und  die 
niederen  Betriebsbeamten  (bis  2000  Mark 
Jahres\'erdienst)  in  den  bis  dahin  haft])flich- 
tigen  Betriel-en  der  Industrie,  den  mit 
Motoren     ai'beiteuden     handwerksmässigen 
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Betrieben  und  gewerblichen  (Hoch-)  Baube- 
trieben begrdndete. 

b)  Das  >AuBdehuung5gesetz<i  v. 
28.  Mai  1885  (R.G31.  S.  159),  welcheß 
als  NoTelle  zum  Stammgesetz  den  Ver- 
aicherungszwang  auf  die  (Land  und  Wasser-} 
Transportbetriebe  des  Binnenlandes 
{eiuschhesslich  der  Staatsbetriebe  der  Post-, 
Telegraphen- ,  Eisenbahu-  Marine-  und 
Heeresverwaltungen)  und  die  Verladungs- 
betriebe (Spedition,  Speicherei,  KeÜerei  etc.) 
erstreckte. 

c)  Das  landwirtschaftliche  U.V.G. 
T.  5.  Mai  1886  (RG.Bl.  S.  132),  welches 
fels  selbständiges  (besetz  der  £i^nart  der 
I^d-  und  Forst-wirtschah  mit  ihren  zahl- 
reichen Kleinbetrieben  diireh  Vereinfachung 
der  Organisation  und  Verwaltimg  Recimung 
zu  tragen  suchte.  (1./2.  Entwurf  v.  3./7. 
Januar  1885/1886.  RT.Dr.S.  Nr.  81/75.) 

d)  Das  Bau-C.V.G.  v.  11.  Juli  1887 
{R.G.B1.  S.  287),  welches  wie  das  »Arisdeh- 
nungsgesetz*  eine  Novelle  zum  »-Btamm- 
gesetzo  bildete  und  die  bis  dahin  noch  nicht 
versicherten  Bauarbeiten  (vgl  §  1  des  Slamm- 
bezw.  Ausd.-ti.),  insbesondere  die  gewerbs- 
mässigeu  Tief  hauten  unddieRegiebauten, 
d.  h.  solche  Bauarbeilen,  welche  der  Bau- 
herr für  eigene  Rechnung  diu-ch  unmittel- 
bar angenommene  Arbeiter  ausführen  lässt, 
der  Versichenmgspflicht  unterwarf. 

e)  Das  See-ILV.Ö.  v.  13.  Juli  1887 
<B.G.B1.  S.  287),  welches  wie  das  L.U.V.G. 
eine  eigene  Kodifikation  bildete  (R.T.  Dr.  S. 
Nr.  6)  und  die  U.V.  für  die  Seeachiff- 
fahrtsbetriebe  iwelte, einschUesalich  der 
Lotsen-,  Rettungs-,  Berguugs-,  Hafen-,  und 
Dookbetriebe,  aber  auaschiiesäich  der  Fischer- 
bote und  kleinerer  Seefahrzeuge  (welche 
nicht  mehr  als  50  Kubikmeter  Bruttoraum- 
gehalt  haben  und  dabei  weder  Zubehör  eines 
grosseren  Fahrzeuges    noch  auf  Fortbewe- 


ifte  eingerichtet  sind). 

2.  RevisioR  der  U.  Bei  der  Revision  der 
Unfallversicherung  handelte  es  sich  vornehm- 
lich darum,  ähnlich  wie  bei  der  Revision  der 

Kranken vereicherung  (vgl.  den  Art.  obeu  Bd. 
T  S.  360  ff.)  auf  Grund  der  gewonnenen 
praktischen  Erbhrungen  die  bisherige  Ge- 
setzgebung zu  vervollkommnen.  Der  imter 
dem  17.  November  1896  dem  Reichstag 
{Drucksache  Nr.  570)  vorgelegte  »Gesetz- 
entwiu^j  betreffend  die  Abänderung 
der  Lnfallversicherungsgeaetze« 
beschränkte  sich  demgemdss  nach  dem 
Vorgang  der  Novelle  zum  Krankenver- 
sicherungsgesetz  v.  10.  April  1892  (R.G.Bl. 
8.379)  auf  die  Vornahme  einer  Sonder- 
revision;  er  naiim  Abstand  von  einer  Ver- 
schmelzung der  verschiedenen  Zweige  der 
Arbeiterversicherung  (Kranken-,  Unfall-,  In- 
validitäts-  und  Altersversicherung),  weil  ein 

Uandw6Tt«rbQcb  der  SU&tswteseiucbafCeD.   Zweite  .^oEae«. 


gaugbarer  Weg  dazu  noch  nicht  ^funden, 
und  ebenso  von  dem  Versuch,  in  einem  ein- 
zigen Gesetze  die  gemeinschaftlichen  Grund- 
sätze der  Unfallversicherung  zusammenzu- 
fassen und  dann  die  Sonderbestimmungen 
fOr  die  einzelnen  Gebiete;  Gewerbe,  LiULd- 
wirtschaft,  Seewesen  in  Schlussabschnitten 
daran  anzuschliessen.  da  ein  derartiges  Ge- 
setz einerseits  zu  um&ngreich,  andererseits 
für  den  einzelnen  Unternehmer  oder  Ai^ 
heiter,  der  in  der  Regel  nur  mit  einem  Ge- 
biet der  Unfall  Versicherung  in  Berührung 
käme,  zu  schwer  verständlich  sein  würde. 
Auch  von  der  gnmdsfitzlichen  Ausdehnung 
der  ünfallversiäierung  auf  Handel,  Hand- 
werk und  Kleingewerbe  (mit  etwa  1  Million 
Betrieben  imd  2  Millionen  Arbeitern),  wie 
es  der  in  Nr.  144  des  Reichsanzeigers  vom 
21.  Juni  1894  veröffentlichte  Gesetzentwurf 
über  Erweiterung  der  Unfallversicherung 
vorgeschlagen  hatte,  war  abgesehen  worden. 
Der  Abänderungsentwurf  bezweckte  im 
wesentlichen  eine  Er  Weiterung  de  3  Ver- 
sicher uugskreises,  Vereinfachung 
der  Verwaltung  und  Vervollkomm- 
nung des  JBlntscbädigungsverfah- 
rens  {vgl.  im  einzelneu  die  Zusammen- 
stellung in  der  Zeitschrift  »Die  Benifsge- 
noBsenscIiaft«,  Berhn,  Nr.  Iv.  10.  Januar  1SÖ7, 
S.  5  ff.). 

a)  Durch  die  Erweiterung  des  Ver- 
sic'herungskreises  sollten  vornehmlich 
die  Missstände  beseitigt  werden,  welche  sich 
aus  der  nur  teilweisen  Versicherui^  ge- 
wisser Betriebe  und  Personen  ergeben  hatten. 
Femer  wurden  die  Leistungen  der  Un- 
fall Versicherung  zu  Gunsten  der  Vei-sichertea 
nicht  unwesentlich  erweitert.  Insbesondere 
sollte  die  Lflcke  zwischen  der  Krankenver- 
sicherung und  der  Onfaliversicherung,  welche 
sich  ei^ab,  wenn  die  Krankenfürsorge  wäh- 
rend der  Wartezeit  eingestellt  wurde,  aber 
eine  teilweise  Erwcrbsbeschiänkung  noch 
zurückblieb,  zu  Lasten  der  Benifsgenossen- 
schaft  derart  ausgefüllt  werden,  daas  diese 
die  Unfalli-ente  sofort,  d.  h.  im  Anschlusa 
an  die  Krankenfürsorge  schon  vor  der 
14.  Woche  zu  gewähren  hätte;  auch  sollte 
bei  tödlichen  Unfällen  der  Kreis  der  ent- 
schädlgungsberechti^n  Hinterbliebenen  auf 
den  Witwer,  uneheliche  Kinder  alleinstehen- 
der Frauenspersonen  und  elternlose  Enkel 
ausgedehnt  werden,  wodurch  zugleich  eine 
weitere  Einschränkung  der  privatrechtlichen 
Haftpflicht  der  Unternehmer  erreicht  wurde. 

b)  Die  auf  die  Vereinfachung  der 
Verwaltung  bezüglichen  Abändeiimgen 
bezweckten  eine  Ausgleichimg  zwischen  den 
verscldedenen  Ärbeiterversicheningsgese  tzen, 
eine  Legalisierung  der  in  freier  Auslegung 
und  Fortbildung  dieser  Gesetze  geübten  Pnutis 
des  Reichs -Versichern  ngsanit:^  -  eine  But^ 
lastung  des  letzteren  von  allen  unwichtigeren 
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OeschäfteD,  insbesondere  den  sehr  zahlreichen 
Kataster-  und  Strafbesch werden,  ein  verein- 
fochtes  Wahlverfahren  bei  Bestellung  der 
Arbeiterrertreter  und  verschiedene  Erleichte- 
rungen für  die  beruf^nossenBchaftUche  Ver- 
waltung bei  der  IHnziehung  der  Beiträge, 
Anlegung  von  Geldern ,  AuBzahlung  der 
Renten  etc. 

c)  ESne  Verbesserung  des  Ent- 
schädigungsT  er  fahre  nswurde  nament- 
lich nach  der  Richtung  an^tieb^  dass  der 
Versicherte  auch  in  solchenF^en,  in  welchen 
es  zweifelhaft  ist,  welche  Berufsgenossen- 
schaft einzutreten  liat,  rasch  und  sicher  zu 
sdnem  Redit  gelangt.  Auch  wurde  wider- 
^rechenden  Entscheidungen  zwischen  dem 
Beichs- Versicherungsamt  und  den  Landes- 
Versicherungsämtern  bezw.  zwischen  den 
'  Instanzen  der  Unfallversicherung  und  den 
ordentlichen  öerichteu  vorzubeugen  ge- 
sucht. 

Im  Obrigen  sollte  die  Feststellung  der 
EntschSdigun^  sobald  wie  möglich  eml^n, 
und,  wenn  die  endgiltige  Feststellung  nicht 
sofort  angängig  war,  jedenfalls  eine  vor- 
laufige Entschädigucg  zugebilligt  werden, 
auch  die  VerjÄhrungs-  und  Eechtsmittel- 
frist  in  Berüclsichtigung  der  geringen  Ge- 
schaftsgewandtheit  der  Arbeiter  seilrät  dann 
gewahrt  sein,  wenn  der  Entschitdieungsan- 
spnich  oder  das  Rechtsmittel  bei  einem 
mchtzustäntligen  Genossenschaftsoigan  oder 
bei  einer  anderen  als  der  zuständigen  Be- 
ru&genoHsenschaft  bezw.  Behörde  angemeldet 
wird. 

Der  Gesetzentwurf  erfuhr  in  der  Reichs- 1 
tagakommission  mehrfache,  nicht  unerheb- 
lidie  Abänderungen  (\gl.  Reichstags- Druck- 
sache Nr.  9Ü9),  konnte  aber  wegen  des  am 
25.  Juni  1897  erfolgten  Sessionsschlusses  im 
Plenum  des  Reictistags  nicht  metir  zur 
2.  Lesimg  gelangen. 

Nachdem  inzwischen  auch  die  Revision 
der  Invalidenversicherung  in  dem  'Inva- 
liden-Versieheningsgesetz«   v.  13.  Juli  1899 

E.O.BI.  S.  463)  ihren  Abschluss  gefunden 
tte,  wunle  unter  dem  3.  Januar  190()  dem 
Reichstag  ein  neuer  Gesetzentwurf  voi^- 
1^,  welcher  im  wesenthehen  die  gleichen 
Ziele  wie  der  oben  skizzierte  Entwurf  von 
1896  verfolgte  und  die  meisten  Beschlüsse  | 
der  vorerwätinten  Reichstagskommission  eich  1 
zu  eigen  machte.  Die  Vorige  (Reichstags- 1 
Drucksache  Nr.  523,  1(1.  Legislatur|]eri™le,  [ 
I.  Session  1898  1900)  bestand  aus  einem  | 
Hanpfgeseiz,  welches  die  organisatorischen ' 
Fragen  behandelte  (neue  Benifsgenossen- 
sehaften,  territoriale  Schiedsgerichte,  Keichs- 
veisicherungsamt),  imd  4  Anlagen,  betreffend 
die  rnfallversichening  in  Gewerbe,  Land- 
wirtschaft Bauwesen  und  Seewesen.  Die 
Gesetzentwürfe  wunlen  nach  eingehender 
Komm  issionsberatu  ng(Reichstags-  Diuo  k  sache 


Nr.  703)  im  Reichstag  am  26.  Mai  1900  ein- 
stimmig angenommen,  am  30.  Juni  1900 
als  Gesetze  publiziert  und  nach  dem  Vor- 
gänge des  I.  V.G.  durch  Bekanntmachung  des 
Reichskanzlers  vom  ö.  Juli  1900  unter  fort- 
laufender Nummerfolge  der  Paragraphen 
jedes  Gesetzes  bekannt  gemacht  (B.G.B1. 
S.  335  und  573). 

III.  Bestehendes  Recht 

1.  G.  T.  SO.  Jniü  1900,  betr.  die  Ab- 
ändemng  der  UnfaUveraicherongage- 
8etze(R.G.Bl.S.518).  Das  Abänderungs- 
gesetz, auch  Haupt-  oder  Mantel-Ge- 
setz genannt,  behandelt,  neben  der  Bestim- 
mung Aber  die  Abänderung  der  bisherigen  Oe- 
setze  und  das  Inkrafttreten  der  neuen  Gesetze, 
vornehmlich  die  Organisation  neuer  Benifs- 
genoftsenschaften,  der  Schiedsgerichte  und 
des  Reichs- VersicherungBumta  bezw.  der 
Landes- Versichern  ngsttmter  (s.  das  Nähere 
weiter  unten  bei  den  einzelnen  Abschnitten). 

S.  Gewerbe-ÜBfsIlTerBicheranffBgesets 
(R,G.B1.  ö.  »8»).  a)  Umfang  der  Un- 
fallversicherung (§§  1—5).  Das  Ge- 
werbe-Unfall Versicherungsgesetz  umfasst  vor- 
nehmlich das  Grossgewerbe  (nicht  das 
Handwerk  als  solches  und  das  Kleingewerbe, 
deren  Einbeziehung  nebst  dem  Handel  nach 
wie  vor  einer  späteren  Sondergesetzgebuug 
vorbehalten  bleibt),  einschhesslich  der  (früher 
in  dem  >  Ausdehnungsgesetz«  v.  28.  Mai 
1885  behandelten)  Staatsbetriebe  der  Post-, 
Telegraphen- ,  Eisenbahn- ,  J^Iariiie-  und 
Heeresverwaltungen ;  insbesondere  sind  ver- 
sicherungspflichtig:  Fabriken  und  fabrik- 
mflssige  Betriebe  (mit  mechanischer  Trieb- 
kraft oder  mindestens  10  Arbeitern)  sowie 
besonders  gefährliche  Betriebe  (Bauarbeiten, 
Sprengstoff  betriebe  etc.),  Der  IJmfaDg  der 
Versicherung  ist  gegen  früher  insofern 
erweitert,  als  bisher  nur  zum  Teil  ver- 
sicherte Betriebe  nunmehr  gänzlich  und  bis- 
her unversicherte,  aber  versichenmgabedfirf- 
tige  Betriebe  neu  in  die  Unfall versichening 
einbezogen  sind  (vgl.  insb.  §  1  Z.  2  7  des  G.). 

Die  Zwangs  versichening  umfasst  gnmd- 
sätzUch  alle  Arbeiter  (ohne  Rücksicht  auf 
Lohn)  und  niedere  Betriebsbeamte  liezw. 
Werkmeister  und  Techniker  (mit  Jahres- 
arbeitsverdienst bis  3000  —  bisher  21)00  — 
Mark),  wenn  sie  in  vcrsicherungspflichti,gen 
Betrieben  beschäftigt  sind  oder  (neu)  .>neben 
der  Bescliäftigung  im  Betriebe  von  iiu-en 
Arbeitgebern  oder  deren  Beauftragten  zu 
Muslichen  und  anderen  Diensten  herange- 
zogen werden«. 

Dnrcli  diese  doppelte  Ausdehuung  der 
Unfallversiclienmg  (nach  Belrieboii  imd  Be- 
schäftigungen) soll  den  bisherigen  Uebel- 
ständen  einer  nur  teilweisen  Vei-sichenmg 
(s.  oben  sub  II  2a)  abgeholfen  werden. 

Höhere  Betriebsbeamte  und  Betriebs- 
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Unternehmer  bleiben,  wie  in  den  übrigen 
ArbeitervereicherungsgesetzeD,  an  sich  vom 
YersicheniDgezwang  auch  fernerhin  frei,  doch 
wird  dem  verBicherungsbedürfnis  in  erwei- 
tertem Dmfang  dadurch  Bechnung  getragen, 
daesdie  Yereicheningepflicht  durch  Statut 
erstreckt  werden  kann  auf:  1.  Kleinunter- 
n^uner  (mit  Jahresarbeits verdienst  bis  3000 
Mark  oder  mit  nur  3  Lahnarbeitem),  2.  Haus- 
gewerbetreibende (ohne  Rücksicht  auf  die 
Zahl  ihrer  Lohnarbeiter),  3.  habere  Betriebe- 
beamte(mitJA.V.0ber3000Mark).  Anderen- 
Üls  sind  die  vorbezeichneten  Kleinunter- 
□ehmer  kraft  Oesetzee  zur  Selbstver- 
si eher  11  ng  berechtigt,  welche  durch  Statut 
auch  auf  Unternehmer  mit  höherem 
Jahresarbeitsverdienst  erstreckt  werden  kann. 
Endlich  gestattet  die  Novelle  die  statu- 
tarieche  Regelung  der  freiwilligen  Ver- 
sicherung: 1.  im  Betriebe  beschäftigter,  aber 
nicht  zwange  versicherter  Personen  durch 
den  BetriebsuDtemehmer,  2.  nicht  im  Be- 
triebe beschäftigter,  aber  die  Betriebsstätte 
besuchender  Personen  durch  den  Betriebs- 
UDtemehmer  oder  den  (^enossenschaftsvor- 
stand,  3.  von  Organen  und  Beamten  der 
BerufsgenoasenBchaft  durch  deren  Vorstand. 

b)  Trager  der  Unfallversicherung 
(§g  28,  35  ff.).  Die  Versicherung  erfolgt 
unter  Garantie  des  Reichs  (Bundesstaates) 
auf  Gegenseitigheit  der  Unternehmer  durch 
Berufsgenossenschaften,  welche 
(unter  Mitwirkung  des  Reichs-Verächerungs- 
amte)  auf  BeBchiußs  der  durch  gemeinsame 
WirtBchaftsinteressen  verbundenen  Gewerbe- 
treibendeu  bezw.  nach  Anhörung  von  Ver- 
tretern derselben  durch  den  Bundesrat  nach 
Gewerbszweigen  fflr  begrenzte  Wirtschafts- 
gebiete oder  fflr  das  ganze  Reich  gebildet 
werden. 

Die  Bemfsgenoasenscbaften  besitzen 
Rechtsfähigkeit  und  haben  volle  Selbst- 
verwaltung, welche  sie  durch  das  (vom 
Reichs- VersicberuDgeamt  zu  genehmigende) 
Statut  näher  regeln,  insbesondere  durdi  Er- 
riditung  von  »Sektionenc  und  Bestellung 
von  >  Vertrauensmännern  €  decentralisieren 
können. 

Jede  Benifsgenossenschaft  umfasst  inner- 
halb ihres  Bezirks  kraft  Gesetzes  alle  Be- 
triebe der  zugehörigen  Gewerbszweige,  wo- 
bei Nebenbetriebe  regelmässig  dem  Haupt- 
betriebe folgen;  doch  gestattet  die  Novelle 
die  statutarische  Ausdehnung  der  Unfall- 
versicherung auch  auf  landwirtschaftliche 
Nehenbetriebe,  »wenn  in  diesen  überwiegend 
die  im  Hauptbetriebe  verwendeten  gewerb- 
lichen Arbeiter  beschäftigt  werden*.  Als 
Unternehmer  gilt  derjenige,  fflr  dessen  Rech- 
nung der  Betrieb  erfolgt. 

c)  Gegenstand  der  Unfallver- 
sicherung (§§  8—24)  ist  der  Braatz  des 
Schadens,  welchen  versicherte  Personen  in- 


folge eines  Unfalls  beim  Betriebe  oder 
Dienste  durch  Körperveiietziing  oder  Tötung 
erleiden,  sofern  der  Verletzte  nicht  selbst 
den  Unfall  vorsätzlich  herbeigefflhrt  hat. 

Die  Entschädigung  (durch  die  Novelle 
erhebhch  erweitert)  umfeset: 

1.  bei  Verletzungen,  vom  Beginn 
der  14.  Woche  nach  Eintritt  des  UufaUs, 
d.  i.  im  Anschluss  an  die  Kranken  Versiche- 
rung: freie  Heilbehandlung  nebst  den  er- 
forderlichen Heil-  und  Hilfsmitteln  und  eine 
fflr  die  Dauer  der  Erwerbsuuahigkeit  zu 
gewährende  Rente  (Vollrente  —  66*/3''/ode8 
Jahresarbeils Verdienstes  bei  völliger,  Teil- 
rente bei  teilweiser  Erwerbsmifahigkeit  ent- 
sprechend dem  Masse  der  durch  den  Unfall 
herbeigeführten  Einbiisse  an  ErwerbsShig- 
keit^  nder:  freie  Anstaltspflege  bis  zum  be-. 
endigten  Heilverfahren  und  eine  Rente  für 
Angehörige  »ie  im  Todesfall; 

2.  bei  TQtungen:  als  Sterbegeld  den. 
15.  Teil  des  Jahresarbeils  Verdienstes,  jedoch 
mindestens  50  Mark  und  eine  den  Hinter-, 
bliebenen  vom  Todestage  des  Verstorbenen 
ab  zu  gewährende  Rente  (Witwen  oder  er- 
werbsunfähige Witwer  und  Kinder  unter  16 
Jahren,  femer  bedürftige  Eltern  oderGross- 
eltern  und  elternlose  Enkel  je  20  "/o  bis 
insgesamt  60  "/o  des  Jahresarbeite Verdienstes). 

Ueber  diese  Normalleistungen  hinaus 
muss  bei  völliger  Hilfslosigteit  die  Verletzten- 
rente bis  zum  vollen  Jahresarbeitsverdienst 
und  kann  bei  unverschuldeter  Arbeil slosig- 
keit  die  Teilrente  (diirch  den  Genossenschaft s- 
vorstand)  bis  zur  Vollrente  erhöht  werden ; 
auch  sonst  hat  die  Novelle  —  neben  der  Er- 
weiterung der  Zwangsleistungen  —  noch 
mehrfach  fakultative  Leistungen  der  Benifs- 
genossenschaften  zu  Gunsten  der  Versicher- 
ten eingefülirl  (§§  13  Abs.  2,  16  Abs.  3,  17 
Abs.  2,  22  Abs.  4,  24,  86,  93). 

Als  Jahresarbeits  verdienst  gilt  in 
der  Regel  das  300  fache  des  eigenen  Durcb- 
schnittetagelohns  (wobei  der  5  ^  früher  4 
—  Mark  Obersteigende  Betrag  nur  mit  Vs 
in  Anrechnung  knmmt),  aber  mindestens  das 
SOOfaehe  des  ortsüblichen  Tagelohns  ge- 
wöhnlicher erwachsener  Tagearbeiter;  im 
letzteren  FaU  ist  bei  Berechnung  der  Rente 
für  bereits  vor  dem  Unfall  teüwcise  Er- 
werbsunfähige »derjenige  Teil  des  ortsüb- 
lichen Tagelohns  zu  Gnmde  zu  legen,  wel- 
cher dem  Masse  der  bisherigen  Erwerbs-' 
fähigkeit  entspricht.!  (§g  6,  10).  Die  Ab- ' 
grenzung  der  Rente  für  vöUige  Erwerbs- 
unfähigkeit auf  -.3  des  Jahresarbeils  Ver- 
dienstes ,  wie  bei  den  meisten  Bcamten- 
pensionen,  rechtfertigt  sich  dadurch,  dass 
die  für  jeden  Arbeiter  unvermeidlichen 
Zeilen  der  Arbeitslosigkeit  und  die  für  den' 
Invaliden  fortfallende  Unterhaltung  der  Ar- 
beitskleidung,  des  Arbeüsgeräls  etc.  abzu- 
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rechnen  sind,  auch  selbst  verseil  aldete  Un- 
fälle mitentschädigt  werden. 

wahrend  der  sogenannten  Warte-(Karenz-) 
zeit  d.  h.  der  ersten  13  Wochen  nach  dem 
Unfall  haben  bei  Verletzungen  die  Kranken- 
bassen  und  in  Ermangelung  solcher  die 
Unternehmer  selbst  einzutreten,  wobei  vom 
Beginn  der  5.  Woche  ab  das  Krankengeld 
ftlr  Rechnung  des  Betriebsunteroehmers  auf 
mindestens  ^/s  des  massgebenden  Arbeits- 
lohns zu  erhöhen  ist  Im  Interesse  einer 
einheitlichen  und  zweckdienlichen  Behand- 
lung der  Unfallverletzten  ist  aber  den  Be- 
rufsgenossen schatten  freigestellt,  die  Für- 
sorge fOr  den  Verletzten  entweder  der 
Krankenkasse  auch  über  die  13.  Woche 
hinaus  bis  zur  Beendigung  des  Heilver- 
&hrens  gegen  Erstattung  der  Kosten  zn 
übertragen  oder  selbst  schon  während  der 
ersten  13  Wochen  gegen  Rückerstattung  des 
Krankengeldes  seitens  der  Krankenkaaee  auf 
eigene  Kosten  zu  übernehmen  sowie  den 
Empfänger  einer  Unfallrente  jederzeit  einem 
neuen  Heilverfahren  zu  unterziehen,  wenn 
solches  eine  Erhöhung  der  Erwerbsfähigkeit 
verspricht ;  doch  ist  Vorsoi^  getroffen,  dass 
Wahl  oder  Wechsel  der  Heilanstalt  nicht 
vrillkürlich  erfolgt  (vgl.  §g  11,  12,  23). 

Die  bisherige  Lücke  zwischen  Kranken- 
versicherung und  Unfall  versichemng  in 
solchen  Fällen,  wo  innerhalb  der  Wartezeit 
das  Krankengeld  (wegen  Wiederheretellung 
des  Verletzten)  w^i^el,  aber  die  ünfall- 
rente  (wegen  teilweiser  Beschränkung  der 
Erwerbsfaligkeit)  noch  nicht  einsetzte,  ist 
durch  die  Novelle  dt^n  ausgefüllt,  dass  die 
Beruf ^nosseu Schaft  die  Unfailrente  auch 
für  die  bisher  imgedeckte  Zwischenzeit  zu 
gewähren  hat  (§  13). 

d)  Feststellung  der  Entschädi- 
gungen (§§  69ff.).  Wie  die  Novelle  den 
Umfang  der  Entschädigungen  erheblich  er- 
weitert, sucht  sie  auch  deren  Feststellung 
zu  Gunsten  der  Versicherten  wesentlich  zu 
verbessern,  insbesondere  dadurch,  dass: 

1.  in  allen  Fällen  ein  ^beschleunigtes  Ver- 
fahren von  Amts  w^n»  bezw.  bei  nicht  so- 
fort feststellbarer  Entschädigiing  dem  Be- 
rechtigten eine  »vorläufige«  Fürsorge  ge- 
■währleistet  wird  (§§  71,  73,  78,  81); 

2.  der  Streit  zwisclien  verschiedenen  Ver- 
sichenmgstragern  aber  die  Eiitschädigiuigs- 
pfücht  die  Gewährung  der  Entschäaigimg 
an  die  Berechtigten  nicht  verzögern  darf 
(§§  73,  82—85); 

3.  die  Mitwirkimg  der  Entschädigimgs- 
berechtigten  sowie  der  Aerzte.  insbesondere 
des  ^Ijehandeluden  Arztes»,  erheblich  er- 
weitert ist  (g§  69,  TU,  89  und  g  8  H.G.) , 

4.  die  AussclduBsfiisten  seitens  derVer- 
Bicht'rten  auch  durch  Anmeldung  des  Ent- 
schäiligirngsanspruchs  bei  unzu.itändigei 
Stelle  l«zw,  iu  gewissen  Fallen  auch  noch 


durch  spätere  Anmeldung  gewahrt  werden 
(§§  72,  76,  80); 

5.  die  Bechtsmittelfristen,  entsprechend 
dem  Invahden-VeFsichemngsgesetz  tmd  der 
Civil-Prozessordnung,  auf  1  Monat  verlängert 
Bind  (§§  76,  80); 

6.  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens 
gemäss  den  Vorschriften  der  Civil-Prozess- 
ordnung  ausdrücklich  zugelassen  wird  (§  84); 

7.  die  Abänderung  rechtskräftig  zuge- 
sprochener Entschädigungen  wegen  »Vei^ 
ändemng  der  Verhältnisse«:  mit  erhöhten 
Garantieen  umgeben  iat:  a)  Mitteilung 
der  Unterlagen  vor  Herabsetzung  oder 
Aufhebung  der  Beute,  b)  zwei  Jahre  nach 
erster  endgiltiger  Feststellung  der  Ent- 
schädigung deren  Abänderung  nur  iuiahr- 
lichen  Zeiträumen  zuIäSEdg,  c)  nach  Ab- 
lauf der  ersten  5  Jahre  Abänderung  der 
Rent«  nur  auf  Antrag  durch  das 
Schiedsgericht,  d)  gleich  zeit  ige  Ab- 
urteilung verschiedener  noch  schweben- 
der Rentenansprüche  in  nämlicher  Sache 
durch  das  Schiedsgericht  bezw,  Versiche- 
nm^amt  statthaft  (gg  88—92). 

Die  Feststellung  der  Entschädigung  er^ 
folgt  nach  polizeilicher  Unfallunteistichung 
von  Amts  wegen  durch  die  O^ane  der  Be- 
ruf sgenossenschafl,  in  deren  Betrieben  der 
Unfall  sich  ereignet  bat  (je  nach  Art  der 
Fälle  und  Bestimmung  des  Statuts  durch 
die  GenoBsenschaflB-  oder  Sektiousvorstande 
bezw.  durch  Ausschüsse  oder  besondere 
Kommissionen  derselben  oder  durch  örtliche 
Beauftragte,  •Vertrauensmänner«). 

Gegen  den  »Bescheid«  des  Feststellungs- 
oigans  stand  dem  Entschädigungsberech- 
tigten bisher  die  Berufung  an  das  für  jeden 
Genossen  Schafts-  oder  Sektions  bezirk  zu  ei^ 
richtende  Schiedsgericht  offen  (be- 
stehend aus  2  Mitgliedern  der  Berufs- 
genossensehaft  und  2  Vertretern  der  vei^ 
sicherten  Arbeiter  unter  Vorsitz  eines  öffent^ 
liehen  Beamten),  gegen  dessen  Entscheidung 
in  den  schwereren  Fällen  (dauernde  Renten) 
beiden  Parteien  noch  der  Rekurs  an  das 
Reich s-VersicheruDgsamt  zustand. 

Durch  die  Novelle  (vd.  H.G.  §§  3fl.) 
sind  jedoch  diese  beruflichen  Schieds- 
gerichte als  solche  (seit  1.  Januar  1901)  be- 
seitigt worden,  weil  ihre  durch  die  räum- 
liche Abgrenzung  der  Berufsgen  osseii  schaffen 
(Sektionen)  und  Ausführungsbehördon  (für 
Staatsbetnebe  etc.)  bedingten  Bezirke  sich 
teils  als  zu  gross,  teils  als  zu  klein  er- 
wiesen hatten,  und  diese  Oi^ganisalions- 
mängel,  die  Vielheit  der  Schiedsgerichte  und 
der  häufige  Wechsel  der  Vorsitzenden  einer 
raschen  Abwickelung  der  Uiif allst  reitigkeiten 
und  den  Interessen  der  Versicherten  ent- 
gegenstanden. Dalier  lässt  die  Novelle,  auch 
im  Interesse  einer  Vereinfachung  iind  Ver- 
biliigung  der  Oi^anisation  der  Arbeiterver- 
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Sicherung,  an  die  Stelle  der  (bisher  1429) 
beruflichen  Schiedsgerichte  die  (im  ganzen 
120)  territorialen  Schiedsgerichte  der 
Invaliden- Versichening  {I.V.G.  §§  103—107) 
treten,  ■welche  fortan  die  BezeichnuDg 
>Sohi^Bgericht  für  Arbeitervereicherungt 
(mit  Angabe  des  Bezirks  und  Sitzes)  führen. 
Im  Hinblick  auf  ihre  erweiterten  Aufgaben 
ist  VorBorge  getroffen,  dass  sowohl  die  Zahl 
der  (Arbeitgeber-  wie  Arbeitnehmer-)  Bei- 
sitzer entsprechend  vermehrt  wird  (min- 
destens je  20)  als  auch  die  im  Schieds- 
gerichtsbezirk  vertretenen  unfallversiche- 
rungspflichtigea  tJewerbszweigc  (Betriebe) 
angemessene  BerQcksichtignng  finden.  Den 
beruflichen  Interessen  wird  dahin  Rech- 
nung getragen,  dass  Beruf  sgenossen  als  Bei- 
sitzer bei  UnfaUsachen  aus  der  Land-  und 
Forstwirtschaft  oder  dem  Bergbaubetriebe  re- 
gelmässig von  Amts  wegen  zugezogen  werden 
müssen,  im  Übrigen  im  Einzelfall  auf  An- 
trag der  Partei  zugezogen  werden  können. 
Die  Rosten  des  Schiedsgerichts  sind  nach 
Ablauf  des  Recfanungsjahrs  der  Invaliden- 
Yersieherungsanstalt  von  den  beteiligten  Be- 
ruf sgenoBBenschaften  und  AusftÜmingsbe- 
hörden  gemäss  dem  Verhiütnis  zwischen 
Invaliden-  und  Unfallsachen  anteilig  zu  er- 
statten. 

Das  Reichs -Versicherungsamt 
(H.Ö,§§  II  ff.),  welches  nach  wie  vorin  organi- 
satorischer, administrativer  und  verwaltungs- 
gerichtlicher Beziehung  nach  obenhin  den  Ab- 
Bchluss  der  ganzen  Oi^nisation  bildet 
(s.  unten  sub  V  Auhang  1),  besteht  aus 
ständigen  Mitg!ie<1em  (fortan  ohne  Be- 
schriUiknng  der  Zahl),  welche  wie  der  Präsi- 
dent des  Anits  auf  Vorschlag  des  Bundesrate 
vomKaiser  auf  Lebenszeit  ernannt  werden,  und 
(jetzt  18)  nichtständigen  MitgKedern,  von 
welchen  6  vom  Bundesrat  und  je  6  als  Ver- 
treter a)  der  Arbeitgeber  von  den  Vor- 
ständen der  Berufegenossen  Schäften  (Aus- 
fühntngsbehörden),  b)  der  Versicherten  von 
den  Arbeiterbeisitzem  der  Schiedsgerichte, 
und  zwar  je  2  für  Gewerbe,  Landwirtschaft 
und  Seewesen,  (für  je  5  Jahre)  gewählt 
werden.  Aus  den  ständigen  Slitghedem 
werden  vom  Kaiser  die  Direktoren  (z.  Z.  je 
1  für  die  beiden  Abteilungen :  I.  Unfall- Ver- 
sicherung, II.  Invaliden-Vereicherung)  «nd 
die  Vorsitzenden  der  Senate  (z.  Z.  20  bei  I, 
r>  bei  11)  ernannt  Zur  Sicherung  einer  ein- 
heitlichen Spruchpraxis  ist  femer  bestimmt, 
dass,  wenn  ein  Senat  in  einer  grundsStz- 
licheu  Rechtsfrage  von  der  Entscheidung 
eines  anderen  Senats  abweichen  will,  die 
Sache  zur  Entscheidung  an  einen  »enwei- 
lerten«  Senat  zu  verweisen  ist  (§  17).  — 
Die  Befugnis  der  Bundesstaaten,  für  ihr 
Üebiet  und  auf  iiire  Kt^ten  Landes- 
Versichenmgsämter  zu  errichten,  ist  be- 
stehen geblieben  (g§  21,  22). 


Das  gesamte  FeststeOlungsverfahrea  ist 
für  die  Versicherten  nach  wie  vor  kosten- 
frei, auch  eine  Regelung  des  Gebühren- 
weseus  im  Verfahren  vor  den  Schieds- 
gerichten und  dem  Reichs- Versicherungsamt 
im  Interesse  der  Versicherten  vorgesehen. 
Vgl.  im  übrigen  die  Kaiserlichen  Verord- 
nungen a)  vom  19.  Oktober  1900,  betr.  den 
Geschäftsgang  und  das  Verfahren  des  Reichs- 
Versicheningsamts  (R.G.Bl.  S.  983),  b)  vom 
22.  November  1900,  betr.  Verfahren  vor  den 
Schiedsgerichten  für  Arbeiterversichening 
(R.G.B1.  S.  1017). 

Die  Kosten  des  Heilverfahrens  und 
Sterbegelder  sind  binnen  einer  Woche  uach 
ihrer  Feststellung,  Renten  in  monatliehen 
und  bei  Jahresbeträgen  bis  60  Mark  in 
vierteljährlichen  Beti'ägen  im  voraus  zu 
zahlen;  docii  können  für  Rentenzahlungen 
auch  längere  Zeitabschnitte  und  bei  TeU- 
renten  bis  Is^/o  der  Vollrente  Kapital- 
abfindungen vereinbart  werden   (g§  93,  95). 

e)  Kosten  der  Unfallversiche- 
rung (g§  97ft.).  Die  Auszahlung  der  Ent^ 
Schädigungen  wird  auf  Anweisung  der  Ge- 
noßsenschafts vorstände  vorschuss weise  durch 
die  Post  bewirkt  und  von  dieser  das  Ge- 
zahlte nach  Schluss  des  Rechnungsjahres 
liquidiert  Der  zu  erstattende  Betrag  wird 
dann  nebst  den  Verwaltungskosten  imd  den 
vorceschriebonen  Rücklagen  zum  Reserve- 
fonds auf  die  Mitglieder  der  Beruf sgenossen- 
schaft  umgelegt,  so  dass  nicht  der  Kapita,!- 
wert  der  Renten,  sondern  immer  nur  der 
im  Vorjahr  thateächlicb  erwachsene  Aus- 
gabenbetrag bar  aufgebracht  wird.  Dieses 
Umlage  verfahren  hat  vor  dem  Aulage- 
(Kapitaldeckungs-)verfahren  den  Vor- 
zug, dass  die  Unfall  lasten  nur  allmählich 
ansteigen  und  grosse  Kapitalien  der  Industrie 
flüssig  bleiben,  bis  (nach  etwa  TjO  Jahren) 
der  »Beharrungs zustand«  eintritt,  wo  sich 
Abgang  und  Zugang  fortlaufend  atisgleichen. 
Da  jedoch  nach  dem  Umlage  verfahren  die 
durchschnittlichen  .lahres beitrage  pro  Ver- 
sicherten im  Beliamingszusiande  sich  er- 
heblich hoher  wie  nach  dem  Kapitaldeckungs- 
( Prämien-) vorfahren  stellen,  so  hat  die  No- 
velle, um  einerseits  einer  derartigen  Steige- 
rang der  Beitragslasten  für  die  Zukunft  vor- 
zubeugen, andererseits  den  späteren  Ueber- 
gang  zu  dem  an  sich  richtigeren  Kapital- 
tlecKnngs-(Praroien-)verfahren  zu  ei-mög- 
lichen,  eine  weitere  Eriiöhung  der  bereits 
angesammelten  Resen'efonds  vorgeseheii, 
deren  Zinsen  demnächst  (vom  Jahre  1921 
ah)  dazu  verwendet  weraen  sollen,  'um 
eine  weitere  Steigerung  des  auf  jede  ver- 
sicherte Person  im  Durchschnitt  entfallen- 
den Umlagebeitrags  zu  beseitigen«  und  so 
zu  einem  dauernd  gleichen  Beitrag 
zu  gelangen,  der  etwa  die  Mitte  zwischen 
Kapitaldeokiuigsbeitrag  (Prämie)  und  Höchst 
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betrag  des  ÜBalagebeitr^  h&lten  wflrde 
(vgl.  §  34,  bezw.  R.T.Dr.S.:  Komm.-Ber. 
,S.  61  ff.  UDd  SteD.  Ber.  S.  5311  ff.). 

Jeder  Unternehmer  hat  nach  Verhältnis 
deejenigen  Risikos,  nüt  welchem  er  seine 
, Beruf sgeDossenschaft belastet,zu  den  Jahres- 
lasten beizusteuern.  Dieses  Risiko  der  ein- 
zelnen Betriebe  wird  durch  Einschätzung  zu 
.den  verschiedenen  Qefahreoklaasen  des  von 
der  Gcnossenschaftsversammlung  aufzu- 
stellenden und  vom  Reichs-Versicherungsamt 
zu  genehmigenden  »Gefahrentarifs«  und  nach 
der  Höhe  d(>r  gezahlten  Löhne  (Gehälter) 
festgestellt  (§§  29,  49).  Jedoch  wiid  bei 
den  erst  durch  die  Novelle  der  Unfallver- 
sicherung unterstellten  Betrieben,  sofern  sie 
einer  bereits  bestehenden  Beruf^nossen- 
schaft  zugeteilt  werden,  während  der  ersten 
40  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes nm  ein  Tqü  der  anrechnungsfähigen 
Lohne  (Gehälter)  der  BeitiagsBerechnung  zu 
Grunde  gelegt,  ßo  da&a  der  sich  ergebende 
Umlagebetrag  annähernd  dem  wirklichen 
EnlKcbädigungsbetrage  fflr  die  neu  einbe- 
zogenen Betriebe  mit  Ein  sohl  uss  eines 
entsprechenden  Verwaltungakostenbetrags 
gleichkommt  (§  100). 

Zur  Erleichterung  bezw.  Sichenmg  der 
Beitragsleistimgen  gestattet  die  Novelle  den 
Beinifsgenosseu Schäften ,  ihren  Mitgliedern 
(durch  Statut)  viertel-  oder  halbjährliche 
Vorschüsse  auf/.uerlegeii  (§  32)  und  gegen- 
über zahlungsun  fälligen  Bauunternehmern 
(durch  Vermittelung  der  unteren  Verwal- 
tungsbehörde) den  Bauherrn  bezw.  Zwischen- 
unternehmer in  Anspruch  zu  nehmen,  wobei 
bezügliche  Streitigkeiten  mit  Ausschluss  des 
Jtechtsw*^  durch  das  Reich s-Versicherungs- 
amt  entschieden  werden  (g§  104 — 105). 

Die  Vorschriften  Oberdie  Vermögens- 
verwaltung der  Berufsgenossen  schatten 
hat  die  Novelle  den  Bestimmungen  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (§§  1806—8)  und 
Invaliden-VersichenragsgesetzeB  (§  164)  an- 
gepa.=ist,  insbesondere  daidu  erweitert,  dass 
die  Berufsgenossen  Schäften  ebenso  wie  die 
Invaliden  -V  ersicherii  ngsan  stalten  (mit  behörd- 
licher GenehmigTing)  ihr  Vermögen  bis  zur 
Hälfte  auch  anderweit  in  solchen  Veran- 
Btaltuugen  anlegen  dürfen ,  »welche  aus- 
schlie.sslich  oder  ill)erwiegend  der  vereiche- 
rungspfiichtigen  Bevölkerung  zu  gute  kom- 
men. (S§  107—111). 

f)  Unfallverhütung  {§§  112-124). 
Da  die  Benifsgeuossen sehnten  wie  die  ein- 
zelnen Genossenschaftsmitglieder  an  der 
Vermindernng  der  Betriebsgefahren  erheblich 
interessiert  sind,  hat  das  Gesetz  den  Benifs- 

fenossenschnften  die  Befugnis  erteilt,  Un- 
allverhfltungs-Vorschriften  zu  er- 
lassen, und  zwai-  nicht  nur  für  die  Unter- 
nehmer, denen  bei  Vermeidung  höherer  Ein- 
Bchätzung   die  Ilei-slellung  zweckdienlicher 


BetriebaeinrichttmgenvoiveBcluieben  werden 
kann,  sondern  auch  für  iSe  Arbeiter,  welche 
durch  Geldstrafen  zur  Befolgung  jener  Vor- 
schriften angehalten  werden  dürfen;  solche 
Vorschriften  bedürfen  der  Genehmigung  des 
Reichs-Versicherungsamta.  Die  Novelle  hat 
diese  Bestimmungen  wesenthch  env-eitert: 
a)  die  Berufsgenossenschaften  können  fort- 
an zum  Erlass  von  Unfall  verhDtungs Vor- 
schriften im  Aufsichtsw^  angehalten  werden 
(g  112);  b)  die  Mitwirkuug  der  Arbeiter- 
vertreter, der  Sektionen  und  des  Reichs- 
Vereicherungsamts  bei  Erlass  der  Unfall- 
verhütungsvorschriften ist  wirksamer  aus- 
gestaltet (§§  113,  lir»),  auch  das  Wahlver- 
fahren der  Ärbeitervertreter  erheblich  ver- 
einfacht (Wahl  durch  die  Ausschüsse  der 
In\-aliden-VersichemngsanslalleB  statt  durch 
die  Vorstände  der  Kranken kassen,  §  114); 
c)  die  Beziehungen  der  Berufsgenossen- 
schaften und  ihrer  >technischen  Aufsicbts- 
beamten«  zu  den  die  Gewerbeaufsicht  aus- 
übenden staatlichen  Behörden  und  Aufsichts- 
beamten sind  näher  geregelt  (§§  115,  117, 
122,  123);  d)  die  Ueberwachung  der  Be- 
triebe ist  mit  erhöhten  Eautelen  umgeben 
(§§  119ff.).  Vgl.  im  übrigen  die  »Normal- 
Unfallverhütungsvoi-schriften«  für  gleichartige 
Gefahren  in  den  unter  die  Unfallversiche- 
rungsgesetze fallenden  gewerblichen  Betrieben 
nach  den  Beschlüssen  des  X.  Berufsgenossen- 
schaftstages in  den  Amtlichen  Kachrichten 
des  Reichs-Vei^cherungsamts,  Jahrg.  1896, 
S.  431  ff. 

g)  Vertretung  der  Arbeiter  (H,G. 
§§  ^,  11,  22  \md  GJI.V.G.  §§  65,  114).  Die 
versicherten  Arbeiter  sind  weder  Mitglieder 
der  Berufsgenossenschaften  noch  tragen  sie 
zu  deren  Lasten  etwas  bei.  An  der  Gesamt- 
belastung  durch  Unfälle  nehmen  sie  aber 
insofern  t«il,  als  sie  neben  den  Unter- 
nehmern zu  den  Krankenkassen  beisteuern, 
denen  die  Fürsorge  für  Verletzte  während 
der  ersten  13  Wochen  (Wartezeit:  etwa 
G^Wh  der  gesamten  Krankeubelastung.  d.h. 
4'/b  */()  zu  Lasten  der  Arbeiter)  der  histori- 
schen Entwickelung  gemäss  und  aus  prak- 
tischen Rücksichten  auch  nach  der  Novelle 
belassen  bleibt  Erfahrungsgemäss  steht  je- 
doch diese  Beisteuer  der  Arbeiter  bei  der 
Unfallversicherung  in  einem  umgekehrten 
Verhältnis  zu  der  Beisteuer  der  Unternehmer 
bei  der  Krankenversicherung;  denn  während 
die  Arbeiter  ihrerseits  nur  8  '/o  der  ge- 
saraten IJnfalUasten  tragen,  sind  die  Arbeit- 
geber bei  der  Krankenversicherung  mit  dem 
vierfachen,  nämlich  33Vj  o/o  belastet  (\^1.  den 
vorhei^henden  Art.  Unfallstatistik). 
Schon  aus  dieser  wechselseitigen  Beisteuer  zu 
beiden  Vereichenmgszweigen  ergiebt  sich  die 
Notwendigkeit,  wie  bei  der  Krankenversiche- 
rung die  Arbeitgeber,so  bei  der  Unfallversiche- 
rung die  Arbeitnehmer  an  der  Verwaltung 
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7u  beteUigeo.  Das  Gesetz  Iftsst  datier  selbst^ 
ge-wählte  Vertreter  der  Arbeiter  bei 
den  Verband]  UD  gen  über  ünfallverhütiings- 
Vorschriften  und  den  polizeilichen  llnfäl- 
tiDtentuchnoKeD  sowie  bei  den  Schieds- 
gerichten wnS  dem  Beichs-(  Landes)- Vereiche- 
rungEamt  und  zirar  zu  gleichen  Rechten 
mit  den  Genossen  Schafts  Vertretern  teil- 
nehmen und  sichert  ihnen  die  unbehinderte 
AusQbitng  dieser  Funktionen  (§§  65,  114, 
141—142). 

h)  DasVerhaltnis  der  Unfallver- 
sicherung zur  Haftpflicht  {§§  135ff.) 
stellt  sich  so,  dass  letztere  für  die  Unter- 
nehmer und  Beamten  versicherungeptlichtiger 
Betriebe  gnindsStzlich  fortfällt;  nur  solche, 
<lencn  durch  straf  gerichtliches  Ur- 
teil die  vorsätzliche  oder  fahrlässige 
Herbei  fühning  des  Unfalls  nachgewiesen 
wird,  bleiben  im  ersteren  Fall  den  Ver- 
letzten bezw.  Hinterbliebenen  für  den  die 
rnfallentschädigung  etwa  Übersteigenden 
Mehrbetrag,  im  übrigen  den  entscliädi- 
gringspflichtigen  Beruf sgenossen Schäften  und 
Krankenkassen  zu  vollem  Umfaeg  ersatz- 
pflichtig. Doch  hat  die  Novelle  den  Ersatz- 
ansiiruch  der  Benifsgenossenschaft  dahin 
modifiziert,  dass  derselbe  einerseits  nicht 
durch  strafgerichtKches  Urteil  bedingt  wird, 
andererseits  bei  vorliegender  Fahrlässigiceit 
durch  Beschiuss  der  Genossen  Schafts  ver- 
eammtung  bezw.  des  Vorstandes  aufgegeben 
werden  kann ;  auch  sind  den  Krankenkassen 
die  sonstigen  Unterst fltzungakassen  sowie 
fflrsorgepfUchtige  Gemeinden  imd  Ärmen- 
verbändegleicl^stellt(§§  136—138).  Dritte 
Personen  haften  nach  wie  vor  ohne  jede 
Beschi^nkuug,  doch  geht  der  Ersatzanspruch 
des  Unfallverletzten  auf  die  Benifsgenossen- 
schaft im  Umfang  ihrer  durch  das  Dnfall- 
versicherungsgesetz  begründeten  Entsch&di- 
gunespflicht  über  (§  140). 

Sonatige  Tr^^  der  Fürsorgepflicht 
{Kranken-  und  Unterstatzungskassen ,  Ge- 
meinden und  Armen  verbände)  bleiben  neben 
den  Bern  [sgenossen  schaffen  nach  wie  vor 
zu  ihren  Leistungen  verbunden,  erhalten 
aber  von  den  Berufsgenossen  schaften  das- 
jenige erstattet,  was  diese  auf  Grund  des 
Unfall  Versicherungsgesetzes  zu  leisten  ver- 
pflichtet Bind;  doch  hat  die  Novelle  diese 
ErstattungsansprDche  nach  Analogie  der 
§§  49—51  des  I.V.G.  zu  Gunsten  der 
Versicherten  wesentlich  eingeschränkt  (§§ 
2-)-27). 

Im  übrigen  hat  die  Novelle  einerseits 
die  Haftpflicht  der  Betriebsunternehmer 
durch  die  Erweiterung  des  Kreises  der  Ver- 
sicherten (s.  oben  sub  2a)  noch  weiter  ein- 
geengt, andererseits  den  Beni&geuossen- 
Bchaften  die  Berechtigung  eingeräumt,  die 
Betriebsuntemehmer  gegen  Haftpflichtan- 
sprfiehe  (aus  der  reichsgesetzlichen  Unfall- 


versicherung  nur  bis  zu  */s)  zu  vereiehera 

(§  23  H.G.). 

Das  UntaUversicherungsgeBetz  gewährt 
also  den  Arbeitern  {Veraicherten)  an  Stelle 
des  früheren,  hOchst  unsicheren  Ersatzan- 
spruchs für  jeden  Unfallschaden  (selbst  bei 
eigenem Verschulden)eine durchaus  sichere 
Entschädigung,  d.  h.  an  Stelle  der 
persönlichen  Haftpflicht  ist  die  so- 
ziale Fürsorge  getreten,  welche  weniger 
einen  Schadenersatz  als  vielmehr  eine 
Versorgung  bezweckt  und  deshalb  von 
der  privatrechtUchen  Schuldfrage  mit  Recht 
absieht 

i)  Gesetzeskraft  (H.G.  gg  25—27). 
Im  allgemeinen  ist  die  Novelle  am  1.  Ok- 
tober J900  in  Kraft  getreten,  bis  auf  die- 
jenigen Neuerungen,  welche  organisatorische 
Vorbereitungen  zur  Voraussetzung  haben  und 
deshalb  teils  zu  einem  siJäteren  (Kaiserlicher 
Verordnung  vorbehaitenen)  Zeitpunkt,  teils 
erst  am  1.  Januar  1902  in  Kraft  treten 
sollen ;  doch  ist  zu  Gunsten  der  Ver- 
sicherten, nach  dem  Vorgange  des  §  193 
I.V.G..  noch  die  Uebei^angsbestimmung  ge- 
troffen, dass  die  günstigeren  Bestimmungen 
der  Novelle  auch  denjenigen  Entschädigungs- 
berechtiglen  zu  gute  kommen,  deren  An- 
spruch unter  der  Herrschaft  der  bisherigen 
Gesetzgebung  bereits  erwachsen,  abei"  noch 
nicht  zur  endgiJtigen  Entscheidung  ge- 
langt ist. 

S.Unfallversich  ernngsgeBetz  f  ör  Lan  d- 
und  ForHtwirtBchaft  (RG.BL  S.  641). 
Z  u  a.  Der  Versicherung  unterHegen  die  m 
land-  oder  forstwirtschaftlichen  Betrieben 
beschäftigten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten 
in  demselben  Umfang  wie  bei  der  gewerb- 
lichen Unfallveraicherung ;  auch  ist  die  Ver- 
sicherung von  Betriebsuntemehmem  und 
anderen  Personen  in  gleicher  Weise  geregelt 
Abweichend  von  der  gewerblichen  Ui^all- 
versicherung  kann  aber  die  Versicherung 
landesgesetzlich  auf  alle  Betriebs- 
unternehmer (so  in  Bayern,  Sadisen, 
Württemberg,  Baden,  Hessen)  und  statu- 
tarisch auch  auf  die  mit  ihrer  Land-  oder 
Forstwirtschaft  im  Zusammenhang  stehenden 
hauswirtschaftlichen  Verrichtungen 
ausgedehnt  werden,  da  die  Landwirtschaft 
eine  Unzahl  kleiner  und  kleinster  Betriebe 
umfasst  (nach  der  Berufsstatistik  vom  5.  Juni 
1882  bezw.  14.  Juni  1895  rund  3,0  bezw. 
3,2  Millionen  Parzellen  betriebe  unter  2  ha 
und  1,9  bezw.  2,0  Millionen  Kleinbetriebe 
von  2  bis  20  ha  Bodenflfiche),  deren  Unter- 
nehmer sich  wirtschaftlich  und  soziid  kaum 
über  den  Arbeiteistand  erheben  und  meist 
auf  Nebenerwerb  (Lohnarbeit)  angewiesen 
sind,  so  dass  eine  Scheidimg  zwisonen  ver- 
sichei^ter  Lohnarbeit  und  nicht  versicherter 
Eigenarbeit  kaum  durchführbar  wäre  (g  1 
Abs.  5  und  g  2). 
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Im  übrigen  hat  das  Statut  der  Berufs- 
genoasenschaft  zu  bestimmen,  wer  als  Be- 
triebebeamter oder  (oeii)  >al3  eine  Bolche 
Person  anzusehen  ist,  welche  zum  Unter- 
schiede von  den  gewöhnlichen  land-  oder 
forstwirtschaftlichen  Arbeitern  eine  tech- 
nische Fertigkeiten  erfordernde  besondere 
Stellung  einaimmtit  (g  1  Abs.  6).  Diesen 
Zusatz  hat  die  Novelle  im  InteresBe  der  so- 
genannten aFaeharbeitaro  gebracht ,  um 
solchen  qualifizierten  Arbeitern  ebenso  wie 
den  Betriebsbea raten  eine  ihren  I  n  d  i  v  i  d  n  al  - 
löhnen  entsprechende  (höhere)  Unfall- 
entechSdigung  zu  sichern  (s.  u.  zu  c),  zumal 
nach  der  Novelle  die  landwirtschaftliche 
Unfall  Versicherung  auch  gewerbliche  Neben- 
betriebe  in  erweitertem  Umfang  miterfasst, 
d,  h.  »solche  Unternehmungen,  weiche  der 
Unternehmer  eines  land-  oder  forstwirt- 
schaftlichen Betriebes  neben  seiner  Liand- 
oder  Forstwirtschaft,  aber  in  wirtschaftlicher 
Abhängigkeit  von  derselben  betreibt«  (g  1 
Abs.  2j.  Diese  Neuerung  soll  der  bisherigen 
Unzuträghchteit  begegnen,  Uass  landwirt- 
schaftliche Unternehmer  wegen  geringer  ge- 
werblicher Nebenbetriebe  oft  ebenso  vielen 
verschiedenen  Berufsgenossenschaften  ange- 
hörten. Aus  gleichem  Grunde  werden, 
neben  gewissen  Hegiebauarheiten,  fortan  auch 
solche  »kraft  öffenUich-rechtlicher  Verpflich- 
tung von  Unternehmern  iand-  oder  forst- 
wirtschaftlicher Betriebe  für  Gemeinde- 
zwecke geleisteten  Arbeiten«  (zur  Herstellung 
oder  Unteihaltnng  von  Gebäuden,  Wegen, 
Dämmen,  Kanälen  und  Wasserläufen)  der 
landwirtschaftlichen  Unfallversichenmg  zu- 
gerechnet (§  1  Abs.  4). 

Zu  b.  Da  die  Land-  imd  Forstwirt- 
schaft einen  einheitUcheu  Berufszweig  bildet, 
empfahl  sieh  für  die  ländliche  Untallver- 
ßichemng  die  territoriale  Oi^nisations- 
form,  l.m  ferner  den  grossen  Verschieden- 
heiten der  ländlichen  Besitz-  und  Wirt- 
sc'haftsverhälf  nisse  überall  gerecht  zu  werden 
sowie  Oi^nisation  und  Verwaltung  mög- 
lichst einfach  zn  gestalten,  wurde  beides  an 
bestehende  Einrichtungen  angelehnt  imd  der 
Ijandesgesetzgebung  eine  weitgehende  Ein- 
wirtamg  gestattet.  So  werden  die  land- 
wirtschaftlichen Benifsgenossenschaften  nach 
örtlichen  Bezirken  gebildet,  während 
die  laufende  Verwaltimg,  soweit  sie  den 
Genossenschaftsvorständen  zusteht,  vertrags- 
mässig  auf  Organe  der  Selbstvei-waltung 
(IV)vinzial-,  Bezirks-,  Krcisausschtlsse,  Ma- 
gistrate etc.)  oder  landesgesetzUch  auf  be- 
stehende Behörden  tibertragen  werden  kann 
(§§  as,  42,  141). 

Hiemach  decken  sich  die  landwirtschaft- 
lichen Berufsgen ossensohaften  in  Preussen 
mit  den  12  Provinzen  hezw.  die  Genossen- 
fichafts- Sektionen  mit  den  Kreisen  (G.  r. 
2fl.  Mai  1887,  G.S.  S.  IPi)).  in  Bayern  mit 


den  8  Begierungsbezirken  (G.  v.  5.  April 
1888,  G.  u.  V.B1  S.  225),  in  Württem- 
berg mit  den  4  Verwalhingskreisen  (G.  v. 
4.  März  1888,  RBL  S.  89),  in  den  meisten 
übrigen  Bundesstaaten  je  mit  dem  Staats- 
gebiet 

Z  u  *c.  Da  die  LOhne  in  der  Land-  und 
Forstwirtschaft  bezirklich  wenig  von  einan- 
der abweichen,  werden  zur  weiteren  Ver- 
einfachung die  Benten  —  abgesehen  von 
den  ßetriebsbeamten  und  Facharbeitern  (§  9> 
—  regelmässig  nach  Durchschnitts- 
löhnen heredinet,  welche  die  höhere  Ver- 
waltungsbehörde nach  Anhüning  der  unteren 
Verwtdtimgsbehörde  bezw.  Sachverständiger 
ans  dem  Kreise  der  Arbeitgeber  und  Arbeits- 
nehmer (je  besonders  für  männliche  und 
weibliche,  für  jugendliehe  und  erwachsene 
Arbeiter)  festsetzt  (§  10),  Auch  kann 
unter  gewissen  Voraussetzungen  statutarisch 
bestimmt  werden,  dass  solchen  Personen, 
welche  ihren  Lohn  oder  Gehalt  herkömm- 
lich in  Form  von  Naturalleistungen  beziehen, 
die  Rente  ebenfalls  in  dieser  Form  gewährt 
wird  (§  26). 

Z  u  d.  Bei  Verhandlungen  über  land- 
wirtschaftliche Unfälle  sind  als  Sclüeds- 
geriehtsbeisitzer  r^elmässig  Bernfsge- 
nossen  zuzuziehen  (G.H.  §  7  n.  oben  zu  2d). 

Z 11  e.  Die  BeiteSge  können,  statt 
nach  dem  (durch  die  Benifsgenossenschaft 
bezw,  Gemeindebehörde  abzuschätzenden) 
Arbeitsbedarf  der  betreffenden  Wirt- 
schaft und  dem  (nicht  durchweg  obliga- 
torischen) Gefahrentarif,  nach  dem 
Steuerfuss  (besonders  nach  der  Gnuid- 
steuer)  umgelegt  werden,  »wenn  die  An- 
wendung des  gesetzlichen  Beitragsmassstabes 
nach  Gefahrenklassen  und  Arbeitsbedarf 
im  zweck  massig  erscheint  und  die  Genossen- 
^  Schaft 8 Versammlung  diese  statutarische  Vor- 
i  Schrift  mit  *i's  Mehrheit  l)eschlies8t*  (g§  51 
bis  58).  Diese  Einschränkung  des  Wahl- 
rechts der  Benifsgenossenschaft  hat  erst  die 
Novelle  eingefühlt,  da  die  bei  Welen  Berufs- 
genossenschaften (namentlich  Söddeutsch- 
lands)  fibJiche  ümleguug  nach  der  (meist  vei-- 
alteten)  Gnmdsteuer  zu  einer  zwar  ein- 
fachen, aber  oft  ungerechten  Veranlagung 
führt.  Um  daher  solclien  Uebelständen  ent- 
gegenzuwirken, schreibt  die  Novelle  (g  1C7) 
femer  vor,  dass  diejenigen  Bei-ufsgenassen- 
schaften,  in  denen  auf  Grund  des  Statuts 
die  Beiträge  durch  Zuschläge  zu  direkten 
Staats-  oder  Kommunal  steuern  aufgebracht 
werden,  bis  zum  1.  Oktober  1901  (mit  *  s 
Mehrheit  der  Genossenschaf tsversammliiug) 
zu  beschliesseu  haben,  ob  dieser  Beitrags- 
fuss  beizubehalten  ist 

Unternehmer  solcher  Betriebe,  welche 
mit  erheblicher  Uofallgefahr  nicht  verbunden 
sind  und  in  welchen  ilires  geringen  Um- 
fangs   wegen    Lohnarbeiter  nur  aiisnahms- 
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weise  beschäftigt  werdea,  kOonea  nach  wie 
TOT  durch  LaadeBgesetz.  Statut  oder  (Je- 
DosseoBchaftsbeBchluss  vod  BoitrSgeD  ganz 
oder  teilweise  befreit  werdeu  (§  36). 

Zu  f  n n d  g.  Die  VorBchriften  über  Un- 
fallverhütung sind  denen  des  Gewerbe- 
UnbUveisicheningsgeBetzes  nach^bildet  und 
durch  die  Novelle  nunmehr  auch  gegen 
landwirtschaftliche  Arbeiter  Strafan- 
drohungen für  Zuwiderhandlungen  zugelaaeen 
worden  (§§  120ft.).  Vergl.  den  Entwurf  von 
»Normal  -  Unfall verhOtungs Vorschriften  für 
laud-  und  foretwirtsch^liche  Betriebe« : 
Amtl.  Nachr.  des  Reichs -VersiCherungBainta, 
Jahrg.  189.")  S.  199  ff. 

Zn  h.  Bezüglich  der  privat  rechtlichen 
Entschfidigungspf licht  bietet  die  laodwirt- 
Bchaftliche  Unfall  versichern  ng  nur  für  die 
»Wartezeit»  einige  Abweichungen,  Das 
Kranken-Vereicherungsgesetz  vom  15.  Jimi 
1883  (R.G.B1.  S.  73)  hatte  die  Ausdehnung 
des  \  erftcherungszwanges  auf  die  länd- 
lichen Arbeiter  der  statutarischen  Bestim- 
mung der  Gemeinden  vorbehalten,  weil  hier 
die  noch  vielfach  patriarchalischen  Verhält- 
nisse, die  vorwiegende  Natural wirtscliaft 
und  der  häufige  Arbeilswechsel  seitens  der 
tagelöhnernden  Kleinbesitzer  einen  Versiche- 
rungszwang nicht  überall  anzeigten.  Da  von 
dieser  statutarischen  Ausdehnung  der  reichs- 
gesetzliehen  Krankenversicherung  gleichwolü 
nur  selten  Gebrauch  gemacht  wurde,  so  hat 
das  landwirtschaftliche  Uufallversicheruugs- 
gesetz  vom  6.  Mai  1886  (R.G.BL  S.  132)  in 
einem  besonderen  Abschnitt  B  »Krankenver- 
sicherung! (§§  133 — li2),  der  iusofern  einen 
Zusatz  zum  Kranke  nversicheningsge  setz  dar-  [ 
stellt  und  durch  die  Novelle  zur  Unfallver-l 
Sicherung  uuberührt  geblieben  ist  (H.G.  §  1, ' 
bezw.  NoveUe  zur  Krankenversichening  vom 
10.  April  1892,  RG.B1.  S.  417),  der  L  a  n  d  e  s  - 
gesetzgebung  die  gleiche  Befugnis  bei- 
gelegt und  der  landesgesetziichen  bezw. 
Statutarischen  Ausdehnung  des  Kranketiver- 
sichenmgsgesetzes  auf  die  Land-  und  Forst- 
wirtschaft gewisse  Erleichtenmgen  gewährt, 
welche  namentlich  der  ländlichen  Katural- 
wirtschaft Rechnung  tragen.  Wo  gleichwohl 
eine  Krankenvereicherung  nicht  besteht, 
hat  nicht  wie  bei  der  gewerblichen  Unfall- 
versicherung der  Unternehmer,  sondern  wegen 
der  geringen  Leistungsfälligkeit  der  zahl- 
reichen Kleinbesitzer  die  Gemeinde  ein- 
zutreten, vorbehaltUch  des  Ersatzanspruchs 
E^ßßo  die  gesetzlich  zunächst  Verpfliclitelen. 
weil  aber  diese  subsidiäre,  lediglich  auf 
freie  Kur  (Arzt  und  Ai-znei  gemäss  §  6  Z.  1 
K.V.G.)  beaehrftnlrte  Gemeiudefürsorge  wäh- 
rend der  "Wartezeit  nur  einen  Notbehelf, 
keine  ausreichende  Entschädigung  darstellt, 
so  sind  bei  der  landvrirtschaftlicheu  Unfall- 
versichening  abweichend  von  der  gewerb- 
lichen  ITnfallversichening,   die   privat  recht- 


lichen Entschädigungsansprüche  der  Ver- 
letzten gegen  ihre  Arbeitgeber  aufrecht  er- 
halten worden,  sofern  den  Verletzten  und 
ihren  Angehörigen  eine  der  reichagesetz- 
lichen  Krankenversicherung  gleichwertige 
Pürsorge  weder  landesgeaetzücH  noch  statu- 
tarisch gesichert  ist  (§§  27,  146). 

4.  Bau  -  Unfallrerslchemngsgesetz 
(R.G.BL  S,  698). 

Zu  b.  Für  die  Tief-  (Erd-  und  Wasser-) 
Bauten  ist  eine  einzige,  das  ganze  Beichs- 
gebiet  umfassende  Tiefbau-Berutsge- 
nossenschaft  gebildet,  da  solche  Ge- 
werbebetriebe zeitlich  und  Örtlichott  wechseln, 
auch  bezüglich  ihres  Umfanges  und  der 
Leistungsfähigkeit  der  Datemehmer  erheb- 
lichen Schwankungen  unterliegen  (§  6  Z.  1). 

Die  Versiohenmg  der  Kegie-lEigen-) 
bauten  dagegen  erfolgt  für  die  HeJchs-, 
Staats-  imd  Kommunal  betriebe  nach  Wahl 
dieser  Verbände  für  deren  eigene  Hechnung 
durch  »Auaführungsbehörden«  (g  42)  oder 
bei  den  gewerblichen  Baugewerksberafsge- 
nossenschaften  (welchen  sie  als  Mit^ieder 
beitreten  können);  für  die  übrigen  Regie- 
bauarbeiten aber  bis  zur  Dauer  von  6  Ar- 
I  beitstagen  für  Rechnung  der  Gemeindever- 
bände (als  Kommunal  last),  darüber  hinaus 
für  Rechnung  der  Bauherren  (gegen  Prämien- 
zahlung) durch  besondere,  den  Baugewerka- 
bemfsgenossenschaften  angehängte  >Unfall- 
Versicherungsanstalten«,  Dabei  gestattet  die 
Novelle  im  Interesse  der  Vereinfachung  und 
Uebersichüichkeit  der  UnfaUversichening  den 
Landes-Centralbehörden,  mehrere  Kommunal- 
verbände (Korporationen)  zum  Zwecke  der 
gemeinsamen  Durcliführung  der  U.V.  ihrer 
Bauarbeiten  zu  einem  Verbände  (mit  nur 
einer  Ausfiihrungsbehörde)  zu  vereinigen  (g  6). 

Zu  e.  Hinsichtlich  der  Auf  bringuug 
der  Mittel  (§  13)  gilt  wegen  der  Eigentüm- 
lichkeit der  genannten  Betriebe  für  die  Tief- 
bau-Berufsgenossenschaft nicht  das  Umlage-, 
sondern  das  Anlage-fKapitaldeckungs-) ver- 
fahren und  für  die  Versiehonmgsanstalten 
das  Prämienverfahren.  Während  nach  dem 
Umlage  verfahren  für  jedes  Rechnungsjahr 
nur  der  thatsächliche  Bedarf,  d.  h. 
derjenige  Betrag  aufgebracht  wird,  der  für 
die  in  demselben  Jahre  und  früher  entstan- 
denen Unfälle  bar  auszuzahlen  war,  ist  nach 
dem  Anlage-  und  dem  Prämienverfaliren  der 
Kapitalwert  der  aus  den  einzelnen  Un- 
fällen erwachsenden  Last.  d.  h.  derjenige 
Betrag  aufzubringen,  der  mit  Zinseszins  nach 
versi oh erungs technischen  Grundsätzen  vor- 
aussichtlich zur  Deckung  aller  aus  den  Un- 
fällen gegenwärtig  und  künftig  erwachsen- 
den Leistungen  genügt.  Dies  geschieht  beim 
A n  1  a g e verfahren  dadurch,  dass  för  jeden 
thatsächlich  entstandenen  Unfall 
der  Kapitalwelt  berechnet  und  als  Kapital 
aufgebracht  ■wird;  bei  dem  Prämienver- 
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-fohren  aber  dadurch,  daes  die  voraus- 
sichtliche Oesamtzahl  der  Un- 
fälle und  deren  Eapitalwert  venuischli^ 
Tind  dieser  durch  gleichbleibende  PifimieD 
allmähiich  angesammelt  wird.  Vergl.  hier- 
■zu  die  Bekanutmachung  des  Reidia- Ver- 
sicherun geamts  a)  vom  26.  Januar  1889 
bezw.  5.  Februar  1894  (Aratl.  Nachr.  1889 
S.  78  und  1894  S.  141,  151,  297  ff.),  betr. 
die  Berechnung  des  Kapitalwerts  der  von 
der  Tiefbau-BenifsgeDossenschaft  zu  zahlen- 
den Renten,  b)  vom  U.  November  1899 
(Amtl.  Nacbr.  1899  S.  754),  betr.  die  PrS- 
mientarife  für  die  Yersicheniugsanslalten  der 
Tiefbau-Berufsgenossenschaft  und  der  dem 
Reichs -Versicherungsamt  iinmittelbar  iinter- 
etellten  Baugewerks-Benifsgenossenschaften ; 
ferner  Ober  die  Unterschiede  der  verschie- 
denen Rechnungssysterae :  Zacher,  »Die  Ar- 
beiter-Versicherung  imAuslande«,  Berhnl900, 
Heft  VU  S.  35.  sowie  den  Ai-tikei  ünfall- 
etatistik  oben  S.  260ff.  zu  I,  1  und  die 
daselbst  angeführte  Litte ratur. 

Zu  h  gilt  für  Regiebauarbeiter  dasselbe 
wie  fflr  ländliche  Arbeiter  (s.  oben  zu  3  h), 
doch  gestattet  die  Novelle,  zur  Entlastung 
leistungBsehwacher  Gemeinden  die  bezüg- 
lichen Kosten  auf  den  »weiteren  Kommunal- 
verbandt  zu  flbertrageu  (§§  10,  45). 

Auch  stellt  die  Novelle  bezüglich  der 
Unternehmer-Haftpflicht  der  qualifizierten 
Fahrlässigkeit  ^Ausserachtlassung  derjenigen 
Aufmerksamkeit  zu  der  man  vermöge  des 
Amts,  Berufs  oder  Gewerbes  besonders  ver- 
pflichtet ist)  den  Fall,  dass  »bei  Leitung 
oder  Ausführung  eines  Baues  wider  die  all- 
gemein anerkannten  Regeln  der  Baukunst 
Verstössen  wird«,  ausdrücklich  gleich,  um 
die  bezügliche  Haftpflicht  der  Regiebau- 
unternehmer ausser  Zweifel  zu  setzen  (g  46). 
S.  See '  CDfaUversichemiigsgeBetz 
(R.6.BL  «.  716). 

Zu  a  und  b.  Die  bisherige  Aus- 
schJiessung  von  Fischerfahrzeugen 
und  kleinen  Seefahrzeugen  aus  der 
Versichenmg  (a.  oben  sub  II  le)  hat  die  No- 
velle im  Hinblick  auf  die  ünfallgefAhr- 
lichkeit  solcher  Kleinbetriebe  beseitigt  (§  1) 
und  als  Träger  dieser  Versicherung  neben 
der  die  Grossbetriebc  umfassenden  See- 
Berufsgenossenschaf  t  {§  32)  —  nach 
Art  der  mit  den  Bauge werks- Beruf sgenossen- 
schaften  verbundenen  Versieherungsan stalten 
für  Hegiebauten  (s.  oben  sub  4  b)  —  eine  be- 
sondere   »Versicherungsanstalt«    \-oi^sehen 

(§  im- 

Auch  erstreckt  die  Novelle  die  Unfallver- 
sicherung, entsprechend  den  hervorgetretenen 
Bedürfnissen  einerseits  auf  «Petsonen,  welche, 
ohne  zur  Schiffsbesatzung  zu  gehören,  auf 
deutschen  Seefahrzeugen  in  inländischen 
Häfen  beschäftigt  weiden,  soweit  sie  nicht 
auf  Gnind  anderer  gesetzlicher  Bestimmungen 


g^n  I'nfall  versichert  sind  {§  1  Z.  2),  anderer- 
seits auf  ■Dienstleistungen  Tersicherter  Per- 
sonen bei  Rettung  oder  Bei^ng  von  Personen 
oder  Sachens  (§  2).  Dagegen  wiu-de  die  (be- 
reits von  der  1897er  BeichstagskommiBsion 
angeregte)  Oleichstellung  der  »klimatischen 
Erankheiteui  mit  den  Betriebsunffillen  im 
Hinblick  auf  §  11 1.V.G.  und  die  grundsätz- 
liche Scheidung  zwischen  s Betriebsunfällen« 
und  »Benifs  -  (Oewerbe-)krankheiten€  abge- 
lehnt {Komm.-Ber.  S.  2  und  Sten.  Ber.  S. 
5508). 

Im  übrigen  gelten  bezüglich  der  Ver- 
sieherungspflicht  und  VeiBicneningsberech- 
tigung  dieselben  Grundsätze  wie  beim  Qe- 
werbe-Cnfallversicherun^eBetz  (s.  oben  sub 
2  a);  doch  bindet  daßSee-fjnfallversicheruugs- 
gesell  die  Versicherung  an  keine  Ein- 
kommensgrenze,  beschränkt  sie  aber  (vor- 
behaltlich statutarischer  Erfiöhung)  diu^di- 
weg  auf  einen  Jahresarbeit s verdienst  bis 
3000  Mark,  um  die  Versicherung  in  ange- 
messenen Grenzen  zu  halten. 

Die  »Unfallversicherung  im  Kleinbetriebe 
der  Seeschiffahrt  sowie  in  der  See-uud  Küsten- 
fischerei« (s.  oben)  wird  den  Bedürfnissen 
dieser  Kleinbetriebe  entsprechend  in  beson- 
deren AnhangsbestimmuQgen  geregelt  (§§  152 
bis  164),  welche  von  den  sonstigen  Grund- 
sätzen hauptsächhch dahin  abweichen,  dass: 
1.  die  Unternehmer  dem  Versicherungszwang 
schon  kraft  Gesetzes  unterliegen,  »sofern  sie 
zur  Besatzung  des  Falirzeugs  gehören  und  bei 
dem  Betriebe  regelmässig  keinen  oder  nicht 
mehr  als  2  Lohnarbeiter  beschäftigen«,  2.  als 
Jahresarbeitsverdienst  der  Einfachheit  halber 
das  300  fache  des  ortsübÜchen  Ta^lohns 
gewöhnlicher  Tagearbeiter  am  Betnebssitz 
gilt,  3.  die  Fürsorge  während  der  Wartezeit 
ähnlich  wie  bei  der  landwirtschaftlichen  Un- 
fall versichenmg  (s.  oben  sub  3  h)  geregelt  wird, 
4.  die  Mittel  zur  Deckung  derEntschädigungs- 
beträge  nach  dem  Kapilaldeckungs(Prämien)- 
,  verfahren  aufzubringen  und  die  Beiträge 
von  den  weiteren  Kommunal  verbänden  der 
Eüstenbezirke  gemäss  der  Zahl  der  in  den 
versicherten  Betrieben  erwerbsthfttigen  Per- 
sonen zu  entrichten  sind  (zur  Hälfte  end- 
giltig,  zur  anderen  Hälfte  ftlr  Rechnung  der 
beteiligten  rnternehmer  bezw.  Gemeinden). 

Zu  c.  Der  Jahresarbeitsverdienst  fih" 
Seeleute  (g  10)  wird  wegen  der  ausser- 
ordentlichen Verschiedenheit  der  in  den 
einzelnen  Seestädten  Abheben  Heuer  und 
der  besonderen  Erwerbs  Verhältnisse  der 
Seeleute  nicht  nach  Individual-,  sondern  nach 
Durchschnittslöhnen  ermittelt,  deren 
Festsetzung  (unter  Berücksichtigung  regel- 
mässiger Nebeneinnahmeu)  nach  Klassen 
einheitlich  für  die  ganze  EOste  durch  den 
Reichskanzler  erfolgt  (nach  der  Novelle  der 
11  —  früher 9 — fache  Monatsbotrag)  und  min- 
desten alle  fünf  Jahre  zu  revidieren  ist  (letzte 
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Festsetzung  durch  BekanotinachuDg  des 
HeichskaDdere  v.  22.  Dezember  1900,  AmtL 
Nachr.  dea  B.V.A.  1901  S.  164). 

Fflr  andere  Personeu  (Lotsen,  Dock- 
mid  Hafenarbeiter,  einEchliesslich  der  in 
Schlepper-  und  Leichterbetrieben  beschäf- 
tigten Personen,  §  11  bezw.  §  10  Abs.  5)  gut 
als  Jahresarbeits  verdienst,  \rie  beim  Gewerhe- 
UDfallversicherun^gesetz ,  das  300  fache 
des  dnrchschßitthchen  täglichen  ArbeitSTCr- 
dienstes,  mindesteng  aber  das  300  fache  des 
ortsüblichen  Tagelohne  gewöhnlicher  Tage- 
arbeiter. 

Zu  e.  Die  Umlegimg  der  Beiträge  er- 
folgt nach  Maesgabe  des  abzuschätzenden 
Arbeitsbedarfa  (an  Bemannung)  bezw.  der 
anrechnungsfähigen  Individuallöhne  (s.  oben) 
und  des  statutarisch  zulässigen  Gefahren- 
tarifs  (g§  49—50  und  103—104). 

Z  u  h  verbleibt  es  in  erster  Linie  bei 
den  BeEtimmungen  des  Handelsgesetzbuchs 


(für  Schiffer,  Art.  553)  und  der  Seemanns- 
ordnung  (ftlr  Schiffsmannschaften,  g  48), 
welche  die  Kranien-  und  Un&llftlrsorge  für 
die  ersten  3  (im  Auslände  6)  Monate  dem 
Reeder  auferlegen;  im  übrigen  gelten  hier 
die  gleichen  Bestimmungea  wie  fOr  die  ge- 
werbliche Uafallversichening  (§g  14,  133). 

IV.  Statistiacbes. 
Die  nachfolgenden  Zusammenetellmigen 
sind  den  Ämtlichen  Nachrichten  des  Beidis- 
versicherungsamts  entnommen  (vgl.  insbeson- 
dere die  alljährhchen  Bechnnugseigebnisseder 
Benita^nossenschaften  und  Geschäftsberichte 
des  fieichsverBichenmgsamta  in  dessen  lAmt- 
lichen  Nachrichten»  sowie  die  statistischen 
Uebersichten  Jahrgang  1895,  11  S.  73,  1897 
S.  231,  1899  S.  660  ff.  und  die  mit  Verhält- 
nisberechnungen  versehene  Zusammenstel- 
lung für  die  Jahre  1886—1898,  1.  Beiheft 
zum  Jahrg.  1900). 


I.  Organisation. 

RechnimgBJahr 

Zahl 

der 

Versicherte  Personen 

a.  GewerbUche 

Berufsgenossen- 

gthatten 

b.  Landwirt- 

8ch«fl!iclie  Be- 

"ÄTn"" 
c.   Aiufahrnngg- 

beherden. 

Berufg- 
genossen- 
schaften 
nnd  Ans- 
fUhrnngs- 
behörden 

Sek- 
tionen 

Betriebe 

Unter- 
neh- 
mer 

durchschnitt- 
lich beschäf- 
tigte Be- 
triehsbeamte, 
Arbeiter  und 
andere  Per- 

Zo- 

(soweit  sie 
für  die  Bei- 
tragsberech- 
nuug  anzu- 
rechnen sind) 

M. 

1 

2 

3 

4 

6 

6 

7 

8 

9 

1896')    .  1  b. 

J 

358 
559 

409 

598 
403 

441771 
4645057 

61937 

5  672  743 

681  439 

5734680  392*996386 
111189071),          — 

681  439  1           - 

Zusamtaen 

S.3 

9.7 

1409 

5  087  829 

- 

- 

17605  19013922996386 

1897  .    .  {  bi     ■ 

358 
S61 

41s 
601 
406 

4S5  417 
4642130 

60030 

5982588 
715758 

6042618   4253630600 
U  .18907.)            - 
715  758  1          - 

SI7 

919 

142* 

5  097  547 

- 

- 

17947447  4453620600 

1898 .  .  jS: 

409 

358 
S63 

931 

415 
604 

410 

456366 

4654176 

60148 

6  356  686 

740108 

6316834 

(U189071 
740108 

4643468926 

ZaMmmen 

53a 

1489 

5110543 

- 

- 

iS  346013 

4643468936 

18»../;: 

416 

358 
570 

417 

J'slä 

58898 

6599673 
756482 

6658571 

(11189071 

756  482 

5  008  881  603 

Znsammen 

')  BeeUgli 
bezw.  1.  Beiheft 

S»9 

h  des  ersl 
zum  Jahr 

928 

en  Jab 
tang  1 

1443 

rzehnt 
KM  der 

5154374 

(1886—1 
Amü.  Na 

m)  a. 
Chr.  de 

die  1.  Auflagi 
R.V.A. 

18604124 
2.  SuppI 

5  008  881  603 
-Band  S.  907, 

»Google 
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11. 

Verwaltnng:  Eiaiiahinen  nnd 

Anagaben  der 

ÄTisgabea 

Rechnnngs- 
j»hr 

Entscb  ädigTings  betrage 

Snninie 

EO^be- 
(Sp.  i~») 

1 

=1 
J 

p 

M. 

1 

M. 

(.'•^= 

nnfühlgkeit 

Tadelfalle 

),  KrenkÄu« 

'ändSr 
Jf. 

m 

>.  Gewerbliche 
BernfBRe- 
DoaBenBchftf- 

'•SffiB. 

behörrten. 

Kosten 
)l. 

v!£"e 

Ji 

lili 

M.      1       M. 

3 

1 

S3 

1 

M. 

1 

i 
«1 

1 

2           3       ,     4     1       6      1     6 

8 

9 

10 

11    ]     12 

Ztw.  für  (  a.' 6304,2ii2a839,o'i  836,4140293,1 

1886  bis  U.  1389,0!  27974,8;    466,7'    5004,6 

1895     Ic.j    794,1,15269,2!    211,8,    5163,6 

9476,6 

1675,0 

433,9 

3071,1 
187.7 
152,4 

32,3 

1 8478 1,4'5  259,2 

368.0,42518,1 

22057.3'    i'4.S 
243649,1  7892,1 

3  387,o'4i82,o 
871.3I      82,6 
225,9'    131,8 

,  8487,3 

I66o83,o!2  5l4,9,  5°46m 

11675,5 

3411,2 

1015,8 

4484,24396,4 

.8«. (5; 

Znsammen 

932,1 
4034 
126,7 

27  057,4 
9987,6 
3569,5 

245,7     8502,7 
82,0      1513,0 

28,8j    1  110,3 

2102,3 
574,6 
90,4 

590,5     153,1 
53,7,        4,6 
2i,8|        3,3 

39584,41  140,1 
12618,9.    753,9 
495i,0|      35,0 

540,1 
300,  [ 

37,5 

«6. 

I029,» 

1462,2 

406.4,6 

356,5^11  iz6,o 

2767,3 

666,0 

161,0 

57  154,3,1929,0 

877,7 

( a.      r  1018,9 

1897     '  b.      [   480,1 

U-       :    141,6 

30  358,5 
1 1  508,2 
4003,3 

262,9    9363,4 

85,9     1743,8 
29,2     1236,8 

378,0112344,0 

2158,6 
603.5 
91,8 

2854,0 

625,8 
54,1 
27,0 

179,0 
10,6 

1 
43947,61221,3 
14486,41    826,6 
5  539,4i      39,0 

63  973,4'2  086,9 

584,4!!  036,8 
32i,5i     67,a 
40,2,     40,1 

Zasammen     '  1620,6 

45  870,0 

706,9 

199,7 

946,2  i  144,1 

Ziisammeii 

1013,9 
5*2,5 
165,2 

34015,2 
12934,8 
4464,5 

300,3'  10285,9 
80,9     1  944,8 
34,3;    1354,5 

113,0 

632,8 
57,8 
29,4 

Ji4,o 

4,1 

5,3 

48 768,7'i  344,7 
i6i73,7i    ^^3 
6  166,31      41,2 

615,8  1093,5 
326,61     73i5 
36,61     46.2 

1701,6 

51  414.5 

421.5'  13585,31  3042,0 

720,0 

223,4 

71  io8,7|2  272,2 

979,0,1213,2 

1S99    '  b. 
ZuBammen 

1103,9 
585,4 
«76,5 

37  934,2 

312,8' 11  347,5 
89,9,    2  155,0 
34,4^    1  463,2 

2388,9 
677,1 
125,0 

3191,0 

685,2 
61,0 

32,5 

234,8  54 oo7,8'i  491,6 
8,8   17969,0:    975,9 
3,7     6703,81      44,2 

1 
683,5,1055,3 
329,0      92,8 
42,3|      52,9 

1865,8 

57 193,7 

437,:!  14966,4 

778,7 

247,3 

78680,6 

2511,7 

i  054,8 

1201,0 

')  Einscbliesslich  der  Vei 

V.  Anhang. 
1.  Reichs -Versichenuigsaiiit  (H.G. 
g§  11  ff.).  Das  R.V.A.  Blellt  eine  ganz 
eigenartige  Behönle  dar,  welche  mit 
(lom  allmählichen  Aufbau  der  Arbeiter- 
versicherung des  Deutschen  Heiehs  (Art. 
4  der  Reichs  -  Verfassung)  erstand  und 
wwchB,  deu  Zielen  und  Zwecken  dieser  als 
oberstes  Oi'gan  zu  dienen  bestimmt  ist  und 
in  ihrer  Znsammen  Setzung  nnd  Wirki>amkett 
den  Grundgedanken  der  sozialpolitischen 
Gewetzgebung  des  Reiches  lebendig  ver- 
körpert. Das  RV.A.  umfasst  nicht  bloss 
Benifsheamte  (ständige  Mitglieder),  son- 
dern auch  Vertreter  des  Bundesrats,  um  als 


^h  e  ningsAnst&l  ten . 

ausführendes  Centralorgau  mit  den  ver- 
bftndetonRegierungeniu  steter  enger  Frihlung 
zu  bleiben,  und  namentlich  Vertreter  der- 
jenigen Kreise,  deren  Wohl  die  ganze  Ge- 
setzgebung dient,  der  Arbeitnehmer  und  Ar- 
beitgeber (nichtständige  Mitgheder).  so 
dass  auch  der  einfache  Arbeiter  im  R.V.A. 
Hberall  zu  gleiclien  Rechten  mit  den  Arbeit- 
geber-Vertretern, den  ßundcsratsx'ertretem, 
den  Berufsbeamten  und  den  (bei  der  Recht- 
sprechung noch  beizuziehenden)  richterlichen 
Beisitzern  des  Amts  mitlieratet  und  mit- 
entscheidet- Gerade  diese  glOckliolie  Zu- 
sammensetzung des  Amts,  welche  dem- 
selben stete  Fülilung  einerseits  mit  den 
obersten    BcJiörden,    andererseits    mit    dem 
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BenitsgenoeseDS''Jiaften ')  nnd  ÄnBfnhmngsbehSrden  (in  1000  Mark). 


An.g.b.n 

Einnahmen 

Bestand 

■s.rr 

wal'- 

u'en 

Elnite- 

U 
ff 

der  Eln- 
aabmen 

11  *■  «SS, 

Lokal- 

E     N 

Becrag  dM 

i-IZ 

tnng 

K«bBn 

i=- 

KechnoOKfr 

ii-l" 

nnnes- 

lir 

H 

H.             M. 

M. 

H. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

13          14          15 

16 

17 

18 

19 

20 

ai  1    22 

23 

24 

22  ioi,o!3  3aa,3 

42154,5 

105  508,8 

6i56,3|436  86i,9 

_ 

_ 

6S7,c 

4  278,2 

219,^ 

3  795.6 

8  950,2 

4  25V 

53  486,( 

50609,6 

420,9|  58707,; 

',A 

24.8 

33,3 

60,5 

22590,; 

58iS,6 

26  404,0 

2  541,7 

16400,9 

51  165,2 

109  763,2 

421  350,0 

403  5^3,5 

6  677,2|495s69,7 

- 

- 

551.3 

3  091,3    323,2 

1589,8 

5  555,9 

4599,0 

52,366,6 

52  502,0 

1*83,3   69412,8 

17  175,6 

129463,2 

if5.3 

837,8]     47,1 

960^ 

1944,7 

398,5 

16  072,4 

i445*,ä 

148,6,  i683i,i 

«184,4 

5028,9 

03 

8,5|    - 

4,2 

5064,0 
73  SOM 

656-9 

3931,6'   370,3 

2  554,4 

7513,6 

4  997,5 

66954,2 

1431,9  86244,6 

19360,0 

134  493,1 

569,7    3284,  =  !    343,4 

1  594,7 

5  792,5 

1  346,8 

53  949,2 

50  455,8 

1165,81  73287,0 

19602,7 

130571,5 

100,9      89a,a      47,5 

1018,2 

2o5S,^ 

421,5 

18.82,2 

17560,2 

'35,5    19922,8 

2053,3 

5569,9 

0,4          9,4     — 

5,0 

14,» 

5  674,5 

1301,3  93209,8 

67i,o|  4185,71    390,9 

2617,9 

7866,2 

1768,3 

77  805,9 

68016,0 

21  736,0 

136  i4',5 

279,8 

58  140,2 

21808,0 

131  407,3 

loi,sl      951,6       50,5:   1085,8 

2  i89,t 

ao4,t 

19853,8 

19619,1 

148,91  21865,0     2365,7 

5  917,3 

0.7,         10,4,     — 

4,6 

15,7 

~ 

1 

744,6;  4386,2,   4'8,2 

2693,1 

8242,7 

483,9 

84  300,8 

74  176.6 

1408,3101272,6   24174,6 

137  324,6 

666,1    3641,8;    392.1 

1687,0!  6387,2 

226,7 

63852,2 

1331,7   86378,2   23387,9 

132,856,6 

105,1,   1034,2       52,; 

1  i29,a  2310,7 

21  849,! 

21  8is,= 

172,4'  24396,21     2806,3 

6241,8 

0,2           9,5|     - 

7,3,       17,1 

—     1       — 

26  i94,a 

— 

77M 

4675,5 

444,4 

*8i3,S 

8715,0 

398,9 

92562,8 

81  76o,s 

1504,1 

110774,4 

1390984 

praktischen  Lebeu  Blcherte,  befähigte  das- 
selbe, der  vielen  Schwierigkeiten  Herr  zu 
Verden,    welche    eine    durchaus    neuartige 

Gesetzgebung  aaturgemäss  bieten  musetc, 
und  auf  den  vielseitigen  Gebieten  seiner 
Wirksamkeit  das  volle  Vertrauen  aller  be- 
teiligten Kreise  zu  gewinnen,  ohne  welches 
das  eigenthche  Ziel  der  sozialpolitischen  Ge- 
set^bimg  Oberhaupt  nicht  zu  erreichen  wäre. 
Eigenartig  wie  seine  Zusammensetzung 
(s.  oben  sub  111,  2d),  ist  auch  der  Wirkungs- 
kreis des  B.V.Ä,  Or^nisation,  Ver^^altung, 
Etechtsprechuiig  und  Vollstreckung  sind  mit- 
einander in  seine  Hand  gelegt  und  damit 
die  Gewähr  einer  zweckentsprechenden  uud 
einheitlichen  Durchffthning  der  verschiedeneu 


Ärbeiten-ersicherungsgesetze  (mit  bisher 
alleiniger  Ausnahme  des  Kraukeu-V.G.; 
8.  d.  Art.  Krankenversicherung  oben 
Bd.  V  S.  HGOff.)  gegeben. 

Nach  dem  gegenwartigen  Stande  der 
Eeichsgesetzgebimg  (b.  auch  d,  Art,  In- 
validen-Versicherung oben  Bd.  IV 
S.  186<iff.)  umfaset  die  Wirksamkeit  des 
R.V.A.  hauptsächlich  folgende  Aufgaben: 

1.  Unfallversicherung:  a)  Orga- 
nisation. Mitwirkung  bei  Bildung,  Ab- 
änderung und  Auflösung  von  Benifsge- 
nossenschaften  (E.G.  g§  2,  18); 

Genehmigung  (nötigenfalls  Erlass)  der  Ge- 
nossetischaflsstatuten  und  ihrei-Abänderungeii 
bezw.  der  Dienstordnung  für  die  Genossen- 
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III.   Rechtsprechung:  (im  HesBort 
1.  Anzahl  der  Bescheide,  Bemfungen  ond  Rekurse. 


ProzentaaU- 

der 

PnEentsatE 

der 

Mgefochtenen 

Bescheide 

ange- 
fochtenen 

Jahr 

Bescheide 

Berufungen 

Rekurs 

* 

rekars- 
fShigen 

SchiedB- 

gerichta- 

urteUe 

ge- 
werbl. 

luidw. 

Min- 
men 

.a,. 

^,. 

en- 
«ftm- 

wfrbl.»--^-- 

zn- 
sam- 

werbl. 

landw. 

zü- 
rnen 

4}  ^ii 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7      1     8 

9 

10    1    11 

12 

13 

14   ,  15      16 
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Bchaftsbeamten  (H.Ö.  §  26,  G.  D.V.G.  §§  39,  i  durch     ehrenamtliche    Wahrnehmung    0er 

48,  u.  8.  w.) ;  I  Genossenseliaftsgeschilfte  erwachsenden  Zeit- 

Genehmigung  (eventnell  Erläse)  der  Ge-  verliiBt  {G.  U.V.G.  §g  .^1,  34,  44,  95.  110); 
fahrentarifö  und  ihrer  Abändeningen,  bezw.  |  ■Wahrnehmuttg  der  Geschäfte  versagen- 
bei  landwirtschaftlichen  Berufsgenossen- ,  jer  Genossenschaftsorgane  (G.  V.V.G.  %  iH) : 
Schäften  Genehmigung  der  Abstandnahme  ,  Regelung  des  Gesdiäfts verkehre  der  Be- 
von  der  Aufstellung  eines  Gefahrentanfs ,  rufsgenossenschaften  mit  den  Postverwal- 
nndWiderruf  dieserGenehmigung(G.U.V.G.ItnDgen  (G.  IJ.V.O.  §§  97,  IOC); 

^Tr£ri^^e^^''iisShiSn'g£vtÄ-i,^^^^  f  f^  d^^^SSr!^- 

ten  (H.G.  §  10,  G.  U.V.G.  ^§  12,  42,  TS,  94, '  '.'(jr^"«  ""d  <lie  Art  der  l.nfallstat.stik  ,G. 
107,  114);  |l.V.U.  §  111). 

Feststellung  des  Formulare  ftlr  Unfall-  Genehmigung  der  Untallverhatungs-\  ot- 
anzeigen  (G   UVG   §  63)-  schnften  «er   Benifsgenossen schaffen  bezw. 

Leitung  '  der  '  Wahl  der  Vertreter  der  ^nhalhmg  der  Benifsgenossenschafteii,  solche 
Arbeitgeber  und  der  Versicherten  im  R.V.A.  1  ^"  erlassen,  sowie  Einwurkung  auf  -lie  Au- 
sowie  der  Arl>eitervertrelcr  für  die  Be- ,  Stellung  »technischer  Aufsichtsbeamton.  und 
ratung  und  Beschlussfassung  Aber  Unftül-  »»*  '^^^  Vereinigung  ihrer  Funktionen  mit 
Yorsicherungs  -  Vorschriften  der  ßemfsge-  ^^"^"  t'^''  '^^'^'"""'Ksbeamten.  {G.  I  .\  .(r. 
nossenschaften  (H.G.  S  14,  G.  U.V.G.  §  114).  §§  ll2ff.); 

b)  Verwaltung.  Bestimmung  darflber,  Beaufsichtigung  der  gesamten  Geschäfts- 
weiche Betriebe  als  Fabriken  oder  als  land- '  tQiiruug  der  Bern fsjenossenscliaf ten  ein- 
odcr   forstwii-tschaftliehe  Betriebe  oder  als  1  schlies.flich  der  von  ihnen  errichteten  oder 


Betriebe  im  Sinne  des  See-U.V.G.  versiche- 
rungspflichtig sind  (Q.  U.V.G.  §  2,  L.  U.V.G. 
§  1,  S.  U.V.G.  §  1); 

Genehmigung  aussei^wßhnheher  Ver- 
fügungen über  das  Genosse nschaftsvermOgen, 
insbesondere  den  Reservefonds  und  dessen 
Zinsen   sowie  der  Entschädigungen  fftr  den 


unterhaltenen  Heilanstalten  (H.  U.V.G,  §  l'2'>) 
und  der  (nach  §  23  H.G.  zugelassenen) 
weiteren  Einrichtungen  (Ilaftpfliehtvereiche- 
rung  und  Errichtung  von  Renten Kuschuss- 
und  Pensionskassen) ; 

Feststellung  der  Pi-ämien  gemüss  §  ll)'2 
dos  See-U.V.G. 


Ii/ed:^; ,^^lOOQlC 


.gic 


UDfallvemidierun  g 


dea  Beichs-Venichemngsainta)- 

2.  Den  (dnrch  Urteil  erledig^ten)  Rekursen*)  Ugeo  folgende  Strett&agen  zn  Ormte: 
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•)  Von  den  Rekursen  der  Versicherten  fielen  durchschnittlich  etwa  ein  Viertel,  von  denea 
der  Berafsgenosgenschaften  fast  die  Hlllfte  zn  Gonsten  der  Beknirenten  ans. 


e)  Rechte] 


Auf  diesem  Ge- 1 


Beschwerden  we^n  der  VersDlagang 
der  Betriebe  zu  den  Klassen  des  Oefahren- 
larifs  und  weeen  höherer  Einschätzung  der 
Betriebe  infolge  Zuwiderhandeln s  gegen 
ünfellverhütungs  -Vorschriften  (G.  U.V.G. 
(§§  49,  116); 

Beschwerden  gegeuÄmtsenthebungohren- 
amüicher  Oi^ane  {G.  U.V.G.   §§  47,   114); 

Streitigkeiten  der  Berufsgenossen schatten 
Ober  die  Vermöge  nsauseinandersetzung  bei 
Bestanilsverfindeningen  (G.  TI.V.G.  §  53); 

Beschwerden  hinsichtlich  der  Ziigehörig- 
keit  des  Betriebes  zu  einer  bestimmten  Bc- 
rufsgenoseenschaft  bezw.  zu  einer  Benifs- 
genosseDBchaft  Qberhaupl,  hinsichtlich  des 
Uebergangs  an  eine  andere  Berufsgenossen- 
schaft wegen  Betriebsveraaderuog  imd  hin- 
sichtlich oeB  Uebermings  in  eine  andere  Ge- 
fahrentarif position  (G.  U.V.G.  §g  59,  61,  62); 

Rekurse  gegen  die  Entscheidungen  der 
Schied  Berichte  bezw.  die  Zuteilung  oder 
Verteilimg  der  Entschädigungs Verpflichtung 
unter  mehrere  beteiligte  Benifsgenossen- 
Bchaften  (G.  U.V.G.  §§  80,  90,  bezw.  §g  73. 
82,  85); 

Beschwerden  der  Betriebs  Unternehmer 
gegen  die  Feststellung  der  Jahresbeiträge, 
betreffs  der  Person  der  Betriebsrevisoren 
imd  gegen  die  Auferlegung  von  Kosten  oder 
Geldstrafen  für  selbstverschuldete  Revisionen 
(G.  U.V.G.  §§  102,  120,  124); 


Streitigkeiten  über  die  Haftung  der  Bau- 
herrn (mit  Ausschluss  des  Rechtswegs);  G. 
U.V.G.  §  105); 

Streitigkeiten  hinsichtlich  der  Rechte- 
und  Pflichten  der  Inhaber  der  Genossen- 
schaftsftmter,  der  Auslegung  der  Statuten 
und  der  GUtigkeit  der  Wahlen  (G.  U.V.G. 
§  126). 

d)  Vollstreckung.  Strafgewalt  gegen 
Vorstandsmitglieder,  VertraiieDsinännor  und 
Beamte  der  Berufsgenossen  achaften  auf  Vor- 
legimg der  Bücher,  Belege,  Akten  u.  s.  w. 
und  Befolgung  der  gesetzhchen  und  statutari- 
schen Vors<£riften,  bezw.  kommissarische 
Verwaltung  bei  Versagen  der  ehrenamt- 
lichen Organe  und  Zwangsvollstreckung 
gegen  zahlungssfturaige  Benifsgenossenschat- 
ten  (G.  U.V.G.  §§  125,  126  bezw.  4C,  106). 

2.  Invalidenversicherung:  a)  Or- 
ganisation (§  56  I.V.G.). 

Geuehmigung  (nötigenfalls  Erlass)  der 
Statuten  der  Versicherungsanstalten  und  ihrer 
Abänderungen  (g  72); 

Bestimmung  der  irntersclieidungsmerk- 
male  und  Giltigkeitsdatier  der  Marken  so- 
wie der  Zeitabschnitte,  für  welche  die  Mar- 
ken ausgegeben  werden  sollen  (§  1:^0); 

Oenehmigimg  von  Vorschriften  der  Ver- 
sioheruiigsaustallen  Aber  die  Berechnung  von 
Akkordlöhnen  (g  140)  und  Über  die  Beitrags- 
kontrolle, ev.  Anordnung  oder  Erlass  solcher- 
dmy^h  das  RV.Ä.  )g  101): 

b)   Verwaltung.     Periodische   Kach- 
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prüfUDg  der  Zul&n^Iichkeit  der  FiämieD- 
beiti-Sge  und  MitwirkuDg  bei  anderweiter 
FestäetzuDg  der  Yei-sicherungsbeiträge  (§§ 
32,  124); 

Obere  Leitung  der  iltechnuDgsstelie* 
(fcfiheF  »Bechnuugsbureau'),  insbeeondere 
hinsiclitlich  der  Terteilnog  der  Renten,  der 
Abrechnung  mit  den  Postverwaltungen  und 
sonstiger  statistischer  bezw.  versichern ngs- 
technischer  Arbeiten  (§  124); 

Regelung  des  Gesdiäftsverkehrs  der  Ver- 
sicherungsanstalten mit  den  Poatverwal- 
tviDge»  und  der  Rechnungsstelle  (g§  123, 
124,  126); 

Aufetellung  der  jährlichen  Eechnungs- 
ei^ebuisse  bezw.  der  Vorschriften  über  die 
Art  und  Form  der  Rechnungsführung  und 
die  Führung  der  Statistik  (g  165J- 

Beaufsichtigung  der  gesamten  tieschSfts- 
führung  der  Versicherungsanstalten  mit  der 
Befugnis  zu  Geschaftsführungs-  und  Kassen- 
revisionen (§  loyi; 

Aufstellung  der  massgebenden  Grund- 
sätze für  die  Entscheidungen  von  Streitig- 
keiten Ober  die  Versicherungs-(BeitragB-) 
Pflicht  (g  155); 

c)  Rechtsprechung.  Das  R.V^.  hat 
zu  entscheiden; 

Streitigkeiten  zwischen  TiSgem  der  Un- 
fallversicherung und  der  Invaüdenversiche- 
nmgüberEiBtattungsansprüche  der  letzteren 
<§§  23.  113,  128); 

Beschwerden  gege  nAra  tsenthebun  g  ehren- 
amtlicher  Organe  (g§  61,  91,  110); 

Beschwei-den  betreffs  Anfechtung  von 
Beschlüssen  der  Organe  der  Tersicherungs- 
anstalten  {gg  75,  110): 

Streitigkeiten  der  Versicherungsanstalten 
bezw.  zugelassenen  Kasse  nein  richtungen  über 
die  Vermögensauseinandersetzung  bei  Be- 
stands Veränderungen  (§§  102,  173); 

Streitigkeiten  hinsichtlich  der  Rechte 
und  Pflichten  der  Organe  der  Versiche- 
rungsämter, der  Auslegung  der  Statuten 
und  der  Giltigkeit  der  Wahlen  (g  109); 

Revisionen  gegen  die  Entscheidungen  der 
Schiedsgerichte  (mit  Ausschluss  der  lindes- 
Versicheningsämter ;  g  116); 

Beschwerden  gegen  tlas  Verteil  ungs- 
und  Abrechnung» verfahren  der  Rechnungs- 
stelle, betreffs  &stattung  von  Beiträgen,  und 
gegen  Entscheidungen  der  Rentensl eilen 
1g§  126,  12Ö,  129); 

Streitigkeiten  von  gnmdsätzüeher  Be- 
deutung Aber  Fragen  der  Vorsichenings- 
( Beitrags- )Pflicht  (auf  AntiBg  der  Versiche- 
rungsanstalt; §  !-'>'>); 

Streitigkeiten  zwischen  verschiedenen 
Versichei-un  gsan  stalten  ( Kassen  einriclitungen) 
über  Beitiagscntrichtuiig  (§  156); 

Boschwerden  Aber  gewisse  Straffest- 
setzungen (g  17.'<). 

d)  VollstreckuDg.   Strafgcwalt  gegen 


Vorstandsmitglieder  und  sonstige  Oi-gane 
der  Versicherungaan  stalten  auf  Vorlegung  der 
Bücher,  Belege,  Akten  u.  s,  w.  und  Befol- 
gung der  gesetzlichen  und  statutarischen  Vor- 
schnften,  bezw.  Zwan^vollstrecknng  gegen 
zablungssäumige  Versicherungsanstalten  (§ 
108  bezw.  127). 

Der  Geschäftsgang  und  das  Ver- 
fahren des  R.V.A.  ist  für  beide  Gebiete 
gemäss  §  19  Abs.  4  des  Gesetzes,  betr.  die 
Abänderung  der  U.V.Ge,  t.  30.  Juni  1900 
(R.G.BL  S.  573)  und  g  110  Abs.  4  des 
I.V.Ö.  V.  13.  Juli  1899  (R.G31.  S.  463), 
nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesrate, 
durch  Kaiserliche  Verordnung  v.  13.  Oktober 
1900  {RG.BL  S.  983)  seit  1.  November  1900 
wie  folgt  geregelt: 

Dem  Pi'äsiaenten  des  R.V.A.  steht  die 
Leitung  und  Beaufsichtigimg  des  gesamten 
Dienstes  zu  und  bleiben  die  sog.  Präsidial- 
sacben  vorbehalten  {gg  1,  2).  Für  die  Be- 
arbeitung der  Angelegenheiten  der  Unfall- 
versicherung und  der  Invalidenvemche- 
rung  besteht  je  eine  Abteilung  unter  Lei- 
tung je  eines  Direktors;  auch  können  in 
jeder  Abteilung  nach  Bestimmung  des 
Reichskanzlers  (Reichsamt  des  Innern)  Cnter- 
abteilungen  errichtet  werden  (gg  4—6). 
Desgleidien  bestimmt  der  Keichsiänzler  die 
Zahl  der  SteUvertreter  für  die  Laien- (Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer-) Vertreter  im  R.V.A. 
und  beruft  die  richterlichen  Beisitzer  für 
das  R.V.A.  (g§  7,  9). 

V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  angelegenheiten  werden, 
soweit  ihre  Erledigung  nicht  im  Wege  der 
Einzelbearbeitung  (Referat,  DecernatJ  erfolgt, 
in  Gesamtsitzungen  oder  Abteilungssitzungen 
behandelt;  zu  diesen  sind  neben  den  stän- 
digen Mitgliedern  des  Amts  auch  die  nicht- 
ständigen Mitglieder  (Vertreter  des  Bundes- 
rats sowie  der  Arbeitgeber  nad  Arbeitnehmer) 
und  richterliche  Beisitzer  unter  Mitteilimg 
der  Tagesordnimg  einzuladen  (gg  11 — 15). 
Beschlüsse  werden  nach  Stimmenmehrheit 
gefasst,  bezw.  bei  Stimmengleichheit  giebt 
der  Vorsitzende  den  Ausschlag;  doch  sind 
solche  Beschlüsse  für  die  Rechtspi-echung 
der  Senate  nicht  bindend  (§g  17—19). 

Die  Rechtsprechung  (§§  20ff.),  ins- 
besondere die  (letztinstanzliche)  Entscheidung 
über  Rekurse  in  Utifallsaehen  und  Revi- 
donen  in  Invalidensachen  (§  16  H.G.,  g  110 
I.V.G.),  erfolgt  in  Spruchkollegien  (»Senaten«), 
welche  in  Unfallsachen  mit  7,  in  Invaliden- 
sachen mit  5  Personen  (darunter  je  1  Ver- 
treter der  Arbeitgeber  und  der  Versicherten 
und  2  bezw.  1  richterlicher  Beisitzer)  be- 
setzt sein  müssen;  doch  sind  in  In\-aliden- 
sachen  bei  Entscheidungen  von  grundsätz- 
licher Bedeutung  noch  ein  weiteres  ständiges 
und  ein  vom  Bundesrat  gewähltes  uicht- 
Btändigcs  Mitglied  zuzuziehen  (»vei'stärfcter« 
Senat).    Will  aber  ein  Senat  in  einer  grund- 
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«atzlicben  Rechtsfrage  toü  einer  frftheren 
Entscheidung  abweichen,  so  ist  die  Sache 
zur  Entscheidung  an  den  »erweiterten«  Se- 
nat zu  verweisen,  in  welchem  {gemäss  §  17 
B.G."|  neben  dem  Präsidenten  jus  Vorsitzen- 
den jede  Gruppe  (Bundesrat,  RV.A.,  Richter, 
Arbeitgeber,  Arbeitnehmer)  durch  je  2  Mit- 
glieder vertreten  ist  (vgl.  oben  sub  III  2d}. 

Während  die  Sitzungen  in  den  Ter- 
waltiiögHsachen  nicht  öffentlich  sind,  tagen 
die  Spruchkollegien  in  öffentlicher  Sitzimg; 
das  ^  ei-fahi-en  in  denselben  ist  in  den  Grund- 
zOgen  demjenigen  vor  den  ordentlichen  Ge- 
richten nachgebildet,  bewegt  sich  aber  in 
freieren  Formen,  um  den  besonderen  An- 
forderungen der  Arbeiter  versicherungsge- 
setzgebung  sich  leichter  anpassen  zu  können 
(§§  -'S  [f.). 

Am  Schluss  eines  jeden  Jahres  hat  das 
B.V.A.  dem  Reichskanzler  einen  Geschäfts- 
bericht einzureichen  (§  52). 

Da  die  Entscheidimgen  des  R.V.A.  nach 
^  löH.G.  endgiltig  sind,  so  hat  das  Amt 
msoweit  die  Eigenschaft  einer  obersten 
Reichsbehörde  wie  das  Reichsgericht,  wenn- 
gleich es  im  flbrigeu  der  Aufsicht  des 
Reichskanzlers  unterstellt  und  dem  Ressort 
des  Reich samts  des  Innern  zugeteUt  ist 
(Art.  17  der  Reichsverfassung).  Es  ist  aber 
anzunehmen,  dass  mit  dem  weiteren  Ausbau 
der  Ärbeiterversichernng  (Revision  der  Kran- 
ken versiehening,  Ausdehnung  der  Unfall- 
versicherung auf  Handwerk  und  Handel, 
Angliederung  der  Witwen-  und  Waisen- 
rersichening)  der  Wirkungskreis  des  R.V.A. 
sich  noch  weiter  ausdehnen  wird  und  dann 
auch  der  im  Reichstag  bereits  mehrfach 
kundgegebene  Wunsch,  das  R.V.A.  in  ein 
selbständiges  Reichsamt  umzuwandeln, 
in  der  einen  oder  anderen  Weise  seine 
Lösung  finden  wird,  znmal  das  R.V.A.  aus 
kleinen  AufSngen  heraus  sich  allmählich 
hinsichtlich  seines  Umfangs  und  Geschäfts- 
kreises —  das  Amt  hat  zur  Zeit  1  Präsi- 
denten,   2  Direktoren,  20  Senats  Vorsitzende, 

29  Kegienmgsräte,  3  Assessoren,  60  richter- 
liche Beisitzer,  6  technische  Rechnungs- 
beamte. 155  Bureaubeamte,  77  Kanzlei-  und 

30  Unterbeamte  d.  h.  115  höhere  und  268 
untere  ^  383  Beamte,  während  andererseits 
die  Unfallversichenrng  113  Berufsgenossen- 
BChafteu  mit  18  Millionen  Versicherten,  die 
Invalidenversicherung  40  Versicherungsan- 
stalten bezw.  Kasseneinrichtungen  mit  12 
Millionen  Vereicherten  und  beide  Versiche- 
rungen einen  Vermögensbestand  von  1  Mil- 
liarde Mark  aufzuweisen  —  zu  einem  der 
grössten  Reichsämter  entwickelt  hat. 

2.  Da8  Beamten-Unfallversorgangs- 
gesetz  V.  15.  März  1886  (R.G.B1.  S.  S3), 
bezw.  in  der  neuen  (vom  Reichstag  am 
4.  Mai  1901  und  vom  Bundesrat  am  10. 
Juni  1901   angenommenen)  Fassung  v.   18. 

Handnörteibacta  der  SMstBwIueiucbarteD,     Zweit* 


Juni  1901  (Stenc^raphische  Berichte  des 
Reichstags  S.  2546  ff.  imd  RG.Bl.  1900 
S.  2U)  bildet  weniger  einen  Teil  der 
Versicherungs-  als  der  Pensionsgesetz- 
gebung, indem  es  allen  Beamten  des  Reichs 
rVerv^tung,  Heer,  Marine)  und  Personen 
des  Soldatenstand  es,  welche  in  reich^e- 
setzlich  der  Unfall  Versicherung  unterlitÄen- 
den  Betrieben  beschäftigt  sind,  die  Ent- 
schädigung für  die  darin  erlittenen  Unfälle 
in  Form  erhöhter  Pension  gewährt;  daher 
finden  die  UnfaU Versicherungsgesetze  auf 
diese  Fersonenkreise  keine  Anwendung 
(§  11)- 

Dasselbe  gilt  von  Staats-  und  Kom- 
miinalbeamten,  welche  mit  festem  Ge- 
halt und  Pensionsberechtigung  angestellt 
Knd  oder  welchen  durch  Landesgesetz 
bezw.  Ortsstatut  hinsichtlich  der  Folgen 
eines  im  Dienst  erlittenen  BetriebsunMls 
eine  den  Vorschriften  des  Reicb^esetzes 
mindestens  .  gleichkommeude  Fürsorge 
gewährleistet  ist  (§  12).  Solche  Landesge- 
setze  haben  erlassen :  Preussen  am  18.  Juni 
1887  {G.S.  S.  282),  Hessen  am  18.  Juni 
1887  (R,B1,  S.  99),  Oldenbui^  am  24. 
Februar  1888  (G.Bl.  S.  93),  Sachsen  am  9. 
April  1888  (O.  u.  V.BL  S.  113),  Baden  am 

4.  Mai  1888  (G.  u.  V.Bl.  S.  217),  Elsasa- 
Lothringen  am  8.  Mai  1888  (G.Bl.  S.  41), 
Württemberg     am    23.    Mai     1890    (R.Bl. 

5.  93). 

Für  Beamte,  welchen  durch  derartige 
Sonderhest  immun  gen  eine  der  reichsgesetz- 
lichen Unfallversicherung  gleichwertige  Für- 
sorge gesichert  ist.  treten  auch  die  civil- 
recntlicnen  Vorschriften  über  die  Haftpflicht 
der  Arbeitgeber  und  deren  Angestellten  in 
gleichem  Umfange  ausser  Kraft  wie  nach 
g  i;i5ff.  des  Ü.V.G.  ftlr  die  unfaUver- 
sicherten  Arbeiter  {§§  8 — 12);  andernfalls 
bleiben  die  Bestimmungen  des  U.V.G.  (§  7), 
eventuell  des  B.G.B.  (§§  823,  843  ff.)  und 
des  Haftpflichtgesetzes  v.  7.  Juni  1871  in 
der  Fassnng  des  Artikels  42  des  Einf.-G.  zum 
B.G.B.  massgebend. 

Durch  die  neue  Fassung  des  R,G.  v.  15. 
März  1886  ist  dasselbe  den  neuen  U.V.Gen 
(s.  oben  sub  HI)  und  Pension sgesetzen  (R.GBL 
1887  S.  237  und  1897  S.  455)  namentlich 
in  Bezug  auf  die  erweiterten  Leistungen 
angepasst  und  behufs  gleichartiger  Äbände- 
nmg  der  bezüglichen  landesgesetzlichen 
oder  ortaslatutarischen  Bestimmungen  bis 
1.  Januar  1903  IVist  gegeben  worden 
(B.T.BL  S.  Nr.  176,  295,  323,  10.  LegisL 
Per.,  n.  Session  1900.1901). 

3.  Daa  Gefangenen  -  UnfalUürsorge- 
gesetz  V.  80.  Juni  1900  (ß-G.Bl.  S.  SS6) 
regelt  unter  Anlehnung  an  die  Unfall- 
versichern ugsgesetze  die  Unfallentschädi- 
gung für  Gefangene;  denselben  werden 
gleichgestellt  die  in  öffentlichen  Besse- 
AnDage.    Vll.  ^ 
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ningaanstalten ,  ÄrbeitshAuBem  und  ähn- 
lichen Zwangeanetalten  uatersebrachtea  so- 
wie die  zur  Forst-  oder  Öeineindearbeit 
kisft  geeetzlicher  oder  polizeilicher  Besüm- 
mui^  zwangsweise  aDgehaltenen  Personen. 

TAget  der  Unfalllast  und  Organisation 
ist  {vorbehaltlich  anderer  Bestimmung  durch 
Lande^esetz  oder  besonderer  Vereinbarung 
zwischen  mehreren  Bundesstaaten)  der  Bun- 
desstaat, in  dessen  Gebiet  die  Anstalt  oder 
ZwangsarbeitBstätte  liegt;  auch  kOnnen  Un- 
tecnehmer,  welche  Oefangene  bescliäftigea, 
vertragsmaesig  zu  Beitrags-  oder  Ersatz- 
leistungen herangezogen  werden. 

Die  ünfalluntersuchung  erfolgt  durch 
den  Änstaltsvorstand ,  die  Eatsct^iguags- 
festsetzung  durch  die  einzusetzende  lÄus- 
»führungsbehörde«,  beides  von  Amts  wegen, 
bezw.  spätestens  auf  Antrag  des  Verletzten 
bei  dessen  Entlassung:  bei  Verfinderung  der 
Verhaltnisse  kimn  jederzeit  anderweite  Fest- 
setzung erfolgen.  Gegen  den  »Bescheid» 
findet  Beschwerde  an  die  im  Bescheid  zu 
bezeichnende  Behörde  statt 

Die  EDtsehädigungsIeistung  umfasst,  wie 
bei  der  Unfall  versichern  ng,  nach  Wahl  des 
Anstaltfi-vorstandes :  freie  Erankenhauspflege 
(auf  der  Kranken  Station  der  Anstalt,  nach 
der  Freilassung  in  einem  Krankenhause 
bezw.  mit  Angehörigen reote)  oder  freies 
Heilverfahren  mit  ilenten Zahlung,  doch  wird 
die  Hente  nach  dem  gewöhnlichen  Tage- 
arbeiterlohn des  letzten  ständen  Beschäf- 
tigungsorts des  Verletzten  bezw.  nach 
dem  niedrigsten  Satz  im  Anstaltsbezirk  be- 
rechnet und  erst  von  der  Entlassung  bezw. 
an  Hinterbliebene  erst  von  der  Zeit  ab  ge- 
zahlt, zu  welcher  der  GetCtete  entlassen 
worden  wäre ;  als  rentenberechtigte  Hinter- 
bliebene erscheinen  nur  Witwen  und  Kinder. 
Die  Bemessungsgrund  sfttze  schliessen  sich 
der  Unfall veisicheruDg  an,  unter  Aanahnie 
gewisser  Höchstbetrflge,  welche  für  die  Ver- 
letztenrente 300  Mark,  für  die  Hinterblie- 
benenrenten zusammen  270  Mark  (einzeln 
90  Mark)  betragen.  Die  Entschädigung  kann 
ganz  oder  teilweise  versagt  werden,  wenn 
der  Verletzte  den  Unfall  durch  grobe  Ver- 
letzung der  Hausordnung  veranlasst  hat; 
auch  fällt  die  Hinterbliebenenrente  fort, 
wenn  feststeht;  daes  der  Getötete  auf  freiem 
Fuss  doch  nichts  zur  Ernäbnmg  seiner 
Familie  beigetragen  hätte.  Kapitalabfindung 
ist  bei  Renten  bis  20*/o  auf  Antrag  des 
Verletzten  zulässig.  Die  Auszahlung  der 
Enlschädigungeu  erfolgt  auch  hier  durch  die 
Post.  Bezüglich  der  Haftpflicht  gelten  die 
gleichen  Grundsätze  wie  bei  der  Unfallver- 
sicherung. Ueber  das  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  wird  durch  kaiserliche  Verordnung 
Bestimmung  getroffen. 


B.  Die  TTnfallTenioberaiis  in  Oeatdrreioh. 

1.  PrivatrechtUche  (persönliche)  Haft- 
pflicht In  Oeeterreich  galt  bis  zur  Ein- 
mhrung  der  Unfallversicherung  nach  deut- 
schem Muster  im  wesentlichen  der^lbe 
Rechtezustand  wie  in  Deutschland  bis  zum 
Haftpflichtgesetz  v.  7.  Juni  1871.  Ange- 
sichts der  unzulänglichen  Wirkungen  des 
letzteren  wurde  jedoch  in  Oesterreich  von 
einem  ähnlichen  BeformverBUclie  tU)gesehen 
und  sofort  zur  Unfallversichening  ge- 
schritten (s.  d.  Art.  Haftpflicht  oben 
Bd.  IV  S.  946  ff.). 

2.  Oetfentlichrechtliche  (soziale)  Pnr- 
Borge.  Der  erste  Entwind  v.  4.  Dezember 
1883  "betreffend  die  Unfallversicherung  der 
Arbeiters  (Nr.  783  der  Beilagen  zu  den 
steQ<ffi;raphischen  Protokollen  des  Abgeord- 
netenhauses, JX.  Session)  lehnt  sich  im 
ganzen  an  die  beiden  ersten  deutscheu  Ge- 
setzentwQrfe  an  (s.  oben  sub  A.  I.  3);  nur 
wai'  der  Beiohszuschuss  fortgelassen,  an 
Stelle  des  Umlage-  das  Anlage-  (Kapital- 
deckungs-)verfahren  gewählt  und  dem 
Minister  des  Innern  als  oberster  Aufsichts- 
behörde eine  weitgehende  Ausfühnrngsbe- 
fugnis  vorbehalten. 

Die  zweite  Begieningsvorlage  vom  28, 
Januar  ISSC  (Nr.  75  der  X.  Session)  ent- 
hielt im  wesentlichen  die  Aenderungen  des 
Gewerbeausschusses,  dem  die  erste  Vorlage 
zur  Beratung  flberwiesen  war,  imd  wume 
am  28.  Dezember  1887  als  Gesetz  publiziert 
(K.G.B1.  1888  Nr.  1;  Gesetzeskraft  v.  1.  No- 
vember 1889). 

Die  grundsätzlichen  Abwcichimgen  von 
der  deutschen  Unfallversichenmg  sind  auf 
die  grossen  Verschiedenheiten  in  den  wirt- 
schaftlich-sozialen und  politisch-nationalen 
Zuständen  zurfickzufQhren. 

3.  VDfallrerBicheraiieBgesetz  v.  SS. 
Dezember  1887  (K.G.B1.  1888  Nr.  1). 
a)  Der  Umfang  der  Unfallversiche- 
rung deckt  sich  ungefälir  mit  dem  des 
deutschen  Stammgesetzes  v.  6.  Juli  1884, 
so  dasB  vorwiegend  das  Orossgevrerbe,  nicht 
aber  Mittel-  und  Kleingewerbe,  Land-  und 
Foi-stwirtschaft  (abgesehen  von  den  Moloren- 
betrieben) der  Versicherungspflicht  unter- 
liegen (§  1). 

b)  Träger  der  ünfallversiche- 
ruDi;  sind  nicht  Beniff^nossensehafteu, 
sondern  territoriale,  auf  Gegenseitigkeit 
beruhende  Vers  ich  er  ungsan  st  alten  (in 
der  ftegel  eine  fflr  jedes  Kronland  in  der 
I  Landeshauptstadt),  welche  der  staatlichen 
Aufsicht  (der  politischen  Verwaltungsbehörde 
am  Sitze  Aer  Versicherungnanstalt  und  des 
.Ministenums  des  Innern)  unterbegen:  An- 
stellung und  Entlassung  des  leitenden  Be- 
amten. Veraicbei-ungstechnikers  und  Buch- 
halters  bwlflrfen   staatlrcher  Genehmigung. 
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Der  Vorstand,  welchem  die  gesamte  Ge- 
Bchaftsfahning  und  die  Vertretung  der  Ver- 
aichemiigsanötalt  obliezt,  besteht  zu  je 
einem  Drittel  aus  gewählten  Vertretern  der 
Unternehmer  wie  Ärheiter  und  regierungs- 
seitig berufenen  (mit  den  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  des  Beziite  vertranten)  Per- 
sonen.   Sektionen  und  örtliche  Organe  fehlen 

(§8  9a). 

Neben  den  VersicherungBansttdten  sind 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  auch 
BerufsgenoBsenscbaften  und 
Privatinstitute  zugelassen  (§§  57—59). 

c)  Gegenstand  der  Unfallver- 
sicherung ist  wie  in  Deutschland  der 
Schadenersatz  fflr  ECrperverletzung  und 
TStung,  jedoch  mit  engerer  ün^renznng. 
Das  Gesetz  gew&brt  nämlich:  dem  Ver- 
letzten an  ünfalli-ente  (von  der  5.  Woche 
ab  im  Anschlugs  an  die  Krankenversiche- 
rung) bei  völliger  Erwerbsunfähigkeit  nur 
60*;o,  bei  teilweiser  höchstens  50%  des 
Jahr^arbeitsverdienstes,  jedoch  nicht  freie 
Kur  oder  Anstaltspfle^  (s.  ih  den  Hinter- 
liliobenenan  Beerdigungskosten  höchstens 
25  Gulden  und  an  Ünfalliente  der  Witwe 
bezw.  dem  arbeitsunfähigen  Witwer  und 
hinterbliebenen  Rindern  zusammen  höchstens 
50*/o,  den  Äscendenten  20''/o  des  Jahres- 
arbeitsverdienstes.  Als  Jaliresarbeitsver- 
dienst  gilt  das  Dreihundertfache  des  letzt- 
j&hrigen  Dm-chschnittetagelohns  des  Ver- 
sicherten; keine  Untergrenze,  Obeip^enze 
1200  und  bei  Lehrlingen  etc.  300  Gulden 
(§§  5  ff.) 

d)  DieFeststellung  der  Entschä- 
digung geschieht  wie  in  Deutschland,  je- 
doch mit  endgiltiger  Entscheidung  des 
am  Sitz  jeder  Versicherungsanstalt  errich- 
teten Schiedsgerichts.  Dasselbe  be- 
steht aus  einem  richterlichen  Staatsbeamten 
als  VorsitzendeUj  zwei  von  der  He^ening 
ernannten  technischen  Beisitzern  und  je 
dnem  seitenH  der  Unternehmer  wie  Arbeiter 
gewählten  Beisitzer.  Die  Verjährungsfrist 
mr  die  Anmeldung  des  Entschädigungsan- 
spruchs bei  der  Versicherungsanstalt  bezw. 
für  die  Einbringung  der  Klage  beim  Schieds- 
gericht beträgt  ein  Jahr  {§§  34,  38). 

Die  Auszahlung  der  Beuten  erfolgt  durch 
die  Versicherungsanstalten  (mittelst  Post- 
sparkassen-Checks).  Auch  gestattet  das  Ge- 
setz (abweichend  vom  deutschen  Gesetze) 
durchweg  die  vertragsmBssige  Abfindung 
des  Rentenberechtwten  (bei  Zustimmung 
seiner  Arraenbehörde)  durch  entsprechende 
Kapital zalilung  und  die  gänzhche  oder  teil- 
weise Einstellung  der  Rente  für  Invalide, 
solange  diese  wieder  lohnbringende  Besctiäf- 
tignng  ansahen  (§§  4U,  41). 

e)  Die  Kosten  der  Unfallver- 
sicherung (zur  Deckung  der  Entschä- 
digungen, Verwaltungskosten  und  Rflcklagen) 


werden  von  den  Mitgliedern  der  Versiche- 
rungsanstalten (den  Untemehraem  zu  90*/!), 
den  Arbeitern  zu  10  "lo)  nach  dem  K  a  p  i  - 
taldeckungsverfahren durch  »Ver- 
sicherungsbeiträge« aufgebracht,  welche 
nach  Massgabe  des  Arbeitsverdienstes 
und  der  Uniallge^ihr  zu  entrichten  sind 
(§  16). 

Zur  Abmessung  der  Unfallgetalu'  werden 
sämtliche  Betriebe  nach  Prozentsätzen  in 
(12)  Gefahrenklassen  geteilt  (höchstes 
Risiko  —  100).  Die  Einreihung  der  Betriebe 
in  die  Gefahrenklassen  erfolgt  durch  die  Re- 
gierung, in  die  Prozentsätze  der  einzelnen 
Gefahrenklassen  durch  die  Versichornngsan- 
stalten  (§  14). 

Zur  Bemessung  der  Beiträge  imt  die 
Versicherungsanstalt  einen  Tarif  aufzu- 
stellen, welchem  der  fflr  je  1  Gefahren- 
Erozeut  und  1  Lohn  gülden  als  er  forder- 
ch  ermittelte  Beitragssatz  zu  Grunde  zu 
legen  ist. 

Den  Jahresbeitrag  zum  Reservefonds, 
der  höchstens  10  "/o  der  Kapitaldectimg  der 
Versichei-utigsanslalt  betragen  darf,  bestimmt 
der  Minister  des  Innern;  ^is  aller  Rücklagen 
sind  zum  Specialreser\'efonds  der  Veraiche- 
rungsanstalt,  '/s  zur  Bildung  eines  für  alle 
Versichenmgsanstalten  gemeinsamen  Re- 
servefonds zu-verwenden  (§  15). 

f)  Unfallverhütungs-Vorschrif- 
ten zu  erlassen,  sind  die  Versicherungsan- 
stalten nicht  betiigt,  vielmehr  können  sie 
solche  nur  durch  Vermittelung  des  Ge- 
werbeinspektors  und  der  zuständigen  Ver- 
waltungsbehörde erwirken. 

g)  Die  Vertretung  der  Ver- 
siclierten,  welche  wie  ihre  Arbeitgeber 
zahlende  Mitglieder  der  Versicherungsan- 
stalten sind,  erfolgt  zu  gleichen  Rechten  mit 
jenen  (§g  10,  12). 

h)  Oberinstanz.  Ein  die  einheitliche 
Rechtsprechung  verbüi^ndes  Oi^n  wie 
das  deutsche  Reichs- Versichemugsamt  ist 
nicht  vorgesehen.  Im  übiigeii  führt  die 
Oberaufsicht  der  Minister  des  Innern  im' 
Beistaude  eines  aus  Fachmännern  zusammen- 
gesetzten »Vereicherungsheiratss  {§§  48,  49). 

i)  Das  Verhältnis  der  Unfall- 
versicherung zur  Haftpflicht  stellt 
sich  ähnlich  wie  iu  Deiitschland,  doch  ist 
die  Haftpflicht  der  Unternehmer  und  Be- 
triebsbeamten nicht  diureh  strafgerichtliche 
Peststellung  des  Verschuldens  bedingt. 

Fflr  die  ersten  4  Wochen  haben  die 
Krankenitasse n  bezw.  die  Unternehmer  ein- 
zutreten. Im  übrigen  bleibt  deren  Ver- 
pflichtung, für  mindestens  20  Wochen  freie 
Kur  und  Krankengeld  oder  freie  Anstalts- 
pflege zu  gewähren,  ebenso  wie  die  Fflr- 
sorgeptlicht  der  Armenverbäude  unberührt; 
doch  findet  zur  Vermeidung  von  Doppel- 
leistungen (wie  nach  §  8  des  deutschen 
20* 
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Stammgesetzes)  wechselseitige  Aufrechnung 
statt,  BO  da88  der  Versicherte  immer  nur 
eine  (bezw.  die  höhere)  UnterstütKUUg  er- 
hält f§  61  des  G.  und  §  65  des  K.V.G.  vom 
30.  Man;  1888). 

Da  die  Versidiemngsanstalten  als  solche 
mit  der  Kur  der  Unfall  verletzten  nichts  zu 
thim  haben,  sind  die  sämtlichen  Bezirks- 
ErankenkaB.scn  desselben  Änstaltssprengels 
zu  einem  Kassenverbande  vereinigt,  dessen 
"Verwaltung  (unterAnfsicht  der  Verwaltungs- 
behörde) durch  den  Vorstand  der  Versiche- 
rungsanstalt erfolgt  (§  39  K.V.tf.). 

4.  Änsdehnougsgesetz  vom  20.  Jnli 
1894  (R.G.B1.  S.  168;  Gesetzeskraft  vom 
1.  Januar  1895).  Dieses  Gesetz  umfasst 
im  wesenthehen  wie  das  deutsche  »Ausdeh- 
nungsgesetz« (vom  28.  Mai  1885)  die  Trans- 
portbetriebe  des  Binnenlandes  und  die  Lagerei- 
betriebe, sodann  die  Theaterbetriebe,  Berufs- 
feuerwehren, Gewerbebetriebe  der  Strassen- 
reiniger,  Eanalräumer  imd  Rauchfangkehrer, 
endlieh  <Ue  Gewerbebetriebe  der  Stemmetze, 
Bninnenmacher  und  Eisenkoustruktetu«,  so- 
weit diese  Betriebe  in  die  Versicherungs- 
pflicbt  noch  nicht  einbezogen  waren,  insgesamt 
etwa  10000  Betriebe  mit  200  000  Personen. 

Dabei  ist  im  Interesse  der  Eisenbahn- 
bediensteten, um  diese  nicht  ungünstiger  als 
unter  der  bisherigen  Herrschait  des  Haft- 
pflichtgesetzes vom  5.  März  1869  (RG.Bl. 
S.  27)  zu  stellen,  noch  die  besondere  Be- 
stimmung getroffen,  dass  diese  Personen  mit 
ihrem  vollen  Jahresarbeits  verdien  st  ein- 
schliesslich der  verfinderhchen  Bezitge  (Kilo- 
metei--  und  Stundengelder  etc.)  in  die  Ver- 
sicherung einzubeziehen  und  die  für  sie  z)i 
leistenden  Beitrage  von  dem  Betriebsunter- 
nebmer  allein  zu  tragen  sind,  femer  daes 
in  solchen  Fällen,  in  welchen  den  gedachten 
Pei'soneu  oder  ihren  Hinterbliebenen  ein 
Entschädigungsanspruch  nach  dem  Haft- 
pflichtgesetz zustenen  würde,  die  llnfallrente 
rar  den  Verletzten  um  die  Hälfte  unc' 
Falle  eines  daiierndeii  Siechtums  bis  zum 
doppelten  Betrage,  d.  h.  auf  90  bezw.  120  "/o 
des  vollen  Jahresarbeits  Verdienstes  und  für 
die  Hinterbliebenen  um  Vs  zu  erhöhen  ist 
Endlich  ist,  um  wenigstens  die  Möglichkeit 
einer  noch  weiteren  Ausdehnung  der  Unfall- 
versicherung  zu  bieten,  die  Einrichtung  der 
freiwilligen  Versicherung  eingeführt, 
d.  h.  die  Unternehmer  versicherungspflich- 
tiger Betriebe  dürfen  sich  selbst,  ihre  Be- 
vollmächtigten und  andere  den  Gefahren 
des  Betriebes  ausgesetzte  Personen  bei  der 
zuständigen  Vereichenmgsanstalt  freiwillig 
versichern,  und  dasselbe  Recht  ist  auch  den 
Unternehmern  nicht  versicherungspflichtiger 
Betriebe  neben  der  koriwrativen  Versiche- 
rung ihres  Betriebspersonals  eingeräumt  wor- 
den. Doch  ist  von  dieser  Einrichtimg  bis- 
her wenig  Gebrauch  gemacht  worden. 


5.  Reform  der  U.     Als  Hauptmängel 

des  Unfailversicheningsgesetzes  gelten  (ab- 
gesehen von  der  engen  Bmrenzung  derün- 
mll Versicherung)  die  Verkümmerung  der 
Selbstverwaltung  zu  Gunsten  des  bureau- 
kratischen  Elements ;  die  Beschränkung  der 
Versicherungsanstalten  auf  die  blosse  Renten- 
zahlung; die  unzulängHche,  vor  der  Armen- 
pflege nicht  bewahrende  Bemessung  der 
Rentensätze;  die  Belastung  der  Un&Uver- 
sichorung  mit  der  Masse  der  unbedeutenderen 
Unfälle  durch  zu  enge  Begrenzung  der 
Wartezeit  und  die  dadurch  bedingte  Ver- 
quickung der  Or^e  der  Unfallversicherung 
und  Krankenvereicherung ;  die  Heranziehung 
der  Arbeiter  zur  Beitragszahlung ;  der  Mangel 
an  jeder  Deceatralisiemng  und  eigenen  Auf- 
sichtsorganen der  Versichern  ngsan  stalten ; 
endlich  das  Fehlen  eines  obersten  Gerichta- 

s  bezw.  einer  besonderen ,  die  ganze 
Orgajüsation  nach  Art  des  deutschen  Eeichs- 
Versicherungsamts  einheiüicb  abschliessen- 
den Oberiustanz.  Vgl  hierzu:  Berichte  des 
GewerbeausBchusses  des  Al:^;eordnetenhaufies, 
XI.  Session,  1893/94,  Beil.  649/932  der  steno- 
graphischen Protokolle;  Denkschrift  des 
nieaerösterreichischen  Qewerbevereins,  Wien 
1895;  Protokoll  über  die  Verhandlungen  des 
durch  Ejroerte  verstärkten  Veraicherungs- 
beirates,  Wien  1896,  und  Berichte  der  Vor- 
stände derArbeiter-UnfallversicheniagBanstal- 
ten  für  Niederösterreieh  in  Wien  und  für 
das  Königreich  Böhmen  in  Prag,  betr.  die 
zur  Beseitigung  des  Betriebsdeficils  dien- 
lichen Massnaiunen,  Wien  1896  und  Prag 
1897.  Auf  Grund  dieser  und  anderer  Vor- 
arbeiten werden  Vorigen  Ober  die  Reform 
und  Ergänzung  derArbeiter- Versicherung  vor- 
bereitet Vgl.  Näheres  in  meinem  Werk: 
»Die  Arbeiter- Versicherung  im  Auslände^;, 
Berhu  1900,  Heft  VU,  S.  35  ff. 

6.  StatistischeB.  Die  nachfolgenden 
Zusammenstellungen,  welche  die  7  territori- 
alen Versicherungsanstalten  (Wien,  Salzburg, 
Prag,  Brunn,  Graz,  Triest  Lembeig)  und 
die  beruf sgenosseu  schaftliche  Anstalt  der 
österreichischen  Eisenbahnen  umfassen,  and 
den  seit  1891  vom  Ministerium  des  Innern 
zu  Wien  alljährUch  verötfenthchten  »Eigeb- 
nissen  der  Unfall  Statistik  der  Arbeiter-UnfaD- 
versichemngsanstalten«  entnommen.  (S.  die 
auf  S.  309  und  310  folgenden  Tabellen.) 

Die  mit  dem  Jahre  1895  einsetzende  be- 
merkbare Steigerung  in  den  Zahlen  dieser 
Tabellen  ist  im  wesentlichen  auf  das  mit 
diesem  Jahr  in  Kraft  getretene  Aiisdch- 
nungsgeeetz  zurückzuführen,  welches  der 
Unfallversicherung  einen  nicht  unerheblicheu 
Zuwachs  brachte.  Die  schlechte  Finanzlage 
der  Versicherungsiuistalteu  (Tab.  II  Sp.  7) 
wird  einerseits  auf  <lio  andauernde  Steige- 
rung der  Zahl  der  cntschädigungs^pflichtigeu 
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Unfall  veraicheruQ  g 


I.  Umfang  der  Versicfaerong. 


Jahr 

Ver- 

Versicherte 
FetBonen 

Lohn- 
anm- 
mein 
Hill. 
Gol- 
den 

fnfäUe 

Jahr 

Betriebe 

te  Be- 
triebe 

dnrch- 
Bchnitt- 
Uche 
Zahl 

VoU- 
arbeiter  ') 

ange- 

Migte 

anf     1    „„,          anf 

1000   1    ^^-    ,    1000 

Betriebe 

1890  |J- 

53193 

78 '33 

8933*4 
338494 

795  758 
27408 

'^S 

•'S 

:?;S 

6417 
324 

,?g 

2;)l890 

1313*6 

I  231 818 

823166 

236,94 

16  041 

19,49 

6741       3,19 

Zusammen 

1891  {{;■ 

58386 

86923 

957  5*5 
41*238 

832  702 
24581 

*57,93 
2.74 

20774 

542 

24,95    1     8377 
22,05            407 

10,06 

I6,s6 

5; }  1891 

1  369  763 

857284 

260,67 

21316 

24,86 

8784     10,25      Zusammen 

1892  jj; 

61645 
88588 

1003306 
377  575 

866  836 
27046 

276,70 
3,35 

25716 
582 

29,67 
21,52 

9029     10,41 
393  j   '4,53 

l-]im 

Zusanimea, 

150233,  I  380881 

893  882 !  280,05 

26298     29,42    .    94*2'  10,54 

Znummen 

1893  {J- 

64441 
95916 

1  070  428 
395842 

915083 
25860 

298,50 
3,40 

32335  1   35,34    ,   10510     11,49 
582  i  22,50    1        391      is,iz 

•:ji«B 

Znsammen   I160357    i  466270' 

940343 

301,90  32917     34,98    ■  10901  1  i[,59      Zn'sainmen 

««{;; 

66690    1124675 
135336      473729 

962877 

230,98139571 
3,96 1      688 

41,10 
25,38 

12075 
477 

"%'t.}'<^ 

Zusammen 

193026  ■  1  598404 

989  9871  3*4,94  1  40  259  '  40,67 

12552'  12,68      Znsamraen 

if«,=  (»■■  81  516  1  1381307 

I  1891481433,33153763  1  45,*l 
27  583        3,99  j       799  ,  28,97 

■'Itl'äS.l.]'^ 

Zusammen    215773    i  877  194 

1216731 

437,32    54562 

isflfi  J*-    86658.  1471*75 
^'^  ib.  137  649  1     503369 

1257551 
25882 

470.25  1  63  808 
3,84        847 

50.74 
32.72 

■'I?r;s|::}™ 

Znsammen   '224  307    i  974  644  1  1  283  433 

474,09,6465s      50,38 

18544'  14,45      Znaammen 

>»7{- 

89210    1553959 
147193!    5=3514 

1  304  476 
2748' 

498,99 
4,20 

68305      52,36 
978      35,59 

19050 

'Aii  ;:)"' 

ZosnmmeD 

236413 

2  077  473 

1331957:503,19 

69283  j  52,02 

19661 

14,?6 

Znaammen 

1898  {- 

91651 
'54  399 

1  651  040 
549  072 

1369400 
26309 

533,68 
4,43 

74127      54,14 
1 019      38,73 

20347 
629 

,4,86 
'3,9' 

J;(l898 

Zmammen 

246050 

2200„2 

1395710 

537,11 

75146 

53,85 

20976 

15,03 

Zusammen 

■)  1  Vollarbeiter  =  300  Arbeitstage. 

Cn^e,  andererseits  auf  gewisse  MAagel  des 
Gesetzes  (s.  oben  sub  5),  insbesoßdere  die  nur  1 
teilweise  Einbeziehung  der  land-(forst-)wirt- 1 
schaftlichen  und  gewisser  gewerblicher  ße-  j 
triebsgattungen  sowie  den  unzureichenden 
Schlitz  gegen  Beitragshintcrziehungen  zu- 
rückgeführt {5.  d.  vorhergehenden  Art.  Un- 
fallstatistik). 

C.  Die  tTnftülversiohenuig  in  den 
übrigen  Staaten. 

Die  Unfallversicherung  in  den  übrigen 
Staaten  ist  erst  neueren  Datums  und 
kann  Kaummangels  lialber  hier  nur  kurz 
skizziert      wenlen.       Diese     Gesetzgebang 


hat  teils  nach  dem  Vorbilde  von  Deutsch- 
land und  Oesferreich  den  Versiche- 
r  II  ngszwangeingeffihrt,teiis  unter  Erweite- 
rung imd  Normierung  der  persönlichen  Haft- 
pfKcht  des  Betriebaunternenmera  diesem  hin- 
sichtlich der  Versichenmg  des  UnfallrisikoB 
völlige  Freiheit  gelassen. 

Zur  erstereii  Gruppe  gehören  in  zeit- 
licher Reihenfolge  die  Gesetze  folgender 
Staaten : 

I.Norwegen.  Das  Unfallversiche- 
ruDgsgesetz  vom  23.  Juli  1894  bezw. 
C.  August  1897  (mit  Gesetzeskraft  vom  1. 
Jidi  lH9r>  Itezw.  6.  September  1897)  folgt 
im  -wesentlichen  dem  ("isterreichi sehen  ünfall- 
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UntaUversichemng 


n. 

Ausgaben  (eiiuchl.  RUcUa^n) 

Qe- 

schns«, 

Jahr 

damnter  (Sp.  2) 
Versichenmgs- 

danmter  Sp.  (4) 

Jahr 

insgesftint 

VerwaltongB- 

beitrtge^ 

kMttlT 

-abgauj 

1 

2 

3 

4 

6 

6 

7 

8 

1890 

3854,8 

3  785,3 

3*90,3 

205,6 

367,* 

+     56,3 

1890 

1891 

487^,1 

3814,2 

4ZIS,8 

^i 

433,8 

1891 

4866,9 

4370,1 

4  939,3 

506,5 

—      73,3 

1893 

1893 

im 

S  718,8 

4790,5 

6698,6 

i69M 

678,9 

—    979,8 

1894 

6901,2 

84a9,a 

2  259J 

753,3 

8480,9             7  557,3 

IlS4*,9 

3153,4 

813,7 

-  3  36»,c 

1896 

959^,4               8617,6 

uoi»,i 

3934J 

931,0 

1 1  394,8 

10  31  5.3 

12064,9 

4793,9 

1008,9 

—    670,0 

1898 

in.  Thati^keit  der  Schiedsgerichte. 


Eingegm 

ene  Klagpen 

Jahr 

ZaU 

durch  ZnrUck- 

aahnie  der 
Klage,  Klados- 

steilniiK,  Ver- 
gleich etc. 

ans  formellen 

GrOndea  (Ter- 

jahrnng,  Unzn- 

etanrflgkeit) 

darch 
Abweisung 

durch  giüuUchea 

oder  teilwebes 
Stattgeben 

1890 

33 

8 

7 

1891 

1892 

481 

1.0 

208 

867 

3' 

340 

199 

1894 

354 

+4 

587 

320 

1704 

273 

56 

415 

1896 

2268 

32a 

58 

489 

1487 

805 

4475 

407 

125 

149* 

versicherungsgeselz  {fgl.   d.    Art.   Arbei- 
terversicnerung  oBen  Bd.  I  S.  71)9). 

2.Finland.  Das  Unfall  Versiche- 
rungsgesetz vom  5.  Dezember  1895 
(mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Janiiar  1898) 
Bfatuiert  nur  den  Vereicheruagazwang, 
aber  keine  Zwangiiveraieherung,  indem 
es  den  Unternehmern  der  vei'sicheniiigs- 
pflichtigen  Betilebe  hinsichtlich  der  Deckung 
oes  Uaiallrisikos  zwischen  den  verschie- 
denen Versieben  mgsformen  (Selbstver- 
ächemng  mit  Sicherheitsleistung,  Versiche- 
rung auf  Gegenseitigkeit  in  staatlich 
zu  bestätigenden  Unternehmervei'händeu, 
Versicherung  bei  konzessionierten  Privat- 
Versicherungsgesellschaften  oder  bei  Staats- 
anstalten)  freie  Wahl  lässt  (vgl.  a.  a.  O. 
oben  Bd.  I  S.  710). 

Eine  Auafillirungs- Verordnung 
vom  18.  Februar  18Ü7  regelt  die  Zulas- 
sung und  Beaufsichtigimg  der  Vereiche- 
rungsüii stalten  etc..  sowie  das  Melde-  und 
KontroUwesen  Ijezfiglicli  der  Versiclienings- 
absi'hlflsse,  die  Anmeldung uud  l'ntoitiucliiiiig 


der  üniälle  etc.,  und  ein  Erlass  vom  9. 
Dezember  1897  stellt  V«sondere  Grund- 
sätze zur  Abschätzung  des  Invaüditätagrades 
auf  (Entachfldigungs-Skala). 

3.  Italien.  Das  Unfall versiche- 
rungsgesetz  vom  17.  März  1898  (mit 
Oesetzeakisft  vom  1.  Oktober  1898)  wurde 
erlassen,  nachdem  sich  die  durch  G.  v,  8.  Juli 
1883  für  freiwillige  Versicherung  einge- 
führte 'Nationale  Unfallvcraicheningskassei 
(ähnlich  \*ie  in  Frankreich,  B.  a.  a.  0.  oben  Bd.  I 
S.  ß47)  als  wirkungslos  erwiesen  liatf«:  es 
führte  den  Versicherungs  z  w  a  n  g  ein,  lässt 
aber  den  versichern ngsT>flichtigon  Unter- 
nehmern (wie  zu  2)  die  Wahl  zwischen  den 
verschiedenen  Veraicherungstonnen,  welche 
in  einer  besonderen  Ausführunga-Ver- 
ordnnng  vom  2r».  September  1898  — 
ne1)en  der  Unfall-  und  Entschfidigungsfest- 
stellnng  (Entscliädigungs-Skala,  wie  zu  2)  — 
ihre  nähere  Regelung  finden  (vgl.  a.  a.  0. 
oben  Bd.  I  S.  COS). 

4.  Holland.    Das  Unfallversiche- 
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ruDgsgesetz  vom  2.  Januar  1901  fol^ 
<wie  zu  1)  iSen  Gnindzügeii  des  österreichi- 
scheu  Unfall versichernngsgeaetzeB,  lässt  aber 
nebea  der  regelmäseigeii  VersicheruDg  bei 
der  »BeicbsvergicIierun^baQkc  wahlweise 
(wie  2U  2  und  3)  auch  die  anderweiten  Vet- 
sicherungsformen  zu  (Selbstversicherung,  tie- 
genBeitigkeitsvereichcrung,  Frivatversich&- 
Tung;  §  53),  Ausserdein  ist  der  o1>en  im 
Art.  Arbeiterversicherung  Bd.  I  S. 
689  mitgeteilte  Inhalt  der  Qesetzesvorlsge 
noch  daruD  geändert,  dass  a)  die  Wartezeit 
von  3  auf  6  Wochen  verlängert,  b)  der  In- 
fitanzenzug  für  EntBcliädigungestreitigkeiten 
anderweit  geregelt  (Berufung  an  —  einem 
Nachlragß^eeetz  vorbehaltene  —  paritätische 
Schiedsgerichte  bezw.  an  einen  oeaonderen 
Heiehsratj  §§  7öff,)  und  e)  die  Mitwirkung 
der  verBicheningspflichtigon  Unternehmer 
und.  Arbeiter  (zu  gleichen  Rechten  in  den 
»Ortaausschüsaen«  §  86,  den  »Schiedsgerich- 
teu"  §  75,  und  dem  pAufsichtsrat«  §  18)  er- 
weitert worden  sind.  Das  Unfall  Versicherungs- 
gesetz soll  erst  mit  dem  vorerwälinten  Nach- 
tragsgesetz in  Kraft  gesetzt  werden  (g  116). 

Zur  anderen  Qnippe  (erweiterte  Haft- 
pQicht  des  Unternehmers  mit  freiwilliger 
Versicherung  des  Onfallrisikos)  gehören  die 
Gesetze  folgender  Staaten: 

äEngland.  DasUnfallentschädi- 
guDgsgesetz vom  6.August  189?  (mit 
Gesetzeskraft  vom  1.  Juli  1898)  adoptiert 
zwar  den  der  neueren  Unfallversicherungs- 
gesetzgebun^  eigentümlichen  Grundsatz,  dass 
die  dundi  die  moderne  Industrie  hervorge- 
rufenen Betriebsunfälle  auch  dieser  als  ein 
Teil  der  Produktionskosten  zur  Last  fallen 
sollen,  bleibt  aber  bei  der  lediglich  gesetz- 
lich erweiterten  und  normierten  Entschädi- 
gungspflicht  des  Betriebsuntemehmers  stehen 
und  kommt  deshalb  zu  einer  nur  unvollkom- 
menen I.X5Bung  (vgl.  a.  a.  0.  oben  Bd.  I  S.  667). 

Ein  Nachtragsgesetz  vom  30. 
Juli  1900  (mit  Gesetzeskraft  v.  1.  Juli 
1901)  dehnt  das  vorbezeichnete  Stammge- 
setz auf  die  Landwirtschaft  aus. 

6.  Dänemark.  DaaUnfallversiche- 
rungsgesetz  vom  7.  Januar  1898  (mit 
Gesetzeskraft  r.  1.  Januar  1899)  folgt  dem 
englischen  Vorbilde  d.  h.  es  kennt  weder 
eine  Zwangs vereicherungnoch  einen  Versiche- 
ningszwang,  sondern  beschiftnkt  sich  dar- 
auf, einerseits  die  persönliche  Haftpfhcht 
des  Unternehmers  bestimmter  (insbesondere 
fahrik  massiger)  Betriebe  auf  sämtliche  Be- 
triebsunfälle auszudehnen  (sofern  diese  nicht 
durch  Vorsätzlichkeit  oder  grobe  Fahrlässig- 
keit der  Arbeiter  selbst  herbeigeftlhrt  sind), 
andererseits  die  bezüglichen  Entschädigungen 
der  Arbeiter  gesetzlich  festzulegen;  im 
übrigen  überlässt  es  den  Unteraehmem,  ob 
und  bei  welcher  (Gegenseitigfceits-  oder 
PriTatversicherung8-)GeseUschaft     sie     ihre 


Arbeiter  versichern  wollen,  und  den  Arbei- 
tern, ob  sie  ihre  Entschädigungsansprache 
nach  dem  gemeinen  Recht  oder  nach  dem 
Unfall veisicherungGgesetz  geltend  machen 
wollen  (vgL  a.  a.  0.  oben  Bd.  I  S.  713). 

Ein  Nachtragsgesetz  vom  3,  April 
1900  (mit  Gesetzeskraft  v.  1.  Januar  1901) 
hat  die  freiwillige  UnfallveiBicherung  auf 
die  Fischerei  ausgedehnt.  Danach  kann 
jeder  dänische  Fischer  sich  mittelst  eines 
Jahresbeitrags  von  5  Kronen ')  bei  einer  vom 
Minister  des  Innern  einzurichtenden,  staat- 
lich garantierten  Versicherungsanstalt  gegen 
Betriebsunfälle  im  Umlange  des  Stammge- 
setzes (jedoch  unter  Zugrundelegung  eines 
festen  Satzes  von  600  Kronen  als  Jalüeslohn 
und  2,5  Kronen  als  Tagelohn  sowie  eines 
Pauschale  von  2500  Kronen  als  Entschädi- 
gung für  tödliche  Unfälle)  selbst  versicliern 
und,  sofern  er  gegen  Lohn  arbeitet,  diesen 
Beitrag  von  seinem  Arbeitgeber  (ohne  Ijohn- 
abzug)  ersetzt  verlangen. 

7.  Frankreich.  Das  Unfallgesetz 
vom  9.  April  1898  (mit  Gesetzeskraft 
vom  1.  Juh  1899)  geht  über  die  beiden 
vorerwähnten  Gesetze  (zu  5  und  6)  inso- 
fern hinaus,  als  es  dem  Ent^chädisimgs- 
berechtigten,  neben  dem  im  Konkiu«  oevor- 
zugten  Torderun^pecht  gegen  den  Ent- 
schädigu [^Pflichtigen ,  in  den  schwereren 
Fällen  (Tod  oder  dauernde  Erwerbsunfäh^- 
keit)  noch  eine  staatliche  Garantie 
vermittelst  eines  besonderen  (durch  einen 
vierprozentigen  Zuschlag  zur  Ö^werbeeteuer 
gebildeten  und  von  der  staatlichen  Alters- 
reutenkasse  verwalteten)  Fonds  gewährt  (vgl. 
a.  a.  0.  oben  Bd.  I  S.  651  ff.}. 

Ein  Nachtragsgesetz  vom  30.  Juni 
1899)  dehnt  das  vorbezeichaete  Stammge- 
setz  ausdrilcklich  auf  die  landwirt- 
schaftlichen Motorenbetriebe  aus. 
Vgl.  die  neueren  AustQhmngsvorschriften  in 
den  Sammlungen :  »Accidents  du  travail« 
(Lois,  reglementa  et  drculaires),  Paris  15 
]uin  1900  (MinistÄre  du  Commerce)  und  Con- 
grcs  international  des  accidents  du  travail 
(5e  Session  ä  Paris  23—30  juin  1900)  Paris 
1901,  p.  159  suiv. 

8.  Spanien.  Das  Unfallgesetz 
vom  30.  Januar  1900  (mit  Gesetzeskraft 
V.  1.  Au^st  1900)  regelt  die  Entschädigung 
der  Betnebsunfälle  in  Gewerbebetrieben  ' 
(einschliesslidi  der  landwirtschaftlichen  Mo- 
torenbetriebe). 

Die  vom  Betriebsuntemehmer  zu  leistende 
Entschädigung  (g§  4,  5)  umfasst  neben  freier 
Arzthilfe  und  Arznei:  a)  bei  vorübergehender 
Arbeitsunfähigkeit  den  halben  Tagelohn  (min- 
destens Ü,75  Pesetas)*)  vom  Unfalltage  bis  zur 
Wiederaufnahme  der  Arbeit  bezw.biszumAb- 
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lauf  eines  Jahres,  b)  bei  dauernder  Ai'beitsua- 
fiUiigkeit,  je  namh  dem  Grade  derselbeD,  den 

1  bis  2  fachen  Jahrealohii  und  c)  im  Todes- 
fall die  Begräbniskosten  bis  100  Pesetas  und 
eine  Abfindung  für  die  Hiuterbhebenen 
(Witwe,  Eiader  und  Enkel  bis  16  Jahre, 
Eltern  und  Groaeeltern  über  60  Jahre)  in 
Höhe  des  doppelten  bis  halben  Jahreslohns 
des  Verungittckten  oder  sicher  zu  stellende 
Leibrenten  von  40  bis  10  "/o  des  Jahres- 
lohns (je  nach  Grad  und  Zahl  der  Hinter- 
bliebenen). 

Ton  dieser  Eütsehädigungspflicht  könaen 
sict  die  Unternehmer  der  haftpflichtigen 
Betriebe  durch  entsprechende  Vereicherung 
bei  staatlieh  zugelasseoen  Versicherungsge- 
sellschaften befreien  (§  12). 

Entschädigungsstreitigkeiten  werden  bis 
zur  Einrichtung  von  Solidergerichten  durch 
die  oi-dentlichen  Gerichte  erster  Instanz  ent- 
schieden (§  14). 

Der  Erlass  von  Unfall  Verhütungsvor- 
schriften (auf  Vorschlag  einer  »Technischen 
Kommission")  ist  der  R^erung  vorbehalten; 
in  Betrieben,  welche  solche  Vorschriften 
ausser  acht  lassen,  werden  die  Unfallent- 
Bchadigungen  um  die  Hälfte  erhöht  (§§  5ff.). 

Eine  Ausführungs -Verordnung 
vom  28.  Juli  1900  regelt  des  Näheren  das 
Cnfallmeldewesen,  das  Entschädigungsfest- 
stellungsverfahren,  die  Zuständigkeiten  und 
den  Instanzenzug  für  Verwaltunga-  und 
Spnichsachen,  die  Unfallstatistik,  die  UufaU- 
verhütung  und  die  Zulaseungsbedingungen 
für  Gegenseitigkeits-  oder  Privat- Verstelle- 
niügsge  seit  scliaf te  II . 

Ein  eigentümlich  gemischtes  System 
bietet : 

9. Ungarn.  DerXVI. Gesetz-Artikel 
vom  Jahre  1900  {G.S.  S.  212  ff.)  begründet 
eine  »Hilfskasse  für  landwirtschafthche  Ar- 
beiter und  Dienstboten«  zur  Unterstützung 
bei  Unfall,  Invalidität  oder  Alter  (g  1). 
Ordentliche  Mitglieder  können  landwirtsdiaft- 
liche  Arbeiter  oder  Dienstboten  (mit  Arbeiter- 
eertifikat  oder  Dienstbuch)  sowie  sonstige 
Londleute  zwischen  dem  14.  und  35.  Lebens- 
jahr   werden   g^n  ein   Eintrittsgeld    von 

2  Kronen  i)  und  einen  Jahresbeitrag  von  1(1,40 
Kronen  (20  Heller  wöchentlich)  in  1.,  und 
5,72  Kronen  (11  Heller  wöchentlich)  in 
n.  Klasse ;  ausserordentliche  Mitglieder 
können  nur  landwirtschaftliche  Arbeiter  gegen 
einen  Jahresbeitrag  von  1  Krone  werden; 
Doppel  Versicherung  ist  nur  für  ordenlUche 
Mitglieder  gestattet  (§§  2,  3).  Die  Ein- 
nahmen der  Kasse  bestehen  aus  a)  den 
MitgliodsbeitrÄgen,  b)  den  Zwangsbeiträgen 
der  Arbeitgeber  (l,2i)  Kronen  jährlich  für 
jeden  Knecht  oder  Dienstboten)  und  c)  einem 

')  1  Krone  =  lüü  Heller  =  1,70  Reichsmark. 


Staatsbeitn«  von  100000  Kronen  j&hrlich 
(§§  7-9)- 

Die  Unterstützungen  M  lOff.)  um- 
fassen 1.  im  Fall  eines  Unfalls  a)  bei  vor- 
übei^hender  (mindestens  halber)  Erwerbs- 
unfähigkeit freie  ärztliche  Behandlung  und 
ein  Tagegeld  von  1  Krone  (höchstens  für 
60  Tage),  bezw.  bei  BetriebsunfSUen, 
beides  auf  Kosten  des  haftpflichtigen  Arbeit- 
gebere  (unbeschadet  seiner  privatrechtlichen 
fiaftpfUcht),  b)  bei  dauernder  Er«'erbsun- 
fähigkeit  (Invididität)  vom  61.  Tage  ab  eine 
Rente  von  10  Kronen  monatlich,  c)  b^ 
Tötung  eine  Abfindung  von  400  Kronen  für 
die  Famdie  (Ehegatte  und  Kinder),  sonst 
ein  Begräbnisgeld  von  100  Kronen;  2)  im 
Fall  der  Invalidität  eine  Rente  von  10 
Kronen  monathch  (nach  lOjähriger  Mitglied- 
schaft); 3.  bei  Erreichung  des  65.  Lebens- 
jahres (ohne  Invalidenrente)  den  Betrag 
von  100  Kronen;  4.  imFali  des  Ablebens 
eine  Famihenunteretützung  von  2t>0,  250 
oder  270  Kronen  nach  mindestens  5,  10  oder 
lüjähriger  Mitgliedschaft,  sonst  ein  Be- 
gräbnisgeld von  100  Kronen.  Die  orilent- 
lichen  Mitglieder  II.  Klasse  haben  in  den 
EMen  zu  2— -4  nur  die  halben  Beti-äge,  dia 
ausserordentlichen  Mitgheder  lediglich  dia 
Du  fall  Unterstützungen  za  1  zu  beanspruchen ; 
die  letzteren  stehen  auch  solchen  landwirt- 
schaftlichen Dieustleuten  zu,  welche  nicht 
Mitglieder  der  Kasse  sind,  aber  deren  Arbeit- 
geber Zwangsbeiträge'  für  sie  zu  leisten 
haben. 

Die  Verwaltung  der  Kasse  geschieht 
imter  staatliclier  Aufsicht  (des  Äckerbau- 
ministers)  durch  eine  »Ceutraldirektionr, 
welcher  aus  je  12  Mitgliedern  (daninter  je 
4  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmen'eilreter) 
zusammengesetzte  »Lokalausschfisse<  als 
Unterorgane  dienen;  die  Geschäfts-  und 
Rechnungsführung  hat  nach  nähei-en  Mini&te- 
rialvorechrtften  zu  erfolgen  (g§  24ff.). 

Nach  den  üebergangsbestirainun- 
gen  können  in  den  ersten  5  Jahren  der 
Wirksamkeit  der  Kasse  (1.  Januar  19l>l  bis 
31.  Dezember  1905)  gegen  ein  doppeltes 
Eintrittsgeld  (4  Kronen)  auch  landwii-tt-eiiaft- 
liche  Arbeiter  imd  Dienstboten  zwischen 
dem  35.  und  50.  Lebensjahr  aufgenommen 
werden,  doch  wiid  dann  die  Invaliden-  und 
Aitersunterstützung  erst  nach  lüjähriger 
Mitgliedschaft  bezw.  nach  Volienrtimg  des 
7U.  Lebensjahres  imd  die  Hinterbliebenen- 
Unterstützung  lediglich  mit  2iXl  Ki'oneii  nach 
mindestens  lOjähriger  Mitgliedschaft  ge- 
währt (§§  41  ff.). 

Endlich  sind  Gesetzentwürfe  zur  Ein- 
führung der  Unfallversicherung  ia 
folgcHden  Staaten:  Schweden  (seit  1888, 
B.  a.  a.  0.  oben  Bd.  I  S.  707).  Schweiz 
(seit  1889,  ebd.  S.  702),  Russland  (seit 
lS8fl),  Belgien  (seit  1891,  ebd.  S.  637  imd 
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Luxemburg  {seit  1S97)  mehrfach  ausgear- 
beitet worden,  aber  ooch  nicht  zur  Verabschie- 
dung gekommen ;  insbesondere  wurde  in  der 
Schweiz  das  nach  lOjähriger  Vorarbeit  von 
den  gesetzgebeoden  Faktoren  bereits  ange- 
nommene »Buudesgeeetz  vom  5.  Oktober 
1899,  betr.  die  Kranken-  imd  Dnfallver- 
Bicherung«  bei  der  Volksabstimmung  am  20. 
Hai  1900  mit  grosser  Mehrheit  abgelehnt  — 
zum  Nachteil  der  versicherungsbedürftigen 
Kreise  der  arbeitenden  BevBIkerune.  — 

Eine  Vergleichnng  der  verschiedenen 
Systeme  der  Unfall füreorge  hinsichtlich  der 
praktischen  Erfolge  ergebt,  dass  die  allge- 
meine Zwangsveraicheniiw  fttr  die  Beteiligten 
—  Arbeitgeber  wie  Arbeitnehmer  —  am 
vorteilhaftesten  ist,  da  sie  den  ersteren  nur 
die  Selbstkosten  auferlegt  und  den  letzteren 
in  allen  PKllen  gesicherte  Entschädigungen 
gewährleistet  (vgL  die  Internationale  Ueber- 
sicht  im  Anhang  meines  »Leitfaden  zur 
Arbeiter-Versichenmgdes  Deutschen  Reichs«, 
Berlin  1900 ;  meinen  Vortrag  auf  dem  V.  Intern. 
ArbeiterversicUenmgskongress  zu  Paris  1000 
»Die  Arbeiter- Versicherung  in  Eim)pa  nach 
ihren  Leistungen«,  abgedruckt  in  der  »Ar- 
beiter-Vereorgung«,  Berlin,  Nr.  33  vom  23. 
November  1900,  und  das  Nähere  über  die 
Vorgeschichte  der  Unfallgesetzgebnng  in  den 
einzelneu  Ländern,  den  Originaltext  der 
Gesetze  luid  Ausfühmngsvorschriften  nebst 
Uebersetzung,  die  Statistik  u,  s.  w.  in  meinem 
Sammelwerk  »Die  Arbeiter-Versicherung  im 
Auslande«,  Berlin  1900,  Verlag  von  Tioschel). 

Llttentur iI.DrvCtchland.  Amtltche Xach- 
rlehten  de«  Seichg-  Vcrutcherungsamts, 
Berlin  (irit  ISSSJ.  —  Arbeiterveraiyrgunt!, 
Berlin  (»et(  I3S4).  —  Berufagenoasertachafl. 
Berlinfteil  1885).  —  Btelefetdt,  Die  llcilbchand- 
^injr  </«r  gegtn  Unfaii  und  Invaliditäl  rfraiVAcr- 
ten  Arbeits  in  DeuUchland,  Berlin  l'JOO.  — 
BSdOeer,  Die  Arbeilerferiirlitntng  in  den  euro- 
piiiachen  Staaten,  Leipiig  189ä ;  Le*  atturancn 
oueriere-i  en  Aüemagnt  li  la  ßn  du  XIX'  tihU 
in  Bd.  IS.  tff.  det  »Cnngrkt  inUmationnl  det 
aecidenti  du  tnnaü  et  de*  luturitneet  taeitdat 
<6'  ntwion  teaut  c!  ParU  du  iü  oa  SO  jvin  1900), 
Foi-U  1901.  —  Dan  der  Borght,  nR^orm  und 
Enceilerung  der  deuUekea  V.V.i  in  Conrad'* 
Jahrbilehem  ßir  yationalSIconoiBie  und  Statitlik, 
S.  Folge,  Bd.  IX,  S.  ssg.;  aDit  Statiitik  der 
deutaeken  ArbeitvrBereiehemnga  in  r.  Jlagr'*  AUg. 
tIalUt.  Arehir,  Bd.  II  S.  iiJff.  —  BelUnn, 
Zf»  loit  d'aiatimnn  onvrii/-c  d  Velranger  {II. 
Aeiuranee  eontre  Ut  areident»),  Parti  1895.  — 
Brooks,  CompuUory  ituumiwc  in  Oennany, 
(Foiirth  tpeeial  report  of  ihr  eommiitioner  of  ia- 
bor),  Waihinffto«  189S.  —  Ctmgria  Inlenia- 
llonal  det  accidentt  du  IraiiiU  et  dtt  luiarancca 
lorialet  (5.  usrion  Ceniie  i'i  Farii  du  25  au  SU 
jiiiit  1900J,  fli™  1901.  —  (fraef,  Die  V.V.Ge 
dtt  Deuttchen  Beieki  (U.  v.  SO.  VI.  190ilj  nrbit 
dm  MaUrialim,  2.  Aufi.,  Berlin  1900.  —  Hand- 
buch der  l'.V.  (von  Mitglitdera  det  Beieht- 
Vtreicherangtanlt  bearbeitet),  3.  Anff.,  Leiptiy 
1897.  —  Uartmann,   siDae  Ge/ahrentari/icrifn 


der  l'r^aUverne/iening  de>  Dettleehen  Beichf«  ». 
n  Verl« if Anw  der  bildlirhm  DariteUiingen  ron 
Einriehtungen  lur  fiyöürerÄflitiniF  in  gurerh- 
liehen  nnd  lando'.  Betrieben«,  Berlin  1900.  — 
Klein,  Die  Leitlungen  der  ATbeilen-erticherung 
de»  DeuUchen  Seicht  i-XerkblaU«),  Berlin  1900— 
Sriea,  Die  Kraukealtautbehandlung  nach  den 
U.V.Gen,  Berlin  1894-  —  IrfMB,  Haftpfiirht  und 
Reichieeriirherungigetetigebung,  Harburg  1890; 
Strafreeht  der  Beruftgenoatentehaften  nach  den 
U.V.Gen  v.  SO.  Jvni  1900,  Berlin  1901.  —  Lama 
V.  Zahn,  Einriehiutyg  und  Wirkung  der  deut- 
tehen  ArbeiterrertieherKng,  Berlin  1900.  —  Mo- 
riaaeaux,  La  tegitlaUon  du  trarail  (p.  601/61 7), 
Bruj-rltet  189S.  —  PUoty,  Da*  SeieAt-Unfidl- 
veraicherungtrechl,  Wartburg  189S,  ui\d  (.ibriu 
der  neueren  U.V.Ge  v.  SO.  VI.  1900}  VencaUungi- 
arrhir,  Bd.  9  Hejl  fjS  S.  276g:,  Berlin  1900.  — 
ffomm«.  Let  atturanre»  nurrHraa  en  .Hleuumne 
in  La  Jtei-uf  de  Parit,  JV'o.  Ifi  e.  15.    VIIL  1900. 

—  Soaln,  Da*  Herhl  der  Arbeitervertirherung, 
Berlin  1S9S.  —  Schihtftld,  Let  prinripei  ra- 
lümnelt  de  l'atiuranre  ouvrirre  (Coatfqueneet  prir- 
ehainri  et  Hoignftt  du  tj/tltme  det  atturaarrt  e» 
Allemagne),  Bruiellet  189S.  —  fn/oUverhA- 
lunga-V»r»ehrtflen  (SytL  Ueberiiehl  der  ron 
de«  gewerti.  Beruftgenottentchaften  det  Deiil- 
trhen  Reich*  erlaatenen  U.V.Veii),  keraii*gegeben 
vom   Verband  der  deultcheii  B.Gen,  Berlin  lOiM). 

—  Weyl,  Lehrbueli  de*  Beirhe-Vertifhfriiiigt. 
rcehlt,  Leipiig  1894.  —  *'■  Woedttce,  Kommen- 
Iure  tu  den  alten  u.  ««loi  U.  V.deti,  Berlin  1885 
bi*  1901.  —  Wolff,  Empli-!/cr*'  liability,  K'Aat 
ottght  it  to  bet  Landau  1897.  —  Zaeher,  IMt- 
jaden  zur  Arbeiler-Verticherung  det  Deuttrhen 
Beicht  (Verlag  von  Äther,  3.  HimderttautendJ, 
Berlin  1900;  L'attaranee  oiirrirre  eii  Eurape, 
etudiee  d'aprh  tt*  rhiilUiU  (in  Bd.  I.  S.  Uff. 
det  ni'ongret  international»  etc.,  Ihrit  1901, 
Imvt.  daUteh  in  No.  SS  der  nArbeittr-  Vartorguug* 
t>,  es.   XL  1900,  Berlin). 

Vom  ärztlichen  Standpunkt;  Aerzilirhe 
Sachcerttändigen-Zeilnng  (Utägig),  Ber. 
lin  (teü  1395).  Archiv  für  Unfallheil, 
künde,  Geverbehygienr  und  Oeieerbrkrank. 
heilen,  Stuttgart  (bei  F.  Enkej  1S96.  Monat»- 
trhri/l  für  Unfallheilkunde,  Leipzig 
(teil  1894).  —  Bdhr,  Die  prakUtche  Hand- 
habung der  U.V.Ge,  Berlin  1892.  ^ Beeker,  An- 
leitung zur  Betlimmung  der  Arbeitt-  iiiid  Er- 
werbtuvJÜhigkeit  nach  Vetielzungen,  Berlin  ISSS; 
Lehrbuch  der  ärztlichen  SachrerttändigenthäUg- 
keit  filr  die  Unfall-  und  Invalidität*- Vertiche- 
ningtgetettgebung,  Berlin  1895.  —  Qoleblemaley , 
AerzUieker  Kommentar  tum  U.  V.O.,  :!.  Aiifl., 
Berlin  1896.  —  Kaufmann,  Handbuch  der 
Unfalleertetzungen,  StuUgarl  1893;  Die  Eal- 
tcbädigung  der  Unlerlcibtbrilche  in  der  sliuil- 
lichen  UnfaHvemieherung,  Wien  1900.  —  Mag- 
nus, Leitfaden  fUr  Begutachtung  u.  Berechnung 
ron  UnfaUbeichädigangeii  der  Auge«,  Bretlaa 
ISSi;  Die  Einäugigkeil  in  ihren  Betirhungett 
zur  Eneeri^ßhigkeit,  Bretlau  1S95.  —  Mooren, 
Die  SehttSrungen  und  die  Enltehädigungfin- 
tpräehe  der  Arbeiter,  Dätieldnrf  1891. 

II.  Jutland.  Vgl.  die  in  m.  S'.mm'lu'erb 
»Die  Arbeiter.  Verticherung  im  .iuelande«  (Berlin 
1900,  Verlag  von  A.  Trmckel)  bei  den  eiaiebien 
Ländern  tutammengeitellie  Litleratnr. 
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Un&llversicheniiig  (private) 


UnfftllTersloIieriug,  priTate. 

1.  SiDleitDng.  2.  Begriff  des  Unfälle«.  3. 
D(H  Bieiko  in  der  U.  4.  Anfkommen  nnd  Ent- 
irickeluiig  der  V.  &.  Techniacher  Auftwn  nnd 
Prftmienberecbnan^.  Eeseiren.  6.  Der  UnMl- 
TeraichernngB-Yertrag.  7.  Die  wirtschaftliche 
Bedeutung  der  U.  8.  Die  Oeaetzgehung  and 
die  U. 

1.  Ginleittinj;.  Seit  dem  Aurkommen 
der  staatlichen  Arbeiter-UufallTersicheruDg, 

■welche  ihren  Urapruns  der  sogenannten 
SoziaJgesetxgebung  verdankt,  kann  man  in 
Deulechland  über  Unfall vereidierun ff  ohne 
den  unterscheidenden  Zusatz  •staatliche  oder 
private«  nicht  reden,  obwohl  jenem  öffentlich- 
rechtlichen  Institut  von  vielen  mit  guten 
Gründen  der  Veraicherungscharaiter  abge- 
eprochen  und  es  für  ein  offen thch-rectt- 
liches  Fürsoi^inetitut  erklärt  wird,  welches 
Beruff«enos6enschaften  für  Unfälle  haft- 
pflichtig macht  und  die  Beschaffung  der 
Mittel  gesetzlich  regelt. 

Vollkommen  den  Charakter  der  Ver- 
sicherung trflgt  nur  die  private  Unfallver- 
sicherung. Sie  ist  Versicnerung  gegen  die 
■wirtschaftliche  Schädigung  durch  Unfälle, 
d.  h.  also  eine  Einrichtung,  welche  es  da- 
rauf absieht,  die  Einzelne  treffende  derartige 
Schädigung  gegen,  eine  verhältniamäBsig  ge- 
ringfügige Vorausleistung  durch  planmässige 
Verteilung  auf  viele,  die  so  vorausgeleistet 
hatten,  auszugleichen,  insoweit  mOglich  ^'ett 
2u  machen. 

2.  Begriff  des  Unfallee.    Den  Begriff 

des  Unfalles  insoweit  er  fflr  das  Versiche- 
rungswesen in  Betracht  kommt,  festzustellen, 
hat  seine  Schwierigkeiten. 

Der  Unfall,  dessen  wirtschaftlich  schädi- 
gende Wirkungen  der  Versicherangshilfe 
zugänglich  sein  sollen,  musB  ein  für  den 
Versicherungsnehmer  zu  fälliges, 
von  ihm  nicht  willkürlich  herbei- 
geführtes, Ereignis  sein.  Von  ihm 
nicht  willkürlich  herbeigeführt.  Wie  steht 
es,  wenn  ein  anderer  »Michüich  oder  fahr- 
lässig, durch  Thätigkeit  oder  Geschehen- 
lassen, wo  er  es  hindern  konnte,  es  herbei- 
führt? Der  Dachdecker  wirft  einen  Ziegel- 
stein vom  Dache;  er  trifft  und  verletzt  einen 
nicht  in  üblicher  Weise  gewarnten  Ver- 
sicherten. Für  ihn  offenbar  ein  zufälliger 
Unfall,  für  den  in  erster  Linie  der  Ver- 
sicherer haftet,  der  seinen  Regrcas  an  dem 
Dachdecker  nehmen  kann.  Anders  hegt  die 
Sache,  wenn  das  schädigende  Ereignis  durch 
rabrlässigkeit  des  Vereichorten  verschuldet 
ist.  In  dem  eben  angeführten  Beispiele 
also,  wenn  dieser  getroffen  wird,  während 
er  den  durch  übliche  Wamungszeichen  ab- 
ges])errten  Weg  passiert.  Schliessen  die 
V'ei'sicheningsl'edingimgen  einen  solchen  Fall 


nicht  ausdrücklich  ein,  ao  entäJIt  die  Haf- 
tung des  Versicherers.  Aber  vom  Stand- 
punkte des  Veraicherers  erscheint  es  bium 
bedenklich,  auch  den  seitens  des  Versicher- 
ten aua  Fahrlässigkeit  herbeigeführten  Unfall 
in  den  Versichemngsbedingungen  als  ZuGall 
zu  betrachten,  wenn  es  sich  auch  empfehlen 
wird,  hier  zwischen  grober  und  leichler 
Fahrlässigkeit  zu  unterscheiden.  Dass  das 
Unfall ereignis  einen  Menschen  persön- 
lich und  körperl  ich  schädige,  gehört 
natürlich  nicht  zum  Begriffe  des  Unfalles 
überhaupt,  aber  zu  dem  des  Unhlles  in  der 
Unfallversicherung.  Denn  die  Folgen  anderer 
ünfallereignisse  pflegen  durch  andere  Ver- 
sicherungsarten ausgeglichen  zu  werden. 
Vou  aussen  iommende,  plötzlich 
und  unerwartet  eintretende  Ge- 
walt pflegt  man  für  ein  notwendiges  Er- 
fordernis der  der  Veisicherungshilfe  zu- 
gänglichen Ünfallereignisse  zu  halten.  Man 
will  damit  den  Kall  der  Erkrankung  ohne 
vorher^gan  genes ,  die  Krankheit  veran- 
lassendes,  Unfallereignis  vom  Unfallbegriffe 
ausschliessen.  Aber  unzweifelhaft  steht 
begi-ifflich  und  versichern ngstechnisch  nichts 
im  Wege,  dass  der  Versicherer  sich  auch 
für  die  nachteiligen  Folgen  eines  Schadens, 
den  der  Versicherte  sidi  selbst,  wenn  nur 
nicht  willkürlich  oder  grobf^irlässig,  zu- 
zieht, haftpflichtig  erkläre.  Es  sei  hier 
an  Verrenlfung,  Verdehnung,  Unterleibs- 
brücbe,  Lungenblutung,  ja  selbst  Herzläh- 
mung und  Schlagfluss  erinnert.  Steht  der 
Schaden  mit  dem  zufälligen  Ereignis  nach- 
weislich in  ursäclüichem  Zuaammenliang, 
so  ist  selbst  auf  die  Plötzlichkeit  seines 
Eintritts  kein  Gewicht  zu  legen.  Nur  wäh- 
rend der  Versicherung  vorhandene  oder 
entstehende  Gesundheitsstörangen,  die  nach- 
weislich nicht  auf  eine  erkennbare  äussere, 
zufällige  Ursache  zurückzuführen,  sondern 
aus  den  Ursachen  entstanden  sind,  aus  denen 
Erankheiten  in  der  Hegel  zu  entstehen 
pflegen,  gehören  nicht  zu  den  Unfällen  der 
Unfjdl Versicherung.  Auch  das  Moment  der 
Gewaltsamkeit  halten  wir  nicht  für  erfor- 
derlich zum  Aufbau  des  Unfallbegriffes.  Es 
wäre  bedenklich,  wenn  der  gegen  Unfedl 
versicherte  Arzt,  der  bei  der  Beliaiidlung 
eines  Diphtheritiserkrankten  ohne  grobe  Fahr- 
lässigkeit sich  eine  Blutvergiftung  zugezogen 
hat,  nicht  als  unfallverletzt  und  cntschädi- 
gungsbcrechtigt  angesehen  werden  oder 
wenn  der  Unfall  versicherte  Landbriefträger 
oder  der  Soldat  im  Manöver,  welche  bei 
aller  Vorsicht  Sonnenstich  erleiden,  nicht 
entschädigt  werden  sollten.  Augenschein- 
lich ist  es  aber  schwierig,  diese  Fälle  in 
den  VersicheningsbeiiinguDgen  von  denen 
andenv-eiter  Erkrankungen  zu  scheiden.  Der 
Versicherer  wird  sich  hier  ausuahmswdse 
einer  gewissen  Kasuistik,  die  sonst  gerade 
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BD  solcher  Stelle  ihr  Missliches  hat,  nicht 
enthalten  k&nDeo.  Die  unendliche  Kannig- 
fiiltigkeit  der  thatsSchlich  Torkommenden 
CnfSJle  und  ihrer  Ursachen  IBest  es  erklAr- 
lieh  scheinen,  dasB,  wenn  die  BegriffBb&- 
stimmun^  des  Unfalles  in  den  Vermehe- 
niiig8be<linguni^n  nicht  vollkommen  klar 
und  präds  und  der  Versicherer  nicht  von 
dem  Streben  beseelt  ist,  seine  Haftung  so- 
weit auszudehnen,  als  das  versii^ieruDgs-' 
technist^h  zulftssig  ist,  häufig  zwiachen  ihm 
und  den  Versicherten  Differenzen  entstehen. 
In  der  Thst  weist  denn  die  Judikatur  kaum 
aus  einem  anderen  Zweige  des  Versiche- 
rungswesens so  viele  Entscheidungen  auf 
wie  ana  der  UnfallversicheruDg. 

Wenn  der  Versicherer  sich  haftpflichtig 
erkl&rt  fOr  gewisse  entweder  allgemoiD 
scharf  zu  cliaiakterisiereude  oder  einzeln 
aufzufnhrende  Folgen  von  zuf&Uigen,  den 
Versicherten  körperlich  schädigenden  Er- 
eignissen, so  wird  höchstens  die  Zufälligkeit 
noch  einer  kurzen,  Absichtlicbkeit  und  grobe 
Fahi-läesigkeit  aiisschliessenden  £rl&uteniDg 
bedürten.  um  io  den  Versicherungsbedin- 
gungen  den  Begriff  des  Unfalles  unzweifel- 
baft  klar  zu  stellen. 

Dass  die  UnfallverBicheruDg  Schaden- 
versic'heruu^  in  jedem  Falle,  auch  dann 
ist,  wenn  sie  sich  bereit  erklfiit,  im  Tode 
■des  Versicherten  durch  Unfall  eine  hier- 
für vereinbarte  Simume  zu  zahlen,  braucht 
nicht  gesagt  zu  werden.  Nicht  nur  wann, 
eondem  auch  ob  dasKi^o  eintritt,  ist  un- 
gewiss; es  kann  eintreten,  es  kajin  aus- 
bleiben und  es  bleibt  in  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  Versicheningsfüle  aus. 

3.  Das  Risiko  in  der  U.,  d.  h.  hier 
das  sc'liaden  bringende  Ereignis,  wofür  der 
Versicherer  aufzukommen  bat,  kann  sein; 
eine  Total-  oder  teilweise  Invalidität  verur- 
sachende K6ri)erverletzuüg  oder  Tod  durch 
Unfall.  Der  Versicherungsnehmer  pflegt 
durch  die  Unfallversicherung  seinen  Kechts- 
nachfolgem  für  den  Fall  desTodesdiu^ihUnfal! 
«ine  bestimmte  Summe  und  sich  für  denlnva- 
liditätsfall  eine  Rente  zu  sichern,  über  welche 
hinaus  hei  nicht  todbringenden  UnfSllen  der 
VersichererEntsch&digungnichtzuleistenhat 
Die  Entschädigungs betrage  werden  je  nach 
der  Schwere  der  Unfallfolgen  im  voraus  in 
Prozenten  der  Totaliuvalidit&tsrente  für  jede 
Verletzungsgattung  festgesetzt.  Bisweilen 
ist  in  den  Versicherungsverträgen  wie  für 
den  Unfalltod,  so  für  Totahn^iditSt  imd 
für  jede  UnfallbeschädigUQg  statt  der  Ren- 
ten- eine  Kapitalabfindung  vereinbart.  Nicht 
nur  Ober  die  Ursachen,  sondern  auch  über 
die  Schwere  der  Verletzungen  und  ihrer 
"Wirkungen  und  Ober  die  Höhe  der  Ent- 
echädiguDgen  entstehen  leicbterklärlicher- 
weise  bei  der  Unfall  Versicherung  besonders 
liSufig  Streitigkeiten  zwischen  den  Parteiiin. 


Risiko,  Gegenleistung  und  entsprechende 
EntsctiAdigungen  hier  in  vollkommenen  Ein- 
klang zu  bringen,  macht  eben  ganz  beson- 
ders grosse  Schwierigkeiten. 

4.  Aufkommen  und  Entwlckelnog 
der  V.  Betriebsformen.  Die  UnfaU- 
versichemng  im  heuti^n  Sinne  des  Wortes 
ist  nicht  älter  als  die  Eisenbabneo.  Die 
ersten  —  englischen  —  UnfallversicherungS' 
Gesellschaften  waren  msenbahn-Uof^ver- 
Edcherungs-Geselischaften,  und  noch  lange 
Zeit  spielte  in  der  Unfallversicherung  die 
Reiseunfallversicherung  die  Hauptrolle.  In 
Deutschland  tiat  die  Unfallversicherung  selt- 
samerweise nach  einer  Einschränkung,  die 
sie  erfuhr  und  die  ihren  Untereang  be- 
fürchten itesa,  den  lebhaftesten  Aufschwuug 
genommen.  Sie  war  als  Haftpflichtver- 
sicherung aufgeblüht  seit  Erlass  des  Beichs- 
Haftpüichtgesetzes  vom  ö.  Juni  1871.  Durch 
Einführung  der  staatüchen  Unfallveraiche- 
ning  (1885)  ward  ihr  ein  grosser  Teil  des 
bisher  eroberten  Gebietes  entzogen.  Aber 
nun  erst  entwickelte  sie  sich  zu  ungeahnter 
Bedeutung.  Während  es  im  Jahre  1887 
nur  11  deutsche  Unfall versicherungs-Gesell- 
schaften  gab.  die  3,5  Millionen  Mark  Netto- 
Prämien  ein  nähme  n ,  1,44  Hillionen  Mark 
Schäden  für  eigene  Rechnung,  1,46  Milli- 
onen Mark  Verwaltungskosten  und  797  OOt' 
Mark  Ceberscfaflsse  hatten,  bestanden  im 
Jahre  1899  in  Deutschland  26  Uufallver- 
sicherungs-Gesellschaften ,  bei  denen  die 
Netto-Prämieneinnahmen  30,9,  die  Schäden 
12,8,  die  Kosten  10,4  und  die  Ueberschüase 
5,12  Millionen  Mark  betrugen.  In  Oester- . 
reich-Ungam  arbeiteten  im  Jahre  1899 
8  einheimische  Gesellschaften.  Für  Gross- 
britannien  giebt  The  Insurance  Directoiy 
Reference  and  Year  Book  für  1899  94  Un- 
faUversicherungs-Gesellschaften  an,  wobei 
zu  bemerken  ist,  dass  viele  nur,  die  meisten 
zugleich  auch,  für  andere  als  den  Menschen 
betreffende  UnOÜle  aufkommen,  dass  sich 
namentlich  unter  jener  Zahl  viele  Glas-, 
Dampfkessel-,  Explosionsschftden-  imd  viele 
solche  UnbUversicheninge-GeBellacbaften  be- 
finden, die,  wenn  übernaupt  gegen  Unfall- 
schäden in  unserem  Sinue,  so  doch  nur 
gegen  einzelne  Arten  von  solchen  (z.  B. 
Eeise-Unfailsehfiden),  Deckung  geben.  FOr 
Frankreich  und  das  Jahr  1899  sind  bei 
Ehren  zweig  (Assecuranz- Jahrbuch)  nur  12 
Gesellschaften  aufgeführt.  In  der  Schweiz 
bestehen  4,  in  Bussland  nur  5,  in  Schweden 
5,  in  Norwe^n  1,  in  Dänemark  3  oder  4, 
in  Itahen  4,  in  den  Vereinigten  Staaten  22 
Unfall  versicherungs-  Gesell  Schäften . 

Weitaus  die  meisten  bestehenden  Unfall- 
versieherungs-Gesellschaften ,  insbesondere 
die  deutschen,  betreiben  die  Unfallversiche- 
rung als  Nebenzweig  neben  anderen  Schaden- 
versicberangszweigen  oder  neben  der  Lebens- 
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Tereichening.  Die  meisten  sind  Erwerbs- 
gesellsdiaften.  Das  GK^nseitigkeitsprincip 
m  seiner  vollen  Reinheit  ist  auf  clieUnfall- 
versidienin^  nicht  oder  nur  mit  grossen 
Schwierigkeiten  anwendbar,  was  sich  schon 
daraus  erklärt,  dass  viele  Versichening^ver- 
trflge  hier  nur  für  gewisse  kurze  Zeiträume 
—  z.  B.  Reisen  —  validieren  und  Deber- 
EchusBverteiluDg  sowie  Sachschusserhebimg 
also  in  gerechter  Weise  kaum  thuniich  ist 

5.  Technischer  Aufbau  und  Prämien- 1 
berechnong.  Reserven.  Von  einem  tech- 
nischen Aufbau  wie  bei  der  Lebensver- 
sicherung kann  bei  der  Unfallversicherung 
so  wenig  wie  bei  anderen  Schadenversiche- 
nmgsarten  die  Rede  sein.  Selbstverständ- 
lich geht  der  verständige  Unfallversidierer 
nicht  achtlos  an  unfallstatistischen  Erhebim- 
gen  vorQber,  wie  sie  heutzntage  von  amt- 
licher und  privater  Seite  vielfach  unter- 
ooniroen  werden.  Aber  die  unendliche 
Mannigfaltigkeit  der  Unfälle  und  ihrer  Folgen 
wird  allezeit,  auch  wenn  jahrelange  Erfah- 
rungen gut  gesichtet  vorliegen,  eine  genaue 
Anpassung  der  Prämie  an  das  Risiko  un- 
möglich und  die  Feststellung  der  Prämien- 
tarife zu  einer  unbefriedigenden,  ledighch 
roh  empirifichen,  Arbeit  machen,  ^'omit 
aber  nicht  gesagt  sein  soll,  dass  nicht  durch 
viele  auf  dera  gleichen  Gebiete  nebenein- 
ander und  in  seliarfem  Mitwerben  mitein- 
ander arbeitende,  scharfsinnige  Versiclterer 
für  einzelne  häufig  vorkommende  Unfall- 
schäden mit  der  Zeit  das  angemessene  Pi-ä- 
mienämiivalent  festgestellt  werden  konnte, 
•-Die  Prftmientarife  der  Unfallversichenmgs- 
Gesell schaffen  sind  meistens  zum  streng  dis- 
kreten Gebrauche  der  Agenten  bestimmt . . . ; 
sie  haben  nicht  den  Charakter  einer  Offerte 
an  das  Publikum.«  (Hiestand,  Die  Gnmd- 
zftge  der  Unfallversicherung,  Stuttgart  lOlK).) 
Ebenso  wie  bei  den  meisten  Kdiaden Ver- 
sicherungen, wo  der  Mangel  einer  festen 
BemessunKSgnmdlago  Nachgiebigkeit  bei 
scharfer  Konkurrenz  erklärt  und  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  rechtfertigt. 

Die  Prämienhöhe  pflegt  nach  gewissen 
Benifsklassen  der  Versicheningsnehmer  ab- 

Sestiift  zu  sein,  wobei  man  annimmt,  dass 
er  Benif  der  Versichenmgsnehmer  neben 
anderen,  schwerer  zu  ennittelnden ,  doch 
das  ausschlaggebendste  Moment  iür  die 
Orade  der  Unfallgefahr  sei. 

Die  Reserven  der  Unfallversichenings- 
Gesellschaften  pflegen  die  nämlichen  zu 
sein  wie  bei  allen  Scliadenvoreichenmgs-  ^ 
Gesellschaften,  nämlich  Kapitalreserve,  Scha-  | 
«lenresen-e  (füi-  am  Jahresschluse  bekannte,  | 
aber  noch  nicht  geregelte,  Schäden),  Prä- 
mienreserve, oder  Präraienrdtertrag  (die  in 
einem  Rechnungsjahre  eingenommenen  Prä- 
mien, insoweit  sie  fflr  il^  folgende  Rech- 
nungsjahr validieren). 


6.  Der  Unfallversichemngs -Vertrag. 

Die  vielfache  Deutung  des  Unfalibegrifiea 
verlangt  grosse  Deutlichkeit  und  Bestimmt- 
heit in  der  Bezeichnung  der  Unfälle,  deren 
nachteilige  Folgen  dui-ch  die  Versicherung 
ausgegliäien  werden  sollen.  Dabei  kann  {^ 
um  Jus B Verständnisse  auszuschliessen,  nOtig 
sein,  die  Unfälle  namhaft  zu  machen,  die 
nicht,  und  die  Umstände,  unter  denen  ge- 
wisse Unfälle  nicht  im  Vertrage  inbegriffen 
sein  sollen.  Hingeschen  auf  die  anderen 
notwendigen  Bestandteile  des  Versichenings- 
vertrages  zeigt  die  Unfallversichenmg  keine 
Besonderheiten,  Antrag,  Inkrafttreten  der 
Versichenmg,  Pflicht  der  Veiänderungsan- 
träge,  Pflicht  der  Schadensanzeige,  Ent- 
schädigungsleistun^,  Höhe  und  Art  der 
Leistung  dos  Versicherungsnehmers,  Dauer 
des  Vertrages,  Vertrags  Verlängerung,  Ver- 
wirkungsfäUe  ^  alles  das  sind  hier  wie  in 
anderen  Zweigen  der  Scliadens Versicherung 
notwendige  Bestandteile,  Nur  dass  iinver- 
kennbar  die  Vertragsfassui^  liier  fast  in 
allen  Stücken  grössere  Sorgfalt  und  Beach- 
tung namentlich  verschiedener  Möglichkeiten 
erheischt  als  bei  den  meisten  anderen 
Zweigen. 

1.  Die  wirtschaftliche  Bedentnn^ 
der  V'.  bedarf  kaum  b^ondei-er  Hen'Or- 
hebung.  Unzählige  nützliche  Unternehmun- 
gen, bei  denen  der  Unternehmende  Gefaliren 
fflr  Leib  und  lieben  fdrchten  muss  —  und 
die  Zahl  solcher  Unternehmungen  wächst 
mit  Her  hochgespannten  Bändigung  und 
Verwertung  der  Naturkräfte  — ,  zalillose 
Reisen  in  kultnrarme  und  reicliliche  Ge- 
legenheiten zu  l'nfällefl  bietende  Gegenden, 
Reisen,  wie  sie  heute  zu  wirtschaftlichen 
Kulturzwecken  so  vielfach  untoniommen 
werden,  mflssten  unterbleiben,  wenn  auf 
diese  Versichern  ngshilfe  nicht  gei'echnet 
werden  könnte.  Aber  es  würden  auch  Un- 
zählige durch  Unfälle,  vor  denen  sie  sich 
nicht  schützen  können,  verarmen,  wenn 
diese  Hilfe   nicht  von  ihnen  benutzt  wäre. 

S.  Die  Gesetzgebung  und  dte  U.  ^Vas 
die  öffentlich-rechtliche  Gesetzgebung  an- 
langt, so  sind  die  Foi-deningen  de  lege 
ferenda  der  Unfallversicherung  fjegenüber 
nicht  andei-e  als  anderen  Zweigen  der 
Schaden  Versicherung  gegenüber.  Vielleicht 
rechtfertigt  hier  der  Umstand,  dass  zweck- 
raflssigerweise  besonders  viele  \(-iitscliaft- 
lich  Unmündige  von  der  Unfallvei-sichcrung 
(rcbrauch  maclien  und  dass  hier  manche 
besondere  Versuchung  zu  Miss  Wirtschaft 
vorliegt,  noch  am  ehesten  eingreifende  Be- 
aufsichtigimg seitens  der  Staatsgewalt  — 
wenigstens  von  dem  Standpunkt  aus.  der 
solcher  Aufsicht  sogen >*rciche  Leistung 
fähigkcit  beimisst.  Aber  gerade  auch  hier 
kann  ohne  eindringende  und  immer  aus  den 
lautersten    (^Kiclien    schöpf  ende    Saclikundo 
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die  Staatsaufsicht  viel  Unheil  aarichtea,  [ 
mindestens  einer  naturgemässea  und  segens- 
reichen Fortent Wickelung  leicht  hinderlich 
werden. 

TeberaU  ist  die  T'nfallversicherung  noch 
so  jnng  und  in  der  Entwickelung  begriffen, 
dass  die  privatrechtliche  Gesetzgebung 
alle  tTrsache  hat,  den  Gegenstand  nur  mit 
der  äiissersten  Schonung  anzugreifen,  insbe- 
sondere der  Vertrags  freiheit  den  weitest 
möglichea  Spielraum  zu  lassen  und  sicli  vor 
weitgehender  Kasuistik  zii  hüten.  In  den 
meisten  Kulturs taaten  entgeht  nach  der 
heute  herrschenden  wirtschaftspolitischen 
Strömung  die  Unfall  Versicherung  der  Bin- 
dung an  Konzession  UTid  Staatsaufsicht 
nicht.  T'nd  hier  erfahren  ja  auch  die  Ycr- 
sicheriuigsbedingnngen  schon  eine  soi^same 
und  im  Zweifel  sachkundige  Kritik  und 
Säubenmg. 

Lltteratnr :  Eine  g«U,  dif  UnfuUiertickerung  nach 
allen  in  Bttraeht  komtaenden  Stilen  behandelnde 
Monographie  hat  Dr.  jur.  Paul  Hieatand  anter 
dem  Titel  iGrvwUüge  der  privaten  l'nfaltver- 
lifherHng  mit  Berüettie/itigung  der  Haftpfiiehl- 
Ternekerrtnga  (Sttdigart,  J<\  Bnke,  1900)  jüngtt 
reröjenüiekl.  Sie  enthalt  aaeh  aatreichende 
Xaehweiif  der  deultehen  und  autländiifhen 
LUteratVT.  Aueterdeia  enthält  die  Bibliogniphir 
tu  dem  Werk  ton  Hermann  und  Karl  BrAmer 
»Da*  VerKichenrngneaena  (Leiptig,  C.  L.  Hirtch- 
fild,  1894)  in  der  I.  Abt.  einige  auch  ßlr  die  Un- 
falleeraiehervng  veneeräiare  lAtleratumaehtreiie. 
Im  gamea  i*t  die  HpeciaUiUeratar  der  Unfall- 
veritieherung  ai0aUead  dürßig.  Wichtiger  fa»L 
ak  plr    andere    Verficherutigtiuteige    find    hier 


Dnfreilieit. 

I.  Begriff  and  Arten  der  U.  1.  SkU- 
»erei.  2.  Leib-(Hal^)eigenachatt  (Eigenbehöric;- 
teit|.  3.  (Erb-)Unterthilnig-keit.  4.  Hörig'keit. 
n.  Verhältnis  der  wirtschaftlichen 
ZweekbeatimiQiing  der  V.  zu  ihrer 
rechtlichen  Struktur.  IIL  Die  Skla- 
Terei  Im  Altertum.  1.  Ail^meines.  2.  Die 
Sklaverei  in  Griechenland,  a)  Ausserhalb  Attikas. 
b)  In  Attika.  3.  Die  Sklaverei  in  Bern,  a] 
Uebereicht  über  die  Bntwickelun^  derselben, 
b)  ReehtlJche  und  that^chliche  Stellung  der 
Sklaven.  Einflnss  der  Sklavenwirtschaft  anf 
Staat  und  Gesellschaft,  c)  RUckbilduuf^  der 
SklavenwirtBcbaft  d)  Wesen  und  Eutwickelung 
desEolonats.  IV.  Die  Sklaverei  im  Mittel- 
alter. V.  Die  neuzeitliche  Sklaverei 
in  den  Kolonieeu  und  die  Aufhebung 
derselben.  VT.  Massregeln  gegen  den 
Sklavenhandel. 

I.  Begriff  und  Arten  der  Unfreiheit. 

Unfreiheit  im  i-echtlicheu  Sinne  besteht 
in  der  mehr  oder  minder  vollständigen  Auf- 


hebung der  menschlichen  Persönlichkeit,  die 
ohne  Freiheit  undenkbar  ist.  Als  Unfi-ei- 
heit  im  wirtecliaftlichen  Sinne  bezeichnen 
wir  jenes  Verhältnis,  bei  dessen  Vorhanden- 
sein die  wirtschaftliche  Thätigkeit  eines 
Individuums  nicht  durch  dessen  eigenen, 
sondern  durch  den  übergeordneten  Willen 
eines  anderen  beherrscht  und  geleitet  wird. 
Beide  Be^tfe  decken  sich  untereinander 
ebeusowenig  wie  jeder  für  eich  mit  dem 
uns  hier  natürlich  in  keiner  W^eise  interessie- 
renden Begriffe  der  Unfreiheit  im  mor»- 
Kschen  Sinne.  Denn  wenn  es  zwar  fest- 
steht, dass  die  rechtliche  Unfreiheit  auch 
die  wirtschaftliche  in  sich  schlicsst,  so  trifft 
doch  das  Umgekehrte  nicht  zu.  Neben  der 
rechtlich  gleichen  Freiheit  aller  kann  ganz 
wohl  wirtschaftliche  Ueberlegenheit  der 
einen  und  damit  auch  wirtschaftliche  Ab- 
hängigkeit und  Unfreiheit  der  anderen  be- 
stehen. In  einer  Verkehrs wirtschaftlielien, 
auf  Privateigentum  und  Vertrags  treiheit  be- 
ruhenden Wirtschaftsorganisation  ist  es  auch 
gar  nicht  anders  möglich.  Thatsächlich  ver- 
hält es  sich  auch  so  in  unserer  modernen, 
auf  dem  Principe  der  Gleichheit  aller  vor 
dem  Gesetze  aufgebauten  Gesellscliaftsord- 
nung.  Und  dieser  Gegensatz  zwischen  foi- 
meller  Gleichheit  und  materieller  Ungleich- 
heit ist  es  ja,  der  in  der  sozialistischen  Be- 
wegung seinen  Ausdruck  gefunden  hat. 

Den  Gegenstand  der  folgenden  Daretet- 
lung  wird  nur  die  Unfreiheit  im  rechtlichen 
Sinne  bilden.  Sie  tritt  im  Laufe  der  meusch- 
heitüchen  Entwickelung  in  verschiedenen 
Abstufungen  auf.    Die  härteste  dereelben  ist 

1.  Sklaverei,  itir  die  rechtliche  Be- 
trachtung dieses  Institutes  ist  festzuhalten, 
dass  es  den  Personeneharakter  des  ihm  unter- 
worfenen Menschen  vollkommen  aufhebt. 
Dies  kommt  negativ  in  dem  Mangel  jeglicher 
ßechtefähigkeit,  d.  h.  in  der  Unmöglichkeit, 
Subjekt  von  Rechten  zu  sein,  zum  Ausdruck: 
der  Sklave  kann  im  Reclitsainne  nichts  be- 
herrschen. Positiv  tritt  es  in  der  Sach- 
eigenschaft des  Sklaven  zu  Ta^;  er  selbst 
ist  Gegenstand  der  Herrschaft  eines  Anderen. 
Kr  ist  also  weder  des  Connubiums  noch  des 
Commerciums  teilhaft  Er  kann  in  keine 
rechtüch  anerkannten  Familienbeziehungen 
treten.  Seine  geschlechtliche  Verbindung 
ist  keine  Khe  und  die  Dauer  dereelben 
allein  von  der  Willkür  des  Herrn  abhängig. 
Diesem  gehOren  auch  die  Kinder,  die  einer 
derartigen  Verbindung  entspriessen.  Nicht 
anders  als  der  wirtschaftliche  Ertrag  irgend 
einer  sonstigen  ihm  zu  eigen  gehörigen 
Sache  mehren  sie  sein  Vermögen  und  ver- 
grössern  die  Zahl  seiner  Sklaven.  Was  der 
Sklave  auf  irgend  eine  Weise  erworben  hat, 
gehört  ebenfalls  nicht  ilim,  sondei'u  wird 
dem  HeiTu  eigen.  Aus  seinem  Sachcliai-akter 
folgt  ferner,  dass  er  selbst,  wie  jeder  andere 
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Vermögensteil,  einen  Gegenstand  des  Ver- 
kehrs jeglicher  Art  bildet;  und  Bchliesslich 
auch  mit  Naturnotwendigkeit,  dasa  ihm 
grundsätzlich  kein  Eechtsachntz  zu  teil  wird, 
weder  seinem  Herrn  selbst  noch  auch  un- 
mittelbar Dritten  gegenüber.  Wie  er  be- 
handelt und  ausgenutzt  wird,  ist  Sache  des 
Herrn.  Von  dessen  alleiniRem  Ermessen 
h&ugt  Tod  und  Leben  des  Sklaven  ab.  Und 
wie  er  für  den  Schaden,  den  sein  Sklave 
angestiftet  hat,  aufzukommen  verpflichtet 
ist,  so  ist  umgekehrt  auch  nur  er  berech- 
tigt, andere  zur  Verantwortung  und  zum 
Schadenereatz  heranzuziehen,  wenn  sie  seine 
Sklaven  misshandclt  oder  verletzt  und  da- 
durch seinen  VermQgeneetand  benachteiligt 
haben.  Dass  den  Skuiven  wie  alle  private 
so  auch  alle  Sffenthche  Rechtsfähigkeit  ab- 
geht, braucht  wohl  nicht  erst  beRonders  be- 
tont zu  ■werden.  Ebenso  ist  es  nur  eine 
selbstverständliche  Folge  dei*  Aberkennung 
alles  Personen  chamkters ,  wenn  auch  der 
Sklave  (wie  die  Fremden)  gnmdsätzlich  von 
der  reli^Osen  Ctemeiuschaft  der  Bfti^r  aus- 
geschlossen wird.  Das  Altertum  hat  denn 
auch  diese  Eonsequenz  in  Bezug  auf  die 
Staatskulte  gezogen.  Das  Wesen  des 
Ohristentums  machte  dann  allerdings  eine 
solche  Auffassung  begrifflich  unmÖKÜch. 
Trotzdem  werden  wir  ihr  thatsächlich 
in  nicht  geringem  Masse  auch  in  den  Län- 
dern der  neuzeitlichen  Koloniatsklaverei  be- 
g^nen  und  hier  sogar  auf  einen  durch  den 
Kaseengegensatz  zwischen  Weissen  und 
Schwarzen  hervoi^rufenen  Rückschritt  im 
Vergleich  mit  der  Antike  stossen  (vgl. 
unten  S.  334),  Denn  diese  erkannte  we- 
nigstens ohne  weiteres  die  Sklaven  auch 
in  dem  Sinne  als  Hausgenossen  an,  dass  sie 
dieselben  zur  Teilnahme  am  Gottesdienst 
des  Hauses  und  an  den  aus  Familieukulten 
entstandenen  Gemeindekulten  und  Volks- 
festen zuliess. 

So  das  strenge  Recht.  Allerdings  er- 
leidet dasselbe  in  der  Praxis  vielfache  Ab- 
schwächuDgen.  Der  wohlverstandene  eigene 
wirtschafthche  Vorteil  der  Herren  verlangt 
es  und  nicht  minder,  wo  die  Za!d  der  Skla- 
ven eine  im  Verhältnis  zur  freien  Bevölke- 
nmg  bedeutende  ist,  politische  Klugheits- 
orwägungeu.  Auch  Ecligioa  und  Sitte  wirken 
mit  und  verbieten,  machtiger  noch  als  Staat- 
liche Schutzgesetze,  allzu  grausame  Behand- 
lung der  Sklaven.  Denn  anders  als  bei 
sonstigen  Vermögen sgegen ständen  wirkt  doch 
immer  zu  Gimsten  der  letzteren  obgleich 
nicht  selten  dm>;h  Ra.«senverschiedenheit 
zurückgedrängt,  die  Vorstellung  mit,  die 
der  Römer  Florentin  schon  mit  den 
Worten  zum  Ausdnicke  brachte;  inter  nos 
copnationem  'luandam  natura  <'onstitiiit.  Dies 
zeigt  sich  auch  darin,  <lass,  wie  einerseits 
der  Sklave  dem  Willen  des  Herrn  nntei^- 


orduet  ist,  er  andererseits  durch  diesen  auch 
zur  Rechtsfähigkeit  gelangen  und  frei  wer- 
den kann.  Niemals  aber  darf  man  aus  den 
Augen  lassen,  dass  alle  Abmild  erungen  des 
strengen  Recht«,  auch  wo  sie  sich  bereits 
ihrerseits  wieder  zu  Rechtssätzeo  verdichtet 
haben,  an  der  grundsatzlichen  Stellung  des 
Sklaven  imd  an  seiner  Eigenschaft  als  blosse 
Sache  nichts  ändern.  Denn  sie  sind  nicht 
Folge  einer  —  wenn  auch  mir  teilweisen  — 
Anerkennung  seines  Personencharakters,  son- 
dern entspringen  Erwägungen,  die  ganz 
ausserhalb   desselben  liegen    und   die    am 

Siägnantesten  in  den  Worten  des  römischen 
esetz^ebers  ziisammen^fasst  sind:  expedit 
reipubhcae  ne  sua  re  quis  male  utatur.  Der 
Sklave  bleibt,  mögen  ihm  Religion,  Sitte, 
Moral,  Gesetz  noch  so  schützend  zur  Seite 
stehen,  was  er  stets  wai-:  eine  Sache.  Der 
Schutz,  welcher  ihm  ^gen  Willkür  des 
Herrn  zu  teil  wird,  ist  immer  dem  Wesen 
nacli  nur  polizcilidier  Natur  und  äussert 
sich  zu  seinen  Gunsten  —  begrifflich  nicht 
verschieden  von  tierschutzgesetzlichen  Be- 
Btimmungen  —  als  blosse  Reflex  Wirkung. 
nicht  aber  als  Folge  eines  rechtlich  begrün- 
deten Anspruches. 

Dass  dem  so  ist,  erscheint  nur  .selbst- 
verständlich, wenn  man  ins  Auge  fosst.  dass 
Hauptursache  der  Sklaverei  zu  allen  Zeiten 
und  bei  ollen  Völkern  Krieg  und  Men- 
schenraub gewesen  ist  Wer  iro  Kampfe 
Sieger  bleiDt,  kann  den  Ueberwundenen 
töten.  Dasselbe  Schicksal  harrte  auch 
seiner,  wenn  umgekehrt  er  der  Unter- 
legene wäre.  Dass  dem  Besiegten  das 
Leben  nicht  genommen  wird,  veixlankl  er 
nur  der  Gnade  des  Siegers.  Dadui-ch  aber, 
dass  dieser  ihn  schont,  erlischt  nach  der 
Auffassung  barbarischer  Zeiten  und  Zu- 
stände nicht  auch  das  Recht,  ihn  später  zu 
töten.  Dasselbe  bleibt  vielmehr  nur  suspen- 
diert, weil  und  solange  es  <lem  Hcith  so 
gefällt,  und  kann  jeden  Augenblick  wieder 
aufgenommen  und  ausgeübt  werden.  Aus 
der  Gewalt  über  das  Jjeben  des  Gefangeneu 
aber  fliesst  auch  in  logischer  Folge  das 
Recht  und  die  Macht  des  Herrn,  das.-»elbe 
so  zu  gestalten,  wie  es  ihm  beliebt.  In  der 
Folge  der  Zeiten  gesellen  sich  zur  Kriegs- 
gefangenschaft —  als  Folge  eines  Volks- 
krieges, bezw.  von  Privatgewalt  mit  der 
Absiciit  des  Menschenraubes  zum  Zwecke 
eigener  Benutzung  der  Gefangenen  oiler 
ihrer  Verwertung  als  Handelsobjekt  ^  auch 
noch  andere  Entsteh ttngsgi-ttnde  der  Skla- 
verei: Verkauf  freigeboi-ouer  Kinder  durch 
ihre  Eltern,  Selbstverkauf,  Schuld-  und 
Strafknechtschaft,  schliesslich  Abstammung 
von  Sklavenelicrn.  Stets  aber  bleibt  da^ 
Inslitut  ■ —  auch  nachdem  es  durch  die 
zeitlichen  Fern wii-kun gen  der  zum  Recht.ssjita 
erhobenen  Vererblichkeit  der  Unfreiheit  von 
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den  anderen  Ursachen  der  letzteren  begriff- 
lich unablifingig  geworden  und  verewigt  ist 
—  von  dem  ursprünglichen,  ihm  zu  Grunde 
liegendeu  Qedanken  beherrscht:  dass  Skla- 
ven geschonte  Kriegsgefangene  seien.  Und 
dieser  (bedanke  bestimmt  das  Schicksal  der 
einzelnen  Sklaven  sowie  die  Rechtsent- 
wickeluD^  der  Sklaverei  im  ganzen. 

Als  eine  besondere  Abstufung  der  Un- 
freiheit neben  der  Sklaverei  und  verschie- 
den von  derselben  pflegt  auch  die 

2.  Leib-(HBJa)-e{^ii8chaft  aufgeführt 
zu  werden  —  wenn  man  jedoch  naher  zu- 
sieht, mit  Unrecht.  Denn  das  Wort  be- 
sagt entweder  dasselbe  wie  Sklaverei  und 
ist  nur  die  deutsche  Bezeichnung  hierfür 
oder  es  bezieht  sich  auf  Verhältnisse, 
welche  mit  einem  Kechtszuatande ,  der  die 
Persönlichkeit  negiert,  an  sich  nichts  zu 
thnn  haben.  So  bedeutete  z.  B.  die  rus.sische 
Leibeigenschaft  erst  der  Hofleute  allein  und 
seit  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  ganz 
allgemein  der  bauerlichen  Bevölkerung  eine 
der  spätröroischea  servitus  gegenüber  nicht 
nur  thatsächlich .  sondern  auch  juristisch 
doch  nur  recht  wenig  abgemilderte  Knectt- 
Bchaft.  Sicherlich  wird  man  keinen  tief- 
greifenden Unterschied  zwischen  dieser  und 
jener  darin  suchen  und  finden  dürfen :  dass 
es  unter  den  russischen  Leibeigenen  selb- 
ständige Oewerbsleute,  Kaufleiite,  Künstler 
aller  Art  gegeben  hat,  dass  manche  aus  ihrer 
Mitte  oft  zu  sehr  grossem  Keichtimi  gelangt 
sind  und  dass  die  Einrichtung  desObrok, 
d.  h.  der  Zahlung  eines  Jahreszinses  fOr  die 
Erlaubnis  zu  selbständiger  Verwertung  der 
Arbeitskraft  auch  ausserhalb  des  Gutsbe- 
zirkes, ziemlich  verbreitet  gewesen  ist  Da- 
gegen wird  im  18.  Jaiirhundert  in  Preussen 
und  Oesterreich  missbrauchlich  »Leibeigen- 
schaft» statt  der  richtigen,  der  dort  vor- 
handenen landlichen  Verfassung  allein  ent^ 
sprechenden  Bezeichnimg  »ErbunterthAnig- 
keit«  gesetzt.  Das  gehässige  Wort  diente 
dem  Reformeifer  der  Zeit  des  aufgeklärten 
Absolutismus  als  wirksames  ScUagwort  in 
seinem  Kampfe  um  die  Lockerung  imd  Auf- 
lösung der  alten  Agrarverfassuag  und  war 
mit  einer  der  Hebel,  durch  welche  das  guts- 
herrlich-bäueriicbe    Verhältnis     erschüttert 

Dann  aber  begreift  man  unter  'Leib- 
eigenschaft« (Halseigenschaft, 
Eigenbehörigkeit)  ein  besonderes  per- 
sönliches Rechts-  und  Besitz  Verhältnis  emer 
gewissen  Art  von  gnmd herrlichen  Bauern 
in  Westdeutsciüand  im  lö.  Jahrhundert. 
Näheres  ist  uns  nur  für  Nordwestdeutscli- 
land  bekannt  Für  Niedersachsen  ist  das 
Verhältnis  neuerlich  von  Witt  ich  ausführ- 
lich geschildert  worden.  Ueberrest  einer 
uralten  ländlichen  (grundheirlichen)  Verfas- 
sung, hat  die  »Leibägenschaft«  im  IS.  Jahr- 


hundert eigentlich  nur  mehr  die  Bedeutung 
eines  Rechtsaltertums.  Auch  bilden  zu 
dieser  Zeit  die  »Leibeigenen«  —  in  einigen 
Teilen  Niedersachsens  —  eine  geringe 
Minderheit,  während  die  allgemein  ver- 
breitete Form  der  grundherrlichen  Verfas- 
sung in  der  Regel  eine  andere  ist,  indem 
der  Grundherr  freie,  in  erblichem  Pacht- 
verhältnis stehende  Bauern  imter  sich  hat. 
Die  »Leibeigenschaft«  besteht  im  wesent- 
lichen in  folgendem :  Die  »Leibeigenen« 
eines  Grundherrn  sind  hinsichtlich  ihrer 
Höfe  in  einen  Verband  geeinigt,  dessen 
Mittelpunkt  das  Meierding  bildet,  d.  h.  das 
aus  aem  grundherrlichen  Meier  als  Vor- 
sitzenden imd  aus  den  Meierdingaleuten, 
d.  h.  den  Besitzern  der  Höfe  (Meierdings- 
gflter)  als  Beisitzern  und  Urteilsfindern  be- 
stehende Gericht  Über  Grundbesitzsachen, 
vor  welchem  alle  einschlägigen  Streitig- 
keiten entschieden  werden  und  auch  der 
Grundherr  seine  Rechte  gegen  die  Meier- 
dingsleute  geltwid  macht.  Meierdingsgüter 
können  nur  von  Mitgliedern  der  alten  hof- 
rechtiichen  Genossenschaft  besessen  werden, 
in  die  man  durch  Geburt  oder  freiwillige 
Ergebung  eintrat  Die  »Leibeigenen«  sind 
nach  allen  Richtungen  hin  rechtsfähig, 
haben  aber,  wenn  sie  heiraten,  eine  Abgabe, 
Bedemund,  und  überdies  jährlich  (?)  als 
persönliche,  also  vom  Grundbesitz  unab- 
hängige Leistung  das  Halshuhn  zu  entr 
richten.  Sie  können  sich  auch  loskaufen. 
Dies  thaten  z,  B.  die  Töchter  eines  Leib- 
eigenen, die  einen  Fremden  heirateten,  oder 
jene  Söhne,  die  den  Hof  nicht  annahmen. 
Der  Herr  dürfte,  wegen  der  Einnidimen, 
wohl  selten  Schwierigkeiten  gemacht  haben. 
Ueber  ihr  Eigentum  und  auch  über  den 
Hof  konnten  die  Leibeigenen  in  jeder  Weise 
unter  Lebenden  und  auch  auf  den  Todesfall 
verfügen.  Doch  hatte  der  Erbe,  der  natür- 
lich MitgUed  der  Hofgenossenscliaft  sein 
musste,  dem  Grundherrn  beim  Todesfalle 
das  »nächstbeste*  Pferd  oder  die  »nächst- 
beste« Kuh  als  mortuarium,  Baulebung,  Kur- 
mede  abzutreten.  Der  Zins  der  Hofbesitzer 
war  gering.  Dienste  hatten  sie  nicht  zu 
leisten,  was  sicli  eiiifacli  daraus  erklärt, 
dass  die  nordwestdeutsche  Leibeigenschaft 
nur  dort  vorkommt,  wo  der  Grundherr 
keinen  Eigenbetrieb  hat  Denn  wo  dies 
der  Fall  war,  entwickelte  sich  eine  andere 
Art  der  Unfreiheit,  die 

3.  (Erb-)Unterthäiii^eit  Dieselbe  hat 
sich  seit  dem  13.  und  14,  Jahrhundert  im 
Anschlüsse  an  die  Entwickelung  des  guts- 
herrlichen  Grossbetriebes  und  mit  dieser 
gleichen  Sehritt  haltend  überall  im  Osten 
der  Elbe  und  des  Böhmerwaldes  heraus- 
gebildet. Gegenüber  ihrer  bereits  erwähnten 
,  Bezeichnung  als  Leibeigenschaft  in  Oester- 
I  reich   und    Preussen    ist    nochmals    darauf 
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hiozuweiseD,  dasa  die  wesettüichen  Merb- 
malf  der  letzteren  einerseits  Mangel  an 
Rec'litsfAhigkeit  und  des  Anspniches  auf 
Rechtsschutz  sowie  aadererseite  Sacheigen- 
sdtaft  im  Verkehre  bilden.  AllerdingB  tritt 
die  I>eibeigen8chaft  (Sklaverei)  zuweilen  auch 
in  milderen  Formen  auf,  in  welchen  die  an- 

fef ilhrten  Wesensmerkmale  verschieden  kora- 
iüiert  sein  kennen.  Eb  darf  aber  nicht  aus 
den  Allgen  gelassen  werden,  dass  ein  per- 
sönlicher Rechtsziistand  dann  und  nnr 
noch  dann  alB  Sklaveroi  (Leibeigenschaft) 
betrachtet  werden  remss  nnd  kann,  wenn 
dem  Berechtigten  die  Verftusseningsbefugnis 
gegenüber  dem  Unterworfenen  ebensowohl 
zusteht  wie  an  anderen  Teilen  seines  Ver- 
mt^ens.  Von  einer  derartigen  Veräusse- 
nmgsbefngnis  der  Herrschaften  gegenüber 
ihren  (Erb-)ünterthanen  ist  im  grossen  und 
ganzen  in  Deutschland  und  Oesterreich 
nicht  die  Bede.  Die  Erbunterthanen  bilden 
vielmehr  rechtlich  die  Pertinenz  ge»"isser 
Gutslezirke.  Sie  kleben  an  der  Scholle 
und  ihre  Bewegungsfreiheit  ist  ganz  vom 
Belieben  der  Herrscliaft  abhangig.  Aber 
wie  es  einerseits  ihre  Pflicht  ist,  auf  der 
Scholle  zu  bleiben,  so  ist  dies  andererseits 
auch  ihr  Hecht.  Der  Gutsherr  hat  daher 
gar  kein  unmittelbares  dingliches  Recht  au 
ihrer  Person,  sondern  nur  ein  durch  das 
Out  vermitteltes,  welches  mit  der  Herr- 
schaft über  das  letztere  steht  und  fällt.  Ist 
Bo  auf  der  einen  Seite  der  Erbunterrhan 
kein  Verkehrsgegenstand,  so  ist  anderenteils 
seine  privatrechtliche  Persönlichkeit  nach 
allen  Richtimgen  hin  anerkannt.  Er  ist 
Subjekt  von  Vermögens-  und  Familien- 
rediten.  Er  erwirbt  für  sich,  ver&ussert 
und  vererbt  das  Erworbene  mit  Rechts- 
wirkung, tritt  auch  zu  seiner  eigenen  Herr- 
schaft m  rechtlich  anerkannte  und  durch- 
setzbare vermögen sreclitliche  Beziehungen. 
Niemals  ist  ihm  der  Rechtsanspruch  auf 
civiien  imd  Öffentlichen  Rechtsscnutz  dem 
Herrn  und  Fremden  gegenüber  grundsätz- 
lich aberkannt  oder  verkümmert  worden. 
Mit  anderen  Worten :  die  Persönlichkeit  der 
Unterthanen  ist  diirch  den  Zustand  der  Un- 
freiheit, in  dem  sie  leben,  nicht  verneint, 
sondern  es  ist  nur  ihre  Handln ngsßUiigkeit 
eingeschränkt  und  ihnen  eine  Keihe  von 
Verbindlichkeiten  auferlegt,  denen  vollfreie 
Männer  nicht  unterliegen :  Scholl enpflichtig- 
keit.  der  ein  herrschaftliches  Viadikations- 
recht  hei  eigenmächtiger  Entfernung  aus 
dem  Ontsbezirke  entspricht ;  Ti-eu-und  Gehor- 
samspflicht: Verbindlichkeit  der  noch  in 
Brot  imd  tiewalt  der  Eltern  befindhchen 
Unterthanenkinder  zu  Gesindediensten  (Wai- 
sen-Hofdiens^ahre),  sowie  aller  vom  Tage- 
lohn lebenden  L'nterthanen  überhaupt,  in 
erster  Reilio  der  Erbherrschaft  zu  dienen: 
Kotweiidigkeit  des  Konsenses  der  letzteren 


zu  unterthänigen  Heiraten,  sowie  wenn 
Unterthauen  sich  einem  anderen  als  dem 
landwirtschaftlichenBerufezuwenden  wollen; 
endlich  die  Verbindlichkeit  zu  gewissen 
Geld-  und  Naturalabgaben  sowie  haupt- 
sächlich zu  Frondiensten,  deren  Umfang  und 
Art  sich  nach  Urbarien  (schriftlichen  Auf- 
zeichnungen), Vertragen  zwischen  Unter- 
thauen und  Herrschanen  und  in  Ermange- 
lung derartiger  Behelfe  nach  dem  Landes- 
brauchc  richten.  Die  Beschaffenheit  der 
Besitzrechte,  sowie  die  dem  Gutsherrn 
innerhalb  seines  Gutsbezirkes  zustehende 
niedere  Gerichtsbarkeit  Aber  die  Erbimfer- 
thanen  aber  sind  für  die  persönliche  Rechts- 
stellung der  Unterthanen  —  und  auf  diese 
allein  kommt  es  hier  an  —  an  sich  gleich- 
giltig.  Die  Erbunterthänigkeit  endigte  im 
grossen  und  ganzen  nur  durch  Freilassung, 
sei  es  dass  dabei  zugleich  der  Uebergang 
in  eine  andere  ünterthanigkeit  stattfand  — 
so  besonders  bei  Heiraten  —  oder  dass  der 
Entlassene  vollständig  frei  wurde.  Die  Frei- 
lassung —  z.  B.  im  Wege  des  Loskaufs  — 
hing  ganz  allein  vom  Belieben  der  Herr- 
schaft ab.  Seit  dem  »Ijeibei gen schafts* auf- 
hebungspatente (1781)  kam  die  Ünterthanig- 
keit in  Oesterreich  nur  mehr  in  der  unter- 
thänigen  Verpflichtung  zur  Leistung  der  in 
den  Urbarien  oder  Kohotverzeichnissen  ent- 
haltenen und  gesetzlich  geregelten  Fron- 
dienste und  sonstigen  Natural-  und  Geld- 
giebigkeiten  zum  Ausdruck.  — 

4.  Hörigkeit.  Als  Orad  der  Unfreiheit 
wird  schli^slich  auch  noch  die  HOn^eit 
angeführt  Dieselbe  ist  jedoch  kein  B^riff 
für  sich,  sondern  wird  für  alle  Arten  der 
Unfreiheit  gebraucht,  ist  also  nichts  als  ein 
Ausdruck  für  rechtliche  Unfreiheit  über- 
haupt, 

II.  Verhältnis  der  wirtscfaaftlichen 

Zweckbestimmung    der   Unfreiheit   za 

ihrer  rechüichen  Struktur. 

Wenn  wir  auf  die  wirtschaftliche  Zweck- 
bestimmung der  Unfreiheit  im  allgemeinen 
und  ihrer  verschiedenen  Abstufungen  ins- 
besondere einen  Blick  werfen,  so  zeigt  uns 
die  geschichtliche  Entwickelung,  dass  die 
Sklaverei  an  sich  niemals  Wirkung  oder 
ihrerseits  wieder  Wechselursache  einer  be- 
stimmten Arbeitsverfassii  nggewesenist — mag 
diese  nun  landwirtschaftlich  oder  industriell, 
dem  Grossbetriebe  dienend  oder  zu  Zwecken 
des  Kleinbetriebes  bestimmt  sein,  Sie  hat 
sich  stets  all  dem  ebensowohl  anbequemt, 
wie  sie  auch  bloss  Luxuszwecken  grient 
hat.  Dabei  ermöglicht  sie  nicht  minder  eine 
unmittelbare  Ausnutzung  der  Arbeitskraft 
durch  den  Herrn  selbst  wie  eine  mittelbare 
—  durch  Dien  st  Vermietung.  Mit  anderen 
Worten:  die  wirtschaftliche  Zweckbestim- 
mung der  Sklaverei  in   allen  Fonnen  der- 
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selben  ist  bei  der  rechtlichen  Formulierung 
voUsländi^ verwischt.  ThatsÄchlich wer- 
den sich  ja,  je  nacli  der  konkreten  Verwen- 
dung der  Sklaven,  auch  Verschiedenheiten 
in  (Ter  Stellung  und  Behandlung  derselben 
heraiisbUden.  Bochtlich  wird  das  aber 
in  keiner  Weise  zum  Ausdruck  kommen. 
Anders  dagegen  ist  es,  wenn  wir  die  auf 
>Gniud-«  oder  »Gutsherrachaftön«  ausge- 
bildete Unfreiheit  ins  Ange  fassen.  Diese 
ist  ÄusfluBS  ganz  bestimmter  ländlicher  Ver- 
fassungen und  wirtschaftlicher  Ausnutzungs- 
formen  des  Orossgnindbesitzes,  und  diese 
ihre  wirtecliaftlidie  Zweckbestimmung  tritt 
auch  in  der  rechtlichen  Striiktur  des  ganzen 
Verhältnisses  hervor.  Die  sogenannte  west- 
deutsche Leibeigenschaft  hat  sich  da  ent- 
wickelt, wo  die  Grundherrschaft  bestand, 
die  Erbimterthäti^keit  aber  in  jenen  Ge- 
bieten, in  denen  die  Gutsherrschaft  zurAiis- 
bildimg  gelangt  war.  Welche  wirtschaft- 
lichen, politischen  und  sozialen  Umstände  die 
eine  oder  tUe  andere  der  genannten  Agrar- 
verEassungen  ins  Ijebeu  gerufen  haben,  ist 
für  unsere  Betrachtung  gleichgiltig.  Worauf 
es  uns  hier  ankommt,  ist,  dass  der  Grund- 
herr überhaupt  keine  oder  doch  wenigstens 
keine  bedeutend  über  seinen  Haushaltunga- 
beJarf  hinausgehende  landwirtschaftliche 
Rwtuktion  treibt.  Diese  spielt  daher  ob- 
jektiv genommen  und  subjektiv  als  grund- 
herrliche Einkommensquelle  eine  nur  sehr 
untergeordnete  Rolle.  Die  Haiirtquelle  des 
grundherrlichen  Einkommens  bilden  viel- 
melir  die  (Getreide-  und  Geld-)  Zinsungen 
sowie  die  sonstigen  persönlichen  Abgaben 
der  Besitzer  der  auf  dem  Hcrrschaftaland 
befindliehen  abhängigen  Baiiernhöfe.  Die 
Haupteiniiahmequelle  des  Gutsherrn  dagegen, 
der  seinem  Wesen  nach  und  in  der  ge- 
schichtlichen Folge  später  auftritt  als  der 
Gnmdherr  und  sich  ans  diesem  heraus  ent- 
wickelt, ist  der  landwirtschaftUche  Grossbe- 
trieb.  Der  Gutsherr  pi-odnKiert  für  den 
Harkt,  und  dadurch  bestimmt  sich  seine 
ganze  wirtschaftliche  Politik  gegenüber  seinen 
Unterthanen  und  deren  pei'sönlichen  Rechts- 
stellung luid  Besitzverliältnissen.  In  der 
Gnmdherrschaft  sowohl  als  auch  in  der 
Gutsherrschaft  sind  Bauer  und  landwirt- 
schaftlicher Arbeiter  überhaupt  unfrei  und 
schollenpflichtig.  Dort  aber  ist  da£  liäuer- 
liche  Besitzrecht  ein  sehr  gutes  unter  ge- 
wL'isen  Beschränkungen  vererbliches  imd 
Teräusserliches,  hier  ein  in  der  Regel  elendes, 
indem  die  «Wirte  bis  weiter«,  die  jeden 
Augenblick  nach  dem  Belieben  der  Herr- 
schaft von  ihren  Stellen  entfernt  werden 
können,  die  grosse  Mehrzahl  bilden.  Dort 
vollzieiit  sich  der  Besitzübergang  in  betreff 
der  Bauernhöfe  in  gewissen  festen  Foi-men, 
hier  sind  dieselben  rechtlich  nicht  festge- 
legt. Aus  sehr  einfachen  Gründen:  der] 
HuidirSrterbDd]  der  Staatswlneiuchafleil.    Zwolle 


Grundherr  hat  kein  Interesse  an  schlechten 
und  schwankenden  Besitzrechten  der  ihm 
unterworfenen  Bauern.  Worauf  es  ihm  an- 
kommt, ist,  dass  die  Zinsungen  und  persön- 
lichen Abgaben  von  den  letzteren  richtig 
eingeben,  dass  das  =Halshuhna,  die  »Kur- 
mede«  und  die  Mortuarien  pünktlich  ent^ 
richtet  werden.  Dienste  braiicht  und  bean- 
sprucht er  uiciit  oder  hat  doch  kein  Inte- 
resse daran,  sie  über  das  zu  Recht  be- 
stehende geringe  Mass  hinaus  zu  steigern. 
Denn  wozu  sollte  er  sie  verwenden?  Der 
Gutsherr  dagegen  hat  einen  kapitalistischen 
Betrieb,  der  seinem  ganzen  inneren  Wesen 
nach  sich  fortwährend  auszudelmen  sucht 
Das  ist  nun  zunächst  eine  Baimifi:age,  die 
nur  auf  Kosten  der  bäuerlichen  Kleinbetriebe 
gelöst  werden  kann  und  gel&t  wird:  ur- 
sprünglich durch  Auskaufung  der  Bauern, 
später  durch  Herabdrückung  der  Besitzrechte 
jener,  die  auf  ihi-en  Höfen  belassen  werden. 
Die  Gutsherrschaft  kann  neben  sich  feste 
und  unantastbare  bäuerliche  Besitzrechte 
nicht  dulden,  well  diese  ilire  Expansions- 
fähigkeit einschränken.  So  kommt  dann  all- 
mätilich  die  Rechtsanschauung  auf  imd  wird 
zuletzt  kodifiziert,  dass  der  Gutsherr  von 
Hechts  wegen  AJleineigentüraer  alles  Gnindes 
und  Bodens  in  seinem  Gutsbezirke  ist  tmd 
dass  der  Bauer  nur  von  herrscliaftlichen 
Gnaden  auf  seinem  Hofe  sitzt  Der  Auf- 
saugung des  Bauernlandcs  durch  das  Herren- 
land steht  dann  nichts  melir  im  Wege.  Aus 
den  gleichen  Gründen  wie  die  Verschlechte- 
rung der  bäuerlichen  Besitzrechte  entspringt 
die  bäuerliche  Fronpflicht  Ihr  gegenüber 
treten  an  Wert  und  Bedeutung  die  anderen 
gutsunterthänigen  Schuldigkeiten  vollständig 
zurück.  Der  Gutsherr  kann  einfach  ohne 
die  unterthänigen  Dienste  gar  nicht  tie- 
Btelion;  imd  zwar  um  so  weniger,  je  mehr 
sein  Betrieb  sich  vergrösscrt.  Da  es  ihm 
gelungen  ist,  sich  das  Recht  hierzu  zu 
sichern,  so  muss  er  mm  auch  nach  der  Aus- 
dehnung der  unterthänigen  Fronpflicht  imd 
nach  der  Beseitigung  aller  Einschränkungen 
in  der  Abforderung  derselben  stieben. 

Die  Gesc'hichte  der  Grund-  und  Guts- 
herrschaft und  der  aus  denselben  fliessenden 
Unfreiheit« Verhältnisse  der  bäuerlichen  Be- 
völkenmg  sind  bereits  an  anderer  Stelle  dar- 
gelegt worden  (vgl.  d.Artt.  Grundbesitz 
(Geschichte)  oben  Bd.  IV  S.  H23ff.;  Guts- 
herrschaft oben  Bd.  IV  S. 930 ff.;  Bauer 
und  Bauernbefreiung  oben  Bd.  II  S. 
338  ff.).  Hier  wird  also  lediglich  tUe  ün- 
freilieit  in  engerem  Sinne,  d.  h.  die  Sklaverei 
behandelt  werden. 

Das  Institut  der  Sklaverei  ist  keinem 
Volke  jemals  in  allen  Phasen  seiner  Ent^ 
Wickelung  fremd  geblieben  und  Keine  Rolle 
ist,  so  mannigfache  Wandhmgen  es  auch  im 
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Laufe  der  Zeit  erfohreo  hat,   auch   heute 

noch  nicht  ausgespielt. 

Unsere    möäCToen    Vorstellun^ij    vom 

Wesen  und  der  angeborenen  Freiheit  der, 
menschlichen  PersOnhchkeit  lassen  uns  aller- 
dinge  jede  dauernde  rechtliche  Aufhehung 
oder  Bindung  der  letzteren  im  Dienate  und  zu 
CKuiBten  anderer  Menschen  als  etwas  Wider- 
natttrliches  ersdieinen.  Wir  halten  sie  nicht 
nur  mit  Recht  für  sittlich  verwerflich,  sondern 


also,  in  Betracht  kam.  Ton  den  Eivalea 
Roms,  dea  Karthagern,  wissen  wir  zu  wenig. 
Genauer  bekannt  und  für  uns  aUein  inte- 
ressant ist  die  Entwickehmg  und  Funktio- 
nierung der  Sklaverei  bei  den  Griechec  und 
Römern,  auf  deren  Kultur  sidi  auch  die 
unserige  aufgebaut  hat. 

1.  ÄllgememeB.  Wie  im  politischen 
Leben,  so  war  das  Lebensprindp  der  antiken 
Staatsgebilde  auch  in   der  VoÜBwirtBchaft 


auch  für  unwirtschaftlich  und  sind  eeneigt,  I  die   Gewalt   —  eine   natürliche  Folge  des 


zu  glauben,  dasa  parallel  mit  der  Äusniiduni 
des  menschlichen  SittlichkeitsgefUhles  um 
besserer  wirtschaftlicher  Eineicht  auch  stets 
ein  regelmftesiges  Zurückweichen  härterer 
Formen  der  Lnfreiheit  vor  milderen  und 
dieaer  schliessltcb  vor  der  Freiheit  stattge- 
funden habe.  Diese  Anschauung  ist  jedoch, 
wie  die  folgende  Darstellung  zeigen  wird, 
nicht  unbedingt  richtig,  so  imschwer  erklär- 
lich sie  andererseits  ist,  Sie  wurzelt  näm- 
lich vor  allem  in  unserem  Optimismus :  wir 
erblicken  gerne  in  dem  Aufstiege  von 
niederem  zuHöherem  das  Gesetz  derMensch- 
beitsgeschichte.  Dann  aber  beruht  sie 
auf  der  Anlegimg  unserer  lilaasstäbe  an 
Verhältnisse,   die  von  den 


ewigen  Kriegszustandes,  der  zwischen  den 
einzelnen  Staaten  und  Völkern  herrschte  und 
den  Gedanken  einer  allgemeinen,  mensch- 
hchen  Zusammengehörigkeit  derselben  gar 
nicht  oder  doch  erst  gegen  das  Ende  der 
alten  Weltaufkommen  liess :  demnach  zu  einer 
Zeit,  in  der  nicht  nur  die  damals  bekannte 
Welt  im  römischen  Weltreich  zusanimen- 
gefasst  erschien,  sondern  sich  auch  bereits 
der  EinfluBS  der  Christuslehre  und  die  An- 
schauung Geltung  verschafft  hatte,  dass  alle 
Bekenner  des  neuen  Glaubens  Brüder  seien. 
Begrifflieh  konnten  die  Menschen  damals 
nur  unter  ihren  Volksgenossen  auf  Aner- 
kennung ihrer  Persönhchkeit  aäklen.  In  der 
Fremde   war  gnmdsätzhch  jeder  ein  Feiud 

verechieden    sind.     Was    insbesondere    die ;  unter  Feinden  und  daher  an  sich  rechtlos. 

wirtschafüiche  Seite  der  Frage,  also  die  Un-  Die  natürhche  Folge  derartiger  Verhältnisse 


freiheit  als  Arbeitssystem  betrifft,  so  ist 
zwar  richtig,  dass  bei  höheren  Anforderungen 
an  die  Qu^tät  der  Arbeit,  die  nur  an  geistig 
entwickeltere  und  daher  selbst bewusstere 
Arbeiter  gestellt  und  nicht  mehr  dureh 
mechanische  Mittel  allein  erzwungen  werden 
können,  die  Unwirtschaftlich keit  der  Unfrei- 
heit zu  deren  Umgestaltung  oder  Boseitigimg 
führen  wird.  Ebenso  richtig  ist  es  aber 
hinwiederum,  dass  sie  sich  begrifflich  dort 
erhalten  kann,  wo  diese  Voraussetzungen 
nicht  zutreffen.  Auch  in  unserer  Zeit  also 
noch.  In  dieser  alleidings  —  dank  der  aU- 
gemeinen  europäischen  Kiüturentwickelung 
—  nur  mit  der  Beschränkung  auf  Änge- 
hCrige  fremder  Kassen,  die  wir  als  der 
unseren  inferior  anzusehen  gewohnt  sind. 


es  zu  einem  Zusammenstoss 
zwischen  den  einzelnen  Gruppen  kommt, 
darin  bestehen,  dass  der  Sieger  den  Be- 
siegten tötet  oder  ilm  imd  alles,  was  ihm 
gehört,  den  bereits  vorhsmdeuen  Ertrag  seiner 
früheren  Arbeil  also  und  seine  Arbeitskraft 
für  alle  Zukunft,  an  sich  zieht,  d.  h.  ihn  zu 
seinem  Sklaven  macht.  Die  Sklaverei  l>e- 
deutet  in  dieser  Alternative  schon  einen  be- 
deutenden Kulturfortschritt,  und  zwar  in 
doppeltem  Sinn.  Sie  brachte  es  mit  sich, 
dass  die  früher  üblich  gewesenen  Abschlai.-h- 
tungen  der  Kriegsgefangenen  eine  Ein- 
schränkungerfuhren oderaufliörten.  Anderer- 
seits aber  ermf^lichte  auch  sie  erst  die  An- 
sammlung von  gi-össeren  Kapitalmassen, 
1  arbeitlose  Einkommen  und  damit  Kunst  und 


I  Wissenschaft  sowie  jeglichen  anderen  Fort- 

T¥T    ¥»!»  all „  „■  ■„    Alt.,..«-  Ischritt,    mit   einem    Worte    unsere    heutige 

m.  Die  bklaverei  im  Altertum.        ,  ciyiiis;ition. 

Betrachten  wir  zunächst  die  Sklaverei  im  |  Wo  Sklaverei  besteht,  wird  sie  die  freie 
Altertum.  Dabei  können  wir  vom  (Jiient  j  Arbeit  ganz  oder  zum  Teil  verdrängen  und 
ganz  abgehen.  Die  Sklaverei  hat  hier  nie- :  in  Missachtung  bnngen.  In  welchem  Masse 
mala  zu  einer  wirtschaftlich  ausschlag<;eben- 1  dies  geschieht,  hängt  lediglich  von  ihrer 
den  Rolle  gelangen  können,  wie  in  HeUas  \  Ausdehnung  und  von  der  Zahl  der  Arbeits- 
und Kom.  Wohl  ist  sie  in  einigen  Kultur-  j  zweige  ab,  die  sie  ergreift  Das  wir<l  nicht 
centren  auf  dem  Gebiete  der  gewerblichen  nur  eine  Folge  der  diireli  sie  für  die  freie 
und  industriellen  Produktion  bedeutsamer  i  Arbeit  erschwerten  Konkiurcnz  sein,  sou- 
,  gewesen.  Aber  doch  auch  nur  auf  diesem.  1  dem  auch  anderer  Gründe,  die  nicht  immer 
In  der  Landwirtschaft  dagegen  hat  sie  keine  I  mit  wirtschaftlichen  Erwägungen  zusammon- 
nennenswert  starke  Verbreitung  gefunden,  |  hängen  oder  wenigstens  die  wirtscliaftliche 
so  dass  sie  ^  wie  übrigens  auch  heute  noch  |  Entwickelung  ebenso  sehr  beeinflussen,  wie 
—  im  wesentlichen  blo.ss  für  Zwecke  per-  sie  umgekehrt  wieder  deren  Einfluss  imter- 
sönhcher   Bedienung,  als   Hausknechtscliaft .  liegen.    Moralische  und  materielle  Eiufülssc 
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wirkeu  daher  zusammen,  um  dae  oben  eiy 
wfihnte  Er^bnie  zu  erzielen. 

Der  Sieger  bleibt  frei,  und  der  Freie  iet 
Herr  und  braucht  gar  nicht  oder  weniger 
zu  arbeiten,  weil  seine  Sklaven  dies  fflr  ihn 
beeorgen.  Der  Schwache  alier  unterliegt. 
Er  wird  unfrei  und  muss  für  seinen  Ueber- 
winder  arbeiten.  Diese  Betrachtung  oder 
richti^r  zunächst  bloss  FestflteUung  einer 
für  die  einen  bequemen,  fflr  die  anderen 
aber  sehr  nachteiligen  Thatsache  wirkt  nun 
überhaupt  besümmead  auf  die  Gedanken 
über  das  Verhältnis  der  Freien  und  Ua- 
freiea  zur  Arbeit  und  zu  einander.  Sie  er- 
kiart  nicht  nur  die  Entwickdung,  welche 
die  Missachtnng  der  Arbeit  im  Altertum 
genommen  hat,  sondern  schliesslich  auch  die 
selbst  innerhalb  unserer  modernen  Gesell- 
Bchaft  in  manchen  Kreisen  waltende  Ab- 
neigung gegen  jede  wirtBchafttiche  Thätig- 
keit.  Erst  waren  es  gewisse  Ärbeitszweige, 
die  als  eines  freien  Mannes  unwürdig 
galten :  jene  nftmlich,  die  vorwi^end  von 
Sklaven  oder  ehemaligen  Sklaven  (Freige- 
lassenen)  betrieben  wurden.  Mit  der  Zu- 
nahme der  Sklavenmassen  ervdterte  sich 
jedoch  die  Zahl  der  sordida  negotia,  bis 
schliesslich  die  Arbeit  als  solche  als  un- 
würdig und  ehrenrührig  angesehen  wurde. 
Die  Rfimer  hielten  von  allem  Anfang  an 
nur  Krieg.  Äckerbau  und  Viehzucht  für 
ihren  Beruf.  Sp&ter,  als  der  Bauernstand 
durch  die  Latifimdien  aufgesogen  und  auf 
diesen  Sklavenwirtechaft  eingeführt  worden 
war,  war  es  nur  noch  der  Krieg,  der  als 
eines  freien  Rfimers  würdig  galt  Und  je 
mehr  dieses  grosse  fi&ubervolk  die  Welt 
brandschatzte,  desto  fester  wurde  in  ihm 
die  Anschauung:   Pigrum  et  iners  videtur 


Überhaupt,  verfiel  mit  der  Zunahme  der 
Sklaven  Wirtschaft  das  ehedem  so  bltlhende 
freie  Crewerbe.  Hier  wie  in  Rom  wird  zu- 
letzt die  Sklaverei  die  notwendige  Folie 
der  fielen  Persönlichkeit  und  ein  Merkmal 
dieser:  die  Freiheit  vom  Arbeitszwange. 
Die  ursprüngliche  Idee,  dass  der  freie  Mann 
sich  durch  Lohnarbeit  mit  den  Niedrigsten 
auf  eine  Stufe  und  ihnen  gleichstelle,  ver- 
bleicht dabei  immer  mehr.  Und  zwar  ge- 
rade zumeist  wenn  auch  nicht  ansnahms- 
loB,  bei  der  Mehrzahl  der  Philosophen  und 
Schriftsteller,  obgleich  dieselben  die  Not- 
wendigkeit der  Arbeit  anerkannten.  Wie 
verächtlich  äussert  sich  Plato  in  der  Person 
des  Sokrates  (Goi^as  517,  518)  über  die 
'knechtische*  Beschäftigimg,  die  der  Sorge 
für  die  Bedürfnisse  des  Leibes  entspringt! 
Und  auch  Cicero  erklärt,  dass,  wer  für  Lohn 
arbeitet,  sich  in  die  Sklaverei  verkauft. 

Mächtig  unterstützt   wurde   diese   Auf- 
fassung durch  die  antike  Idee  vom  Staate 


und  vom  Verhältnisse  des  Bürgers  zu  dem- 
selben. Der  freie  Mann  und  Bürger  schul- 
dete sich  und  seine  Geistes-  und  KSrper- 
krdfte  ganz  dem  Dienste  des  gemeinen 
Wesens.  Von  Jugend  aiif  soll  ihn  die  Ei^ 
Ziehung  zur  Erfüllung  dieser  staatsbürger- 
lichen Pflichten  vorbereiten.  Jede  banau- 
sische Thätigkeit  aber  hält  ihn  von  diesen 
ab.  Sie  verdummt  ihn,  erfüllt  seine  Seele 
mit  niederer  Gewinnsucht,  raubt  ihm  den 
weiteren  Blick  und  macht  seinen  Körper 
zum  Kriegsdienst  unttlchtig. 

Gewiss  ist  diese  antike  Anschauung  über 
die  Stellung  der  Arbeit  in  Staat  und  Ge- 
sellschaft durch  das  Vorhandensein  und 
stete  Vordringen  der  Sklaverei  hervorge- 
nifen  worden.  Andererseits  ist  es  aber  auch 
klar,  eine  vie  mächtige  Stütze  sie  wieder 
dieser  werden  musste.  Die  Sklaverei  wird 
so  schliesslich  im  allgemeinen  Volksbe- 
wusstsein  zu  einer  Einrichtung,  ohne  die 
man  sich  die  freie  Welt,  die  freie  Persön- 
lichkeit und  die  Entwickelung  und  das  Avis- 
leben beider  gar  nicht  mehr  denken 
kann. 

Dabei  wird  man  wohl  kaum  leugnen 
können,  dass  auch  im  Altertum  zahlreiche 
Freie  von  ihrer  —  oft  sehr  niederen  —  Ar- 
beit lebten.  Ebensowenig  wird  man,  zu 
rechter  Würdigung  des  Zurücktretens  freier 
vor  Sklavenarbeit,  übersehen  dürfen ,  dass 
diese  direkt  den  Nahrungsspielraum  der  be- 
sitzlosen Freien  einengte.  Und  zwar  nicht 
nur  dadurch,  dass  sie  die  Löhne  drückte, 
sondern  dadurch  auch,  dass  sie  den  Freien 
vielfach  —  trotz  anfänglicher  Bemühungen 
der  Gesetzgebung,  sich  dieser  Entwicke- 
Iimg  entgegen  zu  stemmen  —  überhaupt 
den  Zugang  zur  Arbeitsgelegenheit  ver- 
schloss.  Indem  man  aber  so  die  Wirkungen 
der  Sklavenkonkurrenz  auf  die  Rolle  der 
freien  Arbeit  im  griechisch-römischen  Wirt^ 
schaftsieben  in  Betracht  zieht  und  zugleich 
festhält,  dass  die  Verachtung  der  letz- 
teren kaum  über  den  Preis  derjenigen  hin- 
ausreichte, die  auch  ohne  Arbeit  leben 
konnten,  wird  man  doch  auch  nicht  ver- 
gessen dürfen,  dass  dieser  Kreis  die  Blüte 
der  antiken  Kultur  repräsentierte.  Und  ge- 
nau so,  wie  wir  heute  die  Kulturanschau- 
ungen eines  Volkes  nach  denen  seiner  höhe- 
ren Schichten  zu  beurteilen  und  mit  deren 
Massstäben  zu  messen  pflegen,  so  ist  dies 
zweifellos  auch  für  Hellas  und  Rom  be- 
reclitigt.  Dann  aber  scheint  auch  festzu- 
stehen, dass  in  Bezug  auf  die  Würdigung 
der  Arbeit  ein  tiefer  Unterschied  zwischen 
unserer  und  der  alten  Zeit  besteht  —  ein 
Unterschied,  der  sich  nicht  bloss  darin  er- 
schöpft, dass  wir  im  Gegensatz  zur  Antike 
•eine  ausgesprochene  Scheu  haben,  die 
Dinge  beim  rechten  Namen  zu  nennen  und 
unsere  Empfindungen  offen  auszusprechen, 
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wo  sie  mit  der  Theorie  in  "Widerepnich 
stehen«  (Ed.  Meyer). 

ä.  Die  Sklaverei  io  Griechenland.    Iii 

(Mecheuland  erscheint  die  Sklaverei  meist 
als  Folge  kriegerischer  Eroberung  eines  Ge- 
bietes durch  einen  fremden  Stamm  oder, 
ohne  dauernde  Unterwerfimg  einer  ganzen 
BevölkeriiDg,  der  Kriegsgetan^nschaft  Ein- 
zelner, wobei  principieÜ  zwischen  Volks- 
genossen und  BarbareD  kein  Unterschied 
gemacht  wunie.  Weiter  treten  uns  in  aus- 
gedehntestem Masse  und  überall  Menschen- 
raub sowie  im  Anschlüsse  daran  Sklaven- 
handel entgegen. 

a)  Ausserhalb  Attikaa.  Die  erstge- 
nannte Ursache  war  besonders  in  Thessa- 
lien, Sparta  und  Kreta  wirksam  geworden. 
In  £.akonien  und  Thessalien  Iiatte  sich  die 
autochthone  Bevölkerung  den  siegreich  her- 
einbrechenden Eroberem  auf  Grundlage  be- 
stimmter Bedingimgen  unterworfen,  deren 
wesentlichste  darin  bestand,  dass  sie  dem 
Staate  als  solchem  leibeigen  imd  von  diesem 
den  einzelnen  Herren  zur  Bewirtschaftung 
der  denselben  gehörigen  Landlose  zuge- 
wiesen wurden.  Von  den  Penesten  wissen 
wir  sehr  wenig.  Dagegen  ist  uns  Öenauetes 
über  die  Heloten  bekannt,  welche  im  eigent- 
liclien  spartiatischen  Gebiete,  d.  h.  im  wesent- 
lichen im  Enrofasthale,  sowie  —  wenige 
Küstenstädte  ausgenommen  —  auch  in  Mes- 
seoien  die  spocifisch  ackerbautreibende  Be- 
vfilkening  bildeten.  Sie  imterecheiden  sich 
in  vielen  Beziehungen  bedeutsam  von  den 
Kaufsklaven  und  sind  eher  den  grundherr- 
lichen Schüllenpf lichtigen  des  Mittelalters 
und  der  Neuzeit  vergleichbar.  Ihre  Ver- 
sadilichung,  soweit  das  normale  Leben  in 
Betracht  kommt,  musste  deshalb  schon 
eine  beschränkte  sein,  weii  sie  nach  wie 
Tor  ihrer  Unterwerfung  auf  ihren  alten,  nun- 
mehr den  Eroberem  zugeteilten  und  eigen 
gewordenen  Hufen  sassen.  Sie  bewirt- 
schafteten dieselben  auf  eigene  Rechnung 
und  waren  verpflichtet,  ihren  HeiTCu  eine 
bestimmte  Menge  fester  und  flüssiger  Er- 
zeugnisse abzuliefern.  Da  die  willkürliche 
Erhöhung  dieser  Abgaben  durch  den  Herrn 
verboten  war,  so  war  für  die  Heloten  die 
Möglichkeif,  zu  einem  gewissen  WohlstMidc 
zu  gelangen,  niclit  ausgesdilossen.  Der  Um- 
stand, dass  sie  ihren  Hen-en  nur  infolge 
ataathcher  Zuweisung  gehörten,  hatte  zwei- 
fache Folgen:  Vor  allem  neben  dem  be- 
sonderen Abhängigkeitsverhältnisse  zum  Be- 
sitzer ihres  Kleros  auch  noch  ein  allgemeines 
zu  jedem  Einzelnen  der  anderen  Sjiartiaten 
und  zum  ganzen  Staate.  Es  konnte  daher 
ebensowolil  jeder  beliebige  Bürger  wie  auch 
der  Staat  die  Dienste  eines  jeden  Heloten 
in  Auspnich  nehmen  —  namentlich  im 
Krioge.  Dann  aber  konnte  der  Herr  einen 
Heloten  weder  aus^r  Landes  verkaufen  noch 


freilassen.  Freilassungen  erfolgten  vielmehr 
nur  durch  den  Staat:  ala  Belohnung  für 
Tapf(»'keit  im  Eriege  oder  für  andere  dem 
gemeinen  Wesen  geleistete  Dienste,  ferner 
ala  Folge  gemeinsamer  Erziehung  mit  den 
Kindern  der  Herren  und  Teilnahme  an  der 
spartiatischen  Agage.  Dass  die  Behandlui^ 
der  Heloten  durch  die  Spartiaten  nicht  an- 
ders als  grausam  sein  konnte,  ergebt  sich 
aus  der  Natur  der  Sache.  Von  einer  Ver- 
schmelzung der  Eroberer  mit  den  unter- 
worfenen BevölkerungsBchichten  oder  auch 
nur  einer  Abmiiderung  ihrer  feindseligen 
Beziehungen  zu  einander  war  keine  Rede. 
Sie  lebten  vielmehr  nebeneinander  fort,  wie 
zur  Zeit  ihres  Zusammenstosses :  die  einen 
voll  Hass  gegen  ihre  Unterdrücker,  die  an- 
deren voll  Misstrauen  gegen  die  Unter- 
drückten, stets  auf  der  Hut  vor  gewalt- 
samen Ausbrüchen  derselben  imd  in  der 
Erwartung  solcher  Ausbrüche.  Milde  Be- 
handlung der  Heloten  als  Präventivmass- 
regel konnte  unter  diesen  Umständen  nichts 
nützen.  Denn  es  handelte  si(ii  nicht  wie 
anderwärts  um  ihrer  Heimat  entrissene  und 
auf  fremden  Boden  verpflanzte  Menschen, 
sondern  um  eine  ganze  sesshafte  Bevölke- 
rung, welche  die  Erinnerung,  dass  sie  einst 
Alleinherrin  des  Bodens  gewesen  war,  den 
Me  nun  für  ihre  Ueberwinder  bebaute,  fort- 
während im  Herzen  trug.  Ihre  fort- 
währende Ueber wachung  und  grausamste 
Massnahmen  als  Abschreckungsmittel,  um 
in  ihr  jede  Regung  der  Selbständigkeit  von 
vorn  herein  zu  ersticken,  wurde  also  den 
Spartiaten  wie  eine  politiBche  Notwendig- 
keit so  ein  politisches  Prindp.  Jeder 
tapfere  und  hochgesinnte  Helote  war  ein 
Feind,  der  gefährlich  werden  konnte.  So 
verband  denn  die  herrschende  Klasse  »das 
Nützliche  mit  dem  Angenehmen«,  wenn  sie 
alljährhch  ihre  jungen  Männer  unter  Leitung 
der  Ephoren  Heloteniagden  (xpunTciai)  ab- 
halten hosfl.  Die  Jugend  härtete  sich  hier- 
bei ab  und  übte  sich  im  Kriegsdienste.  Zu- 
gleich aber  wurden  auch  alle  gefährlichen 
imd  verdächtigen  Elemente  unter  der  He- 
lotenbevölkerung aus   dem  Wege  geräumt 

Eine  ähnhche  Stellung  wie  die  Heloten  in 
Sparta  hatten  auch  die  ländlichen  Privat- 
sowie  die  Domänensklaven  (äy^a/uair/a  und 
fit-aiToi)  auf  Kreta,  die  sogar  Elien  mit 
freien  Frauen  eingehen  und  unter  Um- 
ständen ihre  Herren  beerben  konnten. 

b)  In  AttSka.  Während  in  Sparta  die 
autochthone  ackerbautreibende  Bevölkerung 
vertneehtct  war,  Kaufsklaven  jedoch  nur 
vereinzelt  vorkamen,  verhielt  es  sich  in 
Attika  anders.  Der  Bedarf  an  Sklaven 
wimio  hier  zumeist  durch  Einfuhr  gedeckt, 
da  die  Zahl  der  ans  Sklavenehen  Geborenen 
wohl  schon  »leshalh  nur  gering  war,  weil 
verhältnismässig   bloss    wenige    männliche 
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Sklaven  gehalten  zu  werden  pflegten.  Die 
Hauptbezugsgebiete  waren  Lydien,  Paphla- 
BOnien,  Plüygien  und  die  PontualÄnder.  Die 
Verwendung  der  Sklaven  war  ausseroKlent- 
Jich  mannigfaltig.  Neben  blosBeu  Luxus- 
aklaven  gab  es,  und  zwar  selbstverst&ndlich. 
ia  weitaus  öberwiegender  Mehrheit,  solche, 
die  zu  niederen  Verrichtungen;  zur  Besor- 
gung des  Hauswesens,  zur  Bedienung,  in 
Werkstätten,  Berg-  und  Hüttenwerken,  zum 
Äckerbau  und  zur  Viehzucht,  auf  Handels- 
Bchiffen  oder  zur  Vermietung  ihrer  Arbeits- 
kraft an  Fremde  bemitzt  wurden.  Sie  fehlten 
in  keiner  wohlhabenderen  Haushaltung,  jeder 
Tempel  besaSB  ihrer,  und  auch  der  Staat 
liielt  Sklaven,  freilich  weniger  zu  wirtschaft- 
lichen Arbeitszweeken  —  sie  dürften  nur 
in  der  Münze  verwendet  worden  sein  — 
als  zur  Besorgung  gewisser  öffentlicher  Ver- 
richtungen, zu  denen  sieh  kein  Freier  her- 
gab, so  besonders  zu  Polizei-,  Henkei^-  und 
Sehreiberdiensten  sowie  Überhaupt  zu  sub- 
alternen Beamtungen,  auf  die  »freie  Stre- 
ber' nicht  reflektierten.  Die  starke  Durch- 
setzimg  des  Wirtschaftslebens  von  der  Skla- 
verei hängt  mit  dem  glänzenden  Auf- 
schwünge von  Handel  und  Industrie  beson- 
ders seit  dem  6.  Jahrhundert  v.  Chr.  zn- 
sanimen.  Die  Nachfrage  nach  Arbeitskräften 
wai-  infolge  derselben  anfänglich  zu  lebhaft, 
als  dass  das  Angebot  an  fi^ien  arbeitenden 
Händen  genügt  hätte.  Die  Einfulir  unfreier 
Hilfskräfte  hatte  aber  noch  einen  Grriind. 
Gerade  die  industrielle  Entwickelung  ver- 
ursachte und  erhielt  eine  lebhafte  Nach- 
frage nach  Geld  und  damit  einen  hohen 
Zinsfuss.  Oanz  abgesehen  von  ihrer  natür- 
lichen Profit wiit  war  also  die  Industrie 
deshalb  schon  auf  grosse  Hentabiütät,  d.  h. 
auf  hohe  Preise  und  niedere  Löhne  ange- 
wiesen. Wie  hätten  aber  die  letzteren  be^r 
erreicht  werden  können  als  gerade  durch 
Sklavenarbeit?  Liess  sich  doch  keine  andere 
so  rücksichtslos  ausbeuten ! 

Infolge  des  so  ausmlehnten  Bedarfes  an 
Sklaven  kann  deren  Zahl  nicht  gering  ge- 
wesen sein.  Dieselbe  darf  wohl  für  die 
perildeische  Zeit  am  wahrscheinlichsten  mit 
etwa  100000  gegenüber  130000  bis  läOOoO 
Freien  —  einschliesslich  der  Fremden  —  an- 
genommen werden. 

Bei  der  Mannigfaltigkeit  der  Verwendung 
von  Sklaven  konnte  natürlich  der  Zustand 
derselben   kein  gleicharliger  sein.    Im  all- 

g (meinen  aber  genossen  die  Ätiiener  den 
uf,  ihren  Sklaveu  eine  mildere  Behandlung 
zu  teil  werden  zu  lassen  als  die  übrigen 
Griechen.  Die  nicht  durch  die  Art  ihrer 
Verrichtung  stärkerer  Ausbeutung  anbeim 
fielen,  unterschieden  sich  äusserlich  in  keiner 
Weise  von  den  gewöhnlichen  Bürgern  und 
wurden  —  wenigstens  dürfte  dies  für  die 
kleineren  und  mittleren  bürgerlichen  Haus- 


haltmigen  zutreffen  —  als  Hausgenossen  be- 
handelt. Selbstverständlich  jedoch  ohne  da- 
durch jemals  rechtlich  ihren  Sachcharakler 
zu  verhören.  Nur  auf  einer  lediglich  durch 
Sitte  und  Herkommen  gestützten  Konzession 
des  Herrn  bcrulite  es  daher,  wenn  manche 
Sklaven  für  sich  wohnten  (oJ  piaipi»  oixovvisi), 
auf  eigene  Kechnung  —  allein  oder  unter 
einem  ebenfalls  dem  Sklavenstande  ange- 
hörigen  Werkführer  —  arbeiteten,  dem  Herrn 
jähriieh  eine  bestimmte  Abgabe  {ä^oyopa) 
bezahlten  \md  den  Mehrertrag  für  sich  be- 
hielten. Es  wird  berichtet,  dass  sich  Sklaveu 
auf  diese  Weise  ansehnliche  Vermögen  er- 
warben, und  es  kommen  sorar  Klagen  Über 
ihr  üppiges  und  prächtiges  Leben  in  Athen 
vor.  Uebrigens  war  der  Sklave  in  Athen 
nicht  nur  durch  die  Sitte  und  Praxis  ge- 
schützter als  in  anderen  Staaten  der  alten 
Welt,  sondern  ew  griff  auch  das  Gesetz 
Welfach  zu  seinen  Gunsten  ein.  Das  Straf- 
recht des  Herrn  wai-  kein  unbeschränktes. 
Das  Leben  konnte  auch  einem  Sklaven  nur 
durchRichterspruchaberkannt  werden.  Gegen 
unmenschliche  Jlisshand  hingen  fand  der 
Sklave  in  gewissen  Tempeln  Schutz,  und  es 
scheint,  dass  die  Herren  in  solchen  Fällen 
verhalten  werden  konnten,  sieh  des  Sklaven 
durch  Verkauf  zu  entäussern.  Das  Ver- 
halten dos  Staates  Ist  also  ein  jenem  in 
Sparta  ganz  entgegengesetztes.  Nicht  infolge 
höherer  sittlicher  Erwägungen  —  wurden 
ja  sogar  von  griechischen  Schriftstellern  Be- 
trachtungen darüber  angestellt,  ob  die  Götter 
die  Sklaven  den  Menschen  gleichstellen 
wollten  — ,  sondern  aus  kluger,  den  im  Ver- 
gleich mit  Sparta  sehr  verschiedenen  Ver- 
hältnissen entsprechender  Politik, 

Die  Freiheit  erhielt  der  Sklave  entweder 
durch  Volksbeschluss  —  infolge  von  Ver- 
diensten um  den  Staat  — ,  in  welchem  Falle 
die  etwa  <la(Iurch  betroffenen  Privateigen- 
tümer aus  öffentlichen  Mitteln  entschädigt 
wurden,  oder  diirch  den  Willen  des  HeiTU, 
z.  B.  im  Wege  der  Loskaufnng.  Doch  blieb 
auch  der  Freigelassene  in  einem  bestimmten 
Abhängigkeitsverhältnis  zu  seinem  früheren 
Herrn,  dem,  abgesehen  von  einem  Erbrecht 
nach  dem  kinderlos  verstoi-benen  Freige- 
lassenen, auch  der  Anspruch  auf  gewisse 
Dienste  des  letzteren  blieb,  deren  Nieht- 
leistimg  die  Ziirtlckziehung  in  die  Sklaverei 
zur  Folge  haben  konnte. 

Der  Preis  der  Sklaven  war  sehr  ver- 
schieden. Er  schwankte  zwischen  ',*  und 
10  Minen  und  stieg  mitunter  noch  höher. 
Es  hing  dies,  abgesehen  von  dem  Verliält- 
nisse  zwischen  Angebot  und  Nachfrage,  auch 
noch  insbesondei'e  vom  Alter  imd  von  der 
körperlichen,  geistigen  und  sittlichen  Be- 
schaffenheit der  Sklaven  ab.  Xaturgemäss 
musste  der  Ertrag  der  Sklaven,  obschon 
sich  das  Prozent  desselben  nicht  feststellen 
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lisst,  ein  sehr  hoher  sein.  Galt  es  ja  doch, 
Dicht  Evir  die  im  Altertum  so  hohe  Ver- 
zinsung des  auf  ihren  Ankauf  verwendeten 
Kapital  hereinzubringen,  sondera  auch  dieses 
selbst  zu  amortisieren,  da  es  mit  dem  Tode 
oder  der  Arbeits»  nßhigkeit  des  Sklaven  zu 
Grunde  ging.  Hierzu  gesellte  sich  noch 
eine  hohe  ffiaikoprämie.  Dena  die  Qefahr 
des  EnÜaufens  der  Sklaven,  besonders  zu 
Exiegszeiten,  war  gross,  und  die  Kosten 
ihrer  Wiedereiobriagung  —  -wenn  eine 
solche  überhaupt  ge^g  —  nicht  gering. 

Beispiele  grosser  EreehütteningeD  durch 
Sklavenaufstände,  wie  sie  uns  in  Italien  ent- 
gegentreten werden,  sind  aus  Griechenland 
nicht  iiberiiefert. 

3.  Die  Sklaverei  in  Rom.  a)  TJeber- 
Biolit  über  die  Entwiokelung  der- 
BOlben.  Die  Entwickelungageschichte  der 
römischen  Sklavenwirtechaft  weist  drei  deiit- 
lich  unterscheidbai«  Phasen  auf.  Die  erste 
derselben  reicht  ungeßlhr  bis  zu  deu  puni- 
schen  Krisen,  die  zweite  bis  ziii  Kaiser- 
zeit, während  die  dritte  mit  der  letzteren 
beginnt. 

Die  erete  Periode  wird  dimsh  das  Vor- 
walten des  llittel-  und  Kleingmndbesitzes 
sowie  durch  die  Alleinherrschaft  des  bäuer- 
lichen Betriebes  auch  beim  Grossgnmdbesitz 
gekennzeichnet.  Denn  dass  es  diesen  auch 
schon  damals  und  bereits  vor  dem  Beginne 
der  Republik  in  grösserer  Ausdehnung  ge- 
geben hat,  iBsst  sich  nicht  bezweifeln.  Die 
Stellung  der  Ritter  in  der  servianischeu  Ver- 
fassung allein  schon  beweist  dies  zur  Ge- 
nüge. Eine  Grosswirtschaft  aber  existierte 
nicht,  sondern  jeder  grössere  Grundbesitz 
setzte  sich  ans  einer  mehr  oder  minder 
grossen  Zahl  von  Kleinwiilschaften  zu- 
sammen, indem  die  Gi-ossgrundbesitzer  das 
fanze  Gut  oder  einzelne  Teile  desselben, 
ie  sie  weder  bebaueu  mochten  noch  konnten, 
an  von  ihnen  abhängige  Leute  —  freie  oder 
freigelassene,  mitunter  auch  Sklaven  — 
meist  gegeu  einen  Teil  des  Fruchtertrags 
auf  beliebigen  Widemif  zur  Bewirtschaftung 
austeilten  (Bittpächter}.  Dass  die  Sklaverei 
unter  diesen  VerhiUtnissen  bei  den  zu  jener 
Zeit  ausschliesslich  dem  Ackerbau  und  der 
Vielizuoht  ergebenen  Römern  eme  nur  ge- 
ringe Oller  doch  wenigstens  nicht  ausschlag- 
gebende Rolle  spielen  musste,  liegt  auf  der 
Himd.  In  Stadt  und  Land  überwiegt  daher 
die  freie  Arbeit,  Die  Zahl  der  Sklaven  ist 
gering,  zunächst  weil  der  Bedarf  nach  sol- 
chen nicht  gross  ist.  Die  Gtlter  der  selb- 
ständigen Bauern  reichten  gerade  zu  deren 
und  ihrer  Familien  Untoriialt  hin ,  und  zur 
Bewirtscbaftinig  derselben  genügte  die  Ar- 
beitskraft der  Familienmitglieder.  Wenn 
also  Sklaven  gelialteu  wnrden,  so  gescliah 
dies  hauptsächlicli  deshalb,  weil  die  Iiäu- 
figen  Knege   die  Auwesenlieit   der  kriega- 


tOchtigen  Männer  im  Fdde  und  deren  Er- 
satz im  Hause  notwendig  machten.  Aber 
auch  auf  den  mosaen  Gütern  überwog  die 
Zahl  der  freien  Bittpftehter  weitaus  jene  der 
für  ihre  Herren  den  Acker  bauenden  Knechte 
—  denn  der  Zufluss  an  Sklaven  war  ver- 
hältnismässig sehr  schwach.  Wohl  nährten 
die  fortwährenden  Kriege,  die  mit  der  Unter- 
werfung der  italienischen  Völkerschaften 
endigten,  die  Sklaverei;  zur  Knechtung  der 
unterworfeneu  Stämme  im  ganzen  ist  es 
aber  bekanntlich  nie  gekommen,  da  die 
Römer  es  vorzogen,  aus  ihnen  politisch 
dienstbare  Bunde^nossen  und  Freunde  zu 
machen  und  sie  sich  zu  assimilieren  statt 
sie  zu  versklaven.  Sklavenimport  aus  an- 
deren Gebieten  kam  aber  in  älterer  Zeit 
kaum  vor,  da  die  Verbindung  Roms  mit  der 
auBseritalischen  Welt  keine  rege  war. 

Während  also  auf  der  einen  Seite  der 
bäuerliche  Betrieb  eine  Sklaven  Wirtschaft  in 
grösserem  Massstabe  überflüssig  und  un- 
mOglicli  macht,  hält  andererseits  der  ge- 
ringe Sklave  nzufluBS  den  bäuerlichen  Be- 
trieb aufrecht.  Jedes  dieser  beiden  Momente 
ist  so  zTigleich  Wirkung  und  Wechselursache 
des  anderen.  Jede  Gleichgewichtsänderung 
in  diesem  Ursachenzusammenhaoge  musste 
daher  einesteils  die  Entwickelung  der  Skla- 
verei fördern  und  anderenteils  auf  den  bäuer- 
lichen Betrieb  zersetzend  einwirken.  Die 
dem  letzteren  ungünstige  Entwickelung  be< 
gann  zunächst  beim  Grossgrundbesitze.  An 
Stelle  der  »vervielfältigten  Kleinwirtschaft« 
trat  auf  diesem  eine  centralisierte  Gutswirt- 
schafL  Welche  Uisachen  hierbei  bestimmend 
mitgewirkt  haben ,  ist  nicht  zu  übersehen. 
Das  Muster  der  karthagischen  Planlagezi- 
wirtschaft  auf  SicUien  ra^  nicht  ohne  £in- 


aber  das  reichlichere  Zuströmen  von  Kriegs- 
gefangenen infolge  der  Kriege  in  Tnter- 
itahen  und  Sicilien.  Zu  den  Krieg^;efiinge- 
nen  b^pmnen  sich  auch  durch  deu  Handel 
herbeigeschaffte  Sklaven  zu  gesellen,  und 
die  Verft-endung  der  Zwangs-  an  Stelle  der 
freien  Arbeit  nahm  immer  melir  überhand. 
Wo  die  Guts  Wirtschaft  aufkommt,  beginnt 
sie  mit  der  Vernichtung  des  alten  Bittbe- 
sitzes.  Die  Bittiiächter  werden  gelegt  und 
deren  Stellen  fortan  von  der  Villa  aus  durch 
Sklaven,  an  deren  Spitze  der  ebenfalls  un- 
freie Wirtschafter  (vilicus)  steht,  bewirt- 
schaftet —  nicht  nur,  weil  die  Sklavenarbeit 
■\-iel  billiger  und  daher  der  Ertrag  der  durch 
sie  bewirtschafteten  Güter  viel  grösser  ist, 
sondern  auch  weil  freie  Männer  zum  Kriegs- 
dienst abbenifen  werden  können,  Sklaven 
aber  nicht,  bei  Venvendung  der  letzteren 
also  keine  Störungen  im  Betriebe  zu  be- 
fllrchten  sind.  Die  verdrängten  Bittpächter 
vermeliren  das  l>esilztose  Proletariat.   Schon 
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sehr  früh  (367  v.  Chr.)  versuchen  es  die 
liciüisch-sextiBoheD  Gesetze,  dein  Ueberhand- 
nehmen  der  SklavenTÄTrfschaft  durch  die 
Bestimmung  entgegenzuwirken,  daes  die 
Gutsbesitzer  verpflichtet  s^n  sollten,  unter 
ihren  Feldarbeitern  eine  zur  Zahl  der  Acker- 
sklaven  im  VerhältniEse  stehende  Anzahl 
freier  Arbeiter  zu  beschäftigen.  Allein  diese 
Bemühungen  bleiben  vergeblich. 

Die  OutBwirtschaft  als  kapitalistische  Fro- 
duktionsform  strebtihrem  WesengemäKsnacti 
fort  wahrender  Erweiterung.  Zur  Lösung 
der  hierbei  zunächst  in  Betracht  kommenden 
Raiimfrage  gab  es  zwei  Wege:  die  Occu- 
pation  der  Domanialländereien  und  die  Auf- 
saugTing  der  bäuerlichen  Betriebe.  Beide 
"Wege  wnrden  beschritten,  und  die  betreffende 
Enlwickolung  ist  gar  nicht  zu  verstehen, 
wenn  man  diese  Thatsache  nicht  fortwäh- 
rend im  Auge  behiüt 

Die  Schildening  den  erstgenannten  Pro- 
zesses würde  zu  weit  führen  und  ist  auoh 
nicht  Gegenstand  dieser  Darstellung.  So 
sei  denn  nur  erwähnt,  da^s  die  vom  Staate 
in  der  Behandlung  der  Gemeindeländereieu 
befolgte  Politik  sthliesslioh  dazu  führte, 
dass  sich  thatsäehlich  wenige  Bevorrechtete 
in  den  dauernden  Besitz  aller  Domänen  setz- 
ten, die  hierfür  an  den  Staat  zu  zahlenden 
Ab^ben  jedoch  allmählich  in  Vergessenheit 
geneten.  Dem  Mittel-  und  Kleingrundbe- 
sitzer gingen  hienluFch  nicht  nur  die  ge- 
meinen Bürgern utzungen  verloren,  sondern 
auch  seine  Steuerlast  stieg  unablässig  infolge 
der  Lässigkeit  in  der  Enhebung  der  Do- 
raanialgefälle.  Schliesslich  geneten  auch 
die  Landauslegungen  ins  Stocken,  die  früher 
für  das  sich  stetig  mehrende  Proletariat 
eine  sichere  Abzugsfiuelle  gebildet  hatten. 
Dazu  aber  gesellten  sich  noch  eine  Beihe 
andei-er  Ursachen,  welche  unmittelbar  ver- 
nichtend auf  den  römischen  Bauernstand : 
einwirkten.  Die  fortwährenden  und  teil- 
weise unglücklichen  Kriege  brachten  uner-j 
schwingliche  Kriegssteuern  und  Fronden  mit 
sich.  Während  die  Hausväter  und  ihre 
kriegstüchtigen  Söhne  im  Felde  weilten,  ver- 
fiel daheim  die  Wirtschaft.  So  gerieten  denn 
die  Bauern  in  Schulden.  Sie  wurden  vom 
Wucher  aufgezehrt  und  kamen  schliesslich 
um  Haus  und  Hof,  Wohl  versuchte  die 
R^erung  Abhilfe  —  aber  die  betreffende 
Gesetzgebung  war  jedenfalls  ungenügend, 
häufig  nicht  einmal  ernstlich  gemeint.  Wirk- 
samer half,  dass  die  Herrschaft  Boras  flberl 
Italien  sich  immer  mehr  ausbreitete  und  zu 
deren  Sicherung  viele  und  grosse  Kolonieen 
gegründet  werden  mussten.  Dies  schaffte 
dem  landwirtschaftlichen  Proletariat  fei-u  von 
der  Heimat  neue  Bauemstellen  und  den 
Zurilckbleibenden  Erleichterung.  Dann  aber 
wiederholte  sich  die  Entwickelnng,  wie  sie 
für  den  römischen  Bauernstand  stattgefunden 


hatte,  für  den  italischen  überhaupt  und  führte 
zu  dessen  Ersetzung  durch  Grossbetrieb  mit 
Sklaven  und  in  weiterer  Folge  zur  Vor- 
drängung des  Ackerbaues  durch  Viehwirt- 
schaft auf  ungeheuer  ausgedehnten  Lati- 
fundien. Neben  den  punischen  und  nament- 
lich den  hannibalischen  Kriegen  haben  hier- 
bei aucli  eine  Reihe  von  anderen  —  nicht 
nur  wirtscliaftlichen ,  sondern  auch  künst- 
lich durch  eine  verfehlte  Gesetzgebung  her- 
voigemfenen  —  Ursachen  mitgewirkt:  vor- 
nehmlich die  durch  keine  Hegierungsmaas- 
regel  behinderte  Herabdrückung  der  italischen 
Kornpreise  durch  die  überseeische  Konkur- 
renz sowie  dadurch,  dass  die  Regierung 
ausländisches  Getreide  zu  Spottpreisen  auf 
die  hauptstädtischen  Märkte  warf ;  dann  die 
gesetzliche  Ausschliessung  der  senatorischen 
Häuser  von  der  Spekulation,  wodurch  die- 
selben gezwungen  wm'den,  ihre  Kapitalien 
vorzugsweise  in  Grund  imd  Boden  anzu- 
legen, d.  h.  die  überschuldeten  Bauern  zu 
legen  und  deren  Stellen  zu  grossen  Kom- 
plexen zusammenzuschlagen. 

Hand  in  Hand  mit  diesem  ExpropriatioDS- 
prozesse  der  freien  Bauernschaft  geht  auch 
die  Ersetzung  und  schliesslich  fast  vollstän- 
dige Verdi-ängnng  der  freien  durch  Sklaven- 
arbeit. Ursprünglich  war  in  den  meisten 
Fällen  der  abgewirtschaftete  Bauer  vom 
Schuldherrn  auf  der  Stelle  als  Pächter  oder 
Lobnarbeiter  belassen  worden.  Mit  der  Zu- 
nahme der  Sklave  neinfiihr  aber  kam  es  zur 
Verdrängiiiig  auch  dieser  besitzlosen  fi-eien 
Ijandarbeiter ,  weil  die  Arbeit  derselben 
teuerer  zu  stehen  kam  als  die  von  Sklaven 
und  dalier  auch  minder  rentabel  war.  Schon 
die  sicilisehe  und  sardinische  Konkurrenz, 
wo  in  grösslem  Masse  Sklaven  Wirtschaft 
herrecht«,  zwang  die  Guteherren,  ihre  Pro- 
duktionskosten zu  vermindern.  Nim  kam 
uicht  nur  der  Unterhalt  der  Sklaven  biUiger 
zu  stehen  als  derjenige  freier  Arbeiter,  son- 
dern es  konnte  auch  ihre  Arbeitskraft  in 
begrenztem  Masse  ausgebeutet  werden. 
Zu  den  Uiiterhaltskosten  gesellte  sich,  wenn 
man  die  Rentabilität  der  Sklavenarbeit  be- 
rechnete, die  KapitaLsabschreibung  für  deren 
Anschaffungskosten.  Diese  waren  aber  recht 
gering,  seitdem  Rom  die  ganze  Welt  brand- 
schatzte imd  knechtete  und  die  Massen  von 
Kriegsgefangenen  bisinsUnendhche  wuchsen. 
Und  doch  reichten  sie  allein  nicht  aus.  Die 
Nachfrage  überstieg  bei  weitem  das  Angebot. 
Denn  in  Stadt  und  Land  lag  fast  alle  Arbeit, 
mochte  sie  sich  nun  auf  Handel,  Gewerbe 
oder  Urproduktion,  auf  niedere  oder  höhere 
Künste  beziehen,  in  unh-eien  Händen.  Die- 
sem grenzenlosen  Bedarfe  konnte  der  Krieg 
allein  nicht  genügen.  Dazu  kam,  dass  die 
Sklaven  infol^  ihier  rücksichtslosen  Aus- 
nutzung ziemlich  rasch  zu  Gninde  zu  gehen 
pfl^eu  und  dass  neben  den  Arbeitssklaven 


auch  die  Menge  der  Luxussklaven  immer 
mehr  überhand  nahm.  Sklavenhandel  in 
auBgedehntestem  Massstabe  trat  daher  ein 
und  die  Menschenjagtl ,  systematisch  be- 
trieben iD  allen  Mittelmeerländeni ,  zumaJ 
aber  in  Vorderasieo.  QezOchtet  wurden 
Sklaven  in  der  repubhkanischen  Zeit  noch 
nicht.  Das  wäre  zu  teuer  gekommen,  und 
noch  waren  sie  billiger  und  m  schon  arbeits- 
fähigem Znstande  auf  dem  Markte  zu  haben. 
Bis  zu  Aügustus'  Zeiten  etwa  kam  ein  guter 
Landsklave  in  der  Regel  auf  2000  Se?terzen, 
also  400  Mark  zu  stehen.  Häufig  war  der 
Preis  noch  tiefer.  Das  änderte  sich  freilieli, 
wie  -wir  sehen  werden,  in  der  dritten  Pe- 
riode. Dann  trat  aber  auch  ziemhch  rasch 
eine  Bückbildung  der  Sklaven  Wirtschaft  ein. 

b)  Rechtliche  und  thatBäcbliche 
Btellang  der  Sklavea.  EmfliUB  der 
Sklaven wirtBchaft  auf  Staat  und  Ore- 
sellsohaft.  Zu  allen  Zeiten  war  die 
Rechtslage  der  römischen  Sklaven  die 
gleiche.  Der  Sklave  war  in  allen  Beziehungen 
der  Sache  gleichgestellt:  servi  pro  uuilis 
hahentur.  Es  gab  also  auch  keine  Äbstnfiingcn 
dieses  Verhältnisses  —  mochte  dasselbe  nun 
durch  Kriegsgefangenschaft,  Geburt  oder 
dvile  Straffatzung  begriindet  worden  sein: 
in  servomm  conditione  onlla  differentia  est. 
Und  nnbegrenzt  wie  die  Herrschaft  fiber 
die  gegenständliche  Welt  war  auch  die  Macht 
des  Herrn  über  den  in  seinem  Eigentum 
stehenden  Menschen.  Sie  endigte  nur  durch 
Freilassung,  welche  jedoch  noch  immer  ein 
gesetzlich  genau  geregeltes,  inhaltlich  dem 
attischen  ziemlich  gleiches  Abhängigkeits- 
verhältnis —  den  Patronat  —  zwischen  dem 
Freigelassenen  und  dem  früheren  Herrn  be- 
stehen liess. 

Thatsächlich  freilich  gestaltete  sich  die 
Lage  der  Unfreien  zu  verschiedenen  Zeiten 
je  nach  der  Art  ihrer  Verwendung  und 
Stellung  zur  Person  des  Herrn  vei-schieden, 
wobei  nicht  aus  dem  Aiige  gelassen  wcnlen 
darf,  dass  der  Sklave  nicht  wie  bei  den 
Spartiaten  als  ein  politischer  Feind  ange- 
sehen, sondern  lediglieh  unter  dem  Ge- 
sichtspunkte eines  Eigentumsobjefctes  be- 
trachtet wurde,  das  jeder  uacli  seinem  Er- 
messen verwenden  oder  vernichten  mochte. 
In  der  ältesten  Zeit  wai'  der  Sklave  als  Ge- 
hilfe des  Bauers  dessen  Hausgenosse  und 
wurde  auch  als  solcher  gehalten.  Nicht 
anders  konnte  es,  bei  der  grossen  Einfach- 
heit des  Lebens,  auch  bei  den  Reichen,  die 
mehrere  Sklaven  ilir  eigen  nannten,  sein  — 
wozu  kam,  dass  Herr  und  Knecht  einander 
durch  Stamm,  Sprache,  Sitte  imd  Kultur 
nahe  standen  und  ie<lenfalls  nither  als  in 
späterer  Zeit  der  sjrische  oder  keltische 
Sltlave  dem  italischen  Gebieter.  Mit  der 
Zunahme  der  Sklaven  Wirtschaft  und  der 
ungehenerlich  anwachsenden  Sklavcnmawien 


lockerte  sich  jedoch  der  menschliche  und 
unmittelbar  perfiönUche  Zusammenhang  zwi- 
schen diesen  und  den  Herren  immer  mehr, 
und  am  meisten  wieder  war  dies  bei  den 
Gutssklaven  der  Fall  sowie  bei  jenen,  die 
in  Fabriken  und  Bergwerken  bescliäftigt 
wurden.  Sie  Basken  zu  blossen  Tieren,  zu 
Arbeitsmaschinell  herab  und  wurden  auch 
dementsprechend  beliandelt  und  in  der  räck- 
sichtalosesten  Weise  ausgebeutet  Auf  den 
grossen  Giltern  verrichteten  sie,  nicht  selten 
mit  dem  Eisen  gestempelt,  mit  Fussschellen 
an  den  Beinen,  unter  der  Zucht  unbarm- 
herziger Aufseher  tagsüber  die  Feldarl>eiten, 
um  abends  in  den  gemeinschaftUchen.  häufig 
unterirdischen  Zwinger  gesperrt  zu  werden. 
Denn  mit  ihrer  wachsenden  Menge  wuchs 
auch  (Jas  Klisstrauen  gegen  sie  und  die 
Fim.'ht  vor  Ausbröchen.  Auch  die  Lage 
der  Stadt.iklaven  war  im  allgemeinen  kaum 
besser,  jene  natflrlicli  ausgenommen,  welche 
dem  Herrn  persOnlicli  nahe  standen  und  auf 
ihn  Einfluss  zu  gewinnen  wussten ,  die  be- 
sonderen Lnxuaz wecken  gewidmet  waren 
oder  seldiesslich  höhere  Stellungen  in  den 
Handels-  und  (Jewerbeunteraehmimgen  ihrer 
Herren  bekleideten.  Diese  ei-freutcu  sich 
einer  oft  sehr  angesehenen  Stellung.  Es 
fehlte  ihnen  weder  der  Schein  von  iamilie 
und  Eigentum  noch  lag  ihnen  die  Müglicli- 
keit  fem,  ihre  Freiheit  zu  erwerben. 

Wie  gross  die  Zahl  der  Sklaven  in  Italien 
gewesen  ist,  lässt  sich  nicht  mit  Gewissheit 
angeben.  Neuestens  wird  sie  für  da.s  erste 
Jahi-himdert  vor  unserer  Zeitrechnung,  in 
dem  die  antike  Sklavei«  ihren  Höhepunkt 
erreicht  hat,  auf  ca,  Vt  Millionen  für  den 
peninsularen  Teil  Italiens  und  auf  rnnd 
400000  für  Siciiien,  das  Musterland  der 
Plan  tagen  Wirtschaft,  veranschlagt.  Die  un- 
freie Bevölkening  wäre  danach  hier  der 
freien  gleichgekommen  und  hätte  dort  etwa 
die  Hälfte  derselben  ausgemacht').  Eine 
wie  gefährliche  Spannung  dies  erzeugen 
miisste,  ]i^  auf  der  Hand.  Die  Herren 
sowie  die  Regierung  waren  sich  darüber 
aucli  keineswegs  imUnklai-en.  Da  aber  die 
Profitwut  eine  milde  Behandlung  der  Sklaven 
und  jeden  Versuch,  menschliche  Beziehungen 
zwischen  ihnen  und  dem  Gute  oder  der 
Person  des  Herrn  zu  knüpfen,  verl>ot,  so 
galt  es,  die  Gefahr  auf  andere  Weise  zu  be- 
schwören. Spaltungen  innerhalb  der  Sklaven- 
s<-haft  wurden  daher  eher  befördert  als 
hintangehalten.  Sklaven  gleicher  Nationali- 
tät wurden  möglichst  wenig  zusammenge- 
bracht. Immer  wurden  sie  sti-engstens  über- 
wacht.    So  jeder  einzelne  Sidaveubesitzer. 

')  Vgl.  Beloch,  Die  BevSIkernngder  grie- 
chisch-rPmischen  Welt,  Leipzig  1886,  S.  416ff., 
299f.  und  Ed.  Mever.  Die  BevÖlkeruiig  des 
Altertums  (oben  Bd.  V  S.  682). 
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Die  Rt^iening  ihrerseits  war  bestrebt,  durch 
Polizeimaasregeln  Aea  dem  Leben  und  dem 
Eigentum  der  Büi^r  durch  das  Sklaven- 
proletariat drohenden  Gefahren  zu  steuern. 
Das  alles  konnte  freilich  nicht  verhindern, 
dass  es  seit  dem  Beginn  des  2.  Jahrhunderts 
V.  Chr.  bald  da,  bald  dort  zu  Sklaveuua- 
ruhen  kam  und  dass  sich  die  Sklavenver- 
schwCruDgen  häuften.  Schliesslich  folgen 
einander  seit  143  (?)  v.  Chr.  in  r^;elniässigen 
Abständen  von  je  drei  Jahrzehnten  die  zwei 
eicilischen  Sklavenkriege  und  der  grosse 
Fechterkrieg,  welche  den  Staat  fast  an  den 
Band  des  Abgrundes  trieben. 

Unheilvoller  jedoch  als  diese  gewaltsamen 
Ausbrüche  wirkt  die  im  Gefolge  der  Sklaverei 
sich  vollziehende  Ueberflutung  0er  römischen 
Gesellschaft  durch  die  Massen  der  Frei- 
gelassenen, »ein  üemisch  bettelhaften  Ge- 
sindels und  schwerreicher  Parvenüs«,  Von 
allen  Seiten  strömten  sie  nach  der  Haupt- 
stadt, weil  hier  das  Fortkommen  lei<'hter 
war,  und  bemAclitigten  sich  zuletzt,  nicht 
selten  von  den  Patrenen,  die  am  Ertrage 
partieipierten,  unterstützt,  des  ganzen  Klein- 
handels und  Handwerks.  Häufig  verdankten 
sie  die  Erwerbung  ihrer  Freiheit  Sc'hantl- 
thaten  oder  der  Mit  Wissenschaft  an  solchen. 
Noch  hilnfigei'  der  Habsucht  ihrer  Hen-en. 
die  mit  ihnen  die  Getreidespenden  teilen 
wollten;  häufig  auch  wahnsinniger  "Ver- 
schwendungssucht und  Eitelkeit  derstJben. 
Dieses  von  allen  Enden  der  Welt  zusammen- 
gelaufene Gesindel  wurde  nicht  nur  ein 
wichtigster  Faktor  in  der  Entsittlichung  des 
lömisc-hen  Volkes,  sondern  auch  eine  poli- 
tische Gefahr,  der  ernsthaft  begegnet  werden 
miL-iste.  Einen  Versuch  hierzu  machten  die 
lex  Aelia  Sentia  und  die  lex  Fnfia  Caninia 
(4  n.  Chr.),  welche  einerseits  freigelassene 
Verbrecher  von  der  Möglichkeit  ausschlössen, 
das  römische  Bili^rrecht  zu  erlangen, 
andererseits  aber  audi  die  Freilassungen 
selbst  einschränkten  und  dieselben  sowohl 
von  der  Würdigkeit  und  dem  Alter  der 
Herreu  als  auch  der  Sklaven  abhängig 
machten. 

0}  Büokbildiuig  dar  Sklavenwirt- 
Bchaft.  Oben  schon  wurde  angedeutet, 
das-ü  im  2.  Jahrhundert  der  Kaiserzeit  ein  lang- 
samer Rückbildungspi'ozess  in  der  Sklaven- 
wii-tsclmft  einti-at.  Man  <l£u{  wohl,  ohne  die 
moi-alischen  Faktoren,  die  hierbei  mitgewirkt 
haben,  zu  unterschätzen,  sagen:  dass  in 
innigem  Zusammenhange  damit  auch  die 
Entwickeinng  steht,  welche  gegenüber  dem 
früher  allein  herrschenden  und  folgerichtig 
im  Rechtssysteme  zu  Ende  gedachten  Prin- 
ciji,  <la$s  der  Sklave  einer  Sache  gleich  zu 
hallen  sei,  auf  die  rechtliche  Anerkennung 
des  Menschen  Im  Sklaven  gerichtet  ist. 
Freilich  tragen  die  in  Frage  kommenden 
gesetzlichen  Bestimmnngen  —  Entziehnng 


des  Rechts  über  Tod  und  Leben  der  Sklaven, 
präventive  und  repressive  Vorschriften  gegen 
Gewaltexcesse  der  Herren,  weitergehende 
Anerkennung  der  Sklavenehen  und  des 
Rechts  der  Sklaven  auf  ihr  Peculiura  — 
vielfach  den  Charakter  von  blossen  Polizei- 
vorachriften  im  Interesse  der  Humanität  und 
des  Interesses  der  Herren  selbst.  Allein 
auch  das  schon  ist  ein  Fortschritt,  Diese 
Entwicl^elung,  die  unabhängig  vom  Christen- 
tume  begonnen  hat,  wird  natürlich  durch 
das  letztere  bedeutend  gefördert.  Was  aber 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  betrifft, 
welche  tue  Auflösung  des  Institutes  der 
Sklaverei  herbeigeführt  haben,  so  wiuden 
deren  einige  bereits  gestreift.  Offenbar 
wurden  jedoch  durch  die  angedeuteten  Um- 
stände zwar  so  und  so  \'iet  Freilassungen 
bewirkt,  das  Institut  der  Sklaverei  aber  un- 
mittelbar keineswegs  betroffen.  Niemals 
auch  ist  im  Altertnm  an  dessen  Beseitignng 
gedacht  worden.  Selbst  die  gewaltigen 
Kraftanstrengungen  der  Sklavenkriege  hatten 
nicht  diese  zum  Ziel,  sondern  niu'  Freiheit 
und  Raciie.  Frei  wollten  die  Sklaven  wer- 
den, um  ihren  Herren  dasselbe  Schicksal  zu 
bereiten,  das  sie  erdulden  mussten.  Auch 
die  Philosophie  und  das  Christentum  wagten, 
trotz  aller  Anerkeunimg  des  Menschentums 
im  Sklaven,  nie  die  Forderung  auf  Auf- 
hebimg  der  Sklaverei  als  aoldier.  Was  auf 
die  Sklavenwirtschaft  als  solche  zei-setzend 
einwirkte  imd  sie  zu  langsamem  Absterben 
brachte,  war  die  allmählich,  zum  Teil  we- 
nigstens, erfolgende  Wiederkehr  jener  Ver- 
hältnisse, die  in  alter  Zeit  ihre  intensive 
Entwickelungaufgehalten  hatten:  das  Wieder- 
aufkommen von  landwirtschaftlichem  Klein- 
neben dem  Grossbetriebe  und  die  Abnalimo 
der  Sklaven  zufnhr. 

Auf  den  Ui-sachenkomplex,  welcher  den 
landwirtscliaftlichen  Grossbetrieb  seit  Beginn 
des  2.  Jahrhunderts  n,  Chr.  weniger  ren- 
tabel maclite,  kann  hier  niclit  näher  einge- 
ngen  wenlen.  Gewiss  aber  ist,  dass  in 
iselben  der  Umstand  eine  entscheidende 
Rolle  spielte,  dass  die  Quellen  der  Sklaven- 
zufuhr altgemach  versiegt  waren.  Die 
mensclilichen  Arbeitstiere  mussten  also  ge- 
züchtet werden,  was  sie  und  daher  aucli  die 
Produktion  mit  unfreier  Arbeit  naturgomäss 
sehr  verteuerte.  Seit  dem  13eginne  der 
Barbarencin fälle  nahm  auch  die  Sicherheit 
des  Sklaventtesitzea  stetig  ab,  da  dnreh  die-  • 
selben  den  Sklaven  die  Flucht  zu  den  feind- 
liciien  Horden  sehr  erleichtert  wurde.  Die 
langsame,  aber  sichere  Ueberflutung  römi- 
scher Provinzen  durch  Barbarenvölker  raubte 
den  italischen  Pi-oduzenten  ihre  Ahsatz- 
geKete.  Was  also  vorher  nicht  gcseliehen 
war,  geschah  jetzt :  es  wurde  versucht  eine 
Bezieiiung  zwischen  dem  Sklaven  und  dem 
Gute,   auf   dem   er   arbeitete,    hensus teilen. 
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Schon  früher  hatte  der  AhaentisTnua  Act 
Grossgmndbe>utzer  iiod  die  Verpachtung  der 
Oöter  vielfach  zu  einer  thatsächlichen  Sta- 
bilität in  den  VerhUltiiisBeD  der  Outssklaven 
geführt,  indem  diese  als  Teil  des  Gnta- 
inventars  'während  der  oft  langen  Pachtver- 
tragsdauer dui'ch  keinen  der  "Vertragsteüe 
von  der  Scholle  getrennt  werden  konnten. 
Nun  thaten  die  Latifundienbesitzer  eine 
B«ihe  von  Parzellen  —  neileicht  ziinächst 
die  abgelegenen  und  weniger  fruchtbaren  — 
an  SklaTeu  aus,  denen  auch  dauernde  Qe- 
echlechtsgemeinschaft,  also  thatsSchliche  Ehe 
gestattet  wurde.  So  ■wuchsen  sie  aUmählich 
zwar  nicht  der  Freiheit,  aber  einer  milderen 
Form  der  Unfreiheit  entgegen. 

Neben  diesen  unfreien  Kleinwirten  kam 
nämlich  auf  den  italischen  Latifimdien  seit 
dem  1.  Jahrhundert  n,  Chr.  in  ausgedehntem 
Masse  ein  freier  Kleinpächteratand  auf,  der 
sich  auB  den  ehemaligen  Klein-  und  Mittel- 
eigentömern  rekrutierte.  Der  Verwendimg 
derselben  in  der  Landwirtscli^t  stand  auch 
seit  Augustns  ihre  Militärpflicht  nicht  mehr 
im  Wege,  da  die  Basis  der  Militärverfassung 
sich  vom  Aushebe-  zum  Werbesystem  ver- 
schoben hatte.  Der  gleiche  Prozess  vollzog 
sich  dann  auch  ausserhalb  Italiens.  Denn 
auch  in  den  Provinzen  waren  dieselben 
Faktoren  wirksam  wie  hier:  die  fast  aus- 
schliesshche  Monopolisierung  von  Grund  und, 
Bo<len  durch  den  Grossbesifz;  eine  zahl- 
reiche Bevölkerung  von  besitzlosen  Freien. 
die  durch  keine  Militärpflicht  behindert 
waren;  der  Mangel  an  unfreien  Arbeits- 
kräften. Aus  dieser  Klasse  von  freien 
Teilpächtern  und  den  zu  selbständiger  Wirt- 
schaft angesetzten  ehemaligen  Sklaven  bil- 
dete sich  im  Laufe  der  Jalirhnnderte  eine 
neue  Kategorie  der  Unfreiheit  hennis: 
das  Kolonat,  mit  dessen  Entwickelung  die 
Rückbildung  der  antiken  städtischen  in  die 
mittelalterliche  ländliche  Kultur  beginnt. 

d)  Wesen  und  Entwickelui^  des 
Eolonats.  Der  Kolone  ist  nicht  mehr  und 
nicht  weniger  als  der  Erbunterthan  auf  den 
grossen  Gütern,  wo  sieh  seither  giifslierr- 
Echor  Betrieb  entwickelt  hatte.  Seine  pri- 
vate Rechtsfähigkeit  ist  nach  allen  Rich- 
tungen hin  anerkannt.  Aber  er  ist  an  die 
Scholle  gefesselt  und  kann  daher,  wenn  er 
sich  von  dieser  entfernt,  vindiziert  werden. 
Auch  wii-d  er  mit  dem  Gute,  dem  er  zuge- 
•  schrieben  ist,  verflussert  und  seine  Kinder 
verfallen  eben&lts  in  die  Hörigkeit.  End- 
lich ist  er  dem  Gutsherrn  zins-  und  dienst- 
pflichtig. 

Eine  klare  und  abschliessende  Darstellung ' 
der  Entstehung  tmd  Entwickelung  des  Kolo- : 
nats  sf)wie  zweifellose  Einsicht  in  die  Ver-  i 
hältnisse,  die  denselben  herbeigeführt  haben.  | 
ist  noch  nicht  vorhanden.  Es  ist  aber  jeden- , 
falls  gänzlich  verfeldt,  diese  Entwickehmg  i 


auf  e  i  n  durchgreifendes  Princip  zurttckführen 
zu  wollen.  Wenn  man  die  hauptsächlichsten 
Ursachen,  die  hierbei  zu  verschiedonen  Zeiten 
mit  verschiedener  Intensität  thätig  waren, 
nennen  wollte,  so  wären  es  etwa  die  fol- 
genden. Nach  der  Verdrängung  der  i»liti- 
schen  Herrschaft  der  Aristobstie  durch  das 
Kaisertum  strömte  die  erstere  auf  ihre  Güter 
zurück  und  widmete  sich  der  Landwirt- 
schaft. Die  Folge  war  das  Streben  nach 
der  Beg^ndung  einer  «Gutsherrschaft«,  d.  h. 
der  »Kombination  eines  mit  Arbeitern  be- 
wirtschafteten Gutshofes  mit  fi-ondenden 
Banerus.  Die  Q-utsherren  fanden  einen  zahl- 
reichen, von  ihnen  wirtschaftlich  vollslfindig 
abhängigen  Stand  von  Klein  [Achtem  vor, 
die  sich  alles  gefallen  lassen  mussten,  weil 
sie  leben  wollten.  Ausser  der  Zahlung  des 
Paclitschillings,  der  in  Geld  oder  in  einem 
Teile  des  Ertrages  entrichtet  wurde,  ver- 
pflichteten sie  sich  demnach  auch  zu  ge- 
wis.'ien  Frondiensten,  welche  die  Gutsherren 
dann  möglichst  auszudehnen  suchten,  ohne 
dass  der  Pächter  sich  dagegen  wehren 
konnte,  weil  sieh  ihm  auch  anderwärts  keine 
besseren  Arbeitsbedingimgen  und  nii^nds 
andere  als  landwirtschaftliche  Beschäftigimg 
bot.  Als  infolge  der  unaufliörlichen  Barbaren- 
einfätle  die  Entvölkenmg  zunahm  und  sich 
Arbeit erman gel  in  lebhafter  Weise  fühlbar 
machte,  suchte  sich  der  Gutsherr  die  auf 
dem  Gute  vorhandenen  Arbeitskräfte  zu 
sichern.  Ei'st  thatsächlich :  indem  er  die 
freien  Pächter  nach  Ablauf  der  Pachtzeit 
nicht  abziehen  liess.  Es  wurde  ihm  dies 
durch  seine  Stelluug  als  »Obrigkeitt  ausser- 
ordentlich erleichtert.  Die  grossen  Latifun- 
dien waren  nämlich  von  der  municipalen 
Distriktsein teiluug  eximiert  worden,  und  die 
Gutsbesitzer  beherrschten  Justiz  und  Ver- 
waltung in  ihren  selbständigen  Outsbezirken 
in  weitem  Umfange.  Schliesslich  sanktio- 
nierte der  Staat  die  thatsächliche  Bindung 
an  die  Scholle  und  erhob  sie  zu  einem 
Bechtssatze.  l'm  so  liebei-,  als  diese  Lösung 
der  ländlichen  Arbeiterfrage  aucli  seinen 
Steuer-  und  militärpolitischen  Interessen  am 
meisten  zu  entsprechen  schien. 

Neben  dem  Kolonat  bestand  natürlich  in 
Stadt  und  Land  auch  die  Sklaverei  weiter. 
Die  inzwischen  zum  Siege  gelangte  christ- 
liche Kirche  hatte  sich  mit  ihr  abgefunden 
und  sie  anerkannt.  Aber  ihre  beherrschende 
Bedeutung  in  der  Volkswirtschaft  hatte  sie 
verloren  —  nicht  nur,  wie  wir  gesehen 
haben,  in  der  Landwii-tschaft,  sondern  auch 
im  Geweibelietricbe  und  in  allen  anderen 
Zweigen  mensclilicher  Thätigkeit  —  und 
zwar  im  ganzen  und  gro.-ison  aus  den  gleichen 
Gründen.  Verschwunden  ist  sie  aber  in 
Europa  weder  im  Alteilume  noch  auch  im 
Mittelalter  und  bis  in  die  neueste  Zeit  herein. 
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IV.  Die  Sklaverei  im  BUttelnlter. 

Zu  Beginn  des  Mittelalters  fiiidet  sich 
die  Sklaverei  noch  überaJl  in  }<!luropa.  Auch 
den  Germanen  wai-  sie  bekaontlicü  von  An- 
fang an  nicht  fremd.  Sie  war  vielmehr  in 
allen  roii  denselben  gegründeten  Staats- 
wesen  zu  bedeutender  Ausbildung  gelangt 

—  hier  wie  überall  eine  natur^mässe  Folge 
des  permanenten  Kriegszustandes,  in  dem 
sich  die  germanischen  Stämme  untereinander 
und  zu  anderen  Völkern  befanden.  Dooh 
hat  die  Sklaverei  in  den  germanischen 
Staaten  zu  eioer  ähnlichen  Bolle  wie  in 
Italien  niemals  gelangen  kOanen.  Es  fehlte 
TOr  allem  an  deu  wirtschaftlichen  Voraus- 
eetzun^n  hierzu.  Sehr  früh  begann  jener 
merkwflrdige  Frozess  einer  WaodluDg  in  der 
Auffassung  des  Vermögens-  und  wirtschaft- 
lichen Charakters  der  Sklaven,  der  auch  zu 
einer  ^änderten  reehthchen  Struktur  des 
ganzen  Verhältnisses  der  Unfreiheit  überhaupt 

fsfflhi-t  hat.  Der  Sklave  wird  immobilisiert, 
rüher  stellte  er  einen  beweglichen  Eigen- 
tum sgegenst^id  dar.  Jetzt  wird  er  —  ein 
Vorgang,  den  M-ir  ja  auch  schon  in  der 
antiken  römischen  Welt  beobachten  konnten 

—  Pertinenz  einer  unbeweglichen  Sache. 
Dabei  gei-aten  liauptsächlich  seit  der  Karo- 
liogerzeit  unter  dem  Drucke  wirtscliaftlichen 
Niedei^nges,  der  dadurch  bedingten  Unfähig- 
keit, den  Öffentlichen  Verpflichtungen  nach- 
zukommen und  vor  allem  den  persönlichen 
"Wehrdienst  zu  leisten,  des  Strebens  nach 
Schutz  od  er  Arbeitsgel  egen  heit  im  mer  grüssere 
Hassen  ehemals  selbständiger  freier  Bauern 
in  Abhängigkeit  von  den  grossen,  geistlichen 
und  weltlichen  Grundbesitzern.  Mit  ihrer 
wachsenden  Intensität  gestaltet  sich  diese 
aus  einem  anfänglich  bioss  thatsächlichen 
im  Laufe  der  Zeit  zu  einem  rechtlichen  Zu- 
etaude  um.  Es  entwickelt  sich  imter  Ver- 
scldechtenmg  der  persönlichen  Rechtslage 
der  ehemals  tVeieii  und  unter  Verbessening 
jener  <ler  Sklaven  ein.  neues  abgemildertes 
Sj-ptem  der  Unfieibeit,  eine  Art  von  Halb- 
freiheit. 

Entsprechend  der  Stniktur  des  mittel- 
alterlichen Wirtschaftslebens  sind  diese 
Massen  —  schoUenpflichtiger  —  Unfreier 
fast  ausschliesslich  der  landwirtschaftlichen 
Produktion  gewidmet.  Bei  aller  Verschieden- 
heit der  Verhältnisse  im  einzelnen  eignet 
ihnen  fiberall  nicht  nur  das  Recht  der  Fa- 
miüengründung ,  sondern  auch  ein  be- 
schränktes Eigentumsrecht.  Sie  gemessen 
ferner  fiechtaschutz  für  Leib  imd  Leben 
sowie  oft  gegen  einseitige  Erhöhutig  ihrer 
Abgaben  imd  Dienste.  Sie  unterstehen  end- 
lich für  schwere  Fälle  häufig  dem  öffent- 
lichen Gericht. 

Neben  den  wirtschaftlichen  und  politi- 
schen Gründen,  die  bei  der  angedeuteten 
Ent Wickelung  thätig  gewesen  sind,  wirkten 


mächtk  die  kulturellen  Einflüsse  des  spät- 
römischen  Beclites   und  des  Christentums. 

Es  wurde  bereits  hervorgehoben,  dass 
der  Zug  zur  Abmilderung  der  Sklaverei  iu 
Rom  unabhängig  vom  Christentum  und  vor 
diesem  als  Folge  geänderter  wirtschaftlicher 
Zustände  und  geläuterlerer  sittlicher  Auf- 
fassungen über  das  Verhältnis  der  Menschen 
zu  einander  eingetreten  war,  dass  aber 
doch  auch  der  beschleunigende  Einfluss 
der  christlichen  Lehre  auf  diese  Bewegung 
ein  nicht  geringer  war.  Allerdings  nahm 
die  Kirche  —  so  sehr  jede  Knechtsdiaft 
dem  Geist«  und  der  Lehre  ihres  Stifters 
widersprach  —  gegen  dieselbe  nicht  direkt 
und  derart  Stellung,  dass  sie  sie  geradezu 
verdammt  hätte.  Sie  erkannte  sie  vielmehr 
ausdrücklich  an,  besass  selbst  zahlreiche 
Sklaven  und  gelangte  sogar  erst  unter 
Gregor  XVI.  im  Jahre  1839  dazu,  Laien 
und  Geistlichen  die  Verteidigung  des  Neger- 
handels zu  verbieten.  Dadurch  allein  auch, 
dass  sie  den  Gläubigen  Freilassung  als  gut 
und  wohl^fällie  empfahl  und  später  selbst 
eifrig  Kriegsgefangene  loskaufte  und  der 
Freiheit  wiedergab,  wirkte  sie  nicht  auf  das 
W'esen  der  Sklaverei  zersetzend.  Ihr  grosses 
Verdienst  und  nachhaltig  wirksam  war  viel- 
mehr, dass  sie  die  Sldaven  unbcscliränkt 
zu  den  Kulthandlungen  zuüess,  deren 
Ehea  kirchlichen  Segen  spendete  und  ihnen 
chrisüiches  Begräbnis  gewährte.  Sie  stellte 
sie  so  als  vor  Gott  den  Freien  gleich  hin 
und  rückte  sie  daher  diesen  auch  im  Leben 
nälier,  Sie  hob  dadurch  das  moralische  Be- 
wusstsein  der  Geknechteten.  Zugleich  aber 
erhielt  sie  in  den  Herren  das  Bewiisstsein 
lebendig,  dass  ihr  Knecht  vor  Gott  ihr 
Bruder  sei.  Der  wohithätige  Einflnss  fort- 
währender Betonung  der  Glaubensgemein- 
schaft zeigte  sich  aber  nicht  nm-  in  dem 
Verhältnisse  zwischen  den  Einzelnen,  sondern 
über  die  engen  persönlichen  Beziehungen 
dieser  hinaus  in  einer  Aenderung  der  all- 
gemeinen völkerrechtlichen  AnBcliauungen. 
Das  Christentum  kennt  keine  politiscueu 
und  nationalen  Grenzen  und  schuf  daher  im 
Laufe  der  Jahrhunderte  unter  seinen  Be- 
kennern  ein  Gefühl  der  Zusammen^hörig- 
keit  und  höherer  Interessenge  memschaft 
auch  dann,  wenn  sie  verschiedenen  Staaten 
und  Stämmen  angehörten.  Gefördert  wurde 
dasselbe  durch  die  unaufhörlichen  Kriege  des 
christlichen  Europa  gegen  den  bis  tief  m  das 
17.  Jahrhundert  hinein  sich  von  verschiede- 
nen Seiten  erneuernden  Anst<urm  des  Islams. 

Wo  also  fortan  christhche  Völker  feind- 
lich zusammenstossen ,  ist  von  einer  Ver- 
sklavung der  Kriegsgefangenen  keine  Rede 
mehr.  Der  Fremde  ist,  wenn  er  nur  Christ 
ist,  nicht  mehr  rechtlos  wie  im  Altertum. 
Diese  antike  Auffassung  des  VölkeiTechta 
bestand   nur  noch  zwischen  Christen  und 
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Nichtchrieten,  Und  da  ZuBammenstösse  der- 
selben seit  dem  11.  Jahrhundert  bloss  noch 
im  Osten  und  Süden  Europas  stattfiEden 
können,  so  ist  seit  dieser  Zeit  die  Sklaverei 
in  Deutschland,  Skandinavien,  England  und 
Frankreich,  die  SOdkQste  etwa  ausgeDommen, 
verschwunden  —  was  freilich  nicht  aus- 
Bchliosst,  dass  auch  in  Deutschland  bis  in 
das  15.  Jahrhundert  hinein  vereinaelte  Spni'en 
der  Ejufdhrung  orientalischer  Sklaven  sich 
finden.  Anders  ist  es  in  Griechenland  und 
auf  der  Balkan halbinsel  überhaupt,  in  Italien 
und  Spanien  sowie  in  Russland.  Wo  der 
Islam  siegreich  seincti  Einzug  hält,  bringt 
er  die  Sklaverei  mit.  Wo  er  sieh  im  Kampfe 
mit  christlichen  Völkern  befindet,  macht  er 
die  kriegsgefangeaen  Angehörigen  der  letz- 
teren zu  Sklaven.  Umgekehrt  erfahren  auch 
seine  Bekenner  das  gleiche  Schicksal,  wenn 
sie  in  die  Hände  der  Christen  geraten.  Was 
die  drei  südlichen  Halbinseln  \md  insbe- 
sondere Italien  und  Spanien  betrifft,  so  hatte 
die  Sklaverei  hier  niemals  aufgehört.  Ebenso 
wenig  war  daher  auch  die  sittHche  üeber- 
zeugung  von  ihrer  Verwertliclikeit  zum 
Durchbruch  gelangt.  Vielmehr  erhielt  die 
entgegengesetzte  Anschaiumg  neue  Nahrung 
infolge  der  politischen  Verhältnisse  dieser 
Länder  und  ihrer  geographischen  Lage. 
Schliesslich  mag  nicht  unerwähnt  bleiben, 
dass  die  Zigeunersklaverei  in  den  beiden 
ge^nwärtig  zum  Königreich  Rumänien  ver- 
einigten Donaufürstentümern  erst  in  den 
Jahi«n  1855  und  1856  gesetzlich  aulgehoben 
woitlen  ist. 

Zu  einer  wirtschaftlich  ausschlaggebenden 
Rolle  hat  aber  die  Sklaverei  im  germanisch- 
romanischen Europa,  obgleich  sie  auf  der 
ajienninischen  und  iberischen  Hdbinsel  im 
15.  und  16.  Jahrhundert  —  teilweise  unter 
dem  Einflüsse  der  Entdeckungen  —  einen 
sehr  bedeutenden  Aufschwung  nahm  und 
sich  hier  bis  an  die  Sehwelle  des  19.  Jahr- 
himderts  verfolgen  lässt,  nicht  gelangen 
können.  Die  SHaven  wurden  vielmehr  fast 
ausschliesslich  bloss  zu  Luxus-  und  Haus- 
halfinigsz wecken,  in  Spanien  imd  Portugal 
auch  auf  dem  Felde  im  kleinen  Ackerbau 
odei'  als  Gehilfen  im  Gewerbebetrieb  ver- 
wendet. Dass  man  das  gleiche  nicht  auch 
von  Kussland  sagen  kann,  ist  bereits  ange 
deutet  woixlen.  Ihre  wahre  Auferstehung 
in  einem  antik-römischen  Zeiten  entsprechen- 
den Umfange  und  in  einer  gleichartigen  An- 
wendung erlebte  die  Sklaverei  jedoch  in 
dem  neuzeitlichen  Negerhandel. 

V.  Die  neuzeitliche  Sklaverei  in  den 
Kolonieen  und  die  Aufhebung  derselben. 

Als  die  Spanier  die  Küsten  Amerikas 
betraten,  betrachteten  sie  natürlich  die  heid- 
nisflien  Bewohner  der  von  ihnen  entdeckten 
Gebiete  als  ihre  Sklaven.   Ein  Teil  derselben 


wird  nach  Europa  gesclileppt  und  liier  ver- 
kauft. Was  aber  im  Lande  bleibt,  wird  von 
den  neuen  Herren  zum  Goldgrabeii  und 
Gold  waschen  benützt. 

Bald  jedoch  müssen  die  Kolonisten,  weil 
sie  andei«  auf  die  Dauer  nicht  existieren 
können,  zur  Sesshaftigkeit  flbei^ehen,  Sie 
beginnen  Ackerbau  und  Viehzucht  zu  treiben. 
Jedem,  der  dies  thun  will,  wird  in  der 
ersten  Zeit  zu  diesem  Zwecke  Boden  zu- 
geteilt (encomienda)  und  zugleich  eine  ge- 
wisse Anzahl  von  Indianern  zugewiesen 
(repartimiento) ,  die  er  nun  iu  Haus  und 
Feld  verwendet;  anfangs  derart,  dass  sie  für 
einen  Teil  des  Jahres  in  ihre  Dörfer  ent- 
lassen werden,  später  aber,  indem  ihre 
Uebersiedelung  in  die  Nähe  des  HeiTen- 
sitzes  erzwungen  wird  und  sie  mit  kleinen 
Ackerlosen  beteilt  werden.  Allein  die 
schwächliche,  schwerer  Arbeit  ungewohnte 
Kasse  erliegt  den  Anstrengungen  und 
schwindet  zusehends  dahin.  Im  Jahi-e  1543 
crlässt  daher  die  sjTanische  Krone  auf  Be- 
treiben des  »Beschützers  der  Indianer< .  des 
Bischofs  I^E  Casas,  besondere  Schutzbestim- 
mtmgen  zu  Gunsten  der  Indianer,  uuter 
deren  Einfluss  sich  aus  diesen  allmählich 
imter  gleichzeitiger  Vermischung  mit  den 
eingewanderten  Weissen  eine  freie  l^ohn- 
arbeiterklasse  entwickelt. 

Ganz  anders  alsim  spanischen  Amerika  ge- 
stalteten sich  von  vom  herein  die  Dinge  in  den 
von  Engländern  besiedelten  Teilen  Nordame- 
rikas. Wohl  bestand  auch  hier  die  rote  Skla- 
verei. Sie  blieb  sogar  in  allen  Kolonieen.  mit 
Ausnahme  von  Kitode  Island  und  kurze  Zeit 
New- York,  während  des  17.  und  18,  Jalir- 
hunderts  gesetzlich  anerkannt.  Niemals  aber 
hat  sie  grtisseren  Umfang  angenommen. 
Nicht  weil  sie  an  sich  den  Anschauungen 
der  englischen  Ansiedler  widersprochen  hätte. 
Das  war,  wie  ja  ihr  Vorkommen  schon  und 
noch  mehr  die  Negerhaltung  und  der  Neger- 
handel seit  der  eraten  Hälfte  des  17.  .lahr- 
hunderts  beweist,  ebenso  wenig  der  Fall  wie 
bei  den  übrigen  christlichen  Nationen  Eiu'o- 
pae.  Allein  es  waren  vor  allem  die  in- 
dianischen Jägcrstämrae  in  diesen  Gebieten 
zu  kriegerisch  und  frei  hei  tliebeud,  als  dass 
es  nicht  ratsamer  gewesen  wäre,  mit  ihnen 
sich  friedlich  zu  vei-tragen,  die  Fi-eiheit 
ihrer  Person  und  ihren  Besitz  anzuerkeiuien 
\md  mit  ihnen  in  Au.stauschbezieiiungen 
(Pelzhandel)  zu  treten  statt  den  gefährlichen 
imd  wenig  aussichtsvollen  Veraueh  zu  machen, 
sie  in  die  ihnen  ganz  ungewohnte  landwirt- 
schaftliche Arbeit  hineinzuzwingen.  Nicht 
ohne  Bedeutung  waren  auch  die  Koionial- 
käm{>fe  namentlich  zwischen  Franzosen  und 
Engländern,  die  gegeneinander  ihi'e  indiani- 
schen Bundesgenossen  ausziispielen  pflegten. 
Schliesslich  ist  nicht  zu  flbersehen,  dass  das 
I  Ziel  der  englischen  Kolonisten  eiu   anderes 
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Trar  als  der  Spanier,  Sie  n-oilten  nicht  wie 
diese  von  Raubwirtschaft,  sondern  als  Farmer 
leben,  also  auch  selbst  arbeiten.  Wurden 
sie  hierin  nicht  von  den  Indianern  gestört, 
60  Hessen  sie  auch  ihrerseits  diese  ia  Ruhe. 
Gnindsatziich  sollte  daher  nur  gegen  Krie^ 
gefangene  die  Yereklavung  zulässig  sein. 
Sei  es,  dass  man  die  Gefangenen  selbst  ge- 
macht, sei  es,  dasa  man  sie  von  befreundeten 
Stämmen  erworben  hatte.  Letzteres  kam 
jedoch  nur  ausnahmsweise  vor,  da  bei  den 
meisten  Stämmen  die  Sklaverei  nicht  ge- 
hiflnohlich  und  der  Natur  der  Sache  nach 
auch  gar  nicht  recht  möglich  war,  weil  sie 
vorwiegend  von  Jagd  lebten. 

Hielt  sich  so  tlie  rote  Sklaverei  iu  den 
englischen  Kolonieen  Nordamerikas  in  sehr 
engen  Grenzen,  weil  sie  keinem  so  dringen- 
den Arbeitsbedflrfnis  ent'i})rungen  war  wie 
in  Spanisch- Westindieu,  so  heischte  anderer- 
seits hier  gerade  dieses  Bedürfnis  Be- 
friedigung. Und  da  fortan  die  Knechtung 
der  Indianer  untersagt  war,  so  musste  dies 
durch  Znzug  freier  weisser  Arbeiter  ge- 
schehen. Denn  abgesehen  davon,  dass  die- 
selben in  tropischen  Khmateu  zu  schwerer 
körperlicher  Arbeit  sich  untauglich  erwiesen, 
so  stand  auch  ihi-e  Freiheit  dauernder  Aus- 
beutung im  Wege.  Man  thal  also  etwas, 
was  durch  die  damaligen  Verhältnisse 
geradezu  als  das  Einfachste  imd  Natür- 
liciisle  sich  aufdrängte:  man  führte  Neger- 
sklaven ein. 

Nicht  auf  IjSR  Casaa'  Anregung,  wie 
häufig  angenommen  wird,  ist  dies  geschehen. 
AUenlings  hat  auch  er,  im  Interesse  seiner 
roten  Schützlinge,  dazii  geraten.  Zugleich 
aber  mit  imd  lange  vor  ihm  hatten  auch 
andere  den  gleichen  Gedanken  ausgesprochen 
und  war  derselbe  sogar  zu  praktischer  Ver- 
wirklichung gelangt.  Denn  seit  der  Mitte 
des  15.  Jahrhunderts  trieben  die  Portugiesen 
einen  weit  ausgedehnten  Negerhandei  und 
bereits  löOO,  lange  also  vor  Las  Casas'  Auf- 
treten, fand  gelegentliche  Negereinfnhr  nach 
Westindien  statt  Nichts  lag  darin,  was  von 
irgend  einer  Seite  anstössig  gefunden  worden 
wäre.  Die  Negereinfuhr  aber  nimmt  in  der 
Folge  der  Zeit  immer  melir  zu,  und  es 
biliiet  sich  die  koloniale  Plantagenwirtschaft 
mit  Negersklaven  aus. 

Diese  hat  eigentlich  kaum  einen  anderen 
als  mechanischen  Berührungspunkt  mit  der 
damals  in  Südeuropa  heimischen  Sklaverei. 
Sie  entwickelt  sich  vielmehr  ungleich  mit 
dem  zn  Beginn  der  Neuzeit  aufkeimenden 
kapitalistischen  Grossbetriet«  der  Gewerbe 
und  ist  die  früheste  Erprobung  dieser  Be- 
triebsform. 

Als  die  Portugiesen  die  Westküste  Afrikas 
entdeckten,  richteten  sie  auf  Madeira  und 
den  kanarischen  Inseln  Zucken-ohrplantagen 
«in  und  verwendeten  auf  denselben  Negei 


Sklaven.  Auf  den  Antillen  begann  der  An- 
bau des  Zuckerrohres  zwischen  1513—1515 
ebenfalls  im  grossen.  Aber  nicht  der  Zucker- 
und ebensowenig  spater  der  Baumwollenbau 
oder  auch  die  Reis-,  Tabak-  und  Indlgo- 
kidtur  waren  es,  welche  die  Greuel  der 
Negersklaverei  hervorriefen.  Verwendeten 
ja  auch  schon  die  Araber  in  Sfldeuropa  beim 
Zuckerbau  Sklaven,  ohne  dass  hierl>ei  ähn- 
liche Begleiterscheinungen  wie  bei  der  kolo- 
nialen Sklaverei  hervortraten.  Was  dieser 
ihren  besonderen  Charakter  verleiht ,  ist 
vielmehr,  daes  sie  ein  Ergebnis  desagrarisch- 
industrielten  Grossbetriebes  der  Planti^n  ist. 
Die  N^ereinfuhr  nach  den  Kolonieen 
aller  europäischen  Kolonial vÖlker  nahm  im 
Laufe  de,'!  17.  und  18.  Jahi'hunderts  immer 
mehr  zu,  wie  sich  auch  die  seefahrenden 
Nationen  Europas  unterschiedslos  am  Neger- 
handei beteiligten.  I'nter  ihnen  verstanden 
es  besonders  <lie  Engländer,  als  Nachfolger 
der  Spanier  und  Portugiesen  uud  unter  Zu- 
rflckdrängun^  der  Holländer,  parallel  mit 
dem  allgemeinen  Aufschwünge  ihrer  Schiff- 
fahrt und  ihres  Handels,  diesem  Handels- 
eige  ausserordentliehste  Ausdehnung  zn 
ben.  Denn  der  Handel  mit  Negern  war 
ein  sehr  lohnendes  Geschäft.  An  den  afri- 
kanischen Küsten  zusammengeraubt  oder  um 
ein  billiges  eratandcn,  wurden  die  Unglück- 
lichen gewöhnlich  zu  2—300  auf  ein  Schiff 
gebracht  und  im  Zwischendeck,  je  zwei  an- 
einandergefesselt,  so  dicht  aneinandei^reiht, 
dass  man  keinen  mehr  dazwischen  hätte 
schieben  können.  Notdürftig  gefüttert,  spär- 
lich getränkt,  nur  jeden  anderen  Tag  aufs 
Verdeck  gebracht,  um  frische  Luft  zu 
schöpfen,  starben  sie,  namentlich  wenn  die 
Fahrt  infolge  widriger  Winde  sich  lange 
hinzog,  massenhaft  dahin.  Oft  ging  die 
Hälfte  der  Lailung  zu  Gnmde,  bevor  der 
Bestimmungsort  erreicht  war.  Dafür  aber 
war  dann  reicher  Gewinn  dem  Händler 
sicher.     Unter  solchen  XTmständen  ist  es  nur 


steigert  wurden  und  dass  vornehmlich  Eng- 
land und  Frankreich  auf  diesem  Gebiete  auf 
alle  Alt  nach  der  Monopolstellung  strebten. 
Im  Utrechter  Frieden  (1713)  gelang  ea  den 
Engländern,  durch  den  »Assiento- Vertragt 
das  seit  1702  Frankreich  zugestandene  aus- 
schliessliche Recht  der  Versoi^ng  Spaniscli- 
Amerikas  mit  Negerlieferungen  an  sich_zu 
reisscn.  Und  dieser  Vertrag,  der  bis  1*50 
fortdauerte,  wurde  als  eine  der  bedeutendsten 
Errungenschaften  des  Utrechter  Friedens  be- 
trachtet. Vom  kommerziellen  Standpunkte 
aus  auch  mit  vollem  Recht.  Denn  welchen 
Umfang  das  Geschäft  hatte,  erhellt  aus  der 
von  Sartorius  von  Waitershausen 
mitgeteilten  Thatsache:  dass  von  lOi-^O  bis 
17(10  durch  englische  Schiffe  3000CiO  Neger 
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nach  Westindien  gebracht  worden  sind,  von 
1705--1786  aber  den  Eiufuhrüsten  zufolge 
nach  Jamaica  ailein  610  000.  Selbstver- 
Btfindlich  beoutzten  dies  die  Regierungen 
auch,  lim  sich  durch  Einfuhrzölle  eine  er- 
giebige Einnalunequelle  zu  schaffen. 

Die  Behandlung  der  Neger  unterschied 
sich  in  gar  nichts  von  jener,  die  während 
der  antisen  Plan  tagen  Wirtschaft  in  ihren 
Bchlimmsten  Zeiten  üblich  gewesen  war. 
Und  nicht  anders  auch  war  ihre  Rechts- 
lage. Dass  zu  all  dem  auch  der  Bassea- 
unterschied  und  die  dadurch  bedingte  gegen- 
seitige Abneigung  sowie  die  Missachlung  der 
"Weissen  und  deren  Furcht  vor  Aufständen 
auf  die  Beziehungen  zwischen  Herren  und 
Sklaven  nicht  mildernd  einwirkten,  liegtauf 
der  Hand.  Ein  Ausfluss  dieser  Faktoren 
war  es,  wenn  auch  mit  den  christlichen, 
oder  richtiger :  getauften,  Negern  keine  eigent- 
liche Eirchengemeinschaft  bestand,  sondern 
fOr  sie  ein  getrennter  Qottesdienst  grob- 
ginnlichen  Ciiarakters  bestand,  in  dem  alles 
darauf  abzielte,  ihnen  die  unerschütterliche 
Ueberzeugung  zn  suggerieren,  dass  Sklaverei, 
Gehorsam  imd  Arbeit  ihr  gottgewolltes 
Schicksal  sei.  Vielfach  widerstrebten  aber 
die  Pflanzer  überhaupt  der  Erteilung  christ- 
lichen sowie  allgemein  eines  jeden  Unter- 
richtes an  ihre  Skiaren  —  teils  aus  Frömmig- 
keit, die  es  ihnen  innerlich  erschwert  hatte, 
ßrOder  und  Schwestern  im  Glauben  zu 
knechten,  teils  in  Sorge  vor  etwaiger  Selbst- 
überhebung und  revolutionären  Anwand- 
lungen der  letzteren.  —  Ist  also  die  Be- 
hauptung, dass  die  weltgeschichtliche  Be- , 
deutung  der  Kolonialsklaverei  in  der  Ver- ' 
mittelung  des  Christentums  an  Wilde  zu 
erbücken  sei,  nur  sehr  l>edingt  wahr,  so  darf 
doch  auch  nicht  übersehen  werden,  dass  das 
Christentum  nicht  ganz  ohne  Einwirkungen 
auf  die  thatsächliche  imd  rechtliche  Gestal- 
tung des  Sklaven  Verhältnisses  geblieben  ist  Im 
allgemeinen  freilichgehen  dieselben  keinesfalls 
über  das  Mass  des  anch  durch  die  römische 
Kaiser^esetzgebung  Gewährten  hinaus  und 
.sind  auch  meist  riel  mehr  vom  Gedanken  des 
Tierschutzes  als  der  Anerkennung  des 
Menschen  und  des  Pei'sonen Charakters  im 
Neger  getragen.  Sie  äussern  sich  in  einem 
gewis.*«n  Schutz  von  Leib  und  Leben;  in 
dem  Zugeständnis  gerichtlicher  Aburteilung 
in  schweren  Kriminalsachen :  im  Veriwt  der 
Sonntagsarbeit,  wobei  festzuhalten  ist,  dass 
das  Mass  der  Erholung  in  katholischen  Ko- 
lonialgebieten grösser  war  als  in  nichtkatho- 
lischen ;  schliesslich  in  einer  gewissen  durch 
die  Sitte  gebotenen  Achtung  vor  der 
Sklavenehe.  Als  ein  bedeutendes  Zugeständ- 
nis an  die  Humanität  rauss  (iaher  schon  die  j 
im  Verbote  des  französischen  Code  noir, ' 
beim  Verkaufe  von  Sklaven  Ehe^tlen  so- 1 
wie  Eltern    und   minderjährige  Kinder   von  i 


einander  zu  trennen,  liegende  Anerkennung 

der  Familienbeziehungen  von  Sklaven  ange- 
sehen werden. 

Im  letzten  Viertel  des  vorigen  Jahr- 
hunderts eist  begann  allmählich,  unter  dem 
Einflüsse  der  naturrechtUchen  Doktrinen  so- 
wie der  liberalen  Volkswirtschaftslehre  — 
in  England  und  in  einigen  Staaten  der  nord- 
amerikanischen Union  auch  der  protestan- 
tischen Sekten,  besonders  der  Quäker  — 
flberall  in  der  christlichen  Welt  ein  Um- 
schwung in  der  Auffassung  über  die  sittliche 
Zulässigkeit  des  Negerhandels.  Der  Rück- 
schlag machte  sich  zuerst  in  England  be- 
merkbar —  in  demselben  England,  das  sidi 
früher  so  eifrig  am  Sklavenhandel  beteiligt 
und  noch  im  Jahre  1748  auf  der  Verlänge- 
rung des  im  Dtrechter  Frieden  erhaltenen 
Privilegs  der  Sklaven  einfuhr  in  die  spani- 
schen Kolonieen  bestanden  und  dieselbe  auch 
durchgesetzt  hatte.  Zuerst  aber  kam  es 
zwischen  1776  und  1778  in  allen  Staaten 
der  Union,  ausgenommen  Nord-  und  Süd- 
karolina sowie  Georgien,  zu  Verboten  des 
Nogcrhandels. 

Dass  diese  Verbote  nicht  allein  und  nicht 
einmal  vorwiegend  auf  jene  eben  berührten 
ethischen  Faktoren  zurflckzufOhren  sind, 
braucht  kaiim  hervoi^hoben  zu  werden. 
Um  sie  zu  begreifen,  mues  man  vielmehr 
auch  folgendes  festhalten.  Von  den  dreizehn 
englischen  Kolonieen,  die  sich  im  Jahre  177B 
vom  Mutterlande  unabhängig  machten  und 
zu  den  Vereinigten  Staaten  zusammen- 
schlössen, war  die  Negerarbeit  nur  in  den 
zwei  südlichsten  wirtschaftlich  notwendig 
'  gewesen.  Wenn  sie  aber  —  trotz  ihrer  Ent- 
behrlichkeit und  sogar  trotz  vielfach  sehr 
bedeutender  Erschwerungen  aus  den  klima- 
tischen, wirtschaftlichen  und  produktions- 
technischen Verhältnissen  heraus  —  auch  in 
den  übrigen  sich  verbreitet  hatte,  so  liängt 
das  mit  der  allgemeinen  sowohl  als  auch 
specieü  mit  der  Handels-  und  Prodiiktioits- 
politik  Englands  zusammen.  Die  Negei-ein- 
fuhr  bildete  nicht  nur  ein  gewinnbringendes 
Geschäft  für  die  englischen  Reeder  und 
Händler:  es  musste  auch  parallel  und  in 
geradem  Verliältnis  mit  der  Entfaltung  der 
Sklaverei  in  den  Kolonieen  deren  Hei-aus- 
treten  aus  der  rein  landwiitschaftlichen  Pro- 
duktion und  üebergang  ziu-  Manufaktur 
immer  schwieriger  sich  gestalten.  Auf  diese 
Weise  diuite  man  ebensowohl  die  Ver- 
ewigung ihrer  wirtschaftlichen  Abhängigkeit 
vom  Mutterlande  erhoffen,  wie  man  auch  darauf 
rechnen  konnte,  dass  der  Rassen  gegensatz 
zwischen  Weissen  und  Negern  jenen  be- 
deutende innere  Schwierigkeiten  sdiaffen 
und  diireh  das  Schwergewicht  einer  ver- 
tierton, stumpfen  Sklavcumassc  die  EneiTrie 
ihrer  Bestrebungen  zur  Erlangiing  politischer 
Unabliaugigkcit  lähmen  oder  mindestens  ab- 
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schwächen  wünle.  All  das  erklärt  es,  dass 
eich  vielfach  starke  Opposition  gegen  die 
Negereinhihr  in  den  Kolonieen  schon  vor 
der Cuabb&ngigkeitserklärting geltend  machte ; 
aber  audti  dass  zugleich  oder  kurz  nach  der- 
selben <lie  obeo  erwähnten  Verbote  ergingen, 
die  natUrlicli  in  keiner  Art  das  Institut  der 
Sklaverei  selbst  berührten  und  daher  nur 
zur  Förderung  der  einheimischen  Sklaven- 
zucht beitrugen. 

In  Frankreich  versuchte  im  Jahre  1794 
der  Konvent,  nachdem  Dänemark  zwei  Jahre 
früher  vorangegangen  war,  die  Aufhebung 
der  Sklaverei.  Doch  schon  1802  wurde  die- 
selbe wiederhei^stellt  und  sogar  der  Neger- 
handel wieder  zugelasseu. 

In  England  wurde  der  letztere ,  dank 
der  von  William  WUberfoi-ce,  Clarkson, 
(Wnville,  Sharp  und  Charles  Fox  seit  1773 
geleiteten  Agitation,  diuch  Farlamentsbe- 
schluss  vom  Jahre  1806  verboten.  Seither 
ging  Eagluid  im  Kampfe  gegen  die  Sklaverei 
überall  und  allzeit  voran. 

Seit  dem  Anfang  unseres  Jahrhunderts 
ist  überall  in  den  christlichen  Staaten  Eu- 
ropas die  Sklaverei  gesetzlicli  aufgehoben. 
Doch  nicht  um  Europa  liandeJte  es  sich, 
sondern  um  die  Kolonieen.  England  Hess 
allei'diugs,  soweit  die  sein  igen  in  Frage 
kamen,  keine  weitere  Einfuhr  mehr  zu  — 
natürlich  ohne  auch  den  Sklaven  Schmuggel 
vollständig  unterdnlcken  zu  können.  Eben- 
sowenig vermochte  es  den  Sklavenhandel 
unter  nichtenglischer  Fl^ge  zu  verhindern. 
Dass  sich  die  Signatarmächte  des  Wiener 
Kongresses  mit  Deklaration  vom  2.  Februar 
1815  auf  Englands  Anregung  verbanden, 
demselben  überall  nach  Kräften  entgegenzu- 
treten, fiel  auch  nicht  schwer  ins  Oewicht. 
Denn  thatsächlicb  hatte  die  ganze  Last, 
diesen  Beschliiss  durchzuführen,  obgleich 
bis  in  die  4Uer  Jahre  hinein  eine  ganze 
Bei  he  dahin  abiuelender  völkerrechüicher 
Separatübereinkommen  zwischen  den  ein- 
zelnen Staaten  und  England  zu  stände  kamen, 
dieses  allein  zu  tn^n.  Mit  wie  geringem 
Erfolge  übrigens,  lehren  folgende  Ziffern: 
von  1807 — 1819,  in  welchem  Jahre  die  Aus- 
übung eines  Durchsuchungsrechtes  auf 
Schiffes,  die  des  Sklaventransports  verdäch- 
tig waren,  durch  englische  Kreuzer  begann, 
wurden  aus  Afrika  nmd  2,3  Millionen  Neger 
entiQlirt;  in  der  Zeit  von  1819—1847  aber 
über  2*/»  Millionen.  Von  den  letzteren 
wurden  alles  in  allem  durch  Kriegsschiffe 
nur  ca.  82000  =  3»/(»  befreit.  Was  aber  das 
Schlimmste  war :  dass  nun  englische  Kreuzer 
Überall  auf  Sklavenschiffe  Jagd  machten,  hatte 
vor  allem  nur  noch  erhOnie  Greuel  gegen 
die  lebende  Ware  zur  Folge,  die  zu  einer 
bedeutenden  Steigerung  der  Quote  dei-jenigen 
führten,  welche  während  der  Teberfahrt  zu 
Grunde  gingen.   Von  1807—1819  hatte  diese 


Quote  durchschnittlich  19 — 20  "/o  betragen. 
Nachher  und  bis  1847  wuchs  sie  auf  25*/» 
an.  Den  Sklavenhandel  verbieten  geuzte 
also  offenbar  nicht  Das  einzige  Mittel,  ihn 
wirklich  auszurotten,  war;  ihn  überflüssig 
zu  machen,  d.  h.  die  Sldaverei  aufzuheben. 
Eine  derartige  Massregel,  mit  oder  ohne 
Entschädigung  der  Sklave  nbesitzer,  einfach 
dekretieren,  ging  jedoch  nicht  an.  Denn  sie 
schloss  grosse  soziale  und  wirtschaftliche 
Gefahren  in  sich.  Es  musste  nämlicU  mit 
dem  RassenhadS  zwischen  Herren  und  Sklaven 


Dinge  nun  einmal  li^en,  wohl  überhaupt, 
sicherlich  aber  wenigstens  in  ihrer  damaligen 
Kultiir\'erfassung  —  im  Vergleich  zu  den 
Weissen  inferiorer  Menschenschlag  waren; 
endlich  mit  der  Aussicht,  dass  sie,  kaum 
befreit,  alle  Arbeit  im  Stiche  lassen  und  so 
die  Produktion  und  den  allgemeinen  Wohl- 
stand schwer  schädigen,  ja  vielfach  die 
erstere  —  infolge  Mangels  anderer  Arbeits- 
kräfte —  vollständig  lähmen  würden.  Am 
empfehlenswertesten  erschien  also  eine  all- 
mähliche Ueberleitung  der  Sklaverei  zur 
Freiheit   unter  gleichzeitiger  Sperrung  des 


Nicht  überall  jedoch  hat  man  sieh  an 
dieses  allein  richtige  System  gehalten. 

In  England  wurden  im  Jalire  1832  alle 
Kren-  und  Domänensklaven  emandpiert  und 
mit  Pariamen taakte  v.  28.  August  lb33  ganz 
aDgemein  die  Sklaverei  in  den  britischen 
Kolonieen  abgeschafft.  800  O'X)  Sklave» 
wurden  so  frei.  Nicht  jedoch,  ohne  dass 
ihre  Herren  mit  insgesamt  20  Millionen 
Pfund  —  das  ist  etwa  ^i ;  des  Marktwertes  — 
entschädigt  und  zugleich  die  Emancipierten 
für  eine  Uobergangsperiode  von  4— 6  Jahren 
zu  Zwangsdiensten  verpflichtet  worden  wären. 
Die  Emancipation  becinflueste  übrigens  die 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  den  britischen 
Kolonieen  auf  viele  Jahre  hinaus  höchst  nach- 
teilig. Ueberdies  führte  sie  auch,  weil  sie 
zunächst  auf  das  britische  Reich  beschränkt 
blieb,  zur  Verschlechterung  der  Lage  der 
Sklaven  und  zum  Aufschwünge  der  Sklaverei 
in  den  Sklavenländern ,  da  England  nun 
seinen  Bedarf  an  Baumwolle  und  Zucker  in 
erhöhtem  Masse  von  dort  aus  decken  musste. 

Dem  englischen  Beispiele  fol^e  Frank- 
reich, indem  es  mit  ü.  v.  18.  Juli  1845  die 
Sklaverei  bedeutend  abmilderte  und  sodann 
mit  G.  V,  27.  April  1848  die  in  seinen 
Kolonieen  befindlichen  2^.'j  Millionen  Sklaven, 
unter  Entschädigung  der  Besitzer,  vollständig 
befreite.- 

Auch  in  den  anderen  sklavenhaltenden 
Kolonialländern  wurde  die  Aufhebungder  Skla- 
verei in  der  Zeit  von  1848 — 1886  eingeleitet 
und  durchgeführt  Was  insbesondere  Brasilien 
betrifft,  wo  es  um  die  Mitte  des  19,  Jalir_ 
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hunderte  etwa  220Ü(mM  Sklaven  gab,  bo 
war  dort  unter  dem  Dnicke  Englands  schon 
1831  der  Negerhandel  verboten,  dieses  Ver- 
bot atier  erat  seit  1850  wirklich  dim;h- 
geffihrt  worden.  Seit  1871  traten  dann 
Gesetze  in  öeltung,  durch  welche  die 
Sklaverei  auf  den  Aussterbeetat  gesetzt 
wiUTie.  Kinder  von  unfreien  Müttern  wurden 
fortan  als  frei  geboren.  Sie  sollten  von  den 
Herren  der  erstereu  bis  zum  8.  IröbenBuihre 
erzogen  und  sodann  entweder  an  den  Staat 
oder  an  gewisse  hierzu  ermächtigte  Gesell- 
schaften gegen  Entschädigung  ali^etreten 
bezw.  in  persönlichem  Dienste  bis  zur  Voll- 
jährigkeit gehalten  werden.  Nach  Eintritt 
der  letzteren  sollten  sie  dann  g^zhch  frei 
werden.  Durch  G.  v.  13.  Mw  1888  wurde 
schliesslich  die  bereits  anf  ^/s— ^,4  Millionen 
zusam  mengeschmolzene  Sklavenbevölkerun  g 
vollständig  emancipierL 

In  gewaltsamer  Weise  hat  sich  die  Eman- 
cipation  der  Neger  in  den  Südstaaten  der 
Union  vollzogen.  Es  kann  auch  niclit  ge- 
leugnet werden,  dass  die  Nordstaaten,  als 
sie  in  rficksichtsioser  Verfolgung  ihres  Sieg^, 
ohne  jedes  Uobergangsstadium  tmd  ohne  die 
Sklaven besitzer  zu  entschädigen,  vier  Mil- 
lionen grösstenteüs  fast  vertierter  Neger  zu 
freien  und  stimmtierecht^en  üuionsbürgern 
machten,  nicht  nur  die  ohnehin  schon  durch 
den  Kri^  ruinioi-ten  Südstaaten  noch  mehr 
schädigten,  sondern  auch  ihrem  Staatswesen, 
der  Ci\'ihsation  und  den  Negern  selbst  keinen 
Dienst  ermesen.  Dass  die  Sklaveobarone 
jede  auf  die  Bessening  der  Ijage  ihrer  Neger 
gerichteten  Massregeln  hartnäckig  zuriick- 
gewieson  und  schliesslich  den  Secessions- 
krieg  herbeigefflhrt  liatten,  kann  an  der 
Wahrheit  dieser  Thatsache  nichts  ändern 
(vgl.  den  Art.  Negerfrage  oben  Bd.  V 
S.  970  ff.). 

Gegenwärtig  ist  in  allen  Staaten  christ- 
licher Civilisahon  die  Sklaverei  gesetzlich 
beseitigt. 

VI.  Massregeln  gegen  den  Sklavenhandel. 

Dies  ist  freilich  nicht  gleichbedeutend 
mit  der  Beseitigung  der  Negersklaverei  über- 
haupt. Dieselbe  ist  vielmehr,  gestützt  durch 
die  Lehren  des  Korans  und  durch  die  ewigen 
Kämpfe  der  Stämme  im  Innera  Afrikas, 
hier  sowie  in  allen  selbständigen  muhameda- 
nischen  Staaten  eine  festbogrUndete  Einrich- 
tung. Der  Bedarf  der  Türkei,  Marokkos, 
Tripolis',  Aegj-ptens,  Arabiens  an  Neger- 
sklaven ist  sehr  bedeutend,  und  es  ist  wohl 
nicht  zu  hoch  gegriffen,  wenn  die  Zahl 
der  aus  ihrer"  Heimat  weggeschlenitten 
Schwarzen  jahraus  jahrein  auf  eine  Million 
geschätzt  wild.  Nun  ist  ja  die  muhameda- 
nische  Sklaverei  eine  ziemlich  harmlose 
Einrichtung.  Allein  die  Greuel  des  Sklaven- 
handels und   der  Sklavenjagden  durch  das 


im  Innern  Afrikas  noch  stetig  vordringende 
Aiabertum  sind  unsäglich.  Es  sind  deshalb 
internationale  Vereinbarungen  zur  Verhinde- 
rung dersell)en  zu  stände  gekommen.  In 
Art.  6  der  Kongtakte  vom  25.  Februar  1885 
verpflichteten  sich  die  Signatarmächte 
(Deutschland .  Grossbritannien ,  Frankreich, 
Oesterreich-Ungam ,  Russland,  Italien,  die 
Niederlande,  Belgien,  Spanien,  Portugal,  die 
skandinavischen  Länder,  die  Türkei  und  die 
Vereinigten  Staaten),  zur  Unterdrückung  des 
Sklavenhaudels  mitzuwirken.  Da  das  vor- 
gesetzte Ziel  dadurch  allein  offenbar  kaum 
zu  erreichen  war,  so  kam  es  namentlich  in- 
folge der  Agitation  des  Kardinalcrzbischofs 
von  Algier,  Lavigerie,  besonders  in  Frank- 
reich .  England  und  Deutschland  zu  einer 
lebhaften  Antisklavei-eibewegung.  Praktische 
Folgen  hatte  dies  aber  ebensowenig  wie  der 
Plan  Lavigeries,  die  arabischen  Sklavenjäger 
durch  eine  Vereinigung  nach  Art  der  alten 
Ritterorden  zu  bekämpfen.  Um  den  Kampf 
gegen  den  Sklavenhandel  wirksam  aufnehmen 
und  durchMhren  zu  können,  mflsste  im  Innern 
Afrikas  der  Friede  unter  den  einzelnen  Stum- 
men eingekehrt  sein,  die  Macht  des  Araber- 
tums  gebi'ochen  und  überdies  die  Abscha^ng 
der  Sklaverei  in  allen  muhamedanischen 
Staaten  durchgesetzt  werden.  Es  werden 
daher  auch  die  Mittel,  zu  deren  Anwendung 
sich  sämtliche  Signatarmächte  der  Kongo- 
akte, ferner  Persien  und  Sansibar  in  der 
Generalakte  vom  2.  Juli  1890  auf  der 
Brüsseler  Antisklaverei  konteren  z  verpfUchtet 
haben  —  Regriindung  fester  Stationen ;  Bau 
von  Strassen  und  Eisenbahnen ;  Einrichtung 
von  Dam])fcrlinien  und  Telegraphen;  Be- 
schränkung iJer  Waffen  einfulir ;  Ueber- 
wachung  der  Karawanen  der  Küsten  und 
Höhen;  Schutz  der  Eingeborenen  durch 
fhegonde  Kolonnen;  Beförderung  der  Mis- 
sionen und  Forschungsreisen ;  Auäiahme  und 
P^ierklärung  aller  flüchtigen  Sklaven  auf 
den  Stationen  und  Schiffen  der  Signatar- 
mächte; Erlassung  von  Strafbestimmungen 
gegen  Sklavenrauh  und  Sklavenhandel  in 
den  I^ändem,  deren  Gesetzgebungen  solche 
überhaupt  nicht  oder  nicht  in  genügendem 
Masse  enthielten  —  kaum  ihren  Zweck  er- 
reichen. Ganz  abgesehen  davon,  dass  sie 
zu  ihrer  Durchfühi-ung  jedenfalls  sehr  langer 
Zeit  bedürfen. 

Man  muss  also,  so  sehr  man  jede  Initia- 
tive zur  Beseitigung  der  Sklaverei  zu  be- 
glückwünschen hat,  immerhin  bis  auf  weiteres 
mit  der  Fortdauer  derselben,  in  offener  oder 
verkappter  Weise,  rechnen.  Nicht  bloss  wegen 
der  Existenz  miihamedaniscbcr  Sklavenhdter 
und  Sklavenhändler.  Der  Gefahr,  die  von 
dieser  Seite  her  droht,  wird  mit  der  end- 
giltigen  Besitznalimo  Afrikas  diuxih  die  euro- 
päischen Kolonialmächte  und  deren  Fest- 
setzung daselbst  ein  Ende  gemacht  werden. 
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Viel  ernsthafter  ist  ein  anderes  Problem. 
Parallel  mit  der  politischeu  ÄusbreitwDg 
Europas  im  schwarzen  Erdteil  vollzieht  sich 
auch  die  Ausbreitung  des  europ^sehen  Kapi- 
tals. Ja,  jene  ist  nur  eine  Form  dieser  letz- 
teren. D,  h.  es  ist  ein  mächtiges  Aufblllhen 
tropischer  und  subtropischer  Plantagen  kultur 
zn  erwarten.  Sicher  wird  es  angestrebt 
werden.  Es  ist  nun  abzuwarten,  ob  man 
bei  der  Beschaffung  der  nStigen  Arbeits- 
kräfte sich  auf  den  guten  Willen  dieser  letz- 
teren wird  angesehen  wissen  wollen  oder 
ob  man  zur  EinftUming  oder  besser  Auf- 
i-echterhaltnng  der  Zwangsarbeit  sich  ent- 
Bchliessen  wii-d. 

Litteratnr:  Vgl-  atuter  den  LiUeralurangabea 
oben  bei  den  Artiteln:  Agrargetehichle, 
JI,i,ifr,£aueTjibefrci«ng,  Bevölkerung 
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AehUU  Loria,  Dit  Sklavenairticha/t  im  mo- 
dernea  Amerika  und  im  europäitehen  Altertum 
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turangabtn).  —  Paul  Ttollet,  Ifittoire  du 
droit  rivil  franjal»  {II.  Aufl.),  Pari»  1898.  — 
H.  Walltm,  Ki»toire  dt  Velclaeage  dant  l'an- 
tiquilt,  S  Bde.  (IL  Aufl.),  Pari*  1879.  —  K. 
E.  Zachttriä  von  lAngenthal,  GeichicMe 
de»  griechiech-römiichen  Rechli  (III.  Auflage), 
Berlin  189S. 

Carl  Grünbcrg, 


Dogeld. 

Im  deutschen  Mittelalter  bestand  »eine 
städtische  Verkehrssteuer,  welche  gewöhn- 
lich als  Ungeld  oder  indebitiun  bezeichnet 
wird,  doch  auch  bisweilen  theloueum  heisst, 
wie  sie  denn  auch  wesentlich  auf  der  Grund- 
lage des  alten  Zolles  erwachsen  sein 
dürfte.  In  der  Bezeichnung  liegt,  dass  man 
die  Abgabe  als  etwas  T'ngehöriges,  zu  dem 
pfHchtmässigen,  alten  Zollsatze,  dem  debi- 
tum,  Hinzutretendes  belrachtete«  (Zeumer). 
Die  form  »Umgeld«  (die  ttbrigens  schon 
früh  vorkommt)  beruht  auf  Entstellung. 
Ceber  das  Verhältnis  des  Uugelds  zur  Accise 
Tgl.  d.  Art.  AucUe,  oben  Bd.  1  S.  21fL 
Im  wesentlichen  sind  Ungeld  und  Accise 
dasselbe,  werden  sehr  oft  synonym  ge- 
braucht; wenn  sie  einmal  verschiedene 
{stets  jöioch  indirekte)  Abgaben  bezeichnen, 
so  geht  das  auf  zufäUige  Umstände  zurück. 
Im  Gegensätze  zu  den  in  der  Stadt  er- 
hobenen direkten  Steuern ,  deren  Ertrag 
meistens   dem   Landesherrn   zu&el  (vgl.  d. 
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Art.  Bede,  oben  Bd.  II  S.  535ff.),  dient 
das  Ungeld  meisteos  den  Bedflrfnissen  der 
Stadtgemeinde.  Die  Urkunden  gebeo  in 
Ältester  Zeit  als  Zweck  der  Steuer  »der 
Stadt  Bau«  an,  wobei  in  erster  Linie  an  die 
Herstellune  der  Stadtbefestigung  zu  denken 
ist;  die  Ummauening  war  es,  welche  am 
unmittelbarsten  und  frühesten  eine  Ver- 
mehnitig  der  Gemeindeein kflnfte  forderte. 
Zur  Erhebung  des  Ungeldes  bedurfte  die 
Stadt  der  Genehmigung  des  Landesherm, 
da  derselbe  als  Inhaber  des  Zollregals  auch 
das  Recht  au!  das  Ungeld  t)esase.  Er  über- 
liese  das  letztere  der  Stadt  entweder  gegen 
Entrichtung  einer  Pachtsumme  oder  einer 
Quote  des  Ertrags  oder  aucli  ohne  Bntgeld 
—  teUs  auf  eine  Beihe  toü  Jahren,  teils 
»erblich*.  Uebrigens  hat  es  auch  an  Usur- 
pationen von  Seiten  der  Städte  nicht  gefehlt. 
Natürlich  war  es  dem  Landesherrn  unver- 
wehrt,  auch  auf  dem  platten  Lande  ein  Un- 
geld (resp.  eine  Accise)  an  erheben,  wie  er 
dies  seit  dem  Ende  des  Mittelalters  in  der 
That,  flbrigens  übei-wiegend  nach  Genehmi- 
gung durch  die  Ijandstände,  gethan  hat. 
Erhoben  wurde  das  Ungold  teilweise  durch 
landesherrliche,  resp.  städtische  Organe; 
sehr  häufig  ist  aber  auch  das  System  der 
Verpachtung  angewandt  worden,  und  zwar 
nicht  bloss  von  dem  Landesherrn  gegenüber 
der  Stadt,  sondern  es  hat  auch  die  Stadt  ihr 
Ungeld  an  Privatpereonen  verpachtet  und 
ebenso  der  Landesherr  auf  dem  platten 
Lande.  Gegenstand  der  BesteueruDg  scheinen 
zuerst  Getränke  gewesen  zu  sein;  bald  je- 
doch wui'de  der  Kreis  immer  weiter  ge- 
zogen. Dass  das  Cngeld  ursprünglich  durch- 
weg Natural-,  nicht  Geldsteuer  gewesen  sei, 
ist  ein  Irrtum,  Es  ist  vielmehr  (ebenso  wie 
die  Bede)  zweifellos  zu  dem  Zwecke  der 
Beschämung  von  Geld  von  vorn  herein  ein- 
geführt worden,  Ueber  die  weitere  Ge- 
schichte des  T!ngeldes  s,  d,  Art.  Accise 
oben  a,  a.  0, 

Litteratnrs  f'gt-  uumt  drr  Lillfraiur  tu  den 
ArlikflnAcciBeiindarundeteiier  inälterer 
Zeil  oben  Bd.  1  S.  J6  beiii:  Bd.  IV  S.  9^  2S .- 
G.  V.  JEtClOiC,  Ih'e  landitänditehe  Verfatsiijig  iii 
Jillieh  uad  Berg,  Teil  I,  Kitp.  1,  g  S  nnd  Teil  III, 
Heft  i,  S.  ISlff.  —  Demelbe,  Zur  Emtuhimg  der 
deHturhtn  Stadtverfnuung,  Hietor.  Zeillchr.,  S9, 
1^.  isaff.  —  R.  Knipping,  Die  XÜliier  öladl- 
reehnungen  det  lUiUelailcri,  mit  einer  Duntct- 
Uiag  der  flnaiarrru-aUung,  i  Bde.,  Bonn  1S97 
und  1SB8.  —  G.  L.  f.  Maurer,  Geiehlchfc 
der  Ntadlererfiutung  tu  DetiUrhland,  Bd.  II,  S. 
»S7ff.  vnd  die  gesamte  IMleraliir  ilber  diu  ütten! 
dciiltfhe  Stadteu-'irn  f:  den  Art.  »Bargertum», 
Bd.  II,  S.  llSOf.J.  —  a.  iinrh  K.  BRi^er,  Die 
EuMehung  der  Vidkni-irtithiifl,  J,  Aiiß.  (Tä- 
binijen  l:i"l),  S-  I.V>. 
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Unternehmer  nnd  ünternehmer- 
gewinn. 

1.  Der  Unternehmer.    2.  Das  Untemehmer- 


gewinnund  Kapital  gewinn.  ö.VerechiedeneHöhe 
des  Untemehmergewinns  in  der  Wirklichkeit, 
1,  Der  Unternehmer,  Die  Organisation 
der  Volkswirtschaft  empfängt  auf  der  von 
den  modernen  Kulturvölkern  erreichten  Ent- 
wickeluugflstufe  ihr  charakteristisches  Ge- 
präge vorwiegend  dadurch,  dass  sie  untei- 
AuerkeunuDg  des  Privateigentums  und  der 
persönlichen  Freiheit  die  Deckung  des  wirt- 
schaftlichen Bedarfs  der  Bevölkerung  in  der 
Hauptsache  dem  selbstthatigen  Wirken  des 
Selbst! otei-esses  der  Individuen  überlä.-ist. 
In  dem  Masse,  ia  welchem  im  Laufe  der 
Entwickelung  die  Arbeitsteilung  über  die 
Grenzen  der  Einzel  Wirtschaft  hinauswuchs, 
bildete  sich  ein  Zustand  heraus,  bei  dem  die 
erforderliche  Uet)ereinstiramung  zwischen 
Bedarf  und  Produktion  in  der  Volkswirt- 
schaft lediglich  mittelst  mannigfaltiger  freier 
Einzel  vertrage  erzielt  wurde.  Ebenso  ver- 
mag heute  nur  auf  diesem  Wege  die  tech- 
nisch und  ökonomisch  notwendige  Verbin- 
dung der  einzelnen  Produktionsmittel  und 
leliendigen  Produktivkräfte  zu  oi^nischen 
Einheiten  oder  Betrieben  sich  zu  bilden. 
Der  zur  «allgemeinen  Qeldwirtscliaft  ent- 
wickelte Tausch-  und  Leihverkehr  vermittelt 
die  wirtschaftlichen  Beziehungen  der  Indi- 
viduen und  sonstigen  Wirtschaftseinheiten. 
Auf  dem  freien  Markte  werden  nach  dem 
Grundsatze  specieller  ökonomischer  Leistung 
und  Gcg^nleistimg  die  allgemein  zu  Waren 
gewordenen  wirtschaftUclien  Güter  und  per- 
sönlichen Dienste  gegen  Geldäi|uivalento 
abgesetzt  und  erworben,  Zweck  und  Ziel 
der  Produktion  ist  regelmässig  iiicJit  mehr 
die  Deckung  des  Eigenbedarfs  der  Produ- 
zenten, sondern  fremden  Bedarfs.  Das  wirt- 
schaftliche Streben  iu  Produktion  imd  Er- 
werb ist  auf  Erziehmg  höcjistmöglichen 
Tauschwertes  gerichtet,  Kosten  und  Produkt 
werden  nach  Preisen  vei^lichen,  und  ledig- 
lich nach  ihrem  Wertverliältnis  zu  einander 
bestimmt  sicli  der  privatwirtschaftliche  Er- 
folg der  einzelnen  Wirtschaft.  Ein  dei'- 
artiger  Wirtschaftszustaud  ist  durch  die 
Existenz  einer  Klasse  selbständiger  Produ- 
zeiiten  bedingt,  die  unter  Einsetzung  eigenen 
Kapitalvermögens,  in  der  Regel  aber  auch 
eigener  Thatigkeit,  ferner  —  soweit  Bedürf- 
nis und  MögliclLkeit  gegeben  sind  —  luiter 
Heranziehung     und     Verwertung     fremder 
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Produktion  smittel  oder  Kapital  Vermögens- 
teile nnd  fremder  Arbeitskräfte  die  Produk- 
tion 'wirtschaftlicher  Güter  und  Dieostleis- 
tungea  auf  eigene  Eechnung  und  Gefahr 
betnebsmässig  organisieren  und  leiten,  um 
in  dem  Ueberschufis  des  in  verkehrsrnSssiger 
Verwertung  der  produzierten  SachgQter  und 
Dienstleistungen  erzielten  Erlöse  Einkommen 
für  sich  zu  erzielen.  Man  bezeichnet  sie  als 
Unternehmer  und  die  aiif  ihre  Reclmung 
geführten  bezw.  von  ihnen  selbst  geleiteten 
Wirtschaftsbetriebe  Cnternehmungen. 
Ihr  Einkommen  aus  den  Betrieben  bildet 
das  Unternehmereinkommen,  das  von 
den  übrigen  Einkomm6nRZweigen,denGruad- 
und  sonstigen  Mietsrenten,  dem  Eapitalzins 
und  dem  Lohne  sich  durch  den  Umstand 
unterscheidet,  dass  es  nicht,  wie  diese,  ein 
vertragsmSesig  auebedun^nes  ist,  sondern 
unmittelbar  erworben  wnd.  Ei^ben  die 
erzielten  Preise  der  zu  Markt  gebrachten 
Produkte  und  Dienstleistungen  nur  die 
Kostendeckung,  so  entsteht  kein  Einkommen ; 
bleiben  sie  hinter  dem  erforderlichen  Kosten- 
beträge zurflek,  so  entsteht  ein  ünternehmer- 
verlusL 

Manche  Autoren  wollen  den  B^;riff  der 
Unternehmung  dahin  ausdehnen,  daaa  jeder 
selbständige  Produzent,  auch  der  völlig 
kapitallose,  darunter  fiele.  Indessen  heisst 
dies  dem  Begriff  »Unternehmer  und  Unter- 
nehmungc  Gewalt  anthun.  Ein  Arbeiter, 
der  ohne  Einsetzung  irgendwelcher  Kapital- 
mittel lediglich  seine  persönliche  Arbeit  auf 
dem  Markte  unmittelbar  verwertet,  ist  eben 
nichts  als  ein  selbständiger  Arbeiter.  Ein 
Dienstmanu  unterscheidet  sich  von  demDienst- 
boten  o<ler  den  übrigen  Arbeitern  wesentlich 
nur  dadurch,  dass  er  nicht  wie  diese  ein 
mehr  oder  minder  dauerndes  Dienstverbält^ 
nis  eingeht.  Ein  Unternehmer  ist  er  nicht. 
Sein  Einkommen  ist  Arbeitsertrag,  nicht 
ünternehmereinkommen.  Denn  für  ihn  exis- 
tiert keine  Differenz  zwischen  Selbst-  bezw. 
Produktionskosten  und  Erlöse  vermieteter 
Dienstleistungen,  da  ihm  wohl  ein  Arbeits- 
opfer, aber  keine  sachlichen  Produktions- 
kosten erwachsen. 

Die  Unternehmung  steht  einerseits  im 
G^;en3atze  zur  produktiven  Famihenwirt- 
schaft,  die,  auf  einer  umfassenden  persön- 
lichen Lebensgemeinschaft  ihrer  Glieder 
ruhend,  ihren  Bedarf  vermittelst  der  eigenen 
Produktion  unmittelbai'  zu  decken  bestrebt 
ist,  andererseits  zu  der  Wirtschaft  der  Ver- 
eine, der  Gemeinde,  des  Staats,  soweit  diese 
nicht  ebenfalls  zum  Zwecke  der  Gewinner- 
zielung  betrieben  wird  und  insofern  in  den 
Rahmen  der  privatwirtschaftlichen  Organi- 
sation fällt,  lin  übrigen  ist  die  Klasse  der 
Unternehmer  weit  entfernt  davon,  das  Bild 
gleichmassiger  innerer  Zusammensetzung 
zu    bieten.      Abgesehen   davon,    dass    als 


der  Träger  einer  Unternehmung  bald  — 
was  die  Regel  bildet  —  eine  einzelne  Per- 
son erscheint,  häufig  genug  aber  aucli  eine 
Genossenschaft  von  mehreren  zu  gleielien 
oder  ungleichen  Teilnahmsrechten  und 
■pflichten,  bilden  die  einzelnen  Unternehmer 
und  Unternehme i-griippen  von  dem  kleinsten 
selbständigen  Bandwerker.  der  mit  gering- 
fügigem Kapital  und  Vermögensbesitz  ohne 
Zuhilfenahme  fremder  Arbeitskräfte  und 
Kapitalien  auf  Bestellung  arbeitet,  bis  zudem 
grOssten  Welthandelshaus  oder  einer  mit 
einem  Riesen  vermögen  und  einer  nach  Tau- 
senden zählenden  Arbeiterschaft  produzieren- 
den Aktiengesellschaft  eine  reich  gegliederte 
Stufenreihe,  zwischen  deren  einzelneu  öhe- 
dern  allmähliche  Uebergänge  die  Verbindung 
vermitteln. 

Nicht  von  jeher  hat  die  Unternehmung, 
zumal  nicht  in  der  rein  ausgebildeten  Form, 
in  der  sie  heute  das  Gebiet  der  Verkehrs- 
wirtschaft beherrscht,  bestanden,  vielmehr 
hat  sie  sich  eist  im  Zusammenhange  mit  der 
fortschreitenden  Entwickelung  der  Geldwirt- 
aohaft  aus  der  alten  Familien-  und  Gemein- 
wirtschaft allmählich  herausgebildet,  und 
zwar  in  dem  einen  Wirtschaftszweige  früher 
als  in  dem  anderen,  z.  B.  im  Handel  am 
frühesten,  in  der  Landwirtschaft  am  spä- 
testen. Das  Wesen  der  Urproduktion  bringt 
es  mit  siclk,  dass  selbst  bei  den  am  meisten 
fortgeschrittenen  Kulturvölkern  die  einzelnen 
Betriebe,  namentlicii  die  rein  bäuerlichen, 
durchweg  aucli  heute  noch,  obwohl  sie  zu 
Unternehmungen  geworden  sind,  daneben 
noch  in  griteserem  oder  geringerem  l'mfange 
einen  familien wirtschaftlichen  Charakter  be- 
wahren. Auf  der  anderen  Seite  hat  auf 
dem  Gebiete  der  Gemein  Interessen  der  Un- 
ternehmungsbetrieb in  weitem  Umfange  wie- 
derum einem  höher  entwickelten  gemein- 
wirtschaftlichen  Betriebe  weichen  müssen, 
teils  weil  dieser  sich  technisch  und  ökono- 
misch leistungsfähiger  envies,  teils  weil  für 
die  vollkommene  Befriediguug  der  Gemein- 
bedflrfnisse  das  Erwerbs  motiv  versagte. 

Die  technische  und  ökonomische  Ent- 
wickehirig  der  Volkswirtschaft  hat  bis  dahin 
wesentlich  von  der  Entwickeluug  des  Un- 
ternehmertums abgehangen.  Dies  ist  bedingt 
durch  die  leitende  und  führende  Scellnog, 
welche  dieses  im  Gesamtoi-ganismus  ein- 
nimmt. Auf  der  anderen  Seite  ist  die  Ver- 
schiedenheit der  specifischen  Unternehmungs- 
formen dui-ch  den  jeweihgen  Stand  der 
Technik  und  der  allgemeinen  ökonomischen 
und  sozialen  Entwickeluog  bedingt:  Und 
wie  infolge  des  Kapitalbesitzes  die  Leitung 
und  Führung  in  der  Produktion  beim  irnter- 
nehmertume  ruht,  vollzieht  sich  auch  der 
Prozess  der  privatwirtschaftlichen  Güter\'er- 
teilnng  dni-di  seine  Vermittelung,  so  dass 
sein  \erhältnis  zu  den  übrigen  an  Produk- 
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tion  und  Verke)«  beteiligten  Elementen  die 
wesentlichste  Ömndlage  für  die  allgemeine 
soziale  KlaBBenbildiiQg  wird. 

2.  Das  Untemehmerelakoniiiieii.  Da 
das  Untemebmerein kommen  auf  der  Diffe- 
renz der  Kosten  imd  des  Geldrohertrages 
der  Tlnternehmung  basiert  ist,  so  ist  es  vor 
allem  wichtig,  das  Wesen  und  den  Umfang 
der  Kosten,  richtiger  der  Selbstkosten  oder 
Privat  kapitalsauf  Wendungen,  zu  bestimmen. 
ITnter  den  Kosten  erscheint  zunächst  der 
Tauschwert  der  während  der  ProduktioDS- 
periode  fflr  die  Produktion  und  in  der  Pro- 
duktion ganz  oder  teilweise  verbrauchten 
Oüter.  In  den  bei  ihreni  käuflichen  Er- 
werbe gezahlten  Preisen  ist  innerhalb  der 
arbeitsteiligen  Verkehrs  Wirtschaft  die  Aus- 
zahlung sämtlicher  Selbstkosten  und  Ge- 
winnaDsprQche  der  l'ntemehmungen  der 
rückwärts  liegenden  Produktionsstufen,  so- 
weit sie  nich  auf  dem  Markte  wirksam 
geltend  machen  konnten,  enthalten.  Zu 
diesen  Aufwendungen  gesellt  sich  alsdann 
die  vertragsmässig  bestimmte  Vergütung 
ftlr  die  in  dem  rnternehmen  verwendeten 
Leistungen  fremder  Arbeifski'äfte  sowie  die 
Vergütung  sowohl  für  die  zur  produktiven 
Verwendung  miet-  und  pachtweise  Ober- 
lassenen  fremden  Produktionsmittel,  wie 
Grund  und  Boden,  Gebäude,  Oewerbsräume 
etc.,  als  auch  für  die  von  anderen  dem  t'ii- 
nehmer  behufs  eigen  ttiml  icher  Erwerbung 
der  für  den  Betrieb  erforderlichen  Gflter- 
bestände  kreditierten  Vermögen swei-te.  Wenn 
nun  auch  im  regelmässigen  Verlaufe  der 
Dinge  Lohne  und  Besitzrenten,  soweit  sii 
in  den  Produktionsbetrieben  ausbedungei 
werden,  materiell  als  Anteile  an  dem  Ge- 
samtertrage der  T'nternehmungen  aufzufassen 
sind,  aus  dem  sie  allein  ihrem  Betrage  nach 
dauernd  entnommen  werden  kOnnen,  so  er- 
scheinen sie  doch  auf  dem  Standpunkte  des 
Untern eluners  als  Kosten elemente,  da  seine 
bezflglichen  Zahlungsverpflichtungen  weder 
durch  die  Erzielung  eines  zukünftigen  Pro- 
duktioDsertrages  überhaupt  noch  auch,  so- 
weit ein  solclior  erzielt  wird,  durdi  dessen 
Höhe  rechtlicli  bedingt  sind.  Der  Unler- 
nehmer  übernimmt  die  Zahlung  in  der  Er- 
wartung, entweder  schon  vor  Eintritt  ihres 
FäHigkeitatermines  die  Deckungsmittel  im 
Produkt ionaertrage  zu  erwerben  oder  aber 
—  was  meistens  zutreffen  wirf  ^  die  ge- 
machten Aufwendungen  im  Preise  der  ab- 
gesetzten Produkte  ixler  verwerteten  Dienst- 
leistungen sjäter  ersetzt  zu  erhalten.  Bleibt 
diese  Deckung  oder  dieser  Erfolg  aus,  so  ist 
er  verbunden,  da  jene  AnsprÜclie  vertrags- 
mässig bedungene  sind,  sie  aus  eigenem 
Vermögen  zu  l'efi'iedigen. 

In  demjenigen  TeUe  des  Rohertrages  der 
T'nternelimung,  welcher  nach  Abzug  ledig- 
lich  des  Kostenwertes  sämtliclier  von  an- 


deren Unternehmungen  erworbener  und  in 
ihr  selbst  verbrauchter  Produktwerte  ver- 
bleibt und  den  man  als  den  volkswirtschaft- 
lichen Reinertrag  bezeichnen  könnte,  drückt 
sich  der  wirtschaftliche  Gesamferfolg  des 
llnternehniens  aiis,  wie  er  durch  die  kom- 
binierte Wirksamkeit  sämtlicher  dem  Unter- 
nehmen unmittelbar  oder  in  der  Verwendung 
der  Vorprodukte  mittelbar  dienstbaren  Na- 
tur- und  Arbeitekräfte,  einschliesslich  der 
auf  die  Ausnutzung  der  Mtu-kt-  und  Preis- 
Verhältnisse  gerichteten  Thätigkeit,  erzielt 
wurde.  Ein  bestimmter  Anteil,  der  in  dem 
erzielten  Ertri^  der  Mitwirkung  der  Arbeit, 
und  ein  weiterer  bestimmter  Anteil,  welcher 
der  Mitwirkung  des  Bodens  oder  der  eben- 
falls als  Produktionsmittel  dienenden  Übrigen 
Sachgüter  zuzuschreiben  wäre,  lässt  sich 
weder  thatsächlich  noch  rechnerisch  aus- 
scheiden, da  überall,  wo  sie  zusammenwirken, 
ihr  Produkt  nur  ein  gemeinsames  ist,  der 
eine  Faktor  ohne  den  anderen  überhaupt 
nicht  zur  produktiven  Wirksamkeit  gelangen 
kann.  Die  Mietpreise  der  fremden  Arbeit 
und  der  fremden  Produktionsfonds  oder  der 
kreditierten  Vermögenswerte  sind  Entgelt 
oder  Gegenleistung  für  die  überlassenen 
Nutzungen,  deren  Höhe  sich  nach  den  Ge- 
setzen des  Marktes  regeln.  Diese  Aeqiüva- 
lente  sind  aber  keineswegs  identisch  mit 
einem  gerade  von  jenen  Fiürtoren  besonders 
produzierten  Ertragsanteile,  sind  —  volks- 
wirtschaftlich gesprochen  —  nicht  gesonderte 
Produktionset^bnisse  des  Bodens,  des  Ka- 
pitals und  der  Arbeit.  Was  dem  Unter- 
nehmer nach  AbzTig  der  an  Dritte  zu  zah- 
lenden liöhne  und  Besitzrenten  verbleibt,  ist 
immer  nur  ein  um  den  Betrag  dieser  An- 
teile gekürzter  Gesamtertrag  aller  in  der 
Unternehmung  mitwirkenden  Faktoren,  er- 
zielt untor  bestimmten  Marktkonjunkturen. 
Es  ist  der  Anteil,  der  ihm  auf  Grund  seines 
Kapitalbesitzes  und  seiner  Thätigkeit  bei 
der  durch  seine  Vormitteiung  vollzogenen 
Verteilung  des  errungenen  Gesamtertrages 
zufäUt  \ind  der  von  ihm  als  das  Produkt 
semer  eigenen  Kapitals-  und  Arbeitsauf- 
wendungen betrachtet  wird ;  in  Wirklichkeit 
ist  er  indessen  keineswegs  das  gesonderte 
Produkt  seines  Kapitalvermögens  und  seiner 
Arbeit,  das  etwa  nur  dadurch  von  den 
übrigen  Einkommenszweigen  unterschieden 
wäre,  dass  es  eine  weitere  S<^eidung 
nach  Kapital-  und  Arbeitsprodukt  nicht 
zuliessc. 

Da  der  Ertrag  jedes  Produktionsbetriebes 
sich  in  seiner  relativen  Höhe  nach  der  Zahl 
und  der  Qualität  der  produzierten  Arbeits- 
leistungen sowie  nach  dem  Umfange  und 
der  Dauer  der  erforderlichen  Kapitalauslagen 
riclitet,  so  rauss  notwendig  das  dem  Unter- 
nehmer ans  dem  Gesamtertrage  verbleibende 
Uuternehmereinkommen  unter  sonst  gleichen 
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fiedinguugen  um  so  grCsser  sein,  je  starker 
(las  VerhätDis  ist,  in  dem  er  eigene  Arbeit 
lind  eigenes  Kapital  vermögen  in  seinem 
Cntern^men  aufgewandt  hat.  Gesamtertrag 
des  Unternehmens  und  Untemehmerein- 
kommen  decken  sich  vOIlig,  wenn  fremde 
Arbeit,  fremde  Produktionsfonds  und  frem- 
<ks  Kapital  vermögen  überhaupt  nicht  ziu' 
Verwendung  gelangen.  XhatsSchlich  ist  je 
nach  Art  und  Grösse  der  Unternehmungen 
das  MiachtmgHverhältnis,  in  dem  eigene  und 
fremde  Arbeit,  eigenes  und  fremdes  Kapital 
auftreten,  ein  sehr  verschiedenes.  Ausserdem 
haben  die  persönlichen  Funktionen  des  Un- 
ternehmers —  ebenfalls  jeweilig  bedingt 
durch,  die  Grösse  der  Betriebe  — -  einen 
wesentlich  verschiedeneu  Inhalt.  Während 
bei  dem  kleinen  Handwerker  oder  Händler 
die  auf  Verwertung  des  Kapitals  gerichtete 
disponierende  Thätigkeit  neben  der  Aus- 
führung der  technischen  Produktion sarbeit 
fast  verschwinden  mag,  so  dass  sein  £in- 
kommeu  dem  Lohne  des  unselbständigen 
Arbeiters  verwandt  erscheint,  so  wird  mit 
zunehmender  Grösse  des  Unternehmens  die 
Teilnahme  des  Unternehmers  an  den  blossen 
AusfühmngBarbeiten  immer  mehr  zurück- 
treten gegenüber  der  ihm  zufallenden  um- 
fassenden leitenden  und  disponierenden 
Thätigkeit,  bis  in  den  grfissten  Unterneh- 
mungen —  so  namentlich  bei  den  Aktien- 
geseÜscliaften  —  auch  diese  Thätigkeit  ge- 
mieteten und  bezahlten  KrMten  übei'ant- 
wortet  wird,  jedes  Arbeitseinkommen  im 
Untern  ehmereinkommen  verschwindet  und 
dieses  zum  reinen  Kapitalgewinn  bezw.  zur 
reinen  Besitzrente  wird. 

3.  Rechnnngemägsige  Zerl^no^  dea 
Untern ehmereinkoiQ mens.  Der  einzelne 
Unternehmer  wird  allerdings  das  Unter- 
nehmereinkommen ,  das  für  ihn  aus  seinem 
l'roduktions-  und  Erwerbsbetriebe  sich  er- 
giebt,  mit  der  Höhe  der  marktgängigen 
Preise,  die  für  überlassene  Kapitalsvei- 
mögensnutzungen  und  Arbeitsleistungen  als 
reine  Besitzrente,  d,  h,  als  Pacht  und  Miets- 
rente bezw.  Kapitaizins  und  als  Lohn  bezw, 
Gehalt  regelmässig  erzielt  werden,  ver- 
gleichen und  danach  den  Betrag  des  be- 
xageaeu  U'nternehraereinkommeDS  in  ver- 
smie<lene  Bestandteile  zerlegen.  Er  wird 
entsprechende  Renten  und  Eapitalzinsen  f&i 
die  verwendeten  eigenen  Vermögensbestand- 
teüe  sowie  für  Lohn  filr  seine  Arbeit  nach 
marktgängigen  Preisen  in  Rechnung  steUen 
und  den  Qbeischiessenden  Betrag  als  einen 
besonderen  l'ntemehmergewinn  buchen. 
Aber  diese  Ausscheidung  der  Bestandteile 
ist  lediglich  eine  rechnungsmässige ,  that- 
sächlich  setzt  sich  das  ankommen  nicht 
aus  getrennten  Bestandteilen  zusammen. 
Soweit  die  Unternehmerstellung  nur  gesucht 
wird  unter  dem  Motive  materieller  Gewinn- 


interessen, wird  ein  Unternehmen  nicht  be- 
gonnen werden,  sofern  es  nicht  einen  Unter- 
nehmergewinn in  jenem  engeren  Sinne  er- 
warten lässt.  Erreicht  das  Untemehmer- 
ammen  den  Betrag  des  anderweitig  er- 
zielbaren Renten-,  Zins-  und  Lohneinkommens 
nicht,  so  erscheint  das  Ergebnis  vom  sub- 
jektiven Standpunkte  des  l.'nternehmera  aus 
bereits  als  ein  negatives,  während  thafsäch- 
lich  doch  von  ihm  ein  positives  Einkom- 
mensergebnis  erzielt  wird  und  ein  reeller 
Verlust  erst  entsteht,  wenn  selbst  die  Summe 
wirklichen  Selbstauslagen  nicht  er- 
reicht wird. 

Der  Umstand,  dass  der  in  dem  thatsSch- 
len  Verhältnisse  des  Erti"ages  zu  den 
Kosten  sich  äussernde  wirtschaftliche  Erfolg 
eines  Unternehmens  sich  stets  erst  nach  Ab- 
lauf einer  —  kürzeren  oder  längeren  — 
Produktions-  bezw,  Wirtschaftaperiode  er- 
giebt,  verleiht  der  Unternehmerfunktion  einen 
spekulativen  Charakter,  der  um  so  stärker 
hervortritt,  je  grösser  die  Unternehmung, 
j,  weiter  der  Markt,  je  schwieriger  die 
Produktionstechnik  und  je  komplizierter 
femer  die  Produktions-,  die  Absatz-  und  die 
Verkehrs  Verhältnisse  sich  gestalten.  Man 
hat  daher  verschiedentlich  wenn  nicht  das 
gesamte  Uiiternehmereiokommen ,  so  doch 
den  Untern ehmei-gewinn ,  im  engeren  Sinne 
als  Risikoprämie  aufgefasst.  Als  solche  mag 
der  realisierte  Gewinn  im  Hinblick  auf  die 
flberetandene  Gefahr  des  aus  einem  Miss- 
lingen  resultierenden  Vermögens  Verlustes 
in  der  Vorstellung  des  Unternehmers  er- 
scheinen und  letzterer  die  Gründung  oder 
Uebemahme  eines  Unternehmens  von  einem 
entsprechenden  Verhältnis  der  Gewinn-  und 
Verlustchancen  abhängig  machen;  eine  Er- 
klärung der  objektiven  Ursachen  filr  die 
Entstehung  und  Fortdauer  des  U'nternehmer- 
einkommena  oder  -gewinnes,  wie  er  im  einen 
Falle,  dea  Verlustes ,  wie  er  im  anderen 
Falle  vorliegt,  enthält  diese  Auffassungsweiae 

Je  kleiner  das  Unternehmen  ist,  je  ge- 
ringfügiger die  verwendeten  Produktions- 
mitlei und  Kapitalien  sind  und  je  mehr  zu- 
gleich in  der  unmittelbar  physisch  produ- 
zierenden Thätigkeit  des  Unternehmers  der 
Schwerpunkt  des  Betriebes  ruht,  desto  mehr 
gleicht  der  Existenzgrund  des  Unteruehmer- 
einkommens  demjenigen  des  Lohnes  und 
desto  mehr  folgt  er  ähnlichen  Gesetzen  wie 
dieser.  Je  grösser  aber  der  T'mfang  der 
verwandten  —  eigenen  oder  fremden  — 
Kapitalien  \uid  je  grösser  die  Zahl  der  be- 
schäftigten Lohnarbeiter  wird  und  je  melir 
der  Unternehmer  deshalb  sich  auf  die  Aus- 
flbung  der  l^itung  oder  gai-  auf  die  rein 
ökonomische  Leitung  des  ganzen  beschränkt 
oder  lieschiänken  muss,  desto  mehr  nimmt 
das  Unteruehmerein kommen  den   Charakter 
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des  reinen  Eapltalgewinnes  an.  In  der 
AktieDgesellBohäft,  wo  die  Tlnteraehmer  sich 
jeder  persCnlichen  Teilnahme  auch  an  der 
leitenden  Thätigkeit  entschJs^ea,  offenbart 
ßich  letzterer  in  uagetrübter  Reinheit.  Wenn 
auch  in  der  Wiaseiischaft  der  Begriff  des 
Untemehmereinkommens  BchllesaHch  auf  alle 
im  selbständigen  Betriebe  erworbeneu  Ein- 
kommen hat  ausgedehnt  werden  müssen, 
da  ihnen  allen  gewisse  formale  Orundlagei 


ternehmeni  regelmässig  verbundene  Vor- 
BteUung  nicht  diejenigen  Gattungen  selb- 
Bttadiger  Betriebe,  deren  wesenthche  (Grund- 
lage vorwiegend  die  persönliche  Arbeit  des 
Inhabers  ist,  sondern  nur  diejenigen,  in 
denen  die  Bewirtschaftung  des  Kapitals  die 
Hauptgrundlage  bildet.  Es  wird  sich  doch 
kaum  leugnen  lassen,  dass  die  si^ecifische 
.  Bedeutung  des  Unternehmei^ewinnes  vor- 
zugsweise in  ihrer  kapitahstischen  Fundierung 
liegt. 

4.  irntemehmei^winn  nnd  Kapltal- 
gewinn.  Alle  aus  den  Produktionserbitgen 
abgeleiteten  vertragsmasKigen  festen  Besitz- 
renten, welche  den  sogenannten  Kapitalzins 
einschliessen,  werden  ebenso  wie  die  ge- 
zahlten LohnbetrSge  ursprQngUch  in  dem 
Gesamtertrage  der  Unternehmungen  er- 
worben. Die  Erklining  der  Ursaclien,  wel- 
che den  GeBamtuntemehmungsertrag,  soweit 
er  den  Charakter  des  Kapitalgewinnes  an- 
nimmt, bedingen,  schliesst  auch  die  Er- 
klärung der  SU^lichkeit  und  Notwendigkeit 
des  Kapitalzinses  wie  der  Gnindrente,  so- 
weit sie  innerhalb  der  Verkehrswirtschaft 
zur  Entstehung  gelangen,  ein.  Es  bleibt 
weiter  zu  erklÄreu,  warum  der  Kapitalge- 
winnertrag der  Unternehmung  in  der  Etegel 
der  Fälle  sidi  nicht  nach  dem  Verhältnis 
der  Menge  des  verwandten  fremden  Kapitale 
und  der  Grösse  des  eigenen  Kapitals  des 
Unternehmers  zwischen  dem  Kapitalisten 
und  dem  T'nternehmer  teilt,  vielmehr  dem 
Unternehmer  mehr  zufällt,  als  der  rechnuugs- 
mässig  bestimmte  Zinsertrag  seines  Kapitals 
beti-agen  wflnle. 

'  Die  Gesamtheit  der  Besitzrenten,  welche 
in  der  Volkswirtschaft  von  seiten  der  Be- 
sitzenden bezogen  werden,  beniUt  auf  der 
einfachen  Tiialsache,  dass  die  Summe  der 
produzierten  Ein  kommen  sgiller  grOsser  ist 
als  die  Summe  alles  dessen,  was  der  Ge- 
samtheit der  in  der  Produktion  —  diese  im 
weitesten  Sinne  genommen  —  Thätigen  als 
Entgelt  für  die  von  ihnen  geleistete  Körper- 
liche und  geistige  Arbeit  zufallt.  Je  nach 
der  Gunst  oder  Ungunst  der  gegebenen 
Naturbedingungeu,  unter  denen  die  Arbeit 
sich  bethätigt,  je  nach  dem  Intensitfits-  und 
yualitätsgrade  der  Arbeit  und  der  grösseren 
imd  geringeren  Vollkommenheit  ihrer  tech- 


nischen und  Skonomischen  Organisation  und 
je  nach  dem  Masse  der  von  der  Arbeit  wirk- 
sam geltend  gemachten  Anspriiche  ist  der 
absolut«  und  relative  Betrag  der  Besitzrenten 
ein  grösserer  oder  kleinerer.  Er  ändert 
sich,  wie  die  Kombination  jener  Bedingungen 
sich  verechiebt.  Dass  aber  die  von  der 
Arbeit  bezogenen  Einkommensäquivalente 
jemals  den  vollen  Beinertrag  der  volkswirt- 
BchafÜichen  Produktion  absorbieren  könnten, 
ist  bei  der  auf  Sondereigentum  ruhenden 
VerkehjBwirtschaft  undenkbar.  Da  die  Ver- 
fügung Ober  die  vorhandenen  Produktions- 
mittel nur  in  den  Händen  Einzelner  ist,  da 
femer  die  besitzenden  Klassen  ausser  über 
die  Produktionsmittel  auch  Ober  die  Vorräte 
der  Ertragsprodukte  verfügen  und  diese  zur 
Erhaltung  der  Kontinuität  des  Produktions- 
und Cirkulationsprozesses  den  Arbeitenden 
nur  g^en  Mitwirkung  an  der  in  laufender 
Produktionsperiode  in  Herstellung  begriffenen 
Zukunftsgüter  abtreten,  die  Arbeiter  aber, 
ohne  die  sachlichen  Produktionsmittel  zur 
Verfügung  zu  haben,  nicht  produzieren  und 
den  Ersatz  der  von  ihnen  konsumierten  Ein- 
kommensgflter  beschaffen  können,  so  ei^ebt 
sich  die  Unmfighchkeit,  dass  die  besitzende 
KlasBe  den  Arbeitern  die  Produktionsmittel 
behufs  Fortsetzung  der  Produktion  unter 
Uelierlassung  des  vollen  volkswirtschaftlichen 
Prodnktioneertrages  vci-fOgbar  machen,  und 
ist  es  für  diese  Betrachtung  völlig  gleich- 
gilti^,  ob  man  dem  Naturfonds  und  den 
Kapitalgütem  eine  selbständige  Produktivität 
neben  der'  Arbeit  oder  ob  man  die  Ver- 
fügung Ober  sie  nur  als  die  notwendige  Vor- 
aussetzung der  Produktivitätsentbltung  der 
Arbeit  betrachten  will. 

Was  für  das  Ganze  der  Volkswirtschaft 
gilt,  gilt  indessen  nicht  gleicherweise  für 
jede  einzelne  Verkehrs  wirtschaftliche  Unter- 
nehmung innerhalb  des  Ganzen.  In  der 
privatwirtschafthchen  Organisation  geht  alles 
dem  höchsten  Tauschwerte  nach.  Jeder 
Unternehmer  sucht  seiner  Produktions-  und 
Erwerstliätigkeit  diejenige  Richtung  zu  geben, 
in  welcher  er  bei  gegebenen  Kosten  für 
die  Produkte  oder  Dienstleistungen  seiner 
Unternehmung  die  höchste  Bewertung  im 
Verkehr  und  die  höclisien  Preise  erwarten 
darf,  oder  er  sucht  seiner  Unternehmung  die- 
jenige Einrichtung  zu  verleihen,  bei  welcher 
er  durch  Herabminderung  der  Produktions- 
kosten bei  gegebenen  Preisen  der  Produkte 
oder  Ijeistuugen  die  höciisten  Gewinne  zu 
machen  hoffen  kann.  Da  Kostenersatz  und 
Gewinnrealisierung  in  der  Zukunft  liegen, 
so  kann  in  einzelnen  l^^len  oder  bei  ge- 
wissen Kategorieen  von  Fällen  da,  wo  schwan- 
kende und  unsichere  Faktoren  in  die  Rech- 
nung eingestellt  werden  müssen,  der  Erfolg 
'  die  Erwartung  täuschen  und  der  Kapital- 
!  gewinn  ausbleiben  oder  sogar  statt  Gewinn 
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sich  Verlust  ergeben.  In  solchen  Fällen 
'wird  allerdings  der  erzielte  Ertrag  oder 
darüber  hinaus  Kapitalvermögen  durch  Sas 
Arbeitsentgelt  absorbiert.  Umgekehrt  wer- 
den besonders  hohe  Gewinne  —  soweit 
nicht  Verwertung  individuell  vorteilhafter 
Produktionsmittel  oder  Produktionsmethoden 
in  Frage  stehen  —  auf  die  Daner  nicht  be- 
hauptet werden  können,  da  allm&hlich  sich 
entwickelnde  ausgiebige  TTnternehmerkonkur- 
rena  die  Vorteile  der  Verwendung  oder  des 
Verfahrens  veraUgemeinern  und  in  Herab- 
drückung  des  Preises  nach  Massgabe  des 
Kostenniveaus  den  besonderen  Vorteil  den 
Konsiunenten  zuwenden  wird.  Indessen  in 
der  Regel  der  Einzelfälle  und  dort  überall 
anch,  wo  die  Einzelunternehmung  mit  sta- 
bilen technischen  und  gleichbleibenden  Markt- 
verh£ltnissen  redineo  kann,  muss  für  die 
Cntemehmung  ein  Kapitalgew  inr 
bleiben,  höher  oder  geringer,  je  nach  der 
'Stärke  der  ökonomischen  und  sozialen  Po- 
sition der  Arbeiterklasse,  mit  anderen  Wor- 
ten nach  Massgabe  der  relatiren  Machtver- 
h&ltniese  auf  seite  des  Kapitals  und  der 
Arbeit.  Der  Ruhepunkt,  den  die  thatsOch- 
liche  Verteilung  des  Wertes  darstellt,  wird 
zwisc:hen  den  durch  das  Existenzminimum 
des  Lohnarbeiters  und  den  durch  die  Ab- 
sorbierung des  vollen  Produktwertes  gege- 
benen (rrenzen  liegen,  er  kann  die  erstere 
Grenze  erreichen,  aber  niemals  auf  die 
Dauer  die  letztere,  da  alsdann  die  Unter- 
nehmer ihre  Betriebe  einstellen  und  auf- 
lösen würden,  was  gleichbedeutend  wäre 
mit  einer  völligen  Stockung  der  organischen 
Funktionen  des  volkswirtschaftlichen  Körpers 
bezw.  seiner  einzelneu  Glieder. 

Die  auf  individuellen,  von  der  Verallge- 
meinerung ausgeschlossenen  Produktions  vor- 
teilen fusseuden  Ertragsteile  können  bei  ver- 
kehrswirtschaftlichen  Zuständen  überhaupt 
durch  keine  Konkurrenz  beseitigt  werden. 
Solche  ei^ben  sich  aus  der  grösseren 
Fruchtbarkeit  des  Bodens,  grösserem  Erz- 
und  Minerftlreichtum  der  Bergwerke,  Ver- 
fügung über  besondere  Kraftquellen,  güns- 
tigerer Lage  der  Produktion sstatte  zum 
Markte,  besserer  Geschäftslage  etc.  Sie  unter- 
scheiden eich,  auch  die  neben  dem  Kapitai- 
ains  gewöhnlich  besonders  genannte  Grund- 
rente, innerlich  iii  nichts  von  den  übrigen 
Besitz-  oder  Vermögen  srenten,  die  in  der 
Produktion  zur  Entstehung  gelangen.  Die 
ihnen  zu  Grunde  liegenden  Thatsachen  er- 
höhen nur  die  einzelne  Besitzrente  oder  den 
Ertrag  der  Unternehmungen  über  das  all- 
gemeine Niveau,  bilden  aber  keinen  fremden 
Bestandteil  in  ihm  oder  neben  ihm.  Die 
Arbeit,  deren  Erfolg  dadurch  erhöht  wird, 
kann  ihn  in  jpriratwirtEchaftlichen  Zuständen  | 
nicht  für  sich  in  Anspruch  nehmen  noch 
erhaJten,   da   der   Lohn   den  Gesetzen  des  | 


Marktverkehrs  folgt  und  die  Arbeit  insoweit 
zu  der  Grösse  des  Erfolges  nicht  in  indivi- 
dueller Beziehung  steht,  als  diese  nicht  aus 
der  Besonderheit  ihrer  Leistungen  hervor- 
gegangen ist  Selbst  in  gemeinwirischaft- 
lichen  Zuständen  könnte  der  einer  beson- 
deren Gunst  gegoltener  Produktionsbedin- 
gungen  verdankte  wirtschafüiche  Mchrertrag 
der  Arbeit  nur  auf  die  Gesamtheit  verteilt, 
nicht  aber  den  Arbeitern  zugewiesen  werden, 
die  gerade  bei  seiner  Gewinnung  tbätig 
waren.  Er  kann  zunächst  nur  das  Ein- 
kommen des  Unteraehmers  erhöhen.  Anderer- 
seits wird  er  aus  dem  Untemehmerein- 
koramen  wieder  ausgeschieden,  wenn  das 
individuelle  Produktionsmittel,  z.  B.  der 
Boden,  dem  Unternehmer  nur  von  einem 
fremden  Eigentümer  überlassen  ist,  da  der 
Kapitalgewinn  hierdurch  nicht  unter  das  all- 
gemeine Niveau  herabgedrückt  wird. 

Es  erflbrigt,  die  Tliatsache  zu  erklären, 
dass  der  Kapitalgewinn  des  Unternehmers, 
auch  dort,  wo  keine  persönliche  Thätigkeit 
geleistet  wird  oder  sonst  die  Bedeutung 
seiner  persönhehen  Leistungen  neben  der 
blossen  Kapitalverwertung  zurücktritt,  im 
allgemeinen  stets  höher  ist  als  der  Kapital- 
zins, mithin  auch  dort,  wo  er  fremdes  Kaoital 
in  seinen  Dienst  nimmt,  ihm  bei  voller  Kon- 
kurrenz Wirkung  ein  Gewin  nüberschuss  ver- 
bleibt. Zunächst  steht  so  viel  fest,  dass  das 
Kapital,  sofern  es  nicht  in  unterschiedlich 
qualifizierten  Produktionsmitteln  besteht,  an 
dem  Mehrgewinn,  den  die  eine  Unterneh- 
mung vor  der  anderen  erzielt,  ebensowenig 
teilnehmen  kann  wie  die  gewöhnliche  Ar- 
beit, da  seine  Nutzung  wie  die  Arbeit  nur 
einen  gleichmassigen  Marktpreis  haben  kann 
und  das  einzelne  Kapital  in  keiner  spedellen 
Beziehung  zu  der  Höhe  des  individuellen 
Produktionseriolges  steht.  Selbst  die  höher 
q^uaJifizierten  Produktionsmittel  können  an 
einem  gesteigerten  Ertrage  nur  in  demjenigen 
Vö-hältnis  teilnehmen,  wie  diese  Steigerung 
durch  diese  ihre  Qualifikation  veranlasst  ist. 
Indessen  auch  den  in  den  Unternehmungen 
allgemein  und  gewöhnhch  erzielten  Kapital- 
gewinn kann  der  Zins  nicht  völlig  er- 
schöpfen. Denn,  tliäte  er  dies,  so  würden 
neue  [Jnternehinungen  nicht  unternommen 
und  bestehende  nicht  dauernd  fortgesetzt, 
da  alsdann  für  die  Unternehmer  das  wirt- 
schafthche  Interesse  an  der  Verwertung 
fremder  und  schliesslich  auch  der  eigenen 
Kapitalien  fortfiele. 

Die  weitere  Thatsache,  dass  der  Kapital- 
gewinn sich  nicht  bloss  nach  der  Grösse  des 
aufgewendeten  Kapitals,  sondern  zugteidi 
nach  der  verschiMeoen  Länge  des  Zeit- 
raumes richtet,  der  den  Beginn  des  Pro- 
duktionsprozesses von  dem  Zeitpunkte  des 
definitiven  Absatzes  der  fertigen  Produkte 
und  Leistimgen  an  den  letzten  Konstunenten 
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trennt,  und  dass  femer  inoerhtdb  des  gaozen 
Hersteliungsprozesses,  deo  ein  Produkt  durch- 
läuft, der  gesamte  EapitaJgewiaD  anter  die 
beteiligten  rnternehmuneen  ebenfalls  wieder 
sich  nach  Zeitdauer  der  KapitalaufwenduDgen 
verteilt,  welche  die  Vollendung  der  einzelnen 
Produktion Bstufen  bedingt,  -erklärt  sich  eben- 
falls leicht  auB  dem  Wesen  der  Privatwirt- 
Bchaft  In  der  Verkehrswirtschaft  erfolgt 
die  Produktion  niciit  zur  Deckiing  des  Eigen- 
bedarfs, sondern  unternehmunga weise,  d.  h. 
behufs  Erzielung  von  Gewinn  durch  vorteil- 
haften Absatz.  Das  kapitalistische  Interesse 
haftet  nicht  an  der  Individualität  des  Kapital- 
gutes, sondern  lediglich  an  seinem  allge- 
meinen Vermögenswerte  und  an  seinem 
Geldertrag.  Mit  den  einzelnen  Kapital- 
werten  wird  gleicher  Gewinn  erstrebt,  und 
für  dieses  Streben  ist  es  gleichgiltig,  ob  der 
Umsatz  der  Eapitalsgfiter  in  FroduktloD  und 
Verkehr  schneller   oder  langsamer  erfolgt. 


geleitet  werden,  wenn  der  Wert  der  abge- 
setzten Produkte  die  Summe  der  in  der 
Produktion  aufgewandten  Kapital-  oder  Ver- 
mögenswerte um  so  viel  fiberragt  dass  a>is 
der  Differenz  auf  die  Werteinheit  des  Kapi- 
tals die  übliche  Rente  nach  Verhältnis  der 
Zeitdauer  des  ProdnktionsproKesses  sich  er- 
giebt,  wälirend  bei  kürzerer  Dauer  des  Pro- 
duktionsprozesses die  Verwendung  der  vor- 
handenen Produktionsmittel  auch  in  einer 
geringere  Wertdifferenz  in  Aussicht  stellen- 
den Richtung  vorgenommen  werden  kann. 
Ob  die  Wertöteigerung  anknüpft  an  das 
Wirken  von  selbstthätigen  Naturprozessen, 
wie  beim  Lagern  des  Weines  behufs  Quali- 
tfttsverbesseniug,  oder  an  eine  längere  Dauer 
eines  Arbeitsprozesses  oder  aber  an  das  er- 
folgreiche Abwarten  gtlnstigererGestaltungen 
im  Verhältnis  von  Nachfrage  und  Angebot, 
ist  in  dieser  Hinsicht  irrele\-aDt.  Nichteine 
natürliche  gleichmassige  Produktivität  des 
Kapitals  oder  die  Produktivität  des  Kapitals 
nbertiaupt  ist  die  I'rsache  der  Erscheinung, 
dass  das  Kapital  nach  Massgabe  der  Zeit- 
dauer eine  gleichbleibende  Rente  erzielt, 
vielmehr  veranlasst  das  auf  seite  der  l'nter- 
nehmer  wirksame  Selbstinteresse,  nur  die- 
jenigen Richtungen  in  der  Produktion  ein- 
zuschlagen, bei  welchen  die  Bewertung  der 
Erzeugnisse  im  Verkelir  so  hocli  ist,  dass 
die  eraielbare  Wertdifferenz  im  Verhältnis 
steht  zu  der  Dauer  des  Produktionsprozesses 
und  der  Dauer  der  Kapitalven*'eiidung. 

Wenn  ein  wirtscliaftliches  Gut,  wie  meist 
geschieht,  auf  seinem  Produktionswef(e  von 
der  ersten  Stufe  bis  zur  letzten  verschiedene 
rnternehmungen  aufeinanderfolgend  durch- 
läuft, so  vollzieht  sich  sogar,  da  joder 
folgende  rnternehmer  im  Preise  der  Vor- 
protlukte     die     bis     dahin     erwachsenen 


Lohn-  und  RentenbetrSge  zur  Auszahlung 
bringt,  so  dass  deren  ^trag  unter  seinen 
Selbstkosten  erscheint,  das  Anwachsen  der 
Gewin nrente  in  dem  geschilderten  Zu- 
sammenhange nach  den  R^;eln  der  Zinses- 
zinsbildung. 

Wenn  nach  allem  die  E*pei9e,  ^-ie  sie  sich 
auf  dem  freien  Markte  bilden  und  behaupten, 
weit  entfernt  davon  sind,  allgemein  dem 
Verhaltnisse  der  in  den  Produkten  und 
Leislern  gen  enthalteneu  Arbeitsquanti  täten 
und  -qnalitäten  zu  entsprechen,  um  so  weiter, 
als  Oberdiea  besondere  Produktions  vorteile 
den  Unterschied  zwischen  Tauschwert  und 
Kostenarbeit  im  einzelnen  vergrSssern,  so 
wird  doch  hier\-on  die  Teilung  des  volks- 
wirtschaftlichen Gesamtertrages  zwischen 
Arbeit  und  Kapital  nicht  berührt.  Es  ist 
lediglich  die  Verteilung  der  Be.sitzreaten 
unter  die  Einzelnen,  welche  mit  Produktions- 
fonds oder  Kapitalvermögen  bei  der  verkehrs- 
wirtschaftlichen  Produktion  beteiligt  sind, 
die  hierdurch  bewirkt  wird. 

In  dei'  Erklärung  der  Erscheinungen, 
welche  der  Uiitemehinungsgewinn  als  Kapi- 
talgewiiin  bietet,  liegt  zugleich  die  Erklänmg 
der  analogen  Erscheinungen  auf  seite  des 
Kapitalzinses  und  der  Grundrente. 

6.  Verschiedene  Höhe  des  Unter- 
nehiuergewinns  in  der  Wirklichkeit  In 
den  vorstehenden  Erörteningen  siud  die  Ent- 
stehnngs-  und  BestimmnugsgrOnde  des  Unter- 
nehme rgewinns  im  allgemeinen  dai^legt, 
die  Verschiedenheit  der  konkreten  Verhalts 
nisse  der  einzelnen  Unternehmungen  und 
Unternehroungskategorieeu  ausser  acht  ge- 
lassen. In  der  Wirkliclikeit  abei'  offenbart 
die  Klasse  der  Untemeitmungeti  eine  gro.ss© 
Mannigfaltigkeit  der  Arten  und  lndi%idiiali< 
täten  und  bewirkt  diese  Verschiedenheit  der 
konkreten  Verhältnisse  eine  starke  Differen- 
zierung der  einzelnen  Ertrags-  und  Gewinn- 
resultate. Eine  Ausgleichungstendeuz,  wie 
sie  den  übrigen  Ertrags-  und  Einkommens- 
kategorieen  innewohnt,  besteht  auch  inner- 
halb des  Untemehmereinkommens,  die  Hemm- 
nisse ie<loch,  welche  ihre  Wirksamkeit  be- 
schränken, sind  hier  grösser  als  andei-swo. 
Zur  vollen  Wirksamkeit  vermag  die  Tendenz 
zur  Ausgleichung  —  soweit  nicht  (Ibenlies 
besondere  Produktions-  oiier  Absatzvorteile 
wie  -nachteile  im  Einzelfalle  von  Einfluss 
sind  —  nur  innerhalb  gleichartiger  oder 
wenigstens  nahe  verwandter  Unternehmungen 
zu  gelangen  und  anch  hier  niu-  bezüglich 
der  Höhe  des  einzelnen  Gesamtertrages,  der 
sich  zu  dem  Umfange  des  einzeluen  Unter- 
nehmens überall  ins  Verhältnis  setzen  winl. 
Soweit  der  blosse  Umfang  der  Einzelunter- 
nehmungen eine  Vei-schieilenlieit  der  rela- 
tiven l'roduktionskostenbelräge  zur  Folge  hat, 
werden  enta-eder  die  Unternehmungen  be- 
sonders   vorteilhaften    Umfange    —    meist 
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TCCTden  dies  die  grCsseren  sein  —  einen 
fiberdurchschiiittlicbea  Ertrag,  die  ITntei^ 
nehmungeD  von  besonders  unvorteilhafter 
Betiiebs^rOsae  einen  hinter  dem  mittleren 
zurückbleibenden  Ertrag  erzielen.  Eine 
völlige  Ausgleichung  dieser  Verschieden- 
heiten durch  Erweiterung  oder  EinsdirÄn- 
kiing  des  Betriebes  auf  das  ökonomisch  vor- 
teilhafteste Mass  wird  bald  durch  Mangel 
an  Kapital  ixler  Mangel  verfügbaren  Bodens 
oder  «urcJi  andere  l'mstände  weithin  ver- 
hindert. 

Das  Einkommen  des  einzelnen  Unter- 
nehmers wird  sich  selbstverständlich  überall 
verschieden  hoch  stellen  je  nach  dem  Ver- 
hältnis des  von  ihm  beschäftigt en  fremden 
Kapital  vermögen  8  zum  eigenen  und  dem  da- 
raus sich  ergebenden  Verhältnis  der  Zins- 
und  Kentenabgabe  zum  erzielten  Gesamt- 
gewinne, 'Weit  unvoDkommecer  aber  ala 
innerhalb  gleichartiger  t'nter nehmungen  voll- 
zieht sich  die  Ausgleichung  der  Erträge  und 
des  Gewinnes  innerhalb  weiterer,  ungleich- 
artige Unternehmungen  umfassender  Produk- 
tions- und  Erwerbsgebiele.  Hier  wirkt  vor 
allem  der  Umstand  in  weitestem  Umfange 
hemmend,  dass  viele  sachliche  Produktions- 
mittel und  Kapitalsgliter  eine  andere  Ver- 
wendungsrichtung  aJs  die  bisherige  über- 
haupt nicht  zidasseu  oder  doch  nur  unter 
erscnwerenden  Umständen,  ^  unter  Auf- 
wendung von  Kosten  für  die  Anpassung  an  ■ 
den  vertuderten  Verwendungszweck  oder 
unter  Verursachung  von  Verlusten.  Die  An- 
passungsfähigkeit des  fixen  Kapitals  ist  da- 
nach geringer  als  die  des  umlaufenden.  Je 
stärker  das  Verhältnis  des  fixen  Kapitals 
zum  umlaufenden  ist,  desto  schwerer  voll- 
zieht sich  die  Ausgleichung.  Sie  tritt  nur 
dort  ein,  wo  die  durch  die  Lmwandhmg  des 
Unternehmens  veranlasste  Einbusse  die  in 
Aussicht  stehende  Erhöhung  des  Gewinnes 
nicht  aiif wiegt. 

Aber  nicht  nur  die  Individualität  der 
Produktionsmittel  und  Kapitalien,  sondern 
auch  die  persönliche  Individualität  der  Unter- 
nehmer selbst  ersehwert  eine  Ausgleichung. 
Je  mehr  die  Funktion  und  Stellung  des 
Unternehmers  in  den  einzelnen  Betriebsarten 
an  die  Voraussetzung  bestimmter  Qualifi- 
kationen nach  speeifischer  persönlicher  An- 
lage, specifischen  Kenntnissen,  Fertigkeiten 
und  Uebungen  geknüpft  ist,  desto  schwie- 
riger gestaltet  sich  der  Uebergang  von 
einem  Unternehmen  zu  einem  antleren  und 
desto  unsicherer  wird  der  Erfolg  des  Ueber- 
ganges. 

Hierzu  kommt  noch,  dass  es  öfters  nicht 
deutlich  erkennbar  ist,  ob  ein  Rückgang  oder 
eine  Erhöhung  des  Gewinnes  vorübergehen- 
den oder  dauernden  Charakters  ist,  ferner 
dafis  l>ei  der  Mannigfaltigkeit  der  Untemeh- 
mungskategorieen  und   in   iler   specifischen 


Verschiedenheit  und  oft  grossen  Kompliziert- 
heit der  den  Ertrag  bedingenden  technischen 
und  ökonomischen  Bedingui^n  für  Auesen- 
stehende,  in  die  speciellen  Verhältnisse  des 
einzelnen  Produktiona-  und  Erwerbszweiges 
nicht  Eingeweihte  es  meistens  sehr  schwer 
ist,  die  Höhe  der  Erträge  und  Gewinne  zu 
beurteilen  und  mit  den  Erträgen  und  Ge- 
winnen anderer  Zweige  zu  .  vergleichen, 
l'ebrigens  erschöpft  eich  mit  dem  höchsten 
Gewinne  nicht  die  Möglichkeit  wirtschaft- 
licher Vorteile.  Auch  greifen  Erwägungen 
nicht  wirtschaftlicher  Natur,  Rücksicht  auf 
soziale  und  sonstige  Vorteile  allgemeinen 
oder  rein  individuellen  Charakters  oft  genug 
bestimmend  ein  und  lassen  das  Streben 
nach  höherem  Einkommen  und  Gewinn  melu- 
oder  weniger  zurücktreten.  Endlich  liegt  in 
!  dem  den  Menschen  innewohnenden  Be- 
i  harrungsstreben  ein  hier  wie  auf  anderen 
I  Gebieten  allgemein  wirkendes  Hemmungs- 
I  moment,  dessen  Stärke  nach  Individualität, 
Stammes-  und  Volkeseigentümlichkeit,  nach 
Klassen-  und  Berufsgewöhnung  sowie  nach 
dem  allgemeinen  Kulturstando  in  vei-schie- 
denem  Grade  auftritt,  das  aber  doch  überall 
vorhanden  ist,  obschon  es  nach  Massgabe 
des  Steigens  der  wirtschaftlichen  Kidtur  sich 
abzuschwächen  pflegt.  Unter  dem  Einflüsse 
dieser  Momente  sehen  wir,  dass  nicht  nur 
einzelne  Unternehmer,  sondern  auch  ganze 
Klassen  und  Gruppen  von  Unternehmern 
sich  dauernd  mit  ungewöhnlich  niedrigem 
Gewinne  begnügen ,  andere  dauernd  Ge- 
winne von  un verhältnismässiger  Höhe  be- 
haupten, da  die  Möglichkeit  ausgleichender 
KonKunenz  sich  thatsächlich  nicht  verwirk- 
licht. 

Bei  Unternehmungen,  die  mit  grosser 
Verlustgefahr  verbunden  sind,  ist  durch  eben 
diesenUmstand  eine  individuelle  Verschieden- 
heit der  Einzelgewinne  gegeben.  Sie  können 
mit  anderen  Eategorieen  lediglich  nach  der 
fiktiven  Grösse  ihres  Durchsc£nitt^;ewinnes 
Veilchen  werden. 

Da  die  generelle  Höhe  des  Unternelimer- 
gewinnes  sich  aus  mannigfaltigen  Preis- 
kämpfen  auf  dem  Vcrkehrfi  markte  ergiebt, 
so  wird  sie  bestimmt  durch  die  relative 
Stärke  der  miteinander  ringenden  wirtschaft- 
lichen Faktoren.  Je  niedriger  die  Stiife  der 
wirtschaftlichen  Entwickelung,  desto  höher 
pfl^  der  Anteil  des  Kapitals  und  der 
Unternehmer  am  wirtschaftlichen  Reinerti-age 
zu  sein,  da  alsdann  die  geringere  Menge  des 
verfügbaren  Kapitals  sowotd  vis  der  Mangel 
an  qualifizierten  Persönlichkeiten,  überdies 
die  grössere  Fülle  besonders  ergiebiger  Pro- 
duktionsgelegenheiten  die  Möglichkeit  höherer 
Kapitalgewinne  bieten.  Die  mit  fortschrei- 
tender wirtschaftlicher  Entwickelung  zu- 
nehmende Ansammlung  von  Kapitalvermögen 
in   Verbindung  mit   dpr   wachsendeu   Ver- 
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breitung  und  Steigerung  der  für  das  Unter- 
nehmertum qualifizierenden  wirtschaftlichen 
Fähigkeiten  bo^e  die  Abnahme  der  relativen 
Ergiebigkeit  der  Prodiiktions-  und  Absatz- 
gelegenheiten Ifisst  den  Unternehmer-  und 
Eapitalgewiim  allmählich  sinken.  In  gleicher 
Kichtung  wirken  wachsende  Lohn  an  Sprüche 
der  Aibeiterklafise.  Die  Hühe  des  Lapital- 
zinses  steht  im  allgememen  in  Abhängigkeit 
von  dem  in  den  Unternehmungen  erzielten 
Kapitalgewinue.  Im  übrigen  aber  richtet 
der  Zins  sich  einerseits  nach  iJer  Menge,  in 
der  das  Kapital  von  denen  angeboten  wird, 
denen  Neigung,  Fähigkeit  und  Gelegenheit 
fehlt,  das  Kapital  im  Wege  der  Unter- 
nehmung selbst  ertragbringend  zu  verwerten, 
andererseits  von  der  Zahl  und  dem  Kapital- 
bedarf nie  der  Unteraehmer.  Sinkender 
UnternchmergewinQ  führt  zur  Aufgabe  oder 
Einschränkung  der  Unternehmungen,  hier- 
durch zur  Verstärkung  des  Angebots  von 
Leihkapitalien  und  rrodubtionsfonds  und 
zimi  Sinken  des  Zinstusses  und  eventuell 
wieder  zur  Steigerung  des  Untemehmer- 
gewinnes.  Die  Konkurrenz  des  Konsumtiv- 
kredits  bewirkt  Steigen  des  Zinses  der 
Produktivkapilalien  oder  verhindert  sein 
Sinken.  Sie  beeinflusst  somit  indirekt  die 
Höhe  des  Untemehmergewinnes.  Einschrän- 
kung der  Unternehmungen  verringert  die 
Sachfrage  nach  Lohnarbeit,  drückt  den  liohu 
und  hebt  hierdiirch  eventuell  wiederum  den 
Uuternehmergewinn.  Steigender  Lohn  ver- 
mag die  Aufgabe  der  wesentlich  auf  die 
selbständige  Arbeit  der  Unternehmer  basierten 
Betriebe  zu  veranlassen. 

Die  wirtschaftliche  Position  der  Unter- 
nehmer ist  nicht  von  gleichmässiger  Stärke 
in  den  Preiskämpfen  des  Marktes.  Die 
Menge  der  kleinen  imd  kleinsten  Unter- 
nehmer igt  meist  in  mehr,  oder  minder  ge- 
tlrilckter  Lage,  nicht  nur  den  Abnehmern 
ihrer  Produtte  und  Leistungen  gegenüber, 
sondern  auch  den  grosseren  Verkäutem  der 
ihnen  notwendigen  Produktionsmittel  und 
ProduktioDsmaterialiea  gegenüber.  Mit  der 
Qrßsse  der  Unternehmung,  des  Eapital- 
besitzes  gewinnt  sie  an  Stärke,  um  in  den 

Csten  UnlernehmuDgen  oft  zu  einer  den 
kt  nach  den  verschiedenen  Richtungen 
beherrschenden  zn  werden.  Schon  die 
Ijessere  l'ebersicht  über  die  Mai-ktkonjunk- 
turen,  die  ihre  Stellung  ihnen  vennittelt, 
gereicht  den  Unternehmern  zum  besonderen 
Vorteile.  Der  wirtschaftlichen  Macht  der 
Arbeiter  ist  die  ihrige  meist  überlegen,  in 
der  Hauptsache  auch  dann  noch,  wenn  diese 
in  geschlossener  Organisation  ihnen  gegen- 
(Iberstehen,  und  es  kann  schwerlich  bestritten 
werden,  dass  diese  Ueberlegenheit  gegen- 
über <len  Arbeitern,  namentlich  den  nicht 
organisierten,  oft  zur  Ausbeutung  gefQltrt 
hat  und  noch  führt.    In  richt^r  Erkenntnis 


dieser  in  den  Verhältnissen  ruhenden  Ge- 
fahr haben  —  bevor  der  Individualismus  in 
der  Volks  Wirtschaft  zur  unbeschränkten  Herr- 
schaft gelangte  —  die  öffentlichen  Gewalten 
durch  Schaffung  oder  Sanktionierung  fester, 
die  wecliselseitigen  Rechte  und  Pflichten 
der  Beteiligen  regelnden  Ordnungen  im 
weiteren  I.mfauge  und  grundsätzlich  den 
Unternehmern  in  der  Geltendmachung  ihrer 
wirtschaftlichen  Ueberlegenheit  Schranken  zu 
ziehen  imd  hierdiirch  die  schwächeren  und 
abhängigen  Elemente  in  ihrer  -nirtschaft- 
licheu  und  sozialen  Lage  zu  schützen,  ebenso 
aber  auch  die  Unternehmer  vor  einer  unter 
ihnen  selbst  waltenden  rücksiclitslosen  Kon- 
kurrenz und  ihren  verhängnisvollen  Folgen 
nach  Möglichkeit  zu  bewahren  gesucht.  Die 
vermittelnde  Stellung  des  Handels  be- 
günstigt die  Stärke  der  Position  in  der 
Regel  mehr  als  die  mehr  gebundene  Stellung 
des  Produzenten.  Indessen  hat  die  in 
neuester  Zeit  schnell  sich  verbreitende  Bil- 
dune  von  Kaitellen  behufs  Regelung  der 
Produktion  und  der  Preise  den  industriellen 
Produzenten  einen  gewaltigen  Machtzuwachs 
gebracht.  Da  das  Mass  wirtschaftlicher 
Macht  die  Höhe  des  Gewinnes  bestimmt,  so 
ist  es  natürlich,  dass  die  kleinen  und 
kleinsten  [Unternehmer  auf  einen  rechne- 
rischen l'nlernehmergewinn  im  engeren 
Sinne,  selbst  auf  einen  Kapitalgewinn  oft 
ganz  verzichten  müssen,  während  schon  die 
mittleren  Xrnternehmuugen  z.  B.  auf  dem 
Gebiete  der  Nahm ngsmittel Versorgung  un- 
verhältnismässigen Gewinn  erbringen. 

Rechtliche  und  wirtschaftliche  Monopole 
gestatten  dem  T'nternehmer,  die  Preise  der 
Produkte  und  Dienstleistungen  lediglich  nach 
dem  Gesichtspunkte  höchstmöglicher  Renta- 
bilität einseitig  zu  bestimmen.  Unter  Um- 
ständen können  jene  wie  bei  Patenten  in 
den  Dienst  des  technischen  und  ökonomischen 
Fortschritts  gestellt  sein.  Im  übrigen  be- 
dürfen sie,  weun  sie  aus  wirtschaftlichen 
l'rsachen  erwachsen,  der  Öffentlichen  Regu- 
lierung. 

Die  Eigenart,  der  schillernde  Charakter 
des  rnternehmereinkommens  und  des  Uuter- 
nehmergewinnes  und  die  hieraus  sich  ei^ 
gebende  Schwierigkeit  einer  wissenschaft- 
lichen Erfossung  macht  es  verständlich, 
dass  die  Auffassung  seines  inneren  Wesens 
eine  sehr  verschiedenartige  und  schwankende 
ist.  Die  englische  KationalCkonomie  hat 
dem  Untemehraergewinn  keine  besondere 
lind  eingehende  Behandlung  angedeihen 
lassen.  Er  wird  dort  schlechtweg  mit  dem 
Kapitalgewinne  identifiziert  und  als  Ertrags- 
produkt  des  Kapitals  behandelt,  ohne  dass 
die  persönliche  Unternehm ertliätigkeit  ge- 
bührend gewürdigt  würde.  Die  französische 
Wissenschaft  hat  ihn  im  Gegensatz  hierzu 
in  der  Hauptsache  als  Lohn  für  qualifizierte 
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Arbeit  aufgetasst.  Die  deutschen  Autoi-en 
haben  unter  starker  VeAennung  des  Lohn- 
begriffes bald  der  englischen,  t«ld  der  fran- 
zösischen Auffassung  sich  angeschlossen, 
bald  -wieder  eine  zwischen  beiden  Kich- 
tnngen  vcnnittelude  Stellung  eiDgenommen. 
Andere  haben  aus  dem  t^nternehmerein- 
Vommen  den  Untemehmei^ewinn  im  engeren 
Sinne  ausgeschieden.  Neuerdings  erst  hat 
man  begonnen,  ihn  mehr  aus  dem  üesarat- 
Eusanimenhange  der  Verkehrscrscheiiiungen 
zu  erklären.  Der  wissenschaftliche  Sozialis- 
mus, der  mit  der  englischen  klassischen 
Kationalökonomie  in  der  Auffassung  des 
T'ntemehmei^winQes,  als  Kapitalgewinnes, 
II  berein  stimmt,  erklärt  ihn  als  solchen  aus 
einem  Äbiuge,  der  dem  Arbeiter  am  Lohne 
an  dem  von  ihm  erzeugten  Arbeitswerte  ge- 
macht wird,  eine  Erkläning,  die  mit  den 
wirtschafüidien  Thatsadien  allerdings  in 
schroffem  Widetspruclie  steht.  Aber  wenn 
anch  der  Untemenmergewinn  nicht  lediglich 
nach  dem  Massstabe  des  verwandten  Kapi- 
tals bezogen  und  in  der  llehrzahJ  der  l'alle 
nicht  ohne  den  Einfliiss  einer  persönlichen 
Thätigkeit  des  l'ntemehmers  erzielt  wird, 
ja  wenn  er  selbst  oft  genug  in  ein  selb- 
ständig gewonnenes  Arbeitseiokommen  über- 
geht, in  dessen  Bildung  der  Eintluss  des 
verwendeten  Kapitals  kaum  noch  zu  er- 
kennen ist.  so  kommt  doch  in  dem  Masse, 
wie  das  Wesen  der  eigentlichen  Unterneh- 
mung reiner  hervortritt,  der  Charakter  des 
Kapitalgewinnes  mehr  zur  Qeltimg.  Jeden- 
falls ist  ohne  Kapital  kein  rnternehmen 
denkbar  und  kann  Kapitaleewinn  in  der 
Produktion  nur  durch  das  Mittel  der  Fnter- 
nehmung  erzielt  werden. 

Littfratnr:  A'e*™  den'aitgemmaen  Werken  über 
dU  Ihftrttitcht  WirUcliafiiUhrt  —  be:  B6hm- 
Baaerk,  Kapital  und  Kapüaltint,  t3S^  und 
ISSB,  Phitipitovich,  Gmndritt  der  polü. 
OrtoaomU,  11193,  nnd  O.  Schmolter,  Grund- 
rtM  der  ailgemeinen  VoUattirUchafttUhrs  I, 
1900  —  kortaaen  folgende  Monographieen  in 
£clraeht;  H.  v.  Mangoldt,  Die  Lehre 
rt/m  VHttmehmcTgeinnn ,  Leipiig  ISSI.  — 
J.  Ftcrator'ff,  DU  Lehrt  vom  Unlemekmerge- 
u-inii,  Berlin  1S7B.  —  F.  Mataja,  Der  UnUr- 
vthmtrgewiun,  Wien  1834.  —  O.  Gros»,  Die 
Lthrr  vm  l'ntemehmergetrinn,  Leipttg  ISSf,  — 
E.  A,  Schrotd^r,  Dat  O'ntemehvien  und  der 
l'alrrnehmergeieinn,  Wien  ISSi-  —  Wlrming- 
hanUf  Dat  t'nlemehmen,  der  Untemehnterge- 
«■<nn  nnd  die  Beteiligung  der  Arbeiter  am  C'n- 
Irniekinergetcinn,  Jena  1886.  —  Zun«,  Zaei 
Fragtii  dei  UntemehmereinkommtBi ,  Zürich 
ISSI.  —  A.  SchäffU,  Die  Amtendbarkeit  der 
rrrifhiedenen  üaUrnehmung^ormen,  Zeiteckr.  f. 
Iftaaltte.,  Bd.  XXV.  —  G.  Schmoller,  Die 
gttfkichilirhe  Enttpickebing  der  Untfrnehiiiuag, 
Jahrb.  fiir  Gm.  ».   T'enr.,  Bd.  XIV ff. 

J.  Pieratorff. 


Unteraehmerrsrbänds 

zar  aUiemeiaeo  Vertretong  gemsin- 

scnaftliclier  iDteressen. ') 

1,  Allgemeines.  I.  Die  ünternehmer- 
vereine  in  Deutachland.  A.  l'ür  die  In- 
duBtrie.  2.  Vereine  für  einzelne  Bemfszweiee, 
3.  Tereine  fllr  mehrere  Benifszweige.  B.  Für  In- 
dnstrie  und  Handel.  4.  FUr  kleinere  Gebiete. 
6.  Für  das  Reich ag-ebiet.  C.  Für  Handel  und  ver- 
wandte Gewerbe.  6.  Für  Handel  überhaupt.  7.  Für 
einzelne  Handelszweig^.  8.  Vereine  euiu  Schutze 
des  Kleinhandels.  9.  vereine  für  verwandte  Ge- 
werbe. II.  Die  Unternehmervereine  im 
Anstände.  10.  Oesterreicb- Ungarn.  11. Frank- 
reich. 12.  Finland  und  Russknd.  13.  Grogsbri- 
tannien. 14,  Belgiea.  15.  Schweiz.  16.  Sonstige 
Länder. 

1.  Allgemeines.  Unter  «Unternehmer- 
verbändenii  werden  hier  verstanden  freie 
Vereinigungen,  in  denen  die  gewerblichen 
imd  kaufmännischen  Untei-nehmer  ihre  ge- 
meinschaftlichen Intei'essen  wahrnehmen. 
(Die  landwirtschaftlichen  Vereine  sind  be- 
reits in  Bd.  V  S.  515  ff.  besprochen;.  Die- 
jenigen Unternehmer  verbände,  die  eine  eigene 
Wirtschafl^thätigkeit  übernehme c,  also  die 
Kartelle,  fiin^,  Trusts  etc.  geliöreti  nicht 
hierher  und  sind  in  den  Artt.  Kartelle 
und  Trusts  oben  Bd.  V  S.  39ff.  hezw. 
Bd.  VII  S.  213  ff.  besondere  besprochen. 
Auch  die  mit  öffentlichen  Vorrechten  ausge- 
statteten Vereinigungen  und  offiziellen  In- 
teressenvertretungen sind  hier  auszuscheiden 
(vgL  die  Artt.  BerutsgenoHsen  Schäften 
obenBd.n  S.62Stf.,  Handelskammern 
Bd.  IV  S.  1022ff.,  Gewerbekammern 
Bd.  IV  S.  499ff.,  Innungen  Bd.  IV 
S.  1348ff.).  Von  den  alsdann  noch  ver- 
bleibenden Vereinigungen  sind  die  Gewerbe- 
und  polytecbnisehen  Vereine,  die  Hand- 
werker!'ereine  und  -verbände,  die  Kredit- 
reformvereine und  die  Dampfkesselüher- 
wachungs vereine  bereits  an  früheren  Stellen 
besprochen  wordenfvgl.  die  Artt.  Go  werbe- 
vereineobenBd.IVS.558ff.,Handwerk 
Bd.  IV  S.  1097 ff..  Kredit  Bd.  V  S.  380 ff., 
Dampf  kesselpolizei  Bd.  HI  S.  108ff.). 

Die  »Untemehm  erverei  oe«,  mit  denen 
wir  es  nach  dem  Gesagten  hier  zu  thun 
haben,  stellen  sich  als  Organe  der  Interesseu- 
vertretuDg  dar,  die  sich  neben  den  Handels- 
kammern und  kaufmännischen  Eorponitionen 

')  Ber  Bearbeitung  dieses  Gegenstandes  in 
___  ersten  AnÜae-e  waren  die  GrgebnLise  niu- 
fangreicher  Erhelinngen  in  Grunde  gelegt,  die 
von  dem  Verfasser  veranataltet  waren.  Von 
einer  gleichen  Erhebung  rnuasce  diesmal  aus 
äusseren  Gründen  abgesehen  werden.  Das  hat 
namentlich  die  Wirkung,  dass  Über  die  aus- 
Ifiudischen    Verhältnisse    nur   wenig    neue    An- 

Sibea  beschafft  wenlen  koiinteu.  Das  deutsche 
_aterial  konnte,  da  hierfür  in  der  Fach-  nnd 
respresse  die  Quellen  etwas  reichlicher  fliessen, 
h  manchen  KichtnD<;en  hin  erweitert  werden. 
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eatvk-ickelt  und  nameDtlicb  ia  Deutechlaad 
eine  groBse  VerbreituDg  erlangt  habeo.  Ein 
Teil  der  Vereine   verdankt   sein   Entstehen 


einerseits  und  den  Anschauungen  der  indus- 
triellen  Kreise  bezw.  der  kleinen  E&ufleute 
über  ihre  SoaderbedOrfuisse  anderenteits 
an  manchen  Stellen  entwickelt  hat.  Was 
die  kleinen  Kaufleute  anlangt,  so  haben 
diese  in  ihrem  Kampfe  gegen  Konsumver- 
eine, Abzahlungsgeschäfte,  Orossmagazine 
etc.  bei  den  vornehmlich  vom  Grosshandel 
lind  von  der  Grossindustrie  beeinflussten 
Handelskammern  vielfach  nicht  die  erhoffte 
Unterstützung  gefunden  und  sahen  sich  da- 
durch zur  Vereinigung  der  in  gleicher' 
RichtUDg  interessierten  Elemente  vei-anlasst. 
Die  Industrie  ihrerseits  kannte  sich  in  man- 
chen (durchaus  nicht  in  allen)  Handelskam- 
mern nicht  genug  Einfliiss  verschaffen,  um 
gegenüber  dem  Handel,  der  Aber  mehr 
Wahlstimmeii  verfügte,  die  Bestrebungen 
zum  Schutze  ihrer  Interessen  geltend  machen 
zu  können. 

Eine  grosse  Zahl  anderer  Vereine  da- 
gegen ist  nicht  im  Gegensatze  zu  den  Han- 
delskammern, sondern  aus  dem  Bedürfnis 
heraus  entstanden,  die  besonderen  Interessen 
einer  bestimmten  Benifsgnippe  in  Ergän- 
zung der  Thätigkeit  der  Handelskammern 
-wahrzunehmen.  Diese  Gruppe  ist  nach  Be- 
rufen gegliedert,  während  die  erstere  meist 
nicht  auf  einen  bestimmten  Berufszweig  be- 
schränkt ist 

Die  weitaus  überwiegende  Mehrzahl  der 
freien  Vereine  ist  in  den  letzten  Jahrzehnten 
entstanden  im  engsten  Zusammenhange  mit 
der  Ausdehnung  des  industriellen  I^bens 
und  mit  den  Umgestaltungen,  die  das  mo- 
derne Verkehrswesen  im  wirtschaftlichen 
Ringen  hervorgerufen  hat. 

In  einigen  Ländern,  insl)esondere  in 
Deutschland  besteht  ein  vollständiges  Netz 
solcher  freien  Unternehmer  vereine.  Ihre  Zahl 
dürfte  sich  aiif  viele  himderte  belaufen.  Na- 
mentlich in  den  reich  mit  Industrieen  be- 
setzten Gebieten  wie  in  Rheinland -West- 
falen, Sachsen  und  Schlesien,  weiter  in  den 
grossen  Handelsplätzen  sind  die  Vereine  in 
grosser  Zahl  entstanden.  Ein  vollständiger 
Ueberbliek  darüber  ist  freilich  zur  Zeit  nicht 
zu  gewinnen;  denn  ein  erheblicher  Teil  der 
Vereine  wird  niu"  in  engen  und  engsten 
Kreisen  bekannt.  Da  amtliche  Zusammen- 
stellungen meist  nicht  veröffentlicht  sind, 
kann  sich  die  Bearbeitung  im  wesentlichen 
nur  auf  die  Vereine  beziehen,  die  gelegent- 
lich durch  Eingaben  oder  sonstige  Mass- 
nahmen hen'ortreten  und  dadurch  auch 
weiteren  Kreisen  bekannt  wenlen.  Aber 
auch  dies  l}eschränkte  Material  läfist  erkennen, 
in    wie   gross^em    Umfange    Gewerbe    und 


Handel  zur  Vereinsbildung  gegriffen  ha- 
ben. 

Im  einzelnen  zeigen  die  freien  Uaterneh- 
mervereine  mancherlei  Abweichungen.  Ihr 
räumliches  Gebiet  urafasst  bald  nur  einen 
Ort,  bald  einen  grösseren  Bezirk,  tiald  auch 
ganze  Staats^biete  oder  das  Reichsgebiet. 
Einige  Vereinigungen  liaben  einen  inter- 
nationalen Wirkungskreis.  Ein  Teil  er- 
streckt sich  lediglich  auf  einzelne  Industrie- 
zweige bezw.  auf  die  Industrie  überhaupt, 
ein  anderer  lediglich  auf  einzelne  Handels- 
zweige bezw.  den  Handel  überhaupt,  ein 
dritter  wirkt  för  Handel  und  Industrie  zu- 
gleich. 

Die  Tendenz  geht  im  aUgemeinen  immer 
auf  die  Walirung  der  gemeinsamen  wirt- 
schaftlichen Interessen;  bisweilen  treten 
aber  einzelne  hierher  gehörige  Zwecke  in 
den  Vonlergruud.  So  liegt  bei  einigen  Ver- 
einen der  Schwerpunkt  im  Marken-  und 
Musterschutz  wesen,  bei  anderen  in  der  Be- 
kam pf  un  g  unberechtigter  Ärbeiterf oid  eru  ngen 
und  der  Abwehr  von  Arbeitseinstellungen 
(Autistrikevereinej  etc.  1892  hat  sich  auch 
ein  Verband  gebildet,  dessen  Thätigkeit  sich 
in  erster  Linie  auf  das  Haftpflicht  wesen 
richtet. 

Die  freien  üntemehmervereine  liaben  ins- 
besondere in  Deutschland  eine  umfeingreiche 
Thätigkeit  in  Bezug  auf  die  vei-sthiedenen 
Gebiete  der  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Gesetzgebung  entfaltet,  und  von  einem  Nach- 
lassen dieser  Thätigkeit  ist  nichts  zu  spüren. 
Die  Vereine  gehen  naturgeraäss  von  den 
Erfahrungen,  Bedürfnissen  imd  Anscliaunngea 
ihrer  eigenen  llitglieder  aus.  Aber  das  ist 
gefahrlos  da,  wo  nur  specifische  Sonder- 
interessen  des  betr.  Zweiges  in  Frage  kom- 
men, welche  die  anderen  Gebiete  des  wirt- 
scliaftlichen  Ijebens  nicht  berühren,  und 
wird  in  allen  übrigen  Fällen  durch  die  viel- 
fachen Reibungen  des  Verkehrs  abgeglichen. 
Die  zur  Wahrnehmung  der  Gesamt mteiessen 
berufenen  Staatsorgane  müssen  sich  selbst- 
verständlich in  vielen  Fällen  von  den  For- 
derungen entfernen,  die  sich  aus  den  be- 
sonderen Interessen  eines  odei-  mehi-erer 
Berufszweige  eigeben ;  aber  sie  müssen  diese 
besonderen  Interessen  kennen,  und  letztere 
l>edilrfen  deshalb  auch  vom  Standj)unkt  der 
Gesamtheit  aus  einer  sjiecialisieilen ,  einer 
t)eruflieh  gegliederten  \erti-etung.  Ea  ist 
indes  wohl  zu  weit  gegangen,  wenn  Stein- 
mann-Biicher  (Die  Nährstände  und  ihre  zu- 
künftige Stelhmg  im  Staate,  Cüln  1SS5, 
S.  87)  die  Specialisienmg  der  Interessen- 
vertretung als  ein  ganz  allgemeines  Bedürf- 
nis und  das  jetzige  Vereinsweseu  als  die 
Keime  einer  zukünftigen,  auf  den  Benifs- 
genossen  Schäften  beruhenden  Form  der  offi- 
ziellen Interessenvertretung  bezeichnet.  Diö 
thatsächliche    Ausgestaltung    des    Vereins- 
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ve^ns  entspricht  dem  jede>nfall8  Dicht.  Den 
rein  beruflich  geglieUei-ten  Vereinen  stehen 
—  wie  gesagt  ■ —  andere  ge^nOber,  die 
nicht  beruflieh,  sondern  territonal  gegliedert 
Eiod:  daiin  spricht  sich  die  Thatsache  aus, 
daas  fflr  einen  Teil  der  Interessen  die  be- 
nifhchen  Unterschiede  zurücktreten  hinter 
den  Iwsonderen  Verhältnissen  des  betr. 
erTisseren  oder  en^ren  Bezirks.  Dem  Be- 
dürfnis nach  Specialisieiung  tritt  also  das 
Bedni-fnis  nach  General isiemng  gegenüber. 
Beide  müssen  befriedigt  werden  und  sind 
thatsächlich  befriedigt  worden.  Beide 
Gnip[)en  von  Vereinen  haben  deshalb  ihre 
Berechtigung. 

Dass  die  freien  ünternehmervereine  durch 
eine  andei-e  Organisation  der  offiziellen  In- 
teressenvertretung ganz  entbehrlich  werden 
sollten,  ist  nicht  anzunehmen.  Denn  ^e 
besitzen  einen  Vorzug,  den  eine  offizielle 
Interessenvertretung  in  der  Regel  nicht  in 
gleichem  Masse  aufweisen  kann,  nämlich 
die  Möglichkeit,  einen  sehr  grossen  Teil  des 
Fachwissens  und  der  Sachkunde  zu  ge- 
meinsamer Arbeit  in  jedem  Aiigenblick  zu 
vereinigen.  Das  gilt  zunächst  und  in  be- 
sonderem Masse  von  den  beruflich  gcghe- 
derten  Vereinen,  deren  Hauptbedeutung  ge- 
rade in  dieser  Zusammenfassung  der  Sach- 
verständigen zu  erblicken  ist.  Es  gilt  aber 
auch  meist  von  den  territorial  ^gliederten 
Vereinen,  die  über  Sachverständige  fflr  ver- 
schiedene Benifsarten  und  bei  grösseren 
Vereinen  auch  fflr  vei'schieilene  Gebiete  in 
grosser  Zalil  jederzeit  verfügen.  Die  freien 
Vereine  bilden  in  dieser  Hinsicht  die  natur- 
gemflsse  Ei^nzung  der  offiziellen  Interessen- 
vertretung, die  immer  nur  eine  beschränk- 
tere Zahl  von  Sachverständigen  zur  Ver- 
fü^ng  liat  und  diese  für  bestimmte  Ar- 
l>eiten  ei-st  besonders  ergänzen  miiss.  Die 
Interessenvertretung  in  den  Vereinen  ent- 
behrt zwar  jedes  offiziellen  Charakters,  aber 
sie  ist  auch  freier  in  ihrer  Bewegimg  als 
die   offiziellen   Oi^ne,   die   sicli  immerhin 

fewisser  Rücksichten  nicht  entschh^n 
Arten.  Das  günstigste  Verhältnis  ist  ohne 
Frage  dies,  dass  die  freien  Vereine  und  die 
offiziellen  Interessenvertretungen  soviel  wie 
möglich  Hand  in  Hand  arbeiten. 

I.  Die  Unternefamervoreine  In 
Dentscbland. 

A.  Für  die  lodaatrie. 


Dentschland  wahrend  des  lanfendeu  Jahrhun- 
derta  —  knrze  IT nterbrec bangen  abgerechnet  — 
im  atlgMueineo  der  Bildung  von  freien  Unter- 
nehmervereinen  günstig,  und  namentlich  seit 
Ende  der  40er  Jabre  konnten  sich  dieselben 
innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  ungehindert 
entfalten.    Wie  schon  erwähnt,   hat  denn  anch 


in  Dentachland  diese  freie  Form  der  Interessen- 
vertretung sehr  hänfic'  Verwendung  gefnnden. 
Die  Bildung  der  einzelnen  Vereine,  von  denen 
nnr  ein  kiemer  Teil  hier  berücksichtigt  werden 
kann,  ist  zwar  nicht  nach  einem  bestimmten 
einheitlichen  Plane,  tondem  nach  Massgabe  der 
jeweUs  vorhandenen  Bedürfnisse  vor  sieh  ge- 
gangen ;  nach  and  nach  ist  aber  auf  diese 
Weise  eine  Organisation  des  grüssten  Teils  der 
dentachen  Industrie  entstanden,  die  dem  mit 
den  Verhältnissen  nicht  näher  Bekannten  fast 
als  planmässig  erscheinen  kennte.  Hierbei  sind 
die  beniflich  gegliederten  Vereine  der  Zahl 
nach  stark  im  L'energe wicht. 

Fflr  daa  Berg-  und  Hüttenwesen  be- 
stehen znnäctast  8  herg-  und  hüttenmSnnische 
Vereine:  1.  zu  Kssen  rar  den  Oberbergamtsbe- 
zirk Dortmund  (IS^ge gründet,  über  110  Ver- 
einswerke, über  9ÜO0O  Mark  Jahreseiunabmen); 
2.  zu  Kattowitz  fllr  Oberachlesien  {1861  ge- 
gründet) ;  ;l.  zn  Aachen  fQr  den  Aachener  Berg- 
banbezirk  (gegründet  1870);  4.  zu  Waldenbnrg 
für  NiederBchleaieii  (1876  gegründet) ;  5.  zu  Siegen 
für  den  Siegener  Bezirk  (1883  gegründet);  6. 
zu  Braonfels  für  die  Lahn-,  Dill-  und  benach- 
barten Reviere;  7.  zu  Zwickau;  8.  zu  Lngau 
[für  das  Lngau-Oelsnitzer  Steinkohlenrevier). 
Alle  diese  Vereine,  in  enger  Fühlung  mit  den 
Bergbehürden  stehend,  entfalten  eioe  eifrige 
Thätigkeit  in  Gutachten,  Petitionen  und  An- 
trägen Über  wirtschattÜche  Fragen,  wobei  Ver- 
kehrswesen, soziale  Qesetzgebnng,  Stenerwesen 
und  ähnliches  eine  besondere  Bedeutung  bean- 
spruchen. Die  Jahresberichte  enthalten  zum 
Teil  wertvolle  statistische  und  andere  that- 
sächliche  Material ieu,  desgleichen  die  Zeit- 
schriften der  Vereine,  wie  die  .Mitteilungen" 
des  Aachener,  die  „Zeitschrift''  des  oberscblesi- 
schen  and  das  Blatt  „Glückauf  begründet  vom 
Dortmunder  Verein ').  Der  letztere,  entstand eu 
nnter  dem  Druck  der  ungesunden  Verhältnisse 
des  Kohlen berffbans  in  den  50er  Jahren ,  ist 
seitdem  der  Mittelpunkt  aller  Koalitionsbe- 
Btrebnngen  der  Buhrkohlen zechen  geblieben. 
In  die  Strikebewegung  von  1889  hat  der  Ver- 
ein energisch  eingegnßen.  Er  ist  der  älteste 
und  bedeutendste  dieser  ürappe. 

Für  die  Brannkohlengrnben  in  Mitteldeutsch- 
land wirken  zwei  Vereine,  der  „Deutsche  Braun- 
kohlenindiistrie- Verein"  zu  Halle  (Saale),  der 
die  „Deutsche  Kohlenzeitung"  herausgiebt,  nnd 
der  „Magdeburger  Braunkohlenbergbau-Verein" 
zu  Schönebeck.  Der  letztere  entstand  1879  zur 
Abwehr  der  Gefahren,  die  nach  der  Anschauung 
der  Beteiligten  durch  die  Verwirklichung  des 
damals  wieder  aatgetauchten  Projektes  des 
Rhein- Weser- Elbekanals  entstehen  würden.  1889 
wurde  der  Verein  aus  Anlass  des  Kohlen- 
arbeiterstrikes  in  Westfalen  mit  erweiterten 
Zielen  erneuert.  Unter  seinen  Zwecken  wird 
die  Stellungnahme  gegenüber  „berechtigten 
und  unberechtigten  Arbeiterbewt^ngen''  be- 
Bonder«  hervorgehoben.  Für  die  Brounkohlen- 
gmbeu  am  Rhein  wirkt  seit  einigen  Jahren  der 
„Verein  für  die  Interessen  der  rheinischen 
Braunkohlen  indnstrie"  zu  Cüln. 


')  Gegenwärtig  anch  Organ  der  Vereine 
zn  Aachen,  Waldenbnrg,  Zwickau  nnd  Lugau 
sowie  des  Vereins  für  die  Interessen  der  rhei- 
nischen Braunkohl  enindustrie  zu  Cüln. 
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Für  die  Sfüzber^werke  nnd  Salinen  besteht 
eJD  „Verein  deutscher  Salinen  nnd  äalclierg- 
werke"  zn  Halle  (Saale). 

Fflr  die  EiaenGpreasiadnstrie  wirken 
zunächst  einige  lokal  begrenzte  jUngere  Vereine, 

der 


der  „Verein  znr  Wahrung  der  InteresBen 

Siegerländer  Eiaenindustne",  der  „Verein 
_.]r  Wuhrnng  der  wirtschaftlichen  Interessen  der 
Eisen-  nnd  Stahliudiistrie  Ton  Elsass-Lothringen 
und  Luxemburg"  zu  Metz,  der  „Verband  der 
Eisenindnatrielleu  von  Hamburg  und  Um- 
gegend'' und  der  „Verein  Berliner  Eisengiesse- 
reien  und  Maschinenfabriken ",  von  denen  die 
beiden  letzteren  im  wesentlichen  als  Antistrike- 
vereine  erscheinen.  Daneben  bestehen  vier  Ver- 
eine für  daa  Beichsgebiet.  Der  älteste  ist  der 
„Verein  deutscher  Eiaengiessereien".  Derselbe 
entstand  1869,  um  die  vornehmlich  auf  Freis- 
vereinbarungen beschränkte  Thätigkeit  der 
früheren  Einzelvereine  in  Nassau,  am  Hittel- 
imd  Niederrhein ,  in  Westfalen ,  Hannover, 
Sachsen  und  Schlesien  den  Zeitverhältnisseu  ent- 
sprechend zu  erweitem.  Der  Verein  stellt  sich 
jetzt  als  eine  Vertretung  aller  gemeinss 
InteresseD  der  Eisengieasereien  dar.  Ueber 
seine  Thfiti^keit  wird  in  der  Vereiu-i-^  Korres- 
pondenz'' vielseitiges  Material  verSSentlicht, 
IMe  zugehörigen  Werke  vertreten  vornehmlich 
den  „liandelsgnss"  nnd  sind  in  8  Gruppen  ver- 
teilt (niederrheinisch- westfälische  Gruppe;  ost- 
friesisch-oldenburgische  Gruppe ;  hannoversche, 
Elb-  und  Harzgruppe ;  schleaisch  -  ostdeutsche 
Gruppe ;  mitteldeut^ch-sächsisuhe  Gruppe ;  hesseu- 
naasauische  Gruppe ;  linksrheinische  Gruppe ; 
süddeutsche  Gruppe).  Die  Einnahmen  werden 
durch  SeitrSge  aufgebracht,  die  anf  Grnnd  der 
Selbsteinsch&tzuDg  nach  der  Arbeiterzahl  fest- 
gestellt werden. 

Am  19.  Mai  1891  bat  sich  daneben  ein 
sonderer  „Verband  deutscher  Eisen giesaereien 
fUc  Bauguss''  gebildet,  der  im  allgemeinen  die 
gleichen  Ziele  verfolg  aber  „auch"  die  Her- 
beiführung  von    Preis  Vereinbarungen    anstrebt. 

Der  dritte  Verein  ist  der  1074  entstandene 
„Verein  deutscher  Eisen-  nnd  Stahl  industrieller", 
der  die  gemeinsamen  Interessen  seiner  Mit- 
glieder (eingeteilt  in  die  nordwestliche,  süd- 
westliche, mitteldeutsche ,  norddeutsche ,  süd- 
deutsche und  ostdeutsche  Gmppe  sowie  in 
zwei  besondere  Gruppen  fllr  Waggonbauan- 
«lalten  und  Schiffswerfte)  durch  eine  umfassende 
Thätigkeit  in  Bezug  auf  Handelsverträge,  Zoll- 
politik, Verkehrswesen,  Arbeiterverhältiiisse  etc. 
zu  wahren  bestrebt  ist  und  durch  fortlaufende 
Beschaffung  statistischen  Materials  für  die 
.lufklämng  der  Verhältnisse  der  Eisenindustrie 
zn  sorgen  snchL 

Der  viert«  Verein  ist  der  „Verein  deut- 
scher Eiaenhüttenlente''  zu  Düsseldorf,  der  1880 
entstand  und  unter  seinen  Zielen  ausser  der 
Vertretung  der  gemeinsamen  Interessen  die 
„praktiNche  Ausbildung  des  Eisen-  und  Stahl- 
hlittenwesens"  besonders  hervorhebt.  Der  Ver- 
ein hatte  im  Jahre  Itim  12ä0.  im  Jahre  190U 
240B  Mitglieder.  Seine  Thätigkeit  ist  sehr  viel- 
i<eitig.  Die  Vereinszeit^chrift  „Stahl  und  Eisen" 
enthält  viel  Material. 

Für  die  Kleineisenindnstrie  bestehen 
in  den  Hanptproduktiousbezirken  mehrere  Ver- 
eine, wie  der  „Verein  der  Märkischen  Kleineisen- 
industrie" zn  Hagen  und  die  1900  zu  Remscheid 


gegründete  Union  „Vereinigung  rheinisoh-west- 
ffilischer  Fabrikanten  von  Werkzeugen,  Eisen- 
und  Stahlwaren" ;  die  letztere  verfolgt  vor- 
nehmlich   deo    Zweck,    die    ausländische  Kon- 


in dem  wichtigsten  deutschen  Frodnktiousbezirk 
ans  einer  1883  geschlossenen  Vereinigiuig  einer 
grosseren  Zahl  von  Fabrikanten  zur  Feststel- 
lung der  Freizeichen  der  Nadelindustrie  der 
„Verein  deutscher  Nadelfabrikanten"  in  Aacheu, 
dem  vor  einigen  Jahren  in  dem  westfüliscben 
Produktionsbezirk  der  „Nadelfabrikantenverein"' 
zu  Iserlohn  zur  Seite  trat. 

Für  die  deutschen  Eratzenfabciken, 
die  sich  namentlich  in  Aachen  angesiedelt 
haben,  bestand  schon  lauge  aus  Anlass  von 
Zotifragen  ein  nur  lose  organisierter  ,.Au9schusa 
der  deutschen  Kratzenfahrikanteu",  an  dessen 
Stelle  vor  einigen  Jahren  der  „Verein  deutscher 
Kratzenfabrikanten "  in  Aachen  getreten  isl. 

In  den  sonstigen  Zweigen  der  Metall- 
industrie fehlt  es  ebenfalls  nicht  au  grf>s- 
seren  und  kleineren  Vereinen.  Hier  seien  ge- 
nannt der  „Vereiu  deutscher  Blech-Emaülier- 
werke"  zu  Lübeck,  die  „Vereinigung  der  deut- 
sehen Metall-  nnd  Blechwarenfabrikanten  zur 
Wahrung  ihrer  wirtschaftlichen  Interessen"  in 
Nürnberg,  der  „Verein  deutscher  Messingwalz- 
werke" in  Altena,  der  „Verein  deutscher  Xupfer- 
walzwerke"  zu  Bonn,  der  „Verein  der  Kupfer- 
schmiedereien Deutschlands"  zu  Hannover u.  s.w. 
In  dieser  Industrie  entstand  Ende  der  80  er 
Jahre  auch  eine  grossere  Zahl  von  Aiitistrike- 
vereinen,  die  sich  1889  zu  dem  „Gesamtver- 
band deutscher  Metallindustrieller"  zu  Berlin 
zusammenschlosseu.  Er  bezweckte  auf  der  einen 
Seite  die  werkthätige  Förderung  des  Wohles 
der  Arbeiter,  auf  der  anderen  aber  die  Abwehr 
unberechtigter  Arbeiterbestrebungen,  die  .da- 
rauf gerichtet  sind,  die  Arbeitsbedingnngeu  in 
den  Betrieben  der  Metallindustrie  einseilig  vor- 
znschreiben".  Durch  Ausarbeitung  einer  Xor- 
malarbeitsordnnng,  durch  Stellungnahme  zur 
Frage  der  Sonntagsruhe,  der  Haftpflichtver- 
sicherung etc.  hat  der  Verein  seiueuj  Zwecke 
dienen  gesucht. 

Die  Maschinenfabrikauten  haben  sich 

dem  „Verein  deutscher  Maschinenlianaii- 
stalten"  zu  Düsseldorf  zusammengeschlossen; 
daneben  sind  noch  Vereine  für  kleinere  Be>iirke 
vorhanden,  wie  z.  B.  der  „Verein  Bielefelder 
Maschinen fabri kanten",  der  aber  nur  lose  urga- 
'  '  rC  ist  nnd  nur  gelegentlich,   z.  B.  zur  Ab- 

'  von  Strikes  etc.  zusammentritt.  Ausser- 
dem bestehen  noch  zahlreiche  Vereine  fllr  be- 
sondere Zweige  der  M  aschine  nindnstrie .  wie 
der  „Verein  deutscher  Werkzeuginaschinenfahri- 
kanten",  der  1898  in  Cüln  gegründet  wurde, 
der  „Verein  der  Fabrikanten  luudwirtschaftlirher 
Maschinen"  zuLeipzig,  der  „Verein  deutscher  Näh- 
maschinenfabrikanten" in  Dresden,  der  .^'rrein 
deutscherNähmaschinenfabrikantenund-hilndter'' 
Berlin,  der  „Verein  deutscher  Fahrradfnbri- 
kanten"  zu  Dresden,  der  „Verein  Berliner  Fahr- 
radfabrikanten und  -händler''  zn  Berlin.  Auch 
die  Vertreter  der  jnagen  Antunobilindustrie 
haben  sich  bereits  zusammengefunden  in  dem 
""  Eisenach  im  Januar  lüül  begründeten  „Ver- 
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ein  deutscher  Motorfahrzen^IndusCrielleT".  In 
der  Fahrrad-  nnil  Nshmaachinenindustrie  treffen 
wir  zam  ersten  Male  auf  einen  Zusammen- 
Bchlius  der  ui  demselben  Oeschilftszwei^  als 
Produzenten  und  als  HBudler  beteiligten  Kreise, 
ein  Zeichen,  dass  der  Handel  hier  durch  wich- 
tige Interessen  mit  der  Produktion  verbunden 
isL  Das  gleiche  ist  auch  noch  bei  anderen 
Zweigen  der  Fall,  wie  sich  noch  zeigen  wird. 

Die  deutschen  Schiffs  werfte  haben  sich 
1885  in  dem  „Verein  deutscher  Schiffawerfte" 
Bur  gemeinsamen  Interei>sen Vertretung  verbun- 
den. Der  Verein  ist  als  besondere  Gruppe  dem 
-Verein  deutscher  Eisen-  und  Stahündnstriellen" 
beigetreten.  Die  technischen  und  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  des  Schiffbaues,  der  Wasser- 
Htrassen  nnd  Häfen,  die  Sohifiahrtsgesetzgebung 
nnd  ähuiiches  sind  die  Hanptgegeastände  seiner 
Thätigkeit. 

Die  Uhreninduatrie  wird  in  ihrer  Ge- 
samtheit vertreten  durch  den  „Central verband 


gründet  1»76  zum  Zwecli  „der  Hebung  der 
Kunst  und  Fürdemng  der  gemeinsamen  Inte- 
resBen'.  Diesem  Zwecke  hat  der  Verband  zu 
genügen  gesucht  durch  Verteidicune  der  Ge- 
werbefreiheit unter  Bekämpf nng  ihrer  Aus- 
wüchse in  Bezug  auf  Hausierhandel,  Wauder- 
Isger,  Auktionen,  dnrch  Verteidigung  gegen 
Konsumvereine,  Abzahlungsgeschüfte  etc.,  femer 
durch  die  Herausgabe  des  .Allgemeinen  Jour- 
nals der  Uhrmacherkunsf,  durch  Aussetzen  von 
Preisen  fdr  Schriften  über  Lehrlingsausbildung 
nnd  vor  allem  dnrch  die  Begründung  iler  deut- 
schen Uhrmachersohule  zu  Glashütte  iu  Sachsen. 
Eine  grosse  Zahl  von  Vereinen  bezw.  Ver- 
binden der  L'hrenindustrie  gehurt  ihm  an.  Auch 
auf  dem  Gebiet  der  Mustkinstrumenten- 
indnstrie  sind  Vereine  entstanden,  wie  der  .Ver- 
ein deutscher  PiaDufortefabrikanten"  zu  Stutl- 
C,  der  „Verein  deutscher  Harmuuinmfnbri- 
ea''  zu  Leipzig  u.  a.  m. 

Auf  dem  Gebiete  der  ehemischen  In- 
dustrie ist  als  wichtigster  zu  uennen  der 
„Verein  zur  Wahrung  der  Interessen  der  che- 
mischeu  Industrie  Deutschlands"  zu  Berlin,  der 
1877  entstand  und  sich  dnrch  eine  grosse  Reihe 
von  Eingaben  und  Gutachten  in  Bezug  auf 
Gewerbe-,  Patent-,  Marken-  und  Musterschutz- 
recht,  Verkehrs-,  Zoll-  und  Steuer wesen,  Ar- 
beiterver8icherung,Handelsverträgeetc.bethätigt 
hat.  Der  Verein  verfügt  über  bedeutende  Ein- 
nahmen nnd  stuft  die  Beitrüge  nach  den  Lohn- 
snmraen  ab.  An  Korporationen  gehliren  ihm 
u.  a.  an  die  Berliner  and  die  rheinische  Lokal- 
ahteilung  sowie  der  „Verein  deutscher  Soda- 
fabrikanten-*  zn  Stettin  und  der  ,. Verein  deut- 
scher Düngerfabrikanten"  zn  Hamburg.  Auch 
sonst  finden  sich  inder  chemischen  und  verwandten 
Industrie  noch  zahlreiche  Vereine  für  einzelne 
Zweige  dieaes  vielseitigen  Gewerbes  wie  der 
•Verein  deutscher  Oelfabriken'  zu  Mannheim, 
der  „Verein  für  Mineralöl  Industrie"  zu  Halle, 
der  ,,Verein  deutscher  Tintenfabrikanten "  zu 
Dresden,  der  „Schutz verein  der  Lack-  und 
Farbenbdnstrie"  zu  Berlin,  der  „Verband  der 
Hanproduktenfabrikauten  von  West-  und  Süd- 
dent£ChIand~  zn  Laubenheim  bei  Mainz,  der 
„Verein  deutscher  Zündwareiifabri kanten'  zu 
Partenkirchen. 

Die    Seitenfabrikantea    haben    u.  a.   für 


Süd  Westdeutschland  und  Luxemburg,  für  Würt- 
temberg, fUr  Sadbajem,  für  Nordbayem,  für 
Mitlelrnein,  Hessen  und  Nassau  und  für  Rhein- 
land besondere  Verbände  gebildet,  die  sich  1689 
zu  einer  „Vereinigung  der  rheinisch-süddeut- 
schen Verbände  deutscher  Seifenfabrihanteu"  mit 
dem  Sitz  in  Bischweiler  zusammenschlössen. 

Für  die  Knochenindustrie  besteht  zu 
Berlin  ein  „Verein  der  Knochen  verarbeitenden 
Industriellen  DeutachJauda". 

In  der  Industrie  der  Steine  und  Erden 
sind  u.  a.  zu  nennen  der  „Verein  deutscher 
Kalk  Produzenten"  zu  Berlin,  der  „deutsche  Ver- 
eiu  für  Fabrikation  von  Ziegeln.  Thonwaren, 
Kalk-  und  Cemeut"  zu  Berlin,  der  „deutsche 
Betonverein"  zu  Oberkassel  bei  Bonn,  der  „Ver- 
band deutscher  Thonindustrieller"  zn  Berlb, 
der  „Verein  deutscher  Porti  and- Cementfabriken" 
zu  Stettin,  der  „Verband  deutscher  Fabriken 
feuerfester  Produkte"  zu  Berlin,  der  „Verein 
deutscher  Pflaster- undHartsteininduBtrieller"  zu 
Berlin,  der  „Verein  deutschet  Marmorwerke''  zu 
Kiefcrfelde  n.  a.  m. 

Die  Glasindustrie  verfügt  über  ver- 
schiedene Special  vereine,  wie  den  ,  Verband 
schlesisch-lausitzerTafelglashütteu''  zu  Berlin,  den 
„Verein  deutscher  Spiegelglasfabriken"  zn  t'ühi, 
den  „Verein  deutscher  Flaschen fabrikeu"  zti 
Hamburg ,  den  „Verein  deutscher  Glasiustru- 
meutenfabriken"  nnd  weiterhin  über  den  die 
verschiedenen  Zweige  nrnfassenden  „Verband 
der  Glasindustriellen  Dentschlanda"   lu  Berlin. 

Für  die  keramische  Industrie  besteht 
neben  kleineren  Vereinen,  wie  z.  U.  dem  „Ver- 
ein für  das  TBptereige werbe"  in  Dresden,  dem 
„Syndikat')  der  Töpfer"  in  Oberbetschdort  i.  E.  etc. 
ein  grosser  „Veroaud  keramischer  Geverke" 
(Sitz  in  Coburg),  Der  Verband,  187B  zur  ,.eiier- 
gischen  Wahrnehmung  aller  gemeinsamen  In- 
teressen der  keramischen  Industrie  in  den  sie 
berührenden  handelspolitischen,  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Angelegenheiten"  errichtet,  hat 
u.  a.  eine  Vereinljamng  über  die  Regelung  von 
Musterschutzangetegenhciteu  innerhalb  des  Ver- 
bandes festgestellt  und  giebt  eine  Verbands- 
zeitschrift („Sprechsaal")  lieraus.  Die  Beiträge 
werden  nach  der  Arbeiterzahi  abgestuft. 

Im  Anschluss  hieran  darf  der  Vereine  auf 
dem  Gebiete  des  Baugewerbes  gedacht 
werden.    Der  erüsste  ist  der  „deutsche  Arbeit- 

feberbund  für  das  Baugewerbe"  zu  Berlin,  der 
!K)Ü  bereits  43  Lokal  vereine  nmfasste  nnd 
im  we^ientlichen  die  Abwehr  nnberechtigter  An- 
sprüche der  Arbeiter  anstrebt.  Im  März  1901 
bildete  sich  weiter  im 'üln  ein  „Arbeitgeberverbaud 
der  Bildhauer,  Modelleure  und  Stuckateure 
Deutschlands",  der  einige  mit  dem  Baugewerbe 
in  Verbindung  stehende  besondere  Gewerbe- 
zweige umfasst.  Auch  der  „Verband  deutscher 
Centralheizungsindustrieller'  zn  Berlin  kann 
hier  genannt  werdeu. 

In  der  Holzindustrie  haben  sich  die  In- 
dustriellen zum  Teil  mit  den  Händlern  zn- 
sammengeschlos:ien,  zum  Teil  sind  sie  auch  für 
sich  allein  zusammengetreten.  Beides  ist  nicht  nur 
fiir  engere  Gebiete  geschehen  ^  wie  im  „nord- 
dentschen  Verein  für  Holzhandel  und  Holz- 
industrie" zu  Cassel,  im  „Verein  ostdeutscher 
Holzhändler  und  Hulzindustrieller"    zu  Posen, 
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im  „Verein  der  bayerischen  Holzinteressenten " 
zn  Brauneuberg,  im  „Verein  der  Holzindns- 
trieUen  in  Rlieinland  nnd  Westfalen"  eu  Düssel- 
dorf, in  der  „freien  Vereinigung-  der  Holzin- 
dustriellen Berlins"  —  sondern  auch  in  r&um- 
]ich  nicht  beschrSakter  Form,  wie  im  „Verein 
deutscher  Eolzint^ressenteu"  zn  Bromber^,  im 
„Verbaudder  Vereine  deutscher  Holzindustneller" 
an  Dortmund.  Auch  die  Holz  Verarbeitung  weist 
verschiedene  Vereine  anf,  so  für  die  Kisten- 
fabrikatioD  in  Berlin,  fUr  die  MSbeltabribitioD 
in  Münz  n.  s.  w. 

FUr  die  Eorkindnstrie  wirken  ein 
.Verein  der  Kork  Warenproduzenten"  zu  Delmen- 
horst and  ein  „Verein  deutscher  Korkin- 
dustrieller-' zn  Dresden,  für  die  Bürsten- 
nnd  Pinselfahrikation  ein  „Verband  deut- 
scher Bürsten-  und  PinBelinduBtriellen"  zu  Küm- 
berg.  für  die  Kinderwagenfabrikation 
der  „Verband  deutscher  Einderwagenfabrikanten 
nnd  verwandter  Zweite  zur  Wahrimg  und 
Pürderung  ihrer  gemeinsamen  Interessen"  zn 
Brandenburg. 

Die  Ledererzengnng  bat  sich  neben 
verschiedenen  Vereinen  mr  engere  Gebiete,  wie 
dem  „Gewerbeverein"  zn  Trier,  dem  „Verband 
Siegenscher  Sohllederfabrikanten",  dem  „nordi- 
schen Gerberverein ",  der  „freien  Vereinigunfr 
der  Lederproduzenten  Hitteldeutschlands",  dem 
„Verband  der  Lederfabrikanten  nnd  -bändler 
für  Minden,  Ravensberg  nnd  die  angrenzenden 
Bezirke",  dem  „WürltembergiBchen  Gerberver- 
ein", dem  „Verband  sBchsiBcher  Ledetprodu- 
zenten"  (1879  gegründet,  bat  die  dentsche 
Gerberschule  in  Freiber^  i.  S.  errichtet),  eine 
umfassende  Vertretung  in  dem  „Central verein 
der  deutflehen  Lederindustrie"  geschaffen,  der 
1891  zur  ,.Wahrung  und  l'ardemng  der  in- 
dustriellen technischen  und  wirtschaftlichen  In- 
teressen der  gesamten  deutachec  Lederindustrie" 
gegründet  wurde.  Der  Centralverein  erstrebt 
insbesondere  einen  besseren  Abzug  der  in 
Deutschland  nnd  im  Auslande  fallenJen  Häute, 
die  Hebung  der  heimischen  Eichen-  nnd  Fichten- 
scbälwaldkultnr  und  die  Förderung  von  Fach- 
schulen ;  seine  hlsberige  Th&tigkeit  erstreckt 
sieh  auf  Gutachten  und  Eingaben  in  Bezug  auf 
Handelsverträge,  ZoUwesen,  Sonntag-smhe,  Hau- 
sierhandel ,  Arbeiterschutz ,  Ausstellnngsweseii 
etc.;  auch  hat  der  Verein  ein  Muster  für  Ar- 
beitsordnungen in  Lederfabriken  festgestellt. 

Der  Centralverein  greift  auch  auf  die 
LederverarbeituBg  über,  da  ihm  u.  a,  auch 
der  „Verein  deutscher  Glacehandschuhfabri- 
kanteu"  zu  Esslingen  angehört.  Der  Lederver- 
arbeitung  stehen  u.  a.  noch  zur  VerfU^ng  die 
Vereine  der  „Schob-  und  Schäftefabnkanten" 
in  Berlin  und  zn  Foepelwitz,  der  „Verband  der 
Berliner  Schuhfabrik anten"  u.  s.  w.      In   ge- 


FUr  die  Gnmmiindustrie  wirken  der 
„Centralverein  deutscher  Kautsch ukwarenf ab ri- 
kanten"  zu  Harburg,  die  „Vereinigung  deutscher 
Gnmmiwarenfabrikaaten"  zn  Ciiln,  für  die  Zell- 
bornindustrie der  „Verband  der  deutschen 
('ellaloidindui>tri eilen"  zu  Berlin. 

In  der  Papierindustrie  sind  u.  a.  zwei 
umfassende  Vereinigungen  zu  nennen:  der  „Ver- 
ein deutscher  Papieriabrikanten"  zn  Mainz  und 
der  „Deutsche  Papierverein"  zu  Berlin.     Der 


letztere  wurde  18S0  gegründet  behuls  Hebnng 
und  Forderung  der  Fabrikanten  und  Händler  der 
Papier-  und  Schrei  bwarenindustrie.  Der  Verein 
prämiiert  und  belohnt  Auges  teilte  nnd  Arbeiter  für 
lange  nnd  treue  Dienste,  gewShrt  seinen  Mit- 
gliedern Rechtshilfe  in  Klacesachen,  stellt  Listen 
schlechter  Zahler  auf,  sclmesst  mit  den  BehQr- 
den  Verträge  über  die  Fabrikation  des  zn  lie- 
fernden Papieres  u.  s.  w.  Daneben  giebt  es 
eine  Keihe  von  Vereinen  für  engere  Gebiete, 
wie  den  „  Mitteldeutschen  Papier  verein"  zn 
Leipzig,  den  „Verein  schlesischer  Papierfabri- 
kanten" zn  Breslau,  den  „Schutzverein  der  Pa- 
pierindustrie" zn  Berlin  und  femer  verschiedene 
Vereine  für  bestimmte  Zweige  der  Papierver- 
arbeitnng,  wie  der  „Verein  deutscher  Tapeten- 
fahrikanten",  nnd  der  „Verband  deutscher 
DUtenfabrikantea"  beide  zu  Berlin.  Iin  An- 
schluss  hieran  sind  zu  erwähnen  der  „Verein 
deutscher  Zellstofilabrikanten"  zu  Frankfurt  und 
der  „Verein  dent.scher  Holzstofffabrikanten"  zn 
Leipzig. 

Die  Buchdruckereibesitzer  hahea 
sich  ebenfalls  mehrfach  zu  kleineren  Vereinen 
zusammen^schlossen,  z.  B,  im  „Verein  der 
Leipziger  Bnchdruckereibesitzer"  (1882  ge^r.), 
im  „Verein  der  Chemnitzer  Bnchdruckereibe- 
sitzer", in  der  „freien  Vereinigung  der  Berliner 
Bnchdruckereibesitzer"  etc.  Ein  umfassender 
Verband  besteht  seit  1869  in  dem  „Deutschen 
Buchdrucker  verein"  zu  Leipzig.  Der  Verein 
bezweckt  den  Schutz  gegen  die  Bestrehuugen 
der  Bucbdruckergehilfen,  die  sich  seit  1866  or- 
ganisiert hatten  (im  „Dent«cben  Buchdrucker- 
verband", seit  1878  „Unterstützungs verein  deut- 
scher Buchdrucker"  und  jetzt  wieder  „Deutscher 
Buchdruckerverband"  genannt)  nnd  nunmehr  die 
Arbeitsbedingungen  einseitig  festzustellen  such- 
ten. Bei  den  Strikes  von  1873  und  1891/92 
hat  der  Verein  eingegriffen.  Ferner  hat  er 
eine  Unterstützungstasse  für  arbeitslose  Ge- 
hilfen und  Arbeitsnachweisbnreaus  an  wichtigen 
Punkten  sowie  Bnchdruckerschnlen  in  Leipzie. 
Berlin  und  Dresden  errichtet.  Der  Verein  giebt 
die  „Zeitschrift  für  Dentschlands  Buchdrucker" 
I  heraus  (von  1869  bis  187ä  „Annalen  der  Typo- 
graphie", von  1876  bis  1888  „MitteUnngen  des 
Deutschen  Buchdruckervereins"  genannt).  Hie- 
ran reihen  sich  an  die  „Vereinigung  chomolitho- 
Sraphiacher  Anstalten"  zn  Berlin  nnd  die  „Han- 
eispolitische  Vereinigung  des  deutschen  Kunst- 
druckgewerbes". 

Zahlreich  sind  die  Vereinigungen  der  Nah- 
rungs-  und  Gennssmittelindustrie  in 
ihren  verschiedenen  Zweigen.  In  der  Brnne- 
rei-  und  Malzindustrie  sind  u.  a.  m 
nennen  der  ., Verein  der  Bierbrauer"  in  Braun- 
schweig  (zum  Schutz  ^egen  Ausstände),  der 
durch  wiederholte  Petitionen  in  wirtschaft- 
lichen An^legenheitea  bekannt  gewordene  „Ver- 
ein sächsischer  Malzfabrik  an  ten''  zu  Halle,  der 
seit  187ä  besteht,  das  „Strassburger  Braaer- 
sjndikaf ')  zu  Strassburg  i.  E.,  der  „Verein 
der  Brauereien  von  Berlin  und  Umgegend",  die 
„freie  Vereinigung  der  Berliner  Weissbiep- 
brauereibesitzer",  der  „Bund  der  mittleren  und 
kleineren  Brauereien  der  norddeutschen  Bran- 
stenergemein Schaft"  zu  Berlin,  der  „deutsche 
Brauerbund"  zn  Frankfurt  a,  M.  etc.     Zu  er- 
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wähnen  ist  auch  der  Verein  „Versuche-  und 
Lehranstalt  fUr  Braaerei"  zu  Berlin,  der  1863 
zn  Berlin  g-egründet  wurde.  Der  Verein  nnter- 
hült  eine  BrauerBcliule,  eine  Versnchabrauerei, 
dn  Auskunftsbureau,  eine  Glasbläserei  nnd  ein 
chemisches  Laboratorimn  und  giebt  eine  Yer- 
«inszeitschrift  heraus. 

FBr  die  Spiritusiadustrie  nnd  ver- 
wandt« ZweiKe  bestehen  zunächst  verschiedene 
Vereine  für  kleinere  Bezirke,  wie  der  ^Verein 
Berliner  Orossdestillatenre"  zu  Berlin,  der  „Ver- 
ein der  Branntweinbrenner  in  der  Pfalz",  der 
„Verband  sOdwestdentscher  Braun tweiuinteres- 
senten"  zu  Frankfurt  a.  M.,  der  „Verein  mittel- 
deutecher  Spiritnsinteressenten"  zu  Halle  (Saale), 
die  .Vereinig^ing  der  Bräunt weinfabrikanten" 
zu  Sordhauien  (gegr.  Anfang  der  80er  Jahre, 
StellnncTiahme  zu  den  £  rannt  weinsteuergesetz- 
entwUrten  nnd  res'elmäsgige  Feststellnng  und 
Ver6ffentlichung  der  Branntweiapreise).  Ein 
umfassender  Verband  besteht  seit  1857  in  dem 
„Verein  der  Spiritusinteressenten  in  Deutsch- 
land' zn  Berlin,  der  über  2000  Mitglieder  hat 
und  über  erhebliche  Einnahmen  verfügt.  Der 
Verein  unterhält  ein  Anakanftsbureau,  kosten- 
freie Stellenvermittelung,  ein  chemisches  Labo- 


e  Brennereischule  und  Unterrichts- 
anslalten  fUr  Stärke-,  Preitshefefabrikatiun  etc., 
eiue  Glasbläserei,  eine  deutsche  Kartofielknltur- 
station  mit  verschiedenen  Versuchafeldem  etc. 
Femer  Iftsst  der  Verein  die  Betriebe  durch  Ver- 
einsbeamte  revidieren,  giebt  die  „Zeitschrift  für 
Spiritnsindnstrie"  heraus  und  nimmt  zn  den  in 
Betracht  kommenden  wirtschaftlichen  Fragen 
dnrcb  Gutachten  und  Petitionen  Stellnag. 
Seine  Tbätigkeit  erstreckt  sich  auch  auf  Press- 
hefe,  Essig-  und  Stärkefabrikation.  FUr  diese 
ist  1863  als  besonderer  Zweigverein  der  .Ver- 
ein der  Stärkein teressenten  in  Deutschland" 
zu  Berlin  gebildet  worden,  der  im  eng8l«n  Zn- 
■ammenhange  mit  dem  Vereine  der  Spiritus- 
interessenten steht.  Vau  dem  letzteren  splitterte 
ans  Anlass  von  Meinungsverschiedenheiten  über 
eine  Frachtermässigung  für  Kartoffelspiritus  An- 
fang' der  80er  Jahre  der  ^Verein  der  Kombrenne- 
ici^itzer  nnd  Presshefefabrikanten  Deutsch- 
lands" zu  Bonn  ab.  Auch  innerhalb  des  „Vereins 
der  Eorubrennereibesitzer"  entstanden  Meinungs- 
verschiedenheiten, die  Ende  der  80er  Jahre 
zunächst  zur  Bildung  kleinerer  Verbände,  wie 
des  „Vereins  der  hessischen  Brennereibesitzer" 
und  des  „Vereins  westdeutscher  Eornbrennerei- 
besitzer  ohne  Hefenfabrikation''  führten.  Als 
■pSter  der  „Verein  der  Kombrennereibesitzer" 
SU  Bonn  sich  gegenüber  der  geplanten  Aende- 
mng  der  Branntweinsteuer  passiv  verhielt, 
bildeten  die  damit  nnzufriedenen  kleinen  Bren- 
nereien 1891  die  „Freie  Vereinignug  von  Inte- 
ressenten der  Spiritus-,  Branntwein-  und  Presa- 
hefeindnstrie''  zu  Berlin,  die  sich  April  1893 
mit  dem  „Vereine  der  westdeutschen  Kom- 
brennereibesitzer ohne  Hefenfabrikation"  ver- 
schmolz. Die  freie  Vereinigung  bezweckt  die 
Forderung  der  gemeinsamen  Interessen  „und 
die  Reform  der  Branntweinateuergesetae",  Auch 
ein  „Verband  deutscher  Liqueurfabrikauten  und 
Braun tweinbreuner" ,  ein  „Verband  deutscher 
Cognacbrennereien",  ein  „Verband  deutscher 
Essigfabrikanten",  eine  „Vereinigung  der  nord- 
deutschen   MaiastSrkefabrikanten~    ist  hier  zn 
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leuverband''  zu  Leipzig  (1867  gegründet),  den 
Oberlausitzer  Müllerverein"  zn  Bantzen  (ge- 
gründet 1881],  die  „Vereini^ug  silddeutscher 
Handel smUhlen"  zn  Mannheim  (gegrUndet  im 
Januar  1901  namentlich  behufs  Regelung  der 
Verkaufs-  und  Zahlungsbedingungen)  u,  s.  w., 
und  weiterhin  Über  verschiMeue  umfassende 
Verbände  wie  den  ,. Verband  deutscher  Müller" 
zn  Berlin,  der  die  Zeitschrift  „Die  MUhle"  heraus- 
giebt,  den  „Verein  deutscher  Milhleninduatri- 
elier"  zu  Hameln,  den  vor  einigen  Jahren  ent- 
standenen „Verein  deutscher  HaudelsmüUer'  zu 
Oharlottenburg,  der  seit  1898  die  ..Allgemeine 
deutsche  Mühlenzeitung"  herausgieht. 

In  der  Zuckerindnatrie  ist  neben  Ver- 
einigungeufQr  kleinere  Gebiete  wie  deui„Halber- 
8  tSdter  Verein  für  Bübenzuckerfabrikanten"  zu 
Quedlinburg,  dem -technischen  Verein  fürZucker- 
fabrikanten"  zu  Magdeburg,  dem  „Verein  deut- 
scher Kandisfabrik  an  ten"  n.  a.  m.  als  das  jetzige 
eigentliche  Centralorgau  der  „Verein  der  deut- 
schen Zuckerindustrie "  zu  Berlin  zn  nennen, 
der  für  die  beiden  Hauptrichtuugen  der  Pro- 
duktion, die  Bohzuckerfabrikation  und  die  Baf- 
finerie,  je  eiue  besondere  Abteilung  hat. 

Für  die  Chokoladenindustrie  ist  seit 
1876  ein  „Verband  der  deutschen  ühokoladen- 
fabrikauten",  für  die  Gelee-  und  Konaer- 
venfabrikanten  seit  1893  ein  „Verein  dettt> 
scher  Gelee-  und  Eonservenfabnkanten"  zu 
Frankfurt  a.  M.  thätig,  dem  später  noch  ein 
„Verein  deutscher  Frnchtaaftpresser"  zu  Berlin 
und  im  Februar  1901  ein  „Verein  deutscher 
Konserven-  und  Fräservenfabrikanten''  zu  Bianu- 
schweig  folgte. 

Zn,  nennen  sind  hier  auch  noch  der  Central- 
vercin  der  Käflefabrikanteu  Deutschlands'',  der 
„Verband  norddeutscher  Cichoriefabrikanten"  zu 
Magdeburg,  der  „Verein  deutscher  Margarine- 
fabrikanten zur  Wahmug  der  gemeinsamen  In- 
teresaeu"  zn  Berlin,  der  „Verband  deutscher 
Schau mweinkellereien"  zu  Mainz,  der  „Verein 
deutscher  Mineraiwasaerfabrikanten",  der  „Ve> 
ein  der  Kurorte-  undMineralquellenintereaaenten" 
zu  Berlin. 

Auch  in  der  Tabakindustrie  finden 
sich  nicht  wenige  kleinere  Vereine,  z.  B.  der 
„Verein  Strassburger  Tabakinteressenteu"  zn 
Strassburg  i,  E,,  der  „Verein  aller  Tabakin- 
teresBen(«n  für  Berlin  und  Umgegend"  zu  Ber- 
lin, der  „westßllische  Cigarrenfabrikantenver- 
ein"  zn  Oeynhausen,  der  „Verein  der  Tabak- 
fabrikanten  nnd  -händler  in  Minden,  Bavens- 
berg  und  den  angrenzenden  Bezirken"  zn  Bünde 
i,  W.  etc.  Alle  diese  Vereine  greifen  mit  grös- 
serer oder  geringerer  Energie  zum  Schutze  der 
Interessen  ihrer  Hitglieder  ein;  namentlich  ZoU- 
und  S teuere rhJihnngcn.Houopolprojekte  u.  dergl. 
mehr  in  Bezug  auf  Tabak  bilden  den  Gegen- 
stand ihrer  Verhandlungen  nnd  Gutachten,  Zur 
Wahrnehmung  der  Interessen  der  Tabakindus- 
trie in  Bezug  auf  Marken-  nnd  Musterschutz 
bildete  sich  1884  noch  ein  besonderer  „Harkcn- 
nnd  Mnsterschntz verein  deutscher  Tabakindus- 
triellcr"  zu  Mannheim,  Als  umfasaeude  Orga- 
nisationen sind  zu  nenuen  der  „Verein  der 
deutschen  Tabak f ab rikanten  und  -näudter''  zn 
Berlin,  der  namentlich  bei  Bekämpfung  der 
deutschen  Monopolprujekte  hervortrat,  luid  der 
Aatlage.    VII,  23 
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1892  errichtete  „Dentsche  Tabak  verein" 
Dresden,  der  im  Juni  1900  1196  Mitglieder  hatte 
aDd  Über  ruDd  llOOO  Hark  Jahreaeinndhi  ~~ 
Tertügrt. 

Besonders  zahlreich  sind  die  Vereinshil- 
dnDgeDiDderTextilindnatrie,wBsheideren 
AnMebnnng  und  Tielseitigkeit  nicht  aatfallen 
kann.  Znm  Teil  haltea  sich  dabei  die  ein- 
zelnen Zweige  für  sich.  Dahin  gehären  u.  a. 
der  „Verein  deutscher  Juteindostrieller"  zu 
Hambarg,  der  „Verband  dentscher  Sosshaar'- 
Spinner"  zn  München,  der  „Verein  der  Seiden- 
nnd  Halbseidenfabrikantsn"  zu  Elberteld,  der 
„Verband  deutscher  I^inenindustrieller"  zu 
Bielefeld  (gegründet  1879,  giebt  die  Wochen- 
Hcbrift  ^der  deutsche  Leineninanstrielle"  herans) ; 
ferner  in  der  Wollindustrie:  der  „Verein 
deutscher  WoUkämmer  nnd  Kammgarns  pinner " 
EU  CoBSmannsdorf,  der  „Fabrikanten verein  der 
WoUindustrie"  zn  Guben,  der  „Fabrikanten ver- 
ein" ED  Crimmitschau  (1866  gegründet,  fUrdert 
namentlich  die  Webeschnle),  der  „Wollwaren- 
fabrikantfln verein"  zu  Görlitz,  der  „Verein  der 
Wollwarenfabrikanten"  zu  Sagan,  der  „Tuch- 
fabrikTerein"  zu  Sagan,  der  „Tuchfabrik  an ten- 


gam-  und  Cheviotfabrikanten"  zn  H. -Gladbach 
(1900  gegründet  zur  Regelung  der  Zahlungs- 
bedingungen, der  Valnta  und  des  Hnsterwesens), 
der  „Central verein  deutscher  Wollwarenfabri- 
kanten" EU  GrosBCnhain  (1878  gegründet)  u.  s,  w. 
Ans  der  Baurawollindnatrie  aeien  hier  ge- 
nannt: der  r^efbaud  rheinisch -westfüliacber 
Baum  Wollspinner"  zu  M. -Gladbach,  die  „Ver- 
einigung sächsischer  Spinnerei besitzer"  zn  Chem- 
nitz (1877  gegründet,  nmfaast  19(30  mit  52  Mit- 
gliedern und  1213000  Spindeln  fast  die  ganze 
sächaich-achlesische  Baum  Wollspinnerei  und  -Zwir- 
nerei), dtLH  „ElsBaHiache  industrielle  Syndikat"'), 
das  „Syndikat')  elsäsaiacher  Kattnndmcker"  zu 
Mülbausen  i.  £.,  die  „Vereinigung  voigtländi- 
Bcher  Baum  Wollwebereien"  zn  Plauen,  der  „Ver- 
band sflddeutscher  Baumwollgamkonsament^n" 
zu  Göppingen,  der  „Verband  deutscher  Baum- 
wollgarckonsQment«n"  zu  Dresden,  der  „Ver- 
ein säddentscher  Bau mwoll industriellen"  zu 
Angshurg  (1900  mit  98  Mitgliedern,  2i«>ÜO0O 
Spindeln  und  39000  Webatühleul 

Bei  einem  anderen  Teil  der  Vereine  lässt 
rieh  die  Beschränkung  auf  einen  bestimmten 
Zweig  ohne  Einsichtnahme  in  die  Mitglieder- 
listen nicht  feststellen,  wenn  auch  bei  einigen 
derselben  die  Baumwotl-,  bei  anderen  die  Woll- 
industrie im  Vordergninde  steht.  Von  dieser 
Gruppe  seien  genannt;  der  „Verband  schlesi- 
soher  Teitilindns  tri  eilen"  zu  Breslau,  der  „Ver- 
band der  Textilindustriellen  von  Chemnitz  und 
Umgegend"  (1895  gegründet),  der  „Verband 
von  Webereibesitzem  in  Kheydt  und  Um- 
gehend", die  „Vereinigung  säcbsiacher  A'igngne- 
Spinnereien"  zn  Werdan,  die  „Wirkwarentabri- 
kanten Vereinigung  von  Chemnitz  und  Um- 
gegend", der  „Verein  süddeutscher  Trikot- 
warenfabrikanten" zn  Stuttgart  (gegründet  1896), 
die  Industrie  vereine  zu  Meerane,  Werdan,  für 
Kirchberg,  Saupersdorf  und  Umgegend,  die  Fa- 
brikanten vereine  zu  Cottbus,  Elberfeld,  Ronne- 
bnrg  u.  8.  w. 
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Daran  reihen  sich  Vereine  von  Verfertigem 
bestimmter  Special  itjtten,  wie  der  ,.  deutsche 
Seilerverband"  zn  Berlin,  der  „Verein  der  deut- 
schen Lampendochtfabrikanten"  zn  Greven- 
broich (1887  gegründet),  die  „Vereinignmg  der 
Rieniendrehereien"  zn  Barmen  (Antistrike ver- 
ein), die  „Vereinigung  der  Mtibelstofffabri kanten 
Deutschlands"  zu  Elberfeld  (gegründet  Mai 
1900),  der  „Verein  zur  Wahrung  der  Interessen 
der  Färberei-  nnd  Druckereiindustrie  von  Ehein- 
land und  Westfalen"  n.  a.  w. 

DieSpitzen- nndS  ticker  eiindustrie 
hat  sich  ebenfalls  schon  zu  Tersohiedeneu  Vereinen 
zusammengeschlossen,  wie  „Vereinigung  deut- 
scher S  tickerei  geschäfte"  zn  Frankfurt  a.  M. 
(Zweck ;  Hebung  und  FSrderunfif  der  deutschen 
Kunststickerei),  „Centralverbana  der  Stickerei- 
indnstrie  in  Sachsen"  zu  Plauen  (1886  ge- 
gründet, sucht  namentlich  der  Ueberproduk- 
tion  entgegenznarbeiten),  „Fabrikantenver- 
ein  der  Stickerei-  and  Spitzenindustrie"  za 
Plauen,  „Verein  der  Posamenten-,  Spitzen-  und 
Knopfiudnstriellen  von  Annaberg  i.  S."  Der 
letztere  Verein  greift  schon  auf  das  Beklei- 
dung s  gewerbe  über,  das  auch  sonst  noch 
mancherlei  Vereinsbildungen  aufweist.  Genannt 
seien:  „Verband  süddeaiscber  Kleiderfabri- 
kanten", „Vereinigung  der  Berliner  Damen- 
nnd  Mädchenmäntäfahrikation" .  „Gesellschaft 
der  Berliner  Wäschetabrikanten",  „Verein  zur 
FörderuBg  der  Leinen-  und  Wdsoiieindustrie" 
zn  Bielefeld  fl88ö  gegründet,  bekämpft  das 
Jägersche  Wollregime);  ferner  „Verband  deut- 
scher Schirmfabrikanten  und  der  Intereasenten 
verwandter  Branchen"  zu  Berlin  (gegründet 
1886) ,  „Vereinigte  Dresdener  Blumen-  und 
Fedemfabrikanten"  (1886  gegründet),  .Verein 
Berliner  Blumenfabrikanten  nnd  -grossisten", 
Verein  dentscher  Korsettindustrieller" ,  ,Ver- 
in  s&cbischer  Strohbutfabrikanten  zur  Wahmng 
gemeinsamer  Int«reBsen"  zu  Dresden,  .Verein 
der  deutschen  Hutinduatrie"  zu  Berlin  u.  s.  w. 
3.  Vereine  für  mehrere  B«mftEiT«ige.  Ne- 
ben den  bisher  besprochenen  beruflich  geglieder- 
ten Vereinigungender  gewerblichen  Unternehmer 
besteht  noch  eine  g-rosse  Zahl  von  Vereini- 
gungen, die  verschiedene  Betriebszweige  für 
bestimmte  Bezirke  zusammen fasaen.  Eine  ganze 
Keihe  dieser  Vereine  wirkt  nur  für  ein  enges 
Gebiet,  für  eine  einzelne  Stadt  nnd  deren  nichate 
Umgebung,  wie  die  —  übrigens  überwiegend 
Teititindustrie  umfassenden  —  „Fabrikanten- 
vereine"  zn  Bemacheid,  Groasenhain,  Heerane, 
Reichenbach,  Forst  i.  L,,  Hannover,  Gern  etc., 
der  „Gesamtrerband  der  Arbeitgeber  von  Leip- 
zig und  Umgegend"  zu  Leipzig,  die  .Mainzer 
In  dustrieh  alle",  der  „Verein  aelbstÄndiger  Ge- 
werbetreibender" zu  Mainz  (gegr.  isifil.  der 
ein  seibstäudiger  Handwerker  und  Fabri- 
kanten" zu  Bonn,  die  „Industrielle  Gesellschaft" 
Mülhauseu  i.  E.,  der  „Lübecker  Industrie- 
)in"  (gegründet  1889),  der  „Berliner  Markt- 
..iin  für  Gewerbe  und  Industrie",  die  „Ge- 
sellschaft für  Gewerbe  und  Industrie"  zu  Ber- 
lin etc.  Einige  der  neueren  Vereine  dieser 
Gattung  Bind  Antistrike  vereine,  z.  B.  der  „Ver- 
band Casseler  Indtistrieller",  der  1890  aus  An- 
lass  der  Arbeitermaifeier  gegründete  ,^'erein 
der  Arbeitgeber  von  Harburg  und  Umgegend", 
„Arbeitgeber  verband     liamburg  -  Altona" 
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Noch  andere  bezwecken  aasscUiesalich  die 
Verhmdenmg  von  Fabrikdiebstähles,  wie  der 
„Verein  gegen  Seidendiebstahl  in  Krefeld"  nnd 
der  „BeririBche  Verein  gegen  Fabrikdiebstahl" 
in  Elberfeld. 

Eine  wätere  Omppe  ist  für  giOsBere  Ge- 
biete th&ti^.  So  t.  B.  der  „Liegnitzer  Fabri- 
kuitenveretn"  (1890  gegründet)  fOr  Stadt  nnd 
Landkreis  Liegnitz ,  der  „Industrie verein"  zn 
Hil  esheim  für  den  Repernngaberirk  Hildea- 
heim,  der  „Indostrie verein"  zn  Dessan  für  An- 
halt, der  „Verein  Bitterf eider  Indnatrieller" 
(188ä  gegründet),  für  den  Kreis  Bitterfeld,  der 
.Verein  der  Industriellen  im  Kreise  Bothen- 
bnrg,  Oberianüiti;  nnd  Hoyerswerda",  der  „Ver- 
bana ostdeutscher  Indnstneller"  in  Dandg,  der 
^Verein  der  Indnstriellen  PomniemH  nnd  der 
benachbarten  Gebiete"  zu  Stettin  (1900  gegrün- 
det). In  weiteren  Kreisen  bekannt  geworden 
sind  ans  dieser  Gruppe  namentlich  folgende : 

„Mittel  rheinischer  Fabrikantenverein"  zu 
HaLoz  (gegründet  1869,  giebt  regelmässige  Mit^ 
teilnngen  herana). 

„verein  der  Industriellen  des  Bagiemngs- 
bezirks  COln"  zn  C«ln  [1881  gegründet  ans 
Anlass  des  Verhaltens  der  Handelskammer  sn 
C'Gln  in  Bezug  auf  die  Schutzzollpolitik). 

„Verein  zur  Wahrung  der  gemeinsamen 
wirtschaftlichen  Interessen"  a]  für  das  Lenne- 
gebiet  zn  Altena  i.  W.  (gegründet  1881),  b)  der 
tSaarindastrie  zu  Saarbrücken  (gegründet  1882), 
c)  in  Bheinland  nnd  Westfalen  zn  Dasseldort 
IgeKrilndet  1871,  Jahreseinnahmen  ca.  34000 
Ma^,  giebt  „Hitteilnngeu"  in  zwanglosen  Heften 
heraus). 

Der  letztgenannte  Verein  hat  sich  unter 
den  angegebenen  Vereinen  am  meisten  zur  Gel- 
tung gebracht  dnrcb  seine  umfangreiche  Thätig- 
keit  in  Bezog  anf  alle  wichtigen,  die  Industrie 
berührenden  gesetzgeberischen  nnd  Verwal- 
tnngsmassnahmeu. 

Ein  erheblicher  Teil  der  bisher  genannten 
Vereine  gehört  dem  das  ganze  Reich  umfassen- 
den „CentralTerband  deutscher  Industrieller"  zu 
Berlin  an,  in  welchem  die  schutzzUllnerischen 
Bestrebungen  der  deutschen  OrossindustrielleD 
ihren  Sammelpunkt  finden.  Der  Verband  ent- 
stand am  15.  Februar  1S76  infolge  der  Keaktion 
gegen  die  „doktrinären"  Anscnaanngen ,  die 
damals  vielfach  zum  Ausdruck  kamen  nnd  auch 
die  Gesetzgebung  zn  beeinflussen  bemüht  waren. 
Sein  ZwecK  ist  laut  Statut  „die  Wahrung  der 
industriellen  und  wirtschaftlichen  Interessen  des 
Landes  und  die  Befürdernng  der  natio- 
nalen Arbeit".  Der  Verband  nmfasste  190!) 
ÖÖ3  Hitglieder,  darunter  62  industrielle  Vereine, 
a  Hanaelskammern.  7  Berufsewosseuschaften, 
460  Eiuzelmit^lieder.  Die  Beitrag  werden 
von  den  Mitgliedern  nach  Selbjteinachätznng 
geleistet  (mindestens  30  Hark).  Der  Verband 
verfügt  über  bedeutende  Mittel,  Der  Etat  für 
1901  balanciert  mit  100  28ö  Mark.  Seine  Thä- 
tigkeit  ist  sehr  umfassend.  Steht  auch  die 
Zoll-  nnd  Handelspolitik  im  Vordergründe,  so 
hat  der  Verband  doch  auch  in  steuerlicher, 
sozialpolitischer  nnd  sonstiger  wirtschaftlicher 
Beziehung  viele  Gutachten  erstattet,  zahlreiche 
Einüben  gemacht  und  eine  grosse  Reihe 


herausgegeben  von  A.  Steinmann-Bucher  (frühe 


„Die  Indnstrie  zugleich  deutsche  Eonsulats- 
zeitnng").  Ausserdem  giebt  der  Verband  in 
zwanglosen  Heften  „Mitteilungen"  heraus, 

Neben  dem  Central  verband,  zum  Teil  auch 
in  einem  gewissen  Gegensatz  zu  ihm,  hat  sich 
seit  einigen  Jahren  der  „Bund  der  Industriellen" 
zu  Berlin  entwickelt,  der  bereits  über  eine  an- 
sehnliche Mitg:liederzahl  verfügt.  Sein  Organ 
ist  die  Zeitschrift  „Hand  in  Hand". 

Für  einen  besonderen  Teil  der  industriellen 
Interessen  besteht  seit  28.  Juni  181)2  der  „Haf  t- 
pflichtachntz  verband  deutscher  Industrieller" 
(jetzt  „Deutscher  Haftpfliohtschntzverband"),  Er 
sucht  auf  die  Haftpüichtgesetzeebung  und  die 
Haftpflichtversicherung  einzuwirten,  in  letzterer 
Beziehnng  namentlich  durch  Aufstellung  von 
Normativbedingungen ,  statistische  und  jari§- 
tische  Arbeiten,  ständige  Beratung  der  Mit- 
glieder in  Haftpflichtsa^ea.  Mehr  und  mehr 
sind  auch  andere  Versicherungsgebiete  in  den 
Kreis  seiner  Th&tigkeit  gezogen.  Er  giebt  in 
zwangloser  Folge  „Hitteilungen"  heraus. 

Einen  anderen  Charakter  als  die  bisher  ge- 
nannten hat  der  „Verein  der  anhaltischen  Ar- 
beitgeber zu  Dessan"  (gegründet  1687),  der  die 
gemeinsame  Durchführung  humanitärer  und 
sozialer  Massregeln  zur  Hebung  der  sittlichen 
und  materiellen  Lage  der  Arbeiter  bezweckt; 
er  ist  hier  zn  erwähnen  insofern,  als  die  Her- 
beiführnug  gesunder  Arbeiter  Verhältnisse  ohne 
Frage  ein  wichtiger  Hebel  auch  zur  Förderung 
der  Unternehmerinteresaen  ist. 

Der  Vollständigkeit  we^u  sind  noch  einige 
Vereine  anzuführen,  die  nicht  ausachliesilicn, 
aber  doch  überwiegend  ans  Industriellen  be- 
stehen nnd  die  Hebung  des  Gewerbes  im  allge- 
meinen und  des  Kunstgewerbes  im  besonderen 
bezwecken ;  nämlich  uec  auch  durch  einen 
Staatszuschnss  unterstützte  „Verein  zur  Be- 
förderung des  Gewerbefleisses''  zu  Berlin  (ge- 
gründet 1821,  giebt  wertvolle  „Verhandlungen" 
nnd  „Sitzungäborichte"  heraus,  setzt  Freise  für 
technische  Arbeiten  aus,  veranstaltet  Vorträge 
und  Diskussionen  über  technische  und  wirt- 
schaftliche Prägen  ete.) ;  der  „Centralgew erbe- 
verein für  Rüeinland  und  Weitfalen"  zu 
Düsseldorf  (1882  gegründet) ;  der  Altonier  In- 
dustrieverein zu  Altona  (1845  gegründet)  und 
der  „VoigClündisch  -  Erzgebirgische  Induatrie- 
verein"  zn  Plauen  i.  V.  (1888  gegrilndeti.  Die 
letzteren  haben  Vorbildersanunlungeii,  Wander- 
beiw.  periodische  Fach auss teil nngen  nnd  ähn- 
liche Einrichtungen  ^eachaffen.  Der  „Ceatral- 
ge  werbe  verein"  zu  Düsseldorf  giebt  das  „West- 
deutsche Gewerbeblatt''  heraus. 

Auch  der  1856  gegründete  „Verein  deut- 
scher Ingenieure"  zu  Berlin  (seit  12.  Dezember 
18äl  jaristische  Person),  der  ein  „inniges  Zu- 
sammenwirken der  geistigen  Kräfte  deutscher 
Technik  zum  Wohle  der  gesara.ten  vaterlän- 
dischen Industrie^  bezweckt,  muis  hier  genannt 
werden,  weil  unter  seineu  Mitgliedern  die  in- 
dustriellen Unternehmer  sehr  zantreich  vertreten 
sind.  Dfr  Verein  hat  sich  namentlich  um  den 
Patentschutz,  die  Entwickelnng  des  technischen 
Unterrichts.  Ueberwachung  dei  Dimptkessel- 
wesens ,  Verwertuno;  der  Wasserkräfte  ete. 
bemüht.  Sein  Organ  ist  die  wüchentlich  er- 
scheinende „Zeitscbrift  des  Vereins  deutscher 
Ingenieure". 
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B.  Für  Industrie  und  HandeL 

4.  Für  klein«»  (ieblet«.  Die  Vereine 
für  luduetiie  and  Handel  ohne  Bescbrilnkiiiig 
ftuf  einen  bestimmten  Geschäftszweig  haben  im 
ganzen  eineti  ähnlichen  Wirkangskreis  wie  die 
Eandelskanmiem,  ersetzen  diese  auch  bisweilen, 
wie  der  Gewerbe-  und  Handela»erein  zn  Olden- 
bnrg  und  der  allgemeine  mecklenbareiEche  Han- 
delsverein zu  ifostock.  Auch  lokale  Vereine 
dieser  Art  finden  sich  häufig,  z,  B.  die  Vereine 
für  Handel  und  Industrie  zu  Bockeubeim, 
WerniKerode,  Meissen  etc.,  der  Industrie-  und 
HandeLsvereiu  zn  Stattgart,  der  RitxebQttel- 
Cnihavener  Handels  verein  zu  Cnihaven,  der 
Handelsrerein  zn  Giesäen,  der  „Verein  der 
Fabrikanten  nnd  Eaufleute"  zu  Fulda  n.  a.  m. 

Grossere  Bedeutung  hat  sich  von  EOtchen 
Vereinen  der  1879  ge^röndete  ^Verein  Berliner 
Kaullente  nnd  Industriell  er"  zn  verschaffen  ge- 
wnsst.  Unter  den  Schöpfungen  des  Vereins  ist 
die  kaufmännische  Fortbildungsschule  besonders 
zu  nennen.  Auch  hat  der  Verein  eine  um- 
fassende ^tachtliche  Thätigkeit  entwickelt. 
Infolge  semer  Anregung  hat  sich  Anfang  1891 
ein  „Centralansschuss  Berliner  kaufmännischer, 
gewerblicher  und  industrieller  Vereine"  gebildet ; 
derselbe  bezweckt:  „Beratnng  von  Fragen  des 
Handels  und  der  Industrie,  die  für  die  beitre- 
tenden Vereine  von  besonderem  Fachinteresae 
sind,  für  deren  Verfolgung  aber  ein  gemein- 
sames Vorgehen  zweckmässig  erscheint. 

5.  Fflr  da«  Reichsgebiet.  Was  diese 
Vereine  für  engere  Bezirke  wollen,  das  strebt 
für  das  ganze  Reich  der  „Dentscbe  Handelstag" 
an.  Der  deutsche  Handelstag ,  auf  Anregung 
des  badischeo  Handelstages  am  12.  Hai  1K61  zn 
Heidelberg  gegrBnrlet,  hat  den  Zweck,  „die  ge- 
meinsamen Interessen  des  deutschen  Handels- 
and  Jndustriestandes  zur  Geltung  zu  bringen" 
und  verbindet  deshalb  die  Mehrzahl  der  deut^ 
sehen  Uandelskammem  nnd  kanfmBnnischen 
Korporationen  und  eine  Reihe  entsprechender 
freier  Vereinigungen  zu  gemeinsamer  Thätigkeit 
Er  wirkt  gewiaaerm aasen  wie  eine  „Reichs- 
haudelskammer"  und  hat  zu  allen  grossen  wirt- 
schaftlichen Beformen  der  letzten  Jahrzehnte 
Stellung  genommen. 

Zn  erwähnen  ist  liier  noch  die  1897  auf 
Anregung  des  „Vereins  zur  Wahrung  der  In- 
teressen der  chemischen  Induatrie  Deutschlands" 
gebildete  „Centrala teile  zur  Vorbereitung  Ton 
andeb vertragen"  und  der  Anfang  1901  be- 
gründete ,,  Handels  Vertrags  verein",  die  beide  die 
mehr  freihändlerischen  Kreise  der  Industrie  an 
sich  gezogen  haben.  Die  Cenrralstelle  hat  eine 
Reihe  von  Broschüren  handelspolitischen  In- 
halts veröffentlicht,  der  Hand  eis  Vertrags  verein 
giebt  eine  .Korrespondenz"  heraus. 

C.  Für  Handel  vaid  verwandte  Gewerbe. 
«.  FOr  Handel  flberfaanpt.  Die  den  In- 
teressen des  Handels  dienenden  Vereine  sind 
sehr  zahlreich.  Ein  sehr  bedeutender  Teil 
derselben  ist  noch  jung  und  im  Zusammen- 
hange mit  der  weiter  unten  zu  besprechenden 
Kleinhändlerbewegung  entbtanden.  Andere  sind 
unabhängig  von  dieser  Bewegung  ins  lieben 
getreten.  Unter  den  letzteren  sind  zuerst  zu 
nennen  Vereine,  die  sieb  die  Hebung  der  Aos- 
t'nhrthatigkeit  im    allgemeinen  angelegen 


lassen.  Hierher  ^ebCrt  der  ,, Verein  znr  FSrde- 
der  Hsndelabeziehnngen    mit    dem   Aus- 

i"  zn  Kiel,  der  ISKt  entstand  and  durch 
Gewährung  von  Reisestipendien,  Beschaffung 
von  Stellen  im  Auslande,  Hebung  der  kauf- 
männischen Bildung  etc.  den  Handelsverkehr 
uit  dem  Auslände  zn  steigern  sucht,  ferner  der 
Deutsch-russische  Verein  znr  Förderung  der 
gegenseitigen  Handelsbeziehungen",  dessen  Or- 
gan das  von  Bürgel  herausgegebene  „Industrie- 
und  HandelabJatt"  ist.  Etwas  anders  ist  der 
Zweck  des  1880  gegründet«u  „Esport Vereins  für 
das  KGnigreich  Sachsen"  zu  Dresden.  Dieser  will 
den  Absatz  der  Industrieerzengnisse  des  Ver- 
einsgebiet«» im  Auslande  heben. 

Eine  andere  Gruppe  bezweckt  die  Hebung 
des  Handels  in  ihren  Bezirken  im  allgemeinen, 
wie  der  „Verein  für  Hallischen  Handel"  (Halle 
a.  d.  S,),  die  „Kaufmännische  Vereinigung"  zn 
Posen,  der  „Börsenverein  zur  Vertretung  der 
Handels-  und  Schiffahrt^interessen"  zn  Lmden 


und  Papenburg,  der  Meas-  nnd 
Marktverein  zu  Frankfurt  a.  0.  etc. 

7.  Für  einzelne  Handelgziretge.  Eine 
dritte  Gruppe  dient  ausschliesslich  den  Inte- 
ressen einzelner  Handelszweige.  Ein«  besondere 
Beachtung  verdienen  in  dieser  Gruppe  die  Ver- 
einigungen des  Buchhandels.  Die  eigen- 
artige Organisation  des  buchbändlerischen  Ab- 
rechnnngaverkehrs  zu  Leipzig  hat  schon  früh 
zn  Vereinabestrebnngen  geftthrt,  die  anfangs 
missglückten,  dann  aber  in  dem  1825  (30.  Apnl) 
gegründeten  „Börsenverein  der  deutschen  Buch- 
händler" mit  dem  Sitz  in  Leipzig  ihre  Ver- 
wirklichung fanden.  Der  Verein  bezweckt  die 
Pflege  nnd  Forderung  des  Wohles  und  die  Ver- 
tretung der  Interessen  des  dentscheu  Bnchban- 
dels  im  weitesten  Umfange.  Das  deutsche 
Buchhändlerhaus  zu  Leipzig,  die  im  Erscheinen 
begriffene  Geschichte  des  deutschen  Buchhandels, 
das  Börsenblatt  nnd  das  Buchh&udler-AdreBS- 
buch,  die  Verkehrsorduung  für  den  Bnclihaudet, 
die  BemQhungen  um  Ausgestaltung  des  Ur- 
heberrechts und  die  in  Arbeit  befindliche  Eodi- 
fiziernng  des  Verlagsrechtes  sind  einige  Beweise 
der  vielseitigen  Thätigkeit  des  Vereins,  der 
über  ein  grosses  Vermögen  und  über  mehrere 
tausend  Mitglieder  verfügt.  Die  meisten  der- 
selben haben  in  Deutecnland  ihren  Sitz.  Die 
übrigen  verteilen  sich  auf  Oesterreich,  die  Schweiz. 
Belgien,  Dänemark,  Frankreich,  Griecheolaiid, 
Grossbritannien,  Holland,  Italien,  Norwegen, 
Rumänien,  Kussland,  Schweden,  Türkei  nnd 
Amerika,  so  dass  der  Verein  eine  internationale 
Wirksamkeit  entfalten  kann. 

Neben  dem  Börsen  vereine  bestehen  noch 
eine  ganze  Reihe  von  Buchhändler  vereinen  für 
kleinere  Bezirke,  unter  denen  die  1848  ge- 
STÜndete  Korporation  der  Berliner  Buchhändler 
besonders  zu  erwähnen  ist.  Die  Hanptscböpfnng 
derselben  ist  die  „  Bestell  anstalt  für  den  Ber- 
liner Bochhandel",  für  die  seit  1.  April  1893 
ein  eigenes  „Berliner  Buchbändlerhaus''  benutzt 
wird.  In  Leipzig  besteht  seit  1864  ein  „Cen- 
tralverein  für  das  gesamte  Bnchgewerbe".  Die 
Sortimenter  haben  sich  zu  Orts-  und  Kreisver- 
einen zusammengescliloBsen,  die  Verleger  in 
Berlin,  Leipzig  und  Stuttgart  zn  „Verleger- 
vereiuen"  zur  Aufrecbterhaltung  nnd  Herbei- 
fUhrang  eines  ordnungamäsaigen  Verkehrs  mit 
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den  SortimenterD.  Für  die  ZeitachriftenTer- 
leger  wirkt  der  „Verein  denWcher  Zeitnn«i- 
verleger"'  in  Hannover  nnd  der  „Verein  der 
Faclipreage''  (g^werbl.  Zeitscliriften)  eu  Berlin. 

Die  selbBtSndigen  Eolportagebnchliändler 
haben  sich  188ti  xa  einem  „Centralverein  deat- 
»cber  KolportB^elinchbandler''  mit  dem  Sitz  in 
Berlin  verbunden  zur  Waiirneiimimg  und  Forde- 
rang  der  gemeinsamen  Interessen.  Der  Verein 
umfasst  eine  Reibe  von  Kolportage bncbhftndler- 
vereinen  (in  Bremen,  Erfart,  MQncben,  Cbem- 
nitz,  Stuttgart,  >iürDberg,  Leipeig',  Berlin, 
Magdeburg,  Hamburg,  BrannBchweig).  Er  bat 
eine  UnterBtüiznngs-  nnd  Sterbeka»ie  errichtet, 
gewährt  AngeBteilten  der  VereinBflrmen  fUr 
treue  Dienste  Anszeichnnngen,  hat  eine  „Ver- 
kehrsorduung  fUr  den  dentschen  Kolportage- 
baehhandel"  aufgestellt  nnd  giebt  eine  oe- 
gondere  Kolportagezeitung  heraus, 

FUr  die  Husikalienhandler  besteht 
zn  Berlin  ein  „Verein  Berliner  Husikalieo- 
h&ndler"  nnd  zu  Leipzig  ein  „Verein  Leipziger 
Musikalienhändler"  (gegr.  1885)  und  ein  „Ver- 
ein der  deutschen  Musikalienhändler",  der  1829 
entstanden  ist. 

Die  wachsende  Ausdehnung  de«  Brief- 
markenhandelB  hat  zur  Bilditog  eines  „In- 
ternationalen PostwertzeichenbändlervereinB"  eq 
Berlin  geführt. 

Auch  sonst  finden  sich  für  die  einzelnen 
Haudeiaiweige  mancherlei  Vereine,  von  denen 
beispielsweise  genannt  seien:  der  „Verein  fQr 
Weinbau  und  Welnbandel"  zu  Neustadt  a.  d. 
H.,  der  „Verein  der  Weinhändler  des  Rhein- 
nnd  Maingaues'  zu  KUdesheim,  der  „Fränkische 
Wein  handle  rverhand",  der  „Deutsche  Wein- 
bändler  verband'  (gegr.  Februar  1901  zn  Halle), 
der  „Verband  Berliner  Kohlengrosahändler'', 
der  „Kohlenhändlerverein  Glfli-kauf"  zu  Leip- 
zig", der  „Verein  zur  Wahrung  der  Interessen 
des  Viehhandela"  zn  Dresden,  der  „Verein 
Berliner  Getreide-  und  Prodnktenhänd- 
ler",  der  „Verein  Berliner  Landesprodukten- 
bändler",  der  , Verein  Berliner  Butterkaufleute" 
der  „Verein  Berliner  Schmalzhändler",  der 
-Verein  selbständiger  Darmhandler"  ra  Ber- 
lin, der  „Droguistenverein"  zu  Chemnitz, 
der  ^Deutsche  Droguisten verband"  (1873  gegr.), 
die  „VereinigiingderSamenhändter"zn  Berlin, 
der  „Verein  der  B 1  n  m  e  n  geschäft^inhaber"  zn 
Berlin,  der  ,.Verhftnd  der  Blumenhändler  West- 
dentacblanils''  zn  Cdln;  der  „Verein  deatecher 
Grosahändler  in  Dünge-  und  Kraftfutter- 
mitte 1  n"  zu  C'assel,  der  „Verein  deutscher 
Seifen händler,  der  ,. Verein  Berliner  Petro- 
leumgroMhändler",  der  ., Verein  Berliner  Ko- 
lonial waren  hUndler'',  die  „Neue  Vereinigung 
der  Cigurrenhändler  Berlins  und  Umgegend", 
der  .Verband  deutscher  TuchgroBshändler"  zn 
Berlin,  der  „Verein  Berliner  Herren-  nnd 
Knabenkontektionsfirmenengros",  die  „Ver- 
einigung Berliner  Leinen-  nnd  Wäsche- 
t^peciolgeschäfte",  der  „Verein  der  Berliner 
Pusamentierwarenhändler",  der  „Verband 
der  Teppich-,  Linoleum-  und  MflbelstofT- 
h&ndler  Deutschlands"  zu  Hannover,  der  „Ver- 
ein Berliner  Papiergroashändler  nnd  Dllten- 
labrikanten",  der  ,| Verein  Berliner  Tapeten- 
händler", der  „Verein  der  Berliner  Porzellan-, 
Glas-  und  Steinwarenhändler",  der  „Verein  der 
8teinhändler  Berlins  nnd  Umgegend",  der  „Ver- 


ein Berliner  LederhRndler",  der  „Verband  Aei 
Lederhändler  Deutschlands",  die  „Vereinignng 
znr  Förderung  der  Kurz-,  Galanterie waren- 
nnd  verwandten  Branchen"  zn  Berlin  (gegr. 
1893),  der  „Verein  deutscher  iNähmaschinen- 
händler",  der  „Verein  deutscher  Eisenwareu- 
händler"  zu  Mainz,  der  „Verein  Berliner  Eisen- 
warenhändler"  (gegr.  1B80J,  der  „Verein  derKauf- 
leute  aus  der  Berliner  Lampen  brauche' zu  Ber- 
lin, der  „Verein  Pforzheimer  Bi jonteriever- 
känfer  zu  Pforzheim",  der  „Verein  der  Holz- 
interessenten-'  zu  Schwarzen berg  i.  S.,  der  „Ver- 
ein Magdeburger  Hol zgeso hafte",  der  „Verein 
Bchleswig-holsteinj  scher  Holz  händler"  zu  Kiel 
(1886  gegr..  sucht  namentlich  der  durch  Holz- 
anktionen  verursachten  Konkurrenz  entgegen- 
znarbeiten),  der  „Verein  der  Möbelhändler-  in 
Leipzig,  der  „Verein  von  Interessenten  der 
Möhelbranche  gegen  schwindelhaftes  Geschäfts- 
gebaren" zu  Leipzig  u.  s.  w. 

An  den  HanpthandelsplHtzen  sind  solche 
Vereine  netnrgeinäss  sehr  zahlreich.  Nach  dam 
Vorstehenden  drängen  sich  in  Berlin  viele 
Händlervereine  zusammen.  In  Hamburg  hat 
das  Bedürfnis  nach  einer  gewissen  Sondemng 
des  Bdrsenverkehrs  für  die  einzelnen  Haupt- 
waren ebenfalls  eine  ganze  Reihe  von  Gros»- 
händler  vereinen  (neben  zahlreichen  anderen 
Vereinen)  entstehen  lassen.  Hier  seien  ge- 
nannt :  der  „Verein  von  Interessenten  Tör 
Kartoffelfabrikate",  der  „Verein  der  Getreide- 
händler der  Hamburger  Bürse-'  (gegr.  18(j8),  der 
.Verein  der  Petroleumhändler  der  Hamburger 
Börse",  der  „Verein  der  Spiritusinteressen t«n 
der  Hamburger  Börse"  (1872  gegr.),  der  -Ver- 
ein der  am  Baum  Wollhandel  beteiligten  Firmen" 
(1891  gegr.),  der  „Verein  der  am  Katfeehandel 
beteiligrten  Firmen",  der  „Verein  der  am  Zncker- 
handel  beteiligten  Firmen"  11888  gegr.). 

Zur  Erleichterung  und  Fördemng  der 
Znckeransfnbr  bat  sieb  1885  in  Magdeburg  ein 
„Deutscher  Zuckerexportverein"  gebildet.  Der- 
selbe hat  Schlussscheinbedingnngen  fUr  den 
Zuckert«rminhandel  aufgestellt  sowie  ein  Ab- 
rechnnngsbnreau  für  Geschäfte  mit  periodischer 
Verrechnung  und  eine  Generalagentur  der  dent- 
schen nnd  englischen  Rübenznck  ervereine  za 
Hamburg  erricEtet, 

Zu  erwähnen  ist  hier  auch  noch  der  frühere 
norddeutsche,  jetzige  „Deutsche  Apothekerver- 
ein", der  1821  ge^rilndet  wurde,  mehrere  Tau- 
send Apothekenbesitzer  umfasst  nnd  zwei  Fach- 
zeitschriften heransgiebt.  Neben  ihm  bestehen 
noch  für  kleinere  Bezirke  Apotlieker vereine. 


H.  Vereine  zum  (Schatze  des  Klelnban* 
deU.  Eine  sehr  umfassende  Vereinsthätlgkeit 
hat  sich,  wie  schon  angedeutet,  in  den  letzten 
Jahren  innerhalb  des  Kleinhandels  entwickelt. 
Dieser  fühlt  sich  in  unserer  Zeit  von  allen 
Seiten  her  bedroht  durch  das  Umsichgreifen  dea 
Qrossbetriebes  im  Handel,  der  Konsumvereine, 
der  Abzahlungsgeschäfte,  der  Wanderlager, 
des  Hausierhandels,  des  Detailreisen s,  des 
direkten  Postpacketverkehra  zwischen  Produ- 
zenten und  Konsumenten,  der  Schleuderauaver- 
käufe  etc.  Lange  Zeit  hindurch  wurde  die 
Verteidigung  gegen  diese  Einflüsse  teils  mnz 
unterlassen,  teils  nur  lau  gefUhrt,  und  der  Weg 
dea  freiwilligen  Zusammen  Schlusses  wurde  nnr 
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wenip  benutat.  Von  älteren  Vereinsbildungen 
der  Kleinhändler  Eoni  SchnUc  ihrer  Interessen 
Bind  zn  nennen:  der  „Verein  der  vereinigten 
Materialisten"  zu  Halberatodt,  der  in  den  SOer 
Jahren  entstand,  die  „Schutz^emein schatten  für 
Handel  nnd  Gewerhe-*  zu  Chemnitz  1863,  zn 
Crimmitflchau  1866  und  zu  Planen  1866,  der 
„Verein  der  XoIonialwarenhändleT"  zu  Hamburg 
1872,  der  „DetailliBtenverein"  zu  Ältona  187a 
and  zu  Kiel  1873,  der  „Eaufmannisehe  Verein" 
zu  Oppeln  1874  etc,  Ge^n  Ende  der  70er 
Jahre  begannen  die  Verein sbildungen  rascher 
zuzunehmen  nnd  seit  Mitte  der  80er  Jahre  ist 
ihre  Zahl  so  eehr  angeschiroUen,  dasa  sich  jetzt 
über  daa  ^nze  Land  bin  ein  dichtes  Netz  aol- 
cher  Vereine  erstreckt,  dessen  Maschen  fortge- 
setzt enger  werden.  Alle  diese  Vereine  haben 
das  gleiäie  Ziel,  den  Kleinhandel  (und  das  viel- 
fach in  Ihulicher  Bedrängnis  beflndiiche  und 
deshalb  oft  mit  jenem  Terhündete  Kleingewerbe) 
zu  schützen  gegen  die  schon  erwähnten  Ein- 
flüsse. AeusserUch  erscheinen  alle  diese  lokal 
begrenzten  Vereine  freilich  onter  aebr  ver- 
BcLiedenen  Namen.  Ein  Teil  wird  bezeichnet 
als  „Kolonial-  nnd  Material wareuhändler ver- 
eine". Eine  andere  Omppe  heisst  „Maunfaktn- 
rist«uvereine",  eine  dritte  wird  bezeichnet  als 
„Handelst ereine",  eine  vierte  als  „Detaillisten- 
vereine",  eine  fünft«  als  „Handels-  und  Ge- 
werbevereine" oder  mit  gleichbedeutenden 
Namen,  eine  sechste  als  Vereine  selbständiger 
Kanfleate  oder  kaufmännische  Vereinisrungen 
oder  Vereine,  oder  Kreisvereine.  Wiener 
andere  werden   als  „Verein  zur  Wahrnu^  der 

Sescbäftlichen  Interessen"  oder  mit  gleichbe- 
entenden  Namen  bezeichnet.  Auch  die  Bezeich- 
nung „Verein  gegen  Unwesen  in  Handel  und 
Gewerbe"  kommt  mehrfach  vor.  In  den  letzten 
Jahren  ist  der  Name  „Schutzgemeinscbaft" 
oder  „Schutz verein  für  Handel  und  Gewerbe", 
oder  eine  ähnliche  Benennung  hän^g  an- 
gewandt worden,  wodurch  ja  nnch  die  Ten- 
denz der  Vereine  richtig  ebarokterisiert  wird. 
Die  Schntzvereine  und  Schutzgemeinschaften 
haben  sieb  zu  mebrereu  Verbänden  vereinigt, 
wie  dem  „  Sachs  .-Tb  ür.  Verband  der  Sohutzge- 
meiuschaften  fUr  Handel  nnd  Gewerbe"  zn 
Zwickau,  dem  „Württemberg.  Schntzverein  für 
Handel  und  Gewerbe"  zu  Stuttgart  (1892  ge- 
gründet) etc. 

Seit  1888  laufen  alle  diese  Bestrebungen 
in  einem  Centralverein  zusammen,  der  früher 
als  „Central vorstand  kaufmännischer  Verbände 
«nd  Vereine  Deutschlands"  bezeichnet  wurde, 
jetzt  aber  den  Namen  „Central verband  Deut- 
scher Kaufleute"  mit  dem  Sitze  in  Leipzig 
führt.  Der  \erband,  am  23.  Juni  18!I2  als  Ge- 
nossenschaft mit  beschränkter  Haftptlicht  ein- 
^tra^n  und  demzufolge  mit  den  Rechten  einer 
luristischen  Person  ausgestattet,  bezweckt  laut 
Statut  „die  Währung  der  Interessen  und  die 
Hebnug  des  Kanfniannsstandes  sowie  Förde- 
rung nnd  Verbreitung  der  Fachkenntnisse". 
Dem  Verbände  hatten  sich  bereits  im  Mai 
1892  110  einzelne  Vereine  angeschlossen;  seit- 
dem ist  die  .Mitglieilerzahl  noch  bedeutend 
gewachsen  und  Tausende  von  Kleinhändlern 
u  allen  Lnndesteileii  gehören  ibra  an.  .4Ue 
Gruppen  des  Handels  sind  in  demselben  ver- 
treten, wenn  auch  die  Haii|itniasse  der  Mit- 
glieder —  den  thatsäc blieben  Verbältnissen  des 


Kleinhandels  entsprechend  —  dem  Eolonia]- 
warenhandet  angehört.  Der  Central  verband 
entfaltet  eine  lebhafte  Agitation  in  Wort  und 
Schrift,  die  sich  namentlich  gegen  die  Aus- 
wüchse der  Konsumvereine,  der  Abzablungsge- 
Bch&ft«,  des  Hausierhandels  etc.  richtet. 

9.  Tor  eine  fDr  verwandte  Gewerbe. 
Hierher  ^ehSrt  zunächst  die  Schiffahrt,  die 
in  verBchiedenen  Teilen  des  Landes  Vereinigun- 
gen beoitzt,  wie  den  RheinschifTerverein  „jus 
et  juBÜtia".  den  „Verein  zur  Wahrung  der 
Bheiuschiflahrtsinteressen"  zu.  Mannheim,  den 
„Meckarschifierverein",  den  1870  gegründeten 
„Magdebur^T  Schiffer  verein" ,  u.  a.  m.  Für 
die  Seeschifiahrt  ist  der  „Verein  der  Beeder 
des  Unterwesergebietee"  zn  Bremen  und  der 
„Verein  Hamburger  Reeder"  zu  erwähnen; 
der  letztere  ist  1884  ■  gegründet.  Ansser- 
dem  bestehen  SeeBchiffervereine  in  Bremer- 
haven, Hamburg,  Stettin,  Emden  etc.  und  „Nau- 
tische Vereine"  in  Danzi^,  Kiel,  Papenburg  etc., 
die  ihren  Sammelpunkt  in  dem  Ende  der  60er 
Jahre  gegründeten  „Deutschen  nautischen  Ver- 
eine" zu  Kiel  linden.  Die  am  Verkehr  nach 
Nordamerika  beteiligten  holländischen  nnd  bel- 

Cbea  Linien,  der  Norddeutsche  Lloyd  nnd  die 
iharg- Amerikanische  Pack etfahrt- Aktienge- 
sellschaft haben  1891  einen  „Verband  nord- 
atlantischer Heedereien"  zur  „Förderung  der 
gemeinsamen  Interessen"  gebildet. 

FUr  das  Speditionsgewerbe  besteben 
verschiedene  Lokal  vereine  (z.  B.  in  Aachen. 
Berlin,  Hamburg,  Leipzig,  Nürnberg  etc.)  und 
ein  „Deutscher  Spediteurverein",  der  187«  ent- 
standen ist. 

Auch  die  Fuhrunternehmer  haben 
mehrere  Lokalvereine,  z.  B.  in  Leipzig,  Dres- 
den etc.,  und  einen  Centralverein  in  Gestalt  des 
1885  errichteten  „Verbandes  der  Lohnfuhruiiter- 
nelimer",  der  eine  besondere  Zeitschrift  „Der 
Fuhrbai  ter"  beransgiebt. 

FUr  die  Versicherungsanstalten  ist 
zunächst  ein  „Verein  Hamburger  Assekuradeure" 
zur  Wahrnehmung  der  allgemeinen  Interessen 
des  dortJ^n  Versicberungsgescbäftes  zn  nennen. . 
Der  Verein  hat  eine  Unterstütznngskaase  für 
notleidende  Mitglieder  und  Witwen  ehemaliger 
Hitglieder  sowie  ein  Havariebureau  zur  Segn- 
liemng  von  Havariefällen  errichtet,  .iusserdeni 
bestebt  seit  1857  zu  Berlin  ein  „Verband  deut- 
scher Privatfeue  r  versicherungsges  ellschaften", 
dem  18  Gesellschaften  angehören.  Er  vertritt 
die  Interessen  des  Privatf euer  Versicherungs- 
wesens, verfolgt  dessen  wiasenschattlicbe  Zwecke 
nnd  ist  namentlich  um  Herstellung  einer  zu- 
verlässigen Penerversichemngsstatistik,  um  Be- 
seitigung des  Prämienunterbietens  und  aus- 
reichende Gestaltung  der  Prämien  u.  s.  w.  be- 
müht. Ancb  hat  er  für  die  allgemeinen  Ver- 
sicbemngsbedingnngen  eine  Nurraalfassnng  fest- 
gestellt, die  auch  von  vielen  ausserbalb  des 
Verbandes  flehenden  Gesellschaften  angenom- 
men ist.  In  ähnlicher  Weise  ist  für  die  Lebeus- 
versichemng  der  „Verband  deutscher  Leliens- 
versicberuiigsgeseli Schäften"  zn  (iotba  und  fUr 
die  Transportversicherung  der  «Internationale 
Transport  versieb  erungs  verband*  zn  Berlin 
tbätig. 

I  Die  deutschen  Privataktienbauken 
I  haben  vor  einigen  Jahren  einen  „Verband  deut- 
I  scher  Banken"    gebildet.    Der    Verein,    dessen 
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Vorort  Berlin  ist,  bezweckt  die  Fönlenmg  au 
gemeioBtunen  Interessen  der  FrlTatbenken  durch 
Anfstellnng  einer  Wechselprotestliste  □.  dergl.  m. 
Daueben  ist  Anfang  1901  ein  ^Centralverband 
des  deutschen  Bank-  und  Bemkiergewerbes"  zu 
fierlin  gegründet  worden,  der  die  Rechte  und 
Interessen  des  deutschen  Bankiergewerbes  nach 
allen  Richtungen  hin  vertret«n  will. 

Für  die  Gasthof besitzer  sind  mehrere 
Hundert  Lokalvereine  bekannt,  die  wieder  eu 
Terschiedeuea  Verbänden  für  grössere  Bezirke 
verbunden  sind  und  von  denen  ein  grosser  Teil 
seine  Centralstelle  in  dem  ^Deutschen  Gast- 
wirts verbände''  zu  Berlin  findet.  Der  letztere, 
zur  gemeinsamen  Forderung  der  Standesin- 
tere^seu  1873  errichtet,  hat  das  Lehrlingawesen 
geregelt,  UnterstützuM'akassen  für  die  Ange- 
seilten gestiftet,  gieSt  Prämien  für  treue 
Dienstleistungen,  veranstaltet  gewerbliche  nnd 
Euchknnstaussteiluugen,  nimmt  zu  wichtigen 
Gesetzesvorlagen  Stellang  and  giebt  eine  Zeit- 
Schrift  „Das  Gasthaus"  heraus.  Ausserdem  be- 
steht ein  ^Internationaler  Verein  der  Gasthofs- 
hesitzer"  mit  dem  Sitz  in  C<iln,  der  seit 
28.  Juli  1892  die  Bechte  einer  Juristischen 
Person  besitzt.  Er  hat  sich  aus  dem  1869  zu 
Cobienz  gebildeten  „Verein  der  GasthofhesiWer*' 
entwickelt.  Sein  Zweck  ist,  die  „materiellen 
und  geistigen  Interessen  seiner  Mitglieder  nach 
allen  Seiten  hin  zu  wahren  und  zu  fördern". 
Er  unterstützt  hilfahedOrftige  Fachgenossen, 
Termittelt  durch  sein  Bureau  kostenlos  zwischen 
Arbeitgebern  und  -nehme rc,  gewährt  treuen 
Angestellten  Auszeichnungen  und  giebt  eine 
Wochenschrift  heraus. 

II.  Die  Unter nefamervereiae  im  Aus- 
lände. 

10.  Oesterreicli- Ungarn.  DasVerciuswesen 
in  Oe.sterreich-Ungaru  ist,  soweit  es  die  in- 
dustriellen Unternehmer  betrifFt,  ansehnlich  ent- 
wiekelt.  Von  den  nach  aussen  hin  besonders  be- 
kannt gewordenen  Vereinignngen,  die  auf  be- 
nitliober  Scheidung  beruhen,  seien  die  folgen- 
den genannt: 

FUr  die  Montanindustrie  besteht  in  Teplitz 
ein  ^.Verein  für  die  bergbanliclien  Interessen 
im  nordwestlichen  Bühmen"  nnd  seit  18T4  ein 
j, Verein  der  Montan-,  Eisen-  und  Maschinen- 
industriellen  in  Oesterreich  mit  dem  Sitze  in 
Wien.  Der  letztere  entstand  unter  dem  Drucke 
der  Notlage,  die  nach  der  Krisis  von  1673  ein- 
trat. Der  Verein  hat  in  Bezu|;'  auf  Zoll-  nnd 
Handelspolitik,  Stenerwesen,  Sozialpolitik,  Berg- 
recht, Verkehtawesen  etc.  eine  eifrige  Thatig- 
keit  in  Gntachten  und  Anträgen  entwickelt. 

Für  die  Baumwollspiuner  und -weber 
bestand  bis  1891  eine  Vereinigung,  die  dann 
aber  aus  Anlass  der  Beratungen  Über  die  Han- 
delsverträge aufgelöst  und  durch  den  „Verband 
der  Banmwollindnstriellen  Oesterreichs"  zu  Wien 
ersetzt  wurde.  Dieser  Tereiuigt  alle  Zweige 
der  Bau  in  wollin  diatrie  znr  „Vertretung  und 
Förderung  der  gemeinschaftlichen  Interessen". . 
Die  Mitglieder,  deren  Beiträge  durch  die  Ge-  \ 
ne  ml  Versammlung  bestimmt  werden,  sind  in  i 
Ortsgruppen  für  die  Hauptbezirke  der  Baum- 
woUmdustrie  geteilt.  Der  Verein  hat  neue 
Usancen  fBr  den  Handel  mit  Baumwollgarnen 
nod  roher  Baumwolle  aufgestellt,  giebt  wöchent- 


liche Marktberichte  heraus,  hat  sich  nm  frei- 
willige Einführung  von  Arbeiterausschüssen  be- 
müht nnd  über  Handelsverträge,  Unfallver- 
sicherung,  Steuergesetze  etc.  Gutachten  er- 
stattet. 

Auf  dem  Gebiete  der  Teitilindustrie 
sind  weitOT  zu  nennen  der  „Verband  der  üster- 
reichiscben  Flachs-  und  Leineninteressen  teil" 
nnd  der  „Verein  der  üsterreichiscb-ungariechen 
J  uteindustriellen". 

Der  chemischen  Industrie  dient  die 
„Oesterreichische  Gesellschaft  zur  Förderung 
der  chemischen  Industrie"  in  Prag,  der  Holz- 
industrie der  „Oesterr.-imgar.  Verein  der 
Holznroduzenten,  Holzhäudler  nnd  Holziudustri- 
eüen^  zu  Wien  (gegr.  1879).  Auch  der  „Klub 
der  Industriellen  für  Wobnungseinrichtnngeu" 
zu  Wien  darf  hier  genannt  werden. 

Die  Cellnloseindustrie  hat  eine  Ver- 
tretung in  dem  „Verein  der  öaterr.-ungarischeu 
Cellnlosefabrikanieu".  Für  die  Papierin- 
dustrie wirkt  schon  seit  1872  der  „Verein 
der  österr. -ungarischen  Papierfabrikanten"  zu 
Wien,  der  auf  Anrufen  beider  Parteien  auch 
schiedsrichterliche  Thätigkeit  entfaltet  hat. 
Für  die  Mahlenindustrie  besteht  der  „Ver- 
band österreichischer  Müller  und  Mühlenin- 
teressenten"  zu  Wien  und  der  „Ungarische 
LandesmBhIen verband",  für  Spiritusindus- 
irie  ein  „Landesverein  ungarischer  Spiritusin- 
teressenten",  für  die  Brauereien  ein  „Brau- 
herrenverein  für  Wien  und  Umgegend",  für 
die  Zuckeriudustrie  ein  „Central verein  für 
Eübenznckerindnstrie  in  Oesterreich"  zu  Wien. 
Die  Eonfektionsindnstrie    hat  eine  Ver- 


Wien, der  1884  gegründet  wurde.  Seit  1892 
besteht  weiter  ein  „Verein  der  österreichischen 
Petroleumratfiueure"  zu  Wien,  der  schon 
wiederholt  mit  Gutachten  und  Anträgen  her- 
vorgetreten ist  und  eine  fortlaufende  Statistik 
über  das  erzeugte  und  Tersteuert«  Petroleum 
führt. 

Neben  den  beruflich  gegliederten  Vereinen 
waren  schon  seit  Jahren  Territorialverbäude 
für  die  Industrie  kleinerer  Bezirke  überhaupt 
thätig,  wie  z.  B.  der  „Industrielle  Klub"  zn 
Wien     (1875     gegründet,     giebt     „Mitteilun- 

fen"  heraus),  das  „Fabrilsantcnkomitee  der 
ielitz-Bialaer  Industriellen"  u.  a.  m.  1900  ent- 
stand im  wesentlichen  mit  dem  Charakter  eines 
Autistrike  Vereins  der  „Verband  nord  böhmisch  er 
Industrieller"  zu  Reichenberg.  Auf  Anregung 
des  Vorsitzenden  des  schon  genannten  Ver- 
bandes der  Baum  wollin  du  st  riellen,  Baron  Leiten- 
berger,  hat  sich  1892  auch  ein  „Central- 
verband  der  Industriellen  Oesterreichs"  zu 
Wien  gebildet,  dem  nur  Interessentenvereine 
beitreten  können  und  u.  a.  die  bereits  ange- 
führten Vereine  der  Banmwoll-,  Flachs-,  Jute-, 
Montan-,  Cellulose-  und  chemischen  Industrie 
imd  das  Bielitz-Bialaer  Fabrik  an  lenkomitee  un- 
cehören.  Der  Zweck  ist  die  Herbeifilhrung 
les  einheitlichen  Vorgehens  der  Berufs  vereine 
gemeinschaftlichen  Angelegenheiten. 
Im  Anschluss  hieran  darf  der  1884  er- 
richtete und  znr  Förderung  der  Kunstiudustrie 
bestimmte  „Wiener  Kuustgewerbeverein"  er- 
wähnt werden,  da  von  seinen  ordentlichen  Mit- 
gliedern die  Äehrzahl  dem   Fabrikaiitenstaiide 
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ancpebSFt.  Der  Verein  hat  regelmäeBi^  Aus- 
BUllongea  knnst^e  werblich  er  Erzeu^i«ie  rer- 
anstaltet,  ffiebt  die  ^Blatter  fUr  Knnst^werbe" 
heraus  und  bat  sich  in  Gutachten  aud  Petitionen 
nni  die  Ansgestaltung  der  Gcwerbeordnnng, 
der  direkten  Personal  stenern  und  des  Urheber- 
rechtes bemüht. 

Nnch  dem  „  0  esterreichisch-statistischenEand- 
bnch"  gab  es  im  ganien  an  „Vereinen  snr 
Förderung  von  Gewerbe  und  Handel  im  allge- 
meinen" in  Oesterreich 

Ende  Ende 

mii    aso  1897    278 

1895    265  189«    285 

Ende  1898  entfielen  davon  anf 

BShraen 112 

Nieder-Oesterreich 55 

Mähren 38 

Galideu 23 

Steiermark 15 

Tirol  ond  Vorarlberg 10 

Schlesien 9 

Ober-Oesterreich 8 

11.  Frankreich.  Seit  dem  Gesetz  vom 
IT.  Jnni  1791,  das  die  Associationen  nnd  Ge- 
nossen desselben  Gewerbes  auch  fUi  die  Unter- 
nehmer verbot,  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein 
konnten  sich  Unternehmer  vereine  nur  auf  Gmnd 
behördlicher  Dnldang  entwickeln.  Diese 
Duldung  wnrde  allerdings  auch  gewWirt,  nnd 
so  konnten  sich  zahlreiche  als  „associationa 
sjndicales"  oder  „sytidicats  professioneis ""  be- 
zeichnete Unternehmervereine  bilden,  die  Ört- 
lich organisiert  sind  und  die  teilweise  auch 
ihren  Mitgliedern  geitchäftli che  Dienstleistungen 
veimitteln.  Sie  beschränken  sich  bald  auf  die 
Industrie,  bald  anf  kanfmünnische  Unternehmer, 
vereinigen  aber  auch  nicht  selten  beide  Kate- 
gorieen.  Die  Organisation  hat  sich  nach  nnd 
nach  anf  alle  wichtigeren  Indnatrie-  nnd  Han- 
delszweige erstreckt.  Aus  einer  Verbindung 
weniger  Fabrikanten,  die  Ende  1857  geschlossen 
wnrde,  hat  sich  als  Ge^amtverband  einer  grossen 
Zahl  von  Syndikaten  die  „Union  nationale"  ent- 
wickelt, deren  Mitglieder  nach  Gewerbszweigen 
in  Gruppen  eingeteilt  werden.  An  der  Spitze 
der  Gruppen  stehen  AoBSchllSBe  („chai obres 
gyndicAles').  Die  Union  giebt  seit  1860  die 
Zeitschrift  „L'Union  nationale"  heraus. 

Seit  1B66  besteht  eine  weitere  Zasammen- 
fassnng  in  dem  Centralkomitee ,  das  sich  ans 
den  Präsidenten  der  ziigehürigen  Syndikats- 
kanunem  zusammensetzt. 

Die  Svndikate  sind  namentlich  in  Paris 
sehr  zahlreich,    haben    sich  aber   anch  in  den 

S'^a^ecen  Städten    der  Provinzen,     wie   Lyon. 
Arseille,   Bonleaux,   Ronen,    St.  Etienne   et(\ 
entwiekett. 

Durch  das  6.  v.  21.  März  1884  ist  die 
freie  Vereinigung  ohne  behSrdliche  Ermächtigung 
gMtottet  worden.  Nnr  die  Hinterlegung  der 
Satzungen  und  die  Angabe  der  Namen  der  Vor- 
standsmitglieder ist  nütjff.  Auch  erfreuen  sich 
die  Syndikate  hiemach  ois  zu  einem  gewissen 
Grade  der  juristischen  Persönlichkeit:  sie  kunnen 
vor  (ierieht  klagen  nnd  verklagt  werden  und 
bewegliches  Vermögen  sowie  das  für  ihre  Zwecke , 


notwendiee  unbewegliche  Vemt^en  erwerben. 
Seitdem  nat  die  Zahl  der  Syndikate  im  allge- 
meinen tind  die  der  üutemehmersvndicete  im 
besonderen  stark  zugenomnien.  Nach  Turquan 
(Bulletin  de  l'inBtitnt  Internationa!  de  atatistique, 
Bd.  VI,  1892)  bestanden  am  1.  Juli 

1884  426     1888   816 

1885  500     1889   903 

1886  619     1890  1037 

1887  712     1891  1138 

Ontemebmersyndikftte.  Die  Zahl  der  den  Syndi- 
katen angebOrigen  Unternehmer  wird  für  1891 
anf  4,4%  der  Gesamtzahl  angegeben. 

Die  Zahl  der  Untemehmersyndikate  in 
Handel  und  Industrie  mit  einer  dem  G.  v. 
21.  MUrz  1884  Mtaprechenden  Verfassung  war 
nach  dem  „Annnaire  des  syndicats  professio- 
nels"  am 

1.  Juli        1884      loi 

1890    1004, 

„  1895     i6s2 

1896     173' 

81.  Dezbr.  1897     1894 

1898    1965 

An  „Unionen"  solcher  Syndikat«  zBhlt  die- 

selbe  Quelle  fUr 

1894  10 

1890  1.  JuU  22 

IK'ö      „  38 

1896  „  43 

1897  31.  Dezember     46 

1898  „        49 

anf.  In  den  49  Unionen  von  Ende  1898  wareu 
915  Syndikate  von  gewerblichen  und  kauf- 
männischen Unternehmern  mit  96586  Mitgliedern 
vereinigt 

Von  den  Untemehmersyndihaten  am  Ende 
des  Jahres  1898  kamen  u.  a.  auf 
Nahrungs-  und  Geniusmittel Industrie  nnd 

-handel 596 

Bangewerbe 179 

Chemische  Industrie [35 

Bekleidungsindustrie 116 

Metallindustrie 83 

Beherbergungs-  und  Erqnickungsge werbe      92 

Transportgewerbe ö6 

Holzindustrie  und  Holzhandel 63 

Papierindustrie    und    polygraphische    Ge- 
werbe   77 

Textilindustiie 53 

Lederindustrie 39 

Keramische  Industrie  eiu schliesslich  Glas, 

Porzellan  etc 37 

Mhhl  enge  werbe 61 

12.  Flnland  nnd  BnaBluid.  Durch  die 
Oew.-O.  v.  31.  März  1879  war  die  BUdung  von 

Vereinen  der  Gewerbetreibenden  in  den  Städten 
zar  Wahmng  der  gemeinsamen  wirtschaftlichen 
Interessen  obligatorisch  gemacht  nnd  der  Bei- 
trittflzwang  für  die  Gewerbetreibenden  ansge- 
sprochen  worden.  Hierbei  war  eine  Scheidnnff 
nach  Handel,  Fabrikindnstrie  und  Handwerk 
gestattet.  Am  31.  Dezember  1691  bestanden 
41  solcher  Vereine  für  Industrie  nnd  Handwerk 
mit  ;S8Ü1  Mitgliedern  und  308077  fln.  Mark 
Kapitalbestand  und  Über  IBUOO  fin.  Mark 
Jahresbeiträgen.     FUr  den   Handel   waren    ca. 
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30  Vereine  Torbauden.  Diese  obUgatorigche 
Organisation  bat  sich  nicht  bewährt.  Deshalb 
haben  sich  in  den  giOweren  Stttdten  freinilllKe 
Eaiifiiiannsg;ilden  gebildet,  die  eine  lebhafte 
Thätigheit  entwickeln  und  eine  centrale  Dele- 
gation mit  einem  ständigen  Komitee  in  He^ 
singfors  als  gemeinsame  Vertretung  besitzen, 
Änch  fiir  die  Industrie  haben  sich  freie  Vereine 
gebildet,  wie  der  Verband  der  Sägenbesitzer, 
Her  Verband  der  Pappe-  und  Papieriabrikanten 
Fiulands  etc. 

FDr  RuBsland  fehlt  ee  an  näheren  Angaben. 
Abi  freie  Vereinigungen,  welche  die  Aufgaben 
der  Handelskammeni  Übernehmen,  erscheinen 
die  Ton  der  Büraenkaufmannschaft  gewählten 
Börsen komitees  zu  Pet«rsbarg,  Moskau,  OdesH«, 
Riga  nnd  au  anderen  wichtigeren  Orten. 

13.  VroBsbrltannlen.  Die  auf  freier  Ver- 
einigung beruhenden  englischen  Handelskaminem 
(vergl.  Art.  Handelskammern,  oben  Bd.  IV 
S.  1022)  erscheinen  als  lokale  Vereinigungen 
der  Unternehmer  yerachiedener  Industriezweige. 
Die  meisten  HaDdelskammern  haben  sich  zu 
der  „Association  of  Chambers  of  cummerce  of 
the  nnited  kingdom"  zaBanimeDgeachloHBen, 
nm  in  Delegiertenversammlnngen  die  Interessen 
Ton  Verkehr,  Handel,  Industrie  und  Schiffahrt 
zu  beraten,  gemeinsame  Outachten  und  Anträge 
festzustellen  etc.  Das  Bureau  der  Association 
befindet  sich  in  Leudas.  Die  Beiträge  werden 
nach  der  Stimmenzahl  bemessen,  die  ihrerseits 
nach  der  Mitgliederzahl  der  einzelnen  Kammern 
abgestuft  werden. 

Neben  der  sehr  entwickelten  territorialen 
Yereinsbildnng  bestehen  noch  eine  ganze  Reihe 
von  beruflich  gegliederten  Vereinen  für  Eisen- 
und  Znckerindustrie,  Kohlenbergbau  etc. 

14.  Belgien.  Nach  Abschaffung  der  of- 
fiziellen Handelskammern  durch  das  Q.  v,  11. 
Juni  187&  haben  sich  verschiedene  freie  Ver- 
einigungen gebildet,  die  sich  als  Handelskam- 
mern bezeichnen  nnd  als  lokal  gegliederte  In- 
teressenvertretungen erscheinen,  m  Verviers, 
Ostende,  Naranr,  Arlon,  Cbarleroi  etc.  Es  be- 
stehen in  Conrtrai  eine  Korporation  der  Kanf- 
leute,  in  Gent  und  Brügge  Handels-  und  In- 
dustrieverbände, in  Antwerpen  eine  „Handels-, 
Industrie-  und  Schifiahrtagesellschaft"  (1877  ge- 
gründet), in  Brüssel  eine  „Union  sjndicale"  (ge- 
gründet 6.  August  1876),  die  sich  um  Errichtung 
von  Sjndikalkammem  bemüht  nnd  von  einem 
aus  deren  Delegierten  gebildeten  Centralkomitee 

■  geleitet  wird.  Im  Lütticher  Industriebezirke 
wirkt  eine  „Chambre  de  commerce  de  Li^ge, 
Huy  et  Waremme",  femer  die  „Union  des  char- 
Irannages,  mines  et  uaines  metallurgiqaes^,  nnd 
die  „Union  colnmerciale  et  industrielle "  zu 
Lüttich.  Letztere  entstand  Ende  186ö  zur 
Wahmng  der  Interessen  der  in  der  damaligen 
Handelskammer  nicht  vertretenen  Erwerbi- 
grnppen.  1875  gab  sie  ihrem  Komitee  den 
Namen  „Chambre  de  commerce  de  Li^ge". 

15.  Schweiz.  Offizielle  Handelskammern 
Itestehen  in  der  Schweiz  nicht.  Sie  werden  er^ 
setzt  dnrch  freie  Vercinigimgcn,  die  sich  bis- 
weilen anch  Handelskammern  nennen.  Id 
Zürich  besteht  eine  „Sociale  suisse  des  commer- 
fant«".  In  Qenf  hat  sich  1865  eine  ,.AssO' 
ciatton  commerciale  et  industrielle  Geuevoise" 
gebildet;  das  Komitee  des  Vereins  beisst 
„Chambre   de    commerce-*.      Seit  1685   besteht 


e)>enda  auch  eine  „Association  des  int^ta  de 
Genäve",  die  vom  Staate,  von  der  Stadt  tmd 
anderen  Organen  Beihilfen  erhält.  Sie  will  für 
die  „EntWickelung  des  Handels  und  der  In- 
dustrie des  Kant«ns  Genf  arbeiten,  namentlich 
mit  Rücksicht  anf  deren  Beziehungen  zum 
Fremdenverkehr.  Sie  bekämpft  Missstände  auf 
dem  Gebiete  des  Verkehrswesens,  sucht  nene 
Industrieen  einzuführen  etc.  Als  allgemeiner 
Verband  dürfte  die  „Union  suisse  du  commerce 
et  de  rindustrie"*  anzasehen  sein,  .  Über  die 
nähere  Angaben  nicht  zu  Gebote  stehen. 

Itt.  Sonstige  Länder.  In  Holland  haben 
sich  neben  den  offiziellen  Handelskammern  eine 

Sanze  Reihe  freier  Vereinigungen  gebildet,  über 
ie  indes  kein  Material  zur  Verfügung  stand. 
1895  wurde  mit  dem  Sitze  im  Haag  eine 
„Vereenignng  tot  de  bevordering  van  den  Neder- 
landschen  exporf  gegründet,  die  seit  1900  das 
„Weekblad  vor  den  expcrthandel"  herausgiebL 
Auch  in  Dänemark  giebt  esseit  einigen  Jahren 
eine  derartige  Export  Vereinigung.  In  Schwe- 
den bestehen  an  den  Hafeuplätzen  freie  Ver- 
einigungen, in  Norwegen  neben  den  Börs- 
og  handelskommitcs  in  Bergen,  Christian ia, 
Cnristiansund,  Drammen  und  Stavanger,  die 
einen  mehr  Uffentlichen  Charakter  haben,  ver- 
schiedene Privatvereine,  z.  ß.  die  „Tekuiske 
Porening"  zn  Bergen  (1880  errichtet),  die  Hand- 
vaffrks  og  Industrie  forening''  zn  Bergen  (1886 
errichtet)  etc.  In  Portugal  sind  in  Oporto 
und  Lissabon  freie  Korporationen  gebildet,  von 
denen  uamentlicch  die  18G4  errichtete  „Associatao 
Comercial  de  Lisboa"  hervorgetreten  ist.  In 
Italien  scheint  die  freie  Vereinsbildnng  noch 
wenig  entwickelt  zn  sein.  Im  Bezirk  der 
Handelskammer  zu  Florenz  ist  eine  „Associa- 
zione  Indus triale  e  commerciale  di  Fireuze" 
vorhanden. 

In  dea  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  sind  einige  ^  frei  gebildete  Han- 
delskammern (nach  englischem  Vorbilde)  tiud 
verschiedene  besondere  Vereinigungen  für  ein- 
zelne Industrieen,  z.  B.  für  die  chemisclie  In- 
dustrie, vorhanden, 

Lltteratar:  Ueber  die  franteiuKlien  Sgnditale 
vgl.  Iiexla,  DU  Gewerbiereitie  und  Vnler- 
nehmnrverbäiide  in  Frantrvieh  (Leiptig  1879), 
ICO  auch  die  ältere  hierifr  gehBrigt  JAUtratur 
angegeben  itt;  /erner  da>  auf  Veraidamung  dti 
/raixi.  Hiindeltminiiten  kerauigegtbene  Anauaiee 
de»  tynditatt  pro/tfioneU,  iädiutrieli,  fnamer- 
eiaux,  agricolet,  rrtn»lüaei  eonfonnlment  ü  la  lui 
du  £1  mar.  ISSi  m  Franee  el  en  Algerie  (ParU), 
die  Slatiitik  der  Syndüate  von  Turquau  in 
Bd.  VI  (SSäi)  de»  Buüelin  de  l'imtitia  inter- 
national de  «fotülifu«,  nnd  den  Auftalt  rv» 
Beauregard,  Le  deveioppemenl  da  tyndiratt 
profcitioncU  in  der  Zeittehrlfl  «Le  ntonde  tci- 
nomvjue«  vom  S.   VI.  1S93. 

Zu  vergleichen  itt  aueh:  R,  v.  Kaufmann, 
Die  Verlrelung  der  vrirtichafllichen  iHlereiarn  in 
dm  Staaten  Europa»,  BeHin  1879,  und  Die  Ä- 
/orm  der  Handelt-  und  Geverbckamtaern,  Berlin 
ISSS.  —  Stelnmtinn-Buchtn;  Die  Kähnländt 
und  ihre  takünflige  Siellang  im  Staat,  l'ölii 
1885.  —  Oraetxer,  Die  OrganUation  der  Bf- 
rajUnterrtsea,  Berlin  1890. 

Uebcr  die  IhaUächlichcn  Verhältni*ie  in 
Deutschland    ßndet     tich     in     dem     oDeuliirlien 
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CntemehmeiTerbftiide — üriiebeiTecht 


ReUlu-Ädrtuinichs  (Berlin  1900  Bd.  II),  in  der 
»Dtvüekm  Indu»lritieittittgii  und  anderm  Fiich- 
bläUem  Material.  Im  iUrrigea  fekU  ei  —  läge- 
sehen  ton  Frankreiek  —  tur  Zeä  tioeh  on  UUe- 
rariteken  HUfimilteln,  die  einen  genauen  Veher- 
blick  über  dU  tiiolMächlicAen  Zaelände  geben. 
B.  van  der  Borght. 


llDternehmerverbäiide ,    wirtschaftliche, 

s.  Kartelle  oben  Bd.  IV,  S.  39. 

Unzncbt 

s.  Prostitution  oben  Bd.  VI,  S.  557. 

Urheberreclit 

an  Schriftwerken,  Abbildungen, 
musikalischen  Kompositionen  und 
dramatischen  "Werken. 
1.  GesebichtlicIieB.  2,  Subjekt  des  Rechts- 
schutzes. I-).  Objekte  des  Rechtsschutzes.  4.  In- 
halt des  U.  5.  Daner  des  U.  6.  Verletzung 
des  U.  7.  Folgen  der  Urheberrech taverletzung, 
Verfahren ,  Verjährung.  8.  Eintragsrolle.  9. 
Geltangsgegebiet  des  Gesetzes.  Beziehung-en 
zum  A^aoae.  10.  Gesetzg-ebung  der  ivichtigeren 
answärtigeu  Staaten. 

1.  Geschichtliches.  Die  Anerkennung 
des  Rechts  der  Urheber  auf  Schutz'  der  Er- 
zeugnisse geistiger  Thätigkeit  kam  erst  zu 
Anfang  dieses  Jahrhunderts  in  Deutsclüaad 
zum  Durchbruche ;  früher  gab  es  nur  eiuen 
Verlagsschutz,  der  hauptsächlich  in  den 
Privilegien  einzelner  Verleger  seinen  Äus- 
dnirk  fand.  In  der  deutschen  Bundesakte 
vom  8.  Juni  1815  (Art.  18}  ist  zum  ersten 
Mal  die  Notwendigkeit  einer  einheitlichen 
Regelung  des  Urheberrechts  für  die  deut- 
schen Bunde.sstaaten  betont.  Zimächst  aber 
blieb  es  dabei,  dass  die  Erfüllung  dieses 
anerkannten  Bedürfnisses  in  Aussicht  ge- 
stellt -wurde.  Gewisse  Grundzüge  für  die 
einheitliche  Normierung  des  Schutzes  wur- 
den durch  spätere  Buncfesbeschlflsse  (6.  Sep- 
tember 1832,  9.  November  1837,  22.  April 
1841.  1».  Juni  184r),  6.  November  18.5()  und 
12.  März  laUJ)  festgestellt;  von  ilinen  wur- 
den dann  die  Gesetze  der  einzelnen  Staaten 
mehr  und  mehr  durchdrungen ;  trotzdem 
aber  kann  von  einer  wesentlichen  Ueberein- 
stimmung  aller  dieser  Parti kulargesotze 
nicht  die  Rede  sein.  Der  erste  Anstoss  zu 
einer  einheitlichen  Kodifikation  des  Urheber- 
rechts ging  von  dorn  Börsen  vereine  der 
deutschen  Buchhändler  aus;  auf  Grund  die- 
ser Bestrebungen  wurden  vorscliiedene  Ent- 
würfe ausgearbeitet,  als  deren  wichtigster 
der  am  19.  Mai  18G4  der  Bnndesversamm- 
hmg  voi^egie  sogen.  Frankfurter  Entwurf 
in  Betracht  kommt.  Nachdem  s<Klann  die 
Verfassung  des  norddeutschen  Bundes  vom 
26.  Juli  18G7  den  Schutz  des  geistigen 
Eigentums   in  die  Reihe  der  Aufgaben  tler 


Bundesgesetzgebung  aufgenommen  hatte,  er- 
folgte auch  alsbald  eine  Vorlage  an  den 
Bundesrat ;  schliesslich  gelangte  ein  von  Dr. 
Otto  Dambach  redigierter  Gesetzentwurf  zur 
Beratung  im  Reichstage  und  mit  mehrfachen, 
teils  in  der  Kommission,  teils  im  Plenum 
in  Vorschlag  gebrachten  Modifikationen  am 
10.  Mai  1870  zur  Annahme  Das  Gesetz 
wurde  am  11.  Juni  1870  publiziert  und  trat 
am  1.  Januar  1871  für  den  norddeutschen 
Bund,  zugleich  aber  auch  infolge  der  in- 
zuTschen  emmgenen  politischen  Einigung 
Deutschlands  für  Baden,  Hessen  und  wflrt- 
tembei^,  ferner  mit  dem  1.  Januar  1872 
für  Bayern  in  Kraft;  in  Elsass-Lothringeu 
gelangte  es  durch  das  G.  v.  27.  Januar  1873, 
m  Helgoland  diir^'h  die  V.  v.  22.  März  1891 
zur  Geltung. 

Ein  neues  Gesetz  betr.  das  Urheberrecht 
an  Werken  der  Litteratur  und  der  Tonkunst 
wird  vorbereitet') 

Der  Schutz  gegen  Nachdnick  wmtle 
früher  in  der  Theorie  überwiegend  auf  die 
Annahme  eines  geistigen  Eigentiuns  gestützt; 
liiervon  ist  man  in  der  neueren  Zeit  mehr 
und  melir  abgekommen.  Das  Urheberrecht 
wird  wolil  am  richtigsten  als  Persönlich- 
keitsrecht mit  vermögensrechtlichen  Be- 
ziehungen aufgefas,st. 

2.  Sabjekt  des  Rechtsschntzes.  Die 
vom  Gesetze  gewährleisteten  ReeJite  stehen 
dem  Urheber,  d.  h.  demjenigen  zu,  aus 
dessen  geistiger  Thätigkeit  das  zu  schützende 
Werk  hen-orgegangeu  ist.  Wer  lediglich 
das  von  anderen  Geschaffene  reproduziert, 
ist  nicht  Urheber.  Doch  beschickt  sich 
die  den  Charakter  der  Urheberschaft  an  sich 
tragende  Thätigkeit  nicht  auf  das  Schaffen 
von  völlig  Neuem,  nelmehr  ist  als  Urheber, 
dem  der  Schutz  des  Gesetzes  zur  Seile 
steht,  auch  derjenige  anzusehen,  der  das 
Werk  eines  anderen  in  der  Weise  bear- 
beitet, da.ss  er  demselben  eine  neue  Form 
verleiht,  wie  auch  derjenige,  welcher  aus 
Bestandteilen  mehrerer  fremder  Werke  in 
selbständiger  "Weise  ein  neues  Ganzes  bildet 
{Kompilation.  Sammlung),  die  Hechte  . 
eines  Urhebers  für  sich  in  Anspi-iich  nehmen 
kann.  In  letzterer  Hinsicht  kommt  nament- 
lich in  Betracht  der  Herausgeber  eines 
aus  Beiträgen  mehrerer  bestehen- 
den Werkes,  wenn  dieses  ein  einheit- 
liclies  Ganzes  bildet,  d.  h.  nach  einem  ia 
sich  abgeschlossenen  Plane  zu  einem  be- 
stimmten Zwec'ke  gearbeitet  ist,  woiici  zwar 


')  Inzuischen  ist  das  neue  Gesetz  (vom  19. 
Juui  1901)  erlasHen  worden.  Leider  war  es  dem 
Verfasser  nicht  mehr  müglich,  dasselbe  in  dem 
Tente  zn  berllcksichtigeu.  Das  Verhältnis  des 
Gesetzes  zu  dem  bisherigen  Rechte  und  sein 
Zuhält  werden  in  emeni  Artikel  des  Nachtrags 
(am  ^hlosse  dieses  Bandes)  erörtert  werden. 
Die  Redaktion. 
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die  eioKelnen  Beitrage  in  sich  gleicfafoUs 
abgeschloBsen  sind,  jedoch  sich  gegenseitig: 
«rgSazen  und  zu  dem  Gesamtwerite  in  dem 
Verhältnisse  der  Unterordnung  stehen  (Bei- 
spiele :  Staats  Wörterbücher,  systematische 
Havierschulen  und  dcrgl.);  es  ^niesst  je- 
doch der  Herausgeber  solcher  einheithcher 
Sammelwerke  das  Urheberrecht  nur,  inso- 
■»-eit  das  Qaaze  in  Frage  steht;  dagegen 
steht  das  Urheberrecht  an  den  einzelnen 
Beiträgen  den  Urhebern  derselben  zn.  Wohl 
zu  unterscheiden  von  einem  solchen  Heraus- 
geber, dessen  geistige  Thätigkeit  in  der 
C)nlnung  der  eiazeluen  Beiträge  nach  dem 
von  ihm  ausgehenden  Plane,  in  dem  Schaffen 
der  Einheit  besieht,  ist  der  Herausgeber, 
welcher  lediglich  das  Erscheinen  eines 
Werkes  vermittelt:  dieser  letztere  gilt  als 
TJrhelier  selbst  dann  nicht,  wenn  er  das 
etwa  verloren  gegangene  Werk  erst  wieder 
entdeckt,  2.  B.  eine  alte  Handschrift  zum 
ersten  Mal  herausgegeben  hat,  es  'wäce  denn, 
dass  er  selbst  AnmerkuDgen  dazu  verfasst 
hätte,  welche  !0r  sich  des  gesetzlichen 
Schutzes  teilhaftig  werden  könnten.  Dem 
Urheber  gleich  geachtet  ist  endheh  der 
Uebersetzer  eines  Schriftwerkes. 

Wenn  mehrere  zur  Hervorbringung  eines 
tinheillicheu  Werke?  durch  ihre  einander  er- 
gänzende Geistesarbeit  in  einer  Weise  zusam- 
meowirkeu,  das»,  keiner  eine  bloss  nebensäch- 
liche Thätigkeit  entwickelt,  die  einzelnen  Ar- 
beiten aber  als  unaelbstäniliee  Teile  des  Ganzen 
in  einem  Verbältnisse  der  Abhängigkeit  zu  ein- 
ander stehen,  so  ist  der  Besrin  der  Mitur- 
heberschaft gegeben.  Die  Miturheber  stehen 
in  einem  UemcinscbaftsTerhältnisse  (Bechtsge- 
meinschaft  znr  gesamten  Hand\  so  dass  nnr 
alle  zusammen  Über  das  Ganze,  aiier  auch  keiner 
ohne  Zustimmung  der  übrigen  Uber  den  von 
ibin  herrührenden  Bestandteil  verfügen  kann, 
während  der  Uebertragnng  des  dem  Einzelnen 
zustehenden  Bechtes  (insbesondere  des  Nntzune:«- 
reclites)  nichts  im  Wege  steht.  Vcrschieaen 
von  der  Stellnug  dea  Miturhebers  ist  die  des 
Gehilfen,  der  die  Geistesarbeit  des  anderen 
lediglich  unterstützt;  ihm  steht  irgendwelche 
Disposition  über  das  Werk  nicht  zu;  er  hat 
nnr  .^nstiruch  auf  die  ihm  gebührende  Entloh- 
unng.  Lin  Znsamnten wirken  mehrerer  findet  in 
sewis^ni  Sinne  auch  dann  statt,  wenn  ein 
Komjioiiist  die  Diclitnng  eines  anderen  in  Mnsik 
setzt.  Hier  ist  aber  das  Verhältnis  regelmässig 
nicht  ein  .Miturheberrecht;  vielmehr  steht  im 
Falle  der  Benntznug  eines  bereite  TerSRent' 
lichten  Schriftwerkes  als  Text  zn  musikalischen 
Kompositionen  die  Verfügung  über  das  Ganze 
dem  Komponisten  allein  zu;  nur  solche  Texte, 
welche  ihrem  Wesen  nach  ausschliesslich  Eilt 
den  Zweck  der  Komposition  Bedeutung  haben, 
namentlich  Texte  zu  Opern  nnd  Oratorien,  darf 
der  Komponist  ohne  Genehmigung  des  Dichters 
mit  der  musikalischen  Komposition  zusammen 
nicht  abdrucken  lassen.  Zum  Abdruck  des 
Textes  ohne  Musik  ist  dagegen  in  alten  Fällen 
die  Ehiwillignng  des  Dichters  erforderlich ;  das- 
selbe gilt  fhr  den  Fall,    dass  eine  noch  nicht 


verSfFenthchte  Dichtung  als  Text,  wenn  ancU 
in  Verbindung  mit  der  Komposition,  abgedruckt 
werden  soll. 

Das  Recht  des  Urhebers  geht  in  dem- 
selben Sinne  und  Umfange,  wie  es  in  dessen 
Händen  bestand,  auf  dessen  Erben  Aber  und 
zwar,  insoweit  es  ein  Vermögensrecht  ist, 
nach  den  für  die  Erbfolge  in  das  übrige 
Vermögen  geltenden  Grundsätzen  ;  in  per- 
sönlicher Hinsicht  tritt  die  Gesamtheit  der 
Erben  an  die  Stelle  des  Urhebers.  Das 
Urheberrecht  kann  femer  beschränkt  und 
vinbeschrflnkt  auf  andere  Q bertragen 
werden,  sowohl  von  Todes  wegen,  als  durch 
Vertrag.  In  dem  Abschlüsse  eines  Ver- 
laffsvertragos  ^ber  ein  Werk  ist  eine  be- 
scEiränkte  Uebertragiing  des  Urheberrechtes 
zu  erblicken,  da  das  Verlagsrecht  nicht  aJle 
in  dem  Urheberrechte  enthaltenen  Befug- 
nisse in  sich  schliesst  Der  Verl^^er  er- 
wirbt durch  den  Verlagsvertrag  das  Beeilt, 
ein  Werk  mechanisch  zu  vervielfältigen  und 
zu  verbreiten.  Dieses  Recht  kann  sich  auf 
die  ganze  Dauer  des  Schut7.es  erstrecken, 
ist  aber  nacli  feststehender  Uobung  bei 
Schriftwerten  mangels  einer  entgegenstehen- 
den Vereinbarung  auf  eine  Auflage  be- 
schränkt. Inwieweit  das  UrhebeiTecht  Gegen- 
stand der  Zwangsvollstreckung  sei, 
ist  vom  Gesetze  nicht  entschieden  und  be- 
stritten; jedenfalls  ist  es  der  Zwangsvoll- 
streckung insolange  entzogen,  als  nicht  der 
Urheber  selbst  sein  Werk  zur  Veröffent- 
lichung behufs  vermögensrechtlicher  Nutzung 
bestimmt  hat. 

3.  Objekte  des  Rechtsschatzes.  Das 
Q.  V.  II.  Juui  1870  schützt  a)  Schrift- 
werke, d.  h.  Schriften,  welche  sich  als 
Ausfluss  einer  individuellen  geistigen  Thätig- 
keit  darstellen,  wobei  es  jedoch  nicht  auf 
den  geistigen  Wert  der  Arbeit  ankommt,  so 
dass  Erzeugnisse  von  ganz  untergeordnetem 
WortC;  welche  nur  in  der  Formgebung,  Dar- 
stellung, Anordnung  und  Auswahl  des 
Stoffes  elc.  eine  gewisse  Neuheit  und 
Selbständigkeit  bekunden,  zu  den  schutzbe- 
rechtigten Schriften  zählen ;  ob  das  Schrift- 
werk veröffentlicht  oder  erst  im  Manuskiipte 
vorhanden  ist,  macht  keinen  tinlerschied ; 
b)  Vorträge,  welche  zum  Zwecke  der 
Erbauung,  der  Belelirung  oder  der  Unter- 
lialtung,  wenn  auch  völlig  frei,  ohne  die 
geringsten  schriftlichen  Notizen  gehalten 
sind;  c)  geographische,  topographi- 
sche, naturwissenschaftliche,  ar- 
chitektonische, technische  und 
ähnliche  Zeichnungen  und  Äb- 
bildungjea,  welclie  nach  ilirem  Haupt- 
zwecke nicht  als  Kunstwerke  zu  betrachten 
sind,  vielmehr  der  Wissenscliaft  im  weiteren 
Sinne  des  Wortes,  der  Belelirung  dienen: 
d)  musikalische  Kompositionen.  — 
Gewis.'icn  Eraeugnisseii,  welche  sonst  unter 
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Umständen  Gegenstand  des  Urheberrechtes 
sein  würden,  vei-sagt  das  Gesetz  den  Schutz, 
weil  es  das  Interesse  des  Publikums  an  der 
möglichsten  Verbreitung  dieser  Erzengnisse 
hoher  stellt  als  das  Interesse  des  Autors ; 
nicht  geschützt  sind  nftodich  die  ein- 
zelaeu  Zeitungsailikel  mit  Äusuahme  von 
novellistischen  Erzeugnissen  und  wissen- 
schaftliehen  Ausarbeitungen,  sowie  von 
sonstigen  grösseren  Mitteilungen,  sofern  an 
der  Spitze  der  letzteren  der  Abdruck  unter- 
sagt ist;  ferner  Gesetzbücher,  Gesetze,  amt- 
liche Erlasse,  öffentliche  Aktenstücke  und 
Verhandhingen  aller  Art ;  Reden,  welche 
bei  den  Verhandlungen  der  Gerichte,  der 
politischen,  kommunalen  und  kirchlichen 
Vertretungen  sowie  der  politischen  imd 
aiinlichen  Versammlungen  gehalten  werdeu. 
4.  Inhalt  dea  U.  Das  Gesetz  gewähr- 
leistet dem  Urheber  in  erster  Linie  das 
ausschliessliche  Recht,  sein  Werk 
auf  mechanischem  Wege  zu  ver- 
vielfältigen. Damit  sichert  es  einerseits 
die  vermögensrechtliche  Nutzung  und 
schliesst  von  derselben  jeden  anderen,  der 
luchl  durch  Rechtsnachfolge  an  die  SteUe 
des  Urhebere  getreten  ist,  aus;  anderer- 
seits schätzt  es  den  Urheber  in  seinem  et- 
waigen Vorhaben,  ein  Werk  überhaupt  nicht 
zu  veröffentlichen.  Als  medianische  Ver- 
iiielfäitigung  ist  eine  solche  anzusehen,  bei 
der  ein  mechanisches  Verfahren  zur  Her- 
stellung einer  bleibenden  Vorrichtung  aiige- 
wendet  wird,  welche  ohne  Wietlerholung 
des  zu  dieser  Herstellung  erforderlichen 
Prozesses  die  Anfertigung  einer  Vielzahl 
von  Exemplaren  des  Werkes  ermöglicht; 
also  insbesondere  Vervielfältigung  durch 
Buchdruck,  Lithographie,  Authographie, 
Photographie,  Hektographie  etc.  Das  Ab- 
schreiben ist,  wenn  es  den  Druck  vertreten 
soll,  der  mecliani  sehen  Vervielfältigimg 
gleichgestellt.  —  Das  ausschliessliche  Ver- 
\ielfältigungsrecht  des  Urhebers  umfasst 
auch  das  Uebersetzungsrecht,  aller- 
dings mit  der  Einschränkung,  dass  bei  ver- 
öffentlichten Schriftwerken  der  Urheber, 
wenn  er  sich  dieses  Recht  wahren  wiÜ, 
dasselbe  auf  dem  Tifelblatte  oder  an  der 
Spitze  des  Werkes  sieh  vorliehalton  muss, 
ferner,  wenn  es  ein  dramatisches  Werk  ist, 
die  vorbebaltene  Uebersetzung  innerhalb 
sechs  Monaten  vom  Tage  der  Veröffent- 
lichung des  Originales  an  vollständig  er- 
scheinen, bei  anderen  Werken  aber  die  Ver- 
öffentlichung der  vorbehalte  rien  Ueteraetzung 
nach  dem  Erscheinen  des  Original  werk  es 
binnen  einem  Jahre  beginnen  und  binnen 
drei  Jahren  f-eendet  sein  muss.  Auch  ohne 
Vorbehalt  sind  die  zuerst  in  einer  toten 
Sprache  erschienenen  Werke  gegen  Ueber- 
setzung in  eine  lel>ende  Sprache,  die  gleich- 
zeitig in  versehie<lonen  Sprachen  herausge- 


gebenen Werke  gegen  Uebersetzung  in  eine 
dieser  Sprachen  geschützt.  Durch  die 
Berner  Konvention  in  der  Fassung  der  Pariser 
Ziisatzakte  wurde  das  ausschliesshehe  Ueber- 
setzungsrecht  noch  erhebheh  erweitert  (s. 
u.  sub  9.). 

Der  Urheber  eines  dramatischen,  musi- 
kalischen oder  dramatisch  -  musikalischen 
Werkes  ist  noch  mit  einem  weiteren  Schutze 
au^estattet;  er  geniesst  neben  dem  aus- 
schliesslichen Vennelffiltigun  ^rechte  auch 
das  ausschliessliche  Recht  der 
öffentlichen  Aufführung;  niu-  muss, 
wenn  ein  musikalisches  Wert  durch  den 
Druck  veröffentlicht  wird,  der  Urheber  auf 
dem  Titelblatte  oder  an  der  Spitze  des 
Werkes  sich  das  Recht  der  öffentlichen 
Aufföhrung  eigens  vorbehalten,  widrigenfalls 
ein  solches  Werk  auch  ohne  Genehmigung 
dos  Urhebers  öffentlich  aufgeführt  werden 
kann;  dagegen  ist  es  in  betreff  der  drama- 
tischen und  dramatisch-musikaliBcheu  Werke 
gleiehgiltig.  ob  das  Werk  bereits  dureh  den 
Druck  veröffentlicht  worden  ist  oder  nicht. 
Unter  den  Begriff  der  draraatisch-musika- 
lisclien  Werke  fallen  auch  die  Balletts  und 
Pantomimen  mit  Jlusik,  wenn  diese  nach 
Analogie  der  Oper  den  wechsehiden  Em- 
pfindungen der  handelnden  Personen  ange- 
j)asst  ist;  choreographische  Werke  ohne  da- 
für bestimmte  Musik  sind  nach  der  flber- 
wiegenden  Ansicht  zu  den  dramatischen 
Werken  zu  rechnen.  Bei  dramatisc^hen 
Werken  wird  imfer  Aufführung  niclit  jede 
Daistellung,  sondern  nur  eine  solche  mit 
verteilten  Hollen  und  mit  sceuiseher  Hand- 
lung verstanden;  bei  musikalischen  und 
dramatisch-musikaJischen  Werken  erechöpft 
jede  Darstellung,  wodurch  das  Werk  ganz 
oder  zum  Teil  zur  sinnlichen  Erscheinung 
kommt,  den  Begriff  der  Auffülirung. 

5.  Daner  des  U.  Das  ausschliesshehe 
Recht  des  Urhebers  hemmt  die  freie  Be- 
nutzung der  Erzeugnisse  des  geistigen 
Schaffens  zu  Gunsten  des  Sehaffenden  imd 
derjenigen,  welche  dm'ch  Rechtsnachfolge 
an  seine  Stelle  ti-eten.  Das  Interesse  der 
Allgemeinheit  geht  im  Widerspruche  mit 
diesem  Rechte  dahin,  das»  die  FrUclite  der 
geistigen  Arbeit  sofort  Gemeingut  werden. 
Diesem  teilweise  berechtigten  öffentlichen 
Interesse  hat  das  Gesetz  dadurch  Rechnung 
geti-a^n,  dass  es  das  ausschliesslicho  Recht 
des  Urhebers  und  seiner  Rechtsnachfolger 
zeitlidi  beschrankt  und  damit  bewirkt  hat, 
dass  nach  Ablauf  bestimmter  Fristen  die 
Werke  unserer  Schriftstoller,  Tonsetzer  etc. 
in  der  That  Gemeingut  aller  wei-den,  also 
jedermann  berechtigt  ist,  sie  mectiaiiisch  zu 
vervielfältigen  oder  Öffenthch  aufziifühi-en. 
Die  gesetzlichen  Schutzfristen  sind  nun  vor 
allem  verschieden  bemessen,  je  nachdem 
der  Urheber  sein  Werk  zu  Lebzeiten  ver- 
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fiffentlicfat  hat  oder  nicht  Im  letz- 
tereu  Falle  ist  das  Werk  —  auch  ■wenn 
oach  dem  Tode  des  Urhebers  eine  Ver- 
ßffentliclHing  stattfindet  —  während  der 
Lebensdauer  des  Urhebers  und  di-e issig 
Jahre  nach  seinem  Tode  geschützt.  Diese 
volle  Schutzfrist  gewährt  das  Gesetz  aucii 
den  verßffentlichteQ  Werken  gegen  me- 
chanische Vervielfältigung  dann, 
wenn  der  wahre  Name  des  Urhebers  (uicht 
etwa  dessen  Sdiriftstellemame)  auf  dem 
Titelblatt«  oder  unter  der  Zueignung  oder 
unter  der  Yorrede  angegeben  oder  wenn 
das  Werk  zwar  anonym  oder  pseudonym 
erschienen,  jedocli  innerhalb  dreisslg  Jahren 
nach  der  ersten  Herausgabe  der  wahre 
Käme  zur  Eintragung  in  die  Einiragsrolle 
(s.  «.  sub  9)  angemeldet  worden  ist.  Unter- 
blieb diese  Anmeldung,  so  geht  mit  Ablauf 
der  dreissig  Jahre    von    der  ersten  Heraus- 

Sabe  an  der  Schutz  für  anonym  oder  pseu- 
onym  erschienene  Werke  verloren.  So- 
weit nun  die  volle  Schutzfrist  Platz  greift, 
wird  dieselbe  für  Werke,  die  durch  Mit- 
urheberschaft mehrerer  entstanden  sind, 
nach  der  Zeit  des  Todes  des  letztlebondec 
Miturhebers  bemessen,  so  dass,  wenn  der 
früher  verstorbene  Mitiirheber  Erben  hinter- 
lassen hat,  deren  ftecht  über  die  Zeit  von 
dreissig  Jahren  nach  dem  Tode  ihres  Erb- 
lassers hinaus  erstreckt  wird ;  das  Recht 
eines  ohne  Erben  verstorbenen  Miturhebers 
wäciist  dem  Hechte  der  Clberlebenden  Mit- 
urheber zu.  Ist  ein  Werk  durch  Bei  träge 
mehrerer  Mitarbeiter  gebildet  und 
erscheint  dasselbe  als  einheitliches  Ganzes, 
60  hängt  die  Berechnung  der  Schutzfrist 
zunächst  davon  ab,  ob  der  Herausgeber  und 
die  Mitarbeiter  genannt  sind.  Wenn  keiner 
von  ihnen  genannt  ist,  endigt  die  Schutz- 
Iiist  füi'  das  Ganze  und  für  die  einzelnen 
Beiti^ge  (voi'ausgesetzt,  daas  diese  nicht 
schon  früher  gesondert  erschienen  sind) 
gleichzeitig  mit  Ablauf  von  dreissig  Jahren 
nach  der  Herausgabe  des  Sammelwerkes. 
Ist  der  Herausgeber  genannt  und  dieser  eine 
physische  Person,  so  ist  das  Werk  als 
Ganzes  zu  Lebzeiten  des  Herausgebors  und 
dreissig  Jahre  nach  seinem  Tode  geschützt; 
wenn  dagegen  eine  Akademie,  eine  Univer- 
sität, eine  sonstige  juristische  Person,  eine 
öffentliche  Unterrichtsanstalt,  eine  gelehrte 
oder  andere  Gesellschaft  als  Heransgeber 
dem  Urheber  gleich  zu  achten  ist,  so  ge- 
ulesst  das  Werk  als  Ganzes  nur  einen 
Schutz  von  dreissig  Jahreu  nach  seinem  Er- 
scheinen. Sind  die  einzelnen  Mitarbeiter 
eines  solchen  einheitlichen  Sammelwerkes 
oder  nur  ein  Teil  derselben  genannt  (es  ge- 
nügt hier,  wenn  der  Name  des  Urhebers 
an  der  Spitze  oder  am  Schlüsse  des  Bei- 
trages angegeben  ist),  so  kann  eine  ganz 
verschiedene  Schutzfrist  für  das  Ganze  und  | 


für  jeden  Beitrag  laufen,  da  jeder  einzelne 
Beitrag,  dessen  Verfasser  genannt  ist,  einen 
selbständigen  Schutz  für  die  Dauer  der 
vollen  Frist  geniesst.  —  Soweit  die  Scliutz- 
frist  nach  der  Zeit  des  Erscheinens  eines 
Werkes  sich  bemisst,  wird  sie,  wenn  das 
Werk  in  mehreren  Bauden  oder 
Abteilungen  erscheint,  von  dem  Er- 
scheinen eines  joden  Bandes  oder  einer 
jeden  Abteilung  an  berechnet,  es  sei  denn, 
dass  das  Werk  in  einem  (xler  mehreren 
Bänden  eine  einzige  Aufgabe  behandelt, 
mithin  als  in  sich  zusammenhängend  zu  be- 
trachten ist,  in  welchem  Falle  die  Schutz- 
frist, sofern  nicht  zwisclien  der  Heraus- 
gabe einzelner  Bände  oder  Abteilungen  ein 
längerer  Zeitraum  als  dn?i  Jahre  liegt,  erst 
nach  dem  Erscheinen  des  letzten  Bandes 
oder  der  letzten  Abteilung  beginnt. 

Gegen  Veranstaltung  einer  Ueber- 
setzung  ist  ein  Werk  im  allgemeinen  eben 
so  lange  geschützt  wie  gegen  mechanische 
Vervielfältigung  überhaupt;  ist  jedoch  das 
in  einer  lebenden  Sprache  abgefasste  Werk 
veröffentlicht  und  mithin  das  ausschliess- 
liche Uebersetzungsrecht  von  dem  Vorbe- 
halte desselben  und  von  dem  fristgerechten 
Erscheinen  einer  rechtTuflssigen  Uebersetzung 
abhängig  (s.  oben  sub  4),  ho  dauert  der  Schutz 
nur  fGnf  Jahre,  vom  ersten  Erscheinen  der 
rechtmässigen  Uebereetzung  ab  gerechnet; 
gleichzeitig  in  verschiedenen  Sprachen  her- 
aiisgegebehe  Werke  sind  gegen  Veranstaltung 
einer  Uebersetzung  in  einer  dieser  Sprachen 
fünf  Jahre  vom  Erscheinen  des  Original- 
werkes au  geschützt  (s.  aber  unten  sub  9). 

Für  die  vom  Gesetze  bestimmten  Schutz- 
fristen gilt  allgemein  der  Grundsatz,  dass 
das  Toaesiahr  des  Verfassers  bezw.  das 
Kalenderjahr  des  ersten  Erscheinens  des 
Werkes  oder  der  Uebersetzung  nicht  ein- 
gerechnet wird.  -—  Wenn  vor  Ablauf  der 
Schutzfrist  der  Urheber  ohne  Rechtsnach- 
folge stii'bt  oder  der  etwaige  Eeclitsnach- 
f olger  mit  Tod  aiigeht,  ohne  seinerseits 
durch  Erbgang  oder  sonstwie  das  Recht 
weiter  zu  übertragen,  so  wird  das  Werk 
Gemeingut;  ein  Heimfallrecht  des  Fiskus 
oder  anderer  zu  herrenlosen  Verlassen- 
schatten berechtigter  Personen  findet  für 
den  noch  übrigen  Teil  der  Schutzfrist 
nicht  statt. 

Für  den  Schutz  der  dramatischen,  musi- 
kalischen und  dramatisch  -  musikahschcn 
Werke  gegen  unbefugte  öffentliche  Auf- 
fflhrnng  gelten  die  nämlichen  Frislbe- 
stimmungen  wie  bezüglich  des  Schutzes 
gegen  mechanische  Vervielfältigung.  Hier 
ist  nun  aber  ein  öffentliches  Erscheinen  des 
Werkes  in  doppeltem  Sinne  mögUch,  als 
Veröffentlichung  durch  den  Dnick  und  als 
erste  rechtmässige  Öffentliche  Aufführung. 
AVenn  nun  das  Werk  im  Druck  noch  nicht 
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erschienen  ist,  aber  unter  dem  wahren 
Namen  des  Autors  öffentlich  aufgeführt 
wurde,  so  kann  es  unter  keinen  Umst&ndeu 
als  anonym  gelten  und  es  iat  mithin  zu 
Lebzeiten  des  Urhebers  und  dreissig  Jahre 
nach  seinem  Tode  geschützt,  ebenso  me 
wenn  es  vor  der  Aufführung  unter  dem 
wahren  Namen  des  Urhebers  gedruckt  wor- 
den ist.  Erfolgt  aber  die  erste  öffentliciie 
Aufführung  vor  der  Drucklegung  zu  Leb- 
zeiten des  Urhebers  anonym  oder  pseudonym, 
so  geniesst  das  Werk  den  Schutz  nur  von 
da  an  30  Jahre  lang.  Es  kann  jedoch  inner- 
halb der  30  Jahre  die  volle  Schutzfrist  auf 
zweifache  Art  gewahrt  werden,  nämliob. 
einmal  durch  Eintn^mg  des  wahren  Dr- 
hebernamens  in  die  EintragsroUe  (s.  u.  sub  8) 
imd  fernerdurch  Veröffentlichung  des  Werkes 
durch  den  Druck  unter  dem  waJiren  Namen 
des  Urhebers.  Wenn  dagegen  das  Werk 
zuerst  anonym  oder  pseudonym  durch  den 
Druck  veröffentliclit  worden  ist,  so  geniesst 
es  auch  gegen  unbefugte  Aufführung  nur 
30  Jahre  laug  von  der  Veröffentlichung  an 
den  Schutz,  wenn  auch  die  späterhin  er- 
folgende erste  rechtmässige  Aufführung 
unter  dem  wahren  Namen  des  Urhebers  er- 
folgt. Hat  endlich  zuerst  die  Aufführung 
und  dann  die  Teröffentlichimg,  beides  aber 
anonym  oder  pseudonym,  stattgefunden,  so 
erlischt  der  Aufführuugsschutz  nach  30 
Jahren  von  der  ersten  rechtmäs^gen  Auf- 
führung an,  mithin  früher  als  der  Schutz 
gegen  mechanische  Tervielfältigung. 

6.  Verletznn^  dea  IJ.  Entsprechend 
dem  möglichen  Inhalte  des  Urheberrechtes 
kann  auch  die  Verletzung  dieses  ausschliess- 
lichen Hechtes  eine  zweifache  sein;  der 
Eingriff  kann  nämlich  bestehen  in  einer 
unbefugten  mechanischen  Verviel- 
fältigung oder,  wenn  ein  dramatisches, 
musikalisches  oder  dramaüsch-rausikalisches 
Werk  in  Frage  ist,  zudem  in  einet  unbe- 
fugten 5ffentlichen  Aufführung 
des.selben. 

Die  ohne  Genehmigung  des  Berechtigten 
hergestellte  mechanische  Vervielfältigung 
—  der  Nachdruck  —  ist  verboten  ohne 
Unterschied,  ob  das  Werk  ganz  oder  niu- 
teilweise  vervielfältigt  wird.  Der  Begriff 
der  Vervielfältigung  setzt  Identität  der  Re- 
pixiduktion  mit  dem  Original  voraus;  eine 
solelie  liegt  aber  nicht  vor,  wenn  lediglich 
der  Gcdankeninhalt  eines  fremden  Werkes 
benutzt,  im  übrigen  jedoch  auf  dem  Wege 
selbständiger  Formgestaltung  ein  neues, 
oigentOmliches  Werk  geschaffen  wurde. 
Was  namentlich  die  musikalischen  Kompo- 
sitionen aidangt,  so  hat  das  Gesetz  aus- 
(Irilcktich  solche  Bearbeitungen  gestattet, 
welche  selbst  wieder  als  eigentümliclie 
Koniiwsitionen  botraclitet  werden  können, 
womit   dem    ausschliesslichen    Rechte    des 


Komponisten  an  der  Melodie  die  Anerkennung 

vereagt  ist,  wogegen  andere  Bearbeitungen, 
insbesondere  Auszüge,  Arrangements  für 
einzelne  oder  mehrere  Instrumente  oder 
Stimmen  sowie  der  Abdruck  von  einzelnen, 
nicht  künstlerisch  verarbeiteten  Motiven  oder 
Melodieen  eines  und  desselben  Werkes  als 
Nachdruck  gelten.  Aber  nicht  nur  die  Be- 
nutzung fremder  Gedanken  zur  eigenen 
selbständigen  Produktion  ist  nicht  ge- 
hemmt; im  Interesse  der  weiteren  Ent- 
wickelung  der  Wissenschaft  und  der  Litte- 
ratur,  der  Erziehung  und  Bildung  ist  die 
Benutzung  fremder  Geistesarbeit  bis  zu 
einem  gewissen  Orade  auch  da  noch  ge- 
stattet, wo  an  sich  das  Gebiet  der  mindestens 
partiellen  Vervielfältignng  betreten  wird. 
Zu  diesen  Ausnahmen  vom  B^iff  des 
Nachdrucks  sind  zu  zählen  das  wörtliche 
Anführen  einzelner  Stellen  oder  kleinere 
Teile  eines  bereits  veröffenthchten  Werkes, 
die  Aufnahme  bereite  veröffentlichter  Schrit- 
ten von  geringerem  Umfange  in  ein  grösseres 
Ganzes,  sobald  dies  nach  seinem  Hauptin- 
lialte  ein  selbständiges  wissenschaftbches 
Werk  ist,  sowie  in  Sammlungen  aus  Werken 
mehrerer  Schriftsteller  zum  Kirchen-,  Seliul- 
und  tJnterricht^ebrauche  oder  zu  eiuem 
eigentümlichen  litterarisehen  Zwecke;  femer 
in  analoger  Weise  die  Aufnahme  einzelner 
Abbildungen  in  ein  wiederum  hauptsächlich 
aus  Abbildungen  bestehendes,  wesentlich 
wissenschaftlichen  Zwecken  dienendes  grösse- 
res Ganzes  oder  in  Sammlungen  der  ge- 
ilachten  Art  sowie  die  Ueberntüime  einzel- 
ner Abbildungen  aus  einem  bereits  veriiffent- 
lichten  Werke  in  ein  Schriftwerk,  sofern 
dieses  als  die  Hauptsache  erscheint  und 
die  Abbildungen  nur  zur  Erläuterung  des 
Textes  otc.  dienen;  endlich  die  Äiifiiahtnc 
bereits  veröffentlichter  kleinerer  Koin]io- 
sitionen  in  ein  nach  seinem  Hauptinhalte 
selbständiges,  wissenschaftliches  Werk,  si>- 
wie  in  Sammlungen  von  Werken  vei'schie- 
dener  Komponisten  zur  Benutzung  in 
Schulen,  ausschliesslich  der  Musikschulen. 
In  allen  diesen  FäUen  der  Entlehnung  muss 
jedoch  bei  Vermeidung  einer  Strafe  (s.  u.) 
der  Urheber  oder  die  l)enutzte  Quelle  ange- 
geben wenlen. 

Einen  Nachdruck  begeht  der  Urheber 
selbst,  wenn  er  sein  Recht  auf  einen  Ver- 
leger übertragen  hat  und  das  Werk  gleich- 
wohl wälirend  der  Dauer  der  Berechtigung 
des  Verlegers  olme  dessen  Genehmigung 
anderwärts  wiotlenim,  wenn  auch  in  teil- 
weise veränderter  Auflage  oder  etwa  inner- 
halb einer  Gesamtausgabe  oder  als  Sonderab- 
druck, nachdem  es  zuerst  in  einer  Samm- 
lung erschienen  war  etc,  herausgiebt.  In 
letzterer  Hinsicht  ist  jedoch  zu  beachten, 
dass  der  Urheber  einzelne  Aufsätze  etc., 
welche    in    iieriodischcn   Werken    ei-sehie- 
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nea  sind,  auch  ohne  Ein  will  i^ing  des 
Herausgebers  oder  Verlegers  des  Gesamt- 
werkes nach  2  Jahren,  vom  Ablauf  des 
Jahres  des  Erscheiueus  an  gerethuct.  ander- 
weitig abdrucken  darf.  AndererseitB  ist  es 
auch  als  Nachdruck  aozuseheo,  wenn  der 
Verleger  dem  mit  dem  Urheber  abge- 
schlossenen Vertrage  zuwider  einen  neuea 
Abdruck  von  dem  in  Verlag  genommonea 
Werke  veranstaltet  oder  eine  grössere  An- 
zahl von  Exemplaren  anfertigt,  als  ihm  ver- 
tragBmSasig  oder  gesetzlidi  gestattet  ist. 

Die  öffentliche  Aufführung  eines 
geschützten  dramatlBohen  etc.  "Werkes  stellt 
gleichfalls  eine  Kechtävcrletzun^  dar,  weno 
sie  ohne  (vorher  einzuholende)  Genehmigung 
des  Berechtigtea  atattgefuuden  hat.  Im 
Zweifel  ist  die  erteilte  Berechtigung  ziu- 
AiiffithruDg  keine  auaschliesaliche ;  welchen 
Umfang  sie  im  übrigen  hat,  ob  sie  an  die 
Person  des  Erwerbers  geknüpft  sein  oder 
auch  dem  Nachfolger  in  der  Leitung  der 
Bühne  etc.  zustehen  soll,  ob  sie  auf  einen 
bestimmten  Ort  beschrankt  oder  etwa  mit 
der  Truppe,  welche  verschiedene  Orte  be- 
reist, verbunden  sein  soll  u.  e.  f.,  hängt 
von  den  Umstand sn  des  einzelnen  Falles 
ab.  Von  unbefugter  üffenthcher  Aufführung 
eines  Werkes  kann  femer  nur  die  Rede 
sein,  wenn  das  aufgeführte  mit  dem  ge- 
schützten Werke  im  wesentHchen  identisch 
ist  (s.  bei  Nachdruck  o.  sub  6). 

7.  Foteen  der  Urhebeprechtsver- 
letznng.  Verfafaren.  Verjäfarang.  Das 
Gesetz  statuiert,  um  das  Verbot  des  Kach- 
dnicks  und  der  unbefugten  öffentlichen  Auf- 
führung wirksam  zu  machen,  einen  civil- 
rechtlidien  und  einen  strafrechtlichen  Schutz, 
ausserdem  Massregelu  proliibitiver  Natur! 
Thäter  des  eigentlichen  Nachdrucks- 
deliktes ist  derjenige,  welcher  vor- 
sätzlich oder  aus  Fahrlässigkeit  einen 
Nachdruck  in  der  Absicht,  denselben 
innerhalb  oder  ausserhalb  des  Deutschen 
Reiches  zu  verbreiten,  veranstaltet. 
Hiernach  wird  regelmässig  der  Verleger  als 
Thäter  anzusehen  sein,  oder,  wenn  Kom- 
missionsverlag oder  gar  Selbstverlag  des 
V'erittseers  in  Frage  ist,  dieser  selbst  Auch 
bei  dem  Delikte  der  unbefugten 
öffentlichen  Aufführung  ist  der  Ver- 
aastalter der  Aufführung  — der  Theater- 
direktor, Konzertunternehmer  etc.  —  Tliäter ; 
auch  hier  verlangt  das  Gesetz  nach  der 
Bubjektiveu  Seite  Vorsatz  oder  Fahrlässig- 
keit. Aus  der  Begehung  dieser  Delikte  er- 
wächst nun  vor  allem  die  VerpflichUmg, 
den  Urheber  oder  des.sen  Rechtsnachfolger 
zu  entschädigen,  wobei  im  Streitfalle  das 
Gericht  über  das  Vorhandensein  und  die 
Hohe  eines  Schadens  nach  freier  Uober- 
zeugung  zu  entscheiden  hat.  Die  im  Falle 
einer  unbefugten  ÄuffObning  zu  gewahrende 


Futschädigung  besteht  in  dem  ganzen 
Bruttoertrage  einer  jeden  Aufführung  bezw. 
einem  entsprechenden  Teile  desselben,  wenn 
das  Werk  in  Verbindung  mit  anderen 
Werken  aufgeführt  worden  ist.  Neben  der 
Schaden  ersatzfrist  tritt  aber  auch  strafrecht- 
liche Ahndung  ein,  und  zwar  trifft  den 
Thäter  eine  Geldstrafe  bis  zu  dreitausend 
Mark,  umzuwandeln  für  den  Fall  der  Un- 
einbringlich k  ei  t  in  Gefängnisstrafe  bis  zn 
sechs  Monaten  —  es  wäre  denn,  dass  er 
auf  Grund  entschuldbaren,  thatsflchlichen 
oder  rechtlichen  Irrtiims  in  gutem  Glauben 
gehandelt  hätte,  in  welchem  Falle  die  Be- 
strafung nnterbUebe.  Stattder  Entschädigung 
kann  auf  Verlangen  des  Beschädigten  im 
Strafverfahren  auf  eine  an  den  Beschädigten 
zu  erlegende  Geldbusse  bis  zu  sechstausend 
Mark  erkannt  werden.  Wenn  dem  Thäter 
kein  Verschulden  —  also  weder  Vorsatz 
noch  Fahrlässigkeit  —  ziu:  Last  filllt,  so 
haftet  er  für  den  durch  Nachdruck  ent- 
standenen Schaden  nur  bis  zur  Höhe  seiner 
Bereicherung;  der  schuldlose  Veranstalter 
einer  unbefugten  Aufführung  dagegen  hat 
ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Schadens 
die  ganze  Bereicherung,  also  die  Nettoein- 
nahme an  den  Verletzten  herauszugeben. 
Die  Strafbarkeit  und  die  Ersatz  Verbindlich- 
keit der  Teilnehmer  an  einem  dieser 
beiden  Delikte  richtet  sich  im  allgemeinen 
nach  den  Vorschriften  des  Strafgesetzbuchs 
und  des  einschlägigen  bürgerhchen  Rechtes. 
Das  Gesetz  hat  aber  eine  besondere,  mit 
der  Anstiftung  verwandte  Form  der  Teil- 
nahme an  dem  Veiigehen  der  Urheberrechts- 
verletzung ausgebildet  —  die  Veran- 
lassung zum  Nachdruck  bezw.  zur  unbe- 
fugten Aufführung.  Sie  liegt  vor,  wenn 
jemand  einen  anderen  vorsätzlich  oder  aus 
Fahrlässigkeit  zur  Veranstaltimg  einesNach- 
drucks  etc.  bestimmt,  ohne  RücKsicht  darauf, 
ob  deu  Veranslalter  selbst  ein  Verschulden 
trifft  Als  Veranlasser  erscheint  meistens 
der  Verfasser  der  unerlaubten  Reproduktion, 
welcher  einen  Verleger  zur  Herausgabe 
oder  eine  Bühne  etc.  ziu-  Aufführung  be- 
stimmt. Der  Veranlaeser  ist  nach  Massgabe 
der  für  die  Veranstaltung  bestehenden  Vorr 
Schriften  strafbar  und  ersatzpflichtig.  Ausser 
dem  Veranstalter  und  den  Teilnehmern  an 
der  Veranstaltung  kommt  beim  Nachdruck 
auch  noch  der  Verbreiter  von  Nach- 
drucksexemplaren in  Betracht;  besonders 
vorgesehene  Arten  der  Verbreitung  sind 
das  Feilhalten  und  der  Verkauf.  Ifn  der 
Verbreitung  liegt  eine  strafbare  Handlung 
nur  dann,  wenn  sie  vorsätzlich  und  ge- 
werbsmässig erfolgt.  Strafe  und  Ersatz- 
pflicht richten  sich  nach  don  auf  die  Ver- 
anstaltung bezüglichen  Bestimmungen.  Mass- 
regelu prohibitiver  Natur  sieht  das  Gesetz 
nur  beim  Nachdruck  vor,  indem  es  bestimmt. 
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dass  Oie  vorrätigen  Exerai)lare  uod  die  zur 

widerrechtlichen  Vervielfältigung  ausschliess- 
lich beatimmten  Vorrichtungen  der  Eiu- 
zieh\iDg  unterliegen,  soweit  sich  dieselben 
im  Eigentum  eines  (weun  auch  schuldlosen) 
Teilnehmers  am  Nachdruck,  insbesondere 
des  Dnickera  oder  auch  des  Sortiments- 
buchhäudlers  befinden.  Die  Einziehung 
tritt  auch  dann  ein,  ■wenn  der  Veranstalter 
ofler  Veranlfiaser  weder  vorsätzlich  noch 
fahrlässig  gehandelt  hat,  und  erfolgt  auch 
B:egen  die  Erben,  Der  Verletzte  kaim  die 
Exemplare  und  Vorrichtungen  vorbehaltlich 
der  Rechte  Dritter  gegen  die  Herstellungs- 
kosten flbemehmen;  geschieht  dies  nicnt, 
so  sind  die  eiugezogenen  Objekte  entweder 
zu  vernichten  oder,  nachdem  sie  ihrer  ge- 
fährdenden Form  entkleidet  sind,  dem  Eigen- 
tümer KurOckzugeben.  —  Nur  eine  Geld- 
strafe bis  zu  sechzig  Mark,  deren  l'mwand- 
luug  in  Freiheitsstrafe  nicht  statthaft  ist, 
verwirkt  der  Veranstalter  und  der  Veran- 
lasser einer  erlaubten  Entlehnung  aus  einem 
anderen  Werke  (eub  6),  wenn  hierbei  die 
Angabe  der  Quelle  oder  des  Namens  des 
Urhebers  vorsätzlich  oder  aus  Fahrlässigkeit 
unterlassen  wurde. 

Die  Einleitung  des  Strafverfahrens  ist 
von  einem  Antrag«  des  Verletzten  bedingtj 
welclier,  um  wirksam  zu  sein,  binnen  drei 
Monaten  nach  erlangter  Kenntnis  von  dem 
begangenen  Vergehen  und  von  der  Person 
des  'uiäters  gestellt  werden  muss  und  bis 
zur  Verkündung  eines  auf  Strafe  lautenden 
Erkenntnisses  zurückgenommen  wenlenkann. 
Die  Verfolgung  einer  I'rheberrech  tsver- 
letzung  steht  jedem  zu,  dessen  Urheber- 
otier  Verlagsrechte  dadmrch  beeinträchtigt 
otler  gefälii^et  sind.  Es  ist  hiernach  denk- 
bar, dass  im  Falle  eines  Nachdruckes  dei 
Urheber  und  der  Verleger  in  der  Berech- 
tigimg zur  Verfolgung  konkurrieren,  weil 
z.  B.  das  Verlagsrecht  nicht  für  die  ganze 
Dauer  des  Schutzes  eingeräumt  ist,  der 
Nachdruck  aber  die  Nutzbarkeit  des  Werkes 
auch  filr  späterhin  gefährdet  Bezüglich  der 
Person    des    zur   Verfolgung   Berechtigten 

P'lten  verschiedene  Rechtsveimutungeu.  Als 
rhet>er  eines  bereits  im  Druck  veröffent- 
lichten Werkes  ist  nämlich  bis  zum  Beweise 
des  Gegenteils  derjenige  anzusehen,  welcher 
als  Koldier  auf  dem  Werke  in  der  vom  Ge- 
jäetze  voi'gesehriebenen  Weise  genannt  ist 
(s.  o.  sub  '}).  Ist  ein  dramatisches,  musi- 
kaliscJies  oder  dramatisch  -  mtisikaUsches 
Werk  noch  niclit  im  Dnick  ei-sehienen,  aber 
iyffeutlich  aufgeführt  wortlen,  so  gilt  bis 
zum  Beweise  des  Gegenteils  derjenige  als 
Urheber,  welcher  bei  der  Ankündigung  der 
Auffilhnmg  als  solcher  bezeichnet  worden 
ist.  Endlich  wird  bei  anonymen  und  pseU' 
donymen  Werken  der  darauf  angegclienf 
Verleger  ohne   weiteren  Nachweis  als  der 


Rechtsnachfol^r  des  Urhebers  betrachtet. 
Es  ist  aber  bei  anoa.vmen  und  Pseudonymen 
Werken  der  Verleger  ei-st  in  zweiter  Linie, 
nämHch  nui*  dann,  wenn  nicht  ein  zunächst 
die  Stelle  des  Urhebers  vertretender  Her- 

isgeber  angegeben  ist,  berechtigt,  die 
dem  Urhet>er  zustehenden  Rechte  wahrzu- 
nehmen. 

Auf  dem  Gebiete  des  Urheberrechtes 
tauchen  vielfach  Fn^n  auf,  deren  Lösimg 
die  Beiziehung  von  Sachverständigen  erfor- 
dert. Im  allgemeinen  ist  der  Hichter  in 
der  Auswahl  der  Sachverständigen  nicht 
beschränkt.  Das  Gesetz  hat  aber,  um  eine 
gewisse  einheitliche,  gleichmässige  Behand- 
lung der  wichtigeren  technischen  Fragen  zu 
ermGghchen,  im  Anschlüsse  an  das  preussi- 
sche   Recht   das   Institut   der   Sachver- 

tändigenvereine aufgenommen,  welche 
auf  Erfordern  des  Richters  Gutachten  über 
an  sie  gerichteten  Fragen  abzugeben 
verpflichtet  und  ferner  befugt  sind,  auf  An- 
rufen der  Beteiligten  über  streitige  Ent- 
schädigungsansprüche und  die  Einziehung 
als  Schieosricliter  zu  verhandeln  oder  zu 
entscheiden.  Solche  Vereine  sind  in  jedem 
Staate  des  Deutschen  Reiches  für  litterarische 
Werke  aus  Gelehrten,  Schriftstellern,  Buch- 
händlern und  anderen  (insbesondere  auch 
für  die  Beurteilung  von  Abbildungen)  ge- 
eigneten Personen,  für  musikalische  Werke 
aus  Komponisten,  MusikverstHndigen  und 
Musikalienhändlern  zu  bilden.  (Ueber  die 
Zusammensetzung  und  den  Geschäftsbetrieb 
der  Sachverständigenvereine  bestimmt  eine 
Instruktion  des  Bundeskanzleramtes  vom  4. 
November  1871,  welche  durch  Bekannt- 
machung vom  30.  August  1879  und  2,"},  Ok- 
iober 1882  AlÄndeningen  erfahren  hat.) 

Die  Strafverfolguag  und  die  Klage  auf 
Entschädigung  verjähren  in  allen  Fällen 
—  mit  Ausnahme  der  Uebertretung  der 
unterlassenen  Quellenangabe,  welche  in  drei 
Monaten  verjährt  —  in  drei  Jahren. 
Der  I^auf  der  Verjährung  beginnt  im  Falle 
des  Nachdrucks  mit  dem  Tage,  an  welchem 
die  Verbreitung  der  Nachdrucksexemplaie 
zuerst  stattgefunden  hat;  ebenso  im  Falle 
der  vorerwähnten  Uebertretung  mit  dem 
Tage  der  ersten  Verbreitung  des  Abdruckes; 
im  Falle  des  Vei^hens  der  gewerbsmässigen 
Verbreitung  von  Nachdrucksexemplaren  da- 
gegen erst  mit  dem  T^e  der  letzten  Ver- 
breitung. Hinsichtlich  der  unbefugten  Auf- 
führung richtet  sich  der  Lauf  der  Ver- 
jährung nach  allgemeinen  Grundsätzen.  Die 
Ziüässigkeit  des  Antrages  auf  Einziehung 
und  Vernichtung  der  noch  vorhandenen 
Nachdrucksexemplare  und  Vorriclitungeu 
ist  an  keine  Frist  gebunden, 

8.  KintragaroUe.  Bei  dem  Stadtrate 
zu  Jjcipzig  winl  eine  Eintragsrolle  ^führt, 
in  weldie  die  vom  Gesetze  voi^esclmebenen 
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iESutragiiQ^n  stattzufinden  haben.  Im  ein- 
zelnen ist  znr  Eintr^srolle  anzumelden  i 
a)  der  B^nn  und  bezw.  die  ToUendung 
einer  Torbehaltenen  Uebersetzung  (s.  o. 
8ub  4) ;  b)  der  «-ahre  Name  des  Urhebers 
eines  anonym  oder  pseudonym  erschienenen 
Werkes  {s.  o,  sub  5);  c)  der  wahre  Name 
des  Urhebers  eines  anonym  oder  pseudonym 
öffentlich  aufgefOhrteii  dramatiacheu  etc. 
Werkes  (s.  o,  sub  5  g.  K),  Ceberdies  war 
ein  etwa  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des 
Gesetzes  noch  in  Anspruch  genommenes 
Privilegium,  wenn  dasselbe  nicht  auf  dem 
Werke  selbst  bemerkt  war,  binnen  drei 
Monaten  zur  Eintragsrolle  anzumelden  bei 
Vermeidung  des  Verlustes  des  Privilegien- 
Schutzes,  —  Die  Eintragungen  werden  ohne 
vorfiei^ehende  Prüfung  aber  die  Berech- 
tigung des  Äntragstellei«  oder  Ober  die 
Richtigkeit  der  zur  Eintragung  wigemeldeten 
Thatsaehen  bewirkt;  es  liefert  daher  die 
Eintragung  nicht  för  die  Hichtigkeit  ihres 
Inhaltes,  sondern  ledighch  dafür  einen  Be- 
weis, dass  eine  Thateache  zu  einem  be- 
stimmten Zeitpunkte  zur  Eintragung  a 
meldet  worden  ist.  Entscheidend  für 
Erlangung  der  zu  wahrenden  Rechte  ist 
auch  nur  die  Anmeldung  zur  Eintragung, 
nicht  diese  selbst  Ueber  die  Führung  der 
EintiBgsroUe  bestimmt  die  Instruktion  des 
Reich^nzleramtes  vom  7.  Dezember  1870. 
Jedermann  kann  von  der  EintragsroUe  Ein- 
sicht nehmen  und  sich  beglaubigte  Auszüge 
damus  erteUen  lassen.  I>ie  Eintragungen 
werden  im  Börsenblatte  für  den  deutschen 
Buchhandel  bekannt  gemacht.  Eingaben, 
Verhandlungen,  Atteste,  Beglaubigungen, 
Zeugnisse,  Auszüge  etc.,  welche  die  Ein- 
tragsroUe betreffen,  sind  stempelfrei.  Für 
jede  Kintra^ng,  jeden  Stempelschein  und 
]eden  sonstigen  Auszug  wird  eine  6ebQhr 
von  1,50  MÜ-k  erhoben,  auch  hat  der  An- 
tragst^er  die  Kosten  für  die  öffentliche 
Bekanntmachung  der  Eintragung  zu  enl^ 
richten. 

9.  Geltungsgebiet  des  Gesetzes,  Be- 
zielraiigeD  znm  Aaslande.  Das  Autor- 
recht findet  seine  Qxundlage  in  der  Per- 
son des  Autors;  deshalb  gemessen  prin- 
dpiell  nur  inländische  Urheber,  d.  i. 
solche,  welche  in  einem  deutschen  Bundes- 
staate das  Indigenat  besitzen,  den  Schutz 
des  Gesetzes,  diese  aber  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  die  Werke  im  Inlande  oder  Aus- 
lände erschienen  oder  überhaupt  noch  nicht 
veröffentlicht  sind.  Werke  ausländische 
Urheber  sind  bei  uns  im  allgemeinen  ni 
auf  Gmnd  internationaler  Verträge  (e.  u.) 
geschützt.  Von  dieser  Regel  macht  aber 
das  Gesetz  zwei  wichtige  Ausnahmen: 
Erstens  erkennt  es  neben  dem  Schutze  der 
Person  des  Urhebers  einen  Verlagsschnt2 
an;     wenn    nänalich    Werke    ausländischei 
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Urheber  zuerst  bei  Terl^;em  erscheinen, 
die  im  Gebiete  des  Deutschen  Seiches  ilire 
Handelsniederlassung  haben,  so  stehen  diese 
Werke  unter  dem  Schutze  des  gegenwärtigen 
Gesetzes.  Zweitens  nimmt  das  Gesetz 
besondere  Rücksicht  auf  die  zwar  nicht 
zum  Deutschen  Reiche,  aber  zum  e  h  e  - 
aligen  Deutschen  Bunde  gehörigen 
Gebiete,  insofern  es  seinen  Schutz  verleiht 
einerseits  den  Werken,  welche  in  einem 
zum  ehemaligen  Deutschen  Bunde  gehörigen 
Orte  erschienen  sind,  andererseits  den  Ur- 
hebern, welche  im  ehemaligen  Deutschen 
Bundesgebiete  staatsan^h5rig  sind,  für  ihre 
noch  nicht  veröffentlichten  Werke.  Vor- 
aussetzung die.ser  zweiten  Ausnahme  ist 
aber,  dass  das  Recht  des  betreffenden 
Staates  den  innerhalb  des  Deutschen  Reiches 
erschieuenen  Werken  einen  den  einbeimi- 
schen Werken  gleichen  Schutz  gewährt  und 
dass  das  betreffende  Werk  in  seinem  Ur- 
sprungslande selbst  noch  geschützt  ist 

Was  nun  die  Beziehungen  des 
Reiches  zum  Auslände  anlangt,  so  ist 
zwar  bis  zur  angestrebten  Scliaffung  einer 
alle  Kulturstaaten  umfassenden  Union  noch 
ein  weiter,  wenn  überhaupt  völlig  gangbarer 
Weg  zurückzulegen;  immerhin  aber  haben 
die  auf  Erzielung  eines  internationalen 
Schutzes  der  geistigen  Arbeit  gerichteten 
Bestrebungen  schon  zu  erfreulichen  Ergeb- 
nissen geführt.  Das  bedeutendste  Resultat 
der  auf  diesem  Gebiete  angewandten  Be- 
mühungen ist  der  durch  die  s(^n.  Berner 
Konvention  vom  9.  September  1886  ins 
Leben  gerufene  Verband  zum  Schutze  des 
Uihebeireclita  an  Werken  der  Litteratur 
und  Kunst  Die  Uebereinkunft  ist  uisprüng- 
lich  abgeschlossen  zwischen  dem  Deut- 
schen Reich,  Belgien,  Spanien, 
Frankreich,  Grossbritannien, 
Haiti,  Italien,  der  Schweiz  und 
Tunis;  infolge  späteren  Beitritte  {s.  u.) 
sind  ausserdem  noch  Mitglieder  des  Ver- 
bandes: Luxemburg,  Monaco,  Nor- 
wegen und  Japan.  Teilweise  modifiziert 
wurde  die  Uebereinkunft  durch  die  Pariser 
Zusatzakte  vom  4.  Mai  1896,  während 
die  Deklaration  vom  gleichen  Tage  ein- 
zelne Bestimmungen  der  Uebereinkunft  er- 
läutert 

Grundsatz  der  Bemer  Konvention  ist,  dass 
die  einem  der  Verbandsländer  angehörigen 
Urheber  oder  ihre  Rechtsnachfolger  in  den 
übrigen  Ijändern  fOr  ihre  Werke,  und  zwar 
sowohl  für  die  in  einem  der  Verbandsländer 
zuerst  veröffentlichten,  als  für  die  über- 
haupt nicht  veröffeutlichten  ferner  die  kei- 
nem der  Verbandsländer  angehörigen  Ur- 
heber für  die  in  einem  Verbandslande  zu- 
erst veröffentlichten  Werke  diejenigen  Rechte 
geniessen,  welche  die  betreffenden  Gesetze 
den  inländisclien  Urhelieni  gegenwärtig  ein- 
AnSa«g.    TU.  24 
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räumea  oder  in  Zukunft  einr&umeii  werden, 
wobei  für  die  zu  erfflUeodea  Bedingungen 
und  Förmlichkeiten  die  Oeaetzgebung  des 
Ursprungslandes  deo  Werkes  masegebend 
ist  Ea  bleiben  alao  die  Rechte  der  Ih-heber 
in  jedem  einzelnen  Lande  ihrem  Inhalte 
nach  verechiedea ;  nur  das  Princip  der  for- 
mellen Redprodtät  soll  nach  der  Ueberein- 
knnft  Geltung  haben.  In  Einzelheiten  hat 
dieselbe  jedoch  auch  materielies  internatio- 
nales Rmit  geschaffen;  so  insbesondere  be- 
zOghch  des  Schutzes  gegen  Veranstaltung 
eäner  Uebeiaetzung,  den  sie  wÄhread  der 
ganzen  Dauer  des  Urheberrechts  an  dem 
Originale  gewShrt,  freilich  unter  der  Be- 
dingung, daes  der  Urheber  von  dem  aus- 
Bchliesäichen  Uebersetzungs rechte  innerhalb 
10  Jahren  von  der  ersten  Veröflenüichuog 
des  Originalwerkes  an  Gebcsuch  macht ; 
ferner  bezflglich  des  Schutzes  der  Zeitungs- 
artikel. 

Zur  Ordnung  der  gemeinsamen  Ange- 
legenheiten, Anstellungen  vonUntersuchungen 
im  ^meinschaftlichen  Interesse,  Auskunfts- 
erteilung über  urheberrechtliche  Fragen  und 
dergl.  ist  in  Bern  ein  Bureau  des  inter- 
nationäJen  Verbandes  errichtet,  welches  eine 
periodische  Zeitschrift  »Iä  droit  d'auteur» 
als  offizielles  Organ  herausgiebt  Der  Bei- 
tritt zur  Uebereinkimft  ist  den  übrigen  Lan- 
dern, femer  den  Verbandsländern  für  ihre 
Kolonieen  oder  auswärtigen  Besitzungen 
gestattet;  in  diesem  ausgedehnten  Sinne 
haben  Frankreich,  Orossbritannien  und 
Spanien  ihren  Beitritt  erklärt. 

Die  Berner  Konvention  hat  diejenigen 
Bestimmungen  der  Sonderverträge,  welche 
den  Urhebern  oder  ihi-en  Bechtsnachfolgem 
weitergehende  Rechte  als  die  durch  den 
Verband  gewährten  einräumen  oder  ihr 
sonst  nicht  zuwiderlaufen,  ausdrücklich  auf- 
recht erhalten  und  solche  Bestimmungen 
auch  für  die  Zukunft  vorbehalten.  Mit 
dieser  Massgabe  sind  also  die  Verträge 
mit  Frankreich  (19.  April  1883),  Bel- 
gien (12.  Dezember  1883)  und  Italien 
(20.  Juni  1884)  in  Kraft  geblieben. 

Auf  Orund  des  am  15.  Januar  1892  zu 
stände  gekommenen  Cebereinkommens  mit 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
genieasen  die  Bürger  dieser  Staaten  im 
Reiche  den  Schutz  des  Urheberrechts  auf 
derselben  Gnindlage  wie  die  Keichsan  ge- 
hörigen, während  andererseits  die  Bestim- 
mungen des  amerikanischen  Gesetzes  auf 
deutsche  Reichsan gehörige  ausgedehnt  sind. 

Am  30.  Dezember  1S99  kam  zwischen 
Dentschland  und  Oesterrcich-Ungarn 
ein  Vertrag  zum  Abschluss,  welcher  den 
gegenseitigen  Schuta  des  Urheberrechts 
sichert. 

10.  Gesettgebnng  der  wichtigeren  aas« 
irärtlgen  Staaten,  a)  Vereinigte  Staaten 


von  Amerika.  Nach  den  GQ.  t.  8.  Juli 
1870,  la  Jani  1874,  3.  H&rz  1891,  6.  Jannar 
nnd  3.  Mfaz  1897  nrnbaat  du  Urheberrecht 
das  anMchliesaUche  Recht,  ein  Buch,  eine  Land- 
oder Seekarte,  ein  dramatifichea  oder  mnsikali- 
sehes  Werk  oder  irffend  eine  AlhUdimg  in 
dmcken,  za  verlegen,  eu  verkaufen  etc.,  zn 
dramatiaieren,  zn  Übersetzen;  ferner  wenn  es 
aich  um  ein  dramatiachea  Werk  handelt,  das- 
aelbe  Itffentlich  aufznfUhren.  Der  Anaprach  anf 
daa  Eecht  üt  aber  beding  dnrch  die  Uebergabe 
einer  gedrnckten  Kopie  aea  Titels  des  Werkes 
zu  HSÜden  des  EoDgreBabibliothekarB,  welche 
an  oder  vor  dem  Tage  der  YerOffentlicfamig  zn 
erfolgen  hat,  femer  durch  die  apäteatens  am 
Tage  der  VerUffentUchnng  zn  bethStigende 
üeoergabe  von  2  Exemplaren  des  zu  achfitzen- 
den Erzengnissea ;  endlich  dadurch,  dasa  die  zn 
hinterlegenden  2  Exemplare  eines  Boches  von 
einem  innerhalb  der  Grenzen  der  Vereinigten 
Staaten  heivestellten  Satze  gedruckt  sind.  Die 
Schntz&iat  Beträgt  28  Jabre  von  der  Zeit  der 
auf  die  UeberKaho  folgenden  Eintragung  durch 
den  EongreBabibliothekar.  Dieae  SchutzMaC 
kann  zu  Gnnaten  des  noch  lehenden  Urhebers 
oder  nach  seinem  Tode  zn  Ounaten  der  Witwe 
oder  der  Kinder  bei  Einhaltung  der  erwähnten 
Formalitäten  nm  14  Jahre  veriängert  werden. 
Daa  Urheberrecht  kann  fibertragen  werden,  je- 
doch nnr  mittelst  schriftlicher  Urkonde;  auch 
ist  die  Wirksamkeit  der  Uebertragung  davon. 
abhänsfig,  daas  sie  binnen  60  Tagen  im  Butean 
des  Koogressbibliothekara  eingetragen  wird. 
Nachdruck  zieht  Verlust  aller  widerrechtlich 
hergeBtellten    Ejemplare     und    Schadenersatz- 

5 Sicht,  nubefngte  SSentliche  Anßtthmng  S<:ha- 
eneraatzpfiicht  nnd  nnter  Umständen  Freiheita- 
strafe  nach  sich.  Die  Verfolgnn^  einer  Ur- 
heberrechteverletzung iat  davon  abhängig,  das» 
der  Urheber  bei  Veröffentlichung  seines  Werke» 
sein  Becht  auf  demselben  bekannt  gemacht  hat 
and  zwar  anf  eine  der  vom  Gtesetze  zugelassenen 
Arten,  insbesondere  durch  Anbringung  des 
Wortes  Copyright.  Wer  sich  unbefugt  em  Ur- 
heberrecht durch  Bekanntmachung  anf  einem 
veröffentlichten  Werke  anmasat,  wird  an  Geld 
mit  100  Doli,  heatraft.  Die  Klage  weyen  Ver- 
letzung des  Urheberrechts  verjährt  in  2  Jahren. 
b)  Frankreich.  Die  Beatimmnngen  Qber 
daa  Urheberrecht  sind  in  Frankreich  in  zahl- 
reichen Gesetzen  zerstreut;  ans  nenerer  Zeit  ist 
namentlich  das  G.  v.  14.-19.  Jnli  1866  aozu- 
fUhren,  welches  die  Daner  des  Schntzea  auf  SO 
Jahre  vom  Tode  des  Urhebers  an  verlingert 
und  für  den  Fall,  dass  PflichtlÄÜserben  nicht 
vorbanden  sind  und  der  Urheber  weder  durch 
Vertrag  noch  dnrch  Testament  über  sein  Recht 
verfücft  hat,  eine  Rechtsnachfolge  des  über- 
lebenden Ehegatten  bestimmt.  Daa  ausschlieaa- 
11  che  Recht  der  Schriftsteller,  Komponisten, 
Zeichner  etc,  erstreckt  sich  anf  den  Verkauf 
und  die  Verteilung  der  Werke  sowie  ant  Ab- 
tretnuK  des  Rechtes  an  andere.  Der  Schutz 
C'egeu  Machdruck  ist  davon  abhängig,  daaa  der 
Urheber  2  Exemplare  dea  Werkea  auf  der 
Nation albiblicthek  deponiere.  Dramatische  nnd 
mnsikalische  Werke  sind  auch  gegen  Qffentlicho 
Aufführung  geschützt.  Die  Folgen  des  Sach- 
druckes, der  Einführung  imd  des  Verkaufes  von 
Nachdruckaexemplaren  bestahen  in  Strafe,  Er- 
satzpflicht   und    Beschlagnahme    der    nachge- 
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drDckten  Ansgabe  sowie  der  Vomchtongen. 
Untemeluner  einer  nnbefoffUn  AofflUiniii^ 
haben  Strafe  nitd  Ermtzpflüät  sowie  ~  '  *~ 
terem  Behnle  BeBchlagnehme  der  Bii 
gewfirtiKen. 

c)  urosBbritannien.  Auch  hier  ist  die 
einsdüs^ge  Geaetzgebnntr  sehr  Eeraplittert; 
hsnptBachlich  hommen  GG.  t.  1.  Jnli  1842, 
10.  Mai  1844,  28.  Hai  1862  nnd  13.  Mai  187o 
in  Betracht.  —  Das  Urbebemeht  iit  die  alleinige 
und  anaschlieasliche  Berechtigang,  ExempLue 
irgend  eines  Eizengniasea,  welches  den  Schnti 
geuiesst,  m  dnicken  oder  in  andeier  Weise  cn 
TemelflLltigen.  Gegenstand  des  Schntces  Ut 
jedes  Bncb;  daranter  nnd  aosaer  den  Schrift- 
werken auch  mosikaJische  Kompositionen,  Land- 
nnd  Seekarten,  sowie  Pläne  za.  verstehen.  Das 
Urheberrecht  nmfasst  überdies  das  aosschliesE- 
liche  Becht  der  Öffentlichen  Anfflbnmg  eines 
noch  nngedmckten,  nicht  schon  im  Anslande 
Sffeutlicb  anfgefäbrten  dramatiBchen  Werkes, 
femer  das  ausschliesslicbe  Becht  der  AoffQhrung 
einer  musikalischen  Komposition,  wenn  sich  der 
Komponist  diesM  Becht  anf  dem  Titelblatte 
ansdrAcklich  Torbehalten  bat,  sowie  das  Becht 
der  VerOffentlichnng  gewisser  TortrSge,  Der 
Scbntz  g^en  YervielOltigaog  daaert  bis  znm 
Tode  des  Verfassers  und  weitere  7  Jahre,  oder 
wenn  hei  Ablauf  dieser  Frist  42  Jahre  von  der 
ersten  Herausgabe  des  Bncbes  noch  nicht  ver- 
flossen sein  sollten,  bis  snm  Ablanfe  der  42 
Jahre.  Nachgelassene  Werke  sind  m  Gnnsten 
des  Eigentümers  der  Handschrift  43  Jahre  von 
der  ersten  Eeransgabe  au  tJ^escbatit  Hat  der 
Verleger  oder  Eeraosgeber  eines  Sammelwerkes 
des  Urheberrecht  an  den  eincelsen  Beiti&gen 
vom  Verfasser  erworben,  so  fällt  dasselbe  nach 
28  Jahren,  von  der  ersten  Ver{iffeiitlicbnng  an 
gerechnet,  für  den  noch  übrigen  Teil  der  Schntz- 
frist  an  den  Verfasser  anrilck.  Die  Daaer  des 
BOsschliesBlichen  Anffahrangsrechtee  bemisat 
sich  analog  der  Schntsfrist  rar  Bücher;  es  be- 
ginnt aber  der  Lanf  der  Frist  von  42  Jahren 
nach  der  enten  Aufführung  des  Werkes.  Den 
UniversitSten  nnd  gelehrten  Kollegien  ist  die 
tüieinige  Berechtigung,  die  ihnen  von  den  Ver- 
fassern Bberlassenen  Werke  au  vervielfiUtdgen, 
für  immer  eingeränrnt.  —  Das  Urheberrecht 
kann  auf  einen  anderen  übertragen  werden ;  es 
bedarf  jedoch  bienn  einer  Eintragung  in  das 
ZD  solchen  Zwecken  geführt«  Eintragsbnch.  — 
Wer  ohne  schriftliche  EinwiUigtmg  des  Be- 
rechtigten ein  geechütites  Buch  eud  Zwecke 
der  Verbreitong  nachdruckt  oder  au  eben  die- 
sem Zwecke  ein  nachgedrncktes  Bnch  einführt 
oder  ein  nngesetzmässig  gedrucktes  oder  einge- 
führtes Bdc£  verbreitet,  setzt  sich  der  gericht- 
lichen Verfolgung  aus.  Nachdruck  liegt  anch 
vor,  wenn  ein  Drama,  dessen  Stoff  einem  frem- 
den Uomane  entnommen  ist,  ohne  Einwilligtinx 
des  Bomandichters  im  Druck  verfifienüicht  wird 
oder  beim  Abdruck  einer  fremden  musikalischen 
Komposition  lediglich  solche  Aendernngen  vor- 
genommen werden,  welche  notwendig  sind,  am 
die  Komposition  einem  anderen  Zwecke  oder 
einem  anderen  Instrumente  anzupassen.  Die  Ver- 
folgung des  Nachdruckes  hängt  davon  ab,  dass 
der  Urheber  vorher  eine  ^ntragung  seines 
Rechtes  in  das  schon  erwähnte  Eintragsbnch 
erwirkt  hat.  Die  Klage  anss  innerhalb  12  Mo- 
naten nach  der  Verletzung  angebracht  werden. 


Der  Anspruch  des  Verletzten  geht  anf  eine  au 
ihn  zn  zanlende  Geldbusse ;  Nachdruclueiemplare 
sind  zu  Gunsten  des  Verletzten  verwirkt  — 
Eine  Revision  der  englischen  Urheberrechtsge- 
setzgebnng  ist  seit  llLugerer  Zeit  im  Gange. 

d)  Italien.  Das  G.  v.  19.  September  1882, 
welches  die  in  früheren  Gesetzen  enthaltenen 
Einzelbestimmnngen  zusammenfasot,  gewähr- 
leistet das  ausschliessliche  Becht  des  Urhebers 
zur  Veröffentlichung,  Vervieltaitignng  und  Ver- 
breitnng  eines  geistigen  Erzengnisses,  ferner 
ZOT  öf^ntlicheo  Barstellnng  eines  hieran  ge- 
eigneten Werkes,  insbesondere  einer  choreo- 
^pbiscben  Handlang  und  einer  musikalischen 
Komposition,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das 
Werk  verSSentlicht  ist  oder  nicht.  Die  Schutz- 
frist zerfällt  in  Ansehung  des  Vervielfältigungs- 
rechtes in  zwei  Perioden,  eine  solche  von  40 
Jahren,  beginnend  von  der  VeröffentJiohaiis  dea 
Werkes,  innerhalb .  welcher,  falle  der  Urneber 
frilher  stirbt,  die  Erben  oder  Rechtsnachfolger 
das  ausschliesslicbe  Becht  geniessen,  und  eine 
an  die  erste  sich  anschliessende  zweite  Periode 
von  40  Jahren,  innerhalb  welcher  die  Vervid' 
fältigung  zwar  von  keiner  Genehmigung  mehr 
abhlbigig,  aber  dadnrch  bedingt  ut,  doss  dem 
Inhaber  des  Urheberrechtes  b%  des  Laden- 
preises von  dem  Unternehmer  der  Verviel- 
ultigung  bezahlt  wird.  Dem  Urheber  selbst 
steht  das  ansscbliessliche  Becht  zu  seinen  Leb- 
zeiten auch  dann  noch  zu,  wenn  er  die  vierzig- 
jährige erste  Periode  überlebt  Das  Urheber- 
recht gewisser  juristischer  Personen  (eines  Ge- 
meinwesens, einer  Akademie  ete.)  dauert  20 
Jahre  von  der  VerüfTentlichong  des  betreffenden 
Werkes.  Gegen  QSentiiche  AnffUhmng  ist  ein 
Schntz  in  der  Dauer  von  80  Jahren  seit  der 
ersten  AuffOhrong  und  Verdffentlichaug  ge- 
währt. Das  ausschliessliche  Uebersetznngarecht 
geniesst  der  Urheber  10  Jahre  von  der  ersten 
VerCffentlichung  an.  Das  Urheberrecht  ist 
übertragbar;  der  Zwangsvollstreckung  ist  es 
nur  dann  unterworfen,  wenn  es  bereits  ganz 
odef  teilweise  einem  anderen  übertragen  ist. 
Im  Sfientlicheu  Interesse  kann  das  Urheberrecht 
—  mit  Ausnahme  der  Befugnis  zur  VerGfTent- 
lichong  bei  Lebzeiten  des  Urhebers  —  vom 
Staate,  von  Provinzen  und  Kommanen  anf  dem 
Wege  der  Expropriation  erworben  werden.  — 
Die  Ausübung  des  Urheberrechts  ist  an  ge- 
wisse Förmlichkeiten  geknüpft;  innerhalb  dreier 
Monate  von  der  VerSffentlichnng  eines  Werkes 
an  soll  nämlich  eine  Anzahl  von  Exemplaren 
beim  Fräfekten  der  Provinz  eingereicht  nnd 
derselben  eine  ErklKrnng  beigefügt  werden,  in 
welcher  u.  a.  das  Autorrecht  ausdrücklich  vor- 
zubehalten ist;  wenn  die  Einreichung  nnd  die 
Erklärung-  nicht  wenigstens  innerhalb  10  Jahren 
nach  der  YeHtffentlichnng  erfolgen,  erlischt  das 
Recht  deflnitiv.  —  Widerrechtliche  Veröffent- 
lichung und  Nachdruck  sowie  unberechtigte 
Auffuhr  ong  werden  bestraft  nnd  begründen 
Schadenersatzpflicht;  Nachdruckexemplare  und 
Vorrichtungen  werden  entweder  vernichtet  oder 
dem  Verletzten  auf  Rechnung  seiner  Ent- 
schädignngsf orderung  ausgefolgt  oder  bis  nach 
Ablauf  des  Schutzes  verwahrt.  Die  Stratver- 
folgnng  tritt  von  Amts  wegen  ein. 

e)  Oesterreich.  Nach  dem  G.  v.  26.  De- 
zember 189ö  sind  (abgesehen  von  den  Werken 
der  bildenden  Künste    und  der  Photegcaphie> 
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Zveckeii  dienende  Zeicbnniigen,  Äbbildongen, 
Plane,  Karten,  plastische  Daretellnn^n  dieser 
Art,  Vorträge  znm  Zwecke  der  ErbaamiK',  Be- 
lehrung oder  Unterhaltung,  dann  die  Werke  der 
Tonkniist.  In  gnbjektirer  Hinsicht  ist  für  die 
Regel  der  Schutz  an  die  Voraussetzung  ge- 
knüpft, dasB  der  Urheber  6at«rreichiscber  Staats- 
bürger ist.  Es  gemessen  aber  auch  die  Werke 
Ton  Ausl&ndem  deu  Schutz,  wenn  sie  im  In- 
lande  erschienen  sind;  ausserdem,  wenn  sie 
im  Deutschen  Beiche  erschienen  sind  oder  der 
Urheber  des  noch  nicht  erschienenen  Werkes 
dentseher  StaaCsangehSriger  ist,  sofern  im  Deut- 
schen Reich  die  GegesHeitigkeit  verbärgt  ist. 
Öe wisse  Schriftwerke,  wie  z.  B.  öffentliche 
AktenatUcke,  Erzen^isse  der  Presse,  welche 
ledielich  den  Bedürfnissen  des  b&uslichen  Lebens 
ZQ  dienen  bestimmt  sind,  sind  vom  gesetzlichen 
Schutze  ausgeschlossen.  Das  Urheberrecht  um- 
fasst :  bei  Werken  der  Litteratur  das  auMchliess- 
liehe  Recht,  das  Werk  zu  veröffentlichen,  zu 
vervielfältigen,  zu  vertreiben,  zu  flbersetaen. 
Überdies,  wenn  es  ein  Bühnenwerk,  es  öffent- 
lich aufzuführen,  bei  noch  nicht  herausgegebeuen 
Vorträgen  auch  das  ausschliesaliche  Recht  der 
Öffentlichen  Abhaltung:  bei  Tnnwerken  das 
ausschliessliche  Recht,  ilaa  Werk  zu  veröffent- 
lichen, zu  vervielfältigen,  »n  vertreiben  und 
öffentlich  aufzuführen.  Ist  daa  Tonwerk  kein 
Bühnenwerk,  so  muss  sich  der  Urheber  bei  der 
Herausgabe  das  Aufführungsrecht  ausdrücklieb 
vorbehalten.  Die  Dauer  des  Urheberrechts  be- 
trägt in  der  Re^l  %  Jahre  nach  dem  Tode 
des  Urhebers,  bei  anonym  oder  Pseudonym  er- 
schienenen sowie  bei  von  Körperswjaften  heraus- 
gegebenen Werken  30  Jahre  nach  dem  Er- 
scheinen. Das  Uebersetzungirecht,  welches  sich 
der  Urheber  in  der  Bcgel  bei  Herausgabe  des 
Werkes  vorbehalten  mnss,  endigt,  wenn  nicht 
innerhalb  3  Jahren  die  vorbeb  altene  Ueber- 
setzung  herauBgegel>eii  wird,  mit  Ablauf  dieser 
Frist,  ausserdem  o  Jahre  nach  der  Herauu^be 
der  vorbehaltenen  Uebereetznng.  Eingriffe  in 
das  Urheberrecht  ziehen  Strafe  (Geldstrafe  von 
100  ä.  bis  2000  ä.  oder  Arrest  bis  zu  6  MonaUn) 
und  EntachSdignngapflicht  nach  sich.  Der  Ent- 
schädigungsanspruch kann  im  Strafverfahren 
oder  auch  unabhängig  hiervon  auf  dem  Civil- 
rechtswege  geltend  gemacht  werden.  Die  Strsi- 
verfolgnug  tritt  nur  auf  Antrag  ein.  Neben 
der  Strafe  ist  auf  Verlangen  des  Verletzten 
auf  Verfall  der  VervielAltigungen,  Zerlegung 
des  Drucbsatzes,  Unbrauäbarmachnng  der 
Nachdrucks  Vorrichtungen  und  Verfall  der  zu 
einer  unbefugten  Aufführung  benutzten  Ma- 
nuskripte, Textbücher,  Partituren  und  Rollen 
zu  erkennen, 

[j  Schweiz.     Das   G.  v.  28,    April   1883 

EjwShrt  den  Urheberschnta  für  Werke  der 
itteratur  (und  Kunst),  wissenschaftliche,  tech- 
nische und  ähnliche  Abbildungen  auf  die  Dauer 
von  30  Jahren  vom  Tode  des  Urhebers  an 
bezw,  —  wenu  das  Werk  ein  nachgelassenes 
oder  von  einer  juristischen  Person  etc.  publi- 
ziertes ist  —  'M  Jahre  seit  der  Veröffentlich ung. 
Will  sich  der  Urheber  das  ausschliessliche 
l'eberiietzungti recht  wahren,  so  muss  er  davon 
binnen  5  Jahren  nach  Erscheinen  des  Werkes 
in   der  Ursprache   Gebrauch   machen.    Nachge- 


lassene sowie  von  juristischen  Personen  etc. 
veröffentlichte  Werke  müssen  Ifing8ten.i  inner- 
halb 3  Monaten  in  ein  öffentliches  Register  ein- 
geschrieben werden.  Nachdruck  and  uuerlaabte 
AnffBhrong  (wenn  diese  zur  Erzielung  eines 
Gewinnes  erfolgt)  haben  für  den  voreätalich 
oder  grob  fahrlässig  Handelnden  Geldbnsse, 
eventuell  GefSngnisstrafe   und  Entschfidiguugs- 

C'Icht  zur  Folge.  Der  Richter  kann  nach 
iem  Ermessen  Konfiskation  der  Nachdrucks- 
exemplare,  der  Vorrichtdngen  und  der  Ein- 
nahmen ans  einer  unerlaubten  Aufführung  ans- 
sprechen.  Die  Strafverfolgung  findet  nur  auf 
Antrag  des  Beschädigten  statt.  Nach  Umfltus 
eines  Jahres,  seitdem  der  Beschädigt«  von  der 
Rechts  Verleihung  und  von  der  Person  des 
Schuldigen  Kenntnis  erlangt  hat,  jedenfalls 
aber  nach  Ablauf  von  6  Jahren  seit  dem  Tage 
der  Veröffentlichung,  AnffBhrnng  oder  des  Ver- 
kaufs des  nachgemachten  Weäes  ist  sowohl 
die  civil-  als  strafrechtliche  Klage  amge- 
schlossen. 

Lltteratnr:  AUfeUl,  Dit  Beidugeieue  betr.  da» 
lUlBraritehe  und  artüt.  Urheberrecht,  1S9S.  — 
Atui^ra,  Beitrüge  mr  Lehre  vom  lülerarüehen 
uTiiJ  artieiUehen  Urk^ierrechl.  —  van  CaUt^r, 
Die  DdikU  gegen  dai  Urheberrecht,  1894.  — 
Ch,  Canatant,  Code  genind  da  droit*  d'au- 
tew  ete.,  1SS8.  —  DantiÄwih,  Die  OeteltgtbuTig 
da  nordd.  Sunda  betr.  dae  Urheberrtcht  etc., 
I8?I.  — -  Deraelbt,  GtUachtvn  de»  prettti.  Sach- 
verttändigmvereiiu  iüier  Nachdruck  etc.,  IS74  u. 
1891.  —  DaudiC,  Lehriruch  da  deuttchen  litt. 
etc.  Urheberrecht!,  1883.  —  Endetaann,  Aöm- 
mmlar  zun   Qeieli  betr.  da»   Urlieberreehl,  1871. 

—  Bapetton,  De  dirilH  di  faüore  tiüie  opere 
deli'  ingeyno  nt'  roppcrtt  internaatonaii,  1899.  — - 
Preffdorf,   AtOorrecht  und  Rechtttuttem,  1S94. 

—  Oareta  in  Btueht  Archiv  f.  Ha7idel*recht, 
Bd.  36,  K  18S.  —  aierice  »n  GnldMchmidtt 
Zeitächriß,  Bd.  t9  S.  SS6.  —  Dertelb«,  Deut- 
tchet  Privatrecht  S.  l^Sg-  —  O0p*i,  Ceber 
Begrig  und  Weten  de»  UTKeberredUi,  1881.  — 
Heydemann-Bambaeh,  Die  preutt.  Sath- 
dniekigeeeltgebung,  IS64.  —  Kärger,  Die  Tbm- 
rieert  aber  die  juritL  JVoiiir  de*  Urheberreehtt, 
188t.  —  Klöppel  in  OntchoU  Beiträgen,  Bd. 
H  S.  7 ff.,  SS  S.  76  ff.  —  KlMtermann,  Da» 
geitttg«  EigoBtain,  1871.  —  Defsetbe,  Diu  Ur- 
hebetrecht  an  Schriftaerteii  etc.,  1S76.  —  IttV- 
selbe  in  Endemantu  Handh.  da  HaadeUrtehle, 
II,  S.  149.    —    KolUer,    Dom  A'ilarrecht,  1880. 

—  Vermute,  Dat  lilterariecke  und  arliHiteh» 
Kututaert,  189X.  —  Demetbe,  Die  Idee  da 
gei*tigm  BigetUtimi,  Areh.  f.  eiv,  Pr.,  Bd.  St  S. 
141g.  ~  Mandry,  Da*  Urheberrecht  an  liile- 
rarischen  Eneugnieten  etc.,  KoTamentar  zu  dm 
bayer.  G.  v.  tS.  VI.  186S,  1867.  —  Oertelbe, 
Oivilreehtlieher  Inhalt  der  Reichtgaette,  S.  At^ 
S.  493.  —  MitUt»,  Zur  lünntni*  da  lit.-arHt. 
rjt.  nach  dem  ötterr.  Qa.,  1898.  —  OreOt, 
Da»  iehweiieri*che  BundagaeU  betr.  da*  l'r- 
htberreckt  etc.,  I884.  —  Oaterrietk,  Alte»  tmd 
Neues  1.  Lehre  v.  U.R.,  ISSt.  —  Vergehe, 
Arch.  f.  äff.  It.,  Bd.  S  S.  tSSff.  —  E.  PtmUUt, 
Tratte  thior.  et  prat.  de  la  propriiti  litteraire 
etc.,  1879.  —  Bnrico  Rosmttit,  Legittaiüme  ete. 
*u(  diritti  d'auiore,  1890.  —  Scheele,  Da» 
deuttche  Urheberrecht  eU.,  13M.  —  Schueter, 
Dat   Urheberreehl  der  Toalmnit,  1891.  —  Der- 
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Urheberrecht — Cztari  z 


Kelbe,  Dat  Warn  de»  ürhebtrreeliü.  ABgtm. 
-Wim-.  GeriehUieilung,  1891,  2fr.  26.  —  Ber- 
setbe,  GrundrU»  det  (Stterreich.l  Urhettmchli, 
1S99.  —  J.  H.  Slater,  The  law  relating  to  eo- 
pS"glft  eU.,  ISSi-  —  Ch.  Sotdan,  Commtmtairc 
d.  l.  Convention  de  Beme,  ISSS.  ■ —  Stengletn, 
Die  itn^frechÜiehen  Nebengeaetxe,  t.  Avft.,  1S95, 
S.  Iff.  —  Vesque  v.  PütOlngen,  Da»  muti- 
kidUchc  Avtorrechl,  1S64-  —  Wdehter,  Diu 
Autorrecht  etc.,  1875. 

AUfeld. 


t'ztariz,  Gerönimo  de» 

geb.  gegen  1669  im  damnligeD  Bpaniscbea  König- 
reiche, der  jetzigen  apanisdien  Provinz  NaTitm ; 
Todesjahr  nnbekuiDt.  Er  bekleidete  mehrere 
höhere  Aemter  unter  der  Kegiemng  König 
Philipps  V.  Ton  Spanien,  darunter  das  eines 
Rates  der  kMiigl.  spanischen  Handels jnnts. 

Uztariz  TerSSentlichte  folgende  staatswissen- 
gchaftliche  Schrift  in  Bnchtom:  Theorica  y 
practica  de  comercio  y  de  marina,  en  difereotes 
discursos,  y  calificados  exemplarea,  que,  con 
especificas  providencias,  se  procoran  adaptar  a 
la  monarchia  espanola  etc.,  Madrid  1724;  das- 
selbe, 2.  Anfl.,  1742  ;  dasselbe,  3.  Anfl.,  17ä7  ; 
dasselbe,  in  franzüsischer  üebersetznng  von 
Forbonnais.  Paris  1753;  dasselbe,  in  englischer 
Uebersetznng  von  J.  Kippas,  2  Bde. ,  London 
1751, 

Während  UUoa  sich  in  seiner  Schrift  nnr 
mit  Spanien  beschäftigt,  giebt  Uztariz  dadurch 
einigen  Kapiteln  seines  Bnches  einen  inter- 
nationalen Anstrich,  ieaa  er  Spanien  im  Beflexe 
der  handelspolitischen  L'eberfegenheit  anderer 
earopäiacher  Staaten  erscheinen  IKsst,  insbeson- 
dere Frankreichs  nnter  Colbert  und  Ludwig 
X[V,,  Englands  nuter  Cromwell,  Hollands  und 
dessen  Besitzungen  in  Westindien.  Solche  han- 
delspolitiBChe  Vergleiche  ausländischer  mit  den 
stagnierenden  hommerzieüen  Verhältnissen  seines 
Vaterlandes  scbtlrfen  seinen  Blick  fUr  die  ge- 
waltigen Auf  ^ben,  die  sich  ein  wirtschaftlicher 
Reformator  Spaniens  zu  stellen  habe.  Im  all- 
sremeinen  herrscht  sowohl  in  Theorie  als  Praxis 
Uebereinstinunniig  zwischen  den  Auisichten  und 
Vorschlägen  von  Uztariz  und  UUoa;  nnr  ist 
ersterer  vielseitiger,  dafür  aber  ancb  in  seiner 
Darstellung  gedrängter,  während  Uiloas  Aos- 
töhrlichkeit  den  Vormg  hat,  zur  Ergänzung 
dessen,  wa«  Uztariz  nur  flüchtig  beröhrt  hat, 
herangezogen  werden  zu  können.  Uztaiii'  pa- 
triotisches  Eintreten  für  eine  industrielle  Wie- 
dergeburt Spaniens  betont,  dass  der  physischen 
Ar^takraft  anch  eine  technische  Schulung  der 
Arbeiter  znr  Seite  stehen  nnd  eine  wisBenschaft- 
liche  Ausbildung  der  Arheitleiter  in  der  Me- 
chanik und  Hasch ineulehre  angestrebt  werden 
müsse.  Er  bekämpft  das  Branntweinmonopol, 
erstens  weil  der  spanische  Binnenhandel  da- 
dnrch  eines  lohnenden  Vertriebsarlikels  beraubt 
würde  und  sodann  weil  die  Weinbereitung 
Sprit«  bedürfe;  dagegen  verteidigt  er  das 
baksmonopol  sowohl  im  fiskalischen  Interesse 
als  ans  luinsfeindlichen  Beweggründen.  Als 
Verteidiger  des  merkantilistischen  Ideals  einer 
günstigen  Handelsbilanz  empfiehlt  er  dieFOrde- 
mng  des  Exports  der  Landesfabrikate  nnd  tritt 


zur  Erzieinng  einer  gössen  Ausfnhr  mit  be- 
stimmt tormnlierten  ZollreduktionB vorschlagen 
hervor,  während  er  andererseits  hohe  Schntz- 
:Slle  gegen  die  ausländische  Konkurrenz  be- 
fürwortet. Eine  durchgreifende  Neugestaltung 
der  damaligen  spanischen  Tarif gesetzgebung 
hätte  ihre  Vorteile  im  grosseren  Uasse  nicht 
der  angestammten  BeTölkernng  Spaniens,  son- 
dern den  Ausländem  in  den  Handelsstädten  nnd 
Seeplätzen  zu  gute  kommen  lassen,  welche  nicht 
allem  den  Ein-  und  Ausfuhrhandel  des  Mutter- 
landes und  der  Kolonieen  beherrschten,  die  sogar 
Eigentümer  der  Seeschiffe  waren ,  welche  zum 
Warentrajisport  verwandt  worden.  Die  von 
Uztariz  auf  drei  Milliarden  und  132  Millionen 
Pesos    berechnete    Edelmetalleintahr    ans    dem 


Forschungen  von  Alexander  v.  Hum- 
boldt etc.  um  mindestens  60%  zu  hoch  veran- 
schlagt; die  Frage,  wo  dieser  Milliardensegen 
geblieben,  beantwortet  Uztariz  weniger  präcis 
als  Ulloa,  welch  letzterer  sich  schon  zu  An- 
fang seiner  Schnft  darüber  .ichllissig  macht, 
dasB  die  importierten  Edelmetalle ,  UEichdem 
Spaniens  Industrie  für  den  Eiport  leisinngs- 
f&hig  geworden,  zur  Deckung  des  Imports  not- 
wendiger Gebrauchsartikel  ihren  Weg  wieder 
in  das  Ausland  genommen  haben.  Uztariz  ver- 
tritt die  Ansicht,  dass  Spaniens  Berülkerung 
zur  Qründung  eines  Industriestaates  stets  ge- 
nügt habe  und  dass  der  wirksamste  Hebel  zur 
Volks  Vermehrung  in  dem  blühenden  Zustand 
des  Handels  nnd  der  Gewerbe  bestehe ,  mit  an- 
deren Worten  das  Anwachsen  des  Wohlstandes 
anch  das  der  BevKIkerung  begleite.  In  der 
Auswanderung  sieht  er  kein  zu  bekämpfendes 
Uebel,  sie  hat  nach  ihm  auch  nicht  immer  fort- 
schreitende VoUuabnahme  zur  Folge,  sondern 
schaffe  lediglich  Platz  für  neue  Erwerbsthätige, 
die  ura  so  willkommener  seien,  wenn  sich  unter 
den  Einwanderern  fremde  intelligente  Arbeiter 
befänden.  Für  die  Revision  der  spanischen  Be- 
Tölkerungsanfnahmen  von  1710  und  1723  hat 
er  sich  verdient  gemacht,  denn  wenn  auch  die 
bezüglichen  Ergebnisse,  ihrer  L'nvüllständigkeit 
wegen,  nicht  gestatten,  ihnen  die  absolute  Ziffer 
der  damaligen  spanischen  Gesamtbevölkerung 
zu  entnehmen,  so  gelang  es  doch  Uztariz,  aui 
auf  Grund  seiner  emtliäen  Vollmachten  fest- 
zustellen,  dass   das   Hisstranen   der   spsiiischen 

die  thattiäch liehe  Seelenanzahl  betrug,  geführt 
hatten,  eine  Wahrnehmnng,  die  auch  Townsend 
auf  seinen  Reisen  in  Spanien  in  den  Jahren 
1786/87  machte,  nnd  eine  Thatsache,  mit  der 
ferner  auch  noch  heutigen  Tages  die  spani- 
schen Censusbehörden  zu  rechnen  habe». 

Vgl,  über  Uztariz:  Blanqui,  Histoire 
de  l'^conomie  polit.  en  Europe,  it.  .\ufl.  Bd.  II, 
Paris  1846,  S.  421.  —  Cohneiro,  Historia  de 
la  economia  politica  en  Espafia,  Madrid  1S63. 
^  Wirminghaus,  Zwei  spanische  Merkan- 
tilisten, Jena  1886.  —  Ingram,  Hist«ry  ot 
Soliticai  economy,  London  188K,  S.  78,  — 
;0Bcher,  System,  Bd.  IIL  6.  Anll,  Stuttgart 
1892,  g  13o.  —  Souveau  dictionnaire  A'econoraie 
polit-,  Bd.  II,  Paria  1892,  S.  1135. 

Liiert, 


,.,^ic 


V. 


Yalerlani,  Liilgi  Holinari, 

geb.  1TÖ8  zn  Iinola  (itolieyische  Provinz  Bolog'iial, 
gest  1826  als  Proieasor  der  HechUwisseuschiiit 
und  Volkswirtschaft  zu  Bologna. 

Yaleriani  TerSffeiitlichte  toh  Btaatswieaen- 
schaftlichen  Schriften  in  Buchform:  Del  prezzo 
etc.,  Bologna  1806.  —  Diacorai,  ebd.  J807.  — 
Operett«  coocernenti  qnelld  part«  del  gius  deile 

renti  e  pubblico,  che  dicesi  pubblica  economia, 
Bde.,  ebd.  1815/24.  —  Bicerche  criüche  ed 
economiche  snll'  a  gijstaro  di  Frederigo  II,  sai 
dncato  detto  del  Senato,  snl  fiorin  d'oro  di  Fi- 
reuze  e  snlle  monete  di  cont«  iu  g^nere,  ebd. 
ISia  ~  Contro  la  eentenza,  di  Ad.  Smith,  che 
l'anita  monetaria,  moneta  di  conto,  traggesi 
nellft  wlta  Europa  dall'  arg-ento  piuttosto  per 
particolariconsnetudinietc.,  2  Teile,  ebd.  1820,'22. 
—  De'  rambj  e  piü  particoiarm.  del  cambio  tra- 
Jettizio  mercantile,  eM.  1833. 

Valetiani  behandelt  in  seinen  Schriften  die 
Lehre  vom  Wert  und  vom  I'reise,  vom  Geld 
tiud  vom  Wechsel  und  die  engen  Beziehungen 
zwischen  Volka Wirtschaft  nnd  öffentlichem  Recht, ' 
Er  ItIftBaiflziert  die  Güter,  behnfs  ihrer  Wert^ 
Schätzung,  nach  solchen,  die  einem  Bedürfnisse 
Genüge  leisten  (pregio)  und  nach  ihrem  durch 
Angebot  nnd  Nachfrage  bestimmten  Wertmaase 
im  Verkehr  (pregio  speciflco).  Der  in  Geld 
berechnete  pregio  spec[fico  ergiebt  nach  ihm 
den  prezzo  oder  „p"  in  seiner  Preisfonnel 
p^  -,  nach  welcher  die  dnrch  das  Angebot  „o" 


Vgl.  über  Valeriani:  Pccchio,  Hiatoire 
de  l'economie  poHt.  en  Italie,  trad.  par  Galloiti, 
Paris  183U.  —  Cavazzoni-Pederzini,  In- 
tomo  la  vita,  le  opere  e  le  dottrine  de  L.  H. 
Valeriani,  Modena  18^. 

Lippert. 


Yanban,  S^bastien  le  Prestre  de, 

eeb.  am  14.  V.  16-^3  in  der  Landgemeinde 
Saint-Leger  de  Fougeret  bei  Avatlon  im  jetzigen 
Departement  Yonne,  ge»t.  am  30.  III.  17u7,  als 
Ehrenmitglied     der     Pariaer     Akademie     der 


Wissenschaften  (seit  1699),  trat  1653  als  Qfinst- 
ling  des  Kardinals  Huarin  in  französische 
Dienste,  erhielt  als  Ingenienroffizier  am  3.  V. 
1655  da«  Patent  eines  königlichen  Ingenien», 
legte  den  berühmten  Hafen  von  Dünkirchen  an, 
entwarf  1667  die  PUne  zn  den  nenen  Befea- 
tignngswerken  von  Lille,  ward  1669  znm  Gene- 
r^nspektor  sSmtlicher  franzGBischei'  Featnngen 
ernannt  und  leitete  1678  den  Bau  der  Stras*- 
bnrger  Citadelle.  16T9  erfand  Vanban  den* 
Bikoschettachnsa,  am  2.  I.  1703  empfing  er  zd 
Lille  von  Ludwig  XIV.  den  Marschallstah  und 
170Ö  verteidüte  er  siegreich  die  an  der  Nord- 

Srenze  von  Harlborongh  bedrohten  französischen 
estnngen. 

Vauban  verGfientlichte  folgende  ataats- 
wiasenschaftliche  Schrift  in  Bachform:  Pro- 
iet  d'nne  dixme  royale,  qui  snpprimant  la  taille, 
les  ajdes,  les  donanes  d'une  province  k  l'autre, 
les  d^cimes  du  clergä,  leg  affaires  extraordi- 
naires  et  tona  autres  impSts  on^reui  et  non 
Tolontaires,  produiroit  au  Roy  nn  revenu  cer- 
.tain  et  süffisant,  et«.,  Ronen  1707^  dasselbe,  1. 
Nendnick,  o.  0.  1707;  daaselbe,  2.  Neadmck,  o. 
0.  1708;  daaselbe,  3.  Neudruck,  Brüssel  1708: 
daaselbe,  neue  Ausgabe  n.  d.  T.:  Frojet  d'  une 
dime  rojate.  Avec  noe  notice  biograpbique, 
des  commeataires  et  des  notes  eiplicatives,  par 
E.  Daire  (in  Bd.  1  der  CoUection  des  princi- 
paus  iconomistes:  Economistea  financiers  dn 
XVIIlB  si^cle),  Paris  1843;  dasselbe,  neue  Aus- 
gabe n.  d.  T.:  Dlme  royale,  ebd.  1872  (in 
32°)  (bildet  B&ndchen  IM  der  „Biblioth&que 
nationale");  dasselbe,  neue  Ausgabe,  heransge- 
geben  mit  XXXVI  S.  Einleitung  nnd  Noten 
von  G.  Michel,  ebd.  1888 :  dassäbe,  in  eng- 
lischer Uebersetzung  n.  d,  T.:  A  proiect  toi  a 
royal  ty the ,  or ,  general  tas ,  which ,  by 
suppressing  all  the  ancient  fnnds  etc.  will  fur- 
nish  the  govemmeiit  a  fiit  and  certain  revenue, 
London  1708.  (Das  1699  im  Manuftoipt  vollen- 
dete Werk  „Projet  d'une  dime  royale'  verliess 
Anfang  Febmar  1707  die  Presse  einer  Geheini- 
drnckerei  zn  Ronen  als  CensurflUchtlin^ ,  da 
das  Vecbot  der  Verüffentlichung  Htaatspolitiscber 
Schriften  unter  der  Regierung  Ludwigs  XI\'., 
auf  keine  andere  Weise  umgangen  werden  konnte. 
Das  Stenerreformprojekt,  das  der  Verfasser  darin 
dem  EHnig  nnd  den  Staatsmännern  Frank- 
reichs vorlegte,  kleidete  sich  In  die  demokra- 
tische,    mit    edelstem   Freimute    geschriebene 
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Denkschrift  eines  wahren  PaUioteo,  der  darin 
n.  a.  die  Zanahme  des  FsuperiBmoH  und  die 
'Verriflg'eniag  dea  Wohlstandes  uud  der  Stante- 
fimmzen  infolge  der  -beBtehendBii  StenerUber- 
bärdong  der  Cenaiten  sowie  die  Notwendigkeit 
der  Anihebmig  des  lustituta  der  StenenpS^hter 
nnd  Generalpftchter,  dieser  VampT"  '"i  verwal- 
tnugsorgtuüsmus ,  darlegte.  jSin  wirklicher 
Ltnaesvater  hätte  die  Schrift  YanbauH  xai 
Biiektive  eines  Sy stemwechsels  seiner  Regiemng 
gemacht,  der  nur  in  SelbstTergOtterung  grosse, 
sooet  niedrigdeitkende  nnd  ToUiBfeindliche  Lud- 
wig XIT.,  bestärkt  in  seiner  ablehnenden  Hal- 
tung durch  die  EamarilU  nnd  die  in  ihrer 
Existenz  sich  bedroht  sehenden  Spitzen  des 
franEÜsischen  FinanEverwaltnngskOrpers,  veran- 
lasste dagegen,  daes  der  Oonseil  prirä  in  »einer 
Sitzung  vom  14  U.  ITOT  die  die  Konfiskation 
und  Vemichtniu;  aller  bescblafnahmten  Exem- 
plare Tön  YaubauB  nnsterblicliem  Werke  aus- 
sprach.) 

Tauhan  hinterliess  an  Manuskripteo 
staatswissenschaftlichen  Inhalts,  von  denen  bis 
jetzt  unr  die  mit  einem  Kreuz  versehenen  in 
dem  Sammelwerke  ,.Oiaivet£s  de  H.  de  Vanban", 
4  Bde.,  Paria  1848/46  veröffentlicht  sind,  fol- 
ffende:  22  sozialpolitischen  und  staatswirUchaft- 
Bchen  Inhalts,  darunter:  »Mimoire  ponr  le 
rappel  des  Hugnenots  (KesRhrieben  Dezember 
1689).  —  Lettre  de  Vanhan  k  Racine  sur  la 
pais  (geschrieben  17.  IX.  1696).  —  J'ose 
m'assnrer  qne  le  v^ritable  interSt  des  rois  est 
la  possessiou  d'an  gruiä  nombre  de  sujets,  22 
SS.  (entstanden  16ffi;i70O).  —  Qnestion:  si  les 
rois  de  France  sont  maitres  absolua  des  vies  et 
des  biena  de  leur  snjets,  20  SS.  —  *Importance 
dont  Paris  est  ä  la  Pranee.  —  'MojenB  de  t6- 
tablir  nos  colonies  d'ÄmSriqoe  avec  la  suppu- 
tation  de  la  progression  des  peuplea  en  Ameri- 
one,  ÖO  SS.  (abgeschlossen  a8.  V.  1699),  — 
■Etat  raisonne  des  provisions  les  plus  n^ceasaires, 
quand  il  a'agit  de  donner  commencement  i,  des 
eolonies  6trang£res.  ^-  Reflexions  sur  le  com- 
merce de  France  et  lea  mojens  de  l'augmenter. 

—  'Havigations  des  riTÜrea.  —  'Le  canal  de 
Langaedoc.  —  Memoire  snr  la  chertfe  des  bles 
100  SS.  —  *TraitB  de  la  cultnre  des  torfita,  46 
SS.  (abgeschlossen  zu  Fontainehlean  14.  X.  17Ü1). 

—  'La  cochonnerie,  on  caicul  estimatif  pour 
connaltre  jnsqu'oä  pent  la  production  d'nne 
truie  pendant  dix  aunees  de  temps.  —  Memoire 
BUr  les  d^sordres  dn  jeu  (entstanden  1696).  — 
Femer  16  finanzpolitischen  und  finanzstatia- 
tischen  Inhalts,  darunter:  *Memoire  des  d^penses 
de  la  guerre  snr  lesqnelles  le  Roi  pourrait 
^pargner.  Bemis  au  Bot  en  däcembre  1693.  — 
Ecouomies  rovales,  on  le  moyen  de  r^daire  les 
rerenus  dn  Koi  snr  un  pied  flie.  —  Memoire 
contenant  nn  mojen  de  faire  empmnter  aa  Roi 
des  fonds  sans-qu'ils  soient  onerenx.  —  De  la 
disme,  237  SS.  (nicht  identisch  mit  der  „dtme 
royale").  —  Bevenus  du  Roi.  Etats  et  produits 
des  entr£es  dana  Paria.  —  Etat  ditaille  de  t«ua 
les  bois  da  Hoi.  Tente  des  buis  du  Boi  en 
1672.  —  Ferner  B  statiatiacbeu  bezw.  statistisch- 
demographischen  Inhalts,  darunter :  Memoire 
sur  le  rapport  et  la  cultore  de  la  Flandre  occi- 
dentale.  —  Memoire  snr  l'etat  des  abbajes  de 
^andre.  —  Memoire  statistiqne  snr  la  Picardie. 

—  Note  sur  les  racensements  des  penplea,  lU 
SS.    —    (Die    von     vorstehend    verzeichneten 


Hannskripten  noch  nicht  publizierten  befinden 
sich  auf  Scblosa  du  Mesnil  ira  Besitze  der 
Nachkommen  Vaubans,  die  bisher  ihre  Ge- 
nehmigong  zn  deren  Veröffentlichung  nicht  er- 
teilten.) 

Das  Steuerprojekt  dea  kSniglicben  Zehnts 
(dtme  rojale)  Vaubans  behandelt  im  Gegensätze 
EU  dem  phjsiokratischen  impöt  nnique  den  Ge- 
danken der  Einfühmng  einer  einheidicheu,  aber 
nicht  einzigen  Einkommensteuer.  Dieselbe  soll 
in  Habe  von  hSchatAua  10  nnd  mindestens  6"/^ 
vom  Grund  und  Boden,  femer  vom  Einkommen 
allerlei  Art  erhoben  werden,  und  anaaer  der  dime 
soll  die  Salzsteuer,  verteilt  im  Verbültnis  dea 
Zehntrat«nbetrages  der  einzelnen  Censiten,  zur 
Erhebung  gelaufen.  Die  Ausschreibung  des 
Zehnts  hat  der  flakua  vorzunehmen,  und  zwar 
sollen  für  ErhShnug  oder  Erniedrigung  der  je- 
weiligen Prozentsätze  die  OeldbedUrfnisse  dee 
Staates  massgebend  sein.  Die  Verzollung  der 
Güter  bleibt  vom  Zehnt  unberührt,  nnd  ebenso- 
wenig ist  eine  Umändemng  der  Lnxnssteuer 
vorgesehen ,  welche  Vanban ,  weil  jeder,  der 
luxnnOse  Genüsse  meidet,  sich  ihr  entziehen 
kann,  als  eine  ÄreiwUlige  betrachtet.  Um  die 
Gewerbtreibenden  und  Bandelaiente  vor  über- 
triebener Veranlagung  ihres  Heingewinna  zn 
schützen,  achlägt  Vauban  die  Innungs verbände 
als  sacbverst&ndige  Taxatoren  der  Einkommens- 
Verhältnisse  dieser  Erwerbskiaasen  vor;  die 
kleinen  Handwerker  nnd  Arbeiter  sollen  bei 
Einziehung  der  Zehnten  nicht  den  vollen  aus- 

Seschri ebenen  Prozentsatz  zu  zahlen  haben,  sou- 
ern  eine  Ermässigung  um  I*/i\  gemessen. 
Auch  die  Grundbesitzer  sollen  in  seinem  Steuer- 
entwnrfe  geschont  werden  nnd  der  Zehnt  nur 
den  Pachtzins,  den  ihre  Ländereien  abwerfen. 
treffen,  der  Kapitalgewinn  aber  unbestenert 
bleiben.  Auch  als  Statistiker  und  Soziolog  ist 
Vauban  nicht  ohne  Bedeutung.  Seine  „dlme 
royale"  ist  die  erste  Schrift  in  französischer 
Sprache,  welche  die  Gesetze  der  Statistik  anf 
^Materien  der  Verwaltung  und  der  Staatsfinanzen 
^wendet.  Die  soziale  Elendsstatistik,  welche 
er  seinem  Steuerproiekte  unterlegt,  stützt  sich 
auf  umfangreiche  Beobachtungen  und  tinter- 
snchnngen.  Den  SchlUasel  zn  seinem  Unter- 
suchunga verfahren  liefert  er  in  dem  Abschnitt 
„Projets  de  d£nombrements,  et  de  l'nülite  qu'on 
en  peut  tirer"  seines  Buches.  Danach  verteilen 
sich  die  wohlhabenden  und  bemittelten  Lent« 
anf  1  Zehntel  der  BeTSIkemng,  drei  weitere 
Zehntel  stecken  in  Schulden  und  fUnf  Zehntel 
erhalten  überhaupt  nicht  mehr  geborgt,  leben 
von  der  Hand  in  den  Mund  und  sind  nnfttbig, . 
dem  letzten,  ans  Bettlern  und  Landstreichern 
bestehenden  Zehntel  ein  Almosen  zu  spenden. 
Vauban  verdammte  trotz  seines  katholischen 
Glaubens  den  gegen  die  Andersgläubigen  be- 
stehenden Verfolgungseif  er,  nnd  kurz  vor  Auf- 
hebung des  Edikts  von  Nantes  zog  er  sich  durch 
seine  Denkschrift  an  Louvois,  worin  er  die  Un- 
antastbarkeit  der  Staatabürgerrechte  der  Huge- 
notten verteidigte,  die  Ungnade  des  allmäch- 
tigen Ministers  zu.  Die  Zahl  der  Calvinisten, 
welche  als  Opfer  der  religiösen  Undnldsamkeit 
Frankreich  unter  der  Regierung  Lndwigs  XIV. 
nnd  zwar  noch  vor  Anfhebnng  des  Edikts  von 
Nantes  verliesaen,  achätzt  Vauban  in  der  „dime 
royale"  anf  8ü  bis  lÜUOÜO,  während  der  Men- 
achenverlusC  in   den  Jahren  1660  bis  1700  in 
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Wirklichkeit  vier  Millionen  beträgt.  Annähernd 
richtig  ist  dagegen  seine  Veranschlagung'  der 
Schädigung  des  National  wohlatandex  dorcb  diese 
Emigration  auf  mehr  als  30  Millionen  Livres. 
Der  dem  Nation nlwohlatande  durch  die  Emi- 
gration wegen  GlanbenaTerfolgnng  erwachsene 
Verlust  tritt  übrigens  ganz  in  den  Hintergnind 
gegen  die  ungeheueren  Sammen,  welche  die 
Eroberungskriege  und  die  Maitreesenwirtecbaft 
Ludwigs  XI Y.  verschlangen,  die  Vuitry  in 
.d^sordre  des  Snances  i  1a  fin  dn  i^gne  de 
Lonis  XIV",  Paria  1885,  auf  Über  3  Hilliarden 
JAvree  veranschlagt.  .  Wie  bei  den  merkantilis- 
tischen  Theoretikern  fast  ohne  Ausnahme  die 
möglichste    Vermehrung    der   Volksmenge 


Könige  sich  nach  der  Zahl  ihrer  Unt«rt£i 
messe  und  daher  kein  Kind  geboren   werden 
kflnne,  ohne  daes  der  EOnig  einen  Vorteil  davon 

Vgl.  tlber  Vauban:  Mercure  de  France. 
Paris,  Februar  1685,  JuU  1705,  April  1707,  Mai 
1717,  April  1731,  Mai  1763,  Jnli  1760.  —  Testa- 
ment politiqne  de  M.  de  Vauban,  2  Bde.,  Brüssel 
1712  (Apokryph  und  lediglich  Geisteapmdukt 
von  Bois-Guiibert,  auBserdem  identisch  mit 
dessen  bereits  1695  publizierter  Schrift:  „Detail 
de  la  France  sous  le  rfegne  de  Lonia  XIV,).  — 
Le  Michaud  d'Ar^on,  Conaiderations  sur  Tinfln- 
ence  dn  genie  de  Vauban  duns  la  balance  des 
forces  del'Etat,  Paris  1780.  —  Derabarröre, 
Etoge  hiatorique  dn  marechal  de  Vauban,  s.  1. 
(Paris)  1784.  —  Carnot,  Eloge  dn  marechal 
de  Vauban.  Dijon  1784.  (Von  der  Akademie  zu 
Dijon  gekrönte  Preisachrift)  —  Choderlos  de 
Laclos,  Lettre  ä  MM.  de  l'Acad^mie  trani;. 
snr  l'eloge  propoaö  de  Vanban,  Paris  1785. 
(Missglilckter  Versnch,  die  grosaen  Verdienste 
Vaubana  zu  verkleinern.)  —  Carnot,  Lettre 
de  M.  Choderlos  de  Laclos  concemant  l'eloge  de 
M._de  Vauban,  ebd.  17ffi.  —  de  Curel,  Me- 
moire ponr  servire  k  l'floge  de  M.  de  Vauban, 
s.  1-  (ebd.)  1786.  —  de  Vergnea,  Eloge  du 
marechal  de  Vauban,  ebd.  1789.  —  deSanviac, 
Eloge  du  marechal  de  Vanban,  a.  1.  (ebd.)  1790, 

—  Sog|,  Eloge  da  mar^cbai  de  Vauban,  ebd. 
1790,    (Preiaffekrönt  von  der  Academie  franc,), 

—  Allert,  Histoire  du  corpa  imperial  dn  geuie, 
2  Bde,,  ebd.  ISCö.  —  Amanton,  Vauban, 
Dijon  1829.    (Nur  in  50  Bsempl&ren  publiziert,) 

—  Autroyat,  Abrege  de  »ervicea  da  marechal 
de  Vauban  fait  par  lui  en  1703,  Paris  1899,  — 
de  Chambray  (Marqnis),  Vie  de  Vauban,  in 

milangea",  ebd.  1810.  —  de  Chambray  (Miss), 
Notice  historique  sur  Vanban,  in  „Plntarqne 
fran^ftis",  ebd.  1840.  —  Richardot,  Vauban 
esplignä  en  ce  qni  conceme  lea  moyens  de  de- 
fense de  Paria,  ebd.  1841.  —  Histoire  de  Vau- 
ban, par  l'anteur  de  l'hiatoire  de  Louis  XIV. 
(J.  J.  E.  Roy),  ebd.  1844.  —  FavS,  Memoires 
militaircä  de  Vauban  etc.,  Paris  1847.  —  De  1 
Barre-Duparcq,  Utilite  d'une  edition 
complSte  des  oenvres  de  Vauban,  ebd.  1848. 
Baude,  Sotice  sur  leg  travanx  economiques  de 
Vanban,  in  . Memoire«  de  t'Acadf  nie  des  seiences 
moral.  et  poHt.,  3.  trimestre  de  1858,  Bd.  XLV, 
ebd.  1858.  S.  266 ff.  —  Ronsset,  La  jennesse 
de  Vanban  et  se»  premi^res  Sprenves,  in  „Revue 
de  Denx  Mondes',  ebd„  August  1864.  —  Cadet 


seurs:  BoiBgailbert,  Vaulian,  Quesnay.  Turgot, 
ebd.  1869.  —  Fontenelle,  Eloge  hiatorique 
de  Vanban  (1707),  in  „Histoire  de  l'Academie 
des  Bciencea",  ebd.  ISfO.  —  Efinaud,  Le» 
msrtjrs  de  l'^nomie  politique,  Vanban  et 
Turgot,  ebd.  1870.  —  Jal,  Dictionnaire  critiqne 
de  biographie  et  d'bistoire,  2.  Aufl.,  ebd.  1872, 
S.  1225  ff.  —  Michel,  Histoire  de  Vauban, 
ebd.  1879.  (Preisgekrönt  von  der  Acadimie 
(ran;.)  —  de  Eochaa,  Notice  sur  quelques 
docnments  in^dits  relatiä  k  la  revocation  de 
l'edit  de  Nantes  dans  lea  Alp^  in  „Annales  de 
l'Academie  delphinale",  ebd.  1880.  —  Ambert, 
Le  marfehal  de  Vauban,  ebd.  1882,  —  de 
Rochas,  Pensees  et  m^moires  politiqnes  in£- 
dits  de  Vauban,  in  „Journal  des  Econoinistee", 
IV.  Serie,  6,  Jahrg.,  ebd.  1882,  8.  Iß9ff.  —  R. 
Meyer,  Prinzipien  der  gerechten  Besteuerung, 
Berlin  1884,  S.  9,12.  —  L.  Saj,  Les  aolutions 
d^mocratiqnes  de  la  qaestion  des  impöts,  2  Bde., 
ebd,  1886,  Bd.  I,  S.  92ff.  ~  PouIUn,  Vanban, 


^conomiste,  Paria  1891.  —  Michel,  Vanban,  in 
„Nouvean  dictionnaire  d'fconomie  polit.".  puWi§ 
par  L.  Say  et  J.  Chailley  Bd.  II,  ebd.  1892, 
S.  1163—65.  —  Schöne  Histoire  de  la  popu- 
lation  fran^aise,  ebd.  1893,  S.  176/77,  181,  204, 
265/66.  —  Stourm,  Systfemes  genfrales  dimpöt, 
Paris  1893,  S.  1,  6,  48/49,  86/87,  161. 
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VeTtiranchsstenera. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  V.  2.  Einteilung 
und  Art«n  der  V.  3.  Veranlagung  und  Er- 
hebung der  V. 

1.  Begriff  nnd  Wesen  der  V.    Uoter 

Verbrauchssteuern,  oder  wie  man  neuer- 
dings allgemein  zw  sagen  pflegt,  unter  Auf- 
wandsteuortt  verstehen  wir  im  allgemeinen 
solche  Auflagen,  welche  die  Einzelwirt- 
schaften nach  der  Thatsache  und  dem 
Masse  des  Verbrauches  oder  Gebrauches 
(Aufwands)  von  Sachgütem  und  Leistungen 
zu  Beitragen  fflr  die  kollektiven  Bedürfnisse 
heranzuziehen  suchen.  Hierzu  bietet  teils 
die  Höhe  des  Auf*'ands,  teils  die  Beniitzung 
irgend  eines  Gegenstandes  die  Handhabe 
ft\r  die  Steuerpt licht  nnd  ihr  Ausmass. 
Jede  Verbrauchs-  oder  Äufwandsteuer  ist 
eine  mittelbare  Steuer;  denn  die  in  der 
Thataache  des  Verbrauches  besteuerten 
Güter  bilden  nur  die  formelle  Gnmdlage 
der  Bemessung.  Die  eigentliche  Steuer- 
ipielle  ist  das  einzelvrirtschaft liehe  Ein- 
kommen, aus  dem  die  Steuer  endgiltig  ent- 
richtet wird,  I'nd  aus  den  zur  Besti-eitung 
eines  Aiifwands  verwendeten  Bestandteilen 
dieses  Einkommens  soll  auf  die  Leistungs- 
fähigkeit des  Steuersubjektes  zurilckge- 
schlossen  werden.  Daher  sind  die  Auf- 
wandsteuern die  Bcsteneningsforra.  die  an 
die   Ausgabewirtschaft   des    Subjekts 
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auknOpft,  diese  als  äusseres  Merkmal 
der  Leistungsfähigkeit  anoimmt  Diese 
Steuerform  beruht  auf  der  Präsumtioii,  dass 
zwischen  den  Einnahmen  des  Steuerpfiich- 
t^D  und  seinen  Aufwendungen  für  be- 
stimmte Zwecke  ein  schätzbares  Verhältnis 
besteht.  Die  Beurteilung  und  Berechtignng 
aller  Aufwandsteueni  wird  daher  durch 
den  Umstand  bedingt,  oh  überhaupt  und 
inwieweit  diese  Yoraussetzung  den  That- 
sachen  entspricht.  An  und  rar  sich  wird 
eine  gewisse  VerhältuismfisBigkeit  nicht  zu 
beslreiteo  sein. 

Diese  Methode,  das  Einkommen  mittel- 
bar und  durch  den  Cmweg  über  den  Ver- 
brauch zu  besteuern,  wird  daher  nicht  zu 
■verwerfen  sein.  Dadurch  besteht  der  Ge- 
gensatz zu  den  Ertrags-,  Einkommen-  und 
vermSgenssteueru  und  eine  gewisse  Aehn- 
lichkeit  mit  den  Veiiehrssteuern.  Fiaglich 
ist  nur,  ob  diese  Annahme  auch  überall  der 
Wirklichkeit  entspricht.  In  vielen  Fällen 
wird  man  das  zugeben  dürfen,  in  vielen 
aber  auch  bestreiten  kSnnen.  Dort  wird 
das  Steueiproblem  ann&hemd  gelöst,  hier 
bleibt  ein  Widerspruch  zwischen  Bedürfnis- 
befriedigung und  Steuerform.  Diese  Wahr- 
nehmimg legt  den  Grundsatz  nahe,  eine 
Eoi^ältige  Auswahl  unter  den  zur  Auf  wand- 
besteuerung geeigneten  Gegenständen  zu 
treffen  und  namentlich  die  unentbehrlichen 
Verbmnchsgegen  stände  nach  Möglichkeit 
von  der  Steuer  freizulassen,  die  entbehr- 
lichen stärker  zu  belasten.  So  sehr  diesem 
leitenden  Motiv  die  theoretische  Anerkennung 
zu  teil  wird,  so  wenig  lässt  er  sich  prak- 
tisch verwirklichen.  Denn  die  Hauptstütze 
der  Verbrauchssteuern  ist  ihre  finanzielle, 
Ei^ebigkeit.  Diese  setzt  aber  voraus,  dass 
gerade  solche  Artikel  besteuert  werden,  die 
Gegenstand  des  Maesenverbrauches  sind; 
denn  nur  so  lassen  sich  hohe  Erträge  er- 
zielen. Die  Berechti)i;ung  der  Aut\vand- 
steuem  ist  daher  als  bskalischeB  Hilfsmittel 
zuerst  durch  ihre  relativ  hohe  Ertrags- 
und Ausnutzungsfähigkeit  zu  be- 
gründen. Mit  dem  steigenden  Finanzbedarf 
in  allen  Kulturs taaten  der  neueren  Zeit 
haben  sich  die  verschiedenen  Formen  der 
Erwerbsbeeteuerung  als  nicht  hinlänglich 
ergiebig  zur  Bestreitung  des  Öffentlichen  Auf- 
wands und  als  zu  wenig  entwicketungsfähig 
für  die  gesteigerten  Ansprüche  erwiesen. 
Die  finanzpolitischen  Vorzüge  dieser  Steuer- 
form treten  daher  desto  schärfer  hervor, 
je  mehr  allgemeine,  altgemeiu  und  gewohn- 
heitsmässig  gebrauchte  und  volkstümliche 
Genussmittel  als  Stenerobjekte  dienen.  Da- 
mit paart  sich  noch  ein  psychologisches 
Element.  Durch  die  Mittellrärkeit  der  Auf- 
wandstenem  wird  die  eigentliche  Steuer- 
leistung verschleiert.  Die  Steuerbelastiing 
ist    bereits    im    Preise    der    betreffenden 


Waren  enthatten,  ist  dem  subjektiven  Em- 
pfinden des  Pflichtigen  ziemlich  entrückt 
und  ist  insbesondere  weniger  fühlbar  als  die 
sogenannten  direkten  Steuern  mit  ihrem 
umfassenden  und  erkennbaren  Verwaltungs- 
apparat. Endlich  füllen  die  Verbrauchs- 
steuern erfahrungsgemäsB  gewisse  Lflckeit 
des  Steuersystems  aus.  Durch  sie  werden 
namentlich  die  unteren  und  weniger  be- 
mittelten Klassen  besser  und  rationeller 
getroffen  als  durch  andere  Steuerformen, 
wie  durch  Erti'ags-  und  Einkommensteuern. 
Für  diese  Gruppen  der  Bevölkerung  sind 
jene  leichter  als  diese  zu  erlegen. 

Dagegen  haften  den  Aufwand  steuern, 
neben  den  vorerwähnten  Vorzügen,  auch 
wesentliche  Schattenseiten  an.  Sie  verletzen 
einmal  grundlegende  Erfordernisse  der 
Steuerprincipien,  widerstreben  teilweise  der 
Allgemeinheit  und  Proportionalität  der  Be- 
steuenipg,  sind  unberechenbar  in  ihren 
Wirkungen  und  Ueberwälzungs Verhältnissen 
und  vermögen  oft  nur  zum  geringsten  Teil 
ausgleichend  zu  wirken.  Von  allen  Nach- 
teilen fällt  aber  am  schwersten  in  die  Wag- 
schale, dass  die  dabei  oft  unvermeidliche 
Belastung  der  notwendigen  Lebensmittel, 
wie  der  Brot-  und  Fleischnahrung,  des 
Salzes  u,  s.  w,,  aus  Gründen  der  finanzi- 
ellen Einträghchkeit  die  unteren,  besonders 
die  arbeitenden  Klassen  uq verhältnismässig 
schärfer  trifft  als  die  bessergestellten  ge- 
sellschaftlichen Schichten.  Sie  wirken  also 
progressiv  nach  unten.  Die  Verbrauch s- 
auflM;eQ  belästigen  in  beträchlichem  Masse 
die  ftoduktion  und  den  Verkehr  und  ver- 
langen einen  komplizierten  und  dabei  kost- 
spieligen Veranla^ings-,  Erhebungs-  und 
KontroUapparat.  Daher  ist  und  bleibt  die 
wesentliche  B^'ündung  aller  Aufwand - 
steuern  ihre  enorme  Ertragsfähigkeit,  die 
eine  besondere  Stütze  durch  das  Zugeständ- 
nis erhält,  dass  eben  die  andern  Steuerein- 
künfte nicht  entfernt  so  hohe  Einkünfte  der 
Finanz  Verwaltung  zuführen  wie  die  Auf- 
wandsteuern. Man  kann  daher  principiell 
diese  Steuergruppe  bemängein,  sie  theo- 
retisch verwerfen,  aber  man  wird  sich 
immerhin  der  Erkenntnis  nicht  veischliesseu 
dürfen,  dass  sie  bei  der  Höhe  des  moder- 
nen Staatsbedarfs  imentbehrlich  und.  wenn 
man  will,  in  mancher  Richtung  ein  not- 
wendiges Uebel  ist.  Auf  die  richtige  Aus- 
wahl der  steuerbaren  Gegenstände  imd 
auf  massvolle  Tarifierung  der  Steuersätze 
wird  auch  hier  sehr  viel  ankommen. 

2.  Einteilang  and  Arten  der  V.  Die 
Verbrauchs-  oder  Aufwandsteuern  scheiden 
sich  in  zwei  grosse  Familien,  in  die  Ver- 
brauchs- oder  Verzehrungssteuem  i.  e.  S. 
und  in  die  direkten  A\if  wandsteuern.  Die 
Verbrauchs-  oder  Verzehrungs- 
steuem i.  e.  S.  setzen  an  den  Verbrauch 
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oder  OeDUES  ron  SachgQtern  an  und  um- 
iassen  alle  Abgaben  und  Auflagen  auf 
Lebensmittel  und  auf  Getränke  sowie  auf 
Yerbranchs-  und  OenussgegenstAnde  aller 
Art.  Sie  siud  teiU  innere  Verhniuehe- 
steuern,  teils  Zölle.  Innere  Verbraucha- 
eteuern  Enod  sie,  well  sie  die  Saohgttter 
erfaGsen,  die  innerhalb  eines  Voltawirt- 
schaftsgebietes  oder  eines  kleineren  lokalen 
Kreises  hergestellt,  in  den  freien  Verkehr 
gesetzt  oder  verbraucht  werden.  Sie  setzen 
Eich  zusammen  aus  den  GhetrfinkeBteuern 
(Bier-,  Branntwein-,  Weinsteuer),  aus  den 
Verzehr ungssteuern  und  den  Steuern  von 
Genuas-  und  Verbrauch sgegen ständen.  Die 
VerzehniDgasteuem  sind  -wiedenim  ent- 
weder allgemeine  Konsum-  (Verzehrungs-) 
Steuern  und  damit  ein  System  von  mög- 
lichst viel  Verbrauchssteuern,  die  zu  einer 
Einheit  verbunden  sind,  oder  einzelne  spe- 
cieUe  Verzehrungssteuern  auf  gewissen 
Lebensmitteln  (Mehl-  und  Brotsteuer, 
fleisch-,  Salz-,  Zuckersteuer).  Die  Steuern 
TOD  GenuBS-  und  Verbrauchsgegenstfinden 
können  verscliiedener  Art  sein:  Tabak-, 
Cichorien-,  Oel-,  Kolonialwaren-,  Seifen-, 
Kerzen-,  Zfindhölzer-,  Papier-  und  Schiese- 
piilversteuem.  Auch  der  Zeltungs-,  Kalen- 
der- und  Spielkartenstempel  sind  hierher 
zu  rechnen. 

Die  Zolle  sind  d^gen  solche  Auf- 
wandsteuern, die  von  Waren  (Rohstoffen, 
Halbfabrikaten,  Fabrikaten)  erhoben  werden, 
wenn  sie  die  Grenzen  eines  Landes,  Wirt- 
schafts- oder  Steuergebiets  übersdireiten. 
(Näheres  hierüber  im  Art.  Zölle,  Zoll- 
wesen.) Von  den  Zöllen  sind  Verbrauchs- 
steuern zu  unterscheiden,  die  an  die  Gflter- 
beweguDg  innerhalb  eines  lindes  oder 
Steuergebietes  anknüpfen,  die  Thorsteu- 
ern, Accisen,  Octroie,  Aufschläge. 
Sie  haben  lediglich  die  äussere  Erschei- 
nungsform mit  den  Zöllen  gemeiusun,  sind 
aber  ihrem  Wesen  nach  innere  Verbrauchs- 
steuern in  Gestalt  lokaler  Zölle,  da  sie  Im 
Inland  produzierte  oder  hier  befindhche 
Waren  besteuern. 

Die  zweite  grosse  Familie  ■winl  durch 
die  direkten  Aufwand  steuern  ge- 
bildet. Sie  belasten  gewisse  Vermögens- 
aufwendungen mit  einer  Steuer.  Die  spe- 
ciellen  Merkmale  l>enihen  darauf,  dass  sie 
einerseits  Gegenstände  treffen,  die  benutzt, 
^braucht  oder  verw'endet  weiilen,  ohne 
der  eigentlichen  Konsumtion  zu  dienen. 
Andereraeifs  werden  sie  «direkt»,  unmittel- 
bar bei  dem  erhoben,  der  den  Aufwand 
macht.  Allein  trotz  dieser  direkten  Erhe- 
bung treffen  sie.  wie  die  inneren  Verbrauchs- 
steuern, die  Steuerquelle  nur  mittelbar. 
Auch  sie  wollen  das  Einkommen  auf  dem 
Umwege  über  die  Ausgabe  Wirtschaft  be- 
steuern  und   versuchen  einen  Hückschluss 


vom  gemachten  Aufwand  auf  die  individu- 
elle Leistungsfähigkeit.  Selbst  wenn  sie 
Gegenstände  besteuern,  die  einen  daueni- 
den  Bestandteil  des  Privatvennögens  bilden, 
wie  bei  einzelnen  Luxusstenem,  so  ruhen 
sie  nicht  auf  d«m  Besitze,  sondern  auf  dem 
aus  ihrem  Gebrauche  oder  Verbrauche  her- 
Yorgehenden  Ausgaben.  Die  BepiSaen  tauten 
der  Gattung  sind  die  Wohnungs-, 
Miet-  und  Möbel- niobillarsteuern) 
und  die  Bogenonnten  Luxussteueru. 
(Vergl.  d.  Art  Mietsteuer  oben  Bd.  V.  S. 
774£f.  und  d.  Art  Luxussteuern  ebd. 
S.  660  ff.). 

8.  Veraalagnng  und  Erhebntig  der 
V.  Die  meisten  Verbrauchssteuern  treffen 
mittelbar  nicht  nur  die  Steuerfähigkeit  des 
ein zet wirtschaftlichen  Einkommens  durch 
den  ümw^  über  die  Ausgabe  Wirtschaft, 
sondern  sie  werden  auch  indirekt  ver- 
anlagt und  erhoben,  namentlich  die 
inneren  Verbrauchsabgaben  und  Zölle.  Bei 
den  direkten  Aufwandsteuem  andererseits 
bedient  man  sich  der  gleichen  Metlioden 
wie  bei  den  direkten  Steuern,  bei  den  Er- 
trage- und  Einkommen  steuern  (Deklara- 
tionen, Einschätzung,  Abschätzung).  Die 
Methode  der  indirekten  Veranhigimg  be- 
steht in  der  Einschiebung  einer  Mittelsperson 
zwischen  Staat  und  Steuersubjekt  Durch 
die  Steuertechnik  wirrt  die  Abgabe  nicht 
direkt  vom  Steuerpflichtigen  oder  Steuer- 
träger erhoben,  sondern  von  einer  dritten 
Person,  dem  (vorläufigen)  Steuerzahler,  der 
die  Alräibe  einstweilen  vorschussweise  aus- 
legt. Dabei  wird  vorausgesetzt,  dass  der 
Ausleger  die  Steuer  durch  einen  Preisauf- 
schlag auf  den  Abnehmer  der  beeteiierten 
Waren  flberwftlzt.  Denn  der  Gesetzgeber 
beabsichtigt  überhaupt  nicht  den  Ausleger 
zu  treffen,  sondern  bedient  sich  seiner  nur 
als  vermittelnde  Person,  als  Mittel  zum 
Zweck.  Zu  dieser  Funktion  beuutzt  man 
vor  allem  die  Produzenten  des  Rohstoffes, 
Halbfabrikates  oder  Fabrikates,  die  fländler 
und  Frachtführer  u,  s.  w-,  während  die  Ver- 
braucher der  betreffenden  Sachgüter  die  eU 
^ntlichen  und  letzten  Steuerträger  sein  sollen. 
Fraglich  bleibt  es  aber  immerhin,  ob  imd 
in  welchem  Masse  der  ursprüngliche  Steuer- 
zahler die  endgiltige  Ueberwälzung  auf  den 
eigenthchen  Steuerträger  zu  bewirken  ver- 
mag. Man  setzt  voraus,  da<ts  der  freie 
Verkehr  die  Lasten  Übertragung  auf  den 
Konsumenten  gestattet.  Insoweit  dies  nicht 
oder  nur  teilweise  der  Fall  ist,  werden  die 
höchst  verwickelten  Erecheinungen  der  Rock-, 
Ab-  und  Weiterwälzung  erzeugt.  (Vergl, 
dazu  d.  Art.  Steuer  oben  Bd.  VI  S.  1106ff.) 

Ceber  die  Veranlagung  der  direkten 
Aufwandsteuern  geben  die  Artikel 
Mietsteuer,  Mobiliarsteuer  und 
Luxussteuern  nähere  Auskunft,  für  die 
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Erhebung  der   Zolle   der  Artikel  Zolle, 

Zollwesen. 

Die  innereQ  VerbraucliBBteuerD 
werden  erlioben  als: 

1.  Produktionssteuera,  die  an  den 
Ber8(ellung&-  (Produktions-)  Prozesa  der 
Saüheüter  auBchliessen.    Sie  sind: 

LRohstoff-oderMaterialeteuern, 
■die  nach  den  bei  der  Produktion  verarbeite- 
len  Rohstoffen  oder  Materialien  bemessen 
werden.  Hier  werden  die  Steuerafitze  ent- 
weder nach  dem  Gewicht  oder  der  ver- 
wendeten Uenee,  zuweilen  auch  nach  der 
QualiUtt  oder  dem  AnsbeuteverfatUtnis  (Ma- 
terialertragBSteuer)  oder  nach  besonderen 
Merkmalen  abgestuft,  wie  XieistungsfOhig- 
keit  der  technischen  Vorrichtungen  und 
Apparate,  nach  der  Bodeafläche,  Bodengdte 
n.  s.  w.  Der  Fabrikationsprozess  bleibt  von 
den  Stenerkontrollen  unberührt  Die  frühe 
Erhebung  macht  die  Steuer  oft  unabw3lzbar 
auf  den  Konsiuneaten,  uad  dererste  Steuer- 
zahler bleibt  dann  in  der  Hauptsache  der 
.eigentliche  Steuerträger.  Jener  muss  dann 
auch  für  AbfiUle  uud  verdorbene  Erzeug- 
nisse eine  Steuer  entrichten,  obwohl  diese 
gar  nicht  oder  doch  nur  mit  eigenem 
Schaden  verwertet  werden  können.  Auch 
reizten  die  Materialsteuern  leicht  zur  Ver- 
wendung von  (nicht  steuerpflichtigen) 
Surrt^aten.  Duich  den  SteuervorscSuss 
Terhert  der  Ausleger  der  Steuer  überdies 
noch  Zinsen.  Die  Belastung  nach  der  Ver- 
schiedenheit der  Qualität  der  Stoffe,  nach 
der  differenzierten  Ausbeute  derselben  bei 
verschiedener  Technik  und  bei  verschiede- 
nem Betrieiisumfang  wirkt  leicht  ungleich- 
massig.  Die  Steuerrückvergütung  bei  der 
Ausfuhr  ist  mit  Schwierigkeiten  verknüpft: 
und  eraeugt  oft  unbeabsichtigte  und  ver- 
steckte Ausfuhrprämien.  (Vergl.d, Art.  Aus- 
fuhrprämien und  Ausfuhr  Vergütun- 
gen oben  Bd.  I,  S.  34ff.) 

2.  Fabrikationssteuern,  die  nach 
Merkmalen  des  Fabrikations  Verfahrens  er- 
hoben werden.  Die  regelmässig  durch 
Zähl-  oder  Wägeapparate  ermittelte  Leistungs- 
Milgkeit  der  Werk  Vorrichtung,  Sloffverwen- 
-dung,  Betriebsdauer  des  technischen  Pro- 
zesses u.  B.  f.  dient  dabei  als  Anhaltspunkt 
zum  Rfickschluss  auf  Menge  uud  Qualität 
'der  Erzeugnisse.  Bei  den  Rohstoff-  und 
Fabrikationssteuern  hat  man  nicht  selten 
-die  Pauschaliemng  an  SteUe  der  Einzelbe- 
j-echnung  und  Einzelkontrolle  gesetzt  und 
-dabei  einen  grösseren  oder  geringeren 
Spielraum  für  die  Mehrproduktion  des  Pro- 
duzenten offen  gelassen.  Die  Verwendung 
von  Surrogaten  lässt  sich  hier  leichter  ver- 
hüten, doch  sind  bei  den  Fabrikationssteuern 
lästige  Beschränkungen  und  eine  fort- 
wähi-ende  Ueberwachung  der  Betriebsstätten 
notwendig.     Die  Fabrikationssteuern  können 


jedoch  je  nach  dem  Betriebsnmfang  (Gross- 
und  Kleinbetrieb)  sehr  uu^eichmässig  wir- 
ken,' wenn  an  technische  Einrichtungen  der 
mutmassliche  Erfolg  angeglichen  wird. 
Ebenso  können  sie  zu  verschwenderischer 
Produktion  verleiten  oder  aus  Steuergrüadeu 
technische  Verbesserungen  und  Fortschritte 
hintanhalten. 

3.  Fabrikatsteuern  oder  Ver- 
brauchs- (Kon8um-)Abgaben  i.  e.  S., 
die  nach  der  thatsächlichen  Men^  der  Pro- 
dukte oder  mit  Rücksicht  auf  die  Qualität 
oder  den  Preis  der  Erzeugnisse  veranlagt 
wra^en.  Sie  werden  am  zweckmSssigsten 
erhoben,  wenn  die  Steuerobjekte  die  Pro- 
duktionsstälten  verlassen  und  in  den  freien 
Verkehr  übergehen.  Sie  setzen  eine  relativ 
geringe  Zahl  von  Produzenten  uad  leicht 
kontrollierbare  Fabrikstellen  voraus.  Der 
Betrieb  wird  nicht  gehemmt  und  die 
Steuerlast  gleichmässiger  verteilt  und  auch 
die  Behandlung  der  zum  Export  bestimmten 
Produkte  ist  einfacher. 

Zuweilen  werden  im  gleichen  Steuer- 
gebiete verschiedene  Formen  der  Besteuerung 
zugelassen,  wobei  den  Produzenten  eine 
mehr  oder  weniger  freie  Wahl  unter  ihnen 
zusteht. 

II.  Cirkulationasteueru,  die  der 
Tliafsache  der  Güterbewegung  folgen  und 
den  Kauf  oder  Wiederverkauf  der  Waren 
zum  Ausgangspunkt  für  die  Besteuerung 
nehmen.    Sie  stellen  sich  dar  als: 

1.  Transport  steuern,  die  beim 
Transport  und  der  Verfrachtung  der  Waren 
eingezogen  werden.  Abgesehen  von  den 
Zöllen  (8.  d.  Art.)  und  Uebergangs- 
ab  gaben  (s.  d.  Art  oben  Bd.  VII 
S.  238)  sind  jene  Aufwand  steuern  zu 
erwähnen,  die  sich  an  den  Transport 
der  steuerpfUchtigen  Waren  im  Inland  an- 
Bchliessen.  Sie  werden  entrichtet  vor  der 
Vei-sendung  —  Versandsteuern,  oder 
vor  der  Verbringung  dieser  Gegenstände 
in  die  Lagerräume  des  Empfängers  — 
Einlagesteuern,  oder  endlich  vor  ihrem 
Eingang  in  ein  abgeschlossenes  Gebiet, 
meist  in  Städte,  —  Thorsteuern  {Thor- 
accise,  Üctroi,  Marktgeld}.  Letztere  Form 
kommt  zwar  auch  als  Staatseteuer  vor 
(Oesterreich,  Frankreich,  Italien,  Sp^en), 
eignet  sich  aber  doch  mehr  als  Gemeinde- 
steuer. Die  Steuersätze  werden  in  be- 
stimmten Beträgen  von  den  Mass-  oder  Ge- 
wichtseinheiten erhoben. 

2.  Handelssteuern,  die  vom  Käufer 
oder  Verkäufer  auszulegen  und  von  ihm 
auf  den  Konsumenten  zu  überwälzen  sind, 
z.  B.  die  Schanksteuern  und  andere  Klein- 
verschlei ssabgaben.  Bei  ihnen  ist  der 
Steuerzahlungs-  und  der  Ueberwälzungsakt 
nahe  aneinander  gerückt  und  sie  haben  den 
Vorteil,  kurz  vor  dem  Verbrauche  entrichtet 
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zu  werden.  Sie  lassen  sich  leicht  nach 
den  QualitAten  abstufen  und  befreien  die 
Selbstprodiiktion  dieser  Waren  von  der  Ab- 

fabeleistung  nnd  teilweise  auch  den  Ver- 
auf  im  grosBen. 

Daneben  können  die  inneren  Verbraucha- 
Stenera  noch  erhoben  werden  als 

m,  Abfindung,  Abonnement  oder 
Fixation,  wobei  die  Steuerleistnng  sum- 
marisch auf  eine  gewisse  Zeitdauer  unter 
Benutzung  prtsumierter  Produktiona-  oder 
Verkaufsmengen  mit  Erspanmg  der  Lasten 
und  Eosteu  der  Einzelberechnung  und 
Einzelkon  trolle  festgesetzt  wird. 

IV.  Monopol  oder  Regalisiernng. 
Hier  flbemimmt  der  Staat  unter  Ausechlnsa 
der  freien  Konkurrenz  und  des  privaten 
Betriebes  zu  Steuerzwecken  die  Produktion 
oder  den  Vertrieb  aufwandsteuerpflichtiger 
Waren  oder  beides  mit  der  Absicht,  eine 
derai-tige  Preisgestaltung  herbeizuführen, 
die  neben  den  (Gestehungskosten  zugleich 
die  Steuerleistung  einschliesst,  (Vgl.  d,  Ai-t, 
Monopol  oben  Bd.  V,  S.  SüOff.) 

V.Lizenzen  oder  Lizenzgebühren, 
teils  einmal  oder  wiederholt  entrichtete  Ge- 
bühren für  die  Verleihung  der  Beftignis 
zur  Herstellung  oder  ziim  Verkaufe  ge- 
wisser Waren,  teils  eine  Art  Gewerbesteuer, 
(Vgl.  d.  Art.  L  i  z  e  B  z  e  n  oben  Bd.  V,  S.  624  ff.) 

Lltt«ratnr:  Vgl.  die  Lehr-  und  Handbücher  der 
FinamtcUitnicAtifi  ron  £au,  Boteher,  Stein, 
Wagner,  Schänberg  (Schall,  Lehr,  Zelter),  Vocke, 
Eheberg  ».  >.  ir.  —  Ht^mann,  Lehre  non  den 
Steuern,  Berlin  IS40.  —  Hock,  Die  öffent- 
lichen Abgaben  und  Schulden,  StuUt/art  1863.  — 
m^tOffte,  Die  SUaer  Bd.  IL  Hand-  und  Lehr- 
buch der  Staaitvüteruehaßeii,  Leiptig  189i.  — 
V.  HeckH,  Ah.  *Aufaand*Uuerii<t  itn  W.  d. 
V.  Bd.  I  S.  2SS-J40. 

Max:  c.  HeckeL 


VeredeliisgsTerkehr. 

1.  Begriff  und  Wesen  des  V.  2.  Der  that- 
:<&chliche  Uechtaätand  des  V.  in  DeutM:bland. 
.H.  Der  V.  in  Oesterreich.    4.  Der  V.  in  Frauk- 

1.   Beeriff  und  Wesen  des  V.    Der 

Ausdruck  Veredeluugs verkehr  wird  im  Zoll- 
wesen gebraucht.  Mau  versteht  darunter 
den  Toraierklich  behandelten  Warenverkehr 
mit  dem  Auslände,  der  zum  Zweck  der  Ver- 
edelang oder  Repai-atiir  mit  der  Bestimmung 
der  Eflckkehr  in  vervollkommnetem  Zustande 
stattfindet.  In  diesem  Sinne  ist  die  Ver- 
edelung gleichbedeutend  mit  einer  solchen 
Zurichtung  von  Waren  (Geweben,  öamen. 
Seide,  Leder  etc.),  dass  dieselben  durch 
einen  technischen  Prozess  (Reinigung.  Blei- 
chen, Scheren,  Polieren)  gewisse  Eigen- 
(■ehaften    annehmen   (Farbe,   Glanz,   Glatte) 


oder  neue  Formen  erhalten.  Der  Verede- 
lungsverkehr ist  entweder  ein  aktiver, 
wenn  die  eingebrachte  Ware  im  Inland  ver- 
edelt nnd  dfuin  wieder  ausgeführt  wird, 
oder  ein  passiver,  wenn  die  Waren  zum 
Behufe  der  Veredelung  nach  dem  Auslande 
verbracht  und  appretiert  nach  dem  Inlande 
zurückgeführt  werden.  Leitender  Gnmdsatz 
ist  dabei  die  Identität  der  Waren  oder 
die  Vorschrift,  dass  die  ein-  und  ausgeführten 
Waren  objektiv  dieselben  sind.  Nur  selten 
hat  man  das  Verfahren  durch  die  Zulassung 
der  Substitution  gleicher  Stoff-  und  Waren- 
mengen erweitert  Die  Regehing  des  Ver^ 
edel  un^ Verkehrs  ist  teils  eine  autonome 
und  emseitige,  teils  eine  vertragsmässig 
zwischen  zwei  oder  mehreren  Staaten  ver- 
einbarte. Im  letzteren  Falle  bildet  der  Ver- 
edelunge verkehr  einen  Bestandteil  inter- 
nalionier  Handelsverträge  (vgl.  d.  Art.  Han- 
delsverträge oben  Bd.  IV  S.  1067  ff.). 

Der  Veredel ungs verkehr  (ad mission  tempo- 
raire)  ist  eine  Erweiterang  des  Transit- 
und  Niederlageverkehrs  (v^l.  d.  Art.  Zölle, 
Zollwesen).  Ursprüngbch  durften  ge-, 
wisse  Verarbeitungen  an  den  in  den  Zoll- 
niederlagen lagcniden  Rohstoffen  und  Halb- 
fabrikaten daselbst,  d.  h.  in  den  Räumen 
der  Zollniederlagen,  voi^nommen  und  die- 
selben zeitweilig  aus  den  Niederli^n  ent^ 
fernt  unter  zollamtlicher  Kontrolle  in  Werk- 
stätten oder  Fabriken  verarbeitet  werden 
mussten  dann  aber  wieder  in  den  Zollver- 
schhiss  zurückgebracht  werden.  Später 
wurde  dieses  Verfahren  vendlgemeinert 
und  durften  gewisse  Materialien  zollfrei  auf 
eine  bestimmte  l^Ylst  eingehen  unter  der 
Voraussetzung  der  Wiederausfuhr  in  ver- 
arbeitetem Zustande.  Dabei  wird  die  Iden- 
tität des  Materials  als  unerlfissliclie  Be- 
dingung gefordert,  was  mitunter  grosse 
■  technische  Schwierigkeiten  macht.  Denn 
I  bei  der  Verarbeitung  rieler  Waren,  z,  B. 
'  de»  Roheisens  zu  Stabeisen ,  des  Getreides 
j  zu  Mehl  u.  s.  w.,  ist  die  Identität  des  Ma- 
]  terials  nur  mit  so  sti-engen  und  lästigen 
Kontrollen  zu  wahren,  dass  der  \'orteil  des 
Veredel ungsverkelurs  dureli  diese  Nachteile 
aufgewogen  wird.  Man  hat  (Uher  vielfach 
auf  die  strikte  Durchfflhning  dieser  Anord- 
nungen verzichtet  imd  sieh  mit  der  Forde- 
nmg  beschieden,  dass  für  eine  bestimmte 
Menge  zeitweise  zollfrei  eingeführtes  Material 
ein  gleich  grosses  oder  je  nach  den  tech- 
nischen Verhältnissen  ein  reduziertes  Quan- 
tum des  Fabrikats  binnen  einer  festgesetzten 
Frist  ansgefflhrt  werde.  Durch  diese  Er- 
leichtening  winl  aber  thatsächlich  der  Ein- 
fuhrzoll verkürzt  und  eine  Ai-t  Ausfuhr- 
Erfimie  geschaffen.  Auch  die  Staatskasse 
ann  einen  Verlust  dadurch  erleiden,  dass 
auch  derjenige  Teil  der  Fabrikate,  der  wegen 
der  besonders  günstigen  Stellung  der  Ex- 


jgic 


Veredeluügsverkelir 


porteure  auch  trotz  der  ioläadischen  Ma- 
terialien durch  den  Zoll  ausgeführt  werden 
konnte,  nuamehi  zur  Verbilligung  eines 
einsprechenden  Teiles  der  Materialeinfuhr 
benutzt  wird.  Die  Produzenten,  die  den 
Sohetoff  im  Inland  herstellen  und  durch  die 
Zollßchmnken  geschützt  werden  BolleD,  sind 
die  natürlichen  Gegner  solcher  Erleichte- 
rungen im  Zollverfahren.  Der  Zweck  des 
Veredel UQgs Verkehrs  ist  eben  die  Erleichte- 
rung der  Ausfuhr  von  Fabrikaten,  die  aus 
ausländischen  Materialien  hergestellt  sind. 
Dagegen  ist  er  ein  bequemes  Äuskunfts- 
mittel,  nm  im  Baue  eines  ausgebildeten 
Schutzzollsystems  die  Ausfuhr  zu  befördern. 
Allerdings  ist  der  Uebergang  zur  wirklichen 
Ausfuhrprämie  nicht  ausgeschlossen.  Eine 
solche  hegt  dann  vor,  wenn  bei  Feslatellung 
der  Qtiautitäten  des  Matenals  in  den  zur 
Ausfuhr  gelangenden  Fabrikaten  ein  Aus- 
beuteverhältuiB  angenommen  wird,  das  dem 
thatsächlichen  nicht  entspricht  nnd  für  den 
Exporteur  zu  günstig  angenommen  ist. 

2.  Der  thataächliche  Rechtsatand  des 
V.  in  Deutschland.  Schon  das  ZoUvereins- 
gesetz  vom  23.  Januar  1838  hat  den  Ver- 
edelungsverkehr für  das  GebieJ  des  Deut- 
schen Zollvereins  im  Princip  zugelassen. 
ÜB  durften  Gegenstände  zur  Verarbeitung 
und  Veredelung  ins  Ausland  geschickt  wer- 
den und  dann  unter  strenger  Festhaltnng 
der  Identität  des  Materials  zollfrei  nachdem 
Inland  zurückkehren.  Oder  umgekehrt  war 
es  statthaft,  vorraerklich  zur  Vei-zollung  ab- 
gefertigte, ausländische  Materialien  (.natio- 
nalisierte Waren«)  im  Inland  dem  Verede- 
lungsprozesse zu  imterwerfen  und  sie  zoll- 
frei wieder  ins  Ausland  zurückzubringen. 
Die  Erfüllung  des  Identitätsnachweises  ,war 
die  Voraussetzung  für  die  Zulassung  des 
Yeredeliings Verkehrs.  Das  Institut  des  Ver- 
edeluDgsverkehrs  haben  die  späteren  Zoll- 
gesetze wieder  aufgenommen.  Als  geeignet 
für  den  Veredelungsverkehz'  werden  haupt- 
sächlich folgende  Gegenstände  bezeichnet: 
Gewebe  und  Garne,  die  in  das  Zollausland 
zum  Waschen,  Bleichen,  Färben,  Walken, 
Appretieren.  Bedrucken  etc.  ausgeführt  wor- 
den sind;  ferner  Gespinste  zur  Herstellung 
von  Spitzen  und  Posamen  tierwaren,  Garne 
in  gescherten  Ketten  zur  Heratellung  von 
Geweben,  Seide  zum  Färben  oder  Umfärben, 
Häute  und  Felle  ziu-  Leder-  und  Felzwerk- 
bereitung,  Gegenstände  zum  Lackieren,  Po- 
lieren tmd  Bemalen  und  endlich  sonstige 
zur  Ausbesserung,  Bearbeitung  und  Ver- 
edelung bestimmte  Gegenstände,  wenn  i^e 
wesentliche  Beschaffenheit  und  Benennung 
die  gleiche  bleibt.  Als  Grundsätze  füi- 
diese  Verkehrserleicht^ningen  gelten,  dass 
sie  an  geeignete  EontroUen  zui'  Festhaltung 
der  Identität  geknüpft  werden  und  diese 
durch  geebnete  Kennzeichen  (Identitätsbleie, 


Si^el  etc.)  gesichert  ist,  femer  dass  ein 
Zollerlass  nicht  stattfindet,  wenn  die  Waren 
durch  die  Bearbeitung  derartig  umgewandelt 
worden  sind,  dass  sie  nicht  wieder  als  die 
nämlichen  Gegenstände  erkannt  werden 
können  und  der  Wiederaus-  oder  -eingaug 
nicht  immer  an  das  Ein-  bezw.  Ausgangs- 
amt  gebimdeu  ist.  Geringe  Differenzen  am 
Gewichte  können  zoUabgabefrei  bleiben. 
Für  die  Zurückbringung  der  Waren  wird 
eine  angemessene  Frist  bestimmt.  Bei 
Unterlassung  der  Wiederausfuhr  ist  die 
Ware  nachträglich  zu  demjenigen  Zollsatz 
zu  verzollen,  der  am  Tag  der  »Vormerkung« 
zum  Eingang  gütig  war.  Für  die  Behand- 
lung der  Vormerkung  und  des  Niederlage- 
verkchrs  sind  dann  noch  weitere  Anord- 
nungen erflossen. 

Für  den  Weizen  wurde  durch  G.  v.  23. 
Juni  1882  eine  Erleichterung  gescliaffen, 
indem  den  Mühlenbesitzom  bei  der  Ausfuhr 
ihrer  Mühlenfabrikate  einfach  der  Zoll  für 
die  entsprechende  Menge  des  zur  Mühle  ge- 
brachten ausländischea  Getreides  zurücker- 
stattet wird.  Eine  ähnliche  Vergünstigung 
wurde  den  Oelmüllem  gewährt.  Das  ö.  v. 
14.  April  1694  hob  den  Identitätsnachweis 
bei  eingeführtem  Getreide  im  Falle  der 
Wiederausfuhr  auf.  Es  kann  hier  nicht 
nur  durch  Mehl,  sondern  auch  durch  ein- 
heimisches Getreide  ersetzt  worden.  Hier 
liegt  aber  kein  Veredolungsverkehr,  sondern 
eine  Art  Ausfuhi-prämie  für  Getreide  vor 
(vgl.  d.  Art  Identitätsnachweis  oben 
Bd.  IV  S.  1315ff.) 

8.  Der  V.  in  Oesterreich.  Bereits  die 
Zollordnung  vom  Jahre  1774  gestattete,  dass 
ausländische,  nicht  ausser  Handel  gehetzte 
Waren  zur  Appretur,  nicht  aber  auf  unge- 
wissen Verkauf  (»Losung«)  zollfrei  einge- 
führt werden  durften.  Diese  Grundsätze 
hat  die  Zollordnung  von  1836  erneuert 
Nach  dem  Hand  eis  vertrage  vom  19.  Februar 
1853  zwischen  Oesterreicn-Ungam  und  dem 
Deutschen  Zollverein  sollten  Waren  zur  Zu- 
bereitung, ümgestaltimg  und  Veredelung 
nach  Oesterreich  zollfrei  ein-  und  aus 
Oesterreich  ausgeführt  werden  dürfen  imd 
zwar  nach  Mas^be  der  vom  Zollverein 
angenommenen  Grundsätze.  Die  gleichen 
Grundsätze  sind  dann  von  den  späteren 
Zoll-  und  Handelsvertr^en  erneuert  worden 
(1865, 1868,  1878,  1893).  Beim  sogenannten 
aktiven  Veredetungsverkehr  werden  die  zuge- 
lassenen Gegenstände  zeitweilig  aus  der 
Zollkontrolle  entlassen  und  ist  daher  die 
Identität  bei  der  Wiederausfuhr  dur<:h  die 
Anbringung  materieller  Identitäts zeichen, 
Beschreibung,  Eftckbehaltung  von  Mustern 
oder  auf  andere  zuverlässige  Weise  amthcli 
festzuhalten.  Die  Pflicht  des  Identitätsnach- 
weises Hegt  bei  der  spMeren  Wiederausfuhi' 
dem  Importeiu:  ob.    Beim  sogenannten  jtas- 
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Biven  Veredeln aga verkehr  werden  inlfindisohe 
Waren  zur  Bearbeituna;,  Umgestaltung  und 
Bepaiatnr  unter  Zollkontrolle  noch  dem 
ÄDGlaade  ausfahrt  und  zollfrei  in  vervoll- 
konmineteiD  Zustand  wieder  zurüc^bracht 
Waren  beim  aktiven  VeredelungB verkehr 
■werden  bei  ihrem  Eintritte  dem  vormerk- 
verfahren (»  Eingan  gs  vonnerk  verfahren  <). 
dessen  Wesen  in  geeigneten  Massr^eln^ 
Aufschriften  Kennzeichen,  Mustern  etc.  zur 
Festhallung  der  Identität  besteht,  unterworfen. 
Gleiche  Grundsätze  werden  beim  passiven  Ver- 
edelungsvertehr  für  das  Vormerkverfahren 
(»AusMugsvormerkverfahren«)  angewendet 
4.I)erV.  in  Frankreich.  Die  frühesten 
Spuren  des  Veredelungs Verkehrs  (admission 
femporaire)  finden  wir  in  Frankreich.  Schon 
unter  Colbert  war  es  gestattet,  gewisse 
Materialieu  auf  bestimmte  Zeit  zollfrei  unter 
der  Bedingung  einzuführen,  dass  sie  in  ver- 
arbeitetem Zustand  wiederausgefflhrt  wur^- 
den.  Aehnlich  verhielt  es  sich  mit  dem 
1736  eingeführten  lAequivalenzsystem«,  dass 
z.  B.  bei  der  Einfuhr  von  gebleichtem  Wachs 
der  Vorweis  der  Zollquittung  genügte.  Der 
heutige  Eechtsstand  beniht  in  der  Haupt- 
sache noch  immer  auf  den  Grundsätzen  dee 
G.  V.  5.  Juli  1636.  Auch  in  Frankreich  gilt 
für  den  Veredelungs verkehr  die  strenge 
Wahrung  der  Identität.  Diese  Voraussetzung 
ist  jedoch  stillschweigend  durch  Dekrete, 
die  auf  Grund  jenes  Gesetzes  ergingen, 
durch  die  Substitution  des  Materials  durch- 
brochen worden.  Das  Anwendungsbereich 
des  Veredelungsverkehrs  wird  im  Verord- 
nungswege bestimmt.  Ais  Gegenstände  des- 
selben werden  bezeichnet:  Getreide,  Cacao, 
Zucker  (namentlich  zur  Bafftnierung),  Me- 
talle, Game,  Oele,  Reis,  Gewebe,  Textilwaren 
verschiedener  Art  u.  s.  w.  Wichtig  ist  der 
VeredelungEverkehr  besonders  bei  Weizen 
und  Eisen.  Hier  ist  das  Identitätsprincip 
stark  eingeschränkt  worden.  Der  Importeur 
von  Weizen  verkauft  denselben  ohne  weiteres 
auf  dem  heimischen  Markte  und  lasst  den 
Begleitschein  (acquit-ä-caution),  der  bei  der 
Einfuhr  gegen  Sicherstellung  der  ZoUsehul- 
digkeit  ausgestellt  wurde,  durch  den  Ex- 
porteur von  Mehl  beliebigen  Ursprungs  an 
einem  anderen  Platze  entlasten.  Jjetzterer 
empfängt  dafür  eine  Vergütung,  und  der 
Importeur  gewinnt  die  Differenz  zwischen 
dieser  und  dem  Zoll.  Der  Begleitschein 
dient  dann  dem  Exporteur  bei  der  Mehi- 
ausfuhr.  Bei  Eisen  erhalten  zwar  niir  die 
Hüttenbesitzer  und  Fabrikanten  a\if  Grund 
auswärtiger  Bestellungen  die  Erlaubnis, 
Soh-  und  Stabeisen  zeitweise  zollfrei  einzu- 
führen ;  für  die  Äusfßhnmgen  der  Bestellun- 
gen verwenden  sie  aber  meist  nur  eigenes 
o<ler  (loch  franzCsiaehes  Eisen  und  verlaufen 
ihre  Einfuhn-ollmachten  an  die  Importeure. 
So  bildet   der  Erlös  für  sie  eine  Art  Aus- 


fuhrprämie oder  wenigstens  einen  Ersatz 
für  die  Verteuerung  der  Preise  des  inläadi- 
sehen  Eisens  durch  die  EisenzOlle.  Öiß 
Importeure  aber  zahlen  für  diese  Papiere 
weniger  als  die  Höhe  des  Zolls  beträgt. 
Seit  1871  hat  man  verschiedene  Erschwe- 
rungen dieses  Handels  herbeigeführt,  ohne 
jedoch  zu  einem  festen  Ziele  zu  gelangen. 
Diese  Missbräuche  dauern  auch  heute 
noch  fort 

Llttentnr :  LeoeU,  Schßnberg  t  (4.  Avjl'.j,  II. 
S.  331— SSe.  —  Aufeegt-Wiealngirr,  ZStU  «nd 
Steuern  da  Dmiliehen  Seiehe*,  5.  Avß,  Münehen 
u.  Leipiig  1900,  S.  IIS,  IIS,  IGI.  —  Lehr,  Art. 
» VeredeUingneriehrH  in  SitTidit.  d.  Staatnc. 
I.  Aafi.,  Bd.  VI,  S.  4IS—2t.  —  V,  Hechel, 
AH.  11  VeTedelu'ngmierkehr<i.  im  W.  d.  V.  Bd.  II, 
S.  76S—7S9.  —  Fllx,  Ah.  ^ZoUreekt«  im  Ottterr. 
StaaU-W.  Bd.  II,  8.  1599-99.  —  Lecroa,  Art. 
nAdmUfion  temporaire«  in  Say,  IXHIomiaire 
dei  Financet,  voL  I,  p.  39 — ^3.  ~  Caignon, 
Ah.  •»Admittion  temporairet  in  Block,  Dietion- 
naire  de  l' .idrainiitratimi  fran^iie  p.  34 — S6, 
Max  V,  HeckeL 
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s.  Eheschliessung  oben  Bd.  III  S.  286. 


Vereine,  volksvirbschafüiche 

.  Volkswirtschaftliche  Vereine 
und  Eongresse. 


Tereins-  nnd  Tenammlnngsfrelheit. 

1.  Einleitung.  2.  Zur  Geschichte.  3.  Eng- 
land imd  Nordamerika.  i.  Frankreich,  n. 
Dentachland.  a)  Gesetzgebung',  b)  Privatrecht- 
liche Stellnng  der  Vereine,  c]  Das  öfTentlicha 
Verein  srecht.  d]  Das  Versammlnnga  recht.  6. 
Die  Elbrigen  Staaten.    7,  Schlusä. 

1.  Einleitung.  Die  Geschichte  der 
Menschheit  ist  von  der  Thatsache  beherrscht, 
dass  die  Kulturentwickelung  sich  in  dem 
individuellen  Leben  des  Einzelnen  imd  in 
dem  Gemeinschaftsleben  der  Verbände  voll- 
zieht Diux;h  die  Geburt  ist  der  Mensch 
Glied  der  Familien-  und  Stammesgemein- 
Bchaft  wie  der  staathchen  und  religiösen 
Herrschafts  verbände.  Nur  in  langsamer, 
%ielfachdurch  rückläufige  Bewegungen  unter- 
brochener Entwickeiung  ringt  er  sich  zu 
dem  Bewusslaein  der  freien  Persönlichkeit^ 
damit  aber  auch  zu  der  Erkenntnis  emiiorj 
dass  die  freie  PersColtchkeit  zu  ihrem  Da- 
imd  zu  ihrer  Entfaltung  der  geordneten 
Gemeinschaft  bedarf.  Der  seiner  geistigen 
und    sittlichen    Freiheit   bewiisste    Mensch 
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wird  aber  oich-t  mehr  von  dem  natürlicheii 
Familienverbande  und  dem  BtaaÜicheo  Herr- 
gchaflSTerbande  in  seinem  ganzen  Denken 
und  Thun  erfUBBt,  de  stellen  für  ihn  nur 
die  Bedingungen  her,  unter  denen  die  Ein- 
zehieu  in  freier  Bethfltigung  ihrer  ErSfte  an 
der  Kulturarbeit  des  Volkes  und  damit  der 
ganzen  Meneohheit  mitwirken  kOnnen.  Der 
Kampf  um  die  Al^renzung  dieBee  Gebietes 
der  freien  fiethAtigung  des  Einzelnen  g^ien- 
Über  der  Herrschaft  des  Familien  Verbandes 
und  des  Staates  bildet  ziun  grossen  Teil 
den  Inhalt  der  inneren  Geschichte  eines 
jeden  Volkes.  Aber  auch  innciiialb  dieses 
in  den  verschiedenen  Perioden  der  Entwicke- 
Inng  bald  weiter,  bald  en^r  b^renzten 
Gebietes  der  freien  PereOnhchkeit  vermag 
der  Einzelne  für  sich  allein  mit  seinen  per- 
sSnhchen  und  wirtschaftlichen  Kräften  die 
Ziele,  denen  er  nachstrebt,  nicht  zu  erreichen. 
Soweit  der  Staat  es  nicht  einzelnen  Klassen 
des  Volkes  ermöglicht,  sich  in  der  Form 
des  Rechts  die  Kräfte  anderer  Personen 
dienstbar  zu  macheu  und  private  HerrschaftS' 
Verhältnisse  zu  begründen,  sind  die  Einzelnen 
auf  eine  freie  Vereinigung  ihrer  Kräfte  an- 
gewiesen, um  gemeinschaftliche  Zwecke  mit 
gemeinschaftlichen  Mitteln  und  in  gemein* 
sehaftlicher  Arbeit  zu  verfolgen.  Dies  ist 
der  Boden  des  Vereinswesens.  Seine  Aus- 
bildung und  seine  Leistungsfähigkeit  sind 
bedingt  einerseits  von  dem  Masse,  in  welchem 
das  Bewusstseiu  der  freien  Persönlichkeit 
in  dem  Volke  zum  Dnrchbnich  gelaugt  ist, 
und  andererseits  von  den  rechtlichen  Be- 
BchifinkuQgen,  welchen  der  Staat  die  persön- 
liche Freiheit  unterwirft,  und  den  rechtlichen 
Formen,  in  welchen  der  Staat  die  Vereins- 
bildung  und  das  Vereinsleben  ordnet  imd 
schützt. 

Daraus  ergiebt  ucb,  dass  die  Zwecke, 
welchen  die  Vereine  zu  dienen  vermögen, 
80  mannigfaltig  sind  wie  die  menschhchen 
Kulturzwecke.  Nur  die  der  Familie  und 
dem  Staate  ausschliesslich  vorbehaltenen 
Zwecke  sind  der  Verein sthätigkeit  entzogen. 
Wie  aber  in  der  freien  Vereinigung  der 
Kräfte  der  Individuen  einer  der  mächtigsten 
Faktoren  der  Kiilturentwickelung  gegeben 
ist,  so  kann  sie  auch  dazu  dienen,  ihr  ent- 
gegenzuarbeiten. Sie  iet  eine  Form,  die 
den  guten  wie  den  schlechten  Trieben  der 
Menschen  dienstbar  ist,  sie  kann  ebenso 
ein  forderndes  und  fniehtbares  wie  ein 
feindliches  und  zerstörendes  Element  sein. 
Der  Staat  ist  um  seiner  selbst  wiUen.  um 
die  gesamte  rechtliche  und  gesellschaftliche 
Ordnung  aufrecht  zu  halten,  genötigt,  das 
Vereinswesen  seiner  Aufsicht  zu  unterwerfen 
und  den  Missbrauch  der  Verein  sthätigkeit 
zu  unterdrücken.  Selbst  bei  grundsätzlicher 
Anerkennung  der  Verein  sfreiheit  bedarf  die- 
selbe der  rechtlichen  Schranken, 


]  Die  Gefahren,  welche  die  Vereine  für 
den  Staat  und  das  Gemeinwohl  mit  sich 
fahren  können,  sind  jedoch  nicht  vOThandcn 
bei  denjenigen  Vereinen,  welche  ausschliess- 
lich die  Fa^elung  von  Vermögens  vorteilen 
ihrer  Mitglieder  durch  rechtmässige  Ge- 
schäftsthätigkeit  zum  Zweck  haben.  Die 
Bildnng  und  dieThätigkeit  derartiger  Vereine 
ist  deshalb  auch  zu  allen  Zeiten  gestattet 
und  nur  den  Normen  des  Privatrechts  unter- 
worfen worden.  Sie  bilden  die  «Gesell- 
schaften« im  Sinne  des  Privatrechta,  Ihr 
Zweck  kann  in  der  Ausführung  eines  ein- 
zelnen Geschäfts  oder  in  einer  fortlaufenden 
Geschäftsthätigkeit  bestehen.  Von  beson- 
derer Bedeutung  fflr  das  wirtschaftliche 
Leben  des  Volkes  sind  imter  ihnen  die  Ge- 
sellschaften zum  Betriebe  eines  Handels- 
gewerbes,  die  Eandelsgesellschaften,  deren 
Geschichte  und  Recht  schon  an  anderen 
Stellen  des  Handwörterbuchs  eingehende  Dai^ 
Stellung  gefunden  haben  (vgl.dieArt,  A  k  t  i  e  n - 

gesellBchaften  oben  Bd.  I  S.  143ff„ 
andelsgesellschaften  oben  Bd.  IV 
S.  998  ff.,  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  oben  Bd.  V  S.  257  ft).  Zu  den 
privatrechtlichen  Gesell  Schäften  gehören 
ferner  auch  die  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftung,  deren  Verhältnisse  im 
Deutschen  Reiche  durch  das  RG.  v.  2U. 
April  1S92  normiert  worden  sind,  sowie  die 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften, 
welche  die  Förderung  der  Wirtschaft  ihrer 
Mitglieder  mittelst  gemeinschaftlichen  Ge- 
schäftsbetriebes bezwecken  (s.  d.  betr.  Art. 
oben  Bd.  DI  S.  734  ff.).  Sie  bedflrfen  des- 
halb hier  einer  weiteren  Erörterung  nicht. 
Andererseits  fallen  ausserhalb  des  Rah- 
mens, dieses  Artikels  die  grossen  Kirchen, 
deren  eigenartige  Rechtsstellung  in  und  zu 
dem  Staate  auf  Grund  der  geschichtlichen 
Entwickelung  sich  ausgebildet  hat.  Der 
katholischen  Kirche  eingegliedert  und  dem- 
nach auch  dem  für  sie  geltenden  Staats- 
kirchenrecht unterworfen  sind  die  geistlichen 
Orden  und  die  ordensfthnlichen  Kongrega- 
tionen. Ändere  kdrcldiche  Vereine  d^egen, 
welche  innerhalb  der  Kirche  einzelne  reli- 
giöse Zwecke  verfolgen,  sowie  Religion s- 
fimeinschaften ,  welche  von  den  grossen 
irchen  sich  abgesondert  haben  und  als 
»Kirchen«  vom  Staate  nicht  anerkannt  sind, 
unterstehen  dem  Vereinsrechte,  wenn  auch 
einzelne  Sonderbestimmungen  für  sie  in 
manchen  Staate)!  erlassen  sind. 

2.  Zur  Geschichte.  In  Rom  kam  dem 
Vereinswesen  seit  den  ältesten  Zeiten  eine 
grosse  Beclcutung  zu.  Es  gab  Vereine 
(coliegia)  für  die  mannigfachsten  Zwecke; 
religiöse  und  pohtisehe  Vereine  (sodalitatcs), 
Vereine  für  gesellige  Zwecke,  Vereine  der 
Berufsgenossen,  der  Handwerker,  der  Krämer 
und  Händler,  der  Grosskaufleute,  der  unteren 
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Beamten,Uiiter8tützungBvereine,  i  nsbesondere 
Begrabnisvereine U.S.W.  Das Eecht gewährte 
in  der  republikaniBchen  Zeit  völlige  Vereins- 
freiheit und  jeder  Verein  konnte,  wie  die 
zwClf  Tafeln  bestimmten  (Galus  in  L.  4  D. 
47,  22),  nach  seinem  Belieben  seine  Statuten 
gestalten,  sofern  er  nur  darin  keine  Bestim- 
mung aufnahm,  die  den  Gesetzen  zuwiderlief. 
Doth  nahm  der  Senat  das  Recht  in  Anspruch, 
Vereine  aufzulösen,  die  die  Öffentliche  Ord- 
nung und  Sittlichkeit  verletzten,  wie  im 
Jahre  186  v.  Chr.  von  ihm  die  Bacchus- 
vereine  aufgelöst  wurden.  Ei«t  in  dem  Zeit- 
alter der  Eevotutionen,  in  der  ersten  Hälfte 
des  ersten  Jahrhunderts  v,  Chr.,  hatten  die 
meisten  Vereine  einen  politischen  Charakter 
angenommen  und  waren  eine  Gefahr  für 
den  Staat  geworden.  Während  der  catili- 
narischen  Unruhen  hat  der  Senat  deehaib 
sämtliche  Vereine  mit  wenigen  Ausnahmen 
aufgelöst  (wahrscheinlich  im  Jahre  64  v.  Chr.). 
Zwar  wurde  die  Vereinsfreiheit  wenige 
Jahre  sjAter  (58  v.  Chr.)  wiederhergesteUt, 
aber  schon  nach  zwei  Jahren  löst«  der  Senat 
wiederum  alle  politischen  Vereine  auf.  Nach- 
dem Cäsar  die  Herrschaft  ergriffen,  besei- 
tig er  durch  eine  lex  Julia  alle  Vereine 
mit  weni^n  Ausnahmen.  An  Stelle  der 
Vereinsfreiheit  setzte  Augustus  durch  eine 
wahrscheinlich  im  Jahre  7  v.  Chr.  erlassene 
lex  Julia  de  oollwüs  das  Verbot  der  freien 
Vereinsbildung.  Zur  Gründung  eines  jeden 
Vereins  war  seitdem  Genehmigung  erforder- 
lich, die  entweder  der  Senat  nach  vorher  ein- 
fiholter  Zustimmui^  des  Kaisers  oder  der 
wser,  spater  der  Etuser  allein  zu  erteilen 
hatte.  Die  lex  Julia,  ursprünglich  nur  für  die 
Stallt  Kom  erlassen,  ward  doch  bald  auf 
Italien  und  die  Provinzeo  ausgedehnt..  Alle 
nicht  genehmigten  Vereine  waren  verboten, 
oolJegia  illidta.  Die  Teilnehmermauhten  sich 
des  Majestäts Verbrechens  schuldig  (L.  2  D. 
47,  22;  L.  1  §  1  D.  48,  4).  Doch  wurden 
zweifeUoa  in  der  Praxis  diese  strengen  Ge- 
setze gegen  Vereine,  die  nicht  einen  poli- 
tischen Charakter  trugen,  vielfach  nicht 
angewandt  Die  Behörden  beachteten  sie 
nicht  und  gestatteten  selbst,  wenu  der  Verein 
aufgelöst  wurde,  dass  die  Mitglieder  das 
Vereins  vermöge  Q  unter  sich  teilten  (L.  3 
D.  47,  22),  Nur  die  Unterstützungs vereine 
der  ärmeren  Klassen,  deren  Mitglieder  meist 
Klienten,  Freigelassene  und  Sklaven  waren, 
die  collegia  tenuionim,  bedurften  keiner 
Genehmigimg;.  Ihre  Mitglieder  durften  aber 
nur  einmal  im  Monat  zu  einer  VersMnm- 
lung  zusammentreten.  (Nach  anderer  An- 
sicht waren  diese  einer  Genehmigung  nicht 
bedürftigen  collegia  tenuionun  nur  Begrab- 
nisvereine, collegia  funeraticia.)  Auch  diese 
anfänglich  nur  für  Rom  (vielleiclit  schon  von 
Augiistus)getroffene  Bestimmung  waid  später 
auf  Italien  und  die  Pi-ovinzen  ausgedehnt. 


Die  genehmigten  oder  auf  Grund  einer 
solchen  allgemeinen  Genehmigung  erlaubten 
Vereine  heJ,ten  als  solche  Rechtsfähigkeit. 
Sie  konnten,  wie  die  Stadtgemeinden,  Ver- 
miteeii  erwerben  und  besitzen,  Verträge  ab- 
scluiesscn,  klagen  und  verkl^  werden. 
Dagegen  besessen  sie  nicht  die  J^fObigkeit. 
Nur  einzelnen  Vereinen  wurde  sie  durch 
Privilegium  verliehen JL.  8  Cod.  6,  24). 

In  der  späteren  Kaiaerzeit,  im  3.  imd 
4.  Jahrhundert  n.  Chr.,  sind  die  freien 
Vereine  vollständig  unterdrückt  worden.  An 
ihre  Stelle  sind  Zwangs  verbände  getreten, 
die  vom  Staate  gegründet  und  organisiert 
winden,  deren  Mi^liedschaft  erUich  war 
und  denen  der  Staat  die  schwersten  und 
drückendsten  Lasten  auferl^te,  die  aber 
auch  mit  vielfachen  Privilegien  ausgestattet 
waren. 

Auch  im  fränkischen  Reiche  schritt 
die  Staatsgewalt  in  der  Zeit  Karls  des 
Grossen  gegen  Vereine  ein,  namentlich 
gegen  solche,  deren  Mitglieder  sich  durch 
Bidschwur  verpflichteten  (Kapitularien  Karls 
des  Grossen  von  779  c  16  und  von  789  c. 
26).  W^irend  des  ganzen  Mittelalters  sind 
zu  verschiedenen  Zeiten  von  der  Staatsge- 
walt Versuche  gemacht  worden,  das  Vereins- 
wesen  zu  unterdrücken.  Die  bestehenden 
Vereine  wurden  aufgelöst,  die  Bildung  neuer 
Vereine  ward  verboten.  So  wurden  in 
Deutschland  von  Friedrich  IL  durch  das 
Reichs^esetz  von  1232  alle  Handwerkerver- 
bände in  den  Städten  für  abgeschafft  und 
nichtig  erklärt  und  später  in  dnzelnen 
Städten,  wie  in  Bremen  1322,  in  Dortmund 
1346,  aUe  Vereine,  in  Frankfurt  a.  M.  1443 
und  1447  die  Haodwerkerbruderschaften  auf- 
gehoben. Gleicherweise  wurden  in  Frank- 
reich 1305  alle  Bniderschaften  zu  Paris  auf- 
gelöst, und  ähnliche  Gesetze  sind  auch  zeit- 
weise in  anderen  iJlnden)  erlassen  worden. 
Indes  alle  diese  Vorschriften  und  Verbote 
hatten  nur  eine  geringfügige  Wirkung.  Sie 
wurden  entweder  überhaupt  nicht  durchge- 
führt; oder  gerieten  sehr  bald  wieder  in 
VeN:esseuheit  Die  staatliche  Gewalt  war 
im  Mittelalter  viel  zu  schwach  und  zu  wenig 
orKaniaiert,  um  das  gesellschaftliche  Leben 
beherrschen  zu  können.  Die  Schwäche  der 
Staatsgewalt,  der  Mangel  eines  genügenden 
Rechtsschutzes,  die  Zersplitterung  des  Staates 
iu  eine  kaum  übersehbare  Masse  kleiner  und 
kleinster  Territorien  nötigten  die  Einzelnen, 
in  Verbände  sich  zusammenzuschliessen,  um 
in  ihnen  einen  Ersatz  für  den  Schutz  und 
die  Förderung  zu  finden,  die  ihnen  der  Staat 
nicht  gewähren  konnte.  Gerade  deshalb 
aber,  weil  die  Verbände  nicht  nur  dazu  be- 
stimmt waren,  in  freier  Vereinigung  der 
Kräfte  die  Interessen  der  Einzelnen  zu  föi-- 
dern,  sondern  weil  sie  die  Aufgaben  über- 
nehmen mussten,  welche  der  mittelalterliche 
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Staat  gar  nicht  oder  nur  ungenil^ 
erfflllen  vermochte,  deshalb  hatten  sie  nicht 
bloBS  ein  ^meinBohaftÜGhes,  aus  den  Bei- 
trftgen  der llitelieder,  aus  Sdienkungea  etc. 
entstandeneB  vermögen,  sondern  sie  hatten 
auch  ohne  besondere  Terleihong  Autonomie, 
d.  b.  das  Recht,  fOr  ihre  Mitglieder  und  ihre 
Yerhaltnisse  Bechtesfttze  zu  erlassen,  sie 
hatten  Gerichtsbarkeit  in  allen  Angelegen- 
heiten des  Verbandes,  sie  hatten  eine  Straf- 
gevalt  über  ihre  Mitglieder.  Das  ganze 
Leben  des  Mittelalters  ist  durchzogen,  ja 
beherrscht  von  Verbanden,  Qenossenschafteu, 
Gilden,  Bruderschaften,  Innungen  etc.  der 
mannigfochsten  Art.  So  bildeten  in  den 
St&dten  die  Eaufleute  und  Handwerker  Gil- 
den und  ZOnfte,  die  Gesellen  schlössen  sich 
in  Gesellen  verbände  zusammen,  selbst  die 
Spielleute,  Fechter  und  Bettler  vereinigten 
eich  zu  Genossenschaften.  Die  Familien  des 
hohen  Adels  wuchsen  zu  Sorporationen  zu- 
sammen, die  des  niederen  Adels  fanden  hier- 
für in  den  Ritterbünden  und  Sitteigesell- 
schaften  einen  Ersatz.  Selbst  unter  den 
Bauern  entstanden  Baueminnungen,  soweit 
solche  unter  dem  Drucke  der  Unfreiheit  und 
Grundherrschaft  sich  als  mCglich  erwiesen. 
Daneben  verbreiteten  sich  namentiich  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  in  den  Städten 
Bruderschaften  mit  religiösen  Zwecken, 
Gesellschaften  zur  Pflege  des  geselligen 
Zusammenlebens  oder  der  körperlichen 
Hebungen  in  der  buntesten  Mannigfaltigkeit. 
Aus  dieser  Masse  von  Verbänden  erhoben 
sich  diejenigen,  die,  gestützt  auf  die  Zahl, 
den  Reichtum,  die  soziale  Stellung  ilirer 
Mitglieder,  nach  politischer  Macht  strebten 
und  die  Herrschaft  in  der  Stadt,  in  dem 
Territorium,  in  dem  Reiche  an  sich  zu 
reissen  suchten.  So  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert die  Zünfte  in  den  Städten,  die 
Städtebünde,  wie  namentlich  die  Hansa,  die 
grossen  Einungen  von  Städten  und  X^ndes- 
herren,  aus  denen  dann  am  Ende  des  15. 
Jahrhanderts  die  Umgestaltung  der  Reichs- 
verfassung  hervorging. 

Während  nach  dem  geltenden  Rechte  im 
Mittelaller  nicht  nur  eine  volle  Freiheit  der 
VereinsbilduDg  bestand,  sondern  jeder  Verein 
Vermöge nsfähigkeit  hatte  und,  sofern  er  die 
tiiatsächliche  Macht  hierzu  braass,  gesetz- 
gebende Gewalt,  Gerichtsbarkeit  und  Straf- 
gewalt ausübte,  hielt  die  jmistiEche  Theorie, 
seitdem  es  überhaupt  wieder  eine  solche 
gab,  an  den  Sätzen  des  römischen  Rechtes 
grundsätzlich  fest  Seit  der  Zeit  der  Glossa- 
toren ward  in  den  Schriften  der  Legisten 
und  Dekretisten  wie  auf  den  Iichrstühlen 
der  Universitäten  gelehrt,  dass  ein  jeder 
Verein  der  staatliehen  Genehmigung  bedürfe, 
und  der  Widerspruch,  in  welchem  sich  diese 
Lehre  mit  dem  lieben  und  dera  ^Itenden 
Rechte    befand,    ward    nur   künsthcb   und 


unvollkommeti  durdi  die  Fiktion  verdeckt, 
dass  für  zahlreiche  Gattungen  von  Vereinen 
durch  einen  allgemeinen  Rechtsaatz  die  Ge- 
nehmigung erteilt  worden  sei  oder  dass  die 
nicht  ausdrücklich  genehmigten,  aber  that- 
sächlich  bestehenden  Vereine  stillschweigend 
genehmigt  worden  seien.  Immerhin  tüwr 
ward  allgemein  der  rechtmässige  Bestand 
aller  Vereine  auf  den  Willen  des  Staates 
zurückgeführt,  und  es  war  demgemäss  auch 
nur  folgerichtig,  wenn  der  Obrigkeit  das 
Recht  zuerkannt  wurde,  jwlen  Verein  nicht 
nur  zur  Strafe  wegen  Rechtsverletzungen, 
sondern  auch  aus  Gründen  des  öffentliciien 
Wohls  durch  einen  Akt  der  Verwaltung  auf- 
ZTilösen. 

Jedoch  blieben  im  Mittelalter  diese  Lehren 
ohne  Einfluss  auf  das  Leben.  Anders  ward 
dies,  als  seit  dem  15.  Jahrhundert  die  Lan- 
deshoheit mehr  und  mehr  erstarkte  und  den 
Kampf  mit  den  lokalen  Gewalten  aufnahm, 
um  sie  einer  einheitlichen  Staatsgewalt  zu 
unterwerfen.  In  der  Geschidite  der  Ans- 
büdung  des  modernen  Staates  bezeichnet 
die  Vernichtung  der  mittelalterhchen  Ver- 
einsfreiheit  einen  bedeutungsvollen  Sehritt 
Die  geistigen  Waffen  hierzu  lieferte  die 
romanistiscne  Rechte  Wissenschaft.  DieReichs- 
gesetze  aus  der  eisten  Hälfte  des  16.  Jahr- 
hunderts (Wahlkapitulation  von  1519  Art  6; 
Landfrieden  von  1548  Art.  24;  Reichsab- 
schied von  1551  §§  98--98)  hatten  nur 
unziemliche,  hässige  Verbindnisse,  Ver- 
strickungen und  Zusammenthuung  der  Unter- 
thanen  wider  ihre  Obrigkeit»  und  die  »Ver- 
gaddeningen«  von  Kriegsvölkem  und  auf- 
rührerischen Banden  verboten.  Die  Landes- 
esetzc  dagegen  gelangten  nach  manchan 
iwischenstufen,  in  den  meisten  Territorien 
aber  noch  im  16.  Jahrhundert,  zu  dem  Ver- 
bote eines  jeden,  ohne  obrigkeitliche  (Ge- 
nehmigung gebildeten  Vereins  (auch  hier 
die  Gesell  Schäften  des  Privatrechts  still- 
schweigend ausgenommen)  und  zu  der  Vor- 
schrift, dass  alle  Vereammlungen,  auch  die 
Versammlungen  eines  genehmigten  Vereins 
nur  nach  Genehmigung  und  unter  obrig- 
keitlicher Ueberwachung  stattfinden  dürfen. 
Und  wie  diese  Vorschriften  in  dem  Rechte, 
dera  römischen  Recht  der  Kaiserzeit,  ihre 
juristische  Rechtfertigung  za  finden  schienen, 
so  gelangte  auch  die  herrschende  Staatslehre 
zu  dem  Schlnss,  dass  in  dem  Naturrecht 
die  Vereins-  und  Versammlungsfreiheit  nicht 
begründet  sei.  In  dem  Gesell  Schafts-  und 
Henschaftsvertrag,  durch  welche  die  Men- 
schen den  Staat  gegründet  und  der  Staats- 
gewalt sich  unterworfen  haben,  blieb  ihnen 
zwar  das  natürhche  und  unvemhrbare  Recht 
auf  persönliche  Freiheit  und  Eigentum  vor- 
behdten,  nicht  aber  das  Recht  innerhalb 
des  Staates  andere  Vereinigungen  zu  bilden. 
Freie  Vereine    sind   eine   Genihr   für   den 
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SUat,  nur  mit  seiner  Oeaehraigang  dOrfen 
Vereine  K6gründet  werden.  Darin  stimmen 
mit  Hoboee  (Ejeviathan  c  22,  de  Cive  c. 
13,  g  13)  Piilendorf  (de  Jure  natuiae  et 
genÜumVn,  c.  2,  §§  21,22)  wie  EouBseau 
(Contrat  social  II,  c  3)  überein.  Zwar 
leiteten  andere,  wie  JustuB  H.  Böh- 
mer (Introductio  ia  ins  public,  universale 
li,  c  4,  §  8),  Chr.  Wolff  (Jus  naturae 
VIU,  §§  153ff.),  Achenwall  (Jus  naturale 
n,  §§  16  ff.)  etc.  auB  der  natürlichen  Frei- 
heit des  Menschen  auch  seine  J<Yeiheit  ab, 
mit  anderen  zu  erlaubten  Zwecken  sich 
zu  vereinigen.  Aber  auch  sie  erachten 
den  Staat  für  durchaus  berechtigt,  im  In- 
teresse seiner  Sicherheit  und  der  öffent- 
lichen Wohlfahrt  die  Bildung  eines  Vereins 
von  seiner  Öeuehmiguüff  abhängig  zu  machen. 
Der  im  Polizeistaat  des  18.  Jahrhunderts 
herrschenden  Anschauung  giebt  J  u  s  t  i 
(Onindsätze  der  Polizeiwissenschaft  1756, 
§  363)  einen  treffenden  Ausdruck,  wenn  er 
säet:  >Da  eine  jede  Regieniug  geneigt  ist 
we  guten  Endzwecke  zu  befördern,  so  muss 
eine  jede  Gesellschaft  oder  Versammlung 
einen  g^rOndeten  Verdacht  wider  sieh  er- 
r^en,  die  nicht  ihre  Absichten  der  Regie- 
rung entdecket  und  ihre  Bestätigung  und 
Bewilligung  erwartet.« 

8.  England  and  Nordamerika.  In 
England  hatte  weder  das  römische  Recht 
noch  der  AbsoIuUsmus  des  Polizeistaates 
Eingang  gefunden.  Hier  ist  zu  allen  Zeiten 
gruadsatzüch  die  Freiheit  der  Vereinsbildung 
und  der  Versammlungen  anerkannt  worden. 
weil  kein  Gesetz  sie  aufgehoben  hat.  Aller- 
dings waren  schon  seit  dem  13.  Jahrhundert 
im  Interesse  der  besitzenden  Klassen  Vereine 
und  Versammlungen  der  Arbeiter,  durch 
welche  sie  eine  Erhöhung  der  Löhne  und 
eine  Besserung  der  Arbeitsbedingungen  zu 
erringen  suchten,  verboten  worden  (s.  d. 
Artt  Arbeitseinstellungen,  oben  Bd.  I 
S.  SOOff.;  Gewerkvereine,  oben  Bd.  IV 
S.  623  ff.),  ebenso  wie  seit  der  Reformations- 
zeit im  Interesse  der  anglikanischen  Kirche 
und  der  herrschenden  Parteien  religiöse  Ver- 
eine, die  sieh  der  Staatskirche  entgegenstellten 
(Kathohken,  Sekten,  Dissenters),  weitgehenden 
BeechrSnkungen  und  vielfachen  Bedrückungen  j 
unterlagen.  Abgesehen  hiervon  aber  war  i 
nach  gemeinem  Recht  nur  die  Teilnahme  an 
Vereinen  und  Versammlungen,  welche  ge- 
waltsame Friedensstönmg  oder  andei-weile ! 
gesetzwidrige  Handlungen  bezwecken,  mit 
Strafe  bedroht.  Auch  als  in  der  zweiten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  {vornehmlich 
seit  1769)  politische  Vereine  entstanden,  die 
bald  eine  Macht  im  offen thchen  Leben 
wurden,  niusste  deren  Gesetzmässigkeit  an- 
erkannt werden,  wie  denn  auch  Black- 
stone (Commentaries  on  the  law  of  Engl. 
I,  c  1)  das  Recht,  Versammlungen  abzuhalten, 


zu  den  Onmdrechten  der  Engländer  rechnet. 
Erst  unter  der  Nachwirkung,  welche  di& 
französische  Revolution  ausübte,  wiu^eu  1795 
durch  ein  auf  Zeit  erlassenes,  dann  1799 
ß9  Oeo.  m,  &  79)  durch  ein  dauerndes- 
Gesetz  politische  Vereine  Beschränkungen 
unterworfen.  Danach  ist  die  Teilnahme  an 
Vereinen  strafbar,  deren  Mitglieder  sich 
eidlich  verpflichten  oder  deren  Oberen  nicht 
allen  Mitgliedern  bekannt  sind  oder  deren 
Mitglieder  verheimlicht  werden.  Noch  weiter 
ging  das  Gesetz  von  1817  (57  Geo.  lU,  c. 
19),  welches  verbietet,  dass  Vereine  mit 
anderen  Vereinen  in  Verkehr  treten  sowie 
dass  Abgeordnete  verschiedener  Vereine  zu 
einer  Versammlung  zusammentreten.  Hier- 
von sind  nur  wissenschaftliche  und  wuhl- 
thätige  Vereine  ausgenommen.  Jedoch  kann 
nach  einem  Gesetz  von  1846  (9  et  10  Vict. 
c.  33)  nur  die  Staatsanwaltschaft  wegen 
Verletzung  dieser  Vorschriften  Anklage  er- 
heben. Thatsächlich  ist  dies  bisher  noch 
niemals  vorgekommen.  Sind  die  erwähnten 
Gesetze  auch  heute  noch  nicht  aufgehoben, 
so  sind  sie  doch  ausser  Anwendung  ge- 
kommen. 

Thatsächlich  imteili^en  die  Bildung  von 
Vereinen  und  die  Teilnahme  an  Vereinen 
irgend  welchen  Beschränkungen  nicht,  sofern 
ein  Verein  nicht  rechtswidrige  Zwecke  ver- 
folgt. In  dieeem  Falle  machen  sich  die  Mit- 
glieder der  conspiracy,  des  Komplotts, 
schuldig.  Rechtswidrig  ist  der  Zweck  des 
Vereins  aber  nicht  nur  dann,  wenn  die 
Handlungen,  die  ausgeführt  werden  odei- 
ausgefüllt  werden  sollen,  an  ddi  strafbar 
sind,  sondern  auch  dann,  wenn  sie  nur  mit 
einer  Civilklage  verfolgt  werden  können, 
sofern  sie  von  einem  Einzelnen  allein  be- 
gangen werden. 

Das  Versammlungsrecht  ist  diu-ch 
besondere  Gesetze  nicht  normiert  Nach 
gemeinem  Rechte  (common  law)  ist  aber 
die  Teilnahme  an  einer  ungesetzlichen  \'er- 
sammlung  (unlawful  assemblv)  ein  strafbares 
Vergehen  (misderaeanour).  ungesetzlich  ist 
eine  öffentliche  Versammlung: 

a)  wenn  sie  einen  Friedensbrucli  (breacli 
of  the  peace)  begeht  oder  zu  begehen  be- 
zweckt ; 

b)  wenn  sie  bezweckt,  mit  offeuer  Ge- 
walt ein  Verbrechen  (crime)  zu  begehen ; 

c)  wenn  sie  —  für  welchen  Zweck  sie 
auch  abgehalten  wei-den  mag  —  den  in  der 
Nachharachaft  befindlichen  Personen  iiegrttn- 
dete  Ursache  giebt,  z«  befürchten,  dass  die 
Abhaltung  der  Versammlung  zu  einem 
Fi'ietlensbruch  führen  werde; 

d)  wenn  sie  bezweckt,  die  verschiedenen 
Klassen  der  Bevölkerung  gegen  einander 
aufzureizen  oder  ein  Komplott  (conspiracy) 
herbeizuführen  oder  dessen  Bildung  vorzu- 
bereiten.   Doch  ist  es  nicht  unbestritten,  ol> 
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auch  in  dieeem  Falle  die  Tersammlung 
eine  UDgesetzUche  ist. 

Wird  in  der  Yeisamminnfr  der  Frieden 
gebrocheo,  so  macheo  sich  die  Teilnehmer 

der  Versammlung  dee  Äufrahrs  (riot) 
schuldig.  Hat  ein  Friedensrichter  oder 
Sheriff  die  in  dem  Riot  Act  von  1714  (1  Geo. 
I  eh.  5  B.  2)  vorgesehene  Proklamation  ver- 
lesen, so  begeht  jede  Person,  die  nach  Ab- 
lauf einer  Stunde  an  der  YerBammlung  Doeti 
teil  nimmt,  eine  felony  und  iaan  mit 
Freiheitsstrafe  bis  auf  Lebenszdt  bestraft 
werden. 

Das  Redit  der  Vereins-  imd  Vereamm- 
limgsfreiheit  ward  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  als  im 
gemeinen  Recht  begründet  aneikannt  Als 
im  Jahre  1789  die  Verfassung  der  Union 
durch  die  Aufnahme  der  Freiheitsrecfate  er- 
gänzt ward,  bestimmte  Art  1:  >Der  Eon- 
gress  darf  kein  Gesetz  eriasBen,  durch 
welches  das  Recht  des  Volkes  sich  friedlich 
zu  versammeln  beschrankt  wird.«  Ward 
dadurch  auch  die  Gesetzgebung  der  einzelnen 
Staaten  nicht  gebunden,  so  haben  doch  die 
Verfassungen  aller  einzelnen  Staaten  der 
Union  die  Versammlungsfreiheit  in  gleicher 
Weise  gewährleistet.  Der  Vereinsfreiheit 
geschieht  in  den  Verfassungen  der  Union 
und  der  Staaten  keiner  Erwähnung,  aber 
auch  sie  ist  durch  das  gemeine  Redit  und 
diurch  die  politisdie  Ueberzeugung  des 
ganzen  Volkes  genügend  geschützt 

Nach  englisch-amerikanischem  Rechte 
sind  übrigens  die  Vereine  privatrechtlich 
nur  Gesellschaften.  Korporationsrechte 
können  sie  nur  durch  den  Staat  erhalten. 
In  England  kOnnen  nur  durch  Gesetz  oder 
durch  königliche  Verordnung  im  Geheimen 
Rat  (Order  in  Council)  Korporationsrechte 
verliehen  werden.  Im  Laufe  des  19.  Jahr- 
hunderts ist  jedoch  für  einzelne  Klassen 
von  Oesellschaften  durch  Gesetz  bestimmt 
worden,  dass  sie  unter  den  gesetzlichen 
Normativbedingungen  durch  ihre  Grilndung 
Korporationsrechte  von  Rechts  wegen  er- 
werben (so  Aktiengesellschaften  oben 
Bd.  I  S.  145ff.,  Banken  oben  Bd.  H,  S. 
198ff.,  Gewerkvereine  oben  Bd.  IV  S. 
623  ff.).  Auch  in  Nordamerika  und  in  den 
letzten  Jahrzehnten  Gesetze  dieser  Art  erlassen 
worden,  während  abgesehen  hiervon  zur 
Erteilung  von  Korporatio aarechten  an  einen 
Verein  ein  Specialgesetz  des  Staates  er- 
forderhch  ist. 

4.  fVankreicfa.  In  Frankreich  war  bis 
zum  Ausbruch  der  Revolution  die  Entwicke- 
lung  eine  ähnliche  gewesen  wie  in  Deutsch- 
land. Ludwig  XTv.  hatte  den  absoluten 
Staat  vollendet,  in  welchem  die  Vereins- 
nnd  Versammlungsfreiheit  keine  Stelle  mehr 
finden  konnte.  Im  18.  Jahrhundert  war  es 
ein  allgemem  anerkannter  Satz,  dass   kein 


Vereingebildet,  keine  Veraammlune gehalten 
werden  dürfe  ohne  Genehmigung  des  Königs 
oder  der  Polizeibehörde.  Einer  der  hervor- 
ra^ndsten  Juristen  der  Zeit,  H erlin,  be- 
zeichnet dies  ^[eradezn  als  *un  axiome 
trivial«  (ßSpertoire  de  jurisprudence,  1775, 
Bd.  I  S.  394).  Im  Jahre  1789  fielen  diese 
wie  ändere  Schranken  der  persönlichen 
Freiheit  von  selbst  Es  ist  aber  charakte- 
ristisch, dass  nicht  die  Vereins-,  sondern  nur 
die  Versammlungsfreiheit  eine  gesetzliche 
Anerkennung  fand.  Nach  dem  Vorbilde  der 
nordamerikanischen  Ver^sung  bestimmte 
zunächst  das  Gemeindegesetz  vom  14.  De' 
zember  1789,  Art.  62:  »Die  Bürger  haben 
das  Recht,  sich  friedlich  und  ohne  Waffen 
zu  versammeln,  um  Adressen  und  Petitionen 
zu  beraten,  unter  der  Bedingung,  Ort  imd 
Zeit  der  Versammlung  der  örtsbehörde 
vorbei'  anzuzeigen,«  Die  Verfassung  vom 
3.  September  1791,  Tit.  1,  Art  3  gewähr- 
leistete dann  das  Recht,  sich  friedlich  und 
ohne  Waffen  zu  versammeln  unter  Beobach- 
tung der  PoHzeigesetze.  (Aehnlich  Erklärung 
der  Menschenrechte  Art  7  in  der  Verfassung 
vom  24.  Juni  1793.)  Das  Polizeigesetz  vom 
19.  Juli  1791  Art.  14  erstreckte  die  Vor- 
schrift des  Gesetzes  von  1789  auf  alle 
Vereine  und  Klubs.  Thatsächlich  freilich 
bestand  die  Vereins-  imd  Versammlungs- 
frcdheit  nur  für  die  radikalen  Parteien, 
welche  durch  ein  über  das  ganze  Liana 
ausgedehntes  imd  wohl  organisiertes  System 
von  Klubs  die  Herrschaft  an  sich  rissen. 
Auch  der  Vereuch,  der  in  dem  Dekret  vom 
29.  September  1791  gemacht  wurde,  deren 
Ausschreitungen  ehtgegenzutretfin ,  blieb 
wirkungslos.  So  fOhile  der  Missbrauch  der 
Freiheit  sehr  bald  wieder  zu  ihrer  Auf- 
hebung. Die  Verfassung  von  1795  {5.  Fruo- 
tidor  in)  verbot  alle  Vereine,  die  der 
Öffentlichen  Ordnung  zuwiderlanfen ,  und 
gab  damit  der  R^erung  das  Recht,  jeden 
Verein  aufzulösen.  Vereine,  die  sich  mit 
politischen  Fragen  beachfiftigen,  dürfen  mit 
einander  nicht  in  Verkehr  treten,  keine 
Öffentlichen  Versammlungen  halten;  ihre 
]tfitglieder  dürfen  keine  Abzeichen  tragen  etc. 
(Art  360—362).  Gleichzeitig  wurden  alle 
Klubs  aufgehoben  (Dekret  vom  6.  Fnict.  III) 
und  nach  wenigen  Jahren  durch  Dekret 
vom  22.  Veotöse  VI  (14.  Mära  1798)  alle 
politischen  Vereine  gesclilossen.  Die  Ver- 
fassung vom  22.  Frimaire  VUl  (la  De- 
zember 1799)  erwähnte  der  Vereine  und 
Versammlungen  überhaupt  nicht  mehr.  Der 
Code  pönal  von  1810  hat  für  jeden  Verein, 
der  mehr  als  20  Mitglieder  hat,  Geneh- 
migung vorgeschrieben,  die  an  beliebige  Be- 
dingungen geknüpft  werden  kann.  Auch 
bedarf  ein  jeder,  der  seine  Räumlichkeiten 
zur  Abhaltung  einer  Vereins  Versammlung- 
hergiebt,  vorheriger  Genehmigung  (Art  291 


„^^IC 


Yereins-  und  Versammlungsfreiheit 


bis  294).  Die8e  Bestimmun^n  fanden  dann 
auf  alle  Yersamniliiagen -.durch  eine  kon- 
stante Praxis  der  BehCrden  und  Gerichte 
Anwendung,  und  dies  ward  durch  Dekret 
vom  25.  März  1852  ausdrücklicli  sanktioniert. 
Inzwischen  aber  waren  durch  das  G.  v. 
10.  April  1834  die  Vorschriften  dea  Code 

E6nal  noch  verschärft  worden.  Insbesondere 
oonte  hiernach  die  Genehmigung  jederzeit 
zurückgenommen  werden.  Die  Verfassung 
von  1848  hat  dann  zwar  wieder  die  Vereine- 
«nd  Versamralungsfieiheit  anerkannt  (Art,  8), 
nachdem  vorher  schon  zu  ihrer  Begelung 
das  0.  V.  38.  Jimi  1848  erlassen  worden 
war.  Indes  murde  durch  das  Q.  v.  19,  Juni 
1849  der  Regierung  wieder  das  Beoht  er- 
teilt, Vereine  und  öffentliche  VersanunJungen 
im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  auf- 
zulösen und  zu  verbieten,  und  das  Dekret 
vom  25.  März  1852  hob  das  Gr.  v.  25.  Juni 
1848  auf  und  stellte  das  frfthere  Hecht 
wietler  her.  Erst  das  G.  v.  6.  Juni  1868 
hat  die  polizeilichen  BeBchrftnkuugen  der 
Privatversammlungen  aufgehoben  und  fOr 
Cffeatiiche  Versammlungen  dieselben  gemin- 
dert. An  seine  Stelle  ist  das  Q.  v.  30.  Juni 
1881  getreten.  Danach  bedürfen  auch 
fiff entliehe  Vei-saromlungen  keiner  Geneh- 
migung, wie  sie  auch  im  voraus  nicht  unter- 
sagt werden  kOnnen.  Nur  müssen  Zeit, 
Ort  und  Zweck  24  Stunden  vorher  der  Be- 
hörde aof^zeigt  werden.  Ein  Vertreter  der 
Behörde  hat  das  Recht,  den  Versammlungen 
beizuwohnen,  darf  sie  aber  nur  auf  Antrag 
dea  Vorstaades,  oder  wenn  Thätlichkeiten 
vorkommen,  anflflaen.  Auf  öffentlichen 
Strassen  und  Plätzen  dürfen  Versammlungen 
nicht  stattfinden.  Aber  das  G.  v.  1881  be- 
zieht sich  nur  auf  Versammlungen,  nicht  auf 
Vereine.  Für  sie  blieben  noch  die  Vor- 
schriften des  Code  penal  wie  des  G.  v.  1834 
in  Kraft.  Selbst  genehmigte  Vereine  konnten 
hiernach  jedeizett  aufgeTöst  werden.  Eor- 
porationsrechte  konnte  ein  Verein  nur  da- 
durch erhalten,  dass  er  zu  einem  ^tabUsse- 
ment  d'utUit6  publique  durch  ein  nach  An- 
hören des  Staatsrates  erlassenes  Dekret  des 
Präsidenten  der  Republik  erklärt  wird. 
Unterstfltzungsvereine  auf  Gegenseitigkeit 
(societös  de  secours  mutuels)  und  die  Ge^ 
werk  vereine  (syndicats  profeasionels)  er- 
werben durch  ihre  Gründung,  zu  welcher 
die  ersteren  allerdings  der  Genehmigung 
bedürfen,  die  Rechte  juristischer  Personen 
und  unterhegen  nicht  den  Beschränkungen 
des  Vereinsrecht  es. 

Erst  das  viel  umstrittene  G.  v.  1,  Juli 
1901  hat  Frankreich  die  Vereinsfreiheit 
gebracht.  Dasselbe  bezieht  sich  auf  alle 
vereine,  welche  nicht  den  rein  privatwirt- 
sehafUichen  Zweck  der  Verteilung  von  Ge- 
winn unter  die  Mitglieder  verfolgen  (Art.  1). 
Femer  unterstehen  dem  Gesetze  liidit  die 


Handelsgeaellsrhaf  ten ,  die  Gewerkverdne 
(^I.  oben  Bd.  IV  S.  689)  und  die  Untere 
Stützungsvereine  auf  Gegenseitigkeit  (sod^tes 
de  aeoouifi  mutuels  vgl.  oben  Bd.  I S.  639),  f  Qr 
welche  die  bisherigen  Gesetze  in  Geltung 
bleiben  (Art.  21). 

Nach  dem  Gesetze  vom  1.  Juli  1901 
sind  unerlaubt  und  verbaten  nur  Vereine, 
die  für  einen  Zweck  gegründet  werden  oder 
einen  Zweck  verfolgen,  der  den  Gesetzen 
oder  den  guten  Sitten  zuwiderlAiift  oder 
der  darauf  gerichtet  ist,  die  Unverletzlich- 
keit des  Staatsgebiets  oder  die  republikanische 
Regierungsform  zu  bedrohen  (Art.  3).  Die 
AimOeung  eines  solchen  Vereins  ist  durch 
gerichtliches  Urteil  auszusprechen,  das  auf 
Antrag  der  Staatsanwaltschaft  oder  aber  auf 
Antrag  eines  jeden  Interessenten  (ä  la  re- 
quSte  de  tout  int^ssä)  zu  erlassen  ist 
(Art,  7),  Diejenigen,  die  nach  der  gericht- 
lichen Auflösung  an  der  Aufrechtbaltui^ 
oder  der  Wiederhffl'slellung  eines  solchen 
Vereins  als  Gründer  oder  Leiter  sich  be- 
teiligen oder  die  durch  Herg&be  von  Ränm- 
lichkeiten  die  Versammlung  der  Mitglieder 
befördern,  sind  mit  Geldstrafen  bis  5000 
Francs  und  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre 
bedroht  (Art.  8). 

Die  Bildung  und  die  Thätigkeit  aller 
anderen  Vereine  sind  völlig  frei  und  unter- 
stehen nur  den  Bestimmungen  des  gemeinen 
Rechts.  Doch  kann  jedes  Mitglied  nach 
Zahlung  seines  Jahresbeitrags  aus  dem  Ver- 
eine ausscheiden.  Entgegenstehende  Bestim- 
mungen der  Verein sstatuten  sind  rechtsun- 
giltig  (Art.  4).  Die  Gründung  eines  Vereins 
bedarf  weder  der  Genehmigung  noch  der 
Anzeige  (Art.  2).  Das  nodi  in  dem  G.  v. 
30.  Juni  1881  wiederholte  Verbot  der  Grün- 
dui^  von  politischen  £hibs  ist  aufgehoben 
(Art.  21).  Doch  können  Vereine,  deren 
Mitglieder  in  ihrer  Mehrlieit  fremde  Staats- 
angehörige sind,  sowie  solche,  deren  Leiter 
Fremde  sind,  oder  die  ihren  Sitz  im  Aus- 
lände haben,  dureh  Dekret  des  Präsidenten 
der  Republik  aufgelöst  werden,  sofern  ihre 
Thätigkeit  geagnet  erscheint,  entweder  die 
normalen  Bedingungen  des  Warenverkehre 
oder  der  Effektenbörse  zu  stören  oder  al>er 
die  innere  oder  äussere  Sicherheit  des 
Staates  za  bedrohen  (Art.  12).  Die  er- 
wähnten Straf bestimmim gen,  die  gegen  die- 
jenigen gerichtet  sind,  die  einen  dureh  ge- 
richtliches Urteil  aufgehobenen  Verein  anf- 
reehtzuhalten  oder  wieder  herzustdlen 
suchen,  finden  auch  hier  Anwendung. 

Nur  auf  die  religiösen  Genossen- 
schaften (oongrf'gations  religienses)  er- 
streckt sich  die  Verein sfi'ciheit  nicht.  Eine 
religiöse  Genossenschaft  kaim  künftighin  nur 
gerundet  werden  auf  Grand  einer  durdi 
Gesetz  zu  erteilenden  Ennächtigung  und 
unter  den  darin  aufgestellten  Bedingungen. 
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Auch  eine  zugelassene  religiöse  Oenosaen- 
schaft  kaDD  nur  mit  Qenehmigung  des 
PrSsideaton  der  Republik  eine  neue  Nieder^ 
lassuDg  gründen,  und  jede  OenosBenschaft 
wie  jede  NlederiaBSung  einer  solchen  kann 
diirct  Dekret  des  Prilsidenteu  der  Republik 
jederaeit  aufgelöst  werden.  Die  bei  Erläse 
des  Geeetzee  bestehenden  nicht  genehmigten 
Kongregationen,  deren  Zahl  im  Jahre  1900 
eich  aul  744  belief  (gegmflber  von  773  ge- 
nehmigtoD),  haben  binnen  3  Monaten-  ilve 
Oenehmigung  nachzusuchen,  widrigenfalls 
sie  fflr  aufgelöst  gelten.  Suchen  sie  aber 
innerhalb  dieser  Frist  die  Genehmigung 
nach,  so  bleiben  sie  bestehen,  bis  ihnen  aus- 
drücklich eUe  Oenefamigung  vorsagt  wird  und 
sie  damit  aufgelöst  werdeu  (Art.  18).  Mit- 
glieder  einer  nicht  genehmigten  Kongm- 
sation  dürfen  weder  eine  Unterrichtsanstalt 
leiten  noch  an  einer  solchen  Unterricht  er- 
teilen (Art  14). 

Die  Teilnehmer  an  einer  ohne  Ermäch- 
tigung neugegrUndeten  Kongregation  oder 
einer  aufgelösten  Eongreeation  sind  mit  den 
oben  angeftlhrten  Strajfen  bedroht,  die 
6n1nder  und  Leiter  mit  Strafen  bis  zn  dem 
doppelten  Betrage  (Art.  16),  Auch  ist  der 
Vorstand  einer  jeden  Kongregation  ver- 
pflichtet, auf  Erfordern  des  Pr&fäten  jeder- 
zeit den  Jahres- Voranschlag  der  Einnalunen 
und  Ausgaben,  das  Inventar  der  beweglichen 
und  unbeweglichen  Güter  und  das  Ver- 
zeichnis der  Mitglieder  der  Kongregation 
vorzulegen.  EÜe  Weigerung,  diese  Schrift- 
stücke vorzulegen,  sowie  wissentlich  falsche 
Angaben  sind  mit  Geld-  und  Qefängnis- 
strafeo  bedroht  {Art  15). 

Das  Gesetz  normiert  aber  nicht  nur  die 
öffentlich-rechtliche  Stellung  der  Vereine, 
sondern  bestimmt  auch  die  VoiauBsetzungen, 
unter  denen  ein  Verein  Rechtsfähigkeit  er- 
langen kann.  An  sich  ist  ein  Verein  nur 
eine  Gesellschaft  und  untersteht  den  Be- 
stimmungen des  Code  dvil  über  Gesell- 
schaftsverträgB  (Art  1832—1873).  Dodi 
kann  jeder  Verein  durch  Anmeldung  bei 
der  Fräfektur  des  Departements  oder  der 
ünterpräfektur  des  Arrondissemenls,  in  dem 
der  Verein  seinen  Sitz  hat,  eine  allerdings 
sehr  beschränkte  Rechtsfähigkeit  erlangen. 
Die  Anmeldung,  der  die  vorgeschrieben  en 
Schriftstücke  beizufügen  sind,  genügt  hierfür. 
Ein  Bolclier  Verein  kann  dann  klagen  und 
verklagt  werden,  und  durch  entgeltliche 
Hechtsgeschäfte  (nicht  durch  Annahme  von 
Schenkungen  —  mit  Ausnahme  der  Zu- 
wendungen des  Staats,  der  Departements 
und  der  Gemeinden  —  und  letztwilligen 
Zuwendungen)  Vermögen  erwerben  imd  be- 
sitzen. Afer  diese  VermögensfähigkBit*  ist 
eine  engbegrenzte.  Der  Verein  kann  nur 
die  Beiträge  seiner  Mitglieder,  den  Besitz 
der   Rflumbchkeiten,  die   er   zu   der   Ver- 


waltung und  den  VerBammlungen  seiner 
Mitglieder  bedarf,  sowie  das  Eigentum 
solcher  Grundstücke  erwerben,  die  für  die 
Erfüllung  der  Yereinsz  wecke  unbedingt 
(strictement)  notwendig  sind  (Art.  -5,  6), 
Auch  ist  der  Verein  verpflichtet,  binnen 
drei  Monaten  Statutenänderungen  sowie  jede 
Veränderung  in  der  Leitung  und  Verwaltung 
des  Vtteins  anzumelden.  Bei  Zuwiderhand- 
lung gegeu  diese  Vorschriften  kann  der 
Verein  durch  gerichtliches  Urteil  aufgelöst 
werden,  und  die  für  die  Zuwiderhanditmg 
verantwortlichen  Personen  sind  strafbar 
(Art  7,  8). 

Volle  Rechtsfäh^keit  können  Vereine 
nadi  wie  vor  nur  üadurcJi  erhalten,  dass 
sie  von  dem  Präsidenten  der  Republik  zn 
einem  ßtablissement  d'utilitö  publique  er- 
klärt werden  (Art.  10).  Doch  können  sie 
auch  dann  Grundstücke  nur  erwerben,  so- 
weit sie  deren  für  ihre  Zwecie  bedürfen. 
Im  übrigen  müssen  sie  ihr  Vermögen  in 
Schuldverschreibungen,  die  auf  ihren  Namen 
ausgestellt  sind,  anlegen  (Art.  11).  Sie  sollen 
dadurch  veranlasst  werden,  französische  ■ 
Staatsrenten,  die  auf  ihren  Namen  in  das 
Staatsschuld  buch  eingetragen  werden,  zu 
erwerben.  Die  Annahme  von  Schenkungen 
und  letztwilligen  Zuwendungen  bedarf  der 
staatlichen  Genehmigung  (Co(.le  civil  Art. 
910,  G.  V.  4.  Februar  1901  Art  54).  Grund- 
stücke, die  sie  auf  diese  Weise  erwerben, 
müssen,  sofern  sie  nicht  für  die  Zwecke 
des  Vereins  notwendig  sind,  innerhalb  der 
bei  der  Genehmigung  bestimmten  Frist 
veräussert  werden  (Art.  4). 

Ein  jedes  entgeltliche  oder  unentgeltliche 
Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  wie  von 
Todeswegen  ist  nichtig,  sofern  es  bezwe*^ 
einem  erlaubten  oder  unerlaubten  Vereine 
es  zu  ermöglichen,  sich  den  Vorschriften 
des  Gesetzes  zu  entziehen,  mag  es  unmittel- 
bar oder  durch  eine  dazwischen  geschobene 
Person  oder  auf  einem  anderen  mittelbaren 
Wege  vorgenommen  werden  (Art.  17).  Be- 
sondere Vorschriften  enthält  das  Gesetz 
noch,  um  der  Umgehung  des  Gesetzes  zn 
Gunsten  der  religiösen  Genossenschaften 
vorzubeugen  (Art  17),  sowie  über  die 
Liquidation  des  Vermögens  der  bestehenden 
nicnt  genehmigten  Kongregationen,  sofern 
sie  die  erforderliche  Genehmigung  nicht  er- 
halten (Art.  18). 

5.  Deutschland.  a)  Die  Oeseta- 
gebimg.  In  Deutschland  beginnt  die 
nenere  Gesetzgebung  mit  dem  Preussi- 
schen  Allgemeinen  Landrecht  von  1794. 
Dasselbe  enthält  zunächst  die  privatrecht- 
lichen Normen  für  die  ausschliesslich  auf 
einen  Vermögens  vorteil  ihrer  Mitglieder  ge- 
richteten 'Gesellschaften  ohne  korporative 
Gestaltung  (Teil  I,  Tit.  17,  §g  169ff.).  Ihnen 
stehen    alle  anderen   Gesellschaften   gegen 


„^^IC 


Vereins-  und  YersanUnlungsfreibeit 


Aber  (Teil  II,  Tit  6).  Sie  sind,  sofern  ihr 
Zweck  und  ihre  Thätigkeit  der  gemeinen 
Buhe,  Sicherheit  und  Ordnung  nicht  zuwider- 
laufen, auch  ohne  Genehmi^ag  erlaubt 
Nur  geheime  Verbindungen  bedürfen  der 
Genehmigung  (II,  20,  §g  185).  Damit  war 
mit  dem  römischen  Rechte  uud  dem  Rechte 
des  Polizeistaates  gebrochen.  Aber  freilich 
behielt  sich  der  Staat  das  Recht  vor,  auch 
solche  Vereine  jederzeit  aufzulösen  (II,  6, 
g  4),  »wenn  sie  anderen  ^emeionfltzigen 
Absichten  oder  Anstatten  binderlich  oder 
nachteilig  mad".  Wenn  jedoch  der  Verein 
ausdrücluich  genehmigt  worden  ist,  so  kaiin 
er  nur  aus  überwiegenden  Örflnden  des  Ge- 
meinwohles und  gegen  hinlängliche  Ent- 
schädigung aufgehoben  werden,  falls  seine 
Mitglieder  nicht  eines  groben  Missbrauchee 
der  Genehmigung  zum  Schaden  des  Staates 
oder  anderer  Personen  dxirch  gerichtliches 
Erkenntnis  schuldig  befunden  worden  sind 
(H,  6,  §  24,  Einleitung  g§  70—72).  Korpo- 
ration si'echte  können  nur  Vereine,  die  einen 
fortdauernden  gemein  ntltzigen  Zweck  ver- 
folgen, durch  staatliche  Verleihung  erhalten 
(II,  6,  §  25).  Alle  erlaubten  Vereine  aber 
haben  fOr  ihre  inneren  Verhältnisse  die 
Rechte  einer  Korporation  (II,  6,  §  14)  — 
eine  höchst  unklai-c  Bestimmung,  die  zu 
unentwirrbaren  Streitfragen  Anlass  gegeben 
hat.  —  Indes  wurden  sehr  bald  wieder  auch 
in  Preussen  unter  der  Einwirkung  der  fran- 
zCsischen  Revolution  durch  das  Edikt  vom 
2f).  Oktober  17 93  alle  Vereine  verboten, 
welche  die  Beratung  politischer  Angelegen- 
heiten bezwecken,  oder  in  welchen  imbe- 
kannten Oberen  Gehorsam  oder  bekannten 
Oberen  unbedingter  Gehorsam  versprocheB 
wird,  sowie  solche,  deren  Mitglieder  zur 
A'ei'sch wiegen heit  über  Vereinsangelegen- 
heiten sich  verpflichten.  Durch  V.  v.  6. 
Januar  1S16  ward  das  Edikt  erneuert  und 
auf  die  gesamte  Monarchie  au^i;edelmt. 

Diesen  Standpunkt  nahmen  auch  die 
meisten  anderen  deutschen  Staaten  bis  zum 
Jahre  1S48  ein.  Die  Bildung  von  Vereinen, 
die  keinen  politischen  Charakter  hatten, 
wurde  stillschweigend  geduldet.  (Doch 
schrieb  in  Bayern  noch  das  Edikt  vom 
1.  März  ItiS'J  tür  jeden  Verein  Genehmigimg 
vor.)  Die  Bildung  von  politischen  Vereinen 
war  nnr  mit  Genehmigung  gestattet  oder 
gänzlich  verboten.  Der  Besthluss  des  Bundes- 
tafres  vom  5.  Juli  1H32  verbot  alle  Vereine 
mit  politischen  Zwecken  und  machte  eine 
jede  riffentliche  Versammlung  von  vorheriger 
Oenchmi^mg  abhängig.  Hiervon  wagten 
nur  wenige  Staaten,  wie  Baden  in  den 
Gesetzen  über  Vereine  und  Versammhmgen 
vom  2t).  Oklolier  und  15.  November  18b3 
imd  Württemberg  in  dem  Strafgesetz- 
buche  vom  1.  März  1K19  Art.  149  und 
Polizeistrafgesetz  vom  2.  Oktober  1Ä^9  Art.  18, 


abzuweichen.  Von  den  Ver&issungen  hatte 
nnr  die  von  Sachsen-Meiningen  von 
1829   §  28  das   Vereinsrecht  ausdrOcklich 


Erst  in  der  Gesetzgebung  des  Jahres  1848 
und  der  folgenden  Jahre  warf  endgiltig  der 
Gmndsatz  aufgegeben,  daes  nur  mit  Ge- 
nehmigung Vereine  gebildet  und  Versamm- 
limgen  abgehalten  werden  dürfen.  Nach 
den  von  dem  deutschen  Parlamente  be- 
schlossenen Grundrechten  des  deutschen 
Volkes  haben  die  Deutschen  das  Recht, 
ohne  vorherige  Geuehmigung  sich  friedlich 
und  ohne  Waffen  zu  vers^nmeln  und  Ver- 
eine zu  bilden.  Nur  Volksversammlungen 
unter  freiem  Himmel  können  bei  dringender 
Gefahr  ftlr  die  affentliche  Ordnung  und 
Sicherheit  verboten  werden  (Art  8,  Eeicha- 
verfaesung  von  1849  §§  161,  162).  Diese 
Bestimmungen  gingen,  jedoch  mit  wesent- 
lichen Abschwäcliungen,  in  die  Verfassungen 
von  Preussen  (Artt.  29,  30),  Oldenburg 
(Artt  50,  51)  und  einigen  Kleinstaaten  tiber. 
Die  näheren  Bestimmungen  würfen  in  ihnen 
einem  Gesetz  vorbehalten.  Auch  in  den 
anderen  Staaten  würfen  besondere  Gesetze 
über  die  Vereins-  und  Versammlungsfreiheit 
erlassen.  Diesen  Gesetzen  diente  vielfach 
(so  nameuUich  in  Preussen,  Bayern. 
Sachsen)  das  französische  G.  v.  2K.  Juni 
1848  als  Vorbild.  Der  reaktivierte  Bundes- 
tag glaubte  noch  einmal,  der  Vereins-  und 
Versammlungsfreiheit  engere  Schranken 
ziehen  zu  müssen.  Indes  ward  sein  Be- 
schluss  vom  13.  Jnli  1)^54  in  Preussen 
und  Bayern  nicht  ausgeführt,  während 
allerfings  inanderen  Staaten,  wie  Wflrtte  m- 
berg,  Hannover, Hessen  etc.,  ihm  die 
Landesgesetze  weichen  mussten. 

In  den  deutsclieii  Bundesstaaten  stehen 
gegenwärtig  in  Geltung;  Preussen,  Ver- 
fassung Artt  29,  30,  sogenannte  V.  v,  11. 
März  1850  aber  die  Verhütung  eines  die 
gesetzliche  Freilieit  und  Orfnung  gefähnlen- 
den  Missbraucbs  des  Versammhinga-  und 
Vereinigun ^rechts ;  durch  V.  v.  15.  Jimi 
1B67  auf  die  neuen  Provinzen,  durch  G.  v. 
25.  Juni  1876  g  10  auf  Lauenburg  ausge- 
dehnt —  Bayern,  GG.  v.  26.  Februar  185(1 
und  v.  15.  Juni  1898.  —  Sachsen,  GG.  v. 
22.  November  1850  und  21.  Juni  1898.  — 
Württemberg,  G.  v.  2.  April  1848  über 
Volksversammlungen ;  Polizeistrafgesetz  vom 
27.  Dezember  1871  Art  9;  Straf gesetzbucli 
von  IS.'jg  §  149.  —  Baden,  G.  v.  21.  No- 
vember 1867.  —  Hessen,  VV.  v.  17.  Sep- 
tember 1849  und  7.  September  1854.  — 
Mecklenburg-Schwerin,  VV.  v.  27, 
Januar  18.51  und  2.  Mai  1877.  —  Mecklen- 

■g-Strelitz,  V.  v.  19.  Febniar  1891. 
—  Sachsen- Weimar,  W.  v.  15.  Juli 
1874  und  21.  April  1875.  —  Oldenburg. 
Verfassung  vom  22.  November   1852  Artt. 
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50,  ül,  V.  V.  19.  Juli  1855.  —  Brai 
schweig,  GG-  v.  4.  Juli  1853  und  16.  No- 
vember 1854.  —  Sachsen-Meiningen 
Onindgeselz  v.  23.  August  1829  §  28,  V 
V.  äfi.  Oktober  1878.  —  Sacheen-AUen- 
bürg,  VV.  V.  1.  März  1855  und  v.  28 
Januar  1888.  — ..  Sachsen-Coburg- 
Gotha,  Staatsgruodgesetz  v.  3.  Mai  1852 
§  44—46.  —  Anhalt,  GG.  v.  26.  Dezembei 
J8rjOund  14.  März  1898.  — Sch-warzbiirg- 
Riidolatadt,  V.  v.  23.  Mai  1856,  GG.  v 
5.  Januar  1894  und  23.  Dezember  1898.  - 
Sehwarzburg-Sondershausen,  GG.T 
9.  Juni  1856,  16.  Februar  1874  uüd  14.  Aiigust 
1396.  —  Wald  eck,  V.  v.  25.  November 
1854.  —  Eeuas  ä.  L.,  V.  v.  28.  Apiil  1855, 
G.  V.  3.  Jaouar  1887.  —  Reuss  j.  L.,  QG. 
V.  ä  Jiüi  1852  und  9.  April  1897.  — 
ßchaumburg-Lippe,G.  V.  30.  Juni  1855. 
—  Lippe,  G.  T.  28.  Februai'  1891. 
Lübeck,  G.  V.  15.  September  1888 
Bremen,  Verfassung  vom  17.  November 
1875  §  16,  G.  V.  22.  März  1871.  —  Ham- 
burg. G.  v.  19.  Mai  1893.  —  Blsasa- 
Lothringen.  Code  p6nal  Artt.  291,  292; 
GG.  V.  10.  April  1834  und  6.  Juni  1868.  — 
In  die  Landesrechte  hat  aber  die  Reichs- 
gesetzgebung eingegriffen,  Dasfieichist 
nach  Art.  4  Ziff.  13  zuständig  zur  gemein- 
samen ttesetzgebung  über  das  gesamte 
bürgerliche  Recht  und  hat  demgemäsB  in 
dem  Bflrgerlichen  Gesetzbuch  auch 
die  privatrechtlichen  Verhaltnisse  der  Ver- 
eine einheitlich  normiert.  Nach  Art.  4 
Ziff.  16  ist  es  aber  auch  zuständig  zur  Gc- 
selzgebimg  über  die  öffentlichrechtlichen  Ver- 
hältnisse der  Vereine.  Das  Reich  hat  zwar 
bisher  noch  kein  Vereinsgesetz  erlassen, 
aber  es  hat  einzelne  gesetzliche  Bestun- 
mimgen  getroffen,  die  die  entgegenstehen- 
den Vorschriften  der  lisndesgesetze  aufge- 
hoben haben. 

1.  Nach  dem  Strafgesetzbuch  §§  128,  129 
ist  die  Bildung  von  und  die  Teilnahme  an  Ver- 
einen verboten,  a)  deren  Dasein,  Verfassung 
oder  Zweck  vor  der  Staatsregiening  geheim 
gehalten  werden  sollen,  b)  in  welchen  gegen 
unbekannte  Obere  Gehorsam  oder  gegen  be- 
kannte Obere  unbedingter  Gehorsam  ver- 
sprochen wird,  c)  zu  deren  Zwecken  oder 
Bescliäftigimg  es  gehöi-t,  Massregeln  der 
Vervi-altang  oder  die  Vollziehung  von  Ge- 
eetzen  durch  ungesetzliche  Mittel  zu  vei> 
hindern  oder  zu  entkräften. 

2.  Den  zum  aktiven  Heere  gehörigen 
Militärpersoneo  ist  die  Teilnahme  an  poli- 
tischen Vereinen  nnd  Versammlungen  unter- 
sagt.    Militäigesetz   vom  2.  Mai  1874  §  49. 

3.  Die  W^l berechtigten  dürfen  zum  Be- 
triebe der  Angelegen  hei  ten  der  Reichstags- 
wahlen  Vereine  bilden  und  in  geschlossenen 
Räumen  öffentliche  Versammlungen  veran- 
stalten.   Doch  finden  auch  auf  sie  die  Vor- 


schriften der  Landesgesetze  Ober  vorherige 
Anzfjge  und  Ueberwachung  Anwendung. 
Wahlgeeetz  vom  31.  Mai  18^  §  17. 

4.  Aus  der  Geschichte  der  französischen 
Revolution  glaubten  die  Staataregierungen 
die  Lehre  entnehmen  zu  können,  dass  eine 
jede  Verbindung  von  politischen  Vereinen 
unter  einander  mit  grossen  Gefahren  för  den 
Staat  und  die  öffentliche  Sicherheit  verbunden 
sei.  Nach  dem  Vorbilde  der  französischen 
und  englischen  Gesetzgebung  haben  deshalb 
auch  die  meisten  deutschen  Landesgesetze 
die  Vorschrift  aufgenommen,  dass  pdutiache 
Vereine  mit  einander  nicht  in  Verbindung 
treten  dürfen  (Preussen  g  8,  Bayern 
Art  17,  Sachsen  §  24,  Hessen,  Olden- 
burg, Braunachweig  u.  s.  w.).  Doch 
erwies  sich  das  Verbot  bei  der  heutigen 
Ausbildung  der  Verkehrs  Verhältnisse  als  un- 
durchführbar und  diente  vielfach  nur  dazu, 
Vereine,  die  den  Staatsbeamten  missHebig 
waren,  aiifzidösen  und  ihre  Vorstandsmit- 
glieder strafrechtlich  zu  verfolgen.  Bei  der 
Beratung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  war 
deshalb  der  Actrag  gestellt  worden,  in  das 
EinfühmngEgesetz  eme  Bestimmung  aufzu- 
nehmen, durch  welche  diese  Verbote  auf- 
gehoben worden.  Obgleich  darüber  ein 
Zweifel  nicht  bestehen  konnte,  daas  damit 
der  Boden  des  bürgerlichen  Rechts  verlassen 
und  in  das  öffentliche  Recht  eingegriffen 
würde,  wäi-e  ein  solcher  Antrag  doch  walir- 
scheinlich  angenommen  worden,  wenn  der 
Reichskanzler,  Fürst  z«  Hohenlohe, 
nicht  die  Erklärung  abgegeben  hätte,  dasa 
die  Regierungen  der  Staaten,  in  denen  ein 
solches  Verbot  tiestehe,  entschlossen  seien, 

durch  Landesgesetz  aiifzulieben,  und  dasa 
Aenderung  des  bisherigen  Rechtszu- 
!S  lunter  allen  Umständen  früher  ein- 
treten werde,  als  dies  durch  ein  Aufnehmen 
des  Antrags  in  das  Einführungsgeselz  der 
Fall  sein  würde«  (Sitzung  des  Reichstws 
vom  27.  Juni  1896.  Stenogr.  Berichte  Bd.IV 

3018).  Beide  Voraussagen  erfüllten  sich 
freilich  nicht  Zwar  ward  das  Verbot  in 
einzelnen  Staaten  aufgehoben,  so  in  Bayern 
(G.  V.  15.  Juni  1898),  Sachsen  (G.  v,  21. 
Juni  189H),  Anhalt  (G.  v.  14.  März  1898), 
Seh  warzburg-Rudo!stadt(G.v.28.  De- 
zember 1898),  Schwarzburg-Sondera- 
hausen  (G.  v.  14.  August  1896)  und  Reuss 
jang.  L.  (G.  v.  9.  April  1897).  Aber  in 
Preussen  wollte  die  Staatsregiorung  das 
Verbot  ntir  aufheben,  wenn  die  Xlachtbefug- 
nisse  der  Polizeibehörden  gegenüber  den 
pohtischen  Vereinen  und  Versammlungen 
sehr  weit  ausgedehnt  würden.  Infolgedessen 
ward  der  von  der  Regierung  im  J^re  1897 
vorgelegte  Gesetzentwurf  im  Abgeordneten- 
hause abgeJelmt.'  Indes  erachtete  der  Bun- 
desrat sich  doch  durch  die  Erklärung  des 
Reichskanzlers  für  verpflichtet,  das  Seinige 
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zu  thuD,  damit  die  Aufhebung  des  Verbotes 
in  den  Staaten,  in  denen  es  codi  bestand, 
wenigstens  gleichzeitig  mit  dem  Bargei liehen 
Oeeetzbuch  in  Kraft  trete.  Da  da^  Kelch 
nach  der  Beichsverfnasung  Art.  4  Ziff.  16 
zum  Erläse  eines  solchen  Gesetzes  zuständig 
ist,  so  ward  zu  diesem  Zweche  das  Reich»- 
gesetz  vom  11.  Dezember  1899  erlassen, 
wonach  inländische  Vereine  jeder  Art  mit 
einander  In  Verbindung  treten  dürfen.  Alle 
en^egeustehenden  landesgesetzUchen  Be- 
stinunungen  sind  dadurch  auf^hoben  worden. 
Die  laudesgesetzlichen  Bestimniungen  sind 
dagegen  insoweit  In  Geltung  geblieben  als 
sie  die  Verbindung  von  inländischen  Ver- 
einen mit  auBserdeutechen  Vereinen  ver- 
bieten oder,  wie  in  Bayern  (G-  v.  6.  Juni 
189Ö  §  5)  und  Sachsen  (Q.  v.  21.  Juni 
1898  Art.  1),  von  der  Genehmigung  der 
Slaatsregiening  abhängig  machen. 

5,  Aufhebung  der  Koalitioneverbole  8. 
oben  Bd.  V  S.  120ff. 

Ei.  Bestimmungen  über  gewerbliche  In- 
nungen 8.  oben  Bd.  TV  S.  1348ff.  und  Aber 
eingeschriebene  Hil&bassen  g.  oben  Bd.  IV 
S.  1201  ff. 

Die  meisten  Landesgesetze  enthalten 
ohne  geuQgende  Scheidung  Bestimmungen 
aber  \  ereine  und  Versammlungen.  Die  Be- 
stimmungen Ober  letztere  liaben  allerdings 
die  Aber  erstere  zu  ei^änzen,  da  in  der 
Regel  ein  Verein,  um  seine  Zwecke  zu 
fCrdern  und  um  den  Zusammenhalt  seiner 
Mitglieder  zu  stärken,  der  Versammlun^n 
nicht  wird  entbehren  können.  Doch  sind 
die  Vorschriften  über  Vereine  und  Versamm- 
lungen aus  einander  zu  halten. 

b)  FriTatreohtliohe  Stellnng  der 
Vereine.  Die  angeführten  Landesgesetze 
enthalten  nnrNormen  des  öffentlichen  Rechts^ 
welche  die  Vereinsfreiheit  beschränken  und 
die  Ueberwachung  der  Vereine  durch  die 
Staatsbehörden  regeln.  Dag^ren  normieren 
sie  nicht  die  prlTatrechtlicheStellnng 
der  Vereine.  In  den  meisten  deutschen 
Staaten  waren,  bevor  das  Bürgerliche  Ge- 
setzbuch in  Kraft  trat,  die  Vereine,  auch 
wenn  sie  eine  korporative  Verfassung  hatten, 
privatrechtlich  nur  Gesellschaften ,  sofern 
einem  Vereine  nicht  ausdrücklich  Korpo- 
rationsrechte verliehen  waren  oder  sie  zu 
solchen  Vereinen  gehörten,  die,  wenn  sie^ 
unter  den  gesetzlichen  Normativbedingungen 
gebildet  werden,  durch  ihre  Grilndung liorpo- , 
rationsrechte  erhalten  (Aktiengesellschaften, 
Innungen, "Waasei^nosaenachaften  etc.).  Fan- 
den auch  die  nur  auf  Erzielung  von  Ver- 
mögens vorteilen  ihrer  Mitglieder  gerichteten 
Gesellschaften  eine  ausreichende  Normierung 
ihrer  Verhältnisse  in  dem  gemeinen  Privat- 
rechte und  in  dem  Handelsrechte,  so  war 
der  Rechtszustand  in  betreff  der  fiberaus 
zahlreichen  Vei'eine,  welche  religiöse,  wissen- 


schaftliche, sittliche,  wohlthAtige,  soziale, 
politische,  gesellige  Zwecke  (sogen.  Ideale 
Zwecke)  verfolgen  oder  welche  neben  wirt- 
schaftlichen audi  sozialpolitische  Zwecke  an- 
streben, ein  durchaus  unbefriedigender.  Nur 
selten  wurden  ihnen  Korporationsrechte  ver- 
liehen, weil  die  Regierung  ftlrchtete,  da- 
durch eine  Verantwortung  für  sie  zu  über- 
nehmen, oder  weil  sie  mit  den  Bestrebungen 
des  Vereins  niclit  völlig  einverstanden  war. 
Sofern  dies  nicht  geschah,  unterstanden  die 
Vereine  dem  Rechte  der  Gesellschaften,  es 
fehlte  ihnen  die  Vermögens-  und  Prozess- 
fähigkeit, die  Slitglieder  hafteten  für  alle 
Schulden,  unmittelbar  und  unbeschränkt  etc. 
Es  st^d  dies  so  sehr  im  Widerspruch  mit 
der  das  Leben  beherrschenden  Auffessung 
und  mit  den  Bedürfnissen  des  Lebens,  dass 
die  Gerichte  sich  vielfach  genötigt  sahen, 
in  bald  grösserem,  bald  geringerem  Um^ge 
derartige  Vereine  nach  Analogie  der  Kok»- 
rationen  zu  behandeln.  Dadurch  war  aber 
eine  völlige  Rech tsnn  Sicherheit  eingetreten. 
fn  Sachsen  ward  desiialb  durch  G.  v.  15. 
Juni  1868  bestimmt,  dass  die  Vereine,  welche 
die  gesetzlichen  Normativbestim mungeu  in 
ihr  Statut  aufnehmen,  durch  Eintragung  in 
ein  Genossenschaftsregister  Korporations- 
rechte erlangen.  Doch  konnten  Vereine, 
deren  Zweck  sich  auf  öffentliche  Angelegen- 
heiten bezieht,  nur  mit  Genehmigung  des 
Ministers  des  Innern  eingetragen  werden. 
Nach  dem  bayerischen  G.  v.  23.  April 
1869  erwarben  Vereine,  die  sogenannte  Ideale 
Zwecke  verfolgen,  dadurch  VermögensShig- 
kelt,  dass  ihre  Statuten  als  den  gesetzlichen 
Normativbestire  ran  ngen  entsprechend  von 
dem  Gerichte  anerkannt  wurden. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  ist 
nicht  soweit  gegangen  wie  das  bayerische 
Gesetz  von  1869,  obgleich  der  Reichstag  in 
seiner  Mehrheit  dies  erstrebte.  Aber  die 
verbündeten  Regierungen  lehnten  es  ab, 
aUen     religiösen ,     politischen     und     sozial- 

glitischen  Vereinen  ohne  Unterschied  den 
werb  der  Rech tsßlhigkeit  zu  ermöglichen. 
Um  nicht  das  Vereinsrecht  vollständig  aus 
dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  ausBChliessen 
zu  müssen,  nahm  der  Reichstag  die  in 
Ueberelnstimmung  mit  den  Vertretern  des 
Bundesrates  gefassfen  Beschlüsse  seiner 
Kommission  an.  Hiernach  unterscheidet  das 
Bürgeriiche  Gesetzbuch  zunächst  Vei-eine, 
deren  Zweck  auf  einen  wirtschaftlichen  Ge- 
sdiäftsbetrieb  gerichtet  ist,  und  solche,  die 
andere  Zwecke  verfolgen.  Sofern  die  ersteren 
nicht  zu  den  Geeellschaften  gehören,  deren 
Verhältnisse  durch  andere  Reichsgesetze 
normiert  sind  (Handel sgesell schaffen  u.  S.  w.) 
und  welche  niemach  Rechtsfthigkeit  be- 
sitzen oder  erwerben  können,  vermögen  äe 
Rechts&higkeit  nur  durch  Verleihung  des 
Bundesstaates,  in  dessen  Gebiet  der  Verein 
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Beinen  Sitz  hat,  zu  erlan^n  (§  22).  Die 
Vereine  dagegen,  deren  Z\rec£  nicht  auf 
einen  wirtschaftlichen  GeschAftebetrieb  ge- 
richtet  ist,  können  durch  Eintragung  in  das 
Vereioare^iBter  des  zuständigen  Amtsgerichts 
Rechtsfähigkeit  erlangen  (§  21).  Doch  unter- 
stehen ausschliesslich  dem  lAndesrecht  die- 
jenigen Vereine,  welche  den  der  Landes- 
geaetzgebung  vorbehaltenen  Bechtsgebieten 
ang^Cren ,  vie  Wassergenossenschaften, 
Jagdgenoesen Schäften,  Deich-  und  Sielver- 
bände u.  8.  w,  (vgL  Einführungsgesetz  Artt. 
65,  66,  69  u.  s.  w.).  Auch  bleiben  die 
landesgeeetzlichen  Vorschriftea,  nach  welchen 
eine  Keligionsgesellschaft  oder  eine  geist- 
liche Gesellschaft  nur  im  Wege  der  Ge- 
setzgebung Rechtefähigkeit  erlangen  kann 
{PreuBsen,  Verfasaiing  Art.  13,  Olden- 
burg, VerfäflBung  Art.  77),  uuberührt  (Ein- 
filhniogsgesetz  Art  84). 

Vereine,  deren  Zweck  nicht  auf  einen 
wirtsdtaftlichen  Geschäftsbetrieb  gerichtet 
iet,  zn  denen  also  auch  alle  religiOeeii,  po- 
litischen und  sozialpohtischen  \  ereine  ge- 
hören, können  die  Eintragung  in  das  Ver- 
einsrcgister  beantragen,  wenn  die  Zahl  ihrer 
Mitglieder  mindestens  sieben  beträgt  (§  56). 
Bei  der  Anmeldung  sind  die  Satzungen  des 
Vereins,  die  den  Vorschriften  des  Büi^r- 
liehen  Gesetzbuches  (§  58)  entsprechen 
mfissen,  sowie  eine  ürkimde  Über  die  Be- 
stellung des  Vorstandes  heizufQgen.  Das 
Amtsgericht  hat  von  der  Anmeldung  der 
zuständigen  Verwaltungsbehörde  Eenntnis 
zu  geben,  welche  binnen  sechs  Wochen  Ein- 
sprach erheben  kann.  Doch  kann  der  Ein- 
spruch nur  darauf  gegrOndet  werden,  dase 
der  Verein  nach  dem  Öffentlichen  Vereins- 
recht unerlaubt  sei  oder  verboten  werden 
kOnne  (siehe  unter  c),  oder  aber,  dass  er 
einen  politischen,  sozialpolitiEChen 
oder  religiösen  Zweck  verfolge. 
Gegen  den  Einspruch  kann  in  den  Staaten, 
in  welchen  ein  Verwaltungsstreitverfahren 
besteht,  ä,  h.  in  Preussen,  Bayern 
Sachsen,  Württemberg,  Baden 
Hessen,  Braunscbweig,  Anhalt 
u.  B.  w.,  Klage  vor  den  Verwaltungsgerichteu 
erhoben  werden,  in  den  anderen  Staaten 
Rekuis  nach  Mas^abe  der  §§  20,  21  der 
Gewerbeordnung  (vgl  den  Art.  Gewerb 
liehe  Anlagen  oben  Bd.  iV  S.  577). 
Die  Klage  kann  sich  aber  nur  darauf  stützen, 
dass  der  Verein  nicht  zu  einer  der  ange- 
gebenen Arten  von  Vereinen  gehOrt.  Die 
Verwaltimg^ierichte  haben  also  nicht  etwa 
darüber  zu  entscheiden,  ob  ein  Verein,  der 
politische,  sozialpolitische  oder  religiöse 
/wecke  verfolgt,  ohne  Verietzung  oder  Ge- 
fährdung der  öffentlichen  Interessen  Rechts- 
fflhigkeit  erwerben  kOone,  sondern  nur  da- 
rflbö-,  ob  ein  Verein  solche  Zwecke  verfolgt 
oder  nicht.    Steht  das  erstere  fest,  so  ist  es 


in  das  Ermessen  der  Verwaltungsbehörden 
gestellt,  ob  ein  solcher  Verein  zum  Er^'erb 
der  Rechtsfähigkeit  zugelassen  wird  oder 
nicht. 

Wird  binnen  der  angegebenen  Frist  Ein- 
spruch nicht  erhoben  oder  wird  der  Ein- 
spruch endgiltig  zui-flckgewiesen,  so  hat  die 
Eintragung  zu  erfolgen,  und  damit  erwirtit 
der  Verein  fiecht^faigkeit  Die  einge- 
tragenen Vereine  sind  verpflichtet ,  jede 
Aenderung  der  Statuten  und  die  erneute 
Bestellung  von  Vorstandsmitgliedern  zur 
Eintragung  in  das  Vereiner^iister  anzu- 
melden sowie  auf  Verlanen  des  Amts- 
gerichts jederzeit  ein  Verzeichnis  der  Ver- 
einsmitgüeder  einzureichen  (§§  55 — 72). 

Auch  die  eingetragenen  vereine  können 
nach  Maasgabe  des  Öffentlichen  Vereinsrechts 
aufgelöst  werden  (§  74).  Aber  einem  Ver- 
eine kann  auch,  ohne  dass  er  als  Verein 
aufgelöst  wird,  die  Rechtsfähigkeit 
entzogen  werden.  Dies  hat  durch  da» 
Amtsgericht  zu  geschehen,  wenn  die  Zahl 
dei'  Mitglieder  auf  drei  herabsinkt,  auf  Au- 
trag des  Vorstandes  oder,  wenn  der  Äntr^ 
nicht  hinnen  drei  Monaten  gestellt  wird. 
von  Amts  wegen  nach  Anhörung  des  Vor- 
standes. Ferner  kann  auch  einem  Vereine 
die  Rechtsfähigkeit  entzogen  werden  durch 
rechtskräftiges  Erkenntnis  der  Verwaltungs- 
gerichte oder,  wo  solche  nicht  bestehen,  der 
Verwaltungshehöi-de,  die  zum  Briass  von 
Entscheidungen  nach  §§  20, 21  der  Geweri»- 
oi-dnung  zuständig  ist,  und  zwar  unter  fol- 
genden Voraussetzungen :  1.  wenn  der  Ver- 
ein durch  einen  gesetzwidrigen  Bescbluss 
der  MitgtiederversamDÜung  oder  durch  ge- 
BetKwidnges  Verhalten  des  Vorstandes  das 
Glemeinwohl  gefährdet ;  oder  2.  wenn  er  einen 
wirt«chafthchen  Geschäftsbetrieb  zu  seinem 
Zwecke  macht;  oder  3.  wenn  ein  Verein, 
der  nach  seiner  Satzung  einen  politischen, 
sozialpolitischen  oder  rehgiOsen  Zweck  nicht 
hat,  einen  solchen  Zweck  verfolgt  (§g  43,  44). 

Die  Rechtsfähigkeit  kann  für  das  Rechts- 
leben eines  Vereins  von  grosser  Bedeutung 
sein.  Sic  giebt  ihm  eine  selbständige  Rechts- 
stellung im  Vermögen 8 verkehr  und  sichert 
und  stärkt  seine  Oiganisation.  Kraft  der 
Rechtsfähigkeit  kann  der  Verein  Vermögen 
erwerben  und  besitzen,  das  rechtlich  von 
dem  Vermögen  seiner  Mitglieder  völlig  ge- 
trennt ist,  er  kann  Grundeigentum  und 
dingUche  Rechte  erwerben,  als  deren  In- 
haber er  in  das  Grundbuch  eingetragen 
werden  kann.  Der  Vorstand  vertritt  den 
Verein  als  sein  gesetzliclier  Vertreter  ge- 
richtlich und  aussergerichtlich.  Der  Verein 
kann  vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werde». 

Doch  werden  auch  künftig  zahlreiche 
Vereine  der  Rechtsfälligkeit  entbehren.  Ins- 
besondere zeigen  sich  die  meisten  Staats- 
regierungen  zunächst   keineswegs   geneigt. 
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den  poUtiBcben  und  sozialpolitischen  Ver- 
einen, insbesondere  den  Vereinen  der  Ar- 
beiter die  Erlangung  der  Hechfsfähigkeit  zn 
ermöglichen.  Nach  dem  B.G.B.  (g  M)  sind 
die  nieht  rechtsfähigen  Vereine  Gesell- 
schaften und  unterstehen  dem  Kechfe 
der  Gesellschaften,  soweit  für  sie  nicht  be- 
sondere Bestimmungen  gegeben  sind  (vgl, 
<1.  Art.  GesellBchaflsvertrag  oben  Bd. 
IV  S.  224  ff.).  Freilich  eiebt  das  Bürger- 
liche Gesetzbuch  das  Merkmal,  wodurch  sie 
sich  von  den  Gesellschaften  im  allgemeinen 
als  eine  Unterart  derselben  unterscheiden, 
nicht  an,  und  in  der  Litt eratur  besteht  hier- 
Aber  Meinungsverschiedenheit,  wie  auch  die 
Ansichten  darüber  auseinandergehen,  ob  der 
nicht  rechtßfftlüge  Verein  eine  Art  der  Ge- 
sellschaft oder  seinent  Wesen  nach  eine 
Körperschaft  ist,  der  das  Recht  nur  die 
Rechts  fähigkeit  versagt.  Dem  Sprach  ge- 
brauche des  Lebens  folgend  wird  jede  Ge- 
sellschaft als  Verein  zu  betrachten  sein,  die 
einen  vom  ■Wechsel  der  Mitglieder  unab- 
hängigen Bestand  liat  und  die  einen  organi- 
sierten Vorstand  besitzt,  der  die  Gesamt- 
interessen der  Gesellschaft  nach  aussen  wie 
auch  gegenüber  den  einzelnen  Mitgliedern 
zu  wiÄren  hat.  Als  besondere,  von  dem 
Recht  der  Gesellschaft  vei-schiedene  Rechts- 
normen gelten  für  die  Vereine  nur:  1.  die- 
jenigen Personen,  welche  im  tarnen  eines 
Vereins  Rechtsgeschäfte  Dritten  gegenüber 
vornehmen,  hatleu  aus  denselben  persön- 
lich, imd  wenn  mehrere  liandeln,  so  haften 
sie  als  Gesamtschuldner  (§  54,  vgl.  dagegen 
Bd.  IV  S.  229);  2.  der  Verein  als  solcher 
kann  verklagt  weixlen,  so  dass  der  Vercins- 
vorsland  als  gesetzlicher  Vertreter  den  Ver- 
ein vor  Gericht  zu  vertreten  hat  und  das 
Urteil  nur  gegen  den  Verein,  nicht  gegen 
die  einzelnen  Mitglieder  desselben  wirkt 
(CP.O.  §g  5U,  171,  73i>).  Dagegen  kann  der 
Verein  als  solcher  nicht  klagen,  sondern  als 
Kläger  können  nur  seine  einzelnen  Mit- 
glieder oder  der  Vorstand  als  deren  Frozess- 
bevollmächtigter  auftreten. 

Das  Recht  der  Gesellschaft  giobt  indes 
den  GeseUßcliaften  —  luid  damit  aiich  den 
Vereinen  —  die  Möglichkeit,  durch  ihre 
Statuten  ihre  Rechtsverhältnisse  derart  zu 
ordnen,  dass  ihre  Rechtsstellung  tl)BtsächIich 
derjenigen,  die  die  rechtsfiüiigen  Vereine 
inne  haben,  sich  sehr  nähert  und  dass  die 
praktischen  Vorteile,  welche  die  Hechts- 
fflhigkeit  gewahrt,  zum  grossen  Teile  auch 
ihnen  zukommen.  Insliesondere  kann  durch 
das  Vereinsstatut  ttestimmt  werden,  dass  der 
Verein  durch  den  Austritt  oder  Tod  eines 
Mitgliedes  oder  din-ch  Ei'öffnung  des  Kon- 
kurses ül>er  das  Vermögen  eines  Mitgliedes 
nicht  aufgelöst  wird,  dass  die  Mitglieder 
weder  über  ihren  Anteil  an  dem  Vereins- 
vermögen verfugen  noch  TeQung  des  letzteren  j 


verlangen  können,  dase  dem  ausscheidenden 
Mitgliede  kein  Anspruch  auf  dos  Vereioe- 
vermSgen  zustehe,  dass  ftlr  Rechtsgeschäfte, 
welche  der  Vorstand  für  den  Verein  vor- 
nimmt, die  Mitglieder  des  Vereins  nur  mit 
ihrem  Anteil  an  dem  Vereinsvermögen  haften 
u.  8.  w.  Die  Vorteile,  weldie  den  rechts- 
fähigen Vereinen  allein  zukommen,  die  aber 
den  nicht  rechtsfähigen  Vereinen  verschlossen 
sind,  bestehen  uur  darin,  dass  die  Rechte, 
zu  deren  Erwerb  Eintragiing  in  das  Grund- 
buch erforderlich  ist,  auf  den  Namen  des 
rechtsfähigen  Vereins,  eingetragen  werden, 
dass  die  Mitgheder  des  Vorstandes  für  die 
von  ihnen  abgeschlossenen  Rechtsgeschäfte 
dritten  Personen  nicht  persönlich  haften 
imd  dass  der  rechtsfähige  Verein  nicht  bloss 
verklagt  werden,  sondern  auch  selbst  klagen 
kann. 

o)     Das     fi  ff  entliehe     Tereinsreoht. 

Ein  Verein  ist  eine  auf  die  Dauer  berech- 
nete, durch  übereinstimmende  Willenserklä- 
ning,  d.  h.  durcli  Veitrag  der  Mitglieder  be- 
gründete, oi^nisierte  Verbindung  mehrerer 
Personen,  lun  selbstgcsetzte ,  aber  gemein- 
schaftliche Zwecke  zu  verfolgen.  Das  öffent- 
liche Vereinsreclit  enthält  die  Rechtssätze, 
welche  die  persönliche  Freiheit  des  Ein- 
zelnen, Vereine  zu  bilden  und  in  Vereinen 
eine  gern  ein  schaftliclie  Thätigkcit  auszuüben, 
beschränken  und  welche  die  Funktionen 
der  Staatsbehörden,  die  sie  im  öffentlichen 
Intere.sse  in  Bezug  auf  Vereine  auszuüben 
liaben,  normieren.  Das  öffentliche  Vereins- 
recht findet  auf  rechtsfähige  wie  auf  nicht 
rechtsfähige  Vereine  Anwendung. 

Die  oben  angeführten  I^nde^^esetze 
weichen  in  ihren  Bestimmungen ,  dureh 
welche  die  Verein sfi-eiheit  beschiÄnkt  wird, 
vielfach  von  einander  ab.  Die  engsten 
Grenzen  sind  der  Vereinsfreiheit  in  Meck- 
lenburg, BeuBS  ä.  L.  und  Elsass- 
Lothringen  gezogen.  In  Mecklenburg 
ist  zur  Bildung  jjohtiecher  Vereine  Geneh- 
migimg  des  Ministers  des  Innern  erforder- 
lich, in  Elsass-Lothringen  ist  Geneh- 
migung erforderlich  ziir  Bildung  eines  jeden 
Vereins,  der  mehr  als  20  Mitglieder  zählt, 
in  Rcuss  ä.  L.  zur  Bildung  eines  jeden 
Vereins  mit  mehr  als  ITj  Mitgliedern.  In 
dem  zuletzt  angefahrten  Ländchen  ist  sogar 
jeder  politische  Verein  überhaupt  verboten. 
In  einer  Reihe  anderer  Staaten  stehen  noch 
die  Vorschriften  des  Beschlusses  des  Bundes- 
tags vom  13.  Jidi  18i>4  io  Geltung,  wodurch 
den  Arbeitern  die  politische  \ereiuafrei- 
heit  völlig  entzogen  ist  Hier  sind  alle 
Arl>eitenereine  verboten,  welche  iwUtische, 
sozialistiscite  oder  kommunistische  Zwecke 
verfolgen.  Dies  ist  der  Fall  in  Hessen. 
Braun  schweig.  Oldenburg  undeinigen 
Kleinstaaten,    wenn    das    \'erbot    auch   in 
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manchem  dieser  Staaten  thatsftchlich  iilcht 
mehr  durchgefOhrt  wird. 

Die  aus  dem  Jahre  1S50  stammenden 
Gesetze  Pre  US  aens,  Bayer  na  und  Sach- 
Beas  sind  dem  französischeu  Gesetze  vom 
28.  Juli  1848  nacligebildet.  und  ihnen  ist 
dann  viedenim  die  Gesetzgebung  in  den 
meisten  anderen  Staaten  gefolgt.  Die  wich- 
tigsten Vorschriften  dieser  Gesetze  sind 
folgende : 

1.  Die  Bildung  von  bewaffneten  Vereinen 
ist  nur  mit  Genehmigung  der  Behörde  ge- 
stattet. 

2.  Vereine,  die  sich  nicht  mit  öffent- 
lichen Angelegenheiten  beschäf- 
tigen, sind  in  den  meisten  Staaten  einer  be- 
sonderen polizeilichen  Beschränkimg  nicht 
unterworfen.  Doch  sind  in  Bayern  (G.  v. 
lS.yj  Art.  12)  alle  Vereine,  die  Vorsteher  und 
Satzungen  haben,  verpflichtet,  ihre  Zweclce 
und  die  Xamen  der  Vorsteher  der  Polizei- 
behörde anzuzeigen. 

3.  Vereine,  die  sich  mit  öffentlichen 
Angelegenheiten  beschäftigen,  sind  verpflich- 
tet, Vorsteher  zu  wählen  und  Statuten  zu 
errichten,  sowie  die  Namen  der  Vorsteher, 
die  Statuten  und  meist  auch  das  Yerzoichnis 
der  Mitglieder  der  OrlspoüzeibehSrdc  ein- 
zureichen, ihr  jede  Veränderung  mitzuteilen 
und  auf  Erfordern  jede  auf  den  Verein  be- 
zügliche Auskunft  zu  orteilen.  Doch  be- 
stehen in  Preussen  (g  2)  diese  Pflichten 
nicht  für  kirchliche  und  religiöse  Vereine, 
die  Bechtsfähigkeil  besitzen. 

4.  Vereine,  die  sich  mit  öffentlichen  An- 
gel^enheiten  beschäftigen,  dürfen  in  Bay- 
ern (Art.  15)  Frauen  und  Minderjährige, 
in  Sachsen  (§  22)  Personen,  die  ^schäfts- 
unfahig  oder  in  der  Geschäftsfähigkeit  be- 
schränkt sind,  nicht  als  Mitglieder  aufnehmen. 
Doch  können  in  Bayern  nach  dem  G.  v. 
l.'t.  Juni  1898  g  3  grossjährige  Frauen  als 
Mitglieder  von  solchen  politischen  Vei'einen 
zugelassen  werden,  die  nur  den  besonderen 
Berufs-  und  Sonderinteressen  bestimmter 
Personenkreise  oder  nur  den  Zwecken  der 
^Irziehung,  des  Unterrichts,  der  Armen-  oder 
Krankenpflege  dienen. 

In  anderen  Staaten  im f erliegen  einer 
Beschränkung  hinsichtlich  der  Aufnahme  von 
llitglieilem  nicht  alle  Vereine,  welche  sich 
mit  öffentlichen  Angelegenheiten  beschäf- 
tigen, sondern  nur  diejenigen,  welche  be- 
zwecken, politische  Gegenstände, 
d.  h.  staatliche  Einrichtungen  und  die  Thätig- 
keit  der  staatlichen  Organe  in  Versamm- 
lungen zu  erörtern.  So  sind  von  der 
Teilnahme  an  solclien  politischen  Vereinen 
im  engeren  Sinne  ausgeschlossen  in 
Preussen  (g  8)  und  Braunechweig 
(§  87)  Frauen,  SchfÜer  und  Lehrlinge,  In 
Anhalt  (g  10)  Frauen,  Minderjährige,  Pei-- 
sonen,  denen  die  bfli-gerlichen  Ehrenrechte 


aberkannt  ^nd,  sowie  solche,  die  nicht  Staats- 
angehSri^  sind  n.  s.  w. 

Soweit  das  Verbot  Schüler  und  Lehr- 
linge oder  überhaupt  Minderjährig  von  der 
Teünt^mie  an  politischen  Vereinen  aus- 
schliesst,  erscheint  es  völlig  gerechtfertigt 
Jugendliche,  unreife  Personen  haben  in 
öffentlichen  Angelegenheiten  noch  nicht  mit- 
zureden. Sie  können  weder  die  erforder- 
lichen Kenntnisse  und  Erfabnmgen  besitzen 
noch  ist  das  Bewnsstsein  der  Verantwort- 
lichkeit bei  ihnen  genügend  ausgebildet. 
Ungerechtfertigt  und  ungereclit  ist  dagegen 
das  Verbot,  soweit  es  die  Frauen  auch  von 
der  Teilnahme  an  solchen  Vereinen  aus- 
sclüiesst,  welche  eine  Besserung  der  wii-t- 
sctiaftlichen  und  sozialen  Lage  der  Frauen 
bezwecken.  E^  ist  nicht  ei^orderlich,  auf 
die  sog.  Fiwienfrage  und  die  Stellimg  der 
Frauen  im  öffentlichen  Rechte  hier  einzu- 
gehen. (Vgl.  darüber  den  Art,  Frauen- 
arbeit und  Frauenfrage  oben  Bd.  UI  S. 
1237  ff.)  Aber  es  ist  in  der  That  eine  For- 
derung der  Gerechtigkeit,  dasa  den  Frauen, 
die  pnvati-eehtiich  den  Männern  völlig  gleich- 

festellt  sind  und  die  in  grosser  Zalil  den 
!ampf  des  Lebens  ebenso  selbständig  zu 
fühi-en  haben  wie  die  Männer,  das  Mittel 
versagt  ist,  dui-eh  welches  sie  am  wirk- 
samsten für  eine  Verbesserung  ihrer  Lage 
kämpfen  können.  Das  durcli  die  Gewerbe- 
oiiinung  §  152  auch  den  gewerblichen  Ar- 
beiterinneu gewährte  Koalitionsrecht  büsst 
für  sie  den  grösslen  Teil  des  Wertes  in  den 
Staaten  ein,  wo  ihnen  die  Teilnahme  an 
politischen  Voreinen  untersagt  ist  Denn  in 
ihnen  sind  sie  von  allen  \ereineu  ausge- 
sclilossen,  die  sich  nicht  in  den  engen  Grenzen 
halten,  die  der  §  1-'J2  der  Gewerbeordnung 
zieht,  sondern  die  die  allgemeinen  Fra^n 
der  Wirtscliafta-  und  Sozialpolitik  in  ihre 
Erörterungen  hineinziehen.  Scheut  man  vor 
der  gänzlichen  Aufhebung  des  Verbotes  zu- 
rück, so  sollte  wenigstens  den  Frauen  die 
Teiln^me  an  Vereinen  in  dem  Umfange 
gestattet  werden,  in  welchem  sie  ihnen  in 
Bayern  nach  dem  G,  v.  15.  Juni  1898 
eingeräumt  worden  ist 

5.  Sind  die  von  einem  Vereine  veran- 
stalteten Versammlungen  öffentliche  oder 
sollen  in  ihnen  politische  Angelegenheiten 
beraten  werden ,  so  unterstchen  sie  den 
Vorschriften  über  öffentliche  und  Über  po- 
litische Vei-samm hingen  (s.  unter  d).  Soweit 
Jedoch  Versammlungen  vorher  der  Behörde 
angemeldet  werden  müssen,  bedarf  es  für 
die  einzelnen  regelmässigen  Vereins  ver- 
sammluDgen  der  Anzeige  nicht,  wenn  Zeit 
un<l  Ort  vorher  festgestellt  und  der  Be- 
sclUuas  hierüber  der  Polizeibehörde  wenig- 
stens 24  Stunden  vor  der  ersten  Versamm- 
lung mitgeteilt  woi-den  ist.  Von  der  An- 
zeigopflicht    sind    in    Preussen    (§  2)  die 


:5gle 


Vereins-  und  TerBammlungsfreibeit 


kirchlichen  und  religiösen  Vereine  befreit, 
die  Bechtsfähigkeit  benitzen. 

6.  Das  Maas  der  gesetzlichen  Vereins- 
freiheit  irird  nicht  nur  beetimint  durch  die 
Vorschriften  über  die  Bildung  von  Vereinea, 
über  ihre  Mitglieder  und  mre  Thätigkeit, 
sondern  vor  allem  auch  durch  die  Vor- 
schriften über  die  Voraussetzungen,  unter 
denen  me  aufgelöst  werdeu  können,  und 
über  die  Behörden,  ■welche  zur  Auflösung 
zuständig  sind.  Wenn  in  Elsass  -  Loth- 
ringen nach  dem  dort  noch  gelten  den 
französischen  G.  t.  10.  April  1834  (Art.  1) 
jeder  Verein,  der  mehr  als  20  Mitelieder 
zählt,  jederzeit  ohne  Angabe  der  Gründe 
von  der  Verwaltungsbehörde  aufgelöst  wer- 
den kann,  so  haben  hier  die  Vereine  irgend 
einen  gesetzlichen  Schutz  gegen  die  WiDkür 
der  Behörden  überhaupt  nicht.  Nicht  viel 
anders  steht  es  in  d^n  Staaten,  in  welchen 
die  Verwaltungsbehörde  jeden  Verein  auf- 
lösen kann,  der  die  öffentliche  Sicherheit 
oder  Ordnung  gefAhrdet,  wie  dies  in  den 
Staaten  der  Fall  ist,  in  denen  der  Bundes- 
beschluss  von  1854  noch  in  Geltung  steht, 
oder  wenn,  wie  in  Sachsen  (§  20),  jeder 
Verein  aufgelöst  werden  kann,  in  dessen 
Zwecken  es  liegt,  unsittliche  Handlungen  zu 
begehen,  dazu  aufzufordern  oder  dazu  ge- 
neigt zu  machen.  In  "Württemberg 
(Straf^etzbuch  von  1839  §  149)  kann  jeder 
politische  Verein  wegen  Gefährdung  der 
Öffentlichen  Ordnung  aufgelöst  werden;  in 
Bayern  (Art.  19)  jeder  Verein,  welcher  die 
religiösen,  sittlichen  und  gesellschaftlichen 
Grundlagen  des  Staates  zu  untergraben  sucht, 
in  Baden  (§  4)  jeder  Verein,  der  den 
Staatsgesetzen  oder  aer  Sittlichkeit  zuwider- 
lauft oder  den  Staat  oder  die  öffentliche 
Sicherheit  gefährdet.  In  Bayern  (Art  24) 
kann  aber  auch  das  Strafgericht  in  einem 
geri  cht  heben  Urteil  Auf  Schliessung  des 
Vereins  erkennen,  wenn  wegen  Deber- 
tretung  der  Vorschriften  des  Vereinsge- 
setzes oder  wegen  Verbrechen  oder  Vergehen, 
die  aus  Veranlaasung  der  Verhandlungen 
lies  Vereins  verübt  oder  versucht  worden 
.sind,  eine  Verurteilung  erfolgt 

Der  einzige  deutsche  Staat,  in  welchem 
die  endgiltige  Schliessung  eines  durch  die 
Strafgesetze  nicht  verbotenen  Vereins  aus- 
schliesslich durch  gerichtliches  Unkenntnis 
erfolgen  kann,  istPreussen.  Hier  können 
auch  nur  solche  Vereine  geschlossen  werden, 
welche  bezwecken,  polilisdie  Gegenstände 
in  Versammhmgen  zn  erörtern.  Nehmen 
solche  Vereine  dem  Gesetze  entgegen  Frauen, 
Schüler  oder  Lehrlinge  als  Milglieder  auf, 
so  sind  die  Vorsieher,  die  den  gesetzlichen 
Vorschriften  zuwiderhandeln,  strafbar.  Das 
Gericht  kann  in  der  Venirteilung  zugleich 
auf  Schliessung  des  Vereins  erkennen.  Dies 
muss  geschehen,  wenn  die  Vorsteher  sich 


wiederholt  einer  solchen  Verletzung  des  Ge- 
setzes schuldig  gemacht  haben  (§  16).  Die 
OrispolizeibehOrde  kann  unter  der  ange- 
gebenen Voraussetzung  zwar  vorläufig 
einen  Verein  schliessen.  Sie  hat  dann  aber 
binnen  48  Stunden  der  Staatsanwaltschaft 
Anzeige  zu  machen.  Leitet  diese  nicht  hinnen 
8  Tagen  die  strafrechtliche  Verfolgung  ein, 
so  verliert  die  vorläufige  Schliessung  ihre 
Kraft.  Anderenfalls  hat  das  Gericht  sofort 
darüber  Beschluss  zu  fassen,  ob  die  vor- 
läu&ge  Schliessung  bis  zum  Erkenntnis  in 
der  Himptsache  fortdauern  soU  (§§  8,  16). 
Aus  anderen  Gründen  kann  inPreussen  ein 
Verein  nicht  geschlossen  werden. 

d)  Das  Versammlungere  cht.  So 
wenig  wie  der  Begriff  Verein  ist  der  Be- 
griff Versammlung  von  den  Gesetzen  defi- 
niert worden.  Naoli  dem  allgemeinen  Sprach- 
gebrauch ist  unter  Versararalung  eine  Zu- 
sammenkunft einer  grösseren  Zahl  von  Per- 
sonen zu  verstehen,  die  in  der  Absicht  statt- 
findet, einen  ihnen  gemeinschaftlichen  Zweck 
in  Gemeinschaft  zu  verfolgen.  Sie  unter- 
scheidet sich  von  anderen  Zusammenkünften, 
wie  Märkten,  dadui'ch,  dass  die  Teilnehmer 
nicht  indiviauelle  Zwecke,  sondern  einen 
allen  gemeiaBchaftliohen  Zweck  verfolgen, 
von  irgend  einer  Änsaminlung  von  Menschen 
auf  der  Strasse  dadurch,  dass  dieser  die  Ab- 
sicht, einen  gemeinsamen  Zweck  in  Ge- 
meinschaft zu  verfolgen,  fehlt.  Die  Ver- 
einigung zu  einem  gemeinsamen  Zwecke 
muss  auf  einem  gemeinsamen  Wollen  be- 
ruhen und  hierin  ihre  Einheit  finden.  Aller- 
dings leidet  diese  Definition  daran,  dass  sie 
den  Unterschied  zwischen  einer  Versamm- 
lung und  einer  Privatgesellschaft,  die  zu  ge- 
meinsamem Zwecke  sich  vereinigt,  nur  in 
der  grösseren  oder  geringeren  Zahl  der  Teil- 
nehmer findet,  ohne  eine  bestimmte  Grenz- 
linie zu  ziehen.  Indes  haftet  diese  Unbe- 
stimmtheit dem  Begriffe  der  Versammlung 
an  und  könnte  nur  durch  eine  ausdrückliche 
Bestimmung  des  Gesetzes  für  das  Recht 
beseitigt  werden.  Die  Gesetze  unterscheiden 
zwischen  privaten  Versammlungen  und  öffent^ 
liehen  Versammlungen.  Die  letzteren  sind 
solche,  zu  denen  nicht  bloss  ein  indiriduell 
begrenzter  Personenkreis,  sondern  eine  nn- 
bestinunte  Menge  von  Personen,  wenn  auch 
nur  solche  einer  bestimmten  Kategorie  oder 
Parteirichtuug,  Zutritt  hat.  Auch  eine  von 
einem  Verein  veranstaltete  Versammlung 
kann  demnach  eine  öffentliche  sein. 

Die  Ausübung  der  Versammlungsfreiheit 
unterliegt  in  den  deutschen  Staaten  nament- 
lich foifjenden  Beschränkungen: 

1,  Die  Teilnahme  von  bewaffneten  Per- 
sonen an  Versammlungen  wie  die  Verteilimg 
von  Waffen  an  die  Teilnehmer  einer  Ver- 
sammlung ist  nur  mit  obrigkeitlicher  Er- 
laubnis   gestattet    (Preussen    §§   7,   19; 
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BaverD  Art.  1;  Sachseu  §  11  u.  s.  w.). 
In  anderen  Staaten  besteht  dies  Verbot  nur 
für  öffentliche  Versammlungen  (WOrttem- 
berg,  G.  v.  1.  Juni  ISfö  Art  6,  Baden 
§  8). 

2,  Versammlungen,  die  unter  freiem 
Himmel  ab^halten  wärden,  sind  in  EI- 
saBS-LothringenfQesetxvon  1868  Art 3) 

Czlich  verboten,  in  Bayern  (Art  3) 
nen  sie  verboten  werden  bei  dringender 
Gefahr  fflr  die  öffentliciie  Sicherheit  und 
Ordnung.  In  anderen  Staaten  unterli^en 
nur  die  öffentlichen  Versammlungen  unter 
freiem  Himmel  besoDderen  Beschickungen. 
In  Preuesen  (§9),  Anhalt  (§  ll)u.s.ir. 
bedürfen  sie  der  Genehmigung,  die  aber  nur 
versagt  werden  darf,  wenn  aus  der  Abhal- 
tung der  Versammlung  Gefahr  für  die  öffent- 
liche Sicherheit  und  Ordnung  zu  befürchten 
ist  Nnr  der  vorherigen  Anzeige  bedürfen 
sie  in  Baden  (§  10),  Braunschweig 
(g  n)  u.  8.  w.  In  Mecklenburg  (§  3) 
sind  öffentliche  Veisammlungen  unter  freiem 
Hinunel  zu  politischen  Zwecken  verboten. 
Den  Versammlungen  unter  freiem  Himmel 
sind  gleich  geBtellt  Öffentliche  Aufzüge  in 
St&Iten  und  Dorfschaften  oder  auf  öffent- 
lichen Strassen.  Doch  sind  diesen  Be- 
schränkungen nicht  unterworfen  gewöhn- 
liche Leichenbegängnisse,  Hochzeitszi^, 
kirchliche  Prozessionen,  Wallfahrten,  Bitt- 
gänge, wenn  sie  in  der  hergebrachten  Art 
stattfinden  (Preussen  g  10,  Baj'ern 
Art.  4  u.  B.  w.). 

3.  In  S  a  c  h  s  e  n  (§  13)  und  E 1  a  a  s  s  - 
Lothringen  (Gesetz  von  1868  Art.  13) 
kann  die  Polizeibehörde  jede  Versammlung, 
in  Baden  (§  11)  und  Hessen  (PoHzei- 
strafgesetzbueh  Art.  70)  jede  Öffentliche  Ver- 
sammlung im  voraus  verbieten  hei  dringen- 
der Gefotu-  für  die  öffentliche  Ruhe,  Sicher- 
heit und  Ordntug. 

4,  In  Mecklenburg  (Verordnung  von 
1851  §  1)  ist  zu  jeder  öffentlichen  Ver- 
sammlung zu  politischen  Zwecken,  in  El- 
sass-Lothringen  (Gesetz  von  1868  Art  1) 
zu  jeder  politischen  oder  religiösen  Ver- 
sammlung vorherige  polizeiliche  Genehmi- 
gung erforderlich. 

5.  Um  die  polizeiliche  Ueberwachung 
zu  ermöglichen,  ist  in  den  meisten  Staaten 
den  Unternehmern  oder  Ein  beruf  em  von 
Veraammlungen,  in  denen  öffentliche  An- 
gelegenheiten erörtert  oder  beraten  werden 
Bollen,  die  Pflicht  auferlegt,  der  Polizeibe- 
hörde innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  vor 
Beginn  der  Versammlung  (meist  24  Stunden 
vorher)  Anzeige  zu  machen  (Preussen 
§  1,  Sachsen  §  2  u.a.  w.).  In  Bayern 
[Art.  2),  BrauQSChweig(§§  8,  10)  u.  s.  w. 
besteht  diese  Verpflichtung  nur  dann,  wenn 
die  Versammlung  eine  öffentliche  sein  soll. 


—  (Üeber  Versammlungen  der  Vereine  siehe 
oben  sub  c). 

6.  Zu  demselben  Zwecke  steht  der  Poli- 
zeibehörde das  Recht  zu,  einen  oder  mehr^ 
Beauftragte  in  .Versammlungen,  in  denen 
Öffentliche  Angelegenheiten  verhandelt  wer- 
den, und  in  alk  Versammlungen  unter 
freiem  Himmel  abzusenden,  denen  ein  ge- 
eigneter Platz  eingeräumt  und  Auskunft 
über  die  Pereon  der  Redner  auf  Erfordern 
erteilt  werden  müssen  (Preussen  §§4,  9; 
Bayern  Art  7,  Sachsen  §  6  u.  s.  w.). 
In  anderen  Staaten  gilt  dies  für  alle  öffent- 
lichen Versammlungen  (Baden§9,  Elsass- 
Lothringeu  Art.  5).  —  In  Sachsen 
(§  9)  steht  dem  Überwachenden  Polizei- 
beamten das  ganz  exorbitante  Recht  zu,  jedem 
Redner  das  Wort  zu  entziehen,  sofern  er 
Anträge  stellt  oder  Aeusserungen  macht, 
welche  den  Strafgesetzen  widersprechen  oder 
eine  Aufforderung  oder  Anreiznng  zu  Ge- 
setzesübertretungen oder  unsittlichen  Hand- 
lungen enthalten.  Damit  ist  der  Über- 
wachende Schutzmann  zum  Herrn  der  Ver- 
sammlung gemacht  und  es  hängt  von  seinem 
Ermessen  ab,  über  welche  Gegenstände  ge- 
sprochen werden  darf  und  Ober  weluie 
nicht  Eine  Änreiznng  zu  unsitt- 
lichen Handlungen  kann  in  jeder  Kritik 
eines  Regierungsaktes,  in  jeder  Besprechung 
politischer,  sozialer,  kirchlicher  MissstSnde 
gefunden  werden. 

7.  In  Preussen  (§  8),  Bayern  (Art  15. 
Gesetz  von  1898  §  3)  und  Anhalt  (§  10) 
dürfen  Fraiien,  Schiller,  Lehrlinge  oder 
Frauen  und  Mindrajährige,  insoweit  sie  nicht 
Mitglieder  von  politischen  Vereinen  oder  von 
Vereinen,  die  politische  Gegenstände  in  Ver- 
sammlungen zu  erörtern  bezwecken,  werden 
können,  auch  nicht  an  den  Versammlungen, 
die  von  solchen  Vereinen  veranstaltet  werden, 
teilnehmen  (siehe  oben  sub  c  4).  Nicht 
die  Teilnahine  an  politischen  Versamm- 
lungen ist  ihnen  hier  verboten,  sofern  die 
Versammlung  nur  nicht  von  einem  Verein, 
dessen  Mitglieder  sie  nicht  sein  dürfen,  ver- 
MistaJtet  wird.  Dagegen  dürfen  sie  au  Ver- 
sammlungen solcher  Vereine,  selbst  wenn 
sie  nur  der  Geselligkeit  oder  der  wissen- 
schaftlichen Belehrung  gewidmet  sind,  nicJit 
teilnehmen.  In  anderen  Staaten  ist  dagt^n 
nur  die  Teilnahme  an  politischen  Versamm- 
lungen, aber  ohne  Unterschied,  von  wem  sie 
veranstaltet  werden,  untersagt,  und  zwar  in 
Sachsen  (G.  v.  21.  Juni  1898  Art  2)  den 
Min  deii  ährigen ,  in  Sachsen-Weimar 
(Verordnung  von  1875  §  1)  den  Schul- 
pflichtigen, in  Braunschweig  (g  14)  den 
i'rauen,  Schülern  und  Lehrlingen. 

Ana  den  schon  oben  (S.  395)  angedeuteten 
Gründen  ist  es  eine  Forderung  der  Ge- 
rechtigkeit, dass  das  Verbot  der  Teilnahme 
der  Flauen  an  Versammlungen  auch  in  den 
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anderen  Staaten  wenigetene  insoweit  aufge- 
hoben wird,  als  dies  in  Bayern  durch  das 
0.  V.  Iß.  Jnni  1898  geschehen  ist 

8.  Die  Auflösung  einer  Versamm 
lung,  in  der  öffentliche  Angelegenheiten 
erOrtert  und  beraten  werden,  sowie  der  Ver- 
sammlung eines  politischen  Vereins  ist  die 
Polizeibehörde  in  allen  Staaten  anzuordnen 
und  nötigenfalls  durch  die  bewaffnete  Macht 
zur  Ausführung  zu  bringen  berechtigt,  wenn 
die  Versammlung  als  solche  verboten  ist, 
wenn  den  formellen  Vorechriften  Über  die 
Anmeldung  nicht  Genüge  geleistet  ist,  wenn 
dem  Pojizeibeamteo  nicht  Zutritt  gewÄhrt 
oder  ein  geeigneter  Platz  eingeräumt  wird, 
endlich  wenn  Personen ,  denen  die  Teil- 
nahme an  der  Versammlung  gesetzlich  unter- 
sagt ist  (siehe  oben  unter  6),  zi^lassen  und 
sie  auf  Aufforderung  nicht  sofort  entfernt  wer- 
den. Abgesehen  hiervon  ißt  in  Preuasen 
■(§  5)  eine  polizeiliche  Auflösung  nur  zu- 
lässig, wenn  in  der  Versammlung  Anträge 
oder  Vorschläge  erörtert  werden,  die  eine 
Aufforderung  oder  Anreizung  zu  strafbaren 
Handlungen  enthalten.  Es  genügt  also  nicht, 
dass  derartige  Anträge  oder  Vorschläge  von 
einem  Teilnehmer  vorgebracht  werden,  son- 
dern die  Auflösung  ist  nur  dann  zulässig, 
wenn  der  Vorsitzende  nicht  verhindert,  dass 
sie  erörtert  werden.  Ebenso  Braun- 
schweig  (§§  17,  18.  Doch  kann  hier  die 
Versammlung  audi  aufgelöst  werden,  wenn 
Schlägereien  vorkommen).  In  Bayern 
(Artt  5,  8,  9)  hat  der  Vorsteher  dem  Redner, 
welcher  durch  seinen  Vorti-ag  das  Gesetz 
verletzt  oder  zu  Gesetzesverletzungen  auf- 
fordert, das  Wort  zu  entziehen  und,  wenn 
seiner  Anordnung  nicht  Folge  geleistet  wird, 
die  Versammlung  aufzuheben.  Thut  er  dies 
nicht,  so  hat  der  überwachende  Beamte  ihn 
hierzu  aufzufoi-dem,  und  erat  wenn  der  Vor- 
steher dieser  Äuffordorting  nicht  sofort  Folge 
leistet,  die  Versammlung  aufzulösen.  Etos 
Sächsische  Gesetz  {§§  8,  9)  ist  darüber 
weit  hinauegegangeo.  Hier  liat  der  Vor- 
steher dem  Redner  auch  das  Wort  zu  ent- 
ziehen, wenn  er  zu  unsittlichen  Hand- 
lungen auffordert.  Der  Polizeibeamte  kann 
aber  nicht  nur  dem  Redner  selbst  das  Wort 
entziehen,  sondern  er  tann  auch  die  Ver- 
sammlung auflösen,  sofern  sie  einen  die 
öffentliche  Buhe  oder  die  gesetzliche  Ord- 
nung gefährdenden  Charakter  winimmt. 
Aehnliclie  Bestimmungen  enthalten  die  Ge- 
setze z^lreicher anderer  Staaten  (Mecklen- 
burg Verordnung  von  1H77  §  f),  Olden- 
burg Art.  4,  Anhalt  §  tl,  Lippe  gg  4,  7 
u.  8.  w.).  Oeffentliche  Versammlungen 
kennen  in  Baden  (g  11)  aufgelöst  werden, 
wenn  ilariu  die  Ötaatsgesetze  oder  die  Sitt- 
lichkeit verletzt  oder  der  Staat  oder  die 
öffentliche  Sicherheit  gefährdet  werden,  in 
Elsasa-Lothringen    (Gesetz    von    1868 


Art,  6),  wenn  der  Voretand  Fragen  ver- 
handln lässt,  die  dem  Zweck  der  \  ersamm- 
tung  fremd  sind,  sowie  wenn  die  Veraamm- 
lung  tumultuariech  wird.  In  Sachsen- 
Weimar  (Verordnung  von  1874  g  2)  hat 
sc^ar  die  Polizeibehörde  nach  ihrem  Be- 
finden über  die  Auflösung  einer  jeden  öffent- 
lichen Versammlung  zu  politischen  Zwecken 
und  einer  jeden  Versammlung  von  politischen 
Vereinen  zu  beschliessen. 

Auch  in  den  Staaten,  in  welchen  das 
Auflösungsrecht  der  Polizeibehörde  durch 
gesetzliche  Normen  beschränkt  ist,  ist  die 
Behörde  doch  zuständig,  eine  jede  Versamm- 
lung aufzulösen,  sofern  dies  eine  notwen- 
dige Massregel  ist,  um  die  öffentliche  Huhe 
und  Ordnung  aufrecht  zu  halten  oder  um 
eine  unmittelbar  bevorstehende  Gefahr  zu 
beseitigen,  die  sich  nicht  allein  daraus  er- 
giebt,  dass  die  Teilnehmer  das  Versamm- 
lungsrecht ausüben.  Soweit  hieraus  allein 
Gefahren  entstehen,  kaim  die  AuQösim^  nur 
unter  den  oben  angeführten  gesetzhchen 
Voraussetzungen  erfolgen,  Wohl  aber  kann, 
auch  wenn  diese  Voraussetzungen  nicht  vor- 
handen sind,  trotzdem  die  Versammlung 
aufgelöst  weiiäen,  wenn  etwa  durch  eine  zu 
grosse  Anhäufung  von  Menschen  in  einem 
engen  Räume  Gefahr  für  Leben  und  Ge- 
sundheit der  Teilnehmer  oder  dritter  Per- 
sonen entstehen,  wenn  Feuer  ausbricht  u.  s.  w. 
B^eht  ein  Teilnehmer  eine  strafbare  Hand- 
lung, so  berechtigt  dies  nur  zu  einem  Ein- 
schreiten gegen  den  Thflter,  um  ihn  an 
seinem  straf oaren  Verhalten  zu  hindern. 
Nur  wenn  die  Auflösung  das  alleinige 
und  notwendige  Mittel  ist,  um  die 
öffentliche  Sicherheit  und  Ordnung  aufrecht 
zu  halten,  ist  sie  gesetzlich  zulässig.  »Eine 
solche  Notwendigkeit  ist  solange  nicht  an- 
zuei'kennen,  als  die  Fortsetzung  der  Straff 
thaten  eines  Teilnehmers  dadurch  mit  Er- 
folg gehindert  werden  kann,  dass  die  Polizei- 
behörde ilire  Massnahmen  gegen  die  Person 
des  Excedenten  richtet.  Solange  dies  aus- 
reicht, ist  die  Polizeibehörde  gesetzlich  nicht 
befugt,  zu  diesem  Zwecke  in  die  Hechte 
Dritter,  nämlich  der  ihr  Versammlungsrecht 
ausübenden  Anwesenden  einzugreifen.«:  (Ent- 
scheidungen des  Preussischeu  Oberverwal- 
tungsgerichts  vom  16.  Oktober  1889  imd 
21.  Februar  1894.) 

6.  Die  Sbrigen  Staaten.  In  den  Ver- 
fa'wungauTkimden  der  meisten  konstitutio- 
nellen Staaten  ist  die  Vereins-  und  Ver- 
sammlungsfreiheit ausdrücklich  anerkannt 
worden.  Nach  den  Verfa.'tsungen  von  Bel- 
gien vom  7.  November  1831  Artt,  19.  2li, 
von  Luxemburg  vom  17.  Oktolter  1SG8 
Artt.  2.5,  26,  von  Dänemark  vom  2.5.  Juli 
1866  §§  87,  88,  von  Griechenland  vom 
28.  November  1864  Artt.  10,  11,  von  Ru- 
mänien  vom   13.  Juni   1866  Aitt.  26.   27 
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<larf  die  Abhaltung  eiaer  Versammlung  'wie 
die  Bildung  eines  Vereins  von  einer  vor- 
herigen Genehmigung  nicht  abhf.ngig  ge- 
macht Verden.  Auenahmen  Lcsidion  Dur 
fflr  bewaffnete  Vesammlungen  tmd  VerBamm- 
hmgen  unter  freiem  Himmel.  Vereine  hOaneu 
nur,  wenn  eie  rechtswidrige  Zwecke  ver- 
folgen, durch  Drteil  des  Gerichts  aufgelöst 
werden.  In  anderen  Staaten,  wie  iu  den 
Niederlanden  {Verfassung  von  1848  Art. 
10),  in  Oeaterreich  (Staatsgnindgesetz 
vom  21.  Dezwnber  1867  Art.  12),  Spanien 
(VerbsBung  vom  30.  Juni  1876  Art  13)  und 
selbst  in  der  jungen  Vei&ssnng  Japans 
vom  11.  Februar  1889  Art.  29  wird  der 
Grundsatz  der  Veieins-  und  Versanmitunge- 
freiheit  sanktioniert,  die  Besciufinkungen 
derselben  aber  sind  besondereo  Gesetzen 
vorbehalten.  DemgemAss  wurden  in  den 
Niederlanden  das  G.  v.  22.  April  1855, 
in  Oesterreich  die  beiden  GG.  v.  15. 
November  1867,  in  Spanien  das  G.  v,  15. 
Juni  1880  fiber  Versammlungen  und  v.  30. 
Juni  1887  fiber  Vereine,  in  Japan  das  G. 
V.  13.  April  1893  erlassen.  In  Serbien 
ward  durch  das  Dekret  vom  9.  Mai  1894  mit 
der  Verfassung  von  1888  auch  das  zu  deren 
Ausführung  erlassene  Gesetz  über  die  Ver- 
eins- und  VerBammlungsfreiheit  vom  31.  März 
1891  aufgehoben  und  dos  G.  v.  11.  Juni  1884 
wieder  in  Eraft  gesetzt,  dessen  die  Vereins- 
und Vereammlungsfreiheit  beBchrftnkende 
BestimmuDgen  durch  das  G.  v.  17.  November 
1898  nur  verschärft  wurden. 

Die  österreichischen  GG.  v.  15.  No- 
vember 1867  enthalten  im  wesentlichen 
folgende  Vorschriften : 

a)  Die  Bildung  eines  jeden  Vereins 
(mit  Ausnahme  der  Vereine,  welche  nur 
einen  Vermögens  vorteil  bezv^ecken)  bedarf 
der  vorherigen  Anzeige  unter  Mitteilung  der 
Statuten.  Die  Behörde  kann  die  Bildung 
des  Vereins  untersagen,  wenn  er  nach  seinen 
Zwecken  oder  seiner  Einrichtung  rechts- 
widrig oder  staatsgefAhrlich  eischeint.  Doch 
ist  hierg^en  Rekurs  an  das  Reichsgericht 
zulfissig.  Jede  Vereinsversammlung  ist  der 
Behörde  24  Stunden  vorher  anzuzeigen.  Sie 
kann  derselben  beiwohnen  und  sie  auflösen, 
wenn  sich  in  ihr  gesetzwidrige  Vorgflnge 
ereignen,  Gegenstände  verhandelt  werden, 
welche  ausserhalb  des  statutenmäseigen 
Zweckes  des  Vereins  liegen,  oder  wenn  die 
Versammlung  einen  die  öffentiielie  Ordnung 
bedrohenden  Charakter  annimmt.  Auch 
kann  jeder  Verein  aufgelöst  werden,  wenn 
er  Beschlösse  faeet,  die  den  Straf^setzen 
zuwiderlaufen,  wenn  er  selnea  Wirkungs- 
kreis flberschreitet  oder  »fi  borhau  pt  den 
Bedingungen  seines  rechtlichen  Bestandes 
nicht  mehr  entspricht«.  Gegen  deu  Auf- 
liteungsbeschluss  ist  Rekurs  an  das  Reichs- 
gericht zulassig.    Politische  Vereine  unter- 


liegen aber  ausserdem  noch  denselben  Be- 
schränkungen ,  welche  in  Freussen  fOr- 
Vereine  bestehen,  die  politische  Angelegen- 
heiten in  ihren  Versammlungen  zu  erörtern 
bezwecken, 

b)  Oeffentliche  Versammlungen 
müssen  drei  Tage  vorher  unter  Angabe  des 
Zweckes,  der  Zeit  und  des  Ortes  angemeldet 
werden.  Sie  sind  zu  untersagen,  wenn  ihr 
Zweck  den  Strafgesetzen  zuvnderläuft  oder 
ihre  Abhaltung  die  öffentliche  Sicherheit 
oder  das  öffentliche  Wohl  gefährdet,  und 
aufzulösen,  wenn  sich  in  ihnen  gesetzwidrige 
Vorgange  ereignen  oder  wenn  sie  einen  die- 
öffenttiäie  Orduung  bedrohenden  Charakter 
annehmen. 

Auch  in  Spanien  mues  nach  dem  Ge- 
setz von  1887  die  Bildung  von  Vereinen, 
welche  nicht  ausschliesslich  Vermögensvor- 
teüe  bezwecken,  vorher  unter  Einreichuag 
der  Statuten,  die  den  gesetzlichenVorschriften 
entsprechen  mQssen,  an^meldet  werden. 
Die  Vereine  werden  in  ein  Vereinaregister 
der  Provinz  eingetragen.  Die  Auflösung 
eines  Vereins  kann  nur  durch  gerichtliches 
Urteil  ausgeepi-ochen  werden,  und  zwar  nur, 
wenn  der  Verein  Zwecke  verfolgt,  die  der 
offen tUchen  Sittlichkeit  zuwiderlaufen  oder 
auf  Begehung  strafbarer  Handlungen  gerichtet 
sind,  oder  wenn  die  Vorschriften  des  Ver- 
einsgosetzes  verletzt  werden  (Strafgesetz- 
buch Art:.  198.). 

In  der  Schweizer  Bundesverfassung 
von  1874  Art  56  ist  mir  das  Rocht,  Ver- 
eine zu  bilden,  allen  Bürgern  gew&hrtei&tet. 
Doch  »kann  die  Kantonal gesetzgebuug  Ober 
den  Missbrauch  dieses  Rechtes  Bestimm ungeu 
treffen*.  Indes  ist  die  Vereins-  wie  die 
Versammlungsfreiheit  nach  dem  Rechte  der 
meisten  Kantone  keiner  ßeschränknng  unter- 
worfen. 

In  den  Verfassungen  Italiens  (Art  32) 
imd  Portugals  (Art  145  §  28  in  der 
Fassung  des  6.  v.  24.  Juli  1885)  findet  sicli 
nur  eine  Bestimmung  über  die  Versamm- 
lungsfreiheit, In  Italien  müssen 
öffentliche  Versammlungen  24  Stunden  vor- 
her angezeigt  werden.  Sie  können,  im  Falle 
strafbare  Handlungen  in  ihnen  verübt  wer- 
den ,  aufgelöst  werden  (Gesetz  über  die 
öffenUiche  Sicherheit  vom  30.  Juni  J8S9 
Artt.  1—4.).  Die  Bildung  und  die  Thätigkeit 
der  Vereine  unterliegen  keiner  besonderen 
Beschränkung.  In  Portugal  hat  die  Ver- 
fassung ein  Gesetz  über  die  Versammlungs- 
freiheit in  Aussicht  gestellt,  das  aber  noch 
nicht  erschienen  ist.  Wohl  aber  enthält  das 
Strafgesetzbuch  vom  9.  September  1886  Be- 
stimmungen über  Vereine  und  Versamm- 
lungen. Zu  ersteren  ist,  wenn  sie  mehr  als 
20  Mitglieder  zählen,  Genehmigung  erforder- 
lieh. Die  Behörde  kann  die  Genehmmuig 
an  besondere  Bedingungen  knüpfen  (Art.  282). 
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OeffeDtlicbe  Versammlungen  mQasen  vorher 
luigemeldet  vecden  und  die  Behörde  kfuia 
Vorschriften  fflr  deren  Abhaltung  erlaesec. 
Versammlungea  unter  freiem  Himmel  be- 
dürfen der  Genehmigung  (Art.  177). 

Keine  Bestimmungen  enthalten  die  Ver- 
fassungen TOQ  Schweden,  Norwegen 
mid  Ungarn.  Doch  ist  nach  dem  Straf- 
gesetzbueh  Schwedens  vom  19,  Februar 
1364  Kap.  10  g  14  die  Behörde  berechtigt. 

i'eder  Versammhmg  beizuwohnen,  und  sie 
:aun  sie  auflösen,  wenn  Handlungen  vor- 
kommen, die  den  Gesetzen  zuwiderlaufen 
oder  geeignet  sind,  die  öffentliche  Ordnung 
zu  stören.  In  Ungarn  sind  nach  dem  Ge- 
setz über  die  Gleichberechtigung  der  Natio- 
nalitäten §  26  (G.  Art.  44  von  18(18)  aie 
Staatsangehörigen  berechtigt,  Yereini  zn 
gründen,  um  unter  staatlicher  Aufsicht  Lehr- 
anstalten, Anstalten  zur  Fördenin?  der 
Spnu^e.  der  Kunst,  der  Wissenschan,  der 
Landwirtschaft,  des  Handels  etc.  zu  er- 
richten. Die  Statuten  bedOrfen  der  staat- 
lichen Genehmigung.  Bewaffnete  Vereine 
sind  verboten  (Strafgesetzbuch  von  1878 
Art  161). 

Im  Gegensatz  zu  aUen  diesen  Staaten 
steht  Russland.  Hier  besteht  weder  Ver- 
eins- noch  Versammlungsfreiheit  Die  Teil- 
nahme an  einem  jeden  Vereine  oder  einer 
jeden  Ziisammenkimft,  die  von  der  Behörde 
nicht  genehmigt  ist,  ist  mit  Strafe  bedroht. 
Ausgenommen  sind  nur  Gesellschaften  und 
Zusammenkünfte,  welche  Beschäftigung  mit 
Wissenschaft,  Kuust,  Litteratur  oder  >scauld- 
lose,  durch  das  Gesetz  nicht  verbotene  Be- 
lustigungen! zum  Zweck  haben.  Unter 
Strafandrohung  ist  es  sogar  jedermann,  der 
von  dem  Bestehen  einer  nicht  genehmii 
Gesellschaft  Kennluis  iiat,  vorgeschrieben, 
der  Behörde  Anzeige  zu  macnen  (Straf- 
gesetzbuch von  1866  Artt  318—324). 

In  den  meisten  Staaten  können  Vereine 
nur  durch  besondere  Verleihung  Korporations- 
reehte  erhalten.  Jedoch  haben  in  Oester- 
reieh  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch 
§  26  alle  erlaubten  Vereine  juristische  Per- 
sönlichkeit. Auch  in  mehreren  Kantonen 
der  Schweiz  erwei'ben  Vereine  mit  soge- 
nannten idealen  Zwecken  dadurch  Korpo- 
ration srechte,  da  88  sie  in  ihren  Statuten 
dies  bestimmen  (Gesetzbuch  von  Zürich 
§20,  Solothurng  1224,  Thurgau§211, 
Schaffhausen  g  19,  Zug  §  17,  Grau- 
bünden §  88).  Nach  dem  Bnndesgesetz 
über  das  Obligationen  recht  vom  10.  Mai 
1S81  §§  678ff.,  716  kfuin  aber  auch  in  der 
ganzen  Schweiz  ein  jeder  Verein  das 
Recht  der  Persönlichkeit  durch  Eintragung 
in  das  Handelsregister  erwerben.  —  Ebenso 
hat  in  Spanien  jeder  in  daa  Provinzial- 
register  eingetragene  Verein  juristische  Per- 
sönlichkeit   (Bürgerliches   Gesetzbuch    vom 


24.  Juli  188»  Artt.  35,  1669).  —  In  den 
Niederlanden  eihfilt  jeder  Verein  Kor- 
porationsrechte, BOfem  seine  Statuten  auf 
seinen  Antrag  genehmigt  werden.  Diese 
Genehmigung  darf  nur  aus  Gründen  des 
^gemeinen  Interesses  verweigert  weiden 
(G.  V.  21.  April  1855). 

7.  SchlnsB.  So  spiegelt  sich  in  der 
Geschichte  der  Vereins-  und  Versammlungs- 
freiheit daa  grosse  Problem  des  Staatslebens, 
das  Verhaltms  der  Staatsgewalt  zu  der  per- 
sönlichen Freiheit  wider.  In  dem  römischen 
Weltreich  hatte  die  Staatsgewalt  die  poli- 
tische Freiheit  und  mit  ihr  die  Vereinsfrei- 
heit vernichtet.  Im  ]tlitt«lalter  war  der  Staat 
überwuchert  von  den  selbstherrlichen  Eoipo- 
rationen  des  griindbesitzenden  Adels  und 
des  gewerbetreibenden  Bürgertnms.  Die 
aufstrebende  monarchische  Gewalt  hat  im 
16.  und  17.  Jahrhundert  Adel  und  StSdte 
sich  unterworfen,  und  die  Korporationen 
ihrer  Selbständigkeit  beraubt,  die  Bildung 
einer  jeden  Vereinigung  der  Unterthanen 
von  ihrem  Belieben  abhAn^g  gemacht  Von 
England  aus  hat  die  politische  Freiheit  wie- 
der die  Welt  erobert.  Aber  die  persönhche 
Freiheit  ist  der  Staatsgewalt,  die  Einzelnen 
sind  der  Gesamtheit  untergeordnet.  Der 
moderne,  seiner  Aufgabe  bewusste  Staat 
wahrt  auch  den  Vereinen  gegenüber  das 
Gebiet  der  öffentlichen  Gewalt  Die  Vereins- 
und  Versammlungsfreiheit  ist  nicht  mehr 
ein  Vorrecht  der  besitzenden  Klassen,  sie 
ist  ein  Gemeingut  des  gesamten  Volkes  ge- 
worden. Sie  ist  das  Mittel,  durch  welches 
auch  die  arbeitenden  Klassen  einen  Anteil 
an  der  politiscben  Hocht  und  büi^rliche 
Selbständigkeit  zu  erringen  vermögen.  Sie 
ist  ein  Schutz  gegen  die  Allgewalt  des 
Staates,  indem  sie  den  Einzelnen  in  freier 
Vereinigung  die  Mitwirkung  an  den  grossen 
Aufgaben  des  Kulturlebens  sichert  Sie  hat 
ihre  Ergänzung  zu  finden  —  und  hat  sie  in 
einzelnen  Staaten  schon  gofimden  —  in  den 
Bestimmungen  Über  Erwerb  der  Korporations- 
rechte. Jedem  erlaubten  Vereine  muss  die 
rechtliche  Möglichkeit  g^eben  werden,  sich 
eine  veimögensrechtliche  Selbständigkeit  zu 
begründen,  indem  ollen  Vereinen,  die  sicli 
den  Gesetzen  gemäss  oi^nisieren,  juristische 
Persönlichkeit  zuerkannt  wird.  An  Stelle 
des  Ermessens  der  Regierung  muss  auch 
hier  das  Gesetz  treten. 

LItteratnr:  if.  Merkel,  ah.  Collegia  indem 
Handurörteri.  d.  StaaUv.  1.  Ävfi.,  Bd.  I,  S.  84Sf. 
—  Kt/metnann,  Art.  Colltyiaia  inPaulg- 
W i»  t  o  VI  a,  RtalencyklopädU  dt4  kbuiitehfn 
Altertumi,  Bd.  IV,  S.  -tSVff.  unri  die  dort  nn- 
gefiihrte  LilteratuT,  imbttondere  WcMxirtg, 
Etudf  kitlotique  tur  Ut  corporatiimt  profetlin- 
nettei  chtt  let  Somaint  1,  II  1S9S,  tS96  (Mi- 
moirei  pvblift  par  l'Afadimit  de  Belgiqut  iom. 
L).  —  Oierlee,  DevUrhe»  GenotteTuchafltTrelil, 
S   Bde.,   1871— ISSl.    —    Dermtbe,    Orwft»- 
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ichaßMliieorie,  ISST.  —  Itvrgelhe,  Vereine  oAiie 
Rtehltfäkigkeit  nach  dem  neuen  Reckte  1900.  — 
Dtraelbe,  DevUcha  IMtairechi  Bd.  I,  (1S9S}, 
i  53  f.  —  Brater,  StaaUwürterbach  X,  S.  755  ff. 

—  v.  Stein,  VencaUvngtUhre,  IV,  S.  107 ff.  — 
LoeniTifj,  Verteattujigtrecht,  S,  S89  ^.  —  lief' 
»elbe,  Dal  Vereint-  vnd  Koaiüion»rechl  in  den 
ächrifien  de»  Verei«*  Jür  JSoiinlpolÜit  Bd. 
LXXVI,  (1898),  S.  ISO  ff.  —  a.  Meyer,  SlaaU- 
recht,  S.  7BSff.  —  HOnel,  Slaalerecht  I,  S. 
34Bß.  —  V.  B/htne,  Freutt.  tUaattrecht  II,  S. 
ISSff.  —  Seyüel,  Bayer.  SlaatKrecU  V,  S.  S6ff. 
V.  Sarwey,  Wlirttemberffuchee  Staattreehl  I, 
S.  £lSff.  —  Waacher,  Da»  Veriammlunga-  und 
Ven-iiurccfit    Detilte/dand*    (t.    Aufi.    1891).    — 

—  Berger,  Ihtilik  der  deuttehen  Vereint-  und 
Vertaiamlungigetetie  in  dem  VervaUangtarehiv  I, 
S.  S41ff.,  II,  S.  tsog.  —  Hugelmann,  Stu- 
dien tum  Seterreichitchen  Verein»-  vtut  Ver- 
»mnmlungttecht,  1879.  —  Telmter,  Die  (ätter- 
reiehiechen)  Geiette  vom  15.  XI.  1867,  (3.  Aufi.), 
1901.  —  Oneiat,  Ert'jlUchet  VervaÜungirechl 
(3.  Avfi.},  S.  7S2ff.  —  DvprU*,  Le  droit  de 
rfuaion,  1837.  —  JHceff,  Introductioit  to  the 
rtuds  nj  ike  law  n/  Oie  Conttiltttüm  (S.  ed.  1897), 
p.  S59ff.,  p.  430  ff.  —  Hvber,  Hytlem  und  Ge- 
tfhiekte  de»  »ehveizerUc/ieti  Privntreehlt  I,  S. 
ISSff.,  IV,  S.  teiff.  —  J.  Ctmraa  in  den 
Jahrb.  f.  Xat.  «.  ütat.  y.  F.  S,   III,  S.  370  ff. 

—  ftületnann,  Lehrbuch  de»  bürgerlichen 
Reehti,  Bd.  I  (S.  Auß.  19111},  §  39  ff.  —  Conack, 
Lehrbuch  de»  bürgerlichen  Rechte,  Bd.  I  (1898), 
^  S9ff.,  Bd.  II  (1899),  /  270. 

Edgar  Loenlng. 
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s.  Kaufgeschäft  oben  Bd.  V  S.  ; 


Verkehrsmittel 

(vgl.  d.  Artf.  Transport  oben  Bd.  VTI  S. 
136  ff.,  Eisen  bahnen  oben  Bd.  ms.  487  ff., 
Binnenschiffahrt  oben  Bd.  II  S.  a61ff.) 

1.  Einleitung,  Techaili  nad  Geschichte.  2. 
Wechselnirknng  zviBchen  Volkswirtschaft  nnd 
W^t^cweion.  3.  Die  Disposition  undSjatemAtiaie- 
mng  der  Strassen lisien.  4.  Einflnss  der  Eisen- 
bahnen, ä.  Ban-  und  Unterhaltnngalast.  6. 
Wegeabgaben.     ?.  Statistik. 

1.  Einleitung,  Technik  nnd  Geschichte. 
Innerhalb  der  Volkswirtschaft  hängt  natnrge- 
mSsä  das  Voranschreiten  der  Kooperation,  die 
Verein  heitlichungund  Ausgleichung  von  Vor- 
rat, Bedarf  und  Preis,  der  ständige  Rapport 
der  materiellen,  geisüeen  und  politischen  Be- 
ziehungen von  dem  ^it-.  Mühe-  unii  Geld- 
aufwand ab,  womit  die  Uttber\yindung  der  im 
Wege  stehenden  Hemmnisse  verknüpft  ist. 
Für  die  lündenmg  dieser  Momente  smd  die 
Verkehrsmittel  bestimm ungsgemSss  vorhan- 
den :  die  wichtigsten  davon  sind  die  Land- 
und  Wassersti'assen. 

Die  Landstiasse  ist  ein  zum  Zwecke 
der  Erleichteniug  des  Keisens  sowie  ziir 
Erhöhung  der  Nutzwirkung  der  Ti'ag-  oder 
Zugkraft  erbauter  Wegdaram,  Die  volks- 
wirtschaftliche Bedeutung  einer  Strasse  imd 
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ihre  allgeraeine  Produktivität  entscheidet 
sich  nach  dem  Transportbedarf  oder  danach, 
in  welchem  Verhältnis  die  Anlage-,  Unter- 
haltnngs-  und  Beförderungskosten  zu  der  Be- 
föKiernngsleistung  (nach  Menge  und  Raseh- 
heit)  steht  Ferner  ist  in  dieser  Hinsiclit 
so  wichtig  wie  die  Ingenieursarbeit,  d.  h.  die 
Konstruktion,  Linienführung  iiiid  Unter- 
haltung, der  Ausbau  eines  sich  verästelnden 
Strassennetzes;  derselbe  gehOrt  ebenso 
zum  Wesen  einer  Strasse  wie  der  Dmtrieb 
zum  Wesen  des  Kapitals. 

Gefichichtlicb  weist  dei'  Wegebau,  wie 
jedes  Verkehrsmittel,  eine  aUmfiÜiche  Ent- 
wickelung  auf,  die  dem  Stande  der  Tech- 
nik, der  WirtschaffsBfufe  und  der  Staats- 
verwaltungentspricht. Die  primitive  Beförde- 
rung durch  die  menschhche  Tragkraft  weicht 
der  EinstelliiDg  tierischer  oder  meclianjscher 
Trag-  und  Zugkraft,  der  primitive  Pfad  wird 
durch  die  gepflasterte  Strasse  im  gleichen 
Schritt  ersetzt,  in  dem  die  stärkere  Kon- 
centration der  Volkswirtschaft  und  der  Staats- 
gewalt sowie  das  Anwachsen  der  Fernbezie- 
hungen die  Ansprüche  in  Bezug  auf  die 
Masseubewältigiing  und  Raschheit  der  Be- 
förderung steigert.  Der  Weg,  der  für  den 
Verkehr  der  Naturalwirtschaft  oder  Bezirks- 
wirtschaft  genügt,  weist  in  seinem  Wesen, 
im  Körper,  in  der  Linienftlhnuig  und  iu  der 
Niveliierung  die  gleichen  ünterscuiede  g^en- 
über  einer  Chaussee  aiif,  wie  die  Bezirkawirt- 
schaft  im  Vergleicii  zu  der  heutigen  AVeltwirt- 
schaft  Je  weiter  abgerückt  von  den  Spitzen 
der  Kulturentwickeln ng,  um  so  mehr  ist  die 
einzelne  Bevölkerungsscliieht  noch  an  primi- 
tive Beförderungsart  gebimden. 

FQr  die  Linien filhning  und  Baiikonstriik- 
lion  geben  die  Strassen  des  intensivsten  Ver- 
kehrs, nämlich  des  Welt-  und  des  Stadt- 
verkehrs, das  Vorbild  abj  bezüglich  der 
Disposition  der  Linien  sind  es  die  alten 
Weltroufen  (Zug  zum  Meer,  entlang  der 
in  das  Meer  mündenden  Ströme),  welche 
Jahrtausende  hindurch  eine  zwingende  Di- 
rektive ausgeübt  haben ,  bezflglich  der  Art 
der  Konstruktion  und  der  Bauausfüh- 
rung sind  es  mehr  die  städtischen  Haupt- 
strassen, welche  —  neben  den  Militär-  und 
Weltstrassen  —  das  anregende  Beispiel  ab- 
gegeben haben. 

Zuerst  sind  die  Grundlinien  fflr  das 
Stra-ssennetz  gemäss  dem  Strom  lauf  und 
den  Gebirgspässen  gegeben;  die  Weltrouten, 
die  »continuita«  von  Markt  zu  Markt,  von 
Meer  zu  Meer,  z.  B.  aus  Arabien  bis  nach 
derWeichselmündung,  von  Triest  und  Venedig 
nach  dem  Meissnerland,  sie  waren  schon  ia 
der  Urzeit  lange  vorhanden,  ehe  man  an  die 
Errichtung  eines  testen  Wegdammes  <hichte. 
Auch  bei  den  Handelsstrassen  schmiegte 
sich  die  Trace  der  von  der  Natur  ge- 
gebenen Richtung  an;  ToiTainhemmnisso 
Anfiage.    VII.  26 
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zu  beseitigen,  davor  scheute  man  sich.  Die 
damit  gegebene  geringe  "Wegsamkeit  er- 
schwerte ebenso  das  Eindrin^u  feindlicher 
Heere  wie  die  politische  Einigung.  * 

Ausserdem  steht  die  Entwickelung  des 
Wegewesens  mit  derjenigen  der  Trieb-  bezw. 
Tragkraft  und  der  Transportgetässe  oder 
Fahrzeuge  in  Wechselwirkung  (s.  hier- 
über "f.d.BoTght,  »Das  Verkehrswesen«,  1894, 
S.  173—178 ;  G.  Cohn,  Nationalökonomie  des 
Handels,  1898,  S.  780).  Werden  z.  B.  die 
Sheffielder  Waren,  wie  es  noch  um  die 
Mitte  des  17.  Jahrhunderts  der  Fall  war, 
auf  Packpferden  nach  London  verbracht, 
so  ist  eine  Chaussee  ein  Luxus.  Sobald 
Wagen  ziu:  Beförderung  aufkommen,  ist  eine 
feste  und  ebene  Fahrlräha  nCtig,  damit  das 
Einsinken  der  RUder  in  den  weichen  Unter- 
grund oder  das  Umfaüen  der  Wagen  vet^ 
mieden  und  das  Fahren  bei  jeder  Witterung 
ermöglicht  wird. 

Innerhalb  der  Transportmittel  giebt  es  für 
die  Zug-  und  Reittiere  sowie  für  die  Fahr- 
zeuge, ähnlich  wie  für  die  Wege,  Cnler- 
schiedo:  1,  in  der  Qualität,  die  der  Ver- 
schiedenheit des  Zweckes  und  des  Wertes 
der  Reise  oder  des  Frachtgutes  entsprechen, 
2.  in  der  beanspruchten  und  geleisteten 
SchneDigkeit,  Sicherheit,  POnktlicnkeit,  Be- 
quemlichkeit.  (Diese  Stufenordnung  oder 
Klassifikation  bezeichnet  für  die  geschieht^ 
liehe  Entwickelung  des  Transports  (Ue  ein- 
zelnen Abschnitte  —  ursprünglich  nur  Luxus- 
waren,  heule  geringwertige  Massenartikel  — 
begründet  aber  auch  für  die  heutigen  Tage 
z.  B.  die  Unterschiede  der  Passagiere  in 
solche  L,  II.  und  HI.  Klasse.) 

Ursprünglich  sind  auch  die  Welthandels- 
strassen nichts  anderes  als  Saumpfade,  die 
in  ihrem  Zuge  dem  Wasserlauf,  der  natür- 
lichen Thalbildung  oder  dem  Gebirgspass 
folgen.  Heute  noch  büden  die  Strassen 
z.  ß,  in  Binnenafrika,  Asien  (Karawanen weg) 
oder  in  der  amerikanischen  Prärie  nicht 
viel  mehr  als  eine  Art  Markiening  oder 
Itinerar  für  die  kürzer«  oder  minder  be- 
schwerliche Linie.  Aehnlich  wie  beim  Wild- 
wechsel zieht  sich  der  Weg  einfach  in  der 
Richtung  hin.  wo  das  erste  (Last-)Tier  den 
sicliersten  Fleck  zum  Auftreten  gefimden 
hat;  die  anderen  sind  dem  Leittier  seit 
Jahrhunderten  sorgsam  gefolgt;  (in  dem 
rauheren  Klima  muss  der  ^\'eg  alljährlich  neu 
gebildet,  d.  h.  getreten  wei'den).  Dadurch 
entsteht  von  selbst  allmählich  ein  fester 
Wegkörper,  dessen  Richtung  das  Aufsuchen 
von  Furten  und  die  Umgehung  vou  Sümpfen, 
auch  die  Niederhaltung  des  überwuchernden 
Gestriipps  erleichtert 

Höhere  Ansprüche  stellt  zuerst  der  täg- 
liche Verkehr  innerhalb  des  geschlossenen 
Gemeinderayons;  hier  erweist  sich  früh- 
zeitig die  Absteckung  der  \\'egflüche  nach 


Länge  und  Breite  und  die  Befestigung  des  Weg- 
körpers, in  späterer  Zeit  auch  die  Pflaste- 
rung ,  als  notwendig.  Die  Nachahmung 
dieses  Wegebaues  auch  für  das  flache  Land 
wird  zum  Bedürfnis,  sobald  es  gilt,  ent- 
weder grössere  Heeresmassen  rasch  zu  trans- 
portieren, oder  nachdem  der  Binneuhandel 
so  selir  erstarkt  ist,  dass  für  den  Warentrans- 
port die  Träger  —  fast  durchweg  Sklaven  — 
oder  die  Lasttiere  nicht  mehr  ausreichen,  sol- 
che vielmehr  durch  Lastwagen,  genauer  durch 
Karren,  ersetzt  werden  müssen.  So  kommt 
allmählich  die  Herstellung  eines  über  die 
Ackerkrume  erhöhten,  von  ilu-  durch  Hand- 
steine abgegrenzten  Wegdammes  auf  (aggor 
einschliesslich  der  margines,  viam  termi- 
nare,  s.  H.  Nissen.  Pompejanische  Studien, 
1877,  S.  532ff.).  Dieser  Uebergang  hat  (wie 
der  Wasserbau)  eine  starke,  leistimgsfähige 
('entralgewalt  zur  Voraussetzung.  Im  Alter- 
tum war  der  Staat  niff  wenig  kapitaüträftig 
und  leistungsfähig.  Nur  die  tirossstaalen  mit 
ihren  grossen  Entfernungen  imd  der  streng 
centralen  Leitung  waren  im  stände  und  dazu 
gezwungen,  den  Aufwand  ftir  den  Zwec^ 
oass  die  Regierung  schnell  über  die  Vor- 
kommnisse von  politischer  oder  militÄrischer 
Bedeutung  unterrichtet  werde,  auf  sich  zu  neh- 
men. Demgemäss  darf  man  den  Zeitpuakt, 
wann  dieser  Uebergang  erfolgt  ist.  Dicht  zu 
früh  ansetzen.  Die  Teciiniker  überbieten  sich 
in  einer  blühenden  Schildening  des  treff- 
lichen ZuStandes  der  Strassen  t^omos  oder 
der  Semiramis.  Aber  wer  sich  den  heu- 
tigen Zustand  des  Strasse nwesens  in  Ge- 
bieten mit  ähnlieh  primitiver  Wirtechafls- 
verfassung,  wer  sich  die  Strassen  des  Jahres 
1902  nach  Christus,  z.  B.  in  Korea,  China, 
Russland ,  Ungarn,  Texas  vor  Äugen  liält, 
wird  von  denjenigen  des  Jahres  1902  vor 
Christus  eine  zutreffendere  Anschauung  er- 
halten. In  den  dünnbevölkerten  Gebieten 
ziehen  die  Strassen  heute  noch  wie  vor 
Jahrtausenden  meist  in  langen  Geraden  ül)er 
Berg  und  Thal ;  es  fehlt  an  jeder  Befestigung 
der  Fahrbahn  sowie  an  Gräben,  die  Stras.wn 
sind  sehr  breit  (»extensiver«  Betrieb),  um 
bei  schlechtem  Wetter  das  Umgehen  ange- 
fahrener Stellen  zu  ermöghehen;  über  Bäche 
werden  Baumstämme  gelegt,  Gräben  und 
I>Scher  werden  durch  Reisig  (später  Faschi- 
neD)ausgefilllt.  Zu  einer  vollkommeneren  Kon- 
stniktion  fehlte  es  im  Altertum  und  Mittel- 
alter in  der  Hegel  an  den  drei  ersten  Voraus- 
setzungen, nämlich  au  Kapital,  au  der  diri- 
gierenden und  konstruierenden  Arbeitskraft 
und  am  Konsum,  (d.  h.  an  einer  dichten 
Bevölkening  und  an  dem  alimentierenden 
Waren-  imd  Tran  Sportverkehr,  an  einer 
kapitalkräftigen  Centralgewalt  und  niclit  zu- 
letzt an  geschickten  Ingenieuren). 

Endlich  müssen  wir,  wie  in  technischer, 
so  auch   in   geschichtlicher  Hinsicht,   Bau* 
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konstniktion  nnd  YerkelireDetz  ausemander- 
halteo.  In  Frankreich  wurde  schon  1556 
eine  in  der  Uitte  gepflasterte  Strasse  von 
Paris  nach  OrleauE  gebaut,  aber  es  dauerte 
noch  zwei  Jahriiunderte,  bis  ein  Strassen- 
netz  vorfaftndeR  war.  Aelinlicli  wird  man  für 
die  geechichtUcb  ersten  Strassenbauer,  näm- 
lich für  die  grossen  Weltreiche  des  Orients, 
annehmen  kdnoen,  dass  sie  vom  9.  Jahr- 
hundert vor  Christus  an  anfingen,  die 
militärisch  wichtigsten  Strecken 
mit  einem  fortlaufend  festen  Untergrund 
zu  Tersehen.  Die  ersten,  von  denen  wir 
eine  beglaubigte  Nachricht  über  die  An- 
legung eines  systematiscben  Strassen  netzes 
erhalten,  siud  die  Perserkönige  Cyrus 
und  Darius.  Umgekehrt  konnte  in  Orie(;hen- 
land  mit  seineu  kleineu  und  <lazu  stets  in 
Fehde  lebenden  Staatsgebilden  von  einem 
Strassennelz  nie  die  He<le  sein;  wohl  hatte 

2.  B.  Athen  imd  sein  Stadtbezirk  gute  Wege, 
abei'  nicht  das  flache  Land. 

Die  Römer  erlernten  die  Eautechnik  im 

3.  Jahrhundert  vor  Christus  und  entwickelten 
den  Strasseubau  im  Laufe  der  fol^nden 
fünf  Jahrhuudei'te  zu  einer  mustei^ltigen 
flöhe;  in  der  Grossartigkeit  der  ineinander- 
greifenden systematischen  Anlage,  In  der 
kostspieligen  Horizontahtät  nnd  Gefälls- 
nivelBerung  sowie  in  dem  geradlinigen  Bau 
bietet  das  römische  Strassennetz  eine  hüb- 
sche Pai'allele  mit  der  modernen  Eisenbahn, 

Allerdings  darf  man  dabei  nicht  über- 
sehen, dasa  der  Frachten  verkehr,  wie  z.  B. 
die  Strassen  in  Pompeji  gleichsam  photo- 
graphisch  vor  Augen  führen ,  grösstenteils 
noch  durch  Lasttiei-e  besorgt  wurde;  die 
Benutzung  von  Karren,  wie  mau  sie  als 
selbstverständlich  voraussetzt,  bildete  noch 
nicht  die  Regel.  — 

Im  Mittelalter  stand  die  Strassenbau- 
fechnik,  so  reich  auch  der  Hochbau  (Klßater, 
Dome,  Paläste,  Brückenbau)  sich  entfaltete, 
weit  hinter  derjenigen  des  Altertums  zii- 
nlck,  Wohl  lägen  in  llahen,  Spanien, 
dem  südlichen  Prankreich  die  römischen 
Uusterajüagen  für  eine  feste,  wohlgepflegte 
Strasse  offen  da;  aber  für  den  Strassen- 
bau  brach  trotzdem  die  >Benai3sance°  viel 
stäter  an  als  ftlr  den  Hochbau  und  für 
alle  anderen  Eünate,  Besonders  auffallend 
erscheint  das  Verhältnis  zu  dem  Brücken- 
bau, der  allerdings  früher  Zimmermanns- 
art>eit  war;  zweclmiässig  konstruierte  Holz- 
bnlcken,  welche  den  heutigen  an  Schön- 
heit nichts  nachgeben,  wurden  schon  im 
15.  Jahrhundert  gebaut,  die  Kunststrasse  da- 
g^;en  ist  eine  Errungenschaft  erst  des 
19.  Jahrhunderts,  So  beschränkte  sich,  was 
bis  in  das  IS.  Jahrhundert  herein  für  die 
Strassen  Verbesserung  geschehen  ist,  fast  aus- 
schLessli«Ji.  (auf  Brückenbauten  und)  auf 
Pflasterung  der  Städte. 


Nur   langsam,    im   Laufe    vieler   Jahr 

hunderte,  erlernte  man  die  verschiedenen 
Techniken  der  Homer  wieder.  Man  kann 
die  einzelnen  Fortachritte  heute  noch  ver- 
folgen :  Dei'  erste  besteht  in  den  Versuchen 
mit  dem  Brüekenhaii,  welche  zwar  schon 
unter  Karl  dem  Grossen  beginnen,  aber  erst 
im  13.  Jahrhundert  allmählich  zur  Ausfüh- 
rung gelangen;  noch  um  das  Jahr  1200 
hatte  die  Hauptverkehrsader  des  damaligen 
deutschen  Reiches,  der  Rhein,  von  Kon- 
stanz abwäils  bis  zum  Meer,  keine  einzige 
Brücke.  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  ge- 
langt der  Bau  steinerner  Brücfen 
(Regensburg,  Frankfurt),  die  Spreng-  und 
Entsumpfungsarbeit,  das  Ziehen  von  Strasseu- 
dohlen  —  nach  dein  niederländischen  Vor- 

S.nge  —■  in  Aufnahme;  man  nimmt  auf  die 
erstellung  des  oft  mangelnden  Zusammen- 
hanges der  Verbindungswege  sowie  auf  eine 
reichlichere  Verzweigung  des  Strassen netzea 
Bedacht,  während  es -mit  dem  Oberbau  noch 
schhmm  genug  bestellt  ist.  Nur  in  der 
Nähe  von  Haiiptorten  bildet  der  Strassen- 
kOrper  einen  selbständigen  erhöhten  Damm; 
gewöhnlich  besteht  die  Fahrbahn  —  falls 
solche  nicht  noch  von  den  Römerzeiten  her 
vorhanden  war  —  lediglich  aus  der  Gras- 
narbe, wie  in  den  Pussten  oder  aus  der  ge- 
wöhnlichen Ackerkrume.  Noch  im  18.  Jahr- 
hundert war  der  Zustand  der  Heer-  und 
Hauptstrassea  nicht  besser  als  der  unserer 
Feldwege.  Auch  in  der  Ebene  waren  die 
Strassen  fast  durchweg  nichts  andeifs  als 
breite  Saumpfade,  die  jedes  Jahr  neu  aus- 
getreten und  ausgefahren  werden  mussten: 
sie  bestanden  aus  nackter  Erde  und  waren 
nur  im  Sommer  bei  schönem  Wetter  passier- 
bar (s.  d.  Schilderungen  in  "Versilariusi 
S.  101—103). 

Zuerst  in  Flandern  und  Brabant,  wo 
einige  der  alten  Römerstrassen  einiger- 
massen  in  Stand  erhalten  wurden  —  »Bmn- 
hilde Strassen«  — ,  wo  auch  die  Kunst  des 
Baus  von  Kanälen  zuerst  aufkam ,  dann 
in  Italien  und  Frankreich  werden  kürzere 
Strecken  mit  Steinen  fuodamentiert.  Erat 
zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  (Colbert), 
kommt  es  allgemeiner  in  Uebung,  dass  man 
nach  dem  Muster  der  Hauptstrassen  der 
Handels-  und  Residenzstädte  dem  bisherigen 
Feld-  und  Karrenweg  einen  widerstands- 
fähigeren Unterbau,  die  >C  haussierung« 
giebt;  sie  wird  angeordnet  zuerst  in  der 
französischen  Instruktion  von  17ü5  und  1718, 
dann  in  den  nach  ihi-em  Vorgange  ent- 
worfenen deiitschen  »Strassenbauin  forma- 
tionen«,  so  1720  in  Hessen,  1733  in  Baden, 
1737  für  den  Schwäbischen  Kreis,  1787  für 
Preussen. 

Es  würfen  auch  von  da  ab  Aufwen- 
dungen für  die  Strassenkorrektionen  ge- 
macht, die  für  jene  Zeiten  beträchtlich  er- 
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schieaeii.  Desseo  UQgeaohtet  aber  befanden 
sich  die  Strassen  noch  das  ganze  18.  Jahr- 
huDdert  hiiidurcli  in  einem  Zustande  der  Ver- 
■wahrlosnng,  den  wir  heute  nur  verstehen, 
wenn  wir  uns  daran  erinnern,  dass  Qoch  zu 
unserer  Gross  Väter  Zeiten  der  Wegebau,  da  die 
Regierung  hierfür  keine  Mittel  hatte,  und  sich 
deshalb  an  die  Zwangsfron  (corvfes)  hielt,  nicht 
eine  Hebung  des  Volkswohlstandes,  sondern 
eine  verhassle  Belastung  des  Landvolkes 
bedeutete.  Mit  dea  grossen  Verkehrs mittel- 
punkten,  die  den  Hauptvorteil  von  einem  ge- 
ordneten Strassenwesen  zogen,  waren  die  ein- 
zelnen Territorien  durch  keinerlei  Interessen- 
gemein  samkeit  verbunden.  Gute  Strassen 
Zügen,  meinte  man,  höchstenfalls  die  gefürch- 
teten Truppen  durchzöge  an ;  noch  bis  ins  19. 
Jahrhundert  herein  sah  man  in  manchen  Ge- 
genden den  Bau  einer  Strasse  als  ein  Danaer- 
geschenk an ;  die  Unpassiertiarkeit  der  Wege 
galt  als  ein  Schntz  gegen  ungebetene  Gaste. 

Wohl  war  im  16.-  Jahrhundert  alimäh- 
lich das  Frachtfuhrwerk  in  die  Höhe 
gekommen;  aber  diesem  Verkehr  die 
Wege  zu  ebnen,  hJess  nur  die  »grossen 
Haoseni,  die  durchziehenden  Grossbauf- 
leute  fördern,  und  dazu  hatte  niemand 
Lust.  Der  Warenversand  erfolgte  bis  zum 
Aufkommen  der  verbesserten,  mit  geringen 
Steigimgen  versehenen  Oliausseen  meist  auf 
K^ren,  die  mit  6 — 8  Pferden  hinterein- 
ander bespannt  waren.  Auf  das  Pferd,  das 
auf  den  heutigen  Strassen  40  und  mehr 
Centner  zieht,  rechnete  man  höchstens  die 
Hälfte.  Für  Reisen  war,  wie  heute  noch 
z.  B.  in  China,  das  Reiten  bequemer,  weniger 
kostspielig  und  auch  weniger  zeitraubend  als 
das  Fahren  auf  den  meist  gnmdlosen  Wegen. 
So  bereitete  der  Zustand  der  Strassen  aller- 
orts so  viele  Schwierigkeiten  und  Fährlich- 
keiten,  doss  auch  eine  kleine  Reise  von 
kaum  100  km  eine  Epoche  des  Ivebens  be- 
deutete. Die  erbärmhche  Unterlialtimg  der 
Wegköri>er  bildet  ein  wesentliches  Kapitel 
in  <!er  Kidturgeschichte  noeh  des  18.  Jahr- 
hunderts imd  hat  eine  reiche  Litteratur  hei^ 
vorgenifen ;  lebendige  Schilderungen  der 
damaligen  Znalände  finden  sich  z.  B.  bei 
Bflseh  (im  Neuen  deutschen  Museum  v. 
April  1791.  4.  T.,  S.  316)  und  Salzmann 
(Kar!  von  Karlslierg  oder  »das  menschliche 
Elend.  1784—1787);  femer  bei  W.  Menzel 
<Geacluchfe  der  Deutschen,  II.  Bd.);  G. 
Frey  tag,  Perrot  (Wiss.  Vierteljahrscnrift 
für  Volkswü-tschaft  imd  Knlturgescliichte, 
1808.  S.  27— r>0);  Geistbeck  (Der  We]f> 
verkehr,  S.  8fi):  »Deutsche  Kulturge- 
Bchiehte.,  Hannover  1878,  S.  1(>9;  Gfltz, 
(Die  Verkehrswege  im  Dienste  des  Welt- 
handels, 1SH8,  S.  548— .-»M,  721.  724-726); 
J.  W 0 1 f  f  (Sozialismus,  IS92,  S. 498— .">Ori)u.a. 

Stan<)  es  auch  damit  in  Deutschland, 
dessen  politische  ZorrisKenheil   jeden   plan- 


mässigea  Wegebau  hinderte,  am  schlimmsten, 

so  waren  doch  auch  in  England,  trotz  seines 
industriellen  Voranschreiten s,  und  selbst  in 
Frankreich  noch  zu  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts nicht  einmal  die  Hauptstrassen  in 
einem  leidUclien  Zustande.  Von  Calais  z.  B. 
war  die  Reise  nach  Paris  wegen  der  Sümpfe 
und  Löcher,  welche  die  Strasse  oft  uafahr- 
bar  machten,  ein  riskantes  Unterfangen.  In 
rfeichem  Zustande  präsentierte  sich  ^  nach 
den  lebenstreuen  Schilderungen  Walter  Scotts 
und  Arth.  Youngs,  femer  von  Hydo,  The 
Royal  Mail,  S.  1—13;  und  Francis,"  »History 
of  Railways«  —  Englands  Strassenwesen, 
Letzterer  eniählt;  »Obwohl  der  Reichtum 
und  die  Bedeutung  der  Städte  Manchester 
und  Liverpool  enorm  zugenommen  hatten, 
war  um  das  Jahr  1824  die  Strassen  Verbin- 
dung zwischen  beiden  Plätzen  in  keiner 
Weise  verbessert: ;  die  Kanal  gesell  Schäften 
erfreuten  sich  eines  vollständigen  Monojiols; 
infolge  der  mangelhaften  Güterbefördenmg 
waren  mitunter  ganze  Fabriken  ans  Mangel 
an  Rohmaterial  zum  Stillstand  gezwungen.» 

In  Frankreich  bekam  der  Strassenbau 
dm-eh  Napoleon  I.  (Simplon,  Mont-Cenis) 
einen  kräftigen  Anstoss.  Ungemein  ein- 
schneidender aber  erwiesen  sich  drei  fi-ied- 
liche Neuerungen :  das  Macadamisieren, 
die  Oi^oisation  der  Schnellpost  und  der 
Schienenweg. 

Wie  man  nämlich  auf  einem  festen  Unter- 
bau durch  eine  Kiesschicht  eine  feste  und 
glatte  Oberfläche  lierstellen  könne,  die  den 
Reibungswiderstand  wesentlich  ver- 
mindert und  die  I^eistungsfähigkeit  der  Zug- 
kraft erhöht,  das  lehrten  schon  die  römi.fchen 
Militärsti'asaen.  Die  Kunst,  einen  festen 
Wegkörper  aus  klein  zerschlagenen  Steinen 
ohne  einen  ans  grösseren  Stücken  bestehen- 
den Unterbau  zu  errichten,  hatte  Tn'isagiiet 
schon  1775  mit  dem  Packlageubau  für 
Frankreich  gezeigt  Die  Herstellung  einer 
festen  Kiesdecke  aber  kam  erst  auf  Gnind 
der  Vei-öffentlichungen  Mac  Adams  im  Jalu-e 
1820  in  weiteren  Kreisen  ziu-  Aufnahme. 
Die  neue  Chaussierungsmethode  weckte 
neuen  Bedarf  und  kam  neu  erwachendem 
Bedarf  entgegen. 

Dabei  muss  man,  weil  dies  für  die  riclitige 
Erfassimg  der  neuzeitlichen  Entwickeluiig 
von  Belang  ist,  im  Auge  behallen,  dass  beim 
Aufkommen  der  Eisenbahn  der  Brief-,  Reise- 
und  Warenverkehr  nur  für  die  oberen 
Gesellschaft  s-  und  Güterklassen 
vorhanden  war.  Das  Reisen,  der  Brief-  und 
Zeitungs verkehr  war  ein  kostspieliger  Luxus, 
und  Luxusartikel  waren  es,  die  allein  für 
den  Fernveisand  in  Betracht  kamen.  Bei 
diesem  kleinen  Bedarf  war  auch  das  Wege- 
netz noclt  klein.  Beim  Aufkommen  der 
Eisenbahnen  liattp  das  Königreich  Prenssen 
kaum  iM'Aiü  km  chaussiorte  Wege,  und  davon 
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entfielen  auf  Ost-  und  Westpreussen  kaum 
100  hm.  Wie  F.  L.  Pbilippson  (»Handel  und 
Verkehr«  1899,  S.  19)  erzählt,  erfolgte  noch 
zu  Anfang  der  fünfziger  Jahre  der  Transport 
von  Dampfkesseln  von  Aachen  nach  Warschau 
durch  Geföhrte  mit  24  Pferden  Vorspann 
lind  erforderte  die  Reise  von  Posen  nach 
dem  20  kra  entfernten  Gnesen  volle  11 
Stunden,  ■wobei  m^n  in  dem  stickigen  Kaum 
des  Postkastens  einen  Yorgeschroack  von 
den  Qiialen  einer  tropischen  Seefahrt  im 
engsten  Kajütenraum  erhielt.  Neuer  Bedarf 
wnrde  zuerst  durch  die  Poetorgaoisation 
geweckt.  Im  Jahre  1S24  nämlich  hatte 
der  preussieche  Genonüpostmeister  Nagler 
die  englischen  Schnellposten  auf  deutschen 
BcKlen  verpflanzt,  welche  die  bisherige  Reise- 
dauer von  Berlin  nach  Magdeburg  von  2'/? 
Tagen  auf  15  Stunden  abkürzten.  Damit 
glaubte  man  den  höchst  erreichbaren  Grad 
der  Geschwindigkeit  erreiclit  zu  haben. 
Heute  legt  man  die  Strecke  in  2'/i  Stunden 
zurück  —  ein  deutlicher  Massstab  für  die 
Distanz,  welche  die  neue  Kulturepoche  von 
der  früheren  trennt.  Noch  vor  zwei  Jahr- 
hunderten brauchten  die  Lastwagen  von 
Halle  nach  Leipzig  auf  der  nur  30  km  langen 
Handelsstrassc  3—4  Tage,  weil  laut  einer 
im  Original  vorhandenen  BeschwerdeBchrift 
"die  Frachtgüter  bald  über  Steine  und  Fels- 
blCeke  hinweggehoben,  bald  Pferd  und 
Wagen  aus  dem  3 — 4  Fuss  tiefen  Schlamm 
herausgearbeitet  werden  mussten«.  Aber 
au  eil  noch  1836  klagte  eine  Denkachrift 
z.  B.  aus  Westfalen,  dass  man  täglich  lange 
Züge  von  Pferden  sehe,  von  denen  jedes 
drei  Scheffel  Kohlen  auf  dem  Eflcken  trage 
und  nur  2,'i— 30  km  im  Tag  zurücklege. 

Eine  radikale  Umwälzung  im  >KoDSum« 
und  in  dessen  Befriedigung  erbrachte  das 
Aufkommen  des  Schienenwegs  in  Verbindung 
mit  dem  neuen  Kraftmotor.  Was  aber  diese 
Umwälzung  bedeutele,  wird  einem  erst 
klar,  wenn  man  sieht,  welche  Distanz  zwi- 
schen den  primitiven  Erdstrassen  {wie  sie 
nocli  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  an  allen 
Orten  vorhanden  waren,  wo  noch  die  Natural- 
wirtschaft vorherrschte),  und  einer  modernen 
Strasse  liegt.  Der  Bewegnngswiderstand  im 
Verhältnis  zur  Last  beträgt  auf  der  einen 
14,  auf  der  anderen  nur  2  "/o  der  Last  Auf 
einer  ^uten  Kimststrasse  also  kann  ein  Pferd 
eine  siebenmal  grössere  Ladung  übernehmen 
oder — da  der  Widerstand  mit  der  Betrielö- 
gesch windigkeit  wachst  —  eine  siebenmal 
höhere  Geschwindigkeit  erreichen  als  auf 
einem  Erdweg.  Eine  Zunahme  des  Wider- 
stands und  Abnahme  der  Nutzwirkune  tritt 
ausserdem  1.  mit  dem  waclisenden  Stei- 
gungsverhältnis des  Widerstands  —  da 
das  Tier  ausser  dem  Fuhrwerk  noch  seine 
eigene  Last  hinaufbringen  muss,  (beim  Maul- 
tierlransport  kommt  das  Längenprofil  kaum 


in  Betracht)  —  und  2.  mit  jeder  Krümmung^ 
ein,  da  dadurch  die  Reibung  vermehrt,  die 
Zugkraft  gehemmt  wird.  Je  mehr  also  die 
Bahn  gerade  und  wagerecht  verläuft,  mn  so 
voller  kommt  die  Zugkraft  zur  Geltung.  Die 
Leistungsfähigkeit  des  Fahrzeugs  und  des 
Betriebs  hängt  1.  von  der  Linienführung 
oder  der  Anlage  und  Richtung  der  Linie, 
2.  von  der  Herstellung  des  WegtSi-pers,  3. 
von  der  Ausstattung  der  Strasse  (z.  B,  mit 
Entwässerungsan  It^n  ,Orientienm  es  zeichen, 
Baum  Pflanzung,  Beleuchtung,  Sicherheit 
gegen  üeberfall  und  widrige  Witterung)  ab. 
Vor  allem  erfordert  eine  Kunststi-asse  als 
Hauptbedingung  eine  ununterbrochene 
Unterhaltung  der  Fahrbahn,  die  nnrbei 
einer  straff  centralisiei-ten  Regiening  möglich 
ist.  Eine  nicht  sorgfältig  unterhaltene  Kunst- 
strasse  ist  schlechter  als  ein  blosser 
Erd  weg;  die  Beispiele  sind  nicht  selten,  wo 
kunstgerecht  angelegte  Strassen,  welche  z.  B. 
infolge  langer  Kriegsjahre  vernnclilässigt  wur- 
den, gänzlich  unbrauchbar  geworden  sind. 

All  diesen  technischen  Anforderungen 
konnte  man  allgemeiner  erst  gerecht  werden, 
als  mit  dem  Eisen balin bau  auch  in  den 
Slrassenbau  ein  grösserer  Zug  kam.  Von  da 
ab  begann  man  planmässig  die  Stiassen,  unge- 
achtet des  Widerspmehs  der  Gnindeigentümer 
und  trotz  des  Mangels  eines  Expnipriationsge- 
setzes,  gerade  zu  leiten,  die  vielen  Furten  durch 
Brücken  zu  ersetzen  und  das  Gefäll,  das 
bei  vielen  Hauptstiassen  15 — 20  "/o  betrug, 
vermittelst  Herstellung  von  Einschnitten, 
durch  Abgraben  und  Aufschütten  au.szu- 
gleichen  und  zu  vermindern.  Eigentliche 
Strassenkorrektionen,  d.  h.  eine  kunstgerechte 
Umgehung  der  alten,  in  SüddeutachJand  ge- 
wöhnlich auf  keltischen  irrspnmg  zurilck- 
reichenden  Steigen  waren  im  18.  Jalur- 
hundert  noch  nicht  vorgekommen. 

Infolge  der  grösseren  Kapitalaufwendung 
auf  den  Unterbau  gelangte  man  allmählich 
zu  einer  besseren  Erkenntnis  von  dem  Werte 
einer  genauen  Durcharbeitung  der  Anlage, 
der  Trace  der  Strasse,  ihres  Anschmie^us 
an  das  Terrain,  ihrer  (^eradlinigkeit.  Nivel- 
lierung und  Horizontali  tat. 

Z.  Wechsel  Wirkung  zwischen  Volks- 
wirtschaft und  Wegewesen.  Die  Strasse 
und  die  damit  gegebene  Erleichterung  der 
Ueberbringung  von  Nachrichten  sowie  des 
Guter-  und  Personentransports  dient,  wie 
wir  gesehen  haben,  zunächst  den  Zwecken 
der  Kriegsführung  und  Staatsverwaltung. 
Die  geschichtlieh  zuei-st  nachzuweisendeu 
Strassen  sind  » Heerstrassen «,  erbant  z.  B. 
von  C\-nis  und  Darius,  dann  von  den  römi- 
schen Kaisem,  zu  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts in  Kussland  und  von  Napoleon  I. 
(Erst  in  den  jüngsten  Tagen  machen  die 
Eroberer  eines  freiheitliebenden  Ijandes, 
die  Engländer  in  Transvaal  wie  die  Ameri- 
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kaoer  auf  den  Philippinen,  die  Erfahrung, 
dass  das  Land  orst  in  dem  Verhältnis  dem 
Eroberer  gehört,  in  dem  der  Bau  des  »Limess, 
d.  h.  der  mit  Forts  besetzten  Heeratrasse, 
voran  schreitet.  Nicht  die  Kanonen  allein 
können  pacifizieren,  sondern  mit  ihnen  der 
Wegebau.  Allerdings  zieht  auf  dieser  Strasse 
zugleich  mit  dem  Krieganiann  immer  auch 
der  Kaufmann  mit  ein.J 

In  zweiter  Linie  ist  die  Strasse  das 
wichtigste  KHltivationsmittel.  Zur 
Erschliessung,  d.  li.  pl&nmässigen  Bebauung 
und  Bcsicdelung  •  jungfräulicher a  Gebiete, 
z.  B.  Ostafrikas  oder  Centralasiens,  dient, 
Deben  dem  Pflug,  hauptsächlich  die  fahr- 
bare Strasse,  durch  webhe  die  Sklaven- 
träger enttehrlich  und  deren  Kräfte  für 
die  Produktion  frei  gemacht  werden.  Bho- 
desia  z.  B.  verdaokt  sein  rasches  Empor- 
hiahen  diesem  System :  erst  der  Fabrweg  zu 
der  Hauptstrasse,  dann  das  Wohuhaus  und 
nun  erst  die  Farm.  Die  eiligen  Amerikaner 
griffen  allerdings  gleich  zur  Eisenbahn.  Wie 
Hesse -Wartegg  von  den  PrSricstaaten  erzählt,, 
eilt  dort  die  Eisenbahn  sogar  »der  Bevölke- 
rung voran  und  ebnet  ihr  den  Boden,  ja  es 
sind  die  Eisenbahngesellschaften  selbst, 
welche  heute  die  geeignetsten  Plätze  für  zu 
gründende  Ansiedelungen  auswählen  und 
sich  an  der  Gründung  direkt  beteiligen.  Die 
ganze  Entstehung  der  Präriestaaten  gleicht 
der  Invasion  einer  grossen  Kulturarmee.  I)ie 
Operation sbasis  bildeten  der  Mississippi  imd 
Missouri,  die  Foldherm  waren  die  grossen 
Kapitalisten  des  Ostens,  die  Strategen 
bildeten  die  ESsea bahngesell Schäften ,  die 
Flankier  und  Echureurs  waren  die  Ein- 
wandenings-  imd  Landagentea,  und  die 
Armee  selbst  waren  die  Himderttausende, 
ja  Millionen  deutscher  Emigranten.« 

In  dritter  Linie  erhöht  eine  Strasse  die 
Yersandfähigkeit  der  Erzeugnisse.  Die- 
selbe bemisst  sich  nach  dem  Verhältnis  der 
Vei'sand kosten  zu  dem  Verkaufspreis.  Ist  nur 
ein  Transport  mittelst  (Sklaven-)  Träger  mög- 
lich, so  sind  geringwertige  Massengüter  Über- 
haupt nicht  versendbar,  weil  bei  dieser 
Transportart  der  Tonnenkilometer  auf  2'/s 
Mark  zu  stehen  kommt.  Die  V'ersandfähig- 
keit  steigt  im  gleichen  Schritt,  wie  die  An- 
wendung von  Zugkraft  erleichtert  wird.  Auf 
einer  guten  Schotterstrasse  übernimmt  ein 
Pferd  hundortmsd  mehr,  40  Centner  gegen 
40— TiO  Pfund,  und  kommt  der  Tonnen- 
kilometer mw  auf  14^30  Pfennig  zu  stehen 
(Preuss.  Jb.  1897.  S.  ;i84).  Der  AlsatK- 
radius  vcrgrössort  sich  im  (Juadrat  der  Herab- 
setzung der  Kiiometertonueufracht;  sie  be- 
trägt hei  derEisenbalm  niu- 2' *  Pfennig  für 
Mas.sengtlter.  drmgemä.-'s  kOnnen  solche  auch 
hundertmal  weiter  versandt  wei-den  als  aus 
jenen  Produktionsgebioten.  die  nur  Indianer- 
pfade aufweisen.    Dazu  kommt,  dass  bei  der 


primitiven  Transportgelegenheit  sich  nur  ein- 
mal im  Jahre  die  Möglichkeit  bietet,  die  Ware 
auf  dem  Jahrmarkt  an  den  Mann  zu  bringen, 
bei  der  anderen  dagegen  ein  ständiger  Marlit, 
die  Kontinuität  der  Beziehungen  ge- 
sichert ist. 

Den    wechselseitigen  Einfluss    der   Ent- 
wickehiDg  des  Wegewesens  und  der  Volks- 
irtschaft können  wir  in  folgenden  Sätzen 


»Der  wirtschaftliche  Dienst  einer  Einzel- 
strasse besteht  zunächst  in  der  direkten  Er- 
sparnis von  Zeit  und  Kraft,  der  Volkswirt - 
schafthche '  zunächst  in  der  Abkürzung  der 
zeitlichen  und  räumlichen  Entfernungen, Inder 
Erhöhung  der  Transportffihigkeit,  in  der  Ei- 
breiteiTing  des  Versand-  und  Absatzrayons.c 

*  Volkswirtschaftliche  Bedeu- 
tung kommt  vor  demAutkoinmen  derEisen- 
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zu;  sie  hängt  vielmehr  von  dem  jeweiligen 
Stande  der  Produktion  imd  Cirkulation,  von 
der  Ausbildung  von  Handel  und  Gewerbe, 
deren  Einrichtungen  und  Organisation  ab. 
Volkswirtschaftliche  Bedeutung  konnte  dem- 
nach vor  dem  19,  Jahrhundert  das  W^pweseu 
in  demjenigen  Bezirke  oder  Lande  noch  nicht 
erlangen  oder  erlangt  haben,  in  dem  es  eine 
arbeitsteilige  Produktion  und  einen  Durcli- 
gangsverkehr  noch  nicht  gab.< 

»Die  geschichtliehe  Entwickehuig  der 
Bedeutung  des  Wegewesens  für  ein  Land, 
die  Frequenz  und  Oi^nisation  der  ^Vege  ist 
durch  die  Kurvenlinie,  nach  welcher  sich 
das  Volk  über  die  rein  bäuerliche,  lokal  be- 
schränkte Produktion  erhebt,  sowiedurch  das 
Mass  voi^ezeichnel,  in  welchem  die  Industrie 
für  den  Wellmarkt  arbeitet  und  in  welchem 
die  Städte  als  die  Mittelpunkte  des  in- 
dustriellen Lebens  hei'vortreten.« 

»Bis  zum  Aufkommen  der  Eisenbahn 
fällt  die  go£chichttiche  Entwiekelung  des 
Strassen  Wesens  zusammen  mit  derjenigen 
der  Volkswirtschaft  und  der  Staatsver- 
waltung. Die  I^änge  und  Diagonairich- 
tung,  die  »conti  nuiti'i"  der  Hauptstrasse,  der 
Anschluss  der  Verkehrsbeziehun^n  ist 
gleichbedeutend  mit  dem  Fortschritte  der 
Gesellschaft  von  der  hauswirtscliaftlicheu, 
bezirks-  oder  korporationsweisen  Absonde- 
iTing,  Isoliening,  Lokalisierung  zu  einem  [loli- 
ti sehen  und  volkswirtschaftlichen  Zusammen- 
schlusSjZurGeldwirtschafLzu  der  extensiven, 
über  den  Bezirk  hinaiisgreif enden  und  zu  der 
intensiven    Steigening   der   Artjeitsteiluug.' 

»Im  gleichen  31asse,  in  welchem  sich  ein 
Gewirre  der  verschiedenst  gestalteten  Zouen- 
gruppen  der  Produktion  (nach  der  Thünen- 
sclien  Formel)  kompliziert,  erlangen  alimäh- 
lich, der  Zalü  nach,  immer  mehr  Strassen 
eine  volkswirtsohattliche  Bedeutung.  Zu- 
gleich vervollkommnet  sich,  gemflss  der  vor- 
gezeichneleii   Stufenfolge,    die   Ausdehn img 
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der  VerkehisbeziehungeD  eiaes  Bezirks  oder 
eines  Lamles  in  die  Utnge  imd  Breite,  die 
Einheitlichkeit  der  Anlage,  die  Qualität  der 
Durchgangs-  nud  Seitenstrassen  sowie  die 
Gliederung  des  sie  iiater  einander  verbin- 
denden Systems.! 

iDamlt  kommt  allmählich  ein  ^cli  immer 
mehr  verästelndes  Strassennetz  auf,  das  au 
sich  anch  eine  selbständige  Rückwirkung 
auf  den  Volkshaiishalt  ausüben  könnte.  That- 
sSchlich  jedoch  hat  das  Wegewesen  diese 
Rückwirkung  erst  mit  dem  Aufkommen  des 
Dampfbetriebes  ansgeöbt.  Vorher  ist  es  im 
Verhältnis  zu  der  arbeitsteiligen  Produktion 
iinil  gegenüber  ihrem  Fortschreiten  mehr 
der  empfangende,  von  da  ab  der  dirigierende 
Teil.  Die  Entwickelung  ist  nicht  mehr 
stetig  und  allmählich,  deshalb  aber  nicht 
natiuT*idrig.  vielmehr  wird  sie  durch  das 
neue  Ferment  nur  ungemein  beschleunigt. 
Durch  die  stürmische  Qärung  wird  der 
Organismus  nicht  zerstört,  sondern  ungemein 
lebenskräftiger  und  fruchtbarer  gestaltet, 
»neue^  Leben  blüht  aus  den  Ruinen.«  — 
Diese  Thesen  mögen  durch  folgendes  näher 
erläutert  werden  i 

Welche  Simime  die  einzelnen  durch  die 
neuere  Chaussierung  erzielten  Ersparnisse 
darstellen,  hat  schon  1780  ein  französischer 
Ablx^  zu  berechnen  gesucht;  man  kann  dies 
durch  Berechnung  des  llinderaufwanda  für 
die  lief  orderten  Kilometertonnen  oder  der 
MeJirleistung  der  Zugtiere.  Auf  dem  einen 
oder  anderen  Wege  gelangt  man  z.  B.  für  das 
Deutsche  Keich  zu  500  —1000  Millionen  Mark 
per  annum,  gleich  den  Zinsen  eines  Kapitals,  i 
<las  viermal  grösser  ist,  als  das  Anlagekapital 
der  Strassen  darstellt.  Umgekehrt  schlägt  ein 
amerikanischer  Nation alflkonom  die  jährliche 
Minder  einnähme,  welche  die  amerikanischen 
Farmer  infolge  des  rückst&idigen  Strassen- 
wesens  erleiden,  für  das  Jahr  auf  2500  und 
demzufolge  den  Entgang  an  Kapitalwert 
des  gesamten  Farmlandes  auf  50000  Millionen 
Mark  an.  Derartige  Berechnungen  haben 
keinen  anderen  Wert,  als  daea  sie  für  die 
allgemeine  Prodiiktivilät  des  Strassen wesens 
eiüe  greifbare  Ziffer  vor  Augen  führen. 
rienn  bei  jeder  Kommunikations  Vervoll- 
kommnung igt  wichtiger  als  die  direkte 
Ersparnis  der  indirekteNtitzen,  welcher 
in  der  Umwandlung  der  Preisgestal- 
tung, in  der  Hebung  der  Werte  und 
der  Herstellung  eiuer  organischen  Ein- 
heit und  Gesamtkraft  besteht. 

Auf  die  Umwandehing  des  Preis- 
niveaus wies  z.  B.  Porter  (»Progress  of  the 
Kation  i)  auf  Grund  der  Beobachtung  hin,  dass 
es  z.  B.  in  der  Grafschaft  SuBsex  sich  wegen 
der  Unvegsamkeit  der  Strassen  bis  zum 
Aufliommen  der  Eisenbahnen  nicht  lohnte, 
Fleisch  oder  Getreide  nach  London  zu  senden ; 
deshalb  war  der  Preis  in  Sussex   konstaut 


niedrig,  in  der  Nähe  von  London  konstant 
hoch.  Mit  der  Vervollkommnimg  der  Zu- 
fahrt trat  ein  Ausgleich  ein.  Zugleich  aber 
kommt  in  die  herkömmlich  überbrachten  bis- 
her stabilen  Absatz-  und  Preisverhältnisse 
durch  die  auswärtige  Konkurrenz  ein  fort- 
währendes Schwanken,  die  wechselnde  Kon- 
junktur hinein.  Daher  verlangten  schon  Ende 
des  17.  Jahrhunderts  die  London  znnäclist 
liegenilen  Grafschaften,  wie  A.  Smith  erzälüt, 
allen  Ernstes  die  Zerstörung  neugehauter 
Landstiassen,  weil  sie  die  konkurrierende  Zu- 
fuhraus den  entfernter  liegenden  Bezirken  und 
demzufolge  einen  Druck  auf  die  Kompreise 
und  Liegenschafts  werte  zu  stände  gebracht 
hätten.  Eine  rapide  Preisausgleichung  trat 
mit  der  neuesten  Konkurrenz  des  Wasser- 
weges ein,  der  2.50  mal  billiger  ist  als  die 
Achstracht.  Von  da  ab  richtete  sich  für 
sämtliche  Stapelartikel,  namentlich  für  Ge- 
treide, die  Hölie  der  Preise  nicht  mehr,  wie 
früher,  nach  den  einheimischen  oder  »natio- 
naleni  Prodiiktions-  und  Konkun'CDZvei-hält- 
nissen.  Bonderu  nach  der  Entfei-nung  von 
den  Hafenplätzen,  wie  Hamburg,  Mannheim 

U.    8.  W. 

Damit  erhält  die  organische  Umge- 
staltung einen  kräftigen  Anstoss.  Schon 
frühzeitig  lässt  sich  in  dieser  Beziehung 
(auf  die  organische  Umgestaltung)  ver- 
folgen ,  wie  die  Mittelpunkte  der  po- 
litischen Macht  oder  des  Weltverkehrs, 
namenthch  die  Hafenplätze  dahin  streben, 
dass  ferner  liegende  Produktion sbezirke  mög- 
lichst rasch  und  leicht  erreicht  werden 
können;  so  erweitem  sich  die  Ursprünge 
lieh  isolierten  Verkehrakomplese  und 
schli essen  sich  dann  allmählich  immer 
näher  zusammen.  Für  den  Bezirk,  der 
noch  nicht  mit  Strassen  versehen  ist,  ist  die 
Katuralwirtschaft  seilet  verständlich,  weil  ein 
ständiger  Rapport  ein  Ding  der  Unmöglich- 
keit ist;  wird  dieser  Rapport  durch  Er- 
bauung von  Strassen  erleichtert,  so  erwächst 
allmählich  ein  regelmässiger  Austausch  auf 
weitere  Feme  und  ein  Produzieren  für 
diesen  Austausch  oder  für  den  Markt;  die 
internationale  Handelsbilanz  wird 
nach  Inhalt,  Umfang  und  Bedeutung  total 
umgestaltet. 

Mit  dieser  Entwickelung  sind  sodann 
einige  weitere  Momente  gegeben,  die  der 
NaturderStrasse  eigen  sind.  So  tritt  zunächst 
ihre  centraliatische  Natur  hervor:  sie 
erfordert  eine  einheitliche  Anlage  und  eine 
systematische  DisjHisition  des  Netzes;  eine 
Durchgangsstrasse  ist  überhaupt  nicht  mög- 
lich, solange  sich  nicht,  wie  es  z.  B.  in  Alt- 
grieehenland  der  Fall  war,  die  Kleinen 
imterordnen  und  dadurch  die  Mittel  zu 
einem  solchen  Bau  zusammenbringen;  sie 
verstärkt  aber,  sobald  sie  geschaffen,  die  Kon- 
centration des  Kapitals  und  der  politischen 
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Macht.  Die  Strasse  ist  der  Pionier,  Träger 
und  HerolA  der  CentraUsiernng  der  wirt^ 
Bchaftlichen  Interessen  und  der  politischen 
Macht.  Von  den  neueren  Staaten  war 
Frankreich  derjenige,  welcher  als  der  ersto 
die  CentralisanoQ  der  VerwalUmg  durch- 
geführt, dies  aber  auch  in  der  einheit- 
lichen Ghederung  des  Strassenwesens  zum 
Ausdnick  gehracht  hat.  Diese  Koncen- 
tration wächst,  je  mehr  der  Fortschritt  der 
Technik  hfihere  Anfordeningeu  stellt.  Je  in- 
tensiver ferner  die  Befördenmg  sich  gestaltet, 
je  mehr  sie  »im  grossen»  betriehen  wird, 
\\m  so  seltener  sind  die  Zugangsstelleu  für 
die  kleineren  BcKirke  imd  Produktionssfätteu, 
lim  so  leichter  wird  es  den  grösseren  Centren, 
über  die  kleineren  hinauszuwachsen,  um  so 
dringender  legt  sich  den  kleineren  das  Be- 
dflrfnis  nalie,  sich  den  grösseren  anzu- 
schhessen.  Diese  Koncentration  wirkt  als 
Störenfried  für  zahlreiche  kleine  Interessen, 
Existenzen  und  Produktionsstätten  und  er- 
üeugt  schlimme  Uebergangsleiden,  filr  die 
sich  allerdings  später  —  vermittelst  der 
Hebung  der  Gesamtkraft  —  ein  Äiü^leich, 
wenn  auch  nicht  immer  für  die  zunächst  Be- 
troffenen ergiebt  (vgl.  G.  Cohn,  National- 
ökonomie des  Handels,  1896.  S.  777  u.  787). 

Ferner  dient  jede  Vervollkommnung  der 
Transportmittel  lur  Stärkung  der  Speku- 
lation; ein  Segel  z.  ß.  vervierfacht  die 
Kraft  des  Fahrenden,  er  muss  aber  dabei 
sofort  »spekulieren«,  wie  er  den  Wind  ab- 
fängt. Die  Spitze  dieser  Entwickelung  ist  das 
AuBsinnen  der  vorteilhaftesten  Ueberseclinien. 

I'm  die  kultnrgcschichtliche  Bedeutung 
dieser  Centralisiorung  voll  zu  würdigen, 
muRS  man  sich  die  eines  zwei  Meere  mitein- 
ander verbiadenden  Seewegs,  wie  z.  B,  des  j 
Snezkanals,  vergegenwärtigen,  otler  vor  Augen 
halten,  wie  das  Weltmeer  seibat,  früher  eine 
die  Völker  scheidende  Mauer,  »zu  einer 
Hochstrasse  des  \^'eltverkelu^ ,  zu  einem 
neuen  Felde  des  allgemeinen  Wettbewerbs 
und  zu  einer  künftigen  Wahlstatt  aiifgerückt 
ist«.  Die  »Neuzeits  wird  damit  eingeleitet, 
(lass  durch  die  Entdeckung  des  Seewegs  i 
nach  Indien  das  kleine  Portugal  auf  Kosten 
Venetligs  und  mit  der  Entdeckung  Amerikas 
Holland  und  England  auf  Kosten  der  Mittel- 
ineer-  und  Ostsee-Häfen  in  die  Hiihe  kommen. 
Eine  noch  mächtigere  Umwälzung  hat 
die  Ausdehnung  der  bisenbahn-  und  Dampf- 
schiffahrtshnien  hervomemfen.  Deutlich  ge- 
langte hierdui-ch  die  Wechselwirkung  zur 
Geltung,  die  zwischen  der  Neubildung  von 
Verkelirswegon  und  der  von  Verkehi-smittel- 
punkten  besteht:  naturgemäss  entstehen  an 
den  sich  kreuzenden  Bahnlinien  neue  (Jentren 
des  Verkehrs  und  der  Industrie  mit  mäch- 
tiger Anziehungskraft,  welche  die  Bevölke- 
rung des   platten  lindes  an  sieh  saugen. 

Die  revolutionierende  und  centralisierende 


Wii^ng  der  neuen  völkerverbindenden  Wege 

erklart  sich  aus  folgendem: 

Damit  eine  Strasse  der  Gesamt  Wirt- 
schaft zu  gute  komme,  muss  sie  mit  dem 
Gesamtverkehre  verbunden,  ein  Gesamt* 
verkehr  selbst  vorhanden  sein.  Die  erstere 
Voraussetzung,  die  »Verbindung*,  begreift 
eine  planmässige  Oi^nisation  und  ein  syste- 
matisches Ineinandergreifen  derWe^ 
in  sich.  Nur  genügt  das  Vorhandensein 
eines  Strasse nnetzes  noch  nicht.  Frankreich 
z.  B.  hatte  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  schon 
einige  Tausend  km  Strassen  ;  aber  ihr  volks- 
wirtschaftlicher Dienst  war  ebenso  durch  den 
damaligen  gegenseitigen  Absclduas  dei-  Ge- 
meinden und  Provinzen,  durch  die  Erschwe- 
rungen des  Handels  und  die  Gebundenheit 
des  gesamten  Erwerbslebens  als  üiuich  den 
verwalu-losten  Zustand  der  Strassen  gelähmt ; 
von  den  vielen  Tausend  damaliger  Strassen 
kam  höchstens  den  Verbindungswegen  in 
der  Nähe  der  Hafen-,  iless-  und  Industrie- 

Slätze  eine  volkswirtschaftliche  Bedeiitimg  zu. 
iur  die  letzteren,  die  Knoten-,  Eck-  und 
Endpunkte  des  Transithandels,  waren  Stätten 
hervorragender  Handels-  und  Gewerhethätig- 
keit;  den  abseits  liegenden  Orten  mangelte 
es  schon  an  den  transportfähigen  Produkten, 
für  welche  die  Kommunikationswege  von 
Wert  gewesen  wären. 

Diese  Beobachtung  bringt  uns  dem  an- 
deren oben  erwähnten  Erfordernisse  eines 
weiteren  Interessentenkreises  näher;  die 
Wege  in  der  Zeit  der  sogenannten  »Xatural- 
wirtschafta  waren  wie  unsere  heutigen 
Feld-  und  Holzabfuhrwege  nicht  Verkehrs-, 
sondern  blosse  Produktionswege  und  hatfeu 
höchstens  den  Zweck,  die  Bezirksstadt  und 
die  Ijandorte  miteinander  zu  verbinden; 
als  Kommunikationswege  sind  sie  ledighch 
■> Heerstrassen»  oder  »Handelszüge». 

Allmählich  kommen  einige  Momente  auf, 
welche  diesen  Specialdienst  für  das  Allge- 
meine erweitern :  es  sind  dies  die  Slomente, 
welche  manche  Staatswirt  schaftsichrer  fälsch- 
licherweise mit  dem  Namen  b  Arbeitst  ei- 
lung«, »arbeitsteüige  Produktion«  glauben 
erschöpfend  bezeichnen  zu  können.  Auf 
der  Stufe  der  »Naturalwirtschaft"  bilden  die 
um  eine  Stadt  herumliegenden  Ortschaften 
eine  Produktion szona  für  sich  mit  natui^;e- 
mässer  Gebundenheit  und  rein  örtlicher 
Begrenzung;  zwischen  den  Hafen])ültzen 
zwar  und  einzelnen  »Inseln«  hervorragender 
Handels-  und  Gewerbsthätigkeit  giebt  es 
Kommunikationswege;  aber  die  gesamte 
Volks wirlscliaft,  insbesondere  die  Produktion 
<les  platten  I.andes  ist  nicht  zusammenge- 
schlossen. Es  fehlt  an  der  dem  Begriff  und 
Wesen  einer  Volkswirtschaft  entsprechenden 
Idee  dor  Staatseinheit  und  an  der  Haupt- 
wirkung, welche  darin  bestellt,  dass  eine 
Ausgleichung  der  Lieferungs-  und  Be- 
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zugsDiSglichkeit  sowie  eine  orgaoiscli  in- 
einaadergreifeade  Ciikulation  und  Umwand- 
lung von  Geld,  Ware  iind  Kapital  nicht  nur 
in  einer  Grossatadt  und  nicht  etwa  nur 
entlang  einer  Weltstrasse,  sondern  innerhalb 
der  politisch  zusammeugehaltenen  Vielheit 
von  Gemeinden,  also  auch  auf  dem  platten 
Lande  stattfindet  Dieser  Prozess  vollzieht 
sich  a)  in  der  Richtung  der  Ausgleichung 
dee  erzeugten  Quantums,  von  Üeberriuss 
und  Mangel  und  der  allmählichen  Ausdeh- 
nung des  Rayons  der  Transportffihigkeit, 
zueist  bezOglich  der  Luxus  waren,  später 
auch  bezüglich  der  Rohprodukte ;  b)  im  Wege 
der  nivelherenden  Einwirkung  auf  Preis 
und  Einkommen;  jede  "Ware  kann  zu 
annähernd  gleichen  leisen  atlerorts  und 
jederzeit  bezogen  und  geliefert  werden. 

Befördert  wird  dieser  Äuagleichungspro- 
zess  eben  durch  das  Strasse uwesen,  dessen 
Bedeutung  dann  auf  der  anderen  Seite  in- 
folge der  geschilderten  Nivellier ung  ge- 
steigert wird.  Man  erkannte  dies  Mitte 
vorigen  Jahrhunderts  schon  ziemlich  klar; 
schon  Ph.  P.  Gudeu,  Polizei  der  Industrie, 
1768,  S.  219  gebraucht  z.  B.  ein  an  Thünens 
Wirtschaftszone  erinnerndes  Bild  mit  den 
Worten:  »Man  setze  eine  Stadt  wie  Paris 
oder  Nürnberg  auf  eine  andere  Stelle,  also, 
dass  sie  nur  aus  einer  Gasse  besteht;  man 
ziehe  diese  Gasse  im  ganzen  Reiche  oder 
im  fränkischen  Kreise  im  Zirkel  herum  und 
bebaue  das  innerhalb  dieses  Kreises  gelegene 
Land  etc.» 

Von  den  Hauptmark torten  ausgehend 
breitet  sich  die  Ausgleichung  und  wechsel- 
seitige Abhängigkeit  allmählit^  über  grössere 
Bezirke  (und  im  Laufe  der  Jahrhunderte 
Ober  sämtliche  Kulturstaaten  und  deren  Ge- 
samtwirtschafl)  aus.  Zuerst  ist  es  die  ein- 
zelne abgelegene  Gemeinde,  dann  der  Be- 
zirk, Bciuiesslich  ein  ganzer  I.>andstrich, 
welche  »erschlossen«  werden,  und  zwar  zu- 
erst nur  dem  spekulativen  Handel,  dann  für 
die  bessere  Verwertung  und  das  gleichzei- 
tige Fortschreiten  im  Anbau  der  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse,  schhesslich  für  die 
Fortaehritte  der  kapitaUatischen  Produktion. 
Wann  imd  wo  diese  Erbreitenmg  weh  voll- 
zieht, dort  kommt  in  das  Wegewesen  auch 
ein  System. 

Als  Beispiel  hierfür  mag  die  volkswirt- 
scliaftliche  Entwickeln  ngDeutschlands  dienen. 
Hier  übte  —  nach  meiner  Ansicht  —  in  den 
grosseren  Städten  der  Ausfuhrhandel  schon 
im  14.  Jahrh.  eine  viel  namhaftere  Kückwir- 
kungaus,  als  man  gemeiniglich  annimmt.  Denn 
die  Blüte  der  mittelalterhchen  Städte  beruhte 
nur  zum  Teil  auf  der  kleinge werblichen  Ge- 
bundenheit; die  andereebenbürtige  Grundlage 
war  der  freie  Export  und  die  Exportindustrie, 
welche  in  jener  Zeit  allerdings  nvir  in  haus- 
industrieller Form  mOglich  war.  Das  Empor- 


kommen und  die  GrSsse  von  Augsburg,  Nürn- 
berg, Ulm  beruhte  wie  der  Reichtum  Barce- 
lonas, Venedigs,  von  Florenz,  Pisa  und  Gent 
nicht  auf  dem  ehrsamen  Handwerk,  sondern 
auf  dem  hausindustriellen  Manufakturbetrieb, 
auf  der  in  Tausenden  von  Haushaltungen 
betriebeneu  Ijcinen-  oder  Wollen weberei, 
Metallverarbeitung  etc.  und  ihrer  Verbindung 
mit  dem  TransiÜiandel.  Die  in  der  Um- 
gebung solcher  Industriecentren  gelegenen 
landwirtschaftlichen  Betriebe  hatten  an  der 
Nachbarstadt  die  Voredlerin  der  Rohprodukte ; 
dort  wurden  diese  Produkte,  welche  man 
sonst,  weil  unveredelt,  »nicht  zehn  Meilen 
weit  verfaiireu  konnte«,  in  leicht  transiK>r- 
table  Maoutaktur-  oder  Stai)elwaren  umge- 
wandelt, dort  wurden  auch  die  auf  dem 
Lande  während  des  Winters  überschüssigen 
Arbeitskräfte  lohnend  beschäftigt.  Um  die 
Industriecentren  bildeten  sich  (liauslndustri- 
elle)  Industriebezirke,  welche  sich  von  der 
bäuerlichen  Wirtschaft  und  ihrer  lokalen 
Gebundenheit  unabhängig  stellten.  Für  sie 
waren  die  ^\'ege,  weltÄe  auf  die  Messplätze 
imd  Alessrouten  einmündeten,  von  allgemein 
wirtschaftlichem  Werte, 

Sieht  man  jedoch  von  diesen  »Ex|(ort- 
insolniab,  so  dienten  die  Strassen  in  Deutsch- 
land, bei  seiner  voi-wiegend  t)äuerlichen  Ver- 
fassung, bis  in  das  laufende  Jahrhundert  herein 
in  der  llauptsache  der  örthchea  Produktion 
und  dem  Nachbarschaftsverkehre,  den  spe- 
ciellen  Zwecken  der  lokalen  Wirtschaf ts- 
genosseuschaft  oder  später  dem  kleine- 
ren in  sich  abgeschlossenen  Kreise  der 
Bezirksint«resseiiten.  Die  Nahrungsmittel, 
die  groben  Stoffe  für  Kleidung  und  Haus- 
rat, der  tägliche  Bedarf  der  grossen  Masse 
der  Bevölkeriing  wm-den  an  Ort  und  Stelle 
oder  in  der  nächsten  Umgebung  gewonnen 
und  verbraucht;  die  Industrie  war  an  den 
Erzeugungsort  der  Rohstoffe,  der  Import  au 
wertvolle  Luxuawaren  gebunden ;  eine  Aus- 
fuhr von  Roiistoffen  nach  entfernten  Absatz- 
gebieten gab  es  auf  dem  Landwege  nicht 
(vgl.  Sax  I  S.  89).  Erst  musste  dieser  Bann 
gebrochen  werden,  dann  erst  konnten  die 
vorhandenen  Wege,  wenn  ich  so  sagen  darf, 
den  volkswirtschflfthchen  Reifegrad  er- 
langen. 

So  kann  man  auch  an  allen  anderen  Ländern 
beobachten,  wie  die  Wege  in  dem  gleichen 
Grade,  in  welchem  allmählich  die  räum- 
lichen Schranken  der  Produktion  durch- 
brochen werden,  Bedeutung  für  das  Ge- 
samtinteresse und  den  Rang  von  Kommuni- 
kallonswegen  erlangen:  »Handel  schafft 
Wandel«. 

Ein  beschleunigtes  Tempo  nahm  dieser 
Prozess  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  mit 
deiu  Aufkommen  der  neueren  Baumethode 
und  der  zeitlich  damit  zusammentreffenden 
Umwandlung  der  gesamten  Lehensverliält- 


.^gle 


410 


YerkehrBmittel 


niBan  an:  im  gloichen  Schritte  mit  dem  Eia- 
dringea  dieser  Umwandlung  der  Bedürfnisse 
und  der  Produktion  und  mit  der  Ausbrei- 
tung der  Chauasieniügstechnik  werden  die 
Artikel  des  MasBenkonsums,  zuerst  das 
Getreide,  versand fälliger  und  erweitert  sich 
die  Grenze  des  Marktbezirks,  zuerst  ülier  den 
Bezirk,  dann  über  die  Provinz,  sctdiesslich 
über  den  Staat  hinaus.  Bevor  die  Eisen- 
bahnen kamen,  -wurden  alle  Einkaufe  in  der 
Bezirksstadt  gemacht  und  alle  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse  dort  verkauft;  sie 
war  fflr  einen  Wirtschaftsverband  im  Um- 
kreise Ton  60 — 80  km  der  naturgeraäss  ge- 
gebene Mittelpunkt,  der  einzige  Bezuge- 
nnd  Verkaufsplatz.  Mit  dem  Ausbau  des 
Wegenetzes  wurde  dieser  wirtschaftliclie 
Zusammenhalt  immer  mehr  gelockert,  die 
»BeKirksordnung«  aufgelöst,  die  benachbarte 
Besideuz-  oder  Industriestadt  gewann  immei 
weiter  über  ihren  Umkreis  hinaus  ver- 
schiedene Kundsohaftabeziehungen,  es  bildete 
sich  ein  neuer  Wirtschaftsverband  mit  etwa 
100  kro  Durchmesser. 

Wie  schon  oben  im  Art  Transjiert  S. 
130ff.  dargelegt  worden,  erlangt  infolge  der 
Ausbreitung  des  Gros  s  verkehr  s  das  Wege- 
■wesen  fflr  die  gesamte  Volkswirtschaft —  nicht 
nur  fflr  einzelne  Zweige  derselben  uod  nicht 
nur  für  einzelne  Lanilstriclie  —  Protluktivi- 
tät  und  eine  selbständige  Knckwirknng.  Die 
Eisenbahnschiene,  der  Telegraphendraht,  die 
Dampferlinien  flberbrflcken  gleichsam  dit 
bisherigen  Lücken  der  Volkswirtschaft.  In- 
folgedessen geben  eine  gleich  starke  Veran- 
lassung zum  Gebrauch  der  Strassen  wie  bis- 
her derHandel  auch  Gewerbe  und  Acker- 
bau sowie  die  (nach  auawäi-ts  bestehenden) 
gesellschaftlichen  und  familiären  Beziehun- 
gen. Mit  der  zunehmenden  Benutzung  bildet 
sich  ftir  immer  mehr  Strassen  ein  allgemein 
voikswirtschaftlichea  BeUftrfnis,  das  Allge- 
meininteresse aus.  Schon  in  der  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  führte  der  statistische 
Vergleich  des  Strassen netzes  und  des  Liegen- 
seh^swerts  auf  den  Gwltuiken  einer  selb- 
ständigen Rückwirkung  des  Strassenwesens 
auf  die  Produktion;  Cordier  z.  B.  (Agricul- 
ture  de  la  Flandre  fraufaise  S.  53  ff.)  fand 
bei  der  Vcrgleichung  des  Norddepartemente 
Flandern  mit  dem  übrigen  KraDKrcicIi  und 
bei  der  Vergleicliung  der  betreffenden  ein- 
zelnen Ärrondissements,  ebenso  wie  Mcifzen 
(I,  652)  an  der  der  preussischen  Pi-oniizen 
imteroinander,  dass  die  Entwickelimg  des 
Ackerbaues,  des  Handels,  der  Bevölkerung 
genau  der  Lfinge  der  Chausseoen  und  Kanäle 
entspreche.  Die  gleiche  Rückwirkung  aber 
findet  auch  auf  die  ültrigcn  I^ebens  Verhältnisse 
statt.  Die  zeitliche  und  räumliche  Trennung 
der  Glierlor  dieses  Gesamtorganismus  ist  kaum 
mehr  vorhanden:  sie  sind  in  ihier  Einwir- 
kung auf   das    Ganze  wie   im  Hinnehmen 


der  Vorteile  und  Mittel  des  Gesamt^erbandes 
nicht  mehr  gehemmt;  die  Arbeitsteilung  des 
Landes  kann  vöUiger,  gleichmAssiger  durch- 
gebildet und  dadurch  die  wirtschaftliche 
Energie  des  Einzelnen  wie  des  ganzen  Volkes 
vervielfacht  werden.  Durch  die  neuzeit- 
lichen »Brflckent  ist  Raum  imd  Zeit,  der  Pro- 
duzent und  der  Konsument,  die  Produktions- 
gelegcnheit,  Naclifrage  und  ÄbsatzmOglich- 
j  keit  so  zusammengerückt,  dass  ihre  Allgegen- 
wart 80  wie  eine  Vermeiirung  wirkt,  und 
zwareinerseitsder  Produzenten,  Hilfsquellen, 
Produktion Bgelegenheiten  und  Waren,  ande- 
rerseits der  Konsumenten  und  Absatzkreise 
in  den  seitherigen  Verkehrsgebieten.  Man 
könnte  diese  letzte  Entwickeln ngsstufe  im 
Unterschiede  von  der  *  kapitalistischen » Wirt- 
schaft etwa  die  »universalistische«  nennen, 
so  im  Sinne  einerseits  der  universitas  — 
unum  corpus,  andererseits  in  dem  der  Uni- 
vei"salierung  ^  Weltwirtschaft.  Das  Quan- 
ttiio  gestaltet  die  Qualität  wesentlich  um. 
die  (juantitative  Ausgleichung  erbringt  erst 
die  Vergesellschaftung  im  eigentlichen  Sinne, 
die  für  einen  Organismus  wesentliclie  Homo- 
genität der  ünterglieder,  ilire  gegenseitige 
Ergänzung  und  Förderung. 

Dabei  müssen  wir  fflr  die  weitere  Ent- 
wickeluQg  in  den  letzten  Jahraehnten  immer 
wieder  festhalten,  dass  der  Strassenverkelu" 
immer  noch  Kleinbetrieb  geblieben  ist  und 
der  Gross  verkehr  —  mit  dem  der  Anbruch  des 
•Mascliinen Zeitalters«  erfolgt  ist,  mit  dem 
die  Natur  gleichsam  einen  Sprung  macht  — 
erst  Mitte  der  dreissiger  Jahre  des 
vorigen  Jahrhunderts  mit  der  Dampfbe- 
fördernng  einsetzt  In  seiner  Dar- 
stellung der  »Verkehrsent  Wickelung  in 
Deutschland«  (1900)  stellt  W.  Lotz  die 
Frage:  «Was  liat  denn  die  Menschen,  die 
jeder  Aenderiuig  des  Herkömmlichen  feind- 
lich waren,  gezwungen,  die  neuen  tech- 
nischen Erfindungen  sich  anzueignen?!  Er 
riebt  darauf  riektig  die  Autwort:  »Es  ist 
die  Veränderung  der  Verkehrsmittel  und 
Absatz  Verhältnisse»,  fährt  aber  fort :  »welclie 
in  den  drei  vorausgegangenen  Jahr- 
hunderten auf  die  in  den  drei  Jahr- 
zehnten 1760. 1790  gemachten  Erfindungen 
der  Spiunmaschiue,  des  Dampfmotors  und 
des  Gussstalüs  vorbereiteten». 

Damit   wird    den    Verkehrsmitteln    des 

"18.  Jahrhunderts  zu  viel  Ehre  ange- 
than.  Wie  wir  geschichtlich  nachgewiesen 
tiaben,  waren  sie  noch  in  den  zwanziger 
Jahren  des  19.  Jahrhunderts  auf  den 
fre<|uentiertesten  Routen  in  einem  sehr  kläg- 
lichen Zustande;  ihr  vorliereitender  Einflusa 
war  nur  gering,  und  wo  er,  wie  oben  von 
den  Präriostaaten  erwähnt  worden,  fehlte, 
wurde  er  nicht  vemiisst. 

8.  Die  Uinposition  und  Syateiiiati- 
siernng    der    Stra^senliiiieii.     Die    Ver- 
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feioerung  des  Strassensystems ,  seine  Aus- 
dehnung in  die  Breite  und  die  VerSstelung, 
der  Aiisban  der  blossen  Diagonallinie  zu 
einem  reich  gegliederten  Organismus  oder 
iVerkehrageaden  ist  Folge  und  Ursache 
des  eben  geschilderten  Fortschreilens  zu 
der  ikapitaliBlischen«  Produktion.  Wie  die 
VolkswirtsehaEt ,  so  zeigt  auch  das  Wege- 
wesen eine  allnifihliche  Weiterentwickelung 
von  ungleicher,  weil  vereinzelter,  und  von 
einfacher  Veranlagung  zu  gleichförmiger 
Ausgestaltung  und  mannigfaltiger  Veräste- 
lung und  verknflpfung;  die  Geschichte 
die-ses  Voranschi-eitena  ist  besonders  ge- 
eignet, in  die  Entwickelung  der  modernen 
Volkswirtschaft,  weil  sj«  sich  parallel  mit 
ihr  vollzieht,  neues  Licht  zu  bringen. 

Auf  der  Urstufe  haben  wir  gleichsam 
die  Wirbelsäule  in  der  Mittelmeerlinie  imd 
in  <len  einmündenden  Weltrouten,  da 
man  die  schiffbaren  Ströme  und  die  ihnen 
folgenden  Uandclsstrasaen  als  die  Fort- 
setzungen des  Ueeresufers  betmclitcn  kann. 
Mit  dem  Aufkommen  der  Geld  Wirtschaft 
machen  auch  die  Wege,  ebenso  wie  die 
anderen  volkswirtschaftlichen  Kategorieen, 
einen  oi-ganischeu  Reifeprozess  durch.  Da- 
rauf weist  schon  der  rmstand  hin,  dass 
von  der  BSmerzeit  an  bis  ins  IS.  Jahrhundert 
kaum  ein  einziger  Weg  neu  erbaut  wurde 
und  es  sich  in  diesen  l^h  Jahrtausenden 
immer  nur  um  die  In  stand  haltrmg  vor- 
handener Wege  handelte.  Die  vorhandenen 
Wege  »reifen«  im  gleichen  (Jrade,  wie  sich 
der  Verkehr,  als  wenn  er  eine  Flflasigkeit 
wäre,  von  den  Höhen,  d.  h.  von  den  CentraL- 
strassen  in  die  Tiefe,  d.  h.  auf  das  platte 
Land  herabsenkt,  allmählich  zn  Kommuiii- 
tationswegen  von  volkswirtschaftlicher  Be- 
deutung heran.  Stnissenwesen  und  Volks- 
wirtschaft breiten  sich  neben  und  mit- 
einander schrittweise  aus;  Hand  in  Hand 
damit  entstehen  neue  Verkehrsmittelpunkto ; 
bis  zum  19.  Jahrlmndert  erhoben  sich  dazu 
die  weniger  bedeutenden  Residenzen, 
neuerdings  die  Tausende  von  Bahnstationen. 
Der  Handel  bevorzugt  zwar  immer  die 
grossen  Handelscentren,  den  direkten  Ver- 
kehr und  die  direkte  Strasse  zwischen 
ihnen.  Neben  uad  an  der  grossen  Heer- 
strasse jedoch  erstehen  kleinere  Cen- 
tren, welche  nach  ihrem  hinterländischen 
Handelsgebiete  einen  Teil  des  grossen  Ver- 
kehrsstromes abzuleiten  suchen.  Die  Kurven- 
lioie  dieses  allmählichen  Voran  schrei  tens 
oder  Reiferwerdena  stellt  die  graphische 
Darstellung  ftlr  den  allmählichen  Ausbau 
sowohl  des  Wegenetzes  als  der  Volkswirt- 
schaft und  der  zwischen  beiden  bestehenden 
Wechsel  beziehiuige  11  dar.  Die  Tendenz  dieser 
Linie  steht  im  umgekehrten  Verhältnis  zu 
der  Entfernung  sowohl  der  Oi^ebzpnnkte 
der  Dreiecknetze   der  Kommunikationswege 


als  auch  der  Dreiecknetze  unter  einander 
selbst  und  wird  durch  die  Grösse  der  Ent- 
fernung vorgezeiehnet,  auf  welche  sich  noch 
ein  Versand  der  Artikel  des  Massenkonsums  , 
im  Verhältnis  zu  ihrem  Werte  bezahlt  macht, 
d.  i.  durch  den  Zwischenraum,  um  welchen 
sich  die  Famihen-  und  Bezirkswirtschaft 
erweitert  Mit  diesen  »Längegradent  indes 
wäre  die  Karte  einer  Volkswirtschaft  nur 
halb  gezeichnet ;  es  fehlen  iiocli  die  »Breite- 
grade«, d.  h.  das  flache  Land  der  Bezirke,  wel- 
che sich  dem  bisherigen  Orts-  oder  Korpo- 
rations-  oder  Bezirksrayon  entzogen  und  sich 
nunmehr  dem  Bei-eiche  des  Weltmarktes 
(des  Grossbetriebes  in  Handel  und  Gewerbe) 
so  angenähert  haben,  dass  die  Abweichungen 
von  dem  internationalen  Froduktionsstande 
und  Markte  gleichsam  abgehobelt  werden. 
Die  Annähenmg  bezw.  Verbindung  der 
Verkehrsmittelpimkte  in  die  Länge  und 
Breite  vollzieht  sich  durch  die  Einsetzung 
immer  weiterer  W^dreiecknetze ,  gleich 
als  ob  durch  eine  Schnur  Kreis  an 
Kreis  aneinandergereiht  und  zu  einem 
Ganzen,  d.  h.  zu  einer  Geaanitwirtechaft 
miteinander  verbunden  würden.  In  gleichem 
Schritt  mit  dieser  Entwickelung  wird  das 
Wegewesen  vervollkommnet,  nach  seiner 
technischen  wie  nach  seiner  organisatorischen 
Seite.  Noch  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
braucht«  man  auf  den  Weltstrassen ,  die 
allseits,  weil  »auf  das  prächtigste«  herge- 
stellt, berühmt  waren,  wie  die  in  der  Frank- 
furter Umgebung,  nochmal  so  viel  Pferde 
als  lieute  auf  den  abgelegensten  Seiten- 
TOuten.  Noch  gegen  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts wurde  ein  Reisewageu  auch  auf 
den  Hauptstrassen,  damit  er  nicht  im  Kote 
stecken  bleibe,  gewöhnlich  mit  sechs  Pferden 
bespannt.  Wie  für  das  Frachtfuhrwerk  die 
Belaatungsfähigkeit  erhöht  und  die  Ab- 
lief eiirngsfri  st  verkürzt  wurde,  darQher 
finden  sich  nähere  Nachweise  z.  B.  bei 
Röscher,  System,  III.  Bd.,  1.  Aufl.,  S.  361 
u.  36Ü;  W.  Götz,  S.  5.54,  720,  731,  761; 
Sax  1,  88  u.  a. 

Die  zweite  Vervollkommnung  betraf  den 
Ausbau  und  die  Systematisierung  der 
Linien. 

Die  dritte  Vervollkommnung  gewinnt  die 
Personen-  und  Güterbefördenmg  dadurch,  dass 
^ch  der  Dienst  hiefür  allmählich  zur  Ueber- 
nahme  einer  öffentlichen  Verpflich- 
tung hinsichtlich  der  Richtung  und  Liefer- 
frist bequemt.  Damit  wird,  schon  vor  der 
Zeit  der  Eisenbahnen,  das  Strassen syetem 
die  Grundlage  für  die  Begelmässigkeit  der 
sogenannten  »arbeitsteiligen  Produktion^  und 
für  die  neiiauf kommenden  Manufakturen, 
durch  welche,  wie  W.  Götz  S.  739  sich 
ausdrückt,  das  Volk  am  unabhängigsten  von 
Boden  imd  Klima  gemacht  wird,  durch  die 
es  den  verlässigsten  Erwerb  liat,  durch  die 
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auch  eine  energische  Fortent^ickelun^  der 
Städte,  des  Markes  der  Macht  eines  jeden 
Knltuistaates,  gesichert  ist. 

Die  Qualität  des  Wegewesena  wird  be- 
dingt und  ergänzt  durch  die  Quantität 
und  deren  systematische  Verteilung.  Es  ver- 
hält sich  mit  dem  Wegewesen  ähnlich  wie 
mit  Eiroort  oder  der  GewerbetfaStigbeit  und 
ihrer  Ziffer.  Ein  Ausfuhrverfcehr  Europas 
z.  B.  nach  Indien  besteht  schon  seit  unvor- 
{ienklichen  Zeiten,  aber  zur  Römerzeit  er- 
reichte er  erst  8  Millionen  Mark,  im  15.  Jahr- 
hundert 50  Millionen  Mark,  heute  dagegen 
über  3  Müliardea  Mark.  Oder  ein  Gemein- 
wesen des  12.  Jahrhunderts,  daa,  wie  Venedig, 
5f>  zünftige  Gewerbe  in  seinen  .Mauern  bii^, 
besitzt  eine  verhall nismässig  hochentwickelte 
Arbeitsteihing  und  Geld  Wirtschaft,  ebenso 
wie  ein  solches  von  heutzutage,  dos  die 
hundertfache  Zahl  aiifzuweisen  hat:  aber 
das  Plus  der  letzteren  hat  eine  Veränderung 
des  ganzen  Wesens  bewirkt 

Was  nun  in  dieser  allmählichen  Ver- 
dichtung des  Wegenetzes  die  Neuzeit  ge- 
leistet Hat,  lässt  sich  mit  wenigen  Worten 
nicht  ausdrflcken.  Noch  1779  erzählt  Lflder, 
das  rechte  Rheiniifer  habe  immer  noch  nicht 
eine  uimnterbrochene  Chaussee ;  nur  einzelne 
btä<lte  seien  durch  gute  Strassen  mitein- 
ander ■  verbunden ;  es  fehle  aber  an  einem 
Zusammenhang  derselben  zur  Verbindung 
der  grossen  Handelsstädte.  — 

Die  eben  erwähnte  Systemati sierang  der 
Linien  wurile  zunächst  dadurch  veranlasst, 
dass  mit  dem  Aufkommen  der  neuereu 
Chaussierungstechnik  die  bis  dahin  domi- 
nierenden Wasserstrassen  durch  die  Ueber- 
landwege  konkurrenziert  wurden.  Von  da 
an  wild  weiter  für  viele,  bislier  Ijedeutungs- 
lose  Weg«  ein  zweites  Moment  ebenso  wich- 
tig als  die  technische  VervoUkorammmg  (die 
^ijontil«  imd  »brevitäc  s.  F.  Lamperlico,  Jl 
commercio,  1887,  S.  38):  es  ist  dies  der 
Anschliiss  und  die  Einmündung  der 
Strassen,  die  Richtung  imd  die  Disi)osition, 
das  Ineinandergieifen,  die  »continuitii«  der 
Linien,  das  »Netz«  und  der  Ausbau  dieses 
Netzes.  Dass  auch  in  dieser  Beziehung 
Plan  und  System  an  Stelle  von  Herkommen 
imd  Zufall  tritt,  das  bildet  die  andere  Seite 
des  Begriffs  einer  Eitnststrasse. 

Vergleicht  mau  die  Strassenkarten  ver- 
schiedener Jahrhunderte  miteinander,  so 
»ieht  man  auf  den  ältesten  Karten  die  Kom- . 
munikatiouswege  nur  als  gerade  Linien ' 
zwiKchen  zwei  Endpunkten  des  Weltvei-kehra.  ] 
Von  ihnen  ergeben  sich  allmählich,  je  nachj 
dem  »Ausreifen«,  der  Produktions-  und  Wirt- 
schaftswege, Ab?weigimgon,  insoweit  solche  ■ 
nicht  diffi'h  eine  Wasserstiasseoder  trennende  i 
Gebirgszüge  verhindert  werden.  Zu  gleich- : 
artigen  Abzweigungen  geben  später  auch; 
die  Stählte  eine  Basis  ab,  je  mehr  sie  sich 


zu  den  wichtigsten  Konsumenten  der  Roh- 
produkte und  zu  den  wichtigsten  Produ- 
zenten der  Fabrikate,  also  zu  natürlichen 
Mittelpunkten  eines  ständigen  Austausches 
von  gewerblichen  gegen  landwirtschaftliche 
Erzeugnisse,  zu  Haupthandelsmärkten  ent- 
wickeln. Im  18.  Jahrhundert  bildet  sich 
entlang  den  Weltstrassen  auf  eine  Strecken- 
länge von  dnrchschnittlich  je  20^30  km 
eine  Ahzwei^ng,  Ebenso  bilden  die  Städte 
allmählich  je  den  Brennpunkt  für  ein 
strahlenförmig  oder  fächerartig  sich  aus- 
zweigendes  Straesennetz :  je  mehr  solcher 
Strahlen  in  einem  solchen  Mittel-  und 
Kreuzun ^punkte  zusammentreffen,  um  so 
produktiver  wird  er.  Die  Länge  dieser 
hitrahlenlinien  bis  zum  Grenzpunkte  und 
dem  Rajon  der  Nachbarstadt  bettSgt  durch- 
schnittlich ebenfalls  etwa  20—30  km.  Noch 
aber  fehlt  der  Zusammensehliiss  der  Strassen 
zu  einem  Ganzen :  man  hat  den  Grundstein, 
die  Pfeiler,  das  Gerippe;  fertig  aber  ist  der 
Bau  erst  mit  dem  Schiussstein  und  mit 
dem  Dach.  Dieser  Schlussstein  aber  liegt 
ausserhalb  des  Strassenbaues  und  zwar  in 
der  neuzeitlichen  Kommunikationsorgani- 
aation.  Dringend  wurde  diese  Oi^nieierung, 
Systematisierung  oder  Vertlichtungdes  Wege- 
netzes ia  den  40er  Jahren,  als  der  Dampf- 
verkehr sich  ausbreitete. 

4.  Einflass  der  Eisenbahnen.  Mit  der 
Einführung  der  Eisenbahn,  die  vermöge  der 
Spurbahn  einen  fünfmal  geringeren  Be- 
wegimgswiderstand  zu  überwinden  und  in 
der  Maschine  eine  fünfmal  wohlfeilere  und 
leistungsfähigere  Triebkraft  zur  Seite  hat, 
ging  der  eilige,  der  Fern-,  der  Durchgan,gs- 
und  der  Masse nverkehi'  auf  das  leistuoga- 
fähigere  und  billigere  Verkehrsmittel  über. 
Man  glaubte,  nun  müssten  die  lAudstrasseu 
ebenso  wie  die  Wasserwege  veröden.  Aber 
das  Gegenteil  trat  ein.  Mit  Erstannen  nahm 
man  wahr,  dass  der  Strassenverkehr,  anstatt 
abzunehmen ,  im  Gegenteil  zunahm.  Eine 
Abnahme  zeigten  nur  die  parallel  einer 
Bahn  sich  hinziehenden  Durchgangsstrassen. 
Dagegen  trat  für  abgelegene  Bezirke  und 
Pi-oiluktions  Stätten  das  Bedürfnis  der  Ver- 
bindung mit  dem  Weltverkehr  neu  und 
dringend  hervor  und  wurde  die  Verfrachtung 
mancher  Güter,  wie  Holz,  Bausteine  u,  a.  w. 
auf  weitere  Entfernungen  m^lich  und 
lohnend.  Dadurch  wurcle  latenter  Verkehr 
geweckt;  die  Landstrassen  wurden  not- 
wendiger als  früher,  insofern  sie  als  Saiig- 
adern  IQr  die  Eisenbahn  dienen  und  ihr  den 
Verkehr  zuführen  mussten :  es  wurden  auch 
solche  Orte  in  das  Strassen  netz  hinein- 
gezogen, die  früher  kaum  einer  Sfrassen- 
verhindung  bedurften. 

Daneben  hat  die  Landstiasse  für  gewisse 
Landstriche  und  Güter  ihren  Platz  gegenüber 
derkonkiimercndenEisenbahn  behauptet.  Für 
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sie  kam  bei  einer  BefCrd^ng,  bei  der  es 

weniger  auf  die  Schnelligkeit  oder  Massen- 
bewiUtigung  ankam,  der  Vorzug  der  Land- 
strasse zur  Geltung,  das^  sie  sioh  dem  iadi- 
Tiduellen  Bedürfnis  des  Einzelnen  besser  an- 
passt  Die  Eisenbahnen  können  nicht  an 
jedem  Punkte  zur  Aufnahme  und  Abgabe 
des  Verkehrs  eingerichtet  werden.  Jede 
BahnstatioQ  wird  deshalb  zu  einem  wichtigen 
"VerkehrsmittelpuDkl,  zu  dem  die  umliegen- 
den Ortschaften  die  kürzeste  und  billigste 
Verbindung  anstreben,  auf  der  die  Rohpro- 
dukte und  Gewerbeerzeugnisse  eine  leichte 
Zu-  und  Abfuhr  uod  damit  neue  Absatzge- 
biete erlangen. 

Daneben  tritt  eine  Abflnchun^  der  Be- 
deutung der  bisher  dirigierenden  wenigen 
Weltstraasen  insofern  ein,  als  mit  der  Ver- 
TollkommnuDg  der  Straseenbautechnik  und 
dem  Ausbau  der  Schienenwege  die  ätrassen- 
zOge  ungemein  vermehrt  werden  und  die 
Weltstrassen  nicht  mehr  an  die  See  ge- 
bunden sind;  auch  im  Binnenlande  schiesst 
eine  Menge  industrieller  und  Handelsccntren 
in  die  Höhe  und  wird  für  die  Gestaltung 
und  den  Ausbau  des  Strassennetzes  ebenso 
wichtig  wie  der  bisherige  zur  See  führende 
"Weg.  Vermöge  der  allgemeinen  Umge- 
staltung der  Volks wirtscliaft  rOcken  immer 
mehr  Wege  in  den  Rang  der  volkswirt- 
schaftlichen Bedeutimg  ein,  welchen  bisher 
die  nun  zu  Schienenwegen  avancierten 
Hauptstrassen  innegehabt  hatten. 

Die  neuen  Weitstrassen  bedurften  der 
Saugadem  (oKrnährer«  Eugineer,  Sept.  IST'2, 
S.  199).  des  Anschlusses  an  das  platte  Land ; 
sie  gaben  den  neuen  Strassen  die  Richtung 
zur  Einmündung  an  und  zwangen  den 
vorhandenen  Strassen  eine  neue  Art  des 
rascheren  Umtriebes  und  des  sie  vervoll- 
kommnenden Umbaues  (Nivelhemng  nach 
dem  Muster  des  Schienenweges  etc)  auf. 
Zugleich  wurde  durch  den  Fernverkehi-  auch 
der  Provinzial-  und  Kachbarschafts  verkehr 
imgemein  gesteigert ;  es  ei'gab  sich  auch  an 
den  bisher  weltabgelegenen  Plätzen  eine 
regere  Nachfrage  und  eine  genüsrende  Ken- 
tabililät  ftir  die  Tran sportge werbe.  Auf 
Grund  von  all  dem  wurden  dem  Wegenetz, 
namentlich  dem  der  abseits  vom  Weltver- 
kehre gelegenen  Punkte,  immer  weitere  Wege- 
dreiecke eingefügt  und  die  Entfernungen 
der  entlegensten  üreiedtpunkte  immer  mehr 
abgekürzt,  das  Netzsystem  der  Kunststrasson 
—  gemäss  dem  sozialen  Gesichtspunkte  der 
gleichmassigen  Verteilung  der  Vorkehrs- 
anstalten —  eben  massiger ,  engmaschiger 
ausgebildet. 

Welche  Aufgaben  diese  Verschiebung  mit 
sich  brachte,  möge  nachfolgende  Stelle  aus 
einer  anonymen  Schrift  (G.,  l  romme  Wünsche 
für  die  Verbessenmg  der  Landwege,  1818, 
S.   36,  u.  11)   andeuten:    >Im  Jahre    1^16,= 


heisst  es  darin,  »waren  die  Landwege  (d.  h. 
die  Vicinalstrassen)  in  einen  schreddichen 
Zustand  geiaten;  sie  standen  voll  Wasser: 
plötzlich  waren  oft  Mann  und  Pferde  im 
Pfuhl  versunken  und  mussten  mit  Ochsen 
herau^eschieift  werden;  die  meisten  Hohl- 
wege stürzten  ein  und  wtuden  für  das 
ganze  Jahr  unbrauchbar.«: 

AllmÄhhch  widmeten  nun  die  Gemeinden, 
zum  Teil  unter  Staataliilfe,  denjenigen  (Feld- 
und  Holzabfuhr-)  W^egen,  welche  schon 
Schmitthenner  {Zwölf  Bücher,  I,  53.'))  »Pro- 
duktionswege« im  Unterschiede  von  den 
—  die  Produktion  dirigierenden  —  Ver- 
kehrsw^iieu  nennt,  mehr  Aufmerksamkeit. 
Wie  nötig  diese  heute  noch  ist,  ist  bekannt, 
wie  nötig^  sie  zu  Anfang  dieses  Jahriiunderts 
war,  ersieht  man  aus  folgendem  Berichte 
«lesselben  Anon^-mus  (aus  dem  Jahre  ISIS): 
»Nebst  den  Steuern  trägt  zum  Verderben 
der  Landwirtschaft  der  Mangel  an  stets 
fahrbaren  Viein&lstrasscn  bei,  infolgedessen 
die  Erzeugnisse  des  Grund  imd  Bodens  nicht 
dann,  wann  sie  am  gesiichtesten  sind,  zu 
ilarkte  gebracht  werden  können.  Was  helfen 
dem  Landmanne  die  wenigen  Hauptstrassen, 
von  welchen  er  nicht  selten  mehrere  Meilen 
entfernt  wohnt  und  zu  denen  er  nur  im 
Winter  bei  hartem  Frost«  oder  auf  Schnee- 
bahnen  gelangen  kanny«  Wenn  die  Haupte 
Strassen,  wird  weiter  ausgeführt,  für  den 
Transithaodel  mit  den  groben  Münzsorten 
verglidien  werden  mögen,  so  sind  brauch- 
bare Vicinalwege  für  das  tägliche  Leben 
und  den  Verkehr  im  Innei-n  zur  Um- 
wechselung  der  grossen  in  kleine  Münze 
ebenso  nötig  als  gute,  unverrufene  Scheide- 
münzen. 

Die  Verbindung  des  Grossbetriebes  im 
Transport  mit  demji^nigen  in  der  ProduktioD 
hatte  die  gleichen  Folgen,  welche  man 
schon  ein  Jahrhundert  früher  an  der  Vor- 
bindung der  Seeschiffahrt  mit  der  sich 
rasch  entwickeludeu  Orossindustrie  in  Eng- 
land verfolgen  konnte:  dort  war  schon  im 
vorigen  Jahrhundert  vermöge  dieser  Ver- 
bindung die  Arbeit  des  Landes  ungleich 
rascher  nutzbringend,  die  Spedition  und  der 
Handel  ungemein  gewinnreich  geworden,  so 
dass  neue  Industrie-  und  Seehan delsplätzo 
sieh  entwickelten.  In  gleicher  Weise  ent- 
standen nun  auch  auf  dem  Kontinente  rasch 
eine  Menge  industrieller  und  kommerzieller 
Central  pii  11  kte ,  für  welche  neue  Verkehrs- 
wege notwendig  wurden. 

Solcher  zu  dem  erforderlichen  raschen 
ümtrieb  («dürftig  aber  war  auch  die  Eisen- 
bahn und  der  in  ihr  vereinigte  Betrieb  von 
Spedition,    Fracht-,    Personen-    und  Brief- 


Aueh  heute  noch  bildet  die  Verfrachtung 
per  Achse  z.  B.  für  den  Klein-  und  Nah- 
verkehr im   Gebirgsland    oder  für  schwere 
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Massengliter  die  Regel.  Für  letztere  kommt 
es  auf  das  Verhältnis  der  NebenausJaRen 
~  TraiiBpoi-t  vom  und  zum  Bahnhof,  Lm- 
laden  —  zu  der  Eisenbatinfracht  an :  ist  die 
Entfernung  der  Yersandatelle  vom  Käufer 
Oller  Marktort  nur  g^ering  —  etwa  niobt 
Aber  5  km  —  oder  die  Bahnstation  nicht 
gflustig  gelegen,  so  werden  diese  Neben- 
aiislagen  die  ganze  Fracht  per  Achse  über- 
steigen. Dabei  kommt  noch  in  Betracht, 
dass  manche  Güter,  z.  B.  Steinkohlen,  durch 
jedes  Umladen  an  Wert  verlieren. 

Bllssten  auch  die  durchlaufenden  Straesen- 
züg«  ihre  Bedeutung  als  Haupthandels- 
wege ein,  so  gewannen  doch  gleichzeitig 
diese  Hand  eis  wege  eine  so  erstaiiniiehe 
Befnichtungskraft ,  daes  der  Verkehr  auf 
den  anderen  Strassen  ungemein  belebt 
wurde.  Dieselben  erhielten  mehr  das  leich- 
tere Fuhru-erk  (neuerdings  Fahrrad  und  Auto- 
mobil) und  gewannen  als  Verbindungswege 
der  einzelnen  Ortschaften,  wie  als  Zufahrt- 
streckeu  zu  den  Eisenbahnstationen,  an 
Pi-odnktivitÄt.  Füi-  südliche  Länder  eröffnet 
die  Hochbahn  für  Radfahrer,  wie  sie  im 
Sommer  lÜOl  zwischen  Los  Angeles  und 
Fosadena  (Kalifornien)  Über  die  schlechte 
Landstrasse  hinweg  gebaut  wonlen  ist,  eine 
neue  Perspektive;  vergl.  auch  Campredou 
S.  30 — 38  über  »Cyclisme«  und  »Automo- 
bilisme«.  "Wo  die  Eisenbahn  nicht,  wie  z.  B. 
in  Nordamerika,  eine  Verbindung  von  Meer  zu 
Meer  herstellt,  ist  ein  Land  Strassen  netz  ge- 
radezu die  Bedingung  für  deren  Prosperität. 
Sie  fehlte  z.  B.,  da  das  Land  187-j  nur  an 
3.">Ü  km  Strassen  hatte,  den  griechischen 
Eisenbahnen,  bis  der  Staat  weitere  3000  km 
Güter  zuführende  Landatrassen  anlegte. 

Eine  anschauliche  Schildening  findet  die 
Xeuemng  z.  B.  bei  W.  Himter,  The  Indian 
Empire,  ita  peoples,  history  and  producta, 
189i> :  Die  alten  Haupt verkehrs.'itrasBei),  z.  B. 
die  »Grand  Trunk  Road<:,  welche  das  ganze 
Gangesthal  von  Calcutta  bis  zur  Nordwest- 
p^nze  des  Reiciis  dui-ehzieht,  wurden  von 
Tnipj>en  nicht  mehr  betreten.  Trotzdem 
hat  ihre  Bedeutung  eher  zu-  als  abge- 
nommen. Sie  führen  jene  Hegel mässigkeit 
im  Bezirks  verkehr  heibei,  von  welcher  der 
Fortsctuitt  der  Civilisation  so  wesentlich  ab- 
hängt. Die  Einführung  des  l'ostwagens  an 
Steile  des  nackten  Läufers  und  des  Wagenver- 
kehrs an  Stelle  des  Packochsens  ist  eine  der 
stillschweigenden  Umwälzungen ,  die  sich 
unter  britischer  Herrschaft  vollzogen  haben. 

Diese  Verschiebung  gelangt  in  der  Sta- 
tistik über  den  durchs^chnittlichen  Strassen- 
verkehr zum  Ausdruck;  er  betnig  z.  B. 
in  Baden  für  einen  Tag  imd  1  km  im 
Jahre  IS.'j.ö  nur  95,  im  Jahre  l&Sii  l;iH 
Zugtiere,  Für  dio  zimehm ende  Boileutung  der 
Strassen  und  für  die  zunelunendo  Erkennt- 
nis dieser  Bedeutung  spricht  auch  die  Tliat- 


sache,  dass  gleicKzeitig  mit  dem  Eisenbahn- 
netze das  Landstraseennetz  stetig  anwuchs. 
Preussen  hatte  1815  4100.  1S57  rund 
3Ü000  km,  1886  {ohne  die  neuen  Pro- 
vinzen) 50000  km  Chausseeeu  (d&niuter 
'241X10  km  Staatsstrassen).  Dieser  Auf- 
schwung bildet  nicht,  wie  man  sonst  gern 
annimmt,  eine  Besonderheit  gerade  Preussens; 
auch  die  anderen  Staaten  haben  seit  dem 
Aufkommen  der  Eisenbahn  ihr  Chaussee- 
nefz  verdoppelt  Hannover  z.  B.,  welches 
1816  nur  675  km  Chausseeen  besass,  hatte 
deren  im  Jahre  1883  mehr  als  lOOOO  km. 
1840  z.  B.  hatte,  nach  Baxter,  Frankreich 
an  Staats  Strassen  rund  ISS"**!  km,  1865 
23  000,  heute  3B0UO  km;  Belgien  184i> 
1600  km,  1865  3300,  heute  9000.  Auch 
der  Bauaufwand  wurde  nicht  geringer; 
Frankreich  z.  B.  gab  für  Nationalstrassen  und 
Brücken  unmittelbar  vor  dem  Aufkommen 
der  Eisenbahnen  1837  48,  1897  43,  1814 
bis  1830  67V2,  1879.89  83»;<  (für  Gemeiude- 
und  Bezirk  Bstrassen  über  400  Millioneu 
Francs)  aus. 

Es  ist  dies  eiue  neue  Bestätigung  der  Xatiu- 
des  Vordringens  des  intensiven  Maschinen- 
betriebes (B.  oben  S.  408) :  er  wirkt  nicht  etwa 
wie  ein  wild  zerstörender  Sturmwind,  der  die 
Bäume  entwurzelt  und  die  Saat  gleichsam 
niedertritt,  sondern  er  ruft  eine  orga- 
nische Neubildung  und  eine  organi- 
sche Ersetzung  abgestorbener,  nicht  mehi" 
lebensfälliger  Teile  am  Wirtschaf tskörper 
hen'or  und  führt  ihm  dadurch  neue  Kraft 
zu.  Wie  auf  dem  gewerblichen  und  land- 
wirtschaftlichen Gebiete,  so  wird  auch  im 
Transportwesen  allerdings  der  kleinere  und 
extensive  Betrieb  durch  den  intensiven, 
grofiskapital istischen  überflügelt,  aber  zu- 
gleich bilden  sich  gewisse  Scfuitzgrenzen 
und  ßaungebiete  für  den  Kleinbetrieb,  iuner- 
halb  deren  er  nunmehr,  nachdem  er  imrett- 
bar  verlorene  Aussenposteu  abgcstosseu  hat, 
kräftiger  gedeiht  als  zuvor.  Aus-serdem 
finden  die  verloren  gegangenen  (.tebiete 
durch  neueröffnete  reichlichen  Ersatz,  die 
vollkommenere  und  billigere  Befrie<ligirag 
weckt  früher  ungeahnten  Bedarf. 

5.  Ban-  nnd  L'DterhaltnngsUflt.  Die 
Bedeutung  des  öffentlichen  Weges  liesteht 
darin,  dass  er  von  jedermann  zum  Gehen, 
Reiten  und  Fahren  lienfitzt  wenlen  kann, 
die  Bau-  und  Unterhaltungspf licht  aber  nicht 
den  Benutzern,  sondern  —  wenigstens  heut- 
zutage —  einer  öffentlichen  KoiTioration 
obliegt. 

Wo  und  solange  der  Verkehr  auf  der 
Stufe  des  Kleinlieti-iebs  verhant,  gicbt  es  nur 
wenige  Wege,  welche  die  weiter  entfernten 
und  die  allgemeinen  Interessen  berühren; 
in  der  Hauptsache  sind  es  nur  die  Heer- 
und  Weltstrn8.«en.  Dementsprechend  kflm- 
merie   sich   auch  der  Staat  anfängticit  um 
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die  Wege  nicht:  ihre  Instandhaltung  galt 
vielmehr  altheFkömmlich  im  römiscJien  wie 
im  deutschen  Rechte  als  eine  äervitiit  der 
einzelnen  Anlieger.  Socli  die  Jdlich- 
Bergische  Verordaung  von  1554  z.  B.  ver- 
pflichtet zur  Unterhutung  »jeden  an  seinen 
Ansclüusfi«,  nur  mit  der  Ausnahme,  dass 
die  Nachbarschaft  ^  wie  von  jeher  üblich 
—  zu  Hilfe  sein  muse.  wenn  die  I^ast  den 
Anschliessenden  zu  schwer  fällt  (Germers- 
haiisen,  I.  Bd.,  S.  IT.s).  Auch  noch  spätere 
Verfügungen,  wie  das  schlesische  Land- 
strassenreglement  von  1767,  das  Edikt  für 
die  Provinz  Biandenbui^  von  1703,  das 
"Wegereglement  für  Westpreussen  von  1796, 
halten  an  der  »Observanz«  der  Verpflichtung 
der  Anlieger  fest ;  ihr  Interesse  wird  durcli  | 
die  Bestätigimg  der  weiteren  Observanz  wach  i 
erhalten,  dass  es  Fuhrleuten  und  Reisenden 
imverwehrt  sei,  über  Aecker  und  Saaten 
zu  fahren  oder  gar  Nebenwege  zu  suchen, 
falls  sie  hiezu  >der  bösen  w^e  halber« 
genötigt  sein  sollten. 

Nun  geht  das  Interesse  der  angesessenen 
AnUeger  an  einer  Strasse  nur  so  weit,  ab 
dadurch  ihr  Besitztum  nutzbarer  und  wert- 
voller oder  auch  eine  Schrnnke  gegen  die 
übermfis»ge  Erbreiterung  des  Weges  durch 
die  Passanten  gebildet  wird:  namentlich 
von  Welthan delsstraasen  ziehen  nicht  sie, . 
Bondern  die  Passanten  und  die  grossen  I 
Centren  den  Hauptnutzen,  Der  Radius  der 
Interessen  eines  geordneten  Wegnetzes  er- 
streckt sich  auf  die  weite  Feme:  der  der 
Stadt  Bremen  z.  B.  bis  nach  Cassel  hinauf, 
in  dem  Masse,  dass  sie  für  sich  allein  die 
Fuldii  bis  Cassel  kanalisiert  hat.  Jeder  Weg 
von  voikswirtschaftlicher  Bedeutung  birgt  ein 
schwer  entwirrbares  Interessen -Geraenge  in 
sich;  auf  keinem  Gebiete  der  Polizeiver- 
waltung berühren  sich  die  gemein  wirt- 
schaftlichen allgemeinen  Intei-essen  so  nahe 
mit  den  örtUclieu  und  privaten. 

Dieser  Gegensatz  trat  mit  der  zunehmen- 
den Central] sation  des  Handels  und  der 
Staatsverwaltung  mehr  und  mehr  hervor; 
es  wurde,  je  nach  der  mehr  otler  minder 
centralisierenden  Kraft  der  einzelnen  Strasse, 
notwendig,  die  Baulast  den  Anliegern  oder 
auch  den  kleinei'en  Verwaltungsbezirken  ab- 
zunehmen und  denjen^n  zu  überweisen, 
welche  auch  den  Vorteil  genossen.  Aus 
den  verschiedenen  Interessen- Konflikten  be- 
reitete sich  zunächst  die  t'mwandltmg  der 
Beallast  in  eine  öffentlich-rechtliche  Pflicht 
sämtlicher  Bürger  ror.  Den  Ueber- 
eang  vermittelte  die  alte  Verpflichtung  der 
Markgenossenschaft  zur  Hilfeleistiuig ,  die 
tiiaoda  necessitas  (vermf!^  der  auch  in 
Fingland  der  Grafschaft  »üe  Erhaltunff  der 
Brücken  oblag),  die  aus  dem  grundherrlichen 
Wegerecht  erwachsende  Staatsfron  oder 
lAodesfolge  der  Bauern,  der  freien  sowohl 


als  der  unfreien,  hörigen,  endlich  das 
Regal  und  Obereigentum ,  das  sich  gegen 
Ende  des  15.  Jahrhunderts  der  Ijandesherr, 
wie  bezüglich  des  gesamten  Verkehrswesens, 
z,  B,  der  Münzprägung  und  (später)  der 
Briefbeförderung ,  so  auch  bez^lieh  der 
Heer-  und  Landesstrassen  beilegte  und 
vermöge  dessen  er  das  Verfügungsrecht  über 
den  Hand-  und  Spanndienst  ausübte.  Unter 
dem  Zusammenwirken  all  dieser  Momente 
wurde  es  zu  einer  feststehenden,  schon  zu 
Anfang  des  lö.  Jahrhunderts  klar  er- 
kannten Observanz,  dass  der  Träger  der 
Verpflichtung  die  Gemeinde  sei,  die  An- 
lieger aber  zu  Hand-  und  Spanndiensten 
verbunden  seien.  Nun  wird  weiter  ein  all- 
gemein volkswirtschaftlicher  Nutzen  der 
Strassen  erst  dann  erkannt,  ist  aber  auch 
erst  dann  gegeben,  wenn  der  Verkehr  und 
die  Ärbeitst^ung  voran  schreitet.  Der  Vor- 
bote hiervon  ist  die  Ende  des  16,  Jahrhun- 
derts dem  Gemeindienst  sich  widmende 
Post;  sie  ist  es,  welche  noch  energischer 
und  anhaltender  als  die  Heeres verwalti mg 
auf  die  Unterhaltung  der  Hauptstrasaen 
dringt  Mit  und  neben  dem  Kachrichten- 
verkehr  steigert  sich  der  Reiseverkehr  imd 
im  18.  Jahrhundert  die  Ein-  und  Ausfuhr 
der  Massengüter.  Die  französische  Kegicnmg 
und  verschiedene  ihr  nacheifernde  Territo- 
torialherren  nehmen  den  Ausbau  des  Strassen- 
wesons  systematisch  in  Angriff.  Damit 
kommt  eine  bis  dahin  ungekaunte  Haupt- 
triebfeder aller  grösseren  Ziele,  nämlicli  die 
Konkurrenz  auf.  Der  thatki-äftigere  Be- 
sitzer einer  Konkurrenzstrasse  zwang  dem 
lässigeren  Nachbarn  Verbesserungen  auf, 
wollte  nicht  letzterer  einen  empfindlichen 
Entgang  an  Zoll  und  privatem  Verdienst 
erleiden.  Beispiele  für  diesen  Konkurrenz- 
zwang finden  sich  in  Bars  'Chronik  über 
Strassenbau  und  Strassenverkehr»  S.  109. 
121,  127,  135,  142  aufgezählt;  die  wichtige 
alte  Rheinstrasse  vom  Bodensee  nach  Frank- 
furt wird  zu  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts 
aufgegeben  und  in  das  Elsass  verlegt,  weil 
dort  die '  Strasse  in  besserem  Stande  und 
nicht  so  sehr  mit  Abgaben  belastet  war. 
Krünitz  (Die  Landstrassen,  S.  93  u.  441) 
berichtet  1794,  dass  die  Naclibarn  von  Saar- 
brücken mit  Neid  salicn.  wie  die  dortige 
Herrschaft  vermittelst  ihrer  guten  Chaussceen 
die  SpetUtion  aUer  auf  der  Mosel  und  Saar 
für  die  Schweiz  und  für  Elsass  bestimmten 
holländischen,  flandrischen  und  hrabantischen 
Waren  an  sich  gezogen  und  die  Abholung 
der  Steinkohlen,  Eisenwaren  und  übrigen 
Landesprodukte  den  Nachbarn  sehr  erleich- 
tert hatte.  Der  im  Saarbrückischen  schnell 
angewachsene  Handel  reizte  auch  den  Grafen 
von  der  Leyhe,  eine  Chaussee  in  seiner 
Residenz  Blieskastei  gegen  Saarbrilcken  an- 
zulegen.   Als  dies  die  Herren  von  Sickingen 
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«nd  Kerpen  geBehen  hatten,  uDleroabmea 
sie  den  Chausseebau  ebenfalls  etc. 

Altherkömmlich  und  natiirgemifis  war 
ee,  dasB  der  Staat  weni^tens  für  die  Heer- 
lind  Poststrasse  eine  siibBidiäre  Pflicht  hatte. 
Diese  Pflicht  aber  wurde  niclit  grundsätz- 
lieh,  sondern  nur  von  Fall  zu  Fall  festge- 
stellt. Die  principielle  Entscheidung  wurde 
erst  mit  deo  neuesten  damit  zusammen- 
hängenden Fragen  der  Eisenbahnverstaat- 
bchiing  und  der  Erhebung  von  Schiftalirts- 
abgabSi  dringend. 

Für  die  weitere  Entwickeluog  der  Baii- 
verjiflichtmig  des  Staates  in  Deutschland 
wiiil  von  den  meisten  Schriftstellern,  na- 
mentlich von  L.  Stein,  das  landesfürsthche 
Wegeregal  als  Ausgangs-  und  Diirch- 
gangspimkt  genommen;  in  dessen  Umbildung 
erblicken  sie  zugleich  die  ersten  Ansätze  der 
inhaltlichen  Ausgestaltung  des  modernen 
Staates.  Das  ist  zu  pointiert,  nur  eine  halbe 
Wahrheit.  Der  Staat  trat  bezüglich  der 
Heerstrasseo  in  die  Lücke  ein,  nicht  in 
seiner  Eigenschaft  als  »das  oberste  gesell- 
schaftliche Organ«  und  nicht  allein  auf 
Gnmd  der  hislierigen  Einnahmequelle  des 
Regals.  Die  Art  der  Intervention  wie  ihre 
Veranlassung  war  anders.  Die  letztere  lag 
hauptsächhch  darin,  dass  die  Anforderungen 
der  neueren  Chaussierungstechnik 
und  namentlich  der  Strassenunterhal- 
tung  die  Gemarkungsinhaber  zu  sehr  über- 
bünleten ;  bisher  erfüllten  die  I.andesherren 
oder  die  Gemeinde  die  Cnterhaltungspflicht 
damit,  dass  sie  die  fronpflichtigen  Bauern 
aufboten;  nunmehr  aber  niusste  der  Pflich- 
tige Kunstbauten,  Dämme,  Dohlen,  Durch- 
lässe aufführen,  exproprüeren,  Handwerker 
bestellen:  für  all  das  genügte  die  Natural- 
leistung  —  zumal  die  Bauern  in  der  Kegel 
nur  zum  Hand-  und  Spanndienste  verpflichtet 
■waren  —  nicht  mehr.  Worauf  es  nunmehr 
in  erster  Linie  ankam,  war,  dass  das  Un- 
wirtschaftliche der  Naturallcistung  (Pre- 
station  en  uature)  und  insbesondere  einer 
Zwangsleistung,  wie  der  Fron,  bei  welcher 
immer  eine  grosse  Arbeitsverscliwendung 
einreisst,  anderei-seits  der  Vorteil  der  Arbeits- 
teilung, Specialisierung  und  der  Bezahlung 
der  Wegearbeit  erkannt,  die  bisherige  Fron- 
last auf  irgend  eine  öffentliche  Kasse  über- 
nommen wurde.  Vor  dieser  Reform  war 
wohl  eine  vortlbei^hende  Anstrengung  aller 
Kräfte  für  eine  grosse  Keuanlage,  ater  nicht 
die  andauernd  ordentliche  Unterhaltung  des 
gesamten  Wegewesens  möglich.  Die  Fiktion 
des  Strassenregals  war,  nachdem  die  Be- 
handlung der  Sli-asHO  als  eine  Renten  ab- 
werfende Staatsdomäne  abgekommen  war, 
nur  noch  ein  Verlegenheitstehelf,  ähnlich 
wie  etwa  das  Wasserregal  für  die  rechtliciie 
Konstniktion  der  Baupflielit  und  der  Wasser- 
polizei benutzt  wunle. 


3ts  in  die  Mitte  dieses  Jahriiunderts 
drehte  sich  die  Weiterent Wickelung  des 
Strassenbaues  um  die  Befreiung  des 
Bauernstandes  von  der  Zwangs- 
fron und  um  die  von  Turgot  angeregte  und 
von  Sonnenfels  befürwortete  Umwandlung 
der  Naturalleistung  in  einen  Steuerbeitrag. 
Die  Rechtsfrage,  ob  die  Ablösung  der  Fron 
unddieUnterhaltungspflicbtauf  den  Fiskus 
oder  auf  die  Oemeindeeteuer  übernommen 
werden  solle,  kam  erst  in  zweiter  Linie, 
da  die  Einführung  von  Lohnarbeit  in  glei- 
cher Weise  auch  für  die  Gemeindewege 
angestrebt  wurde.  Auf  die  Frondienste  der 
Uotertbanen  verzichtete  Oesterreich  für  seine 
Staatsstrassen  schon  in  den  70  er  Jahren  des 
18.  Jahrhunderts  (vgl.  Justi.  Polizei  Wissen- 
schaft, §g  431—433);  principiell  stellte 
Sonnenfels  (II,  224)  den  Grundsatz  auf:  »Der 
Strassenbau  soll  diu'chaus  Slaatssache  sein, 
nicht  Sache  der  Gemeinden  oder  Privaten; 
die  Fronden  sollen  durch  bezahlte  Arbeit 
ersetzt,  die  Mittel  durch  Weggelder  aufge- 
bracht werden«.  Maria  Theresia  führte 
diesen  Grundsatz  praktisch  durch;  Sfld- 
deutschland  und  Sachsen  folgten  bald. 
K.  von  Stein  ahmte  den  Voreang  für  seinen 
VerwaltungsbeziA  1801  nach.  Durch  eine 
allgemeine  Anordnung  wurde  die  »Geld- 
wirtschaft«  in  Deutschland  am  frühestea  in 
dem  Heritogtum  Westfalen  eingeführt,  wo 
eine  VerfOgimg  vom  15.  November  1807  in 
§  3  kurz  anordnete;  »Die  Wegebaulast  wird 
nach  dem  Steuerfuss  getragen*.  Einen 
Vorgang  hierfür  hatten  einige  frühere  An- 
ordnimgen .  wie  z.  B.  das  Wegereglement 
von  1796  für  Westpreussen  gesdiaffen,  wo- 
nach die  Fuhren  und  baren  Kosten  nach 
der  Hufenzahl  repartiert  werden  sollten. 
Diese  Repartierung  entsprach  wohl  damals 
auch  noch  dem  fin an zpouti sehen  Grundsatze 
der  Umlage  von  Steuern  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit, da  letztere  sich  ausscliliess- 
lich  nach  dem  Grundbesitze  richtete.  Je 
mehr  aber  das  »mobile  Kapital»  aufkam, 
um  so  mehr  verlor  die  Realumlage  an  Be- 
rechtigung. Trotzdem  vollzog  sich  die  Neue- 
rung langsamer,  als  man  gemeiniglicli  an- 
nimmt. Sie  wurde  nämlich  nur  für  die 
Kunst-  oder  Transitstrasseii  durchgeführt: 
in  Frankreich  z.  B.  ist  bei  den  400000  km 
Gemeiüdewegen  heute  noch  das  Verhältnis 
der  Natural leistung  znm  Geldaufwande  wie 
2:3;  sodann  wiirde  durchschnittlich  nur 
',10  der  öffentlichen  Wege  zu  dem  Range 
einer  Kunst-  und  Staatsatrasse  erhoben,  so 
dass  die  Bau-  und  I^nterhaltimgspflicht,  trotz 
der  Ablösung,  doch  für  '■*.  lo  der  Baiiernge- 
meinde  verblieb. 

Zunächst  nun  erkannte  man,  infolge  der 
Ablösung  der  Fron,  das  Princip  allmälüicli 
als  riclitig  mid  billig  an,  wouach  für  die 
Hauptstrassen,   sobald   sie   eine  allgemeine 
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Verkehremittel 


Bedeutung  für  das  Kultur-  und  Wirtschafts- 
leben eines  Volkes  erlangen,  eine  öffeuüich- 
rechtliche  KollektivveiTi  flieh  tung  des  über 
die  Gemeindensartung  ninausreicheBden  Be- 
zirks-    (oder    Intereesen-)    Verbandes    eio- 


Man  btandit  bei  dieser  Erweiterung  nicht 
ohne  weiteres  an  den  Staat  zu  denken,  son- 
dern zunächst  kommt  Bezirk,  Kreis,  Provinz 
und  ein  Zusammenwirken  dieser  »Sprossen 
der  Stufenleiter«,  wie  es  in  dem  Subventions- 
princip  angebahnt  ist,  in  Betracht.  Als  ein 
solcher  weiterer  Verband  erwies  sich  in 
Norddeutschlaod  der  Kreis-  (oder  Interesaen- 
ten-)  Verband  (auch  der  eine  oder  andere 
Aktienverein)  als  stark  genug. 

Die  Erweiterung  des  Pflichtigenkreises 
«nd  damit  die  Erleichterung  überbürdeter 
Gemeinden  ergab  sich  von  selbst  ats  der  aft- 
flblichcn  »Nachbar hilf e« ;  beispielsweise  ver- 
fügte ein  Magdeburger  Edikt  von  1742:  .Ea 
BoDen  alle  und  jede  auf  eine  bis  IVi  Meile 
herum  gelegenen  Dörfer,  wo  eine  Wege- 
besserung geschieht,  nach  Proportion  der  in 
jedem  I^rfe  befindlichen  Zahl  der  dienst- 
pflichtigen Baaem  die  Fuhren  und  Hand- 
dienste  zu  verricliten  sehnldig  sein"  (Ger- 
mersfaausen,  11.  Bd.,  S.  126).  Äehnlich  be- 
stimmt das  Jfllichsche  Wegeedikt  von  1769, 
dass,  falls  der  Wegebau  den  Ntohstpflich- 
tigeu  zu  schwer  fallen  sollte,  andei-e  Bezirke 
zur  Konkurrenz  angewiesen  werden  könnten 
(Germershausen,  II.  Bd.,  S.  135).  — 

Zu  gleicher  Zeit,  Mitte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts, bildete  sich  in  England  eine  neue 
Art  von  Trägem  der  Unterhaitun  gspflicht 
aus.  In  Engl^id  nämlich  rerb  lieben  die 
Htuiptetraseea  in  dem  Bereiche  der  Ortlichen 
Seibetrerwdtung  (local  govemment);  weil 
aber  dieselbe  für  den  gesteigerten  Verkehr 
mancher  Strassen  nicht  ausreichte,  so  trat 
an  Stelle  des  Staates,  der  hierfür  auf  dem 
Kontinent  allein  in  Betracht  kam,  die  pri- 
vate Initiative  in  die  Lücke;  es  bildeten 
sich  besondere  UntemelimuDgsgesellschaften, 
wie  für  den  damaligen  Eanalbau,  so  auch 
für  den  Wegebau,  »turnpike  trusts«,  welche 
die  Wege  ereteliten  und  behufs  Deckung 
des  Betriebes,  der  Unterhaltungskosten,  der 
Amortisation  nnd  der  Zinsen  mit  obrigkeit- 
licher Bewilligung  Gebühren  erhoben ;  bis 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  waren  deren 
über  3800  (=  Vs  der  vorhandenen  Kirch- 
spielstniesen)  konzessioniert  worden,  viele 
sind  inzwischen  eingegangen.  Auf  Gnind 
dieses  Einspringens  der  Selbsthilfe  vertei- 
digte A.  Smith  (V.  B.,  Kap.  I)  die  Erhebung 
der  Barrieregelder:  die  damit  verbundene 
Erschwerung  des  Verkehrs  wurde  in  Eng- 
land noch  bis  vor  wenigen  Jahrzehnten  ^s 
gering  erachtet  im  Verhältnis  zu  den  Ge- 
fahren der  Stärkung  der  Staatsgewalt;  man 
wollte  lieber  unbequem  leben    als,   wie   es 

HandwiMeibDeh  dw  8tut*wl««iMobartea.    Zweite  AaBMe- 


Faucher  noch  1869  hiesa,  eine  Lotterie 
der  Staatssubvention  b^zrOnden.  In- 
teressant ist,  dass  man  erst  in  den  letzten 
Jahrzehnten  auf  den  Ausweg  der  Wege- 
genossenschaft  auch  in  den  mittelameriba- 
nischen  Bepubliken  Costa  Rica,  Nicaragua 
und  Guatenr^  verfiel.  Dort  bildete  sich  in 
jedem  Distrikt  unter  den  Grundeigentümern 
eine  »Junta  Itineraria*  zum  Zwecke 
der   Unterhaltung    und   Verbesserung    der 


In  England  wurden  die  Wegegenossen- 
schaften, die  doch  nur  ein  Zeichen  der  Un- 
fruchtbarkeit der  englischen  Gemeinde-  und 
Bezirks  Verwaltung  waren,  durch  Gesetz  von 
1888  in  mainroads  verwandelt,  deren  Unler- 
haltune  seitdem  der  Grafschaft,  dem  county- 
council  obliegt.  — 

Die  theoretische  Begründung  der  staat- 
lichen Intervention  und  die  grundsätzliche 
Auffassung  von  der  »Utilitö  publii^ue«  der 
Wege  und  der  daraus  entspiingenden  Öffent- 
lichrechtlicheu  Verpflichtung  des  Staates 
kam  erat  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  auf. 
£in  dementsprechendes  planmässiges  System 
hat  die  Verwaltung  in  den  meisten  Bundes- 
staaten eret  noch  auszuarbeiten.  Abgeklärt 
wurde  die  principielle  Anschauung  durch 
die  in  den  70er  Jahren  erfolgte  Verstaat- 
lichung der  Eisenbahnen.  Vorher  hatte  in 
NorddentBchland  die  Ansicht,  dass  der  Staat 
den  Strassen  bau  den  Privaten  überlassen 
solle,  noch  viele  Anhänger:  es  kamen  darin 
F,  Bülau  (Encyklopädie  der  Staatswissen- 
Bchaften,  1832.  S.  904),  Faucher  (1867) 
und  ihr  Antipode  Thünen  miteinander  flber- 
ein ;  unter  mecklenbui^schen  Verhältnissen, 
führte  der  letztere  in  einem  Gutachten  von 
1837  aus,  sei  es  gewiss  am  besten,  wenn 
die  Bau-  und  Erhaltungskosten  von  den  die 
Wege  benutzenden  Grundeigentümern  nach 
Ma^abe  der  Benützung  getragen  würden; 
ein  Bau  von  Staats  w^en  bedeute  nur  all- 
zuleicht eine  Besteuening  der  ärmeren  zu 
Gunsten  der  reicheren  Landesteile;  ein  nicht 
im  Verhältnis  zu  der  zu  erwartenden  Fre- 
quenzsteigerung  stehender  Kapitalaufwand 
heisse  das  Land  nicht  bereichern,  sondern 
ärmer  machen.  So  auffallend  der  letztere 
Gedanke  ist,  so  entspricht  er  doch  früheren 
Aeusserungen  von  A.  Young  und  Just  Moser 
und  den  Anschauungen  mancher  National- 
ökonomen über  eine  erst  zu  erstrebende  ge- 
rechtere Austeilung  der  Steuerlast  und  der 
Verkohrsvorteile,  namentlich  mit  Rücksicht 
auf  abgelegene  Bezirke. 

Zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  wurde 
die  Unterfrage  immer  dringender,  ob  diese 
Verpflichtung  einen  blossen  Beitrag  für  be- 
dürftige Gemeinden  oder  die  grundsätzliche 
Uebernahme  der  Hauptstrassen  auf  die 
Staatskasse  umfasse,  imd  ferner,  für  welcüe 
Arten  von  Strassen  sie  bestehe. 
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"Wo  n&mlicli,  wie  bis  vor  zwei  Jahr- 
zebnteo  io  England  oder  wie  heute  noch  in 
Nordamerika,  die  Strasseaunterhaltung  noch 
Gemeindesache  ist,  da  muss  das  Strassen- 
wesen,  schon  weil  die  AnlagG  und  Unter- 
haltung einer  dem  Durchgangsverkehr  die- 
nenden Strasse  in  einer  Hand  liegen  muss, 
natiu|;«mass  im  argen  liegen;  fOr  die  Oe- 
meiDden  liegt  zudem  in  der  Nichtbeach- 
tung des  gemeinwirtschaftlichen  Charakters 
der  DurchgangsstniseeD  eine  unbillige  Be- 
drfickung. 

Weiter  tra^e  es  sich,  wie  bei  jeder 
Staatsint^rvention,  so  auch  bei  der  vorliegen- 
den: soll  sie  in  Qestalt  der  Eigenregie  oder 
in  der  der  Monopobsierung  oder  der  Sub- 
ventioQ  oder  niir  in  Form  der  persönlichen 
Beeinflussung  seitens  der  Beamten  erfolgen  ? 
SSmtHche  dieser  vier  InterventioDsarten  fan- 
den Anwendung;  bezrächnend  für  die  letzt- 
genannte Art  ist  das  WEsereglement  von 
1796  für  Westpreussen,  wdches  den  Land- 
nnd  Steuerrat  des  Kreises  dazu  Terpfliehtet, 
dass  er  »die  Nachbarn  und  diejenigen,  welche 
die  Strasse  zu  passieren  haben,  zur  Hilfe- 
leistung mit  Hand-  und  Spanndiensten  zu 
disponieren  suche«:  wenn  aber  auf  keine 
andere  Art  mid  Weise  ein  Fonds  auszu- 
mitteln  sein  sollte,  wird  »in  ausserordeat- 
licben  EWen  zu  den  Hauptheerstrassen  aus 
Unserem  Extraordinario  etwas  zu  H&lfte 
g^eben  werden«,  Beztt^ich  der  Staatssub- 
vention warnt  z.  B.  eine  Jfllicb-Bergische 
Verordnung  von  1765  ausdrQcktich  davor, 
man  solle  sich  nicht  auf  Landesmittel  ver- 
lassen ;  das  Edikt  für  die  Provinz  Branden- 
burg vom  18.  April  1792  verlangt  den  Bei- 
trag nur  für  die  kostbareren  Strassen. 

Noch  im  lAufe  des  19.  Jahrhunderts  waren 
es  mehr  thatsächliche  YerhSltnisse  und  die 
unhaltbare  Kluft  zwischen  dem  Bedarf  und 
seiner  Befriedigung,  welche  ein  Eingreifen 
des  Staates  von  Fall  zu  Fall  notwendig 
machteil.  «Die  volkswirtschaftliche  Bedeu- 
tung*, konstatiert  Germershausen,  I,  S.  269, 
»wie  die  Aufgabe  des  Staates  ist  nicht  etwa 
infolge  specieller  Erwägungen  über  die  Not- 
wendigkeit und  Zweckmässigkeit,  sondern 
infolge  mehr  oder  minder  zufälliger  Cm- 
stÄnde  anerkannt  worden«. 

In  PreuBsen  bewilligte  der  Staat  Prä- 
mien und  anderweitige  ünterstflizuugen  für 
den  Chausseebau,  so  dass  solcher  vielfacli 
freiwillig  von  den  KreisstSuden  übernommen 
wurde.  Eine  von  allgemeinen  Gesiclits- 
punkten  ausgehende  principielle  Umgrenzung 
der  Bau-  und  Cnteriuiltungspflicht  zwischen 
Staat,  Bezirk  und  Gemeinde,  wie  sie  durch 
die  mit  der  franzüsisclien  Revolution  erfolgte 
Geldablösung  der  Naturalleistung  sich  als 
notwendig  erwies,  ging  von  Frankreich  aus. 
Dort  waren  schon  1026  Verteilungsgrund- 
satzo  aufgestellt  wonlen ;  Napoleon  I,  brauchte  j 


sie  nur  weiter  zu  bilden.  Zugleich  entwarf 
er  ein  System  für  den  AusWu  des  W^e> 
uetzee  und  schuf  damit  die  Grundlage  Ifir 
eine  einheitliche  Verwaltung.  Das  Beispiel 
für  die  Klassifikation  oder  die  syatematisohe 
Gliederung  der  Wege  je  nach  dem  Interessen- 
und  Verkeiirarayon  —  ähnlich  wie  man  bei 
den  Eisenbahnen  Voll-  und  Ünterbahnen, 
Sekundär-  und  Tertiärbahnen  unterscheidet 
—  stellte  das  Dekret  vom  16.  Dezember 
1811  auf;  es  unterschied  drei  grosse  Ss^ 
gorieen:  routes  nationales,  dfipartementales 
und  communales,  chemins  vicinaux  und 
ruraux  (Feldweg).  Mit  dieser  Klassifikation 
war  zwar  eine  nur  scheinbar  glatte  Ueber- 
weisung  der  Baupflicht  auf  dem  Papier  vor- 

fnonuuen ;  thatsftchlich  bereitete  sie  in  der 
inreihun^    der     EinzelBtrasseii 
viele  Schwierigkeiten;   für  viele  entschied 


ancien  usage,  une  eep^ce  de  prescrip- 
tioD  coQtre  laquelle  on  ne  r^lame  pos*  (so 
noch  1873  Coquelins  Dictionnaire,  II.  Bd_ 
S.  556). 

Mit  dem  Aufkommen  der  Eisenbahnen 
kamen  in  die  Stellung  der  Bachtsfra^  neue 
Gesichtspunkte.  Wenn  man  die  verschiedenen 
Transportanstalten ,  vrie  sie  ergänzend  in- 
einandergreifen, als  Ganzes  auffasst  und 
die  allgemeine  Produktivität  der  durch  sie 
geschaffenen  >Gesamtkrafti  würdigt,  so 
ergiebt  sich  von  selliet  daraus  eine  weitgehende 
Ueberwälziing  der  Bau-  und  Unterhaltungs- 
last  bezüglich  der  Durchgan^trassen  auf 
die  giflsseren  V^bände,  auf  Kreis,  Provinz 
und  Staat.  Allerdings  war  man  in  der 
theoretischen  Würdigung  der  Vorteile  der 
Kommunikationsvervollkommnung  in  den 
Flitterwochen  der  Eisenbahnzeit  etwas  vor- 
eihg.  Man  sah  an  den  neuen  Verkehrs- 
mitteln, ähnlich  wie  an  der  Maschinenludustrie, 
nur  eitel  Gold,  und  nahm,  wie  beim  tech- 
nischen Fortscfarilt,  eine  >  Harmonie  der 
Interessen«  als  selbstverständlich  au.  That- 
sächlich  war  damals  diese  Harmonie  noch 
nicht  da;  man  versetze  sich  nur  z.  B.  in 
die  Wirtschaftszustände  des  13.  Jahrhunderte, 
wo  nur  der  Kaufmann  reiste  und  Waren 
versandte.  Das  Allgemeininteresse  stellt 
sich  ei'st  in  gleichem  Schritte  ein,  in  dem 
alle  Gcsellschaftsschichten,  namentlich  auch 
die  bäuerliche,  und  alle  Bezirke,  namentlich 
auch  die  ab^egeneren,  in  den  intensiven 
Vorkehr  hereingezogen  werden.  Eine  Har- 
monie der  Interessen  wird  erst  für  die 
heutigen  Tage  der  modernen  Verkehrsmittel, 
des  Eisenbahn-  und  Fernsprechnetzes,  der 
Landnostbotenorganisation  u.  s.  w.  zutreff«i. 
Für  nie  ])0sitive  Uebernahme  auf  den  Staat 
spi'eohen  dann  weiter  die  gleichen  Gesichts- 
punkte, namentlich  die  Rücksicht  auf  die 
St^uerausteilung  mit,  wie  sie  für  die  Weg^ 
abgaben  gelten. 
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PrindpleU  lassen  sich  noch  Masagabe 
der  oben  daiveateDtea  Gesichtspunkte  Über 
die  wiitschaf tliche  Bedeutung  des  Kontmuni- 
ktüaonsstrassenwesens  fol^ude  'weitere  auf- 
stellen: «Die  Debernahme  der  BaupGicht 
anf  den  Staat  und  die  Uoenteülthchkeit 
äex  Benutzung  ist  —  entgegen  den  privat- 
rechtlicitea  Anschauungen  des  HittelalteTS 
und  dem  Ertlheren  enghtichen  TJntemeh- 
munesprindp  —  daon  passend  und  zu- 
^ei(^  das  beste  Mittel,  die  wirtschaft- 
Sdien  und  sonatpolitiBchen  Interessen  der 
Oesellschaft  zu  wahren,  wenn  die  Vorteile 
auB  den  Hauptetiassen  ^leidunSssig  äon 
einzelnen  BeTOlkerun^scMohten  zu  ^te 
kommen,  auch  die  Steuerausteilung 
derart  ist,  dass  nidit  einzelne  Bevtäiei-ungs- 
Uassenzusehrbeschwertsind.  Wirddas "Vor- 
handensein eines  Allgemeininteresses  und 
die  Zweckmässigkeit  des  ceutnüisierten 
Staatsbetriebs  anerkannt,  so  crgiebt  sieh  da- 
raus die  Unent^ltlichieit  der  Benutzung 
als  Konsequenz. 4  Entsprechend  dem  wachsen- 
den Allgemein  Interesse  erhalten  immer  mehr 
Strassen  eine  aUtilitö  publique«,  einen  ge- 
mein wirtschaftlichen  Wert  und  Charakter 
und  wird  fili-  immer  mehr  Strassen 
Verteilunj:;  der  Last  auf  einen  weiteren  Kreis 
notwendig.  Eine  Unterscheidung  des  All- 
geineiuIiUeresses  an  der  einzelnen  Strasse 
ergiebt  sich  aus  dem  Orade  der  Annähenuig 
an   die  st&dtische  oder  an  die  Transitzone. 

—  Der  Wirtschaftsverband,  in  dessen  Inte- 
resse und  Kompetenz  die  Herstellung  und 
Unterhaltung  &Itt,  ei^ebt  räch  aus  dem 
Verkehrsrayon  eines  Weges  und  der  Steige- 
rung der  Trausportfähigkeit  der  Erzeugnisse. 

Für  ein  weitgehendes  Entgegenkommen 
sprechen  auch  st  euer  technische  Gründe, 
^ispielsweise  erscheint  an  sich  das  Ver- 
langen der  (ostpreussischen)  Orossgrundbe- 
sitzer  nicht  als  unbillig,  dass  die  grosseren 
StSdte,  welche  von  geordneten  Verkehrs- 
wegen den  grössten  Vorteil  haben,  zur  Her- 
stellung und  Unterhaltung  der  Kreisstrassen 
und  Kommunikation  Bwege  herangezogen 
werden.  Aber  es  fehlt  für  eine  derartige 
Ueberwälzung  an  einem  sicheren  Masaatab. 
Es  wäre  heule  ein  nutzloses  Beginnen,  die 
Wegelast  nach  den  Vorteilen  ausrechnen  zu 
wollen ,  welche  die  einzelnen  Benutzer 
ziehen.  Denn  der  indirekte  Nutzen,  den 
diese  Benutzer  und  noch  mehr  die  nur  am 
allgemeinen  Verkehr  Teilnehmenden  ziehen, 
ist  grösser  als  die  direkte  Ersparnis.  In- 
direkte Vorteile  aber  sind  nicht  mess-  oder 
berechenbar.  Hier  steht  —  ahnlich  wie  bei 
den  Selbstkosten  des  Transportgrossbetriebs 

—  die  Slathematik  vor  der  Grenze  ihres 
Könnens.  — 

In  den  40er  Jahren  bflsste  die  fran- 
zösische Schematisierung,  da  die  Kat^orie 
der     sogenannten     Hauptstrassen     in    den 


Schienenwegen  aufging,  an  ihrer  Schärfe 
ein;  man  unterscheidet  denn  auch  heute  in 
Frankreich  ^emeinigiich :  >Cheminsdegrande 
communicaüon',  >d'int6r&t  commun«  und 
vicinaux  ordinairea«. 
Auch  der  Streit  über  das  französische 
Priacip  der  Subvention  Ärmerer  Ge- 
meinden verlor  an  Bedeutung,  als  der  Staat 
die  Eisenbahnen,  d.  h.  die  Tianrätronten 
subventionierte  Oder  selbst  baute  irad  nun 
das  gleiche  Andnnen  den  Gemeinden  nicht 
abschlagen  konnte,  welche  zu  dem  neuen 
Transportmittal    Steuer    zahlten,    aber   des- 


EbeuBO  haben  sich  die  beiden  Systeme, 
das  englische  und  das  kontinentale,  in  neuerer 
Zeit  einander  genähert  Wahrend  in  Eng- 
land die  früher  aUein  verpflichtete  Gemeinde 
bezw.  Wegebaugeeallschaft  durch  die  Be- 
zirkswegekasse, vertreten  durch  einen 
VerwaJtungsrat  (Diatrict  Board),  ersetzt  wor- 
den, ist  in  einem  grossen  Teile  Deutsch- 
lands, namentlich  in  den  älteren  Landes- 
teilen Preussena,  die  Bau-  und  Unteriialtungs- 
pQicht  den  unmittelbar  an  den  Weg^  an- 
grenzenden Gemeinden  und  Gutsbeärken 
verblieben,  liegt  also  heute  noch  nicht  anders 
wie  früher  in  England.  Die  Abweichung 
von  dem  englischen  Seifgovemment  bestand 
also  im  grossen  und  ganzen  thatsAchUch  nur 
darin,  d^  es  auf  dem  Kontinent  (bei  der 
Zersplitterung  der  grund  herrlichen  und  kor- 
porativen Mittel  und  bei  der  völligen  Un- 
macht  der  Selbsthilfe)  frtiher  als  in  England 
notwendig  wurde ,  die  Bau-  imd  Unter- 
haltungspfUcht  für  die  Durchgangsstrassen 
auf  weitere,  über  die  Gemeinde- 
markung  hinausreichendeVer  bände 
zu  erstrecken. 

In  PreuBsen  wurde  durch  das  Do- 
tationagesetz  vom  8.  Juli  1875  die  Unter- 
haltung der  Staatflchausseeen  den  einzelnen 
Provinzen  unter  Gewährung  einer  ent- 
sprechenden Jahreerente  überwiesen.  — 

Nach  dem  Buchstaben  der  Beichsver- 
fassung  Art  4,  Nr.  8,  könnte  Deutschland 
auch  wieder  zu  »Keichsstrassen»  kommen, 
insoweit  solche  im  Interesse  der  Landesver- 
teidigung und  des  allgemeinen  Verkehrs  ge- 
boten sind.  Das  Beich  ist  jedoch  noch  nicht 
in  die  Xjage  gekommen,  von  diesem  Rechte 
Gebrauch  zu  macheu;  in  der  Zeit  der 
•strategischen  Bahnen'i  war  diese  Bestim- 
mung überflüssig.  — 

ünerbalb  der  Einzelgemeinde  so- 
dann führte  der  Versuch  der  Ausscheidung 
besonderer  sogenannter  Genossen  Schafts-  oder 
Soziallasteu  aus  den  allgemeinen  Gemeinde- 
ausgaben zu  der  Bildung  von  •Wege- 
gemeinden«, so  in  Baden  1831  und  in 
Preussen  durch  die  Landgemeindeordaung 
von  1856  und  1891  {» Interesse  nten- 
ehausseeen»).    Im  ganzen  riefen  diese  künst^ 
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liehen  Gebilde  mehr  StreitigkeiteD  Aber  den 
Um^g  und  die  ÄbmeBBung  des  Intereeses 
der  Adjacenten  hervor,  als  sie  praktisch 
leisteten,  und  sind  deshalb  heute  aufgegeben ; 
sie  sind  mehr  insofern  yod  Intfiresse,  als  mit 
ihnen  zum  ersten  Haie  die  LSsoiig  des  heute 
noch  nicht  erledigten  Steuerproblems  ver- 
sucht wurde,  vie  man  ein  kommunales 
System  von  Specialsteuem  ausbilden  kOnne, 
um  den  Urheber  besonderen  Aufwandes  nach 
dem  Uasse  des  Interesses  und  Hilgenneses 
und  nach  der  direkten  oder  indirekten  Ver- 
schuldung des  Aufwandes  heranzuziehen. 

In  statistischer  Hinsicht  Tereuchen  wir 
den  thatsächiichen  Stand  der  Rechtsent- 
wickelung —  wenn  man  zugleich  berOck- 
sichtigt,  dasa  die  Herstellungskosten  der 
Yicinalstraasen  etwa  die  Hälfte  derjenigen 
der  Staatsstrassen  betragen  —  durch  fol- 
gende üebersicht  über  den  Anteil  der 
vidnalwege  an  dem  hier  in  Klammer 
beigesetzten  Gesamtstrassennetzö  zu  ver- 
deutlichen. Die  Gemarkungsinhaber  näm- 
lich haben  die  ünterhaltungspflicht  in 
Tausend  Kilometer  z.  B.  an:  602(670)  in 
Frankreich,  34  (41)  in  Ungarn,  71  (119)  in 
Italien,  40  (100)  in  Oeeterreieh,  6  (10)  in 
Baden.  Speciell  in  Preussen  ist  die  fis- 
kalische Wegebauverpflichtung,  wie  Germers- 
hausen  (das  Wegerecht,  I.  Bd.  S.  269)  sich 
ausdrOckt,  «sehr  angefochten«,  —  haupt- 
sächlich auch  weil  cueselbe  zwischen  dem 
Westen  und  Osten  sehr  ungleich  verteilt  ist ; 
das  eitreme  Beispiel  in  dieser  Beziehung 
bildet  die  Lage  der  Regierungsbezirke 
Königsberg  und  Gumbinnen,  im  vergleich 
zu  derjeaigen  der  Begierungsbezirke  Aachen 
und  DQseeldorf.  Der  Staat  giebt  direkt  für 
seine  Strassen  33,4  Millionen  Hark  und  an 
Subventionen  zur  Gewährung  von  Provinzial- 
jFonds  für  die  Zwecke  der  Selbstverwaltung 
etwa  20  Millionen  Hark  aus  (nach  Kaiir- 
mann.  Die  öffentlichen  Ausgaben,  lt*93, 
S.  47).  Diesem  Aufwand  steht  ein  solcher 
von  65  Hillionen  Hark  seitens  der  Gemeinden 
und  Qntsbezirke  sowie  der  weitere  Aufwand 
seitens  der  Provinzen  gegenüber  (vgl.  F.  J. 
Keumann,  Die  pn^ressive  Einkommensteuer 

1874,  S.  49—^:  H.  G.,  Der  W^ebau  im 
Lichte  unserer  Zeit.   B^eiburg   (Schlesien) 

1875,  S.  7  u.  24). 

6.  Wegeabgaben.  Von  principieUer 
Bedeutung  sind  die  Wegegebühien,  welche 
einen  Beitrag  seitens  der  die  Wege  be- 
nutzenden Personen  zu  den  Bau-  und  Unter- 
haltungskosten bilden;  die  kameralistische 
Behandlung  des  Wegezolles  als  Finanzquelle 
((Jrundnüir,  Mauth,  Geleit^d)  ist  nur  noch  als 
ein  Stück  der  Kultui^scbichte  von  Interesse. 

Die  Erhebung  eines  Barri^regclds  hätte, 
zumal  sie  im  IS.  Jahrhundert  in  Eng- 
land in  den  turnpike  roads  eine  künstliche 
Ausbildung  erhielt,  an  sich,  auch  nach  der| 


Ausbreitung  der  Eisenbahn,  noch  lange  zur 
Diskussion  stehen  können,  weil  die  Berechti- 
gung ihrer  Aufhebung  von  dem  konkreten 
Zutreffen  der  oben  angeführten  Merkmale 
ftti-  Uebemahme  der  Strassenunterhaltung 
auf  einen  weiteren  Verband  abhängt.  Ge- 
mäss diesem  Zusammenhange  ist  an  sich 
die  gebührenfreie  Benutzung  nur  da  zweck- 
mässig und  gerecht  wo  der  Nutzen  dw 
Strasse  jedem  Einzelnen  ungefähr  in  dem- 
selben Hasse  zu  tdl  wird,  als  sein  Anteil 
an  den  zur  Kostendeckung  erforderlichen 
Steuern  beträgt :  das  System  der  unentgelt- 
lichen Benutzung  kann  demnach  rationeUer- 
weise  im  gleichen  Schritte  eingeführt  wer- 
den, in  welchem  alle  BevOIkerungsschichten 
verkehrsgewohnter  werden,  in  welchem  das 
Netz  der  Tranaportlinien  engmaschiger,  die 
Organisation  sämtlicher  Yerkehrsaus^ten 
ausgedehnter  und  die  Steuerausteilung  gleich- 
massiger  wird. 

Wie  weit  diese  Momente  Hitte  des  19. 
Jahrhunderts  gediehen  waien,  darüber  war 
nicht  alles  einig.  Aber  die  Frage  wurde 
durch  die  mächtige  Propaganda  der  Eisen- 
bahn wie  auch  des  nationalen  Gedankens 
eines  einheitlichen  Verkehrsgebiets  ent- 
schieden. Trotz  des  vereinzelten  Wider- 
spruchs von  berufener  Seite  waren  in  den 
?Oer  Jahren  die  gesetz^benden  Ffiktoren 
nachgerade  darüber  einig,  dase  in  der 
Zeit  der  Eisenbahnen  die  Erhebung  eines 
staatlichen  Pflaster-,  Wege-  und  Brücken- 
zolls im  Verhältnis  zum  Geeamtetat  und 
zu  der  Verkehrsplackerei  zu  kleinlich  sei 
(dies  um  so  mehr,  eüs  die  Erhebung  un- 
verhältnisniässig  kostspielig  war  und  30"/» 
der  ftoheinnahmen  vorwegoahm).  Der  Staat 
konnte  ohnehin  die  Abgrabe  nicht  mehr 
für  die  abgelegeneren  Landstriche  auf- 
recht erhalten,  welche  der  Eisenbahn  ent- 
behren mussten,  während  die  anderen  that- 
sächlich  fast  ganz  davon  befreit  waren. 
Heute  ist  in  Dentschland  der  Stand  der 
Sache  der,  dasa  die  Erhebung  nur  noch 
seitens  der  Gemeinden  und  nur  in  verein- 
zelten Fällen  stattfindet  Andera  in  Eng- 
land; dort  erheben  noch  über  10000  Orts- 
l>ehörden  Chausseegelder,  deren  Betrag  — 
aber  einschliesslich  der  in  der  Statistik  un- 
ausgeschiedenen  Marktgebühren  —  nocli 
10  Millionen  Hark  übersteigt 

Einen  praktischen  Fingerzeig  für  die 
vorliegende  Theorie  erteilten  in  der  Zeit  vom 
September  1896  bis  April  1897  Kentuckys 
Farmer.  Dort  nämlich  konzessionierte  der 
Staat  Privatgesellschaften  mit  der  Neuanlage 
und  Unterhaltung  der  Landstrassen  und 
räumte  ihnen  das  Recht  auf  Erhebung  von 
Chausseegeldern  und  Errichtung  von  Sdilag- 
bäumen  ein.  Das  »souveräne  Volk«  jedoch 
fasste  diese  Abgabe  als  eine  heillose  Nene- 
nmg   auf,    es   erhob   sich   ein   allgemeiner 
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iVolksim willen«,  die  ZolistStteD  wurden  ge- 
stDnnt,  an^Dndet  oder  Iti  die  Laft  ge- 
sprengt, die  Einnehmer  vertriebeD,  aogor 
verwundet  Der  gleiche  Vorgang  spiäte 
sidi  in  England  im  Jahre  1663  ab,  ale  die 
Regierung  die  EinfOhriing  des  Chaussee- 
geldes  zum  Zwecke  der  Straefienverbessening 
unternahm.  Aus  diesem  Anlaes  wurden  in 
den  ersten  Uonaten  ebenfaUs  viele  Schlag- 
bAume  gewaltsam  niedergeworfen,  Truppen 
gegen  <£is  Volk  geschickt  und  viel  Blut  ver- 
gossen. Macaulay  bemerkt  dazu:  »Unge- 
rechte und  selbst  absurde  Steuern,  woran 
das  Volk  jedoch  von  Allers  her  gewöhnt 
ist,  werden  oft  Tiel  williger  getragen  als  die 
vernünftigste,  aber  erst  neu  einzuführende.« 
Uns  drängt  sich  eine  Bemerkung  anderer 
Art  auf:  Im  G^ensatz  zu  jener  fernen  Zeit 
war  die  jüngste  (amerikanische)  Selbsthilfe 
und  der  blinde  Volksinstinkt  (ausnahmsweise) 
auf  dem  richtigen  Wege ;  denn  zwischen  dem 
neuesten  Ueberwiegen  des  indirekten,  ge- 
mein wirtschaftlichen  Nutzens  über  die  direkte 
ErBiuuuis  für  den  einzelnen  Benutzer  und 
den  mittelalterlichen  Mauthschranken  liegt 
ein  unvereinbarer  Gegensatz.  Rechtfertigen 
lässt  sich  heute  «nur  noch:  1.  für  Aus- 
nahmefälle die  Auflage  einer  PräcJpual- 
leistung  als  Entgelt  für  überdurch- 
schnittliche Abnützung  durch  Last- 
fuhrwerke, z.  B.  aus  Anlass  eines  Neubaus, 
eines  HolzBchlags,  der  Eröffnung  eines 
Steinbruchs  oder  einer  Ziegelei,  2.  die  Er- 
hebung von  Brüekeugeldern  für  be- 
stimmte Verkehrsverhältnisse.  Jedoch  ist 
z.  B.  in  Frankreich  nicht  mehr  gestattet, 
dass  Brückenbauten  mit  dem  Recht  der  Er- 
hebung von  Brückengeld  konzessioniert  wer- 
den, imd  die  Ablösung  derartiger  Berechti- 
gungen    seitdem    nahezn     ganz    durchge- 

Mit  den  neueren  Anschauungen  waren 
zwei  principielle  Gesichtspunkte  Ton  weiterer 
Bedeutung  gewonnen.  ITiermit  nämlich  war 
einmal  in  Deutschland  zuerst  beim  Wege- 
wesen ein  Grundsatz  durchgedrungen,  der 
auch  für  alle  anderen  Kommunikation  sveran- 
staltuDgen  giltig  ist,  der  Gnmdsalz  nämlich, 
dass  deren  Betrieb  nicht  lediglich  zur  Er- 
zielung einer  Reineinnahme  bestimmt  wer- 
den und  die  Gebühr  —  in  den  Staaten  mit 
rationeller  Steueransteilung  —  nie  mehr  als 
die  Verzinsung  und  Amortisation  des  An- 
lagekapitals sowie  die  Kosten  der  Erhaltung 
imd  Verwaltung  enthalten  soll  (vgl.  Art  54 
der  deutschen  Eeicbsveirfasaung), 

Sodann  konnte  die  neuere  Erfahrung  als 
ein  praktischer  >Lehrkura<  über  die  inter- 
nationale Gleichbehandlung  und  über  die  auch 
im  Völkerverkehr  waltende  steuerliche  Ge- 
rechtigkeit dienen  und  zwar  in  Bezug  auf 
die  Zollpolitik:  war  ja  eine  der  vielen  Ge- 
bühren, nämlich  der  Durchfuhrzoll,  dem  Wesen 


nach  sowohl  Schutzzoll  aJs  "W^eabgabe.  In 
dieser  Beziehtmg  fasste  schon  1866  E  Pfeiffer 
(Staatseinnahmen,  I.  Bd.,  S.  322)  die  seit- 
herigen Erfahrungen  mit  den  Wege^dem 
dahin  zusaioraen :  tln  der  Handelspobtik  ist 
es  eine  eigene  Sadie:  mau  kann  durch  Be- 
schränkungen dem  iFremden«  nidit  schaden, 
ohne  sich  selbst  wehe  zu  thun;  je  freier 
und  ungestörter  man  die  anderen  gewähren 
läfist,  desto  besser  findet  man  seine  eigene 
fiechnung.  Hemmt  man  Fremde  in  dem 
Verkehr  mit  uns,  so  dauert  es  in  der  Regel 
nidit  länge,  bis  sie  Ge^enmassregeln 
ergreifen;  schliesslich  wird  so  der  ganze 
Verkehr  zum  Schaden  aller  auf  andere 
Wege  geleitet  Es  ist  nicht  genug  erkannt 
und  bekannt,  welch  grosser  Sdiaden  beson- 
ders uns  Deutschen  durch  diese  kleinliche 
HandelspoHük  schon  erwachsen  ist« 

7.  Statistik.  Eine  vei^leichende  Üeber- 
^cht  über  die  LAnge  und  Qualität  der 
Strassen  der  einzelnen  Länder,  Über  den 
Bau-  und  Dnterhaltungsaufwand,  über  die 
Dichtheit  und  Verästelung  des  Strassen- 
netzes,  über  die  Frequenz  und  Verkehrs- 
leistung sowie  eine  retrospektive  Darstel- 
lung des  Standes  früherer  Zeiten  gäbe  einen 
interessanten  Kulturgradmesser  ai>.  Leider 
ist  jedoch  das  Stiassenwesen  wohl  eines 
der  vemachlässigtaten  Gebiete  der  Statistik ; 
in  den  verschiedenen  Angaben  fehlt  nament- 
lich noch  die  einheitliche  Unterscheidung 
der  in  der  Qualität  so  sehr  verschiedenen 
Strassenkategorieen  (Gemeindewe^e  etc.). 

Im  18.  Jahrhundert  waren  die  Muster- 
staaten im  Strassen  we  sen :  Belgien,  Oester- 
reich,  Frankreich  und  Grossbritannien.  Den 
alten  Ruf  als  Land  der  Chausseeen  behaupten 
Belgien  und  Frankreich  immer  noch.  Nach 
einer  ZusammensteDung  von  Sax  (in  Schön- 
heit Kompendium)  hat  das  Sttassennetz  (die 
Staats-  und Bezirksstrassen  sind  inKlammem 
beigesetzt)  der  Länge  nach  zusammen  in 
Tausend  Kilometern:  Frankreich  690  (38 
u.  20),  örossbritannien  220,  Oesterreich  100  (19 
u.  40;  s.  Oesterr.  statiat.  Handbuch),  Ungarn 
41  (7),  Italien  119  (9  u.  38),  Preussen  65 
(31  11.  26),  Baden  10  (3).  Staatsstrassen 
besitzen  weiter  in  Tausend  EUometem : 
Hessen  2,  Württemberg  2,7,  Sachsen  3,7, 
Bayern  6,8,  Italien  8,  Belgien  9.  Das  Ge- 
samtnetz beträgt  ferner  in  Tausend  Eilo- 
metern  in  den  Niederlanden  12  (die  "Wasser- 
wege überragen  weit),  in  Norwegen  24  (?), 
Schweden  60  (?),  in  der  Schweiz  15  (Geering 
in  Furrere  Lexikon  1890,  S.  307).  Russlanä 
hat  an  sogenannten  »Poststraaeen«:  und  an 
»strategischen«,  zu  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts ^bauten  Strassen  1.^000  km. 

Allerdings  gilt  auch  diesen  Ziffern  ^gen- 
ilfaer  noch  die  Bemerkung  Fauchers  (in  der 
Viert,  f.  Volksw.  v.  1869,  Vü.  Jahrg,,  S.  171 
u.  176),  dass  manche  Staatschausseeen,  wie 
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die  ostpreussischea  (oder  die  angeblich 
7300  km  Bpanischer  Kunststrassen),  vieles 
zu  wünschen  Dbiig  lassen  und  den  Ver- 
gleich mit  andei«a  Kunatstrassen  nicht  er- 
tragen, dasa  andererseilB  manche  Provinzial- 
strasaen,  weil  von  besserer  Eonstniktion, 
wie  2.  B.  die  österreichisches,  nicht  an  die 
Seite  der  französischen  und  englischen  Vici- 
nalw^e  gestellt  werden  dürfen.  lUchtiger 
wfire  also  eine  Unterscheidung,  wie  sie 
Faueher  in  der  citierten  Wegestudie  S.  168 
big  183  Tomahm,  D&mlich  naot  KunststraBsen 
aus  Stein,  nach  »konstruierten«  oder  melio- 
rierten Yicinalwegen,  und  nach  unbearbei- 
teten, im  rohen  Zustande  befindlichen  Land- 
wegen, die  das  blosse  Erdreich  zeigen,  und 
höchstens  terrassiert  sind  (»Sekundär-  und 
Tertiaratrassen«).  "Von  letzterer  Klasse  ent- 
fielen z.  B.  1868  auf  Frankreich  nicht  weniger 
als  150  000  km,  dagegen  auf  die  Vicinal- 
wege  162  000  km,  auf  die  Staats-  und  De- 
partementalchausseeen  51 000  km. 

Erst  wenn  einmal  einheitliche  Gesichts- 
punkte für  alle  Staaten  angenommen  sind, 
ist  es  möglich,  durch  die  Reduzierung  auf 
cÜe  Einwohnerzahl  und  den  Quadratkilo- 
meter die  Grösse  der  auf  den  Wegebau  ge- 
machten Anstrengung  und  die  Intensität  zu 
berechnen,  in  welcher  derselbe  dem  Ver- 
kehr und  der  Kultur  zu  gute  kommt  Nur 
als  ungefilhre  Ausgangspunkte  für  die  eben 
angedeutete  statistische  Arbeit  mögen  die 
Angaben  Fauchera  (in  der  Viert  L  Volkaw. 
Vn.  Jahi^.  V.  1869,  S.  179}  dienen ;  nach 
ihm  kamen  1868  auf  die  Quadratmeile 
(=  55  qkm)  an  Land-  und  Vicinalatrassen  in 
Belgien  5,14  (engl.)  Meilen  (—  7,4  km),  Frank- 
reich 4,84,  England  4,72,  Baden  4,18,  Oestei^ 
reich  1,6,  Preussen  0,98,  Spanien  0,22,  Russ- 
laud  0,01. 

Ueber  den  absoluten  Aufwand  der 
einzelnen  Staaten  für  Strassen-  und  Brücken- 
bau findet  aich  eine  —  allerdia^  nur  teil- 
weise richtige  —  Uebersicht  in  E.  Pfeiffers 
»Vergleichender  Zusammenetellimg  der  euro- 
päischen Staatsauagabeni,  II.  Aufl.,  1877, 
S.  212  uiid  bei  Kaufmann,  «Die  öffentlichen 
Ausgaben  der  grösseren  europäischen  Län- 
der«, m.  Auf.,  1893,  S.  47.  Kaufmann  be- 
rechnet die  Qeneralsumme  der  derzeitigen 
Staats-  und  Lokalausgaben  für  Fnuikreich 
auf  306  Millionen  JSwrk  (nach  dem  'Bul- 
letin de  Stati8tif|ue-  und  E  Campredon, 
S.  17  betrSgt  der  Gesamtaufwand  des  Lan- 
des nur  202,  der  direkt  auf  den  Staat 
entfallende  Anteil  nur  32  Millionen  Mark), 
für  Italien  auf  178  Millionen  Mark,  für 
Preussen  auf  119  Millionen  Mark  (fehlt 
der  Aufwand  der  Provinzen),  für  England 
auf  1.59  Millionen  Mark  (?  fehlt  der  Auf- 
wand der  Bezirkswegekassen),  für  Oealer- 
rcich  (ohne  Ungarn)  auf  68  Millionen 
Mark  (?). 


Lltt«ratar :  E.  Sax,  Die  YerkehrtmiOel  in  Volla- 
wid  Staaimnrtichaft,  I.  Bd.,  Wie«.  1878,  S.  87 
bü  ill  «lii  in  SchSnbtrgt  Konptndwm.  — 
itosdiet*,  Sationtdökonifmit  dei  HandeU  und 
GeicerbejüiMet ,  VII.  Aufl.,  1899,  S.  HB— 459 
(auch  noch  in  der  jiingtlen  Aultage  ein  Mutter  de» 
v,ntytl«maiiachen  Eldektiiitmut).  ■ —  O.  Cohn, 
Zur  Getchiehie  und  PoUlilc  des  Yerkehrnneiens, 
SluttgaH  1900.  —  R.  van  dtsr  Borffht,  Da* 
Verke/iTewvien,  lS9i,  S.  157—190.  —  Huber, 
Di6  geachichllich^  ^Intwiekehaig  deg  rnrni^men 
FerieAra,  Tübingen  1893,  S.  4,  ISS,  ISS,  ISO, 
tl8ff.  —  Dereelbe,  Detittehland  aU  Indiutrie- 
ttaal,  Stuttgart  1901.  —  Schulte,  Geich.  da 
miltelalterl.  HcmdcU,  Luiptig  1900.  —  W.  GOtx, 
Die  VerkfbrnBege  im  Dienil»  da  Welthandei», 
Stuttgart  1388.  —  Krtmita,  Die  Landetraaen 
und  ChauKtfmt,  Berlin  1794-  —  BAr,  Die 
StTae»enbaaverviaItxmg  im  Oronhenoghim  Baden, 
Earltmhe  1S70  «.  1890.  —  Derga,he,  Chronik 
aber  Slriueenbau  und  Slranenverkehr,  1878.  — 
Geering,  Handel  und  Induatrie  der  Sladl  Botel, 
1886,  Kap.  III  u.  VI.  —  Perrot,  Zur  Ge- 
tchichte  de»  Vtrltehmeeeem,  Wiuenteh.  Viertet- 
jahritehrrß  /.  Voiktwirtiehofi  u.  Ktdturgofliielrie 
isss,  I.  B.,  S.  27,  tJ.  B.  eg.  —  Bavier, 
Die  Strattva  der  Schtaeix,  Züriek  1878;  Jahr- 
büchrr  dt*  Sehweiieritchen  Alpenli^ibt  Bd.  XIV, 
XV,  XVII,  XIX  tt  t.  f.  —  JPunvr,  Volke. 
virUchafteUxiJam  der  Schaeit,  III.  Bd.,  1891, 
S.  £0(1  ff.  —  Käher,  Die  rfimiichen  MüiiSr- 
itraeien  und  ITandeUwege  in  der  Sehweii  und 
in  Südiceildeuliehland,  S.  Aufl.,  StratAurg  1888. 

—  O.  T.  Slaaon,  Primitive  travei  and  tränt- 
portatiOn,  yete-York  1S97.  —  Schneider,  Die 
alten  Beer-  und  BandeUwege  der  Germanen, 
Bämer  und  Franken  im  DeuUchen  Reiche, 
Leipwig  1835.  —  Oaasner ,  Zum  deuttchea 
,SirMienv>eten  von  der  ältesten  Zeit  bi*  itir  Mitte 
des  17.  Jahrhvndertt ,  Leipzig  18S9.  —  II. 
ROhricM,  DeuUche  PHgerreiten,  InTubrurt, 
Woffner,  1900.  —  Q.  Züpfl,  Frätüciaeke  Handelt' 
Politik,  1894.  —  *"-  X*tre,  Slrattenhavhinde, 
Wiesbaden  1895.  —  W.  Jt-aunharAt,  Kommer- 
zielle  Traaiierung  der  Verkehrtvrtge,  Bannover 
1872,  und  TheorU  dei  Tnuneren;  2.  Ai^., 
Hannover  1883.— 'ZeilnehT./.Traneporlw. 
lt.  Straiienbaknena  1881,  S.  lUS:  vCeber 
Anlage-  u.  Erhaltungtkoiien  von  Chauteeen  u. 
Terliarbahnen« ;  1883,  S.  X75;  »IHe  Rolle  der 
Landitratten  fin  Verkehrtltben  in  »tatietitcher 
Beleuehlmig*  ;  1339,  S.  tOt:  nDie  Bedetitung  der 
Landttratten  für  untere  Zeit«  ii.  Ä.  S51  (Wege- 
bau); 1890,  S.  80:  y>Der  Wert  guter  Land- 
ttratten". AnnaUt  det  pontt  et  da  ehauttt^a, 
ParU.  Annuaire  de  Vadminittration  det 
ponü    et    dei  chaitaeet.  BnixeUet,   J.   GeemiMnt. 

—  PoviUe,  La  Iraiu^ormaüon  da  mogent  de 
traturpcrt  et  la  conaequeneei  /.conomigua  et  to- 
cialcf,    ISSO.    —  E.    Campredon,    Sole  icono- 

ftrt»  1900.  —  J.  Marie,  Droit  adminitlral^, 
1890,  S.  S/r— .545.  —  Z.  Beynaud,  Lei  (™- 
fau*  publiet  de  la  France  III.  Bd.,  Parit.  — 
Feraud-Oiraud,  Voietruralapubliquaetpri- 
reaetterriludaruralad<pattage,4-  Aufi.,Parit. 

—  OuiUaume,  Thiit/  pratigue  de  la  roirie 
vleiiutle,  6.  Aufl.,  l'arie.  —  Maudier,  Traitf, 
de  la  legitlalion  det  fhemint  rureaux,  I^rie  1891. 

—  Latp  In  highvaya,  London.  —  Pratt,  Latr 
of  highwayi    (enthnltend    die    higkipay    acte  von 
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1384  «■  1S3S),  U.  Avfl.,  London.  —  Cook, 
Bigbvay  law  of  tke  State  of  Nea  York,  S.  Auß. 
Albant/.  —  Betts«ni(«{n,  Bat  deuUclK  Wege- 
retht  in  »einen  Grundtilgen,  Freibiirg  1S90.  — 
Dertetbe  in  SUngeU  Wörierbuch  dei  dtutichcn 

VertPiütungirechu,  im  Jahrb.  f.  Vertr.,  Jahrg. 
XI  und  XII,  loirit  in  Schänbergi  Ihtititchfr 
Otkonotnie  III.  Bd.  —  GermersÄouBen,  Dn4 

Wegerechi  and  die  Wegevericaltung  in  PrtiiMen, 
t  Bde.,  S.  Atifl.,  Berlin  1900.  —  X.  Stein, 
Handbuch  der  VencallungilehTt,  Stultgart  ISSS, 
III.  Auß.,  S.  Sti—SSe.  —  a.  Meyer,  Deut- 
tehei  Venraltangtrechl,  189S,  S.  ■'ilOSis.  — 
Ackermann,  Die  WegebaiJatt  im  Geltung: 
bereirh  de»  preut.  Zandreehle»,  t.  Auß.,  Brei- 
lau 1800.  —  Bttmann,  Handbueh  dtr  geieUt, 
Bettimianngen  über  die  Provimiiü-,  Kreit-  und 
AIUien-Chaia»eten  der  preiui.  Monarchie  2.  Auß., 
Berlin  1891.  —  Walz,  Da»  Baditche  Oru- 
itrattenreeht,  Heidelberg  1900.  —  Bering,  'Da* 
Beehl  an  Üffenlliehen  Wegent  und  nDie  Hechte 
der  Anlieger  an  einer  Siratte*,  Berlin  189s. 
Huber. 


Verkelirssteneni. 


1.  Begriff   nnd  Wesen   der  V.     Wir 

bezeichnen  mit  dem  Ausdrucke  der  Ver- 
kehrssteuern diejenige  Steuergruppe  im 
Baue  der  Erwerbsbesteueniog,  welche  die 
funktionellen  Wirkungen  des  Verkehrs,  als 
konstitutives  Element  bei  der  Einkommens- 
bildung, auf  die  Gestaltung  und  Geartung 
der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit 
steuertechnisch  erfassen  soll.  Während  die 
Ertragssteuent  durch  die  formelle  Ver- 
selbstäadigiiDg  der  SrtragBobjekte  und  Er- 
tragseinrichtungen die  Qflterprofiuktion  quan- 
titativ und  ohne  Rücksicht  auf  die  beim 
Rechtssubjekte  in  einer  Durchgangsstufe 
befindlichen  auszuBcheidenden  Betriebsele- 
mente (privat  wirtschaftliche  Kosten)  be- 
steuern, die  Einkommensteuer  dagegen  i|uali- 
tstiv  nach  Abzng  jener  Betriebselemente  die 
aus  der  Persönlichkeit  des  Wirtschafters 
und  aus  der  konkreten  Eigenart  des  Wirt- 
scbaftsbetriebee  stammenden  Besonderheiten 
im  Einzelfall  berücksichtigt,  so  hat  ein 
System  von  Verkehrssteuern  in  der  Er- 
fassung der  Zwischenglieder  seine 
steuertechnischen  Aufgaben  zu  erfüllen. 

Diese  Zwischenglieder  fassen  wir  unter 
den  gemeinsamen  Begriff  des  Verkehrs 
zusammen.  Der  Betrieb  jeder  Wirtschaft 
setzt  sicli  nach  seinen  sachlichen  Mitteln 
aus  äinem  relativ-festen  und  einem  relativ- 
flüssigen  Wertbestande  zusammen.  Jener 
umfasst  die   grossen  Typen  des  Vermögeuä 


und  Besitzes,  das  Grundeigentum,  den  Eapi- 
talbesitz,  Erwerbseinrichtungen  u.s.w.,  dieser 
dagegen  die  beweglichen  und  variablen  Ele- 
mente der  Einzelwirtschaft,  die  vorüber- 
gehenden, jeweils  in  den  YIubs  des  Ver- 
kehrs gestellten  Mittel  der  wii-tschafüichen 
Produklion  und  damit  Grössen,  welche  im 
Geföge  des  Wirtschaftsbetriebes  nicht  zur 
Ruhe  und  Auswirkung  kommen,  sondern 
lediglich  eine  vermittelnde  Funktion  bei  der 
Gfltererzeugung  erfüllen.  Beide  sind  kon- 
stitutive Elemente  des  Einkommens,  und 
durch  beide  gewinnt  die  schaffende  Betrieb- 
samkeit des  Wirtschafters  die  zur  Be- 
friedigung seiner  Bedürfnisse  benötigten 
Gütermengen  und  Güterarten. 

Dieses  Princip  mm,  welches  als  führende 
Kraft  die  Gestmtiing  und  den  Gang  des 
relativ-flüssigen  Wertbestandes  beherrscht, 
nennen  %vir  den  Verkehr,  Derselbe  stellt 
sich  dar  als  ein  äusserhcher,  auf  ein  kon- 
kretes Ziel  hinstrebender  Eingriff  des  Wirt- 
schafters, welcher  sich  von  einer  bestimmten 
Handlung  einen  bestimmten  Erfolg  ver- 
spricht (aktiver  Verkehr),  oder  als  eine 
BeeinflusEung  des  Wirtsdiaftslebens  ohne 
Zuthun  des  Wirtschafters  und  unabhängig 
von  seinem  Willen  durch  selbständige  Vor- 
gänge (passiver  Verkehr).  Der  Inbe- 
griff dieser  einzelnen  Akte  und  Einwirkun- 
gen, zu  einem  einheitlichen  Begriffe  ent- 
wickelt, bildet  ein  wichtiges  Glied  im  Leben 
der  Wirtschaft.  Das  Resultat  dieser  Ge- 
samtbethütigung  ist  aber  die  wirtschaft- 
liche Leistungsfähigkeit,  welche  als 
solche  Gegenstand  der  Erwerbsbesteueniog 
ist.  In  diesem  Gefüge  bestehen  Wesen  und 
Funktionen  des  Verkehrs  in  seiner  Mit- 
wirkung au  der  Ein  kommen  sbÜdung,  und 
hier  handelt  es  sich  um  die  Umbildung 
und  Ueberleitung  des  rohen  Materials  ziun 
wirklichen  Einkommen. 

*2.  Begründang  nnd  Änigaben  der  V. 

Durch  die  Ertragssteuern  ist  der  Anfongs- 
punkt  und  durch  die  allgemeine  Einkommen- 
steuer ist  der  Endpunkt  im  Prozesse  der 
Einkommen sbilduug  zur  Steuerleistung  her- 
angezogen worden.  Die  Lücke,  welche 
zwischen  beiden  offen  liegt,  sollen  nun  aus 
einem  doppellen  Gesichtspunkte  die  Ver- 
kehrssteuern ausfallen.  Ihnen  ist  daher  zu- 
nächst die  Verrichtung  Obertnigen,  die  all- 
mähliche Entwickelung  der  wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit,  wie  sie  durch  das  Ein- 
greifen des  relativ-flüssigen  Wertbestandes 
beim  Produktion  sprozess  zum  Ausdruck 
kommt,  steiiertechnisch  zu  verfolgen.  So- 
dann aber  erfasst  die  Verkehrsbesteuerung 
alle  jene  Elemente,  welche  beim  Ertrag  und 
seiner  Besteuerung  noch  nicht  und  beim 
Einkommen  nicht  mehr  vorhanden  sind. 
Das    sind  aber   jene  Beträge,    welche    sich 
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beim  Wirtschafter  mir  in  eiuer  Durchgang- 
ßtufe  be&aden  und  dritten  als  Airtivanteüe 
zufallen.  Die  VeAehresteuern  repräsen- 
tlereD  dabei  die  Belastung  des  mehr  mobilen 
Elements  dos  ProduktionsprozeBses  und  der 
Einkommensbildung,  die  mebr  mittelbar 
treibenden  Faktoreo  des  Wirtschaftserfolges 
und  sind  daher  meistens  nicht  exakt  mess- 
bar,  sondern  nur  approxiioatiT  und  in  ihrer 
Gesamterscheinung  zu  bestimmen.  Die  Ver- 
kehrBbesteuerung  ist  aus  diesen  ÖrOndeu 
ein  selbständiges  und  koordiniertes  Qlied 
im  Körper  der  Erwerbsbesteuening  und 
steuerpolitisch  entsprechend  zu  erweitem. 
Uire  Funktionen  sind  teils  nationale  und 
Tolks wirtschaftliche,  indem  sie  die  Einwir- 
kungen des  VerkehrH  auf  die  Gestaltung 
der  Leistun^fähigkeit  in  Betracht  zieht, 
teils  internationale  und  weltwirtschaftliche, 
wenn  sie  bei  den  Beziehungen  von  Volk  zu 
Volk  als  Regulator  den  Zu-  und  Abflugs 
der  Eapitalbiäfte  vom  Inland  und  ins  In- 
land indirekt  leitet 

Die  approximative  Messung  der  einzelnen 
Verkehrsakte  kann  aber  nur  die  Aufgabe 
haben,  die  sich  bekundende 
wenigstens  als  wahrscheinlic 
durchtiohnittlich  anzunehm 
Ökonomisehe  Beitragskraft,  welche 
präsumtiv  im  Principe  des  Verkehrs  be- 
griindet  ist  oder  doch  begründet  sein  kann, 
Steuertechnisch  zu  be^ifen.  Die  Kraft- 
ausserung  ist  aber  nur  im  Keime  vorhanden, 
und  von  der  Wirksamkeit  und  Geschicklich- 
keit des  Wirtachafters  wird  es  abhängen, 
ob  und  in  weichem  Masse  der  produktive 
Erfolg  ziu:  Thatsache  wird.  Wir  stehen  so 
einer  Besteuerung  der  mehr  mittelbaren 
Produktionselemente  gegenüber,  wie  bei  den 
Ertragssteuern  den  unmittelbaren.  Jedem 
Verkehrsakte  aber  hegt  die  Absicht  einer 
Erzielung  von  vermögensrechtlichen  Vor- 
teüen  zu  Grunde,  welche  auf  eine  Wert- 
vermehning  gerichtet  ist  Ob  und  inwie- 
weit dieses  Hesultat  erzielt  wird,  ist  ein« 
Thatfrage,  welche  während  des  Produktions- 
prozesses ebenso  unsicher  zu  beantworten 
ist  wie  z.  B.  diejen^e,  ob  die  nach  be- 
stimmten Orts-  und  Betriebsumfangsklaaser 
veranlagte  Gewerbesteuer  auch  demjenigen 
Einkommen  aus  dem  Gewerbebetriebe  wirk- 
lich entspricht,  welches  nach  diesen  äusseren 
Merkmalen  angenommen  wurde.  Beiden 
Fällen  ist  die  Subatitution  von  Durch- 
schnitten gemeinsam  und  wesentlich.  Diese 
Grundsätze  finden  aber  auch  auf  Verkehrs- 
handlungen  rein  onerosen  Charaktert:, 
wie  auf  die  Anwerbung  von  Schulden  u.  s.  w., 
sinngemässe  Anwendung.  Denn  ihnen  liegt 
eine  produktive  Absidit  unmittelbar  zu 
Grunde,  sie  erstreben  wenigstens  für  die 
Zukunft  einen  Wirtschaftserfolg.  Die  Ver- 
kehrasteuer  ist  hier  berechtigt,  weil  es  sich 


hier  um  die  generalisierende  Auswer- 
tung eines  Princips  im  Wirtschaftsleben  han- 
delt und  nicht  um  die  konkrete  IndividuaH- 
sierung  einer  einzelnen  Thatsache.  Ent- 
spricht der  Wirtschaftserfolg  den  angenom- 
menen Voraussetzungen  nicht,  so  befindet 
sich  der  Steuerpflichtige  in  der  gleichen 
Lage  wie  der  Grundbesitzer,  der  nach  be- 
stimmtem Durchschnittsertrage  beejeuert 
ist,  wenn  die  erzielten  Getreidepreise  nied- 
riger sind  als  die  angenommenen.  Gestaltet 
sich  der  Nutzeffekt  günstiger  als  die  Prä- 
sumtion, so  ändert  sich  der  Steuersatz 
nicht.  Je  mehr  es  natürhch  der  Steuer^ 
setzgebung  gelingt,  mit  ihren  durchschnitt- 
lichen Annahmen  der  Wirklichkeit  sich  zu 
nähern,  desto  voUkomraeoer  wird  auch  die 
Ordnung  der  Veikehrsbesteuerung  sein, 
desto  besser  wird  sie  ihre  Änfgabe  lösen. 

Im  System  der  Staatseinnahmen  sind 
die  Verkehrssteuem  von  den  Gebühren 
und.  von  den  Aufwandsteuern  scharf 
zu  trennen,  auch  wenn  sie  äusserliche  Aehn- 
lichkeiten  aufweisen.  Die  Verkehissteuern 
unterscheiden  sich  von  den  Gebühren  durch 
das  Princip  der  generellen  Entgeltlichkeil. 
Denn  dort  findet  keine  individuelle  Abrech- 
nung von  Fall  zu  Fall  zwischen  dem 
Pflichtigeu  und  dem  Staate  statt,  während 
hier  die  specielle  Entgeltlichkeit  hen^cht 
Allein  eine  Gebühr  kann  in  eine  Yerkehrs- 
steuer  übergehen.  Dies  geschieht  einmal, 
wenn  der  Zusammenhang  zwischen  der 
öffentlichen  Leistung  imd  der  Gegenleistung 
des  Pflichtigen  aufgehoben  ist  oder  nur  aus 
fiskahschem  Interesse,  ohne  saehhcbe  Be- 
gründung die  Benutzung  einer  öffentlichen 
Thätigkeit  angeordnet  und  die  Uoterlassimg 
der  Inanspruchnahme  mit  Eechtsnach teilen 
oder  Strafen  bedroht  wird.  Sodann  aber 
auch  in  solchen  Fällen,  wo  die  Abgabesätze 
so  hoch  bemessen  sind,  dass  zwischen  beiden 
Leistungen  das  angemessene  Verhältnis 
zwischen  Kosten  und  Wert  beseitigt  ist 
Der  Zusammenhang  mit  den  Auf  wandsteuera 
ist  dagegen  meist  nur  mehr  formeller  Natur. 
Einzelne  Äufwandsteuern  werden  mitunter 
in  Stempelform  erhoben  und  sehen  daher 
äusserlich  den  Verkehresteuem  ähnhch.  Bei 
der  Beurteilung  solcher  Auflagen  ist  zu 
entscheiden,  ob  der  Steuerzweck  auf  die 
Belastung  eines  Verbrauches  oder  Gehrauches 
von  Nutzobjekten  oder  auf  die  Erfassung 
der  im  Verkehrsafct  als  ruhend  präsumierten, 
schlummernden  Leistungsfähigkeit  gerichtet 
ist  Je  nach  dem  Aus^l  dieser  Entschei- 
dung haben  wir  es  dann  entweder  mit 
einer  Aufwand-  oder  Verkehrssteuer  zu 
Ihun.  Aufwandsteuern,  welche  in  Ver- 
kehrssteuerform erhoben  werden,  sind  z.  B. 
der  Spielkarten-  und  Zeitungsstempel  oder 
die  Erhebung  der  Tabaksteuer  durcli  Bande- 
rolen  (Kortlamerika),  der  Biersteuer   durch 
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Zapf-  oder  Spimdlochstempel  und  dei^leichen 
mehr. 

3.  System  der  V.  Eäne  Anordnung  der 
Verkehrsbesteuerung  wird  am  besten  von 
der  UaterscheidnQg  des  VertehrB  in  einen 
aktiven  nnd  passiven  ausgehen.  Danach 
eiiialtea  wir  folgendes  Schema: 

1.  Besteuerung  des  aktiven  Ver- 
kehrs: 

a)  Besitzwechselabgaben  beim  Verkehr 
mit  Immobilien, 

b)  Börsen-,  Effekteu-,  Kauf-  imd  Ver- 
kau&teuera  beim  Verkehr  mit  Mo- 
bilien. 

2.  Besteuerung  des  passiven  Ver- 
kehrs: 

a)  die  Erbschaftssteuern  im  Hinblick  auf 
den  periodischen  Wertzuwadis, 

b)  die  Sehen kungssteuem  beim  uuperio- 
diachen  Wertzuwachs, 

c)  die  Gewinn-  und  Konjunkturbesteue- 
ning  für  den  gesellschaftlichen  Wert- 
zuwachs. 

3.  Besteuerung  des  Wertver- 
kehrs als  präsumtiver,  durch- 
schnittlicher Triebkraft  beim  Pro- 
zesse der  EinkommensbilduDg  mit  teils  ak- 
tiver, teils  passiver  BethRtigung  des  Ver- 
kehrs: 

a)  Wecheelstempel, 

b)  Schuldscheiustemi)ei, 

c)  Quittungsstempel, 

d)  Rechnungs-,  Kontokorrent-  u.  s.  w. 
Stempel, 

e)  die  Transportsteuem,  welche  Ver- 
kehrssteuern sind. 

Schliesslich  sei  noch  bemerkt,  dass  hSufig 
in  der  gleichen  Steuer  eine  Mehrzahl  von 
Steuerzweeken  verwirklicht  wird  und  daher 
die  einzige  Abgabe  aus  einer  Reilie  von 
verschiedenen  Steuerbestaudteilen  zusammen- 
gesetzt ist,  mit  den  Verkehrasteuern  Ver- 
mögens-, Verbrauchs-,  Luxnas-  und  sonstige 
Steuerelemente  konkurneren.  Die  einzelnen 
Teile  sind  hier  hftufig  überhaupt  nicht  aus- 
zuscheiden. 

Die  Systematik  der  Steuergesetzgebung 
und  Steuerpraxis  ist  nirgends  zu  einer  Ver- 
selbständigung der  Verkehrssteuem  und 
ihrer  I»slOsung  von  den  übrigen  Steuer- 
gruppen   voi^edninsen.     Meistens   werden 
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VerkoppeliiDK 

.  Zusammenlegung  der 

Grundstücke. 


Vermögen 

3.  Verteilung  unten  S.  464 ff. 


VermOgeasstener. 

(Ergän  zu  ngsste  uer.) 

I.  Allgemeines.  1.  Das  YermSgen  als 
Qegenstand  der  Besteuerung.  Die  V.  als 
Kapital  Steuer.  3,  Die  formelle  oder  nomi- 
nelle Y,  als  Ersatz  der  ErwerbsbeBt^aenug. 
3.  Die  formelle  oder  nominelle  V.  als  Ergftn- 
zangsatener.  4.  Die  reelle  oder  materielle  V. 
b.  Die  geschichtliche  Entwickelung  der  Y.  II. 
Gesetzgebung.  1.  Die  Ergfiiizangsst«aer 
in  PreoBsen.  2.  Die  Y.  in  Hessen.  3.  Die 
braunschwdgische  Ergänz nngsatener.  4.  Die  Y. 
in  den  Niederlanden,  ö.  Die  V.  in  den  Schweizer 
Kantonen.  6.  Die  Y.  in  den  Einzelstaaten 
der  Qordamerikanischen  Union. 

I.  Allgemeines. 
1.  Das  Vermögen  als  Gegenstand 
der  Besteuemng.  Die  V.  als  Kapital- 
Steuer.  Das  Vermfigen  ist  eine  Summe 
wirtschaftlicher  Güter  in  der  Verfügungs- 
gewalt des  leitenden  Rechtesubjekts  als 
realer  Fonds  für  die  Befriedigung  der  Be- 
dürfnisse. Alle  Steuern  können  nur  aus 
dem  Vermögen  in  diesem  Sinne  entrichtet 
werden.  Nach  seiner  Bestimmung  oder 
Verwendung  kann  das  Verm^en  entweder 
Gebrauchsverraögen  oder  Produlrtivvermteen 
sein.  Wenn  wir  aber  im  steuerteclmis(£en 
Sinne  an  eine  ■Vermögenssteuer*  denken, 
so  haben  wir  zunächst  das  Vermögen  in 
der  engeren  Anwendung  als  Produktivver- 
mögeu  oder  Kapital  im  Auge.  Denn  das 
Vermögen  in  jener  weiteren  Umgrenzung 
bildet  die  Quelle  für  die  Erhebung  jeder 
Steuer  überhaupt  SteuerpolitiBch  nimmt 
dasjenige  Vermögen,  welches  nicht  der 
Produtrtion  dient,  nach  seiner  Geartung 
dereelben  aber  dienen  könnte,  eine  ähnliche 
Stellung  ein  wie  das  Produktiwermögen. 
Für  das  Problem  der  Vermögenssteuer 
kommen  daher  zwei  Kategorieen  des  Ver- 
mögens in  Betracht:    das  eigentliche  Pro- 
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duttiwermög^en  oder  Kapital  und  das  nutz- 
bare, aber  zur  Zeit  wirtsehaftlich  ungenutzte 
VennOeen,  z.  B.  der  Luxusbeaitz,  Parkaa- 
lageo,  oracli  daliegendes  Geld  u,  dergl.  m. 
Beide  zusammen  woUen  wir  Stammver- 
mOgen  nennen. 

Das  SlammyernLÖgen  kommt  fflr  die  Be- 
steuerung iu  einer  zweifachen  Funktion  in 
Betracht  Die  Steuer  kann  nämlich  an- 
knüpfen an  den  VermOgensbesitz  (bezw. 
an  den  YermOgensertrag)  und  an  die 
Vermi^ns  über  tragung.  Die  Verwen- 
dung der  Verra^nsübertr^ung  als  Steuer- 
gnind  fällt  mit  den  Verkehrssteuern  zu- 
sammen (vgl.  d.  vorhergehenden  Art  Ver- 
kehrsstenern  oben  S,  423ff.}. 

Die  Vermögenssteuer  als  Vermögens- 
beeitzsteuer  will  den  Bestand  des  Stamm- 
vermOgens  als  Steuerobjekt  zur  Leistung 
heranziehen.  Sie  ist  entweder  als  Bositz- 
steuer  auf  die  reelle  Absorbiening  von 
Vermögensteilen,  auf  die  partielle  Eapitai- 
auf zehrung  gerichtet  (reelle  oder  ma- 
terielle  Vermögenssteuer)  oder  sie 
sucht  durch  den  Umweg  Aber  die  That^ 
sachedee  VermögensbeBitzesden  Yermö^ns- 
ertrag  sumtnatisch  zu  treffen  oder  die  in 
dem  Vermögensbesitz  dargestellte  höhere 
Leistungsßlhigkeit  des  fundierten  Einkom- 
mens schärfer  zur  Steuer  heranzuziehen 
als  den  Ertrag  der  an  die  WechselfaUe  des 
Lebens  gebundenen  persönlichen  Arbeit 
(nominelle  oder  formelle  Vermö- 
genssteuer). 

2.  Die  formelle  oder  nominelle  V.  als 
Ersatz  der  Erwerbsbeatenernng.  Die 
Anknüpfung  an  die  Thatsache  des  Ver- 
mi^nsbesitzes  zur  mittelbaren  Feststellung 
von  Ertragsgrössen  tritt  in  Erschei- 
nung als  formelle  oder  no- 
minelle Vermögenssteuer.  Das 
Vermö^  ist  hier  em  steuertechnisches 
Hilfsmittel  zur  Lösung  des  Problems  der 
Erwerbsbesteuerung  mittelst  dea  Röck- 
schluBses  vom  Besitz  auf  den  Erwerb,  die 
Erwerbs-  und  Steuerfähigkeit.  Das  Ziel 
des  Verfahrens  bleibt  aber,  durch  ein  inter- 
mediäres Element  den  Vermögensertrag 
zu  finden  und  damit  eine  Besteuerung  der 
Leistungsffihigkeit  des  einzelwirtschaftlichen 
Rechtssubjekts  zu  erreichen.  Sie  erscheint 
dabei  in  zwei  Formen  als  Eisatz  der  Er- 
werbsbesteuerung und  als  Ergfcizung  der 
Erwerbsbesteueru  ng. 

Als  Ersatz  der  Erwerbsbesteu- 
ening  sucht  sie  bei  dem  Mangel  brauch- 
barer Anhaltspunkte  in  einfachen  Wirt- 
schaftsverhältnissen  aus  den  formalen  Er- 
tragswerten auf  den  Ertrag  zu  schliessen. 
Man  greift  eben,  bei  der  Schwierigkeit, 
den  Ertrag  selbst  zu  ermitteln,  lieber  zur 
Hers  te  Ihm  g  eines  summarischen  Wert- 
katasters als  zur  HerstelluDg  eines  Reiner- 


tragskatasters.     Allein    andererseits   liegen 

Setade  in  dieser  rohen  Methode  die  Grenzen 
er  steuerpolitischen  Anwendbarkeit  gege- 
ben. Denn  es  ist  ungem.ein  schwierig,  in 
vielen  füllen  meist  überhaupt  unmO^ch, 
das  Vermögen  nach  der  Ertragsfähigkeit 
und  dem  Ertragswerte  zu  veranschlagen. 
Immerhin  wird  man  doch  mehr  oder  we- 
niger auf  den  Verkehrswert,  der  nicht  die 
wirklichen  Ertrags  Verhältnisse  ausdruckt, 
zurückgreifen  müssen.  Vor  allem  aber 
kommt  in  diesem  nicht  der  peraönliche 
EinfluBS  des  wirtschaftenden  Rechtssubjekts 
zur  Erscheinung  und  entbehrt  folglich  die 
Steueranlage  der  Würdigung  gerade  des- 
jenigen Faktors,  welcher  für  die  Ertrags- 
und Einkommensbildung  wesenthch  ent- 
scheidend ist.  Auch  eine  einigermassen 
gerechte  Abstufung  der  Steuersätze  für  das 
werbende  und  ruhende  Vermögen  ist  kaum 
je  befriedigend  zu  lösen.  Die  einzelnen 
Vermögensobjekte  und  Erwerbseinrichtungen 
sind  ungemein  schwer  festzustellen  und 
richtig  zu  bewerten.  Endlich  ist  das  ganze 
Gebiet  der  persönlichen  Arbeit  in  die  Ver- 
mögenssteuer überhaupt  nicht  einzugliedern, 
während  bei  fortschreitender  Entwickelung 
imd  bei  der  immer  zunehmenden  Bedeutung 
der  Dienste  und  Leistun^n  im  Wirtschafts- 
imd  Erwerbsleben  die  einfacheren  Steuer- 
formen der  Kopf-  und  Personalabgaben  den 
persönlichen  Erwerb  auch  nicht  annähernd 
hinreichend  besteuern. 

Die  Veranlagung  der  Vermögenswerte 
geschieht  regelmassig  durch  Selt^tangaben 
der  Steuerpffichtigen  ( t Eidsteuern  •),  seltener 
durch  Einschätzungskommissioneu.  In  einer 
entwickelten  Volks  Wirtschaft  mit  stark 
differenziertem  Volksvermögen  und  Volks- 
einkommen, sowie  mit  der  zunehmenden 
Ausbildung   der  Technik   wird   selbst    der 

gwisseohafte  Steuerzahler  nur  schwer  die 
dingungen  der  Selbstangabe  erfiülen 
können,  wenn  sie  ein  annähernd  richtiges 
Bild  seiner  Leistungsfähigkeit  geben 
soll.  Daher  kann  die  formelle  Vermögens- 
steuer als  Ersatz  der  Erwerbsbesteuerung 
nur  in  einfachen  WirtBchaftszuständen  und 
auf  örtlich  engbegrenztem  Räume  genügend 
wirken.  In  grossen  Volks  Wirtschaftsge- 
bieten mit  tausendfältigen  Gliederungen 
und  Abstufiingen  des  Erwerbslebens  sind 
aber  auf  die  wirkliche  Ermittelung  und 
Darstellung  des  Ertrags  und  Einkommens 
hinzielende  Steuerformen  notwendig.  Das 
Eindringen  des  Ertn^s-  und  Einkommen- 
steuerprincipes  in  die  Vermögenssteuer  und 
die  Zersetzung  derselben  durch  jene  sind 
denn  auch  die  typischen  Merkmate  der 
Steuerentwickelung  in  denjenigen  Staaten 
(Schweiz,  Nordamerika),  in  welchen  auch 
heute  noch  die  Vermögenssteuer  einen  Grund- 
pfeiler der  Biwerbsbesteuerung  bildet 
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3.  Die  formelle  oder  nominelle  V. 
als  Enränznng^atener.  Die  formelle  oder 
nominefle  Verm(%ensbesitzsteuer  als  Er- 
ganziingasteuer  dient  im  Principe  der 
formalen  Doppelbesteuening  den  aus  Er- 
trags- und  Einlcommec steuern  zusammen- 
gesetzten SteaersTBtemen  zur  stärkeren  Be- 
lastmig  der  höheren  wirtachaftlichen  Leis- 
tuDgsfftbigkeit.  Sie  wendet  sich  an  dns 
fundierte  Einkommen,  dessen  Quelle 
der  Vermögen  sbesitz  ist  Das  Arbeitsein- 
kommen ,  das  unfundierte  Einkommen, 
welches  nnsiclierer  und  unbeständiger  ist 
und  dessen  Bezug  von  der  Arbeitskraft, 
Oesmidheit  und  Fortdauer  der  Persön- 
lichkeit abhängig  ist,  wird  dadurch  mehr 
geschont. 

In  der  Einkommenbesteuenm^  kommt 
nämlich  derjenige  Faktor,  welcher  gerade 
die  Fortdauer,  Sicherheit  und  Beständigkeit 
des  Enkommens  begründet,  nicht  ent- 
sprechend zum  Ausdnick.  Die  Einkommen- 
steuer wendet  sich  an  eine  bereits  abge- 
schlossene Erscheinung  im  Wirtschaftslebeu, 
sie  trifft  eine  subjektive  Grösse  (Qualität). 
die  sich  bereits  aus  ihrem  objekuven  Be- 
stände (Quantität)  zu  einem  Reinertrage 
herausgeschält  hat,  der  dem  Wirte  unmittel- 
bar und  ganz  zum  tieuTisse  (Verbrauche) 
dient.  Alle  Gestehungskosten,  die  im  Boh- 
ertrage  noch  enthalten  sind,  sind  bereits 
Te^scnw^lllden.  Nun  aber  ist  die  Abstufung 
der  Wirksamkeit  der  einzelnen  einfcommen- 
bildenden  Faktoren  eine  verschiedene.  Die- 
selben sind  auch  in  verschiedeuem  Grade 
slenertähig.  Je  nach  der  Art  der  Anlage 
wird  der  eine  Vermi^nsteil  mehr  und  der 
andere  weniger  teilnehmen,  und  bei  gleichem 
Vermögen  wird  die  Höhe  des  Einkommens 
nicht  selten  im  umgekehrten  Verhältnisse 
zur  Sicherheit  stehen.  Darum  bietet  der 
Kapitalwert  des  Vermögens  zur  stär- 
keren Belastung  des  fundierten  Einkommens 
einen  viel  richtigeren  Massstab  als  andere 
Formen,  welche  das  Miasliche  haben.  Ein- 
kommensteile gemischten  Ursprunges  nach 
einem  einheitlichen  Massstabe  zu  beurteilen. 
Der  Kapital  wert  aber,  wenn  er  zugleich 
den  Tauschwert  darstellt,  begründet  die 
Voraussetzung,  dass  gleichen  Werten  die 
gleiche  Leistungsfähigkeit  entspricht  Die 
Höhe  der  Belastung  ist  hier  unabhängig 
Ton  der  jeweiligen  Art  der  VennögensMi- 
lage  und  jede  Deberbflrdung  und  Bevor- 
zugung einer  bestimmten  Besitzform  ist 
ausgeschlossen. 

Ferner  aber,  wenn  sich  der  (objektive) 
Ertrag  zum  (subjektiven)  Einkommen  ge- 
staltet, 80  werden  die  Einkommensbezüge 
vielfach  in  dem  Zusammenwirken  von 
Kapital  und  Arbeit  ihre  Wurzel  haben. 
Bei  diesen  Gruppen  aber  ist  die  Durch- 
führung  der   st^keren    Belastung  des   un- 


fundiorten  Einkommens  bei  den  objektiven 
Realsteuem  durch  deren  Stabilität  erschwert 
und  bei  der  Einkommensteuer  selbst  durch 
eine  entsprechende  Form  aus  Steuertech- 
ntschen  Gründen  kaum  möglich.  Hier  kann 
die  Vermögenssteuer  viel  besser  den  auf 
die  Mitwirkung  des  Kapitals  bei  der  Pro- 
duktion zurÜckzufDhreDden  Bestandteil  des 
Einkommens  in  Betracht  ziehen.  Auch 
scheint  die  Vermögenssteuer  geeignet,  die 
Lückenhaftigkeit  der  Ertrags-  und 
Einkommeuateuern  zu  ergänzen,  welche  bei 
der  Vielgestaltigkeit  der  modernen  Beeitz- 
und  ErwerbsverhäJtnisae  immeriiin  gewisse 
Teile  der  leistungsfähigen  Ertragsgrössen 
ganz  oder  teilweise  unbei-üeksichtigt  lassen 
wird. 

Endlich  können  im  Rahmen  einer 
Vermögenssteuer  jene  oft  sehr  wert- 
vollen Teile  des  Vermögens,  welche, 
ohne  einen  wirtschaftlichen  Ertrag  zu  lie- 
fern, dem  persönlichen  Genüsse  des  Eigen- 
tümers dienen  und  gerade  infolge  dieser 
Verwendung  in  der  Regel  ein  sicheres 
Merkmal  der  gesteigerten  Steuerkraft  dar- 
stellen (ParkanlageQ,  Gallerieen,  Sammlungen, 
Bibliotheken),  am  leichtesten  eine  nur  der 
Billigkeit  angemessene  Heranziehung  zu  den 
Staatslasten  erfahren.  Dazu  kommen  aber 
noch  steuertechnische  Vorzüge.  Die  Ver- 
anlagungsarbeiten  für  eine  konkurrierende 
Vermögenssteuer  bieten  dem  Staate  einen 
festen  Anhaltspunkt,  wenn  in  ausserordent- 
lichen Bedrängnissen  zu  einer  reellen  Ver- 
mögenssteuer übergegangen  werden  soll. 
Allerdings  ist  auch  hiermit  die  Gefahr  ver- 
bunden, dass  in  Kriegszeitec,  wenn  der 
Feind  im  Lande  ist,  die  Beiti-eibung  von 
Kriegskontributionen  auf  Orund  dieses  Ma- 
terials erleichtert  wird.  Auch  der  Abzug 
der  Schulden  und  Schuldzinsen  wird  ver- 
einfacht. Während  bei  den  Ertt^s-  und 
Einkommen  Steuersystemen  es  häufig  zweifel- 
haft sein  kann,  ob  die  abzugsberechtigten 
Passivzinsen  das  fundierte  und  unfimdierte 
Einkommen  belasten,  kann  die  Vermögens- 
steuer den  Kettobestand  des  Vermi^ns 
nach  Abzug  der  Schulden  zum  Ausgangs- 
punkte der  Besteuerung  nehmen,  ohne  auf 
den  Ursprung  der  Schulden  zurückzugreifen. 
Dies  letztere  wird  nur  der  Fall  sein 
mtlssen^  wenn  nicht  das  Oesamtvermt^n 
des  Pflichtigen,  sondern  nur  Teile  desselben 
der  Steuer  unterliegen  und  es  sich  darum 
handelt,  zu  ermitteln,  ob  die  Schulden  auf 
den  steuerpflichtigen  oder  steuerfreien  Ver- 
mögensteilen ruhen. 

Die  Vermögenssteuer,  insofern  sie  an 
den  Vermögeusübergang  anknüpft,  ist  zu 
einem  wichtigen  Gliede  der  Verkehrshe- 
steuerung  geworden  (s.  d.  Art.  A'er- 
kehrssteuern,  oben  a.  a.  0.). 

Von  den  Formen  der   nominellen  Ver- 
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mögeuseteuer  hat  Bich  die  VermOgenBer- 
tragssteuer  bei  dem  feinen  Geilder  unserer 
Erwerbssteuersysteme  im  ^nzen  überlebt, 
da  sie  ausser  Btaode  ist,  sich  dea  moder- 
nen Steuerbedürfcissen  anzupasBen.  Nur 
(lie  Vermögen  abesitzBteuer  ist  von  eigent- 
lich aktueller  Bedeutung,  und  selbst  ihr  ißt 
nur  ein  verhältnismässig  beschrankter  Wir- 
kiiDgskreis  bei  der  Erwerbsbesteueruag  be- 
sehieden.     Im  allgemeinen  liegt  der  Schwer- 

Sunkt  der  Vermögenssteuer  überhaupt  in 
er  Vergangenlieit,  in  der  Gegenwart  ver- 
mag die  Vermögenssteuer  nur  eine  er- 
gänzende Funktion  zu  erfüllen. 

4.  Die  reelle  oder  miaterieUe  V.  Die 
reelle  oder  materielle  Vermögens- 
steuer ist  eine  wirkliche  Besitzsteuer. 
Für  sie  ist  das  Vermögen,  der  Vermögens- 
stock  selbst  die  Steueruuelle.  Ihr  Be- 
streben ist  nicht  die  Aufsuchung  von  ein- 
kommenbildendea  Elementen  durch  deu 
Umweg  des  VermBgensbesitzes, 
sondern  die  Inanspruchnahme  von 
Vermögensquoten,  die  Wegnahme  von 
Vermögensteilen  zur  Erfüllung  von  Zwecken 
des  Gemeinschaftslebens.  Sie  ist  an  sich 
nicht  unbedingt  zu  verwerfen,  sondern  kann, 
auch  heute  noch,  ein  ausserordentliches 
Hilfsmittel  sein,  in  Zeiten  tiefgehender  poli- 
tischer und  soMaler  Bedrängnisse  rasch  be- 
deutende Finanzmittel  zu  erschliessen.  Die 
Minderung  der  Verm^nsbestände  kann 
aber  wiederum  in  zwei  fflchtungen  ereti-eckt 
werden. 

1.  Die  einzelwirtschaftlich-re- 
elle Vermögenssteuer.  Zunächst 
kann  eine  Schmälemng  des  Vermögensbe- 
standes der  Einzelwirtschaften  eintreten,  es 
können  Teile  dea  Piivatvermögens  der  Ein- 
zelnen angesprochen  werden.  Die  Privat- 
wirtschaffen liefern  also  Teile  ihres  Be- 
sitzes an  den  Staat  oder  die  Gemeinden 
ab.  Sie  erfahren  individuell  eine  Kürzung, 
während  der  volkswirtschaftliche  Besitz- 
stand, das  Volksvermögen  unberührt  bleibt 
und  nur  mittelbar  eine  anderweite  Vei-tei- 
Inng  des  nationalen  Eigentums  im  In- 
teresse der  Gesamtheit  erfolgt.  Der  Ein- 
wand, da«s  für  ieie  Besteuerung  die  Un- 
verletzlichkeit der  Erwerbsmittel  unum- 
stösslicher  Gnmdsatz  sein  müsse  und  für 
dieselbe  nur  die  Früchte  des  Vermögens, 
niemals  aber  dessen  Grundstock  in  Beti^ht 
kommen  dürfen,  ist  nicht  ohne  weiteres 
allgemein  stichhaltig.  Denn  durch  ihre 
soziale  Bedin^eit  ist  die  Privatwirtschaft 
verpfhchtet,  »n  ausscrordonüichen  Notstän- 
den nach  Kräften  au  der  Erhaltung  der 
Gemeinschaft  mitzuwii'ken.  Diese  ihi'erseita 
darf  und  kann  nie  soweit  gehen,  dass  sie 
durch  Zerstörung  der  einzelwirtschaftlichen 
Gliederungen  in  der  Gesellschaft  die  Lebens- 
fähigkeit   des    Ganzen   gefährdet,   da   keine 


Gemein  Wirtschaft  ohne  iatermedi&re,  indivi- 
duell-privatwirtschaftliche  Existenzen  dau- 
ernd die  Lebenafähigkeit  der  Gesamtheit 
gewährleisten  kann. 

2.  Die  volkswirtschaftlich-re- 
elle Vermögenssteuer.  Die  reelle 
Vermögenssteuer  kann  aber  nötigenfalls 
noch  weiter  gehen  und  selbst  zu  einer  Be- 
schneidung des  Volks  Vermögens  schreiten, 
Teile  des  Volks  Vermögens  als  Steuer  ein- 
ziehen, den  nationalen  Besitzstand  angreifen. 
Eine  solche  Minderung  des  nationalen  Be- 
sitzstandes lässt  sich  gleichfalls  in  Fällen 
der  äuseeraten  Not  reditfertigen.  Denn  in 
Eriegszeiten  imd  bei  politisdien  Katastro- 
^en  kann  eben  der  Staat  nur  vor  die 
Wahl  gestellt  sein,  entweder  auf  seine 
selbBtändige,  nationale  Existenz  zu  verzich- 
ten oder  durch  einen,  wenu  auch  harten 
und  schmerzvollen,  operativen  Eingriff  in 
die  nationalen  Erwerbsmittel,  durch  die 
Amputation  eines  Gliedes  den  übrigen  Köi^ 
per  am  Leben  zu  erhalten.  Es  wäre  ein 
Zeichen  bedenklicher  volkswirtschaftlicher 
Weisheil,  wenn  man  hier  den  Grundsatz 
der  Unantastbarkeit  des  Volksvennögens 
in  Sleuersachen  soweit  zuspitzen  würde, 
dass  dabei  die  Selbständigkeit  der  Nation 
vernichtet  wird. 

Für  die  reellen  Vermögenssteuern  lassen 
sich  keine  allgemein  giltigen  Gesetze  auf- 
stellen. Es  kann  sich  nicht  darum  liandeln, 
ob  sie  überhaupt  zulässig  sind,  sondern 
nur  darum,  wann  und  inwieweit  sie  ein- 
treten sollen.  Das  Schwergewicht  liegt  in 
der  praktischen  DiirchfÜhrung,  in  der  Art 
der  Veranlagung  und  in  der  Höhe  der 
Steuersätze. 

5.  Die  geschichtliche  Entwickelnng 
der  V.  Schon  im  Altertum  bediente  man 
sich  vielfach  der  Vermögenssteuer  als 
ausserordentlicher  Steuer  in  Kriegs-  und 
Notzeiten.  Indengriechischen  Stadt- 
staaten finden  wir  insbesondere  seit  dem 
peloponnesisdien  Kriege  solche  Auflagen, 
welche  in  den  Zeiten  des  Niedei^angs  der 
hellenischen  Gemeinwesen  immer  öfter  vor- 
kommen, Bo  dass  sie  sich  schHeasHch  nicht  \'iel 
von  ständigen  Steuerleistungen  unteiBchieden. 
Ebenso  war  diu  wichtigste  unter  den  Litur- 
gieen,  die  Trierarchie,  d.  h.  die  Ausrüstung 
und  Bemannung  von  Kriegsschiffen,  wenigs- 
tens in  Athen  nach  ihrer  ökonomischen 
Wirkung  eine  Art  progresBiver  Vermögens- 
steuer. Das  Bür^rtribut  in  Rom  war 
gleichfalls  eine  ausserordentliche  Vermögens- 
und  Kriegssteuer,  welche  zuerst  406  v.  Chr. 
eingezogen  wurde,  als  der  Staat  definitiv 
die  Zahlung  des  Truppensoldes  fibernahm. 
Nach  glücklicher  Beendigung  des  Krieges 
wurde  das  Tributum  den  Steuerpflichtigen 
zui-ückerstattet ,  wodurch  dasselbe  eine 
Mittelstellung  zwischen  Zwangsanleihe  und 
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Vennögenesteuer  einnahm.  Nachdem  von 
167  V.  Chr.  bis  zu  Cäsara  Tode  das  Tributum 
Tersdnrindet,  findet  es  sich  wieder  in  der 
Kaiserzeit  und  zwar  ^ileichfalls  als  ausser- 
ordentliche Auflage  in  Kriegszoiten.  Seit 
dem  3.  Jahrh.  n.  Chr.  tritt  das  Provinzial- 
tribut  hinzu,  ursprünghch  eine  Not-  und 
Kriegssteuer,  die  sich  aber  immer  mehr  zu 
einer  direkten,  aus  Vermflgena-  und  Ein- 
kommeü Steuer  zusammengesetzten  urdent- 
lichen  Besteuerung  ausbildete  und  eine 
WeibeüdeEiDrichtUDg  des  kaiserlichen  Finanz- 
weBena  war. 

Die  italienischen  Städterepu- 
büken  des  Mittelalters,  Genua,  Vene- 
dig, Mailand  und  Florenz  haben  seit  dem 
14.  Jahrhundert  das  Prindp  der  Vermt^ns- 
steuer  angenommen.  Der  Ertrag  der  Ver- 
mögenssteuer diente  zuerst  als  Deckungs- 
mittel för  ausserordenthche  Bedürfnisse, 
bis  dieselbe  schliesslich  zu  einer  r^el- 
mUssigen  Abgabe  wurde.  Auch  waren 
diese  Verm^enssteuem  keine  reinen  Ver- 
mögenssteuern, sondern  vielfach  mit  anderen 
Stauerelementen  durchsetzt  In  Genua  fin- 
den »nr  vom  14.  bis  16.  Jahrhundert  die 
Coletla,  eine  ausserordentliche,  insbesondere 
während  der  Seekriege  erhobene  Steuer, 
welche  aber  teilweise  auch  andere  Steuern 
umfaaste,  in  Venedig  im  15.  Jahrhundert 
eine  ähnliche  Abgabe,  die  Decima,  und  in 
Mailand  tritt  schon  seit  dem  13.  Jahrhundert 
die  Stima  e  Catastro  dei  Beni  auf,  deren 
Höhe  regelmässig  von  je  100  Pfund  10  Soldi 
imd  5  Pfennige  betrug.  In  der  Folgezeit 
wurden  hftufig  Steuereriiöhungen  vorgenom- 
men, wodurch  die  Auflage  sehr  drückend 
wurde.  Florenz  endlich  hat  eine  reichere 
Entwjckelung  der  Termögenas teuer  aufzu- 
weisen. Das  Estimo  vom  13.  bis  15.  Jahr- 
hundert scheint  auf  den  Ueberresten  des 
altrCmischen  Tributums  aufgebaut  zu  sein 
und  belastete  das  unbewegliche  und  beweg- 
liche Term^en  nach  einem  festen  "Wert- 
anschlage,  welcher  dann  auf  einen  Bruch- 
teil nach  dem  Steuerfuss  von  2 :  240  redu- 
ziert wurde  und  die  Lira  oder  den  EstimC 
als  Steuereinheit  e^b.  Je  nach  dem  Masse 
der  öffentlichen  Ftnanzbedarfnisse  wurde 
dann  ein  Einfaches  oder  ein  Vielfaches 
dieses  Simplums  erhoben.  Die  Grundlagen 
des  Estimo  wurden  häufig  geändert.  Eine 
zweite  Form  der  Vermögenssteuer,  der  Ca- 
tasto  erscheint  im  mediceischen  Zeitalter. 
Zu  dessen  Veranlagung  wurde  der  Roher- 
trag der  Einkünfte  nach  streng  kontroUier- 
ten  Seibetangaben  der  Steuerpmchtigen  als 
Vermf^nsbestand  kapitahsiert  und  hierauf 
der  Steuersatz  von  7  "/o  vom  beweglichen 
und  von  b°li)  vom  unbewegUchen  Vermögen 
angewendet  Nach  der  Beseitigung  des 
Calasto  durch  den  Widerstand  der  floren- 
tinischen  Grossen  stellte  ihn  1458  Eosmus 


von  Medici  wieder  her.  Er  wurde  alsdann 
bis  1470  noch  erhoben.  In  den  letzten 
Zeiten  Beines  Bestandes  war  er  aber  keine 
Vermögenssteuer  mehr,  sondern  eine  Art 
Vermögenskonskription  und  diente  als  solche 
der  Veranlagung  anderer  Abgaben  und  neu 
eingeführter  Steuern,  wie  der  Zwölftel  und 
Zwanzigstel  imd  der  Progressivsteuer  {Duo- 
dedmo   Ventina,  Imposta  pn^ressiva}, 

Wänrend  im  alten  Deutschen  Reiche  bei 
dem  Mangel  einer  eigentlichen  Reichssteuer- 
verfaasung  keine  VermÖgenseteuerPlatz  finden 
konnte,  haben  die  deutsehen  BeichsstAdte 
und  Territorien  sich  mehrfach  dieses  Prin- 
cipes  in  verschiedenen  Anwendungen  be- 
dient Zunächst  haben  die  deutschen 
Reichsstädte  mit  ihrem  frahzeitig  ent- 
wickelten Geld-  und  Finanzhaushalte  Ver^ 
mCgenssteuem  eingeführt  ursprünglich 
waren  sie  dabei  von  der  Erfassung  einzelner 
Vermögenabesland  teile  ausgegangen,  weldie 
steuertechnisch  am  besten  zu  veranlagen 
waren,  und  dann  allmählich  zu  allgemeinen 
Vermögen  ssteuem  fortgeschritten.  Doch 
bestanden  hier  vielfache  persönliche  und 
sachhche  Steuerfreiheiten.  Diese  Vermögens- 
steuern, Schoss,  Schätzung,  Losung  genannt, 
wurden  auf  Grund  eidlich  bekräftigter 
Selbstangaben  der  Bürger  (daher  »Eid- 
steuerne)  veranlagt  waren  zunächst  ausser- 
ordentliche Auflagen  fflr  meist  im  voraus 
bestimmte  Zwecke  und  wurden  erst  nach 
und  nach  zu  regelmassig  sich  wiederholen- 
den Jahressteuern  ausgebüdet  Die  Steuer- 
sätze waren  für  die  verschiedenen  Arten 
des  Vermögens  und  der  einzelnen  Ver- 
mBgenabestandteile  meist  verschieden  ab- 
gestuft, wobei  das  Grundeigentum  niedriger, 
die  bewegliche  Habe  meist  höher  belastet 
wurde. 

Die  deutschen  Territorien  haben 
sich,  namenthch  seit  dem  Ausgang  des 
Mittelalters,  der  Vermögenssteuern  bedient, 
welche  hier  sehr  abweichende,  regelmässig 
historisch  b^rQndete  Bezeichnungen  führen. 
Die  altere  I^ndbede  des  13.  Jahrhunderts 
(precaria  exactoria,  Landschoss,  Grossen- 
schos.'«)  war  in  der  Mark  Brandenburg 
ids  allgemeine  Vermögenssteuer  aller  Volts- 
klassen gedacht,  sie  traf  sowohl  den  be- 
weglichen als  auch  den  unbew^lichen  Be- 
sitz. Die  Bauern  waren  mit  ihrer  gesamten 
Habe  steuerpflichtig,  Rittor,  Knappen  und 
die  Pfarrgeistlichkeit  hatte  eine  Anzahl 
Hufen  frei.  Die  Bede  war  in  barem  Gelde 
zu  entrichten,  doch  kommen  bei  kleinen 
Leuten  oder  auf  dem  platten  Lande  auch 
Naturalreichnisse  vor.  Die  Städte  wurden 
anfönglich  nach  dem  Hiifenzina  der  städti- 
schen Feldmark  (Orbede)  oder  nach  dem 
Ruten  zins  (Länge  der  Strassenfront)  oder 
nach  anderen  Merkmalen  besteuert^  Später 
entrichteten    sie   auch  häufig   Abfindung»- 
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summeD.  Die  Zuweisung  der  Anteile  und 
Steuerqnoten  war  sehr  mangelhaft.  Im 
16.  Jahrhundert  beginnt  der  DitferenzierungB' 
OTozess,  durch  welchen  die  einheltliäie 
Vermögen ssteuer  in  eine  Mehrzahl  von 
aelnen  Objektstenern  aufgelöst  wird. 
Oesterreich  bildet  die  Vermögen esteuer 
das  Eauptglied  der  Erwerbebesteuerung  im 
16.  Jahrhundert.  Sie  traf  die  drei  Stände 
der  Geistlichkeit,  der  freien  Besitzer  und 
der  Lehensleute  an  ihrem  beweglichen  und 
unbeweglichen  Vermögen.  Der  Steuersatz 
war  in  der  Regel  */b"/o  und  wurde  nach 
SchätzungsanschSkgen  auf  Grund  von  Selbste 
angaben  angelegt  Ende  des  16.  Jahrhun- 
derts setzt  auch  hier  der  AuflöBungsprozeBS 
in  Objektsteuern  ein.  Im  18.  und  19.  Jahr- 
hundert greift  man  mehrfach  auf  das  Pria- 
dp  der  vennögenaateuer  zurück,  welche 
jetzt  mehr  eine  nominelle  ist,  Aber  den 
Dmweg  der  Veranlagung  nach  dem  Ver- 
mögen den  Vermögensertrag  treffen  will 
und  sich  indiTidualisierend  an  die  Leistungs- 
fähigkeit anzuBchüessen  sucht  Steuer- 
pflichtig waren  alle  Landesbewohner  und 
juristischen  Personen;  nur  der  arme  Bauers- 
mann und  Personen  mit  weniger  als  5  fl. 
Termi^n  waren  steuerfrei.  Die  Steuer- 
veranlagung grflndete  sich  auf  Faseionen, 
welche  über  das  bewegliche  und  unbeweg- 
liche Vermögen  zu  eratellen  waren.  Bödi 
waren  die  in  inländischen  Staatspapiei'en 
angelegten  Kapitahea  sowie  Bai^la  für  den 
vierteljährigen  Hausbedarf  und  Wirtschafts- 
vonflte  für  ein  Jahr  steuerfrei.  Die  Steuer 
wurde  mit  mehrfachen  Abweichungen  neun- 
mal erhoben:  1704,  1705,  1706,  1713, 1734, 
1737,  1747,  1806  und  1807.  Eine  Ver- 
mögenssteuer vom  Jahre  1810  traf  dag  be- 
weghehe  und  unbewegliche  Stammvermögen 
nach  Abzug  der  Schulden  und  Lasten  mit 
10  »/o. 

Die  übrigen  grösseren  und  kloiiiorcn 
deutschen  Territorien  kannten  gleichfalls 
seit  dem  14.  Jahrhundert  das  Princip  der 
Vermögenssteuer.  So  waren  in  Bayern 
der  »zwanzigste  Pfennig«,  die  Stand-  und 
Landeteuem  ganz  oder  teilweise  Vermögens- 
Bteuern.  In  Württemberg  trugen  die 
SdiatzuDgen  den  Charakter  ausserordent- 
licher Vermögenssteuern,  während  die  Land- 
bede und  der  Landschaden  daneben  auch 
grsonalsteu  erartige  Elemente  enthielten, 
gleicher  Weise  fanden  in  Sachsen  seit 
14ü4uod  in  Hessen  seit  1576  Vermögens- 
steuern Eingang. 

In  der  normannischen  Zeit  gelang  es 
auch  in  England  dem  Königtum,  allge- 
meine direkte  Vermögenssteuern  einzubilr- 
gem,  welche  zuerst  den  Grundbesitz  trafen 
und  später  auch  auf  das  bewegliche  Ver- 
mögen ausgedehnt  wurden.  AucJi  die  spä- 
teren Monatsanlagen   (Monthly  Assessment) 


in  der  reichsstSndischen  Epocbe  waren  wirk- 
same Formen  der  YermögenfibeBteuorung, 
mit  denen  sich  einkommon  steuerartige  E»- 
mente  mischten.  Gleicher  Art  waren  die 
Auflagen,  welche  1688  und  1689  erhoben 
wurden,  und  die  >Eriegshilfe>  von  1692. 
In  Frankreich  war  in  der  absoluten 
Periode,  insbesondere  seit  dem  14.  und  15, 
Jahrhundert,  die  Taüie  die  direkte  Haupt- 
steuer der  ländlichen  Bevölkerung  gewor- 
den. Sie  war  eine  Vermögenssteuer  und 
teilt  deren  Irischen  Entwickelungsgang, 
indem  sie  in  ihrem  T'rspnmg  eine  Enega- 
steuer  war  und  sieh  allmihlich  zu  einer 
regelmässigen  Abgabe  und  zu  einem  stän- 
digen Institute  des  Finanzwesens  entwickelte 
(vgl.  d.  Art  Taille,  Tallia,  Taliagia 
oben  Bd.  YD  S.  47  ff.). 

Nachdem  im  19.  Jahrhundert  die  Ver- 
mögenssteuer mehr  und  mehr  aus  den 
Steuersystemen  verechvninden  war,  hat  man 
neuerdings,  zumal  in  Preussen  und  in  an- 
deren deutschen  Staaten,  auf  äe  zurückge- 
griffen, um  die  Erwerbsbesteuening  auszu- 
bauen und  namentlich  durch  sie  das  fun- 
dierte Einkommen  schärfer  als  das  unfnn- 
dierte  zu  treffen. 


U.  Gesetzgebung. 
1.  Die  Et^&nKnn^Bteiier  in  Prenssen. 

In  den  schweren  Zeiten  nach  der  Tilsiter 
Katastrophe  wurde  durch  das  Edikt  von 
1812  neben  einer  Einkommensteuer  eine 
S^/oi^  ausserordentliche  Vermögenssteuer 
für  Kriegszwecke  ausgeschrieben.  Allein 
die  Erbitterung  gegen  dieselbe  wai-  so 
gross,  dass  man  nicht  mehr  wagte,  auf 
dieee  Steuerform  znrückzukomnieii.  Damit 
verschwindet  80  Jahre  lang  jeile  Spur  einer 
Veimögenssteuer  in  der  preussischen  Ge- 
setzgebung. Sie  ist  erst  in  unseren  Tagen 
als  (rlied  der  grossen  Mitjuelschen  Finanz- 
und  Steuerreformen  zur  Ausfüllung  der 
Lücken  der  Erwerbsbesteuemng  wieder  her- 
vorgeholt worden. 

Die  preusKische  Ergänzungssteuer  nach 
dem  G.  v.  14.  Jiüi  1893  ist  ihrer  Funktion 
n  ach  eine  ergänzende  Vermögen  ssteuer,  welche 
die  Einkommensteuer,  den  Haupttiäger  der 
staatlichen  Erwerbsbesteuerung,  stützen  soll. 
Damm  hat  sie  in  dreifacher  Hinsicht  er- 
gänzend zu  wirken.  Sie  soll  das  Erträgnis 
der  Einkommensteuer  ergänzen  und  damit 
den  durch  die  l'eberweisung  von  direkten 
Staatssteuern  an  die  Gemeinden  entstan- 
denen Ausfall  decken.  Kodann  soll  sie  das 
fundierte  Einkommen  sciiäi'fer  belasten  als 
das  Arbeitseinkommen,  indem  zwar  beide  der 
Einkommensteuer  in  gleicher  Weise  unter- 
liegen, die  Quellen  aber,  ans  denen  das 
erstere  fliesst,  nochmals  durch  die  Ver- 
mögenssteuer   bolaslet    werden.      Endlich 
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soll  sie  da  ei^änzend  eintreten,  wo  beim 
Mange]  eines  Einkommens  wfthreod  einer 
Yeraalagungaperiode  die  EinkommeDstäiier 
zur  angemesseaen  ErfassuQff  der  Leistungs- 
fähigkeit nicht  hiDreicht  Der  Ergäazungs- 
6teuer  unterliegen  alle  physischen  Personen, 
die  ala  Inländer  preussiBche  Staatsange- 
hörige sind  oder  als  ReichsangehOrige  und 
HeiiihsauBläDder  ihren  Wohnsitz  oder  Aufent- 
halt in  Preussen  haben,  und  sodann  ohne 
Bücksicht  auf  die  StaatsangehC^keit  alle 
physißchen  Personen  nach  dem  Werte  ihres 
preussischen  Grundbesitzes  und  des  in 
land-  und  forstwirtschaftlichen,  bergbaulichen 
und  gewerblichen  (stehenden)  Unterneh- 
mungen in  Preussen  verwendeten  Äola^ 
und  Betriebakapitats.  Steuerobjekt  ist  das 
gesamte  bewegliche  und  nubewegliche  Vei^ 
mögen  (Liegenschaften,  Gewerbe-  und  Xa- 
pitdvermögen)  abzflglich  der  Schulden  und 
ausscUiesäich  der  Möbel  des  Hausrats 
und  anderer  beweglicher  Sachen,  die  nidit 
Zubehör  von  Kapitalanlagen  und  Erwerbs- 
einrichtun^en  sind.  Die  zu  einer  Fidei- 
kommissstiftung  gehörigen  Termin  und 
TermOgensteile  werden  dem  jeweiligen 
Nutzoiesser,  das  Vermögen  ungeteilter  Erb- 
massen den  Erben  nach  dem  Masse  ihres 
ßrbteils,  die  Äulage-  und  Betriebs  werte 
einer  nicht  einkommensteuerpflichti^n  Er- 
werbs^eseUscbaft  den  einzelnen  Teilhabern 
nach  ihrem  Anteil  und  das  Vermögen  der 
Hanshaltungsgenossen  dem  Haushaltungs- 
Torstande  zugerechnet.  Neben  den  ding- 
lichen und  persönlichen  Kapitalachuldett  ist 
auch  der  Kapitalwert  der  vom  Steuerpflich- 
tigen oder  aus  einer  Fideikommigsstiftung 
zu  entrichtenden  Apanagen,  Reuten,  Alten- 
teile und  anderweiter  periodischer  geld- 
werter Leistungen  auf  den  steuerpflichtigen 
Vermögensteilen  zum  Abzu^  zi^laasen. 
Die  Haushaltungsschulden  sind  dagegen 
nicht  abzugsberechtigL 

Von  der  Ergänz ungssteuer  sind  befreit 
preussische  Staatsangehörige  mit  ausserhalb 
Preussens  liegendem  Wohnsitz  oder  einem 
Diensteitz  ausserhalb  Preussens  und  preus- 
sischera  Wohnsitz  sowie  solche  Personen, 
welche,  ohne  einen  Wohnsitz  in  Preussen 
zu  haben,  sich  langer  als  zwei  Jahre  im 
Ausland  aufhalten.  Desgleichen  werden  zur 
Ergänzungssteuer  nicht  heisngezogen  Ver- 
mögen bis  zu  einem  Gesamtwerte  bis 
6000  M.  und  Personen  mit  einem  Jahres- 
einkommen bis  900  M.,  falls  ihr  steuer- 
pflicht^es  Vermögen  20000  M.  nicht  über- 
steigt, lind  endlich  weibliche  Personen, 
welche  Familienangehörige  pflichtgemäss  zu 
unterhalten  haben,  insoweit  ihr  Vermögen 
höchstens  20000  M.  und  ihr  einkommen- 
steuerpflichtiges Gesamteinkommen  nicht 
mehr  als  1200  M.  beträgt. 


betragen: 


6000-  8000 
8000-10000 
10000—12000 
12000-14000 
14000—16000 
16000-18  000 
18000—20000 
20000-22  000 
22000—24000 
24000-28  000 
28000-a2000 
32000—36000 
36000-40000 
40000-44000 
44000-48000 
48000-52000 
52  000-56  000 
56000-60000 
60000-70000 


und  steigen  bei  höherem  Vermögen  bis  ein- 
schliesslich 200000  M.  um  5  M.  für  jedes 
angefangene  10000  M.  Bei  Vermögen  von 
mehr  als  200000  bis  220000  M.  beträgt  die 
Steuer  100  M.  und  steigt  bei  höheren  Ver- 
mögen von  20000  zu  20000  M.  um  je 
10  M.  fOr  das  angefangene  20000  M. 

Personen,  deren  Verm^^n  32000  M. 
nicht  übersteigt,  werden,  wenn  sie  nicht 
zur  Einkommensteuer  veranlagt  sind,  mit 
höchstens  3  M.  jährlich,  und  wenn  sie  zu 
deren  vier  ersten  Stufen  veranlagt  änd, 
höchstens  mit  einem  um  2  M.  unter  der  von 
ihnen  zu  zahlenden  Einkommensteuer  ver- 
blei bcndcu  Betrage  zur  Ei^nzungssteuer 
herangezogen.  Ausserdem  kann  Steuer- 
pflichtigen, welchen  wegen  ungünstiger 
Wirtschafts  Verhältnisse  eine  Ermässigung 
der  Einkommensteuer  gewährt  wird,  bei 
der  Veranlagung  auch  eine  Ermässigung 
der  Ergänz  ungssteuer  zugestanden  werden, 
sofern  das  steuerpüichtige  Vermögen  nicht 
mehr  als  32000  M.  beträgt 

Die  Veranlagung,  deren  Perioden 
nach  einem  tlebei^ngsstadium  seit  1899 
bis  1900  dreijährige  sind,  ist  mit  derjenigen 
zur  Einkommensteuer  verbunden  und  jfe- 
schieht  durch  eine  Veranlagungskommission 
in  Gemässheit  des  Einkommensteuergesetzes. 
Ein  Deklarationszwang  seitens  der  Pflich- 
tigen besteht  nicht,  sondern  es  liegt  einem 
Schätzungsausschusse  ob,  die  erforderlichen 
Wertermittelungen  vorzunehmen,  wenn  es 
nicht  die  Steuerpflichtigen  freiwillig  vor- 
ziehen, derselben  thatsächliche  Angaben  zu 
machen.  Für  die  Schätzung  bildet  in  der 
Regel  der  gemeine  Wert  die  Gmndlage. 
Bei  immerwährenden  Renten  und  Leistun- 
gen ist  das  25fache  des  Jahresbetrages,  bei 
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zeitlich  b^renzten  das  lä'/i  fache  anzu- 
setzen, und  bei  Leistungen  auf  Xiebenadauer 
schwankt  der  Koeffizient  nach  dem  Ijebens- 
alter.  Vom  Kapitalwert  unverzinslicher,  be- 
fristeter Fordeningeu  oder  Schulden  dürfen 
i^Ia  Jahreszinsen  erhoben  werden.  Dem 
SteuerpflichÜeen  wie  dem  Torsitzeaden  der 
VeranlagnngBioraniiseion  steht  die  Berufung 
an  eine  besondere  Berufungskommission  zu 
itni  gegen  die  Entscheidung  der  letzteren 
beiden  Teilen,  dem  Steuerpflichtigen  und 
dem  Vorsitzenden  der  Beruf  ungskommission, 
eine  Beschwerde  beim  Oberverwaltungsge- 
richte.  Die  Erhebung  der  Ei^nzun^ 
Steuer  geschieht   gleichzeitig   mit  der  Em- 


Das  Ergfinzun^teuergesetz  bat  eine  be- 
schränkte >KoDtingeiitierung<  voj^iiesehen. 
Es  'wurde  nSmlich  bestimmt,  dasn,  wenn 
das  erstmalige  Veranlagungsaoli  (1895  bis 
1896)  den  Betrag  von  35  Mill.  ii.  um  mehr 
als  b^k  übersteige  oder  hinter  demselben 
ma  mehr  als  S^/g  zurückbleibe  und  dieser 
letztere  Ausfall  nicht  durch  einen  Mebrer- 
trag  der  Einkommensteuer  Ober  135  Mill.  M. 


und  durch  die  Erhöhung  d 
UeberschüBse  gedeckt  werde,  dann  eine  ent- 
sprechende Herabsetzung  oder  ErhShungder 
vorstehend  mitgeteilten  Steuersätze  Platz 
greifen  solle.  Nachdem  aber  das  Veran- 
la^ngssoU  statt  35  Mill.  M.  nur  29,563 
Mill.  M.  betrug,  so  wurden  die  Steuersätze 
um  5,2  Pf,  für  jede  Mark  mit  der  Massgabe 
erhöht,  dass  bei  Feststellung  der  biemac^ 
zu  berechnenden  Jahressteiiersätze  jed^ 
überschiessende  nicht  durch  20  teubare 
Pfennigbetrag  auf  den  nfichsten  in  dieser 
Weise  teilbaren  Betta;^  abzuninden  ist  Der 
Ertrag  der  Steuer  belief  sich: 

1896-96  auf  29,563  Mill.  M. 
1896—97  ,  31,046  „  „ 
1897—99  „31,833  .,  „ 
1899—1901  „    34,123     „     „ 


Das  gesamte  ,  , 

der  Steuereubjekte  (Censiten) 
der  Veranlagungsperiode  189tf — laui  aui 
69906912872  K  imd  das  gesamte  Sollauf- 
kommen auf  34123392  M.  Beide  verteilen 
sich  folgendermassen : 


Vennteen 
von  über 

Zahl 
der 

•  ,  der 
Gesamt- 

Steaer- 
b^trag 

%  des 
Geaamt- 

M. 

Censiten 

zahl 

bdUs 

6000-     20000 

S97  1*3 

48,87 

3151444 

9>a4 

20000-     32000 

216558 

17,73 

a  307  649 

6,76 

32000-     62000 

168450 

13,79 

3417901 

10,02 

62000-   100000 

129198 

"0.57 

4518376 

13,24 

100000-   200000 

63.64 

5,09 

4346327 

12,74 

200000-  500000 

32943 

2,70 

5  058  754 

14,82 

600000-1000000 

93S6 

0,77 

3  343  535 

9^80 

1000000-2000000 

390s 

0,32 

2  803  495 

s;»« 

2ÜO000O 

2109 

0,17 

5175911 

15,17 

34123392 

Vergleichende  üebersicht  aber  die  Hanptziffem  »r  1896-1901 

Oegamtzabl 

der  Cenaite 

Oesamt- 

Hohe  des 

Kapital  wert 

"■"LT"^- 

veranlagten 

der 
Schulden 

in    Million 

n    M  a  r  k 

1886                      1 

■  5> 

31,05° 

63  917  80s 

9  727  788 

1896                      1 

31,046 

64034178 

1031793« 

1897—98                   I 

179 

31,833 

656769.5 

10  778  749 

1899-1901                 1 

siS 

34,123 

69906912 

12  227  300 

S.  Ne  V.  in  Hessen.  Durch  das  0.  v.  12. 
August  1899  wurde  mit  der  Neugestaltung 
der  direktea  Steuern  in  Hessen  dem  Steuer- 
system eine  ergänzende  Vermögenssteuer 
eingefügt  Auch  hier  soll  nunmehr  die  Ein- 
kommensteuer, die  durch  eine  ergänzende 
Vermögenssteuer  verstärkt  ist,  den  wesent- 
lichen Träger  der  .'■taatlichen  Erwerbsbe- 
steuerung  oilden.    Zugleich   sind   mit    der 


Einfühning  der  ergänzenden  Vermögens- 
steuer die  bisher  bestehenden  Ertragssteuem, 
die  Grund-  (Gebäude-),  Gewerbe-  und  Kapi- 
talrentensteuer, als  Staatssteuem  aufgehoben 
worden.  Der  Vermögens-stenerunterliegen alle 
{physischen)  Personen,  die  als  Inländer,  hes- 
sische StaatHan  gehörige ,  Keichsan  gehörige 
oder  Reichsausländer  ihren  \^'ohus^tz  oder 
AufenthaltimOrossherzogtum  haben,  und  ohne 
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Eücksicht  auf  die  Staats-  oder 
h{3ri^kelt  alle  Peraonen  nach  Massgabe  ihres 
in  inländischem  Grundbesitz  und  Oeverbe- 
betrieb  angelegten  Vermögens.  Steuerobiekt 
ist  daa  Vermögen,  das  in  Grundstücken, 
Gebäuden,  Bergwerkaeigentum  oder  selb- 
ständigen Hechten  liest^t,  das  Anlage-  und 
Betriebskapital  land-  und  f erst  wirtschafte 
Hoher  Betnebe,  des  Bergbaus  imd  der  stehen- 
den Gewerbe,  das  durch  Kapital-  und  Geld- 
forderungen jeder  Art  und  durch  Urheber-, 
Patent-  und  Verlagsrechte  gebildete  Ver- 
mögen sowie  der  nach  bestimmten  Grund- 
sätzen zu  ermittelnde  Eapltalwert  der  Be- 
züge aus  Apanagen,  Leib-  und  Zeitrenten, 
Altenteils-  und  Auszugsrechten,  Leibgedingen 
und  anderen  leben  sl&nghchen  oder  befristeten 
geldwerten  Bezügen.  Dabei  werden  hinzu- 
gerechnet dem  Fideikommissbesitzer  das  zu 
einer  Fideikommisstiftung  gehörigeVermSgen, 
dem  Haushaltungsvoi^tande  das  Vermöf^n 
der  (uneelbständigen)  Haushai  tun  gsgenossen 
und  den  Mit^edem  von  Gesellschaften, 
Vereinen  etc.  ihr  Anteü  am  GeseUschafts- 
Termögen.  Vom  »rauhen«  Vermögen  dürfen 
in  Abzug  gebracht  werden  alle  Kapital- 
schulden  mit  Aufinahme  der  Haushaltnngs- 
schnlden  und  der  Kapital  wert  einzelner, 
benannter,  rechte  verbindlicher  Lasten  auf 
steuerpflichtigen  Vermögensteilen.  Die  ab- 
zugsänigea  Eapit^schulden  müssen  auf 
einem  im  Grossherzogtum  veranlagten  Ver- 
mögen ruhen  oder  wenigsteos  mit  diesem 
in  Verbiudnng  stehen. 

Von  der  Vermögenssteuer  sind  befreit 
die  Mitglieder  des  grossherzoglichen  Hauses, 
Personen  im  Genüsse  der  Exterritorialität, 
die  ausserlialb  Hessens  gelegenen  Grund- 
stücke und  Gebäude,  die  Anlage-  und  Be- 
triebskapitalien ausländischer  Land-  und 
Forst wirtfichafts-,  Bergbau-  oder  stehender 
Gewerbebetriebe  und  das  Mobiliar,  Hausrat 
uDd  sonatige  Gebrauchsgegenstände.  Femer 
werden  zur  Vermögenssteuer  nicht  heran- 
gezogen Personen  mit  einem  Vermögen  bis 
zu  3000  M.  und  elternlose  Minderjährige 
und  erwerbsuaföhige  Personen,  deren  Ge- 
samtvermögen  bei  einem  Gesamteinkommen 
von  weniger  als  750  M.  den  Betrag  von 
10000  iL  nicht  übersteigt.  Die  gleiche 
Befreiung  geniessen  unter  den  gleichen  Vor- 
aussetzungen "Witwen,  wenn  sie  nicht  durch 
freiwillige  Vermögenaabtretimgen  an  Kinder 
oder  sonstige  Angehörige  ihr  Vermögen 
unter  den  gesetzlichen  Hinimalsatz  ver- 
mindert haben.  Endlich  bleibt  ausser  An- 
satz der  Kapitalwert,  den  die  Bezüge  aus 
Witwen-,  Waisen-  und  Peasionskassen,  aus 
der  Kranken-,  Unfall-,  Altera-  und  Invalidi- 
täts Versicherung,  aus  Dienstverhältnispen- 
sionen  oder  l^atarischen  Zuwendungen  an 
Hausstandsmitglieder  darstellen. 

Handwitttecboch  dar  SMatawlsBenscbaften.    Zweite 


Die  Steuersätze  betragen: 

1.  bei  einem  Vermögen  von  3000 
tis  30000  M,   für  3000—4000  M.   1,65  M. 

und  ste^n  bei  höheren  Vermögen  bis  aus- 
schliesslich 30000  U.  für  jede  angefangenen 
1000  M.  um  0,55  M.  jährlich; 

2.  bei  einem  Vermögen  von  30000 
bis  60000  M.  für  30000—32000  M.-  16,50 
Mark  und  steigen  bei  höheren  Vermin 
bis  ausschliesslich  60000  M.  für  jede  an- 
gefangenen 2000  M.  um  je  1,10  M.  jähr- 
lich; 

bei  einem  Vermögen  von  60000 
aOOO  M.   für  60000— 63000 M.  33  M. 
und  steigen  bei  höheren  Vermögen  bis  aus- 
schliesslich 90000  M.  für  jede  angefangenen 
3000  M.  um  1,65  M.  jährlich; 

i  einem  Vermögen  von  90000 
bis  150000  M.  für  90000—94000  M. 
49,50  M.  und  steigen  bei  höheren  Vermögen 
bis  ausschliesslich  150000  M.  für  jede 
angefangenen  4000  M.  lun  3,20  M.  jähr- 
lich; 

5.  bei  einem  Vermögen  von  150000  bis 
300000 M.  für  150000— 156000  M.  82,50 M. 
und  steigen  bei  höheren  Vermögen  bis  aus- 
schliesslich 300000  M.  für  jede  angefange- 
nen 6000  M.  um  je  3,30  M.  jahrüch; 

6.  bei  einem  Vennögen  von  300000  M. 
und  mehr  für  300000  M.  bis  310000  M. 
165  M.  und  steigen  bei  höheren  Venni%en 
für  jede  angefangenen  10000  M.  um  je 
5,50  M.  jährHch. 

Die  Veranlagung  zur  Vermögens- 
steuer, für  die  im  allgemeinen  die  gleichen 
Grundsätze  wie  für  die  Einkommensteuer 
gelten,  wird  gleichzeitig  mit  der  Veranlagung 
dieser  vorgenommen  und  zwar  durch  die 
für  den  letzteren  Zweck  gewählten  Kom- 
missionen. Für  die  Vermögen  ssteuerpflich- 
tigen,  deren  emkommensteuerpfliohtigea  Ge- 
samteinkommen 2600  M,  und  mehr  beträgt, 
oder  für  den  Fall,  dass  sie  nicht  eintommen- 
steuerpflichtig  sind,  deren  steuerbares  Ver- 
mögen den  Betrag  von  60000  M.  und  mehi- 
erreicht,  sind  die  Veraolagungskommissionen 
der  I.  Abteilung  und  für  alle  Steuerpflich- 
tigen mit  einem  geringeren  Vermögen  die- 
jenigen der  II.  Abteilung  der  Einkommen- 
steuer zuständig.  Im  einzelnen  sind  dann 
für  die  Berechnung  des  steuerpflichtigen 
Vermögens  besondere  Vorschriften  er- 
Qossen. 

Die  Vermögenssteuer  wird  zugleich  mit 
der  Einkommensteuer  erhoben.  Ertrag  (vor- 
aussichiUch):  1,980  Mill.  M. 

B.  Die  brannschweigische  Erg&n- 
znngsstener.  Die  brauuschwcigische  Er- 
gän  zu ngss leuer  nach  G.  v.  11.  März  1899 
ti-ifft  die  einkommensleuerpflichtigen  phy- 
Auflage.   Vit.  28 
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.  BiBchcn  PeiBonen  {die  Staatsangehörigen  mit 
Wohnsitz  und  Aufenthalt  im  Heraogtume, 
die  Reichsangehörigen  und  EeichBausländer 
mit  Wohnsitz  oder  dauerndem  Aufenthalt  in 
Braun Bch'weig),  Personea  nach  Maesgabfi 
ihres  im  Herzogtume  belegenen  Grundbe- 
sitzes oder  ihres  in  Land-  und  Forstwirt- 
schaft, Bergbau  oder  {stehenden)  Gewerben 
angelegten  QescbiLftskapitals  und  endlich 
ruhende  Erbschaften,  soweit  sie  der  Ein- 
kommensteuer tmterliegen.  Die  Besteuerung 
erstreckt  sich  auf  das  gesamte  bewegliche 
und  unbeweghche  Vermögen  nach  Abzug 
der  darauf  lastenden  Schulden,  soweit  sie 
auf  steuerpflichtigen  Vermögensobjekten 
ruhen,  und  ttes  Kapitaiwerts  aus  Vermögens- 
maseen  zu  entrichtender  Apanagen  and 
rechtsverbindlicher  Leistungen.  Die  zu  einer 
Familien  Stammguts-  oder  Fideikommißsslif- 
tung  gehörenden  Vermögensobjekte  werden 
dem  jeweiligen  Familien stiftungs-  und  Fidei- 
iommissbesitzer,  ungeteilte  Ei'bmassen  den 
Erben  nach  Massgabo  ihres  Erbteils,  das 
Gesellsehaftsvennögen  einer  nicht  steuer- 
ptlichtigen  Erwerbsgesellschaft  den  einzelnen 
Teilaehmem  nach  Massgabe  ihres  Anteils 
und  das  Vermögen  der  unselbständigen 
HaushaitungsgeDossen  dem  Hans  haitun  gs- 
Torstaode  zugerechnet.  Für  die  Berechnung 
der  in  Oeld  schätzbaren  Vermöge nsobjekte 
Bind  besondere  Be^n  aufgestellt  Von  der 
Ergänzungssteuer  sbii  befreit;  Grundstücke 
ausserhalb  des  Herzogtums,  land-  und  forst- 
wirtschaftliche, bergbauhche  und  gewerb- 
liche Anlage-  und  Betriebskapitalien,  die 
ausserhalb  des  Herzogtums  untergebracht 
sind,  Möbel,  Hausrat  und  sonstige  körper- 
liche Sachen,  wenn  sie  nicht  Zubehör  eines 
Grundsttlcks  oder  Bestandteil  eines  Anlage- 
oder Betriebskapitals  sind,  Personen,  deren 
steuerbares  Vorm^on  den  Gesamtwert  von 
6000  M.  nicht  übersteigt  oder  deren  steuer- 
bares Vermögen  bei  einem  gesamten  Jahres- 
einkommen von  höchstens  900  M,  nicht 
mehr  als  12000  M.  beträgt,  und  endlich 
■weibliche  Personen,  die  minderjährige  Fa- 
milienmitglieder zu  unterhalten  haben,  vater- 
lose Waisen-  und  Eiwerbsimfähige,  insofern 
ihr  stenerbares  Vermögen  20000  M.  und  ihr 
BteuerpfUchtiges  Jahreseinkommen  1200  M. 
nicht  übersteigt.  Steuerpflichtigen  mit  einem 
Jahreseinkommen  bis  9500  M.,  deren  Ein- 
kommensteuer wegen  besonderer,  ihre  Leis- 
tungsfähigkeit wesentlich  beeinträchtigender 
Umstände  um  höchstens  drei  Stuten  nerab- 
gesetzt  wurde,  kann  bei  Veranlagung  zur 
Ei^änzungssteuer  eine  Ermässigung  um 
höchstens  zwei  Stufen  gewahrt  werden,  so- 
fern das  steuerpflichtige  Vermögen  nicht 
mehr  als  32000  M.  beträgt. 

Die  Steuersätze  betragen  in  den  Ein- 
heitssätzen bei  einem  Vermögen  von 
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10000 
12000 
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22000 
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44000 
48000 
52000 
56000 
60000 
70000 


und  steigt  bei  höheren  Vermögen  bis  200000 
für  jede  angefangenen  10  000  M.  um  2,50  M,, 
bei  solchen  von  200000— 220  000  M.  betrögt 
die  Steuer  50  M.  und  steigt  bei  höheren 
Vermögen  für  jede  angefangenen  20000  H. 
um  je  5,00  M.  Werden  Teüe  des  Einheits- 
satzes für  sich  oder  neben  vollen  Einheits- 
sätzen ausgesehrieben,  so  wird  der  von 
jedem  Steuerpflichtigen  zu  entrichtende  Be- 
trag dei^stalt  abgerundet,  dass  die  Betraf 
von  1 — 5  Pf.  gar  nicht,  Betröge  von  6  bis 
9  Pf.  als  10  Pf.  gerechnet  werden. 

Für  die  Veranlagung  zm  Ergänzungs- 
steuer sind  im  allgemeinen  die  gleichen 
Gnindsätze  wie  diejenigen  fflr  die  Einkom- 
mensteuer massgebend.  Als  Veranlagungs- 
kommissionen wirken  die  gleichen  wie  für 
die  Veranlagung  der  Einkommensteuer. 
Für  jeden  Veranlagungsbezirk  wird  ein 
Schätzungsansschuss  gebildet,  der  die  er- 
forderlichen Wertermittelungen  zu  pflegen 
hat.  Der  Steuerpflichtige  kann  jedoch 
Selbstangaben  (Vermögen san zeigen)  machen. 
Die  Erg5nzung8steuer  wird  gleichzeitig  mit 
der  Einkommensteuer  erhoben. 

4.  Die  V.  in  den  Niederlanden.  Die 
Reform  der  direkten  Steuern  in  den  Nieder- 
landen vom  Jahre  1892  hat  ein  viergliedriges 
Steuersystem  begründet  das  auseiner  Gnmd-, 
Personal-,  Gewerbe-  und  einer  Vermögens- 
steuer zusammengesetzt  ist  Der  Vermögens- 
steuer (G.  V.  27.  September  1892)  imteriiegt  das 
gesamte  Vermögen  aller  Personen,  die  inner- 
halb des  Reiches  ihren  Wohnsitz  haben 
oder  Aufenthalt  nehmen.  Dahiei  wird  der 
Wert  der  bebauten  und  unbebauten  Grund- 
stücke auf  das  20  fache  des  steuerbaren  Er- 
trags nach  der  letzteu  Schätzung  veran- 
schlagt oder  es  kann  der  Steuerpflichtige 
den  Verkaufs  wert  deklaiiereu.  Effekten, 
Wertpapiere  sind  auf  ihren  Geldwert  nach 
den   zuletzt    bekannt    gewordenen  Ermitte- 
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lungeii,  hypothekariBohe  und  andere  Schuld- 
fordeniDgen  anf  den  Betrag  des  Kapitals  zu 
schätzeD.  Schiffe,  Fahrzeuge,  Schuten  mit 
Zubehör,  feste  und  lose  Werkzeuge  und 
OerfitschafleD  in  Fabriken  und  Werkstätten, 
Pferde  und  Wagen  aller  Art  und  zu  jedem 
Zweck,  "Vieh,  landwirtschaftliche  Geräte, 
Handels  Vorräte  und  alle  übrigen  Sachen 
werden  nach  dem  Geldwert  unter  Berück- 
sichtigung ihrer  Bestimmnag  gewertet.  Von 
der  Vermögenssteuer  sind  befreit  Möbel, 
Kleider,  Lebensmittel,  wissenschaftliche  uad 
Kunstgegenstände,  Oold-  und  Silbersachen 
zum  Privatgebrauch,  Policen  laufender 
Lebensversicherungen,  der  Eapitalwert  von 
Leibrenten  und  Pensionen,  Gnter,  au  denen 
andere  Personen  Niessbrauch  haben,  der 
Wert  noch  nicht  fälhgei-  Termine,  Besol- 
dnngeu  etc.  Zum  Abzug  vom  Kapitalwert 
sind  zugelassen:  Schulden  und  Lasten  auf 
den  YenuSgeusobjekteo,  der  20  fache  Jahres- 
betxBg  der  zu  entrichtenden  Leibrenten, 
Pensionen  und  Renten,  der  Betrag  für 
pflichtmässige  oder  vertragsmfis^ge  Reich- 
nisse an  Lebensunterhalt,  Wohnungen  und 
andere  Leistungen  an  dritte  Personen.  Ver- 
mögen bis  zu  einem  Beträfe  von  13000  fL 
nnd  steuerfrei. 

Die  Steuersätze  betragen  bei  Ver- 
mCgen  von  13000  bis  ausschhesslich 
UOOO  fL  a  f].,  bei  solchen  von  14000  bis 
15000  fl.  4  fl.,  von  Vermögen  von  15000 
bis  200000  fl.  smd  für  jedes  angefangene 
lOUO  fl.  1,25  fl.  zu  entrichten,  mit  welchem 
der  Vermögenswert  10000  fl.  überschreitet. 
Bei  Vermögen  von  über  200000  fl.  besteht 
ein  fester  Steuersatz  von  237,50  fl.  sowie  ein 
Zuschlag  von  2  fl.  für  jedes  volle  1000  fl., 
mit  dem  der  Wert  des  Vennögens  den  Be- 
trag von  200000  fL  Oberechieitet. 

Mit  der  Veranlagung  der  Vermögens- 
steuer, die  in  der  Aufenthaltsgemeinde  des 
Pflichtigen  erfolgt,  ist  der  Registratursteuer- 
inspektor  des  Bezirks  betraut  £b  wird 
von  den  G^emeindevo^^fänden,  namentlich 
durch  Einsicht  in  die  Kommunalabgabere- 
gister untei-stützt  Auf  Grund  eines  Ver- 
zeichnisses, das  die  nach  allgemeiner  Ver- 
mutung steuerpflichtigen  Pereonen  aufführt, 
erhalten  dieselben  ein  Anzeigeformular  zur 
Ausfüllung,  Unterzeichnung  und  Rückleitung 
an  die  Steuerbehörde.  S'aoh  diesen  An- 
gaben ist  dann  die  Vermögenssteuer  zu  vei^ 
anlagen.  Bei  Unterlassung  der  Vennögens- 
an  zeige  wird  die  Venmlagung  von  Amts 
wegen  vorgenommen.  Der  Ei-trag  der 
niederländischen  Vermögenssteuer  belief  sich 

3  auf  5,730  Hill.  fl. 
5  „  6,870  „  „ 
7    »    6,950     „      „ 


5.  Die  V.  in  den  Schweizer  Kantonen. 

Ein  typisches  Merkmal  der  Finanzpolitik  in 
den  Schweizer  Kantonen  ist  die  Beibehal- 
tung der  älteren  Vennögensefeuern  sowie 
die  mannigfachen  Versuche,  dieselben  mittelst 
eigenartiger  Umbildungen  und  Ergänzungen 
den  modernen,  verfinderten  Wirtschaftsver- 
haltnissen  anzupassen.  Bis  heute  herrscht 
hier  ausnahmslos  der  Grundsatz  vor,  bei  der 
direkten  Besteuerung  vom  >VermÖgeni  aus- 
zugehen. Zwar  sind  in  allen  Kantonen  mehr 
odei'  weniger  entschiedene  Bestrebungen 
aufgetaucht,  von  der  Verm^nssteuer  in  die 
allgemeine  Einkommen  stener  flt)erzugehen, 
ohne  indes  festen  Boden  gewinnen  zu 
können.  Nur  in  Basel-Stadt  gelang  es  we- 
nigstens eine  Zeit  lang  (1840 — 1866),  eine 
Erogressive  Einkommensteuer  zu  erreichen. 
idessen  ist  gleichwohl  ein  stetes  Vordrin- 
gen des  Einkommensteuergedankens  wahr^ 
nehmbar,  welcher  die  Vermögenssteuer  zer- 
setzt, wie  die  Zugesellung  des  unfundierten 
Einkommens  als  selbständiges  Steuerelement 
und  das  Auftreten  von  Ergänzungen  zu 
einer  Verbindung  von  Vermögens-  und  Ein- 
kommensteuern fuhren.  Die  VennQgens- 
steuem  in  den  einzelnen  Kantonen  lassen 
sich  in  fünf  Gruppen  systematisch  zusam- 
menfassen : 

1.  Erste  Gruppe:  Vermögens-  und 
allgemeine  Einkommensteuer  (Ba- 
sel-Stadt). Hier  wird  alles  Vermögen 
durch  die  Vermögenssteuer  und  dann  ^es 
Einkommen  (funoiertes  und  unfundiertes) 
durch  die  Einkommensteuer  getroffen.  Eheses 
Rechtsverhältnis  ist  historisch  aus  dem 
Umstände  zu  erklären,  dass  unter  allen 
Kantonen  Basel-Stadt  auein  zuerst  von  der 
allgemeinen  Einkommensteuer  ausging  imd 
erst  1866  die  Vermögensstener  ergänzend 
hinzufügte. 

2.  Zweite  Gruppe:  Vermögens-  und 
fast  allgemeine  Einkommensteuer 
(Basel-Land).  Nach  diesem  Systeme  wird 
das  Vermögen  von  der  Vermögenssteuer 
und  unabhängig  davon  der  ganze  Erwerb 
durch  die  Einkommensteuer  bdastet,  so  dass 
auch  hier  das  fundierte  Einkommen  zweimal 
besteuert  wird.  Eline  Ausnahme  machen 
hiervon  die  Geldkapitalzinsen,  welche  der 
Vermögenssteuer  aUein  unterliegen. 

3.  Dritte  Gruppe:  Vermögens-  und 
ergänzende  Einkommensteuer 

gtehraahl  der  Kanton^.  Der  geltende 
rundsatz  ist  hier,  das  Steuerobiekt  immer 
nur  durch  eine  Form  der  Steuern  zu 
treffen.  Um  bei  gemischtem  Einkommen 
den  aus  dem  Vermögen  herrührenden  und 
der  Vermögenssteuer  bereits  unterworfenen 
Teil  auszuscheiden,  wird  ein  Abzug  von  4 
bis  5''/o  gestattet  Im  einzelnen  herrschen 
dabei  mancherlei  Abweichungen.  In  Bern 
und  Graubünden  fällt  der  landwirtschaft- 
28* 
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liehe  Erwerb  Qberliaiipt  aus.  In  Schaff- 
haueen  und  Luzem  &adet  eine  scfaematische 
Berechnung  statt,  dort  zu  Vt^lo  von  den 
mit  75  °lo  bewerteten  landwirtBchaftlichen 
Öütem,  hier  zu  20  "lo  der  durchaehnittiichen 
Li^eQBchaftesctiatzung  einfichliesslich  der 
Qewude,  so  dass  diese  zu  einer  Quote  der 
Erwerbssteuer  unterliegen.  In  Bern  unter- 
li^;en  der  Vermögen  Bstener :  Grund  und 
Boden  und  Eypothekenkapitalien,  wfthrend 
die  übrigen  LeitikEnitalien,  BesoldunB;eti  und 
der  Betrieb  von  Handel  und  Gewerbe  nach 
ihrem  vollen  Einkommen,  jedocli  abzügück 
des  Zinses  fOr  Immobilien,  unter  die  Ein- 
kommeoBteuer  fallen.  Pensionen,  Leibc;»- 
dinge  und  Beuten  werden  bald  von  aer 
Einkommensteuer  (Thu^u,  Scbaffhausen, 
Neuenburg,  Bern,  Basel-lknd,  Aargau.  Buu- 
desgesetz  über  den  Militärpflichtersatz),  bald 
von  der  Vermögenssteuer  (Uri,  Luzem,  Ob- 
walden,  Nidwaiden,  Freiburg,  Genf)  ^ 
troffen.  Eine  Assiinilierung  geschieht  meiBt 
dadurch,  dasB  die  betreffenden  Bezüge  mit 
20  Terviel&obt  werden.  In  Waadt  aind 
Nutzungen,  Renten  und  Pensionen  ebenso 
wie  das  Arbeitseinkommen  der  Mobiliarver- 
mfigeuBsteuer  zugesellt,  weiden  aber  ge- 
trennt gehalten.  Jene  steuern  als  »leb^s- 
ISn  (flieh  gedchertOB  Einkommen«  weniger 
VennOgen,   aber  mehr  als  das  Ar- 


4.  Vierte  Gruppe :  Vermflgena- 
Bteuera  nebst  einer  die  ergän- 
zende Einkommensteuer  vertre- 
tenden Steuerart  Hierher  geliSrt 
Appenzell  A.  Rh.,  wo  die  Besteuerung  des 
Emkommens  prindpiel!  anerkannt  ist,  soweit 
es  nicht  bereits  der  Vermögenssteuer  unter- 
liegt, und  bestimmt  wird,  dass  solches  Ein- 
kommen bei  der  VermF^ensfeBtBtellung  mit 
berücksichtigt  werde,    so  vertritt  die  Ver- 


Wallis  und  Freibuig  haben  die  Enkommen- 
Bteuer  zu  ihrem  grCssten  Teile  durch  eine 
äusserlich  gestaltete  Gewerbesteuer  im  In- 
teresse der  einfacheren  Handhabung  und 
des  grösseren  Ertrages  wieder  eraetzt  Tessin 
fügte  seiner  unverändert  beibehaltenen  Ver- 
mögens- und  Einkommensteuer  eine  Han- 
dels- und  Gewerbesteuer  hinzu,  bo  dass 
Handel  und  Gewerbe  doppelt  getroffen  wer- 
den. Genf  hat  eine  MobitiarvermOgenssteuer 
und  eine  Grundwert-  und  HausziuBSteuer. 
An  Stelle  der  Einkommensteuer  funktioniert 
eine  Gewerbe-  und  Haushai  tu  ngsateuer 
ffersonalahgabe).  Schwyz,  Glania  und 
Kidwaiden  erheben  alB  schwache  Vertreter 
der  Einkommensteuer  neben  einer  Vermö- 
genssteuer OUT  eine  Personalsteuer,  welche 
indes  in  Nidwaiden  nicht  einmal  obligato- 
risch iet  und  thatsachlich  auch  nicht  erhoben 
wird. 

5.  Fünfte  Gruppe:   Unvollkommene 


Vermögenssteuer.  In  dem  Bereiche 
dieser  letzteren  fehlen  ganze  Vermögens- 
steuern imd  bestehen  nur  Orundsteuem  mit 
einem  SteuerabzugBrecht  des  Schuldneis 
gegenüber  dem  Gläubiger. 

Steuertechnische  Einheiten: 
Objekte  der  Vermögenssteuer. 
Alle  Vermögensgattungen  sind  nur  In  Aar- 
eau.  Appenzell  A.  Rh.,  Neuchatel  und  dem 
OesetzeebuchBtaben  nach  in  Basel-Stadt  der 
Vermögenssteuer  unterworfen.  Von  den 
Steuerbefreiungen  verdienen  folgende 
erwähnt  zu  werden: 

a)  Befreiung  des  Jahresertrags. 
In  Bern,  Wallis  und  Freiburg  findet  keine 
BeateueruDg  der  Ernte  statt,  da  das  Steuer^ 
System  mu-  Li^enBchaften  und  Leihkapi- 
talien erfasst  Schwyz  und  Thurgau  lassen 
die  zum  landwirtschaftlichen  Betriebe  er- 
forderlichen Fonds  frei,  Baael-I^nd  alle  Vor- 
räte selbst  erzeugter  Produkte.  Genf  ver- 
zichtet auf  eine  Besteuerung  der  nicht 
verkauften  Ernten  bis  ein  Janr  nach  der 
Einheimsung  und  Schaffhauaen  auf  die 
Bodeneizeugnisse,  PachtbetrSge  und  Ernten 
des  vorangegangenen  Jahres,  soweit  sie  im 
Besitze  des  fägentümers,  Nutzniessers,  E^di- 
ters  oder  Teilpachters  bleiben.  Diese  An- 
sätze zur  Steuerfreiheit  finden  eine  Ausdeh- 
nung nii^ndwo  auf  Gewerbe  und  Industrie, 
noch  bei  Leihkapitalien. 

b)  Befreiung  der  Barschaft  von 
der  Verm^enssteuer  ist  in  Basel-Land  aua- 
drflckLch  anerkannt,  während  dieselbe  in 
den  übrigen  Kantonen  zwar  strittig,  aber  im 
allgemeinen  doch  wohl  als  zu  Recht  bestehend 
angenommen  werden  darf. 

c)  Befreiung  der  Handwerks- 
und Feldgeräte.  Diese  sind  schlecht- 
weg steuerfrei  in  Dri,  Zug,  Obwalden,  St 
Gfulen  Glarus,  Genf^  Bern,  Wallia  und 
Nidwaiden  (?),  nur  die  dem  Steuerpflichti- 
gen  zu  eigenem  Gebrauch  dienenden  in 
Bchaffhausen  und  Thurgau,  die  vom  Steuer- 
zahler benutzten  in  Zürich  und  in  Grau- 
bOnden  bis  zum  Wertbetrage  von  1000 
Francs. 

d)  Befreiung  des  Viehs  ist  eine 
unbedingte  in  Bern,  Wallis,  Freibui^  und 
Zug  (V),  in  Schwyz,  Graublinden  und  Genf 
ist  sie  beschränkt  auf  die  zum  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  notwendigen  Vieh- 
hfiupter  und  in  Schaffhausen  erstreckt  sie 
sich  auf  einzeln  gehaltene  Ziegen,  Schweine 
etc.  für  den  Lebensunterhalt  der  Familie 
sowie  auf  das  Federvieh,  Wird  dag^en 
damit  in  größeren  Partieen  gewerbsmässiger 
Handel  getrieben,  so  sind  dicBe  Gegenstände 
der  Steuer  unterworfen. 

e)  Befreiung  des  Eausmobi- 
liars.  Im  weitesten  Sinne  QÜlt  dasselbe 
aus  in  Bern,  Wallis,  Freiburg,  thatsOchlich 
auch  in  Basel-Stadt,  »Hau^erftte  und  Haus- 
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latc  auch  in  Obwalden,  St.  Oollea,  Olsrus 
imd  Zug.  Id  Schalfhausen  ist  die  Steuer- 
befreinng  au  die  Benutzung  des  Hausrats 
zu  eigenem  Gebrauche  gebunden.  Nicht 
befreit  Bind  demgemase  uold-  und  SUber- 
varen,  Eunstgegeo  stände  zu  spekulativen 
Zwecken,  Einnchtungen  Aber  den  Familien- 
bedarf  hinaus  zum  iWerbe,  wie  bei  Fuhr- 
haltereien,  Pensionen,  Hotels .  Wirtschaf- 
ten etc. 

Bewertung  der  VermOgens- 
Objekte  zeigt  die  immer  mehr  nervor- 
tretende  Tendenz  des  weiteren  ESndringeDs 
des  EiokommeasteuerprincipeB. 

a)  Grundstücke.  Der  Terkehrsvrert 
wird  in  Basel-Land,  ÖlaruB,  Neuchatel,  Ln- 
zem,  Genf,  Bern,  PreibuiK,  Wallis  und 
Thurgau  (?).  der  >wahre  Wert«  in  Zug, 
Zürit^  St.  Gallen,  ein  wahrer  mittlerer 
Wert  in  Obwatdeu  zu  Gninde  gelegt  */io 
des  Wertes  kommen  in  Appenzell  A.  Rh., 
*/*  des  zehnjährigen,  durchschnittlichen  Ver- 
kaufswertee  in  Schaffhausen,  der  im  öffent- 
lichen Handel  und  Verkehr  Obliche  Ver- 
kaufswei-t  in  Scbwyz,  die  laufenden  Preise 
miter  BerQcksiehtigung  des  Ertrags  und  der 
Eb-tragsfOhigkeit  in  Graubünden  in  Ansatz. 
In  üri  geschieht  die  Schätzung  nach  Ver- 
kaufswert und  ErlrUgnis,  in  Waadt  nach 
dem  Mittelpreis  auf  Grund  der  fünfzehn- 
jährigen Verkaufapreise  und  Eeiuerträgnisse, 
in  Aargau  nach  dem  Mittel  aus  dem  zehn- 
jährigen Durchschnitte  der  Verkaufspreise 
und  dem  durchschnittlichen  Reinertrags- 
werte und  in  Luzem  nach  dem  durchschnitt- 
lichen Verkaufswerte  der  letzten  zwanzig 
Jahre.  Die  Waldungen  werden  teils 
den  Onindstflcken  gleichgestellt,  teils  er- 
fohren  sie  eine  besondere  Behandlung. 
Während  in  Appenzell  A.  Bh.  die  Liegen- 
schaften mit  */io  eingesteuert  werden,  wer- 
den die  Forsten  nach  dem  Alter  von  ""/lo 
bis  ^/lo  beigezt^en  und  in  Schaffhausen  auf 
Grund  der  nachhaltigen  Ertr^fähigkeit 
ohne  Berücksichtigung  des  jeweifigen  Holz- 
bestandes  veranlagt. 

b)  Gebäude.  Der  Nettoertrag  und 
zwar  ganz  rein  ist  massgebend  für  die  Ver- 
anlagung zur  Vermögenssteuer  in  Genf. 
Ein  Abzug  zwischen  10  und  30  "h  je  nach 
dem  baulichen  Zustande  ist  statthaft  in 
Gtaubflnden,  üri,  Schwyz,  Appenzell,  Ob- 
walden. Ein  Mittelpreis  zwischen  dem 
fünfzehnjährigen  durchschnittliehen  Ver- 
kaufspreise und  dem  Beinertrage  kommt  in 
Woadt  in  Ansatz,  Vs  des  £aufwertes  imter 
Berücksichtigung  des  Ertrags  in  Wallis,  der 
VerkehiBwert,  eventuell  der  wahre  Wert  in 
Schaffhausen,  St.  Gallen,  Neuchatel,  Luzem, 
Preiburg,  Basel-Land  und  Bern  und  der  Ver- 
achentngswert  in  Glarus  und  Thurgau.  In 
Genf  und  Schwyz  sind  die  landwirtschaft- 
lichen Gebäude  steuerfrei. 


c)  Kapitalien.  Eine  Berücksichtigung 
des  Ertrags  findet  hier  in  deujenigen  Kan- 
tonen statt,  welche  den  Verkehrswert 
(Euiswert)  zur  Grundlage  nehmen:  Appen- 
zell A.  Rh.,  Basel-Land,  St.  Gallen,  Genf, 
Graubünden,  Luzem,  Neuchatel,  Glarus, 
Schaffhausen,  Waadt,  Zug,  Zürich.  Zum 
Teil  werden,  wie  in  Waadt,  Börsenpapiere 
besonders  herausgehoben,  wobei  der  Jonnar- 
kure  entscheidend  ist  In  Bern  werden 
Hypotheken,  jährliche  Zinsen  und  Renten 
mjt  dem  25  fachen  Betrage  zur  Vermögens- 
steuer veranlagt,  bei  den  übrigen  Eapitalien 
ist  der  wirkL(^e  Ertrag  ausschlaggebend, 
da  dieselben  der  Einkommensteuer  unter- 
liegen, Freiburg,  Thurgau,  Schwyz,  Ob- 
walden und  WaluB  gehen  vom  Nominalwert 
aus,  zum  Teil  gesellen  sich  hierzu  noch 
wälere,  detaillierte  Vorschriften  {Aiu«au). 
LebeuBversicheningspolicen  werden  in  Grau- 
bünden, Scliaffhausen  und  Waadt  als  Eapi- 
taivermögen  in  der  Höhe  der  eingezahlten 
Prämien  betrachtet,  nur  dass  Schaffhausen 
im  Wege  des  einfacheren  Vollzugs  30  "In 
der  eingezahlten  Prämiensummen  als  diesen 
Wert  ^ten  lässL 

d)  üebrige  bewegliche  Habe. 
Bei  dieser  wird  regelmässig  der  Verkehrs- 
wert angenommen,  soweit  dieselbe  über- 
haupt der  Steuerpflicht  unter  hegt.  Bei 
veränderlichen  Vermögensbeständen  kommt 
bisweilen  ein  durchschnittlicher  Verkehrs- 
wert  in  Ansatz,  wie  bei  Warenlager  und 
gewissen  Einrichtungen  (üri).  Der  Durch- 
schnitt bezieht  sich  auf  schwankende  Be- 
triebsgrOssen.  In  Nidwaiden  ist  der  mittlere 
Tagespreis  für  Warenvorräte  und  Rohmate- 
rialien, ebenso  für  das  Vieh  der  Ansatz. 
Der  Änschaffungswert  wird  in  Schwyz  für 
den  Handels-  und  Gewerbefonds  in  Betracht 

fizogen,  bei  gebrauchten  Möbeln  öftera  der 
utzungswert. 
Feststellung  der  Steuerkapi- 
talien. Zur  Ermittelung  der  Steuerkapi- 
talien ist  in  den  Schweizer  Kantonen  die 
Selbstsobätzung  die  Regel,  die  Einschätzung 
die  Ausnahme.  Letztere  als  generelles 
Verfahren  gilt,  al«;esehen  von  dem  Bimdes- 
gesetz  über  den  Hilitärpflichtersatz  nur  in 
Appenzell,  Glarus  und  Luzem.  Als  paiti- 
elles  Verehren  fQr  Liegenschaften  in  Aar- 
gau, Appenzell  1.  Rh.,  Bern,  Freibui^  und 
Genf,  m  letzterem  Kanton  nicht  ganz  für 
Gebäude,  ebenso  in  Thurgau  Uri  und  Waadt, 
Die  Einscbätzune  mit  der  Bedeutung  einer 
Eontrolle  und  Minimalgrenze  besteht  in 
Schaffhausen  und  Nidwaiden.  Die  Dekla- 
ration pflegt  eine  mehr  oder  minder  er- 
zwungene zu  sein.  Der  Steuerbetrug 
ist  mit  dem  2-  bis  10  fachen  Betrage 
als  Steueretrafe  bedroht  bezw,  der  Ver- 
pflichtung zur  Nachzahlung  der  vollen 
Steuer. 
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6.  Die  V.  in  den  Einzelstaaten  der 
Dordamerikaniachen  Union.     Der   Typus 

der  YermSgenBsteuem  ist  in  allen  Staa- 
ten der  Union  mit  Ausnahme  von  Dela- 
ware, PeunBylvania  und  Wisconsin  ver- 
treten. In  New-Jeraey  irird  eine  Ver- 
mögenssteuer als  Specialabgabe  fOr  Sdiul- 
zwecke  erhoben.  Die  Vermögenssteuer 
beruht  auf  Einschätzung  des  bew^lichen 
und  UD  bewegliehen  VermögeuB  innerhalb 
der  Steuergerichtabarkeit.  Die  Uethode  der 
Veranlagung  iat  eine  zweifache.  Sie  ge- 
schieht entweder  durch  behördliche  Taxa- 
toren oder  Einsch&tzer,  die  von  den  Lokal- 
behörden gewählt  werden  und  beim  Fehlen 
von  Vermögen san zeigen  der  Steuerpflichti- 
gen auf  Grund  von  Informationen  die  Ver^ 
mögensmasse  feststellen,  oder  durch  eidlich 
bekräftigte  Selbstangaben  (Vermögensanzei- 
gen)  der  Steuerpflichtigen,  wie  z.  B.  im 
Staate  New-York.  Diese  Form  der  Veran- 
lagung iat  in  vielen  Stücken  sehr  mangel- 
hait  und  man  hat  daher  häufig  versucht, 
durch  Vei^leichungen  sogenannter  Kreisaus- 
gleichskommissionen  die  vorhandenen  Fehler 
zu  verbessern.  Ausserdem  ist  die  ganze 
Steuerform  dadurch  in  ihrer  Wirkung  er- 
heblich beeinti^htigt,  dass  das  bewegliche 
Vennögen  nur  unvollkommen  von  der  Ab- 
gabe erfaset  wird  und  sich-  ihr  leicht  zu 
entziehen  vermag.  Von  der  Steuer  sind  in 
den  meisten  Staaten  befreit:  das  Vermögen 
der  Vereinigten  Staaten,  der  Einzelstaaten, 
der  Kreise  (Municipahtäten),  die  Begiftbnis- 
plätze,  Grundstücke  und  Gebäade  zu  reli- 
giösen, Wohlthatigkeits-  und  ünterrichts- 
zweckea,  Häuser,  Feuerapritzen  etc.,  die  den 
FeuerlöschmauDBchafteD  gehören,  öffentliche 
Bibliotheken,  Werkzeuge,  Geräte  für  den 
Betrieb  von  Landwirtschaft  oder  Gewerben, 
zu  Öffentlichen  Zwecken  benutzte  Verm5- 
^nsgeged  stände,  Hausgeräte  und  Hausmo- 
hiliar  bis  zu  einem  gesetzlichen  Höchstbe- 
tra^  (100—300—1000  Scliilling).  Femer 
geniessen  eine  Steuerbefreiung  die  Schidd- 
vcrschreibungcn  der  Union,  der  Einzelstaaten 
und  Ifunicipalitäten,  mitunter  auch  die  De- 
positen der  Sparkassen,  Vermögen  in  tran- 
situ,  eingeführte  Goldbarren  in  Originalver- 
packung u.  8.  w.  Vom  Steuerkapitate 
dürfen  dann  noch  die  Schulden  und  I^ten 
abgezc^n  werden,  die  auf  dem  Vermt^n 
ruhen.  In  einzelnen  Staaten  bestehen  be- 
sondere Vergflnsligungen  für  den  Ackerbau, 
in  anderen  für  den  Betrieb  der  Gold-, 
Silber-  und  Erzminen,  in  dritten  für  neuer- 
richtete  Fabriken  u.  s.  w.  Diese  Begünsti- 
gungen sind  teils  dauernde,  teils  vorüber- 
gehende (z.  B.  10  Jahre  lang). 

Die  Steuersätze  sind  proportional 
und  werden  am  Ende  jeder  Ijepslatur  fest- 
gesetzt   und    in  Cents    vom  HundertdoUar 


(oder  Hills  vom  Dollar)'),  d.h.  in  Tausend- 
ste! von  der  Geldeinheit  ausgedrückt  Die 
Hohe  des  Steuersatzes  ist  oftmals  durch  die 
Verfassung  limitiert  und  findet  Anwendung 
auf  die  Staatsverwaltungszwecke,  während 
ausserdem  noch  die  Erhebung  von  Zn- 
Bcblägen  für  Gemeindeschulen  und  andere 
StaatBzwecke  statthaft  ist 

Die  Steuergesetie  der  Einzelstaaten 
kranken  aberhaupt  an  grossen  steuertech- 
nischen  Unzulänglichkeiten,  und  diese  sind 
die  Wurzeln  des  unbefriedigenden  Zustandes 
der  Vennögenssteueni  in  der  Union.  Es  ist 
daher  verständUch,  dass  sich  in  den  Ver- 
einigten Staaten  mehr  und  mehr  Bew^in- 
gen  geltend  machen,  welche  die  Ueberlei- 
tung  der  Verm^nssteuem  in  ein  System 
von  Einkommensteuern  befürworten.  Der 
erste  Schritt  in  dieser  ßjchtung  wäre  aber 
unbedingt  eine  moderne  Umgestaltung  und 
zugleich  eine  Verschärfung  der  Grundsätze 
für  die  Steuerveranlagung. 

Litteratnr  tBoeckh,  SlaaUtiaiahaUung  derAthimer, 
e.  Autgabe,  Berlin  1SS6,  S.  SBSff.  —  Uaf- 
H-uarAt,  Sömüehe  SloaiKenuatlung,  JVrue  Attt- 
gäbe  von  Dtitau  ISSi,  Bd.  II,  S.  IfSff.  — 
iMng,  Hittoriiche  Enticiekelvng  der  deiUachvK 
St«uerverjat*ungen,,  Berlin  1793.  —  v.  Hatter, 
Beiträge  zur  Getchichte  der  üelerreichiechen  Fi- 
Tuaaen,  Wien.  1S4S,  S.  SO—St.  _  Wagtier, 
Fin.  III,  g^  7—11,  34ff.,  ÖS,  59,  TU^XS  (da- 
lelbtt  veitere  LitteratumoekweiieJ.  —  Pnrteu, 
HitUrirs  da  Indult  glnfraiix  tur  la  ProprÜU 
et  U  Retenu,  l^trii  1856.  —  fiaer,  II  Cataelo 
Snrentim)  del  teBOlO  XV.  (Xuova  Anlologia 
1871).  —  KUeK,  de  aerario,  Sl.  ed.,  tS71.  — 
KtUp»ehild,  De  iuribu*  et  pritiUeyiil  cirilatuia 
imperialium,  1637,  S.  41S.  —  £rtfn«fc«,  An- 
leitvng  tttr  Begtiliening  der  Steuern,  1810,  S.  lt. 

—  Hart,  Handtnich  der  Staattuiirltcbaft  und 
Finant.,  1811,  I,  S.  511.  —  KrOnckc,  lieber 
die  Orttndtälte  einer  gerechlen  Beete^enutg, 
1819,  ertte  Abhandlung.  —  Strelin,  Sevieicn 
der  Lehre  von  den  Auflagen,  Erlangen  18X1.  — 
Sehr,  Lehre  von  der  Wirttchafi  des  Staate», 
Leipzig  ISSl.  —  V.  Seutter,  Buleuertatg  der 
Völker  rechte-  und  geidicineiUchaJUich  unter- 
tucbt,  18iS.  —  Mathy,  Einführung  einer  ge- 
rechten Vermligenuteufr  in  Baden,  Karleruhe 
ISSl.  —  Murhara,  Theorie  and  PalUii  der 
lietteuerung,  OStlingen  1834.  —  LoU,  Hand- 
buch der  SlaiiltarirUehafttlehre,  Erlangen  ISSS, 
III,  S.  349.  —  Jtau,  Orundaätte  der  Finam- 
Kiiitemch<\fl,    4-    Aufl.,    1869—60.    ^    402—404- 

—  Wlrth,  Grundtälte  der  SSalionalÖtonomü, 
IBftn  1859.  —  EnumUtghav»,  Art.  » Ver- 
mOgentttevern  (in  Bentttek'  HandvSilerb.).  — 
Statirua.  SUodeme  Bettewenag,  1870.  —  Der- 
aetbe,  Freiheil  in  der  Volktäirltehafi,  Heidel- 
berg 1873.  —  A'eumontt,  Progreeeive  Bin- 
kommeaeteuer,  Leipzig  1S74,  S.177ff.  —  Btlinafci, 
Stellung  der  VenHügeni-  und  Verkehrttleuem  in 
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Slettersj/tlrm,  Birtht  Amvüert  1S76.  —  ScMffle, 
Steuerpolitik,  Tübingen  1880,  S.  355.  —  Der- 
tuAbe,  Sitaem  II.  Teil.  (Hand-  und  Lehrbuch 
dT  8loatta^»en»cha.ft«n  II.  5),  Ltipiig  1897.  — 
Bogeher,  Syet.  IV,  i  75.  —  Wagner,  Fin. 
il  (t.  Aufl.)  1890,  ii  S4i—i8.  —  Deraelbe,  in 
Sehirnbery  Hb.  III,  S.  ijl—448.  —  Cohn, 
Finanzu^iuetieckaft,  StutfgaH  ISS9,  i_i  35t~57. 
Eheberg,  GrundriM  der  Frnamwiiiemchßfi, 
S.  Auß.,  Leipzig  1898,  S.  tit.  —  Schant, 
Fragt  der  Stetierpftickl  (in  Schaia'  Fin.-Areh., 
Jahrg.  IX,  S.  19ff)..  —  M.  v.  Heckel,  .irU 
■  VermSgenttlevera  im  W.  d.  7.  Bd.  II,  S.  778 
bit  784.  —  Bamhale,  Art.  « VermSgentiteaer« 
(Preutten).  c.  Stengel  W.  d.  V.  V.  3.  Erg.-Bd. 
S.  I7e.  —  du  Oer»,  A'aliire  de  l'IsipSt  tur  U 
eapital  (Jo-umal  de»  Eeon.,  1850).  —  Menler, 
Theorie  et  Jppliealion  de  t'Impvt  tur  U  eapital. 
Pari*  1871.  ■ —  Seeretan,  L'tmpöt  progrtaiif 
tur  let  revenu4  et  l'ijnpot  eur  U  Capital  mobile, 
Lautanne  IS9S.  —  S^igatMn,  The  General 
pToperly  and  Income  Tax  (Political  Sdem-e 
Qaarltrly,  Vol.  V.).  —  Sehan»,  Steuern  der 
Schiceii  leit  Beginn  det  19.  Jahrhunderte,  Stutt- 
gart 1890,  betonderi  Bd.  I,  S.  59$'.  —  Cofcn, 
Steuerreform  iis,  Kanton  Zürich  (in  Schanz' 
F(i:-Arehiv,  Jahrg.  I,  S.  78).  —  BolMevaln, 
Die  neueite  Sleuerr^fbrin  in  dtn  Niederlanden. 
Sehant'  Finamutrchiv,  Jakrg.  XI,  S.  419—746.  — 
Beiach,  Die  Beform  der  direkten  Betteuerung 
in  Holland,  Zeittehr.  f.  V.,  Soxialpol.  u.  Verw. 
Bd.  11,  S.  303$.  —  Patten,  Finaniweten  der 
Staaten  und  Städte  der  Union,  Bonn  1878.  — 
V.  Kaufmann,  Staatt-  vnd  Lokalfinamen  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Hordamerika  (in 
Mayrt  .tilg.  Slal.  Arrh.,  Bd.  I).  —  Krieg, 
Dir  Vermögenitteuer  im  Staate  AVio-Fbri  (Z. 
/.  Sl.  1855).  —  SchKab,  Die  Vermögensiteuer 
im  StaaU  iWiP-1'ori,  in  »Siaattviittenicha/tl, 
attidieau,  htg.  von  Eltler,  III.  Bd.,  3.  Heft, 
Jena  IS'JO.  —  v.  Beltienatetn,  Eine  lu,mma- 
nale  Finanireform  in  Nordamerika  (in  Scham' 
Fin.-Arrh.,  Jahrg.  III,  S.  591).  —  Seligman, 
Finantaeien  der  Vereinigten  Maaten  von  Nord- 
amerika (in  Schanz'  Fin.-ÄTek.,  Jahrg.  IX,  S. 
590$.).  —  E.  L.  Bogart,  Die  FinanzverhäU- 
nitte  der  Eimetttaaten  der  Nordameriianitchen 
Union,  Jena  1897,  S.  97—115.  —  £(y,  HisWTy 
of  Financet  and  Taxation  of  Penntyleania  (Pub- 
lieatiom  oj  Ihe  American  Economic  Atioeiation, 
II,  1888).  —  Deraelbe,  Tazaltan  in  American 
Statet  and  Citict,  Ifetc-Yori  1888.  —  Broglio, 
DeW  Impoeta  tuUa  Bendita  in  Inghellerra  e  tut 
Capitale  negli  Stati  Uniti,  Torino  1865.  — 
iloBtrow,  Die  jireuttitchen  Steuervorlagen  vom 
Standpunkte  der  Sotialpolitik  (in  Bravnf  Arch. 
für  toi.  Stal.  und  G.-Gb.,  V.  Bd.,  4.  Heft, 
Xr.  2).  —  Deraelbe,  Die  VermÖgenttteuer  und 
ihre  Einfägung  im  preunitche  Steiiersytiem 
(Jahrb.  f.  Kai.  u.  Slot.,  DriUe  Folge,  Bd.  IV, 
S.  161).  —  Wagner,  Eeform  der  Staatebttteue- 
Tvng  in  Pretitsen  (in  Scham'  Ftn.-Areh.,  Jahrg. 
VIII*).  —  Oertaeh,  Die  preuttitche  Stetier- 
reform  in  Staat  und  Gemeinde,  Jena  1893.  — 
GlA»alHff,  Die  Neitgettaitang  der  direkten 
Staaitbetteuerung  in  Heaten.  Schani'  Fin.-Areh., 
Jahrg.  VII,  S.  290—360.  —  Enneccerua, 
VtrmSgent-,  fundierte  Einkommen-  oder  Erb- 
tchaJUtteuer,  Harburg  1893-  —  V.  Phtlippo- 
r(eh,  VermSgentileuer  (im  Soz.-pol.  Centralblall, 
Jahrg.  I,  AV.  19).  —  v.  RelVMmatetn,  Preutti- 


tche  Steuerrefitnn    (in   den  Blättern  für  toiiale 
Projeie,  Jahrg.  1,  Nr.  .1). 

Max  von  Heckel, 
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VerrI,  Hetro,  Graf, 

geb.  am  12.  Xn.  1728  za  HaUand.  »st.  da- 
selbst am  28.  VII.  1797,   wurde  1763  Gonver- 

nementsrat  in  seiner  Vateratadt,  in  welcher 
Stellung  er  es  als  seine  Aufgabe  ansah,  den 
Steuerdruck,  welchen  die  Generalpüchter  «nf  die 
Bevölkerung  der  Lombardei  ausübten,  mit  Hilfe 
des  Ministers  Eaunitz  siegreich  za  bekilmpfen. 
Ebenso  geschickt  operierte  er  als  FreibSndler 

Segen  Regalien  und  Zollschranken,  ward  PrSsi- 
ent  des  KomiaerEkoltegiums,  aber  1786  infolge 
Machenschaften  der  Anhänger  des  früheren 
8peiTsjst«nis  seiner  Aemter  enthoben. 

Verri  verBHentlichte  tod  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  in  Bnchform:  Dialogo  sal  dis- 
ordine  delle  monete  nello  Stat«  di  Milano,  Kai- 
land 1762;  dasselbe,  Neudruck  in  Bd.  XVI  des 
Custi>di9chen  Sammelwerkes  „Scrittori  classid 
italiani  di  economia  politica",  5Ü  Bde.,  Mailand 
1803/16.  —  Medita*ioni  snll'  economia  poUtica, 
Livomo  1771  [erschien  in  dieser  I.  Ausgabe 
anonym);  dasselbe,  2.  Abdmck,  Lausanne  1771; 
dasselbe,  Abdmch  mit  Anmerkungen  von  G. 
Binaldo  Carli  im  XV.  Bde.  des  Cnstodischen 
Sammelwerkes;  dasselbe,  Abdruck  in  F.  Ferrara, 
Prefazione  al  vol.  IH,  serie  1  della  Biblioteca 
deir  Economista,  Turin  1862;  dasselbe,  in  fran- 
zösischer Uebersetfung  von  Hingard,  Lausanne 
1773:  dasselbe,  in  der  nttmlichen  Uebersetzang, 
ebd.  1795;  dasselbe  Jns  Französische  Übersetzt  von 
Cbardtn,  Paris  1800;  dasselbe,  ins  Französische 
übersetzt  von  Neale,  ebd.  1823;  dasselbe,  in 
holländischer  Uebersetzang,  Leiden  1801;  das- 
selbe, in  deutscher  Uebersetzung,  Dresden  1774; 
dasselbe,  ins  Deutsche  Qbersetzt  von  L.  B.  M. 
Scbmid,  Maunheim  1775.  —  Consnlta  snlla 
rltorma  delle  monete  dello  Stato  di  Milano, 
Hailand  1772.  —  Estratto  del  progetto  di  nna 
tariffii  delle  mercaUEia  per  lo  Stato  di  Milano, 
ebd.  1774;  dasselbe,  Abdruck  in  Bd.  XVT  dea 
Cnstodiscben  Sammelwerkes.  —  Discorsi  soll' 
indole  del  piacere  e  del  dolore,  snlla  felidtA  e 
snlla  economia  politica  ebd.  1781;  dasselbe, 
übersetzt  ins  FranEOsische  von  Conret  de  Ville- 
neuve,  Paria,  s.  a.  ^  Riflessioui  snlle  leggi 
vincülanti ,  principalmente  nel  cojnmercio  de' 
grani,  Mailand  1796;  dasselbe.  Abdnick  im  XVI. 
Bde.  des  Custodiachen  Sammelwerkes.  —  Me- 
morie  storiche  snlla  economia  pubblica  detto 
Stato  di  Milano,  ebd.  1804.  (Verfasst  1768  und 
zuerst  TeräfEentiicht  in  Bd.  XVII  des  Custo- 
dischen  Sammelwerkes.    Der  Inhalt  besteht  in 


Zeiten  Karls  V.  mit  denen  in  der  Mitte  des  18. 
Jahrbnnderts.) 

Verri  gehGrt  der   Uebergangsperiode   vom 
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Verri — Verruf serklilning 


Hauptwerke  „Meditazioni"  etc.  (s.  o.)  hinneigt, 
in  welchem  auch  der  imp6t  nniqne  der  Qaea- 
Dftjgchen  Schnle  von  ihm  verworfen  wird.  Seine 
Theorie  von  der  Eebnug  des  National reichtnms 
durch  Vermehrung  der  Reproduktion  beruht  auf 
einer  Art  wirtschaftlichen  Zeitcrspamissystems, 
was  die  Beschleunigung  der  Wiedererzeugung  der 
Guter  zum  Zwecke  haL  Jede  Handel  und 
Wandel,  Geld-  nnd  Güterumlauf  in  ihrer  Be- 
reicheningsthätigkeit  des  Yolkavenuilgenfl  hem- 
mende Schranke  wird  daher  Ton  ihm  bekämpft 
und  dagegen  von  ihm  gefordert:  Freigabe  dea 
Getreidehandels,  Verzicbtleistung  auf  die  Maga- 
zinierung  der  Komvorräte,  ÄoaserkraftsetzuDg 
der  Brot-  und  Fleischtazen ,  Aufhebung  der 
BinnenzQlle  und  Wuchergesetze.  Er  erkISrt 
sich  für  AnfrechterhaJtnng  eines  massigen 
SdiuttzoHes  zu  Qonaten  der  heimischen  In- 
dustrie und  befürwortet  die  Dismembration  der 
Grundstücke  zum  Vorteile  der  kleinen  Kultur. 
Die  Theorie  der  Wechselwirkune  von  Angebot 
nnd  Nachfrage  auf  die  Freisbiidnng  hat  Verri 
ans  der  Verschwommenheit  der  bisherigen  Anf- 
(aaennK  in  eine  bestimmtere  Form  gebracht, 
wonach  der  Käufer  als  Vertreter  der  Nachfrage 
im  geraden,  der  Verkäufer  als  Vertreter  des 
Angebots  im  ungeraden  VerhSltnigse  zum  Preise 
steht.  Für  dos  Steigen  oder  Sinken  des  Frei sea 
ist  nach  ihm  im  erstereu  Falle  die  Seltenheit, 


KÄufer  lur  Anzahl  der  Verkäufer 
letzteres  insofern  massgebend,  als  das  numerische 
TJeberwiegen  der  Käufer  den  Preis  hebe,  jenes 
der  Verkäufer  dagegen  denselben  herabdrücke. 
Gegen  letzteres  Postnkt  hat  Oioia  den  Einwand 
erhoben,  dasa  eine  andauernde  Preissteigerung, 
bedingt  durch  die  Minderzahl  der  Verkäufer, 
ans  dem  Grunde  nicht  zutreffe,  weil  erstens  die 
Kaufkraft  der  Kttufer  eine  verschiedene,  weil 
zweitens  die  Verkäufer,  wenn  das  Bedürfnis 
nach  ihren  feil  gehaltenen  nnd  nur  in  geringer 
Menge  zu  Harkte  gebrachten  Waren  anch  ein 
dringendes,  doch  rorzieben  würden,  lieber  viel 
en  massigen  als  an  die  kaufkräftigsten  Käufer 
wenig  zu  hoben  Preisen  abzusetzen.  Auch  das 
aas  der  angenommenen  Ueberzahl  der  Verkäufer 
Ton  Verri  gefolgerte  unbegrenzte  Falten  des 
Preises  bekämpft  Gioja,  indem  er  als  Knsscrate 
Grenze  der  Abwärtaiiewegang  des  Preises  der 
Güter  deren  Heratellnngakosten,  da  die  Produ- 
zenten Terdienen,  aber  nicht  mit  Verlust  los- 
Bcblagen  wollen ,  annimmt.  Dass  der  freie 
Wettbewerb  in  seinen  Konjunkturen  die  Preis- 
bildnngsentwickelnng  ans  Angebot  und  Nach- 
frage bäuflg  anticipiert,  dass  ferner  lebhafte 
Nachfrage  auch  durch  künstliche  Mittel  hervor- 
f^rufen  werden  kann,  und  dasa  der  Qroashandel 
in  der  Tarifiemng  seiner  Waren  von  den  Preia- 
aätzen  des  Weltmarktes  beherrscht  wird, 
brauchten  Verri  und  Gioja  zu  ihrer  Zeit  noch 
nicht  zu  berücksichtigen. 


Histoire  de  l'^conomie  polit.  en  Italie,  trad.  de 
Gallois,  Paris  1830,  8.  2Ü3/1&  —  B  1  a  n  q  n  i , 
Histoire  de  l'economie  politiqne  en  Enrope,  3. 
Aufl.,  2  Bde.,  ebd.  184Ö,  Bd,  U,  S.  46öff.  — 


HacCnlloch,  Literatnre  of  poliücal  econo- 
mj,  London  1846,  S.  26,  29,  S(i.  —  U  g  o  n  i , 
La  letteratnra  italiana,  Bd.  n,  Hailand  1856, 
3.  35/128.  —  Encjclopaedia  Britannica,  Bd. 
XIX,   1886,  S.  362.  —  Ingram,  History  of 

Solitical  economy,  ebd.  1888,  S.  73.75.  — 
oavy,  Le  comU  P.  Verri,  Paris  1889.  — 
Zuckerkandl,  Znr  Theorie  des  Preisea, 
Leipzig  1889,  8.  202/4.  —  Vi  dal-Naque t, 
Verri,  in  Nonvean  dicttonnaire  d'^eonoraie  polit. 
Bd.  II,  Paris  1892,  S.  1165/66. 
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VerrniBerklänuig  (Boykott). 

1.  Begrifi  und  Wesen  der  V.  2.  Methode 
und  DurchfUhrnng  der  V.  3.  Ursprung  nnd 
EntWickelung  der  V.  in  Etiropa  und  Amerika. 
4.  Volkuwirtscbaftliche  Bedeutung  der  V. 

LBegriHnndWesenderV.  Vernifser- 
klärungi  oder  Boykott  ist  ein  Kampfmittel  der 
organisierten  Arbeiterschaft  gegen  das  Untei^ 
nenmertuin.  Wir  verstehen  unter  Veirufs- 
erklarung  eines  Arbeitgebers  ein  Kampfmittel 
der  geschlossenen  Arbeiterorganisationen, 
welches  seine  Waren  ächten  und  von  jedem 
wirtschafthchen  Verkehr  ausschliesBen  soll. 
Die  ganze  Massre^l  ist  nicht  so  sehr 
gegen  die  Person  emes  mlssliebigen  Arbeits 
gebeis  oder  eioe  Onippe  voa  solchen  als 
gegen  die  von  diesen  produzierten  tiüler 
gerichtet.  Jene  sollen  auf  diese  Weise 
ökonomisch  zu  Grunde  gerichtet  werden, 
kein  Arbeiter  darf  mit  den  GteSchteten  in 
irgendwelche  Beziehungen  treten ,  ohne 
gleiclifalls  dem  Bannfluche  zu  verfallen. 
Der  Grund  zur  Verhängang  der  Vemifs- 
erklärung  liegt  in  der  Schmälenuig  der 
Arbeitsbedingungen  oder  in  sonstigen  wirt- 
schaftlichen, sozialen  oder  politischen  Ver- 
gehungen des  Unternehmers  gegen  Mitglieder 
der  Aj-beiterorganisation  oder  diese  selbst 
Sie  soll  ein  besonderes  Machtmittel  zur  Er- 
gänzung und  Verschärfung  der  Arbeitsein- 
stellungen  sein  und  das  widerstrebende 
Uutcmehmerelement  dem  Willen  der  Ar- 
heiter  unterwerfen,  es  unter  die  Ärbeiter- 
forderungea  beugen. 

Dieses  Anshimgeningssjstem  wird  zu 
einem  doppelten  Endziäe  verwendet  Die 
rohere  und  brutalere  Erscheinungsform  ist 
lediglich  ein  Mittel  der  Bache  der  Arbeiter- 
genossenschaften. Man  will  den  Gegner 
einfach  materiell  und  gesellschaftlich  ver- 
nichten, man  will  ihn  zwingen,  entweder 
auszuwandern  oder  seine  Tage  zu  beschliessen 
als  Ausgestossener  aus  der  menschiichen 
Gesellschaft.  Je  mehr  es  der  Arbeiterschaft 
gelingt,  sich  interlokal  oder  gar  internatiODsl 
zu  organisieren,  desto  wirkungsvoüer  wird 
sich  dieser  Racheakt  an  dem  Betroffenen 
äussern.  In  der  milderen  Gestalt  dagegeo 
ist  die  VerrufserklÄrung  nicht  Selbstzweck. 
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sondern  nur  ein  Mitfei  zum  Zweck.  Sie  soll 
dazu  dienen,  durch  eine  organisierte  Kund- 
schafte atzi€^ung  den  betroffenen  Arbeit- 
geber den  FonieniDgen  der  Arbeiter  gefügie 
zn  machen,  er  bildet  eine  Unterstützung  und 
Verschärfung  im  Kampfe  der  Arbeit  mit 
dem  Kapital.  In  dieser  letzteren  Erschei- 
nungsform gewinnt  er  namenüich  in  Ver- 
bindung mit  den  Arbeitseinstellungen  und 
Äussperrnngen  seine  volle  Bedeutung, 

Durch  die  zunehmende  Entwickehmg 
des  Verkehrs,  durch  die  wirtschaftliche  Frei- 
heit und  Freizügigkeif  wird  der  Ausgang 
der  Strikes  für  die  Arbeiter  immer  zweifel- 
hafter. Der  Arbeitgeber  ist  immer  mehr  in 
der  Lage,  sich  von  auswärts  Ersatzarbeiter 
zu  beschaffen,  die  Terödeten  Arbeitsstellen 
rasch  wieder  zu  besetzen,  namentlich  wenn, 
wie  in  der  modernen  Volkswirtschaft  hÄiüig, 
eine  gi-Ossere  oder  geringere  Zahl  von  Ar- 
beitskräften infolge  von  Arbeifaloaigkeit  ver- 
fügbar siud.  Hier  soll  nun  gerade  der  Boy- 
kott durch  sein  AuBhuncerungssvstem  den 
widerstrebenden  Arbeifgeter  zum  Nachgeben 
nötigen.  Darum  richtet  sich  auch  die  For- 
derung der  strikenden  Arbeifer  aiif  die 
Entlassung  der  Ersatzarbeiter,  der  soge- 
nannten »Scabs«.  Ihre  Beseitigung  wird 
durch  die  Aodrohimg  der  Vemiiserklftrung 
zu  erzwingen  gesucht  Und  indem  man 
den  Unternehmer  vom  Arbeiterznfluss  von 
aussen  absperren  will,  sucht  man  ihm  durch 
die  Unverkftuflichkeit  seiner  auf  Lager  bo- 
findlichen  Produkte  die  Kapitulation  vor 
den  Forderungen  der  Ausständigen  abzu- 
rinmn. 

Ebenso  kann  die  organisierte  Arbeiter- 
schaft versuchen,  eine  Aussperre  durch  den 
Boykott  zu  beantworten.  Auch  hier  handelt 
es  sich  um  die  Ausübung  einer  wirtschaft- 
Uchen  Z^'angsgewalt  gegen  einen  Arbeit- 
geber, durch  welche  dieser  veranlasst  wer- 
den soll,  die  entlassenen  Arbeiter  einer  Ar- 
beiteroi^anisation  wieder  anzusteUen  bezw. 
die  angesteUten,  der  betreffenden  Organisa- 
tion nicht  angehörenden  Arbeiter  wieder  zu 
entlassen.  Häufig  beruht  die  Verhängung 
des  Boykotts  als  Begleiterscheinung  der  Ar- 
beiterkflmpfe  auf  einer  einheitlichen  Grund- 
lage. Die  organisierte  Arbeiterschaft  sucht 
die  Arbeiterausstände  oder  sonstige  Gelegen- 
heiten des  sozialen  Klassenkampfes  dazu  zu 
benutzen,  um  den  bedrftngten  Untemehmem 
die  Bedingung  aufzuerlegen,  nur  Arbeiter 
ein^  bestimmten  Genossenschaft,  nur  orga- 
nisierte Arbeiter  aufzunehmen  und  alle  Ar- 
beiter, welche  ausserhalb  solcher  Verbände 
stehen,  schlechthin  auszuschhessen.  Damit 
soll  ein  doppelter  Zweck  erreicht  werden. 
Einmal  soll  der  Arbeitgeber  den  Forderungen 
der  Arbeiterscliaff  geftSgig  gemacht  werden 
und  sodann  wird  auf  die  lauen,  jeder  straffen 
Oi^anisation  abholden  Elemente  der  arbei- 


tenden Bevölkerung  indirekt  ein  Zwang  zum 
Anschluss  an  den  Verband  ausgeübt  Die 
Furcht  vor  Erschwerung  ihrer  materiellen 
Loge,  vor  Arbeitslosigkeit  und  wirtschaft- 
licher Not  soll  dieselben  den  Arbeitei^:e- 
noEsen  Schäften  zuführen.  Daraus  erklärt  es 
sich  auch,  dass  in  neuerer  Zeit  beim  Frie- 
densschlüsse eines  Boykottkrieges  die  Forde- 
rung der  Arbeiter,  den  Arbeitsnachweis 
ausschliesslich  auszuübeu.  die  EiDsteUuug 
von  Arbeitskräften  unbedingt  von  der  Be- 
nutzung dieses  Arbeitsnachweises  der  orga- 
nisierten Verbände  abliäogig  zu  machen, 
jede  Beeinflussung  des  Untemehmertums 
gTimdsätztich  zu  tieseifigen,  von  den  Ar- 
beiterführern mit  aller  Schärfe  in  den  Vor- 
dergrund gerückt  ■»nirde. 

2.  Hetnode  ndd  Dorchführnng  der  V. 
Die  organisierte  VerEpeming  des  Absatzes 
durch  eine  Verruiserklämng  Jässt  sich  natur- 
gemäsE  nur  bei  solchen  Waren  oder  Leis- 
tungen durchführen,  deren  hauptsächlicher 
Abnehmer  die  arbeitende  Klasse  ist.  Es 
müssen  also  Massenkonsumartikel  sein  und 
zwar  solche,  die  von  denjenigen  Kreisen 
gebraucht  oder  verbraucht  werden,  auf  welche 
die  Arbeiterorganisationen  Einfluss  auszu- 
üben imstuide  sind.  Die  Methode  besteht 
einfach  darin,  dass  die  Waren  bestimmter 
Fabrikanten  in  Verruf  erklärt  werden  und 
die  boykottierende  Arbeitei'genossenschaft 
ihren  Mitgliedern  oder  den  von  ihr  ab- 
hängigen Gesellschaftskreisen  den  Kauf  oder 
Gebrauch  der  proskrihierten  Produkte  unter- 
sagt, eventuell  die  Ausserachtlassung  des 
Verbots  mit  Ausschluss  oder  ebenfalls  sekun- 
därer Vemifserklärung  bedroht  Je  nach 
der  Art,  Quahtät  der  Artikel  und  nach  dem 
Bedürfnis,  welches  dieselben  befriedigen,  ist 
der  verhängte  Boykott  einer  grösseren  oder 
geringeren  Verbreitung  fähig.  Ausgeschlossen 
ist  er  aber  bei  solchen  Erzeugnissen,  für 
welche  die  Arbeiterschaft  als  Konsument 
nicht  in  Betracht  kommt.  In  der  Mehrzahl 
der  Fälle  wird  aber  der  Boykottierte  der 
organisierten  Arbeiterschaft  nicht  unmittel- 
bar erreichbar  sein,  weü  hier  regelmässig 
die  unmittelbare  Berührung  zwischen  dem 
Unternehmer,  als  zu  bekämpfenden  Arbeit- 
geber, und  den  genossenschaftlich  geglie- 
derten Arbeitern,  als  Konsumenten,  fehlt. 
Es  bedarf  also  eines  Zwischengliedes,  um 
den  Boykott  durchzuführen.  Das  Interdikt 
muss  daher  auf  den  Zwischen-  und  Klein- 
handel ausgedehnt  werden,  der  von  dem 
b^kottierten  Fabrikanten  Waren  bezieht 
und  sie  an  die  Arbeiter  im  kleinen  absetzt. 
Und  thatsächlidi  pflegt  der  neuere  Boykott 
durch  die  Vermittelung  dieser  Kanäle  be- 
wirkt zu  werden,  indem  alle  Kleinb^dler 
und  Verachleisser  in  Verruf  erkltot  werden, 
welche  Fabrikate  einer  geboykotteten  Firma 
führen.    DerKleinkanfmanu  ist  aber  in  viel 
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grOaserein  MaBse  von  der  Ärbeiterbevßlke- 
rung  unmittelbar  abhangig  als  der  kapitatis- 
tiB(Jie  Unternehmer,  den  man  nur  dadurch 
indirett  schädigen  oder  wirtschaftlich  ver- 
nichten kann.  Die  formale  Durchführung 
des  Boykotts  geschieht  durch  öffentliche 
Bekanntgabe  der  proskribierten  Geechäfte  in 
Arbeitervereammlungec ,  Aibeiterzeitimgen 
oder  dimib  Flugblätter,  damit  sich  niemand 
dTirch  Unkenntnis  entschuldigen  kann. 

Für  die  Wirksamkeit  des  Boykotts  ent- 
scheidet vor  allem  Art,  Straffheit  und  Dis- 
ciplin  der  ArbeiterorganisatioD.  Jo 
allgemeiner,  ausgedehnter  uud  besser  org!^ 
nisiert  dieselbe  ist,  je  grösser  die  Zahl  der 
Teilnehmer  und  je  rascher  der  Absatz  der 
boykottierten  Waren  erfolgen  muas,  um  die- 
selben vor  dem  Verderben  zu  bewahren, 
desto  erfolgreicher  kann  das  Boykotten  sein. 
Eine  weitere  Bedingung  für  den  Erfolg  der 
"Verrufserklärung  ist  die  Möglichkeit,  den 
Absatz  zu  occupieren.  Bin  Unter- 
nehmer, der  ausschliesslich  für  den  Lokai- 
absatz  ;produziert,  ist  leichter  zu  bekämpfen 
als  derjenige,  welcher  seine  Waren  auch 
nach  auswärts  sendet.  Der  Fabrikant,  welcher 
für  den  ausländischen  Slsport  arbeitet,  ist 
dem  Boykott  überhaupt  meist  ganz  unzu- 
gänglich. Die  lokale  Durchführung  der 
Boykottiening  läßst  sich  leichter  bewerk- 
stelligen als  die  interlokale,  weil  lokale  Ar- 
beiterorganisationen meist  vorhanden  sind, 
den  interlokalen  es  aber  regelmässig  an  dem 
festen  Zusammenhalt  fehlt.  Endlich  spielt 
Umfang  und  Mass  der  Kontrolle  bei  der 
Ausführbarkeit  der  Verruf serfcläruog  eine 
wichtige  Rolle.  Diese  Beaufsichtigung  miiss 
sich  nach  zwei  Richtungen  erstrecken.  Zu- 
nächst müssen  die  Arbeiter  als  Ängehßrige 
einer  boykottierenden  Arbeitergenossenschait 
beaufsichtigt  werden,  dass  sie  die  geächteten 
Waren  nicht  kaufen,  und  sodann  hat  sich 
die  Aufsicht  auf  die  Kleinkaufleute  zu  be- 
ziehen, dass  sie  auch  thatsächlich  dem  Ver- 
bote nachkommen.  Der  Boykott  kann  sich 
immer  nur  auf  einige  wenige  Artikel  er- 
strecken, weil  die  grosse  Masse  nur  gelenkt 
werden  kann,  wenn  die  Aufmerksamkeit  nur 
auf  einen  oder  wenige  Punkte  koncentriert 
wird.  Je  mehr  aber  der  Markt  von  Unter- 
nehmern beherrscht  wird,  welche  den  Ab- 
satz monopolistisch  beherrschen,  desto  we- 
niger wird  der  Boykott  ausfülirbar. 

8.  Ureprung  und  Entwickelnng  der 
V.  in  Europa  und  Amerika.  Der  mo- 
derne Boykott  hat  seinen  Vorläufer  in  dem 
»Schelten  und  Auftreiben«,  einem  in  der 
Zunftzeit  gebräuchlichen  Kampfmittel  gegen 
»unehrliche«  Mitglieder  des  Handwerks.  Der 
Name  des  unehrlichen  Handwerkers,  welcher 
sich  gegen  die  Vorschriften  der  Zunftord- 
nung oder  gegen  die  Verfügungen  der  Zunft- 
behörden vergangen  hatte,  wurde  auf  dem 


»schwarzen  Brett«  bekannt  g^ben.  Beim 
gescholtenen  Meister  darf  kein  fteselle  mehr 
arbeiten,  derselbe  darf  nicht  mehr  bei  der 
Morgensprache  und  anderen  Zusammen- 
kOnften  der  Zunftgenossen  erscheinen,  auf 
dem  Markte  nicht  mehr  neben  den  anderen 
Meistern,  sondern  nur  drei  Schritte  von 
diesen  entfernt  seine  Waren  feilbieten  oder 
war  eventuell  völlig  vom  Absätze  auf  dem 
städtischen  Markte  ausgeschlossen  u.  dgL  m. 
Der  gescholtene  Geselle  dagegen  muss  seine 
Arbeitsstelle  verlassen,  kein  Geselle  darf 
mehr  neben  ihm  arbeiten,  ohne  selbst  ge- 
scholten zu  werden.  Will  er  an  einem 
anderen  Orte  Arbeit  nehmen,  so  wird  er 
»aufgetrieben«,  d.  h.  er  wird  durch  Briefe 
an  die  Orte  verfolgt,  wohin  er  sieh  wendet 
oder  wo  er  Arbeit  sucht. 

Das  Schelten  und  Auftreiben  war  zu- 
nächst eine  gesetzmässige  Institution  des 
mittelalterlichen  Gewerberechts,  um  die 
zünftige  Ehrlichkeit  zu  schützen  und  zu  er- 
halten. Seit  dem  16.  Jahrhundert  nimmt 
sie  aber  einen  teilweise  anderen  Charakter 
an  tmd  wird  zu  einem  Kampfmittel  der 
oi^nisierten  Gesellen  schaft.  Sobald  die  Ge- 
sdlenverbände  den  Meister^ünften  als  eine 


haben  sie  zur  Wahrung  ihrer  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Standesintereesen,  um 
die  ihrem  Lebenskreise  zunächst  hegenden 
Forderungen  gekämpft.  In  diesem  sozialen 
Klassenkampf  zwischen  den  Arbeitnehmern 
und  Arbeitgebern  hat  die  Gesellenschaft 
durch  ihr  Gesellengericht  den  zünftigen 
Meistern  Vorschriften  zu  geben  gesucht  und 
die  sich  weigernden  Handwerksherren  ge- 
ächtet. Als  Kampfmittel  zur  Erreichung 
dieses  Zweckes  bediente  sie  sich  des  Schel- 
tens  gegen  die  Meister,  sie  verbot  den  Ge- 
nossen, bei  einem  gescholtenen  Meister  ein 
Arbeite  Verhältnis  einziehen  und  seine  Waren 
zu  kaufen.  Damit  war  das  Schelten  zu 
einem  Bestandteil  der  mittelalterlichen  Ar- 
beiterbewegung geworden.  Wir  haben  es 
hier  mit  einer  Erecheiuung  des  Wirtschafts- 
lebens zu  thun,  deren  Ziel  war  die  Beugung 
der  Meisterinteressen  unter  die  Fordemngcn 
der  Gesellen  Schaft  Diese  Vemifserklarung 
eines  Arbeitgebers  durch  die  Arbeiterge- 
nossenschaften ist  nichts  anderes  als  aas 
Boykotten  der  neuesten  sozialen  Kämpfe. 

Das  heutige  System  des  Boykottens 
stammt  seinem  Ursprünge  nach  aus  Irland. 
Seltsamerweise  aber  hat  dieses  neue  Kampf- 
mittel seine  Wurzel  nicht  im  Erdreich  der 
sozialen  Kämpfe  der  industriellen  Arbeiter- 
schaft, sondern  ist  den  irischen  Agrarkämpfen 
entwachsen.  Ciiarles  Cunningham  Boykott 
lebte  Ende  der  siebziger  Jahre  in  Lough 
Mask  (Grafschaft  Mayo)  und  war  Grund- 
besitzverwalter und  Agent  des  Lord  Erne. 
Seine  Hauptaufgabe  bestand  in  der  Ueber- 
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-wscbung  der  kleinen  Pachter,  ob  dieselbea 
ihren  Verpflichtunjjen  gegen  den  Gutsherrn 
nachkamen.  Dabei  verfiiur  er  mit  solcher 
Strenge,  ünerbittlichkeit  und  Uartherz^keit, 
dass  der  Hass  des  ganzen  Landes  ^S.  auf 
seine  Person  koncentrierte.  Im  Herbste 
1879  hatte  die  Erbittenmg  ge^n  ihn  den 
Gipfel  erreicht,  so  dass  die  nationale  Land- 
liga bescbloss,  gegen  ihn  vorzugehen.  Man 
sdieute  sich  indessen  vor  Gewaltmassr^eln, 
sondern  Bprach  gegen  ihn  die  aUgemeine 
Äechtiing  aus.  Alle  seine  Arbeiter  kOadigten 
ihm  unmittelbar  vor  der  Ernte,  so  dass  er 
das  Getreide  voa  seinen  gepachteten  Feldern 
nicht  einbringen  konnte.  Die  Dienstboten 
verlieswen  sein  Haus.  Er  suchte  daher  aus- 
wärts neue  Arbeitskrftfte  anzuwerben  und 
bereiste  das  ^oze  Land,  konnte  aber  keine 
finden.  Obgleich  sonstTausende  von  hungern- 
den Vagabunden  bereit  waren,  zu  jedem 
Preise  eine  Arbeit  zu  tlbernehmen,  so  ver- 
mochte dennoch  Boykott  keinen  einzigen  zu 
gewinnen.  Die  Fuhrwerksbesitzer  wollten 
ihn  nicht  fehren,  die  Hotelbesitzer  ihm  keine 
Unterkunft  gewähren.  Schlächter,  Bäcker 
imd  KrSraer  verkauften  ihm  keine  Lebens- 
mittel. Als  er  sein  gemästetes  Vieh  auf  den 
englischen  Markt  schicken  wollte,  weigerte 
sich  die  Eisen  bah  d  gesell  schaff,  den  Transport 
zu  übernehmen.  Die  Wirkungen  des  Bann- 
fluchs lasteten  mit  unwiderstehlicher  Gewall 
auf  seinen  Schultern.  Endlich  schritt  die 
Re^erung  zu  Gunsten  des  Ausgestossenen 
ein.  In  einer  entlegenen  Gegend  im  Norden 
der  Insel,  wo  die  Landliga  wenig  Einfluas 
hatte,  wurde  eine  Schar  Arbeiter  gemietet 
und  unter  starker  militärischer  Bedeckung 
nach  Lough  Mask  gebracht.  Doch  war  es 
für  die  Ernte  bereitsizu  spät  geworden,  das 
Getreide  war  am  Halra  verfault,  und  die 
Arbeiter  mussten  unverrichteter  Dinge  wie- 
der abziehen.  Die  Kosten  für  den  militäri- 
schen Schutz  sollen  25000  £  betragen  haben. 
Boykott  musste  Lough  Mask  verlasaen. 
Englische  Grundbesitzer  vei-salien  ihn  mit 
Geldmitteln  zur  Auswanderung.  Im  FrOb- 
jahr  1881  soll  er  in  New- York  angekommen 
sein,  doch  kehrte  er  schon  1883  wieder  nach 
der  grünen  Insel  zurück.  Er  hatte  unter- 
dessen seine  Ansicht  gründlich  geändert 
und  ist  in  das  Lager  seiner  früheren  Gegner 
abelgegangen,  wo  er  sich  in  der  Folgezeit 
einer  gewissen  Beliebtheit  erfreute.  Hier 
ist  er  dann  vor  wenigen  Jahren  als  Be- 
kehrter gestorben.  Dieser  erste  Erfolg  des 
Boykoltsystema  reizte  in  Irland  zur  Wieder- 
holung. Missliebige  Personen  mussten  mehr- 
fach infolge  der  über  sie  verhängten  Acht 
ihre  Stellungen  verlassen.  Wer  sich  weigerte, 
sich  dem  Boykott  anzuscbliessen,  verfiel 
gleichfalls  dem  Bannfluch.  Verschiedene 
Kanfleute,  welche  an  Proskripierte  Waren 
verkauft  hatten,   wurden   auf   diese   Weise 


zu  Grunde  gerichtet.  Das  grösste  Geschäft 
in  Irland,  welches  durch  das  Boykotteystem 
betroffen  wurde,  war  die  dem  Lord  Ardi- 
laun  gehörige  Brauerei  von  Guiness.  Dieser 
Streit  endigte  zwar  mit  einem  Kompromiss 
beider  Parteien,  welchen  aber  die  Boykotter 
als  einen  moralischen  Sieg  betrachteten. 

Im  Laufe  der  80  er  Jahre  des  vorigen 
Jahrhunderts  wurde  das  System  des  Boykot- 
tens  in  den  Vereinigten  Staaten  auch  zu 
einem  Kampfmittel  in  der  industriellen  Ar- 
beiterfrage. Hier  hat  man  auch  versucht, 
demselben  eine  theoretische  Grundlage  zu 
geben.  Die  nordamerikanisehe  Atmosphäre 
ist  mit  ihrer  Sucht  nach  üebertreibung  be- 
sonders geeignet,  solche  soziale  Experimente 
durchzukosten.  Die  Begrflndung  wurde  aber 
nicht  nur  mit  den  allgemeinen  Hilfsmitteln, 
welche  für  den  sozialen  Klassenkampf  in 
Betracht  kommen,  geführt,  sondern  auch  — 
und  das  ist  für  die  nordamerikanischen  Vei^ 
hältnisse  charakteristisch  —  die  Bibel  hat 
das  Rüstzeug  zur  Beweisführung  liefern 
müssen.  Namenüich  ist  auch  der  Apostel 
Paulus  als  Verteidiger  der  Verruiserklärung 
angeführt;  worden*). 

Der  Boykott  hat  sich  in  Nordamerika  zu 
einem  Kampfmittel  der  Ärbeiteroi^anisa- 
tionen  herausgebildet.  Er  soll  insbesondere 
zur  Ergänzung  und  Verstärkung  der  Ar- 
beitseinstellungen dienen  und  wird  insbe- 
sondere von  den  Gewerkschaften  ausgeübt 
Die  zunehmende  Dichtigkeit  der  Bevölke- 
rung und  die  Fortschritte  der  industriellen 
Arbeitsteilung  in  den  grossen  Städten  des 
Ostens  hat  die  Aussichten  auf  einen  erfolg- 
reichen Ausgang  des  Strikes  immer  mehr 
verringert.  Der  Ersatz  durch  andere  Ar- 
beiter, auch  dureli  neue  Einwanderer  wird 
für  den  betroffenen  Arbeitgeber  immer 
leichter  zu  bewerkstelligen.  Obgleich  aber 
die  Central verhÄn de  der  Arbeiterorganisa- 
tionen mit  aller  Energie  versucht  halien, 
alle  Arten  von  Handarbeitern,  gelernte  und 
ungelernte,  ihrer  Gruppe  zuzufühi-en,  so  ist 
es  ihneo  doch  nicht  gelungen,  dieses  Ziel 
zu  erreichen.  Als  die  Hauptaufgabe  des 
Boykotts  muss  es  daher  betrachtet  werden, 
den  Arbeitgeber  bei  einem  Ausstande  zu 
nötigen,  die  angeworbenen  Ersatzarbeiter, 
die  sogenannten  »Scabs«,  wieder  zu  ent- 
lassen. Die  Gewerkschaften  erklären  einen 
Unternehmer  solange  in  Verruf,  bis  die 
Unionleute  vrieder  angestellt  und  die  von 
diesen   gestellten  Forderungen  erfüllt  sind. 


')  Theas.  3,  H— 14:  Wir  hören,  dasB  et^ 
liehe  unter  Euch  ivandeln  anordeutlich  and 
arbeiten  nicht,  sondern  treiben  Vorwitz  .... 
So  aber  jemand  nicht  gehorsam  ist  nusenii  Wort, 
den  zeichnet  an  durch  einen  Brief  und  habt 
nichts  mit  ihm  zu  schaffen,  auf  iaas  er  schäm- 
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Ein  anderer  Qnind  zur  VerhfingUDg  des 
Boykotts  ist  eine  ÄUBsperre  seitene  einea 
Arbeitgebers.  Aach  liier  soll  die  organi- 
sierte Eundechaftsentiiebuag  den  Unter- 
nehmer zwingen,  die  beseitigten  Ge-werk- 
Bchaftler  wieder  aufzunehmen.  Endlich 
aber  ist  der  Boykott  auch  in  solchen  iHUen 
von  den  Gewerkschaften  angewendet  worden, 
lim  die  Wirkung  einer  Arbeitseinstellung  zu 
verschärfen,  bei  dem  der  Arbeitgeber  keine 
Ereatzarbeiter  heranziehen  kann.  Er  soll 
durch  die  DaverkauQichkeit  seiner  Produkte, 
die  sich  auf  Lager  befinden,  gezwungen 
werdeD,  den  Ausständigen  nachzugeben. 
Doch  hat  es  sich  in  dem  letztereo  Fall 
h&tifig  gezeigt,  dass  die  Yei-mfeerklärung 
den  gewflDBcStten  Erfolg  nicht  hatte.  Denn 
dieses  Aushungerungssystem  wirkt  niemals 
rasch,  sondern  nur  langBam,  eine  Wirkung, 
auf  welche  die  auBSttedigen  Arbeiter  in- 
folge ihrer  materiellea  Lage  kaum  jemals 
warten  können. 

Ausser  Geschäftsleuten  und  Arbeitgebern 
wurden  in  Nordamerika  auch  vielfach  Zei- 
tungen geboykottet,  welche  sich  den  Ge- 
werkachaftabew^ungon  gegenüber  feindselig 
gezeigt  hatten.  Man  verbot  das  Halten  dersel- 
ben sowie  das  Inserieren  in  denselben.  Wenn 
aber  ein  solches  Blatt,  dessen  Leserkreis 
mit  hauptsfichlich  aus  dem  Arbeiterstand 
besteht,  von  diesem  nicht  mehr  gehalten  und 
nicht  mehr  gelesen  wii-d,  so  können  auch 
Qrosskaufleute  und  Fabrikanten  veranlasst : 
werden,  in  dieser  Zeitimg  nicht  mehr  zu 
inserieren,  falls  die  DetaiUisten,  ihre  Ab- 
nehmer, zur  Arbeileraache  halten.  Wer  die 
Zeitung  weiterhin  benutzt,  verfBllt  gleich- 
falls der  Aechtung.  Die  Eontrolle  ist  da- 
bei leichter  durchziifflhren,  weil  die  Be- 
ziehungen irgend  einer  Firma  zu  einer  Zei- 
tung in  dem  Annoncieren  öffentlich  bekannt 
werden  und  festzustellen  sind. 

Von  Ähnlicher  Wirkung  wie  die  VeiTufs- 
erklSning  ist  auch  das  sogenannte  >Label- 
system«,  welches  bereits  früher  in  den  Ver- 
einigten Staaten  zur  Anwendung  gebiacht 
■worden  war,  ehe  der  Boykott  üblich  wurde. 
Es  diente  zur  Absatzersehwerung  der  Tene- 
mentscigarren  sowie  der  von  Chinesen  oder 
Straf ^fangenen  gearbeiteten.  Dieses  Ton 
der  miernationalen  Cigarrenmachergewerk- 
schaft  geübte  Verfahren  besteht  in  der  An- 
bringung einer  Etikette  oder  eines  »Label» 
an  den  Kisten  der  von  einem  Gewerk- 
schaftler geaj-beiteten  Clgarren,  durch  welche 
dieselben  mit  Aufschrift  und  Druck  von  den 
durch  sogenannte  «billige«  Arbeit  herge- 
stellten Tinte rschieUen  wenlen.  Dadurch  ver- 
suchte man  den  Absatz  von  Clgarren  zu  er- 
schweren, welche  von  den  Konkurrenten 
der  Gewerkschaften  verfertigt  sind.  Das 
Labelsystem  wirkt  auch  nur  mittelbar,  in- 
dem es  die  Arbeitsprodukte  von  Unionsleuten 


besondeiB  empfiehlt,  dodi  fehlt  hier  der 
brutale  Zwang  gegenüber  den  Konsumenten 
wie  beim  Boykott 

Von  Nordamerika  eingeführt,  ist  auch 
auf  dem  europäischen  Kontinent  das  System 
des  Boykottens  eingedrungen.  Hier  hat  sich 
dasselbe  gleichfalls  in  Verbindung  mit  der 
Arbeiterbewegung  und  den  sozialen  Klassen- 
kämpfen entfaltet.  Dabei  ist  es  das  charak- 
teristische Merkmal,  dass  politische  In- 
teressen und  politische  Partei- 
kämpfe das  Endziel  dieser  Bestrebungen 
bilden.  Nicht  so  fast  der  Kampf  um  die  Er- 
ringung besserer  Arbeitsbedingvmgen  oder  um 
die  Verbessenmg  der  materiellen  Lage  der 
Ariieiterscliaft  ist  der  Hauptzweck  des  Boy- 
kotts, sondern  im  Mittelpunkte  steht  vor 
allem  der  Kampf  um  die  politische  Macht 
gegen  die  sozialen  Faktoren,  auf  welchen 
die  moderne  Rechtsordnung  und  Gesell- 
schafts Verfassung  beruht.  Die  Leiter  der  in 
diesem  Sinne  politischen  Arbeiterbewe^ng 
sehen  in  dem  Boykotten  eines  der  vielen 
Mittel,  die  Umgestaltung  der  bestehenden 
Zuslände  langsam,  aber  systematisch  vorzu- 
bereiten. Von  besonderem  Werte  aber  er- 
scheint die  Verrntserklftrung  den  politi- 
schen Arbeiterführern  als  der  Versuch  einer 
Kraftprobe  im  sozialen  Klassenkampfe.  Es 
ist  dieselbe  eine  Probe  für  die  Straffheit 
der  Organisation  in  der  sozialistischen  Ar- 
i  beiterpartei,  ob  und  inwieweit  sie  hinläng- 
lich geschult  und  discipliniert  sei,  um 
weitere  Schritte  und  UntemehmuDgen  im 
Kampfe  mit  dem  Kapitalismus  wagen  zu 
können. 

Diesen  Charakter  hat  die  Vernifserklä- 
rung  in  den  letzten  Jahren  besonders  in  der 
Arbeiterbewegung  Deutschlands  ange- 
nommen, wo  sie  ein  wichtiges  Ägitations- 
und  Kampfmittel  der  sozialdemokratischen 
Partei  geworden  ist.  Seit  dem  Jalire  1880 
ist  sie  zuerst  in  Sachsen  gegen  Wirte  an- 
gewendet worden,  welche  ilire  Säle  nicht 
zu  sozialdemokratischen  Versamminngen  her- 

Sjben  wollten.  Insbesondere  aber  sind  die 
ierbrauereien  —  zuerst  1889  in  Haiubu^ 
—  dem  Boykott  unterworfen  worden.  Sie 
haben  sich  thatsächlich  im  Gewerksehafts- 
kampfe  als  diejenigen  Objekte  erwiesen, 
welche  der  Boykoltierung  am  meisten  zu- 
gänglich sind.  In  grösserem  üuifange  wurde 
namentlich  in  Berlin  1894  eiu  Boykott  ein 
halbes  Jahr  gegen  einzelne  grössero  Braue- 
reien durcbgefOhrt,  der  schliesslich  durch 
eine  Art  Kompromiss  i>eigelegt  ^iTirde.  Auch 
das  amerikanische  =I.Äbelsystem«  hat  in 
Deutsehland  in  der  Fonn  der  Kontroll- 
marke Eingang  geftmden.  Dieses  Ver- 
fahren ist  insbesondere  bei  Hüten,  Cigarren, 
Stiefeln,  Kleidern,  Textilwaren  und  der- 
gleichen  mehr  angewendet  worden.     Vgl. 


"'»'^ 


dazu  d.  Art.Arbeitseinstellungen  oben 
Bd.  I  S.  730  H. 

4.    Volkswirtschaftliche    Bedentnag 

der  V.  Die  Verrufserklärung  ißt  rein  ne- 
gativer Natur,  sie  igt  durchaue  ungeeignet, 
zur  Lösung  der  Arbeiterfrage  beizutragen. 
Denn  sie  stellt  sioh  als  nichts  anderes  dar 
denn  ein  Eampfmittel,  welches  die  Gegen- 
sätze von  Kapital  und  Arbeit  verschArft. 
Aus  seinem  ursprünglichen  Zwecke  der 
Rache  ist  er  zu  einer  Waffe  geworden,  um 
■widerstrebende  Arbeitgeber  unter  den  Willen 
der  organisierten  Arbeiterschaft  zu  beugen. 
Die  materielle  Lagedes  Arbeiters  wird  in  der 
Regel  durch  sie  nicht  gebessert,  wobei  aber 
nicnl  geleugnet  werden  soll,  dasa  unter  Um- 
ständen Sozialrevolutionäre  politische  Par- 
teien ihre  Rechnung  finden  mögen.  Der 
Unterschied  von  Arbeitsausstand  und  Ver- 
rufserkläning  besteht  fflr  die  Volkswirt- 
schaft darin,  dass  die  Arbeitseinstellungen 
die  Produktion  plfitzllch  unterbrechen, 
die  Interessen  der  Konsumenten  beein- 
tiÄchtigen  können.  Die  Arbeiter  verlieren 
ihren  Lohn  und  sind  Entbehrungen  ausge- 
setzt. Dire  verminderte  Kaufkraft  schadigt 
die  Lieferanten  von  Massenkonsumartibeln, 
und  jeder  Strike  führt  regelmassig  zu  einer 
grosseren  oder  geringeren  Stockung  des 
Güterverkehrs.  Der  Boykott  d^egen  ver- 
schiebt nur  die  Produktion,  sobald  er  er- 
folgreich wird.  Der  verminderten  Nachfrage 
naäi  einer  Sorte  von  bestimmten  Waren 
entspricht  eine  vermehrte  nach  anderen,  oder 
die  stockende  Nachfrage  nach  Artikeln  des 
einen  Fabrikanten  wird  durch  eine  ge- 
steigerte nach  solchen  eines  anderen  Pro- 
duzenten ersetzt.  Dadurch  kann  eine  Pro- 
duktionsstfttte  ganz  verschwinden,  während 
ihre  Arbeit  anderen  Unternehmungen  zu- 
wuchst Macht  der  boykottierte  Arbeitgeber 
Bankerott,  so  wird  sein  stehendes  und  um- 
laufendes Kapital  entwertet  es  ist  ander- 
weitig nicht  verwendbar.  Die  oi^ianisierte 
Arbeiterschaft  kann  aus  dem  Zusammenbruch 
einzelner  geboykotteter  Unternehmungen, 
weiche  keine  gewerkschaftlichen  Arbeiter 
beschäftigen,  den  Nutzen  ziehen,  dass  die 
Nichlgewerkschafller  ihre  Stellung  verlieren, 
den  Gewerkschaftlern  gegenüber  in  eine  un- 
günstige Lage  geraten  und  dass  dadurch 
die  Interessen  der  Association  indirekt  ge- 
fördert werden.  Allein  durch  die  Ein- 
schränkung des  Angebots  ei^ebt  sich  an- 
dererseits leicht  für  den  Arbeiter  eine  Preis- 
steigerung, wenn  die  geboykotteten  Produ- 
zenten Waren  herstellen,  welcdie  für  die 
Lebenshaltung  unentbehrlich  sind. 

Wiewohl  alle  sozialen  Reibungen  die 
Grundlage  für  alle  sozialen  Fortschritte  sind, 
so  stehen  doch  Arbeitsausafand  imd  Boykott 
keineswegs  auf  der  gleichen  Stufe,  Die 
Arbeitseinstellung  ist  eine  soziale  Erschei- 


nung, welche  aus  dem  freien  Arbeitsvertrag 
hervorgeht,  und  daher  eine  Angelegenheit, 
welche  in  der  Regel  ledighch  den  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  betrifft.  Die  öffent- 
liche Antoritäthat  nur  bei  Ausschreitungen 
und  gewaltsamen  An^ffen  auf  die  Arbeiter, 
welche  sich  dem  Strike  nicht  anschliessen, 
Veranlassung,  einzutreten.  Dagegen  ist  der 
Boykott  ein  Kampfmittel,  wodurch  nicht  nur 
die  Arbeitgeber  und  Arbeiter  betroffen,  son- 
dern auch  dritte  Personen  unberechtigtem 
weise  in  Mitleidenschaft  gezogen  weiden. 
Es  soll  durch  die  organisierte  Arbeiterschaft 
eine  brutale  Diktatur  auf  weitere  Schichten 
der  Bevölkerung  ausgeübt,  sie  sollen  durch 
die  Drohung  der  Aechtung  den  Arbeiter- 
forderungen unterworfen  und  das  Bewuset- 
sein  befestigt  werden,  dass  die  Interessen 
der  organisierten  Arbeiterschaft  über  die  In- 
teressen aller  übrigen  Bevölkerungsschititen 
unbedingt  herrschen  sollen.  Das  aber  wider- 
streitet unbedingt  den  Bedürfnissen  des  Ge- 
meinschaftslebens und  steht  mit  den  Auf- 
gaben des  Staates  als  Schützer  derselben 
im  WidersprucL  Daher  ist  ein  Eingreifen 
des  Staates  als  berechtigt  anzusehen.  In- 
dessen wii-d  es  sich  in  dieser  Frage  metkr 
um  Prävention  durch  Schied Bgeri<^te  und 
ähnliche  Einrichtungen  handeln  als  um  Re- 
pression durch  das  Strafgesetz.  Soviel  darf 
aber  auch  von  letzterem  gefordert  werden, 
dass  es  den  friedlichen  Staatsbürger  schützt 
vor  den  Gewaltraassregeln  der  oi|;aiii8ierten 
Fäuste. 

Litteraturi    Sartorlvs   von  Waltmrmhawsen, 

Boykotten,  ein  ««u«!  EampfmUUl  der  amgnia- 
niichen  Oewerktereine,  Jahrb.  /.  Hat.  u.  Slat., 
N.  F.  XI.  Bd.,  S.  1^13.  —  Otrmlbe,  Die 
nordaiMrikaniteheTi  Geinerktch^Un  unter  doK 
Einfiutt  der  /orUclkreilenden  PrvdKitioniieekniJi, 
Beriin  1886,  S.  tS7—t6S.  —  Herfcner,  Die 
iriäche  Agrarfrage,  Jahrb.  /,  Hat,  u.  Stai.  JV.  F. 
Bd.  XXI,  S.  iSSff.  —  Boh,  Wider  den  Boy. 
kou.  Dritte»  lautend,  Dretden  1895.  ~  Het- 
nenumn,  Die  Strafbarkeit  det  BoykoOi  nach 
geltendem  Reiehtreeht,  Soiialpol.  Centraibiaa, 
4.  Jahrg.,  Nr.  44.  —  Oldenberg,  ArL  nAr- 
beüteinilelhatgea  in  DeuUchlanda  in  dieeem 
Supplemenibande  oben  S.  97  ff.  —  HeekO, 
Boykott,  Jahrb.  f.  Not.  ti.  SM..,  III.  F.,  10.  Bd., 
1895.  (Die  in  dtn  iSotialietiechen  Monatt- 
heflena  (Jahrg.  IV.  7.  1S9SJ  von  hegrim 
(Schippet)  S.  SSS  gegen  meine  AuffaiauTig  ge- 
richtet* und  mit  periSniiehen  AfufäUen.  ange. 
ßUUe  XriHk  hat  mich  nur  von  neuem  durch 
ihre  taiiaehliehe  Behandlung  von  der  Richtigkeü 
meiner  Anticht  ilberxeugtj.  —  Heckel,  Art. 
nBoykotf  im  I.  Suppl.-£d.  det  Handw.  der 
Slaaüw.,  25S—i57.  —  Kehm-EUter,  Art. 
«Boykott«  in  Etiteri  W.  d.  V.  Bd.  I,  S.  445 
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«.  Polizei  obeo  Bd.  VI  S.  lOSff.  und 

Vereins-  und  Versfimmlunge- 

freiheit   oben  Bd.  VII  S.  382«. 


Versichertingsarot 
8.  Unfftllversicherun^ 

sub  V,  1  oben  Bd.  vfl  S.  300  ff. 


VersiclieTiuigBwesen. 

1.  Begriff.  Arten.  Betriebstonnea.  2.  Ge- 
BchirlitHcheB.  3.  Der  VersiciienmgBTertraii  vom 
Standponlcte  des  bürgerlichen  Rechts.  4.  Die 
Offen  tUchrecblliche  J^elnng  des  V.  6.  Die 
wirtschaftliche  Bedeatnng  des  V. 

1.  Begriff.  Arten.  Betriebsformen. 
Den  Begnff  der  Veraiclierung  so  weit  zu 
fassen,  wie  es  z.  B.  Emonuel  Herrniann  in 
seiner  »Theorie  der  Versicliening;«  (3.  Aufl. 
Wien  1897)  thut,  verträgt  sich  nicht  mit  der 
zweckmfissigen  Abgrenzung  der  Forschungs- 
gebiete der  Wirtschaftslehre.  Jede  Vor- 
sorge fllr  den  Ausgleich  der  durch  zufällige 
Ereignisse  oder  nun  gar  der  durch  regel- 
mässige und  in  der  Natur  der  Sache  lie- 
gende WertTcrringerung  entstehenden  Ver- 
mfigensverlusle,  ja  sogar  den  Bettel  und  die 
Amortisation,  welche  mit  solchen  zukünftigen 
Verlusten  gar  nichts  zu  schaffen  haben, 
Versicherung  zu  nennen  oder  rein  mechani- 
sche Sicherungs Vorrichtungen  wie  die  An- 
bringung eines  EompensatioQ spendeis  an 
Uhren  —  S.  lOSff.  der  angeführten  Schrift 
—  hat  weder  wissenschaftliche  Berechtigung 
noch  praktischen  Wert  Daes  aber  in  der 
angefünrten  Schrift  der  »Meidung,  Unter- 
drückung und  Versichern ugi  das  gleiche 
Thätigkeitegebiet  angewiesen  wird  —  S. 
124  ff.  daselbst  —  beweist  wiedenim  eine 
zu  beschränkte  Auffassung  des  Versiche- 
rungsbegriffes, da  die  Versicherung  auch 
Schäden  auBgleichen  soll,  welche,  auch  auf 
den  höchsten  Stufen  der  Kultur,  weder  ver- 
mieden noch  untei-dröckt  werden  können 
(Hagelschlap,  Viehsterben  etc.).  Die  Herr- 
maniische  Argumentation  endhch,  welcher 
wir  wohl  seine  übrigens  vielfach  lehrreiche 
und  in  der  neuesten  Auflage  vielfach  ver- 
vollkommnete Schrift  verdanken,  dasa  näm- 
lich die  Versichening  ebensowoM  für  den 
Versich enmgsnehmer  wie  für  ileo  Ver- 
sicherer lediglich  GlQcksspiel,  iLotterie», 
sei,  bekundet  eine  unrichtige  Vorstellung 
vom  Zweck  imd  Wesen  beider,  wenn  auch 
nicht  bestritten  werden  soll,  dass,  wenn  man 
ganz  absieht  von  dem  thatsächlichen  ge- 
schäfthchen  Betriebe  dos  Glücksspieles  und 
der  Versicherung,  sich  zwischen  beiden 
manche  Analogieen  ergeben.    OrOsser  sind 


aber  auch  dann  die  Unterschiede.  Der 
Zweck  des  Glücksspiels  für  den  Spielhalter 
ist  Gewinn.  Dieser  Zweck  wird  um  so 
sicherer  erreicht,  je  unwirtschaftlicher  sein 
Publikum,  je  grOsser  die  Zahl  derer  ist,  die 
möglichst  mühelos  gewinnen  wollen,  und  je 
ungQnsti^r  sich  die  Chancen  der  Spieler 
stellen,  je  weniger  sich  ihre  Erwarlungen 
rechtfertigen.  Die  Absicht  des  Spielers  ist 
~  von  der  Vielen  erwünschten  und  ange- 
nehmen aufregenden  Unterhaltung  abgesehen 
—  auf  einen  möglichen,  ein  Vieuacnes  des 
Einsatzes  bildenden  Geldgewinn  gerichtet. 
Aber  der  Gewinn  ist  durchaus  ungewiss; 
tritt  er  ein,  zeigt  er  sich  bei  vielen  Spielen} 
in  unerwartet  hohem  Masse  —  was  bekannt- 
lich nur  bei  gewissen  Glücksspielen  ausge- 
schlossen ist  —  so  gereicht  dies  dem  Spiel- 
haiter  zum  Nachteil,  aber  meist  auch  den 
gewinnenden  Spielern  nicht  zum  Vorteil. 

Die  Versicherung  schlägt  bei  umfassen- 
der Organisation  und  rationellem, 
redlichem  Betriebe  stets  dem  Ver- 
sicherungsnehmer und  dem  Versicherer  zum 
gewissen  Vorteile  aus  —  gleichviel  ob 
der  erslere  nur  zu  leisten  oder  auch  zu  em- 
pfangen, gleichviel  ob  der  andere  im  Ver- 
hältnis zum  Empfangenen  besonders  >iel 
oder  wenig  zu  leisten  nat.  Denn  der  erster« 
wiD  gar  nicht  gewinnen,  wie  der  Spieler 
gewinnen  will ;  sein  Gewinn  besteht  aarin, 
dass  er  sich  oder  andere  vor  den  nachteiligen 
Folgen  gewisser  zufälliger  Ereignisse  ge- 
schützt weiss,  und  seine  Ijeistung  ist  — 
unter  obiger  Voraussetzung  —  das  Aequi- 
valent  seiner  Absicht  Treten  diese  Ereig- 
nisse nicht  oder  später,  als  erwartet,  ein,  so 
blieben  eben  auch  nachteilige  Folgen  aus. 
Treten  sie  überhaupt  oder  besonders  früh 
ein,  so  ward  für  Ausgleichung  der  nach- 
teiligen Folgen  entsprechend  vorgesorgt  In 
beiden  £^en  gewinnt  er  in  seiuero  Sinne 
und  nach  seiner  Absieht  —  ohne  dass  der 
Versicherer  verliert.  Dieser  aber  hat  um  so 
mehr  Vorteil,  je  wirtschaftlicher  sein  Publi- 
kum, je  grösser  die  Zahl  derer  ist,  welche 
praktische  Vorsoi^  üben,  um  Nachteile  aus- 
zugleichen, die  aus  zufälligen  Ereignissen 
fo^en  können.  Und  ~  umfassenden  und 
rationellen  Betrieb  vorausgesetzt  —  schaden 
ihm  Perioden  einer  übererwartmigs massigen 
Leistung  nicht;  denn  sie  helfen  seinen 
EimdenKreis  erweitern  und  verschaffen  ihm 
so  immer  sicherer  den  geschäftlichen  Vorteil 
der  grossen  Zahl. 

Die  Systematik  der  Wirtschaftslehre  ist 
ein  zur  Zeit  vernachlässigtes  imd  doch  ein 
Gebiet,  auf  welchem  es  an  einer  communis 
opinio  der  Fachleute  fehlt  Unter  welcher 
Rubrik  des  Sj'Stems,  unter  welchen  allge- 
meineren wissenschaftlichen  Gesichtspunkten 
soll  das  Vereicherungswesen  betrachtet  wer- 
den?   Um  die  rechte  Stelle  zu  finden,  muss 
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maQ  vom  VereicherungsgeBchilfte  atisgehen. 
Das  Versicheningsgeschäft  beruht  auf  einem 
zweiseiti^n  Vertrage,  Das  Wesen  dieseß 
Vertrages  besteht  in  der  gegenseitigen  Ab- 
tretung oder  doch  Ziisicherung  von  Recliten. 
Der  Versicherer  sichert  für  den  Fall  des 
überhaupt  oder  um  der  Zeit  nach  unge- 
wissen Eintrittes  von  bestimmt  bezeichneten, 
für  die  wirtschaftliche  Existenz  des  Vei^ 
aicberungsiiehmera  einflussreichen  Ereig- 
nissen eine  bestimmte  Zahlung  zu ;  der  Ver- 
sicherungsnehmer geht,  von  einer  Menge 
minder  wesentlicher  Verpflichtungen  abge- 
sehen, die  Verpflichtung  ein,  für  die  ihm 
gesicherte  Anwartschaft  einmalige  oder  pe- 
riodische Zahlungen  zu  leisten,  welche  von 
beiden  Teilen  für  äquivalent  dem  Risiko, 
für  welches  der  Versicherer  einzutreten  hat, 
geiialteu  werden. 

Hier  haben  wir  also  die  weseuthchen 
Merkmale  des  Handels,  nicht  des  Handels 
im  Sinne  des  positiven  Hechtes,  nicht  des 
Handels  im  Sinne  der  landläufigen  Äuf- 
faeaung,  aber  des  Handels  im  Sinne  der  all- 
gemeinen Wirtschaftslehre,  welche  die  wirt- 
schaftlichen Handlungen,  die  dem  gleichen 
Zwecke  dienen  nnd  aiwi  durch  diesen  gleichen 
Zweck  von  allen  anderen  unterscheiden, 
unter  dem  gleichen  Glesichtspunkte  betrach- 
ten muB8.  M  Denn  hiernach  umfasst  der 
Handel  alle  die  wirtschaftlichen  Thätig- 
keiten,  durch  welche  sich  die  Menschen  frei- 
willig und  um  des  Gewinnes  willen  (»Ge- 
winn« hier  im  weitesten  Sinne,  synonym 
etwa  mit  »Vorteil«  gedacht)  einander  ge- 
wisse Hechte  — Eigentums-  oder  Nutzungs- 
rechte —  (an  Rechten,  an  Sachen  oder  an 
Leistungen)  abtreten.  (Die  Begriffsbestim- 
mung des  iHandels'  in  dem  hierauf  bezüg- 
lichen Artikel  dieses  Werkes  beschränkt  sich 
auf  den  gewerbsmässigen  Kaufliandel  mit 
Gütern,  berücksichtig*;  aber  den  so  ungemein 
wichtigen  un gewerbsmässigen  Handel  so 
wenig  wie  den  Handel  mit  Leistungen  und 
Rechten,  wie  den  Miethandel  im  Gegensätze 
zum  Eaufhandel  etc.) 

Zwei  Momente  sind  es,  die  diese  Art  von 
Handelsgeschäften  von  ollen  anderen  unter- 
scheiden irad  für  den  Begriff  der  Versiche- 
nmg  uoerlässlich  sind,  nümllch  einmal  eut^ 
weder  überhaupt  oder  hinsichtlich  der  Zeit 


>)  Herrmann  a.  a.  0.  Einleitung  S.  3  er- 
klart diese  Erörterung  für  eine  „naive  Wieder- 
gabe inriatäacher  Definitionen  des  Versiche- 
rangskontraktea",  während  sie  gerade  von  der 
üblichen  Recbtsanffassnng  weit  abweicht.  Aber 
freilich  vergisst  er  hier,  wie  an  anderen  pole- 
mischen Stellen  seiner  Schrift,  dass  die  Aufgabe 
des  Verfaaaera  eine  Darstellnng  des  Versiche- 
rungswesens, nicht  eine  Theorie  der  Ver- 
richening  war,  aof  welche  nns  H,  selbst  nuter 
VerheisBung  eines  längst  vorbereiteten,  bahn- 
brechenden Werkes  erst  noch  vertröstet. 


ihres  Eintritts  Ungewisse  und  zn- 
f  all  ige  Ereignisse,  deren  Folgen  von  wirt- 
schaftlich nadateiliger  Bedeutung  sind,  und 
dann  die  Absicht  und  die  Möglich- 
keit, die  wirtschafthch  nachteiligen 
Wirkungen  dieser  Ereignisse  aus- 
zugleichen. Daher  ist  die  Hintei'legung 
einer  Summe  bei  einem  Dritten  mit  der 
Verpflichtung  für  diesen,  stets  auf  Ver- 
langen soviel  davon  aus  dem  Gewahrsam 
herauszugeben,  als  zum  Ersätze  des  regel- 
mässigen Abnutzes  an  stehendem  Kapitale 
notwendig  ist,  so  wen^  Versicherung,  wie 
die  Hinterlegung  einer  Summe  ledighch  zum 
Zwecke  der  Bewahrung,  wenn  diese  Summe 
auch  gelegenthch  zur  Ausgleichung  zufällig 
entstandener  wirtschaftlicher  Nachteile  ver- 
wendet werden  mag. 

Das  Moment  der  zufSlhg  entstandenen 
nachteihgen  wirtschaftlichen  Wirkungen 
scheidet  die  Versicherung  von  jeder  Vor- 
sorge für  den  Ausgleich  der  wirtschaftlichen 
Folgen  entweder  überhaupt  gewisser  oder 
doch  der  Zeit  des  Eintrittes  nach  gewisser 
zukünftiger  Erscheinungen  und  Ereignisse. 
Das  Moment  der  MGghchkeit  der  Aus- 
gleichung und  der  auf  Au^leichung  ge- 
richteten Absicht  zieht  dem  Versichernngs- 
gebiete  von  anderer  Seite  her  sewiase  sach- 
liche Grenzen  und  enthält  zugleich  die  Er- 
klärung für  die  von  Herrmann  a.  a.  0.  zwar 
geistreich  bekämpfte,  nichtsdestoweniger  aber 
durch  die  Erfahrung  genügend  bestätig 
Annahme,  dass  Versicherung  in  dem  hi^ 
verstandenen  Sinn  (»Versichei-ungswesen«) 
nur  wirksam  und  segensreich  wird  bei  ge- 
seUschaftsweisem  Betriebe. 

Die  durch  Erdbeben  und  Ueberschwem- 
mungen  sowie  die  durch  widrige  Witterungs- 
einflüsse entstehenden  wirtschaftlichen  Schä- 
den sind  meist  zu  selten  und  zugleich,  wenn 
sie  auftreten,  zu  umfassend,  sie  widerstreben 
zu  sehr  der  Berechnung,  als  dass  man  sie 
auf  dem  Wege  der  Versicherung  auszu- 
gleichen hoffen  dürfte,  und  so  notwendig  ist 
gegenüber  dem  Zufall  die  Rechnung  mit 
möglichst  verschiedenartigen  Gef^irenstufen, 
mit  grossen  Zahlen  und  mit  dauerhaften 
Institutionen,  dass  schon  begrifflidi  von  der 
Versicherung  oder  doch  von  dem  Versiche- 
rungswesen die  Vergesellschaftung  von  In- 
teressen kaum  getrennt  werden  kann.  Auf 
beiden  Seiten,  auf  selten  der  Versicherer 
wie  der  Veraicherungsnehmer  ist  das  Zu- 
sammenwirken vieler  geradezu  Bedingung 
der  zuverlässigen  Erreichung  des  Zieles. 

Sachlich  ausgeschlossen  ist,  wie  oben 
schon  angedeutet,  das  Mittd  der  Veisiche- 
rung  nicht  nur  da,  wo  die  Schäden  zu  selten 
imd,  wenn  sie  eintreten,  zu  umfassend  sind 
id  auch  die  Hilfe  der  Vergesellschaftung 
.n  Interessen  versagt,  sondern  auch  da, 
wo  das  Moment  des  Zufalles  entweder  ganz 
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feUt  oder  doch  die  schadeabringenden  Er- 
eigniase  auch  willkürlich  und  zwar  so,  dass 
die  eine  von  der  anderen  Yeranlassung 
schwer  zu  nutei^choiden  ist,  herbei^ffihrt 
werden  können  und  wo  zugleich  in  der 
Mtelichkeit  unrechtmässigen  Gewinnes  ein 
staäer  Reiz  zu  ihrer  Herbeifflhrung  besteht. 
Schon  unter  den  in  KulturlAndem  jetzt  zu- 
meist gebräuchlichen  Veraicheningsarten 
machen  von  dieser  Seite  her  die  einen 
grossere  Schwierigkeiten  als  die  anderen, 
I  z.  B.  die  BrandsdiadMi-,  die  See-  und  die 
Viehvereicherung  grössere  alB  die  Hagel- 
schaden- und  die  IMfallversichening  und  sie 
alle  grössere  als  die  sogenannte  Lebensver- 
Bicherung.  Wer  neuen  Stoff  der  Veraiche- 
rung  unterwerfen  will,  hat  auf  dieses  Mo- 
ment sehr  wohl  zu  achten.  Die  Versiche- 
rung gegen  die  wiitschafüichen  Nachteile 
der  Stellen losigkeit,  von  der  heutzutage  viel 
die  Rede  ist,  und  diejenige  gegen  die 
Schaden,  welche  aus  dem  Bruclie  von 
'WasBerleitungsrohren  entstehen,  hat  einen 
von  dieser  Seite  her  sehr  spröden  Stoff  zu 
bewältigen.') 

Das  Vermcheruagswesen  der  heutigen 
Enlturwelt  umfaast  an  vollkommen  oder 
doch  einigennassen  ausgebildeten  Yersidie- 
rungsarteu  nur  die  folgenden :  die  Versiche- 
rung gegen  See-,  Fluss-  und  Landtransport- 
Schäden,  gegen  Brand-,  gegen  Hagelschaden, 
fegen  Schaden,  welche  diuxih  Viehsterben, 
urch  Glasbruch,  durch  Bruch  von  Wasser- 
lei tungsvorrichtimgen,  durch  Verluste  von 
Glaubigem  an  ihren  Hypothefcenf orderungen, 
durch  Einbruchsdiebstanl  entstehen,  die  ao- 

f  mannte  Unfall-  und  die  sogenannte  Lebens-, 
enfen-  und  Aussteuerversicherung.  Ke 
E wohnlich  zur  letzteren  Kategorie  gezahlte 
ipitalveraichemng  pflegt  nicht  Versiche- 
rung im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes, 
sondern   nur   eine  Spareinrichtung  zu  sein! 

Die  meisten  dieser  VerBieherungßarten 
sind  in  diesem  Werke  unter  besonderen 
Stichworten  des  nflhereu  besprochen. 

Eine  Erweitenmg  dieses  Kreises  ist  nur 
m^lich,  insoweit  es  sich  um  dif 
Möglichkeit  zuverlässiger  AuS' 
gleichung  wirtschaftlich  naehtei' 
liger  Wirkungen  von  zufälligen 
entweder  Oberhaupt  oder  hinge^ 
sehen  auf  die  Zeit  des  Eintritts 
Ungewissen    Ereignissen    handelt 

Man  hat  besonders  vom  Standpunkte  der 
Rechtswissenschaft,  welche  sich  frühzeitig 
mit  der  ältesten  Versicherungsart,  der  so- 
genannten Seevorsicherung,  beschäftigt  und 
die  anderen  Arten   bis  in  die  neuere  Zeit 


')  S.  hierüber  Näheres  bei  Emminghans: 
.VoraassetzunseD  der  Versichemngshilfi''  in 
Bd.  I  Heft  1  Ser  „Zeitwhrift  für  fie  gesamte 
Vergichenmgswiflseuscliaft. " 


mehr  oder  weniger  vernachlässigt  hat,  die 
Unterscheidung  der  heute  ausgebildeten 
Arten  in  die  Klassen  der  See-  und  der 
nnenversicherung  empfohlen.  Diese 
Unterscheidung  ist  formalistisch  und  geht 
auf  das  Wesen  der  Sache  nicht  ein.  We- 
sentlich unteiK^eidend  ist,  ob  die  Ereig- 
nisse, deren  wirtschaftlich  nachteilige  Wir- 
kungen durch  Versicherung  ausgeglichen 
werden  BoUen,  ebensogut  aosbleibea  als 
eintreten  können,  also  in  diesem  Sinne  zu- 
fällig sind,  oder  ob  ihr  Eintreten  unver- 
meidUch,  aber  nur  ihr  früheres  oder  spä- 
teres Eintreten  ungewiss  —  .Zufall  in 
diesem  Sinne  —  ist  Diese  Unterscheidung 
ist  bedeutsam  fflr  die  technische  Be- 
handlung des  Gegenstandes.  DerlSntritt 
sicher  einmal,  innerhalb  abgemessener  Zeit- 
räume, nur  ungewiss,  wann,  eintretender 
Ereignisse  lässt  sich  mit  Hilfe  der  Wahr- 
scheinlichkeitalelire  mit  einem  hohen  Grade 
von  Genauigkeit  feststellen.  Zur  letzteren 
Klasse  gehört  nur  die  Lebensversiche- 
rung mit  ihren  verschiedenen  Unterarten!); 
zur  elfteren  gehören  alle  anderen  Arten, 
welche  man  als  Sachen-,  oder  mit  Be- 
ziehung darauf,  dass  es  sich  hier  überall 
um  wirkliche  Ausgleichimg  von  Schäden 

—  als  welche  die  Wirkungen  des  entschei- 
denden Ereignisses  bei  der  Lebensversiche- 
rung nicht  wohl  bezeichnet  werden  können 

—  handelt,  als  Schadensversicherun- 
gen  bezeichnet.  Dass  auch  diese  Unter- 
scheidung in  der  ersteren  Klasse  noch  sach- 
lich Verschiedenartigstes  zusammenbsst  — 
man  denke  nur  an  die  Verschiedenheit 
zwischen  Transportschäden  an  Waren  und 
Verkehrsgeraten  einer-  und  den  nachteiligen 
Wirkungen  von  Unfällen,  welche  Menschen 
begegnen,  andererseits  —  mag  als  ein  ihr 
anhaJnender  Mangel  betrachtet  werden. 
Allein  die  Verschiedenheit  der  technischen 
und  der  rechtlichen  Behandlung  rechtferti- 
gen sie  Tor  allen  anderen.  Von  diesen  Ge- 
sichtspunkten aus  bilden  in  der  Tbat  die 
Lebensveraicherung  einer-  und  die  sämt- 
lichen Schadensversichenmgen  andererseits 
zusammengenommen  je  eine  besondere  Klasse. 

Bei  allen  Versicherungsarten  wird  die 
Partei,  welche  Veraichenmg  gewahrt,  Ver- 
sicherer, und  die  Partei,  welcher  Ver- 
sicherung^ sei  es  für  eigene,  sei  es  für 
fremde  Rechnung,  gewährt  wird,  Ver- 
sicherungsnehmer,  wenn    man   mehr 


>]_  Eine  bisweilen  benutzte  nnd  jedenfaUa 
l«cliniach  vollkommen  durchgebildete  Art  der 
Lebens vereichemng,  die  sog.  knrze  Versicherang, 
gehSrt  streng  genommen  nach  den  hier  ange- 
riebenen nuterac.heidenden  Herkm&len  der  Leb^»- 
versichemtiK'  nicht  an;  denn  hier  ist  es  anch 
ungewiaa,  aii  in  der  Versichemngszeit  daa  ent- 
»cheidende  EreigiÜB  eintritt. 
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auf  das  ZusbuidehointneD  dea  Vertrags, 
oder  Yersicherter,  venu  man  mehr  auf 
den  perfekt  gewordenen  Vertrag  Rücksicht 
nimmt,  genannt. 

Es  ist  schon  oben  auf  die  Interessenver- 
geseilschaftung  ds  auf  ein  notwendiges  Re- 
quiBit  der  Yersichenmg  hingewiesen  worden. 
Selbatveretftndlich  ist  es  b^rifflich  nicht 
ausgeschlossen,  dass  eine  Person  mit  allen 
ÜKrantieen  der  Erfüllung  selbst  über  ihre 
eigene  Existenz  hinaus  einer  anderen  Per- 
son gegen  von  dieser  gew&hrte  und  zuge- 
sicherte Leistungen  die  Ausgleichung  wirt^ 
schaftlich  nachteiliger  Wirkungen  von  zu- 
fälligen Ereignissen  gew&hrleistet.  Allein 
das  lüsiko,  welches  die  Parteien  durch  einen 
solchen  isolierten  Vertrag  übemehinen  wür- 
den, ist  so  beträchtlich,  dass  eine  ihm  ent- 
sprechende Bemessung  insbesondere  der 
Leistungen  des  Versicherungsnehmera  völlig 
angeschlossen  erscheint.  Es  kann  schon 
sein,  dass  jemand  das  Interesse  daran,  dass 
ein  Vermögensobjekt  innerhalb  einer  ge- 
wissen Periode  nicäit  durch  Zufall  vernichtet 
werde  oder  dass  er  selbst  nicht  vor  einem 
gewissen  Zeitpunkte  ohne  eine  der  Füreorge 
für  Angehörige  oder  anderen  zukünftigen 
Zwecken  entsprechende  Hinterlassenschaft 
aus  dem  Leben  abgerufen  werde,  zahlen- 
Riüssig  festzustellen  vermOge.  Aber  im 
gewöhnlichen  Verlaufe  der  Dinge  wird  es 
für  ihn  so  schwer  sein,  einen  anderen  Je- 
mand zu  finden,  der  die  Schadloshaltung 
g^en  diejenigen  Leistungen,  welche  jener 
seinem  Interesse  entsprechend  findet,  zu 
übernehmen  geneigt  wäre,  und  es  ist  so 
unberechenbar,  ob  nicht  aus  dem  Vertn^ 
eine  für  den  einen  oder  den  anderen  viel 
zu  hohe  Leistung  erwSchst,  dass  derartige 
isoherte  Abmachungen  aus  der  Betrachtung 
des  Versicherungswesens  füglich  entfallen 
können.  Nichtsdestoweniger  erleichtert  ihre 
begriffliche  Möglichkeit  und  ihre  thats3ch- 
liche  —  um  nicht  mehr  zu  sagen  — 
Seltenheit  das  Verständnis  der  Eracheinung, 
dass  auf  beiden  Seiten,  der  des  Versicherers 
und  der  des  Versicherungsnehmers,  die  In- 
teresse nvergeseHschaftung  mindestens  zur 
zuverlässigen  Zweckerreichung  unerlässtich 
ist,  Sie  allein  enthebt  die  Zweekerreichung 
dem  Zufalle,  dem  Zufalle  der  Zuweaig- 
oder  Zuvielleistung  imd  -gewährung.  Ea  ist 
die  Aufgobe  des  Versicherungswesens,  das: 
die  wirtschaftliche  Unschädlich 
machung  zufälliger  Ereigni.tse  den 
Zufalle  entrückt  werde.  Und  diese 
Auteabe  kann  nur  mit  Hilfe  der  grossen 
Zahl  gelöst  werden  —  der  grossen  Zahl 
nicht  nur  hingesehen  auf  die  Hfihe  des  Ri- 
sikos und  der  zur  Deckung  deaaelbeu  be- 
stimmten Leistungen,  sondern  auch  hinge- 
sehen auf  die  Vielheit  und  Mannigfaltigkeit 
der  Fälle.    Es  müssen  viele,  bis  zu  einem 
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gewissen  Grade  je  mehr  je  besser,  Einzelne 
miteinander  die  Vorsorge  für  Schadloshal- 
tung zu  bethfitigen  trachten,  und  es  müssen 
viele,  bis  zu  einem  gewissen  Qrade  je  meh- 
desto  besser,  miteinander  und  unter 
Verteilnng  der  I^st  unter  sich,  diesem  Be- 
gehren entgegenkommen. 

Aus  dem  Bedürfnisse  der  Interessenver- 
geaellschaftung  für  Zwecke  des  Ver^che- 
rungswesens  sind  verschiedene  Ver- 
sicnerungsbetriebsformen  erwach- 
sen. Wir  sehen  diesen  Zweig  des  Wirt- 
schaftslebens sich  entwickeln  in  der  Fixnn 
der  Erwertisgesellschaft,  wo  mehrere  oder 
viele  sich  vereinigen,  um  gemeinsam  als 
Versicherer  das  Risiko  zu  tlbemehmen, 
welches  ihnen  aus  dem  Versicherungsver- 
träge mit  möglichst  vielen  Vereicherungs- 
nehmern  erwächst,  und  um  aus  den  glück- 
lichen Chancen  dieser  Risikoübemahme  Ge- 
winn zu  erzielen.  Und  wir  sehen  Ver- 
sicherungsbedürftige sich  genossenschafüich 
verbinden  zu  gemeinschaftlicher  Tragung 
ihres  eigenen  G^samtrisikos. 

unter  den  Erwerbsgesellschafts- 
formen  ist  für  die  Zwecke  des  Versiche- 
rungswesens fast  ausschliesslich  die  Kapi- 
talgesellschaft vornehmlich  in  der  Form  der 
Aktiengesellscnaft  ^),  verwertet.  Sie  ist  für 
diese  Zwecke  besonders  geeignet,  weil  sie 
gestattet,  ein,  allerdings  nei  gut  geleiteten 
X'ersictierung^eschäften,  nur  für  den  Anfang 
etwa  erforderuchcB  beträchtliches  Betriebs- 
kapital leicht  zu  beschaffen,  und  weil  die 
unmittelbare  persönliche  BeteiHgung  der 
Gesellschafter  am  Geschäftsbetnebe  hier 
weder  nötig  noch  besonders  erwünscht  er- 
scheint, vielmehr  dieser  Betrieb  am  besten 
in  der  Hand  eines  oder  weniger  tüchtiger 
und  sachverständiger  Betriebsleiter  ruht 
Welche  Erwerbsgesellschaft  aber  auch  für 
den  Betrieb  von  Versidierungsuntemehmun- 
gen  gewählt  werde  —  immer  bilden  auch 
hier  nicht  nur  die  Versicherer,  sondern  auch 
die  Versicherten  eine  Interessengemeinschaft, 
deren  Umfang  und  Zusammensetzung  für 
das  Gedeihen  der  Unternehmung  von  der 
grössten  Bedeutung  ist.  Dadurdi,  dass  — 
bei  der  Schadens  Versicherung  —  solche,  die 
keine  oder  geringe  Schäden  erleiden,  mit 
solchen,  die  grosse  oder  häufige  Schäden 
erleiden,  —  bei  der  Lebensveraioherung  — 
solche,  die  lange  leben,  mit  solchen,  die 
früh  sterben,  als  Kunden  der  gleichen 
Unternehmung  beteQigt  sind,  wim  diese 
erst   in   den   Stand   gesetzt,   ihre  Aufgabe 


']  In  GrosBbritannien  neben  der  compaDv 
limited  bj  »bares  —  unserer  AktiengesellBchaft 
auch  die  GeseÜBchaft  mit  unbeschränkter  Uaf- 
tnuif  (c.  unlimited)  und  die  Gesellschaft  mit 
Haftung  für  eine  bestimmte  Summe  (c.  limited 
by  gnarantee). 
AnflBse.    VII.  29 
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BichK  und,  je  grtsaer  und  maniügfoltiger 
der  Kimdenkreis  wird,  um  so  ddieier  zu 
«rffillen. 

Bei  dCT  Vereicherung  durch  Erwerbfige- 
aellscdufUD  etehea  sich  Terdcherer  uod 
Tersi<^erte  ledi^ch  g^enüber  wie  Eaufleute 
mid  Kunden.  Die  letzteren  haben  keinen 
Anteil  am  Gieedi&ftsKewiiin  und  Verlust  der 
eiretet«! ;  de  h^>eTi  Keinerlei  Anteil  un  Be- 
triebe. Wenn  hie  und  da  AMieogesell- 
ßduften  ihren  Kunden  einen  Anteil  am  Che- 


dehntem  Betriebe  um  so  leichter  mOelich 
JBt,  da  dann  den  Versicherern  auf  vemSlt- 
msrnSssig  geringes  Betriebek^ital  ein  sehr 
hoher  Gewinn  erwachseo  kann,  so  ist  dae 
ein  Mittel,  um  das  Mitwerben  mit  der  Ter- 
dcb^nng  auf  Gegenseitigkeit,  weiche  den 
Verdcberfen  allen  Ueberschuas  zukommen 
ISsat,  um  Bo  leichter  zu  bestehen.  Und  wenn 
hie  und  da  bei  ÄhtieneeseUschaftfin  ver- 
ddiacte  Niditteilhaber  ledigUch  als  Ver- 
ddierte  znr  Betriebsüberwachnng  mit  heran- 
gezogen werden,  so  hat  diese  Abweichung 
von  der  Regel  ebenfalls  lediglich  gescbflfte- 
politische  GrOnde. 

Bei  der  Versicherung  auf  Gegen- 
seitigkeit dnd  die  Versichenmgsnenmer 
zugleich  die  Versicherer.  Hier  vereinigen 
den  Vereicheningsbedörftige  in  der  Absicht 
und  mit  der  Verpflichtung,  aus  einer  ge- 
meinschaftlichen, durch  entsprechende  Bei- 
träge aller  dotierten  Kasse  die  Leistungen 
zu  erfüllen,  welche  die  Ausgleichung  wii-t- 
schaftlich  nachteiliger  Wirkungen  von  zu- 
falligen Ereignissen,  von  denen  einzelne 
oder  —  bei  der  eigentlichen  Lebeneverdche- 
rung  nach  und  nach  alle  dtirzeittgea  Mit- 
glieder der  Vereinigung  betroffen  werden, 
erheischt.  Die  Erfordernisse  der  gemein- 
schaftlichen Kasse  während  einer  bestimmten 
Geschäftsperiode  gehen  nicht  über  den  Be- 
darf für  Erfüllung  jener  Leistungen  und 
für  die  Kosten  der  Verwaltung  während 
derselben  Periode  hinaus;  die  Kasse  muss 
aber  für  jenen  Bedarf  und  diese  Kosten 
voll  aufkommen.  Wenn  die  Summe  dessen, 
was  die  Glieder  der  Vereinigung  als  Ver- 
dcherungsoehmer  geleistet  haben,  die  Summe 
dessen,  was  für  jene  beiden  Zwecke  zu  be- 
atreiten war,  übersteigt,  so  f  hesst  der  Deber- 
schuss  in  der  einen  oder  anderen  form  an- 
teilig an  die  Glieder  der  Vereinigxing  zurück. 
Wenn  es  dch  herausstellt,  dass  in  einer 
Geschäftsperiode  die  Leistungen,  welche  die 
Verein^lieder  als  Versicherungsnehmer  ge- 
macht haben,  die  Siunme  der  Leistungen, 
welche  sie  als  Versicherer  zu  machen  hatten, 
nicht  erreicht  hatten,  so  machen  sich  ver- 
hältnismässige Nochschflsse  aller  Einzelnen 
nötig.  Es  entsprechen  sich  hier  also  immer 
die  VereicherungsleiBtungen  und  Gegen- 
leistungen der  Gesamtheit  vollständig.   jSIie- 


mand  hat  Gewinn,"nieraaad  hat,  wenn  nicht 
etwa  Infolge  zuMliger  Umstände,  insbe- 
sondere zu  geringer  Ausdehnung  des  Per- 
souenkreiaes  und  des  Geschäft ^bietes,  un- 
glücklicher Verteilung  der  BisUen.  info^ 
von  Misswirtschaft  etc.,  die  Versicherung 
zu  teuer  erkauft  ward,  Verlust  Gs  ver- 
steht dch  von  selbst,  dass  das  Prindp  der 
Gegenseitigk^t  gewahrt  bleibt,  wenn  zur 
H^beifühmog  emer  gewissen  Ste^keit  der 
Bilanz  die  Ueberschüsse  mehrerer  Gesch&fts- 
perioden  nicht  alsbald  verteilt,  sondern  eine 
Zeit  lang  zu  einem  SicheAeitsfonds  ange- 
sammelt und  daraus  die  AusÖUle  ungünstig 
verlaufender  Ge&chAftsperioden  zuvfirderet 
gedeckt  werden. 

Aeusseriich  betrachtet  deht  der  Betrieb 
der  gegenseitigen  Verdcherung  dem  Ver- 
sicheruDgsbetriebe  durch  eine  Erwerb^e- 
sellschaft  bei  dem  heutigen  Stande  der  Bmt- 
wickelung  beider  bis  auf  einige  wenig  in 
die  Augen  fallende  Unterschiede  so  ahnBch, 
dass  bisweilen  auch  in  der  SffentJichrecht- 
hchen  —  z.  B.  steuerfiskalischen  —  Behand- 
lung beider  die  wesentlichen  Unterschiede 
gänzlich  ausser  acht  gelassen  worden  sind. 

So  pfl^  die  gegenseitige  ebenso  wie 
die  durch  eine  Erwerbsgesellschaft  betriebene 
Versicherung  zu  ihrem  Geschäftsbetriebe  sich 
bezahlter  Beamten  und  Versicherungs ver- 
mittler —  Agenten  —  zu  bedienen,  pflegt 
dort  wie  hier  dem  extensiven  und  inten- 
dven  Ausbau  des  GeschElfts  alle  Sorgfedt 
zugewendet,  pflegen  dort  wie  hier  die  Dienste 
der  Unternehmung  öffentlich  angeboten,  pflegt 
dort  wie  hier  periodisch  über  die  Betriebs- 
ei^ebnisse  Öffentlich  Bechenschaft  abgelegt 
zu  werden. 

Nichtsdestoweniger  zeigen  bdde  Formen 
auch  abgesehen  von  den  Verschiedenheiten 
des  Gesellschaftszweckes  und  -baues  sehr 
charakteristische  und  rechtlich  wie  wirt- 
schaftlich bedeutsame  Besonderheiten.  So 
hat  die  Leistung  des  Versicherungsnehmers 
bei  der  gegenseitigen  Versichenmg  eine 
wesentlich  andere  Bedeutung  als  &i  der 
Versicherung  durch  eine  Erwerbsgeaellschaft 
Hier  wie  dort  ühhchermassen,  wenn  auch 
wenig  bezeichnend,  Prämie  genannt,  ist 
sie  dort  eine  vorläufige  Steuer,  von  der  der 
Zahler  noch  nicht  weiss,  ob  de  für  den 
Zweck  ausreichen,  ob  sie  teilweise  zurück- 
erstattet werden  wird  oder  ob  sie  nachmals 
ei^^zt  werden  muss.  Hier  dagegen  ist 
de  eine  feste,  vertragsmässig  besümmte 
Leistung,  ein  fester  Preis,  welcher  gezahlt 
wird  ohne  Anspruch  auf  teilweise  Rückge- 
währ und  ohne  die  Verpflichtung  zu  nach- 
maliger Ergänzung.  Die  Natur  der  Prämie, 
welche  an  die  Verdcherungsaktiengesell- 
schaft  gezahlt  wird,  verändert  sich  dadurch 
nicht,  dass,  wie  es  manche  Gesellschaften 
für  angezeigt  halten,  dem  Zahler  unter  ge- 
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wiesen  Bediu^nugen  eine  tsUweiBe  Rflck- 
gevSfar  ZQgesicliert  wird.  Diejenigen,  '\vel- 
che  sich  eine  solche  Zusicherung .  geben 
laasBD,  pflegen,  wenn  nidit  die  Aktionäre 
za  Bolcdiem  Zwecke  auf  eiaen  Teil  ihres  Gle- 
'winnes  veraiehten,  von  vom  herein  höhere 
PrSmien  zahlen  zu  mÜBsen  als  die  anderen, 
UDd  der.  unterschied  zwischen  der  Leistung 
des  Yersicherten  auf  Oegenseitigkeit  und 
der  des  Ver^cherten  bei  einer  ^verbsge- 
seÜBchaft  ist  kein  quantitativer,  ßondem  ein 
qualitativer.  Dort  Leistung  mit  Anspruch 
auf  HOckgewähr  des  ganzen  Ueberechuse- 
anteila  und  mit  Verpflichtung  zur  anteiligen 
Mittragung  des  ganzen  Fehlbetrags  —  hier 
festbegrenzte  cndgiltige  Leistung,  unter  Um- 
ständen mit  Anspruch  auf  eine  gewisse  Ab- 
minderung,  deren  Höhe  der  Versicherer  im 
Toraus  beliebig  festsetzt  Dort  Rückgewähr 
und  Nachschuss  notwendige  Folgen  des 
Baues  und  Zweckes  der  Unternehmungsform, 
hier  nachmalige  Abminderung,  wo  sie  über- 
haupt statt  bat,  lediglich  ein  geschäftspoli- 
tiscnes  Zugeständnis,  ähnlich  dem  der  Rabatt- 
^währuiie  an  regelmässige  Kunden  int 
WarenhandeL 

Und  weiter:  die  Versicherten  der  Ver- 
sicheningserwerbsgesellschaft  haben  so  wenig 
Anspruch  auf  Beteiligung  am  Betnebe  und 
der  Beaufsichtigung  des  Versicherungsge- 
Ecbfifts  wie  etwa  die  Kunden  eines  Bank- 
oder 'Warenbandelgeschafts  an  dem  Betriebe 
und  der  Beaufsichtigung  dieser  Geschäfte. 
Gewährt  ihnen,  wie  es  bisweilen  geschieht, 
der  Verdcherer  einen  solchen  Anteil,  so 
leiten  ihn  dabei  geschäftspolitische  Orflnde 
und  ist  das  ein  Zugeständnis,  welches  aus 
der  Natur  der  Sache  niclit  hervorgeht.  Der 
Versicherte  auf  Q^enseit^keit  ist  selbst 
Unternehmer  und  Kunde.  Tnm  gebührt  von 
Hans  aus  die  Anteilnahme  an  der  Verwal- 
tung und  Aufsicht  Wenn  er  anf  diese 
ausdrücklich  veiziditet,  so  ist  sie  nichts- 
destoweniger eine  setner  aus  dem  Wesen 
der  Unternehmung  hervorgehenden  Befug- 
nisse. Dass  es  noch  nicht  gelungen,  ja  dass 
vielleicht  jeder  Versuch  aussichtslos  ist,  eine 
Form  zu  Snden,  wie  die  Teiliiaber  auch 
grosser,  weitverzweigter  Versicherungsver- 
eine  atif  Oegenseitigkeit  wirksam  an  der 
QesdiäftsleituDR  utia  Beaufsichtigung  be- 
teiligt werden  kSnnenj  das  mag  ein  Mangel 
des  OegenseitigkeitBpnncips  sein,  wenn  auch 
ein  Mangel,  der  ^rossartige  Erfolge  dieses 
Princips  zu  verhindern  niemals  vermocht 
bat;  aber  aus  der  Natur  der  Sache  geht  doch 
die  Kotwendigkeit  hervor,  jenes  Recht  der 
Anteilnahme  anzuerkennen  und  sogut 
als  möglich  zu  verwirklichen.  Von 
einer  soTciien  Notwendigkeit  kann  bei  der 
Vemcheran^rwerbsgesellschaft  gar  nicht 
die  Rede  sein. 

Es  ist  vielfitch  darüber  gestritten  worden, 


ob  das  Yersicherungsbedürfnis  durch  üntejv 
nehmungen  der  einen  Fonn  besser,  wirtschaft- 
hcher  bäriedigt  werde  als  durch  solche  der 
anderen.  Wenn  das  Bechnen  mit  grossen 
Zahlen  gesichert,  die  Unternehmung  also  zu 
grossem  Umfange  und  mannigfaltiger  Kund- 
schaft gediehen,  wenn  sie  rationell  organisiert 
und  geleitet  ist,  so  kann  sie  in  der  einen 
Form  gleich  segensreich  vrirken  wie  in  der 
anderen.  Immer  aber  stehen  ihr  bei  Wahl 
der  einen  wie  der  anderen  Form  gewisse 
besondere  Vorteile  zur  Seite.  Der  Vorteil 
der  Oegenscitigkeitsuutemehmung,  dass  hier 
die  Lfflstung  des  Versicherten  über  das 
Risiko  niemals  hinausgeht,  wird  wenigstens 
in  den  Augen  vieler  aufgewogen  durch  den 
Vorteil  der  vorausbestimmten  fasten  Leistung 
bei  der  Versicherung  mit  gewerblichem  Be- 
triebe. Die  grössere  Kostspiehgkeit  des 
Betriebes  ist  eine  zwar  zienüich  regelmäsffl^ 
doch  aber  eine  nur  zufälhge  Schattensette 
der  letzteren.  Wenn  man  der  gewerblichen 
Versicherung  grössere  Hührigkeit  und  Be- 
triebsinitiative, welche  ja  auch  der  auf  Ge- 
winn gerichteten  Absicht  des  Unternehmens 
entspricht,  nachrühmt,  so  zeigt  doch  die 
Erfahrung,  dass  auch  auf  O^nseitigkeit 
begründete  Unternehmungen,  \ielleicht  nur 
aus  anderen  Beweggründen,  es  an  diesen 
geschäftlichen  Tugenden  mcnt  fehlen  lassen. 
UnzweifelluJt  ist  das  Nebeneinanderstehen 
von  Versicherungsuntemehmungen  beider 
Formen  wirtschaftlich  wertvoll,  zumal  wenn 
das  Hitwerben  unter  ihnen  sich  auf  die 
Ausbildung  und  Geltendmachung  je  der 
specifischen  Vorzüge  bescliränkt  und  iticht 
in  gehässigen  Kampf  ausartet  Dann  findet 
von  selbst  jede  der  beiden  Formen  ihr© 
eigene  Kundschaft  und  fördert  die  gemein- 
schaftliche Erhtssung  der  Aufgabe  von  ver- 
schiedenen Seiten  her  und  mit  verscliiedenen 
Mitteln  die  Entwic-volung  des  Versichenmgs- 
wesens  am  meisten.  Wie  die  eine  Form 
der  einen,  die  andere  der  anderen  Versiche- 
ruDgsart  mehr  widerstrebt  oder  besser  sich 
anzupassen  geeignet  ist  —  darüber  ent- 
halten die  Abstainitte  dieses  Werkes,  wel- 
che sich  mit  den  einzelnen  Versicherungs- 
arten beschäftigen.  Näheres. 

An  die  Versicherungsunternehmung  als 
GroBsuntemehmung  sind,  was  die  Organi- 
sation und  Leitung  anbelangt,  im  we- 
sentlichen die  nSmlichen  Anfordeningen  wie 
an  jede  pri^~atwirtschaftliche  Grossunter- 
nehmtmg  zu  stellen.  Der  r^elmässig  ^ 
sellschaftsweise  Betrieb  und  <Ee  Gewichtig- 
keit der  Interessen,  welche  hier  verwaltet 
werden,  erfordern  nur  noch  einige  beson- 
dere Kautelen.  Besonders  ins  Gewicht  fällt 
die  Gestaltung  der  gesetzgebenden  uud  auf- 
sichtführenden wie  der  betriebsleileaden 
Stelle  und  die  Regelung  der  geschäftlichen 
Beziehungen   zwischen   beiden.      Wenn   es 
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auch  zu  wünschen  ist,  daes  jene  Stelle  — 
Verwaltimgsmt,  Aufsichtsrat,  OeseUachafta- 
au^cbnss  —  durch  ihre  Organisation  und 
Zusammensetzuag  nicht  diebeaflrfnise«in3sBe 
Fortentwicfcelung  des  Unternehmens  nemme, 
Bo  muBS  sie  doch  befähigt  sein,  jede  ge- 
plante TerändeniDg  dee  Betriebes  fioivSlItig 
zu  prüfen  und  in  ihren  Wirkungen  zu  durch- 
schauen, so  musa  sie  doch  genügende  Qar 
ntntieen  ge^n  unnötige  oder  gar  Bchädliche 
Neuerungen  bieten.  Denn  besonnener  fast 
als  in  jedem-  anderen  wlrtschafthchen  Be- 
triebe muBB  beim  Veraicherungsbetriebe  jede 
Neuerung  erwo^n  werden,  da  sie  hier 
tiefer  in  die  wirtschaftliche  I^ge  der  Be- 
teiligten einzugreifen  pflegt.  Auch  empfiehlt 
flieh  hier  bei  der  Gewichtigkeit  der  anver- 
trauten Interessen  und  der  Schwierigkeit 
der  technischen  Aufgaben  eine  ständige,  von 
der  Betriebsleitung  unabhAngige  Eontrolle 
des  tSglidien  Oescnftfts  in  tecnnigcher  und 
finanzieller  Beziehung.  Dass  die  Betriebs- 
leitung einheitlich  gestaltet  werde  —  diese 
Forderung  ist  keine  der  Teraicheningsunter- 
nehmung  eigentflmliche.  Sie  ist  hier  viel- 
leicht nur  stärker  zu  betonen  als  bei 
manchen  anderen  wirtschaftlichen  Oioss- 
untemebmungen.  Nur  normativ  durch  die 
gesetzgebenden  und  Aufsichtsoi^ane  mag  die 
Betriebsleitung  in  ihrer  Aktion  beschiÄnkt, 
eie  mag  durch  die  notwendige  ständige 
EontTollstelle  Gberwacht,  eie  darf  aber  uicnt 
durch  Yiei^pfigkeit  gehemmt  und  durch 
Teilung  der  Verantwortung  unsicher  ^macht 
werden.  Alle  verständige  und  wirksame 
Yorkehr  gegen  Misswirtechaft  ist  geboten; 
aber  innerhalb  dieser  Schranken  wäre  weitere 
Bindung  selbständiger  Entschliessung  und 
des  thatkräftigen  Handelns  vom  Debel.  Eine 
kollegiale  Verwaltung  ersetzt  niemals  die 
geschäftlichen  Tugenden  eines  Einzelnen, 
aber  sie  erschwert  unter  allen  Umständen 
die  Arbeit  der  Leitung  einer  Grossunter- 
uehmung. 

Viele  Versicherungsunternehmungen  be- 
schäftigen sich  gleichzeitig  mit  dem  Be- 
triebe mehrerer,  oft  in  sich  ganz  ver- 
schiedener Versicnerungsarten.  Man 
kann  für  diese  Mannigfaltigkeit  mancherlei 
geltend  machen.  Die  OrOnde  indes,  welche 
fflr  die  Eombination  sprechen,  dürften  kaum 
gegen  die  Bedenken  Stich  halten,  welche 
dangen  geltend  zu  machen  sind.  Wenn 
z.  B.  Lebensversicherung  und  verschiedene 
Zweige  der  Schadens  Versicherung  in  ein 
und  oerselbcn  Unternehmung  nebeneinander 
betrieben  wertlcn,  so  handelt  es  sich  hier 
um  Geschäftszweige,  welche  eine  so  voll- 
kommen verschiedenartige  technische  Be- 
handlung eriordem,  dass  es  kaum  möglich 
oder  erspriessltch  sein  kann,  sie  der  gleichen 
Leitung  zu  unterstellen.  Aber  auch  die  fflr 
eine  solche  Korabination  geltend   gemachte 


Erowung  der  Verwaltungskosten  kann  nicht 
in  Betracht  kommen.  Jeder  der  komln- 
nierten  Zweige  fOr  sich  und  nur  in  ent- 
sprechend grösserem  Um&nge  betrieben, 
würde  verhÄltnismäsfflg  auch  nicht  kost- 
spieliger sein.  Die  für  jede  Versicherungs- 
groBsuntemehmung  nötigen  Aussenorgane  — 
Agenten  —  können  doch  selten  für  die  ver- 
schiedenen VersicherungB zweige,  deren  jeder 
besondere  Kunde,  Begabung  und  Geschick- 
lichkeit von  den  thätigen  Organen  verlangt, 
gleich  wirksam  werden.  Was  theoreti^ 
für  die  Arbeitsteilung  spricht,  wird  auch 
hier  durch  Thatsatdien  vielfach  bestätigt. 

S.  Geschichtliches.^)  Die  viel«itige 
Entwickelung  des  Versicherungswesens  und 
die  wirtschaftliche  Gewohnheit,  die  Dienste 
von  Versicherungsanstalten  aller  Art  in  An- 
spruch zu  nehmen,  gehört  der  neuesten  Zeit 
an.  Bis  zu  einem  gewiesen  Grade  musste 
der  Kultur  doch  die  Beherrschung  der  Natur 
mit  medianischen  Mitteln  erat  gelungen  sein 
—  seesichere  Fahrzeuge,  feuersichere  Häuser, 
Wiederirewaldung  von  Höhenzügen,  gssund- 
heitsgemässere  Lebensweise  — ,  bis  zu  einer 
gewissen  Vollkommenheit  musste,  um  mit 
Em.  Henmann  zu  reden  die  Kunst  der 
»Meldung«  oder  der  Verhütung  und  Ab- 
Schwächung  von  Ge&thren  erst  gediehen 
sein,  ehe  die  Versicherung  sichtbar  hilfreich 
eingreifen  konnte.  Die  Uebung  jener  Kunst 
war  zugleich  ein  Ausfluss  der  Sotve  fflr  die 
Zukunft  und  ein  wesenthches  Mittel  da- 
Kapitalbildung ;  sie  war  eine  Vorstufe  der 
rationellsten  und  sichersten  Vorsot^,  der 
rationellsten  und  sichersten  Form  der  Eam- 
talerhaltung  —  der  Versicherung.  fV. 
Ehrenberg  »Versicherungsrecht« ,  L  Bd. 
Ijeipzig,  Duncker  &  Hnmblot  1893,  sagt 
S.  26:  »Die  Geschichte  des  VeiBicherungs- 
wesens  beginnt  erst  mit  der  Entstehung 
eines  Versicherungsgewerbesi),  Es  darf 
daher  nicht  wunder  nehmen,  dass  nahezu 
alle  Versuche  fehlgeschlagen  sind,  etwas 
wie  unser  heutiges  Versicherungswesen 
oder  doch  Keime  dazu  in  der  alten  Eultur- 
wclt,  welche  andere  Zweige  des  mensch- 
lichen Geisteslebens  zu  hoher  Entwickelung 
gebracht,  das  Wirtschaftsleben  aber  doch 
nur  einseitig  zu  entfalten  vermocht  hat,  zu 
entdecken.  Soioher  Versuche  sind  viele 
unternommen  worden.  Es  mag  niur  an 
Böckh,  Slaatshaushaltung  der  Athener  (2. 
Ausg.,  1851,  1.  Bd.,  S.  102if.).  Emerigon, 
Traitfi  des  Assurances  et  de  Gontrats  ä  la 
Grosse  Qlarseille  1H73).  Duer,  A  Lectiire 
on  the  Law  of  Representations  in  Marine 

*)  Da  die  einzelnen  AufaSUe  dieses  Werkes 
über  die  verschiedenen  Zweige  des  Versiche- 
rungswesens auch  die  nötigen  geschichtlichen 
Nachweisungen  enthalten,  kann  es  sich  hier  nnr 
noch  um  emige  ergänzende  und  zosammen- 
fassende  Notizen  handeln. 
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InBunmce  (New  York  1844)  —  vgl  auch 
Fr.  Hendriks,  Contributions  to  the  His- 
tory  of  Insuisnce  (LondoD  1851);  Par- 
deeens,  Collection  de  Lois  Maritimes 
antferieureB  au  XVmnie  EdScle  (Paris  1828 
bis  1845);  Beckmann,  fieitrS^  zur  Oe- 
BchJchte  der  Erfindungen  (Leipzig  1786, 
1.  Bd.)  —  erinnert  werden.  Die  nach  der 
OekoDomik  des  Aristotelea  von  Böckh  ange- 
nommene Sklaven  Versicherung  ist  gewiss 
eine  kluge  Finauzapekulation  des  Rhodiers 
Antimenes,  aber  keine  Versicherung  ge- 
wesen. Auch  das  nach  Böckh  (a.  a.  0.  S. 
184  und  190)  bei  den  Qriechen  flbliche  Dar- 
lehn  gegen  Seezins  enthält  vielleicht,  da  es 
aul  Verteilung  eines  zufiüligen  Verlustes 
unter  mehrere  hinausläuft,  einen  Keim  zur 
Versicherung,  ist  aber  so  wenig  schon  Ver- 
sicherung wie  die  pecunia  trsjectitia,  das 
FoenuB  nauticum  und  dos  Bechtsinstitut  der 
lex  rhodia  de  jactu  der  Römer. 

Die  ältesten  bekannten  Spuren  wirklichen 
Versicherungswesens  tauchen,  wie  Pardessua 
a.  a  0.  1,  p.  CXXIII  —  vgl  auch  Hoscher, 
System  II,  1860,  S.  440  —  erzShlt,  selt- 
samer Weise  in  Island  im  zwölften  Jahr- 
hundert auf.  Dort  vereinigten  sich  regel- 
mässig Gruppen  der  st«uerfäh)gen  BQrger 
zur  gemeinschaftlichen  Tragung  von  Ver- 
lusten, die  einzelne  von  ihnen  durch  Brand- 
schaden oder  durch  Viehsterben  erlitten. 
Die  abgeschiedene  und  verkehrafeme  lAge 
des  Landes  erklärt  es,  dase,  wie  andere  seHr 
bedeutsame,  dort  zuerst  in  Europa  ent- 
wickelte wirtschaftliche  Institutionen,  so  auch 
diese  sich  nicht  nadi  anderen  Ländern  aus- 
gebreitet hat  Am  frühesten  hat  man  in  den 
Formen  wahrer  Versicherung  die  Verluste, 
von  welchen  Seetransporte  betroffen 
wurden,  auszugleichen  verstanden.  In  einer, 
zur  Zeit  noch  nicht  abgeschlossenen,  scharf- 
sinnigen und,  wie  es  scheint,  exakt  bewei- 
senden Darstellung  in  den  Jahrb.  f.Nat.  u.  Stat 
(in.  F.,  5.  Bd.,  1.  und  4.  Heft)  weist  Adolf 
Schaube  —  zum  Teil  gegen  E.  Bensa,  U 
contratto  di  assicuiazione  nel  medio  evo 
(Ctenova  1884)  und  L.  Qoldschmidt,  Zur  Ge- 
Bcbichte  der  Seeversicherung  in  »Juristische 
Abhandlungen,  Festgabe  für  G.  Beseler« 
(Bertin  1885)  —  nacn,  dass  von  echter  See- 
versicherung nicht  vor  der  Mitte  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts  die  Bede  sein  kann. 
Es  wird  abzuwarten  sein,  wie  sich  der 
Verfasser  mit  der  von  Pardessus  mgeblich 
einer  fUtndrischen  Chronik  entstammenden 
Nachricht  abfindet,  dass  »der  Graf  von 
Flandern«  auf  Ansuchen  der  Bewohner  von 
Brügge  1310  die  Erlaubnis  zur  Gründung 
einer  Asseknran  zkamm  er  in  dieser  Stadt 
erteilt  habe,  bei  der  die  Kaufleute  ihre 
Waren  g^en  See-  und  andere  Gefahren 
mittelst  Zahlung  einer  festen  Prfinüe 
(»moyennant  quelques   deniers  pour  cent«) 


versichern  kSnnen,  und  dass  der  Graf,  um 
diesem  Institute  einen  dauernden  Bestand 
zu  geben,  zugleich  allerlei  Vorschri^n  er- 
lassen habe,  welche  die  Versicherer  und 
Versicherten  zu  beobachten  hatten.  Freilich 
bezweifelt  FardesBus  seibat  die  Echtheit  der 
Chronik  (vgl.  auch  Hendricks  a.  a.  0.  S. 
27  ff.).  Die  älteste  vorhandene  Seeaaseku- 
ranzoidnung  ist  die  von  Barcelona  aus  dem 
Jahre  1435.  Charaktenstiscli,  aber  bei  der 
völkerverbindenden  Natur  der  Seefahrt  wohl 
erklärlich,  ist  die  Aehnlichkeit  der  See- 
versicherungsbedinguugen  der  aeehandel- 
treibenden  Nationen  und  die  Gleich- 
mässigkeit  ihrer  Ent  Wickelung. 
Von  den  je  in  den  verscliiedenen  Zeitaltern 
seemächtigsten  Ländern  oder  Handelsplätzen 
—  Rircelona  und  Venedig  im  14.,  Ant- 
werpen, Burgos,  Sevilla,  Bilbao,  Ancona, 
Genua,  Amsterdam  und  Hamburg  im  16., 
London,  Paris,  die  deutschen  Nord-  und 
Ostseehafenplätze  im  17.  und  18.  Jahrhun- 
dert —  gingen  jeweils  dort  zur  Usance  g^ 
wordene  Neuerungen  aus  und  in  die  an- 
deren Seeversicherungsordnungen  Über,  ähn- 
lich so  wie  die  alten  Stadtrechte  durch  Be- 
widmung.  CharakteristiEch  ist  auch,  dass 
lange  Zeit  das  SeevereiehGrongsrecht  überall 
lediglich  auf  Autonomie  der  Kaufmann- 
sch^ten  beruhte  und  dass  die  Staats-  und 
Stadtgesetzgebung  meist  erst  spät  zusammen- 
fassend, kodifizierend,  nachfolgt«. 

Noch  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
war  alle  Transportversicherung 
nur  Seeversicherung.  (Vgl.  hiergegen 
jedoch  Ehrenberg  a.  a.  0.  S.  27  ff.).  Die 
Fluss-  und  Landtransportversiche- 
rung ist  einer  der  jOngstent wickelten 
Zweige  des  Versicherungswesens.  Ihr  sind 
die  vielfach  benutzbaren  Analogieen  der 
älteren  und  selir  fein  durchgebildeten  In- 
stitution zu  gute  gekommen. 

Von  dem  erwähnten  vereinzelten  Vor- 
kommen auf  Island  abgesehen,  ist  die 
Feuerversicherung  vor  Anfang  des  17. 
Jahrhunderts  kaum  irgendwo  aus-  und  durch- 
gebildet Denn  die  in  dem  ersten  Drittel  - 
und  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  in 
London  und  Paris  entstandenen  Anstalten 
zur  gegenseitigen  Hilfe  bei  Verlusten  durch 
Brandschaden  waren  mehr  Wohllhätigkeits- 
als  Versicherungsanstalten.  Den  Gedanken 
der  geschäftlichen  Feuerversicherung  liat 
wohl  der  deutsche  Publizist  GeorgObrecht 
in  zwei  seiner  1609  und  1610  erechieuenen 
Schriften  zuerst  in  voller  Klarheit  ausge- 
sprochen. Gleidizeitig  ist,  wie  Beckmann 
a.  a.  0.  (Bd.  1,  S.  219—222)  berichtet,  in 
Oldenburg  ein  Vorschlag  zur  Versicherung 
der  Gebäude  gegen  Feuerschaden  (die  Prämie 
sollte  i°io  der  Taxe  betragen)  aufgetaucht, 
aber  von  dem  Graten  Anton  Günther,  zum 
Teil  aus  religiösen  Gründen,  zum  Teil  wegen 
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Zweiifels  an  der  Durchführbarteit,  ateelehnt 
worden.  Während  des  dieisaigifthren  Krieges 
scheinen  (nach  Jacobi,  Beitrag  zur  Qescbicnte 
und  Statistik  der  FeuerversicheruDg  im 
preussiflchen  Staate  in  i&hi^  1862,  Nr.  6 
und  1863,  Nr.  4  der  ZedtscJum  des  preussi- 
schen  Btatisüschen  Bureaus)  in  den  preussi- 
sehen  Weichselniedeniugen  die  ersten  Feuer- 
versicherungsverbände  entstanden  zu  sein. 
"Während  in  Preussen  und  sonst  in  Deutsch- 
land noch  lange  Zeit  derartige  »Verbände« 
halbstaatlichen  Charakter  trugen  und  nach 
und  nach  hie  und  da  auch  zu  rein  staat- 
hehen  Institutionen  umgebildet  wurden,  bat 
sich  in  England  schon  im  17.  Jahrhundert 
die  privateeschflfÜichB  Feuervereiehening 
(erste  Gesellschaft  die  »Hand  in  band.  1696) 
entwickelt.  Die  Zustände  der  Feuerver- 
schening  in  Bentachland  im  vorigen  Jahr- 
hundert schildert  ausführlich  und  treu  £. 
Biedermann,  DeutBchland  im  18.  Jahrhun- 
dert (Bd.  1,  1854).  Erat  im  letzten  Yiertel 
des  Jahrhunderts  kommt  hier  die  geschäft- 
liche PrivatfeuerverHicherune  auf.  InDeutsch- 
land überwiegt  bis  dahin  flberbaupt  und  bei 
den  staatlichen  und  halbstaatlidien  Ver- 
bänden, Societäten  etc.  vorzugsweise  die 
Immobiliarversicherung. 

Die  Viehversicherung  scheint  zu- 
nächst in  Gestalt  kleiner,  firtlich  begrenzter 
Versicherungsverbände,  ungefähr  gleichzeitig 
mit  der  Feuei-versicherung,  in  Debung  ge- 
kommen zu  sein.  In  dieser  Gestalt  (>Euh- 
gildent,  >PferdeveiBicherungc  etjx)  nimmt 
sie  wohl  noch  heute  audi  in  Kulturländern 
breiteren  Boden  ein  als  in  der  Gestalt 
grösserer  versicherun^;egeschäftljcher  Unter- 
nehmungen. Von  diesen  letzteren  erßLhrt 
man  in  Deutschland  erst  nm  die  Mitte  des 
achtzehnten  Jahrhunderts,  wo  Friedrich  d.  Gr. 
namentlich  in  Schlesien  zu  OrOndung  dieser 
Art  Anregung  gab. 

Ueber  die  Geschichte  der  HagelschS- 
den Versicherung  s.d.  Art. (ob«ai Bd.  IV 
S.  955)  und  vgl  ausserdem  Justi,  Darstel- 
lung der  gesamten  Polizeiwissenschaft  1760 
und  Berg.  Handbuch  d.  deutsch;  PoL-R, 
Bd.  m,  18Ö3. 

Zur  Geschichte  der  Lebensversiche- 
rung mOgen  noch  einige  Ergänzungen  zu 
den  in  dem  betreffenden  Artikel  (oben  Bd.  V 
S.  551  ff.)  angeführten  Daten  hier  Platz  finden. 
Wenn  auch  jene  mittelalterlichen  Institute, 
welche,  wie  der  Altenteil,  die  Leibzucht  oder 
das  Ausgedinge,  das  Wittum  oder  Leibgedinge, 
der  Beuten-  und  Oflldenkauf  etc.,  die  Be- 
stimmung hatten,  einer  Person  für  das 
höhere  Alter  oder  für  den  FaD  des  Ver- 
Sterbens  des  Gatten  oder  auch  überhaupt 
für  die  Zukunft  den  Lebensunterhalt  zu 
sichern,  durchweg  individuellen  Charakter 
an  sich  tnigeu  —  der  Einzelne  gewährte 
diese  Vorsorge  dem  Einzelnen   — ,  so  hat 


man  doch  mehr  Recht,  sie  als  die  frucht- 
baren Keime  der  Lebensversicherung  zu  be- 
trachten, wie  den  Seezins  der  Griechen,  die 
pecunia  trajectitia  und  das  foenus  nauticum 
der  Römer  als  die  Keime  der  Seeversiche- 
rung. Denn  mit  wie  unzureichenden  oder 
der  Allgemeinheit  wenig  zugänghchen  Mitteln 
immer,  so  erfüllten  jene  Institute  doch  einen 
der  Zwecke  der  Lebensversicherung.  Die 
mittelalterlichen  Witwen-  und  Begritbnis- 
kaasen  derGilden,  die  allgemeinen  slädtiechen 
Begräbniskaasen  die  Knappschaftskassen,  die 
schon  im  17.  Jahrhundert  aufgekommenen 
Beamtenwitwenkaasen,  sind  ebenfalls  schon, 
wenn  auch  unvollkommene,  Lebensversiche- 
rungen. Schon  im  16.  und  17.  Jahrhundert 
wird  mehrfach  —  Ordonnanz  Philipps  11. 
von  1570  für  die  Niederlande,  Guidon  de 
la  Dier,  Kap.  XVI,  Art.  5,  Aseekurranzstatut 
für  Genua  von  1588,  Ijb.  V,  Kap.  17,  fran- 
zösische Ordonnanz  Über  das  Seewesen  von 
1681,  Tit.  6,  Art  10  —  verboten,  bei  Ge- 
legenheit der  Versicherung  von  Schiffen  und 
Frachten  gegen  Seegefafar  das  Leben  der 
HannsclWten  und  Eisenden  mit  zu  ver- 
sichern. Also  schon  damals  Reiseunfallver- 
sicherung, freilich  nicht  eigentliche  Lebens- 
versichenmg!  Der  schon  genannte  Geoig 
Obrecht  machte  neben  den  anderen,  auf  das 
Versicherungswesen  bezüglichen  Vorschlägen 
auch  den  der  Errichtung  einer  staatlichen 
und  obligatorischen  Aussteuerversicherung, 
Aber,  wie  in  dem  Aufsatze  Ober  Lebens- 
versichening  geze^  beginnt  die  rationelle 
Ausbildung  dieses  Versicherungszweiges  eist 
mit  der  fkitwickelung  der  biologiscben  Sta- 
tistik und  der  sogenannten  politischen  Arith- 
metik. Ausser  der  ebendort  angeführten 
Litteratiir  ist  auch  für  die  Gtescluchte  der 
Lebensversicherung  bemerkenswert:  Fr. 
Hendricks  a.  a.  0.  S.  31  ff. 

3.  Der  Versichernnss vertrag  vom 
Standpnnkte  des  bürgerlichen  Rechte. 
Das  Rundschreiben  des  deutschen  Reiehs- 
kanzlera  an  die  Bundesregieningen  vom 
4.  August  1879,  betreffend  den  Erlass  eines 
deutschen  Versicheningcgesetzes ,  bekundet 
die  löbliche  Absicht,  mit  der  Kodifikation 
des  öffentlichen  und  des  Privatversicherungs- 
rechtes, und  zwar,  was  nur  gebilligt  werden 
kann,  in  getreimten  Gesetzen  vorzugehen. 
Trotzdem  fehlt  es  in  Deutachland  noch  heute 
wenigstens  an  der  Kodifikation  des  Privat- 
versichenmgsrcchtcs.  Bei  der  Bearbeitung 
eines  deutschen  büreorlichen  fiechtsbuches  ist 
von  der  Mitbehanulung  des  Vereicherunga- 
rechtcs  at^esehen  worden  und  die  Kodifi- 
kation die.«er  Partie  des  bürgerlichen  Rechts 
in  Deutschland  einer  spateren  Zeit  vorbehalten 
geblieben').    (Vgl.   K.  Sarawer  in   Masius' 


')  Der  „Entwurf  eines  Beichsgesetzes  über 
den  VersiehemngsvertJag",  vertasit  von  Dr.  0. 
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BundBchau,  N.  F.  Jahrg;.  H,  Heft  2,  Die 
Eodifikatioii  des  deutschea  BiDnenveralche- 
ruD^rechts.)  Aber,  wie  J.  Riesser,  Zur 
RensioD  des  Handelsgesetzbuchs  (Stuttgiirt 
1887),  n.  Abt.  S.  26ff.  zeigt,  gehört  das 
VersichenmgsweseD ,  Ton  der  ^eversiche- 
rung  abgesehen,  auch  anderwärts  nicht  zu 
denjenigen  GegeoBtAnden ,  mit  deoeu  sich 
die  Pnvatrechtegeeetzgebiing  schon  früh- 
zeitig oder  in  vielen  Staaten  beschäftigt  hat 
Biesser  zahlt  nur  folgende  Staaten  auf, 
welche  deu  privatrechtlichen  TeU  des  Vor- 
sicherungswesens,  und  zwar  in  ihren  Han- 
delsgesetzbüchern, kodifiziert  haben: 
Portugal  (1834),  Niederlande  (1838),  Ai^n- 
tinien  (1862),  Chile  (1867),  Venezuela  (1873), 
Belgien  (1874),  Dugam  (1876).  Guatemala 
(18-7).  Uruguay  (1878).  HoDduxae  (1880), 
Salvador  (1882),  Italien  (1883),  Spanien 
(1886). 

Wie  aus  der  Einleitung  zugegenwärtigem 
Aufsätze  erhellt,  g^ht  der  Verfasser  davon 
aus,  dass  dem  Versicherungswesen  seine 
Stelle  in  der  Lehre  vom  HMidel  gebühre. 
Bei  der  engen  UmschreibunK  des  Handels- 
begriffes,  welche  der  Rechtswissenschaft  im 
Vei^leiche  zur  Wirtschaftslehre  noch  eignet, 
kann  es  befremden,  dass  die  eben  genannten 
Kodifikationen  sämtlich  in  und  mit  dem 
Handelsrechte  erfolgt  sind,  zumal  das  Ver- 
sicheruDgsgeschaft  zum  guten  Teile  sich 
nicht  zwiKchen  Kaufleuten  und  ihren  Kunden 
vollzieht  Vielleicht  entspringt  diese  In- 
konsequenz den  Anfängen  einer  systematisch 
richtigen  Grundanschauung,  der  zufolge  der 
Handel  keinesw^  das  Monopol  der  Kauf- 
leute  ist  und  der  ungewerbsmässige  Handel 
im  Wirtschaftsleben  in  der  That  emen  sehr 
breiten  Raum,  vielleicht  breiteren  als  der 
gewerbsmässige,  einnimmt. 

Dass  es  an  Versichenrngsprivatrecht  nicht 
fehlt,  wo  dasselbe  nicht  kodifiziert  ist,  vei^ 
steht  sich  von  selbst.  Nicht  nur  auf  dem 
Gebiete  der  Seeversicherung  —  auf  allen 
Gebieten  des  Versicherungswesens  ist  die 
Autonomie  allezeit  rührig  gewesen  und  hat 
die  Konkurrenz  auch  für  eine  gewisse  Gleich- 
mässigkeit  der  autononiischen  Entwickelung 
gesoi^.  Bechts  wissen  Schaft  und  richterliche 
Arbeit  haben  das  Uebrige  gethan.  Immerhin 
möglich,  dass,  wo  es  noch  an  Kodifikation ' 
fehlt,  diesen  rechtsbildenden  Sektoren  ganz 
zweckmässig  noch  eine  Weile  das  Gebiet 
überlassen  wird.  Cm  so  reifere  Früchte 
kann  dann  die  zusammenfassende  legislato- 
rische Arbeit  ernten. 

Die  in  betreff  des  Versicherungsvertrages 
unseres  Erachtens  reifete  Rechtsanschauung 

Bahr  im  Jahre  1881  im  Auftrage  des  prsnss. 
Jnstiztiiiniste»,  ist  abgedruckt  in  Eohler  n. 
Rinff,  Archiv  för  bflrgerl.  Hecht,  Bd.  7,  Heft  1, 
1892  (Berlin). 


hat  einer  der  grOssten  Meister  des  Handels- 
rechts, L.  Goldschmidt,  in  dem  Gnindriss 
zu  seinem  System  des  Handelsrechts  (Stutt- 
gart 1891,  S.  234  ff.)  übersichtlich  und  ptficiit 
entwickelt  ^).  Hiernach  bildet  der  Versiche- 
rungsvertrag eine  Vertragskategorie 
für  sich.  Er  ist  nicht  Eofinuugskauf,  er 
ist  nicht  ein  aleatorischer  Vertrag;  er  ent- 
hält nicht  ein  zwar  bedingtes,  aber  doch 
sonst  abstraktes  Geldzahlungsversprecheu ; 
er  ist  Überhaupt  nicht  ein  bedingter  Vertrag; 
denn  wenn  der  Versicherer  auch  unter  Be- 
dingung verspricht,  ao  ist  die  Bedingung 
doch  eme  »conditio  juris«,  gehört  sie  also 
zum  Wesen  dieses  Vertrags,  Er  ist,  weil 
gegenseitig,  ein  diskreter,  nicht  ab- 
strakter Vertrag;  jeder  Teil  verspricht 
um  der  zugesagten  Leistung  des  anderen 
willen.  Die  Vertragsm-kunde  —  Police  — 
ist  niemals  Urkunde  Ober  eine  »abstrakte« 
Obligation.  Er  ist  Konsensualvertrag; 
er  ist  gemeinrechtlich  formlos  und 
wird  perfekt  ohne  gleichzeitige  oder  vor- 
^ngige  Zahlung  der  Prftmie.  Ueblich 
ist  schriftliche  Fixierung  —  schriftlicher 
Antrag  (Deklaration)  des  Versicherunge- 
nehmers  und  Versicherungsbrief  —  Police  — , 
diesem  vom  Versicherer  behändigt.  Diese 
Urkunde  enthält  entweder  alle  besonderen 
und  allgemeinen  Versicheruogsbedingungen, 
oder,  unter  ausdrücklicher  Verweisung  auf 
die  ,  letzteren ,  nur  die  ersteren.  Die  Ver- 
sicherungsbedingungen, leges  contractus  für 
den  einzelnen  Versicherungsvertrag,  sind  das 
Hauptgebiet  der  autouomischen  Rechtsbil- 
dung; sie  sind  nur  absoluten  Gesetzen  gegen- 
über rechtsunwirksam.  Der  Grundsatz,  dase 
der  Vertrag  Rechts wirkuag  erlangt  auch 
ohne  vorgängige  oder  gleichzeitige  Leistung 
seitens  des  Versieherun  genehm  ere ,  kann 
durch  Vereinbarung  unter  den  Kontrahenten 
eingeschränkt  werden.  —  Der  Vertrag  ist 


angefllbrte  nenere  deutsche  Standard  work  v 

V.  Ehrenberg  „Vermcherangsrecht" ,  wovon 
leider  bis  jetzt  erst  der  ente  Band  erachienen. 
In  beiden  Werken  handelt  ea  sich  überall  nar 
nm  den  juristiBchen  Charakter  des  Vei^ 
sich  erangB Vertrages.  Interessant  ist,  sn  sehen, 
welchen  Rebhtsinhalt  eine  Ssterreichische 
legislatorische  Arbeit,  der  Entwurf  zu  einem 
Österreichischen  Versich  erungsgesetze  von  1870, 
diesem  Vertrage  verleiht.  „Im  Versichernnes- 
vertratfe"  —  heieat  es  hier  —  „überaimmt  der 
VersicEerer  gegen  Entgelt  die  Gefahr  von  Nach- 
teilen, welchen  der  Versicherte  in  seinen  Ver- 
mügengverbttltnissen  durch  ein  Ungewisses  Er- 
eignis an  Fersouea  oder  Sachea  oder  durch  die 
Uugenissheit  der  Dauer  des  Lebens  eines  Men- 
schen ausgesetzt  ist,  —  Ein  Versicherungsver- 
trag, der  Eur  Sicherung  gegen  Nachteile  ein- 
gegangen wird ,  welche  dem  Versichert£n  ans 
seiner  eigenen  nnerl&uht«n  Handlung  zugeben 
kennen,  tat  nugUtig." 


ly  Google 


bonae  fidei  Vertrag.  Seio  gaozer  In- 
halt ist  nach  derSitte  des  ledliclieii 
Verkehrß  auszulesen,  gegen  deo  Ver- 
sicherer, 'wenn  der  von  diesem  einseitig 
formulierte  Inhalt  xweideutig  oder  unklar 
ist.  Die  Nichtinnehaltimg  der  Bedingungen 
ist  im  Zweifel  dem  VeiBicherten  tiasdiäd- 
lich.  sofern  dieser  ausser  stände  war,  jenen 
Bedingungen  nachzukommen.  (Dieser  Grund- 
satz bezieht  sich  natflrlicb  nicht  auf  die 
HaupÜeistung  de»  Versicherten,  aber  z.  B. 
auf   die  AnzeigepfUcht   beim   Schadenfaüe.) 

Der  Versicherungsvertrag  ist  —  im  Sinne 
des  positiven,  heute  giltigeu Rechts  —  Han- 
delsgeschäft oder  Nichthandelsge- 
Bchaft.  In  diesem  Sinne  ißt  die  Versiche- 
rung gegen  Fr&mie  objektives  Eandels- 
gesdififl  auf  selten  des  Versicherers,  gar 
nicht  oder  nur  subjektives  Handelsgeschäft 
auf  Seiten  des  Versicherten.  Die  üegen- 
aeitigkeitsversicherung  ist  höchstens 
subjektiveB  Handelsgeschäft 

Nicht  nur  die  Sachen-  oder  Schaden-, 
sondern  auch  die  Lebensversicherung 
ist,  wie  versicherungstechnisch  so  auch 
juristisch,  echte  Versicherung,  Dem 
ßeweise  dieses  vielfach  bestrittenen  Satzes 
widmet  Goldschmidt  a.  o.  Ü.  S.  241  ff.  eine 
auch  seine  volle  Kenntnis  der  Lebensver- 
sicherungstechnik bekundende,  durchschla- 
gend aberzeugende  Abhandlung. 

4.  Die  öÖentlichrechtliche  Regelung 
des  V.  Die  Stellung,  welche  die  Staats- 
gewalt dem  Vereicherungawesen  gegenüber 
einzunehmen  hat,  ist  beinahe  so  lange,  als 
das  letztere  überhaupt  eine  bedeutaame  ßolle 
im  'Wirtschaftsleben  spielt,  vielfach  und 
gründlich  erörtert  worden.  Noch  heute 
stehen,  weni^tens  in  Deutschland  und  in 
den  Ländern  deutscher  Kultur,  die  extremsten 
Ansichten  einander  unvermittelt  gegenüber. 
Das  Vei^icherungsmonopol  des  Staates  und 
die  Zwangsversicherung ,  eine  mehr  oder 
minder  eingreifende  Staatsaufsicht  Über  das 
Versicherungswesen,  die  gänzlich  freie  Private 
Unternehmung  bei  gänzUch  indifferenter  Hal- 
tung der  Staatsgewalt  ihr  gegenüber  —  jede 
dieser  Richtungen  findet  ihi-e  Vertreter.  Die 
a  priori-LCsimg  aller  politischen  Fragen  ist 
vom  Uebel.  Ein  gegebener  Staat  uud  der 
dermalige  Kulturzustand  des  Volkes  einmal 
und  sodann  die  idealen  Ziele  der  Forlent- 
wickelung  beider  —  dies  sind  die  Grund- 
lagen, auf  denen  allein  sich  die  Frage  lOsen 
lä^t,  wie  die  Staatsgewalt  sich  zu  der  Be- 
friedigung der  aus  dem  Zusammenleben  im 
Staate  erwachsenden  und  der  allgemein 
menschlichen  Bedürfnisse  zu  verhalten,  ob 
äe  die  Stellung  des  für  die  Befriedigung 
selbst  sorgenden  Hausvaters,  ob  die  Stellung 
des  regufierenden  und  aufsichtführenden 
Wächters  zu  übernehmen,  oder  um  jene  Be- 
dürfnisbefriedigung sich  nicht  zu  kümmern, 


höchstens  diejenigen  Hindernisse  der  freien 
und  etspriessUchen  EiaFtentfaltung,  welche 
sie  zu  beseitigen  vermag,  zu  beseitigen  hat 
Schwer  genug  und  nur  bei  vollständiger 
Kunde  der  Staat^eschichte,  der  Volkszu- 
stände  und  der  Volkskräfte  ist  die  Frage  zu 
beantworten,  was  zur  Zeit  dem  ge- 
gebenen Staate  frommt-  seh wieneer 
die  andere  nac^  dem,  was  die  Fortentwic^e- 
iung  nach  idealen  Zielen  erheischt  Denn 
über  diese  Ziele  selbst  besteht  Streit 

Dass  in  irgend  einem  Staatswesen  zu 
irgend  einer  Zeit  es  im  Interesse  des  Ge- 
meinwohles geboten  sei,  das  gesamte  Ver- 
sicherungswesen zu  monopolisieren,  darf  mit 
gutem  Grunde  bestritten  werden.  Denn  ehe 
das  VersicherungsbedOrfuis  in  der  Bevölke- 
rung nach  Befnedigung  drängt,  kann  von 
einem  solchen  Interesse  des  Gemeinwohles 
nicht  die  Rede  sein.  Ist  das  Bedürfnis  aber 
erwacht,  so  folgt  die  Befriedigung  notorisch 
ihm  auf  dem  Fusse,  die  Bemedigung  aus 
eigener  Initiative  der  Bevölkerung,  zu  welcher 
schon  Eigeninteresse,  Gemeinsinn  und  Vor- 
teil sberechnung  treiben.  Nicht  in  Staaten 
auf  der  niedrigsten  Kulturstufe,  sondern  in 
solclien  mit  hochentwickelter  Kultur,  ins- 
besondere mit  einem  schon  völlig  ausgebil- 
deten Privat  Versicherungswesen,  ist  die  Mo- 
nopolfrage zuerst  aufgetaucht  Hier  Ist  sie, 
von  minder  beachtenswerten  Tendenzen  ab- 
gesehen, dem  Zweifel  eutwachsen,  ob  das 
wichtige  Bedürfnis  der  Versicherung  voll- 
kommener durch  Privatuntemehmnng  bei 
völliger  Freiheit  der  EntSchliessung  der 
Büi^er  für  Versichenmg  oder  Nichtversiche- 
rungj  oder  ob  es  voUkommener  durch  mono- 
polisierte Staatsthätigkeit  und  Versicherungs- 
zwaug  befriedigt  werde.  Dieser  Zweifel 
freilich  kann  nur  erwogen  werden  von  denen, 
welche  von  der  Auffassung  des  Staates  ala 
einer  Anstalt  zur  Bedürfnisbefriedigung  der 
Bürger^  also  von  der  patriarchalischen  oder 
der  sozialistischen  Staatsauffossung  ausgehen. 
Und  in  unseren  heutigen  Kulturstaate d,  die 
weder  patriarchalisch  noch  sozialistisch  or- 
g^isicrt  sind,  ist  bei  langjähriger  Neben- 
einanderentwickelung  der  monopolisierten 
oder  nicJitmonopolisierten  Staats-  und  der, 
wenn  auch  mehr  oder  weniger  polizeilich 
eingeengten,  Privat  Versicherung  wenigstens 
die  technische  und  wirtschaftliche  üeber- 
legenheitderletzteien  für  jeden  unbefangenen 
Beobachter  doch  wohl  thatsächhch  erwiesen. 
Dabei  kann  aber,  wie  in  dem  Art.  Feuer- 
versicherung (oben  Bd.  IH  S.  870ff.) 
nachgewiesen,  unbedenklich  historisch  Ge- 
wordenes, aus  patriarchalischen  2!eiten  Ueber- 
kommenes  bestehen  bleiben,  solange  es 
billigen  Anforderungen  noch  entspricht  kann 
Neuerwachsenes,  wie  in  Deutschland  die 
staatliche  Unfall-,  Kranken-,  Altei-s-  und  In- 
vaiiditätsversicherung,   weldie   dem    sozia- 
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liBtiBchen  Staate  stai^e  ZugiestSndütfise  macht, 
sieb  veiter  versuchen.  Das  Fortbeatehen 
des  Einen  wie  das  Anfkonunen  des  Änderen 
mag  der  Gegner  des  TersicherungsmonopolH 
fOr  verfehlt  erachten;  als  ein  lehrreiches 
Exp^iment  wird  er  beides  zu  würdigen 
wissen. 

Auch  die  Frage  der  gesetzlichen  Rege- 
lung der  bestehenden  PrivatTersicberimg 
kann  nur  aus  einer  genauen  Kunde  der 
Staate-  und  Kulturverbdltnisse  und  Kräfte 
heraus  und  bei  Klarheit  Ober  die  Ideale  der 
Fortentwickelung  befriedigend  beantwortet 
werden. 

Schon  das  »Ob«  ist  keineswegs  zweifel- 
los. Deun  das  einzige  Argument  für  die 
staatsgesetzliche  Begelung,  welches  herge- 
nommen ist  von  der  Tragweite  der  im  Ver- 
sicherungBwcsen  auf  dem  Spiele  stehenden 
Interessen  und  von  der  Annakme,  dass  ohne 
jene  Regelung  diese  Interessen  geschädigt 
werden  mflssten,  würde  besondere  staatliche 
Regelung  auch  fflr  viele  andere  Gruppen 
von  wirtschaftlichen  Thätigkeiten  fordern, 
die  beim  Mangel  solcher  Regelung  gedeihen 
und  bei  beiderseitiger  >diligentia<  alle  Be- 
teiligten befriedigen.  Auch  dass  die  Technik 
des  Versiehe runes  Wesens  fflr  die  grosse 
Masse  der  Kuadeo  ein  Buch  mit  sieben 
Siegeln  sei  —  was  übrigens  doch  höchstens 
bei  der  Lebensversicherung  zutrifft  —  ist 
kein  Grund,  die  Staatsflberwachung  gerade 
für  das  Versicherungswesen  anzurufen.  Denn 
auch  den  Anbietern  anderer  wichtiger  wlrt^ 
BChaftlicher  Leistungen  gegenüber  ist  man 
auf  die  Wahl  zwischen  Vertrauen  und  Miss- 
trauen  aogewieseo. 

Indes  —  das  >0b(  an  dieser  Stelle  aus- 
fflhrlich  zu  erörtern,  wftro  mflsaig,  da  diese 
Frage  thatsSchlich  iu  allen  heutigen  Kultur' 
Staaten  in  bejahendem  Sinne  entschieden 
und  eine  Rückbildung  namentlich  in  unserem, 
einer  vielseitigen  Ausdehnung  der  Öffent- 
lichen Fürsorge  geneigten,  der  Selbsthilfe 
der  Büi^r  im  fnedlichen  wirtschaftlichen 
Wettkampfe  wenig  vertrauenden  Zeitalter 
schwerlicb  zu  erwarten  ist. 

Das>Wiec  wird  verschieden  beantwortet 
werden,  je  nachdem  man  höhere  oder  minder 
hohe  Anforderungen  an  die  Wachsamkeit  der 
Staatsgewalt  steBt,  stärkere  oder  geringere 
Hoffoimgen  in  das  Eingreifen  derselben 
setzt,  der  Kraft  der  Selbsthilfe  mehr  oder 
minder  vertraut. 

Manche  halten  die  Verpflichtung  zu  um- 
fassendster Fublicität  bei  im  übrigen 
vSllig  freier  Bewegung  der  privaten  Ver- 
sicberungsunternehmungen  für  ausreichend; 
das  Gesetz  hätte  dann  nur  zu  bestimmen, 
was  und  wie  es  die  Unternehmungen  zu 
verGffentlichffli  haben.  Sie  erblicken  in  der 
Durchsichtigkeit  des  gesamten  Gebarens 
einen  genügenden  Schutz  für  das  Publikum 


—  einmal,  weil  Unredlichkeit  das  Licht  zu 
scheuen  habe,  und  dann,  weil  die  Offen- 
sichtlichkeit des  Geschäftsgebarens  kon- 
kurrierender Cnternehmungen  deu  Eimden 
die  Prüfung  luid  Wahl  ermögliche. 

Ändere  fordern  ausserdem  noch  gewisse 
staatlich  feslgestellte  Normen  für  den  Ge- 
schäftsbetrieb —  Bogenauute  fTormativ- 
bedingungen — ,  Verpflichtung  der  Untere 
nehmer  auf  diese  Normen  und  Strafen  im 
Falle  der  Zuwiderhandlimg. 

Wieder  andere  begnügen  sich  auch  hier- 
bei nicht.  Sie  fordern  entweder  ausser  der 
Verpflichtung  zu  rückhaltloser  Offenl^ung 
des  Geschäftsgebarens  und  zur  Einhaltung 
der  Normen,  oder  unter  Verzicht  auf  diese 
Verpflichtungen,  staatüche  Prüfung  der 
Grundlagen  und  Einrichtungen  der  Ver- 
sichenmgsanstaltcn  auf  ihre  Solidarität  und 
Anpassung  an  die  Bedürfnisse  des  Publi- 
kums vor  Beginn  ihres  Betriebes,  Nicht- 
zulassung der  die  Prüfung  nicht  bestehenden 
Anstalten  und  fortwährende  staatliche  Ueber- 
wachung  des  Betriebes  der  zugelassenen 
sowie  die  Befugnis  der  Staatsgewalt  zur 
Versagung  femerweitea  Betriebes,  eventuell 
Auferlegung  von  Sicherheitsleistung  ^Kauti- 
onen —  flS  stetes  Wohlverhalten  —  Eon- 
zessions-  und  üeberwachungs- 
system. 

Es  mag  sein,  dass  je  noch  dem  Stande 
der  öffentlichen  Bildung  dem  einen  Staate 
das  eine  oder  andere,  dem  anderen  etwa 
eine  Kombination  dieser  Systeme  frommt. 
Zu  verkennen  ist  aber  nicht,  dass,  je  straffer 
und  eingreifender  die  Staatsaufsicht  gestaltet 
ist,  um  so  mehr  auch  die  Verantwortung 
der  Staatsgewalt  für  das  Gebaren  der  Ver- 
sicherungsanstalten sich  steigert,  um  so  er- 
klärlicher und  verzeihlicher  auch  die  wach- 
sende Sorglosigkeit  der  Hauptbeteili^en, 
nämlich  der  Versicherungsnehmer,  auf  einem 
Gebiete  erscheint,  auf  dem  weise  und  eifrige 
Selbstprüfnng  doch  durch  keine  Staatsfflr- 
sorge  ersetzt  werden  kann  und  also  von 
einer  vorausdenkenden  Regiening  eher  her- 
anzubilden versucht  als  ein  geechläiert  werden 
sollte.  Und  endlich  ist  die  Erfahrung  nicht 
selten  gemacht,  dass  ein  strammes  Ueber- 
wachungssystem,  von  —  es  soll  gar  nicht 
gesagt  werden:  unredlichen,  aber  —  tech- 
nisch wenig  durchgebildeten  Beamten  ge- 
handhabt, von  den  unredlichsten  Unter- 
nehmern am  meisten  zu  ihren  Gunsten  aus- 
gebeutet werden  kann.  (Vielbesprochene 
Vorgänge  in  den  Vereinigten  Staaten  illustrie- 
ren dieses  Bedenken  hinreichend.) 

Nur  flüchtig  erwähnt  zu  werden  verdient 
noch,  dass,  von  den  Rücksichten  auf  red- 
liches Gebaren  und  bedürfnisgemasse  Leis- 
tungen der  Privalunter nehmungen  abgesehen, 
bei  einzelnen  Veisichenmgszweigen  auch 
noch  besondere  Orflnde  für  eine  eingreifende 
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Mitwirkung  der  Staatsgewalt  geltend  ge- 
macht werden.  So  k.  B.  fordert  man  bei 
der  Feaerveraichemag  im  Interesse  der 
öffentlichen  Sicherheit  dos  Verbot  der  Deber- 
Tcrsicherung  und  mancherlei  —  im  ganzen 
freilich  erwünschten  Fortschritt  mehr  hem- 
mende als  Schaden  zu  verhDt«n  geeignete 
—  Kaotelen  bei  Eingehung  de«  Vertrags  — 
PravectLvkontrolie  —  und  bei  FeststeUung 
des  Schadens.  Endlich  sind  auch  manche 
verwaltungsrechtliche  einschiftnkende  Be- 
stimmungen auf  die  FQrBorge  für  konkur- 
rierende Staatsuntemehmungen  zurflckzu- 
führen. 

Die  räumlichen  Grenzen,  welche  dieser 
Arl)eit  gezogen  sind,  gestatten  nicht  selbst 
eine  nur  flfichtige  Uebersicht  über  die  lei- 
tenden Ideeen  der  öffenthchrechthchea  Ver- 
eicherungsgeeetze  der  Kulturstaaten.  In 
J.  J.  Kümmere  »Die  Gesetzgebung  der  eitto- 
piUschen  Staaten,  betreffend  die  Staatsauf- 
sicht über  die  privaten  Veraicherun  gsan- 
elalten«  (Bern  1883)  findet  man  eine  voll- 
ständig Uebersicht  der  bis  zur  Zeit  des 
Erscheinens  in  europäischen  Staaten  in  Gel- 
tung gewesenen  aolchen  Gesetze,  C.  C.  Hine 
^ebt  lör  die  Vereinigten  Staaten  und  Canada 
eine  gleiche,  biß  1876  reichende  Uebersicht 
in  dem  Werke:  >The  Insurance  Statutes  of 
the  United  States  and  Canada^  (New-York 
1876).  E.  Harding  stellt  im  Bande  »Docu- 
mentsc  der  Publilcationen  dra  >  Premier 
Congree International  d'Äctuairea»,  Bruxelles 
1896,  die  »Government  L^islation  in  refe- 
rence  to  the  working  of  Life  Assurance 
Companiesc  zusammen. 

Es  mögen  nur  einige  Notizen  zur  Cha- 
rakteristik des  gesetzlichen  Zustandes  im 
Deutschen  Reiche,  in  der  Schweiz,  in  Oester- 
reich,  Grossbritannien  und  den  Vereinigten 
Staaten  hier  Platz  finden. 

Nach  Art.  4  der  Verfeseung  des  Nord- 
deutschen Bundes  (jetzt  D.R.V.)  unter- 
liegt u.  a.  das  Versicherungswesen  der  Be- 
aufsichtigung seitens  des  Reiches  und  der 
Gesetzgebung  desselben.  In  einer  vom  Ver- 
fasser des  g^nwärtigen  Aufsatzes  her- 
rührenden, in  Hirths  Ann.  1880  erschienenen 
Abhandlung,  betitelt  »Die  reidisgesetzliche 
Regelung  des  Versicherungswesens«,  ist  dar- 
getnan,  wie  notwendig,  im  Interesse  der 
Entwickelung  dieses  'Wirtschaftsgebietes 
selbst,  bei  der  Verschiedenartigkeit  der  in 
den  einzelnen  Bundesstaaten  bestehenden 
Gesetzgebung,  hei  der  geringen  Würdigung, 
mit  welcher  einzelne  dieser  Gesetze  den 
Gegenstand  behandeln,  gerade  im  Deutschen 
Reiche  eine  Kodifikation  des  öffentlichen 
Vereicherungsrechtes  wäre.  Eiessor  o.  a.  0. 
S,  3  ff.  schildert  in  dem  Abschnitt  über 
*Die  Entwicklung  des  Kodifikationsge- 
dankens in  Deutschland'  auBfühi'lich  die 
Anstrengungen,  welche  vor  und  nach  Grün- 


dung des  Reichs  von  berufener  Seite  ge- 
macht worden  sind,  um  in  dieser  Partie  des 
öffentlichen  Rechts  Einheit  und  Klarheit  zu 


Endlich  im  Jahre  1899  erschien  ein  in 
den  Reichsämtern  des  InnerD  und  der  Justiz 
bearbeiteter  Entwurf  eines  Eeichsgesetzes 
über  die  privaten  Versieherungsuntemeh- 
mungen.  Nach  Durchberatung  mit  Sach- 
versändigen  des  Versicherungswesens  im 
Beichsamt  des  Innern  und  im  preussiachen 
Versicherungsbeirate  wurde  der  in  einigen 
Stücken  veränderte  Entwurf  im  ilSrz  1900 
dem  Bundesrate  zur  Beechlussfassung  vor- 
gelegt Von  hier  gelangte  er,  abermals 
mehrfach  verändert,  am  14.  November  1900 
an  den  Reichstag  (in  dessen  11.  Session  der 
10,  Legislaturperiode),  welcher  ihn  nach  der 
ersten  Lesung  einer  aus  21  Mitgliedern  be- 
stehenden Kommission  überwies.  Diese  be- 
riet Über  den  Entwurf  in  26  Sitzungen  und 
überreichte  ihren  Bericht  dem  Plenum  im 
April  1901.  Der  Reichstag,  zu  dessen  Ge- 
pQogenheiten  es  gegenwärtig  gehOrt;  wich- 
tige Gesetzvorlagen  im  wesentlichen  nach 
den  Eommiaeionsvorschlfigen  anzunehmen. 
erledigte  die  Beratung  in  zwd  kurz  auf- 
oinanderiolgenden,  nidit  eben  tief  in  die 
Materie  eingehenden  Lesungen,  und  unn- 
mehr  ist  »das  Gesetz  über  die  privaten  Ver- 
sichern ngsuntemehraun  gen  <  unterm  12,  Mai 
1901  in  die  Reich^esetzsammlung  übei^e- 
gangen. 

Die  vei^lclchsweise  Seltenheit  einer  um- 
fassenden Öffeatlichrochtlichen  Regelung  des 
gesamten  privaten  Versicherungswesens  in 
einem  Gesetze,  die  Spannung,  mit  welcher 
in  Deutschland  eine  solche  von  Interessen- 
tenkreisen seit  Jahrzehnten  erwartet  worden 
ist,  endlich  der  Umstand,  dass  man  wohl 
mit  Recht  diesem  Gesetzgebungswerke  eine 
typische  Wirkung  vorhersagt,  dürften  eine 
wenigstens  flüchtige  Analyse  des  Gesetzes 
an  dieser  Stelle  rechtfertigen. 

Das  Gesetz  zerfällt  in  neun  Abschnitte. 
Der  erste  (»Einleitende  Torschriften*) 
unterwirft  alle  Privat  Unternehmungen. 
welche  den  Betrieb  von  Versicherungsge- 
schäften  zum  Gegenstand  haben  (mit  Aus- 
nahmen, die  im  Gesetze  selbst  namhaft  ge- 
macht sind),  der  Öffentlichen  Beaufsich- 
tigung. Diese  wird  bei  Unternehmungen, 
deren  Geschäftsbetrieb  sich  auf  mehrere 
Bundesstaaten  eistrecken  soll,  vom  Reiche 
ausgeübt  und  kann  bei  solchen,  deren  Qe- 
schaftsbetrieb  nur  auf  einen  Bundesstaat 
beschränkt  ist,  durch  die  Landesbehörden 
ausgeübt  werden.  Also:  Staatsaufsicht  des 
Betriebes  —  ledighch  der  Privatuntemeh- 
mungen  und  nicht  aller  dieser,  nicht  aber 
der  kraft  öffentlichen  Rechts  errichteten  — 
Feuerveraichemngssocietäten  u.  s.  w.  — 
Versicheningsan  stalten ;  endlich  nicht  durch- 
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weg  Reichs-,  aoadern  unter  anderem  aucli 
BeaiiMchtigung  durch  Landesbehfirden. 

Der  z-weite  Abschnitt  (»Zulassung  zum 
Geschäftsbetriebe«)  verkündet  das  Kon- 
zeesioDssystem  und  stellt  die  Znlas- 
BUDgsbedinirungen  fest.  Der  Inhalt  dieses 
Abschnittes  ISsst  sich  dahin  zusammen^sseo, 
dass  hier  gefordert  wird,  was  die  Aufsichts- 
behörde veiiangen  muss,  um  entscheiden 
zu  können,  ob  die  Unternehmung  Gewähr 
bieten  werde  für  die  zuverlässige  und  er- 
spriessliche  Befriedung  des  "Versicherungs- 
bedürfnissee.  Der  Gesetzgeber  bindet  sieh 
aber  iosofem  selbst  die  Hände,  als  er  {§  7) 
imter  gewissen  —  der  Natur  der  Sache  nach 
ziemlich  va^  gefassten  —  Voraussetzungen 
die  Konzession  nicht  will  versagen  können. 
Nur  Versicherungsrereine  auf  Gegenseitig- 
keit (Abschnitt  III)  und  Versicherungs- 
aktienge Seilschaften  können  zugelassen  wer- 
den. Die  Zulassung  geschieht,  wenn  nicht 
begehrt,  nicht  auf  Zeit  und  ohne 
Rtlckslcht  auf  die  Bedürfniafrage. 
Von  Lebensversicherungen  werden  beson- 
dere Auskünfte  verlangt  —  die  technischen 
Grundlagen  — .  Der  Reichstag  hat  iu  der 
Absicht,  denjenigen  Lebensversicherungsge- 
Seilschaften,  die  auf  die  Berechnung  der 
Prftmie  nach  dem  sogenannten  Zillmerschen 
System  Gewicht  legen,  ein  angeblich  wert- 
yolles  Zugeständnis  machen  wollen,  indem 
er  im  g  11  vorschreibt,  dass  das  Kohzessi- 
onsgesuch  auch  Angaben  darüber  zu  ent^ 
halten  habe ,  ob  die  Gesellschaft  dieses 
System  zu  benutzen  beabsichtig.  Selbst- 
verständlich ist  damit  noch  nicht  ges^, 
dass  diese  Benutzung  von  der  Aufsichte- 
stelle allgemein  für  zulässig  gehalten  werde, 
wenn  dies  auch  innerhalb  gewisser  Grenzen 
aus  Zweckmäss^keitsgründen  in  einzelnen 
Fällen  immer  geschehen  wird.  Der  Entwurf 
hatte  sich  einer  solchen  Detailbestimmung 
wohlweislich  enthalten  in  dei*  Annahme, 
dass  es  genäge,  die  genaue  Angabe  der 
gewählten  Methode  der  Reserveberechnung 


Der  dritte  Abschnitt  (»Versicherungs- 
vereine  auf  Gegenseitigkeit«)  ist  vielleicht 
der  originellste  des  ganzen  Gesetzes.  Wir 
erinnern  uns  nicht,  in  der  Gesetzgebung 
irgend  eines  andereo  Landes  das  Recht  der 
Gegenseitigkeit,  welches  bekanntlich  rein 
deutschen  Ursprungs  ist,  so  vollständig  und 
übersichtlich  geregelt  gefunden  zu  haben, 
wie  es  hier  geregelt  ist.  Es  handelt  sich 
hier  nicht  nur  um  öffentliches,  sondern,  wie 
im  Handelsgesetzbuch  bei  den  Handelsge- 
sellschaften,  zugleich  um  Privatrecht.  L'ebri- 
gens  sollen  nach  dem  Gesetze  (§  16)  auch 
die  in  betreff  der  Kaufleute  im  ersten  und 
dritten  Buche  des  Handelsgesetzbuchs  ge- 
gebenen Vorechriften,  mit  Ausnahme  der 
§§  1 — 7,  auf  Versicherungs vereine  auf  Gegen- 


seitigkeit entsprechende  Anwendung  ßnden. 
Da  wo  Abweichungen  sich  nötig  machten, 
sind  diese  mit  voller  Kunde  der  verschie- 
denartigen Rechtsverhältnisse  durchgeführt 
Die  vielerörterte  Frage  der  Vertretung  der 
Versicherten  ist  hier  nicht  dispositiv  gelöst, 
sondern  ihre  Lösung  der  Satzung  überlassen 
(§  29);  nur  dass  die  Satzung  eine  solche 
Vertretung  —  »oberstes  Organ»  nach  der 
freilich  nicht  ganz  zuti-effenden  Analf^e 
der  Generalvereammlung  der  Aktionäre  — 
vorsehen  muss,  Äufsichtsrat  und  Vorstand 
werden  ebenfalls  nach  Analorie  der  Aktien- 
gesellschaft gebildet.  Die  Bestimmungen 
über  den  notwendigen  Inhalt  der  Satzungen, 
über  die  Eautelen  bei  Satzungsänderungen, 
über  die  Behandlung  des  Gründungsfonds, 
die  Art  der  Deckung,  die  Verteilung  der 
Ueberschflsse,  die  Auflösung  und  Liquidation 
des  Vereins  sind  sachgemäss  und  dem  eigen- 
tümlichen Charakter  dieses  Rechtsinstitutes 
gut  angepasst. 

Im  vierten  Abschnitt  (» Geschäftsfüh- 
rung der  Versicherungsuntemehmungeni) 
machten  sich  besondere  Bestimmungen  für 
die  Lehens  Versicherung  nötig  wegen  der 
Prämienreserve,  welche  bekanntlich  mit 
gleicher  Bedeutung  bei  der  Schaden  Ver- 
sicherung nicht  vorkommt  (Unterabschnitt  2). 
Die  im  Entwürfe  noch  reichlich  engen  und 
überängstlichen  Bestimmungen  ober  die  An- 
legung des  Prämienreservefonds  sind  ge- 
legentlich der  verschiedenen  Beratungen  mit 
Sachverständigen  erweitert  und  entsprechen 
nun  im  wesentlichen  der  soliden  Praxis 
(g  r>9).  Ob  sich  der  Gesetzgeber  nicht  einer 
Illusion  hingiebt,  wenn  er  annimmt,  dass 
der  Aufsichtsbehörde  oin  jährlich  einzurei- 
chendes Verzeichnis  der  Bestände  des  Prä- 
mienreservefonds (§  57)  —  für  viele  Gesell- 
schaften ein  recht  bedeutendes  Arbeitaan- 
sinnen  —  besondere  Garantieen  und  die 
Möglichkeit  besonderer  Fürsorge  für  das 
Interesse  der  Versicherten  bieten  könne, 
müssen  wir  dahin  gestellt  sein  lassen.  Den 
Unterabschnitt  schhessen  Bestimmungen  über 
den  Konkurs,  bei  welchem  selbstverständlich 
der  Prämienreservefonds  in  der  Lebensver- 
sicherung als  ein  bei  wirksamer  Aufsicht 
stets  intakt  gehaltenes  Aktivum  eine  ge- 
wichtige Rolle  spielt 

Der  fünf  te  Abschnitt  (»Beaufsichtigung 
der  VersichemngsuntemehmungeD")  behan- 
delt die  Aufgaben,  die  Verfassung  und  das 
Verfahren  der  Behörde,  welche  die  leitenden 
Grundsätze  des  Gesetzes  in  Vollzug  setzen 
soll.  Die  Aufgaben  und  Befugnisse  der  Be- 
hörde sind  umfassend  und  tief  eingreifend. 
Mit  ihrer  Festeteilung  ist  die  ganze  Snmme 
der  Verantwortung  gezeichnet,  welche  der 
Staat  mit  dieser  neuen  Gesetzgebung  über- 
nimmt. Misswirtschaft  trotz  dieser  tiefein- 
greifenden und  eine  gewaltige  Summe  von 
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zugleich  ecbonender  und  eindriogender  Ar- 
beit erfordernden  Ueberwaohung  wird  un- 
fehlbar dein  Staate  zur  Last  gelegt  werden. 
TJnd  diese  Bestimmungen  sind  es,  welche 
leicht  dazu  führen  können,  dem  Bürger  bei 
der  Vornahme  wichtiger  und  folgenreicher 
Privatgeschäfte  Selbatpröfung  und  fortge- 
setzte Wachsamkeit  überflüssig  erscheiuen 
zu  lassen.  Man  kann  es  ihm  nicht  venu^n, 
wenn  er  fortan  alle  konkurrierenden  Ver- 
sichemagsunterDehmungen  für  gleich  gut 
und  sicher  ansieht  und  seine  Wahl  nuQ 
nach  der  Höhe  der  geforderten  Prämien 
trifft. 

Die  Aufsicht  der  der  Seichaaufsicht 
unterstehenden  Unternehmungen  ist  einem 
Kaiserlichen  Aufsichtsamt  für  Privatver- 
sicherung  überwiesen.  Neu  und  bedeutsam 
ist  die  Beigesellung  eines  aus  Sachverst&n- 
^gen  des  versicheningsweBens  zu  bildenden 
Versicheningsbeirstes,  welcher  ehrenamtlich, 
im  wesentlichen  gutachtlich,  bei  bestimmten 
Entscheidungen  {§§  73—76)  aber  mit 
Stimmrecht  mitzuwirken  hat.  Diese  Ein- 
riditung  und  die  im  §  83  festgesetzte  Ver- 
pflichtung des  Amtes  zur  jährlichen  Yei- 
öffentlichuQg  von  Mitteilimgen  Über  den 
Stand  der  seiner  Aufsicht  unterliegenden 
Versicherungsuntemehmungen  sowie  über 
seine  Wahrnehmungen  auf  dem  Gebiete  des 
Versicherungswesens  bilden  eine  dankens- 
werle  Schutzwehr  g^n  Verfall  in  bureau- 
kratische  Sachbchandlimg. 

Grosse  Anfechtungen  erfuhren  die  Be- 
stimmungen des  EintwurfeB  Ober  die  Ein- 
richtung des  Rekiirs Verfahrens  gegen  Ent- 
scheidungen der  Aufsichtsbehörde  und  über 
die  Aufbringung  der  Kosten  der  Staatsauf- 
sicht Die  ersteren  Bestimmungeu  sind  im 
Gesetz  leidlich  zufriedenstellend  geordnet; 
wir  Bind  geneigt,  ihnen  ^Izugrosse  prak- 
tische Bedeutung  nicht  beizumesBen.  Die 
anderen  sind  im  Gesetz  wenig  gemildert; 
der  befremdliche  Gnindsatz,  daas  jene 
Kosten  bis  zu  einem  gewissen  Teile  von  den 
beaufsicht^ten  Unternehmungen  getragen 
werden  müssen  —  als  wenn  die  Aufsicht 
ihren  Interessen  diente  —  ist  hier  ver- 
wirklicht geblieben. 

Der  Entwurf  hatt«  im  sechsten  Ab- 
schnitte (»Ausländische  Vereicherungsunler- 
nehmun^nc)  diese  Unteinehmungea  in  mehr- 
facher Hinsicht  wesentlich  schlechter  ge- 
stellt als  die  inländischen.  Es  ist  ge- 
lungen, im  Gesetz  die  lästigsten  Erscfawe- 
nin^n  ihres  OeschäftsbetriebcR  zu  be- 
seitigen. In  der  Hauptsache  sind  jetzt  die 
ausländischen  Gesellschaften  den  inländi- 
schen gleichgestellt;  nur  dasa  der  Bundes- 
rat auf  Antrag  des  Reichskanzlers  gegen 
jene  die  Untersagung  des  Geschäftsbetriebes 
>nach  freiem  ifmesseni  soll  beschlies&en 
können. 


Der  siebente  und  der  achte  Ab- 
schnitt (lUebei^ngs*  -  und  >Straf- Vor- 
schriften«) bedürfen  keiner  besonderen  Be- 
sprechung. Sie  ziehen  die  notwend^n 
Eonsequenzen  aus  dem  beabsichtigten  Ueber- 
gange  der  bestehenden  lAudesaufsicht  oder 
Aufeichtslosigkeitindie  centralisierte  Reichs- 
aufsicht  und  aus  der  Absicht  der  Strenge, 
womit  alle  Aufwchtsmaasnahmen  durchge- 
führt werden  sollen. 

Im  neunten  Abschnitt  (iSchlussvor- 
schriften«)  ist  es  gelungen,  einigen  g^ieu 
den  Entwurf  geltend  gemachten  schweren 
Bedenken  abzuhelfen;  andere  sind,  eingehen- 
der sachhcher  Begründung  ungeachtet,  be- 


Wertvoll  ist  die  hier  ausgesprochene  Be- 
freiung einzelner  Versicherungszweige  — 
Versicherung  ^gen  Kursverlust,  Ttanaport- 
und  Rückversicherung  —  von  der  Konzes- 
fflohspQicht  und  der  Aufsicht,  denen  der  Ent- 
wurf sie  auch  unterwerfen  gewollt  Wert- 
voll femer  die  Beseitigung  der  sogenannten 
Prilvenüvkontrolle  in  der  Feuerversicherung, 
die  man  vom  Ke^rungstische  aus  lange 
mit  unbegreifUcher  Hartnäckigkeit  rerteid^ 
hatte. 

Die  vielbegehrte  Gleichstellunft  der  öffent- 
lichen Versicherungsanstalten  mit  den  pri- 
vaten Unternehmungen  hinsichtlich  der  Unter- 
werfung unter  die  Reichsaufsicht  ist  im  Ge- 
setz (g  119)  ausdrücklich  ausgeschlossen. 

Schwer  bedrücken  wird  die  Privatunter- 
nehmnngeu  die  heftig  und  mit  besten  Grün- 
den angefochtene  Bestimmung  im  §  115, 
nach  welcher  die  Bundesstaaten  von  Privat- 
versicherungsuntemehmungen ,  die  in  an- 
deren Bundesstaaten  ihr  Domizil  haben,  die 
Bestellung  von  Hauptbevollmächtigten  ver- 
luigen  können,  welche  u.  a.  ermäch- 
tigt sein  müssen,  Versicherungs- 
verträge mit  verbindlicher  Kraft 
abzuschliessen.  Es  hat  nichts  ge- 
fruchtet, dass  auf  die  Unmi%lichkeit  (ver- 
sicherungste<'Jinisch  gesprochen)  einer  sol- 
chen Ermächtigung  und  darauf,  dass  Ver- 
sicherer diese  Bestimmung  hCcnsteDs  zum 
Schein  erfüllen  können,  hiogewieseu  und 
dai^tfaan  wurde,  dass  dieser  Paragraph  ein 
gut  Teil  der  Segnungen  des  Gesetzes  wieder 
zu  Dichte  mache.  Uas  fiskalische  Interesse 
einzelner  Bundesstaaten  (Erhebung  von  Stem- 
pelgebühr für  im  Inlande  gesduossene  Ver- 
träge) widerstand  allen  vernflnftigen  Er- 
wägungen. — 

So  können  wir  zum  Schlüsse  das  Gesetz, 
seine  leitenden  Grundsätze  als  richtig  an- 
genomineu,  nicht  zugestanden,  wegen  seiner 
umsichtigen,  eindringenden,  klaren  und  sach- 
gemässcn  Behandlung  der  überaus  schwie- 
rigen Materie  für  eme  hervorragende  ge- 
setzgeberische I^eistung  erklären ;  wir  dürfen 
es  auch  dankbar  begrQssen  als  einen  zuver- 
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9gel  g^D  die  einzelBtaatliche 
nnd  buntscheckige  Sonderbehan  dlüog  eines 
GeBchäftazweiges ,  der  für  eeia  Giedeihen 
-weiteHte  freie  Bahn  verlangt  Die  Mdogel 
des  Werkes  müssen  wir  mit  In  £auf 
nehmen  und  uns  dessen  getrosten,  dass  eine 
gereiftere  Erfahrung  auch  dieee  noch  be- 
seitigen hdfen  wild.  Was  man  von  diesem 
Oeeetze  so  wenig  wie  von  jedem  anderen 
&hnlichen  erwarten  darf,  ist,  dass  ee  bald 
oder  flberhaupt  irgend  einmal  tabula  rasa 
mächen  werde  mit  allen  M&ngeln  und  Ge- 
brechen der  Institution,  deren  Segnungen  es 
zu  gew&hrldsten  trachtet  — 

In  der  Schweiz  ist  einer  dem  Art  4 
der  D.B.V.  analogen  Bestimmung  der  Bun- 
desverfassung durch  ErlasB  des  Bundesge- 
setzes  betrefiend  Beaufwchtigung  von  Privat- 
untemehmnngen  im  Gebiete  des  Versiche- 
nmgswesens  vom  25.  Juni  1885  entsprochen 
worden.  Das  Gesetz  schafft  für  das  Bun- 
desgebiet die  lange  entbehrte  Bechtseinheit. 
Es  beruht  auf  dem  Konzessions-  und  Be- 
triebsQberwachungssf Stern ;  es  fordert  nach 
gegebenem  Schema  sehr  ausführliche  Äus- 
M^fte  von  den  zugelassenen  Privatunter- 
nehmungea;  es  nOtigt  die  ausländischen 
unter  ihnen  zur  Wahl  eines  Rechtsdomizüs 
in  der  Schweiz  und  zur  Hinterlegung  von 
massigen  Kautionen,  und  es  legt  allen  zu- 
gelassenen Privatuntemehmnngen  eine  jähr- 
lich zu  entrichtende  Staatsgebübr  als  Ent- 
gelt für  die  Gestattung  des  Geschäftsbetriebes 
auf.  Es  mag  dahingestellt  sein,  ob  dieses 
Gesetz  mit  seiner  eingreifenden  Yoreehung 
in  anderen  Kulturstaaten  Nachahmimg  ver- 
dient. Wie  sehr  man  eich  auch  d^^egen 
wehrt,  diesen  Gedauken  aufkommen  zu 
lassen:  das  Gesetz  wird  je  länger,  je  mehr 
die  ganze  Verantwortung  für  die  Solidität 
des  Gebarens  der  zugelassenen  Anstalten 
der  die  Versicherungspolizei  handhabenden 
BundeebehOrde,  dem  Versicheningsamte,  aul- 
bürden, es  wird  je  länger  je  mehr  den 
Bürger  der  Last  und  der  Fähigheit  der 
eigenen  Prüfung  entwöhnen.  Aber  zur  Zeit 
wenigstens  liefert  hier  die  Schweiz  das 
Beispiel,  wie  ein  in  seinen  Grundzügen  viel- 
leicht verfehltes  Gesetz  durch  weise  Hand- 
habung seitens  sachkundigster  und  redlichster 
Beamten  zu  wohlthätiger  Wirkung  geführt 
werden  kann.  Eine  der  wertvollsten  Früchte 
dieses  Gesetzes  bilden  die  fast  durchweg 
musterhaften  »Jahresberichte  des  eidgenös- 
sischen Versicherungsamtes  .über  die  pri- 
vaten Versicherungsuntemehmungen  in  der 
Schweiz»,  deren  bisher  dreizehn  —  der  letzte 
fOr  1899  (Bern  1901)  —  erschienen  sind. 
Das  ist  eine  wissen schaftlich  höchst  wert- 
volle Leistung,  die  auch  diejenigen  mit  den 
Mängeln  des  Gesetzes  einigcrmassen  ver- 
söhnen mag,  welche  vermuten,  dass  hierin 
auch  einer  der  Zwecke  der  Berichte  li^e. 


Leider  ruht,  was  an  den  Schweizer  Einrich- 
tungen wirklich  gut  ist,  auf  wenigen  Augen. 

Die  österreichische  Versicherungs- 
gesetzgebung, enthalten  in  der  Ministenal- 
verordnung  vom  5.  März  1896  (besprochen 
in  »Masius^  Rundschau«.  Neue  Folge  Jahrg. 
Vm  S.  145  ff.,  177  ff.)  und  froheren  gesetz- 
lichen Erlassen,  zu  deren  weiterer  Ausfüh- 
rung sie  dienen  eolV  —  V.  v.  29.  November 
1865  über  die  Zulassung  ausländischer 
Aktiengesellschaften  etc.  mit  Ausschluss  von 
VerBicheruugsgesellschaften,  und  G.  v.  29. 
März  1873  in  hetreft  der  Zulassung  von 
auswärtigen  VersicheningsgeseUschaften  — 
bringt  die  nämlichen  Grundsätze  vrie  das 
Schweizerische  Glesetz  —  Konzessionszwang, 
Betriebsaufsicht,  Nötigung  zu  Veröffent- 
lichungen und  Auskünften  in  vorgeschrie- 
bener Form,  für  auswärtige  Anstalten  Do* 
mizilwahl  im  Inlande,  Verpflichtung  der 
Anlage  von  Prämienreserven  (bei  Lebens- 
versicherung) in  inländischen  werten  etc.  — 
zum  Ausdruck.  Aber  was  dort  Leben  und 
Bedeutung  gewinnt,  ist  hier  toter  Fonnalis- 
muB,  wirksam  als  Behelligung  für  die  An- 
stalten, ganz  unwirksam  zu  Gunsten  des 
Pubhkuma,  die  Kegierung  mit  Verantwor^ 
tung  belastend  und  doch  das  Publikum  in 
keiner  Weise  vor  Misswirtschaft  behütend, 
welche  dann  auch  in  Oesterreich  neben 
einer  exorbitanten  fiskalischen  Belastung  der 
Versicherungsnahme  eine  gedeihliche  Ent- 
wickelung  des  Versicherungswesens  nicht 
aufkommen  lässt  Eine  amthche  Publikation 
über  den  Stand  des  Versicherungswesens, 
wie  sie  §  42  der  Verordnung  vorschreibt, 
ist  zum  ersten  Male,  und  zwar  für  das  Jabr 
einem  statthchen  Bande  eben  vor 
Drucklegung  dieser  Abhandlung  — Sommer 
1901  —  erechienen  (Wien,  k.  k.  Hof-  und 
Staatsdruckerei).  Sie  macht  den  Eindruck 
ler   Gründlichkeit   und   behandelt   den 

_  instand,  wie  es  seheint,  durchaus  ob- 
jektiv. Die  Gesetzgebung  bedarf  in  vielen 
Stücken  der  Reform,  auch  wenn  man  es  für 
nötig  erachtet,  an  ihren  Grundgedanken  fest- 
zuhalten, und  die  Regierung  soll  seit  langer 
Zeit  mit  einer  solchen  Reform  befasst  sein. 
Allein  was  mehr  not  thut,  ist  die  Soi^  für 
eiue  sorgsame,  sachlich  eingehende,  kun- 
dige, versicherungsfreund  liehe  administrative 
Handhabung  der  Staatsaufsicht  und  der 
Verzicht  auf  fiskalische  Ausbeu- 
tung des  Versicherungswesens.  — 
In  Grossbritannien  gab  es  bis  zum 
Jahre  1870  keine  besondere  Staatsaufsicht 
über  das  Versicherungswesen.  Die  Ver- 
sichemngsanstalten  standen  lediglich  unter 
dem  Gesellschaftsgesetze  —  zuletzt  der 
"Companies  Act«  vom  7.  Juli  1862  —  und 
wurden  nicht  anders  behandelt  wie  andere 
Handelsgesellschaften  aiich.  Und,  von  der 
Lebensversicherung  abgesehen,  ist  das  Ver- 
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aicherungsweBsn  auch  heute  dort  Dicht 
besondere  gesetzliche  Vorachriflen  gebundea. 
Für  die  Lebensversiclienuig  aber  wurden 
durch  deu  LebenfiTeisiohemDgsakt  vom  9. 
August  1870  besondere  Vorechnften  erlaßsen, 
Diese  geben  die  B^rflndong  von  CteseU- 
aduften  vollkommen  &ei  und  verlangen  nur 
von  neuen  GeseU  Schäften  vor  der  Inkoiyo- 
ration  ein  Depositum  von  20  000  £,  welches 
zurückgewährt  wird,  sobald  der  aus  den 
Frftmien  gebildete  Fonds  den  Betrag  von 
40  000  £  erreicht  hat;  sie  schreiben  ferner 
genaue  periodische  Auskünfte  über  den  Ge- 
schäftsbetrieb nach  bestimmten  Schemen, 
einzureichen  beim  Handelsamte,  welches  die- 
selben alljährhch  dem  Parlamente  vorzulegen 
hat,  vor.  Ausserdem  binden  sie  zum  Schutze 
der  Versicherten  die  in  Grossbritannien  so 
häufig  vorkommenden  Versdimei  zungc  c ,  j  mal- 

ßmatioDs)  mehrerer  G^sellschaftcii  und  die 
^nidatioii  an  bestimmte  strenge  Formen. 
Die  Bedingungen  der  Zulassung  und  des 
GeechSiCebetriebes  ausläadischer  Gesell- 
flchaften  werden  durch  Staatsverträge  gö- 
regelt. Die  Nachtragsgesetze  vom  24.  Juli 
1871  und  V.  6.  August  1872  bilden  einige 
Teile  des  Gesetzes  von  1870  weiter  aus, 
ändern  aber  nichts  an  den  Grund zügen 
dieses  Gesetzes.  Dasselbe  charakterisiert  sich 
als  ein  solches,  weiches  neben  einigen,  for- 
mellen Sicherheitsmassregeln  zu  Gunsten  der 
Versicherten  die  Mitwirkung  der  Staats- 
gewalt auf  die  Forderung  und  Kontrolle 
vollster  Publicität  beschränkt.  Hieran 
wollen  und  sollen  auch  neuerdings  aufge- 
tauchte Ergänzungs vorschlage  nichts  ändern. 
Auch  sie  gehen  nur  auf  weitere  Durchbil- 
dung jener  Grundzüge  hinaus.  Dass  in 
keinem  Staate  der  Welt  das  Versicherungs- 
wesen breiteren  Boden  gewonnen,  das  Ver- 
sichern mehr  allen  Kreisen  der  Bevölkerung 
zur  selbstverständlichen  Gewohnheit  gewor- 
den ist  als  in  Grossbritannien,  ist  bekannt. 
Und  was  kann  die  Mitwirkung  der  Staats- 
gewalt beim  Versicherungswesen  Besseres 
bezwecken?  — 

Wenn  in  den  Vereinigten  Staaten 
das  Versieb ertiQgs Wesen  ebenfalls  extensiv 
wie  intensiv  zu  einer  erstaunlichen  Ent- 
wicklung gediehen  ist,  so  hat  die  Staats- 
gesetzgebung daran  unstreitig  sehr  geringes 
Verdienst  Auch  hier  hat  sich  die  öffentlich- 
rechtliche Gesetzgebung  so  gut  wie  aus- 
schiiesshch  der  Lebensversicherung  bemäch- 
tigt. Im  wesentlichen  ist  der  Charakter 
dieser  Gesetzgebung  in  den  verschiedenen 
Bundesstaaten  —  die  Union  ist  nicht  kom- 
petent —  der  gleiche.  Fast  überall  wird 
un  Reglementieren  das  Möglichste  geleistet ; 
aber  fist  dberall  sieht  die  Sorgfalt  in  der 
HimdhabuDg  der  Gesetze,  von  den  rein  for- 
malistischen Vorschriften  abgesehen,  im  um- 
gekehrten Verhältnisse   zu   dem  Eifer  der 


Gesetz  macherei.  Es  besteht  keine  Eon- 
zessionierung,  sondern  nur  Anmelde-  und 
RegistrierungBzwang.  Die  jährlichen  den 
R^erun^n  zu  liefernden  Ausweise,  welche 
nach  bestimmten  Schemen  eingerichtet  sein 
müssen,  werden  hier  weniger  gewissenhaft, 
dort  gewissenhafter  geprüft  —  je  nach  der 
Sachkunde  und  dem  Pflichteifer  der  betr. 
Beamten.  Es  ist  bekannt,  dass  die  prüfen- 
den Beamten  auch  der  BeeinQussung  in 
dieser  Beziehung  vielfach  nicht  unzugänglich 
sind.  Die  Fonds  der  Anstalten  dürfen  nur 
in  genau  bezeichneten  Wertpapieren  ange- 
legt, Pfandobjekte,  nur  bis  zu  einem  gewissen 
Betrage  der  Taxe  beliehen,  die  Prämien- 
reserve  muss  nach  bestimmt  voi^zeichneten 
Formeln  und  Rechnungsgrundl^en  berech- 
net werden.  Die  Gesetzgebung  und  Kon- 
trolle dringt  sclieinljar  tiefer  iu  die  Betriebs- 
details  der  Gesellschaften  ein  als  irgendwo 
sonst,  imi  aitsgängig  doch  einer  Misswirt- 
schaft die  Zügel  weiter  schiessen  zu  lassen 
als  ij^ndwo.  Aber  neben  der  Misswirt- 
schaft  gedeiht,  gewiss  nicht  dank  der  Ge- 
setzgebung und  ihrer  Handhabung,  sondern 
trotz  beider,  auch  solides  imd  segenbringendes 
Geschäft  in  erfreulicher  Weise.- 

üeberhaupt  möchte  der  Beweis  unschwer 
zu  erbringen  sein,  dass  auf  kaum  einem 
anderen  Gebiete  so  gut  wie  auf  dem  des 
Versicherungswesens  sich  quantitativ  und 
qualitativ  guter  Betrieb  mit  guter  wie 
mangelhafter  Gesetzgebung  und  Administra- 
tion, wenn  diese  nur  nicht  absolut  erschwe- 
rend und  hemmend  wirken,  vertragen.  Dass 
der  Beweis  nicht  gegen  die  äusserste  Sorg- 
falt der  legislativen  und  administrativen 
Thätigkeil  ins  Feld  geführt  werden  kann, 
versteht  sich  von  selbst.  — 

S.  Die  wirtschaftliche  Bedeatang  des 
V.  Die  wirtschafüiche  Bedeutung  des  Ver- 
sicherungswesens läsBt  sich  mit  wenigen 
Worten  schildern.  Sie  beruht  in  einer 
Förderung  der  Gütorerzeugung  und  des 
Handels,  welche  in  der  gleichen  Richtung 
nur  von  dieser  Seite  her  erwartet  werden 
kann,  und  macht  sich  geltend  in  der  hohen 
Zweckmässigkeit  der  der  Versicherung  zu- 
geführten Güteranwendung.  Alles  der  Güter- 
erzeugung dienende  stehende  und  umlaufende 
Kapital  ist  ausser  dem  Abnutz  auch  der 
plötzlichen  Zerstörung  durch  andere,  von 
menschlicher  Willkür  unabhän^ge  Voi^;toge 
ausgesetzt  Es  kann  sinui'eK^e  Vorkehr 
gegen   den   zu  raschen   Abnutz    wie    gegeo 

Slötzliche  Zerstörung  getroffen  werden.  ÜJle 
[ittel  solcher  Vorkehr  sind  wirtscbaftlicli 
bedeutsam;  aber  keines  vermag  die  Zer- 
störung ganz  zu  verhindeju.  Und  jede  nicht 
im  Zwecke  der  Gütererzeugimg  li^ende 
Kapilalzerstörimg  würde  eine  Störung,  eine 
Hemmung  der  Gütererzeugung  bedeuten,  ja 
in  vielen  Fällen  wichtige  Akte  der  Güter- 
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erzeu^Dg  ramz  umnl^Ucti  macheo,  wenn  ee 
nicht  ein  Mittel  ^be,  den  so  entstandenen 
Verlust  durch  Verteilung  auf  viele  Schultern 
auBzugleichea  und  dazu  zu  helfen,  dase  der 
ünternehuier  mit  verhältniBmäsBig  gering- 
fügigem Opfer  die  zerstörten  Kapitalien  als- 
bald Trieder  ersetzen  kann.  Mit  welchem 
Vertnuieo  mOchten  selbst  techaisch  und 
wirtechaftlicb  bestgeschulte  Unternehmer  ihr 
bestes  KGnnen  und  ihre  ganze  EAbe  an 
grosse  und  bedeutsame  Pioduktivuntenieh' 
mungen  setzen,  wenn  sie  fürchten  müsaten, 
durcQ  irgend  einen  unvermeidlichen  Zu^ 
nicht  nur  plOtelich  ihre  wichtigen  Arbeits- 
mittel zerstCrt,  sondern  auch  dauernd  um 
deren  Wert  sich  gebracht  zu  sehen?  Und 
wer  mCohle  femer  an  weitaussehende  Unter- 
nehmungen denken,  wenn  er  fürchten  müsste, 
dass  ue  vielleicht  kurz  vor  der  Vollendung 
um  deswillen  dem  Untergange  preisg^eben 
werden    könnten,   weil    das  eigene  Leben 

SlQtzlich  zu  Ende  ginge  und  mit  der  schaffen- 
en  Persönhchkeit  auch  die  die  Unterneh- 
mung nährende  Einkommens-  und  Kredit- 
quaUe  versiechte? 

Auf  Tausenden  von  Schiften,  Eisenbahn- 
und  Frachtwagen,  auf  Hunderten  von  Eara- 
wonenzfl^en  bewogen  sich,  in  Hunderttausen- 
den von  Ma^iztnen  lagern  fort  und  fort  die 
müliardenwerten  Güter,  welche  der  Bedürf- 
nisbefriedigung der  Menschheit  bestimmt 
sind.  Wie  armselig  mflsete  diese  Bedürfnis- 
befriedigung sein,  auf  welcher  niedrigen 
Kulturstufe  zu  verhiuTen  wftre  unser  Los, 
wenn  wir  angewiesen  wären  auf  das  Wenige, 
was  einzelne  Meistbegülerte  aus  weiter  Feme 
zu  beschaffen  wa^n  könnten  auf  die  Oe- 
fahr  hin,  von  zehn  oder  zwölf  wertvollen 
Sendungen  eine  oder  die  andere  durch  un- 
glückJichen  Zufall  auf  Nimmerwiederüehen 
zu  verlieren  und  ihren  Wert  höchstens  durch 
Preisaiif  schlag  auf  die  glücklich  ankommen- 
den ersetzt  zu  erhalten !  Es  ist  wohl  selten 
darauf  hingewiesen  worden,  dass  namentlich 
der  Warenhandel  angemessene  Preise  und 
Preisstetigkeit  in  erster  Linie  der  Versiche- 
rung verdankt,  welche  zu  Grosshandels- 
untemehmun^en  ermutigt,  und  nur  den  Ver- 
sicherung^reis,  nicht  aber  die  Oesamtkosten 
erlittener  Verluste  auf  den  Preis  der  Waren 
auFzuscblagen  nötigt  Dass  die  Versicherung 
die  wirtsiiaftüche  Unschädlichmachung  zu- 
ßUliger  Erei^^nisse  dem  Zufall  entrückt  — 
darin  li^  die  eine  Seite  ihrer  grossen  wirt^ 
schaftlichen  Bedeutung. 

Die  andere  liegt  in  der  Erziehung  zu 
wirtschaftlicher  Oüteranwendung.  Ohne  die 
Versicherung  wäre  die  Reihe  der  Arten 
vernünftiger  wirtschaftlicher  und  zugleich 
sittlich  fördernder  Güteranwendung  um  ein 
wichtiges  Glied  ärmer.  Die  Sicherheit  und 
Wohlthätigkeit  des  Erfolges  dieses  Mittels 
reizt  zur  Vorsorge  für  Zwecke  der  Zukunft 


Und  die  Gewohnheit  dieser  Vorsorge  ist  ein 

Anzeichen  und  ein  bedeutsames  Ftolerungs- 

mittel  zugleich  unserer  wirtschaftlichen  und 

sittlichen  Kultur. 

Lltteratar:  Den  in  den  einteln&n  eencMedime 
Vernehenmgttveige  behandelndtn  At^aälieit  diit- 
tti  Satamehcerket  gegebenen  LiOeratumgelt- 
weiten  und  den  in  Lmtfe  der  gegenMIrtigMt 
Abhandlung  angeführten  Schreien  bleibt  Mbt 
nur  Weniget  naetut^fligen.  Eine  xnrteoüe,  ntr 
eingehendilen  und  tdUeiligen  BthandUtng  det 
getarnten  Vertieheningrieeten*  betÜMmte  Enty- 
klopädie,  nämKeh  Comeliui  Wa^ordt  »Tiuuranee 
Cyklopoediat  (London  1878}  itt  leider  M>  jetat 
vnvoUendet  geblieben  und  nur  bli  mm  ßli^ften 
Bande  und  dem  SHchKorte  aHuTid-in-Hcmdit 
jfedUlien.  Von  älteren  deuiecken,  freilich  aueh 
tnebrfach  veralteten  Sehrifien  mag  W.  Benecke, 
Syttem  da  Atiekurant-  und  Bodmereiteeten» 
(S  Bde.,  Samburg  180B^13tl)  und  Statin», 
SyitemoMeche  Daretellung  dei  getarnten  Ver- 
eieherungmieaeni  (Leipiig  ISS?},  dann  elvia 
noch  Saski,  Die  votläwirtechqfilielie  Bedeutwig 
det  Venieherungimeeent  (Ltiptig  ISST),  endlieh 
der  nocA  vieffaeh  belehrende  Aujiatx  a  Vertiehe- 
ningtajuttUienf  von  Makoioiceka  itn  U.  Bd, 
det  DeaUchen  StaattviörteTbucht  von  BlunteMi 
und  Braler  (Stuttgart  unrf  Leipzig  1870)  ange- 
ßlhrt  iserden.  —  Ferner:  Oattn»,  Die  (frund- 
lagen   det   getarnten   Vereiekerungeurumt  (1S74}- 

—  A.  Wagner  im  Bandb.  der  pol.  Oekonomie 
II*,  79L  —  iiDtst  Verticherungtwetent,  tun» 
Hermmm  und  Karl  Br&mer,  Letptig 
1894.  —  Zamma/rano,  L'intrapareia  detle 
aeticunaioni  jTbrino  1887}.  Von  Schriften 
Hier  VerticheruTigtrecht  teien  nocA  genannt: 
W.  XiewiM,  Lehrbueh  det  Vertieherungt- 
redUt  (1389).  —  PhilHp»,  Treatite  an  Ihe 
la«-  of  inturance  (Botion  IStS,  S.  ed.  Navi-York 
1867).  —  AloMxet,  Traiti  ginerai  det  aeiu- 
raneet  (I  vol.,  Parit  184^).  —  Ohau/ton,  Lei 
atturancet,  vol.  I,  II  (188^—1888].  —  Fivonte, 
n    eonlraUß    di    attieuToiione    (Milano  18S5J90). 

—  In  Ihering-Ungeri  Jahrbüchern  SO,  Bd.,  N. 
F.  XVUI.  Bd.  1891  ut  ein  bemerhentKerter 
Atrftatx  von  V.  Ehrenberg  über  die  nVer- 
»icherung  für  fremde  Becknung«  enthalUn.  Von 
demielben  Verf alter  itt  der  ertle  Band  der 
mekTerwäknlen  umfattenden  Monographie  ilher 
Vertichenengtrecht  bei  Duncker  it  Mumblot  1398 
in  Leiptig  ertchienen.  Endlich  filr  dat  Ver- 
tieherungttceien  überhaupt:  Die  ZeHtchriflen 
und  Jahrbücher  von  Maetu»  (betondert  Rund- 
tchau  iVl  E.,  jettt  Leipiig,  Verlag  der  Rund- 
tchauezpedüion},  WaÜmann,  Eimer,  Neu- 
•mWMi,  BKrenxwelg,  -alnturance  Reeorda, 
«The  Bevieic  (beide  in  London  tricheinend}, 
»Journal  det  Atturajiceii«  (Ibrit};  endlich  dat 
njoumal  of  the  Inttilute  of  aetuariett  (London) 
aUerdivgt  fati  anttehliettlich  bedeuttam  fUr  die 
Technik  und  VerwaUung  der  Lebentvertichenmg. 
Endlich  ilatittiiche  Uebertiehlen  in  den 
Publikationen  det  ßeichtamlet  filr  Statittik,  in 
der  Zeilichri/l  det  Egl.  Freuttitchen 
Slatiititchen  Ä«r«Qu*,  in  ^Thc  Pott 
Magatine  Almanack«.  (London,  T.  J.  W. 
Buckley)  u.  a. 
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1.  Aelter«  Wirtacliaftsformeii.  2.  Die  kapi- 
talistiache  Prodnktionsweiae.  3.  Primilre  und 
sekondäre  V.  4.  Das  VennBffen  und  seine  V. 
fi.  Hiesverhältnisse  der  V.  ona  mlSKliche  Mittel 
zur  Abhilfe. 

1.  Aeltere  WIptschaftefonneii.    Unter 

Verteilung  der  Güter  verstehen  wir 
hier  nicht  die  Privatwirtschaft  liehe  Thatig- 
keit  und  Technls  der  Bogenannten  distribu- 
tiven Qewerbe,  u&mlich  des  Handels  und 
seiner  Hilfsgewerbe,  deren  Aufgabe  es  ist, 
den  Abaatz  der  nicht  unmittelbar  vom  Pro- 
duzenten dem  Konsumenten  gelieferten 
Waren  zn  vermitteln  und  dieselben  den 
Verbrauchern  in  möglichst  bequemer  Form 
zugftnghch  zu  machen.  Es  nandelt  sich 
vielmehr  hier  um  die  volkswirtschaftliche 
Verteilung,  um  die  Bestimmung  des  Anteils 
an  dem  Produklionsertrage,  der  jedem  Wirt- 
gchaftssubjekte  nach  Massgabe  seiner  per- 
B&nHchen  oder  sachlichen  Beteiligung  an  dem 
wirtschaftlichen  Prozesse  zuf&llt,  wobei 
allerdings  der  Ertragsanteil  des  Handels 
eine  besondere  Betrachtung  erfordert  Die 
wichtigsten  Seiten  dieser  Lehre  von  der 
VerteÜUDg  sind  schon  theoretisch  und  sta- 
tistisch  in  dem  Artikel  Einkommen  behan- 
delt worden  (oben  Bd.  HI,  S.  347  und  354  ff.), 
jedoch  bleiben  noch  einige  ei^;aDzende  Er- 
örterungen hier  nachzutragen. 

In  der  Periode  der  Naturalwirtschaft, 
bei  der  jede  Einzelwirtschaft  im  wesent^ 
liehen  sicn  selbst  genügt,  ist  die  Verteilung 
des  Ertrags  eine  näusliche  Angelegenheit, 
die  in  der  Hand  des  Wirtschaftsinhabers 
li^t,  deren  zweckmässige  Regelung  zwar 
für  das  Gedeihen  des  Haushalts  wichtig  ist 
und  bei  grossem  Umfange  desselben  auch 
nicht  leicht  sein  mag,  aber  tein  allgemeines 

rllschaftliches  Problem  darbietet.  Durch 
Sklaverei  entsteht  auch  in  der  Natural- 
wirtschaft ein  Ausbentuugsgewinn  zu 
Gunsten  des  Besitzers,  der  ja  einen  mehr 
oder  weniger  grossen  Teil  des  Arbeitserzeug- 
nisses der  Sklaven  für  sich  und  seine 
Familie  zurückhält.  Aber  dieser  Gewinn 
lasst  sich  noch  nicht  auf  die  später  hervor- 
tretenden festen  Formen  bringen,  da  nicht 
einmal  ein  bestimmter  Werl  desselben  an- 
gegeben werden  kann.  Er  kann  weder 
unter  den  Begriff  der  Grundrente  noch 
unter  den  des  Eapitalgewinns  gebracht 
werden,  er  stdlt  einfach  einen  Komplex 
mannigfaltiger  Güter  dar,  der  dem  Wirt- 
schaftsinhaber  ausser  dem  etwaigen  Ertrage 
seiner  eigenen  Arbeit  und  der  seiner 
Familie  lediglich  auf  Gnmd  seines  Besitzes 
an  Mensehen,  Land  und  sonstigen  Produk- 
tionsmitteln als  naturales  Einkommen  zu 
teil  wird.  Ist  an  die  Stelle  der  Sklaverei 
eine  mildere  Form  der  Unfreiheit,  die  Hörig- 


keit oder  die  Leibel^nschaft,  getreten,  so 
wird  aus  der  einheithchen  Naturalwirtschaft 
eine  zusammengesetzte  Wirtschaftsgruppe, 
die  indes  in  strenger  Abhängigkeit  von  einer 
Central  Wirtschaft  steht  und  nach  aussen  hin 
noch  immer  eine  sich  selbst  gentlgende  Ein- 
heit bildet.  Die  mit  Luid  ausgestatteten 
Unfieien  führen  dann  nämlich  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  selbständige  Einzelwirt- 
schaften und  haben  dem  Herrn  nur  Abgaben 
zu  entrichten  und  Arbeit  zn  leisten.  Die 
Abgaben  bilden  eine  naturale  Grundrente, 
die  von  der  in  der  Periode  der  Geldwirt- 
schaft  entstehenden  wesentlich  verschieden 
ist,  da  sie  weder  durch  die  Preisbildung 
der  Bodenprodukte  noch  durch  die  Ver- 
schiedenheit der  Beschaffenheit  nnd  Lage 
der  Grundstücke  verursacht  wird,  sondern 
wieder  einfach  auf  einem  Besitz-  oder  Herr- 
schaftsrechte beruht.  Was  aber  die  Arbeits- 
leistuDgen  betrifft,  so  sind  nicht  sie  selbst, 
sondern  der  mittelst  ihrer  aus  dem  Boden 
gewonnene  Ertr^  als  naturale  Grundrente 
mit  dem  eben  bezeichneten  feudalen  Cha- 
rakter anzusehen.  —  Wenn  ein  Teil  der 
Erzeugnisse  einer  Naturalwirtschaft  g^en 
andere  Waren  oder  auch  g^en  Geld  ver- 
kauft wird,  so  ändert  sich  ihr  Charakter 
darum  doch  nicht,  so  lange  dieser  Tausch 
fOr  ihre  Existenz  nicht  notwendig  ist,  son- 
dern nur  dazu  dient,  gewisse  nötigenfalls 
auch  entbehrliche  Güter  zu  erwerben,  Kapi- 
talgewinn  wird  durch  ein  solches  Tausch- 
oder  Handelsgeschäft  nicht  erzielt,  der  Vor- 
teil daraus  ist  ebenfalls  nur  ein  naturaler, 
indem  Güter  mit  grösserem  Gebrauchswerte 
für  den  Wirtschaftsinhaber  durch  Hingabe 
von  solchen  mit  geringer  geschätztem  Ge- 
brauchswerte erworben  werden,     Wohl  aber 


abnimmt  und  sie  anderwärts  wieder  absetzt, 
schon  in  der  Periode  der  vorherrschenden 
Naturalwirtschaft  einen  wirklichen  Eapital- 
gewinn  erlangen.  Es  setzt  dies  aber  zugleich 
voraus,  dass  wenigsteus  in  beschränktem 
umfange  bereits  ein  als  Wertmass,  Wert- 
träger  und  Wertbewahrer  anerkanntes  Ver- 
mittelungsgut  eingebürgert  ist  Ohne  ein 
solches,  das  Übrigens  noch  nicht  die  Form 
von  geprägtem  Gelde  zu  haben  braucht,  ist 
ein  eigentlicher  Handel,  der  bloss  aus  der 
Vennittelung  zwischen  Produzenten  und 
Konsumenten  seinen  Gewinn  ziehen  will, 
schwer  denkbar.  Denn  wenn  der  Händler 
auch  dem  naturalwirtschaftlichen  Produ- 
zenten seine  Erzeugnisse  nur  gegen  andere 
Waren  abnimmt,  so  muss  er  doch  ii^gendwie 
Gelegenheit  haben,  die  eingetauschten  Güter, 
die  er  seihst  gar  nicht  braucht,  gegen  ein 
von  jedermann  gern  angenommenes  Aeqiii- 
valeutgut  zu  veräussern,  mittelst  dessen  er 
sich  dann  sowohl  die  Befriedigung   seiner 
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eigenen  Bedürfnisse  veracbaffen  als  auch 
zur  Fortsetzung  seines  fietriebea  Erzeug- 
nisse der  bereits  in  den  einhchsten  Formen 
der  Geldwirtschaft  stehenden  Gewerbe 
kaiifeD  kann.  Solche  Gewerbe  entstehen  auf 
Crrund  der  Arbeitsteilung  in  einer  gewisser- 
massen  natumotwendigen  Entwickelung  in 
den  gröeseren  BeTRlkenuigsansammlungen, 
die  Qrsprftnglich  häufig  durch  milltjUiscfae 
oder  politische  Grflnde  zu  stände  gekommen 
sind  und  durch  die  Ausbildung'  berufsmSsaig 
geschiedener  Gewerbe,  das  Marktwesen,  den 
Handel,  den  Geldverkehr  ihren  besonderen 
wirtschaftlichen  Charakter  als  StAdte  er- 
halten. Der  Handelsgewinn  wird  nun  da- 
durch zum  eigentlichen  Eapitalgewinn,  dass 
«r  eich  in  Geldwert  ausdrücken  und  zu- 

Sleich  auf  den  Geldwert  der  Waren,  durch 
eren  Verkauf  er  erzielt  worden,  beziehen 
Usst.  So  erhält  der  Kaufmann  feste  Normen 
fflr  die  Führung  seiner  Geschäfte,  er  weiss 
jederzeit,  ob  er  mehr  oder  weniger  gewinnt 
oder  ob  er  Verlust  erleidet.  lJ«r  Inhaber 
einer  Naturalwirtschaft,  der  nur  einen  kleinen 
Teil  seines  £rtn^  austauscht,  hat  gar  keine 
bestimmteu  Eriterien  fOr  die  Grösse  des 
Vorteils  an  einem  Tauschgeschäfte.  Er 
wird  vielleicht  in  roher  Weise  den  Wert 
seiner  Bodenprodukte  nach  der  in  ihnen 
enthaltenen  Arbeit  schätzen,  aber  den 
Arb^tswert  der  dafür  eingetauschten  Waren 
kennt  er  nicht,  und  auch  wenn  er  ihn  kennte, 
würde  er  ihn  bei  der  hier  vorauszusetzenden 
geringen  Entwickelung  des  Verkehrs  und 
der  mangelnden  Eonkuirenz  bei  dem  Tausche 
nicht  zu  Grunde  l^eu  kßnnen.  So  wird  er 
vielleicht  für  einen  Luxusg^enstand,  den 
er  sich  auf  andere  Art  nicht  verschaffen 
kann,  dem  Häudler  das  Fünf-  oder  Sechs- 
fache des  Arbeitswertes  desselben  in  Boden- 
Erodukten  hingeben,  indem  er  sich  ledig- 
ch  durch  die  Intensität  seines  Begehrens 
nach  diesem  Ge^nstande  leiten  iässt.  Seine 
Wirtschaft  wird  jedoch  durch  solche  Tausch- 
geschäfte nicht  gefährdet,  da  sie  eben  nur 
Ausnahmen  sind  und  nur  ein  kleiner  Teil 
des  Gesamtertrags  darauf  verwendet  wird. 
Für  den  Händler  aber  ergiebt  sich  hieraus 
die  UOghchkeit  eines  grossen  Gewinns, 
wenn  er  eine  Gel^ienheit  weiss,  die  billig 
eingetanscfaten  Produkte  anderwärts,  etwa 
auf  einem  städtischen  Markte,  zu  einem 
hohen  Geldpreise  zu  verkaufen.  Der  Ea- 
pitalgewinn  in  seiner  ersten  Form  als  Han- 
delsgewinn beruht  also  nicht  auf  der  Aus- 
beutung von  Lohuarbeitern,  sondern  er  wird 
auf  Kosten  der  produzierenden  Wirtschafts- 
inhaber und  der  Konsumenten  erzielt  Der 
mit  dem  Handel  verbundene  Transport  und 
andere  matenelle  Arbeiten  sind  gesondert 
in  Anschlag  zu  bringen,  und  es  bleibt  dann 
ds  die  Ursache  des  eigentlichen  Handels- 
gewinns die  geschickte  Kombination  gQns- 
UsndwBrterlinch  der  SUatawlsaemabaften,    ZwclM 


ti^r  Kauf-  und  Verkauf sgelegenheiten  Übrig. 
Diese  könnte  man  nun  ja  bei  wohlwoUender 
Beurteilung  trotz  der  mitunterlaufenden 
Debervorteüungen  als  einen  den  Produzenten 
und  Konsumenten  geleisteten  Dienst  be- 
trachten, der  in  dem  Handelsgewinne  ein- 
hch  sein  Aequivalent  fände,  aber  man  dürfte 
sie  dennoch  nicht  einfach  als  Vei^tung 
für  die  Arbeit   des  Händlers   auftassen. 


weniger  Erfolg  den  Zweck,  einen  Gewinn 
nach  Verhältnis  des  Wertes  der  umge- 
gesetzten  Waren,  also  unabhängig 
von  dem  Masse  seiner  eigenen  Arbeit,  zu 
erzielen.  Wenn  ee  ihm  nicht  mehr  Mühe 
und  Arbeit  kostet,  1000  Werteinheiten  einer 
Ware  zn  verkaufen  als  100,  so  will  er  doch 
im  ersteren  Falle  zehnmal  so  viel  ^winuen 
wie  im  letzteren,  und  gerade  in  dieser  Be- 
ziehung des  Gewinns  auf  den  Wert  der 
verkauften  Handelswaren  tritt  seine  Eigen- 
schaft als  Kapitalgewinn  hervor.  Bemerkens- 
wert ist  auch,  wie  durch  das  Eingreifen  des 
Handels  auch  schon  in  der  Periode  der 
vorherrschenden  Naturalwirtschaft  die  An- 
fänge der  VersdülDgung  der  Einzel  wirt- 
schaften zu  einem  volkswirtschaftlichen 
Ganzen  entstehen.  Je  pflsser  die  Quote  der 
gesamten  Produktion  ist,  die  durch  Ter- 
mlttelung  des  Handels  von  den  Frodnzenten 
zu  den  Konsumenten  gelangt,  um  so  weiter 
ist  die  Geld  Wirtschaft  ausgebildet  und  um 
so  mehr  tritt  die  moderne  Form  der  Volks- 
wirtschaft hervor.  Als  eine  Uebei^angs- 
bildung  zwischen  dieser  und  der  Natiind- 
wirtschaft  CTScheint  die  mittelalterliche 
Stadtwirtschaft,  der  übrigens  im  Alter- 
tum schon  eine  weiter  fortgeschrittene  Geld- 
wirtschaft vorangegangen  war.  Die  Stadt 
mit  der  sie  umgehenden  Landschaft  bildet 
nunmehr  den  in  der  Hauptsache  sich  selbst 
gentlgcnden  Wirtschaftskomplex,  zn  dem 
eine  grössere  Anzaiü  von  selbständigen  Einzel- 
wirtschaften einerseits  durch  gewisse  oi^ia- 
nische  Einrichtungen,  andererseits  durch 
Güteraustausch,  namentlich  durch  den  Markt- 
verkehr verbunden  sind.  Der  Verkehr  mit 
der  Feme  nud  dem  Auslande  wird  durch 
den  Grosehandel  vermittelt,  ist  aber,  abge- 
sehen von  einzelnen  specifischen  Handys- 
Städten,  für  die  Existenz  dieses  Wirtschafts- 
verbandes nur  von  untergeordneter  Bedeu- 
tung. An  den  Grosshandelsverkehr  schliesst 
äch  in  den  bedeutenderen  Städten  auch 
schon  ein  besonderer  geldgeschäftlieh  er  Bank- 
und  Wechsel  verkehr,  -und  in  diesem  sowohl 
wie  in  jenem  kommt  ein  nach  Prozenten 
des  umgesetzten  Geldwertes,  unabhängig  von 
der  Arbeitsleistung  berechneter  Kapitalgewinn 
vor.  Dagegen  war  bei  der  im  allgemeinen 
nur  handwerksmässig  betriebenen  gewerb- 
lichen Produttion  der  Kapitalgewinn  noch 
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nicht  ausgebildet.  Den  Handwerksmeistern 
wurde  nur  ihre  Arbeil  bezahlt,  an  den  Roh- 
Btoffea  —  wenn  sie  diese  überhaupt  lieferten 
—  sollten  sie  keinen  besonderen  Gewinn 
haben,  und  die  Ausnutzung  der  Arbeit  der 
Gesellen  war  ihnen  auch  nur  in  geringem 
Masse  mSglich.  In  den  Baiigewerben  wur- 
den hÄufig  die  GeselleD  ebenso  wie  die 
üeister  unniittelbar  von  dem  Bauherrn  be- 
zahlt, lind  zuweilen  waren  sogar  die  Löhne 
beider  Klassen  gleich  hoch,  oder  der  Meister 
wurde  nur  deMialb  höher  bezahlt,  weil  or 
eine  höher  geschätzte  Arbeit  lieferte.  Aber 
auch  wenn  die  Meister  mit  Hilfe  ihrer  Zunft- 
OTgauisation  die  Löhne  herabzud rücken  such- 
ten, so  konnten  sie  doch  auf  diesem  Wege 
keinen  bedeutenden  Gewinn  erzielen,  da  die 
Zahl  der  Gesellen  und  Lehrlinge  von  Zunft 
wegen  beschränkt  war  und  die  Gesellen 
überhaupt  kein  ständiges  Proletariat,  aondem 
einen  Uebergangsstand  bildeten,  aus  dem 
sie  zur  Selbständigkeit  vorrflcken  konnten. 
Der  Hauptteil  des  Lohnes  bestand  Qbrigens 
in  der  Naturalverpflegung,  der  dazu  kom- 
mende Geldlohn  aber  bestimmte  sich  nicht 
im  freien  Verkehr  durch  Angebot  und  Nach- 
frage, sondern  nach  Herkommen,  Taxen  und 
anderen  besonderen  Ordnungen.  Wenn 
gleichwohl  das  mittelalterliche  Handwerk 
«einen  goldenen  Bodeo'  hatte,  so  beruhte 
dies  darauf,  dass  die  gewerblichen  Produkte 
gegenüber  den  landwirtschaftlichen  Erzeug- 
nissen einen  relativ  hohen  Wert  behaupten 
konnten,  weil  eine  eigentliche  Konkurrenz 
in  jenen  kaum  bestand  und  durch  die  Zunft- 
oiganisation  möglichst  verhindert  werden 
sollte.  Der  gewerbliche  Gewinn  war  daher 
hauptsächlich  ein  Tauschgewinn  auf  0mnd 
einer  raonopolartigen  Sldlung  der  städti- 
schen Handwerker  gegenüber  der  Laidbe- 
völkerung  und  den  Gnindb^tzem,  zu  denen 
auch  die  städtischen  Fatricier  gehörten.  Es 
fand  also  eine  relativ  günstige  Verwertung 
der  gewerblichen  Arbeit  statt,  aber  ohne 
dass  der  Gewinn  sich  nach  dem  in  dem 
einzelnen  Betriebe  als  Kapital  angelegten 
Vermögen  richtete.  Neben  aer  feudalen  ent- 
stwid  jetzt  auch  teilweise  die  geldwirt- 
Echaftliche  Grundrente,  indem  ein  grösserer 
Teil  der  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse 
verkauft  wurde,  wodurch  die  Preise  der- 
selben in  höherem  Masse  für  den  Bodener- 
trag entscheidend  wurden.  Die  Produktions- 
kosten aber  blieben,  soweit  die  Arbeit  von 
dem  Bauer  und  seiner  Faraihe  oder  von 
Hörigen  oder  Leibeigenen  geleistet  wurde, 
noch  geld wirtschaftlich  unbestimmt  Der 
Reotenkauf  zeigte  jedoch  schon  die  Mög- 
lichkeit der  kapitalistischen  Belastung  eines 
Grundstücks  mit  einer  jährlichen  Oeldab- 
gabe,  und  der  Kapitalzins,  der  sonst  als 
wucherische  Aiisbeutung  ersfiiien,  erhielt  in 
dieser  Verhüllung  eine  rechtmässige  Existenz- 


form. Dass  auch  Naturalrenten  gekauft 
werden  konnten,  kommt  hier  nicht  in  Be- 
tracht, —  Mit  Recht  weist  Bücher  auf  die 
Häufigkeit  hin,  mit  der  im  Mittehüter  >Ver- 
hältnissec  und  Rechte  zn  wirtschaftlichen 
Gütern  wlu^ien  und  dem  Verkehr  unter- 
lagen, wobei  sie  als  Immobilien  behandelt 
wurden.  Es  handelte  sich  hier  um  Stel- 
lungen und  Gteiechtsamen,  die  in  Naturalien 
oder,  was  wir  hier  jillein  ins  Auge  fassen, 
in  Geld  einen  Ertrag  einbrachten,  der  mit 
der  feudalen  oder  kapitalistischen  Grund- 
rente verglichen  wurde.  Wie  nun  die  Grund- 
renten abgelöst  oder  zurückgekauft  werden 
konnten,  sc  wurden  auch  jene  Berechti- 
gungen nach  ihrem  bestimmten  oder  durch- 
schnittlichen Ertrage  kapitalisiert  und 
nach    diesem    Kapital  werte    verkauft,    ver- 

S fändet,  abgelöst  So  wurde  der  Begriff 
es  Kapitals  als  der  Hauptsnmme,  von  der 
eine  Rente  abfällt,  aUmänlich  im  Verkehr 
immer  geläufiger.  Man  konnte  sein  Geld  z.  B. 
zum  zwanzigsten  Pfennig  —  au  denier  vingt 
—  mittelst  Kentenkauf  austhun,  es  dann 
freilich  aber  nicht  mehr  ohne  Zustimmung 
des  Schuldners  wieder  ziu-Dckziehen ;  denn 
nach  Gewohnheitsrecht  imd  ausdrücklich 
nach  der  Reichspolizeiordnung  von  1548 
hatte  nur  der  Renten  Verkäufer,  nicht  aber 
der  Käufer  das  Recht  der  Kündigung  des 
Hauptgeldes.  Auf  die  landrechtliche  Satzung, 
die  ebenfalls  eine  Rentenzahlung  an  den 
Gläubiger  mit  sich  bringen  konnte,  imd  das 
mittelalterliche  Pfandrecht  überhaupt  kann 
hier  nicht  eingegangen  werden,  sondern  es 
muss  die  Bemerkung  genügen,  dass  diese 
und  andere  Einrichtungen,  wie  z.  B.  die  er- 
leichterte Uebertragung  einer  Rente  mittelst 
eines  Reutenbriefes,  mehr  und  mehr  dazu 
beitrugen,  dem  Kapitalzins  in  seiner  mo- 
dernen Gestalt  den  Boden  zu  bereiten. 

2.  Die  kapitallstiBche  ProdnklioBS- 
welse.  In  der  modernen  Volkswirtschaft 
ist  die  Selbstgenflgung  einzelner  Wirt- 
schaften und  Wirtschaftsgruppen  immer  mehr 
verschwunden  und  durch  die  auf  das  mannig- 
faltigste verschlungene  Abhängigkeit  jeder 
Einzelwirtschaft  von  vielen  anderen  ein  zu- 
sammenhängender Oesamtprozess  entstandeo, 
indem  sowohl  die  Produktion  wie  die  Ver- 
teilungen sich  unter  Bedingimgen  vollziehen, 
die  unabhängig  von  dem  Wülen  des  Ein- 
zelnen teils  durch  Massen  Wirkungen,  teils 
durch  staatliche  Ordnungen  gegeben  wer- 
den. Die  Gnindursoche  dieser  Entwickelung 
liegt  in  der  Vermehrung  der  Bevölkerung 
:bei  fortschreitender  Kultur:  so  wird  das 
I  Wachstum  der  Städte  als  der  Centren  des 
Kulturlebens  gefördert;  damit  entsteht  zu- 
gleich die  steigende  Mannigfaltigkeit  der  Be- 
dürfnisse, die  volle  Entwickelung  der  Qeld- 
wirtschaft,  die  Notwendigkeit  immer  weiter- 
gehender Arbeitsteilung,  die  Steigerung  der 
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Produktiritftt  der  Arbeit  durch  verl)esßerte 
Werkzeuge  und  Maschinen  und  durch  Or- 
gamsiening  des  Grossbetriebes ;  die  koncen- 
trierle  MaBsenproduktion  des  letzteren  aber 
Terlaagt  wieder  ein  weites  Absatzgebiet 
das  durch  Yerbessenuig  der  Transportmittel 
erschloBsen  werden  muss,  wie  andereraeits 
Bueii  die  koncentrierte  Btädtische  BevOlke- 
rong  für  die  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse 
aof  ein  weites  Bezugsgebiet  angewiesen  ist 
Durch  die  staatliche  Abgrenzung  erhält  die 
Tolkswirtschaft  allerdin^  wieder  eine  ge- 
wisse Geschlossenheit,  jedoch  wird  durch 
die  m&ehtige  Wirkung  der  modernen  Ver- 
kehrsmittel auch  die  weltwirtschaftliche  Ar- 
beitsteilung immer  vollständiger  aus^bildet 
und  der  Zusammenhang  der  verschiedenen 
Nationalwirtschaften  durch  immer  zahl- 
reichere Bande  hergestellt 

So  erzeugen  also  die  Produzenten  aus- 
schliesslich oder  vorzugsweise  Gliter,  die  sie 
selbst  nicht  brauchen,  sondern  die  zu  einem 
im  voraus  nicht  feststehenden  Preise  ver- 
kauft werden  mflssen.  Der  Arbeiter  kann 
den  oft  schwierigen  und  vielleicht  erst  nach 
längerer  Zeit  möglichen  Absatz  seines  Pro- 
duktes nicht  abwarten,  er  lÄsst  sich  durch 
den  Lohn  abfinden,  und  der  Unternehmer 
wird  alleiniger  Eigentümer  des  Produktes, 
Obernimmt  aber  auch  auf  eigene  Rechnung 
und  Gefahr  die  Sorge  für  den  Absatz.  Da- 
zu kommt  noch,  dass  in  vielen  wichtigen 
Produktionszweigen  nur  Grossbetrieb  mit 
grossem  Bedarf  an  Rohstoffen  und  kost- 
spieligen Maschinen  haltbar  ist,  wodurch 
die  besitzlosen  Arbeiter  ebenfalls  von  der 
selbständigen  Produktion  auegeschlossen  wer- 
den. So  gelangt  also  im  allgemeinen  die 
Gesamtmasse  der  jährlichen  materiellen  Pro- 
duktion zunächst  in  die  Hände  der  kapital- 
besitzenden Unternehmerklasse,  zu  der  auch 
die  seibat  wirtschaftenden  Grundbesitzer  ge- 
hören. Da  die  Arbeiter  pei-sönlich  fi-ei  sind, 
so  bestimmt  sich  auch  die  Höhe  des  Lohnes 
durdi  einen  formell  freien  Vertrag,  mate- 
riell aber  ist  fflr  dieselbe  das  Ökonomische 
Machtveihältnis  der  beiden  Parteien  ent- 
scheidend, und  da  nach  diesem  der  Unter- 
nehmer im  allgemeinen  das  Uebei^wicht 
hat,  so  besteht  die  Tendenz,  den  Lohn  auf 
das  für  den  Lebensunterhalt  des  Arbeitei's 
und  seiner  Familie  nach  der  landesO blichen 


sellsdiaftlicher  Kultur  erlangt  jedoch  der 
Arbeiter  selbst  isoliert  eine  grossere  mora- 
lische Widerstandskraft  gegen  jene  Tendenz, 
und  durch  Yemnigimg  und  Organisation 
der  Arbeiter  kann  diese  in  hohem  Grade 
^teigert  werden.  So  giebt  es  also  zu 
jeder  Zeit  eine  nicht  theoretisch  bestimm- 
We,  sondern  durch  die  jeweiligen  realen 
Ökonomischen    Machtverhältnisse     bedingte 


Norm  der  Verteilung  des  nationalen  Pro- 
duifionsertrages  zwischen  der  Unternehmer- 
und Arbeiterklasse,  von  der  sich  im  alke- 
meinen  nur  sagen  lässt,  dass  sie  unter  den 
heutigen  Verhältnissen  den  Arbeitern  mehr 
als  das  Existenzminimum  gewährt,  aber 
noch  immer  eine  bedeutende  Quote  in  den 
Häuden  der  Unternehmer  lä^t  Da  die 
Geld  Wirtschaft  eine  notwendige  Voraus- 
setzung fOr  die  kapitalistische  Produktions- 
weise bildet,  so  findet  diese  Verteilung  des 
Nationaiproduktee  ebenfalls  durch  Vermitte- 
lung  des  Geldes  und  nach  dem  Geldwerte 
der  Erzeugnisse  statt,  und  zwar  erhält  der 
Arbeiter  bereits  seinen  Geldlohn,  bevor  der 
Geldwert  seines  Produktes  irealisierti  ist 
oder  auch  nur  endriltig  feststeht  Die  so- 
zialwirtschaftliche Norm  fflr  die  Verteilung 
des  Gesamtproduktes  ist  jedoch  unabhängig 
von  dem  nominellen  Geldwerte  der  Güter; 
es  kommt  allein  darauf  an,  dass  die  Arbeiter- 
klasse einen  gewissen,  ihrer  grösseren  oder 
Seringeren  wirtschafüichen  Macht  g^enflber 
en  Unternehmern  entsprechenden  Komplex 
objektiver  Befriedigungsmittel  für  ihre  Be- 
dürfnisse enthalte,  wie  sich  auch  der  Geld- 
preis deiseiben  gestalten  möge.  Es  ist  nun 
augenscheinlich,  dass  der  in  Geld  ausge- 
drückte Marktwert  der  einzelnen  Waren, 
auch  abgesehen  von  den  zufälligen  Preis- 
schwankungen, nicht  der  Menge  der  in  den 
Gutem  enthaltenen  »gesellsdiaftlich  not^ 
wendigen«  Arbeit  proportional  ist,  sondern 
dass  er  wesentlich  mit  davon  abhängt,  wie 
viel  Kapital  bei  den  verschiedenen  Pro- 
dukten auf  dieselbe  ArbeitsgrOsse  kommt. 
Ist  in  dem  einen  Unternehmen  auf  1000 
Arbeiter  ein  stehendes  und  umlaufendes 
Kapital  von  5  Millionen  Mark,  in  einem  an- 
deren aber,  das  wenig  Maschinen  braucht 
und  einen  raschen  Umsatz  hat,  nur  ein 
solches  von  einer  Million  und  ist  der  Ka- 
pitalgewinn in  beiden  Fällen  10°/o,  der  Ver- 
brauch von  Koh-  und  Hilfsstoffen  jUirlich 

1  Million,  der  Jahreslohn  jedes  Arbeitere 
1000  Mark,  so  wird  der  normale  Marktwert 
des  Jahresproduklfi  des  ersten  Unternehmens 

2  500000  Mark,  der  des  zweiten  aber  nur 
2100000  Mark  betragen,  obwohl  an  beiden 
gleidiviel  gesellschafüich  notn-endige  Ariieit 
enthalten  ist.  Stellt  man  sich  aber  auf  den 
objektiv  -  volkswirtschaftlichen  Standpunkt 
ohne  Rücksicht  auf  die  bestehende  Ver- 
mögensverteilung, 80  stellen  sich  die  Pro- 
duktionskosten der  Güter  ausschliesslich  als 
Arbeit  dar,  denn  die  Stoffe,  an  denen  sidi 
die  Arbeit  bethätigt,  werdeUj  soweit  zu  ihrer 
Gewinnung  nicht  wieder  Arbeit  erforderlich  ist, 
von  der  Natur  als  freie  Gabe  geliefert  Die 
Maschinen  und  sonstigen  künstlichen  Pro- 
duktionsmittel aber  steigern  zwar  die  Pro- 
duktivität der  Arbeit  in  hohem  Grade,  sind 
aber    in    die    obj^tiv-volkswirtechaMiche 
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Eoetenrechnung  nur  mit  der  Menge  der  in 
ihnen  enthaltenen  Arbeit  —  einer  »Tor- 
arbeito  für  die  weitere  Produktion  — 
einzustellen.  Man  kann  daher  theoretisch 
immerhin  sagen,  dass  der  objektiv-volks- 
■wirtechattUche  Kosteowert  der  Güter,  der  un- 
abhängig von  der  Art  der  Oeeellschaffaord- 
nun^,  also  auch  in  dner  hypothetischen  kommu- 
nistischen Oif^nisation  vorausgesetzt  wer- 
den kann,  sich  nach  der  in  den  QOtem  ent- 
haltenen geaell schaftlich  notwendigen  Arbeit 
bemisst,  wobei  übrigen  B  auch  eine  ver- 
Bchiedene  Sch&tzung  der  Arbeit  nach  deren 
Qualität  etwa  durch  Beifügung  von  Qe- 
wicbtsfaktoreu  —  wie  das  auch  Marx  zu- 
giebt  —  nicht  zu  umgehen  sein  wird.  Aber 
dieser  theoretische  volkswirtBohaftliche  Eoe- 
teuwert  der  Öüter  kann  nur  als  eine 
ideale  Onindlage  gedacht  werden,  von  der 
aus  die  Verschiebungen  stattfinden,  die  zu 
den  in  der  Gesellschaft  wirklich  hervor- 
tretenden Wertverhältnisseu  führen.  Selbst 
in  einer  kommunistischea  Gesellschaft  konnte 
die  VerteiloDg  der  Güter  nicht  einfach  nach 
ihrem  Arbeitswert  eriolgen,  sondern  die- 
jenigen, die  oder  deren  R<MiBtoffe  in  der 
Natur  nur  sp&rlich  vorkommen  oder  deren 
Yennehrung  lange  Zeit  erfordert,  müssten 
durch  einen  hSheren  Wertansatz  vor  dem. 
rücksichtalosen  Zugreifen  einer  Minderheit, 
bei  dem  die  Mehrheit  zu  kurz  käme,  ge- 
schützt werden.  Noch  weniger  aber  besteht 
eine  Proportionalität  dieses  idealen  Arbeits- 
wertes der  Güter  mit  ihrem  Tauschwerte, 
wie  er  in  der  kapitalistischen  Produktions- 
ordnung  in  den  Geldcreisen  der  Waren  zum 
Ansdniek  kommt,  Die  Inhaber  der  Pro- 
duktionsmittel nahmen  als  solche  einen  Teil 
des  Produktes  für  sich  in  Anspruch  und  sie 
erhalten  ihn,  indem  sie  zu  ihren  Produk- 
tionskosten für  Lohne,  Rohstoffe,  Hil^toffe 
u.  s.  w.  in  dem  Preise  ihrer  ferzeugnisse 
Zuschläge  machen,  die  von  den  in  ihren 
Betrieben  angelegten  Kapitalbeträgen  ab- 
hängen, wobei  die  Grundstücke  ebenfalls 
mit  bestimmten  Kapital  werten  in  Rech- 
nung gebracht  werden.  Die  Ausgaben  für 
Bob-  und  Hilfsstoffe  bilden  zunächst  eine 
Kapitalanlage  des  sie  verwendenden  Unter- 
nehmers, von  der  ebenfalls  ein  entsprechen- 
der Gewinn  erwartet  wird;  zugleich  aber 
sind    sie    die    Erzeugnisse    vorherge- 

fa  n  g  e  n  e  r  Arbeit  und  enthalten  in  ihrem 
reise  auch  Eapitalgewinne  der  vorher  be- 
teili^n  Unternehmer,  die  von  den  gegen- 
wärtig mit  der  weiteren  Verarbeitung  be- 
fassten  Unternehmern  bereits  abgehinden  sind. 
Man  kann  daher  den  Marktwert  des  ge- 
samten Jahresproduktes  der  nationalen  Ar- 
beitslöhne und  Kapitalgewinne  auflösen, 
wenn  bcrücksiclitigt  wird,  dass  die  von 
einem  Jahr  übernommenen  unfertigen 
Produkte  annäiiernd  dadurch   ausgeglichen 


werden,  dass  auch  wieder  eine  entsprechende 
Menge  unfertiger  Produkte  auf  das  folgende 
Jahr  übertragen  wird.  Die  Summe  der 
Löhne  muss  dem  Preise  und  zwar  dem  De- 
tailpreise der  im  Laufe  des  Jahres  absatz- 
fähig werdenden  Kongumtionsgüter  für  die 
Arbäterklasse  und  den  Ausgaben  derselben 
für  Wohnung  und  andere  Bedürinisse  gleich 
sein.  Die  Snmme  aller  Kapitalgewinne  aber 
muss  nicht  nur  dem  Gesamtpreise  der  für 
die  Eapitalistenhlasse  bestimmten  und  fertig 
werdenden  Konsumtionsgüter  entsprechen, 
sondern  auch  ausreichen,  um  die  eben- 
falls für  diese  Klasse  bestimmten  neuen 
Produktionsmittel,  wienamentUchMaschinen, 
zu  bezahlen.  Wenn  diese  Gleichungen  nicht 
wenigstens  annähernd  zutreffen,  entstehen 
wirtschaftliche  Stockungen  oder  sogar  Krisen. 
Dass  die  Preise  der  Lobngüter  ebenfalls  Kapi- 
taigewinnzuschläge  enthalten,  ist  für  die  Ar- 
beiterklasse ohne  wirtechafüiche  Bedeutnng, 
denn  diese  muss  eine  ihrer  jeweiligen  so- 
zialen Lage  entsprechende  Menge  realer 
Unterhaltsmittel  erhalten,  und  wenn  der  No- 
minalpreis deiBelben  durch  den  Eapi  tal- 
gewinn erhöht  ist,  so  muss  andi  der  Lohn 
um  soviel  hOher  sein.  Demnach  wird  auch 
der  Gewinn  der  Kapitalistenklasse  im  ganzen 
durch  die  für  die  Lohngüter  erhobenen 
Preiszuschläge  nicht  erhöht  Für  den  Ge- 
winn  der  ganzen  Klasse  ist  es  aber  auch 


Produktionsgüter  solche  durch  den  Kapital- 
gewinn bedingten  Zuschläge  enthalten  j  denn 
diese  dienen  nur  zur  richtigen  Ausgleichung 
des  Eapitalgewinnes  unter  den  einzelnen 
Mitgliedern  der  Klasse,  die  ja  auf  die  Ar- 
beitseinheit sehr  verschiedene  Kapitalquoten 
anwenden.  Der  Kapitalgewinn  entsteht  viel- 
mehr lediglich  dadurch,  dass  der  Kapitalist 
imstande  ist,  einen  Teil  des  Jahresproduktes 
seines  Unternehmens  zu  seinem  eigenen  Vor- 
teil zu  verkaufen,  während  er  aus  dem  Er- 
lös des  anderen  Teiles  den  Ixihn  der  Ar- 
beiter und  die  übrigen  Kosten  bezahlt.  Aus 
dem  Erlös  für  seinen  Anteil  schafft  der 
Kapitalist  sich  nun  die  zur  Befriedigung 
seiner  Bedürfnisse  dienenden  Güter  oder 
auch  weitere  E'roduktionsmittel  an,  imd  so 
ist  stets  ein  grosser  Teil  der  Arbeiter  mit 
der  Herstellung  der  für  die  Kapitalisten  be- 
stimmten Güter  beschäftigL  Die  Preise 
dieser  Güter  bestimmen  sich  nach  den  be- 
kannten Normen,  und  es  ist  für  die  Kapi- 
talisten in  ihrer  Gesamtheit  gleichgiltig, 
dasB  die  Quote  der  Oewinnzuschläge  in  den 
Preisen  der  von  ihnen  verkauften  Güter  im 
^Igemeinen  verschieden  ist  von  der  ent- 
sprechenden Quote  in  den  von  ihnen  ge- 
kauften Güt«m.  Der  Gesamtpreis  der  den 
Gewinn  der  Kapitalisten  Masse  bildenden 
Gütermasse  verteilt  sich  auf  die  Einzelnen 
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nach  MasGsabe  des  von  jedem  in  den  Dienst 
der  PtodÄtion  gestellten  Kapitals  mit  Ein- 
schlags der  als  Spital  angerechneten  Qrund- 
stücke. 

Von  der  oben  aa^^euteten  Auffassung 
des  objektiT-ToIksmrtschaftlicheD  Wertes 
aus  würde  man  nun  sagen  können :  der  ob- 
jektive Kofitenvert  der  gesamten  von  der 
Arbeiterklasse  in  einem  Jahre  bezogenen 
Lohngüter  wird  durch  die  in  diesen  ent- 
haltene Zahl  A  der  Arbeitseinheiten  und 
der  objektive  Kostenvert  des  gesamten 
Jahresprodukts  der  nationalen  Arbeit  und 
durch  die  in  diesem  enthaltenen  P  Arbeits- 
einheiten ausgedrtlckt.  Der  objektive  Eosten- 
wert  der  dem  E«)ital  zufallenden  üüter 
betragt  dann  also  K  —  P— A.  Der  Tausch- 
wert der  Gesamtheit  der  LohngQter,  näm- 
lich der  im  Terkebr  bestehende  Gesamte 
preis  derselben  wird  durch  die  Lohnsumme 
L  in  Geld  dargestellt,  und  der  Geldwert  der 
Arbeitseinheit  ist  demnach  L/P  ^  I.  In  den 
LohngOtem  selbst  aber  ist  im  giuizen  nur 
Arbeit  im  Geldwert  von  AI  enthalten,  der 
Gesamtpreis  wird  jedoch  durch  die  Gewinn- 
znscblfige  für  das  Kapital  um  eine  Quote 
oder  ein  vielfaches  von  AI  erhöht,  die  wir 
mit  a  AI  bezeichnen,  so  dass  man  hat 
(1  +  «)  AI  =  L.  Den  Geldwert  der  samt- 
lichen von  den  Kapitalisten  erworbenen 
Güter,  also  den  in  Geld  ausgedrückten  Ka- 

Sitalgewinn  bezeichnen  wir  mit  G.  Die  in 
lesen  Gütern  enthaltene  Arbeitsmenge  E 
hat  den  Geldwert  Kl,  dieser  erhöht  sich 
durch  die  Preiszuschläge  für  das  Kapital 
um  einen  gewissen  Betrag  ß  Kl  und  es  ist 
dann  (1  +  A)  Kl  ^  G. 

'Wäre  nun  i  =  ^,  so  Idtte  man  den  Satz, 
dass  der  Geeamtpreis  der  den  Anteil  der 
Ärbeiterklasee  bildenden  Güter  zu  dem  Ge- 
samtpreis der  der  Klasse  der  Kapitalisten 
zufallenden  Güter  sich  verteile  wie  die 
Menge  der  in  der  ersten  Gfitermasse  ent^ 
haltenen  Arbeit  zu  der  in  der  zweiten  ent- 
haltenen. Die  totalen  Tauschwerte  dieserGüter- 
massen  wären  dann  also  den  objektiven,  durch 
Arbeit  gemessenen  Kostenwerten  derselben 
proportionaL  InWiitiichkeitwirdcallerdings 
nicht  gleich  fl,  aber  wahrscheinlich  auch 
nicht  sehr  Terschieden  von  ß  sein,  da  es 
sich  in  beiden  Fällen  um  sehr  grosse  Mengen 
sehr  verschiedenartiger  Güter  handelt,  in 
deren  Preisen  die  durch  das  Kapital  gefor- 
derten Gewinnzuschläge  in  den  mannig- 
faltigsten Abstufungen  vorkommen.  Für  die 
StelTuDg  der  beiden  Klassen  zu  einander 
kommt  übrigens  auf  den  unterschied  zwi- 
schen c  und  ß  gar  nichts  an.  Angenommen 
fi  wäre  grösser  als  «,  so  würde  der  Preis 
der  den  Eapitalgewinn  bildenden  Güter  über 
den  der  obigen  Proportion  entsprechenden 
Summe  noch  um  emen  gewissen  Betrag 
hinausgehen.  Dieser  Ueberschuss  würde  aber 


nur  die  Abrechnung  der  Kapitalisten  unter- 
einander beeinflussen  und  für  den  Anteil 
der  Arbeiter  am  Produktionserti^,  der  bei 
den  gegebenen  ökonomischen  Machtverhält- 
niasen  feststeht,  gleichgiltig  sein,  und  das- 
selbe würde  für  den  Fall  gelten,  dass  ß 
kleiner  wäre  als  «. 

Der  Prozentsatz  des  Gewinnes,  den  der 
einzelne  Unternehmer  von  seinem  Kapital 
bezieht,  ist  durchschnittlich  nur  massig, 
gleichwohl  ist  die  Quote  des  Gesamtpreises 
der  Produkte,  die  in  irgend  einer  Weise  zu 
Kapitalgewinn  wird,  in  den  meisten  Pro- 
duktionszweigen grösser  und  oft  sogar  um 
ein  mehrfaches  grösser  als  der  als  Lohn  den 
Arbeitern  zugeflossene  Anteil  Denn  es 
handelt  sich  um  den  von  den  letzten 
Abnehmern  zu  bezahlenden  Preis,  der 
meistens  den  Abschlusa  einer  längeren  Reihe 
von  Steigerungen  bildet,  zu  denen  nicht  nur 
das  landwirtschaftKche  und  gewerbliche,  son- 
dern auch  das  Handelskapital  mitgewirkt 
hat.  Jeder  Beteiligte  in  der  Kette  vom 
Bohsteffproduzenten  bis  zum  Detailbändler 
betrachtet  den  seinem  Vordennanue  be- 
zahlten, tiereits  Kapitalgewinn  enthaltenden 
Preis  wieder  als  Kapitalanlage,  für  die  er 
Gewinn  beansprucht,  und  so  wird  der  Ge- 
samtanteil des  KapitEtls  relativ  immer  grös- 
ser, da  im  ^nde!  im  Vergleich  mit  dem 
Kapital  nur  wenig  Arbeit  verwendet  wird. 

8.  Primäre  und  sekundäre  V.  Die 
erste  Verteilung  des  Ertrages  der  gesamten 
Produktion  zwischen  der  Untemehmer- 
und  der  Arbeiterklasse  ist  nun  aber, 
was  den  Anteil  der  ersteren  betrifft,  nur 
eine  vorläufige.  Denn  die  Unternehmer 
haben  in  der  Regel  ausser  ihrem  eigenen 
auch  fremdes  Kapital  verwendet  und  sie 
müssen  daher  von  dem  Gesamtbeträge  des 
in  ihren  Geschäften  angelegten  Kapitals 
einen  Teil  als  Zins  oder  —  da  die  Grund- 
stücke, wie  schon  gesagt,  hier  nur  mit  ihrem 
Geldwerte  als  Teile  des  privatwirtschaft- 
lichen Kapitalvermögens  in  Betracht  kommen 
—  als  Grundrente  abgeben.  Dieses  in  den 
produktiven  Unternehmungen  verwendete 
Leih-  und  Pachtkapital  ist  in  demselben 
Sinne  produktiv  wie  das  Unteroehmungs- 
kapitel  überhaupt,  d.  h.  es  produziert  zwar 
nicht  sedbst,  aber  es  trägt  mit  zur  Unter- 
haltung der  bestehenden,  unter  den  gegebenen 
umständen  unentbehrlichen  Organisation  der 
Produktion  bei.  Es  bildet  die  Ergänzung 
des  Kapitalvermögens  der  wirklichen  Unter- 
nehmer, die  nur  mit  dieser  Beihilfe  im 
stände  sind,  die  Produktion  in  der  that- 
Bächlich  vorhandenen  Ausdehnung  aufrecht 
zu  erhalten.  Man  könnte  auch  das  Handels- 
kapital hierher  rechnen,  wenn  man  dessen 
Leistung  nur  darin  sähe,  dass  es  den  Produ- 
zenten ihre  Ware  so  bald  wie  möglich  ab- 
nimmt und  sie  der  Notwendigkeit  überhebt, 
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den  Absatz  aa  die  Eonsunienten  abzuwarten, 
bevor  sie  ihr  umlaufendes  Kapital  wieder  in 
der  Form  von  Geld  zurflcterhalten.  Da  aber 
mit  dem  Handel  im  allgemeinen  auch  eine 
Th&tigkelt  an  der  Ware  selbst,  namentlich 
eine  OrtsverÄnderung ,  verbunden  ist  und 
die  Verteilung  der  Ware  imter  den  Konsu- 
menten von  den  Handelspreisen  abhängt,  so 


ist  es  zweckmOssij 


i?er, 


n  e;eacti 


die  Handelsthätigkeit  mit  zu  der  Produktion 
zu  rechnen  und  somit  auch  das  Handels- 
kapital als  selbstAndigea  ünternehmunge- 
kapital  anzusehen.  Das  Bankkapital  dagegen 
gehört  zum  Leihkajatale  und  ist  nur  mittel- 
bar an  den  ProdulrtionsuiiternehmuQgen  be- 
teiligt, wenn  auch  das  Bankgeschäft  die 
Form  der  Unternehmung  trftgt 

Das  Einkommen  aus  dem  Leih-  und 
Pachtkapitale  kann  noch  als  ein  primäree 
wie  das  der  Unternehmer  und  Arbeiter  be- 
trachtet werden,  sofern  dieses  Kapital,  wenn 
auch  nur  durch  Vermittelung  der  Unter- 
nehmer, an  der  materiellen  Produktion  be- 
teilig ist  imd  das  Einkommen  daraus  also 
unmittelbar  aus  dem  Produktionsertrage 
fliesst.  Als  sekundäre  Einkommenszweige 
aber  sind  diejenigen  anzusehen,  die  nic£t 
Ertragsanteile  aus  Produktionsuntemeh- 
mungen  bilden,  sondern  aus  den  bereits 
gebildeten  primären  oder  auch  aus  anderen 
sekundären  Einkommen  herrühren.  Hier- 
her gehören  die  Zinsen,  die  für  ein.  bloss 
konsumtiv  verwendetes  Darlehen  bezahlt 
werden,  femer  die  Mieten  für  die  Benutzung 
von  Gebrauchsgegenständen  für  persönliche 
Bedürfnisse,  namentlich  Wohnnngeu.  Die 
Abnufzungs Vergütung  bildet  nur  einen  kleinen 
Bruchteil  des  Mietpreises  einer  Wohnimg, 
der  Hauptteil  desselben  aber  ist  nicht  ein 
Gegenwert  für  ein  materielles  Gut,  sondern 
niu*  eine  Bezahlung  fflr  die  Erlaubnis,  eine 
Wohnung  während  einer  gewissen  Zeit  zu 
benutzen.  Hinsichtlich  der  persönlichen 
Dienstleistungen  kommt  es  daiäuf  an ,  ob 
man  sie  zu  den  «Produkten^  rechnen  will 
oder  nicht.  Im  letzteren  Falle  ist  das  durch 
dieselben  erworbene  Einkommen  als  sekun- 
däres zu  betrachten.  Wenn  ein  Schneider 
aus  seinem  Einkommen  Schuhe  kauft,  so 
bleibt  dies  im  Grande  ein  Güteraustausch 
innerhalb  des  Kreises  der  materiellen  Pro- 
duktion ;  wenn  er  dagegen  die  Dienstleistung 
eines  Arztes  bezahlt,  so  geht  der  betreffende 
Betrag  aus  jenem  Kreise  heraus,  da  ihm 
kein  materieller  Gegenwert  entspricht.  So- 
dann ist  das  durch  Abgaben  und  Steuern 
aufgebrachte  Einkommen  des  Staates  und 
der  Selbstvei^waltungskörper  hierher  zu 
rechnen,  das  sich  gritestenteila  wieder  zei^ 
legt  in  —  natflrhch  ebenfalls  sekundäres  — 
Einkoramen  von  Beamten  und  Angestellten 
aller  Art  und  iu  Zinszahlungen  an  die 
Staats-,  Gemeinde-  etc,   Gläubiger.    Soweit 


jedoch  die  öffentUchen  Schulden  zur  Be- 
gründung und  Unterhaltung  materiell  pro- 
duktiver Unternehmungen  verwendet  wonlen 
sind,  bilden  die  dafür  zu  entrichtenden 
Zinsen  Bestandteile  des  primären  Einkom- 
mens. Die  übrigen  mögen  ja  auch  für 
wohlberecbtigte  Zwecke  aufgenommen  wor- 
den sein,  aber  sie  bAhen  keinen  unmittel- 
baren Zusammenhang  mit  der  materiellen 
Produktion  und  die  zu  ihrer  Verzinsung  er- 
forderiiche  Summe  wird  aus  den  vorhan- 
denen Einzeleinkommen  nach  einem  ge- 
wissen Systeme  erhoben  und  wieder  als 
Einkommen  an  die  GUiibiger  verteilt.  End- 
lich giebt  es  Spekulations-  und  Spielgeschfifte 
der  verschiedensten  Art,  namentlich  im  Zu- 
sammenhange mit  dem  Handel  in  Waren 
und  Börsenpapieren,  die  ebenfalls  nur  eine 
sekundäre  Art  der  Gflterverteilung  bilden. 
indem  sie  ledigHch  Einkommen  oder  Ver- 
mögen von  dem  einen  auf  den  anderen  Qber^ 
tragen.  Die  freiwilligen  VetmJ^nsflb^v 
trs^ngen  durch  Schenkungen,  Süftungen 
etc.  lassen  wir  hier  ausser  Betracht.  —  Die 
Beschränkung  des  primären  Einkommens 
auf  das  durch  Beteiligung  —  mit  Kapital 
oder  Arbeit  —  an  der  materiellen  Produfetion 
erworbene  scheint  im  ganzen  empfehlens- 
werter als  die  Hinzunahme  des  Einkommens 
aus  persönlichen  Dienstleistungen  zu  dem- 
selben, die  dann  als  gleichartig  mit  den 
materiellen  Produkten  behandelt  werden 
müssen. 

4.  Das  Vermögen  und  seine  V. 
Die  Einkommensverteilung  bildet  die  Grund- 
lage für  die  Verteilung  des  eine  bleibende 
Quelle  von  Ertrag  oder  Nutzung  bilden- 
den Vermögens  auf  die  Einzelnen.  Das- 
selbe besteht  aus  privatwirtschaftlichem 
Kapiialvermögen ,  wozu  auch  der  ertrag- 
bringende  Grundbesitz  gerechnet  wird,  und 
aus  dauerhaftem  Genussvermögen  und  kaim 
als  Gnmdstock-  oder  Stammvermögen  be- 
zeichnet werden,  im  Gegensätze  zu  dem 
veränderlichen  Vermögensteüe,  der  dimjh 
die  von  Zeit  zu  Zeit  eingehenden  und  dann 
wieder  mehr  oder  weniger  verbrauchten 
Einkommensteile  gebildet  wird.  Eis  ist  zu 
beachten,  dass  Vermögen  ein  rein  privat- 
wirtschafthcher  Begriff  ist,  da  irgend  ein 
Rechtssubjekt  als  Eigentümer  der  das  Ver- 
mögen ausmachenden  Güter  vorausg^tzt 
wild.  'iS&D  kann  daher  zwar  von  einem 
StaatsvermCgGu ,  aber  bei  der  bestehenden 
Eigentumsordnung  nicht  von  einem  Volks- 
vermögen  reden,  sondern  nur  von  dem  Volks- 
reichtum,  als  der  Gesamtheit  aller  in  den 
EinzelvermOgen  innerhalb  der  Nation  vor- 
handenen Güter.  Ceber  das  Verhältnis  der 
Schulden  zum  Vermögen  s.  d.  Art.  Schulden 
oben  Bd.  VT  S.  603.  Auf  die  geschichtliche 
Entwickelung  der  Vermögen Bverteilung  gehen 
wir  hier  nicht  ein;  es  genüge,  daran  zu  er- 
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ioneni,  daas  ursprQnglidi  bei  derselben 
lu^eKCrJEche  Erob^ung  uad  Beutemachen 
die  HauptroUe  gespielt  haben  (s.  auch  den 
Art.  Katuralwirtschaft  oben  Bd.  V  S. 
962).  Die  heute  vorhandeneo  Vermögen 
aber  sind  grössteoteils  aaf  dem  Boden  des 
bestehenden  kapitaliBti  sehen  Systems  der 
Einkommenaverteiluag  entstanden  und,  so- 
weit sie  mit  ihren  Anfängen  DOch  in  eine 
ältere  Wirtschaft speriode  ziirückreichen,  doch 
jedenfalls  durch  dieses  System,  unter  dem 
namentlich  auch  der  Onindbesitz  zu  einem 
sehr  hohen  Verkehi^werte  gelangt  ist,  stark 
beeinQuBst  werden.  Die  Ansammlung  ge- 
schieht unter  den  gegenwärtigen  Umständen 
durch  Anlagen  aus  dem  ankommen,  na- 
mentlich auch  aus  dem  auesergewfihnlichen, 
durch  besonders  günstige  Konjunkturen  ent- 
standenen Einkommen.  Soweit  es  sich  um 
Genuss vermögen  handelt,  wie  Häuser,  MSbel, 
Schmuckgegenstände,  sind  diese  Anlagen 
EoDBumtioaBausgaben,  wenn  sie  aber  Eapital- 
vermO^en  bilden,  so  kann  man  sie  auf  Spar- 
samkeit oder  Enthaltsamkeit  des  Ansammeln- 
den zurnckftlhien.  Je  wohlhabender  oder 
reicher  dieser  aber  ist,  um  so  mehr  fehlt 
bei  ihm  das  subjektive  Moment  der  Ent- 
haltsamkeit, die  Entbehrung  oder  Entsagung, 
vielmehr  findet  er  in  der  Ansammlung  selbst, 
in  der  Aussicht  auf  die  mit  einem  grossen 
Vermögen  verbundene  Macht,  auf  eine  glän- 
zende künftige  Stellung  seiner  Familie  etc. 
einen  besonderen  Oenuss,  der  ihm  den  Enl- 
schlnss,  einen  gewissen  Teil  seines  grossen 
Einkommens  nicht  für  unmittelbare  Eon- 
sumtionszwecke  auszugeben,  nicht  nur  leicht, 
sondern  auch  verlockend  macht.  Thatsäch- 
licb  findet  eine  bedeutende  Kapitalanaamm- 
lung  nur  in  gewissen  Schichten  der  öesell- 
Bchaft  statt:  einesteils  in  der  Elasse  der 
Reichen,  denen  auch  vielfach  die  Vorhand 
in  der  Ausnutzung  neuer  Erfindungen  und 
der  arbeitslose  Üewinn  aus  der  &h5hung 
des  Bodenwertes,  namentlich  des  städtischen, 
zußjlt;  andererseits  in  dem  geschäftstreiben- 
den  und  wirklich  sparenden  Mittelstande, 
der  ebenfalls  manche  günstige  Gelegenheiten 
zu  ungewöhnlichem  Gewinne  findet.  Da- 
gegen wird  wenig  Kapital  übei^spart  von 
den  Angehörigen  der  sogenannten  liberalen 
Berufe,  Beamten,  Offizieren,  Aerzten  etc., 
die  ihrem  Einkommen  nach  auf  den  höheren 
Stufen  des  Mittelstandes  stehen,  aber  durch 
gesellschaftliches  Herkommen  und  Vonirteil 
in  ihrem  äusseren  Auftreten  und  ihrer  Lebens- 
haltung zur  Nachahmung  der  reicheren 
Klassen  veranlasst  werden  und  daher  mit 
ihren  Ausgaben  ihre  Einn^men  vollsiäodig. 
oder  nahezu  vollständig  erreichen.  Sehr 
wenig  wird  rerhältnismässig  auch  von  der 
Arbeiterklasse  erspart,  die  bei  den  Üblichen 
Lohnsätzen  der  grössten  moralischen  Kraft 
der  Entsagung  bedarf,  um  noch  etwas  übrig 


behalten.  Dire  Ersparnisse  haben  für  sie 
in  der  Regel  nur  die  Bedeutung  einer  Re- 
serve für  Notffille,  nicht  aber  die  eines  er- 
tragbringenden Vermögens. 

Die  Kapitaian Sammlung  findet  privat- 
irtschaftlich  zunächst  in  der  Geldform 
statt;  volkswirtschaftlich  aber  besteht  ihre 
Bedeutung  darin,  dass  sie  nicht  nur  eine 
vergrösserte  Nachfrage  nach  Arbeit  hervor- 
ruft, sondern  auch  die  Produktion  von  Pn>- 
duktions-  und  Transportmitteln  in  Gang  er- 
hält. Wenn  nicht  fortwährend  neue  Nach- 
frage nach  Maschinen,  Schienen,  Lokomo- 
tiven  etc.    hervorträte   und    nur   der   vor- 


KapitalgOtem  erhalten  würde,  so  würde 
eine  grosse  Anzahl  Arbeiter  beschäftigungs- 
los werden. 

MissverhältDlase  der  V.  and 
mfigliche  Mittel  znr  AbhlUe.  Was  vom 
Standpunkte  der  abstrakten  Gerechtigkeit 
an  der  bestehenden  Verteilung  des  Ein- 
kommens uud  Vermögens  getadelt  wird,  ist 
zunächst  die  Grösse  des  Anteils,  der  dem 
Kapital,  mag  es  nun  den  Unternehmern 
selbst  oder  Leihkapilalisten  gehören  oder 
durch  Grundbesitz  dareestellt  sein,  im  Ver- 
gleich mit  dem  Anteile  der  Arbeit  zuÄllt 
Wenn  die  leitende  Arbeit  der  selbstthätigen 
Unternehmer  auch  sehr  hoch  angeschlagen 
wird,  30  bleibt  doch  ein  lediglich  aus  dem 
Besitz  der  Produktionsmittel  abgeleiteter  Ge- 
winn von  einer  Höhe  übrig,  die  sich  nur 
aus  geschichtlichen  Bedingungen  imd  wirt- 
schaftlichen Machtverhältnissen  erklärt,  aber 
nicht  theoretisch  als  gereditferti^  nachge- 
wiesen werden  kann.  Die  Arbeit  kommt, 
wie  schon  oben  erwähnt,  bei  diesem  Gewinn 
überhaupt  nicht  in  Rechnung,  sondern  er 
bemisst  sich  prozentmässig,  d.  lu  nach  dem 
Verhältnis  des  in  Bewegung  gesetzten  Ka- 

Sitals.  Die  Erhöhung  der  Bodenrente  und 
ie  entsprechende  Steigerung  des  Kamlai- 
wertes der  Grundstodce  infolge  der  Ver- 
mehrung der  Bevölkerung  und  der  Entwioke- 
lung  des  Verkehrs  an  gewissen  Punkten 
erseheint  ebenfalls  als  ein  unverdienter  Ge- 
winn aus  dem  blossen  Besitze,  der  aller- 
dings nicht  nur  zum  Nachteil  der  Arbeiter, 
sondern  auch  der  nicht  durch  monopolartige 
Stellungen  bevorzugten  Kapitalbesitzer  auf- 
tritt Ceberhaupt  findet  man  auch  inner- 
halb des  Gesamtkreises  der  Kapitalbesitzer 
Verteilungaverhältnisse,  die  oft  Gegenstand 
der  Kritik  werden.  Ausser  der  eben  er- 
wähnten und  anderen  mehr  oder  weniger 
monopolistischen  Gewinnen  scheint  nament- 
licli  die  dem  blossen  Handelskapital  zu- 
fallende Quote  des  gesamten  Kapitalgewinnes 
oft  übertrieben  hoch,  wenn  man  die  pro- 
duktive Bedeutung  der  Handelathätigkeit 
mit  der  Leistung  der  an  der  eigentlichen 
Ei-zeugung  und  Herstellung  der  Waren  be- 
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leiligten  Unternehmer  vergleicht.  Gleich- 
wohl kann  man  nicht  eagen,  dass  im  ganzen 
das  im  Handel  umgelegte  Kapital  einen 
hSberen  prozentmässigen  G^winosatz  bringe 
als  dae  in  der  eigentlichen  ProduktioD  be- 
schäftigte ;  aber  es  ist  eine  zit  grosse  Kapltal- 
Bumme  dem  Handel  zugewandt,  die  Zahl 
der  in  demselben  ihren  Erwerb  suchenden 
Personen  ist  zu  gross,  der  ganze  Betrieb  zu 
sehr  decentralisieri  Die  grössere  Bequem- 
lichkeit, die  das  Publiknm  durch  die  grosse 
Zahl  der  Vermittler  und  Verkaufsstellen  er- 
langt, wird  zu  teuer  erkauft,  namentlich 
VOD  den  unbemittelten  £la&een.  Es  ist 
zwar  übertrieben ,  wenn  in  einer  neueren 
Broschüre  von  E.  Busch  die  ganze  soziale 
Frt^  auf  die  flbermftssige  Verteuening  der 
Konsumtionsg^enstände  durch  die  be- 
stehende Art  des  Handels  zurückgeführt 
wird,  aber  ohne  Zweifel  würde  sich  durch 
eine  nicht  kapitalistische,  sondern  genossen- 
schaftliche Koncent  rierung  des  Warenab- 
satzes für  die  arbeitenden  Klassen  viel  ge- 
winnen lassen.  Die  auf  solche  Ziele  ge- 
richteten Organisationen  haben  indes  vor- 
ISufig  wenig  Aussicht  auf  Erfolg,  da  die 
wenigstens  in  Deutschland  und  Oesterreich 
'vorherrschende  Tendenz,  die  u.  a.  in  der 
übermassigen  Besteuerung  der  Warenhftuser 
und  hier  und  da  sogar  der  Konsumvereine 
wirksam  gewesen  ist,  dahin  geht,  auch  die- 
jenigen Existenzformen  des  Mittelstandes 
auf  die  nächste  Generation  zu  vererbeo,  die 
an  sich  mit  der  g^benen  Entwickdung 
der  wirtschaftlichen  Technik  und  den  Wir- 
kungen derselben  nicht  vereinbar  sind. 

Auch  bei  der  sekundären  EinkommeoB- 
verteilimg  zeigen  sich  mancherlei  Uebelstände. 
Das  konsumtive  Leihkapital  dient  häufig  als 
Mittel  zu  wucherischer  Ausbeutimg,  aber 
auch  schon  die  so  überreichlich  dargebotene 
Gelegenheit  der  Anlegung  des  Privatkapitals 
in  konsumtive  Staats-  und  ähnliche  Anleihen 
beschränkt  die  Konkurrenz  desselben  in  den 
produktiven  Unternehmungen  und  wirkt  der 
sonst  au  erwartenden  Erniedrigung  des  Zins- 
fusses  und  der  Erhöhung  des  Arbeitslohnes 
entgegen.  Auch  die  Wohnungsmieten  nehmen 
häufig  durch  Ausbeutung  des  Flatzmonapols 
objektiv  einen  wucherischen  Charakter  an, 
wenn  auch  vielleicht  der  HauseigentHmer 
von  seiner  Kapitalanlage  keinen  ungewöhn- 
lich hohen  Ertrag  erliftlt,  weil  er  für  das 
Haus  oder  den  Bauplatz  einen  sehr  hohen 
Preis  hat  bezahlen  müssen. 

Vorherrschende  Tendenzen,  sei  es  zur 
Besserung  oder  zur  Verschlimmerung  der 
Verteil  ungBverhältnisse,  treten  zeitweilig  auf^ 
ohne  dasB  man  aber  deshalb  bereditigt  wäre, 
der  einen  oder  der  anderen  dieser  Bewe- 
gungen eine  dauernde,  gewissermassen  natur- 
gesetzliche Geltung  zuzusprechen.  Der  har- 
monistische   Optimismus   eines  Carey  oder 


Baaliat  glaubt  das  allgemeine  Gesetz  auf- 
stellen zu  können,  darä  der  relative  Anteil 
des  Kapitals  an  dem  Produktionsertrag 
immer  mehr  abnehmen,  der  der  Arbeit  also 
entsprechend  zunehmen  werde,  dabei  aber 
dennoch  infolge  der  immer  mehr  steigenden 
Produktivität  von  Kapital  und  Arbeit  auch 
der  absolute  Anteil  des  ersteren  noch  immer 
wachsen  werde.  Auch  Leroy-Beaulieu  glaubt 
an  eine  automatische  Verbesserung  der  Ver- 
teilung, indem  er  sich  namenthch  auf  die 
chronische  Abnahme  des  Zinsfusses  in  der 
neuesten  Zeit  beruft.  Auf  der  anderen  Seite 
hat  Bodbertus  im  Anschiuss  an  das  soge- 
nannte Ricardosche  Lohngesetz  den  Satz 
verteidigt,  dass  der  relative  Anteil  der  Ar- 
beiter am  Gesamtertrage  immer  kleiner 
werde,  weil  ihr  absoluter  Anteil  sich  trotz 
der  zunehmenden  Produktivität  der  Arbeit 
immer  auf  das  unumgänghch  Notwendige 
beschränken  soU.  Ohne  Zweifel  wird  auch. 
was  Loria  für  das  entscheidende  Moment 
hält,  die  Stellung  der  Arbeiter  um  so  un- 
günstiger,  je  mehr  die  Okkupation  des  freien 
Bodens  auf  der  Erde  fortschreitet.  Der  an 
das  Kulturleben  gewöhnte  Mensch  entschliesst 
sich  freilich  sehr  schwer  zu  einem  Pionier- 
leben  an  der  Grenze  der  Wildnis,  immer- 
hin aber  bietet  gegenwärtig  der  noch  fast 
unentgeltlich  zu  erlangende  Boden  in  den 
noch  wenig  bevölkerten  überseeischen  Län- 
dern der  gemässigten  Zone  ein  jährlich  viele 
Tausend  Auswanderer  aus  Europa  anlocken- 
des Ziel,  und  die  noch  verhältnismä^g 
günstigen  Ärbeiterverhältnisse  in  den  Ver- 
einigten Staaten  hängen  ebenfalls  mit  der 
Möglichkeit  zusammen,  dass  der  Arbeiter 
sich,  wenn  auch  mit  schwerer  Mühe  und 
Anstrengung,  anf  eigenem  Boden  selbständig 
machen  kann. 

Der  automatische  Verlauf  des  Wirt- 
schaftslebens mag  btdd  der  optimistischen, 
bald  der  pessimiBtischen  Aufmssung  recht 
zu  geben  scheinen,  je  nachdem  nänuich  das 
verhältnismässige  Wachstum  des  Kapitals 
das  der  Bevölkerung  übersteigt  oder  das 
Umgekehrte  stattfindet.  Nur  durch  positive 
Organisationen  könnte  eine  fortschreitende 
Menrheteiligung  der  Arbeiterklasse  an  den 
Früchten  der  zunehmenden  Produktivität  der 
Arbeit  gesichert  werden.  Dieser  sind  übri- 
gens, sofern  es  sich  um  Naturprodukte 
handelt,  schliesslich  unüberschreitbare,  wenn 
auch  gegenwärtig  noch  lange  nicht  er- 
reichte Grenzen  gezogen.  Vielleicht  lässt  sich 
durch  das  staatliche  Ärbeiterversicherui^s- 
wesen,  vielleicht  auch  indirekt  durch  pro- 


kommen ,  vielleicht  auch  durch  besondere 
Besteuerung  der  Konjunkturen-  und  der 
monopolistischen  Rentengewinne  manches 
cur  Ausgleichung  der  Missverhältuisse  der 
Verteilung   erreichen.     Allzuviel  darf   man 
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jedoch  von  solchen  partieUen  BtasÜichen 
EingriffeQ  nicht  ervarten,  der  kapitalistiaish- 
volkswirtBch&ftliche  OrganiBmus,  wie  er  nun 
eiDmaL  besteht,  erzengt  die  mannigfaltigsten 
Reaktionen,  um  das,  was  dem  Xapitalgewinn 
an  einer  SteUe  entzogen  wird,  an  einer 
anderen  wieder  eiuzubrio||;eo.  Hohe  Be- 
EteTieruQg  des  Eapitalgewinns  vermindert 
die  weitere  Eapitalansammlun^  und  die 
Nachfrage  nach  Arbeit  bei  steigender  Be- 
völkerung und  kann  dadurch  zu  Lohn- 
emiedriguDgen  führen ;  die  vom  Arbeitgeber 
bez^ten  Versicherungsbeträge  können,  wenn 
auch  vielleicht  nicht  sofort,  so  doch  im  Ge- 
folge einer  angünstdgen  Oesch&ftaperiode  mit 
Arbeiterentlassungen  ebenfalls  eine  Lohn- 
\frminderung  bewirken;  wirklich  erlangte 
höhere  OeldlOhne  können  durch  SteigOTung 
der  Warenpreise,  die  Alters-  and  Invaliden- 
renten durch  verminderte  Annenunter- 
BtÜtzungen  ausgeslichen  werden.  Eine  wirk- 
liche und  nachhaltig  Vei^rÖsserung  des 
objektiven  Oflteranteils  der  Arbeiterklasse 
ist  daher  ohne  wirksame  Solbstthätigkeit  auf 
Grund  Kweckmässiger  Association  und  Or- 
ganisation nicht  zu  erwarten ;  der  Staat  aber 
hat  keinen  Grund,  solchen  OrganisatioDeD, 
solange  sie  auf  gesetzlichem  Boden  bleiben, 
entg^on zutreten,  da  eine  den  Grundsätzen 
der  Billigkeit  und  den  Anforderungen  der 
gesellschaftlichen  Eultur  entsprechende  Ver- 
teilung des  ProduktionBertrages  flir  das  Ge- 
meinwohl wichtiger  ist  als  i£e  früher  auch 
von  der  Wissenschaft  zu  einseitig  ins  Auge 
gefaeste  Steigerung  der  Produktion  ohne 
Rücksicht  auf  die  Bestimmung  der  Produkte. 
S.  anch  die  Artt.  Arbeitslohn  (oben 
Bd.IS.863ft.),  Grundrente  (oben  Bd.  R' 
S.  870ff.),  Unternehmer  und  Unter- 
nehme rgewiun  (oben  Bd.  Vn  S.  338ff.), 
Vorzugsrente,  Zins. 

Litteratnr  t  Atmer  dm  in  dem  Art.  Einkommen 
atiyegebimen  Sfkrfften  i.  B&eher,  Die  Eni- 
ttehung  der  Volit«!iti4cli/\ft,  S.  Avfi.,  Tübingen 
1901.  —  WltteUhöfer,  üntereuchungen  aber 
da»  Kdpilal,  Tübingen  ISBO  (betimdert  S.  7Bff.). 
—  I/exia,  Die  Marxtcha  Eapitailheorie  in  Jahrb. 
f.  yiu.  V.  SUiL,  A'.  F.  Bd.  XI  (ISSB),  S.  45Sff., 
und  über  Rodbertiu,  ebd.,  N.  F.  Bd.  IX  (IS84), 
S.  iei.  —  Effertx,  Arbeit  und  Boden,  f.  Avjt., 
Berlin  1890,  be>.  Bd.  JJ,  S.  IBlg.  —  Tütaeh, 
Ureprung  und  Weien  der  wirtichafllichen  Kritit, 
Leipzig  189t.  —  lyyria,  Änaliti  della  proprietd 
capitatitta,  Torino  1889.  —  v.  Buch,  Inten- 
liiät  der  Arbeit,  Wert  iiflrf  Frei*  der  Waren, 
Leipiig  189S.  —  Leroy-BeoAiUeit,  Eatai  tur 
la   ripartitüni   da  ridiatet,   4.  ed.,  Paria  1896. 
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der  Verträge.  4.  Vorverhandlungen  nnd  Vor- 
verträge. 5.  Beteiligung  Dritter  bei  Vertraffa- 
schlugen.  II.  VerCragsfreiheit.  1.  Die 
Grenien  der  Vertrogsfreiheit.  2.  Qesetzlicli 
nntersagte  Geschäfte.  3.  Eechtsgeach^te  gegen 
die  guten  Sitten.  4.  Dniulässige  Geschäfte  auf 
ein  Thnn,  5.  Unzulässige  Geschäfte  auf  ein 
Unterlassen. 

I.  Vertrag. 

1.  Begriff  des  Vertragea.  Der  Ver- 
trag ist  eine  Unterart  des  Rechtsge- 
schäftes. 

Ein  Rechtsgeschäft  ist  jede  Willenser^ 
klärune  emes  Rechtsunterworfenen,  die  auf 
eine  \ertlnderung  in  den  ihm  unterstellten 
Rechtsbeziehungen  genchlet  ist. 

Die  Veränderung  kann  auch  Vermehrung 
oder  Verminderung  sein.  Gleichgiltig  ist 
es,  ob  das  Rechtsgeschäft  in  eigenem  oder 
in  fremdem  Interesse  abgeschlossen  wird 
(a.  unten  sub  5).  Nicht  gut  ist  es  aber,  die 
Wirkung  des  Rechtsgeschäftes  als  eine 
»wirtschaftliche«  zu  bezeichnen:  Die 
Wirkung  ist  rechtlich,  die  eintretenden 
Folgen  sind  von  dem  Rechte  bestimmt 
Die  wirtschaftliche  Betrachtung  ist 
erst  eine  abgeleitete ;  sie  erwägt  gleichartige 
Hechtsfolgen  in  c^uantitativer  Betrach- 
tung, wozu  das  einzelne  Rechtsgeschäft  in 
sicn  noch  keinen  Anlass  bietet. 

Unter  diesen  Rechtsgeschäften  tritt  nun 

neniar  ein  Unterschied  danach  hervor,  ob 
die  WiUenserklärung  einer  einzigen  Partei 
genügt,  um  Rechtsfolgen  hervorzumfen,  oder 
ob  zwei  sich  deckende  WiUenserkläniDgen 
dazu  gesetzlich  erforderlich  sind.  Die  zwei- 
seitigen Rechtsgeschäfte  sind  die  Ve  r  t  r  ä  g  e : 
Sie  bestehen  in  der  Vereinigung  zweier 
Willonserkläningen , 

Der  Begriff  des  Vertrages  ist  auf  dem 
ganzen  Rechtsgebiete  von  Bedeutung,  im 
öffentlicheu  wie  im  bürgra-lichen  Rechte; 
und  in  letzterem  in  allen  Teilen,  bei  Schuld- 
verhaltnLssen,  bei  dinghchen  Rechtsverhält- 
nissen, im  Familien-  und  Erbrecht.  Von 
besonderer  Wichtigkeit  ist  er  in  dem  erst- 
genannten Teile  als  obligatorischer  Vertrag. 

Nach  uöserem  Rechte  ist  zur  Begrün- 
dung eines  Schuld  Verhältnisses  durch  Rechts- 
geschäft sowie  zur  Aeuderung  des  Inhaltes 
eines  Schuld  Verhältnisses  ein  Vertrag  zwi- 
schen den  Beteiligten  erfoiderlich,  soweit 
nicht  das  Gesetz  ein  anderes  vorschreibt 
Entsprechend  ist  es  in  der  Regel  im  Sachen- 
recht und  Farailienrecht,  während  umge- 
kehrt auf  dem  Gebiete  des  Erbrechtes  die 
einseitige  Willenserklärung  vorwiegt.  Das 
römische  Recht  ging  sogar  so  weit,  den 
Erb  vertrag    als     gegen     die     guten     Sitten 
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(3.  unten  aub  n,  3)  verstoesend  ganz  zu  ver- 
bieten; der  letzte  Wille  des  Verstorbenen 
sollte  zwar  rechtlich  respektiert  und  thun- 
lieiist  befolgt  werden,  aoer  auch  nur  der 
letzte  Wille,  und  bei  einer  vertragsmässi- 
gen  Bindung  in  der  Einsetzung  eines  Erben 
od«t  der  Zuteilung  eines  Vermichtniases 
hatte  man  keine  Oovähr,  dass  in  dem 
Vertrage  der  zuletzt  bestandene  Wille  des 
jetzt  Geschiedenen  enthalten  sei.  Erst  nach 
der  Recepöon  des  römischen  Rechtes  in 
Deutschhind  bildete  sich  gewohnheitsrecht- 
lich der  Satz  von  der  Zulfissigkeit  der  Erb- 
vertrage; in  die  neueren  Gesetzbücher  ist 
dieses  Institut  Dberall  aufgenommen  worden. 

Bei  dem  auf  Begründung  einer  obhgato- 
rischen  Rechtspfhcht  gerichteten  Ver&age 
war  es  früherhin  sehr  streitig,  ob  der  Ver- 
trag seinen  Rechtsgnind  in  sich  au&iehmen 
müsse  oder  ob  auch  ein  sogenannter  ab- 
strakter Vertr^  bereits  rechtliche  Gütigkeit 
habe;  z,  B.;  ich  verspreche  dem  X.  (der 
dieses  annimmt)  100  Mark  zu  bezahlen. 
Nach  dem  Gesetzbuche  kann  ein  solcher 
Vertr^  »in  der  Weise,  dass  das  Versprechen 
die  Verpflichtung  selbständig  b^ründen  soll 
(Schuldverspreehen)«  gilüg  abg^hlossen 
werden;  doch  ist  schiüftlicne  Ebleilung  des 
Versprechens  (nicht  auch  der  Annahme)  er- 
forderlich (G.B.  780).  Bei  einem  Schuld- 
veraprechen  der  genannten  Art  kann  der 
Verpflichtete  der  Forderung  des  Gläubigers 
gegenüber  auf  den  versteckten  Bestimmungs- 
grund nicht  mehr  zurückkommen.  Wold 
aber  fflgt  G.B.  7S0  hinzu,  dass  die  vorliin 
genannte  schriftliche  Form  nicht  genügt,  so- 
weit eine  andere  Form  vorgeschrieben  ist. 
Das  kfuin  eine  doppelte  Bedeutung  haben: 
a)  Soweit  die  versprochene  Leistung 
eine  besondere  Form  nötig  macht,  z.  B. 
Vertrag  auf  Verflusserung  oder  Belastimg 
eines  Grundstücks  (G.B.  313J;  b)  soweit 
der  versteckte  Grund  eine  besondere 
Form  fordert,  z.  R  eine  Schenkung  beab- 
sichtigt war  (G.B.  518).  Die  herrschende 
Meinung  nimmt,  wohl  mit  Recht,  an,  dass 
durch  den  genannten  Vorbehalt  beide  an- 
geführte M^lichkeiten  getroffen  werden. 

Noch  sei  bemerkt  dass  der  Grund  der 
verbindenden  Kraft  der  Verträge  in  der 
recbtephilosophischen  Litteratur  mehrtach 
in  Frage  und  Erörterung  gezogen  worden 
ist.  Man  spricht  hier  namentlich  von  »ethi- 
schen Theorieen«,  wonach  die  Verträge  aus 
Gründen  der  Morai  gehalten  werden  müssen ; 
von  der  »Vertrauen st heorie« ,  welche  die 
bindende  Kraft  des  Vertrages  in  dem  in 
den  Kontrahenten  und  durch  sie  erweckten 
Vertrauen  findet,  das  nicht  gebrochen  wer- 
den dürfe;  und  von  der  >lja8ionstheorie« 
die  grundsätzlich  gleichartig  mit  der  zuvor 
genannten  aigumentiert,  aber  daraus  nicht 
die   Pflicht   zur  Vertragserfüllung,  sondern 


nur  zum  Schadensersatz  des  Kontn^- 
brüchigen  herleitet  Unter  neuereu  Juristen 
finden  sich  I>e80nder8  behandelt:  Die  »Wil- 
ienstheorie«  und  die  »VerkeluBtheorie«. 
Jene  lehrt:  Der  Schuldner  wird  durch  den 
Vertrag  gebunden,  weil  er  dnreh  ihn  ge- 
bunden werden  will;  die  letztgenannte  sagt: 
Der  Vertrag  muss  binden,  weil  sonst  die 
menschliche  Geseilsdiaft  und  ihr  Verkehr 
nicht  möglich  wäre. 

Han  wird  klar  stellen  müssen,  in  wel- 
chem Sinne  das  Autwerfen  eines  Problems 
hier  mit  Grund  mißlich  ist?  —  Nun  ist  es 
sicher,  dass  in  jedem  sozialen  Leben  die 
Frage  sich  erheben  mues:  In  wie  weit 
soll  die  Rechtsordnung  eine  unter  den  Ver- 
bundenen getroffene  Verständigiuig  u^ 
Verabredung  anerkennen  und  mit  rechtlidien 
Mitteln  nötigenfalls  durchfahren':'  Das  reclit- 
lich  geordnete  Zusammenleben  führt  an  und 
für  sich  allerdings  nur  den  Gedanken  einer 
Bindung  der  einzelnen  durch  die  centrale 
Gewalt  mit  sich;  und  würde  so  das  Bild 
unzftiüiger  Strahlen  bieten,  die  von  einem 
Mitte^nnkte  ausgehen.  Aber  da  es  doch 
ein  Zusammenstehen  und  Zusam- 
menwirken sein  soll,  in  dem  der  Kampf 
ums  Dasein  gemeinsam  geführt  werden 
soll,  so  ist  der  vorhin  genannten  Frage  als 
einer  Zweifelsfrage  gar  nicht  zu  entnnnen. 
Man  könnte  sich  vorstellen,  —  in  etwas  ab- 
struser Weise  —  dass  .eine  uniimsclirftntte 
rechtüche  Gewalt  es  versuchte,  alle  Ver- 
tragsberedungen  unter  einzelnen  für  nichtig 
zu  erklären;  so  etwa  im  kommunistischen 
Volksstaate  (obwohl  das  schon  in  dem  Utopien 
des  Morus  nicht  mehr  ganz  so  ausgesonnen 
war);  —  aber  dann  blieben  die  rechtlichen 
VertragsEchlieESungen  mit  fremden  Mächten. 
Und  wollte  man  auch  diese  in  ihrer  bin- 
denden Kraft  durch  positive  Satzimgen 
streichen:  Die  Frage  nach  der  verbin- 
denden Kraft  der  Verträge  wäre  nur  als 
einzelne  ja  einmal  abgethan,  aber  würde 
sichln  jedem  Augenblicke  neuimmer 
wieder  erheben. 

So  ist  der  B^riff  des  rechtlichen  Ver- 
trages und  die  Frage  nach  seiner  Aner< 
kennung  allgemeingiltig  und  not- 
wendig mit  dem  Begriffe  des 
Rechts  gegeben.  Die  positive  Einzel- 
antwort wird  immerdar  verschieden  sein. 
Soll  sie  inhaltlich  begründet  sein,  so 
giebt  es  allgemeingiltig  nur  die  Methode  des 
richtigen  Rechtes;  ihre  Durchführung  leitet 
hier  zu  dem  Problem  von  den  Grenzen  der 
Vertragsfreiheit  (s.  unten  siib  II). 

S.  Der  AbschlnsB  vod  VertrSgen. 
Es  war  seit  langem  eine  ungelöste  Streit- 
frage der  Jiuriaten:  In  welchem  Zeitpunkte 
man  den  Abschluss  eines  Vertrages  richtiger- 
weise  anzunehmen  habe  ?  —  Besondeis  bei 
dem  Verkehr  imter  Abwesenden   hat  man 
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sich  hierBber  nicht  zu  einigen  vermochl. 
Bald  nahm  man  an,  daes  die  Annahme  des 
Angebotes  durch  «den  Oblaten«  entschei- 
dend Bei,  und  zwbt  regelmSseig,  dass  die 
Zeit  der  Entäusaerung  der  AnnahmeerklÄ- 
mngin  Betracht  komine{pek]arationstheorie); 
bald  wiederum,  dass  die  Ankunft  bei  dem 
Offerenten  durchschlage  (Empfangstheorie) ; 
oder  endlich,  daes  es  auf  die  KenntntBnahme 
durch  den  letzteren  ankomme  (Rekognitione- 
theorie).  Der  Streit  war  schlecht  zn  ent- 
scheiden. Denn  es  handelte  sich  bei  ihm 
um  Klarstellung  des  Sinnes  eines  positiven 
Rechtes,  wobei  in  erster  Linie  das  rfimische 
Recht  zu  Grunde  gel^  wurde.  Dieses 
aber  hatte  wegen  des  Vorwiegens  der 
mQndUchen  stipulatio  keine  genQgend  ausge- 
bildeten Sfttze  für  die  obige  Frage:  so  dass 
man  auf  Deduktionen  aus  dem  allgemeinen 
B^riffe  des  Vertrages  angewiesen  war 
imd  damit  nicht  recht  ziy  sicheren  Entschei- 
dung gelangte. 

Dabei  war  -vom  römischen  Rechte  vor- 
ansgesetzt,  doss  ein  Yertra^ntrag  unbe- 
dingt widerruflich  sei,  bis  der  Vertrags- 
Gchluss  selbst  bindend  geschehen;  und  dass 
jener  Antrag  auch  endige,  sobald  der  Offe- 
rent (vor  dem  Zustandekommen  des  Ver- 
trages) stirbt  oder  geschäftsunfähig 
wurde.  —  Als  die  neuzeitlichen  Gesetzbücher 
sich  anschickten,  auch  in  diese  unsichere 
Lehre  des  gemeinen  Rechtes  endlich  Ord- 
nung zu  bringen,  strichen  sie  vielfach  die 
zuletzt  genannten  Sfttze.  So  hat  auch  jetzt 
unser  Gfesetzbuch  erklärt:  Wer  einem  an- 
deren die  Schliessung  eines  Vertrages  an- 
tragt, ist  an  den  Antrag  gebunden,  es  sei 
denn ,  dass  er  die  Gebundenheit  ausge- 
schlossen hat.  Die  Gebundenheit  ist  zeit^ 
lieh  begrenzt:  Der  einem  Anwesenden  (auch 
mittelst  Fernsprecher)  gemachte  Antrag  kann 
nur  sofort  angenommen  werden,  bei  Ab- 
wesenden nur  bis  zu  dem  Zeitptmkte,  in  dem 
der  Antragende  den  Eingang  der  Antwort 
unter  regelmltesigen  Umständen  erwarten 
darf.  Tod  oder  HandlungsunfÄhigkeit  des 
Offerenten  ist  im  Zweifel  gleichgiltig.  Eine 
verspätete  Annahme  gilt  als  neuer  Antn^ 
des  jetzt  Annehmenden.  Kommt  der  Ver- 
trag zn  Stande,  so  gilt  als  Zeitpunkt  des 
Atechlusses  unter  Anwesenden  die  Zeit  der 
Einigung,  unter  Abwesenden  der  Eingang 
beim  Antragenden;  doch  genf^  im  letz- 
teren Falle  die  Annahme  des  Antrages 
(s.  oben  » Deklaration stheorie ^ ) ,  ohne  dass 
die  Annahme  dem  Antragenden  ^gennber 
erklärt  zu  werden  braucht,  wenn  eine  solche 
Erklärung  nach  der  Verkehrssitte  nicht  zu 
erwarten  ist  oder  der  Antragende  auf  sie 
verzichtet  hat;  ersteres  findet  beispielsweise 
bei  üebersendnng  in  Schenkungsabsicht 
tlblicher  Weise  statt  (G.B.  145ff.). 

Bei  der  besprochenen  Art  des  Vertrags- 


schlnsses  ist  angenommen,  dass  der  Antrag 
an  eine  bestimmte  Person  erfolgt  und 
nicht  in  incertam  personam.  Für 
letzteres  bestehen  keine  ai^geftthrten  Satzim- 
gen.  Es  findet  da  statt,  wo  jemand  erklärt, 
dass  er  mit  einer  beliebigen  Person  unter 


wolle.  Ein  solcher  Antrag  liegt  noch  nicht 
in  öffentlichen  Ankündigungen,  Ausladen  in 
Schaufenstern  mit  Preisen  und  ähnhchem. 
Dies  ist  nur  eine  Aufforderung,  Vertrags- 
anträge zu  machen,  in  deren  Annahme  der 
öffentlich  Ausbietende  also  frei  ist  X<%- 
licherweise  liegt  in  der  Weigerung  dann 
eine  Beleidigung,  oder  es  verstösst  gegen 
§  4  des  Reichsgesetzes  v,  27.  Mai  1898  über 
den  unlauteren  Wettbewerb-  eine  civil- 
rechtliche  Pflicht,  das  öffentUch  ange- 
botene Geschäft  nun  wirklich  abzuschliessen, 
besteht  nach  unserem  Rechte  nicht. 

Bindende  Angebote  an  unbestimmte  Pei^ 
sonen  kommen  namentlich  in  geschlossenen 
Kreisen  vor;  besonders  in  der  Form  von 
Versteigerungen,  z.  B.  von  Büchern  in 
Lesezirkeln,  von  Weinen  «ä  tout  prix«  u.  a. 
—  Die  Versteigenmg  ist  nur  eine  besondere 
Art,  einen  Vertrag  abzuschLessen.  Der  In- 
halt des  Vertrages  kann  verschieden  sein: 
Kauf,  Werkvertrag,  Jagdflberlasaung  etc. 
Der  Versteigernde  fordert  zu  besten  Be- 
dingungen auf:  entweder  durch  den  Höchst- 
bietenden (Auktionen^  oder  den  Wenifest- 
nehmenden  (Submissionen).  In  der  Regel 
ist  die  Versteigerung  auch  nur  eine  Auf- 
forderung zu  Offerten,  der  Versteigerer  also 
in  dem  Zuschlage  frei.  In  Ausnahmef^en 
eines  festen  Angebotes  bei  VereteigMungen 
liegt  in  jedem  Gebot  eine  Annahme  dieses 
unter  der  auflösenden  Bedingung,  dass  nicht 
ein  besseres  Gebot  erfolge.  Der  Zuschlag 
stellt,  dass  letzteres  nicht  geschehen  sei, 
nur  fest.  G.B.  156  begütigt  sich  mit  diesen 
Sätzen:  Bei  einer  Versteigerung  kommt  der 
Vertrag  erst  durch  den  Zuschlag  zu  stände. 
Ein  Gebot  erlischt,  wenn  ein  Uebergebot 
abgegeben  oder  die  Versteigerung  ohne  Er- 
teilung des  Zuschlages  gesoilossen  wird. 

8.  Formen  der  Verträge.  Im  Volka- 
munde  hört  man  wohl:  Wir  haben  uns  ja 
geeinigt,  aber  einen  »Vertrag«  haben  wir 
nicht  gemacht.  —  Die  Leute  meinen  damit, 
dass  die  Einigung  nicht  in  einer  besonderen, 
feierlichen  Weise  festgestellt  worden  sei; 
und  nehmen  nun  oftmals  an,  dass  deshalb 
die  Uebereiukunft  rechtlich  nichts  gelte. 
Das  ist  nun  bekanntlich  keineswegs  veran- 
lasst. 

Ueber  die  gesetzlichen  Formalitäten  bei 
Kechtsgeschäiteu  ist  seit  alter  Zeit  oft  ver- 
handelt worden.  Die  gesetzgeberische 
Schwierigkeit  liegt  offen  zu  Tage.  Zwin- 
gende Formvorschriften  erhöhen  die  äussere 
Sicherheit   der   Feststellung   eines   bedeut- 
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samen  rechtsgeechSftlicben  Willens:  und  sie 
erhöhen  anderereeilB  die  Gefahr,  daa  sach- 
lich Gerechte  dem  gesicherten  Buchstaben 
zu  opfern.  Und  weno  bei spielB weise  unser 
neues  Recht  das  eigttDhänaiee  Frivattesta- 
ment  ohne  Mitwirkung  von  Beamten  oder 
ürkundspersonen  anerkennt,  so  hat  man  es 
schon  wieder  erleben  mtlssen,  dass  ein 
eigenhändig  geschrieben  es  und  unter- 
schriebenes Tetitament  deshalb  als  nicht 
rechtsgUlig  anerkannt  wurde,  weil  der  Erb- 
lasser es  auf  einem  Briefbogen  mit  vor- 
gedruckter Ortsangabe  abgefasst  hatte: 
der    Ort   hätte   auch   geschrieben   sein 


In  der  That  tritt  in  der  Geschichte  der 
Gesetzgebung  starkes  Schwanken  hervor. 
Das  römische  Hecht  hatte  als  R^el  for- 
malen VertragsBchluss,  und  awar  in  feier^ 
liehen  Worten;  Verbalkontrakte,  neben 
denen  formlose  VertrSge  niu'  als  besondere 
Ausnahmen  standen.  Das  Mittelalter 
schuf  unter  dem  vereinigten  Einfluss  des 
kanonischen  und  des  obentalischen  Handels- 
rechtes deu  Satz :  Pacta  sunt  servanda; 
jede  formlose  Einigung  genügt,  von  be- 
stimmten Ausnahmen  at^sehen.  Der  usus 
modernus  pandectarum  des  17.  uad 
18.  Jahrhunderts  hielt  dieses  fest;  freilich 
nicht  ohne  geJegentliche  starke  Opposition, 
Nidit  unbezeichnend  ist  z.  B,  Jtistus 
HQser  in  seinen  «Patriotischen  Fhanta- 
sieen» :  »Es  geht  mir  recht  übel  in  der 
Welt;  ich  halbe  einem  gewissen  iVauen- 
zimmer,  mit  dem  ich  etwas  zu  vertraut 
wurde,  in  aller  Geschwindigkeit  die  Ehe 
zngeflflstert  und  nun  bin  ich  deshalb  be- 
langt. Einem  Herrn,  der  mich  zu  einer 
Mahlzeit  begehret,  habe  ich  1000  Thaier  zu 
leihen  versprochen ;  und  er  droht  mir  mit 
einer  Klage,  falls  ich  nicht  Wort  halte. 
Noch  habe  ich  jemandem  zugesagt,  dass  ich 
ihm  mein  Haus  vor  einem  anderen  ver- 
mieten wollte,  sobald  es  ledig  wtirde;  und 
ich  bin  wirklich  vom  Richter  verdammt, 
mein  Wort  zu  halten.  Ist  das  nicht  grau- 
sam? Und  sollten  die  Gesetze  dieses  ge- 
statten ?  Die  Bßmer,  dieses  kluge  Volk,  das 
die  Welt  kannte  und  wusste,  was  Kompli- 
mente waren,  machten  einen  Unterschied 
unter  blossen  Versprechungen  imd  unter 
soldieQ,  welche  auf  eine  gewisse  feierliche 
Art  geschehen  waren.  Nur  die  letzten  waren 
unter  ihnen  bedeutsame  und  kräftige  A'^er- 
sprechungen.c  —  Das  preussische  All- 
gemeine Landrecht  forderte  in  der  Regel 
für  jeden  Vertrag  Über  50  Thaler  Schrift^ 
lichkeit,  bei  Meidung  der  Unklagbarkeit ; 
der  französische  Code  Civil  schrieb  Ur- 
kunden bei  Vertragen  über  150  Francs  vor, 
bei  Meidung  der  Önbeweisbarkeit  (so  dass 
besonders  über  höhere  Beträge  Zeugen  nicht 
als   Beweismittel  zugelassen  waren;   abge- 


schafft  in    den   Bheinlanden    durch    Civil- 
prozessordnung  seit  1.  Oktober  1879). 


der  Rechtsgeschäfte, 
zeln  bei  ihm  aufgezählten  Fällen  kennt  es : 
Schriftlichkeit,  gerichtliche  oder  notarielle 
Beurkundung,  öffentliche  Beglaubigung.  Nicht 
unwichtig  ist  die  praktische  Notiz,  dass  Ver- 
trage, die  nach  (fem  Gesetze  der  Schrift- 
lichkeit  bedürfen,  die  beiden  Unterschriften 
auf  einer  uud  derselben  Urkunde  tragen 
müssen,  also  nicht  mehr  einfach  durch 
Korrespondenz  und  sich  einigende  Briefe 
giltig  zu  Stande  kommen;  anders  bei  ge- 
setzhch  formlosen  Vertiägen,  die  nach 
Farteiberedung  beurkundet  werden 
sollen. 

Ein  Rechtagesdiäft,  welches  der  durch 
Gesetz  vorgeschriebenen  Form  ermangelt, 
ist  nichtig  (G.B.  125).  In  besonderen  Fällen 
giebt  es  davon  ab^  Ausnahmen.  Wichtig 
ist  namentlich  die  Bestimmung,  dass  ein 
Mietvertrag  über  ein  Grundstück  (was  auch 
Wohnräume  und  andere  Räume  umfasst)  der 
schrifthchen  Form  bedarf,  wenn  er  für 
längere  Zeit  als  ein  Jahr  gescMosseu  wird; 
wird  aber  die  Form  nicht  beachtet,  so  ist 
der  Mietvertr^  nicht  uugiltig,  sondern  gilt 
als  für  unbestimmte  Zeit  geschlossen  und 
kann  zu  den  gesetzhchen  Küodigungs- 
lerminen  (G.B.  5ü5)  gekündigt  werden,  je- 
doch nicht  für  eine  frühere  Zeit  als  für  den 
Schluss  des  ersten  Jahres.  —  Der  Mangel 
einer  durch  Rechtsgeschäft  bestimm- 
ten Form  hat  im  Zweifel  gleichfalls  Nichtig- 
keit zur  Folge. 

Bei  formlos  giltigen  Verträgen  bt  auch 
ein  'Stillschweigender*  Abechluss mög- 
lich, d.  i.  anders  als  durch  das  Mittel  der 
Sprache.  Entweder  durch  Geberden  und 
sonstige  Willensäusserungen ;  z.  B.  Benutzung 
eines  Automaten,  Besteigen  der  Strassen- 
bahn,  relocatio  tacita  nach  G.B.  568;  —  oder 
durch  >konkludente<  Handlungen,  das  sind 
Willenserklärungen,  die  ihren  eigenen  rechts- 
geschäftlichen Zweck  für  sich  haben,  aus 
denen  aber  auch  ein  zweites  Geschäft  ge- 
schlossen wird;  z.  B.  ein  teilweiser  Erlass 
genehmigt  das  ganze  Geschäft  eines  un- 
bevoUmächtigten  Stellverti'eters ;  ein  neues 
Testament  bedeutet  Aufhebung  eines  früheren 
letzten  Willens.  —  Ausnahmen,  in  denen 
•ausdrücklich«  eine  Veriragserklärung 
abgegeben  werden  muss,  finden  sich  in 
unserem  Rechte  nur  bei  der  Hinterlegung 
von  Wertjmpieren  mit  der  Gestatlung,  diese 
nicht  mit  denselben  Stücken,  sondern  nur 
in  gleicher  Art  zurückzuerstatten  (G.B,  700; 
Reichsgesetz  v.  5.  Juli  1896  §  2). 

Mit  der  besprochenen  Möglidikeit  eines 
»stillschweigenden«  Verti-agsabschlusses  ist 
der  Satz  nicht  zu  verwechseln:  (Jui  tacet 
consentire  videtur.    Dieser  Satz  ist  für  unser 
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Recht  falBch;  durch  den  verbuchten  Zusatz: 
com  loqui  potuit  et  debuit,  wird  er  nicht 
besser.  Er  wQrde  besagen,  duss  jeder  auf 
eiae  zugegangene  Offerte  ablehnend  ant- 
worten mufis,  widrigenfalls  der  Yertrag  als 
geschlossen  gelte.  Das  trifft  aber  nur  auB- 
uahmBweiee  bei  Eaufleuteu  zu,  deren  Qe- 
werbebetrieti  die  Besor^ng  von  (Jeschiften 
für  andere  niit  sich  bnngt;  ein  solcher  ist 
verpfliehtet,  wenn  ihm  ein  Antrag  Aber  die 
BesDi^ug  solcher  Geschäfte  von  jemandem 
zugebt,  mit  dem  er  in  Geschäftsverbindung 
steht  (oder  dem  gegenüber  er  sich  zur  Be- 
soi^ng  solcher  Geschäfte  erboten  hat),  un- 
verztlgiich  zu  antworten;  sein  Schweigen 
gilt  als  Annahme  des  Antikes  (H.G.B.  362). 
Ausser  diesem  Falle  giebt  es  nur  bei 
Sf^en^ngsweiser  Zuwendung,  die  ursprOng- 
lich  ohne  den  Willen  des  Beschenkten  vor- 
genommen war,  etwas  Aehnliches.  Hier  kann 
der  Zuwendende  nachträglich  fragen,  ob  der 
andere  beschenkt  sein  vül ;  schweigt  dieser, 
80  gilt  die  Schenkung  als  angenommen  {G.B. 
516.  —  Vgl.  noch  G.ß.  496).  Wenn  endlich 
die  Gesetze  einem  Rechtsanwälte  oder  einem 
OeschAftsmanne,  der  zur  Besorgung  gewisser 
Geschäfte  Öffentlich  bestellt  ist  (oder  sich 
öffentlich  erboten  hat),  die  Pflicht  auferlegen, 
einen  dahin  gerichteten  Auftrag  entweder 
anzunehmen  oder  unverzüglich  abzulehnen, 
Bo  ist  das  Präjudiz,  das  auf  Schweigen  ge- 
stellt ist,  nicht  Schliessung  des  Vertrages 
seitens  des  Schweigenden,  sondern  nur  dessen 
SchadenBersatzpQicbt  (Rochtsanw.-Ord.  30; 
G.ß.  663,  675). 

4.VorvflThandliu)geniuidVorvertrBge. 
Es  ist  selbstveiBtändHch  mehr  als  ^bräuch- 
lich,  das8  bei  der  Schliessung  eines  Ver- 
trages erst  mancherlei  hin  und  her  ver- 
handelt wird,  ehe  es  zur  festen  Bindung 
kommt  Dabei  ist  bei  der  ersten  Anfrage 
schon  zu  unterscheiden,  ob  sie  ein  unmasa- 
geblicher  Vorschlag  oder  ein  festbindender 
Antrag  ist  Im  Zweifel  hat  man  sich  für 
das  erste  zu  entscheiden.  Liegt  aber  eine 
feate  Offerte  vor  und  der  andere  Teil  ant^ 
wortet  mit  abgetaderten  Gegenvorschlägen, 
so  ist  das  Ablehnung  des  ersten  Antrages, 
verbunden  mit  einem  jetzigen  neuen  Antn^ 
des  Antwortenden. 

Treten  so  sich  hinziehende  Verhandlungen 
ein,  so  muse  erst  über  alle  Punkte  des  be- 
absichtigten Vertnv^  eine  Einigimg  erzielt 
sein,  wenn  der  Vertrag  geschlossen  sein 
soll  (G.B.  154).  Vertrags  vertiMidlungen,  die 
noch  zu  keiner  vollen  Einigung  geführt 
haben,  nennt  man  häufig  »Traktate«.  Unter 
»Pnnktationea«  versteht  man  schriftliche 
Aufzeichnungen,  die  aus  Anlass  eines 
tragsschlusees  geschehen.  Der  Ausdruck  ist 
mithin  ganz  unbestimmt  Er  kann  schrift- 
liche Traktate  beaeichnen  oder  schriftliche 
Festlegung     einzelner     schon     festgelegtei 


Punkte  oder  auch  schriftliche  fixierung  des 
ganzen  Vertrages,  sei  es  als  blosse  Beur- 
kundung des  schon  geschlossenen  oder  als 
Akt  des  Abschlusses  selbst. 

Wichtig  ist  in  diesem  Zusammenhang 
der  Begriif  des  Vorvertrages  (pactum 
de  contrahendo).  Dies  ist  ein  Vertrag,  der 
auf  Abschluss  eines  anderen  Vertrages  ge- 
richtet ist,  z,  B.  ein  Kreditvertrag,  durch 
den  jemand  sich  verpflichtet,  dem  anderen 
Teile  auf  Verlangen  Darlehen  bis  zu  be- 
stimmter Hohe  zu  geben. 

Der  Vorvertrag  wird  in  unserem  G.B. 
nicht  besonders  erwähnt;  es  kennt  diesen 
(auf  Thöl  zurückgehenden)  Ausdruck  sogar 
nicht  DasB  aber  ein  derartiger  Vertrag  in 
sich  zuläs^g  ist,  unterliegt  keinem  Zweifel; 
obgleich  für  die  Frage:  ob  ein  bereits  voll- 
ständig abgeschlossener  Eauptvertrag  oder 
ein  Vorvertrag  mit  nachfolgendem  eigent- 
lichen Kontrakt  anzunehmen  sei?  —  im 
besonderen  S^e  eine  bemerkenswerte  Sub- 
Bumtionsschwierigkeit  entstehen  kann. 

In  der  Sache  regelt  das  G.B.  610  eine 
Frage  aus  dem  pactum  de  mutuo  dando: 
Wer  die  Eingabe  eines  Darlehens  verspricht, 
kann  im  Zweifel  das  Versprechen  wid^- 
rufen,  wenn  in  den  VermOgensverhältnissen 
des  anderen  Teiles  eine  wesentUche  Ver- 
schlechterung eintritt,  durch  die  der  An- 
spnich  auf  die  Rückerstattung  gefährdet 
wird.  —  G.B.  497  und  504  spricht  von  der 
MOghchkeit  des  Wiederkaufes  und  des  Vor- 
kaufes. Aber  es  normiert  dies  anders,  als 
der  Auffassung  des  römischen  Rechtes  von 
pactum  de  retrovendendo  und  dem  ius  pro- 
timiseos  entsprach.  Denn  es  lässt  auf  Gimd 
eines  jener  Rechte  nun  nicht  einen  neuen 
Hauptvertnig  eintreten,  sondern  konstruiert 
die  Sachlage  dahin,  dass  der  eigentliche 
Vertrag  schon  zu  stände  gekommen  sei  und 
dureh  einseitige  Erklärung  des  Wieder-  oder 
Verkaufsberechtigten  dahin  ausgeführt 
werde,  dass  die  Verpflichtong  des  Gegners 
nunmehr  zur  Fälligkeit  komme. 

S.  BeteiU^nnK  Dritter  bei  Vertrags- 
BchlfiBsen.  iSes  Kommt  in  doppelter  Weise 
vor:  als  Stellvertretung  und  als  Ge- 
hiltschaft 

1,  Stell  vertretime  ist  Vornahme  von 
Rechtshandlungen,  deren  Wirkung  einem 
anderen  zukommen  soU,  in  ^gener  selbstän- 
diger Eni  Schliessung  des  Handelnden.  SoU 
sie  von  rechtlicher  Bedeutung  sein,  so  be- 
darf der  Stellvertreter  einer  Vertretungs- 
macht, die  sich  entweder  auf  eine  Ermä5i- 
tigung  des  Vertretenen  stütst  (Vollmacht) 
oder  auf  gesetzhche  Anordnung  zurückgeht, 
z.  B.  Vormund.  In  allen  Fällen  ist  zwischen 
mittelbarer  und  unmittelbarer  Stellvertretung 
zu  unterscheiden:  Bei  jeuer  nimmt  der  Stell- 
vertreter dem  Dritten  gegenübei-  Recht  und 
Pfücht  zunächst  auf  sich,  um  es  dann  auf 
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den  von  ilim  Vertretenen  zu  übertragen; 
bei  der  lelzteren  wird  vom  Stellvertreter 
das  Oeech&ft  abgeschloBsen,  es  virkt  aber 
unmittelbar  für  und  gegen  den  Vertretenen. 

Kocli  römiBchem  Eeühte  gab  es  bei  obli- 
gatorischen Verträgen  bloss  mittelbare  Stell- 
vertretung. Eine  eigentümliche  Folge  hatt« 
dieseB  für  den  durch  Sklaven  bewirkten 
Geschäftsverkehr.  Denn  der  servus  galt 
zwar  als  notwendiges  Erwerbsorgan  des 
dominus  (ebenso  wie  in  der  ältesten  Zeit 
der  ftlius  in  potestate  fDr  den  pater  familias), 
80  dass  die  Berechtigung  aus  dem  Ge- 
schäfte des  Sklaven  dessen  Herrn  alsbald 
zufloss;  die  Verpflichtung  dagegen  blieb 
zunächst  bei  den  Sklaven.  Lb  dieser  jedoch 
nicht  gerichtlich  verklagt  werden  konnte,  so 
bestand  jene  Pflicht  nur  als  >naturalis  obli- 
gatio. (B.  oben  Bd.  VI  S.  613  sub  3).  Es 
haftete  aber  für  die  Erfüllung  dieser  Sklaven- 
Bchidd  der  Herr  des  Sklaven  wie  ein  ge- 
setzlicher Bürge  in  5  Fällen:  Wenn  er  den 
Sklaven  als  GeschaftsfOlu^r  (institor)  oder 
als  Schiffskapitän  (magister  navis)  eingesetzt 
hatte;  wenn  er  ihm  ein  Sondergut  (pecu- 
lium)  zu  eigener  Verfügung  eingeräumt  oder 
ihm  einen  besonderen  Auftrag  (iussus)  zu 
dem  jet2t  ^geschlossenen  Geschäfte  erteilt 
hatte;  oder  endlich,  weun  aus  dem  Ge- 
schäfte des  Sklaven  etwas  wiikHch  iu  seinem, 
des  Herrn,  Nutzen  verwandt  (versio  in  rem) 
worden  war  (actiones  adiccticiae  qualitatis). 

Seit  der  Aufnahme  des  römischen  Rechtes 
in  Deutschland  ist  durch  Geschäftsgebrauch 
und  dem  folgendes  Gewohnheitsrecht  die 
Möglichkeit  der  unmittelbaren  Stellvertretung 
anerkannt  worden.  Sie  ist  in  die  neuere 
Gesetzgebung  übergegangen  (G.B.  164).  Es 
steht  heute  den  Privaten  frei,  sich  der  einen 
oder  der  anderen  Art  beliebig  zu  bedienen. 
.  2.  Gehilfen  sind  Nebenpersonen,  deren 
sich  jemand  in  der  Sozialwirtschaft  zu  seiner 
Unterstützung  bedient.  Es  kann  dies  ge- 
schehen a)  beim  Abschlüsse  von  Hechtsge- 
schäften.  Hier  sind  zu  beachten:  «)  Bei- 
stände irgend  welcher  Art,  z.  B.  Dolmetscher, 
Schreiber,  Notare,  Solennitätszeugen  \i.  b.  w. 
fi)  Boten,  das  sind  alle  Personen  und  von 
ihnen  bediente  Anstalten,  die  eine  fertig- 
gestellte Willenserklärung  von  dem  einen 
zu  dem  anderen  zu  überbringen  haben,  ohne 
ihrerseits  einen  eigenen  Enlschluss  in  An- 
gelegenheiten eines  Vertretenen  fassen  zu 
dürfen,  b)  Beim  sonstigen  Betriebe  der 
Wirtschaft  des  Prinzipals.  Dabei  ist  mög- 
lich: x)  Bestellung  von  Bediensteten  zu  ge- 
wissen Verrichtungen  überhaupt;  ßf  Ueter- 
tragung  von  Arbeiten,  die  der  Prinzipal  für 
einen  Dritten  vertragsmässig  zu  liefern  hat, 
an  Gesellen  und  anderen  Gehilfen. 

Die  wichtigste  Frage,  die  sich  hier  er- 
hebt, ist  die  der  Haftung  jemandes  für  seine 
GehÜfen,    Für  die  oben  sub  a)  erwähnten 


Fälle  giebt  es  keine  besonderen  Vorschriften. 
Der  Geschäftsherr  haftet  also  einem  Geschä- 
digten nach  allgemeinen  Normen,  soweit  in 
der  Annahme  und  Benutzungsart  der  Ge- 
hilfen ein  schnldhaftes  Verhalten  seiner  ge- 
legen war  (vgl.  aber  auch  G.B.  122),  In 
den  Fällen  sub  b)  ist  zu  unterscheiden :  Für 
die  zu  Verrichtungen  allgemein  angenom- 
menen Leute  haftet  zwar  der  Prinzipal 
dritten  Beschädigten,  kann  sich  aber  dureh 
den  Kachweis  befreien,  dass  ihn  weder  eine 
ciüpa  in  eligendo  noch  in  custodiendo  treffe 
(G.B.  831).  Für  die  Gehilfen  bei  der  Er- 
füllung eines  bestimmten  Schuldverhältuisaes 
muss  der  Prinzipfü  vüllig  einstehen,  so  dass 
ihre  Schuld  wie  die  seinige  eingesetzt  wird. 
Dies  war  dem  rämischen  Recht  so  allge- 
mein nicht  geläufig,  sondern  nur  in  beson- 
deren Fällen,  z.  6.  bei  caupones  oder  beim 
Transporte,  anerkannt;  auch  im  gemeinen 
und  im  preiissischen  Recht  grundsätzlich 
nicht  so  aufgestellt,  aber  aus  dem  CG.  1384 
nach  G.B.  278  übernommen  (vgL  dazu  G.B. 
31;  664;  701).  S.  auch  H.Ö.JÖ.  431  (Fracht- 
führer, abgeschwächt  gegenüber  alt.  H,G^. 
4O0);  Haftpflichtgeseti  v.  7.  Juni  1871  §  2 
(cf.  E,G.  42);  Binnenschiffahrtgesetz  v.  15. 
Juni  1805  §§  3;  4. 


II.  Vertragsfreiheit 

1.  Die  Grenzen  der  Vertra^rsfrelheit 

Die  TecbniK  unserer  sozialen  Ordnung  geht 
in  der  hier  einzuschlagenden  Betrachtung 
dahin,  dass  sie  den  Rech tsan gehörigen  Mög- 
lichkeiten zu  Sonder  Verbindungen  unter 
einander  gewährt,  in  deren  Eingehung,  Dureh- 
fllhrung  und  Wiederauflösimg  die  Bewegung 
des  gesellschaftlichen  Zusammenwirkens  sich 
vollzieht.  Indem  nur  vorsichtig  die  R^;e- 
lung  der  sozialen  Wirtschaft  von  Central- 
punkteu  des  Rechtes  aus  in  direkten  Befehlen 
au  die  Unterthanen  einsetzt,  wird  vielmehr 
im  Durchschnitte  den  Privaten  ea  frei  Ober- 
lassen, ihren  Beitrag  zu  dem  sozialen  Ei^ 
nährungs-  und  Ausbildungsprozess  in  pri- 
vatem Vorgehen  und  nach  persönlichem 
Entschliessen  zu  liefern.  Und  wie  sie  sich 
dann  entschlossen  haben,  wie  sie  für  Fanoi- 
lien Verhältnisse  und  für  Güterproduktion, 
für  Austauschverkehr  und  GebrauehsOber- 
lassung  sich  verbindlich  gemacht  haben,  so 
nimmt  das  Recht  das  von  ihnen  bürgerlich 
Gesetzte  in  sich  selbst  auf  und  zwingt  sie 
nötigenfalls  zur  Einhaltung  ihres  Wortes: 
Uti  lingua  nuncupassit  vel  legassit  ita  ins 
esto,  hiess  schon  der  Satz  der  12  Tafeln. 

Bei  diesem  principieüen  Ausgangspunkte 
ist  die  Rechtsordnung  in  QeEahr,  durch 
Sanktionierung  eines  Einzelergebnisses  mit 
ihrem  ganzen  Ziele  und  Zwecke  überhaupt 
in  Widerapnich  zu  geraten.  Denn  das  Wesen 
des   Rechts   ist  dieses:   dass    es  sei    ein 
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Zwangsyerstich  zumBichti^eD.  Das 
steckt  in  jedem  Beehte  notwendig  darin: 
Es  will  eelbet  in  der  äacbe  reott  haben, 
es  mCchte  inhaltlich  begrandete  An- 
ordnungen treffen.  Und  da  auf  der  Hand 
liegt,  daas  bei  schmnkenloser  Bewilligung 
der  (Jeschfiflefreilieit  das  subjektive  Belieben 
der  Einzelnen  und  das  objektiv  Richtige  zu 
leicht  in  Widerstreit  mit  einander  kommen 
können,  so  gelangt  man  notgedrungen  zu 
Grenzen  der  \  ertragefreiheit. 

Um  diese  zu  erkennen,  musB  man  sich 
erinnern,  dass  die  Bechtsordnung  überall 
zwei  Mittel  und  Wege  hat,  um  in  bewusstem 
Anlaufe  inhaltlich  richtiges  Becht  zu 
schaffen:  Entweder  giebt  sie  selbst  in  allge- 
meiner 'Weise,  zwingend  gefaaet,  an  wie  es 
in  kommenden  FAllen  gehalten  werden  soll; 
—  oder  aber,  sie  verweist  das  richtende 
Urteü  darauf,  selbst  zu  suchen  und  zu 
finden,  was  im  Geiste  des  Becht«  in  beson- 
derer Frage  das  Bicfatige  sei.  So  schreibt 
das  Gesetz  zwingend  vor,  dass  die 
Willenserklärung  eines  wegen  ßeieteekrank- 
heit  Entmfindigteu  nichtig  ist;  aber  es  Uksst 
die  einem  Bechtsgeschäfte  hinzugefügte 
Bedingung  ala  eingetreten  gelten,  wenn  der 
Eintritt  der  Bedingui^  von  der  Partei,  zu 
deren  Nachteil  er  gereichen  würde,  wider 
Treu  und  Glauben  verhindert  wird. 

Bei  unserer  Frage  treten  die  beiden  ver- 
schiedenen Mittel  gleichialls  grundlegend 
hervor.  Dabei  soll  in  dieser  ErMening  nur 
unser  bOi^rliches  Recht  in  Erwfigung 
kommen,  ohne  besondere  Rücksichtnahme 
auf  das  öffentliche  Becht 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  fOr  das 
Deutsche  Beich  sagt  §  134:  >Ein  Hechts- 
geschäft, das  gegen  ein  gesetzliches 
Verbot  verstöest,  ist  nichtig,  wenn  sich 
nicht  aus  dem  Gesetze  ein  anderes  ergiebt». 
Und  §  138 :  >Ein  Bechtsgeschftft,  das  ge^n 
die  guten  Sitten  veratOsst,  ist  nichtig«. 

Ehe  dieses  nadi  beiden  Richtungen  aus- 
geführt wird,  sei  noch  zweierlei  bemerkt: 
1.  Es  kommt  bei  unserer  Frage  auf  den 
Inhalt  des  Bechtsgeschäftes  an,  auf  das- 
jenige, was  nach  dem  Geschäfte  eintreten 
soll  Dagegen  bleiben  fehlerhafte  Beweg- 
gründe, wie  Zwang,  Betrug,  Intiun  hier 
ausser  Betracht.  3.  Es  ist  zu  unterscheiden 
ein  Verstose,  den  das  Geschäft  im  ganzen 
macht,  von  demjenigen,  der  in  einerEinzel- 
bestimmung  gelten  sein  kann.  Gewisse 
Sonderfolgen  sind  nämlich  mit  einem  an 
sich  erlaubten  Geschäfte  zwingend  ver- 
bunden ;  z.  B.  die  Haftung  eines  Kontra- 
henten wegen  vorsätzliehfiT  NichterEüUuug 
seiner  Verbindlichkeit  (jnctnm,  ne  dolus 
{raestetur,  nidlum  est,  —  G.B.  i7ö,  2); 
Haftung  des  Uebemehmers  eines  VermOgens 
für  die  Schulden  des  Uebergebenden  dessen 
Gläubigern  gegenüber  (G.B.  419,  3);  Kündi- 


gungsrecht des  Gesellschafters  und  des  Ge- 
m^nschafters  (G.B.  723,  3 ;  749,  3)  u.  a.  m. 
Hier  wird  die  also  unzulässige  Klausel  ge- 
strichen, während  das  Geschäft  im  ganzen 
giltig  bleibt  und  Bechtswirkungen  erzeugt, 
die  mangels  besonderer  Bestimmungen  durch 
das  Geschäft  selbst  nach  ergänzenden  Normen 
des  Gesetzes  sieh  bestimmen.  Dahin- würden 
auch  Abmachungen  gehOren,  die  auf  that- 
Bächlictie   Trennung   des  Lebens   von    Eh&- 

ftten  abzielen ;  und  die,  auch  wenn  sie  bei 
ngehung  der  Ehe  abgegeben  sind,  nicht 
die  Ehe  ungütig  machen,  sondern  in  sich 
hiuMlig  sind.  Im  folgenden  wird  es  nun 
auf  die  Ungütigkeit  der  Rechtsgeschäfte  im 
ganzen  wegen  etwaigen  rechtlich  missbil- 
ligten Inhaltes  ankommen. 

2.  Gesetzlich  nntersaste  Geschfift«. 
Wenn  im  seitherigen  der  alte  Ausdruck 
»Vertragsfreiheit«  festgehalten  worden 
ist,  so  muss  dies  mit  dem  Bewusstsein  seiner 
Ungenauigkeit  geschehen.  Er  umspannt  alle 
Rechtsgeschäfte,  auch  solche,  die  ein- 
seitig zu  Stande  kommen  können.  Bei- 
spiele, die  hierher  gehören,  sind :  Nichtigkeit 
einer  Schuldverschreibung  auf  den  Inhaber, 
die  oline  staathche  Genehmigung  in  den 
Verkehr  gelangt  ist  (G.B.  795, 3);  Vermächt- 
nisse, die  gegen  ein  zur  Zeit  des  Erbfalls 
bestehendes  gesetzliches  Verbot  veistosseu 
(G.B.  2171).  Vgl.  auch  G.B.  2263 ;  Nichtig- 
keit des  Verbotes  des  Erblassers,  das  Testa^ 
ment  alsbald  nach  seinem  Tode  zu  eröffnen. 

Gehen  wir  zu  den  Arten  der  gesetzlichen 
Verbote  über,  die  GJB.  134  im  Auge  hat, 
so  giebt  es  drei  Möglichkeiten: 

1.  Unmittelbares  Verbotgewisser 
Bechtsgeschäfte  durch  das  Gesetz. 
Dies  findet  sich  in  allen  Teilen  des  bürger- 
lichen Rechtes.  So  vor  allem  in  dem  jetzigen 
Wucherparagraphen  138,  2:  Er  dehnt  die 
Versuche  der  seitherigen  Wuchergeselze  von 
1880  und  1893  civihwchtlich  aus  und  hebt 
sie  auf,  während  sie  als  Strafgesetze  weiter 
in  Geltung  verbleiben  (E.G.  z.  G.B.  39;  47). 
Darnach  ist  jetzt  jedes  Bechtsgeschäft  nichtig, 
durch  das  jemand  unter  Ausbeiitimg  der 
Notlage,  des  Leiditsinns  oder  der  Uneruhren- 
heit  eines  anderen,  sich,  oder  einem  Dritten 
für  eine  Leistung  Vermi^nsvorteile  ver- 
sprechen oder  gewähren  lässt,  welche  den 
Wert  der  Leistung  dergestalt  ütiersteigen, 
dass  den  Umständen  nach  die  Vermögens- 
vorteile in  auffälligem  Missveriiältnisse  zu 
der  Leistung  stehen. 

Niclitig  ist  eine  im  voraus  getroffene 
Vereinbarung,  dass  filllige  Zinsen  wieder 
Zinsen  tr^en  sollen  (G.B.  248);  nichtig 
Verträge  über  ein  künftiges  Vermfeeu  oder 
über  den  Nachlass  eines  novh  lebenden 
Dritten  (G.B.  310;  312).  Das  gleiche  gilt 
von  der  im  voraus  getroffenen  Vereinbarung, 
nach  welcher  dem   Pfandgläubiger  bei  er^ 
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mangebder  Zahlung  (1«b  Eigentum  an  der 
Sache  zusteheo  solle  (Verbot  der  lex  com- 
mißsoria  beim  Pfände  —  G.B.  1229).  Ma 
imentgeitlicher  Verzicht  des  unetelichen 
Kindes  auf  den  ihm  gesetzlich  zuetehendea 
ÜQterhaJt  fOr  die  Zukunft,  ist  nichtig  (G.B. 
1714).  Ein  Vertrag,  durch  den  sich  jemand 
verpflichtet,  eine  Verfügung  von  Todes- 
wegen zu  errichten  oder  nicht  zu  errichten, 
aufzuheben  oder  nicht  aufzuheben,  ist  nichtig 
(Ö.B.  2302). 

Bei  diesen  gesetzlichen  Verboten,  aus 
denen  hier  nur  einzelne  Exempel  herauege- 
griffen  wurden  und  die  unter  sich  dem  be- 
sonderen Stoffe  nach  nicht  weiter  zusammen- 
hangcD,  bat  die  Erfahrung  gelehrt,  dass  die 
Privaten  oft  Neigung  zur  Umgehung  äussern. 
Verbietet  ein  Gesetz  die  Mobiliarhypothek 
und  gestattet  an  beweghchen  Sachen  nur 
Faustpfand,  so  übertrilcrt  oftmals  der  Schuldner 
Eigentum  auf  den  Ql&ubiger,  mit  dem  Be- 
dingen der  Hückttbertragung  bei  der  Zali- 
long  der  Schuld,  —  und  mietet  einstweilen 
die  sichernde  Sache.  Das  G.B.  hat  es  ver- 
mieden, für  derartige  Umgehungsgeschäfte 
(in  fraudem  legis)  besondere  Anordnungen 
zu  treffen.  Man  wird  sie  aber  gleichfalls 
unter  die  Folgen  stellen  müssen,  welche  das 
umgangene  Gesetz  für  die  von  ihm  ge- 
troffenen Geschäfte  aufstellt;  und  wird  die 
Eigenschaft  des  UmgehungsgeschÄftea  dann 
anzunehmen  haben,  wenn  die  Parteien  be- 
wnsstermassen  das  Gesetz  buchstäblich 
und  damit  zu  eng  ausgelegt  haben. 

2.  Verbot  von  Geschäften  durch 
Strafgesetze.  Dadurch  werden  Rechts- 
geschäfte betroffen  und  für  nichtig  erklärt, 
die  auf  HerbeifQhnmg  einer  mit  Strafe  be- 
drohten Handlung  gerichtet  sind.  Dies  kann 
aber  sein: 

a)  durch  Versprechen  einer  Leistung  an 
jemanden,  damit  dieser  ein  Delikt  bägehe; 
sei  es  direkt  durch  Bestechen  und  Dmgen 
des  Verbrechers  oder  indirekt  durch  Ver- 
zicht auf  etwaigen  Schadensersatzan  sprach 
u.  dgl. 

b)  durch  Vereinigung  zu  einer  gemein- 
sam zu  begehenden  strafbaren  Handlung. 

Davon  sind  solche  Fälle  zn  unterscheiden, 
in  denen  bei  einem  an  und  fOr  sich  er- 
laubten Geschäft  v^en  der  begleitenden 
Umstände,  unter  denen  es  abgeschlossen 
wird,  der  eine  oder  beide  Teile  sich  straf- 
bar machen;  z.  B.  Kauf  mit  Verstoss  gegen 
die  Sonntagsruhe.  Hier  bleibt  der  Kauf 
civilrechtlich  giltig,  denn  es  muss  der 
wesentliche  Sinn  des  Vertrages  in  sieh  selbst 
der  sein,  eine  strafrechtlich  untersagte  Hand- 
lung herbeizuführen. 

3.  Ablehnung  von  Geschäften 
seitens  der  Rechtsordnung  durch 
grundsätzliche  Betonung  gewisser 


Gesetze.  Dass  dieses  durch  G.B.  134  und 
die  entsprechenden  Normen  des  seitherigen 
und  des  ausländischen  Rechtes  auch  ^ 
troffen  wird,  kann  kaum  zweifelhaft  sein. 
Die  Durchführung  hat  aber  zuweilen 
Schwierigkeiten  gemacht  Hon  kann  wohl 
als  sicher  hierher  ziehen :  Vertrage  auf  Ehe- 
BcheiduDg  durch  Obereinstimmende  Angabe 
falscher  Thatsachen.  (Vgl.  auch  Verlöb- 
nis jemandes,  der  noch  verheiratet  ist). 
Zweifel  aber  hat  die  Diffchfahrung  der  Ge- 
werbeordnung erregt;  z.  B.  bei  den  soge- 
nannten Bierabnahm  ererträgen,  in  denen  sich 
Wirte  verpflichten,  Bier  nur  ans  bestimmten 
Brauereien  zu  beziehen.  Nun  verbietet 
G.0. 10  nur  Retilgewerbeberechtiguugen,  und 
G.O.  8  unterwirft  alle  früher  bestandenen 
Bannrechte  in  der  Hinsicht  der  Ablösung, 
was  beides  etwas  anderes  bedeutet  als  jene 
Vertrage.  Mithin  würde  nicht  ein  solcher 
Bierabnahmevertrag  als  solcher,  sondern  nur 
dessen  vereinbarte  Unauf hebbarkeit 
g^en  das  gesetzUche  Verbot  sein. 

Ganz  interessant  sind  hier  die  sogenannten 
Schweigegelder,  —  Versprechungen,  die 
jemand  abgiebt,  damit  ein  anderer  dne  von 
dem  Versprechenden  begangene  unerlaubte 
Handlung  nicht  anzeige.  Hier  wird  man 
bei  Verbrechen  in  unserem  itechte  d«i 
Grundsatz  finden  müssen,  dass  eine  Anzeige 
gewollt  wird  und  deshalb  ein  Abkaufeulassen 
ihrer  gesetzlieh  nicht  zulässig  ist.  Zweifel- 
haft kann  es  bei  Antragsdelikten  sein.  Man 
wird  unterscheiden  müssen :  Legt  das  Ge- 
setz das  Antragsrecht  in  das  freie  per- 
sönliche Beheben  des  Antragsberechtigten, 
so  mag  er  sich  auch  im  Vertrage  mit  dem 
Schuldigen  privatim  abfinden  lassen  und 
also  die  Berichtigung  des  Deliktes  eintreten; 
—  ist  es  dagegen  ein  im  objektiven 
Interesse  eines  anderen  zu  wahren- 
des Recht,  z.  B.  Antragsrecht  des  Vertreters 
eines  verführten  MäddienB  (StÖ-B.  182),  so 
ist  ein  Vertrag,  durch  den  der  Berechtigte 
für  sich  es  abkaufen  lässt,  sicherlich  gegen 
des  Gesetzes  Meinung.  —  Und  dieser  Ge- 
sichtspunkt wird  sich  überall  mit  Erlolg 
durchführen  lassen,  da  das  Recht  eine  ob- 
jektiv gerechtfertigte  Führung  erwartet.  Bei- 
spiele: Bezahlung  des  Vormundes,  damit  er 
die  Veräusserung  von  Mündelgut  an  den 
Zahlenden  betreibe;  Honorieruug  des  Ver- 
treter« einer  Beruf^nossenschaft,  damit  er 
im  Interesse  des  Honorierenden  eine  be- 
stimmte Person  zur  Anstellung  in  der  Ge- 
nossenschaft empfehle. 

8.  Rechtsgeschfift«  Kegen  die  gnt«D 
Sitten.  Dieser  Ausdruck  der  deutschen 
Rechtswissenschaft  und  danach  des  G.B.  ist 
eine  wörtliche  Uebersetzung  der  »boni 
mores«  der  Römer;  und  diese  haben  es 
wieder  aus  dem  Griechischen  übernommen, 
wo  es  in   den   <'i9-ij  z?")"«  auch   sprich- 
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■wörtlich  war  (1.  Kor.  15,  33).  Aber  -welche ' 
-Instanz  ist  damit  eigentlich  angemfeu? 

Mehrfach  ist  gesagt  worden,  dass  in 
unserer  Frage  das  freie  Ermessen  des 
Bichtera  zu  entsdieiden  habe  oder  sogar 
das  »höchst  persöoliche*.  Aber  das  heisst 
das  Problem  bei  seite  schieben,  nicht  es 
lösen.  Es  macht  den  Eindnick,  süa  ob  die 
Eeehtswissenschaft  bei  dieser  und  ent- 
sprechenden Aufgaben  an  ein  eisernes  Thor 
ßtosse,  jenseits  dessen  der  Weg  weiter  führt, 
den  sie  nun  nicht  zu  erreichen  vermag. 
"Wie  aber  soll  »der  Richter«  ihn  verfolgen 
und  wandeln,  wenn  nicht  zuvor  theoretische 
Dnterauchung  die  rechte  Richtung  gewiesen 
und  eine  gesichorte  Methode  des  Vorgehens 
gelehrt  hat? 

Zudem  ist  es  gar  nicht  richtig,  dass  ein 
freies  Ermessen  des  Öerichtes  hier  ein- 
setzen dCrfe;  in  dem  Sinne,  dass  nach 
seinem  subjektiven  Meinen  die  Ent- 
scheidung zu  treffen  sei.  Gerade  im  (Jegen- 
teil:  Das  Gericht  hat  im  Falle  seiner  An- 
Tiitung  in  einer  jetzt  fraglichen  Streitsache 
einen  objektiv  richtigen  Massatab  an- 
zulegen imd,  dass  und  wie  solches  ge- 
schehen sei,  überzeugend  darzuthuu. 
—  Und  wendet  sich  das  Gesetz  denn  nicht 
in  erster  Linie  an  die  Rechtsimlerworfenen? 
"Welcher  Widerainn  aber,  ihnen  zuzimiteo: 
Verhaltet  euch  so,  wie  hinterher  der  Richter 
nach  seiuem  subjektiven  Ermessen  be- 
finden wird! 

Ein  anderer  Versuch,  hier  einen  Ausweg 
zu  finden,  ^pfeit  in  der  Angabe,  dass  es 
auf  die  im  Aolke  herrschenden  sitt- 
lichen Anschauungen  ankäme. 

Aber  wo  sind  diese  zu  finden?  Giebt  es 
wirklich  solche  in  Einstimmigkeit  sich 
feststellenden  und  unzweifelhaft  anerkannten 
Sätze?  —  Die  Frage  liefert  die  Antwort. 
Es  ist  genug  in  unserer  Zeit  betont  worden, 
dass  nach  den  BevClkeriingsklassen  und  den 
einzelnen  Kreisen  die  Auffassungen  dessen, 
was  recht  und  gerecht  sei,  nur  zu  oft  aus- 
einanderlaufen. 

Also  soll  wohl  die  Mehrheit  ent- 
scheiden? Aber  welche  denn?  Und  ist  das, 
was  sie  so  annimmt,  wirkhch  notwendig 
den  ^uten  Sitten  entsprechend? 

Diese  Frage  wird  hier  niemals  gespart. 
Keine  Verweisung  auf  Standes-  oder  Klassen- 
auffassung vermag  der  Zweifelsfrage  zu 
entrinnen,  ob  das,  was  sie  thafsächlich 
bieten,  vor  einem  kritischen  Urteile  auch  als 
objektiv  gerechtfertigt  bestehen  kann.  Nie- 
mand wird  hei  der  Frage,  ob  eine  Lebens- 
haltung g€«und,  ob  eine  Krankheit  an- 
steckend sei,  —  bei  dem  Problem,  wie  der 
Bau  des  Weltalls  und  der  Lauf  der  Planeten 
sei;  'die  im  Volke  herrschenden  Anschau- 
ungen«  als  unbedingt  massgebliche  Instanz 
anerkennen  und  ihr  mit  gebundenen  Händen 

BBndwDiifrbDch  der  StaBtswlsscnschaClen.    Zwell« 


sich  unterwerfen.  Aber  auch  kein  Jurist 
wild  dies  thun,  wenn  es  sich  um  die  rich- 
tige Bestimmung  des  Eigentumsbegriffes, 
der  juristischen  Personen,  des  stiaftecht- 
lichen  Versuches,  der  Souveränität  im  Reiche 
handelt  Wie  will  man  da  in  der  viel  be- 
deutsameren Frage,  ob  ein  menschlicher 
Willensinhalt  gerecht  und  richtig  sei, 
eine  Resolution  durch  das  Abzählen  zu- 
fälliger Meinungen  einzelner  Volksgenossen 
als  letzte  Ausflucht  beschwören! 

Wenn  aber  eine  als  bestehend  nacl^e- 
wiesene  Auffassung  einer  prüfenden  Beur- 
teihmg  unterzogen  werden  muss,  so  genügt 
es  auch  nicht,  dafür  wiederum  auf  das  Ur- 
teil >der  anständigen  und  gerecht 
denkenden  Leute«  Bezug  zu  nehmen.  Denn 
wer  sind  diese?  Und  woran  erkennt 
man,  ob  sie  gerecht  denken?  —  Hier  ist 
es  erforderlicii,  sachliche  Begründung  zu 
geben;  und  wer  dem  ausweicht,  kommt  so 
vor,  als  wenn  für  die  Naturwissenschaft 
einer  sagen  wollte:  Wozu  Über  das  Gesetz 
der  Schwere  tiefer  nachdenken,  —  man 
sieht  es  ja,  dass  die  Körper  »fallen». 

Endlich  aber  ist  zu  bemerken,  dass  die 
Lehren  der  Ethik  keine  erschöpfende 
Auskunft  für  unsere  Frage  geben,  Sie  gehen 
auf  die  rechte  Gesinnung,  während  es  sich 
hier  um  den  richtigen  Inhalt  von- Recht 
dreht,  das  nur  ein  äusseres  Verhalten  fordern 
kann  imd  fordert.  Die  schwierige  Ausein- 
andei-setzuog  des  dadurch  erwachsenden 
Problems  muss  anderem  Znsammenhang  vor- 
behalten bleiben.  Hier  genügt  die  Fest- 
stellung, dass  für  die  rechtliche  Frage 
eine  besondere  Aufgabe  erwachsen  ist,  der 
sie  sich  nicht  durch  Verweisimg  auf  andere 
Autoritäten  entziehen  darf. 

Wenn  das  Gesetz  mit  dem  alten,  obschon 
nicht  sehr  bezeichnenden  Ausdnick  Rechts^ 
geschäfte  gegen  die  guten  Sitten  ver- 
wirft, so  vermag  dieser  Verlegenheitsaus- 
druck  in  der  Sache  gar  nichts  anderes  zu 
sagen,  als  das:  Es  soll  uicht  durch  private 
Satzung  im  besonderen  Fall  ein  Ei^bnis 
erzielt  werden,  das  der  Grundabsicht 
des  Rechtes  überhaupt  widerspricht 
Die  Verwerfung  dieses  sonst  eintretenden 
Widersinnes  ist  selbstverständlich;  es  darf 
der  konkrete  Thatbestand  nicht  eine  Durch- 
setzung dessen  fordern,  was  —  zur  Sitte 
erhoben  —  ungut  sein  würde,  rechtlich 
nicht  gut. 

Da  nun  das  oberste  Gesetz  aller  Rechts- 
betrachtung die  Idee  einer  Gemeinschaft 
frei  wollender  Menschen  ist  (s.d.  Art. Recht 
oben  Bd.  VI  S.  340),  so  darf  in  der  Rich- 
tung unserer  jetzigen  Betrachtung  nicht  eine 
solche  Bindung  durch  Reclitsgeschäft  ein- 
treten, dass  der  Inhalt  des  Willens  dos  einen 
Teils  der  unbegrenzten  Willkür  des 
anderen  Teils  anheimgegeben  würde. 
.iollBge.   VII.  31 
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Eine  solche  Ueberliefening  an  die  unbe- 
grenzte Willkür  kann  aber  in  der  Weise 
eintreten,  daas  entweder  der  eine  nach  jenem 
■willkürlichen  Belieben  leisten  soll;  oder  ao, 
dass  sich  zwei  verbinden,  um  Dritte  in  jene 
läge  unbegrenzter  Abhängigkeit  zu  bringen 
und  von  innen  derartig  Leistungen  zu  er- 
.■wirken.  Beides  kann  in  der  doppelten  Art 
geschehen,  dass  es  sidi  um  Leistungen  in 
positivem  Thun  handelt  oder  dass  die  Ver- 
pflichtung auf  ein  Unterlassen  gerichtet  ist 
Nach  diesem  letztgenannten  Gegensatz  wird 
sich  die  folgende  Darstellung  teilen, 

4.  Unzulässige  Geschilfte  auf  ein 
Thnn.  Hier  eröffneo  sich  drei  Möglich- 
keiten, in  denen  ein  Rechtsgeschäft  gegen 
das  Princip  des  Bechte  Verstössen  kann; 
nämlich  bei  unbegrenzter  Hingabe  der 
eigenen  Person  oder  ■von  rechtlieh  anver- 
trauten Personen  oder  des  Vermögens. 

1.  Hingabe  der  eigenen  Person 
zu  unbegrenzter  Willkür  des  an- 
deren. 

Vor  aUem  in  der  Sklaverei  und  in  ent- 
sprechenden Hörigkeitsverhältuisaen.  Neuer- 
dings zur  Sprache  gekommen  bei  der  Aus- 
fuhr italienischer  Arbeiter  nach  Amerika; 
bei  den  Verträgen  der  britisch-ostafrikaoi- 
seheu  Gesellschaft  über  Bezug  von  Bet- 
schuanaleuten ;  auch  im  Beichstage  {11.  März 
1899)  bei  der  Auswanderung  junger  Dienst- 
mädchen nach  den  fjchutzgebieten. 

Oft  ist  von  neueren  Juristen  der  Schein 
des  Shylock  in  »Kaufmann  von  Venedig« 
besprochen  worden.  Die  Nichtigkeit  des 
dortigen  Paktes  aus  dem  hier  betretenen 
Gesichtspunkte  ist  für  unser  ficcht  ausser 
allem  Zweifel.  (Ob  im  übrigen  jene  Rechts- 
auekdote  wirklich  eine  liistorische  Entwicke- 
lung  des  Rechtes  von  der  Personalexekution 
zu  der  blossen  Vermögenshaftung  bedeuten 
will;  —  oder  nur  eine  harmlose  Uebung 
des  Witzes,  der  formal  spitz  den  saehlicli 
Schlechtei-en  überwindet:  kann  hier  dahin 
gestellt  bleiben.) 

Im  besonderen  ist  der  contractus  cum 
meretrice  initus  hier  einzubeziehen.  In  der 
geschlechtlichen  Hingabe  von  Fall  zu  Fall 
macht  sich  der  Mensch  zur  Sache,  zum 
blossen  Mittel  für  subjektives  Begehren  des 
anderen.  Dass  alle  Kuppelverti%e  danach 
gleichfalls  als  nichtig  zu  kassieren  sind, 
folgt  aus  allem  Gesagten  von  selbst.  iSchwie- 
rigfceiten  können  Kauf-  oder  Mietverträge 
über  Bordelle  machen.  Es  ■wird  darauf  an- 
kommen, ob  der  Gegenstand  des  Vertn^es 
gerade  ein  zur  Unzucht  geei^etes  Haus 
bildet;  so  dass  etwa  mit  Rücksicht  auf  den 
sexuellen  Geschäft sbetrieb  der  Preis  des 
Kaufes  oder  der  Miete  bestimmt  wurde: 
während  die  blosse  Möglichkeit,  dass  deri 
Erwerber     das     Umndstück     also     miss- 1 


brauchen  werde,  noch  nicht  zur  Kassienmg 
des  übermittelnden  Geschäftes  genügen  kann. 
Eine  unzulässige  Ueberlieferung  der 
eigenen  Person  an  anderer  Willkür  würden 
auch  Verträge  über  Beligionswechsel  be- 
deuten; oder  über  Beharren  beim  Priester- 
stand; und  ähnliches  metir. 

2.  Leistung  mit  Personen,  die 
dem  Versprechenden  vom  Rechte 
anvertraut  sind. 

Hierher  gehören  in  erster  Linie  heute 
Erziebmgsvertrage  über  Kinder,  welche  Ver- 
träge als  unzulässig  nicht  binden.  Wenn 
das  seither  nur  zögernd  anerkannt  wurde 
und  solche  Abmachungen  nur  bedingt  als 
uögütig  erachtet  worden  sind,  so  dürfte 
jetzt  aller  Z'weifel  gegenstandslos  sein,  nach- 
dem die  elterhehe  Gewalt  in  unserem  Rechte 
nicht  mehr  als  persönliches  Recht  ihres 
Inhabers,  sondern  als  besonders  geartete 
Vormundschaft  aufgefasst  wird,  die  im  In- 
teresse der  Schutzbefohlenen  als  Pflicht 
richtig  zu  Üben  ist. 

3.  Ausbeutung  eines  anderen  in 
dessen  Vermögen. 

Hier  st^t  natürlich  im  Vordergrunde  die 
wucherische  Ausbeutung.  Es  -war  strei- 
tig, ob  schon  vor  dem  Wuchergesetz  vom 
24  Mai  1880  ein  unzulässiger  Wucher  an- 
zunehmen war ;  allgemein  also :  ob  die 
Nichtigkeit  eines  Rechtsgeschaftes  w^n 
wucherischer  Ausbeutung  von  positiver 
Einzelsatzung  unabhängig  sei  und  aus  dem 
Verbot  der  negotia  contra  bonos  mores  von 
selbst  folge? 

Das  dürfte  nun  zweifellos  da  zu  bejahen 
sein,  wo  die  ganze  Vermögenslage  jemandes 
diuch  Äusbeutimg  eines, anderen  sich  so  ge- 
staltet, dass  jener  nur  noch  dienendes  und 
verdienendes  Werkzei^  für  die  Zwecke  des 
letzteren  sein  würde.  Aber  das  mag  so  sehr 
häufig  nicht  der  Fall  sein. 

AUein  es  steht  auch  nichts  im  Wege, 
dass  das  einzelne  Geschäft  für  sich  w  u  c  h  e  - 

;h  ist:  sobald  in  seiner  besonderen  Lage 
der  Versprechende  als  unfreies  Mittel  zu 
willkürlicher  Verfügung  des  anderen  behan- 
delt wird.  Die  Formel  unserer  Gesetze,  die 
»Ausbeutung!  gewisser  Lage  des  ande- 
ren Teils  spricht,  ist  hier  ganz  zutreffend. 
Und  nim  könnte  das  also  sehr  wohl  auch 
über  den  weiten  Thatbestand  des  jetzigen 
Abs.  2  des  §  138  hinaus  durch  einseitige 
Geschäfte,  besonders  auch  durch  Schenkun- 
gen, oder  vermittelst  Erbschleicherei  ge- 
schehen. 

Dagegen  ■wird  eine  Ausbeutung  immer 
nCHg  sein.  Denn  wenn  der  Gläubiger 
nichts  von  der  besonderen  Lage  weiss, 
die  das  Geschäft;  zu  einem  wucherischen 
stempelt  so  wird  der  Versprechende  im 
Sinne  des  Geschäftes  gar  nicht  der  le<Iig- 
lichon  Willkür  dos  anderen  hingegeben.    Und 
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es  kann  sich  nun  nur  um  dJe  Frage  der 
Durchführung  ranes  giltigen  Ge- 
schäftes handeln;  in  erster  Linie  um  Be- 
rflchaichtigung  des  Grundsatzes,  dass  der 
Schuldner  die  Leistung  so  bewirken  mflsse, 
wie  Treu  und  Glauben  es  erfordern. 

Auch  abgesehen  von  einer  wucherischen 
Ausbeutung  kann  ein  Verstoss  eines  fiechls- 
geechftftes  in  der  hier  besprochenen  Sich- 
tung vorkommen.  So  bei  TöDJger  Unbe- 
stimmtheit der  Leistung  des  einen,  wllhrend 
der  andere  Teil  nach  freiem  Belieben  über 
sie  soll  verft^u  dürfen;  etwa  bei  Vertrags- 
strafen, die  in  unbegrenzt  beliebiger  Weise 
der  eine  Teil  auferlegen  könnte,  bei  Arbeits- 
ordnungen (vgl.  dazu  Gew.-O.  134;  148),  bei 
Schauspielern  u.  a. 

5.  Uozdläfieige  Geschäfte  auf  ein 
UnteriasBen.  Bei  diesen  wOrde  jemand 
darauf  verzichten,  von  einer  an  sich  rechte 
lieh  gewährten  Möglichkeit  Gtehrauch  zu 
machen :  und  zwar  wiederum  derartig,  dass 
die   Entscheidung   nach   unbegrenzter  sub- 

Cver  Willkür  des  auf  der  dnen  Seite 
Uigten  zu  treffen  wUre.  In  diesen 
Rülen  kommt  die  oben  hervorgehobene 
Mßghchkeit,  dass  ench  mehrere  verbinden, 
um  einen  anderen  in  jene  Lage  z)i  bringen, 
besonders  praktisch  in  Betracht. 

Im  ganzen  mache  ich  auf  folgende  MOg- 
hchkeiten  als  besonders  bezeioluieDd  auf- 
merksam '. 

Verzicht  jemandes  auf  seine  Geschäfts- 
ffthigkeit.  Es  ist  dies  nicht  selten  in 
solchen  Fällen  versucht  worden,  in  denen 
sich  jemand  zur  geordneten  Verwaltung 
seines  Vermögens  untauglich  erwiesen  hat, 
ein  Grund  zur  gerichthcheu  Entmündigung 
aber  entweder  nicht  vorliegt  oder  von  den 
Angehörigen  nicht  gerne  geltend  gemacht 
wir<l.  Unterstellt  er  sich  dann  durch  Pri- 
vatvertrag der  Kuratel  eines  anderen,  so 
würde  das  doch  eine  -Rechts Wirkung  im 
Sinne  einer  geminderten  UandlungsQhigkeit 
nicht  haben  kCnnen. 

Als  einzelnes  gehOrt  die  im  Geachäfts- 
leben  berühmt  gewordene  Konkurrenz- 
klausel  her,  die  vertragamasBige  Ueber- 
einkunft,  dass  ein  konkurrierender  QeschfiftB- 
betrieb  unterlassen  werden  solle,  regelmässig 
unter  Hinzufügung  einer  Vertragsstrafe. 
Die  Frage  hat  seit  längerem  Schwiengkeiten 
gemacht.  Das  neue  mndelsgosetzbuch  §  74 
'wollte  wenigstens  einen  besonders  wichtigen 
Fall  ausser  Streit  bringen.  Es  bestimmte, 
{lass  eine  Verdnbarung  zwischen  einem 
Prinzipal  und  einem  ausscheidenden  Hand- 
lungsgehilfen, durch  welche  dieser  für  die 
Zeit  nach  der  Beendigung  des  Dienstver- 
hältnisses in  seiner  gewerblichen  Thätigkeit 
beschränkt  wirdj  für  den  HandlungBgehilfen 
nur  soweit  verbmdlich  ist,  als  die  Beschrän- 
kung  nach  Zeit  und  Ort   und 


nicht  die  Grenzen  überschreitet,  durch 
welche  eine  unbillige  Erschwerung  des 
Forlkommens  des  HsJidlun^gehilfen  ausge- 
schlossen wird ;  auch  soll  die  Beschränkung 
nicht  auf  einen  Zeitraum  von  mehr  als  drei 
Jahren  von  der  Beendigung  des  Dienstver- 
hältnisses an  erstreckt  werden  können.  Wie 
man  sieht,  drängt  sich  hier  der  oben  schärfer 
formulierte  Gedanke  der  Vermeidung  unbe- 
grenzter willkürlicher  Verfügungsm^t  des 
einen  über  den  anderen  sachlich  durch. 
Aber  es  trifft  nur  den  einen  Fall  des  Hand- 
lungsgehilfen; und  lässtin  diesem  die  nähere 
Entscheidung  sogar  noch  offen,  indem  dafür 
auf  die  Vermeidung  der  unbilligen  Er- 
schwerung des  Fortkommens  verwiesen  wird. 
Zur  Ausfüllung  dieses  sowie  der  anderen 
Fälle  von  Konkurrenzklauseln,  die  hier  noch 
gar  nioht  getroffen  sind,  ist  die  Uetäode  der 
vorhin  dargelegten  Betrachtung  (sub  3  a.  E.) 
überall  einzusetzen. 

Ebenfalls  von  einzelnem,  aber  häufig 
sich  einstellendem,  Interesse  sind  die  pacta 
de  non  licitando,  Verträge,  durch  die 
bei  einer  Versteigerung  Bietungslustige  ab- 
gefunden werden,  um  nicht  durch  sie  m 
die  Hohe  getrieben  zu  werden.  Ein  preussi- 
sches  Gesetz  von  1797  verbot  sie,  das 
preussische  Strafgesetzbuch  von  1851  §  270 
stellte  sie  unter  Strafe.  Dies  gilt  nach 
überwiegender  Ansicht  noch  jetzt.  Aber 
auch  abgesehen  von  dieser  Sondervorschrift 
würde  man  richti^r  Meinung  nach  eine 
civilrechtliche  nngiltigkeit  solcher  Abkom- 
men behaupten  müssen.  Denn  auch  hier 
handeln  die  Pacieuenten  dahin,  dass  sie 
einen  Dritten  gegen  sein  rechtliches  und 
berechtigtes  Wollen  ihrer  Willkür  verbunden 
unterstellen. 

Endlich  sei  noch  darauf  hingewiesen, 
dass  dem  erörterten  Gesicht.s punkte  anch 
die  Streitfälle  aus  Kartellen,  Boykott, 
ertragsmässigen  Koalition  sver- 
oten  unterstehen.  Hält  sich  die  Bindung 
des  davon  Betroffeneu  in  festen  Grenzen, 
so  ist  es  dem  vorhin  erwähnten  Falle  der 
Konkurreuzkiausel  parallel  zu  behandeln 
und  für  giltig  zu  erachten;  liegt  eine  un- 
begrenzte Unterwerfung  im  Verzicht  auf 
die  freie  Geschäftsbethätigung,  so  ist  mit 
Gründen  aus  dem  besonderen  Thatbestande 
her  das  Gegenteil  grundsätzlich  darzulegen. 
it.  Stammler. 


TieliseiiclieiL 

Als  Viehseuche  wirti  jede  Krankheit 
bezeichnet,  welche  gleichzeitig  oderin  rascher 
Aufeinanderfolge  eine  grössere  Anzahl  Tier© 
befällt  und  durch  eine  speciflsche  Ursache 
veranlasst  wird.  Letztere  bilden  bald  tieri- 
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sehe  Parasiten .  bald  niedrig«  pflanzliche 
Organismen.  Die  durch  eretere  hervor^e- 
rufeneu  Seuchen  werden  speciell  als  »In- 
vasion skrankheiten« ,  die  durch  letztere 
bedingten  als  ilnfektionskrank  he  iteo« 
bezeichnet 

Die  znr  Abwehr  und  Unterdrückung  von 
ViehseuL-hen  erlassenen  Gesetze  beziehen 
■sich  nur  aut  solche,  welche  wegen  ihrer  Ge- 
fahr unti  Torbreitung  als  allgemein  ^fahrlich 
gelten.  Unter  den  Vieliseuchen  ist  keine, 
welche  den  National  wohl  stand  so  sehr  zu 
schädigen  vei-mag  als  die  Rinderpest 
Znr  Abwehr  und  Untei'drllckung  derselben 
sind  deshalb  anch  in  fast  allen  europäischen 
Staaten  apecielle  Veterinftrpolizeigesetze  er- 
lassen worden. 

Die  Rinderpest  ist  eine  dem  Rinde 
eigentümliche,  auf  alle  Wiederkäuer  über- 
tragbare fieberhafte  Krankheit,  welche  fdr 
die  übrigen  Tiere  und  den  Menschen  zwar 
ganz  ungefährlich  ist,  ihrer  schnellen  Aus- 
breitung und  Tötlichkeit  wegen  aber  die  ge- 
fährlichste Tierseuche  ist.  Sie  enüvickelt 
sich  im  westlichen  Europa  niemals  von  selbst 
Süs  ortaeigenen  Ureaehen,  sondern  wird  stets 
aus  den  russischen  und  aeiatischen  Steppen 
eingeschleppt.  Sie  wurde  durch  die  Völker- 
wanderung im  4.  Jahrhundert  zuerst  nach 
Westeuropa  gebracht  und  erhielt  damals 
ihrer  enormen  "Verheerungen  wegen  den 
Namen  sVichpest«  (Pestis  pecudum).  Die 
vielen  Kriegszflge  der  nachfolgenden  Jahr- 
hundert« bi'achteu  die  Rinderpest  wiederholt 
in  die  wckI europäischen  Länder.  Besonders 
bemerkenswert  in  der  Geschichte  dieser 
Seuche  ist  das  9.,  das  13.,  16.  und  18.  Jahr- 
hundert Im  Jahre  IfiOS  verbot  der  Senat 
von  Venedig,  um  der  Verbreitung  der  Seuche 
Einhalt  zu  Ihun,  den  Verkauf  von  Rind- 
fleisch, Käse,  Butter  und  Milch  in  Padua 
bei  Todesstrafe.  Von  1711—1714  hat  die- 
selbe fast  neun  Zehntcile  des  ganzen  Rind- 
Viehbestandes  in  Europa  dahingerafft.  Faulet 
berechnet  den  Verlust  auf  Ih't  Millionen 
Stück.  DcrVerlustinden Jahrenl740— 1750 
wh-d  auf  3  Mil honen  Rinder  geschätzt 
Dunemark  allein  hat  von  1745—1751  über 
2  Millionen  Rinder  an  der  Rinderpest  ver- 
loren. Der  Gesamtverlust  im  18.  Jahr- 
hundert winl  für  Deutschland  auf  30  Mil- 
lionen, für  ganz  Europa  auf  201)  Millionen 
Stück  Rindvieh  geschätzt. 

Zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  trat  die 
Rindeipest  wieder  im  Gefolge  der  Kriege 
und  zwar  zunäctist  der  uapoleonischen  auf. 
In  der  letzten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts 
wurden  aber,  durch  die  modernen  Verkehrs- 
imd  Handelsverhältni^e  bedingt,  mehrfach 
Pestinvasionen  zu  Friedenszoiten  beobachtet. 

Alle  Rinder  sind  zu  dieser  Seuche  dis- 
lioniert,  nur  selten  bleibt  beim  Herrschen 
derselben  ein  Tier  verschont.    Die  Mortali- 


tätsziffer beträgt  unter  ^wohnlichen  Yer- 
hältnissen  beim  einheimischen  Vieh  90  bis 

"15  «/o. 

Die  Aufgaben  der  Vcterinärpolizei  dieser 
fremdene  Seuche  gegenüber  bestehen  einer- 
seits darin,  das  EiDdriogen  dereeiben  aus 
einem  von  ihr  heimgesuchten  Staate  des 
Auslandes  zu  verhüten  (durch  Schutz- 
massro^eln),  andererseits  die  in  das  In- 
Iwid  bereits  eingwchleppte  Seuche  so  rasch 
als  möglich  zu  tilgen  (durch  Tilgungs- 
massregelnj. 

Das  deutsche  Reichsgesetz,  welches  die 
Massregeln  gegen  die  Rinderpest  behandelt, 
wurde  für  den  Norddeutschen  Bund  am 
7.  April  1867  erlassen  und  im  Jahre  1372 
für  das  ganze  Deutsche  Reich  in  Kraft  ge- 
setzt Dasselbe  bestimmt  im  §  1,  dass, 
wenn  die  Rinderpest  in  einem  Bundesstaate 
oder  in  einem  an  das  Gebiet  des  Nord- 
deutschen Bundes  angrenzenden  oder  mit 
demselben  im  direkten  Verkehr  stehenden 
Lande  ausbricht,  die  zuständigen  Verwal- 
tungsbehörden verpflichtfit  und  ermächtigt 
sind,  alle  Massregeln  zu  ergreifen,  welche 
geeignet  sind,  die  Einsehleppung  und  be- 
ziehentlich die  Weiterverbreitung  der  Seuche 
zu  verhüten  und  die  im  Lande  selbst  aus- 
gebrochene Seuche  zu  unterdrücken, 

»Zuständige  Verwaltungsbehörden«  sind 
die  mit  der  Polizei  Verwaltung  betnmten  Be- 
hörden. Das  Erkenntnis  des  zweiten  Straf- 
senats des  Reichsgerichts  vom  4.  Mai  1880 
nimmt  an,  dass  in  Preussen  nur  die  Regie- 
mngen  befugt  sind,  Sperr maesregeln  g^en 
die  Einderpest  anzuonlnen,  dass  dieselben 
aber  die  Landräte  ermächtigen  können,  vor- 
läufige Sicherheitsmassregein  anzuordneu, 
wie  z,  B.  die  absolute  Ortssperre. 

Solche  landriltliclien  Anordnungen  bleiben 
solange  in  Kraft,  als  die  Regierung  sie  nicht 
missbilhgt.  Eine  allgemeine  Instniktion  zur 
Ausführung  des  Rinderpestgeselzes  hatte  das 
Bundc^präsidium  bereits  unter  dem  26.  Mai 
1869  erlassen.  Die  Instruktion  wurde  jedoch 
auf  Grund  der  inzwischen  gemachten  Ei^ 
fahrungen  einer  Revision  unterzogen  und  an 
deren  Stelle  die  »revidierte  Instruk- 
tion vom  9.  Juni  1873«  erlassen. 

Dieselbe  behandelt  im  ersten  Abschnitte: 
'Massregeln  gegen  die  Ei nsehlep- 
pung  der  Rinderpest  in  das  Bundes- 
gebiet», im  zweiten  Abschnitte:  »Mass- 
regeln beim  Ausbruche  der  Rinder- 
pest im  Inlande«  und  im  dritten  Ab- 
schnitte: »Massregeln  nach  dem  Er- 
löschen der  Seuche«. 

»Der  Schutz  des  Inlandes  gegen  die  In- 
vasion der  Seuche  beniht  auf  der  strengen 
Durchführung  der  zur  Verhütung  der  Ein- 
sehleppung des  Seuchenkontagiums  geeig- 
neten Massregeln  in  den  an  das  Ausland 
angi-enzenden  l^andesteilen.    Da  die  Rinder- 
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pest  in  ansgedehntea  Landesteilen  Russlauäs 
niemala  aufhört  und  mit  Yiehtransporten 
aus  den  vorzugaweiBe  heimgeeuchten  Süd- 
lichen ÖebietsteUen  dieses  lindes  hSufig 
durch  Ensaisch-Polen  bis  an  die  preusaiache 
Landes^renze,  Öfter  auch  diuxsh  die  öster- 
reichisch-ungarischen Lander  biß  zur  deut- 
schen Grenze  vordringt,  während  die  Seuche 
in  den  anderen  Nachbarländern  Deutschlands 
niemals  originär  entsteht,  so  sind  ständige 
Äbwehiinassregeln  nur  für  diejenigen  Landes- 
teile  Prenssena  bezw.  Sachsens  und  Bayerns 
angeorfnet,  welche  an  Eussland  und  Oester- 
reich  angrenzen.  Letztere  beiden  Ijänder 
gelten  zur  Zeit  im  Sinne  des  §  4  der  In- 
stniktion  als  »ständig«  oder  »häufig  um- 
fangreich* veraeucht.  Demgemäsa  hat  der 
Bundesrat  durch  Beschlüsse  vom  29.  April 
1873,  Vom  27.  Juni  1879  und  vom  29.  Januar 
1885  die  Einfuhr  und  Durchfuhr  von  Rind- 
vieh tmd  von  Schafen  aus  Russland  imd 
Oesterreich-Ungarn  bis  auf  weitE^es  verboten, 
desgleichen  die  Einfuhr  und  Durchfuhr 
frischen  Fleisches  von  Schafen  aus  diesen 
Ländern  untersagt.  Die  Einfuhr  und  Durch- 
fuhr frischen  Fleisches  von  Rindvieh  und 
Ziegen  aus  OesteiTeich-Ungam  ist  durch 
Bundesratsbeschlusa  verboten,  während  Ruas- 
land  gegenüber  ein  gleiches  Verbot  durch 
die  preussischen  Landespolizeibehörden  in 
den  Grenzbezirken  angeordnet  ist.«  CE. 
Beyer,  Vi ehseuch engesetze,  2.  Aufl. 

Bezüglich  der  beim  Ausbruche  der  Rinder- 
pest im  Inlande  zu  ergreifenden  Massregeln 
ist  die  schnelle  und  sichere  Feststellung  des 
Ausbruches  derselben  von  groflser  Wichtig- 
keit. Es  kommen  zunächst  Spernnassregeln 
zur  Anwendung.  Die  revidierte  Instruktion 
unterscheidet  in  Bezug  auf  die  Grade  der 
Sperre: 

1.  Die  vorläufige  Spenedes  Gehöftes, 
solange  nur  ein  dringender  Verdacht  der 
Rinderpest  vorliegt,  g  15.  Welche  Anord- 
nungen zur  wirksamen  Diirchf Ohrimg  der 
vorläufigen  Sperre  zu  treffen  sind,  hat  die 
Ortapolizeibehörde  zu  bestimmen. 

2.  Die  definitive  Sperrung  des  Ge- 
hCftes,  in  welchem  die  ßinderpest  ausge- 
brochen iat,  §  20.  Hier  achreibt  die  Instruk- 
tion die  zu  treffenden  Anordnungen  aua- 
drQcklich  vor. 

3.  Die  relative  Ortssperre  für  den 
ganzen  Ort,  in  welchem  sich  das  infizierte 
Gehöft  befindet,  §  21. 

4.  Die  absolute  Ortesperre,  wenn  die 
Seuche  einen  grösseren  Teif  der  Gehöfte  des 
Ortes  ereriffen  hat,  mit  militärischen  Wachen, 
§  23. 

5.  Die  Sperre  der  ganzen  Feld- 
mark, wenn  die  Seuche  zu  einer  Zeit  auf- 
tritt, wo  Feldarbeiten  und  Weidegang  im 
Gange  sind,  g  33. 

6.  DieSperre  eines  öffentlichen  Schlacht- 


hauses oder  Schlachtviehmarkte» 
einer  grösseren  Stadt.  §  36. 

Alles  an  der  Rinderest  erkrankte  oder 
derselben  verdächtige  Vieh  wird  sofort  ge- 
tötet Auf  Ermächtigung  der  liöheren  Be- 
hörde kann  aber  zur  achnellerea  Tilgung 
der  Seuche  die  Tötung  selbst  gesunder  Tiere 
und  Vernichtung  von  giftfangenden  Sachen 
angeordnet  werden,  ingleichen  wenn  die  Des- 
infektion nicht  ausreichend  beftmden  wird, 
von  Tranaportraittelo,  Gerätschaften  etc. 

Für  die  auf  Anordnung  der  Behörde  ge- 
töteten Tiere,  vernichteten  Sachen  und  ent- 
eigneten Platze  sowie  für  die  nach  recht- 
zeitig erfolgter  Anzeige  des  Besitzers  ger 
fallenen  Tiere  wird  der  durch  unparteiische 
Taxatoren  festzustellende  gemeine  Wert  aus 
der  Bundeskasse  vergütet.  Erfahningsgemaas 
liegt  in  der  raschen  Tötung  des  ei-giif feilen 
Viehstandes  und  in  der  Vernichtung  gift> 
fangender  Sachen  das  sicherste  Mittel  der 
TiJgiing  dieser  gefährlichen  Seuche.  Eine 
solche  Enteignung  im  öffentlichen  Interesse 
bedingt  schon  rechtlich  die  Entschädigung. 
Aber  die  Sicherheit  einer  Entschädigung  be- 
dingt auch  zuverlässig  die  Mitwirkung  der 
Bevölkerung,  zumal  da  auf  der  anderen  Seite 
der  Verlust  jeder  Entschädigung  als  Folge 
imterlassener  Anzeige  oder  Uebertreti mg  er- 
lassener Verbote  und  sonstiger  Anordoungeo 
angedroht  wird. 

Die  nach  dem  Erlöschen  der  Seuche  zur 
Anwendung  kommenden  Massregeln  beziehen 
sich  auf  die  Desinfizierung  der  Gebäude, 
Transportmittel  und  sonstigen  OegeDstäade 
sowie  der  Personen,  welche  mit  seuche- 
kranken  oder  verdächtigen  Tieren  in  Be- 
rührung gekommen  aind. 

Die  Deainfektion  darf  nur  auf  amtliche 
Anordnung  und  nur  unter  sachverständiger 
Aufsicht  erfolgen. 

Bezüglich  der  Desinfektion  der  Eisen- 
bahnwagen, für  welche  früher  die  Bestim» 
mungcn  der  Instruktion  vom  26.  Mai  1369 
massgebend  waren,  gelten  jetzt  die  Bcatim- 
mungen  des  G.  v.  25,  Februar  1876  und  der 
zu  demselben  erlassenen  Aiisfühningsinstruk- 
tionen. 

Bezüglich  der  Kosten  der  polizeilichen 
Bekämpfung  der  Binderpest  hat  sich  der 
Bundesrat  dahin  ausgesprochen,  dass  neben 
dem  durch  den  Wortlaut  des  Gesetzes  un- 
mittelbar bezeichneten  Aufwände  für  die 
Vergütung  des  gemeinen  Wertes  der  auf 
Anordnung  der  Behörde  getöteten  Tiere,  ver- 
nichteten Sachen  und  enteigneten  Plätze  so- 
wie der  nach  rechtzeitig  erfolgter  Anzeige 
des  Besitzers  gefallenen  Tiere  zu  jenen 
Kosteu  zu  rechnen  sind : 

1.  Die  Kosten  der  Abschätzung  des  ge- 
töteten und  gefallenen  Viehes,  der  vernich- 
teten Sachen  und  der  enteigneten  Plätze; 

2.  Die  Kosten  der  Tötung  und  ordnnngs- 
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tnSBsigen  Verschaming  der  Tiere  sowie  der 
Vernichtung  von  Sachen; 

3.  Die  Kosten  der  Deeinfizierung'  der  Ge- 
bäude, Transportmittel  und  sonstiger  Gegen- 
stAnde  sowie  der  Personen ,  welche  mit 
seuchekranken  oder  verdächtigen  Tieren  in 
Berührung  gekommen  sind,  soweit  diese 
Kosten  nicht  durch  äußere  EinrichtiiDgen 
und  Nebendienstleistungen  verursacht  wer- 
den, also  aiisschJiesalich  des  Aufwandes  für 
Desinfektionehütten,  für  Botendienste,  Auf- 
eichtspersonal  etc. 

Die  Cirkularverfflgiing  des  Ministers  der 
geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinal- 
angelegen  hellen  vom  19,  Januar  1872  bildet 
die  Grundlage  für  die  Beurteilung  der  Frage, 
welche  Kosten  in  Angelegenheiten  der 
ftinderpest  auf  Beichsfonds  übernommen 
werden. 

Zur  Verhütung  des  in  Anbetracht  der 
Rinderpesteinschlcppung  besonders  gefähr- 
lichen Viehschmu^els  an  den  östlichen 
Landesgrenaen  haben  sich  die  Bestimmungen 
des  g  328  des  Strafgesetzbuches  hauptsäch- 
lich deshalb  als  unzureichend  dargestellt, 
weil  zur  Bestrafung  der  Nachweis  von  dem 
BewuBstsein  der  Angeklagten  erforderlich 
ist,  daes  seine  Handlung  dem  getroffenen  Ver- 
bote der  Vieheinfuhr  zuwiderlaufe.  Ausser- 
dem machte  sich  auch  der  Mangel  einer 
gegen  den  Versuch  gerichteten  Strafan- 
drohung fühlbar.  Um  diesen  üebelständen 
abzuhelfen,  vnirde  das  Reichsgesetz, 
betr.  Zuwiderhandlungengegen  die 
ztir  Abwehr  der  Rinderpest  er- 
lassenen Einfuhrverbote,  vom  31. 
Mai  1878  erlassen. 

Der  §  1  Abs.  1  dieses  Gesetzes  enthalt 
eine  Erhöhung  des  HOchstmasses  sowie  des 
Mindestmasses  der  im  §  328  des  Strafgesetz- 
buches auf  die  wissentliche  Verletzung  der 
Einfuhrverbote  und  Einfuhrbeschränkungen 
angedrohten  Strafen.  Diese  Straf verstfe-kimg 
rechtfertigt  sich  nicht  mit  durch  die  Beob- 
achtung, dass  die  bisherige  Strafandrohung 
sich  nicht  als  ausreichend  bewährt  hat, 
sondern  auch  durch  die  Erwägung,  dass  die- 
selbe nicht  im  riclitigen  Verjiältnisse  steht 
au  der  Gefährlichkeit  der  den  Wohlstand 
der  Nation  bedrohenden  Handlungen,  welche 
sie  verhüten  soll. 

Nach  den  Gesetzesmotiven  entspricht  die 
«intretende  Erhöhung  der  Strafe  für  den  Fall, 
dass  eine  wirkliche  Schädigung  der  durch 
die  Strafandrohung  zu  schützenden  Interessen 
TOrhegt,  der  Bestimmung  im  g  328  Abs.  2 
des  Strafgesetzbuchs. 

Nach  dem  Vereinszollgesetze  vom 
1.  Juli  1809  {Bund.-Ges.-Bl.  S.  Sri.'i)  trifft  die 
Strafe  der  Kontrehande  den,  welcher  einem 
Einfuhrverbote  zuwider  Vieh  oder  andere 
Gegenstände  einführt,  neben  den  Strafen, 
die  der  §  328  des  Strafgesetzbuchs  oder  das 


Heichsgesetz  vom  21.  Mai  1878  vorschreibt 

Die  Bekanntmachung  des  Reichs- 
kanzlers vom  12.  Dezember  1878  enthält 
die  Beetlmmmigen  des  Bundesrates  über  die 
Gebührniflse  der  zur  Durchführung  von  Ab- 
sperrungsmaesr^;eln  gegen  die  Binderpest 
verwendeten  Mihtärkomnumdos  und  die  Er- 
stattung der  entstandenen  Mehrkosten  aus 
Beichscivilfonds. 

In  Oesterreich  ist  das  Verfahren 
gegen  die  Binderpest  durch  das  G.  v.  29. 
Februar  1880  und  die  Durchführungs- 
verordnungen vom  12.  April  1880  ge- 
regalt worden.  Das  Gesetz  hat  vielfach 
ähnliche  Bestimmungen  wie  das  betreffende 
deutsche  Gesetz. 

Das  gleiche  gilt  von  dem  in  Frank- 
reich gütigen  G.  v.  21.  Juni  1881. 

In  der  Schweiz  ist  das  G.  v.  8.  Februar 
1872  g^en  Binderpest,  Lnngenseuche,  Maul- 
und  Klauenseuche,  Rotz  und  Wut  ^richtet 

Für  Schweden  enthalten  eme  kgL 
Bekanntmachung  vom  30.  Mai  1873 
und  eine  V.  v.  19.  April  1875  die  Bestim- 
mungen über  die  Abwenr  und  Unterdrückung 
der  übertragbaren  Viehseuchen. 

Die  zur  Abwehr  und  Unterdrückung  der 
übrigen  Viehseuchen  erlassenen  Gesetze  und 
Verordnungen  waren  in  den  einzelnen  deut- 
schen Bundesstaaten  sehr  vei-schicden  und 
entsprachen  vielfach  weder  den  Fortschritten 
der  Veterinär  wissen  Schaft  noch  den  mo- 
dernen landwirtschaftlichen  und  Verkehrs- 


In  Preussen  kam  bis  zum  Erscheinen 
des  G.  V.  25.  Juni  1875  hauptsächlich  das 
Viehsterbepatent  vom  2.  April  1803 
und  das  Regulativ  vom  8.  August  1835 
in  Anwendung.  Durch  das  Reicbsgesetz 
vom  23.  Jmu  1880  wurde  das  Verfahren 
zur  Abwehr  und  Unterdrückung  übertrag- 
barer Seuchen  der  Haustiere,  mit  Ausnahme 
der  Rinderpest,   in   Deutschland  einheitlich 


Die  Anordntmg  der  Abwehr-  und  Unter- 
drückungsmassregeln und  die  Leitung  des 
Verfahrens  liegt  den  Landesregterungea  und 
deren  Organen  ob,  während  der  Reidiskanz- 
1er  die  Ausftthnmg  des  Gesetzes  und  der 
auf  Grund  derselben  erlassenen  Anordmmgen 
zu  überwachen  hat. 

Die  Massregeln,  weldie  zur  Abwehr  der 
Einschleppungaus  dem  Auslande  dienen, 
beziehen  sich  auf  Einfuhr  und  Verkehrs- 
beschränkungen sowie  auf  Vjehrevlsiouen. 
Behufs  Unterdrückung  der  Viehseuchen  im 
lulande  kommen  folgende  Massregeln  zur 
Anwendung:  1.  die  Anzeigepflicht,  2.  die 
Ermittelung  der  Seuchenausbrüche,  3.  Schntz- 
massregcln  gegen  Seuchen gefahr. 

Durch  die  bedeutenden  Verluste,  welche 
die  MaiilundKlauen  Seuche  in  den  letz- 
{ ten  Jahrzehnten  den  einzelnen  Besitzern  und 
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ganzen  Ländern  verursacht  hat,  ist  dieselbe  zu 
einer  hohen  Yolkswirtsohoftlichen  Bedeutung 
gelangt  Die  Veriuste  in  Deutschland  wurden 
im  Jahre  1S93  auf  100  Millionen  Mark 
taxiert.  In  England  wurden  dieselben  im 
Jahre  1883  auf  20  Millionen,  in  Frankreich 
im  Jahi-e  1871  auf  30  Millionen  Mark  he- 
rechnet.  Es  ist  deshalb  in  landwirtschaft- 
lichen Kreisen  die  Frage  wiederholt  aufge- 
worfen worden,  ob  nicht  dieselben  Mass- 
regein,  welche  im  Eamnfe  gegen  die 
Bioderpest  sich  so  vorzQglich  bewährt  haben, 
auch  gegen  die  Maul-  und  Klauenseuche  an- 
gewendet werden  sollten. 

Wenn  auch  zugegeben  werden  kann,  dass 
in  einem  "Vieh  exportierenden  Lande  in 
einzelnen  Fällen  von  der  Tötung  der  be- 
fallenen und  verdächtigen  Tiere  zweckmässig 
Gebrauch  gemacht  werden  kann,  so  muäs 
doch  andererseits  betont  werden,  dass  die 
Maul-  und  Klauenseuche  meistens  einen  gut- 
artigen Charakter  hat,  d.  h.  in  verhältnis- 
mfifisig  kurzer  Zeit  in  Qenesiing  Qbeigeht, 
während  die  Rinderpest  meistens  einen  töt- 
lichen  Ausgang  nimmt  und  auch  die  Aus- 
führung jener  in  das  wirtschaftiiche  und  Ver- 
kehrsleben so  tief  einschneidenden,  strengen 
gesetzlichen  Bestimmungen  bei  dieser  sehr 
leicht  übertragbaren  Krankheit  wohl  kaum 
ausfnhrbar  sind. 

In  dieser  Erkenntnis  hat  deshalb  auch 
der  7.  internationale  tierärztliche 
Koii§:res8  in  Baden-Baden  1399  eine 
Resolution  dahinlautend  angenommen,  dass 
es  im  Interesse  einer  wirksamen  Bekämpfung 
der  Maul-  und  Klauenseuche  liege,  zunächst 
die  wissenschaftliche  Krforschuug  dieser 
Seuche  mit  allen  Mitteln  zu  betreiben.  Auch 
der  deutsche  Landwirtschaftsrat  hat 
im  Jahre  1901  erklärt:  «Das  Schwergewicht 
des  Voigehens  gesen  die  die  Landwirtschaft 
unausgesetzt  auf  das  schwerste  schädigende 
Maul-  und  Klauenseuche  ist  nach  wie  vor 
auf  die  Ergründung  eines  praktisch  verwert- 
baren Immunisieiningsverfahrens  zu  richten. ^ 

Die  Seuchen,  auf  welche  sich  die  An- 
zeigepflicht erstreckt,  sind  folgende: 

1.  Der  Milzbrand;  2.  die  Tollwut;  3.  der 
Rotz  (WuiTu)  der  Pferde,  Esel.  Maultiere 
und  Maulesel;  4.  die  Maul-  und  Klauen- 
seuche des  Rindviehs,  der  Schafe,  Ziegen 
und  Schweine;  5.  die  Luneenseuche  des 
Rindviehs;  6.  die  Fockenseucne  der  Schafe; 
7.  die  Beschälseuche  der  Pferde  und  der 
Bläschenausschlag  der  Pferde  und  des  Rind- 
viehs ;  8.  die  Räude  der  Pferde,  Esel,  Maul- 
tiere, Maulesel  und  Schafe.  Der  Reichs- 
kanzler ist  befugt,  die  AnzeigepfUcht  vor- 
übergehend auch  für  andere  Seuchen  einzu- 
führen. Letztere  besteht  zur  Zeit  für  Rot- 
lauf der  Schweine  und  Schweiue- 
seuche  (Schweinepest)  in  den  meisten 
deutschen  Ländern. 


Aus  tierärztlichen  und  landwirtschaft- 
lichen Kreisen  ist  in  letzterer  Zeit  auch 
wiederholt  die  Fordening  gestellt  woiden, 
dass  die  Tuberkulose  des  Rindes 
ebenfalls  als  Seuche  veterinärpolizeilich  be- 
kämpft werden  m^.  Die  praktische  Durch- 
führbarkeit stösst  aber  zur  Zeit  auf  unüber- 
windliche Schwierigkeiten.  Abgesehen  da- 
von, dass  die  Tötung  aller  tuberkulösen 
Rinder  mit  ausserordentlichen  Opfern  ver- 
bunden sein  würde  —  oach  den  Ermitte- 
lungen des  Kaiserlichen  Oesund-- 
heitsamtes  beträgt  der  Prozentsatz  der 
tuberkulösen  Rinder  in  Deutschland  zur  Zeit 
etwa  25  Prozent  — ,  ist  eine  sichere  Diagnose 
während  des  Lebens  sehr  schwierig,  oft 
ganz  unmöglich. 

Die  pach verständige  Ermittelung  des 
SeuchenausbniciiB  erfolgt  durch  den  beam- 
teten Tierarzt.  Weil  die  äusseren  Kenn- 
zeichen mancher  Tierkrankheiten  und  zwar 
in  Stadien  derselben ,  in  denen  der  An- 
steckungssfoff  schon  in  hohem  örade  wirk- 
sam ist,  nicht  immer  sichere  Merkmale  zur 
Beurteilung  des  Krankheitszustandes  bieten, 
kann  die  Pohzeibehörde  auf  Antrag  des  be- 
amteten Tierarztes  in  zweifelhaften  Fällen 
die  Zerlegimg  eines  verdächtigen  Tieres 
gestatten,  um  über  einen  Seuchenausbruch 
Qewissbeit  zu  erlangen.  Um  dem  Besitzer 
Schutz  g^en  unberechtigtä  Beeinträchti- 
gungen seiner  Interessen  zu  ^währen,  ist 
es  demselben  gestattet,  auch  seinerseits  einen 
approbierten  Tierarzt  zu  diesen  Unter- 
suchungen zuzuziehen. 

Die  einzelnen  Schutzmasaregeln  gegen 
Seuchen  siud  folgende: 

1.  die  Absonderung,  Bewachung  oder 
polizeiliche  Beobachtung  der  kranken  oder 
verdächtigen  Tiere; 

2.  Beschränkungen  in  der  Art  der  Be- 
nutzung, der  Verwertung  und  des  Trans- 
ports kranker  oder  verdächtiger  Tiere; 

3.  Verbot  des  gemeinscharüichen  Weide- 
ganges und  der  gemeinschaftlichen  Benutzung 
von  Brunnen  etc.,  Verbot  des  Umherlaufens 
der  Hunde ; 

4.  die  Sperre  der  verseuchten  Ställe  oder 
anderen  Standorte,  der  Seuchenorte,  be- 
ziehenthch  einzelner  Teile  derselben,  oder 
der  Feldmark  gegen  den  Verkehr  mit  Tieren 
und  mit  solchen  Qegenständen,  die  Träger 
des  Ansteckungsatoffes  sein  können,  nach 
Massgabe  der  in  jedem  Falle  spociell  zu  er- 
lassenden polizeilichen  Anordnung; 

5.  die  Impfung  der  der  Seuchengefahr 
ausgesetzten  Tiere,  die  tierärztliche  Behand- 
lung der  erB'ankten  Tiere  und  Beschrän- 
kungen in  der  Vornahme  von  Heilversuchen ; 

6.  die  Tötung  der  kranken  oder  verdäch- 
tigen Tiere; 

7.  die  unschädliche  Beseitigung  der  Ka- 
daver \md  Abfälle: 
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8.  die  DesinfektiOD ; 

9.  die  Einstellung;  der  Vieh-  und  Pferde- 
mSrkte  sowie  der  Tierschauen; 

10.  die  tiei^rztliche  Unterauchung  der 
am  Seucheuorte  oder  In  dessen  Umgebung 
vorhandenen,  durch  die  Seuche  gefährdeten 
Tiere. 

Nach  den  Erfahrungen  der  letzteu  Jahre 
hat  sich  die  Impfung  (Notimpfung  und 
PificaiitiooEimpfuiig)  im  Kampfe  ge^n  den 
Botlauf  der  Schweine,  welcher  in  den 
meiBten  europäischen  Ländern  als  enzootisch 
und  epizeotisch  auftretende  Infektionskrank- 
heit die  Schweinebestande  sehr  stark  deci- 
miert,  alä  prophylaktisches  Mittel  voraflglich 
bewährt. 

Die  näheren  Vorschriften  Ober  die  An- 
wendung und  Äueführung  der  zulässigen 
Schutzmassrcgeln  aitf  die  einzelnen  Seuchen 
sind  durch  die  Instruktion  desBundes- 
rates  vom  24,  Febniar  1881  gegeben  wor- 
den. In  derselben  sind  gleichzeitig  Änwei- 
sungeo  über  das  Desic^ektions-  und  Ob- 
duktionsverfahren  erlassen  worden. 

Für  Schlacht  Viehhöfe  und  öffentUche 
Schlachthäuser,  durch  welche  bei  den  jetzigen 
Verhältnissen  des  Vtehhandels  die  Verbrei- 
tung von  Seuchen  vorzugsweise  vermittelt 
wird,  siod  besondere  Vorschriften  erlassen 
worden. 

Bezüglich  der  Entschädigung  für  die  auf 
polizeiliche  Anordnung  getöteten  Tiere  sind 
von  den  Einzel  Staaten  Bestimmungen  da- 
rüber getroffen,  von  wem  dieselbe  zu  ge- 
währen und  wie  dieselbe  aufzubringen  ist, 
ebenso  wie  dieselbe  im  einzelnen  Falle  zu 
ermitteln  und  festzustellen  ist 

Das  Aiißführungsgesetz  für  Preussen  zu 
dem  Reiohsviehseuchengesetze  vom  23.  Juni 
1880  \^^I^de  am  12.  März  1881,  das  für  das 
Fürstentum  Wald  eck- Pyrmont  am  28.  De- 
zember 1881  erlassen. 

Für  Ocsterreich  bestehen  in  Kraft 
das  Q.  v.  20. Februar  1880  und  die  Durch 
führungs Verordnung  vom  12.  April 
1880,  betrefft-nd  die  Abwehr  und  Tilgimg 
ansteclrender  Tierkrankheiten,  dann  die 
ministerielle  Verordnnng 
März  18H3,  durch  welche  Bestimmungen  der 
obigen  Durohföhrungsverordnung  betreffend 
»Lungenseiiche«  ergänzt  werden. 

Für  Frankreich  regelt  das  G.  v,  21. 
Juli  1881  utid  das  zu  dessen  Durchführung 
erlassene  Eeglement  vom  22.  Juli  1832  das 
Vorgehen  bei  ansteckenden  Tierkrankheiten. 

Für  Grossbritannien  und  Irland 
■ist  das  Viehseuchen  Wesen  durch  das  G.  v. 
16.  August  1878  geregelt  worden.  Der  ge- 
heime Kat  hat  unter  dem  15.  Juh  1879  um- 
fassende Ausführungsbestimmungen  erlassen, 
welche  an  die  Stelle  der  früheren  Einzel- 
bestimmungen zu  treten  hidjen. 

Für  Holland   hat   das   Ö.  v.  20.  Juli 


1870,  betreffend  die  E^einng  der  veterin&r- 
pohzeilichen  Staatsaufsiäit  und  der  Veterinftr- 
polizei  und  die  königl.  V.  v,  8.  August  1878, 
betreffend  Feststellung  besonderer  Bestim- 
mungen zur  Bekämpfung  der  Lungenseuche 
in  bestimmten  LÄnaesteilen  Geltung. 

In  der  Schweiz  ist  ein  Bunoesgesetz 
vom  8.  Februar  1872  und  die  Vollziehungs- 
verorduung  vom  20,  Dezember  1872  bezüg- 
lich der  bei  ansteckenden  Tierkrankheiten 
zu  ergreifenden  Massregeln  erlassen  worden^ 
Litt«ratlir;    Beyer,    Viehteuchtngeietie,   Berlin 
18S6.  —    Gfiring,    Die   VelerinBrpotizeiveraat^. 
tvag    nach  den  reickegetelxlicktn  ßettitnmungen, 
Münchea  und  Leipzig  ISSS.  —  RHU,  Die  Tier- 
•euehen,   Wien  1881.  —  Pol«,  Die  Seuchtn  uad 
Herdekrankheüen,  SlwUgart  18SS.  —  Havbner, 
Sandbueh  der  Velerinärpoliiei,  Dretden  ISS'.'.  — 
Motiee    de>   häiiigl.  preutt.    ViehtetieheHgeieUn 
vom  HS.  VI.  IS7S,  Druddachen  dee  preuetittlien 
Htrrenhinuet,  Sfetion  187S.  —  SUnogr.  ISeriehU 
über   du     Verhamdlvni/ea    dee    Baie/utaget    det 
NorddeuUchen  Bitadea,  Seirion  1869.  —  Motiv« 
dar    üeteizemorlage    fre£r.   Abmekr   und    Unter- 
drädcuttg  von  Viehseuchen,  Seteion  ISSO.  —  Jähret- 
berichte    Über   die   Verbreitung  von    Tierieucben 
im    Deuttcken   Eeiche,    btarbeUelet    im   Kaiierl. 
GeiundheiteamU  1. — 14,  Jahrgang.  —  Bericht  Sber 
den  7.  inlemaHonalen  tierärillichen  Kongreit  in. 
Badfn-Baden  1899. 


Viehstatistik. 

(Viehzählungen.) 
I.  Die  Entwickelang  der 
langen,     II,    Da: 


bzah- 
wSrtige    Ver- 

,__ Zählungen    und 

seineBeurteilnng.  1.  Die  ZäMongsperioden. 
2,  Die  Erhebnngazeit.  3.  Die  Viehzählnng  aU 
selbstÄndige  Zählunc  oder  als  Bestandteil  an- 
derer Aufnahmen,  i.  Das  Erhebungsverfaliren. 
6.  Die  Erhebungsgegenstände.  III.  Die  Er- 
gebnisse der  Viehzählungett.  1.  Deut^ 
sches  Reich  insbeBondere,  2.  Die  europäischen 
Staaten.  3.  Aaaaereuropfiische  Länder. 
I.  Die  Entwickelong  der  Viehzählnjigeii. 
Nächst  den  Volkszählungen  gehören  die 
Ermittelungen  des  Viehstandes  zu  den  ver- 
breitetsten  statistischen  Veranstaltungen.  In- 
dessen haben  sie  erst  eine  aligemeinere  Ver- 
breitung und  häufigere  Vornahme  in  neuerer 
Zeit,  namentlich  während  der  letzten  vierzig 
Jahre  erlangt.  Zwar  lassen  sich  solche 
bereits  um  mehr  denn  zwei  Jahrhundei-te 
j  zurück  verfolgen,  hatten  indessen  eben.sowenig 
wie  die  damahgen  Bevölkerungsauf nahmen 
den  Zweck,  allgemeine  Aufklärung  über 
wichtige  Seiten  des  Kulturlebens  zu  ver- 
B(^haffen,  dienten  vielmehr,  dem  Geiste  jener 
Zeit  entsprechend,  ganz  bestimmten  und 
einseiligen  praktischen  Erfordernissen  der 
öffentlichen  Verwaltung,    So  wurden  wäh.- 
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reod  des  SOjährigea  Kne^  und  bald  nach 
demselben  m  den  thünngischeo  Landen 
wiederholt  Ermittelungen  der  wirlachaft- 
iichen  Zustände  in  den  einzelnen  Ortschaften 
Toi^nommen  und  hierbei  auch  der  Pferde- 
und  Rindviehbestand  aufgezeichnet.  Um- 
feiseender  Traren  die  Erhebungen,  welche 
ebenfalls  bereits  seit  der  ersten  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts  in  den  vormaligen  Oraf- 
Bchaften  OldenbuT^  und  Delmenhorst  für  die 
Veranlagung  der  Bevölkerung  zu  einem 
»Kopf-  und  Viehschatz«  angestellt  wurden. 
Denn  dieselben  erstreckten  sich  nicht  allein 
auf  die  Gesamtzahl  des  Viehes  jeder  Gattung, 
sondern  machten  auch  noch  weitere  Unter- 
scheidungen. Auch  im  Kurfürstentum  Sachsen 
wurden  im  Ausg^ge  des  gleichen  Jahi- 
hnndei-ts  Bestandesnachweise  über  den  Vieh- 
stapel  zusammengetragen.  Häufiger  begeg- 
net man  Ermittelungen  in  einzelnen  deutseben 
und  österreichischen  Ländern,  namentlich 
eingehend  während  der  Regierung  Friedrichs 
des  Grossen  in  Preuseen,  Ermittelungen, 
weldie  teilweise  ihr  vornehmliches  Absehen 
auf  Feststellung  des  vorhandenen  Pferde- 
materials  ftlr  den  £riegsgebrauch  hatten. 
Wie  hierbei  vorgegangen  wurde,  ist  nicht 
mehr  zu  ersehen.  L  m  eigentliche  Zählungen 
wird  es  sich  aber  nicht  gehandelt  haben,  in 
der  Hegel  wohl  niu-  lun  Schätzungen  oder 
Örtliche  Veranacblagungen.  Ebenso  musa 
dahingestellt  bleiben,  ob  ausser  in  den  ge- 
dachten Staaten  noch  in  anderen  vor  dem 
g^enwärtigen  Jahrhundert  ähnliche  Aiif- 
nalimen  statthatten.  Nur  von  Dänemark  ist 
es  bekannt,  dass  dort  1774  eine  solche  er- 
folgte. Dagegen  steht  fest,  dass  erst  nach 
dem  Eintritt  des  neunzehnten  Jahrhunderts 
das  Interesse  an  der  Kenntnis  von  dem 
Umfange  des  Viehstapels  ein  allgemeineres 
wiirde  und  dies  wieder  vorzugsweise  in 
Deutschland. 

Ad  erster  Stelle  war  es  hier  Preussen, 
das  seil  der  Errichtung  des  statistischen 
Bureaus  im  Jahre  1810  Nachweisungen  über 
die  Kopfzahl  des  Viehes  mit  genaueren 
Unterscheidungen  nach  den  Eigenschaften 
dereinzeloen  Tiergattungen  einführte,  welche 
anfänglich  alljährlich,  von  1822  an  alle  drei 
Jahre  in  Verbindung  mit  der  Volkszählung 
aufzustellen  waren.  An  die  Vorzeichnung 
eines  geeigneten  Aufnahmeverfahrens  war 
indessen  auch  jetzt  noch  nicht  herangetreten 
worden.  Man  begnügte  sich  mit  der  Auf- 
stellung tabellarischer  Foi-mulare,  in  welche 
die  erhobenen  Ergebnisse  fertig  einzusetzen 
.waren.  Wie  aber  deren  Erhebung  zu  ge- 
schehen, ob  insbesondere  eine  wirkhche  Be- 
fragung der  einzeben  Viehhalter  zu  erfolgen 
hatte,  blieb,  wie  die  ganze  Art  und  Weise 
der  Ausführung,  dem  ]ä-messen  der  örtlichen 
Behörden  überlassen.  Eine  derartig  wenig 
ausgebildete   Vornahme  der  Ermittelungen 


erhielt  sich  in  der  Hauptsache  bis  in  die 
neuere  Zeit.  Denn  erst  1S67  gelang  es, 
nach  einem  gleichartig  vorgescliriebenen  Er- 
hebungsformulare die  Erhebung  von  Haus 
zu  Haus  und  damit  eine  wirkhche  Zählung 
des  Viehstandes  durchzusetzen.  Nicht  viel 
anders  war  der  Sachverhalt  in  Bayern.  Hier 
gleichfalls  hielt  man  bereits  181Ü  eine  Er- 
mittelung ab,  der  weitete  1812,  iat3,  1840, 
1844,  1854,  18G3,  sieh  anreihten.  Sie  eben- 
so hatten  die  Lieferung  vorgezeichneter 
tabellarischer  Naehweisungen  als  Ziel,  ohne 
dass  dabei  die  Mittet  und  Wege  zur  Er- 
reichung desselben  näher  bezeichnet  waren, 
Von  1854  an  wurde  jedoch  die  Erhebung 
»von  Besitzer  zu  Besitzer«  angeordnet.  Auc£ 
die  meisten  übrigen  deutschen  Staaten  gingen 
schon  früh  mit  Erhebungen  des  Viehstandes 
vor,  so  Württemberg  1816,  Hannover  1817, 
Baden  1820,  Oldenburg  1821,  Kurheasen 
1827.  In  Württemberg  wiederholten  sich 
die  Aufnahmen  alle  drei,  in  Braunschwetg 
alle  drei  bis  vier  Jahre,  in  Hessen  seit  1839 
alle  Jahre.  In  der  Hauptsache  glichen  sie 
sich  darin,  dass  sie  fast  immer  auf 
Alter,  Geschlecht,  Ben utzungs weise  oder 
Bässen  der  Tierarten  eingingen,  wie  auch 
darin,  dass  sie  meist  noch  in  wenig  metho- 
discher Weise  vorgenommen  wurden.  Nur 
das  Königreich  Sachsen  macht  sich  insofern 
bemerklich,  als  hier  seit  1834  bei  den  in  der 
Regel  alle  drei  Jahre  abgehaltenen  ViehT 
Zählungen  der  Bestand  für  jeden  Besitzer 
besonders  aufzuzeichnen  war. 

Mit  den  deutschen  Staaten  haben  in  der 
Häufigkeit  der  Veranstaltung  von  Viehzäh- 
lungen die  des  Auslandes  keineswegs  Schritt 
gehalten.  Abgesehen  von  Oeeterreich,  in 
dem  jedoch  die  Aufnahmen  länderweise  ver- 
schiedenartig und  wenig  vollkommen  ein- 
^richtet  waren,  haben  sie  meist  erst  später, 
in  den  dreissigcr  und  vierziger  Jahren  da- 
mit begonnen.  Unter  diesen  fremden  Staaten 
hat  sich  namentlich  Frankreich  durch  seine 
grossen  Erhebungen  der  landwirtschaftlichen 
iBetriebsverhältnisse  von  1831,  1839  und 
1852  hervorgelhan,  bei  denen  die  Viehzucht 
und  ihre  Erzeugnisse  nach  den  verschieb 
densten  Richtungen  hin  die  eingehendste 
Berücksichtigung  gefunden  hat. 

Indessen  scheinen  aiich  hierbei  die  Voi^ 
aussetzungen  einer  geordneten,  gleichmässig 
durchgeführten,  in  iliren  Ergebnissen  sicher- 
■  gestellten  Zählung  wenig  erfüllt  worden  zu 
sein.  Dem  Erhebuugs verfahren  wandte  man 
.  überall  nicht  eher  eine  ernstere  Beachtung 
'  zu,  als  bis  Belgien  durch  sein  bahnbrechen- 
des Vorgehen  im  Jahre  1846  den  Anstoss 
zu  einer  durchgreifenden  Verbesserung  des 
Zäh  Jungs  Wesens  gegeben  hatte.  Bei  dieser 
Erhebung  wurde  zum  ersten  Mal  unter  der 
Leitung  örtlicher  Zälihingskommissionen  die 
sogenannte  Haushaitun gsüste  angewandt,  in 
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welche  der  id  jeder  HaushaltuDK  befiudliche 
Tiehstand  einzutragea  war.  Ijat  mit  der 
Eiofflliruiig  einee  solcheo,  von  den  Ortsüstec 
oder  wie  immer  beschaffenen  sogeDaonten 
Koncentrationsfonmilaren  nnabliflngigen  Er- 
be buDgsinstmmentes  und  der  dadiircli  ge- 
boteneu Umfrage  bei  den  einzelnen  Vieh- 
haitern  war  der  Boden  für  eine  zuverlässige 
Zählung  auch  des  Viehstandes  gewonnen. 
In  Anlehnung  an  das  in  Belgien  begründete 
Verfahren  haben  dann  nach  und  nach,  wenn 
Bchon  vielfach  erst  nach  längerer  Zeit,  eben- 
falle  die  übrigen  Läader  das  Bestreben  an 
den  Tag  gelegt,  den  Ermittelungen  des  Vieh- 
slandes eine  bessere  Ausbildung  zu  geben 
Nicht  ohne  Einfluss  sowohl  auf  die  Anwen- 
dimg  vervollkommneter  Methoden  wie  auf 
die  Verallgemeinerung  der  Viehzälüungcn 
waren  die  von  den  internationalen  stalisti- 
Echen  Kongressen  gegebenen  Anregungen. 
Gegenwärtig  haben  wohl  mit  alleiniger  Aus- 
nahme der  Türkei  und  teilweise  Russlands 
aJle  europäischen  Eulturstaateti  und  auch 
eine  ganze  Beihe  solche  der  anderen  Weltteile 
mehr  oder  minder  häufige  Vornahmen  von 
Viehzählungen  zu  verzeichnen.  Ist  dadurch 
unsere  Kenntnis  von  dem  Umfange  und  der 
Beschaffenheit  der  Viehhalttmg  wesentlich 
bereichert  worden,  fehlt  es  leider  allzu  oft 
noch  an  einer  gehörigen  Handhabe  zur  Be- 
urteilung der  Thatsachen.  Denn  längst  nicht 
alle  Quellenwerke  geben  die  unerlässliche 
Auskunft  über  das  angewandte  Verfahren, 
ja  lassen  hie  und  da  die  Zeit  und  selbst 
das  Jahr  der  Zählung  unerörtert.  Derartige 
Mängel  sind  beispielsweise  zum  Teil  noch 
immer  an  den  sonst  vielfach  so  eingehenden 
französischen  Veröffentlichungen  zu  beklagen. 
Die  folgende  Behandlung  des  Zähtungsver- 
fahrens  ist  daher  nur  auf  einen  beschränkten 
Kreis  von  Ländern  angewiesen. 

IL  Das  gegenwärtige  Verfabren  bei  den 
Viebzfihliuigen   und  seine  Benrteilnng. 

1.  Die  Z&hlnngflperioden.  Ist  es  wie 
bei  jeder  in  gewissen  Zeitabständen  vorge- 
nommenen Zählung  auch  die  nächste  Auf- 
gabe einer  Viehzählung,  ein  Bild  von  dem 
jeweiligen  Zustande  der  \"iehhaltung  zu  ver- 
schaffen, soll  sie  ebenfalls  dazu  dienen,  un 
Anschluss  an  voraufgegangene  oder  folgende 
gleichartige  Zählungen  über  den  Entwicke- 
inn^sgang  der  Erscheinungen  Auskunft  zu 
erteilen. '  Um  der  Fordening  entsprechen  zu 
können,  muss  die  Häiifigkeit  der  Wieder- 
holungen sich  nach  dem  Grade  der  Ver- 
änderungen richten,  welchen  die  zu  er- 
hebenden Erscheinungen  zu  unterliegen 
pflegen,  demnach  um  so  öfter  eintreten,  je 
schneller  und  fühlbarer  sich  Veränderungen 
vollziehen.  Nun  ist  es  bekannt,  daes  der 
Tiehstand  eines  Landes  oft  in  ganz  kurzen 


Zwischenräumen,  selbst  von  Jahr  zu  Jalu. 
von  einem  ausserordentlich  starken  Wechsel 
betroffen  werden  kann.  Nicht  bloss  das  Ab- 
sterben insbesondere  durch  Seuchen  oder 
die  Gunst  und  Mis^unst  der  Ernten,  son- 
dern auch  die  allgemeinen  landwirtschaft- 
lichen Betriebsverhältnisse,  welche  bald  die 
Grünlandwirtsehaft  und  in  Verbindung  da- 
mit die  Viehzucht  lohnender  machen,  bald 
sie  gegen  den  Körnerbau  in  den  Hintei^und 
drängen,  äussern  einen  gewaltigen  Einfluss 
auf  die  Grösse  des  Viehstandes.  Sollen  da- 
her die  Zählungen  diesen  Uniständen  Rech- 
nung tragen  und  den  Verlauf  der  wechseln- 
den Gestaltungen  gehörig  zum  Ausdnick 
bringen,  müssen  sie  zeitlich  möglichst  nahe 
bei  einander  liegen.  Es  ist  das  um  so  mehr 
geboten,  als  im  Gegensatze  zur  Bevölkerung 
die  inzwischen  eingetretene  Bewegiing  durch 
Geburten  und  Sterblichkeit  von  der  statis- 
tischen Ermittelung  noch  unberührt  bleibt. 
Zwar  ist  bereits  die  Zweckmässigkeit  solcher 
für  die  Erkenntnis  der  Zflchtungs-  und 
Kon sumtions Verhältnisse  wiclitigen  fortlau- 
fenden Feststellung  der  Bewegung  des  Vieh- 
standes  mit  gutöm  Onmde  anerkannt  worden, 
indessen  ist  sie  bei  unseren  heutigen  Ein- 
richtungen schwerlich  in  allgemeiner  luid 
ziüän^hcher  Weise  irgendwo  zur  Ausführung 
zu  bnngen.  Die  bei  manchen  Zählungen,  so 
in  Frankreich,  unternommenen  Versuche,  die 
in  dem  betreffenden,  der  Zählung  vorauf- 
gehenden Jahre  vorgekommenen  Bestandes- 
verändemngen  festzustellen,  sind,  abgesehen 
von  der  Fragwürdigkeit  der  Ergebnisse,  be- 
greifÜcherweise  als  kein  irgendwie  genügen- 
der Ersatz  für  eine  Erforschung  der  Be- 
wegung des  Viehstandes  anzusehen.  Solange 
aber  derartige  Erhebungen  fehlen,  kann  nur 
durch  alljährliche  Viehzählungeu  dem 
Verlangen  nach  ausreichender  Einsicht  in 
die  Ikitwickelung  der  Vieh  halt  im  g  ent- 
sprochen wenlen.  Erbebliche  praktische 
Schwierigkeiten  stehen  dem  auch  bei  ge- 
ordneten staatlichen  Verhältnissen  kaum 
entgegen,  da  gerade  eine  Viehzählung,  wenn 
sie  eben  allein  die  Stückzahl  des  Viehes  ins 
Auge  fasst,  sich  in  einfoühsler  Weise  und 
ahne  Aufbietung  eines  grossen  Appai'ates  zu 
vollziehen  pflegt  Es  sind  denn  auch  der- 
artige jährliche,  allerdings  lediglich  auf  die 
hauptsächhchen  Momente  besi^ränkte  Zäh- 
hmgen  in  verschiedenen  Ländern,  wie  in 
Württemberg  und  Hessen,  vorgenommen 
worden  und  werden  es  noch  gegenwärtig  in 
Baden,  Grossbritannien,  Irland,  Frankreich, 
Schweden,  den  Niederlanden  und  Australien. 
Werden  so  die  nächstliegenden  Erscheinungen 
regelmässig  alle  Jahre  zur  Ziffer  gebracht, 
genügt  es,  weiteTgehende  Ermittelungen  in 
längeren,  etwa  zenn  Jahre  umfassenden  Ab- 
ständen vorzunehmen.  Ein  derartiges  Ver- 
fahren ist  neuerlich  für  das  Deutsche  Reich 
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als  solches  ang;eDominen  wordea.  Nachdem 
bisher  1873  uad  1833  Aufnahmen  statthatten, 
ist  seit  1892  angeordnet  worden,  dass  aUe 
fünf  Jahre  Zählungen  abzuhalten  seien,  je- 
doch umschichtig  je  eine  solche  in  ei-wei- 
terter  und  in  beschränkter  Anlage,  letztere 
DIU?  in  Ansehung  der  Q-esamtzahl  oder 
der  liauptaächlichen  Onterscheidungen  der 
vichtigeren  Tierarten.  Es  ist  aber  be- 
reits aus  landw-irtschaftlichen  Kreisen  auf 
das  Bedfirfois  hingewiesen  worden,  diese 
beschi&iktereu  Zählungen  jährlich  abzu- 
halten j  jedoch  ist  dem  bisher  noch  nicht 
Beclmung  getragen.  Ccbrigens  ist  die 
zehnjährige  Wiederkehr  der  grösseren  Zäh- 
lungen im  Jahre  1900  durchbrochen  worden 
und  eine  solche  (statt  erst  1902)  vorweg- 
genommen worden  aus  Änlass  der  Vorbe- 
reitung neuer  Handelsverträge.  Auch  fol^e 
der  kleineren  Zählung  von  1892  bereits  eine 
neue  1893,  um  die  durchden  Futtermangel  des 
Vorjahres  eingetreteueu  Veränderungen  fest- 
zustellen. In  den  meisten  euroiiäischen 
Staaten,  welche  bisher  eine  gewisse  Regel- 
mässigkeit  der  Wiederkehr  ihrer  Aufnahmen 
beobachten ,  betrugen  die  Zwischenräume 
etwa  zehn  Jahre.  In  Oesten-eich  zählte  man 
1851).  1857,  nahm  dann  alle  sechs  Jahre 
'Wiederholungen  in  Aussicht,  doch  folgte 
eine  weitere  Erhebung  erst  1869.  Von  1880 
an  ist  eine  solche  gesetzlicher  Bestimmung 
gemäss  jedesmal  im  zehnten  -lahre  yorzu- 
nehmen  und  danach  zuletzt  1890  erfolgt 
In  Ungarn  hatten  sogenannte  KonskriptiDnen 
des  Viehstandes  1869,  1880,  1885,  dann  seit 
1894  in  jedem  Jahre  tot  dem  Uinaustreiben 
auf  die  Weide,  endlich  eine  Viehzählung  in 
modernem  Sinn  1895  statt  Belgien  erhob 
den  Viehstand  1S4U,  1856,  18G6  und  dann 
erst  wieder  1885  und  1895,  Dänemark  von 
1861  an  bis  1881  von  fünf  zu  fünf  Jahren, 
zuletzt  dann  1888  und  1893,  Norwegen  von 
1835  bis  1875  in  regelmässigen  zehnjährigen 
Abständen  und  danach  wieder  1890  und 
vermutlich  1900.  Für  die  Schweiz  sind  seit 
1866  regelmässig  zehnjährige  Wiederholungen 
eingefj&rt  worden.  Auch  die  Vereinigten 
Staaten  haben  von  1850  an  bei  jedem  der 
grossen  zehnjährigen  Censusaufnfdimen  den 
Viehßtand  erhoben,  und  Argentinien  hat  bis 
jetzt  1881,  1888  und  la95  Zählungen  ver- 
anstaltet In  anderen  Ländern  sind  erst  ver- 
einzelt allgemeine  Erhebiingea  vorgenommen 
worden,  so  in  Italien  bloss  1862,  doch  ausser- 
dem jedesmal  bloss  für  gewisse  Tiemittun- 
geu,  wie  1875  und  1881  für  Esel,  Kinder, 
Schafe,  Schweine  und  Ziegen,  wie  1876  und 
1882  für  Pferde.  Aus  Russland  liegen  An- 
gaben für  mehrere  Jahre  vor,  aus  Rumänien 
tüT  1884,  aus  Serbien  für  lb95,  ohne  dass 
sich  freilich  sagen  läast,  ob  Hier  regelrechte 
Zähhingen  stattgefunden  haben.  Im  allge- 
meinen   sind    also  dort,   wo   eine  gewisse 


R^elmässigkeit  in  der  Wiederkehr  der  Vieh- 
zählungen besteht,  die  Zeitabetände  noch 
sehr  weit  gesetzt  und  erst  in  wenigen  Staaten 
so  bemessen,  dass  sich  die  Entwickelung 
der  Viehhaltung  genauer  verfolgen  lässt 

2.  Die  Erhebongszeit  Da  der  Vieh- 
stand, wenigstens  im  Hinblick  auf  das 
Schlachtvieh,  nach  der  Jahreszeit  ein  ver- 
schiedener zu  sein,  gegen  den  Anfang  des 
Sommers  seine  höchste,  im  Winter  seine 
geringste  Ansdehntmg  zu  haben  pflegt,  Übt 
natürlicb  die  Jahreszeit  der  Erhebung  auf 
das  Ergebnis  einen  entschiedenen  Einfluss 
aus.  Daraus  folgt,  dass  für  ein  und  das- 
selbe Land,  um  die  Vergleichbarkeit  der 
Thatsacben  nicht  zu  beeinträchtigen ,  am 
gleichen  Termine  festgehallen  werden  sollte. 
Das  ist  indessen  oftmals  nicht  geschehen. 
Bayern  z.  B.  hat  1844  im  Oktober,  1854  im 
Januar,  1863  im  April,  Sachsen  bis  1847  im 
März,  1850  im  April,  von  1855  bis  1867  im 
Dezember,  Oldenburg  1825  im  Sommer,  1835 
im  Januar,  1851  im  Mai,  1864  im  Dezember, 
Hessen  bis  1861  im  Juli,  hernach  im  De- 
zember gezählt  Wie  innerhalb  der  ein- 
zelnen Länder  die  Zählungszeit  geschwankt 
hat,  herrscht  auch  von  Land  zu  Land  in 
Bezug  hierauf  die  grösste  Verschiedenheit 
dergestalt,  dass  gegenwärtig  alle  Jahres- 
zeiten vertreten  sind.  So  nahen  gewählt 
die  Schweiz  den  April,  Grossbritannien  imd 
Irland  den  Juni,  die  Vereinigten  Staaten 
imd  Dänemark  den  Juli,  Argentinien  den 
Oktober,  Frankreich,  Oesteireich  und  neuer- 
dings das  Deutsche  Reich  den  Dezember. 
Welche  Zeit  gemeinhin  als  die  zweckmäs- 
sigsfe  anzusehen  sein  dürfte,  hängt  davou 
ab,  ob  man  den  höchsten  oder  den  niedrig- 
sten Stand  der  Viehhaltung  zu  ermitteln 
beabsichtigt;  danach  würde  im  ersteren 
Falle  die  Mitte,  im  anderen  Falle  das  Ende 
des  Jahres  in  Frage  kommen.  Mag  es  nun 
auch  von  hohem  Interesse  sein,  den  zeit- 
weilig grCssten  umfang  des  Viehstandea 
mit  allen  den  im  Frühjahre  geworfenen 
Tieren  bestimmen  zu  kOnnen,  erscheint  es 
doch  noch  bedeutsamer  den  zur  Durch- 
winterung kommenden  Bestandteil,  den  ei- 
gentUchen  Stamm  der  Nutzviehbaltung,  in 
Erfahrung  zu  bringen.  Aus  diesem  Oruude 
möchte  von  den  beiden  Terminen  dem  win- 
terlichen der  Vorzug  zu  geben  sein.  Ausser- 
dem spricht  ftlr  selbigen,  dass  we^u  des 
Austrienee  des  Weideviehes  im  Sommer 
(üsdaDD  der  TOllständigen  und  richtigen  Er- 
fassung des  Bestandes  mehr  Schwierigkeiten 
entg^ensteheo. 

Während  hei  den  älteren  Aufnahmen 
des  Viehstandes  für  die  Zählung  in  der 
Regel  eine  längere  Zeit  belassen,  meist  ein 
ganzer  Monat  oder  eine  noch  weiter  be- 
messene Frist  massgebend  war,  wird  gegen- 
wärtig wie    bei   anderen   Aufnahmen    und 
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namentlich  bei  denen  des  Bevölterungs- 
standes  so  auch  hei  denen  der  Viehhaltung 
überwiegend  ein  einziger  bestimmter  Nonnal- 
tag  angesetzt.  So  jedenfalls  ist  es  in 
Deutechland ,  Oesterreich,  Danemark,  Eng- 
land, Schottland  und  Irland,  in.  der  Schweiz, 
Frankreich  und  dem  Anschein  nach  auch 
in  Schweden  und  Serbien.  Ebenfalls  für 
die  Vereinigten  Staaten  ist  ein  Normaltag 
in  dem  1.  Juni  festgesetzt,  doch  nimmt  hier 
die  Zählung  thatsädilich' eine  längere  Zeit 
in  Änsprucn.  Als  Zeit  der  ai^ntinischen 
Ermittelungen  ist  dagegen  der  Monat  Ok- 
tober, der  jährlichen  ungarischen  die  vor  dem 
Austrieb  bis  Ende  März  angegeben. 

3.  Die  Viehzählung  als  selbstündige 
Zfihlnng  oder  ala  Bestandteil  anderer 
Aufnahmen.  Bei  der  vere-1  eich s weise  ein- 
fachen Einrichtung  der  VifSizählungen  sind 
sie,  um  ein  zwiefaches  Aufgebot  von  Kräften 
zu  vermeiden,  häufig  in  Verbindimg  mit  den 
Volkszählungen  ausgeführt  worden.  Das 
geschah  namentlich  und  geraume  Zeit  in 
Preussen  wie  weiter  in  einer  Reihe  anderer 
dentseher  Staaten  und  geschieht  aiich  gegen- 
wärtig noch  in  Oesterreich,  Norwegen  und 
in  den  Vereinigten  Staaten.  Ist  nun  wohl 
zuzugeben,  dass  die  Vereinigimg  verschie- 
denartiger Gegenstände  bei  der  nämlichen 
Aufnahme  leicht  die  Güte  des  Erhebungs- 
werkes  zu  beeinträchtigen  vermag,  läset  sich 
gegen  eine  im  Anschlnss  an  die  VoJkszäh- 
tung  vorgenommene  ViehztUilung,  da  diese 
keine  besonderen  Massnahmen  erheischt, 
solange  nichts  einwenden,  als  lediglich  die 
Ermittelung  der  Stückzahl  der  verschiedenen 
Viehgattungen  beabsichtigt  wird.  Wo  da- 
gegen eine  eingehendere  Erhebung  der 
Viclizuchlsverhältnisse  in  Frage  steht,  wo 
die  Rassen,  der  Wert,  die  Beziehungen  «ur 
Landwirtschaft  festgestellt  werden  sollen, 
empfiehlt  sich  eine  Anlehnung  an  die  Volks- 
zähhmg  schon  deshalb  nicht ,  weil  die  ge- 
hörige Durchfflhriiug  der  Vielizählung  eigene, 
mit  den  landwirtschaftlichen  Dingen  ver- 
traute Organe  wünschenswert  macht.  In 
dieser  Weise  haben  sich  neuerlich  das 
Deutsche  Reich,  die  Schweiz,  Dänemark, 
Ungarn  verhalten.  Alu  die  günstigste  Vor- 
aussetzung für  eine  ergiebige  Eiiforachung 
der  Viehzucht  wird  aber  diejenige  anzu- 
sehen sein,  bei  welcher  sie  im  Zusam- 
menhange mit  den  landwirtfichafüicheu  Be- 
triebsverhältnissen zur  Ei'hebung  gelangt. 
Denn  nur  auf  diesem  Wege  ist  ein  gehfiriger 
Einblick  in  bedeutungsvolle  volka wirtschaft- 
liche Vorgänge,  wie  die  Beziehungen  des 
Viehstandes  zur  I.and Wirtschaft  imd  inst>e- 
sondere  zn  der  Grösse  der  Wirtschaftsflächen, 
wie  die  Verteilung  des  Viehbesitzes  zu  ge- 
winnen. Können  auch  Aufnahmen  dieser 
Art  ihrer  umfassenderen  Anlage  wegen 
immer  nur  selten  und  in  grösseren  Zwischen- 


räumen auigefüUrt  werden,  sind  sie  doch 
wiederholt,  besonders  in  Frankreich  und 
Belgien,  veranstaltet  worden.  Auch  das 
Deutsche  Reich  hat  gelegentlich  der  seiner 
grossen  sogenannten  Berufsaählungen  vom 
5.  Juni  1882  und  14,  Juni  1895  einverleibten 
landwirtschaftlichen  Betriebsermittelung  den 
Viehstand  der  einzelnen  Betriebe  erfasst, 
desgleichen  Ungarn  bei  seiner  landwirt- 
schaftlichen Aufnahme  vom  20.  November 
1895.  Weiter  hat  Baden  1873  neben  der 
gehaltenen  Stückzahl  Vieh  für  jede  HanB< 
haltun^  die  bewirtschafteten  Elächen  der 
verscluedenen  Flächen  unter  gleichzeitiger 
eingehender  Berücksichtigung  der  Eigeu- 
tmns-  und  sonstiger  Recntsverhättnissfl 
und  Dänemark  1888  Viehstand  und  landwirt- 
schaftlichen Betrieb  vereint  erheben  lassen. 
4.  Das  Erhebnngsverfahren.  Die  in 
dieser  Beziehung  entscheidende  Frage,  auf 
welche  Weise  die  Ergebnisse  zusammenge- 
bracht werden,  ob  durch  mehr  oder  minder 
sorgfältige  Schätzungen,  ob  durch  wirkliche 
Erfragimg  der  Viehbesitzer,  sei  es  durch 
Ortslisten,  sei  es  durch  haus-  oder  haus- 
haltungsweise Fragebögen  oderVerzeiclmisse, 
lässt  sich  wegen  der  schon  erwähnten  lei- 
digen Thatsache,  dass  hierüber  meistens 
keine  Auskunft  oder  in  einer  weniger  be- 
kannten Sprache  gewährt  wird,  nur  für 
eine  kleine  Anzahl  von  lAndom  beantworten. 
Sieht  man  von  den  Schätzungen  ab,  deren 
sich  selbst  die  Vereinigten  Staaten  noc'li 
bezüglich  des  nicht  auf  den  Farmen  gehal- 
tenen Viehes  bedienen,  so  haben  die  ein- 
fachen Ortslisten,  welche  lange  und  bis  in 
die  sechziger  Jahre  hinein  in  Preussen  üb- 
lich waren,  das  JHissliche  gegen  sich,  dass 
sie,  weil  keine  namentliche  Aufzeichnung 
aller  Gehöfte  vollschrieben  ist,  auch  keine 
Bürgschaft  für  eine  vollständige  Erfragimg 
der  Beteiligten  bieten,  vielmehr  einer  fahr- 
lässigen Behandlung  und  Überschläglichen 
Angaben  Baum  lassen.  Dieser  Ccbeistand 
wird  dimdi  hansweise  Erhebung  imd  Auf- 
zeichnung, wie  sie  seit  IStiü  im  Deutschen 
Reiche  eingeführt  ist,  ^hnt>en;  es  geht  da- 
bei aber  die  Möglichkeit  verloren,  die  Vieh- 
besitzer und  die  Grösse  ihres  Besitzes  voll- 
ständig zu  erfossen,  da  der  Besitz  mehrerer 
viehbesitzender  Haushaltungen  eines  Hause? 
nicht  zur  Erscheinung  kommt  Als  ein  voll- 
kommenes Verfahren  muss  deshalb  die  zu- 
erst von  Belgien  veranstaltete  und  ge^n- 
wärtig  in  Oesterreich  und  der  Schweiz  und 
bezüglich  der  einzelnen  Farmen  in  Nord- 
amerika und  Argentinien  angewendetehaus- 
haitun^sweise  Zänluiig  betrachtet  wer- 
den. Seit  18it2  ist  es  freilich  ebenfalls  in 
Deutschland  zulä^^sig,  nt;ben  der  gnind^tz- 
lichen  hausweisen  Ermittelung  eine  Vertei- 
lung des  Viehstandes  nach  Haushaltungen 
vorzunehmen,  doch  besteht  eben  hierin  keine 
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üebereinstimmiing  fQr  das  ganze  Reich.  Ob 
bei  der  ErfTagiin^  der  Gehöfte  oder  der 
Hsiusbaltung  Fragekarten,  velche  voa  doD 
Be^tzem  selbst  au  beaotworten  sind,  oder 
Listen,  ia  welche  die  Zähler  der  Beihe  nach 
fOr  jedes  Gehöft  oder  jede  HaushaltuDg  ge- 
sondert die  Viehzahl  eintragen,  zur  Änven- 
dung  kommen  sollen ,  hängt  einerseits  von 
dem  Bildungsstande  der  Bevölkerung,  an- 
dererseits von  den  Einrichtungen  der  statis- 
tischen Aemter  ab,  in  letzterer  Hinsicht 
iDHofem,  als  die  ZusammenzAhlung  der  von 
den  Zählern  gefüiirten  Listen  weniger  Ar- 
beitsaufwand erfordert. 

6.  Die  Erhebungsgegenslände.  Als  die 
wichtigsten  durch  die  Viehzahlungen  unmittel- 
bar oder  doch  in  engstem  Anschlüsse  an  die- 
selbe zu  erhebenden  Gegenstände  sind  die 
Stückzahl  des  Viehstandes  der  verschiedenen 
Gattungen,  dessen  Kapitaiwert,  das  Lebend- 
gewicht des  Schlachtviehes  und  die  Vieh- 
besitzer zu  bezeiclinen  —  ungerechnet  die- 
jeuigen,  welche  die  weiteren  Beziehungen 
zur  Landwirtschaft  berühren.  Hinsichtlich 
der  ersten  jener  Gegenstände,  der  Stück- 
zahl der  Vieh^ttungen,  bedarf  ee  begreiE- 
iieherweise,  je  ihren  Eigentflmlichkeiten  ge- 
mäss, einer  Trennung  nach  dem  Alter,  dem 
Geschlecht,  der  Benutzungsweise  oder  auch 
wohl  der  Zuchtart.  Dennoch  sind  es  auch 
heute  noch  eine  Eeihe  von  Ländern,  welclie, 
wie  England,  Frankreich  (jedoch  nur  bezüg- 
lich seiner  jährlichen  Erhebungen),  Nor- 
w^en,  Nordamerika,  Ai^ntinien,  yoa  diesen 
wichtigen  Unterscheidungen  absehen.  Zwi- 
schen den  Staaten  aber,  in  welchen  solche 
vorgenommen  werden,  bestehen  in  dieser 
iÜchtuag  wesenthche  Verschiedenheiten. 
Geht  man  hierauf  im  Anschluss  je  an  die 
jüngsten  Zählungen  etwas  nälier  ein,  so 
steht  zunächst  bei  den  Pferden  das  Alter 
im  Vordergninde,  um  daraus  zu  erfahren. 
welche  Tiere  bereits  zur  Arbeit  oder  Zucht 
verwendbar  sind,  welche  noch  nicht.  Das 
Alter  wird  bald  dahin  ermittelt,  dass,  wie 
in  Belgien,  blos.s  die  Pferde  von  drei  und 
von  weniger  Jahren  auseinander  gehpJten, 
bald  die  Füllen  in  mehrere  Jahrgänge,  so 
bis  zu  1  und  von  1  und  mehr-  bis  zu  ;J 
Jahren  in  der  französischen  landwirtschaft- 
lichen Aufnahme  von  1882,  so  bis  zu  4 
Jahren  hinauf  in  Dänemark,  der  Schweiz, 
Deutschland  —  hier  für  jeden  Altersjahr- 
gang  —  geschieden  werden.  Mitunter,  so 
m  Dänemark,  Baden  und  Serbien  werden 
auch  die  bereits  verwendbaren  Pferde  nach 
dem  Alter  getrennt.  Für  die  ausgewach- 
senen Pferde  ist  es  von  Belang,  die  Ver- 
wendun^weiae  zu  erfahren.  Zu  dem  Ende 
erhebt  Deutschland  für  die  4  und  mehr 
Jahre  alten  Tiere,  ob  sie  als  Zuchthengste, 
ausschliesslich  oder  voi-zngsweise  zu  land- 
wirtschaftlichen Arbeiten  gebraucht  wenlon, 


Militär-  und  sonstige  Pferde  sind.  Es  dürfte 
indessen  die  gezogene  Grenzlinie  Bedenken 
gegen  sich  haben,  da  erfahrungsmassig  viel- 
ßich  schon  dreijährige  und  selbst  jüngere 
Pferde  zur  Arbeit  eingestellt  werden.  Weil 
das  in  Deutschland  auch  bei  den  Militär- 
pferden geschieht,  wird  für  diese  das  Alter 
von  3  bis  4  Jahren  besonders  erfrag  Andere 
Länder,  wie  die  Schweiz,  Frankreich,  Däne- 
mark, Oesterreich-Ungam,  legen  Gewicht  auf 
das  Geschlecht,  obschon  dieses  für  die  Be- 
nutzungsweise und  LeistungsRlhigkeit  ohne 
Belang  ist  Oesterreich  und  die  Schweiz 
lassen  dabei  die  belegten  oder  mit  Saug- 
füllen  begabten,  Frankreich  die  gedeckten 
Stuten  besonders  ausweisen.  Kne  Zählung 
der  Zuchtßtuten,  .als  Kennzeichnung  der  zu 
Zuchtzwecken  gehaltenen  Tiere,  pebt  in- 
dessen insofern  kein  vollständiges  Bild,  als 
viele  weibliche  Tiere  zur  Zucht  verwendet 
werden,  deren  Hauptzweck  die  Benutzung 
zur  Arbeit  ist  Die  grosse  1882  in  Frank- 
reich veranstaltete  Aufn^me  hat  dieses 
Bedenken  dadurch  zu  umgehen  gesucht,  dass 
es  die  ausschliesslich  zur  Zucht  ver- 
wendeten Stuten  ersichtlich  machen  liess. 
Weniger  als  gegen  die  Ermittelung  der 
Zuchtetuteu  lässt  sich  g£^n  die  der  Zucht- 
hengste einwenden,  wobei  auch  Frankreich 
wieder  auseinander  hält,  ob  die  Hengste 
lediglich  oder  nur  zeitweise  der  Zucht 
dienen.  Um  einen  Anhalt  über  die  Fttlleu- 
zucht  zu  gewinnen,  werden  im  Deutschen 
Reiche  und  Dänemark  die.  im  Zählungsjahre 
geboreneu  Füllen  und  zwar  im  letzteren 
Lande  die  von  Tieren  im  Alter  zwischen  <i 
und  1 1  Jahren  erhoben.  Weiter  sind  in 
Dänemark  auch  die  im  Zähluugsjahre  ge- 
loteten Füllen  anzugeben.  Von  etlichen 
Staaten  und  auch  von  solchen,  die  wie  Ar- 
gentinien keine  Unterscheidungen  nach  dem 
Alter  und  der  Verwendungsweise  machen, 
werden  endlich  die  Rassen  berücksichtigt, 
solches  besonders  ausführlich  in  Dänemark 
und  Ungarn. 

Ausser  den  Pferden  werden  ziemlich 
allgemein  und  zumal  in  den  südlichen 
Ländern  Esel,  Maulesel  und  Maultiere,  in 
derRegel  jedoch  ohne  nähere  Untersclieiduup, 
ermittelt.  In  Frankreich  trennte  man  sie 
jedoch  1B82  nach  dem  Alter,  ebenso  1895 
in  Ungarn,  in  demselben  Staate  gleich- 
zeitig und  in  Italien  1881  nach  dem  Ge- 
schlechte. 

Zeigt  sich  hiernach  hinsichtlich  der 
Pferde  schon  länderweise  eine  recht  ver- 
schiedene Behandlung  der  einzelnen  Er- 
h-agiingspunkte,  so  ist  das  in  noch  höherem 
Grade  beim  Rindvieh  der  Fall  Nur  in- 
soweit horrscJit  Ueborein Stimmung,  dass  bei 
den  üntcrschcädungen  durchweg  das  hier 
im  Gegensatz  zu  den  Pferden  bezüglich  der 
Ben utzungs weise  bedeutungsvolle  Geschlecht 


der  erwachseDen  Tiere  nachzuweisen  ist. 
Dagegen  ist  beim  Alter  eine  hOchst  mannis^ 
faltige  FragesteUung  im  Gebrauche,  "Wto- 
rend  Oesterreich  von  den  flbrigen  Tieren 
bloss  das  Jungvieh  unter  1,  Belgien  und 
Schweden  dos  unter  2  Jahren  ausscheidet, 
zerlegt  Frankreich  das  Rindvieh  in  solches 
bis  zu  6  Monaten,  von  hier  bis  zu  1  Jahre. 
bis  zu  2  Jahren  und  ältere,  D&nemark  in 
das  unter  1,  von  1  bis  2  und  von  2  Jahren 
und  darüber.  Eingehender  verfährt  Deutsch- 
land, wo  die  Kälber  bis  zu  6  Wochen,  von 
hier  bis  zu  ^fs  Jahre,  das  Jun^eh  von  ^2 
bis  2  Jahre  und  das  2  Jahre  alte  und  ältere 
Rindvieh  auseinanderzuhalten  sind.  Die 
Sdiweiz  fasste  1896  zwar  die  Kälber  bis 
zu  '.'2  Jahre  zusammen,  aber  das  Jun^ieh 
von  Vi  bis  1  Jahr  imd  weiter  die  Kinder 
über  1,  die  Stiere  von  1 — 2  und  über  2, 
die  Ochsen  von  1 — 3  und  über  3  Jahie. 
Ungarn  unterschied  1895  für  männlich«, 
weibliches  und  verschnittenes  Rindvieh  die 
Jahrgänge  bis  zu  und  über  4  Jahre  alt 
lu  Deutschland  wird  das  2  Jahre  alte  und 
altere  Bindvieh  in  Bullen  (Zuchtstiere),  in 
sonstige  Stiere  und  Ochsen  und  in  Milch- 
kühe und  andere  Kühe,  ebenso  in  Frank- 
reich, jedoch  nicht  a\ich  durch  Ausscheidung 
der  Milchkühe,  zerlegt.  Soll  das  Alter  in 
Verbindiing  mit  dem  Geachleehte  auf  die 
A'erwendungsart  hinweisen,  ist  es  auffällig, 
da  SB  die  hervorr^ende  Bestimmung  zur 
Milchnutzung  nur  ganz  ausnahmsweise,  wie 
z.  B.  in  Oldenburg,  durch  besondere  Er- 
mittelung der  »Milchkühe«  und  erst  seit 
1800  für  das  Deutsche  Reich  gekennzeichnet 
wird.  Besonderen  Fragen  nach  der  Be- 
nutzung begegnet  mau  in  Deutschland  in 
betreff  des  schon  zur  Zucht  benutzten  und 
auf  Mast  gestellten  Jungviehes,  ebenso  das 
letztere  wegen  der  älteren  Ochsen  und 
Stiere,  in  Oesterreich  in  betreff  der  noch 
nicht  wie  bereits  zum  Zuge  oder  zur  Mast 
verwendeten  Ochsen  über  ein  Jahr,  in 
Frankreich  hinsichtlich  der  Ochsen  zur 
Mast  und  zur  Arbeit,  in  der  Schweiz  wegen 
<ler  zur  Aufzucht  und  zum  Schlaehtep  tie- 
stimmten  Kälber,  in  Dänemark  der  zur 
Zucht  benutzten  Stiere  im  Hinblick  auf  die 
Rasse.  Ungarn  und  Württemberg  erfragen 
ebenfalls  und  recht  eingehend  die  Hasse. 
Oesterreich  lässt  forner  die  über  1  Jahr 
alten  Kalbinnen  daiiaü'h  ausweisen,  ob  sie 
noch  nicht  o<ler  ob  sie  schon  tragen*!  sind, 
Dänemark  die  im  Zähhmgsjahre  getuteten 
oder  geschlachteten  Kälber  angeben.  Deutsch- 
land hat  181)5  auch  die  währcJid  der  letzten 
13  Monate  in  der  Haushaltung  geborenen 
Källier  erhoben. 

Kicht  minder  gross  sind  die  Abweichun- 
gen in  Ansehimg  der  Schafe.  Dänemark 
und  Belgien  erheben  bloss  die  Gesamtzahl, 
das  Deutsche  Reich    sondert   die  Lämmer 


bis  zu  1  Jahre  von  den  übrigen  Ti»«a 
und  fragt  bei  diesen,  ob  sie  Böcke,  Mutter- 
schafe oder  Hammel  sind.  Oesterreich 
klassifiziert  in  Mutterschafe,  in  Jungvieh 
unter  2  Jahren  und  in  Widder  und  Hammel 
von  2  Jahren  an,  Frankreich  in  Lämmer 
unter  1,  von  1  und  von  2  Jahren,  wie 
ferner  in  Böcke,  Hammel  und  Schafe,  italien 
in  Bficke,  Mutterschafe,  Hammel.  In  Däne- 
mark werden  den  Tieren  unter  1  Jahre  die 
alteren  als  Widder,  Hammel  und  Schafe 
gegenübergestellt.  Ausserdem  sind  hier  die 
im  Zählungsjahre  geschlachteten  Lämmer 
und  die  Rasse  der  Zuchtwidder  angegeben. 
Merkwürdigerweise  findet,  soweit  ersicht- 
hch,  eine  besondere  FeststeUuog  der  Fleisch- 
schafe nirgends  statt  Hervorzuheben  bleibt 
noch,  dass  Baden  bei  der  Erhebung  auch 
den  Bestand  von  H^en  getrennt  für  die 
Gemein debe wohner  und  Auswärtigen  und 
daneben  den  Kleinbeeitz  der  (^meindebe- 
wohner  eigens  festgestellt  hat 

Bei  den  Schweinen  unterscheiden 
Deutschland,  Frankreich  und  Dänemaric  die 
Tiere  bis  zu  I  Jahre  von  den  älteren,  dabei 
trennt  das  erste  Reich  noch  die  unter  und 
über  'i*  Jalir  alten.  Oesterreich  erhebt  die 
Ferkel  ohne  Bezeichnung  der  Altersgrenze, 
das  Jungvieh  bis  zu  1  Jahre  und  die  übrigen 
Schweine.  Die  Schweiz  hat  die  Einteilung 
in  Zuchteber,  Mutterschweine  zur  Zucht 
und  andere  Schweine,  ebenso  verhält  sich' 
für  die  mindestens  1  Jahr  alten  Tiere 
Deutschland.  Dänemark  ti'ennt  bei  den 
wenigstens  1  Jahr  alten  Tieren  Eber  und 
Säue,  Frankreich  ausserdem  Mastechweine. 
Ueberdies  fordert  Dänemark  die  Angabe  der 
im  Zähhmgsjahre  geschlacliteten  Ferkel. 
Oesterreich  läest  das  Geschlecht,  Belgien  zu- 
dem auch  das  Alter,  Italien  bloss  letzteres 
ausser  Betracht. 

Ausser  den  genannten  Viehgattungen 
werden  ziemlich  allgemein  noch  die  Z  i  e  g  e  u , 
jedoch  gewöhnlich  ohne  nähere  Unterschei- 
dung (Frankreich,  Italien:  Geschlecht)  imd 
oftmals  die  Bienenstöcke,  mitunter  niit 
Hervorhebung  der  Stöcke  mit  beweglichen 
Waben,  erhoben.  Letzteres  war  neuerlich 
der  Fall  in  Deutschland,  Oesterreich,  der 
Schweiz,  Frankreich,  Dänemark,  Noi-wegen. 
Selten  begegnet  man  Aufnahmen  des  Ge- 
flügels, wie  sie  jüngst  in  Deutschland,  zu- 
vor schon  in  Preusscn,  dann  Dänemark  und 
Argentinien  (hieraiichStrausec)  vorgenommen 
worden  sind  und  alljälirlich  in  Badeu  er- 
folgen. Dass  ab  und  an  auch  Hunde 
und  Kaninchen  erhoben  sind,  wie  dass 
in  Norwegen  die  Renntiere  gezählt 
wenlen,  mag  schliesslich  noch  erwähnt 
werden. 

Angesichts  der  ausserordentlich  ver- 
schiedenartigen Beliandiung,  wel«die  die  Er- 
mittelung  der  Zusammensetzung  der  wich- 
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tigeren  Nutzviehgattangen  ia  dea  einzelDen 
Ländern  bis  jetzt  erfahren  hat,  sind  über 
die  Gesamtstflckzalü  dereelben  liioans  die 
erhobenen  Thatsachen  für  eine  vcrg'ieichende 
Benutzung  wenig  geeignet.  Weiter  ohne 
Zweifel  würde  man  auch  in  dieser  Be- 
liehuDg  gelaugt  sein,  wenn  die  iaternatio- 
naleo  statistischen  Vereinigungen  d1u^^h  Be- 
zeichouDg  der  wichtigen  Gesicntspunkte  eine 
Richtschnur  gegeben  hätten. 

Eine  bedeutsame  Ergänzung  erhält  die 
Zählung  der  Stückzahl  dea  Viehes  durch  be- 
gleitende Ermittelungen  über  den  Wert 
des  Viehsfjipcls.  Sollen  diese  auf  Zuver-, 
lässigkeit  Anspruch  erheben,  wird  es  sich 
dabei  um  Schätzungen  des  Verkaufs  werf  es 
der  elDzelneo  Viehstücke  der  sämtlichen 
bei  der  Z^ung  uoterschiedenen  Arten 
(Älter,  Geschlecht  etc.)  der  Viehgattungen 
zu  handeln  haben  und  durch  Multipükatiouen 
der  Schätzungsbeträge  mit  der  Stückzahl 
der  Gesamtwert  zu  finden  sein.  Freilich 
muss  dabei,  den  thatsächlichen  Verhält^ 
niesen  folgend,  auf  thunlichst  kleine 
Schätzungsbezirke  gesehen  werden.  Wohl 
das  zweckmässigste  verfahren  bat  in  dieser 
Hinsicht  das  Deutsche  Kelch  eingeführt, 
von  dessen  Einzelstaaten  schon  früher  et- 
liche, wie  Hessen  und  Oldenburg,  sorgf&llige 
Ermittelungen  angestellt  haben.  In  Deutsch- 
Ituid  ist,  wenn  angängig,  der  durchschnitt- 
liche Verkaufawert  eines  Tieres  mittlerer 
(Qualität  der  einzelnen  Arten  um  die  Zeit 
der  Zählung  vorzunehmen.  Dabei  sind 
Schätznngs bezirke  mit  möglichst  einheit^ 
lichem  Charakter  des  Viehstandea  zu  bilden. 
Ein  Uebelstand  ist  hier  nur,  dass  die  er- 
hobenen und  zu  schätzenden  Tierarten  für 
die  Schätzung  nicht  genau  genug  bestimmt 
sind  und  der  Willkür  Spielraum  lassen. 
Dem  Hesse  sich  nach  dem  Vorgange  ülden- 
bui^  dadurch  b^egnen,  dass  für  die  ein- 
zelnen Altersklassen  ein  mittleres  Alter  be- 
zeiclinet  würde,  welches  der  Schätzung  zu 
Grunde  zu  legen  sei,  z.  B.  bei  den  Flillen 
von  1 — 2  Jahren  zur  Zählimgszeit  im  De- 
zember ein  Alter  von  durchschnittlich  21 
Uonaten.  Ausser  Deutschland  hal>cn  noch 
Serbien,  Irland  und  Argentinien  den  Wert 
des  Viehstandes  eingehender  festgestellt, 
während  Frankreich  und  Belgien  raelir  all- 
gemeinere Schätzungen  veranlasst  haben. 
In  Italien  ist  der  Wert  des  ausgeführten 
Vieiies  zollamtlich  veranschlagt  und  mit 
entsprechenden  Abzf^n  auf  das  des  Ijandes 
zur  Anwendung  gebracht  worden. 

Für  die  Beurteilung  der  Rolle,  welche 
die  Viehhaltung  in  der  Landwirtschaft  und 
für  die  Elrnähmng  der  Bevölkerung  spielt, 
hat  weiter  die  Ermitielung  des  sogenannten 
Lebendgewichtes  des  Schlacht- 
viehes eine  hohe  Bedeutung.  Es  findet 
hierauf  dasselbe  Anwendung,   was  über  die. 


Ermittelung  des  Wertes  gesagt  ist  Einst- 
weilen gehören  indessen  diese  Ermittelungen 
noch  zu  den  Seltenheiten.  Sie  finden  für 
Rindvieh  und  Schweine  statt  in  DeulBCh- 
land,  sind  ferner  in  der  Schweiz,  in  Argen- 
tinien ucd  bei  seinen  grösseren  landwirt- 
schaftlichen Aufnahmen  in  Frankreich  voi*- 
genommen. 

Was  endlich  den  Viehbesitz  anlangt, 
so  eipebt  sich  solcher,  wie  vorhin  schon 
angedeutet,  aus  der  haushaltungs weisen  Er- 
hebung des  Viehstandes  von  selbst.  Es 
lassen  sich  daraus  dann  bei  der  Aufarbeitung 
des  Materials  die  erforderlichen  Momente, 
wie  besondere  die  Grösse  des  Besitzes  an 
.  den  einzelnen  Vieharten  und  die  Zusammeu- 
setzun^  desselben  leicht  herstellen.  Eine 
wünschenswerte  Erweiterung  der  Erhebungs- 
gegeostände  bestände  in  der  Frage  nach 
dem  Benife  der  Viehbesitzer  und  —  zur 
Erkenntnis  des  in  der  Landwirtscliaft  ge- 
nutzten Viehes  —  danach,  ob  die  Vieh- 
haltung in  oder  ausser  Verbindung  mit 
landwirtschaftlichem  Betriebe  erfolgt  Erste- 
res  gescliali  1Ö73  inOldenbui^,  letzteres  zu 
gleicher  Zeit  in  Deutschland  und  geschieht 
jetzt  in  der  Schweiz,  beides  1892  in  Preussen. 
Sonst  ist  der  Viehbesitz  besonders  ausführ- 
lich in  Argentinien,  in  der  Schweiz,  in 
Serbien,  in  Italien  und  in  einzelnen  deut- 
schen Staaten,  wie  in  Oldenburg,  Sachsen, 
Wflrtterabei^,  Baden,  und  zumal  neuerlich 
in  Preus.sen  und  Oesterreich  erhoben  und 
nachgewiesen  worden. 

Entsprechend  den  Erhebungsgegen stän- 
den pflegen  die  staatlichen  Veröffentlichun- 
gen ganz  überwiegend  sich  auf  die  Angabe 
der  Stückzahl  der  verschiedene a  Vieh- 
gattungen  und  Arten  und,  wo  Berechnuagen 
beigefilgt  sind,  auf  die  des  Verhältnisses 
des  Viehstandes  ziu'  Gesamtfläche  und  zur 
Bevölkerung  des  Landes  zu  beschräcken. 
Gnlndlichere  Verwertung  des  erhobenen 
Materials  hat  erst  selten  stattgefunden,  selbst 
dort,  wo  die  Erhebungen  ausgiebiger  waren. 
Neben  den  Arbeiten  des  deiitschen  statisti- 
schen Amtes  sind  hier  besonders  die  älteren 
aus  Sachsen,  von  Engel  herrölirenden  und 
die  aus  Oldenburg  zu  nennen,  in  welchen 
die  Bedingungen  der  Viehhaltung  und  die 
Verteilung  des  Viehbesitzes  eine  cingeheade 
Untersuchung  erfahren  haben.  Auch  die 
jüngsten  Veröffentlichungen  der  Schweiz, 
Ungarn B,  Oesterreichs,  Bosniens  und  der 
Herzegowina  haben  den  Gegenstand  näher 
zu  erforschen  gesucht. 

Erübrigt  es,  auch  jener  Ermittelungen 
der  Viehhaltung  noch  zu  gedenken,  welche 
als  Bestandteil  an  landwirtschafthchen  Auf- 
nahmen erfolgt  sind,  so  mag  sich  das  auf 
das  Deutsche  Reich  beschränken,  nicht  bloss 
weil  dieses  hier  am  nächsten  steht,  sondern 
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auch  weil  nach  der  Art  der  Behaadlung 
des  erhobenen  Materials  der  ZusammeD- 
hang  zwischen  Tielihaltung   und  Landvirt- 

BchMtsbetrieb  io  besonders  eingehender 
Weise  zur  Darstellung  gebracht  ist.  Ge- 
nannt seien  ausserdem  die  ähnlichen  \iagt^- 
■rischeo  Ermittelungen.  Erhoben  wurde  bei 
Gelegenheit  der  Berufs-  und  Gewerbezah- 
lung vom  5.  Juni  18S2  und  vom  Ü4.  Juni 
1895  für  jede  Haushaltung,  von  der  aus 
Landwirtschaft  oder  Forstwirtschaft  ge- 
trieben, d.  h.  eine  Fläche,  wenn  auch  von 
kleinstem  Umfange,  land-  oder  forstwirt- 
schaftlich bewirtschaftet  oder  Kühe  zum 
Milchhaudel  oder  zur  Molkerei  gebalten 
wurden  (neben  der  Grösse  der  Fliehe): 
die  Stückzahl  im  ganzen  an  Pferden,  Rin- 
dern. Schafen,  Schweinen  und  Ziegeu  sowie 
darunter  die  der  zur  Äckerarbeit  dienenden 
verschiedenen  Tierarten.  Die  Erfraguogen 
erstreckten  sich  also  nur  auf  das  zu  land- 
wirtschaftlichen Zwecken  gehaltene  "Vieh. 
Die  auf  diese  Weise  gewonDcnen  Thatsachen 
sind  dergestalt  nachgewiesen  worden,  dass 
für  je  16  nach  dem  Umfange  der  einzelnen 
Betriebe  an  landwirtschaftlicher  Bodenfläche , 
gebildeten  Grössenstufen  beziffert  ist:  ein- 
mal: die  Zahl  der  Betriebe  ohne  Nutzvieh, 
mit  den  einzelnen  Arten  Klein-  und  Gross- 
vieh  und  zwar  die  letzteren  in  ihren  ver- 
schiedenen Verbindimgen  {z.  B.  Pferde 
allein,  Pferde  und  Rindvieh  u.  s.  w.)  wie 
ferner  unter  Hen'orhebung  der  Betriebe, 
in  welchen  Grosavieh  je<ler  Art  zur  Acker- 
arbeit herangezogen  wurde ;  sodann :  die 
Stflckzahl  der  einzelnen  Viehgattungeu, 
auch  hier  wiedenim  unter  Ausscheidung 
der  zur  Ackerarheit  verwendeten,  Diu-ch 
dieses  Darstell nngs verfahren  ist  erst  die  zu- 
längliche Unterlage  geschaffen  worden,  die 
weitaus  hervorragendste  Bedeutung  der 
Viehhaltung  in  ihrer  Beziehung  zum  Land- 
wirtschaftsbetriebe näher  erkennen  zu 
können. 

III.  Die  ErgebniHse  der  Viehzählungen. 

1.    Deatschea    Reich    iDsbesondere. 

Werden  die  an  dieser  Stelle  im  Vorder- 
griinde  des  Interesses  stehenden  und  beson- 
Oers  ausgiebig  vorliegenden  Ei^bnisse  der 
ileiitschcn  Zählungen  für  sich  allein  in 
etwas  ausgiebigerer  Gestalt  dargethan,  so 
ist  zunächst  dieStüekzahl  der  einzel- 
nen Viehgattungen  und  ihr  Verhält- 
nis zur  Bodenflächc  fflr  das  Reich  und  die 
Bundesstaaten  sowie  für  die  griissereii  Lmi- 
desteile  zu  belegen.  Dabei  stehen  nun  frei- 
lich immer  nocli,  als  die  zuletzt  veröffent- 
lichten, die  Thatsachen  der  grösseren  Zäh- 
lung von  1892  und  der  kleineren  von  1H97 
zu  (jcbote,  da  die  der  jüngsten  Aufnahme  von 
19Ü(I  noch  nicht  bekannt  sind.    Man  erhält 


dann  als  Bestand :  (s.  d.  Tabelle  auf  folgen- 
der Seite.) 

Die  Viehhaltung  Deutschlands  zeigt  hier- 
nach recht  erheblich  räumliche  Abweichungen. 
An  Pferdereichtum  steht  —  abgesehen  hier 
und  femer  von  Berlin  und  den  Hanse- 
städten —  Ostpreussen  obenan,  mit  12  Stück 
auf  der  Flächeneinheit,  dem  das  Königreich 
Sachsen  einigennassen  nahe  kommt.  Auch 
Bi-aun schweig,  Hannover  und  Westpreuasen 
thun  sich  hervor.  Dagegen  treten  Bayern 
mit  gerade,  die  gebirgigen  Länder  Hohen- 
zollem,  Baden,  Coburg,  Gotha,  Schwarzburg- 
Rudolstadt  mit  noch  nicht  5,  ja  Sachaen- 
Meiningen  mit  noch  nicht  3  Haupt  entschie- 
den zurück.  Der  Rindviebstand  steigt  zu 
50  Stück  auf  1  qkm  am  ausehnhchsten  in 
Württembeig'  und  Sachsen  -  Altenbui^  an 
imd  sinkt  bis  auf  wenig  über  20  in  Bran- 
denburg, Pommern,  Schwai-zburg-Kudolstadt 
und  erreicht  diese  Stärke  nodi  nicht  in 
Mecklenburg  -  Strelitz.  Der  letztere  Staat 
sowie  Pommern  und  Schwarzbui^-Sondew- 
hausen  zeichnen  sich  mit  46  Stück  durch 
die  dichteste  Schafhaltung  aus,  während 
sie  namentlich  im  Königreich  Sachsen  und 
Baden  von  ganz  untergeordneter  Bedeiitung 
ist  Vorzugsweise  findet  sie  sich  in  Gegen- 
den mit  ausgebreitetem  grossen  Grundbesitz. 
Hecht  abweichend  verteilt  ist  der  Bestand 
an  Seh  weinen,  der  sich  in  Schwarzburg- 
Sondershausen  auf  über  70  Stück  auf 
1  qkm,  sonst  in  Lippe  auf  64,  in  der  Pro- 
vinz Sachsen,  in  Sachsen- Alten bui^  und 
Braunschweig  auf  über  40  erhebt,  in  einer 
ganzen  Reihe  von  Ländern  dawider  noch 
nicht  20  Haupt  ausmacht.  Auch  die 
Schwankungen  in  der  Ziegenhaltung  treten 
auffällig  entgegen,  wenn  in  Lippe  etwa  27, 
in  Ostpreussen  noch  nicht  einmal  1  Haupt 
auf  die  Flächeneinheit  treffen. 

Die  Gründe  der  verschiedenen  Stärke 
der  Viehhaltung  sind  mannigfaltige.  So 
üben  darauf  Einfluss  die  Beschaffenlieit  des 
Bodens,  die  Art  der  landwirtschaftlichen 
Betriebsführung  in  der  Richtung  des  vor- 
herrschenden Körnerbaues  oder  der  Grün- 
lands Wirtschaft,  das  Vorwal  tan  grösserer 
oder  kleiner  Wirtschaftsbeti-icbe,  die  dich- 
tere oder  losere  Besiedelung.  Besonders 
ersichtlich  ist  der  Einfluss  der  Bodengüte 
nach  den  Untereuchungen  Bötzows  (vgl. 
Litteratur).  Führt  man  nämhch  nach  dem 
auf  dem  Füttemngawerte  benihenden,  wenn 
an(^h  nur  annähernd  zutreffenden  Verfahren 
den  Viehstapel  auf  Rind\ieh  (1  Haupt 
Rindvieh  =  ^'s  Pferde,  4  Schweine,  10 
Schafe,  12  Ziegen)  zurück,  so  kommen  nach 
der  Viehzählung  von  1883  auf  1  qkm  der 
trockenen  Fläche  in  Preussen  im  Mittel 
Ü.9  Stück  reduziertes  Rindvieh,  <lagegen 
in  Bezirken  mit  gutem  Boden  55,3,  mit 
I  mittlerem    4r»,0   und    mit   schlechtem    nur 
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Staat  beaw.  Provinz 

Pferde 

Kindvieh 

Schafe 

Schweine 

Ziegen 

1 

1 

£       1 

1 

Anzahl 

auf  1  qkm 

1892 

433  79a 

958288 

937  039 

699971 

25545 

11,5'  25,9 

25,3 

.8,9 

0,7 

1897 

.445  7«> 

1021827 

726486 

779  366 

12,91  27,6 

.9,6 

1898 

«21  274 

553600 

952025 

424908 

78808 

8;7l  21,7 

37,3 

löj 

3>i 

1897 

231  740 

602451 

688520 

534373 

9,''  13,6 

27,0 

20,9 

Berlin 

1892 

43  943 

7193 

4101 

4651 

i'o56 

693,1.115,0 

64)7 

73,4 

'6,7 

1897 

50365 

9  397 

2958 

10772 

794,5  148,2 

46,7 

169,9 

Brandenburg     .    . 

1892 

266509 
280512 

ßS 

■SS 

885487 

256021 

6,7|   19,1 
7,0    20,2 

'li 

'9,1 

22,2 

6,4 

Pommern .... 

1892 

200585 

598254 

.851813 

634293 

80  711 

6,7,    .9,9l6l,S 

2,7 

1897 

20658t 

656 192 

1  406  953 

7845^5 

69    3. ,846:7 

26;ö 

1892 

231  436 

752  746 

1  001  489 

548871 

104142 

80    26,0:34,6 

i8;9 

3,6 

1897 

249609 

836  869 

695  55a 

665.02 

8,6^  28,9;24,o 

23,0 

Schlesien  .... 

1892 

296  725 

1  457  576 

657271 

658  702 

206268 

7,4    36,2|i6,3 

i6;3 

5.1 

1897 

3"  119 

1  530  167 

437  184 

789781 

7,7    38,0;  10,8 

19,6 

Provinz  Sachsen   . 

1892 

198358 

697906 

1  064  994 

893112 

291304 

7,9    27,6|4a,2 

35,4 

".S 

1897 

20777' 

754660 

903464 

I  068  904 

. 

8,2    29,0 

35,« 

42,3 

1892 
1^ 

172  107 
180106 

gs 

289521 
250678 

344968 
482437 

44653 

9,11  43,3 
9,5    45,8 

.8,3 

25,4 

3,4 

1892 

222582 

985279 

l  177  016 

1040990 

221  343 

5,8;  25,6 

30^6 

«7,1 

5,8 

1897 

,234604 

I  064  586 

971669 

1314762 

6,11  27,6 

34,1 

Westfalen     .    .    . 

1892 

133177 

603305 

316327 

638308 

206817 

6,6'  29,6 

31,6 

lö,2 

1897 

145918 

641 205 

275  133 

795  475 

7,2;  31,7 

13,6 

39,4 

Hesaen-Nassan  -    - 

1892 

75561 

548210 

410933 

404  3S2 

.52229 

48   34,9 

26,2 

25;8 

9.7 

1897 

80544 

56s  303 

390790 

464479 

5;i    36.0 

24,9 

39,6 

Sheinland 

1892 

162357 

1076945 

249238 

646481 

292007 

6,0  39,9 

9,2 

24,0 

10,8 

1897 

178538 

I  446  649 

201613 

790294 

6,6;  42,5 

7,5 

29,3 

Hohenzollem     .    . 

1892 

5244 

47  475 

10530 

23037 

2  99S 

4,61  41,6 

9,2 

20,2 

i.6 

1897 

5305 

46S12 

9810 

24474 

4,6!  41,0    8,6 

21,4 

Kgr.    Prenasen 

2  653  644 

9871381 

10109544 

7725447 

1963909 

7,6,  28,329,0 

22,2 

5,6 

E08 

1897 

2808419 

10552672 

7859096 

9390231 

8,1    30,322,5 

26,9 

Bayern     .... 

1892 

369035 

3337978 

968  4U 

1  358744 

268471 

4,9   44,o'i2,8 

17,9 

3,5 

1897 

376757 

34194^1 

905916 

1412579 

S,o   4S,iiii,9 

18,6 

1892 
1897 

148499 
161317 

664833 
681  78S 

105  194 
79365 

433800 
498  523 

128  562 

9,9!  44,3    7,0 
'0,8    45,5'  5,3 

33,3 

8,6 

Württemberg:    -    . 

1892 

101  679 

970588 

38s  620 

394616 

70305 

5,2    49,8  19,8 

3.6 

1897 

107  140 

991605 

341  250 

433  507 

5,5l  50,9  =7,5 

^den 

1892 

67595 

634  984 

98107 

390  464 

102  682 

4,5 

42,.    6,5 

25,9 

6,8 

1897 

715'S 

650885 

81821 

411253 

4,7 

43,2'  5,4 

27,3 

Hessen 

1892 

5^439 

321641 

91  277 

246913 

.15158 

6,8 

41,911,9 

32,1 

'5>o 

1897 

56002 

324  626 

86731 

271595 

7,3 

42,311,3 

35,4 

Hecklenb.-Schweiiu 

96046 

301751 

732  177 

318659 

26645 

7,3 

22,9' 55,6 

24,2 

2,0 

1897 

98479 

324885 

566386 

386454 

7,5 

24,7:43,1 

»9,4 

Sachsen- Weimar   . 

1892 

19121 

119  720 

113208 

122  974 

46405 

5,3 

33.3  31,5 

34,2 

12,9 

1897 

20847 

127  959 

98383 

134218 

5,8 

35,4  J7,2 

37,1 

Heckienb.-Strelitz 

1892 

18786 

46360 

161957 

53694 

8707 

6;4 

I5,9,55J 

'8,3 

3,0 

1897 

18560 

49988 

135  127 

61598 

6,3 

17,146,1 

Oldenburg     .    .    . 

1892 

3888, 

234086 

139595 

133  456 

32490 

6,. 

36,421,7 

2Ö;8 

5,1 

1897 

40022 

252  652 

124550 

178910 

6,2 

39,3' 19,4 

27,8    . 

Brannschweig  .    . 

1892 

3-682 

113798 

■78552 

141215 

52388 

8,6 

31,048,6 

38,5  '4,3 

1897 

33170 

120798 

149  149 

-57  931 

9,0 

32,9  40,6 

43,0 

Sacliften  -Meiningen 

1897 

6379 
7179 

68237 
71623 

44  349 
37875 

62487 
66039 

33411 

2,5 
2,9 

27,6  .8,6 
29,015,3 

'M 

■3,5 

Sachsen -Altenborg 

1892 
1897 

11009 
11807 

65438 
67282 

1416s 
10754 

53200 

58603 

.4741 

8,3 
8,9 

49,4  10,7 
50,8    8,1 

40,2 
44,3 

'1,1 

S.-Cobnrg-Gotha    . 

1892 

92[1 

61679 

58069 

71336 

32962 

4,7 

31,529,7 

36,51.6,8 

1897 

968s 

65734 

50615 

7830S 

4,9    33,625,9 

40,0     . 

Anhalt 

1892 

17360 

59985 

HO  107 

72506 

30620 

7,6   26,1  48,0 

3i,6!i3,3 

1897 

18515 

67100 

91815 

90815 

8,1     29,2'40,0 

39,6;    . 

1892 

4472 

21964 

47420 

28801 

13300 

5,2  25,5'55,o 

33,4' 154 

1897 

4787 

23496 

40  100 

32733 

5,61  27,346,5 

33.0    . 

1892 

3094 

19847 

39946 

24846 

16006 

3:3'  21,1  31,8 

36,4' 17,0 

1897 

3296 

2,094 

25978 

27452 

3,5 

22427.6 

29,2 

■ 

KuidwSrteibacli  d«r  StMlHwUienschaften.     Zweite  Anllaee.    VU, 
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Staat  beiw.  Provinz 

Herde 

Kinarieh 

Schilfe 

Schweine 

Ziegen 

i 

•g 

1        "^ 

Anzahl 

'  auf  1  qkm 

WJd«k.   .   .   .{il? 

638. 

«60a 

1I157 

S2S66 

37469 

8oS3 

5.7 

22,8 

46,9 

24,51  7,2 

6  2S4 

46317 

33104 

5,6 

^5,( 

41,3 

29,Si    . 

Ee™j.Lmle.    .  {  J^ 

1691 

1301s 

3468 

7  979 

3663 

5,3 

4!,1 

l'^ 

2S,3!lt,fr 

1977 

13946 

2525 

8401 

6,2 

44,  r 

8,0 

26,6      . 

Heuaa  altere  Linie  |J^ 

3  9" 

4  434 

32136 

33560 

11064 
9789 

21295 

34044 

10373 

4,7 
5,4 

38,9 

40,6 

13,4 
i(,9 

25.8 

29,1 

.2,6 

307s 
3009 

10910 

II 971 

3683 
1887 

19473 
34376 

6  127 

9,1 

8,8 

3»,i 
35,* 

7,9 

5,5 

57,3 
71,7 

.8,a 

r-ipp. W 

8967 

3S350 

37092 

64453 

32543 

7,4 

29,1 

22,3 

53,0 

26,8 

9361 

37348 

21468 

77769 

7,6 

i°,7 

•7:7 

64;o 

Mbeck                     ; '« 

3438 

8236 

4007 

7605 

i'69i 

>'.S 

27,6 

13,4 

25,5 

5,7 

i^uoecK     .    .    .    .  ^  1897 

3740 

8756 

3  422 

9002 

12,6 

29,4 

'',5 

30,2 

Bremen    -    •    -    ■  {S 

57IS 

IS  494 

I  127 

9  995 

4254 

22,3 

60,4 

4,4 

38,9 

16,6 

6482 

16  119 

522 

'4875 

35,3 

62,8 

2,0 

57,9 

Hmburg n«P 

16937 

13168 

3602 

.2456 

5723 

40,9 

31,8 

8,7 

30,1 

■3,8 

17  141 

13969 

2727 

16602 

41,3 

33,7 

6,6 

40,0 

Eb«ss-Lothmgen{J^ 

137  3*7 
138689 

487  Z43 

512329 

97303 
93104 

370405 
375  63s 

62098 

9,5 
9,6 

33,6 
35,3 

6,7 
6,4 

25,5    4.1 
25,9     . 

Deutsch.  Keich  /jf^ 

3836256 

'7SSS694 

13589612 

12  174288 

3  091  287 

7,1 

32,5 

25,1 

22,5   5,7 

403848s 

18490772 

1086677214174557 

7,5 

34,2 

2d,I 

»6,4 

33,7  Stflck.  —  Auf  die  Bedeutung  der  Be- 
triebsgrösse  wird  noch  weiter  uoten  einzu- 
gehen sein. 

Ton  Belang  ist  vornehmlieh  und  vor 
allen  Dingen  auB  Grlinden  der  Lebens- 
mittelvereorgung  die  Gröeso  des  Vieh- 
standes im  Hinblick  auf  die  Be- 
völkerung. Im  Mittel  des  Reiches  kamen 
1897  auf  100  Einwohner  7.5  Pferde,  35,4 
Rinder,  20,8  Schafe,  27,3  Schweine  und 
(1892)  6,3  Ziegen,  Auch  nach  diesem  Ge- 
sichtspunkt ist  die  Verteilung  flher  das 
Reichsgehiet  sehr  abweichend,  doch 
merklich  anders  als  im  Verhältnis  zur 
Fläche.  So  wurden  z.  B.  für  1883  von 
auf  RindWeh  zurltckgefOhrtem  Vieli  auf 
1  qkm  im  Königreich  Sachsen  (i3,7,  auf 
100  Einwohner  50,1,  im  Rheinland  50,1 
und  32,9,  dagegen  in  Mecklenburg  40,1  und 
96,9,  in  Schleswig-Holstein  56,4  und  94,4, 
in  Herzogtum  Oldenburg  47,8  und  96,1,  in 
SOd-Bayoru  54,9  und  91,8  Stfick  ermittelt. 
Ersteie  Länder  haben  eine  dichte,  letztere 
einedünno  Bevölkerung.  Wenn  auch  nicht 
fiberall,  80  doch  in  der  Regel  ist  das  Ver- 
hältnis zur  Bevölkerung  im  allgemeinen 
nietbig,  wo  diese  dicht  auf  der  Fläche  zu- 
sammengedrängt wohnt,  umgekehrt  hoch, 
wo  sie  sifh  nur  lose  angesiedelt  hat.  Das 
erhellt  namentlich  dann,  wenn  man  die 
Oebictivibsehnitle  des  Reiches  nach  ihrer 
Volksdichtigkeit  abstuft.  Dann  komineu 
(1883)  an  GesamtviehstaRd : 


ei  Einw.  auf 

anf 

.     auf 

1  qkm 

100  Einw. 

1  qkm 

unter  50 

96,7  Stück 

42,0  SOiek 

77,9     „ 

43,9      , 

53,3       n 

100-150 

4S,3     „ 

48;8  : 

150-200 

63J  ;; 

600-1000 

9,^  : 

4,4  „ 

832,0  „ 

Der  Viehstand   verhält   ^ch  also  liier- 

nach  zur  Bevölkerung  um  so  schwächer, 
je  mehr  selbige  angehäuft  ist.  Landwirt- 
schaft und  Viehhaltung  erfordern  einen 
grossen  Spielraum,  der  ihnen  nur  bleibt,* 
wo  die  Besiedelung  eine  schwächere  ist, 
der  aber  freilich  durch  die  Intensität  des 
Betriebes  in  gewissem  Grade  ausgeglichen 
werden  kann.  Drängt  aber  die  dichter 
werdende  Bevölkerung  die  Bodenbewirt- 
schaftung  und  Viehhaltung  zurück  und 
vermindert  damit  den  Beh-ag  an  Vieh  für 
den  einzelnen  Bewohner,  so  ist  das  doch 
I  nur  so  zu  verstehen,  dass  lediglich  verhält- 
]nismfissig  die  Viehhaltung  der  Bevölkenmg 
pegeuJlber  um  so  schwächer  sich  gestaltet, 
als  diese  an  Dichtigkeit  gewinnt  Denn 
selbstverständlich  wachst  der  Verzehrungs- 
bcdarf  der  Bevölkenmg  mit  deren  Dichtig- 
keit. Um  dem  zu  genügen,  muss  daher 
im  allgemeinen  der  Viohstand  im  Hinblick 
zur  Fläche  in  dichter  bovölkerteren  Gegen- 
den ein  ausgedehnterer  als  in  schwächer 
bevölkerten    sein.      Dafür    sprechen    auch 


■'»'^ 


(lie  Thataachen  der  zveiteo  Zahlenreihe. 
Diese  mit  ihrem  der  ersten  eatsjegengesetz- 
fen  Verlaufe  bekundet,  daas  der  auf  der 
Fl&ehe  gehaltene  Viehstand  im  ganzen  mit 
der  zuoehmeaden  Dichtigkeit  der  Bevöl- 
kerung wächst  und  das  in  stetiger  Weise. 
Eine  abweichende  Stellung  beh^pten  niur 
die  Schafe,  die  mit  der  Dichtiglteit  der 
Besiedelung  abnehmen,  so  zwar  dass  bei 
unter  50  Einwohuem  auf  1  qkm  ihrer  59,1 
auf   diese   Flächeneinheit,    bei   fiber    1000 


Einwohnern  jedoch  nur  9,2  entfallen.  IHe 
Schafhaltung  ist  eben  an  weite  und  lose 
besiedelte  Flächen  gebunden. 

Das  Verhältnis  zur  Bevölkerung  gewinnt 
namentlich  dann  an  Bedeutimg,  wenn  ans 
der  Bewegung  des  Viehstandee  nach- 
gewiesen ist,  ob  und  inwieweit  diese  mit 
der  EntwickeluDg  jener  Schritt .  gehalten 
hat.  Geht  man  bis  1873  zurdck,  so  wur- 
den gezählt: 


Jahr      Pferde       Bindvieb        Schafe 


Schweine        Ziegen 


Antabl 
335*231     1577670a     34999406      7124088     2220002 
3522545     15786764     19189715      9206195     2640994 
3836256     17555694     13589612     12174288     3091287 
4038485     18490772     10866722     14274557 


auf  100  Einwohner 

8,3     38,4     60,9     17,4  5,7 

7.7  34,5     42>o     ao,i  5-8 

7.8  35,5     a7>5     34,6  6,3 
7,7     35,4     ao,8     27,3  . 


Gewachsen  ist  also  die  Anzahl  des 
Viehes  mit  Ausnahme  der  der  Schafe  in 
dem  fast  25jährigen  Abschnitte  diuchweg 
beträchtlich.  Indessen  sind  es  doch  nur 
dieSchweine  und  Ziegen,  welche  entsprechend 
der  Volksmenge  sich  yermehrt  haben.  Jene 
haben  neuerlich  gegen  187Z  eine  Zunahme 
von  mehr  als  zwei  Drittel  erfahren  und  da- 
mit die  der  Bevölkerung  in  der  gleichen 
Zeit  von  einem  reiehliclien  Viertel  nicht 
niu-  erreicht,  sondern  noch  Oberiiolt.  Diese 
Vermehning  hängt  mit  veränderten  Zielen 
der  Viehhaltung  zusammen,  denen  gemäss 
das  sich  zahlreich  vermehrende,  rasch  wach- 
sende Schwein  das  hervorragendste  Nutz- 
tier für  die  Fleischversoi^ng  der  Bevölke- 
rung geworden  ist,  wozu  die  starke  Ent- 
faltimg der  letzteren  den  nächsten  Anlass 
gegeben  hat.  Ebenfalls  durch  die  Volkszu- 
nahme pflegt  das  Wachstum  der  Ziegen 
beeintlusst  zu  werden,  insbesondere  dort,  wo 
eine  grosse  FabrikbevOlkenmg  sich  bildet. 
Pfenle  und  Rindvieh  dagegen  sind  unter 
ihr  älteres  Verhältnis  zurückgegangen.  Was 
die  Abnahme  der  Schafe  anbelangt,  so  ist 
ihre  Zucht  bis  über  die  Mitte  dos  Jahrhun- 
derts hinaus  namentlich  im  Norden  und 
Nordosten  Deutschlands  dort,  wo  der  Gross- 
hetrieb  der  I^nd  Wirtschaft  herrscht,  eifrig 
gepflegt  \md  für  die  nationale  Wolierzeugung 
von  grosser  Bedeutung  gewesen,  nach  und 
nach  aber  und  im  steigenden  Masse  gesunken 
infolge  der  gewaltig  angeschwollenen  Ein- 
fuhr ausläadisciicr  Wollen  aus  den  men- 
schenarmen Länderstrichen  der  Laplala- 
Staaten ,  des  Caplandes,  Australiens  und 
Neuseelands  und  des  dadurch  bewirkten 
Dnickes  auf  die  Preise. 

Fflr  die  Beurteilung  der  Bewegung  des 
Fleisch  Viehbestandes  darf  übrigens  nicht 
ausser  acht  gelassen  wer<len,  dass  ausser 
der  Stückzahl  auch  die  Fleisehhaltigkeit 
eine  Rolle   spielt.    Wie  aber  feststeht,   hat 


die  Zflchtungs-  und  Ernährungsweise  des 
Tiehes  in  den  letzten  Jahrzehnten  bedeutende 
Fortschritte  gemacht  und  so  zur  vermehrten 
Fleischversorgung  beigetragen. 

Ziffemmässig  lässt  sich  dies  auch  durch 
das  ermittfclteLebendgewicht  des  Rind- 
viehs und  der  über  1  Jalir  alten  Schweine 
belegen.  Dort  betrug  es  1883  5062038, 
1892  5989652,  hier  239532  und  332620 
Tonnen  (zu  1000  kg).  Die  Zunahme  der 
Gowtchtsmasse  der  Schweine  erreichte  also 
in  9  Jahren  39,  die  des  Rindviehs  18  "h. 
Die  letztere  ist  sichtlich  höher  als  die  der 
Stückzahl,  die  im  gleichen  Abschnitt  doch 
nur  11  °la  ausmachte. 

Geht  man  auf  Geschlecht,  Alter 
und  Beautzungsweise  der  Tiere  ein, 
so  zerfielen  1892  die  Pferde  in  186893 
Fohlen,  544626  jimge  Pferde  von  2—4 
Jahren  und  3104737  ältere.  Von  den 
letzteren  waren  11 445  Zuchthengste,  2  384386 
vorzugsweise  zur  Landwirtschaft  benutzt, 
115972  Militär-,  und  592934  sonstige  Pferde, 
Durch  die  Aufzucht  von  Fohlen  ragen  her- 
vor Holstein,  Ostpreussen,  wo  2,6,  Schles- 
wig-Holstein, Posen,  WestpreusacD,  Herzog- 
tum Oldenburg,  EIsass-Lotnringen,  Mecklen- 
burg-Schwerin, wo  zwischen  1—2  Fohlen 
auf  1  qkm  kamen.  —  Das  Rindvieh  setzte 
sich  zusammen  aus  1865300  Eälbern, 
4180341  Stuck  Jungvieh  von  Vi— 2  Jahr 
uud  aus  11510053  älterem  Rindvieh.  Von 
dem  Jungvieh  wurden  96333  Bidlen  zur 
Zucht  benutzt,  vom  ausgewachsenen  Rind- 
vieh 185252  und  waren  1378637  sonstige 
Stiere  und  Ochsen  und  9946_164  Kühe.  — 
Von  den  Schafen  waren  3/72S49  unter 
und  9816763  Ober  1  Jahr  alt  und  unter 
den  letzteren  200696  Böcke,  6771 647  Mutter- 
schafe und  2S44420  Hammel.  Unter  dem 
Gosamtbestande  befanden  sich  1599467 
feine  Wollschafe  (Merinos),  —  Schweine  gab 
es  9369857  unter  und  2794431  über  1  Jahr 
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alte,  unter  velcben  letzteren  es  627301  Bleibt  endlich  noch  der  Verkäufe- 
Zuchteber,  903  832  Zuchtsauen  und  1837869  wert  zu  berücksichtigen,  so  betrug  dieser: 
souBt^  Tiere  gab.  1 


für 

in  tan; 

e  n  d  Hark 

1883 

1892 

Pferde      .    . 

.     1678661,7 

1880839.« 

RindTielt .    . 

■    3074139,2 

3  547  »97,7 

Schfrfe.    .    . 

ai7  747,5 

Schweine .    . 

.'       476698;s 

684647,4 

Ziegen     .    . 

39  646,3 

48038,9 

Zn^men    . 

■    5575718,5 

6  37S  570,7 

Der  Wert  des  geBainteo  Viehstandea,  der 
Bich  von  1883  auf  1892  um  15%  hob, 
stellt  in  der  Höhe  von  reichlich  G  Milli- 
arden einen  ansehnhchen  Teil  desNational- 
vermCgene  dar.  Die  grossere  Hälfte  tragt 
dazu  008  Rindvieh  bei.  Zur  Fläche  verhalt 
sich    der   Wert   derart,   dass    auf    1  qkm 


11800,5,  und   zur  Bevöltening,    dass   auf 
1  Einwohner  129,1  Mk.  entfallen. 

Soll  nun  auch  noch  insbesondere  karz 
der  landwirt  Schaft  liehen  Nutz  Vieh- 
haltung gedacht  werden,  so  wurden  nach 
der  Zählung  von  1895  ermittelt: 


bei  einer 

[andwirtach. 

Pferde 

Rindvieh 

Schafe 

Schweine 

Ziegen 

Flache  von 

ha 

Anzahl 

unter  2 

88488 

1  415239 

567  687 

3  46s  989 

2  485  3SO 

2-5 

255998 

2  803900 

48927s 

2338588 

295194 

5-20 

•  147  454 

6  227  233 

1  871 295 

4210934 

252096 

20-100 

1  «54  223 

4650993 

3498936 

2  658  560 

64374 

über  100 

650  739 

«  957  277 

6165677 

88857  t 

8237 

ZuBammeu 

3  367  298 

17  053642 

13593870 

13  56a  64a 

3105251 

auf  100  ha  landwhiachaftlicher  Fläche 

unter  2 

4,9 

78,3 

31,3 

191,7 

137,4 

2-5 

6.9 

85,3 

14,9 

71,2 

9,0 

5-20 

11,8 

64,1 

19,3 

43,3 

2.6 

20-100 

12,7 

47.1 

35,5 

26,9 

0.7 

über  100 

8,3 

»5,0 

78.7 

"1,4 

0,1 

10,4 

5M 

38,7 

41,7 

9,6 

Ein  enger  Zusammenhaag  zwischen  der 

verhältnismassigen  Grösse  des  Yiehstandes 
und  dem  Umfange  der  Wirtschattsfläche 
tritt  deutlich  entgegen,  freihch  für  die  eia- 
zelnea  Tieigattungen  in  abweichender  Rich- 
tung. Vom  Rindvieh,  von  Scliweinen  und 
Ziegen,  also  von  den  für  den  Unterhalt  der  Be- 
völkerung belangreichsleii  Gattungen  wird 
im  allgemeinen  auf  der  gleichen  Fläche  um 
so  mehr  gehalten,  je  kleiner  die  Betriebe 
sind.  Eine  Ausnahme  macht  das  Rindvieh 
nur  insoweit,  als  die  kleinen  Parzellenbetriebe 
unter  2  ha  von  den  kleinbäuerlichen  zwi- 
schen 2  und  5  ha  überholt  werden,  da  jene 
beschränkten  Wirtschaften  oftmals  für  Rind- 
viehverwendungen Doch  nicht  ausreichen. 
Dagegen  ist  die  Schweine-  und  Ziegenhaltung 
in  ausgeprägtem  blosse  gerade  den  Zwerg- 
betrieben eigen.  Bei  den  Pferden  und 
Scli&fon  besteht  das  umgekehrte  Verhältnis, 
sodass  ihre  Nutzung  mit  der  steigenden 
Wh-fs(:haftsgrü8se     zimimmt,      bei    ersterer 


wenigstens  bis  zur  vorletzten  Stufe.  Die 
Schafe  sind  auch  beim  ParzeUenbetriebo 
und  das  vielfach  als  Milchtier  für  die  kleine 
ArbeiterbevQlkerung  stark  vertreten.  Da- 
nach fällt  ihre  Verwendung  und  hebt  sich 
erst  kräftiger  beim  grosshäuerlichen  und 
vollends  beim  Grossbetriebe,  sodass  die 
Schafe  sich  auch  hier  recht  eigenthch  als 
das  Tier  des  ansgedelmten  Betriebe  er- 
weisen. 

2.  Die  europäischen  Staaten.  Soweit 
Viehzählungen  in  mehr  oder  minder  voll- 
kommener Gestalt  vorgenommen  worden 
sind,  folgen  ihre  neuesten  bekannt  geworde- 
nen Ergebnisse  für  die  fünf  wichtigsten  Tier- 
gattimgen  nebst  einer  Berechnung  ihres 
Verhältnisses  zur  Fläche.  Um  dabei  zu- 
gleich die  Bedeutung  der  BevSUrenmgs- 
dichtigkeit  umähemd  ermessen  zu  können, 
ist   auch   diese   beigefügt.     Danach  erhält 
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Staat 

Herde 

Rindvieh 

Schafe 

Schweine 

Ziegen 

1 

■g 

1 

1 

1 
t 

1 

1 

Anzahl 

auf  1  qkm 

DeDtMhea        Beich 

(1897,  fUr  Ziegen 

1892) 

403848s 

18490772 

10866722 

14274557 

3091287 

7,5 

34,2 

26,4 

5,7 

97 

Belgien  (1896)    .    . 

271517 

1420976 

235  722 

1  163133 

241045 

9,2 

48,2 

8,0 

39,4 

8,2 

328 

Balgarien  (1893)      . 

343946 

1  767  974 

6  868  29) 

46.  635 

i  263  77» 

5,5 

38,0 

.8,7 

°,7 

3,0 

37 

Dfinemark  (1893)    . 
Frankreich      (1897) 

410639 

1696190 

1346552 

839 131 

25266 

10,6 

40,3 

31,4 

0,6 

SS 

(animanx  de  ferne) 

2  899  131 

13486519 

21445113 

6261764 

1  495  756;  5,0 

*5,i 

39,9 

11,7 

2,8 

73 

England  n.  Schott- 

land {18981  Oand- 

wirtschaftL  Vieh) 

I  517  160 

6622364 

26  743  194 

»451595 

.  '     1  6,6 

24.4 

116,4 

10,7 

144 

Irland  (1893)  deagl. 

S'3788 

4486242 

4  287  274 

1  253  682 

.          6,1 

58,3 

51,2 

15,0 

56 

Italien  (1890), 

Schutig. .    .    .    . 

7SOOOO 

5000000 

6900000 

1800000 

1800000   2,5 

17,5 

24,1 

6,3 

6,3 

Bosnien  nnd  Hefze- 

gonina  (189ö) .     . 

a  J3  32z 

1417  341 

3230720 

662242 

1  447  049I  4,6 

27,8 

63,3 

13,0 

28,4 

31 

Lniemhorg  (1889)  . 

17965 

86049 

29917 

59  470 

12  7821  6,9 

33,1 

",5 

4,9 

84 

Niederlande  (1897)  . 

273500 

I  621  300 

729100 

653500 

175000I  8,3 

49,1 

33,0 

19IS 

5,3 

'1^ 

Oesterreich  (1890)  . 

1 548 197 

8  643  936 

3186787 

3  549  700 

1  035  832,   5,2 

28,8 

]o,6 

11,8 

3,5 

Ungarn  {1896)    .    . 
Rumänien  (1890)    . 

2  383  02i 

6  738  257 

S1326S1 

7330091 

308810I  7,0 

20,7 

35,0 

22,5 

0,9 

5ä 

532  526 

2  328  978 

4390752 

183320 

■901489    4,8 

'7,8 

41,2 

1,4 

6,9 

45 

Enrop.        KnsHland 

Finlandasa?)    '.    '. 

20837680 

276222660 

48220  115 

10742100 

■      ■  ■  ■         4,2 

5,5 

9,6 

19 

306374 

iS"0  99i 

I  lol  456 

222317 

1 1  358,  0,8 

4,0 

2,9 

°fi 

0,0 

7 

108361 

164000 

3464954 

175000 

2510970J   1,7 

*,5 

53,6 

a,7 

3,9 

37 

Serbien  {1896)     .    . 

169298 

912899 

3094206 

904446 

5*5  991,  3,5 

19,0 

64,1 

18,7 

10,9 

51 

Schweden  (1896)     . 

506026 

2  540  225 

1313385 

787461 

74337    1," 

5,6 

2,9 

1,8 

0,2 

11 

Korwegen  (1890)    . 
Schweu  {im)    .    . 

150898 

1006499 

1417524 

J31057 

374  458 

0,5 

3.1 

4,4 

0,4 

.0! 

6 

108969 

1306696 

271901 

566974 

415817 

3,6 

31,6 

6,6 

13,6 

76 

Spanien  (1880)  ohne 

NavaiTa  und  die 

bask.  Provinzen  . 

310  275 

1460253 

13773804 

1  161 676 

3  635  281 

36 

Portugal  (1870)  .    . 

79716 

520  474 

2706777 

776868 

936869 

0,9 

.  S'^ 

30,4 

8,7 

10,5 

5« 

Auf  den  Inhalt  der  voTaufgehenden  Er- 
gebnisse einzugeheu,  wüide  an  dieser  Stelle 
zu  weit  führen  und,  ohne  andere  That- 
sachen  heranzuziehen,  keinen  rechten  "Wert 
haben.  Hio^wiesen  sei  lediglich  auf  die 
ausserordentlichen  Verschiedenheiten  in  der 
Dichtigkeit  des  Viehstandes  der  europäischen 
Staaten. 

Uebri^ens  ist  die  Viehhaltung  an  Last- 
imd  Zugtieren  für  etliche  Länder  keines- 
wegs erschöpft,  vielmehr  fällt  der  Bestand 
an  Eseln,  Mauleseln  und  Maultiec«n  mit^ 
unter  beträchtlich  ins  Gewicht,  so  zusammen 
mit  996  26i  Stück    in  Spanien,    188640   ' 


Zahlen  liegt   eine  ältere,    durch  Schätzung 
ergänzte  Zählung  zu  Grunde. 

3.  Ansserearopälsche  Läoder.    Auch 

das,  was  aus  aussereuropäischen  Gebieten 
hier  vorliegt,  sei  angereiht.  Mehr  noch  als 
den  europäischen  dlirfte  diesen  Ergebnissen 
ein  recht  verschiedener  Wert  beikommen. 
Auch  ist  die  Vollständigkeit  der  lllrhebung 
abweichend,  so  sind  z.  B.  in  den  Vereinigten 
Staaten  Ton  Nordamerika  die  EinjahrslätDiner 
bei  den  Schafen  nicht  mitgeziUilt  Zu  be- 
merken ist,  dass  in  der  auf  S.  480  folgen- 
den Uebersicht  die  Büffel  (wie  auch  in  der 
vorhcreehendon,  auf  die  europäischen  Staaten 
Portugal,  400  000  in  Italien,  567 129  in  Frank-  bezfighcheu)  dem  Rindvieh  zugerechnet  sind. 


reich,  89K74  in  Bulgaiien,  57  952  in  Oester- 
reich, 6304  in  Bosnien  und  Herzegowina, 
25763  in  Ungarn,  5370  in  Rumänien. 
Ebenso  haben  die  Renntiere  für  die  nörd- 
lichen Teile  Skandinaiiens  eine  erhebliche 
Bedeutung.  Ermittelt  wurden  in  Schweden 
287  894,  in  Norwegen  170 134,  in  Finland 
117170.  —  Wie  weit  die  vorstehenden  An- 
gaben aus  Russland,  Griechenland  auf  Zäh- 
lungen oder  auf  Schätzungen  beruhen,  lässt 
sich    nicht  entscheiden.    Den  italienischen 


Lltteratur:  Allgemeinet:  Die  VUhiäUungt- 
methodcn  in  den  enropäitchen  Staaten  wnUr  spe- 
cifller  Berücktichtigung  Thüringeni,  MtUettiing 
da  ttattilisclicn  Mureaiu  vereinigter  tküriTUfiieh^ 
Staaten  in  Jahrb.  /.  Not.  u.  SUU.  Bd.  XVII, 
(1871).  —  T.  Müller,  Utitertuehvngea  über  den 
gegenwärtigen  titand  der  AgraritalitiHi  und 
deren  Enlüpickdiaig  teil  dem  Jahre  1868  unter 
baonderer  Berüclaichligwig  der  landwirUchafi- 
liehen  ProduktioTUilalitlik  (l:iammlung  natttMoi- 
ölconomiteher  and  ilatitlifcher  ÄbkanMungen  de* 
itaatraiteemchaJUichtn  Seminar»  lu  UaUt  tt.  8., 
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Vereinigte  Staaten  lauf  Farmen  (erezttMt) 

von     Nordamerika  {wilde  Weidewirtscliaft 

(1890)  [    (geschätzt).    .    .    . 

zDBammen 

Canada  (1891) 

Neufandland  (1891) 

Argentinien  (1896) 

Uruguay  (1892) 

Guatemala  (18Sö) 

Paraguay  (1887) 

Columbia  (1883) 

Capland  (1891) 

Nfttal  a889) 

Oranje-FreiBtaat  (1890) 

Tunis  (1892) 

Algier  (1893) 

Bntiach-Indien  und  Myfore  (1896/97)     .    . 

Java  (1894) 

Japan  (1888) 

Weateustralien  (1894) 

SUdauBtralien  (1894) 

Victoria  (1891) 

Neu-Südwalea  (1892j'93) 

Queensland  (1^) 

Tasmama  (1894) 

Neu-Seeland  (1896) 

Bd.  V,  Htft  4),  Jena  18S8.  —  Compte  rtadu 
genenU  det  travaux  du  eo-ngrii  iiitemational  de 
italUtique  aitc  »fstioia  de  Bruxeüe*  (1S5S), 
Pta-ü  (18SS),  Vienne  (1867),  Londret  (1860), 
Berlin  (1S6SJ,  FUtrmre  (1867)  et  La  Haye  (1869) 
puUii  par  ordre  du  nUnUtre  de  l'inlirüur  eo-ui 
la  direclvm  dt  P.  de  Sem^aoic,  Sl,  Pelertbuurg 
1871,  S.  lSi—li9.  —  Eint  Dartteüung  der  Vieh- 
halltmg  in  einem  ffituten  Teil  der  Erde  in  Ver- 
bindung mit  dem 'Anbau  giebl  da*  treffliche 
Werk  von  Th.  M.  Engelbretht,  die  Landbau- 
tonen der  aufertropitchen  Länder,  Berlin  1899. 
DeuHehland.  a)  Deultchei  Btich. 
iSlatitlik  det  DetUic/ten  Reirha  für  da»  Jahr 
1884,  litratitgegeben  vom  Kaiterl.  etati>li»chen 
Amie,  Bd.  VIII,  Die  Ermittelung  der  Vieh- 
haltung im  Deiüeehen  Seich  vom  10.  I,  187S. 
Ebd.  Bd.  LIX;  Hauplergebaittt  der  ViehtSh- 
Iwng  Tora  10.  I.  1883  JUr  die  eimetnen,  l^aaten 
und  da»  Reich,  ebd.  Vierteljahrth^  fiir  1894; 
Ergebniete  der  ViehtäMungen  vom  1.  XII.  1891 
und  J89S.  Vierteljshrikefte  für  1898:  Die  Vieh- 
haltung nach  der  Zählung  vom  1.  XII.  1897. 
If.  F.  Bd.  111:  Die  Landvsiruchaft  tm  Deut- 
ecken Reiche  nach  der  landtcirtechnfilichon  Be- 
triebiimuag  vom  I4.  Juni  1895,  Berlin  1898. 
Monaithefl*  tvr  Statietik  de»  Deatechen  Reiche« 
ISS4;  Ergebnitae  der  Viehzählung  vom  10.  I. 
1883  im  Deulichen  Reiche.  Jahrb.  /.  Oe».  u. 
Vene.,  A'eH«  Folge,  IX.  Jahrg.,  3.  Heft,  S.  1 
bi»  49  u.  4.  lieft,  S.  I~7t.  —  P.  KoUmann, 
Deuttchland»  Viehhaltung  nach  den  Ergelnii*»en 
der  Zählung  vom  10.  I.  1883.  —  b)  Die  Bun- 
deeetaaten.  Freunen.  Viehtlandelexikon 
für  den  preH»»i»ehen  Elaat,  auf  Grund  der  Vieh- 
täUiiag  vom  I.  XII.  189i,  bearbeitet  vom  Kgl. 
tluUiti»rliea  Burtau,  Berlin  1894195.  Pretariteke 
Siati»lik,  hrmu»grgebeii  vom  Konigl.  »tatietitchen 
Bare'ia,     Berlin,     Bd.     liH.        Die     endgiltigeu 
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Ergebnitte  der  Viehiäklung  vom  1.  XII.  1S9S, 
t  Teilt  (1894197);  Bd.  ISS  (1898)  die  Ergebtii»ee 
der  Viehiähümg  vom  1.  XII.  1897.  ZeiUchrift 
dei  k/migl.  ttatietüehen  Bureau»,  Jahrg.  IS61, 
K  SlSß.:  E.  Engel,  Die  Viehhalluag  im 
preuttitchen  Staate  in  der  Zeit  von  ISIS  bi»  mit 
1S5S.  Ebd.  Jahrg.  1SS3,  S.  53:  Der  Viehetand 
im  preu»»itchen  Ülaate  Ende  1861.  Ebd.  1864, 
S.  186^176:  Derselbe,  Ztiölf  Aktentüeke, 
betr.  die  »lalitti*chen  Äufiiahmci  im  preu»»i- 
achen  Staate  am  Ende  de»  Jahre»  1864,  in^t. 
die  Zätdung  der  Civä-  und  miilärberbUening 
und  de»  Viehetande».  Ebd.,  Jahrg.  1861,  S.186: 
Voriävfige  Hamptrenltale  der  ViehiShlimg  im 
preuttieehen  Staat«  am  3.  XII.  I864.  (Defini- 
tive Ergebniite  dieter  Zählung  im  Jahrg.  1366). 
Ebd.,  Jahrg.  1S67,  S.  S09ff.:  Der  Viehtland  in 
We»tpreu*»en  (Prorini)  1S16  und  IS64.  Ebd. 
Jahrg.  1868.,  S.  170 ff.:  Die  Hauptreiultote  der 
Viehiählung  im  preti»»i»chen  Staate  r.  7.  XII. 
1867.  Ebd.,  Jahrg.  1S78,  S.  ES— 94:  Die  ror- 
tävfigeit  Ergebniete  der  ViehiJlhlvng  im  prtu*»i- 
tehen  Staate  vovt  10.  I.  1873.  .(Definitive  Er- 
gebnieee  dieetr  Zählung  im  gleichen  Jahrgang 
S.  379—396iJ.  Ebd.,  Jahrg.  1874,  S.  SSOg.: 
Der  Viehtland  der  Gemeinden  und  GiUtbeiirke 
im  preu*»i»ehen  Staate.  Ebd.,  Jahrg.  1876,  >V. 
360 ff. .-  Tierärzte  und  Viehitand  in  Freuiren  »fit 
1831.  Ebd.  Jahrg.  1881.  S.  i9Sff.:  Die  ror- 
läufigen  Ergebniite  der  Viehiählung  vom  10.  I. 
188S  im  preut»i»chai  Staate  (dietelben  atufShr- 
licher  Jahrg.  1883,  S.  90  f.).  Ebd.,  Jahrg.  1888, 
S.  1—SO  u.  S.  H7—50S:  W.  Beaketnann, 
Die  Viehhaltung  im  preu»»i»cheH  Staate  naeh 
den  Viehxähtungen  von  1367,  1873  und  1888. 
Ebd.,  Jahrg.  1889,  S.  ?76.-  Beiland  und  Durch- 
»ehnitt»uiert  der  Hauplciehgaltungen  in  den  Gut»- 
beiirte»  der  öiäifhen  Provimen  Preuteen».  Ebd., 
Jahrg.    187'J:     C.    BOtttnr,    Der     Einfluei    der 
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Bodtnbetcbaffaiheit  ayf  Stand  imd  EnHvickf 
lang  der  preuttitcAen  VUhAallung  in  den  JiiAreii 
181»~1S?3.  fi^e^iwe  der  ViehtälUung  tom 
j.  XII.  1384  >">  ehaaoligtn  Königreich  Han- 
nover in  der  ZeHiehrift  liei  kgt.  kannovenchen 
ttalittitehen  BuretMt,  185S,  S.  4g^  Ebd.,  Jhg. 
1S9S.  E.  Kluge,  Dia  Vie/aäUung  vom  I. 
XII.  189t.  —  Bayern.  BeOrOge  Tur  StaUttih 
da  XSnigreielu  Bayeni,  herautgtgeben  vom  1^1. 
ilalittitchen  Bureau,  H^  VI.  München  ises: 
F.  B.  W.  von  HermoMM,  Viekitand  nach 
•len  Erhebungen  von  1810,  ISiO,  I844  und  1SS4 
Hefi  XIX,  München  1874 :  G.  Mayr,  Di 
Viehzählung  im  Königreich  Bayern  vom  10.  1 
1S7S;  Erg^miue  froherer  YiehiäUungen  in  Hefl 
VI,  S.  Sff.  u.  Heft  VII,  S.  tff.;  Ergebnüte 
der  Zählung  von  1888  im  XV.  Jahrgang  (1883) 
der  ZtiUchrift  de>  kgl.  bayen'iehen  (folütüeAen 
Bureaue,  S.  47 ff.  Dm  Viehkapilal  im  KSnig- 
rtich  Bayern,  ebd.,  XV.  Jahrg.,  S.  SlOff.  Er- 
grimitie  der  Viehzählung  am  1.  XII.  1897,  ebd., 
XXX.  Jahrg.,  (1S98J.  SlatiHiichei  Jahrbuch  für 
dat  Königreich  Bayern,  Jahrg.  1897  und  1898. 
—  Saehien.  E.  Sngel,  Dat  Königreich 
•Sachten  in  ilatieiiicher  und  virüchafilicher  Bi 
tiehnng,  Dreeden  1853,  Ü.  S97—363.  Zeittcht 
de»  IcgL  lache,  slatitlitehtn  Bureau*,  I.  Jahrg., 
185S:  Die  Statitlik  der  ViebtmJU  und  die 
HriuplreetUtate  der  Yiehiähiung  in  den  Jahren 
1S34,  1837,  1840,  1844,  1847,  ISSO  und  1853  im 
Künigreich  Sachten.  Ergebniite  tpälerer  Zäh- 
lungen, ebd.,  V.  Jahrg.,  1859,  S.  85— UX,  VIII. 
Jahrg.,  136t,  &  31—104,  ^11-  lahrg.,  1886,  S. 
1—16;  XV.  Jahrg.,  1869,  S.  109— ISO;  XIX. 
Jahrg.,  1878.  S.  19—33;  XXX.  Jahrg.,  1884, 
H.  146  ff.,  S.  tt4S.  uiiä  Supplementh^  Ebd., 
III.  Jahrg.,  1357:  Der  ViehJitand  ai^f  dem 
groeeen  und  /deinen  Grundberilti  im  Königreich 
iSachten,  S.  Iff.  Ebd.,  XXX.  Jahrg.,  I884.  — 
JiAAmert,  Die  siichntchen  Viehiählangen  van 
1834—1888,  S.  89  ff.  Ebd.,  XXXI V.  Jahrg., 
1830:  Hauptergebnitte  der  tSchtiechen  Statistik; 
die  Viehhaltung,  S.  8aff.  —  Würllemberg. 
Die  Ergelmiue  der  frSheren  Zählungen  tind 
vrröffenüieht  in  den  vilrileinbergiteheTtJahrbächem 
Jahrg.  18i6,  S.  98ff.,  18SS,  S.  17lß.,  1861,  S. 
159ff.,  164,  S.  187 ff.,  1867,  S.  MSSff.  Jahrgang 
1894 ;  ^^  Ergebniete  der  Viehzählung  vom  1. 
XII.  1892  (S.  esiff.);  Jahrg.  1898:  H.  i-o» 
ZrHer,  Die  Viehhaltung  in  Würllemberg  nach 
■  der  VUhtähiung  vom  1.  XII.  1897.  —  Baden 
reröffenilicht  die  Ergebniite  leiner  Viehzäh- 
lungen alljährlich  im  ttalittitchen  Jahrbuch  fiir 
dat  Gmuherzogtum  Baden.  —  Di»  Ergtlmi*ie 
der  ViehtäUungen  in  dm  tleinenm  Staaten  t. 
in:  Beiträge  zur  Slatiitik  de*  Grouherzoglumt 
Neuen,  herauegegeben  von  der  groiihenoglich 
kcuiichen  CentralileUe  für  die  LandeittatUtilc ; 
Beiträge  zur  Statialik  Mecklenburg!  isjm 
gmtthenoglichen  itatiitiiehen  Burtau  m  Sch-ae- 
rin ;  Slaliitiiehe  Nachrichten  über  dtu  Oroet- ' 
htnogtum  Oldenburg,  heraiugtgeben  vom  Grou- 
herzoglichen  ttaüttiechen  Bureau,  zuletzt  Heft 
XXI  (1893);  Beiträge  zur  Slaliilili  dei  Her- 
zogtum* Braunzchweig,  herauegegeben  vom 
Itatiitiiehen  Bureau  de*  htnoglichen  Staati- 
miniiterium*;  Statiittichei  Jahrbuch  für  dat 
Herzogtum  Anhalt,  herauigegeben  vom  her- 
zogiiehen  llatittiiehen  Bureau  in  Dettau  pat- 
tim.  Für  Thüringen  vgl.  auettr  den  iVNi- 
kationen  der  tlatiltiichen  Bureau*  ztt  Alteiiburg, 


Gotha  und  Weimar,  bei.  Jahrb.  f.  Ifat.  u.  Slot., 
Bd.  XIV,  Jena  1870:  O.  Kiua,  Staliiliiche 
Mittelungen  niu  dem  angrenzenden,  Franken 
aui  dem  dreiitigjährigen  Kriege;  lowie :  Agrar- 
atatiätik  Thüringen;  MiUeüungen  de»  Bareaui 
rereinigier  thilringi*cher  Staaten,  herauigegeben 
von  BUdefrl-tmd,  1.  Hälfte,  Jena  1878,  S. 
291  ff. 

Aulland.  Oeiterreich-Ungarn:  Ge- 
ichichtlichei  und  Erhebungttechnitche*  in:  Mit' 
leüungen  aui  dem  Gebiete  der  Statiitüc,  heraui- 
gegeben ro»  der  k.  k.  itatittitchen  Cenlralkom- 
miition,  XII.  Jahrg.  (Wien  1865)  und  XVII. 
Jahrg.  (Wien  187.0)  paitim,  Slaüeliiehe  Monail- 
ichrift,  herauigegeben  von  der  t.  k.  ilaliiliicken 
Centraüeommittion,  XVII.  Jahrg.  (Wien  1S91), 
&.  eoiff.ttndXYIII.  Jahrg.  (Wim l89t),S.  165 ff. 
V.  BosehwuinM-S'ffrfrurp,  Die  Viehzählung 
in  Oeiterreich  vom  81.  XU.  1890.  Ergebniite 
der  Zählungen  von  1869  in  »Bevölkerung  und 
Viehziand  der  im  Eeicherate  reriretenen  König- 
reiche und  Länder  am  31.  XII.  18691  (Wien 
187SJ,  von  1380  im  VI.  Bande  der  /iilerreichi- 
tcheu  Staliitik  (Wien  1881)  und  vom  81.  XII. 
1890  im  XXXIV.  Bande  der  iliterrmchiirken 
Staliitik  (Wien  189t),  lämllieh  herauigegeben  von 
der  k.  k.  itatiztiiphen  Ceniralkommitzifm.  Magyar 
ilaliitikai  äikengv,  izerketzU  Jikiadja  az  <,mii- 
goi  magyar  kir,  ilatiitikai  hiralal,  XV.  evfdyam, 
1885,  S.  He/t,  S.  75 f.  (Statittitchet  Jahrbuch 
für  Ungarn,  verfattl  und  herauigegeben  durch 
dat  k,  ungaritehe  itati*li*che  Bureau,  XV.  Jahr- 
gang). Budapeit  1886.  Ungarieche  ttatiitiiehe 
MiUeÜujigen,  t!erfa**t  und  heratugageben  durch 
da*  ttatiitiiehe  Bureau,  S.  F.  Bd.  XV. 
LandwirUchnlüi'lhe  Staliitik.  t.  Teile,  Budapeit 
1897  —  1900.  —  Boinien-Hertegoicina. 
Ergebnitti  der  Viehzählung  in  Bomien  und 
Herzegowina  vom  Jahre  1896,  zuiammengettelU 
tv»  llatittiiehen  Departement  der  Landerregie- 
rung, Sarajewo  1898.  Die  Landwirttchaft  in 
Bomien  und  Herzegounna,  herauigegeben  von 
der  Landerregierung,  Sarajewo  1899.  —  Ser- 
bien. Saliitique  du  royaume  de  Serbie,  tarne 
XI:  Seeenzement  du  bilaä  le  81  decmabre  1895, 
Beigrade  1898.  —  Rumänien.  Buielin  ila- 
tiztic  general  al  Somaniee,  anal  I — II.  Bucu- 
reri  1893-94.  —  Bulgarien.  Reztdlali  du 
receniement  du  biUxil  etc.  au  1.  janv.  1893,  So- 
phia 1394.  —  Siederiande.  SlalittUck  Jaar- 
boek/e  voor  hei  koningrijk  der  Nederianden,  I. 
Jaargang,  i'Gravenhage  1851,  S.  177 ff.  Betume 
itatiitigHe  pour  le  royaume  dei  Payt-Ba»,  1860 
bit  1381,  publication  de  la  lociele  de  zlatiatique 
da  Payi-Bai,  La  Haye  1884,  S.  10 f.  Jaar- 
cyfen  voor  het  bmingrijk  der  Ifederlanden,  be- 
merkt door  het  t'enirai  Bureau  voor  de  Sta- 
liitiek.  R^k  in  Europa,  t'Gravenhage  1899; 
dezgleichen,  Kobmi?n,  1900.  —  M.  li' Alphona«, 
Aper^  *»r  la  Holiande  in  Bijdragen  tot  de 
etatiiliek  ran  Hederiand,  uitgeven  door  het  C'ea- 
tmai  Bureau  voor  de  Slatiztiek,  t'Gravenhage  1900. 
—  Luiemburg.  Statietigvehiitoriquedu  Grand- 
Duthi  de  Luxembourg.  AgriaiUure.  Luzembourg 
1895.  —  Schweiz.  Die  tchweizeriiche  Vieh- 
zählung vom  tl.  IV.  1376.  Schweizeritche  Sla- 
tiitik, 31.  u.  87.  Lieferung,  Bern  1876  und  1878. 
Ebd.,  70.  Lieferung,  Bern  1837:  Die  tchweiie- 
ritche  ViehzälUung  vom  21.  IV.  1886.  Zuiammcn- 
gefazete  Ergebnizze  der  Zählung  vom  :it,  IV. 
1886  im  Slaliitüchen  Jahrbuch  der  Schiceit  f.-ln- 
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miaire  ilatittigut  de  la  Suüte),  Bern  lS9t,  S. 
laif.  Sekuieixeriiclit  Statittit,  116.  Ueferung. 
Die  Ergebniiie  der  etdjenöMMCAen  Vieloäklmig 
vom  10.  April  1896,  Bonn  1S9S.  —  Frank- 
reich nebte  Algier  \md  Tunii.  Stattttigue 
de  la  Franee,  i.  tfrie,  ttrUiitiqrte  agricoU,  re- 
meillie  avec  U  amcouri  des  eonunittion»  de  nta- 
littique  cantonalet  iniLüuiea  par  le  dreret  da 
1.  iviOet  185t,  f  Bde.,  Parit  ISSS  und  1860. 
Anmiaire  itatutique  de  la  Franre  (Jahrgang 
1879—1899).  SUUiitique  de  la  France,  tfmllati 
giniraiix  du  dhiombremeta  de  1876,  Ao-u  1S7S. 
Stolüligve  agrieole  de  la  F^nce,  rieuUate  gctii- 
ratix  de  l'enquele  dicennale  de  188g,  Nancy 
1887.  —  Belgien.  Slatietique  de  la  Belgique 
agricultvre,  receniemenl  genirol  de  ISSO,  relSvet 
gfnfratix,  BrtixeHei  IhSS,  S  Teile.  Anmiaire 
ttatitti^e    de    U  Belgique,    BruielUa  1870-^99. 

—  Italien.  Cenaimento  del  beitiame,  eaeguito 
a.  m.  del  IS  al  14  Febr.  1881,  Borna  1882. 
Anmiario  itatielico  iUiliano,  1S89 — 1890,  Borna 
1891,  S.  eiSjg.  —  L.  Bodlo,  Di  aieuni  indiä 
mimratori  H  movimenio  eamomieo  in  Ilalia,  2. 
editione,  Borna  1S91.  —  Qratibritannien 
und  Irland-  SiaÜstical  a^troH  for  the 
United  Kingdom  (London  1860—1899).  Mie- 
eetla  Matillia  of  the  Uniled  Kingdom,  t  Teile, 
Zondon  1869.  StoHitiral  table»  relating  lo  (A« 
Borne  and  fiireign  animoU  prepared  by  the  agri- 
culluTal  department  privy  eouneil  offee,  I88S. 
The  agricuUural  itaiitliee  oj  Irtand  (Jahrgänge 
»eil  1S7S).  —  fSkandinavien.  Danmarkt  &a- 
tietik,  SammendTog  af  tirUiititke  Oplgminger 
OTigaaende     Kongeriget     Danmark,     KjSbenhaxm 

•  1S9S,  S.  Bl/.  Danmarke  Statistik,  ttatiatitk  Ta- 
betvaerk,  4.  Beihe,  Litra  C,  Nr.  1:  Kreatur- 
holdel  17^  JuU  1876,  udffivet  af  del  etatittieke 
Bureau,  JQÖbeniaim  1878.  Ebd.,  4.  Beihe,  Litra 
(,;  Nr.  6:  Kreaturholdet  den  16"  Juli  1888, 
KjSbenhavn  1889.  4.  Beihe,  C.  Nr.  8.  Krealvr- 
holdet  den  W"  juH  1893.  IQSbenham  1894. 
Aneb  die  Ergebniete  der  früheren  Zählungen 
1861,  1866,  1871  und  1876  find  in  lelbsländigen 
Heften  ptMirierl,  Svertgee  officiela  ilatietik  i 
eamnandrag,  ilaHeiii  tidekr^fl,  iitgifcen  aj  kungl. 
»tatietica  eentralbyran,  Stockholm  1891.  Bitrag 
Uli  Svertgee  offidela  Statietik.  Ng  JSlgd.  VIII. 
Jemte  aammandrag  JSr  &ren  1891 — 9S.  TJtar- 
betadi  af  Kungl.  »latietika  CenlrtiUryrän,  Stock- 
holm 1900.  Statieliek  Aarbog  Jor  Kongeriget 
Norge,  nittende  aargang  1899,  udgivel  af  det 
etatittitke  Centralbureau,  Kriitiania  1899.  — 
Fo rlugal.  BeeenieTnenl  geniral  du  beiail  du 
eontinent  du  roj/avme  de  Portugal  en  1870.  — 
(Spanien.  Beiena  geogr^ßea  y  eetadieiiea  de 
Elpana.  Dir  ta  Direeeion  General  del  Inetiiuio 
geogrAfieo  y  ettadütico,  Madrid  1888.  —  Rwee- 
land.  Statiilique  de  l'empire  de  Ruieie.  X. 
Aanuaire  glaHilique,  St.  Peteribourg  1890;  im 
übrigen  e.  oben  Engelbrecht,  Kidray  tili  Fin- 
tandi  Bfßcielia  ilaiietik.  II  Öfverrigl  af  Finiandi 
ekonoaiiia  tilltt&nd,  1891— 96,  HeUingfort  1890. 
Stolietiek  artbok  fSr  FinUmd  ulgivfen  af  eta- 
tielieka   Ctnlratbyran    il.   Heleingfort  1900.    — 

—  Vereinigle  Staaten  von  Nordame- 
■    rita.      StatUtiee   of   agriailture    in    den    Ver- 

liffentlichungen  der  Ergebniete  der  vier  Centui 
18S0—189O.  SehmoUeri  JahHmch  für  GeeeU- 
gebang,  IVnraihmj  vnd  Volkewirlerhuft,  N.  F. 
XIII.  Jahrgang :  1*.  Kollmann,  Der  tehnU 
Ceneru    der    Vereinigten   Staaten.    —   Argen- 


tinien. CeTtto  agrieolo-peeuario  de  la  pro- 
vincia  de  Buenot  Airee,  l^pantado  en  el  nee  de 
oettibre  de  1888,  Btanoe-Airee  1SS9.  Bvrean 
giniral  de  ilati*tiiiue  de  la  Provinee  Buenot 
Airee,  l'agriculture,  l'iUnage  etc.  en  1890,  La 
Ftata  1897.  Anuario  ettadütifo  de  la  Provineia 
de  Bueno*  Airee.  Ana  1898.  La  Ptaia  1898. 
Brititeh-Indien.  AgrieuUurid  ttaidtlict  of 
BrÜieh  India  lS9i~9S  to  1896—97,  eompHed  in  the 
elatitlieal  Bureau,  Caleutta  1898.  —  Capland. 
BeiuÜaU  of  a  eennu  0/  the  colony  of  Ihe  Cape 
of  good  hope,  the  Slh  april  1391.  Cape  Tovm 
1892.  —  Uebrige  englitehe  Kolonteen. 
Slatiitical  cAetrael  for  ihe  teverai  eolonial  and 
other  potiettion»  of  th»  t'niled  iSngdom,  London 
alljahrlifh.  —  Für  die  übrigen  Staaten. 
J.  Scott  Keltie,  The  itateeman'e  year-boot, 
London  1900  und  (I.  oben)  EngelbrecM,  Die 
Landbauionen. 

Paul  Koltniann. 
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4.  EinschritnkuiiB:  dea  Gebietes  der  Privatver- 
fucherang.  ö.  VersichemngBbedmguugen.  6. 
Reserven.  7.  Die  Verstaatlichongsfrage.  S. 
Statiatik. 

1.  Einleitung.  Wesen  und  Zweck. 
GeechichUiches.  Iq  der  gewerblichen 
Wirtachaft  gehören  die  zu  deren  Zwecken 
benutzten  oder  verbraucht  werdenden 
Haustiere  zum  stehenden  oder  umlsn- 
fenden  Kapitale;  in  der  nicht  gewerb- 
lichen sind  sie  dem  Hausräte  oder  den 
Haushaltun^vorräten  gleich  zu  achten.  Hier 
wie  dort  bilden  sie  immer  wertvolle,  bis- 
weilen die  wertvollsten  Bestandteile  des 
Vermögens  Einzelner.  G-leich  allen  beweg- 
lichen G^ensttoden  und,  als  lebende  Or- 
ganismeo,  stärker,  als  alle  leblosen  bewe^- 
liehen  Bestandfeile  dea  Vermögens,  sind  sie 
dem  Abnutz,  der  Wertverringerung  sowie 
zahlreichen  Ibdatenzeefahren  ausgesetzt 
Mau  sucht  Bie  davor  munlil^h8t  zu  schützen 
durch  sorgsame  Pflege  und  ihren  Lebens- 
bedingungen entsprechende  Wartung.  Allein 
es  giebt  kein  Mittel,  sie  dauernd  brauchbar 
zu  erhalten,  noch  ein  Mittel,  ihrer  plötz- 
lichen und  zufälligen  Vemichtimg  vorzu- 
beugen. Jede  äolche  Vernichtung  bedeutet 
Vermögens-,  in  der  gewerblichen  wiilachaft 
Kapitalverlust  Wie  andere,  so  hat  mau 
mit  dem  Aufkommen  des  Versichemugs- 
weseas  auch  diese  Vermögens  Verluste 
durch  das  Mittel  vorsorglicher  Schaden  Vertei- 
lung, durch  Bildung  von  Interessentenvei^ 
einen,  deren  Mitgbeder  sich  verpflichten, 
die  Einzelne  betreffenden  Verluste  gemein- 
schaftlich zu  tragen  und  sie  so  den  Einzel- 
nen minder  fühlbar  zu  machen,  oder  — 
doch  nur  Äusseret  selten  und  mebt  mit  ge- 
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mgem  Erfdee  —  dureh  Bildung  von  ge- 
-werblicfaett  veraicheruDgsunternelimuDgen, 
■welche  als  VerBicherer  Eegen  Eatgelt  den 
bei  ihaeo  Versicherten  die  an  deren  Vieh- 
TermSgen  entstehenden  Verluste  durch  Zah- 
lung des  AequivaleDt«e  zu  ersetzen  sich 
TeipäichteD,  anszut^leichen  sich  bestrebt 
Insoteni  es  sich  hier  um  andere  Verluste 
formen  handelt,  als  denen  bereits  andere 
Versichemngsarten  —  Feuerversicherung, 
TransportveTMCheruDg  —  zu  begegnen  be- 
stimmt sind,  insoweit  also  hier  der  Verlust 
durch  natürlichen,  der  Natur  der  Organis- 
men entsprechenden,  durch  Alter,  Unfall 
oder  Krankheit  verursachten  Tod  in  Frage 
kommt,  hat  man  es  mit  der  Viehver- 
sichcrung  zu  thun.  Sie  ist  das  Mittel, 
auf  dem  Wege  der  gewerblichen  oder  der 
nicht  gewerblidien  —  auf  Gegenseitigkeit 
beruhenden  —  Association  Vermögenaver- 
Inste  auszugleichen,  die  den  einzelnen  Ver- 
sicherten oder  —  bei  Ge^nseitigkeltsan- 
atalten  —  den  einzelnen  beteüigten  Genossen 
durch  das  durch  Alter  oder  Krankheit  ver- 
ursachte Ableben  von  Vieh  treffen.  ■ —  Das 
ganz  berechtigte  Beetreben,  Keime  dos  Ver- 
sicherungswesens in  alter  Zeit  zu  suchen, 
hat  besonders  bei  der  Viehveraicheniug  guten 
Erfolg  gehabt  Nach  Werner  (luaiigur.- 
Dissertat  Aber  das  Viehveisicherungswesen 
Leipzig  1876)  hat  im  alten  Palästina  eine 
ziemlich  ausgebildete  staatliche  Viehver- 
sichemng  bestanden.  Im  Mittelalter  — 
schon  im  12.  Jahrhundert  —  sind  in  Island 
ziemlich  ausgebildete  Viehversicherungsver- 
eine  nachzuweisen.  In  der  neueren  Zeit 
verdankt  das  Vieh  Versicherungswesen  na- 
mentlich >Medrich  dem  Grossen  Anregung 
und  Förderung.  Durch  Heglement  vom 
24.  November  1765  wurde  für  jeden  Re- 
gierungsbezirk der  Provinz  Schlesien  eine 
durch  die  Regienmg  verwaltete,  auf  dem 
Gnindsatze  der  Gegenseitigkeit  beruhende 
GeseDschaft  errichtet,  an  der  alle  Rindvieh- 
besitzer teilzunehmen  gezwun^n  waren. 

Die  erste  grössere  private  viehversiche- 
rungsimtemehmung  in  Deutschland  ward 
von  E.  A.  Masius  unter  der  Firma:  »Vieh- 
versichemngsanstatt  für  Deutschlands  im 
J^ahre  1833  gegründet,  Sie  ging  aber 
schon  im  Jahre  1840  wieder  ein.  Uober- 
haupt  sind  in  diesem  Zweige  der  privaten 
Versichenmg  in  Dentschiand  imd  ander- 
wärts zahlreiche  Misserfolge  zii  verzeichnen. 
Immerhin  giebt  es  aber  in  Deutschland 
jetzt  etliche  zwanzig  Viehversicherungsan- 
stalten. Freilich  von  sehr  verschiedener 
Grösse  und  Bedeutung. 

2.  Schwierigkeiten.  Der  Gegenstand 
dieser  Vereichemugsart  —  das  Risiko  — 
widerstrebt  viel  mehr  als  andere  Risiken 
der  erspriesslichen  Ver*-ertuog  des  Ver- 
sicherungsgedaniiens.    Der  Tod  von  Haus- 


(deren  kann  leicht  durch  mangelhafte  Pflege 
und  Wartung,  durch  Leichtfertigkeit,  aber 
auch  willkürlich  und  doch  ao,  dass  die  Ab- 
sicht schwer  zn  entdecken  ist,  herbeigeführt 
werden:  die  Identität  des  gesterbenen  mit 
dem  versicherten  Tiere  ist  oft  schwer  test- 
zustellen;  die  Schadenfeststelloug  und  Re- 
guliening,  überhaupt  die  Verwaltung,  ist 
un verhältnismässig  kostspiehg;  durch  Seu- 
chen werden  oft,  aller  Vorsorge  ungeachtet, 
die  Viehstände  ganzer  LAndstriche  hinge- 
rafft und  Kapitalverluste  erzeugt,  denen 
auch  die  kapitalkräftigsten  Versicherer  oder 
Versicherungsgenossenschaften  nicht  ee- 
wachaen  sind.  Die  Einbeziehung  solcher 
Verluste  in  die  Rechnung  des  zu  fordern- 
den Entgeltes  für  die  Uebernahme  der  Ent- 
schädigungspflicht ist  bei  dem  jeder  Vor- 
ausberechnung  spottenden  Auftreten  von 
Viehseuchen  in  rationeller  Weise  nicht 
möghch.  1)  Wer  sie  versuclien  würde,  so 
dass  er  allen  Anforderungen  gewachsen 
wäre,  müsste  auch  für  das  gewöhnliche 
Risiko  Främien  berechnen,  welche  für  die 
Mehrzahl  der  Viehbesitzer  unerschwinglich 
sind.  Die  Ausscheidung  des  Seuchenrisikos 
aus  der  gewöhnlichen  (privaten)  Viehver- 
sichemng  macht  dieselbe  zwar  Überhaupt 
erst  möglich,  aber  —  wegen  der  anderen 
oben  angegebenen  erschwerenden  Momente 
—  noch  keineswegs  zu  einer  auch  nur 
ebenso  leicht  zu  lösenden  Angabe,  wie  es 
die  associations weise  Deckung  gegen  andere 
Vermögen  3 Verluste  auf  dem  Wege  der  Vei'- 
sicher img  ist. 

3.  Staatspolizeiliche  Vorkehr  gegen 
Seacfaen Verbreitung.  In  der  Regel  begast 
sich  die  private  Vieh  Versicherung  nicht  mit 
der  Deckung  gegen  Verluste  durch  die  ver- 
breitetsten  Seuchen.  Da  es  in  Kulturstaaten 
als  eine  Aufgabe  der  Wirtschaflspohzei  be- 
traditet  wird,  das  Umsichgreifen  entstehen- 
der Viehseuchen  möglicliat  zu  verhüten,  zu 
dem  Ende  aber  noch  zur  Zeit  kein  Mittel 
bekannt  ist  als  die,  übrigens  noch  nicht 
durchweg  und  nicht  allen  Seuchen  gegen- 
über erprobte,  Impfung,  die  Äbschliessung 
durchseuchter  Oertlichkeiteu  vom  Verltehr, 
die  Desinfektion  und  das  Toten  aller  seu- 
chenverdächtiger Tiere,  eo  ist  es  erklärlich, 
dass  in  solchen  Staaten  gesetzlicher  Zwang 
zur  Vornahme   dieser  Massregeln   besteht^) 


')  Durch  die  Rinderpest  verlor  Oesterreich 
in  den  Jahren  läBS— 1865  64  bis  91".',  seines 
EinderbesUndea,  England  im  Jahre  lUßB  TOOOUÜ 
Stück,  Holland  allein  in  fünf  Provinzen  150  OUO 
Stück. 

»j  Deber  die  i.  J.  1?65  von  Friedrich  d.  Gr. 

Schlesien   znr   Bekämpfung   der  Rinderpest 

eTricbteten  ataathchen  Veraicbernngakasseu  vgl. 

oben    snb  1.     Holland,    Belgien     nnd    andere 

Staaten  fotgten  dem  Beispiele  Friedrichs  d.  Gr. 
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und  daas  hier  die  Uebemahme  dea  Seiichen- 
rimkos  durch  private  VereidieniDgEanstalten 
sich  von  seltet  verbietet.  Im  Deutschen 
Reiche  ist  es  durch  g  58  des  0.  v.  23.  Juni 
1880,  betreffend  die  Abw^u-  und  l'nter- 
drOckung  von  Viehseuchen,  (verändert  und 
ergänzt  durch  G.  v.  1.  Mai  1894)  den  Ein- 
zelstaaten  fiberlaeeen,  landesgesetzliche  Be- 
stimmungen darüber  zu  treffen :  1.  von  wem 
die  Entschädigung  für  die  nach  polizeilicher 
Anordnung  getöteten  Tiere  lu  gewahren 
und  aufzubringen  ist;  2.  wie  die^tsch&di- 
gung  im  einzelnen  Falle  auszumitteln  und 
festzustellen  ist.  In  den  meisten  Bundes- 
staaten —  in  Prenssen  z.  B.  nach  dem  G. 
V.  12.  März  1881 1)  —  -«-ird  die  zu  leistende 
Entschädigung  durch  jährliche  Beitrage  der 
Viehbesitzer  aufgebracht,  besteht  also  hin- 
sichtlich der  Seuchengefahr  eine 
Zwangs  Versicherung  auf  Gegen- 
seitigkeit als  StaatBinstitut.»)  Die 
meiaten  Gesetze  betrachten  beim  Rindvieh 
die  Rinderpest,  die  Luagensenche  und  den 
Milzbrand,  bei  Pferden  den  Rotz  imd  den 
Milzbrand,  einige  auch  bei  Schafen  die 
Pocken  als  solche  Seuchen,  in  betreff  deren 
Entschädigung  der  entstandenen  Verluste 
auf  dem  eben  angedeuteten  Wege  erfolgen 

4.  Elnschränkmig  des  Gebietes  der 
Privatversichemng.    Ist  eo  privaten  Ver- 

sicherungsuntemehraungen  meist  ein  gr08se3 
Gebiet  ihrer  Thätigkeil,  auf  welehes  sich  zu 
■wagen  sie  selbst  Bedenken  tragen  mussten, 
Terschlossen,  so  verschliesst  sich  ihnen  aus 
naheliegenden  Gründen  auch  ein  anderes 
■weites  Gebiet,  welches,  wenn  es  ihnen 
offen  stände ,  ihnen  besondere  Vorteile 
bieten  und  ihre  schwierige  Arbeit  -weaent- 
lich  erleichtern  könnte.  Die  Besitzer 
grosser  Viehbestände,  welche  gqjen  die 
durch  Seuchen  entstehenden  Verluste,  die 
sie  ausschliesslich  zu  fürchten  haben,  in 
Kulturstaaten  durch  StHatseinrichtungen  we- 
nigstens notdtlrftig  gedeckt  sind,  bäiandeln 
nämlich  die  durch  Ab  nutz,  Unfälle  und 
nichtseuchenartige  Krankheiton  entstehenden 

']  Vgl.  auch  Prens«.  Gesetze  v.  29.  Jnui 
1890,  22.  Aprii  1897  und  18.  Juni  1894.  In 
FrankKich  ist  der  gleiche  GegeuBUnd  ^regelt 
durch  G.  Tom  21.  Jnli  1881,  -welchCB  jedoch 
Ersatz  nnr  für  durch  Einderpest  und  Langen- 
aenche  entstandene  Verluste  verheisst,  in  der 
Schweiz  durch  BnndesKes.  vom  1.  Jah  1886, 
welches  nur  teilweiaen  Ersatz  der  durch  Rinder- 
iiest  vemreachten  Verlnst«,  halb  ans  der  Bundes-, 
kalb  Kantonekaasen,  in  AuMicht  stellt. 

*]  Aehulich  in  der  Schweiz,  wo  nach  dem 
Bundesges.  vom  22.  Dezember  1893  der  Bund 
Kantonen  und  Gemeinden,  welche  die  Vieh- 
vermchemng  obligatorisch  einfüliren,  gewisse 
UttterBtütcuDgen  ans  der  Bundeakasse  zu- 
aichert.  Ygt.  auch  die  VoUzugB-V.  vom  10. 
Juli  1894. 


Verluste  bei  gewerbsmfts^gem  Betriebe 
gleich  den  anderen  regelmässigen  Kapital- 
verlusten, decken  dieselben  also  durch  Ab- 
schreibungen, übernehmen  dafür  Selbst- 
Versicherung,  ebenso  wie  der  grosse 
Reeder  für  die  ab  und  zu  in  seiner  grossen 
Beederei  entstehenden  Verluste  einzelner 
Fahrzeuge. 

Es  verbleibt  der  privaten  Viehversiehe- 
ning  also  nur  -  etwa  der  Besitzer  gi-oeser 
Tierbestände  zu  nichtgewerblichen  Zwecken 
—  und  auch  dieser  zieht  in  der  Regel  die 
Selbstversicherung  vor  —  und  der  kleine 
Viehbesitzer,  dessen  Viehbestand  zu  gering 
ist,  als  daas  er  an  Abschreibung  oder  an 
Selbstversicherung  denken  könnte.  Und 
das  Risiko,  welches  sie  hier  zu  übernehmen 
pflegt,  ist  das  Risiko  des  Viehster- 
oens  infolge  von  Abnutz,  von  Un- 
fällen oder  von  nichtseuchenarti- 
er  Krankheit 
Das  Gebiet  ist  hier  also  der  privaten 
Versicherung  stark  eingeengt,  und  der  ra- 
tionellen Vei-wertung  des  \  ersichenuigsge- 
dankeus  stehen  hier  überdies,  wie  oben 
schon  angedeutet,  besondere  Schwierigkeiten 
enlg^pn.  Desiialb  ist  die  private  Viehver- 
sicherung, so  sehr  es  im  allgemeinen  wirt- 
schafthcheu  Interesse  läge,  ihr  die  grSsste 
Verbreitung  zu  verschaifen  und  sie  allen 
Anforderungen  gewachsen  zu  machen,  weder 
extensiv  noch,  wo  sie  benutzt  wird,  inten- 
siv annahemd  so  «-irksam  wie  andere  Vei> 
sicherungsarten  je  auf  ihren  Gebieten. 

Insbesondere  erschweren  die  oben  ange- 
deuteten Momente  —  SehwieriÄeit  der 
Kontrolle,  Unmöglichkeit  der  Verhütung 
von  leichtfertiger  oder  absichtlicher  Herbei- 
führung des  Risikos,  Schwierigkeit  und 
unverhAltnismässige  Kostspidigkeit  der 
Scbadenfestatellung  etc.  —  die  Errichtung 
und  erspriessliche  Verwaltung  von  grossen, 
ihre  Wirksamkeit  über  weite  Gebiete  er- 
streckenden Versicherungsinsti  tuten.  Auch 
enthält  die  Aufgabe  wenig  Reiz  für  das 
Kapital,  sich  diesem  Versicherungszweige 
um  des  hier  immer  sehr  zweifdhaften  Ge- 
winnes willen  zuzuwenden.  Und  so  ist 
denn  bei  der  Viehveisieherung  nicht  nur 
der  GroBsbetrieb  selten,  sondern  die  gewerb- 
liche Unternehmung  —  durch  Elrwerbsge- 
sellschaf  ten  —  tfaatsächlich  so  gut  wie  aus- 
geschlossen. Das  Gros  des  BedOrfnisses, 
soweit  es  überiiaupt  Befriedigimg  sucht. 
wird  dinrch  kleine  örtliche,  höchstens  Kreis- 
verbände befriedigt,  dereo  allerdings  in  allen 
Eulturstaaten  eine  ziemlich  grosse  Ziüd 
vorhanden  ist^) 


')  B.  Iranyi  in  Ehcenzweigs  Jahrbuch  (1901) 
spricht  von  Tausenden  solcher  lokalen  Vereine 
iu  Deutschland.  —  H.  n.  K.Brämer,  Diis  Versiehe- 
rongswesen  (1894)  geben  ihre  Zahl  für  Preusaen 
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5.     VeraicheriuigsbediiigiiDKen.      Es 

versteht  sich,  dass,  soweit  Bich  dieser  Ge- 
.sch&ftszweig  Oberhaupt  in  dem  Hahmen  der 
Versicherung  bew^  und  nicht  nur  auf, 
wenn  auch  bestimmt  geregelte,  aimosenähn- 
■liche,  Beihilfen  in  VerlustfaUen  abzweckt, 
auch  hier  die  FtmdamentaJbedingungen,  des 
Versicheniagsvertrages,  gemodelt  nach  den 
Besonderheiten  der  Oefahreu,  Platz  greifen 
mOasen. 

Zu  den  all^meiaen  Tertn^bedingiingen 
gehCrt  auch  hier  die  der  wahi-heitsgetreuen 
Bezeichnung  des  zu  vereichernden  Gegen- 
fitandee  genau  nach  dea  Angabea,  welche 
der  Versicherer  verlangt  und  nötig  hat,  um 
sein  Risiko  abzuschätzen.  Untreue  in  dieser 
Beziehung  zieht  den  Verlust  des  Entschadi- 
giingsan Spruches  nach  sich.  Hat  der  Ver- 
sichenmgsHchende  mehrere  Tiere  der  glei- 
chen Gattung,  Bo  pflegt  der  Versicherer 
nicht  auf  die  Versicherung  nur  einzelner 
Stücke  mch  einzulassen,  sondem  die  Ver- 
sicherung des  ganzen  Bestandes  zu  verlan- 
gen. Dem  Antrage,  -wenn  er  in  Betracht 
gezogen  werden  soll  —  oder  muss  —,  pflegt 
unter  Mitwirkung  des  Versicherers  und  nach 
den  ^formen,  welche  dieser  dieeerhalb  auf- 
stellt, die  Werlfeatstellung  jedes  eiazelnen 
ytückes  zu  folgen.  Die  Veisicherungssiiinme 
ist  meist  nicht  gleich  der  ermittelten  Wert- 
8im:ime.  Die  meisten  Viehversicherungsan- 
stalten oder  Vereine  haben  Maatimalbeträge 
für  jedes  Stück  jeder  Viehgattung,  über 
welche  hinaus  sie  nicht  haften.  Die  meisten 
flbemehmen  auch  innerhalb  dieser  Maxi- 
malbetrfige  nur  die  Haftimg  fQr  einen 
Teil  —  */4,  ':'s,  *!i  —  der  Wertsumme  und 
Überlassen  den  Rest  der  Selbetversicberung, 

Der  Versicherungsbeitrag  —  auch  hier 
Prtlmie  genannt  —  wird  in  Prozenten  der 
Versicherungssumme  vereinbart  Auch  hier 
ist  die  Prämie  Bringschuld,  wenn  nicht 
anderes  vereinbart  ist.  Auch  hier  macht 
die  Nicht-  oder  nichtrechtzeitige  Zahlung 
der  Prämie  den  Versicherten  des  Schadens- 
ersatzanspnichee  verlustig.  Ob  die  Prämie 
vom  Versicherer  eingeklagt  werden  kann, 
ist  quaestio  facti.  Die  Prämie  ist  auch  hier 
bei  Gegenseitigkeitsversicherung  bis  zum 
Rechnungsschlusse  nur  Anzahlung,  wenn 
nicht  im  voraus  bestimmt  ist,  dass  der  Ver- 
acherer  im  Falle  des  Nichtzureichens  nicht 
KachschÜBse  erhetien,  sondern  nur  allge- 
meine entsprechende  Reduktion  der  Ent- 
schädigung^ahlung   eintreten    lassen    darf. 


nnd  (las  Jahr  1883  auf  4021  mit  etwa  400000 
Teiinehmeni  und  über  1  Hill,  zu  14S'.li  Mill. 
Mark  Tersicherter  Stllck  Vieh ,  für  Bajern  niid 
189:-!  auf  573  (Ortavereine),  für  Baden  imd  ims 
anf  83  an.  ÄDBserdem  beatehen  noch  in  vielen 
dcDtfchen  Städten  lokale  Schlachtvieh- Versiche- 
rungsvereine. 


Beim  Mangel  einer  solchen  Bestimmung 
pfl^  der  Versicherte  —  bei  Gegenseitig- 
teitsveiwcherung  —  zu  Nachsehilssen  bis 
zur  Höhe  seines  Anteiles  am  Qesamterfor- 
demis  verpflichtet  zu  sein. 

Der  Versicherte  dai-f  kein  versichertes 
Stück  im  Wege  des  Kaufes  oder  Tausches 
durch  ein  anderes  ersetzen,  ohne  dem  Ver- 
sicherer Anzeige  zu  machen  und  sich  in 
betreff  des  Ersatzstückes  den  Deklaratlons- 
bestimmuugen  aufs  neue  zu  unterwerfen. 

Während  der  Dauer  des  Vertr^^  hat 
der  Versicherte  die  versicherten  Tiere  soi^- 
fältig  zu  pflegen  und  zu  warten,  im  Er- 
kraiikungs^lle  dem  Versicherer  oder  dessen 
Beauftragten  Anzeige  zu  ei'statten  und  dessen 
—  meist  vertragsmassig  festgestellten  — 
Anordnungen  —  in  betreff  der  Zuziehung 
eines  Tierarztes  etc.  —  Folge  zu  leisten  — 
alles  bei  Verlust  des  Entschädigungsan- 
spniches. 

Solchen  Verlust  zieht  auch  die  absicht- 
liche, durch  den  Versicherer  nicht  ausdrück- 
lich genehmigte  oder  die  durch  grobe  Fahr- 
Itesigkeit  herbeigeführte  Tötimg  versicherter 
Tiere  nach  sich. 

Bei  Eintritt  des  Schadens  hat  der  Ver* 
sicherte  dem  Versicherer  oder  dessen  Be- 
auftragten alsbald  Anzeige  zu  erstatten  und 
seiuea  Anordnungen  zur  Festelellung  des 
Schadens  Folge  zu  leisten. 

Der  Versicherer  ist  nicht  verpflichtet, 
die  bei  Absehluss  der  Versicherung  festge- 
stellte Wertsumme  —  nach  Abzug  des  et- 
waigen Selbstversicherungsbetrages  — ■  son- 
dern nur  den  durch  vorgeschriebene  Schät- 
zung festgestellten  Wertbetr^f,  welchen  die 
versicherten  Tiere  vor  dem  Tode  repräsen- 
tierten, bis  zum  Belaufe  der  Ver- 
sicherungssumme zu  zahlen.  (Aber 
die  Versicherungssumme  deckt  gewöhnlich 
im  besten  Falle  nur  ^It  bis  */fl  des  Wertes, 
da  Selbst  Versicherung  bis  zu  ^i  oder  •  s 
ziemlich  allgemein  bedungen  wird.)  Denn 
auch  hier  soll  die  Versichemng  dem  Ver- 
sicherten nicht  Gewinn  bringen.  Die  ver- 
wertbaren üeberreste  des  gefallenen  Tieres 
pflegen  zu  der  im  vertragsmässigen  Verfah- 
ren festgestellten  Taae  entweder  dem  Ver- 
sicherten unter  Anrechnung  auf  die  Schaden- 
summe überlassen  oder  vom  Versicherer 
angenommen  zu  werden. 

6.  Reserven.  Vieh  Versicherungsanstal- 
ten pflegen,  wenn  sie  nicht  nur  auf  Kalen- 
deriahre  versichern  oder  für  Teile  von  Ka- 
lendenahren  Stückprämien  lierechnen,  wie 
alle  anderen  Vei-sicherungsiustitute,  die 
Siunmen  der  Ober  ein  Rechnungsiahr 
hinaus  validierenilen  Prämienteile  als  Prä- 
in ienüberträge  am  Jahresrechnungssclilusse 
zur  Verfügung  zu  halten.  Ebenso,  als 
Schaden resorve ,  die  Summe  der  Beträge 
derjenigen  in  ein  Rechnungsjalir  fallendeu 
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Schäden,  welche  erst  Im  nächeteD  Rech- 
nungsjahre vergütet  werden  kSnneo.  Ausser- 
dem, aus  etwaigen  Jährest!  berscliflasen,  eine 
Kapitalreserve  anzusammeln,  ist  im  Interesse 
möglichster  OleichmäsBigkeit  der  jährlichen 
Bekstung  der  Vereicherten  und  der  Er- 
haltung steter  Zahlungsfähigkeit  bei  diesem 
VersicaerungBzweige,  in  welchem  die  Scha- 
denhöhe von  Jahr  zu  Jahr  sehr  verschieden 
zu  sein  pflegt,  di-ingend  zu  empfehlen. 

7.  me  Verstaatllchtmgsb-age.  Da, 
wenn  auct  nicht  als  Versicherer,  sondern 
infolge  der  aus  wirtachaftspolizeilichen 
Gründen  für  nötig  erachteten  Massnahmen 
zur  Verhütung  der  Weiterverbreitung  von 
Seuchen,  die  Staatsgewalt  das  Gebiet  der 
privaten  Viehveraicherung  bereits  erheblich 
eiageschiänkt  hat,  die  Privatthätigkeit  aber 
audi  die  ihr  verbliebenen  Aufgaben  erfah- 
mngsmässig  nur  Belir  maugelhaft  zu  lOsen 
vermag,  wahrend  ihre  möglichst  vollkommene 
Lösung  doch  bei  den  grossen,  auf  dem 
Spiele  stehenden  Vermögenswerten  dringend 
zu  wünschen  wOre,  hat  man  wohl  hie  und 
da  der  Uebernahme  der  Viehversicheniog, 
natürlich  als  monopolistischer  Zwangsver- 
sicheniD^,  durch  den  Staat  das  Wort  geredet 
Allein  die  eigentümlichen  Schwierigkeiten, 
welche  sich  der  erspriesshchen  LösuDg  der 
Aufgabe  entgegensteUen ,  liegen  In  der 
Sprödigkeit  des  Gegenstandes  und  sind 
solche,  deren  üeberwindung,  wenn  sie  auch 
thataÄchlich  der  Privatthätigkeit  kaum  ge- 
lingt, doch  der  Staatsthfttigkeit  unstreitig 
noch  viel  weniger  gelingen  würde.  Ueber- 
dies  würde  sie  der  Versuch  dei'  L'eberwin- 
dung  eine  doch  weit  über  das  Staatsinte- 
resse an  der  Sache  hinausgehende  Fülle  von 
Opfern  von  Greld  und  Xräften  kosten. 
Hierüber  spricht  sich  überzeugend  der 
Jahresbericht  des  eidgenössischen  Versiehe- 
rnngsamtes  für  1890  auf  S.  LXXVl  aus. 
^Nidit  monopolistische,  aber  doch  öffentliche 
—  staatliche  oder  provinzielle  —  Viehver- 
sicheningsaD stalten  bestehen  mehrfach  mit 
mehr  oder  weniger  günstigem  Erfolg.  Ueber 
die  bayerische  Land  es- Vieh  versicheningsan- 
fitalt  vom  1.  November  1896,  die  badisclieu 
Orts- Vieh  versichern  ngsanstalten  mit  beding- 
tem Zwange  laut  G.  v.  26.  Juni  1890,  den 
reichsländischen  Landesverband  der  öffent- 
lichen Viebversichemngs vereine  laut  G.  v. 
22.  Dezember  1896,  die  Sächsische  staatliche 
Sohlaclitviehversichening  vom  2.  Juni  1898 
vgl.  Festschrift  der  Bayerischen  Öffent- 
lichen Landes- Vei-sicherungsanstalten  (.Mün- 
chen 1899). 

8.  Statistik.  Bis  zu  welchem  Umfange 
und  in  welcher  Weise  Viehbesitzer  dui-cb 
das  Mittel  der  Versicherung  gegen  Vieh- 
verluste zu  ii^gend  einer  Zeit  gedeckt  waren 
Oller  gedeckt  sind,  ist  auf  Gi-und  zuver- 
lä.-isiger  Quellen   für  kein  Staatsgebiet  auch 


nur  annähernd  genau  anzugeben.  Was  an 
statistischen  Daten  über  '^ehversicherung 
ermittelt  werden  konnte,  mag  hier  folgen. 

Auf  Grund  ziemlich  zuverlässiger  Daten 
darf  angenommen  werden,  dass  in  Preussen 
jetzt  gegen  5000  kleine  Vieh  versiehe  mngs- 
vereino  (KuMaden,  Viehkaasen)  mit  etwa 
600000  Teilnehmern  bestehen,  welche  etwa 
l^/s  Millionen  Rinder  und  Pferde  versichert 
haben.  Bhrenzweigs  > Assekuranz-Jahrbuch« 
(Wien  1901)  enthält  Angaben  Über  die  IjCIS- 
tungen  von  23  deutschen  Vieh  Versicherungs- 
gesellschaften, welche  es  als  die  einzigen 
bezeidinet,  die  mit  geschäfüicher  Organi- 
sation versehen  sind  und  ihre  Wirksamkeit 
auf  grössere  Gebiete  ausgedehnt  haben.  Alle 
diese  Gesellschaften  sind  auf  Gegenseitigkeit 
begründet 

Hiemach  betrug  Ende  1899  die  bei  diesen 
Anstalten  laufende  Versicherungssumme 
213696000  Mark,  am  wenigsten  (7SöOOO 
Mark)  bei  der  »Prienitzer  Viehversichenings- 
geeellschaft»  in  Wittenberg,  weitaus  am 
meisten  (55,4  Millionen  Mark)  bei  der 
»Perleberger  Vieh  versicher  ung^esellschaft» 


Nach  dem  am  Schlüsse  des  Abschnittes 
i  oben  Gesagten  darf  es  katun  befremden, 
dass  die  Gesamt  Versicherungssumme  jener 
allein  geschälthch  organisierten  Aostelteii 
eine  so  winzige  ist  im  VerhfUtniis  zu  den 
Viehbeständen  Deutachlands. ') 

Jene  23  Gesellschaften  nahmen  1899  zu- 
sammen an  Bnittoprämien,  Nachschusszah- 
limgcn  und  Gebühren  für  eigene  Rechnung 
Ö82U771  Mark  ein,  hatten  dagegen  4100876 
Mark  für  Schäden,  61 193  Mark  für  Schädeii- 
regulierungskoHten  zu  zahlen  und  erzielten 
zusammen  genommen  keinen  UebersL'huss, 
sondern  Verlust.  In  den  16  vorhergehenden 
Jahren  arbeiteten  die  bestehenden  giiSsseren 
Gesellschaften  sechsmal  mit  Verlusten  (d.  h, 
im  Durchschnitt,  also  wohl  ebenso  wie  1899, 
einige  mit  Gewinn,  andere  mit,  im  ganzen 
grösseren,  Verlusten);  der  Jahresüberschiiss, 
welchen  die  fraglichen  Gesellschaften  im 
ganzen  erzielten,  betrug  in  keinem  der  Jahre 
von  1883—1899  mehr  als  jene  7692(i  Mark, 
welche  1898  erübrigt  wurden. 

In  Oesterreich- Ungarn  bestehen 
nach  der  gleichen  Quelle  drei  grössere 
Viehvei-sicheningsanstalten,  der  Vorarlberger 
Verein,  die  >NiederösteiTeithische  Landes- 
Viohversicherungsanstait«  imd  die  -Unga- 
rische wechselseitige  ViehversichenHig^e- 
seUschaft«. 

Diese  drei  Anstalten  haben  1899  zusam- 
men   an    Prämien    und    Gebühren    381111 


')  In  Preii&sen  allein  ist  für  den  1.  Dezember 
18)2  einBestand  von  383t>S4<)Pferden.  17Ü6D818 
Stück  Kind  Vieh  läöS'J  709  Scliafen  nnd  12 174  Ö13 
Schweinen  amtlich  ermittelt. 
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EiODeo  verein  nahmt ,  428200  Kronen  an 
ßchätleQ  bezahlt,  114207  Kronen  für  Ka- 
daver erlöst,  314083  Kronen  an  Reg;ulie- 
ningskosten  und  268540  Krooen  an  sonsti- 
gen Spesen  veransgabt.  Sie  haben,  trotz- 
dem der  NiederiSsterreiciiieche  Landesaiis- 
schuss  seiner  Anstalt  lOS  711  Eronen 
Siibventionen  gezahlt  hat,  im  ganzen  mit 
namhaftem  Verlust  gearbeitet 

In  der  Schweiz  arbeiten  als  grössere 
organisierte  Anstalten  nur  auftländiflche 
Gegenseitigkeilsanstalten,  drei  deutsche  uüd 
eine  li-anzösische.  Nach  dem  Berichte  des 
eidgenössischen  Vereicherungsamtes  ftlr  1898 
hatten  diese  vier  Anstalten  am  Ende  dieses 
Jahres  einen  Gesamtversicherungsbestand 
von  nahe  an  7  Millionen  Francs. 

Nach  einer  in  verschiedenen  franzCei- 
schen  Zeitschriften  veröffentlichten  Ueber- 
sicht  vraren  in  Frankreich  bei  10  —  wie 
es  scheint  den  einzigen  etwas  iimfassender 
wirkenden  —  Viehversichei-unga- {Gegen- 
Beitigkeits-)Gesell8chaften  Ende  1899  28000 
Stück  Vieh  mit  51471273  Francs  versichert. 
Die  Einnahme  des  Jahres  betrug  1658409 
Francs.  Es  waren  für  3986  SehadenfaJlo 
1392232  Francs  zu  zahlen  gewesen.  Ancli 
die  französischen  Gesellschaften  haben  meis- 
tens mit  Verlust  gearbeitet.  Uebrigens  be- 
stehen auch  dort  zahlreiche  örtliche  Vie- 
versichei-ungs  verein  e. 

Lltteratar:  Die  Lilieralur  der  Viehvertiehentng 
alt  tolcktr  üt  imgemein  dürftig  angtbaul.  Ei 
iit  nicht  möglich,  ein  eimiget  namhajtet,  den 
GtgeniUind  eimger7a<u*en  trtchöpfendfi  Werk  an- 
tüführen.  Am  ichmicbiten  lind  immer  itock 
die  deiuelben  betreffenden  Atuführungen  in  den 
Berichten  da  eidgenSitiichen  Veriichenmgiamtee, 
Die  reichhaltigere,  die  p/iliteHicAen  MtuenaJimen 
gtgrii  f'eibreäung  ron  Viehteuehen  betreffende 
Lilteraltir  gehSri  nicht  hierher.  JfosiU«  (Syete- 
matitche  Daritellmig  det  getarnten  Verticherungi- 
vttrut,  Zeipuig  US?)  itt  in  dem  die  Viehver- 
lirhening  betreffenden  Teile  (S.  108ff.)  niehi 
eben  eindringend  und  vollitündig. 

Sehr  Kerdienitlieh  itt  der  auch  auf  dat  Atlgi 
meine  eingehende  Abechttift  der  Fetttthrift 
der  baneritcien  öffentlichen  Landet- 
anttalten  ßir  Brand;  Hagel-  vnd  Viehver- 
ticherung,  aeUker  vnn  dem  leltleren  Vertielie- 
rungtttceige  handelt  (S.  106  ff.).  Detgleiehen  M. 
«1,  K,  Br&mer,  Da*  Vcreicherungtueten  (Leip- 
lig,  ISOi)   VI.  Abechn.  S.  SSiff. 

A.  Etnminghaue. 


Vielizölle. 


1.  Allgenieines.  2.  Die  Systeme  der  T. 
S.  Entwickelnng  und  «egenwärtiger  Stand  der 
T.:    a)  DentBchland;    o)   Frankreich;    c)  Eni:- 


tuid  nnd  Eolonieen;  d)  BaBsland;  e)  Oeater- 
reich;  f)  Italien;  g)  Spanien;  h)  Portugal;  i) 
Schweiz;  k)  Niederlande  und  Belgien;  1) 
Schweden,  Norwegen  und  DSnenuirk;  m)  Bn- 
mänien  and  Serbien ;  n)  OriecheidaDd ;  o) 
Sonstige  Länder. 

1.  Allgemeinea.  Neben  den  Getreide- 
zdllen  sind  die  Viehzölle  als  wichtigstes 
Glied  in  der  Kette  der  Agrarzölte  anzu- 
Die  Viehzölle  erscheinen  heute  vor- 
wiegend als  Einfuhrzölle;  die  früheren 
DuTchfulu'zfllle  sind  allgemein,  die  Ausfuhr- 
zölle fast  allenthalben  beseitigt.  Die  Ein- 
fuhrzölle für  Vieh  sind  neuerdings  in  den 
meisten  Kulturstaaten  der  alten  Welt  wie- 
der ins  Ijeben  gerufen  bezw.  erhöht  worden, 
nachdem  die  Abneignng  gegen  Schutzzölle 
Überhaupt  und  gegen  landwirtschaftliche 
Schutzzölle  insbesondere  namentlich  im  5. 
und  6.  Jahinehnt  des  19.  Jahrhunderts  die 
früheren  Sätäe  bedeutend  ermässigt  oder 
ganz  beseitigt  hatte.  Auch  die  wichtigaten 
Staaten  der  nenöo  Welt  haben  auf  die  Ein- 
fuhr von  Vieh  Z3Ue  gel^,  zum  Teil  von 
sehr  beträchtlicher  Höhe. 

Einige  der  gegenwärtigen  Viehzölle  sind 
so  niedrig,  doss  sio  nur  als  eine  Art  Kon- 
trollgebühr gelten  können  und  höchstens 
durch  die  E(elästi^ngeu,  die  sie  mit  sich 
bringen,  die  Wirkung  eines  Schutzzolles  in 
bescheidenem  Umfange  zu  erreichen  ver- 
mögen, wie  z.  B.  die  Schweizer  Zölle  für 
Pferde,  Maultiere  und  Esel  und  die  Zölle 
für  Rindvieh  in  Rumänien  und  Paraguay. 
Vielfach  sind  indes  die  Viehzölle  ausdrück- 
lich als  Schutzzölle  ausgestaltet  worden, 
während  sie  in  Ländern  ohue  eigene  nennens- 
werte oder  eines  Schutzes  bedürftige  Vieh- 
zucht als  Finanzzölle  erscheinen.  Die  letz- 
teren begegnen  einer  Beanstandung  im  all- 
gemeinen nicht.  Die  Viehzölle  als  Schutz- 
zölle dagegen  unterliegen  einer  sehr  ver- 
schiedenen Beurteilung,  die  aber  in  vielen 
Punkten  mit  derjen^n  der  Getreidezölle 
zusammenzutreffen  pflegt  Eine  allgemein 
und  unbedingt  giltige  Entscheidung  aus 
theoretischen  Erwägungen  heraus  ist  auch 
in  dieser  Frage  nicht  möglich,  ebensowenig 
aber  auch  eüie  gnmdsätzliche  Verwerfung 
der  Viehzölle  überhaupt.  Die  Entscheidung 
muss  also  von  Fall  zu  Fall  getroffen  wer- 
den und  wird  sich  richten  müssen  nach  der 
vorhandenen  Leistuuga-  und  der  durch  den 
Zoll  noch  auslösbaren  SteigenmgsShigkcit 
der  Viehzucht  dos  Landes  und  nach  dem 
Masse  der  Bedrängung  durch  ausländische 
Konkurrenz.  Das  Interesse  an  den  Vieli- 
zöDen  kann  zeitweilig  deshalb  abgeschwächt 
werden,  weil  die  Abwehr  der  Viehseuchen 
mitimter  zu  weiteeheiiden  Einfuhrbeschrän- 
kungen nötigt.  Daraus  erklärt  es  sich,  dass 
auch  zeitlich  die  Urteile  über  die  Viehzölle 
sehr  wechseln. 
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2.  Die  Systeme  der  V.  Die  Vieh- 
zölle  kommen  sowohl  als  Stückzölle  wie 
als  Gewichts-  und  als  Wertzfllle  vor.  Das 
reine,  für  alle  zollpflichtigen  Tieharten 
durchgeführte  Stückzollaystem  ist  —  wie 
die  am  Schlwss  beigegehene  Tabelle  S.  496 
zeigt  ■ —  am  weitesten  verbreitet ;  demnächst 
ist  das  reine  WertzoUsystem  zur  ÄnwenduDg 
gelangt,  während  das  reine  Gewichtszoll- 
systeia  nur  vereinzelt  vorkommt.  Ein?  Ver- 
einigung des  Stück-  und  Gewichtszollsjatems 
ändet  sich  in  verschiedenen  Ländern,  je- 
doch derart,  dass  die  OewichtszSlle  nament- 
lich beim  groben  Schlachtvieh  (Rindvieh), 
seltener  scEon  bei  Borstenvieh  vorkommen, 
während  das  Kleinvieh  (Schaf-  und  Ziegen- 
vieh) meist  und  Pferde,  Jlaultiere  und  Esel 
durchweg  auch  in  diesen  Iiändem  mit  Stück- 
zOUea  versehen  sind.  "Wertzölle  neben  StUck- 
uud  GewichtszOUen  kommen  in  einigen  ame- 
rikanischen Gebieten  vor. 

In  Wirklichkeit  spielen  hiernach  bei 
Pferden,  Maultieren  und  Eseln  sowie  bei 
Schaf-  und  Ziegenvieh  eigentlich  nur  Stüek- 
und  Wertzölle  eine  Rolle;  nur  Serbien  hat 
auch  hier  durchgängig  Gewichtszölle.  Bei 
Rind-  imd  Borstenvieh  kommen  alle  drei 
Systeme  —  Stück-,  Gewiclits-  imd  Wert- 
zollsystem —  zur  Anwendung.  , 

Man    kann  nicht   annehmen,    dass  diese 


manche  Erwägiin^n  namentlich  bei  den  im 
Wert  so  sehr  verachiedenen  Pferden  für  die 
Anlehnung  der  Zölle  an  die  Wertunter- 
Bchiede  anführen.  Nur  ist  die  Feststellung 
des  Wertes  mit  nicht  geringen  Schwierig- 
keiten verknüpft,  und  deshalb  sind  in  der 
Praxis  vielfach  die  Stückzölle  vorgezc^n 
worden,  zeigen  aber  häufig  noch  allerlei 
Abstufungen  (z.  B.  aadb  der  GrOsse,  nach 
dem  Älter  etc.),  um  so  wenigstens  den 
grossen  Gmppen  des  Wertes  einigermassen 
Folgen  zu  können. 

Beim  K]ein\-ieh  ist  es  wohl  vor  allem 
die  Craständiichkeit  der  Gewichtsermitte- 
lung,  die  das  Gewichtszollsystem  zurück- 
gedrängt bat. 

Welches  System  im  einzelnen  Lande  ge- 
wählt werden  soll,  hängt  von  dea  besonde- 
ren Anlässen  und  Zwecken  der  Viehzoll- 
erhebung, zum  guten  Teil  auch  von  den 
Gewohnheiten  imd  Anschauungen  der  Be- 
völkerung ab. 

3,  Entwickelong  und  ge^air&rtiger 
Stand  der  Y.  a)  DeatBohtand.  Der  be- 
rflhmte  preussische  Zolltarif  vom  26.  H&i 
1818  setzte  für  die  verschiedenen  Vieharten 
Behr  niedrige  Einfuhrzölle  an.  Pferde,  Esel, 
Maulesel  und  H&nltiere  sollten  3  Hark,  Octmen 
□nd  Stiere  1,60  Hark,  EUbe  und  FKneu  ü,HO 
Mark,  Stliweiue,  Schafe  uad  Zie^n  0,20  Mark 
-—  Stück  zahlen.     Alle  diese   Satze   erfuhren 


eigenartige  Verbreitung  der  verschiedenen '  durcli  die  V.  v.  2.'».  Oktober  1821  eine  mÄssigft 
Systeme  rein  wülkürüch  ist.  Dem  Ge- /  Erhöhung:  tfir  Pferde,  Maulesel,  Manltiere  und 
wichtszollsystem  werden  bei  dem  i  Esel  wurde  der  Zoll  auf  4  Mark  pro  Stück 
grösseren  Schl^htvieh  aiigeiischeinlich  ge-  ff^^p^^y^  und  dieser  Satz  ging  auch  iu  den 
^sse  Vorteile    zugeschrieben    insofern,  tls   2ol!v"™stanf  vom  31,  Oktober  l&H  über  und 

?  t^'^r  J'^'^^^'l'""^  ^^^,^.^^^\  fAl^^^^ui  Stiere  wurde  durch  die 
die  Einfuhr  bewirkten  Konkurrenz,  die  ja  v.  v.  25.  Oktober  1821  ebenfalls  der  Satz  von 
wesentlich  von  der  Schlachtausbeuto  ab- '  4  Mark  eingeföhrt.  Durch  die  V.  v.  19.  Ko- 
hängt,  be.sser  anpasst  und  eine  gloichmässi-  vember  1H24"  wurde  aber  der  Zoll  anf  9  Mark 
gere  Belastung  der  eigentlichen  Sehlaclit-  bei  der  Einfuhr  in  die  westlichen  und  auf  15 
ausbeute  ermöglicht.  Allerdings  ist  die  M*''k  pro  Stück  bei  der  Einfuhr  in  die  östlichen 
Handhabung  der  GewichtszöUo  schwieriger,  Provinzen  erhöht,  nm  dnrch  die  V.  v.  :«.  Ok- 
da    die    GewichtstesUtellung  umständlidier  ^"^^  ^S      "n    "^""n  \«:  ^^,  angesetzt 

ist  ^s  die  eingehe  Zäh  1«4. der  Stückzahl.   ?S33''Äm''zdlv'«\n™ur  QelS;i\^nf  ^^ 
Die  GewichtazöUe  regen  zur  LmMhr  mageren   dort  über  drei  Jahrzehnte  lang  in  Kraft.    Erst 
\  lehes  an,    das  dann   im  Inlande  gemästet  der  ZollvereiosUrif  vom  1.  Juli  18(!ö  netzte  ihn 
wird.     Das  Inland  verdient  dabei  den  Maat-   auf  TöO  Mark  henmter. 
lohn.  Für  Kühe  und  Färsen   brachte  die  V.  v. 

Die  StflckzöUe  gestatten  eine  leichtere  25.  Oktober  1821  eine  Erhöhung  auf  1,50  Mark. 
Feststellung  der  ZolTschiüdigkcit ;  sie  passen  Eine  bedeutende  Steigemn»  trat  durch  die  V. 
sich  aber  dem  wirklichen  Umfang  der  von  l-  ,\^-  VT.T'**'  ^«^^«I'"'^  ™'  ^^^^  7^/1f  ^" 
dem  eingeführten  Sohl^htvieh  au!gehenden[fi«S\?,''fJ 

Konk-uirenz  weniger  an  und  regen  z"rLin-|„gstiieben  Provinzen  festgestellt  Die  verwhie- 
fuhr  schweren  \  lehes  an,  das  den  inläudi-  |  denen  Sätze  wurden  in  der  V.  v.  30.  Oktober 
sehen  Viehmästern  eine  schärfere  Konfciii^  1 1Ö27  zusammengezogen  auf  9  Mark  für  Kflhe 
renz  bereitet,  ohne  da^s  das  Inland  den 'und  6  Mark  fQr  Juncvieb,  die  dann  im  Zoll- 
Mastlohn  verdienen  kann.  I  Vereinstarif  vom   1.  Juli   ISöö  auf  die  Hälfte 

Bei  Zngvieh  spielt  viel  weniger  das  Ge-   herabgesetzt  wurden.  „  „ 

wielit  als  der  Wert  der  eingofiüirteii  Tiere  L-n\?V^'^"^'°^  "ViSi*  ^^^l  k^"  ^S'm""/ 
eine  Rolle  Daher  tritt  in  l^er  l'r^-i^^^^r ^^^ ^^J^^^^^^  If^.'i^JjT^J  1^^ 
ilcr  Gewichtszoll  ganz  zurück,  wälirend  der '  liehen   Vk 


Wertzoll     einen     verliältnis massig    gi-osscn  |  stelle  dieser  Sätze  derj^inheitszoll  von  3  Mark, 
Raum  einnmimt.    An  sich  lassen  sich  auch  1  der  aber  seit  der  V.  v.  ;W.  Oktober  1831  mir 
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Bodi  für  gemästete  Schweine  galt,  während  für 
magere  der  Zoll  auf  S  Mark  nngesetzt  warde. 
Letzterer  8&tE  wurde  durcli  den  ZollTereias- 
tarif  Tom  1.  Juli  1866  auch  auf  die  eernftsteten 
Scbweine  aasgedehnt.  Die  Spanferkä  erhielten 
1821  einen  besonderen  Zoll  von  0,30  Mark,  der 
1624  anf  0^  Hark  erhobt  wurde  nnd  so  bis 
1B70  bestehen  hlieb.  Dieselben  Satze  galten 
ffir  Kälber,  Ziegen  nnd  Schafvieh;  nnr  worden 
von  letzterem  1624  die  Hammel  aosfeschieden 
mit  einem  Zoll  von  1  Hark,  der  lÜZi  anf  1,Ö0 
Hark  erhöbt  nnd  in  dieser  Eßhe  bis  1870  bei- 
behalten warde. 

Der  mehr  erwähnte  Zollvereinstarif  vom  I. 
Jtüi  1865  bahnte  durch  die  ErmäsBigong  der 
Zeile  für  Ochsen,  Stiere,  Kühe  nnd  Jnngvieh 
nm  60%  nnd  fSr  gemästete  Schweine  um 
33';,%  die  EinfUhmi^  der  Zollfreiheit  tn. 
Ein  weiterer  wichtiger  &hritt  auf  diesem  Wege 
war  der  Handelsvertrag  mit  Oeeterreich  vom  H. 
HSiz  186U,  der  f&r  Maulesel,  Uanltiere,  Esel, 
Ochsen  nnd  Stiere  den  Vertragszoll  auf  4  Hark, 
fQr  Kühe  auf  3  Hark,  fhr  Jnngvieh  anf  1,60 
Hark,  für  Schweine  auf  2  Mark,  für  Spanferkel 
anf  0,30  Mark  nnd  für  Hammel  auf  0,öO  Mark 
festsetzte,  alles  übrige  Vieh  aber  frei  lies». 
Durch  den  ZoUTereingtarif  vom  1.  Oktober  1870 
warde  nur  noch  der  Zoll  für  Schweine  und 
Spanferkel  mit  2,00  besw.  0,30  Hark  fest. 
gehalt«n,  im  Übrigen  aber  für  Vieh  Zollfreiheit 
gewährt 

Hierbei  blieb  es  bis  1879.  Der  Uebergang 
Dentscblands  zu  einer  gemässigten  Schutzzoll 
Politik,  wie  er  in  dem  Zolltarif  v.  15.  Juli  1879 
nun  Äiisdmck  kam,  brachte  auch  für  sämt- 
liches Vieh  mit  Ausnahme  der  Ziegen  Ein- 
gangszeile, nämlich  für  Pferde,  Uaulesel,  Maul- 
tiere nnd  Esel  10  Mark,  für  Ochsen  20  Mark,  für 
Stiere  und  Kühe  6  Mark,  für  Jnngvieh  4  Mark,  für 
Kälber  2  Mark,  für  Schweine  2,5U  Mark,  für  Span- 
ferkel 0,30  Mark,  für  Schafviehl  Mark,  für  Lämmer 
0,60  Mark  für  das  Stück.  Diese  Sätze  ent- 
sprachen der  Regierungsvorlage.  Die  von 
landwirtschaftlicher  Seite  unternommenen  Ver- 
suche, eine  ErhShnng  herbeizuführen,  nament- 
lich für  Pferde,  Ochsen,  Kühe,  Jungvieh,  Kälber 
und  Schweine,  blieben  damals  noch  erfolgtos. 

Diese  Versuche  worden  erneuert,  als  der 
Gesetzentwurf  v.  2.  Februar  1886  die  ViehzSlle 
unverändert  lieas.  Die  ,.freie  wirtschaftliche 
Vereinigung'',  welche  damals  einen  grossen  Ein- 
fluss  anf  die  stärkere  Ausprägung  der  Schutz- 
zollpolitik ausübte,  beantragte  die  Erhöhung 
des  ZaUes  ftlr;  Pferde  von  10  auf  20  Mark, 
Stiere  und  Kühe  von  6  auf  9  Hark,  Ochsen 
von  20  anf  30  Mark,  Jungvieh  von  4  auf  G 
Mark,  Kälber  von  2  anf  3  Mark,  Schweine  von 
2,50  auf  6  Hark,  Spanferkel  von  0,30  auf  1 
Mark  pro  Stück.  Das  G.  v.  22.  Mai  1885  ent- 
hält denn  auch  diese  Erhöhungen. 

Gelegentlich  der  ZoUtarifrevision  von  1887 
wurde  eine  weitere  Erhöhung,  namentlich  flSr 
Pferde,  angestrebt,  allerdings  vergeblich. 

Durch  die  deutschen  Handelsverträge  von 
Ende  1891  ist  für  die  Einfuhr  aus  den  Vertrags- 
staaten der  Zoll  für  Ochsen  auf  26,öÜ  Mark, 
für  Jungvieh  und  Schweine  auf  5  Mark  er- 
mfissigt  und  ebenso  wie  die  Sätze  des  Tarifs 
von  1885  für  Stiere,  Kühe,  Kälber,  Spanferkel, 
Schafe  und  Lämmer  auf  13  Jahre  gebunden 
worden. 


Die  Zollfreibeit  füx  Ziepen  ist  auch  in  den 
Tarifrevjsionen  nach  1879  niont  beseitigt  worden. 
Neben  den  Viehzüllen  sind  für  Fleisch, 
Butter,  Schmalz  nnd  andere  Erzeugnisse  der 
Viehzucht  besondere  ZSIle  einhergegangen,  die 
teilweise  von  1S70 — 79  aussetzten. 

An  Ausfuhrzöllen  zeigte  der  prenssische 
Tarif  V.  2e.  Mai  1818  1,W)  Mark  ftr  Pferde, 
Esel,  Maulesel,  Maultiere,  0,80  Hark  für  Ochsen 
nnd  Stiere,  0,40  Mark  für  Kühe  und  Färsen, 
0,10  Mark  für  Schweine,  Schafe  und  Zietren. 
Die  V.  V.  26.  Oktober  1821  liess  diese  Ausfuhr- 
zGlIe  fallen,  undseitdem  sind  für  Vieh  AusfnhrzüUe 
in  Dentschland  nicht  wieder  eingeführt  worden, 
b)  Fraokreloh.  Das  Bestreben,  die  Land- 
wirtschaft durch  Zölle  bu  schützen,  datiert  in 
Frankreich  seit  1819  und  führte  auch  bald  zu. 
bedeutenden  Viehzüllen.  Nach  dem  Tarif  von 
1844  zahlten  Pferde  25,0  Francs,  Füllen  und 
Maulesel  lö,0  Francs  pro  Stück;  für  Esel  wurden 
nur  0,25  Francs  erhoben.  Ferner  war  zu  zahlen 
für  Ochsen  50,0  Francs,  für  Kühe  25,0  Francs, 
für  Stiere,  junge  Ochsen  und  junge  Stiere  15,0 
Francs,  für  junge  Kühe  12,50  Francs,  für  Kälber 
3,0  Francs,  für  Widder,  Schafe  und  Hammel 
5,0  Francs,  für  Schweine  12,0  Francs^  für  Span- 
ferkel 0,40  Francs,  für  Bücke  nnd  Ziegen  1,50 
Francs,  für  Lämmer  0,80  Francs,  fUr  Zicklein 
0,26  Francs  pro  Stück. 

Die  mehr  freihändlerische  Richtung,  die  in 
den  50er  nnd  60er  Jahren  in  Frankreich 
herrschte,  beeioflusste  auch  die  Viehztille  sehr 
wesentlicn.  Ein  Dekret  v.  14.  September  1863 
ermässigte  den  Zoll  für  Ochsen  und  Stiere  auf 
3  Francs,  tut  Kühe  und  Jungvieh  auf  1  Franc, 
für  Kälber,  Widder,  Schafe,  Hammel  und 
Schweine  auf  0,26  Francs,  für  Spanferkel  und 
Lämmer  anf  0,10  Francs  pro  Stück,  während 
BGcke,  Ziegen  und  Zicklein  ganz  frei  blieben. 
Der  Tarif  vom  16.  Mai  1863  lies»  diese  Sätze 
bestehen.  Für  Pferde,  Pilllen  nnd  Maniesei 
blieben  die  erwähnten  Sätze,  während  für  Esel 
der  Zoll  wegfiel.  Der  Zoll  für  Mauleset  wurde  ■ 
,  durch  die  Handelsverträge  anf  6  Francs  er- 
mädsigt. 

Hit  dem  Zolltarif  vom  7.  Hai  1881  trat 
eine  Wendung  zu  beträchtlicher  Erhöhung  der 
Zölle  ein,  die  dureh  die  GU.  v.  28.  März  1885, 
5.  AprU  1887  nnd  11.  Januar  1892  namentlich 
für  Bind-,  Schaf-  und  Borstenvieh  und  durch 
das  G.  V.  9.  April  1898  für  Pferde,  FtlUen  und 
Maulesel  fortgesetzt  wurde. 

Die  Einfuhrzölle  hatten  sich  von  1881  hia 
1892  folgendermasseu  gestellt:  S.  d.  Tabelle  auf 
folgender  Seite. 

Die  .^nafuhrzöUe  stellten  sich  nach  dem 
Tarif  von  1Ö44:  Für  Füllen  auf  5,0  Francs,  für 
Maultiere  auf  2,0  Francs,  für  Esel  auf  1,0 
Francs,  für  Ochsen  auf  1,0  Franc,  für  Stiere, 
junge  Ochsen  nnd  jnngeStiere  auf  3,0  Francs,  für 
Kühe  und  Kälber  auf  0,50  Francs,  für  junge 
Kühe  anf  1,50  Francs,  für  Widder,  Schafe, 
Hammel  nnd  Schweine  auf  0,25  Francs,  für 
Böcke  und  Ziegen  auf  0,15  Francs,  für  Lämmer, 
Zicklein  und  Spanferkel  auf  0,10  Francs. 

Für  Pferde  (Hengste,  Wallache  nnd  Stuten) 
bestand  kein  Ausfuhrzoll. 

Der  Tarif  vom  16.  Mai  186:1  enthält  eben- 
sowenig wie  die  späteren  Tarife  Ansfiihrzölle. 

c)  Englanil  und  Kolonieen.  Während 
England  die  Getreidezülle  erst  am  1.  Juni  1869 
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Stack   Stuck  Stück   Stück 


Pferde 
FüUen 
Maulesel 
Esel 


frei      frei      frei 


Ochsen 

Kühe 

Stiere 

Jungrieh 

Kälber 

Widder,  Schafe      1 

Hammel  j 

Schweine 

Lämmer 

SOcke  und  Ziegen 

Zicklein 

Spanferkel 


3.50 


100  kg 
Lebend- 
gewicht 


15,50 
8,0 

pr.  St. 


»75° 


Dnrch  das  0.  v.  9.  April  1898  wurden  für 
Pferde,  Fallen  und  Haolesel  folgende  ZSlte  ein- 
geführt: 

fUr  1  StUck 
Max.      Min. 

Hengste,  Wallache,  Staten :  von  5 

Jahren  und  darUber  200  150 

nnter  6  Jahren  15°  '«> 

Füllen  75  5° 

Maniesei  50  30 

endgiltig  beseitigte,  erhob  es  schon  sehr  viel 
IBnKer  viehzCIle  überhaupt  nicht  und  hat  sich 
ancli  durch  die  schweren  Krisen,  welche  die 
englische  Landwirtschaft  durchmachen  mnsste, 
nicht  zu  einem  anderen  Verfahren  bewegen 
lassen.  Wenn  der  Zolltarif  vom  20.  August 
18Ö3  die  Zollfreiheit  für  Vieh  anssprach,  so 
stellte  er  nur  den  schon  vorbandenen  Zustand  fest. 
Die  englischen  Kolonieen  befolgen  zum  Teil 
dasselbe  System:  Cypern,  Brit.  Nen-Gainea,  Neu- 
SQdwales,  Queensland,  BriL  Ostindien,  Ceylon 
haben  fällige  Zollfreiheit  für  Vieh.  Andere, 
wie  Trinidad,  Tasmanien,  Nenfnndland,  West- 
anstralien  u.  s.  w.  haben  die  frühere  Zoll- 
freiheit inzwischen  beseitist.  Die  Capkolo- 
nie,  die  bis  vor  kurzem  Wallache  und  Maul- 
esel mit  1  £  für  das  Stück  belegt,  alle  anderen 
Tiere  aber  ftei  gelassen  hatte,  hat  im  Tarif  v. 
3.  Januar  1899  diesen  ZoU  um  50"/„  erhöht  und 
ihn  in  dieser  Höhe  auf  Eindvieh  zum 
Schlachten  ausgedehnt  und  gleichzeitig  aoch  die 
Schafe  zum  Schlachten  einem  Stückzoll  von 
d  sh.  unterworfen.  Tasmanien  erhebt  jetzt! 
einen  Stückzoll  von  40  sh.  für  Pferde,  FüUen, 
Bullen,  Ochsen,  Stiere,  Kühe,  Färsen,  Kälber, 
von  2  sh.  für  Schafe  und  Lämmer,  von  2'/«  sh. 
für  Schweine,  Heu-Seeland  hat  einen  Stück- 
mU  tou  1  £  für  Pferde  und  von  lU  sh.  für 
Bindvieh.  Süd-Australien  verlangt  nach- 
dem  1888  die  früheren  massigen  Sät^e  bedeutend 
erhöht  sind,  einen  Stückzoll  von  2  i:  für 
Pferde,   von   1  ;£  für  Bindvieh,   von  6  sh.  für 


Schweine,  von  1  sh.  fUr  Schafe,  Westans- 
tralien  erhob  seit  1888  —  vorher  waren 
lebende  Tiere  frei  —  1  £  10  sh.  pro  Stttck  vom 
Rindvieh,  1  £  von  Pferden,  4  sh.  von  Schweinen, 
2  sh.  6  Pence  von  Schafen,  und  seit  1898  1  £ 
für  Pferde,  15  sh.  für  fiindvieh  —  KOlber 
und  Füllen  nnter  6  Monaten  sind  frei  —  2  sh. 
für  Schweine,  1  eh.  3  d.  für  Sehafe  und  Lämmer. 
In  Victoria  zahlen  vom  8.  Jnni  1892  ab 
Ochsen,  Farren,  Stiere,  Kühe,  Färsen  und  Kälber 
1  £  10  sh.,  Schafe  und  Lämmer  2  sb.,  Schweine 
10  sh.  und  Pferde  2  £  10  sh.  pro  Stück.  Neu- 
fundland erhob  nach  Beseitigung  der  Zoll- 
freiheit bis  1891  für  Pferde  3  Dollar,  für 
Kälber,  Schweine,  Schafe  0,80  Dollar  pro  Stück 
und  für  Ochsen,  Kühe  und  Stiere  7'/i''/d  «les 
Wertes.  1891  wurden  die  beiden  enteren  Sätze 
verdoppelt  und  der  Wertzoll  auf  SO^/n  ge- 
steigert. 1898  wurde  der  StückzoU  für  Kälber, 
Schweine,  Schafe  auf  1  Dollar  erhöht  und  im 
Übrigen  fUr  Pferde,  Füllen,  Ochsen,  Kühe  und 
Bullen  ein  Wertzoll  von  20%  vorgesehen. 
Canada  bat  für  Schweine  einen  Gewicbtszoll 
von  VI,  Cent  (früher  2  Cent)  für  I  Pfund  (engl.) 
Lebendgewicht  und  im  übrigen  einen  Wertram 
von  207n  {früher  30"u). 

d)  BoMlaad.  Nach  dem  Zolltarife  vom 
20.  ISDvember  1819  waren  6  Kopeken  Eingangs- 
zoll  für  Zies'enbfScke  und  junge  Ziegen  zn  ent- 
richten, während  alle  anderen  Tiere  zollfrei 
eineingen.  Der  Tarif  vom  13.  Oktober  1850 
verlangte  nur  sehr  unbedeutende  ZClle  von 
0,30  Rubel  für  Ochsen,  Stiere,  Büffel,  0,12  Rubel 
für  Kühe,  Büffelkühe.  Färsen,  0,0ö  Rubel  für 
Kälber,  Hammel,  Schafe,  Lämmer,  Ziegen,  Blicke, 
Zicklein,  Schweine,  Ferkel.  Andere  Tiere  gingen 
zollfrei  ein.  Durch  den  Tarif  vom  28.  Mai  1857 
wurde  die  Zollfreiheit  auf  alles  Vieh  ausgedehnt, 
und  daran  hielten  auch  die  späteren  Tanfe  fest. 

Die  Ausfuhrzolle  (nach  dem  Tarife  von  1819 : 
1,26  Rubel  für  Ochsen  und  Kühe,  0,25  Rubel 
für  Schweine  und  0,13  Rubel  für  sonstiges  Vieh) 
sind  in  dem  Tarife  von  1850  nicht  mehr  ent- 
halten und  wnrden  auch  später  nicht  wieder 
eingeführt. 

e)  Osaterrelcb.  Die  Entwickelnnff  in 
Oesterreich,  die  in  den  80er  Jahren  ebenfalls  zu 
einigen  beträchtlichen  Erhöhungen  der  Einfuhr- 
zölle geführt  hat,  ergiebt  sich  aas  nachstehen- 
der Tabelle. 

ZoUtarif  vom 
6.  XI.  17.  VI.  26.  V.   21.  V. 
18ÖI     1878     1882     1887 


pro 


pro 


pro 


Stück  Stttck  Stuck  Stück 


Pferde    .... 

3,0 

frei 

Maultiere) 

Maulesel  [  .    .    . 

',0 

2,0 

Esel         1 

Ochsen    .... 

4,0 

4,0 

Stiere     .... 

4,0 

4.0 

Kühe 

3,0 

',5° 

Jungvieh     .    .    , 

2,0 

0.75 

Kälber    .... 

0,25 

0,40 

Schafe ,      Ziegen, 
Widder,    ifiun- 

mel,  Böcke  .    . 

o.'5 

0,30 

Lämmer,  Kitze    . 

0,10 

o,ao 

Schweine     .    .    . 

a,oo 

Spanferkel  .    .    . 

oflS 

0,30 

■'»'^ 


Durch  die  Handelsverträge  Ton  Ende  1891 
BÜtd  far  die  Ginfnhr  aas  den  TertragMtaaten 
die  EinfohrzOlle  festgesetzt  anf  13,75  Quldea 
für  Ochsen,  i  Gulden  für  Stiere,  3  Gnlden  fitr 
Kühe,  2,50  Galden  fOr  Junrvieh,  1,50  Gulden 
für  Kalber,  0,50  Gnlden  für  Schafe,  "Widder  and 
Hammel,  0,25  Gulden  für  Lämmer,  1.50  Gulden 
für  Schweine  von  mehr  als  10  kg,  0,80  Gnlden 
für  Schweine  bis  10  kg  (Spanferkel),  5  Gnlden 
für  Pferde  bis  zn  2  Jahren,  10  Gnlden  für  sons- 
tige Pferde,  während  für  Maultiere,  Maulesel 
und  Esel  Zollh'eiheit  vereinbart  ist. 

Die  ÄnBfnhrzölle  stellten  sicli  nach  dem 
Tarife  von  1861  anf  6  kr.  für  Pferde,  Ochsen 
und  Stiere  anf  2  kr.  auf  Kühe,  Jungvieh 
Schweine,  Manltiere,  Maulesel  und  Esel,  anf 
1  kr.  far  Kälber,  Schafe,  Ziegen,  Widder, 
Hammel  nnd  BScke,  auf  '/,  kr.  für  Lämmer, 
Eitze  und  Spanferkel.  Seit  18T8  sind  die  Aua- 
fahrEOIIe  in  Wegfall  gekommen. 

f)  Italien.  Der  aardinieche  Zolltarif  vom 
9.  Juli  18Ö9,  der  im  Laufe  des  Jahres  1861 
auch  in  Mittel-  und  Süditalien  sowie  in  Sicilien 
Eingang  fand,  legte  einen  Zoll  von  0,50  Franc« 
pro  Stück  aal  Esel,  von  B  Francs  auf  Maul- 
tiere, Maulesel  und  auf  Pferde  im  Werte  bis  zu 
300  Francs,  von  20  Francs  auf  Pferde  von 
hSherem  Werte.  Alles  andere  Vieb  hatte  Ein- 
gangszOlle  nicht  za  Kahlen. 

Durch  das  G.  t.  14.  Jnli  1866  worden  in- 
des auf  verschiedene  andere  Tierarten  Eingangs- 
zeile gelegt,  nämlich  15  Francs  pro  Stück  auf 
Ochaen  und  Stiere,  8  Francs  pro  Stück  auf 
KUhe,  Ö  Francs  pro  Stück  auf  Färsen,  junge 
Ochsen  und  junge  Stiere,  2  Francs  pro  StUck 
auf  Kälber  nnt«r  1  Jahre,  0,25  Francs  pro  StQck 
anf  Schaf-  und  Ziegenvieh.  2  Francs  pro  Stück 
auf  Schweine  über  20  kg  Gewicht,  0,50  Francs 

B-o  Stück  anf  Schweine  bis  20  kg  Gewicht, 
er  Tarif  vom  30.  Mai  1878  ermässigte  den 
ZoU  für  Kühe  auf  7,50  Francs  und  für  Schaf- 
nnd  Ziegenvieh  auf  0,20  Francs  pro  Stück, 
liess  den  Zoll  für  Maultiere  anf  6  Francs  pro 
Stück  nnd  erhShte  die  übrigen  Sätze  auf  20 
Francs  für  Pferde  (ohne  Wertunterschied),  1,50 
Franc»  für  Esel,  18  Francs  für  Ochsen  und 
Stiere,  6  Francs  für  Färsen,  junge  Ochsen  nnd 
junge  Stiere,  3  Francs  für  Kälber,  2,50  Francs 
für  Schweine  über  20  kg  und  0,75  Francs  ftlr 
Schweine  bis  20  kg.  wahrend  der  Zolltarif 
vom  9.  August  1683  diese  Sätze  beibehielt, 
brachte  der  Zolltarif  vom  14.  Jnli  1887  allent- 
halben Erhtihungen.  Hiernach  betrag  der  Ein- 
gangszoli  pro  Stück  40  Francs  für  Pferde,  15 
Francs  für  Maultiere  5  Francs  für  Esel,  38 
Francs  für  Ochsen  18  Francs  für  Stiere,  12 
Francs  für  KOhe,  8  Francs  für  FärBen,  junge 
Ochsen,  junge  Stiere  und  Kälber,  10  Fraucs 
(ör  Schweine  über  20  kg,  3  Francs  fUr  Schweine 
unter  20  kg  sowie  für  Schaf-  nnd  Ziegenvieh. 
Diese  Satze  gelten  jetzt  noch;  doch  sind 
durch  die  Handelsverträge  von  Ende  1891  für 
die  Einfuhr  aus  den  Tertragii  Staaten  folgende 
Erleichterungen  vorgesehen:  Pferde  sind  zoll- 
frei, Schweine  bis  10  kg  zahlen  0,75  Francs, 
solche  von  10—20  kg  3  Francs  nnd  von  mehr 
ds  20  k^  3,75  Francs.    Die  Anafuhrztille,   die 

im  sardinischen  Tarife  —  "*'"  ».li.,.    ^._ 

festgestellt  durch 


Q  _  1»       Zolltarif 

vn.  1866  ■*'-,^J- 

P"  Stück    ^Jfl^ 
Francs 
für  Ochsen  und  Stiere  un- 
ter 250  kg  .    .    .    .auf  s,o  4,00 
von  260  kg  u.  mehr    .    s,o  5,50 
„  Kühe  unter  150  kg  .    „    4,0             3,00 
von  löO  kg  n.  mehr    „    4,0             4,40 
„  Färsen  imd  Jungvieh    „    3,0             3  30 

„  Kälber „1,0  1,10 

„  Schweine  über  20  kg    „     i,o  1,10 

n         „         bis  20  kg  .    „    0,50  o,5s 

1881  wurden  die  AnsfuhrzOlle  aufgehoben. 
g)  BpanlBD.  Die  ViehzSile  in  Spanien 
sind  immer  hoch  gewesen.  Nur  in  den  60er 
Jahren  erfolgten  nennenswerte  Ermässignngen, 
ohne  dass  Zollfreiheit  für  irgend  eine  Tiehaorte 
gewahrt  wurde.  Der  Tarif  vom  27.  Juni  1849 
enthalt  ebenso  wie  die  Tarife  von  1862  und 
1866  verschiedene  Zollsätze  für  die  Einfuhr 
unter  nationaler  Flagge  nnd  unter  fremder 
Plagge  bezw.  zu  Lande.  Erst  der  Tarif  vom 
12.  Juli  1869  hob  diese  Unterschiede  auf  und 
vereinfachte  zugleich  die  äussere  Einteilung 
der  Vieharten.  Nach  dem  Tarife  von  1849 
waren  zu  zahlen  bei  Einfuhr  unter  fremder 
Flagge  nnd  zu  Lande  für  das  StUck 
a.)  bei  Wallachen,    die    das    „Maas"'} 

übersdireiten 40a  Pes. 

ß]    „    Wallachen,  Hengsten  imd  Stu- 
ten, die  unt.  dem  Masse  bleiben      50    „ 
y)    „    Hengsten  n.  Stnten  Über  dem 

Hasse  von  bekanntem  Alter  .      25     „ 
i)    „    Henkten  und  Stuten,  welche 

die  Kennung   verloren  haben    37,50  „ 
Diese  Satze  wurden  geändert 
1862  in  -)  225  Pes.,  p)  60  Pes.,  y)  24  Pes.,  S)  36  Pes. 
1866  ,a)   90    „     y9)3o    „    j.)i3    „    ajiS    „ 

Der  Tarif  vom  12.  Juli  1869  erhöhte  den 
Zoll  für  WaUache  über  dem  Masse  auf  100  Pe- 
setas, während  für  alle  anderen  Pferde  ein  Ein- 
heitssatz von  16  Pesetas  festgestellt  wurde. 
Letzterer  wurde  nnter  dem  17.  Joli  1877  auf 
22.50  Pesetas  erhöht  Der  Tarif  vom  23.  Jnli 
1882  brachte  für  WaUache  der  bezeichneten 
Art  den  Zoll  von  128,30  Pesetas,  für  andere 
Pferde  von  31  60  Pesetas.  Das  Dekret  vom  25. 
Dezember  1890  erhöhte  sie  noch  weiter  auf  180 
Ikew.  1.35  Pesetas  imd  in  dieser  HOhe  sind  sie 
dann  auch  in  den  Tarif  vom  31.  Dezember  1891 
übergegangen.  Für  die  übrigen  Vieharten  war 
die  Entwicxelun^,  wie  in  der  ersten  Tabelle 
anf  folgender  Seite  angegeben : 

Die  Sätze  von  1891  sind  anch  jetjst  noch 
__  Geltung  mit  der  Massgabe,  dass  fUr  Milch- 
kühe der  Zoll  auf  25  Pesetas  ermässigt  ist. 

Spanien  erhebt  auch  noch  Ausf  unrzülle, 
die  sich  seit  1.  August  1898  belaufen  (für  1 
Stück)  anf 

8,75  Pesetas  bei  Pferden 

io,oa        „  Maultieren 


fehlten,  wurden   

')  d.  h.  das  Militärmass  (1,47  n 
HaDdwerterbnch  der  3tB&tmvlw«iucban«D.   ZwelM  Auflage.    TU. 


5,0 


Bindvieh 

Schafen  und  Ziegen 

Schweinen. 


i,,ed:^:,'^iOOQlC 


.glc 


Hanlesel  bis  1  Jabr  ....  ij^oo] 

„        von  1—3  Jahren     .  37,50> 

-        über  3  Jahre  .    .    .  50,oo| 

Esel 6,00 

Ochsen 15,00 

Kühe 15,00 

Kälber  und  Jnngvi^     .    ,    .  S,oo 

Ziegen  nnd  BOcke     ....  2,70 

Ztegenlämmer 1,50 

Schafböcke,  Hammel,  Mutter- 
schafe    3,25 

Schaflämmer 1,50 

Schweine  über  ß  Monate  oder 

Eemäätet 18,75 
weine  unter  6  Monate  oder 

mager 4,50 

')  Unter  fremder  Flagge  bezw.  i 


1877       18ß2        1880 


19,60        80,00        So,oc 


625I 


s,2s     i,m 

1  Lande  eingeführt. 


h)  Portugal.  Auch  Portn^  hat  hohe 
ViehziiUe.  Die  zum  Teil  prohibitiven  Sätze  des 
TaritB  von  1841  wurden  in  dem  Tarife  vom 
31.  Dezember  1863  weseutlich  ermäaaigt.  Der 
Tarif  vom  23.  iuguBt  1860  führte  die  Ermäa- 
aigun^  der  EinfuhrzGUe  noch  n'eiter;  nur  bei 
Schweinen  trat  eine  kleine  Erhöhung  ein,  wäh- 
rend fiir  Schaf-  nnd  Ziegenvieh  Zollfrei- 
heit gewahrt  wurde.  Das  G.  v.  17.  Dezember 
1870  liess  die  1860  eingefBhrten  ViebzollsÄtze 
ganz  unverändert.  Der  Tarif  vom  17,  Dezem- 
ber 1886  ebenfalls.  Dann  aber  trat  mit  dem 
Tarife  vom  16.  Ängost  1887  eine  Steigerung 
für  BindTieh  und  Schweine  ein;  die  übrigen 
Tierarten  wurden  fUr  zollfrei  erklSrt,  ninssten 


Wallache,  die  mehr  alg  das  Maas  haben 

HeuKste  desgl.  24000     1 

Wallache  und  Hengste  von  geringerer  Höhe  i4ooo| 

Stuten  4800^ 

dreijährige  PüUen  5  ooo| 

Manltiere  400 

Esel  1  ZOO 

Ochsen  nnd  Stiere  3°°°\ 

Kühe  I  300 

junge  Ochsen  von  3 — i  Jahren  i  600I 

Färsen  und  junge  Kühe  von  2—4  Jahren  90o| 

„        „        „          „      bis  2  Jahre  600 
Kälber  n.  Kinder  n.  junge  Ocbsea  bis  zn  2  Jahren  i  zoo| 

Schafe  und  BCcke  150! 

Merinoschafe  100} 

Mutterschafe,  Lämmer  5of 

Schweine  1 600')        100 

Spanferkel  loo          100 

')  Fette  Schweine  zahlen  den  Zoll  fllr  Schweinefleisch:   13 
Centner)  abzüglich  '/i-  —  ')  Ebenso  Ziegen.  —  ')  „Hafenabgaheo' 


aber  2%  des  Wertes  als  „Hafenabgabe"  zahlen. 
Nachdem  das  G.  V.  30.  Juli  1890  einen  Zu- 
schlag von  6°/o  für  alle  Einfuhrwaren  einge- 
gefQhrt  hatte,  schritt  der  neueste  Zolltarif  vom 
10.  Mai  1893  zu  sehr  bedeutenden  Erhöh- 
ungen, die  noch  Ober  die  Sfitze  von  1841  hinaus- 
gehen. 

Die  AnafuhrzClle  wurden  dureh  O.  v.  14. 
Mai  1872  neu  geregelt  und  fllr  Bindvieh  auf 
1500  Beis,  für  Schweine  auf  300  Beis,  für  Schafe 
nnd  Ziegen  auf  50  Beis  pro  Stück  festgesetzt 
Erst  der  Tarif  von  1887  beseitigt«  diese  A113- 
fohrzülle. 

Die  Hanptstadien  der  Entwickelung  der 
EinfnhrzUlle  zeigen  zahlemn&ssig  folgendea  Bild: 

(in  Reis  pro  Stück) 

1841       1852        1860      1887  1892 

400D     10000      2300  (2%)*)  3' 500 


»300  (2%)')  24500 

i  100  (2%)')  14500 

570  (2",g>)  2500 

(Bindvieh    2  500 
Jungvieh 
bis  zu  3 
Jahren     7  500 

■■)   frei')  (>•'„)•)■)  S"') 

)  Beis  für  1  Arroba  (=  ' ., 


i)  Schweiz.  Die  Schweiz  hat  sich  lange  1  anf,  der  Tarif  vom  15.  September  1882  stellte 
Zeit  mit  sehr  massigen  ViehzSUen  begnügt.  I  aber  die  früheren  Sätze  wieder  her.  Seit  dem 
Nach  dem  Tarife  vom  27.  August  1851  betrag  |  Tarife  vom  26,  Juni  1884  ist  der  Einfuhrzoll 
der  Einfuhrzoll  für  Pferde  und  Maultiere  fllr  Pferde  und  Maultiere  3  Francs,  für  Füllen 
3  Francs  pro  Stück,  für  Füllen,  welche  die  und  Esel  1  Franc  pro  Stück. 
Milchzähne  noch  nicht  abgestoasen  haben,  ao-  Für  Bindvieh   wurde  von  1851  bis  1878 

wie  für  Eael  0,50  Franc»  pro  Stück.  Der  Tarif  der  Satz  von  0,50  Fraucs,  fiir  kleine  Kälber  der 
von  1878  setzte  den  Zoll  für  Pferde  auf  5  Satz  von  0,10  Francs  pro  Stück  erhoben.  Der 
Francs,  für  Füllen  und  Eael  auf  1  Francs  her-   Tarif  von  1878  aetzte  den  Zoll  für  Kälber  unter 


"'»'^ 


50  k^  nud  für  Jungtieh  anf  0,50  Frano,  für 
Ronatig^a  Bind  rieh  auf  1  Franc  h^t.  Der 
Tarif  vom  1,  September  1882  ermäaaigtB  den 
Zoll  für  Kälber  bis  40  kg  auf  0,10  Francs,  für 
anderes  RindTieh  auf  0,60  Francs,  stellte  also 
in  der  Hauptsache  die  alten  Sätze  wieder  ber. 
Mit  dem  Tarife  Tom  26.  Juni  1881  beginnt  aber 
die  Erhöhnng  der  Zölle  anf  Rindvieo.  Nacb 
diesem  Tarife  hatten  Kälber  nnter  60  k^  1 
Franc,  Rindvieh  bis  150  lig  2  Francs,  Rindvieh 
über  150  kg  Gewicht  5  Francs  m  zahlen.  Der 
Tarif  vom  17.  Dezember  1887  bestimmte  den 
EingangszoU  für  Kälber  unter  60  kg  anf  3 
Francs,  für  ongeschanfeltes  Zugvieh  anf  5 
Francs,  für  geschaufelte  Kllhe  und  Kinder  anf 
20  Francs,  für  geschaufelte  Ochsen  nnd  Stiere 
anf  2ä  Francs.  Iiach  dem  Zolltarife  vom  10. 
April  J891  haben  zu  zahlen  Ochsen  30  FrancSj 
geschaufelte  Rinder,  Kühe  nnd  Zuchtstiere  2o 
Frauca,  ungeschaufelt«s  Jungvieh  20  Francs, 
»astkulber  über  60  kg  10  Franc«,  KUber  bis 
zu  ÖO  kg  6  Francs  pro  Stück. 

Spanferkel  nnd  Schweine  bis  40  kg 
Gewicht  zahlten  seit  1861  0,10  Francs,  andere 
Schweine  0,60  Francs  Einfuhrzoll;  diese  Sätze 
wurden  in  dem  Tarife  von  1882  wieder  einge- 
führt, nachdem  1ST8  der  ZoU  für  Schweine  unt«r 
ÖO  kg  auf  0,50  Francs,  fUr  andere  Schweine  auf 
1  Francs  erhöht  worden  war.  Der  Tarif  vom 
26.  Juni  1884  setzte  den  Zoll  in  die  Eshe  nnd 
zwar  auf  1  Francs  für  Schweine  nnter  25  kg, 
für  andere  auf  2  Francs.  Der  Tarif  vom  17. 
Dezember  1888  bracht«  eine  weitere  Erhöhung 
anf  3  bezw.  8  Francs.  Letzterer  Satz  wurde 
dnrch  den  Zolltarif  vom  10.  AprU  1891  für  alle 
Schweine  als  massgebend  erklärt. 

Für  Schafe  nnd  Ziegen  blieb  1861  bis 
1878  der  Zoll  von  0,10  Francs  bestehen.  1878 
wurde  er  anf  0,60  Francs  erhSht,  1882  wieder 
auf  0,10  Francs  ermässigt  und  1884  abermals 
auf  0,50  Francs  erhöht.  An  Stelle  dieses  Satzes 
trat  dann  1891  der  Zoll  von  2  Francs  pro 
Stuck. 

Durch  die  Handelsverträge  von  1891  ist 
der  Zoll  für  die  Einfuhr  aus  Vertragsstaaten 
auf  15  Francs  für  Ochsen,  18  für  Kühe  und 
Rinder  [geschaufelt),  12  Francs  für  Jungvieh 
(ungeschanfelt),  5  Francs  für  KUlber  bis  61)  kg 
und  anf  6  Francs  für  Schweine  Über  6ü  kg  er- 
inässigt  worden. 

Durch  den  Handelsvertrag  mit  Italien 
wurde  1892  der  Zoll  für  Schweine  noch  weiter 
herabgesetzt  nnd  zwar  auf  4  Francs  hei  einem 
Gewicht  bis  zn  60  kg  und  auf  5  Francs  bei 
höherem  Gewicht. 

Die  Ausfuhrzölle  bestehen  noch  in  der 
Schweiz,  sind  aber  stets  sehr  gering  gewesen. 
Nach  dem  Tarife  vom  10.  Apnl  18HI  ist  der 
Ausfuhrzoll  für  Pferde  nnd  Maultiere  1,60  Francs, 
für  Füllen,  Esel,  Rindvieh  über  60  kg  und  für 
Schweine  von  40  kg  nnd  mehr  0,50  Francs, 
für  sonstiges  Vieh  0,05  Francs  pro  Stück. 

k)  Iftederlaade  und  Belgien.  Die 
Niederlande  haben  seit  dem  Tarife  vom  16. 
August  1862  ViehzQlle  nicht  mehr.  Bis  dahin 
bestanden  sehr  massige  Sätze.  Der  Zolltarif 
vom  19.  Juni  1845  hatte  für  Stiere,  Ochsen, 
Kühe  nnd  Färsen  8  Gulden,  für  Jungvieh  und 
Kälber  1,50  Gulden,  für  Schweine  0,60  Gulden, 
für  Schafe  030  Gulden,  fUr  Lämmer  0,15  Gul- 


den; allein  diese  Satze  wurden  bereits  durch  0- 
V.  30.  Mai  1847  so  sehr  erm&ssigt,  dass  sie  nur 
als  eine  Kontrollgebühr  gelten  können,  nämlich 
auf  0,50  Gulden  pro  Stück  für  Stiere,  Ochsen, 
Kühe,  Färsen,  auf  0,10  Gulden  für  Jungvieh, 
Kälber  und  Schafe,  auf  0,05  Gulden  für  Lämmer 
und  Schweiue.  Ebenso  hoch  waren  die 
Ausfuhrzölle,  die  1862  ebenfalls  at^escbafft 
wurden. 

FUr  Esel,  Maulesel  nnd  Fohlen  wnrden  vor 


Belgien  hatte  anfangs  folgende  Viehzölle 
(pro  Stück):  20  Francs  für  Stiere,  Ochsen.  Kühe, 
10  Francs  für  Färsen  nnd  Kälber  bis  1  Jahr.  5 
Francs  für  Kälber  nnter  1  Jahre,  8  Francs  für 
Schweine,  1  Franc  für  Hammel  nnd  0,60  Francs 
für  Lämmer. 

Laut  V.  V.  7.  März  1847  wurde  der  Ein- 
gangszoU  für  Tieh,  das  nicht  über  die  luxem' 
burgische  Grenze  einging,  bis  1.  Juli  1847  durch 
eine  Wa^tegehllhr  vou  0,10  Francs  pro  Stück  er- 
setzt ;  diese  ZollEreiheit  wurde  später  bis  März 
1&18  ausgedehnt.  Durch  Q.  v.  22.  Februar  1860 
wurde  für  Stiere,  Ochsen,  Kühe  nnd  junge 
Ochsen  ein  Zoll  von  0,04  Francs  für  1  kg 
Lebendgewicht  und  für  Jungvieh  nnter  2  Jahren 
und  Kälber  über  30  kg  von  0,02  Francs  für  1 
kg,  temer  für  Kälber  nnter  30  kg  von  0.60 
F?ancs  pro  Stück,  für  Hammel  und  Schafe  von 
1,50  Francs  pro  Stück  und  für  Schweine  von  2 
Francs  pro  Stück  eingeführt.  Für  Esel  wnrden 
im  Jahre  1850  erhoben  4,20  Francs,  für  Manl- 
esel  8,60  Francs,  für  Fohlen  5  Francs  und  für 
sonstige  Pferde  15  Francs  pro  Stück, 

Das  Q.  T.  6.  Februar  1857  ermässigte  den 
Zoll  für  Hammel,  Lämmer,  Schweine  und  für 
Kälber  unter  30  kg  auf  0,30  Francs  pro  Stück 
und  fUr  sonstiges  Rindvieh  anf  1  Franc  pro 
100  kg  Lehend gewicht. 

Der  Tarif  vom  26.  Juni  1868  setzte  den 
Zoll  njr  Fohlea  auf  6  Francs  nnd  für  Pferde 
und  Maulesel  aUt  18  Francs  pro  Stück  und  den 
Zoll  für  Schafe,  Lömmer,  Schweine  und  Kälber 
unter  30  kg  auf  0,40  Francs  pro  Stück  heraut 

Das  G.  V.  16.  August  1865  änderte  hieran 
nur,  dass  für  aUe  Kälber  der  Zoll  vou  1 
Franc  pro    100  kg  Lebendgewicht  zu  erbeben 

In  dieser  Form  gingen  die  Sätze  in  den 
Tarif  vom  30.  März  1866  Über. 

Die  Zölle  fUr  Schweine,  Rind-  und  Schaf- 
vieh wurden  durch  GG.  v.  22.  Dezember  1871 
und  V.  3.  Januar  1873  aufgehoben  j  für  Rind- 
nnd  Schafvieh  wurden  aber  durch  O.  v.  18.  Juni 
18ij7  Zölle  wieder  eingefilhrt  und  festgesetzt  auf 
0,04  Francs  pro  1  kg  Lebendgewicht  für  Stiere 
und  junge  Stiere,  0p3  Francs  pro  1  kg  dir 
Kühe  und  Färsen,  0,05  Francs  pro  1  kg  für 
sonstiges  Rindvieh,  2,50  Francs  pro  Stück  für 
Widder,  Schafe,  Hammel  und  Lämmer.  Alle 
anderen  Tiere  sind  freL 

FUr  die  Einfuhr  aus  den  Vertragsstaaten 
ist  nach  den  Handelsverträgen  vom  Ende  1891 
ein  Zoll  von  2  Franc:«  pro  Stück  für  Schafbücke, 
Mutterschafe  und  Hammel,  ein  Zoll  von  1  Francs 
pro  Stück  für  Lämmer  zu  zahlen,  während 
Schweine  zollfrei  eingehen.  Für  Rindvieh  sind 
die  vorgenannten  Gewichtszölle  von  0.04  bezw. 
0,03  bezw.  0,05  Francs  anf  12  Jahre  gebunden 
worden.    Diese  Sätze  gelten  jetzt  nocn. 
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Die  Ausfuhr  von  Vieh  ist  in  Belgien  von 
Anfang  an  frei  gewesen. 

1)  Sohwedeii,  Norwegen  und  Dänemark. 

Der  schwedische  Zolltarif  von  1848/1849 
enthielt  folgende  EinfahrzClle:  Pferde  feikl. 
Hengste)  10  Eigsdaler,  Ochseii  8  Rjgsaaler, 
Kühe  und  Jungvieh  4  Rigsdaler,  Kälber  Ü  Riss- 
daler  12  sh.,  Schweine  (exkl.  'Eber)  2  Bigsdaler 
pro  Stüok.    Alles  andere  Vieh  war  frei. 

Durch  die  V.  v,  12,  Dezember  1856  wnrden 
die  ViehzSlle  aufgehoben.  Brat  der  vom  1.  Juli 
1888  an  giltige  Zolltarif  führte  wieder  ViehzüUe 
ein,  und  zwar  für  Pferde  über  1  Jahr  öO  Kronen, 
für  Rindvieh  10  Kronen,  für  Schafe  1  Krone 
pro  Stück,  für  Schweine  0,16  Kronen  für 
1  hg  Lebendgewicht.  Alles  andere  Vieh  blieb 
zoUfrei. 

Der  ZoUtarif  vom  21.  Jnni  1892  liesa  diese 
Sätze  unverändert.  Der  Tarif  vom  28.  Septem- 
ber 1895  ermässigte  den  Schweinezoll  anf  0,10 
Kronen  für  1  kg  Lebendgewicht,  während  im 
übrigen  die  Zülle  von  1888  und  1892  erhalten 
blieben.  Die  Sätze  von  1895  stehen  anch  in 
dem  jetzt  giltigen  Tarif  vom  4.  Jimi  1897. 

Die  Ausfuhr  des  Viehes  war  in  der  in  Be- 
tracht gezogenen  Zeit  stets  frei. 

Norwegen  hat  für  Pferde  lange  Zeit  hin- 
durch 6  Spez.-Thaler,  für  Schweine  vorüber- 
gehend (1859—1863)  1  SpeB.-ThaIer  (für 
silngende,  mit  der  Mutter  eingeführte  Schweine 
60  Schillinge)  pro  Stück  erhoben,  während  alle 
anderen  lebenden  Tiere  zollfrei  eingingen. 

Der  ZoUtarif  vom  1.  Juli  1882  enthielt 
Zollsätze  für  Yieh  Überhaupt  nicht  mehr.  Dieser 
Zustand  blieb  lö  Jahre  bestehen.  Der  Tarif 
vom  1.  August  1K97  führte  ViehzüUe  wieder 
ein,  und  zwar  sollten  erhoben  werden 

Minimal-  Maximal - 
tarif  tarif 

Kronen 
für  Pferde  über  '/a  Jahr  f.  1  St.  50,0        80,0 
„       H     bis  zu  Vi  J"^"' 
und  darunter  frei       frei 

für  Hornvieh  über  ',t  Jahr 
für  1  kg  Lebendgewicht  0,05       00,6 

mindestens  aber 

für  1  Stück  11,0        18,0 

für  Kälber  bis  'j,  Jahr  f.  1  St.    7,50         9,0 
„   Schafe  und  Lämmer  f.  1  St.    3, —         3,50 
„    Schweine  nnd  Ferkel 
für  1  kg  Lebendgewicht  0,10         0,12 

mindestens  aber 
für  1  Stüek.  3,00         3,60 

Der  Tarif  vom  1.  April  1900  setzt  den 
Mindeatzoll  für  Schweine  nnd  Ferkel  auf  1 
bezw.  1,20  Kronen  für  1  Stück  henmter,  behält 
aber  im  übrigen  die  Sätze  von  1897  bei.  Die 
Ausfuhr  ist  seit  lanirer  Zeit  frei. 

Dänemark  hat  die  früheren  ViehzoUsätze, 
die    sich  teilweise  auch   auf  die    Ausfuhr  er- 
streckten,   durch   deo   Tarif   vom   4.   JuK   1863 
abgeschafft  und  bis  jetzt  noch  nicht  wieder 
geBlhrt. 

m)  Bum&nien  und  BecbiBn.  B  u  i 
nien  belastete  noch  dem  Tarife  von  1876  die 
Einfuhr  von  Pferden  mit  20  Franc»,  von  Füllen 
mit  5  Francs  pro  Stück,  schnffte  1878  aber  diese 
Sätze  ganz  ab.  Die  V.  v.  18./30.  Jnui  1885 
führte  für  Pferde  einen  Zoll  von  40  Francs,  für 


Füllen  einen  solchen  von  16  Francs  ein.  Der 
Zolltarif  vom  29,  Hai  1886  erhöhte  den  Zoll  für 
Hengste  und  Wallache  auf  60  Francs,  ermässigte 
aber  den  für  Füllen  auf  10  Francs.  Seit  11. 
Juli  1891  sind  dann  die  Sätze  wieder  niedriger, 
26  Francs  für  Hengste  nnd  Wallache,  15  Francs 
für  Stuten,  8  Francs  für  Füllen. 

Für  die  Übrieen  Tierarten  bestimmen  die 
angegebenen  Tarife  folgendes: 

[pro  Stück  in  Francs) 

1876  1878    1885  1886  1881 

Maultiere     ...\-„,e_     ,„£„  ,™ 

Maulesel  .    .    .    .)  3.°  ».^»     3,oo  6,00  5,00 

Stiere,0ch8en,Bttffel  5,0  s,ool    ,„  ,^  ,„ 

Kühe  u.  Büfielkühe  5,°  3,75)  ^'  ^'  ^' 

Jungrieh  ....  2,0    1,40     3,0  5,00  4,00 

Kälber 1,0    frei     1,0  3,00  2,50 

Widder,      Schafe, 

Ziegen  ....  1,0    frei')1 

Lämmer    ....  0,50  frei  J   '  '          ' 

Schweine  ....  3,50  3,50  4,0  3,00  3,00 

Spanferkel     .    ,    .  0,50  ojo  ojo  1,00  0,90 

Die  Sätze  von  1891  sind  noch  jetzt  in 
Geltung. 

AnsfuhrztiUe,  wie  sie  in  den  Tarifen  von 
1876  und  1878  noch  vorgesehen  waren,  sind  seit 
1886  abgeschafft. 

Serbien  hatte  in  dem  Tarife  vom  2.14. 
April  1892  noch  die  AnsfuhrzSUe  des  Tarifes 
vom  ll.;23.  Juli  1883  beibehalten,  nämlich 
3,50  Frcs.  pro  Stück  Rindvieh, 
1,20     „       „        n      Maultiere,  Esel,  Schweine. 

Der  Tarif  von  1893  behielt  für  Schweine 
nnd  Ferkel  den  Ausfuhrzoll  von  1,S0  Francs  und 
für  Rindvieh  von  2,50  Francs  für  1  Stück  bei, 
setzt«  aber  den  für  Maultiere  nnd  Esel  anf  5 
Francs  herauf  und  führte  für  Pferde  ein- 
schliesslidi  Fohlen  einen  Aosfuhrzoll  von  SO 
Francs  für  1  Stück  ein. 

Das  Q.  T.  3.A6.  Febmar  1896  steUte  für 
Schweine  und  Ferkel,   für  Bindvieh  und    für 
Maultiere  und  Esel  die  eben  genannten  Ans- 
fubrzttlle  wieder  ein,  setzt«  sie  aber  fUr  Pferde 
folgenderma3.?en  für  1  Stück  fest: 
Stuten  nnd  weibliche  Füllen,  braun, 
schwarz,  fochsiot  ohne  Unterschied 
der  Höhe  und  des  Alters ....  4a       Fcs. 
Pferde,  Hengste  und  männl.  Füllen, 
braun,  schwarz,  fuchsrot,  in  einer 
Höhe  von  130  cm  und  mehr      .    .  20 
sonstige  Pferde 3,50    „ 

Der  EingangszuU  war  für  Schweine  nnd 
Ferkel  nach  den  Tarifen  von  1683  und  1892  4 
Francs  für  1  Stück.  Für  die  übrigen  Tierarten 
bedeutete  der  Tarif  von  1892  eine  Erhebung 
von  io,D  Frcs.  anf  15,0  Frcs.  pro  Stück  Rindvieh, 
„  5,0  „  „  I2,a  „  „  ,  Esel  nnd 
Manltiere, 
„  0,80  „,  1,0  „  „  „  Schaf-  o. 
Ziegen  rieb. 

Der  Zolltarif  vom  10./32.  JoU  1883  führte 
GewicbtszOUe  ein  mit  folgenden  Sätzen: 


"'»'^ 


für  100 

kg 
Lebend- 
gewicht 
Pres. 
■    27,50 


Ocbaen 

Köhe,  Sliere,  Büffelkühe    .    . 

Pferde,  Sttten,  FllUen 10,— 

Maultiere,  EBel.Eselinuena.derenFailen      5,— 

Schweine 5,— 

Ferkel 0,30 

Widder ,    Schafe ,    Hammel ,    Ziegen, 
Lfimmer,  Zickleia i,— 

Durch  G.  V.  3./15.  Febniar  1886  wnrde 
fDr  Stuten  von  bTauner,  schwarzer  oder  fuchs- 
roter Farbe,  wenigstens  165  cm  hoch,  im  Ver- 
tragstarife  Zollfreiheit  eingeführt.  Hit  dieser 
AendcTong  sind  die  Einfahrzülle  von  ISliS  ancb 
in  den  Tarif  Tom  8,/20.  Jannar  1899  überge- 1 
gangen. 

n)  Oriechenland.  In  dem  Zolltarife 
vom  10./22.  Juni  1867  setzte  Griechenland  die 
FinfubrzOlIe  für  Pferde  und  Rindvieh  herab, 
fUr  andere  Tiere  herauf  gegen  den  komplizierten 
älteren  Tarif.  Pferde  und  Maulesel  sollten 
fortan  15  Drachmen,  Esel  und  junge  Maulesel  6 
Drachmen,  Eselfüllen  2  Drachmen,  Kiiiber  8 
Drachmen ,  sonstiges  Kiadyieh  10  Drachmen, 
Schweine  3  Drachmen,  Spanferkel,  Schafe  und 
Ziegen  0,80  Drachmen  und  LUmmer  und  Zick- 
lein 0,4Ü  Drachmen  zahlen.  Der  Zolltarif  vom 
13.  Febroar  1867  erhöhte  im  ganzen  die  Sätze, 
m  da39  für  Pferde  und  Maulesel  2ö  Drachmen, 
fQr  Kälber  und  Kühe  10  Drachmen,  für  anderes 
Bindvieh  15  Drachmen,  für  Schweine  8  Drach- 
men, für  Spanferkel  1,50  Drachmen  und  für 
Schafe,  Ziegen  nnd  L&mmer  1  Drachme  zn  ent- 
richten waren. 

Die  Sätze  dieses  Tarifs  wurden  1877  um 
10%  erhöht.  1878  folgt«  eine  weitere  Erhöhung 
um  10«/,h  1880  (April)  um  13  "v  der  jeweilig 
geltenden  Sätze.  Der  Zolltarif  vom  Oktober 
1880  belastete  Pferde  und  Maultiere  mit  30,25 
Francs,  Külber  nnd  Kühe  mit  12,10  Francs, 
anderes  Rindvieh  mit  18,15  Francs,  Schweine 
mit  6,06  Francs,  Spanferkel  mit  1,815  Francs 
nnd  Schaf-  und  Ziegenvieh  mit  1,21  Francs  pro 
Stück.  Alle  diese  Sätze  wnrden  durch  das  G. 
v.  13./25.  Hai  1882  um  10%  erhüht.  Der  Zoll- 
tarif vom  19.  April  1864  lieas  dann  plützlich 
die  Viehzölle  fallen.  Das  G.  v.  26.  November 
1835  führte  sie  aber  ivieder  ein  mit  30  Drach- 
men für  Pferde  nnd  Maultiere,  10  Drachmen 
ßlr  Esel,  16  Drachmen  für  Rindvieh,  5  Drach- 
men fllt  Schweine,  1,50  Drachmen  für  Spanferkel 
und  0,75  Drachmen  für  Schafe  und  Ziegen.  Die 
Sfttxe  für  Rindvieh ,  Schweine ,  Schafe  und 
Ziegen  wurden  durch  den  provisorischen  Zoll- 
tarif vom  24.  Februars.  März  1887  und 
den  Zolltarif  vom  18. '30.  April  1887  verdoppelt. 
der  Zoll  für  Ferkel   auf   2j50  Drachmen  erhöht. 

Der  Tarif  vom  24.  >ovember,6.  Dezember, 
1892  führte  folgende  Zölle  ein :  : 

20  Drachmen  für  Pferde  und  Maulesel,  10  i 
Drachmen  für  Esel  nnd  Schweine,  2,50  Drach- 1 
men  für  Spanferkel,  1,Ö0  Drachmen  für  Schafe 
und  Ziegen,  24  Drachmen  für  Kälber  bis  ÖO 
Oka  Gewicht,  36  Drachmen  für  Büffel,  Ochsen 
und  Kühe  bis  120  Oka  Gewicht,  64  Drachmen 
für  Büfiel,  Ochsen  and  Kühe  bis  250  Oka  Ge- 


wicht, 90  Drachmen  für  Büffel,  Ochsen  nnd 
Kühe  über  260  Oka  Gewicht,  so  daas  die  Rin- 
derzölle eine  sehr  bedeutende  Erhöhung  nament- 
lich für  schweres  Vieh  erfahren  haben. 

In  den  90er  Jahren  wurden  die  RinderzöUo 
insofern  ermKssigt,  als  die  Gewichtsgrenzen  von 
120  nnd  250  Oka  auf  140  und  300  Oka  biuaus- 

feschoben  und  für  Büffel,  Ochsen  nnd  Kühe  bis 
40  Oka  der  bestehende  Satz  von  36  Drachmen 
beibehalten,  für  solche  von  140—300  Oka  und 
für  solche  von  300  Oka  und  mehr  dagegen  eine 
Ermässigung  auf  60  bezw.  80  Drachmen  vorge- 
nommen wurde.  Die  dnrch  die  Handelsverträge 
festgestellten  ermässigten  Sätze  machen  für 
Büffel,  Ochsen,  Kühe  je  nach  dem  Gewicht 
18,  30  nnd  40  Drachmen  and  für  Kälber  12 
Drachmen,  also  die  Hälfte  der  vorher  genannten 
Zölle  des  Generaltarifs  aus.  Die  vorstehend  er- 
wähnten Sätze  gelten  auch  jetzt  noch,  nur  ist 
inzwischen  angeordnet  worden,  dass  bei  Zoll- 
zahlnng  in  Papier  diese  S&tze  um  rund  32,3'',a 
erhöht  werden  müssen. 

Die   Ausfuhrzölle   sind   seit   1867  beseitigt. 

o)  Sonstige  Iiänder.  Die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerik a  haben  für  Vieh 
lange  Zeit  hindurch  einen  Wertzoll  (meist  20%) 
erhoben.  Durch  die  Mc  Kinley-Bill  vom  1. 
Oktober  1890  sind  verschiedene  Stückzölle  ein- 
geführt, und  zwar:  30  Dollars  für  Pferde  und 
Maultiere  im  Werte  bis  150  Dollars  und  30% 
vom  Wert  bei  höherem  Werte,  10  Dollars  für 
Rindvieh  über  1  Jahr,  2  Dollars  für  Rindvieh 
unter  1  Jahre,  1,50  Dollars  für  Schweine  nnd 
für  Schafe  von  1  Jahre  an,  0,75  Dollars  für 
Schafe  nntcr  1  Jahre.  Sonstige  lebende  Tiere 
zahlten  20%  vom  Werte. 

Der  jetzt  giltige  Tarif  vom  24.  Juli  1897 
setzte  die  ZüUe  folgen dermassen  fest:  Pferde 
nnd  Maulesel  im  Wert  bis  150  Dollars:  30 
DoUars  für  1  Stück,  Pferde  und  Maulesel  im 
Wert  von  über  150  Dollars:  25",'o  vom  Wert, 
Rindvieh,  jünger  als  1  Jahr:  2  Dollar  für  1 
Stück,  anderes  Kind  vi  eh  im  Werte  bis  14 
Dollars:  3,75  Dollars  für  1  Stück,  anderes 
Rindvieh  im  Werte  von  über  14  DoUars :  27%% 
vom  Wert,  Schweine  1,50  Dollars  für  1  Stück 
Schafe,  1  Jahr  und  älter,  1,50  Dollars  für  1 
Stück,  Schafe  nuter  1  Jahr  0,75  Dollars  für  1 
Stück,  sonstige  Tiere  20",  vom  Wert. 

Mexiko  hat  die  frühere  Zollfreiheit  für 
lebende  Tiere  durch  den  seit  1.  November  1889 
ab  giltigen  Tarif  beseitigt  und  seit  1,  November 
1891  die  Zolle  noch  erhöht.  Für  Wallache  war 
schon  vorher  ein  Zoll  von  40  Pesos  eingeführt 
worden.  Durch  das  Dekret  vom  22.  Februar 
1893  ist  für  Hengste  und  Stuten  reiner  Basse 
zur  Zucht  Zollfreiheit  gewährt  und  für  Schweine 
und  Spanferkel  der  Zoll  um  Wo  ermässigt 
worden,  woran  sich  später  noch  einige  andere 
Ermässigungen  anschlössen.  Die  jetzigen  Zölle 
sind:  Wallache  40  Pesos  für  1  Stück,  Hengste, 
Stuten  und  Fohlen  —  mit  der  vorstehend  er- 
wähnten Ausnahme  —  15  Pesos  für  1  Stück, 
Maultiere  5  l'esos,  Esel  3  Pesos ,  Schafe  nnd 
Ziegen  1  Peso  für  1  Stück  Bindvieh  2  Pesos 
für  100  kg  LebendgewKht    Schweine  und  Ferkel 
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Tar.  V. 

28.  III. 
18B7 

Pferde 5000 

Esel 3000 

Maultiere  ....  4000 
Rindvieh  ....  5000 
Schveine  ....  >oo 
Schafe  und  Ziegen       100 


Fern  erhebt  seit  dem  Tarife  Tom  25. 
Oktober  1886  10%  des  Wertes. 

Eine  Reihe  anderer  mittel-  nnd  aödameri- 
kaniscber  St«at«n  wie  Ar^eutinien,  Columbia, 
Costa  Rica,  Honduras,  Nicaragua,  Um^aj, 
Yenezaela  lassen  das  Vieh  zollfrei  ein;  Chile, 


Anmerkungen  zur  Tabelle  auf  S.  618/19. 

')  Füllen,  welche  der  Mutter  folgen,  freL 
Vertragssatz  für  I'ferde  bis  zu  2  Jahren  M.IO, — . 

•1  VertragBsatz  M.  25,50. 

')  VertraÄSsatz  M.  5,—. 

*)  Bei  Zahlung  in  Gold.  Wird  in  Papier 
gezahlt,  so  erhüben  sich  die  Beträge  um  32,3%. 

*)  Rindvieh  im  Gewicht  yoa\ 
300  Oka  (ä  1280  gr)  nnd  mehr. 

»)  Rindvieh  im  Gewicht  von  Ijf^!SfJf  ■ 
Ober  140-300  Oka.  |f>«  .hl™ 

3„.   ■  .  .    .     ^     .  .     ..  (Mgegebenen 
Rmdvieh  un  Gewicht  ms      Zoflsätze 
ka.  '  ' 

•}  K&lber  hig  140  Oka.  J 

•)  Vertragstarif  frei. 

■•)  Vertragstarif  M.  3,04. 

")  VertragatArir  M.  0,61.  Schweine  von  10 
bis  20  kg  zaElen  nach  dem  altgemeinen  nnd 
nach  dem  Vertragstarife  M.  2,43. 

")  1  Gulden  =  M.  2,~  gerechnet. 

"1  Vertragstarif  M.  3,—. 

'*)  wenn  sie  das  Militärmaas  überschreiten. 

"J  sonstige  Pferde. 

"j  Füllen,  welche  der  Mutter  folgen,  frei. 

"}  Zuchtstiere. 

"1  nngeachanfelt;  wenn  geschaufelt  M. 14,58. 

")  Mastkälber  über  60  kg  zahlen  das  doppelte. 

'•)  einschl.  der  Schweine  bis  60  kg  Gewicht. 

")  Die  Z{>lle  werden  gleichzeitig  auch  in 
Prozenten  des  Wertes  angegeben. 

")  Eingestellt  sind  die  fttr  1900  und  fol- 
gende geltenden  Sätze;  1898—1900  galten  ge- 
ringere, aber  mit  jedem  folgenden  Jahre  steigende 
Sätze.    Dieselben  SUtie  in  Bolivia. 

")  wenn  nicht  über  1  Jahr  alt. 

"i  einechl.  der  über  6  Monate  alten  Füllen. 

n        r         -       «    ß        n  r    Kälber. 

"^  zum  Sehlachten. 

'■)  wenn  unter  6  Monaten. 

''')  im  Gewicht  von  25  kg  nnd  darunter. 

**)  von  ','•  J*hr  und  darunter. 

'")  wenn  ein  Jahr  alt;  aäugeude  Füllen 
zahlen  '4  des  Satzes. 

")  Noch  sängende  Tiere  zahlen  '/,  des  Satzes. 

")  Die  ZCUe  werden  gleichzeitig  auch  pro 
Stück  angegeben  (vgl.  oben). 

")  wenn  nicht  nur  vorübergehend  oder  zu 
Znch (zwecken  eingeführt. 

'*)  Rindvieh  unter  1  Jahr. 

")  jünger  als  1  Jahr. 


(pro  Stück  in  Reis) 


Tar.  V. 

Tar.  T. 

Tar.  V. 

Tar.  V. 

oder 

Tar.  V. 

oder 

81.  lU. 

22.  IV. 

11.  X. 

17.  XIL 

19.  ni. 

vom 

1874 

18ST 

1890 

1897 

Wert 

1900 

Wert 

5000) 

3000 

30  000 

40000 

2CKU- 

40000 

20"/. 

3000I 

5000 

Sooo 

15000 

15"/» 

15000 

'  5*'o 

5«>l 

700 

(5000 

■0»; 

5000 

■^: 

5«>; 

\3000 

10% 

4000 

lo"/. 

Ecuador  nnd  Par 
freiheit  für  einen  1 

Zur  leichteren  Ueberaicht  sind  die  üfang 
Februar  1901  geltenden  Viehzölle  einer  gritsse- 
ren  Zahl  von  Ländern  in  der  Tabelle  auf  S. 
518/19  zusammengestellt,  wobei  eine  Umrechnung 
in  Mark  nach  den  üblichen  Sätzen  vorgenom- 
men ist. 

Lltteratnr:  Die  Arbeiten,  die  Hch  mit  den  Agrar- 
tüUcii  im  ailgemeinea,  mit  den  GetrcideiHllea 
und  mit  der  amerikaniichen  Xoukumm  in  Be- 
lüg auf  UtndvnrUehafÜicke  Pr\>diikU  blatten, 
kommen  meitl  auch  für  die  VU/uSIle  in  Be- 
tracU  (vgl.  den  Art.  Qetreidadüe  oben  Bd.  IV  S. 
SSi  ff,).  Hier  leien  nur  folgende  —  autter  dm 
Drucktathen  det  Reiehttagei  am  Anlatt  der 
ZoUvorlagen  oon  1879  und  1885  —  beiotulert  er- 
mahnt ;  S.  V.  Berl^geh,  Beriehl  über  die  im 
Auftrage  dea  t.  k,  Acierbatiminieteriumi  in  die 
Vereiniglen  Staaten  von  Ifordamtrita  unter- 
nommene Keiee,  S.  Avfi.,  Wien  ISSS.  —  J. 
Conrad,   AgrartBUt,  in  Sehänberg  II,  S.  2!tiff. 

—  Vevtelbe,  »Die  Stellung  der  landwirltrhalt- 
Hehen  ZäUe  in  den  ISOS  zu  KhlietBenäen  H<ai- 
delnierträgen  Deutecklandta  in  den  vom  Ver- 
ein  f.  Soiialpolitit  heratugegebnien  «Beiträgen 
xur  neueelen  HandeUpolitiko,  Leipzig  1900.  — 
Archiv  dee  deutechcn  Landviirltchafttratet,  13SS, 
Ar.  3—7,  1888  Nr.  S — S.  —  Der  AMauf  der 
BandelivcTtrSjie  im  Jahre  189S,  Sonderabdruck 
UM»  den  Verhandhingen  der  XIX.  Plmarcer- 
eamtnlang  det  deuUchea  Landu^irltchafliratet, 
Berlin  1891.  —  Wilh.  JOngat,  Der  AckeriMU 
von  Indiana  und  Ohin,  in  den  LandirirtichaflL 
Jahrblidiem  Jahrg.  X.  —  Dcreelbe,  Bemer- 
kungen tur  Denluchrift  dea  deatichen  Landwirt' 
tchafttratft,  betreffend  die  Unteriuehung  über  dU 
EnlvUkelung  der  landKirtachafÜiehen  Pr^idxiÜion 
in  dea  Vereinigten  Staaten  pon  Xordamerika, 
in  den  landteirlechafUichen  JahrbSehem  Jhg.  XI. 
Agrieultiirai  intereil»  commiteion;  iire/xirl  of  tht 
aitielant  committianert«.,  London  ISSl)  (Teil  der 
englitchen  Parlamenlienguele  über  die  Lage  der 
Laitdicirliiehafl ;  eine  deiUttht  T'ebenettHng  itt 
von  E.  C.  JUadden  in  den  tandtciritcluiftiichen 
JahrbUfhem  18S1,  Hrft  I  verüffeMlieht).  — 
G.  Seu}t€mta-Seleho\r,  Untere  Landtcirltehafl 
und  die  amerikanitche  Konktirrmu,  Berlin  1884. 

—  PaoHche,  Ueber  die  ieacktende  Konkurrem 
Xiirdamerikm  für  die  Produkte  der  miatleuro- 
päieelten  Ixindwirlachaft,  in  Jahrb.  f.  .Vo(.  «. 
Slat.  Bd.  3S.  —  SchmoUer,  Die  amentanitchr 
Konhirrtja  und  die  Zage  der  milieleumpiliachen, 
briondcri  der  deuUeken  Landufirltch<^fl ,  in 
Jahrb.  /.  Gee.  «.  Verw.,  1881.  —  Jlf.  lPll«fcCTW, 
Xordamerikanitehe  Landairteehaft ,  TObingen 
1890.  —  at.  Wirth,  Die  Xrieie  in  der  Land- 
wirUchnft  und  die  Mittel  lur  AbhU/e,  Beriin 
ISSl.  —  Serlng,  Die  nordanieriianieclie  Schlacht- 
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viehkonlmirem,  in  Xittrilungen  der  D,  Zand- 
miUchnfiigaellifhqfl ,  Jahrg.  IXS9;90,  Stack 
£SlS4.  —  Levy  von  Halle,  Die  Berliner 
Flei*chpTei»e  im  lettttm  Jahrteknt  und  die  Se- 
form  da  Vifh'  und  Fleitekhaadelt,  in  Jahrb. 
/.  Gm.  «.  Vera.,  1891,  Heft  lll.  —  K.  Wle- 
den/Wd,  Art.  ViehaSUe  im  B'orter&ucÄ  der 
Vilittf.  Bd.  II  (Jtna  iSm.  S.  807 f.  —  Ueber 
die  Zolle/Ute  vgl,:  Syilemaiiiehe  Zusammen- 
eleUung  der  ZbUlari/e  dee  In-  und  Auelandei 
(heraiug.  im  Reicktaml  de»  Innern)  E.  Land- 
wiritekafl,  Sahrungi-  und  Genueimitlel,  Berlin 
1898. 

Jt.  von  der  Borght. 


Tillenenre-Bargemont,  le  Ticomte 
Alban  de, 

geb.  am  8.  Vm.  1784  auf  Schloss  Saiut-Albao, 
im  franzSsUchen  Departement  Var,  geat.  im  Joni 
1850  als  Mitglied  der  Academie  des  sciencea 
muraies  et  politiques,  ward  beisitzender  Rat  im 
Conseil  d'Etat  zu  Paria  und  unter  KiJiiig  Joseph 
(Bonnparte)  PrSfekt  der  spanischen  Provinz 
Lerida,  folgte  1813  einem  Rufe  als  Prfifekt  der 
heutigen  belgischen  Prorinz  Kamnr  und  beklei- 
dete von  1814—1826  vier  Präfektenpoaten  über 
die  Departements  Tara-et-Garonne,  (^hareute, 
Meurtbe  und  Nord. 

Vi llenenve-B argem ont  yeröff entlieh te  von 
Schriften  Staats  Wissenschaft  liehen  Inhalts  in 
Buchform:  Economie  politique  chr^tienne,  ou 
rechetchea  sur  la  natare  et  les  causes  du  pau- 
perisme  en  France  et  en  Europe,  et  sur  les 
muTene  de  le  sonlager  et  de  le  prevenir,  3  Bde., 
Paris  1834;  dasselbe,  helgiacher  Nachdruck  in  1 
Bd.,  Brüssel  1837.  —  Histoire  de  l'ec«nüniie 
politiqae,  on  etudes  historiqnes,  philosophiqaes 
et  religieoses  anr  l'economie  politique  des 
penples  anciens  et  modernes,  2  Bde.,  Paris 
1841. 

Tillenenve-Bargemont  verQffe  Dt  lichte  in  der 
Zeitschrift  Journal  des  Economistes,  Paria, 
folgende  staatswissenschaftlicheAiifsütze:  KoCice 
snr  l'etat  actuel  de  l'economie  politique  en  Es- 
pagne  et  snr  lea  travanx  de  Don  ßamon  de  La 
%^^TA,  I.  Serie,  Bd.  VU,  1844,  S.  368 ff.;  das- 
selbe erschien  in  spanischer  Uebersetznng  in 
Buchform  u.  d.  T. :  NotJcia  sobre  el  estado  de 
la  economia  politica  en  Espafla,  j  sobre  los  tra- 
bajos  de  Don  Ramon  de  La  Sagra,  Madrid  1844. 
—  Inflnence  dos  passions  sur  l'onlre  eco- 
nomiqne  des  aociet^,  I.  Serie,  Bd.  XIV,  1846, 

S.    IfiD  ff. 

Villen enve-Bar^emont  ist  als  Interpret  der 
Behandlung  sozialpolitischer  Fragen  vom  re- 
aktiouärrigorosen  Standpunkte  der  katholischen 
Kirche  und  Moral  zur  Zeit  Ludwigs  XVIII.  und 
Karls  X.  für  jene  Bourbonenperiode  eine  eigen- 
artige Erscheinung.  In  seiner  Bekämpfung  dea 
enghachen  Induatriesystema  erinnert  er  an  Sia- 
mondi,  der  ihn  an  (ieiat,  Wissen  und  Dar- 
atellnngskcaft  aber  überragt,  in  seiner  Apologie 
der  Zünfte  begegnet  er  sich  mit  der  national- 
ökonomischen  Romantik  Adam  Müllers  und  in 
seiner  Anfeindung'  des  religiösen  Rationalismus 
in  der  Wirtachafta lehre  hat  er  etwas  Gemein- 
sames mit  Ilallers  Reatanrationsdoktrin.    Seine 


Wirtschaftsgeschichte  des  Altertums  fast  ganz 
auf  den  biblischen  Mythas  und  die  Legenden 
der  Scholastiker  beschränkt,  voii  denen  er  sich 
nnr  bei  Behandlnng  der  griechischen  und 
rlimi  sehen  Volkswirtschaft  nicht  beeinfliusen 
Ittsst.  und  daas  er  seine  Leser  an  eine  wirt- 
schattliche  Glückseligkeit  der  dem  Emmmstabe 
unterworfenen  GUubigen  während  der  mittel' 
alterlicben  Hierarchie  glauben  macht.  Ein  der- 
artiger Freie  und  Unfreie  vollstündig  befrie- 
digender wirtschaftlicher  Idealstaat,  den  nach 
Vuleneuve  die  Reformation  zerstört  haben  soll, 
hat  nnr  im  FrUhmittei alter  und  am  wenigaten 
zu  Ende  des  katholischen  Mittelalters  existiert, 
dem  im  Gegenteil  wegen  barbarischer  Behand- 
lung der  Leibeigenen,  die  dafür  in  den  Bauern- 
kriegen Rache  nahmen,  ein  Brandmal  von  der 
Kulturgeschichte  anfgedrückt  ist.  Wenn  Ville- 
neuve  Adam  Smith  die  Priorität  der  Lehre  der 
ArbeiteteUuDg  bestreitet,  ao  hat  er  bekanntlich 
nicht  unrecht,  da  Ja  Turgot  nnd  vor  ihm  Col- 
bert  in  rohen  Umrissen  dieselbe  Doktrin  ent- 
wickelt haben  nnd  auch  Piato  schon  eine 
Ahnung  davon  gehabt  hat.    In  seiner  „Economic 

fiolitique  chretienne"  (s.  o.}  werden  haupisäch- 
ich  nnr  die  Schattenseiten  dea  englischen  In- 
duatriesjstems  in  ihrer  demoralisierenden  Eiu- 
wirknng  anf  die  soziale  Lage  der  arbeitenden 
Klasse  beleuchtet.  Zur  Abhilfe  des  leiblichen 
und  geistigen  Kotstandes  appelliert  Villenenve 
an  die  christliche  MildthStigkeit,  befürwortet 
die  Hemmung  dea  Wachatnma  der  grossen  In- 
dnatriesiädte,  Ablenkung  der  Bevölkerung  von 
der  Versumpfung  im  Fabrikelende  und  Rückkehr 
von  dieser  entnervenden  zu  der  kräftigenden 
und  veredelnden  Thätigkeit  in  der  Landwirt- 
schaft, welchem  Vorschlage  nur  zuzustimmen 
ist.  Auch  an  seinen  übrigen  Ausführungen, 
den  sittlichen ,  religiösen  und  gewerblichen 
Unterricht  durch  Armen  schulen  zu  fördern, 
Spar-  nnd  Hilfskasaen  mit  Lohneinlagen  der 
Arbeiter  zu  errichten  und  die  Innungen  wieder 
einzuführen,  ist  die  anf  Hebung  der  jjffentlicheu 
Moral  abzielende  Tendenz  anzuerkennen.  Von 
der  Verwirklichung  dieses  bescheidenen  Pro- 
grammes  konnte  jedoch  schon  seiner  Anspruchs- 
losigkeit w^^n  ein  Einlluss  auf  Linderung  des 
Fabrikarbeiterelendes  nicht  erwartet  werden. 
Mit  den  Gmndpriucipien  von  Maithus  hinsicht- 
lich der  Bekämpfung  der  Uebervüikernng  be- 
findet er  sich  in  Uebereiti Stimmung  und  sieht  in 
der  Anhäufung  des  Arbeiterproletariats  eine 
Konsequenz  des  gesteigerten  Gewerbebetriebes 


Laien  gemeinden,  welche  nach  Vorschrift  des 
Apostel  Paulus  der  sexuellen  Vennischnng  fem 
bleiben.  Für  die  Geistlichkeit  fordert  er  die 
Verpflichtung  zum  Uülibat  ohne  Ausnahme  und 
miast  dein  in  das  Volksbewusslsein  gedrungenen 
religiösen  Gefühle  die  Macht  bei,  den  .\rniea 
jenen  moralischen  Zwang  anfznerlegen,  der  in 
der  Enthaltsamkeit  von  der  Ehe  zum  Ansdmck 
kommt. 
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Europe,  3.  Aufl.,  Bd.  H,  Paria  1845,  S.  49/60, 
240ff.  —  NekrolOK,  in  „Journal  des  Ecooo- 
mistes",  I.  Serie,  Bd.  XXVI,  Paris  1850,  S.  426. 
—  Dictionniire  de  l'economie  polit.,  2.  Aufl., 
Bd.  II,  ebd.  1864,  S.  833.  —  B.  v.  Mohl,  Ge- 
Bcbictite  und  Litteratnr  der  Staatswiseenschaft, 
Bd.  iri.  Erlangen  1868,  S.  317,18  n.  ö.  - 
Koscher,  Gesch.  d.  Nat,  München  1874,  S. 
789.  —  Garnier,  Da  principe  de  popnlation, 
2.  Aufl.  von  Moliiiari,  Paris  1886,  S.  96,  134, 
2Ö1,  423.  ^  Eo  acher,  Syatem,  Bd.  II,  12. 
Aufl.,  Stuttgart  1888,  g  139.  —  Schöne,  His- 
toire  de  la  popnlation  fraaQftise,  Parü  1893, 
«4,  204,  395.  — 

LtpperL 


«■eh.  am  10.  III.  1782  in  Paris,  gest.  dwelbBt 
am  16.  SI.  1866,  wnrde  1823  MUglied  der  Aca- 
d^mie  de  midecine,  gründete  1829  die  „Annales 
d'hjgiöne",  warde  1833  Mitglied  der  Academie 
des  Bciences  morales  et  politiqnea  und  1860 
Mitglied  des  Conseil  sapenenr  d'hygiSr» 

VUierme  veröffenthcht«  von   etsia 
schaftlichen  Schriften  a)  in  Buchfo 

Srisons  tellee  qn'elles  sont  et  telles  qn'elles 
evraient  ftre  par  rapport  ä  l'hygiine,  i.  la 
morale  et  k  reconomie,  Paris  18äO,  —  Tableau 
de  r6tat  physiqne  et  moral  des 
employ^S' dans  les  mannfactnreB  de  < 
laine  et  de  soie,  2  TeUe,  ebd.  1840.  —  Sor  les 
cit^s  oDTri^rea,  ebd.  1860.  b)  in  Sammel- 
werken nad  Zeitschriften  1.  in  „An- 
Dties  d'hygi^ne  publique  et  de  midecine  ligale"^ 
Paris,  Jahrg.  1829 :  Memoire  snr  la  mortalite 
dans  les  pnsons.  —  2,  in  „Journal  des  Econo- 
miBtes",  Paria:  Analyse  de  la  „dissertation  snr 
le  travail  des  enfants  dans  les  mannfactnres" 
(dn  comte  Petitti  del  Roreto),  Serie  I,  Bd.  I, 
1842,  8.  335  ff.  —  Rapport  snr  le  memoire  de 
M.  ßobiqnet:  „Orimes  cummis  dans  la  Corse", 
Bd.  III,  1842,  S.  247  ff.  —  Enquete  snr  le  tra- 
Tail  et  la  condition  des  enfanta  et  des  adoles- 
centB  dans  les  mines  de  la  Grande-Bretagne,  Bd. 
rV,  1843,  S.  268  ff.  —  Compte  rendo  des 
„recherches  atatistiqnes  snr  Mnlhoase",  d'A. 
Penot,  Bd.  VI,  1843,  8.  76  fr.  —  Compte  rendn 
des  „consid^rationa  snr  les  c^r^ales"  de  M,  Loise- 
lenr-DeslongchampB,  Bd.  VI,  1843,  S.  162  ff.  — 
Bapport  sur  Toürrage  de  Donbleday:  „De  la 
Töntable  loi  de  la  popalaüon",  Bd.  VI,  1843,  S. 
397  ff.  —  Obaervations  sur  les  atatistiqnes  otfl- 
cielles,  Bd.  XI,  1846,  S.  130ff.  —  Compte  rendu 
de  la  „BtatiBtiqne  des  Etats  prusBiens'',  par  M. 
Dietflrici,  Bd.  XIV,  1846,  S.  224ff.  —  Rapport 
ft  l'Acad^mie  des  sciencea  snr  le  mouveinent  de 
la  population  dans  les  Etats  Sardes  pendant  la 
pinode  1828  ä  18:i7,  Bd.  XV,  1846,  8.  344  «.  ~ 
Des  raonopoles  nanrpea  par  les  ouvriera  de  cer- 
taines  indnstriea,  et  obserrations  snr  la  Bituation 
actnelle  des  on?riers  dans  les  bassins  houillera 
de  la  Loire  et  dn  Centre,  Bd.  XVn,  1847,  S. 
157  ff.  —  Bapport  snr  „l'annnaire  d'economie 
politiqne  ä  1' Academie  des  sciences  moralea  et 
polit.-,  Bd.  XXm,  1849,  8.  272ff.  —  Obser- 
vations  au  anjet  de  l'enquEte   snr  la  condition 


des  claaaea  ouvri&rea  et  le  travail  des  enfauts  eu 
Belgique,  Bd.  XSIV,  1849,  S,  373  ff.  —  Obger- 
vations  SQT  la  mortalite  d'aprte  disette,  Bd.  XXV, 
1860, 8,  299ff.  —  Memoire  sur  les  oit^a  ouvrieres, 
Bd.  XXVI,  1850,  S.  37  ff.  —  Lettre  en  reponse 
ä  Celle  de  M.  Legoyt,  sur  les  critiques  q  uil  a 
faites  de  la  statistique  offlcielle  de  ragrieultnre, 
Bd.  XXVI.  1850,  S.  270ff.  ~  Commnmcation 
snr  lea  r^sultats  gfn^ram  du  receosement  beige 
en  1846,  Bd.  SX\TT,  1860,  S.  179  ff.  —  Des 
occidents  produits  dans  les  ateliers  induatriels 
par  les  appareils  m^caniqnes,  Bd.  XXVII,  1850, 
8.  315  ff.  —  Observation  sur  la  Bitnation  des 
classes  agricoles  en  France,  Bd.  XXVII,  1860, 
S,  3.75  ff.  —  Obserfations  k  propos  dn  memoire 
de  M.  Blanqui  snr  la  population  agricole  de  la 
France,  Bd.  XXVIII,  1861,  S.  266ff.  -  Sur  la 
mis^re  i  Lille  et  sur  In  mortalite  des  enfanta 
trouv^a,  Bd.  XXVHI,  1861,  S.  286  ff.  — 
Apprecie  d'nn  voinme  de  M.  Block  snr  les  charges 
de  ragriculture  dans  les  divers  pays  de  l'Enrope, 
Bd.  XXIX,  1861,  8.  322  ff.  —  Rapport  snr  la 
table  de  mortalitä  de  M.  Henachling,  Bd.  XXX, 
1851,  S.  346  ff.  —  Consid£ratioua  snr  les  tables 
de  moitalit£,  k  roccasion  d'ouvrage  de  M. 
Quetelet,  Bd.  XXXVII,  1836,  S.16ir  —  S.und 
4.  in  „Memoires"  und  in  „Becueil  de  1' Academie 
de  medecine",  Paria  1829—1831 :  De  la  distri- 
bution  par  mois  des  conceptions  et  des  naissance* 
dans  aes  rapports  avec  des  climats  et  les  Sai- 
sons. ~  Mimoire  Bur  la  mortalite  en  France.  — 
De  l'inflnence  de  la  t«mperatnre  aur  la  morta- 
lite des  enfanta  nonveau-n^B.  —  Memoire  sur 
l'inSnence  de  l'aigance  et  de  la  mia^re  aur  la 
mortalite.  —  6.  in  Memoires  de  l'Acadtmie  des 
sciences  morales  et  politiqnes,  Paria :  Memoire 
snr  la  dlBtribntion  de  la  popnlation  fran^aise 
par  sexes  et  par  etat  civil  et  de  la  näceasite  de 
perfectionner  nos  tableaui  de  popnlation  et  de 
mortalite,  Bd.  I,  1837.  --  Rapport  i  l' Academie 
des  Bciencea  etc.  snr  l'^tat  physique  et  morale 
des  onvriera  employ^s  dans  les  fabriqne  de  Koie, 
de  coton  et  de  laine,  Bd.  I,  1839.  —  Rapport 
d'nn  voyage  fait  dana  les  6  d^partements  de  la 
Bretagne  pendant  les  ann^es  1840  et  1841, 
d'apr^s  les  ordres  de  t'Acad^mie  des  sciences  etc., 
Bd.  IV,  1843.  (Diesen  Bericht  verfasste  Villerm« 
gemeinschaftlich  mit  aeinem  Reiaebegleit«r,  dem 
5erflhmt«ii  Hedizioer,  BevOlkerungaatatiatiker 
nnd  Mitglied  dea  Instituts,  Benoist«n  de  Chatean- 
neuf.l 

Villermä  steht  ebenso  bedeutend  als  Vita- 
litAtB-  wie  als  Moral-  und  Sonalstatistiker  da. 
Seiner  grundlegenden  Untersuchang  über  die 
Verteilung  der  Geburten  auf  die  einzelnen 
Monate  des  Jahres  verdankt  die  Wissenschaft 
das  von  ihr  ala  zutreffend  anerkannt«  ForachnngB- 
ergebnis,  daas  die  erfahnittgam&aaige  Geburten- 
fUUe  in  den  Monaten  Februar  and  Mfii7  in 
Wechselwirkung  mit  den  im  Mai  nnd  Juni  des 
Vorjahres  unter  dem  EinSnsse  der  FrUhling»- 
atmosphSre  atattgefundenen  Konceptionen  st«he. 
Ans  seinen  Untersuchungen  über  die  Mortalität 
in  den  verschiedenen  ArrondiaBements  von  Paria 
ergiebt  aich  das  Gesetz,  daas  die  Sterblichkeit 
einer  stadtischen  BevOlkening  in  reciprokam 
Verhttltniase  zn  ihrer  Wohlhabenheit  stehe,  die 
Vitalität  der  Begüterten  daher  eine  viel  gOus- 
tigere  als  die  der  Armen  nnd  somit  auch  das 
Elend  von  entschiedenem  Einflüsse  auf  die 
Sterblichkeit  sei.    Die  von  Thomas  Donbleday 
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in  seinem  „tme  law  of  popnlation"  greifen 
Haltbua  au^eatellte  Behauptot^,  dass  Pflansen- 
nnd  Tierwelt,  den  Menseben  mit  eingeachlosaen, 
einem  g'emeinsainen,  nm  den  Ernährujigprozeaa 
sich  dretienden  Katurgesetze  binsichtlich  ihrer 
Iteprodnktion  nnterworfen  sei,  ^riff  Villeim^, 
mit  einem  Doableday  in  den  wichtigsten  Stücken 
widerlegenden  Erfolge,  an. 

Nach  Doubledayg  Theorie  eehorcht  die  Re- 
produktion der  beetgenährten  Volksklasse  dem- 
selben NaturgesetE« ,  welches  die  Pflanzen- 
befrnchtnng  auf  Dberfettem  Boden  tmd  das 
Werfen  von  Jungen  seitens  Kemästeter  Säuge- 
tiere anaschlieaft.  Die  den  nOchsten  Standard 
of  life  beans^mcbende  Tolksklasse  ist  nach 
dieser  Deduktion  zar  fortschreitenden  Abnahme, 
zum  allmählichen  Aussterben  prädestiniert,  die 
mittlere  oder  weniger  gut  genährte  wird  nach 
Doubleday  in  ihrer  Fortpflaninng  still  stehen, 
und  nur  der  auf  den  niedrigsten  Standard  of 
tife  gesetzten  Klasse,  den  Ta^elQhnem  und  den 
Armen,  vindiziert  er,  anf  (imnd  der  Wider- 
standskraft ihrer  an  Enthehrungen  gewühnten 
Konstitntion,  günstige  Reprodäktionscbancen. 
Das  KQrnchen  Wahcheit,  was  in  Donbledays 
Lehre  steckt,  die  übrigens  mit  den  Ausführungen 
in  Sadlers  „law  of  population"  übereinstimmt, 
konnte  nicht  genügen,  ein  physiologisches  Re- 
produktionsgeseU  darauf  sn  begründen,  xnmal 
bei  der  bestgenährten  Klasse  die  moralische  Ab- 
stinenz das  physische  Unvermögen  bedentend 
überwiegt;  anch  wurde  Doubledays  Theorie  von 
veTBchifäenen  Seiten  angegriiTen  und  widerlegt, 
n.  a.  in  Bd.  LI  der  Edinburgh  Review.  Die 
beste  Abfertigung  derselben  entfloss  aber  der 
Feder  Villennis,  welcher  anf  Grand  seiner  ein- 
gehenden Untersnchnngen,  n.  a.  über  die  Moi^ 
talität  in  den  Quartieren  der  Armen  und 
Reichen  in  Paris  (s.  o.),  für  das  strikte  Gegen- 
teil der  Donbledayschen  Vitalitätsordnung  nach 
soidaler  Klassifikation  eintrat.  In  seinem  „Tab- 
leau  de  l'^tat  pbysiqne  et  moral  des  onvriers" 
etc.  (s.  0.)  zeigt  er  sich  nicht  nur  als  kompe- 
tenter Beurteiler  volkswirtschaftlicher  anstände 
auf  seiner  Reise  durch  verschiedene  Indnstrie- 
bezirke  Frankreichs ,  sondern  der  1839  seiner 
Anftra^Keberin  ^  der  Acad^mie  des  sciences, 
Hberretchte  Bericht  lässt  auch  das  seltene  Be- 
obachtungstalent hervortreten,  womit  er  neben 
der  sozialen  auch  die  moralische  Notlage  der 
Arbeiterbe  vlilkerung  erforschte.  Im  ersten 
Bande  sind  die  thatsächlichen  Resultate  seiner 
Beobachtungen  bei  Besuchen  der  einzelnen  Be- 
triebe in  den  Hauptait^en  der  Indnstriebranchen 
niedergelegt.  Der  Eweite  Band  befasat  sich  mit 
der  in  die  allgemeine  Lage  der  bereisten  In- 
dustriebezirke  gewonnenen  Einsicht,  soweit  sie 
sich  anf  das  im  ersten  Bande  niedergelegte 
Thatsachenmaterial  stützt.  Letzterer  Teil  hat 
daher  eine  vorwiegend  sozialpolitische  Bedeu- 
tung. Die  Erhebung  über  Betriebsmittel  und 
BetriebsleiituDf;  der  einzelnen  Industrieen  tritt 
in  diesem  Teile  vollständig  vor  den  Unter- 
suchungen über  die  wirtschaftliche  Lage  der 
Arbeiterbe vOlkemng  und  das  sittliche  Deficit 
derselben  in  den  Hintergrund.  Das  acbmatzigste 
Ärbeiterproletariat,  die  meisten  Gewohnheita- 
sfinfer  und  die  wenigsten  Kirchengänger  fand 
er  unter  der  Industriebevölkerung  von  Lille, 
such  in  Sedau  hatten  die  Arbeitgeber  im 
Kampfe    gegen  die    Branntweinpest   sich    ge- 


zwungen   gesehen ,     durch    eine    gen 

Fabrikordnung  die  Gewohnheitssänfer  aus  den 
Arbeitssälen  ansznachliessen ;  in  letzteren  traf 
er  fast  durchweg  beide  Geschlechter  ungetrennt 
an,  welchem  engen  Beisammensein  er  die  Schnld 
an  den  zahlreidien  sexuellen  Kxcessen  in  den 
Fabrik  distrikten  beimisst.  Das  saubere  Aus- 
sehen der  Blaässer  Arbeiter  bebt  er  rilhmend 
hervor,  wie  er  auch  nicht  unerwähnt  iässt,  dasa 
zahlreiche  dortige  Arbeiter wobnungen  nament- 
lich in  den  jetzigen  Kreisen  Xhann  und  HUl- 
hausen,  den  Sitzen  der  Textilindustrie,  durch 
eine  freundliche  Anssenseite  sich  auszeichnen. 
Den  im  zarten  Alter  von  sechs  bis  sieben  Jahren 
bereits  znr  Eahrikarbeit  angehaltenen  Kindern 
spendet  er,  der  unerhörten  Anforderungen  wegen, 
die  in  dem  damaligen  Elsass  an  ihre  geringe 
Arbeitskraft  gestallt  wurden,  das  lebhafteste 
Mitgefühl;  ihre  Arbeitszeit,  wie  aus  seiner  Dar- 
stelfnog  hervorgeht,  betrug,  die  Mittag  nnd 
Vesperpansen  nicht  eingerechnet,  13  bis  13*/i 
Stunden  täglich. 


1851,  8.  24.  —  Gnill'ard,  El^ments'de  stati-s- 
tiqne  hnmaine,  Paris  1865.  —  R.  v.  M  o  h  1 , 
Geschichte  nnd  Litteratnr  der  Staats  Wissen- 
schaften, 3  Bde.,  Erlangen  1865,'58.  —  W  a  p  - 
paus  Allgemeine  Bevölkerungsstatistik,  2 
Bde.,  Leipzig  1861,  Bd.  I,  S,  199,  234, 316,  323, 
Bd.  II,  S.  460.  —  Garnier,  Du  principe  de 
Population,  2.  Aufl.  von  M  o  1  i  n  a  r  i ,  Paria 
1885,  S.  57,  266,  523.  —  Nonvean  dictionnaire 
d'^conomie  polit.,  Bd.  II,  ebd.  1892,  8.  1169,70. 
IdpperL 


Tocke,  Wilhelm, 
wurde  am  16.  1. 1820  in  Ansbach  geboren,  stu- 
dierte 1839—1843  in  Eriangen,  Berlin  nnd 
München  Rechtswissenschaft,  trat  nach  bestan- 
dener Staatsdienstprüfung  1845  bei  der  Regie- 
rung ^  Kammer  für  Finanzen  —  in  Ansbach 
ab  Accessist  ein,  wurde  daselbst  1860  Rech- 
nungskommissar,  1862  Regierunesassessor,  186D 
Reinerungsrat,  1873  Mitglied  des  Rechnungs- 
hofes des  Deutschen  Reichs  in  Potsdam  und  trat 
als  Doktor  der  Staatswissenschaften  (München), 
1879  zum  Geh.  Oberrechnnngsrat  ernannt,  1887 
in  den  Huheatand.  Vocke  lebt  jetat  in  seiner 
Vatentadt  Ansbach. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaft- 
lichen Schriften:  a)  in  Buchform:  Die  baye- 
rischen Stempelnormen  in  alphabetischer  lieber- 
sieht,  ^Ordlingen  1853.  —  Bemerkungen  zum 
Gewerbentenergesetz  für  Bayern,  Ansbach  1854. 

—  Die  Gewerbesteuern  in  Bayern,  Ansbach  1857. 

—  Das  (bayerische)  Gesetz  v.  1.  Vn.  1850  die 
Gewerbesteuer  betr.  mit  Erläntemngen ,  Er- 
langen 1858.  —  Das  bayerische  Gesetz  v.  19. 
V.  1881  die  Gewerbesteuer  betr.  mit  Erläute- 
rungen, Briangen  1888.  —  Die  bayerischen 
Ibjl-  und  Stempelnormen  in  alphabetischer  Zu- 
sammensteilnng,  Nördlingen  1858.  —  Die  Vor- 
schriften über  die  formale  und  rechnerische  Be- 
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bandlnng  des  bajerischen  Tax-  and  St«mpel- 
wesenB,  Nardlingen  1863.  —  QeBchiehte  der 
Steuern  des  britischen  Reichs,  Leipzig  1866.  — 
Beiträge  zam  richtigen  VerstÄndnis  and  Voll- 
zag  dea  (bayerischen)  O-esetzes  die  Eapital- 
rentenateaer  betr.,  Ansbach  1866.  —  Das  |baje- 
rische)  G«aetz  über  den  MalzanfBchlag  mit  Er- 
länterungen,  Nördlingen  1868.  —  Die  Aiifachlags- 
verwaltnng,  Nördlingen  1869.  —  Die  Gebühren 
des  ärztlichen  Personals  in  Bayern,  Erlangen 
1869.  —  Die  Abj^aben,  Änflagen  nnd  die  Steuer 
vom  Standpnnlite  der  (ieschichte  nnd  der  Sitt- 
lichkeit, Stuttgart  1887.  —  Die  Grundzüge  der 
Finanz  wissen  Schaft.  Zar  Kinführang  in  das 
Studium  der  Finanz  Wissenschaft,  Leipzig  1894. 
(A.  n.  d.  T.  Hand-  und  Lehrbuch  der  Staats- 
Wissenschaften  II.  Abteil.  Bd.  I.) 

b)  in  Zeitschriften,  Sammelwerken 
et«.,  nnd  zwar:  1]  in  „Blütter  für  administra- 
tive Fraiis"  in  B^ern:  Annahme  von  Geld- 
papieren bei   den  Eentttintem  (tid.  I,  S.  164). 

—  Ueber  den  Vollzug  des  Tairegnlativs  (CJe- 
bührengesetzes)  v.  28.  V.  1862  (Bd.  11,  S.  357). 

—  Es^ntionsbefugnisse  der  KentÄmter  (Bd.  III, 
S.  27).  —  Der  ^Besitzer"  im  Sinne  des  Grund- 
steuergesetees (Bi.  IV,  S.  33).  —  Verhältnis 
der  Grund-  und  Doniinilcal-(Grandrenten-)Sieaer 
(Bd.  IV,  S.  161).  —  KatÄStemraschreibungen 
und  Taipflicht  (Bd.  V,  S.  209).  —  Zar  Lehre 
von  der  Finanzverjähning  (Bd.  VI,  S.  145).  — 
Zweifelsfragen  aus  dem  Haosstenerwesen  (Bd. 
VII,  S.  33).  —  Bemerkungen  zum  Hanssteuer- 
gesetz (Bd.  VIII,  S.  392).  —  Zum  Gesetz  über 
das  Tairegulfttiv  von  1852  (Bd,  VIII,  S.  357). 

—  Umschreibungen  im  Grnndsteuerkataster 
(Bd.  IX,  S.  33).  —  Kostenvorsohllflse  in  Unter- 
snchungBsachen  (Bd.  IX,  S.  22.^).  —  Zum  Ge- 
setz über  das  Taxregalativ  (Bd.  X,  S.  247). 
Untersnchangskosten  gegenüber  dem  Aasland 
(Bd.  XI,  S.  9).  —  Kapitalrenten-,  Einkommen- 
and  Gewerbes teoertrageu  (Bd.  XII,  S.  Ifil).  — 
Bemerkuiigeo  zum  Einkommensteuergesetz  von 
1856  iBd.  XVI,  S.  113|.  —  Grenzregulierang 
der  Finanzkompetenz  (Bd.  XIX,  S.  324).  — 
Zwaugsbeitreibang  der  Staatsgefälle  (Bd.  XIX, 
S.  218).  —  2)  in  „Zeitschr.  f.  Staatsw.- :  Die 
direkten  Steuern  der  Eümer  (1859,  IV).  ~  Das 
bayerische  Gewerbesteuergesetz  v.  1.  VII.  1856 
(1861,  I).  —  Die  Besteuernng  der  Gewerbe  in 
England  (1862,  II).  —  Beiträge  zur  Geschichte 
der  Eink um men Steuer  in  Bajem  (1864.  II).  — 
Ueber  die  Personal  besteuernng  in  Bayern 
(1865,  II).  —  Ueber  Kapital  rentenbesten  erung 
mit  besonderer  KDcksichi  auf  Bayern  (1S68,  I 
und  II).  —  üeber  Besteuerung  der  Landwirt- 
schaft mit  besonderer  BUcksicht  auf  Barem 
(1873,  IV  and  1874,  I).  —  Ueber  Häuserstener 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  Bayern  (1875,  IV), 

—  Ueber  den  Reehnnngshuf  mit  oeionderer 
Rücksicht  auf  das  Deutsche  Reich  (1876,  III 
und  1877,  I).  —  3)  in  „Viert,  f.  Voltsw.": 
Ueber  SCaatsrechnungswesen  (1878,  II  und  III). 

—  Zur  Stenerfrage  (1879,  I).  —  4)  im  „Finanz- 
archiv'' :  Deutsche  und  englische  Finanzver- 
waltun^  (Bd.  I).  —  Die  doppelt«  Buchführung 
in  der  italienischen  Staatsbuchhaltnng  (Bd.  III). 

—  Das  italienische  Rechnungsgesetz  (Bd.  IV). 

—  Die  Idee  der  Steuer  in  der  Geschichte  (Bd. 
VII).  —  Stenerobjekt  und  Bealsteuer  (Bd.  IX). 

—  5)  in  der  „Zeitschrift  de»  königl.  bayer.  stat. 
Bureaus^ :  Statistik  des  bayerischen  Staatshaus- 


haltes (1870,  H,  m;  1871,  I,  II,  lU;  1872,  II, 
III).  —  6)  in  dem  „Jahresbericbt  des  hiato- 
rischen  Vereins  in  Mittelf  ranken" :  üeber  das 
Stenerwesen  im  16.  nnd  18.  Jahrhundert  (1870). 
7)  in  der  ersten  Anfl.  d.  „Handwörterbuchs  der 
Staats  Wissenschaften"  die  Aufsätze:  Finanz- 
Verwaltung  (Bd.  ni,  S.  466ff.)  und  Kechnnags- 
kontrolle  und  Rechnnngshof  (Bd.  V,  S.  364). 
—  Ausserdem  hat  Vocke  zahlreiche  Artikd, 
vornehmlich  finanz wissenschaftlichen  Inhalts,  in 
der  „Allgemeinen  Zeitung"  (in  den  Jahren 
1870,  1871,  1872,  1874,  1875,  1876,  1877,  1879, 
1880,  1881,  1883  und  1886)  nnd  in  der  „Baye- 
rischen HandelszeituDg-*  (1889  und  1891)  ver- 
öffentlicht. 

Bed. 
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s.  Einkommen  oben  Bd.  lU,  S.  347 ff. 


TolksbildnngsTereind. 

I.  V.  im  allgemeinen  (8.  ö24).     tl.  Katho- 
lische Arbeitervereine  [S.  534).  III.  Evangelische 
Arbeitervereine  (S.  637). 
I. 

TolIcsbildnngSTereiiie  imall^melnen. 

1.  Wesen  der  V.     2.  Die  Bildnngsmittel 

der  V.  a)  Abhaltuiy?  von  Vorträgen  und  ünter- 
ricbtakursen.  b)  Die  Massenverbreitung  guter 
Schriften,  c)  Volksbibliotheken  nnd  Lesehallen, 
d)  Volksunterhaltungsabende.  3,  Die  Verbrei- 
tung der  V.  —  Statutisches. 

1.  "Wesfitt  der  V.  Unter  dem  Namen 
Vollisbildungs  vereine  fasst  man  solche  Ver- 
eine zusammen,  welclie  sich  die  Aufgabe 
gestellt  haben,  für  die  -weitere  Ausbildung 
der  grossen  Masse  der  Bevölkening,  und 
zwar  in  erster  Linie  der  unteren  unbe- 
mittelten Sciiichten,  zu  ■wirken.  Sie  wollen 
also  ergänzend  neben  der  Thätigkeit  von 
Staat  und  Gemeinde  eintreten.  lu  den 
Ländern,  in  welfhen  Schul  zwang  liestelit 
und  audi  für  das  Fortbild  ungsschiilwesen 
fakultativ  oder  obligatorisch  hinreichend  Sorge 
getragen  ist,  entfällt  die  schulpflichtige  Ju- 
gend i-on  selbst  aus  dem  Kreise  der  Wirk- 
samkeit der  Eildungsvereine.  Ihre  ge- 
meinnützige und  freiwillige  Fflrsorgethätig- 
lieit  koncenlriert  sich  dann  auf  die  reifere 
Jugend  und  namentlich  auf  die  Erwachsenen. 

Die  Aufgaben  der  YolksbÜduügs vereine 
sind  teils  agitatorischer  teils  praktischer  Art. 
Letztere  sind  die  wichtigeren.  In  agitatori- 
scher Hinsicht  machen  die  Vereine  imd 
ilure  Verbände  Propaganda  datflr,  dass  neue 
BildiiDgsaufgaben  von  Staat  imd  Gemeinde 
erfasst,  selbständig  befriedigt  oder  wenig- 
stens finanziell  unterstützt  werden.  Die 
öffentlicJien  Üi'gane  bedürfen  nicht  nur  einer 
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Ere&nzuDg  ihres  Wirkungskrd8eB  durch  eine 
lebhafte  gemeioDützige  YereiDBthadgkeit, 
soodern  i&  AVirkungskreis  selbst  ist  der 
Erweiterung  und  Veränderung  fähig  und 
bedürftig,  was  erfafarungsgemaas  erst  dann 
zugeatanden  zu  werden  pflegt,  wenn  in  der 
Presse  und  den  Vereinen  die  öffentliche 
Meinung  bearbeitet  und  auf  Staat  und 
Kommune  ein  fortgesetzter  Druck  ausgeübt 
worden  ist.  Die  Volksbüdungs vereine  Buchen 
durch  besondere  Zeitschriften,  FlugblÄtter, 
öffentliche  Vortifice,  Versammlungen  und 
Petitionen  an  Behördeu  und  Parlamente 
auf  die  Lücken  iti  dem  allgemeinen  Bil- 
dungsniveau des  Volkes  hinzuweisen.  Auf 
diese  Weise  haben  in  den  verschiedensten 
Eidturstaaten  Vereine  und  Oesellschaften 
für  die  Aufnahme  des  Handfertigkeits-  und 
hauswirtschaftliehen  Unterrichts,  für  eine 
bessere  Gesundheitspflege  in  den  Schulen. 
für  die  Einrichtung  von  Jugend-  und  Volks- 
spielen, für  das  Fortbildnngsschulweaen,  für 
Jugend-  und  Lehrlingsheiaie,  für  Lehrwerk- 
stätten, für  Öffentliche  Vortragskurse,  für 
Vol  kshochschulen ,  Volksunterhaltu  ngsabende , 
Volisbibhotheken ,  öffentliche  Lesehallen, 
Klaesikeniufführungen ,  billige  Symphonie- 
konzerte u.  dergl.  IE.  mit  Lebhaftigkeit  und 
zum  Teil  auch  mit  entschiedenem  Erfolge 
älimmnng  gemacht.  Man  hat  des  weiteren 
auch  Reformen  des  Lehrplans  in  den  Voiks- 
imd  Fortbildungsschulen  erörtert  und  z.  B. 
für  die  Einführung  der  Gesetzeskunde  und 
Volkswirtschaftslehre  in  den  Öffentlichen 
Unterricht,  sei  es  direkt  durch  Aufnahme 
dieser  Gegenstände  in  den  obligatorischen 
Lehrplan,  sei  es  indirekt  durch  die  Einrich- 
tung entsprechender  Fortbildungskurse  für 
die  Elementarschullehrer,  plädiert. 

Die  agitatorische  Thäbgkeit  der  Volks- 
büdungs vereine  richtet  sich  aber  nicht  nur 
an  die  Adresse  von  Staat  und  Kommune, 
sondern  auch  an  das  Autoren-  und  Ver- 
l^ertum,  indem  diese  zur  Heransgabe 
billiger  und  guter  Volkssehriften,  die  in 
alle  Wissensgebiete  klar  und  leicht verstfind- 
lich  einführen  können,  ermuntert  werden 
und  ihnen  dafür  ein  Massenabsatz  gewähr- 
leistet wird. 

Unterstützt  werden  diese  Reformbestre- 
bungen nicht  unwesentlich  dadurch,  dass 
die  vereine  und  Verbände  die  Organe  dei 
Provinzial-,  Bezirks-  und  Gemeindeverwal- 
tungen als  dauernde  körperschafthche  Mit- 
glieder zu  gewinnen  suchen,  denn  das 
Schwergewicht  der  Heformen  liegt,  wie  auf 
so  vielen  Bozialpolitischen  Gebieten,  auch 
hier  bei  der  kommunalen  Selbstverwaltung. 
Indem  die  Vereine  aber  untereinander  zu 
provinziaJen  Verbänden  und  diese  wieder 
zu  Landesverbänden  sich  verschmelzen, 
werden  ihre  Bestrebungen  centralisiert,  ver- 
schaffen  sich   höhere  Geltung  und  gleich- 


zeitig -wird  nicht  nur  der  Meinungsaustausch 

erleichtert,  sondern  auch  ein  edler  Wettbe- 
werb unter  den  Vereinen  ermöglicht. 

Die  agitatorische  Tliä%keit  der  Volks- 
bildung vereine  kann  natflrlich  nicht  genü- 
gen. Die  Reformen,  die  Staat  und  Kom- 
mune in  die  Hand  nehmen,  lassen  vielfach 
lange  auf  sieh  warten.  Beide  arbeiten 
schwerfällig  und  langsam  und  setzen  sich 
erst  dann  emsüich  in  Bewegung,  wenn  man 
die  Reform  vorschlage  durch  den  Hinweis 
auf  wohlgelungene  Versuche  und  reichliehe 
Erfahrungen  unterstützen  kann.  Ohne  eine 
fortgesetzte  imd  mflhe volle  Pionierarbeit 
praktischer  Art  werden  die  maasgebenden 
Kreise  selbst  für  die  notwendigsten  und 
dringlichsten  Bildungsauf  gaben  der  Zeit,  die 
ausserhalb  der  allgemeinen  Volksschiübil- 
dung  liegen,  nur  sdiwer  zu  gewinnen  sein. 
Hier  liegt  also  der  praktische  Wirkungskreis 
freier  und  gemeinnütziger  Vereine.  Bei  der 
agitatorischen  Thatigkeit  Hegt  das  Schwer- 
gewicht in  den  CentraJetellen,  bei  der  prak- 
tischen im  wesenüichen  in  den  einzelnen 
Ortsvereinen,  und  zwar  teilt  sich  deren 
Thatigkeit  wieder  in  eine  anregende  und 
unterstützende  einereeits  und  in  eine  selbst- 
thätig  organisierende  andererseits.  Die 
wirküch  praktische  Thatigkeit  der  örtlichen 
BUdimgs vereine  hat  sich  immer  mehr  und 
mehr  auf  die  erwachsenen  Personen  der 
unleren  Voikskreise  koncentriert.  Was  die 
hjldungsbedtlrftige  Jugend  anbetrifft ,  so 
lassen  hier  Familie,  Gemeinde,  Kirche  und 
Staat  der  freiwilligen  Bethätigung  von  Volts- 
bildungabestrebungen  nur  wenig  Raum.  Die 
Vereine  Itönnen  hier  nur  aufmunternd,  unter 
Umständen  auch  unterstützend  wirksam 
sein.  Dies  geschieht  insbesondere  durch 
Errichtung  von  Kindei^ärten,  Kinderhorten, 
in  denen  häufig  Handfertigkeits-  und  hauB- 
wirtschaftlicher  Unterricht  erteilt  wird,  von 
Jugend  Sparkassen,  Spielplätzen  u.  s.  w.  Ein 
grösserer  Wirkungskreis  eröffnet  sich  den 
Bildungs vereinen  bei  der  Fürsorge  für  die 
schulentlassene  Jugend.  In  einer  Reihe  von 
Staaten  haben  die  Bildungsvereine  zuerst 
Fortbildungsschulen  im  heutigen  Sinne  be- 
gründet und  unterhalten,  und  noch  gegen- 
wärtig nehmen  diese  freiwilligen  Fortbil- 
dungsschulen neben  den  staatlichen  und 
kommunalen  Anstalten  einen  ehrenvollen 
Platz  ein.  Insbesondere  liegt  den  Vereinen 
die  Pflege  des  weiblichen  Forthildungsschul- 
weseuB  ob,  da  Gemeinde  und  Staat  für  das 
weibliche  Geschlecht  nicht  in  dem  Umfange 
eintreten  wie  für  das  männliche.  So  ver- 
dankt die  grosse  Mehrzahl  der  neuerdings 
eingerichteten  Haushalt ungsschiden  ihre  Ent- 
stehung der  Anregung  und  der  praktischen 
Mitarbeit  der  Bildungs  vereine. 

Die  praktisch  organisierende  Thatigkeit 
der  Bildungsvereine    fasste,    wie  schon   ge- 
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sagt,  gaoz  vorwiegend  die  Bedürfnisse  der 
Erwachsenen  ins  Auge.  AuE  diesem  Gebiete 
ist  sie,  soweit  wirklich  neutrale,  d.  h.  von 
kirchlichen  und  politischen  Parteien  unab- 
liängige,  Bestrebungeu  in  Frage  kommen, 
bis  vor  kurzem  ohne  jede  Eoakurrenz  ge- 
wesen. Erst  verhältnismässig  sp&t  haben 
die  Gemeinden,  Stiftungen  u.  a.  w,  den 
Volksbibliotheken  und  Lesehallen  grössere 
Aufmerksamkeit  zugewendet.  Das  Öffent- 
liche Vortragswesen  aber,  die  Volbaucter- 
haltungsabeude,  die  Massenverbreitung  guter 
Schriften  und  die  Einrichtung  für  Unter- 
richts- und  Fortbildungskurse  für  Er- 
wachsene liegen  auch  heute  noch  fast  aus- 
sclüiesslieh  in  den  Händen  der  Volksbil- 
duDgsi'ereine. 

Die  Notwendigkeit  und  Zweckmässig- 
keit einer  weiteren  Ausbildung  der  unteren 
Klassen  nach  diesen  verschiedenen  Rich- 
tungen hin,  die  anknüpft  an  die  Elementar- 
schuibildung,  bedarf  einer  besonderen  Her- 
vorhebung nicht. 

Der  in  der  Volksschule  gebotene  'WiaBeD  s- 
stoff  hat  sich  der  Auffassungskraft  der 
SchfUer  und  den  allgemeinen  Zielen  des 
Unterrichtes  anzuschmiegen.  Ueber  viele 
Dinge,  deren  Kenntnis  wünschenswert  ist, 
kann  in  der  Volksschule  eine  erfolgreiche 
Unterweisung  nicht  erteilt  werden.  Im 
Leben  aber  ist  häufig  Bekanntschaft  der- 
selben notwendig,  ja  es  wird  eine  solche 
nicht  selten  durch  Gesetzgebung  und  Kecht- 
sprechung  vorausgesetzt.  Den  Angehörigen 
der  unteren  Klassen  fehlt  es  jedoch  meist 
an  Gelegenheit  und  aucli  an  den  nötigen 
Mitteln,  um  in  der  Art  auf  ihre  weitere 
Ausbildung  bedacht  zu  sein,  wie  es  den 
besser  gestellten  Klassen  möglich  ist  Und 
doch  werden  sie  häufig  von  einem  sehr  an- 
erkennenswerten Bildungsdrang  beseelt,  ja 
von  einer  gemeinsinnigen  idealistischen 
Richtnng  beherrscht,  wie  sie  im  Kreise  der 
Gebildeten  oft  nicht  annähernd  in  gleichem 
Umfange  zu  finden  ist.  Dabei  besteht  die 
Gefahr,  dass  diejenigen,  welche  geistige 
Nahrung  und  Zerstreimng  suchen,  leicht  auf 
Abwege  gebracht  werden,  und  zwar  insbe- 
sondere durch  den  ausgedehnten  und  damit 
bisweilen  recht  einträglichen  beklagens- 
werten Vertrieb  von  Schriften,  welche,  statt 
geistig  zu  erheben  und  zu  belehren,  nur 
prickelnd  auf  Phantasie  und  Sinnlichkeit 
wirken  mid  die  als  Schund-  und  Schauer- 
romane bezeichnet  zu  werden  pflegen  (Hin- 
tert  reppenli  tteratur). 

Nicht  iu  allen  Fällen  kennen  diejenigen, 
deren  Weiterbildung  ins  Auge  zu  fassen  ist, 
lediglichdurch  eigene  Bestrebungen  unddurch 
Vereins  bil  düng  sich  eine  gesunde  und  billige 
geistige  Kost  verschaffen,  Teils  fehlt  es 
an  der  hierfflr  nötigen  Initiative,  teils  auch 
an    der  erforderhchen    Sachkenntnis.     Eine 


gewisse  Füreorge  durch  solche  Personen, 
welche  den  zu  bietenden  Bildungsstoff  be- 
reits kennen,  eine  richtige  Auswald  zu 
treffen  wissen  und,  wie  dies  bei  den  meisten 
Vereinen  nötig  ist,  dem  Vereinszwecke 
Kraft  und  Zeit  widmen  können,  ist  niclit 
zu  entbehren,  Principiell  muss  verlangt 
werden,  dass  die  Bildung  als  Selbstzweck 
erstrebt  wird,  nicht  aber  in  offener  oder 
verhüllter  Weise  einem  anderen  Zwecke 
dienstbar  gemacht  wird.  In  der  Wirklich- 
keit freilich  spielen,  zumal  wenn  besser 
gestellte  Personen  für  Weiterbildung  anderer 
die  nötigen  Mittel  aufwenden,  solche  andei'e 
Zwecke  bisweilen  eine  gewisse  Rolle,  sei  es 
dass  die  zu  Belehrenden  einer  bestimmten 
Richtung  gewonnen  und  erhalten  oder  auch 
gegen  eine  solche  geschützt  werden  sollen, 
welche  als  der  bestehenden  Gesellschaft  ge- 
fährlich erachtet  wird. 

Von  diesen  Gefahren  haben  sich  die 
meisten  wirklichen  Volksbildimgsvereine 
m&glichst  fem  zu  halten  gesucht  Sie 
konnten  das  um  so  leichter,  weil  sie  sich 
etatuten  gemäss  an  möglichst  grosse  Kreise 
des  Publikums  wendeten,  die  in  religiöser 
und  politischer  Hinsicht  die  mannigfaltigsten 
Schatlieningen  zeigten  und  für  die  Ein- 
impfung einer  bestimmten  »Weltanschauung«, 
die  nebenbei  bemerkt  durch  ein  Konglo- 
merat von  Vorträgen  aus  den  verschie- 
densten Gebieten  und  durch  die  Bereit- 
stellung einer  reifihhaltigen  populären  Lek- 
türe kaum  ernstlich  beeinflusst  werden 
kann,  einen  Nährboden  nicht  abgaben.  Die 
Gefahr  einer  einseitigen  Beeinflussung  der 
Vereinsmitglieder  wurde  erst  dann  aktuell, 
wenn  die  Verein.sthätigkeit  sich  von  voi-n 
herein  an  bestimmte  Gruppen  der  Bevölke- 
ning  mit  gleichen  wirtschaftlichen,  reli- 
giösen oder  politischen  Tendenzen  richtete. 
Solche  Pachbildungs vereine  haben  allerdings 
den  Vorteil,  dass  sie  durch  anderweitige 
gleichartige  Interessen  zusammengehalten 
werden.  Handwerker-  imd  Arbeiterbilduiigs- 
vereine  z,  ß,  werden,  auch  wenn  sie  im 
Statut  nur  die  Ausbildung  als  Ziel  des 
Vereins  hinstellen,  auch  noch  andere  Ziele 
ins  Auge  fassen.  Ilire  Anziehungskraft  aber 
gewinnt,  wenu  dieser  erweiterte,  über  die 
eigentlichen  Bilduugszwecke  hinausgehende, 
Wirkungskreis  satzungsgemäss  in  Aussiclit 
gestellt  wird.  Der  von  manchen  Führern 
des  Volkßbildungsvereins  Wesens  immer 
wieder  betonte  Wunsch,  es  möchten  unsere 
deutschen  ÄrbeiterbUdungs vereine  in  allge- 
meine Volksbildungsve  reine  übergeleitet 
werden,  wird  deswegen  in  absehbarer  Zeit 
kaum  in  Erfüllung  gehen.  Denn  die  Ar- 
beiter tragen  den  Bestrebungen  der  bes.'^er 
gestellten  Klassen  wenig  Vertrauen  entgegen 
und  wittern  hinter  denselben  Mittel  zur 
Förderung      einseitiger      Klasseniuteressen, 
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wfthrcDd  sie  ihre  eigenen  Vereine  gaoz  un- 
verhüllt als  Schulen  der  Klassenaoliclarilät 
brauchen  und  benutzen. 

Wenn  trotzdem  die  gemeinnützigen 
Volkebi]  du  ngs  vereine  neben  Fach  vereinen 
'lod  Vereinsgebilden  mit  mehr  oder  minder 
religiöser,  politischer  und  sozialpolitischer 
Färbung  sich  eingebürgert  und  gerade  in 
den  letzten  Jahrzehnten  dauernd  sich  als 
lebensfähig  erwiesen  haben,  so  war  dies 
nur  dadurch  möglich,   dass  die  Vereinsvor- 

.  stände  ängstlich  alle  diejenigen  Gegen- 
stände von  den  Vortrags-  und  Untei> 
haltungsabenden  und  den  Unterricht skursen 
fern  gehalten  haben,  die  die  Neutralitäf 
des  \  ereinszweekes  irgend  wie  in  Frage 
stellen  konnten,  politisch  farblose  Themata 
giebt  es  genug,  religiös  farblose  schon 
weniger.  Denn  unter  Umständen  kann  schon 
ein  naturwissenschaftliches  Thema  oder  eine 
vorgelesene  Dichtung,  ein  rein  gjeschicht- 
licher  Vortrag  und  dergleichen  ia  hoch- 
kirchlichen  Kreisen  Anstoss  erregen.  Die 
Behandlung  der  volkswirtschaftlichen  Fragen 
bringt  dagegen  die  Politik  ganz  von  sellist 
mit  sich.  Hier  kann  selbst,  wenn  die 
Wirtschaftsplitik  in  Betracht  kommt,  die 
Reliffion  wieder  aus  dem  Spiel  gelassen 
werden.  Wenn  aber  innerhalb  der  Vereine 
der  wissenschaftlichen  Erkenntnis  und  der 
Bildung  keine-  oder  nur  solche  Schranken 
gezogen  werden,  welche  durch  die  Schwie- 
rigkeit der  geistigen  Erfassung  bedingt  sind, 
erhöhen  aicli  die  Reibuagsgegen Sätze  nach 
beiden  Richtungen  hin.  Dem  engherzigen 
Anhänger  einer  positiven  Richtung  kann 
schon  jede  Neutralitäfserklärung  bedenklich 
oder  wenigstens  als  Ausdruck  einer  be- 
stimmten, wenn  auch  negativen  oder  skep- 
tischen, damit  abei-  für  die  Religion  gefähr- 
lichen, Richtung  verdächtig  erscheinen.  Bei 
Licht  betrachtet  ist  schon  der  Gedanke  der 
Neuti-alilftt  ein  echt  liberaler.  Indem  man 
das  Volk  bilden  wiU,  gerät  man  in  be- 
denkliche Kollision  mit  denjenigen  Faktoren, 
die  sich  von  der  Erweiterung  des  Wissens 
und  kritischen  Denkens  nur  Unzufriedenheit 
und  Unbotmässigkeit  gegenüber  den  staat- 
lichen und  kirchlichen  Autoritäten  ver- 
sprechen.   Da  in  Wirkhclikeit  alte  Vereine, 

.  welche  sich  PoUtik  imd  ßehgion  gegeuüber 
neutral  verhalten  wollen,  auf  liberalem 
Standpunkte  stehen,  so  habea  sie  naturge- 
mäss  drei  gegnerische  Lager  zu  überwinden. 
Sie  kollidieren  mit  den  kirchlichen  Mächten. 
Sie  arbeiten  ferner  im  staatserhalteudeu 
Sinne  und  sind  deswegen  der  Sozialdemo- 
kratie verdächtig.  Sie  verbreiten  Bildung, 
die  ja  Macht  ist,  in  den  unteren  Elasseu 
und  beschränken  damit  die  Machtsphäi-e 
der  privilegierten  Klassen,  die  die  Bifdung 
und  den  Klasseneinfluss  in  Erbpacht  zu 
haben  vermeinen,  imd  werden  deshalb  von 


diesen  privUegierten  Klassen  und  unter  Um- 
ständen auch  von  den  ihnen  dienstbar  ge- 
machten regierenden  Kreisen  ungern  ge- 
sehen. Vielfach  war  diese  Voreingenommen- 
heit, die  sich  besonders  bei  dein  Aufkommen 
der  Volksbildun ^vereine  zeigte,  hauptsäch- 
lich gegen  die  Personen  der  Führer  und 
deren  radikale  Richtung  auf  politischem, 
kirchlicliem  und  wissenschaftlichem  Oebiet 
gerichtet.  Es  wird  sich  nicht  leugnen 
lassen,  dass  die  Arrangeure  der  Volks- 
bildungsvereinsbewegung, wenigsteus  in  der 
ersten  Zeit  derselben,  vielfach  dem  dokti'i- 
nären  Radikalismus  angehörten.  Es  ent- 
sprach dies  der  Thataadie,  dass  der  Radi- 
kalismus sein  hauptsächliches  Agitationsfeld 
ursprünglich  in  den  städtischen  Bürger-  und 
Arbeiterkreisen  hatte.  In  den  Kämpfen  fUr 
die  Verfassung  und  die  Freiheit  der  Schule 
mussten  die  Volksbildungsvereiue  Sammcl- 
Ijnnkt«  für  die  Pflege  forischrittHcher  poli- 
tischer und  kirchlicher  Anschauungen  ab- 
geben. Auch  auf  sozialpohtischem  Gebiete 
zeigte  sich  das.  Das  Manchestertum ,  das 
solange  den  Kern  der  modernen  Arbeiter- 
frage verkannt  hatte,  gefiel  sich  in  der 
Täuschung,  dasa  die  Arbeiterfrage  in  erster 
Ijinie  eine  BUdungsfrage  sei.  Aus  dieser 
Täuschung  ging  dann  die  weitere  hen-oi-, 
dass  der  bfli'gerlicho  Liberalismus  glaubte, 
die  Arbeiterschaft  sich  durch  die  Ver- 
breitung von  Bildung  als  Bundesgenossin 
erhalten  zu  können.  Solange  dieser  ^^'alln 
bestand,  hat  es  in  der  That  nicht  an  ge- 
legentlichen Versuchen  gefehlt,  die  geniein- 
nütüigen  Bildungsbestrebungeu  unter  den 
unteren  Klassen  einer  liestimmten  Partei- 
richtung dienstbar  zu  machen.  F^rfolg  hat 
dieser  Plan  bekannüich  nicht  geliabt,  und 
deswegen  hat  sich  der  Radikalismus,  der 
viel  zu  sehr  mit  der  hohen  Politik  be- 
schäftigt war,  von  der  raüiisamen,  für  seine 
Zwecke  vielfach  undankbaren  Bildlingsarbeit 
zurückgezogen  und  die  Führung  mehr  an 
vermittelnde  human  und  selbstlos  denkeudo 
Richtungen  abgegeben.  Ab>er  auch  nach 
dieser  Wandlung  sind  die  Organisatoren  und 
Führer  der  VoÜsbUdungs vereine  nicht  von 
dem  Vorwurf,  eigennützige  » Volks beglöcker« 
sein  zw  wollen,  verschont  gebheben. 

An  Gründen  oder  Vorwänden,  deu  Volks- 
bild ungs  vereinen  und  ihren  Bestrebungen 
das  Leben  sauer  zu  machen,  hat  es  also 
niemals  gefehlt,  zumal  nicht  in  denjenigen 
Ländern,  wo  die  moderne  Gesellschaft  sich 
nicht  kräftig  genug  zeigte,  sich  von  der 
Bevormundung  gewisser  Bichtungen  der 
äussersten  rechten  Seite  und  der  äussersten 
linken  Seite  zu  emancipieren.  Eigentüm- 
licherweise gesellten  sicli  zu  diesen  drei  sehr 
heterc^nen  gf^nerischen  Lagern  bewusst 
oder  unbewusst  als  vierte  Gruppe  liie  imd 
da  die  Träger   der  wiasenscliafüichen  Ex- 
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klusivjtät,  die  »Zunft  der  reinec  Wissen- 
schaft«. Sie  und  manche  andere  Kreise  der 
akademiBch  Gebildeten  warfen  den  Bildung 
vereinen  vor,  dass  sie  die  Halbbildung  im 
Volke  förderten.  Diesem  Vorwurf  kann  eine 
gewisse  Berechtigung  kaum  ab^sprochen 
werden.  Die  Volksbildirngs vereine  litten 
nicht  selten  unter  einer  unvollkommenen 
Methode  und  verfügten  oft  nicht  über  solche 
Vereinsredner,  die  eine  genügende  wieeen- 
schaftliche  Vorbildung  aufwiesen.  Daran 
waren  aber  die  Vereine  nur  zum  geringsten 
Teile  selbst  schuld.  An  Bern  i\hun  gen, 
wissenschaftlich  hochgebildete  Männer  für 
die  VfirtrSge  und  Demonstrationen  an  den 
Verein sabenden  zu  gewinnen,  hat  es  den 
Verein svorständen  kaum  gefehlt.  Aber  ge- 
rade diejenigen  Oeiehrtenkreise ,  die  die 
Halbbildung  kritisierten,  haben  sich,  statt 
bessernd  einzugreifen,  lange  Zeit  vornehm 
zurückgehalten.  Sie  für  die  Vereinszwecke 
zu  gewinnen,  scheiterte  sehr  oft  an  dem 
tieldpunkte.  Erfahrungsgemäss  können  auch 
intelfigente  Nichtfachmänner  die  Geistes- 
arbeit der  Fachleute  sehr  wohl  verbreiten 
und  popularisieren.  Das  ist  aber  nur  dann 
möglich,  wenn  ein  Teil  der  Popularisienings- 
thati^keit  von  der  Gelehrtenwelt  selbst  in 
gern  ein  verständlichen  DarsteUungen ,  Lehr- 
bflchem,  Aufsätzen  und  Broschüren  über- 
nommen wird.  Die  Vertreter  der  ver- 
eehiedenstea  Disciphnen  haben  es  mit  zu- 
nehmender Speeialiaierung  der  Wissenschaft 
daran  sehr  lange  fehlen  lassen.  Galt  ea  ja 
förmlich  zum  guten  Ton,  unter  keinen  Um- 
aländen  populär  zu  schreiben. 

Gerade  nach  dieser  Richtung  hin  hat 
sich  speciell  in  Deutschland  in  dem  letzten 
Jahrzehnt  ausserortlentlich  viel  geändert. 
Past  auf  allen  Gebieten  ist  die  Zurück- 
haltung der  Gelohrtenwelt  gebrochen  worden, 
und  vieles  Versäumte  wurde  nunmehr  mit 
Lebhaftigkeit  nachgeholt.  Die  hohen  Hono- 
rare der  grossen  Zeitungen  und  Journale 
haben  die  Vertreter  der  Wissenschaft  mit. 
der  Zeit  zu  gewinnen  verstanden.  Der 
Büchermarkt  zeigte  sich  dank  zunehmender 
Wohlhabenheit  in  allen  Klassen  der  Be- 
völkerung in  ungeahnter  Weise  aufnahme- 
fähig für  populäre  wissenschaftliche  Werke. 
Und  endlich  —  das  ist  die  letzte  erfreuliche 
Phase  der  Entwickelung  —  traten  dieHoch- 
Bchnllehrer  selbst  als  Redner  und  Lehrer 
in  den  gemeinnfltzigea  Vereinen  auf.  Die 
Macht  der  Verhältnisse  zwang  sie  zu  diesem 
Opfer  für  das  Gemeinwohl. 

Die  Gefahr  der  Halbbildung  ist  da  am 
stärksten,  wo  die  Vorträge  aus  allen  Ge- 
bieten des  Wissens  unsystematisch  anein- 
andergefügt werden,  so  riasa  das  bildungs- 
bedflrftige  Pubhkiim  aus  dem  einzelnen 
Gebiet  nur  knappe  Absclinittc,  die  aus  dem 
Zusammenhang  herausgerissen  siud,  zu  hören  | 


bekommt.  Dieser  üebelstand  wird  aUge- 
mein  lebhaft  empfunden.  Ihn  zu  beseitigen, 
giebt  es  nur  zwei  Mittel.  Einmal:  An 
Stelle  der  einzelnen  Vorträge  treten  Vortrags- 
reihen und  Vortragskurse,  die  einen  grösseren 
Gegenstand  kapiteiweise  und  kollegartig  be- 
handeln; und  zum  anderen:  die  Vorträge 
selbst  werden  durch  Litteraturhinweise  m 
zweckmässiger  Auswahl  ei^änzt,  und  gut 
ausgestattete  Volksbibliotheken  gestatten  ein 
nachträgliches  Seibatstudium.  Es  ist  kein 
Zweifel,  dass  die  nächste  Reform  unseres 
Volksbildungs Wesens  sich  besonders  nach 
dieser  Richtung  entwickeln  muss.  Gimz 
kräftige  Ansätze  nach  dieser  Seite  liegen  in 
der  »Volkshochschulbewegung«,  die  mehr 
und  mehr  an  Anhang  gewinnt,  bereits  vor. 

Mit  einer  gewissen  Halbbildung  wird 
man  natürlich  auch  in  Zukunft  rechnen 
müssen.  Die  Halbbildung  ist  aber  besser 
als  die  Unbildung.  Auch  darf  man  die 
Auffassungsfähigkeit  der  unteren  Klassen 
nicht,  wie  es  vielfach  geschieht,  zu  gering 
einschätzen.  Skeptiker,  die  sich  wenigstens 
zu  einem  Versuch  herbeigelassen  haben, 
schwierige  Materien  vor  einem  grossen,  der 
akademischen  Bildung  entbehrenden  Kreise 
trotzdem  in  streng  wissenschaftliclier  Form 
zu  behandeln,  sind  bei  den  an  die  Vorträge 
sich  anschliessenden  freien  Diskussionen, 
wie  man  oft  gehört  hat,  nicht  wenig  übei^ 
rascht  gewesen,  welches  Verständnis  ihnen 
entgegengebracht  wurde.  Das  grosse  Publi- 
kum, das  Zeitungen  und  Joum^e  zu  lesen 
püogt,  hat  sich  eben  ganz  unbemerkt  weiter 
^bildet,  und  auch  die  Volksschulbilduug 
ist  nicht  auf  dem  alten  Standpunkt  stehen 
gebheben. 

Neben  dieser  unmittelbaren  Mitwirkung 
seitens  des  Gelehrtentums  an  der  Thätig- 
keit  der  Volksbildungs  vereine  giebt  es  aber 
auch  eine  mittelbare,  die  viellach  noch  nicht 
hinreichend  genug  gewürdigt  wird.  Können 
sich  die  Vorträge  und  Lebrkurse  uämlich 
nicht  direkt  au  die  grosse  Masse  wenden, 
so  können  sie  indirekt  wenigstens  das  Volks- 
Bchullehrertum  heranziehen.  Indem  mau 
für  die  Volksschullehrer,  die  überaD  in  den 
Volksbildungs  vereinen  eine  hervorragende 
Rolle  spielen,  regelmässige  Ferien-  und  Fort- 
bildungskurse abhält,  erleichtert  man  durch 
deren  Vermittelung  in  Schule  und  Verein 
die  Kenntnis  der  neuen  wissenschaftlichen 
Forschung. 

•i.  Die  Blldangrsmlttel  der  T.  Die  wesent- 
lichaten  Mittel,  welche  den  VolkstiildDnggver- 
einen  zur  Verfügnns:  stehen,  sind  schon  erwfthnt. 
Sie  sind  die  folgenden : 

a.)  AbbKltuns  von  Vortrac«B  und  Unter- 
rictaukuraen.  Die  Kinrichtnug  von  regel- 
mässif^n  Vereins  vortragen  iat  die  erste  und 
nächate  Äufgube  der  Vereine,    Massgebend  für 

Erfolg  13t  die  richtig-e  Answahl  der  Vor- 
tragBthemata  und  der  Redner.    Je  mannight- 


^'&'^ 


Volksbildungs vereine  (AUgemeiDes) 


ti^r  die  ZiuamTnenBeUnnK  äea  AnditoriiimB 
ist,  je  reracbiedeuartiger  die  Vorbildung  des- 
selben, desto  Terantwoitunesvoller  gestaltet  sich 
die  Feststellimg  des  Vorlesungsp  ragramm  s. 
LitterarhiflUriscne ,  naturwissenscnaftiiche  uad 
geschichtliche  Vorträge  pfleg-en  Verhältnis  massig 
neutral  zu  sein.  Besouders  die  litteriirhistori- 
sehen  Themata,  aach  in  der  Form  der  reinen 
Wiedergabe  darch  Recitationen  u.  dgl.  fesseln 
auch  eine  sehr  bunt  zusammengesetzte  Zuhürer- 
fichaft.  Bei  ihnen  tritt  der  bildende  Wert  in 
den  Hintergrund  und  der  Unterhaltnngszweck 
tritt  in  den  Vordergrund.  Die  historischen 
Vorträge  stehen  etwa  in  der  HiCte,  die  natur- 
wissenschaftlichen und  technologischen  werden 
vorwiegend  bildenden  Charakter  haben.  Sollen 
die  letzteren  die  ZiihCrer  wirklich  belehren, 
mllssen  sie  freilich  durch  Demonstrationen  un 
stötat  werden.  In  dieser  Beziehung  haben 
W'andeiredner  mit  einem  physikalischen  Reper- 
toire in  den  letzten  Jahren  besondere  Anziehungs- 
kraft ausgeübt.  Das'  Skioptikon  ist  gewisser- 
massen  znm  „Volksmuseum"  geworden.  In  grüa- 
serenStädton  hat  man  für  die  bildliche  Darstenung 
wissenschaftlicher  Gegenstände  besondere  Veran- 
staltungen ins  Leben  gerufen,  z.  B.  die  Urania 
in  Berlin  und  Magdeburg.  Vielfach  sind  ancb 
an  die  grossen  physikalischen,  meteorologischen, 
botanischen ,  zoologischen  und  astronomischen 
Institute  gemeinverständliche  Vortrageabende 
ani^gliedert  worden,  wodurch  sie  wenigs' 
incLrekt  in  den  Dienst  der  Volksbelehnmg  „_ 
stellt  wurden.  Für  geographische  Vorträge  und 
Beiaeheschreibangen,  die  sich  ebenfalls  hei  dem 
Puhlikum  der  Volksbildungsvereine  grosser  Be- 
liebtheit erfreuen,  ist  sogar  ein  besonderer  Ge- 
schäftszweig entstanden,  der  nicht  nur  Bilder 
und  Lichtbildapparate ,  sondern  sogar  fertige, 
im  ÄnschlnsB  an  die  Bilder  zu  verwertende 
Vortragsmaauskripte  gegen  massiges  Entgelt 
verleiht.  In  diesem  letzteren  Falle  werden  die 
Anforderungen  an  den  Redner  des  Abends  aller- 
dings auf  ein  Minimum  herahgedrUckt  und  das 
lebendige  Wort  erscheint  dann  mehr  als  mecha- 
nische Wiedergahe  fremder  Gedanken. 

Im  grogsen  und  ganzen  wird  man  aber  sagen 
können,  oaas  mau  mit  der  Zeit  mehr  und  mehr 
höhere  Ansprüche  an  die  Vereinsredner  stellen 
soll,  damit  ihre  Thtttigkeit  nicht  gänzlich  ver- 
flacht. Wo  man  keine  Fachleute  bekommen 
kann,  mnss  man  sich  an  den  Wanderredner 
halten,  die  die  Kunst  gemeinverntändlichei-  Dar- 
Btellnng  besonders  ausgebildet  haben.  Hierfür 
ist  notwendig,  daas  die  Volksbildungsvereine 
sich  zu  Kartellen,  die  Vortragsreisen  von  Ort 
zn  Ort  arrangieren,  vereinigen.  Auf  diese  Weise 
wird  an  Beisekosten  und  Vortragshonorar  ge- 
spart. Solche  Kartelle  oder  Verbände  veröffent- 
lichen alljährlich  ein  Verzeichuis  der  bekann- 
testen und  geschätztesten  Wanderredner  fßedner- 
adressbttcher),  die  sie  nach  einheitlichem  Plane 
engagieren,  versenden  an  die  Verbandskorpora- 
lionen Winterprogramme  nnd  verständigen  sich 
unter  der  Hand  auch  dadurch,  dass  sie  ihre 
Erfahrungen  über  die  Erfolge  des  einzelnen 
Bedners  austauschen. 

Die  Zahl  der  Wanderredner  ist  natürlich 
eine  beschränkte,  nnd  meistens  pflegt  auch  ihr 
Hepertoire  nicht  so  reichhaltig  zu  sein,  dass  es 
längere  Zeit  vorhält.  Da  die  Saalmiete,  Be- 
leuchtung, Inserate  u.  s.  w.  mancherlei  Kosten 
äandwörtarbocb  dei  Staalawlaniuohaftan.   Zv«lu 


für  Volksbildung  nnd  Volksanterhaltnng  ge- 
schieht, auch  noch  die  weiteren  Kosten  für  aua- 
wärtige  Vortragskräfte  bestreiten.  Vielfach 
haben  deswegen  die  Volksbildungsvereine,  um 
diese  erhöhten  Kosten  verteilen  za  k{inne&,  sich 
mit  anderen  lokalen  Vereinen,  Gewerbe  vereinen, 
Bürger  vereinen,  Beamtenvereinen^  Vereinen  der 
Handlimgskoramis  u.  s.  w.  in  Verbindung  gesetzt 
nnd  veranstalten  anf  diese  Weise  regelmässig 
oder  gelegentlich  gemeinsame  Versammlungen, 
in  denen  der  auswärtige  Redner  debütiert. 

In  allen  diesen  Fragen  spielt  also  der 
Kostenpunkt  eine  recht  erhebliche  Rolle.  Wenn 
Eintrittsgelder  erhoben  werden,  so  dürfen  sie 
grundsätzlich  nur  so  normiert  sein,  dass  selbst 
der  Unbemittelte  sie  bezahlen  kann.  In  kleinen 
Orten  geht  auf  diese  Weise  nur  wenig  Geld  ein. 
Hier  müssen  lokale  Redner  die  Haupt  Vortrags- 
arbeit unentgeltlich  übernehmen,  und  die  grosse 
Mehrzahl  der  Volksbildungsvereine  sind  anf 
diese  nächstliegende  Mitwirkung  unbedingt  an- 
gewiesen. Glücklicherweise  betrachten  es  die 
gebildeten  Kreise  vielerorts  als  eine  soziale 
Pflicht,  sich  in  den  Dienst  des  Volksbildungs- 
wesens  zu  stellen  und  ermöglichen  oft  auf  diese 
Weise  den  gänzlichen  Wegfall  des  Eintrittsgeldes, 
nmsomehr  wenn  den  Vereinen  seitens  der  Kom- 
munen, der  Schnlvorstände,  von  Klubs  und 
Tbeaterdirektionen  beleuchtete  nnd  geheizte 
Säle  und  Versammlungslokale  unentgelüich  zur 
Verfügung  gestellt  werden.  Kleinere  Vereine 
kSnnen  ausserdem,  wenn  es  sein  muss,  lokale 
Bedekräfte  in  auswärtigen  Fortbildungskursen 
für  die  Wintersaison,  die  regelmässig  hier  vor- 
wiegend in  Frage  kommt,  auf  ihre  Kosten  oder 
mit  kommunaler  Unterstützung  ausbilden  lassen. 

Das  gemeinnützige  Vortragswesen  hat  sich 
unter  diesen  Gesichtspunkten  überall  sehr  er- 
freulich entwickelt.     Nützlich    hat   sich    auch 

weitere  Einrichtung,  die  darin  besteht,  dass 

lie  Vorträge  direkt  sich  freie  Diskussionen 
knüpft«],  erwiesen.  Dieses  Vorgehen  ist  natür- 
lich nur  in  beschränktem  Umfange  anwendbar, 
aber,  wenn  die  Diskussion  e-eschickt  ge- 
leitet wird,  mancherlei  Anregung  bieten. 

■"  '  rein  wissenschaftlichen  Vorträgen,  die 
Q  exakten  Thatsachen-  und  Beobach- 
tungsmaterial, mit  vielen  Deflnitionen,  Zahlen 
und  Formeln  operieren  müssen,  empfiehlt  sich 
ferner,  namentlich  bei  ganzen  Vortragsknrsen 
und  demselben  Gebiete,  die  Verteilnng 
Umdruck  vervielfältigten  Notizen  und 
Grundrissen.  Ebenso  erweist  sich  eine  kurze 
Litteraturübersicht  von  Werken,  die  sich  für 
tatudium  eignen  nnd  leicht  zugänglich 
zweckmässig.  Diese  letztere  Einrich- 
tung hat  sich  z.  B.  bei  den  Volkshochschnl- 
kuraen  recht  bewährt. 

Selbstverständlich  sind  die  eigentlichen 
Volksbildungsvereine  nicht  die  alleinigen 
Arrangeure  von  populären  Vorträgen,  Gewerte- 
vereiue,  kanfmännisclio  Vereine,  wissenschaft- 
liche Vereine  anf  weiterer  Basis,  wie  Geschichts- 
vereine,  geographische  Vereine,  naturwissen- 
schaftliche Vereine,  Lehrer-  nnd  Beamtenv ereine 
..  8.  w.  konkurrieren  hier  auf  diesem  Gebiete, 
:anz  abgesehen  von  denjenigen  Wanderrednem, 
ie  auf  ihr  eigenes  Risiko  die  Städte  bereisen. 

In  neuerer  Zeit  hat  sich  gezeigt,  dass  das 
AnDage.  Vii.  iW 
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grosse  FnblikniD  darch  die  Uim  durch  solche 
Vereine  gebotene  geistige  Kost  anf  die  Dauer 
nicht  Tofi  befriedigt  igt.  Der  Geschmack  ist 
verwöhnter  geworden,  die  Ansprüche  wurden 
grijsser.  Man  verlangt  deswegen  den  Bildnuga- 
stoff  in  populärer  Form  aus  der  ersten  Qnelle 
nnd  wtmstit  von  den  Hochschullehrern  nnter- 
rkhtet  zu  werden.  Anf  diese  Weise  ist  die 
VolkshochBchulbewegnng  entatauden  und  hat 
unter  der  Führung  hauptsächlich  der  national- 
ökonomischen  Dozenten,  die  ea  Ter^tanden  haben, 
weitere  Kollegenkreise  ans  der  bisher  beobachte- 
ten Zurückh^tung  zn  läsen,  in  vielen  Kultur- 
Staaten  und  au  rielen  Universitäten  erhebliche 
Fortsehritte  gemacht.  Ihren  Orspruiifr  ver- 
danken diese  Bestrebungen  Grossbritannien,  wo 
man  die  populären  UniversitÄtakurse  „Universi- 
tj-extenston'  nennt.  Im  G^ensatz  zu  den 
Ferienkursen,  die  an  manchen  Hochschulen  schon 
seit  Jabreu  entweder  als  Fortbildungskurse  für 
frohere  akademische  Bürger  (Mediziner,  Ver- 
waltungsbeamte, Gymnasial-  und  Bealschnlleh- 
rerj  oder  aber  als  Inform  ation^kurse  für  nicht- 
akademiach  gebildete  Lehrer  aud  Lehrerinnen 
eingeführt  sind,  aollen  die  eigentlichen  Volks- 
hochschulen dem  grossen  PubhEum  ohne  Unter' 
schied  der  Vorhildnug  dienen.  Ein  abschliessen- 
des Urteil  über  diesen  eigenartigen  Veranch  IBsst 
aich  noch  nicht  abgeben.  Die  Meinungen  sind 
noch  sehr  geteilt.  Jedenfalls  bat  es  aber  den 
Anschein,  ala  ob  man  ea  mit  diesen  von  Hoch- 
schullehrern veranatalteten  Lehrßiängen  mit 
einer  Einrichtung  zn  thun  habe,  die  von  Dauer 
ist.  In  Dentachland  existiert  eine  aolche  aländige 
Volkabochachule  schon  seit  1878  iu  der  Berliner 
Humboldt- Akademie.  Seuerdiuga  bat  sich  an 
die  Spitze  der  Bewegung  die  „CentralsteUe  für 
Arbeiterwohlfahrtaeinrichtungen"  gestellt.  Auch 
mit  rein  nationalükonomischen  und  aozialpoli- 
tiscben  Fachknrsen,  die  grossen  Zulauf  hatten, 
hat  man  in  den  letzten  Jahren  Versuche  ge- 
macht. Femerhaben  Auwaltsvereine  und  Börger- 
vereine  Kurse  für  rechts-  uud  staatsbürgerlichen 
Unterricht  eingerichtet,  und  in  einigen  grossen 
Universitätsstitdten  aucht  man  auch  dieStudenten 
für  die  Volkabildungsarbeit  heranzuziehen,  be- 
sonders für  den  Sprachunterricht. 

b)  Die  Maesenverbreltung  guter  Sohrlf- 
töD.  Tiotzdetn ,  dasB  notorisch  nnaer  Bücher- 
markt an  einer  atarken  Ueberproduktion  leidet 
und  die  aogenannte  Schleuderei  der  Sortimente 
unr  mühsam  durch  Verleger-  und  Bnchhändler- 
kartelle  zurUckgedr&ngt  werden  kann,  aind  die 
Preise  unserer  ßUcher  verhältniamflssig  hoch. 
Dies  rührt  daher,  dass,  von  einmal  eingeführter 
oder  zugkräftiger  Ware  abgesehen,  der  Absatz 
meist  BWir  bescheiden  ist,  während  die  Kosten 
des  Vertriebs  nicht  zum  mindesten  durch  den 
sie  vertenemden  Zwischenhandel  sich  recht  hoch 
stellen.  Es  ist  eine  bekannte  Thatäache,  daaa 
das  groaae  Publikum  trotz  zunehmender  Wohl- 
habenheit Terhältnismässig  wenig  Geld  für 
Bücheranschaffungen  ansgiebt.  Die  Zahl  unse- 
rer Bibliotheken,  die  neu  erscheinende  Werke 
wohl  oder  Übel  anschaffen  müssen,  iat  gering, 
nnd  der  Unfug  der  Verteilung  einer  Unzahl  von 
Recensionaeiemplaren  ist  besonders  in  Deutsch- 
land eingewurzelt.  Die  Verleger  haben  es  also, 
wenn  sie  ihren  Absatz  kalkulieren,  nur  mit  einer 
verhältnismässig  geringen  Anzahl  sicherer  Ab- 
satzgelegenheiten zn  thun.    Die  Schriftsteller- 


honerare  sind  hoher  geworden,  nnd  aus  allen 
diesen  Gründen  aind  unsere  guten  Bücher  teuer. 
Diese  Thataachen  haben  die  Entatehung  des  Kol- 
portagebuchhandels zur  Folge  gehabt,  welcher 
hausierend  die  Säufer  im  Hause  aufsucht,  Dnrch 
diese  für  den  Leser  oft  sehr  bei^ueme  Art  des 
Vertriebs,  der  durch  den  Abzahlnngsmodus  frei- 
lich nicht  immer  in  gesundem  UmfEinge  unter- 
stützt wurde,  sind  auf  gewissen  Gebieten  zum 
Teil  grossarüge  Erfolge  erzielt  worden.  Die 
ungeheuere  Verbreitung  unserer  Konversations- 
lexika wird  zu  einem  nicht  geringen  Teil  auf 
den  Kolportagebnchhandel  zurückgeführt.  Da- 
her kommt  aach  die  ungewöhnlich  Dillige  Preis- 
normiernng,  freilich  auch  der  Uebeletand,  dasa 
zahlreiche  Personen  in  unwirtachaftlichei*  nnd 
überflüssiger  Weise  diese  grossen  Sammelwerke 
sich  zulegen.  Hat  hier  der  Kolportagebuchhandel 
in  grossem  Umfange,  besonders  auch  für  die 
Volksbildung,  recht  vorteilhaft  gewirkt,  so  ver- 
treibt er  auf  der  anderen  Seite  mit  gleichem 
geschäftlichen  Erfolg  eine  Schund litt«ratnr,  de- 
ren Verbreitung  nichts  weniger  als  erwünscht 
ist.  Das  Geld,  das  die  unteren  Klassen  für 
Kriminalromane  nnd  dergleichen  ausgeben, 
kjinnte  um  viele»  zweckmässiger  für  die  An- 
schaffung guter  BildungSBChnfteu  verwendet 
werden, 

KOnnen  gute  Schriften  in  grossen  Massen 
verbreitet  werden,  so  kOnnen  sie,  selbst  wenu 
sie  noch  ein  Honorar  für  den  Verfasaer  zu  tragen 
haben,  noch  mehr  aber,  wenn  dies  nicht  mehr 
der  Fall  ist,  auch  sehr  billig  abgegeben  werden. 
Je  grösser  der  Absatz,  um  so  mehr  nähern  sich 
die  Herstellungskosten  dem  Papierpreiae  ein- 
achlieaalich  der  Kosten  des  Vertriebes,  Das 
Hauptaugenmerk  wäre  demnach  darauf  zn  rich- 
ten, eben  diese  Koaten  möglichst  zn  mindern, 
dabei  aber  gleichzeitig  den  Absatz  zu  steigern. 
Dieses  Ziel  kann  ausser  durch,  die  Kolportage 
etc.  insbesondere  durch  Bildung  grosser  Ver- 
eine mit  Zweigvereinen  erreicht  werden,  welche 
von  vom  herein  für  eine  grössere  Verbreitung 
Gewfihr  leisten  und  auch  die  kostspielige  Be- 
ktame  entbehrlich  macheu. 

Die  besten  Resultate  hat  derjenige  gewerbs- 
mässig betriebene  Buchhandel  bislang  gehabt, 
der  aus  eigener  Initiative  Volksausgaben  zn 
billigen  Preisen  veranstaltete.  Man  ifenlie  nur 
bei  uns  in  Deutschland  an  die  geradezu  erstaun- 
lich billigen  und  in  Hunderttausenden  von 
Biemplaren  abgesetzten  Ausgaben,  wie  Mevera 
Volksbücher,  Beclams  Universalhibliothek,  Hen- 
dels Bibliothek  der  Qesamtütteratnr ,  Volks- 
bibliothek des  Lahrer  hinkenden  Boten ,  die 
Sammlung  Göschen,  Webers  Katechismen,  iUos- 
trierte  deutsche  Handwerkerbibliothek,  Volks- 
bücher der  Gesundheitspflege,  zn  denen  neuer- 
dings die  Volksbücher  der  Rechta-  und  Staata- 
kunde  hinzngekommen  sind  u.  v.  a.  m.  Es 
fehlt  also  dem  deutschen  Publikum  an  billigem 
und  gutem  Bildungsstoff,  für  dessen  Bearbeitung 
immer  mehr  wissenschaftliche  Kräfte  ersten 
Ranges  gewonnen  werden,  durchaus  nicht.  Die 
Aufgabe  der  Volksbildimgsvereine  auf  diesem 
Gebiete  kann  sich  im  wesentlichen  darauf  be- 
schränken ,  den  Verlegern  und  Autoren  mit 
Wünschen  nnd  Erfahrungen  zur  Seite  zu  stehen 
und  durch  Preisausschreiben  die  populärwissen- 
schaftlich-litterarische  Produktion  zu  beleben. 
Auch  der  Masaenbezug  derselben,  der  eine  noch 
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weitere  VerbilligunK  bringt,  kann  von  den  Yolks- 
bildimgsTeieinen  nocb  zweckmässiger  organisiert 
werden. 

o)  Volksbibliothekec  and  LeaehaUen. 

Die  AnschafTiiDg  grCsserer  und  teuerer  Werke 
ist  selbst  bei  einem  Massenabsatz  den  Unbe- 
mittelten vetschlosseD.  Die  vielfach  Üblich 
Se wordene  Anscbaffang  in  Lieferungen  und 
is  Abzahlungsgescbäft  baben  ihre  grossen 
Schattenseiten.  Hier  können  nur  Volksbiblio- 
thekeu  und  Lesehallen  wirklich  ErspriesslicheB 
leisten.  Neben  dem  Arrangement  von  Vortrl' 
ist  die  Qrflndang  von  Sibliothekeu  für 
grosse  Fnblikain  die  wichtigste  Änf^be 
serer  Volksbildongsvereine  nnd  zwar  eme 
gäbe,  in  der  die  Vereinsthütigkeit  der  Uater- 
stütznng  Ton  Staat  und  Qemeinde,  von  StÜ- 
tangen  und  sonatiger  privater  Wohlthätigkeit 
unbedingt  bedarf.  In  dieser  Beziehung  sind 
wir  in  Dentechland,  wenn  anch  die  Volks- 
bildangs vereine  nnahlässig  Anstrengon^en  nach 

ä'eder  Richtung  hin  gemacht  haben,  hinter  an- 
eren  KnltnrBtaat^n  wie  England  nnd  Amerika 
ganz  kolossal  zurückgeblieben,  Volksbiblio- 
theken,  wenn  auch  in  noch  so  bescheidenen  um- 
fangen, müssten  eigentlich  in  allen  Orten  be- 
stehen. In  den  mittleren  nnd  grUsseren  Städten 
müssten  des  weiteren  geiSumige,   freundliche, 

Bt  beleuchtete  nnd  geheizte  Lesehailen  unter- 
Iten  weTden.  Das  Angle ihegeschBft  nnd  die 
Ansleihebedingnngen  müssen  frei  von  burean- 
hratischer  Umständlictikeit  und  so  eingerichtet 
werden,  dass  jeder  Zeit  die  Bibliotheken  auch 
für  die  Ktnisten  Klassen  benutzbar  sind.  Der 
Staat  hat  bislang  für  solche  Kultnrzwccke 
sehr  wenig  gethan,  und  nnr,  wenn  politische 
Qesichtgpnnkte  in  Frage  kamen,  wie  z.  " 
der  Schutz  der  dentscheu  Oatmarken,  hat  __ 
auf  diesem  Gebiete  eine  grossere  Energie  nnd 
eine  offenere  Hand  bewiesen.  Das  wenige,  was 
bislang  nir  Yolksbibliotheken  und  Lesehallen 
geschaffen  worden  ist,  hat  also  die  freie  Ver- 
einsthätigkeit  nnd  hie  und  da  auch  die  Kom- 
mnne  mit  bescheidenen  Mitteln  leisten  müssen. 
Deberali  aber  erblickt  man  nur  die  ersten  An- 
^nge.     Auf  dem  platten  Lande  sind,  obgleich 

ferade  für  Darfbibliotheken  iu  den  letzten 
ahren  eine  lebhafte  Propaganda  gemacht  wor- 
den ist,  vielfach  nicht  einmal  solche  Anfänge 
vorhanden.  Wo  Volkabi bliothekea  und  Lese- 
hallen   der    öffentlichen    Benutzung 


sSchlichsteu  Mitte!  hergegeben.  £s  hat  glück- 
licherweise in  der  allerletzten  Zeit  an  erfreu- 
lieben Anzeichen  nicht  gefehlt,  dass  die  kom- 
munale Sozialpolitik  sich  endlich  dieses  ver- 
nachlässigten Gebietes  annimmt. 

Die  Keform  anf  diesem  Gebiete  ist  übrigens 
nicht  nnr  am  deswillen  eine  so  lan^ame  ge- 
wesen, weil  es  an  der  gemeinnützie-en  Für- 
sorge fehlte,  sondern  auch  nm  deswillen,  weil 
die  nnteren  Elassen  selbst  eine  arge  Interesse- 
losigkeit an  den  Tag  legten.  Aber  dieser  Wider- 
stand kann  nicht  von  hent  auf  morgen  ge- 
brochen werden.  Hier  bedarf  es  einer  lang- 
samen nnd  zähen  Arbeit^  die  besonders  durch 
die  VoTtragskurae,  die  immer  wieder  anf  die 
Notwendigkeit  von  Lektüre  nnd  Selbststadinm 
hinweisen,  unterstützt  werden  kann.  Ob  die 
Geschmacksrichtung    des    Publikums,    das    die 


Bibliotheken  und  Leseballen  frequentiert,  eine 
gute  oder  weniger  gute  ist,  ist  fürs  erste  eine 
nebensächliche  Fra^.  Die  m  aller  jüngster  Zeit 
untersuchte  Statistik  der  Benutzung  nat  aller- 
dings sehr  eigentümliche  Ergebnisse  gehabt. 
Sie  wird  übrigens  lokal  sehr  verschieden  sein, 
ebenso  wie  die  Statistik  der  Besucher  nach  Ge- 
schleeht  nnd  Berufseattun^.  Die  Stärke  der 
Benutzung  solcher  Volksbibhotbeken  wird  ausser 
durch  Art  und  Menge  des  gebotenen  Lesesto^ 
anch  dnrch  deren  örtliche  Lage,  Ansleibbedin- 
gnngen,  Zeit  der  Benntzbarkeit,  Dienstfertigkeit 
des  Personals  et«,  bedingt.  Im  allgemeinen  findet 
der  unterhalteade  Lesestoff  den  meisten  Zu- 
spruch. Viele  Bibhotbeken  werden  verhältnis- 
mässig wenig  dnrch  Augehürige  der  nnteren 
Klassen,  insbesondere  aus  Arbeiterkreiseu,  be- 
sucht. Bei  anderen  ist,  insbesondere  bei  ge- 
eigneter Lage,  der  Besuch  ans  diesen  Kreisen 
ein  erfreulicher.  Meist  stellt  das  weibliche  Ge- 
schlecht ein  verhältnismässig  starkes  Kontingent. 
Der  Prozentsatz  der  Arbeiter,  welche,  wenn  sie 
abends  ermildet  aus  der  Fabrik  nach  Hause 
kommen,  noch  ein  Buch  in  die  Hand  nehmen 
wollen ,  ist  nicht  gerade  gross.  Und  auch 
der  Sonntag  wird  nicht  gern  der  Lektüre  ge- 
widmet; fehlt  es  nicht  an  Neigung  und  Zeit, 
dann  oft  an  einem  Platze,  wo  ungestört  ge- 
lesen werden  kann.  Darum  baben  aber  Bibuo- 
theken,  welche  von  den  nnteren  Klassen  nicht 
stark  besucht  werden,  noch  keineswegs  ihren 
Zweck  verfehlt,  insofern  sie  überhaupt  nur  ge- 
nügenden Zuspruch  finden.  Denn  durch  diese 
wenigen  Besucher  wird  unter  Umständen  mittel- 
bar oder  unmittelbar  die  gewonnene  Bildung 
in  weitere  Kreise  getragen.  SelbstTerständlicn 
haben  die  BibliaüieksTorstände  nnd  die  sie 
unterstützenden  Vereins  der  Auswahl  der  an- 
zuschaffenden Bücher  eine  besondere  Aufmerk- 
samkeit zu  widmen.  Hierfür  sind  Mnst«rkata- 
loge  verfasst  worden  und  gleichzeitig  Muster- 
benutzungsordnungen. Unter  Umständen  kann 
anch  ein  Austausch  der  Bücherbestände  von 
Bibliothek  zn  Bibliothek  zweckmässig  sein  in 
der  Form  der  sogenannten  WanderbibUotheken. 

Die  grossartigen  Erfolge,  die  man  iu  Eng- 
land and  Nordamerika  mit  den  öffentlichen  Lese- 
hallen gemacht  hat,  hat  viele  zu  der  Ansicht 
verführt,  dass  die  ält«ren  Volksbiblio  theken  der 
Lesehalle  ge^nüber  minderwertig  seien.  Diese 
Ansicht  ist  irrtümlich.  Die  Volksbibliotheken 
nndLesehaUen  sollen  nebeneinander  bestehen,  um 
sich  gegenseitig  zu  ergänzen.  Sie  sind  in  ihrem 
Wesen  und  in  ihren  Aufgaben  verschieden.  Die 
Volksbibliothek  versorgt  Haus  nnd  Familie  mit 
geistiger  Nahrung  und  dient  hauptsächlich  für 
die  langen  Winterabende,  unter  Umständen  anch 
für  gemeinsame  Lektüre.  Die  Domäne  der  Lese- 
hallen dagegen  sind  Zeitungen,ZeitschriEten,Nach- 
schlagewerke,  Leiika,  Bildwerke  etc.,  kurz  alles, 
was  an  dem  Ort«  bleiben  mnss,  wo  es  benutzt 
wird.  Die  Lesehallen  ermöglichen  freilich  besser 
die  Kontrolle  über  die  benutzten  Bücher,  Zeit- 
schriften und  Zeitungen,  und  diese  leiden  durch 
die  Benutzung  an  tJrt  und  Stelle  weniger,  als 
wenn  sie  ins  Haus  und  in  die  Familie  gebracht 
werden.    Was  man  in  den  Lesehellen  liest,  ist 

t  flüchtige  Kost  mit  geringerem  Bildungs- 
als  dem  der  entliehenen  Bücher.  Ausserdem 
eignen  sidi  die  Lesehallen  schon  wegen  der 
Kosten  nur  für  die  grjtsseien  Orte,  und  da  die 
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BenntzuDgszeit,  besonders  für  die  Arbeiterbe- 
Tälkemn^,  eine  muz  beschränkte  ist,  meiatens 
nur  die  paar  FeierBbendstanden  in  Frage 
kommen,  so  sind  selbst  die  geränmicfsten  Lese- 
hallen zeitweilig  überfüllt.  SobsJd  aber  die 
Benutzer  metkeu,  das»  sie  nicht  immer  Platz 
finden  und  oft  aui  Platz  nnd  Lektüre  warten 
mUssen,  ziehen  sie  vor ,  sm  nicht  mehr 
hin  zu  gehen.  Nur  wirkTich  nach  jeder 
Bicfatnng  liin  vorzüglich  ausgestattete  Lese- 
hallen, die  noch  dazn  in  den  Grossstädt«n  in 
grösserer  Anzahl  vorhanden  sein  müssen,  er- 
füllen ihren  Zweck.  Die  Volksbibliothek  ist 
also  an  Stelle  der  Lesehalle  bezw.  neben  den- 
selben darcbHus  nicht  zu  entbehren  unil  dürfte 
fQr  wirklich  gediegene  Bildungsbedürfnisse  auch 
heute  noch  den  Vorzug  verdienen.  Die  Er- 
fahrungen, die  man  mit  beiden  in  den  einzelnen 
Enitnrstaaten  gemacht  hat,  sind  sehr  ver- 
schiedene. In  England  hält  sich  jeder  Arbeiter 
eine  Zeitong.  Er  liest  in  den  Lesehallen  des- 
wegen Jonmale  nnd  Bücher.  In  Deutschland 
werden  in  den  Lesehallen  ganz  vorwiegend 
politische  Zeitungen  gelesen,  weil  eben  Ar- 
beiterbewegung und  Arbeiterinteressen  vor- 
wiegend politische  sind.  Und  ähnliche  Ver- 
schiedenheiten zeigen  sich  auch  in  anderen 
Staaten,  je  nach  den  nationalen  Eigenheiten. 
Bei  uns  z.  B.  hat  der  Arbeiter  fUr  Sport  nnd 
Sportblätter  nur  ein  minimales  Interesse.  In 
Orossbritannien  hat  die  Sportmanie  alle  Klassen 
der  Bevölkerung  gleichmKssig  erfasst.  Diese 
wenigen  AndentnuKen  dürften  genügen,  um  zu 
beweisen ,  dass  allgemeine  Regeln  sich  hier 
kaum  aufstellen  lassen. 

d)  VoIkaunterbaltunssabeDde.  Der  so- 
zialpolitische Zng  des  Volksbildnn^wesens  und 
der  hierfQt  thBtigen  Vereine  zeigt  sich  am 
meisten  in  den  Volksunterhaltungsabenden^  d.  h. 
denjenigen  festlichen  Veranstaltungen,  die  den 
Schwerpunkt  auf  die  Darbietung  musikalischer 
nnd  deklamatorischer  üaben  legen.  Der  Erfolg 
solcher  Unterhaltnngsabende  hat  bewiesen,  daas 
den  weiteren  Kreisen  der  Bevülkernng  die  an 
das  OemOt  sich  wendende  Unterhaltung  näher 
liegt  als  die  den  Qeist  in  Ansprach  uenmende 
Befehrun^.  Hier  kommt  es  in  erster  Linie  auf 
ein  vielseitiges,  recht  abwechslungsreiches  Pro- 
gramm au,  das  ein  möglichst  grosses  nnd  ver- 
schiedenartiges Publikum  fessät.  Gerade  der 
gemeinsame  Gennss  solcher  Unterhaltungen 
wirkt  sozial- versöhnlich.  Man  hat  in  den  letzten 
Jahren  an  sehr  vielen  Orten  Deutschlands  ausge- 
zeichnete Erfolge  mit  den  Volksunterhaltnngs- 
abenden  gehabt  und  den  nnterenElassen  auf  diese 
Weise  eine  Reihe  von  Winterabenden  in  der  harmo- 
nischsten Weise  verschönen  können.  Auch  hier 
müssen  in  erster  Linie  lokale  Kräfte  herange- 
zogen werden,  doch  hat  man  auch  mit  W'ander- 
deklamatoren  und  dergleichen  gelungene  Ver- 
suche gemacht.  Für  patriotische  Zwecke  sind 
Tom-  nnd  Gesangvereine,  Dilettantenkapdlen 
nnd  Festredner  heranzuziehen ,  und  üoerall 
spielt  die  Hnsik  die  erste  Bolle.  Was 
das    Eintrittegeld  anbetrifft,   so  lehrt  die  Er- 


Eintrittsgebühr  erhöht  die  Wertschätzung 
Gebotenen.     Ob  damit  die  Kosten  ganz  gedeckt 
werden  oder  iinr  zum  Teil,   ist  eine  sekundäre 
Frage.    Oft  wird  man  ohne  Vereins-  und  kom- 


munale Unterstützung  nicht  anskommea.  Da, 
wo  wirklich  grosse  S&le  zur  Verfügung  stehen, 
decken  selbst  die  bescheidensten  Eintritt^elder 
nicht  selten  alle  Kosten.  Die  kommunale  Unter- 
stützung, für  die  vielleicht  die  Erträgnisse  der 
kommunalen  Vergnügungssteuern  verwendet 
werden  kOnuten,  muss  besonders  bei  der  Be- 
reitstellung geeigneter  Säte  eintreten.  Städtische 
Theater  kOnnen  durch  Sonntagnachmittogsvor- 
stellungen ,  billige  KlnssikeranffUhmngen  u. 
dergl.  Ausgezeichnetes  leisten. 

Man  wird  voraussichtlich  in  Zukunft  bei 
allen  diesen  genannten  Veranstaltungen  nicht 
stehen  bleiben,  sondern  auch  besondere  Volks- 
heime als  Sammelpunkte  des  Volksbildnngs-  und 
Unterhai tungs Wesens  schaffen.  An  Volksthe- 
ater, Volksparks,  an  Volksklubs  n.  dergl,  hat 
man  bereits  gedacht,  und  in  einzelnen  Gross- 
stttdten  hat  man  nach  englischem  Hnster  VoLks- 
heime  fQr  alle  diese  verschiedenen  Zwecke 
emstlich  in  Aussicht  genommen. 

Einige  Volksbildungs vereine  befassen  sich 
endlich  auch  mit  der  ^rdernag  von  Arbeiter- 
und Ferienkolonieen,  Errichtung  und  Unter- 
haltung van  Kinder-  nnd  Lehrlingsbeimen, 
Frauenarbeit»-,  Koch-  und  Wirtschaftsacbnlen, 
Volksbädem,  PSe^  des  Sparsinns  u.  dergl.  m. 
Diese  weiteren  Ziele  der  gemeinnützigen  Ver- 
einsthStigkeit  seien  hier  nur  der  Vollständigkeit 
halber  erwähnt. 

8.  Ule  Verbreitung  der  T.  —  Statls- 
tiaches.  Eine  nmfassende  Statistik  des  Vol^ 
bildnngs  Vereins  Wesens  zu  geben,  ist  nnmöglich. 
Es  muss  hier  auf  die  umfangreiche  Speciatlitte- 
ratur  verwiesen  werden.  Nur  einige  kurze  An- 
gaben thatsächlicher  Art  kOnnen  hier  Platz  finden. 
An  der  Spitze  des  deutschen  Volksbildungs- 
vereinswesens  steht  die  1871  zu  Berlin  ge- 
gründete „Gesellschaft  für  Verbreitung  von 
Volksbildung",  die  alle  Bestrebungen  der  volks- 
tümlichen Bildungsarbeit  in  sich  vereinigt.  Der 
Gesellschaft  gehurten  nach  letzter  Zählnng  12 
Verbände,  11  Zweigvereine,  2103  körperschaft- 
liche Hitglieder  und  3425  persönliche  Mitglieder 
an.  Die  Verbände  nmfassten  814  Vereine,  die 
Zweigvereine  64  Vereine,  und  ausserdem  ge- 
hörten als  direkte  körperschaftliche  Hitgheaer 
1262  Vereine  zur  Gesellschaft.  Insgesamt  nm- 
fasste  die  Gesellschaft  2103  Vereine.  Die 
grüssten  Provinzial verbände  sind  der  schlesisehe 
und  der  rheinisch- westfälische.  Der  grOsst«  Lan- 
desverband mit  206  Vereinen  ist  der  für  das  Kiiaiff- 
reich  Sachsen.  Um  die  Volkskreise,  auf  die 
sich  die  Wirksamkeit  der  Gesellschaft  erstreckt, 
kennen  zu  lernen,  dürften  folgende  Zahlen  lehr- 
reich sein.  Von  der  „Gesellschaft  für  Ver- 
breitung von  Volksbildung"  res  sortierten :  426 
Bibliotheks-  und  Lesevereme,  242  Gewerbever- 
eine, 144  Bildungsvereine,  131  Lei) rer vereine, 
125  Schulrorstände,  102  Kaufmännische  Ver- 
eine, 100  BUrgervereine,  90  Genossenschaften. 
79  Arbeitervereine,  74  Handwerkervereine,  72 
Gemeinnützige  Vereine|  63  Ge  werk  vereine,  ö2 
Kriegervereioe,  50  Wissenschaftliche  Vereine, 
44  Logen,  42  Kirchen  vorstände. 

Neben  der  Gesellschaft  zur  Verbreitung  von 
Volksbildung  beschäftigten  sich  mit  der  Frage 
der  Volhsbiotiotheken  und  BUcherhalleo  die 
1791  gegründete  „Comenius- Gesellschaft'  nnd 
die  „Gesellschaft  fiir  ethische  Kultur",  welche 
1793  in  Tbätigkeit  trat 
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Die  Gesellschaft  für  Verbreitang  tod  Volks- 
bildoDg  giebt  eine  besottdere  Zeitschrift,  Der 
Bildnngs verein,  die  jettt  im  31.  Jahrgang  er- 
scheint, heraus.  In  den  ansfübrlichen  JaJires- 
bericbten  der  Gesellschaft  finden  sich  Über  das 
Vortragsweien ,  die  VolksnnteriialtungHabende 
und  die  Bucherhallen  vielerlei  interessante  An- 
gaben. Allein  im  Jahre  1900  wurden  470  neue 
Bibliotheken  von  der  Gesellschaft  begründet  und 
171  weitere  Bibliotheken  von  ihr  unterstützt. 
Von  1892—1900  sind  die  entsprechenden  Zahlen 
1229  bezw.  520,  zusammen  also  1749  gegründete 
bezw.  unterstützte  Volksbibliotheken.  Oelfent- 
liche  Lesehallen  giebt  es  in  Deutschland  in 
etwa  40  Städten,  doch  war  bierfür  eine  genaue 
Statistik  nicht  zn  erhalten.  Für  die  Volks- 
bibliotheken nnd  Lesehallen  in  den  grösseren 
deutschen  Städten  werden  fast  alleGthaltsn  kom- 
munale Zuschüsse  bezahlt.  Dazn  treten  mehr- 
fache Stiftungen,  von  denen  die  grösste  in  Essen 
ist  (Bibliothek  mit  36  Angestellten,  1898  von 
KrupD  gegründet).  Femer  giebt  der  Verband 
der  Erwerbs-  nnd  Wirtschaftageuossen Schäften 
alljährlich  griissere  Snmmen  [S)— 80000  Mark] 
fürVolksbiWungszweckeaus.  1899  hat  Prenssen 
im  Staatsbanshftit  ÖOOOÜ  Mark  für  Unteretütznng 
von  Volksbibliotheken  eingesetzt.  Anch  andere 
bnudes staatliche  Kegierungen  [z.  B.  die  säch- 
sische mit  einer  Jahresausgabe  von  20000  Hark 
fQr  Volksbibliotheken)  untetatützten  direkt  oder 
indirekt  die  Gründung  von  Vclksbibliotbeken. : 

Ganz  besonders  gross  ist  die  Thätigkeit 
der  Gesellschaft  für  Verbreitung  von  Volks- 
bildnng,  die  jetzt  über  ein  Vermögen  von  bei- 
nahe 400000  Mark  verfügt  und  jährlich  etwa 
90—100000  Mark  anggebeu  kann,  anf  dem  Ge- 
biete der  Heran-sgabe  von  Vereinsaehriflen  aller 
Art  gewesen.  Besonders  ragen  in  dieser  Rich- 
tnn^  die  Aufsätze  nnd  Broschüren  von  dem 
jetzigen  Generalsekretär  der  Gesellschaft  J.  Tews 

Einige  deutsche  Vereine,  von  denen  freilich 
verschie^ne  wieder  eingegangen  sind,  bescbäf- 
IJeen  sieb  mit  der  Massen  Verbreitung  guter 
Säiriften.  Der  bekannteste  der  Art  ist  der 
1Ö89  in  Weimar  gegründete  „Verein  für  Massen- 
verbreitung guter  Schritten",  Aehnliche  Ver- 
eine giebt  es  in  der  Schweiz,  in  Bem_,  Basel 
nnd  Zürich,  nnd  Oesterreich  [der  Gsterreichiscbe 
Volksbil dun gs verein,  gegründet  1848],  lu  Oester- 
reich und  der  Schweiz  ist  anch  dos  Arbeiter- 
bildnngs  Vereins  Wesen ,  insbesondere  das  nuter 
Bosialdemokratischer  Leitung  stehende ,  stark 
entwickelt. 

Was  die  Volksbibliotheken  im  Auslände  an- 
betrifft, so  sind  die  LSnder  englischer  Zunge 
Deutschland  weit  überlegen.  Urossbritannien 
ist  mit  einem  Netz  grosser  Volksbibliotheken 
mit  zahlreichen  Filialen  ganz  überspannt,  und 
anf  Grund  einer  besonderen  kommunalen  Biblio- 
thekssteuer verwenden  die  Städte  alljährlich  mehr 
als  l'/i  Millionen  Mark  für  Bibliothekszwecke. 
England  soll  GOO— 700  Bibliotheken  mit  einem 
Bücherbestand  von  über  5  Millionen  Bänden 
haben.  Auf  etwa  130000  Einwohner  kommt 
eine  Volksbibliothek.  Auch  die  JoumaÜesesäle 
sind  dort  in  grossartiger  Weise  entwickelt,  Er- 
•  Etannlich  sind  die  henntzungs- statistischen 
Zahlen.  Die  Stadt  Manchester  allein,  die  die 
ältesteVolksbibliothekbat  nnd  eine  viertel  Million 
Hark  fUr  diese  Zwecke  jährlich  anagiebt,  verleiht 


700000  Bände  pro  Jahr.  In  den  Lesesälea. 
werden  mindestens  ebensoviel  Bände  ausgegeben. 
Auch  in  den  englischen  Eolonieen,  besonders  in 
Australien  und  Seuaeeland,  ist  das  Volksbiblio^ 
theks Wesen  mustergiltig  entwiekelt.  Ebensni 
wie  die  UniversitStsausdebnungsbewegung  sind 
apecifiach  englische  Einrichtungen  die  allge- 
meinen G esellach afts-  und  Klubhäuser,  mit  denen 
Lesehallen  und  Volksnnterhaltnngsabende  ver- 
bunden werden;  die  sog.  „TojnbeebalLB",  nach 
dem  Gründer  Tojnbee,  der  in  den  80er  Jahren 
das  erste  derartige  Institut  in  London  gründet«, 
so  ^nannt.  Gegenwartig  giebt  es  37  solcher 
Einnebtungen  in  Grossbritannien  und  einige 
70  in  den  Vereinigten  Staaten. 

Eiue  noch  gcSssere  Bedeutung  haben  die 
Volksbibliotheken  in  Nordamerika  erlangt,  Sie 
sind  dort  bis  in  die  kleinsten  Ortschaften  vor- 
gerückt Im  Jahre  1891  wurden  nicht  weniger 
als  3803  Bibliotheken  von  mindestens  je  1000 
Bänden  gezählt.  In  dem  allerdiugs  au  der  Spitze 
marschierenden  Staate  Massachusetts  waren  von 
den  352  Stadt-  und  Landgemeinden  IKß  nnr 
noch  65  nnd  1893  nur  noch  53  ohne  eine  öffent- 
liche Bibliothek,  In  den  Bibliotheken  dieses 
kleinen  Staates  (2'/j  Millionen  Einwohner)  waren 
nach  dem  Bericht  von  1891/93  2'/,  Millionen 
Bände  vorhanden,  und  es  wurden  1891/92  fUr 
die  Bibliotheken  2';'i  Millionen  Hark  anfge- 
I  wendet.  Die  Öffentliche  Bibliothek  der  Haupt- 
'  Stadt  von  Massachusetts,  Boston,  hat  einen  Etat 
■von  700000  Mark, 

Auch  in  Frankreich  sind  die  Volksbiblio- 
theken frühzeitig  durch  den  Staat  befördert 
worden.  Dort  hat  man  im  ganzen  Lande  Scbol- 
bibliotheken  errichtet,  die  auch  den  Erwaehsenen 
zu  gute  kommen.  Den  französischen  Volksbiblio- 
th^en  wird  von  kompetenter  Beurteilung  ein 
grosser  Einfluss  auf  nie  nationale  Gesinnung 
zugewiesen. 

Iiltteratar;  Die  betttn  Uebmichlen  gnrähren 
die  beiden  Avßätie  von  J.  TewS  »Deitliche 
VoHufnldungnereinen  und  n  Vblktbibliolhekenn 
in  Rang  EncykUipäditrliem  Handb]ieh  der  PS- 
dagngik,  LangenKdxa  1899,  Dort  Jinden  tieh 
auch  tahlreieke  meüere  LütenUurangoben.  — 
Ed.  Rtyer,  Maivibueh  det  Voilabüdungnceim*, 
Stuttgart  1896.  —  H.  S.  Volker,  Handbaeh 
dtr  deuticJun  VollabäduTtgiibeitTebuagen,  Zürich 
1S9S.  —  Der  Bilduttgtverein ,  Uauplhiatt 
ßlr  das  /rrie  Fortbildtingtuieitn  in  DtuttchUmd. 
1 — 30.  Jahrgang,  Berlin  187SJ1900.  —  J.  Tews, 
Freiwillige  Büdungiarbeit  in  Deulxcfdand,  Ber- 
tin 1896.  —  Rata,  OeffentUehe  Bücher-  und 
LetthaUen,  Hamburg  1897.  ~  ff/h-renbtrg, 
Die  BächerhaHerJieiBegung,  Berlin  1898.  — 
Buppert,    Oe^enUiche   Le»ehaüen,    V6ln   1899. 

—  E.  Sehultxe,  Freie  öffentiicKe  Bibtiothehen, 
Volke!nbti'}theten    und    LenehaUen,    SUUin    1900. 

—  P.  F,  ^sehrott,  Volkibibliothek  und  Leie- 
halie,  eine  kommanale  Veramlallung ,  Berlin 
1896.  —  H.  Bonfort,  Da»  Bibliothekaifieten  in 
den  Vereinigten  Staaten,  Hamburg  1896.  ■ — 
Ernst  Schnitze,  Englitche  Valktbibliotheke-n, 
Berlin  1898.  —  Den  Art.  Volkibiidungt- 
vereine  in  der  ertten  Auflage  dieiei  Hand- 
würlerbuehi  halte  J.  Lehr  bearbeitet.  Der 
Vnteneiehnete  hat  leinm  Auftaiz  frei  benulit, 
wo»  die  thattäcMichen  Angaben  aber  anbetrifft, 
ihn  aru  Saummangel  itark  karten  müteen. 
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n. 
Katholische  Arbelterrereine. 

1.  Dm  Dentscbe  Reicb,  Oesterreich  und  die 
Schweiz.  2.  D»s  Änsland.  Frankreich,  Belgien, 
Italieo,  SpBJiien,  England  und  Nordtunerika. 

1.  Das  dentsdie  Reich,  Oesterrelch 
nnd  die  Schweiz.  Arbeitervereine, 
Jugend Vereinigungen,  Arbeite - 
rinnen  vereine,  Mägdehftuser,  Mad- 
cheoachutzverein,  Vereine  für 
kaufmännische  Gehilfen,  Lehr- 
linge und  Gehilfinnen,  In  dem 
■weitverzweigten  kathohsch-soidaien  Vereins- 
weaen  nehmen  neben  den  Gesellen- 
vereinen,  über  welche  oben  Bd.  IV 
S.  199  ff.  bereits  berichtet  wurde,  die  ka- 
tholischen Arbeitervereine  die  erste 
Stelle  ein.  Die  ältesten  derselben  wurden 
schon  in  den  60er  Jahren  des  abgelau- 
fenen Jahrhunderts  infolge  der  LassEÜle- 
sdien  Arbeiterbewegung  als  christlich-soziale 
Vereine  gegründet,  welche  auch  Nichtkatho- 
liken  den  Eintritt  nicht  verwehrten.  Als 
jedoch  seit  1881  evangelische  Arbeiterver- 
eine ^bildet  wurden,  nahmen  auch  die 
katholischen  einen  rein  konfessionellen  Cha- 
rakter und  Namen  an.  Seitdem  haben  sich 
die  katholischen  Arbeitervereine  bedeutend 
vermehrt  Ende  1899  bestanden  im  Deut- 
schen Reiche  944  Vereine  mit  ca.  170000 
Mitgliedern.  Nachdem  dieselben  sich  schon 
längst  nach  Diözesen  verbunden  zusammenge- 
schloBBen,  haben  sich  in  neuerer  Zelt  auch 
grössere  Verbände  derselben  gebildet  1893 
-wurde  der  Verband  der  Arbeitervereine 
Süddeutsddands  mit  56  Vereinen  gegründet, 
dem  heute  320  Arbeitervereine  mit  52000 
Mitgliedern  angehören.  Das  V'erbandsorgan 
•Der  Arbeiter,  in  München  hat  24Ü00 
Abonnenten.  1897  wurde  in  Berlin  der 
Verband  der  katholischen  Arbeitervereine 
Nord-  und  Ost-Deutschlands  gegründet,  der 
heute  95  Vereine  mit  rund  15000Ml^liedera 
zählt  Auch  dieser  Verband  besitzt  ein  Organ 
»Der  Arbeiter,  in  Berlin,  dessen  Auflage 
zur  Zeit  14  000  beträgt.  Neuestens  Ist  auch 
ein  Westdeutscher  Verband  in  der  Bildung 
begriffen.  Das  Verbandsorgan  desselben 
ist  die  »Westdeutsche  Arbeiterzeitung,  in 
M.  Gladbach.  Im  Verlag  derselben  erscheint 
auch  eine  billige  Arbeiterbibliothek,  von  der 
bereits  folgende  Hefte  ausgegeben  wurden: 
1,  nnd  2.  ChristKche  Gewerk vereine.  3,  So- 
ziale Unterrichtskurse  für  Arbeiter.  4.  Die 
Aufgaben  der  Arbeitervertreter  in  den 
Krankenkassen.  Der  Hauptzweck  der  ka- 
tholischen Arbeitervereine  ist  der  religiöse 
Schutz  der  Arbeiter.  Daneben  wurde  in 
denselben  seit  jeher  die  allgemeine  Bildung 
und  Geselligkeit  sowie  das  Unterstützungs- 
wesen gepflegt.  Mit  dem  Ztisaramenschluss 
der  Verbände  hat   auch   das   Eaesenwesen 


eine  grössere  Auedehnung  und  Zusammen- 
schluss  erfahren.    Die  Cential-Erankengeld- 

zuschusskasse    zu    Düsseldorf    hatte  Ende 

1899  nach  4]ahrigem  Bestand  86  Ortliche 
Verwaltungsstellen  mit  5833  Mitgliedern. 
An  Krankengeld  wurden  1899  ausgezahlt 
78449  Mark,  Die  1895  in  Köln  gegründete 
Central-Sterbekosse  »Leo.  hatte  1899  be- 
reits 1658  Mitglieder.  Die  Kasse,  auf  ver- 
Blcherungstechni scher  Grundlage  aufgebaut, 
verfügte  Ende  1898  über  ein  Versicherungs- 
kapital von  125175  Mark.  Die  Krankenzu- 
schusskasse  der  katholischeu  Arbeitervereine 
Süddeutschlands  zählte  1899  In  51  ange- 
schlossenen Vereinen  3212  Mitgheder.  In 
den  letzten  Jahren  haben  die  Gewerkver- 
elnsbestrebungen  in  den  Arbeiter-  und  Ge- 
sellenvereinen immer  mehr  Boden  gewonnen. 
Es  wurden  in  denselben  zunächst  Fachab- 
teilungen gebildet,  sodann  die  Facbabtelliin- 
gen  der  einzelnen  Vereine  zu  grosseren 
Verbänden  vereinigt,  aus  welchen  die  inter- 
konfessionellen chriaüidien  Gewerkvereine 
meist  hervorgegangen  sind.  Daher  auch 
deren  rasches  Aufblühen.  Aber  unter  den 
Gewerk  Vereins  bestrebun  gen  wurden  hier  und 
da  die  nächsten  Zwecke  der  katholischen 
Arbeiter^'creine  hintan  gesetzt  und  die  Ver- 
bindung mit  denselben  gelockert  Das  hat 
die  preussischen  Bischöfe  veranlasst,  in 
einem   Pastoralschreiben    vom    23.  August 

1900  dem  Klerus  die  Pflege  der  Arbeiter- 
vereine und  einen  engeren  Anschluss  der 
Fachvereine  an  dienelben  zu  empfehlen.  In- 
folgedessen giebt  sich  wieder  ein  regeres 
Interesse  an  den  katholischen  Arbeiterver- 
einen kund.  Auch  sind  in  der  jüngsten 
Zeit  noch  neue  entstanden.  Die  ^sseren 
Arbeitervereine  haben  gleich  den  Gesellen- 
vereinen eigene  Vereinsnäuser  mit  den  ver- 
schiedensten sozialen  Einrichtungen  für  die 
Arbeiter.  Einzelne  Arbeitervereine  sind 
anch  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiter-Woh- 
nungswesens thätig  gewesen  durch  Grün- 
dung von  gemeinnützigen  Bauvereinen.  Eine 
•Präsides-Korrespondenz«,  heraus- 
„,pjben  von  Dr.  August  Pieper,  erscheint 
bei  der  Centralstelle  des  Volksvereins  für 
das  katholische  Deutschland  zu  Mfinchen- 
Gladbach  als  Portsetzung  der  früheren 
»Kölner  Korrespondenz,  von  Dr.  Ober- 
dörffer. 

Neben  den  katholischen  Arbeiter-  und 
Gesellenvereinen  bestehen  zahlreiche  Ver- 
einigungen für  jugendliche  Arbeiter  und 
Lehrlinge,  Solcher  Jugendvereinigun- 
gen  giebt  es  gegenwärtig  Im  Dentechen 
Reich  729  mit  ca.  160000  Mitgliedern.  Da- 
von sind  115  Lehrlingsvereine  und  22  Ver- 
eine für  jugendliche  Arbeiter;  die  übrigen  ^ 
sind  kirchliche  Sodalltäten,  welche  zu^elch 
auch  soziale  Zwecke  verfolgen.  Diese 
Jugendvereiuigungen  sind  ebenralls  zu  Diß- 
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zeBanverbäDden  geeiuigt.  Die  TGrachiedenen 
Dißzeeanpräsides  bilden  hin  wiederum  ein 
Centmlkomitee,  -welches  durch  den  voq  der 
OenemlveraammluD^  aller  deutschen  Prä- 
sides gewählten  Vorsitzenden  die  Äugeiegea- 
heiteo  des  Gesamtverbandes  leitet.  In  allen 
diesen  über  das  ganze  deutsche  Reich  ver- 
breiteten Jugend  Vereinigungen  wird  neben 
dem  religiösen  Schlitz  der  Jugend  und  an- 
gemessener Erholung  mehr  oder  weniger 
auch  die  allgemeine  wie  gewerbliche  Fort- 
bddung  geptlegt  Als  Verbandsoi^;an  für  die 
Präsides  dient  das  von  dem  Voraitzenden 
herausgegebene  Korrespondenzblatt  Auch 
die  Vereine  für  jugendliche  Arbeiter  und 
Lehrlinge  besitzen  \ielfach  eigene  Vereins- 
hüuser,  in  welchen  sich  das  Leben  derselben 
ioncentriert 

Katholische  Anstalten  zur  Erziehung  der 
verwalirlosten  aus  der  Schule  entlassenen 
Jugend  bestehen  in  den  meisten  DiOzesen, 
Besonders  genannt  seien  hier:  Haus  Hall 
bei  Gescher  i.  W.,  St  Joseph  auf  der  Höhe 
bei  Bonn  und  Marientiausen  bei  Assmanns- 
hausen.  Ebenso  bestehen  in  maiiclien  Diö- 
zesen eigene  Erziebungavereine  zu 
demselben  Zwecka 

Die  katholischen  Arbeiterinnen- 
Vereine  haben  sich  neben  dem  religiOs- 
sittlichen  Schutz  der  jugendlichen  Aibeit«- 
rinnen  besonders  deren  Unterweisung  in 
Handarbeit  und  Hatistialtnng  zum  Ziele  ge- 
setzt Der  erste  Arbeiterinnen  verein  wurde 
1868  zu  M.  Gladbach  gegründet.  Ende 
1899  bestanden  ungefähr  70  Vereine  mit 
ca.  20000  Mitgliedern.  Mehrfach  sind  im 
AnschluSB  an  dieselben  Arbeiferinnenhos- 
pize  (z.  B.  in  M.  Gladbach,  Aachen,  COln, 
Bocholt)  gegründet  worden,  deren  bis  jetzt 
23  bestehen.  In  denselben  werden  beson- 
dere Kuree  für  Handarbeits-  und  Kochunter- 
richt abgehalten.  Allgemeine  Jungfrauen- 
koDgregationen  bestehen  heute  in  allen 
grO^ren  FfaiT^meinden.  Ausserdem  viele 
beeondere  Vereine  für  weiblich«  Dienst- 
boten mit  78  katholischen  Mägde- 
häusern.  Eine  Bahnhofsmission 
wnrde  von  katholischen  Damen  ins  Leben 
gerufen  fOr  Breslau,  Cöln  uud  München, 
um  zugereisten  Dienstboten  in  den  Mägde- 
hfinsem  ein  vorläufiges  Unteikommen  zu 
bieten.  Aehn  liehe  Zwecke  verfolgt  der 
katholische  marianische  MSdchen- 
schutzverein  Deutschlands,  der 
dem  katholischen  internationalen  Mädchen- 
schutz verein  mit  dem  Sitz  in  Freiburg 
(Schweiz)  angegliedert  ist  Derselbe  hat  in 
den  grfieseren  Städten  Deutschlands  346 
Auskunftssteüen  für  alleinstehende,  zuge- 
reiste M&dchen  eingerichtet,  von  denen  95 
zugleich  Unterkunft  und  Stellenvermittelung 
bieten.  Der  Verein  hat  einen  Führer  her- 
ausgegeben,   welcher    sämtliche  Auskunft«- 


und  ünterkunftsstellen  im  In-  und  Ausland 
angiebt  Derselbe  ist  zu  beziehen  durch  das 
Bureau  des  inarianiscben  M&dchenschutz- 
vereins  in  Mündien. 

Die  schon  in  den  50  er  Jahren  des  ab- 
gelaufenen Jahrhunderts  entstandenen  Ver- 
eine und  Kongregationen  junger  Kauf- 
leute, welche  sich  1877  zu  einem  Ver- 
bände zusammenschlössen,  zählten  IS99  ins- 
gesamt 107  Vereinigungen,  97  Vereine  imd 
10  Kongregationen  mit  11260  Mitgliedern. 
Dieselben  bezwecken  neben  der  Pflege  des 
religiösen  Lebens,  der  Geselligkeit  und  der 
Fortbildung  auch  die  gegenseitige  Hilfe- 
leistung mittels  verschiedener  Wohlfahrta- 
einrichtungea  des  Verbandes,  wie  Stellen- 
vennittlung,  Unterstützungs-,  Kranken-, 
Sterbe-  und  Relikten kasse.  Der  Vorort  des 
Verbandes  ist  Essen.  Das  Verbandsoi^;an 
>Merkuria<  erscheint  jetzt  in  Berlin.  Zu 
dem  Zustandekommen  des  Gesetzes  Ober 
den  unlauteren  Wettbewerb  hat  der  Verband 
mitgewirkt,  auch  wurde  er  von  der  Re- 
gierung lö95  bei  den  Erhebungen  über 
Arbeitszeit    u.    s.    w.    im    Handdsgewerbe 

Sulachtlich  vernommen.  Im  Anschluss  an 
ie  kaufmännischen  Vereinigungen  besteht 
auch  eine  Reihe  kauf  männischerLehr- 
lingsvereine. 

Aehnliche  Zwecke  wie  die  Vereine 
junger  Kaufleute  verfolgen  die  seit  dem 
Gesetze  über  die  Sonntagsruhe  entstandenen 
Vereine  für  kaufmännische  Gehil- 
finnen. Der  erste  derselben  wurde  1892 
zu  M.  Gladbach  gegründet  Ende  1899 
bestanden  20  Vereme  mit  imgeffthr  2500 
Mitgliedern.  Neuestens  haben  auch  diese 
Vereine,  welche  bisher  auf  die  Pflege  des 
religiösen  Lebens,  allgemeine  Fortbildung 
und  angemessene  Erholungsich  beschrfinkten, 
angefangen,  sich  die  Förderung  dee  Standes-  . 
intereases  überhaupt  angelegen  sein  zu 
lassen.  Insbesondere  hat  der  Cölner  Verband 
kaufmännischer  Gehilfinnen  durch  Stellen- 
vermittlung, Rechtsschutz.  Wohnungsnach- 
weia,  Sparkasse  u.  s.  w.  damit  den  Anfang 
gemacht  Derselbe  hat  ein  eigenes  Vei^ 
eioshaiis,  das  Cbaritas-Haus,  in  welchem 
auch  Wohnung  gewährt  wird. 

In  Oesterreich  bestehen  253  katho- 
lische und  christlich-soziale  Arbeitervereine 
mit  41700  Mitgliedern,  darunter  befinden 
sich  20  Fachorganisationen  mit  4985  Mit- 
gliedern. Das  Ceutralorgan  der  christlich- 
sozialen  Arbeiterschaft  Oesterreichs  ist  die 
christhch-Boziale   Arbeiterzeitung   in  Wien. 

Auf  dem  Delenerteutage  der  katholischen 
Arbeitervereine  der  Schweiz  zu  Baden 
(Schweiz)  1899  waren  60  Sektionen  mit 
7376  MitgUedem  vertreten.  Das  Vereins- 
oi^n  >Der  Arbeiter«  zählt  3100  Abonnenten. 
Das  von  den  Vereinen  ins  Leben  gerufene 
Arbeitersekretariat  in  Basel  wird  stark  in 
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Anspruch  genonunen.  Vereine  junger  Eauf- 
leute  bestellen  in  St.  Gallen  seit  1875,  in 
Basel  seit  1886,  in  Zflricb  seit  1890,  in 
Bern  u.  s.  w. 

2.  Das  Ausland.  Frankreich,  Belgien, 
Italien,  Spanien,  England  and  Fford- 
anierlkn.  Id  Frankreich  zählt  das  1871 
gegrflndete  Oeuvre  des  cercles  catholjques 
S'ouTiierB  gegenwärtig  655  Vereine  mit 
144000  Mitgliedern.  Danebea  bestehen  ea. 
2000  Vereinigungen  fttr  Männer  und  5000 
Vereine  aller  Art  für  Frauen,  welche  der 
1894  gegnlndeten  Dömocratie  chrctienne 
angehören.  Besonders  zahlreich  sind  die 
katholischerseits  gegründeten  ländlichen  Ge- 
nossenschaften. Die  Association  cathoÜque 
de  la  jeunesse  fran<;taise  zählt  3G  842  Jugend- 
vereinigungen mit  4158  kathoUschen  Foi-t- 
bildungsecnulen,  welche  in  den  grösseren 
Städten  200—300  Schüler  oder  Schüle- 
rinnen zählen.  Die  Schulbrüder  unterrichten 
ca.  40000  junge  Leute  in  ihren  Foitbildungs- 
schulen.  Auch  bestehen  171  Fortbildungs- 
schulen für  Mädchen  mit  25000  Schfllft- 
rinnen,  wovon  112  durch  Ordenaschwestern 
und  59  durch  fromme  Damen  geleitet 
werden. 

In  Belgien  zählt  die  Ligue  dSmo- 
cratique  ca.  300  Vereinigungen  mit  ca. 
90000  Mitgliedern.  Die  besondere  Fedg- 
ration  ouvnöre  catholique  in  Lflttich  zählt 
25  Vereine  mit  6000  Mitgliedern.  Von 
1896—1898  wurden  15  katholische  industri- 
elJe  Syndikate  gegriindet  In  Antwerpen 
bestehen  3  bathohsche  Ärbeitervereijie  mit 
2400  Mitgliedern,  4  Handwerkorgildon  unter 
dem  Namen  Vrede  mit  3800  Milghedern, 
eine  Künstleigilde,  der  anlwerpsuie  am- 
bachtslieden,  und  seit  1896  eine  katholische 
Dockervereinigung,  l'Union  professionelle  des 
Dockers.  Der  erste  katholische  Arbeite- 
rinnenverein wurde  1893  zu  Brüssel  ge- 
gründet, die  Ligue  des  femmes  diretiennes, 
welche  gegenwärtig  1175  MitgUeder  zählt. 
1898  wiu^e  zu  St.  Nicolas  im  Waealande 
ein  Arbeiten nnen\'erein,  der  Vrouweubond, 
errichtet,  welcher  992  Mitglieder  hat. 
Ebenso  wurde  neuestens  in  Lüttich  eine 
Li^e  des  femmes  chrStieniies  gegriindet 
"Wie  in  Prankreich,  so  sind  auch  in  Belgien 
besonders  die  ländlichen  Genossen  schoten 
sehr  zahlreich.  Nach  der  amtlichen  Statistik 
gab  es  1889  auf  dem  Lande  in  Belgien 
691  landwirtschaftliche  .Verbände  mit  mehr 
als  50000  Mitgliedern,  199  Kaiffeisenkassen, 
602  Kauf-  und  Verkaufsstellen  und  237 
GenossenschaftsmolkereieD,  deren  grosse 
Mehrheit  konfessionellen  Charakters  ist 
Dasselbe  gilt  von  den  zahlreichen  Fort- 
bildungsschulen, deren  nach  offizieller  An- 
gabe 1899  folgende  bestanden;  239  Hans- 
haltimgssciiulen  mit  9368  Schülerinnen,  35 
Gewerbeschnlen    für   Mädchen    mit    3173 


Schülerinnen,  50  Lehrwerkstätten  für 
Knaben  mit  1136  Lehrlingen,  26  Hand- 
werkerfortbild ungsschulen  mit  2032  Lehr- 
lingen, 48  Gewerbeschulen  mit  13006,  9 
Handelskursen  mit  1684  und  6  höhere 
Fortbildungsschulen  mit  61 1  Eleven,  Ausser- 
dem bestehen  in  Belgien  ungefähr  420 
katholische  Jünglings  vereine  mit  ca.  60000 
Mitgliedern  imd  12U  Jungfrauen  vereine  mit 
10500  Mitgliedern,  sogen,  patronages  de 
jeunes  gens  et  de  jeiines  filles. 

In  Italien  bestehen  ca.  800  katholische 
Arbeitervereine  mit  ca.  200000  Mitgliedern, 
von  denen  mehr  als  500  Vereine  dem 
Norden  angehören.  Bauernvereine  giebt  es 
200  bis  250,  ländliche  Genossenschaften, 
meist  Konsumvereine,  500  bis  600,  Vereine 
von  Kaufleuten  etwa  150.  Die  ßaiffeisen- 
kassen,  casse  rurali,  wurden  in  Italien  be- 
sonders durch  den  Priester  Don  Cerutti 
in  Parma  verbreitet  Es  bestehen  deren 
gegenwärtig  etwa  1300,  welche  ebenfalls 
meist  dem  Norden  angehören.  In  Parma 
waren  schon  1898  stark  800  Kassen  ver- 
einigt. Eine  Gesamtvereinigung  ist  im 
Werden.  Das  Organ  der  Kassen  ist  die  in 
Parma  erscheinende  Cooperazione  populäre. 
Den  Rückhalt  der  Kassen  bilden  die  etwa 
40  katholischen  Banken.  Eine  besondere 
soziale  Bedeutung  haben  die  weit  über 
Italien  hinaus  verbreiteten  Anstalten  des 
Turiner  Priesters  Don  Bosco  (f  1888),  in 
welchen  ca.  300000  Knaben  erzogen  wer- 
den. Gegenwärtig  bestehen  derselben  ins- 
gesamt mehr  als  200,  aus  welchen  jährlich 
ca.  30000  morahsch  und  technisch  gebildete 
Knaben,  und  zwar  meist  verwaiste  oder 
früher  verwahrloste,  hervorgehen.  Die 
ebenfalls  von  Don  Bosco  gegröndete  weib- 
liche Genossenschaft  »Maria  HUf«  leitet 
bereits  in  50  Anstalten  die  Erziehung  von 
Mädchen.  Seit  50  Jahren  haben  die  An- 
stalten Don  BoBcos  sich  etwa  10  Millionen 
armer  und  verlassener  Kinder  angenommen. 

In  Spanien  sind  an  vielen  Orten 
Arbeiter-  undHandweikervereine  g^^rflndet 
unter  dem  Namen  Ärculos  catöhcos  de 
obreres.  Die  Congregaciön  de  Maria 
Immaculata  y  S.  Louis  Gonzaga  zu  Barcelona 
hat   mit  grossem  Erfolge   ein  Arbeiterheim 

glentro  de  S.  Pedro  Claver)  gegründet, 
as  Gebet sapostolat  in  Barcelona  unterhält 
verschiedene  Abendaebulen  (Eecuelas  noc- 
turnas).  In-  Madrid  besteht  ein  Apostolat 
der  Presse  (El  apostolado  de  la  prensa), 
welches  monatlich  volkstümliche  Broschüren 
herausgiebt  und  verteilt 

Unter  den  vielen  katholisch-cliaritativen 
und  sozialen  Veranstaltungen  in  England 
verdient  die  vom  EardinBl  Taughara  von 
Westminster  vor  einigen  Jahren  ins  Leben 
genifene  Catholic  Social  Dnion  be- 
sondere   Erwähnung.     Dieselbe    bezweckt 
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besonders  für  die  ännereaOatviertel  Londons 
die  Errit^tnag  von  Xnabenkluhs  und  il&ä- 
cheüheimen  unter  der  Leitung  von  vornehmen 
Herren  und  Dameo.  Schon  3  Monate  naeh 
der  Grflndung  der  üoion  bestanden  bereits 
8  Klubs  mit  1250  jungen  Leuten.  Auch 
besitzt  die  Union  im  Cteten  von  London 
bereits  2  eigene  Häuser,  St  Cecilias  Houae 
und  St  PhUips  Haus. 

Der  Deutsche  römiHch-tatholische  Central- 
verein  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika,  welcher  Ende  1899  in  31 
Staaten  604  Vereine  mit  49934  Mitgliedern 
z&hlte,  hat  eine  ErankenkasBe,  wie  auch 
eine  Witwen-  und  "Waisenkaase.  Die 
Krankenkasse  zahlte  1899  an  8084  kranke 
Mitglieder  175438  sL,  und  an  die  Hinter- 
blieXenen  von  838  gestorbener  Mitglieder 
wurden  115049  sh.  gezahlt 

Litteratnr:  Huber,  Veneichnii  der  tathoHteken 
Arbeilemtreine  DenUchlandi,  Oeiterreiekt  und 
der  Schmeti,  Münchim  1807.  —  J.  Kiippert, 
THe  kalholUcken  Arbeilervertine  SüddeuUelf 
landt,  Wänburg  1900.  Der  Verband  tatboläeh. 
kanfmänniteher  Vereinigungen  Deuüehtanda, 
Etten  IS98.  —  Max  Turmann,  ^n  sortir  de 
l'icoU  Fitrit  1899  n.  L'Edueatiim  poptilaire. 
Pari»  1900.  —  A.  Vermeerach,  S.  J.  Manuel 
toeial,  Louvain  1900.  —  Üeber  die  toiiale  Be- 
wegung ™  katholitclien  Jtalitn  vgl.  Arbeiler- 
wohl  1891  S.  55 ff.  —  J.  B.  X^ehUr,  Don 
Boieoi  aoriale  Sehii/i/ungen ,  Regennburg  189i. 
—  S.  J.  AyUonio  Vincent,  Soeicditmo  y  arar- 
quigjao.  Valeneia,  Itaprenla  de  Joti  OrUga. 
Andr.  Brüll. 


Evangelisclie  Arbeitervereine. 

1.  Einleitung.  2.  Die  erste  Periode  (1882 
bis  1888).  3.  Dia  Zeit  von  1888  bis  zum  Jahre  1893. 
4.  Die  Zeit  von  1893  bis  zur  Gegenwart  [1901]. 

1.  Etnleitung.  Die  Oeschichte  der  Evan- 
gelischen Arbeitervereine  Iflsst  sich  in  drei 
Perioden  gliedern,  Sie  beginnt  im  Jahre 
1882  und  umfasst  bis  zum  Jahre  1888  die 
Ausbreitung  im  Rheinland  und  in  Westfalen. 
In  der  zweiten  Periode  (1888—1893)  dehnen 
sich  die  Vereine  über  das  ganze  Deutsche 
Reich  aus,  nicht  ohne  innere  Krteen  durch- 
zumachen, die  in  der  Annahme  eines  Kom- 
Jiromissprogrammes  im  FrObiahr  1893  vor- 
aufig  zu  Ende  kommen.  Seit  dem  Jahr 
1893  ist  eine  Zeit  der  langsamen  Ausdeh- 
nung und  des  Stillstandes  festzustellen,  in 
der  zugleich  um  die  soziale  Richtung  und 
die  Gewerkschaftsfrage  heftige  Kämpfe  aus- 
EBfochten  werden.  Der  Delegiertenfag  des 
Gesamt  verbau  des  evangelischer  Arbeiterver- 
eine zu  Speyer  1901  hat  hier  einen  vor- 
läufigen Abschluss  gebracht 

S.  Die  erste  Periode  (1882—1888). 
Die  Gründung  des  ersten  Evangelischen  Ar- 


beitervereines geht  vornehmlich  auf  kon- 
fessionelle Ursachen  zurQck.  Der  Bergmann 
Ijudwig  Fischer  in  Gelsenkirchen  und  mit 
ihm  der  Lehrer  Bischof  .empfanden  es 
Bchmei-zlich.  dass  die  mächtigen  christlich- 
sozialen Arbeitervereine  auch  evangelische 
Arbeiter  in  ihren  Kreis  zogen  und  unter 
ihnen  eine  eifrige  und  erfolgreiche  Propa- 
ganda trieben.  Demgegenüber  galt  es,  den 
Arbeitern  evangelischen  Bekenntnisses  eine 
eigene  Heimstätte  zu  bieten,  und  so  ent- 
stand im  Mai  1882  in  öelsenkirchen  der 
erste  Evangehsche  Arbeiterverein.  Bei  den 
scharf  zugespitzten  konfessionellen  Gegen- 
sätzen in  jener  Gegend  bHeben  die  Mit- 
glieder nicht  aus;  der  neue  Verein  wuchs 
schnell  und  erreichte  bald  einen  ansehnlichen 
Umfang.  Es  gesellten  sich  in  der  Nachbar- 
schaft gleiche  Vereine  dazu ,  und  naeh 
wenigen  Jahren  zählte  man  in  Westfalen  und 
im  Rheinland 

1685  in  25  Vereisen  1 1  700  Mitglieder 

1887  in  44         „         17000 

Seit  1885  schlössen  sich  alle  diese  Ver- 
eine zu  einem  mit  sehr  geringen  Befug- 
nissen ausgestatteten  Provinzial verband  zu- 
sammen, der  wiederum  si)äter  noch  in 
Kreisverbände  zerlegt  wurde.  Im  selben 
Jahre  gründete  man  als  Organ  des  Verban- 
des den  Evangelischen  Arbeitorboten  in 
Hattingen,  der  einmaJ,  später  zweimal 
wöchentlich  erschien.  Der  Begründer  des 
ersten  Vereines,  Bergmann  Fischer,  wurde 
als  Verbandsagent  angestellt. 

So  sind  die  Evangelischen  Arbeiterver- 
eine mitten  aus  der  Arbeiterschaft  selbst 
envaehsen,  ohne  dass  von  aussen  her,  etwa 
von  Oeisttichcn ,  die  Anregung  zu  ihrer 
Gründung  ausgegangen  wäre.  Die  Veran- 
lassung war  zunächst  eine  konfessionelle, 
nicht  eigentlich  eine  soziale.  So  enthält 
auch  das  Gelsenkirchener  Vereinsstahit,  das 
von  den  rheinisch- westfälischen  Vereinen 
übernommen  wurde,  keinerlei  soziale  Pro- 
grammsätze.   Es  lautet: 

Der  Verein  steht  auf  dem  Boden  des  evan- 
gelischen Bekenntnisses  und  hat  den  Zweck: 

1.  unter  den  Olanbensgenossen  das  evange- 
lische Bewnastsein  zu  wecken  nnd  zu 
fördern ; 

2.  sittliche  Eebong  nnd  allgemeine  Bildung 
seiner  Mitfiflieder' 

3.  Wahrung  nnd  Pflege  eines  friedlichen 
Verhältnissei  z wissen  Arbeiter  nnd 
Arbeitgeber ; 

4.  Unterstützung  seiner  Mitglieder  in  Krank- 
heits-  und  Todesfällen; 

6.  (später  zDgefügt)  Treue  zu  pflegen  gegen 
Kaiser  und  R^ch. 

Der  erste  Punkt,  sagt  Göhre  in  der 
ersten  Auflage  dieses  Handwörterbuches 
von  diesem  Programm,  war  für  die  Gründer 
wie  für  die  Vereine  dieses  Zeitabschnittes 
seihst   der  Hauptpunkt;   der  konfessionelle 
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Oegensatz  gegen  den  rOmischen  EatholiziB- 
mus  giebt  ilinen  allen  das  charakteristische 
Oepräge.  Dabei  stehen  sie  samt  und  son- 
ders auf  Seiten  der  positiven  Richtung  des 
ProtestaDtismus.  Pastoren  -werden  schon 
vom  zweiten  Jahre  ihres  Bestehens  an  immer 
aiissch hesslicher  die  geistigen  Führer  der 
Vereine,  wenn  sie  vielfach  auch  Arbeitern 
den  formellen  Vorsitz  in  ihnen  überiassen. 
Das  einzige  Vei^hen,  das,  ausser  dauern- 
der Unterlassung  der  Zahlung  des  Mitglieder- 
heitrages  und  ausser  unsittlichem  Wandel, 
zum  Ausschluss  aus  dem  Verein  führt,  ist 
das  Versprechen  eines  Mitghedes,  seine 
Kinder  der  katholischen  Kirche  zu  über- 
weisen, Dnter  »sittlicher  Hebiiagi  versteht 
man  vor  allem  auch  die  Aufrechterhaltung 
einer  strammen  Kirchenzucht ;  auch  die 
»allgemeine  Bildung«,  die  man  anstrebt,  ist 
durch  und  durch  religiös  bestimmt  und  ge- 
färbt. Die  »Wahmng  eines  friedlichen 
Verhältnisses  zwischen  Arbeitgeber  und  Ar- 
beitneb men  wird  unter  allen  umständen 
und  Opfern  festzuhalten  versucht,  übrigens 
nicht  für  die  Arbeiter  überhaupt,  sondern 
nur  für  die  Arbeiter,  die  Vereinsmitglieder 
sind.  Die  Vereine  glauben  noch  an  die 
völlige  iWmonie  der  Interessen  von  Aibeit- 
gebem  und  Arbeitnehmern;  sie  setzen  bei 
erstereo  als  bei  »christlichen  Herren«  nur 
gute  Absichten  gegen  ihre  Angestellten  vor- 
aus. Doch  etwa  vorhandene  Öegensätze 
■wollen  sie  überbrücken,  «indem  sie  im 
Geiste  der  Liebe  und  des  Vertrauens  wirken. 
Sie  sagen  den  Untenstehenden  aufrichtig 
forschend  die  voUe  Wahrheit  und  schmei- 
cheln ihnen  nicht  in  zu  weitgehenden  Hoff- 
nungen und  Forderungen.  Sie  halten  sie 
an  zur  Bescheidenheit,  zur  Geduld,  zum 
himmlischen  Sinn.  .  .  .  Gegen  offenbares 
Unrecht  würden  die  Vereine  aber  auch  nach 
oben  unerschrocken  Zeuffnis  ablegen«  {Deu- 
telmoser). Die  »ge^nseitige  Unterstützung 
der  Mitglieder  in  Erackheits-  und  Todes- 
^enc  schliesslich  besteht  in  der  Auszah- 
lung einer  bestimmten  Summe  aus  einer 
Kasse,  in  die  jeder  zu  steuern  hat  Die 
Höhe  der  ünterstfltzung  richtet  sich  je  nach 
der  Höhe  der  wöchenüich  gezahlten  Steuer. 
Nach  dem  allen  kann  von  einer  eigentlich 
sozialen  Tendenz  dieser  Vereine  in  dieser 
ersten  Periode  ihres  Bestehens  nicht  die 
Bede  sein.  Die  Vereine  sind  in  erster  Linie 
konfessionell-evangelische  Vereine  mit  einer 
Spitze  gegen  den  Katholizismus.  Daher 
auch  il^  schnelles  Emporblühen  in  dem 
konfessionell  gemischten  Rheinland  und 
Westfalen  und  ihr  enger  Anschluss  an  den 
»Evangehschen  Bund«. 

Ihre  Mitglieder  rekrutierten  sich  in  dieser 
Zeit  aus  den  Kreisen  der  Berg-,  Hütten- 
und  Taairbeiter,  der  Handwerksgesellen, 
kleinen  Handwerksmeister  und  Beamten  der 


untersten  Stufen.  Es  waren  meist  schlichte, 
fromme  Menschen,  die  mit  dem  bescheidenen 
Auskommen,  das  sie  hatten,  zufrieden  waren, 
dies  sich  durch  treue  Arbeit  erhalten  und 
r  den  heraufziehenden  politischen,  sozialen 
id  religiösen  Problemen  Buhe  haben 
wollten.  Ihren  Erbfeind  glaubten  sie  in 
der  katholischen  Kirche  zu  sehen.    Ausser 

im  Gros  zählten  und  zählen  die  Vereiae 
noch  heute  stets  eine  mehr  oder  weniger 
grosse  Anzahl  von  grossen  Arbeitgebern, 
höheren  Beamten,  Oberlehrern  und  Änderen 
zu  ihren  Ehrenmitgliedern.  Diese  untere 
"  '.en  sie  materiell  oft  nicht  unbedeutend, 

.■enden  sich  in  einzelnen  Fällen  für  ihre 
stellenlosen  Mitglieder  und  halten  ihnen  an 

1  Vereamralinigsabenden  vielfach  die 
Vortrftge.  Je  nach  den  zufälligen  Interessen 
dieser  Herren  werden  die  Themata  gewählt 
Religiöse  Themata  sind  dabei  zahlreich  ver- 
treten. »Auch  die  brennenden  Fragen  der 
Gegenwart  sind  nicht  von  der  Behandlung 
ausgeschlossen,  doch  empfiehlt  es  sich,  nicht 
ins  einzelne  gehende  ftorderungen  sozialer 
Natur,  sondern  nur  die  rechten  Motive  zui' 
Gestaltung  der  Dinge  auf  diesem  Gebiete 
vertreten»  (Deutelmoser).  Besondere 
glänzend  feiern  die  Vereine  das  Stiftimgs- 
und  Verbandsfest,  sowie  die  vaterländischen 
Gedenktage,  durch  Festzü^,  Gottcsdionste, 
Fest  Versammlungen.  Bibliotheken  besitzen 
die  meisten,  mit  Büchern  von  vorwiegend 
erbaidichem  Inhalte.    Soweit  Göhre. 

3.  Die  Zeit  voa  1888  bis  zum  Jahre 
1893,  Hatte  bis  dahin  die  evangelische 
Ärbeitervereinssachewesenthch  im  Rheinland 
und  in  Westfalen  gezündet,  so  sprang  von 
nun  an  der  Funken  auf  andere  Gebiete 
Deutschlands  über.  Mit  der  Hufe  von  Geist- 
lichen, Lehrern,  Regierungsbeamten  und  mit 
der  moralischen  Förderung  der  Kirchenbe- 
hörden erstanden  in  allen  Teilen  des  Deut- 
schen Reiches  evangelische  Arbeitervereine. 
Die  sozialen  Werken  günstige  Stimmung 
der  Jahre  um  1890  herum  begünstigte  ihr 
Wachstum;  in  der  Gründung  eines  Arbeiter- 
vereines bot  sich  dem  sozial  angeregten 
Pfarrer  die  erste  Handhabe  zu  sozialer  Ar- 
beit   So  nehmen  die  Vereine  schnell  zu : 

1889  waren  20000  Mitglieder  in    70  Vereinen 

1890  ,40000  „  „  liO        „ 


Eine  neuere  Gesamtstatistik  fehlt  zur 
Zeit  Nach  dem  letzten  Verbandsberichte 
über  die  evangelische  Arbeitervereinssache 
vom  18.  April  1900  gehören  dem  Gesamte 
verbände  in  DeutschJand  386  Vereine  mit 
79750  Mitgliedern  an.  Dazu  wUrden  also 
noch  die  nicht  im  Geswntverband  befind- 
lichen  Arbeitervereine   in   Bayern  und   an 
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anderen  Orten  mit  etwa  6000  Mitgliedern 
kommen,  bo  dass  man  Ais  Gesamtzahl  der 
Mitglieder  der  Evangelischen  Arbeiterver- 
eine anf  etn'a  86000  oerechnen  kann. 

Die  einzelnen  Vereine  haben  sich  mit 
geringen  Ausnahmen  zu  Pro  vi  nzial  verbänden 
zusammengeschlossen  und  diese  wieder  seit 
1890  z«  einem  Gesamtverband  evangelischer 
Arbeiterverein  e. 

Die  Provinzialverbände  sind  nach  dem 
Bericht  von  1900: 

Vereine       Mitglieder 
1.  der  altprenssische  12  2  42S 

~2.  der  weHtpreossische  9  1 4S5 

3.  der  nordoatdentache  16  1 500 

4.  der  Bchlesische  6  3i'8 

5.  der  sächsische  35  14  000 

6.  der  mitteldeutsche  22  4316 

7.  der  knrhessiache  B  940 

8.  der  gehle Bwtg-holsteinsche  12  1  535 

9.  der  badische  21  3  089 

10.  der  rheinpfaizisehe  28  4  645 

11.  der  württembergisclie        45  343i 

12.  der  rheinisch- weBtaiiachel35  30000 

13.  der  mittel  rheinische  17  2  498 

14.  das  Saargebiet  24  4 100 
Dazu  kämmen 

15.  die  Berliner  Vereine  2  1 551 

Dem  Gesamt  verband  ^nz  fem  stehen 
die  haj-erischen  Vereine,  die  wohl  eine  mehr 
erbauliche  Eigenart  wie  die  Evangelischen 
Männervereine  haben,  und  zum  Teil  aus 
rein  lokalen  und  peisCnlichen  Grflndeu  hin 
imd  wieder  einzelne  Arbeitervereine,  wie 
der  in  Braunsberg,  Bagnit  u.  a. 

Die  Verbindung  der  Vereine  unterein- 
ander wird  ausser  durch  Delegiertensitzun- 
gen, Verbandsfeste  n.  Shnl.  hauptsächlich 
durch  die  Presse  der  Arbeitervereine  besorgt. 
Ausser  dem  Evangelischen  Arbeiterboten, 
Organ  des  rheinisch-weatfälischen  Verbandes 
und  Anzeigenblatt  des  Gesamtverbandes,  er- 
scheinen folgende  Zeitungen :  Sächsisches 
Evangelisches  Arbeiterblatt  (Dresden),  Hessen- 
Nassauischer  Volksbote  (Frankfurt),  der 
Evangelische  Arbeiterverein  (Berlin),  Ar- 
bciterbund  (fflr  Schleswig-Holstein,  Wands- 
bek),  Württembergisch-badische  Arbeiterzei- 
tung, Der  Arbeiter  (für  Schlesien),  Einge- 
gangen sind  nach  kurzem  Bestand  die 
Chnstlich-soziaie  Volkszeitung  in  Erfurt, 
der  altpreussische  Ärbeiterbote  und  der 
Nord-Ostdeutsche  Arbeiterfreund  iu  Kiel. 

Mit  dieser  äusseren  Entwickelung  der 
Evangelisehen  Arbeitervereine  ging  eine 
innere  Hand  in  Hand.  Der  konfessionelle 
Gegensatz  gegen  den  Katholizismus  trat 
immer  mehr  zurück,  der  Gegensatz  gegen 
die  Sozialdemokratie  immer  energischer  in 
den  Vordergrund.  Man  lehnte  jede  Be- 
ziehung zu  den  Bestrebungen  der  >vater- 
landsloeen,  internationalen«  Sozialdemokratie 
ab.  man  protestierte  gegen  ihre  Unterneh- 
mungen, man  verwarf  mit  Entrüstung  alles, 


dabei  konnte  man  naturgemäss  nicht  stehen 
bleiben.  Notwendig  musst«  zur  blossen 
Negation  auch  die  Entwickelung  positiver 
sozialer  Gedanken  und  Fordenugen  kommen. 
Jede  Berührung  mit  den  Sozialdemokraten 
musste  den  Wunsch  nach  festen  positiven 
sozialen  RichtHnien  verstärken.  Zii  einem 
Programm,  zu  einer  einheitlichen  Formu- 
lierung sozialer  Gedanken  und  Wünsche 
kam  es  freilich  noch  nicht.  Man  übernahm  den 
Inhalt  der  kaiserlichen  Botschaften  fflr  die 
Industriearbeiter,  die  konservativen  Hand- 
werkerordnungen für  die  Mitglieder  aus 
Handwerkerkreisen  und  ^var  daneben  einem 
milden  Antisemitismus  nicht  imzugänglich. 
Auf  diese  Weise  wurden  die  ehemals  kon- 
fessionell-religiösen Arbeitervereine  zu  reli- 
giös-sozialen Vereinen,  die  ihre  eigentliche 
Bedeutung  nicht  mehr  so  sehr  im  Kampf 
und  im  Gegensatz  zu  katholisch-sozialen 
Vereinen,  sondern  im  Kampf  und  im  Gegen- 
satz zur  Sozialdemokratie  fanden.  Der  Geist 
lebte  in  den  Vereinen,  der  an  eine  soziale 
Versöhnung  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber 
glaubte  und  das  Bewusstsein,  Arbeiter  zu 
sein  und  Arbeiterinteressen  vertreten  zu 
müssen,  nicht  aufkommen  Hess. 

Die  Mehrzahl  der  Vereine  ausserhalb 
des  Rheinlands  und  Westfalens  machten 
diese  Entwickelung  zur  sozialen  Aufgabe 
hin  von  vom  herein  schneller  durch.  In  den 
meist  rein  protestantischen  Gegenden  fiel 
die  konfessionelle  Gegensätzlichkeit  gegen 
den  Katholizismus  von  selbst  fort,  und  man 
pflegte  allein  den  Gegensatz  gegen  die  So- 
zialdemokratie. Die  Mitglieder  dieser  Vei^ 
eine  waren  in  ihrer  Mehrheit  wirkliche  Ar- 
beiter, Mitgheder  der  um  ihre  Existenz 
kämpfenden  BevöLkerungsklasae ,  die  sich 
mit  Eifer  der  Beschäftigung  mit  sozialen 
Problemen  zuwandten.  Neben  die  Pflege  der 
eigenen  religiösen  Bedürfnisse  trat  also  so- 
gleich und  selbstverständlich  als  gleich- 
wichtige  Aufgabe  die  Beteiligung  an  den  so- 
zialen Kämpfen  der  Zeit  und  die  Vorbereitung 
auf  diese  Kämpfe.  Auch  die  Führer  bei 
diesen  Bestrebungen  und  in  diesen  Vereinen 
waren  andere  als  die  der  allen  rheinisch- 
westfälischen Art.  Es  waren  freilich  auch 
zumeist  Theologen,  aber  von  moderner  Art 
und  einer  jüngeren  Generation  angehörig, 
die  in  ihrer  Studienzeit  nationalfikonomische 
Vorlesungen  gehört,  die  soziale  und  sozial- 
demokratische Litteratur  studiert  hatten, 
Leute,  die  mit  starken  sozialpohtischen  Nei- 
gungen auch  soziale  Kenntnisse  verbanden. 
Je  energischer  sich  diese  jüngere  Richtung  an 
der  Arbeit  beteiligte,  desto  lebhafter  wurde 
der  Wunsch  nach  einem  Programm  für  die 
EvMi^lischen  Arbeitervereine.  Es  war  nur 
natürlich,  dass  hierbei  die  jüngere  Richtung, 
als  deren  Haiiptvertreter  IMedrich  Naumann 
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damals  noch  Vereinsgeistlicher  in  Frankfurt 
a.  M.,  zu  nennen  ist,  mit  der  alteren  unter 
der  ffihrung  von  Pfarrer  Lic,  Weber  in 
Hftnchen-Gladbacli  in  ernsthafte  Differenzen 
geraten  musate.  Die  konservative  Richtung 
der  alteren  Vereine  trat  in  einen  scharfen 
Gegensatz  zu  der  entschieden  evangelisch- 
sozialen  Richtung  der  jftngeren.  Die  im 
Jahre  1892  fast  unvermeidlich  scheinende 
Spaltung  wurde  aber  beigelegt  durch  die 
Annahme  eines  Eompromissprogrammes,  das 
den  Titel  trägt:  Grundlinien  für  ein  evan- 
gelisch-soziales Programm  als  Anhalt  für 
Vorträge  und  Diskussionen  in  den  Evan- 
gelischen Arbeitervereinen.  Es  zerfällt  in 
zwei  Teile,  einen  theoretischen,  principiellen 
und  einen  praktischen,  der  wesentlich  die 
Grundsatze  des  alten  Öelscnkirchener  Statuts 
etwas  erweitert  wiedei^ebt 
Der  theoretische  Teil  lautet: 
Wir  stehen  auf  dem  Grunde  iee  evange- 
lischen Christentnma.  Wir  bekämpfen  darum 
die  materiaüstiBche  Weltanschauung,  wie  sie 
sowohl  zn  den  Ausgangspunkten  als  zn  den 
AgitationamittelR  der  Sozialdemokratie  gehört, 
aber  auch  die  Ansicht,  daaa  das  Chriatentam 
es  BusBchliesalich  mit  dem  Jenseits  zu  thnn 
hahe.  Das  Ziel  unserer  Arbeit  ist  vielmehr  die 
Entfaltung  seiner  welternenemden  Kräfte  in 
dem  Wirtschaftsleben  der  Gegenwart.  Wir 
sind  der  Ueberzeneung',  dass  dieses  Ziel  nicht 
schon  erreicht  werden  Kann  durch  eine  nur  zu- 
fällige Verknüpfung  von  allerhand  christlichen 
und  sozialen  Gedanken,  sondern  allein  dnrch 
eine  organische,  geschichtlich  vermittelte  Cm- 
eestaitnng  unserer  Vethältniase  gemäss  den  im 
Evangelinm  enthaltenen  und  daraus  zu  entr 
wickelnden  sittlichen  Ideeen.  In  diesen  änden 
wir  auch  den  unverrückbaren  Masastab  rilci- 
haltloser  Kritik  an  den  heutigen  Zustiladen 
wie  kraftvolle  Handhaben,  um  bestimmte  Neu- 
organisationen im  wirtschaftlichen  Leben  zu 
toräem.  Wir  werden  danach  streben,  dass  diese 
Organisationen  bei  ihrer  DnrchfUhrung  in  glei- 
chem Masse  sittlich  erzieherisch  wirkeu  wie 
technisch  leistnngsfBhig  und  für  alle  Beteilig- 
ten nach  dem  Masse  ihrer  Leistung  wirtschaft- 
lich rentabel  sind.  Wir  vermeiden  es,  unsere 
Forderungen  aus  irgend  einer  einzelnen  national- 
Ökonomischen  Theorie  herzuleiten.  Dagegen 
erkennen  wir  eine  unserer  Hauptaufgaben  darin, 
nnsere  Freunde  vollständig  und  vorurteilslos 
Über  die  schwebenden  wirtschaftlichen  Probleme 
aufzuklären.  Insbesondere  erbhcken  wir  ir 
wachsenden  Koucentration  des  Kapitals  in 
wenigen  Httnden  einen  schweren  wirachaftli- 
chen  Uebelstand;  wir  fordern  daher  vom  Staate, 
dass  er  dieselbe  nicht  befördere,  sondern  ihr 
auf  alle  gesetzliche  Weise  (auch  auf  dem  Wege 
der  Steuergesetzgehnng)  entgegenwirke.  Unsre 
Pordemngeu  werden  wir  formulieren  von  Fall 
zn  Fall  nach  dem  Hasse  der  wachsenden  wissen- 
schaftlichen Erkenntnis  des  Wirtschaftslebens. 
Zur  Zeit  stellen  wir  im  einzelnen  folgende  auf: 

L  Für  den  Orossbetrieb. 
Wir  erkennen  die  hauptsächlich  durch  die 
Fortschritte  der  Technik  hervorgerufene  Grosa- 


indnstrie  als  wirtschatiliche  Notwendigkeit  an, 
halten  es  aber  für  unsere  Pflicht,  die  im  Oross- 
betrieb beschäftigten  Arbeiter  im  Streben  nach 
Erh<)hung  und  Veredelung  ihrer  Leben sbaltnng, 
nach  grosserer  Ukonomischer  Sicherheit  nnd 
nach  £hutz  ihrer  persSnlichen  Güter  in  Leben 
und  Gesnndheit,  Sittlichkeit  und  Familienleben 
unterstützen. 
Als  Stärkungsmittel  sehen  wir  an: 

1.  die  bisherige  staatliche  Arbeiterversiche- 
rung, deren  Vereinfachung  und  Ausdeh- 
nung auf  Witwen  nnd  Waisen  wir 
wünschen ; 

2.  die  bisherige  staatliche  Arbeiterschut^- 
gesetzgehnng,  deren  Ausgestaltung  wir 
fordern  in  Bezug  auf: 

a)  angemessene    Kürzung    der    Arbeits- 

b)  Einführung  einer  Sonntagsruhe  von 
mindest«ns  36  Stunden, 

c)  gesunde  Arbeitsrfinme, 

d)  Einscbränkong  aller  dem  Familien- 
leben, der  Gesundheit  nnd  Sittlich- 
keit schädlichen  Frauen-  nnd  Einder- 
arbeit, 

e)  Verbot  der  Nachtarbeit,  auaser  für 
solche  Industriezweige,  die  ihrer  Na- 
tur Dach  oder  ans  Gründen  der  QCTent- 
liehen  Wohlfahrt  fortlaufenden  Betrieb 
nittig  machen; 

3.  die  Einführung  obligatorischer  Facbge- 
nossenschaf ten,  bezi  ehungsweisegesetzlich 
anerkannter  Gewerkschaften^ 

4.  die  Sicherung  des  vollen  Koalitions rechtes 
der  Arbeiter; 

'  5.  die  Einführung  von  Arbeite  rvertretungen 
oder  Aeltestenkollegien  in  den  einzelnen 
Fabriken ; 


freundlichem  Sinne  bei  Gewährleistung 
der  vollen  persünlichen  Freiheit  der  Ar- 
beiter und  Angestellten. 

n.  Für  den  Kleinbetrieb  sowie  Handel 
und  Gewerbe. 

Wir  sind  nicht  der  Meinung,  dass  der  ge- 
samte Kleinbetrieb  dem  Untergange  verfallen 
ist.  Wir  treten  daher  für  ihn  ein .  soweit  er 
sich  durch  Ansätze  energischer  Selbsthilfe  als 
lebena^hig  erweist.    Wir  fordern : 

1.  für  das  Handwerk  die  Einführung  einer 
korporativen  Organisation    sowie  die  Be- 
gründung und  Förderung  genossenschaft- 
licher Vereinigungen ; 
■   2.  für  den  redlichen  Handel  und  Gewerbe- 
betrieb Schutz  durch  Beschränkune-  und 
Beaufsichtigung  des  Hausierhandels  nnd 
der    Abzahlungsgeschäfte     sowie     durch 
Beseitigung  der  Wanderlager  und  Schleu- 
derbazare ; 
3.  eine  Bttrsenordnnng.  durch  die  alle  Börsen- 
geschäfte soweit  als  mliglicb  wirksamer 
staatlicher  Aufsicht    nuterstellt   werden 
und  durch  die  besonders  dem  Hissbranch 
der  Zeitgeschäfte  als  Spielgeschäfte,  na- 
mentlich in  den  für  die  Volksemähmur 
wich  ticen  Artikeln,  entgegengetreten  wiro- 
Als    nächste    und    drin^ndste    Anfe^» 
der  Arbeitervereine   wurde   die  gründliche 
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Durchberatung  und  Besprechung  der  ein- 
zelnen Punkte  dieses  Programmes  in  Dis- 
kutierabenden  bezeichnet,  damit  jedes  Mit- 
glied sich  mit  den  sozialen  Forderungen 
und  Zukunftsperspektiven  vertraut  machen 
kOnne. 

4.  Die  Zeit  von  1898  bis  zur  Gegen- 
wart (1901).  Hatte  man  auf  beiden  Seiten 
dieses  Programm  von  1893  nur  als  einen 
vorläufigen  Kompromiss  betrachtet,  von  dem 
Göhre  selbst  im  Jahre  1896  noch  schreiben 
konnte:  »Das  Programm  ist  nichts  weiter 
als  ein  schon  etwas  verblichenes  Firmen- 
sehild,  das  jeder  der  beiden  üeschAftsteil- 
haber  noch  benutzt,  so  oft  es  ihm  pasat, 
sonst  aber  machen  beide  ihre  Geschäfte  in 
eigener  Sache,  auf  eigene  Faust  und  Rech- 
nung«, so  sollte  sich  die  bindende  Kraft  des 
sozialen  Gedankens  in  den  Evangehschen 
Arbeitervereinen  dennoch  besser  bewähren, 
als  maii  im  Jahre  1893  hoffen  konnte.  Zu- 
näclist  zwar  entwickelte  sich  seit  der  Grün- 
dung der  »Hilfe,  im  Jahre  1896  die  Bich- 
timg  der  jüngeren  Evangelisch -Sozialen 
langsam  zur  national-sozialen  Partei,  fand  in 
dem  national -sozialen  Verein  den  Platz  fOr 
ihre  politische  "Wirksamkeit  und  wurde  so 
zum  Teil  aus  dem  Arbeiter  Vereins  wesen 
ausgeschaltet.  Blieb  auch  noch  ein  innerer 
Zusammenhang  gewahrt ,  blieb  Naiunann 
auch  noch  im  Äusschuss  des  Gesamtver- 
so  war  doch  das  Hauptinteresse  Ton 
das  politische  geworden,  das  sich 
im  Schaffen  emer  eigenen  Oi^nisalion  und 
in  der  Beteiligimg  an  den  Reichstagswahlen 
kundgab.  S(£iedeQ  so  die  markantesten  Ver- 
treter der  >Jungen<  aus  dem  unmittelbaren 
"Wirken  für  die  Arbeitervereine  aus,  so  trat 
auf  der  anderen  Seite  mit  dem  Nachlassen 
der  sozialen  Begeisterung  von  1890  eine 
bis  dahin  im  Verborgenen  gebliebene  natio- 
nalliberale If'^hrerschaft,  vertreten  vornehm- 
lich durch  den  Eeichstagsabgeordneten 
Franken,  in  den  rheinisch-westfüh sehen  Ver- 
einen hervor,  die  sogenannte  Bochumer 
Richtung,  die  alle  aozialretormeriscbeD  Be- 
strebungen, soweit  sie  über  blosse  Unter- 
stQtzungsz wecke  hinausgeheu,  feriLhielt  und 
nun  wieder  die  konfessionelle  und  religiöse 
Aufgabe  vor  allem  betonte.  Seit  dem  Jahre 
1896  sind  darum  beide  soziale  Richtungen 
(Weber  und  Naumann)  im  Kampf  gegen 
diese  dritte  unsoziale  zusammengeführt 
woi-den ;  vor  der  Notwendigkeit  des  Kampfes 
um  die  eigene  Existenz  haben  die  alten 
Gegensätze  der  »Alten«  und  »Jungen«  er- 
bleichen müssen.  Auch  ein  anderer  gemein- 
samer Feind,  Freiherr  von  Stumm,  hat  zu 
diesem  Effekt  nicht  unwesentlich  beige- 
tragen. 

Neben  den  die  soziale  Aufgabe  der  Ar- 
beiten-ereine  überhaupt  betreffenden  Diffe- 
renzen,  die  nocli  bis  in  unsere  Tage  hinein 


dauern,  ist  seit  1897  eine  neue  Streitfrage 
aufgestanden,  die  ihrer  Lösung  harrt:  Die 
Gowerkschaftsfrage.  Wohl  mlseitig  giebt 
man  zu,  dass  die  Arbeiter  die  Pflicht  haben, 
sich  zusammen zuschliessen,  um  gemeinsam 
im  Kampf  für  die  Aufbesserung  ihrer  Lage 
zusammenzustehen.  Die  Frage  ist  nun, 
welcher  Oi^nisation  sich  die  evangeli- 
schen Arbeiter  ans chlie&sen  sollen.  Darüber 
sind  die  Ansichten  verschieden.  Dreierlei 
Wege  sind  möglich :  1.  man  gründet  eigene 
evangelische  Gewerkschaften ;  2.  man  schhesst 
sich  mit  den  katholischen  Arbeitern  zu 
christlichen  Gewerkschaften  zusammen;  3. 
man  tritt  unbeschadet  der  eigenen  religiösen 
und  politischen  Ueberzeugung  in  die  be- 
stehenden Hirsch-Dunkerschen  oder  sozial- 
demokratischen Gewerkschaften  ein.  Die 
Gründung  eigener  Gewerkschaften  wird 
heute  wohl  von  niemandem  mehr  ernstlich 
empfohlen.  Den  zweiten  Weg  ist  man 
z.  B.  in  Frankfurt  gegangen,  wo  der  Evan- 
gelische Arbeiterverein  mit  katholischen  Veiv 
einen  zusammen  eine  Christliche  Gewerk- 
schaft, gegründet  hat,  mit  welchem  Erfolge 
steht  noch  dahin.  Naumann  und  der  Kreis 
der  Arbeiterverein  sleiter,  der  sich  ihm  an- 
sehliesst,  ist  immer  energisch  für  den  An- 
schluss  an  bestehende  Gewerkscliafien  ein- 
getreten, schon  um  eine  Zersplitterung  der 
Arbeiter  zu  vermeiden.  Eine  besondere 
Schwierigkeit  hat  diese  Angelegenheit  da- 
durch, d^  die  offiziell  als  neutral  bezeich- 
neten »ÖewerkHchflften«  sich  thatsachlich 
heute  völlig  im  sozialdemokratischen  Fahr- 
wasser befinden.  Ihnen  sich  ohne  weiteres 
an  zuschliessen  wird  daher  von  keinem  Ver- 
bände empfohlen.  Am  ablehnendsten  steht 
derrheinisch-westfälische  Verband  der  ganzen 
Gewerkschaftsfrage  gegenüber.  In  Schlesien 
und  Sachsen  empfiehlt  man  den  Eintritt  in 
die  Hirsch-Dunkerschen  Vereine ;  weitherzig 
ist  man  in  Borhu,  wo  man  jeden  christlichen 
Arbeiter  verpflichten  will,  sich  derjenigen 
Organisation  seines  Berufes  anzusehlieasen, 
die  seine  wirtschaftlichen  Interessen  mann- 
haft vertritt,  sofern  sie  nur  nicht  statuta- 
risch im  principiellen  Gegensatz  zu  dem 
Statut  des  Evangelischen  Arbeitervereins 
steht  Diese  Auffassung  entspricht  im  we- 
sentlichen der  Naumanns,  der  auf  dem  Ver- 
bandslage  in  Dresden  folgende  Resolution 
einbrachte ; 

a)  Die  evaiig|eliHchen  Arbeitervereine  wahren 
ihren  religiiiäen  and  patriotischen  Cha- 
rakter in  jeder  Hinsicht  und  sind  darum 
nicht  imstande,  alle  Mitglieder  eines 
Berufes  zu  gewerkschafthcher  Arbeit  zu 
vereinigen.  Ihre  praktische  Thätigkeit 
hegt  mehr  auf  dem  Gebiet  der  Genossen- 
schaft ala  auf  dem  der  Gewerkschaft 

b)  Da  aber  die  Evangelischen  Arbeiterver- 
eine nicht  selbst  Gewerkacfaaften  ins 
Leben    rufen    kCinuen,     haben    sie    die 
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dringende  Pflicht,    ibre  Mitglieder    zar 
Teilnahme    an    (rewerkschft^sTerb&nden 
aDznhalt«n,  damit  nicht  durch  die  Evan- 
gelischen   Arbeitervereine     der    Geaftml- 
fortschritt  der  ÄrbeiterbewegTing  irgend- 
wie gehemmt  werde, 
c)  Es  wild  nötig  sein,  dass  die  einzelnen 
Evangelischen  Arbeitervereine  sich  nach 
lokalen   Erwägungen    darüber  schlDiBig 
niachen,  welcher  Art  von  Gewerkschaften 
oder   Ge  werk  vereinen   sie  ihre  Mitglieder 
zuführen    wollen.      JedenfallB    empflehit 
sieb  gemeinsamer  Eintritt  der  christlichen 
Berufs  genossen  eines  Ortes, 
d)  Bei  dieser  Beschlassfassang  darf  nie  aus 
dem    Auge    verloren    werden ,    dass   die 
Herstellung  allumfassender  unpolitischer 
nnd  nnkonfessioneller  Bemtsverbände  das 
letzte  Ziel   ist.     Verbünde,  die   diesem 
Ziele  offen  znstreben,  haben  den  Vorzug. 
Der  Verbaadetag  in  Speyer  am  30.  und 
31.  Mai  1901  hat  fßr  beide  Streitjiiiiikte  — 
sowohl  fiir  die  Frage  der  sozialen  Bichtung 
wie  fflr  die  Gewerkschaftsfrage  —  einen  ge- 
wisBen  Abschluss  gebracht    Bei  der  Wahl  der 
Mitgheder  des  GesamtaiisschusBes  der  Evan- 
gelischen Arbeitervereine   wurde  Naumann 
gewählt   und   Franken    nicht  gewählt;   die 
angebotene  Ehren mitgliedachaft  nahm  dieser 
nicht  an,     So  hat   sich   die  Mehrheit   der 
Arbeitervereine  im  ganzen  für  die  Richtung 
Naumanns  und  gegen  die  Auffassung  der 
rheinisch- westffiliBchen  Vereine  entschieden. 
Am   zweiten   Verhandlungstage   wurden   in 
der  Gewerkschafts frsge  nach  langen,  erregten 
Verhandlungen,  die  die  Sezession  der  meisten 
Vertreter    der    »Bochumer    Richtung«     zur 
Folge   hatten,   folgende  Thesen  eiustimmig 
angenommen : 

1.  Die  Delegierten  Versammlung  erkennt  die 
Notwendigkeit  der  beraflicben  Organisation  der 
Arbeiter  au. 

2.  Es  ist  nicht  Aufgabe  der  Evangelischen 
Arbeitervereine,  berufliche  Organisalionen  [Ge- 
werkschaften) ins  Leben  zu  rufen  oder  gar  den 
gewerkschaftlii^hen  Kampf  selbst  zu  führen. 

S.  Jedes  Mitglied  kann  irgend  einer  Berufs- 
organisation,  mü^licbst  nnter  Ausschluss  sta- 
tutarisch oder  principiell  parteipolitischer  Ge- 
werkschaften nach  eigener  Wahl  beitreten. 

4.  Den  Mitgliedern  der  Evangelischen  Ar- 
beitervereine wird  dringend  empfohlen,  sich  ge- 
werkschaftlich zu  organisieren,  wenn  es  geht, 
in  einer  neutralen  Gewerkschaft,  sonst  aber 
stets  fUr  die  Neutralisierung  zu  wirken. 

5.  Im  übrigen  ist  die  ganze  Frage  in  jedem 
Verein  von  Fall  zu  Fall,  sobald  dieselbe  brennend 
wird,  zn  erledigen. 

Ob  die  Spaltung  in  Speyer  endgiltige 
Trennung  betleutet,  Jässt  sich  augenblicklich 
nicht  sagen;  Weber  steht  zum  Ganzen  und 
wird  das  Seine  thun,  die  rheinisch-westfäli- 
schen Vereine  beim  Verbände  zu  halten. 

In  der  ganzen  Bewegung  darf  man  wohl 
seit  einigen  Jahren  eine  langsamere  Aus- 
breitung, hin  und  wieder  einen  Stillstand 
konstatieren.     Die    Zahlen    der   Mitglieder 


wachsen  nicht  mehr  so  schnell,  wie  vor  15 
Jahren.  Unablässige  Arbeit  und  tOchtige 
Erfolg«  zeigen  sich  in  der  praktisch-sozialen 
Arbeit  der  Vereine,  Wir  finden  vielfach 
Bau-  und  Wohnungsgenossenschaften,  selbst 
in  kleinen  und  kleinsten  Orten,  Fachabtei- 
lungen, Kassen  für  Krankheits-,  Arbeits- 
losigkeits-  und  SterbefäUe,  Notstand skassen, 
Kassen  zum  gemeinsamen  Eohleneinkauf, 
Kon simi Vereinigungen,  Reise-  und  Uuter- 
stützungskassen,  Sparkassen.  Es  sind  Kurse 
eingerichtet  für  Buchführung,  Unterricht  im 
Deutschen  und  in  der  Stenographie.  Es 
giebt  Rechfsschutzstellen  und  Arbeitgver- 
mitteiungsstellen.  Hier  und  da  wohnen  die 
Vereine  in  eigenen  Häusern.  In  Westfalen 
hat  sich  dem  Feierabendhaiis  filr  Arbeiter 
und  Arbeiterinnen  eine  grosse  Verbandsan- 
stalt  in  Volmarsfein  zugesellt.  Die  Vereine 
beteiligen  sich  an  lokal-politischen  Unter- 
nehmungen, wie  Gewerbegericlitewahlen,  an 
der  Sonntsg^ihebewegung  zum  Teil  recht 
lebhaft  und  nicht  immer  ohne  Erfolg.  Freilich 
hindert  oft  ihre  Zusaramensetzimg  ein  ein- 
heitliches Vorgehen.  Es  giebt  keine  neuere 
Statistik,  die  die  Mitglieder  des  Gesamtver- 
bandes nach  den  Berufen  gliederte;  mu-aus 
dem  Mittelrheinischen  Verbände  mit  2498 
Mitghedern  ist  durch  eine  Umfrage  festge- 
stellt worden,  dass  ihrem  Berufe  nach  ange- 
hörten 


dem  Arbeiterstand 
dem  Handwerkerstand 
anderen  Ständen 
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Diese  Zahlen,  die  natürlich  in  jedem  Ver- 
bände verschieden  sind,  beweisen  jedenfalls 
soviel,  dass  die  Evangelischen  Arbeiterver- 
eine nicht  ohne  weiteres  als  eine  reine  Ar- 
beiteroi^nisation  betrachtet  werden  und 
nicht  mit  Ärbeiterberufs vereinen  gleichge- 
setzt werden  dürfen.  Ihre  Zukunft  liegt 
wohl  in  der  genossenschaftlichen  Thätigkeit. 
Diese  zu  oi^nisieren,  durch  ein  geschultes 
Centralburcau  und  praktische  Agenten  fach- 
männisch zu  botreiben,  das  dörrte  die  rich- 
tige Aufgabe  der  Evangelischen  Arbeiterver- 
eine sein,  — 

LltteratüT :  DeatettnoKer,  Dir,  erungelitchm 
ArbeitercfTcine  in  Weg{falen,  Magdeburg  1SS6. 
—  Deraetbe,  Die  er'in'jetitchen  Arbeilemrriiie 
in  Sheinkind  in  U'eilfalen,  tieeite  rermehrie 
Aufl.,  1830,  ebd.  —  Sopp,  Die  Bednilaitg  und 
die  Avjgabr.n  der  eraageliichen  Arlreiirrrcjvine, 
Bochum  18S7.  —  Weber,  DU  ei-ungelUchea 
Arlmlrrvereine ,  ihre  Bedeutung  uud  veilere 
AuigeitaUung.  Berirht  dei  enlen  Emng.-io- 
liaUn  Kongrenet ,  Berlin  1890.  —  Lofenz, 
Handbuch  für  erangelUchg  ArbeilerveTeine,  Leip- 
tig  IS'Ji.  —  Gühre,  Die  evangdiich-iotiate 
Beaegimg,  ihre  GenhichU  nnd  ihre  Ziele,  Leip- 
zig, fr.  W.  Grünau:  1896.  —  Oeraetbe  in  der 
ertlrn  Aifflage  det  IfandicBrlerb,  über:  Dir  eran- 
gelisthen    Arbeiltrcereine.  —  KulCTfMnin,    Die 
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Gfwerlachaftdteaegimg,  Jena,  0.  Fiteher,  19a 
Da»  Material  /är  die  neuere  Gesehichle  der  euai 
gclUcJieii  ATbeitertenine  findet  rieh  tagänglicher 
und  ergiebiger  alt  in  den  oben  genannten  Ar- 
beiiervereiaebläUem  potiatim  in  der  Hilfe,  ISSSff. 
Rade. 
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Dieser   Artikel    wird    im   dritten   Er- 
gänzungsbande erscheinen. 
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!  die  Litteratuigeschichte  in  dem  HandwOrter- 
buche  schon  sehr  ausgiebig  durcli  Separat- 
artikel behandelt  ist  und  der  von  mir  \\r- 
sprönglich  allein  abernommene  Artikel  über 
hialorische  Methode  der  Volkswirtschafts- 
lehre oben  ans  hier  nicht  weiter  zu  erörtern- 
den Gründen  ausfiel.  — 

1.  Die  Volkswirtschaft  Fragen  wir 
zuerst,  was  wir  unter  Wirtschaft  und 
Volkswirtschaft  verstehen.  Der  erstere 
Begriff  ist  sehr  viel  alter  als  der  letztere. 
Seit,  den  griechischen  Philosophen  die  Ilaus- 
wirtscliaft  der  Familie,  der  daneben  sich 
entwickelnde  Tausdi-  und  Geldverkehr  und 
die  Wirtschaft  der  Gemeinden  als  eigen- 
tümliche und  einer  besonderen  Betrachtung 
wOrdige  Q^nstände  erschienen,  haben  die 
von  innen  neeinllnssten  Kultnrvölker  die 
einschlägigen  Fragen  unter  dem  Namen  der 
wirtschaftlichen  oder  Ökonomischen  ziisam- 
mengefasst  und  von  anderen  unterschieden. 
Der  llaushalt  und  der  Erwerb  der  Familie 
und  der  Stadtgemeinde  stand  im  Mittel- 
punkte der  Vorstellungen,  die  man  als  wii-t- 
scbaftliche  aussonderte.  Das  technische 
Handeln  der  Menschen  für  Uire  Ernährung, 
Bekleidung,  Behausung  wurde  dabei  mit 
gedacht,  aber  trat  doch  in  den  Hintergnind 

gigenüber  der  sozialen  Ordnung  dieser 
andlungen  durch  Haus  und  Gemeinde, 
Markt  und  Verkehr.  Soweit  uns  aus  älteren 
Zeiten  eine  Ueberlieferung  wirtschaftlicher 
Erörterungen  erhalten  ist,  beziehen  sie  sich 
auf  moralisehe  und  pohtische  Betrachtungeu 
des  wirtschafüichen  Handelns.  Auch  das 
deutsche  Wort  Wirt,  Wktschaft  bedeutet 
in  erster  Linie  den  Haushalt,  wie  die  üe- 
konomie  von  oi*ot  =  Haus  herstammt;  der 
Wirt  ist  der  Hauswirt,  der  Landwirt,  der 
Gastwirt.  Die  AVirtschaft  können  wii-  defi- 
nieren als  den  Inbegriff  oder  geschlossenen 
Kreis  von  Veranstaltungen  und  Beziehungen, 
den  eine  oder  mehrere  zusammenlebende 
Personen  durch  ihre  Arbeit,  ihre  Einwir- 
kung auf  die  materielle  Auasenwelt,  ihren 
Tausch  verkehr  zum  Zwecke  ihres  Uatei'- 
haites,  erstens  und  hauptsächlich  unter  sich 
selbst  und  dann  gegenüber  dritten  Aussen- 
stehendeii  hergestellt  haben.  Jede  einzelne 
Wirtschaft  setzt  andere  neben  ihr  bestehende, 
durch  Rechtsschrauken  von  ihr  getrennte, 
durch  Stamm,  Gemeinde,  Staat  und  Völker- 
reeht  mit  ihr  verbundene  voraus,  von  wel- 
chen einzelne  in  nähere,  andere  in  ent- 
ferntere Beziehung  durch  gemeinsame  Ar- 
beiten oder  Austausch  von  Gütern  und 
Leistungen  mit  ihr  kommen. 

Die  ganz  auf  sich  ruhende,  nicht  für 
den  Markt,  sondern  nur  für  den  eigenen 
Gebrauch  arbeitende  Hauswirtschaft  der 
älteren  Zeiten  hatte  mit  den  Nachbarwirt- 
schaften immerhin  bedeutsame  Beziehungen 
insofern,  als  die  Dorf-  und  Stammesgenossen 
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Volkswirtschaft,  Volkswirtschifts- 
lehre  und  -metliode. 

1.  Die  Volkswirtachaft.  2.  Die  Volkswirt- 
scbaftHlehre.  3.  Wesen  der  Hetliode  Überhaupt. 
4.  Die  RegeleammiungeD  und  Beligionasysteme 
alB  Anfänge  aller  sozialen  WieBenschait.  6. 
Die  Moralgysteme.  6.  Die  Systeme  oder  aUg-e- 
meinen  Theorieen  über  Staat,  Kecht  und  Volks- 
wirtBchaft.  7.  Die  Beobachtung  and  Beschrei- 
bnog  im  aUgeroeinen,  8.  Die  statistische  Me- 
thode und  die  Enqueten.  9.  Die  Qescbichte  und 
'die  historische  Methode.  10.  Die  Namen  und 
Uegriffe;  die  Elaagiflhation.    11.  Die  Ursachen. 

12.  Die  indolitive  und  die  deduktive  Methode. 

13.  Die  RegelmäsBigkeiten  und  die  Gesetze. 
Wenn  in   einem    Handwörterbuche   von 

500  Bogen  Umfang,  das  zu  vier  Fünftel 
volkswirtschaftliche  Specialartikel  enthält, 
die  Volkswirtschaft  und  ihre  Lehre  noch 
in  einem  besonderen  Artikel  abgehandelt 
werden  soll',  so  wäre  es  sicherlich  falsch, 
hier  nochm^s  einen  komprimierten  Abriss 
der  Volkswirtschaftslehre  zu  geben.  Man 
kann  nach  meiner  Ansicht,  abgesehen  von 
einigen  einleitenden  und  principielleu  Wor- 
ten Ober  das  Wesen  der  Volkswirtschaft, 
nur  zweierlei  beabsichtigen:  entweder  man 
schildert,  wie  historisch  der  Begriff  der 
Volkswirtschaft  und  eine  besondere  Wissen- 
schaft der  Volkswirtschaftslehre  entstanden 
sei  und  wie  daran  sich  eine  Beihe  ver- 
schiedener Auffassungen  und  Theorieen, 
Schulen  tmd  Richtungen  geknüpft  hat; 
es  ist  die  litteratui^eschicbtliche  Behand- 
lung des  Gegenstandes;  oder  man  knüpft 
an  die  Begriffe  der  Volkswirtschaft  und  der 
Volkswirtschaftslehre  die  methodolwi  sehen 
Fragen  an  und  sucht  von  diesem  Standpunkte 
aus  das  Wesen  der  volkswirtschaftlichen  Er- 
scheinungen und  der  Theorieen  näher  zu  er- 
gründen. In  Uebereinstimmung  mit  den  Her- 
ausgebern wähle  ich  den  letzteren  Weg,  zumal 
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in  der  Feldgemeinschaft,  bei  der  Vei-teidi- 
giing,  bei  gemeinsamen  Bauten,  bei  Noraaden- 
und  Beutezügen  zusammennirkten.  Die 
spateie  bäuerliche  Wirtschaft,  wia  die  des 
äitereQ  städtischen  Händlers  und  Hand- 
werkers hatte  darüber  hinaus  schon  die 
Beziehungea  eines  lokalen  Tausch-  und 
Markt  verkehre.  Aber  man  sprach  doch 
nicht  von  einer  Volkswirtschaft  Der  Tauach- 
verkehr blieb  thatsachlich  und  vermöge 
seiner  politisch-rechtliche q  Ordnung  ein  ganz 
Überwiegend  lokaler,  uad  die  zunehmea- 
den  wirtschaftUcben  Oemeinde-  und  Slaats- 
einrichtungen  rückten  erst  später  in  den 
Mittelpunkt  der  Betrachtung.  Die  grossen 
Beiche  des  Altertums,  seibat  das  romische, 
blieben  Bflndnisse  von  Stadtbezirken  oder 
Milittoiiktatureu  über  eine  grössere  Zahl 
solcher.  Das  ganze  Mittelalter  kam  über 
eine  Mark-,  Dorf-,  Stadt-  und  Kreis- 
oder Eautonwirtacliaft  ira  Sinne  einer  wirt- 
schaftlichen Zusammenfassung  oder  Ver- 
bindung einer  Anzahl  zusammen  wohnen  der, 
nachbarlich  verbundener  uud  verkelirender 
Haushalte  nicht  weseatlicb  hinaus,  auch 
wo  Sprache,  Militär-,  Kirchen-  und  poli- 
tische Verfassung  schon  etwas  größere 
Gemeinwesen  geschaffen,  der  Handel  etwas 
weiterreicbeude  Verbindungen  geknüpft 
hatte. 

Erst  die  seit  dem  Ende  des  Mittelalters 
sich  bildenden,  in  der  Hauptsache  heute 
vollendeten  grossen  Nationalstaaten  haben 
in  sich  uud  mit  ihrer  Bildung  das  entstehen 
sehen,  was  wir  Volkswirtschaft  nennen; 
wie  die  modernen  Sprachen  und  Littera- 
tureu,  die  modernen  Heeres-  und  Finanz-, 
die  Ver waltun gs-  und  Verfassungsoi^ni- 
sationen  die  Staatsbildung  als  Ursache  und 
Wirkung  begleiteten,  so  lässt  sich  Aehnliches 
von  der  Volkswirtschaft  sagen.  Es  ist  die 
wirtschaftliche  Seite  der  Entstehung  dieser 
groasen  gesellschaftlichen  Körper,  die  maa 
meint,  wenn  man  von  der  Volks  Wirtschaft, 
der  political  eoonomy,  der  economie  poli- 
tique  redet.  Der  Genius  der  Sprache  liat 
hier  wie  so  oft  das  Richtige  besser  ge- 
troffen, als  es  Gelehrtenklügclei  thut,  wo 
sie  neue  Bepiffe  schaffen  wJl.  Indem  er 
das  Wort  Volk  der  Wirtschaft  vorsetzte, 
schuf  er  mit  der  »Volkswirtschaft«  einen 
Sammelbegriff,  der  aber  zugleich  zum  In- 
dividualbegriff  wurde;  indem  er  die  EinzeQ- 
■wirtschaften  eines  Volkes  zusammen fasst, 
drückt  er  zugleich  aus,  dass  <liese  in  einer 
Verbindung  stehen,  welche  man  so  gut  wie 
die  Familie,  die  Gemeinde,  den  Staat  als 
ein  reales  Ganzes  begreifen  kann  und  muss. 
Das  Wort  »Volk»  ist  dabei  gebraucht  einer- 
seits als  der  Inbegriff  der  Vorstellungen 
über  das,  was  die  Glieder  eines  popiilus, 
einer  natio  eint,  andererseits  als  der  SteU- 
vertreter  für  alle  Arten   imierer  psychisch- 


moralischer Verbindung  von  Measchen.  Die 
Volkswirtschaft  will  von  den  wirtschaft- 
lichen Erscheinungen  die  gesellschaftliche 
Seite  aussondern  und  für  sich  in  Beschlag 
nehmen,  die  technische  und  hauswirtschaft- 
liche  Seite  derselben  Erscheinungen  in  den 
HinterEmnd  rückend:  und  ebenso  will  das 
Wort  die  gesellschaftlichen  und  politischen 
Erscheinuu^n  in  zwei  Teile  zerlegen  und 
nur  die  wirtscbafüicber  Natur  für  sich  in 
Anspruch  nehmen.  Man  hat  in  De<it8ch- 
land  hierfür  zuerst  den  Begriff  Staalswirt- 
schaft  gebraucht;  es  war  sehr  richtig,  ihn 
durch  das  Wort  "Volkswirtschaft  zu  ersetzen, 
da  jener  den  schiefen  Nebensinn  erwecken 
konnte,  als  ob  die  Staatsgewalt  alle  wirt- 
schaftlichen Handlungen  zu  leiten  hätte. 
Die  aus  dem  Wort  Volkswirtschaft  heraus- 
zulesende Deutung,  dass  das  A'olk  wie  ein 
Einzelsubjekt  wirtschafte,  hat  auch  zu  man- 
chen schiefen  Behauptungen  und  Angriffen 
Anlass  gegeben.  Aber  mit  Unrecht,  sobald 
man  dio  Worte  richtig  uud  nach  dem  Kern 
der  hierbei  vorherrschenden  Vorstellungen 
versteht 

Ein  Volk  ist  eine  durch  Sprache  und 
Abstammung,  Sitte  und  Moral,  meist  auch 
Recht  und  Kirche,  Geschichte  und  Staats- 
verfassung geeinte  Vielheit  von  Personen, 
die  in  sich  durch  tausend-  und  millionen- 
fach engere  Bande  verbunden  ist  als  mit 
den  Ghedern  anderer  Völker.  Diese  Bande 
sind  durch  die  modemeu  Nationalspracheu  ' 
und  -Litteraturen,  durch  die  heutige  Schul- 
bildtmg,  Presse  und  öffentliche  Meinung 
unendlich  vervielfältigt  wordeu.  Wie  es 
früher  einen  starken  inneren  jisychischen 
Zusammenhalt  nur  zwischen  Familien-,  Ge- 
meinde- und  Stammgenossen  gab,  so  ist 
heute  ein  solcher  zwischen  den  Gliedern 
des  Volkes  entstanden.  Eine  Summe  ein- 
heitlicher Gefühle  beseelt  das-  Volk,  eine 
Summe  einheitiiclier  Vorstellungen  ist  über 
die  Schwelle  des  nationalen  Bewusstseins 
getreten  und  erzeugt  das,  was  wir  den  ein- 
neitliclien  Volksgeist  nennen ;  er  drückt  sich 
in  einbeitlichen  Sitten,  Streb ungen  tmd 
Willensakten  aus,  beherrscht  das  Thun  und 
Treiben  aller  Einzelnen,  auch  nach  ihrer 
wirtschaftlichen  Seite.  Untei-  den  zahl- 
reichen koncentrischen  und  excentrischeu 
Kreisen  psychischer  Ueberein Stimmung,  wel- 
che im  Seelenleben  der  Gesellschaft  ein- 
heitliehe Kräfte  und  Kraftcentren  schafft, 
ist  der  Kreis,  den  wir  mit  dein  Worte 
Volk  bezeichnen,  der  höchste  und  kräftigste; 
es  stehen  und  wirken  neben  ihm  weitere, 
Völkergemeinschaft  angehörige  und 
engere,  dio  er  cinschliesst  luid  beherrscht, 
die   teilweise   auch   im   Gegensätze   zu  ihm 

3J1.  Aber  er  ist  zi  mächst  der  mass- 
gebende, eine  grosse  geistige  iind  WiUens- 
einheit  unter  den  Volksgenossen  schaffende; 
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an  diese  halb  uubewiiaste,  halb  bewusste, 
ohne  einheitliches  Eommando  einheitlich 
wirkende  Kraft  denkt  man,  wo  man  vom 
Volke  im  höheren  Sinne  des  Wortes  redet 
In  diesem  Sinne  ist  anch  die  YolkeinrtBchaft 
eine  auf  psychischen  KiÄften  und  ihrer 
KoQoentration  und  Üebereinstimmnng  be- 
ruhende Einheit. 

Aber  nicht  bloss  dadurch.  Die  Einzel- 
wirtschaften einer  Gemeinde  und  eines 
Ereisee  waren  schon  früher  durch  Tausch- 
verkehr  und  Arbeitsteilung  verbunden;  jetzt 
find  es  ebenso  die  Einzelwirtschaften  eines 

gjizen  Volkes  und  Staates :  der  freie  innere 
arkt  für  Waren  und  Leistungen,  die  Frei- 
zQgi^keit,  die  nationale  Arbeitsteilung,  die 
heutigen  Verkehrsmittel  haben  die  Einzel- 
wirtschaften desselben  Staates  jetzt  in  einer 
Weise  verbunden,  wie  es  frfllier  nur  die 
Nachbarwirtschaften  waren,  Reichen  ana- 
loge E&den  heute ,  schon  weit  fiber  den 
Staat  hinaus  und  erzeugen  eine  Weltwirt- 
schaft so  sind  sie  doch  viel  schwScher  als 
die  im  Innern  vorhandenen;  die  Volkswirt- 
schaft ist  heute  noch  die  Hauptsache;  ob 
es  in  Bpftteren  Jahrhunderten  die  Welt- 
wirtschaft sein  wird,  steht  dahin:  vielleicht 
findert  sich  dann  auch  der  Sprachgebrauch. 
Und  zu  dieser  freien  Verbindung  durch 
Arbdtsteilnng  und  Verkehr  kommt  die 
rechtliche  und  organisatoriBche  durch  ein 
einheitliches  wirtschaftliches  Becht  und 
staatliche  WirtBchaftseinrichhingen  ■.  eine 
einheitliche  Handels-,  Gewerbe-  und  Agrar- 

Klitik,  eine  einheitliche  Steuer-,  Zoll-  und 
nanz Verfassung,  ein  staathchea  Geld-  und 
Kreditsystem,  ein  staatliches  und  kommu- 
nales Schulden wesen,  ein  staatliches  Heer-, 
Schul-,  Erziehungs-  und  Armen  wesen,  ein 
staatliches  Verkehrswesen  mit  Eisenbahnen, 
Kanälen,  Dampf erlinien,  staathche  Kolonieen 
und  internationale  Vertrage  —  aUe  diese 
Einrichtungen  beherrschen  heute  jede  Ein- 
zelwirtschaft in  einer  Weise  wie  niemala 
frflher,  maclien  aus  ihr  ein  abhängiges  OUed 
der  > Volkswirtschaft«. 

So  werden  wir  die  Volkswirtschaft  de- 
finieren kennen  als  den  einheitlichen  Inbe- 
griff der  in  einem  Staate  vorhandenen,  teils 
neben-,  teils  übereinander  stehenden  und 
aufeinander  angewiesenen  Einzel-  und  Kor- 
porationswirtschaften, einschliesslich  der 
staatlichen  Fi  nanz  Wirtschaft ;  wir  sehen 
diesen  Inbegriff  als  das  einheitliche  System 
der  wirtachafüich-sozialen  Veranstaltungen 
und  Einrichtungen  des  Volkes  an;  wir  be- 
trachten das  System  insofern  als  ein  ein- 
heitliches reales  Ganzes  trotz  der  Selbstän- 
digkeit der  Teile,  als  es  von  einheitlichen 
Esychischen  und  materiellen  Ursachen  be- 
enscht  wird,  als  seine  sämtlichen  Teile  in 
engster  Wechselwirkung  stehen  und  seine 
centralen  Organe  nachweisbare  Wirkungen 
HuidirSrtetbiick  äei  StaiUnlueiuebafteD.    Zweite 


anf  alle  Teile  auaOben,  aLs  die  Gesamter- 
scheiuuug  jeder  Volkswirtschaft,  wie  die 
jedes  anderen  individuellen  Wesens,  trotz 
des  steten  Wechsels  der  Teile  fflr  unsere 
Vorstellung  im  weeenüichen  unverändert 
fortdauert,  als  wir  aUe  Veränderungen 
derselben  Volkswirtschaft  unter  der  Vor- 
stellnng  der  Entwickeiung  desselben  Wesens 
begreifen. 

Indem  die  Volkswirtschaft  sich  in  den 
letzten  zwei  Jahrhunderten  als  ein  relativ 
selbständiges  System  von  Einrichtungen 
und  Veranstaltun^n  entwickelte,  teilweise 
eigene  Ot^ane  mit  selbständigen  Interessen 
erhielt,  wurde  sie  für  die  Vorstellungen 
der  Kenscheu  mit  Recht  ein  selbständiges, 
von  Staat,  Kirche  und  anderen  sozialen 
Kreisen  und  menschhchen  Lebens^bieteu 
sich  loslösendes  System  des  individnellen 
und  gesellschaftlichen  Handelns,  wobei  frei- 
lich nie  zu  veivessen  ist,  daee  diese  Los- 
lösung  mehr  in  Gedanken  als  in  der  Keali- 
tät  vollzogen  ist  Die  in  der  Volkswirte 
Schaft  handelnden  Kräfte  sind  dieselben, 
die  die  anderen  Kulturz wecke  verfolgen, 
den  Staat,  die  Kirche  bilden,  die  gesell- 
schaftlichen Kreise  ausmachen,  als  Träger 
von  Moral,  Sitte  und  Recht  auftreten;  eine 
grosse  Zahl  von  Organen,  wie  Familie,  Ge- 
meinde, Staatsgewalt,  dient  anderen  Zwecken 
ebenso  wie  vrirtachaftlichen.  Die  Volks- 
wirtschaft bleibt  s{els  ein  integrierender 
TeiUnhalt  des  ganzen  gesellschafUldien  Le- 
hens. Zu  ihren  Veranstaltungen  gehört 
stets  der  Staat  und  die  Staatsverwaltung  mit 
Ohne  die  modernen  Staataeinrichtungen  ist 
keine  Volkswirtschaft  zu  denken.  Und 
wenn  wir  die  Volkswirtschaft  dennoch  im 
Gegensatze  zum  Staate  und  seiner  Organi- 
sation uns  vorstellen  als  ein  freieres  System 
znBammcuwirkeuder  Einzelkräfte,  wenn  sie 
weniger  als  der  Staat  der  centralisierten 
Leitung  vom  Mittelpunkte  aus  bedarf,  so 
ist  doch  nicht  zu  übersehen,  dass  auch  in 
der  Volkswirtschaft  heute  durch  die  Wirt- 
schaftspolitik, durch  die  Macht  der  grossen 
Kredit-  und  Verkehrsorgane,  der  wirtschaft- 
lichen Vereinigungen  schon  eine  weitgehende 
bewusste  einheitliche  Leitung  stattfindet. 
Daneben  ist  festzuhalten,  dass  gleichmässig 
fOr  Staat  und  Volkswirtschaft  die  innere, 
rein  psychisch  vermittelte  Einheit  infolge 
gemeinsamer  Ordnung,  kollektiver  Kräfte, 
übereinstimmender  Strebungen  viel  wichtiger 
ist  als  die  durch  befehlende  Centralorgane 
herbeigeführte. 

Ob  man  die  Volkswirtschaft  nach  dem 
Vorbilde  des  menschlichen  Körpers  einen 
Organismus  nennen  wolle,  erscheint  als 
eine  untei^geordnete  Frage,  sobald  man  sich 
klar  ist,  dass  es  sich  dabei  um  eine  Analo- 
gie, ein  Bild  handelt,  das  mancherlei  ver^ 
anschauUchen,  aber  die  ErkISning  aus  der 
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Sadie  nicht  ersetzen  kann.  Die  Analogie 
kann  mit  Becht  betODeo,  daas  im  menscli- 
lichen  Körper  wie  in  der  Volkswirtschaft 
die  Mehrzahl  der  inneren  Voi;glbige  Bich 
vollzielif,  ohne  dass  die  Centralorgane  be- 
wusatfi  Sunde  davon  erhalten,  dius  aber 
deshalb  die  Einheit  und,  sobald  es  nßtig 
ist,  auch  die  centrale  bewusste  Leitung 
nicht  fehlt  Aber  mehr  als  ein  Gleichnis 
ist  dies  nicht  Und  es  ist  daher  stets  der 
Schwerpunktj  wenn  man  die  Vdirawirt- 
scbaft  als  ein  Ganzes  bezeichnet,  auf  die 
realen  Ursacbeu  der  Einheit  zn  l^^n.  Es 
handelt  sich  stets  darum,  zu  ^erstebeii,  wie 
es  komme,  dass  die  Menschen  mit  ihren 
zun&chst  und  scheinbar  rein  individuellen 
Bedürfnissen  und  Trieben  immer  mehr  zu 
kleineren  und  grösseren  Gruppen  verbimden, 
teils  direkt  gemeinsam,  teils  indirekt  ge- 
meinsam in  der  Form  des  Tauschverkehrs 
fOr  einander  wirtschaften.  So  rückt  die 
soziale  und  pohtische  Grundfrage,  was  ver- 
bindet und  trennt  Menschen,  welche  Ur- 
sachen beherrschen  alle  gesellschaftliche 
Gruppenbildung,  auch  in  das  Centrum  der 
volkswirtschaftlichen  Betrachtung,  wie  sie 
für  alle  Staats-  und  Gesellsch^ts Wissen- 
schaft den  Ausgangspunkt  bildet. 

2.  Die  VolkawirtBchaftslehre.  In 
derselben  Zeit,  in  welcher  die  Sprache  zum 
Begriff  der  "Volkswirtschaft  kam,  entstand 
im  Systeme  der  menschlichen  Erkenntnis, 
der  einzelnen  Wissenschaften  die  besondere 
Wissenschaft  der  Volkswirtschaftalehre, 

Jahrhunderte  lang  waren  einzelne  privat- 
und  sozial  wirtschaftliche  Thatsachen  beo- 
bachtet und  beschrieben,  einzelne  volks- 
wirtschaftliche Wahrheiten  erkannt,  in  den 
Moral-  und  Rechtssystemen  wirtschaftliche 
Fragen  erörtert  worden.  Zu  einer  beson- 
deren Wissenschaft  konnten  die  einzelnen 
hierher  gehörigen  Teile  sich  erst  vereinigen, 
als  die  volkswirtschaftlichen  Fra^n  zu 
früher  nie  geahnter  Bedeutung  für  die  Lei- 
tung und  Verwaltung  der  Staaten  im 
17. — 19.  Jahrhundert  gelangten,  zahlreiche 
Schrifteteller  sich  mit  ihnen  beschäftigten, 
eine  Unterweisung  der  studierenden  Jugend 
in  ihnen  nötig  wurde  und  zugleich  der 
Aufschwung  des  wissenschaftlichen  Denkens 
überhaupt  dazu  führte,  die  gesammelten 
volkswirlBChaftlichen  S&tze  und  Wahrheiten 
zu  einem  selbständigen,  durch  gewisse 
Grundgedanken  —  wie  Geld-  und  Tausch- 
verkehr, staatliche  Wirtschaftspolitik,  Arbeit 
und  Arbeitsteilung  —  verbundenen  Systeme 
zu  verknüpfen,  wie  es  die  bedeutenden 
Schriftsteller  des  18.  Jahrhunderts  ver- 
suchten. Seither  besteht  die  Volkswirt- 
schaftslehre oder  Nationalökonomie  als  selb- 
ständige Wissen sctiaft.  Sie  wird  teilweise 
heule  auch  Kationalökonomik  oder  Lehre 
von  der  nationalen  Oekonomie  genannt  oder 


Slitische  Oekonomie,  wobei  freilich  der 
zteie  Ausdruck  den  Nebensinn  bat,  die 
aus  der  Volkswirtschaftslehre  heraus  ent- 
standenen selbständigen  Teile,  wie  Finanz- 
wissenschaft oder  gar  auch  die  Hil&wissen- 
schaften,  wie  Statistik,  mit  zu  umfassen. 

J.  St  MiU  definierte  sie  als  die  Wissen- 
schaft, welche  die  Natur  des  Reichtums 
und  die  Gesetze  seiner  Produktion  und 
Verteilung  untersucht  Aber  die  Natur  des 
Reichtums  ist  wesentdich  auch  technischer 
Art,  und  die  Gesetze  der  Reichtum serzeu- 
gung  und  Verteilung  erschöpfen  das  Problem 
nicht,  ganz  abg;esenen  von  der  Frage,  ob 
wir  solche  bereits  besitzen.  Bau  definierte: 
>die  Wissenschaft,  welche  die  Natur  der 
Volkswirtschaft  entwickelt  oder  welche 
zeigt,  wie  ein  Volk  durch  die  wirtschaft- 
lichen Bestrebungen  seiner  Mitglieder  fort- 
während mit  Sachgfltem  versorgt  wird«. 
BoBcher  >die  Lehre  von  den  Entwickelungs- 
gesetzen  der  Volkswirtschaft«,  womit  nur 
die  dynamischen  Veränderungen,  nicht  die 
statischen  Formen  der  Oi^anisation,  die 
dauernden  gleichmässigen  Lebensäusserun- 
gen  erfasst  sind.  Mangoldt  äussert  sich  so: 
»wissenschaftliche  Dail^ung  der  der  Wirt- 
schaft zu  Grunde  liegenden  Kräfte,  der 
Richtungen,  in  denen  sie  sich  äussern,  der 
Gesetze  ihrer  Wirksamkeit  und  der  Bedin- 
gungen ihres  Erfolgs«.  Das  geaellschaft- 
üche  Moment  betonte  Fr.  J.  Neumann  zu- 
erst scharf,  indem  er  unsere  Wissenschaft 
»die  I^ebie  von  dem  Verhalten  der  Einzel- 
wirtschaften unter  einander  und  zum  Staate- 
ganzem  nennt.  Doch  genug  der  Beispiele. 
Ich  möchte  sagen :  sie  ist  die  Wissenschaft, 
welche  die  volkswirtschaftlichen  Erschei- 
nungen beschreiben,  definieren  und  aus  Ur- 
sachen erklären  sowie  als  ein  zusammen- 
hängendes Ganzes  bereifen  will,  wobei 
freilich  vorausgesetzt  ist,  dass  die  Volks- 
wirtschaft vorher  richtig  definiert  sei.  Im 
Mittelpunkte  der  Wissenschaft  stehen  die 
bei  den  heutigen  Kulturvölkern  sich  wieder- 
holenden typischen  Erscheinungen  der  Ar- 
beitsteilung und  -Organisation,  des  Ver- 
kehrs, der  Einkommensverteilung,  der  ge- 
sellschaftlichen Wirtschaftseinrichtungen, 
welche  an  bestimmte  Formen  des  privaten 
und  öffentlichen  Rechts  angelehnt,  von 
gleichen  oder  ähnlichen  psychischen  Kräften 
beherrsclit,  ähnliche  oder  gleiche  Anord- 
nungen und  Bewegungen  erzeugen,  in  ihrer 
Oesamtbescbreibung  eine  Statik  der  gegen- 
wärtigen wirtschaftlichen  Kulturwelt,  eine 
Art  durchschnittlicher  Verfassung  derselben 
darstellen.  Von  da  aus  hat  die  Wissen- 
schaft dann  i^e  Abweichungen  der  einzel- 
nen Volks  wirtechafteD  von  einander,  die 
verschiedenen  Formen  der  Organisation  da 
und  dort  zu  konstatieren  gesucht,  hat 
fragt,   in   welcher   Verbindung   und    F 
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die  verschiedeoen  Formen  vorkommen,  und 

ist  80  zu  der  Toistellung  der  kausalen  Ent^ 
Wickelung  der  Formen  aus  einander  und 
der  ÜBtonBchen  AuEeinanderfolpe  wirtschaft- 
liclier  Zustände  gekommen;  aie  hat  so  zu 
der  Btatisclien  die  dynamisöhe  Betrachtung 
gefü^  Und  wie  sie  in  ihrem  ersten  Auf- 
treten schon  vermöge  sittlich-historischer 
Werturteile  zur  Aufstellung  von  Idealen 
kam,  30  hat  sie  diese  praktische  Funktion 
stets  bis  auf  einen  gewissen  Grad  beibe- 
halten. Sie  hat  neben  der  Theorie  stets 
praktische  Lehren  fflrs  Leben  aufgestellt. 

Wie  jeder  Wissenschaft,  so  kann  auch 
der  Volkswirtadiaftslehre  nur  ihr  £era  eigen- 


mit  denen  sie  Stoff  oder  Methode  teilweise 
gemeinsam  bat,  von  denen  sie  empfangend 
abhängt,  die  sie  gebend  befruchtet  Um  den 
Kern  kann  man  daher  vemOnfti^rweise 
streiten,  nidit  um  die  Peripherie,  die  zumal 
in  den  OeisteewiBBenschafteD  eine  sich  stets 
verwischende  und  verschiebende  Grenze, 
ein  gemeinsames  Henschaftsgebiet  ver- 
schieoener  Wissenschaften  darstellt.  Die 
Volkswirtschaftfllehre  steht  mitten  iune  zwi- 
schen den  angewandten  ^Naturwissenschaften, 
der  Technologie,  Maschinen-,  Landwirt- 
Bchafts-,  Forstwirtschaftslehre  sowie  der 
Anthropologie,  Ethnographie  ^  Klimatologie, 
der  aU^meinen  und  der  speciellen  Pflanzen- 
und  Tiei^eographie  auf  der  einen  Seite,  und 
zwischen  den  wichtigsten  Geisteewissen- 
schaften, der  Psychologie,  Ethik,  Staats-, 
Bechts-,  Gesellschaftslehre  auf  der  anderen. 
Denn  die  Volkswu-tschaft  ist  stets  zugleich 
ein  Stück  Natui^estaltung  durch  den  Men- 
schen und  ein  StQck  Eulturgestaltuug  durch 
die  fühlende,  denkende.  Handelnde,  organi- 
sierte Oesellschaft. 

Die  Stoffabgrenzuug  und  Systematisie- 
rung jeder  Wissenschaft  hängt  von  ihrem 
jeweihgen  inneren  Zustande  nnd  den  prak- 
lüchen  Zwecken  ihrer  Wirksamkeit  und 
ihres  Unterrichte  ab.  Was  Ad.  Smith  und 
seine  ersten  Nachfolger  als  einheitliche  Lehre 
vom  Volks  Wohlstände  vortrugen ,  wnrde  in 
Deutschland  zunächst  für  die  Zwecke  der 
süddeutschen  kameralistischen  Vorlesungen 
in  drei  Teile  geteilt.  Kau  schied  die  Finanz 
als  besonderen  Teil  aus,  weil  sie  die  grösste 
nnd  selbständigste  Einzelwirtschaft  behan- 
delt, eine  Beihe  ihr  allein  angehöriger 
Fragen  einschliesst,  und  er  seinen  Kamera- 
listen  nicht  bloss  einiges  Ober  Steuern  und 
Staatsschulden  erzählen,  sondern  den  ganzen 
Finanz  haushält  eines  deutschen  Staates  schil- 
dern wollte.  Den  übrigen  Stoff  zerlegte  er 
dann  in  eine  reine  abstrakte  Theorie  und  in 
eine  praktisdie  Anwendung.  Diese  letztere 
ScheiauDg  entsprach  einerseits  der  damaligen 
Modevorstellung,  die  man  den  Engländern 


entnommen,  dass  es  eine  von  Staat  und 
Verwaltung  gänzlich  unabhängige  natürliche 
Volkswirtschaft  gebe,  und  sie  gestattete  die 
saubere  logische ,  überwiegend  abstrakte 
Formulierung  der  Lehrsätze  über  Wert, 
Preis  und  Einkommensverteilung;  sie  kam 
andererseits  dem  Bedürfnis  enl^^n,  aus 
der  alten  verwaltungsrecbtlichen  und  tech- 
nolo^schen  Kameralistik  dem  Studierenden 
das  Nötige  über  Landwirtschaft  und  G«- 
werbe  und  ihre  etaaüiche  Pflege  gesondert 
und  im  Zusammenhang  zu  sagen.  Die  Lq»- 
lösung  der  Finanz-  von  der  VolkswirtsehaftB- 
lehre  wurde  bald  auch  in  der  Litteratur  der 
anderen  Staaten  anerkumt,  die  Scheidung 
in  theoretische  und  praktische  National- 
ökonomie, Volkswirtschaftstheorie  und  Volks- 
wirtBchaftspolitik  blieb  mehr  eine  deutsche 
Eigentümlichkeit  Sie  hat  sich  auch  bis 
heute  erhalten,  nur  sind  nach  imd  nach 
andere  principielle  Oeeichtspuokte  bei  der 
Scheidung  in  den  Vordergrund  getreten. 
Wir  setzen  heute  eine  allgemeine  einer 
speciellen  Volkswirtschaftslehre  entgegen, 
ziehen  in  beiden  Teilen  das  Verhältnis  von 
Staat,  fiecht,  Sitte  und  Moral  zur  Volks- 
wirtschaft in  Betracht;  aber  wir  suchen 
das  eine  Mal  eine  abstrakte  Durch schnitta- 
volkswirtschaft  vorzuführen  oder  in  theore- 
tischer Begründung  unser  volkswirtschaft- 
liches Wissen  zusammenzufassen,  und  das 
andere  Mal  schildern  wir  eine  bestimmte 
Zeit  oder  vielmehr  ein  bestimmtes  Volk, 
eine  Völkergnippe  natJi  ihrer  wirtschaft- 
lichen Seite  in  konkreter  EinzelausführuDg. 

Die  heutige  allgemeine  Nationalökonomie 
ist  philosophisch  -  soziologischen  Charaktere. 
Sie  geht  vom  Wesen  der  Gesellschaft  und 
den  allgemeinen  Ursachen  des  wirtschaft- 
lichen Lebens  und  Handelns  aus,  schildert 
die  typischen  Oi^ane  und  Bewegungen,  die 
wichtigsten  Monchtungen  statisch  und  dy- 
namisdi.  Sie  sucht  systematisch  und  prin- 
dpiell  aus  den  unvollkommenen  Bnich- 
atücken  unserer  Erkenntnis  ein  Ganzes  zu 
machen;  sie  schreitet  vom  Allgemeinen  zum 
Speciellen  vonm,  zieht  das  Bindere  mehr 
nur  zur  Illustration  der  Wahrheiten  heran, 
die  sie  glaubt  lehren  zu  können.  Sie  giebt 
dem  Anfänger  einen  Umriss;  für  den  Ge- 
lehrten bildet  sie  den  Versuch,  das  Öpecielle 
zum  Ban^  allgemeiner  Walirheiten  zu  er- 
heben. Sie  kann  eine  um  so  geschlossenere 
Fonn  annehmen,  je  mehr  sie  nur  in  abstrakt- 
theoretischer  Weise  auf  die  Wert-  und  Ein- 
kommensfragen sich  beschrankt;  sie  nähert 
sich  einer  ethischen  und  geschichlsphilo- 
sophischen  Untersuchung,  wenn  sie  die 
gesamten  volkswirtschaftlichen  Erschei- 
nungen im  Zusammenhange  mit  ihren  letzten 
geaellschafüichen  Ursachen   vorführen  will. 

Umgekehrt  ist  die  spedelle  Natiüaal- 
ökonomie  historisch    und    praktisch-verwal- 
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tnngarechtlich ;  sie  erzählt  die  neuere  volks- 
wirtschaftliche Entwickeln  ng  Westenropaß 
oder  eines  einzelnen  Landes  nach  Perioden 
oder  Hauptzweig;en  der  Volkswirtschaft,  Sie 
geht  vom  Konkreten,  Einzelnen  aus  und 
erörtert  das  Detail  der  Ursachen  und  Ein- 
richtungen; sie  gestattet,  den  Anfänger  in 
die  meüiodiache  Untersuchung  der  einzelnen 
Probleme  nach  allen  Seiten  einzuführen; 
sie  tat  deskriptiv  in  ihrer  Grundlage,  sie 
muBB  in  ihren  Erörterungen  stets  auf  alle 
möglichen  Nachbargebiete  und  Nehenfolgea 
kommen ;  sie  giebt  einen  festen  Boden  unter 
die  Fasse,  rekurriert  aber  natürlich  stets 
auf  die  allgemeinen  Wahrheiten,  die  aus  der 
allgemeinen  Nationalökonomie  sowie  auB  der 
£t£ik  oder  aus  soziologisch- gesellBchafta- 
wiaeensehafüichen  Voratellun^sreihen  stam- 
men. Wie  sie  in  erster  Linie  das  Einzelne 
aus  seinen  Ureachen  erklärt  und  aus  dem 
hiBherigen  Gange  der  Ereignisse  auf  die 
Zukunft  Bchliesst,  so  mischen  sich  in  die 
letzteren  Schlüsse  stets  als  leitende  Motive 
ethische  WertvorsteUungen  und  teleolc^sche 
Weltbilder  über  den  öamg  der  menschliehen 
Geschichte  und  das  Schicksal  des  betreffen- 
den Staates  ein. 

Die  beiden  in  Deutschland  üblichen  Teile 
der  Volkswirtschaftslehre  stellen  so  berech- 
tigte GeKensätze  dar:  sie  er^lnzen  sich  im 
Stoff  und  in  der  Methode;  ihre  Nebenein- 
anderstellung  im  TInterriaite  und  in  den 
Lehrbüchern  hat  sich  bewährt  Es  liegen 
keine  Anzeichen  vor,  daes  sie  eiuer  anderen 
Behandlung  und  Abteilung  Platz  machen 
werden;  sie  erfüllen  ihren  Zweck  um  so 
beeeer,  je  mehr  der  eine  Teil  auf  breitester 
philosophischer,  der  andere  auf  historischer 
und  verwaltungsrechtlicher  Grundlage  und 
praktischer  Weltkenntnis  ruht  Sie  ent- 
sprechen den  verschiedenen  Wegen  mensch- 
licher ErkenutnisgewinnuDg,  die  sich  stets 
ergänzen  müssen. 

Wenn  wir  im  folgenden  nun  von  der 
Methode  der  Volkswirtschaftslehre  reden,  so 
könnte  es  angezeigt  erscheinen,  dabei  stets 
diese  beiden  Teile  zu  unterscheiden.  Und 
doch  ist  es  nicht  am  Platze ;  denn  in  beiden 
spielen  die  verschiedenen  Hilfsmittel  der 
Erkenntnis  ineinander  über.  Und  der  sach- 
verständige Leser  wird  auch  so  bemerken, 
welche  Erörterung  mehr  auf  die  allgemeine, 
welche  mehr  auf  die  specielle  Volkswirt- 
schaftslehre sich  bezieht. 

8.  Weseu  der  Methode  überhaupt 
Wir  verstehen  unter  Methode  ein  nach 
Grundsätzen  geregeltes  Verfahren  zur  Er- 
reichung eines  bestimmten  Zweckes.  Die 
Methode  der  Volkswirtschaftslehre  ist  das 
nach  wissen schaftüchen  Grundsätzen  vor- 
gehende Verfahren,  das  der  fortschreitenden 
Erkenntnis  der  Volkswirtschaft  dient  und 
dienen  soll,  das  ein  vollständiges  Bild   der 


Volkswirtschaft  nach  Raum  und  Zeit,  nach 
Mass  und  historischer  Folge  zu  entwerfen, 
die  volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  dem 
vei^leichenden  und  untei^cheid enden  Denken 
zu  unterwerfen,  sie  unter  ein  einheitliches 
System  von  Begriffen  zu  ordnen,  sie  zu 
klassifizieren  und  in  der  Form  eines  ein- 
heitlichen Zusammenhanges  zu  begreifen  be- 
hilflich sein  soll. 

Die  Methode  jeder  einzelnen  Wissen- 
schaft wird  bestimmt  1.  durch  den  Stand- 
punkt, den  die  menschliche  Erkenntnisge- 
winnung  Oberhaupt  zur  Zeit  erreicht  hat, 
d.  h.  durch  die  firkeantDistheorie  und  Me- 
thodenlehre der  Zeit  überhaupt,  welche  für 
alles  menschliche  Denken  und  Erkennen  in 
den  Gnindzflgen  nur  eine  einheitliche  sein 
kann;  die  Anwendung  empirischer  Beob- 
achtung z.  B. ,  wie  sie  Bacon  zuerst  ener- 
gischer forderte,  hat  fast  auf  alle  Wissen- 
schaften einen  bedeutungsvollen  Einfluss 
auBgeübt  Die  H^elsche  Dialektik  hat  ihre 
Wirkung  fast  auf  alle  Wissenschaften, 
jedenfalls  auch  auf  die  Wissenschaften  vom 
Staate  und  von  der  Volkswirtschaft  erstreckt 

2.  wird  diese  Methode  bestimmt  durch 
die  specielle  Natur  des  zu  erforschenden 
Gegenstandes:  wie  die  Mathematik  ein 
anderes  Verfahren  hat  als  die  Physik,  diese 
als  die  Physiologie,  so  haben  die  Geistes- 
wissenschaften im  ganzen  andere  Methoden 
als  die  Naturwissenschaften,  in  ihnen  wieder 
die  Psychologie  andere  als  die  Staats-  und 
Gesell  Schafts  Wissenschaften.  Je  komplizierter 
ein  Wissensgebiet  ist,  je  mehr  es  die  Er- 
scheinungen einfacherer  Art  mit  einschUessl, 
desto  häufiger  ist  ffir  dasselbe  die  Forderung 
aufgestellt  worden ,  dass  die  Methoden  zur 
Erforschung  der  einfacheren,  aber  hier  mit 
eingeschlossenen  Erscheinungen  zugleich  zn 
partiellen  Methoden  dieses  Gebietes  werden 
mlissten.  Das  ist  bis  auf  einen  gewisse 
Grad  wahr.  Natiu-wissenschaftJiäie  und 
mathematische  Methoden  sind  z.  B.  für 
manche  volkswirtschaftliche  Fragen  ein  not^ 
wendiges  Hilfsmittel ;  psychologische  sind 
unentbehrlich  für  alle  Geisteswissenschaften. 
Aber  da  gleichmSssige  Herrschaft  über  alle 
Wissenschaften  und  ihre  Methoden  durch 
die  Beschränktheit  des  menschlichen  Geistee 
ausgeschlossen  ist,  so  bleibt  die  Ein^beitung 
in  die  eigen tümlichen  Methoden  der  eigenen 
Wissenschaft  doch  stets  die  Haupl^che. 
Und  sp^^^  iti  <^^D  Oesellschafts-  und 
Staatswissen  Schäften  ist  häufig  dadurch 
Unheil  angerichtet  worden ,  doss  man  ein- 
seitige naturwissenschaftliche  Methoden  auf 
sie  anwendete.  Viel  enger  ist  uatürlicli  der 
Zusammenhang  zwischen  den  Geisteswissen- 
schaften. Speciell  die  VolkswirtschaftBlehre 
wird  ähnlicne  oder  gleiche  Methoden  wie 
eine  Reihe  derselben  anwenden,  da  sie 
denselben  oder  einen  ähnlichen  Stoff  zu  be- 
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meistern,    aus    gleichen   Ursachen    zti    er- 
klären hat. 

3.  wird  die  in  einer  bestimmten  Wissen- 
schaft jeweilig  angewandte  Methode  ab- 
hängen von  dem  Orade  der  Ausbildung, 
den  sie  zur  Zeit  erreicht  hat.  —  Die  rohe 
Erkenntnis  b^iont  stets  mit  Halbwahiiieiten 
und  raschen  tdeoeralisationeQ;  erst  nach  und 
nach  verfeinert  sich  das  Verfahren ;  zeitweise 
wird  Beobachtung  und  Beschreibung  zur 
Hauptsache,  zeitweise  die  Elassifiiuition, 
zeitweise  tritt  die  Kausalerkl&rung  in  den 
Mittelpunkt.  Man  könnte  auch  sagen,  in 
der  grossen  historischen  Entwickelung  alles 
meDSchlichen  Erkennens  habe  ea  sich  stete 
darum  gehandelt,  dass  ihre  zwei  Elemente, 
die  Empirie  und  die  rationale  Bemeisterung 
derselben  (der  Rationüliamus)  um  den  Vor- 
rang gekämpft  hätten;  einer  Epoche  ver- 
feinerter Empirie  musste  stets  wieder  eine 
Zeit  höherer  rationaler  Beherrschung  des 
Empirischen  fol^n.  So  treten  wechsel- 
weise die  Operationen,  die  im  Dienste  des 
einen  Elementes  stehen,  in  den  Vorder- 
grund. Der  vollendete  Sie^  des  Rationa- 
usmus wäre  erst  vorhanden,  wenn  eine 
Vollendung  der  Erkenntnis  der  Welt  erreicht 
wäre. 

Die  Methode  der  einzelnen  Wissenschaft 
wird  behandelt  und  vorgetraf^en  teils  als 
ein  Bestandteil  der  Erkenntnistheorie  und 
Methodenlehre  überhaupt,  wie  das  für  unser 
Gebiet  von  J.  St  Mill,  Sigwart,  Wundt  ge- 
than  ist,  teils  als  ein  einleitendes  Kapitel 
der  betreffenden  Lehrbücher,  wie  z.  B.  von 
A.  Wagner,  oder  als  Gegenstand  von  Ab- 
handlungen, Beden  und  Uonographieen, 
gleich  anderen  speciellen  Teilen  der  Wissen- 
schaft, wie  das  in  den  Arbeiten  von  Cairness, 
Menger,  KOmelin,  Eeynes  und  anderen  ge- 
schehen ist. 

4.  Die  Re^laamnlnDKen  and  die  Ete- 
Uglons^eteme  als  Anmnee  aller  so- 
zialen Wisse  nachaft.  Der  Zusammenhang 
der  OeneratioDen  hat  friihe  dazu  geführt, 
dass  der  Vater  dem  Sohne  die  Eegeln  des 
Handelns  einprägte,  die  er  teils  übernommen, 
teils  durch  eigene  Schicksale  erprobt  hatte.  Je 
mehr  technische  Kenntnisse  sich  ansammelten, 
Sitten  und  Gebräuche  sich  bildeten,  Eitual- 
handhmgen  und  Bechtssatzungen  Anspruch 
auf  Befolgung  erhoben,  desto  mehr  wurden 
alle  diese  Begeln  schon  um  der  leichteren 
Unterweisung  willen  in  Spruch  und  Lied 
fixiert,  in  gereimter  und  ungereimter  Form 
Überliefert,  endlich  mit  der  Ausbildung  des 
Schrift  Wesens  verzeichnet.  So  entstände  u 
erst  in  Priesterhänden,  später  auch  in  Laien- 
händen jene  Bcgelsammlnngea  verschieden- 
ster Art:  Sammlungen  von  medizinischen 
Bezepten,  von  technischen  Vorechriften,  von 
Ritual-,  Rechts-  und  Sittenregeln,  wie  sie 
der  Dekalog  und  andere  antike  Sammlungen, 


im  MitteMtor  die  leges  barbarorum,  die 
Bussbücher,  die  WeistOmer,  die  technischen 
RegelsammluDgen  der  Klöster  und  der 
Zünfte,  später  die  Kräuter-  und  Gartenbücher 
und  in  gewissem  Sinne  der  grössere  Teil 
der  ganzen  älteren  kameraliatiscnen  Litteratur 
darstellen.  Die  Erhaltung  und  U eberlief erung 
von  Kegeln  des  praktisch- technischen  wie 
des  sozialen,  sittlichen,  gesellschaftlichen 
Handelns  ist  der  Zweck  dieser  Thätigkeit: 
es  gehen  religiöse,  sittenordnende,  rechtliche 
und  moralische  wie  praktisch -technische 
Sammelwerke  und  tiesetzesbücher  daraus 
hervor;  sie  werden  immer  wieder  abge- 
schrieben, modifiziert,  auch  nach  und  nach 
erklärt,  interpretiert  Sie  stellen  noch  keine 
Wissenschaft  dar,  aber  sie  sind  der  Keipi 
einer  solchen;  ihr  ausschliesslicher  Zweck 
ist,  den  Menschen  ein  Sollen  nach  über- 
lieferter Ordnung  vorzuschreiben.  Sie  ruhen 
auf  praktischer  Erfahrung,  freihch  nicht 
auf  ihr  allein.  Alles  meosctiliche  Handeln 
empfängt  seinen  Anstoss  durch  Lust-  und 
Schmerzgefühle  und  die  daran  sich  knüpfen- 
den Triebe;  unter  der  Einwirkung  aber 
der  Ueberlegung,  der  Besonnenheit,  der 
Selbstbeherrschung,  der  höheren  Gefühle 
einerseits,  der  gesellschaftKchen  Umgebung 
und  ihrer  ZwecKe  andererseits  entsteht  die 
ceremoniöse  Ordnung  und  Formung  des 
Trieblebens,  die  Sitte,  der  Begriff  des  Sollens, 
die  Macht  des  Gewissens,  die  Vorstellung 
von  zu  billigenden  und  zu  missbilligenden 
Handlungen;  es  ist  ein  innerlicher  nozess, 
dessen  Resultate  durch  die  Furcht  vor  den 
Geistern  und  den  Götteni,  die  Furcht  vor 
gesellschaftlichem  Tadel  und  Ausschluss, 
vor  Rache  und  Strafe  äusserlich  befestigt 
und  so  gleichsam  unter  einen  geeellschaft- 
lichen  Druckapparat  gestellt  werden.  Und 
so  enthalten  schon  diese  ältesten  Regeln, 
die  ebenso  das  dem  Individuum  wie  das  der 
GeseUschaft  Heilsame  l>ezwecken,  empirische 
sowohl  als  rationale  Elemente;  sie  Eeruhen 
auf  den  rohen  Eausalitatsvorstellungen  vom 
Eingreifen  der  Geister  und  Göttier,  von 
der  Xatur  und  vom  Himmel,  von  Leben 
und  Sterben,  von  Tod  und  Schlaf,  die  sie 
nach  ihrer  Art  sich  zusammeoreimen,  sowie 
auf  den  WerturteUen,  die  sich  an  diese 
VorBtelluneen  knüpfen.  Wahres  und  Falsches 
mischt  sich  in  ihnen,  aber  jedeuf alls  streben 
sie  stets  nach  einer  theoretischen  und 
praktischen  Einheitlichkeit  und  Ueberein- 
stimmung. 

Diese  ist  das  Ergebnis  des  menschlichen 
Selbst bewusstsein 3.  In  dem  ewigen  Wechsel 
von  Gefühlen,  Vorstellungen,  Gedanken  und 
Trieben  ist  das  Einheitliche  die  Beziehung 
aller  dieser  Vorgänge  auf  das  Ich.  Wie  in 
einem  eicheitlichen  Brennpunkte  sammeln 
und  koncentrieren  sich  die  seelischen  Er- 
eignisse in   ihm,  verbinden  sich  zu  einem 
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Oanzen;  alles  Einzelne  ordnet  sich  diesem 
Qanzeu  unter.  Wie  es  das  ucabweishche 
rmiktißche  Bedürfnis  ist,  alle  praktiBchen 
Regela  unseres  HaDdelos  io  UeDereinstim- 
muDg  zu  brio^n,  um  nicht  in  das  peinliche 
Oefiihl  des  ■Widerepruchs  mit  uns  selbst  zu 
kommen,  so  entspnngt  aus  dem  einheitlichen 
Selbstbewosstseiü  jener  theoretische  un- 
widetsteüliche  Einheitsdrang,  der  alles  Be- 
obachtete und  Erlebte  auf  gewisse  oberste 
VorateUuügen  ziirflck führen ,  es  als  Teile 
einem  Ganzen  einfügen  will.  Unser  Denken 
und  unser  Gewissen  fühlt  sich  erst  beruhigt, 
wenn  es  einen  solchen  einheitlichen  Punkt 
gefunden,  der  theoretisch-praktischer  Natur 
zugleich  ist,  der  eine  Vorstellung  von  der 
Welt  und  ihrem  Wesen  und  von  den  Zielen 
unseres  Daseins  giebt.  Aus  dem  einheit- 
lichen Selbstbewiisstsein  folgt,  dass  jeder 
Mensch  nach  einer  einheitlichen  Welt^ 
fUiBChauung  strebt,  die  durch  die  mit  ihr 
gegebenen  Werturteile  ein  Lebensideal  ent- 
hUt. 

Dies  geschieht  in  ältei-er  Zeit  ansschliess- 
lich  in  der  Form  kosmogonischer  Vorstel- 
lungen, mit  denen  der  Glaube  an  Geister 
und  Götter  verknüpft  ist,  d.  h.  in  der  Form 
des  religiösen  Glaubens,  der  einheitlich  das 
menschliche  Dasein  und  die  Natur  begreif- 
lich macht  und  alle  Regeln  des  Handelns 
als  Gebote  der  Götter  auffasst.  Die  Vielheil 
der  Götter  strebt  wieder  nach  Einheit,  zu- 
letzt entsteht  der  Glaube  an  ein  oberstes 
allm&chtiges  und  allwissendes  Wesen,  das 
als  Ursache  der  Welt  wie  als  Inbegriff  alles 
Guten  und  Idealen  gedacht  wird.  Selbst  die 
äusseren  Regeln  des  praktischen  Handelns 
werden  als  Gebote  GÄttes  auffasst  oder 
als  Ableitungen  aus  seinen  Geboten  erklärt. 
Die  religiösen  und  kirchlichen  Ordnungen 
dieser  alteren  Zeiten  sind  zugleich  die 
wichtigsten  Instrumente  der  sozialen,  poli- 
tischen und  wirtscbafthcheD  Organisation.  In 
den  relativ  kleinen  Gemeinwesen  konnte 
es  nur  eine  einheitliche  Religion  geben, 
die  alle  Lebensgebiete  beherrschte  und 
durchdrang. 

Die  religiöse  Lehre  erklärt  aUes  wnA 
lenkt  alles;  sie  ist  ein  erster  Versuch 
rationaler  Erklärung  alles  Seienden  und 
praktischer  Lenkung  alles  Geschehenden. 
Sie  enthält  kein  Wissen  und  Erkennen  im 
späteren  Sinne ;  aber  sie  giebt  dem  Menschen 
ein  einheitliches  Begreifen  der  Dinge,  einen 
Glauben,  der  das  naive  Nachdenken  beruhigt, 
das  Gemüt  beherrscht,  der  das  Gute  finden 
lehrt,  der  ein  klares  und  deutliches  Sollen 
vorschreibt.  Er  ruht  auf  dunkeln  Bildern 
der  Welt,  aber  mehr  und  mehr  schon  auf 
einer  kifuen  Erfassung  der  Menschenseele, 
ihrer  Kräfte  nnd  Triebe.  Denn  diese  innere 
flrfahnmg  ist  der  älteste  und  sicherste  Be- 
stand menschlicher  Erkenntnis. 


6.    Die    Moralsyateme.      Jahrhunderte 

und  Jahrtausende  leben  so  die  Völker:  Die 
Träger  des  Fortschrittes  sind  diejenigen, 
welche  die  höheren  Religion ssysteme  aus- 
bilden, mit  weichen  und  durch  welche  die 
bessere  soziale  Ordnung  und  die  richtigere 
Regulierung  des  Trieblebens  entstand,  inner- 
halb deren  die  steigende  Erkenntnis  der 
Natur  und  dos  Menschen  sich  entwickeln 
konnte.  Diese  Erkenntnis  ist  darauf  ge- 
richtet, das  Einzelne  für  sich  zu  nehmen, 
es  abstrahierend  aus  Ursachen  zu  erklären. 
Aber  der  Vorgang  hierbei  war  von  Anfang 
an  verschieden  für  das  Naturerkennen  und 
für  das  Menschenleben.  Der  Natur  steht 
der  Mensch  als  ein  Fremder  gegenüber;  er 
kann  hier  nur  langsam  vordringend  beo- 
bachten, untersuchen,  die  ihm  unb^reiflichen 
Ursachen  verstehen.  Dem  Seelenleben,  dem 
Menschen,  der  Familie,  dem  Staate  steht 
unser  Intellekt  als  ein  gleicher  gegenüber, 
der  gleichsam  von  Ionen  heraus  die  Vor- 
kommnisse miterlebend  versteht,  der  das 
Ganze  stets  mehr  oder  weniger  überschaut, 
es  besitzt,  während  er  nun  erkennend  das 
Einzelne  analysiert.  Daher  das  bekannte 
von  Diltliey  mit  Recht  betonte  historische 
Ergebnis,  dass  eine  gewisse  Höhe  der  Er- 
kenntnis auf  psychologischem ,  ethischem, 
poiitischem  Gebiete  eigentlich  früher  erreicht 
wurde  als  auf  dem  der  Natiu-.  Wenigstens 
steht ,  was  die  Griechen  auf  diesen  Ge- 
bieten lehrten,  unseren  heutigen  Lehren 
viel  näher  als  unser  Naturerkennen  dem 
ihrigen. 

Die  ersten  grossen  Fortschritte  aller  em- 
pirischen Erkenntnis  fallen  in  die  Epoche, 
m  welcher  die  überlieferten  Religionssysteme 
ins  Wanken  kommen.  Veränderte  Lebens- 
bedingungen erschüttern  die  alten  geheiligten 
Regeln  des  Handelns  und  Zusammenlebens. 
Mit  dem  Zweifel  an  den  alten  kosmogoni- 
schen  Vorstellungen  kommt  das  Bedürfnis 
nach  einer  tieferen  oder  anderen  Erklärung 
der  Welt  und  nach  einer  anderen  B^:rfin- 
dung  des  Sollens;  man  will  die  Vorschriften 
der  Sitte,  des  Rfechts  und  der  Moral  nicht 
mehr  bloss  als  Gebote  Gottes  verstehen  und 
erläutert  sehen,  sondern  will  sie  aus  Zwecken 
und  tJraachen  erklärt  haben.  Es  entstehen 
die  philosophisch -physikalischen  Systeme 
der  Welterklärung  imd  die  Moralsysteme; 
letztere  als  die  ersten  eigentlichen  Versuche 
einer  Wissenschaft  vom  gesellschaftlichen 
Menschen.  Aber  die  metaphysischen  Systeme 
der  Welterkläning  und  die  ethischen  Systeme 
—  in  der  Regel  einheitlich  verbunden  — 
sind  zunächst  doch  weit  entfernt,  die 
charakteristischen  Züge  der  alten  Reli^ons- 
systeme  abzustreifen.  Dazu  rrächt  die 
dürftige  Erkenntnis,  auf  denen  sie  ruhen, 
nicht  hin ;  noch  weniger  duldete  der  prak- 
tische Zweck  das.     l5ie   griechische  Ethik 


■'»'^ 


TolkBwirtfichaft,  YolkswirtsohaftslehrQ  uad  -methode 


and  die  meisten  sfAtereo  ethischen  Systeme 
wollten  bis  in  die  neuere  Zeit  vielmehr  ein 
Sollen  lehren,  Ide^e  predigen  als  das  Qe- 
schehende  aus  Ursachen  erklären.  Mö^n 
sie  daher  in  steigendem  Masse  den  empiri- 
schen Stoff  der  psychologischen,  gesellschaft- 
lichen und  sonstigen  Thatsachen  in  sich 
aufnehmen,  es  liegt  ihnen  doch  in  erater 
Linie  daran,  einen  einheitlichen  AuBeangs- 
punkt  der  Terpfüchtung,  eine  ErkJärimg 
des  Sollens  zu  finden.  Das  können  sie  nur 
durch  ein  Verfahren,  das  zwischen  Glauben 
und  Wissen  die  Mitte  hält.  Sie  suchen  in- 
tuitiv, synthetisch,  mit  der  Phantasie  sich 
ein  Bild  von  der  Welt  und  der  Weltregierung, 
von  den  in  ihr  herrschenden  Principien  und 
Ideeen,  von  ihrer  Entwickelung  imd  vom 
Zusammenhange  alles  Menschenschicksals  mit 
der  Welt  und  ihrem  Mittelpimkte ,  vom 
Zwecke  des  Uenschenlebens  und  seiner  Zu- 
bnnft  zu  machen.  Sie  benutzen  dazu  die 
empirische  Kenntnis  der  Welt,  soweit  sie 
reicht;  soweit  sie  nicht  reicht,  verfahren 
sie  teleologisch,  d.  h.  sie  suchen  von  einem 
Bilde  des  Ganzen  ans  das  Einzelne  als 
zweck  massig  diesem  Ganzen  dienend  zu 
begreifen,  durch  reflektierende  Urteile  so 
den  Stoff  unter  allgemeinen  Oesichtspunkten 
zu  ordnen,  wie  Kant  uns  das  in  der  Kritik 
der  Urteilskraft  näher  auseinandergesetzt  bat. 
Alle  bedeutenden  Philosophen  seither  haben 
zugegelKn,  dase  so  die  Teleolc^e  als  ein 
berechtigteB  Reflexionsprincip,  jus  ein  heu- 
ristisches Hilfsmittel  benutzt  werden,  als 
eine  symbolisierende  Ei^;änzung  der  em- 
pirischen Wissenschaft  zur  Seite  treten 
müsse  und  dürfa  Es  ist  der  Versuch  einer 
Ausdeutung  des  Ganzen  und  seiner  Zwecke. 
Die  Vorstellung,  dass  die  Welt  eine  ein- 
heiüiche  sei,  dass  es  ein  Stufenreich  der 
Natur  und  der  Geschichte,  einen  Fortschritt 
und  eine  Vervollkommnung,  eine  Entwicke- 
lung gebe,  ist  in  der  Hauptsache  nur  so  zu 
gewinnen. 

Die  teleologische  Betrachtung  ist  die 
wichtigste  Art,  eine  Summe  von  Erschei- 
nungen, deren  inneren  kausalen  Zusammen- 
hang wir  noch  nicht  kennen,  als  ein  Ganzes 
zu  begreifen.  Sie  ist  mit  der  systematischen 
insofern  verwandt,  als  auch  diese  eine  Summe 
von  Erscheinungen  oder  Wahrheiten  einheit- 
lich ordnen  und  begreifen  will;  aber  der 
einheitlich  ordnende  Gedanke  muss  hier 
nicht  notwendig  ein  Zweckgedanke  sein,  und 
die  systematische  Anordnung  schliesst  noch 
den  weiteren  Gedanken  ein,  alle  einzelnen 
Teile  des  Ganzen  in  der  Reihenfolge  vorzu- 
führen, wie  es  der  inneren  Zusammen- 
gehörigkeit entspricht 

Die  ethischen  Betrachtungen  bedürfen  der 
Teleolope  deshalb  in  so  besonderem  Masse, 
weil  alle  sitüichen  Werturteile  aus  Gefühlen 
und  Vorstellungen  hervorgehen,  die  sich  auf 


den  Gesamtinhalt  und  Gesamtzweck  des 
menschlichen  Lebens  beziehen. 

Die  teleologischen  Betrachtnngen  mid  die 
ethischen  Systeme  haben  in  sich  eine  Ge- 
schichte, sie  haben  sich  veredelt  und  ge- 
läutert; aber  ihre  Sätze,  wenigstens  ein 
grosser  Teil  derselben,  stellen  keine  Wahr- 
heit dar,  die  bei  allen  Menschen  in  gleicher 
Weise  durclidringen  müsste.  Es  sind  ver- 
schiedene Weltanschauungen  stets  nebenein- 
ander möglich,  die  voneinander  abweichen, 
wiedie  verachiedenen  Temjieramentej  schon 
die  optimistische  und  die  pessimistische 
Anschauung  wird  stets  zu  verschiedenem 
Resultate  kommen.  Realismus  und  Tdeahs- 
mus,  antike  und  christliche  Denkungsart, 
aristokratische  und  demokratische  Principien, 
und  wie  die  grossen  Gegensätze  alle  heissen, 
werden  stets  verechiedene  Weltbilder  und 
Auf  ^issungen  und  damit  veischiedene  Lebens- 
ideale  erzeugen.  Die  verschiedenen  mOg- 
lidieu  Vorstellungen  von  Gott  und  dem 
Leben  nach  dem  Tode,  von  Fortschritt  oder 
Eückschritt  im  Laufe  der  Geschichte  mflssen 
stets  auch  zu  verschiedenen  Urteilen  über 
alle  Pflichten  und  alles  Handeln  führen.  So 
haben  diese  verschiedenen  MQghchkeiten, 
die  Welt  im  ganzen  zu  verstehen,  eine  Reihe 
verschiedener  philosophischer  und  ethischer 
sich  bekämpfender  Systeme  geschaffen,  und 
sie  bestehen  auch  heute  getrennt  nebenein- 
ander fort  und  werden  künftig  getrennt 
fortbestehen.  Sie  haben  nur  in  ähnlichem 
Masse  sich  einander  genähert,  wie  es  auch 
die  höheren  Religionssysteme  thalenj  die 
fortschreitende  psychologische  Erkenntnis  des 
Menschen,  die  fortschreitende  Erkenntnis 
der  Natur  und  der  Geschichte  haben  die 
extremen  Anschauungen  beseitigt,  haben  die 
Ethik  immer  mehr  zugleich  zu  einer  Er- 
fahrungswissenschaft des  Seienden  gemacht, 
aus  der  heraus  nun  die  einzelnen  Teile  als 
besondere  Wissenschaften  vom  Staate,  vom 
Rechte,  von  der  Volkswirtschaft  sidi  los- 
lösen konnten. 

Aber  in  ihrem  Grundcharakter  blieben 
die  ethischen  Systeme  doch  etwas  Aehnliches 
wie  die  religiösen;  sie  rohen  auf  einem 
Glauben,  auf  einem  Fürwahrhalten  gewisser 
letzter  Principien.  Dieses  Fürwahrhalten 
entsteht  unter  bestimmten  retden  und  psycho- 
logischen Voraussetzungen  bei  den  gleichen 
oder  ähnlichen  Menschen  mit  ähnlicher  Not- 
wendigkeit wie  das  Wissen  der  Erfahrungs- 
welt; es  ist  ein  FOrwahrhalten  der  letzten 
Dinge,  dem  der  Materialist  wie  der  Theist 
und  der  Christ  gieichmflssig  unterliegt  Eben 
weil  es  sich  dabei  um  die  letzten  Dinge 
handelt,  um  die  höchsten  Principien,  so  ver- 
leiht dieses  Fürwahrhalten  eine  Spannkraft 
des  Willens,  die  eine  empirische  Erkenntnis 
nicht  giebt.  Es  ist  eine  Gewissheit,  die  zum 
Uanddn  befähigt,  die  den  Einzelnen  veran- 
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lasat,  für  seine  Prindpien  alles,  unier  Um- 
ständea  sein  Leben  zu  opfern.  Die  Qewiss- 
Iteit,  die  der  Einzelne  oder  ganze  Mensohea- 
gruppen  und  Yßlker  durch  neue  zOndeude 
praKtische  Syateme  des  religiösen  oder  mo- 
nÜBchen  Qlaubens  erhalten,  ist  zwar  eine 
subjektive,  aber  sie  ist  dafür  eine  weltbe- 
wegende, teils  eischüttemdo  und  auflösende, 
teils  aufbauende  und  Neues  schaffende.  Die 
Prindpien,  die  im  Mittelpunkte  stehen,  sind 
zur  Zeit  ihrer  Entstehung  und  krilftigen 
Wirksamkeit  noch  nicht  bep^nzt,  noch  nicht 
auseinandergesetzt  mit  anderen  gleichberech- 
t^en  Prindpien  und  dem  Bestehenden. 
So  wirken  sie  epochemachend  und  revo- 
lutionär, werden  maeslos  übertrieben  und 
sind  daneben  doch  die  Voraussetzung  einer 
neuen  Zeit  und  höherer  Formen  der  Oesell- 
schaft. 

Es  sei  gestattet,  hieran  noch  zwei  Be- 
merkmigen  zu  knüpfen,  die  methodol(^;ische 
Bedeutung  haben. 

Das,  was  man  oberste  Principien  in  den 
ethischen  Systemen  nennt,  ihre  letzten  Ideale 
sind  Vorstdlungen  über  die  ftdchtuugen,  in 
denen  sich  der  gute  Wille,  dos  Sollea,  zu 
bewegen  habe.  Meist  stehen  nun  mehrere 
solcher  Ideeen  nebeneinander,  in  einer  gegen- 
seitigen üeber-  oder  Unterordnui^,  Neben- 
ordnun^  oder  Begrenzung.  Aber  gar  Idcht 
wild  eine  als  die  herrschende  voruigestellt, 
man  will  ihre  Eonsequenzen  auf  alle  (Ge- 
biete übertragen.  Ich  nenne  als  solche 
Ideeen  die  der  persönlichen  Freihdt  und  die 
der  gesellschaftBchen  Ordumig,  die  der  Ge- 
rechtigkeit und  die  der  fortschreitenden 
Vervollkommnung  des  Einzelnen  und  der 
Gesellschaft,  die  der  Öldchheit  und  die  der 
hingebenden  Aufopferung  für  die  Gesamt- 
heit. Es  sind  abstrakte  Zielpunkte,  deren 
keiner  im  praktischen  lieben  dnseitig  für 
sieb  allein  ins  Auge  gefaast  werden  Jiann, 
ohne  zu  Missbrauch  und  zu  Uebertreibung 
zu  führen.  Alle  Freiheit  setzt  zugldch  die 
Ordnung,  alle  Gleichheit  eine  Verschieden- 
heit im  Interesse  des  Ganzen  und  des  Fort- 
schritts voraus.  Wer  die  Frdhdt  oder  die 
Gerechtigkeit  oder  die  Glddiheit,  wie  es  so 
oft  heute  in  politischen  und  Volkswirtschaft^ 
liehen  Erörterungen  geschieht,  als  isoliertes 
oberstes  Princip  hinstellt,  aus  dem  man  mit 
imerbittlicher  strenger  Logik  das  richtige 
Handeln  deduktiv  ableiten  könne,  der  ver- 
kennt gänzlich  die  wahre  Natur  dieser 
ethischen  Fostulate;  sie  sind  Leitsterne  und 
Zielpunkte,  die  dem  Handelnden  vorschwe- 
ben, die  in  richtiger  Kombination  das  gute 
Handeln  vorschreiben,  die  Kraft  nnd  Leiden- 
schaft zum  richtigen  Handeln  geben,  die  zu 
habituellen  Eigenschaften  geworden,  der 
Seele  des  einzelnen  Würde  imd  Chw^kter 
geben,  die  abei:  nicht  empirisdie  Wahrheiten 


darstellen,  ans  denen  man  syllogistisch  wdter 
schliessen  könnte. 

Ist  so  vor  einem  häuSgen  Missbraudie 
zu  warnen,  der  sich  an  die  ethischen  Systeme 
anschliesst,  so  ist  andererseits  zu  betonen, 
dass,  wenn  diese  Systeme  stets  durch  eine 
Synthese,  durch  eine  einheitlich  die  Ele- 
mente unserer  Erkenntnis  und  unseres 
Glaubens  verknüpfende  Anschauung  ent- 
stehen, deshalb  nicht  jede  einheitliche  Vei^ 
knüpfungvcn  einzelnen  Erkenntnisstacken  zu 
einem  Ganzen  problematiscb  ist  und  bleibt.  Ge- 
wiss eine  Syntbese,  wdche  die  Welt  und  ihre 
Geschichte  als  Ganzes  erklaren  will,  bleibt 
stets  diskutabel.  Aber  eine  Synthese,  welche 
ein  Volk,  eine  Zeit,  ein  Menschenleben  als 
Ganzes  begreift,  welche  von  reicher  Erfah- 
rung ausgeht,  in  welcher  sich  vollendete 
Sachkenntnis  mit  künstlerischer  Intdtion 
verbindet,  kann  sich  der  wirklichen  Erkennt- 
nis  so  nähern,  dass  sie  für  unsere  Zwecke 
mit  ihr  zusammenfällt.  Wie  in  allen  Geistes- 
wissenschaften so  ist  auch  in  der  Volks- 
wirtschaftslehre dn  derartiges  Verfahren 
unentbehrlich  und  berechtigt. 

6.  I>ie  Systeme  oder  aUgemeinen  Theo- 
rieea  aber  Staat,  Recht  und  Volkawirt- 
Bchatt.  In  dem  Masse  wie  das  gesell- 
schaftliehe Leben  komplizierter  wurde,  die 
Arbeitsteilung  besondere  Berufe  schuf,  in 
diesen  besonderen  Berufskreisen  ein  sped- 
elles  Wissen  sich  sammelte  und  systematiach 
zusammen  gefasst  oder  stückwdse  von  Spe- 
ci^ten  behandelt  wurde,  entstanden  die 
besonderen  Wissenschaften  vom  Staate,  vom 
Rechte,  von  der  Volkswirtschaft.  Diese 
Wissenschaften  hatten  von  Anbo^  ihren 
konkreten  Stoff  mit  einer  Summe  einzelner 
Beobachtungen,  Urteilen,  Wahrheiten;  sie 
suchten  aber,  zumal  im  Anlang  und  soweit 
ihre  Behuidlung  in  den  Händen  von  Philo- 
sophen, Moralisten,  VolksbeglQckern  lag,  zu- 
gleich und  in  erster  linie  eine  einhdtliche 
systematische  Form  und  oberste  letzte  Prin- 
dpien, aus  denen  die  einzdnen  Pegeln  des 
Handelns  abzuldten  wären.  Sie  stellten  sich 
insofern  auch  nach  der  Ausschddung  aus 
der  Ethik  als  Teile  der  Moralsysteme,  als 
basiert  auf  eine  bestimmte  Weltanschauung 
dar.  Und  so  bildeten  sich  die  verschiedenen 
Staats-  und  RechtetheorieeUj  die  verschie- 
denen Voikswirtschaftatheoneen ,  die  teils 
gleichzeitig  nebeneinander  entstanden  und 
einander  bekämpften,  teils  in  ihrem  histo- 
rischen Wechsel,  in  ihrem  bald  steigenden, 
bald  sinkenden  Einfluss  einander  ablösten. 
Sie  sind  in  dem  Funkte  allen  Glaubens-  und 
allen  Moralsystemen  gleich,  dass  keines  dieser 
Systeme  für  sich  die  volle  Wahrheit  und  in 
seinen  obersten  Principien  unanfechtbare 
Erkenntnis  darstellt.  Sie  nähern  sich  nur 
in  ihrer  Gesamthdt  dieser  an.  Es  sind  die 
vorläufigen  Versuche,  aus  den  Bruchstficken 
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UDSerer  Erkenntnis  ein  Ganzes  zu  machen, 
um  so  fähig  zu  werden,  in  einheitlicher 
Weise  Ideale  aufzusteUen  und  das  praktische 
Leben  zu  regulieren. 

So  haben  entgegengesetzte  Staatstheorieen 
seit  den  Tagen  der  Sophisten  und  seit  den 
grossen  ndttelalterlicheu  Streitigkeiten  zwi- 
schen Kaiser  und  Papst  das  politische  und 
rechtliche  Leben  beherrscht ;  die  einen  leiten 
den  Staat  aus  dem  Vertrage  der  Individuen, 
die  anderen  aus  einer  göttlichen  Ordnung 
und  objektiven  Mächten  ab.  So  haben  wir, 
seit  es  eine  volkswirtschaftliche  Litteratur 
von  Bedeutung  giebt,  konservative,  liberale, 
ultramontane  und  sozialistische  Theorieen, 
die  den  verschiedenen  principiellen  Stand- 
punkten in  der  Staateauffassung,  in  der  Ethik 
und  in  der  Philosophie  entsprechen:  sie 
stellen  hauptsächlich  veischiedene  Ideale  für 
die  wirtschaftliche  M^oral,  für  die  soziale  und 
wirtschaftliche  Pohtik  auf  und  sind  mit 
ihrem  zeitweisen  Hervortreten,  ihrem  peri- 
.odisclien  Einfluss,  ja  ihrer  Herrschaft  selbst 
zu  wichtigen  Elementen  und  Verursachungs- 
systemen der  Entwickelung  geworden ;  sie 
haben  um  so  mehr  ^wirkt,  je  melir  sie 
verstanden,  einerseits  m  den  Dienst  grosser 
berechtigter  Zeitiuteressen  und  StrSmungeu 
zu  treten  und  andererseits  zugleich  die  Fort- 
schritte der  wirklichen,  auf  Erfahrung  ge- 
stützten Erkenntnis  der  volkswirtschaftbchen 
Erscheinungen  in  sich  aufzunehmen. 

Die  Ökonomischen  Theorieen  des  Mittel- 
alters haben  ihre  einheitlichen  Wurzeln  im 
Christentume  und  In  der  christlichen  Moral, 
in  der  Lehre  vom  justum  pretium  und  vom 
Wncher,  Die  staatswirtscnaftUchen  Theo- 
rieen des  16. — 18,  Jahrhunderts,  die  man 
unter  dem  Namen  des  Merkantilismus  zu- 
sammenfosst,  sind  überwiegend  einer  Welt- 
anschauung entsprungen,  die  auf  die  Ge- 
dankenwelt des  späteren  römischen  Im- 
periums und  des  rOmischen  Rechtes  sich 
stützte;  die  absolutistischen  Gedanken  von 
Macchiavell,  Bodinus,  Hobbes,  Pufendorf  und 
Christian  Wolf  stehen  im  Centrum  deiwlben. 
Als  höchster  Zweck  erscheint  die  moderne 
Staatebildung ;  wie  die  einzelnen  Grundherr- 
Schäften,  Städte,  Kreise,  Territorien  einem 
Herrsdier,  einem  Gesetz,  einer  Verwaltung 
unterworton  werden,  so  sollen  die  einzelnen 
Wirtschaften  zu  einem  Markte  zusammen- 
wachsen, durch  Verkehr,  Arbeitsteilung  und 
einheitliche  Geldcirkulaüon  verbunden  wer- 
den ;  ein  gutes  Münzwesen,  eine  lebendige 
Gelddrkulation  erscheint  als  das  wichtigste 
Hilfsmittel  hierfür ;  Exportindustrieen,  Kolo- 
nieen,  auswärtiger  Handel,  Bergbau  schaffen 
GeldüberQuBS  und  reichliche  Geldcirkulation ; 
das  im  Lande  befindliche  Geld  soll  nicht 
hinausgelassen  werden;  die  ganze  nationale 
Volkswirtschaft  soll  durch  Zollbarrieren,  die 
Handel   und  Industrie  indirekt  beeinflussen 


und  lenken,  einheitlich  znsammeußefasst 
werden;  dem  Auslände  steht  man  feindlich 
gegenüber,  man  kämpft  mit  ihm  um  den 
Absatz,  um  die  Kolonieen,  um  die  Handels- 
vorherrschaft ;  das  Volk  erscheint  als  träge 
Masse,  die  vom  Staatsmanne  gelenkt,  zum 
Fortschritte  veranlasst  werden  muss.  In 
diesen  Sätzen  stecken  viele  richtige  und 
manche  falsche  Beobachtungen  und  Urteile; 
hauptsächlich  aber  sehen  wir  in  dieser 
Theorie  grosse  praktisch-historisch  berech- 
tigte Zeilströmungen;  auf  dem  Boden  einer 
einseitigen  Weltanschauung  und  Staatslehre 
wurden  dem  Handeln  adäquate  Zeitideale 
voreehalten. 

Die  Naturlehre  der  Volkswirtschaft,  wie 
sie  von  den  Ph;siokraten  und  Adam  Smith 
begründet  wurde,  ging  von  naturwissen- 
schaftlichen und  naturrech th oben  Ideeen  aus; 
sie  betrachtet  die  Volks  wirtschsift  unter  dem 
Bilde  eines  natürlich  harmonisch  geordneten 
Systems  individueller,  e^istiach  handelnder 
Kräfte,  aus  dessen  Spiel  der  theis tische 
Optimismus  aber  nur  günstige  Folgen  abzu- 
leiten vermochte.  Es  war  eine  Theorie, 
welche  die  Ideale  des  Individualismus  und 
Libei'alismus  predigte,  den  Staat  für  nahezu 
überflüssig,  jeden  Staatsmann  für  einen 
schlechten  Kerl  erklärte,  die  Beseitigung 
sJler  mittelalterlichen  Einrichtungen  auf  ihre 
Fahne  schrieb.  Es  waren  grosse  praktische 
Keformbedürfnisse ,  denen  diese  Theorie 
et>enso  diente  wie  einstens  die  merkanti- 
listische  und  wie  neuerdings  die  sozialis- 
tische. 

Diese  baut  sich  auf  einer  materialisti^hen 
Üeberschälzung  der  äusseren  Güter  und  des 
äusserUchen  Glückes,  auf  der  Negation  einer 
jenseitigen  Welt,  auf  der  Verkennung  des 
innersten  Wesens  der  menschlichen  Natur 
auL  Aber  sie  kommt  grossen  praktischen 
BedOrtnissen  der  Zeit,  dem  Zuge  nach  demo- 
kratischer Gestaltung,  nach  Gleichheit,  nach 
technischem  Fortschritt,  nach  staatlicher 
Centralisation  entgegen.  Die  sozialistische 
Weltanschauung  hat  manche  Elements  ndt 
dei  Aufklärung  gemein  —  so  den  politischen 
Hadikalismus,  die  Verherrlichung  der  Repu- 
blik, die  Absicht,  nach  logischen  Kategorieen 
die  GeseUschaflswelt  einzurenken  —  andere 
mit  der  Philosophie  des  19.  Jahrhunderts 
—  ihre  Geschichtsphilosophie  ist  Hegel  und 
Feuerbach  entnommen.  Ihre  ganze  National- 
ökonomie ist  den  einseitigen  Abstraktionen 
Ricardos  entlehnt.  Ihr  Ideal  ist  die  Be- 
seitigung der  Vermf^ns-  und  Elnkommens- 
tiDgleichheit,  die  Aufhebung  jeder  Klassen- 
herrschaft, womöglich  aller  Klassengegen- 
sätze ;  die  Hebung  und  Förderung  der  ar- 
beitenden Klassen  ist  das  berechtigte  Ziel, 
dem  sie  dient;  sie  hat  auf  diesem  Wege 
schon  Grosses  erreicht.  Ihre  Lehren  stellen 
einen     natürlichen    Bückschlag     gegen    die 
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BineeJtigkeit  der  Naturlehre  der  freien  Kon- 
kurrenz dar;  sie  dienen  den  InteresBen  des 
dritteo  Standes,  wie  jene  dem  Mittelstande 
forderlich  waren.  Im  ganzen  sind  sie  aber 
nicht  minder  einseitig,  haben  zwar  viele 
Untersuchungen  angeregt,  stehen  in  ihrem 
Kern  aber  einer  tieferen  Erkenntnis  min- 
defrtens  so  fem  wie  die  ihnen  vorausge- 
gangenen Manehesterleute.  Ja  man  könnte 
sagen,  methodologisch  übertrieben  sie  die 
rationalistischen  firtümer  dieser. 

Aber  auch  die  weniger  extremen  Theo- 
rieen  und  Systeme  der  Volkswirtschaftslehre 
und  Sozialpolitik  der  Gegenwart  sind  stets 
bis  auf  einen  gewissen  Grad,  soweit  sie  zu 
einer  geschlossenen  Einheit  gelangen  und 
TOD  ihr  aus  Ideale  für' die  Zukunft  auf- 
stellen, notwendig  von  einer  bestimmten 
Weltanschauung,  von  einem  individuellen 
Bilde  der  Welt-  und  Geschieh tsentwickel  im  g 
aus  entworfen.  Nur  wer  über  die  grossen 
Institutionen  des  Staates,  des  Privatrechts, 
der  wirtschaftlichen  Organisation  sich  ein 
konkret  es  Entwickelungsbild  im  ganzen 
macht,  kann  sagen,  wohin  die  Zukunft  treiben 
werde  und  solle.  Und  dieses  Bild  bleibt  in 
gewissem  Sinne  ein  subjektives,  jedenfalls 
durch  konstruktive  Phantasievorstellungen 
ergSnztes,  meist  auf  teleologischen  Betrach- 
tungen beruhendes.  Mögen  die  einTelnen 
Theoretiker  dabei  noch  so  hoch  stehen, 
mögen  sie  sich  frei  wissen  von  allen  Eiassen- 
und  Parteünteressen,  welche  ebenfalls  ihre 
eigenen  nationalßko nomisch en  Theorieen  auf- 
stellen, in  eben  dem  Masse,  wie  sie  prak- 
tische Politik  treiben,  praktische  Ideale  des 
Handelns  aufstellen,  gehen  sie  von  einem 
Glauben,  einer  individuellen  Weltanschauung 
aus  und  sind  ihre  Ijehreo,  so  viel  wirkliche 
Wissenschaft  darin  stecken  mag,  nicht  fähig, 
aUe  Menschen  von  ihrer  Wahrheit  gleich- 
mfißsig  zu  Überzeugen.  Das  gilt  von  den 
staatssozialistischen  Idealen  Ä.  Wagners  eben- 
so wie  von  den  gewerkvereinhchen  Bren- 
tanos, von  den  massvollen  Reformplänen  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  wie  von  den  radi- 
kalen der  englischen  Fabier. 

Und  nicht  bloss  die  Ideale  der  Zukunft 
und  die  Systeme  unterliegen  dieser  Schranke, 
auch  alle  Urteile  über  die  grossen  histJ> 
rischen  Erscheinungen,  Über  Staatenbildung 
und  Staatenunteigang,  flber  soziale  Eevo- 
lutionen,  Ober  wirtschaftlichen  und  sonstigen 
kulturellen  Fortschritt  oder  Kflckschritt 
stehen,  so  sehr  sie  daneben  auf  der  genauesten 
möglichen  Kenntnis  des  Einzelnen  beruhen 
mögen,  auf  demselben  Boden,  sind  gefallt 
mit  Hilfe  von  Deduktionen  aus  Prämissen 
teleologischer  Art,  aus  Welt-  und  Geschichts- 
bildern, die  in  verschiedener  Weise  je  nach 
Weltanschauung  und  Persönlichkeit  sich 
bilden.  Sie  enthalten  nie  mehr  als  An- 
näherungswerte,   als   vorläufige   Versuche; 


sie  enthalten  in  sich  nicht  dasjenige  Kri- 
terium der  Wahrheit,  das  die  vollendete 
Wissenschaft  in  Anspruch  nehmen  muss, 
daas  jeder  Unförsuchende  zu  demselben  Er- 
gebnis kommen  müsse. 

Die  strengere  Wissenschaft  strebt  nach 
diesem  grossen  Ziele,  sie  sudit  unumstOss- 
liche  Wahrheiten  zu  erhalten ;  sie  hat  es  in 
den  Gebieten  einfacherer  Verwickelung  der 
Eischeinungen  erreicht.  Sie  kann  das,  je 
mehr  sie  sich  zunächst  a\d  die  Untersuchung 
des  Einzelnen  beschränkt;  je  mehr  sie  das 
thut,  desto  mehr  muss  sie  aber  auch  ver- 
zichten, Ideale  aufzustellen,  ein  Sollen  zu 
lehren.  Denn  dieses  geht  immer  nur  aus 
dem  Zusammenhange  des  Ganzen  hervor. 
Wenn  daher  die  strengere  Wissenschaft  auch 
auf  unserem  Gebiete  die  Resignation  zu 
fordern  anfängt,  man  solle  zunächst  nur  er- 
klären, wie  die  Dinge  geworden  seien,  so 
^ebt  sie  darum  die  Hoffnung  nicht  auf, 
einer  späteren  besseren  Ordnung  des  mensch- 
lichen Lebens  zu  dienen,  einer  höheren  Art 
der  Pflichterfüllung  und  des  Sollens  die 
Wege  zu  bahnen ;  sie  will  nur  vorläufig  sich 
im  Sinne  einer  berechtigten  Arbeitsteilung 
auf  das  Erkennen  besc&änken,  zumal  im 
Gebiete  der  Staats-  und  Sozial  Wissenschaft 
stets  zu  beobachten  war,  dass  hier  noch 
mehr  als  sonst  die  Hof&iung,,  durch  be- 
stimmte Untersuchungen  irgend  welcher 
subjektiven  Auffassung  des  Sollens  eine 
Stütze  zu  bieten,  immer  wieder  die  Objek- 
tivität des  wissenschaftlichen  Verfahrens 
getnlbt  hat.  Man  kann  deshalb  principiell 
zugeben,  dass  das  letzte  Ziel  aller  Erkennt- 
nis ein  praktisches  sei,  dass  das  Wollen 
immer  vor  dem  InteOekt  da  ist,  ihn  r^ert 
und  sein  Herrscher  bleibt;  dass  jeder  Fort- 
schritt der  Erkenntnis  selbst  eine  That  des 
Willens  ist;  man  kann  auch  zugeben,  dass 
für  bestimmte  Lehrzwecke  der  Unterrieht, 
zumal  der  in  der  praktischen  National- 
ökonomie und  Finanz  wissen  Schaft,  die  Er- 
klärung des  Bestehenden  passenderweise  ver- 
binde mit  Hinweisen  auf  die  wahrscheinliche 
künftige  Entwickelung  und  auf  die  Vorzüge 
einer  bestimmten  Art  der  Entwickelung. 
Und  man  kann  trotzdem  im  Interesse  eben 
des  rein  wissenschaftlichen  Fortschrittes  es 
für  richtiger  halten,  zunächst  die  wissen- 
schaftlichen Untersuchungen  auf  dem  Boden 
strengerer  Methoden  möglichst  darauf  zu 
beschränken,  die  Erscheinungen  1.  richtig 
zu  beobachten,  2.  sie  zu  definieren  und  zu 
klassifizieren  und  3.  sie  aus  Ursachen  zu 
erklären. 

Wenn  wir  diese  drei  geistigen  Operationen 
im  folgenden  nacheinander  kurz  besprechen, 
80  geschieht  es  nicht  in  dem  Sinne,  als  ob 
sie  ganz  getrennt  und  stets  in  der  ange- 
führten Reihenfolge  je  für  sich  vollzogen 
werden  könnten ;  sie  greifen  stets  ineinander 


"'»'^ 


Volkewirtscbaft,  Volkswirtschaftalehre  nnd  -methode 


555 


Ober;  der  erete  Schritt  der  Beobachtung 
setzt  acfaon  richtige  Ifameo  und  Klassifikation 
Toraus;  jede  gute  Beobachtung  giebt  Kausal- 
erbläningeo.  Aber  immer  ist  die  rohe  Be- 
obachtung der  Anfang,  die  vollendete  Kausal- 
erkläniDg  das  Ende  des  wissenschaftlichen 
Verfahrens. 

7.  Die  Beobacbtnns  und  Beschrei- 
bnng  im  allgemeinen,  volkswirtschaftliche 
Erscheinungen  beobachten  heisst  die  Motive 
der  betreffenden  wirtschaftlichen  Handlungen 
und  ihre  Ergebnisse,  deren  Verlauf  und 
Wirkung  feststellen.  Der  Motive  unserer 
Handlungen  werden  wir  uns  direkt  durch 
Beobachtung  unseres  eigenen  Seelenlebens 
bewusst ;  von  nns  schliessen  wir  auf  andere. 
Was  in  der  Welt  vorgeht,  erfahren  wir 
durch  die  Eindrücke  unserer  Sinne,  die  wir 
als  ein  objektives  Geschehen  deuten  nnd 
bereifen.  Alle  unsere  Erhhrang  stammt  so 
ans  diesen  zwei  QueUen  der  W&bmehmun^. 
Aber  bis  wir  uns,  bis  wir  die  Welt  ridibg 
beobachten  lernten,  brauchte  es  einer  Er- 
^ihruDgsent  Wickelung  von  Jahrtausenden. 
Dnd  noch  heute  müseen  wir  jeder  Beobach- 
tung mit  dem  Zweifel  enl^gentreten,  ob  sie 
richtig  sei,  ob  nicht  subjektive  Täuschung, 
nnvoUkommenes  Sehen,  voreiliges  sanguini- 
sches Verfahren,  Ungeübtheit,  Vonirteile  und 
Interessen  uns  falsche  Bilder  vorführen. 
Wir  werden  nur  dann  glauben,  richtig  und 
wissenschaftlich  brauchbar  beobachtet  zu 
haben,  wenn  wir  bei  wiederholter  Beobach- 
tung desselben  O^enstandes,  wenn  ver- 
schiedene Beobachter  immer  wieder  dasselbe 
Besultat  finden,  wenn  jeder  subjektive  Ein- 
flnss  aus  dem  Ergebnis  eliminiert  ist. 

Alle  Beobachtung  isohert  aus  dem  Chaos 
der  Erscheinungen  einen  einzelnen  Vorgang, 
um  ihn  für  sich  zu  betrachten.  Sie  beruht 
stets  auf  Abstraktion;  sie  analysiert  einen 
Teilinhalt.  Je  kleiner  er  ist,  je  isolierter  er 
sich  darstellt,  desto  leichter  ist  das  Geschäft. 
Die  Beobachtung  soll  erschöpfend,  vollständig, 
genau  sein,  alle  wahrnehmbaren  Beziehungen 
des  Gegenstandes  eruieren,  eine  genaue 
Grössen-,  Zeit-,  Haumbestimmung  enthalten ; 
sie  will  die  Gleichheit  und  Aehnlichkeit 
wie  die  Verschiedenheit  gegenüber  den  ver- 
wandten oder  entgegengesetzten  Erschei- 
nungen feststellen.  Die  relative  Einfachheit 
der  elementaren  Naturvor^nge  erleichtert 
auf  dem  Gebiete  der  Naturwissenscliaften 
die  Beobachtung  sehr;  es  kommt  dazu,  dass 
der  Naturforscher  es  in  seiner  Gewalt  hat, 
die  Umgebung,  die  mitwirkeudea  Ursachen 
beliebig  zu  ändere,  d.  h.  zu  experimentieren, 
nnd  so  den  Gegenstand  von  allen  Seiten  her 
leichter  zu  fassen.  Nicht  bloss  ist  das  bei 
volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  nicht 
ti&nfig  möglich,  sondern  diese  sind  stets  — 
auch  in  ihrer  einfachsten  Jorm  —  sehr  viel 
kompliziertere   Gegenstände,    abhängig  von 


den  verschiedensten  Ursachen,  beeinflusst 
durch  eine  Reihe  mitwirkender  Bedingimgen. 
Nehmen  wir  eine  Steigerung  des  Getreide- 
preises,  des  Lohnes,  eine  Kuraverftndemng 
oder  gar  eine  Handelskriais,  einen  Fort- 
schritt der  Arbeitsteilung:  fast  jeder  solche 
Vorgang  besteht  aus  Gefühlen,  Motiven  und 
Handlungen  gewisser  Gruppen  von  Men- 
schen, dann  aus  Mas»<enthatsachen  der  Natur 
{z.  B.  einer  Ernte)  oder  des  technischen  Lebens 
{?..  B.  der  Maschinenein fflhrung),  er  ist  be- 
einflusst von  Sitten  und  Einrichtungen,  de- 
ren Ursachen  weit  auseinander  liegen.  Es 
bandelt  sieh  also  stets  oder  meist  um  die 
gleichzeitige  Beobachtung  von  zeitlich  nnd 
räumlich  zeretreuten,  aber  in  sich  zusammen- 
hängenden Thatsachen.  Und  vollends  wenn 
typische  Formen  des  volkswirtschaftlichen 
Lebens  beobacJitet  werden  sollen,  wie  die 
Familien  Wirtschaft,  die  Unternehmung,  die 
Aktiengesellschaft,  der  Ge  werk  verein,  der 
Markt,  die  Börse,  so  steigert  sich  die 
Schwierigkeit  des  Selbst-  und  des  Richtig- 
sehens ins  üngemessene. 

Und  doch  —  seit  es  eine  höhere  geistige 
Kultur  mit  Schulbildung,  Presse  und  Lek- 
türe giebt,  erreichen  zahreiche  Gesdiäfta- 
männer  und  Beamte  durch  jahrelange  prak- 
tische Tjebenserfahrung  und  Uebung  eine 
gewisse  Fähigkeit,  volkswirtschaftliche  Er- 
scheinungen im  grossen  und  ganzen  richtig 
zu  beobachten.  Und  daneben  hat  die 
Wissenschaft  und  der  Unterricht  in  ihr,  die 
regelmässige  Schulung  im  wissensdiafüichen 
Beobachten,  in  der  Beseitigung  der  wahr- 
scheinlichen Täuschungen  und  Fehlerquellen 
manche  Praktiker  und  viele  Theoretiker  so 
weit  gebracht,  dass  die  kritische  vorsichtige 
Beobachtung  heute  weiter  verbreitet  ist  als 
je  früher.  Diese  Schulung  hat  es  aucli  da- 
liin  gebracht,  dass,  wo  wir  nicht  selbst  be- 
obachten könaeu,  sondern  auf  die  Nachrichten 
und  Beoi)aGhtungeQ  anderer  angewiesen  sind, 
wir  doch  mit  scharfeni  Blick  das  Brauch- 
bare vom  Unbrauchbaren  zu  sondern,  aus 
der  grossen  Masse  des  Beobachtungsmate- 
rials, das  uns  die  Presse,  gesammelte  Be- 
Schreibungen,  andere  Wissenschaften  dar- 
bieten, die  richtige  Auswahl  zu  treffen  ge- 
lernt haben. 

Aber  immer  bleibt  die  Beobachtung  der 
Volkswirts  cliaftlichcn  Thatsachen  eine  stfiwie- 
rige,  vou  Fehlern  um  so  Seichter  getrübte 
Operation,  je  grösser,  verzweigter,  kompli- 
zierter die  einzelne  Erscheinime'  ist  Die  an 
sich  berechtigte  Vorschrift,  jeden  zu  unter- 
suchenden Voi^ng  in  seine  kleinsten  Teile 
aufzulösen,  diese  für  sich  zu  beobachten  und 
aus  den  gesammelten  Beobachtungen  erst 
ein  Gesamtergebnis  zusammenzusetzen,  ist 
nur  unter  besonders  günstigen  Umständen 
restlos  durchzuführen.  In  der  Regel  han- 
delt es  sich  darum,  aus  gewissen,  an  einem 
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Voi^ange  festgestellten  sicheren  Daten  die 
übrigen  nicht  oder  nicht  genügend  beob- 
achteten schliessend  zu  ergänzen  und  so 
sich  ein  Bild  von  dem  Ganzen  desselben  zu 
machen;  das  geschieht  unter  dem  EiDÜusse 
gewisser  Gesamtein  drücke  durch  einen  pro- 
duktiven Akt  der  Phantasie,  der  irren  kann, 
wenn  nicht  reiche  Begabung  und  Schulung 
den  Geist  auf  die  rechte  Bann  lenken.  Da^ 
bei  ist,  wenn  es  sich  um  die  weitere  Ver- 
wertung des  Beobachteten  huidelt,  nie  zu 
vergessen,  wie  verschieden  zuQ&chst  psy- 
chologisch das  Erfabrungsmaterial  wirkt, 
das  man  selbst  dem  Leben  abgelauscht,  und 
jenes,  welches  man  aus  der  Hand  Dritter 
empiängt.  Das  erstere  tiat  stets  Farbe, 
Leben,  die  volle  Deutlichkeit  der  Anschauung ; 
es  erscheint  stets  grosser,  wirkt  kräftiger, 
ist  aber  dem  Umfange  nach  bei  Gelehrten 
doch  in  der  R^el  das  beschränktere.  Das 
andere,  aus  Bflchem,  Nachrichten,  Erzäh- 
lungen Stammende  stellt,  je  weniger  der 
Auniefamende  eine  produktive  Phantasie  be- 
sitzt, desto  mehr  nur  verblasste  Bilder, 
Schemen,  ja  blosse  Namen  und  Begriffe  dar, 
zu  denen  die  Anschauung  fehlt.  Nur  eine 
planvolle,    mit  Absicht  stets   sieh   wieder- 


sich  zu  ganz  gleichwertigen  Stücken  und 
damit  zu  einem  der  Wirklichkeit  entspre- 
chenden Gesamtresultate  verbindet 

Es  wird  sich  jedem  aufmerksamen  Leser 
volk wirtschaftlicher  Schriften  sofort  die  Er- 
kenntnis eröffnen,  ob  und  inwieweit  sie  auf 
guter  oder  schlechter  Beobachtung  beruhen, 
ob  selbständige  eigene  Beobachtung  oder 
die  Benutzung  der  Beobachtung  anderer  im 
Vordergnmde  steht,  ob  sie  auf  Welt-  und 
Menschenkenntnis  oder  auf  Bücberkenntnis 
sich  aufbauen.  Ä.  Smith  hat  das  wirt- 
schaftliche Leben  im  kleinen  gut  beob- 
achtet, im  übrigen  war  er  ein  Stubenge- 
lehrter, der  aber  auch  aus  abgeleitetem  Ma- 
teriole  Bedeutsames  zu  machen  wusste. 
Ricardo  war  ein  scharfsinniger  Mann  ohne 
gelehrte  Bildung,  aber  mit  reicher  prakti- 
scher GeschäftserbhruDg.  Wo  im  prakti- 
schen Leben  geschulte  Staatsmänner  und 
Geschäftsleute  zugleich  eine  volle  wissen- 
schaftliche Bildung  sich  erwerben,  da  leisten 
sie,  obwohl  meist  nur  über  Einzelheiten 
schreibend,  eben  deshalb  Vollendetes,  weil 
sie  die  zwei  Arten  des  Beobachtungsmate- 
rials am  richtigsten  verbinden ;  ich  erinnere 
an  den  Abbe  Galiani,  an  Necker,  an  J.  G. 
Hoff  mann,  an  Thtinen,  an  G.  Rfimelin. 
Von  den  eigentlichen  Gelehrten  zeigen  die- 
jenigen, welche  es  verstanden,  zugleich  sich 
eine  reiche  praktische  Lebeoserfahrung  zu 
erwerben,  ftunliche  Vorzüge,  wie  z.  B.  F. 
B.  W.  Hermann.  G.  Hanssen,  Hildebrand. 
Der  Typus   eines  spekulierenden  Büchei^e- 


khrten  ohne  eigene  Beobachtung,  ohne 
Welt^  und  Menschenkenntnis  ist  Karl  Marx; 
mathematische  Spielereien  waren  seine  Lieb- 
lingsbescbfiftigung;  sie  verbinden  sich  bei 
ihm  mit  ganz  alntrakten  Begriffen  und  mit 
allgemeinen  gescbichtsphilosophischen  Bil- 
dern. Er  ist  durch  diese  Eigenachaften  trotz 
aller  Studien  in  den  englischen  Blaubüchem 
von  dem  Erfordernis  empirischer  zuver- 
Ifisdger  Forschung,  wie  sie  heute  verlaugt 
wird,  vielleicht  weiter  entfernt  als  irgend 
ein  anderer  bedeutender  nationalOkonomiscber 
Denker. 

Die  Fixierung  der  Beobachtung,  so  dass 
sie  für  andere  verwertbar  wird,  ist  die  Be- 
schreibung. Sie  schildert  den  aus  dem 
übrigen  Zusammenhange  des  Geschehenden 
ausgesonderten  Gegenstand,  giebt  ihm  den 
durch  die  wissenschaftliche  Definition  fest^ 
gestellten  Namen,  ordnet  ihn  unter  die 
Arten  und  Klassen  der  verwandten  Erschei- 
nungen, stellt  Gleichheiten,  Aebnlichkeiten, 
Koexistenzen,  Folgen,  Zusammenhänge  fest. 
Die  Beschreibung  giebt  in  der  Rege!  schon 
deshalb  viel  mehr  als  die  Beobachtung,  weil 
sie  Folgerungen  aus  dem  Beobachteten  und 
aus  anderweiten  anerkannten  Wahrheiten 
einflicht;  sie  verbindet  die  einzelnen  Be- 
obachtungen zu  einem  summarischen  Aus- 
drucke j  auch  wo  sie  nicht  SO  weit  geht, 
stellt  sie  zur  Erläuterung  die  nächst  voiiier- 
gehende  Beobacfatimg  neben  die  neue,  die 
gestr^e  Kursnotiz  ueben  die  heutige;  jode 
gute  Beschreibung  ist  so  vergleichend,  wie 
m  den  meisten  Handbüchern  der  Volkswirt- 
schaftslehre mindestens  englische,  frouzJJei- 
sche  und  deutsche  Dinge  nebeneinander 
angeführt  werden.  Die  Zusammenfassung 
mehrerer  Beobachtungen  und  ihre  Ver- 
gleichung,  der  Versuch,  so  ausprobierend, 
Gesamtvorstellungen  über  grössere  Gebiete 
des  volkswirtschaftlichen  Lebens  zu  schaf- 
fen, ist  ein  Hauptmittel,  in  das  Cliaos  zer- 
streuter Einzelheiten  Einheit  zu  bringen. 
Es  liegt  darin  auch  der  Anaatz  zu  induk- 
tiven Schlüsi^en,  wie  alle  Besdueibung 
ihren  Hauptzwodc  darin  hat,  die  Induktion 
vorzubereiten ;  aber  sie  ist,  wie  Mill  immer 
wieder  betont,  noch  nicht  Indukticm  und 
dient  ebenso  der  Deduktion  und  ihrer  Ve- 
rifikation. 

Soll  die  Yolkswirtsdiaft  eines  ganzen 
Landes,  die  Entwickelung  einer  ganzen  In- 
dustrie, das  Bank-  oder  Geldwesen  eines 
Staates,  die  Lage  der  Arbeiter  eines  Ge- 
werbes geschildert  werden,  so  handelt  es 
sicli  um  so  komplizierte  Gegenstände,  dass 
zu  einer  genauen  erschöpfenden,  nach 
Grösse,  nach  Ursache  und  Folge  ausreichen- 
den Beschreibung  vor  allem  die  Ffthigk^t 
gehört,  die  Tausende  von  Einzeldaten  zu- 
sammenzufassen, zu  komprimieren ;  es  handelt 
sich   um   die  Fähigkeit,   das  analytisch  im 
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einzelnen  Festgestellte  in  einer  Tollendeten 
Synthese  KUBammenzufasseD.  Eine  voll- 
endete Beschreibung  setzt  einen  vollendeten 
Sachkenner  voraus,  der  zugleich  als  voll- 
endeter Künstler  mit  kurzen  Strichen,  mit 
plastischer  Anschaulichkeit  und  doch  ganz 
wahrheitsf^etreu  zu  schildern  weiss. 

Je  eiidacher  die  Oegen  stände  einer  Dis- 
cipljn  dnd,  eine  desto  geringere  Rolle  spielt 
in  der  betreffenden  Wissenschaft  die  Be- 
schreibung; die  Krscheinungen  sind  ^isch, 
wiederiiolen  sich  so  gleichm&ssig,  däss  Be- 
schreibUDgen  der  verschiedenen  Exemplare 
derselben  Art  nicht  nOtig  sind.  Das  gilt 
anch  für  die  elementaren  volkswirtschaft- 
lichen Vorgänge,  wie  Preisschwanku^en ; 
da  kann  ein  Beispiel  genO^n.  Alles  Kom- 
pliziertere hat  seinen  individuellen  eigen- 
tOmhchen  Chankter,  die  Beechreibung  der 
einen  Hausindustrie  macht  die  der  anderen 
nicht  flberfltlssig.  In  den  komplizierteren 
Wissen^ebieten  hat  daher  stets  mit  dem  Siege 
strenger  Wieäenschaftlichkeit  die  Beschrei- 
bung, der  deskriptive  Teil  sich  einen  eigen- 
tflmuchen  selbstAndigen  Platz  erobert;  ein- 
zelne Hilfsmittel  und  Arten  der  Beobach- 
tung, der  Thatsachensammlung  und  Be- 
schreibung, wie  z.  B.  die  Hikroskome  und 
Statistik,  wurden  zu  besonderen  Wissen- 
schaften. 

Auf  dem  Gebiete  der  Staatsviasen- 
schaften  und  epedell  der  Volkswirtschafts- 
lehre beobachten  wir  seit  ihrer  hSheren 
Ausbildung  zwei  Anl&ufe  nach  dieser  Rich- 
tung. Erst  erging  sich  die  Kameralistik 
und  der  Merkantirismus  im  ersten  mühe- 
vollen, freiUch  oft  recht  oberflächlichen 
Sammeln  der  Thatsachen,  in  Beschreibungen 
von  Holland,  England  und  anderen  Staaten ; 
endlose  Encyklopftdieen  und  Sammclwei^e 
entstanden;  diese  ältere  Richtung  konnte 
sich  nidit  genug  des  Materials  erfreuen  nnd 
endete  zuletzt  in  gedankenloser  Polyhistorie. 
Die  Naturiehre  der  Volkswirtschaft  war 
dem  gegenüber  eine  Erlösung:  sie  stellte 
einen  vorläufigen  Versuch  der  rationalen 
Bemeisterung  des  toten  Stoffes  dar;  für 
ein^  Menschenatter  trat  das  B^bachten 
und  Beschreiben  zurück;  die  Dinge  für  zu 
einfach  haltend,  glaubte  man  in  der  allge- 
meinen Menschennatur  den  Schlüssel  ge- 
funden zu  haben,  der  direkter  und  mühe- 
loser zum  Heiligtum  der  Erkenntnis  führe 
als  die  langweUige,  zeitraubende  Empirie. 
Den  Rflckschl^  gegen  diese  Einseitigkeit 
stellt  unsere  Epoche  dar.  Wie  man  in 
England  den  Schlagworten  Angebot  nnd 
Nachfrage  nicht  mehr  allein  glaubte,  sondern 
in  endlosen  Enqueten  vor  jedem  Urteil 
Über  die  Dinge  die  Thatsachen  festzustellen 
sich  bemühte,  wie  die  Franzosen  in  Le  Play 
einen  neuen  Apostel  der  Empirie  fanden, 
SO  hat  vor  allem   die  deutsche  nationalöko- 


nomische Wissenschaft,  die  aus  der  Epoche 
der  EameraliBtik  stets  lebendigen  Sinn  für 
das  Wirkliche  sich  gerettet  hatte,  mit  gros- 
ser EneT^e  seit  ein  bis  zwei  MeDScnen- 
altei-n  den  Realismus  auf  ihre  Fahne  ge- 
schrieben. Die  besten  Geister  anderer 
Staaten  sind  ihr  hierin  gefolgt,  es  sei  Z.  B. 
nur  aa  Herbert  Spencers  Materialsamm- 
lungen und  an  Sir  H.  S.  Maines  Arbeiten 
erinnert.  Auch  diejenigen  unter  den  deut- 
schen Nationalökonomen,  welche  am  meisten 
für  deduktives  Verfahren  eingetreten  sind, 
haben  sich  teilweise  mit  gr^tem  Erfolge 
an  den  deskriptiven  Arbeiten  beteiligt,  wie 
z. B.A.Wagner.  Der  Unterschied  der  heutigen 
deskriptiven  Richtung  der  Nationalökonomie 
von  der  des  vorigen  Jahrhunderts  besteht 
darin,  daas  heute  nicht  mehr  zufällige  No- 
tizen gesammelt,  sondern  nach  strenger  Me-, 
thode  wissenschaftlich  vollendete  Eteobach- 
tungen  und  Beschreibnn^n  gefordert  werden. 

Wenn  vor  allem  die  deutsche  Wissen- 
acliaft  in  dieser  Richtung  voi^ng,  so  hat 
sie  sich  nie  eingebildet,  dass  das  Beobachten 
und  Beschreiben  allein  Wissenschaft  sei. 
dass  das  mehr  sei  als  die  Vorbereitung, 
um  zu  allgemeinen  Wahrheiten  zu  kommen. 
Sie  behauptete  nur  nnd  mit  Hecht,  ohne 
diese  empirische  Grundlage  und  ohne  sü'enge 
Schulung  und  (Jewöhnung  nach  dieser  Seite 
gebe  es  keine  brauchbare  Induktion  und 
Deduktion;  sie  glaubte  vor  allem,  dass  hie- 
rin ein  Untem(it  möglich  und  heilsam  sei, 
dass  hierin  geschulte  Anfänger  noch  etwas 
leisten  können,  während  die  Spekulationen 
der  Schüler  über  die  letzten  Fragen  der 
Wissenschaft  meist  ziemlieh  wertlos  sind. 
Die  deutsche  Wissenschaft  und  die  Leiter 
derjenigen  Staats  wissenschaftlichen  Seminare, 
aus  denen  seit  30  Jahren  überwiegend  des- 
kriptive Arbeiter  hervoi^ngen,  waren  sidi 
bewusst,  damit  im  Einklänge  zu  stehen  mit 
dem  Oange,  den  die  Erkenntnistheorie  und 
Wissen  Schaftslehre  überhaupt  genommen. 
Sie  konnten  sich  auf  Lassalles  Wort  be- 
rufen: 'Der  Stoff  hat  ohne  den  Gedanken 
immer  noch  relativen  Wert,  der  Gedanke 
ohne  den  Stoff  niu:  die  Bedeutung  einer 
ChimOre' ;  oder  anf  Lotzes  Ausspruch : 
>Die  Thatsachen  kennen,  ist  nicht  Alles, 
aber  ein  Grosses;  dies  gering  zu  schätzen, 
weil  man  mehr  verlangt,  geziemt  nur  jenen 
heaiodischen  Thoren,  die  nie  einsehen,  dass 
halb  oft  besser  ist  als  ganz.« 

Bei  den  verschiedenen  Seiten  der  volks- 
wirtschaftlichen Erscheinungen  kommen  nun 
für  Beobachtung  und  Beschreibung  natür- 
lich verschiedene  Verfahrung^ weisen  in  Be- 
tracht; sie  sind  teils  anderen  Wissenschaften 
entlehnt,  teils  mehr  selbständig  innerhalb 
der  Staats  wissen  Schäften  ausgebildet  worden. 
Es  ist  hier  des  Raumes  wegen  nicht  mög- 
lich, auf  alle  diese  Methoden  im  einzelnen 
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einzugeheD.  Dagegen  miisB  wenigsteoB  da- 
von besonders  geredet  werden,  wie  Sta- 
tJBtik  und  Geschichte  sich  als  HilfBwiasen- 
scbaften  der  Yolksvirtschaftslehre  neuer- 
dings ausgebildet  haben. 

8.  Die  staUetiache  Methode  nnd  die 

Enqueten.  Wenn  wir  fragen,  wo  die  Beob- 
achtung am  ehesten  subjektive  Täuschung 
abstreiten,  zu  allgomeio  gütiger  Wahrheit 
kommen  konnte,  so  ist  es  da,  wo  sie  be- 
stimmte Erscheinungen  der  Zahl  und  dem 
Masse  unterwerfen  ionnte.  Für  praktische 
Verwaltungszwecke  hatte  man  seit  Jahr- 
hunderten die  Hufen,  die  Uenschen,  das 
Vieh,  die  Geb&ude  gezählt;  die  italienischen 
Tyrannen  der  EenaiBsance,  noch  mehr  die 
aufgeklarten  Despoten  des  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts brauchten  für  Finanz-,  MihtOi^  und 
andere  Zwecke  immer  hfiufirer  solche  Zäh- 
lungen. Die  erwachende  wisBcnschaft  be- 
mächtigte sich  dieses  Materials.  Fetty  und 
Davenant  sprachen  tod  politischer  Arithme- 
tik, wenn  sie  wirtschaftliche  Zahlenangaben 
zusammen  stellten  und  verglichen.  G.  Achen- 
wall  und  seine  Nachfolger  begannen  ihre 
Staatenbeschreibungen  durch  Zahlen  zu  er- 
gänzen  und  nannten  das  Statistik.  Feter 
SÜssmilch  schuf  aus  den  Zahlen ergebnissen 
der  Kirchenbücher  die  Bevölkerungslehre. 
Und  da  planmflssige  Zählungen  dieser  Art 
Frivaten  nur  sehr  schwer  möglich  sind,  die 

fswöhnlichen  Staatsbehörden  nur  nebenbei 
urch  ihre  sonstige  VerwaltungsthAtigkeit 
zu  solchen  Zahlenergebnissen  kommen,  so 
schuf  man  von  1800  ab  erst  die  staatlicken, 
später  auch  besondere  lokale  staÜstiBche 
Aemter.  deren  Aufgabe  es  ist,  gesellschaft- 
liche Thataachen  zu  zählen  und  zu  messen, 
das  diesbezügliche  Material  zu  sammeln  und 
zu  bearbeiten.  In  ihren  Händen  liegt  heute 
vornehmlich  die  Statistik,  ohne  dasa  es  aus- 
geschlossen ist,  das3  Rivate  und  andere 
Behörden  ebenfalls  statistische  £rhebungeQ 
machen,  noch  weniger,  dass  sie  statistisches 
Material  verarbeiten. 

Wir  haben  es  hier  mit  der  Statistik  nur 
als  Methode  der  systematischen  Massenbe- 
obachtung zu  thun.  Sie  sondert  Gruppen 
von  Individuen  oder  von  wirtschaftlichen 
Thatsachen  imd  Ereignissen  aus,  zählt  sie 
im  ganzen  und  nach  bestimmten  Merkmalen, 
charakterisiert  die  Gnippen  dadiux;h,  stellt 
Ueberein Stimmung  und  Abweichung,  Ver- 
änderung und  Wechsel  innerhalb  derselben 
fest  und  leitet  so  unter  Zuhilfenahme  un- 
seres übrigen  Wissens  von  den  Erschei- 
nungen zu  einer  tieferen  Erkenntnis  der- 
selben an.  Sie  ist  nur  anwendbar,  wo  man 
feste  Gruppen  (nach  Staat,  Provinz,  Ge- 
meinde, nach  Beruf,  Stand,  Geschlecht, 
Alter,  nach  bestimmten  Handlungen,  Ver- 
brechen, Schiü-  und  Kirchenbesuch,  Steuer- 


zahlen etc.)  bilden,  alle  Glieder  der  Gruppe 
durch  eine  Frage  erreichen,  diese  Frage 
klar  und  deutlich  stellen  und  Qaranüeen 
schaffen  kann,  dass  sie  beantwortet  imd 
richtig  beantwortet  werde.  Die  steigen- 
den Kosten,  welche  der  statistische  Ver- 
waltungsapparat verursacht,  hindern  jede 
Obeigrosse  Ausdehnung;  unvollkammene 
Fragestellung  und  ungenügende  und  falsche 
Antworten  machen  einen  erheblichen  Teil 
des  Materials  wertlos.  Erat  langsam  hat 
sich  die  Eimst  der  Zählung  und  £riiebung 
vervollkommnet;  die  Voiüzählungen ,  die 
Zählungen  des  Gewichts  und  des  WerteB 
der  aus-  und  eingeführten  Witfen  und 
andere  Teile  der  Statistik  haben  aber  jetzt 
einen  hohen  Grad  der  Zuverlässigkeit  er- 
r^cht,  während  andere  Teile  des  statisti- 
schen Materials  nocii  sehr  unvollkommen 
sind. 

Die  Bedeutung  der  statistischen  Methode 
ftlr  den  Fortsclmtt  aller  Ertienntnis  auf 
dem  Gebiete  von  Staat,  Gesellschaft  und 
Volkswirtschaft  ww  trotzdem  eine  ung|e- 
heure.  Die  Ausbüdung  deraelben  war  je- 
denfalls einer  der  erheblichsten  Fortschritte 
auf  dem  Gebiete  der  Sozialwissenschaften 
seit  150  Jahren.  Die  Statistik  hat  nach 
vielen  Seiten  das  hier  fehlende  Exporiment 
ersetzt;  sie  hat  vielfach  erst  den  binn  für 
Genauigkeit  und  Frfleision  auf  diesem  Wis- 
sensgebiete geschaffen ;  sie  hat  feste  GrOssen- 
voratellungen  an  die  Stelle  lauter  verschwom- 
mener Anschauungen  gesetzt ;  sie  hat  zuerst 
gestattet,  die  Massenersclieinungen,  die  bis- 
her nur  einer  vagen  schätzenden  Charakte- 
risierung zugängig  waren,  einer  festen 
Beobachtung  zu  unterwerfen^  die  zählbaren 
Merkmale  zu  einer  absolut  sicheren  Charak- 
teristik zu  verwerten;  sie  hat  durch  ihre 
Tabellen,  graphische  Darstellungen  und 
andere  Hilfamittel  der  Vergleichung  die 
Veränderungen  in  der  Entwickelung  fest- 
gestellt, auf  die  Erkenntnis  der  Ursadien 
hingelenkt,  den  EinfluBS  bestimmter  Haupt- 
unif  Nebenursachen  zu  messen  gestattet 
Indem  man  die  statistischen  Ei^bniese 
nach  Raum  und  Zeit  tabellarisch  gliederte, 
die  Massenerscheinungen  gleichsam  als  Funk- 
tionen von  Kaum  und  Zeit  auftreten  Hess, 
erhielt  man  einen  Einblick  in  die  Abstufung 
der  wirkenden  Ursscheu.  Die  Statistik  hat 
die  Bevölkerungslehre  geschaffen,  der  Völker- 
kunde und  Finanz  ihr  festes  Fundament  ge- 
geben ;  sie  hat  die  Geld-  und  Preislehre  von 
groben  Irrtümern  gereinigt,  die  Schiefhdt 
so  rieler  voreiÜger  Generalisationen  auf 
verschiedenen  Gebieten  aufgedeckt;  me  ist 
das  Uauptinstrument  der  deskriptiven  Volks- 
wirtschaftslehre geworden.  Ihre  heutigen 
Fortschritte  in  der  Lohnstatistik,  Bemfs- 
Statistik,  Haushaltsstatistik  zeigen,  wie  s^ 
sie  fähig  ist,   auch  fernerhin  wichtige  Teile 
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der  Wissenschaft  zu  verbeasem  und  gtoz- 
lich  umzugestalten. 

Ueber  die  Grenzen  ihrer  Wirksamteit 
kann  daneben  doch  liein  Zweifel  seio.  Ihr 
eeBanites  Material  gehört  einer  kurzen 
Spanne  der  neueren  Zeit  und  weni^n 
Eulturstaaten  an.  Sie  liefert  Wahrheiten 
immer  nur  im  Zusammenhange  mit  anderen 
Special  Wissenschaften,  niemals  allein :  nur 
der  Nation  alökononora,  der  Anthropolog,  der 
Kriminalist,  der  Mediziner,  der  ganz  in 
seinem  Fache  zu  Hause  ist,  kann  mit  die- 
sem Messinstrumeat  richtig  die  Oegeust&nde 
seiner  Untersuchung  behandeln.  Sie  kana 
immer  nur  QuantitätsTerhAltaisse  ergeben; 
die  Quahtäten,  die  jenseits  dieser  Grenze 
liegen,  also  vor  allem  die  wichtigsten  aitt- 
licnen  und  geistigen  VorkonmiDiBse  sind 
ihr   unerreichbar,  soweit  sie  sich   nicht  in 


baren  Dingen  können  wir  hSufig  das  eigent- 
lich Interessante  nicht  erfahren,  weif  die 
Fragestelluageu  zu  kompliziert,  die  Ant- 
worten zu  falsch  werden,  zu  schwierig 
summierbar  sind.  Wir  z^en,  wie  viele 
Milchkühe  vorhanden  sind,  aber  nicht,  wie 
schwer  sie  sind,  wie  viel  Miich  sie  geben; 
wir  erfahren,  wie  viel  Betriebe  mit  wie  viel 
Arbeitern  existieren;  die  Erhebung  ihrer 
Maschinen,  ihres  Kapitals,  ihrer  Jahrespro- 
duktion ist  nicht  in  brauchbarer  Weise  ge- 
SlOckt.  Lexis  führt  aus,  dass  da,  wo  wir 
ie  Ursachen  einfach  typisch  sich  wieder- 
holender Vorgftnge  bereits  kennen,  die  sta- 
tistische Untersuchung  überflüssig  sei  oder 
höchstens  als  Berichtigungsverfahren  wirke 
und  dass  sie  da,  wo  es  sich  um  historisch 
individualisierte  Massenerscheinungen  handle, 
als  Hilfswissenschaft  in  dem  Masse  zurilck- 
Irete,  wie  die  Erscheinungen  individueller 
werden.  Bleibt  zwischen  diesen  zwei  Grup- 
pen ein  grosses  und  wichtiges  Gebiet  für 
die  Statistik,  soweit  sie  durchführbar  ist, 
die  komplizierten  Ursachen  und  Ursachen- 
komplexe deckt  sie  nie  direkt  auf,  sie  er- 
laubt nur  dem  Sachkenner,  durch  den  Ter- 
gleich  der  Zahlen  die  Zusammenhänge  zu 
vermuten. 

Verwandt  mit  der  Statistik  sind  die  so- 
genannten Enqueten,  d.  h.  jene  von  parla- 
mentarischen Ausschüssen  oder  Regierungs- 
behörden und  gelehrten  GeseUschaften 
neuerdings  vielfach  ausgeführten  einmaligen 
Untersuchungen  und  Beschreibungen,  die 
hauptsächlich  auf  volkswirtschaftliche,  für 
die  Gesetzgebung  vorzubereitende  Gegen- 
stände sich  bezogen.  Die  betreffen  den,  zur 
Untersuchung  amtlich  eingesetztea  oder  frei- 
willig zusammengeh'etenen  Personen  ent- 
werfen zunächst  einen  Arbeitsplan,  stellen 
fest,  was  statistisch  erhoben  werden  soll, 
ergänzen  dana  aber  das  statistische  Material 


durch  schriftliche  oder  mündliche  Befragung 
einer  mOghchst  grossen  Zahl  sachverständi- 
ger Personen.  Besonders  die  mündliche 
Befragung  unter  einem  gesetzlichen  Zeug- 
uiszwange  und  unter  Anwendung  eines 
Kreuzverhörs  zwischen  den  verschiedenen 
befragten  Interessenten  und  unter  Berechti- 
gong  jedes  Mitgliedes  der  Kommission, 
Fragen  zu  stelleu,  hat  zu  sehr  brauchbaren 
und  wahrheitsgetreuen  Ergebnissen  geführt; 
man  bat  häufig  die  gesamten  Protokolle  der 
"Vernehmungen  neben  einem  zusammen- 
fassende u  Berichte  der  Kommission  ver- 
öffentlicht. Näher  igt  hierauf  nicht  einzu- 
gehen, da  das  Handwörterbuch  einen  be- 
sonderen Artikel  von  Stieda  über  die  Enqueten 
gebracht  hat  (oben  Bd.  III,  S.  615~621J.  Sie 
waren  nur  zu  erwähnen  als  ein  wichtiges 
Mittel,  als  eine  besondere  Art  des  Veräh- 
rens,  ein  grosses  Thatsacheamaterial  plan- 
mSssig  und  wahrheitsgetreu  festzustellen. 
Wenn  einzelne  Gelehrte  ihre  Unterauchiingen 
Enqueten  nennen,  so  wollen  sie  damit  nur 
bes^n,  dass  sie  in  ähnlich  umfassender 
Weise  wie  Enquete  ukammissionen  Frage- 
bogen ausgeaandt  und  Erkundigungen  ange- 
stellt haben. 

9.  Die  Geschichte  und  die  hiatorl- 
8  che  Methode.  Die  Statistik  ist  eine 
ebenso  junge  wie  die  Geschichte  eine  alte 
Wissenschaft  ist.  Die  Statistik  ist  eine 
spedalisierte  Hilfswissenschaft  Die  Ge- 
schichte ist  neben  der  Philosophie  die  uni- 
versalst« aller  Wissenschaften.  Und  doch 
stehen  beide  zur  Volkswirtschaftslehre  in 
einem  ähnlichen  Verhältnisse,  beide  sind 
für  sie  in  erster  Linie  Hilfswissenschaften, 
welche  ihr  ein  gesichtetes,  geprüftes,  ge- 
ordnetes Beobachtungsmatenal  liefern.  Frei- 
lich ist  damit  die  Einwirkung  der  Ge- 
schichte auf  die  Volkswirtschaftslehre  nicht 
erschöpft. 

Was  will  die  Geschichte?  Sybel  sa^ 
sie  wolle  das  Leben  der  Menschheit,  wie 
es  sich  in  dem  Zusammen-  und  Aueein- 
andergehen der  Völkerindividuatitäteu  ge- 
stalte, in  seiner  Entwickclung  begreifen. 
Bernheim  hat  sie  neuerdings  als  die  Wissen- 
schaft von  der  Entwickclung  der  Menschen 
in  deren  Bethätigung  als  soziale  Wesen 
definiert.  Ich  möchte  lieber  beschreibend 
sagen:  sie  will  die  gesamte  Ueberheferuag 
von  der  pohtischen  und  sonstigen  kulturellen 
Entwickelung  der  Völker  und  der  Mensch- 
heit sammeln,  prilfen  und  zu  einem  ver- 
ständnisvollen, in  sich  zusammenhängenden 
Ganzen  verbinden.  Ihre  Thätigkeit  hat 
zwei  Ziele  im  Auge:  die  Kritik  und  Ord- 
nung der  Ucberiieferung  und  die  Benutzung 
derselben  zur  Erzählung  und  Darstellung. 
Das  eratcre  ist  ilir  eigenstes  ausschliess- 
liches Gxsbiet;  hier  hat  sie  imAnschluss  an 
die    Philologie,    besonders   in   den   letzten 
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hundert  Jahren  eine  so  strenge  Methode 
ausgebildet  und  hat  so  sichere  ErgebnisBe 
geliefert,  dass  sie  den  höchsten  Massstäben 
der  Erkenntais  entsprechen,  den  Resultaten 
alles  anderen  Wissens  gleichstehen;  daher 
die  (Jepflfwenheit  der  Historie,  sie  nach  dem 
Vorbilde  der  Naturwisseo schaffen  als  exakt 
zu  bezeichnen;  hier  hat  sie  ihre  eigentüm- 
lichsten Kunstgriffe  ausgebildet,  die  grösstec 
Triumphe  gefeiert;  Aber  ihr  idealer  Wert, 
ihre  grosse  Wirksamkeit  Hegt  auf  dem  Ge- 
biete der  Erzählung  und  Darstellung  sowie 
der  Werturteile,  Schlüsse  und  allgemeinen 
Wahrheiten,  die  aus  der  ErzÄhlung  und 
Darstellung  sich  ergeben.  Indem  sich  die 
bloss  referierende  Geschichte  zur  pragma- 
tisch-lehrhaften und  diese  zur  genetischen 
ausbildete,  welche  den  inneren  und  kausalen 
Zusammenhang  der  Ereignisse,  den  Einfluss 
der  Natur  und  der  Basse,  der  überiieferten 
Ideeea  und  der  neuen  Kenntnisse,  der 
grossea  MAnner  und  der  Institutionen  er- 
ilBren  will,  musste  sie  alles  menschliche 
Wissen,  die  Philosophie  und  alle  Special- 
wissenschaft  direkt  oder  indirekt  heranziehen 
und  konnte  naturgemäss  doch  dieses  letzte 
und  höchste  Ziel  nie  voll  erreichen;  sie 
muss  sich  häufig  begnügen,  die  letzten 
Rätsel  der  Weltgeschichte  begreiflich  unii 
denkbar  zu  machen,  teleologisch  auszudeuten, 
statt  mit  wissenschaftlicher  Strenge  sie  rest- 
los kausal  zu  erklären.  So  sind  ihre  Er- 
geboisse  methodologisch  sehr  weit  ausein- 
ander liegend,  zur  "Weiterbenutzung  für 
andere  Wissenschaften  von  sehr  verschiede- 
nem Werte. 

In  ihrem  Schosse  haben  sich  mit  der 
fortschreitenden  Arbeitsteilung  die  Special- 
wissenschaften  der  Sprach-,  Litteratur-, 
Kirchen-,  Kunst-,  Sitten-,  Rechts-  und  Wirt- 
schaftsgeschichte entwickelt,  die  man  häufig 
unter  dem  zusammenfassenden  Namen  der 
Kultiu'geschichte  der  allgemeinen  oder  poli- 
tischen Geschichte  entgegensetzt  Sie  sind 
iu  dem  Masse,  wie  sie  sich  ausbildeten,  aus 
blossen  Teilen  der  Oeschichts Wissenschaft 
zu  selbständigen  Mittelgliedern  zwischen  der 
Geschichte  und  den  betreffenden  besonderen 
Wissenschaften  der  Sprache,  Litteratur  etc. 
geworden,  haben  in  eigentümlicher  Weise 
die  Aufgaben  und  Methoden  der  Geschichte 
mit  denen  der  Philologie,  der  Rechtswissen- 
schaft, der  politischen  Oekonoraie  verbunden 
und  so  behiicbtend  nach  rechts  und  links 
gewirkt. 

Sowohl  <Iie  Ausbildung  der  allgemeinen 
Geschichte  als  die  ihrer  selbständig  gewor- 
denen Tochter  Wissenschaften  hat  in  den 
letzten  hundert  Jahren  die  stärksten  Impulse 
von  Deutachland  aus  erhalten.  In  Niebuhr 
und  Ranke  feiert  man  heute  in  der  ^nzen 
Welt  die  Begründer  der  modernen  Historie, 
in    Savigny,  Eichhorn   und  Wailz   die   der 


Rechtsgeschichte,  in  BOckh,  Arnold,  Maurer, 

Nitzsoh  die  der  Wirtschaffsgeschichte,  Wäh- 
rend Fr.  List,  Röscher,  Hildebrand  und 
Knies  die  ersten  NatioualOkonomen  waren, 
welche  den  Einfluss  der  ungeheuer  ge- 
wachsenen Bedeutung  der  Geschichte  auf 
die  Nationalökonomie  zum  Ausdruck  brach- 
ten. In  den  anderen  Eulturstaaten  konnte 
diese  Wirkung  erst  viel  langsamer  eintreten, 
schon  weil  die  höhere  Ausbildung  der  Ge- 
schichte dort  eine  viel  spätere  war,  teil- 
weise auch  weil  die  Geisteswissenschaften 
sich  dort  in  einer  gewissen  Stagnation  be- 
fanden. Es  gilt  dies  vor  allem  von  England, 
das  seine  grosse  wissenschaftliche  Zeit  von 
Hobbes  und  Locke  bis  Hume  und  Ad.  Smith 
gehabt,  das  von  1780  ab  einige  Menschen- 
alter  sterilen  Epigonentums  erlebte  (vgl. 
Jodl,  Geschichte  der  Ethik  H,  S.  397  ff), 
dessen  spätere  teilweise  platte  nationalöko- 
nomische  Bücher  man  im  Auslande  stu- 
dierte, nicht  weil  in  England  die  Wissen- 
schaft blühte,  sondern  die  Praxis  des  Lebens 
wirtschafthch  den  anderen  Dlndem  voraus 
war.  In  Frankreich  war  es  Auguste  Comfe, 
der  mit  Nachdruck  die  Basienmg  aller 
sozialen  Studien  auf  die  Geschichte  ver- 
langte, aber  lange  mit  dieser  Forderung 
isoliert  stand. 

Fragen  wir  nun,  was  die  allgemeine  Ge- 
schichte und  ihre  spedellen  Teile,  vor  allem 
die  Wirfschafts-,  Rechts-  und  Sittenge- 
schichte, den  Wissenschaften  vom  Staate 
und  von  der  Volkswirtschaft  bieten,  so  ist 
die  oben  schon  vorweggenommene  princi- 
pielle  Antwort  einfach:  ein  Erfahrungsma- 
terial ohne  gleichen,  das  den  Forscher  aus 
einem  Bettler  zu  einem  reichen  Manne 
macht,  was  die  Kenntnis  der  Wirklichkeit 
betrifft.  Und  dieses  historische  Erfahrungs- 
materiaJ  dient  nun,  wie  jede  gute  Beobach- 
tung und  Beschreibung,  dazu,  theoretische 
Sätze  zu  illustrieren  und  zu  verifizieren,  die 
Grenzen  nachzuweisen,  innerhalb  deren  be- 
stimmte Wahrheiten  g^tig  sind,  noch  mehr 
aber  neue  Wahrheiten  induktiv  zu  ^winnen. 
Zumal  in  den  komplizierteren  Gebieten  der 
Volkswirtschaftslehre  ist  nur  auf  dem  Boden 
historischer  Forschung  voranzukommen ; 
z.  B.  über  die  Wirkung  der  Maschinenein- 
fflhrung  auf  die  Löhne,  der  Edelmetallpro- 
duktion auf  den  Geldwert  ist  jedes  bloss 
abstrakte  Äi^i  montieren  wertlos.  Noch 
mehr  gilt  dies  in  Bezug  auf  die  Entwicke- 
lung  der  volkswirtschaftlichen  Institutioneil 
und  Theorieen  sowie  auf  die  Frage  des  all- 
gemeinen wirtschaftlichen  Fortschnttes.  Dnd 
deshalb  hat  Knies  recht,  wenn  er  sagt,  die 
Befragung  der  Geschichte  stehe  mitten  im 
eigensten  Berufe  der  Nationalökonomie,  und 
der  erheblichste  Gegner  der  historbehen 
Nationalökonomie,  K.  Menger,  giebtzu,  dass 
wichtigsten   Erscheinungen   der   Wirt- 
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achaft,  wie  Eigentum,  Geld,  Kredit,  eine  indi- 
viduelle und  eine  EntwickeluDg  ihrer  Er- 
Bcheiaungsform  au:Eweisen,  so  dass  »wer  das 
Wesen  fieser  Phänomene  nur  in  einer  be- 
stimmten Phase  ihrer  Existenz  kennt,  sie 
tlberhaupt  nicht  erkannt  hat*.  Und  wenn 
das  vom  Geld  und  Kredit  gilt,  so  ist  es 
noch  wahrer  von  der  Familien  Wirtschaft, 
von  der  Arbeitsteilung,  von  der  soiöalen 
Kkssenbildung,  von  den  Untern  ehmunga- 
formen,  von  dem  Marktweseo,  den  sonstigen 
HaudelseinrichtungeD,  dem  Zunftwesen,  der 
Qewerbefreiheit,  von  den  Formen  des  agra- 
rischen Lebens,  kurz  von  allen  jenen  typi- 
schen Formen  und  partiellen  Ordnungen, 
die  als  volkswirtschaftliche  Institutionen 
bezeichnet  werden,  die  in  bestimmter  Aua- 
prilgung  von  Sitte  imd  Recht  teils  dauernd, 
teila  Jahrhunderte  lang  in  gleicher  Weise 
den  Ablauf  des  wirtBcbaltlichen  Lebens  be- 
herrschen. 

Freilich  wenn  es  wahr  wäre,  dass  die 
Geschichte  stets  nur  Konkretes  und  Indivi- 
duelles schildere,  dass  alles  Generelle  jen- 
seits ihres  Horizontes  hege,  so  kSnute  ihr 
EinflusB  nur  ein  beschränkter  sein.  Aber 
so  sehr  sie  individuelle  Feisonen,  Schicksale, 
Völker  in  ihrem  Werdegange  erklärt,  ebenso 
sehr  kommt  sie  auf  me  psychischen  und 
institutionellea,  auf  alle  generellen  Ursachen 
des  sozialen  Geschehens,  deren  theoretische 
Zusammenfassung  eben  Sache  der  Staats- 
wissenschafteu  ist.  Und  so  vieles  in  der 
Geschichte  Staat  und  Volkswirtschaft  gar 
nicht  berührt,  so  viele  ihrer  vorläufigen 
Resultate,  zumal  ihrer  Werturteile,  ihrer 
Erklärungsversuche  mehr  der  philosophischen 
Spekulation  als  der  exakt  gesicherten  Er- 
kenntnis angeboren  und  daher  zu  weiterer 
Verwertung  in  anderen  Wissenschaften  nicht 
oder  nur  mit  äussereter  Vorsicht  brauchbar 
sind,  —  die  Thatsache  bleibt,  dass 
grosser  Teil  alles  geschichthchen  Stoffes 
wirtschaftlicher  und  sozialer  Art  ist,  von 
der  Geschichte  chronologisch  und  erzählend, 
von  den  Staats  Wissenschaften  theoretisch 
und  zusammenfassend  vor^führt  wird.  Und 
wenn  das  Uel>erheferte  Itlckenhaft  ist,  von 
dem  wirklich  Geschehenen  nur  einen  be- 
scheidenen kleinen  Teil  ausmacht,  so  ist 
doch  das  Widitigste  seit  Jahrtausenden  auf- 
gezeichnet worden,  und  wächst  die  Kunde 
des  Geschehenen  in  dem  Masse,  wie  es  sich 
der  Gegenwart  nähert.  Was  die  Geschichte 
uns  beichtet,  ist  jedenfalls  millionenfach 
mehr,  als  was  der  Forscher  heute  selbst 
sehen  und  beobachten  kann.  Und  alles, 
was  er  aus  der  Gegenwart  an  Beobachtung 
indirekt  aufnimmt,  ist  Ueberlieterung,  welche 
ebenso  lückenhaft  sein  kann,  welche 
auf  ihre  Glaubwürdigkeit  ebenso  geprüft 
werden  muss.  Gewiss  hat  die  Gegenwart 
viele  Hilfsmittel  der  Beobachtung,  die  für  die 
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VcT^iuigenheit  fehlen,  und  gewiss  werden 
wir  sie  benutzen  und  voll  ausnützen,  auch 
eventuell  auf  sie  uns  beschränken,  wo  wir 

sicher  annehmen  können,  dass  auch  in  der 
Vergangenheit  sich  die  Voi^änge  ganz 
ebenso  abgespielt  haben  wie  heute ;  es  kann 
dies  z.  B.  von  gewissen  elementaren  Vor- 
gängen des  Marktes  angenommen  werd^i. 
Aber  die  Vorfrage  ist  immer,  ob  in  der 
That  früher  die  Motive,  die  Handlungen. 
die  Ergebnisse  ganz  dieselben  waren.  Und 
ziu-  Feststellung  hiervon  dienen  uns  nur  das 
historische  Material,  die  überlieferten  Spiach- 
und  Litteraturdeckmäler,  die  überheferteu 
Sitten  und  wirtschaftlichen  Einrichtungen, 
wichtigsten  volkswirtschaftlichen  Pn>- 
zesse  jedenfalls  verlaufen  in  Jahrzehnten 
und  Jahrhunderten,  haben  ihre  Wurzeln  in 
einer  fernen  Vei^angenheit,  die  nur  histo- 
risch aufzudecken  ist. 

Dass  das  historische  Beobachtungsmate* 
rial  nur  eiu  Teil  des  volkswirtschaftlich  zu 
verwertenden  sei,  dass  daneben  geographi- 
sches, ethnologisches,  statistisches,  psycho- 
logisches und  technisches  ebenso  in  Betradit 
komme,  hat  kein  Vernünftiger  je  geleitet 
Und  wenn  K.  Menger  behauptet  hat,  es 
gebe  »emiget,  die  erklärten,  »die  Ge- 
schichte der  Volkswirtschaft  sei  die  allein 
berechtigte  empirische  Grundlage  für  die 
theoretische  Forschung  auf  dem  Gebiete  der 
mcnschhehen  Wirtschaft-,  so  hat  er  keine 
Spur  eines  Beweises  dafür  anzuführen  ver- 
mocht. Die  psychologische  und  statistische 
Empirie  ist  gerade  von  den  historischen 
NationalQkonomen  stets  zugleich  mit  Nach- 
druck gefordert  worden. 

Wenn  A,  Wagner  die  Ueherlegenheit 
der  statistischen  über  die  historische  Me- 
thode mit  Nachdruck  behauptet  hat  und 
der  ersteren  die  Beobachtung  der  Massen, 
das  systematische  Voi^hen,  den  tieferen 
Einblick  in  die  Kausalverhältnisse  nach- 
rühmt, so  ist  die  grössere  Brauchbarkeit 
der  Statistik  für  die  Erfassung  der  Quanti- 
täten selbstverständlich  zuzugeben;  in  der 
allseitigen  Beschreibung  der  Massen  erschai- 
nungen  aber  ist  die  Geschichte  doch  wirk- 
samer, ebenso  in  der  Erfassung  tvpiscLer 
Formen  des  Oesellschaftslebens,  im  Eindrin- 
gen in  die  feineren,  besonders  die  psychi- 
schen, sittlichen  und  allgemeinen  Kausali- 
tätsverhältnisse.  W^ner  rühmt  der  Statistik 
Vorzüge  nach,  die  mcht  sowohl  ihr  als  ihrer 
Verbindimg  mit  Schlussfolgerungen  anderer 
Art  und  mit  anderen  Wissenschaften  eigen- 
tümlich sind.  Und  wenn  man  Aehnlichea 
von  der  Geschichte  sagen  kann,  so  ist  doch 
niclit  zu  vergessen,  dass  ihr  geistiger  Gehalt 
und  universaler  Charakter  eben  viel  mehr 
generelle  Früchte  tragen  und  Ursachen  auf- 
decken kann  und  dass,  wenn  die  allgemeine 
Geschichte  weaenthch  die  Ueberlieterung 
Aoüsge.   VII.  36 
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kritiBCh  prOft  und  zu  einer  Erzählung  ver- 
einigt, die  Sprach-,  die  Rechts-,  die  Wirt- 
Bcharageschiäite  notwendig  weiter  geht, 
Elaesifikationen  und  Reihenbüdungen  ver- 
BQcht,  den  Nachweis  von  Kegelmflssigkeiten 
nnd  Ursachen  mit  übernimmt. 

Wir  haben  damit  die  Erörterung  der 
«raten  und  nächstliegenden  Funktion  der 
Geschichte  für  unsere  Wissenschaft  schon 
Überschritten,  haben  das  Weitere  eigentlich 
den  spÄteren  Abschnitten  zu  überlassen.  Da 
wir  dort  aber  nicht  spedell  auf  die  Historie 
nnd  ihre  Methoden  zurückkommen  wollen, 
so  sei  ee  erlaubt,  hier  gleich  noch  ein  paar 
allgemeine  Worte  der  Wflrdigung  anzufügen, 
die  wir  an  den  GegeilBatz  der  Geechichte 
als  blosser  Methode  und  als  Wissenschaft 
anknüpfen. 

Die  historische  Methode  im  engeren 
Sinne  begreift  die  Quellenkunde  und  die 
kritischen  Verfahrungs weisen,  um  die  Deber- 
lieferung  zu  prüfen,  festzustellen  und  zu 
ordnen;  diese  Methode  ist  der  Wiitschafts- 
geschichte  unentbehrlich,  sie  kann  auch  di- 
rekt für  bestimmte  Teile  der  Volkswirt- 
schaftslehra  nötig  werden;  aber  im  ganzen 
hat  sie  ihren  Platz  nur  als  vorbereitende 
HUfswiBsenschaft  für  die  Ordnung  des  histo- 
rischen Thatsachenmaterials.  Die  Schilde- 
rungen der  WirfschaftsgcBchichte  wie  der 
allgemeinen  Geschichte,  sofern  sie  Volks- 
wirtschaftliches erzählt,  sind  nicht  national- 
Ökonomische  Theorie,  sondern  Bausteine  zu 
einer  solchen.  Je  voDendeter  freilich  die 
einzelne  Schilderung  ist,  je  mehr  sie  die  Ent- 


wickelung   der  Dinge  erklärt,   desto   mehr '  tik    vielfach 


Neben  dieser  Wirkung  der  wirtschafts- 
geschichtUchen  Studien  steht  nun  ab^  eine 
viel  allgemeinere,  welche  die  zunehmende 
historische  Bildung  überhaupt  ausgeübt  hat, 
je  mehr  sie  in  alle  Gebiete  der  Geistes- 
wissenschaften eindning.  Sie  war  es  in 
erster  Linie,  welche  die  naturrech tÜche 
Theorie  der  ÄufklÄning  von  einer  egoisti- 
schen Tauschgesellschaft  zerstörte ;  sie  zei^, 
dass  die  Mienscben  nicht  immer  gleidi 
seien,  nicht  in  immer  gleichen  typischen 
wirtschaftlichen  Formen  und  Gesellachafts- 
einrichtungen  sich  bewegen ;  sie  schuf  die 
Vorstellung  einer  historischen  Etitwickelung 
der  Völker  und  der  Menschheit  sowie 
der  volkswirtschaftlichen  Institutionen:  sie 
brachte  die  volkswirtschaftliche  Forschung 
wieder  in  den  rechten  Zusammenhang  mit 
Sitte,  Recht  und  Staat,  mit  den  allgemeinen 
Ursachen  der Kullurentwickelung  überhaupt; 
sie  iehite  die  Untersuchung  der  Kollektiv- 
erscheinungen neben  die  Schlüsse  zu  stellen, 
die  vom  Individuum  und  seinem  egoistischen 
Interesse  ausgehen'  sie  lehrte  neben  die 
Analyse  die  rechte  Synthese  zu  stellen ;  sie 
gab  der  isolierenden  Abstraktion  vielfach 
erst  die  rechte  Ergänzung,  indem  sie  deren 
Ergebnisse  wieder  als  Teilinhalte  eines  zu- 
sammenhängenden Ganzen  zu  behandeln 
lehrte;  so  bekam,  was  vorher  hohle  Ab- 
straktion und  totes  Schema  war,  wieder 
Blut  und  Leben.  Die  Einwirkung  der  his- 
torischen Studien  hat  so  die  aUgemeinen 
Grundlagen  der  volkswirtschaftlichen  Theorie 
umgestaltet,  wie  sie  in  der  Wirtschaftspoli- 


können  auch  Ergebnisse  der  wirtschafts- 
geschichtlichen Sjpecialschildening  zu  Ele- 
menten der  Theorie  werden,  zu  ^gemeinen 
Wahrheiten  führen.  Die  ältere  sogenannte 
historische  Nationalökonomie  hat  vielfach  zu 
rasch  die  Ergebnisse  der  allgemeinen  Ge- 
schichte theoretisch  verwerten  wollen ;  w'" 
sehen  heute  ein,  dass  mühevolle  Wirtschaft! 


brauchbareren    Schlüssen 


anleitete.  Vor  allem  aber  hat  sie  denjenigen 
praktischen  reaHstischen  Sinn  befördert, 
ohne  welchen  alles  Schliesseo  auf  sozialem 
und  politischem  Gebiete  so  leicht  ins  Irre 
führt,  jenen  Sinn  für  das  Wirkliche  und 
Mögliche,  der  ebenso  weit  davon  entfernt 
ist,  jeden  kühnen  Fortschritt  für  unmöglich 
halten,    weil    die  Menschen    sich 


geschichtliche  Specialarbeiten  erst  den  rech-  änderten,  wie  davon,  thörichte  Znkunfts- 
len  Boden  geben,  um  die  Geschichte  volks-  plane  zu  acceptieren ,  in  der  Hoffnung, 
wirtschafüi«!  und  sozialpolitisch  zu  begreifen,  irgend  eine  sozialistische  Einrichtung  schaffe 
die  national  ökonomische  Theorie  genügend  plötzlich  lauter  ti^ndhafte  uninteressierte 
empirisch  zu  unterbauen.    Und  eben  deshalb  Menschen.  ^ 

j»i — i  ^:„i  — 1._  „ —  ,]n_f.,^.,u«  A —  «^_t  0jg   vergleichende  Methode  ist  an  sich 

nichts  der  historischen  Forschung  Eigen- 
tümUches.  Alle  psychologische,  alle  volks- 
wirtschaftliche Untersuchung  beruht  auf 
einem  Vergleichen,  wie  schon  alle  tiefer- 
gehende Beobachtung  zur  Vei^leichung 
derselben  und  der  ähnlichen  Erscheinungen, 
zur  Feststellung  der  Identität  des  Unter- 
schiedes, der  Aehnlichkeit  hinführt,  wie 
alles  Experimentieren  auf  Vergleichen  be- 
iTiht.  Aber  allerdings  hat  die  Anhäufung 
des  historischen  Beotechtungsmaterials  ganz 
besonders  Anlass   gegeben,   <lie  Sitten,   die 


datiert  viel  mehr  von  der  Epoche  der  wirt- 
schaftsgeschichtlichen Monographieen  als 
von  den  allgemeinen  Wünschen  Roschers 
und  Hildebrands  nach  einer  historischen 
Behandlung  der  Nationalökonomie  eine  neue 
Zeit  der  nationalökonomischen  Wissenschaft. 
Und  dazu  haben  die  Engländer  Tooke, 
Newmarch^  Rogers,  Ashley,  die  Franzosen 
Depping,  Bourquelot,  Levasseur,  Pigeonneaii, 
der  Belgier  läveleye  ebenso  beigetragen 
wie  die  Deutschen  Brentano,  Bücher, 
Gothein,  Held,  Inama,  Knapp,   Lamprecht, 

Lexis,  Meitzen,  Miaskowski,  Schanz,  Schön-  „  „        , 

berg,  Schmoller,  Schnapper-Arndt,  Thun  etc.  I  Rechts-    imd    Wirtechaftsinstitutionen,    den 
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V^iauE  analoger  nozialer  und  wirtschaft- 
licher  Erecheinungea  in  verechiedener  Zeit, 
bei  veiBchiedenen  Völtern  zu  vergleichen 
uod  daraus  Schlösse  zu  ziehen.  £s  haben 
sich  so  fast  selbständige  Disci^inen  gebil- 
det: die  vergleichende  Sitten-,  Rechts-  und 
WirtBchaftsgeschichte.  Ihre  Bedeutung  ist 
eine  wachsende,  obwohl  voreilige  Eiferer 
durch  Zusammenstellung  von  Cnvergleich- 
barem  nnd  nicht  gehörig  Untersuchtem  das 
Ver&hren  teilweise  iu  Misstredit  gebracht 
haben.  Aber  wie  die  Vergleichung  auf  dem 
Gebiete  der  Psychologie,  der  Sprachen^  des 
U^iis,  der  Beligionen  trotz  onfäughcher 
Missgriffe  immer  Grösseres  zu  leisten  im 
Begnffe  steht,  so  wird  es  auch  auf  dem 
des  Rechts  und  der  Volkswirtschaft  ge- 
schehen. Die  zunehmeode  Yergleichung 
Shn lieber  und  identischer  ErscheimingeD 
ersetzt  das  fehlende  Experiment,  Itest  die 
Abstufung  gradueller  Zunahme  gewisser 
kausaler  Faktoren  erkennen,  konstatiert  die 
Wahrscheinlichkeit  gleicher  Ursachen,  giebt 
allein  das  Mittel  an  die  Hand,  die  grossen 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Bewegungen 
und  Yeränderungen  mit  einiger  Wahrschein- 
lichkeit Torausziisehen.  MQgen  dabei  immer 
wieder  einzelne  schiefe  Analogieschlüsse 
mit  unterlaufen,  je  vorsichtiger  und  kriti- 
scher auf  der  einen  Sdte  verfahren,  ein  je 
grosseres  Material  auf  der  anderen  dabei 
geistvoll  benutzt  wird,  desto  grösser  wird 
doch  die  wissenschaftliche  Efnte  dieses 
aus  der  Geschichte  abgeleiteten  Verfahrens 

10.  Die  Namen  und  Begriffe,  die 
Klaasifikation.  Ein  Hauptmittel,  richtig 
zu  beschreiben,  ist  der  öeorauch  richtiger 
Namen  und  Begriffe.  Ihre  Heretellung  ist 
daher  immer  eine  wichtige  Aufgabe  ]eder 
Wisseoschaft. 

Die  Volkswii-tsdiaftslehre  entnimmt,  wie 
jede  Wissenschirft,  die  Namen  und  Worte, 
deren  sie  bedarf,  dem  reichen  Sprachschatze 
der  Kulturvölker.  Sie  musa  sich  nur  über 
das  Wesen  dieser  gewöhnlichen  Namen- 
bildun^  klar  sein:  diese  geht  stets  von  an- 
schaulichen konkreten  Bildern  aus,  giebt 
einer  Summe  gleicher  oder  ahnlicher  Er- 
scheinungen denselben  Namen;  sie  fasst 
dabei  eine  herrschende  Vorstellung  mit 
einer  Anzahl  um  sie  gelagerter  Nebenvor- 
stellimgen  zusammen;  der  erateren  ist  das 
Wort  entnommen,  das  nun  in  seiner  Wieder- 
holung den  Gebrauchenden  selbst  und  seine 
HOrer  an  alle  die  Vorstellungeu  erinnert,  die 
zur  Wortbildung  geführt  haben  und  die  um 
den  Kern  der  Ifauptvorstellung  gelagert 
sind,  um  an  ein  oben  schon  gebrauefites 
Beispiel  anzuknüpfen :  der  Wirt  ist  ursprüng- 
hch  der  Hauswirt,  Landwirt,  Gastwirt,  d.h. 
der  au  der  Spitze  eines  Haiishaltes  für  Er- 
nährung, Kleidung,  Wohnung  Seiende;  das 


Wort  geht  nun  stets  leicht  auf  Nebenvor- 
stellungen über  nnd  nimmt  so  Nebenbedeu- 
tungen au;  die  herrschende  Vorstellung 
wird  von  einer  anderen  verdringt  Die 
Wirfschaft,  welche  erst  häusliche  Mgenpro- 
dtiktion  bedeutete,  umschlieast  später  den 
Nebensinn  der  tauschenden  und  Vermögen 
erwerbenden  Thätigkeit;  der  »wirtschaft- 
lich« Verfahrende  ist  der  klug  mit  den  ^- 
ringsten  Mitteln  den  grössten  Erfolg  Erzie- 
lende. Die  VorsteDungen  und  die  Gedanken 
wachsen  eben  stets  viel  rascher  und  reicher 
als  die  verfügbaren  Worte.  Und  so  haben 
vollends  umfangreiche  Sammelbegriffe  und 
abstrakte  Worte  wie  Arbeit,^  Gut,  Kapital, 
Wert  einen  fliessenden  vieldeutigen  Vor- 
Btellungsinfaalt.  Die  Wissenschaft  muss, 
wenn  sie  von  ihnen  Merkmale,  Polgen  aus- 
sagen will,  versuchen,  ihnen  möghchst 
Eonstanz  und  durchgängige  Bestimmtheit 
zu  geben;  sie  muss  eine  sichere  und  allge- 
meingiltige  Wortbezeichnune  anstreben. 
Dieses  Geschäft  beeorel  die  Definition,  sie 
verwandelt  Worte  und  Namen  in  Beniffe. 
Die  Definition  ist  das  wissen  schaftlidi  be- 
gründete Urteil  über  die  Bedeutung  der 
Worte,  die  wir  gebrauchen;  sie  bezweckt 
die  Umgrenzung  des  an  sich  fliessenden 
Voistellungsinhaltes,  der  den  s^wöhnlichen 
Anschauungen  entnommen  ist,  die  Säuberung 
des  vulgären  Sprachgebrauches  von  seiner 
Vieldeutigkeit  und  Verschwommenheit.  Die 
Wissenschaft  erreicht  dadurch  das  grosse 
Ziel;  für  alle  an  ihrer  Gedankenarbeit  Teil- 
nehmenden eine  gleiche  Ordnung  des  mannig- 
faltigen Vorstellungsinhaltes,  eine  gleiche 
Klaasifikation  der  Erscheinungen  mit  gleichen 
Grenzen  herzustellen. 

Jede  Definition  gebraucht  nun  zu  ihrem 
Geschäfte  Worte,  die  sie  ihrerseits  als  defi- 
niert voraussetzt;  am  einfachsten  ist  ihre 
Thäligkeit,  wenn  sie  eine  Erscheinung  als 
Unterart  einer  feststehenden  Klasse  mit  der 
specifischen  Eigentümlichkeit  der  Art,  z.B. 
den  Peraonalkredit  als  die  Art  des  Kredits 
bezeichnet,  wobei  die  persönliche  Haft  des 
Schuldners  das  Vertrauen  des  Gläubigers 
erzeugt  Wo  das  nicht  geht,  löst  sie  die 
Vorstellung  in  ihre  Elemente  und  Merkmale 
auf  und  sucht  durch  die  Aufnahme  der 
wesentlichen  in  die  Definition  den  Begriff 
festzulegen.  Im  einen  vrie  im  andern  l<aUe 
ist  voi-ausg^ietzt,  dass  es  eine  fertige 
wissenschaftliche  Terminologie  gehe,  die 
man  gebraucht.  Da  dies  nicht  ganz  zutrifft, 
so  ist  jede  Definition  eine  vorläufige,  vou 
dem  ganzen  Stande  der  Wissenschaft  und 
ihrer  Begriffsbildung  abhängige.  Zugleich 
ist  klar,  dass  alle  Definition  eine  Grenz- 
ziehung enthält,  die  für  verschiedene  wissen- 
schaftliehe Zwecke  verschieden  gemacht 
werden  kann.  Sie  muss  in  erster  Lmie  der 
Natur  der  Sache  und  der  Gegenstände  ent- 
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sprechen ;  aber  die  Natur  der  Sache  fordert 
bei  einer  Üntersuchiuig,  dass  ich  z,  B,  örund 
und  Boden  zum  Eapital  rechne,  bei  einer 
anderen,  dasa  ich  ihn  davon  ausschliesse. 
So  beruht  die  B^riffgbildung  in  erster 
Ijnie  auf  viseeaB(£aftlicher  ZveckmSBsig- 
keit;  nicht  ob  eie  absolut  richtig  BeicD,  wird 
man  daher  regehnässig  fragen,  soadem  ob 
die  Begriffe  den  beabsichtigten  wissenactiaft- 
lichea  Zwecken  am  entsprechendsten  ge- 
bildet seien. 

Jede  Begriffsbildung  enthAlt  eine  Klassi- 
fikation der  Ei  scheinungen.  Wenn  ich  die 
Volkswirtschaft  definiere,  bilde  ich  aus  allen 
volkswirtsehafthchen  Sischeinungea  eine 
Klasse,  aus  allen  nicht  volkswirtediRft hohen 
eine  andere,  oline  mich  aber  um  diese 
andere  weiter  viel  zu  kümmern.  Viel  be- 
deutungsvoller wird  die  Klassifikation,  wenn 
ich  eine  Summe  in  Zusammeohang  steöiender 
Erscheiaungen  nadi  einem  bestimmten  Gte- 
sichtspunkte  odei- Systeme  so  einteilen  will, 
dass  die  eiazelnen  Klassen  gleiche  Qheder 
dner  Reihe  bilden  und  die  Öeeamtheit 
planvoll  erschöpfen.  Hier  wird  eine  Anord- 
nung und  Verteilung  erstrebt^  um  eine 
Gruppe  von  Erschemungen  m  unserem 
Oeist«  am  besten  zu  ordnen;  es  handelt 
sich  um  einen  Kunsl^rijQ,  welcher  die  Ge- 
walt über  unser  'Wissen  mehren  soll,  um 
eine  höchst  wichtige  vissenschafthche 
ThAtagkeit,  die  nur  auf  Grund  genauester 
Kenntnis  alles  einzelnen,  auf  Orund  eines 
Ueberfalickes  Aber  das  Oanze,  Aber  alle  Ur- 
sachen imd  Folgen  gut  auszuführen  ist.  Da 
diese  Voraussetzung  aber  auch  nicht  leicht 
vollständig  zutrifft,  so  verfahrt  auch  die 
klassifikatorische  Begriffsbildung  hj^othe- 
tisch  und  provisorisch  und  ist  immer  wieder 
neuer  Verbesserungen  fähig;  oft  müssen 
neue  Arten  der  Einteüung  an  Steile  der 
bisher  üblichen  treten.  Wenn  man  bisher 
Natur,  Arbeit  und  Kapital  als  sogenannte 
Prodiitionsfaktoren  untersciiied,  so  hig  dabei 
die  Vorstelliing  zu  Grunde,  dass  sie  gleich- 
wertige Ursachen  kreise  daistellen,  was  kaum 
baltbar  sein  dürfte,  weshalb  diese  Klassi- 
fikation künftig  wohl  wegfallen  wird.  Wenn 
man  die  üntemehmungsformen  einteilt,  so 
kann  man  nach  verschiedenen  Gesichts- 
punkten Reihen  bilden,  wie  Bücher  und 
ich  selbst  es  versucht  haben.  Man  kann 
unter  den  Klassifikationea  die  analytischen 
und  genetischen  unterscheiden.  Wenn  A. 
Wagner  die  graamten  volkswirtschaftlichen 
Erscheinungen  in  ein  privatwirtschaftliches, 
gemeinwirtschaftliches  und  karitatives  Sys- 
tem einteilt,  so  ist  das  eine  analytische; 
wenn  Hildebrand  Natural-,  Geld-  uud  Kre- 
ditwirtschaft trennt,  wenn  ich  selbst  Dorf-, 
Stadt-,  Territorial-  und  Volkswirtschaft  als 
historische  Reihenfolge  aufstellte,  so  sind 
das    genetische   Kla^ifikationen.     Die    zu- 


sammengehörigen Erscheinungen  bilden  in 
der  R^el  von  Natur  Glieder  einer  Reihe, 
die  nur  durch  successive  und  unmerkUcdie 
unterschiede  getrennt  sind:  zwischen  den 
einzelnen  Gliedern  finden  nAufig  so  kleine 
Quantilitsuntersehiede  statt,  dass  sie  erst 
bei  einer  gewissen  St&rke  als  Qualitäts- 
differenzen erscheinen;  *  daher  ist  so  häufig 
die  Grenzziehung  eine  schwierig  und  will- 
kürliche. Und  whewell  bat  nicht  so  un- 
recht, wie  Mill  glaubt,  wenn  er  sagt,  man 
müsse  die  Klansen  noch  ausgosprodienen 
Typen  bilden,  alles  zunächst  um  diesen 
Typus  Liegende  zur  Klasse  rechnen,  aber 
zugeben,  dass  auf  der  Grenze  zwischen  den 
zwei  nächsten  Typen  stets  Unsicherheit 
bleibe. 

Alle  heutige  strenge  Wissenschaft  geht 
davon  aus,  dass  die  Begriffe  Eivebnisse 
unserer  Vorotellungen  und  ihrer  Ordnung, 
dass  sie  nichts  R^es,  keine  eigenen  seit- 
ständigen  Wesen  seien,  wie  die  Alten  es 
sich  dachten,  wie  im  Mittelalter  die  Realisten 
im  Gegensatz  zu  den  Nominalistea  es  an- 
nahmen und  auch  heute  noch  einzelne  Ideo- 
logen an  Realdefinitionen  (statt  der  Nomin^- 
definitionen)  glauben  und  mit  einer  solchen 
sich  einbilden,  das  innerste  Wesen  der 
Sache  durchschaut  zu  haben.  Es  ist  der 
Irrtum,  der  wähnt,  mit  dem  rechten  Begriffe 
des  Geeistes  die  Psychologe,  mit  dem  recht^i 
wirtschaftlichen  Kemb^riEfe  die  National- 
ökonomie erfaest  zu  habeUj  aus  diesem  Be- 
griffe alles  Weitere  ableiten  zu  können; 
Lorenz  v.  Stein  und  andere  Schüler  Hegels 
glaubten  so  verfahren  zu  können.  Die  mit 
reicher  anschaulicher  Kraft  der  Phantasie 
Denkenden  können  freilich  scheinbar  aus 
solchen  Grund-  und  Kembegriffen  viel  ab- 
leiten; aber  es  ist  in  Wahrheit  nicht  der 
Begriff,  soudem  die  Kraft  ihrer  anschaulichen 
Phantasie,  die  thätig  ist  Die  abstraktesten 
obersten  Begriffe,  sagt  Herbart,  sind  die 
ieerstenj  man  wird  richtiger  sagen,  die 
vieldeutigsten ,  die,  je  komplizierter  eine 
Wissenscnaft  ist,  desto  weniger  in  allgemein- 
gütiger Weise  fixiert  werden  kCnneil. 

Wir  kommen  damit  noch  zu  einem  Worte 
der  Würdigung  aller  Begriffsbildimg.  Wer 
sich  erinnert,  wie  Jbering  die  Begriffs] uris- 
pnidenz  verhöhnt  hat,  ciler  wer  sieh  die 
Frage  vorle^  ob  in  der  medizinlsdieD 
Wissenschaft  grosse  Leistungen  davon  ab- 
hängen, ob  der  Betreffende  den  Begriff  der 
Krankheit  richtig  definiert  habe,  der  hat 
sofort  eine  klare  Empfindung  dafür,  welch' 
veraehiedeno  Wertung  der  Begriffsbildung 
vorkomme  und  dass  diese  Verschiedenheit 
ihre  Ursachen  liaben  müsse.  Ich  glaube, 
man  wird  nun  einfoch  sagen  können:  je 
einfachere  Gegenstände  eine  Wissen  schaJEt 
behandelt,  je  weiter  sie  bereits  in  ihren  Re- 
sultaten   gekommen   ist,   desto  vollendetere 
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Begriffe  hat  sie,  deeto  leichter  kann  sie  ihre 
Oeäetze  nnd  obeTsten  Wahrheiten  in  ihre 
B^riffe  Tind  Definitionen  aufnehmen  und 
daraus  alJes  'Weitere  ableiten.  Je  kompli- 
zierter der  Gegenstand  einer  Wissenschaft 
aber  ■wird  desto  weiter  ist  sie  von  diesem 
Ideal  entfernt  Sie  bedarf  natürlich  stets 
der  Begriffe  und  der  Klassifikationj  kann 
in  dem  Qebiete  der  realen  Einzelheiten  da 
auch  zu  einer  gewissen  Debereinatimmung 
kommen  und  muss  dann  ihre  Wahrheiten 
mit  ihren  Begriffen  in  Verbindung  bringeu; 
je  allgemeiner  und  abstrakter  aber  die  von 
ihr  angewandten  Begriffe  werden,  desto 
weniger  lassen  sich  von  ihnen  reale,  genau 
begrenzte  Folgen  und  Wirkungen  aussagen, 
desto  mehr  hat  die  Definition  nur  den  Smn, 
gewisse  Gruppen  von  Erscheinungen  allge- 
mein zu  charakterisieren  und  auszusondern, 
nicht  den,  alle  weBentlichen  Wahrheiten  in 
die  Deßnitioa  hinein  zu  verlegen.  In  die- 
sem Stadium  befindet  sich  die  Volkswirt- 
schaftslehre. Die  Erörterung  ihrer  kon- 
kreteren Begriffe  und  die  Versuche  der 
fclassifikatori&chen  Begriffebildung  bleiben 
stets  wichtig  und  dankenswert.  Die  Unter- 
suchung ihrer  allgemeinen  Begriffe  ist  zeit- 
weise wichtig,  um  das  Ziel  und  das  Gebiet 
der  Wissensdiaft  abzustecken;  sie  war 
sprachlich  unentbehrlich,  als  man  in  Deutsch- 
land die  englische  und  französische  Termino- 
logie mit  der  deutschen  auseinandersetzen 
muüste ;  Hufeland,  Lotz,  Hermann  besorgten 
dies  G^häft  Heute  ist  es  eine  notwendige 
Aufeabe,  die  aus  den  Naturwissenschaften 
eindringenden  Begriffe  (wie  z.  B.  Organis- 
mus, Kampf  ums  Dasein,  soziale  Gewebe- 
zelle ffir  Familie  etc.)  zu  prüfen,  zu  fragen, 
oh  und  wie  wir  sie  in  der  StaatswLssen- 
schaft  gebrauchen  können,  ob  sie  dazu  bei- 
tragen, den  Bestand  unserer  Begriffe  folge- 
richtig zu  bereichem  oder  zu  schädigen ; 
wir  müssen  sie  jedenfalls  klar  gestalten 
und  umgrenzen.  Es  ist  eine  Bereicherung, 
wenn  Bücher  die  bisherige  Handwerksuntei^ 
nehmuog  scheidet  in  Lohnwerk  und  Preis- 
werk.  Es  ist  auch  dankenswert,  wenn  ein 
scharfsinniger  Kopf  wie  Fr.  J.  Neumann  die 
allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Begriffe 
auf  ihre  Abweichung  von  denen  des  Private 
und  Verwaltungsrechts  hin  prüft  Aber 
dieselbe  Holle  wie  in  der  praktischen  Juris- 
prudenz werden  die  Begritfeuntersuchungen 
oei  uns  doch  nie  spielen  können ;  denn  dort 
handelt  es  sich  um  die  tägliche  Anwendung 
von  Bechtssätzen,  die  auf  Definitionen  auf- 
gebaut sind;  bei  uns  handelt  es  sich  um 
die  Erkenntnis  realer  Erscheinungen  und 
ihre  kausale  Erklärung.  Als  gänzlich  ver- 
werflich aber  muss  alles  erscheinen,  was 
dem  Mystizismus  der  Realdefinition  sich 
nähert  und  aus  leeren  Begriffsdefinitionen 
die  Wahrheiten   ableiten  wüL   die   uns  nur 


die  Elrfahrung  bieten  kann.  Als  nutzlose 
Begriffsspielerei  mnss  es  erscheinen,  wenn 
mit  Aufwand  grosser  Gelehrsamkeit  Worte 
und  Begriffe  definiert  werden,  die  im  wei- 
teren Aufbau  der  Wissenschaft  keine  Ver- 
wendung finden.  Als  eine  unheilvolle  Ver- 
irrung  endlich  die  Auffassung,  als  ob  die 
Nationalökonomie  eine  Wissenschaft  sei,  die 
nur  die  logische  Funktion  weiterer  Trennung 
der  Begriffe  oder  blossen  Schliessens  aus 
feststehenden  Axiomen  habe,  wie  z.  B. 
Senior,  Faucher  und  Lindwurm  behauptet 
haben,  aber  auch  manche  der  neueren 
Theoretiker,  z.  B.  Sax,  sich  einem  solchen 
Standpunkte  nähern. 

Dass  grosse  wissenschaftliche  Leistungen 
auf  dem  Gebiete  der  Nationalökonomie 
möglich  sind,  ohne  dass  der  Autor  sich  viel 
mit  Definitionen  abgebt,  dafür  ist  A.  Smith 
der  beste  Beweis.  Dass  aber  viele,  die  sich 
mit  Vorliebe  den  Definitionen  und  abstrakten 
Begriffsunteisuchungen  hiagoben,  damit  so 
wenig  Erspriessliches  leisten,  liegt  nicht  in 
einer  Gering  Wertigkeit  dieser  Thäl%keit, 
sondern  darin,  dass  vor  allem  Leute  ohne 
Weltkenntnis  und  ohne  anschauliches  Denken 
— ■  das  nach  Schopenhauer  der  Kern  aller 
Erkenntnis  ist  —  sich  dieser  Thätigkeit  mit 
Vorliebe  zuwenden,  die  trotz  grosser  logi- 
scher Schärfe  nichts  Wertvolles  zu  erreichen 
vermögen,  weil  der  beste  und  schärfste  Mühl- 
stein aus  Spreu  kein  vollwertiges  Weizen- 
mehl machen  kann. 

11.  Die  Ursachen.  Beobachten  und 
Beschreiben,  Definieren  und  Klassifizieren 
sind  die  vorbereitenden  Thätigkeiten.  Was 
wir  aber  damit  erreichen  wollen,  ist  die 
Erkenntnis  des  Zusammenhanges  der  volks- 
wirtschaftlichen Erscheinungen ;  wir  wollen 
wissen,  was  stets  zugleich  vorkomme,  welche 
Erscheinungen  sich  stets  folgen,  wir  wollen 
das  Gemeinsame  im  Vielen  erkennen,  eine 
Einsicht  in  die  Notwendigkeit  der  Erschei- 
nungen bekommen. 

Diese  Einsicht  kann  keine  vollkommene 
sein.  Das  komplizierte  Nebeneinander  des 
Seienden  geht  auf  frühere  Kombinationen, 
auf  letzte  unerforaehliche  Ursachen  zurück; 
und  auch  die  Folge  der  uns  naheliegenden 
einzelnen  Erscheinungen  ist  keineswegs 
immer  eine  erklärbare.  Aber  immerhin,  ]e 
mohr  wir  uns  darauf  beschränken,  das 
Einzelne  aus  dem  unmittelbar  Vorgehenden 
zu  deuten,  desto  mehr  gelingt  uns  das. 
Und  jedenfalls  steht  uns  als  Ideal  des  Er- 
kennons  die  Erklärung  aus  Ursachen  vor 
Augen.  Die  Naturwissenschaften  haben 
uns  gewöhnt,  alles  Folgende  aufzufassen  als 
bedingt  durch  Ureachen,  die  wir  uns  als 
Ki4fte  voratellen.  Die  Welt  der  Erschei- 
nungen ist  uns  zu  einem  Prozcss  geworden, 
der  nirgend  ZufaU  und  Willkür,  überall  zu- 
reichende   Ursachen    zeigt.    Dabei    handelt 
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es  sich,  je  komplizierter  die  EiBcheintiQgea 
sind,  desto  häufiger  mcdit  um  eineUraacae, 
soudera  um  eine  Summe  von  Zuständen 
und  Bedingnngen,  welche  in  ihrem  einheit- 
lichen Zusammentreffen  äne  bestimmte 
Folge  haben;  fehlt  nur  eine,  so  tntt  die 
Folge  nicht  ein ;  der  vulgäre  Sprachgebrauch 
nennt  das  momenlaoe  Ereigms,  das  zuletzt 
hinzutrat,  Ursache,  die  vorhergehenden, 
länger  dauernden  der  mitwirkenden  Zu- 
stände Bedingungeo.  Dabei  ist  die  Folge 
zwar  sachlich,  aber  nicht  logisch  ia  der 
Ursache  enthalten,  sie  ist  »US  ihr  nicht  de- 
duzierbar, sie  ist  häufig  etwas  ganz  Neues; 
den  Zusammenhang  stellen  wir  eben  erst 
durch  die  Erfahrung  fest.  Und  nicbt  jedes 
regelmässig  Vorhei^hende  ist  Ursache  der 
Folge,  wie  die  Nadit  uicht  die  Ursache  des 
Tages  istj  der  Schutzzoll  dieses  oder  jenes 
Landes  nicht  notwendig  die  Ursache  seines 
Wohlstandes.  Nur  einen  vorhergehenden 
Zustand,  der  unbedingt  auf  die  la^ugung 
einer  bestimmten  Folge  hinwirkt,  bezeichnen 
wir  als  Ursache. 

Als  Ursachen  der  volkswirtschaftlichen 
Erscheinungen  stehen  sich  nun  die  physi- 
schen und  organischen  einerseits .  und  die 
psychischen  andererseits  als  zwei  selb- 
ständige Gruppen  gegenüber.  Man  mag 
über  den  Zusammenhang  des  physischen 
und  psychischen  Lebens  heute  denken  wie 
man  will,  man  mag  noch  so  sehr  betonen, 
dass  UDser  geistiges  Leben  vom  Nerven- 
systeme bedingt  sei,  man  mag  mit  Recht 
all'  unsere  Gefühle  sich  vorstellett  als  ge- 
knüpft an  physiologische  Vorgänge,  so  viel 
ist  sicher,  dass  wir  aus  Nerven  zuständen 
die  Koexistenz  und  Folge  geistiger  Zustände 
nicht  erklären  können,  d^  der  letzte  er- 
kennbare Zustand  materieller  Elemente  und 
die  eisten  AccOTde  des  Seelenlebens  sich 
bis  jetzt  und  wahrscheinlich  in  aller  Zu- 
kunft als  selbständige  Erscheinungen  gegen- 
überstehen. Und  daher  sind  jene  Er- 
klärungsversuche, die  aus  blossen  pnTOischen 
oder  biologischen  Elementen  das  Handeln 
der  Menschen  direkt  und  allein  ableiten 
wollen,  sämtlich  als  vertohlt  oder  unzuläng- 
lich zu  erklären:  nicht  natürlich  auch  jene, 
die  z.  B.  aus  dem  Klima  eine  bestimmte 
Lebensweise,  aus  dieser  einen  bestimmten 
körperlichen  und  geistigen  Habitus  und  aus 
diesem  das  Vorwiegen  bestimmter  Gefühle, 
UeberlegiiDgen  und  Hand  längs  weisen  ab- 
leiten. Niur  das  muss  bei  allem  Hinüber- 
und  Herüberwirken  natürlicher  und  geistiger 
Ursachen  auf  einander  festgehalten  werden, 
dass  wir  es  mit  zwei  selbständigen  Systemen 
der  Verursachung  zu  thun  haben,  deren 
jedes  seinen  eigenen  Gesetzen  folgend  selb- 
ständiger Untersuchung  der  Zusammenhfinge 
bedarf  und  fähig  ist. 

Die  Volkswirtschaft  hat  in  £lima   und 


Boden,  in  Beichtum  und  Armut  an  Minera- 
lien, in  der  Lage  des  Landes,  in  Flüssen 
und  Gebirgen,  in  Flora  und  Fauna  des 
Landes  ein  natürliches  Ursachen system  unter 
den  Füssen ;  alles  Tier-  und  Menschenleben 
ist  bedingt  durch  die  organischen  Ursachen, 
ohne  deren  Hetanziehung  die  einfachsten 
Vorkommnisse  des  Bevölkeningslcbens  un- 
verständlich wären.  Fast  alle  wirtschaft- 
liche Thätigkeit  bezieht  sich  auf  äussere 
Guter;  alle  Eapitalbildung,  alle  Zunahme 
des  Wohlstandes  zei^t  sich  in  den  Häusern, 
Fabriken  und  Maschinen,  in  Vieh  und  Werk- 
zeugen, in  Geld  und  Münze,  kurz  in  Ob- 
jekten, welche  den  Naturgesetzen  gehorchen, 
welche  meist  in  beschiftnkter  Quantität  vor- 
handen, zähl-  und  messbar  sind,  durch  ihre 
Grössen  Verhältnisse  und  ihre  technisch- 
physikalischen  Eigenschaften  bestimmte 
Wirkungen  üben.  Der  jeweilige  Stand  der 
Technik,  von  geistigen  Fortschritten  ab- 
hängig, beherrsdit  doch  mit  äusserlichen 
Eigebnissen,  mit  Veranstaltungen  natürlicher 
Art  alles  Wirtschaftsleben.  Man  mag  in 
Bezug  auf  alle  diese  Dinge  s^en,  die 
VolkswirtBchaftelehre  habe  mehr  die  Ergeb- 
nisse der  reinen  uud  der  angewandten  Nator- 
wissenschafton  anzuerkennen  und  zu  ver- 
werten ;  aber  jedenfalls  mnss  sie  diese  Ur- 
sadieo  auch  selbständig  studieren,  sie  muss 
Itäufi^  dieses  oder  jenes  aus  diesen  Gebieten 
von  ihrem  Standpunkt  aus,  durch  ihre 
Methode  nntersucheu,  schon  um  überall  die 
Grenzen  der  wirtschaftlichen  Entwickelun^ 
z\i  ermessen,  z.  B.  festzustellen,  inwieweit 
eine  Bodenproduktion  zu  steigern  sei,  ohne 
dass  die  Kosten  zu  sehr  wachsen,  dos  Plus 
an  Rohertrag  zu  sehr  abnehme,  inwieweit 
mit  einem  natürlichen  Kohlen vorrate  zu 
reichen  sei.  An  diese  natürlichen  Faktoren 
knüpft  Bch  die  ganze  Vorstellung  der  Volks- 
wirtechaft  als  eines  Systems  natürlicher 
Kräfte  und  natu^setzlicher  Kausalität, 
eine  Auffassung,  die  nicht  sowohl  falsch 
als  halbwahr  ist,  sofern  sie  nur  die  eine 
Hälfte  der  verursachenden  Kräfte  im 
Auge  hat 

Die  in  die  Welt  der  Natur  hineingebaute 
Welt  der  wirtschaftlichen  Kultvir  dankt  ihre 
Entstehung  doch  in  erster  Linie  den  geistigen 
Kräften  der  Menschen,  die  sich  uns  zu- 
nächst als  Gefühle  und  Trieb«,  als  Vor- 
stellungen und  Zwecke,  weiter  als  Hand- 
lungen und  habituelle  Richtungen  des 
Willens  darstellen.  Sofern  Psychologie  und 
Ethik  das  Ganze  dieser  Kräfte  untersuchen 
und  darlegen,  hat  man  neuerdings  öfter  die 
Nationalökonomie  eine  psychologische  oder 
auch  eine  ethische  Wissenschaft  genannt 
J.  St.  Mill  hat  sie  einmal  als  die  Wissen- 
schaft definiert,  relatmg  to  the  moral  and 
Ssycbological  laws  of  the  production  and 
ishibution  of  wealth,    er   hat  an  anderer 
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Stelle  eine  Lehre  der  meuschlicheD  Cha- 
rakterbildung, d.  h.  ein  System  von  Folge- 
e&tzen  aus  der  Psychologie  als  Grundlage 
der  sozialen  Wissenschaften  gefordert.  Und 
alleuthalbea  tauchen  ähnliche  Fordeningeo 
auf.  In  Deutschland  betonte  die  historische 
Schule  den  ethischen  Charakter  der  National- 
ökonomie. In  Frankreich  konstruierten  die 
Soziallsten  sich  ihre  eigene  Psychologie. 
In  England  hat  Jevons  durch  Aufnahme 
Benthamscher  Gedanken  Aber  das  wechselnde 
Spiel  von  Lust-  und  Schmerzgefühlen  der 
politischen  Oekonomie  eine  freilich  etwas 
schmale  pychologische  Basis  zu  geben  ver- 
sucht. Und  die  Oesterreicher  sind  ihm  in 
der  Ausbildung  der  subjektiven  Wertlehre 
hierin  gefolgt;  aber  wie  man  auch  Über  die 
von  ilinen  aufgestellten  Sätze,  dass  jede 
Bedürfnisbefriedigung  für  bestimmte  Zeit 
das  Bedürfnis  in  den  fiintergruiid  drfinge, 
daas  man  mit  demselben  Gute  Bedürfnisse 
verschiedener  Ordnung  befriedigen^  also  z.  B. 
mit  Getreide  Menschen  und  Papageien  ernäh- 
ren könne,  wie  man  auch  über  die  ganze 
Lehre  vom  Grenznutzen  denken  mag,  eine 
alisreichende  psychologische  Gruudl^  der 
Nationalfikonomie  ist  Derartiges  nicht 
Ebensowenig  ist  sie  damit  geschaffen,  dass 
man  neben  den  Egoismus  den  Gemein-  und 
Rechtssinn  oder  den  Altruismus  (nach  Oom- 
tes  Beneunung)  setzt 

Man  muss  einmal  eine  Reihe  psycho- 
logisch -volkswirtschaftlicher  Specialunter- 
suchuDgen  austeUen  und  dann  versuchen, 
die  Lehre  von  den  wirtschaftlichen  Motiven 
auf  Grund  der  Psychologie  und  Ethik  neu 
zu  gestalten.  Anmufe  dazu  fehlen  auch 
nicht.  Schäffle  hat  versucht,  die  Herbart- 
Bche  Psychologie  zu  verwerten,  Brentano 
bat  die  psychischen  Verhältnisse  der  heutigen 
und  der  Arbeiter  älterer  Zeit  untersucht. 
Fr.  J.  ^eumann  hat  die  Mitwirkung  der 
austeilenden  und  entgeltenden  Gerechtigkeit 
bei  der  Preisbildung  und  die  Art  der  Be- 
thätigung  des  Eigennutzes  im  Grossverkehr 
einer  fruchtbaren  Analyse  unterworfen. 
Ich  darf  daneben  meine  Unterauchung  über 
die  Gerechtigkeit  in-  der  Volkswirtschaft 
erwähnen,  die  psycJiologisch  und  sozial 
feststellen  und  nachweisen  will,  wie  die 
Gefühle  der  Gerechtigkeit  sich  zu  festen 
Massst&ben  verdichten  und  als  solche  zu 
konventioneller  Herrschaft  kommen,  die 
volkswirtschaftlichen  Einrichtungen  mehr 
und  mehr  beeinflussen  und  in  ihrem  Sinne 
umgestalten.  Auch  meine  Arbeiten  über 
das  kaufmännische  GeBellschaitawesen  haben 
neben  dem  Zwecke  der  Untersuchung  ge- 
wisser Organisation sformea  den  weiteren, 
die  psychologischen  Grundlagen  dieser 
Erscheinungen  klaraulegen.  In  meinem 
Gtundriss  der  Volks  wirtachaftstelire  habe 
ich  die  inaesen-  und  die  iudividual-psycho- 


logischen  Grundlagen  des  wirtschaftlichen 
Handelns  in  der  Einleitung  systematisch 
darzulegen  gesucht  Mit  Hilfe  weiterer 
Specialuntereuchungen  und  zusammenfessen- 
der  Ueberblicke  wird  mau  dazu  ge- 
langen, der  Volkswirtschaftslehre  ihr  unent- 
behrliches psychisch-geistiges  Fundament  zu 
geben. 

Dazu  gehört,  dass  man  den  Erwerbs- 
trieb neben  die  anderen  Tiiebe  stelle,  das 
Wesen  der  niedrigen  und  der  höheren  Triebe 
überhaupt  erörtere;  man  muss  dem  reinen 
Triebleben  seine  Stelle  im  System  psycho- 
logischer Verursachung  anweisen,  zeigen, 
wie  die  Triebe  sÄmthch  durch  die  Herr- 
schaft des  Intellekts  und  der  höheren  Ge- 
fühle gebändigt  werden.  Man  muss  das 
Verhältnis  der  Triebe  zu  den  T inenden 
und  speciell  zu  den  wirtschaftlichen  Tugen- 
den feststellen.  Diese  Fragen  sind  nur  zu 
beantworten,  wenn  man  sich  über  das 
Wesen  des  Sittlichen  und  seine  Normen, 
über  Sitte  und  Becht  klar  geworden  ist 
Und  hierzu  wieder  ist  nötig,  sich  die  psy- 
chischen Vorgänge  in  der  Gesellschaft,  die 
Entstehung  unrein  stimmend  er  Gefühle,  Vor- 
stellungen und  Tendenzen  des  Handelns  in 
bestimmten  Kreisen,  die  Wirkung  von 
Sprache,  Schrift  und  anderen  psychophym- 
scheu  Mitteln,  durch  weiche  geistige  Kollek- 
tivkräfte entstehen,  klar  zu  machen.  Das 
Studium  dieser  Kollektivkräfte  führt  dann 
zum  Verständnis  der  geseilschafUichen 
Kollektiverscheinungen:  aus  der  Deberein- 
stimmung  von  Gefühlen,  Trieben,  Meinungen 
und  Strebungen  innerhalb  der  einzelnen 
Kassen,  Völker.  Klassen,  Gemeindeglieder 
gehen  die  sozialen  und  staatlichen  Einrich- 
tungen hervor.  Wir  kommen  so  zu  einer 
Art  Stufenreilie  erst  einfacher  individueller, 
dann  zusammengesetzter  komplizierter  j)sy- 
chisch-ethischer  Ursachen,  die  alles  soziale 
Geschehen  erklären,  die  für  das  volkswirt- 
schaftliche Leben  ebenso  massgebend  sind 
wie  für  das  rechtliche,  politische,  kirchliche, 
soziale.  Ihre  Wirkungen  sind  zu  einem 
grossen  Teile  solche,  dass  sie,  wie  z,  B. 
Familie,  Gemeinde,  Vereinsweseu,  Genossen- 
schaftswesen dem  wirtschaftlichen  wie 
anderen  Gebieten  zugleich  angehören.  Auch 
die  volkswirtschaftlich  und  sozialpolitisch 
eigentlich  wichtigste  Thatsache,  die  soziale 
Klassenbildung,  gehört  diesem  Gebiete  an; 
sie  ist  nie  wirtschaftlich  allein,  sie  ist  nur 
psychologisch  und  im  Zusammenhange  mit 
allen  gesellschaftlichen  Phänomenen  zu  er- 
klären. Und  so  ist  es  auch  begreiflich,  dass 
die  psychologische  und  ethische  Behand- 
lung dieser  Fragen,  je  mehr  sie  sich  auf 
empirische  Beobachtung  stützt,  in  das  mün- 
det, was  man  heute  Soziologie  oder  Sozial- 
wissenschaft im  allgemeinen  nennt.  Es  ist 
daher,    wenn  mau  neuerdings  die  National- 
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Ckonomie  für  eioen  Teil  der  allgemeiiifia 
Sozialwissenschaft  erklärte,  im  Oruude  nichts 
anderes  gemeint  als  die  Forderung  einer 
Baaiening  derselben  auf  psychologische, 
ethische,  rechtsjihiloBophische  Studien.  Prak- 
tisch wurde  diese  Forderung  auch  vielfach 
aoerkanDt 

Wie  Au^.  Comte  und  Herbert  Spencer 
das  volkswirtschaftliche  Leben  nur  als 
einen  Teil  des  sozialen  behandelten,  so 
haben  die  meisten  neueren  Nationalökono- 
men  —  es  sei  nur  an  A.  Marschall  erinnert 
—  sozioli^Bche  Elemente  und  Gedanken  | 
in  ihre  ÜMlegungen  eingeflochten,  oder  sie ' 
haben  wie  L.  v.  Stein,  SchÄffle,  Wagoer 
ethische,  rechtsphilosophische  und  soziolo- 
gische •  Grundlegungen«;  versucht.  Ond 
wenn  ich  einmal  sagte,  die  politische  Oeko- 
Domie,  als  Sammelb^;riff  für  eine  Reihe 
von  Wissenschaften,  werde  sich  umzuwan- 
deln haben  in  die  Sozial  Wissenschaft,  so 
konnte  ich  nichts  anderes  meinen,  als  dass 
alle  Staats-  und  Sozial  Wissenschaften  ge- 
wisse gemeinsame  Grundlagen  und  einheit- 
liche Ursaclien  soziologischer  und  psychisch- 
ethischer  Art  haben.  Nur  unbegreiflicher 
Missvei'stand  konnte  auf  Grund  hiervon 
oder  fihnlidier  Aussprüche  gerade  den- 
jenigen, die  in  Vorlesungen  und  Schriften 
stets  eher  für  grössere  Specialisierung  ein- 
getreten sind,  den  Vorwurf  machen,  sie 
wollten  eine  Universalwissenschaft  aller 
volkswirtschaftlichen  oder  sozialen  Disci- 
plinen,  einen  Mischmasch  aller  Sozialwissen- 
schaften unter  Aufhebung  der  Specialwissen- 
schaften begründen.  Sie  wollten  das  so 
wenig,  wie  etwa  Mül  Psychologie  imd  Ethik 
mit  acr  Nationalökonomie  zusammenwerfen 
wollte,  indem  er  letztere  eine  psychologische 
und  ethische  Wissenschaft  nannte.  Meine 
Losung  war  stets:  Teilung  der  Wissen- 
schaft in  Specialgebiete  nach  Stoff  und 
Methode,  genaue  Untersuchung  einzelner 
Probleme,  Isolierung  einzelner  Gegenstände, 
aber  Herantreten  an  jeden  mit  einer  univer- 
salen, historisch-pliilosophischcu  und  sozio- 
logischen Geistesbildung,  die  fähig  ist,  das 
Einzelne  als  integrierenden  Teil  des  Ganzen 
zu  begreifen.  Dies  muss  um  so  mehr  auf 
unserem  Gebiete  festgehalten  werden,  weil, 
wie  H.  Spencer  so  überzeugend  nachweist, 
die  sämtlichen  psychischen  Ursachen  un- 
trennbar ineinander  verwachsen  sind  und 
weil  alle  gesellschaftlichen  Erscheinungen 
von  den  sozialen  Trieben  an  bis  zu  den 
wirtschaftlichen  und  politischen  Institutionell 
hinauf  in  untrennbarem  Zusammenhange 
stehen,  einheitliche  Ursachen  haben,  während 
die  Erscheinungen  der  Natur  leicht  in 
Klassen  zu  scheiden  sind,  die  getrennt  für 
sich  untersucht  werden  können.  — 

Nach  den  vorstehenden  Ausführungen 
wei-den  wir  auch  zu  der  Kontroverse   Stel- 


lung nehmen  kOnnen,  ob  alle  volkswirt- 
schaftlichen Untersuchungen  vom  Indivi- 
duum oder  von  den  KollettiverscheinuDgen 
auszugehen  haben.  Ersteres  war  die  Losung 
der  älteren  englischen  Nationalökonomie 
und  ist  neuerdings  z.  B.  von  John  mit 
Nachdruck  behauptet  worden^  mit  dem  Ar- 
gumente, dass  nur  der  >EinzelfaU<  der 
Beobachtung  zugänglich  sei.  Letzteres  haben 
die  B^ründer  der  hisrorischen  Schide  häufig 
verfangt.  Aber  die  Fragestellung  ist  falsch, 
wenn  sie  ein  entweder  —  oder  behauptet 

wenig  es  eine  allgemeine  Regel  darftber 

giebt,  ob  alle  Untersuchimg  von  der  Ursache 
oder  von  der  Wirkung  auezugehen  habe, 
so  wenig  darf  in  unserer  Wissenschaft  be- 
hauptet werden,  es  sei  stets  vom  Individu- 
um oder  stets  von  den  EoUektiverecheinungen 
auszugehen.  Wir  müssen  stets  vom  Be- 
kannten zum  Unbekannten  fortschreiten,  und 
oft  sind  die  psychischen  Eigenschaften  und 
die  Handlungen  der  Individuen,  oft  die 
bestimmter  Menschen  gruppen,  oft  sind  Preis- 
erscheinungen, Aendeningen  der  wirtschaft- 
lichen Zustände,  der  Verfassung,  oft  andere 
gesellschaftliche  Massenerscheinungen  das 
zuerst  sicher  Beobachtete,  von  dem  man 
dann  wieder  rückwärts  zu  den  Ursachen, 
vorwärts  zu  den  weiteren  Wirkungen  geht 
Selbst  wenn  wir  zugeben,  dass  zunächst 
Stets  der  Einzelfall  zu  beobachten  sei,  wäre 
zu  bestreiten,  dass  menschliche  Individuen 
stets  dies  seien;  auch  der  Mensch  ist  ein 
zusammengesetztes  Ganzes,  und  Gruppen 
von  Menschen,  die  in  Debereinstimmung 
handeln,  stellen  sich  auf  dem  Schlachtfelde, 
auf  dem  Markte,  in  den  sozialen  und  poli- 
tischen Kämpfen  als  *  Einzelfälle*  dar. 
Altes  Einzelne  ist  ja  bei  näherer  Betrach- 
tung unendlich  zusammengesetzt,  und  ein 
Einzelfall  ist  stets  das,  was  unsere  aus- 
sondernde Beobachtung  durch  unseren  Denk- 
prozess  als  ein  Ganzes  betrachtet.  — 

Zu  der  obigen  Behau|)tung  von  dem 
regelmässigen  Zusammenwirken  so  vieler 
Ursachen  nahen  wir  femer  folgende  An- 
merkung beizufügen,  um  nicht  missverstan- 
den 7.U  werden.  So  vorteilhaft  es  für  den 
Forscher  ist  wenn  er  möglichst  alle  mit- 
spielenden Ursachen  kennt  und  übersieht, 
so  wird  doch  nicht  in  jeder  Einzelunler- 
suchung  auf  alle  einzugehen  sein.  Wir 
können  bei  vielen  Specifuftagen  volkswirt- 
schaftlicher Art  ohne  weiteres  gewisse  na- 
türliche Komplexe  von  Ursachen,  eine  be- 
stimmte Hechtsordnung  und  Klassenbild\mg, 
auch  bestimmte  psychologische  Typen  vor- 
aussetzen und  nun  untersuchen,  wie  letztere 
unter  allen  diesen  Voranssetzungen  in  be- 
stimmten Fällen  und  deren  Modifikationen 
handeln.  Man  kann  z.  B.,  wenn  von  West- 
eurom  und  seinen  heutigen  GrosskauOeuten 
die    Rede    ist     ohne    weiteres  voraussetzen, 
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diese  Leute  handelteo  im  Durchschoitt,  als 
Elasee,  an  der  Börse  uad  auf  dem  Markte 
unter  der  Herrschaft  eines  Erwerbstriebes, 
wie  er  in  einer  konkreten  Schilderung  de- 
finiert und  beschrieben  wurde.  Damit  wird 
freilich  nicht  vorausgesetzt,  wie  Mill  meint, 
alle  Eandluageo  aOer  Menschen  flössen 
alleio  aus  ihrem  Verlangen  nach  Heichtum. 
Es  wird  Dldht,  wie  Bau  will,  vorausgesetzt, 
dass  das  Yerhältnis  der  Menschen  zu  den 
sachlichen  Oflterß  ein  unwandelbares  sei. 
Auch  darüber  wird  man  streiten  kOnnen, 
ob  es  als  Hypothese  des  privatwirtschaft- 
lichen Systemes  berechtigt  sei  zu  eageo 
{wie  A.  Wagner  es  1876  formulierte):  »Un- 
vermeidlich muBB  dabei  das  Selbetinteresae, 
das  Streben  Dach  Vermögen  als  eine  kon- 
stante, selbst  ganz  gleich  bleibende  und 
immer  ganz  gleich  wirksame,  also  als  eine 
absolute  GrOsse  und  Kraft  in  allen  ver- 
kehrenden Personen  angesehen  werden.« 
Ich  glaube,  man  kommt  so  gar  zu  leicht 
zu  ffuscheo  Schlössen ;  nur  bestimmte  Men- 
schen haben  durchschnittlich  zu  bestimmter 
Zeit  einen  bestimmten  Erwerbstrieb,  die 
Örosskaiifieute  einen  anderen  als  die  Erflmer, 
diese  als  die  Bauern,  Handwerker  und 
Arbeiter;  selbst  innerhalb  derselben  Klasse 
bestehen  grosse  Unterschiede;  unter  den 
zahlreichen  Bankdirekloren,  Eaufleuten,  Spe- 
kulanten, welche  1892  vor  der  deutschen 
BCrsenenquetekommission  vernommen  wur- 
den, zeigten  sich  bei  unzweifelhafter  Ueber- 
einstimranng  in  gewissen  Qrundzflgen  doch 
erhebliche  Abstufungen  in  dem,  was  die 
verschiedenen  Gruppen  der  Vornehmeren 
und  Feinfah%en  und  der  Bücksiditslosen 
als  den  natürRchen  und  berechti^n  Ei^- 
werbetrieb,  als  die  selbstverständliche  Ur- 
sache des  geschäftlichen  Handelns  ansahen. 
Jede  Art  und  Abstufung  des  Erwerbstriebes 
ist  so  zu  erklären  als  das  Gesamtergebnis 
bestimmter  Gefühle,  Sitten  und  Rechtage- 
wohnheiten,  die  man  als  Elasseneigenschaft 
oder  als  Eigenschaft  bestimmter  Völker 
und  Klassen  Kennen  und  beschreiben  muss. 
Alle  Schlüsse  aus  dieser  Eigenschaft  reichen 
so  weit,  wie  gleiche  oder  nahezu  gleiche 
und  ähnliche  Menschen  nachweisbar  sind. 
Da  diese  aber  in  der  Regel  nachweisbar 
sind,  so  sind  die  Schlüsse  ganz  berechtigt, 
welche  davon  absehen,  dass  in  einzelnen 
f^en  andere  Motive  mitspielen,  dass  kleine 
Modifikationen  des  geschilderten  psycholo- 
gischen Typns  vorkommen.  Man  kann 
grössere,  kompliziertere  Erscheinungen  meist 
nur  unter  Ignoriening  der  Nebenursachen 
und  mitspielenden  N eben bedingiin gen  unter- 
suchen, muss  auf  die  Hauptursachen  sich 
konceutrieren.  — 

Wir  müssen  femer  noch  mit  einigen 
Worten  auf  den  Gegensatz  der  natürlichen 
und   der  psychischen   Ursachen   des   wirt- 


schaftlichen Geschehens  zurückkommen.  Die 
ersteren  wirken  mechanisch,  die  letzteren 
nach  den  Gesetzen  psychischer  Motivation. 
Im  einen  wie  im  anderen  Falle  nehmen 
wir  eine  strenge  EaiisalitSt  an,  sonst  wftre 
keine  Wissenschaft  von  der  Gesellschaft 
und  der  Volkswirtschaft  denkbar,  wie  es 
keine  Erziehung  und  keinen  Fortschritt 
ausserhalb  der  Annahme  giebt,  dass  durch 
bestimmte  psychische  Faktoren  bestimmte 
Wirkungen  erzielt  werden.  Die  unendliche 
Komph ziert heit  aber  alles  psychischen  Ge- 
schehens, das  Geheimnis,  mit  dem  uns  die 
Wirksamkeit  grosser  Männer  enteegentritt, 
das  Gefühl  der  Freiheit,  das  von  alT  unserem 
Handeln  untrennbar  ist,  das  Dunkel,  das 
noch  über  den  spontanen  Willensakten 
herrscht,  die  ims  so  häufig  ebenso  als  Pro- 
dukte der  Vergangenheit  wie  als  neue 
Kraftcentreo  und  Ausgangspunkte  höherer 
Entwickelung  erscheinen,  hat  es  notwendig 
zur  Folge  gehabt,  dass  bis  heute  die 
Deterministen  und  die  Verteidiger  der 
Willensfreiheit  in  den  verschiedensten  Ab- 
stüfnngen  einander  gegenüberstehen.  Der 
Baum  verbietet  uns,  auf  diese  Streitfrage 
hier  einzugehen.  Wir  können  also  nur 
sagen,  ausserhalb  des  allgemeinen  Gesetzes 
der  zureichenden  Ursachen  giebt  es  keine 
Wissenschaft,  auch  nicht  auf  dem  Gebiete 
des  geistigen  Lebens.  Aber  die  Ursachen 
der  psychischen  Voi^nge  sind  wesentlich 
andere  als  die  der  mechanischen;  ihre 
letzten  Principien  sind  noch  so  wenig  er- 
klärt, dass  die  praktischen  Wissenschaften 
wie  die  Volkswirtschaftslehre,  diese  Kontro- 
verse der  Ethik  und  Psychologie  über- 
lassend, ihren  Weg  der  psychologischen 
und  Detailuntersuchung  unbeirrt  hiervon 
fortsetzen  müssen,  nebeneinander  die  Durch- 
schnittsmenschen wie  die  aussergjewöhnlichen 
in  ihrem  Wesen,  in  ihrer  Bedingtheit  und 
in  ihren  Wirkungen  untersuchend. 

Dass  von  den  beiden  Hauptgruppen  von 
Ursachen  bald  die  der  physischen  und  bio- 
logischen, bald  die  der  psychischen  je  nach 
dem  Gegenstand  der  [Intersuchnngen  mehr 
in  den  Vordergrund  tritt,  ist  klar.  Es  ist 
vielleicht  etwas  schablonenhaft  und  einseitig, 
wenn  Mill  einmal  den  Gegensatz  so  for- 
mulierte, die  Produktion  der  Volkswirtschaft 
hänge  von  den  natürlichen,  die  Verteilung 
von  den  moralischen  Ursachen  ab;  jeden- 
falls ist  auch  die  Produktion  von  den 
ethischen  Faktoren  des  Fleisses,  der  Arbeit- 
samkeit, der  Unternehmungslust,  von  dem 
Fortachritt  unserer  Kenntnisse  und  Aehn- 
lichem  abhängig.  Ich  möchte  daher  lieber 
sagen,  je  höner  die  Kultur  steigt,  desto 
wichtiger  würden  die  psydiisch-etlu  sehen 
Ursachen,  und  die  UnTollkommenheit  der 
filteren  Nationalökonomie  hänge  damit  zu- 
sammen, dass  sie  diese  grössere  und  wich- 
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tigare  Hftlfte  der  Ursachen  vernachlABBi^f 
habe.  Wundt  meint,  wo  er  von  dem  stei- 
genden EinQuese  der  sozialen  Ethik  auf 
die  OeBell  Schafts wiBsenschaften  und  auf  den 
Zustand  der  Gesellschaft  spricht,  dieselbe 
werde  in  der  Lehre  von  Hecht  und  Staat 
schon  voll  anerkannt,  in  der  Nationalökonomie 
bereite  sich  der  Umschwung  erat  allmäh- 
lich vor,  werde  aber  um  so  gewaltiger  in 
seinen  Wirkungen  sein.  Er  meint  damit 
offenbar,  die  Wissenschaft  und  das  Leben 
werde  künftig  stärkeren  ethischen  Einflüssen 
unterliegen.  Eine  Art  Umkehr  dieses  Ge- 
dankenganges ist  es,  wenn  man  mit  Marx 
alle  höhere  geistige  Kultur,  alles  politische 
religiöse  Leben  aus  der  Gestaltung  des 
wirtechaftlich- technischen  Produktionspro- 
zesses ableiten,  z.  B,  das  Christentum  oder 
die  Beformation  ans  bestimmten  wirtschaft- 
lichen Zuständen  erklären  will.  Zusammen- 
hänge und  Wechselwirkungen  zwischen  den 
verschiedenen  Lebensgebieten  wird  man 
nicht  leugnen,  wohl  aber  die  Möglichkeit 
einet  erschöpfenden  Eaiisalerkiärung  dieser 
Art.  Es  ist  eretaunlich,  wie  weil  über  die 
Kreise  des  sozialistischen  Denkens  hinaus 
diese  grob  materialistische,  auch  schon  von 
J.  St.  Jlill  mit  durchschlagenden  Gründen 
in  seiner  Iiogik  bekämpfte  Gedankenrichtung 
Anhänger  gäunden  hat.  Sie  steht  metho- 
disch kaum  viel  hoher  als  die  Verirrungen 
Buckles  und  seiner  Nachfolger,  die  aus 
Nahnmg,  Stand  der  Sonne  und  ähnlichen 
Faktoren  die  psychischen  Eieenschaften  der 
Menschen  und  die  Gesellscbaftsverfassung 
glaubten  direkt  ableiten  zu  kOnncn. 

Als  eine  andere  Verirrung  muss  es  be- 
zeichnet werden,  wenu  überhaupt  nicht 
die  Frage  nach  Ursachen,  sondern  die  nach 
Axiomen  und  letzten  Elementen  den  Aus- 
gangspunkt der  wissenschafthchen  Erör- 
terung bilden  soll.  Die  Analogie  mit  der 
Mathematik  und  Geometrie  hat  dazu  ver- 
führt; man  woUte,  wie  diese  Wissenschaft, 
eini^  wenige  einfache  Prämissen  haben  und 
aus  ihnen  deduzieren.  In  England  haben 
Senior,  Cairness  und  andere  solche  oberste 
»propositions«  aufstellt,  ersterer  bekannt- 
lich vier  Satze^  die  er  aber  aus  Erfahrung 
und  Bewusstsein  ableitet,  Sätze,  die  wenig- 
BteoB  allgemeine  Urteile  über  Kausal  Ver- 
hältnisse, über  Avirtschaftliches  Handeln, 
Bevölkerungszunahme,  Wirkung  des  Kapitals 
und  Beschränktheit  der  landwirtschaftlichen 
Produktion  enthalten.  Ihre  deutschen  Nach- 
folger, hauptsächlich  C.  Menger  und  Sax, 
drücken  sich  viel  dunkler  aus:  ersterer  be- 
hauptet, seine  letzten  einfachen  Elemente 
seien  zum  Teil  durch  empirisch-realistische 
Analyse  gewonnen,  also  müssen  sie  zum 
anderen  Teil  doch  wohl  aprioristisch  sein; 
er  braucht  das  Wort  »aprioristieche  Axi- 
ome«,  lässt   aber   nicht  ganz   deutlich   er- 


kennen, ob  sie  identisch  seien  mit  seinen 
letzten  Elementen  und  Faktoren.  Als  solche 
bezeichnat  er  die  Bedürfnisse  und  das 
Streben  nach  vollständiger  Befriedigung 
derselben.  Sax  nennt  an  einer  SteUe  als 
solche  Egoismus,  Mutuahsmus,  Altruismiis, 
an  anderer  Bedürfnisgefühle,  GütoTj  Arbeit. 
Es  handelt  sich  also  hier  um  möglichst  ab- 
strakte Allgemein  begriffe,  über  deren  Eaii- 
salwirkung  nicht  einmal  etwas  Konkretes 
ausgesagt  wird.  Siesindalleseherals  Axiome, 
d.  h.  von  selbst  jedem  Menschen  einleuch- 
tende Wahrheiten.  Es  sind  jedenfalls  keine 
kausalen  Urteile,  die  allein  die  Basis  einer 
Wissenschaft  von  realen  Dingen  bilden 
kOnaen.  Die  übrige  deutsche  WisBeaschaft 
(z.  B.  Leser,  Neumann  und  ich)  hat  daher 
derartige  Gedanken  auch  durchaus  abgelehnt, 
und  selbst  ein  Verehrer  von  Menger,  wie 
A.  Wagner,  hat  nirgends  sich  in  dieser 
entscheidenden  Grundthese  mit  ihm  identi- 
fiziert. , 

Vielleicht  der  gelungenste  Versuch,  ein 
einheitliches  Frincip,  eine  einheitlidie  Kraft 
als  ausschliessliche  Uisache  an  die  Spitze 
zu  stellen,  ist  der  von  A.  Dietzel,  der  aus 
dem  wirtschaftlichen  Zweckstreoen  des 
Menschen  nach  stofflichen  Gütern,  das  ohne 
weiteres  mit  dem  Princip  der  Wirtschaft- 
lichkeit im  Handeln  identifiziert  wird,  eine 
abstrakte  Sozialwirfschaffstheorie  —  im 
Gegensatze  zur  konkreten  Volkswirtschafts- 
lehre —  abzuleiten  verspricht,  freilich  nicht 
wirklidi  diese  Ableitung  vollzogen  hat. 
Aber  entweder  ist  damit  nur  gemeint,  mau 
könne  bei  einzelnen  Preisuntersuchungen 
von  gewissen  Ursachen,  die  in  zweiter  Linie 
stehen,  absehen  und  könne  eine  bestimmte 
Art  der  sozialen  Klaseenbüduog,  der  Bechts- 
ordnung,  der  Tauscbgesellsch^  ohne  Spe- 
cial Untersuchung  als  gegeben  voraussetzen ; 
dann  ist  damit  nur  die  Zulflesigkeit  eines 
methodologischen  Kunstgriffes  behauptet, 
g^n  den  niemand  etwas  einzuwenden  hat, 
sofern  er  richtig  und  geschickt  ausgeftlhrt 
wird,  sofern  nicht  durch  Ignorierung  des 
Wesentlichen  Karikaturen  der  Wirklichkeit 
der  Untersuchung  zu  Grunde  gelegt  wer- 
den. Oder  es  ist  die  Meinung,  mit  dem 
vieldeutigen  Begriffe  der  Wirtschaftlichkeil, 
der  in  Summa  nichts  heisst  als  rationales 
Handeln,  sei  eine  einheitliche,  klare  T^r- 
sache  alles  volkswirtechafthchen  Handelns 
und  Geschehens  aufgestellt,  aus  der  die 
Klassenbildung  und  Kechtsordnung  sowie 
alle  Produktion  und  aller  Tausch  verkehr 
abgeleitet  werden  könne.  Dann  handelt  es 
sich  auch  bei  Dietzel  um  eineu  schiefen 
Rettungsversuch  der  alteren  abstrakteu 
Theorieen,  um  eine  Verwechselung  von 
Axiom  und  Ursache,  um  eine  Verkennuug 
der  wirklichen  Ursachen  wirtschaftlichen 
Handelns,  um  einen  falschen  Analogieschluss 
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aua  Mathematik  und  Bwriffsjiirisprudenz. 
Diese  ■Wissenschaften  deauzieren  aus  we- 
nigen einheitlichen  logischen  PrSmisseo; 
die  Volkswirtschaftslehre  will,  wie  jede 
Wisaenschaft  von  realen  Dingen,  aus  TTr- 
Bachen  erklären;  sie  kann  stellenweise  die 
Hauptui«ichen  aUein  berücksichtigen,  die 
Nebeoursachen  beiseite  lassen,  aber  nie 
6aii  sie  Ursache  und  logischeii  Grund  ver- 
wechseln. 

Die  von  H.  Q.  Gossen,  Walras,  Laun- 
hardt.  Jevons,  endlich  neuerdings  von  R. 
Auspitz  und  R.  Lieben  gemachten  Versuche, 
eine  mathematische  Volkswirtschaftslehre 
zu  begrflnden.  fallen  mit  der  Ableitung  der 
Preisgesetze  aus  Axiomen  oder  letzten  Ele- 
menten insofern  zusammen,  als  es  sich  da- 
bei stets  darum  handelt,  mit  fiilfe  von 
graphischen  Darstellungen,  algebraischen 
Fonneln  und  Sciilussreihen  die  Gröesenver- 
bUltnisse  von  Angebot  und  Nachfrage  prS- 
cis  darzustellen  und  aus  mi^ichst  einfaclien 
Prämissen  die  Schlüsse  in  matliematischer 
Form  zu  ziehen.  Man  wird  nicht  leugnen 
können,  dass  in  dieser  Porra  die  Ergebnisse 
der  abstrakten  Theorie  sauber  und  präcis 
daivestellt  werden  kOnnen,  dass  das  Schluss- 
verfahren  oft  ein  sichereres  ist  als  bei  ge- 
wöhnlicher Darstellung,  dass  die  Anscliau- 
lichkeil  gewisser  Voreänge  dadurch  erhöht 
wird,  wenigstens  für  den  mathematiscb  ge- 
schulten Kopf.  Neue  bemerkenswerte  Er- 
gebnisse und  Wahrheiten  bat  diese  ganze 
Methode  aber  nicht  geliefert.  Sie  beruht, 
wenn  sie  mehr  sein  will  als  eine  eigen- 
tümliche Art  der  niustration  von  Bekanntem, 
auf  einer  Verkennung  der  Natur  volkswirt- 
schaftlicher Erschein tiDgen  und  ihrer  Ur- 
eachen. Die  Konstruktionen  und  Formeln 
vorwenden  Elemeute,  die  alle  in  Wirklich- 
keit nicht  bestimmbar,  einer  Messung  nicht 
fäbig  sind,  und  erwecken  durch  Einsetzung 
von  fiktiven  Grössen  für  psychische  Ur- 
sachen und  unmessbare  Butrktverhältnisse 
den  Schein  einer  Exaktheit,  die  nicht  be- 
steht. 

12.  Die  IndnktiTe  nnd  die  deduktive 
Methode.  Wie  kommen  wir  nun  aber  zur 
Erkenntnis  der  einzelnen  Ursachen?  Wenn 
B  dem  A  regelm&ssig  in  dem  Gan^  der 
Erscheinungen  fol^  so  verknüpfen  sie  sich 
als  Ideeenassociation  in  unserer  Einbildungs- 
kraft ;  sobald  ich  etwas  Gleiches  oder  Aehn- 
hches  wie  B  sehe,  denke  ich  an  Ä,  forsche 
nach,  ob  es  vorhanden  war.  Und  wenn 
ich  eine  Reihe  solcher  Sequenzen  richtig 
beobachtet  habe,  so  nötigt  mich  »ein  mäch- 
tiger, überall  wirksamer  Trieb  zur  Gene- 
ralisation«,  wie  Sigwart  sagt,  die  Verbin- 
dung für  eine  konstante  zu  halten ;  und 
wenn  ich  zur  festen  Deberzeugung  vou 
dem  gleichmassigen  Gange  der  Erscheinun- 
gen gelangt   biji,   so  erkläre   ich  A  für  die 


Ursache  von  B,  sobald  ich  A  und  zwar  A 
allein  für  das  unbedingte  und  notwendige 
Antecedens  halte.  Natürlich  ist  dabei  die 
Ideeenassociation  nur  der  Ausdruck  für  die 
innere  Zusammengehörigkeit,  für  die  That- 
sache,  dass,  wie  Höffding  sagt,  A  und  B 
Glieder  desselben  Pi'ozesses,  Teile  derselben 
Totalität  sind.  Das  £ausalprincm  geht  so 
jiach  Hßfiding  auf  das  Prindp  der  Identi- 
Tät  zurück.  Das  immer  und  notwendig  in 
der  Folge  Verbundene  behandeln  wir  als 
Ursache  und  Wirkung.  Unser  Geist  ist  be- 
ruhigt, wenn  er  die  einzelne  Erfahrung  als 
einen  Fall  einer  allgemeinen  Regel  ansehen 
kann;  er  muss  sieb  stets  solche  Regeln 
konstruieren,  die  in  dem  Masse  wahrer 
werden,  wie  sie  auf  vollendeterer  Beobach- 
tung ruhen,  und  wie  sie  weiter  angewendet 
in  der  aufstellten  Form  und  Begrenzung 
immer  wieder  als  wahr   sich  herausstallen. 

Dies  nennen  wir  das  induktive  Ver- 
fahren :  es  geht  vom  Einzelnen  aus,  von 
der  Beobachtung  und  sucht  dazu  die  Regel, 
die  das  Beobachtete  erklärt,  die  von  einer 
Klasse  von  Erscheinungen  das  für  wahr 
erklärt,  was  von  den  beobachteten  Fälleu 
wahr  ist  Je  komplizierter  eine  Erschei- 
nung ist  und  je  unvollkommeuer  uodi 
unsere  Beobachtung  zumal  solcher  kompli- 
zierter Gegenstände,  welche  von  einer 
Summe  der  verschiedenartigsten  UiBachen 
abhängen,  desto  schwieriger  ist  das  Ge- 
schäft, die  rechte  Regel  zu  finden,  desto 
häufiger  kommen  wir  nur  zu  Hypothesen, 
zu  vorläufigen  Vermutungen  über  die 
Rcgelmässigkeit  der  Folge.  Aber  auch  sie 
verwenden  wir  nun  zu  weiteren  Schlüssen. 

In  der  weiteren  Verwendung  der  durch 
Induktion  gewonnenen  Regeln  über  Kansal- 
verhältnisse  besteht  die  Deduktion,  die  auf 
demselben  Triebe,  demselben  Glauben,  dem- 
selben Bedürfnisse  unseres  Verstandes  be- 
ruht wie  die  Induktion.  Was  wahr  in  den 
richtig  beobachteten  Fällen  war,  muss  w^ir 
in  allen  ganz  gleichen  Fällen  sein;  die 
Regel  wurde  nur  gesucht,  um  sie  weiter 
anzuwenden;  jede  Regel  sagt  über  eine 
Klasse  von  Subjekten  ein  Prädikat,  ein 
Handeln,  eine  Eigenschaft  aus;  aus  der 
Analyse  des  Subjekt-  und  Prädikatbegriffee 
ergiebt  sich,  was  in  der  betreffenden  Regel 
enthalten  ist,  wohin  sie  passt,  welche  Fälle 
ihr  unterstehen,  was  sie  erklären  kann. 

Es  ist  klar,  dass  das  Ziel  aller  Wissen- 
schaft die  Gewinnung  solcher  Regeln  ist; 
über  je  mehr  sie  verfügt,  desto  besser.  Jeder, 
selbst  der  kleinste  Schritt  unseres  Denkens, 
ist  kontrolliert  von  den  feststehenden  Wahr- 
heiten und  Regeln,  über  die  wir  verfügen, 
verknüpft  sich  mit  Folgerungen  aus  ihnen. 
Alle  Beobachtung  und  Beschreibung  imd  alle 
neue  Induktion  ruht  mit  auf  der  Anwendung 
des  gesicherten  Wissens,  und   jeder  neuen 
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nicht  erklärten  Beobachtung  gegenüber  ist 
es  unser  Erstes,  dasa  wir  eine  Anzahl  Ober- 
afttze,  Regeln,  Wahrheiten,  die  wir  im  Kopfe 
haben,  spielend  probieren,  ob  sie  das  no- 
blem erkiteen.  GToese  Fortschritte  werden 
so  in  jeder  'Wissenschaft  gemacht  Auch 
die  letzte  Probe  jedes  iaduStiT  gewonnenen 
Satzes  liegt  darin,  dass  er  bei  steter  deduk- 
tiyer  Verwendung  sich  immer  wieder  als, 
wahr  herausstellt 

Daraus  ergiebt  sich,  wie  eng  verbunden 
Induktion  und  Deduktion  sind.  Das  Schluss- 
verfahren,  das  der  Induktion  zu  Grunde 
liegtj  ist,  wie  Jevons,  Sigwart  und  Wundt 
gezeigt,  nichts  als  die  ümkehrung  des  in 
der  Deduktion  verwendeten  SyflogiBmus. 
Seit  Jahren  pflege  ich  den  Studierenden 
zu  sagen,  wie  der  rechte  und  linke  Fuss 
zum  Gehen,  so  gehöre  Induktion  und  De- 
duktion gleichmSssig  zum  wissenschaftlichen 
Denken.  Ich  habe  stets  betont,  dass,  wenn 
wir  schon  alle  "Wahrheit  besJlssen,  wir  nur 
deduktiv  verführen,  dass  aller  Fortschritt 
der  Induktion  uns  deduktiv  verwertbare  Sätze 
bringe,  dass  die  vollendetsten  Wissenschaften 
am  meisten  deduktiv  seien.  Wenn  daher 
neuerdings  mehrfach  behauptet  wurde,  die- 
jenigen, welche  heute  im  Gegensatz  zu  Mill, 
Caimess  und  Menger  die  stärkere  Benutzung 
der  Induktion  verlangten,  wollten  alle  De- 
duktion ausschliessen,  so  ist  das  weder  für 
mich  noch  für  irgend  einen  anderen,  der 
eine  klare  "Vorstellung  über  die  Methoden 
der  Logik  hat,  zutreffend.  Der  in  der  Litte- 
ratur  üner  Gebühr  aufgebauschte  Streit  dreht 
aich  nur  darum,  in  welchem  Masse  die  De- 
duktion in  der  Volkswirtschaftslehre  aus- 
reiche, wie  weit  unsere  Wissenschaft  schon 
Bei,  welclien  Schatz  wahrer  Kausalurteile  sie 
.  schon  besitze  oder  aus  aii  deren  Wissen- 
schaften, hauptsSchhch  aus  der  Psychologie, 
entlehnen  könne.  Wer  die  politische  Oeko- 
uomie  für  eine  nahezu  fertige  hfilt,  wie  die 
englischen  Epigonen  A.  Smiths,  für  den  ist 
sie  natürlich  eine  rein  deduktive  Wissen- 
schaft. Buckle  in  seiner  selbstzufriedenen 
Aufgeblasenheit  erklärte:  »Die  politische 
Oekonomie  ist  so  wesentlich  eine  deduktive 
Wissenschaft  wie  die  Geometrie«,  Ueber- 
raschend  ist  nur,  wenn  Leute,  die  die  ge- 
ringe Ausbildung  unserer  Wissenschaft  ein- 
sehen, ähnlich  sprechen.  Sie  denken  dann 
ausschhesslich  an  die  einfacheren  Probleme 
nnd  an  die  ausgebildeteren  Teile  unserer 
Wissenschaft,  an  die  Tausch-.  Wert-  und 
Qeldlehre,  wo  die  Dodnktion  aus  einer  oder 
einigen  psychischen  Prämissen  die  Uanpt- 
ersciieinungen  erklären  kann.  Wer  die  kom- 
plizierteren Phänomene  studiert,  z.  B.  nur 
die  sozialen  Fragen,  der  wird  klar  erkennen, 
wie  sehr  er  hier  noch  der  Induktion  bedarf. 
Am  einfachsten  ist  der  heute  herrschende 
Streit  zwischen  den  sogenannten  Anhängern 


der  Deduktion  und  denen  der  Induktion  aus 
der  Geschichte  unserer  Wissenschaft  zn  er- 
klären. Es  war  natüriich,  dass  man  im  18 
Jahrhundert  zunächst  versuchte,  von  ein- 
zelnen beschränkten  Erfahrungen  nnd  unter 
Zuhilfenahme  anerkannter  psychologischer 
Thatsachen  deduktiv  soweit  wie  möglich  zu 
kommen ;  jede  jugendliche  Wissenschaft  vei-- 
, fährt  zunächst  so ;  erst  nach  und  nach 
konnte  die  Erkenntnis  der  unzureichenden 
Voraussetzungen  sich  Bahn  brechen;  und 
erst  als  man  das  Falsche  oder  Schiefe  der 
voreiligen  Oeneralisationen  einsah,  konnte 
die  Fordenmg  einer  umfassenderen  Anwen- 
dung der  Induktion  entstehen.  Oder  viel- 
mehr die  Fordenmg  umfassenderer  und 
strengerer  Beobachtung  und  Beschreibung, 
wie  sie  für  Induktion  und  Deduktion  gleich 
notwendig  ist. 

Je  nach  persflnlicher  Anlage  und  Studium, 

J'e  nach  den  behandelten  Problemen  und 
fragen,  nach  dem  engeren  oder  weiteren 
Umkreise,  auf  den  sich  die  untersuchten 
Gegenstände  erstrecken,  stellen  aich  die  ein- 
zelnen Forscher  auf  die  eine  oder  die  andere, 
auf  die  Seite  der  alten  oder  der  neuen  Rich- 
tung oder  suchen  zwischen  beiden  zu  ver- 
mitteln. In  eigentflmlich  widerstreitender 
und  daher  Verwirrung  stiftender  Weise  hat 
letzteres  schon  J.  St  Mill  gethan,  auf  den 
sich  daher  die  entgegengesetzten  Parteien 
gleichmässig  benifen  können.  Der  feine, 
selten  schüfsinnige  und  gebildete,  aber 
ebenso  anpassungsfähige  und  schwankende, 
sich  so  häufig  um  die  ganze  Windrose 
drehende  Geist  hatte  als  20— 23  jähriger, 
ganz  von  der  abstrakten  und  radikalen  Ge- 
dankenwelt des  18.  Jahrhunderts  und  des 
unhistorischen  Bentham  ertüllt,  weit-  und 
geschäftsunkundig  die  Losung  ausgegeben, 
die  Nationalökonomie  sei  eine  rein  dediiktive 
Wissenschaft,  weil  sie  keine  Kxperiraonte 
machen  und  aus  dem  Wunsche  nach  Reich- 
tum ihre  wesentlichen  Sätze  als  hypotheti- 
sche Wahrlieiten  ableiten  könne.  Wenige 
Jahre  nacliher  lernte  er  Ä.  Comte  kennen, 
der  nur  eine  historische  imd  induktive  Be- 
handlung zulassen  wül.  Auch  sonst  drangen 
die  Idoeen  des  19.  Jahrhunderts,  wie  er  es 
selbst  nennt,  mehr  und  mehr  auf  ihn  ein 
und  modelten  alle  seine  Vorstellungen  ti-otz 
seines  Widerstrebens  nach  und  nach  um, 
imd  in  seinen  Hauptschriften,  hauptsächlich 
in  seiner  Logik,  ist  nun  eine  wunderbare 
Mischung  von  gänzlich  widerspre<;'henden 
Thesen  tlber  die  Methode  der  National- 
ökonomie und  der  Sozial  wissen  schatten. 
Jevons  urteilt  kaum  zu  hart,  wenn  er  sagt, 
in  jedem  Hauptpunkte  habe  er  drei  bis  sechs 
miteinander  unverträgliche  Meinungen  zur 
selben  Zeit.  Seine  urepribiglichen  Anschau- 
ungen liegen  aber  immer  noch  am  auf- 
fälligsten  zu  Tage,   imd  an  sie  halten  sich 
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wesenüich  heute  Qoch  aeiae  deutEcheo  Ver- 
ehrer, -welche  glauben,  die  Deduktion  gegen 
die  Invasion  der  induktivea  Schule  ver- 
teidi);en  zu  müBsen. 

Nacbdem  er  gegen  Benthams  IntereBBeii- 
philosopbie  mit  dem  Satze  polemisiert,  es  sei 
unphiloBophisch,  aus  einigen  wenigen  von 
den  Agentien.  durch  welche  die  Phänomene 
bestimmt  werden,  eine  ■Wissenschaft  aufzu- 
bauen, man  müsse  alle  Einwirkungen  in  das 
Bereich  der  Wissenschaft  zu  bringen  suchen, 
lehrt  er  venige  Seiten  nachher,  die  Hand- 
lungen in  Bezug  auf  die  Produktion  und 
"Verteilung  wirtscnafUicher  Güter  seien  haupt^ 
sSchlich  durch  das  Verlangen  nach  Reich- 
tum bestimmt  und  auf  dieser  These  baue 
sich  daher  die  besondere  Wissenschaft  der 
Nationalökonomie  auf.  Freilich  muss  er 
gleich  beifügen,  eine  Reihe  anderer  Ursachen 
müsse  man  eben  in  einigen  der  schlagendsten 
E^e  an  den  betreneuden  Stellen  der 
Nationalökonomie  selbst  einsehaiten,  so  die 
Scheu  vor  Arbeit,  das  Verlangen  nach  kost- 
spichgen  Genüssen,  die  Ursachen  der  Be- 
TÖlkenmgsbew^ung ;  der  praktischen  Ntltz- 
lichkeit  wegen  müsse  man  überhaupt  von 
der  Strenge  der  wissenschaftlichen  Anord- 
nung in  der  Nationalökonomie  abstehen.  An 
anderer  Stelle  fügt  er  bei,  was  von  einem 
Engländer  gelte,  lasse  sich  natürlich  nicht 
von  einem  Franzosen  behaupten,  und  wo  er 
vom  Nationalcharakter  verschiedener  Völker 
spricht,  erklärt  er,  sofern  dieser  eine  Holle 
spiele,  sei  eine  sei^rate  Wissenschaft  (wie 
die  Nationalökonomie)  nicht  angezeigt,  da 
mtlsste  die  allgemeine  OeBellschaftswissen- 
schaft  eintreten,  welche  alle  Umstände  er- 
örtere, die  ein  Volk  beeinflussen;  es  gelte 
dies  vor  allem  in  Bezug  auf  die  Regierungs- 
form. Aber  sollte  in  Bezug  auf  die  Frage 
der  wirtschaftlichen  Verfassung  es  sich  nicht 
ähnlich  verhalten? 

Die  AuseinaudersetzuDg,  dass  es  keine 
wahr«  Induktion  gebe,  wo  es  sich  wie  bei 
der  Volkswirtschaft  um  komplizierte  Ur- 
sachen und  Wirkungen  handele,  wiederholt 
er  öfter;  er  sucht  sie  mit  dem  groben  Bei- 
spiele zu  beweisen,  dass  die  generelle  Unter- 
suchung, ob  ein  Schutzzollsystem  ein  Land 
reich  mache,  ergebnislos  sei;  er  übeisieht 
nur,  dass  seine  Fragestellung  falsch,  d.  h. 
zu  allgemein  ist;  specialisiertere  Unter- 
suchungen, wie  die  Serings  über  die  deut- 
schen näsenzölle,  Sombarts  über  die  italieni- 
sche Handelspolitik  und  manche  ähnliche 
neuere  Arbeiten  zeigen,  dass  auf  das  Einzelne 
richtig  eingehende  Arbeiten  uns  zienüich 
sicher  lehreuj  wo  Schutzzölle  wohlatand- 
hebond  wirken.  Natürlich  bleibt  es  daneben 
wahr,  dass  die  Induktion  schwieriger  wird, 
je  komplizierter  der  Gegenstand  ist,  dass 
der  Mangel  an  Experimenten  ein  Nachteil 
ist.    Aber  mit  Recht  hat  Eeyues  neuenlings 


darauf  hingewiesen,  dass  auch  im  Wirt- 
schaftsleben teils  direkt  durch  Verwaltung 
nnd  Regierung  experimentiert  wird,  teils 
indirekt  durch  verschiedene  Ereignisse  inner- 
halb sonst  gleicher  ZustAude  etwas  dem 
Experiment  Aehnliches  zu  beschaffen  ist. 
Ausserdem  aber  verkennt  MiU,  wo  er  die 
Möglichkeit  der  Induktion  leugnet,  dass  die 
möglichst  apecialisierte  Beobachtung  einer 
immer  grösseren  Zahl  von  FSiäea  und  die 
Vei^leicnnng  derselben  oder  ähnlicher  Er- 
scheiDUDgen  immer  einen  Eraatz  des  Ex- 
perimentes bildet,  nur  viel  langsamer  nnd 
umständlicher  zum  Ziele  führt  Und  an 
anderer  Stelle  giebt  er  dies  auch  wieder  zu. 
Er  betont  mit  Nachdruck,  dass  seine  deduk- 
tive Methode  auf  einer  vorausgehenden  In- 
duktion beruhe  und  nachher  der  verifizieren- 
den Induktion  bedürfe.  Wenn  er  ausein- 
andersetzt, dass  in  den  Gesellschaftswissen- 
schaften annähernde  Geoeralisationen  (z.  B. 
>die  meisten  Menschen  eines  Landes,  einer 
Klasse,  eines  Alters  haben  die  oder  jene 
Eigenschaften«)  ausreichen,  so  sind  solche 
nach  ihm  selbst  »durch  hinreichende  Induk- 
tionen« gewonnen.  Bei  der  Erörterung  der 
sogenannten  umgekehrt  deduktiven  oder 
historischen  Methode,  die  er  von  Comte 
übernimmt,  die  nichts  wesentlich  anderes 
ist  als  Induktion,  giebt  er  zu,  dass  num  die 
Oesamtzusmnde  eines  Volkes  beobachten  und 
schildern  und  daraus  Regeln  über  Koexistenz 
und  Folge  ableiten  könne,  deren  letzte  Er- 
klärung man  dann  allerdings  wieder  psycho- 
log^h  versuchen  müsse.  Seine  Lehren  von 
der  falschen  Induktion,  von  der  falschen 
Analogie  und  Aehnliches  sind  beherzigens- 
werte Anweisungen,  wie  man  die  Induktion 
nicht  brauchen  dürfe,  aber  sie  beweisen 
nicht,  daea  die  übertoeibenden  Citale  aus 
seinen  Jugendschriften,  welche  er  in  Bezug 
auf  die  ausschliessliche  Berechtigung  der 
Deduktion  für  die  Nationalökonomie  in  der 
Logik  stehen  liess,  noch  berechtigt  waren. 
Eine  Hauptstütze  endlich  seiner  Vorliebe 
für  Deduktion,  der  Satz,  dass  alle  psychischen 
FhAnomene  auch  in  ihrer  Massenwirkung 
aus  der  individuellen  Psychologie  abziüeitan 
seien,  ist  nur  zum  Teil  wahr.  Gewiss  ist 
das  Individuum  stets  der  Ausgangspunkt  der 
psychologischen  Untersuchung.  Aber  das 
Zusammen-  und  Oegeneinanderwirken  der 
psychischen  Strebungen  gleicher  und  ver- 
schiedener Menschen  ist  eine  Sache  für  sich, 
die  sich  nicht  durch  Addieren  nnd  Subtra- 
hieren der  Kräfte  abmachen  Ifisst  Mit  Recht 
sagt  Rümeliij:  »Der  Gesamteffekt  vieler 
Individualkräfte  ist  nicht  wie  in  der  Mechanik 
eine  Summe  oder  ein  Produkt.  =  Jeder 
weiss,  wie  die  psychischen  Kräfte  durch  das 
Bewiisstsein  der  Uebereinstimmung  in  viel 
stärkerer  Progression  wachsen,  als  der  Zahl 
der  Bekenner  entspräclie,  wie  20  Versamm- 
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langen  von  je  50  verständigen  Leuten,  die 
getrennt  Verständi^s  beschJiessen,  in  eine 
Versammlung  vereinigt,  so  leicht  zu  unver- 
ständigen Ergebnissen  kommen,  wie  jede 
Mehrheit  von  Willen  sich  teils  steigert,  teils 
neutralisiert.  Kurz,  so  wahr  der  Satz  ist, 
dass  eine  bereits  vollendete  individuelle  und 
Massenpa^chologie  der  Nationalökonomie  die 
Möglichkeit  biete,  sich  überwiegend  der 
Deduktion  zu  bedienen,  so  wenig  reichen  bei 
dem  jetzigen  Zustande  der  Psychologie  die 
vorhandenen  Wahrheiten  aus;  sie  sind  erst 
zu  finden  und  zwar  teilweise  mit  Hilfe  psy- 
cho! o^sch- volkswirtschaftlicher  Induktionen. 

Die  Auffassung  Mills  in  Bezug  auf  diese 
Fragen  hangt  endlich  zusammen  mit  einem 
schiefen  Bilde,  das  ihm  in  seiner  Jugend 
kam,  als  sein  Yater  und  Macaulay  sich 
Ober  politische  Dinge  stritten  und  der  Sohn 
beklemmt  von  diesem  Konflikt  nach  einem 
Auswege  suchte.  Er  kam  zu  dem  Schlüsse, 
sein  radikal  doktrinärer  Vater  wolle  gesell- 
schaftliche Fragen  geometrisch  behandeln, 
der  historisch  auf  die  Erfahrung  sich  be- 
rufende Macaulsy  aber  behandele  sie  che- 
misch, d.  h.  er  beliaupte,  dass  aus  der 
Verbindung  zweier  Ursachen  gesellschaft- 
liche Folgen  ganz  neuer  Art  sich  ergeben, 
wie  in  der  Chemie  aus  zwei  Elementen  ein 
neuer  Stoff  entstehe,  dessen  Eigenschaften 
mit  denen  der  Elemente  nichts  zu  thun 
haben.  Beides  sei  Msch ;  man  mflsse  nicht 
geometrisch  oder  chemisch,  sondern  physi- 
kalisch verfahren.  Und  an  diesem  schiefen 
Bilde  von  der  chemischen  und  physikali- 
schen Methode  der  Gesellschaits Wissen- 
schaften hat  er  nicht  bloss  zeitlebens  fest- 
gehalten^ sondern  er  hat  auch  den  kflhnen 
Satz  beigefügt,  die  Leute,  weiche  über 
Politik  urteilen,  würden  nicht  so  oft  irren, 
wenn  sie  besser  mit  den  Methoden  der 
physikalischen  Forschung  vertraut  wären. 
Dass  ausschliesahch  mi^ematisch- wissen- 
schaftliche Studien  in  der  Regel  zum  poli- 
tisch-volkswirtschaftlichen Ort  eilen  verun- 
fähigen.  ist  für  mich  wenigstens  eine  Lebens- 
erfahrung, die  ausser  allem  Zweifel  steht, 
die  in  der  Verschiedenheit  der  zu  beobach- 
tenden Erscheinungen,  der  Methoden  und 
der  vorwiegenden  Denkgewohnheiten  ihre 
einfache  Ursache  hat. 

13.  Die  Kegelmäasigkeiten  und  die 
Gesetze.  Der  unabänderlich  gleichma.ssige 
Verlauf  der  Natur  im  grossen,  die  Wieder- 
kehr von  Tag  und  Nacht,  von  Sommer  und 
Winter,  von  Mond  und  Sternen,  wie  die 
Wiederkehr  von  Hunger  und  I)urst,  von 
Wachen  und  Schlafen ,  von  Jugend  und , 
Alter  ist  es  ohne  Zweifel  gewesen,  welche , 
in  der  menschlichen  Seele  das  Ennnerungs- 1 
vermögen  bilden  half,  welche  die  Men- 
schen zum  Vei^leichen  und  Unterscheiden 
hinleitete  und  endlich  zur  Erforschung  der  | 


Ursachen  dieser  R^elmässigkeifen  liiofUhrte, 
wie  ja  auch  dieser  feste  und  rhythmische 
Gang  der  sich  wiederholenden  Naturerschei- 
nungen für  den  Menschen  zum  Anlass 
wuifle,  stet«  wieder  zu  gleicher  Zeit  das- 
selbe zu  thuu ,  die  Stunden  des  Tages 
und  die  Tage  des  Jahres  planvoll  ednzu- 
teilen,  das  Leben  danach  systematisch  zu 
ordnen. 

Auch  die  Wissenschaft  der  Volkswirt- 
schaftslehre heftete  sich  zuerst  an  die  Eon- 
statierung  der  Wiederkehr  gleicher  Eischei- 
nutigen.  Man  bemerkte  dieselbe  Hauswirt- 
sch^  denselben  Güteraustausch,  die  gleiche 
Einrichtung  des  Geldes,  dieselbe  Arbeits- 
teilung, dieselben  wirtschaftlichen  Klassen, 
das  gleiche  Zusammenwirken  von  Unter- 
nehmern und  Arbeitern,  man  entdeckte 
dieselbe  Wiederholung  von  Preisbewegungen, 
dieselben  Wirkungen  guten  und  schlecoteu 
Geldes,  i-eicher  und  armer  Ernten,  dieselben 
Kegelmassigkeiten  in  den  Zahlen  der  Ge- 
burten, der  Sterbefälle,  der  Ehen.  Und  je 
mehr  ein  noch. wenig  geschulter  Verstand 
schon  das  Aehniiohe  für  gleich  hält,  desto 
mehr  war  man  zunächst  geneigt,  überwie- 
gend auf  diese  gröberen  Uebereinstimmungen 
und  Regelmässigkeiten  zu  achten,  sie  zu 
registrieren  und  so  in  einer  besdiränkten 
Summe  sich  regelmässig  begleitender  oder 
sich  r^el massig  folgender  Etscheinungen 
das  Wesen  der  Wissenschaft  zu  sehen.  Die\ 
Zusammenstellung  einiger  typischen  Formen  | 
gesellschaftlicher  Oi^anisation  und  gesell- 
schaftlichen Verkehrs  nebst  den  regelmäs- 
sigen Veränderungen  und  Bewegungen  inner- 
halb dieser  Formen,  all'  das  al^trahiert  aus 
den  westeim)päiscben,  hauptsächheh  eng- 
lisch-französischen Zuständenvon  1750^1850, 
das  war  der  Gegenstand  der  älteren  Volks- 
wirtschaftslehre.  Die  Formen  erklärte  man 
nicht  näher,  sondern  nahm  sie  als  gegeben 
und  selbstverstAndlich  an,  man  bildete  sidi 
ein,,  sie  seien  als  eine  direkte  Folge  der 
menschlichen  Natur  stets  vorhanden  ge- 
wesen und  bei  allen  Völkern  zu  treffen. 
Was  mau  aus  Ursachen  erklären  wollte, 
war  wesentlich  die  Preisbildung  und  die 
Einkommensverteilung  zwischen  Gnmdeigen- 
tümem,  Kapilalisten  (man  dachte  bei  die- 
sem Worte  wesentlich  an  die  Klasse  der 
I'ulemchmer)  und  Arbeitern.  Und  die 
Pegeln,  die  man  aus  der  angeblichen  allge- 
meinen Menschen natur  über  Preisbildung 
und  Einkorn  mens  Verteilung  abgeleitet,  nannte 
man  Gesetze,  man  sprach  vom  Gesetz  von 
Angebot  und  Nachfrage,  von  dem  Gesetz, 
dass  bei  freiem  Mitbewerbe  die  Preise  nach 
den  Kosten  gravitieren,  vom  Gesetz  der 
Grundrente,  vom  ehernen  Lohngesetz,  ja 
von  den  »unzähligen  Natiffeesetzen«  der 
Volkswirtschaft;  und  bald  darauf  nannte 
mau]edeKegelmfi8sigkeitvon  Zahlen,  welche 
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die  Statistik  ergab,  ein  statistisches  Gesetz, 
z.  B.  die  Thatnacbe,  dass  auf  16  M&dchen 
17  Knaben  geboreu  werden,  dass  von  100 
geborenen  Menschen  regelmässig  bestinunte 
Teile  in  dem  und  dem  Alter  sterben.  Aus 
der  Beobachtung  der  zuaehmenden  heutJgeQ 
Staatsan^aben  abstrahierte  A.  Wagner  «das 
Gesetz  der  wachaendea  Ausdehnung  der 
Staatstbat^keiti,  und  die  utopischen  Schilde- 
rungen einer  sozialistiBcheD  Zukunft  mit 
zinslosem  Kredit  für  jedermann  nannte 
Hertzka  »die  Gesetze  der  sozialen  Entwicke- 
lung*. 

Es  ist  klar,  was  man  mit  diesem  etwas 
lockeren  Sprachgebrauche  bezweckte,  man 
wollte  nachdrOclcÜch  damit  die  Notwendig- 
keit des  Eintretens  und  der  WiedM^iolung 
gewisser  Ereignisse  und  Folgen  betonen ; 
teilweise  schob  sich  daneben,  wie  z,  B.  bei 
Röscher  und  Knies,  die  Vorstellung  unter, 
es  handele  sich  um  vom  menschlichen 
WiDen  unabhängige  Vorgänge,  also  um 
Naturgesetze  im  engeren  Sinne  im  Gegen- 
satz zur  psychischen  Kausalität  oder  zur 
"Wülensfreineit ;  teilweise  waltete  offenbar 
auchdie  Anschauung  vor,  man  mflsse  speciell 
diejenigen  durch  Ursachen  erklärbaren  Eegel- 
mSss%keiten  als  Gesetze  bezeichnen,  bei 
welchen  es  sich  im  ßesultate  um  messbare 
imd  zählbare  Quantitäten  handele.  Jeden- 
falls war  der  Mehrzahl  derer,  die  von  »ud- 
zähligen  Gesetzen  der  Volkswirtschaft  t 
spradien,  der  strengere  Sprachgebrauch,  wie 
er  sich  in  der  Logik  ausgebildet  hatte,  nicht 
bekannt;  man  freute  sich,  dutzendweise  die 
Gesetze  auf  dem  Wege  auflesen  zu  können, 
bedachte  nicht,  dass  auch  in  den  heute 
vollendetsten  Wissenschaften  nur  wenige 
■wirkliche  Gesetze  bis  jetzt  entdeckt  wurden, 
dass  jede  solche  Entdeckung  als  eine  seltene 
epochemachende  That  gefeiert  wurde. 

Freilich  ist  es  in  gewissem  Sinne  nur 
eine  Sache  der  Konvention,  ob  man  die 
Konstatierung  immer  gleicher  Eigenschaften 
und  Merkni^,  die  Wiederholung  bestimmter 
BegelmSssigkeiten  und  Formen  ein  Gesetz 
nennen  will,  ob  man  jeden  vermuteten  oder 
nachgewiesenen  Kausalzusammenhang  so 
heisst  oder  nur  den,  dessen  kausale  Kräfte 
eine  zahlenmässige  Messung  ihrer  Wirksam- 
keit gestatten.  Aber  sowohl  im  Interesse 
eines  festen  Sprachgebrauches  und  des  An- 
schlusses an  üie  heutige  Logik  imd  Wissen- 
schaftülehre  ttberiiaupt  als  im  Interesse 
klarer  Vorstellungen  über  das  Wesen  volks- 
wirtschaftlicher Kausalität  und  Notwendig- 
keit ist  es  doch  besser,  diesen  lockeren  und 
verschwirpm  enden  Sprachgebrauch  aufzu- 
geben. Mau  hängt  durch  das  Mäntelchen 
des  «Oesetzea«  Behauptnngen  einen  Schein 
der  Notwendigkeit  um,  den  sie  nicht  be- 
sitzen, oder  giebt  niedriger  stehenden  Wahr- 


heiten den  Bang  höherer  und  täuscht  da' 
durch  denjenigen,  der  sie  weiter  anwendet. 
Allenlings  ist  nun  die  heutige  Wissen- 
echaftslehre  auch  nicht  ganz  einig  über  die 
Frage,  was  ein  Gesetz  im  strengen  Sinne 
des  Wortes  sei.  Aber  Ober  vieles  ist  sie 
sich  doch  klar,  was  bislang  in  unserer 
Wissenschaft  häufig  übersehen  wurde.  Wir 
wissen  heute ,  dass  ursprünglich  bei  den 
Griechen  der  Begriff  des  Gesetzes  dem 
menschlichen  Handeln  und  den  sie  regu- 
lierenden sozialen  Satzungen  entnommen 
wurde,  dass  man  dann  unter  Vermittelimg 
religiöser  Vorstellungen  von  göttlichen  Ge- 
setzen sprach  und  dass  endliä,  indem  man 
die  Natur  als  ein  lebendiges  Ganze  auf- 
fasste,  der  Begriff  des  Gesetzes  auf  ihre 
RegelmSseigkeiten  übertragen  wurde.  Und 
als  man  in  der  neueren  Zeit  nun  alles 
Geschehen,  das  natürliche  wie  das  geistige, 
als  einen  grossen  einheitlichen  Zusammen- 
hang zu  begreifen  b^ann,  der  in  strenger 
allgemein  gütiger  Form  von  Ursachen  be- 
herrscht wurde,  gelangte  "lan  zu  der  heute 
vorherrschenden  Fassung  und  Vorstellung 
des  Gesetzbegriffes :  wir  benennen  nicht 
mehr  empirisch  ermittelte  Regelmäesigkeiten 
so,  sondern  nur  diejenigen,  deren  Ursachen 
wir  genau  festgestellt;  und  diese  Genauig- 
keit gilt  uns  vor  allem  gesichert,  wenn  wir 
die  Wirknngsweise  der  kausalen  Kräfte 
zahlenmässig  gemessen  haben.  Und  allge- 
mein nennen  wir  im  Gegensatze  zu  wirk- 
Uchen  Gesetzen  die  RegelmSssigkeiten  der 
Folge,  deren  Erklärung  wir  noch  nicht  oder 
nur  vermutungs-  und  teilweise  geben  können, 
empirische  Gesetze,  wobei  freilich  die  Grenze 
zwischen  beiden  zweifelhaft  ist,  da  die  Er- 
kenntnis des  Kausalzusammenhanges  ver- 
schiedene Stadien  durchlaufen  kann.  Als 
exakte  Gesetze  haben  die  Naturforacher  be- 

fonnen  die  zu  bezeichnen,  deren  Wirksam- 
eit  auf  einen  genauen  numerischen  Aus- 
druck gebracht  werden  kann.  Das  Ziel  aller 
Auffindung  von  Gesetzen  ist  die  Znrück- 
führung  alles  Komplizierteren  auf  ein  Ein- 
facheres; aus  je  weniger  obersten  Gesetzen 
er  alles  ableitet,  desto  stolzer  darf  sich  der  _ 
menschliche  Intellekt  fühlen.  Der  praktische 
Zweck  ist  die  Vorauss^ung  und  die  da- 
mit erreichte  praktische  Herrschaft  über  die 
Dinge. 

Aber  auch  wo  wir  vollendete  und  exakte 
Gesetze  besitzen,  wie  in  der  Astronomie  und 
der  Physik,  ist  die  Voraussagung  keine  abso- 
lute, da  wir  häufig  nicht  in  der  Lage  sind, 
alle  Daten  uns  zu  verschaffen,  die  Keihen 
der  Kausalität  rückwärts  nicht  sehr  weit  zu 
verfolgen  im  stände  sind,  die  iirsprünghche 
Anortinung  der  Elemente  nicht  kennen. 
Auch  die  vorherzusehende  Kegel  mässigkeit 
der  Erscheinungen  ist  nie  eine  absolute, 
I    es   sich  um  kompliziertere, 
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vor  allem  um  biolo|;;ische  Oegenstäade  han- 
delt. Kein  Tier,  kein  Baum  wiederholt  sich 
in  absolut  gleicher  Form;  wie  sollten  sich 
da  menschliche  Ereignisse  und  Zustände  in 
vollendeter  Genauigkeit  wiederhoiea  ?  Aber 
das  schlieest  die  Regel  mfissigkeitcD  in  der 
typischen  Form,  in  den  entscheidenden 
Grundzilgen  nicht  aus,  und  eben  die  suchen 
wir  zu  erkenoea  und  durch  Oeaetze  zu  er- 
klären. Und  noch  weniger  schlieast  das 
aus,  dass  dieselben  Ursachen  dieselben 
Folgen  haben.  Wenn  Knies  daher  sagt,  so 
oft  man  volkswirtschaftliche  Terhältnisse 
verschiedener  Zeiten  und  Länder  vergleiche, 
so  bandele  es  sich  nicht  nm  Gesetze  eines 
absolut  gleichen  Eausalnexus,  sondern  um 
Gesetze  der  Analogie,  so  ist  das  ein  etwas 
schiefer  Ausdruck  für  die  einfache  Wahr- 
heit, dass  die  psychischen  Ursachen,  in 
steter  Entwickelung  und  Umbildung  be- 
griffen, in  verschiedenen  Zeiten  und  Ländern 
soweit  verschiedene  wirtschaftliehe  Formen 
und  Erscheinungen  erzeugen  müssen,  wie  sie 
selbst  sich  geändert  haben.  Nicht  die  Wahr- 
heit, die  Knies  aussprechen  woUte,  war 
fälsch,  sondern  sein  Sprachgebrauch  in  Be- 
zug auf  das  Wort  »Gesetz«. 

Man  hat  überhaupt  gezweifelt,  ob  ^ 
nicht  richtig  sei,  auf  dem  Boden  des  volks- 
wirtschaftlichen und  Staats  wissen  schaftlichen 
Gescbehen&  noch  mehr  auf  dem  der  histo- 
rischen Ereignisse,  den  Begriff  des  Gesetzes, 
wie  ihn  die  Naturwissenschaften  formuliert 
haben,  ganz  fallen  zu  lassen.  Und  das  ist 
jedenfalls  richtig;  wenn  man  Gesetze  nur 
da  anerkennen  will,  wo  man  messbare  Ur- 
sachen erkannt  hat,  so  giebt  es  kaum  wirt- 
schaftliche und  soziale  Gesetze.  Selbst  wo 
rdativ  sehr  konstante  und  einfache  psychi- 
sche Ursachen  in  ihrem  Zusammenwirken 
mit  fest  umgrenzten  Naturthatsachen  Er- 
gebnisse uns  vorführen,  die  sich  in  Zahlen 
ausdrücken,  wie  z.  B.  in  den  Preisen,  da 
kSnnen  wir  doch  nicht  davon  reden,  dass 
die  das  Gesellschaflsleben  verursachenden 
Triebe  hiermit  in  ihrer  Wirksamkeit  ge- 
messen seien;  denn  viel  häufiger  sind 
wechselnde  Ernte-,  Produktions-  und  andere 
derartige  Verhältnisse  die  Ursache  der 
Preisveränderung  und  nicht  wechselnde 
psychische  Crsaihen,  Auch  wer  Gesetze 
ausBchliesst,  wo  nicht  einfache  letzte  Ele- 
mente als  Ursachen  erkennbar  sind,  wird 
leicht  zu  ähnlichem  Resultate  kommen. 
Ifur  ist  klar,  dass,  wer  so  echte  und  wirk- 
liche Gesetze  leugnet,  damit  doch  empirische 
zugeben  kann ;  und  dass,  wer  den  Alisdruck 
vermeidet,  damit  nicht  leugnet,  dass  wir 
ein  grosses  Gebiet  von  Gesetzmässigkeit, 
von  erkannten  Ursachen  vor  uns  haben,  dass 
eine  Summe  von  allgemeinen  Wahrheiten 
und  Urteilen,  von  Theorieeu  hier  möglich 
sei;   er   wird  auch  zugeben,  dass  manche 


derselben  weit  über  das  empirische  Gesetz 
hinausgehen ,  sich  wirklichen  Gesetzen 
nähern  und  dass  deshalb  der  gewöhnliche 
Sprachgebrauch,  sofern  er  nicht  zu  locker 
jede  r^elmftssige  Thatsache  ein  Gesetz 
nennt,  wohl  be^eiflich  und  angebracht  ist, 
Wii'  haben  oben  schon  erwähnt,  dass 
man  mit  besonderer  Vorliebe  die  Theorieen 
Ober  die  Preisbildung  Preisgesetze  nannte, 
und  bis  heute  ist  das  üblich.  Böhm-Bawerk 
klagt  elegisch,  dass  einzelne  diesen  Sprach- 
gebranch aufgeben.  Fr.  J.  Neumann  nat  in 
geistreicher  und  scharfsinniger  Weise  ver- 
sucht, nachzuweisen,  dass  gewisse  psychi- 
sche Ursachen  —  vor  allem  der  Eigennutz 
—  in  der  Zeit  der  ausgebildeten  Geld-  und 
Verkehrswirtschaft  bei  grossen  Klassen  der 
Gesellschaft  so  gleichmissig  sich  gestalten, 
in  ihrer  Wirksamkeit  als  geeeUschaftUche 
Macht  die  wirtschaftlichen  Vorgänge  so 
gleichmässig  und  mechanisch  beherrsch^i, 
dass  man  deshalb  hier  wirtschaftliche  Ge- 
setze annehmen  könne  *als  den  Ausdrucke 
für  eine  infolge  der  Macht  wirtschaftlicher 
Zusammenhänge  aus  gewissen  Motiven  sich 
ergebende  r^elmässige  Wiederkehr  wirt- 
schaftlicher Erscheinungen«.  Die  so  sich 
eichenden  Gesetze  würden  ^  sagt  er  — 
allem  Erwarten  nach  lange  die  Basis  bleiben, 
auf  die  gestützt  es  wirtechafl lieber  Einsicht 
gelingen  könne,  die  kommenden  Dinge  vor- 
auszusehen und  drohenden  Gefahren  die 
Spitze  zu  bieten.  Er  hat  gevriss  recht; 
und  wenn,  was  er  so  nennt,  keine  exakten 
Gesetze  sind,  so  sind  sie  doch  wesentlich 
mehr  als  empirisdie  Gesetze  im  Sinne  der 
blossen  Pegeimässigkeit  Es  sind  Oenerali- 
sationen  mit  einer  Erklärung  des  Warum, 
die,  aus  einem  bestimmtön  Kulturzustande 
für  bestimmte  Klassen  abgeleitet,  für  üe 
und  ihre  Zeit  unbedingte  Giltigkeit  haben. 
Aber  das  genügt  zunädist  und  ist  von  un- 
endlichem Werte. 

Je  mehr  man  überhaupt  die  Untersuchung 
einschränkt  auf  einen  bestimmten  wirtschaft- 
lichen Eulturzustand  und  diesen  vorläufig, 
was  sicher  ein  erlaubter  methodolo^schCT 
Kunstgriff  ist,  als  stabil  annimmt,  desto 
leichter  wird  man  dazu  kommen,  die  wich- 
tigsten und  vorherrschenden  psychischen 
und  anderweiten  Ursachen  richldg  zu  äissen, 
aus  ihnen  typsche  Formen  der  Organi- 
sation abzuleiten  und  die  elementaren, 
typisch  sich  wiederholenden  Vorgänge  des 
wirtschaftlichen  Prozesses  zu  erklären.  Man 
wird  auf  diese  Weise  mit  etwas  ^beren 
oder  feineren,  ungefähren  Oeneraliaationen 
ausreichen ,  welche  Nebenumstände  und 
itleine  Modifikationen  beiseite  lassen.  Ob 
sie  Gesetze  oder  hypothetische  Wahr- 
heiten nenne,  sie  sind,  in  richtiger  Begren- 
zung gebraucht,  das  grosse  Instrument  der 
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ErkenntDis   und    die   StfltzMi   jeder   gatea 
Staatspraxia  und  Verwaltung. 

Ater   sie   siod  nicht  letzte  "Wahrheiten, 

und  sie  ruhen  auf  der  Fiktion  eines  stabilen 
Eulturziistandes.  Es  gilt,  neben  ihceD  uud 
die  weitere  und  tiefere  Untersuchung  der 
sich  ändernden  UrBachen  und  der  Verände- 
rungen aUer  volkswirtschaftlichen  Formen 
und  Verenge  durchzuführen.  Dazu  gehOrt 
jedenlallß  dreierlei:  1.  Man  unteraucnt  die 
Umbildung  der  psychologischen  Ursachen  in 
Zusammenhang  mit  den  ethnologischen  und 
£lasseauntei8chieden ;  man  sucht  festzu- 
stellen, wie  demgemasB  auch  das  wirtechaft- 
liche  Handeln  der  Menschen  eia  anderes 
wird  oder  werden  kann ;  was  man  so  findet, 
wird  man  besser  nicht  psychologische  Ge- 
setze nennen;  man  wird  passender  diesen 
Titel  für  die  elemeotaren  psychologischen 
"W^irheiteu  aufsparen,  aus  denen  man  die 
erw&fanten  psychologisch-historischen  Aende- 
ruDgeo  ableitet  2.  Man  sucht  im  einzelnen 
festzustellen,  'welche  Formen  der  volkawirt- 
schaftlichen  Organisation  vorkommen  und 
wie  sie  auseinander  entstehen ;  man  kon- 
statiert, wie  die  Formen  der  Arbeitsteilung, 
die  üntemehmungsformen,  die  Verkehrafor- 
men,  die  Formen  der  Finanz^  der  Steuern 
^ch  fo^n,  wie  sie  regelmässig  bestimmten 
anderen  Gestaltungeu  des  politisclien  und 
sozialen  Lebens  p^allel  gehen;  ee  sind  zu- 
nächst empirische  Oesetze,  die  man  so  er- 
halt; sie  werden  in  dem  Masse  mehr, 
wie  man  die  Ursachen  der  Umbildung 
teilweise  oder  erschSpfend  auffindet.  Man 
nauote  sie  bishei*  hftufig  »Entwickelungsge- 
setze«.  Die  ältere  historische  Nationalöko- 
nomie hat  das  Ziel  erkannt,  die  neuere 
WirtschaftsgeBchichte  hat  begonnen,  das 
Material  zu  sammeln  und  zu  interpretieren - 
je  mehr  es  in  Zusammeuhang  zebracbt  wird 
mit  den  psychologischen  und  natioaalöko- 
nomischen  Wahrheiten,  die  wir  schon  be- 
sitzen, desto  wertvoller  ist  der  Bestand  der 
30  erworbenen  Sätze  und  Oeneralisationen. 
3.  Man  kann  endlich  versuchen,  eine  allge- 
meine Formel  des  wirtschaftlichen  oder  gar 
des  allgemeinen  menschlichen  Fortschrittes 
aufziistdlen :  man  kommt  damit  in  das  Ge- 
biet der  GesehichtsphÜosophie,  der  Teleologie, 
der  Hoffnungen  und  Weissaguugen ;  auf  je 
breiterer  Erkenntnis  sich  ein  solcher  Ver- 
such aufbaut,  desto  Wertvolleres  kann  er 
bieten.  Fflr  das  piaktische  Handeln  werden 
stets  wieder  solche  kühne  Synthesen  not- 
wendig sein,  und  man  wird  es  den  echten 
Propheten  der  Zeit  nicht  verwehren  können, 
wenu  sie  glauben,  «das  Entwickelungsge- 
setz*  gefunden  zu  haben,  Herbert  Spencer 
und  die  Entwickelungstheoretiker,  MiJl  und 
Aug.  Comte  haben  solche  zu  formidieren 
versucht  wie  die  Sozialisten  und  Man- 
cheetermänner.  Von  dem,  was  die  Natur- 
Huidwörurbncb  der  Staitawlaenschatlen.    Zirelte 


forscher  echte  Oesetze  nennen,  vriid  alles 
Derartige  stets  weit  entfernt  bleiben.  Und 
auch  unter  die  empirischen  Gesetze  wird 
man  solche  Versuche  kaum  einrechnen 
können.  Das,  was  man  etwas  voreilig  Ge- 
setze der  Geschichte  genannt  hat,  waren 
entweder  derartige  oft  sehr  zweifelhafte 
Generalisationen,  oder  es  waren  einfocbe, 
uralte  pychologische  Wahrheiten,  aus  denen 
man  glaubte  grosse  Reihen  des  geschicht- 
liciien  Geschehens  erklären  zu  können.  Und 
daher  ist  der  Zweifel  ein  so  berechtigtM', 
ob  wir  heute  schon  von  histerischen  Gesetzen 
sprechen  können  und  sollen. 

Indem  idi  damit  die  kurzen  Ausführun- 
gen über  die  Methode  der  Volkswirtechafts- 
lehre  schliesse,  will  ich  nur  mit  zwei 
Worten  kurz  meine  Qrundanschaunngen  re- 
sümieren und  vorher  noch  die  Entschuldi- 
gung beifügen,  dass  der  mir  eingeräumte 
Platz  hanptafichlich  in  Nebenpunkteo  zu 
summarischer  Kürze,  ja  zur  Besctir&nkung 
auf  Andeutungen  und  zu  Behauptungen  nö- 
tigte, für  welche  ein  eingehender  Beweis 
nicht  geliefert  werden  konnte. 

AiJ  zwei  Wegen,  die  beide  in  ihrer  Art 
gleich  notwendig  und  heilsam  für  uns  sind, 
sucht  das  mensädiche  Denken  die  Welt  zu 
bereifen:  es  macht  sich  —  natürlich  auf 
Grund  der  zur  Zeit  möglichen  Beobachtun- 
gen und  Wahrnehmungen  —  ein  Bild  des 
Ganzen  —  des  Ganzen  der  Welt,  der  Ge- 
schichte, des  Staates,  der  Volkswirtschaft, 
der  Gesellschaft,  der  Menschenseele ;  daraus 
entspringen  unsere  Ideale  j  von  hier  aus 
empfängt  unser  Handeln  seme  Impulse  und 
Zwecke;  hier  liegt  die  Wurzel  für  alle  reli- 
giösen, ethischen,  politischen,  nationalOkono- 
mischen  Systeme ;  nier  entspringt  die  Welt- 
anschauung und  das  Lebensideal,  die  jeden 
Menschen  im  Innersten  beherrschen,  die 
seinen  Zusammenhang  mit  dem  All  und  der 
Gottheit  bestimmen.  Es  ist  der  Weg  teleo- 
logischer und  synthetischer  Betrachtung  und 
Ausdeutung,  der  aber  in  verschiedenen 
Zeiten  und  bei  vorschiedenen  Menschen  je 
nach  den  wechselnden  und  sich  vervoll- 
kommnenden Weltbildern  zu  verschiedenen 
Resultaten  führen  muss.  Ist  das  die 
Schwäche  dieses  Weges,  so  liegt  seine  Starke 
darin,  dass  der  Mensehengeist  in  dieser 
Weise  sofort  das  Ganze  und  den  grossen 
Zusammenhang  der  Dinge  fassen  kann;  er 
ist  dazu  fähig,  weil  er  alles  geistige  Ge- 
schehen von  innen  her  miterlebend  dieses 
von  Anfang  an  als  ein  Ganzes  besitzt,  wenn 
auch  zunächst  nur  in  dunkeln  Bildern  und 
Ahnungen. 

In  die  Umrisse  des  so  begreiflich  Ge- 
wordenen zeichnet  nun  der  trennende  Ver- 
stand die  Erkenntnis  des  einzelnen  ein. 
Indem  er  die  Ersdieinungen  in  ihre  kleinen 
Anfl«8e.    VII.  37 
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und  kleinsten  Teile  auEtCst,  diese  beobachtet 
and  beschreibt,  sie  benennt  und  klassifiziert, 
kommt  er  mit  Hufe  der  Induktion  und  De- 
duktion zur  Erfassung  der  Ursachen,  aus 
denen  alles  einzehie  entspringt.  Die  Er- 
gebnisse dieser  methodischeD,  empirischen 
JESuzelerkenntDis  sind  fOr  jeden  richtig  Ver- 
fahrenden dieselben ;  auf  ihrem  Glebiete 
^bt  es  keinen  Zweifel  und  kein  Schwanken 
mehr.  Je  weiter  der  menschliche  Geist  auf 
diesem  W^e  vordringt,  desto  mehr  kann  er 
auch  in  dem  Begreifen  des  Ganzen  zu  fest- 
stehenden Ergebnissen  kommen,  desto  ge- 
läuterter \nrd  seine  Weltanschauung,  werden 
seine  Ideale  Verden,  desto  vollendeter  wird 
er  sein  Handeln  einrichten  kfionen,  desto 
richtiger  sieht  er  in  die  Zukunft  Stets 
muBS  er  die  beiden  Wege  der  trennenden 
Analyse  und  der  zusammenfassenden  Syn- 
these zQ  verbinden  suchen.  Ee  entspricht 
das  seiner  innersten  Geistesnatnr,  seinem 
Willen  tmd  seinem  Triebe  nach  Erkenntnis. 
«Fortschreitende  Analysis  eines  von  uns 
in  unmittelbarem  Wissen  und  Verstand  nis 
von  vom  berein  besessenen  Ganzen,«  sagt 
I>üthei,  '»das  ist  der  Charakter  der  0«- 
BChichte  der  Geisteswissenschaften.  < 

Bas  ist  auch  der  Weg,  den  die  Volks- 
wirtschaftalehre  zurflckgelegt  hat :  Von  Vor- 
stellungen und  Zwecken  der  Familien-,  Ge- 
meinde- und  Staatswirtschaft  ausgehend,  ist 
sie  auf  dem  Wege  der  Analyse  des  Ver- 
kehrs und  des  arbeitenden  Menschen,  des 
Gfiteriebens  und  der  Ursachen  des  Reich- 
tnms  zum  B^;ri£fe  der  Volkswirtschaft  ge- 
kommen, Sie  ist  eine  Wissensohaft  im 
eigentlichen  Sinne  des  Wortes  geworden, 
hai  sich  als  selbständiger  Teil  aus  der 
Ethik  losgelöst,  seit  die  fortschreitende 
EinEelerkenntnis  den  vorläufigen  Bildern 
des  Ganzen,  den  Ideal forderun gen  und  prak- 
tischen Lehren  die  Wage  hielt.  Sie  ist 
dann  der  Einseitigkeit  verfallen,  in  vorüber- 
^henden  Zeitf  ordenin  gen  letzte  Frincipien, 
m  abstrakten  Teilvorstellungen  das  Ganze 
zu  sehen  ;  in  bloss  logischen  Schlttssfolge- 
rungen  aus  unvollkommenen  Abstraktionen 
wollte  sie  sich  ergehen,  w&hrend  ihre  Prfi- 
misseu  noch  so  unvollkoomien  waren  wie 
ihre  Erkenntnis  der  Wirklichkeit  Sie  ist 
nun  auf  dem  rechten  Wege,  nachdem  Ge- 
schichte und  Philosophie  sie  wieder  zum 
Erfassen  der  Kollektiverscheinunefin  und 
des  Ganzen  zurückgeführt,  nachdem  Sta- 
tistik und  Wirtschaftsgeschichte  ihr  die 
Wege  einer  methodisch  vollendeten  Empirie 
gewiesen  haben  und  die  Psychologie  ihi- 
die  Aufsuchung  der  eigentlich  entscheiden- 
den Ursachen  alles  menschlichen  Ge- 
schehens als  unentbehrliches  Ziel  vorge- 
steckt hat 
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1871,  —  Iterselbe,  QaeUlel  dl*  Theoriier,  da*. 
Bd.  18,  187g.  —  W.  Lexl»,  Zur  Theorie  der, 
Maeeenerteheinungen  in  der  mentchlichen  Ge- 
»elUehafi,  1877.  —  G.  Mayr,  aetOxmättigkeit 
im  (huelltchafUUben,  1877.  —  A.  Melbeen, 
Getchiehte,  Theorie  und  Technik  der  Slali*lik, 
1886.  —  Stchmond  Mayo  Smith,  £(alu(u» 
and  eamomiee,  pabl.  oj  IJie  Afatric.  Econ.  Atio- 
eiatian.  Vol.  III,  ffr.  4  u.  S,  IS88.  —  O.  v. 
Mayr,  StatitUk  und  GetttUebaJMehre,  1.  Bd. 
189S,  t.  Bd.  1897.  —  J.  Conrad,  Gntndrue 
mm  Studium  der  politinehen  Oekonomie.  4.  Teil. 
BtaÜtOc.  I.  Getchiehte  umf  Theorie  der  l&a- 
UiUk;  Bev6tkerungietati*lik.     1900. 

Ueber  die  getehiehUiehe  Methode: 
Otrvlnva,  Omndtüge  der  Miilorik,  1837.  — 
Gieattn-eeM,  Die  Entviickelung  der  modernen 
deutteken  Ge*ehichUuiiiien*ekafi,  in  Sybeli  hvitor. 
Zeiteehr.  I,  1889.  —  B.  v.  Sybel,  Geeeiie  de* 
ki*lori*ehen  Wittern ,  IS64  (jeüC  in  Vortrage 
und  Aujauie,  1874).  —  J.  O.  Droygen,  Orund- 
riet  der  Sitlorik,  1368,  3.  Auß.  183g.  —  O, 
BthneUn,  Ueber  Geittte  der  Oetchiehte,  1878; 
in  Beden  und  Av^iIUm  11,  1881.  ~  Lord  Ae- 
tON,  German  lehoolt  0/  hittory,  englith  hieL 
revieui  I,  1886.  —  O.  liorenz,  Die  Ge»chichU- 
viteen8ehi:^fl  in  Haupirichlungen  und  Aufgaben, 
1886.  —  E.  Benülelm,  Lehrbuch  der  hittor. 
Methode,  1889.  ~~  JE,  Ootheittf  Die  Af^gahen 
der  XulturgetcUeite,  1889.  —  D,  SehAfer,  Ge- 
tekichl»  und  KvUurgeichirhte,  1891.  —  W. 
XtMeher,  Grundriti  ta  Vorletungen  Ober  die 
Staatttüirttekaft  nach  getehiehüicher  Methode, 
I843.  —  B.  Hildehrand,  Die  Nationatöleono- 
mit  der  Gegenieart  und  der  Zukunft,  I848.  — 
W.  Jtoseher,  Der  gegenwärtige  Ziittand  der 
tBittentchafüichen  Xatioaaliihmomie  und  die 
notwendige  Rtjorm  deetelben,  DetUiche  Viertel- 
jakrtichrift,  1849,  1.  Heft.  —  K.  Knie»,  Die 
polititche   OekoTuxnie   vom  iSfand^tun^   der  gt- 


ichiehaieken  MeUtode,  1863  (t.  At^.  1888  u.  d. 
T.:  Die  pol.  Oek.  vom  getehichÜiehen  Stand- 
punkte). —  B.  BUdtbranA,  Die  gegenwärtige 

Aufgabe  der  Witteniclmfl  der  Natioivdökonomie, 
Jahrb.  f.  Ifat.  u.  Slot.  I,  1S6S.  —  W.  J.  AaK' 
leg,  On  Ihe  itudy  of  economic  hittorg,  (hiar- 
teriy  Journal  of  Economic*,  Vol.  VIT,  \898. 
Die  aeitere  deuteehe  XAUeralur  1.  unter  der 
KoTilnwerlenUiteratKr, 

Ueber  die  mathtMaliteht  Natio- 
nalökonomie: W.  BUhmmt,  W.  StaiOeji, 
Jevont  und  teine  Bedeutung  ßlr  die  Theorie  der 
VolktairitehafltWtre  tn  England,  im  Jahrb.  f. 
Get.  u.  Vera-  XV,  3,  77 ff.  —  W.  LeifU, 
Ueber  R.  Autpil*  und  B.  Lieben,  Untatuehungen 
Ober  die  Theorie  de*  Preita,  da*.  XTV,  1,  g9a 
bii  t9S. 

Die  neueren  Kontroverten  über  Me- 
thodik in  Dtntiehland  und  Oetter- 
reich:  Oeratncr,  Die  Xationaläkonomik  alt 
Qeteli*ehtifleiiiitienteht\ft,  Tiilnnger  Zeiitchr.  f. 
SlaaUw.,  Bd.  17  (1861).  —  J.  Fauther,  Oe- 
tchithte,  Slati*lik  und  VoUiemrttchnft.  VierUl- 
jahr*»9hT.  f.  V.  W.  und  Ktiltnrgeechiehie,  1863, 
Bd.  4-  —  e.  Xtimelin,  Ueber  den  Begriff 
einee  tocialen  Geeeteei,  Zeittthr.  f.  Staattv.,  Bd. 
ti  (1863),  Beden  und  AtiMUe  I,  1876.  —  B. 
tFctaa,  Die  SiMonalökonomie  und  ihre  MeAode 
(Ober  und  gegen  J.  St.  Miü).  Jahti.  f  jVqt  u. 
Stat.  Bd.  18  (187g).  —  O.  SchiMoUer,  Ueb^ 
einige  Grundfragen  de*  Reeht*  und  der  Volkt- 
mrUchafL  Jahrb.  f.  Not.  u.  Stat.  Bd.  tS  utkl 
t4, 1874—75  tauch  teparat  1.  u.  t.  A>ifl.),}et*t  auch 
in  Grundfragen  der  SotialpoliUk  und  Volteteirl- 
*chaft*lehre.  1898.  —  H.  BieUel,  Ueber  da*  Ver- 
häUni*  der  ValkMBirt*ehafl*iekre  mir  Soiiaiwirt- 
tehnfltUhre.  Bert.  Dil*.  1882.  —  DeraeUte,  Der 
Aulgangepunkt  der  SoiiaiunTlteht^lehre  und  ihr 
Grundbegriff,  ZeiUchr.  f.  Slaateur.  Bd.  39, 1888.  — 
K.  JHenfrer,  Unleriuchangen  über  die  Methode  der 
Soxiaitcietentdu^len  und  der  potiti*cken  Oekono- 
mie intbetondere,  1838.  —  O.  SchjncU*r,  Zur  Me- 
thodologie der  Staate-  und  Sotiala'i*tanieh<ifUn. 
Jahrb.  f.  Ge*.  u.  Veru>.  1883,  VII,  H^  3  (leieder 
abgedr.  Z.  Ijitteraiurge*ch.  d.  Staatt-  und  Soiiala., 
1888).  —  B.  Sax,  Dat  Weten  und  du  Ai^fgabeit 
der  SatünudÖkotuimie,  1884.  —  B-  Bieta^ 
Beiträge  *ur  Methodik  der  W^ltehaftturaien- 
tchaft,  Jahrb.  f.  IfaL  u.  Stat.    If.  F.  IX,   1884. 

—  W.  HoBbaeh,  Ein  Beitrag  zier  Methodologie 
der  NalionaWkonomie,  Jahrb.  f.  Get.  u.  Verm. 
1835,  IX,  Heft  g.  —  A,  troffncr,  Sg*teaati*du 
JVötionatii'jlonomi«,  Jahrb.  f.  Not.  u.  Stat.  S. 
jr.  XII,  1886.  —  E.  V.  PhUippovtcA,  Ueber 
Abgabe  und  Methode  der  poiitUeken,  Oekonomie, 
1886.       (Dam     Hasbaeh,      Jahrb.   f.    Ge».    u. 

Veru.  X,  1886,  990.)  —  L.  Brentano,  Die 
Uaieitche  Saiionaiäkonowae,  1888.  —  B,  Siac, 
Die  neueeten  Forttchrüte  der  naliorudöbmomi- 
tchen    Theorie,    1889.    —    F.    KIe£nujd<;Mer, 

Weten,  Aufgabe  und  Syttem  der  Nationalökono- 
mie. Jahrb.  /.  Xat.  it.  Stat.  N.  F.  IS,  1889.  — 
JL  XettutHT,   Orundtüge  einer  Klof^Uuition  der 

Wirttchafteaittentehaften,  dat.  19,  1339.  —  Fr, 
(T.  iVflUMtann,  Sdturgetel*  uitd  Wirl*ehi:^*ge- 
lett.     Zeitechr.  f.  Saatta.,  Bd.  48,  139g,  Heft  3. 

—  A,  Wanner,  Grundlegung  der  polüiichen 
Oekonomie,  8.  Aufi.  1.  Teü,  1.  Halbband  ig  S4 
bii  107  (139gJ.  —  V.  John,  Zur  Methode  der 
heutigen  Sotiaheittenechaft.  Zeitschr.  f.  Volkta., 
Soiiaipol.  u.   Veno.,    Wien  lS9t.   I,  t.  Heß.  — 
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Z>«r»el&«,  2ur  Omem  der  reaUMÜe^en  Wütert- 
»eltqfl,  da».  1S93,  II,  Heß,  1  ii.  I.  —  <r.  vom 
Oana-LMdaaajf,  Syitem  dar  ShmomiMt^en 
Methodolog,  Igst.  —  BUUel,  Thaorttüche 
Sonaiökonomii  T,  1S9S.  —  Hambaofi,  Zur  G«- 
«cSicAte  de*  Mttfmdenttrtüi  in  der  politiiehen 
Oekonomit.  Jahrb.  f.  Ga.  u.  Verw.  1891,  Bd. 
XXI.  ~  SeltmolUr,  Gnmdnn  der  oOgemmeK 
VoUcnrirüehoJüUhTe,  I.  Bd.  1900. 

An»  der  nenertn  tnglitchen  Litle- 
ratur  über  Sfelhodt  ni  noch  angt' 
Jührt:  H.  JievMta,  ThMiry  of  jkL  eeonomy, 
lau.  The  prineiple»  of  tciaiee,  X  Bde.,  187i. 
Studie*  in  deduetive  logic,  I£SO.  ~-  Catmeaa, 
The  characier  and  lOffiaU  method  of  poUlicai 
etonomy,  187S.  —  (Dazu  S.  WeU»,  Zur  Loqik 
der  NationalBkonomie,  Zeiüchr.  /,  Staatew.,  Bd. 
ai,  !a7S).  ~  ItavlA  Sffme,  OutHnee  of  an  in- 
dtuCrtoI  »eienas,  1876.  —  Th.  E.  Cliffe  I^ea- 
Ite,  Ott  M  p/aioiophieal  method  of  poUUeal 
teonotm/.  Hermaihima,  Vol.  II,  1876.  —  John 
/nfFnun,  Pretent  jKniÜan  and  protptett  of  po- 
litieal  eamomy,  1878.  (DruUiA  von  v.  SUh«el, 
Die  notamdige  Rtform  der  VoUarnTtechafü- 
lehre,  1879.)  -~  Th.  S.  OUffe  LetUe,  Eteay 
in  nutrol  and  political  phüotophy,  1879.  fJV. 
Äiifi.  1SS8  u.  d.  T.:  Etiayi  on  pol.  ete.)  —  W. 
J.  ÄBhley,  What  u  polüical  leience  t  1888.  ~ 
«r.  If.  Seynes,  7%«  tcopt  and  meüuid  of  poU- 
tieai  eeonomy,  1891. 

Uaber  dai  VerhäUni»  der  Ifatio- 
nalSkonomie  >»  den  grundlegenden 
Wiitentchaflen,  haupuächlick  i u  den  tog^ 
GeiellichaftiiBitienichafCen  und  der 
Sotiologie  tonnen  hier  nur  einige  HOem- 
ritehe  Andeutungen  erfolgen. 

Der  S^ehe,  in  aeteher  man  in  DeuUchiand 
iM&*n  die  bieherigen  StaaUtnMemch/ffien  eine 
beiondere  Qaellieh(0mi»»enechaft  letten  v>olUe, 
gehören  an:  H.  W.  Riehl,  Die  bärgerUehe 
QeielUchafl,  18S1.  —  Deraetbe,  Land  und 
Leute,  1SS4.  —  R.  v,  MoM,  Die  ^aafnittBn- 
tehafien  und  die  GeteUtchajftruneiemehaft  in 
Geteh.  u.  Litt,  der  tUaalew.,  I,  18SS,  8.  69ß. 
~  Im  Stein,  Die  OetelUchafUlehre,  Bd.  t  de» 
Sytteme  der  Staatru!.,  1856.  —  H.  v.  Traitachke, 
Die  Gea^Uehafttwitentduift,  1359. 

Ai^  gan»  anderem  phiiotophiM^em  und 
ptychotogitekem,  ethiichem,  reehttphäon^hiiehem, 
eilten-  «nd  reehitgeiehichüichem,  vBlkerverglei- 
thendem  Boden  tind  die  leinentehajüichen 
Ui^ertuebungen  und  Vertuche  eruiacKten,  die 
heute  unter  dem  Begriffe  der  Sotiotogie  ru- 
»ammengefaeet  Verden,  eine  phüotophierh  grund- 
legende und  tueammevfiutende  Bedeutung  für 
aüe  Specioiwieeenechaften  von  Staat  nnd  Geiell- 
eehafl,  aUo  auch  für  die  NationalShrnomie  mit 
Reckt  beantpruehen.  Dahin  gehört  nun  da* 
Vereehiedentte :  Sprach-  und  HUeraturgtiehithl. 
liehe  Vnlerttichangen,  piyehologiiche  (Herbart 
und  leine  Schule,  die  Zeiitehrift  für  VSlkerpiy- 
ehotogie,  O,  A.  lÄndner,  Ideeen  zur  Piycho- 
logie  der  Geielitchaft  (1871),  die  Ptychologien  v<m 
Lotte  und  Wundt  (185t  u.  1874),  A.  STor- 
toi«,  F»yehologiiehe  Anatyien  auf  phyeiologi- 
teher  Grundlage,  X  Bde.,  1878  etc.),  etkitehe 
und  monü-  toaie  rechltpkUoiophieche,  beiondere 
toveil  eie  reatittitch  gehallen  *ind  (ich  rechne 
datu  Beniham,  Benecke,  Feuerbach,  aber 
auch  Sehleiennacher ,  Hegel,  Lotte,  Wundl, 
Paideen,  HÖffding  h.  a.,   dann  Ikering,  Arnold, 


'  Mail*«  (Aneienl  law  1S66, 
Early  hillory  of  imtHtiiiom,  1871),  ferner  die 
Schriften  über  die  Tientaaten,  über  altere  Beehtt- 
und  Kultumietände  (i.  B.  LievitM  H.  Morifan, 
Andern  eoeiety,  1877,  Pol,  XbUer,  Leitt,  die 
game  Zeiitehrift  für  vergleichende  Bechtmcileen- 
eehafl). 

An  eigentlich  »o*iologi*eher  Litteralvr  »ei  ai( 
da»  TKchiigtle  genannt:  A.  Oomte,  Court  de 
Philosophie  pontiva,  6  Bde.,  18it,  4.  Aufi.  1876, 
(Datu  J.  St.  MUl,  A.  OomU  und  dar  Po- 
titivinnu»,  186B,  Jbdl,  Getehiehte  der  EthH, 
Bd.  t,  Kap.  XI.)  —  JT.  SpoMtm-,  Einleitung 
in  dat  täüdüim  der  Soxiologie,  1S75.  —  Jttrr- 
Mlbe,  DtePHntipien  der  Soiiologie,^  Bde.,  1877  ff. 

—  ffergetbe,    Die   That*achen  der  MSÜt,  1879. 

—  A.  B.  Pr.  SehOffU,  Bau  und  Leben  de» 
loziaten  KSrperi,  4  Bde.,  1875—1881,  S.  Aufl.,  t 
Bde.,  1896. —  KrohM,  Beiträge  tur  Kennini*  und 
Würdigung  der  Sotiologie.  Jahrb.  f.  NaL  u.  Stat. 
If.  F.  l  u.  3  (1880—81).  —  Xy.  V.  BOrenbaeK, 
Die  SotiaiiBittenechafien,  last.  —  Oum|iIa>rt(tc, 
Grundri**  der  Soriologie,  188B.  —  F.  IWnHl«*, 
Gemeintchafl  und  GetelUchafl,  18S7.  —  Q.  SlNl- 
mel,  üeber  loiiale  DifferemieruTig,  sonologitche 
und  peychologieche  Untertuehungen  (SehmoUert 
Fondumgen,  Heft  4X),  1890.  —  T.  TOfUMem, 
Werke  fur  Phäoeophie  det  toiialen  Lebent  und 
der  Getchiehte.  Fkiloi.  Mimat*hiifle  Bd.  xa,  Sffi 
1—tff  ~  A.  IMIrfckelHi,  De  la  divieton  d» 
travaü,  1893.  —  Tarde,  Le*  loi*  de  l'initalvm, 
ia9S.  —  Slmmet,  I^tÜJieophie  det  Gddet,  1900. 

1.  Aprä  1901.  a.  Sa»imolUr. 


VolkuUilnngeii. 

1.  Begrilf  nnd  Bedentong.   2.  Vorbereitnng. 


1.  Begriff  and  Bedeatong.  Ak  Volba- 
zähluDg  lisst  sich  nicht  nur  dem  deutschen 
Wortlaute,  soadem  auch  dem  B^riffe  nach, 
den  man  in  anderen  Ländern  damit  lieutzu- 
tage  verbindet  —  wenn  auch  der  Name  nicht 
das  Wort  Zählim^  enthfilt:  englisch  census, 
franzöeiach  receoBement  (au(ä  dönomfore- 
ment),  italienisch  censimento  —  nur  eine 
solche  Ermittelung  des  Standes  einer  be- 
stimmten Bevölkerung  bezeichnen,  die  eine 
wirkliche  Zählung  der  in  dem  betreffenden 
Qebiete  zu  einem  bestimmten  Zeilpimkt  an- 
wesenden oder  wohnhaften  oder  ihm  redit- 
lieh  zugehörenden  Personen  bezweckt.  Eine 
Berechnung  der  Einwohnerzahl  auf  Onmd 
anderer  flufsmitte!  als  der  unmittelbaren 
Zählung,  z,  B.  aus  der  Zahl  der  Gleburten 
und  Todesfälle  unter  Berücksichtigung  der 
Ab-  und  Zuwanderungen  innerhalb  eines 
bestimmten  Zeitraums,  oder  z.  B.  aus  der 
Zahl  der  bekannten  Wohnhäuser,  der  Steuer- 
pflichtigen, der  Wehraflichtigen  unter  An- 
aahme einer  durchschnitUieh  auf  1  Wohn- 
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haiiB,  1  Steuerpflichtigen  etc.  treffeDden  Zahl 
Tou  Zugehörigen,  ist  mir  eine  VolksechAtzung 
in  EnnaiigelnDg  einer  aus  irgend  welchen 
ÖrQndeQ  nicht  auaftlhrbaren  Zählung.  Die 
Volkszählungen  sind  bei  ollen  Völkern  des 
germaniBCh-romanischen  Kulturkreiaee  jetzt 
zu  einer  regelmftBaigen  Verwaltungseinrich- 
tung geworden,  ihre  periodische  Wieder- 
holung  ist  als  StaatgbedOrfnis  anerkannt, 
und  neuerdings  (189?)  ist  auch  Kussland 
zu  einer  Zahlung  der  Einwohnerschaft  sdnes 
ganzen  Territoriums  geschritten. 

Die  Volkszählungen  beschränken  sich 
gegenwärtig  nirgends  auf  die  Ermittelung 
nur  der  Fersonenzahl,  sonderu  überall  ist 
dne  mehr  oder  weniger  umfangreddie  Samm- 
hing  von  Material  zur  Volkskunde  damit 
verbunden,  InsbesonderepfiegenFra^nnach 
Alter,  Geschlecht,  Civilstand,  Religion,  Be- 
ruf dabei  gestellt  zu  werden.  Neuerdings 
tritt  immer  mehr  die  Notwendigkeit  hervor, 
sie  auch  für  die  Beschreibung  der  wirt- 
schaftlichen Zustände  nutzbar  zu  machen, 
d.  h.  die  Frageetellung  dahin  zu  erweitem, 
dass  auch  Aber  den  Betrieb  der  Landwirt- 
schaft, der  Gewerbe  und  des  Handels  Daten 
gesammelt  werden,  wie  dies  z.  B.  regel- 
mässig beim  Ceosus  der  Vereini^n  Staaten 
von  Amerika  gescliieht  und  bei  den  sc^e- 
nanuten  Berufs-  und  Oewerbezählungen 
"^""   and    1895   in   Deutschland   ge- 


Die  Bedeutung  der  Volkszählungen 
ei^ebt  sich  bereits  aus  dem  Vorstehenden. 
Die  ErmitteluDg  der  blossen  Bevölkerung»- 
zahl  hat  für  jede  Staatsverwaltung  schon 
den  allgemeinen  Wert,  ilir  einerseits  den 
Um&ng  des  Objekts  zu  zeigen,  auf  das  sich 
die  Regierungsfürsorge  zu  erstrecken  hat, 
und  andereraeitfi  den  Umfang  der  Macht, 
die  in  der  Volksgrösse  an  und  für  sich 
liegt.  Bei  Staaten  Vereinigungen ,  wie  sie 
z.  B.  das  Deutsche  Reich,  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  die  Schweiz  dai^ 
stellen,  ist  die  BevClkerungszahl  der  einzelnen 
Staaten  zugleich  ein  Masrätab  des  politischen 
Gewichts,  das  dem  einzelnen  Staate  darin 
zukommt,  auch  ein  sdcher  für  finanzielle 
Abrechnungen  des  Verbandes  mit  den  Ein- 
zelstaaten. Innerhalb  des  Staates  ist  die 
Bevölkerungszahl  der  Bezirke  und  Gemein- 
den von  massgebender  Bedeutung  für  deren 
Wichtigkeit  und  vielfach  auch  rechtliche 
Stellung.  Dann  ist  die  Kenntnis  der  durch 
die  Volkszählung  festeestellten  Einteilung 
der  Bevölkerung  nach  Geschlecht  und  Alter, 
nach  Religion,  nach  Erwerbszweigen,  der 
Wirtschaftsbetriebe  nach  Zahl,  Art  und 
Grösse  für  gesetzliche  und  Verwaltungs- 
massnahmen  vielfach  Voraussetzung.  Neb^ 
dieser  unmittelbar  pi'aktischen  Bedeutung 
der  Ergebnisse  der  Volkszählung  geht 
diejenige  her,   welche  sie   für   die   Volks- 


kunde überhaupt  haben.  Hierfür  werden 
die  Volkszählungen  um  so  mehr  leisten, 
je  mehr  sie  das  wirtschafäiche  Leben 
des  Volks  zu  beleuchten,  dessen  fortwährende 
Veränderungen  periodisdi  festzustellen  und 
deren  Richtung  und  Stärke  zur  Ansdiauung 
zu  bringen  suchen. 

Die  Volkszählungsarbeiten  teilen  sich 
natui^mäss  in  drei  Teile,  nämlich  in  die 
vorbereitenden,  welche  die  Beetim- 
mungen und  den  Plan  für  die  Volkszählung, 
die  Gestaltung  der  für  die  Befragung  der 
Bevölkerung  nötigen  Drucksachen,  die  Ver- 
teilung dieser  an  die  Stellen  (Behörden), 
denen  die  Veranstaltung  der  Zählung  obliegt, 
und  die  Instruktion  dieser  Stellen  mnfasä; 
zweitens  in  die  Ausführung  selbst,  die  in 
der  Sammlung  der  Nachrichten,  welche  durch 
den  Volkszählungsplan  bedingt  sind,  bei  der 
Bevölkerung  und  in  der  Vereinigung  dieser 
Nachrichten  (Zählpapiere)  an  die  für  die 
Bearbeitung  des  Materials  bestimmten  Stellen 
oder  die  betreffende  Centralstelle  bestehen; 
der  dritte  Teil  betrifft  die  Bearbeitung 
der  Ergebnisse  d.  i.  die  Prüfung  des  zu- 
sammengebrachten Materials,  die  Gewinnung 
der  Zahlen  daraus,  die  übereichUiehe  Dar- 
stellung dieser  Zahlen  in  Tabellen,  die  Ver- 
arbeitung des  so  gewonnenen  Stoffes  für  die 
Zwecke  der  Verwaltung  und  der  Volkskunde. 
Wir  haben  idso  zunächst  zu  erörtern  die 
Arbeiten,  welche  im  obigen  Sinne  als  Vor- 
bereitung der  Volkszäluungen  bezeichnet 
sind. 

2.  Vorbereitong.  Zunächst  kommt  in 
Frage,  von  welcher  Stelle  die  Anordnung 
betreffend  die  Vornahme  einer  Volkszählui^ 
ausgeht  und  welcher  Modus  sich  dafür 
empfiehlt.  So  weit  es  sich  um  bestehende 
Zustände  handelt,  soll  hier  und  weiterhin 
auf  folgende  Staaten  Rücksicht  genommen 
werden:  Deutsches  Reich,  Oesterreich, 
Schweiz;  dann  Ungarn,  ItaUen,  Frankreich, 
Grossbritannien,  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  Russland.  Die  Anordnung 
einer  Volkszählung  für  einen  Staat  oder 
Staatenverband  kaiin  geschehen  entweder 
dun^  Gesetz  oder  n<ir  auf  dem  Wege  der 
Verwaltung  (Verordnung).  Am  nachdrück- 
lichsten haben  für  die  Volkszählung  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  gesorgt, 
indem  sie  in  Artikel  I  Sektion  2  ihrer  üni- 
onsverfasBung  von  1787  die  Vornahme  von 
Volkszählungen  jedes  zehnte  Jahr  vor- 
schrieben. In  Frankreich  stützen  sich  die 
Dekrete  des  Präsidenten,  welche  die  Volks- 
zählungen anordnen,  auf  ein  G.  v.  22.  Juli 
1791,  welches  regelmässige  Feststellungen 
der  Einwohnerzahl  vorsah.  Für  Gross- 
britannien und  Irland  wurde  die  erste  Po- 
pulation bill  am  20.  November  1800  im 
Parlament  eingebracht;  für  die  schweize- 
rische Eidgenossenschaft  schreibt  das  Bun- 
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deBg.  T.  3.  Febniar  1860  zetmifthrke  Z&h- 
Inngen  vor;  für  Oesterreich  das  G.  v.  29. 
März  1869;  für  Italien  hat  das  G.  v.  20. 
Juni  1871  VoltszähluDgen  ia  jedem  zehnten 
Jahre  vorgesehen,  was  aber  mcht  verhindert, 
hat,  dass  die  Volliszahlung  von  1891  aus- 
fiel und  eine  zwanzigi&hrige  Pause  bis 
Pebniar  1901  eintrat  In  aUeu  diesen 
Staaten  sind  also  allgemeine  gesetzliche 
Vorschriften  über  die  VoliszAhlungen  voi^ 
banden,  welche  dann  für  die  einzelne 
Volkszählung  entweder  durch  ein  Special- 
gesetz ergfinzt  —  in  Amerika,  Gross- 
Eritannien,  Schweiz,  Italien  —  oder  durch 
Verordnungen  —  Frankreich,  Oesterreich  — 
ausgeführt  werden.  Fflr  jede  einzelne  Zah- 
lung wird  durch  besonderes  Gesetz  vorge- 
sorgt in  Un^Q.  Die  bisher  einzige  Volks- 
zählung in  Bussland  beruht  auf  dem  durch 
den  Kaiser  sanktionierten  Reglement  vom 
.5.  Juni  (a  St.)  1895.  Sowohl  der  Weg  des 
Gesetzes  als  derjenige  der  Verwaltungsan- 
ordnung  ist  bis  Jetzt  bei  den  Volkszählungen 
für  das  Deutsche  Reich  beschritten  worden. 
Bei  den  speciell  als  »Volkszählungen«  be- 
zeichneten Aufnahmen,  die  in  Anknflpfung 
an  die  froheren  Volkszählungen  des  Zoll- 
vereins 1871  und  von  1875  an  jedes  fünfte 
Jahr  vor^nommen  worden  sind,  hat  man 
sich  nämlich  mit  Verorduun^n  des  Bundes- 
rats begnügt,,  die  fOr  jede  emzelne  Zählung 
erlassen  worden  sind;  die  beidea  besonderen 
Volkszählungen  aber,  die  als  »Berufs-  und 
Gewerbezählungent  bezeichnet  wurden  (1882 
und  1895)  sind  durch  Reichsgesetze  —  vom 
13.  Februar  1882  und  8.  April  1895  —  ein- 
geleitet worden.  Diese  unterechiedliche 
Behandlung  einer  dem  Wesen  nach  durch- 
aus gleich^tigen  Verwattungsoperation  hatte 
darin  seinen  Grund,  dass  die  beiden  letzte 
bezeichneten  Aufnahmen,  die  zwischen  den 
periodischen  Volkszählungen  eingeschobeu 
wurden,  diesen  gegenüber  besonders  umiang- 
reich  waren,  ihre  Kosten  deshalb  zum  grossen. 
Teil  anf  die  Reichskasse  übernommen  und 
dazu  gröeeere  Mittel  vom  Reichstage  ver- 
langt wurden,  während  für  die  gewöhn- 
lichen VolkszfÜilungen,  abgesehen  von  einem 
kleinen  Posten  für  Extraaufwendungen  im 
Statistischen  Amt  des  Reichs,  keine  Kosten 
im  Reichsbudget  erscheinen,  sondern  diese 
ganz  von  den  einzelnen  Bundesstaaten  ge- 
tragen werden.  Im  Deutschen  Reich  fenlt 
es  also  an  einem  Frincip  für  die  Anordnung 
von  Volkszählungen, 

8.  Aaeffibning.  Wenn  man  nun  fragt, 
ob  ee  sich  mehr  empfehle,  die  Volkszäh- 
lungen auf  Gnmd  von  Gesetzen  oder  nur 
von  Verordnungen  zu  veranstalten,  so  scheint 
die  Frage  schon  im  ersteren  Sinne  ent- 
schieden, da  alle  Staaten  ausser  Deutsch- 
land, und  auch  dieses  in  besonderen  Fälleu, 
Gesetze  zu  diesem  Zweck  für  nötig  erachtet 


haben.  Indes  zeigt  zugleich  das  Beispiel 
Deutschlands,  dass  es  dem  Publikum  gegen- 
über auch  ohne  Gesetz  geht ;  staatsrechüich 
haben  die  'Volkszählungen  stets  dadurch 
eine  gesetzliche  Grundlage,  dass  die  Kosten 
im  Budget  der  Staaten  oder  Staatenver- 
b&nde  erscheinen  müssen.  Das  Venneiden 
besonderer  Volkszählungsgesetze  empfiehlt 
sich  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Verord- 
nung in  Bezug  auf  Termin,  Umfang,  Ver- 
fahren sich  b^ser  dem  zeitweiligen  Bedtlrf- 
nisse  anschliessen  kann,  im  Gegensatz  zu 
einem  allgemeinen  Gesetz  Über  Volkszäh- 
lungen, das  die  Angelegenheit  auf  lange 
Zeit  hinaus  regelt  und  dadurch  ein  Hemm- 
schuh der  EntwickeluDg  werden  kann,  wie 
das  z.  B.  in  Oesterreich  empfunden  wird. 
Weniger  Bedenken  sind  g^en  ein  Special- 
gesetz für  die  einzelne  VolisKählung  zu  er- 
heben, zumal  wenn  sich  dessen  Bestim- 
mungen davon  fem  halten,  in  die  Technik 
und  die  Art  der  Verarbeitung  der  Daten 
einzugreifen.  Der  für  die  gesetzliche  B^e- 
lung  angeführte  Grund,  dass  die  Volks- 
zählung dadurch  mehr  Ansehen  bei  der 
Bevölkerung  erhalte,  fällt  wenig  ins 
Gewicht,  weil  die  Bevölkerung  wohl 
nicht  geneigt  ist,  bei  solcher  Inanspruch- 
nahme nach  ihrer  rechtlichen  Natur  zu 
fragen.  Wohl  aber  würde  ein  besonderes 
Gesetz  dann  unentbehrlich  werdefi,  wenn 
VerweigeruQg  der  verlangten  Auskünfte  in 
einer  erhebbchen  Anzahl  von  Fällen  zu 
fürchten  wäre,  weil  wirksame  Strafandro- 
hungen geschaffen  werden  müssten.  Je  um- 
fassender die  Volkszählungen  werden,  je 
mehr  sie  namentlich  auch  Auskünfte  über 
wirtschaftliche  Verhältnisse  Verlanen,  desto 
mehr  wird  man  die  Möglichkeit  sichern 
mflssen,Auskünftezuerzwingen.  InDeutsch- 
land hat  man  in  dieser  Beziehung  bei  jenen 
beidea  grossen  Volkszählungen  Vorsorge  ge- 
troffen, während  bei  den  periodisch  wieder- 
kehrenden, freilich  recht  dürftigen  Volks- 
zählungen sich  ein  Bedürfnis  nach  Straf- 
bestimmungen nicht  gezeigt  hat  Uebrigens 
sind  auch  bei  jenen  beiden  Zählungen  die 
Strafbestimmungea  kaum  zur  Anwendung 
gekommen. 

Treten  wir  nun  in  die  ErOrterui^  der 
materiellen  Bestimmungen  für  eine  Volks- 
zählung ein,  Bo  kommt  zunächst  die  Zeit 
in  ¥i^e  dl  h.  die  Periode,  in  welcher 
VolkszÜüungen  zu  wiederholen  und,  und 
der  Tennin  (Monat,  Tag),  auf  welchen  sie 
fallen  sollen. 

Im  Deutschen  Reich  sind  seit  dessen 
Bestehen  9  Zählungen  abgehalten  worden, 
und  zwar  in  den  Jahren  1871,  75,  80,  82, 
85,  90,  2  im  Jahre  95,  1900.  Von  den  an- 
deren oben  genannten  Ländern  zählt  Frank- 
reich alle  5  Jahre  (in  den  auf  1  und  auf  6 
endigenden),  die  andereu  haben  zehnjährige 
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Z&hlungspBrioden,  und  zwar  OeBterreich, 
Uagara,  Vareim^  Staaten  von  Amerika  in 
den  auf  0,  Itabec,  (ürossbritannien  in  den 
auf  1  endigendeo  Jahren.  Ifeist  wird  also 
eine  zehnj&hrige  Wiederholung  für  geaQgend 
befunden,  und  wenn  man  bedenkt,  dass  die 
ordentliche  Durcharbeitung  einer  einiger- 
maseen  ausnebigen  Volkszählung  mehrere 
Jahre  ei-fordert,  so  darf  mtm  eich  damit 
zufrieden  geben;  kürzere  Perioden  lassen 
sich,  nur  ans  dem  (Gesichtspunkte  recht- 
fertigen,  dass  die  Volkszahl  eis  Grund- 
lage für  finanzielle  Abrechnungen  zwischen 
Teilen  einer  Volkszahlungsgemeinschaft,  also 
z.  B.  im  Deutschen  Reich  zwischen  den 
Bundesstaaten  dienen  sollen.  Da  können 
sich  die  VerhältuisBe  der  Einwohnerzahlen, 
wenn  es  sich  nm  kleine  Staaten  handelt, 
schon  in  etwa  fOnf  Jahren  so  verändero, 
dass  Zahlung  und  Leistung  einzelner  Glieder 
bemerkenswert  verschoben  werden.  Da- 
dtirch  ISfist  sich  aber  nur  die  Feststellung 
der  blossen  Einwohnerzahl,  nicht  aber  die 
Wiederholung  umfassender  Aufnahmen  in 
kürzeren  2!eitiftamen  als  ein  Jahrzehot  recht- 
fertigen. 

Als  Termin,  an  dem  die  Z&hlung  vorge- 
nommen wird,  wurde  gewählt  in  Deutsch- 
land für  die  gewShnlichen  kleinen  Zählungen 
Anfang  Dezember,  für  die  beiden  grofisen 
VolkSEählungen  von  82  und  95  der  Juni; 
die  Schweiz  hat  gleichfalls  Anfang  De- 
zember als  gewöhnlichen  Zahltermin ;  Oester- 
reicb  und  Ungarn  zählen  Ende  Dezember; 
Italien  zählte  1901  Ende  Februar;  Prank- 
reich Ende  l{&rz;  Orossbritannien  Anfang 
April ;  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerit» 
halten  ihreu  Census  im  Juni  ab;  Rusaland 
hat  am  28.  Juiuar  (a.  St)  1897  mit  seiner 
Zahlung  begonnen.  Die  Under,  welche  im 
Winter  zahlen,  machen  dafür  geltend,  dass 
dann  die  Bevölkerung  am  wemgsten  in  Be- 
w^:ung  ist  und  man  am  ehesten  die  in 
jeder  Gemeinde  ständig  anwesende  Bevölke- 
rung erfesse.  Diesen  Zweck  wird  man 
allerdings  durch  Zählungen  im  Januar  oder 
Februar,  wo  Reiseverkehr  und  wirtschaftliche 
Thäti^keit  am  geringsten  sind,  am  besten 
erreichen.  Für  eine  Volkszählung,  die  als 
Hauptzweck  den  hat,  die  Volisaahl  nach 
Stand  und  Verteilung  au  einem  bestimmten 
Tage  recht  genau  zu  ermitteln  —  am 
nächsten  Tage  ist  sie  ja  doch  schon  wieder 
anders  — ,  kann  man  diesen  Grund  und 
diese  Terminswahl  gelten  lassen.  Aber  wenn 
man  an  eine  Volkszählung  höhere  Ansprüche 
.-stellt,  als  es  im  beschränkten  Smne  des 
deutschen  Wortes  liegt,  so  muss  man  die 
Aufnahme  zu  einem  Zeitpunkt  machen,  an 
dem  die  Bevölkerung  in  recht  lebhafter 
Wirtschaft! icher  Thätigkeit  ist  und  man 
so  den  zahlenmSssigen  Eindruck  von  deren 
Stärke  und  Mannigfaltigkeit  erhält;  und  z\var 


zu  einem  Zeitpunkt,  wo  namentlich  auch  die 
grossen  Erwerbszweige,  die  im  Winter  mit 
sehr  beschränkten  Kiäften  arbeiten:  Land- 
wirt-schaft,  Baugewerbe,  Schiffahrt  ein  Bild 
ihrer  vollen  Ent&iltung  geben  kOnnen,  denn 
die  moderne  Staatsverwaltung  hat  ein  Be- 
dürfnis nach  wirtschaftlicher  Statistik,  für 
die  gerade  bei  den  Volkszählungen  Material 
gewonnen  werden  kann.  Wenn  man  nun 
auch  den  Yolkszählungstermin  nicht  gerade 
in  den  Hochsommer  legen  wird,  wo  der 
Reiseverkehr  am  grössteu  ist  und  die  land- 
wirtschaftliche Bevölkerung  von  eüigen 
Arbeiten  bedrängt  wird,  so  empfehlen  sich 
die  Monate  hochgespannten  wirtschaftUchen 
Lebens  wie  Juni  oder  September  am 
meisten  für  Volkszählungen,  welche  volks- 
wirtschaftliche Informationen  bieten  solleu 
und  müssen.  Auf  Grund  von  Wintorzäh- 
lungen  kann  man  nicht  einmal  die  Verteilung 
der  Bevölkerung  nach  dem  Beruf  ausreichend 
darsteUen. 

Hiermit  verzichtet  mau  allerdings  auf 
das  Ziel,  welches  insbesondere  in  Deutsch- 
land, seit  Einrichtung  der  Zählungen  im 
Zollverein  verfolgt  worden  ist,  nämlich  die 
Bevölkerung  mf^Iichst  an  ihrem  ständigen 
Wohnorte  zu  zählen,  die  •Wohnbevölkerungc 
für  jede  Gemeinde,  jeden  Bezirk  und  Staat 
festzustellen,  was  man  am  besten  im  De- 
zember zu  erreichen  meinte.  Bei  einer 
Zählung  im  Juni  oder  September  wird  man 
in  der  That  einen  Teil  der  Bevölkerung  aa 
anderen  Orten  finden  wie  im  Dezember, 
man  denke  z.  B.  an  die  landwirtschaftlichen 
Wanderarbeiter,  die  industrielle  und  Ver- 
kehrsbe Völkern  ng  der  Badeorte,  die  Bau- 
arbeiter, die  Schiffer;  und  zwar  viel  mehr 
an  ihren  hauptsächlichen  Erwerbsorteu; 
diese  Verteilung  ist  aber  auch  entschieden 
der  nach  Winterwohnorten  vorzuziehen. 

Begrifflich  kann  man  drei  verschiedene 
Einwohnerzahlen  unterscheiden,  auf  die 
sich  eine  Volkszählung  richten  kann:  1.  die 
rechtliche  Bevölkerung  d,  h,  die  Summe  der 
Personen,  die  nach  ihrem  Heimatsrecht  einer 
Gemeinde  und  den  Gemeinden  eines  Landes 
angehören;  2,  die  Wohnbevölkerung,  d.  h. 
die  Pei-sonen,  die  ihren  ständigen  Aufent- 
haltsort in  der  Gemeinde  haben ;  3.  die  orts- 
anwesende  Bevölkerung,  d.  h.  die  Einwohner- 
zahl, die  zu  einem  gegebenen  Zeitpunkt,  z.  B. 
Mitternacht  vom  30.  November  zum  1.  De- 
zember, in  der  Gemeinde  anwesend  war. 
Bei  der  heutigen  Verkehrsentwicbelung  ist- 
man  immer  mehr  gezwungen,  den  Nach- 
druck auf  die  Ermittäuug  der  letztgenannten 
Bevölkern ngskombiuation  zu  l^en,  obgleidi 
sie  theoretisch  höchst  unrationell  ist,  wie 
jeder  sofort  erkennt.  Inabesondere  kann 
diese  "  ortsanwesende  =  Bevölkerung  für 
kleinere  Gemeinden  ein  recht  schiefes  Bild 
der  sozialen  Zusammensetzung  der  Bevölke- 
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rting,  bei  zufälliger  AbwesGDheit  einee  wich- 
tieen  Teilee  der  Einwohnerschaft  oder  zu- 
fälliger Anwesenheit  vieler  fremder  Ele- 
mente, ^ben ;  wfthiend  für  grössere  Gebiete 
solcher  Fehler  nicht  zu  befürchten  ist.  Mao 
veisucht  darum  auch  jetzt  noch  vielfach, 
durch  Aussonderung  der  »Toröbergehendo 
AoweBenden  und  Ermittelung  dei'  vonlber- 
gehend  Abwesenden  eine  WohnbevölkeniDg, 
eine  theoretisch  rationelle  Kombination  zu 
konstruieren,  aber  der  Begriff  des  »Vorüber- 
gehenden" ist  für  ilie  Zwecke  der  Volks- 
zahlung zu  schwierig  zu  fassen  und  als 
Merkmal  der  Aufzeichnung  in  die  Listen 
der  Bevölkerung  kaum  gleichmSssig  klar 
zu  machen;  ausserdem  sind  rollständige 
Nachrichten  über  die  Abwesenden  so 
schwer  zu  erlangen,  dass  man  für  die  Aus- 
zählunR  und  Bearbeitung  der  Nachrichten 
sich  wwh  an  die  Ortsaawesenden  halten 
muBS  und  damit  wenigstens  die  genaue  Be- 
TSlkerungsziffer  für  einen  gegebenen  Zeit^ 
punkt  erlangt  In  Ländern,  wo  ein  be- 
stimmter Zänlungstermin  nicht  festgehalten 
wird,  die  Zählung  selbst  sich  nitdit  in  einem 
ganz  kurzen  Zeitranme  abwickeln  kann,  son- 
dern Wochen  und  Monate  für  das  Zählge- 
schaft  gebraucht  werden,  wie  das  z.  B.  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  in 
Russland  unvermeidlich  ist,  können  Vor- 
schriften aber  die  Zählung  einer  bestimmten 
BevGlkerungskombinatioa  überhaupt  nicht 
recht  wirksam  sein.  In  Frankreich  wird 
der  Ermittelung  der  population  r^idente 
noch  besondere  Rücksicht  gewidmet,  aus 
Gründen  des  Staatsrechts;  in  den  anderen 
Staaten  Europas  ist  die  Ermittelung  jetzt 
hauptsächlich  auf  die  ortsanwesende  (fak- 
tische) Bevölkerung  gerichtet. 

Wenn  nun  Zeitpunkt  und  Bevölkemags- 
kombination  bestimmt  sind,  so  handelt  es 
sieh  darum,  welche  Fragen  man  an  die  Be- 
völkerung stellen  will;  von  deren  Zahl  und 
Art  wird  die  Art  der  Hilfsmittel  und  Oi^^e 
der  Zählung  mit  abhängen.  Je  eindringen- 
der die  Befragung,  desto  grfesere  Anforde- 
rungen werden  an  die  Technik  der  Aus- 
führung gesteUt.  Von  den  schon  genannten 
Ländern  haben  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  von  je  her  die  Aufgaben  ihres 
Census  sehr  weit  gesteckt,  bis  in  diejenigen 
der  Produktion Bstatistik  hinein.  Im  Deut- 
schen Reich  ist  1875  ein  (ziemlich  miss- 
glückter)  Versuch  gemacht  worden,  die  Volks- 
.  Zählung  zu  einer  Gewerbezähl nug  auszu- 
dehnen, wobei  schon  wegen  des  für  ge- 
werblidie  Untersuchungen  unpassenden  (De- 
zember-}Termins  eine  wichtige  Vorbedingung 
des  Gelingens  fehlte ;  dann  kamen  die  Juni- 
Zahlungen  von  18S2  und  1895,  die  sich  auf 
landwirtschaftliche  und  industrielle  Verhält- 
nisse mit  bezogen.  In  Ungarn  wunleu  1890 
die  Angaben  der  Arbeitnehmer  über  ihi'cn 


Beruf  und  den  Betrieb,  in  dem  sie  be- 
schäftigt waren,  zu  einer  Gewerbezählung 
verwertet.  In  Flankreich  hat  sich  die  Zah- 
lung von  1896  auch  auf  die  gewerblichen 
Verhältnisse  erstreckt.  In  den  übrigen 
Staaten  hat  mau  sich  mit  Angaben  über  den 
persönlichen  Beruf  im  Hinblick  auf  eine 
aiMzuarbeitende  Berufsstatistik  begnügt 

Es  kann,  wie  schon  gesagt,  nicht  zweifel- 
haft sein,  dass  die  Bedürfmsse  der  Verwal- 
tung in  der  Neuzeit  immer  mehr  darauf 
hindrängen,  die  Volkszählungen  filr  die  Dar- 
stellung der  volkswirtschaftlichen  Verhält- 
nisse zu  verwerten  und  bezügliche  Fia^n 
zu  stellen.  Selbstverständlich  müssen  hier- 
bei stets  in  erster  Linie  die  persönlichen 
VeiMltnisse  der  Bevölkerung  selbst  erfragt 
werden,  also  insbesondere  Alter,  Geschlecht, 
Familienstand,  Beruf,  weil  dies  Grundfragen 
sind,  auf  welche  die  anderen  Auskünfte  zu- 
rückbezo^u  werden  müssen. 

Bei  diesen  Betrachtungen  über  die  Frage- 
stellung bei  Volkszählungen  kann  nicht  un- 
erörtcrt  bleiben,  wem  das  Recht  der  Frage- 
stellung gebührt,  und  zwar  hat  dies  füi* 
deutsche  Verhaltnisse  besondere  Bedeu- 
tung. Hier  werden  die  Volkszahlungsfr^en, 
soweit  sie  für  das  Reich  gleichmassig  ge- 
stellt werden  sollen,  vom  Bundesrate  be- 
stimmt; die  Ausführung  der  Volkszälüungen 
wird  aber  den  einzelnen  26  Staaten  über- 
lassen; und  es  gilt  als  Kegel,  dass  diese 
noch  weitere  Fragen  stellen  dürfen,  die  sie 
für  ihre  Zwecke  für  nützlich  erachten.  Da  die 
Staaten  von  dieser  Befugnis  einen  sehr  be- 
scheidenen Gebrauch  machen,  hat  dies  bis- 
her noch  nicht  zu  ünzutraglichkciten  durch 
Ueberlasttmg  der  Zählungen  peführt.  Nun 
aber  übertragen  die  Staaten  die  Ausführung 
der  Volkszählungen  wiederum  weiter  an  die 
Gemeinden.  Unter  diesen  hat  eine  Anzahl 
grösserer  Stadt«  sich  besondere  statistische 
Stellen  ^> Statistische  Aemter«)  geschaffen, 
welche  ihre  Aufgaben  nicht  auf  die  Aus- 
führung der  vom  Staat  gestellten  statistischen 
Aufträge  begrenzen,  auch  keiner  staatlichen 
Eontrclie  unterstehen,  auch  sich  niclit  da- 
mit begnügen,  eigene  Aufnahmen  mittelst 
der  ihnen  zu  Gebole  stehenden  Gemeinde- 
oi^ne  zu  machen,  sondern  gerade  die  all- 
gemeinen Volkszählungen  zu  benutzen 
streben,  um  ihrerseits  zu  den  Reichs-  und 
staatlichen  Fragen  noch  Zusatzfragen  zu 
machen.  Selbst  wenn  diese  Fragen  sich  in 
den  durch  die  Zwecke  der  Gemeindever- 
waltung gegebenen  Grenzen  halten,  ist  doch 
solche  Erweiterung  des  Hechts  der  Frage- 
stellung sehr  bedenklich,  denn  die  Häufung 
der  Fragen  erschwert  die  Ausführung  der 
Volkszählung  und  macht  sie  beim  Publikum 
missliebig.  Da  das  Bedürfnis  des  Reichs 
selbst  schon  nach  Ausdehnung  der  Zahlungen 
geht,  es  also  selbst  an  das  Publikum  immer 
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grOesere  ADsprüche  Btellen  miisa,  Bchaint 
fliae  stoaffere  OrgamBatioa  derVolkBi^nQKeD 
namentlich  gegenaber  den  erwfthatea  Be- 
BtrebuDgen  der  Gtemeinden  notwendig. 

Das  weitere  Stadium  der  Ausführung 
besteht  dann  in  der  Auswali],  Beschaffung 
und  Verteilung  der  ZShlun^Bformulare. 
Die  natflrliche  Einheit  fflr  die  Zählung  ist 
die  Haush&ltiing  und  daher  das  dimih 
die  Natur  der  Sache  bedingte  und  zugleich 
voUkommenste  Zählungsformular  die  Haus- 
haltungsliste,  d.  h.  für  jede  Haushaltung 
oder  einer  HauBhaltung  gleich  zu  achtende 
Einzelperson  ein  ITormular,  in  dessen  Kopf 
die  Fragen  stehen  und  das  eine  grossere 
Anzahl  von  Querzeilen  zur  Aufzeichnung 
der  Mitglieder  der  Haushaitung  enthält  nebst 
den  nötigen  SiipplementfonnulBren  fflr  be- 
sondere Aufnahmen  z.  B.  fOr  die  Beschrei- 
bung des  Ton  der  Haushaltung  ans  bewirt- 
schafteten landwirtschaFthchen  Betriebes,  der 
gewerblichen  üntemehmUDg.  Da  der  Inhalt 
solcher  Haushaltungelisten,  um  die  Zählung 
der  Individuen  zu  bewirken,  entweder  durch 
AuBstrichelung  oder,  was  das  empfehlens- 
werte, durch  Ausschi'eiben  von  2^hlkärt(;hen 
für  die  Gewinnung  der  Summen  verarbeitet 
werden  mnas,  so  ist  man  auf  die  Idee  ge- 
kommen, den  Zählnngsstellen  (Statistischen 
Bureaus)  diese  Arbeit  dadurch  zu  ersparen, 
dass  man  sie  auf  das  Publikum  oder  die 
Zähler  ahwälzt,  indem  man  nämlich  statt 
der  Haiishaltungshste  so  viel  Zählkarten  — 
■Individualkarteni  —  ausfilUen  lässt  als  die 
Haushaltung  Personen  zählt.  Diese  Methode 
ist  wohl  zuerst  1870  in  pngam  angewendet 
worden  und  dann  leider  auch  in  einer  An- 
zahl von  (12)  deutschen  Staaten,  insbesondere 
Preussen,  nachgeahmt  Das  Zählungsinstru- 
roent  bettteht  dann  in  einem  »Zählbrief*  für 
jede  Haushaltung,  einer  Biunmarischen  Haus- 
haltungsliste  und  der  nOtigen  Anzahl  an 
Zählkarten.     In   diese    letzteren   muss   fUi* 

S'es  Individuum  nicht  nur  wie  bei  der 
nshaltungaliste  das  eingetragen  werden, 
was  als  ihm  selbst  eigentOnüich  gefragt 
werden  soll,  sondern  alle  Rubriken  derHaus- 
haltungsliste  müssen  auf  der  Karte  wieder- 
holt werden.  Selbst  wenn  hierdurch  den 
Auszählungsstellen  grossere  Ersparnisse  an 
Arbeit  und  Kosten  erwüchsen  als  thatsäch- 
lich  der  Fall  ist,  so  lässt  sich  die  weil  über 
das  Notwendige  hinausgehende  Belastung 
des  Publikums  und  der  Zähler  (vielfach 
dieser)  durch  Schreibwerk  nicht  rechtfertigen. 
Ausserdem  ist  diese  Zerreissung  der  Haus- 
haltungslisten in  Einzelkartea  für  alle  die- 
jenigen Auszählungen  unpraktisch,  bei  denen 
die  Individuen  als  Teile  der  Haushaltung 
(Dienstboten,  Kinder  etc.)  charakterisiert 
werden  sollen.  Bei  wirklich  grossen  Volks- 
zählungen wird  die  Aufnahme  durch  Zähl- 
karten vollends   unzweckmäEsig,  wie  denn 


z.  B.  die  letzte  »Berufszäblung«  1895  in 
Deutschland  durchweg  mit  Haushaltungs- 
listen  ausgeführt  werden  musste. 

Dann  handelt  es  sich  weiter  um  die 
Wahl  der  Organe  zur  Ausführung  der 
Volkszählung.  In  Deutschland  gestaltet  sich 
die  Sache  so,  dass  die  eigentlich  ausführen- 
den Organe  die  Gemeiadebehörden  sind, 
welchen  vom  Staat  die  Formulare  dazu  ge- 
liefert werden.  Sie  setzen  eine  grosse  Menge 
von  Zählern  in  Bewegung,  und  zwar,  so- 
weit der  Bedarf  nicht  durch  Gferaeinde- 
beamte  gedeckt  wird,  freiwillige,  denen  das 
Zählen  als  Ehrenamt  übertragen  wird,  da 
regelmässig  keine  Entschädigung  für  diese 
Arbeit  gewährt  wird ;  nur  in  einem  deutschen 
Staate,  in  Hamburg,  bildet  Bezahlung  die 
Regel.  Die  Ausfüllung  der  Formulare  durch 
Beantwortung  der  gesteUlen  Fragen  soll  bei 
uns  soweit  möglich  durcli  das  Publiliiim  — 
die  Haushaltungs vorstände  —  selbst  ge- 
schehen und  die  Zähler  sollen  in  der  Haupt- 
sache: anateilen,  kontrollieren  und  wieder 
einsammeln;  vielfach  ist  aber  ihre  starke 
Nachhilfe  bei  Ausfüllung  der  Formulare 
nötig.  Auch  in  Oesterreieh,  UngarUj  der 
Schweiz  und  Italien  sind  die  Gemeinden 
die  ausführenden  Orgmie,  und  die  Zählarbeit 
ist  regelmässig  gratis  zu  leisten.  In  Frank- 
reich liegt  die  Zählung  den  Maires  ob  mit 
teilweise  besoldeten  Agenten.  In  Gross- 
britannien lehnt  sich  cUe  Organisation  der 
Zählung  an  die  der  Standesämter  (registrars) 
an  und  die  von  den  Standesbeamten  be- 
stellten Zähler  werden  besoldet  In  Irland 
fungieren  die  Polizeiorgane  als  Zähler  und 
werden  dafür  entschädigt.  Am  straffsten  ist 
die  Volks zflhlungsorganisation  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  durchgeführt, 
wo  von  Bundeswegen  für  jeden  Census  ein 
besonderes  Census  office  eingesetzt  wird,  bei 
dem  das  ganze  Zählungsgeechäft  koncentriert 
wird.  Für  den  12.  Census  (von  1900)  be- 
steht diese  Behörde  aus  1  Direktor,  1  Vice- 
direktor,  5  Abteilungs vorständen,  ca.  3000 
Bureaupersonen,  50000  Zählern  und  Super- 
vifiOrB.  In  Russland  wurde  für  die  Zählung 
von  1897  eine  besondere  Centralkommissiou 
geschaffen  mit  96  Provinzial-  und  etwa  750 
Bezirkskommissionen ;  das  ganze  Reich  war 
in  nind  7000  Sektionen  zu  Zählungszwecken 
geteilt,  und  etwa  150000  Personen  wui-den 
als  Zähler  beschäftigt.  Diese  wurden  teils 
bezahlt,  teils  wurden  unbesoldete  Zähler 
durch  die  Stiftung  einer  eigenen  Medaille 
gewonnen. 

Die  Centralisstion  der  Ausführung  der 
Volkszählung  unter  thunlichater  Beiseite- 
lassung  der  politischen  Behörden  und  die  An- 
wendung besoldeter  Zähler,  die  sorgfältig 
vorbereitet  und  enei-gisch  verantwortlich  ge- 
macht werden,  empfiehlt  sich  um  so  mehr,  je 
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nmfan^icher  die  Zählungen  und  schwie- 
riger die  Fragen  werden. 

4.  Bearbeittuig  der  Ergebnisse.  Nach- 
dem nun  durch  die  Ausfüllung  und  Ein- 
ßammluDg  der  Zählpapiere  das  Rohmaterial 
der  ToU^zAhlung  beschafft  ist,  handelt  es 
sich  um  die  Verarbeitung  deaselbeu 
zum  Zweck  der  Gewinnung  der  Ergebnisse 
für  den  Bezirk,  den  Staat  etc^  für  welchen 
die  Äufnf^me  stattfand.  Für  eine  rationell 
angele^  Volkszählung  muss  der  Plan  der 
Bearbeitung  im  wesentlichen  vor  der  Aus- 
führung feststehen,  denn  man  soll  bei  der 
Volkszählung  uur  fragen,  was  mau  nachher 
verarbeiten  will  und  ka!nn,  und  zwar  mit 
NutzeninersterLiniefürdieVerwaltung  ver- 
arbeiten kann.  Was  fflrdiese  verwertbar,  wird 
auch  den  Zwecken  der  Wissenschaft  dienst- 
bar zu  machen  sein.  Man  kann  beobachten, 
dass  nicht  nur  bei  Personen,  die  sich  im 
Namen  der  Wissenschaft  für  Volkszählungen 
interessieren,  ohne  das  auf  statdstiBchem 
Wege  Erreichbare  genügend  zu  Qbeisehen, 
sondern  auch  nochl>ei  Statistikern,  die  zur 
Mitwirkung  an  den  Volkszählungen  berufen 
sind,  sich  die  Neigung  findet,  die  Zählungen 
mit  s interessanten«:  Piagen  zu  belasten,  die 
nur  zu  einem  wertlosen  Zahlenwerk  führen ; 
80  z.  B.  wenn  man  dem  Haushaltungsvor- 
staade  zumutet,  anzi^ben,  ob  ein  Mitglied 
seiner  Familie  >bl6dsinnigz  oder  lirrsinnigi 
sei;  wie  viel  »Fenster»  seine  Wohnung  habe 
u.  dgl.,  oder  wenn  man^  wie  dies  wunder- 
barerweise in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  geschieht ,  bei  Gelegenheit  des 
Censns  die  Zahl  der  im  letzten  Jahre  Ge- 
borenen und  Gestorbenen  ermitteln  will.  Es 
ist  durchaus  notwendig,  dass  man  schon  bei 
Anlage  der  Volkszählung  >  interessante" 
Fragen  —  die  ja  auch  in  anderen  Zweigen 
der  Statistik  vielfach  auftauchen  und  abge- 
wehrt werden  müssen  —  vermeide  uud  nur 
solche  stelle,  über  deren  nutzbringende 
Verwendung  man  sich  von  vom  herein 
klar  ist. 

Die  Bearbeitung  des  Urmaterials  wird 
jetzt  auch  in  den  Ländern,  deren  Volks- 
zählungen nicht  durch  besondere  Behörden 
(Vei'oimgte  Staaten  von  Amerika,  Ruesland, 
Grossbritannien,  s.  o.)  ausgeführt  werden, 
meist  so  eingerichtet,  dass  die  Gemeinde- 
und  Bezirkshehörden  mit  Rechnungs-  und 
Zusammen  stelluugsarbeiten  mOgUchst  ver- 
schont werden  und  das  ürmaterial  sogleich 
an  eine  Stelle  geleitet  wird,  deren  eigent- 
liche Aufgabe  in  statistischen  Arbeiten  Eegt 
So  ist  es  in  den  deutechen  Staaten;  nur  in 
Württemberg  und  Baden  wird  von  den  Ge- 
meinden noch  eine  grössere  Beteiligung  an 
der  Aufarbeitung  des  Materials  verlangt; 
sonst  werden  die  Arbeiten,  welche  für  die 
Zwecke  des  Reichs  nach  den  Vorschriften  des 
Bundesamts  dem  Kaiserüchen   Statistischen 


Amte  zu  liefern  und  sonst  für  die  Zwecke 
der  Landesverwaltung  auszuführen  sind,  bei 
den  statistischen  Landesämtem  (Provinzial- 
ftmter,  die  sehr  nützlich  wirken  könnten, 
fehlen  auch  im  gi^ssten  Bundesstaate)  cen- 
tralisiert  In  Oesterreich  bleibt  noch  ein 
Teil  der  Aufarbeitung  dmi  Ort»-  und  Be- 
zirksbehOrden  zugewiesen;  iu  Üagam  und 
in  der  Schweiz  werden  die  Ortsbehörden 
nur  mit  geringen  vorläufigen  Zusammen- 
etellungsarbeiten  in  Anspruch  ^nommen. 
Der  Hauptteil  derselben  wird  in  Ungarn 
beim  Statistischen  Centralamt,  für  die  Schweiz 
beim  Eidgenössischen  Statistischen  Bureau 
besoi^  In  Frankreich  fallen  diese  Ai-beiten 
(d^pouillement)  in  der  Hauptsache  den  Maires 
und  Prftfekten  zu;  in  Ittdien  teilen  sie 
(lavori  di  spoglio)  sich  zwischen  den 
Gemeinden  und  der  statistiBchen  Central- 
stelle. 

Für  die  Auszählungsarbeiten,  die  in 
grossen  Massen  an  einer  Stelle  ausgeführt 
werden,  ist  von  Hollerith  in  Washington 
eine  Zählmaschine  konstruiert  worden,  welche 
zur  Voraussetzung  hat,  dass  die  Besohreibung 
jedes  Individuums  auf  eine,  nach  bestimmter 
Anordnung  zu  durchlochende  Papptafel  über- 
tragen worden  ist  Diese  Tafeln  können 
sehr  rasch  durch  die  elektrisch  betriebene 
Maschine  geführt  werden,  die  viele  Zählungs- 
kombinationen zulässt.  Die  Zahlen  werden 
auf  einem  Uhrwerk  sichtbar  und  von  da 
abgelesen.  Wo  schon  bei  der  Zählung  selbst 
Individualkarten  angewendet  werden  (s.  o.), 
würde  die  Ueberträgung  von  dem  Inhalt 
auf  die  gelochten  fapptafeln,  wie  sie  für 
die  Maschine  Vorbedingung  sind,  eine  über- 
flüssige Arbeit  bedeuten;  wo  man  aber  mit 
BaushaltungsliBten  oder  HausUsten  gezählt 
hat  und  deren  luhidt  zu  den  Zwecken  der 
Auszählung  auf  Individualkarten  Übertragen 
muss,  kann  in  Frage  kommen,  ob  man  die 
Zählkarten  band  schriftlich  oder  zur  Ver- 
wendung mit  der  elektrischen  Maschine 
durch  I^chung  herstellen  wÜL  In  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  wo  jene 
Voraussetzung  zutrifft  und  das  Volkszäh- 
lungsmaterial  von  gut  instruierten  und  be- 
zahlten Zählern  gesammelt  wird,  also  ver- 
mutlich keine  grossen  Nachprüfungfarbeiten 
erfordert  oder  erShrt,  hat  mMi  die  Zähl- 
maschine schon,  wie  es  scheint,  mit  Nutzen 
angewendet;  audi  Oesterreich  hat  für  die 
Arbeiten,  welche  1890  bei  der  Statistischen 
Centralkommisaion  angeführt  wurden,  eine 
der  Hollerithschen  ähnliche  Maschine  ver- 
wendet und  Tabellen  mit  erstaunlich  mannig- 
faltigen Kombinationen  herstellt  In  Frank- 
reich ist  für  die  Berufsstatistik,  die  aus  dem 
Material  der  Zählung  v(m  1896  in  Paris  be- 
arbeitet worden  ist,  die  Hollerithmaschine  zur 
Anwendung  gekommen.  Ein  abschUessen- 
des  Urteil  diutlber,  ^vie  weit  die  Maschine 
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wirklich  Zeit  und  Geld  spart,  ist  bis  jetzt 
nidit  zu  gewinneu ;  nur  so  viel  scheiot  fest- 
zustehen, daas  fOr  die  HerstellunK  von  Ta- 
bellen mit  sehr  vielen,  auch  tilberraftseig 
vielen  Kombinationen,  z.  6.  Berufsart,  Be- 
rufestellung,  Oesuhlecht,  Alter,  Familienstaiid, 
kombiniert,  die  Maschioe  leistungsUhi^r  ist 
als  die  Handarbeit.  Wenn  aber,  wie  das 
bei  uns  in  Deutschland  der  Fall  ist,  der  bei 
weitem  schwierigste  und  langwierigste  Teil 
der  TolkszOhlungsarbeiten  am  die  Prüfung 
und  Berichtigung  des  Materials  entfÄUt,  so 
'  kann  die  Maschine  wenig  Hilfe  bringeo. 
Das  Ausschreiben  der  Zahlblättchen  geht 
mit  der  Hajid  ebenso  rasch  wie  das  Lochen 
der  Papptafeln,  bei  welchem  zudem  Fehler 
wohl  häufiger  und  weniger  sichtbar  sind; 
das  Auszählen  ist  an  sich  ein  so  geringer 
Teil  der  Arbeit,  dass  die  Maschine  im  ganzen 
wenig  "Vorsprung  verschaffen  kann,  das 
Uebertragen  der  Zahlen  in  die  Tabellen  und 
das  Aufsummieren  nimmt  die  Haschioe  doch 
nicht  ab;  für  das  letztere  aber  kann  eine 
andere  Art  von  Apparaten,  die  selbst- 
scjireibende  Additionsmaschine,  von  Nutzen 
sein,  welche  das  Aufsummierea  langer 
Zahleni'eihen  sehr  erleichtert. 

Die  Länge  der  Zeit,  welche  die  Be- 
arbeitung einer  Yolkszählung  erfordert,  wird 
bestimmt  durch  den  Dmfang  der  Fragen 
und  der  beabsichtigten  Darstellung  der  Er- 
gebnisse, durch  die  Mittel  an  Oeld  und 
ArbeitskrÄften,  die  aufgewendet  werden,  und 
die  Verteilung  und  Verwendung  dieser 
Kräfte.  Die  gflnzliche  Aufarbeitung  des 
Materials  einer  grösseren  Volkszählung  er- 
fordert regelmässig  Jahre;  z.  B.  bei  der 
letzten  Volkszählung  im  Deutschen  Reich 
waren  zwar  die  ersten  vorläufi^a  Ei^b- 
nisse  —  die  niännliche  und  weibliche  Be- 
valkemng  der  Staaten,  Provinzen  und  Gross- 
städte  —  drei  Monate  nach  der  Zählung, 
also  am  1.  MSrz  1901,  fOr  das  iteich  fesU 
zustellen  und  sind  sogar  etwas  frOher  fest- 
gestellt worden,  die  letzten  Tabellen  sind 
aber  erst  am  1.  Oktober  1902  fällig.  Es 
ist  nun  auch  zweifellos,  dass  die  Bearbeitung 
der  speciellen  Ergebnisse  einer  solchen 
Zählung  nicht  flbermässig  beeilt  zu  werden 
braucht  und  im  Interesse  der  Genauigkeit 
auch  nicht  darf.  Ob  man  z.  B.  die  Zu- 
sammensetzung der  Bevölkerung  nach  dem 
Alter,  die  Verteilung  der  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  nach  GrOssenklossen  schon 
einige  Monate  oder  erat  ein  Jahr  nach  der 
ZähTung  erfährt,  darauf  kommt  es  weniger 
au;  wohl  aber  ist  das  Interesse  des  Publi- 
kums und  der  Behßrden  sehr  lebhaft  doian, 
das  hauptsächliche  und  für  die  weitesten 
Kreise  allein  erfragte  Elrgebnis:  die  blosse 
Einwohnerzahl  der  Gemeinden,  des  Landes 
etc.  zu  erfahren  zu  einem  Zeitpunkt,  der  so 
nahe  wie  mOgUch  der  Zählung  selbst  liegt. 


Hierfür  könnte  wohl  besser  gesorgt  werden 
als  es  jetzt  der  Fall  ist;  man  sollte  diese 
Hauptzahlen  nicht  erat  Monate,  sondern 
schon  wenige  Wochen  nach  der  Zählung 
bieten,  und  dies  müsste  im  »Zeitalter  des 
Verkehrs*  durch  zweckentsprechende  Ein- 
richtungen zu  erreichen  sein:  wirksame  In- 
struktion au  die  Gemeinde  für  Ausfüllung 
eines  eingehen  Formulars,  das  die  Ein- 
wohnet^mme  zeigt;  sofortige  Meldung  aa 
den  Bezirbsvorsteber  {Landrat  etc.),  der 
in  ein  ihm  eingehändigtes  Formul^  mit 
den  Namen  aller  seiner  Gemeinden  jede 
Einwohnerzahl  sofort  nach  Meldim^  ein- 
trägt und  die  Summe  für  den  Bezirk  ab- 
schliesst,  diese  sofort  schriftlich  oder  tele- 
graphisch an  die  statistische  Centralstelle 
meldet;  —  es  müsste  möglich  sein,  die  vor- 
läufige Einwohnerzahl  für  das  Beich  in  ein 
paar  Wochen  zu  haben. 

An  die  Verarbeitung  schliesst  sich  die 
Veröffentlichung.  In  Deutschland 
wird  diese  für  alle  Staaten  gleicbmässig  (für 
die  grösseren  auch  nach  Landesteilen)  nach  den 
vom  Bundesrate  festgestellten  Formularen  in 
besonderen  Bänden  derStatistik  des  Deutschen 
Beichs  und  den  Viertel jahrsheften  zur  Sta- 
tistik des  Deutschen  Kelchs  mit  entsprechen- 
der textlicher  Begleitung  besorgt ;  die  Landes- 
ämter der  grösseren  Staaten  geben  für  ihr 
Land  teils  besondere  Bände  über  jede  Volks-  • 
zählimg  (auch  Ortslexika)  heraus,  teils  be- 
handeln sie  die  Ergebnisse  in  ihren  Zeit- 
schriften; die  kleineren  Staaten  begnügen 
sich  vielfach  mit  Publikation  der  Haupt- 
eigebnisse  in  Gesetz-  und  Verordnungs- 
blättern etc.  Für  Oesterreich  veröffent- 
licht die  K.  E.  Statistische  Centralkommission 
die  Ergebnisse  in  besonderen  Bänden  der 
•Oesterreichischen  Statistik*,  auch  in  einem 
Gemeindelexikon,  und  teilweise  in  der  sSta- 
tistischen  Monatsschrift*.  Ftlr  Ungarn  sind 
die  »ungarischen  Statistischen  Mitteilungen«, 
fflrdie  Schweiz  die  Lieferungen  der»Schweize- 
rischen  Statistik*  die  Publikatioosorgane.  in 
denen  die  Arbeiten  über  die  Volkszählungen 
zu  finden  sind.  In  Italien  wird  von  der 
Direzione  generale  della  Statistica  ein  be- 
sonderes Tabellen  werk  Über  die  Volkszählung 
veröffentlicht,  dem  sich  wohl  auch  für  die 
neueste  Zählung  eine  «Relazione  generale« 
anschliessen  wini.  Für  Frankreich  wird  das 
Tabelleiiwerk  in  einem  Bande  der  Statistique 
g^nörale  de  la  France  und  vom  Ministerium 
des  Innern  ein  Ortsverzeichnis  veröffentlicht 
In  Grossbritannien  und  Irland  erecheinea  die 
Volkszählimgsergebnisae  als  besondere  Ver- 
öffentlichungen, die  dem  Parlamente  vor- 
gelegt werden,  2  bis  3  Bände,  ausserdem 
ein  vorläufiger  Bericht  Sehr  ausgedehnt, 
dem  Umfange  der  Aufnahme  entsprechend, 
sind  die  Veröffenthchungen  über  den  Census 
der  Vereinigten  Staaten  von  Arne- 
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rika;  bo  hat  das  Censiis  office  über  die 
vorige  Zahlung  (1890)  heiauBgeffeben :  1. 
Ceneus  Bulleüiis,  zur  schnellen  Mitteilung 
von  Hauptergebnissen,  2.  Census  Heports 
(25  Quartbaode),  3,  ein  »Compendium«,  4. 
einen  lÄbstract«,  5.  einen  statistiBchen  Atlas. 
Filr  1900  sollen  die  Hauptergebnisse  bis 
Mitte  1902  als  >Census  Reports«  erscheinen, 
denen  dann  Special  Census  Reports  sich  an- 
schliessen  werden.  Russland  hat  die 
Zahlen  seines  ereten  Census  (1897)  bis  jetzt 
in  einer  Ap^whl  von  Heften  veröff enthebt ; 
das  erste  mit  vorläufigen  Resultaten  schon 
im  Mai  1897 ;  dann  Zäüen,  betreffend  die 
Stadt«  und  Beziite,  und  die  Nachrichten 
Ober  einzelne  Gouvernements. 

ft.Ko8t«n.  WaaendlichdieKosten  der 
YolkszählungeD  betrifft,  so  sind  sie  fflr  alle 
Staaten,  welche  die  Ausführung  der  Zahlung 
den  Oenieiaden  auflegen,  gar  nicht  zutreffend 
zu  berechnen  und  Dameutlich  gar  nicht  zu  ver- 

fleichen  mit  den  Aufwendungen  der  Staaten, 
ie  besondere  Organe  und  Organisationen 
dafür  haben.  —  In  Deutschland  erscheinen 
die  im  engeren  Sinne  sogenannten  Vollts- 
zahlungen  fOr  das  Reich  nor  mit  einer 
kleinen  Exlraaufwenduug  für  Zusammen- 
BtelluDgsari>eiten  im  Statistiscben  Amt;  die 
sogenannten  Berufs-  und  Gewerbezfthhmgen 
von  1882  und  189r>  allerdings  mit  grösseren 
Kosten:  die  von  1895  mit  3610000  Mark 
(vgl.  Statistik  d.  D.  R.  Bd.  111  S.  8),  aber 
nur  weil  hier  Formulare  und  Bearbeitung 
vom  Reich  bezahlt  'wiirde,  was  für  die 
anderen  Zählungen  die  Staaten  tragen.  Fflr 
die  Volkszählung  von  1900  ist  in  P  r  e  ii  a  s  e  n 
ein  Betrag  von  672878  Mark  ausgeworfen; 
das  ist  aber  nur  für  die  Zälilpapiere,  die 
Bearbeitung  und  Veröffentlichung ;  die  eigent- 
liche Auf  nah  rasarbeit  mnss  von  den  Ge- 
meinden geleistet  und,  soweit  nötig,  bezahlt 
werden.  Ebenso  liegt  die  Sache  bei  den 
anderen  Staaten.  Wirklich  berechnen  lassen 
sich  die  Kosten  nur  für  Staaten  mit  be- 
sonderer, von  der  anderen  Verwaltung  ge- 
trennter Zahlungsorcanisation,  wie  Gross- 
britannien  imd  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  Für  ersteres  findet  sich  keine 
Angabe;  fflr  England  undWales  werden  die 
Kosten  der  1891er  Zählung  (29  Millionen 
Einwohner),  auf  139000  £  (2,8  Millionen 
Mark)  angegeben;  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  welche  beim  ersten  Census 
im  Jahre  1790  44000  Dollar«  aufwendeten. 
brauchten  für  den  11.  Census  im  Joiire  1B90 
11579000  DoUare  (46^^^  Jlillionen  Mark), 
und  die  Kosten  des  neuesten  Census  (1900) 
werden  für  die  ersten  3  Jahre  auf  10  Mil- 
lionen Dollars  (für  76,2  Millionen  Einwohner) 
geschätzt;  davon  kommen  etwa  4,5  Millionen 
Dollar  auf  die  Bezahlung  der  Zähler  und 
Zählungsagenten,  die  bei  der  Zählung  selbst 
thätig  waren. 


6.  Geschichtliches,   inebesoDdere  be- 

treffa  der  deatachen  V.  Zählungen,  die 
zu  müitärisclien  oder  Stauerzwecken  veran- 
staltet sich  auf  Teile  der  Bevölkerung  von 
Staaten  oder  Städten  erstreckten,  sind  natür- 
lich seit  den  ältesten  Zeiten  mannigfech  vor- 
genommen worden,  und  man  hat  sich  viel- 
fach bemüht,  aus  solchen  auf  uns  gekommenen 
Aufzeichnungen  von  Bruchstücken  der  Be- 
völkerung auf  die  Gesamtheit  der  fraglichen 
Einwohnerzahl  zu  schliessen.  Aufirahmen 
für  grössere  Territorien,  die  wirklichen 
Volkszählungen  entsprachen  oder  ihnen  ' 
wenigstens  sehr  nahe  kamen,  scheinen  aber 
früher  als  aus  dem  vorigen  Jahrhundert  nur 
ganz  wenige  glaubhaft  überliefert,  insbe- 
^ndere  die  Zählung  der  Juden  unter  König 
David  und  die  Census  der  Bevölkerung 
ItaUens  in  der  römischen  Kaiserzeit  Seit 
letzterer  bis  in  dos  19.  Jalirhundert  weiss 
man  aber  wenig  über  wirkliche  Volkszäh- 
lungen. Vanban  giebt  in  seinem  Projet 
d'une  dime  royale  (1707)  die  Einwohner- 
zahlen für  die  g^neralitt's  am  Ende  des  17. 
Jahrhunderts  an  (zusammen  für  Frankreich 
19094146  Einwouner),  unter  Angabe  der 
Namen  derer,  die  das  denombrement  ausge- 
führt haben,  zum  Teil  sind  es  für  die  ein- 
zelnen Bezirke  runde,  zum  TraJ  sciieinbar 
genaue  Zahlen;  er  selbst  stellt  einen  aus- 
führlichea  Plan  auf,  wonach  durch  besonders 
bestellte  Kommissare  —  für  etwa  50  Familien 
einer  —  eine  fortdauernde  Kontrolle  über 
die  Zahl  der  Personen,  die  Zusammen setzimg 
der  Familien  nach  Alter,  Geschlecht  etc,  ihr 
Besitztum  an  Vieh  elc.  ausgeübt  werden 
soll,  damit  man  stets  einen  Ueberblick  Über 
die  Volkszahl  imd  deren  Entwickelung  habe. 
Die  Bevölkern  n^saufzeichnungen ,  die  seit 
Mitte  des  18.  JaErhunderts  in  Schweden  ge- 
macht wurden,  hat  man  wotil  als  Volks- 
zählungen bezeichnet,  es  waren  aber  in  den 
Pfarrgemeinden  fortlaufend  eefülirte  Be- 
vClkeningsregister,  deren  Zahlen  zeitweise 
zusammengemsst  wurden.  Der  Beginn  regel- 
mässiger Volkszählungen  in  einer  grösseren 
Aiizaul  von  Kulturstaaten  ist  oben  bereits 
bezeichnet  worden. 

Die  Geschichte  der  Volkszählung  in  den 
deutschen  Staaten  ist  in  der  nachher 
unter  Litteratur  angeführten  Veröffentlichung 
des  Kaiserlichen  Statistischen  Amte  (Statistik 
des  Deutschen  Reichs,  Bd.  37,  Jahrg.  1878) 
ausführlich  gegeben-  wir  dürfen  uns  hier 
auf  Daten  über  die  Volkszählungen  in 
Preussen  und  im  Zollverein  beschränken. 
In  Preussen  wurde  von  1815  bis  1822  jähr- 
lich, von  da  bis  1867  in  dreijährigen  Peri- 
oden gezählt,  und  zwar  durch  die  Orts- 
polizeibehörden,  welclie  bestimmte  Tabellen- 
formulare  auszufüllen  hatten.  Schon  seit 
1819  wimle  in  Preii.ssen  bei  den  Volks- 
zählungen  eine  Gewerbe tabelle  mit  aufge- 
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nommen,  diese  enthielt  für  die  mechaniBchen 
Ktlmtler  und  Handwei^er  36  Oewerbeartea, 
dann  die  Zahl  der  Ziegeleien,  Kalkbrenne- 
reien, GlashfltteQ,  die  verschiedenen  Arten 
von  MOhlwerkea,  die  gehenden  Webstöhle, 
femer  die  Handelsgowerbe,  die  Stromachiff- 
fahrt,  die  Qastwirtschaft  und  das  Gesinde. 
Diese  Gewerbetabelle  blieb  bis  1858,  mit 
Erweiterungen,  in  Anweadung,  1843  ergänzt 
durch  eine  iFabiikentabelle«.  Die  Zählungen 
wurden  im  Dezember,  bisweilen  schon  im 
November  vorgenommen.  Von  finanzieller 
Bedeutung  wurde  die  Einwohnerzahl  fflr 
Preusseu  schon  seit  1828  insofern,  als  im 
Zollvertrag  mit  dem  Grossherzogtum  Hessen 
die  Teilung  der  Erträgnisse  nach  dem  Ver- 
hältnis der  Bevölkerung  (des  Grosshenog- 
tums  KU  den  westlichen  preussiachen  Pro- 
vinzen) stipuliert  wurde,  während  die  schon 
früher  mit  Preusseu  zoüvereinten  Staaten 
oder  deren  Gebietsteile  Abfindungssummen 
gegen  Ueberlasanng  der  ZolleinkUnfte  an 
Preussen  erhielten. 

Seit  dem  Jahre  1834  wurde  der  Zoll- 
verein von  wesentlichem  Einfluss  auf  das 
deutsche  Volkszählungswesen.  In  der  »Re- 
gistratur vom  31.  Januar  1834(  (Beilage 
XXIV  zum  HaiiptprotokoU  der  Vollzugs- 
kommission  in  München  vom  14.  Februar 
1834}  wurde  bestimmt,  dass  alle  3  Jahr  im 
Dezember  .die  Zollabrechnungebevölkerung 
—  im  wesentlichen ;  dauernd  wohnhafte  Be- 
völkenrag  —  festgestellt  werden  soUe  nach 
einem  Säiema,  in  dem  Civil-  und  Militär- 
bevölkeruDg,  männliche  und  weibliehe  Ein- 
wohner und  unter  und  über  14  Jahr  alte 
Perwnen  nach  dem  Geschlecht  getrennt 
nachzuweisen  waren.  1843  wurde  verein- 
bart, dass  eine  wirkliche  Zählung  aller  ein- 
zelnen Individuen  von  Haus  zu  Haus  statt- 
finden müsse  imd  diese  nicht  durch  Woh- 
nuDgsregister  oder  dgl.  ersetzt  werden  dürfe ; 
1863  wurde  hinzugeftigt,  dass  die  Zahlung 
eine  namentliche  sein  aolle  und  dass  Per- 
Boueu,  die  länger  als  1  Jahr  abwesend  seien, 
nicht  mitgezählt  werden  dürfen.  Eine  Auf- 
nahme Ober  die  gewerblichen  VerbSltnisse 
wurde  bereits  1846  von  den  meisten  deut> 
sehen  Staaten  nach  dem  preussischen  Muster 
mit  der  Volkszählung  verbunden;  im  Jahre 
1861  fand  eine  solche  Aufnahme,  ebenfalls 
in  Verbindung  mit  der  Volkszählung,  im 
ganzen  Zollverein  statt  und  die  Ergebnisse 
wurden  vom  Centralbureau  des  Zolivereins 
in  drei  Tabellen:  1.  der  Handwerke,  2. 
Fabriken,  3.  der  Transport-  etc.  Gewerbe 
zusammengestellt.  Kit  der  Zählung  von 
1867,  wo  mi  Norddeutschen  Bunde  die  orta- 
anwesende  neben  der  Zollabreclunmgs- 
bevSlkerung  gezählt  wurde,  war  keine  Ge- 
werbeaufnahme  verbunden ;  wohl  aber  wurde 
die  zweite  Volkszahlung  im  Deutschen 
Reich  zur  Aufnahme  einer  Gewerbestatistik 


benutzt,  die  am  1.  Dezember  1S75,  also  zu 
einem  sehr  ungünstigen  Zeitpunkte  des 
Jahres  stattfand. 

7.   Bevölkerongsziildei)    der    wicht!- 

feren  Lüider.  Anhangsweise  werden  hier 
evölkerungszahlen  der  wichtigeren 
Staaten  mitgeteilt,  für  welche  Zählungen 
oder  Schätzungen  für  einen  bestimmten 
neueren  Termin  vorliegen.  Dies  ist  nicht 
der  Fall  für  die  Europäische  Türkei,  die  auf 
34,5  Millionen  Einwohner  (ohne  tributftre 
Staaten),  und  für  Chiua,  das  —  mit  Mand- 
schurei 7,6,  Moogolei  2,0,  Tibet  1,5,  unter- 
thänige  Länder  3,5  —  auf  383  JUllionen 
Einwohner  geschätzt  wird.  Bei  den  Volks- 
zählungBziffem  ist  die  bis  auf  die  Einer 
lautende  Angabe  eigenüich,  man  köunte 
sagen:  schwindelhaft,  denn  erstens  kann  ja 
nicht  davon  die  Rede  sein,  dass  die  F^ 
mittelung  für  ein  grösseres  Territorium  ao 
genau  der  Wirklidikeit  entspreche,  und 
zweitens  entfernen  sich  die  Zahlen  von  dieser 
mit  jedem  Tage,  der  zwischen  der  Zählung 
und  ihrem  Gebrauch  liegt,  mehr.  Indesseu 
weiss  die  Statistik  sich  nicht  anders  zu 
helfen,  um  nicht  in  "Willkürlichkeiten  zu 
verfallen. 

Lltteratar:  E.  Engel,  Die  Methoden  der  Volla- 
läAlung  mit  beionderer  BeräcktieAUgtmg  der  im 
preuniichen  Staate  angetnandlen.  Eine  Dertk- 
lehrifl.  —  jDeraetbe,  ZeUichrifl  da  Kgl.  Pr»ui~ 
rüehtB  Stiai*tUchen  Bureau! ;  Jahrg.  tSßl;  Di» 
Volktiähhmgen,  ihre  Stellung  mir  Wittentchi^ 
und  ihrt  At:^fgaben  in  der  Geschichte.  Ein  Vor- 
trag, Ebendae.,  Jahrg.  186t.  —  FabHdtu, 
•Zur  Theorie  und  Fraae  der  Volkwäldungcn. 
Ebenda».  Jahrg.  1868.  —  v.  Scheel,  Zur  Tech- 
nik der  Volkttäldungen.  Jahrh.  /.  Nal.  u.  StcO., 
1889.  —  Serselfre,  Die  Statistik  aU  TeU  der 
Veneallung,  SchÖnbergi  Handttueh  der  poUt 
Oekonomie,  4.  A'ofi.,  Bd.  UI,  t,  (1898).  — 
JLüvöal,  PTo]tL  d'un  reccnxemei^  du  mrmde, 
Parit  13S1.  —  Bfither,  Einige  Bemerkungen 
iiiieT  dai  Ar^nahmeceTfahren  bei  den  Volk*- 
Jählungen,  AUg.  Staliet.  Archiv  1S91.  —  Boöio, 
Studi  preparatorii  per  ü  4.  Cemimento  dece- 
nuale  detla  popoiati<ine  del  regno.  (Diretttme 
generale  della  StaiitÜca.)  Bom,  189t,  t  Bde.  — 
Hoo}cer,  Modet  0/  Ceniui-laking  in  the  Britith 
Dominions,  Jounuü  qf  Ihe  Statitiieal  Soeietf 
(London)  1894.  —  Bainee,  On  centut-lakiiig 
and  ite  limitatione.  Ebendae.  1900.  —  v,  Inama- 
Steritegg,  Die  näehtlx  Volktiähiung,  Statitl. 
IfonatMchriJl,  (Wien)  1900.  —  Zahn,  Die 
praklieche  Bedeutung  der  deuteehen  Volkesäh- 
lung,  Jahrb.  /.  Jfat.  u.  Stat.,  A'ovember  1900; 
der  Ceniu»  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
ebendateibil,  -^  Stellmacher,  Von  der  ersten 
russischen  Volkssählung ,  Jahrb.  j.  Sai,  u. 
Star.,  in.  1901,  Februar.  —  Mayet,  Japa- 
nische Bevölkerungsstatistik  mit  HiiMick  auf 
China,  Mitteilungen  der  deulscJien  Gesellscht^/i 
für  Natur-  und  Völkerkunde  Oslasietis,  Jlefi  SS, 
(1882).  -~  Geschichtliches  Ober  die  deutschen 
Zählungen :  »Die  I  'otkatahl  der  deutschen  Staaten 
nach  den  Zählungen  seit  1816t    in  Statistik  des 
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völkeningszahlen   wiühtiger  LSnder. 

(Die  mit  *  bezeichnet«!!  Zahlen  aind  geschätzt«.) 


Dentscbes  Reich    .    . 

Oesterreich    .    .    .    . 

Ungarn 

EJgentl.  fiiualand  ein- 
schüessl.  Weichsel- 
provinzen  (Polen) 

FinUnd     .... 

Asiittischeg  Rnsdand 

BnBBischea   Reich  zd 


Niederlande  . 
Baue  mark . 
Schweden  . 
Norwegen  . 
England  nnd  ^ 
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DeuUehm  Reichti,  ertte  Eeilit,  Bd.  37  II,  1879. 
(Julihtft  1S79  der  aMimalikefie  lur  Slalütilc 
dea  Deutschen  Reichat)  vnd  A.  Prhr.  v.  firckf, 
BeviUkentngilehre  vnd  BeiioUteraJigtpolüik,  189S. 
a.  V.  Scheel. 


Voranschlag 
B.  Budget  obeu  Bd.  11  S.  1138ff. 


Vornnt. 

Vorflut  heifist  der   natOrliche  Abfluss 
des  Wassers  von  der  Höhe  zu  Thale.    Das 


Recht  der  Vorflut  regelt  die  nachbarllcheD 
Verhältnisse  zwischen  den  Eigentümern  an- 
einandergrenzender  OrundstOcke  angeBicfats 
des  Natui^setzea,  dass  jeder  Tropfen  Wasser, 
der  auf  die  Erdoberfläche  gelangt,  verdunsten 
oder  zu  Thale  fliessen  muss.  Das  Recht 
der  Vorflut  beschränkt  sich  aber  lediglich 
auf  die  Regelung  der  Rechtsverhältniaee  an 
den  bestehenden  Abflussw^ien  und  auf 
die  ErhaltuDg  der  vorhandenen  Vorflut 
Jede  weltergehende  Massnahme,  nameDtlich 
der  Anspruch  auf  Gewährung  der  Vor- 
flut, d.  n.  auf  künstliche  Herstellung  neuer 
oder  Abänderung  bestehender  Abfluesw^e, 
liegt  ausserhalb  des  Gebietes  und  fällt  unter 
den  Begriff  der  Entwässerung  (vgL  d.  Art. 
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EntwäBserungundEntwäBserunes- 

recht  oben  Bd.  ILl  S.  647  ff.).  Bei  der  Vorilut 
kommt  das  Wasser  nur  nach  seiaer  schlldlicheD 
Seite  in  Betrecht,  Es  liegt  nicht  in  ihrer  Be- 
BtimmaDg,  das  Wasser  von  einem  Glrundstflcke 
einem  anderen  zum  Zwecke  der  Nutzung  7.u- 
zufOhren.  Sie  bewerkstelligt  vielmehr  aus- 
schUesslioh  die  Ablenkung  ohne  Rück- 
sicht darenf,  wohin  diese  erfolgt  und  wozu 
sie  dient,  lediglich  um  schädlichen  Einwir- 
kungen vorzubeugen.  Bei  der  Äusgeataltuag 
und  Entwickelung  dieses  Rechtes  bat  das 
wilde  Wasser  und  das  fliessende  Wasser 
eine  verschiedene  Behandlung  erfahren. 

Im  rßmiechen  Rechte  wird  das  im  Eigen- 
tum begründete  Recht  der  voUstandigen 
und  ausschliesslichen  Heirschaft  imd  der 
Grundsatz,  dass,  wer  von  seinem  Rechte 
Gebrauch  macht,  keine  Rechtsverletzung 
begeht,  dahin  eingeechränkt,  dase  der  Be- 
sitzer eines  hSher  belegenen  Grundstückes 
dem  Natdibar  g^endber,  nach  dessen  Grund- 
stück hin  eine  Abdachung  vorhanden  ist, 
berücksichtigen  muss,  dass  dieser  nur  den 
natürlichen  Wasserabfluss ,  also  nur  das- 
jenige Wasser,  welcheB  durch  Naturereig- 
nisse sich  auf  einem  hOher  gelegenen  Grund- 
Stücke  sammelt  und  ihm  ohne  künstliche 
Vorrichtung  zufliesst,  zu  dulden  hat  und 
dass  er  ebensowenig  wie  der  letztere  durch 
künstliche  Vorrichtungen  den  Wosserlanf 
zum  Nachteil  des  anderen  Grundstücks- 
besitzers ändern  darf.  Der  Eigentümer  des 
tiefer  liegenden  Grundstücks  hat  von  dem 
höher  liegenden  Grundstücke  den  natür- 
lichen Wasserabfluss  als  ein  incommodum 
naturae  oder  vitium  soli  zu  dulden.  Zum 
Schutze   des  Rechtes   ist  die  actio   aquae 

Clnviae  aroendae  gegeben  (1.  1  pr.  D.  39,  3). 
'nter  aqua  pluvia  verstanden  aber  die  ROmer 
nicht  btoBB  das  unvei-mischte  Regen-  oder 
Schnee  Wasser,  eondem  auch  die  durch  das- 
selbe bewirkte  Anschwellung  eines  fUessen- 
den  Gewässers  oder  Wasserlaufes  (1.  1  §  15 
D.  39,  3).  Die  Klage  findet  dann  Anwen- 
dung, wenn  eine  Anlage,  die  von  Menschen- 
hand gemacht  ist,  bewirkt,  dass  das  Wasser 
dem  Grundstücke  des  Nachbars  zu  dessen 
Nachteil  in  grösserer  Menge  oder  in  anderer 
Richtung  zugeführt  wird,  als  dies  ohne  die 
Anlage  nach  der  natürlichen  Bodenlage  ge- 
schehen würde.  Das  gemeine  und  das 
französische  Recht  sind  auf  diesem  Stand- 
punkte stehen  geblieben.  Diese  Rechte 
gehen  also  von  dem  Grundsätze  aus,  dass 
das  Recht  der  Vorflut  für  das  wilde  Wasser 
die  Regel  ist  Jeder  Besitzer  ist  verpflichtet, 
da»  von  oben  her  wild  ablaufende  Wasser 
auf  sein  Grundstück  aufzunehmen,  er  darf 
den  Uebertritt  desselben  nicht  idndem,  ins- 
besondere auch  nidit  mit  der  Einrichtung 
von  Oeb&uden  und  anderen  Anlagen  vor- 
gehen, die  dasselbe  bewirken.    Ein  Recht 


hierzu  steht  ihm  selbst  dann  nicht  zu,  wenn 
er  seineraeits  das  Wasser  nicht  weiter  zu 
leiten  vermöchte  (1.  1,  2  D.  .39,  3;  C.  C. 
Art.  640).  Weiter  aber  hat  dais  gemeine 
Recht  das  Hecht  der  Vorflut  nicht  durch- 
gebildet, es  lässt  vielmehr  hinsichtlidi  des 
Wasserablaufes  in  künstUchen  und  natür- 
lichen Wasserzügen,  insbesondere  in  Flüssen, 
Buchen  und  GiSben  nur  den  allgemeinen 
Rechtsschutz  eintreten,  welcher  bezüghch 
der  Gewässer  überhaupt  gegeben  ist  Den 
Bedürfnissen  konnte  das  nicht  genügen,  als 
in  neuerer  Zeit  gerade  die  Beseitigung  der 
schädlichen  Wässer  für  die  Bodenkultur  von 
besonderer  Bedeutung  wurde,  und  es  bildeten 
sich  daher  in  den  einzelnen  Landesteilen 
Ordnungen  mit  örtlich  b^renzfer  Gilügkeit, 
welche  den  Bedürfnissen  Rechnung  zu  tragen 
versuchten.  Die  eingehendste  Beachtung 
fand  der  Gegenstand  in  den  altländischen 
Provinzen  des  Eönigreichs  Preussen,  wo 
die  Vorflut  einer  mehrmaligen  durchgreifen- 
den Regelung  unterworfen  worden  ist.  Hier 
waren  durch  das  Patent  vom  9.  November 
1717  und  die  beiden  Edikte  vom  7.  Oktober 
1726  und  6.  Juli  1773  die  im  Interesse  der 
Wasserabführung  angelegten  Gräben  und 
Kanäle  sowie  die  natürlichen  Wasserabzüge 
ausdrücklich  imter  die  Aufsicht  der  Pohzei 
gestellt,  welche  augewiesen  wurde,  jährliche 
Schauen  zu  halten  und  die  Richtimg  der 
Vorflut  durch  Erhallung  der  Wassei-abzflge 
stets  von  Amts  wegen  zu  wahren,  unabhängig 
von  den  Anträgen  der  zunächst  beteiligten 
Grundbesitzer.  Aehnliche  Anordnun^n  wur- 
den nach  der  Vereimgung  Schlesiens  mit 
Preussen  für  dieses  Land  erlassen  (Edikt 
vom  20.  Dezember  1746,  Mühlenordnung  vom 
28.  August  1777).  Mit  dem  Erscheinen  des 
Allgemeinen  Landrechts  wurden  jedoch  diese 
strengeren  Grundsätze  aufgegeben  und  es 
wurde  die  Ordnung  des  Wasserlaufes  auf 
Grundsätze  zurückgefülut,  die  sich  darauf 
beschränkten,  die  Pflicht  festzusetzen,  die 
künstlichen  Abzugsgräben  im  Interesse 
der  Vorüut  zu  erhalten  und  hinsichtlich  der 
natürlichen  Waseerlftufe  nur  das  will- 
kürliche Eingreifen  in  die  bestehenden  Ver- 
hältnisse der  Vorfliit  zu  untersuchen  (A.L.R. 
I,  8,  §§  97,  99,  100,  vgl.  Lette  und  v.  Rönne 
EH,  S.  579).  Diese  Vorschriften  genügten 
dem  Bedürfnisse  nicht,  weil  durch  dies^ben 
die  Pflicht  zur  Erhaltung  der  künstUchen 
Wssserabzüge  so  allgemein  geregelt  wurde, 
dass  deren  Erfüllung  von  dem  Berechtigten 
schwer  zu  erlangen  war,  und  weil  bezü^ch 
der  natürlich  fliessenden  Gewässer  jeder 
Schutz  gegen  die  EinwirBungen  des  natür- 
hchen  Verfalles  fehlte.  Dem  Bedürfnis  ent- 
sprechend sind  sodann  die  landrechllichen 
Bestimmungen  durch  das  (i.  v.  15.  November 
1811,  welches  die  Häumungspflicht  in  künst- 
lich  hergestellten  Wasserläufen   wieder   zu 
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einer  Sache  poliMÜichen  Interesses  und 
polizeilichen  Schutzes  machte,  und  durch 
äas  O.  V.  23.  Februar  1843  er^nzt  worden, 
das  fttr  das  Gebiet  des  ganzen  Staates  in 
eeinem  damaUgen  Umfang  die  Wiedecher- 
Btellung  dner  geordneten  Vorflut  in  den 
natOrlichen  Waseerl&ufen  (den  sogenamitea 
Priratflaseen)  dem  polizeilichen  ErmeBsen 
unterstellte.  N'eben  diesen  Gesetzen  sind 
verschiedene  Ordnungen  mit  Örtlich  be- 
grenzter Giltigkeit  für  solche  Gegenden  er- 
halten, in  welchen  die  Aufrechterhaltung 
der  Vorflut  besondere  Schwierigkeiten  fand 
und  ältere  Provinzialgesetze  deshalb  erlassen 
worden  waren,  beispielsweise  das  voran- 
gegebene  Vorfliitgesetz  für  Schlesien  von 
1746.  Neben  dieser  Äusgesudtnng  des 
Rechtes  der  Vorflut  in  den  fliessenden  Ge- 
■wäßsem  und  neben  der  Erleichterung  der 
Bedingungen,  unter  denen  die  TerschaffuDg 
der  Vorflut  erzwungen  werden  kann(vgL  d.  Art. 
E  u  t  w  R  8  8  e  r  u  n  g  a.  a.  0.),  hat  das  preussische 
Recht  die  Vorflut  des  wilden  Wassers  gegen- 
über dem  römischen  und  dem  gemeinen  Recht 
eingeschifinkt.  Während  nach  diesen  beiden 
Rediten  die  Verpflichtung  eines  jeden  Be- 
sitzers, das  von  oben  her  wüd  ablaufende 
Wasser  auf  sein  Grundstück  aufzunehmen, 
die  Regel  bildet,  jede  Behinderung  des  Ueber- 
tiittes  verboten  ist  und  kein  Ei^tzanspruch 
anerkannt  wird  fOr  den  Schaden,  den  das 
ztifliessende  Wasser  etwa  anrichtet,  ist  im 
Gebiete  des  oUgemeinen  preusaisehen  Land- 
rechts diese  PfUcht  keine  unbedingte.  Ein 
jeder  Eigentümer  darf  vielmehr  seine  Grund- 
stücke gegen  das  wild  ablaufende  Wasser 
decken,  soweit  nicht  ordentliche  Kanäle  und 
Grab«!  vorhanden  sind,  durch  die  das  Wasser 
seinen  ordenthchen  und  gewöhnlichen  Ab- 
lauf hat  (A.L.R.  1,  8,  §§  102,  99,  100).  Die 
Besitzer  der  höheren  Grundstücke  sind  also 
gezwungen,  das  auf  ihren  Grundstücken 
sich  sammelnde  Tagewosser  zu  behalten, 
wenn  der  Besitzer  des  niedrigeren  Grund- 
stücks es  aufhält  Ein  Anspruch  auf  Ab- 
führung, also  ein  Recht  der  Vorflut,  steht 
ihm  nicht  zu,  doch  braucht  er  selbst  nichts  zu 
thun,  um  den  Uebertritt  des  Wassers  auf  frem- 
den Grund  und  Boden  zu  hindern,  audi  ist  er 
nicht  verantwortlich,  wenn  der  Nachbar  das 
Wasser  abdämmt  und  dos  Wasser  infolge- 
dessen in  den  Boden  dringt  und  durch 
diesen  auf  das  Nachbargrunds  tOck  tritt. 
Das  Landredit  geht  also  von  der  Voraus- 
setzung aus,  dasa  das  Recht  der  Vorflut 
für  das  wilde  Wasser  die  Ausnahme  bildet, 
weil  es  das  Vorhandensein  von  Kanälen  oder 
Graben  zur  Vorbedingung  hat,  während  das 
rOmische  und  gemeine  Recht  in  Hinsicht 
der  Vorfiut  des  wilden  "Wassers  von  dem 
entgegengesetzten  Grundsätze  ausgeht  (vgl. 
oben).  Die  Einwirkung  der  Pohzei  auf  die 
Erhaltung  der  Vorflut  in  den  bestehenden 


Wasserläufen  entspricht  ganz  der  neueren 
Auffassung,  wonach  diese  BehOrde  über- 
haupt berufen  ist,  dafür  zu  sorgen,  dass 
drohende  Störungen  des  Nebeneinanderlebens 
zu  beseitigen  sind.  Das  Einreihen  der  Hem- 
mung des  natürlichen  Wasserabflusses  in 
die  Störungen  des  Nebeneinanderlebens, 
welche  im  Onentlichen  Interesse  zu  beseitigen 
sind,  führt  aber  zu  manchen  eigenärt^en 
Zuständigkeits  Verhältnissen  derTerwaltungs- 
und  Gerichtsbehörden.  Denn  an  sich  beruht 
das  Recht  der  Vorflut,  soweit  das  Gesetz 
ein  solches  Recht  Überhaupt  anerkennt,  der 
Regel  nach  auf  privatrecnthchen  Verhält- 
nissen, deren  Entscheidungen  grundsätzlich 
dem  Rechtawege  unterworfen  sind.  Allein 
soweit  Zwec^mässigkeitste^n  zur  Erörte- 
rung kommen  und  soweit  es  sidi  um  den 
augenblicklichen  Schutz  der  hier  in 
Betracht  kommenden  Interessen  handelt,  ist 
die  Ordnung  der  Vorflut  auf  den  Verwal- 
tungsweg gewiesen.  Die  Zuständigkeit  der 
Verwaltungsbehörden  ist  zum  Teil  eine  aus- 
schUesslicbe,  zum  Teil  eine  solche,  die  neben 
den  Gerichten  mitwirkt  Demgemäss  sind 
auch  ihre  Entscheidungen  in  diesem  Ver- 
fahren teils  endgiltige,  teils  nur  vorläufige, 
die  durch  ein  rec^tskifftiges  Erkenntnis 
ausser  Kraft  treten.    Wie   sich   diese  Zu- 


zelnen  in  Betiacht  kommenden  Gesetze  er- 
geben, kann  hier,  wegen  Mangels  an  Raujn, 
nicht  im  einzelnen  dat^legt  werden.  Im 
allgemeinen  ist  anzunehmen,  dass  die  Ver- 
wattungsbebOrde  niemals  auf  den  Antrag 
eines  an  der  B&umung  beteiligten  Besitzers 
zu  warten,  aber  aucb  nicht  auf  einen  jeden 
bei  ihr  gestellten  Antrag  einzugehen  braucht, 
sondern  stets  selbständig  einzugreifen  be- 
rechtigt ist  und  unter  dien  Umständen  zu 
prüfen  hat,  ob  sitdi  die  Räumung  als  not- 
wendig erweist.  Auch  ist  es  ganz  ihrer 
Beurtmung  vorbehalten,  ob  die  Räumung 
ordmmgsmflssig  und  insoweit  erfolgt  ist,  aU 
das  Bedürfnis  der  Vorflut  erfordert  Da- 
gegen hat  sie  ihre  Einwirkung  auf  die  Be- 
seitigung der  im  Wasserlaufe  entstandenen 
Vorfluthindemisse  zu  beschränken  und  nicht 
eine  Besserung  des  Zustandes  der  tiefer 
Hegenden  Grundstüoke  anzustreben.  Doch 
sind  die  Verwaltungsbehörden  nicht  nur  im 
Palle  das  Öffentliche  Interesse  es  erheischt, 
andern  auch  im  Privatinteresse  einzu- 
schreiten befugt  In  keinem  Falle  ist  da- 
gegen die  Verwaltungsbehörde  berechtigt, 
darüber  zu  befinden,  wer  die  Kosten  fOr 
eine  von  ihr  getroffene  Massregel  zu  tragoi 
hat  und  ob  wegen  verspäteter  Ausführung 
der  Räumung  Säiadenereatz  zu  leisten  ist 
Die  Entscheidung  hierüber  steht  immer  den 
Gerichten  zu.  Es  kann  aber  dadurch,  dass 
Streit  darüber  entsteht,  wer  der  Pflichtige 
ist,  die  Ausführung  der  von  der  Polizei  an- 
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geordneten  Maseregel  niemals  aufgehalten 
Verden.  Die  Polizei  nimmt  dann  den  in 
Anspruch,  den  sie  für  den  Verpflichteten 
hält,  lind  diesem  bleibt  überlassen,  die  Er- 
stattung der  aufgewendeten  Kosten  von  dem 
zu  fordern,  den  er  fOr  den  FfUchtigea  hält. 
Frank. 


Während   das    Recht   der   Vorflut    bei 

WasBeriäufen  in  festen  Gerinnen  —  Graben, 
Bächen,  Privat-  und  öffeatlichen  Flflesen  — 
in  den  verschiedenen  deutschen  Landesge- 
setzgebungen im  wesentlichen  übereinstim- 
mend geregelt  und  namentlich  der  Kechts- 
satz,  dasB  niemand  durch  Anlagen  an  oder  in 
den  Waaserläufen  den  natürlichen  Abfluss  des 
Wassers  znm  Nachteil  der  Oberiieger  hin- 
dern darf,  durchweg  anerkannt  ist,  herrscht 
nicht  die  gleiche  Uebereinatimmung  bezüg- 
lich der  vorflutrechtlichen  Behandlung  des 
wild  ablaufenden  Wassers.  Wie  oben  hervor- 
gehoben, liat  sich  das  preussische  Allgemeine 
Landi-echt  I,  8,  g  102  auf  einen  von  dem 
Gemeinen  Recht  grundsätzlich  veischiedenen 
Standpunkt  gestellt,  sofern  es  die  römisch- 
gemeinrechtliche Pflicht  des  Unterhegera 
zm-  Aufnahme  des  von  oberhalb  ihm  zu- 
strömenden Wildwassei-s  aufhebt  und  ihnen,  I 
■ffiewohl  mit  gewissen  Vorbehalten,  gestattet, 
sich  gegen  die  »aqua  pluvia«  des  Ober- 
liegers  zu  decken. 

Dieser  Abkehr  vom  Gemeinen  Recht  mag 
—  wie  Dernburg,  Bärgerl.  Recht  des 
Reichs  und  Preussens  Bd.  IIl  §  137  hervor- 
hebt —  die  gesetzgeberische  Erwägimg  zu 
Grunde  gelegen  haben,  dass  die  allgemeine 
Verpflichtung  zur  Aufnahme  der  Vorflut  bei 
der  individuell  verschiedenen  Bebauung  der 
Grundstücke,  wie  sie  die  intensive  Land- 
wirtschaft der  neueren  Zeit  mit  sich  bringt, 
lästig  sei.  Man  kann  die  Berechtigimg  dieser 
Erwägung  bis  zu  einem  gewissen  Grade  zu- 
geben, ohne  doch  behaupten  zu  dürfen,  dass 
das  Vorfhitrecht  des  Aligemeinen  Landrechts 
sich  tewährt  habe.  Dem  §  UTi  I,  8  A,L.R. 
ist  vor  allem  entgegenzuludten,  dass  er  den 
natürlichen  Bedingungen  des  Wasserab- 
flusses ■widerspricht  und  die  Interessen  des 
tJnterliegers  denen  des  Oberliegere  einseitig 
vorzieht  So  ist  es  denn  erklärlich  und  ge- 
rechtfertigt, dass  die  neueren  und  neuesten 
deutschen  Wassergesetze  mit  einer  einzigen, 
venig  bedeutsamen  Ausnahme  (hannoversches 
Gesetz  Ober  Entwässerung  und  Bewässerimg 
der  Grundstücke  vom  22.  August  1847,  §  12), 
dem  System  des  Allgemeinen  I-anarechts 
nicht  gefolgt,  nelmehr  sämtlich  auf  das 
Gemeine  Recht  zurückgegangen  bezw.  bei 
dessen  Grnndsätzen  stehen  geblieben  sind. 
Diese  Gnmdeätze.  dahingehend,  dass  1.  der 
natürliche  Abfluss  des  Wassers  zum  Nach- 
teile des  höher  hegenden  Grundstücks  nicht 
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gehindert  werden    und    2.   diet.     

nicht  zum  Nachteile  des  tiefer  liegenden 
Grundstücks  verstärkt  oder  der  Richtung 
nach  verändert  werden  darf,  sollten  nach 
den  ursprünglichen  Absichten  der  Civilrechts- 
kodifikation  auch  in  das  neue  Gemeine,  das 
Reichsrecht,  aufgenommen  werden.  Doch 
ist  die  beü-effende  Bestimmung  des  ersten 
Entwurfs  des  B.G.B.,  §  85C  daselbst,  in 
den  späteren  Stadien  des  Gesetzgebimgs- 
werkes  gestrichen  worden ,  mit  Rück- 
siebt auf  den  anderweit  —  Eint.-G.  zum 
B.G.B.  Art.  65  —  verfügten  vollständigen 
und  konsequenten  Ausschluss  des  Wasser- 
rechte,  also  auch  der  auf  die  Vorflut  be- 
züglichen Rechtssätze  von  der  Kodifikation, 
So  ist  das  Partikularrecht  in  Ansehung  der 
hier  erörterten  Materie  in  Geltung  verbhobon 
und  kann  durch  die  Ijaodesgesetzgcbnng 
weiterhin  fortgebildet  werden.  Die  oben 
hervorgehobenen  beiden  Grundsätze  über 
das  Recht  der  Vorflut  sind  von  der  ausaer- 
preussischea  Gesetz^bung  durchweg  reci- 
piert.  Sie  gelten  beispielsweise  in  Bayern 
(Gesetz,  die  Benützung  des  Wassers  betr., 
vom  28.  Mai  1852,  Art,  34,  35),  Sachsen 
(B.G.B,  §  355),  Württemberg  (Wasser- 
1.  Dezember  1900,  Art,  6),  Baden 

„■e8etzv.26.Junil899,§  11),  Hessen 

(Gesetz  über  die  Bäche  u.  s.  w,  vom  30.  Juli 
1887,  in  der  Passung  der  Bekanntmachung 
vom  30.  September  1^9,  Art.  6).  Bemerkens- 
wert ist  aber  namentlich,  dass  auch  die 
preussische    Gesetzgebung    den    Stand- 

Eunkt  des  AJlgemeinen  I^ndrechts  zu  ver- 
issen  und  dem  gemeinrechthch-mittelstaat- 
lichen  System  des  Vorflutrechts  sich  anzu- 
schhessen  gedenkt:  Entwurf  eines  preussi- 
schen  Wasseigesetzes  von  1894  (s,  im  Art. 
Bewässerung  und  Bewässerungs- 
recht oben  Bd.  II,  S.  78.%  784),  §  18  und 
Begründung  hierzu  (S,  135  ff.  der  Ausgabe 
des  Entwurfs  von  1894), 

Quellen  und  Litteratnr:  S.  die  Angaben  am 

Schlüge  de»  AriikeU  Bewäitttrung  und 
Bev}ä»ieTv.ng»reckl  oben  Bd.  IIS.  79i  lo- 
ii-K  femer:  An.  V-rfl-al  beiv.  Stengd,  Wihierb. 
d.  deatichtn  Venoaitungneektt  (Herme»);  Art. 
V'-rfltit  in  V.  Holttendorgi  BeekuUeikim 
(SehertfcrH).  —  Dernburg ,  Dat  bürgert. 
Recht  det  Reicht  und  Preuiiei»,  Bd.  TU  §  IS4. 
An«chülz. 


Tormondschaft. 

I.  Geachiehtliclies.  —  U.  Geltendes 
Ee  C  h  t.  1.  Vormundachatt  imd  Pflegschaft. 
2.  Vormunilsohaftsbehtinle.  3.  Vormund.  4. 
Gegenvormund.  5.  Gemeindewaisenrat,  6.  Fa- 
milienrat. —  ni.  Ausland, 
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Vormundschaft 


I.  Geschichtliches. 

Daa  Rechts  Verhältnis,  kraft  dessen  eine 
PetsoQ  unter  dem  Schutze  einer  andern 
steht,  heisst  althochdeutsch:  munt,  "Weib 
uod  Kinder  stehen  in  der  munt  des  Haus- 
herrn. Werden  sie  diurcli  dessen  Tod  schutz- 
Ira,  Bo  geht  die  munt  auf  die  Sippe  tlber. 
Die  Sippe  führt  in  ihrer  Gesamtheit  die  Vor- 
mundschaft. Thatsächlich  gestaltet  dies  sich 
80,  dass  sie  eines  ihrer  Mitglieder  zum  Ver- 
walter des  Mündel^tes  besfeUt.  Es  findet 
sich  aber  früh,  dass  dem  nächsten  Ver- 
wandten ein  Ä.D Spruch  auf  diese  Verwal- 
inog  eingeräumt  wird.  Dieser  ist  dann  ge 
borner  Vormund. 

Dass  der  Vater  seinen  Kindern  einen  Vor- 
mund ernenne,  ist  dem  Oltesteu  deutschen 
Rechte  imbekannt.  Kaum  frOher  als  im 
dreizehnten  Jahrhundert  wird  es  in  einigen 
Stadtrechtea  erlaubt,  anderswo  eutschiedeu 
bestritten,  jedenfalls  aus  dem  Orunde,  dass 
es  dem  Vater  nicht  zustehen  kann,  über  ein 
fremdes  Recht  —  das  Hecht  der  Verwandten 
auf  die  Vormundschaft  —  zu  verfügen.  All- 
mählich aber  setzt  sich  der  Rechtssatz  durch, 
dass  der  Vater  (wohl  auch  die  Mutter  lUid 
die  Qrosseltern)  in  bestimmten  Formen  einen 
Vormund  berufen  kann.  Es  ist  dies  der 
gekorne  Vormund. 

Ist  weder  ein  geborner  noch  ein  gekomer 
Vormund  da,  so  tritt  zufolge  der  Regel,  dass 
Witwen  und  Waisen  unter  besonderem 
Königsschutze  stehen^  der  vom  königlichen 
Richter  gesetzte  "Normund  ein. 

Neben  den  Gebilden  des  gekornon  und 
gar  des  gesetzten  Vormundes  konnte  sich  die 
alte  Vormundschaft  der  Sippe  nicht  halten, 
Sie  sank  im  Laufe  der  Zeit  zu  einem  blossen 
Atifsichtsrecht,  derüborvormundschaft, 
herab ,  das  ihr  aber  auch  mehr  und  mehr 
von  der  erstarkenden  Staatsgewalt  abgenom- 
men wurde.  Die  Behörde,  wenn  auch  vielfach 
unter  Mitwirkung  der  Familie,  lässt  das  Mün- 
delvermögen verzeichnen,  fordert  Sicherheit 
imd  Rechnungslegung,  entscheiilet  über  die 
Veräussci'ung  von  Grundeigentum.  Im  Mittel- 
alter ist  die  Gben'ormuni^liaft  des  Richters 
an  die  Steile  der  Obervorraundschaft  der 
Familie  getreten. 

Die  Rechtsstellung  des  Vormunds 
selbst  ist  keine  ganz  klare.  Bei  einigen 
Stämmen  stellen  der  Mutter  des  Mündels 
so  eingreifende  Rechte  über  dessen  Person 
und  Vermögen  zu,  dass  für  den  Vormund! 
nicht  viel  übrig  bleibt.  Andrerseits  findet  I 
sich,  dass  dem  Vormund  die  Kutzniessung  1 
des  Mündel  Vermögens,  gegen  die  I'flicht,  den  i 
Mündel  zu  emäliren ,  überlassen  ist.  Ein  1 
volles  Vertretungsrecht  scheint  der  Vormund  | 
nicht  gehabt  zu  halten.  In  Strafsadion  1 
konnte  er  zwar  die  Busse  einklagen,  aber  I 
nur  weil  er  selbst  als  Verletzter  galt;    wie  | 


er  denn  auch  für  Strafthatea  des  Mündels 
persönlich,  wenn  auch  zunächst  mit  dem 
Mflndelgute,  haftete.  Im  CiTÜprozesse  da- 
gegen konnte  er  den  UOndel  weder  als 
Klikger  noch  als  Verklagter  vertreten ;  soI<;^e 
Prozesse  mussten  bis  zur  Volljährigkeit 
ruhen.  Auch  in  der  Veräusserung  von  Mün- 
delgut vertrat  der  Vormund  nicht  den  Mün- 
del; solche  Vei-ftusserung  war  vielfach  er- 
schwert, zuweilen  rechtUch  unmöglich.  lu 
alle  dem  zeigt  sich,  dass  die  Vormundschaft 
ein  Privatrecht,  kein  Amt  war. 

Der  Vormundschaft  unterstanden  zunächst 
die  UnmQndigen.  Die  Volljährigkeit  trat 
mit  dem  12.  bis  14.  Lebensjahre  ein;  der 
Volljährige  blieb  jedoch  in  der  Regel  frei- 
willig bis  zu  einem  höheren  Ijebensalter 
unter  der  Vormimdschaft  eines  selhstge- 
wählten  Vormunds.  Lebenslänghch  standen 
unter  Vormundschaft  die  Frauen,  die  Ehe- 
frauen unter  der  ilires  Mannes ;  doch  schwächte 
sich  diese  Gesclilechtsvormnndschaft  früh- 
zeitig zu  einer  blossen  Beistandschaft  ab, 
wurde  auch  in  vielen  Gebieten  ganz  aufge- 
hoben. Endlich  gab  es  eine  Vormundschaft 
über  Geisteskranke  und  Gebrech- 
liche, die  im  wesentlichen  den  Regeln  der 
für  ITn mündige  geführten  Vormundschaft 
unterlag. 

lii  diesen  Rechtszustand  trat  gegen  das 
Ende  des  Mittelalters  das  römische  Vor- 
mund schaftsreclit.  Dieses  beruhte  auf  dem 
Unterschiede  zwischen  tutela  und  curatcla. 
Tulela  ist  die  ordentliche  Vormundschaft 
über  Unmündige  (die  über  Frauen  ist  schon 
in  römischer  Zeit  untergegangen),  die  die 
ganze  Person  und  das  ganze  Vermögen  des 
Mündels  ergreift.  Cuiatela  ist  eine  ausser- 
ordentliche, auf  eignen  Antrag  des  Mündels 
angeordnete  Vormundschaft  über  mündige 
Personen  Ober  14  und  unter  2ü  Jahren  oder 
über  Geisteskranke  und  Verschwender,  die 
nicht  notwendig  die  ganze  Person  und  das 
ganze  Vermögen  des  Mündels  ergreift,  son- 
dern auch  für  einzelne  Geschäfte  oder  Ge- 
schäftzweige bestellt  worden  kann.  Der 
tutor  ist  aucli  hier  ein  geborner,  gekorner 
oder  gesetzter,  der  enrator  immer  ein  ge- 
setzter, Die  sonstigen  spitzfindigen  Unter- 
scheidungen des  römischen  Keclits.  wonacli 
die  Genehmigung  von  Rechtshwidlungen  des 
Mündels  vom  tutor  in  der  Form  der  aucto- 
ritas,  vom  curator  in  der  Form  des  con- 
sensns  erteilt  wirtl,  sind  für  das  deutsche 
Recht  einf  Jusslos  geblieben ;  dangen  berührt 
sich  das  römische  Recht  darin  mit  dem 
deutschen,  dass  der  Vormund  nicht  durch- 
greifend den  Mündel  vertritt,  dieser  vielmehr 
vielfadi  selbst,  wenn  auch  mit  Genehmigimg 
des  Vormunds,  rcchts«irksam  handeln  kann. 
Die  Gbrigkeif  greift  mehrfach,  durch  Geneh- 
migung von  Rechtsgeschäften  u.  a.,  ein ;  auch 
kann  die   Absetzung  des    Vormunds  durch 
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sie  in  einem  bestimmtea  Verfatma  ausge- 
sprochen werden. 

Das  Neue,  daa  äes  rßiaiecheSecht  brachte, 
war  wesentlich  nur  die  Curatel.  Im  übrigen 
hatten  römisches  und  deutsches  Recht,  sonst 
auf  so  vielen  Punkten  Gegensätze,  hier  vieles 
gemeinsam.  Ein  OemeinsameB  insbesondere 
war  die  bei  beiden  stark  vorgeschrittene 
Zurückilrängung  der  Familie  zu  Gunsten 
des  Staats.  Es  war  nur  noch  ein  kleiner 
Schritt,  dass  die  Reichspol izeiordnungen  toq 
15i8  und  ir)77  der  Obngkeit  das  Beclit  der 
Vormiindsbestellung  auch  für  den  Fall  zu- 
sprachen, dass  geborne  oder  gekome  "Vor- 
münder zwar  vorhanden ,  aber  untüchtig 
seien  oder  sich  der  Vormundschaft  nicht 
unterziehen  wollten.  Daraus  folgte,  was 
denn  auch  diese  Gesetze  aussprachen,  dass 
auch  geborne  und  eekorne  Vor- 
münder der  obrigkeitlichen  Bestä- 
tigung bedurften.  Seitdem  ist,  der 
^^e]regie^erischen  Eich  tun  g  der  Zeit  ent- 
sprechend, die  Einwirkung  des  Staate  auf 
das  Vormundschaftswesen  durch  die  Landes- 
gesetzgebung immer  weiter  ausgedehnt,  die 
der  Familie  immer  weiter  abgeschwächt 
worden,  znletzt  die  Obervormundschaft  von 
der  Familie  ganz  auf  den  Staat  überge- 
gangen, die  Vormundschaft  aus  einem  Privat- 
recht zu  einem  Staatsrecht  geworden. 

Ihren  Höhepunkt  hat  diese  Entwickelung 
erreicht imPreussischen  Allgemeinen 
Landrecht  von  1794  (Teil  U  Tit  18).  Die 
Vormundschaft  ist  hier  ^nzUch  staatliche 
Verwaltung  geworden.  Der  Mündel  wird 
»PflegebefohlenerdesStaats»  genannt  (§.6): 
Vormund  ist,  wem  »der  Staat  die  Sorge 
fttrseine  Pflegebefohlenen  aufgetragen  hat« 
(§3);  er  ist  »Be vollmäch ti^r  des  Staats« 
{§  236),  überall  an  die  Weisungen  des  Ge- 
richts gebunden.  Ein  Recht  «if  die  Voi^ 
mundsdiaft  hat  niemand;  der  Richter  soll 
zwar  bei  Auswahl  des  Vormundes  die  Bluts- 
verwandten des  Mündels  oder  den  von  den 
Eltern  Ernannten  »vorzüglich«  berücksich- 
tigen; allein  er  kann  auch  diese  Personen 
übergehen,  wenn  er  sie  für  nicht  geeignet 
hält  Das  Gericht  nimmt  das  Mündelvei-- 
mSgen  in  seine  Verwaltung,  leiht  selbst  die 
Kapitalien  aus,  belässt  dem  Vormimd  nur 
das  zu  laufenden  Ausgaben  Erforderliche. 
Das  Gericht  entscheidet  über  wesentliche 
Veränderungen  in  der  Bewirtschaftung  der 
Grundstöcke.  Das  Gericht  hat  die  Führung 
von  ProzeBsen,  den  Ankauf  von  Grund- 
stücken und  vieles  andere  zu  genehmigen. 
Man  konnte  zweifeln,  ob  der  Vormund  über- 
haupt noch  der  Vertreter  des  Mündels  und 
Verwalter  seines  Vermögens,  ob  nicht  viel- 
mehr das  Gericht  der  eigentliche  Vormund 
und  der  bestellte  Vormund  nur  sein  aus- 
führendes Organ  sei. 

Die  Schwerfälligkeit   dieses  Verfahrens 


wurde  nicht  nur  im  Verkehr,  sondern  audi 
von  den  Gerichten  selbst,  wegen  der  da- 
mit verbundenen  Verantwortlichkeit,  lebhaft 
empfunden ;  von  dem  wichtigen,  dem  Vater 
verbliebenen  Recht,  den  Vormund  von  der 
gerichtlichen  Mitwirkung  und  Aufsicht  zu 
befreien,  wm^e  sehr  häufig  Gebrauch  ge- 
macht. Es  trat  daher  neuerdings  eiue 
Rückbildung  ein  im  Sinne  freierer  Bewe- 
gung des  Vormunds,  Entlastung  des  Vor- 
mund achaftsgerichts,  stärkerer  Beteiligung 
der  Familie.  Diese  Gnindsätze  sind  ver- 
wirkheht  in  der  proussischen  Vor- 
mundschaftsordnung vom  5.  Juli 
1875,  Es  erscheinen  wieder,  wenn  auch  in 
geringer  Zalil,  die  gebomen  Vormünder  des 
deutschen  Rechts,  hier  gesetzliehe  Vor- 
münder genannt,  die  von  selbst  und  ohne 
gerichtliche  Bestellung  Vormünder  werden 
und  die  Einleitung  einer  gerichtliehen  Vor- 
mundschaft überflüssig  machen.  So  ist  der 
Vater  gesetzlicher  Vormund  der  (durch 
Heirat  oder  sonst)  aus  seiner  Gewalt 
getretenen  minderjährigen  Kinder,  auch 
gesetzlicher  Vonnund  des  von  seiner 
Tochter  geborenen  un  eheliche  u  Kindes. 
Neben  diesen  gesetzlichen  giebt  es  beru- 
fene Vormflnaer,  welche  ein  Recht  da- 
rauf haben,  ziun  Vormund  bestellt  zu  wer- 
den und  zu  welchen  insbesondere  die  Mutter 
des  Mündels  sowie  der  von  den  Eltern  Er- 
nannte gehört.  In  dieser  Gestalt  kommt 
hier  der  gekorene  Vormund  wieder  zu 
Ehren.  Sind  weder  gesetzliclie  noc!i  be- 
rufene Vormünder  vorh^iden,  so  wählt  das 
Gericht  einen  Vormund.  Der  Vormund  ist 
der  Vertreter  des  Mündels  imd  Verwalter 
seines  Vermögens;  er  hat  auch  die  Sorge 
für  die  Person  des  Mündels.  Für  die  Ver- 
möge na  Verwaltung  wird  ihm  —  nach  dem 
Vorbilde  des  fiMzösischen  Rechts  —  ein 
Gegenvormund  zur  Seite  gestellt.  Die 
Aufeicht  führt  das  Vormimdscliaftsgericht, 
dem  Rechnung  zu  legen  ist  und  dessen  Ge- 
nehmigimg zu  wichtigeren  Rechtshandlungen 
eingeholt  werden  muss.  Durch  letztwillige 
Verfflgimg  kann  der  Vormund  in  gewissem 
Umfange  von  diesen  Beschrilnkiingeo  befreit 
werden.  Der  Familie  ist  —  abgesehen  von 
dem  Recht  auf  die  Vormundschaft  —  eine 
erhebliche  Mitwirkung  gesichert  durch  die 
Vorschrift,  dass  das  Gerieht  in  gewissen 
Fällen  Verwandte  und  Verschwägerte  hören 
musa,  und  durch  die  —  ebenfalls  auf  fran- 
zösisches Vorbild  zurückzuführende  —  Ein- 
richtimg des  Familienrats,  der  auf 
Grund  ietztwilli^  Verfügung  oder  auf  An- 
trag zu  bilden  ist,  alsdann  aus  dem  Vor- 
mundachaftsrichter  und  Verwandten  oder 
Verschwägerten  des  Mündels  besteht  und 
völlig  an  die  Stelle  des  Vormundschaftsge- 
richts tritt.  Eine  Gemeindebehörde,  der 
Waisenrat,  überwacht  die  Erziehm^  und 
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das  pereönlicbe  Wohl  dee  Mündels,   wirkt 
auch  bei  EmeoDurig  des  VormuQds  mit. 

Diesem  Gesetz,  das  fßr  ganz  Freussen 
und  seine  drei  RechtBsj'stepie  des  Allge- 
meinen Landreclits,  des  gemeinen  und  des 
französischen  Rechts  ausgleichend  zu  wirken 
hatte,  eignete  sich  deshalb  vorzflghch  zum 
Vorbild  för  die  reichsrechtliche  Re- 
gelung des  (Jebiels,  die  jetzt  erfolgt  ist  in 
den  §g  1773  bis  1921  des  ß.O.B.  und  den 
§§  35  bU  64  des  R.G.  v.  17.;20.  ilai  1898 
übei-die  Angelegenheiten  der  FrBi\¥iUigen Ge- 
richtsbarkeit (G.F.Ö.).  Diese  Gesetzgebung  hat 
die  Gnindsätze  der  preussiechen  Vormund- 
Bcbaftsordnung  im  allgemeinen  übernommen, 
nur  haben  die  in  Preiissen  gemachten  Er- 
fahrungen  Anlass  zu  etwas  strengeren  Siche- 
mngsm  assrege  in  gegenüber  dem  Vormund 
gegeben:  auch  sind  die  Fälle  der  gesetz- 
lidien  Vormundschaft  noch  mehr  einge- 
schränkt wonlen.  Dafür  hat  das  Keicdis- 
i«cht  den  grossen  Schritt  gethan,  an  Stelle 
der  väterlichen  Gewalt  die  elterliche 
Gewalt  aufzurichten,  vermöge  welcher  nach 
dem  Tode  des  Vaters  die  Mutier  an  seine 
Stelle  tritt  und,  so  lange  diese  lebt,  eine 
Vormundscliaft  nicht  eingeleitet  wird. 

II.  Geltendes  Recht 

1.  Vormundschaft    und  Pflegschaft. 

Das  Reichsrecht  untei-scheidet  Vormund- 
schaft und  Pflegschaft  Vormund- 
schaft ist  die  unbeschränkte,  Pflegschaft 
die  auf  einen  bestimmten  Qeschäftskreis 
beschränkte  t'^rsorge  —  ein  Unterschied, 
wie  er  auch  im  römischen  Recht  zwischen 
tutela  und  curatela  hervortrat 
Einen  Vormund  erhalten: 

a)  Minderjährige,  wenn  sie  nicht 
unter  elterlicher  Gewalt  oder  nicht 
unter  elterlicher  Sollte  stehen  (Haupt- 
fälle: Tod  beider  Eltern,  uneheliche 
Geburt)  §  1773; 

b)  Volljährige,  wenn  sie  (wegen 
Geisteskrankheit,  Geistesschwäche,  Ver- 
schwendung oder  Trunksucht)  entmün- 
digt sind  {%%  6,  1896) ;  in  diesen  Fällen 
kann  schon  dann,  wenn  die  Kntmfln- 
digimg  beantragt  ist,  eine  vor- 
läufige Vormundschaft  einge- 
leitet werden  (§  1906). 

Einen  Pfleger  erhalten: 

a)  Solche,  die  unter  elterlicher 
Gewalt  oder  Vormundschaft 
stehen:  für  Geschäfte,  an  deren  Be- 
sorgimg Eltei-n  oder  Vormund  gehin- 
dert sind,  z.  B.  Klagen  gegen  Eltern 
und  Vormund,  Verwaltriug  eines  Ver- 
mf^ns,  dessen  Verwaltung  den  Eltern 
oder  dem  Vormund  letztwillig  ent- 
yjygcn  ist  (§  19(>9i: 

b)Gebrechliche  (Taube,  Blinde, 


Stumme):  für  ihre  Person  oder  für 
ihr  Vermögen,  auch  ffir  beides  zusam- 
men, in  welchem  Falle  die  Pflegschaft 
sich  freilich  von  einer  Vormundschaft 
kaum  noch  unterscheidet;  die  Pfleg- 
'  Schaft  wird  nur  mit  Einwilligung  des 
Gebreclilichen  angeordnet  (§  1910); 

c)  Abwesende,  deren  Aufenthalt  un- 
bekannt ist  oder  die  am  Verkehr  mit 
der  Heimat  verhinderi;  sind:  für  ihr 
Vermögen,  soweit  es  der  Fütsoree 
bedarf  (§  1911  B.G.B.   §  88  G.F.G.); 

d)eine  Leibesfrucht  zur  Wahrung 
der  bei  künftiger  Geburt  ihr  an- 
lallenden Rechte  (§  1912) ; 

e)  die  unbekannten  Beteiligten 
einer  Angelegenheit:  für  diese  Ange- 
legenheit (g  1913.  Hauptfall:  Nach- 
lafispflegschaft,  g  i960,  die  aber  unter 
dem  Kamen  >Nachla8sverwaltunga 
auch  noch  andere  Aufgaben  lüst,  näm- 
lich den  Rechtssatz,  dass  der  Erbe 
für  die  Nachlassschulden  nur  mit  dem 
Nachlasse  haftet  verwirklicht  g  1975); 

f)  ein  durch  öffentliche  Samm- 
lung zusammengebrachtes 
Vermögen,  wenn  die  zu  seiner 
Verwaltung  berufenen  Personen  weg- 
gefallen sind  (§  1914). 

Vormundschaft  und  Pflegschaft  stehen 
im  übrigen  wesentlich  unter  den  gleichen 
gesetzlitaien  Hegeln.  Wo  im  folgenden  nicht 
eine  Abweichung  hervoi^hoben  wird,  gilt 
das  von  der  Vormundschaft  Gesagte  auch 
für  die  Pflegschaft. 

2.  Vormund  BchaftsbehÖrdfl  ist  das 
Amtsgericht  (g  35  QJ-G.).  Von  diesem 
reichsgesetzliohen  Gnindsätze  ist  jedoch  den 
Einzelstaaten  abzuweichen  erlaubt  (Art.  147 
Einführungsgesetz  zum  B.G.B.).  Von  dieser 
Erlaubnis  haben  Gebrauch  gemacht 

a)  Württemberg,  welches  för  jede 
Gemeinde  eine  aus  dem  Bezirksnotar 
als  Vorsitzenden  und  vier  gewählten 
Waisenrichtern  bestehende  Behörde 
gebildet  hat,  welche  das  »ordentliche 
Vormund  Bchaftsgerichti  lieisst,  luid 
dem  Amtsgericht,  dem  auch  eine  An- 
zahl Geschäfte  vorbehalten  sind,  unter- 
steht (Art.  41  ff,  Austühnmgsgesetz 
zum  B.G.B.  V.  28.  Juli  1899): 

b)  diebeiden  Mecklenburg,  die  die 
Geschäfte  des  Vormundschaftsgerichts 
in  einem  gewissen  Umfange  Magis- 
traten, KloEteramts-,  Hofstaats-,  Waisen- 
gerichten und  sogar  —  was  mit  dem 
Reichsrecht  kaum  vereinbar  —  den 
Gutsherren  übertragen  haben  (§g  22  ff. 
Vo.  V.  9.  April  1899  zni  Ausführung 
des  GJ.G.); 

c)  Hamburg,  das  eine  besondere  kolle- 
giale »Vormund  Schaftsbehörde  I  ei-- 
richtol  hat  (G.  v.  14.  JuÜ  1899). 
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Da  ferner  durch  Art.  57  des  EinfÜh- 
ffiliruDgsgesetze&     zum    B.Q^3.    die    Haufi- 

TerfaäBung;eii  der  landesherrlichen  und  durch 
Art.  58  daselbst  das  Familienrecht  der  vor- 
mals r^chsetändiscbeii  Familien  aufrecht  er- 
halten sind,  60  bleiben  bestehen  die  landes- 
rechtlich  für  diese  l'ereonen  kreise  bestellten 
besondereu  Vorm  und  schaftebehörden  —  in 
Preussea  für  die  Reichsständischen  die  Ober- 
landesgerichte  — . 

Die  VOTmundseiiaftsbehörde  hat  toq 
Amts  wegen  die  Vormundschaft  einzuleiten, 
den  Voimund  zu  beateilen  und  zu  beauf- 
sifhtigCQ.  Sie  hält  den  Vormund  zur  Ein- 
reichung  eines  Vermögens  Verzeichnisses  und 
periodischer  Roclmungslcgimg  an,  schreitet 
gegen  PüicJitwidrigkeiten  mit  Orduunga- 
sliafen,  äussersten falls  mit  Entlassung,  ein, 
fordert  unter  Umständen  Siclierheit  Ihr  ist 
die  Genehmigung  einci-  Anzahl  von  fiechts- 
geechäften  des  Vormunds  vorbehalten  (s. 
unten  suh  3).  Vor  ihren  Entscheidungen  hat 
sie  auf  Antrag  oder  auch  von  Amts  wegen 
Verwandte  und  Verschwägerte  des  Mün- 
dels, unter  Umständen  aucii  diesen  selbst 
zu  hören.  Uebrigens  hat  sie  —  von  wenigen 
Ausnahmen  abgesehen  —  nicht  in  die  Ver- 
waltiutg  einzugreifen,  noch  weniger  den 
Mündel  nach  aussen  zu  vertreten.  Ihre 
Stellung  ist  die  einer  Aufsichls-,  nicht  die 
einer  selbst  verwaltenden  Behörde. 

Gegen  ihre  Entacheidungen  findet  die 
in  gi^ wissen  FäUen  an  eine  zweiwöchige 
Frist  gebundene  (gGOG.F.G,)  Beschwerde 
an  das  Landgericht  und  gegen  dessen  Ent- 
schei<1ung  die  weitere  Beschwerde  an  das 
Oberlandesgericht  (in  Preusson  das  Kammer- 
gericht,  in  Bayern  das  Oberste  Landesge- 
richt) statt,  welche  letztere  ^>er  nur  die 
Rechtsfrage,  nicht  die  That-  oder  Zweck- 
mässigkeit s  frage  ei-örlcm  darf. 

Den  V^ormundsciiaftsbehörden  sind  durch 
Reichs-  und  Landesrecht  noch  eine  Menge 
anderer  als  vormnndscliaftlicher  Verrich- 
tungen übertragen,  insbesondere  die  im  Ver- 
waltungswege 2U  treffenden  Entscheidungen 
im  Verhältnis  zwischen  Eheleuten  und 
zwischen  Eltern  und  Kindern,  u.  a. 
die  wichtige  Mitwirkung  bei  der  Für- 
sorgeerziehung (Preuss.  G.  v,  2.  Jidi 
191  tO). 

3.  Der  Vormand  wird  stets  von  der 
Vorm  und  sehaftsbeliörde  bestellt  Gebern  c 
Voi-münder  gieht  es  nicht  mehr.  Die  we- 
nigen Fälle  der  gesetzlichen  Vormundschaft, 
die  noch  die  preussische  Vormundschafts- 
ordnting  kannte,  hat  das  Reichsrecht  nicht 
übernommen.  Nur  landesrechtlich  kann 
(kraft  des  Vorbehalts  in  Art.  136  des  Ein- 
tflhnmgsgesetzes  zum  B.G.B.)  ein  Fall  ge- 
setzlicher Vormundschaft  noch  vorkommen 
und  er  kommt  in  Preuasen  vor  (Art.  78 
Austühnmgsgesetz  zum  B.G.B.) :  dase  näm- 


lich der  Vorstand  einer  Erziehungs-  oder 
Vcrpfiegungsanstalt  (oder  ein  Beamter  der 
Armen  Verwaltung)  von  selbst,  und  ohne  be- 
stellt zu  sein,  Vormund  über  die  in  der  An- 
stalt untergebrachten  Minderjährigen  vrird; 
aber  auch  hier  steht  dem  Gerichte  frei  einen 
anderen  ^'ormund  zu  bestellen.  Noch  weitere 
Rechte  stehen  dem  Vorstande  zu,  wenn  es 
sich  um  Mündel  handelt,  für  welche  zur 
Verhütung  ihrer  Verwahrlosung  die  Für- 
sorgeerziehung angeordnet  ist  (g  12  G.  v, 
2.  Juli  1900). 

Dagegen  giebt  es  berufene  Vormünder, 
d.  i.  solche,  die  ein  Recht  darauf  haben, 
zum  Vormund  bestellt  zu  werden,  und  die 
nur  unter  besonderen  Umständen  ütergangen 
werden  dürfen.    Berufen  ist: 

a)  wer  vom  Vater  oder  Mutter  durch 
letztwillige  Verfügung  ernannt  ist  (ge- 
korener ^ormund^: 

b)  der  Grossvater  (§  1776). 

Für  eine  Ehefrau  darf  der  Manu,  und 
zwar  vor  allen  anderen  Beriifcneu,  für  ein  un- 
eheliches Kind  die  Mutter  vor  dem  Gross- 
vater zum  Vormunde  bestellt  wertlen;  doch 
haben  diese  beiden  kein  Recht  auf  die  Vor- 
mundschaft. Die  elieliclie  Mutter  betlarf 
keines  Rechts  auf  die  Vormundscluift,  da 
sie  die  elterliche  Gewalt  hat. 

Zum  Vormund  soll  nicht  bestellt  weixlen, 
wer  vom  Vater  oder  Mutter  dureh  letzt- 
willige Verfügung  ausgeschlossen  iat  (g  1782). 

Zur  Vormundschaft  Ober  Volljährige 
sind  in  erster  Linie  die  Eltera,  dann  die 
Grossväter  berufen;  doch  darf  vor  ihnen 
allen  der  Ehegatte  des  Mündels,  vor  dem 
Grossvater  die  uueheliclie  Mutter  bestellt 
wenlen  (g  1899),  Gokorne  Vormünder  giebt 
es  hier  nicht  (§  1898). 

Ein  Recht  auf  die  Pflegschaft  hat 
niemand  (g  1916).  Nur  ausnahmsweise  kann 
ein  letztwillig  berufener  Pfleger  vorkommen 
(§  1917). 

Ist  kein  berufener  Vormund  da,  so 
wählt  das  Vormundachaftsgericht 
nach  Anhörung  des  Gemeinde- 
waisenrats den  Vormund  aus,  wobei 
Verwandte  und  Vei-schwägerte  des  Mün- 
dels, ohne  ein  ftecht  auf  die  Vormundschaft 
zu  haben,  doch  zunäclist  zu  beriickaic-Iitigen 
sind,  auch  auf  das  religiöse  Bekenntnis 
Rücksiclit  zu  nclimen  ist. 

Zur  rcbemahmc  der  Vormundschaft  ist 
jeder  Deutsche  verpflichtet;  erkann  dazu 
dm-eh  Ordnungsstrafen  angehalten  weitlen 
{§§  1785,  1788).  Es  ist  jedoch  zur  Ab- 
lehnung berechtigt  (g  17M6): 

a)  eine  Frau; 

b)  wer  das  sechzigsle  liCbensjalir  voll- 
endet hat: 

c)  wer  mehr  als  vier  minderjährige 
eheliche  Kinder  hat; 
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d)  wer  durch  Krankheit  oder  Gebrecheo 
gehindert  ist; 

e)  wer  vom  Sitze  des  Vormundechafts- 
gerichta  entfernt  wohnt; 

f)  wer  Sicherheit  leisten  soll: 

g)  wer  mit  einem  anderen  zur  gemein- 
schaftlichen Fnhrung  der  Vormund- 
schaft bestellt  werden  soll; 

h)  wer  mehr  als  eine  Yormundschaft 
oder  Pflegschaft  führt 

Bei  dem  Vormunde  liegt  der  Schwer- 
punkt der  vormnndschaftlichen  Ver- 
waltung. Er  hat  für  die  Person  und  das 
Vermögen  des  Mündels  zw  sorgen  und  diesen 
nach  aussen  zu  vertreten  (§  1793).  Gelder 
darf  er  nur  mündelsicher  anlegen.  Mün- 
delsicher tiind: 

a)  verbriefte  oder  ins  Schuldbuch  ein^ 
tragene  Forderungen  gegen  das  Reich 
oder  einen  Bundesstaat; 

b)  verbriefte  Forderungen,  deren  Ver- 
zinsung vom  Reiche  oder  einem  Bun- 
desstaat gewährleistet  ist; 

<-■)  Wertpapiere,  insbesondere  Pfandbriefe, 
und  verbriefte  Fonlenmgen  gegen  kom- 
munale Körperschaften  und  deren 
Kreditinstitute,  aofem  der  Bundesrat 
die  Mündelsicherheit  anerkannt  hat; 
doch  bleibt  nach  Art,  212  des  En- 
fühi-ungKgesetzes  das  I^an  desrecht  in 
Kraft,  das  noch  andere  Wortpapiere 
für  mündekicher  erklärt,  und  demge- 
mäss  sind  in  Freusseu  noch  folgende 
Papiere  auch  ohne  Anerkenntnis  des 
Bundesrats  mündelsicher  (Art.  74 
Preiiss.  Ausftihrungsg.  v.  20.  Septem- 
ber imj): 

die  Reutenbriefe  der  Rentenbanken ; 

deutsche  kommimale  Schuldvei^ 
Schreibungen,  die  von  seifen  der  In- 
liaber  kündbar  sind  oder  einer  regel- 
mässigen Tilgung  unterliegen ; 

die  mit  staatlicher  Genehmigung 
ausgegebenen  Pfand liriefo  und  gleich- 
artigen Schuldverschreibungen  der 
preussischen  öffentlichen  Kreditan- 
stalten, die  durch  Vereinigimg  von 
Grundbesitzern  gebildet  sind  (Land- 
schafton!) und  durch  staatliche  Ver- 
leilinng  Reclitsfähigkeit  erlangt  haben, 
und  der  preussischen  pro\-iiizial-{kom- 
mimal-J  stäiulischen  öffentlichen  Gnmd- 
kreditanslalten ; 

die  auf  den  Inhaber  lautenden 
Sohuldverschreibungen ,  wclcJie  von 
einer  [irenssi^^chen  Hy]>othekenaktien- 
lia.uk  auf  Grund  von  Darlelien  an  preus- 
sisolie  Körpcrscliaften  des  öffentlichen 
Ri'clits  Oller  von  diesen  garantierten 
I)arlehen  ausgep.'bcn  sind: 
d)  inlilndisi'he  öffentliche  Sparkassen, 
woini  sie  von  der  zustilmligen  Be- 
hörde   dos  Buuilesstaats   {in  P 


Regierungsprfisident  und  Landgerichts- 
[>titeident)  für  mündel  sicher  erklärt 
sind; 
e)  sichere  Hypotheken  an  inländischen 
Gnindstücfeen ;  die  Grundsätze,  nacli 
denen  die  Sicherheit  festzustellen, 
setzt  die  Laudesgeeetzgebung  fest. 
Hiemach  gilt  in  Preussen  als  mündel- 
Bicher  {Art.  73  Preuss.  Ausführungsg. 
V.  20.  September  1899): 

eine  Hypothek,   Gmndschuld  oder 
Rentensohuld   an  einem  preussischen, 
Grundstücke,    welche   innerJialb   des 
Fünfzehnfachen   oder,   sofern   sie   an 
erster    Stelle    steht,     innerhalb    des 
Zwanzigfachen  des  staatlich  ermittel- 
ten Grundeteuerreinertrages  oder  bei 
einem    ländlichen    Grundstück   inner- 
halb der  ersten  zwei  Drittel,  bei  einem 
städtischen  innerhalb  der  ersten  Hälfte 
des  "Werts   zu   stellen   kommt     Der 
Wert  ist  durch  landschaftliche,  ritter- 
schaftliche,    previnzialständische,    ge- 
riciitliche,  bei  städtischen  Gmudstüoken 
auch    durch    Feuerversicherungstaxe, 
festzustellen.  Statt  des  Zwanzigfachen 
des  Gnindsteuerreinertrags  kann  unter 
Umständen  das  Dreissigfache  und  so- 
gar   das    Vierzigfache     angenommen 
werden. 
Kann  die  Anlegung  in  dieser  Weise  nicht 
geschehen,  so  ist  das  Geld  bei  der  Reichs- 
oder Staatsbank  oder  einer  anderen  durch 
Landesgeaotz   für  geeignet  erklärten  Bank 
anzulegen ;  wird  es  aber  hier  oder  bei  einer 
Sparkasse  angelegt,  so  soll  dies  nur  mit  der 
Bestimmung  geschehen,  dass  zur  Erliebung 
des  Geldes  die   Genehmigung  des  Gegen- 
vormunds oder  des  Vormundschaftsgei-ichts 
erforderlich   ist    (g    1809).      Das   Vormimd- 
schaftsgericht  kann  aus  besontloren  Gründen 
dem   Vormund   überhaupt  eine   andere  als 
die  im  Gesetze  zugelassene  Anlegung  ge- 
statten  (§  ISll).     Jode  Geldanlogung  soll 
nur  mit  Genehmigiing  des  Gegen vorraiuHls 
oder  Vonnundschaftsgerichts  geschehen  (g 
1810). 

Der  Vormund  kann  —  mit  einigen  Aus- 
nahmen —  über  Forderungen,  Reciite  und 
Wertpapiere  des  Mündels  nur  mit  Geneh- 
migung des  Gegenvormunds  voi"- 
fügen  (g  iai8). 

Inhaberpapiere  hat  er  nebst  den  Er- 
neneningsscheinen  bei  der  Reielisbank  oder 
einer  Hinterlegungsstelle  mit  der  Bestira- 
mimg  zu  hinterlegen,  dass  die  Heraus- 
gabe nur  mit  Genehmigung  des  VoiTuund- 
schaftsgorichts  verlangt  wenlcn  kann.  Im 
Reichs-  oder  Staatsschuld  buche  ist  eintreten- 
denfalls ein  ähnlicher  Sperrvermerk 
einziitn^n  (gg  1)314—1816).  Das  Vormund- 
sflwftegericht  kann  den  Vormund  einerseits 
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hierroQ  befreien,  andererseits  noch  wdtere 
Hinter]«^  ngenJüBbesoaderederE^-potheken- 
briefe  und  KoEtbarkeiten,  anordnen  (§§  1817, 
1818). 

Der  Vornmnd  bedarf  der  Genehmi- 
gung des  Vormundschaft  sgerichts 
zu  einer  ganzen  Aoiiahl  von  Rechtsge- 
schäften, insbesondere  zu  Verfügungen  über 
Gnindstflcke,  Erbteilungen,  längeren  Miet- 
und  Pachtverträgen  sowie  Lehr-  und  Dienst- 
■verträgen,  Tei-gleiolien  Aber  Gegenstände  im 
Werte  von  300  Mark  oder  mehr  (§g  1821 
1822). 

Die  Vormundschaft  wird  unentgelt- 
lich gefflhrt;  doch  kann  bei  bedeutenderer 
Terwitung  das  Vormundschaftsgericht  eine 
Ver^ltung  bewilligen. 

Die  Kechnung  wird  in  der  Regel 
jälu'lich  gelegt;  sie  ist  dem  Gegenvormund 
unter  Xachweisung  des  VermJ^nsbestandes 
vorzulegen. 

Benennt  der  Vater  oder  die  eheliche 
Mutter  letztwUiig  einen  Vormund,  so  können 
sie  diesen  befreien 

a)  von  der  Genehmigung  des  Gegenvor- 
munds oder  Vormimdschaftsgerichtä 
zur  Erhebung  von  Geldern  aus  Banken 
und  Sparka^n,  zur  Anlegung  von 
Geldern,  zur  Verfügung  Aber  Forde- 
ningen  und  Wertpapiere  (§  1852); 

b)  von  der  Pfliclit  zur  Hinterlegung  von 
Inhaberpapieren  und  zur  Eintr^ng 
des  Sperrvermerks  im  Reichs-  und 
Staatsschuldbuche  (§  1853); 

c)  von  der  Rechnungslegung;  in  diesem 
Falle  hat  aber  der  Vormund  alle  zwei 
(oder  doch  fünf)  J^re  eine  Ueber- 
sicht  des  Vermögensbestandes,  vom 
Gegenvormund  geprüft,  einzureichen 
(§  1854). 

Die  Befreiung  kann  vom  Vormundschafts- 
gericUte  ausser  Kraft  gesetzt  werden,  wenn 
sie  das  Interesse  des  Mündels  gefährden 
würde. 

Kraft  Gesetzes  geniesst  diese  Befreiungen 
der  Vater  selbst,  wenn  er  zum  Vormund 
seines  volljährigen  Kiudes  bestellt  wird,  und 
ebenso  die  eheliche  Mutter  (§  1903). 
Dem  Vater  wird  überhaupt  nicht,  der  Mutter 
nur  unter  besonderen  Umständen  ein  Gegen- 
vormund bestellt,  in  welchem  Falle  iiir  die 
Befreiungen  zu  a  nicht  zustehen. 

Ebeu^lls  kraft  Gesetzes  stehen  die  Be- 
freiungen zu  a  in  Preussen  zu  dem  Vor- 
stand einer  unter  staatlicher  Auf- 
sicht stehenden  Erziehungsanstalt 
(oder  Beamten),  der  Ober  die  zur  Fürsorge- 
erziehung in  der  Anstalt  oder  einer  FamUie 
untergebrachten  Zöglinge  zum  Vormund  be- 
stellt ist;  ein  Gegenvormund  ist  nicht  zu 
bestellen  (§  12  des  Fflrsorgeerzieluingsg.  v, 
2.  -Juh  19<J(l). 


I  Nach  Beendigung  der  Vormundschaft, 
'  die  auch  durch  das  Vonnundschaft^iericht, 
'  und  zwar  durch  Entlassung  (wegen  PÜi»it- 
widrigkeit  und  aus  anderen  Gründen)  hei>- 
beigefilhrt  werden  kann,  hat  der  Vormund 
Schlussrechnung  zu  legen,  deren  Ab- 
nahme das  VormundscIiaftsgOTicht  durch 
Veriiandlung  mit  den  Beteiligten  vermittelt 

4.  Der  Gegen  vormiuid  liann  stets 
neben  dem  Vormunde  bestellt  werden ;  er 
soll  bestellt  werden,  wenn  ein  erhebliches 
Vermögen  zu  verwalten  ist  (§  1792).  D«n 
Vater  als  Vormund  seines  volljährigen 
Kindes  soü,  neben  der  ütutter  in  gleicher 
Lage  und  einem  Pfleger  braucht  ein  Gegen- 
vormund nicht  bestellt  werden  (§g  1903, 1915). 
Auf  die  Benifimg  zum  Gegenvormund  fin- 
den die  Vorschriften  über  die  Berufung 
zum  Vormund  Anwendung  (§  1792);  es 
können  also  auch  die  Eltern  letztwillig  einen 
Gegenvormund  ernennen  odwauch  die  Gegen- 
vormuudschaft  ausschlinssen  (§§  1852,  1855), 

•  Der  Gegenvormund  hat  den  Vormund 
zu  überwachen.  Daher  hat  er  bei  Auf- 
nahme des  Vennögens Verzeichnisses  mitzu- 
wirken (g  1802),  die  Anlegung  der  Mündel- 
gelder, die  VerfQgtmg  über  Fordeningen 
und  Wert.]»apiere  zu  genehmigen  {§§  1810, 
1812,  1813),  bei  der  Rechnungslegiing  den 
Vermögensbestand  sich  nachweisen  zu  lassen 
(§  1842);  er  ist  vom  Vorm  und  schaft^erichte 
vor  gewissen  Entscheidungen  zu  hören  (§§ 
1826,  1836) :  er  hat  von  Pflidit Widrigkeiten, 
von  eintretender  Uiifthigteit  oder  Untaug- 
lichkeit,  vom  Tode  des  Vormunds  dem  Ge- 
richte Anzeige  zu  machen  (§  1799). 

Der  Gegenvormund  ist  aber  nicht  Vor- 
gesetzter des  Vormunds.  Er  vertritt  auch 
nidit  den  Vramund.  Noch  weniger  vertritt 
er  den  Mündel.  Er  ist  eine  HilfspeiKm 
des  Gerichts  bei  Pflhnmg  der  AuMcht, 
imterstcht  auch  dem  Gericht,  welches  auch 
gegen  ihn  Ordnungsstrafen  verhängen  kann. 

5.  Der  Gemeinde waisenrat  ist  ein 
reichsgesetzlich  vorgesehenes  Amt,  dessen 
Verfassung  aber  dem  Landesrechte  über- 
lassen ist.  In  Preussen  werden  gemäss 
Art.  77  des  Ausfflhnmgag.  v.  20.  September 
1899  für  jede  Gemeinde  oder  Teile  einer 
Gemeinde  ein  oder  mehrere  Gemeindeglieder 
als  Waiscnrat  bestellt,  die  das  Amt  unent- 
geltlich versehen.  Auch  besonderen  Ab- 
teilungen oder  schon  bestehenden  Üi^anen 
derGemei  n  de  ver  waltiing(  Armend  eputation  en ) 
kann  das  Amt  tüiCTlrapen  werden.  Zur 
Unterstützung  des  Gemeindewaisen rats  kön- 
nen Frauen  als  Waisenpflegerinnen  zur  Be- 
aufsichtigung der  im  Kindesalter  stehenden 
und  der  weiblichen  Mündel  bestellt  werden. 

Der  Gemeindewaisenrat  hat  vorzugsweise 
die  Erziehung  und  körperliche 
Pfleee  der  Mündel  zu  ftberwaehen. 
Er  hat  nicht  das  Recht,  selbst  einzugreifen 


„^^IC 


Yormundschaft — Vorzugsreote 


und  dem  Vormunde  Anweisungen  zu  er- 
teilen, sondern  nur  dem  Vorraundachaftsge- 
ridite  zu  berichteD.  Im  flbrigea  hat  er  das 
wiclitige  Becht,  den  Vormund  und  Öegeo- 
vormund  vorzuschlagen  und  vor  dessen 
EmeoDung  gehört  zu  werden  (g§  1849, 1850), 

6,  Der  Familienrat  soll  gebildet  wer- 
den, wenn  Vater  oder  Mutter  dies  letzt- 
willig  angeordnet  haben;  er  kann,  wenn 
es  sich  nicht  wa  Vormundschaft  über  Voil- 
jäUrige  handelt,  gebildet  werden,  wenn  Fa- 
milienglieder,  Vormund  oder  Gegenvormund 
es  beitragen  (§§  I8Ö8,  1859,  1905).  Er 
besteht  aus  dem  Vormundschaftsrichter  als 
Vorsitzenden  und  aus  zwei  bis  sechs  Mit- 
gliedern, thunlichst  Verwandten  oder  Ver- 
schwägerten des  Mündels;  ein  Hecht  auf 
Berufung  in  den  Famihenrat  hat  nur,  wer 
von  den  Eltern  lefztwillig  dazu  ernannt  ist 
{§  1801).  Zur  Uebemahme  des  Amts  Ter^ 
pflichtet  ist  niemand. 

Der  Familienrat  hat  die  Rechte  und 
Pflichten  des  Vormundschaftsgerichts(§18?2); 
nur,  wo  sofortiges  Einschreiten  geboten,  kann 
der  Vorsitzende  allein  handeln  (§  1876). 

III.  Aasland. 

In  Oesterreich  beruht  das  Vonnund- 
schaftewesen  nocii  immer  auf  den  bald  hun- 
dertjährigen Bestimmungen  des  aligemeinen 
Büi^rlichen  Gesetzbuclis  {§§  187  ff.),  die 
dem  Staate  weitgehenden  Einfluss  vorbe- 
lialten.  Der  Vormund  ist  zwar  der  i-echt- 
liehe  Vertreter  des  Mündels,  aber  er  unter- 
steht der  Aufsicht  des  Gerichls,  ohne  dessen 
Genehmigimg  er  nichts  Wichtiges  unter- 
nehmen (keine  Kapitalien  einziehen,  keinen 
Pachtvertrag  achliessen  u.  dergl.)  kann,  dem 
er  Rechnung  zu  legen  hat,  von  dem  er 
durch  Zwangsmittel  ztim  Gehorsam  ange- 
halten und  entlassen  werden  kann.  Die 
Familie  hat  einigen  Einfluss:  der  Vater 
kann  diu^h  Testament  zum  Vormund  er- 
nennen und  von  der  Vormund  sei  laft  ans- 
Bchliessen;  die  nächsten  Verwandten  haben 
ein  Recht  auf  die  Vormundschaft;  das  (tc- 
richt  kann  in  wichtigen  und  zweifelhaften 
Fällen  die  Verwandten  hören.  Waisenrat, 
Gegenvormund,   Familienrat  giebt  es  nicht. 

Das  UnterscJieidimgszeichen  des  fran- 
zösischen Rechts  ist  der  geborne 
Vormund,  der  ohne  geriuhthche  Bestel- 
lung vo[i  selbst  in  sein  Amt  eintritt,  und 
der  Familienrat,  in  dessen  Hand  die 
obervorramidschaftliche  Gewalt  liegt.  Dieser 
wird  gebildet,  imd  zwai-  für Je<ien  Bo<lürf- 
niüiftdl  besonders,  aus  dem  Friedensrichter 
und  8c<dis  Verwandten  wler  Verschwägerten 
des  Mündels.  Seine  Beschlüsse  be<lünen  in 
bestimmten  Fällen  der  Bestätigung  durch 
das  Kollegialgericht,  welches  auch  über  die 
gegen  die  lamilienratBltewchlüssc  eingelegten 


Rechtsmittel  entscheidet  Eine  regelmfissige 
Rechnungslegung  an  die  Obervormundschaft 
findet  nicht  statt;  dafür  ist  der  Vormund 
unter  die  Aufsicht  eines  Ehrenvormunds 
(tuteur  subrogö)  gestellt  und  vielfach  an 
dessen  Mitwirkung  gebunden;  auch  'tritt 
dieser  bei  Verhinderung  des  Vormunds  als 
ordentlicher  Vormund  und  bei  widerstreiten- 
dem Interesse  als  Pfleger  ein  (Code  civil 
art.  402  ff.). 

LItteratnr:  Geachiekte.  Kraut,  Die  Vor- 
mundtehnft  narli  den  Gruailt/Iuen  det  DfuUthcn 
SeehU,  Bd.  I,  IHSS:  Bd.  II,  1847;  Bd.  III, 
lSä9.  —  Blt-e,  Gt'chirhU  der  DetiUrhen  Vor- 
mundichafi,  Bd.  I,  1S6S;  Bd.  II,  1.  Abt.  1866, 
2.  Abt.  1875.  —  WeiCtre  Nachweifingen  bei 
Brwnner,  Deutteh»  RecAügetehiehle,  Bd.  I, 
1IS87,  S.  89,  Sii  «iirf  SchrCder,  Lelirlnieh  der 
Deiilaehtn  Rechltgaebiehle,  S.  Aufl.,  ISäS,  Ä.  70, 
SSVff.,   7Si. 

Geltendet  Seehl:  Sehultxenaleln  »nd 
Köhne,  Dai  Dentiehe  Vornmudtefiajlirtcht. 
GiiUtnlagtehe  Sammlnng  Dettltcher  RrirhageMtxe 
A'r.  47,  BertiK  1S98.  —  S<rJiwtt«(lls.  Hund- 
btieh  det  Vormu«d4chaftrrecAtf.  l'nier  Berilek- 
«irAiitn'ijj  der  .lutfllhrungugetette  der  deultehtii 
BandeutuiUen,  Heine-Berlin  1890.  —  Fiicha, 
Dat  deuitrlie  l'ormundtehafttrerhl  anler  Crgen- 
ilberstellung  det  preuttiiehen,  Vahlen-  Berlin  l/i99. 
—  VOring,  Dia  Recht  der  Minderjährigen  und 
Enltaündigten  »iirh  dem  1.  Januar  1S99,  Hirtrh- 
fe-ld-Laipiig  1S'.I9.  —  Böhm,  Dat  Vormund- 
tchaj'ttrecht  dei  Bürgerlichen  Gesclzlnirlie,  Hell- 
wing-llamioi'cr  li.  Aafi.  1833.  —  BhUler,  Dm 
Vormwxdechafitrecht  det  deuttchen  BUrgertichea 
Geneltbvrha  nebel  rffw  rervandleti  Rechtattoffen, 
Vahlen- Berlin  1900.  —  Schrotder  und  Mug- 
dan,  Dai  deiiliche  Vorutundtekufltreehl  unter 
BerüeMchtigung  aller  eiiuehldgigen  Reirhige- 
lelie  und  der  landareehtlieheTi  Beatimmungen  in 
Preutien  und  Elaaif-Lothringen,  Deeler-Berlin 
liim.  —  Schutthele,  Der  deattche  l'umiun<f- 
tchtifttrithter.  Kine  Ij/etemalieche  Ikmtellung 
»eine»  getarnten  Wirhvngtkreitet,  VaMen-Berlin 
19O0.  —  Heaat,  Dealtchet  Vnnmindtelii'j'lii'eeht 
unter  beaondtrer  Beräektiehtigang  der  in  den  be- 
deulendtren  Bundetttanten  ergangenen  Ant/Ilh- 
ninijibettimmungen,  MUller-Berlin  19011. 

Welnslei: 


Vorzagsreote. 

Vorzugsrente  kann  man  allgemein  den- 
jenigen Teil  des  Gewinnes  aus  einein  l'nter- 
nehmen  nennen,  der  über  den  gewöhnlichen 
Kapitalgewinn  hiiiaiLsgeht.  Der  Begriff  des 
»gewöhnlichen  c  Kapital^ winnes  ist  aller- 
dmgs  ein  sehr  unoestinimter  und  sogar 
problematischer,  doch  genügt  im  vorliegen- 
den Falle  die  Definition,  dass  darunter  der 
I^zentsatz  zu  vei-stelien  sei,  in  dessen  Nähe 
.sich,  etwa  mit  einem  Spielraum  von  '  t 
Prozent  nach  oben  und  nach  imten,  der  Ge- 
winnsatz der  relativ  grössten  Quote  des 
rnteniohmerkapitals    findet.     Da  man  abi'r 
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unter  >Reate"  eine  ^venIg81enB  einigermassen 
dauenuie  und  fundierte  Einualmie  versteht, 
BO  werden  ungewöhnliche  Kapitalgewinne. 
die  nur  durch  zufällige  und  vorübergehende 
Umstände  enlBtanden  sind  und  demnach  den 
Charakter  von  blossen  Konjunkturen-  oder 
Spielgewinnen  haben,  nicht  zu  den  Vorzugs- 
renteii  zu  rechnen  sein.  Die  Bezeiclinung 
•Rente«  knüpft  Oberhaupt  an  die  Ricardo- 
Eche  Gnmdrente  an,  die  als  das  erste  und 
wichtigste  Beispiel  einer  Vorzugsrente  in 
die  Wissenschaft  eingeführt  worden  ist.  Die 
schlechteste  Bodenklasse,  die  zu  einer  ge- 
gebenen Zeit  zur  Befriedigung  des  voriian- 
deneu  Betlürfnisses  noch  in  Anbau  genom- 
men werden  muss,  bringt  nach  Eicaitlo  nur 
den  gewöholichen  Gewion  des  zii  ihrer  Be- 
wii-tschaftung  verwendeten  Kapitals,  die 
besseren  Klassen  ergeben  also  mehr  als 
diesen  normalen  Gewinn,  und  die  wieder 
™lfach  abgestuften  ülierschiissijen  Gewinne 
aus  besonderen,  'äurch  die  Konkurrenz  nicht 
zu  verdrängenden  Vorzügen  der  Betriebe 
auf  besserem  Boden  bilden  eben  die  Vor- 
zugsrenten der  begOnotigten  Betriebe.  Diese 
Renten  werden  nur  dadiu-di  möglich,  daas 
das  Pi-odnkt  ohne  Unlerecheidung  seiner 
Herkunft  awf  demselben  Miu-kte  den  gleiclien 
Preis  hat.  Der  Boden  selbst  hat  nach 
Ricardo  keinen  lu^prünglichen  Verkehrs- 
wert, da  er  nicht,  wie  die  Kapitalgüter,  Er- 
zeugnis der  Ai'beit  ist ;  er  erhält  erst  solchen 
Wert  diinJi  die  Kapitalisierung  seiner  Grund- 
rente, und  solange  er  keine  Gnmdrente  ein- 
bringt, bleibt  er  ohne  Vei-kehrswcrt  —  was 
allerdings  in  der  Wirklichkeit  nur  zutrifft, 
wenn  von  dem  Boileu  der  geringsten  Quali- 
tät noch  ein  nicht  occnpicrter  reichlicher 
T'eberschtiss  vorhanden  ist  Bei  der  land- 
wirtschaftUchen  Grundrente  zeigt  sicii  eine 
Proportionalität  derselben  mit  der  Ausdeh- 
nung der  Gnindfltflcke  einer  bestimmten 
Qualität,  und  daher  erscheint  diese  Rente  in 
einem  unmittelbaren  Zusammen hangi;  mit 
dem  Boden  und  als  ein  Teil  des  uauiittel- 
baren  Ertrages  desselben.  Die  Bergwerks- 
rente ist  noch  von  ähnlichem  Charakter, 
auch  sie  entsteht  diffch  die  Ausnutzung 
eines  ursprünglich  freien  Ges<^enkes  der 
Natin-,  das  in  den  einzelnen  Bergwerken 
mehr  oder  weniger  reichlidi  und  unter  mehr 
oder  weniger  günstigen  Bedingungen  ge- 
wonnen, aber  doch  zu  einem  eiulieitlichen 
Preise  verkauft  winl. 

Bei  den  gewerblichen  Unternehmungen 
dagegen  handelt  es  si(rh  nicht  um  die  Ge- 
winnung eines  Naturertrages,  sondern  um 
Verarl>eitiing  von  Naturstoffen,  der  Boden 
kommt  nicht  als  Pi'oiluktionsfaktor,  sondern 
nur  als  die  räumliehe  Gnindlage  des  Be- 
triebes in  Betracht,  die  etwa  voiliaudene 
Vorzugsrente  des  Unteniehmens  hat  keinen 
unmittelbaren   und  bestimmten  Zusammen- 


hang mit  der  Ausdehnung  des  von  dem- 
selben eingenommenen  Platzes,  entscheidend 
ist  vielmehr  die  Lage  dieses  Platzes,  so- 
wohl mit  Hücltsicht  auf  die  günstigen  Ver- 
hältnisse des  Absatzes  der  Produkte  als 
auch  auf  die  Leichtigkeit  der  Beschaffung 
der  Hoiisloffe,  der  Kohlen  und  Arbeitskräfte. 
Aiisser  diesen  in  irgend  einer  Weise  an  die 
Lokalität,  den  Platz,  geknüpften  gewerb- 
lichen Vorzugsrenten,  die  man  als  lokale 
bezeichnen  kann,  giebt  es  auch  solche,  die 
nur  mit  dem  Unternehmen  als  solchem  und 
seinem  Inhaber  verbunden  sind.  Die  wich- 
tigste Klasse  derselben  beruht  auf  künst- 
lich geschaffenen  monopolartigen  Stellungen, 
nameiitlieli  also  auf  der  Beschränkung  der 
KonkiiiTcnz  durch  ■  staatliche  Gewerbe- 
konzessionen, Privilegien  und  Patente.  Mit 
Erfolg  bewahrte  Fabrik geheimnisse  gewähren 
ebenfalls  eine  faktische  Monopolstellung.  Im 
flbiigcn  haben  private  gewerbliche  Monopol- 
bildungen meistens  nur  eine  unsichere 
Existenz,  wenn  sie  nicht  etwa  aus  solchen 
Unternehmimgen  bestehen,  die  eine  beson- 
dere, relativ  selten  vorkommende,  Natur- 
grundlage voraussetzen,  in  welchem  j*'alle 
sie  gar  nicht  in  die  hier  betrachtete  Klasse 
gehören.  Man  kann  endlich  auch  persön- 
liche Vorzugsrenten  annehmen,  die  ledig- 
lich durch  die  besonderen  Eigenschaften  des 
Unternehmers,  seine  Zuverlässigkeit,  seine 
Geschicklichkeit,  vielleicht  auch  seine  Rück- 
sichtslosigkeit, Pfiffigkeit  imd  »smartnesB« 
bedingt  sind.  Jedoch  ist  dabei  nach  dem 
ol)en  Gesagten  vorauszusetzen,  dass  dieser 
Mehrgewinn  aus  der  jjersönliehen  Geschäfts- 
tüclitigkoit  sich  relativ  dauernd  und  ständig 
erhält,  im  Unterschied  von  dem  ungewöhn- 
lichen Gewinn  eines  Börse nspielers.  Ferner 
muss  es  sich  immer  um  eine  auf  Kapital 
gestützte  Geschäftsthäiigkeit  handeln,  da  die 
Vorzugsrente  ja  eben  einen  Extragewiun  aus 
dem  Kapital  darstellen  soll.  Nun  giebt  es 
aber  auch  ungewöhnlich  hohe  Erträge  rein 

Eersönlicher,  vom  Kapitalbcsitz  unabhängiger 
ienste,  die  in  besondeier  VorzOglichkeit 
nur  von  wenigen,  durch  Talent,  Naturgaben 
oder  ungewöhnliche  Ausbildung  ausgezeich- 
neten I'orsonen  geleistet  werden  können. 
Auch  bei  diesen  könnte  man  iu  einem  er- 
weiterten Sinne  von  einer  Voraugsi-ente 
sprechen,  die  dann  aber  den  Uebersehusa 
über  die  sonst  durchschnittlich  normale  Vtr- 
güttmg  für  solche  Leistimgen,  nicht  also 
über  den  normalen  Kapitalgewinn  darstellt. 
Es  ist  aber  zweckmässiger,  die  Beziehung 
der  Voi-zugsrente  zum  Kapitalgewinn  streng 
festzuhalten  und  den  auf  lediglich  i>ersön- 
iifchen  Vorzügen  beruhenden  ungewöhnlichen 
i'cinen  Arbeitserträgen  eine  besondere  tilelle 
anzuweisen. 

In   betreff   der  besonderen  Verhältnisse 
der  ländlichen  und  städtischen  Bodenrente 


_n»vfvlC 


Vorzagsrente 


«nd  der  Bergwerkarente  verweisen  wir  auf 
den  Art.  Grundrente  (oben  Bd.  IV  S.  870). 
Hinsiohtlidi  der  gewerblichen  Vorziigsrenten 
aber  ist  hauptsächlich  folgendes  zu  .  be- 
merken. Die  lokalen  Vonnigsrenteo  sind 
wegea  ihres  Zusammenhanges  mit  einem 
Platze  leicht  übertragbar.  Sie  sind  aber 
auch  diejeuigen  gewerblichen  Vorzugsrenten, 
die  am  meisten  Aussicht  auf  Dauer  und  so- 
gar auf  weitere  Steigerimg  besitzen.  Nament- 
lich gilt  das  letztere  von  den  Vorteilen  der 
begünstigten  {leschsftsslellea  in  grossen 
Städten.  Die  Zidnmflsaussichten  werden 
natürlich  immer  mit  in  Anschlag  gebracht, 
wenn  es  sich  um  den  Vertauf  des  Rente 
bringenden  Unternehme ns  und  den  dabei 
anzuwendenden  Kapitalisieningsfaktor  han- 
delt Findet  der  Verkauf  wirklich  statt,  so 
geht  die  eigentliche  Vorzugsrente  prirat- 
wirtschaftlich  ftlr  den  neuen  Erwerber  ver- 
loren, da  der  Verkäufer  ihren  kapitalisierten 
Wert  erhält-  es  bleibt  dem  erstei-en  i-iel- 
leicht  eine  ffislkoprämie  Hit  die  Sl^lich- 
keit,  dass  die  begünstigte  Stellung  in  Zu- 
kunft vielleicht  doch  ihre  Bedeutung  ver- 
liei'en  kOnnte,  andererseits  auch  die  Aus- 
sicht, dass  der  Wert  dieser  Stellung  sich 
vielleicht  in  noch  stärkerem  Masse  erhöhen 
wei-de,  als  von  dem  Verkäufer  bei  seiner 
Preisforderung  fOr  wahrscheinlich  gehalten 
wurde.  Der  ungewöhnliche  Gewinn  aus 
dem  eigentlichen  Untemehmungskapital  bleibt 
jedoch  an  sich  bestehen,  auch  wenn  der 
Käufer  privatwirtschaftlich  keinen  Vorteil 
davon  hat.  Denn  das  von  ihm  in  seinem 
Gescliäft  verwendete  Kapital  miiss  soviel 
einbringen,  dass  sich  nicht  nur  der  gewöhn- 
liche Gewinn  aus  diesem  Kapital,  sondern 
darüber  hinaus  noch  mindestens  die  Ver- 
zinsung des  für  die  Vorzugsrente  bezahlten 
Kaiifpi-eises  ergiebt.  —  Die  meisten  soge- 
nannten » VerhiUtuisso",  die  als  pri\'atwirt- 
schaftliclie  Vermögenswerte  behandelt  wer- 
den, gehören  zu  den  lokalen  Vorzugs- 
stellungen, sofern  sie  überhaupt  Vorzugs- 
renten abwerfen  und  niclit  einfach,  wie  etwa 
die  Beziehimg  einer  Firma  zu  ihrer  Kund- 
schaft, nur  eine  einigermaFsen  gesicherte 
Anwartschaft  auf  den  gewöhnlichen  Kapital- 
gewinn  geben.  Lokale  Vorziigssielhingen, 
die  nicht  duroh  die  besouderen  wirtschaft- 
lichen und  Verkelireverhaltnis,=e  entstanden, 
sondern  kflnsllich  durch  Rechtsordnungen 
geschaffen  sind,  wie  gewerbliche  Resd- 
kouzessionen  und  Realgerechtigkeiten,  sind  | 
nicht  immer  auf  jedermann  übertragbar,  i 
sondern  häufig  nur  auf  solche  Persönlich- 
keiten, die  gewisse  vom  Staate  verlangte 
Bedinguiigen  erfüllen.  So  kann  niemand, 
der  nicht  die  Apjirobafion  als  Apotheker  be- 
sitzt, eine  Apotheke  betreuten,  auch  weun 
er  die  an  ein  Haus  peknü]>fte  Kealkonzession 
einer  solchen  erwirbt. 


Von  den  künstlichen  persönlichen  Vor- 
zugsrenten sind  die  auf  staatlichen  Personal- 
konzessionen beruhenden  in  vielen  FSilen 
überhaupt  nicht  veräusserlich,  andere  aber 
können  insofern  übertragen  werden,  als  die 
Inhaber  der  betreffenden  Stellungen  berech- 
tigt sind,  ihre  Nachfolger  der  die  Kon- 
zession erteilenden  Behörde  zu  präsen- 
tieren. Hierher  gehören  z.  B.  die  käuflichen 
Stellen  der  Effekten  börsenmakler  in  Frank- 
reich. —  Die  Patente  sind  ohne  weiteres 
veräusserlich,  ebenso  die  Lizenzen  zur  An- 
wendung eines  patentierten  Verfahrens.  Die 
von  vorn  herein  bestimmt  beschränkte  Dauer 
des  Pateutrechls  ist  natürlich  für  den  Preis 
desselben  selir  wesentlich  mit  massgebend. 
Das  von  dem  Erwerber  fltemommene  Risiko 
aber  besteht  nicht  nur  darin,  dass  der  Ab- 
satz der  auf  Grund  des  Patents  beigestellten 
Maschinen  oder  sonstigen  G^nstfinde  hinler 
den  Erwartungen  zurückbleiben  kann,  son- 
dern au<-li  darin,  dass  die  ganze  Erfindung 
durch  neue  Fortschritte  der  Technik  über- 
holt und  übei-flOssig  gemacht  werden  kimn. 
Dasselbe  gilt  von  Fabrikgeheimnissen,  die 
übrigens  an  sich  weniger  zur  VerÄussenmg 
geeignet  sind  als  die  Patente.  —  Zu  den 
rein  persönlichen  Vorzug^tellungen  kann 
man  auch  diejenigen  reclinen,  die  vorüber- 
gehend eine  Vorhand  gewähren,  ohne  dass 
ihnen  ii^nd  eiu  künstlicher  Schutz  zu  teil 
wird.  Solche  ergeben  sich  namentlich  da- 
raus, dass  jemand  thalsächlich  zuerst  eine 
Gelegenheit  ausnutzt,  eine  neue  Ware  auf 
den  Markt  bringt,  eine  günstige  Verkehrs- 
verbindung einleitet  etc.  So  kann  anfangs 
ein  ungewöhnlicher  Gewinn  erzielt  werden, 
der  dann  aber  durch  die  allmählich  hinzu- 
kommende Konkun-eiiz  mehr  und  mehr  auf 
das  normale  Mass  herabgedriickt  wird. 
Häufig  ist  das  Auffinden  der  günstigen  Ge- 
legenheit dem  Scharfblick  oder  der  Ge- 
schicklichkeit des  sie  zuerst  besitzenden 
Unternehmers  zu  verdanken,  nicht  selten 
aber  ist  sie  einfach  auf  geschäftliches  »Glück« 
zuriick-zuführen.  Scharfe  Grenzen  zwischen 
den  auf  Kapital  gestüUten  persönlichen 
Untornehmerrenten  und  den  Vorzugsei-ti^en 
rein  poi-sönliclier  I^eistun^n  lassen  sich 
natürlich  nicht  ziehen.  Lebrigens  ist  bei 
der  Entstehung  der  letzteren  Mußg  auch 
das  »Glück«  mit  im  Spiele,  wenn  z.  B.  eiu 
zwar  tüchtiger,  aber  doch  nicht  ungewöhn- 
lich hen'orrageuder  Arat  oder  Rechtsanwalt 
durch  einige  l>osonders  glückliche  Erfolge 
besondere  Aufmerksamkeit  auf  sich  zieht 
und  dadurch  eine  ausserge wohnlich  einträg- 
liche Praxis  erlangt. 

Viele  Vorziigsrentcn,  wie  die  aus  Pa- 
tenten, Privilegien  und  einzigartigen  Lokal- 
vorteilen, entstehen  durch  eine  i-ein  mono- 
Ixdistische  Erhöhung  des  Preises  gewisser 
•'rzeugnisse,  bilden  also  keine  Vermehrung 
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des  Gesamteinkommens  der  Nation,  sondern 
wcKlen  durch  eine  entsprechende  Mehrb&- 
lastiing  der  Eousiimentca  aufgewogen.  In 
anderen  Fällen  stehen  die  bevorzugten  Unter- 
nehmungen  iti  Konkurrenz  mit  anderen, 
nicht  bi^flnati^eii,  die  bei  dem  bestehenden 
Preise  der  Ware  nur  den  gewüluiüchen 
Kapitalgewinn  erlangen,  während  für  die 
ersteren  ein  Extragewinn  übrig  bleibt.  Dann 
ist  dieser  Preis  also  notwendig,  iim  die  vor- 
handene Nachfr^  zu  befriedigen  und  in- 
sofern unabhän^g  von  dem  Rentenelement, 
das  den  bevorrugten  zufällt.  In  einem 
Laden  von  aussergewöhnlich  günstiger  Ge- 
schäftslage werden  vielleicht  alle  Waren  zu 
denselben  Preisen  verkauft  wie  in  den 
ttbrigen,  gleichwohl  aber  bringt  er  seinem 
Besitzer  eine  Vorziigstente  ein,  weil  dieser 
imstande  ist,  sein  Kapital  öfter,  als  sonst  die 
Kegel  ist,  umzusetzen.  Es  bleibt  dann  aber 
docii  immer  die  Thatsache  bestehen,  dass 
solclie  Unternehmer  fflr  ihren  Teil  von  dem- 
selben Kapital  lediglich  infolge  ihrer  be- 
günstigten Lage  einen  grösseren  Gewinn 
erzielen  als  andere.  Vielleicht  entschliessen 
sie  sich,  einen  Teil  des  Mehrgewinnes  zu 
opfern,  um  ihre  Warenpreise  herabzusetzen, 
um  dadurch  ihre  Koukiurenteu  zurückzu- 
drängen und  eine  noch  grössere  Kundschaft 
heranzuziehen,  wobei  sie  dann  von  einem 
grössei-en  Umsatz  einen  geringeren  prozent- 
mässigen  Gewinn  beziehen.  Doch  werden 
sie  ihren  Gewinn  schwerlich  dauernd  auf 
den  gewöhnlichen  Kapitalgewinnsatz  herab- 
setzen, vielmehr  nach  Verdrängung  der 
schwäohei'en  Konkurrenten  ihre  Preise  wieiler 
erhöhen.  —  Je  grösser  die  Quote  des  Ge- 
samtproduktes ist,  die  von  wenigen  bevor- 
zugten Unternehmern  geliefert  wird,  um  so 
mehr  tritt  der  monopolistische  Charakter  der 
Preisbildung  hervor.  Die  Vorzugsrente  ent- 
steht dann  deutlich  erkennbar  durch  die 
aktive  Taktik  der  begünstigten  Gruppe,  die 
die  Preissteigerung  einfach  durch  die  Zu- 
rückhaltung der  Ware  zu  stände  bringt, 
während  die  Konkurrenz  der  nichtbegünstig- 
teu  Unternehmer  noch  unserer  Voraussetzung 
nur  netiensächlich  bleibt  und  dahei'  vielleicht 
nicht  einmal  imstande  ist,  das  Kmportreiben 
des  Preises  bis  zu  dem  der  Monopoltheorie 
entsprechenden  Maximum  zu  verhindern. 
Ueberhaupt  bUdet  das  Monopol  einen  äus- 
sersten  Specialfall  der  Vorzugsrente,  nämlich 
denjenigen,  bei  dem  keine  Abstufung  der 
RentenvorfeUe  bis  zu  ihrem  gänzlichen  Ver- 
seil winden  stattfindet. 

Kurz  gesagt,  entstehen  die  Vorzugsrenten 
also  teils  durch  die  positive  Preissteigerung 
gewisser  Waren,  teils  dadurch,  dass  einige 
begilnstigte  Unternehmer  zu  dem  allgemeinen 
Marktpreise  verkaufen,  obwohl  sie  für  ihren 
Teil  zu  einer  Preisherabsetzung  imstande 
wären.      Alier  selbst  im  ersten  Falle  kann, 


die  Wirkung  einer  Vorzugsrenle  volkswirt- 
schaftlich nützlich  sein.  Dies  ist  klar  niclit 
nur  in  betreff  der  den  Erfind  ungsgei  st  au- 
spornenden  Patente,  sondern  auch  der  Er- 
schliessung irgendwelcher  neuer  Gebiete  der 
Produktion  und  des  Handels,  die  für  die 
Volkswirtschaft  von  Bedeutung  sind.  Der 
ungewöhnliche  Gewinn,  den  die  bahn- 
brechenden Unternehmer  auf  solchen  Ge- 
bieten infolge  ihrer  »Vorhanda  erlangen, 
bildet  eine  Prämie,  die  andere  zu  Nach- 
eiferiiDg  in  ähnliclien  verdienstlichen  Be- 
strebungen antreibt.  Daher  spriclit  Sobäffle 
von  einer  allgemein  wirksamen  »Renten- 
fmiktiou",  deren  Bedeutung  eben  darin  liegt, 
dass  die  produktive  Initiative  gefördert,  alle 
ungewöhulich  günstigen  Gelegenlieiten  aus- 
gespäht und  jede  ungewöhnliche  Befähigung 
nicht  nur  zum  Erwerbe,  sondern  auch  zui' 
objektiven  Produktion  benutzt  werden.  In- 
des kann  die  objektiv  volkswirtschafüiclie 
Berechtigung  solcher  Rentenprämien  nur  in- 
soweit ohne  Berlenken  anerkannt  werden, 
als  dieselben  nur  zeitweilige  Vorteile 
darstellen  und  schliesslich  wieder  durch  die 
wirtschaftliche  Entwickelung  eliminiert  wer- 
den. Ein  Pateutvorreclit  von  unbegrenzter 
Dauer  wäi'e  eiue  Belastung  der  Gesamtheit, 
die  weit  über  den  Zweck  der  Anregung  des 
Erfindungsgeistes  hinausginge.  Die  litad- 
liche  und  namentlicli  die  städtische  Boden- 
rente kann  ebenfalls  ursprünglich  häufig  den 
Charakt<!r  einer  volkswirtschaftlich  nützlichen 
Prämie  besitzen,  aber  beide  haben  die  natür- 
liche Tendenz,  nicht  nnr  sich  dauernd  zu 
behaupten,  sondern  mit  der  Vermehrung  dei- 
Bevölkerung,  die  städtische  sogar  mit  der 
bloss  lokalen  Koncentrierung  der  Bevölke- 
rung dauernd  zu  steigen.  Dieses  Steigen 
aber  beruht  nur  auf  Uebertragungeii  von 
Einkommen  aus  einer  Hand  in  die  andere 
und  kann  nicht  als  volkswirtschaftlicher 
Vorteil  betrachtet  werden,  wenn  es  sich 
auch  als  Folge  der  bestehenden  Eigentuma- 
ordnung  nicht  vermeiden  lässt,  Dass  solche 
dauernden  Renten  durch  Verkauf  privat- 
wirtschaftlich für  den  neuen  Erwerber  des 
Grundstückes  eliminiert  werden,  lässt  die 
Belastung  der  Hentenzahler  ungeändert. 

Wenn  die  Vorzugsrenten  häufig  auf  einer 
wirklichen  Verbesserung  der  Pitwlnktion, 
einer  Steigerung  der  Produktivität  der  Ar- 
beit beruhen,  so  wird  dadurch  das  mono- 
polistische Element  in  ihnen  keineswegs 
aufgehoben ;  ihre  eigentümliche  Wii-kung 
liegt  vielmehr  gerade  darin,  dass  sie  den 
Vorteil  aus  einer  Erhöhung  der  Produktivi- 
tät der  Arbeit,  der  bei  Untemehmimgen  mit 
unbeschriinkter  Konkurrenz  bald  ganz  oder 
grösstenteils  der  Gesamtheit  zu  gute  kommt, 
den  Besitzern  der  Vorzugsstellungen  vorbe- 
halten. Wenn  z.  B.  ein  uevies  Verfahren 
zur    billigeren    HereteUuug    von    Eisen    er 
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funden  wird,  so  wird  dieees  eich,  weno  es 
jedem  ohne  weiteres  zugänglich  iet,  sehr 
raech  aUgemein  verbreiten  und  der  Preis 
des  Eisens  wird  auf  die  dem  neuen  Stande 
der  Technik  entsprechenden  Produktions- 
kosten herat^edröekt  werden,  zu  denen  audi 
der  normale  Gewinn  aus  dem  etwa  nOtig 
gewordenen  Mehraufwande  an  Kapital  e;e- 
hart.  Wenn  dagegen  die  Ausnutzung  der 
Erfindung  ausschliesslich  einem  Patent- 
inhaber oder  denjenigen,  die  von  diesem 
eine  Lizenz  gekauft  haben,  zusteht,  so  wird 
für  die  Dauer  dieses  "Vorzugsrechts  der 
Preis  des  Erzeugnisses  beinahe  auf  der 
früheren  Höhe  bleiben,  der  Vorteil  der  ver- 
minderten Produktionskosten  also  so  lange 
fast  ausschliesslich  als  Vorzugsrente  den 
privilegierten  Unternehmern  zufallen.  Das 
Patent  erscliwert  also  die  PreisemiäsBigung, 
die  sonst  infolge  der  Verbesserung  der  Pro- 
duktion zu  erwarten  gewesen  wäre.  In 
anderen  Fallen  aber  besteht  überhaupt  kein 
Zusammenhang  zwischen  der  Vorzugsrente 
und  einer  Steigerung  der  Produktivität  der 
Arbeit  Dies  gilt  namentlich  dann,  wenn 
die  Vorzugsrente  durch  eine  positive  Er- 
höhung des  Preises  der  betreffenden  Erzeug- 
nisse entstellt,  während  die  gesteigerte  Pro- 
duktivität der  Arbeit  ja  wesentlich  verbilli- 
gend auf  die  Pro<lukte  einwirkt.  Die  land- 
wirtschaftliche Orundrente,  wie  sie  sich  in 
Europa  etwa  von  1830—1860  eutwickclle, 
ist  zu  dieser  Kategorie  zu  rechnen,  denn  ihr 
Fortschritt  beruhte  hauptsächlich  auf  der 
Preissleigenmg  der  Bodenprodukte  und  der 
Erzeugnisse  der  Viehzucht  Soweit  zugleich 
eine  grössere  Kapitalverwendung  bei  er- 
höhter Intensität  des  Betriebes  und  ver- 
besserten technischen  Hilfsmitteln  stattfand, 
wird  der  entsprechende  Kapitalgewinn  auch 
in  der  Landwirtschaft  nicht  zur  Gnindrente 
gerechnet.  Die  gesteigerte  Proilukti\'ität  der 
Ari)eit  durch  technische  Verbesserungen 
kann  dem  monopolistischen  Elemente  der 
Omndrente  entgegenwirken,  indem  sie  eine  _ 
Ausgleichung  iu  den  natflriictien  I*roduktions-  j 
und  Slarktbedingungen  der  verschiedenen  ■ 
Orundstücke  begfinstigt.  So  kann  ancli  die 
Herabdröckung  der  europ^schen  Grundrente 
durch  das  Sinken  der  Oetreidepreise  als  eine 
Folge  der  technischen  Verbesserung  und 
^'ermehrung  der  Transiwrtraittel  l)etrachtet 
worden,  durch  die  dcrMitbewerb  der  über- 
seeischen Produklionsgebiete  möglich  ge- 
worden ist. 

Die  Vorzugsrente  eifs^ebt  sicii  auch  un- 
abhängig von  dem  unbestimmten  Bep-iff  des ' 
igewCludichen«  oder  »üblichen«  Kajutal- 
gewinns.  soweit  sie  auf  einer  greifbaren, 
eine  Itesondero  Schätzung  zulassenden  Gnind-  j 
läge  bei-idit.  Das  ^It  von  allen  denjenigen,  j 
die  sich  an  ländliche,  Bcrgvi-orks-  oder 
städtische    Grundstücke,   an  Patente    oder 


irgend  welche  andere  die  Konkurrenz  be- 
schränkende veräusserliche  Vorrechte  knüp- 
fen. Für  aDe  diese  Kentengrundiagen  stellt 
sich  im  Verkehr  ein  geschätzter  oder  wirk- 
lich bezahlter  Preis  oder  Pachtwert  heraus. 
Dass  der  gegenwärtige  Inhaber  der  Renten- 
quelle wirKlich  einen  entsprechenden  Mehr- 
gewinn über  den  üblichen  Kapitaigewinn 
bezieht,  ist  damit  keineswegs  gesagt,  man 
hält  das  aber  unter  normalen  ^  erhäitnissen 
für  möglich.  Der  Kapitalwert  und  damit 
derRentenertragunveräuBserlicherPri- 
vilegien,  wie  der  erwähnten  pereöulichen  Apo- 
thekenkonzessionen, lässt  sich  nach  Analogie 
ebenfalls  noch  schätzen.  Nur  die  Mehr- 
gewinne aus  der  persönlichen  Geschicklich- 
keit und  Geschäftstüchtigkeit  des  Unter- 
nehmers —  die  in  der  Regel  auf  Beschleuni- 
gung des  Umsatzes  beruhen  —  liaben  keine 
solchen  festen  Unterlagen  und  können  nur 
durch  den  üeberschuss  über  den  hypo- 
thetischen »gewöhnlichen«  Kapitalgewmn 
ausgedrückt  werden.  Man  kann  aber  da- 
rüber streiten,  ob  diese  Art  von  Melireewinn 
trotz  ihres  Zusammenhangs  mit  dem  Kapital 
noch  als  Vorzugsrente  zu  betracliten  und 
nicht  vielmehr  in  die  Kategorie  der  Voi-zugs- 
eiträge  aus  persönlicher  Arbeit  zu  stellen 
sei.  —  Die  geschätzte  oda'  im  Kaufpreis 
nach  ihrem  geschätzten  Kafütalwert  bezahlte 
Vorzugsrente  tritt  in  dem  Ertrag  des  l'nler- 
nehmei-s  keineswegs  immer  hervor,  sie  kann 
sowohl  zeitweise  wie  auch  dauernd  zurück- 
gehen, was  sich  darin  zeigt,  dass  der  Ge- 
samtertrag auf  den  gewöhnlichen  Kapitai- 
gewinn, vielleicht  sogar  auf  den  gewfilm- 
liehen  Kapifalzins  oder  noch  tiefer  sinkt 
Im  letzteren  Falle  kann  man  die  Differenz 
des  erzielten  Kapitalertrag  gegenüber  tlem 
üblichen  als  Zubusse  bezeichnen.  1^ 
handelt  sieh  hier  aber  nurimi  die  privat- 
wirtschaftlichen  Vorzugsrenten  undZu- 
biiBsen  für  die  gegenwärtig  wirtschaftenden 
Unternehmer.  Cm  die  Kenton belastung  der 
Volkswirlscliaft  zu  ermitteln,  müsste  man 
wissen,  für  welchen  Preis  die  einzelnen 
Cntemehmer  ihre  Vorzugsstellnngen  ei> 
werben  Jialien.  Dieser  Preis,  die  kapitali- 
sierte Rinte,  hat  für  den  Käufer,  auch  wenn 
es  sich  um  landwirtschaftlichen  Boden  han- 
delt, die  privatwii-tschaftliche  Bedeutung 
einer  Kapitalanlage,  der  diesem  Beti'age  ent- 
sprechende Kapitalgewinn  aber  bildet,  wie 
schon  erwähnt,  für  die  Gesamtheit  nacli  ■wie 
vor  eine  Renten  belastung,  und  ein  die  Unter- 
nehmer treffender  Verlust  infolge  des  ge- 
i  Preises  ihrer  Erzeugnisse  erscheint 
unter  solchen  l'm ständen  als  eine  Ver- 
mindcning  der  Rente nbelastun^  der  Volks- 
wirtschaft. Gleichwohl  erscheint,  wie  die 
wirtschaftliche  Organisation  nun  einmal  ge- 
staltet ist,  die  Ausbreitung  und  das  An- 
achsen  von  Vorzugsrenten  wenigstens  bis 
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zu  einem  gewissen  Urade  als  ein  Symptom 
des  Kultnrf Ortschritts,  während  das  Sinken 
derselben  in  der  Regel  auf  Stagnation  und 
Verfall  des  Wirtschaftslebens  hindeutet,  wie 
denn  ja  ohne  weiteres  alle  Vorsugsrenten 
erlöschen  wilrden,  wenn  ein  Zusammenbruch 
der  Kultur  und  Rückfall  an  die  Barbarei 
einträte. 


LltterKtnri  v.  Mangoldt,  Dit  Lehre  vom  Uiitn^ 
nehmergetcinn,  Leipiig  1855,  S.  109  ff.  —  IMtr- 
aelbe,  Orundritt  der  VoUnteirUeliafialehre, 
StuUgaH  1S6S,  S.  UOff.  —  SohOffte,  Xalional- 
dtonomücke  Theorie  der  autichlieuenden  Ab- 
taUrrrhältnitie,  Tiibinijen  1S68.  S.  auch  die 
ArU.  Grundrente  (oben  Bd.  JT,  S.  884)  ""'' 
Monopol  lobt»  Bd.    V,  S.  854). 
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Waentig,  Heinrieh, 

geb.  am  21.  III.  1870  zu  Zwickau  im  Eönigr. 
Sachsea,  AbilnrienteDeKamen  1888,  studieite  an 
den  Univeraitaten  Mönchen,  Berlin,  Leipiic, 
promovierte  1893  in  Leipzig-,  habilitierte  sieh 
in  Martiarg   für  Kation alökonomie   im   Winter 

1895,  lehrte  im  Sommerseraester  1897  ver- 
tretnnggweiae  in  Breslan.  wurde  im  Juli  1897 
zam  Extraordinarius  in  Marburg  ernannt,  lehrte 
im  Wintersemeater  1897,98  TertretnngB weise  in 
fireifswald,  wurde  im  April  18ü8  dahin  vei-setzt, 
lehnte  im  Frühjahr  1899  einen  Buf  als  Ordina- 
rius nach  Rostock  ab  nnd  wnrde  im  April  des- 
selben Jahres  znm  ord.  Professor  der  Staats- 
wissenscbaften  an  der  Universität  Gteifswald 
ernannt. 

Waentig  veröffentlichte  in  Buchform: 
Die  Vütlänfer  Augnste  f'omtes,  Leipzig  18S3.  — 
Augnste  (.'omte  and  seine  Bedeutung  für  die 
Entwickelnm;  der  Sozialwis^euschaft ,  Leipzig 
1894.  —  Die  Entwicbelunif  des  üsterreichischeu 
Gewerbereclits    im    19.    Jahrlmndert,    Marburg 

1896.  —  Gewerbliche  Mittelstand.<<po1itik,  eine 
rechtahistorisch-wirtschaftspolitische  Stndie  auf 
Ctrand  österreichischer  Quellen,  Leipzig  1808. 
—  In  Zeitschriften:  nnd  zwar  in  Schmollers 
Jahrbuch  f.  Oesetzg.  nnd  Verwaltnnc,  Jahrg-. 
1891,  4.  Heft:  Induatriekart«lle  nnd  Trusts  a. 
d.  Problem  ihrer  rechtlichen  Regelung. 

Sed. 


Wagner,  Adolph  Heinrich  Gotthilf, 

wTirde  am  2b.  III.  183r>  zu  Erlangen  als  Sohn 
des  Physiologen  Kudolf  Wagner,  des  Bekampfers 
des  krassen  nutnr wisse nschaftlicheu  Haterialis- 
nins,  geboren.  Er  studierte  185;-(— 18Ö7  zuerst 
Hechts-,  dann  Staatawissenscbaften  in  Güttingen 
und  Heidelberg  und  wurde  namentlich  Schiller 
von  G.  Hausaeu,  K.  H.  Ran  nnd  B.  von  Muh). 
Nachdem  er  in  Göttingen  im  Juli  1857  mit  der 
unten  tfenannteti  ersteu  seiner  Bankschriften 
zum  Doktor  philosophiae  promoviert  worden  war 
und  nach  einem  Aufenthalte  zu  wissenschatt- 
lirhen  Zwecken  in  Berlin  im  Sommer  1»;"jö  wurde 
er  im  Herbst  dieses  Jahres  als  Professor  der 
NaIionalükoDomie  und  Finanz  wiä:;easchaft  an  die 


nen  begrOndete  Handelsakademie,  eine  hfihere 
Handeläebranstalt,  nach  Wien  berufen,  wo  er 
—  auch  in  mannigfacher  Weise  litterariath  an 
den  österreichischen  Finanz-.  Valuta-,  Bank- 
fragen und  dgl.  beteiligt  —  bis  zum  Herbst 
186;(  wirkte.  L'm  diese  Zeit  siedelte  er  nach 
Hamburg  über  und  tibernahm  dort  eine  ähnliche 
Stelle  an  der  dam  als  versncbsweise  von  einem  Ver- 
eine begründeten  kauf  mann  i  schenFortbildungsan- 
stalt.  Ende  I8B4  nahm  Wagner  einenBuf  alsoraent- 
licherl^fessor  derStatistik  etc.  andie  Universität 
Dorpat  an,  begann  seine  Lehrthättg-keit  daielt^t 
im  Sommer  1805,  kehrte  aber  im  Herbst  1868 
nach  Deutschland  zurück  und  zwar  als  Nach- 
folger Hans  von  Hangoldta  anf  dem  ordentlichen 
Lehriituhl  für  Staats-  mid  Eameral Wissenschaften 
in  Fteibnrg  i.  B.  Im  Sommer  1870  erfolgte 
seine  Berufung  als  ordentlicher  Professor  der 
Staats  Wissenschaften  an  die  Universität  Berlin: 
gleichzeitig  wurde  er  im  Sebenamte  Mitglied 
des  Königl.  preuss.  stat.  Bureaus  sowie  eben- 
falls im  Nebenamte  Dozent  der  Nationalökono- 
mie an  der  damaligen  Gewerbeakademie  (der 
spateren  technischen  Hochschule),  welche  letztere 
Stellnng  er  aber  1876  aufgab.  Seine  amtliche 
Thätigkeic  im  statistischen  Bureau  beschränkt 
sich  auf  die  Teiln^ine  an  den  Eurseu  des  mit 
diesem  Bureau  verbundenen,  in  den  letzten 
Jahren  übrigens  nicht  regelmässig  abgebnitenen 
statistischen  Seminars. 

Wagner  ist  Mitglied  einer  Anzahl  aus^er- 
deutscher  gelehrten  Gesellschaften  und  Akade- 
mieeu.  n.  a,  korrespondierendes  Hitglicd  des  E. 
Ital.  Lombardtschea  Instituts  ^r  Wissenschaft 
uud  Litteratnr  in  Mailand,  der  K.  Gesetlacliaft 
zu  Neapel,  des  K.  Instituts  zn  Venedig,  seit  18114 
auswärtiges  Mitglied  der  K.  Akademie  der 
'^'issen Schäften  (dei  Lincei)  zu  Rom,  Ehrenmit- 
glied der  Boval  Statistical  societj  in  London 
(1897).  Bei  dem  Universitätsjubilänm  in  Dublin 
iTrinity  College)  im  Juli  18!fii  wnrde  er  daselbst 
zum  Ehrenduktar  der  Rechte  ernannt,  hei  dem 
Uni versitäts Jubiläum  in  Czemowitz  1300  zom 
Ehrendoktor  der  rechts-  nnd  Staats  wissenschaft- 
lichen Fakultät  daselbst. 

Auch  Wagner  gehört  zu  den  Mitbegründern 
des  Vereins  iür  Sozialpolitik,  von  dem  er  sich 
aber  schon  seit  1877  bei  seiner  ans  gesprocheneren 
Ktaatssozialistisclien  Richtung  mehr  trennte.  Er 
trat  seit  1880  eifrig  in  die  praktische  Agitation 
fUr  Sozialreform,  Finanz-  uud  Steuerpolitik  in 
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BisBi>rck»cheiii  Sinne  ein,  worde  1881  MitA-lied 
der  Ton  Ad.  SUicker  begründeten  chriatlich- 
soiialen  Partei  nnd  bald  deren  zweiter  Frilsi- 
dent,  trat  aber  ISÜG  aas  dieser  Slelluiig:  aas. 
Von  18B2— 1885  war  er  aacb  Uilglied  des  preuss, 
AbgeordneteDhaoseB,  wo  ei  der  konservativen 
Partei  beitrat.  Von  diesen  verei'hiedeuen  üffent- 
lichen  Thatigkeiten  sok  er  sieb  jedoch  seit  ]B86 
grüastenteÜB  lurilck,  um  sich  der  Wissenschaft- 
Sehen  Arbeit  wieder  ausschliesslicher  widmen  za 
können.  Kur  an  den  evan^lisch-sozialen  Be- 
strebangen  der  letzten  Jahre  bat  er  sich  noch 
beteiligt,  nm  diese  BewegTing  mit  in  Flnss 
bringen  zn  helfen,  insbesondere  in  Verbindung 
mit  dem  evangelisch-sozialen  Kongress,  dessen 
erster  Präsident  er  war  nnd  späterer  Ehren- 
präsident er  wnrde. 

Wagner  Ubemsbm  anf  den  Wunsch  Bans 
nach  dessen  Tode  die  Ueransgabe  des  berUhmten 
Lehrbuchs  der  politiachen  üekonomie  dieses 
Autors,  gab  das  aber  aas  Rücksicht  aof  prin- 
cipielle  Verschiedenbeiten  des  Standpunktes  nach 
Erscheinen  des  1.  Teils  der  Fi uanz Wissenschaft 
nnd  nach  einem  Versuche,  Sans  Grnndstätze  der 
Volkswirtschaftslehre  für  die  allgemeine  theo- 
retische Volkswirtschaftslehre  uack  mehr  mit  zu 
benutzen,  aal  Sr  bat  dann  sein  Lehr-  nnd 
Handbuch  von  dem  Ranschen  ganz  losgelöst.  , 
Die  geplant«  Zusammenarbeit  an  jenem  Werke 
mit  E.Hasse  kam  nicht  über  die  Mitaufilbning 
des  Xamens  Nasses  auf  dem  Titel  hinaus,  du 
Sasse  starb,  bevor  er  etwas  für  das  Werk  ge- 
liefert hatte.  Im  Jahre  18ä2  bat  Wagner  dann 
einen  neuen ,  noch  umfassenderen  Plan  des 
Werkes  entworfen  und  dafür  die  M it arbeite r- 
scbaft  von  A.  Buchenberger,  K.  Bücher  und 
H,  Dietzel  gewonnen,  von  denen  ersterer  den 
Qbemommenen  Hauptteil  seiner  Arbeit  (2  Bände 
Agrarpolitik,  1892, 18»;^)  ausgeführt,  Dietzel  einen 
ersten  Band  (Theor.  äociaimiün.,  1895)  geliefert 
hat.  —  Von  187S— 18S<!  beteiligte  sich  \\'ftgner 
mit  Schaffte  an  der  Redaktion  der  Tüb. 
Ztscbr.  f.  d.  gesamte  Staats  Wissenschaft  Eine  | 
Zeit  lang  hat  Wagner  auch  die  Herausgabe  des , 
litterarischen  Nachlasses  von  Kodbertus  mit 
geleitet. 

Wagner  ver&ffentlichte  a)  in  Bachform:| 
Beiträge  zur  Lehre  von  den  Banken  mit  bes.  I 
Rucks,  auf  England  und  die  Priucipiea  der 
PeeUchcn  Baukakte,  Doktordiss.,  Oütt.  1857  (zn- 1 
gleich  das  L  Kap.  des  folgenden  grüsscren 
Buchs).  —  Beiträge  zur  Lehre  tob  den  Banken, 
Leipzig  18Ö7.  —  Das  neue  Lotterieanlehen  i.tud  i 
die  Reform  der  (Osterr.)  Nationalbank,  Wien 
1860.  —  Die  Geld-  und  Kredittheorie  der  Peel- 
schen  Bankakte^  Wien  1862.  —  Die  Österr. ' 
Valuta,  1.  (einsiger)  Teil,  die  Hersteilnng  der, 
Nationalbank  mit  besonderer  Rücksicht  auf  den 
Bankplan  des  Fin.-Hin.  v.  Plener,  Wien  18ü2. 
—  Di«  Modifikationen  des  Uebereinkommens 
zwischen  Staat  and  Bank  (aus  der  Zeitschr. ! 
„Stimmen  der  Zeit"  etc.),  Wien  1802.  —  Die  | 
Ordnung  des  österr.  Staatshanshaltes,  mit  bes. 
Rücksicht  anf  den  Ansrabeetat  nnd  die  Staats- 
schnld,  Wien  1863.  —  Die  Gesetzmässigkeit  in 
den  scheinbar  willkürlichen  menschlichen  Hand- 
lungen vom  Standpunkte  der  Statistik.  1.  oder 
allgem.  Teil,  2.  oder  specieller  Teil,  Statistik 
wiUkürlicher  Eandinngen ,  I.  Vergleichende 
SelbgdDOrdstatJstik  Earopas  nebst  einem  Abriss 
der  Statbtik  der  Trauungen,  Hamburg  1846.  — 


Beiträge  zur  Finauzstatistik  des  Schnlweseus 
der  (russ.)  Oetseegouveraements  Livland,  Kur- 
land and  Estland,  Dorpat  1866.  —  Die  rassische 
Papierwährung,  eine  volkswirtacbaftiiche  and 
finanzpolitische  Studie  nebst  Vorschlägen  zur 
Herstellung  der  Valuta,  Riga  1888  (zuerst  in 
Äufsatzform  in  der  ,.Balt.  Honatschr."  erschienen, 
s.  u.).  Russische  L'ebersetzung  dieses  Werkes 
von  Staatsrat  (sp&ter  russ,  Finanzminister)  von 
Bnnge,  Kiew  1871.  —  System  der  deutschen 
Zettelbankeesetzgebang  unter  Vergleichung  mit 
der  ausländischen.  Zngleich  eis  Handbuch  des 
Zettelbankwesens.  Mit  Rücksicht  anf  die  Er- 
richtung von  Zettelbanken  in  Baden  sowie  die 
BankreForm  und  das  Staatspapiergeld weseii  im 
Norddeutschen  Bunde,  1.  Abteilung,  Freiburg 
i.  B.  1870  (in  2  Heften  nacheinander  erschienen). 
2.  oder  SchlUBsahteilung,  ebd.  18?J.  Gleich- 
zeitig mit  letzterer  erschien  dies  Werk  in  einer 
Gesamtausgabe  u.  d.  T.  System  der  Zettelbank- 
politik, mit  bes.  Rilcksi^t  anf  das  geltende 
Recht  und  auf  deutsche  Verbältnisse,  ein  Hand- 
buch des  Zettelbank  Wesens,  2.  teilweise  umge- 
arbeitete nnd  vervollständigte  Ausgabe,  Frei- 
burg 1873.  —  Gedächtnisrede  anf  H.  K  von 
Mangoldt,  Freibnrg  187U.  —  Die  Abschaffung 
des  privaten  GrnndeigentnmB,  Leipzig  1871).  — 
Elsass  und  Lothringen  und  ihre  Wiedergewinnung 
für  Deutschland,   1.— 6.  Anfl.,  Leipzig  1870/71. 

—  Die  Veränderungen  der  Karte  von  Europa. 
Beriin  1871  (Heft  127  der  Virchow-v.  Holtzen- 
durffschen  Sammlung).  —  Rede  über  die  soziale 
Frage  (gehalten  in  der  Versammlung  evangel. 
Männer  Oktober  1871),  Berlin  1871.  —  K.  H. 
Raus  Lehrbuch  der  Finanz  Wissenschaft,  6.  Aus- 
gabe, vielfach  verändert  und  teilweise  fällig 
neu  bearbeitet  von  A.  Wagner,  1.  Abteil.  Ein- 
leitnng.  Ausgaben,  Privaterwerb  des  Staates, 
Leipzig  nnd  Heidelberg  1871/72  (in  2  Heften 
erschienen).  —  (Deutsches)  Reichsfinanzwesen, 
Leipzig  1872  [Sonderausgabe  ans  v.  Holtzen- 
dortfa  Jahrb.  des  Deutschen  Reichs,  s.  a.),  — 
Offener  Brief  an  H.  B.  Oppenheim,  Berlin  1872. 

—  Staatspapiergeld,  Reiehsknssen scheine  und 
Banknoten,  krit.  Remerkuugen  und  Vorschläge 
zu  der  Vorlage  im  Reichstage  betr.  die  Aus- 
gabe von  Reichskasse uscheineu,  Berlin  1874.  — 
Die  Zettelbank  reform  im  Deutschen  Reiche. 
Kritik  des  Bankgesetzentwurfs  nebst  formu- 
lierlem  Gegenvorschlag,  Beriin  1875.  —  Lehr- 
buch der  politischen  Oekonomie  von  K.  H.  Kau, 
vollständig  neu  bearbeitet  von  A.  Wagner  nnd 
E.  Nasne.  Allgemeine  oder  theoretische  Volks- 
wirtschaftslehre von  A.  Wagner.  Mit  Benutzung 
von  Raus  Grundsätzen  der  Volkswirtächaftslehre 
[zugleich  als  9.  Ausgabe  der  Rausehen  Vulks- 
wirtscliafts lehre),  1.  Teil,  ürundlegang,  Leipzig 
und  Heidelberg  1876  (in  2  Heften  1875  nnd 
1876  erschienen).  Von  der  2.  Auflage  der  Neu- 
bearbeitung an  führte  dies  Werk  den  Titel: 
Lehrbuch  der  Politischen  Oekonomie,  in  einzelnen 
selbständigen  Abteilungen  bearbeitet  von  A. 
Wagner  u.  !E.  Nasse.  Allgemeine  und  theo- 
retische Volkswirtschaftslehre,  von  A.  Waguer, 
1,  Teil,  Grundlegung  (Grundlagen  der  \ülkB- 
wirtschatt,  Volkswirtschaft  und  Recht,  bes.  Ver- 
mögensrecht), 2.  vielfach  verbe.-iserte  nnd  stark 
vermehrte  Ausgabe,  Leipzig  und  Heidelberg 
1879.  Später  nnd  gegenwärtig  erschien  das 
Werk  n.  d.  T.  Lehr-  und  Handbuch  der  politi- 
schen Oekonomie  in  einzelnen  selbständigen  .^b- 
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"Wagner 


teilungen.  In  YerbiDdim^  mit  Bacbenberger,  { 
Bflcher,  Dietzel  imd  anderen  bearbeitet  and  ber- 
ansgegeben  von  A,  Wagner,  Erste  Hanptab- 
teilune.  Gmndlegimg  der  politischen  Oekono- 
mie,  3.  Aufl.,  1.  Ten,  Grundlagen  der  Volks- 
wirtschaft, 1.  Haibband  (Einleitung  und  Bach 
1—3),  Leipziir  3892.  2.  Halbband  (Buch  4—6), 
ebd.  1893.  2- Teil  Volkswirtscheft  und  Recht,  bes. 
Vermügenwecht  (Buch  1—3),  ebd.  1894.  Von  der 
zu  diesem  Geaamtwerke  ^hörigen  Wagnerschen 
Finanznisseoachaft  erschien  Teil  In.  d.T.Finanz- 
wissenschaft  (Einleitung,  Ordnung  der  Finanz- 
Wirtschaft,  Jinanzbedan,  Privaterwerb),  als  2. 
wesentlich  umgestaltete  und  veiroehrte  Ausgabe 
des  1.  Teils  der  Neubearbeitung,  Leipzig  und 
Heidelberg  1877,  dip  3.  veränderte  und  ver- 
mehrte  Anfl.  ebd.  1883.  Teil  2.  Finanzivissen- 
schaft  (Gebühren  und  allgemeine  St«uerlehre], 
ebd.  1880  (in  2  Heften  1878  und  1880  erschienen) ; 
davon  2.  Anfl.  (verilnd.,  vennehrt,  teilw.  nmge- 
arb.),  Leipzig  1890  (Finanz Wissenschaft,  Teil  2, 
Theorie  der  Besteuerung,  Gebührenlehre  und 
allgemeine  Steuerlebre).  Teil  3  der  Finanz- 
wissenschaft  (in  4  Heften  1886-89):  Specielle 
Steuerlehre,  Geschichte,  Gesetzgebung,  Statistik 
der  Besteuerung  einzelner  Länder,  Uebersicht 
der  Steuergescbichte  wichtigerer  Staaten  und 
Zeitalter  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts  („Stener- 
geschichte"  1886),  die  Besteuerung  des  19.  Jahr- 
nunderts,  Einleitung,  britische  (1887)  und  fran- 
zSai»:he  Besteuerung  (1888,^9).  Gesamtausgabe 
des  3.  Teils  der  Finanz  Wissenschaft,  Leipzig 
1889.  ErgSnznngsheft  zu  Teil  3,  brit.  u.  franz. 
Bestenemng,  18§6.  4.  Teil  der  Finanzwiasen- 
schaft.  Die  deutsche  Bestenernng  des  19.  Jahr- 
hunderts, 1901  {in  2  Halbbänden  1899  n.  1901, 
Gesamtansgabe  1901 ).  Italienische  Uebersetzung  I 
des  1.  una  2.  Bandes  der  Finanz  Wissenschaft,  ' 
nach  der  2.  bezw.  1.  Auflage  (Turin].  Englische 
und  italienische  Uebersetzung  der  Grundlegnng 
bezw.  von  Teilen  davon  sind  in  Aussicht  §■€- 
nommen,  franzUsische  von  Bonnet  erscheint  | 
1901  u.  1902.  —  Ans  dem  Finanzwerke  er- 1 
schien  apart;  Das  Eisenbahnwesen  als  Glied  j 
des  Verkehrswesens,  insbes.  die  Stuatsbahnen, 
Abriss  einer  Eisenbahnpolitik  und  Oekonomik. ) 
(Separatahdruck  aus  der  2.  Ausgabe  des  1. 
Bandes  der  Finanz  Wissenschaft),  Leipzig  und  | 
Heidelberg  1877.  Femer:  Die  französische  Be- 1 
Htenernng  von  17H9— 1889  (Separatauagabe  von 
Heft  3  und  4  des  3.  Teils  der  Finanzwisaen- 1 
Schaft),  Leipzig  1889.  —  Un.sere  Manzreform,  i 
Berlin  1878  (Heft  95  der  v.  Holtaendorffschen  | 
Zeit-  und  Streitfragen).  —  Die  Komninnalsteuer- 1 
frage,  Ausarbeitung  eines  Referstes  im  Verein 
für  Sozialpolitik.  Mit  einem  Nachwort:  Der 
Verein  für  Sozialpolitik  und  seine  Verbindung  | 
mit  dem  volkswirtschaftlichen  Eongress,  Leipzig  | 
und  Heidelberg  1878.  —  Der  Staat  und  das 
Veraieherunpuwesen,  I.  (aus  der  Tüb.  Zeitschrift 
für  Staata Wissenschaft).  Sozialökonomische  und 
Bozialrechtliche  Studie.  1.  (einziges)  Heft.  Prin- 
cipielle  Erörterungen  über  die  Frage  der  ge- 
mein wirtschaftlichen  oder  Privatwirtschaft  liehen 
Organisation  des  Versicherungswesens,  Tübingen 
1881.  —  Für  bimetAtlistiache  Münzpolitik 
Deutschlands,  1.  Aufl.,  Berlin  1881  (grossenteils 
nach  Aufsätzen  in  der  „Deutschen  landwirt- 
scbaftlicheu  Preaae").  2.  Aufl.  mit  einem  (auch 
selbständig  gleichzeitig  erschienenen!  Kachtrage, 
die  jüngste  Münzdebatte  im  deotachen  Reichs- 


tage und  die  französischen  Vorschlage  für  den 
internationalen  MUnzkongress.  Berlin  1881.  — 
Ueber  Verstaatlichnng  der  !Eisenbahnen  und 
über  soziale  Steuerreform  (Land tagsreden),  Berlin 

1883.  —  Gutachten  über  das  Sparkasaensjstem 
von  A.  Scherl,  Berlin  1890  (als  Manuskript  ge- 
druckt). ^  Das  neue  sozialdemokratiache  Pro- 
gramm. Vortrag  auf  dem  3.  evang.  -  sozialen 
KongreBs,  Berlin  1892.  —  Die  neueste  Silber- 
krisis  und  unser  MQnzwesen,  zwei  mit  einem 
Vorwort  versehene  Aufsätze  aus  den  Preuss. 
Jahrbüchern  (s.  u.),  Berlin  1894.  —  Mein  Kon- 
flikt mit  dem  Freiherm  von  Stumm  (Aufsitze 
aus  der  .Zukunft",  mit  Erweitemugen),  Berlin 
1896.  —  Sozialismus,  Sozialdemokratie,  Katheder- 
uud  StaatssoziaJismns,  6S.  Rede  in  Barmen, 
Berlin  189.1.  —  Die  akademische  Sationalflko- 
nomie  and  der  Sozialismns,  Berliner  Universitäta- 
rektörsrede,  1895.  —  Die  Entwickelnng  der 
Universität  Berlin  1810—95,  Rektoratsrede,  1896. 

—  Untemehmergewinn  und  Arbeitslohn.  Bede 
auf  dem  Kongress  des  christlichen  Bergarbeiter' 
Vereins,  Göttingen  1897.  —  Gmndrisa  zu  Vor- 
lesungen Über  Finanz  Wissenschaft  in  aphoristi- 
acher  Form,  Berlin  1890,  2.  Aufl.  1901/2.  — 
Vom  Territorialstaat  zur  Weltmacht,  akade- 
mische Featrede.  Berlin  1900.  —  Allgemeine  und 
theoretische  Volkswirtschaft^ehre  oder  Sozial- 
Ökonomik ,  Grundlegung  und  Ausführung  in 
aphoristischer  Form ,  Grundriss  zu  seiner  be- 
züglichen UniversilitsTorlesung,  Berlin  1901.  — 
Wohnungsnot  und  stSdtische  Bodenfrage,  öffentl. 
Rede  im  Bund  der  Boden reformer,  Berlin  1901. 

—  Soriale  nnd  wirtschaftliche  Gesichtspunkte 
beim  Schutz  der  Landwirtschaft,  Sflentl,  Rede 
in  der  Vereinig'ung  der  Boden-  und  Wirtschafts- 
reformer,  Beriin  1901.  —  Agrar-  und  Industrie- 
staat, Jena  1901. 

Aus  dem  litte  rarisctaen  Nachlasse  von 
K.  Rodbertna  -  Jagetzow ,  herausgegeben  von 
Schumacher- Zarchlin  nnd  A.  Wagner.  I.  Briefe 
von  Ferd.  Lassalle  an  Rodbertna,  mit  einer  Ein- 
leitung von  A,  Wagner,  Beriiu  1878.  U.  Das 
Kapital,  herausgegeben  von  A.  Wagner  nnd 
Th.   Cozak,    Vorwort  von   A.  Wagiier,   Berlin 

1884.  III.  Zur  Beleuchtung  der  sozialen  Frage, 
Teil  II  etc.,  herausgegeben  von  denselben,  mit 
Einleitung  und  Berichterstattung  von  A.Wa^er, 
Berlin  ItSö.  —  Wagner  hat  mehrfach  Schriften 
von  Schülern  oder  ihm  näher  stehenden  Autoren 
mit  Vorworten  oder  Einleitungen  versehen  (z.  B. 
Berens,  Dogmeugeschichte  der  Grundrente,  von 
Hirachfeld,  Finanzen  Frankreichs,  Model,  Berliner 
EflektenhankeD,  Sattler,  ES'ektenbonken,  Fell- 
meth,  Zahlungsbilanz'). 

b)  in  Sammelwerken  nnd  Zeit- 
schriften: 1.  In  „Hannoversche  Zeitung", 
August  1855:  Das  hannoverache  Eisenbahnwesen 
und  einige  daran  sich  schliessende  Beziehungen, 
7  Aufsätze  (anonym,  Wagners  erste  gedruckte 
Arbeit,  äusserer  Anlasa  für  seinen  L'eber^ng 
zum  Staats  wissenschaftlichen  Studium).  — 2.1a 
der  Zeitschr.  f.  Staataw.:  Die  Kohlen  und  ihre 
Stellung  in  der  Volkswirtschaft  des  deutschen 
Zollvereins,  1856,  Bd.  12.  —  Zur  Geachichteund 
Kritik  der  ßsterreiehischen  Bankozettelperiode, 
1.  nnd  2.  Art.,  Bd.  17  n.  19,  1861,  1863.  -- 
Besprechung  des  Werkes  und  AtJaa  von  Guerry, 
Statistique  morale  de  l'Angleterre  compar^  & 
Ift  stat.  mor.  de  1a  France,  Bd.  21,  1865.  — 
Einiges  von  und  Über  Rj>dhertus-Jaget«ow,  Bd. 
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34,  1878.  —  Eodbertns  Bber  den  Nonnalarbeits- 
tag  etc,  mitgeteilt  von  A.  Wamer,  eM.  — 
Ueber  die  schwebenden  deutschen  Tinanzfragen, 
Ed.  35,  1879.  -  Die  WtLhruDgsfrage  in  der 
neoesten  Litteratur.  Die  BimetoUisten ,  Bd. 
36,  1880.  —  Der  Staat  und  daa  TersicbemneB- 
wesen  (ancli  BelbstSodig  erschienen),  Bd.  37, 
1881.  —  Die  WÄhmngafrage  in  der  Litt«ratQr, 
BiinetaUiBians  fScUnsa),  Oegner  desselben  und 
GDldmonometalhsten,  Bd.  37,  188t.  —  Ueber 
SchGnliergs  Handbuch  der  politigchen  Oekouo- 
mie,  eine  Antikritik,  Bd.  3tl.  18t».  —  Finanz- 
wÜHenschaft    nnd    StaatsBozialisning   mit   Ein- 


Eahlreiche,  meist  nnonjme  FachanfsStze,  beson- 
ders Qber  Ssteireic  bische,  später  auch  Ober  ham- 
bardische,  deutsche  Geld-,  Bank-,  Finanz-,  Steuer-, 
Handels-  nnd  g« werbepolitische  Fr&geu,  Sta- 
tistisches in  den  Jahrgängen  18ö9— 65,  18b7, 
1869,  1870,  besonders  1869/60,  1864/65.  —  9. 
Unsere  Tage.  Monatsschrift  von  WestermaDB 
(Braunschweig).  Oesterreichs  Finanzlage,  die 
üsterreichischen  Finanzen  im  Jahre  18o8  nnd 
die  Ueberscbreitnng  des  Kationalanlehens,  2 
Art    (OkL,    Nov.    1869).   —   10.    Annnaire   du 


K-  Bttchera  Entstehung  der  Volkswirtschaft,  Bd. 
50,  1894.  —  Zahlreiche  Bezensionen,  besonders 
in  den  Jahrgängen  1878fF.,  allgemeinere  Litte- 
raturübersichten  daselbst  in  Bd.  36—38,  1880 
bis  1882.  —  3.  In  den  Güttinger  Gelehrten  An- 
zeigen, grossere  Aufsätze  über  und  Besprechungen 
Ton :  Hamburgs  handelsstatia tische  Tabelfen, 
Madeod»  Banking,  Homs  Annnaire  du  cr^d. 
publ-,  Statistik  des  österreichischen  Steuerwesens, 
Evans  comm.  crisis  of  1867— äS,  Gibbons  Banks 
of  Sew-Yorkj  Höfken,  Reform  der  direkten 
Steuern  in  Oesterreich,  Homs  Financea  de 
TÄntriche  u.  t.  CzStnigs  Oesterreich isches  Bndget 
für  1862,  V.  Hocks  Finanzen  Nordamerikiis, 
Eckardts  Rnssiands  ländliche  Zustände,  v. 
Bock,  Livlfindische  Zustände,  in  den  Jahr- 
gängen 18Ö6,  1868,  IStiö,  1860,  1861,  1863, 1867, 
187Ü,  ^  4.  Westermanns  deutsche  Monatshefte 
(Braunschweig).  Aufsätze  über  deateches,  eng' 
Hschea  Bankwesen ,  Pariser  Creditmobiller, 
Handelskrisen,  Qsterreich isches  Geldwesen,  Jahr- 
gang 1857,  1858.  1859.  —  5.  Frenssisches 
woäenbiatt  (Berlin).  Grossere  Aufsätze  aber 
die  Handelskrisis  von  1867  nnd  ihre  Veran- 
lassnngen  (1858,  Serie  von  8  Artikeln,  z.  T.  in 
späteren  Arbeiten  des  Verfassers,  so  in  seiner 
Theorie  der  Peelschen  Akte  benutzt).  —  Der 
Stader  Zoll  [18581.  ~  Wiederherstellnng  des 
österreichischen  Geldwesens  (1858 — 59).  —  Gegen- 
wärtige österreichische  Finanzlage  |1860).  — 
Politische  Seite  der  Qst«Teichischen  Finanzlage 
(1861).  —  6,  Stimmen  der  Zeit,  Monatsschrift 
herausgegeben  von  A.  Kolatschek  {Gotha,  Leipzig, 
Weimar,  Wien)  (zum  Teil  anonyme  grössere 
faehwjssenschaftliche  Aufsätze).  Wiederaufnahme 
4er  Barzahlungen  der  österreichischen  National- 
bank (1859).  —  Oesterreichs  Finanz-  und  Geld- 
zastfinde  znr  Zeit  des  Kriegsausbruches  und 
Friedensschlusses  (1859).  —  Der  Österreichische 
SUfttshaushftlt  im  Jahre  1858  (1859).  —  Oester- 
reich. t'iüanzfragen,  2  Art  (1860).  —  Deutsch- 
lands See-  nnd  Welthandel  zu  gegenwärtiger 
Zeit  (Ostseehandel)  (186Ü).  —  Die  dritte  Ver- 
sammlung deutscher  Volkswirte  zu  Cöhi  (1860). 

—  Befugnisse  des  Ssterreichischen  Beichsrats  in 
Finanzsachen  (1860).  —  Ueber  die  Verbreitung 
volkswirtschaftlicher  Kenntnisse  (1861).  —  Znr 
Sklavenfrage  in  Nordamerika  (1861).  —  Her- 
Stellung  der  Valuta  in  Oesterreich,  2  Art.  (1861). 

—  Oesterr.  Finanz  vorlagen,  Militäretat,  Bank- 
plan,  Modifikationen  des  U  eberein  komme  ns  zwi- 
schen Staat  und  Bank  (auch  selbständig  er- 
schienen^, Normalbndget,  4  Art.  (1862).  —  7. 
Litteransches  Centralblatt,  eine  Anzahl  Rezen- 
sionen (anonym  oder  Chifier)  in  Jahrgängeu  1859, 
1862-67,    1877.    —    8.    Bremer    Hnndelsblatt,  I 

Uandwärterbar^b  der  SlaatawisaenschafCen,    Zweit« 


Handelsakademie,  Ahhandl.  über  englisches  Bank- 
wesen, 1861.  —  la.  St.W.B.  v.  Bluntschli  und 
Brater  (in  der  1.  grossen  Ansgabel,  7  grössere 
Abhandinngen  dber  Münzwesen   (Bd.  7,  1861). 

—  Finanzen  Oesterreicbs  (historisch -statistisch, 
ebd.  1861).  —  Papiergeld  (ebd.l.  —  Staats- 
achnldeu  (Bd.  JO,  1866).  -  Statistik  (Bd.  10, 
1866,  nicht,  wie  in  diesem  Hdwbch.  bemerkt, 
auch  selbständig  erschienen,  italienische  Ueber- 
setznng  in  den  Annati  di  Statistica  1879.  — 
Zettelbankwesen  (Bd.  11,  1868).  ~  Zölle  (ebd.). 

—  13.  Unsere  Zeit,  Monateschrift  (Brockbans, 
Leipzig),  Oesterreichs  Finanzen  seit  dem  Frieden 
von  ViUatranca,  3  Aufsätze  (1863).  —  14. 
Göttinger  Nachrichten  der  Sodetfit  der  Wissen- 
schaften, Nekrolog  des  Vaters  Rudolf  Wagner 
(1866).  —  15.  Handwörterbuch  der  Volksnirt- 
>>chaftslehre,  herausgegeben  von  H.  Bentzsch 
(Leipzig  1864—1866).  20  znm  Teil  zusammen- 
hängende Aufsätze:  Anleihe,  Banken  nnd  Bank- 
wesen, Banknoten,  Checka  und  Checkhanken, 
Clearing  -  Honse,  Kontokorrent  und  'Banken, 
Kurs,  Kredit.  Kreditanstalten  (CrMits  mobiliers), 
Depositen  nud  -Banken,  Diskont  und  -Banken, 
Giro  nnd  -Banken,  Krisen,  Lombard  und  -Banken, 
MUnze  und  MUnzwesen,  Schiffahrt.  Staatshans- 
halt, Staatsschulden,  Wähmng,  Zettelbank.  — 
16.  Preussische  Jahrbücher  (Berlin).  Die  preussi- 
sche  Bankfrage  vom  allgemein- wirtschaftlichen 
und  politischen  Standpunkte  (1865).  —  Rnss- 
lands  auswärtige  Politik  (anonym,  1866).  —  Die 
Entwictelnng:  der  europäischen  Staatsterritorien 
nnd  das  Nation  alitStsprincip  (politisch  nnd 
historisch-statistisch),  2  Aufs.  {1867).  —  Die  Ent- 
wickelnng  des  deutschen  Staatsterritoriums  und 
das  Nationalitätsprincip  (desgl.),  2  Art  (1868). 

—  Ueber  engliscne  nnd  deutsche  Nationalöko- 
nomie, Ansprache  an  die  Dublioer  Studenten 
(1893).  —  Die  neueste  Silberkrisis  und  nnser 
Milnzwesen,  2  Aufs.  (1893,  auch  selbständig  er- 
schienen). —  Schluseworte  einer  akadem.  Vor- 
lesung über  Sozialpolitik  (1897).  —  17.  Baltische 


selbständig  erschienen).  —  18.  Zeitschr.  (. 
badische  Verwaltung,  herausgegeben  von  Löning, 
Art.  über  badischen  Bankgesetzplan,  2  Au&. 
(1868).  —  19.  Jahrb.  f.  Gea.  n.  Verw.,  Das 
Reicbsfinanzwesen  (1.  Bd.,  1872,  auch  selbständig 
erschienen);  desgl.,  insbesondere  über  die  Fi- 
nanzen im  deutscli -französischen  Krieg  (3.  Bd., 
1874).  —  20.  Sehr.  d.  V.  f.  Sozialpolitik.  Referat 
über  die  Aktiengesellschaftsfrage  (Bd.  4,  1874). 
—  Referat  über  die  Kommunalateuerfrage  {Bd. 
14,  1878,  auch  selbständig  erschienen).  —  21. 
Sammlung  von  Gutachten  itber  die  Reform  des 
Apotbekenwesens  (Magdeburg  1873).  Darin  auch 
Auflage.    VII.  39 
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«anes  von  Wagner.  —  22,  Jahrb.  f.  Nat.  n.  Stat. 
Das  Aktieugescllgchafts Wesen  (Ueberarbeitnci^ 
des  Beferata  f.  d.  Verein  f.  Sozialpolitik)  (Bd.  21, 
1873).  —  Litteratur  über  die  volkswirtschatt- 
Uchen  Wirlinngen  der  französischen  Eriegsent- 
gchädiffung,  Bd.  22,  1874.  —  Das  Reicha^setz, 
betr.  die  Ausgabe  von  Beichakaasen scheinen, 
Bd.  23,  1874.  Litteratur  über  «aterreichiBches 
Geld-,  Bank-,  Finanz-,  Bürsenweseu,  ebd.  —  Be- 
merkungen über  einige  Punkte  dea  Versiehe- 
mngsweaens,  N.  F.  Bd.  2, 1881.  —  Systematische 
Nationalökonomie  (in  Anknüpfnug  an  (i.  Cohus 
Werk),  N.  P.  Bd.  12,  1886  (fehft  im  dortigen 
Inhaltsverzeichnia).  —  23.  Jenaer  Litteratur- 
zeitung,  Rezensionen  in  Jahrg.  1874 — 1877.  — 
24.  Landwirtschaftliches  Centralblatt,  Die  Ans- 
wandernngsfrage  11874).  —  25.  Zoitschr.  d. 
Küaigl.  preiiss.  Statist,  Bnreans,  Zur  Statistik 
nnd  zar  Frage  der  Eiurichtnng  des  national- 
ökonomiachen  und  statistischen  Unterrichts  an 
den  dealtiehen  Universitäten,  Bd.  17,  1877.  — 
26.  Gutachtlicbe  Aeogseningen  über  das  Gut- 
achten G.  HauHsens,  betr.  die  bremischen  Qrnnd- 
stenerverhältnisse  (Bremen  1877).  Darin  ein 
Gutachten  von  Wagner.  —  27,  Zeilschr.  f. 
Handelsrecht,  heransgegeben  von  Goldschmidt. 
Besprechangen  {Cosaas  Schriften),  1879.  —  28. 
Deutsche  landwirtschaftliche  Presse,  4  Artikel, 
Glossen  znr  Münzfrage  (1875) ;  üeber  die  WHb- 
mngsfrage  (1880/81 ,  auch  überarbeitet  selb- 
ständig erschienen).  —  29.  Allgemeine  deutsche 
Biographie,  Adolf  Held  (zu  dem  Verzeichnis  der 
Schriften  über  Held  in  diesem  Handwürterbncb 
in  1.  Aufl.  Bd.  IV,  S.  465,  ebenso  wie  Wagners 
Nekrolog  in  der  Al^m.  Zeitung,  1880,  nach- 
zutragen). —  30.  Encyklopädie  der  Rechts- 
wissenschaft, herausge^'eben  von  v.  Holtzendorff, 
I,  3.  Anfl-,  Aufsatz  Reicbsbank  (1881).  —  31. 
SchQnbergs  Handbnch  der  polit  Oekonomie. 
Darin  in  den  4  Auflagen,  in  jeder  erweitert,  die  ' 
4  Abhandlungen ;  Der  Kredit  und  das  Bank- 1 
wesen  —  Veraicbernngaweaen  —  Die  direkten 
Steuern  —  Die  Ordnung  der  Finanz  Wirtschaft 
und  der  Cifentliche  Kredit  [1881—82,  1.  Aufl., 
1890.91  i.  Anfl.).  ItAlieniäche  Uehersetzung 
die.ser  Abhandlungen  wie  des  eanzeu  Schünberg- 
Bchen  Werken.  (Englische  Uet^rsetzung  der 
Abhandlung:  Direkte  Steuern  in  Nordamerika, 
18ii;i).  —  32.  Bulletin  de  l'institnt  intemat.  de 
stKlbtiq^ne,  Ueber  eine  Aufgabe  der  Statistik 
der  Preise,  Jahrg.  1887.  —  33.  Archiv  f.  soziale 
Gesetzgeb.  n.  Statistik ,  herausgegeben  von 
Brann,  Ueber  soziale  Finanz-  und  Steuerpolitik, 
Bd.  4,  1891.  —  34.  yuarterly  Journal  ot  eco- 
uomics  (Boaton),  Ueber  Harshalla  Principles  of 
economica,  1891.  —  35.  Schanz'  Fiiianiarchiv. 
Die  Reform  der  direkten  Staatsbesteuerung  in 
Prenssen  im  Jahre  1891.  Artikel  I  (.Allgemeines 
und  Einkommenstenen,  Jahrg.  VIII,  Bd.  2, 1891 : 
Artikel  II  (Gewerbesteuer),  Jahrg.  XI,  Bd.  1. 
1894,  —  3«.  Angsbnr^r  [Jetzige  Mllnchenerl 
Allgemeine  Zeitung,  Beilace.  Fach wisaenac haft- 
liche AufaStze,  teils  mit  N'ameu,  teilit  auonym, 
besonders  1878—81,  ao:  Lassalle  und  Rodbertiis 
|Nr.  282,  1878),  —  Die  NationalGkonomie  anC 
den  deutschen  Universitüten  und  die  Sozial- 
demokratie (Nr.  290.  1878),  —  Was  ist  Kom- 
muniamns  und  Sozialismns?  (Beilage  Nr,  8,  86, 
97,  1879],  —  Noch  ein  Wort  über  Rodbertua 
(Nr.  209,  1879i.  —  Volka Vermehrung  und  Aus- 
wanderung, 7  Artikel,  Juni  18K).  -  Adolf  Held, 


Nekrolog  (Beilage  vom  11,  luid  12.  IX.  1880). 
—  Vom  Territorial  Staat  zur  Weltmacht  i  er- 
weiterte akadem,  Festrede)  1900.  —  GrÖasere 
BUcheranseigen .  über  SchäfTles  Steuerpolitik, 
B.  Sai'  Verkehremittel  u.  a.  m.  —  37,  Zukunft, 
Industriest*at  und  Agrarstaat,  1894.  —  Deutsch- 
land als  Industi'jeataat,  1897.  —  Serie  von  Ab- 
handl.  über  finanz-  und  steuerpol itiscbe  Fragen 
(u,  Flottenfra^e),  1898,  u.  a.  m.  —  38.  Kosmo- 
polit. Zur  Kritik  des  sozialistischen  Znkunfts- 
»t&ata  (gegen  Liebknecht),  2  Artikel,  1898.  — 
39.  Sammelwerk,  Handels-  n,  Machtpolitik.  190U. 
Darin  in  Bd  2  FtottenTeftt&rknng  u.  unsere 
Finanzen.  —  40.  Lotse  (Hamburg),  Zur  Frage 
von  Industriestaat  ii,  weltwirtschaftlicher  Eiit- 
wiokelnng,  1900.  --  41.  Ttel.  Rundschau.  Ar- 
tikelserie Über  Agrar-  und  Industriestaat,  1901. 
^  42.  Nortb  American  Review,  Debts  of  üer- 
many,  1901.  —  43.  Archiv  f.  Eiaenbabnwesen 
(Rezensionen).  —  44.  In  diesem  Handwörter- 
buch; der  Abschnitt:  Die  volkswirtschaftliche 
Principienfrage  der  Rechtsordnung  des  Grund 
und  Bodens,  in  dem  Aufsatz  Grundbesitz,  Bd. 
IV,  S.  112—132,  2.  Aufl.  Bd.  IV,  S.  793—823 
(Bodenrechtsordnung:)  n.  Art.  Staat  in  nationat- 
jlkonomischer  Hinsicnt,  Snppl.-Bd.  I,  S.  721—731 
u.  2.  Aufl.  Bd.  VI,  S.  940—952.  —  In  der 
I  TagespresseWiena,  Hamburgs.  Berlins,  Münchens, 
PetersDUrgs  u,  a.  0.  war  Wagner  zeitweilig 
ebenfalls  thätig,  meist  anf  dem  Gebiete  seiuer 
FachspeciaiitÄteti,  Geld-,  Kredit-,  Bank-.  Ver- 
sicherungs-,  Eisenbahn-,  Finanz-,  Steuerfragen, 
auch  in  soziaipolitiachen  Angelegenheiten. 

Wagner  ist  weaeutlich  von  der  Statistik 
und  der  Jurisprudenz  zur  Volkawirtschaft.'ilehre 
herübergekommen.  Seiue  Methode  und  Rich- 
tung erklären  sich  mit  daraus.  -  Neben  dem  sta- 
tiatiscben,  das  er  als  das  relativ  beste  induktive 
Verfahren  in  der  Nationalükonomie  betrachtet, 
hat  er  immer  auch  das  deduktive  Verfaliren 
ala  gerechtfertigt  angeaehen  nud  e«  selbst  mit 
angewendet.  In  Abwehr  der  Angriffe  des  von 
ihm  sog.  „jüngeren  Historie tana''  auf  dieses 
Verfahren  ist  er  fUr  dasselbe  neuerdings  auch 
in  theoretischen  Ausführungen  eingetreten,  in 
welchen  er  aber  im  ganzen  einen  vermittelnden 
Standpunkt  in  dem  methodologischen  Streit 
zwischen  den  extremer  Urteilenden  (Menger- 
Schmoller)  einnimmt,  dabei  die  Verdienste  K, 
Mengers  anerkennend  (cf.  den  1.  Teil  der  H.  Aufl. 
seiner  ..Grundlegung").  Vornehmlich  von  prak- 
tischen, volkswi  rtschaf  tspolitischeuFrsgpii(  Eisen- 
bahnwesen, Bank-,  Geld-,  Kredit-,  Finanzfi'ogen 
etc.)  ausgebend  und  lange  darin  hauptsächlich 
litterariacb  tliätig,  war  sein  Bestreben  auch  in 
die^^en  Arbeiten  von  Anfang  an,  zu  principieller 
Behandlung  der  Probleme  und  inaofern  zn  oll- 
gemeineren,  theoretischen  Ergebnissen  auf  den 
von  ihm  hearbeiteteu  Gebieten  zu  gelangen.  In 
seinen  moratstatiatischen  und  theoretisch-statis- 
tischen Arbeiten  tritt  diea  ebenfalls  her\-or. 
Später  ist  seine  Hinneigung  zur  Theorie,  zum 
Principiellen ,  zur  Systematiaiemng,  zu  den 
Fragen  der  „sozialökonomischen  Grundlegung'' 
immer  stArker  geworden.  Dies  hat  ihn  auch 
auf  ganz  andere  als  aeine  früheren  Stadienge- 
biete gebracht  und  zu  anderer  Behandlun'gs- 
weise  geführt.  In  seinen  Hauptwerken,  seiner 
„Grundlegung-'  und  seiner  Finanz  wissen  si'haft, 
be.<onders  in  seiner  Theorie  der  Besteuerung  — 
und  hier  von  Auflage  zn  Anflöge  immer  mehr 


„^^ic 


Wagner 


—  tritt  dies  n-ohl  am  meUten  hervor.  Die 
erossen  Bände  3  u.  4  seiner  FinonzwimenBchoft 
fbrit.,  ftaniös.,  deiiteche  Bestenerung)  gind  in- 
dessen wesentlich  kritlach-dexkriptiT  gebalteo. 
Wie  die  meisten  seiner  Altersgenossen, 
welche  in  den  ISoOer  Jahren  ihre  Fachans- 
'  bildong  empfingen,  gebSrte  auch  Wagner  zu- 
erst mehr  der  freihäudlerischen  Richtnng  an, 
SD  in  seiner  ersten  ^sseren  Bankscbrlft,  ob- 
wohl er  schon  in  seiner  Erstlingaar  bei  t  (18äö) 
das  Staatsbahn sjstem  vertrat.  Bereits  in  seinen 
zahlreichen  österreichisch eu  Finans-  und  Valota- 
arbeiten  (1859  ff.J,  in  manchen  Aufsätzen  des 
Reutzschschen  „Hand Wörterbuch s"  (1864)  wendet 
er  sich  einer  mehr  historisch-relativen,  nament- 
lich dem  Staate  nnd  dessen  Eingreifen  in  das 
WirtscbBftslebeQgünstigerenRichtnnK'ZD,  welche 
dann  später  vijlTig  bei  ihm  znm  Dnrchbmcii 
kommt.  Er  ging  bierin  nnd  gebt  z.  T.  noch 
hente  darin  weiter  nnd  n&hert  sich  dem  So- 
zinlismna  allerdings  in  der  Form  des  „Staats- 
sosialismus"  mehr  als  die  meisten  seiner  Uni- 
versitätskoUegen,  obwohl  er  mit  diesen  zu  den 
„Kathedersozialisten"  gerechnet  zu  werden  pflegt. 
Wenn  man  ihn  sogar  mitunter  kurzweg  als  dem 
Sozialismus  anheimgefallen  bezeichnet  nat,  wohl 
mit  infolge  bisweilen  etwas  zu  temperament- 
voller Aeussernugen,  so  zeigen  doch  seine  oben 
e«niuinten  Hauptwerke,  seine  Stellung  zu  Rod- 
oertns,  den  er  sehr  verehrt,  ohne  seine  sozialis- 
tischen Doktrinen  anzunehmen,  fernerhin  ver- 
schiedene Aufsätze  und  Reden,  so  seine  Rede 
auf  dem  3.  evangelisch -sozialen  Kongreas  über 
das  neue  Erfurter  Programm  der  Sozialdemo- 
kratie (1892),  dass  er  nicht  Sozialist  im  eigent- 
lichen Sinne  ist.  Er  steht  zum  Sozialismus 
ähnlich  wie  Schüffle,  dem  er  sich  überhaupt  in 
manchen  Beziehungen  nähert  nnd  von  dem  er, 
wie  von  Rodbevtns,  gern  hervorhebt,  am  meisten 
gelernt  zu  haben  und  am  stärksten  boeinflnsst 
worden  zu  sein  (s.  die  Widmung  seines  4.  Teils 
der  Finanzwissenschaft  an  diesen,  1901 ;  er  be- 
zeichnet hier  Rodbertus,  SchäfFle,  B.  v.  Mohl 
als  die  Männer  und  Lehrer,  von  denen  er  die 
tiefsten  wissenschaftlichen  Anregungen  erhalten 
habe]-  /^u  einem  gewissen  Abschlnss  seiner,  wie 
er  sie  nennt,  „sozialökonomischen"  Theorie  und 
damit  seiner  Stellung  auch  dem  Sozialismua 
gegenüber  ist  er  wohl  in  der  3.  Auflag  seiner 
„Grundle^ing"  gekommen.  Hier  wird  zwi- 
schen Individualismus  nnd  Sozialismus  vermittelt, 
Wagner  sucht  jedem  das  Seine  zu  geben 
dem  letzteren  nur  vielleicht  mehr  etwas  als 
andere  seiner  Fnchgenossen.  In  psychologischen 
Auseinandersetzungen  mit  beiden  Richtungen 
wird  aber  der  Sozialismus  von  ihm  gerade  psy- 
chologisch angegriffen  (s.  den  obengen.  Aufsatz 
gegen  Liebknecht).  Auch  vom  Standpunkte 
der  fortgebildel«n  Maltbnsschen  Bevölherungs- 
lehre,  die  er  festhält,  wendet  sich  Wagner  gegen 
ibn.  £r  entnimmt  aber  der  sozialiatischen  An- 
schauung die  Ansicht  von  der  massgebenden 
Bedeutung  des  Rechts,  auch  des  Privatrecbts 
ftlr  das  ganze  Wirtschaftsleben  nnd  betrachtet 
es  daher  als  EanptauCgabe  des  NationalCko- 
ttomen,  dieses  Recht  —  „Freiheit  und  Eigen- 
tum' —  einer  kritischen  volkswirtschaftlichen 
Betrachtung  zu  nnteraiehen  ^s.  seine  „Grund- 
legung'' bes.  Bd.  2).  In  der  Finanzwisseoscbaft 
betont  er  Überall  scharf  den  sozialen  Gesichte- 
pimkt  und  schreibt  der  Finanz-  und  Steuer- 


politik grosse  soziale  Aufgaben  zu.  In  der 
nenerdings  aufgetauchten  wissenschaftlichen  und 
publizistischen  Kontroverse  über  Agrar-  nnd  In- 
dustriestaat hat  er  zuerst  (1894  in  der  „Zu- 
kunft", s.  0.)  dann  in  effentUchen  Reden  eine 
mehr  skeptische  Stellung  gegenüber  dem] in- 
dustriestaatlichen Optimismus  eingenommen 
(auch  schon  vor  der  Oldenbergscben  Rede  aus 
1897),  z.  T.  ähnlich  wie,  z.  T.  abweichend  von 
Olilenberg,  namentlich  mehr  aus  dem  popnlatio- 
nistiscben  Standpunkte.  Er  hat  sieb  darüber 
190[)/1!KI1  iu  den  oben  genannten  Aufsätzen  im 
„Iiotsen'',  „Tägl.  Rundschau'-  nnd  in  der  Schrift 
über  Agrar-  und  Industriestaat  (löUl,  Erweite- 
rung jener  Aufsätze)  mit  H.  Dietzel,  L.  Bren- 
tano, der  j.Hilfe-'  auseinandergesetzt  Daher  ver- 
tritt er  auch  den  Agrarschutz,  den  Kornzoll, 
nicht  als  „Agrarier",  sondern,  wie  er  glaubt, 
im  gesamtwirtschaftlichen  Interesse. 

Hethodologisch  steht  Wagner  auch  in  seinen 
neueren  grüsseren  Werken  der  älteren  Richtung 
näber;  er  operiert  deduktiv  und  statistisch  mit 
Vorliebe  und  strebt  zo  abstrakten  Ergebnissen 
und  zu  mehr  dogmatischer  und  systematischer 
als  historischer  Behandlung  des  Gegenstandes. 
Allein  trotz  seiner  üfters  scharfen  Polecoik  gegen 
die  Anbänger  der  jüngeren  historischen  Rich- 
tung stimmt  er  doch  andererseits  mit  den  Er- 
gebnissen und  Zielen  dieser  Richtung  vielfach 
Ubereiu.  Er  will  nur  nicht  die  Nationalökono- 
mie in  Wirtachaftsgeschicht«  aufgehen  lassen, 
was  seiner  —  freilich  von  seilen  der  Be- 
teiligten bestrittenen  —  Meinung  nach  der 
„jüngere  Historismus"  zu  sehr  thnt,  und  ver- 
wahrt sich  gern  gegen  der  Vertreter  des  letB- 
teren  ^.überlegenes  Selbstgefühl"  auf  wissen- 
schaftlichem Gebiete. 

Vgl.  über  Wagner:  Boscher,  Gesch.  1011 
und  1Ü44.  —  Röscher,  Si-stem  L  gS  2,  5,  11, 
12.  13,  68,  77,  78.  81,  84,  88,  91,  94,  95,  115, 
146,  203,  205,  237,  III.  6,  7,  8,  30,  45,  50,  51, 
53,  54,  BO.  67,  68,  70,  71.  72,  75,  77,  84,  85, 
111*.  —  Oppenheim,  Der  Xathederaozialia- 
mos,  Berlin  1872;  2.  Aufl..  ebenda  187.S.  - 
Knies,  Geld  nnd  Kredit.  2.  Abt.  Der  Kredit. 
2.  Haltte,  Berlin  1879,  S.  437  ff.  u.  a.  a.  0.  — 
Laveleye,  Die  sozialen  Parteien  der  Gegen- 
wart. Nach  der  2.  AnH.  übers,  von.  M.  Ehe- 
berg, Tübin^n  1884,  S.  392ff.  —  Cohn, 
System  der  Nationalökonomie.  1.  Bd.  (Grund- 
legung der  Mationalükonomie),  Stutl^part  1885, 
S.  170.  —  Walcker,  Handbuch  der  National- 
ökonomie. V.  Bd.  (Geschichte  der  National- 
ökonomie), Leipzig  1884,  ö§  76  und  77,  S.  153  ff. 
—  Schönberg,  3.  Aofl.  L  S.  104.  -  J.  K. 
Ingram,  Geschichte  der  Volkswirtschaftslehre. 
Autorisierte  Uebersetzang  von  Rose h lau, 
Tübingen  1890,  S,  283fl',  —  Cossa,  Introdn- 
zione  allo  studio  dell'  economia  politira,  3.  ed. 
Hilano  1892,  an  verschiedenen  Stellen,  vor  allem 
S.  439  ff.  —  Die  deutsehen  Universitäten,  hrsg. 
von  Lesis,  I.  ßd,,  Berlin  1893,  S,  575-57* 
(von  H.  Dietzel).  —  Kosoher-Gerlach, 
Finanz  Wissenschaft,  5.  Aufl.  1901,  S.  31.  — 
Schmoller,  Griindriss,  1900,  S.  U9,  123  u. 
a.  ft.  0.  —  V.  Heck,  Jahrb.  f.  Nat.  n.  Stat. 
1900.  (Wagner  als  Finanztheoretiker).  — 
Reinhold.  Bewegende  Kräfte  der  Volkswirt- 
schaft (1898),  vielfach,  bes,  S.  486—510. 
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s.  DoppelwähruügobenBd.IIIS.237ff., 
Üold  und  Goldwährung  oben  Bd.  IV 
S.  748ff„  Parallelwfthiung  oben  Bd. 
VI S.38ff.,  Silber  und  Silberwahrung 
oben  Bd.  \T  S.  7  24  ff. 


TrVaisenverBicheniDg 

8.  Witwen  und  Waisenversic] 


Walker,  Francis  Amasa, 

geb.  am  2.  VII.  1840  iu  BostAO,  gest.  daselbst 
am  b.  1.  1897,  als  Ehrendoktor  dreier  amerikO' 
nischer  und  zweier  deutscher  Universitäten  sowie 
als  Präsident  zahlreicher  erelehrterjjeBelischaften, 
Btudiene  die  Rechte  in  Worcester,  wurde  1869 
Direktor  des  znm  Treaanr;  Dep&rtment  K^ 
hSrigea  atatiätischen  Bnreaua  der  Vereinigten 
Stanten  und  nebenamtlich  bis  1872  „Commissioner 
of  Indiiui  Affairs",  folgte  ISTS  dem  Rufe  als 
Professor  der  Volkswirtschaft  und  Geschichte 
an  der  Sheffield  Hcientific  School  der  Yale-Uni- 
versität  nach  New-Haveu  und  wurde  1881  Prä- 
Bident  des  „Massachusetts  Inatitute  of  Techno- 
logy"- 

Walker  TerSffentlichte  von  staatswLieen- 
echaftlicheu  Schriften:  a)  in  Buchform:  Com- 
merce and  uavigatioD  of  the  United  States,  2 
Bde..  Washington  186869.  —  IX,  Cenaus  of  tbe 
UuiteU  Sutes,  4  Bde.,  ebd.  1872/73.  —  A  compen- 
dium  ot  the  IX.  Ceusna  iJnne  1,  1870)  of  the 
United  Siates ,  eM.  1872.  —  The  Indian 
qnestion,  Boston  1874.  —  Relations  of  race  and 
natiouality  to  mortality  in  the  United  States, 
Washington  1874.  ~  Statistical  atlas  of  tbe 
United  States,  based  on  the  results  of  the 
IX' 1"  Censua,  with  coutributions  from  many 
eminent  raen  of  science  and  several  departments 
ot  the  govemment,  ebd.  1874.  —  Worlds  fair, 
Philadelphia  1876,  a  eritical  account,  New- York 
1876.  —  The  wages  qnestion,  a  treatise  on 
wage.«  and  the  wagea  class,  ebd.  1876;  dasselbe, 
neue  AuHgabe,  London  1877;  daaselbe,  2.  Aufl., 
New-York  nnd  London  1891.  —  Money,  Kew- 
York  1878;  dasselbe,  neue  Ausgabe,  London 
1878:  daaaelhe,  2.  Aufl.,  Kew-York  IbKÜ;  das- 
selbe, 3,  Aufl.,  New-York  und  Loudon  1891.  — 
Money  in  ita  relations  to  trade  and  industry, 
New- York  1879 ;  daaselbe,  neue  Ansgabe,  Lon- 
don IbtU.  —  Poiitical  econoniy .  Jiew-York 
1888;  da^elbe,  2.  Anfl..  ebd.  18K7;  dasselbe, 
neue  Aa»gabe.  London  18f6.  ~~  Land  and  its 
rent,  BoHton  1883 ;  dasselbe,  neue  Ausgabe, 
Ijondon  1884.  —  l'olitieal  economy,  briefer 
conrne,  New-York  1884;  dasselbe,  neue  Aud. 
u.  d,  T  L  Brief  te\t-book  ot  poiitical  economy, 
London  1^86.  —  The  sonrce  uf  business  profits, 
Xew-York  1887.  —  First  lessons  in  poiitical 
t!conomy,  ebd.  1^89;  dasselbe,  nene  Anagabe, 
I^ndun  18i(0.  —  Simpler  poiitical  economy:  flrst 
leäson»,  New-York  WM.  —  Tbe  doctrine  of 
reut  and  the  residual  daimant  theory  of  wages, 
ebd.  1891.  —  Polifical  economy,  abstraet  by  E. 
L.    Hawkins,    wlth    iiuestions    aud    references, 


London  1892.  —  Walker  gab  heraus  von  staaU*- 
wissenschaftlichen  Schriften  in  Buchform; 
Beports  and  awards  of  the  Dnit«d  Staates  Cen- 
tennial  Commisaion,  granps  1—36,  Philadelphia 
1877—80.  —  Judges  report  on  awards,  8  Bde., 
ebd.  1878—80.  —  X,  Censns  of  the  United 
Staates,  24  Bde.,  Washington  1883/89.  —  Er 
war  ferner  als  Hitarbeiter  beteiligt  an  dem 
Werke:  The  flrst  Century  of  the  Kepublic :  A 
reTiew  ot  American  progress,  New-York  1876. 

Walker  verOfFentliäite  von  staatswisaen- 
schaftlichen  Schriften  b)  in  Zeitschriften: 
1.  In  Jonmal  of  Social  Science  (Saratoga  papersi 
New-York  No.  VI,  1873:  Some  reaults  of  the 
CensuB,  S.  71/98.  —  Induslrial  edncation,  No. 
XIX,  1886,  S.  117,ai.  —  2.  In  National  Review, 
Chicago:  Protection  and  American  agricnltnre, 
Jahrg.  1888.  —  3.  In  Poiitical  Scienc«  Quar- 
terly.  New-York:  Tbe  hases  of  taiation,  Bd. 
UI,  1888,  S.  1/16  (richtet  sich  ge^n  Spahrs 
„taiation  of  labor"  in  Poiitical  Science  Qnar- 
t«rl;,  Bd.  I).  4.  In  Pabllcationa  of  the  Ameri- 
can Statistical  Association,  Boaton :  Statistics  of 
the  colored  race  in  the  United  States,  New 
series,  Bd.  II  (1890),  Ko.  11;12,  3.  91  ff.  —  ö.  in 
National  Review,  London:  The  monetary 
queation  in  tbe  United  States,  1896,  Aogust. 

Walker  war  von  den  namhaften  National- 
Skonoinen  Amerikas  der  erste,  welcher  mit  der 
orthodoxen  Lehre  brach  und  zur  neuen  rea- 
listischen Richtung  der  historischen  Schule  über- 
ging. Er  bekennt  sich  znin  iutematioualen 
fiimetallismna  nnd  sieht  als  Konsequenz  der 
Verwerfung  des  Silbers  als  gesetzliches  Zah- 
Inngsmittel  die  unausbleibliche  hedentende 
Steigerung  des  Goldpreises.  Ricardos  Ansieht 
von  der  grossen  Beweglichkeit  der  edlen  Hetalle 
lässt  er  nicht  gelt«n  und  beatreitet,  dass  deren 
Zn-  nnd  Ahflnss  im  internationalen  Handelsver- 
kehr sich  BO  leicht  wie  die  Transaktion  Jeder 
anderen  Ware  gestalte.  Walker  ist  ferner  ein 
strenger  Anhänger  dea  (.^rrency Systems  und 
verteidigt  als  solcher  den  Satz:  Ein  Papierijeld 
emittierendes  Land  darf  niemals  Kredit  für  das 
papierene  t^ld&quivalent  seiner  £missionssnmme 
beanspruchen,  sofern  nicht  fUr  jede  in  Umlauf 
gesetzte  Note  klingende  Münze  als  Deckung  re- 
serviert bleibt  In  seiner  Schrift:  „The  wagea 
question"  <b.  o.)  tritt  er  als  BekSmpfer  der 
Lohnfondsiheorie  auf.  Walkers  Grundrenten- 
theorie deckt  sich  vollständig  mit  der  Ricardo- 
schen  und  er  verteidigt  letztere  mit  ebensoviel 
Geschick  als  Ueberzeugungs kraft  namentlich 
gegen  die  Gareyschen  Angriffe  UUter  gelegent- 
licher Zurückweisung  auch  der  von  Bastiat 
gegen  Ricardo  erhobenen  Einwände.  Das 
kofiektivist  Lache  Nalionalisationssystem  der 
Grundrente  beiw.  die  Doktrin  des  bedeutendsten 
Verteidigers  desselben  in  ,  Amerika  Henry 
(ieorge  wird  in  der  Schrift  „Land  and  its  rent'' 
(s.  0.)  von  ihm  beliiimpft  nnd  gegen  George,  der 
in  der  Rent«  des  Grnndeigcutümers  eine 
Sclimälerui^  des  Arbeitsproduktes  des  Arbeiters 
sieht,  die  Behauptung  verfochten,  dass  bei  zu- 
nehmender Produktion  die  Nachfrage  nach 
Bodenerwerb  mit  der  Nachfrage  nach  Arbeit 
Hand  in  Hand  gebe  nnd  dass  letztere  in 
den  Indiiatrierrntren  die  Nachfrage  nach  Gruud 
und  Boden  weseuthoh  übersteige.  Die  Vorbe- 
reitnngs-  und  Ansfühningsarbciten  des  1870  er 
BevjJikeTungscensDS    der    Vereinigten    Staaten 
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1  Walker  nach  dem  antiquierten 
G.  T.  15.  V.  18Ö0  vorgenommen  werden,  weil 
Her  Eongresa  sämtliche  nemeitliche,  die  Orgn- 
niSAtion  uud  den  Hechanisrnng  des  Zählnnga- 
werkes  betreffende  Reform voraehlige  abgelehnt 
hatte.  In  den  dichtbevöllierteu  Staaten  der 
Union  erwieiien  sieh  diese  veralteten,  eine  nn- 
untze  Belästigung  dea  Publikums  provoEierenden 
ZtäitnngB Vorschriften  als  gänzlich  verfehlt,  trat 
der  registrierenden  Thätigkeit  der  Census- 
mugchäUe  nicht  selten  der  offene  Widerstand 
<ler  Bevölkerung  entgegen.  Zur  Verwertung 
dea  gewonnenen  Gesamtmaterials  mnsste  daher 
bei  dessen  Aufbereitung  der  Kombination  ein 
t^eites  Feld  eingeräumt  werden,  nnd  gleicb- 
vroht  gelang  es  dem  eminenten  Organisations- 
talente Walker»!,  auf  Grund  der  Probahilitätsbe- 
rechnnng  ein  den  thatsächlichen  Verlittltnissen 
nahe  kommendes  Zahlenbild  fUr  die  Dmcklegnng 
zn  liefern.  Besonders  die  rein  popnlationtatischen 
zwei  ersten  Bände  des  Censnswerkes  sind  als 
authentische  Dokumente  dee  Revülkemngsstan- 
des  in  seinen  verschiedenen  Gruppierungen  an- 
znnehmen,  was  sich  von  den  Appendice.t :  „the 
statistics  of  tbe  blind,  the  deaf  and  dnmb,  the 
insnne  ajid  the  Idiotie'  etc.  nicht  behaupten 
läast,  ebensowenig  von  den  im  III.  Bande 
niedergelegten  Daten:  ,.the  tables  of  wealth, 
taialion  and  pnblie  indebtedness ;  of  agriculture, 
manufactures ;  mining  and  tbe  fisheries". 

Vgl.  über  Walker:  Engel,  Kostender 
Volkszählungen,  Anlage  VII,  ä.  ö3,'5ä ,  in 
Zeitschr.  des  kgl.  preuss.  statistischen  Bareans, 
Jahrg.  X,  Berlin  l«7ü.  —  Thompson,  Social 


economy,  London  1B88,  S.  106,  164,  160,  175, 
227.  238.  —  Zucherkandl,  Znr  Tbeorie 
des  Preises,  Leipzig  1889,  S.  176/176.  -  C  o  h  n , 
Die  heutige  Nationalökonomie  in  England  nnd 
.\nierika,  II.  Artikel,  in  Jahrb.  f,  Ges.  und 
Verw.,  Jahrg.  XUI,  Heft  3,  Leipzig  1889,  S. 
238.  —  Encyclopaedia  American«,  Supplement- 
band, New- York  1891.  — Cossa,  Introdnzione 
sllo  studio  deir  economia  politica,  3.  Aufl.. 
Mailand  1892,  S.  489  n.  ö.  —  Annals  of  the 
American  Acsdemv  of  politiral  and  social 
science.  Bd.  III,  Philadelphia  1893,  S.  238;40.' 
-  R.  P.  Falkner,  Francis  Amasa  Walker 
iNekrolog)  in  Annals  of  the  American  Academy 
ot  political  &  social  science,  Bd.  VII,  ebd. 
1897.  —  Francis  Amasa  Walker  (necrolog-y)  in 
Yale  Review,  vol.  V,  Nr.  4,  NewHaven,  Febru- 
ary  1897.  —  Lippert,  Francis  Amasa  Walker 
in  Elster,  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  Bd, 
II,  Jena  1898,  S,  844. 

Lippert, 


Wallace,  Robert, 

Gebnrtsjahr  unbekannt,  wirkte  als  Geistlicher 
[Dr.  theol.l  in  Edinburg  nnd  starb  daseibat  am 
29.  VII.  1771  als  Mitglied  der  dortigen  Philo- 
Bophieal  Society. 

Wallace  veröffentlichte  von  Staats  wissen- 
schaftlichen abritten  in  Buchform:  Disser- 
tation on  the  numbers  of  mankind  in  ancient 


and  modern  times,  in  whieh  the  saperior  popn- 
loniness  of  antiqnit;  is  maistAin^,  wita  re<- 
marks  on  Hume's  discourse  of  the  populousneia 
of  ancient  nations,  Edinburg  1763;  dasselbe.  2. 
Anfl.,  ebd.  1609;  dasselbe,  in  franzUsiacher  Ueber- 
setznng  von  H,  de  JoncoarC,  London  (recte  Paris) 
1764;  dasselbe,  in  franzöaiwiher  L'ebersetzung 
von  M.  E.  (Eidoas),  Amsterdam  aud  Paris  1769. 

—  CharacteristJca  of  the  present  political  atat» 
ot  Great  Brilain,  London  1768.  (Der  im  Titel 
nicht  angedeutete  Inhalt  dieser  Schrift  befasse, 
sich  mit  Banken,  Staatskredit,  Staatsschulden 
und  dem  Nation  aireich  tum  Gross  britauniens  etc.) 

—  Variona  prospects  of  mankind,  uature  and, 
providence,  ebd.  1761.  —  Die  unmittelbare  Ver- 
anlassnng  zu  der  Schrift  ,. Dissertation  im  Ute 
Dumbers  of  mankind''  etc.  (s.  o.)  gab  Wallace 
die  im  Titel  der  „Dissertation"  genannte  Ab- 
handlung Humea  über  den  nämlichen  Gegea- 
stand,  welche  in  dessen  „Essays*'  abgedruckt  ist. 
In  der  heahaiohtiglen  Widerlegung  Hnmea 
stützt  sich  Wallace  vielfach  auf  Montesqni«!, 
mit  dein  er  darin  übereinstimmt,  dass  die  neu- 
zeitlichen Bevölkecungsverhältnisaebeziv.  -Ziffern 
hinter  denen  des  Altertums  weit  zurück  stehen. 
Seine  aus  dem  Altertum  herausgegriffenen  Bei- 
spiele  sind  u.  a.  von  Montesquieu  (s.  u.),   ihrer 

.  apokryphischen  Provenienz  wegen,  als  wertlos 
gekennzeichnet  werden.  Ais  BevQlkerungs- 
theoretiker  tritt  er  aus  dem  gewöhnlich  en 
Ideeenkreia  seiner  Vorgänger  wenig  heraus, 
wenn  er  z.  B.  ausführt,  dass  der  Staat  zwecks 
ErIcichteiiiDg  der  Keproduktiou  eiuer  Bevölke- 
rung im  Selbstiuteresse  sieh  veranlasst  sehen 
sollte,  die  Verehelichungen  anith  materiell,  wie 
das  alte  Rom  durch  Gewährung  von  Prämien 
an  zeugungseifrige  Neuvermählte  ea  getlian,  zu 
unterstützen.  Selbständiger  fasst  er  schon  das 
Bevöikerangsproblem  auf,  wenn  er  den  Satz  anf- 
Htelit,  dass  der  Grund,  weabalb  nicht  jede  Gens- 
ration sich  mehr  als  verdoppele,  daran  liege, 
dass  die  Zeugnngskraft  der  Menschen  durch 
das  soziale  Elend,  welches  nur  eine  Minderzahl 
von  Verehelichungen  gestatte,  in  ihrer  freien 
Entwickelung  gehemmt  werde.  In  seiner  Art 
originell  verffihit  Wallace,  wenn  er,  anknüpfend 
an  die  bezügliche  Stelle  in  Montesquiena 
^Lettres  Persanes',  eine  ganze  Reihe  vuu  Ur- 
sachen aufzählt,  welche  nach  ihm  in  die  uormale 
Reproduktiousordnnng  der  Vülker  hemmend  ein- 
greifen, für  deren  Verlangsamung  er  u.  a.  ver- 
antwortlich macht:  grosse  siebende  Heere,  Ver- 
nachliiasignng  der  Lan d Wirtschaft ,  überhand- 
nehmenden Luxus,  Aufsaugung  der  kleinen 
Länder  durch  die  grossen.  —  Dass  Malthns  di« 
„Dissertation  on  the  nnmbers  of  mankind'  filr 
seinen  „Essay  on  the  principiea  of  popiilation" 
henuczt  habe,  ist  nicht  zntreReud,  richtig  ist 
nur,  dass  er  diese  Schrift,  wegen  ihrer  unhis- 
Mrischen,  auf  übertriebenen  Schätzungen  und 
gewagten  Berechnnngen  beruhenden  Bevölke- 
rungs angaben  der  alten  Welt  mit  seinem 
scharfen  Tadel  (s.  u.)  nicht  verschont  hat.  Da- 
gegen waren  Malthns'  Denknngsweise  manche, 
die  Gefahren  der  Uebervölkernng  behandelnden 
Anstühmngen  in  Wallaces  Silirift  „Various 
proapccta  of  mankind''  |s.  o.)  entschieden  sym- 
pathisch und,  hewusst  oder  unbewusst,  seiiken 
eigenen  Ideeengang  in  dem  -Essay"  stellen- 
weise beeintlnssenil.  Die  philosophischen  Be< 
trachtnugen,  welche  Wallace  iu  letztgedaehtw 
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Schrift  Bber  daa  Anwachsen  des  Xationalwohl- 
Btandes  Euglands  tind  über  den  Gegensatz 
zwjsdien  der  geringes  Anzahl  der  gössen 
OntndeigeDtUmer  und  den  Millionen  derBeaitz- 
losen  ansr^iit,  gipfeln  in  dem  Entwurf  za  einem 
kammnnistischeD  Agrarstaate  mit  streng  durch- 
geführter gleJchmäEBiger  Verteilung  des  Grand 
und  Bodens.  Er  üerstört  aber  im  weiteren  diese 
Chimäre  selbst  durch  das  Eingeständnis  der 
Erkenntnis,  dass  die  Ausfühning  seines  kollek- 
tivistischen Programms  das  Uebel  einer  Ueber- 
Tülkerung  erzeugen  würde,  welches,  im  Ver- 
gleiche mit  dem  Uebel  der  kapitalistischen  Ge- 
aellsehaftsorgaDisation,  als  das  grössere  tou 
beiden  bezeiihnet  werden  müsse. 


Vgl.  Über  Wallace:  Wallace,  sou  opi- 
nion  sur  la  population  dn  globe.  in  „Jom'nal 
des  Econouiiates",  Bd.  I,  Paris  1842,  S.  163  ff. 
—  Mac  Cullofh,  Literature  of  political  eco- 
nomj-,  London  1845,  S.  257.  —  Garnier,  Du 
principe  de  i>opulation,  2.  Autt,  von  Holinari, 
Paris  1858,  S.  12.  —  Mallhns,  Essay  un  the 
principles  of  population,  7.  Anfl.,  London  1872, 
b.  26:-i.  —  Ingram,  History  of  political  eco- 
nomj-,  ebd.  1H8Ü,  S.  113,  115,  —  ßonar,  Mal- 
thns  and  bis  work,  ebd.  1885,  S.  46,  47.  —  H. 
Soetbeer,  Stellung  der  Sozialisten  zur 
Maithasscbeu  Bevölkemngslehre,  GOttingen  1886, 
8.  8ä.  —  Schöne,  Histoire  de  la  population 
francaise,  Paris  1893.  S.  13  196,  26Ö,  282.  - 
Cannan,  History  of  the  theories  of  production 
and  distribution  in  Bnglish  political  economy, 
London  1893,  S.  126  27,  128,  133. 

Lippert. 


Walras,  Marie  Esprit  L^oo, 

wurde  am  16.  Xn.  1834  zn  Evren«  {Departe- 
ment Eure)  geboren.  Nachdem  er  vorliegend 
n^  dem  Studium  der  Sfatheraatik  und  dem  der 
politischen  Oekonomie  gewidmet  hatte,  ver- 
öffentlichte er  im  Jahre  1860  sein  Erstlings- 
werk: eine  Widevlegung  die  Proudhonsthen 
Lehre  is.  n.).  Seiue  Berufung  als  Professor  der 
NationalUkonoroie  an  die  UniversitKt  Lausanne 
erfolgte  im  Dezember  187U.  Im  J»hre  1892 
legte  er  sein  Amt  an  der  Universität  nieder.  — 
Er  gehurt  ku  denjenigen  NationalGkonomen. 
welche  die  Volkswirtsclutfta Wissenschaft  mathe- 
matisch zu  behandeln  suchen. 

Wal  ras  veröffentlichte  au  Staats  wiaaen- 
schaftlichen  Schriften  a)  in  Buchform;  L'Eco- 
nomie  polttiqne  et  la  Justice,  exanien  crittque 
et  räutation  des  doctrines  economiques  de  M.  P.-J, 
Proudhon,  pr^ced^H  d'nneintroductionäl'etudede 
laqueatioH  sociale,  Paris  1K6Ü.— Theorie  critique 
de  l'impöt  pr^c^dee  de  Souvenirs  du  (.'ongres 
de  Lansaune,  ebd.  1861.  —  De  Vimpüt  dana  le 
canton  de  Vaud;  Memoire  anquel  un  qnatrifeme 
acceasit  a  etc  d^eme  enauite  du  eoncours  ouvert 
Dar  k  Conseil  d'Etat  du  Canton  de  Vand  sur 
les  questious  relatives  i,  l'impöt,  Lausanne 
VißL  —  Les  asRoeiations  popnlaires  de  con- 
aommation  de  iirodnctiou  et  de  credit..    Le^ona 

?Hhlii|ues  faites  ä  Paris  eii  janvier  et  fevrier 
86.i,  Paris  IWiö.  ■  -  Des  Operations  de  la  Caisse 
d'escompte  des  associatinns  popnlaires.  Le^on 
publique  faite  ä  Paris  en  niara  IWHJ.  ebd.  If(i6. 
—  Recherclie  de  l'ideal  soiial.  Lei;ons  publiqnes 


faite»  i  Paris.  Premitre  s^rie  (1867  681  Theo- 
rie g«n«rale  de  la  Soci£t6,  ebd.  1868.  —  Ele- 
ments d'^conomie  politiqne  pnre  ou  thkirie  de 
la  richeaae  sociale,  Lauaanne  1871 — ^1877,  2.  M. 
1889.  —  Theorie  mathematiqae  de  la  richease 
sociale,  ebd.  1883.  ~  Theorie  de  la  monnaie, 
ebd.  1886. 

b)  in  Zeitschriften,  Sammelwerken 
etc,  und  zwar:  1.  In  „Indäpendant  de  la  Mo- 
selle"  :  Principes  de  la  throne  des  ricbeaaea  par 
M.  Coumot  (13.  VII.  1863).  De  la  conatitutioa 
de  la  propri^t^  en  Algerie  (2.  u.  21.  IX.  u.  12. 
X.  1863).  a.  In  „Bulletin  de  la  Societe  vau- 
dotae  des  scieaces  naturelles" :  Snr  la  theorie 
mathematique  de  l'ecbange  (vol.  XU,  S.  484  ff.). 
D'une  mäthode  de  regularisation  de  la  Variation 
de  valeur  de  la  monnaie  (vol.  XXI,  S.  71  ff,). 
Contribntion  ä  l'^tude  dea  variations  de  prix 
depuis  la  snspenalon  de  la  frappe  des  ecus 
d'argent  (vol.  XXI,  S.  93fr,).  3.  In  ,.Biblio- 
th^que  universelle" :  Le  cadaatre  et  limpöt 
foncier  (Nov.  et  dee.  1873),  De  la  cnltnre  et 
de  l'enseignement  des  sciences  morales  et  ikiU- 
tiqnes  (Jnillet  et  aoüt  187^].  La  ixmrse,  la 
speculation  et  l'agiotage  (Mars  et  avril  1880). 
4.  In  „Jonmal  de  la  Mrciet^  Vandoise  d'utilit^ 
publique":  De  l'in&uence  de  la  commniiication 
des  mareh^s  sur  la  Situation  dea  populations 
Hgricoles  {Idai  et  juin  1874).  5,  In  „Giomale 
degli  Economisti" :  Un  nuovo  ramo  della  mate- 
maticA.  Dell'  applicazione  delle  matematiche 
aU'  ecouomia  poütica  [Aprüe  1876).  6.  In  „Ee- 
vne  de  Droit  international" :  Monnaie  d'or  avec 
billon  d'argent  rögulateur.  Principe,s  propuses 
ä  la  Conference  mon^taire  internationale  punr 
la  Prorogation  de  l'Union  ialine  (Dec.  18841,  '.  In 
.Journal  des  Economistes" :  De  la  propriete  in- 
tellectuelle,  Position  de  la  question  äoonomique 
(1849).  —  Philosophie  des  aciencea  ^onomique» 
(18Ö0),  -~  Paradoies  fcoaomiques  (1851).  —  De 
rorganiaation  dnanci^ie  et  de  la  Constitution 
legale  des  associations  populaires  (.1865).  — 
Un  economtste  inconnu:  H.  H.  Gössen.  8.  In 
„British  association  for  the  advancement  of 
science":  On  the  Solution  of  tbe  Anglo-indian 
monetary  proplem  (1887).  9.  In  .Revue  d'eco- 
uomie  poHtiqne'':  Observations  sur  le  principe 
de  la  theorie  du  prix  de  MM.  Auspitz  et  Lieben 
(Mai-Juni  189U).  10.  In  .Bulletin  de  la  societe 
des  Ingenieurs  civüs":  De  l'echange  de  plu- 
sieurs  marchandisea  entre  elles  (Janv.  Iwl). 
11.  In  „Eecueil  inaugural  de  l'ljniverait*  de 
Lausanne"  1892:  Theorie  ^^omitrique  de  la 
determination  dea  prii.  [Diese  beiden  letzten 
sub  10  u.  11  genannten  Aufsiitze  sind  in  einem 
Artikel  zusammeiigefasst  auch  in  englischer 
Sprache  veröffentticlit  u,  d.  T. :  The  geometrii-al 
theorj  of  the  determination  of  prires  iu  den 
.Annals  of  tbe  American  Academy  of  Political 
and  Social  Science",  Juillet  1892. 

Von  1866-1868  redigierte  Wal raa  die  Zeit- 
schrift „Le  Travaii,  organ  intemalional  des  in- 
inter^ta  de  la  ulaase  laborieuse,  revue  dn  mouve- 
ment  coop^ratif.  Hier  finden  sich  von  ihm 
zahlreiche  Artikel,  u.  a. :  ^.Programme  fi-ono- 
mique  et  politique".  Auch  an  politischen  Zei- 
tungen, so  an  _La  Presse",  .Gazette  de  Lau- 
sanne", etc.  hat  er  versi'hie<lejitUrb  mitgc- 
I  arbeitet. 
;  Red. 
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WaBderarbeitsstatten. 

1.  Die  Wauilerbettelei  und  ihre  Ursachen. 
2.  Die  StcllüDg  der  ÄrnieDpflege  zn  der  Wauder- 
bettelei.  3.  Arbeit  glatt  Almosen.  4.  Keneste 
Eutwickelungp.    ä.  Das  Ausland. 

1,  Die  Wanderbettelei  und  ihre  Ur- 
sachen. Die  Bo^eaannte  Bettelplage  ist 
keiiiesw^^s  eine  Efächeiniing  der  Neuzeit. 
Man  darf  umgekelirt  sagen,  dass  <)io  Zahl 
<ler  iimlierziehendeu,  von  Bettel,  ßaiib  und 
Diebstahl  leitenden  Persönlichkeiten  für  das 
Ütlittelalter  nnd  namentlich  fUr  die  Zeit  nach 
dem  30jährigen  Kiiego  als  viel  grOsser  an- 
genommen werden  muss  als  für  die  neuere 
Zeit.  Dei"  Maugel  geordneter  Armenpflege 
in  Verbindung  mit  dem  berüchtigten,  weit- 
gehende Heimatlosigkeit  erzeugenden  System 
der  Abschiebung,  die  infolge  der  Kriegs- 
zeiten iii  Deutschland  eingetretene  Yei^ai'- 
munp,  die  Gewöhnung  an  liederliches  imd 
vagiiü-endea  Loben  infolge  der  zahlreichen 
Xriege  sind  sämtlich  Ursachen  ausgedehnten 
Bettel-  und  Landstreichonvesens.  Das  Reicli 
imd  die  Einzelstaaten  glaubten  sich  der 
Plage  nicht  andei-s  als  durch  harte,  ja  grau- 
same Strafbestimmungen,  durch  Ausweisun- 
gen und  Abschiebungen  envehren  zu  können, 
ohne  damit  ernstlich  etwas  anszitrichtcn, 
weil  der  heimatlose  und  zugleich  darbende 
SIensch  sich  schliesslich  immer  wieder 
heimlich  oder  mit  (Jewalt  zu  verschaffen 
w^lsste,  was  zn  des  Lebens  äusserster  Not- 
durft gehörte.  Dazu  kam  die  Unsicherheit 
der  öffentlichen  Vorhältnisse,  die  die  Bil- 
dung von  Banden  erleichterte,  denen  gegen- 
über namentlich  die  Bevölkenmg  des  Landes 
oimmächtifj  war.  Besserung  ist  in  allen 
diei^en  Beziehungen  erst  durch  das  Erstarken 
der  öffent]i<;hen  Gewalt  mit  nachdrücklicliem 
7»! izei liehen  und  sti-afrechüiclien  Schutz, 
durch  Einführung  ^rdneter  Armenpflege 
nnd  nicht  zum  wenigsten  durch  die  Besse- 
rung dei'  allgemeinen  wirtschaftÜclieu  und 
gewerblidienVerhflJtnisse  eingetreten.  Gleich- 
■wohl  ist  das  Bettelwesea  nicht  völlig  ver- 
schwunden; ja  es  begann  nach  dem  unge- 
heuren A'ifaohwung  nach  der  Begründung 
des  Deutscheu  Reichs  wieder  bedeutenderen 
Um&ng  zu  gewinnen  und  damit  eine  ernst- 
liche Snrge  der  Behörden  nnd  aller  an 
Armenpflege  und  WohlthStigkeit  interessier- 
ten Kreise  zu  bilden.  Abgesehen  von  dem 
Bettelwesea  in  der  Stadt,  das  niur  bei 
gleichzeitiger  Verhindei-nng  planlosen  Al- 
mosengebens ausgerottet  worden  kann,  lie- 
gann  die  sogenannte  Wanderbettelei  sich 
stärker  zu  entfalten,  was  in  der  um  das 
Dreifache  vermehrten  Zaiü  der  in  Korrek- 
tioDsan stalten  eingelieferten  Personen  in  dem  i 
Jahrzehnt  von  1S74— 1833  zur  Erscheinung! 
kam  und  damit  den  Charakter  einer  nicht 
unbedenklichen    Massenerscheinung   zu    er- 1 


langen  begann.  Die  Ansichten  über  die 
Ursachen  dieser  Erscheinung  sind  geteilt 
Dass  die  Keigung-zum  Leben  ohne  Arbeit, 
der  Hang  zur  Liederlichkeit  nnd  zum  Tnmk 
an  der  Wanderbettelei  einen  grossen  Anteil 
haben,  ist  unzweifelhaft;  doch  steht  es 
keineswegs  fest,  ob  diese  Neigung  von  vorn 
herein  vorhanden  ist  und  ob  sie  nicht  viel- 
mehr durch  eine  Reihe  von  begleitenden 
Umständen  teüe  geweckt,  teils  gefördert 
wird.  Dahin  wäre  in  erster  Linie  zu  rech- 
nen die  durch  den  ungemeinen  Aufschwung 
von  Handel  und  Industrie  veranlasste 
Fluktuation  der  Bevölkerung,  von  der  ein 
grosser  Teil  hinauszieht,  um  lohnendere 
Arbeit  zu  suchen,  ohne  sie  zu  finden.  Starke 
Schwankungen  in  der  Produktion,  die  An- 
lage grosser  Verkehi-swege,  die  grosse  Ar- 
beiterinassen an  eiuen  (Jrt  zusammenruft, 
ohne  sie  dort  dauernd  festhalten  zu  können, 
bringen  ein  zweites  Element  der  Unsicher- 
heit in  diese  Verhältnisse,  die  den  Arbeit- 
suchenden auf  die  Wanderung  nach  neuer 
Arbeit  treiben,  wobei  er  dann  mittellos  auf 
der  Laudstrasse  treibend  als  ein  zunächst 
ehrlicher  Wanderer  die  Hilfe  der  Einwohner 
anspricht,  um  nach  und  nach  wahrzunehmen, 
dass  das  Almosen  verhältnismässig  leicht 
und  bei[uem  erlangt  wird  und  dass  das 
Wanderleben  der  Reize  nicht  entbehrt.  Trift 
hierzu  dann  die  Gemeinschaft  mit  erfahre- 
nen, älteren,  schon  weiter  auf  dieser  Bahn 
vorgeschrittenen  Landstroicliorn ,  so  wiixi 
vielfach  aus  dem  anfänglich  ehrlich  Wan- 
dernden ein  Wanderbettler  und  Landstreicher. 
Befördert  wird  das  .Wandern  dann  auch  von 
den  Behörden  kleinerer  Orte,  die  mittelst 
des  sogenannten  Ürtsgeschenks  sich  die 
Einkehrenden  abschieben  und  zur  Fort- 
setzung der  einmal  begonnenen  Reise  ge- 
radezu ermuntern. 

2.  Die  Stellung  der  Armenpflege  zu 
der  Wanderbettelei.  Gesetzlicn  hat  die 
FVage  für  Deutschland  ihre  Regelung  ge- 
funden in  g  28  des  G.U.W.  Er  bestimmt, 
dass  jeder  hilfsbedürftige  Deutsehe  von 
demjenigen  Ortsarmen  verbände  unterstützt 
wei-den  muss,  in  dessen  Bezirke  er  sicii  bei 
Eintritt  der  Hilfsbedürftigkeit  befindet. 
Aehnlich  lautet  die  Vorschrift  bezttghch  der 
Ausländer.  Wenn  aber  irgend  eine  Vor- 
schrift auf  dem  Papier  stehen  geblieben  ist, 
so  ist  es  diese,  soweit  es  sich  um  die  wan- 
dernde Bevölkerung  handelt.  Das  liegt 
nicht  allein  in  der  mangelnden  Leistungs- 
unfähigkeit  so  vieler  kleiner  Armenverbände 
und  ihrer  Neigung,  nicht  niu-  der  wandern- 
den Hilfsbedürftigen  sich  zu  entledigen, 
sondern  es  liegt  namentlich  in  der  Katur 
eines  Zustandes,  der  so  überaus  scliwer  er- 
kennen lässt,  ob  es  sich  um  wirkliclie  oder 
nur  um  vorgebliche  Hilfsbedfirftigkeit  Iian- 
dolt.    Wie   soll   die  Armen  Verwaltung   dies 
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ie  soll  sie  einer  Pereönlichbdt 
gegenüber,  die  soeben  erst  bei  ihr  auftaucht, 
prüfen  können,  ob  die  VorauesetzungBQ 
wirklicher  Hilfebedürftigkeit  vorliegen?  Ün- 
tersttltzt  sie,  so  kommt  sie  in  Gefahr,  ar- 
beitsBcbeue  und  liederliche  Peraonen  in 
ihren  Bezirk  zu  ziehen  und  Arbeitsscheu 
und  Liederlichkeit  groBSznziehen ;  unter- 
stützt sie  nicht,  so  \rird  den  Bewohnern 
des  Orts  im  Wege  des  Bettels  ein  viel 
grosserer  Betrag  abgenommen,  als  eine  plan- 
mSssige  Untersttltzung  an  Kosten  verur- 
Bachen  würde.  Kurz,  man  bewegt  sieh  in 
einem  Dilemma,  aus  dem  sehr  schwer 
herauszufinden  ist  und  dessen  Schwierigkeit 
durch  jene  gesetzliche  Bestimmung  kemes- 
wegs  gelöst  ist.  Es  bedarf  daher  hier,  wie 
in  der  Verwaltung  überhaupt  und  vor  allem 
in  der  Armenpflege,  organisatorischer  Mase- 
regeln, lim  unter  Venneiducg  jener  Gefahren 
der  wirklichen  Bedürftigkeit  zu  helfen. 

Die  ersten  Versuche,  dem  Wanderbettel 
duixih  planm9&sige  Organisation  entgegenzu- 
treten, gehen  jedoch  nicht  von  der  öffent- 
lichen Armenpflege,  sondern  von  der  pri- 
vaten Wohlthätigkeit  aus.  Es  sind  dies  die 
in  den  60er  und  70er  Jahren  an  zahlreichen 
Orten  entstandenen  Vereine,  die  sich  »Änti- 
bettel vereine,  Vereine  gegen  Bettelei,  Ver- 
eine zur  Unterstützung  armer  Reisender« 
u.  e.  w,  nennen.  Sie  gehen  von  dem  Ge- 
danken aus,  dass  der  Bettelplage  nicht  durch 
planloses  Almosengeben  an  den  Thüren  und 
auf  der  Strasse  gesteuert  werden  könne, 
sondern  nur  durch  eine  dem  Bedürfnis  an- 
gepaeste  Unterstützung..  Da  der  Einzelne 
zu  einer  hierauf  gerichteten  Prüfung  nicht 
in  der  Lage  ist,  so  soll  er  sich  einer  Or- 
ganisation bedienen,  wie  sie  in  einem  der- 
artigen Verein  gegeben  ist,  imd  jeden  Bett- 
lei-  an  den  Verein  verweisen,  damit  dieser 
priife  und  je  nach  Lage  der  Sache  den 
Hilfesuclienden  angemessen  unterstütze  oder, 
falls  es  sich  um  einen  arbeitsscheuen  oder 
liederhehen  Menschen  handelt,  der  öffeiit- 
liclien  Gewalt  zur  Bestrafung  öliergebe. 
Die  Thatigkeit  dieser  Vereine  ist  nament- 
lich im  Beginne  nicht  ohne  Betleutung  ge- 
wesen: sie  wussten  den  Vereinsmitgliedern 
die  Bettler  fern  zu  halten  und,  wo  sie  sich 
der  Unterstützung  der  Ortspolizei  erfreuten, 
auch  die  arbeitsscheuen  Elemente  im  Zaume 
zu  halten.  Im  grossen  ganzen  tilieb  aber 
dieser  Thatigkeit  der  andauernde  Erfolg 
versagt,  weil  auch  der  bestoi^iisierte  Ver- 
ein die  für  die  Prüfung  des  Bedürfnisses 
erforderlichen  Unterlagen  sich  nicht  ver- 
setiaffen  konnte  und  daher  den  Bettelbetrieb 
ntir  von  den  einzelnen  Stellen  hinweg  an 
eine  Centralstelle  verlegte.  Meist  sind  denn 
auch  diese  Vereine,  soweit  sie  nicht  ein- 
gingen, nach  und  nach  zu  örtlichen  Unter- 
stfltzitngs vereinen   geworden,    die   vorzugs- 


weise der  an^tsa^ieu  Bevölkerung  zu  helfen 
suchen. 

S.  Arbeit  statt  Almoaen.  Lehrte  die 
Erfahrung,  dass  auch  die  Vereine  der  Prü- 
fung der  Bedfirftigkeitsfrage  nicht  gewachsen 
waren,  und  blieb  andererseits  das  Bedürfnis 
nach  Beseitigimg  der  Plage  bestehen,  so 
musste  man  nadi  einem  Mittel  suchen,  um 
den  Arbeitsscheuen  von  dem  Arbeitswilligen 
scheiden  zu  können.  Mui  konnte  etwa  einen 
Nachweis  fordern,  aus  dem  hervorging,  dass 
der  Hilfesuchende  bis  zu  dem  Beginn  der 
Wanderung  redlich  gearbeitet  habe,  oder 
man  konnte  von  ihm  zum  Erweis  dieser 
Arbeits  Willigkeit  unmittelbare  Leistung  von 
Arbeit  fordern.  Behaiiptet  jemand,  aus 
keinem  anderen  Grunde  bedürftig  zu  sein, 
als  weil  es  ihm  an  Arbeit  fehlt,  so  muss  er 
freudig  die  Gelegenheit  ergreifen,  wenn  ihm 
als  Gegenwert  einer  Unterstützung  Arbeit 
angeboten  wird.  Weiter  aber  hat  Öeldunter- 
stütznng  eTfahruiigsgemfias  den  Mangel,  dass 
sie  dem  Bedürfnis  schlecht  angcMSSt  werden 
kann  und  die  Gefahr  unrichtiger  Verwendimg, 
namentlich  die  Verlockung  zum  Trinken  mit 
sich  führt.  Andererseits  bedarf  der  Wanderer 
der  Verpflegung  dmitih  Gewährung  von  Ob- 
dach und  Nahrung,  nötigenfalls  noch  durch 
Kleidung.  In  dieser  Erkenntnis  begannen  in 
den  70er  Jahrei»,  zuerst  in  Württemberg,  einige 
der  genannten  Vereine  die  Geld  Unterstützung 
durch  Naturalunferstützung  zu  er- 
setzen, so  z.  B.  Stuttgart,  Ludwigsburg, 
Cannstatt  u.  a.  m.  Sie  gewährten  eutweiler 
nur  Abendbrot  und  Nachtquartier  oiler  auch 
den  Tag  über,  wie  abends,  warme  Speisen, 
unter  gleichzeitiger  näherer  Prüfung  der 
Bedürftigkeit  tmd  Würdigkeit  durch  Ford&- 
ruQg  eines  Nachweises  oder  durch  Leistung 
von  Arbeit.  Aber  diese,  auch  in  anderen 
Teilen  Deutschlands  angestellten  Versuche 
lösten  die  Frage  der  Bettelei  höchstens  in 
dem  kleineren  Bezirke,  für  deren  Bereich 
sie  begründet  waren,  während  sie  die  Pi'age 
der  eigentlichen  Wanderbettelei,  die  sich 
über  weit  ausgedehnte  Bezirke  und  über 
die  Grenzen  mehrerer  Staaten  hinaus  er- 
strecken, nicht  zu  lösen  vermociiten.  In 
dieser  Beziehung  trat  ein  Fortschritt  erst 
ein,  als  man  dazu  überging,  die  Grundsatze 
der  Natura] Verpflegung  auf  weitere  Bezirke 
auszudehnen  und  aÖo  Gemeinden  eines 
solchen  Bezirks  zu  gemeinschaftlichem  Vor- 
gehen zusammenzufassen.  In  diesem  Sinne 
stellte  der  Bezirk  swohlthätigk  ei  tsverei  n  Na- 
gold Thesen  über  die  Bekämpfung  des 
Vagabundentums  auf,  die  von  dem  Bezirk 
Blaubeiu^u  angenommen  und  seit  IS.'^U  zur 
Gnindlage  einer  oi^anisierten  Natural  Ver- 
pflegung in  allen  zum  Bezirk  gehörigen  Ge- 
meinden gemacht  wurden.  Ans  den  Tltesen 
seien  die  folgenden  als  bedeutsam  für  das 
System  hervorgehoben: 
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„Die  UaterstUteiuig  DnrchTeisendei  hat  ans- 
Bchliesalich  nor  durch  Gewährung'  der  nnmittet- 
baren  LebensbedürfniMe  nnd,  soweit  ausführbar, 
gegen  LeiBtnng  von  Arbeit  in  geuheheu.  Un- 
mittelbare Qeldapendeu  mHgeen  nnbedingt  aof- 
hören,"  „Diese  Unterstütznng  boU  nicht  »on 
einzelnen  GtBwohnern  gereicht  werden,  sondern 
in  erster  Linie  von  der  Gemeinde,  nnd  wo  dies 
anf  Hindernisse  stCsst,  von  Ortsrereinen.  Da- 
bei bleibt  es  den  einzelnen  Oberamtsbezirken 
Dberlasüen,  eine  entsprechende  Ancahl  von  Unter' 
stütz  imgBstatiuiieii  zu  bestimmen  und  den  Auf- 
wand auf  eine  Bezirkskasse  zu  Übernehmen." 

„Zur  Beschatfang  von  Arbeit  fUr  solche, 
die  Beschäftigung  auf  ihrem  Gewerbe  socheu, 
sollte  in  jeder  bedeutenderen  Gemeinde,  jeden- 
falls in  jeder  Oberamtsstadt ,  ein  Nachweia- 
bnrean  fhr  offene  ArbeitsBtellen  eingerichtet 
werden,  wobei  in  der  Begel  nur  Reisende  zu 
berücksichtigen  wären ,  welche  im  Besitz  von 
geordneten  Legitimationspapieren  sich  befinden." 
Diesen  Thesen  entsprechen  die  Statuten 
des  Oberanitsbezirks  Slaubeuren,  aus 
deuen  wir  die  folgenden  Paragraphen  her- 
voriieben : 

g  1.  Jede  Gemeinde  des  Bezirks  gewährt 
den  durchreisenden  nrmen  Fremden  auf  ihre 
Bitte  die  notwendige  Speise,  und,  wenn  sie 
abends  ankommen ,  auch  ein  Obdach  illr  die 
Nacht. 

g  3.  Die  Speisen  und  das  Obdach  werden 
von  einem  oder  mehreren  soliden  Wirten  auf 
besondere  Anweisung  seitens  des  vom  Gemeinde- 
rat oder  der  Ortsannenbebdrde  anfgestellteu  Ge- 
meindebeamten  gegeben. 

g  i.  Für  die  Anweisungen  werden  ge- 
druckte Karten  von  verschiedener  Farbe  benutzt, 
welche  von  der  Amtspflege  geliefert  imd  sodann 
mit  dem  Ortsstempel  versehen  werden.  Sie 
lanten  anf  Brot-,  Suppe  oder  Gemüse  nnd  anf 
Nachtquartier  und  werden  den  Keiseuden  ie 
nach  der  Tageszeit  und  dem  Bedürfnis  veran- 

Ansgeschlossen  von  der  Verpflegung  sollen 
Beiseude  sein,  die  keine  Legitimationspapiere 
besitzen,  die  nicht  nachweisen  können,  dass  sie 
in  den  letzten  3  Monaten  mearbeitet  haben,  nnd 
die  die  ihnen  angebotene  Arbeit  zurückweisen. 
Geistige  Getränke  dürfen  anf  die  Anweisung 
nicht  verabreicht  werden. 

In  der  von  dem  Oberamt  hierzu  gege- 
benen Anweisung  wird  dann  das  Nähere 
wegen  Einrichtung  der  VerpfleguDgEstationen 
angeordnet,  namentlich,  da&s  die  Gemeinden 
eich  Über  die  EiDrichtiiDg  und  darüber, 
welche  öffentliche  Kasse  die  Kosten  tragen 
soUe,  schlQssig  mauhen  sollen;  weiter  soll 
festg^etzt  werden,  welche  Verpflegung  den 
Reisenden  in  den  einzelnen  Tageszeiten  ge- 
währt werden  soll,  insbesondere,  zu  welchen 
Stunden  in  der  Regel  warme  Speisen  ange- 
wiesen werden  diirfen.  Wegen  der  Arbeit 
ist  bestimmt,  dass  vorhandene  Aibeitsge- 
legenheit  nachgewiesen  werden  soll.  Wenn 
Oäegenheit  zur  Arbeit  ftlr  die  Gemeinde 
Torimadeii  ist,  z.  B.  Reinigung  der  Strassen, 
Steinklopfen  und  Holzmachen  oder  -tragen 
ohne    Beeinträchtigung   der   Ortsarmen,   so 


kann  der  Ortsvorateher  bestimmen,  dass  Än- 
weisungskarten  an  offenbar  arbeitsfalii^ 
Reisende  nur  abgs^ben  werden,  wenn  sie 
ein  gewiaees  Arbeitsmass  gegen  ortsübliche 
Belohnung  geleistet  haben. 

Nachdem  der  Bezirk  Blaubeuren  voran- 
gegangen war,  folgte  ein  Bezirk  dem  anderen, 
so  dass  die  Natural  Verpflegung  am  1.  Juni 
1881  in  43  von  64  Oberamtsbezirken  ganz 
oder  zum  grössten  Teil,  in  10  Oberamtsbe- 
zirken sporadiflch  neben  Geldgeschenken 
eingeführt  war,  woget^en  in  3  Bezirken  ört- 
liche Geldgeschenke  gegeben  wurden  und 
in  3  weiteren  Bezirken  für  eine  zweck- 
mässige Behandlung  der  Vagabunden  über- 
haupt nichts  gescliehen  war.  In  den  zurück- 
stehenden Bezirken  scheiterten  die  Versuche, 
die  Naturalverpflegungseinrichtungen  ins 
Leben  zu  rufen,  teils  daran,  dass  die  Ver- 
schiedenheit der  Interessen  der  Gemeinden, 
insbesondere  der  Stadt  gemeinden  gegenüber 
den  Landgemeinden  (z.  B.  im  Bezirk  Ulm) 
eine  Verständigung  zu  einheitlichem  Vor- 
gehen nicht  zu  Stande  kommen  Hess;  teils 
daran,  dass  die  Bezirke,  wegen  der  Kach- 
barschaft  anderer  untliätiger  Bezirke  (von 
Württemberg,  Bayern,  Baden  und  Hohen- 
zoUem),  ein  massenhaftes  Zuströmen  von 
Vagabunden  aus  den  Grenzbezirken  und 
dadurch  eine  Vermehrung  der  Vagabunden- 
plage fürchteten. 

Die  Organisation  der  Natural  verpflegiuigs- 
einrichtungen  erfolgte  nach  zwei  Systemen. 
In  dem  einen  Teile  der  Bezirke  (34)  wurde 
nach  dem  Vorgänge  des  Bezirks  Blaubeiiren 
das  sogenannte  Gemeindesystem  oder 
System  der  gemeindeweisen  Unter- 
stützung eingeführt.  Hierbei  wird  in 
jeder  Gemeinde  oder  Toilgetneinde  eine  Ver- 
pflegungsstation mit  Abgabe  von  Speisen 
und  Nachtquartier  errichtet.  In  dem  andere« 
Teile  der  Bezirke  (13)  wurde  das  sogenannte 
Stationensystem  vorgezogen ,  bei 
welchem  nur  in  einer  beschränkten  Anzahl 
im  Bezirk  verteilter  Stationen  (3—10)  Natu- 
ral Verpflegung  gewährt  wird.  Die  je  in 
ehier  Enlfei-nuQg  von  2—3  Stunden  errich- 
teten ünterstützungsstationen  wunlen  teils 
mit,  teils  ohne  jede  ROcksicht  auf  die  Nach- 
barbezirke errichtet.  Ein  Bezirk  (Göppingen) 
verband  von  Anfang  an  beide  Systeme,  in- 
dem er  für  das  Nachtcjuartier  mit  Abend- 
essen und  Frühsttlck  4  Stationen  errichtete, 
in  sämtlichen  übrigen  Stationen  nur  Mittag- 
essen gewährte.  Die  Kosten  der  Einrich- 
tung wurden  durchweg  aus  öffentlichen 
Mitteln  bestritten,  sei  es  dass  sie  ganz  auf 
die  Oberamtskasse  übernommen  wurden 
oder  diese  den  Gemeinden  einen  aufmes- 
se nen  Anteil  ersetzten.  Aus  freiwilligen 
Beiträgen  allein  werden  die  Ausgaben  auch 
da  nicht  mehr  bestritten,  wo  die  Einrich- 
tungen  anfangs  nicht  von  den  Gemeinden 
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selbst,  sondern  von  Privatvereinen  ins  Leben 
gerufen  wortlen  waren. 

So  war  in  "Wflittemberg  ein  Kysteni  ge- 
wonnen, das  bei  vernünftiger  Unteretützinig 
der  ehrlich  Wandernden  dem  gewerbsmässig 
wandeiTiden,  arbeitsscheuen  und  liederlichen 
Bettler  die  Existenz  ziemlich  abschneiden 
musste.  Für  die  sogleich  zu  besprechende 
Ausdehnung  des  Systems  war  somit  dii 
feste  Ornndl^e  in  folgenden  drei  Pnnktei 
gefunden  worden;  1.  Natural-  statt 
Gcldunterstützung.  2.  Wenn  irgend 
mriglich  Arbeit  als  Ge^jenleistiing  de; 
■  Unterstütz  an  g.  3.  Die  planmässige  Aus 
(lehnung  der  unterstützenden  Sta- 
tionen zu  einem  ganzen  Bezirk  oder 
das  Land  umfassenden  Netz  von  Stationen, 
deren  jede  einzelne  ein  Sammelpunkt  für 
die  Wandernden  wurde  und  verhinderte,  dasa 
an  irgend  einer  Stelle  jemand  durch  das 
Netz  liindurch  schlüpfen  konnte.  In  diesem 
Siiino  erhielt  die  neue  Einrichtimg  den  all- 
mahlifh  zur  technischen  Bezeichnung  gewor- 
denen Namen:  Nattiralverpflcgungs- 
statton. 

Dem  von  'Wilrttembenj  gegebenen  Bei- 
spiele folgten  sämiliche  deutsdieii  Bundes- 
staaten, wenn  auch  in  sehr  voracliiedenem 
Umfange,  nach,  zunächst  Saclisen,  dann 
Pi'GTissen,  naiuentlicli  in  dem  induiJtriei-eiclicn 
Westfalen,  wo  sich  die  Wanderplage  lieson- 
ders  bemerkar  machte  und  wo  in  dei'  Person 
BodelscJiwinghs  ein  Kenner  und  FOi'dei-er 
der  Angelegenheit  gegelien  wm'de,  wie  iJm 
kaum  eine  zweite  Oiganisation  aufzuweisen 
hat.  In  den  einzelnen  Staaten  und  Pro- 
vinzen schlössen  sich  die  Staaten  zu  einer 
Vereinigung  zusammen,  die  in  dem  An- 
fang lüHi  begründeten  Gesamtverbaud 
deutscher  Vcrpflegungsatationen 
ihren  Mittelpunkt  fflr  ganz  Deutschland  fand. 
Yerliilnde,  die  dem  Gesamt  verband  augo- 
schlosseii  sind,  bestehen  zur  Zeit  13,  da- 
nmter  die  Verbände  der  vier  bjidisclien 
Kreise,  von  Prcusson  die  Verbände  für 
Brandenburg,  Sachsen,  Westfalen.  Hcbleswig- 
Holstein  und  Schlesien,  der  niedoi-sflclisisclie 
Verband  (Hannover,  Eraunschweig,  Lipyie- 
Schaumburg)  u.  a.  m.  Aussei-dcm  sind  in 
dem  Verband  eine  Reihe  von  anderen  Orga- 
nisationen verti-eten,  von  denen  uamoutlich 
die  wül-ttem  bergische  Centralleitung  der 
Wolilthätigkeitsvei-eine  hervorzuheben  ist. 
Den  Naturalvej'jiflegimgsstationen  dienen  die- 
jenigen Satze  zur  Grundlage,  die  in  derj 
ei-stcn  Sitzung  des  Centralx-orstandes  des' 
(iesamtverbantfcs  im  Febmai-  1S84  gefasst 
■wuiilen  und  dei-eu  wicbtigste  lauten: 

„Die  NaturalverptiegungKstatiunen  biliieii 
die  uneriaaBliciie  ümudlage  zur  BekSnipfung 
der  Wauderbettelei. 

Durcli  dieselben  soll  eine  Senordnuiig  drr 
rnterstiltznng  der  mittellosen  waniteriulen  Be- 


vClkeruDg  eingeführt  nerden.  Sie  sind  deshalb 
keineswegs  nur  Stationen  für  diejenigen,  welche 
die  Arbeitcrkolonieeu  aufsuchen. 

Um  ihre  Zwecke  zu  erreichen,  müssen  sie 
durch  gauz  Beutscliland  und  nach  raüglichst 
einheitlichen  (irundaätzen  eingerichtet  werden. 

Die  Einrichtung  der  Natnralverpflegungs- 
Stationen  ge^tchieht  am  zweckmSssigBteu  dnrch 
nicht  zn  kleine  Kommunal  verbünde ,  (Kreise, 
Oberämter,  Amtshauptmanuschafteu ,  Bezirkii- 
verbündu),  welche  miteinander  in  Verb'  dang 
stehen  müssen. 

Die  Stationen  sind  in  solchen  En  fe  unge 
anzulegen,  dass  der  mittellose  Waudc  e  ke  ne 
Veranlassung  zum  Betteln  hat,  aber  au  h  d  e 
Stationen  nicht  missbrauchen  kann. 

Die  Stationsverptlegiing  muss  a  e  c1  end 
sein,  so  dass  der  Wanderer  inarsch-  und  arbeit» 
leistnngafähiE  bleibt. 

Die  VerpJiegnug  ist,  wenn  nur  irgend  mög- 
lich ,  von  einer  Arbeitsleistong  abhängig  zn 
maciien. 

Liegen  Grilnde  zur  Verweigerung  der  l'iiter- 
stfltzung  vor  (Trunkenheit,  Frechheit,  Arlteits- 
veriveigenmg  n.  s.  w.),  so  ist  der  betreffende 
Beisende  nicht  lediglich  fortzuschicken ^  sondern 
gegen  ihn  die  Mitwirkung  der  Polizei  in  An- 
s|jrnch  zn  nehmen. 

Mit  der  Verpflegimgsstation  ist  müglichst 
ein  Arbeitsnachweis  zu  verbinden." 

Unter  der  Herrschaft  dieser  Grundsiitzo 
hatte  sich  zunächst  das  Verpfleguugswesen 
in  verhältnismässig  kurzer  Zeit  planmILssig 
fortentwickelt.  Die  Gesamtzahl  der  Stationen 
betnig  l«i((.l  die  Zahl  von  1957,  in  denen 
insgesamt  nalic  un  2  Millionen  Nachti|uartiei'e 
gewälirt  wtuTien.  In  dem  Gesarat  verband, 
der  im  Abstand  von  einigen  Jahren  seine 
Sitzungen  hält  —  die  letzte  sechste  Ver- 
sammlnng  fand  am  19.  April  18i>9  statt  — , 
wiiv.1  i-egelraassig  von  allen  Verlandsver- 
ti-etern  illier  die  Entwickelung  der  Stationen 
Bericht  gegolten  tmd  flbor  die  weitere  Aus- 
italtung,  namentlich  auch  über  da.s  tech- 
che  Detail  eingehend  verhandelt.  Aus 
diesen  Verliandlungen  interessiert  vor  allem 
die  immer  wieder  erholieneFordentng,  dass 
die  Ausgestaltung  des  Netzes  keine  Dnrcii- 
bi^echung  erfaliren  dürfe  und  dass  hierzu 
die  Hilfe  der  Gesetzgebung  in  Ansprach 
genommen  werden  müsse.  Alan  stützt  sich 
hierbei  namentlich  auf  den  oben  erwähnten 
§  2S  G.U.W.,  der  die  Ortsaimenverbitude 
zur  Hilfe  bei  vorül>eigehender  Notlage  ver- 
pflichtet und  sie  im  gesetzliclien  Wege 
nötigen  soll,  dieser  Verpflichtung  in  oiga- 
nisc'her  und  planmässiger  Weise  zu  genügen, 
wo  sie  nicht  von  seifet  die  Notwendigkeit 
hierzu  erkennen. 

Die  aus  dieser  Erkenntnis  fliessende  Be- 
wegung führte  dann  auch  dazu,  dass  für 
Preussen  ein  Gesetz  gefordert  und  von  der 
Kegieruiig  auf  Drängen  der  Freunde  der 
Saclie  vorgelegt  wunie.  Das  Gesetz  wtirde 
voll  der  ilehrheil  des  Abgeordnelenliatisea 
abgelehnt.    Die  Verliandlungen  hieriiber,  die 
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Gesetzentwürfe  iidcI  ihre  Begründung  sind 
für  ülie  Erkenntnis  der  gesamten  Frage  von 
solcher  Wiehligkeit,  dass  hier  wenigstens 
in  grossen  Umrissen  der  Verlauf  der  Ange- 
legenheit angedeutet  sein  mOge.  Charokte- 
riatiseherweise  geht  der  Gesetzentwurf  zu- 
nächst nicht  von  der  Hegierung  aus,  sondern 
von  der  (iemeindekommission,  die  Hber  ver- 
schie<lene  Petitionen  um  Erlass  eines  Ge- 
setKes  zur  Filraorge  filr  mittellose,  arbeit- 
suchende Wanderer  berichtet.  Die  Verhand- 
lungen schliessen  am  2~.  Febniar  189ä,  nacl»- 
dem  die  Kegienmg  ihre  Bereitwilligkeit  zur 
Mitarbeit  zu  erkennen  gegeben  hat,  mit  der 
Uebei-weisung  der  Petition  an  die  Regiennig 
zur  Erwägung.  Bereits  Ende  Apnl  1895 
legt  die  Regieniug  einen  Entwurf  vor,  dessen 
erster  Paragraiih  lautet:  «An  geeigneten,  in 
angemessener  Entfernung  von  einander 
liegen<len  Orten  sind  VeritfJegungsstationen 
{Wanderarbeitsstätten)  einzuricliten,  in  denen 
mittellosen  arbeitsfähigen  Hännem,  welche 
ausserhalb  ihres  Wohnortes  eine  Arbeitsge- 
legenheit aufsuchen,  vorflbeiT^hend  Ver- 
kösligung  und  Nachtlager  gegen  Arlieits- 
leistung  gewährt  wei'deni.  Zur  Einriclitung 
der  Stationen  sollen  die  Kreise  verpflichtet 
sein,  deneu  die  Provinzen  die  Hälfte  der 
Kosten  zu  ersetzen  haben.  Ausgeschlossen 
von  der  Aufnahme  in  eine  Station  sind  Be- 
tnmkene,  Landstreicher  und  des  Land- 
streichens Veiihlchtige.«  Der  Entwurf  wird 
dann  in  der  Sitzung  vom  4.  Mai  in  seJir 
eingehender  Weise  erörtert.  Seine  Freunde 
machen  vor  allein  auf  die  Notwendigkeit 
allgemeiner  Einriclitung  der  Stationen  auf- 
merksam, da  jede  Dui'chbi'ochung  des  Netzes 
die  ganze  Einrichtung  unwirksam  mache; 
sie  betonen,  dass  der  Schwerpunkt  der  Eiu- 
richtimg  in  ihrer  ethischeu  Bedeutung  liege, 
UnterstHtzung  nui'  gegen  Leistung  von  Ar- 
beit zu  gewähren,  dadurch  dem  Wandernden 
das  Bewusstsein  zu  erhalten,  dass  er  niclit 
Almosen,  sondern  Entgelt  ftlr  seine  Arbeit 
eriialte,  und  endlich  dass  er  an  Arbeit  ge- 
wohnt bleibe.  Vor  allem  könnte  auf  die  | 
bisher  im  Wege  der  freien  EntecLliessung 
der  Ijeteiligten  Behörden  erzielten  Erfolge. 
hingewieseu  werde»,  die  freüich  durch  diej 
Will  er  Willigkeit  oder  die  Nachlässigkeit! 
anderer  ernstlich  in  Frage  gestellt  wünlen. ' 
Von  den  Gegnern  wurde  vor  allem  geltend 
gemacht,  dass  die  Stationen,  weit  entfernt, 
eiu  Mittel  g^;eti  den  Wanderbetlei  zu  bilden. 
erst  recht  den  Wanderbeltel  beförderten,! 
Dadurch  daßs  es  den  Wandernden  so  bc<iuem 
gemacht  werden  solle,  worden  sie  erst  recht 
verführt,  auf  die  Wanderung  zu  gehen  und 
heimische  Arboitsverhälmisse.  wo  sie  ihr 
bescheidenes  aber  sicheres  Auskorameu  fän- 
den, zu  verlassen.  Wollte  man  ethisch  ein- 
wirken, so  müsste  man  sehr  viel  früher, 
nämlich   im   jugendlichen  Alter   einsetzen. 


während  in  diesem  Alter  eine  Einwii-kung 
fast  gar  nicht  mehr  möglich  sei.  Ein  Redner 
(Landmt  eines  Kreises)  erklärte,  dass  er  Iti 
Jahre  laug  mit  grossem  Eifer  die  Sache 
betrieben  habe,  um  schliesslich  einzusehen, 
dass  die  Stationen  lediglich  das  Waudertnm 
und  das  Landstreichertum  förderten.  Ein 
anderer  nannte  sie  eine  Vorschule  füi-  die 
Sachsengängerei.  Besonders  wurde  von  ver- 
schiedenen Seiten  die  Schwierigkeit  betont, 
angemessene  Arbeit  zu  boschalten.  Denn 
entweder  sei  Arbeit  vorlianden:  dann  würde 
diese  Arbeit  den  ordentlichen,  eingesessenen 
Leuten  forfgenommen,  oder  es  sei  keine 
oder  keine  genügende  Arbeit  vorlianden: 
dann  handle  es  sieh  um  eine  fruchtlose 
Scheinarbeit.  Endlich  wurde  dem  Ver- 
langen einer  allgemeinen  gesetzlichen  Rege- 
lung die  Verscluedenarti^eit  des  Bedilrf- 
nieses  in  den  verschiedenen  Landesteilen 
entgegengestellt,  da  ein  solches  wolil  für 
den  industriei-eichen  Westen,  keineswegs 
aber  für  den  Osten  vorliege.  Lagen  so  die 
Aussichten  für  den  Gesetzentwurf  schon 
nicht  günstig,  so  wnirden  sie  noch  ver- 
schlechtert durch  die  Veränderungen,  die 
die  Kommission  daran  vorgenommen,  der  er 
zur  Vorboratung  überwiesen  wurde,  g  1 
lautete  hiernach:  »An  geeigneten,  in  ange- 
messener Entfernung  von  einander  liegen- 
den Orten  sind  nach  Bedürfnis  Veipfle- 
gungsstationon  (Wanderarbeitsatälten)  einzu- 
richten, in  denen  mittellosen,  arheitsfäJiigen 
Männeni,  welche  ausserhalb  ihres  Wohnortes 
eine  Arbeitsgelegenheit  aufsuchen,  vorüber- 
gehend Verköstigung  und  Nachtl<^r  gegen 
Arbeitsleistung  gewährt  wird.  \ou  einer 
Arbeitsleistung  kann  in  besonderen  Fällen 
Abstand  genommen  werden,  worüber  in  den 
gemäss  §  a  zu  erlassenden  Vorscliriften  die 
uiUieren  Bestimmungen  zu  treffen  sind«.  — 
Zur  Fanrichtung,  Unterhaltung  und  Erhal- 
tung der  Stationen  sollen  die  Kreise  ver- 
pflichtet sein.  Den  Kreisen  sollen  -<»  der 
Kosten  zur  ilälfte  aus  Staatsmitteln,  zur 
Hälfte  aus  Mitteln  der  Pi-ovinzeu  erstattet 
werden.  In  dieser  Lasten  Verteilung  erblickte 
die  Rc^erung,  was  der  Kommission  wohl 
bekannt  war,  ein  unübersteigbai'cs  Hindernis. 
Nachdem  der  Entwurf  mit  einigen  Aeiide- 
rungeu  in  zweiter  Lesung  angenommen 
wurde,  erklärte  der  Regierungskommissar. 
dass  die  Festsetzung  eines  Staat sz lisch nsses 
den  Entwurf  unannehmbar  mache,  worauf 
in  dritter  Lesung  der  §  1  und  damit  das 
ganze  Gesetz  abgelehnt  wurde.  —  Die  Ab- 
lehnung rief  in  den  Kreisen  der  Beteiligten 
grosse  Bestüi-zimg  hen'or  und  äusserte  sich 
materiell  in  einem  Rückgang  der  Vcrpfle- 
gungsstationeu,  tleix?«  /alil  im  Jahre  18118 
nur  nodi  ll.'it)  gegen  1üü7  in  IHOU  lietnig, 
sn  da.«s  im  ganzen  S,')!!  eingegangen  waren. 
Nur   Bayern,   d.is   diin'li    die    preussi.-^'hen 
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Verhältnisse  nicht  itDmittelbar  berührt  wurde, 
zeigt  eine  Zunahme  von  239  auf  279,  wah- 
rend in  Preiiasen  der  RQckgang  404,  in 
Sachsen  81,  in  Württemberg  96,  in  Baden 
195  betrug,  so  daSB  diese  Staaten  1898  noch 
Stationen  besassen  bezw.  547,  63,  34,  140. 
AUerdines  liegt  dies  ofEenbai  nicht  ledighch 
an  dem  Mangel  gesetzhchec  Regelung,  son- 
dern auch  daran,  dass  die  Stationen  ihre 
Wirkung  vielfach  gethati  hatten  und  dass 
andererseits  viele  iileioe  Stationen  durch 
grössere,  entfernter  von  einander  liegende 
Stationen  ersetzt  wurden.  Auch  wirkte  der 
Aufschwung  der  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse zur  Verminderung  der  Statioosgäste 
mit,  wie  dieses  bei  Gelegenheit  der  letzten 
Verbands versamm hing  von  mehreren  Ver- 
tretern hervorgehoben  wurde.  Auf  der 
anderen  Seite  wurde  gerade  auf  dieser  Ver- 
saramluDg  das  Scheitern  des  Gesetzes  leb- 
haft beklagt  nnd  an  einzelnen  Beispielen 
nachgewiesen,  wie  scshädlieh  die  Durch- 
brechung des  Netzes  gewesen  sei.  Nament- 
lich der  westfälische  Verband,  der  für  Kord- 
dentschland  eine  Art  Muster  gebildet  hatte, 
gab  seiner  Besorgnis  in  seiner  Ende  190O 
abgehaltenen  Generalversammlung  lebhaften 
Ausdruck,  wobei  auf  die  starke  Vermehrung 
der  Frequenz  der  Statiouen  in  1900  infolge 
der  un^nstigeren  Lage  des  Arbeitsmarktes 
hingewiesen  werden  konnte,  ein  Beweis, 
dass  es  sich  bei  der  Bewegimg  keineswegs 
überwiegend  um  landstreicherische  Elemente 
handelt. 

4.  Neueste  Entwickelnng.  Charakte- 
ristisch für  die  weitere  Entwickelungder  Frage 
ist  der  Umstand,  dass  die  Behandlung,  die  man 
im  Anfang  der  Bewegimg  der  wandernden  Bc- 
völkenmg  au  gedeihen  Hess,  durchaus  auf  dem 
Boden  armen pflegerischor  Massregeln  stand 
und  nur  aiseine  Art  SchutzwohrdieFordening 
der  Arbeitsleistung  mit  verwandte,  während 
neuerdings  die  Frage  der  Arbeit  im  Vortler- 
grunde  steht  und  die  Unterstützung  daneben 
nur  die  ergänzende  RoUe  spielt.  Hiervon 
1^  ein  Gesetzentwurf  Zeugnis  ab,  den  der 
mehr  erwähnte  Gesamtverband  in  seiner 
Versammlung  von  1899  aufgestellt  liat  nnd 
dem  er  die  ITeberschrift  giebt:  »Gesetz- 
entwurf betreffend  Fürsorge  für 
Arbeitslose-.  Hier  wirtt  die  Fürsorge 
für  Arbeitslose  in  die  ei-sle  Linie  gestellt 
und  in  §  1  nicht  wie  in  den  früheren  Ent- 
würfen von  der  Natural ver[iEiegwng,  sondern 
davon  gehandelt,  dass  in  denjenigen  Kreisen 
und  Orten,  in  welchen  das  BetlOrinia  be- 
steht. Nachfrage  imd  Augebot  nach  und  von 
Arbeit  in  gemeinnützigen  Vermittelungs- 
stellen  ziisaniinenzufasson,  Arbeitsnachweise 
einzurichten  sind,  welche  allen  Arlieitgebem 
nnd  Arbeitsuchenden  zur  Verfügung  stehen. 
Erst  in  §  2  ist  von  den  Natural  Verpflegungs- 
stationen  die  Rede,   die  nicht   mehr  diesen 


Namen  führen,  sondern  als  Wanderar- 
beitsstätten  bezeiclmet  werden.  Dieser 
Paragraph  lautet;  »Für  mittellose  Arbeit- 
suchende, welche  sich  auf  der  Wanderschaft 
befinden  und  denen  keine  Arbeit  nachge- 
wiesen werden  kann,  ist  in  der  Weise  Sorge 
zu  tragen,  daee  ihnen  die  Reise  nach  der 
nächsten  Arbeitsnachweisstelle  oder  Arbeiter- 
kolonie durch  Gewährung  freier  Eisenbahn- 
fahrt oder  durch  Einrichtungen  ermöglicht 
wird,  welche  ihnen  an  Ort  und  Stelle  vorüber- 
gehende Beherbergung  und  Verpflegung 
gegen  Arbeitsleistung  gewahren,  so  dass  ae 
zu  Fuss  die  nächste  Arbeitsnach weisstelle 
erreichen  können.«  In  den  folgenden  Para- 
graphen ist  gegen  den  Missbranch  Vorsorge 
getroffen,  namentlich  in  §  13,  der  die  Ueber- 
weisung  an  die  Landespolizeibehörde  im  Ftdle 
des  Misslirauclis  fordert  Die  Errichtung 
der  Arbeitsnach weisü  soll  auch  hier  wieder 
von  den  Kreisen  ausgehen ,  denen  zwei 
Drittel  der  Kosten  von  der  Provinz  zu  er- 
setzen sind.  Bisher  ist  die  Frage  von  den 
gesetzgebenden  Körperschaften  nicht  wieder 
aufgenommen  worden;  doch  hat  neiiei-dings 
(März  1901)  eine  Besprechung  im  Ministerium 
des  Innern  stattgefunden,  wobei  dem  Ver- 
nehmen nach  die  Ober  wiegende  Mehrzaiil 
der  Meinung  war,  dass  von  einer  allge- 
meinen obligatorischen  Verpfliclitung  zur 
Anlegung  und  Unterhaltung  von  Wander- 
arbeitsstätten abzusehen,  aber  zu  erwSgen 
sein  wird,  ob  durch  gesetzliehe  Massnahmen 
den  Provinzen,  welche  die  Errichtimg  und 
Unterhaltung  von  Verptlegimgsstationen  sich 
zur  Aufgabe  zu  stellen  geneigt  sind,  Schutz 
gegen  den  Missbrauch  solcher  Stationen  ge- 
wälirt  werden  kann, 

Dass  die  Angelegenheit  einer  gesetz- 
lichen Regelung  und  nicht  nur  für  Preussen 
bedarf,  dürfte  ausser  Zweifel  stehen.  Aller- 
dings ist  es  richtig,  dass  das  Bedürfnis  sehr 
ungleich  ist  nnd  dass  der  Osten  mehr  unter 
der  Entvölkening  namentlich  der  ländlichen 
Bezirke  als  unter  zu  starkem  Zustrom  leidet, 
während  der  industrielle  Westen  und  Mittel- 
deutschland das  Gegenbild  zeigen.  Nach 
zwei  Richtungen  wird  die  gesetzliche  Rf^e- 
luug  notwendig  sein,  einmal  in  Bezng  auf 
die  ganz  ungenügende  strafrechtliche  Be- 
handlung der  Bettelei  imd  des  Land  Streichens 
und  zweitens  in  der  Fördenmg  der  Arlieits- 
nachweise,  deren  Funktion  des  Ausgleichs 
des  Arbeitsmarktes  erst  heute  zu  würdigen 
begonnen  wird.  (Vgl.  hierzu  die  Artt.  Ar- 
beitsnachweis und  ArbeitshÖrsen 
oben  Bd.  I  S.  9.")lff.  und  Arbeiterkolo- 
nieen  ebd.  S.  4C3ff.) 

5.  Das  Anslaad.  Von  Bedeutung  ist 
das  Wesen  der  Natural  verjiflegringsstationen 
nur  in  einer  Reihe  Schweizer  Kantone  und 
in  einigen  Kronlftndern  Oesterreichs  ge- 
woKlen,  während  die  in  anderen  Ländern 
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gemachten  BemfltiuDgen,  nainentlic)!  die  in 
iWikreich  iiater  der  Bezeichnung  >assistance 
par  le  tiavaiU  bekanDten  EinricIitiiDgen,  zwai- 
mit  ilioen  die  Oew&bnmg  von  Arbeit  statt 
Älmosea  gemeinsam  haben,  dingen  eB  nicht 
zu  der  dem  detitsclien  System  eigentüm- 
lichen Oi^anisation  des  Stationeaetzes  ge- 
bracht haben. 

Wegen  der  Schweiz  verweisen  wir  auf 
die  bei  dem  Art.  Armengesetzgebnng 
in  der  Schweiz  oben  Bd.  1  S.  1172  zu 
IV  gemachten  Ausführungen  und  fü^o 
noch  hinzu,  dass  sich  in  der  ürganisatioa 
in  der  Zwischenzeit  nichts  Wesentliches  ge- 
ändert hat.  Die  Zahl  der  teilnehmenden 
Kantone  ist  auf  13  gesliegea;  die  Zahl  der 
Durchreiseüden  hat  im  letzten  Berichtsjahre 
(18»9/1900)  147583  betragen,  wovon  59"/« 
auf  Schweizer,  28,5  "/o  auf  Deutsche  eot- 
fieJen,  ein  Verhältnis,  das  sich  immer  ziem- 
lich gleich  geblieben  ist.  Die  E^^bniese 
Verden  immer  wieder  von  der  Leitung  des 
interkantonaleQ  Verbandes  für  Naturalver- 
pflegung  als  sehr  günstig  bezeichnet 

Von  österreichischen  Ländern  be- 
sitzen Naturalverpflegungsstatiouen  Nieder 
Österreich,  Böhmen,  Oberösterreich,  Steier- 
mark, Schlesien,  Mähren  und  Vorarlberg. 
Wir  heben  als  das  wegen  der  Zugeliörigkeit 
von  AVien  wichtigste  Kronland  Nieaer- 
öBterreich  hervor.  Hier  beruht  die  Ein- 
richtung auf  dem  G.  y.  30.  Mai  1886  be- 
treffend die  Errichtung  von  Katuralver- 
pflegungsstationen ,  das  die  Leistung  von 
Arbeit  gegen  (Jewährung  vou  Naturalver- 
pflegung  zur  Gnindlage  hat.  Mit  Erlass 
vom  22.  April  1887  wurden  unter  Bekaant- 

fabe  der  besonderen  Dienst  instrnktioa  für 
ie  Station sleiter  gleichzeitig  mit  Eröffnung 
der  Landeszwaugsarbeilsanatalt  146  Wander- 
arbeitBStätten  in  Thätigkeit  gesetzt  Nach 
dem  letzten  Jahresbericht  (1899/1900)  beträgt 
die  Zahl  135,  die  im  ganzen  431211  Durch- 
reisende mit  einem  Gesamtaufwande  von 
280920  Kronen  verpflegten.  Hiervon  wurde 
ein  Viertel  durch  das  Land  vergütet,  wäh- 
rend die  übrigen  Kosten  durch  die  zu  Be- 
zirken zusammeugesclüosseneu  Gemeinden 
aufgebracht  werden.  Die  Frequenz  ist  gegen 
1898.99  um  54800  znrückge^ngen,  ein  Er- 
gebnis, dae  bei  allen  österreichischen  Län- 
dern mit  WanderarbeitsstäLten  gleichmässig 
konstatiert  wurde,  ein  Beweis,  dass  es  sich 
hier  um  die  wesentlicho  Mitwirkung  wirt- 
Bchaftlifher  Ui'sachen  handelt  Durch  die 
Wanderarbeitsstätten  wurden  an  9087  Rei- 
sende gegen  9324  in  1898  Arbeitsstellen 
vermittelt.  Dass  die  Meinungen  über  den 
Wert  der  Wanderarbeitsstätten  auch  in 
Oesterreich  nicht  UQgeteilt  sind,  ergiebt  eine 
Petition,  die  1899  an  den  Landesausschiiss 
von  53  Gemeinden  gerichtet  wurde:  es  heisst 
darin,  dass  seit  einigen  Jahren  das  Bettelu 


wieder  schwunghaft  betrieben  werde,  der 
Zuzug  in  die  Stationen  wieder  grösser  ge- 
worden sei  und  die  Mehrzahl  der  Besucher 
aus  arbeitsscheuen  und  leichtsinnigen  jungen 
Leuten  bestünde;  auch  wird  in  diesem  Zu- 
sammenhange der  Mangel  au  ländUchen 
Arbeitern  berührt,  der  durch  die  Wander- 
arbeitsstätten  befördert  sei.  Der  Landes- 
ausschnss  hält  die  Klagen  für  unbegründet 
und  misst  die  Schuld  etwaigen  Misserfolgs 
der  zum  Teil  mangelhaften  DurchfUhning, 
namentlich  auch  bei  Handhabung  der  Orts- 
polizei, und  der  Gleichgiliigkeit  der  Bevölke- 
rung zu. 

Lltteratnri  Geiamtrerband  deutecher 
Ve  Tpfl  tguBgtt  tat  tonen  (Wanderarbtüt- 
UäUen).  Protokolle  der  frtlen  frü  tiebenlen 
ordenllichtn  Gtiamlrerbandtperiatamlungen  m 
Ba-tin' 1893— 1900.  —  MonattMlirift :  Der  H'an- 
derer,  in  Verlnndung  lait  dem  Centmirortlatid 
deuUeher  Arbeiterliotimietn  und  dem  Gtsamlcor- 
»fand  deutecher  Verpßeffungiitaiionen  hfraiuge- 
geben  rom  DeuUeken  Jferbergererein  (Gadder- 
bäum  bei  Bielrfeld}  biliet  dat  Verbandaorgan, 
in  dem  fortlauj'end  aber  alle  Vorgänge  auf  di(- 
ttta  Gebiet  berUhtet  wird.  ~  äa«»  der  Ab- 
geordneten, IS.  Legillaturperiode,  IL  Sem., 
1895,  yr.  48;  Berieht  betreffend  den  Er- 
las»  einet  Geietite  tur  Fürtorge  für 
mitlelloee  arbeiltvchende  Wanderer, 
Nr.  157:  Entvurf  einet  Getettei  über  die 
Ver^ßegHngailationen,  JVV.  105:  Berieht  der 
XIX.  Kommi$tion,  bettffend  den  Getettent- 
iF-urf  über  die  Verpßfguvgntationen,  Xr.  157  der 
DrurJuachen-  und  SÜtungtprotokiMe.  —  Ar- 
beileriolonie  und  Verpßegungiilationcnnelt. 
Ein  Wort  rur  ümpfehUmg  dieter  Einrichlnnge« 
/ilrLl»(i»».Lothniu/e»,lS8i.-~Bodelg<--hirlHgh, 
Vnrsehtägr  tar  Vereim'gting  der  Arbeilerki^onieen 
und  zur  einheitlichen  Organieation  der  Ver- 
pfiegungMalioaen,  Biel^eld  1SII3.  —  Evert, 
DU  Entirickehing  der  Xaturalver^egnngiila- 
1  Jonen  und  Arbeiterkolonieen  in  /Veti«aen  tri* 
tum  1.  Seplembtr  1895,  Berlin,  Kgl.  etiilitlitehu 
Bureau,  18S6.  —  Hittet,  Dat  iSgttem  der  kom- 
munalen yatiiralverpfiegiiiig  armer  Keilender  zur 
Bekämpfung  der  tl'anderbellclti.  Xach  deu  bit- 
berigen  Erfahrungen  in  Würtlemberg,  Slallgart 
188S.  —Harke,  Arbelterkolonieen  tifirf A'ofBrairT- 
pflegungtitaHonen.  —  C.  v.  .Vomoui,  I'eber 
die  Naturaherpflegnngttlationen,  deren  fort- 
tehrille  im  DeuUchen  Beieh  und  läer  ihre   Wir- 


heben,  Bielefeld  ISSG.  —  Dereelbe,  Die 
XaliiraherjiflegiingtBtalionen  und  die  Xotirendig- 
keit  ihrer  Reform  als  Vorauttelzung  ihret  fort- 
beitehene,  Bielefeld  1887.  —  Derselbe,  SlaliUik 
der  Sat»ralrerpfiegiingntationen  in  Deutschland 
im  Jahre  1390,  Gadderbaum  1391.  —  Uer- 
aetbe,  Gmndiäge  fllr  die  geltiMehe  Regehing 
det  Verpßegungttlali<mtae»ens  f'iB  PreuMitehen 
.Staut,  Gadderbaum  189S.  —  Ziethen-Schueritt. 
Die  Veipftegungtstationen  alt  notvendige  Hilfs- 
anttallen  der  ArlieiterkoloHifen,  Refeiitt  1893.  — 
IVichem,  Bericht  aber  eine  IteSHChireine  duret 
die  XalUTnlrer]<flcgnngtttalionm  vnd  Herbergen 
nie  Hrimnt  Wcsifalcat,  Hamburg  1897.  —  Oer- 
aelbe.  Die    Verbindung  der  Herbergen  tur  Sei- 
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Btat  mit  yaturalrtrpiltgmigitlalionen,  ihre  Sul- 
luag  tur  Wander-  vnd  Ltgilimationiordnung, 
1887.  —  SperitB  /är  Oe»terreich:  ScMffel, 
Die  hittituHon  der  Natvralrcrpflegtttigubilionen 
und  ihre  Eiiiieirtung  om/  die  Eintlämmunij  de» 
Lttndttreieher-  und  Bellelwacetcn»  in,  Xieder- 
Oeitrrreirh,  Wien  ISST.  —  Bericht  dn  Nicdr.r- 
litterreiehitthtn  Landetaiuiehatae»  über  seine 
Amttairlciaiateit;  mUttt  für  1S99— 1900,  Bd.  V, 
S.  II— il,  WUn  1900.  —  Samtalung  der 
Geselle  und  Verordnungen  betreffend  Arbeil*- 
scheue  und  Landstreicher,  ZitangsarbeitsanstaUen, 
Sehubiceten,  Zigeunentnteeien  und  Xaturalver- 
yßegjing*tlalionen  in  OberSslerreich,  Lim  ISSD.  — 
l'-är  die  SchueCs:  Inlerliantonalcr  Ver- 
band Jür  Xatnirdeerpfiegung.  Amtliche  JUit- 
leilungen  des  leitenden  Aassrhisses.  —  Clu^»- 
fen,  Die  Xaluratrerpßegung  der  dllrfligen 
Reitenden  in  der  Schtce'ii,  Zürieh  1889.  —  Für 
Frankreich:  Lecoq,  L'assiitance  parte  tra- 
cttil  tu  France,  Paris  190O. 

Slänal^rberg. 


.  Wandergewerbe. 

1.  Begriff,  Entstehung,  Geschichte.  2.  Volks- 
wirtschatdiclie  Berechtigung.  3.  Statistik.  4. 
Beschranknugeu  der  Gesetzgebung:.  5.  Detail- 
teisende.  6.  Wanderiager  nnd  -anktionen.  7. 
Besteuerung.     8.  Das  Hausiergewerbe  im  Aub- 

1.  Begriff,   EDtatehoog,   Geschichte. 

Wandei-gewerbo  ist  ein  al^kürzter  Ausdnick 
für  den  »Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  <, 
und  die  Bezeichnung:  Gewerbe  bezieht  sich 
also  hier  nicht  nur  anf  Handwerkslietrieb,  son- 
dern aucli  auf  Handelsgeschäfte  und  persön- 
liche Dienste  uml  sonstige  Leistungen  von  pe- 
werblichem,  d.  h.  nicht  höherem  kilnstleri- 
sclicn  oder  wissen schaftÜclien  Cbuakter. 
Itefi  Wesentliche  des  Wandergewerbes  be- 
steht darin ,  daes  der  Gewerbetreibende 
ausserhalb  seines  Wohnsitzes,  von  Ort  zu 
TM  ziehend  mitgcfOlirte  Waren  feilbietet 
oder  ii^end  welche  gewerbsmässige  Leis- 
tungen anbietet.  Das  Aufkaufen  von  Waren 
und  das  Aufsuchen  von  Warenbestellungen 
im  umherziehen  wird  verwaltungsrechtfich 
unter  gewissen  Bedingimgen  ebenfalls  zum 
Wandergewerbe  gerechnet,  hat  aber  wiit- 
schaftlicli  eil*  durchaus  andere  Bedeutung 
als  jene  lediglich  ein  unmittelbares  Ange- 
bot repräsentierende  Art  dos  Betriebes.  Ge- 
schäftsleute, die  au  ihrem  Wohnsitze  ein 
Stehendes  Gewerbe  betreiben  und  auf  aus- 
wärtigen ilärkten  oder  Messen  ihre  Waren 
zum  Verkaufe  ausstellen  oder  auswärts  per- 
sönlicli  oder  durch  Vertreter  Waren  für 
ihren  Gewerbebetrieb  aufkaufen  oder  Bestel- 
lungen aufsuchen,  werden  verwaltungsrecht- 
licli  nicht  als  Wnndei'ge  werbetreibende  an- 
gcselien,  wenn  auch  ihr  Betrieb  nicht  seiton 
wirtschaftlich  mit  dem  der  letzteren  fast 
völlig  gleichartig  ist.  Der  ambulante  tie- 
werbel>etrieb  am    Wohnorte  des  Lntorneh- 


mers,  der  in  vielen  grossen  Städten  eine 
beträchtliche  Ausdehnung  gewonnen  hat  und 
namentlich  in  dem  Anbieten  von  Waren  und 
Leistungen  von  Haus  zu  Haus  besteht,  ist 
wirtschaftlich  von  dem  eigentlichen  Wander- 
gewerbe verschieden  und  wird  auch  in  der 
deutschen  Gewerbeordnung  formell  von  die- 
sem getrennt,  wenn  auch  fast  denselben 
strengen  Beschränkungea  unterworfen  wie 
der  letztere. 

Man  muss  weit  zurückgehen,  wenn  man 
zu  den  Anfängen  des  Hau siei^ werbe»  ge- 
langen will.  Zwar,  dass  der  erste  Handel 
ein  Hausierhandel  im  heutigen  Sinne  war, 
der  von  Haus  zu  Haus  gegangen  ist,  wird 
kaum  zutreffend  sein.  Allerdings  begleitete 
in  älteren  Zeiten  der  Kaufmann  seine  Ware 
gerne  in  Person  und  führte  sie  über  das 
Meer  oder  auf  Landstrasseu  und  Aber  Ge- 
bii^pässc  von  Markt  zu  Markt.  Die  Leute 
aber  waren  in  der  Regel  keine  Eleinliäiidler. 
Sie  vertrieben  nur  bestimmte  Stapelartikel, 
die  wegen  ihrer  Kostbarkeit  oder  Seltenheit 
den  teuren  Trausport  vertrugen.  Sie  er- 
schienen auch  nur  zw  bestimmten  Zeiten 
auf  den  Messen  und  Jahrmärkten  und  setzten 
ihre  Ware  keineswegs  ausscliliesslich  an  das 
Publikum,  sondern  vielfach  an  Zwischen- 
händler ab.  Diese,  die  städtischen  Krämer, 
Gewand  schneid  er  u.  s.  w.  versorgten  dann 
aiis  dem  bei  den  Grosshändlern  eingekauften 
Vorrat  die  Bevölkerung  in  der  Zwischen- 
zeit, bis  jene  wieder  aufs  neue  erschienen. 
Es  ist  ganz  richtig,  wenn  man  sprachlich 
»Handel  imd  WaudeU,  >Kaut  und  Lauft, 
•marcher  and  marchand'  iu  Zusammenhang 
bringt.  Nur  ist  es  verkehrt,  dabei  an  den 
heutigen  Hausierer  zu  denken. 

Der  Hausierer  im  modernen  Sinne  des 
Wortes  wird  seine  Entstehung  von  den  auf- 
blühenden Städten  genommen  haben,  in  denen 
es  für  die  allmählich  sich  TergrCsseradc  Pro- 
<luktion  nieJit  Abnehmer  genug  gab.  Der 
stadtische  Gewerbefleiss  sandte  seinen  Ueber- 
fhiss  aufs  Land  hinaus,  Welleicht  um  das 
zu  erwerben,  was  inneriialb  der  städtisc-hen 
Bannmeile  anfing  bei  steigender  Bevölke- 
ning  knapp  zu  werdeu  — :  Lebensmittel, 
Kamen  nicht  genug  Käufer  in  die  Stadt,  so 
miisste  der  natürlichen  Be<^{uemlicldieit  an- 
sässiger Meuschen  Rechnung  getragen  und 
ihnen  der  betreffende  Artikel  in  die  Woh- 
nung gebracht  werden.  Der  Umstand,  dass 
manche  Hfuidwerke  mit  ihren  licistungen 
nicht  an  die  Betriebsstätte  gebunden  waren, 
sondern  ihren  Abnehmern  ebenfalls  ins  Haus 
rückten,  mag  diese  Entwickelung  begün.sl^ 
haben. 

Das  älteste  Beispie!  des  Hausierhandels 
könnten  wohl  die  Etrusker  abgeben .  die 
einen  solchen  in  nicht  unbedeutendem  Um- 
fange nach  Norden  betrieben  haben.  Sie 
liatten   ein   hochentwickeltes  Handwei'k  in 
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Erzgussuii(lS«dimie<lekunst,Tonden]ihreNe-i  töuen   bereits   in   der  ilitte   des   16.  Jahr- 


kropoleu  bewundeningswilrdige  Proben  auf- 
bewahrt haben.  Solange  Etrurien  das 
adriatisehe  Meer  beherrsclite  und  mit  seinen 
Schiefen  nn gehindert  durch  die  siciJische 
Meerenge  fniir,  solange  war  von  einem 
Landhaodel  nach  Norden  kaum  die  Rede. 
Erst  mit  dem  Sinken  seiner  Seemacht  wtirde 
er  bedeutender.  Als  nim  gar  die  Körner 
mit  ihren  Angriffen  erfolgreich  waren,  blieb 
den  industriellen  Etniskem  nichts  anderes 
flbrig,  als  bei  dem  reichen  pmoklustigen 
Keltenbauer  Absatz  zu  suchen.  (H.  Geuthe, 
Ueber  den  etruskischen  Tauschhandel,  1874). 
Auch  von  römischen  Hausierern  meldet  die 
Geschichte.  Cäsar  z.  B.  bericiitet,  ^ass  unter 
dem  Schutze  seiner  Truppen  Kaufleute  durch 
ganz  Gallien  zogen,  Waren  und  Keuigkeitei 


himderts  Klagen  über  die  zumeist  deutschen, 
hausierenden  .iPfefferburscIien.-  und  Büch- 
sejikrämer.  In  Deutscliland  selbst  woi-den 
spätestens  seit  Ende  des  17.  Jalirhnnderts- 
schwarz  Wälder  und  fhCiringer  GListrSger 
sowie  thüringische  OlitätenhäntUer  typische 
Erscheinungen. 

Die  Veranlassung,  die  alle  diese  Leute 
in  Bewegung  setzt,  war  eine  doppelle. 
Einmal  wird  der  Wunsch  massgebend, 
Absatz  für  eine  zu  Hause  nicht  verwerttare 
Produktion  zu  finden.  Er  veranlasste,  die 
Abenteuer  im  Zusammentreffen  mit  i-ohen 
Völkern  nicht  zu  fürchten,  die  Schrecken 
eines  Gebirgsübergangs  nicht  zu  scheuen, 
alle  Strapazen  monatelanger  Märsche  auf 
sich   zu    nehmen.     Neben    dieser   »Produ- 


ausbietend,  und  diese  Kaufleiite  spSter  auch  |  zontennot*  (Plenge)  veranlasst  i 
zu  den  Germanen  kamen,  die  frcilich  teil-  j  Gegenden  der  Mangel  an  Beschäftigung,  die 
weise  von  den  verweichlichenden  Artikeln  Unmöglichkeit,  sich  anderweitig  den  Unter- 
nichts wissen  wollten.  Dass  die  Friesen  als  halt  verschaffen  zu  können,  dazu,  sich  dem 
wandernde,  kluge,  ^wandte  Handelsleute  beschwerlichen  Hausierberufe  zuzuwenden. 
die  Franken  lange  Zett  mit  angelsächsischen,  j  Es  braucht  nicht  einmal  eine  sehr  dichte 
zum  Teil  auch  mit  friesischen  Geweben,  i  Bevölkenmg  an  dem  betreffenden  Orte  vor- 
später mit  britischen  Tuchen  versor^n,  ist   zulierrschen.      Die     Ungunst    des    Bodens, 


sicher  (Chr.  Jasper  Klumker,  Der  friesische 
Tuchhandel  zur  Zeit  Karls  des  Grossen,  1899). 
Im  15.  Jahrhundert  begegnen  uns  dann 
in  den  Hansestädten  vorzflglich  die  Nürn- 
bei^r  mit  ihrem  Kleinkram  als  Hausierer. 
Selir  stark  schwillt  in  den  Zeiten  des  SOjäli- 
rigen  Krieges  die  Zahl  der  Hausierer  an, 
indem  von  Schotten,  Italienern,  Savoyarden 
und  Lombarden  berichtet  wird,  die  als  Ta- 
bulettkrämer deutsche  Gebiete  durchzogen. 
Ihre  Schar  wird  etwa  seit  Anfang  des  18. 
Jahrhunderts  durch  Tiroler,  Franzosen.  Bur- 

SundenmdLothriügervervollständigt.  Hosen, 
[ützeo,  Ärras,  Tücher  und  anderes  Wolien- 
werk,  aus  schottischer  Wolle  bereitet,  spielt 
zu  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  im  Handel 
der  Hanse  eine  ansehnliche  Rolle.  Die  An- 
klamer  Ki'ämerrolle  von  1330  verbietet  den 
Schotten  und  anderen  Tabulettkrämern 
mit  Leinwand  und  anderer  Ki-ämerware 
von  Haus  zu  Haus  zu  gehen.  Eine  Veroi-d- 
nung  des  Herzogs  Johann  Albrecht  von 
Mecklenburg  vom  Jahre  1554  begünstigt 
den  Geschäftsbetrieb  der  Schotten  und  aiich 
im  benachbarten  Pommern,  wo  matt  anfangs 
von  ihnen  nichts  wissen  wollte,  söhnte  man 
sich  bis  zum  Jahre  16<J0  mit  ihnen  aus.  Im 
allgemeinen  überwog  indes  die  Ansicht, 
nadi  der  sie  als  >loee  und  leichtfertige 
Leute  und  Müssiggänger«  angesehen  und 
ungern  nur  geduldet  wurden.  Die  Savo- 
yarden, die  insbesondere  in  Süddeutschland 
auftraten,  vertrieben  kostbare  Kleiderstoffe 
imd  Schmucksachen  aus  Gold  und  Silber, 
Sowie  sich  Vertreter  fremder  Nationen  auf 
<leutschem  Boden  einfanden,  zogen  deutsche 


unglückliche  Verteilung  des  Grund- 
eigentums, Damiederliegen  oder  Fehlen 
gi-Csserer  Industrieen,  kurz  die  gleichen  Ur- 
sachen, wie  sie  auf  eine  Auswanderung  von 
Einfluss  zu  sein  pflegen,  bewegen  dauernd 
oder  rorilbei^ehend  die  Bewohner  gewisser 
Distrikte  dazu,  mit  dem  Hausieren  ihr  Glück 
zu  versuchen. 

Gegen  das  Aufkommen  der  Hausierer 
sträubte  sieh  begreiflicherweise  der  scss- 
hafte  Gewerbestand  alsbald.  Fast  alle 
Zunftstafuten  des  vierzehnten  bis  sech- 
zehnten Jahrhunderts  untersagten  den  hau- 
sierraä-ssigeu  Verkauf  von  Handwerkserzeug- 
nissen.  Man  wollte  wetler,  dass  die  eigenen 
Zunftgenossen  den  Konsumenten  die  Thüren 
einliefen  und  ihre  Waren  feilboten,  offen- 
bar, weil  man  davon  einen  Preisabsclüag 
befürchtete,  noch  auch  den  Verkauf  an 
Zwischenliändier,  Der  Hass  imd  die  Ab- 
neigung gegen  die  »Hausierer  und  auss- 
lendige  Kremer,  die  ire  kräme  uff  dem 
rucken  ti-ageu  als  die  Walle«  und  andere 
schedlich  leut«  war  allgemein.  Die  Gängler 
imd  Krämer,  die  mit  dem  Tabulett,  einem 
leichten  Bretterkasten  mit  Schtibfächom, 
oder  mit  Warenkörbchen  von  Haus  zu  Haus, 
■on  Ort  zu  Ort  gingen,  w^l^len  als  eine 
schleichende  Pest  für  Stadt  und  Land  an- 
gesehen. Durch  sie  käme  das  Geld  au 
fremde,  meist  liederliche  Leute,  dio  nicht 
die  geringsten  Landeserzeugnisse  dagegen 
nehmen  wollten.  Es  werde  der  Zirkel  des 
Geldes  nach  auswärts  geleitet,  Konsum  und 
Erwerb  gestört,  Nahrung  und  Gewerbe  der 
Bürger  geschwächt.    Sonnen-  und  Hecken- 


Hausierer  ins  Ausland.     In  Dänemai'k  er- 1  krämern,  d.  h.  Krämern,  die  ihre  Verkaufs- 
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stellen  in  der  SoDoe,  draussen,  nicht  im 
Hause  hatten,  Knappsedten,  d.  h,  denen,  die 
mit  Banzen  und  Warensäcken  herumgingen, 
wurde  vorgeworfen,  daas  sie  unnötige  und 
schlechte  Waren  aufdrängten,  dass  sie  be- 
trogen. In  Aunaberg  ki^te  die  ganze  Ge- 
meinde im  Jahre  15d5  dem  Hate:  Schotten 
imd  Niederländer  drängten  sich  von  Tag  zu 
Tag  je  länger  je  mehr  ein  und  aehnitten 
den  elDheimisoheD  Bürgern  dae  Brot  vom 
>[aule  ab. 

Solchem  Ansturm  gaben  die  Landes- 
regierungen nach  und  erUessen  überall  "Ver- 
bote des  Hausierhandels  oder  versuchten 
wenigstens  erhebliche  Einschränkungen 
durchzusetzen.  Schliesslich  hatten  sie  selbst 
ein  fiskalisches  Interes.'^  daran,  indem  ZöUe, 
Accisen  und  sonstige  Gebühren  dann  weniger 
oft  nnterschiageD  zu  werden  drohten.  Zu- 
geständnisse ^vurden  an  den  Wanderhandel 
gemacht  fflr  den  Fall,  dass  die  angetotencn 
Waren  von  der  inländischen  Industrie  nicht 
hergestellt,  dass  sie  von  den  ansässigen 
Kaufleuten  nicht  gefvihrt  wurden,  dass  es 
sich  um  Waren  für  einen  geringen  Preis 
handelt«.  Derart  erlaubte  man  in  Kiu-heseen 
den  Spitzen-,  Glas-,  Brillen-,  Schnur-  und 
ähnlichen  Krämern  ausserhalb  der  Messen 
und  Alärkte  ihre  Artikel  anzubieten,  und  in 
Erfurt  iiatte  man  nichts  dagegen,  wenn 
Citronen,  Pomeranzen,  gedörrtes  <Jb8t,  Fische, 
Austern,  Salzhecht,  Tabakspfeifen,  Mause- 
fallen, Zwirn,  Nähnadeln,  Theer  und  Wagen- 
sclimiere  von  Hausierern  henimgetragen 
wurden. 

Auf  diesen  Erwägimgen  und  Voraus- 
setKungen  beruhen  alle  die  Polizeiveroi'd- 
uungeu,  Verbote  und  Vorschriften  wider 
die  Hausierer  in  Kuriiessen  seit  1509,  in 
Wflrttemberg  seit  1551,  in  Brandenburo  seit 
1557,  in  Baden,  Braunschweig  imd  andereu 
Staaten  mehr.  Ii^end  eine  erhebliehe  Wir- 
kimg erzielten  sie  nicht.  Das  »nachdrück- 
lich verbotene  Unwesen*  wucherte  weiter 
fort,  und  zahllose  emcuerte  und  verschärfte 
Erlässe  vermochten  nicht  ihm  Einhalt  zu 
thun.  Es  fällt  schwer,  die  Logik  aller  dieser 
Massiialimen  zu  begreifen,  und  man  atmet 
onlentlieh  auf,  wenn  einmal  eine  Regierung 
—  die  kurfürstlich  sächsische  —  so  vor- 
urteilsfrei ist,  das  Hausieren  zu  begünstigen. 
Sie  empfiehlt  den  inländischen  Olasfabri- 
kaiiten  im  Jahre  1772,  eigene  I^eute  mit 
iiu-en  Glas  waren  zum  Haiisieren  auszu- 
schicken. 

2.  Volkswirtschaftliche  Berechtifnmg. 
Die  volkswirtschaftliche  Bei-echtigimg  des 
Wandergewerbes  ist  offenbar  um  so  grösser 
uuil  unbestroiti>arer,  je  mehr  es  imstande 
ist,  wirtsciiaftliche  Zwecke  zu  erfüllen,  die 
unier  den  gegebenen  Umständen  auf  anderem 
Wege  gar  nicht  oder  nur  mit  grösseren 
S'.-hwierigkeiten  und  Kosten  erreicht  werden 


kOnnen.  Dies  ist  im  allgemeinen  in  desto 
höherem  Grade  der  Fall,  je  weniger  die 
Verkehrsmittel,  die  wirtsehafüiche  Arbeit»- 
tcilnng  und  die  Koncentrierung  der  an- 
sässigen Bevölkerung  entwickelt  sind.  Da- 
her ist  ein  Bedürfnis  nach  dieser  Betriebs- 
art in  der  früheren  Kulturpenode  weit  mehr 
vorhanden  als  in  der  jetzi|^n  und  gegen- 
wärtig noch  mehr  auf  dem  Lande  als  m  den 
Städten.  Im  übrigen  kann  man  mit  einem 
genetahsierendeu  Urteile  dem  Hausierer 
gegenüber  nicht  auskommen.  In  ihm  nur 
das  Unheilvolle  sehen,  ihn  rundweg  rar- 
dammer,  hiesse  ihm  ebenso  unrecht  thun, 
wie  es  einseitig  wäre,  ihn  als  schlechter- 
dings unei)tbehrlich  hinzustellen.  Amzweck- 
mässigsten  dürfte  es  sein,  mehrere  Gruppen 
auseinanderzuhalten  und  sich  mit  jeder  be- 
sonders abzufinden.  So  lassen  sich  imter- 
scheiden : 

1.  Hausierer,  die  Leistungen  anbieten 
oder  Erzeugnisse  ihrer  eigenen  Wirtechaft, 
industrielle  oder  landwirtschaftliche,  feil- 
tragen. 

2.  Hausierer,  die  durch  Ungunst  der 
Verhältnisse  in  ihrer  Heimat  beim  Mangel 
anderer  Erwerbsgelegenheit  sich  diesem  Be- 
rufe ziigewandt  haben. 

3.  Hausierer,  die  nicht  eigentlich  arbeiten 
wollen  oder  können,  bei  denen  vielmehr 
dieses  Geschäft  nur  den  Vorwand  abgiebt, 
die  betteln  und  bummeln. 

Die  erste  Gruppe  verkauft,  was  ae 
selbst  erzeugt  hat.  Die  zweite  Gruppe  kauft 
ein,  um  verkaufen  zu  kßnnen.  Für  die 
dritte  Gruppe  ist  der  Hände!  nur  Verwand. 
Diese  drei  Gnippen  haben  im  Wirtschafts- 
leben eine  ganz  verschiedene  Bedeutung. 
Thatsächlicfa  wenden  sich  die  Klagen  und 
Angriffe  vorzugsweise,  wenn  nidit  aus- 
sc'liliesslich,  an  die  Adresse  der  zweiten  und 
dritten  Gruppe. 

Gegen  die  Thäti^keit  der  Hausierer  aus 
der  ersten  Gruppe  wird  sich  kaum  ein  ernst- 
haftes Bedenken  aufrecht  erhalten  lassen. 
Wenn  die  Bewohner  von  Effeltrich  in  Ober- 
franken  sich  der  Obstbaumzueht  zugewandt 
haben  und  für  ihre  Erzeugnisse  durch  den 
Wanderhandel  Absatz  suchen;  wenn  von 
Baiersdorf  aus  der  dort  gebaute  Meerrettig 
nach  allen  Richtungen,  nach  Oesterreich, 
Süd-  und  Norddeut Bchland  durch  die  Er- 
zeuger vertrieben  wird ;  wenn  man  im 
Fiedien  Bardowick  bei  Lüneburg  Gemflse- 
und  Bliimensämereien  zieht  und  diese  dann 
denen,  die  danach  Bedarf  haben,  in  ganz 
Deutschland  in  die  Häuser  äitgt  —  wem 
wird  cigentlicli  dadurch  zu  nahe  getreten? 
Mit  welchem  Scheine  des  Rechts  könnte 
man  diesen  Produzenten  verwehren  wollen, 
den  Absatz  gerade  diirch  Wanderungen  in 
die  Wege  zu  leiten? 

Dasselbe  gilt  für  das  westfälische  Sauer- 
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land,  wo  aus  einigen  Gemeinden  die  Leute 
mit  den  Fabrikaten  der  einheimi sehen  Holz- 
industrie, wie  Löffel,  Krähne,  Näpfe,  Bntter- 
forraen  u.  dgl.  m.  in  die  Ferne  gehen;  für 
das  Altenhurger  Osterland,  wo  die  gleiche 
Produktion  blüht ;  fflr  den  Bflrsteabanael  der 
Dürfer  Ramberg  und  Dernbach  io  der  Pfalz, 
der  ehemaligen  Thalvogtei  Todtoau  im  badi- 
schen Schwarawald;  für  den  Handel  mit 
irdenem  Geschirr  vom  hessischen  Dorfe 
TJrberach;  ursprünglich  auch  fQr  den  Handel 
der  Bewohner  von  Bennecken  stein  am  Harz 
mit  Nägeln  und  Holzwaren.  Ja,  es  scheint 
auch  für  die  italienischen  Gipsfigurenhändler 
zu  gelten,  die  sich  in  Deutschland  nieder- 
gelassen haben,  und  geiiiss  gilt  es  für  die 
wandernden  Handwerker,  als  Scheren- 
schleifer, Regen schirraflicker,  Kesselflicker, 
Siebmacher,  Sägen  schärfer,  Korbmacher, 
Hanfhechler  u.  s.  w. 

Wohl  Hesse  sich  dieser  Handel  auch  anders 
organisiert  denken.  Die  Abnehmer  könnten 
zu  den  Produzenten  kommen  oder  Be- 
steUiuigen  behufs  Versendung  machen,  oder 
der  Kaufmann  könnte  sieh  der  Ware  behufs 
Tertriebs  bemächtigen.  Aber  gerade  weil 
die  Kunden  die  Wege  in  die  abgelegenen 
Dörfer  und  Ortschaften  nicht  gefunden  haben, 
weil  die  Ware  so  geringwertig  ist,  dass  sie 
die  preiserhöhenden  Zuschläge  des  Kauf- 
manns nicht  vertragen  kann,  hat  sich  eben 
dieser  Absatzmodus  herausgebildet.  Der 
Wettbewerb  mit  den  stehenden  Geschäften, 
Handwerks-  wie  kaufmännischen  Betrieben, 
kann  gerade  bei  dieser  Gruppe  nicht  drilckend 
sein.  Zum  Teil  werden  Erzeugnisse  oder 
Leistungen  vertrieben,  die  man  im  stehenden 
Geschäft  gewöhnlich  nicht  haben  kann,  so 
11.  a.  mehrfach  von  den  Wanderhaiidwerkem. 
Wo  aber,  wie  etwa  bei  den  Sämereien  oder 
Börstenwaren  die  stehenden  Betriebe,  die 
dergleichen  erzeugen,  durch  die  Konkurrenz 
beeinträchtigt  werden ,  fragt  es  sich ,  ob 
dieser  Grund  ausreicht,  um  den  Hausierern 
ihreWirfcsamkeitverbieten  oder  einschränken 
zu  dürfen.  Sicher  hat  der  stehende  Betrieb 
für  das  Wirtschaftsleben  eine  grössere  Be- 
deutung. Aber  könnte  man  es  verantworten, 
den  fleissigen  Handarbeitern  zu  verwehren, 
die  Vergütung  für  ihre  Mühe  überall  zu 
suchen.  Man  wtlrde  sie  in  Armut  und  Elend 
stürzen,  wenn  man  diese  Quelle  verstopfte, 
während  doch  in  gewissem  Sinne  sich  liier 
ein  Idealzustand  zeigt.  Ein  Teil  der  Famihe 
zu  Hause  eifrig  an  der  Arbeit,  ein  anderer 
Teil  unterw^s,  um  den  Absatz  zu  suchen, 
den  man  dwieim  nicht  haben  kann.  Und 
im  ganzen,  wenn  auch  in  vielleicht  selteneren 
Fällen,  Wohlsland,  jedenfalls  eine  auskömm- 
liche und  zufriedene  Existenz. 

Es  ist  nicht  bekannt,  wie  stark  besetzt 
gerade  diese  Gruppe  ist.  Die  Wauderhand- 
werker  sind  überaU  spärlich  gesät  Haus- 
.  Zweit« 


industrielle,  die  ihre  Erzeugnisse  selbst  \'er- 
f reiben,  sind  wohl  auch  nicht  zahlreich. 
Einerseits  hat  die  moderne  Grossindustrie 
derartigen  hausindustriellen  Betrieben  den 
Todesstoss  versetzt.  Andererseits  zeigt  sich 
die  Hausindustrie  in  der  Form  des  Verlags- 
systems, das  für  den  Absatz  soi^.  Höchstens 
die  Hausierer,  die  selbstgewonnene  land- 
wirtschaftliche Erzeu  misse  herumtragen, 
könnten   in  grösserer  Zahl   vorhanden  sein. 

Dass  in  dieser  Gruppe  auch  Elemente 
sich  befinden,  die  man  weniger  freimdlich 
anzuseheil  geneigt  ist,  kann  nicht  geleugnet 
werden.  So  z.  B.  die  slovakischen  Draht- 
binder,  bei  denen  es  übrigens  schon  zweifel- 
haft ist,  welcher  Gruppe  sie  zuzuzählen  sind. 
Ursprünglich  Wanderhandwerker  und  zwar 
von  anzuerkennender  Vielseitigkeit  und  Ge- 
schicklichkeit, gehen  sie  in  entwickelteren 
Kulturiändern  immer  mehr  zum  Handel  mit 
feitig  gekaufter  Fabrikware  über.  Inwie- 
weit solche  ausländische  Hausierer  zuge- 
lassen werden  sollen,  muss  Sache  der  Er- 
wägimg im  speciellen  Falle  sein. 

Schwerer  hält  es,  sieh  mit  der  zweiten 
Gruppe  abzufinden,  die  sehr  heterogene  Ele- 
mente in  sich  birgt  Ihre  Ängehöneen  sind 
durch  die  Not  des  Lebens,  weil  ihnen 
scheinbar  keine  andere  Erwerbsmöglichkeit 
geboten  ist,  dazu  gezwungen,  mit  Hilfe  des 
Wanderliandels  sicn  zu  ernähren.  Im  hohen- 
zoUemsclien  Killerthal  sind  die  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse  nicht  imstande,  die 
dichte  Bevölkerung  zu  ernähren.  Eine  be- 
deutende gewerbliche  Thätigkeit  ist  nicht 
vorhanden.  So  bleibt  den  Killerthalem  keine 
andere  Zuflucht  als  das  Handelsgewerbe.  Im 
Eichsfelde  haben  wir  ein  ödes,  rauhes  Land 
vor  uns,  dessen  BodenverhältDisse  äusserst 
ungünstig  sind.  Kälte  des  Bodens  und 
Rauheit  des  Klimas  erschweren  das  Reifen 
des  Getreides.  Missernten  sind  nicht  selten. 
Gewerbliche  Thätigkeit  hat  nicht  verfehlt 
sich  einzustellen,  seit  alter  Zeit  die  Hand- 
weberei, neuerdings  die  Cigarrenfabrikation. 
Aber  sie  beschäftigt  nicht  alle  verfügbaren 
Kräfte. 

Aehnlich  hat  die  Ungunst  des  Bodens, 
des  Klimas,  der  Eigentumsverteilung  im 
Westerwald,  auf  dem  Fichtel^birge,  in  der 
Vorderpfalz,  im  preussischen  Saargebiet,  bei 
einigen  wOrttem bergischen  Gemeinden  im 
Mainhardter  Wald,  in  den  badischen  Amts- 
bezirken Wolfach  und  Eberbach  gewirkt. 
Man  hat  da  Hausierer,  die  vielfach  in  erster 
Linie  Landleute  bleiben,  die  nur  in  der  von 
den  land  wirtscliaf fliehen  Arbeiten  nicht  in 
Anspruch  genommenen  Zeit  auf  die  Wander- 
sch^  gehen ;  hausierende  Frauen,  die  durch 
den  Wandererwerb  das  Kümmerhche  Fa- 
milioneinkommen  verbessern  wollen.  Mit- 
unter hat  der  Verlust  eiues  seither  geübten 
Berufs    infolge   geänderter   ZeitverMltnisse 
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die  Bewohner  zum  HaiiBieren  gebracht  So 
in  eini^n  Dörfern  am  Meissner  und  auf  dem 
Erz^birge  die  Notwendigkeit,  dae  Fuhr- 
gewerbe, von  dessen  Betrieb  man  sich  Jahr- 
hunderte hindurch  hatte  ernähren  kSnoen, 
aufgeben  zu  müssen.  Es  sind  nicht  immer 
förmliche  Hauaiergemeinden.  in  denen  fast 
alle  Bewohner  sich  zum  Hausieren  ent- 
sehliesflen.  In  Elsass-Lothringen  beispiele- 
weise  fehlen  solche  ^nz,  und  doch  ist  es 
dasjenige  Land,  das  im  Deutschen  Reiche 
verhältnisraassigam  meisten  Wandergewerbe- 
treibende aufweist.  Während  dort  auf  10000 
Einwohner  ca.  25  Hausierer  nachgewiesen 
sind,  kommen  im  Reichslande  auf  diesellie 
Grundzahl  67,  Gerade  im  Elsass  bessern 
zahlreiche  Frauen  von  Industriearbeitern, 
landwirtschaftlichen  Tagelöhnern  und  Wald- 
arbeitern durch  den  Betrieb  eines  gering- 
fOgigen  Hausierhandels  den  für  den  Unter- 
halt einer  grösseren  Familie  ungenügenden 
Yerdienst  des  Mannes  auf. 


eiue  Verwertung  nicht  finden  würden,  wenn 

sie  nicht  diesen  Sammlern  anheimfielen. 
Freilich  mnas  im  Interesse  der  Allgemein- 
heit diesem  Sammeleifer  eine  Schranke  ge- 
zogen werden.  Daher  ist  es  wohl  richtig, 
wenn  im  Hinblick  auf  die  Ansteckungs- 
gefahr der  Hausier bandel  mit  gebraucliten 
Kleidern,  Betten,  Menschen  haaren ,  Garn- 
abfällen u.  dgl.  m.  verboten  ist.  Immerhin 
kann  man  nicht  anders,  als  dieser  Hausierer- 
thätigkeit  Anerkennung  widerfahren  zu  lassen. 
Die  Borsten  Sammler  von  Kompfcnbrunn,  die 
Strohflechten  Sammler  im  schweizerischen 
Kanton  Freiburg  kann  man  nicht  unter- 
drücken. 

Diese  Hausierer,  die  kaufen  um  wieder 
verkaufen  zu  können,  zeigen  die  chan^te- 
ristischen  Eigentümlichkeiten  des  Handels 
überhaupt.  Wir  finden  den  sohden  reellen 
Händler,  der  seine  Abnehmer  gewissenhaft 
bedient,  auf  gute  Ware  hält  und  eine  Ehre 
darin  sieht,  einen  festen  Kundenkreis  ge- 


Ueber  die  Bedeutung  dieser  Gruppe  ins  i  wonnen  zu  haben,  dem  er  sich  in  gewissen 


klare  zu  komtaen,  verursacht  Mühe.  Man 
wird  nicht  in  Abrede  stellen  können,  dass 
in  den  uigegebenen  Fällen  der  Betrieb  des 
Hausierhandels  eine  Lebensfrage  für  die  Be- 
wohner der  betreffenden  Gegenden  ist.  Mau 
bewahrt  sie,  indem  mau  sie  gewähren  lässt, 
vor  dem  wirtschaftlichen  Ruin.  Sie  können 
sogar  dadurch  in  die  Lage  gebracht  werden, 
üire  Lebensiialtimg  zu  verbessern,  es  zu 
Gnind besitz,  zu  einem  gewissen  Wohlstand 
zu  bringen.  Wenn  auch  in  einigen  Fällen 
der  Beiz  der  Wanderschaft  seinen  Anteil 
haben  mag  —  die  Beobichtnng  spricht  doch 
für  solche  Hausierer,  dass,  wenn  ihnen 
andere  Erwerbszweige  eröffnet  werden,  sie 
den  Hausierhandel  vorlassen.  Womit  diese 
Leute  zu  handeln  pflegen,  ist  im  Grunde 
einerlei.  Sie  handeln  mit  allem  und  jedem, 
wovon  je  nach  ihrer  üeberlegimg  und  Ein- 
sicht sich  ein  Gewinn  er*'arten  lässt:  mit 
landwirtscliaftUchen  Produkten  undlndustrie- 
artikeln,  mit  Lebensmitteln  und  Kleidungs- 
stücken, mit  Gefühl  und  vierfüssigem  Vieh, 
mit  Notwendigem  imd  Luxusgegenständen. 
Es  wäre  mOssig,  zu  untersnciien,  welcher 
dieser  Waren  eine  grössere  Berechtigimg  für 
den  Vertrieb  zukäme.  Das  Bedürfnis  des 
kaufenden  Publikums ,  die  Absetzbarkeit 
rechtfertigen  im  einzelnen  Fall  die  Walil. 

In  diese  Gruppe  wären  auch  die  Hausierer 
einzureihen,  die  alteGegenstände,  wieLumpen, 
Knochen,  altes  Gusseisen,  Schuhledor  u. s.w., 
oder  Ei-zeiignisse  der  Landwirtschaft,  wie 
Borsten,  Flachs,  Bettfedern,  in  der  west- 
lichen Schweiz  auch  Strohflechten  und  Wein- 
stein aufkaufen.  Teils  bezahlen  sie  sie  bar, 
teils  treiben  sie  einen  Tauschhandel.  Dass 
diese  Sammler  eine  wirtschaftlidie  Fimktion 
erfüllen,  wer  möchte  es  leugnen?  In  jeder 
Hauehaltung  ergeben  sich  Gegenstände,  die 


Zwisclienräumen  regelmässig  immer  '^ 
vorstellen  darf.  Aber  daneben  hat  man  den 
Typus  des  verachmitzten  Krämers,  der  vor- 
fordert, sich  ins  Fäustehen  lacht,  wenn  er 
wenig  rühmliche  Ware  an  den  Mann  ge- 
bracht hat,  dem  es  darauf  ankommt,  billig, 
nicht  gerade  preiswert  einzukaufen,  der 
Schundware  vertreibt.  Audi  trifft  man  nicht 
selten  Hausierer,  die  diesem  herumschweifen- 
den lieben  als  solchem  den  Vorzug  geben 
und  sich  an  eine  sesstiafte  Thätigkeit  nicht 
gewöhnen  mögen. 

Inwieweit  endlich  die  zahlreichen  Mess- 
und  Markt  reisenden,  die  mit  ihren  Pfeffer^ 
kuchen,  Zuckerwaren  und  sonstigen  viel- 
fach geringwertigen  Artikeln,  freihch  auch 
wieder  ganz  brauchbaren  Gegen.ständen  von 
einer  Messe  zur  anderen  ziehen,  ein  Bedürf- 
nis für  die  Gegenwart  sind,  darüber  wird 
man  geteilter  Meinung  sein.  Man  wird  doch 
annehmen  dürfen,  dass  die  fortschreitend© 
Entwickehmg  die  wirtschaftliche  Bedeutung 
dieser  Veranstaltungen  sehr  zurückge- 
drängt hat 

Auf  diese  Weise  sind  jedenfalls  bei 
dieser  zweiten,  sicherlich  zatüreichsten 
Önippe  gemeinschädhche  Nachteile  nicht  zu 
verkennen.  Sie  lassen  sich  dabin  erklären, 
dass  einmal  eine  Beeinträchtigung  xwd  Be- 
nachteili^ing  des  Pubhkums  platzgreifen 
kann.  Ferner  darin,  dass  der  stehende  Ge- 
werbebetrieb, das  Handwerk  wie  der  Klein- 
kaufmanu  eine  Konkurrenz  aushalten  muss, 
die  die  loyalen  Grenzen  überschreitet 

Aber  man  vergesse  nicht,  dass  die  Be- 
schwerden, die  man  über  die  Hausierer 
hören  kann,  wie  sie  betrügen,  schlechte  Ware 
liefern,  zu  hohe  Preise  nehmen,  zum  Ankauf 
unnützer  Dinge  verführen,  die  Sittlichkeit 
untei^raben  u.  s.  w.,  weit  übers  Ziel  hinaus- 
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fichieesen.  Qewiss  giebt  es  solche  Hausierer, 
und  auf  sie  wird  man  nicht  jenes  im.Reichs' 
tag  einst  gefallene  geflügelte  Wort,  dass  die 
Hausierer  die  edelsten  Ki&fte  der  Nattbo 
daret«lltea,  anzuwenden  berechtigt  sein. 
Aber  man  darf  nach  diesen  Verzerrungen, 
die  nicht  grunds&tzlich  im  Weaea  des 
Hausieigewerbes  wurzeln,  den  ganzen  Benif 
nicht  beurteilen.  In  den  Btädtischen  Ge- 
schäften wird  noch  weit  mehr  imnOtzes 
Zeug  auf^boten  und  die  Käufer  werden 
dort  noch  mehr  durch  verlockende  Ausstel- 
lungen, täuschende  Reklamen,  fiktive  »Aus- 
verkäufe* in  Versuchung  geführt.  Jedenfalls 
aber  sind  die  unnötigen  Ausgaben  für  Hau- 
siererwaren, Schaustellungen  u.  dgl,  ver- 
schwindend klein  gegen  die  für  geistige 
Getränke.  Auch  im  stehenden  Detailhandel 
kann  man  zu  kurz  kommen  als  Käufer,  zu 
geringes  Gewicht,  minder  preiswerte  Ware 
u.  s.  w.  eriialten.  Und  doch  fehlt  diesem 
jene  den  Leichtsinn  begünstigende  Möglich- 
keit für  den  Hausierer,  nachdem  er  einen 
Hauptooup  gemacht  hat,  wie  in  einer 
Versenkung  auf  Nimmerwiedersehen  zu 
verschwinden.  Im  Gegenteil,  der  kleine 
Krämer  rechnet  bei  seiner  Cntreue  auf 
die  Vergesslichkeit,  die  Gutmütigkeit,  die 
Nachsicht  des  Publikums.  Er  tischt  ihm, 
wenn  es  wieder  zu  ihm  kommt,  irgend 
eine  unwahrscheinliche  Entschuldigung  zur 
Besänftigung  a\if.  Und  in  nicht  wenigen 
l^len  ^nn  er  seine  Rückkehr  sicher  er- 
warten ,  weil  er  der  einzige  am  Ort  ist. 
Wer  weiss,  ob  ein  Monopol  der  Krämer, 
die  äch  bequem  unter  einander  verstän- 
digen können ,  sich  nicht  sehr  drückend 
gdtend  machen  würde,  wenn  sie  mit  den 
ansierem  gar  nicht  mehr  zu  rechnen  nötig 
hätten. 

Den  Weg,  der  hier  zur  Abhüfe  betreten 
werden  kann,  abgesehen  davon,  dass  dae 
Publikum  sich  selbst  hilft,  weniger  leiclit- 
gläubig  ist  und  sich  vom  Hausierer  nicht 
übertölpeln  lässt,  hat  unsere  Gesetzgebung 
bereits  eingeschlagen.  Sie  hat  den  Kreis 
der  QegenstAude,  die  im  Umherziehen  an- 
gekauft und  feilgeboten  werden  dürfen,  ein- 
geschränkt. Sie  trifft  eine  Auswahl  unter 
denen,  die  um  die  Erlaubnis  zum  Betrieb 
nachsuchen ;  sie  erlaubt  nicht  ohne  weiteres 
h«mde  Häuser,  Gehöfte,  Wohnungen  zu  be- 
treten; sie  zieht  dem  Mitnehmen  von  minder- 
jährigen Pereonen  Schranken.  Ueber  das 
Mass  derartiger  Bestimmungen  wird  man 
immer  streiten  können.  Eine  weitere  Ein- 
schränkung, vielleicht  mit  einer  Ausnahme, 
wäre  kaum  angebracht  Nur  der  Hausier- 
handel mit  Vieh  könnte  vielleicht  unter 
grössere  Kontrolle  genommen  werden. 

Die  Benacht«illguDg  des  stehenden  Ge- 
werbebetriebs ist  gewiss  vorhanden.  Aber 
sie  wird,  glaube  ich,   übertrieben.     Es  ist 


fast  immSgüoh,  ^ch   von  dem   wirklichea 

Umsatz  der  Hausierer  ein  BÜd  zii  machen. 
Man  kann  sich  indes  kaum  vorstellen,  dass 
er  eine  empfindliche  Einbusee  für  die  I^en- 
geschafte  einschlieaat.  Im  einzelnen  Fall, 
am  einzelnen  Ort  mag  ja  ein  Ladeninhaber 
mitunter  beeinträchtigt  worden  sein.  Im 
allgemeinen  kann  der  Druck  dieser  Kon- 
kurrenz nicht  so  schlimm  werden,  dass  man 
im  Interesse  der  Erhaltung  der  stehenden 
Geschäfte  das  Hausieren  verbieten  müsste. 
Was  der  Ladeninhaber  möglicherweise  am 
Kundenabsatz  verliert,  ^wmnt  er  dadurch, 
dass  der  Hausierer  bei  ihm  einkauft,  sogar 
nicht  selten  Ware  entnimmt,  die  bei  jenem 
nicht  mehr  recht  verkäuflich  schien.  Wenn 
dem  Hausierer  nachges^  wird,  dass  er 
durch  ruhmrediges  Anpreisen  seiner  Ware 
u.  s.  w.  zum  Aidcauf  verleite,  so  wirkt  in 
ähnUcher  Weise  das  Schaufenster  des  Ladens. 
Schon  mancher  Käufer  hat  zu  seinem  Nach- 
teil erfahren,  dass  er  sich  durch  den  Olanz 
desselben  blenden  liess. 

MuBS  mithin  zugegeben  werden ,  dass 
die  Warenhausierer,  wie  wir  sie  einmal 
kurz  nennen  wollen,  in  der  That  bedenklich 
werden  können,  so  kann  man  doch  auch 
wieder  nicht  leugnen,  dass  sie  selbst  unter 
den  heutigen  vorgeschritfeDen  Verhältnissen 
unentbehrlich  sind.  Sie  sind  es  einmal  vom 
Standpunkt  des  Händlers,  wie  ich  schon 
ausgeführt  habe.  Für  diesen  in  zahlreichen 
Fällen  die  einzige  Möglichkeit,  sich  und  die 
Seinigen  ernähren  zu  können. 

Sie  sind  es  ferner  vom  Standpunkt  des 
Fabrikanten  und  Grosshändlers.  Hinter  den 
Hausierern  stehen  in  vielen  Rillen  die 
moderne  Grossindustrie,  der  EngroshandeL 
Ihre  Vertreter  sind  es.  die  zu  den  Hans ierern 
reisen,  lun  ihnen  Waren  zum  Vertrieb  unter 
günstigen  Bedingungen  anzubieten.  Es  sind 
nicht  Ausschusswaren  oder  schwer  verkäuf- 
liche Gegenstände,  die  so  abgesetzt  werden 
sollen.  Vielmehr  liegt  dieses  Bestrehen, 
Käufer  aufzusuchen,  in  der  modernen  Pro- 
duktionsweise, die  Massenerzeugung  ist  und 
daher  auf  Absatz  bedacht  sein  musa.  Sie 
kann  und  mag  nicht  warten,  bis  der  Käufer 
zu  ihr  kommt  Die  Industrie  sieht  mit 
Hilfe  des  Hausierers  ihr  Absatzgebiet  er- 
weitert Derselbe  ergänzt  mit  seiner  Rührig- 
keit imd  Wachsamkeit  die  unvollkommene 
Thättgkeit  der  Ladeninhaber  und  Handwerks- 
betriebe. Es  ist  schon  oft  hervorgehoben 
worden,  dass  manche  Industrie  sich  wesent- 
lich, wenn  nicht  ausschUesslich ,  auf  dea 
Hausierhandel  stdtzl.  So  z.  B.  die  optische 
Industrie  von  Fürth,  so  vor  allem  auch  der 
deutsche  Kolportagebuchhandel.  Es  ist 
staunenerregend,  was  für  ein  Absatz  ein- 
zelner Werke  hat  zu  stände  gebracht  werdea 
können. 

Endlich  drittens  ^d  die  Hausierer  un^ 
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entbehrlicli  vom  StandpuDkte  der  KonBU- 
mealen.  Es  ist  völlig  verkehrt,  den  Hausierer 
nur  auf  dem  Lande,  bei  dflnner  Bevölkerung, 
unter  zurückgebliebenen  Verkehraverhalt- 
nissen  als  zidüssig  zu  betrachten.  Auch  die 
^ssen  Städte,  entwickelte  In  du  striegelnden 
sind  häufig  die  besten  Absatzorte.  Das  Dienst- 
mädchen, das  liadenpersonal,  die  Arbeiter- 
frau —  sie  sind  an  die  Stelle  gefesselt  und 
gehindert,  sich  im  stehenden  Geschäft  zu 
holen ,  was  sie  brauchen. .  Sie  freuen  sich 
sogar  Aber  den  Hausierer,  der  in  ihr  Einerlei 
Abwechselung  bringt,  dem  sie  sich  nahe- 
stehend fQhlen.  Sie  kaufen  lieber  von  ihm 
als  im  Iiaden,  wo  sie  sich  Zwang  aufer- 
legen, vielleicht  kaufen  müssen,  was  ihnen 
Dicht  zusagt,  nur  um  den  Kaufmann  nicht 
unntLtz  bemüht  zu  haben.  Dem  Hausierer 
gegenüber  scheut  man  sich  nicht,  sich  alles 
auspacken  zu  lassen,  wi  den  Waren  zu 
mäkeln,  am  Preise  zu  feilschen  und  schliess- 
lich nichts  zu  kaufen. 

■Viel  weniger  erfreulieh  ist  die  dritte 
Onippe,  bei  deren  Mitgliedern  das  Hausieren 
nur  den  Vorwand  zum  Betteln  abgebt,  die 
nur  die  Lust  am  BummeUelen  entstehen 
lasst.  Hierher  gehören  vor  allem  die  Hau- 
sierer mit  körperlichen  Gebrechen.  Das 
Gesetz  zieht  ja  gewisse  Schraak:ea,  aber  sie 
sind  ungenügend.  Blinde,  Einarmige,  Ver- 
krüppelte, Kervenleidende-,  Taubstumme, 
Lahme  u.  s.  w.  sollten  nie  die  Erlaubnis 
zum  Hausieren  erhalten.  Bei  ihnen  tritt 
naturgemäsB  das  Geschäft  zurück  und  ihr 
Haupt^chäft  wird:  auf  das  Mitleid  zu 
spekulieren.  Sie  handeln  in  der  Regel  auch 
mit  unterMordneten ,  leicht  transportablen 
Artikeln:  Blumen,  Zündhölzern,  Postkarten, 
Zeitungen,  Konfekt,  Zucker-  oder  Back- 
waren, deren  man  bequem  auch  anders  hab- 
haft werden  kann. 

Und  noch  unangenehmer,  wenn  ver- 
kommene Existenzen,  die  dem  Tninke  und 
der  Trägheit  ergeben  sind,  von  Behörden 
veranlasst  werden,  sich  mit  Hilfe  des  Hausier- 
handels halbwegs  zu  erhalten.  Es  sollte 
nicht  vorkommen,  dass  bei  grosser  Armut 
die  Gemeinden  für  ihre  Angehörigen  Wander- 
gewerbescheine lösen,  damit  sie  ihnen  nicht 
zur  Last  fallen.  Die  unentgeltliche  Verab- 
folgung von  Wandergewerbescheinen  an  no- 
tonsch  Bedürftige  ist  Übel  angebrachte 
Milde.  Die  Armenkassen  werden  dadurch 
allerdings  teilweise  entlastet,  aber  solche 
Hausierer  erfüllen  keine  wirtschaftliche  Auf- 

fabe  mehr.  Yüt  sie  ist  der  Hausierkasten 
ie  Legitimation  zum  Betteln.  Es  mag  ja 
richtig  sein,  dass  mitunter  rechtschaffenes 
Streben  zu  diesem  Wege  greift.  Manche 
arme  Witwe,  manche  Frau  in  einem  durch 
den  Mann  verlotterten  HauBwesen  können 
sich  vielleicht  so  über  Wasser  halten.  In 
den  meisten  gelingt  doch  die  gute  Absicht 


nur  unvollkommen.  Bitteres  Elend  herrscht 
unter  solchen  Händlern  vor,  und  es  wäi-e 
Pflicht,  für  diese  Unglücklichen  andere  Vor- 
kehr zn  treffen,  statt  sie  auf  den  Weg  der 
Selbsthilfe  zu  verweisen. 

Ausserhalb  der  drei  charakterisierten 
Gruppen  stehen  diejenigen  Hausierer,  die 
man  als  Orgelspieler,  Violinisten.  Artisten, 
Seiltänzer,  Sänger,  wandernde  Scnauspieler, 
E&russeUbesitzer  u,  s.  w,  auf  Märkten  und 
Messen  oder  auch  in  DorfkrOgen,  auf  Land- 
strassen  und  selbst  in  grossen  Städten  be- 
obachten kann. 

Eigentliche  Hausierer  haben  wir  in  ihnen 
nicht  mehr.  Sie  in  Parallele  mit  den  anderen 
zu  stellen,  heisst  beiden  Seiten  Unrecht  thim. 
Wohlhabenheit  und  bitterste  Not  kommt 
unter  ihnen  in  gleichem  Masse  vor,  Dass 
man  freute,  deren  Leistungen  in  der  Begel 
auf  der  unterBteu  Stufe  der  Kunst  stehen, 
Erwerbsthätige,  die  auf  die  Schaulust  und 
Genusssucht  der  Bevölkerung  spekulieren, 
nicht  zu  zahlreich  werden  lasse ,  ist  ein 
selbstverständliches  Gebot  polizeilicher  Mass- 
nahmen, Ganz  verbieten  kann  man  sie 
natürlich  nicht  Man  muss  immer  damit 
rechnen,  dass  sie  dem  Geschmack  und  den 
Ansprüchen  zahlreicher  Klassen  der  Bevölke- 
rung genügen.  Wenn  man  selbstredend 
auch  stets  dahin  wird  streben  wollen,  diesen 
Geschmack  zu  veredeln  und  die  breiten 
Massen  in  ihren  Genüssen  auf  ein  höheres 
Niveau  zu  bringen  —  ganz  werden  natür- 
lich PersCnlichkeiten,  die  für  die  charakteri- 
sierten Vergnügungen  soi^n,  niemals  ent- 
behrt werden  können. 

8.  Statistik.  Die  bei  Gel^nheit  der 
Bemfszählung  von  1895  erfolgte  Feststellung 
der  Wandergewerbetreibendeu  hat  ergeben, 
dass  nicht  mehr  als  126885  Hausierer  im 
Deutschen  Reich  vorhanden  sind.  Sie  grup- 
pieren sich  folgendermassen :  (S.  die  Tabelle 
auf  folgender  Seite.) 

In  den  einzelnen  Staaten  und  Landes- 
teilen werden  Hausierer  in  sehr  verschie- 
dener Zahl  angetroffen.  Die  absolut  grOsste 
Zalil  weist  das  Königreich  Sachsen  — 
14  827  —  auf;  demnächst  die  prcussische 
Eheinprovinz  —  13  472  —  das  Königreich 
Bayern  —  12  332,  Von  anderen  Gebiets- 
teilen, in  denen  aber  die  Zahl  der  Hausierer 
unter  10  000,  zum  Teil  ganz  erheblich  da- 
runter steht,  sind  noch  bemerkenswert  die 
Provinz  Schlesien,  das  Königreich  Württem- 
berg, Elsass-Lothringen,  Baden  und  die  Pro- 
vinz Brandenburg. 

Im  Verhältnisse  zur  Bevölkerung  erhält 
man  jedoch  eine  andere  Eteihenfolge,  Da 
steht  HohenzoUem  mit  9  Hausierern  auf 
1000  Einwohner  obenan.  Demnächst  das 
Königreich  Sachsen,  ElsasB-Lotfaringen,  Würt- 
tembei^  mit  ungefähr  4,  Baden,  Hessen,  die 
Provinz  Sachsen,  die  Stadt  Berlin,  die  Khein- 
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mannlich    j     weiblich 

zusammen 

I.  Bemfgglicderang 

A.  Ginnerei,  Tierzncht 

B.  Industrie,  Handwerk 

90 

4401 
70353 
6504 

8 

7^3 

43167 

1639 

9S 
5124 
1135= 
8 '43 

Summe 

n.  Stelltmg  im  Bemf 

1.  SelbütAndige  im  Hanptberaf 

„    Nebenberuf    .    : 

8.348 

65767 
9077 

45  537 

34469 
4016 

126  Sg5 

100236 
13093 

Snmme  1 

2.  ÜDselbstAudige 

b.  von  stehenden  Gewerbebetrieben  auagesandte  un- 
^IbstSndige  Hausierer 

74  »44 

6233 

371 

38485 
6837 

125 

113329 

13060 
496 

III.  Älteragmppen 

6504 

776 
3150 
7743a 

7052 

50s 
1725 
43310 

'3556 

4872 
120  732 

3.  21  Jahre  and  darilber 

lande,    BrauDüchweig. 

Staaten    mit   gegen    i 

Königreich  Bayern  sind   nur  wenig  über  2 

pro  Mille  nachgewiesen. 

In  diesen  Ländern  haben  sich  nun  inte- 
ressanter weise  beatimmte  Gegenden  heraus- 
gebildet, von  deren  Bevölkerung  der  Hausier- 
handel mit  besonderer  Energie  betrieben 
■wird.  Es  sind  förmliche  Hausierdörfer  ent- 
standen, deren  Einwohner  fast  ausacbliess- 
lich  oder  grösstenteils  von  dem  Erwerb 
durch  Hausieren  leben.  Aus  ihnen  ergieset 
sich  alljährlich  zu  bestimmten  Zeiten  ein 
mehr  oder  minder  mächtiger  Strom  von 
Hausierern  über  ganz  Deutschland,  nicht 
selten  über  seine  Grenzen  hinaus.  Mitunter 
sind  es  die  Erzeugnisse  des  Ortes  selbst, 
die  auf  diese  Weise  abgesetzt  werden,  so 
z.  B.  beim  Handel  mit  Obstbäumen  von  dem 
der  fränkischen  Dörfer  Effeltrich  aus  oder 
beim  Handel  mit  Meerrettig  von  Baiersdorf, 
ebenfalls  in  Oberfranken.  Häufiger  aber  ist 
es  doch,  dasa  Waren  vertrieben  werden,  die 
man  von  auswärts  kommen  und  an  be- 
stimmte Punkte  des  Gebiets,  in  dem  man  sie 
zu  verkaufen  gedenkt,  vorausschicken  Iflsat. 
So  wnirden  ursprünglich  von  den  Bewohnern 
des  Fichtelgebirgea,  insbesondere  des  Be- 
zirksamts wiinsiedel,  Holz-  und  Korbwaien, 
Flechtarbeiten  aus  gespaltenem  Fichtenholze 
und  Stroh  vertrieben,  die  sie  an  langen 
Winterabenden  selbst  angefertigt,  auch  wohl 
Preissei-  und  Heidelbeeren,  die  {"rauen  und 
Kinder  gesammelt  tiatten.  In  neuerer  Zeit 
jedoch,  namentlich  seit  den  sechziger 
Jahren,  fingen  Frauen  an  Leinen  waren 
oberfränkischen  Ursprungs  umherziehend 
abzusetzen,  auch  lassen  sie  sich  gegenwärtig 
die  Web-  und  AVeisswaren  aus  Leipzig  oder 


Kleiderstoffe  aus  Greizer  Fabriken  kommen, 
mit  deren  Vertrieb  sie  dann  im  Umher- 
ziehen ihr  ölfick  versuchen. 

Derartige  Mittelpunkte  sind:  im  sächsi- 
schen Erzgebii^  Satzung,  Stützengriln, 
SchOnheide  und  Umgebung;  im  Harz  das 
Dori  Ben  necken  stein,  in  welchem  auf  1000 
Einwohner  ca.  125  selbständige  Hausierer 
kommen;  im  Kreise  Balibor  der  Provinz 
Schlesien  das  Dorf  Deutsch-Krawam,  wo 
mit  geringen  Ausnahmen  vom  21.  Lebens- 

£hre  an  die  Bevölkerung  sich  dem  Hausler- 
indel  widmet  und  unter  4000  Einwohnern 
ca.  ÖXl  Wandergewerbescheine  ausgeteilt 
werden.  So  ferner  das  Eiehsfeld  und  einige 
Dörfer  in  den  nördlich  und  nordöstlich  vom 
Meissner  gelegenen  Kreisen  des  Regierungs- 
bezirks Casael,  das  Dort  Bardowik  im  Re- 
gieningsbezirk  Lüneburg,  endlich  namentlich 
im  Süden  und  Westen  Deutschlands:  der 
Westerwald,  der  im  Jahre  1896  nahezu  2000 
Landgänger  hergab,  die  Kheinpfalz,  das 
westfälische  Sauerland,  das  Killerthal  im 
Regierungsbezirk  Hohenzollern  die  Dörfer 
Eningen  und  Gönningen  jn  dem  Rauhen 
Alb,  Erstetten  und  Laiehingen  ebenda, 
Baiersdorf  und  Effeltrich  in  Oberfranken 
u.  a.  m. 

Untereinander  haben  diese  Ortschaften 
keine  Fühlung.  Sie  tauchen  vrie  Inseln  auf; 
aber  sie  befinden  sich  doch  in  einem  geo- 
graphisch zusammenhängenden  Gebiete,  das 
im  Südosten  Deutschlands,  im  Kreise  Rati- 
bor,  anhebt,  durch  die  Provinz  Schlesien, 
das  Königreich  Sachsen,  Ober-  und  Unter- 
franken  mit  dem  Fichtelgebirge  und  dem 
Thüringerwald  sich  erstreckt  und  sich  etwa 
in  Hessen  gabelt,  auf  der  einen  Seite  den 
Westerwald  und  das  Sauerland,  auf  der  an- 
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deren  Seite  die  Bheinpfalz  und  das  preue- 
aische  Saai^ebiet  imtfäseend.  Weiter  nach 
SOden  erscheinen  dann  als  Ausgangspunkte 
der  Haugiei-erei  SUsass-Lothnngen,  die  Bauhe 
Alb  und  Hohenzollem,  nach  Norden  eine 
andere  Abzweigung  im  Eichsfeld  bis  in  den 
Harz,  HauptsächTieh  und  in  erster  Linie 
sind  es  mitbin  die  Ärmeren  Gebii^gegenden 
Deutsclüande,  deren  Bewohnern  das  Hau- 
sieren ein  will  kommener  Er  werbszweig  bildet. 

Jene  obigen  Zahlen  geben  aber  ein  nur 
unvollkommenes  Bild  von  der  Verbreitung 
der  Hausiererei.  Denn  nach  §  55  der  Ge- 
vferbeordnung  müssen  diejenigen,  welche 
ausserhalb  des  Gemeindebezirks  ihres  Wohn- 
orts einem  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen 
ohne  Begründung  einer  gewerblichen  Nieder- 
lassung nachgehen  wollen,  einen  Wander- 
gewerbeschein lösen,  der  nur  fClr  das  Ge- 
biet des  Staates  gilt,  in  welchem  er  ausge- 
fertigt wird.  Hausierer  mithin,  die  ihren 
Absatz  in  verschiedenen  deutschen  lindem 
suchen,  müssen  verschiedene  Seheine  neh- 
men. So  giebt  also  erst  die  Zahl  der  Wan- 
dergewerbescheine den  rechten  Massstab 
für  die  Beuiteilung  der  Wichtigkeit  dieses 
Berufs.  Im  Grossher2<^um  Hessen  z.  B. 
sind  nach  der  Zäiilung  von  1895  2788  Hau- 
siergewerbetreitende,  aber  die  Zahl  der 
1893  ausgestellten  Wandei^werbescheine  be- 
trug 7  644.  Umgekehrt  sind  im  Königreich 
Sachsen  rund  2500Ü  Hausierer  nachge- 
wiesen, aber  (1888)  noch  nicht  ganz  13000 
Wandei^werl)esclieine  ausgestellt.  Es  sind 
erfahrungamässig  von  allen  Wandergewerbe- 
treibenden, die  in  Sachsen  um  die  Er- 
laubnis nachsuclien,  78—81  "h  Sachsen.  Ein 
nicht  ganz  unerheblicher  Teil  aller  in 
Sachsen  nachgewiesenen  Hausierer  —  etwa 
5000  —  arbeitet  gar  nicht  in  der  Heimat, 
sondern  in  Nachbarstaaten  oder  im  Aus- 
lande. Die  Zahl  der  in  ganz  Deutschland 
ausgestellten  Wand  ei^ wer bescheine  ist  nun 
freilich  keine  geringe.  Noch  vor  30  Jahren 
—  1870  —  wurden  nicht  mehr  als  136706 
ausgestellt,  sclion  1882  aber  227  607,  und 
auf  dieser  Holte  hat  sich  die  Zahl  ertialten : 
1893^226364. 

4.  Beschränkungen  der  Gesetz- 
fCebuDf-.  Unter  den  älteren  geilet zlichen 
Bestimmungen  über  das  Wandergewerbe 
waren  die  des  preussischen  üewerbe- 
gesetzes  vom  7.  September  1811  sum- 
marisch und  in  ziemlich  liberalem  Sinne 
gelialten.  Allerdings  sollte  der  Gewerbe- 
schein für  den  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen nur  gegen  Vorlegung  einer  Genehmi- 
gung der  Kegiemng  erteilt  wei-den,  die  die 
Zuverlässigkeit  imd  Rechtlichkeit  des  Nach- 
suchenden ganz  nach  ihrem  Ermessen  be- 
urteilen konnte.  Aber  diese  Genehmigungen 
wurden  auf  drei  Jahre  erteilt,  von  beson- 
deren   Besclnankungeu    des    Betriebes    ist 


keine  Rede  und  es  sind  auch  keine  Waren 
ausdrücklich  vom  Wanderhandel  ausge- 
schlossen, abgesehen  von  der  allgemein  gel- 
tenden Bedingung  einer  besonderen  Ge- 
nehmigung für  den  Handel  mit  hochbe- 
steuerten Kolonial-  und  anderen  Wareu. 
Eine  Beschrflnkung  dieser  Art  brachte  zuerst 
das  Gewerbesteuergesetz  vom  30.  Mai  1820, 
das  den  Verkauf  von  Material-  und  Spezerei- 
waren,  geistigen  Getiflnken  aller  Art  und 
Zeugen  .von  Wolle,  Baumwolle  und  Seiden, 
rein  oder  gemischt,  verbot.  Zugleich  setzte 
dasselbe  die  Giltigkeit  des  Gewerbescheines, 
der  als  Mittel  der  Steuererhebung  niu-  für 
das  Wandei^ewerbe  beibehalten  wurde,  auf 
ein  Jahr  herab.  Eine  neue,  ausführliche 
und  sehr  strenge  Regelung  des  Wander- 
gewerbes aber  erfolgte  durch  das  Regulativ 
vom  28.  April  1824,  das  am  21.  Mai  die 
königliche  Genehmigung  erhielt.  Eine  Reihe 
von  Bedingungen  wuiSe  jetzt  für  die  Be- 
willigung des  jährlich  zu  erneuernden  Ge- 
werliescheincs  aufgestellt;  u.  a.  sollte  der 
Wandergewerbebetrieb  in'  der  Regel  Leuleu 
unter  30  Jahren  nicht  erlaubt  werden,  es 
sei  denn,  dass  das  Gewerbe  eine  förmliche 
Erlernung  erfordere,  die  nicht  wohl  andei-s 
als  im  Umherziehen  möglich  wäre.  Die 
Zeitdauer  des  Gewei'bebetriebes  an  einem 
und  demseltien  Orte  war  je  nacli  der  Grösse 
der  Gemeinde  auf  1  bis  8  Tage  beschränkt, 
vorbehaltlich  der  Befugnis  der  Ortspolizei- 
behörden, diese  Fristen  zu  verlängem  oder 
zu  verkürzen;  auch  sollte,  abgesehen  von 
den  Marktzeiten  und  besonderen  Fällen,  ein 
Hausiei-er  erst  nach  4  Woi-hen  denselben 
Ort  wieder  besuchen  dürfen.  Namentlich 
aber  wurden  jetzt  alle  Waren  vom  Hausier- 
handel ausgeschlossen,  die  für  denselbeu 
nicht  ausdnlcklich  zugelassen  waren.  Eine 
Erweitenmg  der  Liste  dieser  zugelasseneu 
Waren  gewülirte  das  Regiilativ  vom  4.  De- 
zember 1836,  das  auch  verschiedene  andere 
neue  Bestimmungen  Aber  den  Gewerbe- 
betrieb im  Umherziehen  enthielt.  Dagegen 
liess  die  allgemeine  preussische  Gew.-O.  v. 
17.  Januar  1845  die  Verhältnisse  dieses  Be- 
triebes ungeändert  Im  Königreich  Sachsen 
behielt  noch  die  Gew.-O.  v,  15.  Oktober  1861 
den  Gnmdsatz  bei,  dass  der  Hausierhandel 
nur  mit  verhältnismassig  wenigen,  ausdrflck- 
licb  erlaubten  Waren  gestattet  sei;  auch 
sollten  nur  Personen  im  Aller  von  min- 
destens 24  Jaliren  die  Erlaubnis  dazu  er- 
balten. Die  Bestimmungen  in  den  neueren, 
die  üe Werbefreiheit  einführenden  Gesetzen 
der  süddeutschen  Staaten  wareu  wesentlich 
milder.  Doch  hielt  man  wie  in  Preussen 
und  Sachsen  aucli  in  Bayern  und  Württem- 
Ijerg  an  der  Konzession  spflichtigkeit  des 
Gewerbebetriebs  im  Umhei-ziehen  fest.  Die 
sjiäter  auf  das  Reich  au^edehnte  Gewerbe- 
ordnung  des  Norddeutsclien   Bundes    vom 
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21.  Juni  1869  brachte  ebenfalls  dem  Wander- 
gewerbe gegenüber  im  wesentlichen  den 
Gi-undsatz  der  Gewerbefroiheit  ziir  Geltung 
und  behielt  mit  Ausschluss  der  lokalprotek- 
tionistischen  Tendenzen  nur  solche  Be- 
schräükungen  desselben  bei,  die  dni-ch  poli- 
zeiliche Rücksichten  fi;erechtfertigt  erschie- 
nen. So  wurde  lediglich  aus  solchen  Rück- 
sichten eine  beschränkte  Anzahl  von  Wareu 
vom  An-  und  "Verkauf  im  Umherziehen  ans- 
geschlosseu,  alle  übrigen  aber  für  diesen 
Betrieb  freigegeben.  Die  Fälle,  in  denen 
<1er  für  den  w'aQdergewerbebetrieb  erforder- 
liche LegitiinatioDssehein  versagt  werden 
durfte,  waren  wenig  zahlreich  und  ebenfalls 
nur  vom  polizeilichen  Gesichtspunkte  he- 
stimmt,  was  auch  noch  hinsichtlich  der  Vor- 
schritt galt,  dass  weitere  Legitimations- 
scheine fflr  Schaustell uDgen,  Aufführungen 
u.  dgl.  versagt  werden  sollten,  wem 
den  Verhältnissen  des  betreffenden 
waJtuDgsbezirks  entsprechende  Zahl  solcher 
Sclieine  bereits  ausgestellt  wäre. 

Diese  relative  Freiheit  des  "Wandei^- 
werbes  rief  nun  aber,  besonders  nach  der 
ungünstigen  Wendung  der  allgemeinen  "Wirt- 
schaftsl^  in  den  70  er  Jahren,  lebhafte  Be- 
schwerden und  Kla^n  von  seilen  der  an- 
sässigen Gewerbetreibenden  hervor.  Schon 
in  der  zweiten  Legislaturperiode  des  deut- 
schen Reichstags  gelangten  zahlreiche  Bitt- 
schriften au  ihn,  die  von  einer  weitreichen- 
den Strömung,  eine  andere  Gesetzgebung 
herbeizuführen,  Zeugnis  ablegten.  Anfangs 
ging  man  über  sie  zur  Tagesonlnung  über. 
Jedoch  in  den  nächsten  Jahren  häuften  sich 
die  Anträge,  die  mit  steigender  Dringlich- 
keit eine  Reform  forderten.  So  konnte  es 
nicht  ausbleiben,  dass  es  erst  zur  Novelle 
vom  1.  Juli  18811,  und  als  diese  nicht  recht 
wirkte,  zu  der  vom  6.  August  1896  kam. 
Durch  beide  ist  man  dem  Grundsätze,  das 
Hausiergewerbe  notwcndigei-weise  mehr  ein- 
schränken zu  wollen,  wie  er  in  den  Landes- 
gesetzgebungen des  vorigen  Jahrhunderts 
sich  zeigt,  wieder  viel  näher  getreten.  Man 
hat  nunmehr  den  Kreis  der  Gegenstände, 
die  im  Umherziehen  angekauft  und  feilge- 
boten, der  Leistungen,  die  angeboten  werden 
dürfen,  weiter  eingeschränkt.  Die  auf  die 
persCnliche  Zulassung  bezüglichen  Bestim- 
mungen sind  verscharfl,  und  es  ist  die  Mög- 
lichkeil voi^sehen ,  bereits  zugelassenen 
Persönlichkeiten  die  Fortsetzung  des  Be- 
triebs zu  untersagen.  In  betreff  des  Mit- 
nehmens minderialiriger  Personen,  des  Be- 
tretens fremder  Häuser,  Gehöfte  und  Woh- 
nungen Bind  weitere  Einschränkungen  ver- 
fügt. Die  Novelle  von  1896  hat  dann  die 
Zahl  der  vom  "Vertriebe  im  Umherziehen 
ausgeschlossenen  Gegenstände  noch  vennohrt 
und  die  Brian gimg  des  Wandei^e\\-erbe- 
scheins  erschwert.    (Vgl.  eingehendere  An- 


gaben im  Art.  Gewerbegesetzgebung 
oben  Bd.  IV  S.  429  ff.) 

Im  ganzen  blieben  auch  in  dem  Gesetz 
von  1883  die  pollzeÜichen  Gesichtspunkte 
massgebend  und  dem  Princip  des  Lokal- 
schutzes wurden  nur  geringe  Zugeständnisse 
gemacht.  Einen  weiteren  .Schritt  in  diesem 
Sinne  that  erst  das  die  Gewerbeordnung  ab- 
ändernde G.  V.  1.  Juni  1891,  das  den  Ge- 
werbebetrieb im  Umherziehen  mit  Ausnahme 
der  Schaustellungen,  Auffühningen  etc.  so- 
wie den  ambulanten  Betrieb  ansässiger  Ge- 
wcrtetreihender  in  ilirem  Gemeindebezirke 
an  Sonntagen  gänzlich  verbietet.  Aus- 
nahmen können  von  der  unteren  Verwaltungs- 
behörde zugelassen  werden  und  der  Bundes- 
rat ist  ermächtigt,  Über  die  Voraussetzungen 
und  Bedingungen  solcher  Auswüimen  Be- 
stimmungen zu  erlassen.  Die  ansässigen 
Gewerbetreibenden  dürfen  ihi-e  Läden  an 
den  Sonntagen  5  Stunden  lang  offen  halten 
und  wenn  den  Wunderhändlern  eine  so  un- 
gleich grössere  Beschränkung  auferl^  ist, 
so  mag  dies  im  Interesse  der  erstei-en  aller- 
dings n'ünschenswert  sein,  es  lässt  sich  aber 
vom  Standpunkte  der  Billigkeit  nicht  leicht 
verteidigen.  Im  Grenzbezirke  darf  das 
Hausiergewerbe,  wozu  anch  ausdrücklich  die 
Wanderlager  gerechnet  wei-den,  nach  §  124 
des  Verein szollgesetzes  vom  1.  Juli  1869  nur 
mit  besondei-er  Erlaubnis  und  untei"  den  von 
der  obersten  Landesfinanzbehörde  angeord- 
neten Beschränkungen  betrieben  werden. — 
Ueber  die  Colportage  von  Presserzeugnissen, 
die  der  Antrag  Gröber  und  Gen.  (IS93)  un- 
gerechtfertigten weiteren  Massregelungen 
unterwerfen  will,  s.  d.  Art.,  oben  Bd.  IIIS.  67ff. 
5.  Detailrelsende.  Verhasster  als  die 
eigentlichen  Wanderhändler  sind  dem  an- 
sässigen Gewerbestand  die  sogenannten 
Detailreisenden,  die  nicht  bei  Eaufleuten, 
sondern  hei  Privatkunden  Bestellungen  für 
grössere  Geschäftshäuser  aufsuchen.  Wenn 
diese  als  selbständige  reisende  Agenten  oder 
sogenannte  Provision sreisende  für  eigene 
Rech  nun  g  d  ie  V  er  m  ittelu  n  gsge  schäftemacnen, 
so  fallen  sie  unter  die  Gewerbeordnung  über 
das  Wandergewerbe.  Stehen  sie  aber  im 
Dienste  ansässiger  Qesdiäftshänser,  so  sind 
sie  den  Vorschriften  der  §g  44  und  44a  der 
Gcwerbeortlnung  unterworfen.  Es  lässt  sich 
nun  kaum  in  Abrede  stellen,  dass  das 
Detailreiseu  für  viele  Geschäftszweige  eine 
Notwendigkeit  ist.  Ohne  die  Aussondung 
z.  B.  von  Detail  reisenden  zum  Besuche  der 
Kundschaft  kann  das  Geschäft  in  Militär- 
und  Beamte  nun  iforraen  und  -effekten  gar 
nicht  aufrecht  erhalten  werden.  Die  Euud- 
-haft  hat  sich  in  diesem  Falle  an  den  Be- 
zug durch  Vermittelung  auswärtiger  Firmen 
gewöhnt,  und  selbst  iu  grösseren  Städten 
fehlt  es  an  Handlungen  der  gedachten  Art 
Die  Unenthehrlichkeit  des  Detailreisens  für 
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den  Weiahancfel  ist  anerkannt.  Eine  nicht 
minder  nvichtif^e  Rolle  spielt  das  Besudlet 
der  Privatitundachaft  in  fast  sämtlichen 
Branchen  der  Bekleidungsindustrie,  im  Handel 
mit  Herrea-  und  Damenkleidern,  mit  Schuh- 
waren, mit  lieib-  und  BauswSsche  uai: 
BOastigen  Äussteu ergegenständen.  In  eioigen 
Städten,  wie  z.  B.  in  Bielefeld  und  Herford 
die  dort  bestehende  Leinen-  und  Wflache- 
branche,  ist  die  Industrie  geradezu 
durch  80  hoch  gekommen,  dass  sie  durch 
ihre  Beisendeu  die  Privatkundschaft  be- 
suchen liess. 

Geleugnet  kann  freilich  nicht  werden, 
dass  die  DetailreiseDden  sich  eine  Zeit  lang 
sehr  stark  vermehrten.  Die  au  sie  ausge- 
stellten Legitiraations-  und  Gewerbelegiti- 
mationskarteu  erreichten  im  Reich  1893  die 
Höhe  von  70018  gegenüber  45016 imJahrc 
1884,  was  einer  Zunahme  um  55,D4''/t) 
gleichkommt  Im  Örosaherzogtum  Baden 
wuclis  von  1889  bis  1896  die  Zahl  der 
Handlungsreiseuden  ungefähr  4  mal  so  rasch 
als  seine  Bevölkerung;  im  Amtsbezirk  Baden 
war dasZuuahmeverhältnis  ein  noch  grösseres. 
Von  1880  bis  1888  schwankte  die  Zahl  der 
ausgestellten  Legitimati onskarten  zwischen 
2721  nnd  3901;  im  Durchschnitt  von  1889 
bis  1895  war  sie  4611.  Zum  Teil  ist  diese 
Zunahme  freilich  dadurch  bedingt  gewesen, 
dass  infolge  einer  Besohwerde  vom  Ministe- 
rium angeordnet  wurde,  den  Metzgern  für 
Ankäufe  von  Sclilachtvieh  ausserhalb  ihres 
"Wohnorts  ebenfalls  eiue  Legitim ationskarte 
zu  geben.  Aber  selbst  wenn  man  von  diesen 
FBlieo  absieht,  bleibt  immer  eine  auffällige 
"Vei-mehnmg  nach.  In  El sass- Lothringen 
war  die  Steigerung  noch  erheblicher.  1884 
stellte  man  dort  erst  1721,  1897  dagegen 
4047  Legitimation  spapiere  aus.  Darin  er- 
scheint eine  prozentuale  Zunahme  um  135.18, 
weit  über  diejenige  des  Reichs  hinans- 
geliend.  Dazu  kommen  Klagen,  wie  z.  B.  im 
elsassischen  Kaffeegeschäft,  dass  die  Quali- 
tät der  gelieferten  Ware  im  schreiendsten 
Gegensatz  zur  vorgezeigten  Wai-enprobe  und 
dem  vereinbarten  Preise  steht. 

Unter  solchen  ITmstflnden  begreift  man 
es.  dass  ihre  Gegner  es  darauf  abgesehen 
haben,  die  fflr  sie  geltenden  Vorachriffen 
der  §g  44  und  44  a  möglichst  mit  deu  das 
eigentliche  "Waoderge  werbe  betreffenden 
tibereinstimmend  zn  machen.  In  der  That 
hat  denn  auch  die  neue  Fassung  des  §  44  a 
—  nach  der  Novelle  von  1896  —  unver- 
kennbar die  Tendenz,  die  in  ihren  Ge- 
schäften retsenden  ansässigen  Kaufleute  und 
Fabrikanten  sowie  die  in  deren  Diensten 
stehenden  Reisenden  auf  das  Niveau  der 
Hausierer  zu  stellen.  Es  ist  für  nötig  ge- 
halten worden,  als  Gründe  der  Versagung 
der  für  sie  erforderlichen  Legitimationskarte 
ausdrücklieb  die  im  g  07  filr  die  Wander- 


händler angegebenen  zu  bezeichnen,  die  tir- 

sprünglich  auf  V^abunden  beredinet  sind. 
Da  zu  diesen  auch  »abschreckende  oder  an- 
steckende Krankheit«  gehört,  so  kann  es 
yorkommen,  dass  von  den  Handelsreisenden 
ein  ärztliches  Zeugnis  darüber  verlangt  wird, 
dass  sie  nicht  an  geheimen  ansteckenden 
Enuikheiten  leiden.  Offenbar  geht  diese 
Regelung  doch  zu  weit  Denn  gegenüber 
den  Vertretern  imsässiger,  oft  sehr  bedeu- 
tender angesehener  Geschäfte  kann  von 
einem  Bedürfnis  polizeilicher  Beschrilnkung 
und  Kontrolle,  wie  es  hinsichtlich  des  eigent- 
lichen Hausierers  ja  freilich  besteht,  nicht 
die  Rede  sein.  Es  ist  da  nur  ein  Lokal- 
Bchutz  zum  Ausdruck  gekommen,  wie  er 
mit  der  heutigen  Verkehrsentwickeluug  gänz- 
lich unvereinbar  ist 

Principiell  bedeutsamer  ist  der  (seit  der 
Novelle  von  1883)  angeordnete  Ausscliliiss 
(§  .')6»  Nr.  3)  des  Aufsnchens  von  Be- 
stellungen auf  Branntwein  und  Spiritus  bei 
Personen,  in  deren  Gewerbebetrieb  dieselben 
keine  Anwendung  finden.  Hiernach  dfirten 
als  selbständige  reisende  Agenten  oder  De- 
tailreisende bei  Privatkunden  keine  Bestel- 
lungen auf  Cognac,  Rum,  Likör  etc.  auf- 
suchen, sondern  es  bleibt  den  Wirten  und 
Schnapshäüdlern  insoweit  eine  Monopol- 
stellung gegenüber  der  Kundschaft  gewahrt. 
Es  ist  dies  ein  Stück  Lakaischutz,  allerdings 
nur  ein  kleines,  das  aber  von  den  Inte- 
ressenten als  Absclilagszahlung  lietrachtet 
wird.  Das  eigentliche  Ziel  sowohl  der 
Wirte  wie  aller  Kleingewerbetreibender  ist 
die  Ausdehnung  jenes  Verbotes  auch  auf  das 
Aufsuchen  von  Bestellungen  bei  Privatkunden 
durch  Reisende,  die  im  Dienste  auswärts 
ansässiger  Geschäftshäuser  stehen.  Ein  in 
diesem  Sinne  lautender  Antrag  zu  §  44  der 
Gew.-O,  ist  indes  1883  vom  Reichstage  ab- 
gelehnt worden.  Nur  in  betreff  des  Auf- 
kauf ens  von  Waren  wurde  der  lokal- 
protektionistische  Zusatz  beigefügt,  dass  das- 
selbe nur  bei  Kaufleuten  oder  solchen  Per- 
u,  welche  die  Waren  produzieren,  oder 
in  offenen  Verkaufes teUen  erfolgen  dürfe. 
Dagegen  wurde  den  ruheliebenden  Gewerbe- 
treibenden durch  den  neuen  §  42  b,  Z.  2 
'enigstens  die  Möglichkeit  eines  Schutzes 
gegen  die  rührigeren  am  Orte  ansässigen 
Konkurrenten  gewälirt,  indem  jetzt  auf 
Grund  eines  Gemein debeschlusses  dwrch  die 
höhere  Verwaltungsbehörde  bestimmt  wer- 
den kann,  dass  eine  besondere  Erlaubnis  für 
ansässige  Gewerbetreibende  erforderlich  ist, 
wenn  sie  in  ihrem  Gemeindobezirke  Waren- 
bestellungen bei  Personen  aufsuchen  wollen, 
in  deren  Gewerbebetrieb  Waren  der  ange- 
botenen Art  keine  Verwendung  finden. 

6.  Wanderlager  nud  -anktionen.  Be- 
sonders lebhaft  sind  seit  den  70  er  Jahren 
Klagen  gegen  die  nunmehr  in  bedeutender 
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Zahl  auftretenden  grösseren  wandergewerb- 
lichen Betriebe  in  der  Form  von  Wander- 
lagem  und  Waüderauktionen  laut  geworden. 
Die  Wallderlager  sind,  wie  es  in  dem  Bundes- 
ratabeschlusee  vom  27.  März  1879  heisst, 
Betriebe,  bei  denen  «ausserhalb  des  Wohn- 
ortes des  Unternehmers  imd  ausser  dem 
Mess-  und  Marktverkehr  von  einer  festen 
Terkaufsslätte  (Laden,  Magazin,  Zimmer, 
Schiff  «.  dgi.)  aus  vorübergehend  Waren 
feilgeboten  werden^,  eio  Unterschied  von 
den  von  Haus  zu  Baug  gehenden  Hausierern. 
Auch  die  Wanderauktinnen  werden  in  einer 
solchen  festen  Verkaufsstätte  abgehalten,  wo 
die  Waren  rorlier  ausgestellt  worden  sind; 
sie  bilden  hänfig  nur  den  Äbschluss  eines 
Wanderlagerbetriebes,  in  dem  mit  den  noch 
vorhandenen  Waren  aufgeräumt  wird.  In 
Preuaseii  war  der  Wand  er!  agerbe  trieb  früher 
durch  die  oben  erwähnte  Besciiränkung  der 
AufenlhaltsdaTier  wesentlich  erschwert.  In 
Bayern  bedurften  nach  dem  Gewerbegesetz 
vom  31.  Januar  1868  die  Wand erlagenintcr- 
nehmer  für  ihren  Betrieb  der  ortspolizei- 
liehen  Erlaubnis,  und  für  diese  durfte  nach 
der  V.  v.  28.  April  186S  eine  Abgabe  von 
3 — 6  Üulden  für  die  Gemeindekasse  erhoben 
werden.  In  Württemberg,  Baden  und  Hessen 
bestanden  keine  besonderen  Besdiränkungen 
für  die  Wanderlf^r.  und  nadi  der  ReJehs- 
ge Werbeordnung  von  18C9  wurde  ebenfalls 
zwischen  ihnen  und  dem  sonstigen  Gewerbe- 
betrieb im  Umherziehen  keinerlei  Unter- 
schief)  gemacht.  Eine  gewisse  Begünstigung 
aber  erlangten  die  Wanderlager  durch  den 
§  8  des  lYeizügigkeilsgeselzes  vom  1.  No- 
vember 18C7,  nach  welchem  die  Gemeinden 
die  neu  Anziehenden,  wenn  die  Dauer  ihres 
Aufenthaltes  den  Zeitraum  von  3  Monaten 
nicht  übersteigt,  zu  den  Gemeiudelasten 
nicht  heranziehen  dürfen.  Die  Inhaber  von 
Wanderlagern  blieben  daher  häufig  längere 
Zeit  an  einem  Orte,  indem  sie  den  Betrieb 
eines  stehenden  Gewerbes  nach  §  14  der 
Gewerbeordnung  anmeldeten,  aber  vor  Ab- 
lauf von  3  Monaten  wieder  abzogen  und  so- 
mit von  den  direkten  Gemeindesteuern  frei 
blieben.  Allerdings  hat  der  Bundesrat  am 
27.  März  1879  entschieden,  dass  die  Wander- 
gewerbetreibend eo  von  Anfang  an  den  Ab- 
gaben unterworfen  werden  kfinnen,  denen 
auch  die  in  der  Gemeinde  vorhandenen  ge- 
werbJichen  Betriebe  als  solche  unterliegen, 
sofern  sich  dieselben  nach  Art,  l'mfangund 
Dauer  des  Betriebes,  nicht  aber  nach  der 
Person  des  Unternehmers  bestimmen.  Dem- 
nach würden  die  Wanderleber  also  n\tr  von 
den  Gemeindepersonal  steuern  in  den  ersten 
drei  Monaten  frei  sein,  nicht  aber  von  den 
zu  Gunsten  der  Gemeinden  etwa  bestehen- 
den Gewerberealsteuei-n.  Es  bleibt  aber 
doch  fraglich,  wie  sich  diese  Auffassung 
praktisch  ohne  Widerspnich  mit   der  sehr 


allgemein  lautenden  Bestimmung  des  Ge- 
setzes von  1867  durchführen  liessej  jeden- 
falls würde  es  mit  dem  letztereu  nicht  ver- 
einbar sein,  und  auch  dem  Wortlaute  jenes 
BundesrafsbeschluBses  nicht  entsprechen, 
wenn  man  die  Wanderl^er  einer  beson- 
deren, in  die  Form  einer  Realsteuer  ge- 
brachten Gemeindeabgahe  unterwerfen  wollte, 
wie  dies  von  vielen  verlangt  wurde.  That- 
sächlicli  ist  denn  auch  der  ursprünglich  vor- 
handene Steuervorteil  für  die  Wanderlager 
durch  eine  besondere  staatliche  Besteue- 
rung derselben  aufgehoben  worden,  tmd  in 
diesem  Funkte  haben  die  Gegner  dieser  Be- 
triebe ihren  Hauptsieg  emmgen,  indem  diese 
Beateuenmg  einen  durchaus  prohibitiven 
Charakter  trägt  und  nur  noch  in  Ausnahme- 
fällen einem  Wanderlager  die  Existenzmög- 
lichkeit lässt,  worüber  unten  noch  nähere 
Angaben  folgen. 

Die  zahlreich  en  Petitionen  g'eg-en  die 
Wanderlager  und  Wände  ranktionen  veran- 
lassten am  21.  Dezember  1876  einen  Beschluss 
des  Eeichstftges,  (1er  den  Heichskanzler  um  Ver- 
anstaltung einer  Untersiiohung  dieser  Ange- 
legenheit ersnchte.  Es  fanden  daraufhin  Er- 
hebungen in  allen  Bnndesetaaten  statt,  deren 
Ergebnisse  dem  üetchstage  am  30.  April  1878 
in  einer  Denkschrift  vorgelegt  wurden.  Diese 
Ergebnisse  kut«n  im  ganzen  keineswegs   im- 

fünstig  für  die  Wanderlager.  Es  zeigt  sich 
ario  wieder  deutlich,  da.ss  die  Klagen  fiber 
dieselben  wesentlich  nur  von  den  ansässigien 
(iescbäftslenten  ausgehen,  dass  aber  das  kaufende 
Pabliknm  im  ganzen  mit  ihnen  zufrieden  ist. 
Den  gegen  sie  erhobenen  Vorwürfen  wurde,  wie 
es  in  der  Denkschrift  heisst,  entgegengehalten : 

1.  dass  Ueber  vorteil  ungen  des  Publikums  auch 
in  den  stehenden  Geschäften  vorkommen  und  in 
den  Wanderlagem  keineswegs  die  Regel  bilden ; 

2.  dass  die  Gefährdung  der  ansHSEigen  DetaU- 
händler  und  Handwerker  nicht  ausschliesslich 
dieser  Geachilftsform  zuzuschreiben  sei,  sondern 
in  den  allgemeinen  Veränderungen  der  Lage 
des  Kleinhandels  ihren  Grand  habe,  dass  es 
übrigens  auch  den  stehenden  Geschäften  frei 
stehe,  sich  die  Geschäfts  vorteile  der  Wander- 
lager nutzbar  zu  machen;  3,  daas  auch  Jahr- 
märkte den  Ankauf  von  Gegenständen ,  die 
keinem  reellen  Bedürfnis  entsprechen,  begüns- 
tigen, und  dasa  4.  die  ungesunde  Richtimg  der 
Industrie  und  des  Handels,  vermöge  welcher 
die  oute  und  Solidität  der  Waren  durch  das 
einseitige  Streben  nach  Billigkeit  beeintrSchtigt 
werden,  zum  Teil  auf  den  Wirkungen  der 
üeberproduktion,  zum  Teil  anf  den  wirtschaft- 
lichen Anscbannngen  und  Gewöhnungen  des 
Publikums  beruhen  und  dass  diese  Einflüsse  am 
stärksten  in  den  grossen  Städten  aufträten,  wo 
die  Wanderlager  (;egenBber  den  stehenden  Ge- 
schäften keine  Bedentang  haben.  Als  günstige 
Wirkungen  der  Wanderiager  wurden  nach  der 
Denkschrift  aufgezählt:  das^  dieselben  in  dünn 
bevülkerten  und  gewerblich  weniger  entwickel- 
ten Gegenden  den  stehenden  Detailhandel  er- 
gänzen, demselben  überhaupt  eine  beilsame 
Konkurrenz  bereitet  haben,  da  sie  nicht,  selten 
bessere,  sehr  häufig  bei  gleicher  Güte  billigere 
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Waren  führen  als  die  stehenden  Gescbilfte,  dass 
sie  die  Verwerton«'  mancher  in  dem  gewöhn- 
lichen Oescbfttt«  nicht  oder  nicht  mehr  gang- 
baren Artikel  erleit.-htem,  daas  sie  nur  gegen 
Barzahlnug  verkaufen  und  dadurch  dem  Borg- 
unweaen  steuern.  In  den  Einzel  berichten  aus 
Pteusaen  wird  die  Frage,  ob  das  Poblikum 
durch  die  WanderWer  übervorteilt  werde,  zum 
Teil  beiaht,  zum  Teil  verneint,  zum  Teil  er- 
klJLrt.  dass  sie  sich  allgemein  weder  bejahen 
ikoch  verneinen  lasse.  In  den  günstigen  Ur- 
teilen n-ird  darauf  hingewiesen,  daaa  dieselben 
Käufer  bei  der  Wiederkehr  eine»  Wanderlagers 
wieder  neue  Ankäufe  machen,  dass  sogar  Nach- 
bestellungen erfolgen,  dass  ei  vorgekommen  sei, 
dass  die  Inhaber  stehender  Qeachäfte  den  Rest 
von  Wanderlagem  mit  10  Prozent  Rabatt  an- 

fekauft  und  dann  die  Waren  10  Prozent  über 
en  früher  von  den  Wanderlag-em  geforderten 
Preis  verkauft  hätten.  Die  Annahme,  Aass  das 
Publikum  übervorteilt  werde,  stütue  Bi<-h  meist 
nur  ant  die  oft  anffallend  billigen  Preise,  die 
aber  ihre  natürliche  Erklärung  darin  finden, 
dass  die  Wanderingerbesitzer  durch  Benutzung 
ausserordentlicher  Bezugsquellen,  durch  Ein- 
und  Verkauf  gegen  Barzahlung,  durch  Ersparuug 
an  Ladenmiete  und  Persona  und  durch  den 
raschen,  oft  massenhaften  Umsatz  in  der  That 
imstande  seien,  ungleich  hilliger  zu  verkaufen 
als  die  stellenden  (Geschäfte,  Dabei  wird  zu- 
gegeben, dass  die  Waren  in  den  Wandertagern 
oft  von  sehr  schlechter  Qualität  xeien,  aber  be- 
merkt, dasa  der  Wert  derselben  doch  nicht  unter 
dem  ausserordentlich  niedrigen  I*reiBe  stehe. 
Ebenso  wird  anerkannt,  dasa  auch  schwindel- 
bafte  und  da.t  Publikum  ben  ach  teil  irrende,  ja 
selbst  betrügerische  Geschäfte  in  Wanderlagem 
gemacht  werden,  aber  dabei  hervurgehuben, 
dass  dies  anch  in  gleicher  Weise  in  stehenden 
Geschäften  vorkomme  und  nicht  als  eine  be- 
sondere Eigentümlichkeit  der  Wanderlager  an- 
gesehen werden  kSnne.  Nach  deu  Berichten 
aus  Bayern  ist  die  Mehrzahl  der  Handels-  und 
Gewerbekammcrn,  Hagistrate  und  vernummeuen 
Geschäftsleute  der  Meinung,  dass  das  Publikum 
zwar  häufig  in  den  Wauderlageru  Übervorteilt 
werde,  dass  aber  in  denselben  auch  gute  und 
auffallend  billige  Artikel  zu  haben  seien.  Auf 
eine  UebervorleilnngdesPublikums  wirdnameni- 
lieh  deshalb  geschlossen,  weil  den  Wanderlager- 
haltern  aufli<ergewühnliche  Kosten  durch  den 
Transport  ihrer  Waren  von  Ort  zu  Ort,  durch 
die  grossen  Inserate  und  Plakate,  durch  das 
Herbeiziehen  fremder  Personen,  durch  das  Leben 
in  den  GaMthüfeu,  die  im  Verhältnis  zu  der 
kurzen  Dauer  der  Benutzung  sehr  hohen  Lokal- 
mieten erwachsen.  Dem  wnrde  aber  von  der 
anderen  Seite  entgegengehalten,  dass  diese 
Kosten  durch  die  eigentümlichen  Geschäfts  vor- 
teile dieser  Art  von  Handel  mehr  als  gedeckt 
würden.  (Diese  besonderen  Mehrkosten  des 
Wanderlagerbetriebes  werden,  nebenbei  gesagt, 
von  den  Gegnern,  indem  sie  die  Stellung  aer 
stehenden  Gewerbebetriebe  müglichst  ungünstig 
darzustellen  suchen,  meistens  ganz  unbeachtet 
gelassen.}  Der  Hagistrat  der  Stadt  Freising 
erklärt,  es  sei  schwer  zu  sagen,  ob  Uebervor- 
tciluugen  vorkämen ,  da  die  Getäuschten 
schwiegen;  soviel  aber  sei  sicher,  dass  ein 
Wanderlaser  mit  Seidenwaren,  das  sich  einige- 
male  in  Preising  eingefunden   habe,  sehr  gute 


keine  gentigendeu  Anhaltspunkte  für  d 
nähme  vor,  dass  das  Publikum  in  der  Regel 
übervorteilt  werde.  Der  Magistrat  von  Fürth 
fügt  hinzu,   dass   die  Geschäftsleute    häuSg  die 

fleichen  Waren  wiederholt  an  demselben  Orte 
urch  Wanderla^er  zum  Verkauf  bringen  und 
jedesmal  reichlichen  Absatz  finden.  Der 
Magistrat  der  Stadt  Uünchen  bestätigt,  dass 
die  Wanderlager  dort  keine  besouderen  Misa- 
stände  zur  Folge  gehabt  hätten.  Von  den  Be- 
zirk sregiemngen  ^nben  die  von  Mittel  franken, 
Unterfranken  und  Aschaffenburg  in  der  Mehr- 
zahl der  Fälle  wohl  von  Uebervorteilung  des 
Publikums  durch  die  Wanderlager  sprechen  zu 
küuneu.  die  von  Oberfranken,  Schwaben  und 
Neuburg,  Eegensbarg  und  der  Oberpfalz  aber 
sprechen  sich  zn  G  mieten  derselben  ans. 
Namentlich  fahrt  die  Eegierung  von  Ober- 
franken an;  wer  sich  im  Volke  bewege,  könne 
zahlreiche  Stimmen  hören,  die  über  den  we^en 
der  Wanderlager  erhobenen  Lärm  ihre  Ver- 
wunderung auss|irecben  und  von  sich  und  an- 
deren Beispiele  eines  durchaus  vorteilhaften  Ge- 
schäftsverkehrs mit  Wanderlagem  anführen. 
Die  einzelnen  Fälle,  in  denen  namentlich  Franen 
oder  Landlente  im  Wanderlager  übervorteilt 
würden,  vei'schwänden  gegenüber  den  weitver- 
breiteten fiblen  üewulinnngen  des  stehenden 
Gewerbes,  gegenüber  den  allgemeinen  Klagen 
über  die  hier  lierrschende  Unsuliditat,  über  die 
nnbereclitigte  Steigerung  der  Preise,  Über  das 
Festbalten  an  hohen  Preisen,  wenn  die  Veran- 
lassung dazu  längst  beseitigt  sei,  und  über  die 
so  allgemeine  nnd  gern einscbäd liehe  Verkürzung 
der  Konsumenten  im  Stoff  der  Waren,  in  Mass 
und  Gewicht.  —  In  Sachsen  sprechen  sich  die 
Kreisbauptmannschaften,  Amtshanptmannschaf- 
ten  und  Stadträte  teilweise  günstig,  die  übrigen 
aber  in  gemässigtem  Sinne  Über  die  Wander- 
lager aus;  dagegen  behanpteteu  die  Gewerhe- 
kanimeni,  die  hauptsächlit'h  die  Interessenten 
verti'eicn,  fast  ausnahmslos,  dass  das  Publikum 
durch  dieselheu  geschädigt  werde,  nnd  es  wurden 
auch  zahlreiche  Beispiele  von  vorgekommenen 
Schwindeleien  mit  gänzlic-h  nnbrauchbaren 
Waren  aufgeführt,  Vorkommnisse,  die  ja  auch 
von  keiner  Seite  in  Abrede  gestellt  werden, 
aber  nach  der  Mehrzahl  der  Aussagen  keines- 
wegs die  Regel  bilden.  Die  Urteile  aus  Würt- 
temberg und  Baden  lauten  überwiegend  günstig: 
namentlich  wird  anerkannt,  dass  bei  ^i-eringen 
t^uaiitäten  der  Waren  auch  die  Preise  ent- 
sprechend niedrig  seien.  —  Was  die  Herkunft 
der  in  den  Wanderlagem  vorkommenden  Waren 
betrifft,  so  werden  als  besondere  Bezugsquellen 
in  dem  Prenssen  betreffenden  Bericht  ange- 
geben: Lagervorräte  grossstäd  tisch  er  Magazine 
au  nicht  mehr  gangbaren,  zurückgesetzten  oder 
nicht  mehr  der  Saison  entsprechenden  .-Artikeln; 
Warenreste,  die  heim  KcblusB  von  Messen  und 
Jahrmärkten  von  den  Grossliändlern  abgegeben 
werden ;  Warenlager  von  sich  auflfeenäen  Ge- 
srbäfreu.  die  Ausverkauf  halten  ;  Konkursmassen 
Oller  Warenlager  solcher  Geschäfte,  die  vor  dem 
Konkurs  stehen  oder  aus  anderen  Gründen  sich 
um  jeden  Preis  durch  Schleuder  verkaufe  Geld 
zu  ver»chaffen  suchen ;  \' erkauf  aus  Pfandleih- 
hänsern  nnd  HQckkaufsgescbätten;  endlich  anch 
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Fabriken,  die  nninittelbar  für  die  Wanderlager 
lielero.  Ans  solchen  Btammen  j^roase  Mengen 
„Schund  waren",  die  aber  keinesweg»  ans- 
Mblieralich  von  den  Wauderlagem  bezo^eo 
Verden-  (Man  denlie  nur  an  gewisse  FUnfztg- 
Ttfennigs-  und  andere  Bazars.)  Eine  besondere 
Gattung  derselben  bilden  diejenigen  Waren,  die, 
wenn  auch  nicht  immer  von  vom  herein  zu 
diesem  Zwecke  tabriziert,  doch  im  Handel  inr 
TSuschnng  benntzt  werden,  FQr  die^  sind  die 
Wanderlager  die  vorKÜ^licbaten  nnd  in  ein- 
zelnen Branchen  vielleicht  die  einzigen  Ab- 
nehmer. Dahin  gebären  namentlich  gefälschte 
Leinen,  Wollen-  und  Seidenwaren,  elegant  ans- 
sehende  Schuhwaren  aus  dem  iichiecb testen 
Leder,  sogenannte  Gold-  und  Sitberwaren  mit 
sehr  geringem  Gehalt.  Echl echte  Kurz-  und 
Galanteriewaren  etc.  Indes  hat  man  auch  in 
stehenden  Geschäften  Gelegenheit  genu^,  Klei- 
derstoffe von  Sboddy  und  Leinen  und  Seide  mit 
Überwiegendem  Baum  wollen  gebalt  und  vermut- 
lich alle  jene  besonders  angefUhrteu  Artikel 
unter  falschen  Anpreisungen  zu  kanten.  Die 
Frage,  ob  die  Wanderlager  in  der  Kegel  Bof 
eigene  Rechnung  der  Händler  betrieben  würden, 
wurde  im  allgemeinen  bejaht,  wenn  es  auch 
Torkommt ,  dass  sie  im  Auftrage  grüsserer 
stehender  Geschfifte  handeln.  —  Ab  Massregeln 
gegen  die  Wanderlager  wurde  namentlich  von 
den  interressierten  Gegnern  direkte  Bescbrün- 
kniig  der  Betriebe,  besonders  durch  das  Er- 
fordernis einer  orts polizeilichen  Erlaubnis  vor- 
f;eschlagen,  ferner  strengere  polizeiliche  ßege- 
Dng  derselben  zum  Schutze  de«  Publikums  und 
eine  stärkere  Heranziehung  zur  Besteuerung, 
namentlich  Beseitigung  ihrer  Bevorzugung  in 
Bezug  auf  die  Geiueindecteuem.  Die  Fragen 
in  betreff  der  Wanderanktionen  wurden  im 
ganzen  ilbnlich  beantwortet  wie  die  über  die 
Wanderlai^er,  doch  wurde  allgemein  zugestanden, 
daes  bei  diesem  Betriebe  Ueberrnri  ei  langen  des 
Publikums  leichter  möglich  seien  und  hantiger 
vorkämen  als  bei  den  Wanderlagem.  Die  Zahl 
der  Wanderauktiouen  war  im  allgemeinen  nicht 
so  rasch  gestiegen  als  die  der  Wanderlager, 
immerhin  aber  seit  1869  bedeutend  angewachsen, 
zumal  in  Preassen  z.  B,  nach  der  älteren  Ge- 
setzgebung freiwillige  offen  tliibe  Versteige- 
rungen neuer  Hand  werk  er  waren  nur  mit  be- 
sonderer Genehmigung  der  Gemeindebehörde 
nnd  Auktions verkaufe  im  Umherziehen  über- 
öberhaupt  nicht  siatttinden  durften. 

Die  En<niete  hatte  zunächst  nur  fiiuzel- 
staatliche  Steuerniassregeln  zur  Folge.  Der 
Bundesrat  fasste  nur  den  schon  erwähnten 
Beschluss  vom  27.  März  1979,  tiarh  welchem 
die  Wanderlager  zu  den  Gewerbebetrieben 
im  Umherziehen  zu  zählen  sind,  auch  weon 
sie  als  stehende  Gewerbe  angemeldet  wer- 
den, die  koinmunaJc  Besteuening  dersellieii 
in  der  oben  aoge^benen  Art  für  zulässig 
erklärt  wird  und  einige  polizeiücJie  Kontroll- 
Massregeln  empfohlen  wenleii.  Die  Novelle 
von  1883  hat  dann  bestimmt,  dass  au  den 
Verkaufssteilen  in  einer  fflr  jetlermann  er- 
kennbaren Weise  ein  den  Namen  und  Wohn- 
ort des  Gewerbetreibenden  angebender  Aus- 
hang angebracht  werden  müsse.    Dingen 


■wurde  das  Versteigern  von  Waren  im  Um- 
herziehen, also  die  Waoderauktion,  grund- 
sätzlich verboten  (§  56c),  jedoch  mit  dam 
Zusätze,  dass  Äugnahmen  von  der  zustän- 
digen ßehöi-de  zugelassen  werden  dürften. 
Ganz  sind  freilieft  die  Klagen  nicht  ver- 
stummt. In  W^ürttemberg  haben  die  Klein- 
händler utcht  aufgehört,  die  neuen  Bestim- 
mungen ftir  imzureichend  zu  erklaren  und 
nach  der  Seife  der  Bpsteuerung  grössere 
Strenge  verlangt.  Im  Grossherzogtum  Baden, 
wo  in  den  Jahi«n  1889  bis  1895  diireh- 
sclinittlich  jährlich  124  Waitderlager  nach- 
gewiesen sind,  beschwert  sich  besonders  die 
Kaufmannschaft  von  Batlen-Baden  fliier  die 
Konkurrenz  der  Wanderlager  während  der 
BadesaisoQ,  Es  kommen  öbrigens  mehrfach 
die  I'nternehraer  auch  aus  Gegenden,  in 
denen  die  feilgebotenen  Waren  als  SpeciaÜ- 
tät  erzeugt  werden,  wie  Schuhwaren, 
Schweizer  Stickereien,  Öranatschmuck  u.  s.  w. 
ündessclieinl,  als  ob  der  Schaden,  den  dieser 
ambulante  Betrieb  dem  örtlichen  stehen- 
fieu  zufOgt,  seitens  der  in  Mitleidenschaft 
gezogenen  Geschäftswelt  zu  hoch  laxiert 
winl.  Im  Stadt-  und  lÄndkreise  Cöln,  wo 
die  Wanderlager  seit  den  9()er  Jaliren  ent- 
schie<)eu  abnehmen,  hat  man  leider  die 
Seh wiudel verkaufe  und  -versteigenmgen  noch 
nicht  in  w  du  sehenswertem  llasse  einzu- 
schränken vermoclit, 

7,  BestenernnK.  Seine  eigentlichen  Er- 
folge hat  das  Ijokalschutzsystem  nicht  in 
der  Reichsgewerbegesetzgebung,  sondern,  wie. 
schon  erwähnt,  in  der  Steuergesetzgebung 
der  Einzeistaaten  gefunden,  die  thatsächlicli 
einem  Verbote  der  Wanderlager  und  -atik- 
tionen  gleichkommt  In  I'reussen  wurde 
zunächst  die  staatliche  Steuer  für  den  Ge- 
werhebetrieb im  Umheraielien  durch  das 
G,  V.  3.  Juli  1Ö76  in  einer  den  Verhältnissen 
entsprechenden  Weise  neu  geregelt.  Der 
normale  Steuersalz  ist  48  Mark  jährlich,  er 
kann  jedoch  bis  144  Mark  erh&hl  und  bis 
6  Mark  erniedrigt  werden.  Dann  aber  folgte 
das  Gesetz  über  die  Wanderlager  und 
Wanderauktionen  vom  27.  Februar  1882, 
nach  dem  von  diesen  Betrieben  ausser  der 
Gewerltesteuer  nach  dem  Gesetz  von  1876 
noch  eine  besondere  Steuer  zn  erheben  ist, 
die  für  die  A\'anderlager  je  nach  der  ört- 
lichen Gewerbesteuei'abteilung  3U,  40  oder 
&(  Mark  fflr  je<le  angefangene  Woche,  für 
die  Wanderauktionen  aber  ebensoviel  fflr 
jeden  Tag  des  Betriebes  beträgt.  Der 
natflrlich  minimale  Ertrag  dieser  Prohibitiv- 
steuer  soil  in  den  drei  ersten  Gewerbc- 
steuerabteilungen  an  die  Gemeinden,  in  der 
vierten  an  die  Kreise  un(i  in  Hohenzollern 
an  die  Amts  verbände  fallen.  Ausgenommen 
von  dieser  Besteuerung  ist  der  Markt-,  Mess- 
und  AuHjitellungsverkehr ,  die  Errichtung 
fester  Verkaufsstellen   fllr  die   Dauer   der 
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Eurzeit   in  Badeorten,   das  Feilhalten   von 

Lebensmitteln  aller  Art  und  der  von  Schiffen 
aus  betriebene  Verkauf  von  Gegenständec 
des  Woeheumarktes,  soweit  diese  nicht  den 
einheimiächeii  Verkäufern  auf  dem  Wocheü- 
markte  vorbehalten  sind.  Der  Fiuanzminister 
kann  in  einzelnen  Fällen  Steuerfreiheit  ge- 
währen. Das  prewssieche  Gewerbesteuer- 
gesetz  vom  24,  Juni  1891  hat  hinsichtlich 
der  Besteuening  des  Öewerbebetriebes  im 
Umherziehen  nichts  geändert  und  nur  be- 
stimmt, dass  im  Sinne  des  Gesetzes  von 
1880  die  erste,  zweite  und  dritte  Gewerbe- 
steuerabteilung durah  die  Städte  von  mehr 
als  EJOOOO,  von  10000  bis  50000  und  von 
2000  bis  10000  Etawohnem  gebüdet  wer- 
den, alle  fibrigen  Orte  aber  zur  vierten  Ab- 
teilung gehören.  —  In  Bayern  unter- 
scheidet das  Gowerbesteueigesetz  vom  1.'). 
März  1879  18  Gewerbebetriebe  und  die 
"Wanderlager  und  -auktionen  und  bestimmt 
für  jede  Gnippc  einen  »Kormalaa schlag« 
und  einen  dazu  kommenden,  nach  dem  Um- 
fange des  Betriebes  bemessenen  Betriebs- 
anschlag. Fftr  die  Wanderlager  und  -auk- 
ionen  beträgt  der  Kormalansclilag  36  Mark, 
während  der  Betriehsanschlag  sich  zwischen 
1  und  1080  Mark  bewegt  und  in  diesen 
Grenzen  mit  l"/©  des  geschätzten  Wertes 
der  zum  Verkauf  bestimmten  (nicht  der 
vi-irklich  verkauften)  Wai'en  berechnet  wird. 
Von  dieser  hestiromten  Steuersumme  wird 
nun  aber  an  jedem  Ürte  für  einen  Betrieb 
von  höchstens  14  Tagen  die  Hälfte,  für 
einen  solchen  von  15—30  Tagen  ^.'i  und  für 
einen   längeren  der  ganze  Betrag  erhoben. 

—  In  Sachsen  hat  der  Unternehmer  eines 
Wanderlagers  ausser  der  allgemeinen  Steuer 
fttr  den  Gewerbebetrieb  im  Umhei-ziehen 
(nach  dem  G.  v.  1.  Jiüi  1878)  auf  Grund 
des  besonderen  G.  v.  23,  März  1880  an 
jedem  Orte  des  Betriebes  zu  Gunsten  der 
Gemeinde  für  jetle  Verkaufsstätte  und  für 
jede  angefangene  "Woche  nochmals  den 
Jahresbetrag  jener  Steuer  (meistens  50 
Mark),  jedoch  nicht  mehr  als  60  Mark,  der 
Veranstalter  einer  Auktion  aber  diesen  Be- 
trag für  jeden  angefangenen  Tag  und  jedes 
Lokal  zn  entrichten.  Die  Anmeldung  eiaes 
stehenden  Geworbebetriebes  kann  gegen  diese 
Besteuerung  nicht  schützen,  solange  die 
dauernde  gewerbliche  Nie<lerlassung  des 
Unternehmers  nicht  unzweifolliafl  feststeht. 

—  In  Württemberg  untei-scheidet  das 
Steuergesetz  vom  28.  April  1873  die  Wander- 
lager ebenfalls  von  dem  sonstigen  Gewerbe- 
betrieb im  Umherziehen.  Dasselbe  Ist  er- 
setzt durch  das  G.  v.  15.  Dezember  1899, 
in  Kraft  getreten  am  1.  Januar  1900,  dessen 
Idee  ist,  den  einträglichen  llausierliandel 
stärker  heranzuziehen,  die  geilrückte  Lage 
des  mittleren  und  kleineren  Hausiergewerbes 
inriglichst   zu   Iierücksii-htigen     in    keinem 


Falle  den  Betrieb  von  Wandeiw werben 
Bleuerlich  zu  begünstigen.  Die  Steuerbe- 
träge werden  nach  der  Gesamtheit  der 
Merkmale  und  Anzeichen  für  die  Steuer- 
fähigkeit des  einzelnen  Betriebes  festgesetzt. 
Dabei  wird  eine  angemessene  imd  gleich- 
massige  Thätigkeit  der  ausführenden  Be- 
hörden in  der  Richtung  einer  genügenden 
Berflcksichtigimg  der  durch  die  Verschie- 
denheit der  Betriebsgegen Stande  bedingten 
ünterechiede  insoweit  gewährleistet,  als 
für  die  verschiedenen  Arten  von  Wander- 
gewerben nach  dem  Gegenstand  des  Be- 
triebes verschiedene  Steuerklassen  mit  ver- 
schiedenen Steuersätzen  gebildet  werden. 
Beim  eigentlichen  Hausiergewerbe  werden 
'2  Abteilungen  unterschieden ;  die  ei-ste  Ab- 
teilung enthält  das  Sammeln  geringwertiger 
Erzeugnisse  (Lumpen,  Knochen  etc.),  da.s 
Anbieten  gewerblicher  Arbeiten  von  unter- 
geordneter Beschaffenheit  (Scheren schleifen, 
Kesselflicken  etc.)  den  Handel  mit  rohen 
Erzeugnissen  der  Land-  und  Forstwirtsciiaft 
{Obst,  Gemüse,  Bliimensamen),  mit  gewöhn- 
lichen Lebensmitteln,  geringwertigen  Haus- 
haltungsartikeln und  mit  selbst  verfertigten 
Waren  von  geringerem  Werte  (Holz-,  Blech-, 
Draht-,  Bürsten-,  Seiler-,  Korbwaren,  Wichse, 
Zündhölzer  etc.);  die  zweite  Abteilung  alle 
anderen  Hausiergewerbe.  Der  Staatssteuer- 
satz bewegt  sich  bei  der  ersten  Äbteüung 
zwischen  1—6  Mark,  bei  der  zweiten  da- 
gegen zwischen  2—150  Mark.  Für  jeden 
Begleiter  ist  die  Hälfte  des  einfachen  Satzes 
in  Anrechnung  zu  bringen.  Für  Familienan- 
gehörige, die  wegen  Gebrechlichkeit,  Kiilnk- 
Rchkeit  dler  hohen  Alters  nur  in  geringem 
Masse  Hilfe  leisten  können,  wird  in  der 
ersten  Abteilung  nur  ','i  des  einfachen 
Satzes  angerechnet.  Für  Musikauffülirungon, 
Scliau Stellungen,  sonstige  Lustbarkeiten  etc^ 
für  Wanderlager  und  für  ausländische  Hatid- 
lungsreiscnde  sind  in  dem  Gesetz  besondei-e 
Steuei-sätze  bestimmt 

Ausserdem  unterliegen  die  Wanderge- 
werbe in  denjenigen  Gemeinden,  in  denen 
eine  Umlage  auf  Gnindeigenlum,  Geiiäude 
und  Gewerbe  besteht,  einer  Kommunal- 
steuer und  öberall  einer  AmtskOrper- 
scbaftsabgabe.  Die  letztere  wird  von 
allen  Waudergewerbetreibenden  —  mit  Ans- 
uahme  der  Wanderlager  —  entrichtet,  die 
wenigstens  5  Mark  Staatssleuer  bezahlen, 
in  jedem  Oberamisbezirk,  auf  den  sie  den 
Gewerbebetrieb  ausdehnen.  Sie  beträgt  den 
fflnften  Teil  der  auferlegten  staatlichen 
Wandergew  erbesteuer. 

In  Baden  legt  das  G.  v.  25,  August 
1876,  an  dessen  prohibitiven  Bestimmungen 
durch  die  Fassung  vom  26.  April  ls86 
nichts  geändert  worden,  den  Wanderlagera 
und  -auktionen  ausserhalb  der  Messzeit  für 
jeden    Geschäftsbetrieb    bis    zu    höchstens 
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7  Tagen  die  Hftifte,  für  einen  längeren  aber 
den  ganzen  Jahresbetrag  der  Dach  den  all- 
gemeinen Normen  berechneten  Gewerbe- 
steuer auf.  Hierbei  konnte  kein  Hausierer 
—  ausser  in  seinem  Wohnorte  —  zu  den 
Gemeindelasten  herangezogen  werden,  ob- 
schoD  er  in  manchen  Gemeinden  mehr  ver- 
kauft als  die  örtlich  stehenden  Qesch&fte, 
Bin  Entwurf  zu  einer  Kommunal  besteuern  tig 
des  Wandergewerbebetriebes  vom  16.  März 
189(>  faud  keine  Zustimmung.  Dagegen  ist 
am  12.  Juni  1899  ein  Gesetz  veröffentlicht 
worden,  das  eine  Mehrbelastung  der  Wander- 
gewerbetreibenden bedeutet.  Eine  Erleiehte- 
mng  ist  ihnen  jedoch  darin  zu  teil  ^- 
wordeo,  das9  sie  für  ihren  Wanderbetneh 
von  der  Veranlagung  z\ve  Gewerbe-  und 
Einkommensteuer  befreit  sind.  Grundsatz 
der  neueren  Gesetzgebung  ist  auch  in  Baden, 
der  Möglichkeit  zu  geringer  BesteueruDg  des 
Wandergewerbebetnebs  zu  begegnen.  —  In 
EUasB-Lothringen  gelten  für  die  Be- 
steuening  des  Gewerbebetriebs  im  Umher- 
ziehen zunächst  die  Bestimmungen  des 
Elsässischen  Pateutateiiergesetzes  vom  2ij. 
April  1844.  Hierbei  konnten  etwa  Vs  der 
"W  andergewei'betreibenden,  etwa  8500  Mann, 
von  der  Steuer  nicht  erfasst  werden.  Das 
nunmehr  geltende  G.  v.  7.  Juli  1896  hat  in 
glücklicher  Weise  die  bisherigen  Unzuträg- 
üchkeiten  beseitigt.  —  Wanderlager  kommen 
unter  so  erdrückender  Bestellern Qg  nur  noch 
ausnahmsweise  vor,  z.  B.  solche,  die  Ge- 
mälde führen.  Dagegen  überoelimen  jetzt 
ansässige  Gewerbetreibende  desto  mehr  von 
den  nach  wie  \-or  fabrizierten  »Schund- 
waren«  und  veranstalten  auch  zeitweilig  mit 
vielem  Reklamelärm  »ÄusverkSiife«  oder  auch 
förmliche  Versteigerungen,  die  die  Stelle  der 
früheren  Wanderauktioneo  einnehmen.  Für 
die  Wandergewerbetreibenden  sich  besonders 
lebhaft  zu  interessieren,  liegt  gewiss  kein 
Grund  vor,  aber  andererseits  muss  man  auch 
den  noch  immer  nicht  zufriedenen  Gegnern 
entgegentreten,  die  ihre  geradezu  ungerechte 
Behandlung  verlangen,  damit  dem  stehenden 
Detailhandel,  der  seinerseits  an  schlimmen 
Auswüchsen  reich  genug  ist,  eine  unbequeme 
Konkurrenz  erspart  bleibe.  Positive  Be- 
günstigungen wie  sie  die  ansässigen  Ge- 
werbetreibenaen  in  ihren  Innimgspnvile^en 
besitzen,  wird  natürlich  niemand  fflr  den 
Wanderhande!  in  Anspruch  nehmen.  Soweit 
69  sich  um  die  rein  polizeiliche  Ordnung 
und  UeberwachuDg  desselben  handelt,  mi^n 
die  Vorschriften  so  streng  gefasst  werden, 
wie  ee  das  Bedürfnis  verlangt;  aber  die 
dem  gesetzlich  anerkannten  Princip  der  Ge- 
werbefreiheit widersprechenden  und  vielfach 
zu  schweren  Unbilligkeiten  führenden  lokal- 
protektionisti sehen  Massregeln,  wie  sie  teils 
schon  bestehen,  teils  noch  weiter  verlangt 
werden,   lassen  sich  bei  unparteiischer  tk- 


wägimg  der  Frage  schwerlich  rechtfer- 
tigen. 

8.  Das  HaoBiergewerbe  Im  Aaslande. 

In  Oesterreich  klagen  die  sesshaften 
Händler  nicht  weniger  als  in  Deutschland 
über  die  Hausierer.  Ihre  Zahl  ist  aber  in 
Abnahme  begriffen  und  im  Verhältnis  zur 
Bevölkerung  nicht  gerade  gross.  Im  Jahre 
1857  betrug  die  Zahl  der  sesshaften  Händ- 
ler 157  37G  oder  0.83  "/o  der  Bevölkerung 
Oesterreichs  (18,25  Mill.),  die  der  Hausierer 
12  805  oder  0,09  %.  Im  Jahre  1890  zahlten 
die  sesshaften  Händler  310  518  d.  h.  1,31  «/o 
der  Bevölkerung  (23,7  MiU.),  die  Hausierer 
18  233  d.  h.  0,07  %.  Während  mithin  eine 
starke  Vermehrung  der  seaehaften  Handels- 
betriebe stattgefunden  hat,  machte  die  Zahl 
der  Hausierer  Schwankungen  durch.  Sie 
stieg  bis  1881  auf  22  964,  fiel  aber  bis  1897 
auf  16784.  In  Ungarn  freilich  ist  die 
Zahl  der  Hausierer  von  1862  bis  1890  von 
4203  auf  11231  gestiegen;  obgleich  dort 
von  circa  300  Gemeinden  und  Städten  mit 
mehr  als  50000  Seelen  sich  bereits  70 
gegen  die  Hausierer  gesperrt  haben.  Auch 
m  Oesterreich  hat  man  von  diesem  Bechte, 
aus  besonderen  Gründen  einzelne  Orte  vom 
Hausier\-erkehr  auszuschliessen,  Gebrauch 
gemacht  hauptsächlich  in  Kurorten  und 
üiesen  ähnlich  angesehenen  Orten.  Dag^en 
sind  den  Bewohnern  einiger  Gegenden  mit 
Rücksicht  auf  die  Erwerbsmöglichkeit  da- 
selbst besondere  Vergünstigungen  bezüglich 
des  Hausierhandels  zugestanden,  so  den  Be- 
wohnern des  böhmischen  Erzgebirges,  des 
Pusterthals  in  Tirol,  den  von  Gottschee, 
PöUant  und  Reifnitz  in  Kiain  u.  a.  m. 
Im  aligemeinen  aber  strebt  man  doch  dahin, 
den  Handel  im  Umherziehen  mehr  und  mehr 
einzuschränken.  Ein  darauf  bezüglicher  dem 
Abgeordneten  hause  1897  vorgelegter  Ent- 
wurf ist  freilich  noch  nicht  zur  Veiarbeitimg 
gekommen.  So  gilt  noch  das  G.  v.  4.  Sep- 
tember 1852  über  den  Hausierhandel,  das 
an  Stelle  des  Hausierpatents  v.  5.  Mai  1811 
trat  und  durch  das  neue  Gewerbeg.  v,  15. 
März  1883  (§  60)  in  Kraft  erhalten  worden 
ist.  Der  Hausierhandel  ist,  wie  durch  eine 
Ministerialv.  v.  1855  festgestellt  worden, 
von  der  sogenannten  »Mai'ktfierantie«  unter- 
schieden, und  es  ist  anzuiasaig,  dass  jemand 
zu  gleicher  Zeit  die  Berechtigung  als  Hau- 
sierer und  als  Marktfahrer  erhalt«;  die 
Hausierer  dürfen  zwar  die  Jahrmärkte  be- 
suchen, aber  sie  bleiben  an  die  für  sie 
geltenden  Vorschriften  Über  die  in  ihrem 
Betriebe  zulässigen  Warenarten  und  -mengen 
gebunden.  Im  übrigen  lässt  sich  eine  ge- 
wisse Unklarheit  der  Verwaltungspraxis 
nicht  leugnen.  Ein  Miniaterialerlass  v.  18. 
September  1879  verstand  z.  B.  luiter  Hau- 
sierhandel den  Handel  im  Umherziehen  mit 
Waren   von  Haus   zu   Haus.     Ein  anderer 
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Erlass  vom  23.  Dezember  1881  aber  legte 
das  Hauptgericht  in  der  Definition  nicht 
auf  das  Feilbieten  von  Haus  zu  Hans,  son- 
dern von  Ort  zii  Ort.  Jedenfalls  sind  die 
österreichischen  Vorschriften  viel  strenger 
als  die  deutschen.  Die  im  Umherziehen 
verkSu fliehen  Waren  müssen  inländischen 
Ursprungs  sein,  was  durch  Stempelung  und 
Beziigsaus weise  dai^thau  werden  muss. 
Aber  auch  von  den  inländischen  Waren  sind 
ausser  den  auch  in  Deutschland  nicht  zu- 
lassigen noch  z.  B.  Material-  und  Spezerei- 
waren,  Zucker,  Chokolade,  Lebkuchen,  Ober- 
haupt alle  Leckerbissen,  litterarieche  und 
artistische  Werke,  wie  Bücher,  Kalender, 
Bilder,  Statuen  etc.,  ausgeschlossen.  Das 
Hausieren  mit  Warenmengen,  zu  deren 
Fortfichaffung  ein  bespannter  Wagen  oder 
ein  Lasttier  gebraucht  wird,  ist  nicht  er- 
laubt. Es  ist  dies  nur  in  Bezug  auf  das 
Anbieten  der  Waren  von  Haus  zu  Haiis  zu 
verstehen,  dagegen  ist  es  dem  Hausierer 
erlaubt,  grössere  Warenvorräte  von  einem 
Orte  zum  andei-en  transportieren  zu  lassen 
und  sie  dann  in  kleinen  Mengen  von  Haus 
zu  Haus  herumzuti'agen ;  streng  verboten  ist 
aber  der  Verkaut  am  Aufbewahnmgsorte. 
Dieses  Verbot  sowie  auch  das  der  Wander- 
lagerbetriebe  folgt  schon  aus  der  In  Ü  1 
gegebenen  Definition  des  Hausierhandels, 
die  eine  bestimmte  Verkaufsstätte  aus- 
schliesst.  Die  Bedingungen  für  die  Be- 
willigimg  der  immer  nur  auf  ein  Jahr  und 
für  ein  bestimmtes  Kronlanrt  erteilten  Hau- 
aierberechtigung  sind  ebenfalls  strenger  aJs 
in  Deutschland.  Der  Nachsuchende  muss 
österreicliischer  Cnterthan  sein,  eine  Be- 
stimmung, von  der  auch  der  neue  deuisch- 
öeterreichische  Handelsvertrag  keine  Aus- 
nahme bedingt.  Nur  in  Bezug  auf  unga- 
rische Staatsangehörige  bestimmt  das  (j.  v. 
27.  Juni  1878,  dass  die  in  dem  einen  I^der- 
gebiete  ausgestellten  Hausie rbewilligim^en 
auch  in  den  anderen  durch  Vidierung  Uiltig- 
keit  erhallen  können.  Femer  wird  u.  a. 
verlangt,  dass  der  Nachsuchende  wenigstens 
30  JaJire  alt,  von  unbescholtenen  Sitten 
und  tadelloser  politischer  Hal- 
tung sei. 

In  Frankreich  wird  der  Wander- 
handel als  Colportage  bezeichnet.  Nach  den 
gesetzlichen  Bestimmun^n  besteht  atierein 
grosser  Unterschied  zwischen  den  Colpor- 
teurs  de  marschandises  und  den  Colporteurs 
de  livres.  Wegen  der  letzteren  verweisen 
wir  auf  den  Art.  Colportage  (oben  Bd.  H 
S.  67  ff.).  Der  Waren  hausierhandel  ist  nach 
dem  G.  v.  2.  März  1791  ein  freies  Gewerbe 
und  auch  später  fast  nur  solchen  Beschrän- 
kungen unterworfen  woi'den,  die  im  Inter- 
esse der  Steucrverwaltung  geboten  waren. 
Daher  sind  Tabak  und  Spielkarten  von  dem 
Wanderhandel  gänzlich  ausgeschlossen:  für 


geistige  Getränke  ist  er  nur  zulässig  auf 
Grund  einer  Lizenz  für  Grosshandel  und 
der  Zahlung  der  Detailverkaiifsabgabe  für 
Quantitäten  unter  einem  Hektoliter.  Für 
Gold-  und  Silberwaren  müssen  dem  Sfaire 
jedes  Ortes,  den  der  Händler  besucht,  die 
Rechnungen  der  Goldschmiede,  die  die 
Waren  geliefert  haben,  vorgelegt  werden 
und  es  sind  die  Stempel  derselben  zu 
prüfen.  Der  Hausierer handel  mit  alten 
Kleidern  imd  Wäschestücken  "ftird  von  der 
Polizei  überwacht  und  kann  nötigenfalls, 
namentlich  aus  hygieini sehen  Rücksichten 
gänzlich  verboten  werden.  Nur  in  Paris 
besteht  für  die  Hausierer  die  Vorschrift, 
dass  sie  ein  sogenanntes  livret  liaben  müssen, 
dass  ihnen  auf  Grund  eines  von  der  Poli- 
zeibehörde ilires  Wohnorls  ausgestelllea 
Certifikats  erteilt  wird.  Der  feste  Gewerbe- 
steuersatz für  die  Wanderhändler  beträgt 
zwischen  15  und  120  Francs,  je  nach  der 
Grösse  ihres  Betriebes,  wozu  noch  ein 
Pünfzehntel  des  Mietwertes  ihrer  Wohnung 
kommt.  Trotz  dieser  fast  vollständi^;en  Un- 
beschi-änktheit  des  Wanderhandels  ist  von 
einer  Agitation  der  ansässigen  Gewerbe- 
treibenden, wie  sie  in  Deutschland  auf  der 
T^;esordnung  bleibt,  nichts  zu  bemerken. 

In  der  Schweiz  gilt  eine  ausserordent- 
lich mannigfaltige,  durchaus  hausierfeindliche 
Ge Werbegesetzgebung.  Das  Hausierpatent, 
ohne  welches  nur  in  wenigen  Fällen  hausiert 
werden  darf ,  knüpft  an  ähnliche  Be- 
dingungen wie  in  Deutschland  an.  Die 
Patenttaxe  ist  sehr  verschieden  normiert; 
am  geringsten  in  den  Kantonen  Glarus  und 
Schal  f hausen :  12 — 40,  bezw.  10 — M  Francs 
pro  Jahr.  Die  höchste  Taxe  weist  der 
Kanton  Zürich  auf,  zwischen  1  und  100 
Francs  monatlich.  Hausiergemeinden,  wie 
sie  auf  deutschem  Boden  bestehen,  existieren 
in  der  Schweiz  nicht.  Aber  es  giebt  Ort- 
schaften, deren  Einwohner  manche  Bedürf- 
nisse grösstenteils  nur  mit  Hilfe  der  Hau- 
sierer befriedigen  können.  So  ist  es  zu  er- 
klären, dass  wenigstens  in  den  meistwi 
Kantonen  der  deutschen  Schweiz  der  Hau- 
sierhandel trotz  aller  Fun  schränkungen  der 
Gesetzgebung  und  hoher  Besteuerung  zuge- 
nommen hat.  In  Italien  ermittelte  die 
Volkszählung  von  1881  22  404  wandernde 
Händler,  6318  Lumpensammler  und  Scheren- 
schleifer, !)91  KeNselfhcker,  abgesehen  von 
wandernden  Musikanten,  Bänkelsängern 
u.  dergl.  m.  Neuere  Daten  mnd  nicht  voi^ 
banden,  doch  ist  bekannt,  dass  wandernde 
Bisen kehrer,  Eisverkäufer,  Glaser,  Gips- 
figuren häudler  u.  a.  w.  italienischer  Ab- 
stammung sich  in  England,  Fiankreich, 
Deutschland  in  grösserer  Zahl  finden.  Im 
übrigen  giebt  es  in  Italien  gewisse  kleine  Indus- 
trieen,  wie  die  Verfertigung  von  Holzwaren, 
die  Korbflechterei,  die  Messerindustrie,  die 
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Spitzenldöppelei  u.  e.  v.,  die  sich  als 
zigen  oder  Lauptsächüchsten  Vertriebs  mittels 
für  ihre  Produkte  des  Hausierhandels  be- 
dienen. 

In  England  sind  seit  1810  viele  ge- 
setzliche BestimmiingeD  Aber  die  »Hawkers» 
erlassen  worden,  die  aber  hauptsächlich  nur 
Steiierangelegen heilen  betreffen.  Die  poli- 
zeilichen Verhältnisse  der  Hausierer  sind 
gegenwärtig  durch  den  Pedlars  Act  (34  und 
35  Vict.  Cap.  96)  v.  21.  Anglist  1871  geregelt. 
Dasselbe  betrifft  nur  diejenigen  umherziehen- 
den Gewerbetreibenden,  die  ohne  Verwendung 
von  Pferden  oder  anderen  Lasttieren  von 
Ort  zu  Ort  und  i-on  Haus  zu  Haus  Waren 
oder  gewerbliche  Leistungen  anbieten.  Jeder 
Pedlar  muss  ein  Certifikat  besitzen,  das  von 
den  höheren  Fohzeibehurden  ausgestellt 
■wird,  ein  Jahr  vom  Tage  der  Ausstellung 
f^  und  nur  für  den  betreffenden  Poiizeibe- 
zirk  gilt,  jedoch  in  jedem  anderen  Bezirke 
von  der  zuständigen  BehCrde  indossiert 
werden  kann.  Bedingung  für  die  Er- 
langung desselben  ist,.dass  der  Naclisuchende 
einen  Monat  vor  dem  Gesuch  in  dem  be- 
treifenden Bezirke  gewohnt  hat,  dass  er 
mehr  als  17  Jahre  alt,  in  gutem  Rufe  steht 
und  in  guter  Absicht  da«  Wandergewerbe 
betreiben  will.  Fflr  die  Ausstellung  ist  eine 
Gebühr  von  5  Schilling  zu  entrichten,  für 
jede  Indossierung  in  einem  anderen  Polizei- 
bezirke eine  solche  von  höchstens  6  Pence. 
Wird  die  Ausstellung  oder  Indossierung 
verweigert,  so  kann  der  Hausierer  an  ein 
Gericht  mit  summarischem  Verfahren  appel- 
lieren, und  eine  von  dem  Gerichte  angeord- 
nete Ausstellung  oder  Indossierung  des 
Certifikata  hat  dieselbe  Wirkung  wie  eine 
ursprflnglich  von  der  Polizeibehörde  ge- 
währte. Andererseits  kann  das  Gericht 
jedem  Hausierer,  der  wegen  irgend  eines 
Vergehens  vei-urteüt  wird,  das  Certifikat 
entziehen,  und  dies  muss  stets  geschehen, 
wenn  der  Hausierer  des  Betteins  überwiesen  1 
wird.  Gegen  Vagabunden  und  Strolche 
bleiben  die  bestehenden  Gesetze  vollständig 
in  Kraft,  auch  wenn  diese  Personen  ein 
Certifikat  besitzen  oder  einen  ein  solches 
besitzenden  Hausierer  als  Oeliilfen  begleiten. 
—  Alle  Hawkers,  zu  denen  die  Pedlai-s  als 
Unterart  gehören,  haben  eine  Gewerbesteuer 
in  der  Form  einer  Lizenzgebtihr  zu  ent- 
richten und,  sofern  sie  ein  polizeiliches 
Certifikat  besitzen  mössen,  fertigt  die  Steuer- 
behörde ihnen  die  (jährliche)  Lizenz  nur 
gegen  Vorzeigung  desselben  aus,  Beschrän- 
kungen hinsichtlich  der  von  den  Wander- 
händJem  zu  verkaufenden  Waren  finden 
nur  auf  Grund  der  Steuei^esetze  und  einiger 
besonderer  Gesetze  statt,  die  den  Handel 
mit  gewissen  Gegenständen  überhaupt  reg- 
lementieren. So  dürfen  Tabak  und  geistige 
Getränke     von     Wanderhändlem     nur    an 


Stellen  verkauft  werden,  die  selbst  die 
Lizenz  für  den  Verkauf  dieser  Waren  be- 
sitzen; für  den  Wanderhandel  mit  Kaffee, 
Tliee  und  Gold-  und  SUberwaren  sind  be- 
sondere Acciselizenzen  erforderlich;  Pulver 
und  Explosivstoffe  dürfen  nicht  auf  den 
Strassen  verkauft  werden  (abgesehen  von 
den  allgemeinen  fflr  den  Handel  mit  diesen 
Stoffen  geltenden  Bestimmungen),  der  Petro- 
leumhandel, der  ebenfaUs  allgemein  gesetz- 
lich geregelt  ist,  unterliegt  beim  wander- 
betrieb einer  besonderen  polizeilichen  Kon- 
trolle. Im  ganzen  ist  aber  das  Wandei^e- 
werbe  in  England  nur  wenig,  und  aus- 
schliesslich aus  polizeihchen  und  steuer- 
lichen Rücksichten  beschränkt  und  der 
Gedanke  dos  Lokalschutzes  tritt  nirgendwo 
hervor. 

Die  Statistik  zeigt  für  ganz  Gross- 
britannien und  Irland  Höker  und  Strassen- 
verkäufer(costermongera,  hucksters  and  street 
seelers). 

müDiilicbea    weitilichen         Snionie 
GeBchlechts 
Iföl  2iai2  13426  34638 

1861  17499  II  165  39114 

1871  3S  858  24  680  60  538 

1881  33851  31843  55694 

1891  47  499  20218  67  7'7 

Dazu  kommen  noch  (im  Jahre  1891)  8303 
Pterdehausierer,  d.  h.  Hausierer,  die  sich 
eines  Wagens  und  Pferdes  bedienen,  näm- 
lich 7752  in  England  und  Wales,  1066  in 
Schottland,  85  in  Irland).  Sie  verteilen 
sich  über  sämtliche  Grafschaften  und  zwar 
in  mit  der  Dichtigkeit  der  Bevölkerung 
wachsender  Zahl.  Im  Jahre  1896  wird  die 
Zahl  der  Pterdehauaierer  auf  11292  an- 
gegeben. Am  reichsten  entwickelt  ist  der 
Strassen handel  in  London. 

Lltteratnr:  H.  Armer,  Detaäreiien  und  Hau- 
fierhandel,  1896.  —  Bloelc,  DirtionnaiTe  de 
t'iidminülratioa  Jraitfaiic,  S.  M.  art,  Colpor- 
tetiri.  —  Boy  an  K.  Oamijanoff,  Der 
Haiitierhandel  und  das  Jfarlctuieien  in  Bulga- 
ritii,  189S.  —  Ew0en  JPennlg,  Dtr  Hautier- 
handel  in  Sadtn,  1S99.  —  M.  Xandl,  Die 
voltfiFirUcliaftlithe  Stellung  de>  Delaüreüem 
und  HauiierhandeU,  1395.  —  JH.  Becht,  Itt  der 
Jfautierhandel  in  Baden  berechtigtf,  in  Badiiehe 
Gru-erbezeilung,  3i,  S.  8O4,  817  (1899).  —  Ja- 
hobi.  Der  Gewerbebetrieb  im  Vmheniehfn, 
Berlin,  1S7S.  ~  Ergebnitte  derübtrdie  Wander- 
lager  und  Wandt^rauMionen  angettelUen  Er- 
hebungen, in  Hirth»  Abmalen  ISm.  S.  707 ff.  — 
Lelbteln,  Die  baditcheit  Hmi*iergeseUe  und 
Verordnungen,  18!!?.  —  LObner,  Die  ^oinmu- 
nalbeeteuemng  der  Wandertager,  Berlin  1879.  — 
Ä  Meyer,  Znr  Getckickte  der  Hautiertteuem 
im.  DeuUchen  Reich,  im  FKnantarchiv  1885,  S. 
140.  —  Jtob.  Neumann,  Der  Haiaierhandel- 
in  Prevtien,  1347.  —  Am.  Raeaeh,  Soli  der 
Haunierhandel  abgetchaffl  urerden  t,  1897,  f.  Auß. 
—  itfch.  S^Mfrer,  £feie  Untertuiiumg  über 
den  Geicerbebetrieb    im  Umheriiehcn,    in  Jahrb. 
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/.  Nnl.  «.  Stau,  3.  F.  XIV.  Iff.  —  SlalUtik 
dt»  GaeeThebetriebei  im  Uiaherrithm  im  KGrtig- 
reiek  Saehteit  18BS — 88;  herauigegeben  von  der 
H/indeU'  und  GeKerkekammw  Dradtn.  — 
Wtlh.  SUeda,  Dai  Hautiergev^crbe  in  DetUiek- 
land,  tS99.  —  Georg  von  Thaa,  Dai  Ha«rUr- 
we(en  in.  (kiterrnch,  I884.  —  Trüdtnger, 
Zwfi  vfiirU^uibergi^che  MaufiergenieiTtden,  int 
WilrU.  Jahrb.  f.  Slot.  u.  Landetk,  1397,  I,  Sil. 
—  Derselbe,  DU  JlattncTgtirerbetreibenden  im 
Stich  und  in  WilrUembfrg,  in  MiUeüuTigen  des 
Kgl.  Stat.  LandeiamU  189S,  iV'r.  i-  —  l'lmen- 
«teln,  Veber  den  Haatitrhandel,  in  Baut  Ärch. 
der  polil.  Oekonomie  I,  XSS  flSSö).  —  Unler- 
tuchungen  Über  die  Lage  da  Hanriergeteerbei 
in  DeuUehland,  im  Amlaride,  in  Oaierreich,  in 
i^chrifien  dtt  Vereitit  für  SotialpoHlik.  Bd.  77 
bU  8S  (1898—1890),  tind  Bd.  88.  —  H.  Zel- 
ler, Die  Bateuenaig  der  Wandergeicerbe  in 
lySrttemberg,  im  Finamarthiv  IX.  Jahrg.,  S. 
SOSff. 

Ijtxi».     Stteäa. 


WanäemiigeD 

.  Auswanderung  oben  Bd.  II  8.  61ff. 


WftppBns,  Johann  Eduard, 

wurde  am  17.  V.  1812  »Is  Sohn  einea  Reeders 
za  Hambarg  geboren.  In  seiner  Neigung  zur 
LandwirUcluft  be;!og  Wappäns  znuächat  die 
landwirtschaftliclie  Akademie  za  Müglin  bei 
Bertin,  wandte  sich  jeducb  1 830  der  Geographie 
za,  stadierte  in  OOttingen,  wnrde  nach 
mancherlei  Reisen  im  närdliciieQ  Deatschland 
und  iu  den  Rheingegenden  sowie  einem 
längeren  Aufenthalte  in  Brasilien  (bis  1834) 
einer  der  eitrigsten  Schiller  und  Anhänger 
Eitters  in  Berlin,  studierte  hierauf  noch  in 
Bonn,  Hamburg  and  Fans  und  schliesslich 
wieder  in  Güttingen,  wo  er  1836  mit  der 
DiBgertation :  „De  Oceani  fu^ninibus"  promo- 
vierte. Er  habilitierte  sich  1838  in  Göttingen 
als  Privatdozent  für  Geographie  und  Statistik, 
wnrde  dort  184Ö  zum  ausserordentlichen  und 
1854  zum  ordentlichen  Professor  befördert. 
Wappäos  war  trotz  seines  dauernden  leidenden 
Zastandes  nngemein  thätig,  sowohl  iu  seinem 
akademischen  Amte  wie  auch  als  Schriftsteller 
and  in  zahlreichen  Ehrenämtern.  Er  wurde 
18Ö1  zum  Assessor  und  1860  zum  wirklichen 
Mitgliede  der  königl.  Sotietät  der  Wiasen- 
Hchaft«n  ernannt.  Als  solches  redigierte  er  mit 
vielem  Geschick  die  „Göttingiscben  Gelehrten 
Anzeigen"  von  Juni  1848  bis  April  1863  und 
von  ifitte  1874  bis  zu  seinem  Tode.  Als  Ver- 
treter der  hannoverschen  Hegiemn^  nahm 
Wappäus  au  den  intern  ationaleo  statistischen 
Kongressen  zu  Paris  (1855),  Wien  (1867),  Lon- 
don (1860)  und  Berlin  (1863)  teil.  Nach  kurzem 
Krankenlager  starb  Wappäus  am  16.  Dezember 
1879  im  68.  Lebensjahre,  nach  über  40jähriger 
nn  unterbrochen  er  'Hiätigkeit  als   akademischer 

Wappäus  wird   von  Fachmännern  als  „der 


hervorragendste  Vertreter  des  Lehramtes  der 
Statistik  deutscher  Zunge  in  der  Gegenwart" 
bezeichnet,  nicht  minder  hoch  wird  sein  Ein- 
fluBS  als  Schüler  und  Nachfolger  Karl  Ritters 
auf  geographischem  Gebiete  geschätzt.  Sein 
lebhafter  Briefwechsel  mit  letzterem,  Alexander 
V.  Humboldt  und  den  bedeutendsten  Gelehrten 
bestätigt  diese  Auffassung.  Von  einschneiden- 
der Bedeutung  sind  seine  Theorieen  in  der 
BevUlkernngBstatistik  („AUgemeine  Be- 
völkerungsstatistik" B.  u.)  gewesen,  welche  noch 
heute  als  Grundlage  für  alle  weiteren  Unter- 
suchungen in  dieser  Wissenschaft  dienen  und 
welche  wohl  am  meisten  dazu  beigetrajren 
haben,  den  Wunsch  von  Wappäus  zn  verwirk- 
lichen, nämlich:  „Der  Statistik  das  BHrger- 
recht  auf  den  Universitäten  wieder  zu  erwerben 
und  sie  ebenbürtig  neben  anderen  Wissen- 
schaften hinzustellen  und  weiterzubilden." 

Nachdem  Quetelet  auf  dem  internationalen 
statistischen  Kongresse  im  Haatt  1869  nachgje- 
wiesen,  daas  es  nicht  weniger  als  180  verschie- 
dene Definitionen  des  Begriffes  „Statistik"  gebe, 
erscheint  es  von  Interesse ,  auch  die  von 
Wappäns  aufgestellte  an  die  Acbenwall- 
acbe  (s.  d.  oben  Bd.  I  S.  26;2T]  sich  anlehnende 
Definition  hier  mitzuteilen ; 

Statistik  ist  (Einleitung  etc.  S.  33): 
Staatsknude  der  Gegenwart,  Schilderung  und 
Erkenntnis  der  gegenwärtigen  ZustSnoe  des 
Konkreten,  iu  Wirklichkeit  bestehenden,  Staates. 
Die  Statistik  hat,  um  ihre  Aufgabe  zu  ISsen, 
das  Staatswesen  darzustellen : 

1.  nach  seinen  Elementen  oder  realen 
Teilen ; 

2.  nach  dem  dnrch  ihre  VerbinduDg  und 
Wechselwirkung  erzeugten  Staatsleben,  wie  es 
sich  zeigt  in  den  Hauptthätigkeiteu  der  staat- 
lichen Gesellschaft  nnd  iu  den  dafür  ausgebil- 
deten InstitutJonen ; 

3.  nach  den  dadurch  gewonnenen  nnd 
zur  Erscheinung  gekommenen  Resultaten  der 
Kultur. 

Wappäus  ergänzt  seinen  B^iff  der  Sta- 
tistik allerdin^  dabin,  dass  er  die  statistische 
Wissenschaft  m  zwei  Teile  zerlegt:  1.  in  die 
Statistik  des  wirklieh  Bestehen- 
den Staat  es  („SpecialstatiHtik'',  als  „Hanpt- 
Btamm"  —  S.  62  — )  und  2.  in  die  allge- 
meine vergleichende  Statistik  (als 
„Zweig  eines  Stammes"),  die  letztere  wird  von 
zwei  Disciplinen  beeinilnsat,  von  der  natürlichen 
Theologie  (Phfsikotheologie  oder  Theolo^ca 
naturalis)  und  von  der  politischen  Arithmetik ; 
sie  „stellt  Cutersuchun^en  an  Ober  den  Kausal- 
nexus zwischen  den  miteinander  in  Beziehung 
gestellten  Erscheinungen  behufs  der  Ent- 
deckung der  in  diesen  ErBcheinungen  wirkenden 
Faktoren"  (S.  56).  Hierbei  mnss  sie  sich  be- 
wosst  bleiben ,  dass  sie  ihrem  eigentlichen 
Grunde  nach  Staatskuude  ist,  und  dass  sie 
als  ihr  eigentliches  höchatesZieldie 
Natur  desStaateB  durch  Erkennung 
der  verschiedenen  Faktoren  desselben  in  ihrer 
Totalität  und  in  ihren  Kombinationen,  dnrch 
Darlegung  derselben  in  ihrer  Einzelwirknng, 
sowie  in  ihrer  Wechselwirkung  und  Gesamt- 
wirkung  und  somit  dnrch  Erslftrung  der 
Zustände  unserer  Staatsgesellscbaften  und  deren 
Veränderungen  zn  erforschen  hat  tS.  6ö). 

Die     Hanptschriften     Wapp&us' 
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sind  chronologüch  &iifgfeführt  folgende:  Unter- 
ancbungen  Über  die  geographischen  Ent- 
decküDgen  der  Portugiese  nnter  Heinrich  dem 
Seefabierj  Göttingen  1842.  —  DareteUimg  der 
geographisch  en  und  Btatistiachen  VerhfiUniase 
der  Republiken  SUdiunerikas,  I.  (einzige]  Abt 
Yenezuela,  Göttingen  1843.  ~  Dentsctae  Kolo- 
nisation nnd  Äniwandening,  Leipzig  1846 ; 
Fortsetzung  (auch  unter  dem  besonaeren  Titel: 
BeitriLge  bot  Kunde  von  Südamerika,  Heft  1 : 
die  Provinzen  de«  Bio  de  la  Plata  nnd  Bolivia), 
Leipzig  1848.  —  Einige  Andeutangen  ttbef 
■Wahlrecht  and  Wahlverfahren.  Separat- Ab- 
drucli  aua  den  „GiDtt.  Gel.  Anzeigen",  GOttingen 
184».  (In  Anlehnung  an  Blllaus  „Wahlrecht 
und  Wahl  verfahren"  spricht  sich  hier  Wappäns 
für  BeschrSnkang  des  Stimmrechtes  ans  und 
bemerkt  ijefilglich  des  Wahlrechtes,  dasa 
dauelbe  (S.  6j  nicht  ein  ursprüngliches,  ange- 
borenes Befugnis,  sondern  als  von  äusseren  Ver- 
hältnissen wesentlich  abhängig,  eine  Sache 
der  politischen  Erwägung  ist,  welche 
Bedingungen  für  da^  Wahlr^t  des  Einzelnen 
in  eiuem  Verhältnis  su  seiner  Stellung  im 
Staate  notwendig  machen  kann.)  ~  Oelegent- 
licbe  Gedanken  Qber  nationale  Handelspolitik, 
GSttingen  1851  (tritt  für  den  Freihandel  ein). 
—  Handbuch  der  Geographie  nnd  Statistik,  fUr 
die  gebildeten  Stände.  Begründet  durch  Stein 
nnd  HOrschelmann.  Neu  bearbeitet  unter 
Mitwirkung  mehrerer  Gelehrter  von  J.  E. 
Wappftua.  7.  Aufl.,  Leipzig  1849—1871. 
(Der  erste,  ausschliessUcb  von  Wappäns  ge- 
schriebene, 1050  Seiten  umfassende  Band  bildet 
in  seinem  ersten  Teile  das  „Handbuch  der  all- 
^meinen  Geographie  nnd  Statistik", 
in  dem  zweiten  Teile  das  „Handbuch  der  Geo- 
graphie nnd  Statistik  von  Amerika".  Während 
Wilhelm  Boscher  (Gesch.  d.  N.-Oe.,  S.  1011) 
den  zweiten  Teil  zu  den  „Zierden  der  statis- 
tischen Litteratur"  rechnet,  ist  auch  der  erste 
Teil  durch  die  zahlreichen  Staats  wissenschaft- 
lichen Erörterungen  noch  heute  blichst  beachtens- 
wert). —  Allgemeine  Bevülkerungsstatiatik. 
Vorlesungen.  8  Teile,  Leipzig  1859  und  1861. 
(Das  Hau  ])  twer  k  Wappäus',  welches,  wenn- 
gleich hinsichtlich  der  Zahlen  veraltet,  doch 
immer  noch  als  Quelle  nnd  Hanptgmndlage  für 
alle  bisherigen  Arbeiten  der  Bevblkerunestheo~ 
rie  zn  betrachten  sein  dürfte.  Durch  den 
zweiten  Teil  der  von  Gandil  1881  herausgege- 
benen Wappäusschen  Vorlesungen  über  das 
Studium  der  Statistik  (s.  u.)  wird  diese«  Werk 
Über  die  Bevölkerungsstatistik  in  erwünschter 
Weise  ergänzt  und  überarbeitet.  Wapp&us  be- 
zeichnet die  Beväikerungsstatistik 
als  den  wichtigsten  Teil  der  Statistik.  Er  ver- 
steht nnter  dem  „mittleren  Lebens  alter" 
(l'Age  commun)  einer  Bevölkerung  (Bd.  11,  S, 
1  n.  W.-Gandil,  S.  168)  „das  Alter  oder  die 
Zahl  von  Jahren,  welche  durchschnittlich  auf 
jedes  Individuum  kommt,  wenn  man  die  Summe 
aller  von  der  ganzen  Bevülkerung  durcblebten 
Jabre  auf  alle  ludividuen  gteichmgasig  verteilt", ' 
dagegen  nnter  „mittlerer  Lebensdauer"  (Vie 
moyenne)  einer  BevSIkemng  (Bd.  II,  S.  1 ;  W.- 
Gandil,  S.  203)  „die  Zahl  von  Jahren,  welche 
von  einer  BevClkerung  im  Durchschnitte  jedes 
Individuum  von  seiner  Geburt  bis  zu  semem 
Tode  (der  Wahrscheinlichkeit  nach)  zu  verleben 
hat".)  —  L'eber  den  Begriff  und  die  statistische 
Handwürtubncb  dar  StaattwlMenicbaftcni.   Zw*lta 


Bedeutung  der  mittleren  Lebensdauer,  GSttingen 
1859.  —  Wappäns  gab  femer  gelegentlich  der 
Sftknlarfeier  Karl  B 1 1 1  e  r  s  (1879)  dessen  Brief- 
wechsel mit  dem  Mineralogen  Hansmann 
heraus  und  beschnftic^  sicn  noch  bis  wenige 
Stunden  vor  seinem  Tode  mit  einer  Abhand- 
lung: „lieber  die  Segel  an  Weisungen,  Seekarten 
unif  SeebUcber  des  16.  nnd  17.  Jahrhunderts". 
Nach  seinem  Tode  erschien:  „Einleitung  in  das 
Studium  der  Statistik.  Vorlesungen,  gehalten 
an  der  Universität  Göttingen  von  Prof.  Dr. 
J.  £.  Wappäns.  Herausgegeben  von  Dr.  0. 
Gandil,  Leipzig  1881."  —  Für  eine  Bio- 
graphie Achenwalls  sammelte  Wapp&n« 
schon  seit  einer  langen  Reihe  von  Jahren,  kam 
aber  nicht  mehr  zur  Ausarbeitung  des  Buches, 
welbbes    ihm    ein   Lieblingsgedanke   geworden 

Femer  veröffentliobto  WappHus  folgende 
Aufsätze  in  Zeitschriften:  (Anonymi  in 
der  „L  i  1 1  e  r  a  r  i  s  c  h  e  n  Z  e  i  t  u  n  g",  Berlin 
1844,  Nr.  4:  „Ein  Wort  über  einige  sogenannte 
Aufordemn^ea  der  Zeit  an  unsere  Universi- 
täten und  eine  Ansicht  Über  die  Bedeutung  und 
Aufgabe  der  wissenschaftlichen  Etdkande  als 
akademische  Discipüu".  —  Anzewen  und  Be- 
sprechungen ans  dem  Gebiete  der  Statistik,  der 
Politik  nnd  der  Volkswirtschaft  in  den  „Göt- 
tingischen  Gelehrten  Anzeigen" 
1843  Stuck  58,  59,  60;  1848:  St  117;  1849: 
33  bis  36  (a.  o.),  128;  1863:  21,  69,  154;  1854: 
208;  1856:  143,  163;  1856:  120,  156;  1859:45, 
46,  47,  Ö8,  Ö9;  1861:  24;  1862:  40;  1863:  1; 
1871:  26;  1872:  11;  1874:  37;  1875:  9,  19,  23; 
1877:  32;  1878:  25;  1879:  Nr.  27.  (Diese  seine 
letzte  Arbeit  eine  Besprechung  des  Buches 
von  Hermann  Oberländer:  „Der  geographische 
Unterricht",  bezeichnet  Wappäns  selbst  in 
einem  Briete  an  Dr.  Otto  Gross  vom  12.  VII. 
1879  als  ein  .Selbstbekenntnis  und  ein  wissen- 
achaftlichea  Testament",  er  spricht  sich  darin 
ausführlich  über  Begriff,  Ziel  und  Methode  der 
vergleichenden  oder  allgemeinen  Erdkunde 
aus.)  —  Aufsätze  über  Aus  Wanderung  nnd  ' 
Kolonisation  in  Hubers  „J  a  n  u  s",  1846,  Heft 
20-22. 

Vgl.  Über  Johann  Eduard  Wapplus: 
A.  F  j  c  k  e  r ,  Nekrolog  über  Wapp6us  in  der 
„Sutistischen  Monatsschrift",  Wien  188U,  S. 
49ff.  —  Hermann  Wagner,  Nekrolog  aber 
Wappäns  in  „Petermanns  Mitteilungen"  1880, 
S.  110 ff.  —  Engels  Zeitschrift  des  Königl. 
Preussiachen  Statistischen  Bureaus,  1880,  S. 
260fr.  —  Otto  Gross,  J.  E.  Wappäus.  Ein 
biographischer  Nekrolog  (Mitteilungen  der  k.  k. 
Geographischen  Gesellschaft  in  Wien.  1880, 
Bd.  XXIII,  S.  33  n.  81.  —  Derselbe  Inder 
Zeitschrift;  „Aus  allen  Weltteilen",  XI.  Jahrg., 
Heft  6.  —  Kan,  Nachruf  über  Wappäus  in 
„Tijdachritt  van  het  Aardriikskuudige  Oenoot- 
Bchap  in  Amsterdam",  1880,  Nr.  3,  —  Otto 
Gandil,  in  seiner  Vorrede  zn  Wappäus,  Ein- 
leitung in  das  Studium  der  Statistik,  I^ipzig 
1881.  —  Nekrolog  in  den  „Nachrichten  von 
der  KQnigl.  Gesellschaft  der  Wissenschaften  und 
der  G.  A.  Universität  zu  Göttingen",  1880, 
Nr.  5.  —  W  0 1  k  e  n  h  a  u  e  r  in  der  „Deutschen 
Biographie",  Bd.  41,  S.  162.  —  Ein  hollän- 
disches Urteil  Über  Johann  Eduard  Wappäns 
(Prof.  Ean  in  Amsterdam),  Eettlers  Zeitschrift 
Auflag«.    TU.  41 
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flu  wiBBenacbaftlicbe  Oeqgraphie,  I.  Jahrg., 
Lahr  1880,  8.  181.  —  J.  JT  K  e  1 1 1  e  r ,  Nacl- 
rut  Über  Wappäna,  ebd.  S.  50.  —  V.  John, 
Geschichte  der  Sutistik,  I,  Stattgart  1884.  — 
W.  Boacber,  Kolonien,  3.  Aufl.,  Leipzig 
1885,  8.  29ff.  -  Derselbe,  Syst.  I,  Sg  246, 
248;  m  g  6.  —  Derselbe,  (.ieschichte  der 
N.-Oek.,  S.  422,  lOlü,  lull.  —  Emilio  Mor- 
p  n  r  g  o ,  Die  Statistik  Dnd  die  Soxialwiasen- 
schaften.    Aut.  deutsche  Ausgabe.    Jena  1877. 

—  Bob.  V.  Mo  hl,  Encyklop&die  der  Staats- 
wisseoachaften,  2.  Aufl ,  Tübingen  1872,  S.  682 
u.  757.  —  H.  L.  Pölitz,  Jahrbücher  der  Ge- 
schichte und  Politik,  1846,  Bd.  2,  8.  372.  — 
BaU'Hauasena  Aichiv  der  potit.  Oekono- 
mie,  S.  F.  DI.  Bd.,  Heidelberg  1846,  8.  »7.  — 
-Austria"  1859.  Nr,  vom  27.  VIE.  —  Jahrb. 
f.  Nat.  n.  Stat.  Bd.  I,  S,  605;  N.  F.  in,  S.  290. 

—  Adolf  Wagner.  Artikel  „Statiatik" 
St.W.B.  V.  BInntschli  nnd  Brater,  Bd.  X. 

Schmidt. 


Warenbörse 

8.  Börsenwesen  oben  Bd.  H  S.  1023ff. 


Warenliäiiser  asd  Warenlianssteaer. 


1.  Die  Waren hfiuB er.  In  dem  Art, 
Mittelstandsbewegang  (ol>en  Bd.  V 
S.  814ff.)  sind  diejenigen  neuereu  Erschei- 
nungen, die  den  Mittel-  und  Kleinhandel  in 
seinem  Fortkommen  bedrohen  oder  wenigs- 
tens die  bisherige  Leichtigkeit  und  Regel- 
mSssigkeit  seines  Absatzes  erschweren,  im 
.  einzelnen  besprochen  worden.  Besonders 
auf  den  gesteigerten  Wettbewerb  kapital- 
kräftiger Grossunteruehmungen,  wie  Waren- 
häuser, Bazare,  Versandgescliäfto ,  filialen- 
reicher SpecialgoschÄfte  nnd  dei^l.,  ist  dort 
hiDgewiesen  worden.  Denn  gegen  sie  richten 
sich  unter  anderem  diejenigen  Bestrebungen, 
die  man  •kaufmännische  Mittelstandsbewe- 
gUQg«  nennt  und  die  in  der  Forderung  eines 
staatlichen  Schutzes  gegen  die  übermässige 
Konkurrenz  grosser  und  gross ter  Firmen 
des  Detailhandels  gipfeln.  Als  die  gefähr- 
lichsten Feinde  des  kaufmännischen  Mittel- 
standes werden  in  der  Gegenwart  von  den 
Dctailhändlcrn  die  Warenhäuser  angesehen. 
In  die  Agitation  gegen  diese  Grosshand- 
Inngen  en  detail  sind  weite  Kreise  dos  kauf- 
männischen Publikums  hineingezogen  worden, 
welche  nach  ihren  sonstigen  wirtschaftspoli- 
tischen Anschauungen  für  eine  Beschrän- 
kung der  Gewerbefreiheit  nicht  zu  haben 
waren.  Dem  Aufkoramen  der  Warenhäuser 
verdankt  man  es  also  in  erster  Linie,  dass 
die  kaufmännische  Mittelstandsbe wogung  so 
lobhafte,  ja  stürmische  Formen  angenommen 


hat,  80  dem  sich  grosse  politische  Parteien 
und  die  Regierungen  iiurero  Programm  nicht 
länger  mehr  verachliesaen  konnten. 

In  der  That  sind  namentlich  in  dem 
letzten  Jahrzehnt,  besonders  in  den  Gross- 
städten und  solchen  Mittelstädten  mit  stark 
zunehmender  industrieller  Bevölkerung,  eine 
grössere  Anzahl  von  Handelsuntemehmtmgou 
entstanden,  die  in  grossartig  eingerichteten 
Verkaufspalästen  alle  erdentlichen  Waren- 
gattongen  vereinigen,  den  massenhaften  und 
billigen  Vertrieb  derselben  pflegen  und  auf 
das  grosse  Publikum  der  Kauflustigen,  das 
dort  seinen  ganzen  regelmässigen  Bedarf 
decken  kann,  eine  erstaunliche  und,  wie  es 
scheint,  nicht  nur  vorübergehende  An- 
ziehungskraft ausüben.  Solche  mit  grossem 
Eapital,  einem  riesenhaften  Angestellten- 
apparat betriebene,  durch  alle  Mittel  der 
neuzeitlichen  Reklame  und  Kulanz  in  ihrer 
Leistungsfähigkeit  gesteigerten  Qrossmaga- 
zine  und  Kaufhfiuser,  die  den  Detailhandel 
an  sich  zu  reissen  suchen ,  nennt  man 
Warenhäuser  oder  auch  Bazare,  Das  Cha- 
rakteristische und  Neuartige  dieser  gross- 
städtischen Detailgeschäfte  ist  die  grosse 
Vielseitigkeit  und  MannigfoltigKeit  der  feil- 
gebotenen Warengattungen,  die  fast  alle 
Branchen  umfassen.  Während  die  soge- 
nannten »Versandgeschäfte«  von  der  gross- 
städtischen Ccntralo  aus  gewisse  Teile  des 
Provinzialgeschäftes  schou  längst  an  sich 
gerissen  haben,  grossartige  Specialgeschäfte 
mit  Hunderten  von  Filialen  dem  lokalen 
Detailhandel  einen  erhebüohen  Bruchteil  de» 
Absatzes  bestimmter  Artikel  abgenommen 
haben,  greift  das  moderne  Warenhaus  alle 
Arten  des  Detailhandels  auf  der  ganzen 
Linie  gleichzeitig  an.  Es  führt  mit  dem- 
selben einen  systematischen  und  rflcksichtii- 
losen  Konkurrenzkampf  und  erweitert  seinen 
Warenkatalog  vielfach  nur  um  deswillen, 
damit  die  Kundschaft  gar  nicht  mehr  ge- 
nötigt ist  andere  Detailgeschäfte  aufzu- 
suchen. Die  Auslagen  und  Abteilungen 
eines  Wareniumses  gleichen  einem  perma- 
nenten Markte,  indem  alle  Klassen  der  Kon- 
sumenten an  Ort  und  Stelle  den  modernen 
Gesamtbedarf  bis  in  seine  kleinsten  Ver- 
zweigungen befriedigen  können. 

An  und  für  sich  hat  es  gewiss  nicht« 
Ueberraschendes,  dass  sich  das  Grosskapital 
nicht  auf  den  Engroshandel  beschränkt,  son- 
dern auch  sich  des  Detailhandels  zu  be- 
mächtigen sucht  und  ihn  von  Gnmd  aus  re- 
organisiert. DasOrosshandelskapitalschliesst 
mit  den  Industrieen  Massenliefemngs vertrage 
ab  und  sucht  die  aufgekauften  Warenmassen 
mit  Ausschaltung  aller  selbständigen  Zwi- 
schenhandelsglieder  an  das  Publikum  selbst 
wiefler  abzusetzen.  Solche  Unternehmungen 
haben  bereits  beim  Einkauf  vor  dem  kleinen 
Detail  händler   mächtige   Vorteile.     Sie    er^ 
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halten  als  TC^Undssige  Abnehmer,  die  stete 
nur  AbBctilüBse  in  grossem  Stil  und  am 
erster  Quelle  machöD,  die  Waren  vom  Fabri- 
kanten billiger.  Bas  Betriebskapital ,  der 
C"  'raeit  willig  zur  Verfügung  stehende 
kkredit,  die  strikt  durduerOhrte  Bar- 
zahlung ihrer  Kundschaft  und  endlich  der 
möglichst  beschleunigte  Umsatz  setzt  die 
Warenhausbesitzer  in  die  Lage,  mancherlei 
und  erhebliche  Preisnachlässe  von  den  In- 
dustriellen herauszuschlagen.  Sie  kSnnen 
Preiafluktuationen  verschiedener  Waren  ge- 
rade mit  ROcksicbt  auf  ihi'en  massenhaften 
und  raschen  Absatz  vorteilhaft  ausnützen, 
imd  ausserdem  sparen  sie  an  Transport- 
kosten und  dank  der  Centralisation  bei  dem 
Verkaufe  an  Generalregiespesen.  Auch  die 
Betriebseinrichtungen  und  Arbeitskrftfta  wer- 
den bei  dem  fieberhaften  und  konstanten 
Oeschäftsverkehr  eines  grossen  Warenhauses 
weit  rationeller  ausgenutzt  als  in  dem  ge- 
wöhnlichen Ladengeschäft.  Zwar  sind  da- 
fOr  die  Kosten  für  die  luxuriös  ausge- 
statteten Auslagen  der  VerkaufspalSste 
enorme  und  ebenso  die  Ausgaben  fOr 
Keklamezwecke.  Aber  die  letzteren  ver- 
ringern sich  mit  der  Zeit,  denn  der  Ver- 
kaufspalast selbst  ist  die  zugkräftigste 
Bekl^e  von  allen.  Versandgeschäfte  und 
dergleichen  haben  jedenfalls  für  Beklamc- 
zwecke,  Plakate,  Inserate  und  Katalogver- 
senduDgen  verhältnismässig  viel  mehr  Geld 
auszugeben  als  die  grosssUldtiachen  Waren- 
häuser, die  alles  an  Ort  und  Stelle  ver- 
kaufen-und  sich  nur  an  die  ortsansässige 
BevSlkeniDg  oder  an  den  vorübergehend  orfs- 
anwesenden Fremdenstrom  wenden.  Grosse 
Specialgesohäfte  und  auch  viele  der  grossen 
Versanageechäfte,  die  iu  ihrer  Mehrzahl  doch 
mehr  oder  minder  Branchengeachäftö  geblie- 
ben sind,  bedürfen  der  besonderen  Reklame 
für  ihre  Waren,  d.  h.  Waren  bestimmter  Prove- 
nienz mit  bestimmten  Fabrikmarkeji.  Das 
moderne  Warenhaus  führt  nicht  nur  zatü- 
lose  Warenarten,  sondern  auch  viele  als 
gangbar  erwiesenen  Warenmarken  neben- 
einander. Für  diese  Warenmarken  macht 
es  also  regelmässig  keine  Beklame.  Mass- 
gebend für  die  Warenauswahl  sind  die  Be- 
dflrfnisse  des  Publikums.  Die  Leitung  eines 
Warenhauses  sucht  also  ebensowohl  die  ge- 
ringwertigsten Qualitäten  zu  fOhren  wie 
die  hochwertigen.  Sie  verkauft  gleichsam 
unparteiisch  ^e  Sorten. 

Da  die  Warenhäuser  mit  ihrem  riesigen 
Bedarf  auf  den  Detailmärkten  dominieren, 
so  übersehen  sie  rasch  alle  Wandlungen,  ja 
selbst  die  leisesten  Regungen  des  Konsu- 
mente nbedarfs  und  sind  deswegen  eine 
wesentliche  Stütze  einer  rationellen  An- 
passung der  Produktion. 

Es  war  vorhin  gesagt  worden,  dass  es 
durchaus  nichts  Ucberraschendes  habe,  dass 


auch  das  Orosskapital  sich  im  Detailhandel 
investiere.  Deberlilickt  man  aber  die  sehr 
zahlreiche  Broschüren  litteratur,  die  die 
moderne  kaufmännische  Mittelstandsbewe- 
gung  für  und  gegen  dieselbe  hervorgerufen 
hat,  so  ist  man  überrascht,  wie  wenig  wirk- 
liches Studium  auf  die  Kenntnis  dieser  Um- 
wandlung und  des  technisch-merkantilen 
Prozesses  speciell  der  Wareohausentwicke- 
lung  verwendet  worden  ist.  Es  fehlt  bis- 
her in  der  nalionalökonomischen  Wissen- 
schaft an  jeder  sicheren  Grundlage,  in 
welchem  Verhältnis  die  Warenhäuser  ziur 
Industrie  stehen.  Es  fehlt  femer  ebenso 
an  einer  zuverlässigen  Untersuchung  über 
die  Preisvergleiche  derselben  Warenga,ttungen 
in  den  Warenhäusern  und  in  den  leistungs- 
fähigeren Detailgeschäfte  Q.  Wir  wissen  so 
gut  wie  gar  nichts  über  die  Betriebskapi- 
talien der  Warenhäuser,  sofern  sie  kerne 
Aktiengesellschaften  sind.  Wir  wissen  nichts, 
ob  und  in  welchem  Umfange  Bankkonsortien 
hinter  den  Warenhäusern  stehen  und  viel- 
leicht insgeheim  mit  diesen  Firmen  kom- 
manditiert  sind.  Endlich  wissen  wir  nicht 
einmal  über  das  Nächstliegende  Sicheres, 
nämlich  über  die  Rentabilität  des  in  den 
Warenhäusern  arbeitenden  Kapitals.  Solange 
es  nicht  möglich  geworden  ist,  eine  genaue 
Kenntnis  über  alle  diese  Verhältnisse  zu 
verbreiten,  schwebt  jauche  Prognose  über 
die  Zukunft  der  Warenhäuser  in  der  Luft; 
denn  nur  verhältnismässig  wenige  dieser 
Etablissements  bestehen  so  lange,  dass  ihr 
daaemder  privatwirtsohafthcher  Erfolg  dar^ 
gethan  ist.  Wunderlicherweise  hat  auch  keiner 
der  zahlreichen  Autoren  über  das  Waren- 
hausproblem den  ernstlichen  Versuch  ge- 
macht, zu  erklären,  warum  gerade  in  den 
letzten  Jahren  die  Wareuhausfrage  so 
brennend  geworden  ist.  Und  doch  ist  diese 
Erscheintmg  metir  als  auffallend.  Dass  die 
Warenhäuser  dem  Detailhandel  der  kleineren 
und  mittleren  Geschäfte  eine  vernichtende 
Konkurrenz  bieten  werden,  und  zwar  in 
erhöhter  Progression  in  der  Zukunft,  wird, 
weil  das  die  Mittelstandspolitiker  uns  täg- 
lich vorlamentieren,  als  ganz  ausgemachte 
Thatsache  hingenommen,  während  man  doch 
sonst  in  natlonalökono mischen  Kreisen  die 
Klagen  der  Interessenten  skeptisdi  und 
kritisch  nachprüft  und  sich  wohl  hütet, 
ephemere  Neuerungen  ohne  weiteres  als 
dauernde  anzusehen. 

Das  Warenhausproblem  ist  also  ein  sehr 
hypothetisches.  Auf  Vermutungen  konunt 
es  heraus,  wenn  man  feststellen  will,  warum 

de  jetzt  die  Warenhäuser  so  stark  in 
Aufnahme  gekommen  sind.  Wir  vertreten 
den  Standpunkt,  dass,  was  Bedarfskoncen- 
tration  in  den  grossen  Städten  und  Ueber- 
legenheit  der  grosskapitaliatischen  Unter- 
n^mung    gegenüber    den    ioittieren    und 
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kkineren  HfiQdl«rn  anbetrifft,  Ecfaon  vor 
JahxzehnteD  alle  Voraussetzungen  ebenso 
gut  wie  jetzt  vorhanden  waren,  um  die 
Edstene  von  Warenhäusem  zu  erklären. 
Thateächlicli  gab  es  aber  damals  nur  wenige 
Etabliseements  der  Art,  wahrend  grosse 
SpedalgeschAfte,  Filialen gcBchafte  und  riesige 
veraandgeschftfte  schon  seit  30 — 40  Jahren 
und  langer  in  Blüte  standen.  Neben  den 
EngroBg^chäften,  welche  nicht  detaillierten, 
hat  es  von  jeher  Bolche  gegeben,  die  detail- 
liert haben,  und  zwar  sowohl  grosse  Handels- 
geschäfte als  Fabriken.  Vielfach  waren  die 
sogeuannten  Versand gesch&fte  ursprflnglich 
nur  Handelsgeschäfte ,  die  von  den  In- 
dustrieen  kauften  und  an  die  Konsumenten 
verkauften.  Mit  der  Zeit  erschien  es  aber 
Torteühafter,  für  bestimmte  wichtige  Wareo- 
gattnngeu  der  Vei'sandfirma  auch  Fabrik^ 
etablissementä  {»^ene  Häuser  •)  anzu- 
gliedern. Die  VereandhSuBer  detaillierten 
auch  nicht  immer  direkt  an  den  Konsu- 
menten, sondern  bedienten  sich  vielfach  be- 
atimmfer  eingeführter  Detail geschäfte  in  der 
Provinz,    denen    sie    die    Generalvertretung 

Siben;  nnd  diese  fuhren  dabei  ganz  gut. 
er  Detailhandel  sah  in  dieser  Praxis  eine 
Schmäleruog  seines  lokalen  Absatzes  nicht, 
denn  vom  Produzenten  oder  Qrosshändler 
musste  er  so  wie  so  einkaufen.  Die  Kon- 
kurrenz sorgte  daEilr,  dass  auch  sie  in  der 
Provinzialorten  vertreten  war.  Auf  dies« 
Weise  wurde  zwar  die  Selbständigkeit  der 
Dispositionen  des  Provin^ialkaufmauns  ver 
ringert,  aber,  solange  darunter  sein  Absal: 
nidiit  litt,  war  er  zufrieden.  Freilich  zeigte 
sich  bald,  dass  aus  diesen  > Vertretungen  < 
mehr  oder  minder  unselbständige  Filialen 
wurden.  Aus  Versandgeschälten  wimlen 
Filialen  geschäfte,  Von  einer  Centrale  aus 
wurden,  namentlich  in  den  sogenannten 
Modegeschäften,  Geschmacks-  und  Bedarfs- 
zonen  gezogen,  und  diese  mit  ganzen  Ketten 
von  Filialen  besetzt.  Special fabriken  sowohl 
wie  grosse  Firmen  an  den  hauptsächlichsten 
'Warenhandelsplätzen  rissen  auf  diese  Weise 
Stücke  des  Detailhandels  an  sich  und  schufen 
sich  lokale  direkte  Abt.atzquellen.  So  sind 
z.  B.  zahllose  Filialen  von  Kaffee-  moiI 
Chokoladcgeschäften  entstanden,  überall  or- 
ganisiert vom  GroBskapitaL  Je  mehr  die 
LeistungsßÜiigkeit  der  ortsansässigen  Detail- 
geschäfte  mit  der  Zeit  zurückgeblieben 
war,  desto  grössere  Chancen  hatten  Ver- 
sand- und  Filialengeschäfte  in  der  Pflege 
des  Pi-o^-iüzialabsatzes. 

Die  Versandgeschäfte  waren  vielfach 
reine  Branchen gpsclififte ,  z.  B.  beschränkt 
auf  die  verschiedeneu  Arten  der  Texfil- 
fabrikate.  Ihr  Warenkatalog  änderte  sich 
aber,  man  experimentierte  mit  ihm.  Eine 
bestimmte  Warengattung  *Tirde  nicht  mehr 
»gefülirt" ,    weil   sich    das    Geschäft   nicht 


rentiert  hatte.  Andere  Warengattiingeu,  die 
vielleicht  keine  Branchen  Verwandtschaft  mehr 
hatten,  nach  denen  aber  regelmässige  Nach- 
frage war,  wurden  als  »Neuheiten«  aufge- 
nommen. Auf  diese  Weise  wurden  mandie 
Versandgeschäfte,  was  den  Warenkatalog 
anbetrifft,  den  späteren  Warenhäusern  ähn- 
lich, nur  prftvalierte  dort  das  Provinzial- 
geschäft,  hier  das  Stadtgeschäft.  In  den 
grossen  Städten  waren  Specialgeschäfte  und 
Filialen  geschähe  längst  eingeführt  und  leis- 
tun^fähig.  Aber  erst  sehr  spät  entstand, 
weni^tens  bei  uns,  das  moderne  Warenhaus. 

Die  Entwickelung  in  dieser  Richtung 
war  in  den  einzelnen  Ländern  sehr  ver- 
schieden. In  England  wurden  bereits  iu 
den  40  er  Jahren  sogenannte  »Stores«  und 
Bazare  errichtet.  In  den  60  er  Jahren  ent- 
standen in  London  die  grossen  Warenhäuser 
von  Whiteley  und  Robinson.  Ausserhalb 
Londons  zählt  man  dagegen  auch  heute 
noch  nur  wenige  derartige  Unternehmungen, 
meistens  von  nur  kleinerem  Umfang.  Da- 
gegen hat  Grossbritannien  zahllose  Konsum- 
vereine aIlei^:r&SBten  Umfangs.  Die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  haben  nament- 
lich in  New-York,  Philadelphia  und  Chicago 
Grossmagazine  der  bedeutendsten  Art^  Einen 
besonders  grossen  Aufschwung  haben  die 
Warenhäuser  in  Paris  gefunden.  Die 
'Grands  Magasins*,  von  denen  das  älteste, 
der  »Lou\Te«,  1855  entstanden,  jetzt  eine 
Aktiengesellschaft  mit  22  Millionen  Francs 
Kapital  und  mehr  als  50U0  Angestellten  ist, 
waren  uraprünglich  Geschäfte  für  Damen- 
imd  KinderkonfektioD,  haben  aber  jetzt  ihren 
Verkauf  auf  fast  alle  nicht  dem  Verderben 
ausgesetzten  Gegenstände  des  persönlichen 
Verbrauchs  ausgedehnt,  sind  aber  auch  jetzt 
noch  vorwiegend  Versand  geschäfte  für  die 
Provinz.  In  Deutschland  gab  es  bis  \-or 
kurzem  nur  wenige  Warenliäuser  grössten 
Umfimgs  wie  Hertzog  und  Oerson,  ebenfalls 
elien  so  stark  Versandhäuser  als  lokale 
Kaufhäuser  für  Berlin  und  Umgebung.  Seit 
einigen  Jahren  sind  dann  die  Warenhäuser  im 
neuesten  Stile  in  den  grossen  Städten,  na- 
mentlich in  Berlin,  Hambui^,  Breslau,  Cöln, 
Kfinchen,  Dresdeu  in  grosser  Anzahl  ent- 
standen, so  dass  man  jetzt  etwa  öOO  derartige 
Institute  zählt. 

Es  steht  fest,  dass  fast  alle  Warenhäuser 
aus  kleinen  Anfängen  entstanden  sind.  Ur- 
sprünglich kleine  Kaufleute  mit  bescheidenem 
Betriebskapital,  manchmal  auch  in  kleineren 
Stadien  oder  in  abgelegenen  Geschäftsvierteln 
anfangend ,  haben  dank  besonderer  Intelli- 
genz und  eines  eigenartigen  Oi'ganisations- 
lalentea  ihr  GescliMt  erweitert,  dann  in  die 
Mittelpunkte  des  Geschäftsverkehrs  gelegt 
und  endlich  auf  die  Höhe  von  Hiesendetaü- 
geschätten  gebracht.  Soweit  wir  unterrichtet 
sind,  war  dies  überall  der  typische  Vorgang, 
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Bei  der  Mehrzahl  also  unserer  Wtu^DhAaser, 
in  Deutschland  ebenso  wie  im  Ausland,  ist 
nicht  nachweisbar,  daes  das  grosse  speku- 
lative Kapital,  Grün  dun  gsbaoten  und  Afctien- 
geeeÜBchaften,  die  Grossmagazine  aus  eigner 
Initiative  geschaffen  hat  Erst  auf  ihren 
Höhepunkten  sind  aie  vielfach  Äktieugesell- 
schaften,  Kommanditgesellschaften  und  Kom- 
manditgesoUschaften  auf  Aktien,  welche  letz- 
tere Form  sich  ja  für  den  Grosshandel  viel- 
leicht am  ehesten  eignet,  geworden,  und 
es  ist  kein  Zweifel,  dasa  jetzt  hinter  unseren 
Warenhäusern  ersten  Ranges  leistungsfähige 
Bankkonsoilien  stehen,  die  diese  Untemeh- 
miiagen  stützen. 

Ist  es  aber  richtig,  dass  immer  der  ein- 
zelne Unternehmer,  der  sich  von  kleinen 
Anfängen  emjootarbeiten  miisste,  der  Pionier 
auf  dem  Gebiete  des  Warenhauswesens  war, 
80  liegt  die  zweite  Frage  nahe:  Warum 
hatten  diese  einzelnen  Personen,  die  Bazare 
gründeten,  erst  in  den  letzten  Jahren  so 
ungeheueren  Erfolg?  "Vermutlich  ist  in 
unserer  Grossindustrie  die  eigentliche  trei- 
bende Ursache  zu  suchen.  Unsere  Gross- 
industrie hat  sich  wie  kein  anderer  Erwerbs- 
zweig gerade  in  deu  letzten  Jahren  in  zum 
Teil  Btdrmischen  Kurven  entwickelt.  Hand 
in  Hand  damit  ging  eine  rapide  Entwicke- 
lung  unserer  BankemissionsthAtigkeit,  also 
eine  zunehmende  Verbriiderung  der  indus- 
triellen Produktion  mit  den  Geldmächten 
der  grossen  Banken.  FOr  die  tätlich  steh 
steigernde  Prodidition  wurde  die  Frage,  wie 
man  den  Absatz  rascher  und  grösser  ge- 
stalten und  die  Aufnahmefähigkeit  des  in- 
ländischen Marktes  erleichtem  und  stärken 
könne,  zu  einer  immer  brennenderen.  Der 
Zwischenhandel  zeigte  sich  für  diese  ge- 
steigerten Bedürfnisse  der  Industrio  nicht 
gewachsen.  Seine  Dispositionen  waren  zu 
langsam,  zu  vorsichtig,  zu  »spiessbürgerlich«. 
Er  nahm  eine  zu  grosse  Kisikopräuiie  und 
verteuerte  damit  den  Absatz  und  schmälerte 
die  Aufnahmefähigkeit  des  Publikums.  £s 
mussteh  deswegen  Personen  und  Detail- 
handelsformen  geftinden  werden,  die  den 
Massenabsatz  von  industriellen  Produkten 
an  das  Publikum  erleichterten.  Die  Industrie- 
und  Bankwelt  nahm  also  die  ihr  notwendig 
erscheinende  Reform  der  Organisation  des 
Detailhandels  selbst  in  die  Hand  und  fand 
in  den  Waren  hausbesitzem  willkommene 
Vollstrecker  ihrer  Absichten.  Unseres  Er- 
acbtens  hängen  die  meisten  unserer  grossen 
Waren  hausgrflndun  gen  in  Deutschland  wäh- 
rend der  letzten  Jahre  mit  der  industriellen 
Hochkonjunktur  der  jüngsten  Periode  nicht 
nur  zeitlich,  sondern  auch  ursächlich  eng 
zusammen.  Die  Grossindustne,  namentlich 
die  neue,  die  noch  keine  sicheren  und 
festen  Märkte  hatte,  fand  in  den  Waren- 
häusern den  gesuchten  riesigen  Massenabsatz, 


an  dem  zwar  prozentual  nicht  allzuviel  zu 
verdienen  war,  der  es  aber  ermöglicht,  die 

grossen  und  gefährlichen  Fabrimger  los- 
zu  werden  und  im  vollen  Betriebe  zu  blei- 
ben. Bei  dem  wüsten  DaraafloaproduziereQr 
wie  es  in  jeder  Hochkonjunktur  betrieben- 
wird,  bleiben  solche  Lagervoi'fät©,  lEe  schwer 
unterzubringen  sind,  bestehen.  Das  gewöhn- 
liche Detailgeschäft  bestellt  aber  vielfach 
zu  spät  und  macht,  wenn  die  Marktlage 
sich  ändert,  AbnahmeschwierigkeiteD.  Die 
rührigen  und  unternehmungslustigen  Waren- 
häuser dagegen,  deren  wesentlichster  Vor- 
teil darin  besteht,  dass  sie  alles  biauchea 
können,  um  es  wieder  mit  grösster  Rasch- 
heit loszuwerden,  machen  den  Markt  daaik 
billigerer  lYeisgestaltung  aufnahmefäiiger. 
Natürlich  hat  auch  diese  Aufnahmefähig- 
keit ihre  Grenzen,  aber  vorläufig  wird  aa 
solche  Hindernisse  nicht  gedacht. 

Was  hier  zur  Erklärung  der  Thataache, 
warum  gerade  iu  den  letzten  Jahren  und 
besouders  in  Deutschland  eine  Anzähl  voo 
Waronhäusern  gröesten  Stils  entstandeu 
sind,  angeführt  wird,  ist  nur  ein  Erklärungs- 
versuch und  zwar  ein  solcher,  der  auge- 
slandenermassen  hypothetischer  Natur  ist. 
Der  angenommene  Zusammenhang  zwischen 
industrieller  Hausse,  Bankgründungsthätig- 
keit  und  Warenhausexpansion  beschränkt 
sich  auf  die  neuesten  Voigänge  auf  diesem 
Gebiete.  Die  älteren  Warenhausgrflndungen 
in  Frankreich  und  England  und  auch  die 
älteren  deutschen  haben  zum  Teil  ganz 
andere  Grundlagen  und  Ursachen  ihres  Auf- 
kommens. Das  grßsste  Londoner  Waren- 
haus z.  B.  liegt  in  einem  Stadtteil,  der  sonst 
nicht  den  Charakter  des  Geschäftsviertels 
ti^t  Hier  ist  für  einen  ganzen  Stadtteil, 
der  aüein  so  gross  wie  eine  mittlere  Gross- 
stadt  istj  eine  bequeme,  allen  notwendigen 
Bedarf ms.sen  entsprechende  Verkaufshalle, 
die  ein  ingeniöser  Kopf  ins  Leben  gerufen 
bat,  geschaffen  worden.  "Wieder  anders  liegt 
die  Sache  bei  den  bekannten  Pariser  Maga- 
zinen. Sie  sind  ebenso  wie  die  beiden 
deutschen  Häuser  Hertzog  und  Gerson  ur- 
sprünglich für  Modewaren  aller  Art  ein- 
gerichtet worden  und  versehen  bei  der  do- 
minierenden Stellung  der  Hauptstadt  auf 
dem  Gebiete  der  Mode  auch  das  ganze 
Hinterland  rechtzeitig  mit  den  Erzeugnissen 
des  modernen  Geschmacks,  und  zwar  in 
durchaus  gediegener  und  dabei  preiswür- 
diger Ausstattung.  Wieder  andere  Waren- 
häuser, zu  denen  auch  das  bekannte  italie- 
nische Riesenunternehmen  Bocconi  mit  sei- 
nen grossen  Filialen  in  Rom,  Mailand.  Turin 
und  Neapel  gehört,  haben  sich,  was  die 
Hauptwaren  anbetrifft,  frühzeitig  durch 
eigene  Fabriken,  wie  z.  B.  Webereien,  grosso 
Möbel  Werkstätten    und    dergl.,    selbständig 
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semacht   und   ^d   so  auch  detaillierende 

Lidustrielle  geworden. 

In  Industriestädten  mit  einer  rapiden  Be- 
völkeningazunahme,  die  aus  Dörfern  und 
Landstädtchen  in  verhältnismässig  kurzer 
Zeit  zu  übervölkerten  Prolet  arierre vieren 
geworden  sind,  haben  sich  eben  falls  mit 
grossem  Apparate  arbeitende  Kaufhäuser 
lind  Bazare  festgesetzt  Sie  dienen  vor- 
wiegend den  Bedürfnissen  der  Arbeiterbe- 
vöÜterung  und  führen  billige  und  einfache 
Massenartikel  Der  Grund  ihrer  Entstehung 
li^t  auf  der  Hand.  Hier  war  das  ansässige 
Ißiufmännische  Gewerbe  derartig  zurflckge- 
blieben,  dass  es  den  Bedürfnissen  des  Massen- 
konsums  nicht  entsprechen  konnte.  Kapital- 
kräfty^  Volksbazare,  die  rflhrig  geleitet 
wurden,  konnten  mit  einem  Schlag  das 
Detailgeschäft  ganzer  Branchen  an  sich 
reissen,  ebenso  wie  es  bei  anderen  Artikeln 
z.  B.  der  NahmngsmJttelbranche  grosse  Kon- 
sumvereine thaten.  In  diesen  Fällen  wurde 
also  ein  Markt  für  Gebrauchsgegenstände 
des  täglichen  Bedarfs  eigentlidi  erst  ge- 
schaffen, wie  wir  das  auch  in  den  amerika- 
nischen Industriestädten,  die  plötzlich  auf 
der  Bildfläche  hervorgezaubert  wurden,  schon 
früher  gesehen  haben. 

Es  giebt  endlich  auch  Warenhäuser,  die 
ihre  Entslohimg  eigenartigen  Konsumverein s- 
bestrebungen  verdanken,  z.  B.  die  Waren- 
häuser für  Beamte  und  Offiziere.  Die  Uni- 
fonnitSt  der  Bedürfnisse  und  des  Geschmacks 
bestimmter  Klassen,  die  sich  besonders  soli- 
daiisch  fühlen  und  die  in  iliren  Wai-en- 
bezügcn  sparsam  und  kaufmännisch  zu 
rechnen  gelernt  haben,  haben  hier  zur  Aus- 
schaltung von  kaufmännischen  Zwischen- 
gliedern geführt,  und  zwar  auf  genossen- 
schaftlicher Grundlage.  Hier  war  auch  ein 
vorzüglicher  Boden  fOr  das  Versandgescliäft, 
weil  die  Bedflrfuisgestaltung  in  allen  Orten 
klein  oder  gross,  wo  Beamte  und  Offiziere 
wohnen,  eine  durchaus  einheitliche  war. 
Bei  dem  hänfigen  Domizilwechsel  durcli 
Versetzungen  von  einem  Ort  zum  anderen 
hatten  diese  Klassen  nur  nodi  eine  ganz 
lockere  Fühlung  mit  dem  kaufmännischen 
Bürgertum  ihres  jeweiligenAmtssitzes.  Rück- 
sichten auf  dieses  zu  nehmen,  lag  keine  Ver- 
anlassung vor.  Bald  in  der  Oi-ossstadt,  bald 
in  der  Kleinstadt,  bald  im  Osten,  bald  im 
Westen  ihr  Zwaugsdomizil  nehmend,  hatten 
die  Hauslialtimgs vorstände  der  Beamten-  und 
Offiziersfamilien  hinreichende  Gelegenheit, 
die  örtlichen  Preisverschiedenheiten  im  De- 
tailhandel zu  studieren  und  zu  kritisieren. 
Dadurcli  wuchs  ilire  privatökonomische  Ein- 
sicht und  ihre  Widei-standsßlhigkeit  gegen 
die  Tyrannei  lokaler  .llouojiolislen.  Nach- 
dem ei-st  einmal  dei'  Gedanke  genosseu- 
sdiaftliclier  Selbsthilfe  rege  geworden  war, 
reifte  er  ganz  von  selbst  zu  weiteren,  festeren 


Organ  isationeo.  Einer  koetspiehgen  Beklame 
bedurfte  es  dabei  nicht,  und  es  wäre  gerade- 
zu überraschend  gewesen,  wenn  man  das 
Srivatwirtachaftlich  so  naheliegende  Mittel 
es  genossenschaftlichen  FHnkaufe  für  die 
VereinsmitgHeder  nicht  mit  Lebhaftigkeit 
ergriffen  hätte. 

Mit  diesen  Hinweisen  soll  hervorgehoben 
werden,  dass  durchaus  nicht  alle  Waren- 
häuser einen  typischen  Charakter  tragen. 
Sie  verdanken  ihre  Entstehung  ganz  ver- 
schiedenen Ursachen.  Sie  sinÄ  sich  nur  im 
Ziele  insofern  ähnlich,  als  sie  den  verteuern- 
den und  zersphtterten  bisherigen  Zwischen- 
handel zu  umgehen  suchen.  Dagegen  scheinen 
uns  die  neuesten  Waren hausgrilndungen  auf 
einer  neuen  eigenartigen,  menr  oder  minder 
spekulativen  Grundl^e  zu  beruhen.  Das 
Eigenartige  liegt,  wie  gesagt,  in  dem  Wechsel- 
verhältnie  mit  der  Grossindustrie.  Dieser 
vermutete  Zusammenhang  kann,  da  es  uns 
an  einer  genauen  Kenntnis  der  in  Frage 
kommenden  thatsächlichen  Verhältnisse  ge- 
bricht, freilich  erst  dann  mit  Sicherheit  er- 
wiesen weiden,  wenn  eine  allgemeine  In- 
duatriekrisis  eintritt  Zuverlässige  That- 
sachen  hegen  also  vorläufig  noch  nicht  vor. 

Hängen  in  der  That  viele  der  neuen 
Warenhäuser,  wie  hier  als  wahrscheinlich 
hingestellt  wird,  so  eng  mit  der  industriellen 
Konjunktur  zusammen,  so  sind  diese  nicht 
nur  spekulativ,  sondern  aiich  höchst  riskante 
Unternehmungen.  Sie  stellen  nicht  eine  neue 
Entwickelungsetufe  im  grossstäd  tischen  De- 
tailhandel dar;  dazu  sind  sie  \-iel  zu  unver- 
mittelt aufgetreten  und  haben  zu  plötzlicii 
an  Ausdehnung  zugenommen.  Sie  sind  viel- 
mehr ephemere  Erecheinungen,  die  im  besten 
Fall  ein  Durchgangsstadium  zu  der  'höheren» 
Form,  den  grosskapitalistischen  Specialge- 
schäfteo,  darstellen. 

Die  neuen  Warenhäuser  bedürfen  jeden- 
falls eines  besonders  grossen  Betriebskapitals, 
und  es  ist  nicht  wahrscheinlich,  dass  das 
Kapital,  das  diese  Firmen,  als  sie  noch  be- 
scheideneren Umfang  hatten,  verdienten,  für 
den  jetzigen  Eiesenumfang  des  Geschäftes 
auch  nur  annähernd  ausreicht  Wahrschein- 
lich werden  die  Geschäfte  jetzt  mit  stark 
angespanntem  Bankkredit  arbeilen,  vielleicht 
auch  die  industriellen  Waren,  die  sie  ab- 
nehmen, manchmal  erst  nach  längeren  Zielen 
bezahlen  können,  womit  ein  besondere  wich- 
tiges Charakteristikum,  die  Bai^zahlung,  wie- 
der verloren  geht.  Damit  der  Engroseinkauf 
wirklich  so  billig  ist,  dass  er  iiJle  Spesen 
vollauf  deckt  und  eigenes  tmd  gehehenes 
Kapital  hinreichend  verzinst,  bedarf  es  einer 
indiistrielien  Ueberproduktion,  die  die  Fa- 
briken zwingt,  die  Warenvorräte,  sofern  sie 
in  Masse  übernommen  werden,  ä  tont  prix 
abzugeben.  Vielleicht  arbeiten  die  Waren- 
häuser sogar  stark  mit  Konsignationen  und 
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stellen,  was  eioen  großen  Teil  ihrer  Waren- 
bestfinde  anlangt,  nur  Abarten  von  Fabrik- 
kommissioDala^ra  dar.  Auch  wenn  diese 
A'ermutuQg  nicht  zutreffen  soUte  und  die 
Warenhauser  von  ihren  Lieferanten  wirkhch 
so  unabhängig  sein  soilteo,  "wie  sie  den  An- 
ficheia  zu  erwecken  suchen,  so  werden  sie 
jedeofalis  mit  Vorliebe  Bogenannte  Heat- 
und  Ramschkäufe  ßbernehmen.  Eine  feste 
Kalkulation  des  Absatzes  ist  bei  diesen 
Massenliefeningen  kaum  möglich-  loimer 
wird  es  sich  fragen,  ob  die  Warenhäuser 
<lie  grossen  WarcnquantttAten,  die  zahlreiche 
Industrieen  fortlaufend  an  sie  abstossen, 
beim  Publikum  rechtzeitig  imterbringen 
können.  Bei  grossen,  festen  Bezügen  ist  die 
wesentlichste  Voraussetzung  der  möglichst 
rasclie  Umsatz.  Stösst  der  Umsatz  auf 
ii^nd  welche  Schwierigkeiten,  so  entsteht 
die  Oefahr,  dass  bei  weichenden  Markt- 
preisen das  lager  entwertet  wird.  Sieht 
sich  aber  die  Industrie  mit  Bücksicht  auf 
die  sinkende  Konjunktur  erst  zur  Einschrän- 
kung der  Produktion  gezwungen,  so  wird 
den  Warenhäusern  der  bisherige  billige  Rest- 
kauf abgeschnitten.  Die  Warenhäuser  sind 
der  ludustrie  solange  willkommen,  als  sie 
dieser  die  Möglichkeit  geben,  den  vollen 
Betrieb  aufrecht  zu  erhalten.  Freiwillig 
gewäliren  sie  die  stark  erm&ssigten  Aus- 
nahmepreise  nicht,  zumal,  wenn  das  Waren- 
haus nicht  ständiger  Abnehmer  bleibt,  son- 
dern den  einen  Lieferanten  ^egen  den 
anderen  ausspielt.  Der  Industrielle  muss, 
auch  wenn  er  sich  noch  so  sehr  mit  den 
Warenliäusem  eingelassen  hat,  peiohch  be- 
müht sein,  seine  alte  Speci^dkundschaft 
nicht  zu  verlieren.  Muss  er  das  Produk- 
tions'|uantum  erst  einschränken,  so  \v-ird  er 
wiedenim  die  alte  Kundschaft  pussieren, 
er  erhöht  seine  Forderungen  an  das  Waren- 
haus und  schneidet  ihm  den  billigen  Rest- 
kauf ab.  Der  Warenbezug  zu  den  bisherigen 
Bedingtingea  wird  dann  den  Warenliäusern 
erschwert  und  es  erhöhen  sich  ihre  Ein- 
kaufspreise, Eine  Abwälzung  dieser  höheren 
ÄDsditaßuDgspreise  auf  die.  Kundschaft  ist 
aber  bei  den  Warenhäusern  schwerer  durch- 
zuführen als  bei  dem  kleineren  Detailge- 
schäft. Die  Warenliäuser  arbeiten  mit  festen 
Rreistarifen,  die  allgemein  bekannt  geworden 
sind.  Oeftere  Aenderungen  dieser  Tarife 
sind  aber  dem  Publikum  gegenüber  nicht 
unbedenkhch;  sie  können  eine  sofortige 
Eundenflucht  zur  Folge  haben.  Der  ge- 
wöhnliche Detdllist  dagegen ,  der  seine ; 
Kundschaft  kennt  und  auch  deren  Vertrauen 
geniesst,  erklärt  in  solchen  Fällen  einfach, 
dass  und  warum  er  zu  Preisauf schlagen  ge- 
zwungen sei,  und  setzt  sie  durch. 

Natürlich  tritt  nicht  gleich  bei  Be^nn 
einer  sinkenden  Konjunktur  die  Schwierig- 
Jieit   für  das   Warenhaus   ein.     Anfänglich 


wird  sogar  das  Warenhaus  in  der  Lage  sein, 
zu  besonders  billigen  Preisen  einzukaufen. 
Bei  anhaltend  weichender  Konjunktur  aber, 
die  sich  bis  zu  einer  schleichenden  wirt- 
schaftlicheu  Depression  steigert,  entstehen 
Schwierigkelten  nach  beiden  Richtungen 
hin :  der  scldechte  Geschäftsgang  wirkt  auf 
das  Pubhkum  zurück,  das  sich  auf  die  not- 
wendigsten Anschaffungen  beschränkt.  Die 
ludustrie  hört  auf,  auf  I^ager  zu  arbeiten, 
beschränkt  die  Produktion  und  ist  nicht 
mehr  bereit,  einen  Teil  der  produzierten 
Waren  an  die  Warenhäuser  unter  den  bis- 
herigen Ausnahmepreisen  abzugeben.  Die 
besten  Geschäfte  machen  also  die  Waren- 
hauser im  ersten  Stadium  einer  Ceber- 
produktion.  In  jenem  Stadium  gelingt  es 
ihnen  unter  geschickter  Ausnutzung  des 
Wettbewerbs  der  einzelnen  Etablissements, 
grosse  Quantitäten  einzelner  Warengat- 
lungen,  die  die  Industrie  los  sein  muss, 
aufzunehmen.  Sie  stellt  dieselben  dann  in 
den  Mittelpunkt  des  Geschäftsinteressee,  und 
pfötzüch  wird  eine  grosse  Partie  eines  ein- 
zelnen Artikels  zu  Schleuderpreisen  mit  be- 
sonderem Nachdruck  feilgeboten.  Vielleicht 
kommt  dann  ein  anderer  dran,  welcher 
partieenweise  fest  abgenommen  und  ver- 
trieben wird.  Von  solchen  Manövern  mehr 
oder  minder  spekulativer  Natur  hat  man 
öfters  gehört.  Sie  können  sehr  gewinn- 
bringend sein,  sind  aber  auch  sehr  riskant. 
Bei  einer  Stagnation  des  Geschaftslebens, 
mit  denen  die  Warenhäuser  dank  ihres 
riesigen  Umsatzes  und  unter  dem  Drucke 
des  Zwanges,  rasch  umzusetzen,  besonders 
zu  rechnen  haben,  sind  solche  Trans- 
aktionen, die  industriellen  LitiuidatiooBrer- 
käufeu  ähneln,  nicht  auf  gleicher  H0he  zu 
halten.  Die  Krisis  in  der  Industrie  zieht 
eine  Krisis  in  den  Gross magazineu  nach  sich. 
Eine  zweite  recht  wesentliche  Schatten- 
seite der  Warenhäuser  als  Unter nehmungs- 
formen,  die  manchen  Vorteil,  den  sie  als 
Masse uabnehmer  gemessen,  wettmacht,  ist 
der  Mangel  einer  einheitlichen  kommer- 
zielle;;  Leitung  des  Hauses.  Vielfach,  na- 
mentlich in  den  Warenhäusern  ersten  Ktmges, 
ist  eine  einheitliche  Direktion  der  speku- 
lativen Ein-  und  Verkäufe  schlechterdings 
unmöglicli.  Kein  auch  noch  so  weit  bhcken- 
der  Kaufmann  besitzt  eine  solche  Waren- 
kenntnis und  eine  solche  Vertrautheit  mit 
den  Verhältnissen  der  Branche,  um  die 
Tausende  von  Artikeln ,  die  hier  in 
Frage  kommeji,  gleichmässlg  übersehen  zu 
können.  Der  Leiter  eines  grossen  Waren- 
liauses  muss  sich  deswegen  mit  einem  Stab 
von  ResBortchefs,  denen  er  die  einzelnen 
Abteilimgeii  zur  selbständigen  Verwaltung 
überiässt,  umgeben.  Auf  diese  Weise  wird 
zwar  die  unentbehrliche  Specialisa tiou  dureh- 
geführt     Diese  Subdirektoren   haben   über   , 
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ihre   Digpositjoaen   jedenteit  Bechniing   zu 

geben  und  Vortrag  zti  haJten,  aber  sie  ge- 
messen eine  ungewöhnliche  Selbständigkeit, 
die  ihnen  eine  grosse  Verantwortung  über- 
tragt. Da  das  ganze  Geschäft  einen  stark 
spÄiilativen  Cliü^kter  trfigt,  so  sind  aiich 
die  Dispositionen  der  einzelnen  Abteilungen 
mehr  oder  minder  riskant  und  bieten  man- 
cherlei Gefahren  für  die  Gesamtfirma.  Man 
fesselt  natürlich  die  Prokuristen  an  das  Ge- 
schäft durch  Tantitiraen. .  Unglückliche  Spe- 
kutationeQ   «erden  aber  dadurch  nicht  aus- 

feschlossen.  In  dieser  Abhängigkeit  von 
em  Geschick  imd  Glück  zahlreicher  Pro- 
kuristen und  Disponenten  liegt  bei  den 
Warenhäusern  ein  entschiedener  Nachteü 
gegenüber  den  groBskapitaJistischen  Special- 
geschaften,  wo  die  Chefs  der  Firma  ge- 
wohnt und  befähigt  sind,  die  gesamte 
Marktlage  zu  flbersehen. 

Sehr  viel  hängt  natürlich  bei  den  Waren- 
häusern, ebenso  wie  bei  allen  grossen  Han- 
delsgeschäften, Toa  der  Grösse  und  Flüssig- 
keit des  Betriebekapitala  ab.  Die  einzelnen 
Firmen  der  Art  nehmen  leicht  eine  solche 
Ausdehnung  an,  daes  sie  gezwungen  sind, 
stark  mit  Bankkredit  zu  arbeiten.  Wie 
schon  gesagt,  ist  es  sehr  wahrscheinlich, 
daas  hinter  ihnen  die  grossen  Banken  oder 
BankkoDsortien  stehen.  Bei  der  Mannigfal- 
tigkeit und  dem  Risiko  der  zahlreichen  Ab- 
adilüsse  von  weittragender  Bedeutung  ver- 
langt der  Bankier  fortlaufenden  Einblick  in 
die  geschäftlichen  Transaktionen.  Darunter 
leidet  die  frühere  Selbständigkeit  des  Wa- 
renhausbesitzers, der  nunmehr  von  der 
blan kokred itgeben den  Bank  abhängig  wird. 
Eine  solche  Abhängigkeit  wird  stets  als 
Fessel  empfunden,  erleichtert  in  guten  Zeiten 
zwar  die  Vei^rösserung  des  Betriebs,  er- 
sehwert aber  bei  schwierigen  Zeiten  die 
selbständigen  Entschlüsse.  Die  Möglichkeit, 
dass  der  angespannte  Bankkredit  gesperrt 
oder  gekündigt  wird,  schwebt  dann  wie 
eine  fortwährende  Gefahr  Aber  dem  Oe- 
sch&ftshause.  Gewöhnlich  giebt  es  Rei- 
bungen, die  damit  endigen,  dass  die  öe- 
schüte  in  Aktiengesellschaften  oder  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien  umgewan- 
delt werden.  Damit  hört  gewöhnlich  die 
ünbesciiränktheit  der  Geschäftsleitung  auf, 
eine  schwerfällige  Kontrolle  wird  einge- 
führt und  die  Gewinne,  die  früher  reiclilicb 
flössen,  vermindern  sidi.  Im  Wareuhandel 
hat  sich,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  das  Ak- 
tienwesen nur  in  Ausnahmefällen  bewährt. 
Den  Warenhäusern  wird  gewöhnlich  auch 
von  den  Gegnern  als  Voraug  nachgerühmt, 
dass  das  grossstädtische  Publikum  an  ein 
und  dersdben  Stelle  seine  gesamten  täg- 
lichen Bedürfnisse  befriedigen  kann.  Auf 
diese  Weise  würde  ungemein  an  Zeit  ge- 
spart.    Es   hat   den   Anschein,   als   wünle 


dieses  Moment  arg  Überschätzt.  Richtig  ist, 
dass  das  grossstäd tische  Publikum  immer 
grössere  Anspräche  an  geschmackvolle  Aus- 
stattung, Bequemlichkeit,  Annehmlichkeit 
und  Uebersichtlichkeit  der  Eaufräume  und 
flinke  Bedienung  stellt  Richtig  ist  auch, 
dass  die  Haus&aiien,  tiesonders  in  den 
grossen  Städten,  Wert  darauf  legen  müssen, 
an  der  Einkaufszeit  zu  sparen.  Wenigstens 
trifft  das  bei  den  Frauen  der  unteren  Stände 
zu.  Dafür  ist  aber  die  Frau  jener  Klassen 
umständlich  und  wählerisch.  Das  Getriebe 
eines  grossen  Warenhauses  verwirrt  sie  und 
zwingt  sie  zu  raschen  Entschlüssen,  an  die 
sie  vom  kleinen  Laden  her  nidit  ^wöimt 
ist  Die  Käufer  aus  den  besser  situierten 
Klassen  verlangen  besonders  aufmerksame 
Behandlung.  Es  passt  ihnen  nicht,  wie 
eine  Nummer  abgefertigt  zu  werden.  Sie 
verlangen  eine  Extracoiüanz,  so  z.  B.  das 
Nachhau  seschicken  selbst  der  kleinsten 
Packete.  Es  sind  dies  gewi.sse  Imponderar 
biUen,  in  denen  die  Warenhäuser  die  Kund- 
schaft weniger  befriedigen  können  als  die 
grossen  Specialgeschäfte,  die  im  übrigen  an 
Bequemlichkeit  der  Kaufgelegenheit  jenen 
sicherlich  nicht  naciistehen.  Gewöhnlich 
sind  die  grossen  Specialeeschäfte  in  be- 
sonderen Geschäftsvierteln  konoentriert,  und 
es  ist  durchaus  nicht  ausgemacht,  ob  man 
mit  seinen  Einkäufen  nicht  ebenso  rasch 
und  angenehm  fertig  wird,  wenn  man  eine 
Reihe  von  solchen  Einzelgeschflften  hinter- 
einander aufsucht  als  sich  in  ein  und  dem- 
selben grossen  Kaufpalaste  in  den  ver- 
schiedenen Stockwerken  herum  schicken 
Ifisst.  Die  meisten  Vorfeile,  was  Bequem- 
lichkeit anbetrifft,  bieten  die  WarenliÄuser 
für  solche  Personen,  die  ortsfremd  sind  uid 
nicht  die  nötigen  Qeschäftsadressen  haben. 
Der  Ortsanwesende  wird  vielleicht  antäng- 
li^  durch  den  interessanten  Glanz  und  diu 
sehenswürdige  Getriebe  des  Warenhaiises 
angezogen.  Aber  dieser  Reiz  der  Neuheit 
wird  nicht  immer  von  Dauer  sein. 

Nicht  übersehen  darf  endlich  die  That- 
sache  werden,  dass  Qrosshandelsbetriebe, 
wie  die  Warenhäuser  sind,  hinter  denen 
grosse  Kapitalien  und  eine  Kesenreklame 
stehen,  den  Konkurrenzkampf  gleichartiger 
Institute  in  einer  Scharfe  herausfordern, 
wie  es  eben  nur  bei  Kämpfen  des  Gross- 
kapitais  möglich  ist  Auch  darin  liegen  un- 
gewöhnliche Gefahren  für  die  Warenhaus- 
organisation. Es  entstehen  eigenartige  Kraft- 
S rohen  eines  fieberhaften  Wettbewerbs,  bei 
enen  die  Konsumenten  zwar  am  besten 
fahren,  aber  für  die  Warenhäuser  bedeuten 
diese  Kraftproben  schwere  finanzielle  Opfer. 
Das  ganze  Warenhausgetriebe,  wie  wir  es 
in  den  letzten  Jahren  in  den  Hauptstädten 
sehen,  macht  auf  den  nüchternen  Zuschauer 
nicht  immer  den  Eindruck   des   Gesunden 


"'»'^ 


'WarenhAuser  und  'Warenhausstetier 


64» 


und  NatfIrlicheD,  und  ee  ist  nicht  recht  be- 
greiflich, wie  sonst  klardenkende  und  gut 
beobachtende  KationaJQkonomen  so  rasch 
Yoa  der  Neuheit  der  Erscheinung  befangen 
werden  konnten,  dsss  de  schon  jetzt  mit 
ihrem  Urteil  Aber  die  "Warenhäuser,  denen 
sie  die  Zukunft  verheiBsen,  fertig  sein 
■wolleo. 

In  den  bisher  herrorgehobenen  Qesichls- 

S unkten  ist  der  Versuch  gemacht  worden, 
as  Warenhausproblem  als  Problem  einer 
eigenartigen  Cnternehmungsform  im  moder- 
nen Detailhandel  zu  betrachten.  Dase  der 
6rosebetrieb  als  Bolcher  den  kleineren  und 
mittleren  Oeechäften  Oberlegen  ist  und  sie 
mehr  und  mehr  verdrängen  wird,  unter- 
steht überhaupt  gar  keinem  Zweifel.  Es 
fragt  sich  nur,  ob  wirklich  die  Warenhäuser 
auf  die  Dauer  die  gefährlichsten  Eonkur- 
renten sind.  Wir  bezweifeln  das,  wie  ge- 
BOfft,  aus  den  Terschiedensten  Gh-flnden, 
halten  aber  die  Lage  des  kleinen  und 
mittleren  Detailhandels  für  nicht  weniger 
gefShrdet,  als  es  sonst  gewöhnlich  behauptet 
wird.  Auch  wenn  die  Warenhäuser  nicht 
von  Bestand  sein  sollten  —  und  ob  sie  das 
dnd,  wird  die  Zukunft  lehren  —  geht  das 
städtische  Detailgeschaft  gegenöber  den  ver- 
schiedenen anderen  Formen  des  gross- 
kapitolistischen  Betriebs  einer  schweren 
Kneis  unzweifelhaft  entgegen.  Die  kauf- 
männische Mittelstandsbewegung  beruht  nicht 
etwa  auf  einer  nervösen  Panik  in  den  Kreisen 
der  Beteiligten,  sondern  wurzelt  in  dem 
richtigen  Empfinden,  dass  schwere  Um- 
wälzungen im  Gange  sind,  die  den  Klein- 
handel untei^raben  werden.  In  dieser  Ab- 
wehrbew^ung  gegen  ^hwere  Oeftihren,  die 
dem  Detaühandä  von  allen  Seiten  drohen, 
hat  man  sich  —  und  das  soll  eben  be- 
sonders hervorgehoben  werden  —  in  kurz- 
sichtiger Weise  die  Warenhäuser  als  Prtigel- 
knaben  ausgesncht,  und  weil  unsere  Mittel- 
standspolitiker  wussten,  dass  fürs  erste 
wenig  Aussicht  vorhanden  sei,  dass  ihnen 
die  Gesetzgebung  gegen  den  Wettbewerb 
kapitalkräftiger  Unternehmer  als  solchen 
helfen  wflrde,  miisste  der  luilautere  Wett^ 
bewerb,  den  angeblich  die  Warenhäuser  und 
Bazare  betrieben,  als  Änklagemotiv  her- 
halten. 

Es  ist  schwer,  alle  Vorwürfe,  welche 
gegen  die  Warenhäuser  und  Orossbazare  erho- 
ben werden,  au!  ihre  Richtigkeit  nachzuprü- 
fen. Wenn  man  den  Warenhäusern  vorwirft, 
dass  sie  durch  Reklame  und  übertriebene  Cou- 
lanz  den  Eundenfang  systematisch  betrieben, 
so  ist  dieser  Vorwurf  mehr  als  kurzsichtig. 
Es  ist  Sombart  in  diesem  Punkte  durcliaus 
beizupflichten,  dass  Reklame  und  Coulanz 
zwei  Lebeneelemente  des  modemen  6e- 
schäftslebens  sind  und,  wenn  man  von  Aus- 
wüchsen absieht,   die   überall  vorkommen. 


mit  Marktschreiereien  und  sonstigen  unsoliden 
Machenschaften  in  der  Regel  nichts  gemein 
haben.  Das  Lamento  der  Mittelstands- 
politiker über  die  Oeschäftspraktiken  der 
Kaufpaläste  verkennt  voUstäudig  das  Wesen 
des  modernen  Wettbewerbs,  und  nichts  er- 
scheint unberechtigter  als  die  Qegenüber- 
stelluDg  des  »soliden,  gesunden  Kleinhandels« 
gegenüber  dem  auf  Täuschui^  des  Publi- 
kums gerichteten  lunreellen  Grosshandel<. 
Diese  Gegenüberstellung  beruht  auf  einer 
bewussten  oder  unbewussten  Unklarheit. 
Natürlich  ^ebt  es  Schund-  und  Ramsch- 
bazare  in  grosser  Anzahl  und  von  wider- 
wärtigster Art.  Ihre  Devise  ist  »billig  und 
schlecht«,  und  sie  sind  berechnet  auf  die 
Leichtgläubigkeit  und  Unkiugheit  des  Publi- 
kums. Sie  halten  sich  bald  länger,  bald 
kürzer,  meistens  handelt  es  sich  um  Ein- 
tagsfliegen, die  kommen  und  gehen.  Von 
dauerndem  Bestände  werden  sie  niemals 
sein.  Die  grossen  Warenhäuser  der  neuesten 
Zeit,  die  man  fetzt  besonders  im  Auge  hat, 
haben  sich  dagegen  solche  unsauberen 
Machenschaften  in  der  Regel  nicht  zu 
schulden  kommen  lassen.  Man  kauft  dort 
gut  und  billig,  man  findet  eine  reiche  Aus- 
wahl und  wird  prompt  und  coulant  bedient. 
Von  Unsolidilät  dem  Publikum  gegenüber 
kann  bei  den  angeseheneu  Firmen  der  Art 
nicht  die  Eiede  sein. 

Ob  freilich  alle  Artikel,  die  die  Waren- 
häuser führen,  preiswürdiger  sind  als  in  an- 
deren Geschäften,  ist  zweifelhaft.  Preiswßr- 
diger  als  in  den  Geschäften  geringen  Umfanges 
sind  ihre  Waren  dagegen  sicher,  ohne  in 
der  Qualität  nachzustehen.  Vielleicht  werden 
die  Waren  bei  der  Massenhaftigkeit  des  Be- 
zugs nicht  immer  vorsichtig  genug  abge- 
nommen. Absichtlich  fehlerhafte  Waren 
zu  übernehmen  und  feilzubieten,  hat  das 
Warenhaus  aber  keinerlei  Venm lassung, 
wahrend  sehr  vieie  kleine  Geschäfte  bekannt- 
lich solche  Ausechussartikel  ganz  gern  bereit 
sind  an  das  kritiklose  Publikum  zn  brin^n. 
Sie  schliessen  vielfach  mit  minderwertigen 
Lieferanten  ab,  die  Artikel  zu  Ramschpreisen 
anbieten  und  stehen  schon  mit  Rücksicht  auf 
die  rigoroseren  Zahlungsbedingungen ,  die 
Häuser  ersten  Hanges  tieanspnichen  und  be- 
anspruchen können,  mit  Häusern  zweiten  und 
dritten  Ranges  in  Verbindung  und  in  einer  Art 
von  Abhängigkeitsverhältnis.  Vielfach  mau- 
gelt den  kleinen  Geschäftsleuten  zudem  jeg- 
lidie  Waren kenntnis,  jegliche  kaufmännische 
Vorbildung  und  jedes  nennenswerte  Be- 
triebskapital. Die  massenhafte  Zunahme 
der  Detailgesehäfte  geringeren  Umfanges, 
die  die  Statistik  beweist,  thut  dar,  dass  die 
grßsste  Eonkurrenz  des  kleinen  Detailhan- 
dels aus  seinem  eigenen  Lager  hervorgeht. 
Dieses  fortgesetzt  sich  erneuernde  und  sich 
vermehrende  kaufmännische  Proletariat,  das 
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die  Hauptschreier  in  der  Mittelstandsbe- 
weguDg  abgiebt,  kann  sich  jedenfalls  an  So- 
lidität 3er  Geschäft sraaximen  mit  dem  öross- 
detailhandel,  gleichgjltig  ob  er  als  Special- 
geschäft oder  als  Warenhaus  betrieben  wird, 
auch  nicht  annähernd  messen. 

Man  wirft  den  "Warenhäusern  ferner  vor, 
dass  sie  besonders  billige  Ijockartikel  führen, 
die  sie  \mter  den  Einkaufspreisen  absetzen, 
um  sich  dann  bei  anderen  Waren  schadlos 
zu  halten.  Es  ist  wahrscheiolich,  dass  die- 
ser Vorwurf  richtig  ist.  Es  sind  dies  aber 
Praktiken,  die  nicht  nur  für  die  Waren- 
häuser charakteristisch  sind.  Der  Konsu- 
ment wird  kaum  dabei  erheblich  geschädigt 
Es  iet  auch  nicht  unwahrscheinlich,  d 
die  Warenhäuser  die  Preisunterbietung 
bestimmten  Artikeln  nur  um  deswillen  mit 
System  betreiben,  um  die  Konkurrenz 
Erliegen  zu  bringen,  und  dies  nur  solange 
thun,  bis  sie  obgesiegt  haben.  Auch  dieses 
Matißver  ist  nicht  nur  den  Warenhäusern, 
soudern  allen  Geschäften,  die  einen  zJelbe- 
wussten  Konkurrenzkampf  führen,  eigentüm- 
lich. Den  kleiuen  Detaügeschäften  gegen- 
flber  hat  das  Warenliaus  ein  solches  Kampf- 
mittel kaiim  notwendig,  wohl  aber  den 
grossen  Specialgeschäften  und  Filialge- 
scliäften.  hinter  denen  ebenfalls  grosskauf- 
mftunisches  Kapital  steht.  Unlauterer  Wett- 
bewerb ist  das  aber  nicht,  und  ob  es  Er- 
folg hat,  ist  mehr  als  zweifelhaft.  Bei 
jeclem  wichtigen  Artikel  sind  unseres  Er- 
achtens,  auf  die  Dauer  wenigstens,  di€ 
grossen  Special-  \uid  Branchen geschäfte  den 
\\'ai-enhäuBeni  überlegen. 

Die  Warenhäuser  sind,  ebenso  wie  die 
grossen  Special  geschäfte,  kapitaliBtiscIieGross- 
betriebe.  Sie  sind  Produkte  unserer  wirt- 
schaftlichen Gesamtent wickehing,  die  zum 
Grossbetriebe  drängt,  nicht  in  dem  Sinne 
etwa,  dass  die  Grösse  des  Kapitals  allein 
massgebend  ist,  wohl  aber  in  dem  Sinne, 
dass  der  verschärfle  Wettbewerb  die  lo- 
kalen Monopole  des  gewerblichen  Bürger- 
tums durchbricht  und  eine  soziale  Auslese 
schafft,  in  dem  die  intelligentesten  und  ge- 
schultesten Köpfe  allein  Erfolg  haben.  Der 
bisherige  Detailhandel  ist  nur  insoweit  ge- 
fthrdet,  als  er  nicht  mit  der  Zeit  vorange- 
schritten ist.  Dem  wirklich  tüchtigen  De- 
tailkaufmann, auch  wenn  er  nur  über  ge- 
ringes eigenes  Kapital  verfügt,  stehen  auch 
heute  dank  unsei'er  Kreditorganisation  Ka- 
pitalien hinreichend  zur  Verfügung.  Aller- 
dings muss  heute  der  Gescliäftsmann  vom 
ivaufmänni sehen  Leben  viel  mehr  verstehen 
als  früher.  Er  muss  fleissiger  und  rühriger 
fiein,  besser  rechnen  und  mehr  wagen.  Die 
Zeiten  des  behaglichen  Sichgehen lassens  sind 
vorülier,  und  der  Wettbewerb  nacli  allen 
Richtungen  hin  tjedingt  eine  intensive  An- 
sjiannung  aller  Kräfte.    Im  kaufmännischen 


Leben  der  Städte  ist  die  EapitAlkoncen- 
tration  viel  weniger  fortgeschritten  wie  in 
den  Stoff  veredelnden  Gewerben.  Wenn  sich 
der  Detailhandel  aufrafft  und  modernisiert, 
kann  er  noch  grosse  Gebiete  sich  erhalten, 
wo  bereits  der  Zersetz ungsprozess  eingesetzt 
hat.  Ueberall  ist  die  Wahmehmimg  zu 
machen,  dasa  unter  sonst  gleichbleibenden 
Bedingungen  der  eine  Kaufmann  auf  der 
Höhe  bleibt  und  zu  Woidatand  kommt,  wäh- 
rend andere  geschäfthch  verkümmern.  Viel- 
fach liegt  gerade  in  der  zunehmenden  Spe- 
cialisieruiig  der  Branchengeschäfte,  wenn 
sie  weitblickend  gepflegt  wird,  die  Zukunft 
Die  leistungsfähigsten  nicht  gTOB.i  kapital  isti- 
schen Detailgeacbäfte,  die  wir  in  den  Städten 
auf  der  Höhe  sehen,  sind  Branchen  geschäfte, 
nicht  solche,  die  es  in  der  Mas.senWligkeit 
der  Warengattung  den  Warenhäusern  nach- 
ziithun  streben.  Die  zunehmende  Wohl- 
habenheit der  BevOlkening  in  allen  Klassen 
erleichtert  die  Specialisierung,  sofern  sie 
unterstützt  wird  durch  bequeme  Einrich- 
tungen und  coulante  Oeschäffspraxis.  In 
dieser  Beziehung  können  unsere  KauQeute 
der  Mittelstädte  gerade  von  den  neuen  Kon- 
kurrenten unendlich  viel  lernen.  Der  Kauf- 
mannsstand,  specieil  in  den  kleineren  und 
mittleren  Städten,  wird  durch  die  Waren- 
häuser, Special-  und  Filialgeschäfte  aus  seiner 
Lethai^e  g«riittelt,  und  überall,  wo  neue 
Bazare  au^than  worden  sind,  hat  das  zur 
Aufmunterung  der  ortsansässigen  Geschäfte 
in  wünschenswerter  Weise  beigetragen. 

Das  soziale  Ergebnis  dieser  Krisis  in  un- 
serem Detailhandel  ist  folgendes:  Die  Grün- 
dung selbständiger  Haushalte  und  Geschäfte 
wird  erschwert,  zahlreiche  selbständige  Exis- 
tenzen, die  sich  nicht  iialten  können,  wer- 
den verdrängt,  durch  Preisdrnck  und  all- 
mähliche Entziehung  eines  Teiles  der  Kund- 
schaft werden  ^-iele  Ijadengeschäfte  prole- 
farisiert,  und  gleichzeitig  vermehrt  sich  in 
den  grossen  Geschäften  die  Zahl  der  An- 
gestellten, die  Anspannung  ihrer  Kräfte,  die 
Zald  der  abhängigen  Existenzen.  Es  soll 
nicht  geleugnet  werden,  dass  dieser  Um- 
wand ein  ngsprozess  seine  schweren  Schatten- 
seiten hat,  Sie  li^en  aber  in  der  Gesarat- 
en twi  ekel  ung  unserer  sozialen  Gliotlening 
begründet.  In  den  Warenhäusern  treten 
solche  Erscheinungen  besonders  scharf  her- 
vor und  zeitigen,  was  die  Lohne  der  Ver- 
käuferinnen, ihre  Arbeitszeit  etc.  anbetrifft, 
mancherlei  sehr  unerfreuliche  soziale  Ver- 
hältnisse. Gelegentliehe  Erhebungen  über 
diese  Verhältnisse  haben  Monatsgehälter  auf- 
gedeckt, die  wirkliche  Hungerlöhne  dar- 
stellen. Dass  das  Verkanfspersonal  in  den 
Warenhäusern,  wohin  ein  enormer  Andrang 
besteht,  in  dem  kaufmännischen  Beruf  aus- 
gebildet wird,  -wird  niemand  behau])ten.  Es 
wii-d   in    eine    Tretmühle    eingespannt,    zii 


"'»'^ 


Warenhäuser  und  Warenhaussteiier 


■welcher  weder  Schulung  noch  Kenntnise  er- 
forderlich sind  und  erworben  werden  können. 
Es  wird  förmlich  ein  kaufmännisches  Pro- 
letariat der  Aogestellten  grosKgezogen.  Auch 
in  dieser  Hinsicht  sind  die  Warenhäuser 
g^enüber  einem  vornehmen,  unter  direkter 
Leitung  des  Chefa  stehenden  Specialge- 
Bchäfte  ganz  erheblich  rflcksianüig. 

Der  sozialen  Lage  der  kauf  man  uischen  An- 
gestellten ,  namentlich  der  Verkäuferinnen 
und  Lehrlinge,  wird  in  neuerer  Zeit  eine 
erhöhte  Aufmerksamkeit  von  der  Gesetz- 
gebung gewidmet.  Auf  diesem  Gebiete  ist 
unzweifelhaft  noch  vieles  nachzuholen.  Wie 
überall,  wo  der  grosskapitalisÜHche  Betrieb 
zuerst  und  unvermittelt  einsetzt,  zeitigt  er 
schwere  soziale  Missstände.  I^s  daa  bei 
den  Warenhäusern  der  Fall  ist,  darf  als 
feststehend  gelten.  Ob  aber  gerade  unsere 
Kleinhändler  mit  ihrer  Lehrlingszflchterei, 
die  sie  systematisch  betreibeu,  das  Recht 
haben,  gegen  die  Warenhäuser  so  schwere 
Yorwflrfe  zu  erheben ,  muss  füglich  be- 
zweifelt w^den.  Bei  ihnen  sieht  es  nicht 
besser  aus  al.'i  dort.  Immerhin  ist  die  I^agG 
der  niederen  Angestellten  in  den  Waren- 
häusern der  dunkelste  Punkt  in  ihrer  Orga- 
nisation, wenigstens  gilt  das  von  den  neues- 
ten Erscheinungen  auf  diesem  Gebiet  In 
den  älteren  Geschäften  der  Art  geschieht 
ebenso  wie  in  den  älteren  industriellen  Etab- 
lissements an  Wohlfahrtsei nrichtungen  und 
sonstiger  sozialer  Hebung  der  Angestellten 
sehr  viel.  Die  Einrichtimgen  einiger  der 
gnissten  \md  ältesten  Grosaraagazine  gelten 
in  dieser  Eiehtung  hin  als  ausgezeichnet. 
Jedenfalls  wird  man  dadurch,  da-^s  man  den 
Warenhäusern  durch  strangidierende  Stener- 
besümnumgen  den  Geschäftsbetrieb  zu  er- 
schweren sucht,  die  L^e  der  Angestellten 
gewis.';  am  wenigsten  bessern:  bei  dieser 
Methode  legt  man  es  vielmehr  förmlich  da- 
rauf an,  dass  die  Prinzipale  die  erhöhte 
Steuerlast  auf  ihre  Angestellten  nach  Mög- 
lichkeit abwälzen.  — 

2,  Waren  haus  st  euer.  Das  Aufkommeu 
und  die  AushreitTing  der  Örossmagazine 
fOhrteu  in  Weleu  Staaten  Eiiropa-s  zn  einer 
starken  Gegen bewegung.  Nur  in  England 
hess  man  die  Warenhäuser  nihig  gewähren. 
Und  so  dehnten  sich  dieselben  immer  mehr 
nach  der  Richtung  aus,  sämtliche  mensch- 
liehe Bedürfnisse  m  umfassender  Weise  be- 
friedigen zu  können.  Eine  Brauchen be- 
scliränkung  haben  dort  die  Öressmagazine 
nicht.  Sie  suchen  auch  nicht  auf  die  Mode 
einer  einzelnen  Branche  einen  bestimmen- 
den Einfliise  zu  gewinnen.  Datflr  über- 
schreiten sie  aber  vielfach  die  Grenzen  des 
Landes  und  setzen  sich  anch  im  Austand 
fest,  soweit  es  unter  britischer  Interessen- 
sphäre steht,  und  eröffnen  der  englischen 
Industrie   weite   imd   reiche  Absatzgebiete. 


Anch  in  den  Vereinigten  Staaten  nehmen 
die  Warenliänser  verhältnismässig  frühzeitig 
den  Charakter  von  solchen  Warenhailen  an, 
in  denen  man  alle  Gegenstände  des  mensch- 
lichen Bedarfs  in  grosser  Auswahl  kaufen 

Die  Entwickeiung  in  Frankreich  nahm 
einen  anderen  Gang.  Dort  prävaliert  das 
grosse  Branchengesehäft  Die  Branchen 
nämlicli,  die  veremigt  werden,  sind  eng  be- 
gi-enzt,  werden  aber  mit  um  so  grösserer 
Macht  und  mit  der  ausgesprochenen  Tendenz, 
die  Branchenmode  zu  beherrschen,  gepflegt. 
Wenn  auch  manche  Pariser  Warenliänser 
den  englischen,  amerikanischen  und  neueren 
deutschen  ähnlicher  gewoiilen  sind,  so  ver- 
raten sie  immer  noch  ihren  ursprünglichen 
Charakter,  sei  es  dass  sie  vorwiegend  auf 
Bekleidungs-  und  Wohnungseinrichtimg,  sei 
es  für  Haushalt-  und  Küchenutensilien  oder 
für  Eisenwaren  u.  dergl.  m.  zugeschnitten 
sind.  Ein  gewisses  Special itätsprincip,  frei- 
lich auf  sehr  breiter  Basis,  ist  den  franzö- 
sischen Magazinen  immer  noch  eigentflm- 
licli.  Dafür  sind  sie  in  der  Mode  die  mass- 
gebenden Machtfaktoren  geworden  nnd  be- 
iierrschen  als  solche  nicht  nur  den  inlän- 
dischen, sondern  auch  den  grossstädlischen 
Geschmack  der  Kidturwelt  Was  Ausstattimg 
und  Aufmachung  des  Warensortiments  und 
Richtung  der  Mode  anbetrifft,  ist  der  Ein- 
fluss  der  Pariser  Grands  Magasins  auf  die 
deutschen,  östeiTeichi sehen  und  italienischen 
Warenhäuser  ohne  weiteres    nachzuweisen. 

Man  führt  die  enge  Begrenzung  des 
Branchenum Fanges  der  französischen  Waren- 
häuser und  Versandgeschäfte  auf  gewisse 
Bestimmungen  der  Gesetzgebung  zurück. 
Und  in  der  That  ist  Frankreich  das  erste 
Land  gewesen,  das  den  Kampf  der  Gesetz- 

S;bung  gegen  die  Grossmagazine  aufnahm. 
ie  Gegner  derselben  organisierten  sich  in 
der  «Ligue  svndicale  pour  la  defense  des 
intörOts  du  trä\*ail,  de  1  Industrie  et  du  com- 
merce«, welche  ein  eigenes  publizistisches 
Oi^n  {'La  Revendication*)  herausgab.  Man 
verlangte  in  erster  Linie  eine  Desondere 
und  erhöhte  Besteuening  der  grossen  Maga- 
zine, die  geselzestechniseh  bei  der  grossen 
Mannigfaltigkeit  in  der  Klassifikation  der 
französischen  Gewerbebesteuerung  verhält- 
nismässig leicht  durchzuführen  war.  Die 
französische  Patent-,  Miet-  und  Pei-sonal- 
steuer  wurde  am  15.  Juli  1S8()  neu  kodifi- 
ziert und  in  den  Jahren  1889  nnd  1893 
dureii  progressive  Extraabgaben  (Surtaxes) 
für  Warenhäuser  ergänzt.  Auf  diese  Weise 
wurde  eine  eigenartige  Patentabgabe  für  die 
Grossmagazine  (Slagasins  de  phisieurs  espi-ces 
de  marchandises),  gemessen  nach  Zahl  der 
Angestellten  und  nach  einer  proportioneilen 
Taxe  des  Mietwertes  der  Kaufi^aläsle,  ge- 
schaffen.   Im  Jahre  1880  erscheint  also  zum 


_n»vfvlC 


652 


Warenhäuser  und  WarenhausBtetier 


ersten  Male  aiä  neuer  GewerbeBteuerbegriff 
das  Warenhaus,  d,  h.  dasjenige  grose^pi- 
taUstische  DetaügeschAf t ,  weJäies  mehrere 
Waren gnippen  zum  Massenabsatz  brinet. 
Uraprttnglich  in  der  Gewerbesleuernoveüe 
von  1880  sah  man  fQr  jedes  Orossmagazin 
eine  feste  Patentabgabe  von  100  Francs, 
ferner  eine  Pereon altaxe  von  25  Francs  für 
jeden  Angesteliten  und  eine  pro^rtionelle 
Taxe  von  10  "In  des  Mietwertea  (Mietssteuer) 
vor.  Mit  dem  G.  v.  17.  Juli  1889  würfe 
die  Taxe  fOr  die  Angestellten,  wenn  die 
Z^l  2O0  übersteigt,  auf  50,  und  wenn  sie 
1000  übersteigt,  auf  75  Francs  erhöht  Das 
G.  V.  11.  Auglist  1890  setzte  die  untere 
Grenze  fflr  die  Grossmagazine  mit  100  An- 
gestellten fest  und  bezog  sich  nur  auf 
Unternehmungen  in  Stadien  von  über  100  000 
Einwohner;  solche  Unternehmungen  hatten 
ftlr  den  Angestellten  ohne  Unterschied  50 
Francs  und  ausserdem  'ih  des  Mietwertes 
als  Steuer  zu  entrichten.  Auf  diese  Weise 
war  es  der  französischen  Liga  des  kauf- 
männischen Mittelstandes  gelungen,  die 
Grossmagazine  einer  Extrabesteuerung  zu 
unterwerfen ,  die  dreimal  so  hoch  war  als 
die  bisherige  Gewerbesteuer,  Das  I»uvre- 
Magazin,  das  1880  263000  Francs  zu  zahlen 
hatte,  wurde  1893  mit  935000  Francs  heran- 
gezogen. Man  kann  darüber  streiten ,  ob 
eine  solche  Steuerprogression ,  nach  der 
QrCsse  des  Dmfanges  der  steuerpflichtigen 
Firmen  geroessen,  nicht  manche  gute  Gründe 
für  sich  hat,  sobald  nämlich  wirklich  und 
gleichmassig  bei  allen  grosseren  Etablisse- 
ments die  habere  Leistungsfähigkeit  stärker 
zur  Steuer  herangezogen  wird.  Aber  der 
der  Besteuerung  begrifflich  fremde  Zweck, 
die  Konkurrenz  und  die  Zunahme  der  Gross- 
betriebe einzudämmen,  ist  kaum  zu  biUigeu, 
ist  aber  auch  in  Frankreich  nach  keiner 
Bichtung  hin  erreicht  worden.  Die  Zahl 
der  in  den  Grossmagazineu  beschäftigten 
Feisonen  ist  weiterhin  gewachsen,  und  sie 
haben  sich  sofort  beeilt,  ihre  Umsätze  weiter 
rapid  zu  steigern,  so  dass  die  französische 
Regierung  selbst  1898  zugestehen  musste, 
dass  trotz  der  fortwährenden  Steigerung  der 
Steuersätze  die  bezweckte  Wirkung  einer 
Einschränkung  der  Konkurrenz  mit  den 
kleineren  Geschäften  weder  eingetreten  ist 
noch  künftig  eintreten  dürfte.  Die  Liga 
der  Detaillisten  hat  sich  inzwiecheu  wieder 
aufgelöst  und  ihr  Pr^eorgan  ist  eingegangen. 
Damit  ist  aber  nicht  die  kaufmännische 
Mittelstandsbewegimg  in  Frankreich 
Kühe  gekommen.  Man  plant  vielmehr  neuer- 
dings eine  abermalige  Erhöhung  der  Waren- 
haussteuer, die,  wenn  sie  Gesetz  wird,  den 
Bon  Marcb6,  das  grCsste  der  Pariser  Maga- 
zine, welches  nach  dem  Tode  seines  Grün- 
ders in  eine  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien,  deren  Anteile  sich  in  den  Händen 


der  ehemaligea  Angestellten  des  Hauses 
befinden  sollen,  umgewandelt  worden  ist, 
mit  einer  Steuer  von  2Nt  Millionen  France 
belasten  würde.  Dieses  Haus  hat  aber  einen 
Jahresumsatz  von  170  Millionen  Francs,  so 
dass  selbst  diese  enorme  St^uerbelastung 
nur  etwa  l'/s'Vo  ausmachen  würde. 

Bisher  haben  die  französischen  Experi- 
mente also  bewiesen,  dass  die  Warenhäuser 
in  der  Ldige  waren,  alle  Erdrosseluagssteuem 
zu  tn^en.  Sie  haben  sie  nach  irgend  einer 
Richtung  hin  abgewälzt.  Verdienst  und 
Umsatz  sind  nicht  geschmälert  worden. 
Nach  welcher  Richtung  hin  abgewälzt  wird, 
ist  freilich  fraglich.  Am  nächsten  liegt  die 
Abwälzung  auf  die  Lieferanten  und,  wenn 
das  nicht  angängig  ist,  auf  das  Publikum. 
Im  letzteren  Falle  handelt  es  sich  ja  so  wie 
so  nur  um  minimale  pfennig-  oder  centimes- 
weise Aufschläge,  die  die  Gesamtpreis- 
gestaltung kaum  alteriei^n.  Unter  Um- 
ständen kann  das  Grossmagazin  die  erhöhte 
Steuer,  wie  schon  gesagt,  auf  die  Ange- 
stellten abwälzen,  was  ganz  besonders  be- 
dauerlich wäre.  — 

Die  Agitation  in  Deutschland  zu  Gunsten 
einer  Sonderbesteuerung  der  Warenhäuser 
und  Yersandgpschäfte  ist  neueren  Datums 
als  diejenige  in  Frankreich.  Die  Möglich- 
keit ihrer  Durchführung  war  geringer  als 
dort,  einmal,  weil  die  deutsche  Gewerbe- 
Steuergesetzgebung  auf  ganz  anderen  Grund- 
lagen aufgebaut  ist  als  die  französische 
und  eine  progressive  Einkommensteuer,  die 
die  Warenhäuser  und  dergleichen  sowieso 
dank  ihrer  höheren  Leistungsfähigkeit  heran- 
zuziehen vermag,  neben  der  Realbesteuerung 
desGewerbes  besteht  EineweitereSchwierig- 
keit  bestand  in  der  sehr  verechiedenen  Ge- 
werbesteuergesetzgebung der  einzelnen  Bun- 
desstaaten, und  endlich  war  man  sich  nicht 
recht  klar  darüber,  welche  Konkurrenten 
des  Klein-  und  Mittelhandels  mau  unter 
eine  Ausnahmegesetzgebung  stellen  und 
welchen  der  vorgeschlagenen  gesetzlichen 
Mittel  man  die  grösste  Wirkimg  zusprechen 
sollte.  Unter  den  Steuer-  und  Sozial- 
reformern des  kaufmännischen  Mittelstandes 
war  eine  radikale,  strikt  zünftlerische  Keh- 
tung  von  einer  gemässigten  scharf  zu  unter- 
scheiden. Die  Vorschläge  zur  Abhilfe  seitens 
der  erateren  berührten  sich  zum  Teil  en^ 
mit  dem  Programm  der  Handwerkerparlei 
und  verlangten  sogar  gewerbepolizeiliche 
Verbote  oder  wenigstens  die  Wiederher- 
stellung früherer  Konzessionssysteme.  Die 
gemäasigtere  Richtung  betrieb  dagegen  eine 
mehr  iverschämte«  Mittelstandspolitik.  Sie 
sammelte  fortgesetzt  Änklagematerial .  das 
den  Warenhäusern  unUiiteren  Wettbewerb, 
Qualitätsverschleierung,  Quantitäts Verminde- 
rung, sonstigen  Schwmdel  alier  Art,  Markt- 
schreierei und  skrupellose  Ausnutzung  der 


■'»'^ 


Warenhäuser  und  Warenhaussteuer 


Arbeitskraft  der  Ängestellteii  nachweisen 
sollte.  Selbst  die  grCgsere  FeuergeflLhrlich- 
keit  der  Warenhäuser,  welcher  Oesichte- 
punit  Bogax  in  den  Motiven  des  preussischen 
üesetzealwurEs  vom  8.  Februar  1900  ein 
Plätzchen  gefunden  hat,  wurde  fttr  die  Be- 
rechtigung; einer  kommunalen  Extrabesteue- 
rung verwertet. 

Die  vorgeschlagenen  Radlki^mittel  gegen 
die  Warenhäuser  und  verwandte  Institute, 
die  auf  Kongressen ,  in  Petitionen  und  in 
zahlreichen  Broschüren  begründet  worden 
sind,  können  hier  nur  aufgezählt  werden. 

1.  Die  Orflndiing  von  Äktieageeellschaften 
für    deu    Delailverkauf    ist     zu     verbieten. 

2.  Sämtliche  Beamten-  und  Offizierkonsum- 
vereine imd  deren  Warenhäuser  sind  von 
den  Regierungen  zu  untersagen.  3.  Alle 
Pihflien  grosser  Geschäfte  sind  einer  Sonder- 
besteuerung zu  unterwerfen.  4.  Die  Zu- 
lassung von  Warenhäusern  ist  von  einer 
Konzession,  die  wiederum  nach  der  >Be- 
dOrfnisfrage«  zu  entscheiden  ist,  abhängig 
zu  machen.  5.  Alle  grösseren  Detailge- 
scbäfte  von  einem  bestimmten  Umsatz  an 
sind  einer  progressiven  Umsatzsteuer  zu 
unterwerfen. 

Mehr  und  mehr  koncentrierte  sich  aber, 
da  die  Mittelstand spoütiker  ihre  extrava- 
ganten Forderungen  selbst  nicht  recht  ernst 
nahmen,  die  Agitation  auf  eine  besondere 
Besteuerung  der  Warenhäuser,  Versandge- 
Bchäfte  und  der  Filialen.  Wenigstens  stellte 
man  die  weitergehenden  Forderungen  vor- 
läufig zurück,  um  neben  der  bestehenden 
Qewerbesteuergesetzgebung  oder  innerhalb 
derselben  die  grossen  Detailgeschäfte  einer 
höheren  Besteuerung  zu  unterwerfen.  Die 
Idee  der  Umsatzsteuer  in  Deutschland  stammt 
aus  dem  Jahre  1895.  In  diesem  Jahre 
wurde  in  verschiedenen  Eingaben  an  die 
Landtage  der  einzehien  Bundesstaaten, 
namentlich  an  diejenigen  von  Sachsen, 
Bayern,  Preussen  und  Württemberg,  seitens 
der  Vei'einigTingen  der  Detail  kauf  leute  zu 
Gunsten  einer  Umsatzsteuer  für  Warenhäuser 
und  Bazare  Stimmung  gemacht.  In  Bay 
führten  diese  Bestrebungen  zu  lebhaften 
Kämpfen  innerhalb  und  ausserhalb  des  Par- ' 
laments  und ,  da  ausdrOckhch  gefordert 
■wurde,  dass  die  Warenhäuser  so  hoch  be- 
steuert werden  sollten,  dass  dadurch  das 
Fortkommen  des  Kleinhandels  nicht  mehr 
gehindert  werde,  so  wurde  auch  die  Rechfs- 
nage,  ob  überhaupt  ein  solches  Vorgehen 
mit  der  in  der  Eeichsgewerbeoi-doung  ge- 
währleisteten Gewerbefreiheit  (§  1,  §  5  imd 
§  7  der  Gew.-O.)  in  Einklang  zu  bringen 
sei,  aufgeworfen.  Auch  bei  den  späteren 
preussischen  Verband  hm  gen  wurde  diese 
Streitfrage  erörtert  Die  Staatsregierungen 
Bayerns  und  Preussens  stellten  sich  auf 
den  Standpunkt,  dass  nur  eine  »proldbitiv' 


wirkende  Umsatzsteuer  unzulässig  sei,  wäh- 
rend mehrere  Rechtsgutachten  sich  im 
Gegensatz  dazu  dahin  aussprachen,  dass 
solche  Extrabesteuerungen  mit  ausgesprochen 
sozial-politischen  Tendenzen  mit  dem  Geiste 
der  Eeichsgewerbeordnung  nicht  in  Ein- 
klang zu  bringen  seien.  Der  §  7  Abs.  1 
Ziff.  6  der  Beichagewerbeordnung  hebt 
nämhch  alle  Abgaben,  welche  für  den  Be- 
trieb eines  Gewerbes  entrichtet  werden  mit 
Ausnahme  der  an  den  Staat  und  die  Ge- 
meinde zu  entrichtenden  Gewerbesteuern, 
auf,  und  es  ist  in  der  That  nach  der  histo- 
rischen Entstehung  dieser  Bestimmung  und 
nach  der  zugestandenen  Tendenz  der  neuen 
Sondergewerbesteuer  zum  mindesten  zweifel- 
haft, ob  diese  unter  die  zulässigen  Gewerbe- 
steuern fällt.  Besteuert  wird  bei  ihr 
nicht  nur  eine  in  gewissen  Merkmalen  ge- 
fundene Gesehäftsausdehnung,  auf  Grund 
deren  man  auf  eine  erhöhte  Leistungsfähig- 
keit Bchliessen  kann,  sondern  auch  ein  unge- 
wöhnliches Geschäftsverfahren,  und  dieses 
Geschäfts  verfahren,  das  sich  eben  aus  dem 
Warenhaus-  und  Versandgeschäftscharakter 
ergiebt,  ist  die  primäre  Veranlassung  der 
Sonderbesteuerung.  In  Bayern  geht  das  aus 
den  Verhandlungen  des  Parlaments  unzweifel- 
haft klar  hervor.  Man  hat  im  Gewerbe- 
steuertarif gleichsam  eine  24^armalbetriebs- 
weise  des  Detailhandelsgeschäftes  konstruiert 
und  daneben  ein  anormales  Geschäftsver- 
fahren, bei  dem  man  gleichsam  den  unlau- 
teren Wettbewerb  präsumiert,  hingestellt, 
besonders  steuerlich  belastet  Diese  gesetz- 
geberische Tendenz  hat  über  alle  juristischen 
und  volkswirtschaftlichen  Bedenken  ol^- 
siegt,  imd  es  ist  nicht  bekannt  geworden, 
dass  die  Rechtsprechung  diesem  gesetzlichen 
Vorgehen  die  Rechts  Verbindlichkeit  versagt 
hat  Am  9.  Juni  1899  wurde  ein  neues  baye- 
risches Gewerbe  Steuergesetz  erlassen,  das  in 
seinem  Art.  23  dasjenige  entliält,  was  die 
Mittelstand  spohtüi  er  fordern  und  was  man 
jetzt  als  Warenhaussteuer  zu  bezeichnen 
pflegt.  Die  neue  Bestimmung  des  Gesetzes 
lautet:  »GewerblicheUntemehmungen.welche 
beliuts  der  gewinnbringenden  Verwertung 
grösserer  Betriebsmittel  ihrem  Geschäftsbe- 
triebe eine  ausserge  wohn  liehe  Ausdehnung 
geben  und  durch  die  Art  ihres  Geschäfts- 
verfahrens von  den  Grundsätzen  und  Formen, 
unter  welchen  die  im  Gewerbesteuertarif 
enthaltenen  Gewerbe  ausgeübt  zu  werden 
pflegen,  wesentlich  abweichen,  sind  mit 
einer  nach  dem  Geschäftstimfange  steigen- 
den Normalanlage  zu  belegen,  welche  unter 
Hinzurechnung  der  Betriebsanlage  nicht 
unter  einem  halben  Prozent  und  nicht  über 
drei  Prozent  des  Gesohäftsumsatzes  betragen 
soll.«  Hierzu  wird  erläuternd  hinzugefügt; 
»Zu  den  gewerblichen  Unternehmungen  der 
erwähnten  Art  zählen  unter  den  angegeltenen 
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Yoraussetziingen  inebesondere :  a)  Wareo- 
häuser,  GrossmagaMne,  Grossbazare,  Abzah- 
lungE-  und  YersteigerungsgeschSfte,  sowie 
Vei-sandgeBcbäfte,  durch  welche  Waren,  die 
ihrer  Beschaffenheit  nach  verechiedenen 
Gattungen  angehören  oder  als  Erzeugnisse 
verechiedeuer  Industriezweige  der  Hand- 
werksgeschäfte  anzusehen  sind,  in  grösserem 
Umfange  mittelst  Einzelverkaufes  in  offenen 
Verkaufsstellen  feilgehalten  oder  im  Wege 
des  unmittelbaren  Versandes  an  die  Kon- 
Simienten  zur  Veräusserung  gebraclit  werden, 
b)  Gewerbe  der  unter  a  bezeichneten  Art, 
in  welchen  der  Betriebsiimtang  durch  Hal- 
tung einer  Mehrzahl  von  Verkaufsstellen 
oder  Niederla^n  für  den  Vertrieb  der 
Waren  oder  Erzeugnisse  aussergewöhnlich 
erweitert  wird.« 

Einen  anderen  Weg  nahm  die  Sonder- 
besteuerungsfrage der  Filialen  und  gross- 
kapitalistischen Detmlgeschafte  im  König- 
reich Sachsen,  Ende  1895  beantragte  der 
Verband  der  s&chsischen  Kaufleute  und  Ge- 
werbetreibenden bei  der  zweiten  Stände- 
kammer, dass  jede  Filiale  des  Detailhandels, 
welcher  Branche  sie  auch  angehören  möge, 
einer  Betriebssteuer  von  drei  Prozent  des 
Umsatzes  zu  unterwerfen  sei.  Aus  dieser 
Anregung  wurde  dann  in  der  zweiten 
Kammer  eine  Resolution,  wonach  ein  Ge- 
setzentwurf verlangt  wurde,  der  eine  ge- 
werbliche Sonderbesteuenmg  bestimmter 
grosskapitaJ  istischer  Hauptgeschäfte  imd 
t'ilialcn  verlangte.  Die  Gemeinden  sollten 
nSmlich  veranlasst  werden,  zum  Schutze  des 
Kleinhandels,  eventuell  im  Wege  gesetz- 
lichen Zwanges,  folgende  Arten  von  kauf- 
männischen Unternehmungen  mit  einer 
Präzipualstetier  zu  fassen:  1.  Aktiengesell- 
schaften, Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
und  andere  mit  jiiristiseher  Persönhchkeit 
ausgestattete  grosskapital  isti  sehe  Assoda- 
tionen,  die  in  Detailgeschäften  Lebensmittel, 
Genussmittel ,  Bekleidungsgegenstände  imd 
ähnliche  für  den  täglichen  Gebrauch  dienende 
Artikel  gebrauchen;  2.  alle  Fihalen  dieser 
Gesellschaften  und  ausserdem  auch  die- 
jenigen der  Erwerbs- undWirtsehaftagenossen- 
schjSten  und  aller  physischen  Personen. 

Diese  Resolutiou  der  zweiten  Kammer 
wurde  von  der  Staats  regierung  nicht  erst 
an  die  erste  Kanimer  gebracht,  vielmehr 
erliess  die  sächsische  Regiening  bereits  am 
12.  Mai  1896  eine  Verordnung  an  die  Krcis- 
hau  ptmann  Schäften ,  worin  das  Becht  der 
Gemeinden,  eine  SouderbesteueiuDg  der 
Filialen  und  der  grosskapitalistischen  Ver- 
einigungen auf  dem  Gebiete  des  Detail- 
handels einzufOhren,  betont  wird  und  die 
Kreishau  ptmannschaften  zur  Einreichung 
solcher  Oemeinderegulative,  falls  solche  be- 
schlossen würden,  an  das  llinisterium   auf- 


gefordert werden.  Dass  die  Gemeinden 
hierin  eine  Aufmunterung  zur  Einführung 
der  Umsatzsteuer  erblickten,  war  nur  natür- 
lich. Einige  zwanzig  sächsische  Gemeinden 
beeilten  sich,  die  neue  Steuer  einzuführeu, 
trotzdem  dass  die  zahlreichen  Konsum- 
vereine dieses  induatriereichen  Laudes  Pro- 
test gegen  die  neue  Steuer  eingelegt  hatten. 
Es  kam  zu  einer  lebhaften  Bewegung,  auch 
zu  einer  Interpellation  im  deutschen  Reichs- 
tage (November  189G),  in  welcher  das  Vor- 
gehen der  sächsischen  Regierung  als  gesetz- 
widrig erklärt  wurde,  aber  nur  weni^ 
Sächsische  Städte,  wie  namentlich  Leipz^ 
und  Chemnitz,  haben  gegen  die  Umsatz- 
steuer, die  übrigens  nachweislich  dem  De- 
tailhandel gar  nicht  genützt  hat,  eine  prin- 
cipiell  ablehnende  Haltung  eingenommen. 

Die  Stellung  der  sächsischen  Staatsregie- 
ning  zu  der  kommunalen  Sonderbesteuerung 
der  Filialen geschäfte .  Giossmagazine  und 
Konsumvereine  war  eine  weehselvolle  und 
schwankende.  Ursprünglich  wollte  man  nur 
die  Filialen,  und  zwar  sowohl  diejenigen 
der  Grossbetriebe  wie  die  der  Konsum-  und 
Waren verteiluQgs vereine,  treffen.  Besonders 
letztere  hatten  sich  in  Sachsen  wie  in  kei- 
nem anderen  deutschen  Lande  ausgebreitet 
und  waren  Gegenstand  lebhafter  Klagen  der 
Detaitlisten,  Später  wurden  auch  die  Haupt- 
geschäfte, sobald  sie  bestimmte  Unterneb- 
muugsformen  (Aktiengesellschaften  oder  Ge- 
nossenschaften) angenommen  hatten ,  zur 
Umsatzsteuer  herangezogen.  In  einer  dritten 
Verordnung  der  sächsischen  Regierung  von 
1897  wurde  liestimmt,  dass  die  Umsatzsteuer, 
deren  Höchstmass  zwei  Prozent  nicht  über- 
steigen darf,  wenn  sie  in  den  Gemeinden 
eingeführt  werden  soll,  auf  alle  Grossbetiiebe 
des  Detailhandels,  gleichgütig,  ob  sie  Ge- 
sellscliaften  ,  Genossen  Schäften  oder  Einzel- 
personen gehören ,  auszudehnen  sei.  Das 
Königreich  Sachsen  bela.stet  also  alle  Kon- 
kurrenten des  Klein-  und  Mittelhandels,  so- 
weit es  sie  fassen  kann  und  soweit  die 
Kommunalvertretungen  entsprechende  Regu- 
lative besehliessen,  mit  einer  Sondergewerbe- 
sieuor,  die  auf  dem  rohen  Massstab  des  Um- 
satzes aufgebaut  ist.  Nicht  einmal  die 
Grenze,  bei  der  die  Steuerpflicht  beginnen 
soll,  ist  dmxih  Gesetz  festgelegt.  In  einigen 
Städten  fängt  die  Steuer  bereits  bei  50000 
Mai-k  Umsatz,  bei  anderen  bei  100  000  bezw. 
20UÜ00  an.  Eine  Progression,  die  zum 
Maximal  Prozentsatz  langsam  ansteigt,  ist 
regelmassig  nicht  vorgesehen.  Doch  ist 
hie  und  da  eine  solche  Progression,  die  mit 
'/»"/o  beginnt,  in  den  Steuertarif  aufge- 
nommen. 

In  keinem  deutschen  Staate  haben  also 
die  kaufmännischen  iUittelstandspolitiker  so 
gi\)sse  Erfolge  wie  in  Sachsen  erzielt,  imd 
nirgends  trägt  das  Vorgehen  so  ausgesprochen 
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iea  Charakter  des  Kampfes  gegea  bestimmte 

ÜQtemehmUDgsfonnen  wie  dort.  — 

Die  Agitabon  zu  GunsIeD  einer  Beschrän- 
kung des  Wettbewerbs  gewisser  Konkurrenten 
des  Detailhandels  hat  in  den  letzten  Jahren  in 
Deutschland  so  grosse  Fortschritte  gemacht, 
dass  selbst  in  Hamburg  die  Bürgerschaft  sich 
mit  der  Angelegenheit  beschäftigen  mueate 
und  einen  Ausschuss  niedersetzte.  Doch 
scheiterte  dort  der  Feldzug  gegen  Wareu- 
hAuser  und  Koasumvereine  an  der  ablehnen- 
den HaltuDg  des  Senates.  Strikt  ablehnend 
verhielt  sidi  auch  die  wflrttem bergische 
Staatsre^erung,  die  in  der  Kammer  durch 
ihren  Vertreter  die  sächsischen  Extrasteußm 
als  »Erdrosselungssteuem*  bezeichnen  hess. 
Aach  im  Orossherzogtum  Hessen  interpellierte 
man  die  Staatsrcgierung ,  welche  sich  vor- 
läufig damit  half,  dass  sie  die  Erklärung 
abgab,  sie  wolle  die  Klagen  des  Detaillisteu' 
Standes,  insonderheit  über  die  Warenhäuser, 
einer  eingehenden  Prüfung  unterziehen,  ira 
übrigen  aber  die  Erfahrungen,  die  Preussen 
mit  seinem  Waren  haussteuergesetz  von  1900 
machen  würde,  abwarten.  Die  badische 
Regierung  scheint  dagegen  einer  Sonderbe- 
steuerung der  Grosslräzare  nicht  abgeneigt 
zu  sein,  doch  meinte  sie,  dass  die  Materie 
OUT  im  Zusammenhang  mit  anderen  Bundes- 
staaten gesetzlich  zu  regeln  sei,  und  der 
Finanzminister  machte  die  i^tteilung,  dass 
sich  die  badische  Be^enmg  mit  der  preuesi- 
schen  bereits  in  Verbindung  gesetzt  habe. 
Fast  in  allen  anderen  deutschen  Bundes- 
staaten haben  dann  in  jüngster  Zeit  Ver- 
handlungen über  die  Warenhausfrage  statt- 
gefunden, und  es  ist  vahi^cheinlich,  dass 
das  preussische  Vorgehen  dort  Nachahmung 
finden  wird. 

Die  Bewegung  in  Preussen,  die  ihren 
vorläufigen  Abschluss  in  dem  Gesetze  vom 
18.  Juni  1900  gefunden  hat,  setzte  in  den 
einzelnen  Städten  ein.  Da  die  preussische 
Gewerbesteuer  eine  reine  Kommunalsteuer 
ist  und  das  Kommunalabgabengesetz  y.  14. 
Juli  1893  die  Möglichkeit  bietet,  dass  die 
Kommunen  besondere,  auch  nach  dem  Be- 
triebsumfang  abgestufte  Gewerbesteuerregu- 
lative, natürlich  nach  Einholung  der  Ge- 
nehmigung des  Finanzmini.sters  j  erlassen 
dfirfen ,  so  ist  dies  ganz  begreiflich.  Frei- 
lich bestanden  bei  der  Durchführung  be- 
sonderer, den  Wünschen  des  kaufmännischen 
Mittelslandes  dienender.  Ex tragewerbesteuern 
mancherlei  Schwierigkeiten.  Auf  die  Streit- 
bage,  ob  die  einzelnen  Staaten,  die  strangu- 
lierende Steuern  gegen  einzelne  Unter- 
nehmungsformen zulassen,  nicht  gegen  die 
Beichsgowerbeordnung  Verstössen,  ist  schon 
oben  hingewiesen  worden.  Das  preusaisclie 
Kommunalabgabengesetz  spricht  sich  des 
ferneren  darüber  nicht  klar  aus,  welche 
Extragewerbesteuem  zulässig  sind.    Manche 


Autoren  sind  der  Ansicht,  dass  die  beson- 
deren kommunalen  Steuern  stets  Gewerbe- 
steuern im  eigentlichen  Sinne,  d.  h.  Ertrags- 
steuern, sein  müssen.  Bei  dem  selbständigen 
Voi^hen  der  Kommunen  zu  Gunsten  der 
höheren  Steuerbelastimg  der  Warenhäuser 
und  dergleichen  war  regelmässig  an  Umsatz- 
steuern gedacht,  sei  es  dass  man  den  Waren- 
umsatz direkt  der  Steuer  zu  Grunde  legte, 
sei  es  dass  man  aus  dem  Betriebsumfange 
{Mietswert  der  Kaufhäuser,  Zahl  der  Ange- 
stellten u.  B.  w.)  wenigstens  Schlüsse  auf 
Umsatz  und  Betriebsgrösse  machte.  Solclie 
kommunalen  Umsatzsteuern  erklärten  manche 
für  unzulässig,  wie  uns  scheint,  auf  Grund 
einer  zu  engen  Auslegung  des  Kommunal- 
abgabengesetzes. Das  Gesetz  bestimmt  näm- 
lich, dass  die  besonderen  Gewerbesteuern 
bemessen  werden  kOnnen  entweder  nacli 
dem  Ertrage  oder  nach  dem  Werte  des 
Anlagelcapitals  oder  des  Anlage-  und  Be- 
triebskapitals, nach  sonstigen  Merkmalen  für 
den  Umfang  des  Betriebs  oder  nach  einer 
Verbindung  mehrerer  dieser  MassstAbe.  Aus 
dieser  weiten  Fassung  des  §  26  des  Gesetzes 
kann  unseres  Erachtens  unzweifelhaft  eine 
kommunale  Umsatzsteuer,  so  roh  und  pri- 
mitiv der  Umsatz  als  Steuermassstab  aucli 
sein  mag,  eingeführt  werden.  Nur  muss  die 
Sondenunsatzstcuer  sieh  auf  alle  gewerbe- 
steuerpflichtige Betriebe  erstrecken.  Dass 
im  übrigen  die  Verwertung  des  Umsatzes 
als  Besteuerungsmassstab  der  Gewerbesteuer 
als  solchen  ni^t  etwas  begrifflich  Fremdes 
ist,  beweisen  u.  a.  die  preussi.schen  Gewerbe- 
steuergesetze von  1820  »ind  1861,  in  welchen 
>die  Erheblichkeit  des  Umsatzes«  ausdrück- 
lich eine  gewisse  Rolle  spielt  Eine  prohi- 
bitiv  wirkende  Sonderbesteuerung  bestimmter 
einzelner  Gewerbebetriebe  verstösst  dagegeii 
unzweifelhaft  gegen  die  allgemeinen  Grund- 
sätze, wonach  die  direkten  Gemeindesteuern 
allgemein  und  gleich  massig  sein  müssen. 
Aber  auch  dieses  Princip  ist  im  Gesetze 
nicht  ganz  eti-eng  durchgeführt.  Die  Ge- 
werbesteuersätze können  nämlich  verschieden 
abgestuft  und  in  eine  prozentuale  Progression 
gebi-acht  werden,  wenn  die  einzelnen  Ge- 
werbearten iu  verschiedenem  Masse  von  den 
Veranstaltungen  der  Gemeinde  Vorteil  ziehen 
oder  der  Gemeinde  besondere  Kosten  ver- 
ursachen. Nach  dieser  Bestimmung  des 
Gesetzes  ist  also  unter  gewissen  Umsänden 
eine  Präcipualbeateuernng  zulässig,  und  es 
ist  eine  reine  Auslegimgssaclie ,  ob  die 
Voraussetzungen  für  diese  präcipuale  Be- 
steuerung als  vorliegend  erachtet  werden  oder 
nicht  Die  Regienmg  entscheidet  die  Streit- 
fälle. Man  l^nn  z.  B.  die  Voraussetzung 
so  konstruieren,  dass  man  behauptet,  ein 
Warenhaus  sei  feuergefiüirlicher  als  andere 
Deta il betriebe ,  oder  aber,  ein  Warenhaus 
vernichte  so  und  so  viel  kleine,  bisher  selb- 
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stfindige  und  steuerpflichtige  andere  Detail- 
betriebe, ohne  dasa  das  Wareahaus  deu  Aus- 
fall der  Gewerbesteuern  seinerseits  decke. 
In  der  That  ist  nachgewiesen,  dass  ein 
Warenhaus  hunderte  von  kleinen  Gewerbe- 
betrieben überflüssig  machen  kann,  ohne 
entsprechend  mehr  an  Gewerbesteuer  ein- 
zubringen. Rein  vom  Steueratandpunkt  aus 
betrachtet,  kQuuen  in  der  That  die  Waren- 
häuser den  konununalen  Finanzen  Schaden 
bringen,  zumal  wenn  sie  sich  zeitweilig, 
um  zunäclist  die  Konkurrenz  tot  zu  machen, 
mir  mit  verhältnismässig  niedrigen  Erti-äg- 
nissen  begnSgen.  Sodann  kOnnen  sie  sich 
aber  auch  danernd  mit  einer  geringeren 
Verzinsung  ihres  Anlage-  und  Betriebskapi- 
tals begnügen.  Bei  ihrem  rascheren  Massen- 
umsat^  und  bei  dem  grundsätzlich  durch- 
geführten Barzahl  Imgssystem  braucht  ihr 
Anlage-  und  Betriebskapital  nicht  so  hoch 
zu  sein,  wie  das  einer  grossen  Anzahl  mitt- 
lerer und  kleinerer  Detailgeschäfte  zusammen. 
Und  endlich  arbeiten  sie  vielfach  mit  frem- 
den Eapitalsummen,  deren  Rente  der  kom- 
munalen £iD kommensteuer  entzogen  wird. 
Steuerpolitisch  sind  also  sehr  wohl  OrOnde 
vorhanden  für  eine  Gewerbesteucrskala,  die  be- 
stimmte Grossbetriebe  progressiv  fasst.  Sozial- 
politisch aber  kommt  man,  wenn  man  diesem 
Gedankengang  einseitig  nachgeht,  zu  dem 
geradezu  komisch  wirkenden  Besultat,  dass 
man  die  Warenhäuser  um  deswillen  stärker 
belasten  will,  weil  sie  sich  mit  einem  ge- 
ringei'en  Nutzen  und  einer  bescheideneren 
Kapitalrente  begnügen.  Um  dem  kauf- 
männischen Mittelstande  wirküch  zu  helfen. 
mOsste  aber  einmal  die  kommunale  Umsatz- 
steuer verallgemeinert  werden,  also  auf  alle 
Gewerbebetriebe  ausgedehnt  werden,  und 
zum  anderen  bei  den  Bclriet>en  mit  grossem 
und  grösstem  Umsatz  die  Steuerprogreseion 
eine  ganz  exorbitante  Höhe  annehmen.  £Lne 
allgemeine  Gewerbesteuer  nach  dem  Umsatz 
bemessen  würde  aber  zu  den  eigentüm- 
lichsten KoDsecjuenzen  führen.  Der  Apothe- 
ker z,  B,  würde  bei  verhältnismässig  klei- 
nem Umsatz  und  verhältnismässig  hohem 
Gewinn  viel  weniger  zu  bezahlen  haben  als 
der  Drogueohändler  mit  grossem  Umsatz  und 
verhältnismässig  kleinem  Gewinn,  ein  Ge- 
schäft für  Luxustoi  leiten  reicher  Damen, 
wo  der  Gewinn  weniger  durch  den  Waren- 
umsatz; als  durcli  den  Schnitt  der  ToUetten 
bestimmt  wird,  viel  weniger  als  eine  Firma, 
welche  billige  Konfoktiouswaron  für  Arbeiter- 
frauen liefert.  Schon  dieser  Gesichtspunkt 
machte  viele  Kommunalpolitiker  stutzig,  und 
so  kam  die  Bewegung  in  den  Städten  zu 
Gunsten  besonderer  Umsatzgewerbesteuem 
nicht  recht  vom  Fleck.  Während  in  Sachsen 
die  verschiedenartigsten  Sonderbesteuernngen 
gegen  die  WarenliAnser  und  die  anderen 
Konkurrenten    des    Detailhandels    zur   Ein- 


führung gelangten,  haben  in  Preussen  nur 
wenige  Kommunen  analoge  Versuche  ge- 
macht In  einigen  Fällen  hat  auch  die  Be- 
giening  die  Genehmi^ng  versagt  Die 
wichtigsten  Städte,  in  denen  man  mit 
Sondersteuem  vorangegangen  ist,  sind  COln, 
Mohlhausen  und  Beufhen  in  OberschlesieD. 
In  COln  ist  1898  eine  allgemeine  Gewerbe- 
steuerordnung eingeführt  worden,  wonach 
zur  dritten  Gewerbesteuerklaese  ein  Zu- 
Bchli^  von  10  "/o,  zur  zweiten  ein  solcher 
von  ^*/o  und  zur  ersten  ein  solcher  von 
50%  erhoben  wird.  In  Mühlhaueen  hat 
man  Betriebskapital  mit  Anzahl  der  be- 
schäftigten Personen  kombiniert  und  aiif 
dieser  Kombination  eine  progressive  Steuer- 
skala aufgebaut.  In  Beutheu  koncentrierte 
sich  der  Kampf  um  ein  bestimmtes  Waren- 
haus, das  damals  erst  seit  einem  Vierteljahr 
bestand,  imd  derselbe  führte  zu  einer  Er- 
tiagssteuer  verbunden  mit  einer  progressiven 
Kopfsteuer.  Der  Erfolg  war,  dass  jenes 
Warenhaus  mit  einer  Extraeteuer  von  l,8*/o 
des  Umsatzes  heiastet  werden  sollte. 

Nachdem  sich  in  zalilreichen  Städten  die 
Gemeindevertretungen  mit  der  Warenhaus- 
Steuer  beschäftigt  hatten  und  auch  Städte- 
tage, Gewerbekongresse,  Detaillisten  verbände 
und  dergleichen  (nicht  aber,  mit  wenigen 
unbedeutenden  Ausnahmen,  die  Uandels- 
kamraem)  sich  mehr  oder  minder  enei^^isch 
zu  Gimsten  einer  gesetzlichen  Reform  des 
Waren  haus  Wesens  ausgesprochen  hatten,  kam 
es  endlich  zu  einem  selbständigen  Vorgehen 
der  preussischen  Staate regierung.  Den  An- 
stoss  dazu  gab  ein  1896  von  konservativer 
Seite  gestellter  Antrag,  wonach  die  Regierung 
autgefordert  wurde,  einen  Gesetzentwurf 
einzubringen ,  nach  welchem  Warenhäuser, 
Bazare,  Versandgeschäfte  nnd  sonstige  Unter- 
nehmimgen  des  grosskapitalistischen  Detail- 
vertriebes von  Waren  einer  progressiven 
Betriebssteuer,  die  den  Gemeinden  zu  über- 
weisen sei,  unterworfen  werden.  In  der 
Kommissionsberatung  wurde  dieser  Antrag 
im  einzelnen  weiter  ausgeführt  und  die 
Steuerpflicht,  bei  einem  Jahresertrage  von 
20000  Mark  oder  einem  Jahresumsätze  von 
300000  Mark  beginnend,  stipuliert  In  der 
Plenarberatung  wurden  aber  gegen  die 
Kommission sbeechlüsse  so  erhebliche  und 
grundsätzliche  Bedenken  geltend  gemaclit. 
dass  man  sich  mit  einer  Resolution,  die  die 
Regierung  zur  Erwägung  von  gesetzgebe- 
rischen Massnahmen  aufToi'derte,  begnügte. 
Die  preussische  Staatsregiening  hielt  damls 
noch  an  dem  Gedanken  fest,  dass  die  höhere 
Besteuerung  der  Grossbetriebe  des  Handels 
am  zweckmässigsteu  durch  statutarische 
Massnahmen  der  Kommunen  zu  erreichen 
sei,  und  im  Mai  1807  kam  ein  Erlass  der 
Minister  der  Finanzen  und  des  Innern 
heraus,  worin  den  Kommunen  gezeigt  wurde, 
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wie  mao  progressive  Steuern  Dicht  nur  nach 
der  GewerbeateuerkJasse,  sondern  auch  nach 
der  Hohe  des  Anlage-  und  Betrlehshapitals 
einführen  und  hierzti  Ton  den  grrasen  Be- 
trieben ebenfalls  progressive  Zuschlage  nach 
der  Zahl  der  beschäftigten  Peraooen  und 
nach  dem  Mlets-  oder  Nutzungswert  der 
dem  Betriebe  gewidmeten  KAume  erheben 
könne  nnd  durch  eine  solche  Steuer  die 
grossen  Warenhanser  besonders  scharf  er- 
fesßt  werden  würden.  Im  Frühjahr  1898 
wurde  im  preussischen  Äl^eordnetenhause 
eine  Interpellation  eingebracht,  welche 
lautete:  »Welche  Uasanahmen  hat  die 
kBni^che  Staatsregierung  in  Aussicht  ge- 
nommen, um  die  Schäden  und  Glefahren, 
welche  dem  gewerblichen  Mittelstande  diuüh 
die  den  Detailhandel  mit  Waren  verschie- 
dener Gattungen  betreibenden  groBahapi- 
talistischen  ünlernehmungen  entstehen,  thun- 
lichst  einzuschränken?«  Bei  Beantwortung 
dereelbcn  hat  die  Regierung  initer  Mit- 
teilung der  wenig  ermutigenden  Ergebuisse 
ihrer  Erkundigungen  Ober  den  Erfolg  ähn- 
licher Massn  ahmen  in  der  ausländischen, 
insbesondere  der  franzAsischeu  Gesetzgebung 
wiederholt  auf  die  Vorzüge  einer  Regelung 
durch  die  Autonomie  der  Gemeinden  und 
auf  die  dazu  gegebene  erneute  Anregung 
hingewiesen,  gleichzeitig  aber  auch  erkennen 
lassen,  dass  bei  deren  fortdauernder  Erfolg- 
losigkeit das  Eingreifen  der  Gesetzgebung 
in  Erwägung  gezogen  werden  müsse.  Die 
demnächst  stat^habten  Verhandlungen  und 
Ermittelungen,  wie  die  sonstigen  der  Staats- 
regierung zugegangenen  Nachrichten  über- 
zeugten dann  die  Re^ening,  dass  die  Ge- 
meinden ,  während  sie  gegenüber  den  in- 
dustriellen Grossbetrieben  sich  zu  einer 
schärferen  Besteuerung  in  nicht  wenigen 
EäUen  entschlossen  haben,  sich  —  sei  es, 
weil  sie  fürchteten,  die  einheimischen  Be- 
triebe zTi  Gunsten  auswärtiger  zu  benach- 
teiligen ,  sei  es  aus  Bedenken  gegen  die 
"Wirksamkeit  einer  lokalen  Begelung,  sei  es 
aus  anderen  Gründen  —  zu  einem  auto- 
nomen Vorgehen  in  der  Richtung  einer 
gegenüber  derjenigen  der  kleineren  Kon- 
kurrenten erheblich  höheren  gewerbesteuer- 
lichen Belastung  der  Grossbetnebe  im  Detail- 
handel in  aträehbarer  Zeit  in  genügend 
weitem  Umfange  nicht  bereit  finden  lassen 
würden.  Die  Ee^erung  bereitete  daher  nun- 
mehr, wiewohl  sie  nach  wie  vor  der  Ansieht 
war,  dass  ein  autonomes  Voi^hen  der  ein- 
zelnen Gemeinden  den  Vorzug  verdiene,  in 
der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1898  Vor- 
schlage zu  einer  laadesgeaetzlichen  Regelung 
vor.  Wie  sie  in  einem  an  die  Handels- 
kammern zur  Begutachtung  versandten  Ent^ 
würfe  sich  ansspi-ach,  wollte  sie  nicht  die 
Grossbetriet»  im  Detailhandel  nur  d 
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mächtige  Konkurrenz  bereiteten,  sondern 
nur  deshalb,  weil  es  nach  Lage  der  bis- 
herigen Steuergesetzgebung  nicht  gelungen 
war,  die  Grossbetriebe  im  Verhältnis  ihrer 
Leistungsfähigkeit  und  ihres  Interesses  an 
den  VeranstStungen  der  Gemeinden  zu 
treffen.  Der  Entwurf  von  1898,  gegen  den 
sich  fast  alle  HandelBkammem  grundsätz- 
lich aussprachen,  beruhte  auf  einer  Eom- 
bination  von  Nutzungswert  der  Geschäfts- 
räume, Zahl  der  beschäftigten.  Pereonea  und 
Zahl  der  geführten  Warengruppen,  indem 
der  für  die  Einheit  der  ireiaen  ersteren 
Massstäbe  zu  erhebende  Steuersatz  mit  der 
Zahl  der  Warengruppen  stei^n ,  auch  die 
Steuerpflicht  bei  Gesdiäften  mit  mehr  Waren- 
gnippen  bei  einem  niedrigeren  Nutzunes- 
werl  der  Geschäftsräume  eintreten  sollte 
als  für  weniger  vielseitige  Geschäfte.  Von 
der  Vefwendung  des  Umsatzes  als  Steuer- 
massstab  sah  der  Entwurf  somit  ab.  Es 
ist  nicht  uninteressant,  die  Gründe  kennen 
zu  lernen,  aus  welchen  damals  die  Regie- 
ning  die  Umsatzsteuer  abgelehnt  hat  Die 
Regierung  machte  geltend,  dass  das  Ver- 
hältnis des  Umsatzes  zum  Reinertrage  je 
nach  Art  der  Waren  und  nach  anderen 
Modalitäten  ein  sehr  verschiedenes  sei  und 
von  dem  Willen  der  Gewerbetreibenden 
nicht  abhänge.  Die  Besteuerung  nach  dem 
Umsätze  werde  äusserst  ungleichmässig 
wirken.  Dazu  komme,  dass  gerade  die 
weniger  soliden  Betriebe  leichter  als  die 
soliden  Specialgeschäfte  in  der  Lage  und 
geneigt  sein  dürften,  vermäge  Ausdehnung 
auf  immer  mehr  Warengruppen  oder  durch 
noch  weitere  Herabdrückung  der  Preise  die 
Umsatzsteuer  wieder  eiuzubnngen.  Anderer- 
seits konnten  die  betroffenen  Geschäfte  zum 
Schaden  der  Konsumenten  und  der  für  den 
Zwischenhandel  arbeitenden  Produzenten 
dazu  übergehen,  mit  geringem  Umsatz  einen 
möglichst  hohen  Gewinn  zu  erzielen  suchen. 
Und  hierin  würden  ihnen  die  umsatzsteuer- 
freien Betriebe  folgen,  eo  dass  den  Schaden 
die  konsuouereude  Mehrheit  der  Bevölke- 
rung in  Gestalt  von  Preissteigerungen  hätte. 
Endlich  sei  die  Ermittelung  des  Umsatzes, 
da  ffh"  dessen  Schätzung  weder  das  Ein- 
kommen noch  der  Ertrag  noch  endlich 
äussere  Merkmale  einen  hinreichenden  An- 
halt bieten,  ohne  eine  Verpflichtung  der 
Steuerpflichtigen  zur  Abgabe  von  Steuer- 
erkläningen  nicht  durchführbar. 

Nachdem  dieser  Gesetzentwurf  von 
1898  auf  allen  Seiten  auf  Widerspruch  ge- 
stossen  war  —  der  preussische  Städtetag 
forderte  eine  Umgestaltung  der  allgemeinen 
Gewerbesteuer,dieHandelÄamraem  sprachen 
sich  gegen  jede  Sonderbesteuenmgder grossen 
Klein  band  eisbetriebe  aus,  und  den  Detail- 
listenverbänden war  das  vorgescldagene  Vor- 
gehen lange  nicht  weitgehend 
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die  Regierung  ihren  ursprüngüchea  Eatwurf 
zurück,  brachte  aber  bereits  Anfang  1900 
beim  Landlage  einen  neuen  Entwurf  ein, 
der  überrasclieDderweiBe  jetzt  die  noch 
vor  zwei  Jahren  als  verfehlt  erklärte  Um- 
satzsteuer vorechlug.  Niemand  hatte  seioer 
2^t  der  ßegiemng  geglaubt,  daes  sie  nur 
die  Steuergleichheit  herbeiführen  wolle,  jeder 
hatte  vielmehr  in  den  R^iernngsvoraclüägen 
eiue  Konzession  an  die  Slitte Island spoliliter 
gesehen.  In  der  Thronrede  wurde  dies  jetzt 
auch  ausdröcklich  zugestanden  und  das 
WarenhaussteuergeBetz  als  eine  Massrogel 
zur  Erhaltung  und  Stärkung  des  Mittel- 
standes bezeichnet.  In  den  Verhandlungen 
des  Abgeordnetenhauses  dagegen  suchte  der 
Fin  an  aminister  auch  diesen  Gesichtspunkt 
wieiieram  dialektisch  zu  verwischen. 

Die  neue  Warenhaussteuervorlage 
1900  sah  also  eine  Umsatzsteuer  für  die- 
jenigen Detailgeschäfte  vor,  deren  Jahres- 
umsatz einsehlieaalich  der  Filialen  500000 
Mark  fibersteigt  und  die  den  Kleinhandel 
in  verschiedenen  näher  bezeichneten  "Waren- 
gruppen  gleichzeitig  betreiben.  Die  Umsatz- 
steuer sollte  im  Maximum  nicht  mehr  als 
20%  des  Ertrags  ausmachen.  Die  Waren- 
hauBsteuer  sollte  im  Anschluss  an  die  all- 
gemeine Gewerbesteuer  veranlagt  werden 
und  ihre  Erträgnisse  den  Gemeinden  zu- 
üiessen.  Diese  Erträgnisse  sollten  aber  von 
den  Gemeinden  zur  Erleichterung  der  unteren 
Steuerklassen  der  allgemeinen  Gewerbesteuer 
benutzt  werden. 

Auch  dieser  Gesetzentwurf,  in  dem  die 
Staatsregierung  ihre  bisherige  Stellungnahme 
mit  ungewöhnlicher  Unbefangenheit  strikt 
verleugnete,  genügte  don  konservativen  Par- 
teien und  dem  Centrum  nicht.  Insbesondere 
verlangte  man  die  Herabsetzung  der  Grenze 
der  Steuerpflicht  je  nach  der  Einwohner- 
zahl der  Gemeinden,  die  Streichung  der  Be- 
grenzung der  Steuer  auf  20  "/o  des  Ertrags, 
Vermehrung  der  Warungruppen,  so  dass  jede 
derselben  einen  engeren  Kreis  von  Waren 
umfasste,  uud  endlich  Ausdehnung  der 
SteueipfUcht  auf  die  grossen  Specialgeschäfte. 
Die  Abstuhing  dei-  Steueigrenze  nach  der 
Einwohner7-ahl  wurde  später  wieder  fallen 
^lassen,  dagegen  die  Steuerpflicht  allgemein 
m  der  zweiten  Lesung  der  Kommission 
schon'  bei  einem  Umsätze  von  300000  Mark 
festgesetzt  Die  Fordening  der  Ausdehnung 
dei'  Steuerpflieht  auf  Special geacbätte  mit 
mehreren  Betriebsstätten  wurde,  nachdem 
sie  die  Regierung  als  völlig  unannehmbar 
bezeichnet  hatte,  später  zurückgezogen.  Im 
Herrenhause  gelang  es  dann,  die  Stener- 
grenze  auf  400000  Mark  hin  aufzurücken, 
dafür  aber  verlangte  die  erste  Kammer  einen 
Zusatzparagraphen,  wonach  > gemeinnützige 
Unternehmungen«,  wobei  man  hauptsäctdich 
an  Warenhäuser  von  Beamten  und  Offizieren 


dachte,  durch  ministerielle  Entscheidung  von 
der  Waren haiisßteiier  befreit  werden  konnten. 
Dieser  letztere  Zusatz  fiel  dann  wieder  im 
Abgeordnetenhaus,  und  endlich  kam  auf 
veischiedenfachen  Kompromissen  das  Gesets 
vom  18.  Jidi  1900  zu  stände.  Die  neue 
Warenhaussteuer  wird  zum  ersten  Male  fOr 
das  Rechnungsjahr  1901  erhoben. 

Die  neue  preussische  Warenhaussteuer 
ist  eine  kommunale  Sondergewerbeeteiier, 
ausschliesslich  bemessen  nach  dem  Werte 
des  Jahresumsatzes.  Da  das  preussische 
Gewerbesteuersystem  gemäss  dem  G.  v,  24. 
Juni  1891  grundsätzlich  auf  dem  Betriebs- 
ertrage und  nur  ganz  subsidiär  auf  dem 
Anlage-  und  Betriebskapitale  beruht,  also 
ein  reines  Ertragssteuersystem  darstellt,  so 
durchbricht  die  Warenhaussteuer  dieses 
System  durehaus  und  führt  eine  völlig  neue, 
von  Wiesenschaft  und  Praxis  längst  aufge- 
gebene, Veninlagungsbasis  wieder  ein.  Auch 
losofeni  bringt  das  neue  Gesetz  eine  Neue- 
rung, als  es  die  waren  haussteuerpflichtigeu 
Gewerbetreibenden  deklarationspflichtig,  so- 
gar bezüglich  des  Gescbäftsumsatzes,  macht, 
während  das  allgemeine  Gewerbesteuerge- 
setz nicht  einmal  den  Zwang  zur  Selbst- 
ein Schätzung  des  Reingewinnes  vorsieht. 
Wie  schon  hervorgehoben,  hat  die  Regie- 
rung darauf  bestanden  und  es  auch  durch- 
gesetzt, dass  die  grosskajutalistischen  Spe- 
cialgeschäfte von  der  Sonderbesteuerang 
freigelassen  werden.  Die  neue  Steuer  trifft 
also  nur  jene  Firmen,  die  den  Detailhandel 
gleichzeitig  mit  mehreren  der  im  Gesetze 
aufgestellten  Warengruppen  betreiben.  Es 
sind  das  in  erster  Linie  die  eigentlichen 
Warenhäuser;  aber  diese  nicht  ausschliess- 
hch.  Auch  diejenigen  Versandgeschäfte 
mit  oder  ohne  offenen  Laden,  die  mehrere 
Warengruppen  umfassen,  sind  wareuhaus- 
steuorpfhchtig.  Dagegen  sind  Vereine,  ein- 
^tragene  Genossenschaften  und  Korpora- 
tionen der  Steuer  nur  insofern  unterworfen, 
als  sie  sich  satzimgsgemäss  oder  thatsäch- 
lich  nicht  auf  den  Verkehr  mit  ihren  Mit- 
gliedern beschränken  bezw,  einen  »offenen 
Laden«  haben  bezw.  Gewinne  unter  die 
Mitgheder  verteilen,  immer  natOrlich  unter 
der  weiteren  Voraussetzung,  dass  sie.  was 
ihren  Warenkatalog  anbetrifft,  »Warenhaiis- 
geschäfte«  im  technischen  Sinne  des  Ge- 
setzes  betreiben.     Die  meisten  Konsumver- 

,  auch  solche  mit  offenem  Laden,  die 
gewerbesteuerpflichtig  sind,  fallen  also  schon 
um  deswillen  nicht  unter  das  Warenhaus- 
steuergesetz,  weil  sie  nur  Waren  einer  Gruppe 
(Gruppe  A.  Material-  und  KoloniaJM'aren,  Ess- 
und  Trinkwaren  und  Genusemittel  u.  s.  w.) 
führen.  Dagegen  ist  das  »Warenhaus  für 
deutsche  Beamte«,  das  von  einer  Aktiengesell- 
schaft betrieben  wird  und  verschiedene 
Warengruppen  vertreibt,  steuerpflichtig. 
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Besondere  Schwierigkeiten  hat  im  Ge- 
setze die  Aufstellung  der  Warengrappen  ge- 
macht Sie  ist  mehr  oder  minder  willkfir- 
lich  angefallen  und  wird  in  der  Steuer- 
praxis fortgesetzte  und  kleinliche  Aus- 
leguDgsstreitigkeitcQ  herbeiführen.  Es  giebt 
4  Klassen:  A.  Material-  und  Kolonial- 
waren, Es8-  und  Trinkwaren,  Genussmittel 
H,  B.  w,;  B.  Garne,  Zwirne,  Poaamentier-, 
Schnitt-,  Manufaktur-Modewaren  u.  8.  w.; 
C.  Haus-,  Kflchen,  Gartengeifttschaften,  Por- 
zellan-, Glaewaren  u.  s.  w.;  D.  Gold-,  Sil- 
ber-, Kunst-,  Luxus-,  Galanterie-,  Papier-, 
Spielwaren,  Bücher,  Musikalien,  FahrriUler, 
Sähmaschinea  11.  b.  w.  Die  vierte  Gruppe 
ist  ein  merkwürdiges  Mischmasch  ganz  He- 
terogener Waren,  Die  Grösse  der  Gruppen 
kann  die  Warenhäuser  dazu  verioiten,  inren 
Betrieb  in  entsprechende  Specialgesch&fte 
zu  zerlegen,  wodurch  sie  sich  von  der  Waren- 
haussteuer zu  befreien  suchen.  Um  aber 
solche  Verluste  zu  unterbinden,  hat  man  im 
Gesetze  einen  besonderen  Paragraphen  auf- 
genommen, wonach  die  Steuerpflicht  auch 
nach  der  Umwandlung  im  Specialgeschäfte 
bestehen  bleibt ;  auch  eine  ganz  wundemante 
Bestimmung  dieses  an  wunderlichen  Gedanken 
und  Paragraphen   überreichen  Gesetzes. 

Die  Warenhaussteuer  beginnt  bei  einem 
Jahresumsatz  von  4lK)000  Mark  und  beträgt 
von  400  (XHJ  bis  450000  Mark  Umsatz  4000 
Mark.  Sie  steigt  von  l^/o  allmählich  auf 
2 "10.  Ii^nd  welche  Grundlagen,  Probe- 
veranlaguDgen,  Schätzungen  u.  dei^l-  da- 
rüber, wie  hoch  diese  Betastung  der  Waren- 
hätiser  sich  gestalten  und  welchen  Prozent- 
satz vom  Reingewinn  die  neue  Sonderbe- 
steuerung ausmachen  würde,  hatte  die  Re- 
gierung nicht  vorgelegt.  Jedenfalls  ist  2  % 
des  Umsatzes  sehr  hoch  gegriffen.  Die 
grössten  Warenhäuser  werden  400000  bis 
r)ÜO000  Mark  Steuern  zu  entiichtan  haben. 
Im  übrigen  ist  das  Gesetz  viel  zu  kurze 
Zeit  in  Kialt,  als  dass  sich  über  seinen  Er- 
folg etwas  Zuverlässiges  sogen  Hesse.  Ir- 
gend welche  Zuversicht,  dass  das  Gesetz 
den  erwarteten  Erfolg  haben  wOide,  hat  die 
Regierung  offenbar  selbst  nicht  Die  Art 
und  Weise,  wie  sie  das  Experiment  zu  be- 
gründen suchte,  hat  geradezu  Erstaunen  er- 
regt. Wer  die  Motive  des  Entwurfes  auf- 
merksam liest,  wird  zugeben,  dass  sie  direkt 
gegen  das  Gesetz  sprechen.  Die  Art,  wie 
sie  mit  dialektischen  Kunststücken  im  Par- 
lamente vertreten  wurden,  gleicht  einem 
Seiltanz  gewagtester  Art  In  der  wissen- 
schaftlichen Welt  ist  jedenfalla  das  Gesetz 
mit  einer  seltenen  Einmütigkeit  und  mit 
denkbar  gröeater  Schärte  verurteilt  worden. 
Lltteratnr :  V.  Mataja,  Grottmagaxint  und 
XÜinhandel,  Leipzig  1891.  —  V.  C.  Btlher, 
Warertbaa*  und  Kleinhandel,  Btrlin  1399.  — 
L.  Fohle,    DU  neuen  Enlmidcdung   dt»   De- 


iailiKmdtU,  Drtäden  1900.  —  J,  QruMxel,  Sj/i.' 
Um    der    Handeltpolilik,    Zeipiig  1301,    8.  6? ff. 

—  P.  Dehn,  Die  Grottbazare  vnd  JUaiien- 
tweiggetchäifte,  Berlin  1899.  —  H.  Rthm, 
n'arenhaiitumtatateuer  und  Geieerbt/reiheit 
(RecKtiguladUenj.  Fllrth  i.  B.  «nd  Nümbery 
1900.  —  G.  Cohn,  Syilem  der  yationaWtono- 
mit,  III,  S.  117 ff.,  StuUgart  1S9S.  —  F.  Ou- 
genheim,   WarenhamtUuer .'  Berlin  o.  J.  (18SS). 

—  J.  ITcj-nicPce,  lImtatule\ieT  und  Äönrom- 
vereint,  Berlin  1898.  ~-  liertelbe,  Kleinhandel, 
KomtMii'ereint  und  Warenliäuter.  Conrodi  Jahr- 
biUher  für  Not.  u.  SUU.,    Jena  1897,    S.    73? ff. 

—  W,  Btieda,  Neuere  Sehriflen  iü/er  Waren- 
häuaer  und  Kleinhandel,  «£i.  1890,  S.  S90ff.  — 
M.  Btermer.  Die  XV.  OenemlBeriatamlung 
dei  Vereine  für  Sotialpolitik  in  Bretlau,  ebd. 
1S90,  S.  356ff.  ~  A.  Orav4U,  Zum  Kampfi 
gegen  die  WarenMaiueieuer,  Dresden  1899.  — .. 
Verliandiungen  det  Vereine  für  Satialpotäik  nt 
Bretlau,  16.  und  t7.  September  1S99.  (Beferate 
von  Sombart  und  Bocke.)  Bd.  98,  leipeig 
1900.  —  Die  Lage  dei  KUinhaniteli  in  Deutteh- 
Umd.  Enijuete  herautgegebea  von  der  HandeU- 
kiaamer  lu  Hannover,  I.  u.  It.,  Berlin  1399.  — 
Die  Warenhautumeatetleuer.  Deaktckryfl  det 
Bunde»  der  Handel-  und  Geicerbelreibenden  r» 
Berlin,  Berlin  1899.  —  Verhandlungen  dt* 
prtuitiichen  Abgeordnelenhautei,  II.  SetaUm  der 
XIX.  legillaturperiode,  1900.  —  Dauelbe  ün 
Herrenhauie,  BMin  1300.  —  O.  StrtUx,  Kom- 
mentar zum  preuieieehe»  iVarcahauteteuergeieU, 
Berlin  1900.  — 

Blermer. 


Wargentin,  Pehr, 

geb.  ITIT  zn  Jemtland  in  Schweden,  widmete 
sich  dem  Studiam  der  Mathematik  and  Astro- 
nomie, warde  beständiger  erster  Sekretär  der 
kgl.  Akademie  der  WiMenschatten  zn  Stockholm 
und  starl)  daselbst  am  13.  XU.  1783. 

Wargeutin  verCffentUcbt«  keine  ataat«- 
wissenschaftliche  Schrift  in  Buchform,  neiue 
ßevSlkenmgs-  bezw.  mortaLitätsatatistiachen 
Alihtuadlnngeu  finden  sich  nur  in  „Kngl. 
Svenska  veteuskaps  Akademien»  hand Ungar, 
■ren  1704/55,  1706/67,  limiß^-,  Stockholm, 
bezw.  in  der  dontschfin  Kästnersohen  Ueber- 
setznng  abgedruckt.  Die  wichti^t«n  daraas 
sind  nach  der  deutschen  Ausgabe  die  folgenden: 
AnmerkoDgen  vom  Nutzen  der  jährlichen  Ver- 
zeichniwe  der  Geborenen  und  Geatorbenen  in 
einem  Lande,  in  -der  kgl.  schwedischen  Akade- 
mie der  Wiaaenscnaften  Abhandlnneen  aus  der 
Natarkunde,  übers,  von  Kästner,  Jahrff.  XVn,. 
für  die  Monate  April  bis  Juni  1755,  RamburK- 
1757,  S.  86  ff.  —  Abhandlungen  der  kSBigl. 
schwedischen  Akademie  et«  Jahrg.  XXTX  flr  , 
daa  Jahr  1767,  Ulers.  von  Käatner,  S-  266ff.  — 
Vom  Wachstum  der  Stadt  Stockholm  an  Menge 
der  Einwohner,  in  „Abhandlungen  der  kgt 
schwediachen  Akademie"  et«.,  Jahrg.  XXXI, 
filr  daa  Jahr  1769,  übersetzt  von  Kästner, 
S.  3fi. 

Wargen tin  befand  sich,  dank  der  vom 
schwedischen  Reichstag  1746  angeordneten  Aof- 
nahme  einer  fortlaufenden  Statistik  des  Standea 
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und  der  Bewegung  der  BeTSlkeruag,  iiacbdem 
diese  1749  mit  der  schwedigchen  VolkszSlilniiR' 
beffonaeueQ  Erhebungen  ihm  zur  Bearbettnng' 
und  wingenBchaftlicben  Fruktifliiening  über- 
tragen worden  waren,  in  der  gIDcklicben  Lage 
Ober  ein  reiches  statistisches  Material  TerfBgen 
za  kennen.  Er  benatzte  dasselbe  zur  Berech- 
nung der  mittleren  BeTlilkeningszanahice,  so- 
dann znr  Auffindung  einer  Methode,  die  Volks- 
z&hlnngB-  und  VolKsbewe^ungslisten  auf  die 
Oenanigheit  ibrer  statia  tischen  Än^ben  zu 
prtlfen,  femer  znr  UnterBnchnng  dea  Einflnaaes 
der  Jahreszeiten  aiif  die  Anzahl  der  Geburten 
and  Sterbeffille.  1767  überraschte  er,  als  Vor- 
steher der  Tabellenkoni mission.  die  gelehrte 
Welt  durch  zwei  je  zehnspaltige  Mortalitäts- 
tafeln, die  sich  im  4.  Stflck  seiner  „Anmerkungeu 
zum  Nutzen  der  j&hriichen  Verzeichnisse  Ge- 
borener and  Gestorbener  in  einem  Lande"  ab- 
gedmrkt  finden.  Die  erste  Tafel,  welche  in 
jeder  ihrer  einKelnen  Spalten  naiiweist,  wie 
viele  Tote  jeder  Altersklasae  angehören,  wenn 
an  bestimmten  WobnpIStzen  una  an  gewöhn- 
lichen Krankheiten  tan  send  Menschen  aller 
Altereklassen  sterben,  bringt  in  der  ersten  Spalte 
eine  Umrecbnung  der  eigenmächtig-  von  ihm  auf 
1000  gesetzten  Summe  der  von  Hallej  nach  den 
Kaspar  Neumannschen  Kirchenbuehanszögen  be- 
rechneten Mortalitfttsziifem  Bresiaus  für  die 
Jahre  lfi87— 1691,  welcher  ersten  Spalte  sieh  in 
der  zweiten  die  Kersaeboomeche  Sterblichkeits- 
tafel für  Holland,  in  der  dritten  die  von  War- 
gentin  selbst  anf  Umodlage  der  1749  er  Volks- 
zithluiis:  und  dem  DurchBchnitt  der  Sterbef&lle 
von  l(i7,49  bearbeitete  Mortalilätstabelle  für 
Schweden  anreihen,  die  vierte  ist  durch  seine 
BUS  dem  nämlichen  Material  gewonnene  Sterb- 
lichkeit von  sechs  relativ  aenthenfreien  schwe- 
dii^chen  HanptmannschaFten  ergänzt  Die  fOnfte 
Spalte  enthält  das  in  mittleren  Zahlen  amge- 
rechnet«  Resultat  der  vier  vorhergehenden,  die 
sechste  ist  durch  DeparcienxaMortalitStezifferD, 
berechnet  nach  den  seit  1689  in  Frankreich  ein- 
geführten Tontinen,  ausgefüllt,  die  siebente  und 
achte  veranschaulichen  die  ebenfalls  von  De- 
parcieni  berechnete  Sterblichkeit  der  fran- 
zSsischen  Mimcbe  und  Nonnen,  die  nennte  giebt 
einen  Ueberblick  der  Sterblichkeit  von  London. 
und  die  zehnte  Spalte  schliesst  die  erste  Tafel 
mit  der  Stockholmer  Mortalitätsberechnong  ab. 
Die  zweite  Tafel  ist  als  Ergänzung  der  ersten 
und  demnach  unter  Beibehaltung  der  inhalt- 
lichen Verschiedenheit  dieser  nach  dem  System 
der  Lebensdauerprobabilität  aufgestellt,  und 
zwar  wnrde  als  Grundlage  ihrer  Berechnung 
angenommen,  dasa  von  }e  tausend  der  den 
Spalten kategorieen  1—4  und  6—10  angehörigen 
Geborenen  soviel  wie  von  allen  Altersgruppen 
nach  Ausweis  der  ersten  Tafel  wegaterben. 
Wargentin  hat  mit  diesen  Tafeln  der  Wissen- 
schaft einen  negativen  Dienst  erwiesen,  denn 
erateus  setzen  sie  sieh  aus  unvergleichbaren 
Grossen  und  Verhält  niiizahlen  zusammen ; 
zweitens  hat  er  durch  seine  auf  falscher  Unter- 
stellung basierte  Umrechnung  Hallej  das  Ver- 
fahren imputiert,  seine  Absterbeurdnnng  direkt 
ans  der  Zahl  der  innerhalb  eines  bestimmten 
Zeitraumes  nach  Altersklassen  abgegrenzten 
Verstorbenen  hergeleitet  zu  haben,  welches 
litterarhistoriscbe  Falsum  diesem  inkorrekten 
Mortali  tat  sberechnnng  SV  erfahren    bia    fiber    die 


HlÜfte  des  19.  Jahrhunderts  hinans  den  Nomen 
Hallejache  Methode  gegeben  hat;  drittens  hat 
Wargentin  das  Fandament  der  Kersseboomschen 
und  Deparcieuischeu  Tafeln  geradezu  umge- 
kehrt, indem  deren  Voraussetzung  auf  dem 
Aussterben  einer  tausend  Mitglieder  starken 
Generation  besteht;  viertens  tritt  in  seiner 
Hortalitätstafel  überhaupt  kein  Unterschied 
zwischen  den  aus  einer  Generation  oder  Ge- 
hurtsjahrklasae  und  den  in  einem  gewissen 
Zeiträume  Verstorbenen  hervor,  dieselbe  basiert 
daher  auf  Annahme  einer  stationären  BevSIke- 


üesamtheit  der  SterhefSIle  überschiessenden 
Geburtenziffern  modifiziert  hat,  zu  einem  den 
Durchschnitt  der  Mortalität  zu  hoch  beziffernden 
Quotienten. 

Vgl.  Ober  Wargentin:  Sflssmilch, 
Gattliche  Ordnung,  i.  Aufl.  2  Bde..  Berlin  1776, 
Bd.  I,  S.  78,  86,  115,  127,  173  u.  0.,  Bd.  IH, 

S.  34.  —  MeUnderhjelm,  Aemmnelse-tal 
ijfver  Secietaren  Wargentin,  Stockholm  1784. 
—  Allgemeine  Litteraturzeitung,  Jena  1785, 
Nr.  280.  —  Wappäns,  BeTfllkemngsHtatiatik, 
2  Bde.,  Leipzig_1861,  Bd.  I,  S.  2ö8,  MO;  Bd. 
n,  S.  27.  —  TVild,  Probleme  der  Statistik, 
München  1862,  S.  60.  63.  —  Knapp,  Theorie 
des  Bevölkerungswechaels,  Brannschweig  1874, 
S.  73/76,  137/39.  —  John,  Geschichte  der  8U- 
tiatik,  Bd.  I,  Stuttgart  18S4,  S.  203.4,  239,40. 
^  Q.  Majr  und  G.  B.  Salvioni,  La  atatis- 
tica  e  la  viU  sociale,  2.  Aufl.,  Turin  1886,  a 
XLI,  LXX,tXXi,  472/73.  —  Westergaard, 
GrundzUge  der  Theorie  der  Statistik,  Jena 
1890,  S.  263/65.  —  Gebauer,  Die  sogenannte 
Lebens veraichemng  vom  wirtschaftlichen  Stand- 
punkte, ebd.  1893,  S.  69/70. 

lAppert. 


WarraitB  agricoles. 

Diesen  Namen  führen  in  Frankreicli  zur 
Untersclieitlung  von  den  Warrants  commer- 
ciaux  (S.  u.  in  dem  folgenden  Art, 
WarrantB)  die  dimli  G.  v.  18.  Juli 
1898  eingeführten  indossablen  Pfandschdne 
über  in  der  Verwahrung  des  Schuldners 
bleibende  Ernteei^eb niese  und  landwirt- 
schaftlich o  Indiistneerzengnisse.  Die  Zu- 
lassung dieser  Pfandscheine  bedeutet  einen 
Bruch  mit  den  Gnindsätzen  des  modernen, 
insbesondere  des  französischen  Rechtes,  eine 
Rückkehr  zur  Mobiliarhypothek.  Den  Ge- 
fahreu,  welche  die  Mobiliarhypothek  för  den 
Pfandgläwbiger  mit  sich  bringt,  wird  durch 
Strafandrohung  gegen  VerBchleppung  des 
warrantierten  Gutes  begegnet:  den  grösse- 
ren Gefahren,  durch  welche  die  MobiJiar- 
!i\-pothek  die  anderen  Glaubiger  des  Ver- 
pfänders,  ganz  besonders  das  gesetzliche 
Pfandrecht  des  Verpächters  bedixiht,  wird 
durch  weitgehende  Oeffentiichkeit,  Veretän- 
digung  und  Einspruchsrecht  des  Verpächters 
für  den  Fall,  dass  der  Pächter  mit  der  Zah- 
lung des  Zinses  säumig  ist,  vorgebeugt.    Re- 
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gisterbebSrde  ist  die  Eauzlei  des  Fri«dens- 
^riehtee.  Stroh,  DOogier,  laadwirtechaitliGhe 
OerSt«!  k^noeD  nicbt  warranticrt  werden. 
£äa  Besitzschein  wird  oidit  auBgeBteUt,  um 
der  A^ioUg«  vonubeugen.  Die  ladoseatare 
<k!B  PfaDd^cheineB  sind  verpflichtet,  von 
ihrem  ßechtserwerb  bei  Schadeaseraatz- 
pflicht  die  Uegisterbebörde  in  Kenntnis  zu 
seUeo.  Der  PlaudBchiddaer  kann  dem  so 
gemeldeten  (Hflu  biger  vooeitig  Zahlung  zur 
Befreiung  der  Ware  g'^n  Verlust  12tfigiger 
Zinsen  aufdr9Jigeii-  Die  Warrants  agricoles 
sind  in  demfielben  Masse  banlifähig  wie  die 
Wairactfi  oomnierciau^  E&  wird  eine  der 
bei  Wechaeln  lOr  den  Eecompte  der  Zettel- 
bank eriorderliclien  Untereehriften  nachge- 
sehen. Ich  erblicke  in  dieeetn  Gesetze 
einen  der  wenigen  wirklich  gllicklichea 
ech<^)feriecbeu  konstruktiven  Eingriffe  de« 
Gesetzgebers  in  die  Qeetaltungen  des  Lebens ; 
ee  ist  in  dieser  Beziehung  vielleicht  nur 
noch  dem  deutechea  Oesetze  Aber  die  Ge- 
sellschaften mit  beschränkter  Haftung  zu 
vei^leichen.  Nach  Mwichand  S.  52  wurden 
schon  im  Jahre  1899  2350000  Francs  Vor- 
schOsse  aui  Warrants  agricoles  erteilt,  bei 
dieser  Aufstellung  fehlten  die  Daten  zweier 
AppeUgerichtseprengeL 

Das  %stem  des  Öesetses  dürfte  einen 
Stegeezug  durch  Europa  antreten  und  viel- 
leicht der  Ausdehnung  auf  andere  Rechts- 
^biete  fähig  sein.  In  Itxliea  wurde  am  10. 
Dezember  1888  eine  Uebersetzung  des  fran- 
zSsiecben  Oeeetzesals  loiliati  van  trag  des  De- 
putierten Poli  eingebracht.  In  Portugal 
soll  sich  das  gleiche  System  bereits  bewfthrt 
haben.  Aitch  die  belgische  Gesetzgetning 
befasst  sich  mit  der  EinfOhning  des  fran- 
zijsischen  Systems.  Aehuliche  Eiarichlungen 
bestehen  (Uwigens  in  fiuasland  seit  1894,  in 
deo  franziOsisclien  Kolonieen  seit  11.  Juni 
1851  Ich  entnehme  diese  Daten  fOr  Ita- 
lien Navanini  8.  286,  für  die  anderen 
LSoder  3fagniu  S.  16ti  N.  1. 

liKleratar:  Hoarel,  U»  iramin/ii  agrieoiti, 
itarw  18S8.  —  Z.  Perrin,  la  wnrronf*  ogri- 
Büta.  —  Maf/Min,  annalr*  de  droit  eomm.  S. 
165ff.  —  Marekand  in  d^ti  Btric/Uet  da 
t'ongrit  de  la  <!enU  du  ble,  Vtrtaiäe»  19IKI. 
Data  die  iitr  ni^Al  mehr  t>encerlele,  inierettanU 
nrbatU  r.  g9.  VI.  1900,  eoä.  Bd.  11  [1901),  S. 
ISSff.  —  DttroH,  Doeki  et  worran«,  Wim 
ie98  Chap.  VI.  —  Saviurrt»!,  J  magaitini 
geaerali,   ThHh  1901,  S.  t'aff. 

Karl  AaUr. 


Warrants  (Lagarsclieiiie)  and 
LagerhAnser. 

1.  GnudbegrifTe.  3.  Sechtsiiuellen.  S.Legie- 


1.  Grondbegriffe.  Wie  ftlr  dm  Kanf- 
mann  der  gewerbsmSssige  Betrieb  von  Han- 
delsgrund geschaflen  (s.  d.  Art,  Handels- 
geschäfte oben  Bd.  IV  S.  994ff.),  so  igt 
Iflr  den  Lagerhausunternehmer  (Lagerhalter) 
die  gewerbsmSssige  {also  entgelthche) 
Aufbewahrung  von  zur  Massen- 
lagerung geeigneten  (also  vor  al- 
lem nicht  kostbaren)  Waren  cliarak- 
teristKch.  Eine  so  qualifizierte  Äufbewah- 
ning  allein  verleiht  Lagerhaus^iualität,  ist 
somit  Lagerhausgrimdgeschaft,  Sind  die 
gewerbamfissig  zur  Aufbewahrung  über- 
nommenen Sachen  kostbar,  d.  h.  ausser- 
ordentlich wertvoll  im  Verhahnis  zu  ihrem 
Baitminhalt,  so  wird  in  der  Regel  ein 
bankmfiasiges  Depositum  vorliegen,  gleich- 
viel ob  sie  sich  als  Waren  darstellen  oder 
;  nicht.  Beim  bankmOssigen  Depositum  han- 
delt es  sich  dem  Hinterleger  wirtscliaftlich, 
sofern  nicht  andere  Geschäfte  dazulreten, 
um  die  Sicherheit,  beim  lagerhausmässigen 
um  die  Unterbringung  der  Waren  (Raum- 
gewähi'ung).  Sind  die  gewerlismftssig  zm- 
Aufbewahrung  übernommenen  Sachen  keine 
Waren,  sondern  GebmuchsgQter  und  tritt, 
was  jedoch  auch  bei  Lagerhäusern,  wie  bei 
Banken,  häufig  vorkommt,  Belehuung  der 
deponierten  GQter  hinzu,  so  liegt  dasjenige 
Geschäft  vor,  welches  fflr  die  den  Lager- 
hätisern  geschichtlich  nahesteliende»  Pfand- 
leihanstaIte[i(montespietatis)charakteri.^tiHeh 
ist.  Der  wirtschaftlich  bedeutsame  LTnter- 
schied  zwischen  dem  selbst  belehnenden 
L^rhaus  und  der  Pfand leilianstalt  besteht 
darin,  dass  das  Lagerhaus  in  der  Regel  auf 
Waren  einen  Produklions-,  die  Pfandleihan- 
stalt dagegen  auf  Gebrauclisgüter  einen 
Konsiimtionski'edit  gewährt. 

Dieses  Lagerhausgmndgeschäft  ist  das 
Lagergeschäft  par  excellence,  aber  nicht  jedes 
Lagergescliäft  ist  I^erhaiisgnmdgeachäft. 
Vielmehr  ist  jedes  von  Lagerhätiaem  in 
ihrem  Geschäftsbetrieb  abgeschlossene  Depo- 
situm nach  lagerhausrechtlichen  Grundsätzen 
zu  beurteilen,  also  juristisch  I-agergeschäft, 
wenn   auch    nicht    Lagerhausgruudgeschäft 

Dem  Gesagten  entepricht  auch  die  De- 
finition des  neuen  Deutschen  Handelsgesetz- 
buches §  916:  Lagerhaller  ist,  wer  ge- 
werbsmässig die  Lagerung  und  Auf- 
bewahrung von  Gütern  übernimmt.  Der 
Ausdruck  »Lagerung«  deutet  auf  umfang- 
reiche Gfltenneugen  hin,  bei  denen  nelien  der 
Aufbewahrung  die  Raiimge Währung  wirt- 
schaftlich bedeutsam  wird  Auch  die  Unter- 
bringung lebender"  Tiere  fällt  nicht  unter 
den  Begriff  der  Lagerung  (Cosack)  Gleich- 
wohl kann  das  einzelne  Geschäft  eines 
Lagerbalters  gelegentlich  gewiss  auth  über 
kostbare  Waren  (z.  B.  Pelze,  Edelmetalle), 
lebende  Güter  erfolgen  ohne  dass  die 
Regeln    des   Handelsgesetzbuchs   Über  das 
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LagerRescbäft  ihre  Anvendbarkeit  yerlieren. 
Umgekehrt  ist  die  Uebemahme  zur  Aufbe- 
wahrung und  Lagerung  von  Masseiigütem 
kein  liftgei^eechäft,  wenn  sie  vereinzelt, 
wenngleich  von  einem  Kaufmann  (z.  B. 
Spediteur),  der  im  übrigen  keine  Lagerhaus- 
Unternehmung  betreibt,  unternommen  wird 
(anders  g  415  H.Q.B.  für  die  Spedition,  die 
gelegentlich  z.  B.  von  einem  Lagerhalter 
besorgt  wird  (Burchard  XVI,  S.  185/6). 

Ob  die  Bechtssätze  über  daa  Lagei^ 
schäft  auch  auf  den  Staat  und  Qemeiaden 
anwendbar  sind,  wird  von  der  in  Deutsch- 
land strittigen,  aber  von  der  Praxis  beiahten 
Frage  abhängen,  ob  diesen  Körperschaften 
Kauf  man  DsquoH  tat  zukommt 

Nach  den  meisten  Geeetzgebimgen  werden 
unter  den  Logerhfiasem  die  Öffentlichen- 
(magaRins  g^neranx)  als  diejenigen  bezeichnet, 
welche  allem  ein  anac^bildetes  Senderrecht  und 
insbesondere  die  Pflicht  bähen,  jedermann  unter 
den  gleichen  Bedingungen  Einlagening  zu  ge- 
währen. (Oesterreich ,  Frankreich ,  Italien, 
Ungarn,  Enssland.)  In  Oesterreich,  wohl  auch 
in  Deatschland,  bezieht  sich  die  Bezeichnung 
„öSentiich"  anch  anf  die  »taatliche  Ermächti- 
gung znr  Ausgabe  indossabler  Lagerscheine 
(8  363  Abs.  2  de«  n.  d.  H.Q.B.'§§  1  und  50 
des  Oesterr.  L.H.G.)-  Den  Gegensatz  bilden  die 
Privatlagerhäuser.  Mit  Beriehnng  auf  Uester- 
reich  ist  im  folgenden,  wo  nicht  das  Gegenteil 
bemerkt  ist,  nur  von  UfEentlichen  Lagerhäusern 
die  Bede,  da  die  Privatlagerbänser  nur  unter 
dem  bürgerlichen  Recht  der  Depositare  stehen 
nnd  Lagerscheine  nicht  ausstellen  dürfen  (§g  1, 
47,  50  des  alten  L.H.G.). 

In  Amerika  deut«t  die  Bezeichnung  public 
oder  regulär  anf  die  Unterwerfung  der  Lager- 
häuser unter  die  Kontrolle  des  Staates  oder  der 
Handels vereinigangen  gegen  die  Ausgabe  unge- 
deckter Lagerscbeine  (s.  a.  sub  6). 

Ziemlich  müssig  ist  die  Bezeichnung 
„OeffentlicheLagerhfinBer''inArt.  323,  343, 
407  des  alten  H.G.B. 

Besondere  Funktionen  kommen  den  fran- 
«Qgischen  magasini  de  concentratiou  zu, 
in  welchen  Waren  für  den  Kriegsfall  eingelagert 
werden.  Der  Einlagerer  hat  aas  Recht,  unter 
AnfrechthaltUDg  des  Torrates  die  Waren  zu 
vertauschen  (marche  d'entretien)  und  so  vor  dem 
Verderb  zn  schützen.  Die  Auastellong  von 
Lagerscheinen  geschieht  vorbehaltlich  des 
Kechtes  der  ErieG:s Verwaltung,  sich  im  Falle 
der  Gefahr  der  Vorrät«  zu   Dedienen  (Duhron 

cap.  vn). 

Von  gKisster  Bedeutung  ist  das  mit  dem 
Institut  der  Lagerhäuser  häuflg  verbundene  In- 
stitut der  Freilager  (eiitrep6ts  rfels).  Es 
sind  dies  Niederlagen  innerhalb  eines  Zoll-  oder 
Stenergebiets,  in  welchen  Waren,  welche  sonst 
beim  Eintritt  oder  Verbleib  in  diesem  Gebiete 
verzollt  oder  versteuert  werden  mUssten,  als 
noch  oder  schon  ausserhalb  dieses  Gebietes  be- 
findlich angeriehen  [wenn  gleich  unter  gefälls- 
amtlicher  Antsicht  gehalten)  werden.  Die  dieser 
flnanzrechtlichen  Eiterritorialitilt  zu  Grunde 
liegende  Fiktion  wird  im  Interesse  begünstigter 
Produktionszweige    selbst    bis    zur    vor^chuss- 
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den  inlljidischen  Konsum  rückerstattet 
werden  mUssen.  Solche  Freilager  kCnnen  als 
sogenannte  Privatfreilager  (entrepQta  fictifs) 
anch  als  Adnexe  von  anderen  Unternehmungen 
(z.  B.  Zuckerfabriken)  vorkommen  und  sich  der 
Eiulagernngfremder  Waren  veischliessen. 
Sie  sind  dann  natllrUcb  keine  Lagerhäuser  im 
technischen  Sinne ,  anch  keine  Privstlager- 
bäuser.  GleichfaUs  keine  Lagerhäuser  i.  t.  8. 
sind  die  staatlichen  Packhöfe,  in  welchen  die 
Waren  nur  zum  Zwecke  der  Verzollung  oder 
Verstenemng  niedergelegt  werden  (Cosack).  (S, 
auch  u.) 

Ueber  die  wirtschaftliche  Funktion  der 
Freilager  s.  d.  Art.  Freihäfen,  insbesondere 
snb  4  oben  Bd.  SI,  S.  1244ff. 

Warrants  im  weiteren  Sinne  oder  Lager- 
scheine sind  die  von  Lagerh&usem  ausge- 
Btellten  cirkulationsßlhigen  (meist  indoaeab- 
len)  Waren-  und  Warenpfandscheine.  Häufig 
wird  die  Bezeichnung  » Warranta  nur  für  den 
Pfandschein  vorbehalten.  Nach  dem  gegen- 
wärtig ausserhalb  Deutschlands  in  Europa 
vorherrschenden  System  (Zweischeinsystem) 
besteht  der  Lagerschein  aus  einem  Waren- 
scheia,  welcher  passend  Besitzaehein 
genannt  wird,  und  einem  von  demselben 
trennbaren  Pfandschein,  Diese  unzwd- 
deutigen  der  Österreichischen  Oesetzgebung 
entnommenen  Benennungen  halten  wir 
fest  lieber  den  Mechanismus  des  Zwei- 
schcinsystems  s.  unten  sub  4b.  Ueber 
die  französischen  Warrants  aCTicolea  s.  d. 

2.  Kechtsquellen.  In  England,  dem 
Mutterland  des  Warrants,  fehlt  es  an  einer 
erschfipf enden  Kodifikation.  Dingliche 
Wirkung  der  Uebergabe  des  Warrants  und 
Schutz  des  redlichen  Erwerbs  aus  der  Hand 
des  Nichteigentümers  wurden  spSt  nnd 
langsam  durch  eine  Reihe  von  Factors  acts 
(Götzen  über  Verkaufskommissionäre  und 
Makler)  entwickelt,  deren  letztes  und  wich- 
tigstes ist  52  und  5.S  Vict.  cap.  45  v.  26. 
August  1889  ausgedehnt  auf  Schottland 
durch  53  una  54  Vict.  cap.  40. 

Desgleidieu  fehlen  in  Holland  und  Nord- 
amerika zusammenfassende  Kodifikationen. 
Dagegen  sind  einschlagende  Bestimmungen 
oder  besondere  lagerhaus-  bezw.  Warrant- 
ge.setze  für  folgende  Länder  hervorzuheben : 
Deutsches  Reich  (Art.  16.  E.Ö.  i.  n.  H.Ö.B. : 
§§  363,  364,  36.5,  416—424  n.  d.  H.G.B.). 
Bremen  (13.  Mai  1877);  Elsasß,  die  fraazCsi- 
^che  Gesetzgebung  bis  1871  s.  u.  Argentina 
C.  d.  c  Art  124  [f.  G.  v.  .5.  August  1878;  Bel- 

g'en  4.  Mära  1846  und  18.  November  1862: 
tasilien  H.G.B.  Art.  87—98,  Bulgarien  s.  Han- 
delsgesetzbuch vom  19.  Mai  1897  publiziert  am 
12.  Januar  1898 ;  Dänemark.  G.  v.  30.  März 
1894 ;  Franki-eich  28.  Mai  1858, 12.  März  1859, 
31.  August  1870,  21.  April  und  17.  August 
1888 ;  Italien  0.  d.  c.  libr.  I.  Art.  461—479. 
kgL  Dekret  vom  17.  Dezember  1882, 6.  August 
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1893, 0.  V.  11.  Dezember  1898,  Eegleraent  vom 
4.  Mai  1873,  1.  August  1875;  Oesteireich 
28.  April  1889;  Mexiko  Cd.  c.  y.  J. 
1890  Art  340 ff.;  Portugal  C.  d.  c.  Art. 
S4,  408 ff.;  Russland  30.  März  1888  und 
13.  Juli  1899;  Schweiz,  Oblig.B.  v.  1.  Ja- 
nuar 1883  Art.  209,  212,  844,  845;  Cita- 
ton.sgesetze  Basel-Stadt  v.  21.  Mftrz  1864; 
Gent  T.  30,  September  1872 ;  Solothurn  v. 
26.  Juli  1879;  Ungarn,  Handelsgesetzbuch 
Art.  434— 452;  Uruguay,  Handelsgesetzbuch 
Art.  124-132, 

8.  Le^lative  Ansgeataltnng  der 
Gmndzfige  des  LagerhaiiBsysteinB.  a) 
Person  des  Lagerhausnnterneli- 
mera  und  Bedingungen  des  Betrie- 
bes. Das  Lagerhausgewerbe  wird  selten 
vom  Staate  monopolisiert  Häufiger  und  mit 
mehr  Vorteil  wird  es  von  politischen 
Gemeinden  und  ihnen  abergeonüneten 
SelbatverwaltungskÖrpern  betrieben.  Ferner 
gewinnt  der  genossenschaftliche  Betrieb  aiich 
in  Deutschland  (Böhm  S.  78  ff,)  an  Be- 
deutung. Das  Lagerhausgewerbe  ist  bald 
ein  freies  {Deutschland,  England,  Belgien), 
bald  ein  gegen  Erfüllung  gewisser  Be- 
dingungen j^ermann  zugfingliches  anmel- 
dungspflichtiges  (Bulgarien,  Italien,  Ungarn), 
bald  ein  konzessioniertes,  wobei  die  Erlangung 
derKonzession  durch  gesetzliche  Erfordernisse 
bedingt  ist  (Oesterreich,  Frankreich,  Portugal) 
oder  ganz  von  dem  freien  Ermeissen  der 
Verleihungsbehörde  abliängt  (Russland). 
Nach  deutschem  Reichsrecht,  § 
363  H.U.B.  ist  die  staatliche  Er- 
mächtigung Voraussetzung  des 
Rechtes  zur  Ausstellung  indos- 
sabler  Lagerscheine,  nicht  des 
Betriebes  von  Lagergeschäften 
flberhaupt  Auch  in  Oesterreich  ist  der 
Betrieb  von  PrivatlagerhSuserti,  welchen  jenes 
Recht   nicht  zusteht,  frei  (s.  oben  suh   1). 

Fflr  den  Betrieb  von  Freilagern  ist  na- 
türlich ilberall  eine  Konzession  erforderlich. 

Im  übrigen  iet  der  legislative  Wert  der  ver- 
scliiedenen  Systeme  bestritten.  Zn  empfehlen 
sind  jedenfalls  eineraeita  Vorkehmngen,  welche 
den  Lagerplatz,  in  der  Nähe  von  Hufenanlagen 
nnd  wichtigen  Babubüfes ,  kontrollierten,  im 
obigen  Sinne  (snb  1)  Öffentlichen  Uater- 
neluDnngen  vorbebaJten.  Sonst  kann  wohl  der 
Lagerhansbetrieb  gegen  Anmeldung  nnd  Er- 
fUtruDg  gewisser  Bedingungen  [Kapitaln  ach  weis, 
KantionsleiBtuug)  freigegeben  sein.  Dagegen 
bedarf  die  Ansgabe  indossabler  Warenscheme 
keineswegs  solcher  Garautieen,  sollte  vielmehr 
mindestens  jedem  VoIlkanfmanD  gestattet  sein, 
zumal  in  Deutschland,  wo  selbst  die  Emission 
von  In  haberpapieren,  die  nicht  auf  Geldsummen 
lauten,  an  keine  BedingnuK  gebunden  ist.  Be- 
sonderer Vorkehrnngen  bedürfen  allerdings  der 
Betrieb  des  VermengnngslagergescbSftes  nnd 
die  Änsgabe  der  auf  generlsch  bestimmte 
Waren  lautenden  Lagerscheine.'     IB.  n.  sub  ö.) 

b)  Kaufmannstiualittlt  besitzen  die 


offen  fliehen  Lagerhäuser  in  Deutschland 
(§  1  H.G.B.1,  Oesterreich  (§  6  L.H.G.),  Un- 
^m  (H.G.B.  Art.  259.  Z.  4),  Italien  (Cod. 
di  commercio,  Art.  3),  Belgien  (Cod.  de 
com.,  Art  2  und  Warr.-Ges.,  g  1),  der 
Schweiz  fObl.  R.  Art.  865),  Portugal  (Art.  2 
H.G.B.),  Spanien  (C.  di  com.,  Art:.  1,  Z.  2, 
193),  vielfach  in  Südamerika,  dagegen  nicht 
in  Russland. 

c)LageruugHzwang.  Nach  den  Rech- 
ten von  Frankreich,  Italien  und  Oesterreich, 
minder  scharf  in  Ungarn,  Riia'^land,  sind  di^ 
Lagerhauebesitzer  verbunden,  ihre  Magazine 
und  sonstigen  Einrichtungen  jedermann  ohne 
Vorzug  oder  Begünstigung  (ni  faveur  ni 
pr6f&rence),  gegen  Erfüllung  der  Bedingungen 
von  Reglement  und  Tarif  zugänglich 
zu  machen.  Diese  sind  durch  Äffiche  und 
in  öffentlichen  Blattern  zu  veröffentlichen. 
Insbesondere  gilt  dies  von  den  nach  Zeit 
oder  Menge  gewährten  Refaktien,  .sofern 
solche  überhaupt  statthaft  sind.  Gefährlich 
ist  namentlich  die  geheime  Mengen refaktie 
wegen  der  durch  sie  bewirkten  Bevorzugung 
des  wii-fschaftlich  Stärkeren. 

d)  Die  Terütfentlichnngsjiflicht 
bezieht  sich  ausserdem  nach  dem  Österreichischen 
□Dil  einigen  anderen  Rechten  auf  statistische 
Ausweise. 

e)  Versteigerungsprivilegien.  In  Frankreich, 
wo  dieser  Pankt  dnrch  besondere  Gesetze  ge- 
regell ist,  und  in  Oesterreich  dürfen  die  einge- 
lagerten Güter  ohne  besondere  Bewilligung 
üfientlicb  versteigert  werden.  Man  hofit«  dnrch 
die  Verbindung  der  hatles  de  vente  mit  den 
Lagerhäusern  die  Anregang,  welche  der  Unter- 
nehmungsgeist schon  onrcb  die  Nabe  der  im 
Lagerhaus  angehAnften  Vorrat«  erhält,  noch  zu 
steigern  und  durch  Erleichterung  der  Exe- 
kution den  Realkredit  zu  heben.  Bei  ent- 
wickeltem, ja  überentwickeltem  Börsen-  und 
Haklerwesen  findet  diese  Einrichtung  aitaut«r 
keine  rechte  Stätte. 

f)  Verbote  1,  des  Handels  mit  eiu- 
lagerungsfähiger  und  2.  der  Belehn  ung 
eingelagerter  Ware  sollten  namentlich  in 
Oesterreich,  Frankreich,  wohl  auch  in  Russ- 
land, sporadisch  in  Nordamerika*)  den  Ijager- 
häusem  den  Missbrauch  ihrer  monopolisti- 
schen Stellung  und  die  illoyale  Konkurrenz 
mit  den  Einlagerem  unmöglich  machen.  Die 
Belehnung  (event  WarrantescompteJ  durch 
das  warenkundige  Lagerhaus  ist  aoer  ein 
imabweisliches  Bedürfnis  und  beide  Ver- 
bote sind  allzu  leicht  zu  umgehen.  Das 
Beleh nun gs verbot  wurde  denn  auch  in  Frank- 
reicii  aufgehoben  (1870). 

g)  Das  regelmässige  Lagerge- 
schäft Dieses  ist  nach  verschiedenen 
Rechten  insbesondere  in  folgenden  Be- 
ziehungen vor  dem  gewöhnlichen  Depositum 
ausgezeichnet ; 
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«)  ÜB  ist  nach  eioigea  Hechtea  Handels- 
gefMihift  (s.  d,  uod  oben  sub  3b)  u.  zw.  in 
der  Begel  subjektives  Handolagrundgeschäft ; 
80  auch,  in  Deutschland  (§  1  Nr.  6  E.Q3.). 
ß)  Der  Lagerhalter  haftet  mindest«ne  für 
omnia  culpa;  nach  §417  des  H.G.B.  finden 
in  Ansehung  der  Empfangnahme,  Aufbe- 
wahrung und  Versicherung  des  Gutes  die 
für  das  Kommisaionsg&'ichäft  (s.  d.)  gelten- 
den Vorsdiriften  der  §§  388—390  Anwen- 
dung. Nach  den  meisten  Rechten  trifft 
den  Lagerhalter  auch  Haftung  filr  Ver- 
schulden seiner  AngesteJlten  (so  §  14  Oeaterr. 
L.H.G.),  zuweilen  auch  für  den  Zufall,  der 
sich  nicht  als  vis  major  darstellt;  auch  sind 
die  Bestimmungen  Über  die  Haftung  meisteng 
aus  guten  Gründen  zwingender  Natur  (so  in 
Oesterreich),  während  in  Deutschland  Ver- 
tragsfreiheit herrscht.  — 

y)  Treten  Verandeningen  an  dem  Gute  ein, 
welche  dessen  Entwertung  befGrchten  lassen,  so 
hat  der  Lagerhalter  den  Einlagerer  hiervon  ~ 
verzüglich  zn  benachrichtigen.  Versäumt 
dies,  so  hat  er  den  darann  entstehenden  Schaden 
sn  ersetzen  (§  417  Abs.  2  d.  H.Q.B.).  Wenn 
die  VerfUgang  des  Einlagerers  nicht  eingeholt 
werden  kann,  so  tritt  das  Verkanfsrecht  nach 
g  388  H.Q.B.  in  Wirkung.  Aehnlich  §  33 
Oesterr.  L.H.Q. 

d)  Nach  den  meisten  Rechten  ist  dem  Ein- 
Iftgerer  nnd  dessen  Bechtanachf olger  das  Becht 
aiu  Besichtigung  der  Ware  nnd  Hasterziebang 
vorbehalten  18  Il8  H.O.B.,  §  26  n.  27  Oestei 
LJä.G.). 

t)  Der  Lagerhalter  kann  die  Rücknahme 
des  Gutes  nach  deutschem  Rechte  auf 
Grund  einmonaÜicher  Kündigung  Verlanen ; 
doch  muss  er  mindestens  dreimonatliche 
IdLgerung  gewähren.  Von  der  Einhaltung 
dieser  Pristen  befreien  entgegengesetzte 
Vereinbarung  sowie  »wichtige  Gründe» 
g  422  H.Q.B.  (Burchard  XVU,  87).  Ganz 
andere  das  Oeaterr.  Recht  §  33,  §  "  '  ' 
2  L.H.G. 

fl  Die  Ansprüche  gegen  den  Lagerhalter 
wegen  Verlustes,  Minderung,  Beschädigung 
oder  vcrspÄteter  Ablieferung  verjähren  in 
einem  Jahre  unter  denselben  Bedingungen 
wie  die  analogen  Ansprüche  ^gen  den 
Spediteur.  Im  Falle  des  g&nzhchen  Ver- 
lustes beginnt  die  Verjährung  mit  dem  Ab- 
laufe des  Tages  der  \  erluatan  zeige  an  den 
Einlagerer  (§g  414,  423  d.H.G.B.):  so  auch 
in  Oesterreich,  wo  die  Frist  jedoch  nur 
inneibalb  gewisser  Grenzen  durch  das  Reg- 
lement geändert  wei-den  kann  (§  14  L.H.G.). 

v)  fUtr  Lagerhalter  hat  Ansprüche  aof 
das  bedungene  oder  orteübliche  Lagergeld  so- 
wie auf  Erstattung  der  Auslagen  für  Fracht 
nnd  Zölle  and  der  sonst  für  das  Gut  gemachten 
Aufwendungen,  soweit  er  sie  den  UmstHnden 
nach  für  erforderlich  hallen  dnrfte.  Von  den 
hiernach  dem  Lagerbalter  zukommenden  Be- 
trägen (Lagerkosten)  sind  die  baren  Auslagen 
sofort  zu  erstatten.    Die  sonstigen  Lagerkosten 


sind  nach  dem  Ablaufe  von  je  drei  Hunaten  seit 
der  Kinliefenmg  oder,  wenn  das  Gut  in  der 
Zwischenzeit  znrückgenommen  wird,  bei  der 
""ck  nähme  (begoaderes  Betentioos- 

ht?  S,  sah  9)  zu  erstatten.  Wird  das  Gat 
teilweise  znrOcl^enommen,  so  ist  nur  ein  ent- 
sprechender TeU  zu  berichtwen;  es  sei  denn, 
dÄss  dos  auf  dem  Lager  verbleibende  Gnt  znr 
Sicherung  des  Lagerhalters  nicht  ausreicht" 
■"  420  H.G.B.1. 

*)  Für  die  Lagerkosten  und  sonstigen 
Forderungen  sind  dem  Lagerhalter  überall 
handelsmässig  ausgebildete  Pfand-,  Reten- 
tions-  und  \  erkauf srechte  eingeräumt.  In 
Deutschland  hat  der  Lagerhalter  wegen  der 
Fjagerkosten  ein  pririlegiertes  gesetzliches 
Pfandrecht  an  dem  Gute,  solange  er  es  im 
Besitze  hat,  und  insbesondere  mittelst  Kon- 
nossemente, Lagerscheine  und  Ladescheine 
darüber  verfflgen  kann  (§§  368,  410  H.G.R). 
Dazu  kommt  das  Retentionsrecht  nach  §  369 
bis  372  H.G.B.  Ob  auch  nach  §  420  (»bei 
der  Rücknalmie«)  ist  zweifelhaft,  meines 
ErachteoB  aber  zu  vereinen.  Die  Frage 
ist  wichtig,  wenn  Lagerscheine  ausgestellt 
sind.  Wird  Transportgut  eingelagert,  SO 
entsteht  leicht  Koihsioa  mit  den  Transport- 
pfandrechten, deren  genaue  legislative  Re- 
gelung bisher  fehlt  {s.  Adler,  Das  L^eiliaus 
und  die  Transportkette,  in  von  Steins  Zeit- 
schrift für  Eisenbahnen  und  Dampfschiff- 
fahrt  V  S.  Ü67). 

h)  Das  unregelmSssige  Lagerge- 
schäft. (Lagerung  alla  rinfusa)  liegt  vor, 
wenn  dem  Lagerhaus  das  Recht  elogeiSumt 
wird,  anstatt  der  eingelagerten  ein  gleiches 
Quantum  anderer  Waren  von  gleicher  Art 
und  Güte  zurückzustellen. 

Diese  Lagenmgsart  bietet  folgende  ^'or- 
teile:  «)  Die  Ersparnis  an  Raum,  insbe- 
sondere an  Grund  und  Boden  nnd  an  tech- 
i sehen  Hilfsmitteln.  Die  Aufbewahrung 
der  Ware  erfolgt  in  Silos  (griech.  oi^ot,  lat. 
sirus,  ähnlich  schon  den  Alten  bekannt),  das 
sind  Erdgrubea  und  Gebäude  von  grosser 
vertikaler,  geringer  horinzontaler  Ausdeh- 
nung mit  bloss  vertikaler  Gliederung.  Die 
einzeloeD  Schächte  sind  für  verschiedene 
Qualitäten  bestimmt.  Umbssende  maiichi- 
nelle  Einrichtungen  dienen  der  zur  Kon- 
serviening  erforderlichen  Manipulation  (ins- 
besondere TTmschüttung  des  Getreides)  und 
der  Aufnahme    und  Entnahme   der  Waren. 

•^  Die  Beförderung  des  Handels  nach 
Typen,  welcher  auf  der  Ausbildung  usanee- 
mäseiRcr  Qualiläteshalen  beniht  Diese  Ein- 
richtung erhöht  auch  die  Cirkulationsffihig^ 
keit  des  Lagerscheins,  wenn  das  Lagerhaus 
und  dessen  auf  dem  Schein  gemachte  An- 
gaben so  viel  Kredit  genies-sen,  um  die  Be- 
sichtigung der  Ware  und  vielleicht  selbst 
die  Musterziehung  überflüssig   zu  machen. 

Zwei  Arten  des  un regelmässigen  Lager- 
geschäftes sind  zu  unterscheiden.    Bei  uem 
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unregebnäs^gen  LageKi;eschaft  im  engeren! 
Sinne,  unpassend  und  verwirrend')  auch 
Snmmenlagergeschäft  genannt,  erwirbt  das 
Lagerhaus  fQr  die  Dauer  der  Lager^eit  das 
Eigentum  und  trägt  daher  die  volle  Oeiahr 
der  Ware,  wie  wenn  es  sie  als  Darlehn  em- 
pfangen hätte;  gewöhnlicher  Schwund  wird 
m  der  Regel  vorbehalten.  Dafür  entbehrt 
der  Einlagerer  jedes  dinglichen  Rechts  und 
damit  auch  des  strafrechtlichen  Schutzes, 
wenn  das  I«gerhauB  für  eigene  Rechnung 
den  Vorräten  Waren  entnimmt.  Bei  dem 
von  mir  so  benannten  Vermengungs- 
1  a  g  e  r  geschaft  hingegen  wird  der  Einlagerer 
Miteigentümer  an  dem  gesamten  VoiTate 
derselben  Quahtät,  trägt  die  Gefahr  rflck- 
aichUich  seiaer  Quote,  soweit  das  Lagerhaus 
nicht  haftet,  geniesst  aber  als  Miteigentümer 
grunds&tzUch  denselben  dinglichen  und  straf- 
rechtlichen Schutz  gegenüber  Entnahmen 
des  Lagerhauses  wie  jeder  andere  Eigen- 
tümer. In  der  Praxis  fehlt  aber  dem  ein- 
zelnen Einlagerer  die  MCgiichkeit  der  Eon- 
trolle über  die  wirklich  vorhandenen  Lager- 
mengen.  Diese  Kontrolle  kann  nur  von  der 
Öffentlichen  Autorität  ausgeflbt  werden.  Das 
Vermengungslagergeschäft  ist,  wie  das  Ver- 
mengungsdepoßitiim  überhaupt,  zwar  der 
Ptmkis  des  Verkehre  in  grossem  Umfange, 
dag^^n  der  Jurisprudenz  bis  vor  kurzem 
fast  gar  nicht  bekannt  gewordeu.  (Vgl. 
Strohal  auf  dem  22.  Juristentag  1893.) 

Das  deutsche  Handelsgesetzbuch  ent- 
halt bereits  über  das  unregelmSssige  Lager- 
geschäft folgeode  RechtssEltze : 

1.  Das  unregelmSasige  Lagergeschäft  im 
euguren   Sinne   fällt   nicht    unter   die    Se- 


ist nicht  Lagei^eecMft,  sondern  Darlehen 
(§  700  B.G^.B.);  um  so  weniger  I.agerhaus- 
grundgeschflft  (§  419  Abs.  3j- 

2.  Im  Zweifel  ist  ein  r^fllmäesigea,  kein 
Yermengungslagergesdiäft  anzunehmen. 

3.  Beim  Vermengvmgslagergeschaft  wird 
derLagerhalter  nicht  Eigentümer  des  öesamt- 
vorrates,  darf  (und  muss?)  aber  ohne  beson- 
deres Teilimgsverfahren  jedem  Einlagerer  sei- 
nenAoteil  herausgeben.  So  übrigens  schon  das 
römische  Recht  fr.  1  g  36  XVI,  3.  Zu  be- 
merken ist,  dass  das  Miteigentum  nach 
richtiger  Ansiclit  nicht  erst  durch  die  phy- 
sische Vermischung,  sondern  schon  durch 
die  Einlagerung  zu  einem  Gesaratvorrat  be- 
gründet wini  (s.  Adler  L.H.R.  S.  149). 

i)Da6  Mietlagergeschäft  und  die 
Lagermiete.    Das  öffentliche  Lagerhaus 

')  Der  Ansdrack  SnnitnendepoBitum  be- 
deutet bei  seinem  ITrheher  von  Schey  (Obli- 
gation a  Verhältnisse  S.  377)  etwas  ganz  anderes 
sie  bei  seinen  Nachfolgern.  Jedenfalls  wäre  beim 
unregeünfissigen  Lagergeschäft  von  Mengen, 
nicht  von  Summen  zu  epiecben. 


kann  seine  Magazine  auch  vermieten  und 
dem  Mieter  ohne  Rücksicht  auf  die  Menge 
der  wirblich  eingelagerten  Ware  znr  Ver- 
fügung halten.  Und  zwar  kann  dies  entweder 
in  der  Weise  geschehen,  dass  das  Lagerhaus 
gleichzeitig  die  lagerhausmassigen  Fflichlen, 
insbesondere  die  Obsorge-  und  Warrantie- 
rungspflicht  übernimmt  (Mietlagerge- 
aehäft)  oder  dass  es  jede  Manipulation 
mit  der  Ware  und  damit  jede  Verantwortlich- 
keit ablehnt  (Lager miete).  Nur  das  erste 
dieser  beiden  (ieschäftc  ist  Lagergeschäft, 
daher  Handelsgniudgeschäft,  was  nicht  aus- 
schüesst,  dass  subsidiär  auch  das  Recht  der 
Miete  in  Anwendung  kommt. 

4,  T^aj^erscheine.  a)  Das  Einschein- 
system  ist  das  System  der  nordamerikani- 
sehen,  reich süeutächen,  holländischen,  däni- 
schen, spanischen  Gesetzgebung  und  herrscht 
in  England  und  Russland  neben  dem  Zwei- 
Bcheinsystem.  Sein  Wesen  besteht  darin, 
dass  die  Einlagerung  der  Ware  in  einer 
indoEsablen  Dispositivurkunde  bekundet 
wird,  durch  deren  blossen  redlichen  Erwerb 
der  Indossatar  nicht  nur  die  persönlichen 
Rechte  gegen  das  Lagerhaus  erlangt,  son- 
dern auch  die  Absicht,  Eigentum 
an  der  Ware  zu  erlangen,  verwirk- 
lichen kann,  wenn  auch  die  regel- 
mässigen Bedingungen  dieses 
Eigentumserwerbs  (Tradition)  nicht 
vorhanden  sind.  (Das  Papier  verkörpert 
die  Ware.) 

Der  dinghche  Erwerb  durch  Ldigerschein 
beruht  nicht  auf  dem  durch  ihn  etwa  ver- 
mittelten Besitzerwerb  (herrschende  Ansicht), 
vielmehr  tritt  er  unzweifelhaft  auch  in 
Ffllien  ein,  wo  zur  Zeit  der  Erwerbung  des 
Lagerscheines  die  Ware  sich  im  Besitze 
eines  Dritten  (z.  B.  eines  Diebes)  und  gar 
nicht  im  Gewahrsam  des  Lagerhauses  be- 
findet. Gerade  für  solche  Eälie  ist  ja  die 
dingliche  Wirkung  vorzugsweise  erforderlich 
(Goldschmidt,  Hdb.,  S.  701),  da  sonst  die 
persönliche  Klage  gegen  das  Lf^erhaus  genügt. 

Vgl.  Entscheidungen  des  Reichsgerichtea 
IV,  14Ö.     Nach  §  424  des  dentschen  H.G.B.  hat 


an  dem  Gute  dieselbe  Wirknng  wie  die  lieber- 
gäbe  des  Gutes.  Das  Gesetz  bleibt  mit  einer 
solchen  Fassung  jedoch,  wieich  wiederholt  ausge- 
führt hübe,  hinter  seinem  wahren  Willen  zurUck; 
denn  der  Erwerb  durch  ein  sachenrecbtliches 
Orderpapier  wirkt  anders,  inabesondere  unter 
Umständen  stärker  a's  die  Uebergabe.  So  kann 
Eigentum  au  gestohlenem  oder  verlorenem  Gut 
niclit  durch  Oebergabe,  wähl  aber  durch  In* 
doaaament  gemäss  §  365  H.G.B.  erworben 
werden,  wenn  der  Erwerber  in  bona  ßde  ist. 

D\irch  Indossament  des  Lagerscheines 
kann  nicht  nur  Eigentum,  sondern  je  nach 
redlicher  Absicht  auch  ein  geringeres 
Recht,   insbesondere   Pfandrecht  (Äjrt.  309, 
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Z.  2,  H.G.B.),  eodlich  auch  gar  kein  eigenes 
Recht (ProkuraindoBsament) erworben  werden. 
In  England  wird  der  Lagerschein  häufig 
nicht  vom  I^igerhaus  ausgestellt,  eoadern 
anf  dasselbe  gezogen  und  heisst  dann  nicht 
Warrant,  sondern  delivery-order. 

b)  Das  Zwei  schein  System  herrscht  in  allen 
eui-opäischen  Staaten,  deren  La^rhansrecht 
hier  zur  Vergleichung  steht,  mit  Ausnahme 
von  Üftnemark,  Holland  und  Spanien,  in  Ar- 
gentina  und  Mexiko,  temer  neben  dem  Ein- 
seheinsystem  in  England  und  RuBsland.  Es 
ist  zu  unterscheiden  1.  der  englische  Typus. 
Der  Verkäufer,  welcher  die  Ware  gegen  eine 
Anzahlung  verkauft,  behält  den  Warrant,  wel- 
cher dann  mit  den  kontinentalen  Pfand- 
schein (s.  u.  sub  2)  Aehnlichkeit  hat.  Der 
Käufer  erhält  die  weight-  (gange-  oder 
lot-^)  note,  in  welcher  ihm  die  Anzahlung  be- 
stätigt und  die  Ware  gegen  Zahlung  des 
Eeatkaufpreises  zugesichert  wird.  Die  Aus- 
stellung der  weight- note  mnes  aus  dem 
Warrant  ersichtlich  sein.  Wird  der  Rest- 
preis nicht  innerhalb  der  Frißt,  welche 
airompt«  heisst.  bezahlt,  so  verliert  der 
ftiifer  nach  herrschender  Ansicht  jedes 
Recht  auf  die  Ware  an  den  Wairantbesitzer, 
bleibt'  aber  für  die  Zahlung  verhaftet  Beide 
Scheine  cirkulieren  und  he^n  als  documents 
of  title  dingliche  Wirkung.  Nach  diesem 
Systeme  empfängt  nicht  der  Produzent  oder 
der  Verkaufer  Kredit,  sondern  er  gewährt 
ihn  dem  Käufer.  Belehnt  wird  die  ver- 
kaufte, nicht  die  bloss  verkäufliche  Ware, 
Der  Absatz,  nicht  unmittelbar  die  Produktion, 
■wird  gefördert. 

2.  Der  frwizÖBiBche  Typus,  welcher  in 
allen  Ländern  des  Zwei  seh  ein  Systems  ausser 
in  England  herrscht.  Dem  Besitzschoine 
ist  von  vom  herein  ein  von  demselben  trenn- 
barer (etwa  durch  eine  perforierte  Linie  von 
ihm  geschiedener)  Pfandschein  angefflgt 

Der  Inhaber  beider  Scheine  kann  nun  ") 
beide  Scheine  gemeinsam  durch  Indossa- 
ment weiter  veiaussem  oder  verpfän- 
den. Die  Wirkung  ist  dann  dieselbe  wie 
beim  Ein  schein  sj-stera.  fi)  Den  Besitzscliein 
behalten  und  den  Pfandschein  einem  Kredit- 
geber mit  einem  von  den  G-esetzen  meist 
als  Indossament  (Pfand  Indossament)  be- 
zeichneten Vermerk  übergeben,  durch  wel- 
chen er  dem  Kreditgebei-  das  Recht  ein- 
räumt, sich  aus  den  Waren  zu  ttefriedigen 
und  für  den  Ausfall  ihn  (den  Darlehens- 
nehmer) in  Anspruch  zu  nehmen.  £a  be- 
steht also  ein  Rückgriff  von  der  Ware  auf 
die  Person,  welcher  zudem  Wechsel  massig  aus- 
gebildet ist.  Dieses  ROckgriffsrecht  ist  nicht 
auf  die  Person  des  Belehners  und  Darlehens- 
nehmers  beschränkt,   sondern   pflanzt  sich 


auf  der  aktiven  und  passiven  Seite  Wechsel- 
massig  fort.  Der  Pfandschein  mit  dem 
Pfandindossaraent  gleicht  einer  acceptierten 
Tratte,  bei  welcher  die  Ware  die  Rolle  des 
Acceptanten,  der  Darlehensnehmer  die  des 
Aussteuere  spielt  Wenn  zur  Verfallsz^t 
die  Ware  weder  durch  Zahlung  ausgelöst 
wird  noch  den  letalen  Indossatar  des  Pfand- 
scheines durch  den  an  strenge  Formen  und 
Fristen  gebundenen  Verkauf  deckt,  so  er- 
wacht der  springende  Regress  des  letzten 
Indossatars  ge^en  die  solidarisch  verpflich- 
teten Indossanten  des  Pfandscheines,  von 
dem  Darlehensnehmer  (Emprunteur)  ange- 
fangen, M  welchem  er  mit  wenigen  Aus- 
nahmen (s.  u.)  stehen  bleibt  Zur  Verfalls- 
zeit wird  bei  der  Zahlstelle  Protest  leviert 
und  dieser  notifiziert.  Als  Zahlstelle  fun- 
giert mangels  besouderer  Bestimmung  im 
Pfandindossament  nach  den  meisten  Reäiteri 
der  Kntlehner,  nach  österreichischem  Rechte 
das  Lagerhaus. 

Das  Pfandindossament  wird  nach  fast 
allen  Rechten  auf  dem  Besitzscheine  genau 
vermerkt,  nach  den  meisten  auch  in  ein 
von  dem  Lagerhausunter  nehm  er  geführtes 
Buch  (Lagerbuch)  eingetragen. 

Der  Darlehensnehmer  hat  nun  den  mit 
Pfandindossament  versehenen  Besitzschein 
in  Händen.  Er  kann  mittelst  Indossament 
desselben  die  belastete  Ware  veränssem, 
wobei  ihm  die  Pfandsumme  auf  den  Kauf- 
preis angerechnet  wird. 

An  sich  übernimmt  der  Käufer  des  Be- 
sitzscheines damit  keine  persönliche  Ver- 
Efhchtung.  Nur  hat  er  als  Eigentümer  das 
[iteresse,  die  Ware  durch  Auslösung  zur 
Verfallszeit  vor  dem  exekutiven  Verkaufe 
zu  schützen.  Nach  den  Hechten  von  Italien 
(a.  M.  Navarrini)  und  Belgien  haftet  er  je- 
doch den  Indossataren  des  Pfandscheines, 
dem  Aussteller  des  ersten  Pfandindossa- 
ments, dann  auch  allen  seinen  Vorindossanten 
auf  Zahlung  des  durch  den  Pfandverkauf 
nicht  gedeckten  Teiles  der  Pfandsumme. 
Gegenüber  dem  englischen  Systeme  liegt, 
ausser  der  Zulässigkeit  des  Regresses,  na- 
mentlich der  Gegensatz  vor,  dase  in  der 
Regel  der  Verkäufer  nicht  bei  Gelegenheit  - 
des  Verkaufes  dem  Käufer  auf  die  verkaufte 
Ware  Kredit  gewährt,  sondern  auf  die  imver- 
kaiifte  Ware  Kredit  nimmt  und  dass  der 
Käufer  später  die  zu  Gunsten  eines  drit- 

1  KröJitgebers  belastete  Ware   erwirbt 

Dies  ist  der  von  der  Geset^bung  vor- 
ausgesehene und  gewollte  »Gang«  des 
Doppelscheines  der  kontinentalen  Systeme. 
Gewöhnlicher  ist  der  erste  {auch  in  Oester- 
reich,  wo  ihn  Randa  [Oestcrr.  Eigentums- 
recht, 1893,  S,  321]  jedoch  für  unzulässig 
erklärt). 

c)  Der  Pfandschein  als  Bank- 
papier.    Wo  ein  ausgebildetes  Warrant- 
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System  besteht,  gipfelt  es  d»rin,  dass  der 
FfandBchein  bankfähig  ist,  nicht  bloss  in 
dem  Sinne,  dass  der  warenlomhard  der 
Banken  die  Form  des  WarrantdiskontB  an- 
nimmt, sondern  in  dem  engeren  Sinne, 
dass  die  Zettelbanken  die  von  ihnen  dis- 
kontiwten  Warrants  unter  ähnlichen  Be- 
dineiingen  vie  die  Wechsel  in  die  Noten- 
decKiing  einrechnen  dürfen. 

So  m  Oesterreicli  (0.  v.  12.  Juni  1890), 
Frankreich,  Italien,  Bellen.  Gewöhnlich 
wird  eine  der  für  die  Bankfthigkeit  des 
"Wechsels  ^forderten  Unterschriften  beim 
Warrant  mit  Rncksicht  auf  die  dingliche 
Sicherheit  nachgesehen. 

Es  ist  sehr  fraglich  und  bestritten,  ob 
in  Krisen/eiten  der  nicht  ganz  leicht  und 
schnell  durchsetzbare  und  subsidiära  Re- 
gnern gegen  die  Indossanten  dem  Warrant 
genflgende  Sicherheit  verleiht. 

Für  die  italienischen  Banken  ist  denn 
auch  die  raerkwflrdlge  und  nach  anderer 
Hichtung  bedenkliche  Praxis  bezeugt,  das« 
neben  dem  Warrant  auch  ein  Wechsel  mit 
denselben  Unlerschiiften  gefordert  wird,  wo- 
durch die  Verbind Hchkeit  des  Indossanten 
zu  einer  principalen  wird.  AchDÜches  wird 
aus  England  berichtet. 

ft.  Volkswirtschuftllchc  Fragen.  Ein- 
leuchtend sind  die  technischen  Vorteile, 
welche  die  gemeinsame  Lagcning  bietet, 
femer  der  iutzen  der  Freilager.  Wenig 
bestritten  ist  der  Voiieil  der  Mobilisierung 
der  Ware  durch  einfachen  Logerschein  mit 
dinglicher  Wirkung.  Geltend  gemacht  wird 
gegen  diese  Einrichtungen,  dass  sie  die 
Aiisschreitimgen  der  Spekulation  und  die 
XJebert>roduktiou  in  dcu  eingel^erten  Ar- 
tikeln unterstützen  infolge  der  Möglichkeit, 
das  Lf^rgiit  gegen  billigen  Lagentins  und 
bei  erleichterter  Kai>italbeschattung  dem 
Konsum  vorzuenthalten;  von  anderer  Seite 
"«'inl  umgckehi-t  geltend  gemacht,  dass  das 
Sichtbarwerden  der  Vorrate  in  den  Lager- 
hausern (visiUe  supply)  die  Preise  drücke. 
Dieses  letzte  Argument  verdient  insofern 
Beachtung,  als  es  im  Vereine  mit  der  Be- 
hauptung gefälschter  Statistiken  Aber  die 
sichtbaren  VorrÄte  in  den  nordamerikani- 
Bchen  I^gerhäusem  auftritt  und  als  wirk- 
lich ilie  Gefahr  besteht  dass  durch  will- 
kOrliehe  Vermehrung  und  Verminderung 
der  Äbliefenmgen  und  der  I^germengen 
ktlnstJiche  Anregungen  für  die  Agiotage 
geschaffen  werden.  Weit  schwerer  als  die 
bisher  geäusserten  Bedenken  wiegt  die  That- 
Bache  und  der  Verdacht ,  dass  das  Vei^ 
mengiingslagergeschäft  von  Lagerhäusern 
und  def  Spekulation  dazu  missbraucht  wird, 
unfundierte  Lagerecheine  (apuriüus  Warrants) 
auszugeben  (Böhm),  so  dass  der  Lagerschein 
zu  einer  nicht  mehr  vollgedeckten  Warec-, 
insbesondere  Getreidabanknote  wird.  .Diese 


ungenügend  fundierten  Lagerscheine  werden 
dann  Gegenstand  des  Terminhandels.  Bei 
diesem  entsprechen  jedem  Schlussbrief  nur 
zum  geringsten  Teile  wirkhche  l^tger- 
scheine,  denen  nach  dem  Gesagten  wieder 
nur  zu  einem  Teile  wirkliches  Getreide  ent- 
spricht. Ich  zweifle  nicht,  dass  diese  Poten- 
zieruDg  des  Kreditsystems  ein  papiernes  Ge- 
treide schafft,  dessen  Wettbewerb  auf  der 
Landwirtschaft  schwer  lastet.  Es  wird 
Aufgabe  der  Gesetzgebung  sein,  bei  Zeiten 
durch  Kontrollraassregeln  für  das  Ter- 
mengnngslagei^Bch&ft  und  durch  Verbot 
des  un  regelmassigen  I^agergeschaftes  im 
engeren  Sinne  der  Entstehung  und  der 
Ucbertraguiig  der  bekannt  gewordenen  nord- 
amerikani  sehen  und  französischen  Miss- 
bräuche auf  deutsche  Verhältnisse  entgegen- 
zuti-eten. 

Mit   weit  mehr  Wucht  wird  das  Zwei- 
scheinsystem  angegriffen,   und  zwar  aber-   - 
mala    von    zwei    einander    aiisschliessenden 
Standpunkten  aus. 

a)  Die  eine  Gruppe  von  Gegnern  dieses 
Systems  erwartet  von  dem  Zweischeinsys- 
leme  eine  mächtige  Steigerung  aller 
Wirkungen  des  La^rhaussystema.  Am  be- 
achtenswertesten ist  die  Sorge  vor  der 
Sieigenmg  der  Spekulation  und  der  Ueber- 
produktion.  Bertlhrt  werden  die  Interessen 
a)  der  landwirtschaftliclien,  ß)  der  indus- 
triellen Produktion,  y}  der  Kousurotion. 

Ad  ")  Die  in  Deutschland  ungemein 
heftige  agrarische  Opposition  ist  nur  aus  der 
meines  Ei'achtens  völlig  berechtigten,  aber 
nicht  immer  gut  beratenen  Furcht  des  deut- 
schen Landwirtes  vor  den  Umtrieben  der 
Spekulation  zu  erklaren.  Wenn  man  auch 
die  Gefährlichkeit  des  Blan  koter minhandela 
gegen  die  noch  vorherrschende  Meinung  der 
Volkswirte')  anerkennt,  so  ist  doch  nicht 
einzugehen,  dass  das  Zweischeinsystem 
irgendwie  die  Gefahren  des  befürchteten 
künstlichen  Preisdruckes  vermehrt.  Der 
Mangel  des  Zweischeiosystems  kann  weder 
die  im  Anfange  dieses  Abschnittes  ge- 
schilderten, wirklich  zu  fQrchtenden  Miss- 
biäuche  des  unregcl maseigen  Lagergeschaftes 
ausschliessen  noch,  hat  er  jemals  eine  un- 
lautere Baisse -Operation  erschwert  Be- 
zeichnend ist,  dase  nach  Schuhmacher 
(LXV,  S.  8lii)  gerade  die  Interessen  der 
grossen  Getreidehändler  der  Einführung  dei* 
/weiscbeiosystems  in  Nordamerika  im  Wefje 
stehen.  Das  Zweisclieinsyslem  kann,  wie 
jede  von  Missbrauchen  freie  Ausbildung 
des  Lagerhaussystems  ganz  überwiegend 
nur  den  Handel  mit  effektiven  Waren  und 
die  Spekulation  ä  la  hausse  föi-dern. 

Ein   berechtigtes  Verlangen   der  Laud- 
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Wirtschaft  wie  jeder  FrodukÜoD  ist  es  da- 
gegen, dasB  die  Eimichhingen  d^  Wamint- 
Bystemes  bo  getroffen  werden,  dass  sie  in 
mt^lichst  weitem  Umfange  dem  Produzenten 
ohne  "VermitteluDg  des  Händlers  ziigAugig 
siad.  Namentlich  ist  das  Eriorderais  kauf- 
mannischer Unterschriften  für  die  Baok- 
ffthigkeit  des  Warrants  störend,  aber  so 
lauge  notwendig,  als  nicht  für  entsprecbeode 
Or^isation  des  laudwirtschafthchen  Kre- 
dites gesorgt  ist. 

Ad  ^  Von  industrieller  Seite  wird  fast 
ausschliesslich  die  Gefahr  der  Ueberproduk- 
tion  betunt,  und  es  ist  ja  im  Gegensätze  zu 
dem  für  die  Landwirtschaft  Bemerkten  ^ 
wiss,  dass  jede  Kreditorganisation  auf  in- 
dustriellem Gebiete  zur  Ueberproduktion 
missbraucht  werden  kann,  und  zwar  um 
m  eher,  je  zweckmässiger  sie  ist  Sie 
bleibt  aber  dennoch  namentlich  im  Interesse 
des  kleinen  Produzenten  unentbehr- 
lich. Und  nicht  zum  geringsten  entstammt 
die  vereinzelte  Opposition  der  Grossindus- 
triellen  der  engherzigen  Furcht  vor  tler 
Konkurrenz  der  kleinen.  Immerhin  werden 
zwar  nicht  die  Industrieen,  r.ber  doch  ein- 
zelne Industrielle  bedroht,  während  die  ge- 
samte Ijandmrtschaft  sich  nur  Vorteile  ver- 
spredien  darf. 

Einen  unmittelbaren  Preigdrnck  dmch  die 
anf  da§  La^rlunsej'gtem  ^eBtUtzte  Spekulation 
hat  die  Industrie  so  wenig  wie  die  Landwirtr 
scliaft  zn  fürchten. 

Ad  y)  Eine  Besoi^nis  vor  üblen  Wii^ 
kungen  des  Lagerhaus-  und  Warraul  Sys- 
tems, vor  der  »Gefahr,  dass  der  erspriess- 
liche  Ähfluss  der  Waren  vom  Markte  zum 
Konsumenten  imwirtachaftlich  gehemmt 
wird«  (A.  Wagner),  ist  allerdings  auf  selten 
der  Konsumenten  nicht  ganz  ungerecht- 
fertigt. Diese  Rücksicht  wird  aber  durch 
die  auch  dem  Konsumenten  mittelbar  zu 
^tc  kommende  Verbilhgung  des  Produk- 
tionskredites und  sonstiger  Kosten,  d\irch 
die  Cef fent lieh teit  der  Lagerhäuser,  welche 
Ringbüdungen  erschwert,  erheblich  über- 
wogen. Bezeichnend  genug  ist.  dass  dieser 
relativ  berechtigte  Angriffspunkt  in  der 
Diskussion  am  wenigsten  hervortrat. 

b)  Während  wir  hier  Befürchtungen 
kennen  gelernt  haben,  welche  eiue  tiefe 
Wirkung  des  Zweischein  Systems  zur  Vor- 
aussetzung^ haben,  wird  es  von  anderer  Seite 
wegen  seiner  Unbrauch barkeit  und  Wh- 
kungslosigkeit  angegriffen.  Aus  diesem 
Grimde  erklärte  sich  auch  der  deutsche 
Juristentag  auf  Antrag  des  Korreferenten 
Simon  gegen,  dessen  Einführung  in  Deutsch- 
land. Es  fragt  sich,  ob  wir  dessen  scharfe 
Kritik  verwerten  künnen,  ohne  auf  alle  Vor- 
teile des  Zweischeinsystems   zu  verzichten. 

Nicht    zu    leugnen    sind    nSmhch    die 


völligen  Uisserfolge  des  Zweischdusystems 
in  Bremen  und  in  Oesterreich. 

In  den  Jahren  1899  und  1900  wurden 
in  Oesterreich  gar  keine  Warrants  von  der 
Zettelbank  esconiptiert.  Die  Summe  der  in 
den  Lagerbüchern  der  Osterreichischen  öffant- 
Uchen  I^erhäuser  eingetragenen  Pfand- 
summen betrug  nach  einer  von  mir  auf 
Onind  amtlicher  MateriaUen  gemachten 
Stichprobe  im  November  1896  141 700  K. 

Dagegen  betnig  der  Warrantestömpte 
der  Zottelhank  in  Ungarn  im  Jahre  1899 
11317920  K.;   im  Jahre  1900  55Ö9C00  K. 

Sehr  hoch  sind  die  Pfandsummen,  welche 
die  Lagerbücher  dor  fianzOsischen  Lager- 
hausgesellschoften  ausweisen.  Thaller  teilt 
in  den  aunaies  de  droits  comm.  1894  S.  Ü5 
folgende  Ziffern  mit: 

Das  Comptoir  des  entrepßts  et  mag.  gen. 
in  Paris  wies  im  Jahre  1892  232000  üOü  Frcs., 
die  Comp,  des  docks  entrepöta  du  Harre 
147  500000  Frcs.  aus. 

Die  Bank  von  Frankreich  weist  in  ihi-eo 
Berichten  die  Ziffern  des  Warrantescomptes 
nicht  getrennt  von  denen  des  M'eohseles- 
comptes  aus. 

lu  Italien  bewegte  sich  der  Warrant- 
escompte  der  Zettelbank  von  den  Jahren 
1894—1898  mit  steigender  Tendenz  in 
folgenden  Ziffern :  L.  2 105 1^33,00 ;  884  795,95; 
1595364,80;  3091027^0;  5042104,32. 
Navarrini  S.  177. 

In  Belgien  variierten  die  Vorschftsse  der 
Zettelbank  bis  zum  Jahre  1892  zwischen 
rund  2'/»  und  20  Milliouen  Frcs.  Sitäteie 
Daten  besitze  ich  nicht. 

Die  Ursachen  der  sich  zuweilen  zcigeu- 
den  Misserfolge  des  Zwetechein  Systems 
liegen  nicht  in  mit  diesem  System  untrenn- 
bar verbundenen  Mängeln,  sondern,  abgesehen 
von  für  den  Wareurombard  überhaupt  un- 
günsti^u  Konjunkturen,  in  der  namentlich 
auch  m  Oesterreich  unglücklichen  tech- 
nischen und  legislativen  Ausgestaltung. 

Den  fülilbarsten  Mängeln  würden  fol- 
gende Verbesserungen  entsprechen: 

••)  Erleichterung  der  Prolongation  der 
Warrantschuld,  namentlicli  Siclienuig  der 
juristischen  Stellung  des  prolongierenden 
Kreditgebers. 

ii\  Ermöglichung  des  Bezugs  der  wairaut- 
mässig  verpfändeten  ^^'orcn  vor  Verfall  ohne 
bare  Deckung  zumZwecke  der  Vermeidung 
des  Zins  Verlustes. 

)■)  Geheimhaltung  des  Namens  des  Ent- 
lehners (d.  i.  des  ersten  Pfandindossanten). 
Die  Eintragung  des  übrigen  Inlialfs  des 
ersten  Pfandindossaments  in  das  Iiagerbuch 
braucht  deshalb  nicht  geopfert  zu  werden. 

S)  Möglicliste  Siehening  der  Pfandschein- 
schuld, 

1.  dui-ch  das  englisch-belgische  System, 
nach   welchem    der   Inhaber    des    Besitz- 
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Scheines  im  Falle  der  Nichtzahlung  bei  Ver- 
fall jedeü  Anspruch  auf  die  Ware  verliert, 
2.  durch  prinzipale  'Wechsel massige 
Haftung  der  oandscheiaindossauten,  'welche 
also  neben  —  nicht  hinter  der  Ware  haften 
sollen.  Der  Zahlende  boI!  dafür  alle  Hechte 
an  der  etwa  unverkauften  Ware  erwerben. 
Dadurch  erst  wird  der  Pfandschein  zu  einem 
allen  Anforderungen   entsprechenden  Bank- 

Spiere.  Denn  der  Einkjagung  des  Aus- 
leB,  wenn  das  Pfand  exekutiv  vertauft 
'worden  ist,  als  einer  nicht  von  vom  herein 
ersichtlichen  Summe,  fehlt  es  heute  an 
prozessualer  Sciineidigkeit  und  Energie  (vgl. 
oben  sub  4c).  Dies  hat  wieder  zur  Folge,  dass 
an  die  Zahl  imd  Qualität  der  Unterschriften 
Anforderungen  gestellt  ■werden,  welche  den 
Frodirzenteu  vom  Bankkredit  faktisch  aus- 
schliessen  und  bei  welchen  der  Kredit- 
Buchende  dem  Wechseiescompto  gegenüber 
sehr  wen^  erspart,  obgleich  er  das  Odium 
der  Warenverpfändung  auf  sich  nehmen  muss. 
»)  Herabsetzung  der  Stempelpflicht  auf 
das  mindeste  Mass. 

Ist  das  Zweischein  System  nach  diesen 
OnmdsStzen,  mit  voller  BerUcksichtigung 
der  juristischen  Technik,  ausgebildet,  so 
kann  ihm  die  Blüte  nicht  fehlen,  wenngleich 
in  vielen  F&Uen  noch  immer  statt  des 
P&mdindossamentes  das  sub  4,  b,  2,  n  ge- 
schilderte Verfahren  gewählt  worden  -wird, 

LItteratmr:  AdUr,  Dat  OftlerreiehUcht  Lager- 
hautreeht,  Berlin  1892.  Dattlbtl  au^fühTliche 
Littemturangaben.  Hervortuhtbea :  Gold- 
«ehmUlt,  Handb.  äri  M.S.,  g  76.  —  Georg 
CoHn,  in  Endananiit  Handb.,  Ilt,  §  4SS.  — 
Koch,  AbhoTidtungen,  Xr.  IS.  —  Verhand- 
lungtn  det  XXI.  ßetiUchen  Juriftenlaget  JS91 
(Bacluiibtirg,  Gforg  Cokn,  Coiaci  »7id  Simon), 
—  Hfither;  Sathgen,  >.  v.  Lagerhäuier  und 
WarranU  in  Eitler»  Wvrlerbueh  der  Volttteirt- 
lekafU  —  iStmomwtn,  ZeiUehrift  für  HandtU- 
reehl  XLV,  S.  SSO.  —  Schuhmacher  In  Con- 
rads Jahrb.,  Bd.  SS  u.  66.  —  Btthm,,  J}ie 
Kornhäuaer,  Slutigart  ISSS.  ~  Itaeticke,  De* 
tilo*  II  Wf«  en  Allemagne,  in  dem  Bericht  dei 
Ci-ngre*  de  la  rente  d»  bUt,  Vertäutes  1900,  Ver- 
tailtet  Imprimerie  Attbert.  —  RMhUtnd,  l'or- 
gamtatiiin  de  la  venlt  de  blit  dam  l'Ameri^e 
teptentrional  eod.  —  Im  itpeilen  hier  nicht  mehr 
bemiiilen  Bande  dtrteiben  PuUikation  t.  die 
Arbeiten  von  J>ru  (S.  t07,  SSSj,   Corell  (S.  iS6), 

Chttronnat  (S.  iS3),  BrU  (S.  UO),  PaUant 
(8.  tiS).  — .  Oesterr,  AckferbavmintMerUtm, 

Dat  Getreide  im  Weltverkehr,  Wien  bei  Wilhelm 
Friek  1900,  111.  Bd.  Erläuternde  Bemerkvugai 
S.  SO,  S4  —  S6.  —  nefsehmonn  in  Egert  Zrit- 
tekr.  f.  Eitenbahnrecht  Bd.  XVI,  S.  t7S  ff.; 
Burehard  eod.  S.  ISlff.,  alSSff.,  SS9Jf.  vnd 
XVII,  S.  SSff.  —  Cowcfe,  Lehjb.  de»  Ilan- 
deltreehlei  S.  A«fi.,  ig  101,  lOi.  —  Adler 
in  nGetehicble  der  (ktterreirhiichen  Land- 
und  Foritieirttehoft  und  ihrer  Induttrie  1S4S 
bii  ISSS«,  Wien  1S99  (JubHävmtvert)  und  im 
Oritrrreiehiiehen  Staalna&rterbueh  ».  r.  Lager- 
häuier und   Wnrranl».  —  Arnotil,  Annale»  de 


droit  eonm,  IV.  pag.  ISI.  —  ThaUm",  eodem 
VIII  S.  SO.  —  Dufrl-on,  Doekt  el  Warrant», 
Pari»  1S98.  —  Vivante,  Tmttato  Iwrico-jyratieo 
di  dirillo  eommemiale  vol.  lU.  n.  USO  t  leg. 
—  Xavarrini,  i  Magaitini  generali  mit  um- 
Jataenden  JAtteraturan^aben ,  intbetondere  at^f 
hittorirchem  Gebiete.  —  Ingll»  Palt/raVC,  DieL 
oj  polit.  ceonomy,  London,  ».  v.  Dock,  Dock- 
Warrant.  —  *V«nfoia  in  Say'»  Nouv.  diel.  d'if. 
pol.  I.  V.  Magotin»  gin.,  Warrant  —  Intereitanlt 
gaehiehOieht  Jfotiten  bei  MUteU,  Trapeiitiea, 
ZeiUekr.    der    Sauigny-Stiftung ,      Roman.    Abt. 

Bd.  St,  S.  198g.  Karl  AdUr, 


WassergeoosBenBcbaltfliL 

I.  Begriff,  üegcbichte  der  Gesetz- 
gebnng.  IL  Das  in  Dentschland  gel- 
tende Becht  1.  B«cht)iche  Natur  und  Arten 
der  W.  2.  Wirknngakreis  der  W.  3.  Die  Be- 
BTÜndung  der  W.  e.)  Voraussetznngen.  b)  Der 
die  GenoBaenschaft  begründende  VerwEdtnngaakt. 
c]  Das  Verfahren.  4.  Beitritt  und  Ansscheiden 
der  OenoBBenechaftsmitf  lieder.  ö.  Organisation. 
6.  Die  GenosBenschaftüTastea  und  der  Uassitab 
ihrer  Terteilong.  T.  Staatsaufsicht  H.  Aafltimig 
der  W. 

I.  Begriff.  Geschichte  der  GesetK^ebnag. 

Wassergenossenschaften  sind  Ver- 
bände von  QnindeigentQmern  zum  Zwecke 
gemeinsamer  BegrQndung  und  Unterhaltung 
-wasserwirtschaftlicher  Unternehmungen.  In 
diesem  allgemeinen  Sinne  umfasitt  das  Wort 
»Wassergenossenschaften«  auchdie  Deich- 
verbfind  e(s.  d.  Art  Dei  eh  wesen  oben  Bd. 
III,  S.  141  ff.),  doch  pflegt  der  wissenschaft- 
liche, insbesondere  aber  der  gesetzgeberische 
Sprachgebrauch  deijenigen  Olnder,  in  denen 
Itecht  und  Technik  des  Deich wesens  zu 
höherer  and  intensiverer  Bedeutung  ge- 
langt sind,  die  Deich  verbände  als  ein 
selbständiges,  eigengeartetes  Rechtsinstitut 
7.U  behandeln  und  sind  alsdann  unter  der 
zusammenfassenden  Bezeichnung  »Wasserge- 
nossen Schäften«  die  wasserwirtschaft- 
lichen Verbände  ausser  und  abge- 
sehen von  den  Deichverbänden 
verstanden.  Diesem  Spischgebrauche  sich 
anschliessend  bezieht  sich  auch  die  folgende 
Darstellung  auf  das  Becht  der  Deichver^de, 
welches  m  dem  Artikel  Deichwesen 
abgehandelt  wurde,  nicht 

Die  Geschichte  der  Wassergenossen- 
schaften in  dem  vorstehend  festgestellten 
Babmen  und  specifischen  Sinne  ist  nicht 
so  alt  und  auch  nicht  so  reich  wie  die  der 
Deichverbande  (vgl.  oben  Bd.  IIl,  S.  142ff). 
Das  Mittelalter  kennt  wasserwirtschaftliche 
Gemeinschaften  zu  anderen  als  deichrecht- 
hclien  Zwecken  nur  in  Ge.stalt  der  Siel- 
erbände oder  rSielacbten.  (Schleusen- 
verbände),  von  denen  bereits  oben  Bd.  HI, 
S.  143,  im  Zusammenhange  mit  dem  mittel- 
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alterlichen  Deichvesen,  die  Rede  var.')  Die 
SielverlÄnde  waren  territoriale  Zwangsge- 
nossenachaften ,  welche,  der  K€«el  nach 
einem  Deich  verbände  eingegliedert  und 
untergeordnet,  dem  SpeciaJzwecke  der  Ent- 
wässerung deB  Binnenlandes  (s.  oben  Bd. 
III,  S.  141)  zu  dienen  beBtimmt  waren. 
Hmchtnng  und  Unterhaltung  von  Schleusen 
und  Abzugsgräben  (Sielen)  behufs  Ableitung 
des  Binnen-  oder  Durchstauwaesers ,  d.  h. 
des  dem  Binnendeichlande  von  innen  oder 
von  weiten  zuröckgelegeiieu  Flächen  her 
im  Uebermass  zuströmenden  und  kultur- 
schädlichen Wassere  dureh  die  Deiche  hin- 
durch; das  waren  die  Thätigkeiten,  welche 
vornehmlich  den  Wirkiingskreis  dieser  eng 
mit  den  Deichverbänden  verwachsenen 
Entwässerungsgcnossenschaften  ausfüllten. 
Ausser  den  Sielachten  mögen  allenfallB  noch 
die  Wiesenbewässerungsgenossen- 
schaften,  Vereinigungen  nachbarlicher 
"Wiesenbesitzer  zum  Zwecke  der  gemein- 
samen Herstellung  und  Unterhaltung  -von 
BerieseluDgBanlagen  im  Interesse  der  Boden- 
melioration, hie  und  da  bis  in  das  Mittel- 
alter zurOckreiclien  (A.  AnschUtz,  Die 
deutschen  Wiese ngenossen Schäften,  in  Bek- 
ker  und  Muther,  Jahrb.  d.  gem.  deutschen 
Hechts,  1859,  S.  396  ff.).  Zu  Beginn  der 
neueren  Zeit  treten  solche  Wiesen  genossen - 
Schäften  häufiger  auf,  und  das  18.  Jahr- 
hundert zeigt  sie  bereits  als  Gegenstand 
gesetzgeberischer  und  administrativer  Für- 
sorge des  Staates,  wobei  es  sich,  durchaus  i 
im  Geiste  der  damaligen  pohzeistaatlichen ' 
Auffassung  des  Korporation  swesen  s ,  vori 
allem  um  die  Herstellung  und  Durchfüh- 1 
rung  einer  möglichst  strengen  Staatsaufsicht 
über  die  Thätigkeit  der  von  altersher  be- 
stehenden oder  neu  sich  bildenden  Genossen- 
schaften handelte.  Als  Beispiele  solcher 
von  Staats  wegen  erlassenen  » Wiese  nord- 
nnngen«  (wesensverwandt  mit  den  gleich- 
zeitigen und  schon  früher,  seit  dem  16. 
Jahrhundert  ergangenen  i>Deichordnungeni ; 
vgl.  oben  Bd.  III,  S.  145)  seien  hier  ange- 
führt das  Oberamtspatent  für  die  mit  Schle- 
sien verbundene  Oberlausitz  vom  18.  August 
1727  (Lette  u.  v.  Roenne,  Landeskultur- 
gesetzgebuug  I,  858)  und  die  Wiesenordnung 
für  das  Siegener  Land  vom  18.  Dezember 
1790  (Weistum  der  Nassauischen  Ges.  TU, 
190,  vgl.  oben  Bd.  II,  S.  7S3). 

An  diese  älteren  Wiesenordnungen  knüpft 
die  Wassergenossen Schaftsgesetzgebung  des 
19.  Jahrhunderts  an.  Vorau  geht  das  gross- 
hemogiich  hessische  Wiesenkulturgesetz  vom 
7.  Oktober  1830  (s.  Z oller,  das  Wiesen- 
kulturgesetz, Darmstadt  1843),  welches  in 
jeder  Gemeinde  die  Wiesenhesitzer  zu  einer 


')  Vgl,  nenestens  J.  Qierke,  die  Geschichte 
des  Deutschen  Deichrechts  (1901),  S.  209fi. 


Zwangsbewässerungsgenossenschaft  vereinigt 
und  als  deren  Organ  den  Wiesenvorstand 
bestellt.  Es  folgt  die  preussische  Ge- 
setzgebung. Das  jireussische  Gesetz  über  die 
Benutzung  der  Privatflflase  vom  28.  Februar 
1843  (s.  im  Art.  Bewässerung  und  Be- 
wflsserungarecht  oben  Bd.  11,  S.  781f.) 
brachte  in  seinem  3.  Abschnitt  Voreehriften 
über  > Genossenschaften  für  Bewässerungsan- 
lagen«, welche  von  dem  Bestreben  geleitet 
sind,  in  möglichst  umfassendem  Masse  Be- 
wässeningsgenossenschaften,  sei  es  auf  Grund 
freiwilliger  Vereinigung  der  Beteiligten,  sei 
es  durcli  staatlichen  Zwang,  ins  Leben  zu 
rufen.  In  ereter  Linie  waren  Zwanga- 
genoBsen Schäften  in  Aussicht  genommen. 
Es  sollten,  >wenn  Unternehmungen  zur  Be- 
nutzung des  Wassers,  deren  Vorteile  einer 
ganzen  Gegend  zu  gute  kommen,  um  durch 
ein  gemeinsames  Wirken  zu  stände  zu 
bringen  und  fortzuführen  sind,  die  Beteilig- 
ten zu  gemeinsamer  Anlegung  und  Unter- 
haltung der  erforderlichen  Wasserwerke 
durch  landesherrliche  Verordnung  verpflich- 
tet und  zu  besonderon  Genossenschaften 
vereinigt  werden?  (§  56  des  angef.  Ge- 
setzes). Das  Statut  einer  solchen  Genossen- 
schaft wurde  uno  actu  mit  der  Begründung 
gleicherweise  im  Wege  der  Königlichen  Ver- 
ordnung erlassen ,  nachdem  vorher  eine 
rechtlich  bedeutungslose  Anhörung  der  Be- 
teiligten tmit  ihren  Anträgen  und  Erinne- 
rungen' stattgefunden  hatte.  Nur  für  den 
Fall,  dass  die  Genossenschaft  unter  freier 
Zustimmung  aller  Beteiligten  zu  stände  ge- 
kommen war,  war  nachgelassen,  dass  das 
Statut  anstatt  durch  landesherrliche  Oklroyie- 
rung  durch  Vereinbarung  der  Beteiligten 
unter  hinzutretender  ministerieller  Geneh- 
migung Gesetzeskraft  erlangen  sollte  (§  57 
a.  a.  0.).  Durch  G.  y.  11.  Mm  1853  wurden 
diese  Bestimmungen  des  Privatflussgesetzes 
auch  auf  Entwässerungsanlagen  ausge- 
dehnt, dabei  jedoch  die  das  Zwangsprincip 
einschränkende  Bestimmung  getroffen,  dass 
Genossenschaften  för  Drainageanlageu  mu: 
auf  örund  freiwilLger  Zustimmung  aller 
Beteiligten  gebildet  werden  sollten  (eine 
Klausel,  die  sieh  aus  der  damals  noch 
schwankenden  Meinung  über  den  Wert  und 
die  Nützlichkeit  der  Drainap  sowie  aus 
dem  unentwickelten  Stande  der  Kulturtech- 
nik erklärt).  Diese  —  durch  V.  v.  28.  Mai 
1867  auch  in  den  neuen  Provinzen  einge- 
führte —  preussische  Gesetzgebung  von 
1843'53  durfte  nach  mehreren  Richtungen 
hin  als  unvollkommen  und  verbesserungs- 
bedürftig bezeichnet  werden.  Fehlerhaft 
war  zunächst  die  allzuweit  gehende  Aus- 
dehnung des  Beilrittszwanges,  der  zufolge 
(abgesehen  von  dem  S}>ecialfalle  der  Drai- 
nagegenossenschaften)  selbst  wider  den  ein- 
mütigen Willen  der  Interessenten  ihre  zwang»- 
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weise  VereioigTing  zu  einer  Be-  oder  Ent- 
wilsseningsgenoseen Schaft  im  Verwaltungs- 
wege erfolgen  koQnte.  Sodann  war  die  un- 
'renflgende  Berücksichtigung  des  Gedankens 
der  Selbstverwaltung  und  korporativen  Auto- 
nomie 2U  beanstanden.  In  auf&Uigein  Gegen- 
sätze zu  der  Regeneration  dieser  Gedanken 
auf  dem  Gebiete  des  Deichwesens,  zu 
der  Ausgestaltung  der  Deichverbände  im 
Sinne  der  Anforderungen  genossenschaft- 
licher Selbstverwaltung  durch  das  preussische 
Deicbgesetz  vom  28.  Januar  1848  (vgl.  oben 
Bd.  m  a  146,  löOff.)  glichen  die  auf  Gnind 
der  Gesetze  von  I8<^  und  1853  gebildeten 
Waesergenoeeeneohaften  weit  mehr  dem  oben 
Bd.  m  S.  145, 146, 153,  157  erörterten  und 
veranschauUchten  Typus  der  Lastenveit«i- 
luDgseocietftt  als  dem  des  Selbstverwaltungs- 
körpers, der  mit  subjektivem  Anrecht  auf 
ihren  Wirkungskreis  beliehenen  Cffentlich- 
rechtlichen  Genossenschaft  (vgl.  hierher 
A.  Anschütz  a.  a.  0.  S.  413  tt,  Gierte,  Ge- 
nossenflchaftsrecht  I,  S.  778,  Rosin,  Recht 
der  Öffentlichen  Genossenschaft,  S.  80). ^J 

Die  Fortbildung  des  Wassei^nossen- 
schaftswesens  noch  dem  Richtmass  der  vor- 
bezeichneten Anforderungen  und  Principien 
vollzog  sich  zunächst  ausserhalb  Freussens. 
Die  umfassende  legislatorische  Bebsodlung, 
welche  das  Waaserrecht  in  den  deutschen 
Mtttelstaaten,  zumal  in  Bayern  und  Baden 
erfuhr,  zog  auch  die  Verhältnisse  der 
'Wassergenossenschaften  in  ihren  Bereich 
(Rosin  o.  a.  0.  S.  81).  Die  einschlagigen 
Bestimmungen  der  bayerischen  Wasser- 
gesetzgebung  von  1852  (3.  im  Art.  E  n  t  w  ä  B  B  e - 
rung  und  Entwässerungsrecht  oben 
Bd.  DJ,  S.  655)  finden  sich  in  dem  Gesetze  Ober 
Be-  und  Entwässerungsunternehmungen  ;<um 
Zwecke  der  Bodenkultur  vom  28,  Mai  1852. 
Aus  der  Gesetzgebung  der  übrigen  deutschen 
MJttelstaaten  ragt  dann,  ausser  einem  hessi- 
schen (jesetz  Über  Entw&Bserungsanlagen 
vom  2.  Januar  1858  (seither  län^t  ersetzt 
durch  neuere  Gesetze)  insbesondere  hervor 
die  Regelung  des  Genossenscluiftswesens 
durch  das  b ad i sehe  Wassergesetz  von 
1876  (heute  ebenfalls  der  Geschichte  ange- 
hörig, s.  unten).  Ein  ^meinsamer  Grund-  ' 
satz  dieser  mittelstaathchec  Gesetzgebung 
war,  dasB  die  Bildung  von  Zwangsgenosscn- 
schaftfin  nur  für  die  Ausführung  und  Unter- 
haltung von  Be-  und  Entwässenmgsaulagen 
und  nur  unter  der  Bedingung  zugelassen 
war,  dass  eine  qualifizierte  Mehrheit  —  in 
der  Regel  die  Besitzer  von  mindestens  zwei 
Drittein  der  als  Ortlichen  Wirkungskreis  der 

')  Anf  dem  gleichen  Standpnii^t  wie  die 
preoBBischen  Gesetze  von  1B43  bezw.  1863  Bteht 
dos  aächsisohe  G.  v.  16.  August  1866,  wel- 
ches im  Ubrigea  nm-  Genossenschaften  [stet^ 
Zwangsgeuossenacbaften)  cnr  ÄuBfühmag  v«d 
WasseruufskoTiektionen  kennt. 


Aussicht  genommenen 
Gnindflilche  —  dem  Unternehmen  und  der 
GenoBsenscbaftsbegründimg  zustimmt 

Einen  weiteren  Schritt  in  der  Fortbil- 
dung des  Rechtes  der  Wassergenossenschaften 
bedeutet  sodann  die  französische  Lei 
sur  les  associations  syndicales  vom  21.  Juni 
1865.  Dieses  in  Frankreich  wie  in  Elsass- 
Lothringen  noch  heute  geltende  Gesetz 
dehnt  zunSchst  den  Wirkungskreis  der 
Wassei^nossenschaften  bezw.  die  Zwecke, 
derenthalber  solche  Genossenschaften  gebildet 
werden  können,  in  namhaftem  Masse  aus 
(Zulassigkeit  von  Genossenschaften  zum 
Zwecke  des  Waaserachutzes,  der  Flussregu- 
lierung, der  Herstellung  und  Unterhaltung 
von  Waaserstrassen  u.  s.  w.)  und  führt  so- 
dann eine  neue  rechtliche  Kategorie  von 
wasserwirtschaftlichen  Genossenschaften  ein, 
die  «freien  Genossenschaften«:  (associations 
libres),  welche  als  rein  privatrechtliche,  nach 
dem  System  der  gesetzlichen  Normativ- 
bestimmungen ohne  administrative  Geneh- 
migung oder  Vermittelung  sich  bildende, 
staatlicher  Einwirkung  und  Aufsicht  nicht 
unterstellte  Korporationen  in  Gegensatz  ge- 
stellt sind  zu  den  Öffentlichen,  oder,  wie 
der  französische  Gesetzgeber  sich  ausdrückt, 
^autorisierten«  Genossenschaften  (asso- 
ciations autorisSes),  körperschaftlichen,  durch 
konstitutiven  Verwaitungsakt  begründeten 
Verbänden  des  öffentlichen  Rechts,  welche 
nach  Hassgabe  ihrer  Pflichtsteltung  gegen- 
über dem  btaate  der  Beauf^chtigung  seitens 
der  Verwaltungabehörtien  unterli^en. 

Unter  dem  Einflüsse  dieses  französischen 
Gesetzes  über  die  Syndikatgonossenschaften 
ist  das  geltende  preussische  Gesetz  über 
die  Bildung  von  Wassergenossenschaften 
vom  1.  Apnl  1879  zu  stände  gekommen, 
eine  für  das  ganze  Gebiet  des  Staates  mit 
Ausnahme  einiger  kleiner  Distrikte^)  be- 
stimmte kodifikatorische  Regelung  der  vor- 
liegenden Materie,  als  Ganzes  und  in  den 
Einzelheiten  eine  gesetzgeberische  Leistung 
von  anerkanntem  Wert  und  vorbildlicher 
Bedeutung  (vgl.  das  Urteil  Schenkels  im 
Rechlslexikon  S.  1259).  Während  das  frühere 

Sreussische  Recht  (s.  oben)  nur  die  Kategorie 
er  öffentlichen  Genossenschaft  und  in 
der  R^el  nur  Z  wangsgenossenachaften 
kannte,  führt  das  Gesetz  von  1879  nach 
französischem  Muster  den  Typus  der  freien, 
d.  h.  rein   privatreclitlichen  Genossenschaft 


')  Nämlich:  eineraeits  der  eingedeichten 
Ländereien  an  der  Nordaeeküste  (vgl.  Wasser- 
Eenosseniicliaftageaetz  §  3  Nr.  2—7),  anderereeita 
des  Kreises  Siegen.  In  letzterem  Kreise,  dem 
eigentlichen  HeimaÜande  der  Wiesenljewässe- 
mngsgenoBsenschaften ,  ist  die  Wieaeuordunng 
vom  2H.  Oktober  IÖ46  in  Kraft  geblieben.  Vgl. 
über  dieselbe  Nieberding-Frank,  Waaserreiit 
S.  2^ft. 
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neu  ein.    Die  daneben  nnd  sogar  als  Hai]pt- 

form  der  WaseergenoBsenaohÄftsbUduog  bei- 
behaltenen SfEentlichen  GenoBSenechaften  sind 
nach  allen  Richtungen  hin  ale  selbstverwal- 
tende Korporationen  des  öffentlichen  Hechts 
ausgestaltet.  In  der  klaren  Erfassung  dieser 
reehtJichen  Natur  der  öffentlichen  Wasser- 
genossenschaft und  in  der  konsequenten 
Dnrchffihrunf^  der  sich  hieraus  erKeDenden 
einzelnen  Rechtssatze  [eigene  Kechts-  und 
Willenssphäre  der  Genossenschaft,  feste, 
rechtssatzmAssige  Abgrenzung  zwischen 
Staatswillen  und  Geuossenschaftswillen, 
Hecht  sstellun  g ,  andererseits  qualifizierte 
Pflichtst eilung  der  Genossenschaft  gegen- 
über dem  St^iat,  Ausstattung  der  Genossen- 
schaft mit  einem  gewissen  Masse  öffent- 
licher Gewalt,  Staatsaufsicht  Über  die  Ge- 
nossenschaft, um  dieselbe  bei  der  Erfüllung 
ihrer  öffentlichrechtiichen  Pflichten  zu  er- 
halten, Stellung  der  Rechtsverhältnisse 
zwischen  der  GenosHenschaft  und  dem  Staat 
einerseits^  zwischen  der  Genossenschaft  und 
ihren  Mitgliedern  antiererseita  unter  den 
Schutz  der  Verwaltungsgerichte)  liegt,  wie 
dies  auch  schon  von  anderer  Seite  (ßosin, 
öffentliche  Genossenachaftea,  S.84)  zutreffend 
hervorgehoben  worden  ist,  die  Hauptbedeu- 
tung und  das  wesentliche  "Verdienst  des 
preussischen  Wassei^nossenschaftsgesetzee. 
Aus  dem  Gesamtinhalte  desselben  ist  hier 
nur  noch  hervorzuheben  die  Ausdehnung 
der  Genossen  Schaftszwecke  gegenüber  dem 
älteren  Recht  sowie  die  Aufnahme  des 
Princips,  dasß  der  Kintritt  in  eine  neu  zu 
bildende  Genossenschaft  gegen  widerstre- 
bende Grundeigentümer  nur  dann  erzwimgen 
werden  kann,  wenn  eine  starke  Mehrheit 
der  Beteiligten  (s.  das  Nähere  unten  S.  678) 
sich  für  die  GeDossenschaftsbildiing  ausge- 
sprochen hat.  Abgesehen  von  diesem  letz- 
teren Erfordernis  ist  allgemeine  Toraus- 
setzung des  Beitrittszwanges,  dass  das  Ge- 
nossen schaftsunter  nehmen  in  Ent-  oder  Be- 
wässerungsanlagen zum  Zwecke  der  Landes' 
kultur  besteht.  In  dieser  Beziehung  ist  aber 
das  G.  V.  1.  April  1879  durch  provinzielle 
Gesetze  neueren  und  neuesten  Datums, 
weiche  für  gewisse  Flusagobiete  (Wupper, 
Lenne,  Volme,  Ruhr)  die  Bildung  von  Zwangs- 
genossenschaften  auch  zum  Zwecke  der  An- 
legung von  Sammelbecken  zulassen  (h 
unten  S.  078),  abgeändert  worden.  —  Der 
prenssische  Entwurf  eines  Wassergesetzes 
von  1K94  (vgl.  oben  Bd.  II  S.  7Ö3),  welcher 
die  Wassergenossenschaften  in  den  g§  180 
bis  244  behandelt,  ist  leider  noch  immer 
Entwurf  geblieben. 

Seit  dem  Erlasse  des  preussischen  G.  v. 
1.  April  1879  ist  die  Gesetzgebung  der 
andei-en  deutschen  Einzelstaaten  in  Sachen 
des  Wassergenossenschaftsrechts  nichtmüssig 
geblieben.  Im  GroRsherzogtum  Hessen  brachte 


das  Gesetz  über  die  ^f^e  und  die  niäit 

ständig  fliessenden  Gewässer  vom  30.  Juli 
1887  eine  auafOhrhche,  von  dem  preussischen 
Recht  stark  beeinflusste,  in  mehrfacher  Be- 
ziehung aber  selbständig  gehaltene  Kodifi- 
kation auch  des  wasserwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaftsrechts. Unter  dem  30.  Sep- 
tember 1899  hat  dann  dieses  Gesetz  eäne 
dmrch  das  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  veranlasste  Neuredabtion  er- 
fahren (Hess.  Reg.-Bl.  S.  758  ff.).  Ein  nenee 
Wassergesetz  für  das  Grossheizi^tum  Baden 
erging  unter  Aufhebung  des  bis  dahin  gel- 
'--• '"T  G.  V.  25.  August  1876  am  26.  Juni 
eine  Reform,  welche  gerade  auch  das 
Recht  der  Wassergenossenschaften  wesent- 
lich umgestaltet  hat  Schliesslich  ist 
neuestens  auch  das  Königreich  Württem- 
berg —  wo  es  bislang  an  einer  neueren 
gesetzlichen  Ordnung  des  Was-serrechts  über- 
haupt fehlte  —  in  die  Reihe  der  Staaten 
eingetreten,  welche  sich  einer  Kodifikation 
dieser  Materie  und  damit  auch  des  Wasser- 
genossen schaftsrechts  erfreuen.  Das  wflrt- 
tembei^sche  Wassergesetz  vom  1.  Dezember 
1900  enthält  in  seinem  dritten  Abschnitt 
eine  eingehende,  durchweg  atif  der  Höhe 
der  Zeit  stehende  Regelung  des  wasserwirt- 
schaftlichen GenoBsenschejtswesens,  deren 
wesentlichste  Punkte  unten  bei  der  syste- 
matischen Darstellung  des  geltenden  Hechts 
Erwähnung  finden  werden. 

Die  partikularrechtliche  Gesetzgebung 
über  das  Wassergenossenschaftswesen  ist 
von  der  reichsrecntlichen  Kodifikation  des 
bürgerlichen  Rechts  unberührt  gelassen: 
Einf.-Ges.  z.  B.G.B.  Art  65.  Hingewiesen 
sei  hier  noch  auf  die  österreichische  und 
ungarische  Gesetzgebung  über  Wasserge- 
nossenschaften :  österreichisches  Heicfis- 
wassei^setz  vom  30.  Mai  1869,  mit  den 
dazu  gehörigen  Lan des wassei^esetzen  (s.  oben, 
Art  Bewässerung  und  Deichwesen, 
s.  V.  »Oesterreich« ,  »Ungarn«  Bd.  II 
S.  789  ff.,  Bd.  m  S.  158). 

II.  Das  io  DeatschUnd  geltende  Recht 
1.  Rechtliche  Natnr  nod  Arten  der 

W.  Nach  dem  gegenwärtigen  Stande 
der  Gesetzgebung   und    Praxis  zeigen    die 

Wassergen  OBsensdiaften  regelmässig  die 
rechtlicne  Natur  von  Healgenossenschaften, 
welche  die  Eigenschaft  korporativer  Ver- 
bände des  öffentlichen  Rechts  imd  juri»- 
tischer  Personen  des  Privatrechts  in  sich 
vereinigen.  Das  Kriterium  der  Real- 
genoBsenschaft  trifft  bei  allen  Wasser- 
genossenschaften ausnahmlos  zu:  stets  ist 
der  Wirkungskreis  der  Genossenschaft  auf 
einen  bestimmt  bezeichneten  Kreis  von 
Grundstücken  beschränkt,  überall  erscheint 
nicht  sow^ohl  der  Eigentümer  als  sein  Grund- 
stück im  Verbände  der  Genossenschaft  be- 
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faDgen.*)  Nicht  da^geti  gilt  für  aUe  Wasser- 

geDOBsenschaften  die  Regel  der  Vereinigung 
publizistiBcher  und  privatrechtiicher  Korpo- 
ration»] iialitftt  io  ihrem  Wesen.  Streng  und 
ohne  Ausnahmen  durchgefflhrt  ist  diese 
Regel  nur  in  denjenigen  Staaten,  deren  Qe- 
ßet^ebung  nur  eine  Art  von  Wasser- 
genoseenBchafteu,  nämlicli  die  >6ffentlichent 
(d,  h.  öffentlichrechtlichen)  kennt  und  aner- 
kennt, wie  insbesondere  in  Baden  (W.Q. 
T.  26.  Juni  1899,  im  fol^aden  kurzweg  mit 
»Baden,  citiert,  §§  Wff,)  und  Hessen 
(ües.,  die  fiäche  und  nicht  ständig  füesscnden 
Gewässer  betr.,  v.  30,  September  1899,  im 
folgenden  als  iHessen«  citiert;,  Art.  33  ff.). 
In  beiden  Ländern  erscheinen  die  Wasser- 
genossen Schäften,  sei  es  nach  dem  ausdrfick- 
üchen  Wort  des  Gesetzgebers  {Baden  §  51), 
sei  es  nach  dem  Oesamtinhalt  und  der  Ab- 
laicht des  Gesetzes  als  körperschaftliche  Ver- 
tände,  welche  ausser  ihrer  privat-  und  pro- 
zessrechtlichen Rechtsfähigkeit  (juristischen 
Persönlichkeit  des  Privatrechts)  ein  gewisses, 
ihnen  zur  Erfüllung  ihrer  Zwecke  vom  Staate 
aJs  ihr  Recht  verliehenes  Mass  öffentlicher 
Gewalt  besitzen  und  insoweit  körperschaft- 
liche Verbände  des  Öffentlichen  Rechts  dar- 
stellen. Wo  dagegen,  wie  in  Frankreich, 
Elsass-Lothringen  (franz.  G.  v.  21. 
Juui  186.").  B.  oben  S.  071)  und  Preussen 
(W.-Gen.-G.  v.  1.  April  1879,  im  folgenden 
mit  »Preussen»  citiert),  ein  positivrechtlicher 
Ünterechied  gemacht  wird  zwischen  zwei 
Gattungen  von  Wassergenossenschaften ; 
»freien,  {associations  libres  des  ft-anzösischen 
Gesetzes  von  18G5)  nnd  »öffentlichen,  (asao- 
ciations  autorisees),  ist  die  Frage  nach  der 
rechtlichen  Katur  der  Wassei^noBSensc  haften 
für  jede  der  beiden  Arten  verschieden  zu 
beantwoiien. 

Die  association  syndicale  libre  des  fran- 
zösischen  Rechts  wie   der   ihnen   nachge- 


')  Dieses  Princip  der  RealgeDOSaenschaft 
«TBcheint  allerdings  —  worauf  Hermes  bei  v. 
Stengel,  a.  v.  Was sergenoasen schatten,  §  2 
mit  Becbt  anfmerksam  macht  —  bei  den  „Freien 
GenoMeuschaften"  des  prenaa.  Hechts  stArk 
abgeschwächt,  inaofem  zwar  §  27  des  preass. 
WaagergenoBgen Schafts gesetzes  vom  1.  Äpnl  1879 
allgemein  voracbreibt:  „Bei  einem  Wechsel  in 
der  Person  der  Eigentümer  der  bei  dem  Unter- 
nehmen beteiligten  Gnmdstllcke  tritt  der  neue 
Erwerber  kralt  Gesetzes  an  die  Stelle  des 
früheren  Beeitzera  als  Mitglied  in  die  Genossen- 
Schaft"  ^  g  28  a,  a.  0.  aber  diese  Vorschrift 
dadnrch  tar  praktischen  Beiieutiingsloaigkeit 
verurteilt,  daas  er  die  Beatimmungen  tfeB  bürger- 
lichen Grondbachrecbts  für  „unberührt"  erklärt, 
so  daas  der  Erwerber  eines  Orandstücka  dessen 
Zogehörigkeit  zu  einer  freien  Wasaergenossen- 
tchaft  nur  dann  anzuerkennen  and  gegen  sich 
gelten  zn  lassen  braucht,  wenn  eine  entspre- 
chende Eintragung  im  Grnndbuch  bewirkt  wor- 
den war. 

Haadverterbncb  der  SlaaUwlueiuctAfWn.    Zweite 


bildete  Typus  der  »freien.  Genoseensc^iaft 
des  preuBsischen  Gesetzes  von  1879  gehört 
^&nz  dem  Privatrecht  an;  sie  heisst,  odm- 
ist  der  Sache  nach  eine  juristische  Person 

ausschliesslich  im  Sinne  des  Privatrecbts. 
Sie  erfüllt  »öffentliche,  aber  nicht  öffentlich- 
rechtliche  Aufgaben.  (Jellinek,  System 
der  Rubj.öff.  Rechte,  S.  270).  Die  Staatsge- 
walt ist  weder  bei  ihrer  Entstehung  noch 
bei  ihrer  Endigung  specifisch  beteiligt  noch 
nimmt  sie  au  der  Thätigkeit  der  Genossen- 
schaft einen  Anteil,  der  anders  geartet  wäre 
als  die  Bethätigung  des  allgemeinen  Herr* 
schaftsverhäitnisses  des  Staates  zu  den 
physischen  und  juristischen  Privatpersonen. 
>E  est  ä  remarquer,  en  effet,  nue  les  asso- 
ciations  syndicales  libres,  se  &)rmant  sans 
l'intervention  de  l'adminislration  et  par  le 
Beul  consentement  des  int^ressfe,  n'ont 
aucun  caract&re  officiel  et  qn'ellea  ue  pflu- 
vent  pr6tendre  ä  aucun  des  avantages  sp^ 
ciaux  rf?8erv6e8  aux  assodations  autoris6es . . . 
Elles  pourroat  aaiußrir,  vondre,  fehanger, 
fransiger,  emprunter  et  hypothöquer,  Buivant 
le  droit  commun,  comme  de  simples  parti- 
culiers;  maie  elles  n'exerceront  aucun  des 
droits  appartenant  ä  l'autoritÄ  publique.« 
So  Boitard  (bei  Block,  dict.,  b.  v,  syn- 
dicats  de  travaux  n,  31)  Über  die  freien 
Wassergenossenschaften  des  französischen 
Rechts,  seine  Worte  treffen  auch  für  das 
gleichnamige  Rechtsinstilut  in  Preusaen  voll- 
kommen zu. 

Im  Gegensatz  zu  diesen  »freien*,  d.  h. 
rein  privatrechtlichen  Associationen  reprä- 
sentiert nun  die  »öffentliche  WassergenoBsen- 
schaft«  des  preusxischen,  die  association 
s\-ndicale  autoris^  des  französischen  Rechts 
den  Typus  der  öffentlichrechtlichen, 
zugleich  aber  auch  mit  allen  Requisiten  und 
Rechten  einer  juristischen  Persönlichkeit  des 
Privatrecbts  ausgestatteten  Korporation.  Dir 
Wirkungskreis,  die  Formen  ihrer  Entstehung 
und  Endigung,  ihre  Organisation,  ihr  Ver- 
hältnis zu  den  einzelnen  Genossen  einerseits, 
zum  Staate  andererseits,  —  alles  ist  rein 
■eng  Off  entlichrechtlich  ge- 
ordnet, und  zwar,  wie  mir  scheint,  mit 
grösserer  Konsequenz  imd  Schärfe  in  dem 
preussischen,  weniger  in  dem  französisdien 
Die  Merkmale  der  Öffentlichrecht- 
lichen Körperschaft  werden  im  Laufe  der 
weiteren  Erstellung,  unten  sub  2  ff.  einzeln 
aufzuzeigen  sein.  Inzwischen  sei  noch  be- 
merkt, dass  von  den  beiden  Rechtsgestal- 
tungen des  preussisch-fianzösischen  Rechts 
die  freie  Genossenschaft  als  die  in  der 
Praxis  bei  weitem  weniger  bewährte  er- 
scheint. Dies  gilt  für  Frankreich  (18S7 :  von 
1040  associations  syndicales,  926  autorisöes, 
114  libres)'),  iu   noch  viel  höherem  Masse 

I)  Nach  Boitard  a.  a.  0.  Kr.  98. 
AnflsBo,   VIT.  43 
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aber  von  Preussea,  wo,  nach  den  Verwal- 
tun^berichten  der  zuständigen  Ministerien, 
»freie  Waeeei^enossenschaftea  kaum  irgend- 
wo zu  stände  gekommen  sind'  (Hermes 
bei  T.  Stengel  II,  868).  Diese  praktische 
Bedeutungslosigkeit  der  freien  Wasserge- 
nossenschaiten  für  das  deutsche  Reciita- 
und  Wirt  schaff  sieben  mag  es  rechtfertigen, 
dass  die  folgende  Darstellung  (sub  2  ff.)  sich 
auf  die  öffentlichen  Genossen echaften  be- 
schränkt und  die  Verhältnisse  der  freien 
Genossenschaften  nur  ausnahmsweise  be- 
rücksichtigt. 

Eine  Teilung  der  Wassergenossenschaften 
in  zwei  Terschiedene  Kategorieen  kennt 
femer  noch  das  neue  württembergisehe 
W.-Ges.  T.  1.  Dezember  1900  {im  folgenden 
mit  »Wtirtteraberg«  citiert).  Der  dritte  Ab- 
schnitt dieses  Gesetzes  ist  betitelt:  »Ge- 
nossenschaftliche Unternehmungen  für  die 
Benützung  der  öffentlichen  Gewässers ;  die 
Unterabschnitte  sind  rubriziert:  I.  »Allge- 
meine Bestimmungen  Über  die  Wasserge- 
nossenschaften. (Art.  67— 79);  il.>0eff  ent- 
liche Wassergenossenschaften«  (Art.  80  bis 
83).  Die  letzteren  zeigen  scharf  ausgeprägt 
den  oben  mehrfach  charakterisierten  Typus 
der  öffentlichi-eclitlichen  Korporation.  »Eine 
Genossenschaft,  deren  Uuternehmen  vermöge 
seines  Zweckes  und  seiner  Ausdehnung  einen 
erheblichen  volkswirtscliaftliehen  Nutzen  ver- 
mittelt, kann  anf  Ansuchen  durch  könig- 
liche Entsehli essung  als  öffentliche  Wasser- 
genossenschaft anerkannt  werden.  D  i  e 
öffentliche  Wassergenossenschaft 
gilt  als  ein  körperschaftlicher 
Verband  des  öffentlichen  Rechts« 
(Ai-t.  80  Abs.  1  u.  2  a.  a.  0.).  Man  möchte 
hiernach  geneigt  sein,  o  contrario  den  Schluss 
zu  zielien,  dass  die  hierunter  nicht  fallenden, 
lediglich  den  allgemeinen  Beatimmungen  des 
Gesetzes  imterlicgenden  württembergischen 
Wassergenossenschaften  jeder  publizistischen 
Verbandsqualität  entbehren,  mitliin  dem 
Typus    der    »freien    Genossenschaft»    des 

Jretissisch-französischen  Rechts  entsprechen, 
edoch  wäre  diese  Schlussfolgerung  nicht 
zutreffend.  Die  »allgemeinen  Bestimmungen« 
(Württemberg  Art.  C7— 79)  zeigen  vielmehr 
einen  Genossen schaf tat j-pus,  der,  wenngleich 
er  vorwiegend  auf  der  Oedankenbasia 
der  Privatrechtskorporation  aufgebaut  ist, 
öffentlichrechtlicher  Qualifikation  dennoch 
nicht  gänzlich  entbehrt.  Dem  Gedanken  der 
offen  tliclirechtlichen  Korporation  entspricht 
es,  wenn  allgemein  vorgeschrieben  wird, 
dass  die  Genossenschaft  entsteht  nicht  durch 
Vertrag  der  Beteiligten,  sondern  durch  einen 
konstitutiven  Verwaltungsakt  (behördliclie  Ge- 
nehmigung des  Genossen  schaf  Isuntcm  elimen  s 
bezw.  Bestätigimg  des  Statuts,  Art.  68,  74), 
wenn  im  administrativen  Wege  die  Auf- 
lösung der  Genossenschaft  ausgespi-ochen 


werden  kann,  weil  sie  ihr  unternehmen 
nicht  ausführt  oder  den  Betrieb  desselben 
unentschuldigter  weise  einstellt  (Art.  78). 
Ein  Öffentlichrechtliches  Moment  aber  ist 
dann  insbesondere  darin  zu  erblicken,  dass 
diese  formell  nicbtöffentliclieu  WassieiKfi- 
nossenschaften  des  württembergischen  Rechls 
unter  eine  speeifisch  gestaltete,  durch  die 
Verwaltungsbehörde  gehandliabte  Staats- 
aufsicht gestellt  sind  (Art  76),  worin 
zum  Ausdruck  gebracht  werden  wollte,  dass 
die  Genossenschaft  dem  Staate  zur  Erfüllung 
ihrer  Zwecke  sowie  zur  ordnungsmässigen 
Geschäftsführung  speeifisch,  öffentlichrecht- 
licb,  verpflichtet  Ist.  —  Das  Gesamtbild  dieses 
Genossen  Schaftstypus  macht  doch  den  Ein- 
druck eines  nicht  rein  privatrechtliclien, 
sondern  eines  öffentlichrechtlich  qualifizier- 
ten, ^eines,wenngleichunentwickelteu, 
öffentlichen  Verbandes,  eines  ans  der  j-unge- 
messenen  Zahl  der  Verbände,  welche  zwar 
mit  Hen-schaftBübiuig  in  keiner  Weise  lie-' 
traut,-  aber  sonst  von  Bedeutung  für  die 
staatlichen  Aufgaben  sind«  (Jellinek  a.  a.  0. 
254).  Nach  alledem  ist  deutlich,  dass 
die  Unterscheid img  des  wflrttembei^^heu 
Wassergesetzes  zwischen  » öffentlichen ^  Ge- 
nossenschaften und  solchen,  die  es  nicht 
sind,  mit  der  preussisch-französischen  Diclio- 
tomie  (»freie«,  d.  h.  rein  privatreclit liehe, 
und  öffentliclirechtliche  Genossenschaften) 
sich  nicht  deckt,  da.s8  das  württembergische 
Recht  vielmehr  in  Wahrheit  und  der  Sache 
nach  nur  öffentliche  Genossenschaften  kennt, 
und  zwar  in  zwei  Formen:  der  unent- 
wickelten, vorwiegend  privatrechtlich  kou- 
ati-uierten  »allgemeinen«  Form  und  der 
Si>ecialtorm,  welche,  wie  sie  den  Namen 
•öffentliche  Genossenschaft«  allein  zu  frdiren 
befugt  ist,  so  auch  im  Vei^leich  mit  dorn 
»allgemeinen«  Typus  altein  die  Rechtsfigiu- 
Öftentlichrechtlicher  Korporation  in  allseitiger 
Au^eslaltung  aufweist. 

Das  bayerische  Recht  kennt  dem 
Wortlaute  des  einschlägigen  Gesetzes  (vom 
28.  Mai  1852  über  Bewässerungs-  und  Ent- 
wässerungsuntemehmun gen)  nach  nur  eine 
Rechtsform  der  Wassergenossenschaft.  Diese 
läset  sich  zusammenfassend  charakterisieren 
als  ein  Offenthchrechtl  icher  Verband  ohne 
Rechtsfähigkeit  im  Sinne  privatrechtlicher 
Persönlich  keit,')  Neben  und  ausser  diesen 
durch  das  Gesetz  geregelten  öffentlichen 
Wassergenossenschaften  sind  aber,  wie  aus 
Artikel  46  des  Gesetzes  über  Be-  und  Ent- 
wässerangsuntemehraungen  zu  entnehmen, 
freie,  privatrechtliche  Vereinigungen  zu 
wasserwirtschaftlichen  Zwecken  dui-cli  das 


')  Letzt«res  negative  Herkiuol  ist  bestritten. 
Wie  im  Text  v.  Seydel,  Baver.  Staatsrecht 
III,  271;  a.  M.  P6zl,  Kommentar  S.  310,  v. 
Roth,   Bayer.  Civilrecht  III,  §  293,  Anni.  5. 
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Gesetz  stillschwei^nd  zugelaesea  (vgl. 
V.  Seydel,  bayer.  Staatar.  m,  271;  PökI, 
Komm,  zu  den  bayer.  Wassei^eeetzen 
S.  358).  Dereleicheo  Associationea  unter- 
liegen, mangels  besonderer  Oeeetzesbestim- 
mungeo,  den  allgemeinen  YorschrifteD  des 
hürgerlichen  Heclite. 

8.  Wirkungskreis  der  W.  Der  Kreis  der- 
jenigea'  wa£serwlrtechaftlichen  Zwecke  und 
iTnternehmungen ,  welche  durch  genossen' 
schahliches  Zusammenwirken  verfolgt  werden 
können,  ist  durch  die  geltenden  Gesetze 
verschieden  bestimmt.  Am  engsten  zieht 
diesen  Kreis  das  sächsische  G.  v.  15. 
August  185Ü  (oben  S.  671  Änm.  1),  welches 
die  Genossensckiftsbildung  ziüässt  (und  nach 
Befinden  anordnet)  nur  für  Zwecke  der 
Flusskorrektion,  —  imd  demnächst  die  baye- 
rische Gesetzgebung  von  1852:  Bewässe- 
rimg, Entwässerung  (Art,  1  des  Ges.  über 
Be-  und  Entwässerungeuatemehmungen), 
Uferschlitz  (s.  oben  Bd.  111 S.  154, 155).  Weiter 
sind  die  Greuzen  der  möglichen  Genossen- 
schaftszwecke in  den  neueren  Gesetzen  ge- 
zogen. Dass  hierfür  das  französische 
Gesetz  über  die  Syndikalaasociationen  von 
1865  bahnbrechend  war,  ist  bereits  erwähnt 
■worden  (oben  S.  671);  nach  diesem  Gesetz 
köunen  dergleichen  Aseodationen ,  sei  es 
freie,  sei  es  autorisierte,  begründet  werden 
für  folgende  wasaerwirtschaftiichen  Zwecke : 

1.  Schutz  gegen  das  Meer  und  die  füesaen- 
den  Gewässer  (vgl.  hierzu  oben  Bd.  III  S.  157 ), 

2,  Unterhaltung,  Vertiefung,  Geradelegung 
und  Regulierung  natürlicher  und  künstlicher 
Wasserläufe,  3.  Austrocknung  von  Sümpfen 
sowie  Beseitigimg  sonstiger  Kultur-  und  ge- 
sundheitsschädlicher Bodennässe,  4. Bewässe- 
rung und  Schlammberieselung  (colmatage), 
5.  Drainienmg. 

Die  Bestimmungen  der  deutschen  Ge- 
setze seit  dem  preussischen  Wasserge- 
nossenschaftsgesetz von  1879  über  den  Ereis 
der  Genossen scliaftszwecke  sind  folgende. 
Preussen  (§  1)  kennt  Genosaenschaften : 
1.  zur  Ent-  oder  Bewässerung  von  Grund- 
stflcken,  2.  zum  Schutze  der  Ufer,  3.  zur 
Anlegung,  Benutzung  oder  Unterhaltung  von 
Wasserläufen  oder  Sammelbecken,  4.  zur 
Herstellung  und  Verbesserung  von  Wasser- 
strassen  (FlOssereien)  und  anderen  Sohiff- 
fahrtsanlagen ;  Württemberg  (Art  67): 
zu  gemeinschaftlicher  Herstellung  und  Be- 
nutzung 1.  von  Bewässerungs-  oder  Ent^ 
wässerungsanlagen  für  die  Zwecke  der 
Bodenkultur  oder  der  Tor^winoung,  2.  von 
Wasserleitungen  zur  Herbeischaffuug  von 
Nutz-  oder  Trinkwasser,  3.  von  Stau^lagen 
und  Zu-  oder  Äbleitungskan&len  für  die 
Zwecke  des  Gewerbebetriebes  oder  der  Land- 
wirtschaft, 4.  von  Wassersammelanlagen; 
Baden     (§    50):    I.    zur    Errichtung,    Be- 


nutzung und  Unterhaltung  gemeinsamer  Be- 
oder  Entwässerungsanlagen,  2.  zur  Errich- 
tung und  Unterhaltung  von  Anlagen,  welche 
dem  gemeinsamen  Wasserschutz  dienen, 
3.  zur  Errichtung,  Benutzung  und  Unterhal- 
tung von  gemeinsamen  Stauwerken,  Sammel- 
becken und  zugehörigen  Zu-  imd  Ableitimga- 
anlagen,  4.  zur  gemeinsameu  Wasserversor- 
gung, 5.  zur  gemeinsamen  Abführung  von 
Abwässern  und  Abgängen  durch  fliessende 
Gewässer;  Hessen  {Art.  33):  1.  zur  Ent- 
oder  Bewässerung  von  Grundstücken,  2.  zur 
Benutzung  von  Bächen,  3.  zur  Instandhal- 
tung und  Regulierung  von  Bächen,  4.  zum 
Schlitze  der  Ufer,  5.  zum  Schutze  gegen 
Ucberschwemmungen,  6.  zur  Anlegung,  Be- 
nutzung oder  Unterhaltung  von  Wasser- 
läiifon  oder  Sammelbecken. 

In  Oesterreich  (Reichs waasergesctz 
vom  30.  Mai  1869)  können  Wassergenossen- 
schaften gebildet  werden  zur  Ausführung 
von  Wasserbauten,  welche  den  Schutz  von 
Grundeigentum  oder  die  Regulierung  des 
Laufes  eines  Gewässers  bezwecken,  dann 
für  Ent-  oder  Bewässerungsanlagen  (vgl. 
hierzu  Randa,  Wassergenossenschaften, 
S.  3).  Das  ungarische  Recht  (G.  v.  1885, 
Handu  a.  a.  0.  S.  38ff.)  kennt  Genossen- 
schaften einerseits  zur  Wasaerregulierung 
(Bettregulierung,  Uterschulz,  Wasserablei- 
timg], andereraeifs  zur  Wasserbenutzung 
[Bewässerung,  Drainage,  Sehlammberiese- 
iung  u.  s.  w.]. 

Der  (Jenossenschaftszweck  ist  für  die 
einzelne  konkrete  Genossenschaft  in  dem 
Statut  (s.  unten)  zu  speciahsieren.  Zur  Er- 
füllung ihrer  Zwecke  ist  der  Genoasenschaft 

—  bezw.  dort,  wo  ein  Unterschied  zwischen 
freien  und  öffentlichen  Genossenschaften 
besteht,  der  öffentlichen  Genossenschaft 

—  ein  bestimmtes  Mass  öffentlicher  Gewalt 
delegiert:  Satzungsgewalt,  Jurisdik- 
tion, Finanzgewatt,  Zwangsgewalt 
(Exekutivgewalt),  —  ein  Moment,  welches 
die  rechtliche  Natur  der  öftentliclien  Wasser- 
genossenschaften als  eines  Selbstverwaltungs- 
köriiers  in  besonders  hellem  Lichte  erscheinen 
und  dessen  Betonung  und  Ausgestaltung 
namentlich  das  preussische  Gesetz  von 
1879  sowie,  ihm  folgend,  das  Recht  Hessens, 
Württembergs,  auch  Badens,  sich  angelegen 
sein  läast,  während  u.  a.  die  bayerische  Ge- 
setzgebung sich  in  diesem  Punkte  zuri'ick- 
haltender  zeigt. 

Die    Satzungsgewalt,     »Autono- 
e  a,    der    Waaseigenossen  schatten     ver- 
körpert   sich  in    der    Befugnis    zum  Erlass 
des  Genossen schaftsstatuts  (s.  unten). 

Mit  Jurisdiktion,  öffentlichrechtlicher 
Entscheidungsgewalt,  ausgestattet  erscheint 
die  Wassergenossenschaft  insofern,  als  nach 
den  Gesetzen  Preussens  (§  53),  Württem- 
bergs (Art  81)   und  Hessens  (Art.  45)  der 
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Genossen  et^u^Torstand  in  Streitiglteiten 
zwischen  der  GenosaenBchaft  und  ihren  Mit- 
gliedMTi  aufi  dem  Genossenschaftsrecht  (z.  B. 
über  die  Zugehörigkeit  eines  Grundstocks 
zum  Geoossenschafts verband,  Ober  die  Teil- 
nahme an  den  GeoDssenschaften)  mit  vor- 
laufig vollstreckbarer  Kraft  zu  erkennen  hat, 
vorbehaltlich  des  Rechiszuges  an  die  Ver- 
waltungBgerichte  {a,  die  angegebenen  Ge- 
fietzesstellen). 

Finanzgewalt  äussert  üch  in  dem 
Becht,  zur  Bestreitung  des  Bedarfs  der  Ge- 
Dossen  Schafts  Verwaltung  Beitrage  von  der 
Art  und  rechtlichen  Natur  öffentlicher  lösten 
auf  die  Genossen  umzulegen  und  erforder- 
lichenfalls im  Zwangsw^e  beizutreiben  (s. 
unten  S.  681). 

Diese  letztere  Kompetenz  zeigt  uns  zu- 
gleich die  vierte  der  öftentlichrechtliclien 
Funktionen  der  Genossenschaft :  die  ihr  bei- 
gelegte administrative  Zwangs-(Exekutiv-. 
Vol]slr€ckung8-)gewalt.  Sie  erscheint  in 
zwei  unterschiedlichen  Gestalten  ausgeprägt, 
alB  Verwaltungszwang  zur  Beitreibung  von 
Geldfordeningen  der  Genossenschaft  (>exe- 
cutio  ad  eolvendum«,  soeben  erwähnt;  vgl. 
FreuBsen  §  55,  Württemberg  Art.  81,  Baden 
§  58,  Hessen  Art,  47)  ^  und  als  Verwal- 
tungszwang  zur  Herbeifflhntng  von  Hand- 
lungen oder  Unterlassungen  der  Genossen: 
»executio  ad  faciendum  vel  omittendum*. 
In  letzterer  Beziehung  ist  vorbildlich  Prewasen 
§  54:  »der  Vorstand  kann  die  in  Ausübung 
seiner  Befugnisse  gegen  einzelne  Genossen 
gerichteten  Anordnungen  auf  Kosten  der 
Ungehorsamen  zur  Ausftlhrung  bringen  oder 
nötigenfalls  mittelst  vorher  anzudrohender 
Ordnungsstrafen  bis  zu  3Ü  Mark  aufrecht 
erhaltena.  Uebereinstimmeud  Hessen  Art  46, 
hinsichtlich  der  Art  der  Zwangsmittel  {Er- 
satzvornahme auf  Kosten  des  FngehorsameD, 
Exekutivstrafe)  auch  Württemberg,  Art,  H2. 
In  Baden  (%  54  Nr.  4)  kann  dem  Vorstände 
die  Befugnis  exekutiv! scher  Straf drohimg 
(Ordnungsstrafen  bis  20  Mark)  durch  das 
Statut  beigelegt  werden,  während  der  statu- 
tarische 'S erwaltungszwang  der  bayeri- 
schen WiesengenoBSenschaften  (vgl.  Be- und 
Entwäss.-G.  Art.  11,  dazu  v.  Seydel  bayer. 
Staatsrecht  111,  274  Anm.  43)  nur  von  der 
Staat8-(I>i8triktsverwaltungs-)behörde,  nicht 
von  Genossenschaftsorganen  gehandhabt  wer- 
den kann.  —  Die  Zwangsgewalt  des  Ge- 
nossenschafls Vorstandes  steht  in  Freussen 
unter  der  Rechtskontrolle  der  Verwaltungs- 
gerichte, indes  Württemberg  (Art.  S2)  und 
Hessen  (Art.  4ü)  gegen  Zwangs  Verfügungen 
des  Vorstandes  nur  die  einfache  Verwal- 
tungsbeschwerde zulassen. 

3.  Die  Beg:ründiuig  der  W.  Wo  das 
Gesetz,  wie  in  Preussen,  zwischen  freien 
und    Öffentlichen    Genossenschaften    unter- 


scheidet, prägt  sich  dieser  Unteischied  vor 

allem  aus  in  dem  Vorgang  der  Genossen- 
schaftsbegründung.  Die  freie  Genossen- 
schaft wird  begründet  durch  Vertrag, 
die  Offenthche  >durch  Beschluss  der 
tlichen   Behörde*  (Preussen  §  4). 

Die  nähere  Ausgestaltung  des  vertr^s- 
ssigen  Zustandekommens  der  freien  Ge- 
nossenschaft nach  preussischem  Recht  ent- 
spricht dem  bekanntlich  auch  für  die  KOrper- 
echaftsbildung  nach  Reichscivilrecht  (B.G.B. 
§§  55ff.,  Gen.-Ges.  v.  1.  Hai  1889)  ange- 
nommenen Pri  ncip  derNormati  vbesti  mmun  gen 
mit  Registerzwang :  das  durch  den  GrüQ- 
dungsvertrag  nach  Massgabe  der  gesetz- 
lichen Normativbestimmungen  vereinbarte 
Statut  der  Genossen scliaft  und  ein  Mitglieder- 
Verzeichnis  müssen  bei  dem  Amtsgericht 
eingereicht  und  von  letzterem  in  das  Re- 
gister für  Wassergenossenschaften  einge- 
tragen werden;  erst  mit  der  Eintragung 
entsteht  die  Genossenschaft  als  solche,  d.  h. 
erlangt  sie  die  ilu-  nach  dem  Wassergenoeeen- 
schansgesetze  zustehenden  Rechte  (Näheres 
§§  11—19  a.  a.  0.). 

Die  öffentlichen  Genossenschaften  des 
preussischen  Rechts  und  alle  Genossen- 
schaften des  bayerischen,  würtlembergischen, 
badischen,  hessischen  Hechts  werden  be- 
gründet durch  >Ee8chlus6  der  staatlichen 
Behörde«,  wie  das  preussische  Gesetz  (§  4) 
sagt, also  durch  konstitutiven  Verwal- 
tungsakt. Ueber  die  Voiaussetzungen 
dieses  Verwaltungsakts,  über  Sieine  Form 
und  über  das  Verfahren  enthalten  die  Ge- 
setze verschiedenartige  Bestimmungen. 

a)  TorausaetBungen.  Voraussetzung 
für  die  Begründung  einer  Öffentlichen  Wasser- 
genossenschaft ist  zunächst  fast  überall  die 
nachgewiesene  Thatsacbe ,  dass  das  Ge- 
nosse nschaftsunternehmen  eine  erhebltdie 
gemeinnützige  Bedeutung  verspricht.  So 
fordert  Preussen  §45  und  Hessen  Art. 
34  den  Nachweis  eines  »öffentlichen  oder 
gemeinwirtechaftlichenNutzens€  (dessen  Vor- 
handensein durch  die  staatliche  tlestätigung 
des  Statuts  »endgiltig  festgestellt«  wird), 
Baden  §  50  veriangt,  dass  das  Unter- 
nehmen »einem  öffentlichen  Interesse  oder 
einem  überwiegenden  Interesse  der  Landes- 
kultur oder  der  Industrie  dient».  In  Würt- 
temberg (Art  80)  kann  eine  Genossen- 
schaft durch  königliche  Entsclüiessung  dann 
als  »öffentliche  Wassei^nossenschafti  (s. 
oben  S.  074)  anerkannt  werden,  wenn  ihr 
Unternehmen  »vermöge  seines  Zweckes  und 
seiner  Ausdehnung«  einen  erheblichen  volks- 
wirtschaftlichen Nutzen  vermittelt«.  Endlich 
ist  in  Bayern  (Be-  u.  Entw.-G.  Art.  1,  2) 
die  Bildung  einer  öffentlichen  Genossen- 
schaft  gesetzlich    notwendig,    weun   es 
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sich  nin  üateniehmQDgea  *)  handelt,  die  zu 
>öiit«t)flhmea  für  Öffeatliche  Zwecke«  er- 
klärt worden  uod  bei  denen  wenigsteag  4 
OruaddgeDtflmer  beteiligt  sind;  sie  iet,  bei 
£iT«chuag  dieser  Teiloehmerzahl  zu  läse  ig 
auch  fflr  (landwirtechaftliche  Be-  oder  Ent- 
wOeserunge-l  Aolageo,  denen  die  Qualifika- 
tioQ  als  ÜQteraehmea  fflr  Cffeatliche  Zwecke 
nicht  beigelegt  ist 

Ueber  die  weiteren  Voraiisselzuiigen, 
velche  fOr  den  Beitrittszwang  (Teil- 
nahmezwang)  gefordert  werden,   s.  UDten. 

b)  Der  dia  OenosBensohaft  begrün- 
deade  Verwaltangaakt  ist  nach  preus- 
sischem  und  hessischem  Becht  (Preussen 
§§  57,  5^  Hessen  Art  34)  zu  erhlicken  ii: 
der  staatüchen  Genehmigung  des  Oenossen- 
Echafcsstatuts.  Ebenso  nach  bayeriechem 
Becht,  Kofem  es  sich  nicht  tun  ein  »Unter- 
nehmea  für  öffentliche  Zwecke«  (s.  obea) 
handelt;  aodereiifalls  li^  der  Grüadungs- 
akt  in  der  Erkl&nuig  der  Behörde,  dass  ein 
solches  UoternehmeB  vorliege.  Nach  wflrt- 
t«mbei^3chein  und  badischem  Becht  ist  die 
etaailiche  GenehmigoQg  des  OenoHsenschafts- 
statuts  gleichfallß  erforderlich  {vgl.  Würt- 
temberg Art  74,  Baden  g  55),  doch 
bildet  diese  Genehmigung  nur  ein  Zubehör' 
stück  zu  dem  eigentlichen  konstitutiven  Akt, 
d.  h,  der  •Genehmigung  des  genossenschaft- 
lichen Unternehmens  als  solchen«  (Württ 
Art.  68),  dem  »Beschluss  der  Behörde,  wo- 
dittch  die  Bildung  der  Genossenschaft  ge- 
nehmigt wird*  (Bad.  §§  Gl,  52).  Die  Ei^ 
teilung  oder  Veraagim^  der  genehmigenden 
StaatswillenserklArung  ist  nach  preiissischem, 
bayerischem  hessischem  Recht  im  wesent- 
lichen reine  JErmessenssache  der  zuständigen 
Stellen,  wahrend  Baden  (§  55)  und  Würt- 
temberg (Art.  68,  74)  dem  administrativen 
Ermessen  gewisse  Schranken  ziehen  und  die 
"Veraagung  der  Genehmigung  namentlich  nur 
wegen  Gesetzwidrigkeit  des  geplanten  Unter- 
nehmens oder  wegen  mangelnder  Sicher- 
sten ung  seiner  Zwecke  zulassen. 
o)  Das  Terfahien  behufs  Bildung  öffent- 
licher Genossenschaften  ist  in  den  Gesetzen 
meist  sehr  eingehend  geregelt  Es  ist  hier 
auf  die  einschlagigen  Vorschriften  (z,  B. 
Preusaen  §§  71—88,  Bayern  Art  23H., 
Württemberg  Art.  86ft  u.  a.  w.)  im  allge- 
meinen hinzuweisen  und  ledigUch  hervorzu- 
heben, dass   nach   den   Übereinstimmenden 


')  Zn  Unternehmen  ^r  öffentliche  Zwecke 
werden  (dnrch  die  EreiBregienmg)  sokbe  Be- 
oderEDtwäSBeningsanlagen  erklärt,  welche  einen 

mizweifel haften ,  überwiegenden,  landwirt- 
schaftlichen Nutzen  gewäbten,  eich  aaf  eine 
bedentende  Grundfläche  eratrecken  und  ohne 
Anadehnun^  auf  fremde  Gmodstücke  oder  Eot- 
eignnng  nnbewegüchen  Eigentuma  nidit  aus- 
fahrbar smd:  B.-  u.  Entw.-Q.  Art.  1.  , 


Grundsätzen  dieser  Vorschrift«»  die  Ini-= 
tiative  zur  Bildung  der  Genossenschaft 
ausser  von  den  beteiligten  Gnind^entümem 
auch  im  Öffentlichen  Interesse  von  der' 
Staats-  oder  Gemeindebehörde  ergriffen'  wer- 
den kann,  dass  die  Pläne  des  Genoseen- 
schaftsunternehmens  entweder  von  staat- 
lichen Kulturlechnikem  oder  doch  unter 
staatlicher  Kontrolle  aufgestellt  werden  imd 
dass  die  Pläne  sowie  das  ganze  Vorhaben 
der  Genossen  schaftsgrün  düng  einer  ein- 
gehenden Instruktion  durdi  die  Verwaltungs- 
behörde unter  Zuziehung  aller  Beteiligten 
unterliegt.  In  der  Regel  erfolgt  die  Geneh- 
migung zur  Bildung  der  GeneeäeBsriialt  erst 
auf  Grund  einer  abschliea senden  Verhand- 
lung mit  den  Interessenten  und  einer  Ab- 
stimmung seitens  der  letzteren.  Dies  ist 
insbesondere  vorgeschrieben  filr  Genossen- 
schaft^rflndungen  mit  Beitritlszwang. 

4.  Beitritt  and  ÄnsacheideB  der  Ge- 
noasenechaftsmilglieder.^)  I.  Der  Ein- 
tritt in  eine  Wasserten osseuscliaft  lieruht 
im  allgemeinen  auf  freier  Vereinbarung,  der 
Art,  Sasa,  soweit  das  Gesetz  nicht  ein 
anderes  bestimmt,  weder  ein  Zwang  gegen 
einzelne  Grundeigentümer  aum  Etuti'itt  in 
die  Genossenschaft  (Beitrittszwang) 
noch  ein  Zwang  g^ii  die  Genossenschaft 
zur  Aufnahme  von  Mitghedem  (Aufnahme- 
zwang) stattfindet 

Die  Bestimmungen  der  deutschen  Ge- 
setze über  den  Beitritts-  und  Aufnahme- 
"""■ang  sind  in  ihren  Grundzügen   fulgenda 

ajBeitrittszwang,  Ziemlich  eng  be- 
grenzt erscheint  die  Anwendung  des  Bei- 
trittszwanges  in  Bayern.  Hier  —  Be-  u. 
Eutw.-G,  Art  16  —  findet  ein  Zwang  zum 
Eintritt  in  eine  Genossenschaft  nur  statt, 
wenn  das  Unternehmen  der  letzteren  als 
Unternehmen  für  öffentliche  Zwecke  erklärt 
ist  (s.  die  Anmerkung  auf  voriger  Spalte)^ 
wenn  es  zweckmässig  nur  ausgeführt  wer- 
den kann  bei  Ausdehnung  auf  eine  Grund- 
fläche, die  mehreren  Eigentümern  g^ört, 
und_  wenn  die  Eigentümer  von  wenigstens 
zwei  Drittteilen  der  ganzen  beteiligten 
Fläche   sich  für  das  Unternehmen  erklären. 

Das  württembergische  Wasserge- 
setz  (Art  84)  giebt  das  Privil^um  des 
Beitrittszwanges  den  Be- und  Entwässenings- 
genossenscliaften,  welche  Zwecke  der  Boden- 
kultur oder  der  Torfgewinnung  verfolgen, 
sofern  die  Majoriat  der  Beteiligten  (berechnet 
nach  der  Zahl  und  der  Höhe  des  Grund- 
Bteuerkapitals,  Württemberg  Art  91)  dem 
Unternehmen  zugestimmt  hat ,  letzteres 
lur   durch   AusJdehnung   auf 


')  Die  AoBfilhnmgen  dieses  und  der  folgen- 
den Abschnitte  beziehen  aich,  aoweit  nicht  ein 
Anderes  bemerkt  igt,  nur  auf  öffentliche 
I  WassergenosBenschftften  (a.  bereits  oben  8. 673,741. 
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die  Onindstücke  der  Minorität  aiiEgefflhrt 
Verden  kann  und  endlich  als  sichei  anzu- 
nehmen ist,  dass  durch  die  geplante  Melio- 
mtJOD  eine  dio  Herstellungs-  und  Unter- 
haltungskosten erheblich  QberateigeDdeWert^ 
erhöhung  der  zu  bewäsBeindeu  oder  ent- 
wässernden (irundstöcke  bewirkt  werde. 

In  Preuesen  iet  der  Beitrittszwang 
aUgemein  für  landwirtschaftliche  Ent-  und 
Bewässerungsgenossenschaften,  in  enger  pro- 
■vinzial rechtlicher  Beschränkung  ausBerdem 
für  Qenosscnschaften  zur  Anlegung,  Be- 
nutzung und  Unterhaltung  von  Sammel- 
becken zu  industrielleu  Zwecken  zugelassen. 
In  ersterer  Beziehung  bestimmt  §  65  des 
Wassergesetzes  von  1879:'  »Der  Eintritt  in 
eine  neu  zu  bildende  i)  öenoesenachatt  zur 
Ent-  oder  Bewaeserung  von  Grundstücken 
kann  gegen  widersprechende  Eigentümer 
der  bei  dem  Unternehmen  zu  beteiligenden 
Grundstücke  erzwungen  werden :  1.  wenn 
das  Unternehmen  Zwecke  der  Ijandeskultur 
verfolgt  und  2.  nur  bei  Ausdehnung  auf  die 
in  dem  Eigentum  der  ■Widersprechenden 
befindhche  Grundfläche  zweckmässig  ausge- 
führt werden  kann  und  wenn  3.  die  Mehi^ 
heit  der  Beteiligten,  nach  der  Fläche  und_ 
dem  Katastralreiuertrage  der  zu  beteiligen-' 
den  Grundstücke  berechnet,  sich  für  das 
Unternehmen  erklärt  hat«. 

Diese  Bestimmungen  haben  nun  neuer- 
dings, zunächst  mit  Gellungskraft  für  ein- 
zelne Fl  nsagebiete  {Wupper  und  Neben- 
flüsse: G.  V.  19.  Mai  1891;  Volme  und 
Nebenflüsse  :  G.  v.  14.  August  1893 ;  Ruhr : 
G.  V.  18.  April  1900)  eine  Erweitening  dahin 
erfahren,  dass  der  Beitrittszwang  für  zu- 
lässig erklärt  ist  auch  bei  Genossenschaften 
zur  Anlegung  von  Sammelbecken  für  ge- 
werbliche Anlagen,  wobei  jedoch  an  Stelle 
der  durch  §  65  Nr.  3  des  Wassergeuossen- 
schaftsgesetzes  vollschrieben  en  Ärealmajo 
rität  die  Mehrheit  »des  in  den  Voranschlägen 
ermittelten  Vorteils^  tritt 

Der  Zwang  zum  Eintritt  in  die  Genossen- 
schaft wird  stets  ausgeübt  in  Verbindung 
mit  der  Genehmigung  des  Statuts,  welche 
in  diosem  Falle  durch  königliche  Ver- 
ordnung zu  erteilen  ist,  während  sonst, 
wenn  sämtliche  Genossenstjiaften  freiwillig 
beigetreten  sind,  ministerielle  Genehmigung 
genügt  (§  57  W.G.O.). 

Die  Voraussetzungen  und  Formen  des 
Beitrittezwanges  nach  dem  badischen 
Wassergesefz  sind  folgende:  Als  Zwangs- 
genossenschaften können  nur  begründet 
werden  Genossenschaften  zur  Errichtung, 
Benützung  und   Unterhaltung  geraeinsamer 

')  Auch  die  im  Text  erürterten  Bestira- 
mun^n  des  »'Urttembergischen ,  hesaiactieü, 
badiachen  Becbts  beziehen  sieb  ihrem  Wortlante 
nach  nur  tiuf  ,.nea  zu  bildende"  Genogxenecbaften. 


Be-  und  Entwässerungsanlagen,  zur  Errich- 
tung und  Unterhaltung  von  Anlagen,  weldie 
dem  gemeinsamen  Wasserschutz  dienen, 
und  zur  Errichtung,  Benutzung  und  Unter- 
haltung 70  n  gemeinsamen  Stauwerken, 
Sammelbecken  und  zugehörigen  Zu-  und 
Abteilungsanlagen  (Baden  g  68  verbd.  mit 
§  50  Nr.  1 — 3).  Allgemein  ist  für  die  Aus- 
übung des  Beitrittszwanges  vorausgesetzt, 
dass  das  Genossenschaftsunternehmen  »dem 
öffentlichen  Interesse  oder  einem  überwie- 
genden Interesse  der  Landeskultur» ')  dient, 
dass  das  Unternehmen  nur  unter  Mitwirkung 
mehrerer  Eigentümer,  deren  Grundstücke 
davon  Vorteil  ziehen,  zweckmässig  ausge- 
führt werden  kann  imd  dass  eme  quahfizierte 
Mehrheit  der  Beteiligten  sich  für  die  Aus- 
führung des  Planes  unter  Bildung  einer 
Genossenschaft  erklärt.  Die  Berechnung  der 
Mehrheit  erfolgt  nach  verschiedenen  Grund- 
sätzen, je  nachdem  es  sich  um  eine  Ge- 
nossenschaft zur  Neuausführung  von  ge- 
raeinsamen Anisen  (Baden  §§  68  ff.)  oder 
um  eine  solche  ziu:  Unterhaltung  von  bereits 
bestehenden  Anlagen  (a.  a.  0.  §  81)  handelt. 
Im  letzteren  Falle  genügt  ein^he  Majorität 
der  Beteihgten,  während  für  Genossenschaf  ts- 
^ündungen  der  ersteren  Art  Zweidrittel- 
mehrheit verlangt  wird :  a.  a.  0.  §  68 ;  über 
die  Abstufung  des  Stimmgewichts  der  In- 
teressenten (bei  Bewässerungs-,  Entwässe- 
nings-  und  Wasserschutzgonossenseliaften 
nach  dem  landwirtschaftlich  genutzten  Areal 
bezw,  nach  der  Grösse  des  zu  erwartenden 
Vorteils,  bei  Stauwerks-  und  Sammelbecken- 
genossenschaften stets  nach  dem  Masse  des 
Vorteils)  treffen  die  §§  73,  56  a.  a.  0.  ein- 
gehende Bestimmungen.  Die  Enfscheidimg 
darüber,  ob  und  welche  Eigentümer  der 
Genossenschaft  zwangsweise  zuzuteilen  seien, 
wird  durch  das  Ministerium  des  Innern  ge- 
troffen (g  75). 

Noch  weiter  als  das  badische  geht  das 
hessische  Becht  in  der  Zulassung  des 
Beitrittswanges :  letzterer  ist  statthait  bei 
allen,  nicht  nur  bei  gewissen  Arten  von 
WassergenossenschaftoD,  vorausgesetzt,  dass 

']  Diese  Formalienmg  besagt,  dass  an  sol- 
che Unt«niehinmigen ,  welche  nicht  Landea- 
kultar-  (d.  h.  1  a  n  d  wi  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  chen) 
Zwecken,  sondeni  andern,  z.  B.  industriellen 
Zvecken  zu  dienen  bestimmt  sind,  strengere 
AnEordenmgen  gesteht  werden  sollen:  während 
bei  der  Urlindang-  einer  landwirUcliaftlichen  Be- 
oder  Entwäsaerungsgenossenschaft  das  Vor- 
handensein eines  „über wiegenden"  Interesses 
der  Landeskultur  innerhalo  des  Genossen- 
schaftsgebietes zur  Ausübung  des  Beitritts- 
zwanges genilet,  muss,  sofern  es  sich  nm  nicht- 
landwirtscbafuiche  Projekte  bandelt,  das 
öffentliche,  d.  h.  allgenieine  Interesse 
die  Erzwingung  des  Beitritts  Widerspreebender 
fordern,  mn  einen  derarti^n  Zwang  als  gesetz- 
I  lieh  gerechtfertigt  erscbemen  zu  lassen. 
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ein  überwiegender  Nutzen  fllr  die  Landes- 
kultur zu  erwarten  steht  und  die  Mehrheit 
der  Beteiligten  sich  für  das  Unternehmen 
erklärt.  Die  gesetzliche  Mehrheit  ist  ein- 
fache Ärealmajorität,  wobei  jedoch  der 
Minorität  ein  Veto  dann  zustanden  ist, 
wenn  ihr  Areal  sich  auf  mindestens  vier 
Fünftel  der  Gesamtkopfz^  verteilt  (Hessen 
Art.  53). 

Das    in    Elsass-Lothringen    noch 

feilende  französische  Gesetz  von  1865  (oben  S. 
71,  673)  gestattet  gleichfalls  die  Anwendung 
des  Beitrittszwanges  bei  allen  (autorisierten) 
Genossenschaften  und  zii  Gunsten  aller  Ge- 
nosse nschaftaz  wecke,  wenn  die  gesetzliche 
Mehrheit  der  Beteili^n  (Mehrheil,  welche 
entweder  zugleich  die  einfache  Individual- 
und  ZweidrittelmajontSt  des  Areals  oder 
zugleich  die  einfache  Areal-  und  die  Zwei- 
drittelroajoritat  der  Kopfzahl  darstellt;  vgl. 
ausser  dem  angeführten  Gesetz  von  1Ö65 
das  elsaas-lothringische  G.  v.  11.  Mai  1877, 
§§  1,  2.  Üeber  die  Flussbauverbände 
in  Elsass-Lothringen  ist  bereits  im  Art. 
Deichwesen,  oben  Bd.  m  S.  157,  158 
das  Nötige  gesagt  worden. 

Eine  von  fast  allen  voretehend  erörterten 
Land  ersetzen  aufgenommene  Beschränkung 
des  Beitrittszwanges  ist  die,  dass  bezüglich 
solcher  Grundstücke,  für  welche  das  Unte^ 
nehmen  eine  erhChte  Ertragsffthigkcit  nicht 
in  Aussicht  stellt  oder  deren  besondere  Be- 
nutzungsweise  für  sie  von  wesentlich  grös- 
serem wirtschaftlichen  Interesse  ist  als  die 
durch  das  Unternehmen  beabsichtigte  Ver- 
besserung, ein  Beitritlszwang  nicht  stattfindet 
(vorbildlich:  Bayern  Art.  "20,  ebenso  oder 
ähnlich  Preussen  g  65  Abs.  3,  Hessen 
Art.  53,  Württemberg  Art  84,  Baden 
§  68  Abs.  2).  Solche  Gnindstücke  muss 
die  Genossenscliaft  eventuell  im  Wege  der 
Zwangsenteignung  erwerben. 

b)AufnahmezwHng.  »Die  Genossen- 
schaft ist  verpflichtet,  Eigentümer  benach- 
barter Grundstücke  auf  deren  Terlangec  in 
die  Genossenschaft  aufzunehmen,  wenn  die 
Eilt-  oder  Bewfisserung  dieser  Grundstücke 
dureh  Mitbenutzung  der  genossenschaftlicheu 
Anlagen  auf  die  zweckmSssigste  Weise  er- 
folgen kann  und  die  Anlagen  der  Genossen- 
schaft bei  entsprechender  Einrichtung  hin- 
reichen, um  ohne  Nachteile  für  die  bereits 
vorhandenen  Mitglieder  den  gemeinsamen 
Bedürfnissen  zu  entsprechen.  Der  neu  hin- 
zutretende Genosse  hat  jedoch  der  Genossen- 
schaft einen  entsprechenden  Anteil  an  den 
Aulagekosten  zu  zahlen^  (Preussen  §  C9, 
identisch  Hessen  Art.  56.  ähnhch  Würt- 
temberg Art.  85  und  Baden  §  59). 

II.  Austritt  aus  der  Genossen- 
schaft, a)  Recht  der  Genossen- 
schaftsmitglieder auf  Austritt. 
Nicht  nur,    was  selbstverständlich    der  er- 


'  zwungene  (s.  vorstehend  1,  a),  sondern  auch 
der  freiwillig  erklärte  Beitritt  zur  Genossen- 
schaft ist  ein  für  den  Beiti'etenden  und  seine 
Rechtsnachfolger  im  Besitz  des  Grundstückes 
unwiderruflicher  Akt,  der  Art,  daas  ein  Becht 
auf  Austritt  wider  den  Willen  der  Genossen- 
schaft im  allgemeinen  nicht,  sondern  nur 
insoweit  testefit,  als  das  Gesetz  es  ausdrück- 
lich gewährt.  Ein  solches  Becht  ist  nicht 
konzediert  in  Bayern  und  Württemberg 
(Wflrtt  Art.  69  Abs.  2  lässt  ein  Ausscheiden 
eines  Grundstücks  aus  dem  Genossenschafts- 
verbande  wider  den  Willen  der  Genossen- 
schaft unter  gewissen  Voraussetzung  en 
zwar  zu,  giebt  aber  kein  subjektives  Recht 
auf  den  Erlass  einer  dahingehenden  Ver- 
waltungsentscheidung), wogegen  die  Gesetze 
Preussens,  Hessens  und  Badens  ein  Recht 
auf  Ausscheiden  entweder  schon  dann  ge- 
währen, wenn  nach  Lage  der  Verliältnisse 
dem  betreffenden  Grundstück  die  erwarteten 
Vorteile  nicht  zugehen  oder  das  Ausschei- 
den ohne  Benachteiligung  der  Genossen- 
schaft und  ihrer  Gläubiger  thnnlieh  ist 
(Baden  g  60  Nr.  2),  oder  doch  jedenfalls 
dann,  wenn  das  Grundstück  von  den  Cnter- 
nehmern  dauernden  Nachteil  hat  (Preussen 
§  66  Abs,  3,  Hessen  Art  54  Aha.  4). 

b)  Recht  der  Genossenschaft  auf 
Ausschliessung  von  Genossen  hezw. 
deren  Grundstücken.  Nach  preussi- 
achem  und  hessischem  Recht  können  Grund- 
stücke, deren  Verbleiben  im  Genossensehafts- 
verbande  die  Erreichung  des  Genossensehafts- 
zwecks  gefährdet,  wider  den  Willen  ihrer 
Eigentflmer  aus  der  Genossenschaft  ausge- 
schlossen werden  (Preussen  §  68,  Hessen 
Art.  55,  im  wesentlichen  ebenso  Württem- 
berg Art.  69  Abs.  3.  Entschädigung  des 
Ausgeschlossenen!!.  Etwas  abweichend  und 
weitergehend  im  Sinne  eines  diskretionären 
Ausschliessungsrechts  Baden  g  Gl. 

Streitigkeiten  zwischen  der  Genossen- 
schaft und  ihren  Mitgliedern  bezw.  Dritten 
wegen  der  vorstehend  zu  I,  a,  b,  U,  a,  b 
erörterten  Rechtsverhältnisse  sind  in  Preussen, 
Baden  und  Hessen,  in  etwas  beschränkterem 
Umfange  auch  in  Bayern  und  Württemberg 
von  den  Verwaltungsgerichten  entschieden; 
einzelne  Punkte  (insbesondere  Entschädi- 
gungsfragen) sind  im  StreitfoUe  den  ordent- 
lichen Gerichten  zugewiesen. 

S.  Organisation.  Die  Organisation  der 
Genossenschaft  wird,  soweit  nicht  das  Ge- 
setz unmittelbare  Bestimmung  trifft,  dureh 
das  «Statut«  (Preussen,  Hessen,  Württem- 
berg) oder  die  »Satzungen'  (Bayern, 
Baden)  geregelt,  welches  in  diesem  Punkte 
wie  sonst  den  gesetzlichen  Normativvor- 
schriften entsprechen   muss  und  der  staat- 


liehen    Bestätigung   bedarf    (zi 
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der  Bestätigung  zuständig;  in  Preussen  bei 
Zwangsgenossen  Schäften    der    König,    sonst 
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der  BesaortimiiiBter,  d.  h.  eniodsatzlich  der 
Mniater  für  LandwirtacluÄ,  bei  Genoesei 
Schäften  zu  gewerblichen  Zwecken  der 
Minister  für  Handel  und  Gewerbe,  bei  Ge- 
Doseenschaften  zu  Schiffahrtszwecben  der 
Minister  für  Öffentliche  Arbeiten  j  —  in 
Baden  und  Hessen  das  Ministennm  des 
Innern,  in  Bayern  und  Württemberg  die 
Kreisregierung). 

Gesetzlich  notwendig  ist  überall  die 
Setzung  eines  Vorstandes  (in  Bayern 
Art  2,  >Aus8chus8<  genannt),  i)  welcher  die 
Geschäfte  der  Genossenschaft  zu  führen  uod 
letztere  nach  aussen  zu  vertreten  hat  (eine 
nach  preuasiBcheni,  bayerischem,  württem- 
bergischem  Recht  Dritten  gegenüber  durch 
das  Statut  nicht  beschrankhare  Vertretung^ 
macht).  Obligatorisch  ist  ferner  nach  preiis- 
sischem,  wOrttembergischem ,  badischem, 
hessischem  Becht  als  zweites  Hauptorgan 
die  Genossenschaftsversammlui 
d.  h.  noch  den  meisten  Gesetzen  die  P 1  e  n 
Versammlung  der  Genossenadiaften  (Reprä- 
eentativsystem,  gewählte  Vertretung  nur  in 
Baden .  §  54  Abs.  3,  für  grosse  Genossen- 
schaften zulassig),  deren  stets  beschliesaende, 
nicht  bloss  beratende  Kompetenz  sich  auf 
die  im  Gesetz  und  ei^tazungs weise 
Statut  bezeichneten  Angel^iOieiten  er- 
streckt. Stimmrecht  und  Stimmgewicht  in 
der  Genossen schaftB Versammlung  sind  statu- 
tarisch zu  ordnen.  Die  Autonomie  der  Ge- 
nossenschaft ist  hierin  nach  manchen  Ge- 
setzen  (Wflrttemben5,  auch  Baden,  dessen 
§  56  mit  seinen  eingehenden  Vorschriften 
über  das  Stimmrecht  ledighch  subsidiär 
eintreten,  sofern  das  Statut  nicht  ein  anderes 
bestimmt)  frei,  nach  anderen  beschrankt,  so 
namentlich  in  Preussen  (§  67)  und 
Württemberg  (Art.  98)  für  Be-  und 
Entwasserungsgenossenachaften  dureh  die 
Bestimmung,  dass  das  Stimmgewicht  der 
Genossen  nach  dem  Verhältnis  ihrer  Teil- 
nahme an  den  Genossenschaften  abzustufen 
ist»),  in  Hessen  (Art  37  Nr.  6)  durch  die 
Vorschrift,  dass  kein  Genosse  mehr  als  zwei 
Ffinftel  aller  Stimmen  vereinigen  darf. 

6.  Die  GenossenschaftsltuBten  und  der 


')  Der  ans  der  Mitte  dea  AiiaacbtutBes  von 
diesem  zn  wahlende  „Vontand"  ist  der  Oe- 
schäftsführer  der  Oenossenschaft  Oenosaen- 
Schäften  von  weniger  als  6  Mitgliedern  wählen 
Btatt  des  AasschDueB  nnd  Vorstandes  nur  einen 
Geschäftsführer  (Art.  2,  Abs.  4—6).  Besondere 
Bestimmungen  Über  den  Anaschnss  als  „Wiesen- 
TOTStandschaft"  b.  Art.  10  ff. 

*)  Dtxsh  darf  von  dieser  Kegel  durch  „ander- 
weite Vereinbarung",  d.h.  dnrch  einatimmiit 
(Hermes  hei  v.  Stengel,  b,  v.  Waasergenoasen- 
Bcbaften,  Bd.  II  S.  8T0J  beschlossene  atatata- 
rische  Satznng  abgewichen  werden.  So  insbe- 
sondere in  Württemberg  (Art  98). 


Hasaatab  ilirer  Vertoilong.  Deber  den 
Massatab  der  Verteilung  der  (^nossenschalts- 
lasten  oder  den  sc^;enanaten  BeitngefusB 
entscheidet  zunächst  die  Autonomie  der 
Genossenschaft,  sei  ee  im  Wege  statutarischer 
Satzung  (dies  die  Regel;  Preussen  §  56*, 
Wflrttembei^  Art  73  ^  Baden  §  54',  Hessen 
Art  37^),  sei  es  durch  besonders  herbeizu- 
führenden einstimmigen  Besctiluss  (so 
namentlich  bei  Ent-  und  Bewfisserungsge- 
noBsenschaften,  Bayern  Art.  13  Abs.  2  [»gfüt- 
liches  Üebereinkommen'J.  Preussen  §  66 
[»allgemeine  Vereinbarung«],  WOrttembei^ 
Art  97  Abs.  1  [_»Uebereinkunft  sämtlicher 
Beteiligten-],  sowie  überhaupt  fürZwaugS- 
genossenachaften :  Hessen  Art,  54  Abs.  1). 
Nur  für  die  Zwangsgenossen  Schäften  des 
badischen  Rechts  ist  der  Umlagemassstab 
gesetzlich  festgelegt ,  oline  autonomischen 
Beliebungen  Raum  zu  lassen:  Baden  §  77. 
Kommt  eine  Regelung  des  Beitragsfusses 
dureh  Statut  oder  Vereinbarung  nicht  zu 
Stande,  so  tritt  nach  bayerischem  Bedit 
(Art.  13,  Abs.  2 — 5)  für  sämtliche  Genossen- 
schaften, nach  preussischem,  württembergi- 
schem und  hessischem  Recht  für  Genossen- 
schaften mit  Beitrittszwang  ein  bestimmter 
gesetzlicher  "Verteil  nngsmassstab  in  Kraft 
Dieser  beruht  entweder  auf  dem  r^en 
Aeiiuivalenzsystem:  Verteilung  der 
Ijasten  nach  Massgahe  der  den  Genossen 
aus  den  Genossen  schaftsanlagen  erwaclLsen- 
den  Vorteile  ohne  Bücksicht  auf  Flächen- 
rösse  oder  Wert  der  Grundstücke;  so  in 
reussen,  §  66,  das  gleiche  System  gilt, 
und  zwar  als  zwingende  Gesetzesvorschrift 
{s.  oben),  als  Principalmassstab  auch  in 
Baden  (g  77  Abs.  1,  vgl.  aber  Abs.  2). 
Oder  es  ist  primo  loco  der  Arealmass- 
stab  voreeschriebeu :  Cmlegung  der  Bei- 
trage nach  dem  Flächengehalt  der  zu  ver- 
bessernden Grundstücke,  wobei  aber  für  den 
Fall,  dasa  hinsichtlich  dei  Vorteile,  welche 
den  einzelnen  Gnindstflcken  aus  dem  Ge- 
nossenschaftsuntemehmeo  erwachsen,  ein 
erheblicher  Dnteraohied  besteht,  eine  ent- 
sprechende Abstufung  des  Beitragsfusses 
teils  vorgeschrieben  (so  in  Bayern,  Art.  13 
Abs.  i  und  in  Württemberg,  Art,  97 
Abs.  2,  3;  Kiuteilung  der  Grundstücke  in 
,  teils  zugelassen  (so  in  Hessen, 
Art  54  Abs.  2).  Li  allen  Fällen  ist  die  Er- 
mässigung oder  der  vollständige  Erlass  der 
einzelnen  Beitragsforderung  gestattet  und 
tboten,  wenn  sich  nachträgUch  eigiebt, 
>S8  das  beitragspflichtige  Grundstück  einen 
besonders  geringen  oder  gar  keinen  Vorteil 
von  dem  Genossenschaftsuntomehmen  ge- 
habt hat:  vgl.  Preussen,  §  66  Abs.  2,  Baden 
§  77  Abs.  3,  Württemberg  Ai-t  97  Abs.  4, 
Hessen  Art.  54  Abs.  3.  Das  bayerische 
Recht  gewahrt  ausserdem  noch  unbemittelten 
Genossenschaften,  welche   zum  Beitritt  ge- 
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zvuugen  'worden  siad,  besoodere  Erleichte- 
raDKen:  s.  hierQber  Bayern  Art  17. 

Die  GenOBBenschaftsbeiträge  haben  über- 
all den  Charakter  öffentlicher  Lasten; 
sie  werden  in  Bezug  auf  die  RechtakontroUe 
der  VeraulaguQg  ^^Verwaltungsrechtsweg !) 
uod  auf  die  Beitreibung  (Verwaltungsexe- 
kution ;  vkI.  oben  S,  676)  von  den  Gesetzen 
den  öEfentlidien,  insbesondere  den  Gemeinde- 
abgaben gleichgestellt 

7.  Staatsaufsicht 
schatten,  nnd  zwar  in  WOrttembei^  nicht 
nur  die  »Öffentlichen*,  sondern  auch  die 
»nichtöffenÜichen«  (a.  oben  S.  674),  sind 
zur  Sieherang  der  tjualifizierten  Pflichtstel- 
Inng,  welche  sie  als  Selbstverwaltim^körpor 
dem  Staate  gegenüber  einnehmen  (vgl.  oben 
S.  674)  der  Aufsicht  des  Staates  unter- 
worfen. Bichtung  nnd  Inhalt  dieser  Auf- 
sichtsgewalt über  die  GeDossenschaftea  ist 
durch  die  Gesetze  bestimmt,  und  namentlich 
enthalten  das  preussisehe  Wassergenossen- 
schaftsgesetz  sowie  die  Gesetze  Württem- 
bergs, Badens  und  Hessens  hierüber  ein- 
gehende und  klan?,  dae  bayerische  Be-  und 


lückenhafte  und  wenig  prägnante  Bestim- 
mungen. 

Gegenständlich  ist  die  Staatsaufsicht 
zunächst  Überall  darauf  gerichtet,  daas  die 
Angelegenheiten  der  Genossenschaft  in  Ueber- 
einstimmung  mit  dem  Statut  und  den  Ge- 
setzen verwaltet  werden:  Preussen  §  49, 
Württemberg  Art  76,  Baden  §  62,  Hessen 
Art  41.  In  Preussen  und  Hessen  ist  sie 
auf  diese  Punkte  beschr&nkt  In  Württem- 
berg erstreckt  sich  die  Beaufsichtigung 
ferner  noch  auf  die  Ordnungsmässig^eit  des 
Rechnungswesens  und  erheblich  weiter  wie 
überall  sonst  ist  der  sachliche  Umfuig  der 
Aufsichtsgewalt  in  Baden  gezogen,  dort  hat 
(a.  a.  0.  Abs.  2)  die  Aufsichtsbehörde  u.  a. 
anch  darüber  zu  wachen,  dass  eine  Beein- 
trächtigung der  öffentlichen  latereesen  so- 
wie eine  ungerechtfertigte  Bevorzugung  oder 
Benaehteihgung  einzelner  Mitglieder  oder 
eines  Teils  dei-selben  vermieden  werden. 

Die  Befugnisse  der  Aufsichtsinstanz 
werden  von  den  vorerwähnten  Gesetzen 
einfach  und  zweckentsprechend  durch  die 
Bestimmung  geordnet,  daes  die  Aufsicht 
Über  die  Wassergenossenschaften  mit  den- 
jenigen Befugnissen  zu  handhaben  ist,  welche 
der  staatlichen  Aufeichtsbehörde  gegenüber 
der  Gemeindeverwaltung  zusteheu: 
Preussen  §  49  Abs.  2,  Württemberg  Art  80 
Abs.  4,  Baden  §  62  Abs.  3,  H.>iBen  Art.  41 
Abs.  2.  Ausser  und  abgesehen  von  dieser 
allgemeinen  "Vorschrift  enthalten  dann  die 
Gesetze  noch  besondere  Bestimmungen  über 
einzelne  Funktionen  der  Aufsichtsgewalt,  so 
Preussen  §§  50,  51  _(—  Hessen  Art.  42,  43) 
über  die  Zwangsetati  sierung  gesetzlich  oder 


statutarisch  notwendiger  Ausgaben  und  über 
das  Erfordernis  der  Staatsgenehmiguug  bei 
Immobiliarveräuaserungen  und  Aufnahme 
von  Anleihen  durch  die  Genossenschaft, 
Württemberg  Art  80  Ate.  3  über  die  Be- 
stätigung des  Yorstandes,  Baden  §  62  Abs.  4 
Ober  die  kommissarische  Verwaltung  der 
Genossen  Bchaftsangelegenheiten  dimsh  staat- 
lich bestellte  »Bevollmächtigte». 

8.  AnflSsung  der  W.  Die  freie 
Genossenschaft  des  preussischen  Bechts 
wird  aufgelöst  durch  Ablauf  der  im  Statut 
bestimmten  Zeit,  durch  einen  Beschluss 
der  Genossenschaft  und  durch  Eröffnung 
des  Konkurses  (Preussen  §  31).  Für  die 
öffentlichen  Genossenschaften  in  Preussen, 
beide  Kategorieen  der  Genossenschaften 
in  Württemberg  und  ebenso  für  sämtliche 
Genossenschaften  des  bayerischeu,  badischen 
und  hessischen  Bechts  gilt  folgendes.  Die 
Genossenschaft  kann  ihr  Ende  finden  mit 
oder  gegen  ihren  Willen.  Mit  ihrem 
Willen,  a.  h.  durch  einen  auf  Auflösung 
der  Genossenschaft  lautenden  Genossen- 
schaftsbesclduss.  Ein  solcher  Beschluäs 
bedarf  überall  ausser  in  Bayern  der  Staats- 
genehmiguug (Preussen  §  62,  Württemberg 
Art.  77,  Baden  §  64,  Hessen  Art  öO,  zu- 
ständig überall  die  Central  behOrd  e ,  in 
Preussen  der  betreffende  Ressortminister,  in 
den  anderen  Staaten  das  Ministerium  des 
Innern)  und  kann  giltig  nur  mit  Zweidrittel- 
majorität gefasst  werfen;  nähere  Bestim- 
muugeu  über  die  Berechnung  der  Mehrheit 
finden  sich  in  den  angezogenen  Gesetzes- 
bestimmungen sowie  Bayern  Art  9. 

Gegen  ihren  Willen  kann  die  Genossen- 


temberg,  Baden,  Hessen  des  zuständigen 
Ministerium,  in  Bayern  der  Ereisregierung), 
wenn  die  Genossenschaft  nur  noch  aus  zwei 
Mitgliedern  besteht  (Preussen  §  61,  Würt- 
tembeig  Art.  78,  Baden  §  63,  Hessen  Art  49 ; 
Voraussetzung  überall  Antrag  des  einen  Ge- 
nossen) oder  wenn  die  Ausführung  des  Unter- 
nehmens um  mehr  als  Jahresfrist  verzögert 
ist  (Preussen,  Württemberg,  Baden,  Hessen 
a.  a  0.,  Bayern  Art  42).  Ueber  das  an 
die  freiwillige  oder  unfreiwillige  Auflösung 
sich  anschheseende  Liquidationsverfahren 
enthalten  namentlich  das  preussische  und 
hessische   Gesetz    eingehende   Vorschriften. 

Quellen :  Im   Teile  angegeben. 

Lltteratnri  Die  ™  den  Ära.  Beväiiertiitg 
und  BtaälteTungtrecht  oben  Bd.  II  S. 
79i  und  Deickvreien,  Bd.  III  S.  ISO  ange- 
gebenen St/iriJUn.  Sodann:  A.  ^nachACx,  Die 
dffuliehen  WttiengeaoiientcJiafien ,  in  jlecker 
und  Muth^i  Jahrb.,  18S9.  —  Oierke,  Genoaien- 
ichafttrtcht  I  und  II!.  ~  ^taln,  Recht  der 
ößenll.  Genonnntchqfl.  —  An.  IVatierge- 
naitenicha/ltnin  Holliendor//i  Jiechlt- 
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Wa£sergeno5Ben6chaften — Weber 


lexikon(Seke7tkt!l>  undmv.  SlengeUWorierb. 
det  dcutiehen  VrrvaUutigmelila  fBerm^a}.  —  v. 
BÜloiB  und  Fastenau,  Da»  (prciui.)  Wamtr- 
genomnichnfUgtteU  v.  1.  Ajiril  1S73.  —  Ran- 
Aa,  Die  Wanergeaouenichaj'ltn  nach  öiterr, 
Secht  (IS98). 

O.  Anachüls. 


Weber,  Friedrich  BeDedikt 
(getauft  Benjamin) 

ward  geboren  am  11.  XI.  1774  za  Leipzig,  be- 
g&an  1793  dorteelbst  seine  Jnristiscben  Stadien, 
widmete  sich  dann,  seiner  Vorliebe  tflr  die  Land- 
wirtschaft entsprechend,  faa.nieriiliatiachenStui1ien, 
ward  1796  Baci\alaareu8  juris,  erlernte  von  1797 
bia  1799  die  praktiscbe  Landwirtschaft  zu 
Roch»burg  nnd  Hntzschen  nnd  habilitierte  sich 
im  September  1799  in  Leipzig,  um  über  Enme- 
ralwissenscbnften  zn  leseu.  Im  Jahre  1801 
war  er  ansserordentl icher  Professor,  erhielt  aber 
schon  am  Ende  desselben  Jahres  einen  Ruf  als 
ordentlicher  ProfesBor  für  Oekonomie  nnd  Ka- 
meralia  nach  Frankfurt  a.  d,  0.,  von  wo  ans 
er  viele  landwirtschaftliche  Reisen  untemnbm. 
Im  Jahre  IBIO  war  er  Rektor  nnd  siedelte  Ende 
dieges  Jahres  mit  der  Universität  nach  Breslau 
Über,  wo  er  am  8.  IIL  1848  starb. 

Weber  war  einer  der  fracbtharsten  national- 
Skonomischen  Schriftsteller,  wobei  es  freilich 
nicht  fehlen  konnte,  dass,  namentlich  in  Be- 
zug auf  seine  landwirtschaftlichen  Schriften, 
viel  Mittelmässiges  mit  unterlief.  Röscher 
nennt  ibn  (Gesch.  der  N.  0.,  S.  602)  den  „viel- 
schreibenden Breslaner  Profesaor,  welcher  von 
Ä.  Smith  wenig  berührt  zn  »ein  scheint,  ob- 
gleich er  dessen  Werk  „eines  der  wichtigsten, 
gründlichsten  und  scharfsinnig  ton '  nennt." 
Weber  unterscheidet  eine  theoretische  and  prak- 
tische Seite  der  „Politischen  Oekonomie",  welch' 
letztere  Bezeichnung  er  —  nach  Kautz,  II,  S. 
623  —  in  Dentscbland  zuerst  gebraucht  bat. 
Von  besonderem  Werte,  auch  für  die  G«gen- 
wart,  sind  die  eingehenden  national Ikonomischen 
Li  tteratur  angaben  Webers.  Obgleich  noch 
manchen  physiokratischen  and  merkantilistischen 
Ansichten  huldigend  (er  bezeichnet  die  Ver- 
einigung beider  Systeme  als  „  das  allein 
wahrhaft  oegllkkende  System  der  natürlichen 
Freiheit  aller  Gewerbe  nnd  der  danach  einzu- 
richtenden gleichsten  Verteilung  der  Staats- 
kosten"), legt  er  doch  ein  Hauptgewicht  auf  die 
Arbeit  der  Nation,  welche  er  als  ^die 
Quelle  und  das  Mittel  zur  Befriedigung  aller 
menschlichen  Bedürfnisse"  bezeichnet  (Einleitung 
in  die  Kameralwissenschaft,  S.  8  ff.),  and  nShert 
eich  sehr  dem  Smitbschen  Indastriesjstem. 

Hit  Ausscheidung  der  speciflsch  landwirt- 
schaftlichen Schriften  sind  die  Hauptwerke 
Webers  Staats  wissenschaftlichen  Inhaltes,  chro- 
nologisch aufgeführt,  folgende:  De  suprema 
principis  in  sylvaa  inapectione,  legibus  patriis 
lUustrata,  Lips.  179ß.  —  Tractatus  de  studio  rei 
rusticae,  Lips.  1799.  —  Grundsätze  über  die 
Abschaffung  der  Hutb,  Trift  und  Brache,  inso- 
fern diese  Rechte  den  RittergDtem  nnd  Do- 
mänen gegen  die  Bauerngüter  zustehen,  Leipzig 
1800.    —    Oekonomisch  -  juristische    Abgolntion 


über  die  Rittergüter,  besonders  in  Kursachsen. 
Leipzig  1802.  —  Handbach  der  ökonomischen 
Litteratur,  16  Bde.,  Berlin  u.  Breslau  1803  bis 
184U.  —  Systematisches  Handbuch  der  Staats- 
wirtscbnft  mit  vorzllglicber  Hinsicht  auf  die 
Litteratur  derselben,  Berlin  180:^—1805.  —  Ein- 
leitung in  das  Studium  der  Kam eral Wissen- 
schaften; nebst  dem  Entwürfe  eines  Systems 
derselben,  Berlin  1803.  Die  zweite  ganz  um- 
gearbeitete, vermehrte  und  verbesserte  Auflage 
führt  auch  noch  den  besonderen  Titel:  Entwurf 
einer  Eucyklopädie  und  Methodologie  der  Ka- 
meralwissenscnaften.  Zum  Behuf e  akademi- 
scher Vorlesungen,  2  Hefte,  Breslau  1819.  {Ent- 
hält ancb  einen  ausführlichen  Nachweis  der  Lit- 
teratur der  Kam  eral  Wissenschaften  mit  kurzer 
Charakteristik  der  einzelneu  Schritten.)  ~  Ueber 
die  Einrichtungen  der  Universitäten ,  Berlin 
180Ö.  —  Einleitung  in  das  Studium  der  Oeko- 
nomie, Züllichan  1804.  —  Kleine  Ökonomisch- 
kameralistische Schriften,  I.  Bändchen,  Berlin 
1805.  —  Ueber  Thätigkeit  nnd  Unthätigkeit 
nnd  die  natürliche  AnTage  und  der  Hang  des 
Menschen  zu  derselben,  Leipzig  1805,  —  Ueber 
Pflege.  Wartung  nnd  Schutz  der  Saaten  und 
Frucbtfelder  in  ökonomischer  und  polizeilicher 
Hinsicht,  Berlin  1806.  —  Einleitung  in  das 
Studium  der  Kam  eral  Wissenschaften,  Berlin  1806. 

—  Staats  wirtschaftlicher  Versuch  Über  die 
Teuerung  nnd  TeuemngspoHzei,  ÜÖttingen  1807. 

—  Staatswirtschaftl icher  Versuch  über  das 
Armeuwesen  und  die  Armenpolizei,  GQttingen 
1807.  —  Oekonamiacb-juristisches  Handbnch  der 
Landhaushai  tu  ngskau  st,  Berlin  1809.  —  Lehr- 
buch der  politisciien  Oekonomie,  2  Bde.,  Breslau 
1813  (das  Hauptwerk  Webers,  in  welchem  er 
die  politische  Oekonomie  als  einen  Teil 
der  „Staats  wissen  Schäften"  (S.  9)  und  zwar  als 
(S.  7  ff.)  „die  Wissenschaft  von  dem  öffent- 
lichen oder  gesamten  National-  und  Staatsver- 
mQgen,  deaseu  Entstehung,  Bestandteilen,  dessen 
Bearbeitung,  Verwaltung'  und  Benutzung  von 
Seiten  der  Nation,  des  Volkes,  sowohl  als  Ton 
Seiten  der  Regierung,  des  Staates,  behandelt. 
Sie  zerteilt  sich  in  al  die  National-  oder 
VolksOkonomie  Nationalwirtschafts- 
lehre  oder  die  Lebre  von  der  Natur,  den  Be- 
standteilen, der  Entstehung  und  Erwerbung, 
und  von  der  Bearbeitung,  Beuutiung  nnd  Kon- 
sumtion des  Nation alvennügens  zur  BegrQndung 
des  National  reicht«  ms  abseilen  des  Volkes, 
der  eigentlichen  Nation  im  allgeineinen,  ohne 
Bezug  auf  den  Staat,  dessen  Bedürfnisse  und 
Anstalten;  b)  in  die  Regiernngsökonomie, 
Staats  Ökonomie,  Staats  Wirtschaft  oder 
die  Lehre  von  der  Erhaltung,  Besorgung,  Be- 
nutzung nnd  Verwaltung  des  gesamten  Na- 
tional- und  insbesondere  des  StaatsvermSgens 
abseiteu  des  Staates  oder  der RegiernnG;.'' 
Die  Staatswirtschaft  teilt  Weber  dann  wieder 
ein  in  die  Polizei-  und  Finanz  Wissenschaft.)  — 
Bemerk  an  gen  über  verschiedene  Gegenstände 
der  Landwirtschaft  nebst  einer  staatswirtachaft- 
licbeu  Abhandlung  ober  Getreidetenerung, 
Breslau  1819.  -  (Pseudonym)  Gedanken,  An- 
sichten und  Bemerkungen  über  die  Unbill  und 
Not  und  die  Klagen  unserer  Zeit;  in  national- 
wirtschaftlicher Hinsicht.  Voü  einem  unpartei- 
ischen Freunde  der  Wahrheit,  Berlin  1826.  — 
Ueber  Gewinnung  der  feineu  nnd  edlen  Wolle, 
den  Wollhandel    und  die   Wollpreise,    Brealan 
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1827.  ~  Handschriftliche  Nachrichten  des  Grafen 
Ernst  TOD  SchSnbnrg  -  Bochsburg  Über  seine 
Wirtschaftsfölinmg  zn  KochsbTirg.  Hit  An- 
merkungen, 2  Bde.,  Halle  1828.  —  lieber  die 
Kameralwissenacbaft  und  das  EaineraUtudium 
anf  Ulli verei täten,  uebat  einem  Plan  zu  einem 
kameralistischen  Kurans  auf  der  Universität  zu 
Hreslan.    Ein  Programm,  Breslan  J828.  —  All- 

EBiceines  landwirtecbaftliches  terminologisches 
exikuQ  nnd  Idiotikon,  Breslau  1829.  —  Blicke 
in  die  Zeit,  in  Hinaicbt  auf  Nationalindostrie 
nnd  Staatswirtschaft,  mit  besonderer  Berück- 
eicbtigung  Deutacblands  und  Tornehmüch  des 
preussischen  Staates.  Nachtrag  zn  den  „Üe- 
danken'  etc.  {b.  o.),  Berlin  nud  Stettin  183(1. 
(Die  „Gedanken"  und  „Blicke",  sowie  [s.  n.]  die 
„Jahrbücher"  und  alle  statiBtischen  Arbeiten 
Webers  BtUtien  sich  anf  ein  sehr  eingehende* 
Quellenstudium,  unter  ganz  besonderer  BerUck- 
aichtignng  der  damatigeu  Tages-  und  periodi- 
schen Litteratur.  In  seinen  Handeia-,  Oewerbs- 
und  Verkehrastatistiken  tritt  Weber  lebhaft  für 
Handelsfreiheit  und  thunlicbste  Verkehrserleich- 
ternjigen  ein.)  —  Statistik  der  prenssischen 
ilonarcbie ,  Breslau  1840  —  Sjstematiaches 
Handbuch  der  neuesten  dentschen  äkonomischen 
Litteratur  ans  den  Jahren  1831—1840,  Grimma 
1842, 

Folgende  Zeitschriften  nnd  Periodica 
vuiden  von  Weber  herausgegeben;  Der  Ökono- 
mische Sammler  oder  Magazin  von  Aufsätzen 
etc.  über  die  Land-  nnd  Hau 9 Wirtschaft  und 
deren  Hilfs-  und  Neben  wissen  Bchaften,  12  Hefte, 
Leipzig  1801-1808.  —  (Mit  Plathner  und 
Sturm)  Jahrbuch  der  Landwirtschaft,  L— III. 
Bd..  Berlin  1818—1821.  —  (Fortsetzung)  Nenes 
Jahrbuch  der  LandvirtMhaft,  I.  u.  II.  Bd.,  Bres- 
lan  1821;  Bd.  III  u.  IV,  Leipzig  1824—1826; 
Bd.  V,  Breslau  1827.  —  (Mit  Block,  Plath- 
ner und  Zimmermann)  Schi esische landwirt- 
schaftliche Monatsschrift,  L— III.  Bd.,  Breslau 
1829-1831.  —  Historisch-statiatiacbea  Jahrbuch 
in  Bezug  auf  Natioualiudnstrie  nnd  Staatswirt- 
Bcbaft  etc..  3  TeUe,  Breslau  18.S0-1837.  (Der 
«weite  Jahrgang  auch  nnter  dem  Titel:  Die 
Qewerbsindustrie  und  Staats  Wirtschaft  der  Jahre 
1832  und  1^3  bistoiisch  nnd  statistisch  dar- 
gestellt.) —  Schlesische  landwirtschattiiche  Zeit- 
schrift, 5  Bde.,  Breslan  1834—1838.  —  Verhand- 
lungen und  Schriften  der  ükon.  Sektion  der 
Schles.  Gesellsch.  etc^  2  Bde.,  Breslau  163ä  ff. 
Ausserdem  veröffentlichte  Weher  in  an- 
deren Zeitschriften:  Viele  Arbeiten  im 
Korrespondenzblatt  der  Schles.  Geseltsch.  f. 
vaterl.  Knltnr  etc.  —  In  den  Preisschriften  der 
FUratt.  Jablonowshischen  Gesellschaft:  Dias,  de 
annouae  caritatis  ratione  etc.,  Lipa.  1^2;  Disa. 
in  <tna  disqniritur:  Quaenam  sit  atmoaphaerae 
in  fertUitatem  agror.  vis?  etc.  etc.;  Comment. 
de  re  Saxoniae  instica  cum  ea,  qnae  in  Bclgio 
obtinet  etc.,  Lips.  1834.  —  In  der  „Minerva", 
Jnliheft  182:-) :  Ueber  die  Zunahme  der  Bevülke- 
rnng  nach  Kriegen,  mit  besonderer  Hinsicht  auf 
den  preusBiachen  Staat  und  die  Jahre  1813  bia 
1815j  in  derselben  Zeitacbrift  Januarheft.  1827: 
Auslichten  in  die  nächate  Zukunft  in  Hinsicht  anf 
National  Industrie  und  Staatawirt^chaft  etc.  — 
In  Raus  „Archiv",  III.  Bd.,  Heidelberg  18:-i8, 
S.  78 — 101 ;  Ueher  Produktion  und  Konsumtion 
in  nationalükonami acher  Hinsicht  überhaupt  nnd 
nach   statistischen  Handels-   und  gewerblichen 


Notizen  insbesondere.  -:-  In  derselben  Zeit- 
schrift, V,  Bd.,  Heidelberg  1841:  Ueber  den 
dentachen  Hesshandel  in  den  Jahren  1838  bis 
184U.  —  Zahlreiche  Rezensionen  in  der  Leip- 
ziger, Jenaschen  und  H&lleschen  Litteratnr- 
zeitung. 

Vgl.  über  Friedrich  BenediktWeber: 
Lobe  in  der  „Deutschen  Biographie",  41.  Bd.. 
Manchen  1896,  S.  29öff,  —  Nekrolog  in  der 
„Agronomischen  Zeitung",  Leipzig  i&S,  Bd, 
III,  S.  442.  —  Biographie  und  Nekrolog 
in  „Neuer  Nekrolog  der  Deutschen",  26.  Jahrg., 
I.  Teil,  Weimar  W50,  S.  2Xi.  —  Wilh.  Rö- 
scher, Qeach,  d,  Nat-Oek,,  München  1874,  S. 
472,  ß02,  603.  —  Julius  Graf  von  Soden: 
Die  Staatspolizei  nach  den  Grundzügen  der  Na- 
tionalökonomie. Aarattl817,  S.  27  ff.  —  Kau  tz, 
Theorie  und  Geschichte  der  Nat.-Oek.,  II,  Wien 
1860,  S,  623.  —  Pölitz-Bölaus  JahrblJcher, 
XXVII,  1,  8.  468;  XXXV,  1,  S.  91.  --  Mo- 
sers Nationalökonom.,  IH,  1,  S.  77;  2,  S.  370. 
—  Mensel,  Gelehrtes  TentBchland,  Bd.  X, 
Lemgo  1803    S.  796.    —    Ecks  Leipziger  ge- 


1803,  1804,  1806,  1807,  1812. 


Weber,  Hax, 

geboren  am  21.  IV,  1864,  besBchte  das  Gj-m- 
□aainm  zn  Charlottenbnrg,  dann  als  Stndent 
der  Rechte  die  Universitäten  Heidelberg, 
Strassbnrg,  Berlin,  GCttingen,  arbeitete  als 
Referendar  in  den  Seminaren  Ton  Goldachmidt 
nnd  Meitzen,  promovierte  zum  Dr.  juria  in 
Berlin  1889,  schied  als  Assessor  ans  dem 
JUBÜzdienst  und  habilitiert«  sich  für  römisches 
und  HandelBrecht  in  Berlin  1892,  wurde  1893 
zum  anaaerordentlichen  Professor  fQr  Handels- 
und deutsches  Recht  in  Berlin  ernannt,  1894 
als  ordentlicher  Professor  der  Nationalökonomie 
nach  Freiburg,  1897  als  Nachfolger  von  Knies 
nach  Heidelberg  bernfen. 

Publikationen.  Zur  Geschichte  der 
Handelsgesellschaften  im  Mittelalter  (StuttgEut 
1889).  —  Die  rämische  Agrargeschichte  in 
ihrer  Bedeutung  für  das  Staats-  nnd  Privat- 
recht  (Stuttgart  1891).  —  Die  Verhältnisse  der 
Landarbeiter  im  ostelbischen  Deutachland  (öö. 
Band  der  Schriften  des  V.  f.  Sozialpolitik  Leip- 
zig 1893).  —  Die  Ergebnisse  der  Börsenenquete, 
in  Goldscbmidts  Zeitschrift  fUr  Handelsrecht 
(Band  44  ff.,  1894  ff.).  —  Der  Nationalstaat  nnd 
die  Volks  Wirtschaftspolitik  (Antrittsrede  Frei- 
burg 189S).  —  Die  sozialen  Gründe  des  Unter- 
gangs der  antiken  Kultur  (in  „Die  Wahrheit", 
Maiheft  1895),  —  Gutachten  für  den  deutachen 
Juristentag  über  das  Heimstätten  recht  (1897). 

—  Artikel:  Agrarverhältnisse  im 
Altertum  (im  Haudwörterb.  d.  Staatsw..  2. 
Aufl.,  1.  Bd.),  Böraeowesen,  BiSraenee- 
aetz  (ebd.  1.  Aufl.,  Supplementband  I  und  II). 

—  Populär:  Die  Börae,  in  Nenmanna  Ar- 
beiterhibliotbek.  Herausgeber  der  Enquet«  des 
ev.-soz.  Kongresses  über  die  Lage  der  Land- 
arbeiter, Mitheransgeber  der  volkswirtschaft- 
lichen Abhandlungen  der  badischen  Hochschulen. 

Aed. 
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Wechsel  (Geschichtliche  Entwickelung  des  WechBelreclite) 


Weobsel. 

I.  Geschichtliche  Entwickelung  des  Wechsel- 

rechts    (S.   684),     IL  Volkswirtschaftliche  Be- 
dentnng  des  Wechsels  (S.  697). 

I. 

OeschichtUche  Entwickelung  des 
ffechselreclits. 

I.  Grandleguna:  und  Uebersicht  1. 
Die  Wertpa^iereigenschoft  des  Wechsels.  2,  Der 
auf  Scontraüon  beroheniie  Umsatz.  —  II.  Vor- 
Btnfea  des  WecheeU.  —  HI.  Geschichte 
des  Bigenwechsals.  —  IV.  Geschichte 
der  Tratte.  1.  EntstehnDg.  2.  Die  Stellang 
des  BemitteDten  and  Präsentanten.  3.  DasAccept, 
4.  Protest,  Interrentioii  and  Aval.  5,  Duplikate 
und  Eopieen.  6.  Zusammenfallen  Terachiedener 
Wechselpersonen  in  eine  (Eicorsawechsel).  7. 
Der  Umsatz  der  Wechselforderungen  nud,  seine 
Fonnen.  Giroaval.  H.  Das  Indossament.  —  V. 
Die  Wechselordnungen.  —  VI.  Gegen- 
wart und  Znkunft  des  Wechsels. 

I,  Ctmndlegiiiig  and  Uebersicht 
L    Die    WertpapIereigenBchaft    dee 

Weohsete,  Ein  Umsatz  von  Forderungen 
kann  durch  zwei  juristisch  in  ihrem  tief- 
sten Wesen  verschiedene  Mittel  stattfinden. 
Dss  scheinbar  nächstliegende,  geschicht- 
lich aber  jüngere  dieser  Mattel  ist  die  ein- 
fache Verfluseerung  der  Forderung,  deren 
vfichfigates  Werkzeug  im  heuligen  Verkehr 
das  Wertpapier  iüt  Während  das  Kredit 
System  in  seinen  einfachen  Anwendungen 
die  dem  Gläubiger  entbehrlichen  Güter  zeit- 
weise in  die  Verwendung  des  Schuldners 
bringt,  )Ost  unser  auf  den  Umlauf  der  Wert- 
papiere gegründetes  Kreditsystem  das  Prob- 
lem, dem  Schuldner  die  Güter  zur  Ver- 
fdgung  zu  stellen,  ohne  sie  dem  Gläubiger 
zu  entziehen.  l)er  Gläubiger  erhält  an 
dem  Wertpapier  infolge  seiner  Absatzfähig- 
keit ein  GeldBurrogat,  ein  Gut,  das  er  jeder 
Zeit  zu  Geld  machen  kann.  Das  Wertpapier 
stellt  die  Forderung  in  der  absatzfähigsten 
Gestalt  dar.  Die  Absatzfähigkeit  in  diesem 
Sinne  stellt  sich  zuerst  und  am  leichtesten 
bei  den  Effekten  ein.  Hier  bildet  sich  im 
AnschlusB  an  die  Kriege  und  die  nngeiieureu 
Gütervermehrungen  zu  Beginn  der  Neuzeit, 
infolge  der  Identität  des  Scliuldners,  Identität 
der  Hechtsgrundlagen,  Gleichheit  oder  doch 
bequemer  Kommen surabilität  der  in  grosser 
Zahl  ausgegebenen  Appoints,  ein  Massenum- 
satz von  Fordei-ungBit  heraus.  Diese  Er- 
scheinung beruht  auf  der  Schwierigkeit  der 
Identitätsprülung  des  Gläubigers  imd  auf 
demVerbkfisen  der  individuellen  Beziehungen 
zum  Schuldner.  Die  häufigeu  Umsätze  er- 
zeugen die  öffentliche  Bewertung  durch  den 
Kurs,  imd  dieser  wird  ein  Hebel  zu  neuen 
Umsätzen.  Erst  von  den  Effekten  wird  die 
Idee  des  von  den  individuellen  Beziehungen 


zum  Schuldner  losgelQeten  eminent  über- 
tragbaren Papier« ,  die  Wertpapier- 
eigenschaft,  nnd  die  Sechtsform  des 
Indossamentes  auf  die  freie  Geldfordemng 
des  Verkehrs,  auf  den  Wechsel  übertragen. 
Frei  nennen  vir  den  Wechsel  im  Ge^a- 
satze  zu  den  Effekten  wegen  der  vQlhgen 
Freiheit  der  Beträge,  der  Becht^rundl^n 
und  des  Schuldners.  Die  Wertpapier- 
eigenschaft besteht  nach  Brunner  wesent- 
lich darin,  dass  der  Schuldner  nur  gegen 
Rückstellung  der  Urkunde  zu  zahlen  braucht 
Das  ist  ein  verhängnisvoller  Irrtum,  der  den 
Wert  der  im  übrigen  grundlegenden  Brun- 
D ersehen  historischen  Forschungen  trübt. 
Die  Mühe  einer  Wider!«ung  ersparen  uns 
nunmehr  die  §§  369  und  371  B.G.B.,  nach 
welchen  alle  Sehuldittkunden  Wertpapiere 
sein  mflseten,  wenn  die  Bninnersche  Defi- 
nition richtig  wäre.  Die  Wurzel  dieses  Irr- 
tums habe  ich  in  meinen  »Studien« 
(Gi-flnhuta  Zeitschrift  XXVI  Nr.  2  §  1) 
blossgele^.  Die  Wertpapienjualität  li^ 
nidit,  wie  Brunner  und  die  frühere  herr- 
schende Meinung  wollten,  in  dem  Rechts- 
satze, dass  der  Schuldner  nur  gegen  die 
Urkunde  zu  zahlen  braucht,  auch  nicht 
in  dem  Satze,  dass  der  Schuldner  gegen 
die  Urkunde  zahlen  d  arf  (Legimationspapier), 
d.  h.  mit  befreiender  Wirkung  zahlen  kann, 
ja  auch  uicht  in  demSatze,  dass  der  Schuldner 
auf  Grund  der  Urkunde  zahlen  muss. 
Diesen  Satz  hat  Brunner  selbst  (das  fran- 
zösische Inhaberpapier  S,  37  ff.)  für  Zeit- 
perioden und  Urkunden  festgestellt,  für 
welche  von  einem  Umsatz  in  grösserem 
Stile  gewiss  nicht  die  Hede  sein  kann.  Wo 
sich  aber  ein  solcher  Umsatz  entwickelt, 
wie  im  16.  Jahrhundert  bei  den  Effekten 
jener  Zeit,  lässt  sich  alsb^d  ein  neuer 
Rechtssatz  feststellen,  welcher  wirklich  als 
Drehpunkt  der  geschichtlichen  Entwickelung 
angesehen  werden  darf.  Es  ist  der  Satz, 
daä  der  Schuldner  nur  gegen  das  Papier 
zahlen  darf^  dass  eine  Zahlung  ohne  Pa- 
pier, auch  wenn  die  Uebertragung  der  Forde- 
nug  dem  Schuldner  nicht  angezeigt  ist,  an 
den  ursprünglichen  Gläubiger  gegenüber 
dem  Tri^er  des  Papiers  keine  befreiende 
Wirkung  hat  AUgemeiuer  ausgedrückt:  der 
Träger  des  Papiers  ist  aUein  dispositions* 
lierechtigt  Zu  diesem  Satze  gesellt  sich 
dann  für  die  R^el  (beim  vollkommenen 
Wertpapier)  der  früher  schon  sporadisch 
vorkommende  Satz,  dass  an  den  legitimierten 
Inhaber  des  Papiers  auch  gezahlt  werden 
muss,  dass  der  legitimierte  Inhaber  nicht 
bloss  ausschliesslich  zum  Empfang,  son- 
dern auch  zur  Forderung  legitimiert  ist, 
ohne  dass  dem  Schuldner  das  Recht  einer 
weiteren  Prüfung  des  Herganges  des  Rechts- 
erwerbes zustünde.  Aber  der  entscheidende 
Fortschritt   ist  schon    gemacht,    wenn   der 
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redliche  Erwerber  des  Papiers  weiss,  dass 
oline  das  Papier  eine  Zahlung  nicht  statt- 
finden wird.  Damit  ist  die  Umaatz&higkeit 
im  wesentlichen  gegeben.  Denn  nunmehr 
hat  der  Besitzer  die  Sicherheit,  dass 
er  lind  kein  anderer  zur  Ausübung 
des  Eechtes  zugelassen  wird.  Infolge  dieser 
engen  Bindung  des  Rechtes  au  die  Urkunde 
wird  die  Gefahr  ausaerordenUich  vermindert, 
welche  BODBt  mit  dem  Erwerbe  eines  per- 
BSDÜchen  Rechlee  ohne  Zustimmung  des 
Yerpflicht«ten  verbunden  ist,  die  Gefahr, 
dasa  der  GlSubiger,  welcher  das  Recht  ab- 
tritt, selbst  nicht  der  wahre  Glaubiger  ist 
oder  dass  er  nicht  berechtigt  war,  das  Recht 
abzutreten.  Unterstützend  treten  dann  die 
deutsclirechtlichen  Grund  sfitze  über  den 
Schutz  des  redlichen  Erwerbes  (Hand  wahre 
Hand)  ein.  Diese  Entwickelung  vollzieht 
sich  zunächst  bei  den  Effekten  (Eosta- 
necki).  Die  dem  individuellen  Bedürfnis 
angepasste  Fordenmg  ist  von  vorn  herein 
zu  MaBsen Umsätzen  weit  weniger  geeignet 
als  die  Forderung  aus  einem  OffenÜidien 
Anlehen  oder  die  Aktie.  Daher  mussten 
neue  absatzfördemde  Einrichtungen  hinzu- 
treten, um  den  Wechsel  in  seiner  heutigen 
Gestalt  zur  absatzfähigsten  YerkCrperung 
der  freien  Geldforderung  zu  machen  (Garan- 
tiefunktion des  Indossamentes).  So  kOnnen 
wir  an  dem  Wechsel  wahrDehmen,  dass  der 
Umsatz  nicht  wie  bei  der  gewöhnlichen 
Forderung  durch  die  Häufung  der  Einreden 
ans  der  PeiBon  der  Vormanner  den  Wert 
der  Forderung  schmälert,  sondern  dass  er 
ihn  mächtig  steigert,  indem  der  redliche 
Erwerb  die  Mängel  im  Rechte  des  Vor- 
mannes heilt  (Art.  74  nnd  82  W.O.)  imd 
indem  der  Erwerber  an  seinem  Yormann 
oft  einen  neuen  Garanten  der  Verpflichtung 
gewinnt 

2.  Der  auf  Scontration  beruhende 
Umsatz.  Neben  dem  Absätze  der  Forderung 
und  der  Urkunde  selbst  giebt  es  aber  nocli 
ein  anderes  wichtiges  Mittel,  einen  Massen- 
handel in  Forderungen  zu  ermöglichen  —  die 
Einrichtung  der  Forderungen  für  die  Scon- 
tration.  Die  einfachste  Form  dieser  Einrich- 
timg besteht  darin,  dass  der  Gl&nbiger,  der 
seine  Fordening  selbst  zu  veräussem  nicht  in 
der  Lage  ist,  einem  anderen  eine  Forderung 
in  gleichem  Betrage  und  auf  den  gleichen 
Termin  und  Uit  gegen  sich  selbst  einräumt 
nnd  die  Zahlung  dieser  letzten  Forderung 
durch  seinen  Scliuldner  besoi^n  lässt.  Be- 
steht ein  grösserer  Ereis  von  Personen, 
Kaufleuten ,  Bankiers ,  die  untereinander 
mehrfach  Gläubiger  und  Schuldner  sind,  so 
haben  sie  ein  Interesse,  die  Forderungen 
auf  den  gleichen  Termin  und  Ort  zu  stellen, 
um  die  Abrechnung  ohne  oder  mit  geringer 
Barzahlung  zu  bewirken.  Ein  solcher  Scon- 
troverband    bietet   sodann    aussenstehenden 


Personen  die  Hi^chkeit,  ihre  Zahlungen  in 
vorteilhafter  Weise  durch  die  Mitglieder  des 
Verbandes  besoi^n  und  einziehen  zu  lassen. 
Auch  aussentäteb  enden  Personen,  die  an  ein 
Mitglied  eines  Scontroverbandes  eine  Forde- 
rung haben,  können  nun  diese  Forderrmg 
mit  Vorteil  umsetzen  an  Personen,  welche 
entweder  Schuldner  eines  Mitgliedes  des 
Scontroverbandes  sind  oder  ein  Interesse 
haben,  Gläubiger  eines  Mitgliedes  zu  werden. 
Das  Interesse  kann  darin  liegen,  dasB  der 
Erwerber  der  Forderung  Gelcf  an  dem  Orte 
und  zur  Zeit  der  Scoutration  braucht. 
So  sehen  wir  denn  im  Mittelalter  an  be- 
rühmten Mes-wrien,  vor  allem  in  der  Cham- 
p^ne  sich  Skonti-o verbände  entwickeln,  die 
diese  Orte  zu  »europäischen  Wechseldomi- 
zilen«  (Gold Schmidt),  ihre  Messen  zu  euro- 
päischen Wechseltermineu  machen.  Nun- 
mehr kann  ein  Florentiner  Kaufmann  einem 
flandrischen  eine  Zahlung  leisten,  indem  er 
seinen  Bankier,  der  auf  der  Champagner 
Messe  vertreten  ist,  anweist,  dem  Baiuüer 
des  ftandrischen  Kaufmanns  auf  eben  dieser 
Moise  eine  Zatilung  zu  leisten,  die  wiederum, 
da  beide  Mitglieder  eines  Scontroverbandes 
sind,  nicht  wirklich,  sondern  durch  Scon- 
tration  erfolgt  Man  begreift,  dass  die  Bankiers 
und  auch  andere  Eaufleute  mit  ihren  auf 
der  Messe  zahlbaren  Forderungen  Handel 
treiben  konnten  ohne  Abtretung  der  Forde- 
rung durch  blosse  Anweisung.  Wer  auf 
Grund  einer  solchen  Anweisung  eine  Foide- 
ruDg  zu  erwarten  bat,  verftussert  sie  im 
Wege  einer  neuen  Anweisung,  eine  Tedinik, 
die  unten  sub  IV,  7  näher  dargestellt  wird. 
Der  Oang  der  Entwickelung  darchianft  nun 
seit  dem  elften  Jahrhundert  folgende  Stadien: 
Die  streng  verbindlichen  notariellen  Urkunden, 
deren  Benützung  zn  OeldÜberHeadongen,  indem 
das  Versprochene  an  einem  anderen  Orte,  als 
dem    des    Vertragsabsctalusaeg    geleistet    wird 

Somizilierter  Eigen  Wechsel).  Die  Leistung 
eser  Zahlung  durch  andere  Personen  [Ver- 
treter, Bot«!  Sit  den  ursprünglichen  Schuldner, 
an  eine  andere  Person  (Vertreter,  Bote)  als  den 
nrsprüuglicheD  Qlttnbiger.  Es  folf^  die  Stellung 
dieser  ^rpHichtnng  anf  die' Messen  und  Märkte 
aU  anf  Zeiten  und  Orte  grösserer  OeldbedQrf- 
nisse,  die  Entstehnng  von  Scontre verbänden 
durch  die  gewerb^mäesigeu  Vertreter.  Parallel 
damit  oder  etwas  früher  findet  sich  die  Ver- 
bindung des  domizilierten  Eigenwechsels,  dnrch 
welchen  der  Schuldner  verspricht,  durch  einen 
solchen  Vertreter  an  einen  Vertreter  des  Glän- 
bigers  zu  leisten,  mit  einem  Schreiben  des 
Scnnldners,  das  den  Zahlungsauftrag  an  seinen 
Vertreter  zu  der  Leistung  an  den  Vertreter 
dea  Gläubigers  enthält  Damit  ist  die  Tratte 
mit  vier  Personen  gegeben:  Scholdner 
(Trasgant),  Gläubiger  |Eemittent),  Vertreter  des 
Schuldners  (Trassat)  und  Vertreter  des  Gläu- 
bigere (Solutionis  causa  adiectu«,  Praeaentant). 
Ihe  Tratte  kann  baldderStQtze  des  Eigenwechsels 
entraten,  weil  die  Haftung  des  Ausstellers  auch 
ohne  ibn  anerkannt  wird.    Es  entwickelt  sich 
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ein  itchwunehafter  Handel  in  Tratten  anf  die 
berUbinten  Measorte,  zuweilen  ancli  von  deu 
MessorteD  nach  der  Heimat  der  Eauflente.  Der 
Wechsel  erhält  einen  Kurs.    Endlich  wird  die 


dasa  nicht  mehr  jeder  Umsatz  einer  Forderang 
auf  ein  WechBeMomizil  eine  besondere  Tratte 
mit  besonderer  Provision  der  Vertreter  von 
Glfinbi^ern  und  Schuldnern  bedarf.  Das  Giro- 
aval wird  entbehrlich,  sobald  die  Tratte  (recht 
g^at)  die  Ord reklauset  aufnimmt,  an  welche 
sich  die  hei  Sankpapieren,  Kumal  Effekten,  schon 
früher  entwickelte  Technik  des  IndosBamenteB 
anscMiesst.  Es  folgen  zahlreiche  Wechselord- 
nungen, und  damit  tritt  der  Wechsel  ans  dem 
Dunkel  der  gewohnheitsrechtlichen  Entwicke- 
liing,  die  ans  Urkunden  und  kasuistischen  £r- 
ürtemugen  der  Juristen  mühsam  gefunden 
werden  mnss,  au  das  volle  Licht  der  6e.schichte, 
Ich  wende  mich  nunmehr  zur  näheren  Dar- 
legung der  einzelnen  Entwickelungastnfen. 

II.  Vorstufen  des  Wechsels. 

Bei  den  orientalischen  Völkern  des  Alter- 
tums sind  nach  Ooldschmidt  (luhaber-,  Ordre- 
und  exekutorische  Urkunden  S.  354ff.)  Vor- 
läufer des  Wechsels  nicht  nachweisbar,  wäh- 
rend die  Orientalieteo  (fievillaut,  Op|)ert  et 
MenantJ  einzelne  Urkunden  kühn  als  Biiletsä 
Ordre  bezeichnen.  Per  Talmud  weist  seit 
dem  dritten  und  vierten  Jahrhundert  Inhaber- 
papiere nach.  Bei  den  Hellenen  sind  In- 
haber und  Ordrepapiere  und  die  exekutive 
Klausel  (xn^ir*?  ix  Sixjit  Eintreibung  wie 
auf  Grund  eines  Urteils)  seit  dem  Beginne 
des  zweiten  Jahrhiindeils  nachweisbar.  Auch 
finden  sich  schon  um  jene  Zeit  Klauseln, 
die  durch  die  Praxis  der  Kotare')  bis  ins 
späte  Mittelalter  erhalten  werden,  so  ver- 
schiedene Solidarklauseln,  Verzichte  auf  Ein- 
reden ,  die  interessante  Gefahrablehnungs- 
klausel  ^äxifivyov",  welche  noch  im  späteren 
Mittelalter  primitive  Wechseigeschafte  ((leld- 
remittierungen),  bei  denen  der  Gläubiger  die 
Transporlgefahj  nicht  trtlgt,  vom  Seedarlehen 
unterscheidet  (salvum  in  terra  im  Gegen- 
satze zur  Pormel  ad  risicum  maris,  sana 
eunte  navi,  salva  navi).  Die  neueste  Papi- 
nisforschung  ergiebt  zusammen  mit  den  spär- 
lichen nunmehr  besser  verstandonen  Berich- 
ten der  römischen  Quellen  das  Bild  eines 
überraschend  reich  entwickelten  Bank-  und 
Bankierwesens  für  die  späthelle rii sehe  Zeit 
und  die  Zeit  der  römischen  Weltherrschaft, 
Schon  bei  Cicero  finden  sich  bedeutungsvolle 
Zeugnisse.  Er  schreibt  seinem  Atticus  ^ad 
Atticum  XU,  29) :  id  quaero,  quo  düli  (seinem 
Sohn)  opus  erit  Athenis  permutari  ne  possit 
an  ipsi  ferendum  est).  Auf  die  bejahende 
Antwort  trifft  Cicero  die  entsprechende  Vor- 
sorge (XU,  27).    S.  auch  eod.  XV,  15;  V,  15, 


XI,  1  und  24;  s,  femer  Cic.  ad.   divers  II, 

17  ;  III,  5;  ad  Quint.  frag.  I  3  pro  Eabirio  4. 
Dazu  Ayrer,  DeloOme  S.  163;  Goldschmidt, 
Universalgeschichte  S.  S3  Anm.  lOü.  Mitteia 
(Trapezitica  S.  206)  findet  in  frag.  17  XVIU,  4 
und  in  den  Cicero-Briefen  den  Escompte 
von  Forderungen  bezeugt.  Auch  Einrich- 
tungen für  die  Skontration  sind  wahrschein- 
lich (Goldschniidf,  Inhaber-,  Ordreurkunden 
S.  325).  Aus  dem  oft  missverstandeneu 
frag.  11  XL  VI,  2  entnimmt  Goldschmidt  das 
Vorkommen  von  Ordrean Weisungen.  Sehr 
wichtig  ist  ferner  wegen  des  Parallelismua 
mit  der  mittelalterlichen  Entwickelung  der 
Hinweis  Mitteia'  (cod.  S.  249)  auf  das  Vor- 
kommen durch  den  Deleganten  garantierter 
Zahlungsanweisungen  auch  auf  auswärtige 
Plätze.  Frag.  134,  2 ;  141,  4  (XLV,  1).  Hier 
erscheint  also  die  für  die  Tratte  charakte- 
ristische Haftung  des  Ausstellers  präforraicrt. 
Ist  auch  der  hier  nur  augedeutete  lulialt 
dieser  reichen  Verkehrsentwickelung  den 
Stürmen  der  Geschichte  erlegen,  so  wm-de 
doch  die  Form  der  Beurkundungen  und  die 
Erinnerung  an  deren  Bedeutung  durch  das 
in  späteren,  roheren  Zeiten  nur  um  so  an- 
geselienere  Geschlecht  der  Schreiber  imd 
Notare  (s.  u,)  erhalten  und  hat  dann  zweifel- 
los  wieder  die  spätere  Entwickelung  mäch- 
tig beschleunigt. 

Die  Analogieen  zum  Wechselge.schäft, 
■welche  uns  das  Altertum  bieten,  werden 
noch  bedeutend  übertroffen  durch  zwei 
Reditsinstitute  des  arabischen  Rechtes: 
die  »Buftagao  und  «Hawäla«  (Grasshoff). 
Der  arabische  Jurist  Almarginäni  III 
244  definiert  die  suftäga  als  »die  Uebergabe 
von  Eigengut  an  einen  anderen  als  Darlehen 
und  nicht  als  anvertrantes  Gut  mit  der  Be- 
stimmung, dass  der  andere  es  irgend  einem 
seiner  Freunde  übei^ben  solle:  der  Gegen- 
stand desselben  ist,  die  Gefahr  des  \\'<^s 
zu  vermindern.» 

Die  hawäla  scheint  ein  sehr  allgemeiner 
Ausdruck  für  Schuld  befreiung  durcli  Ueber- 
weisung  von  Forderungen  oder  SchuldOber- 
nahme  zu  sein.  Die  »suftäga*  sCeUt  sich 
als  eine  Art  der  hawäU  dar  ((irrasshof  §  21), 
•wird  aber  von  dieser  absorbiert,  so  dass  ihr 
Name  verschwindet  Beide  Rechtsinstitute 
sind  mit  der  Tratte  zu  vergleichen.  Von 
einem  Eigenwechsel  findet  sich  nach  Grass- 
hoff §  22  bei  den  Arabern  keine  Spur.  Die 
lüer  angedeutete  Entwickelung  liegt  zwi- 
schen dem  8.  und  11.  Jahrhundert  imserer 
Zeitrechnung.  Grasshoff  nimmt  auf  Grund 
stellenweise  recht  bedenkhcher  BeweisEllh- 
rung  an,  dass  der  europäische  Wechsel  dem 
arabischen  seinen  Ursprung  verdanke,  und 
beruft  sich  hiefür  u.  a.  auf  die  von  ihm 
vermutete  Entstehung  des  Wortes  aval  aus 
hawäla.  Aval  heisst  freilich  alles  andere 
eher  als  Befreiung. 
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Die  MeJmmg,  daes  der  Wechsel  arabischen 


kämpft.  Qrasshoffs  Är^mente  macheD  eine 
neuerliche  Pröfung  erforderlich ,  die  äch 
wesentlich  snit  die  Durchforschung  der  apa- 
nischen  Bechtsgeschichte  stützen  müsete. 

BemerkeDSwert  ist  immerhin,  öass  die 
zweit-  und  dritlälteale  der  von  Goldschmidt 
S.  324  mitgeteilten  Wechsel  ähnlichen  Ur- 
kunden alsÄUBsteller  einen  Solimanus  nennen. 

III.  Geschieht«  des  EiKenwechBels. 

Unter  den  Notariatsiirkunden,  welche  als 
Erben  der  spatrCmischen  promissionis  cartnJa 


die  die  Zahlung  an  einem  i 
orte  verschiedenen  Ort  zusichera.  Unter 
ihnen  findet  sich  das  auf  Gefahr  des  Gläu- 
bigers stehende  Seedarlehen  mit  den  oben  sub 
!I  erwähnten  Klauseln  sana  ennte  navi  etc. 
wie  auch  das  einfache  Geldremittierunga- 
versprechen,  bald  ohne  diese  Elaiisel,  bald 
mit  der  bezeichnenden  Klausel  salvum  in 
terra,  durch  welche  die  Gefahrtragimg  seitens 
des  Gläubigers  ausdrücklich  abgelehnt  wird. 
Die  älteBten  dieser  Urkunden  stammen  aus 
dem  Jahre  1156  (Goldschmidt,  Univ.-Gesch. 
S.  420  ff. ;  dagegen,  nur  teilweise  mit  Recht, 
Schanbe,  Studien  S.  519  ff.,  .'>30i)}.  Es  findet 
sich  regelmässig  die  aktive  Ordreklausel  (tibi 
vei  tue  cero  nuntio  vel  tue  misso  dauti 
mihi  hanc  cartam  etc.).  Diese  bezweckt  zu- 
nächst Erleichterung  der  Zahlungseintreibung 
und  des  Zahlungsempfangs  (Brunner).  Doch 
ist  für  die  Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
in  Genua  auch  ein  schwunghafter,  wenngleich 
anscheinend  nicht  mehr&cher  Umsatz  der 
auf  Ordre  lautenden  Urkunden  nachgewiesen 
(Schau be  in  Conrads  Jahrbüchern  Bd.LXXIII 
S-  145ff.).    Daneben  findet  sich  vielfach  die 

Sassive  Ordreklausel,  welche  besagt, 
ass  der  Schuldner  entweder  selbst  oder 
durch  einen  Dritten  (certus  nunttue  u.  dgt.) 
die  Zahlung  leisten  werde.  Diese  passive 
Ordreklausel  giebt  einen  wichtigen  Finger- 
zeig ffir  die  Entwickdung  der  Tratte  aus 


künden,  dnrcb  welche  Qeld  au  fremden  Ort«D 
versprochen  wird,  ohne  daas  den  Gläubiger  die 
Tranaportgefahr  trifCr ,  als  domizilierte  Eis-en- 
wechsel  (oatDrlich  nicht  im  Sinne  der  aUg-e- 
meinen  dentechen  WechBelordnunc-)  in  Ansprach 
nimmt.  Dies  ist  dadurch  begründet,  dasa  diese 
ürknnden  bald  einen  favor  iuris  rücksichtlich 
der  ErmiJ^lichun^  des  Zinsnehmena  genieaaea 
und  daijs  sich  an  sie  später  die  Tratte  anschlieaat 
(s.  onten  sab  VI).  Dass  der  ADSst«ller  nicht  Zins 
sahlt,  Bondem  Frovision  erhBlt^  ist  eise  „natür- 
liche" (aber  nicht  notwendige)  Rechtsfolge 
(Goldschraidt  S.  41ö). 


dem  domizilierten  Eigenwechsel  (s.  u.).  Eine 
solche  Urkunde  aus  dem  Jahre  1163  lautet: 
Ego  Gull.  Gatta  profiteor  debere  tibi  Mesloni 
Ouaraco  L  50  mirgorensium,  quas  stipulanti 
tibi  sub  poena  dupli  me  solutiinim  Monti- 
pesulano  promitto  tibi  vel  tue  nuncio 
per  me  vel  meum  nuncium  infra 
mensem.  postquam  iliuc  mihi  assignaveris, 
cui  vehs  me  illas  daturum ;  pro  ipsa  itaque 
poena  bona  raea  tibi  pigaori  siibicio  etc. 

Der  technische  Name  des  hier  beurkun- 
deten  GeldremittienmgBgeschaftes  ist  cara- 

Die  altere  Bedeutung  dieses  Wortes  ist 
Tausch,  insbesondere  MüDztausch.  Es  stammt 
ab  von  dem  der  sinkenden  I^tinität  des 
Apuleius,  Priscian,  Oharia  angehörigen  Zeit- 
wort© cambire  oder  cambiare,  einem  Synony- 
mum  für  permutare,  welches,  wie  früher 
erwähnt,  Cicero  für  Einwechselung  von  Geld 
auf  einen  fremden  Ort  im  Wege  der  Geld- 
remittierung  gebraucht.  Nach  Schaube  (Stu- 
dien S.  599)  gehört  bis  ztim  Ende  des  XUI. 
Jahrhunderts  nur  Münzverschiedenheit,  nicht 
auch  Orte  Verschiedenheit  zum  Begriffe  des 
cambium.  (Dag.  Freundt  S.  3.)  Das  cam- 
bium  gewährte  die  Möglichkeit  eiuer  Um- 
gehung des  kanonischen  Zinsverbotea,  in- 
dem die  Zinsen  in  den  Gewinn  aus  der' 
Kursdifferenz  eingekleidet  wurden.  Aus 
diesem  Grunde  nehmen  die  Schuldurkundeu 
die  Klausel  ex  causa  cambii  oder  nomine 
iusti  et  veri  cambii  auf,  »Wie  in  der  römi- 
schen Stipulation Burkun de  durch  die  Stipu- 
lationsklausel,  so  werden  auch  alle  mögli- 
chen Ausstellungsgründe  durch  die  disposi- 
tiven  Wechselurkimden  absorbiert.  Die 
Schuldverschreibung  beruht  auf  dem  schrift- 
lichen Geld zuweisungs versprechen,  welches 
als  Geldwechsel  gedacht  und  so  genannt 
wird«  (Goldschmitit  S.  429,  dagegen  heftig 
Freundt  S.  14  ff.).  Die  ürbinde  schöpft 
ihre  Kraft  demnach  aus  der  sich  aus  ihr 
ergebenden  distantia  loci  und  causa  cambii, 
die  aber  keine  scharf  charakterisierte  mate- 
rielle causa  im  Sinne  der  heutigen  Kedits- 
spräche  ist. 

Das  Wechsel  versprechen  wurde  mit  BMe 
dieser  Klausel  in  Wahrheit  zu  einem  ab- 
strakten Vereprechen,  da  es  mit  der  Frage, 
ob  und  wie  viel  der  Valuta  gegeben  war, 
in  der  Praxis  nicht  genau  genommen  wurde'), 

')  Zulasanng  der  Klausel  nambiati  connoi, 

Valuta  in  Rechnung  (Ooldschmidt  S.  428  Anm. 
102).  Schon  in  einer  Urkunde  vom  Jahre  1209 
findet  sieb  die  später  häufigere  Formel  con- 
feasDS  est  se  recepiise  mntno  tantam  pecuniae 
qoantitAtem  qnod  idem  tenetnr  ipsis  reddere 
IdO  marcoa  arcicnti ....  (Schulte  8.  266  Anm.  1). 
Wenn  Qoldschmidt  gpl  eich  wohl  cn  leugnen 
scheint,  daaa  der  Wechsel  ein  abstraktes  Zah- 
lung versprechen  geworden  sei  (eod.  Note  11^), 
so  fiegt  es  daran,  dass  er    ''    "       "■ 
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Wechsel  (Geachichtliche  Entwiokeluug  des  Wechselrechts) 


Der  digpo^tive  Charakter  der  Wecheelur- 
kuode  war  damit  aaerkaant  Distantia  loci 
aber  blieb  VoraussetzuDg.  Instrumente  ohne 
distantia  loci  wareu  als  cambia  sicca')  der 
Wuchereinrede  ausgesetzt  Vom  dreizehnten 
Jahrhundert  an  finden  sich  Schuld  verspre- 
chen, welche  GeldremittienmgB zwecken  die- 
ueu,  in  typischer  Form  auch  ausserhalb  der 
romanischen  Welt  So  können  die  von 
Voltelini  aub  Nr.  651,  684,  685,  765  u.  b.  w. 
angeführten  Urkunden  mit  der  Ordreklatisel 
als  primitive  Marktwechsel  betrachtet  werden 
<1236  und  1237). 

Aus  Norddeutechland  (LObeeA)  von 
Flandern  aus  zahlbar  gestellte  Oeldzu- 
weisungE  versprechen  mit  aktiver  Ordre- 
klausel  und  Bestellung  eines  besonderen 
Zahlers  weist  Neumann  für  die  Wende  des 
di-eizehnten  Jahrhunderts  nach.  In  voller 
Blüte  finden  wir  das  Institut  der  auf  eine 
Hesse  imd  an  Ordre  gestellten  Geldremittie- 
ruDgsurkunde  in  den  von  Des  Marez  publi- 
zierten Ypern'schen  lettres  de  foire  aus  der 
zweiten  mlfte  des  dreizehnten  Jahrhnnderts. 
Die  Frage,  ob  ein  Umsatz  dieser  Urkimden 
auf  Grund  der  Ordreklausel,  so  wie  dies  fflr 
Oenua  (s.  o.)  nachgewiesen  igt,  stattfand,  wird 
von  Des  Marez  verneint,  von  Lanveere  *)  bejaht. 
Eine  Kette  von  Uebertragungen,  deren  jede 
einzelne  eine  schwerfälüge  Vollmachtsur- 
kunde für  den  command  (curtiis  nuntius) 
erforderte,  dürfte  in  dieser  Periode  über- 
haupt nicht  vorgekommen  sein.  Die  Ein- 
richtung, auf  welcher  der  Forderungsumsatz 
beruht,  ist  in  ganz  Europa  regelmassig  nicht 
die  Ordre-  oder  Inhaberklausel,  sondern  die 
Skontration  und  Rompensation.  Wir  finden 
bei  Des  Marez  (S.  33)  ein  Beispiel,  wo  der 
Öläubiger  einer  Fordening  nicht  etwa  die 
Schuldurkunde  veräussert,  wie  dies  in  Genua 
geschah,  sondern  an  dem  gleichen  Tage 
(15.  Januar  1289)  gegen  sich  eine  Forderung 
in  dem  gleichen  Betrage  auf  die  gleiche 
Messe  begründete.  Ob  die  Zahlung  dann 
durch  Ueberlassung  der  ersten  Urkunde  ge- 
schah oder  ob  sidi  dit>  Skontration  in  an- 
derer Weise  voll2<^,  ist  nicht  mehr  leicht 
zu  entscheiden.  Bei  diesem  Verfahren  ge- 
niesst  der  Erwerber  der  Forderung  den  Vor- 
teil der  Haftung  des  Bestellers  der  Forde- 
rung in  weit  vollkommenerer  Weise  als  bei 

indiscreta"  nnd  „abgtract«a  Versprechen"  hier 
wie  anderw&rta  nicht  sondert.  Im  Übrigen  ist 
»eine  Darstellnn^  hschat  znverläHtig, 

')  Dieser  Ansdmclt  dentet  bereits  darauf 
hin,  dosB  nicht  mehr  für  den  HegrifT,  sondern 
nur  für  die  Voll  Wirksamkeit  des  Cambf 
die  OrtfiTerBchiedenheit  Vüranssetxnng 
Die  Bezeichnong  cambium  siccnm  „trockener 
Wechsel"  wild  anf  jeden  Eigenwechsel  ange- 
wendet 

*)  Schriften  der  acad.  royale  (Brltsae]  IWO) 
Nr.  3. 


der  Uebertragung  der  Urkunde  vor  der  Ent- 
wickelung  des  Indossamentes.  So  glauben 
wir  denn  die  Negociabilität  (Wertpapier- 
qualitÄt)  des  filteren  Ordrepapieres ,  daher 
auch  des  älteren  Eigenwechsels  mit  Dee 
Marez  verneinen  zu  dtlrfen.  Diese  Stellt 
sich  weit  spater  ein  mit  der  Entwickelung 
der  Beachiinfcung  der  Einreden  aus  der 
Person  des  Vormannes,  insbesondere  der 
Einrede  der  nicht  empfangenen  Valuta  oder 
det  geschehenen  Zahlung.') 

Der  domizilierte  Eigenwechsel  behauptet 
seinen  Platz  neben  der  Tratte  in  den  roma- 
nischen Ländern  des  Mittelmeeres  bis  zum 
sechzehnten  Jahrhundert,  in  Deutschland 
wohl  noch  länger.  Da  die  Oeldremittiening 
später  ausschheaslich  durch  Tratte  erfolgt, 
so  unterscheidet  sich  der  Eigenwechsel  nur 
dem  Namen  nach  von  einem  gewöhn- 
lichen Schi dd versprechen.  Er  übernimmt 
als  solches  den  Namen  und  das  Odium  des 
cambium  siccum.  Mit  der  Entwickelung  des 
Wechselprotestes  und  der  Indoseabilität  er- 
gab sich  die  Frage,  ob  diese  auch  auf  Eigen- 
wechsel auszudehnen  seien.  Diese  fragen 
werden  nach  mehrfachen  Verboten  bald  zu 
Gunsten  des  domizilierten  Eigenwechsels, 
bald,  meist  später,  zu  Gunsten  des  Eigen- 
wechsels überhaupt  bejaht.  Die  Gleich- 
steUung  erfolgte  in  England  im  Jahre  1705 
(Daniel,  neg.  instrum.  IS.  6),  in  Frankreich 
teilweise  sdion  durch  königliche  Deklaration 
von  1664  und  in  der  Ordonnanz  von  1673 
30.  31.  vn  1,  in  fast  vollkommener  Weise 
dimib  den  cod.  de  comm.  von  1807.  In 
Deutschland  wurde  vor  der  alleemeinen 
Wechselordnung  vielfach  distantia  loci  (Do- 
miziliening)  gefordert.  (Bioner,  Abhand- 
lungen S.  189 ff.;  Grünhut  I  §  24). 

IV.  tiescfalcfate  der  Tratte. 
1.  Entstehung.  Betrachten  wir  die  Ur^ 
künden  mit  aktiver  und  passiver  Ordre- 
klausel,  die  domizilierten  Eigenwecbsel,  die 
der  Formol  des  oben  mitgeteilten  Schuld- 
bekenntnisses der  Oatta  vom  Jahre  1163 
entsprechen,  so  finden  wir  folgenden  Epi- 
schen InhEut  Der  Schuldner  verspricht, 
selbst  oder  durch  einen  Beauftragten  an  den 
Gläub^r  oder  dessen  Beauftragten  die  Zah- 
lung an  einem  vom  Ausstellungsorte  ver- 
schiedenen Ort  zu  leisten.  Es  tst  nun  er- 
forderlich, dass  dei  Gläubiger  seinen  in  der 
Regel  an  dem  Zahlungsorte  wohnenden  Be- 
auftragten unter  Uebersendung  des  Wechsels 
zum  Empfang  der  Zahlung  anweist    Diese 

')  Die  Behanptnng  BmonerB  (a.  Des  Marei 
ä.  3ö,  37,  66—68).  dasa  nnr  die  Leiatnng  ui  den 
Inhaber  den  Verpflichteten  befreite  (franzüsische 
Inhaberpapiere  S.  71)  ist  falls  sie  sich  aaf  die 
Zeit  vor  dem  XVL  Jahriimidert  bezieht,  nner- 
weislich. 
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■Wechsel  (Gescliichtlidie  Entwickelung  des  Wechselrechfs) 


ThStigkeit  heisst  remittere  (äaher  der  Name 
Bemittent),  mandare  a  ricevere  (Goldschmidt, 
ÜDiv,  Gesch.  S.  436 ;  Schaube,  Beobachtiingen 
S.  117  ö.,  besonders  S.  132).  Damit  ist  die 
aktive  Ordreklausel  ausgefüllt.  Der  so  Be- 
auftragte heisst  auumehrFrUseDlant.solntioDis 
causa  adjectUB  oder  expositua  Seine  Legi- 
timieruDg  dürfte  ursprilnglieh  durch  be- 
EODdere  Vollmachten,  litterae  patentes  oder 
apertae.  den  deutschen  Willebriefen  ent- 
spredieud,  geschehen  sein  (Bninner,  fran- 
zösische Inhaberpapiere  S.  74,  79,  83,  84). 
"Wichtiger  noch  ist  die  Bestellung  des  zur 
Zahlung  Beauftragten  durch  den  Aussteller, 
die  Ausfüllung  der  passiven  Ordreklausel. 
Dieser  Auftrag  an  den  Zahler  heisst  tiaere 
im  Gegensatze  zu  remittere,  mandare  a  pa- 
gare  im  Gegensätze  zu  mandare  a  ricevere. 
Der  Brief,  durch  welchen  die  Beauftragung 
geschah,  heisst  lettera  di  pagamento,  tracta 
fGold Schmidt  eod.;  Scliaube  eod.).  Diese 
lettera  di  pagamento,  die  Tratte  übernimmt 
späterhin  im  wechselverkehr  gleichzeitig  die 
C^inktion  der  früher  bezeichneten  littera 
patens  in  der  Bedeutimg  Vollmachtsurkunde, 
indem  sie  den  Präsentanten  nennt.  Die  Tratte 
-vird  dem  Remittenten  zugleich  mit  dem 
offenen  Eigenwechsel,  der  nunmehr  technisch 
littera  patens  oder  aperta  in  anderem  Siuue 
heisst,  geschlossen  und  gesiegelt  als  littera 
claiisa^)  öbei^ben.  Der  Remittent  sendet 
beide  Urkunden  an  den  Präsenfanten.  Die 
remittierte  tracta  heisst  daher  auch  remissa 
(Rimesse).  Der  Begleitbrief  enthält  das 
mandatnm  a  ricevere.  Dieser  von  Qold- 
schmidt  aufgestellte,  aber  nicht  voll  be- 
wiesene Entwickeiungsgang  wurde  von 
Schaube  (Beobachtungen)  unter  Wider- 
legungeines Teiles  des  Gold  schmidtschen 
Materials,  ja  unter  EJarleguog  eines  kaum 
erklärlichen  Irrtums  bestritten,  ist  abermeines 
Erachtens  nach  den  eigenen  späteren  Dar- 
l^ungen  Schaubes  (s.  besonders  Wechsel- 
hrieto  König  Ludwigs  des  Heiligen)  und 
durch  die  gleichwohl  sehr  polemisch  klingen- 
den Ausführungen  Freundta  im  Wesentlichen 
bestätigt  worden.  Auch  erklärt  uns  nur  diese 
Theorie  die  eigentümliche  Auffassung  der 
Stellung  des  Präsentanten  durch  die  ältere 
Doktrin  (s.  u.  snb  2).  Doch  ist  es  nicht  zu  be- 
zweifeln,  dass  nicht  jedem  Geldzahlungs- 


enthalten,  ergiebt  sich  ans  dem  Wortlaate 
einiger  Überlieferter  Exemplare  (Freondt  8. 
34  fF.)  und  ans  der  Thatsache,  d&ga  die  Tratten 
Ludwigs  iee  Heiligen  veräuBiiert  wnrden.  Bald 
verschwindet  die  Ordeklansel,  wie  ich  glaube, 
ans  dem  Grande,  weil  nur  bestimmte  Personen, 
die  im  Skontroverbande  standen,  zur  Rolle  des 
Fräsentanten  geeignet  waren,  nm  erat  nm  die 
Mitte  des  16.  Jahrhanderts  wieder  anfzatanchen. 
(Schaps  8.  83). 

Handwörtarbnitb  der  Staats visaenichafteD.    Zweit« 


auftrag  an  einen  fremden  Ort  ein  Eigen- 
wechsel entsprach.  Ob  dies  der  Fall  war, 
ißt  im  einzelnen  Jalle  schwer  zu  entscheiden, 
da  meistens  nur  der  eigenen  Wechsel,  nicht 
der  Tratten  in  den  Notariatsw^ven  Er- 
wähnung geschah.  Die  Kenntnis  der  ältesten 
Tratten  'verdanken  wir  dem  erst  später  ent- 
wickelten Protest,  der  Litteratiir  und  dem 
S lücklichen  Zufall,  dass  über  die  Verkäufe 
er  "Wechselbriefe  Ludwigs  des  Eeihgen 
Notariatsakte  aufgenommen  wurden,  endlich 
der  Buchführung  fflrsüicher  und  städtischer 
Vermögensverwaltungen.  Die  ältesten  Ur- 
kunden dieser  Art  stammen  aus  der  ersten 
Hälfte  des dreizehntenJahrhundert8{s.Freundt 
S.  34ff.).  Ans  dem  Ende  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  ist  die  Verbindung  von  littera 
clausa  und  littera  [atens  schon  für  den 
Norden  und  Westen  Europas  durch  die  sehr 
interessante  Korrespondenz')  des  Gesandten 
ReinkeMomewech  bezeugt,  der  den  Lübecker 
Rat  im  Jahre  1290  auf  der  Messe  von  Br%ge 
vertrat  (Freundt  S.  43,  Neumann). 

Durantis  speculiim  1272  üb  IV  par«  lU. 
De  obl.  et  sol.  bringt  das  Beispiel  einer  von 
Kaufleuten  ausgestellten  Tratte  mit  deut- 
lichem Hinweis  auf  einen  zu  gründe  liegen- 
den Eigenwechsel. 

Sicher  Überliefert  ist  als  erste  bekannte 
Tratte  der  Warenwechsel  vom  Jahre  1334 
(nicht  1335),  der  deutlich  auf  einen  der 
Tratte  zu  Grande  liegenden  Eigenwechsel 
hinweist  (Goldschmidt,  Univ.-Gesch.  S.  440, 
441.  Schaube,  Boobachtiuigen  S.  122,  123. 
Freundt  S.  47).  Eine  Tratte  aus  dem  Jahre 
1339,  die  zuerst  ilie  seither  übliche  Form 
aufweist  (Goldschmidt  S.  441),  lautet  in 
Ueberaetzung : 

Im  Namen  Gottes,  Amen.  Bartalo  et 
Comp,  dem  Bama  von  Lucha  und  Comp, 
Gruss.  Avignon.  Zahlt  gegen  diesen  Brief 
am  20.  November  339  an  Landuccio  Bus- 
draghi  und  Comp,  aus  Lucha  312^/*  Gold- 
guldon  für  (per  cambio  di)  300  Goldgiüden, 
welche  wir  heute  von  Tancred  Bonagiunta 
und  Comp,  bekommen  haben  zu  4^o  zu 
ihren  Gunsten  und  stellt  dies  auf  unsere 
Rechnung.    Ausgestellt  am  5.  Oktober  339. 

Ein  zugehöriger  Eigenwechsel  ist  nicht 
nachweisbar.  Aussteller  ist  Bartalo  und 
Comp..  Bezogener  Bama  von  Lucha  und 
Comp.,  Remittent  Tancred  Bouagiunta  und 
Comp.,  Präsentant  Landuccio  Busdraghi  und 
Comp^   Ausstellungsort   ist    Avignon,    Zah- 


')  Lehrreich  ist  die  von  Freundt  S.  73  mid 
von  Nenmanu  8.  103  unrichtig  anfgefnsste  Ur- 
kunde n  2  Nr.  77  LUbischea  Urkundenbitch. 
Sie  besagt,  dasa  der  Rat  dem  Bernhard  von 
Cordova  nur  Eigenwechsel,  litterae  patentes, 
statt  der  Tratten,  litterae  clausae,  angestellt 
hätte,  wenn  er  seinen  Gesandten  nicht  1>ereita 
mündlich  von  der  Tratte  avisiert  hätte. 
Auflage.    VII.  44 
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Wechsel  (Geschiditliche  Eatwickeluog  des  Wechseirechts) 


lungBort  Lucha.  Die  Fragen,  ob  beide  Ur- 
kunden, Tratte  und  Eigenwechsel,  gleich- 
zeitig pr&sentiert  werden  mussten  und  bei 
der  ZanJuDg  eingezogen  wurden,  ob  im  Falle 
der  Nichtzahlung  die  littera  clausa  gleich- 
wohl als  eine  Mitteilung  von  Person  zu 
Person  übergeben  oder  bloss  prSsentiert 
wurde,  lässt  eine  einheitliehe  Beantwortung 
nicht  zu.  (Schaube,  Beobachtungen  S.  115, 
Freundt  S.  47,  68,  69.)  Die  Tratte  des 
13.  Jahrhunderts  zeigt  häufig  eine  bald  mehr, 
bald  weniger  vollslÄndige  Wiederholung  des 
sie  begleitenden  Eigenwechsels,  Diese  »Eier- 
schale des  Eigenwechsels"  f  Gold  Schmidt) 
bleibt  ihr  auch,  nachdem  der  sie  begleitende 
Eigenwechsel  weggefallen  ist  schrumpft 
aber  schon  im  Anfange  des  14.  Jahrhundeils 
auf  das  vorerst  ausführliche  Valutabekennt- 
nis,  später  auf  die  blosse  Valutaklausel  zu- 
sammen. Die  BegresshaftuDg  des  Ausstellers 
ist  als  das  au^iezeichnetste  Merkmal  der 
Tratte  gegenüber  der  Anweisung  geblieben. 
Sein  Begressversprechen  wurde  nach  dem 
Ausdrucke  des  Baldus  subintelligiert.  Er 
wird,  wenigstens  nach  späterem  Hecht,  von 
'  dieser  Haftung  auch  nicht  diach  das  Accept 
befreit  (Ooldschmidt  S.  455;  Freundt  114), 
wie  dies  den  Grundsätzen  des  römischen 
Bechtes  über  Novation  und  Delegation  ent- 
spräche. Befreiende  Wirkung  kann  aller- 
dings der  dem  Accept  der  Tratte  äusserlich 
oft  nahestehenden  Bankumechreibung  zu- 
kommen, durch  welche  der  Bankier  als 
Schuldner  an  Stelle  und  auf  Aufforderung 
des  bisherigen  Gläubigers  einen  anderen 
in  seine  Bücher  einträgt  (Freundt  S.  112ff.). 
Durch  eine  solche  Umschreibung  wird  die 
etwa  bestehende  Veroflichtung  des  bisherigen 
gegen  den  neuen  Gläubiger  getilgt. 

2.  Die  Stellung  des  Remittenten  und 
PrSsentanten.  Die  urspraneliche  Stellung 
des  Präsentanten  ist  durch  die  Benennung 
als  solutionis  causa  adiectus  deutlich  genug 
bezeichnet  (Götz  S.  15).  Diese  Bezeichnung 
selbst  ist,  was  bisher  übersehen  wurde, 
einei-  der  sprechendsten  Belege  ftlr  die 
Goldschmidtsche  Theorie  von  dem  der 
Tratte  zu  Grunde  liegenden  EigenwechseL 
Wiu:de  der  Eigenwechsel  als  Stipulations- 
lu-kunde  aufgeSsst,  in  welcher  die  Zahlung 
dem  Stipulanten  aut  eins  certo  nuutio  ver- 
sprochen war,  so  ergiebt  sich  von  selbst  bei 
Anwendung  roinaniatischer  Grundsätze,  dass 
der  certns  nuntius  solutionis  causa  adiectus 
ist,  d.  h.  eine  Person,  an  die  mit  liberieren- 
der  Wirkung  gezahlt  wird,  die  aber  nicht 
Gläubiger  ist.  §  4  J.  de  inut.  stip.  3,  19. 
Wechselg lau  biger  im  Sinne  dieser  Auf- 
fassung ist  der  Hemittent,  der  in  der  That 
noch  in  der  Dissertationenhtteratur  des 
18.  Jahrhunderts,  also  zu  einer  Zeit,  wo  er 
es  längst  nicht  mehr  war,  als  Herr  des 
Wechsels  bezeichnet  wird.    Nach  Bartolus 


und  Baibus  steht  ihm  das  Begressrec^t  im' 
Falle  mangelnder  Honorierung  zu.  Hiervon 
machen  aber  Balbus  und  Si^accia  eine  Aus- 
nahme für  den  Fall,  wenn  der  Präsentant 
nach  dem  materiellen  Verhältnisse,  z.  B.  als 
Gläubiger  des  Remittenten,  den  Anspmch 
auf  die  Zahlung  hatte.  Für  diesen  Fall 
konstruiert  Straccha-  (de  adiecto)  den  sdt- 
samen  Begriff  des  Solutionis  causa  adiectus 
in  rem  suam^). 

Ueberhaupt  zeigt  sich,  dass  die  Stellung 
des  Bemittenten  mehr  und  mehr  zu  Gunsten 
des  Präsentanten  ei"schüttert  wird  (Grünhut 
S.  71  Note  18).  Der  Gnmd  dieser  die  Ent- 
wickelung  des  Indossainents  vorbereitenden 
Erscheinung  liegt  in  dem  Aufkonunen  des 
Acceptes.  Das  Accept  wird  dem  Präsen- 
tanten gegeben.  Es  ist  zwar  bestritten,  ob 
der  Präsentant  von  allem  Anfange  an  dem 
Acceptauten  gegenüber  kli^berechtigt  war 
(Freundt  S.  90}  und  noch  die  coutumes  von 
Antwerpen  vom  Jahre  1578  (§  7)  und  das 
Hamburger  Statut  von  1603  pars  2  tit.  7 
§  11  giobt  dem  Remittenten  (als  Herrn  des 
Wechsels)  das  Recht,  die  Zahlung  seitens 
des  Acceptanlcn  zu  inhibieren,  >es  sei  denn, 
dass  der  Mann,  an  den  der  Brief  zu  bezahlen 

filange,  nicht  bloss  der  Mandatar  und 
ommissionär  wäre*  (Götz  S.  19).  Alieia 
dies  ist  unzweifellmft  ein  Rückschritt  gegen 
den  schon  von  Raphael  de  Turri  ausge- 
sprochenen Satz :  >Der  Remittent  nehme  den 
Regress  gegen  den  Aussteller,  der  Präsen- 
tant dagegen  sei  dem  Äcceptanten  gegen- 
über zur  Klage  berechtigtr  (Freundt  S.  89). 
Den  Abschluss  dieser  Entwickelung  be- 
zeichnet die  Lehre  Phoonsens  (Kap.  16  §  6): 
Klagbereehtigt  sei  der  Valut^ber  (Remit- 
tent), beim  Ordreweohflel  aber  der  Präsen- 
tant oder  der  legitimierte  Indossatar  (Götz 
S,  20). 

Eme  Wechsel  massige  Haftung  des  Re- 
mittenten zu  Gunsten  des  Präsentanten  ist 
demnach  bei  der  Tratte  bis  zum  17.  Jahr- 
hundert nicht  anzunehmen.  Anders  ent- 
scheidet für  den  Wechsel  mit  4  Personen 
anscheinend  überhaupt  nur  die  dänische 
Wechselordnung  von  1681. 

3.  Das  Accept  Das  Accept  tritt  zu- 
nächst bei  Messwechseln  *)  als  mündliches 
Accept  auf.  Der  dem  Sfcontro verband  an- 
gehörifc  Trassat  erklärt  auf  Aufnif  aus 
dem  Buch  (scarteEacium)  des  Präsentanten 
den  Wechsel  als  hquidum  und  zur  Skon- 
tration  geeignet.  Als  Accept  gilt  femer  die 
einfache  Entgegennahme  der  Tratte  im  An- 
schluss  an   die  bis   beute  (namentlich  im 


■)  Vgl.  für  das  rfim.  E.  §  20  J.  lU  18,  fr. 
i  I  2  XLV.  1. 

')  cambia  nnudinalia  sea  regalaria  genannt, 
Gegensatz  zu  den  Gambia  platealia  Ben  irre- 
gularia  (AussermesB Wechsel). 
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Wechsel  (Oeschichtlit^  Entwickelung  des  Wechselrechts) 


Rechte  der  Faktiiraklausela)  fortwirkende 
Theorie  der  Glossatoren,  daas  die  wider- 
spruchslose ÄDDahme  des  Oeachfiftsfariefes 
den  Beitritt  zu  dessen  Inhalt  bedeutet  (a< 
ceptum  per  retentionem  lilterarum).  Zi 
Erteilung  des  schriftlicliea  Acceptes  bot  als 
Trägerin  des  Versprechens  des  Auasteileis 
wahrscheinlich  deryortfoll  des  Eigenwechsels 
Veranlassung,  da  die  Tratte  nun  nicht  mehr 
dem  Trassaten  ausgeliefert  werdea  konnte. 
Genauer  sind  wir  Aber  die  Entwic^elung 
nicht  unterrichtet.  Das  Yorkommen,  ja  so- 
gar die  gesetzliche  Vorschrift  des  schrift- 
lichen Acceptes  auf  dem  Wechsel  selbst  wird 
seit  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhundorts 
fflr  Italien ,  erst  seit  dem  17.  Jahrhundert 
fflr  Delltechland  bezeugt  (GrOnhut  S.  67 
Note  6;  Freundt  S.  106—109,  bes.  S.  108; 
Götz  S.  81).  Das  Accept  bedeutet  uieprfing- 
lich  die  deklaratorische  Erklärung,  dass  der 
Aussteller  meisteos  als  Socius,  auch  wohl 
als  Bevollmächtigter  oder  Prinzipal  berech- 
.  tigt  war,  den  Trassaten  zu  verpfhchten  oder 
zu  beauftragen.  Später  wird  es  als  selb- 
ständige Verpflichtung  aufgeEasst  und  es 
entsteht  der  fundamentale  Wechselrechtsatz : 
»Chi  accetla  paghi<.  Der  Sinn  ist:  Dem 
Acceplauten  stehen  die  Einreden  des  Tras- 
santen nicht  zu,  ^  Bis  ziir  Entwickelung 
des  Indossamentes  wird  das  Accept  als  ein 
dem  Präsentanten  gegebenes  Vereprechen 
aufgefasst.  Diese  Auffassung  wirkt  auch 
nach  Aufkommen  des  Indossamentes  fort. 
Das  Versprechen  gilt  nach  Fortfall  des 
PrSseotanten  im  alten  technischen  Sinne  als 
dem  präsentierenden  Indossanten  erteilt  Die 
Girierung  nach  Erteilung  des  Acceptes  wird 
nach  manchen  Wechselordnungen  für  unzu- 
lasew  erklärt  (Augsburg  1878  Kap.  ffl  §  18), 
mindestens  wenn  der  Acceptant  (der  viel- 
leicht skontrlerbare  Forderungen  gegen  den 
das  Accept  einholenden  Indossatar  besitzt 
oder  erwerben  will)  die  Streichung  der 
Ordreklausel  im  letzten  Indossament  ver- 
langt (Augsburg  1716  Kap.  1  §  18,  Frank- 
furt 1739  §  42,  bei  Götz  S.  82,  83).  Mit 
der  Ceberwjndung  des  SkontratJonsprincips 
durch  das  Indossament  {s.  oben  sub  I  und  unten 
sub  IV,  8)  vollzieht  sich  auch  der  Gedanke 
der  Objektivienmg  des  Acceptes,  Dieser  Ge- 
danke tritt  am  deutlichsten  in  der  Regel  zu 
Tage,  dass  jeder  (nicht  bloss  der  legitimierte) 
Inhaber  des  Wechsels  zur  Präsentation,  zur 
Annahme  und  Erhebung  des  Protestes  mangels 
Annahme  befugt  ist 

Der  Satz  "du  accetta  paghi«  war  durch 
das  IndOBsament  zu  verstärkter  Bedeutung 
gelang,  war  jedoch  von  der  französischen 
Doktrm  und  Praxis  mehrfach  durchbrochen 
worden  (Schapa  §  28).  Seit  der  zweiten 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  wurde  das 
Accept  durch  die  von  HoUand  und  Deutsch- 
land ausgehende  Lehre  von  der  Unwider- 


ruflichkeit des  einmal  geschriebenen  Accepts 
(Grünhut  I  S.  161,  U  S.  34,  35)  zur 
strengsten  aller  Verbindlichkeiten.  Ueher 
die  befreiende  Wirkung  des  Accepts  siehe 
oben. 

4.  Protest,  Intervention  nnd  Aval 
Der  Wechselprotest  findet  sich  seit  dem 
Anfange  des  14.  Jahrhunderts  in  allgemeiner 
Debung.  Er  besteht  aus  drei  Akten :  Präsen- 
tatio litteramm,  requisitio  und  protestatio. 
Die  protestatio  ist  eine  feierliche  Verwahrnng 
des  Wechselinhabera  gegen  die  Weigerung 
des  Trassaten  zu  acceptieren  oder  zu  zahlen 
(Goldschmidt,  Universalgeschichte  S.  457, 
458).  Nach  Casaregis  ist  der  Protest  bereits 
Regressbedingung  (Grünhut  X  S.  69,  70). 
Sowohl  der  Protest  mangeis  Annahme  wie 
der  Protest  mangels  Zahlung  hat  Rembours- 
regress  zur  Folge,  der  mittelst  Rflcküatte 
genommen  werden  kann.  Näheres  bei  Qold- 
Bchmidt  S.  458  u.  311 ;  GrOnhut  I  S.  69.  Seit 
der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  wird 
der  Remboursregress  im  Falle  verweigerter 
Acceptation  durch  den  Eautionsregress  in 
den  meisten  Wechselordnungen  ersetzt  Als 
Kaution  genügt  bei  einigen  Wechselordnungen 
die  Ausstellung  eines  neuen  Wechsels  mit 
derselben  Veriallszeit  und  auF  denuelbea 
Ort.  Gleichzeitig  kommt  der  Protest  und 
Regress  wegen  llnaicherheit  des  Acceptanten 
auf  (Grünhut  S.  170—173). 

Die  Wechselintervention  bildet  sich 
schon  im  Anfange  des  15,  Jahrhunderts  ganz 
natürlich  und  einfach  als  ein  Mittel  zur  Ver- 
meidung der  schweren  Regressfolgeu  heraus 
(Qoldac£midt  S,  457)  und  passt  sich  später 
unter  Ausbildung  des  Interventions-  und 
Kontraprotestes  den  durch  das  Indossament 
entstandenen  verwickeiteren  Rechtsverhält- 
nissen an  (Grilnhut  i  §  18). 

Auch  das  Aval  kommt  schon  seit  dem 
13.  Jahrhundert  als  StQtze  der  Verpflich- 
tungen des  Ausstellers  beim  eigenen  Wechsel 
und  später  bei  der  Tratte  vor.  Beispiele 
bei  Goldschmidt  S.  456  und  Stieda  Nr.  6, 
7,  9,  11,  12,  13,  14,  15,  17,  18. 

5.  Duplikat«  und  Kopieen.  Der  Ge- 
brauch der  Duplikate  ist  schon  im  14.  Jahr- 
hundert häufig  (Grünhut  I  56).  Der  Grund- 
gedanke der  EinfOhning  scheint  zu  sein, 
dass  das  Fehlen  eines  der  mehreren  Aus- 
fertigungen, von  deren  Existenz  der  Trassat 
durch   die    kassatorische    Klausel    oder    iu 

iderer  Weise  in  Kennluis  gesetzt  wird,  im 
Falle  des  Verlustes  dem  legitimen  Wechsel- 
inhaber niclit  schaden  wird,  da  dieser  Mittel 
hat,  seine  Identität  und  die  Gesetzlichkeit 
des  Rechtserwerbs  zu  beweisen.  Dagegen 
wird  dem  unredlichen  Wechselinhaber  ein 
Exemplar  ohne  die  anderen  gegenüber  dem 
"orsichtigen  Trassaten')  nichts  nützen. 


■)  Vgl.  den  Bechtsfall  bei  Sc&ccia,  §  2  gl. 
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Spater  dienen  die  Duplikate  dazu,  ver- 
schiedene YerpflichtDDgserklfiniDgen  Aval, 
Accept,  Indossameate,  aa  verschiedenen  Orten 
gleidizeitig  aiifzunehmeD. 

6.  Zusammenfallen  verschiedener 
Wechaelpersonen  in  eine  (Ricorsar 
Wechsel).  Schon  bei  dem  Weclisel  mit  vier 
Personen  war  der  Fall  nicht  selten,  dass 
Trassat  «nd  Trassant  oder  Präsentant  und 
Remittent  ein  und  dieselbe  Person  waren. 
Noch  interessanter  ist  die  Kombination,  bei 
welcher  ein  und  dieselbe  Person  zugleich 
Präsentant  und  Trassat  war.  A  (in  Florenz) 
beauftragt  den  B  (in  Lyon),  an  sich  selbst 
einen  Wechsel  zu  zaiüen  (pa^te  a  voi  stesso), 
für  -welchen  der  C  als  Hemittent  die  Valuta 
gegeben  hat.  Der  Zweck  der  Ausstellung 
dieser  Tratte  war,  dass  B  bei  sich  selbst 
Protest  erheben  konnte  und  auf  dieser  Grund- 
lage eine  Hücktratte  auf  A  zu  Gunsten  des  C 
ziehen  konnte.  Dieser  Umweg  war  nötig, 
um  dem  ursprünglichen  Valutageber  ein 
Wechsdrecht  (Regressrecht)  gegen  den  ur- 
eprünglichen  AiiESteller  zu  verschaffen,  weil 
ein  eigener  in  Florenz  zahlbarer  Wechsel 
des  A  wegen  des  Mangels  der  Ortsver- 
Bchiedenheit  als  cambium  siccum  nngütig 
gewesen  wäre  (s.  o.  sub  ni).  Solche  Wechsel 
hiessen :  cambia  ciun  reditibus  nundinarum. 
carob.  con  ricorsa  —  Ricorsawechsel. 

Sie  waren  ein  häufig  angewendetes,  von 
der  Jurisprudenz  meist  zugelassenes  Werk- 
zeug des  Wuchers,  der  sich  hinter  fiktiven 
Provisionen  und  Wechsel kursgew innen  ver- 
barg (Grünhut  S.  49—51 ;  S.  59—61).  Sie 
entsprechen  den  nach  einigen  modernen 
Wechselordnungen  (so  der  englischen)  zu- 
lassigen Wechseln  mit  Person  eneinheit  des 
Ausstellers  und  Tiassaten.  Auch  die 
heutzutage  sinnlose,  aber  bei  Tratten  an 
eigener  Ordre  noch  vorkommende  Klausel 
»Wert  in  mir  selbst«  dürfte  dem  Ricorsa- 
wechsel ihre  Entstehung  verdanken.  Nach 
einer  auf  eine  Emendation  gcstQtzte  Meinung 
von  Freundt  (S.  78)  wäre  die  berühmte 
Tratte  des  Baibus  (c  290)  aus  dem  Jahre 
1381  ein  solcher  Ricorsawechsel.  Vg],  auch 
decisionea  rotae  Ferrariensis  Venetiia  16Ü4 
decisio  4.5. 

7.  Der  Umsatz  der  WechaeUorde- 
mngen  nnd  seine  Formen.  Giroaval. 
Von  der  Grösse  des  I'msalzes  der  Wechsel- 
forderungen geben  die  frtthen  Aidzeichnungen 
eines  Wechselkurses  imd  zahlreiche  Schilde- 
rungen zeitgenüssischer  Schriftsteller  eine 
lebendige  Vorstellung.    Der  Umsatz  beruht 


ö  n.  340ff.  (Gütz  S.  '22,  23).  Unhistorisch  und 
misaglUckt  ist  der  Versuch  der  allgemeiHeD 
deutschen  Wechselordnung,  jeder  Auaferti^nng 
die  Kraft  des  geüainten  Wechsels  zu  verleihen, 
'Adler,  DupMate  und  Eopieen,  Atlg.  Ssterr. 
GericbtazeitoDg  1900.) 


in  der  älteren  Zeit  fast  ausschliesslich  auf 
Skontration.  Cession  seitens  des  Präsen- 
tanten in  rem  suam  und  Incassomandat  sind 
zwar  seit  dem  15,  Jahrhundert  wieder^)  in 
Uebung  (Schaps  S,  28),  beherreehen  jedoch 
keineswegs  den  Wechseiverkelir.  Der  Floren- 
tiner Kaufmann,  der  seine  Forderuug  au 
einen  Lyoner  Bankier  vor  der  Fälligkeit  zu 
Geld  machen  will,  kann  dies  meistens  nur 
so  thun,  dass  er  auf  einen  anderen  Bankier, 
seinen  Präsentanten  in  Lyon,  eine  Tratte  in 
gleicher  Höhe  zieht.  Ein  Umsatz  am  Orte 
der  Ausstellung  der  Tratte  selbst  war  er- 
schwert, weil  die  Person  des  Präsentanten, 
der  bei  Mess wechseln  ein  Mitglied  des 
Skontro Verbandes  sein  musste,  von  vom 
herein  gegeben  war.  Dieser  Mechanismus 
hatte  den  Erfolg,  den  Bankiers  der  grossen 
Wechselplfttze  die  Herrschaft  Ober  den  Geld- 
verkehr und  von  jedem  einzelnen  Umsatz 
Provisionen  zu  sichern.  Eine  Befreiung  von 
diesem  Zwange  brachte  erst  das  von  den 
Bankiers  anfangs  scharf  bekämpfte  Indcssa- 
menL  Eine  Erleichterung  brachte  schon 
das  von  Grünhut  mit  Reclit  als  Vorstufe 
des  Indossaments  bezeichnete  sogenannte 
Giroaval.  Es  beiniht  darauf,  dass  die 
Fordenmg  auf  einen  fremden  WecUselplatz 
unter  mehreren  Personen  vor  Ausstellung 
des  Wechsels  cirkuliert  und  dass  schliess- 
lich der  erste  Verkäufer  der  Forderung  den 
Wechsel  zu  Gunsten  des  letzten  Käufers  als 
Remittenten  ausstellt.  Die  Zwischenpersonen 
werden  in  der  Tratte  als  succesive  Geld- 
geber genannt 

Wenn  also  B  dem  C  Geld  an  einen  aus- 
wärtigen Platz  zu  liefern  hat,  so  kann  B 
seinen  Schuldner  A  beauftragen,  die  Tratte 
zu  Gunsten  des  D  zu  stellen,  an  welchen  C 
vielleicht  seine  Fordenmg  veräusseit  hat. 
Die  Tratte  lautet  dann  etwa: 

Zahlen  Sie  an  X  (Präsentant)  die  Summe 
von  .  .  .,  deren  Wert  ich  erhalten  habe  von 
B  für  C  für  Rechnung  des  D  (Remittent). 
Adresse:  An  Y. 

A  (Aussteller). 

Da  nun  der  Remittent  D  nicht  auf  die 
Haftung  seines  Wec'liselgebers  C,  dieser  nicht 
auf  die  Haftimg  des  B  verzichten  wollte, 
zeichneten  B  und  C  den  Wechsel  als  Avalisten 
und  werden  auch  bei  der  Regelung  dieses 
Verfahrens  von  Rapliael  de  Turri  und  dem 
wichtigen  Kap.  17  der  Besanconer  Markt- 
ordnung (Schaps  S.  54  und  55)  als  solclie 
bezeiclinet.  Nach  dieser  haften  die  Weclisel- 
geber  dem  Remittenten  solidarisch.  Doch 
sind  verschiedenartige  Regelungen  des  Re- 
gresses bezeugt  (Schaps  S.  G2— 64).     Dem 


')  Ueliertragnngen  der  Tratte  werden  in 
ihren  ersten  Anfangen  vor  Entwiokelung  des 
Skontration  swesens  gleichfalls  besengt  (S. 
üben  aub  IV,  1). 
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Bemittenten  bietet  dieees  Verfahren  den 
Vorteil  der  mehrfachen  HsHnng,  allen  Be- 
teiligten die  Erspamng  der  Kosten  mehr- 
facher WectiBelausstellnng  und  mehrfachen 
Incaasoa  ingbettODdere  der  mehrfachen  Frovi- 
Eion  an  Trassaten  und  Präsentanten.  Wegen 
dieses  Ausfalls  der  Provisior  ist  es  leicht 
begreiflich,  dass  sich  die  Kaufmannschaft 
und    Gesetzgebung   der   grossen    Wechsel- 

Slätze  gegen  das  Giroava!  wie  später  gegen 
as  Indossament  erkläj-te.  So  z.  B.  dos 
Bozener  Patent  vom  19.  Januur  1663  bei 
Herbach  S.  321. 

Von  hier  zur  Entwickelnng  des  Indossa- 
mentes bedurfte  es  nur  noch  eines  i^hrittes 
—  der  Aufnahme  der  ürdreklausel  in 
Tratte  zum  Zwecke  der  Bestimmung  des 
Prilsentanten  nach  Ausstellung  des  Wechsels. 
War  dieser  Schritt  geschehen,  so  konnte 
der  L'msatz  der  Forderungen  auf  die  Wechael- 
platze  vermittelst  des  bereits  ausgestellten 
Wechsels  selbst  stattfinden. 

8.  Das  Indossament.  Die  Darstellung 
der  Geschichte  des  Indossamentes  hat  eine 
vierfache  Aufgabe  zu  lOsen.  Sie  hat  zunächst 
den  Begriff  des  Indossamentes  ge^nOber  der 
längst  zulassigen  Ccssion  (b.  o.  sub  IV,  1) 
für  eine  Zeit  abzugrenzen ,  in  welcher  der 
Gegensatz  in  den  Rechtsfolgen  beider  Deher- 
tiagungsakte  noch  nicht  entwickelt  var.  Sie 
hat  sodann  die  wirtschaftlichen  Ursachen 
blosBzulegen,  welche  zur  Emancipation  von 
den  schon  früh  in  bewunderungswflrdiger 
Weise  entwickelten  Skontrations verbänden 
führten.  Sie  rauBS  femer  die  Entwickelung 
der  Form  und  Technik  des  Indossamentes 
schildern  und  endUch  die  Entwickelung  der 
Rechtssätze,  welche  dieses  Institut  und  da- 
mit die  Äbsatrfähigkeit  des  Wechsels  tragen. 
Freilich  sind  diese  Aufgaben,  zumal  die 
erste  und  zweite,  bei  dem  heutigen  Stande 
unseres  Wissens  nur  unvollkommen  lOsbar. 
Die  Eigentümlichkeit  des  Indossamentes 
g^enüber  der  schon  früher  zulässigen  Cession 
üegt  meines  Erachtens  in  einem  formellen 
und  materiellen  Momente.  Formell  stellt 
sich  das  Indossament  als  der  Tratte  nach- 
gebildeter Auftrag  an  den  Trassaten  dar,  an 
Stelle  der  im  Wechsel  als  Gläubiger  be- 
nannten Person  die  Zahlung  dem  Indossatar 
zu  leisten.  Materiell  erfüllt  das  Indossament 
die  Aufgabe,  die  Nennung  eines  Präsen- 
tanten im  Wechsel  zu  umgehen.  Während 
die  Cession  in  aller  Regel  eine  Cession  des 
Präsentanten  ist,  stellt  Bich  das  Indossa- 
ment frühzeitig  als  eine  Benennung  des  Prä- 
sentanten durch  denEemittenteni)dar, 


^)  Die  dänische  ■Wechselordnung  von  1681 
kennt  allerdiuei  das  Indossament  des  l'räsen- 
mnten.  Ihre  Verfasser  schSpfen  aber  offenbar 
mehr  ans  der  alten  itahenisdien  Litteratnr  als 
aus  dem  Leben,  so  dass  hier  zwei  Stadien  ans 


Das  erste  bekannte  Wechselindossament  in 
der  Anweisung  vom  25.  Februar  1600  (Neapel) 
besteht  in  der  Anweisung  eines  noch  im 
Wechsel  seibat  genannten  Präsentanten,  an 
seiner  Stelle  einem  anderen  gleichfalls  schon 
im  Wechsel  erwähnten  Substituten  zu  zahlen, 
wobei  dem  Trassaten  im  vorliinein  tjiüttung 
geleistet  wird  (Schaps  S.  92,  93;  Grünhut 
S.  89  Anm.  6^.  Aus  dem  auffallend  dürftigen 
bisher  bearbeiteten  Urkiindenmaterial  ergiebt 
sich,  dflßs  der  Kreis  der  möglichen  Wechsel- 
gläubiger  sich  nicht  sofort  ins  Unbestimmte 
erweiterte,  dass  vielmehr  durch  alternative 
Benennung  mehrerer  Präsentanten  oder 
mehrerer  Giratare  in  einem  und  demselben 
Indossamente  der  Kreis  der  möglichen 
Präsentanten  zu  erweitern  gesucht  wurde 
(j'gl.  Schaps  S.  96).  Schon  damit  war  die 
Bedeutung  der  Person  des  Präsentanten  ab- 
geschwächt. 

Von  dieser  Entwickelungsstufe  bis  zur 
freien  Begebharkeit  der  Tratte  scheint  noch 
ein  weiter  Weg.  Die  Person  des  Pi'äsen- 
tanten  war  dem  Acceptanten  keines w^ 
gleicheiltig,  dem  es  im  grossen  Verkew 
darauf  ankam,  die  Forderung  durch  Skoo- 
tration  tilgen  zu  können').  Nun  ergeben 
sich  zwei  Fälle ,  in  denen  eine  gewisse 
Fungibilität  der  Präsentanten  angenommen 
werdeu  darf,  einmal  wenn  die  Weiterbegebung 
an  ein  Mitglied  des  Skon trat ions Verbandes 
geschieht  —  und  in  der  That  beniht  ja  die 
SkontnUion  auf  einem  solchen  Cirkidieren 
der  Forderung  unter  den  Angehörigen  des 
Skon  tratious Verbandes.  Ea  ist  möglich,  dass 
die  Wechsel  hei  der  Skontration  in  ähn- 
licher Weise  mit  Indossamenten  versehen 
umliefen  wie  heutzutage  die  Kflndigun^- 
scheine  bei  den  Skontrationen  des  Termin* 
handeis  (dag^n  Schaps  g  11).  Allein  es 
ist  unwahrscheinlich,  dass  wir,  wenn  dies 
der  Fall  wäre,  auf  Vermutungen  angewiesen 
wären.  Es  spricht  femer  dagegen  die  kom- 
plizierte Form  des  älteren  Giros,  welches 
uns  im  17.  Jahrhundert  keineswegs  als  ein 
durch  Jahrhundeite  langen  Gebrauch  abge- 
schliffenes Bechtsiustitut  entgegentritt  Da- 
gegen hat  eine  andere  (von  Schaps  §  11 
ohne  überzeugende  Gründe  abgelehnte)  An- 
sicht über  die  Entstehung  des  Indosaar 
mentes  m.  E.  die  innere  Wahrschein- 
lichkeit für  sich.  Der  zweite  Fall  einer 
völligen  Fungibiütflt  des  Präsentanten  rausst« 
nämÜch  dann  vorliegen ,  wenn  die  Cir- 
kulation  des  WeehBcls  unter  den  Giro- 
kunden einer  Bank  stattfand.  Unter  den 
Girokuuden  einer  Bauk,  die  ihre  Zahlungen 


der  Entwickelang  dea  Wechsels  willküriich  ver- 
quickt erscheinen, 

')  Vgl.  die  oben  snb  IV  3  angeführte  Regel 
einiger  Wechselordnungen,  dass  nach  deoi  La- 
cepte  kein  weiteres  Giro  stattfinden  dflrfe. 
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aceinander  durch  Umschreibung  tob 
KoDto  auf  das  andere  zu  bewirken  pQe^n, 
'wird  ein  jeder  der  Banlc  als  Oläubiger  gleich 
genehm  sein,  unter  ihnen  kann  daher  eine 
auf  die  Bank  gestellte  Tratte  umlaufen, 
ohne  die  Bank  zu  beschweren.  Es  muse  im 
Gegenteil  erwartet  werden,  dass  es  der 
Bank  bequemer  ist,  die  Umschreibung  von 
A  auf  E  zu  bewirken  anstatt  vier  Um- 
Bchreibungen  von  A  auf  B,  von  B  auf  C, 
von  C  auf  D,  von  B  auf  E.  Nur  wenn  die 
Tratte  auf  eine  persona  estranea  übergeht,  wird 
die  Bank  beschwert^).  Gleichwohl  finden 
wir,  dass  einzelne  Girobanken,  insbesondere 
die  von  Venedig  (s.  Herbach  S.  476  ff.),  lange 
Zeit  gegen  den  Umlauf  der  Bankpapiere 
selbst  unter  ihren  Girokunden  ankämpfen. 
Dieser  Kampf  beruht,  ebenso  wie  der  Kampf 
der  verschiedenen  Gesetzgebungen  gegen  das 
Wecliselindossament,  teils  auf  dem  Mangel 
ausgebildeter  Bechtss&tze ,  welche  Zahlung 
mit  liberiereuder  Wirkung  an  Giratare  er- 
möglichen, teils  richtet  er  sich  gegen  den 
Ausfall  der  mit  einem  komplizierten  Zah- 
iungawesen  verbundenen  Gewinne  an  Provi- 
sion und  dergleichen.  Zu  einem  nicht  un- 
wichtigen Teile  ist  er  endlich  ein  Ausdruck 
des  begreifhclien  Schreckens,  welcher  alle 
Gesetzgebungen  ergriff,  als  das  Gespenst 
des  modernen  Kapitalismus  in  Gestalt  der 
frei  übertragbaren  Wertpapiere  mit  ihrem 
öefoige  von  Terminhandet  und  Differenz;- 
spiel  vor  aller  Augen  aufstieg.  Dass  wir 
aber  die  Anfänge  des  Wech Beiindossamentes 
in  der  That  in  dem  Uralauf  der  Tratte  in 
dem  beschränkten  Kreise  der  Girokunden 
einer  Bank  zu  suchen  haben,  ist  keine  allzu 
gewagte  Hypothese.  Dafftr  spricht,  dass 
das  Indossament  anderer  Bankpapiere,  der 
Aktie,  des  Checks,  der  Bankanweisung,  älter 
als  das  Wechselicdossament  und  vorbUdlich 
für  dieses  gewesen  ist.  Ueberall  erweist 
sich  das  Interesse  der  auswärtigen  Be- 
teiligten als  treibende  Kraft,  da  für  diese 
die  Notwendigkeit  des  Durebgauga  jedes 
einzelnen  Uebertragiingsaktes  durch  die 
Bücher  der  Bank  eine  schwere  Belastimg 
mit  sich  brachte  (von  Kostanecki  paesim, 
insbesondere  S.  36  ff. ;  Goldschmidt  S.  320  ff.). 
Damit  ist  dann  auch  der  wirtschaftliche  Ur- 
sprung des  Indossamentes  erklärt  und  auf 
das  Aufkommen  des  modeiiien  Bankwesens 
zurückgeführt.  Das  Bankwesen  centrahsiert 
zunächst  die  Kreditwirtschaft  und  drängt 
die  Tliätigkeit  der  kleineren  und  mittleren 
Bankiers  teils   zurück,  teils  organisiert  es 


sie  als  Hilfaorgane  der  grossen  Bauken.  Das 
Endresultat  war  aber  nicht  Central!  sierung, 
Bondcm  Decentralisierung  nnd  Demokraü- 
sieruug  der  Kreditwirtsdiaft  Das  Indosaa- 
ment  blieb  nicht  auf  den  Kundenkreis  eines 
Institutes  beschränkt  Die  einmal  gefundene 
Form  macht  den  Wechsel  zum  Zahlungs- 
mittel der  weitesten  Kreise  und  seine  Ver- 
wendbarkeit wurde  bei  Bntwickelung  der  den 
UmJauf  befCrdemden  Bechtssätze  unabhängig 
von  der  Skontration.  Diese  spielt  geschicht- 
lich die  RoDe  eines  Werkzeugs  des  exklu- 
siven Kapitalismus  *) ;  sie  macht  die  Kredit- 
wirtschaft den  Mitgliedern  des  Skontraver- 
bandea  abgabepflichtig  und  sichert  diesen 
die  Herrschaft  über  den  Geldmai-kt  und  den 
Einblick  in  dessen  Verhältnisse. 

Unter  den  Ursachen  des  Rückgangs  der 
mittelalterlichen  Skontration s verbände  ist  der 
schon  seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhimderts 
stattfindende  Rückgang  der  Champagner- 
messen  (Stliulze  S.  399  ff.)  zu  erwähnen, 
der  politischen  Veränderungen  zuzuschreiben 
ist.  Eine  ähnliche  Central isierung  ge- 
rade des  Wechselverkehrs  auf  ein  enges 
Gebiet  scheint  seither  nicht  stattgefunden 
zu  haben,  wälirend  im  übrigen  Brügge  imd 
dann  Antweipen  das  Erbe  der  Champaguer- 
städte  als  Uandelsemporien  ersten  Rauges 
antraten.  Der  Sieg  des  Indossamentes  wurde 
erst  im  17.  Jahrhundert  dadurch  entschieden, 
dass  jene  Städte  (insbesondere  Frankfurt,  am 
entscniedensten  Bozen),  welche  das  Giro 
nicht  zuliessen,  vom  Wechsel  verkehr  ge- 
mieden wurden.  Die  Zulassung  des  Giro 
wurde  ein  Mittel  des  Wettbewerbes  unter 
den  Wechselplätzen  (Grflnhut  I  S.  98 
Anm.  21). 

Der  Form  nach  ist  das  Giro  von  Anfang 
an  ein  Auftrag  an  den  Trassaten,  an  Stelle 
des  Giranten  dem  Giratar  (oder  dessen  Ordre) 
zu  zahlen.  Der  Platz  des  Giro  war  in 
Italien  im  17.  Jahrhundert  der  Fuss  des 
Wechsels.  Später  siegt  allenthalben  die 
französische  Uebung,  von  welcher  das  In- 
dossament seinen  Namen  hat  (Schaps  S.  95, 
127).  Das  Blankoindossament,  in  welchem 
der  Gedanke  des  negotjablen  Namenspapiers 
seinen  vollkommensten  Ausdruck  findet,  ver- 
dankt, wie  aucli  das  Inhaberbankpapier,  lehr- 
reicherweise seine  Entst^-himg  gerade  dem 
Kampf  gegen  die  NegotiabJUtät.  Da  wieder- 
holtes Giro  vielfach  verboten  war,  so  Hess 
man  den  Flaitz  für  den  Namen  des  Giratars 


')  Daher  das  Rechisinstitnt  des  Brenzena 
des  Checks,  die  Klansei  der  Cbecks  der  deutsuhen 
Beicbabank  „nnr  zahlbar  an  einen  Girokanden 
der  Reicbsbank"  die  jetzt  dem  Vermerk  „nur 
Bttr  Verrechnung"  ffewiohen  ist  (Kostanecki 
S.  173).  ■    ■        . 


')  Skontrationsveiband,  Tenninbandel  und 
Kartelle  eind  znsammengehSrige  Eracheinniigen. 
Sie  bedeuten  die  organisiert«  Herrschaft  emer 
Gmppe  über  ein  Wirtschaftaftebiet.  Eine 
Wiaerlegaog  entgegenstehender  Heinongen  ist 
an  dieser  Stelle  tulerdings  nicht  mjigiich.  Die 
Einbeziehung'  der  Eartelle  in  diese  Bemerknng- 
verdanke  ich  der  Anregung  eines  gelehrten 
Freundes. 
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einfach  frei  Diese  Uebung  entstand  schon 
zu  AaiaUK  des  17.  Jahrhimderts  (Götz  S.  33  ff. : 
Sdiap  ä  122—124;  b.  aucli  Kostanecki 
S.  öiff.).  Der  £ampf  der  Qesetzgebuog 
Kegea  dieeen  >]Uisstaauch*  (Grötz  S.  98)  war 
hier  von  vom  herein  zu  ihren  Ungunsten 
entschieden. 

Weiter  kommen  als  Eriordemisse  des 
Gao  und  als  Eeonzeichen  des  Eigentums 
gegeaOber  dem  blossen  Frokuraindossanient 
vor;  die  Ordreklausel  des  Wechsels,  die 
Ordreklausel  des  Giro,  die  ValutaklauaeQ  des 
Giro.  Art  23  tit  V  der  ord.  sur  le  comm. 
<1673)  fordert  Valutaklausel,  Datum,  Namen 
des  Indossatars.  Auch  in  der  Theorie  wer- 
den die  einzelnen  Rechtssätze  (Irrevokabili- 
tSt,  EiaredenVieschränkung,  Garantie,  Kecht 
zur  Weiterindossiening)  auf  diese  Klauseln 
znrOckgefflhrt  (Götz  8. 20,  21,  44  u.  passim.). 

In  Bezug  auf  die  BechtssteJlung  des 
ludossatars  nat  sich  der  alte  Gegensatz 
zwischen  dem  Präsentanten  als  einfachem 
solutionis  causa  adiectus  und  als  adjeutus 
in  rem  suam  (s.  oben  sub  lY,  2)  bis  auf  den 
heutigen  Tag  in  dem  Gegensatz  des  Prokura- 
indossatars  nud  des  Indossatars  zu  eigenem 
Kecht  erhalten  (Schaps  S.  25). 

Auf  die  Feststellung  des  Hechtsverhalt- 
nisses  gewannen  insbesondere  folgende  Theo- 
rieen  nachhaltigen  Einfluss  (vgl.  Schaps 
S.  99  ff.). 

1.  Die  Mandatstheorie.  Sie  hatte  früher 
auch  die  Rechtsstellung  des  FiAseataaten 
beherrscht  und  wurde  namentlich  von 
Ansaldus  auf  das  Indossament  übertragen 
(Götz  S.  eöff^  bes.  S.  72;  Schaps  R.  99, 
101  ff.).  Diese  Ansicht  wurde  zAvar  dem 
Prokumndossament,  nidit  aber  dem  Indossa- 
ment vollen  Hechtes  gerecht  Sie  führte 
einige  Autoren  zur  Annahme  der  Revokabüi- 
tat  re  integra,  einer  Ansicht,  die  schon  von 
Ansaldus  Tieifach  beschränkt  wurde  und 
in  der  Praxis  wenig  Einfluss  gewann. 

2.  Die  You  Schaps  sogenannte  Cambial- 
theorie,  hauptsächlich  von  der  bwizOeisc^en 
Doktrin  vertreten  {Scbaps  S,  100  u.  131  ff.). 
Diese  spater  von  Thdl  ins  feinste  auege- 
bildete Lehrmeinung  sieht  jedes  Indossament 
als  eine  Tratte  an.  Diese  Ansicht  ist  un- 
mittelbar aus  der  Anschauung  der  Geschafts- 
praxis  und  der.  Form  des  Indossamentes  ge- 
schSpft.  Sie  bahnt  den  das  Indossament 
kennzeichnenden  Rechtssätzen  freien  Weg, 
ei-schOpft  aber  noch  nicht  das  Wesen  des 
Indossamentes. 

3.  Die  Oessionstbeorie.  Sie  fmdet  sich 
vorerst  in  merkwtirdiger  Verbindung  mit 
der  Cambialtheorie  bei  Du  Puis  de  la  Ser» 
und  Savary,  indem  diese  Schriftsteller  auch 
die  Tratte  als  Cession  der  Forderung  des 
Trassanten  gegen  den  Trassaten  ansehen 
(Götz  S.  43;  Schaps  S,  131  ff.).  Freilich 
vergass   man   dabei,    dass   das   Recht   des 


Remittenten  durchaus  unabhängig  von  dem 
Deckungs Verhältnis  war,  und  die  Anwendung 
der  römischen  Cessionslelire  (lex  Anastasiana, 
keine  Haftuufjf  für  bonitas  nomiuis)  erwies 
sich  zumal  bei  den  gewissenhaften  deutschen 
Theoretikern  als  eine  Quelle  vieler  Irr- 
tümer'). Die  Cession stheorie  enthält  aber 
gleichwohl  die  Wahrheit,  dass  das  Indossa- 
ment seinem  Wesen  nach  wirklich  Succession 
bewirkt  und  seine  endgiltige  Erklärung  so 
wenig  wie  die  Tradition  von  der  Betrach- 
tung des  Umsatzes  gestohlener  und  ver- 
untreuter Stücke  gewinnen  kann*).  Das 
Indossament  ist  nicht  nur  ein  neuer  Wechsel, 
sondern  auch  die  Form  für  eine  Abtretung 
des  alten. 

Geschichtlich  wichtiger  als  diese  theo- 
retischen Begründungen  der  neuen  Bechts- 
sätze  ist  die  Art  ihres  Emporwachsens  aus 
den  Bedürfnissen  und  Emrichtungen  des 
Handels.  Fast  nnbestritten  war  von  Anfang 
an  der  Garantieeffekt  des  Giro.  Das  ist 
aus  vielen  Gründen  erklärlich.  Das  Giro 
wurde  —  sit  venia  verbo  —  als  eine  Allo- 
tropie  des  Giroavals,  beide  als  Tratten 
empfunden  (Götz  S.  35).  Auch  zwang  der 
Gebrauch  des  Wechsels  als  Zahlungs- 
mittel,  als  Geldäquivalent  zur  Annahme 
einer  vollen  Haftung  des  Indossanten. 

Was  den  Ausschluss  der  Einreden  ex 
persona  indossantis  anlangt,  so  war  der  feste 
Grund  für  die  spätere  Ealwickelung  in  dem 
Satze  »chi  accetta  paghi«  geiegt  (s.  o.  sub  IV, 
3).  Auch  weist  Schaps  (§  37)  mit  Recht  darauf 
hin,  dass  der  WechsdexekutivprozeBS  der 
Erhebung  von  Einreden  überhaupt  ungünstig 
war.  Die  Triebfeder  der  Entwickelung  aber 
liegt  in  der  Thateache,  dass  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert der  Umsatz  vorerst  der  Bankpapiere, 
später  des  Wechsels  einen  früher  nicht  ge- 
ahnten Umfang  angenommen  habe.  Da  der 
Satz,  dass  nur  gegen  die  Urkunde  gezahlt 
zu  werden  braucht,  längst  entwickelt  ist 
(Qoldschmidt,  Brunner)  und  meines  Erachtens 
für  alle  Urkunden  bei  entwickeltem  Rechta- 
leben stets,  fast  ausnahmslos  gegolten  hat  (vgl. 
Adler,  Studien  Grünhuts  Ztschr.  XXVI), 
so  ist  es  bei  häufigen  Umsätzen  eine  Regel, 
die  jeder  nicht  arglistige  Schulder  meistens 
von  selbst  beobachten  wird,  auch  wirklieh  nur 
-egen  die  Urkunde  zu  zahlen.  Diese 
legel  wird  für  die  Bankpraxis  von  An- 
saldus    bezeugt      Die     Regel     wird     zur 


')  S.  die  bewegliche  Klage  bei  Berger,  De 
esc.  non.  nnm.  pec  (1709)  §  XIII  bei  Beseke 
'   748. 

*)  Der  NichtÜbergang  der  Einreden  spricht 
im  Gmnde  ao  wenig  gegen  diese  Annahme 
Succession  wie  der  Satz  ^Eanf  bricht 
Miete"  der  Annahme  einer  Succession  des  Eans- 
kättfers  im  WeM  stünde.  S.  auch  Adler, 
Stadien  S.  41,  42.  Vgl.  femer  Kostanecki  S. 
174  B. 
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Beditsregel  und  beim  Wechsel  hAufig'  auf 
die  OrdreklauEel  gwtQtzt  (Schapa  S.  119, 
142).  Äehntich  wird  die  Einrede  der  Korn- 
pensatioQ  aus  der  Fereon  irgend  eines  der 
vieJen  Vormäaner  in  der  Praxis  durch  die 
zahlreichen  Umsätze  ad  absurdum  geführt 
und  nach  Partikulairecht  selbst  für  die  ge- 
meine Cession  weitgeheoden  BeschrAnkunf^en 
unterworfen  (s.  §  1442  des  Öaterr.  allg.  B.G.B.). 
Sind  diese  beiden  Einreden  einmal  weg- 
gefallen, so  ist  die  weitere  Verallgemeinerung 
des  EiDredenausschlusses  einfach  Sache  der 
juristischen  Logik. 

Der  Ursprung  jener  Sätze,  welche  den 
Wechsel  zum  vollkommenen  Wertpapier 
machen  (Art.  36  Allg.  W.O.,  s.  oben  sub  I,  2), 
der  legitimierenden  Wirkung  des  Indossa- 
mentes, kraft  deren  dem  Indossatar  die 
ZaJilung  nur  auf  Gefahr  des  Schuldners 
verweigert  werden  kann,  liegen  auf  pro- 
zessualem Gebiete  (Grünhut  1  S,  74,  75), 
welches  zu  betreten  uns  die  Rücksicht  auf 
den  Raum  verbietet 

V.  Die  WechBelordiiiiiig«n. 

In  der  geschilderten  Weise  hatte  das 
Wecheelrecht  am  Anfange  des  17,  Jahr- 
hunderts durch  die  Fraxls  des  Handels  unter 
gelegentlichem,  nicht  immer  förderndem  Ein- 
greifen der  Gesetzgebung  alle  jene  Rechts- 
institute entwickelt,  die  wir  in  den  modernen 
Wechselordnungen  wiederfinden.  Von  der 
zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderla  bis  zu 
unserer  Zeit  ist  die  Rechtsgeschichte  des 
Weclisels  wesentlich  Eodifikationsgescliichte, 
welche  bis  zum  Ende  des  IS,  Jahrhunderts 
von  einem  partikularistiscbeaZuge  beherrscht 
wird.  Die  wichtigsten  Wechselordnungen 
dieser  Zeit  sind  (Grünhut  I  S.  113):  die 
franz.  Ordonnance  du  comm,  vom  März  1673; 
fem  er  die  Wechselordnimgen  von  Braun- 
schweig, Augsbui^,  Franlcfurt  a.  HL.  und  Leip- 
zig, später  die  einschlagenden  Bestimmungen 
des  preuBsischen  Landrechtes  und  die 
Wechselordnung  von  Weimar.  Zu  Beginn 
des  19.  Jahrhunderts  nimmt  wie  auf  anderem 
so  auch  auf  diesem  Gebiete  das  Recht 
des  franz.  Code  de  comra.  den  ersten 
Platz  ein.  In  Deutschland  war  das  Wechsel- 
recht  jenes  Gebiet,  wo  die  Einheitsbestre- 
bungen  vielleicht  am  frühesten  und  be- 
wusstesten  unter  der  Führung  Einerts  zur 
Geltung  kamen.  1847  lud  Preussen  im  Auf- 
trage des  preussischen  Zollvereins  sämtliche 
deutsche  Staaten  zu  eiuer  gemeinsamen  Be- 
ratung einer  aUgemeinen  deutschen  Wechsel- 
ordnung nach  Leipzig  ein.  Von  den  meisten 
deutschen  Staaten  beschickt,  trat  die  Kon- 
ferenz im  Oktober  zusammen  und  stellte 
binnen  nicht  ganz  zwei  .Monaten  den  Ent^ 
wurf  einer  Wechselordnung  fest,  die  dann 
in  der  grossen  Mehrzahl  der  deutschen 
Staaten  ^  Landesgesetz  eingeführt  wurde. 


infolge  eines  Beschlusses  der  deutschen 
Bundesversammlung  vom  19.  Februar  1857 
wurde  die  zur  Beratimg  eines  allgemeinen 
deutschen  Handelsgesetzes  in  Nürnberg 
niedergesetzte  Kommission  bestimmt,  ^ 
wisse  ihr  vorgelegt»  und  andere  von  ihr 
gewählte,  die  allgemeine  deutsche  Wechsel- 
ordnung betreffende  Fragen  in  Beratung  zu 
ziehen.  Das  Ergebnis  ihrer  YerhandlungeQ 
waren  die  sogenannten  Nürnberger  Novellen, 
die  mit  Beschluss  vom  13.  April  1861  zur 
Kenntnis  der  Bundesregieningen  gebracht 
und  von  diesen  als  Gesetz  eingeführt  wurden. 
Mit  Ausnahme  des  abrogierten  Art.  SO  gilt  die 
allgemeine  deutsche  Wechselordnung  mit  den 
Nümbeiger  Novellen  noch  jetzt  unveräudert 
als  Reichsgesetz  (E.G.  z.  B.Ü.B.).  Sie  wimle 
für  die  meisten  späteren  Wechselgesetzgebun- 
gen vorbildlich  (GrOnhut  I  S.  260  ff.),  llnter 
diesen  ist  die  wiclitigste  das  grossbritanoische 
Wechsel-  und  Checkgesetz  vom  18.  August 
1882,  iit  et  46  Vi«,  eh.  61.  Die  jüngste 
Wechselordnung  ist  die  japanische  vom 
26.  April  1890  (Borchard  1896),  die  manche 
originelle  Züge,  insbesondere  ein  weitgehen- 
des Streben  nach  Vereinfachung  autweist. 
Neben  der  deutschen  Wechselordnung  be- 
hauptet das  frauzösische  Recht  eine  be- 
deutende Anziehungskraft. 

VI.  Gegenwart  und  Zukunft  des 
Wechsels. 

Die  Anerkennung  der  Vorzüge  der 
deutschen  Wediselordnung  darf  uns  nicht 
übereeheti  lassen,  dass  die  Entwickelun^  auf 
dem  Gebiete  des  Zahlungsverkehrs  keines- 
wegs stillsteht  Ja  es  zeigen  sich  im  Ver- 
kehre Erscheinungen,  die  auf  eine  recht 
tiefgreifende  Aendenmg  seiner  Bedürfnisse 
und  Gewohnheiten  hinweisen.  Hierher  ge- 
hören ijesonders  folgende  Momente:  1.  Ab 
Stelle  des  Wechsels  tritt  in  weitem  Umfange 
der  Verkehr  durch  Checks  und  blosse  An- 
weisungen. 2.  Die  Tratte  wird  vielfach  zur 
blossen  Form,  die  bald  den  Inhalt  eines 
eigenen  Wechsels  deckt,  bald  den  einer  check- 
artigen Anweisimg.  Bin  eigener  Wechsel  in 
Form  der  Tratte  Hegt  vor,  wenn,  was  sehr 
gewöhnlich  ist,  das  Accept  erteilt  wird,  ehe 
der  Wechsel  cirkuliert  Der  Inhalt  einer 
checkartigen  Anweisung  lii^  vor,  wenn 
infolge  eines  freilich  nach  einer  Nürnber^r 
Novelle  ziun  Art  18  W.O.  wechselrechtlich 
unwirksamen,  aber  doch  im  Verkehre  be- 
liebten und  stets  befolgten  I'ebereinkommens 
der  Parteien  der  Wechsel  nicht  zur  An- 
nahme präsentiert  werden  darf.  Die  soge- 
nannte nicht  acceptierte ,  richtiger  nicht 
acceptable  Tratte  spielt  heute  im  Bank- 
eskompte  eine  Iwdeutende  Rolle.  3.  Unter 
der  Form  des  Indossamentes  verbirgt  sich 
häufig  die  blosse  Verbüigung.  Bei  der 
Mehrzahl  der  Wechsel  kommt  es  nicht  zu 
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eioem  eigentlichen  Umlauf,  sondern  sie 
schliesaen  ihre  Laufbahn  im  Portefeuille 
einer  iiettelbank ,  oachdem  sie  gerade  die 
{flr  den  Bankeskompte  erforderliche  Zahl 
von  Unterschriften  aufgenommen  haben- 
4.  Gewisse  andere  Institute  des  Wechsel- 
reehtes  sind  offenbar  im  Absterben  begriffeu. 
Hierher  gehört  Tor  allem  daß  Ehrenaccept, 
dann  auch  der  Zeilsichtwecheel,  zuro  Teil 
auch  die  Duplikate  (s.  die  in  meiner  Ab- 
handlung über  »Duplikate  und  Kopieen« 
österr,  Gerichts  zeitung  1900  mitgeteilte  Aus- 
kunft der  deutschen  Reichsbank).  Endlich 
dürfte  det  Protest  in  seiner  heutigen  Gestalt 
den  zahlreichen  He  form  vorschlagen  und  dem 
Ueberhand nehmen  der  Protesteriassklaueel 
(insbesondere  bei  der  nicht  acceptablen  Tratte) 
erliegen.  Die  Deutung  dieser  Symptome  ist  an 
dieser  Stelle  nicht  möglich.  Nur  darf  bemerkt 
wei'den,  dass  meines  Erachtens  der  neue 
Aufschwung  des  Skontrationswesens  und 
die  überragende  Stellung  der  grossen  Geld- 
mächte eine  Aendening  in  den  Formen  des 
Kreditwesens  zu  bedingen  scheinen. 


Litteratnr:  Georg  HHnrteh  Ayrer,  dialr.  de 
tamtrialü  intliltiU  Faligiu  apud  Romania  Francf., 
ad  Viadr.  bei  Beaeke,  Theiavrwi  i'uru  cajnbiatii. 

—  Ooldtohtnldt,  Inhaber-,  Order-  u.  txeculori- 
aehe  Urkunden  im  Idawüeken  Allerium,  Saoign!/ 
ZtiUehHft  Bd.  XXJII  rom.  AbUüung.  S.  352.  — 
MUteiB,  Trapetitica  eod.  Bd.  XXXII,  S.  198  und 
Stiehl-  vtid   Vollartchl  IS91,  be*irnderi  Kap.  IS. 

—  Deloüme,  Lamanieun  d'argentd  Itomt,  1S91. 

—  Siehe  auch  dat  Urkundeniegitter  im  Archiv  /är 
Papiruiforichung  Bd.  I.  a.  v.  Celdanweitting,  Zah- 
lungtanuiei*ung.  fär  die  Enlwlctelung  im  JUiltel- 
alter nndA'euieitveneichnen  die  lAUenttur  Oold- 
Kehmtdt,  Sgilem  de»  Haadeltrechtee  im  Orundriti 
S.  Aufi.  g  174  "id  GrünhMt,  Weeluelrechl,  I.  Bd. 
in  Bindingg  Handbuch  der  deuüehen  üecAfnciM«»- 
teha.fi  gi  4 — '^i  Litteratur  dat.  iiubei.  §  4  Anm.  1 
u.  g  13.  Hervortuktben  Slaimamdi  Seaeciae 
Iractalut  de  ccmmerciit  et  eambio,  Jiom  1618; 
Raphael  de  Turri,  Iractatut  de  cambiit,  (?<• 
nua  1641.  —  Caaaregia,  II  cambitla  intlrutlo 
oj>p,  111.  34  nnd  IMtcuriut  legalee  de  com- 
mercio  1707.  —  Straeehn,  tractalui  de  nerca- 
hira,  cambiit  ele.  USB.  —  Verleibe,  tractatui  de 
aditcto,  Venedig  1569.  —  fftoonaen,  Wittel- 
ilyl  tot  Amtlerdamm  (HoUerdam  1S77),  deuttch 
in  .Siegel  corp,  iur.  eamb,  II.  —  PotMer,  Tratte 
du  contrat  de  change.  An  nnteren  Werken: 
Mftriens,  Ceber  den  Urtprung  det  Wechsel- 
rechtet,  1797.  —  Btener,  Abhandlungen  aut 
dem  Gebiete  der  Beckttgetehiehle  He/t  II,  Nr.  t. 

—  Derselbe,  WeehielrechlXirhe  Abhandbaigvn, 
Leiptig  1869  vitd  OtHx  in  Erich  and  Gruben 
Eneyctopädie  i.  v.  Giro.  —  Max  JVMtntann, 
Grtehiebte  det  Weehtelt  im  ßantagel/iat  und  vor 
alitm  GoMaehtnidt,  Vnicerialgetehichte  det 
Handelirechia  1,  S.  403^465.  —  Schapa,  Ue- 
•chichle  det  Wechietindottamentt,  Stuttgart  189^.  ~— 
Seluttibe,  Btobachlungen  lur  Entttehungige- 
trhirhle  der  Tratte,  in  der  ZeHtehrifl  der  Savigny- 
Ntifiung  (germanittitehe  Ableäung  XI V,  S.  111  ff. 

—  Dertelbe,  An/änge  der  Tratte,  in  Goldtehmidtt 


Zeittehrift    für    ffandeltrecht    Bd.    XLIII.    — 

Ueraelbe,  Studien  lur  Geaehiehte  und  Natur 
det  älletten  Cambium,  in  Conradt  JahrhUehtm 
für  yationalekonomie  und  Stalittil:  Bd.  LXV, 
S.  ISS,  Sil. 

Seit  Grünhult  Weehtelrecht  ertehieaeu; 
Schaube,  Die  Weehtelbrieje  KSnig  Lud-aigt 
det  Heiligen  etc.  Jahrb.  für  Nai.  u.  Slat.  Bd, 
LXX,  S.  603,  730  und  Bd.  LXXIII,  S. 
145.  —  l>craelbe ,  Zeittehrift  Jür  Soiiat- 
und  Wirtechaftigeiehichte  Bd.  V.  —  Preundt, 
Hat  Weehtelrecht  der  Pottglottatoren,  Leiptig 
1899  (darüber  Heymann  in  der  deutiehea 
LUteraturieitutig  1900,  S.  il6t}.  —  Graaa- 
htyf,  Dat  Weehtelrecht  der  Araber,  Berlin 
1899.  —  V.  KoaUtneeM,  Dat  Aktienindotia- 
ment,  Berlin  1900  Kap.  III  «,  pattim.  — 
P.  Hnvelln,  Marchit  et  foirct,  Parit  1897.  — 
Ißeraelbe,  Travaux  rleentt  mir  l'hittoire  de  la 
lettre  de  ehange,  in  Annaiet  de  droit  eomm.  19^)1, 
p.  Iff.  —  StUda,  GeichirMe  der  Haiuüch- 
vcnetianilchen  Handeltbeeiehungen,  1894.  — 
Blacviro,  Contribulo  alla  etoria  del  diritlo  eamb., 
in  Rieitia  Ital.  per  le  icienxe  giur.  XIX.,  p.  1S9. 
—  Schulte,  Getehichte  det  luittelalferliehen 
Handelf,  Leiptig  190O,  aut  den  dort  £86ff.  cit. 
Werken  t.  betondtr*  fllrmhetm.  Dat  Handelt- 
buch  Vickot  vem  Gtiderten.  Urkunden,  die 
alt  Vorläufer  det  Weehtelt  zu  betraehl^n 
tind,  Urnen  trir  kennen  durch  die  häthtl  be- 
deuitainen  Publikationen  von  VoUellni,  Ada 
Tiroleniia  1SÜ9  in  weit  gröjeerem  Matttabe 
durch  Des  Marex,  La  lettre  de  foire  d  Vprci  au 
XIII'   tiecle. 

Kart   Adler. 


Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
des  Wechsels. 

Vorbemerkaug.  1.  Die  internationale  Zah- 
Inngsbilanz.  2.  Der  internationale  Wechselrer- 
keu.  3.  Die  Wechaetkarse.  4.  Besondere  Ver- 
httltnisae.  5.  Die  W.  auf  London.  Diskonto- 
politik.  6.  Der  iniindische  Wethselverkehr, 
Statiatisches. 

Vorfoemerkang.  Die  volkswirtschaft- 
liche Rolle  des  Wechsels  ist  eine  doppelte: 
er  dient  als  Eilfsmitlel  zur  Ausgleichung 
von  Geld  Verbindlichkeiten  von  einem  Orte 
zum  anderen,  insbesondere  auch  von  einem 
Lande  zum  anderen,  und  er  stellt  anderer- 
seits ein  Kreditinstrument  von  besonderer 
Brauchbarkeit  für  den  Verkehr  dar,  ^leil 
die  Wechselstreuge  dem  Schuldner  die 
sonst  zulässigen  Einreden  ent7ieht  und  er 
mit  seinem  ganzen  VermOgen,  fnUiei  auch 
mit  seiner  Person,  für  die  Zahlung  der 
Wechselscliuld  am  Verfalltage  haftet  und 
für  den  Fall  der  Nichtzahlung  ein  be- 
sonderes, rasches  und  strenges  Verfaliren 
vorgesehen  ist    Dazu  kommt  noch  die  Mög- 
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lidikeit,  die  Sicherheit  des  Wechsels  immer 
mehr  zu  erhöhen  diirch  die  Unterschrift  be- 
liebig vieler  PersoaeD,  die  neben  dem  Aus- 
steller und  dem  Äcceptanten  als  Indossanten 
oder  Avalbüreec  ebenfalls  mit  Wechsel- 
strenge für  die  Zahlung  haften.  Vermöge 
dieser  seiner  Sicherheit  in  Verbindung  mit 
seiner  leichten  Uebertragbarkeit  ist  der 
Wechsel  auch  im  inneren  Verkehr  zn  einer 
Art  von  Umlaufsmittel  geworden,  das  z.  B, 
sogar  noch  in  den  20  er  Jahren  des  19,  Jahr- 
hunderts in  Lancaehiffi  bei  weitem  das 
Uebergewicht  über  die  Xolen  der  Bank  von 
England  behauptete.  Es  kamen  damals 
Wechsel  von  10  £  mit  120  Indossierungen 
vor,  und  man  schätzte,  dass  in  Manchester 
nenn  Zehntel  der  Cirkulation  durch  Wechsel 
und  nur  ein  Zehntel  durch  Gold  und  Bank- 
noten vermittelt  werde.  In  der  neueren 
Zeit  ist  der  Wechsel  aus  dieser  Funktion 
durch  Noten  und  andere  bequemere  Kredit- 
zahlungsmittel meiir  >md  mehr  verdrängt 
■worden.  Dagegen  ist  seine  Bedeutung  als 
internationales  Ausgleich ungsmittel  trotz  der 
Konkurrenz  von  internationalen  Checks  und 
telegi'aph Ischen  Transfers  im  Verhältnis  zu 
dei' Entwickelung  des  Weltverkehrs  gewach- 
sen und  als  Werkzeug  des  kaufmännischen 
Kredits  ist  seine  Wichtigkeit  durch  die 
grossartige  Ausbildung  des  modernen  Bank- 
systems in  einem  früher  ungeahnten  Grade 
gesteigert  worden.  Wir  müssen  uns  hier 
mit  einer Stizzierung  der  gegenwärtigen 
Verhältnisse  des  Wechsel  verkehre  begnügen, 
deren  Grundfaktoren  Abrigens  dieselben  sind, 
die  auch  in  dem  sich  in  weit  kleineren 
Ziffern  und  mit  weit  geringerer  Geschwin- 
digkeit bewegenden  \erkelire  der  alteren 
Zeit  massgebend  gewesen  sind. 

1.  Die  iutematioDBle  Zahlungsbilanz. 
Um  die  Funktion  des  Wechsels  bei  den 
2^ahlui)gsausgleichungen  von  Land  zu  Land 
■zu  würdigen,  hat  man  sich  zunächst  die 
Elemente,  aus  denen  die  internationale  Zah- 
lungsbilanz eines  Landes  gebildet  wird, 
zu  vergegenwärtigen.  Obenan  stehen  unter 
diesen  auch  gegenwärtig  noch  die  jälirlichen 
Werte  der  Warenausfuhr  und  der  Waren- 
einfuhr, deren  Differenz  die  Bandeisbilanz 
(S.  d.  Art  oben  Bd.  IV  S.  9BÖff.)  im  engeren 
Sinne  darstellt.  Ausserdem  aber  entziehen 
2.  Forderungen  und  Schulden  eines  Landes 
gegenüber  dem  Auslände  durch  Arbeilen 
und  Dienstleistungen  im  internationalen  Ver- 
kehre, die  namentlich  die  Zahlung  oder  den 
Empfang  von  Frachtkosten,  Provisionen, 
Kommissionsgebflhren  etc.  Imgrflnden.  Gröss- 
tenteils sind  diese  Beträge  Band elsun kosten, 
die  auf  Seiten  des  einen  I^andes  mit  im 
Werte  der  Waren einfiilir  enthalten  sind, 
das  Verhältnis  desselben  zu  anderen  Ländern 
aber  doch  specicll  beeinflussen.    Wenn  z.  B. 


ein  englisches  Schiff  amerikanische  Baum- 
wolle nach  Bremen  bringt,  so  sdiliesst  der 
Wert   dieser  Baumwolle   m  der  denischeo 

Einfuiu-herechnung  auch  die  Fracht  ein,  aber 
diese  wirkt  auf  die  Zahlungsbilanz  gegen 
England,  der  urspnlngliche  Ankaufswert  der 
Baumwolle  aber  auf  die  g^en  Amerika  ein. 
Die  internationale  ZahlungsbUanz  hängt  3. 
von  den  Kapitalanlageu  ab,  die  ein  Land  im 
Auslände  macht  oder  die  vom  Auslande  im 
Inlande  gemacht  werden.  Es  kann  sich  da- 
bei um  wirtschaftliche  Unternehmungen,  wie 
Fabriken,  Bergwerke^  Eisenbahnen  etc.,  han- 
deln, die  namentlich  in  der  Form  von  Aktien- 
gesellschaften auftreten ;  oder  aber  um  zins- 
tragende Darlehen  an  Staaten ,  Gemeinden 
oder  auch  an  Privatuntemehmungen.  Der 
Einfluss  solcher  Kapitalanlagen  auf  die  Zah- 
lungsbilanz eines  Landes  ist  ein  doppelter: 
einmal  ein  vorübergehender,  ausserordent- 
licher, bei  der  Cebertragung  des  Kapitab 
aus  dem  anlegenden  in  das  empfangende 
Land-,  sodann  aber  ein  dauernder  und  nach- 
haltiger, dem  ersteren  entgegengesetzt  wir- 
kender, infoige  der  Verpflichtung  des  achuld- 
nerischen  Landes,  an  das  andere  jährlich 
Zinsen  oder  Dividenden  abzuführen.  Wenn 
ein  Land  längere  Zeit  hindurch  Staatsschidd- 
verechreibiingen,  Eisenbahnobligationen  und 
ähnliche  Wertpapiere  i- exportiert«,  so  kann 
dadurch  der  wirkliche  Ciiarakter  seiner 
Zahlungsbilanz  ebenso  lange  verdeckt  bleil)en, 
und  erst  wenn  das  Schuldenmachen  im  Aus- 
lande aufhört  und  die  dauernde  Zinsbelas- 
tung  mit  ihrer  ganzen  Wucht  fühlbar  wird, 
erscheint  die  l^ge  in  ihrem  wahren  Lichte. 
4.  Auch  die  Ausgaben,  die  die  ADgehörigen 
eines  Landes  auf  Reisen  oder  bei  längerer 
XiederlasBimg  in  einem  anderen  machen, 
sind  für  die  Zahlungsbeziehungen  zwischen 
manchen  Ländern  von  Belaug.  Die  Summe, 
die  auf  solche  Art  z.  B.  jährlich  von  Eng- 
land nach  der  Schweiz  und  nach  Italieu 
Obertragen  ■wird,  ist  jedenfalls  sehr  beträcht- 
lich. Aus  den  Vereinigten  Staaten  reisten 
im  Fiskaljahre  1888(89  148  SÜ3  Personen 
nach  Europa,  und  der  Münzdirektor  Leech 
achätzte  die  Ausgaben  derselben  auf  über 
92  Millionen  Doltrs.  Der  mittlere  Betrag 
der  von  den  8  grSssten  Bankhäusern  New- 
Yorks  ausgestellten  Kretlitbriefe  für  Reisende 
nach  Europa  betrug  1500  Dollars.  Der  Gold- 
vorrat der  Bank  von  Frankreich  belief  sich 
Anfang  April  1900  auf  1943  Millionen,  An- 
fang Oktober  aber  auf  2292  Millionen  Fi-anes, 
und  die  Vermehrung  um  349  Millionen 
Francs  ist  ohne  Zweifel  zu  einem  grossen 
Teil  den  Besuchern  der  Weltausstellung  zu 
verdanken.  —  Von  den  im  Inlande  woh- 
nenden Ausländern  kommen  hier  natür- 
lich nur  diejenigen  in  Betracht,  die  ihr  aus 
ihrem  Heimatlande  bezogenes  Einkommen 
verzehren,       bn    entgegeugesetzten    Sinne 
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virken  die  von  solchen  in  ihre  Heimat  ge- 
schickten Ersparnisse. 

Mehrere  der  erv'fthaten  Ursachen  von  in- 
ternationalea  ZahJungs Verbindlichkeiten  wir- 
ken meistens  überwieG;end  einseitig  für 
oder  gegen  das  eine  Land.  England  z.  B. 
hat  stets  weit  mehr  Frachtgelder  und  Kom- 
missionsgebühren  von  anderen  Ländern  zu 
fordern  als  an  diese  zu  bezahlen.  Ein  noch 
grösseres  üebei-gewicht  haben  seine  jährli- 
chen Zins-  und  Dividenden torderungen  gegen- 
über dem  Auslande,  während  viele  der  we- 
niger entwickelten  Länder  dem  Auslande 
flberhaupt  nur  verschuldet  sind  und  selbst 
dort  f^  keine  EapitalanJageu  besitzen,  Hin- 
sichtSeh  des  4.  Funklea  aber,  der  Ausgaben 
der  Beisonden,  steht  England  den  anderen 
Ländern  durchweg  passiv  gegenüber,  wäh- 
rend Italien  darin  wohl  den  höchsten  Aktiv- 
saldo besitzt.  Jedoch  werden  die  Forde- 
rungen, die  England  auf  Grund  der  Punkte 
2  und  namentlich  3  besitzt,  durch  seine 
Verbindlichkeiten  der  letzterwähnten  Art  (4) 
bei  weitem  nicht  aufgewogen,  und  demnach 
muss  die  Ausgleichung,  soweit  nicht  neue  Ka- 
pitalanlagen im  Auslande  die  Zahhingsbilanz 
vorfibergehend  verschieben,  schliesslich  wie- 
der durch  vermehrte  Warensendungen  der 
ßchiddneri sehen  Staaten  erfolgen.  Daher 
illiertrifft  denn  auch  der  Wert  der  englischen 
Wareneinfuhr  stets  um  ein  bedeutendes  den 
der  Warenausfuhr. 

Nun  werden  aber  Waren,  Effekten  imd 
Dienstleistungen  nicht  unmittelbar  ausge- 
tauscht, sondern  ihre  Uebertragung  ei-zeugt 
Eunäehst  Geldfordenmgen,  die  diirch  Zahlung 
oder  Abrechnung  zu  ülgen  sind.  Eine  un- 
mittelbare Ausgleichung  zwischen  Forde- 
nmgeu  und  Verbindlichkeiten  ist  nur  mflg- 
lich,  wenn  solche  bei  denselben  Per- 
sonen zusammentreffen,  wie  dies  nament^ 
lieh  bei  den  miteinander  in  regelmässiger 
Geschäftsverbindung  stehenden  Bankhäusorn 
der  Fall  ist.  Wenn  zwei  solche  Hänser  in 
London  und  in  Paris  z.  B.  Heisenden  Kredite 
briefe  aufeinander  geben,  so  ist  die  direkte 
Abi-echnung  unter  ihnen  sehr  einfach.  Das- 
selbe plt  auch  für  den  noch  wichtigeren 
Fall,  dass  jedes  dieser  Häuser  für  das  andere 
Wertpapiere  kauft  oder  verkauft.  —  Dass 
jemand  bares  Geld  mit  ins  Ausland  nimmt, 
um  dort  Waren  gegen  sofortige  Bezahlung 
zu  kaufen,  ist  unter  den  heutigen  Verhält- 
nissen ein  Fall  von  ganz  untergeordneter 
Bedeutung.  Selbst  VergnOgungsreisende,  die 
etwa  in  Paris  Luxusgegen stände  ffir  ihren 
pei'sönlichen  Gebrauch  kaufen,  haben  meis- 
tens nicht  bares  Geld  aus  ihrer  Heimat 
mitgebracht,  sondern  Kreditbriefe  oder  Wech- 
sel. Ueberhaupt  bringt  der  internationale 
Verkehr  bei  höherer  Kulturentwickelung 
unumgänglicher  Weise  Kreditgeschäfte  mit 
sich-     Selbst    wenu  ein   Ausländer  Waren 


auf  Bestellung  liefert,  wiid  er  die  Bezah- 
lung früliestens  erat  erwarten  dürfen,  wenn 
sie  in  die  Hände  des  Empfängers  gelangt 
sind,  was  mehrere  Wochen  und  oft  Monate 
daneiTi  kann.  Sind  die  Waren  aber  einem 
Kommissionär  in  Konsignation  gegeben ,  so 
kann  sich  der  Absatz  und  die  Bezahlung 
noch  mehr  verzögern.  Dazu  kommt  noch, 
dass  die  Käufer  einen  möglichst  langen 
Aufschub  der  Zalilung  verlangen,  weil  sie 
vorher  die  erworbenen  Waren  ihrerseits 
schon  abgesetzt  haben  möchten,  und  die 
Verkfiufflr  sehen  sich  durch  die  Konkurrenz 
und  die  Rücksicht  auf  die  Ausdehnung  ihres 
Absatzes  genötigt,  auf  solche  Bedingimgen 
einzugehen.  Andererseits  aber  wünschen 
die  Verkäufer  doch  auch  baldmögliclist  Geld 
für  ihre  Waren  zu  erhalten  \iad  sie  nehmen 
daher  auf  Grund  ihrer  Versendungen  Kredit 
bei  Banken  und  Kommissionären.  Hieraus 
aber  ergiebt  sich,  dass  der  Wechsel  noch 
immer  das  beate  Hilfsmittel  für  die  inter- 
nationalen Zaldungsansgleichnngen  bildet, 
da  sich  mit  ihm  eine  Kreditgewährung  ver- 
bindet, die  aber  eine  strenge  und  präcise 
Form  besitzt,  fest  terminiert  ist  und  die 
grössten  Garantieen  der  Sicherheit  darbietet. 
Checks  und  Kabeltransfers  sind  Ersatzmittel 
der  Barzahlung  und  nicht  Kreditmittel.  Auch 
ist  der  Check  gar  nicht  geeignet  zu  einem 
längeren  Umlauf  von  einer  Hand  in  die 
andere,  da  er  mißlichst  rasch  zur  Einlösung 
präsentiert  werden  muss,  während  ein  guter 
Wechsel  bis  zum  Verfalltage  jeder  Zeit  mit 
Ijeichtigkeit  durch  Weilerbegebung  mit  Dis- 
kontierung in  Geld  umgesetzt  werden  kann. 
So  werden  also  für  den  grössten  Teil  der 
durch  den  Warenverkehr  entslehenden  For- 
derungen und  Gegenforderungen  zweier  Län- 
der beiderseits  Wechsel  geschaffen.  Auf 
den  ältereu  Messen  konnte  ein  grosser  Teil 
der  für  die  Messtei-mine  ausgestellten  Wechsel 
durch  ein  Skontriernngs verfahren  gegen  ein- 
ander abgerechnet  werden,  so  dass  nur  vet- 
hältnismüssig  kleine  Au^leichungssaldi  zu 
bezahlen  waren.  In  der  neueren  Zeit  aber 
hat  die  ungeheuere  Ausdehnung  des  inter- 
nationalen Verkehre  die  älteren  Organi- 
sationen jener  Art  verdrängt,  jedoch  beruhen 
immerhin  viele  Forderungen,  die  im  inlän- 
dischen Clearingverkehr  kompensiert  wer- 
den, auf  ausländischen  Wechseln.  Im  all- 
gemeinen werden  die  Wechsel,  die  von  An- 
gehörigen eines  Landes,  z.  B.  Deutschlands 
auf  ausländische,  z.  B.  englische  Schuldner 
gezogen  werden,  auf  andere  Deutsche  übei-- 
tragen,  die  ihrerseits  in  England  Zahlungen 
zu  leisten  haben ;  diese  übersenden  die 
Wechsel  an  ihre  englischen  Gläubiger,  die 
sie  einziehen  oder  vielmehr  durch  ihre 
Bankiers  einziehen  lassen.  Gleichzeitig 
könnte  jedoch  auch  eine  umgekeJirte  Sti-ö- 
mung  stattfinden:  die  englischen  Gläubiger 
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kCnoten  Wechsel  auf  ihre  deutschen  Schuld- 
ner ziehen  und  diese  an  Engländer  abtreten, 
die  Zahliings Verbindlichkeiten  in  Dentsch- 
laod  zu  erfüllen  haben.  ThatsSchlich  pflegt 
jedoch  im  Verkehre  zwischen  zwei  Landern 
das  eine  oder  das  andere  Verfahren  vorzu- 
herrschen.  Die  Engländer  namentlich  lassen 
sich  lieber  mit  Pfund-Sterling- Wechseln,  die 
vom  Auslände  auf  England  gezogen  sind, 
bezahlen,  als  dass  sie  selbst  WecKsel  auf 
das  Ausland  ziehen,  die  auf  eine  fremde 
Wahrung  lauten;  daher  werden  umgekehrt 
auch  solche  fremde  Wechsel  "weniger  als 
Rimessen  ffir  das  Ausland  verwendet,  son- 
dern die  englischen  Schuldner  ziehen  vor, 
auf  sich  ziehen  zu  lassen.  Die  Deutschen 
erweisen  sich  auch  in  diesen  Punkten  als 
mehr  kosmopolitisch,  sie  ziehen  ohne  An- 
stand Wechsel  in  fremden  Währungen  und 
legen  namentlich  mit  Vorliebe  grosse  Summen 
in  Sterling- Wechseln  an,  die  gleichbedeutend 
sind  mit  einer  Verstärkung  des  Goldvoirates 
des  Landes. 

2.  Der  internationale  Wechsel  verkehr. 
In  Wirklichkeit  vollzieht  sich  indes  der 
internationale  Wechsel  verkehr  grösstenteils 
durch  Vermittelung  der  Bankiers.  Ein  Kauf- 
mann, der  in  England  Zahlungen  zu  leisten 
hat,  kann  allerdings  etwa  an  der  Berliner 
Börse  selbst  Wechsel  auf  jenes  Land  an- 
kaufen, aber  er  wird  häufig  nicht  die  ihm 
gerade  passende  Summe  finden  oder  aus 
mehreren  Wechseln  zusammensetzen  können, 
und  auch  die  verschiedenen  Verfallzeiteu  der 
einzelnen  Wechsel  bilden  eine  Unbequem- 
lichkeit ;  überdies  kann  er  die  Güte  der 
Wechsel  meistens  nicht  genügend  beurteilen 
und  noch  weniger  weiss  er,  wie  diese  von 
dem  englischen  015»  biger  beurteilt  wird. 
Es  ist  also  einfacher  und  betiuemer,  wenn 
er  sich  von  seinem  Bankier  emen  von  die- 
sem selbst  ausgestellten  Wechsel  oder  auch 
eine  Zahlungsanweisung  in  dem  gewünschten 
Betrage  auf  ein  englisches  Bankhaus  geben 
lasst,  und  eine  solche  Rimesse  wird  auch 
dem  englischen  Empfänger  am  genehmsten 
sein.  Das  deutsche  Bankhaus  aber  deckt 
seinerseits  seine  Wechsel  oder  Zahlungsan- 
weisungen auf  England  dureh  Handels- 
wechs&t,  die  es  entweder  von  Kunden  über- 
nimmt oder  an  der  Börse  ankauft,  wobei 
es  zugleich  durch  Diskontierungen  sein 
Kapital  ausnutzt.  So  stehen  also  die  Bank- 
wechsel für  den  unmittelbaren  internatio- 
nalen Verkehr  im  Vordergründe.  Sie  sind 
fe wissennassen  sekundäre  Bildungen,  denen 
ie  Handelswechsel  als  Grundlage  dienen. 
Die  Banken  können  auch  unabliäiigig  von 
dem  Angebote  ia  Handelswechseln  jeden 
verlangten  Betrag  in  Wechseln  auf  ein 
anderes  Land  von  sich  aus  liefern ,  nur 
mflssen  sie,  wenn  sie  die  Deckung  nicht 
volist&ndig  in  Handelswechseln   beschaffen 


kSnnen,  ihr  Konto  bei  ihren  ausländischen 
Korrespondenten  auf  andere  Art  ausgleichen. 
Zunächst  erhalten  sie  vielleicht  ungedeckten 
Kredit,  aber  in  nicht  allzulanger  Frist  wer- 
den sie  einen  Gegenwert  für  die  auf  ihre 
Rechnung  ausgezahlten  Summen  einsenden. 
So  flndet  also  auch  die  Ausreichung  des 
Ueberschusses  der  Wechself oraerun gen  des 
einen  Landes  gegenüber  denen  eines  anderen 
hauptsäclilich  durch  die  Vermittelung  der 
Bankiers  statt.  Dass  ein  solcher  Üeber- 
schuss  zu  Ijasten  des  einen  Landes  vor- 
handen sei  oder  dass,  wie  man  es  auszu- 
drücken pflegt,  seine  Zahhmgsliilanz  dem 
anderen  gegenüber  ungimstig  sei,  wird  dem 
Publikum  m  dem  Steigen  des  Wechsel- 
kurses auf  das  letztere  Land  kund  getlian. 
Die  Banken  geben  zwar,  wie  gesagt,  immer 
noch  Wechsel  auf  dieses  Land  ab,  aber  sie 
fordern  eine  besondere  Vergütung  für  die 
nicht  mehr  dureh  Handelswechsel  mögliche 
Deckung  derselben. 

Welche  anderweitigen  Mittel  stehen 
ihnen  nun  zur  Zahlung  einer  Schuld  im 
Auslände  zu  Gebote?  Zunächst  könnten 
Wechsel  auf  dritte  Länder  in  Betracht 
kommen.  Wenn  ia  Deutschland  der  Vor- 
rat an  Hand  eis  wechseln  auf  London  er- 
schöpft ist,  findet  sich  vielleicht  ein  l'ebei-- 
schnss  von  Wechseln  auf  Paris,  was  sich 
dmrch  den  niedrigen  Preis  derselben  zu  er- 
kennen giebt  Wenn  nun  gleichzeitig  die 
»Devise«  Paris  in  London  günstig  steht,  so 
besteht  vielleicht  die  zweckmässigste  Art, 
wie  sine  deutsche  Bank  ihre  Tratten  auf 
London  decken  kann,  darin,  dass  sie  in 
Berlin  Wechsel  auf  Paris  kauft  und  diese 
in  London  für  ihre  Rechnung  verkaufen 
lässt;  oder  sie  kann  auch  vielleicht  den 
Weg  über  Paris  nehmen,  indem  sie  für  die 
gekauften  Wechsel  dort  Wechsel  auf  London 
erwirbt  nnd  diese  remittiert.  In  beiden 
Fällen  würde  sie  also  zugleich  ein  Arbi- 
tragegeschäft machen. 

Als  ein  weiteres  Mittel  zur  Ausgleichung 
der  Zahlungsbilanz  zweier  Länder  erscheinen 
die  sogenannten  intematioDalen  Wertpa- 
piere, namentlich  Staat  sschiildverschreibun- 
gen.  Bergwerks-  und  Eisenbahn papiere,  die 
in  mehreren  Ländern  an  den  Hauptb6rsen  den 
Gegenstand  eines  ständigen  und  lebliaften 
Verkehrs  bilden.  Dass  die  erste  Ausfuhr 
solcher  Papiere  zeitweise  einen  grossen  Ein- 
fluss  auf  die  internationalen  Zahlnngsver- 
hältnisse  ausüben  kann,  ist  schon  olven  er- 
wähnt worden;  hier  aber  handelt  es  sich 
um  die  spätere  Verwendung  derselben  zu 
Ausgleichungäz wecken,  und  in  dieser  Hin- 
sicht darf  ihre  selbständige  Bedeutung  nicht 
fiberschätzt  werden.  Dass  ein  Berliner  Bank- 
haus etwa  österreichische  Goldrente  in  Ixin- 
don  verkaufen  lasse ,  lediglich  um  seinem 
dortigen  Korrespondenten  Deckung  für  seine 
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Tratten  zu  geben,  lÜflrfte  selten  vorkommen 
und  io  der  Regel  nur  daoD,  wena  der  Lon- 
doner Kurs  der  Goldrente  einen  solchen  Ver- 
kaiii  an  sieh  schon  lohnend  macht.  Dater 
dieser  Voraiissetzung  aber  wei-den  auch  viele 
Verkäufe  dieses  Papiers  voq  selten  solcher 
Bankiei's  uud  Spekulanten  stattfinden,  die 
keinen  Saldo  auszugleichen  haben,  d.  h.  es 
findet  allgemein  eine  Arbitrage  in  Oold- 
rente  statt,  wodurch  die  Zahlungsbilanz  mehr 
oder  weniger  zu  Gunsten  des  Inlandes  ver- 
schoben werden  kann,  ohne  dass  diese  Ge- 
schäfte unmittelbar  durch  den  Mangel  an 
Handelswechseln  veranlasst  sind.  Uebrigens 
wird  dieser  internationale  Ärbiti-age verkehr 
in  der  neueren  Zeit  durch  die  von  den  ver- 
schiedenen Slaateu  erhobenen  Effektenstem- 
pelgebübren  imd  sonstigen  Börsen  steuern 
wesentlich  beschränkt.  Dass  ausserhalb  des 
Bankgeschäfts  stehende  Kaufleute  oder  Fa- 
brikanten ihre  Verbindlichkeiten  im  Aus- 
lände durch  Effekten  Sendungen  erledigen, 
kann  als  ausgeschlossen  betiachtet  werden. 
Wohl  aber  könnten  sie  Fällige,  im  Auslande 
zahlbare  Coupons  zu  diesem  Zwecke  ver- 
wenden, die  überhaupt  an  sich  geeignet  sind, 
als  intemalionales  Zahlungsmittel  zu  dienen. 
Aber  wenn  ein  Land  einem  anderen  gegen- 
über stark  verschuldet  ist,  so  wird  es  seine 
Coupons  von  dem  letzteren  grösstenteils 
direkt  einlösen  und  zu  diesem  Zwecke 
Wechsel  oder  andere  Zahlungsmittel  ein- 
senden müssen,  und  nur  verh&ltnismässig 
wenige  Coupons  werden  ihm  selbst  zur 
Ausgleichung  eigener  Ford enin gen  zuge- 
schickt werden.  Ausländisches  Papiergeld 
und  ausländische  Banknoten  sind  wohl  die 
be<j;uemsteQ  Zahlungsmittel  für  das  Ausland, 
zumal  ihre  Verwen<lung  auch  von  der  Ver- 
mittelung  der  Banken  gänzlich  unabhängig 
ist.  Aber  dabei  muss  vorausgesetzt  werden, 
dass  diese  Scheine  leicht  und  ohne  erheb- 
lichen Kursaufschlag  im  lalande  zu  haben 
sind,  und  dies  ist,  wenigstens  wenn  es  sich 
um  grössere  Summen  handelt,  nur  möglich, 
wenn  sie  Gegenstände  der  Spekulation 
sind.  Wenn  grössere  Summen  von  fremdem 
Papiergelde  im  Inlande  zinslos  vorrätig  ge- 
halten werden  sollen,  so  muss  die  Möglich- 
keit einer  für  den  Besitzer  gewinn  tragenden 
Kuresteigenmg  derselben  vorhanden  sein. 
Ist  diese«  Papiergeld  aber  in  Gold  einlös- 
lich und  bestellt  a\ich  im  Inlande  Gold- 
währung, so  sind  der  Kursbewegung  des- 
selben so  enge  Schranken  gesetzt,  da^  sich 
eine  Spekulation  in  grösserem  Umfange  gar 
nicht  lohnt,  und  daher  können  Papiei^eld 
und  Banknoten  im  Verkehr  zwischen  Staaten 
mit  intakter  Metallwährnng  nur  in  geringem 
Ma.s.se.  hanptsäcldich  nur  im  eigentlichen 
Geldwechsefgeschäft  für  den  Bedarf  der 
Beisenden  als  Zahlimgsmittel  Verwendung 
finden.     Hat  dagegen  das  eine   der  betei- 


ligten Länder  Panierwährung,  so  giebt  es 
keine  Begrenzung  fiir  die  Kursschwankungen 
des  fremden  Papiei^ldes  und  es  kann  jetzt 
als  Spekulationsobjekt  in  grossen  Summen 
angesammelt  und  bereitgehalten  werden. 
So  waren  früher  die  russischen  Kreditrubel 
Berlin  Gegenstand  ausgedehnter  Speku- 
lation. Unter  solchen  Umständen  können 
auch  inländische  Noten  als  Zahlimgsmittel 
ins  Ausland  vorsendet  werden,  z.  B.  deutsche 
Marknoton  aus  Berlin  nacli  Wien,  Damit 
wird  freilich  zunächst  im  volkswirtschaft- 
lichen Sinne  noch  keine  wirkliehe  Schuld- 
tilgung im  Auslände  bewirkt,  sondern  nur 
neuer  Kredit  einer  besonderen  Art  gewonnen, 
und  erst  wenn  die  Noten  später  wieder  zur 
Bezahlung  von  Waren  in  das  Heimatland 
zurückgeschickt  werden,  findet  eine  Ent- 
lastimg des  letzteren  statt.  Auch  die  in 
der  neueren  Zeit  für  kleinere  Zahlungen 
ziemlich  häufig  angewandten  internationalen 
Postanweisungen  sind  nur  ein  Kredithilfs- 
mittel, das  später  eine  Ausgleichung  durch 
andere  Zahlungsmittel  verlangt. 

Zwischen  Ländern  mit  Metallwährung 
spielen  also  Noten  und  Fapiei^ld  nur  eine 
uutei^reordnete  Holle  in  der  Zahlungsaus- 
gleichimg,  imd  da  auch  die  £ffektenarbi- 
trage  nur  eine  beschränkte  Bedeutung  für 
dieseu  Zweck  besitzt,  so  zeigt  sich,  dass 
wenigstens  für  Länder  dieser  Kategorie  der 
nach  dem  Austausch  der  Handelswechsel 
und  der  Zinsen  und  Dividenden  von  Kapital- 
anlagen auf  der  einen  Seite  noch  übrig 
bleibende  Akti\'ealdo  hauptsäclilich  durch 
Edelmetallsendung  aus  dem  schuld nerischen 
Lande  getilgt  wei'den  muss.  Kaufleute  und 
Fabrikanten  werden  solche  Sendungen  selbst 
schwerlich  unternehmen,  es  sei  denn,  dass 
es  sich  nur  um  kleinere  Summen  handelte, 
für  die  sie  im  Inlande  bei  den  Geldwechs- 
lern vielleicht  gerade  ausläntlische  Münzen 
zu  einem  günstigen  Kiu'se  erhalten  könnten. 
Im  allgemeinen  werden  auch  in  diesem 
Punkte  wieder  die  Banken  die  Vermitte- 
lung  übernehmen.  Für  diese  bildet  Edel- 
metall in  Barren,  in  einheimischen  und  in 
ausländischen  Münzen  neben  Wechseln, 
Effekten  und  Papiergeld  ebenfalls  einen 
Gegenstand  der  mtemationalen  Arbitrage, 
d.  h,  eine  Bank  verwendet  solche  nicht  nur, 
wenn  sie  selbst  für  ihre  Verbindlichkeiten 
im  Auslände  Deckung  beschaffen  muss  und 
ein  vorteilhafterer  Weg  ihr  nicht  geboten 
ist,  sondern  sie  unternimmt  liäufig  als  be- 
sonderes GesrJiäft  die  Ausgleichung  der 
Wechselkiffse  an  verschiedenen  Plätzen  mit 
Hilfe  von  Barsendungen.  Wenn  der  Lon- 
doner Kurs  in  Berlin  'h  Prozent  über  Pari 
stSnde,  so  würden  viele  deutsche  Bankiers, 
wenn  sie  auch  keinerlei  Zahlungen  in  Lon- 
don zu  leisten  hatten,  es  vorteilhaft  finden, 
Gold  nach  England  zu  schicken,  um  darauf- 
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hip    Pfund-Sterling- Wechsel    verkaufen    zu 

kennen. 

So  stehen  also  auch  unter  den  heutigen 
Verhältnissen  iütematioualer  Wechsel  verkehr 
und  internationale  Edelmetallbewegung  noch 
in  besonders  naher  Beziehung  zu  eiuauder. 
Es  giebt  allerdings  EdelmetallbeweguDgcn, 
die  uuabhängig  von  den  Wechselkursen,  ja 
im  Widerspruch  mit  denselben  stattCndeu. 
Wenn  z.  B.  ein  Land  durchaus  effektives 
Gold  hereinziehen  will,  so  kann  es  dies 
durch  Vermittelung  einer  grossen  Bank 
immer  eiTeichen,  indem  es  eine  Prämie  da- 
fflr  bez^t.  Ks  sind  dies  aber  immer  ausser- 
gewöhnliche  Operationen ,  für  gew^)hnii<^h 
bilden  die  Kurse  der  ausländischen  Wechsel 
joder  der  Dei-isen.  wie  man  sie  namentUch 
m  der  österreichischen  Börsen  spräche  zu 
nennen  pflegt)  das  Barometer  für  die  Ten- 
denz des  Edelmetalls,  in  das  Land  einzu- 
btrttmen  oder  abzufliessen.  Diese  Kurse 
kommen  an  den  Börsen,  wie  alle  anderen 
Preise,  zu  stände  durcii  Angebot  und  Nach- 
frage. Zu  dem  ursprünglichen  Material,  den 
durch  den  auswärtigen  Wai-en verkehr  ent- 
standenen Wechseln,  kommen  jedoch  die 
Bankwechsel,  die  teils  in  einer  für  das 
Publikum  bequemeren  Form  an  die  Stelle 
der  Handelswechsel  treten,  teils  aus  Effekteu- 
und  anderen  eigenen  Geschäften  der  Banken 
hervorgehen. 

3.  Die  Wechselkurse.  Die  Grundlage 
für  die  BeBtimmnng  der  Wechselkurae  bildet 
fUr  die  Länder  mit  gleichem  Wähmngsmetall 
das  innere  Pari  ihrer  WShnmKsmüozen,  wie 
es  sich  waa  den  ge.ietzlichen  Bestiminungen 
über  Gewicht  und  Feinheit  die^^er  Hlinzen  er- 
giebt.  Ah  gemeinachafcliches  Währungsmetalt 
kommt  gegenwärtig  nur  noch  Gold  in  Frage, 
auch  für  die  Länder  mit  sogeniuiuter  hinkender 
Doppel wäbrung,  die  noch  grosse  Mengen  SUber- 
conrantgeld  benutzen,  sofern  dies  vermSge  dea 
Staatskredits  seinen  Nominalwert  neben  den 
Goldmünzen  behauptet.    Dieser  Pariwert  ist  für 

1  £  20,4295  M. 

100  Frcs.  81,000     „ 

100  holl.  fl.         108,739     , 
100  skand.  Kr,    112,500     „ 
I  Doli.  4,1979    n 

Für  OeBterreich-Ungam  ist  unter  Voraus- 
setzung der  vollen  Dnrchfülinui?  der  Valuta- 
retorm  das  Pari  20  Kronen  =  17,012  M. 

Der  wirkliche  Pariwert  wird  jedoch  auch 
durch  die  VerBchiedenheit  der  Prfigimgskosteu 
in. den  verschiedeuen  Ländern  beemllusst  und 
kann  daher  von  dem  tbeoretiecben  inneren  Pari 
abweichen.  Aacli  stimmt  der  innere  Wert  der 
wirklich  umlaafenden  Goldmünzen  infolge  der 
Abnutzung  derselben  oder  auch  der  Ansnutznng 
des  Remediums  meistens  nicht  genau  mit  der 
gesetzlichen  Vorschrift  Uberein,  und  auf  diesen 
Umstand  muss  namentlich  Rücksicht  genommen 
werden,  wenn  solcbe  Münzen,  wie  Barren  nach 
dem  Gewicbt  (al  marco)  bewertet,  ins  Analand 
geführt  werden  sollen. 

Die  Notierung  der    Wechselkarse  an  der 


BCrse  geüchieht  in  der  Art,  dass  entweder  an- 
gegeben wird,  wie  viel  für  eine  feste  Summe 
des  fremden  Geldes  in  Wechseln  in  inländiBchem 
Gelde  zu  bezahlen  ist  oder  wie  viel  ausländisches 
Geld  man  für  eine  feste  Snmme  des  inländischen 
erhült.  Im  eitleren  Falle  sagt  man,  die  fest« 
Valnta  lie^e  im  Auslände,  im  zweiten,  sie  liege 
im  lulande.  Die  letztere  Methode  wird  aixh 
in  Iiondon  (jedoch  nicht  fUr  alle  Plätze)  mit 
dem  festen  Betrage  von  1  £  nnd  in  Petersburg 
angewandt,  früher  auch  teilweise  in  Hamburg. 
Die  erstere  hat  sich  in  der  neneren  Zeit  immer 
mehr  verbreitet  nnd  ist  an  den  Hauptplützen 
dadurch  vereinfacht  worden ,  dass  die  feste 
Summe  meistens  auf  100  Einheiten  des  fremden 
Geldes  (für  Pfund  Sterling  ant  1  oder  10,  auch 
für  Dollars  teilweise  auf  1)  angenommen  ist. 
Dadurch  werden  die  Kurse  auch  für  den  Laien 
leicht  verständlich,  was  früher  in  weit  geringe- 
rem Grade  der  Fall  war.  So  betrug  früher  die 
feste  Valuta  in  Berlin  für  Frankenwechsel  WO 
Frcs.,  für  Wechsel  auf  Holland  250  lt..  für 
Wechsel  auf  Wien  150  fl.,  auf  Warschau  90 
Rubel.  In  New-York  war  bis  IbTi  eui  ivill- 
kilrliches  Pari  zwischen  Golddollar  nnd  Pfund 
Sterling  angenommen,  indem  ein  Dollar  =  4'('i 
Schilling  gesetzt  wurde.  Dadurch  war  der 
Dollar  um  etwa  9  Prozent  über  seinen  inneren 
Wert  erhüht,  der  wirkhchs  Parikars  war  also 
rund  lOä  für  22  'I,  £,  und  von  dieser  Basis  aus 


Sterling  in  Dollars  hostet.  Für  die  Franken- 
länder  hat  man  die  feste  Valuta  im  Inlande 
behalten,  indem  notiert  wird,  wie  viel  Francs 
man  für  einen  Dollar  erhält. 

Die  Knrse  beziehen  sich  auf  Wechsel  von. 
bestimmter  Verfallzeit,  nnd  meistens  werden  für 
kurze  und  lange  Sicht  besondere  Notierungen 
gegeben.  So  werden  in  Berlin  für  Amsterdam, 
die  belgischen  Plätze,  Paris,  Wien,  Budapest 
die  Enrse  für  achttägige  und  für  zweimonat- 
liche Frist  angeführt,  für  London  gelten  die 
Usancen  vou  8  Tagen  nnd  '6  Monaten,  tür  Peters- 
burg die  von  3  Woclken  und  3  Monaten,  für 
Italien  die  vou  10  Tageu  und  2  Monaten.  Der 
Pariser  Kurszettel  enthält  zwei  Abteilungen 
mit  den  Ueberschriften  „valeurs  se  n^j^ociant 
ä  trois  raois"  und  „valeurs  se  negociant  i  vue", 
jede  aber  ist  wieder  in  zwei  Rubriken  geteilt, 
nSmlich  „4  trois  mois"  nnd  „ä  conrte  ficheance". 
Zu  der  zweiten  Abteilung  gehören  nur  London 
und  die  belgischen  nnd  italienischen  Plätze,  die 
ebenfails  nach  Franken  rechnen  und  für  die 
statt  eines  Kurswertea  ein  „benifice"  oder  perte" 
in  Prozenten  augegebeu  wird.  Alle  übrigen 
Plätze  gehören  zur  ersten  Abteilung,  und  für 
sie  bezieht  sich  die  Notierung  also  unmittelbar 
auf  DreimonatK Wechsel;  die  Reduktion  auf 
kürzere  Sichten  aber  geschieht  hier  durch 
Addition  eines  für  den  Zeitunterschied  nach 
dem  festen  Satze  von  4  Prozent  für  das  Jahr 
berechueteii  Zuschlags,  ohne  Rücksicht  auf  den 
Diskontosatz  an  dem  betreffenden  iremden  Platze, 
denn  soweit  letzterer  einen  Unterschied  bedingt, 
kommt  dieser  in  der  Differenz  der  Rnbriken 
„k  trois  mois"  und  „&  courte  ^hSance"  zum 
Ausdruck,  Wenn  also  z.B.  der  Kurs  auf  Berim 
in  der  ersten  Enbrik  182"'i,,  in  der  zweiten 
!22«/„  (nämlich  Frcs.  tür  iüo  M.)  lautet,  so 
gilt  der  erstere  uumittelbar  für  die  Dreünonats- 
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Wechsel,  für  die  Berechnang  des  Wertes  eines 
Sichtwechfiela  aber  wird  der  zweite  Kurs  zu 
Grunde  gelegt  uud  dnrch  Addition  vou  1  Pro- 
zent findet  man  123,78  Pres,  Die  Wechsel  der 
zweiten  Abteilung  dagegen,  die  Sichtkarse  an.- 
giebt,  werden  ani  lauge  Sichten  berechnet,  in- 
dem man  von  dem  nnter  der  Rubrik  „ä  trois 
mois"  angegebenen  Eors  den  Diskont  fQr  die 
l&ngere  Uralanfszeit  abzieht,  und  zw&r  nach 
dem  im  Äaslande  geltenden  Diskontoeatze. 
Abgesehen  Ton  der  eben  erwähnten  AuBnahme 
in  Paris  ist  es  Uberhanpt  die  Begel,  dass  anf 
lange  Wechsel  der  am  Zahlnngsplatze  oestcbende 
Diskontosatz  angewandt  wira,  wie  dies  auch  in 
der  Natur  der  Sache  liegt.  Da  aber  dieser 
Satz  bis  znr  Verfallzeit  dea  Wechsels  noch 
Steigen  kann  nud  da  überhaupt  das  mit  einem 
Wechsel  rerbnudene  Risiko  nro  so  griJsser  ist, 
je  länger  er  za  lanfen  hat,  so  ist  der  auf  Sicht 
reduzierte  Kurs  solcher  Wechsel  meistens  etwas 


berechanng  besonders  vereiubart.  —  Die  über- 
seeischen Plätze  bestimmen  die  Verfallzeit  der 
anf  das  Ausland  gezogenen  Wechsel  nicht  nach 
dato,  sondern  anf  eine  Anzahl  Ton  Monaten 
oder  Tagen  nach  Sicht,  also  nach  der  Präsen- 
tation znr  Annahme,  so  dass  also  die  für  die 
Beförderung  nach  dem  Zahlungsptatze  erforder- 
liche Zeit  jedenfalls  noch  hinzukommt.  So  wird 
London  in  New- York  notiert  anf  60  und  auf 
3  Tage  nach  Sicht,  in  CaIcuttA  auf  6  nnd  4 
Honat«  nnd  anf  3U  Tage  nach  Sicht  nnd  auf 
Sicht,  ausserdem  der  Kurs  der  Kabel transfers. 
Der  Wert  eines  Wechsele  hftngt  natürlich 
auch  von  seiner  Kreditwürdigkeit  ab,  und  diese 
ist  nm  so  grSsser.  je  mehr  Personen  von  aner- 
kannter Zahlungsfähigkeit  ihre  Unterschrift  ge- 
geben haben.  Am  nüchsten  werden  die  von 
flössen  Bauken  ausgestellten  geschätzt,  nnd 
aher  werden  in  New-York  nnd  den  meisten 
anderen  Überseeischen  Plätzen  besondere  Kurse 
für  Bankwechsel  neben  denen  der  Handelswechsel 
notiert.  In  Calcntta  z.  B.  wird  der  Kurs  an- 
gegeben tflr  Bank  Wechsel,  für  „tirst  ClassCredits" 
ond  für  „Wechsel  mit  Dokumenten".  Die  letz- 
teren werden  auf  Grnnd  von  Warensendungen 
anf  englische  Kommissious-  oder  Bankhäuser 
gezogen,  nnd  die  Konnossemente  und  Versiche- 
mugspoliceu  werden  ihnen  beigegeben,  um  die 
Zahlung  sicherzustellen. 

Wenn  nun  die  Nachfrage  nach  Wechseln 
anf  ein  Land  das  Angebot  überwiegt,  so  steigt 
der  Sichtkurs  schliesslich  so  hoch  (oder  er  stellt 
sich,  wenn  die  Valuta  im  Jnlande  liegt,  so 
niedrig),  dass  Arbitragen  mittelst  Goldversen- 
dnngen  milglich  werden,  auf  Grund  deren  dann 


diesen  „Goldpunkt"  nicht  wesentlich  hinaus- 
gehen kann,  wird  durch  die  Konkurrenz  der 
Banken  bewirkt;  änssersten  Falles  könnten  auch 
die  beteiligten  Kautlente  nnd  Fabrikanten  selbst 
Gold  ins  Ausland  schicken,  was  ihnen  freilich 
etwas  mehr  Kosten  machen  würde,  als  den  auf 
solche  Geschäft«  eingerichteten  Banken.  Ueber- 
wie^  offlgekebrt  das  Angebot  von  Wechseln, 
so  sinkt  der  Enrs  bis  zu  dem  Punkte,  bei  dem 
eine  Einfuhr  von  Gold  lohnend  wird,  dEis  man 
mit  den  ao  billig  käotlichen  Wechseln  bezahlt. 
Der  Abstand  des  oberen  und  des  unteren  Gold- 


pnnktes  von  dem  Parikurse  bestimmt  sich  ans 
mehreren  Paktoren.  Handelt  es  sich  z.  B.  um 
Kosten  einer  Goldsendung  von  Berlin  nach  Lon- 
don, so  fragt  es  sich  zunächst,  ob  dazu  eng- 
lische Sovereigns,  20  Harkstücke,  Barrengold 
oder  fremde  Goldmünzen  verwendet  werden 
sollen.  Sind  die  ersteren  gerade  zu  einem  güns- 
tigen Kurse  in  Berlin  zu  haben,  so  stellen  sie 
unzweifelhaft  die  bequemste  Rimesse  dar,  nnd 
es  kommen  dann  zu  dem  für  diese  Münzen  be- 
ziJilten  Preise  nur  noch  etwa  2°/oo  Transport- 
kosten und  vielleicht  '/»"/oo  w  Zinsverluat,  Wer- 
den dagegen  211-Markstllcke  versandt,  so  ist  der 
reine  Goldwert  dieser  Münze  massgebend  nnd  die 
durchschnittliche  Abnutzung  derselben  bildet 
daher  einen  besouderen  Posten  in  der  Kosten- 
rechnnng.  Bisher  ist  dieser  Betrag  bei  den 
Doppelkronen  allerdings  noch  gering,  bei  den 
lO-Harkstücken  aber  schon  merklicher,  und  diese 
sind  daher  für  die  Ausfuhr  weniger  geeignet. 
In  Frankreich  ist  die  durchschnittliohe  Ab- 
nutzung der  Goldmünzen  erheblich  grösser,  und 
die  Bank  sucht  oft  die  Goldausfuhr  dadurch  zu 
erschweren,  dass  sie  ihre  Noten  vorzugsweise 
mit  ab^riebenen  lO-Francsstücken  einlöst.  Be- 
trägt die  Abnutzung  derselben  5"/'„o  (die  änsserst« 
gesetzlich  zulässige  Grenze  ist  7  "/m).  sc  wird 
ein  Kilogramm  Feingold  statt  durch  3444,44 
Francs  erst  durch  3461,71  Francs  in  lO-Francs- 
stücken  dargestellt.  —  In  London  werden  die 
versandten  iK)-MarkstUcke  von  der  Bank  von 
England  noch  nach  dem  Gewichte  angekauft, 
die  Unze  gewöhnlich  für  76  Schill.  S'u  Pence. 
Dieser  Preis  ist  jedoch  abhSngig  von  dem  Preise 
des  Barrengoldes  von  englischer  Standardfeinheit 
(22  Karat),  der  sich  normalerweise  zwischen  7? 
Schill.  9  Pence  und  77  SchiU.  10'/,  Pence  be- 
wegt, nümlich  zwischen  dem  Preise,  zu  dem  die 
Bank  alles  ihr  angebotene  Qold  kanfen  muss, 
und  demjenigen,  zu  dem  es  bei  der  Münze  (aber 
mit  einem  Ziusverlnste)  verwertet  werden  kann. 
Der  Verkaufspreis  von  Barrengold  und  frem- 
den Münzen  kann  jedoch  in  London  auch  Über 
den  letztgenannten  Preis  hinausgehen ,  da  die 
umlaufenden  Sovereigus  abgenutzt  sind  und 
ihre  Einschmelzung  zu  Barren  also  einen  Ver- 
lost erzeugen  würde.  Daher  wnrde  z.  B.  im 
November  1892  anf  dem  offenen  Markte  78  Schill, 
l'/s  Pence  für  die  Unze  Staudard  geboten.  In 
der  Regel  aber  steht  der  Goldpreis  nnter  77 
Schill.  lO'/i  Pence  und  daran«  ergiebt  sich  für 
den  Versender  von  20-Markstllcken  aus  Berlin 
eine  weitere  Kostenerhöhung.  Barrensendnngen 
von  Berlin  aus  werden  selten  vorkommen,  da 
dort  kein  bedeutender  Verkehr  in  Barren  be- 
steht. Für  sie  Lst  kein  Abreibungsverlnat  in 
Rechnung  zu  stellen,  im  übrigen  aber  kommt 
es  anf  den  jeweiligen  Goldpreis  in  London  an. 
Fremde  Münzen  werden  in  Berlin  in  der  Regel 
nach  dem  Stück  bezahlt,  in  London  aber  nach 
dem  Gewichte  verkauft.  Im  ganzen  werden  die 
Kosten  einer  Goldsendung  s:ch  anf  etwa  2'/» 
bw  S^/oo  belaufen,  ausserdem  aber  verlangt  der 
Unternehmer  der  Arbitrage  auch  einen  kleinen 
Gewinn  für  sich.  Daher  giebt  0.  Haupt  für 
Berlin  als  Goldpnnkte  an: 
für  Amsterdam  168,25     M.        170,20     M. 

„    Kopenhagen         1  >  1 ,95      n         '  ■  3,20      „ 
„    London  30,33      „  20,53      „ 

„    Paris  80,56      „  81,37      „ 

„    Kew-York  (1  D.)     4,1525  „  4,2330  „ 
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Unter  besonderen  Umstanden  können  Übri- 
gens auch  bei  intakter  Goldwährang-  aocb 
grßaaere  Abweichungen  vom  Parikurse  ent- 
stehen. Wenn  z.  B.  in  Deutschland  eiue  echwere 
Ereditkriflis  ausgebrochen  wäre,  so  kQnnt«a  die 
deutschen  Besitzer  Ton  en^li^hen  Wechseln 
dch  veranlasst  sehen,  diese  eflieblich  unter  dem 
Kurse  von  20,33  M.  loszuschlagen,  am  «o  schnell 
wie  möglich  Geld  zu  erhalten.  Namentlich 
würde  dieses  von  den  auf  Sichtkurs  berechne- 
ten langen  Wechseln  gelten ,  wenn  auch  der 
für  diese  massgebende  Diskantosatz  in  England 
bedeutend  niedriger  wäre  als  in  Deutschland. 
In  New- York  sank,  wie  Goschen  erwähnt,  der 
Kurs  auf  London  in  den  ersten  Monaten  des 
Jahres  1861  3—4  Prozent  unter  Pari,  weil  die 
Besitzer  der  Wechsel,  die  infolge  einer  unge- 
wöhnlich starken  Warenausfuhr  in  grosser  Menge 
ansetwten  wurden,  hei  den  zunehmenden  Kriegs- 
befllrchtnngen  lieber  ein  nn gewöhnliches  Opter 
bringen  als  einen  Monat  oder  langer  auf  die 
Ankunft  des  in  England  einzukassierenden  Goldes 
warten  wollten. 

Die  Versendung  oder  das  Hereinziehen  von 
Gold  ist,  wie  achon  bemerkt,  im  aligeneisen 
als  eine  Arbitrageoperation  aufzufassen,  die  nicht 
nnr  den  Zweck  haben  kann,  auf  möglichst  hillige 
Art  eine  Zahlung  zu  leisten  oder  zu  empfangen, 
sondern  auch  läiglich  zur  Ausgleichung  der 
Wechselkurse  zwischen  den  verschiedenen 
Plätzen  unternommen  nein  kann ,  wobei  im 
flbrigen  das  Kaufen  von  Wechseln  an  dem  einen 
und  das  Verkaufen  derselben  an  einem  anderen 
Platze  die  Hauntrolle  spielt.  Bei  solchen  Ge- 
schäften innas  berechnet  werden ,  zu  welchem 
Preise  Wechsel  auf  einen  bestimmten  Platz,  z. 
B.  auf  London,  an  verschiedenen  Hauptblireen 
etwa  von  Berlin  aus  gekauft  oder  verkauft 
werden  kOnnen.  Die  Kurse  müssen  daher  alle 
auf  Sicht  berechnet  und  femer  auch  die  Neben- 
kosten, Provision,  Maklergebühr,  Porto,  Tele- 
graphenge biihren  ida  die  Aufträge  gegenwärtig 
telegrapniscb  erteilt  werden  raUasen),  in  An- 
schlag gebracht  werden.  Es  kommt  dabei  aber 
auch  damuf  an,  wie  die  Zahlung  für  die  aus- 
wärts gekauften  Wechsel  geleistet  oder  der 
ErlOs  fUr  die  verkauften  eingezogen  werden 
kann,  '^'enn  ein  Berliner  Hans  m  Paris  Wechsel 
auf  London  kauft,  so  wird  es  daher  in  der 
Regel  V'echsel  auf  I'aris  remittieren  müssen, 
und  die  Möglichkeit  des  Geschäftes  hängt  also  i 
auch  von  dem  gleichzeitigen  Kurse  der  letzteren  1 
und  den  Nebenkosten  des  Ankaufs  und  der  Ver- 
sendung derselben  ab.  Ist  es  dagegen  m^lich, 
die  Wechsel  auf  London  zu  demselben  Preise 
in  Hamburg  zu  kaufen,  so  wird  das  Berliner 
Hanx  dies  jedenfalls  vorziehen,  da  die  Zfiblnng 
dann  leicht  und  fast  kostenfrei  im  Giroverkehr 
bei  der  Heichsbank  erfolgen  kann.  Uehrigens 
stehen  die  den  grösseren  Arbitrage  verkehr  be- 
treihenden Bankhäuser  an  den  Hanptplätzen 
miteinander  in  regelmässiger  Verbindung  mit 
bestimmten  Abmachungen  über  die  gegenseitige 
Zinsberechnung  und  die  GewinnverteUnng. 

4.  Besoodere  Verhältnisse.  Auf  die 
mfiglieiio  Beeinflussung  der  AVechsclkurse 
(iiireh  eine  Goldprämio  selbst  bei  effektiver 
Goldwähnmg  ist  schon  oben  hingewiesen 
■woitlen.  Denn  den  reberschuss  des  Pi-eises 
eines  Kilogramms  Gold  fiber  die  Geldsimime, 


zu  der  dieses  nach  den  geeetzUchea  Be- 
stimmUDgeo  ausgemünzt  werden  soll,  kann 
man  als  eine  Pitoiie  fdr  Barrengold  be- 
trachten, wenn  man  das  gesetzliche  Innere 
Pari  der  inländischen  gegenflber  den  fremden 
Münzen  festhält  (das  dann  freilich  in  Wirk- 
lichkeit infolge  der  Abnutzung  der  ersteren 
nicht  mehr  besteht).  Man  kann  sogar,  wie 
ea  in  Frankreich  stets  geschieht,  nls  den 
Grundpreis  des  Barrengoldes  den  von  der 
Münze  für  ein  Kilo  Feingold  bezahlten  Preis 
von  3437  Francs,  nämlich  die  ausgebrachte 
Summe  (3  444,44  Francs)  verniindert  um  die 
Frägungsgebühr  annehmen,  wobei  also  schon 
eine  Prämie  von  2,2"/«)  erscheint,  wenn  das 
Kilo  Feingold  im  geprägten  und  im  unge- 
prägten  Zustande  gleichwertig  ist  Je  weiter 
dieAbnutzUQgder  Goldmünzen  vorgeschritten 
ist,  um  so  höher  kann  nach  dem  oben  Ge- 
sagten die  Goldprämie  steigen,  und  die  grossen 
Centralbanken  haben  also  durch  die  Zurück- 
haltung der  voU wichtigeren  Münzen  die 
MöglitTikeit,  die  Goldaustuhr  zu  erschweren 
und  den  den  Goldpunkt  bezeichnenden 
Wechselkurs  zu  erhöhen.  Koch  weiter  geht 
diese  Fähigkeit  in  den  Ländern  mit  hinken- 
der Doppelwährung ,  in  denen  also  noch 
viele  Süberwährungs münzen  vorhanden  sind 
und  die  Bauten  weoigslens  das  Recht  haben, 
ihre  Noten  in  solchen  Münzen  einzulösen. 
In  Belgien  und  in  der  Schweiz  machen  sie 
von  diesem  Eechte  auch  gnmdaätzlich  Ge- 
hrauch, dagegen  ist  die  in  England  häufig 
erhobene  iO^  unbegründet,  dasa  auch  die 
deutsche  Reichs bank  sich  durch  allerlei 
Mittel  der  Einlösung  ihrer  Noten  in  Gold 
fOr  die  Ausfuhr  zu  entziehen  suche.  Diese 
u Prämien gspolitik«  bedeutet  im  Grunde 
nichts  anderes  als  die  abeichtUche  Erzeugung 
eines  wenn  auch  kleinen  Goldagios  und 
demnach  eine  entsprechende  Entwertung  der 
inländischen  Wälining. 

In  dem  Wechsel  verkehr  zwischen  Län- 
dern mit  verschiedener  Met^währtmg 
ist  ein  festes  inneres  Pari  nicht  vorlutndcn, 
da  das  Wertverhitltnia  der  beiden  Edelrae^ 
talle  veränderlich  ist.  Als  in  Frankreich 
in  den  dreissiger  und  vierziger  Jahren  imter 
dem  Dopiiel  Währungssysteme  thatsächlich 
das  Silbergeld  durchaus  das  üebergewicht 
hatte,  bestand  für  Gold  meistens  eine  Prämie 
von  1  bis  2%  (s.  den  Art.  Doppelwäh- 
rung oben  Bd.  iri  S.  242)  und  der  Wechsel- 
kurs auf  England  stand  daher  häufig  auf 
25,60  bis  25,80.  irmgekehrt  bewirkte  die 
Wertsteigerung  des  Silbers  in  den  fünfziger 
Jahren,  dass  in  Deutschland  als  einem 
Silber  Währungslande  der  Kurs  auf  London 
um  1  bis  2  Prozent  zurückging  und  in 
Berlin  auf  etwa  6^/3  Thaler  sank.  Indes 
blieben  diese  Kursbewegungen  aus  der  Ver- 
änderhchkeit  dos  Wertverliältaisses  der  Edel- 
metalle im   ganzen  doch  in  ziemlich  engen 
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Oreazen,  solange  die  französische  Doppel- 
vähruDg  ihren  regelnden  MaQuss  auf  dieses 
Verhältnis  ausübte.  Erat  in  der  Periode 
der  grossen  Silberentwertung  und  nach  der 
Einstellung  der  Silberprägungen  in  dea 
I^Ddem  des  lateinischen  Münzbundes  konnte 
auch  von  einem  durchschnittlichen  und  an- 
nähernd festen  Pari  zwischen  den  Gold-  und 
Silberländem  —  als  ■welche  hauptsächlich 
China  und  bis  zum  26.  Juni  1893  Indien 
in  Betracht  iamerv  —  nicht  mehr  die  Rede 
sein.  Das  Pari  musste  nun  fßr  jeden  Tag 
nach  dem  fortwährend  schwankenden  Wert- 
TerhSltnis  der  beiden  Metalle  bestimmt  wer- 
den, lind  dieses  Wertverlülltnis  selbst  wird 
durch  die  Konjunkturen  des  Handels  zwi- 
schen Europa  und  Ostaeien  liedeiitend  be- 
einfliisst.  Durchaus  fiktiv  ist  endllcli  auch 
das  nur  als  Rechnungsgnmdlage  angenum- 
mene  Pari  zwischen  einem  Metällwähnings- 
und  einem  Papierwährungslande.  Der  Wech- 
selkurs des  uneinlöshchen  Papiei^ldes  hängt 
ganz  und  gar  von  der  Zahlungsbilanz  des 
Papierwahrungslandes  ab,  so  dass  eine  un- 
tere Grenze  für  das  Sinken  desselben  nicht 
bräteliL  S.  d.  Art.  Papiergeld  oben  Bd. 
VI,  S.  löff. 

Diese  Unsicherheit  der  Wechselkurse 
gegenüber  den  Gold  Währungsländern  erzeugt 
iür  den  soliden  "Warenverkehr  eine  um  so 
grössere  Dnsicherheit,  je  länger  die  Fristen 
sind,  auf  ■weiche  die  Handels wecli sei  üblicher- 
■weise  ausgestellt  werden.  Dadurch  werden 
aber  die  von  dem  Papier-  oder  Süberwäh- 
ningslande  oder  auf  dasselbe  gezogene 
WeehseJ  zu  Spetulationsobjekteu,  und  die- 
jenigen Kaufleute  und  Fabrikanten,  die  allen 
aleatorischen  Gescliäften  fernbleilen  wollen, 
erhalten  so  die  Gelegenheit,  das  Kursrisiko 
von  sich  abzuwälzen  und  auf  Banken  oder 
spekidierende  Kapitalisten  zu  übertragen, 
womit  natürlich  für  die  Verkäufer  eine  ge- 
■wisse  Einbusse  am  Kurs  verbunden  ist. 
lautet  der  Wechsel  auf  lange  Sicht,  ■wie 
im  Verkehr  zwischen  Cliina  und  England, 
so  kann  sich  der  Trassant  einfach  dadurch 
sicher  stellen,  dass  er  ihn  sofort  zum  Tages- 
kurse verkauft.  In  anderen  FäDen  aber 
köntieu  auch  Lieferun gsgeschäfte  auf  Zeit 
vorkommen,  indem  Geschäftsleute,  die  erst 
später  Gelegenheit  haben  ■werden,  Wechsel 
auf  das  andere  Land  zu  ziehen,  bei  güns- 
tigem Kurse  schon  im  voraus  solche  ver- 
kaufen. Ebenso  kann  natürlich  auch,  wer 
bei  grosser  Unsicherheit  der  Wechselkuree 
im  Auslände  Zahlungen  zu  leisten  hat,  sich 
im  voraus  durch  Käufe  bei  günstigen  Ge- 
legenheiten decken. 

5.  Die    W.   aof  London.     Diskonto- 

frolitik.  Von  allen  im  Weltverkehr  um- 
aiifenden  Wechseln  sind  die  auf  England 
fäzogenen  bei  weitem  die  wichtigsten.  Das 
fimd  Sterling  bildet  eine  internationale 
HaDdwörterbndi  der  StaalsnlsseiuctaaneD.    Zweit« 


Werteinheit,  auf  welche  der  grösste  Teil  der 
Geschäfte  des  überseeischen  Handelsgeschäfts 
tiezogen  wird,  und  London  ist  die  Verraitte- 
lungs-  und  Abrechnungsstelle  für  diesen 
grossartigen  Verkehr.  Erst  in  der  neuesten 
Zeit  haben  Deutschland  und  Frankreich  mit 
einigem  Erfolge  gegen  dieses  Uebergewicht 
des  enghschen  Geldmarktes  angekämpft, 
aber  voraussichtlich  wird  derselbe  doch  noch 
lange  Zeit  seine  centrale  Stellung  zu  be- 
haupten vermögen.  Der  internationale  Wech- 
selverkehr eines  Landes  ist  eben  nur  eine 
sekundäre  Erscheinung,  die  unmittelbar  von 
der  Entwickelung  des  Warenhandels  und 
den  sonstigen  Verhältnissen  der  Zahlungs- 
bilanz desselben  abhängt  Ifun  hat  aber 
kein  anderes  Land  auch  nur  annähernd 
eine  so  grosse  Einfuhr  von  aussereuropäisehen 
Waren  aufzuweisen  wie  England,  zumal 
auch  die  Zinsen  und  sonstigen  Erträge  des 
in  den  überseeischen  Ländern  angelegten 
Kapitals  hauptsächlich  mit  Waren  bezahlt 
werden.  An  allen  Handelsplätzen  in  jenen 
Ländern  werden  daher  auf  Grund  von 
Warensendungen  Wechsel  auf  England  für 
grosse  Summen  angeboten,  und  diese  bilden 
somit  das  bequemste  Mittel  zu  Zahlungen 
nach  Europa  überhaupt,  zumal  wenn  sie 
von  grossen  Banken  auf  Londoner  Häuser 
von  Weltruf  gezogen  werden.  Wenn  also 
ein  Deutscher  z.  B.  eine  Forderung  in  Cal- 
cutta  eingehen  will,  so  ist  es  für  ihn  am 
einfachsten  und  billigsten,  sicli  von  dort 
einen  Wechsel  auf  London  schicken  zu 
lassen,  und  wenn  er  selbst  dort  eine  Zah- 
lung zu  leisten  hat,  so  wird  er  sich,  da  in 
Deutschland  ein  Verkehr  in  Wechseln  auf 
Calcutta  überhaupt  nicht  existiert,  ebenfalls 
nach  London  wenden  müssen.  Das  Ueber- 
gewicht des  englischen  Handels  in  Ostasien 
müssen  auch  die  Vereinigten  Staaten  in 
ihrem  Verkehr  mit  China  sich  gefallen  lassen. 
Obwohl  sie  selbst  eine  so  bedeutende  Silber- 
produktion besitzen,  können  sie  doch  nur 
einen  verhältnismässig  kleineu  Teil  ihres 
Silbers  unmittelbar  g^n  chinesische  Er- 
zeugnisse, namentlich  Thee  und  Seide,  aus- 
tauschen. In  der  Regel  ist  es  für  die 
amerikanischen  Einfuhrhändler  vorteilhafter, 
Wechsel  auf  London  nach  den  chinesischen 
Häfen  zu  schicken,  die  hei  den  dortigen 
englischen  Banken  nach  dem  Kurse  gegen 
Taels  verkauft  werden  und  nun  entweder 
unmittelbar  zur  Bezalilung  englischer  Waren 
nach  Europa  oder  zunächst  nach  Indien  ge- 
acliickt  werden,  wo  China  namentlich  gi'osse 
Summen  für  Opium  zu  bezahlen  hat.  Statt 
der  Wechsel  senden  die  amerikanischen 
Häuser  übrigens  meistens  Kreditbriefe  auf 
ein  Londoner  Haus  nach  China,  auf  Grund 
(leren  die  beteiligten  Banken  nun  erst  Wech- 
sel zu  dem  nötigen  Betrage  ziehen.  Zur 
Deckung  des  wirldich  gezogenen  Betrages 
AaflBge.    vii.  45 
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nebst  eioer  Kommission  von  gewöhnlich  2 
Prozent  mflsseo  die  Amerikaner  dann  Wech- 
sel ,  die  ans  dem  englisch-amerikanischen 
Haudel  hervorgehen,  noch  England  senden, 
und  so  entsteht  ein  die  ganze  Erde  um- 
spannender "Verkehr.  Wenn  man  zur  Ver- 
meidung solcher  >Tributzaiüungen«  an  Eng- 
land die  Gründung  deutsclier  überseeischer 
Banken  oder  Bankfilialen  empfiehlt,  so  darf 
man  nicht  vergessen,  dass  solche  Unter- 
nehmungen nur  dort  Boden  finden  können, 
wo  ein  ge  nflgen  der  Waren  handel  mitDentsch- 
land  b^teht ,  der  das  nötige  Material  an 
Wechseln  liefern  kann.  Von  seinen  Nach- 
bai'ländern  erhält  Deutschland  viele  Weclisel 
auf  England  in  Zahlung  und  bildet  c~ 
für  diese  einen  vermittelnden  Markt 
folge  dieses  ständigen  Besitzes  an  Wechseln 
ist  es  daher  auch  imstande,  bei  Bedarf  Gold 
aus  England  zu  beziehen,  was  dort,  wo  nur 
wenig  Wechsel  auf  das  Ausland  gehalti 
werden,  oft  übel  empfunden  wird.  Im  gauzen 
stellt  sich  aber  dadurch  nur  das  natur- 
gem&sse  Verhältnis  her,  indem  das  Gold, 
das  zunächst  aus  den  Produktionsländern 
nach  England  strömt,  von  dort  wieder 
grösstenteils  den  übrigen  europäischen  Län- 
dern zuflicssen  muss,  zumal  man  gerade  in 
England  immer  mit  dem  möglichst  kleinen 
Barbestande  auszukommen  sucht. 

Die  Frage,  von  welcher  Art  die  Wechsel- 
kurse zwischen  zwei  Ländern  durcli  die 
Verschiedenheit  des  Diskontosafzes  in  den- 
selben beeinflasat  werden,  berühren 
hier  nur  in  Kfirze  und  verweisen  im  übrigen 
auf  den  Artikel  Diskonto(obeDBd.UI,S.17iJff.). 
Diese  Frage  bildete  einen  Bau ptgegen stand 
der  Erörterungen  in  der  französischen  Bank- 
enquete  von  1865,  indem  viele  glaubten, 
dass  eine  Diskontoerhöhung  seitens  der  Bank 
von  England  stets  von  der  Bank  von  Frank- 
reich mit  einer  ähnlichen  Massregel  beant- 
wortet werden  müsse,  weil  sonst  ein  Äbfluss 
von  Gold  nach  England  stattfinden  müsse. 
In  Wirklichkeit  haben  aber  bedeutende  Dis- 
kontodifferenzeu  zwischen  London  und  Paris 
lange  Zeit  bestohen  können,  ohne  dass  ein 
solcher  Abfluss  eintrat.  Von  Ende  Dezem- 
ber 1865  bis  Mitte  August  1866  hat  dieser 
Unterschied  fast  niemals  woniger  als  S^.'s 
Prozent  betragen,  vom  17.  Mai  1866  bis 
zum  16.  August  1866  stand  der  Diskont  in 
London  sogar  auf  10  Prozent,  während  er 
in  Paria  nur  3Vi  und  4  Prozent  betrug, 
imd  doch  zeigte  sich  nicht  die  erwartete 
Goldausfuhr.  Dagegen  stieg  der  Pariser 
Kurs  auf  London  ziinächsl  bei  den  Drei- 
monatfiwechseln  zeitweise  bedeutend  über 
den  Punkt,  der  nach  dem  Kurse  der  Sicht- 
wechsel uud  dem  Ijondoner  Bankdiskont  zu 
erwarten  gewesen  wäre.  Die  französischen 
Kapitahsten  oder  Banken  kauften  also  diese 
Wechsel  in  Frankreich  auf,  um  den  hohen 


englischen  Zins  daron  zu  beziehen;  Infolge 
dieser  Nachfrage  aber  stieg  der  Kurs  der- 
selben, so  dass  sich  der  Vorteil  der  Zins- 
differenz zwischön  London  und  Paris  unter 
die  gegenwärtigen  Inhaber  und  die  neuen 
Käufer  dieser  Wechsel  verteilte.  Die  letz- 
teren hielten  nun  aber  die  Wechsel  bis  zur 
Verfallzeit  im  Portefeuille,  um  eben  den 
erhöhten  Zinagenuss  zu  haben ;  daher  wurde 
das  Angebot  von  Wechseln  für  die  laufen- 
den Zahliingsausgleichungen  überhaupt  vei'- 
mindert  und  infolge  davon  stieg  zeitweise 
auch  der  Kura  der  Sichtweohsel.  Nach  3 
Monaten  freilich  kamen  die  zurückgelialtenen 
langen  Wechsel  als  Siditwechsel  auf  den 
Markt  und  mussten  dann  den  Kurs  wieder 
drücken.  Jedoch  konnte  sich  die  Lage  des 
Geldmarktes  jetzt  gebessert  haben.  Im  all- 
gemeinen ist  also  die  Wirkung  eines  höheren 
Diskontosatzes  in  dem  einen  Lande  ein 
Steigen  der  Wechselkurse  auf  dasselbe  in 
dem  anderen.  Das  letztere  giebt  dem  erste- 
reu  Kredit,  indem  es  des  höheren  Zinses 
wegen  die  langen  Wechsel  zurückhält.  Es 
kann  auch  direkt  in  London  lange  Weelisel 
mit  dem  hohen  Diskontabzuge  ankaufen  und 
zu  diesem  Zwecke  Sieht^vechsel  hinflber- 
schickeu;  dadurch  steigen  diese  im  Preise; 
schliesslich  kann  ihr  Kurs  auch  über  den 
Goldpunkt  hinausgehen  und  dann  erst  würde 
eine  Edelmetall  Versendung  eintreten,  not- 
wendig ist  (lieser  Ausgang  aber  keineswegs, 
da  das  kreditgebende  Land  einen  genügend 
starken  Ueberschuss  von  Forderungen  an 
das  kre<litDehmende  haben  kann,  wie  es 
ohne  Zweifel  1805/66  bei  Frankreich  Eng- 
land gegenüber  der  Fall  war. 

6.  Der  inlfindiache  Wechselverkehr. 
Statistisches.  Im  inneren  Verkehr  ist  die 
Bedeutung  des  Wechsels  als  Mittel  zu  Zah- 
lungen von  Ort  zu  Ort  in  der  neuereu  Zeit 
immer  mehr  gesunken,  da  durch  Postan- 
weisungen, Versendung  von  Banknoten  und 
Papiergeld  und  namentlich  durch  den  mo- 
dernen Giroverkehr  jener  Zweck  weit  eln- 
faclier  und  billiger  erreicht  werden  kann. 
Dagegen  hat  die  Rolle  des  Wechsels  als 
Kreditinstrument,  sei  es  im  Platz-  oder  im 
Femverkehr,  an  Wichtigkeit  noch  immer 
mehr  zugenommen,  zumal  auch  die  Bank- 
depositen, die  die  Gnuidlage  des  Check- 
und  Clearinghaus  Verkehrs  bilden,  in  Eng- 
land grösstenteils  und  mehr  und  mehr  auch 
auf  dem  Kontinent  durch  Diskontiei'en  von 
Wechseln  und  Gutschreiben  des  Betrages 
entstehen.  In  betreff  der  Diskontogeschäft« 
überhaupt  und  der  volkswirtschaftlich  sehr 
einüussi-eichen  DiskoutopoÜtik  der  grossen 
Ceutralbanken  verweisen  wir  aiii  den 
Art  Diskonto  (oben  a.  a.  0.).  Als  eine 
zweite  Art  des  Wechselkredits  ist  der  Ac- 
ceptkredit  zu  erwähnen.  Mit  diesem 
befassen  sich  allerdings  nicht  alle  Banken, 
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und  (lea  deutschen  Notenbanken  namentlich 
ist  durch  §  7  des  Bank^setzee  das  Accep- 
tieren  von  "Wechseln  unbedingt  verboten. 
In  England  geben  die  Diskontobanken  keine 
Accopte,  die  gi'ossen  Joint-Stock-Depositen- 
banken  dagegen  machen  bedeutende  Ge- 
schäfte dieser  Art,  obwohl  deswegen  mit 
RQckKicht  auf  die  grossen  Snmmen  ihrer 
stets  fälligen  Verbindlichkeiten  häufig  Be- 
denken laut  geworden  sind.  Wenn  solche 
Kredite  dnrch  liinterlegte  Wertpapiere  oder 
auf  andei-e  Art  genflgend  sicher  gestellt 
sind,  so  ist  g^en  die  besondere  Form  nichts 
einzuwenden ,  vielmehi'  entspricht  dieselbe 
in  manchen  Fällen  einem  besonderen  Be- 
dürfnisse. Wenn  z.  B.  ein  englischer  Fa- 
brikant im  Ausland  fflr  Bohetoffe  Zahlung 
zu  leisten  hat,  so  wird  dazu  ein  von  einer 
groKseu  Londoner  Bank  acceptierter  Wechsel 
ohne  weiteres  geeignet  sein,  während  der 
aiu«wärtige  Gläubiger  vielleicht  grosse 
Schwierigkeit  haben  würde,  einen  direkt 
auf  den  Fabrikanten  gezogenen  Wechsel 
verwerten.  In  Deutschland  geben  viela 
Banken  auch  Weehselkredit  in  der  Form 
der  Bürgschaft  durch  Aval.  Die  Wechsel 
erhalten  auf  diese  Art  eine  weitere  siclicre 
Unterschrift  und  werden  dadurch  vielleicht 
bei  der  Beichsbank  diskontierbar.  Will 
eine  Bank  einen  Wechsel  aus  irgend  einem 
Grunde  nicht  diskontieren ,  so  ist  sie  doch 
häufig  geneigt,  einen  Vorschuss  darauf 
zu  geben,  d.  h.  ihn  7.\\  lombardieren,  wobei 
sie  das  Darlehen  auf  die  ihr  genehme  Quote 
der  Weehselsumme  beschränken  kann.  Ueber- 
nimmt  eine  Bank  einen  Wechsel  bloss  zum 
Inkasso,  so  ist  jedes  Risiko  auf  ihrer  Seite 
ausgeschlossen.  Jedoch  ist  dies  Vermitte- 
lungsgeschäft  ebenso  wie  die  Domizilierimg 
der  Wechsel  zur  Zahlung  bei  einer  Bank 
von  ^sser  praktischer  Wichtigkeit  für  die 
Ausbildung  des  mwlemen  Abrechnungsver- 
kehrs, der  eben  voraussetzt,  dass  alle  Ein- 
kassienmgen  und  Aiiszahhingen  der  gi'öase- 
i-en  Gescliäftsleute  sich  bei  einer  nicht  allzu 
grossen  Anzahl  von  Banken  koncentrieren. 
Missbrauch  des  Wechsels  kommt  sowohl 
von  Seiten  der  Kreditnehmer  wie  der  Kre- 
ditgebor vor,  ganz  abgesehen  von  den  eigent- 
lichen Wechselfälschimgen.  Am  besten  wäre 
es,  wenn  jedem  Weclisel  ein  reelles  Ge- 
schäft, wie  der  Verkauf  von  Waren  oder 
Wertpapieren  oder  ein  vorhergegaogencM 
Darlenea,  zu  Grunde  läge,  wodurch  auch 
seine  Sicherheit  möglichst  befestigt  würde. 
In  vielen  Fällen  aber  dient  er  als  Mittel 
zur  Aufnahme  eines  Darlehens,  für  dessen 
Rückzahlung  zu  einer  festt>estimmten  Frist 
er  eine  möglichst  wirksame  Gewähr  bietet. 
Für  diesen  Zweck  eignet  sich  hauptsächlich 
der  eigene  Wechsel  wie  denn  auch  die 
Banken  bei  Lombardgeschäften  meistens  die 
Ausstellung  eines  solchen  seitens  des  Schuld- 


ners verlangen.  Es  ist  aber  auch  möglich; 
dass  sich  jemand  dadurch  Geld  verschafft, 
doss  er  einen  von  einem  anderen  acceptier- 
ten  Wechsel  diskontieren  lässl.  Auch  da^ 
gegen  ist  nichts  einzuwenden,  wenn  es  sich 
um  einen  von  guten  Häusern  mit  der  nötigen 
Vorsicht  gewährten  icceplkredit  handelt, 
von  dem  schon  oben  die  Rede  war.  Be- 
denklich aber  wird  ein  solches  Geschäft 
schon,  wenn  der  Acceptant  den  Wechsel 
gar  nicht  aus  eigenen  Mitteln  bezahlen  könnte, 
sondern  mit  dem  Trassanten  vereinbart  hat, 
dass  dieser  vor  der  Verfallzeit  Deckung 
schicke.  Verschafft  nun  letzterer  sich  dazu 
die  Mittel  dadurch,  dass  er  einen  neuen  von 
demselben  Acceptanten  oder  auch  von  einem 
anderen  angenommenen  Wechsel  in  Umlauf 
setzt,  so  liegt  (falls  der  Wechselaussteller 
nicht  etwa  reichlieh  genügendes,  wenn  auch 
momentan  nicht  verfügbares  Vermögen  zur 
Erfüllung  aller  seiner  Verbindlichkeiten  be- 
sitzt) betrügerischer  Sehwiudel  vor,  der  sich 
noch  steigert,  wenn  der  Acceptant  seiner- 
seits auch  wieder  Weclisel  auf  den  Trassanten 
im  ersten  Falle  zieht.  Bei  schlauem  und 
geschicktem  Verfahren  lAsst  sich  solche 
•  Wechselreiterei«  oft  längere  Zeit  hindurch 
fortsetzen.  —  Andererseits  liefert  der  Wech- 
sel dem  Wacher  das  wirksamste  Hilfsmittel 
zur  Aussaugung  seines  Opfers.  Erschwe- 
rend wirkt  dabei  noch  der  Umstand ,  dass 
viele  Schuldner  sich  von  den  Wucherern 
verleiten  lassen,  ihre  Unterschrift  auf  Wech- 
sel zu  setzen,  ohne  dass  sie  eine  richtige 
Vorstellung  von  der  Bedeutung  der  Wechsel- 
verbindlichkeit haben.  Zur  Beseitigung 
dieses  Uebelatandes  wird  in  der  jüngsten 
Zeit  von  manchen  vorgeschlagen,  dass  die 
Wechsel ffthigkeit  (die  nach  der  deutschen 
Wechselordnung  jedem  zusteht,  der  sich 
durch  Verträge  verpflichten  kann)  «-ieder 
beschränkt  werde.  Näher  liegt  aber  doch 
wohl  das  Heilmittel,  diu^  den  Schulunter- 
richt und  auf  andere  Weise  auch  die  wei- 
teren Schichten  der  Bevölkerung  mit  dem 
richtigen  Gebrauche  des  Wechsels  ver- 
traut zu  machen,  wie  dieses  z.  B.  in  Frank- 
reich der  Fall  i.st,  wo  auch  die  Bauern,  die 
kleinen  Handwerker  und  selbst  deren  Frauen 
mit  dem  »Billete  umzugehen  wissen.  Es 
wäre  jedenfalls  ein  kläghches  Armutszeugnis, 
wenn  in  Deutschland  mit  seiner  vielgeprie- 
senen Volksschulbildung  die  wirtschaftliche 
Aufklärung  der  Msissen  der  Bevölkerung 
nicht  so  weit  gebracht  werden  könnte  und 
deswegen  die  Benutzung  eines  an  sich  höclist 
wertvollen  Kredithilfsmittels  eingeengt  wer- 
den sollte.  Der  volkswirtschaftliche  Wert 
der  allgemeinen  Anwendung  des  Wechsels 
aber  besteht  darin,  dass  dadurch  dem  ge- 
meinschädlichen Schlendrian  der  Borgwirt- 
schaft ein  Ende  gemacht  wird.  Gerade  in 
Deutschland   ist    das   imbestimmte   Kredit- 
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geben  in  allen  Schichten  des  Verkehre  zum 
groasen  Nachteil  für  die  Solidität  und  StraH- 
heit  des  flesehäftslebens  besonders  tief  ein- 
gedrungen, und  es  wäre  sehr  zu  wönschen, 
dass  es  in  demselben  Umfange  wie  in  Frank- 
reich auch  im  kleineren  und  Konsumenten- 
verkehr  durch  den  Gebrauch  des  Wechsels 
verdrängt  würde.  S.aucliden  Art.  Wucher, 
Zur  Charftkterisiernng  der  Bedeutung  des 
WechselTerkehra  in  der  Gegenwart  lassen  wir 
hier  noch  einige  Btatistische  Daten  folgen.  Soet- 
beer  hat  für  eine  Reihe  von  Jahren  den  dnrch- 
schnitthchen  Betrag  der  in  DeutBchland  gleich- 
zeitig im  Umlauf  befindlichen  Wechsel  geschaut, 
indem  er  den  Ertrag  der  Wechpelsterapelstenep 
in  den  drei  dem  betrefteuden  Zeitpunkt  vorher- 
gehenden Monaten  als  '/i  P'"  Mil!e  dieses  Be- 
trages beobachtet  So  ergab  sich  für  Ende  De- 
zember und  von  1882  ab  für  Ende  MSrz : 


1872  3S98  HiU.  M. 

1873  3839  „  - 

1874  3450  n  - 

1875  358a  „  „ 

1876  3544  „  „ 

1877  3430  „  „ 

1878  3119  B  « 
187a  3190  „  „ 

1880  3356  „  „ 

1881  3584  n  n 


1882  3377  Mill.  H. 

1883  34=0  „  „ 

1884  3784  „  „ 
1886  3393  «  „ 

1886  3^45  r  „ 

1887  3258  „  „ 

1888  3220  „  „ 

1889  3S45  .  « 

1890  3855  n  « 

1891  4116  „  „ 


Jahr 

I 

n 

m. 

1676 

1107,3 

3015,7 

17,6 

1877 

iia8,4 

^69S,a 

'8,7 

1878 

1066,5 

2289,4 

40J 

1879 

'054,7 

3314,8 

39,3 

1880 

1034,1 

3450,7 

57.4 

1881 

108a,  1 

2579,7 

50,6 

1882 

.164,8 

2835,9 

43,8 

1883 

1101,9 

2698,3 

45,8 

1884 

1194,9 

3585.0 

43;6 

1885 

1146,6 

3413,7 

77,3 

1886 

1177,0 

3383:3 

ios,a 

1887 

1252,1 

3701,2 

66,6 

1888 

1268,9 

3649,2 

548 

1889 

1605,0 

3031,3 

61,6 

1890 

1847,5 

3578,0 

64.0 

1891 

1837,0 

3576,8 

78,3 

1768,0 

3057,5 

ö8,5 

1893 

1992,7 

3367,1 

67,3 

1894 

1790,6 

2939,6 

5*,7 

1895 

30Z2,2 

3'44,i 

54,0 

1896 

3491,3 

3743,0 

54,4 

1897 

3569,3 

4037,8 

5*-' 

1898 

3856,7 

4435,7 

81,4 

1899 

3m8,7 

4946,7 

131,0 

1900 

3120,9 

5330,9 

2.1,8 

Nach  dem  Reich  ehansb  alt  setat  fUr  1894/95 
betrug  die  Einnahme  an  Wechselstempels  teuer 
7970  000  M.,  nach  dem  fllr  1900/01  10883000 
H-,  und  der  Umlauf  wäre  demnach  für  diese 
Jahre  auf  bezw.  3985  und  5  442  Hill.  M.  zn 
schätzen.  Die  Hebungen  und  Senkungen  des 
Verkehrs  treten  in  diesen  Zahlen  deutlich  hervor. 

Nach  der  von  dem  „Deutschen  Oeionomist" 
jährlich  zusammengestellten  Uebersicht  Qber  den 
Stand  der  dentachen  Banken  betrug  bei  anfangs' 
113,  zuletzt  164  Banken  die  Uesamtanmme  der 
Accepte  einerseits  und  die  der  im  Portefeuille 
befindlichen  Wechsel  andererseits  in  Mill.  M.: 


\ccepte 

Wechsel 

Accepte  Wechsel 

1884 

410 

1347 

1892 

586   1651 

1885 

422 

1248 

1893 

581   1611 

1886 

458 

1277 

1894 

667   1736 

1887 

481 

1364 

1896 

760   1858 

1H88 

486 

1308 

1896 

802   1970 

1889 

563 

.583 

1897 

878   3191 

1890 

563 

1670 

1898 

984   2361 

1891 

561 

1669 

1899 

1153   2946 

Die  enorme  Zunahme  des  Wechselporte- 
feuille  im  Jahre  1899  lässt  schon  die  ttber- 
mtUsige  Krediten  Spannung  ahnen,  deren  Folgen 
schon  im  nächsten  Jahre  hervortreten. 

Bei  der  deutschen  Reichsbank  und  ihren 
sttmtlichen  Zweiganstalten  betrug  die  Summe 
der  Diskontierungen  bezw.  Ankäufe  von  Platz- 
wechseln (I),  Versand  wechseln  (auf  andere  in- 
ländische Bankpliitze  lautend,  früher  Rimessen- 
Wechsel  geuanni)  (11)  und  von  Wechseln  anf 
das  Austand  {Uli  in  MiU.  M. 


Die  Stückzahl  der  ersten  Art  war  1 288224, 
die  der  zweiten  3  128 193,  die  der  dritten  20  989. 
Der  Durchschnittsbestand  an  Wechseln  war  1876 
403.9  Mill.  M.,  1880  345,7  Mill.  M.,  1890  534,1 
Mill.  M.,  1895  573,9  Mill.  X.,  1900  800,2  Mill.  M. 
Die  Platzwechsel  wiesen  am  31.  Dezember  1900 
bei  der  Reichshauptbank  einen  Betrag  von  34,6 
MiU.  H..  bei  den  Bankstellen  einen  solchen  von 
603,8  Mill.  M.  auf.  Ihr  Dnrchscbnittsbetrag  war 
in  diesem  Jahre  2500  M.,  ihre  durchschnittliche 
Verfßllzeit  49  Tage.  An  demselben  Tage  war 
der  Bestand  an  Versand  wechseln  475,4  Mill.  M., 
nnd  zwar  50,6  Mill.  M.  Einzugs  Wechsel  bei  der 
Reichshaupthank,  282  Mill.  M.  Einzugsweclisel 
bei  den  Banhstellen  nnd  142,8  Mill.  M.  Versand- 
wechael  unterwegs.  Die  durchschnittliche  OrSase 
der  angekauften  Wechsel  dieser  Art  war  1704 
M.,  ihre  durchschnittliche  Verfall  zeit  23  Tage. 
Der  Bestand  an  Wechseln  anf  das  Ausland  war 
gleichzeitig  74,3  Mill.  M.  nach  dem  Ankaufs- 

B'eise  mit  einem  Kurswert  von  75  465  574  M. 
er  bei  weitein  grüsste  Teil  der  im  Jahre  19IX) 
angekanften  ausländischen  Wechsel  lautete  auf 
England  mit  einem  Gesamtbetrage  von 
9K)7  96B  £.  Auf  Frankreich  waren  3  527  8:« 
Mill.  Eres,,  auf  Belgien  3400278  Frcs.,  anf  die 
Schweiz  1  915  613  Eres.,  auf  Holland  1  857  199 
fl.  gezogen.  Russische  Wechsel  kamen  gar 
nicht,  amerikanische  nur  in  dem  geringfügigen 
Betrag  von  12  753  Doli.  vor. 

In  den  veröffentlichten  Ausweisen  der  eng- 
lischen Banken  sind  die  Beträge  der  Wechsel- 
acrepte  and  der  Aktivbestände  in  Wechseln 
meistens  nicht  besonders  ausgeschieden.  80 
werden  in  der  Uebersicht  des  „Economist"  vom 
20.  Oktober  1900  unter  83  Joint-Stock-Banken 
von  England  nnd  ^'ales  nur  bei  27  die  Accepte 
und  zwar  mit  einem  Gesamtbeträge  von 
18556507  £  und  hei  38  die  Beträge  der  dis- 
kontierten Wechsel ,  nnd  zwar  im  ganzen 
39439  152  £  angeführt.  Bei  8  (von  10)  sebotti- 
scben  Banken  betri:g  der  erstere  Posten  im 
ganzen  4  081131  i:,  der  letztere  16326462  £, 
nnd  ftir  Irland  wird  nur   bei  einer  Bank   ein 
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Acceptkredit  von  240  400  £  angetOhrt,  wftbrend 
bei  4  (von  9)  Banken  die  Summe  der  Dukonten 
6402138  £  betrug. 

Die  höchste  uud  die  niedrigste  Ziffer  de« 

Wechselbeatandes  der  Bank  von  Frankreich 

nnd  ihrer  Znfeiganstalten  war  in  Mül.  Frcs.; 

1900    1267,7  (Jan)   nnd  632,1  (Sept) 

1899     1111,9  iJan.}      „    597,6  (Ang.) 

.     1898      963,4  (Jan.)      „    585,8  (Sept.) 

1896      979,1  (Febr.)     „    522,0  (Sept.) 

1894      983,3  (April)     „    360,0  (Sept.) 

1892      803,8    Jan.)      „    420,4  (Sept) 

1891     1436,9  (Jan.)      „    S49,7  (Sept.) 

1890      978,6  (Nov.)      „    496,6  (Sept.) 

1888      7*4,1  (Nov.)      „    499,8  (Jnni) 

Die  Gesamtsumme  der  Disko ntierunffen  der 

Bank  nnd  ibrer  SnccnTsalen  betmg  in  Mill.  Frcs, 

1807  333  1860  4  96s  1885  9  250 

1810  792  1865  6030  1887  8  269 

1815  203  1870  6627  1889  9 180 

1820  304  1871  4  088  1894  8  725 

1825  638  1872  8138  18S5  8622 

1832  151  1873  9562  1896  9925 

1&S9  1193  187G  S640  1897  10365 

1847  1811  1880  8697  1898  11032 

1849  1026  1881  1 1  374  1899  1 1  746 

1851  1247  1882  11 332  1900  12248 

1853  2848  1883  10S27 

1855  3765  1884  10227 


eingereichten  Wechsel  (efiets  au  comptant)  mit- 

Sereohnet.  Der  Betrag  der  letzteren  war  im 
alire  1900  625  Mill.  Frcs.  Die  Durchschnitts- 
erässe  der  diskontierten  Wechsel  war  in  diesem 
Jahre  729  Frcs. ,  die  dnrchsvhnittlicbe  Verfall- 
zeit 27  Tage.  Die  Gesamtzahl  dieser  Wechsel 
betrug  16  füi  993,  von  denen  anf  Paris  6  029  500 
kamen.  Unter  diesen  letzteren  befanden  sich 
69  400  Wechsel  von  5  bis  10  Frcs..  1 153  500 
von  11  bis  50  Frcs ,  1 105  40O  von  61  bis  100 
Frcs.  Ans  diesen  Zahlen  gebt  hervor,  dass  der 
Gebranch  des  Wechsels  in  Frankreich  in  wei' 
teren  Kreisen  verbreitet  ist  als  in  Deutschland. 
BeiderOesterreichisch-Un^arischen 
Bank  war  der  mittlere  Bestand  an  inl&ndiscfaen 
Wechseln  (I),  die  Geaamianmme  der  Diskontie- 
rongen  (II|  nnd  der  mittlere  Bestand  an  Qcld- 
devKien  (III)  in  MUl.  fl.; 


anch    den     Art.    Oesterreichisch- 
Ungarische  Bank,  oben  Bd.  U,  S.  255. 

In  den  Ausweisen  der  amerikanischen  Na- 
tionalbanken werden,  wie  in  den  meisten  eng- 
lischen, die  aus  Wechseln  nnd  Lombardforde- 
mngen  bestehenden  Aktiven  nicht  auseinander 
gehalten. 

Utteratnr :  Geyer,  Tlitorie  und  Praxit  de* 
ZeUttbankaeKni,  t.  Autg.,  Mlinchen  1874,  ^'- 
ötff.  —  Schraut,  Die  Lehrt  von  den  au*- 
tBärtit/en  [i'ee/uellmrten,  S,  Auß.,  Leipiig  ISSJ. 
—  Hemgematadt,  Beiträgt  zur  Lthn  von  den 
auMvärtigta  Wechtclkurien,  Jahrb.  /■  Xal.  «. 
Stat.,  in.  Folgt,  Bd.  IV,  S.  Snff.;  Bd.  V,  Ü. 
19Sff. ;  Bd.   VI,  K.  JliSß.  —  Sonitdorfer,  DU 


I 


li 


Jahr 

1878  106,5  625,4 

1879  96,8  574,0 
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Wechseldiskontiemng 


Wechselstempelaboalie. 

1.  Allgemeines.    2.  Gesetzgebung. 
1.  Allgemeines.     I 

al^be  zSüt  zu  den  Verkehrssteuern. 
zieht  deo  Wertverkelir  mit  beweglichen 
Öfltem  zur  Steuerleietuag  heran,  insoweit 
er  in  der  Form  des  Wechsels  und  der 
wechselmftssigen  Verpflichtung  auftritt  Die 
Erhebung  erfolgt  in  Stempelform.  Sie  ist 
zwar  nicht  die  einzig  mögliche  Art  der  Er- 
hebung, wohl  aber  die  in  allen  Ländern 
gebifiudüiche.  Diese  Art  der  Belastung  des 
Umsatzes  beweglichen  Vermögens  wird  mit- 
unter auch  auf  Anweisungen  und  Checks 
ausgedehnt.  Die  Abgabe  ist  fällig,  wena 
vom  Wechsel  durch  Begebung  oder  bei 
fremden  Wechseln  (Devisen)  ti  urcn  Benutzung 
im  Inland  Gebrauch  gemacht  wird.  Die 
AccepteinholuQg  ist  meist  frei.  Für  die 
Steuerleistung  sind  alle  Wechsel  massig  ver- 
pflichteten Personen  gleichmäsaig  solidarisch 
haftbar.  Die  Zahlung  geschieht  teils  durch 
eigentliche  Wechselstempelmarkeu,  die  nach 
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Art  der  Briefmarken  auf  die  Wechselurkwuden 
aufzukleben  sind,  teils  durch  Blankette,  die 
von  Amts  wegen  zu  beziehen  sind.  Die  tür 
den  Wechsel  verkehr  lästige  direkte  Erhebung 
bildet  die  Ansnahrae.  Sie  ist  bisweilen  bei 
sehr  hohen  WechselKummen  gebräuchlich 
(Oesteireioh)  oder  doch  beschiilnkt  auf  vom 
Auslände  eingeführten  Wechseln  unter  An- 
hängiing  TOQ  Formularen,  die  auf  den 
Wechsel  Bezug  nehmen  und  mit  einem 
schriftlichen  Vermerk  versehen  werilen 
(Spanien),  Nach  Anwendung  sind  Blankette 
imd  Stempelmarken  zu  entwerten.  Die 
Blaokette  werden  durch  Beschreibung  kas- 
siert, die  Stempelmarken  «obliteriert«  (von 
oblinere,  besudeln,  beschmieren).  Die  *0b- 
literienmg*  ist  Sache  des  Ausstellers  oder 
seines  NachmaDnebi,  der  in  den  Besitz  eines 
ungestempelten  Wechsels  gelangt,  oder  sie 
geschieht  mitunter  auch  von  amte  wegen 
(Oesterreich). 

Der  Umfang  der  objektiven  St  eiierpf licht 
ist  in  .den  einzelnen  Ländern  verschieden 
abgegrenzt.  Wechsel  (oder  Checks)  auf  Sicht 
oder  kurze  Zeit  nach  Sicht  lautend  sind 
öfters  steuerfrei ;  wenn  sie  nach  Ablauf  einer 
bestimmten  Frist  nicht  eingelöst  sind,  wer- 
den sie  nachträglich  der  Wechselstempel- 
abgabe unterworfen (Oesterreich).  Dasgleiche 
gilt  häufig  von  Platzchecks  oder  Cheeks,  die 
ohne  Accept  bleiben  und  nicht  indossiert 
■werden.  Mihmter  erstreckt  sich  die  Steuer- 
freiheit auch  auf  die  im  Auslände  zahlbaren 
Weclisel,  auf  im  Inland  indossierte,  aber 
nicht  eingelöste  oder  nicht  protestierte 
Wechsel  oder  endhch  Wechsel  über  be- 
stimmte MiniraalbetrÄge.  Wechselduplikate 
und  Wechselkopieen  werden  unterscliiedlich 
behandelt.  In  der  Regel  sind  sie  dann 
stempelfrei,  wenn  sie  zur  Einholung  von 
Accepten  (unur  zum  Acceptversand«)  dienen, 
wobei  die  Röckseite  so  zu  durchstreichen 
ist,  dass  Indossieningen  ausgeschlossen  sind. 
Duplikate,  durch  die  selbständige  wecbsel- 
rechlliclie  Verbindlichkeiten  begründet  wer- 
den können ,  sind  dagegen  steuerpflichtig, 
wenn  auch  bisweilen  niedrigeren  Sätzen 
unterworfen.  Jeder  zum  Umlauf  bestimmte 
Wechsel  ist   ohne  weiteres   steuerpflichtig. 

Die  Steuersätze  sind  teils  feste  (fixe)  fflr 
alle  Wechsel  (Luzern)  oder  fflr  Sichtpapiere 
»nd  Checks,  teils  abgestufte  und  proportional 
der  Höhe  der  Wechsel  summen  angepasst. 
Die  Zahl  der  Abstufungen  ist  meist  eine 
erhebliche  und  steigt  bei  kleineren  Beträgen 
von  ItKJ  zu  100,  bei  grösseren  von  1000  zu 
lOOU  Einheiten  des  Wahrungssj-stems.  Mit- 
unter werden  auch  dio  nur  zur  Cirkniation 
am  Platzp  besliramten  Wertschriften  günstiger 
behandelt,  elienso  im  Inlande  nur  indossierte 
Devisen  (Frankreich)  oder  im  Inlande  aus- 
gesielUe,  aufs  Ausland  gezogene  Wechsel 
(Belgien)  oder  Wechsel    mit   kürzerer   Um- 


laufszeit (Italien,  Argentinien,  früher  auch 
England).  Die  Nicht  Verwendung  von  Wechsel- 
Stempelmarken  oder  ihre  falsche,  auch  irr- 
tümliche Benutzung  ist  mit  meist  hohen 
Geldstrafen  bedroht.  Seltener  ist  die  GUtig- 
keit  des  Wechsels  von  der  riclitigen  (gesetz- 
mäasigen)  Verwendung  der  Stempelmarken 
abhängig,  doch  kommen  auch  solche  Fälle 
vor  (Spanien,  Türkei). 

2.  Geset^ebnng.  1.  Deutsches 
Reich.  Vor  Gründung  des  Noi-ddeutschen 
Bundes  hatten  bereits  verschiedene  deutsche 
Staaten  Wechselstempelabgaben  eiügefflhrt: 
so  PreuBSen  durch  G.  v.  7.  März  ISää.  Für 
den  Norddeutschen  Bund  hat  dann  das  0. 
V,  10.  Juni  1869  eine  einheitliche  ÄVechsel- 
stempelab^be  eingeführt,  die  B]jäter  durch 
besondere  Verträge  und  gemäss  der  Reiclis- 
verfaKiung  auf  die  ausserhalb  des  Nord- 
deutschen Bimdes  stehenden  deutscheu 
Staaten  ausgedehnt  wurde.  Durch  das  fi.G. 
V.  4.  Juni  1879  wurde  materiell  an  dem 
bisherigen  ßechtsstande  nichts  geändert, 
sondern  es  sind  nur  diejenigen  Motlifikationen 
getroffen  worden,  welche  durch  die  Mark- 
währung und  Markrechnung  im  Deutschen 
Roiehe  notwendig  geworden  waren.  Der 
Wechsel  Stempelabgabe  unterliegen  1.  ge- 
zogene und  eigene  Wechsel,  die  im  Reichs- 
gebiete in  Umlauf  gesetzt  werden;  2.  die 
an  Ordre  lautenden  Zahlungsvereprechen 
(billels  ä  ordre)  und  3.  die  Assignationeu 
jeder  Art  auf  Geldauszahlungen,  Akkreditive 
imd  Zahlungsaufträge,  gegen  deren  Vor- 
zeigung und  Auslieferung  die  2^1üung  ge- 
leistet werden  soll,  wenn  sie  von  Kaufleuten 
oder  auf  Kaufleute  ausgestellt  sind.  Die 
Form  der  Beurkundung  ist  dabei  unerheb- 
lich.   Dagegen  sind  von  der  Abgabe  befreit: 

1.  dio  vom  Ausland  auf  das  Ausland  ge- 
zogenen, nur  im  Ausland  zahlbaren  Wechsel; 

2,  die  vom  Inland  auf  das  Ausland  ge- 
zogenen, nur  im  Ausland  gegen  Sicht  oder 
innerhalb  einer  zehntägigen  Frist  zahlbaren 
Wechsel,  sofern  sie  vom  Aussteller  direkt 
in  das  Ausland  remittiert  weiilen;  3.  die 
statt  der  Barzahlung  dienenden,  auf  Sieht 
zahlbaren  Fiat zan Weisungen  o<Jer  Checks. 
wenn  sie  ohne  Accept  bleiben.  Die  Weclisel- 
stempelabgabe  ruht  auf  der  Urkunde  (Ur- 
kundensteuer) und  beträgt  von  einer  Summe 
von 

200  M.  nnd  weniger  o,io  M. 

llber  200   „    bia  400  M.      o.ao  „ 

„     400    „      „   600   „       0:30  „ 

„     600    „      ,   800  _       ojo  _ 

„     8Ü0    „      „1000   „       0,50   „ 

und  von  jedem  femereu  1000  Mark  der 
Summe  0,50  Mark  mehr,  wobei  jedes  an- 
gefangene 1000  Mark  für  toU  gerechnet 
wird. 

Steuerpflichtig  und  solidarisch  haftbai- 
fOr  die  Entrichtung   der   Wechselstempel- 
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abpsl«  zur  Reichskasse  eiod  alle  Personen, 
tlie  am  Umlauf  <!es  Wechsel  im  Beicbege- 
biete  leilgeooinmeQ  haben  (Ausateller,  Accep- 
tant,  Indossant  und  alle  wechselrechtlich 
veirflifiiteten  Personen,  einschliesslich  der 
Protest  erhebenden  Personen).  Die  Abffabe, 
die  entweder  durch  Benntzung  eines  Blan- 
ketts  mit  dem  ertoiderlichen  Eeichsstempel 
oder  diirch  Verwendung  von  bestimmten 
Beichsstempelmarken  erhoben  wird ,  ist 
fällig,  ehe  ein  inländischer  Wechsel  vom 
Aussteller  und  ein  ausländischer  \\'echsel 
vom  ersten  inländischen  Inhaber  ans  den 
Händen  gegeben  wird.  Bei  Wechseldupli- 
kateii   gilt  dasjenige  Exemplar  als  eteiier- 

E flichtig,  das  zum  Umlauf  bestimmt  wird, 
lie  flbi-igen  Exemplare  werden  nur  ver- 
steuert, wenn  besondere,  auf .  dem  ver- 
steuerten Formulare  nicht  vei-zeichnete  Wech- 
selorklärungen  eingesetzt  sind.  Die  Hinter- 
ziehung der  WechseJstempelsteuer  wird  mit 
dem  5(ifachen  Betrage  der  Steuer  bestraft. 
Eine  Strafumwandlung  in  Freiheitsstrafen 
besteht  uicht  Die  Wechsel  Stempelabgabe 
ist  eine  Reichssteuer  und  bildet  einen 
Bestandteil  jener  Reichssteuem,  deren  Er- 
trag nach  Abzug  von  2%  zu  Gunsten  der 
einzelnen  Bundesstaaten,  in  deren  Gebiet  die 
Weth-'=ci Stempelmarken  verkauft  wurden,  un- 
geteilt in  die  Heichskasse  fliessen.  Sie 
nehmen  teil  an  den  UeheniveiBungen  (s.  d.  Artt. 
Matrikular  beitrage,  tteichsfinan- 
zeni  an  die  Bundesstaaten.  Die  Einnahmen 
aus  den  Wechseiste mpelabgaben  beliefen  sich 
auf  folgende  Smnmen ; 


1H73-7 

6  7,244 

MiU.  M. 

1897 

9,947  Mill.M 

1811-m  6.S63 

]898 

10.989    ,      „ 

li*85 

6,618 

iai}9fEtat)9,472    ,      „ 

181« 

7,818 

1900 

'0.367    „      „ 

18!)5 

8,734 

1901 

■o;883 :  : 

1896 

6;.87 

„      n 

2.  Oesterreich-Üngarn,  DerWech- 
selslempel  bildet  hier  einen  Teil  des  Oe- 
bflhrenwesens  und  ist  für  Oesterreich  durch 
das  Gebflhrengesetz  v,  9.  Febniar  1850  ge- 
regelt Die  Wechselstempelabgabe  trifft  ge- 
zogene und  eigene  Wechsel  sowie  andere 
»den  Wechseln  gleichgestellte  kaufmännische 
Urkunden^,  wie  kaufmännische  Anweisungen 
und  Verpflichtimgsurkundon  über  Geldleis- 
tungen, Schuld  dokumente  ober  Vorachuss- 
geschäfte  in  Wertpapieren  und  Waren  u.  s.  w. 
Die  Höhe  der  Abgaben  richtet  sich  nach 
dem  Werte  (Wechsel-,  Änweisongs-,  Scliuld- 
eiunme)  und  nach  der  Um]aufszeit.  Die 
niedrigeren  Steuersätze  nach  Uassgabe  der 
Skala  I  finden  Anwendung  auf  Wechsel  mit 
längerer  Cirkulationsfrist  und  zwar  auf  im 
Inland  ausgestellte  Wechsel,  wenn  nicht  aus 
der  Weohseliirkunde  selbst  hervorgeht,  dass 


im  Ausland  ausgestellte  Wechsel,  wenn  nidit 
aus  der  Wechselurkimde  selbst  erhellt,  dass 
die  Zahlung  s^iäter  als  zwölf  Monate  nach 
dem  Ausstellungstage  erfolgen  soll,  sowie 
endhch  auf  prolongierte  Wechsel,  wenn  die 
vom  Tage  des  AWaufes  des  früheren  Zah- 
lungstermins zu  berechnende  Fristverlänge- 
ning  bei  inländischen  Wechseln  sechs  Monate 
und  bei  im  Inland  prolongierten  ausländi- 
schen Wechseln  zwölf  Monate  nicht  über- 
steigt. Dieser  Gruppe  sind  auch  Indossa- 
mente auf  Wechseln  gleichgestellt,  die  nach 
Skala  II  zu  tarifieren  sind,  falls  sie  niclit 
gnmd bücherlich  eingeti'agen  sind  oder  ein 
HypDthekeu versprechen  enthalten.  In  diesen 
Fällen  werden  auch  die  Indossamente  nach 
Skala  n  behandelt.  Mit  den  höheren  Steuer- 
Sätzen  nach  Massgabe  der  SkaU  II  werden 
getroffen  Wechsel,  die  auf  Sicht  oder  auf 
sechs  Monate  bei  inländischen  Weclineln  und 
zwölf  Monate  bei  ausländischen  Wechseln 
Nach-Sicht  lauten  und  innerhalb  dieser  Frist 
nach  dem  Ausstellimgstage  noch  nicht  ziu' 
Zahlung  präsentiert  wurden,  sowie  Wechsel 
einer  bestimmten  Zahlungsfrist,  wenn 
nach  Ablauf  eiuer  Frist  von  sechs  Mo- 
naten liei  inländischen  und  zwölf  Monaten 
bei  ausländischen  Wechselurkunden  weiter- 
begeben wurden.  Eine  besondere  Skala- 
gebQhr  nach  dem  G.  v.  8.  März  1876  wird 
von  im  Auslande  ausgestellten  und  im  Aus- 
lande zahlbai'en  A^'echseln  erhoben ,  wenn 
sie  im  Inland  cirkulieren.  Dieser  ermässigt» 
Satz  wird  aber  auf  die  Höhe  der  Skala  I 
beiw.  II  gebracht,  wenn,  ein  derartiger 
Wechsel  nachträglich  im  Inland  zahlbar 
gemacht  oder  vor  Gericht  gebraucht  werden 
soll.  Die  inländischen  Wechsel  sind  abgabe- 
pflichtig, ehe  auf  die  Urkunde  eine  Partei- 
anfertigung gesetzt  wird,  die  ausländischen, 
wenn  sie  im  Inland  in  Umlauf  gesetzt  wer- 
den. Für  die  Erfflllung  der  Stempelpflicht 
ist  die  Obliterierung  durch  die  Steuer-  und 
Zollämter  durch  Ueberstempelung  durch  das 
Amtsaiegel  wesentlich.  Eine  andere  Form 
der  Entwertung  ist  ungiltig. 

3.  Frankreich.  Alle  Wechsel  sind 
Stempel pf lieh ti^,  die  im  Inlande  ausgestellt 
imd  zahlbar  sind,  sowie  auch  solche,  die 
vom  Inland  auf  das  Ausland  oder  umgekehrt 
vom  Ausland  auf  das  Inland  gezo^n  sind. 
Wechsel,  die  im  Inland  nur  indossiert  wer- 
den, unterliegen  nur  der  halben  Wechsel- 
stempelabgabe. Diese  Ermässigung  wurde  erst 
seit  1872  zugestanden,  nachdem  diese  Wechsel 
187 1  den  übrigen  steuerrechtlich  gleich- 
gestellt waren.  Die  Wechselstempelabgaben 
bilden  einen  Teil  des  Systems  der  Stemj^l- 
steucrn  und  teilen  ihre  Eigenschaften  und 
allgemeinen  Einrichtungen.  Die  Wechsel 
werden  durch  den  Proportionalstempel   be- 


die  Znlilung  später  als  sechs  Monate  nach  steuert  und  zählen  zur  Gruppe  der  Haudels- 
dem  AuBStellungsCage  erfolgen  soll,  und  auf  |  effekten  (effets  negociables),  und  .die  Höhe 
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des  SteuerBatzes  betrag  0,05%  für  jede  an- 
gebn^Den  100  Francs.  Im  Laufe  des 
19.  Jalirhuuderts  sind  die  Sätze  mehrfach 
verändert  und  meist  erhöht  worden,  nament- 
lich nach  dem  Kriege  von  1870—71,  wo  sie 
auf  das  Dreifache  uod  zwar  mit  gutem  fis- 
kalischen Erfolge  gebracht  wurden.  Seit 
1879  sind  dann  die  Satze  wieder  auf  die 
alte  Höhe  ermässigt  worden.  Wechsel,  die 
auf  kleinere  Summen  als  100  Francs  lauten, 
haben  in  minimo  einen  Stempel  von  0,05 
Francs  zu  entrichten.  Die  Abgabe  kann 
durch  Abstempelung  oder,  wie  regelmässig, 
durdi  Benutzung  von  Stempelmarken  ge- 
leistet werden.  üugenflgeDd  gestempelte 
"Wechsel  müssen  nachträglich  zum  Visa 
pour  timhre  eingereicht  werden.  Die  vom 
Ausland  auf  das  Ausland  gezogenen  Wechsel 
unterliegen  für  jede  angefangenen  2000  Francs 
einem  Proporlionalstempel  von  0,r)0  Francs. 
Auf  die  Cnecks  wird  ein  Fixstempel  ange- 
wendet der  bei  Platzchecks  0,10  Francs  und 
hei  den  t\brigen  0,25  Francs  beträgt.  Ertrag 
1899  15,835  Millionen  Francs  (Staatsrech- 
nung). 

4.  England.  Die  vormalige  Besteue- 
rung der  Wechsel  mit  abgestiirten  Sätzen 
nach  Massgabe  der  Verfallzeit  wurde  auf- 
gehoben, und  m&n  ging  überhaupt  seit  1854 
von  der  Anknüpfung  an  die  Umlaufszeit  ab. 
Dem  Wechselsterapel  unterliegen  alle  Wech- 
sel, die  im  Inland  ausgestellt,  zahlbar  ge- 
macht, indossiert  oder  sonstwie  negociiert 
werden.  Der  Stempel  ist  bei  Sieht wecliseln 
ein  Fixstempel  von  1  d  (Pennystempel),  bei 
den  übrigen  Wechseln  ein  Proportional- 
stempel  nadi  der  Höhe  der  Weehselsumme. 
Seit  1900  wird  von  Wechseln,  die  auf  das 
Ausland  gezogen  und  im  Inland  zahlbar 
gemacht,  indossiert  oder  übertragen  werdeu, 
eine  Stempelabgabe  von  6  d,  erhoben,  wenn 
die  Weehselsumme  50—100  Pfund  Sterling 
beträgt  und  von  6  d  für  jede  angefangene! 
100  Pfund  Sterling,  um  welche  die  Wechsel- 
summe den  Betrag  von  100  Pfund  Sterling 
überschreitet  Bei  fremden  und  Sicht- 
wechseln wird  die  Abgabe  durch  Stempel- 
marken und  bei  den  Ubrigen  Wechseln  meist 
durch  Blankette  erhoben.  Checks  &ut  Sicht 
imterliegen    gleichfalls   dem    Pennystempel. 

5.  Andere  Staaten.  In  Italien 
werden  die  Wechsel  nach  der  Verfallzeit 
besteuert,  langsichtige  Wechsel  mit  den 
doppelten  Sätzen,  kurzsichtige  mit  den  ein- 
fachen Sätzen  getroffen.  Die  Sätze  wurden 
1888  aus  fiskalischen  Gründen  auf  die 
doppelte  H«he  gebracht.  Für  Checks  be- 
stäit  ein  Fixstempol.  Spanien  erhebt  im 
allgemeinen  einen  Proportionalstempel  und 
lässt  Wechsel  frei,  die  nur  im  Inland  in- 
dossiert werden,  wenn  sie  nicht  unbezahlt 
zurückkehren  oder  Protest  erhoben  wird. 
Für  nicht  indossierte  Checks  ist  ein  Fix- 


stempel zu  zahlen.  Belgien  unterscheidet 
zwischen  im  Inland  und  im  Ausland  aus- 
gestellten und  zahlbaren  Wechseln,  jene  zahlen 
die  halben,  diese  die  vollen  Steuersätze.  In 
den  Niederlanden  besteht  für  Sicht- 
wechsel  und  Checks  ein  Fixstempel,  für 
Wechsel  mit  längerer  Verfallzeit  ein  Pro- 
portionalstempel. Das  Bleiche  gilt  in  Däne- 
mark. In  Kussland,  das  Appoints  nur 
bis  50000  Rubel  zulSsst,  werden  Wechsel, 
Checks  und  Anweisungen  mit  dem  vollen 
Stempel  getroffen,  solche  zahlbar  in  fünf 
Tagen  nach  Sicht  sind  frei.  Auch  die 
meisten  übrigen  Staaten  lu^n  Wechsei- 
atempelsteuem  eingeführt 

Lltteratnrt  Ueber  dit  theorctUche  Be^ändaiig 
der  ffechieUtcmpeUibgaben  vgl.  Art.  aVerkrkri- 
ileucm«  oben  S.  iHSff.  «.  d.  da»,  angeg.  Lillfrot'ir- 
Ferner  Czthmig,  Bettenerung  der  Wechtel,  IS70. 

—  SlegftHed,  Die  Borten-  «nd  die  Bärimga- 
achäfte  {Saliitg)  Bärtenpapierr,  I.  Syitemntüeher 
TeüJ,  7.  At^.,  Berlin  1901.  —  Haupt,  JrW- 
teaget  et  pariüi.  S.  id.,  Farii  ISBf.  —  Lehr, 
Art.  «Wetlitel'ile^pelabgaberui  in  der  1.  Aiifi. 
da   JIandu>.   d.  fiWatoxi.  Bd.   VI,   S.  6SA—6S7. 

—  Landgraf,  Art.  n  Wechtüttempeltleuer«  t'n 
r.  StengeU  Wörlerb.  d.  D.  V.  R.  Bd.  II,  S.  87S 
bu  875.  —  Salefranqwf,  Art.  «Timbres  in 
Say,  Diet.  da  Fin.  toJ.  //,  p.  1S90—1415.  — 
Chardon,  Art.  jTimfrreii  in  Block,  Diel,  de 
l'Adm.  fr.  p.  S0S9^tl06.  Ueber  England  vsd 
Frankreich  aueh  Wagner,  Fia.  III.  fbrilUehe 
und  /ramfitUcht  Betleuerung). 

Max  von  Hecket. 


Wege,  Wegegeld, 

s.  Verkehrsmittel  oben  S.  401ff. 


Webratener. 

A.  Begriff  nnd  Geschichte.    B.  Die 


A.  Begriff  mid  Geschichte. 

Unter  Wehrsteuer  versteht  man  eine 
öffentlichrechüiche  Abgabe,  welche  von  den- 
jenigen bezw.  \-on  den  Angehörigen  derje- 
nigen erhüben  wird,  die  nicht  oder  nur  in 
beschränktem  Masse  zur  Militärdienstpf licht 
herangezogen  wer<len.  Statt  des  Äusdnicks 
Wehretouer  gebrauchte  oder  gebraucht  man 
auch  den  Namen  Wehrweld  (Bayern),  Militär- 
taxe (Uesterreich,  Franfereicli),  Militärpflicht- 
ersatz  (Schweiz). 

Die  in  der  Gegenwart  häufigen  Erörte- 
rungen der  Frage  der  Berechtigung.  Begrün- 
dung,  Veranli^ing   und   Verwenaung  der 
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sogenaDDtea  Wehisteuer  haben  zur  Tontus- 
setzuDg  das  System  der  allgemeinen 
Wehrpflicht.  Auf  dem  Bodeo  dieses 
Systems  erhält  dieWehrstener  eine  besondere 
Bedeutung,  erfordert  sie  eine  eigentümliche 
Gestaltung,  b^egnet  sie  besonderen  Schwie- 
rigkeiten. Es  ist  notwendig,  sich  dies  zu 
vei^genwärtigen,  ^'enn  man  die  schon  früh- 
zeitig unter  anderen  Wehrsystemen  vor- 
kommenden wehrsteuerähnlicnen  Abgaben 
aller  Art  mit  den  modernen  vergleicht.  Aber 
für  die  Kiarlegting  der  ganzen  Institution 
mag  ein  kurzer  Blick  auf  die  Geschichte 
nicht  ohne  Wert  sein. 

Schon  unter  Servius  Tullins  soll  die  unter 
dem  Namen  tributum  erhobene  Vermögens- 
steuer vom  Grund  und  Boden  diejenigen 
OniadstQcke  stärker  belastet  haben,  die  im 
Besitz  von  kriegsdlenst- untauglichen  Per- 
sonen sich  befauiien.  Der  Ertrag  dieser 
Zusatzsteuer,  aes  hordearium,  sollte  die 
Mittel  hetem,  um  den  nötigen  Bedarf  an 
Pferden  füi-  die  Reiterei  decken  zu  k5unen. 

Auch  zur  Karolingerzeit  fauden  ähnliche 
Abgaben  statt.  Wer  den  mit  grossen  Kosten 
verbundenen  Heerfahrtsdienst,  zu  dem  prin- 
cipiell  jeder  Freie  verpflichtet  war,  nicht 
leisten  konnte,  hatte  dafür  einen  Vermögens- 
wert zu  entrichten.  Es  sclieint  aber,  dass 
die  Leistung  wenigstens  da  und  dort  den- 
jeni^n  zu  gute  gekommen  ist,  welche  per- 
sönlich den  Kriegsdienst  leisteten.  >Illi 
vero,  qiii  substantiam  habent  et  tarnen  ipsi 
ire  non  valent,  adjuvent  valentem  et  minus 
habentem»,  heisst  es  in  einer  bei  Neumaun 
citierten  Quellenstelle  aus  dem  Anfang  des 
9.  Jahrhunderts.  Daneben  kam  aber  noch 
eine  andere  Leistung  vor,  der  Heerachill ing, 
ein  Strafgeld,  welches  von  denjenigen  ent- 
richtet werden  musste,  die  aus  irgend 
welchen  Gründen  die  schuldige  Heerfolge 
verweigerten,  und  das  direkt  dem  König 
zufiel.  Dieses  m-spnlngtich  für  alle  gleich 
hohe  Strafgeld  nahm  dann,  gemäss  der 
zwitterhaften  Natur  der  meisten  Abgaben 
jener  Zeit,  auch  einen  steueiähn  liehen  Cha- 
rakter an,  indem  es  nach  aer  Grüsse  des 
Vermögens  ateestuft  wurde. 

Während  des  späteren  Mittelalters  ver- 
schwinden in  Deutsciüand  derartige  Abgaben 
fast  ganz,  nachdem  an  Stelle  des  Volks- 
heeres die  feudale  Heeres  Verfassung  getreten 
war.  Erat  in  der  neueren  Zeit  stellen  sie 
sich  wieder  ein.  In  Preussen  hatten  z.  B. 
im  18.  uad  zu  Anfang  des  19.  Jalirhunderts 
auf  Grund  des  >Kantoner^Jements<  die 
Juden.  Hennoniten,  Mährischen  Brüder  imd 
Quäker  wegen  ihrer  aus  religiösen  Gründen 
gewährten  Enthebung  von  der  Kantonspf licht 

g)  wisse  ErgänzungsBteuem  zu  entnchten. 
abei  waren  aber  die  den  höheren  Ständen 
angehürigen  Personen,  femer  die  sogenannten 
ikantenh^en  Ortschaften«  ohne  Entrichtung 


einer  Abgabe  von  der  Kanton  spflicht  be- 
freit 

In  Frankreich  dag^en  erlialten  sich 
wehrgeJd ähnliche  Abraben  fort  In  den 
Satzungen  Ludwigs  Vill.  wurde  der  alte 
Heerbann  von  60  Schilling  für  die  zur  Heer- 
fahrt nicht  Erschienenen  erneuert  und  unter 
Philipp  Ili.  wurde  derselbe  wieder  propor- 
tional nach  den  Vermögens  Verhältnissen  oder 
der  sozialen  Stellimg  der  Pflichtigen  abge- 
stuft Die  Abgabensätze  scheinen  aber  ganz 
ausserordentlich  hoch  gewesen  zu  sein.  Die 
von  Pliihpp  dem  Schönen  ausgeschriebenen 
«Subsidien«  sind  gleichfalls  heerbannähn- 
liche Abgaben.  Auch  die  völlige  Befreiung 
vom  Heerdienst  konnte  durch  Hingabe 
grosser  Einkommensquoten  und  eines  Teiles 
des  beweglichen  Vermögens  erkauft  werden. 
Im  16.  Jahrhundert  unter  König  Heinrieh  IL 
taucht  noch  einmal  eine  ähnliche  Abgabe 
auf;  denn  der  König  verfügte,  dass  dieje- 
nigen Adehgen  welche  den  schuldigen 
Kriegsdienst  nicht  leisteten,  eine  Steuer  zu 
entrichten  hätten.  Dieselbe,  unter  dem 
Namen  »tiuce  du  ban  et  de  l'ai-ri^ie  bam, 
bekannt,  war  gleichfalls  von  betiächtlicher 
Höhe. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  und  in  ge- 
wissem Sinne  überleitend  zur  neuesten  Ent- 
wickelung  ist  jene  französische  Wehrsteuer, 
welche  nach  der  Bevolution  und  als  Ergän- 
zung der  (2.  März  1793)  zunächst  durchge- 
führten allgemeinen  Wehrpflicht  ins  Leben 
trat.  Nach  einem  G.  v.  B.  März  1800  waren 
die  vom  Militärdienst  Befreiten  verpflichtet, 
entweder  einen  ErsatzniEinn  zu  stellen  oder 
dem  Staate  300  l'rancs  zu  entrichten.  Von 
dieser  für  alle  gleich  hohen  Ä%abe  waren 
nur  diejenigen  befreit,  deren  jflirüche  Ge- 
samt Steuerschuld  weniger  als  50  Francs  be- 
trug. Durch  spätere  GG.  v.  la  Mai  1802 
und  26.  August  1805  wurde  dieses  Wehr- 
geld genauer  geregelt  und  einlgennaseen 
nadi  dem  Einkommen  abgestuft.  Die  in 
diesen  beiden  Gesetzen  eingeführte  »indem- 
nit4<  näherte  sich  dem  Charakter  der  mo- 
dernen Wehrsteueru  noch  mehr,  indem  sämt- 
liche von  der  Wehrpflicht  Befreiten  mit 
Ausnahme  der  Unbemittelten  ein  Aequivalent 
in  Geld  zu  entrichten  hatten.  Das  Aequi- 
valent  richtete  sich  in  der  Hauptsache  nach 
dem,  was  die  Pflichtigen  an  direlttea  Steuern 
zu  entrichten  hatten,  betrug  in  masimo  1200 
Francs  und  war  eme  einmalige  Leistung. 
Aber  infolge  seines  geringen  Erträgnisses 
und  des  im  Jahre  181S  geänderten  Rekru- 
tierungssystems  wurde  es  In  diesem  Jahre 
1818  abgeschafft  In  der  Litteratur  und  im 
Parlament  aber  fand  die  Wehrsteuer  wieder- 
holt in  den  folgenden  Jahrzehnten  warme 
Vertreter,  und  als  seit  dem  Jahre  1886  die 
Regierung  begann,  die  Einführung  einer 
neuen  Wehrsteuer  zu  versuchen  ^  Versuche, 


die  im  Jahre  1889  von  Erfolg  begleitet 
■waren  — ,  fand  sie  die  Qftenllidie  Meinung 
vorbereitet. 

Der  Gedanke  der  Gerecliligkeit  einer 
Wehjsteuer  war  in  der  Zwischenzeit  in  ver- 
schiedenen Schweizer  Ktmtonen,  wie  weiter 
unten  berichtet  werden  wird,  aufgegriffen 
und  verwirklicht  worden;  in  den  seelizigei 
Jahren  biBchten  ihn  "Württembei-g  und  Bayerr 
f(ir  kurze  Zeit  zur  Durchführung,  1880 
Oesterreich.  Sie  besteht  ferner  z.  Z,  in 
Portugal  und  Serbien  imd  seit  1900  auch 
in  Hiiinänien.  Versuche  zu  ihrer  Einfüh- 
ning,  die  aber  scheiterten,  machten  das 
Deutsche  Heich  und  Italien. 

Hier  soll  zunächst  von  den  Heersteuem 
der  Schweiz,  OesteiTeichs  und  Frankreichs, 
dann  von  den  früher  in  Bayern  und  Würt- 
temberg bestandenen  Arten  derselben,  end- 
lich von  dem  Heerateuerprojekt  des  deutschen 
Reiches  die  Bede  sein, 

B.  Die  Gesetzgebung. 
1.  Die  Schweiz.  Die  bekannteste  aller 
Wehrsteuern  ist  die  der  Schweiz.  Hier  ist 
sie  am  eingehendsten  ausgebildet  worden. 
Der  Keim  zur  Entwickehmg  der  Wehrsteuer 
wurde,  wohl  unter  der  Einwirkung  des  fran- 
zösischen Beispiels,  in  einigen  Kantonen 
schon  zu  Anfang  des  19.  Jalirhunderts  gelegt, 
immer  mehr  Kantone  nahmen  ihn  auf,  und 
seit  den  fünfziger  Jahren  war  die  Wehr- 
steuer in  fast  allen  Kantonen  durchgeführt. 
Die  Neigung  zur  Wclirsteuer  griff  «m  so 
mehr  um  sich,  je  mehi-  der  Begriff  der  alten 
Demokratie  in  den  neuen  überging  und  je 
grijsser  der  Heeresbedarf  wurde.  Zumeist 
gab  die  Bekleidung  der  Truppen  den  ersten 
Antass  zu  ihi'er  Einführung,  während  das 
Opfer  des  Dienstes  weniger  betont  wurde. 
Die  Wehrsteuer  war  in  ihrer  Entstehung 
zumeist  eine  »Montienmgsabgabci.  Hie 
sollte  einerseits  dem  Staate  und  der  Ge- 
meinde den  ihnen  zufallendeu  Anteil  an  der 
Eiiuipierimg  bestreiten  helfen,  sie  sollte  an- 
dererseits die  Härte  ausgleichen,  die  darin 
lag,  das6  der  Dienende  in  der  Kegel  einen 
Teil  der  ÄnsrHstung  zu  tragen  hatte,  wäh- 
rend der  Nichldienende  von  dieser  Last 
befreit  blieb.  Die  Bundesverfassung  von 
1S74  gab  die  Veranlassung  ziu-  Beseitigimg 
der  Verschiedenartigkeit,  welche  die  Steuer 
in  den  einzelnen  Kantonen  aufwies.  Wie 
das  Militärweson,  so  musste  auch  der  >Müi- 
tärpflichtersatzi  einheitlich  geregelt  wei"den. 
Damit  verband  sich  auch  eine  Erhöhung 
desselben,  die  zum  Teil  durch  den  Gt^anken 
bedingt  war,  dase  die  von  den  Kantonen 
erhobene  Abgabe  zu  niedrig  sei  im  Vei^ 
hältnis  KU  den  Opfern  des  Dienstes,  zum 
Teil  dui-ch  die  um  jene  Zeit  eintretende 
bedeutende  Verlängerung  der  Militärdienst- 
zeit.   Aber  dieses  Bundesgeseiz   kam,  ob- 


wohl die  Institutdon  als  solche  längst  in  den 
Kantonen  eingebürgert  war,  erst  nach  zwei 
vergeblichen  Versuchen,  unter  dem  2H.  Juni 
1878  zu  Stande.  In  der  Form,  wie  es  heilte 
vorliegt,  drückt  es  den  Gedanken  einer  Er- 
satzabgabe wohl  am  schärfsten  unter  allen 
Wehreteuergesetzen  aus:  die  Wehrsteuer 
soll  einen  Ersatz  für  den  nicht  geleisteten 
Militärdienst  schaffen.  Sie  trä^  also  ilireu 
Namen  »Militärpflichteraatzc  mit  Recht. 

Stener-  oder  ersatzpflichtig  ist  nacli  Art.  1 
des  Geaetzes  jeder  im  dienstpflichtiKen  .\lter 
befindliche,  innerhalb  oder  ausserhalb  Aes  Ge- 
bietes der  Eidgenossenschaft  wohnende  Schweizer 
BUr^r,  welcher  keinen  persönlichen  Militärdienst 
leistet.  Ebenso  ist  jeder  in  der  Schweiz  nnge- 
siedelte  Ansländer  der  Steuer  unterworfen,  so- 
fern er  nicht  infolge  Staatsvertrages  davon  be- 
freit ist  oder  einem  Staate  angehört,  in  welchem 
die  Schweizer  weder  zn  einer  persönlichen  Dienst- 
leistung noch  zn  einem  Ersatz  in  Geld  heran- 
gezogen werden. 

Befreit  von  dem  MilitHrp  flieh  temntz  sind 
nach  Art.  a:  1.  üffentlioh  unteratQtzle  Anne,  so- 
wie diejenigen,  welche  infolge  körperlicher  oder 
geistiger  Gebrechen  erwerbsunfähig  sind  und 
kein  für  ihren  und  ihrer  Famihe  Unterhalt 
binreiclieudes  Vermjtgen  besitzen  ;  2,  die  infolge 
des  Dienstes  an  tau  glich  gewordenen  Welir- 
Pflichtigen. 

Der  Militärpilichteraatz  besteht  [Art.  3)  in 
einer  Personaltaxe  von  6  Francs  und  in  einem 
nach  dem  Vermögen  nnd  Einkommen  abgeBtnften 
Kiiaching.  Der  Höchstbetrag  einer  einfacheu 
Jahresstener  soll  3000  Francs  nicht  übersteigen. 

Ueher  die  Berechnnug  des  Zuschlags  be- 
stimmt Art.  4,  dass  von  je  1000  Francs  reinen 
Verraügeus  1  Franc  50  Eappen,  und  ebensoviel 
von  je  100  Francs  reinen  Einkommeos  berech- 
net werden.  Reine  Vermögen  unter  1000  Francs 
bleiben  iiuaser  Berechnung,  ebenso  werden  von 
dem  Betrage  des  reinen  Einkommens  600  Francs 
nicht  in  Anschlag  gebracht. 

Das  ersatzpflichtige  Verminen  bezw.  Ein- 
kommen wird  nach  folgenden  Grandaätzen  be- 
messen. Unter  dem  reinen  Vermögen  ist 
das  Mobiliar-  und  Im  mobil  iarvermiigen  nach 
Abzug  der  Schulden  sowie  des  Wertes  der  für 
die  Haushaltung  erforderlichen  fahrenden  Habe, 
sowie  der  nötigen  Handwerks-  und  Feldgerfite 
verstanden.  Das  Vermögen  in  landwirtschaft- 
lichen Gebäuden  und  Grundstücken  wird  (unter 
Ahzixg  der  etwaigen  Hypothekenschulden)  nur 
zn  drei  Viertel  »eines  Verkanfswertes  berechnet. 
Femer  wird  die  Hälfte  des  Vermögens  der 
Eltern  oder,  wenn  diese  nicht  mehr  leben,  der 
Qrosseltera  im  Verhältnis  zur  Zahl  der  Rinder, 
bezw.  Enkel,  in  Berechnung  gebracht,  ansge- 
noinmen  jedoch  den  Fall ,  dass  der  Vater  des 
Steuerpflichtigen  persönlich  Militärdienst  leistet 
oder  den  Ersatz  entrichtet.  Unter  dem  reinen 
Einkommen  ist  das  Einkommen  verstanden, 
welches  durch  Ausübung  einer  Kunst ,  eines 
Bernfes,  UeschSftes,  Gewerbes,  Amt£s  oder  einer 
Austeilung  erworben  wird,  wobei  jedoch  die  anf 
die  Erzielung  des  Einkommens  erwachsenden 
Unkosten,  mit  Ausschlnas  der  Haushaitungs- 
kosten,  sowie  6°',,  des  in  einem  Gewerbe  arliei- 
tenden  Kapitals    in    Abzug  gebracht  werden ; 
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ferner  <!er  Ertrag  vou  LeibreDten,  Pensionen 
und  ähDlichcD  Nutzungeo, 

Nach  Art.  1  haben  die  Pöichtig'en  vom  32. 
bin  znm  vollendeten  44.  Lebensjahre  nur  die 
Hälfte  des  nie  treffenden  Ersatzbetn^rea  zn  ent- 
riehteii.  Die  BnnilesTersammlnng  ist  aber  be- 
rechtifft,  für  Jahrgänge,  in  welchen  der  grCBaere 
Teil  der  Truppeu  des  AnsznEes  durch  aktiven 
Dienst  in  ausserordentlicher  Weise  in  Anspruch 
eenomnien  wird,  den  Militärpflichtersatz  bis  auf 
oen  doppelten  Betrag  zu  erhüben. 

Nacli  Art.  9  sind  die  Eltern  für  den  Militär- 
pSichtersatz  der  min derj übrigen  und  der  mit 
ihnen  in  eleicber  Haushaltung  lebenden  gross- 
jährigen  Sdhne  haftbar. 

Bemerkenswert  ist  noch  der  Art.  14,  wel- 
cher besngt,  dasa  die  Kantone  die  Hälfte  des 
Brnttoertrages  des  HilitArpSichtersatzes  nebst 
einem  Ausweis  dftrilber  alljährlich  an  den  Bund 
abzuliefern  haben.  Die  Bundesversammlung  be- 
stimmt, welche  Quote  des  der  Bnndeskasae  zu- 
fiiessenden  Ertrages  jeweils  zur  Erhühung  dea 
MUitärpensionafonds  zn  verwenden  ist. 

Der  Ertra;;:  des  Militärpflichtersatzes 
stellte  sieh  lHi3C  bezw.  1866  zur  Zeit  tler 
kantonalen  Gesetze  auf  r)23  ISO  bezw.  0i>6  ÖSU 
FnitK-«,  1870  lind  18«6  war  er,  inkl.  Bundos- 
anleil.  18592;(5  und  2066397  Francs.  Tiotz 
der  l)edentenden  Erhöhung  der  'Wehrabf^be 
durch  das  Bundosgesetz  von  1870,  reicht 
ihr  ErtrfigniH  doch  auch  heute  noch  nicht 
aus.  um  auch  nur  die  Kosten  dos  Bundes 
fili-  Bekleidung  zn  decken ;  denn  diese  sind 
ISlKl  auf  3,lö  Millionen  Francs  veranschlagt. 
während  die  gesamten  Heereskosten  des 
Bundes  sicli  auf  4:^,5  Mülionen  belaufen. 

2.  Oeaterreich.  In  Oesterreich  ist  die 
AVehrsteuer  durch  das  0.  v.  13.  Juni  ISSO 
als  'Militärtaxef  eingefühlt  worden.  Dieses 
zeigt  ™le  Aehnlichkeit  mit  dem  schweize- 
rischen Gesetz.  Die  hauptsächlichsten  Be- 
stimmungen  desselben   sind    die  folgenden. 

Znr  Zahlung  einer  Militärlaie  nacli  §  55 
des  Wehrgesetzea  sind  verpflichtet  (g  1):  alle 
diejenigen,  welche  wegen  rsichttanglichkeit  znm 
Kriegsiiieuste  von  demaelbeu  befreit  oder  vor 
vollendeter  DienstpHicht  wegen  eingetretener 
Dienstnntanglichkeit  ans  dem  Militärverbande 
entlassen  wurden,  die  letzteien  jedoch  nnr  in 
dem  Falle,  dass  das  die  Die  natu  iit&uglichkeit 
begrlliulende  Gebrechen  nicht  durch  die  aktive 
UilitArdienstleistnng  herbeigeführt  worden  ist. 

Von  der  Entrichtung  der  Militärtaxe  sind 
befreit  l§  5)  diejenigen,  welche  wegen  kürper- 
licher  oder  geistiger  Gebrechen  ausser  stände 
sind,  siirh  und  jene  AngehOrig^en  zn  erhalten, 
deren  Unterhalt  ihnen  gesetzlich  obliegt,  nnd 
welche  ancb  kein  hierzu  ausreichendes  Ver- 
mögen oder  Einkommen  haben,  dann  diejenigen, 
welche  sich  in  der  Armen veraorgnng  beßnden, 
femer  die  Wehrptiicbtigen  nach  S  lö  des  Wehr- 
gesetzes und  nie  LaudsturmangeböriKen  filr 
dasjenige  Jahr,  in  welchem  sie  zur  Dienstleistung 
heran  gezogen  werden. 

Die  Tax pflicbt  erstreckt  sich  (S  2)  auf  jedes 
der  Weh  rpflichtdien  st  jähre,  für  welches  der  Be- 
treffende oefreit  worden  ist,  also  entweder  auf 
alle  oder  einen  Teil  derselbeu.    Sie  wird  {^  3) 


in  14  Klassen  veranlagt,  deren  unterste  mit 
1  fl.,  deren  höchste  mit  100  fl,  Jahressteuer 
belegt  ist.  Die  Veranlagung  erfolgt  nach  Maas- 
gäbe  der  VermCgens-  und  Erwerhsverhältniaae 
sowie  des  reinen  Einkommens  des  Taxpflicbtigeu, 
dann  der  ihm  vorgeschriebenen  Jabresachnldig- 
keit  an  direkten  Stenero.  Taxpttjchtig  sind 
ausser  dem  vom  Militärdienst  Befreiten  sellrät 
dessen  Eltern,  Iiezw.  Grosscltem  nnd  Wahleltem 
(§  4)  in  jener  Reihenfolge,  in  welcher  und  in- 
Rolange,  als  sie  nach  bürgerlichem  Rechte  fDr 
den  Unterhalt  ihrer  Kinder,  bezw.  Eltern  oder 
Wabikinder,  zu  sorgen  haben.  Die  Taxpfliclit 
der  Eltern  etc.  triti  jedoch  nur  in  dem  Falle 
nnd  insolange  ein,  als  die  in  erster  Linie  Pflich- 
tigen kein  zn  ihrem  Unterhalte  ausreichendes 
Vermilgen  oder  Einkommen  besitzen  mid  ihren 
Unterhalt  ausschliesslich  oder  doch  zum  grCssten 
Teile  von  den  Eltern  etc.  bezieben. 

Die  Veranlagung  der  Steuer  ffeschieht  (5  8) 
durch  eine  besondere  in  jedem  Gerichtsbezirke 
zu  bildende  Kommission  auf  Grund  der  unter 
Einvernehmung  des  Gemeindevorstehers  durch 
die  politische  BezirksbehCrde  der  Heimatgemeinde 
des  Tazpllichtigen  gemachten  Erhebungen. 

Von  den  Erträgnissen  der  MilitBrtaxe  wird 
(g  llj  zunächst  jährlich  eine  bestimmte  Qtiote 
einem  besonderen  Militärtaxfonds  zugeführt;  der 
nach  Abzug  dieser  Jahresqaotc  aich  ergebende 
Rest  wird  als  allgemeine  Staataeiunahme  be- 
bandelt. 

Der  Militärtasfonds  ist  bestimmt  (g  13) :  1. 
für  die  Aufbesserung  der  In validen Versorgung ; 
2.  für  die  Versorgung  der  hUfsbedBrftigen  Wit- 
wen und  Waisen  von  Gagisten  nnd  Mannschaitea 
des  stehenden  Heeres  nnd  der  Landwehr,  welche 
vor  dem  Feinde  gefallen  oder  infolge  von  .Ver- 
wundungen oder  von  Kriegsatrapazen  gestorben 

Das  Ertragnis  der  Militärtaxe  ist  in  dem 
Etat  Ungarns  ftlrdas  Jahr  lÖOO  mit  37O0OO(.i 
Kronen  festgesetzt. 

8.  Frankreich.  Das  hente  in  Frank- 
reich geltende  Wehrsteuergesetz  bildet  den 
Art,  3ö  des  Rekrntierungsges.  v,  lä.  Jtili 
1889. 

Steuerpflichtig  sind  (g  1}  alle  diejenigen, 
welche  infolge  von  Untauglicbkeit ,  Zurück- 
stellung, Einreihung  in  den  Büfsdienst  oder  ja 
die  zweite  Abteilung  des  Kontingents,  femer 
infolge  von  Dispensation  oder  aus  irgend  einem 
anderen  Grunde  den  Vorzug  geniessen,  des 
Dienstes  im  aktiven  Heere  enthoben  zu  sein. 

Frei  von  der  Steuer  (§  2]  sind  allein  diejenigen 
Personen,  welche  wegen  Verletzungen,  die  sie 
bei  einer  anbefohlenen  dienstlichen  Verrichtung 
erhalten ,  oder  wegen  im  Dienste  zugezogener 
Gebrechen  entlassen  oder  mit  Pension  verab- 
schiedet wunleu ,  dann  die  notorisch  Armen, 
endlich  (§  4j  die  als  untauglich  ausgeschiedenen 
dann,  wenn  sie  zugleich  ahsolut  arbeitsunfähig 

Die  St«ner  besteht  ans  4  Teilen  (g  3  und  7): 

1.  Wird  eine  teste  Abgabe  von  6  Francs 
erhoben; 

2.  ist  ein  Zuschlag  zu  entrichten  in  gleicher 
Höhe  wie  der  Hauptbetrag  der  Personal-  und 
Hobiliarstener  des  Oensiten ; 

3.  halderCensitnoch  Ascendenten  I.Grades. 
so  vermehrt  sich  die  Steuer  um  die  Summe,  die 
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iDon  eihült,  wenn  man  den  Htmptbetra«  (ahae 
Zasatzcentimes)  der  Personal-  und  Hobiliar- 
stener  des  damit  am  höchsten  angelegten  Ascen- 
denten  durcU  die  ZaM  der  lebenden  und  der 
mit  Hinterlassung  von  Nachkommeuachaft  ver- 
Btorbenen  Kinder  derselben  teilt ;  haben  die 
ABcendenten  1.  Qrades  eine  solche  Steuer  nicht 
zu  entrichten ,  so  wird  anf  die  Aacendenten  2. 
Grades  zurückgegTifFen ,  indem  man  dabei  die 
Kinderzahl  der  Ascendeuten  1.  nitd  2.  Grades 
berücksichtigt;  die  Personal-  nnd  Mobiliars  teuer 
der  Ascendenten  kommt  nicht  mehr  in  Betracht, 
wenn  der  Censit  tlber  SO  Jahre  alt  ist  and 
einen  eigenen  Haushalt  hat; 

4.  wird  znr  Deckung  der  Veranlagungs- 
and  Erhebnngskosten  ein  Zuschlag  von  8  Cen- 
timea  von  jedem  Franc  erhoben. 

Die  Fixa  und  die  Zuscblagsabgaben  ver- 
mindern sich  (§  4)  je  nach  der  Zeit,  während 
deren  dem  Pflichtigen  die  ihm  zugebilligte  Be- 
freinng  von  dem  aktivea  Heerdienst  thateäch- 
lich  nicht  zn  gute  Rekommen  ist.  Sie  hören 
auf,  wenn  der  PflicEtige  3  volle  Jahre  dient 
ebenso  nach  Ablauf  des  1.  Jannara,  welcher  ant 
den  üebertritt  der  Jahresklasse  des  Censiten 
lur  Keserve  der  Territorialarmee  erfolgt. 

Der  Steuerertrag  hat  keinen  gesetzlich 
bestimmten  Verwendungszweck,  wird  also 
als  allgemeine  Staatscin nähme  behandelt. 
Bei  der  Einführung  der  Steuer  handelte  es 
sich  hauptB9cbHch  darum,  den  Ausfall  an 
Einnahmen  zu  decken,  der  durch  die  Ab- 
Bcbaffung  des  Instituts  der  Einjährig-Frei- 
wiUigen  und  den  Verlust  der  damit  ver- 
bundenen Geldleistungen  an  den  Staat  (15U0 
FraiKS  pro  Freiwilliger)  eintrat.  Da  das 
Gesetz  keine  rückwirkende  Kraft  hatte,  so 
war  der  Steuerertrag  zunächst  ein  geringer 
—  er  war  für  1892  mit  1 296  000  Francs 
etatisiert  — ;  er  wird  freilieh  auch  später 
nicht  aehr  bedeutend  werden.  Man  berech- 
nete, daes  die  Einnahme  nach  H  Jahren  auf 
ca.  10  Millionen  Francs  stei^n  würde;  sie 
steht  aber  im  Budget  für  1899  mit  nur 
2  321 700  Francs. 

4.  Deutschland.  In  Deutsciüand  be- 
steht die  Wehrsteuer  z.  Z.  in  keinem  Staate; 
doch  hat  sie  eine  kurze  Zeit  in  Württem- 
berg und  Bayern  bestanden  und  der 
deutsche  Reichstag  hat  sich  ebenfalls 
schon  mit  ihr  beschäftigt.  Von  diesen  frühe- 
ren Gesetzen  und  dem  deutschen  Gesetz- 
entwurf von  1881  soll  schliesslich  noch  kurz 
die  ßede  sein. 

Nach  dem  wttrttembergiachen  G.  v. 
10.  Mftrz  1868  hatte  jeder  Kriegsdienstpflichtige, 
der  wegen  Untauglichkeit  vom  Waffendienste 
befreit  oder  der  Eisatzreserve  überwiesen  wurde, 
eine  Abgabe  von  SO  Gulden  zu  entrichten.  Be- 
freit von  derselben  waren  diejenigen ,  welche 
durch  ein  Gebrechen  an  ihrem  Kahrungserwerb 
beträchtlich  gehindert  waren,  sowie  diejenigen, 
welche  nach  erfolgter  Einreibung  dauernd  oder 
zeitlich  untangUcb  befunden  nnd  infolge  dessen 
entlassen  oder  der  Ersatz reserve  überwiesen 
wurden. 

Nach  dem  bay  er  i  sehen  G.,  „das  Wehrgeld 


betreffend"  v.  29.  April  I8ß8  waren  alle  nicht 
zum  Waffendienst  eingesogenen  GestellungB- 
ptlichtigen  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche 
wegen  einer  im  Dienste  erlittenen  Schädigung 
vom  weiteren  Dienste  befreit  wurden,  ferner  die- 
jenigen ,  welche  wegen  eines  die  Erwerhsßhig- 
keit  in  hohem  Grade  beschränkenden  Gebrechens 
fUr  dieoetnu tauglich  erkannt  wurden  und  eq- 
gleich  vermCgeniilos  waren,  zur  Zahlung  eines 
Wehrgeides  verpflichtet.  Die  Webrgelüpflich- 
ügen  hatten  fär  die  Dauer  der  gesetzlichen 
Dienstzeit  im  stehenden  Heere  eine  abgestufte 
Einkommensteuer  zu  entrichten,  welche  z.  B. 
B  Gulden  bei  einem  Einkommen  bis  zu  20Ü 
Onlden ,  60  üulden  bei  einem  Einkommen  von 
1201-1600  Gnlden  nnd  lüU  Gulden  bei  einem 
Einkommen  von  über  1600  Gulden  jährlich  be- 
trug. Als  Einkommen  war  jede  Art  desselben 
in  Anschlag  zu  brinfi^en,  welches  dem  Pflichtigen 
aus  eigenem  Verdienst  oder  aas  sonstigen 
Quellen  (Stipendien,  Alimentationen  etc.)  zufloss. 
Der  Ertrag  des  Wehrgeldes  war  zu  ,.Kapitn- 
lations Vergütungen  in  der  aktiven  Armee  und 
Gendarmerie"  bestimmt. 

Der  deutsche  Gesetzentwurf  v.  17. 
März  1881,  dessen  wir  um  so  eher  gedenken 
müssen,  als  eine  Rückkehr  zu  demselben  nicht 
ausgeachlossen  erscheint,  bezeichnete  als  steuer- 
pflichtig alle  OestellungS]jflichtigeD,  welche  nicht 
zur  persönlichen  Dienstleistung  herangezogen 
werden,  mit  Ansnahme  derjenigen,  welche  durch 
eine  Beschädigung  im  Dienst  zum  ferneren 
Militärdienst  unbrauchbar  geworden  sind  oder 
welche,  abgesehen  von  diesem  Falle,  einen  ge- 
setzlichen Anspruch  auf  Invaliden  Versorgung 
haben,  ferner  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche 
infolge  geistiger  oder  klirperLcber  Gebrechen 
erwerbsunfähig  sind.  Die  Sceuerpfliclit  sollt« 
sich  anf  längstens  12  Jahre  erstrei.'ken. 

Die  Steuer  sollt«  sich  ans  einer  Kopfsteuer 
von  4  Mark  nnd  einer  nach  dem  Einkommen 
abgestuften  Zuschlags  teuer  zusammensetzen.  Die 
ZuBchlagsteuer  sollte  nach  Einkummensk  lassen 
erhoben  werden  nnd  bei  einem  Jahreseinkommen 
von  mehr  als  lOUO-6000  Mark  von  10  anf  148 
Hark  steigen,  von  mehr  als  6000— 700U  MaA 
IHO  Hark,  von  7000-8000  Hark  210  Hark  und 
so  fort  für  jedes  weitere  Einkommen  von  lOOD 
Mark  30  Hark  Steuer  mehr  betragen.  Die  Ver- 
anlagung dieser  Znscblagsteuer  sollt«  jährlich 
nach  Massgabe  des  Einkonimens  erfolgen,  das 
dem  Stenerpflicbtigen  aiu  irgend  welchen  Quellen 
(Grundeigentum,  Kapital,  Gewerbe,  Zuschüssen 


Neben  dem  Steuerpflichtigen  selbst  warea 
nach  dem  dentschen  Entwnrf  nur  die  Eltern 
bezv.  Adoptiveltern  haftbar,  nnd  zwar  diese 
nnr  mit  der  Hälfte  ihres  Einkommens,  bezw., 
wenn  mehrere  Kinder  vorhanden  sind,  mit  der 
aus  der  Kopfzahl  der  Kinder  sich  berechnenden 
Quote  des  halben  Einkommens. 

Diese  Zaschlagstener  sollte  bei  besonderen, 
die  Leistnugsfähigkeit  des  Pflichtigen  beein- 
ti^chtigenden  wirtschaftlichen  Verbältnisien 
(grosse  Anzahl  von  Kindern,  dauernde  Krank- 
heit, Verschuldung,  Vei^tflichtung  zum  Unter- 
halt armer  Angehöriger  etc.)  auf  die  nächst 
niedriee  Stufe  herabgesetzt  werden  künnen. 

Was  die  Ermittelung  der  Steuerpflichtigen 
nnd  die  Feat^etzung  bezw.  Veranlagung  sowie 
die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Steuer  an- 
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langt,  Bo  sollte  diese  nach  §  17  durch  die  ent- 
Bprechenden  Org-ane  der  Bunceastaaten  erfolgen, 
denen  dafür  4";o  der  in  ihrem  Gebiete  zur  £r- 


e  der  aof  dem  Gesetze  beruhenden  Stener- 


dieser  den  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Hass- 
gabe der  der  Berechnnng  der  Matrikolarbei träge 
zu  Qmnde  liegenden  BeTtUkenuig  Überwiesen 
werden. 

Was  die  HBhe  des  St^nerertragea  anlangt, 
so  bweclmet«  ihn  die  deutsche  R«iäsregienmg 
folgendem) assen :  Die  auf  4  Hark  festgesetzte 
Persouenstener  würde  in  der  ersten  Verwaltnngs- 
periode  von  1872—1880  bei  Annahme  von 
2180ö9Befreiten  78Ö0124  Hark  betragen.  Dazu 
kfime  der  Ertrag  der  Zuschlagsteuer,  welche 
bei  der  Aunahme,  dass  mindestens  li'jo  der  Be- 
freiten einen  Zuschlag  Ton  ca.  'äO  Mark  zu  ent- 
richten hätten,  sich  auf  8242Ö6Ü  Mark  stellen 
würde.  Das  Gesamtergebnis  wQrde  demnach 
in  der  ersten  Veranlagungsperiode  auf  ca.  16 
Millionen  Mark,  später  auf  l9-— 20  Millionen  zn 
yeranscklagen  gewesen  aein. 

C.  PrindpieUes. 

5.  BegrändaDg  der  W.  Biese  so^- 
nannte  Wehrsteuer  hat  auf  den  ersten  Blick 
etwas  ungemein  Bestechendes.  Es  scheint 
nicht  mehr  als  büüg,  als  dass  derjenige, 
weicher  dem  Staate  nicht  mit  seinem  Blute 
zu  dienen  vermag,  als  AequivaJent  wenigstens 
einen  Teil  seines  Gutes  hingiebt.  Je  mehr 
man  aber  in  die  Begrfiaiiuug  dieser  Steuer 
und  in  die  Art  ihrer  praktischen  Durchfüh- 
nmg  sich  vertieft,  um  so  grössere  Schwie- 
rigkeiten wird  man  gewahr  werden. 

Die  Anhänger  der  Wehreteuer  begrön- 
den  ihre  Berechtigung  entweder  mit  der 
Notwendigkeit  einer  Ausgleichimg  der  Mili- 
t&rlast  durch  wirtschaftliche  Opfer  seitens 
der  den  Militärdienst  nicht  leistenden  Staats- 
bürger oder  mit  dem  llinweis  auf  die 
Grundprincipien  staatlicher  Gemeinschaft 
und  die  Notwendigkeit,  da,  wo  die  körper- 
lichen Kräfte  zur  Ableistung  des  Militär- 
diensles  nicht  gegeben  sind,  mit  der  Steuer- 
kraft  für  den  Ausfall  einzutreten,  oder  sie 
fordern  sie  endlich  einfach  aus  der  prak- 
tiscli-finanziellen  Erwägung,  dass  die  Wehr- 
steuer eine  passende  und  ergiebige  Kin- 
nahme([uelie  des  Staates  bilde. 

Die  zuletzt  erwälinte  Erwägung  bedarf 
keiner  weiteren  Erläuterung.  Hier  wird  die 
Welirsteuer  lediglich  aus  dem  praktischen 
Bedürfnisse  heraus  gefordert  und  mit  der 
Gesinnung  desjenigen  betrachtet,  der  jeden 
Anlass  ergreift,  an  den  sich  eine  Steuer  an- 
knüpfen lässt. 

Die  zuerst  genannten  Verteidiger  argu- 
mentieren ungefähr  folgend ermassen.  Die 
Zahl  derjenigen  jungen  Männer,  welche 
durch  das  I^os  oder  aus  anderen  die  Er- 
werbsfähigkeit durchaus  nicht  immer  aus- 
Bchliessenden  Gründen  von  dem  Militärdienst 


befreit  sind  übersteigt  bei  weitem  die  Zahl 
der  Dieneaden,  Daraus  ei^ebt  sich  eine 
sehr  ungleiclio  Verteilung  der  Lasten  des 
Heerdienstes  auf  die  Staatsangehörigen;  da 
nun  eine  Beseitigung  oder  wesentliche  Ver- 
minderung dieeer  Ungleichheit  in  natura 
nicht  möglich  ist,  so  gebieten  es  die  Grund- 
sätze der  Gerechtigkeit,  nach  einem  anderen 
Äusgleidi  zu  suchen,  der  nur  in  eiuer  nach 
den  Vermögens-  bezw.  EinkommenaverhJUt- 
nissen  abgestuften  Steuer  gefunden  werden 
könne.  Für  die  Einführung  einer  solchen 
spricht  auch  die  Erwägung,  dass  der  Wehr- 
pflichtige durch  seine  Heranziehung  zum 
Militärdienst,  abgesehen  von  den  sonstigen 
Beschwerden,  regelmässig  einen  wirtschaft- 
lichen Nachteil  gegenüber  dem  nicht  heran- 
gezogenen Wehrpflichtigen  erleidet,  dass 
jener  in  seiner  Erwerbsthätigkeit  nicht  un- 
erheblich behindert  und  zurückgehalten  wird, 
während  dieser  die  für  den  Erwerb  meist 
wichtigen  Jahre  der  Dienstpfiichtzeit  für 
sich  voll  ausnutzen  und  so  einen  erhebhcheu 
Voraprung  erreichen  kann.  Nach  dieser 
Auffassung,  die  sich  z.  B.  in  den  Motiven 
ausgesprochen  findet,  welche  die  deutsehe 
Reichsregierung  dem  Gesetzentwurf  seiner 
Zeit  mitgegeten  halte,  soll  die  Wehrsteuer 
also  ausgleichend  wirken.  Sie  soll  ein 
Aeouivalent  bilden  einerseits  für  die  Lasten 
und  wii-tschaftlichen  Verluste,  welche  der 
Dienende  durch  den  Dienst  zu  erleiden  hat, 
andererseits  für  die  Vorteile,  welche  der 
Nicht  dienende  durch  die  Befreiung  vom 
Dienste  dem  eisten  gegenüber  geniesst. 

Nach  der  zweiten  Auffassung,  wie  sie 
namentlich  von  G.  Cohn  vertreten  wird,  er- 
giebl  sich  die  Wehrsteuer  als  eine  Folge 
des  Princips  der  staatlichen  Gemeinschaft. 
Die  Notwendigkeit  der  Arbeitsteilung  im 
modernen  Staate  bedinge  eine  Ergänzung 
der  staatsbürgerlichen  Leistungen  durch 
sachliche  Opfer,  d.  h.  durch  Steuern.  Neben 
der  Sleuerp flicht  hege  nun  den  Staate- 
bftrgem  als  solchen  noch  eine  andere 
schwere  persönliche  Pflicht  ob,  die  Mihtär- 
p flicht.  Indessen  wie  der  Staatsbürger 
Steuern  zahle,  damit  der  arbeitsteilig  ge- 
ordnete Staatsorganis  muB  dasjenige  leiste, 
was  der  Slaatsbür^r  persönlich  nicht  zu 
leisten  imstande  sei,  so  solle  jene  grössere 
Hälfte  der  Staatsbürger,  welche  heute  aus 
köiperlicher  Unfähigkeit  die  Wehrpflicht 
nicht  erfülle,  mit  ihrer  Sfeuerkraft  für  den 
Ausfall  eintreten.  Wie  der  Staatsbürger  im 
allgemeinen  dem  besoldeten  Richter  und 
Berufssoldaten  elc,  gegenüberstehe,  deren 
Leistungen  er  empfange  und  sachlicli  durch 
Steuern  vergelte,  so  solle  der  waffen unfähige 
Staatsbürger  im  besonderen  die  Leistungen 
der  Waffenfähigen  und  dienstleiste  ndeu 
Männer  entgelten,  er  solle  zahlen  nach 
seiner  Fähigkeit  für  das,  was  er  empfängt. 
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(ta  wo  er  ]>ersGiilich  seiue  Pflicht  zu  erfüllen 
unfähig  sei. 

Es  beeteht  demnach,  wie  ersichtlich,  eia 
Unterschied  zwischen  diesen  beide q  eben 
auseinaudergesetzten  Arten  der  Verteidigung 
der  Wehrstcucr,  wenn  sie  auch  in  einigen 
Punkten  ziisammentreffeQ  und  beide  ao  den 
Begriff  der  Gerechtigkeit  ankntipfen. 

Als  Steuer  im  eigentlichen  Sinne  kann 
die  sogenannte  Wehisteuer  übrigens  nur 
dann,  freilich  auch  dann  nicht  vOUig  ange- 
sehen werden,  wenn  sie  nach  dem  Gedanken- 
gang G,  Cohns  motiviert  wird;  im  aoderen 
I'alle  ist  sie,  wie  schon  Wagner  mit  Recht 
betont,  keine  eigentliche  Steuer,  sondeni  eine 
Art  Ersatzabgabe  für  nicht  geleisteten  Wehr- 
dienst, eine  Speeialsteiier,  die  dann  besser 
auch  einen  anderen  Namen  und  einen  be- 
stimmten mit  dem  Militärdienst  zusammen- 
hangenden Verwendungszweck  erhält. 

6.  Bedenk en  gegen  die  W.  Unter 
den  principiellen  Bedenken  gegen  die  Wehr- 
stener  verdient  jedenfalls  daisjenige  an  erster 
Stelle  genannt  zu  wei'den,  welches  diese 
als    dem   Princip    der    allgemeinen   Wehr- 

Sifliüht  entgegen  ansieht  und  in  der  Be- 
ürchtang  wurzelt,  dass  die  Einführung 
einer  'Wehrsteuer  den  Grundgedanken  der 
allgemeinen  Dienstpfliclit  durchbrechen  und 
das  in  derselben  Weise  gelegene  Ehren- 
moment schwer  schädigen  werde.  Allein 
tlieser  Einwand  muss  als  zu  weit  geh 
zurückgewiesen  werden.  Abgesehen  da' 
dass  der  Gedanke  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht doch  zu  sehr  in  das  ganze  geistige 
Leben  der  Nation  tibergegangen  ist,  als  dass 
er  durch  die  Entrichtimg  einer  Wehrsteuer 
durchbi'ochen  werden  könnte,   muss  es  als 


nur  als  Ehre  aufgefassf  wird.    Er  ist  sicher 
eine  Eiire,  aber  eine  Ehre,  die  mit  grossen 
persönlichen     und    wirtschaftlichen    Opfc! 
verbunden  ist. 

Abgesehen   aber  von  diesen  allgemeini 
Bedenken  gegen    eine  Welu^teuer  fehlt    es 
nicht    an     zahlreichen    einzelnen     Eim 
ilungen,  welche  die  Berechtigung  derselben 
mindestens   nicht    unbestritten    erscheinen 
lassen. 

Was  die  zur  Verteidigimg  der  Wehr- 
steuer vorgebrachte  Thatsache  anlangt,  dass 
der  Dienende  durch  den  Dienst  sellist  imd 
die  damit  verbundenen  wirtschaftlichen 
Nachteile,  namentlich  den  Ausschluss  jeg- 
lichen Erwerbs  während  der  aktiven  Dienste 
zeit,  schwere  Schädigung  erleide,  die  der 
Nichtdienende  nicht  zu  tragen  hat,  so  ist 
dieselbe  unbestreitbar.  Auch  das  ist  sicher, 
dass  die  ErfüUung  der  Militärpflicht  häufig 
das  Diiterkommen  in  einem  Berufe  erschwert 
und  dass  bei  längerer  Dauer  derselben  die 
geschäftliche   Geschicklichkeit  des  Dienen- 


den Einbusse  erleidet  Allein  werden  diese 
Verhältnisse  diirch  ein  Wehigeld  geändert? 
Die  Zahlung  eines  Wehigeldes  durch  den 
Nichtdienenden  vermag  dem  Dienenden  die 
Lasten  des  Dienstes  nicht  zu  erleichtern 
und  die  anderen  mit  der  Abloistimg  der 
Dienstpflicht  verbundenen  Nachteile  nicht 
zu  beseitigen,  Soll  der  Staat,  weil  er  dem 
einen  ein  seliweres  Opfer  aufzidegeu  ge- 
nötigt ist,  nun  dem  anderen  wenigstens  eine 
Erschwerimg  seiner  wirtschaftlichen  Exis- 
tenz verursachen  ?  Der  Dienende  hat  nichtg 
davon,  dasa  ein  anderer,  weil  er  nicht  dieut, 
eine  Geldleistung  zu  entrichten  hat.  Moti- 
viert man  das  Wehigeld  mit  der  Notwen- 
digkeit einer  Ausgleichung  der  dem  .Dienen- 
den erwachsenden  Opfer,  so  miiss  man  auch 
zu  der  Konsequenz  sehreiten,  das  Erträgnis 
derselben  nicht  dem  Staate,  sondern  den  Be- 
nachteiligten zuzuwenden.  Etwas  Aehnliches 
hat  in  erkennbarer  Weise  bei  dem  Eriass 
derjenigen  Gesetze  mitgewirkt,  welche  den 
Ertiag  des  Wehi^ldes  ganz  oder  teilweise 
in  irgend  einer  Form  dem  Dienenden  zu- 
wenden, so  bei  dem  ehemaligen  bayerischen, 
wenn  es  den  Ertrag  des  Wehrgeldes  aus- 
schliesslich zu  Kapitulationsvetjfütungen  ver- 
wendete, so  bei  dem  Österreichischen,  dessen 
Erträgnis  wenigstens  zum  Teil  zur  Auf- 
besserung der  Invalidenversui^ung  und  zur 
Versorgung  der  hilfsbedürftigen  l\itwen  etc. 
vor  dem  Feinde  gefallener  etc.  Mannschaften 
dient.  Wir  wissen  allei-dings,  dass  die 
strikte  Durchführung  des  Grundsatzes,  dass 
das  Wehreeid  zur  Erleichterung  des  bür- 
gerlichen Fortkommens  und  zur  Begründung 
wirtschaftlicher  Existenzen  bei  gedienten 
Soldaten  zu  benutzen  sei,  nicht  möglich  ist, 
schon  weil  das  den  Gesinnungen  neler 
Dienenden  nicht  entsprilche  und  eine  ge- 
rechte Verteilung  imdenkbar  wäre. 

Ferner  trifft  die  oben  in  zweiter  Linie 
erwähnte  Begründung  der  Wehrsteuer  dooh 
eigentlicJi  nur  für  jene  vom  Dienste  Be- 
freiten zu,  welche  diese  Befreiung  nicht 
einem  ihre  Erwerbsfähigkeit  bedeutend  be- 
schränkenden körperliclien  Mangel  verdanken. 
Wenn  es  heisst,  dass  «jene  grössere  Hälfte 
der  Staatsbürger,  welche  heute  aus  kilriier- 
licher  UnßUiigkeit  die  Wehrpflicht  nicht  er- 
fülle, mit  ihrer  Steuerkraft  für  den  Ausfall 
einzutreten  habe«,  so  ist  dem  gegenüber  zu 
bemerken,  dass  der  Staat  thatsächlich  durch 
das  Nichtdienen  dieser  grösseren  Hälfte  gar 
keinen  Ausfall  erleidet.  Der  Staat  kann  gar 
niclit  alle  Dien sftOchti gen  brauchen,  weil 
damit  sein  Mannscliaftsbedarf  üljerschritteu 
würde.  Wie  will  man  damit  die  Wehr- 
steuer der  Freigclosten  motivieren,  die  viel- 
leicht ganz  gerne  dienen  würden?  wie  kann 
man  in  diesem  Falle  die  Wehrsteuer  als 
einen  Ersatz  der  Dienstleistung  auffassen, 
wo  gai- keine  Dienstleistung  gewünscht  wird? 
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Des  weiteren  kann  nicht  verschwiegen 
Verden,  dass  Ableistung  des  persöolichen 
Heeresdienstes  und  Entrichtung  eines  Weiir- 
geldes  zwei  Dinge  sind,  die  sich  eigentlich 
nicht  mit  einander  vergleichen  lassen.  Sie 
lassen  sieh  schon  nicht  miteinander  ver- 
gleichen, wenn  wir  annehmen  wollten,  dass 
die  Last  des  Kriegsdienstes  und  jene  des 
"Wehrgeldes  von  allen  Pflichtigen  gleich 
stark  empfnndea  wflrden,  sie  lassen  sich 
völlig  nicht  vei-gleichen  bei  der  Menge  der 
Umstände,  welche  dort  wie  hier  den  Dnick 
der  Last  verscMeden  empfindbar  gestalten. 
Bei  allen  sonstigen  Steuern  knüpft  man 
le<liglich  an  Vermögens-  und  Einkorameiis- 
verbältnisse  an,  die  t)ei  aller  Ungenauigfeeit 
im  einzelnen  doch  immer  eine  Vergleichung 
gestatten,  hier  aber  sucht  man  zwei  ganz 
heterogene  Grössen  einander  anzugleiclien. 

Endlich  ist  nicht  zu  ilbersehen,  dass  das 
Wehrgehl,  dem  immer  etwas  Stiafgeld- 
artiges  anhaftet,  zum  eigentlichen  Strafgeld 
wird,  wenn  eine  Familie  mehrere  dieust- 
iintangliche  junge  Männer  hat.  Es  liegt  die 
Gefahr  nahe,  dass  hier  im  Namen  der  Ge- 
rechtigkeit nictit  urierhehhche  L'ugerechtjg- 


weniger  principiellen  Bedenken  kommen 
noch  alle  diejenigen  Schwierigkeiten,  welche 
die  praktische  Durchführung,  die  Wahl  der 
Höhe,  der  Abstufung,  die  Dauer  etc.  dos 
Wehrgeldes  verursachen  und  von  denen 
nachher  noch  kur*  die  Eode  sein  wird. 

Wenn  man  eine  halbwegs  brauchbare 
Begründung  der  Wehrsleuer  gehen  will,  so 
muss  man  wohJ,  wie  auch  A.  Wagner  meint, 
mit  dem  Gesichtspunkt  der  Staat sphilosophi- 
sehen  Begründung  den  der  wii-tscliattüchen, 
au  die  Notwendigkeit  einer  Ausgleichung 
der  Lasten  anknüpfenden  kombinieren.  Die 
Leistung  des  Heerdienstes  ist  eine  persön- 
liche und  wirtschaftliche  Last;  dem  Dienen- 
den gegenüber  geniesst  der  Dienstfreie  wirt^ 
schaftüche  Vorteile,  die  der  Staat  aus- 
gleichen soll.  Misslich  bleibt  freilich  auch 
dann  noch  der  Mangel  genügender  Ver- 
gleichspunkte zwischen  Wehrdienst  und  Ab- 
gabe und  die  Thatsache,  dass  man  bei  Er- 
hebung dieser  Abgabe  dem  Staate  die  sonst 
so  gerne  bestrittene  Aufgabe,  in  die  Indivi- 
dualverhältnisse  als  Werkzeug  der  austeilen- 
den Gerechtigkeit  einzugreifen,  in  weitem 
Masse  zuschiebt.  Denn  hier  handelt  es  sich 
nicht,  wie  bei  anderen  Steuern,  darum,  Un- 
gerechtigkeiten und  Ungieicliheiten  mög- 
lichst zu  vermeiden,  sondern  eine  in  that- 
säehlichen  Verhältnissen  begründete  Ver- 
schiedenheit der  Ldsten  auszugleichen. 

Nach  allen  diesen  Ausfüllrungen  lässt 
sich  wohl  behaupten,  dass  ein  überzeugen- 
der Beweis  von  der  Notwendigkeit  und  Ge- 
«chtigkeit  eines  Wehrgeldes  nicht  erbracht 


werden  kann  und  dass  man,  um  nach  der 
einen  oder  anderen  Seite  hin  eutschieden 
Stellung  zu  nehmen,  sich  von  sozialen,  etlii- 
schen,  politischen  Anschauungen  und  von 
Gefühlsmomenten  leiten  lassen  muss.  Die 
beste  Begründung  hat  meines  Erachtens 
Fürst  Bismarck  in  den  Reden  vom  4.  Fe- 
bruar 1881  (preuss.  Abgeordnetenhaus)  und 
vom  28.  März  1881  (Reichstag)  gegeben, 
wenn  er  sagte:  »Zur  Wehrsteuer  hat 
nur  das  Geffihl  Änlassgegeben,  wel- 
ches sich  des  Musketen  tragenden  Soldaten 
bemächtigt,  wenn  er  einen  seiner  Meinung 
nach  auch  diensttanghchen  Nachbar  zu 
Hause  bleiben  sieht«,  und:  »Wir  wissen 
nicht,  wie  eine  Ausgleichung  zwi- 
schen dem,  der  im  Heere  dienen  muss,  und 
dem,  der  nicht  zu  dienen  braucht,  anders 
zu  schaffen  ist  .  .  .  Hallen  Sie  diese 
distributive  Gerechtigkeit  filr  nicht  ange- 
bracht imd  nicht  erforderlich,  mm  gut, 
dann  werden  Sie  sie  ablehnen ;  sie  liat  mit 
der  Theorie  der  Steuern  nichts  zu 
thim,  sie  ist  nur  die  Ausgleichung  einer 
Last,  für  die  ich  einen  anderen  Weg  nicht 
fiuden  kann>. 

7.  Venudagnng  der  W.  Die  Welir- 
steuer,  man  mag  sie  als  Steuer  oder  Ersatz- 
geld ansehen,  wird  nur  auf  Grund  der  Ein- 
kommens- lind  Vermögens  Verhältnisse  dos 
Pflichtigen  veranlagt  werden  können.  Wo 
schon  allgemeine  Steuern  dieser  Art  be- 
stehen, werden  diese  als  Gnmdlage  benutzt 
werden  können,  wo  dies  nicht  der  Fall  ist, 
wird  das  schwierige  Werk  einer  eigenen 
Aufnahme  der  Vermögens-  und  Einkommcns- 
verhällnisse  oder  mindestens  der  letzteren 
imerlllsslich  sein,  wenn  man  zu  einiger- 
massen  brauchbaren  Resultaten  gelangen 
will.  Als  Zusatzsteuer  wii-d  sie  nur  da  un- 
bedenklich sein,  wo  die  allgemeinen  Steuei-- 
grundlagen  nidit  allzusehr  gegen  die  An- 
forderungen der  Gei'echtigkeit  Verstössen. 

Was  die  subjektive  Steuerpflicht  anlangt, 
so  wird  diese  sich  nach  den  Einzelheiten 
der  Wehr  Verfassung  zu  richten  haben.  Nur 
diejenigen  Personen  können  steuerpflichtig 
sein,  welclie  nach  den  Gesetzen  zum  Wehi-- 
dienst  verpflichtet  sind,  von  demselben  je- 
doch aus  irgend  einem  Grunde  betreit  wer- 
den. Aber  die  Thatsache,  dass  die  Weiii'- 
pflicht  in  Lebensjalire  fallt,  wo  der  Be- 
treffende in  der  Regel  noch  von  den  Elteru, 
eventuell  anderen  Angehörigen  unterhalten 
wii'd,  hat  dazu  gefülirt,  nicht  nur  den  Pflich- 
tigen selbst,  sondern  auch  dessen  Eltern, 
Grosseltern,  Wahleltem  ii.  dgl.  für  die  Steuer 
aufkommen  zu  lassen.  Alle  eben  erwähnten 
Gesetzgebungen  haben  diesen  Grundsatz  an- 
genommen, dessen  Durchführung  freilich, 
wie  schon  bemerkt  worden  ist,  zu  zahl- 
reichen Schwierigkeiten  und  imgleichmäs- 
sigen  Belastungen  füliren  muss. 
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Wehrsteuer— Wein  und  Weiosteuer 


Yon  der  Abgabe  sind  regelmässig  Per- 
SoneD,  welche  notorisch  arm  sind  oder  eine 
öffentliche  Ärmeminterstützung  beziehen, 
Söhne,  welche  unentbehrhche  ötßtzen  ihrer 
Eltern  u.  s.  w.  sind.  Erwerbsunfähige  und 
endlich  solche,  welche  sich  die  Dienst- 
unlauglichkeit  durch  Verrichtungen  im  Mili- 
tärdienst zugezogen  haben. 

Wie  die  subjektive  Stenerpflicht,  so 
richtet  sich  auch  die  Zeit  des  Eintritts  und 
die  Dauer  der  Wehrsteuer  nach  der  Wehr- 
verfaraung.  Die  heutigen  Gesetzgebungen 
kennen  nur  jährliche  Steuerschuld igkeiten, 
deren  Dauer  sich  nacii  der  Dauer  der  Wehr- 
pflicht richtet.  Der  schweizerische  Modus, 
wonach  eine  Abstufung  des  Steiiersatzes 
nach  der  Zahl  der  Die  natpf hebt  jähre  {voDe 
Steuer  in  den  ersten  12,  halbe  in  den 
zweiten  12  DieDstjahren)  eintritt,  ist  der  Er- 
wfigong  wert.  Dabei  wird  freilich  in  vielen 
Fällen  die  Hauptlast  der  Steuer  die  Eltern 
oder  sonstigen  Verwandten  des  vom  Mili- 
tärdienst Befreiten  treffen;  denn  der  eigent- 
liche Steuerpflichtige  ist  häufig  erat  in  spä- 
teren Jahren  in  der  Lage,  aus  eigenem  E> 
wei'b  die  Abgabe  zii  leisten. 

Viel  umstritten  ist  auch  die  Frage  nach 
der  Höhe  der  Wehrsteuer.  Im  allgemeinen 
wird  dieselbe  höher  sein  dürfen,  ja  müssen, 
als  eine  gewöhnliche  Steuer.  Hohe  Steuer- 
sätze rechtfertigen  sich  besonders  dann, 
wenn  man,  wie  in  der  Schweiz  und  in 
Oesteireich,  die  Steuer  als  eine  Ersatz- 
leistung für  die  Opfer  des  prsönlich  nicht 
geleisteten  Heerdienstes  ansieht.  Mit  dieser 
Auffassung  hängt  es  auch  zusammen,  wenn 
nach  dem  Gesetze  der  Scliwciz  das  Wehr- 
geld während  eines  Krieges,  der  dem 
Dienenden  erheblich  grössere  Anstrengimgen 
und  Opfer  auferlegt  als  der  Dienst  im 
Frie<Ien,  bedentend  erhWht  werden  kann. 

Was  endlich  die  Verwendung  der  Er- 
trägnisse der  Wehratener  anlangt,  so  können 
diese  entweder  wie  die  andei-en  StCHcm 
in  die  allgemeine  Staatskasse  fliessen  otler 
von  vorn  herein  fflr  einen  bestimmten  ge- 
setzlich festgestellten  Zweck,  der  mit  einer 
direkten  oder  indirekten  Unterstützung  der 
den  Wehrdienst  Leistenden  zusammenhängt, 
verwendet  werden.  Das  letztere  empfiehlt 
sich  und  geschieht  auch  wenigstens  teil- 
weise da,  wo  man  die  Wehrsteuer  als  eine 
Ersatzleistung  ansieht. 

Litteratar:  K.  Knie»,  Diemtleütuag  der  Sol- 
daten, lS6t:  —  E.  Engel,  EemUate  da  Er- 
tntzauthtbtiagtgetehäflet  cir,,  in  der  pmu4.  ilat. 
ZtiUrhr.,  IS64.  —  Jolly,  Die  miilürtleurr  oder 
dai  Wehrgeld,  ebd.  ISCD.  ~  Mcfe,  Die  Wehr- 
»teuer,    in    den    Jahrb.  /.  .Vn(.  «,  Äta/.,    Bd.    " 

—  Latlgang,  Dag  Wehrgeld  etc.,  ebd.,  Bd. 

—  V.  Harttnahn  (Oeaeral),  Allgcnieiiie  )Vchr- 
pßifhl,  in  den  Zeiltcir.  Jei  ehritit.  Vottiite.ben4, 
11I7U.  —  H.  Treitaehke,  i»  den  Prcniu.  Jahr- 


bäehem  1880.  —  SaUenhofer  (äilerr.  Haupt- 
mann), StaaUicehr  1881.  —  DU  Wehr$tener  im 
Dettltcken  Jteich,  in  den  Jahrb.  f.  Not,  u.  Stat. 
ISSl.  —  JU arvtnouwict ,  Dit  Weknteutr  ün 
Dtutteken  Reifh,  ISSl.  —  G.  Cohn,  Die  Wehr- 
iteuer,  und:  Ehre  und  Loal  in  der  Volkrwirl- 
»ehafl,  in    Volktwiruehqftlichen  AtifiOlten,    ISSß. 

—  Fr.  J.  ifeimtonn,  i>ie  (FcArrtmer,  un 
BinaniaTehiv,  Bd.  JV.  —  C.  FerrarU,  L'Im- 
potta    mililure,    in    der  yiiova    Antologia,   183S. 

—  BortUtrg,  Hie  Wehrtttver,  in  der  Zeitichr. 
f.  Ätaatetr.,  ISSe.  —  A.   Wagner,    Wehritever, 

in  Sehönberg,  4.  Avfi.,  1897,  IIL  Bd.,  1.  Abt., 
S.  451f.  ~  A.  Schaa,  Die  franiöiiiehe  Wehr- 
ttetier,  in  nfUaattwieiejachaftt.  Slndien» ,  JV. 
Bd.,  i.  Heft,  18Q8.  —  K.  Savr,  Die  deutsche 
Wehrtteuerfragc  im  Ztnammenhange  mit  der 
«««m  ifililärvorlage,  1SS3.  —  Thlerl,  Die  Ab- 
gabe  der  Wehrdientifreien  mit  besonderer  R'dek- 
»ieht  aiif  Oetterreick-  Ungarn,  in  der  Zeiltchr.  /, 
Volia.,  Soiiaipol.  u.  Vera.,  Bd.  I,  S.  BQ9ff.  — 
C.  A.  Schmidt,  Der  /undamentafe  Gedanken- 
gang Jür  die  Wehrtteuer,  im  Finamarehic,  Bd. 
XII,  S.  SS9ff.  —  G.  Ciant,  La  iatia  militare, 
in  der  Rivitla.  di  Sodalogia,  3.  Jahrg.  S.  4-Sff. 

—  Schaffte,  Die  Steuern,  Betond.  Teil  (LeipHg 
1897),  S.  39}f.  —  C.  Fcrraria,  L'Impotta 
ntililare,  in  der  y-iota  Antologia,  1897,  S,  S99ß. 


Vein  ond  Weinstener. 

I.  Wein  und  Weinbau.  l.DerWeinnnddie 
C'eschichtliche  Entwickelnug  des  Wcinb&ns.  2. 
Weinbereitnng  und  Weinfaehandlnng.  Techni- 
sohes.  3,  Statistik  des  Weinbaus  und  Weinver- 
kehra.  II.  Die  Weinstener.  I.Allgemeines. 
2.  Die  Sieuerformen.  Produktions-  oder  Falirikat- 
steaer.  3.  Trannport^  und  (.'irkotationssCeaem. 
4.  Die  Randelssteuer.  III.  Gesetzgebung. 
1.  Deutsches  Reicb.  2.  Württemberg.  3.  Baden. 
4.  Hessen.  &.  £lsass-Lothringen.  6.  Oesterreich- 
Ungam.  7.  Grossbritannien.  8.  Frankreich. 
9.  Andere  Staaten. 

I.  Wein  und  Weinban. 

I.  Der  \f'e[n  und  die  fi^eschichtlichfl 
EatwlckelTuig  des  Weinbaus.  Der  Wein 
ist  ein  Gärungsprodukt  aus  dem  Satte  der 
Weintrauben,  den  fruchten  der  Rebe  des 
Weinstockes.  Das  beste  Gewächs  liefert 
die  Edelrebe  (litis  vinifera  L.)  der  Alten 
Welt,  Andere  Arten  kommen  in  Amerika 
vor,  wie  die  vitis  ri^ria,  cordifolia,  aosti- 
valis,  labmsca  etc.  Die  geographische  Ver- 
breitung der  Weinrebe  reicht  vom  30**  sfld- 
licher  Breite  bis  zum  '12"  nördlicher  Breite. 
Den  nördlichsten  Weinbau  hat  Bomet  in 
Posen, 

Die  Heimat  der  Rebe  weist  unzweifelhaft 
auf  Asien  hin  und  zwar  höchstwahrschein- 
lich auf  die  Anlande  des  Gaukasus,  wo  sie 
heute  noch  in  grösster  üeppigkeit  wild 
wächst.  Auch  die  Sage  deutet  auf  ihren 
asiatischen  Ursprung,  wie  die  ErzStüungeft 
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von  Noah  und  Bacchus  darthun.  Nach  ge- 
schichüiehen  NachrichteD  wetteifern  die 
Chinesen  mit  den  PhGuiziera  um  den  Ruhm, 
das  erste  weinbanende  Volk  zu  sein.  In 
China  wurde  die  Rebe  schon  ums  Jahr 
2000  V,  Chr.  gepflegt,  jedoch  der  Weinbau 
ums  5.  Jahrhundert  v.  Chr.  ganzlich  ausge- 
rottet. Die  Phönizier  dagegen  hrachten  den 
Weinstook  auf  ihren  HandelBzflgen  nach 
dem  westlichen  Mittelmeerbecken  zu  den 
Inseln  des  Archipels,  nach  Chios,  Mitylene 
imd  Tenedos.  Ihr  Tochtervolt,  die  Kar- 
thager, war  bereits  in  der  Bereitirag  des 
Au.sbruchweins  bewandert,  woraus  sich  an- 
nehmen ISsst,  dass  das  älteste  Kulturvolk 
des  Welthandels,  die  Phönizier,  mit  der 
Weininduslrie,  der  Weinverschneidung  und 
-Verbesserung  schon  vertraut  wai-.  Nach 
Herodot  und  Theophrast  hatte  Aegypten  im 
Aitertume  eine  heüeutende  Weinkultur,  wo 
sie  heute  längst  verschwunden  ist,  und  das 
gleiche  berichtet  Strabo  von  der  Berberei 
und  dem  arsinoitischen  Nomos.  Im  alten 
Persien  war  der  Kßnigswein  von  Chalybou 
hochberiUimt,  und  edele  Sorten  erzeugten 
Baktriana,  Ariana,  Hyrkania  und  I^Iargiana. 
Auch  im  alten  Indien  dürfte  der  Rebbau 
bekannt  gewesen  sein. 

Der  Weinbau  in  Europa  begann  auf 
den  griechischen  Inseln,  Von  Naxos  soll 
ihu  der  Sage  nach  der  Thrakier  Eumolpos 
nach  Allika,  Pelops  nach  dem  Peloponnes, 
Kadmus  nach  Theben,  Dionysos  nach  Chioe, 
OrestheuB  nach  Äeolien  gebracht  haben.  In 
Italien  wurde  der  erste  Wein  in  Kampanien 
<daher  »Oenotrien')  gebaut.  Cato  der 
Aeltere  war  den  Römeni  ein  Lehrer  der 
Weinkultur.  Das  Jahr  131  v.  Chr.  ward 
mhrhundertclaDg  als  ein  besonders  gutes 
Weiniahr  gepriesen.  Durch  die  Römer  wurde 
die  Kobe  nach  Gallien  verpflanzt.  Die  Cöte 
d'Or  war  unter  Aurelian  und  den  Antoninen 
bekannt  als  weinbautreibende  Gegend.  Kaiser 
Karl  der  Grosse  legte  die  ersten  Weinberge 
in  Burgund  an,  und  französische  Pilger  und 
Kriegdeute  versetzten,  aus  den  KreuzzGgen 
heimkehrend,  die  orientalischen  Kcben  nach . 
Frankreich.  Ebenso  ist  der  Weinbau  Spa-! 
niens  sehr  alt;  er  geht  auf  die  Zeiten  der, 
Phokäer  zurück.  Nach  Pliniua  führten  die 
Römer  hispanischen  Wein  in  Italien  ein. 
Im  16.  Jahrhimdert  versetzte  der  deutsche 
Weinbauer  Peter  Simon  rheinische  Reben 
nach  Mal^a,  die  jetnt  den  edelsten  spa- 
nischen Wein  liefern.  Auch  die  portugieä- 
scheu  Weine  und  diejenigen  der  atlantischen 
Inseln  hatten  frühzeitig  einen  grossen  Ruf. 
1421  verpflanzte  Heinrich  der  Seefahrer 
Rebstöcke  aus  Kreta  nach  Madeira,  und  die 
Canariensekte  stammen  von  Reben,  die  Karl  V. 
vom  Rhein  sandte. 

Der  deutsche  Weinbau  am  Rhein  ward 
durch  gallische   und   hispanische  I^egionen 


n.  Chr.  begründet  Aelter  ist  die  Wdn- 
kultur  au  der  Mosel,  die  man  zu  Gallien 
rechnete  und  welche  im  3.  Jahrhundert 
Chr.  schon  sehr  beträchtlich  war.  Der 
Anbau  der  Rebe  verbreitete  sich  unter  den 
Karohngern  und  Hohen  Btaufen  sehr  weit 
□ach  Norden  bis  in  die  preussischen  Marken 
und  nach  Ijtauen.  Die  Anlage  der  berühm- 
testen Weinberge  des  Rheingaues  fallt  ins 
9.  und  10.  Jahrhundert.  Im  SOjAhrlgen 
Kri^e  wurde  das  Eultut^biet  des  Weins 
erheblich  eingeschränkt.  Der  frflnkische 
Weinbau  soll  der  Le^nde  nach  zu  Begrün- 
dern den  Herzog  Priamus  und  die  heilige 
Adelheid  (745)  haben.  In  Oesterreich  ist 
die  Weinkultur  ebenso  alt  wie  in  Deutsch- 
land. Die  Tiroler  Weine  von  Glanig  und 
Ijeitach  werden  schon  von  Vergil  als  Lieb- 
lingsgetränk des  Kaisers  Augustus  besungen. 
In  Böhmen  wird  seit  dem  12.  Jahrhundert 
Wein  gebaut  Ungarn  wurde,  imter  Kaiser 
Probus  mit  Wein  stocken  versdien  und 
König  Bela  II,  pflanzte  1244  WeinstOcke 
aus  Morea  im  Theissgebtete  an,  Die  Feld- 
züge Köni^  Ludwigs  von  Ungarn  nach 
Italien  verhehen  der  Weinkultur  neuen  Auf- 
schwung. Das  berühmte  Tokayer  Gebiet 
trieb  schon  im  15.  Jahrhundert  Weinbau, 
doch  stammt  sein  Weltruf  erst  aus  dem  17. 
Jahrhundert,  als  man  den  Ausbrach  bereiten 
lernte. 

In  Afrika  wurde  1685  dnrch  ausge- 
wanderte Hugenotten  der  Wein  am  Cap  der  ■ 
guten  Hoffnung  gezogen.  Der  holländische 
Gouverneur  van  Ribbek  bezog  Reben  vom 
Rhein,  aus  Griechenland,  Spanien,  Madeira, 
sogta  aus  Schi  ras.  Die  Norman.neu,  die 
ersten  Entdecker  Amerikas,  fanden  dort  im 
Jahre  1000  reife  Weintrauben  amerikanischer 
Rebarten  im  Walde  wild  wachsend  und 
nannten  die  unbekannte  Koste  danach 
»Weinland«,  Indessen  wird  die  WeinrAe 
in  Nordamerika  erst  seit  etwa  einem 
halben  Jahrhimdert  und  zwar  vornehmlich 
durch  deutsche  Ansiedler  kultiviert  Das 
geschätzteste  Gewächs  hefert  die  blaue 
Katawba,  die  teils  zu  stillen,  teils  zu  mous- 
sierenden Weinen  gearbeitet  wird. 

2.  Weinbereitung  und  Weinbehand- 
Inng.  Technisches.  Der  Wein  wird  aus 
den  Trauben  dadurch  bereitet,  dass  der  Saft 
der  Beeren  auf  mechanischem  Wege  aus 
der  Frucht  gepresst  und  durch  einen  Gä- 
rungsprozess  in  eine  angenehme,  leicht-be- 
rauschende alkoholhaltige  Flüssigkeit  ver- 
wandelt wird. 

Da  beim  Reifen  der  Trauben  der  Zucker- 
gehalt zunimmt,  der  Säuregehalt  aber  ab- 
nimmt, so  lässt  man  die  Trauben  am  Stocke 
leicht  anfaulen,  »edelfanlB  werden.  Die 
Beeren  oder  Trauben  werden  nach  der  Ernte 
(Weinlese,  Herbsten)  durch  Pressen  oder 
»Keltern*  zerquetscht  und  daraus  wird  ihr 
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Saft  oder  »tfoBt«  gewonnen.  Der.  Most  wird 
dann  in  Qariing  gebracht,  wobei  zur  Berei- 
tung von  Rotwein  die'  Schalen  (Bälge)  der 
roten  Trauben  mit  verg&ren  mflssen,  da 
nur  sie  den  Parbstoff  enthalten.  Die  Gärung 
geschiebt  in  !B1tssem  oder  Kufen  und  zwar 
freithätig  ohne  Zusatz  von  Hefe,  Der  gä- 
rende Most  heisst  Sauser,  Federweiss  oder 
Ktzler.  Durch  den  Oamugsprozess  zerfällt 
der  Zucker  in  Alkohol  und  Kohlensäure. 
Auch  entstehen  Olyeerin,  Bernateinsäure 
und  bouquetbildende  Substanzen.  Bei  der 
folgenden  Nachgärung  veredelt  äch  der 
Wein  fort  und  fort  und  die  Kellerbehand- 
lung ist  daher  von  grosser  Bedeutung  (Aus- 
lau,  Kellerbau).  Den  besten  Wein  erhält 
man  durch  das  Aussuchen  oder  die  Auslese 
der  besten  Beeren  und  Trauben  (Auslese, 
Ausbruch),  Auch  legt  man  mitunter  die 
gepflückten  Trauben  in  die  Sonne.  Der  da- 
dim;h  gewonnene  Wein  heisst  Stroh  wein 
oder  Sekt.- 

Trüben  oder  langsam  gärenden  Wein 
sacht  man  durch  Beigabe  von  Hausenblasen 
zu  schönen.  »Verachneideu«  der  Weine  ist 
die  Mischung  verschiedener  Weine  im  Inte- 
resse des  (Seschmacke. 

>SüB8wein«  oder  »Liqueurwein«  ist  ein 
gewerbliches  Produkt,  das  ans  der  Bei- 
misdiUDg  von  Zucker  und  Sprit  zu  den 
Naturwemen  gewonnen  wird.    »Kunstwein« 


dagegen  nennt  man  ein  weinartiges  Ge- 
tränk, das  aus  getrockneten  Weinbeeren,' 
Trestern,  Hefeu  oder  sonstigen  kflnstliciiea 
Ingredienzen  hergestellt  wird. 

Die  DarsteUnng  von  Schaumwein  (Cham- 
^Lgner)  geschieht  dadurch,  dass  man  den 
Rohstoff  (Brut  weine)  unter  Zusatz  vonCognac 
einen  zweiten  Q-ärungsprozess  auf  der 
Flasche  durchmachen  Ifcst  und  dem  Produkt 
I  Zucker  beigiebt, 

3.  Statistik  des  Weinbans  und  Wein- 

verkehrs.  Im  Weinbau  überragt  die  euro- 
päische Produktion  an  Menge  und  Güte  die 
Erzeugnisse  der  übrigen  Weltteile.  Der 
Anteil,  den  die  Weinkultur  an  der  bebauteu 
Bodenfläche  hat,  ist  in  den  sieben  wichtig- 
sten Weiubauländem  folgender: 


Italien .    . 

Frankreich 
Spanien  . 
Ungarn  . 
OesCerreicb 
Portugftl  . 
Deutschland 


1896 

1897 

1898 

1899 

19011 

31,343 

25,758 

31 ,500 

39,000 

36,^00- 

26;687 

3=.35o 

33,282 

47,907 

67.35a 

i7,a50 

18,900 

24,750 

22,500 

23,500 

i'goo} 

1,950 

3,000 

.,800 

3,200 

1,995 

2,500 

3,100 

»,500 

6,300 

1,800 

3,600 

3,797 

4,367 

5,"' 

4,648 

5,4« 

0,179 

0,090 

0,120 

0,250- 

0,310 

0,350 

o,ä3S 

0,300 

0,320 

Die  Weinernte  ergab  folgenden  Mengen-Ertrag  (in  Mill.  hl,) 


ItaUen 32,163 

Prankreich 50,069 

Spanien 25,100 

Ungarn 0,939 

Oesterreich 3,ooo 

Portocal 1,900 

DentBchland 5,400 

Algier 3,937 

Tonis 0,140 

Azoren,  Madeira,  Canarien    ,    ,  0,120 

Von  den  übrigen  weinbauenden  Ländern 
erzeugten  (Mill,  hl  i.  J,  1900):  Russland 
2400,  die  Schweiz  1560,  die  Türkei  und 
Cypero  2  200,  Griechenland  mit  Inseln  90O 
(1896  2100,  1899  1500),  Bulgarien  3400, 
Serbien  1200,  Rumänien  4150  (1S96  7  500, 
1899  6000),  Vereinigte  Staaten  N.A,  1430, 
Argentinien  1850,  Chüe  3100,  Peru  2200 
u.  s,  w. 

In  den  oben  erwähnten  7  Hauptproduk- 
tionsländem  wird  der  durchschnittliche  Pro- 
duktionswert geschätzt 

in  Italien  auf  so,oo  M.  per  hl 
„  Frankreich  „  16,00  „  „  „ 
„  Spanien  „  17,00  „  „  „ 
„  IJngKm  „  24,00  „  „  „ 
„   Oesterreich  „     12,00   „      „    „  , 

„  Portugal      „    30,00   „      „     „  1 

„   Deutschland,    56,80  „      „     „  I 


Der  Wert  der  Weineinfuhr  beträgt  in 
Frankreich  309,900  Mülionen  France  und 
derjenige  der  Weinausfuhr  218,300  Millionen 
Francs,  In  Italien  belauft  sich  der  Wert 
der  Ausfuhr  auf  68,000  Millionen  Lire,  in 
Spanien  auf  139,740  Millionen  Pesetas  und 
in  Portugal  auf  10,914  Milüonen  Milreis. 
In  Oesterreich  en-eicht  die  Weineinfuhr 
einen  Wertbetrag  von  32,800  Millionen 
Kronen,    S,  weiter  die  Tabelle  auf  folg,  Seite. 

II,  Die  Weiasteuer. 
1.  AUgemelnes.  Die  Weinsteuer  ist 
eiue  innere  Verbrauchsabgabe  vom  Wein, 
Sie  zählt  daher  zu  den  Aufwand  steuern  und 
zwar  zu  den  Getrankesteuern,  Zur  Er- 
gänzung der  inneren  Verbrauchsabgabe  wer- 
den von  dem  aus  dem  Ausland  eingeführtai. 
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che  zeigt  die  Ein-  nnd  Änsfahr  tod  Wein  folgende  Zahlen: 
1895  1897  1899  1900 

Tan-  MUl.  Tau-  Hill.  Tan-  Hill.  Tau-  müI. 
■end  Mark  »«nd  Mark  send  Mark  send  Mark 
Ton-  Ton-  Ton-  Ton- 


I.  Einfnhr 

Ana  Frankreich  .... 
„    Griechenland  .    .    . 

„  Oesterreich-Uogarn . 

„  Portn^     .... 

„  Spanien 

„  Türkei 

n.  AuBfnhr 


nach  Belgien     .    . 
„     Groasbritannien 

„  Niederlande  ; 
„  Rnssland  .  . 
„  Schweiz  .  . 
„     Vereinigte  Staaten 


ans  Frankreich  .... 

n.    Anflfnhr 

nach  Grosshritannien .  . 
„  Niederlande  .  .  . 
„  Oesterreich-Ungam 
„     Vereinigt«  Staaten 


ans  Frankreich  .     .     , 
II.   Ansfwhr 
nach  Orossbritannien . 


67,369     34,9       66,862     34,7 
3».S97      '6,^       3>r828      16,4 


"3,093 
8,553 
3,<»4 
5,836 


9,998 
7,564 
3,040 
7,348 
3,059 


',237 
1,043 
0,964       ■ 
(^666 
3,364      ' 

4,318        : 

2.  Fla 
0,6^ 

0,407  • 
6^95  ; 
«,44" 


3.    Schal 
V^      4,8 


I  3,641  1,: 
i  3,054  I.: 
(         1,978       2,. 

chenweine 
[        0,783      V 


7'.59° 

36£ 

75,300 

32,039 

16,9 

33,893 

0.9 

10,849 

3,1 

8,796 

8,050 

5.4 

7,894 

3,0 

»,997 

9,456 

6,0 

13,398 

3,664 

9,3 

4,341 

I3.4?4 

i5 

14,132 

1,1 

2,.6g 

2,a6z 

3,363 

0,999 

0,7 

.,0.6 

0,733 

1,3 

0,698 

3,471 

'An 

3,296 

2,0 

3,293 

7,687 
3,144 


a,434 

1,604 


0,978 


7,983 
a,895 


3,789 
2,764 


0,733 
0.339 

1,654 


4,308 
4.185 


zum  inläDdJBcheD  Genues  bestimmteD  Wein 
Wein  zolle  erhoben.  Der  Wein  weist  auf 
eine  ergiebige  Steueniuelle  hin  und  erscheint 
als  brauchbares  Objekt  fflr  eine  innere  Aui-  ■ 
wandsteucr  um  so  mehr,  als  derselbe  nach 
unseren  gegebenen  Genuss-  und  Nahrune»- 
verhältuissen  flberwiegead  ein  Artikel  uer 
LuxiiskoDsiuntion  ist  Kur  iu  weni^n 
Gegenden  ist  er  das  übliche  Getr&nk  breiter 
Schichten  der  Bevölkerung,  wie  in  Frank- 
reich, Tirol,  Ungarn  etc.,  und  auch  hier 
wird  er  immer  mehr  durch  anderweite  Nah- 
rungemittel zurückgedrängt  So  einfach  sich 
nun  die  Frage,  ob  der  Wein  durch  Ver- 
brauchssteuern zu  belasten  sei,  beantworten 
lässt,  80  schwierig  ist  die  steuertechnische 
Durchführung  dieser  Aufgabe.  Sie  ist  leicht 
zu  lösen,   wenn  es  sich  um  die  Einfuhr  von 


C,9Ö3  1,1  1,062  1,3  1,119  1,3 

Weinen  aus  dem  Auslande  ins  Inland  han- 
delt, wo  dies  durch  Grenzzölle  hinreichend 
ausgiebig  und  sicher  geschehen  kann;  sie 
wirf  aber  äusserst  verwickelt  und  umständ- 
lich, wenn  man  die  innere  Produktion  er- 
fassen will.  Namentlich  bietet  hier  die- 
Abstufung  des  Steuermasaes  nach  Güte  und 
Wert  ungemeine  Schwierigkeiten. 

Die  Steuerformen ,  welche  ia  Betradit 
kommen,  sind  drei;  Produktions-  (E^brikats-) 
Steuern ,  Transport-  und  Handelsstcuem. 
Den  Schwierigkeiten,  welche  aus  der  Unzu- 
länglichkeit der  einzelnen  Steiierarten  her- 
vorgehen, hat  man  in  neuerer  Zeit  durch 
eine  Verbindung  der  verschiedenen  Erhe- 
bungsformen  zu  begegnen  gesucht 

2.  Di«  Stenerformen.     Die  Prodnk- 
46* 
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tions-  oder  Fabrlkatstener.  Sie  ist  eat- 
■weder 

&j  Fläctiensteuer.  An  und  fflr  sich 
vereinigt  diese  maocherlei  Vorzüge.  Sie 
ist  vor  allem  einfach  und  leicht  kontrollierbar 
und  befreit  den  Weinhandel  und  den  Ver- 
kehr mit  Weinen  von  lästiger  und  beschran- 
kender Beaufsichtigung,  weshalb  sie  gerade 
aus  stenertechni sehen  Gesichtspunkten  em- 
pfehlenswert sein  würde.  Allein  anderer- 
seits ergeben  sieh  wiederum  grosse  Nacli- 
tejle  aus  der  gerade  bei  der  Weinprodnk- 
tion  beachtenswerten  UngleichinäsagKeit  des 
rnichtertrags  nach  Bodengüte  und  Lage, 
und  bei  keinem  anderen  landwirtschaftlichen 
Produkte  unterliegt  die  Ernte  je  nach  den 
Witterungs Verhältnissen  ähnlichen  Schwan- 
kungen. Weitere  Schwierigkeiten  erwachsen 
aus  dem  Termine  der  Steuerzahlung;  denn 
die  Abgabe  muss  zu  einer  Zeit  entrichtet 
werden,  wo  der  Weinbauer  nicht  entfernt 
bemessen  kann,  ob  der  zu  erwartende  Er- 
trag den  angenommenen  Voraussetzungen 
entspricht.  Auch  die  Ueberwälzuug  auf  den 
schliesslichen  Koosumenteu  ist  bei  der 
flächensteuei'  nur  unvollständig  und  un- 
sicher zu  erreichen.  Ferner  greifen  Schwie- 
rigkeiten der  Rückver^tung  der  Steuer  bei 
Ausfuhr  gebauten  Weines  oder  Mostes  hin- 
dernd ein.  Neben  der  Gm nd Steuer  er- 
hoben, bringt  endlich  die  Tlächensteuer  die 
Schattenseiten  der  Doppelbesteuening  mit 
sich. 

Oder  sie  ist 

b)  Fabrikat-  oder  Keltersteuer 
nach  dem  wirklichen  Erzeugnis. 
Diese  Erhebungsform  ist  zweckmässiger;  sie 
erfordert  zur  Bestimmung  des  Steuersatzes 
bei  Besteuern üg  des  wirklichen  Ertragefi 
eine  Klassifikation  der  Weinberge  und  zur 
Ermittelung  der  zu  versteuernden  Wein- 
mengen Anmeldepflicht  der  Weinprodu- 
zenten  hinaichthch  des  im  Herbste  geemteten 
Mostes.  Daneben  müssen  diese  Angaben 
durch  Aufnahmen  der  Steuerbehörden  kon- 
ti-olliei-t  und  beide  Ei^bnisse  mittelst  Ab- 
schätzung durch  ortskundige  Sachverstän- 
dige verglichen  werden.  Für  Hefe,  Trübwein 
und  andere  Abgänge  sind  entsprechende 
Abzüge  zuzulassen.  Indessen  ist  eine 
mangelhafte  Abstufung  der  Steuersätze  nach 
Qualität  des  Ertrages  kaum  zu  vermeiden. 
die  Schablone  muss  vielfach  ein  individua- 
lisierendes Verfahren  ei-setzen  und  die  Steuer- 
technik ist  ausser  stände,  die  Differenzierung 
nach  Jahrgang  und  Kellerbau  zu  würdigen. 
Andere  Miss  Verhältnisse  gründen  in  der 
Yorausentrichtimg  der  Steiier  mangels  ge- 
eigneter Zahlungsfälligkeit  der  Weinbauern 
in  guten  wie  in  schlechten  Jahren,  wenn 
es  denselben  bei  geringer  Qualität  oder  bei 
starker  Ziifühiung  auf  dem  Markt  an  Nach- 
frage zu  guten  Preisen  fehlt.    Diese   um- 


stände machen  die  Bewilligung  weitgehendei" 
Nachlässe  in  schlechten  Erntejahreo  not- 
wendig und  erfordern  die  Gestattnng  langer 
Zahlungsfristen  hä  langsamem  oder  unge- 
nügendem Absatz.  Infolgedessen  hat  die 
Fabrikatstener  VomehmHch  nach  der  finanz- 
politischen Seite  hin  wegen  der  Schwan- 
kungen der  Weinlese  und  des  SteuerertragM 
überwiegende  Nachteile. 

3.  Transportr  und  ClrknlationssteDeni. 
Sie  treten  in  einer  dreifachen  Form  auf. 
i)  Versandsteuer.  Zu  ihrer  Veran- 
ng  ist  die  vorausgehende  Anmeldung 
der  Mengen  imd  Gattung  des  Weins,  der 
Zahl  und  Zeichen  der  Behältnisse,  der  Per- 
des  Versenders,  FrachtfOhrers  und 
Empfängers  sowie  endlich  die  Angabe  des 
Ortes  der  Verladung  und  Einlage  gefordert 
Nach  dem  Befunde  der  dann  folgenden  amt- 
lichen Durchsicht  erfolgt  Berechnung  und 
Erhebung  der  Steuer.  Die  hierüber  ausge- 
stellte Urkunde  dient  als  Beglaubigungs- 
und  Begleitschein  der  darauf  zugelassenen 
Transporte-  Ohne  eine  solche  L^timation 
ist  jede  Sendung  zu  verweigern. 

b)  Einlagesteuer.  Die  Anmeldung 
zur  Steiier  hat  vor  der  Einlagerung  in  den 
Weinkeller  des  Empfängers  der  Sendung  zu 
geschehen.  Zu  diesem  Zwecke  bildet  die 
Anmeldung  vor  Absendung  durch  den  Vei-- 
sender  die  kontrollierende  Grundlage  zur 
Gegenprobe.  Der  Begleitschein  ist  allen 
Weinsendungen  beizugeben  und  vom  Em- 
pfänger vor  der  Einlagenmg  bei  Anmeldung 
zur  Steuer  der  Fiuannbehörde  auszuhän- 
digen. 

Beide  Formen  pflegen  miteinander  in 
Verbindung  gesetzt  zu  werden.  Die  Ver- 
sandsteuer  erfordert  steuertechnisch  lediglich 
die  Ueberwachung  aller  Weintransporte  von 
der  Abfassung  am  Bezugsorte  bis  zur  Eiu- 
kellerung.  Die  Einlagesteiicr  ergänzt  diese 
Kontrolle  durch  wiederholte'  amtliche  Re- 
vision unmittelbar  vor  Verbringung  in  den 
Keller  des  Empfängers.  Die  Versandsteuer 
pflegt  regelmässig  vom  Absender,  die  Ein- 
lagesteuer  vom  Empfänger  erl^  zu  werden. 
Doch  pflegt  bei  der  Versandsteuer  nicht 
selten  die  Steuerzahlung  dem  Empfänger 
auferlegt  zu  werden,  um  insbesondere  bei 
WeinsenduQgen  zum  Kleinverkauf  eine  Be- 
aufsichtigung der  Getränkecinlageu  der  Vei^ 
schleisser  und  Wirte  durch  die  Steuerstelle 
ihres  Wohnortes  zu  ermöghchen.  Diese 
beiden  Arten  der  Transportsteuern  vermögen 
viel  vollständiger  als  die  Produktion sstenem 
den  Weinkonsum  zu  troffen,  da  sie  allen 
Verkehr  mit  diesem  Getränke  auffinden. 
Bei  entsprechender  Verknüpfung  beider 
Erhebungsformen  kann  die  Versandsteuer 
den  Verkehr  von  Ort  zu  Ort,  die  Einlage- 
Steuer  den  Keller-  oder  Lagerwechsel  zum 
Ausgangspunkte  der  Besteuerung  nehmen. 
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Der  Eunstwein  kann  dabei  in  den  FabrikeD, 
welche  besonderer  Kontrolle  untersteUt  siod, 
zur  Leistung  herangezogen  werden. 

c)  Eingänge-  oder  Thorsteuer. 
Unter  Verzicht  auf  die  Allgemeiaheit  der 
Steuer  kann  man  dieselbe  auf  denjenigen 
Verkehr  mit  Wein  beschranken,  der  in  die 
Städte  oder  geschlossene  Orte  eingebracht 
wird.  Bei  StSdten  in  wein  bau  treibenden 
Gegenden  ist  ausserdem  noch  eine  beson- 
dere Kellerkon  troUe  für  die  Keüerprotiu- 
zenten  erforderlich,  um  die  innerhalb  der 
Stadt  verbrauchten  Mengen  mit  Ausschluss 
des  steuerfreien  Absatzes  nach  aussen  zu 
ermitteln.  Diese  Erliebimgsform  ist  indessen 
besser  geeignet  für  kommunale  Besteuenmgs- 
zwecke  als  ffir  eine  Staatssteuer. 

4.  Die  HaDdelssteaer.  Sie  kommt 
tu  Betracht  als 

a)  Abgabe  vom  Kleinverkauf,  be- 
sonders vom  Verschleiss  im  Wirtshause. 
Der  Kleinverkauf  von  Wein  darf  nur  be- 
trieben werden  nach  vorausg^angener  An- 
zeige des  Geschäftsbeginnes  bei  der  Steuer- 
behörde, welche  alsilann  eine  Aufnahme  des 
Vorrates  an  Getränken  verfflgt.  Ueber  die 
Weineinlagen,  die  steuerfreien  Verkflufo  im 
grossen  (Ach s verkauf e) ,  die  Abgänge  von 
Trflbwein  und  Hefe,  sowie  Ober  den  durch 
Auslauten  zu  Verlust  gegangenen  Wein  sind 
besondere  Konten  zu  führen.  Die  Steuer- 
erhebung schliesst  eich  hier  an  den  Aus- 
schank an  {Ohmgeld,  Umgeld)  und  wird  in 
Prozenten  der  Kl  ein  Verkaufspreise  bemessen. 
Zu  diesem  Behufe  ist  eine  Kontrollierung 
der  Ausschankpreise  und  eine  periodische 
Revision  der  Weinbestände  notwendig.  Zur 
Sicherung  der  Steuer  dient  die  Ueber- 
wachung  sämtlicher  Weintransporte.  Die 
aus  diesem  Systeme  hervoi'gehenden  Um- 
ständlichkeiten und  Nachteile  lassen  sich 
diu^  Vereinbarung  von  Durchschnittssteuer- 
snmraen  (Pan schalen)  oder  Abfindungen 
(Abonnements)  verringern,  In  diesem  Falle 
müssen  die  Weintransporte  för  Wirte  Über- 
wacht und  die  Weineinlagen  und  -Versen- 
dungen im  grossen  durch  Führung  beson- 
derer Konten  hierüber  kontrolliert  werden. 

Der  hauptsächlichste  Vorzug  der  Klein- 
verkauf aabgabe  ist  die  gleichmässige  Be- 
steuerung des  Weingenusaes  über  das  ganze 
Land.  Die  Steuer  wird  erst  nach  dem 
Tebergange  des  Weins  in  den  Konsum  und 
zwar  in  Prozenten  des  Erlöses  aus  dem 
Verkauf  bemessen  und  erhoben.  Infolge- 
dessen ist  auch  die  Zugrundelegung  höherer 
Sätze  und  damit  die  ^^ielung  höherer  Er- 
tiÄge  erleichtert.  Letztere  werden  ausser- 
dem stetigere  Ergebnisse  liefern,  da  die 
niedrigeren  Preise  der  schlechten  Jahrgänge 
durch  die  höheren  der  besseren  Ernten 
wieder  ausgeglichen  werden.  Allerdings 
stehen  diesen  Vorteilen  anch  Schattenseiten 


g^enflber.  Deun  der  Weinverbraueh  ist 
nur  insoweit  fassbar,  als  er  in  den  Wirts- 
häusern erfolg  und  somit  wird  nur  ein 
Teil  des  Wein  Verbrauches  besteuert.  Ea 
entgehen  der  Steuer  namentlich  die  Wein- 
einlagen der  Privatleute  und  damit  oft  die 
kostspieligen  "Weineinlagen  gerade  der  ver- 
möglicheren und    steuerfähigereu  Elemente. 

b)  Lizenzen,  welche  vom  Kleinverkaut 
von  Wein,  bisweilen  auch  vom  Grosshaudel 
erhoben  werden.  Für  den  Detail  verschleiss 
sind  solche  Abgaben  dut  in  sehr  massiger 
Höhe  und  in  einer  Abstufung  zu  billigen, 
welche  sich  uacli  möglichst  einfachen,  ob- 
jektiven Merkmalen  richtet.  Erheben  sic-h 
die  Steuersätze  Ober  diese  Grenze  hioaus, 
so  entstehen  eine  Reihe  von  Schwierigkeiten 
für  die  Einschatzimg  der  Betriebe,  da  es  an 
hinlänglich  sicheren  Anhaltspunkten  für  die 
Beurteilung  der  Einträglichkeit  (Stärke  des 
Besuches  und  Absatzes)  fehlt.  Um  diesem 
üebelstaude  entgegenzutreten,  hat  man  bis- 
weilen den  Versuch  gemacht,  die  Lizenzen 
als  Repartitionssteuern  umzidegen,  jedoch 
meist  ohne  befriedigendes  Ereebnis,  da  in 
der  Stäike  des  Besuches  häufig  ein  plötz- 
licher Wechsel  eintritt,  Wirtschaftsein- 
stellungen zu  erheblichen  Ausfällen  filliren 
und  die  gegenseitigen  Einschätzungen  und 
Kontrollier ungan  der  Wirte  Reibungen  ver- 
anlassen. 

Die  Produktionssteuer  trifft  den  Wein- 
verbrauch vollständiger  als  die  Cirkiüatious- 
steuern  (Transport-  und  Sehanksteuem), 
nicht  an  sich  den  Kunstwein.  Ea  düi-fte 
sich  am  meisten  eine  Kombination  von  Cir- 
kulationssteuem  empfehlen.  Der  Verkehr 
von  Ort  zu  Ort  könnte  durch  Versandsteuern, 
derjenige  von  Land  zu  Land  durch  Grenz- 
zöUe  zur  Steuerleistung  herangezogen  werden. 
Wechsel  der  Weinlager  am  gleichen  Orte 
giebt  der  Einlagesteuer  Veranlassung  wirk- 
sam zu  worden,  und  der  Verschleiss  im 
kleinen  kann  durch  eine  Schanksteuer, 
eventuell  in  Verbindung  mit  Lizenzen,  be- 
steuert werden.  Allerdings  mOsste  diuch 
Einlagekontrellen  der  Weiobestand  der  Wein- 
bauern über  ein  bestimmtes  Mass  für  den 
Hausgebrauch  beaufsichtigt  werden,  was 
zwar  die  Organisation  der  Weinbeetenenmg 
erheblich  verwickeil,  indes  der  einzige  Weg 
ist,  diesen  Teil  der  Wein  Produktion  zur 
Steuer  heranzuziehen.  Der  Kunstwein  wäre 
au  den  Produktionsstätten  diu'ch  geeignete 
Au fsichts Vorschriften  zur  Leistung  zu  ver- 
anlagen und  endlich  wären  alkoholisierte 
Weine,  wenn  sie  ein  festgesetztes  Gradver- 
haltnia  fibersteigen,  nach  den  Grundsätzen 
der  Branntweinsteuer  zu  behandeln. 

IIL  Gesetzgebung. 
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einzeUtaatlicben  OegeUffebnn^  yorliehall«!!. 
buch  darf  nach  dem  ^oTlTereinsTertrafi«  Tom 
8.  Juli  1867  die  StuaUsteuer  nicht  mehr  als  6 
Thaler  von  der  Ohm,  d.  h.  «i.  II  Mark  vom  hl, 
'bei  Veranlagung  derselben  nanh  dem  Werte, 
und  nicht  mehr  als  2  Tbaler  Zi'U  Groschen, 
d.  h.  ca.  6  Mark  vom  hl,  bei  Veranlagang  ohse 
RUckBicht  aof  den  Wert  betragen.  Die  Steaer 
für  Rechnung  der  Gemeindeü  darf  20  %  der 
Slaatssteuer  nicht  überschreiten.  Innere  Wein- 
steaem  werden  in  Deutschland  zur  Zeit  in 
Württemberg,  Baden,  Hessen  und  Elaass-Loth- 
ringen  erhoben.  Die  preassische  Produktioos- 
Btener  vom  8.  Februar  1819,  welche  1820  und 
1834  mehrfache  Ver&udemngen  erfahren  hatte, 
ist  mit  dem  1.  Jnli  1865  in  Wegfall  gekommen. 
In  Bajern,  wo  in  älterer  Zeit  der  inlfindische 
Wein  besteuert  war  und  noch  längere  Zeit  eine 
Uehrzahl  nach  Landesteilen  und  sogar  örtlich 
verschiedener  Weinauf  schlage  bestand,  hat  das 
Tinanzg.  v.  28.  Dezember  1831  diese  Abgaben 
beseitigt.  Mehrere  Versuche,  sie  wiederherzu- 
stellen nnd  ihren  Umfang  zn  erweitern,  blieben 
ohne  Erfolg.  Eine  einheitliche  innere  Weinbe- 
stenemng  für  das  ganze  Reichsgebiet  wnrde 
1893  versucht  und  sollte  in  der  Fon»  einer  Um- 
Uufsstener  den  Wein  mit  nach  dem  Werte  ab- 
gestuften Sätzen  trefTen.  Sie  wurde  aber  als 
undurchführbar  erkannt  nnd  vom  Reichstag  ab- 
gelehnt. 

Im  Jahre  1900—1901  hat  die  Reicharegie- 
rung  dem  Reichstage  einen  Gesetzentwurf  mier 
die  Einführung  einer  Reichs  Schaumwein' 
Steuer  unterbreitet,  der  aber  bis  jetzt  (August 
1901)  noch  nicht  Gesetzeskraft  erlangt  nat. 
Nach  diesem  sollen  die  Steuersätze  betragen  von 
der  Flasche  0,20  Hark  bei  schäumendem  Frucht- 
wein, 0,60  Mark  bei  dem  mittelst  Flaachen- 
'fi^ärung  hergestellten  Schaumwein  und  0,40 
Mark  für  Schaumweine ,  die  ohne  Flaschen- 
(^hrang  d.  h.  durch  Zupumuen  von  künstlicher 
'Kohlensäure  hergestellt  sind.  Die  Steuer  siebt 
.den  Beklarationszwang  vor.  Die  unter  der 
Firma  franzSsischer  Marken  segelnden  soge- 
nannten „ 0 reu z weine"  haben  anzugeben,  in 
welchem  Lande  und  an  welchem  Orte  die 
Flaschen  gefüllt  sind.  Auch  eine  Nachvereteue- 
mng  der  privaten  Flaschenvorräte,  soweit  sie 
20  Flaschen  übersteigen,  soll  erfolgen. 

Der  Weinzoll  beträgt  fftr  100  kg  Weine 
in  Fässern  24  und  20  Mark,  fQr  roten  Ver- 
Bchnittwein  und  Wein  zur  Cognacbereitun^  10 
Hark,  für  Schaumwein  80  Mark  und  sonstigen 
Flaschenwein  48  Mark. 

Nach  dem  Entwurf  des  neuen  Zoll- 
tarifs (Jnli  1901)  soll  Wein  und  frischer 
Traubenmost  mit  einem  Weingeistgebalt  bis 
14°,,  24  Mark,  hei  einem  solchen  bis  20".,,  30 
Mark  und  bei  eiuem  solchen  von  mehr  ab  ^% 
160  Mark  für  Je  100  kg  betragen.  Die  Zoll- 
sätze für  Schaumwein  betragen  120  Mark  und 
für  Flaschenwein  48  Mark  für  je  100  kg,  für 
Obstwein  in  Fässern  24  Mark  und  in  Flaschen 
48  Mark  für  je  100  kg,  für  eingekochten 
lYaubenmost  60  Mark,  für  Welntrllb  24  Mark, 
für  Süss-  und  Kunstweine  24  Mark  in  Fässern 
und  48  Mark  in  Fkschen  für  je  100  kg. 

Ein  neues  Reichsg.  y.  24.  Mai  1901  regelt 
den  Verkehr  mit  Wein,  weinhaltigen 
und  weinähnlichen  Getränken.  Wein 
ist    das    durch  alkoholische  Gärung  aus   dem 


Safte  der  Weintraube  hergestellte  Getränk.  Die 
gewerbsmässige  Herstiülnng  oder  Nachmachung 
von  Wein  ist  verboten  unter  Verwendung  eines 
Aufgusses  von  Znckerwasser  oder  Wasser  auf 
Trauben  oder  Tranbenmaische,  *on  Zncker- 
wasser auf  Hefen,  unter  Verwendung  von  ge- 
trockneten Früchten  (mit  Ausnahme  der  Sftse- 
weinfabrikation),  von  Saccharin ,  Duicin  nnd 
sonstigen  kllnBÜichsn  Süssstoffen,  von  Säuren 
und  säurehaltigen  Stoffen  von  Obstmost  nnd 
Obstwein  zur  Verfitärkung  des  Alkoholgehalts. 
Zulässig  ist  dagegen  der  Iprozentige  Zusatz 
von  Materien  zur  Klärung  u.  8.  w.  im  Wege 
der  anerkannten  Kellerbenandlung,  der  Ver- 
mischung von  Wein  mit  Wein  (Verschnitt),  die 
Butsfiurung  durch  reinen,  gefällten,  kohlensauren 
Ealk  und  der  Znsatz  von  technisch  reinem 
Zucker  zum  Zwecke  der  Weinverbeasemng, 
ohne  die  Menge  erheblich  zu  vermehren.  So  be- 
handelt« Weine  dürfen  nicht  als  Naturwein  oder 
unter  Bezeichnnn^n  in  den  Verkehr  gebracht 
werden,  welche  die  Annahme  hervorruien,  dass 
ein  solcher  Zusatz  nicht  gemacht  wurde.  Ge- 
werbsmässig hergestellte  nnd  verkaufte  Schaum- 
weine müssen  Land  und  Ort  kenntlich  machen, 
wo  er  auf  Flaschen  gefüllt  wurde.  Frucht- 
schanmwein  darf  nur  us  solcher  bezeichnet  in 
den  Verkehr  kommen.  Ausserdem  ist  es  ver- 
boten, bestimmt«  Stoffe  oder  Gemische  von 
Dolchen,  wie  AInmininmsalze,  Borsäure,  Gljcerin, 
Salicylsänre,  unreiner  Sprit  u.  s.  w.,  Weinen  zu- 
zusetzen, die  als  Nahrnnge-  und  Genussmittel 
dienen  sollen.  Das  gleiche  gilt  auch  für  wein- 
haltige oder  vreinähmiche  Getränke.  Die  Ueber- 
tretnng  dieser  Vorschriften  und  Verbote  ist 
teils  mit  Geldstrafen  und  teils  mit  Freiheits- 
strafen bedroht. 

2.  Wfirttemberg.  In  Württemberg  (G.  v. 
9.  Juli  1827)  ist  der  Wein  durch  das  soge- 
nannte Umgeld  besteuert.  Objektiv  steuer- 
pflichtig ist  der  zum  Ausschank  kommende 
Wein  und  Obstwein  mit  Ausnahme  des  aus  dem 
Auslande  bezogenen  und  von  den  Wirten  an- 
mittelbar veTEollt«n  Weines.  Ala  Ausschank 
gilt  nicht  der  Verkauf  in  Mengen  von  über  20  I 
und  der  von  der  Verwaltung« behörde  nach  Zahl 
der  Hansgenossen  und  Umfang  des  Geschäfts- 
betriebes bemessene  „Hausbrauch  und  gewöhn- 
liche Abgang"  eines  Wirtes.  Steuersubjekt« 
sind  die  Konzessionierten  Schankwirte,  welche 
Wein  in  Mengen  unter  20  1  ausschenken,  und 
die  übrigen  Klein verscbleisser.  Steuerfrei  sind 
die  als  Hefe,  Trflbwein  etc.  zum  Abbrennen  ver- 
wendeten oder  als  unbrauchbar  ausgeschütteten 
Mengen  oder  solche,  welche  nachweislich  durch 
Unfall  unbrauchbar  geworden  oder  zu  Verlust 
gegangen  sind.  Der  Steuersatz  beträgt  seit  1. 
Juli  1868  lio/g  des  Ausschank erlQses  (1827: 
tD°<'g).  darf  jedoch  als  Maiimalsatz  11  Pfennig 
vom  1  nicht  Übersteigen.  Die  SWuerle istung 
wird  regelmSsaiff  durch  Accorde  erfüllt,  welche 
dem  mutmasslicnen  AnsschankerlQse  angepasst 
sind.  Hat  die  VerwaltungsbehSrde  keine  hin- 
reichenden Anhaltspunkte  oder  will  der  Wirt 
keinen  Accord  eingehen ,  so  wird  die  Steuer- 
schnldiglceic  durch  Kellenintersuchnng,  viertcl- 

iährigen  Abstrich  der  Getränkevorrät«  und  Er- 
lebunff  der  Ausschankerlöse  ermittelt.  Ein 
accordloser  Wirt  nuterliegt  besonderen  Be- 
triebs- und  Kuntroll Vorschriften,  der  Verpflich- 
tung der  Ortssteuerbehßrde,  über  seine  Einlagen 
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ürknnden  zuzustellen,  welche  die  Hen^ 
den  Preis  des  Getränkes,  den  Kamen,  Wohnort 
und  das  Qewerbe  des  Känfere  and  VerkSoferB 
ZD  enthalten  h»beD,  sowie  bestimmten  Vor- 
schriften über  die  Binkeltening  der  Weine  nnd 
■der  Anieigepflicht  hierüber  noduberhanpt  solchen 
■über  den  Verkehr  mit  Wein  und  Obst,  endlich 
Torichriften  über  Eichen ,  Numerieren  and 
Siegeln  der  Fllsser.  Verfehlungen  hiergege 
-sind  mit  Strafen  in  Geld  bedroht.    Ansserdei 


Wirtschaftsbetriebezn erlegen.  Ertragl90ü/1901 
2,340  Hillionen  Mark. 

3.  Baden.  In  Baden  will  die 
branchestener  vom  Wein  —  im  Gegensatz  znr 
wQrttembergifchen  AusBChanksteaer  —  gmnd- 
sfitzlich  eine  allgemeine  Belastung  des  Wein- 
rerbrauches  durch  die  W  e  i  n  a  c  c  i  s  e  herbei- 
fHbren.  Der  Kleinverkauf  ana  Wirtschafts-  nnd 
SleinverschleisskeUerti  nnlerliegt  ausserdem 
einer  KuHaizahgabe ,  dem  Weinohmgeld. 
>'8ch  den  GQ.  v.  19.  Mai  18B2,  27.  Angast  1888 
und  7.  Juni  1892  ist  Steuerobjekt  der  Wem,  Trau- 
henwein,  Traubenmost,  Obstwein  und  Obstmost. 
Die  Steuerpflicht  knüpft  an  die  Thatsache  der 
Einlage,  d,  h.  an  die  Verbringung  in  ein 
bände  oder  einen  amschlossenen  lUuni  an, 
-die  Steuer  igt  regelmässig  von  jeder  einzelnen 
Einlage  zu  entrichten  (.Einlagesteuer).  Ein- 
zelnen Wirten  kann  widerruflich  gestattet 
werden,  ihre  Steuerschuldigkeit  an  Weinaccise 
und  Ohmgeld  in  einem  Äversum  nach  Ueher- 
einhanft  mit  der  S tenery er waltung  abzutragen. 
Subjektiv  steaerpflicbtig  ist  der  Einleger  nnd 
zwar  der  Einleger  als  Eigentümer  mit  solida- 
rischer Haftbarkeit  de^enigen,  welcher  den 
Wein  bei  der  Einlage  in  Gewahrsam  hat,  für 
.die  Entrichtung  der  Stener.  Von  der  Weiu- 
Btener  ist  befreit  im  Interesse  des  Weinhandels 
unter  bestimmten  Voranssetznngen  die  Einlage 
im  WeinhanJInngs-  und  WeiulagerkeJIer,  wenn 
Wein  in  Mengen  von  mindestens  je  20  nnd 
lOOU  I  an  einen  Empfänger  abgegeben  wird. 
Diese  VergUnstignng  ist  an  die  LJIsnng  von 
Weinhand lungs-  und  Weinl^erpatenten  ge- 
knüpft. Ferner  besteht  eine  Reine  von  einzelnen, 
besondere»  Steuerbefreinngeu  för  die  erste  Ein- 
lage des  selbsterzeugteu  Weins,  des  Hess-  und 
Kommunion weina,  für  die  WeinbezU^  der  Ge- 
sandten, der  Weinproben,  der  Weinemlagen  bis 
ö  1  etc.  Nach  G.  v.  27.  August  1B88  sind  end- 
lich noch  befreit  die  Einlagen  von  Wein  als 
Hanstrunk  für  den  Hanshsit  des  Einlegers  und 
zur  Verabreichung  an  dessen  landwirtscuaftliche 
Hilfsarbeiter.  Durch  6.  v.  7.  Juni  1892  wurde 
die  Verbringung  von  verzollten,  eingestampften 
oder  gequetschten  Tranben  mit  den  Trestern  in 
ein  Gebäude  oder  einen  nrnschlogsenen  Raum 
nicht  als  stenerpflicbtige  Weineiulage  erklärt 
und  die  bisherige  Steuerfreiheit  des  ans  solchen 
Trauben  dargestellten  Weines  aufgehoben. 

Weinaccise  und  Weinohmgeld  werden  in 
der  Regel  nach  der  Menge  des  zu  versteuernden 
Weines  erhoben.  Indessen  kann  die  Stenerver- 
waltnng  aach  eine  Versteuemng  nach  dem  Ge- 
wichte .der  zur  Weinbereitung  bestimmten 
Tranben  oder  Obstmengen  nach  Verhältnis- 
Eahlen   im  Verordnungswege    festsetzen.     Die 


Aufstellung  der  Steuersätze  erfolgt  jeweilB 
durch  das  Staatshanshaltsgesetx.  Gegenwärtig 
betragen  dieselben  beim  Traubenwein  von  je  11 
als  Accise  H  Pfennig  und  als  Ohmgeld  2  Pfennig 
und  beim  Obstwein  für  die  Accise  vom  I  0,tl 
Pfennig  and  das  Ohm^eld  0,6  Pfennig.  Zar 
Sicherung  der  Stener  sind  nmfasaende  Eeller- 
nnd  Trausportkontrollen  znläsaig.  Ebenso  be- 
stehen Bestimmungen  Ober  die  Begleiturkunden 
beim  Weintranaport.  Defraudation  der  Wein- 
gtener  wird  mit  dem  4-  bis  12  fachen  Betrage 
der  hinterzogenen  Steueraumme  bestraft.  Liegt 
nachweislich  nur  ein  Versehen  vor,  so  kann  an 
die  Stelle  der  Defrandationsstrafe  eine  Ord- 
nungsstrafe von  3  bis  300  Mark  treten. 

Während  bisher  der  Ennstwein  Btener- 
technisch  dem  Naturwein  gleichgestellt  war, 
wird  er  dnrch  G.  v.  27.  Juni  181^2  besonderen 
Bestimmungen  unterworfen.  Die  Darslellnng 
von  Wein  ans  getrockneten  Weinbeeren,  Trester- 
wein,  Hefenwein  oder  sonstigem  ktlnstliohem 
Wein  nuterliegt  neben  der  Gewerbesteuer  JG. 
V.  26.  April  1S8S)  einer  besonderen  Steuer.  Für 
Transport  und  Einlage  des  Knngtweins  gelten 
die  Vorschriften- des  Weinateuer^esetzea.  Ver- 
schnitt, Eellerbehandinng  und  WeinveibeBseniilg 
sowie  die  Schanmweinbereitung  gelten  nicht 
als  EnnstweindarsteUung.  Steuersubjekte  sind 
die  Fabrikanten  von  Ennstwein,  welche  vor  Be- 
ginn des  Betriebes  einen  auf  die  Person  lau- 
tenden Erlaubnisschein  zu  erheben  haben.  Die 
Steuer  bemisst  sich  nach  der  Menge  des  er- 
zengten Fabrikates  und  beträgt  6  Mark  vom  hl 
Ennstwein.  Die  Abgabe  fQr  Ausstellung  des 
personlichen  ErlaubniascheineB  beläuft  siä  auf 

i'Shrlich  iß  Mark.  Die  Knnatweinfabriken,  die 
<ei  Einholnng  des  Erlaubnisscheines  eine  ge- 
naue Nachweisung  ihrer  Betriebsräume  einzu- 
reichen haben,  stehen  unter  ständiger  Beauf- 
sichtigang  dnrch  die  Stenerverwalriing.  Die 
Darstellung  von  Ennstwein  in  Wirtschafts- 
kellem,  Weinhandlnngs-  und  Weinl^erkellein 
ist  verboten.  Jede  Entnahme  von  Ennstwein 
ans  den  Betriebsräumen  ist  unter  Angabe  des 
Tages  und  Empßlngers  hei  der  Ort«poliieibe- 
hOrde  anzumelden,  und  zugleich  ist  die  vorge- 
Bchriebene  Steuer  zu  entrichten.  An  Dritte 
darf  Ennstwein  nur  in  Mengen  von  wenigstens 
1  abgegeben  werden,  doch  können  Proben  in 
I-Flascben  anversteuert  in  den  Verkehr 
kommen.  Zuwiderhandlungen  gegen  das  Gesetz 
oder  dessen  VoUzngsvorachriften  sind  teils  mit 
Defraudations-,  teils  mit  Ordnungsstrafen  be- 
droht. 

4.  Hesaea.  In  Hessen  wurde  durch  G.  v.  9. 
Dezember  1676  die  Trankstener  und  Zapfgebflhr 
nen  geregelt.  Sie  zer^lt  in  eine  Abgabe  der 
KJeinverkänfer  von  Wein,  welcher  in  Mengen 
unter  40  1  verkauft  wird,  und  beträgt  vom 
nnd  7  Mark,  je  nachdem  die  durchschnitt- 
lichen Verkaufspreise  unter  oder  über  70 
Pfennig  vom  Liter  sind,  und  in  eine  Auflage 
der  Weinhändler  von  ihren  Weinein  lagen, 
'eiche  ohne  Unterschied  und  Abstufung  5  Mark 
on  je  10  hl  beträgt.  Die  Steuerpflicht  beider 
Eategorieen  wird  dnrch  Schätzung  ermittelt, 
welche  von  Örtlichen  und  gemiscnten  Eom- 
-'--ionen  in  der  Begel  vierteljährlich  vorge- 
uuuiinen  vird.  Die  Schätzung' flUlt  weg,  wenn 
zwischen  dem  Steuerpflichtigen  nnd  der  Steuer- 
verwaltnog  fUr  je  ein   Ealenderjahr  Aversalr 
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]  rereinbart  werden.  Nachdem  im  J»hre 
1882  die  Weineiulagen  der  Weinh&ndler  von 
der  Weinstener  befreit  wurden,  wodurch  aich 
die  Belastung  des  Weinverbranchea  sehr  un- 
gleicbm&asig  gestaltete,  wnrde  sie  seit  18!(1 
Mig^er  Hebung  gesetzt.  Der  Versuch,  die 
Weinsteuer  im  Zusammenhang  mit  der  Befarm 
der  direkten  Steuern  im  Jahre  1899  wiederher- 
EosteUen  nnd  Weiu  big  zum  Preise  von  100 
Hark  mit  6  Pfennig  vom  Liter  and  solchen  im 
Preise  Ton  über  100  Mark  mit  10  Pfennig  vom 
Liter  za  heatenem,  ist  zunächst  gescheitert 

&.  Elgus  ■  Lothringen.  In  filsass- Loth- 
ringen wurde  in  den  TOer  Jahren  das  fronzO- 
sifldie  BesteueningRsysteui  mehrfach  verändert. 
Durch  G.  T.  20.  März  1873  wurden  die  Ein- 
«ingsatenern  und  die  KieiuTeckaufHabgaben 
(Detailateoern)  beseitigt  und  die  ven!chiedenen 
Abatuiongcm  der  Cirkulaüonssteuer  durch  eine 
einlieitliehe  Versands  teuer  ersetzt. 
Stenerobjekt  ist  der  Tranben-  und  der  Obstwein. 
Subjektir  steuerpflichtig  ist  bei  Versendung  an 
Kleinverkäufer  der  Empfänger  nnd  in  den 
ftbrigen  Fällen  der  Versender.  Ausserdem 
W>en  Wirte  nnd  Weinhändler  Lizenzen  zu 
entrichten.  Von  der  Versandsteuer  sind  befreit 
die  Versendnngen  der  Weinbauem  von  der 
Kelter  nach  ihreu  EeUem  oder  Weiolagem  und 
die  Versendungen  der  WeingTOssbäudler,  bereits 
Terstenerter  Wein,  Wein,  den  der  Gutspitchter 
vertragsmässig  an  den  EupentUmer  zu  versenden 
hat,  Versendung  von  Weinmengen  aus  einem 
KeUer  des  n&mlichen  Besitzers  in  einen  anderen, 
die  Ausfohr  von  Wein  aus  El sass-Loth ringen 
mit  Auafubrschein  und  endlich  vor  der  Versen- 
dung denaturierter  Wein,  welcher  zur  Bereitung 
von  £ssi^  und  Branntwein  bestimmt  ist.  Aus- 
nahmsweise wird  die  Steuer  auch  bei  der  Ein- 
lage von  Wein  erhohen,  wie  bei  Kleinbauern, 
welche  den  Kieinverkauf  von  Wein  betreiben, 
sofern  sie  nicht  im  Besitze  steuerfreier  Weiu- 
lager  sind  nnd  den  Kieinverkauf  ans  nbgeson- 
derten  Wirtschaftskellern  betreiben,  desgleichen 
bei  Privatpersonen  für  selbstgekelterten  Wein 
ans  Eigenbau.  Beim  Eingang  in  eine  oetroi- 
pflichtige  Stadt  kann  die  staatliche  Wein- 
Steuer  mit  dem  Octnii  zusammen  erhoben 
werden. 

Die  Steuersätze  betrugen  für  den  Trauben- 
wein 3  Hark  vom  hl  und  für  den  Obstwein  SC 
Pfennig  vom  hl.  Durch  G.  v.  23.  Mai  1877 
wmde  die  Versands  teuer  für  den  noch  mit 
Trestem  und  Beeren  vennischten  Wein  auf  '/,o 
und    für    den    nur    mit   Beeren    ohne  Trester 

i Kämme)  gearbeiteten  Wein  auf  */io  der  ordent- 
ichen  Sätze  herabgemindert  Das  G.  v.  ö.  Mai 
1880   setzte    den    Steuersatz  fUr  Traubenwein 


Steuersätze  der  Lizenzen  wieder  zn  decken. 
Dieselben  betragen  durchschnittlich  viertel- 
jfthrUch 

in  Gemeinden  mit  unter  2000      Eiuw. 
von  2001-lOüOO      „ 

,  „  mit  über  10000        „ 

Die  niedrigsten  Sätze  belaufen  sich  15,2ö  und 
30  Mark.  Die  Weingroashändler  unterliegen 
einer  vierteljährlichen  Lizenzabgabe  von  12 
Mark,  welche  in  dieser  Eühe  aus  der  franzö- 
sischen Zeit  übernommen  wurde.  Aasser  der 
Weinatener  kommen  noch  Stempelabgaben  für 


die  Steuerbezettelnngen  zum  Einzug,  welche  10 
Pfennig  für  jeden  Stenerschein  betragen. 

Das  G.  V.  14.  November  1892  führte  eine 
SteuererhOhung  für  den  Rosinenwein  ein.  Diese 
erstreckt  sieh  objektiv  auf  den  aus  Bosinen  oder 
Korinthen  hergestellten  Wein  einschliesslich  des- 
jenigen Natnrweins,  welcher  mit  Bosinen  ver- 
misuht  ist.  Von  der  Erhebung  ausgeschlossen 
ist  die  erste  Einlagernng  von  Bosinennein  fUr 
den  Hausbedarf  solcher  Personen,  welche  keine 
Rosin enweinfabrikanten  sind.  Ebenso  findet  die 
StenererhGhung  keine  Anwendung  auf  den 
blossen  Zusatz  von  Bosinen  zu  Most  oder  Wein 
l)ei  Hersteilung  solcher  Weine,  welche  als  Nach- 
tischweine ausländischen  Ursprungs  abgesetzt 
werden.  FUr  die  gewerbsmässige  Erzengnng' 
von  Hosineuwein  bestehen  genaue  Betriebsvor- 
schrifteo;  Die  Lösung  eines  Lizenzscheines  mit 
einer  Abgabe  von  12  Mark,  Bezeichnung  der 
Fässer  nnd  Flaschen  mit  „Rosinen wein",  deut- 
sche Eichzeichen  etc.  Der  Steuersatz  beträgt 
6  Mark  für  den  hl. 

tt.  Oesterre  Ich- Ungarn.  Im  Österreich  iscb- 
nugariscben  Kaiserstaate  besteht  eine  Wein-  nnd 
Hoetstener  in  verschiedener  Form.  Die  Wein- 
und  'Moststener  auf  dem  offenen  Lande  ist 
eine  Verkaufsateuer  vom  Kleiuabsatz,  dar  die 
Gast-  und  Schankwirte  sowie  alle  Personen 
unterliegen,  welche  Wein  und  Most  in  Meugen 
nntea  56  Litern  im  kleinen  verschleisseu.  Die 
Steuer  beträgt  vom  hl  Natur-,  Halb-  oder 
Knnstwein  5,94  Kronen.  Für  die  Natnrweine 
minderer  Qualität  in  gewissen  Gegenden  (Steier- 
mark, Tirol,  Kämtben,  Krain,  Küstenland 
u.  B.  w.)  sind  ermässigte  Stenersätze  von  1,48 
bis  4,46  Kronen  zn^lassen.  Die  Abgabe  ist  in 
der  Hauptsache  bei  der  Einkellernng  zu  ent- 
richten, welche  jedoch  regelmässig  durch  Ab- 
findung oder  Verpachtung  erhoben  wird.  In 
den  geschlossenen  Orten  {Wien,  Linz, 
Graz,  Laibach,  Triest,  Prag,  Brunn,  Lemberg, 
Krakau)  bildet  die  Wein-  und  Moststeuer  eines 
Bestandteil  der  Verzehnin  gasten  e 


übrigen  geschlossenen  Orteu  ist  die  Steuer* 
Skala  7,34  Kronen  für  Wein,  6,08  Kronen  ffiT 
Weinmost  und  2,28  Kronen  fttr  Obstmost. 
Einer  besonderen  Besteuerung  nach  G.  v.  30. 
März  1882  ist  der  Kunstwein  unterworfen, 
in  Ungarn  bestehen  ähnliche  Stenerverhält- 
nisae  auf  Grund  des  gemeinschaftlichen  Zoll- 
und  HandelBhündnisaes  zwischen  den  beiden 
Reichshälften.  Damit  ist  danu  noch  eine 
Schänksteuer  verbunden.  Der  WeinzoU  be- 
trägt 40  Kronen  für  je  100  kg. 

7.  Grosgbritannlen.  Das  britische  Inael- 
reich  bat  keinen  eigenen  Weinbau.  Die  Wein- 
steuer  besteht  hier  neben  dem  Zolle  auf  den 
eingeführten  Wein  in  einer  Verkaofsabgabe, 
welche  in  Form  von  Lizenzen  erhoben  wird. 
Weinhändler,  die  zugleich  mit  Spirituosen  han- 
deln, sind  der  Aäsicht  der  Steuerbehörde 
unterstellt.  Die  Lizenzen  für  die  Weinliändler 
schwanken  zwischen  2  £  4  sh.  1  d.  und  10  £ 
10  sh.  Der  niedrigste  Satz  kommt  für  die 
Materialisten    in    Schottland,    der   kSchste   fQr 
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Bolche  in  Anweadnng,  welche  ftUMchliMslich 
fremden  Wein  veikanfen.    Die  Lizenz  für  den 

XleiDabBAtz  von  Obstwein  beträgt  1  £  6  sh. 
Als  Süssweinlizenzen  kommen  in  Betracht  5  £ 
ö  ah.  für  die  FabrikaDten  und  Grossli&adler  nnd 
1  Bh.  ö  d.  für  Detailgeschitft«. 

S,  Frmnkreicli.  Die  Weinstener  in  Frank- 
reich ist,  wie  die  Gelränke bestenernne  über- 
haupt, sehr  -  alt.  Schon  unter  Karl  V .  den 
Weuen  (1364—80)  werden  achtnndzwanzig  ver- 
schiedene Auflagen  von  der  Prodaktion,  der 
Cirknlation  nnd  dem  Yerkanf  von  Wein  er- 
wähnt. Neben  dem  Octroi  erscheinen  insbeson- 
dere diese  inneren  Verhraachssteuern  als  Ver- 
kanfsHteaern  im  Grosshandel  (von  '/ii  des 
Wert^  im  Jahre  1360  and  Qfters)  nnd  als  Eon- 
snmstener  im  Kleinabsat2  (1374  von  '/o  138:3 
von  '/)  des  Durchschnitts preises).  Als  £r- 
hebnngsform  wird  regelmässig  die  £tenerpacht 
beTorzngt.  Vom  Ende  des  16.  Jahrhunderts  an 
werden  die  Weinstenern,  die  sogenannten  droits 
d'aides,  immer  mehr  zam  Hauptglied  der  in- 
direkten Verbrauchebeateuerung.  Neben  Auf- 
lagen und  Abgaben  beim  Transport ,  wie 
Passage-,  Orenz-  nnd  Kingangszölle  (Octroia) 
kommen  die  alt«n  Formen  der  Verkauf sabgaben 
beim  Grosshandel  und  der  Schanlisteneni  beim 
DetaüverschleisB  Tor.  Erslere  sind  in  der  Regel 
QnantitäUabgabeu,  bemessen  nach  dem  üblichen 
FlÜEsigkeitsmasee  „Muld"  ohne  Blicksichk  anf 
Qualität  und  Wert.  Letztere  diwegen  ziehen 
eine  Wertqnote  des  Weinpreises  als  Steuer  ein, 
wonebeu  anch  noch  specifische  Abgaben  ein- 
treten. Von  1680-1789  betrug  der  droit  de 
gros  ä°/o  vom  deklarierten  Preise  nebst  einem 

rciöschen  Zuschlag  von  16  V«  Sols  p.  mnid, 
Steuer  beim  Weinverkanf  ö  L.  8  s,  p.  muid 
in  Häusern,  wo  der  Wein  mit  tottgenommen 
(Gaasenschenken),  und  6  L.  15  e.  p.  mnid,  in 
solchen,  wo  er  verzehrt  wurde.  Zur  Ergänzung 
dienten  Jahrestaxen  (annnels)  der  Getränkever- 
käofer  und  Wirte,  verschieden  abgestuft  in 
Stadt  nnd  Land  für  jede  GetT&nkeart.  Der 
Radikalismus  der  fransösiachen  fievolution 
ränmte  auch  mit  den  Getränkesteuem  vüllig 
anf,  so  daas  dieselben  von  1791 — 1804  aus  dem 
Staatsbaushalle  ganz  verschwanden.  Indessen 
BChlichen  sie  sich  schon  unter  dem  Direkturinm 
als  Gemeindeabgaben  und  zwar  als  Teil  des 
Ocirois  wieder  in  das  Finanzwesen  ein ,  bis 
1804  die  ganze  Steuergmppe  als  Staatssteuer 
wiederhergestellt  wurde.  Die  Grundlage  für 
die  Weinsteuer  bildete  zunächst  das  G.  v.  24. 
April  1816. 

In  diesem  Entwickelungsprozess  von  1804 
bis  1816  hat  die  Weinsteuer  8  verschiedene 
Formen  angenommen.  Man  konnte  daher  nicht 
mehr  von  einer  Weinsteuer,  sondern  nur  von 
einem  System  der  Weinbesteuemng  sprechen. 
Die  einzelnen  desselben  waren :  1.  die  Cirku- 
lationsabgabe,  eine  Versandstener  für  Wein- 
tninsporte  an  Private;  2.  die  Eingangssteuer  in 
Städten  mit  4000  und  mehr  Einwohnern  als 
eine  allgemeine  (örtliche)  Verbranchaabgabe ;  a. 
die  Klein verkanfsabgabe  für  den  Kleiuverscbleiss 
der  Wirte  und  Debitanten;  4.  die  einzige  Ab- 
gabe an  Stelle  der  Eingangs-  nnd  Kleinver- 
schleissabgabe  in  grosseren  Städten;  5.  die  Er- 
satzabgube  für  Paris  und  Lyon  an  Stelle  der 
sonstigen  Stenerformen.  Dazu  kamen  noch  6. 
Abfindungen    und    Abonnements    ganzer    Ge- 


meinden als  Ersatz  für  die  Cirkulationa-  nnd 
Eleinverkaufsabgabe ;  7.  Lizenzen  und  S.  eine 
Hehrzahl  von  gehührenartigen  Abgaben. 

Dieses  komplizierte  System,  das  mit  man- 
cherlei Belästigungen  und  Schwierigkeiten  vei- 
knüpft  war,  zählt  in  seiner  Art  zu  den  be- 
wnnderns werten  Leistungen  nicht  nnr  frauzQ- 
siscber,  sondern  modemer  Steuertechnik  nnd 
Verwaltung  überhaupt  (Wagner).  Aber  anderer- 
seite  dnrchkrenzte  es  auch  mancherlei  wichtige 
Interessen.  Namentlich  haben  anch  die  unge- 
mein grosse  Zersplittemng  dtfl  Weinbaues,  die 
Steuerfreiheiten  der  Eipenbauer,  die  Kotla^ 
der  Weinkultnr  durch  die  Reblansplage  sowie 
die  steigende  Konkurrenz  der  spanieclien  und 
itelieuiscbeu  Weine  und  die  VenlrSnguiu;  des 
Weinalkobols  durch  Branntwein  aus  mMligen 
Substanzen  den  Rnf  nach  einer  Abänderung 
der  Besteuerung  nicht  verstummen  lassen.  Da- 
zu kam  endlich,  ans  gesundbeits-  nnd  sittenpoÜ- 
zeilicheu  Gesichtspunkten  entsprungen,  die  Ten- 
denz, die  Steuerlast  der  sogenannten  „hygie- 
nischen oder  Nahmngs^etränke"  (boissons  hygi- 
eniquea  ou  alimeniaires)  thnnlichst  zu  er- 
mässigen  und  die  Belastnng  des  Alkohols  zur 
Bekämpfung  der  firanntweinpest  nach  Kräften 
zn  erhoben.  Aber  trotz  all  dieser  StrGmungen 
und  Bemühungen  hatte  es  zunächst  bei  (fem 
alten  Rechtsstand  sein  Bewenden ,  der  im 
wesentlichen  die  Gesetzgebung  des  Jahres  1816 
zur  Grundlage  hatte. 

Nachdem  die  Revolutionen  von  1830  und 
1846  mehr  oder  weniger  gerin^gige  oder  doch 
vorübergehende  Einflüsse  anf  die  Getränke-  und 
Weinstenern  ausgeübt  hatten,  blieb  auch  der 
Wein  von  den  Folgen  des  Jahres  1870—71 
nicht  unberührt,  wenn  auch  die  charakteristische 
Neigung  immer  schärfer  hervortrat,  die  Be- 
lastnng mehr  auf  den  Alkohol  (Branntwein)  zu 
schieben  und  die  gesnudheitsunscbädlichen  Ge- 
tränke, insbesondere  auch  den  Wein,  stärker  zu 
entlasten.  Seit  der  Besserung  der  Finanzlage 
seit  den  60er  Jahren  des  lä.  Jahrhunderts 
haben  sich  denn  auch  Reform projekte  in  nie 
ruhender  Bewegung  abgelöst  (mSO,  1886,  1888, 
1891,  1893,  1895  [zwei  Projekte],  1899).  Die 
Schwierigkeiten  wurden  durch  die  Unbeständig- 
keit und  den  Wechsel  der  Regierungen  -noch 
beträchtlich  gesteigert.  Erst  im  Jahre  1900  ge- 
lang es  dem  Finanzminister  Caillaux,  diese  Jahr- 
zehnte daneruden  Strömungen  nnd  Kämpfe  znm 
Abschlnss  zn  bringen,  nachdem  die  Frage  be- 
reits fünf  Jahre  (1895—1900)  nnunt erbrochen 
ein  Gegenstand  der  parlameDtarischen  Behand- 
lung  ^wesen  war.  Denn  es  galt  dabei,  ganz 
verschiedene  Strömungen  und  Interessen  zum 
Ausgleich  zu  bringen. 

Der  gegenwärtige  Rechtsstand  der  Wein- 
steuer beruht  auf  dem  G.  v.  29.  Dezember  1900. 
Dasselbe  beseitigt  für  Wein,  Obstwein,  Bimmost 
und  Honigwein  die  Eleinverkaufsabgabe,  die 
Eingangsabgahe  und  die  einzige  Abgabe  und 
behält  für  diese  Getränke  lediglich  dieCirku- 
lationsabgabe  bei.  Unter  Aufhebung  des 
Zonensystems  werden  Einheitssätze  erhoben,  die 
vom  hl  Wein  1,50  Francs  nnd  vom  hl  Obstwein 
etc.  0,80  Francs  betrafen.  Die  bisherigen  Eon- 
trollvorschriften  des  Weinverkehra  und  der  Cir- 
knlation werden  in  der  Hauptsache  beibehalten. 
Für  die  Eigenbaner  und  ihre  eigene  Enite  sind 
mehrfache  Erleichterungen  zugestanden,  oament- 
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Wein  und  Weinstener 


lieh   auch  fUr  den  Verbanf  ihrer  eigenen  Er- 


die  Lizenzen  wurden  nen  geordnet.  Für 
diese  KleinTerschleiaser  ist  ihre  Einreihuug  io 
die  KlftBsen  der  Patentstener  masegehend.  Die 
in  Tablean  A  des  Tarifs  aufgeführten  Ge- 
schäftsleute (commer^ants  ordinaires  et  artiiiaus 
OKOpantH  des  ouTriers)  bestehen  8  Orts-  und 
8  BetriebHumfangsklBsseu  (entsprechend  den 
Klassen  der  Patentsteuer),  deren  Steuersätze 
sich  zwischen  20  und  5(X)  Francs  bewegen.  Die 
übrigen  Paten tstenerpjlichtigen  in  den  andern 
Tableana  werden  mit  einem  Einheitssatz  von 
450  Francs  beateuert.  Die  Grosshändler  haben 
201)  Francs  Jahreslizenz  in  bezahlen,  wenn  sie 
jährlich  mehr  als  lOOü  hl  Wein  oder  2000  hl 
Obstwein  verkaufen.  300  Francä  bei  einem 
Jahresumsat«  von  1001—3500  hl  Wein  oder 
von  2001-601X1  bl  Obstwein  nnd  5(»  Francs 
bei  einem  Jahresumsatz  von  über  2500  bl  W 
oder  von  über  ÖOOÜ  hJ  Obstwein. 

Damit  war  die  Weinstener  anf  eanz  ni 
Grundlagen  gestellt  und  die  Steuertechnik  hatte 

finz    wesentliche     Vereinfftchnn^en    erfahren 
in  Streit,   der  beinahe   ein  Jahrhundert  ge- 
dauert   batte ,    war    damit    eudgittig    unsgc- 

Die  Ertragnisse  der  Wein-  und  Obst- 
■weinstener  in  Frankreich  haben  sieb  folgender- 
massen  entwickelt: 


Wein- 

Obstwein 

Eteuer 

Millionen  Francs 

1831 

3S,ao3 

6.311 

1836 

48,858 

7.715 

1846 

59,176 

7,687 

1856 

65,497 

10.905 

1866 

86;6S5 

13,467 

1877 

184,914 

14,896 

1883 

136,505 

12,153 

1898 

146,943 

15,943 

1895 

159,389 

15,180 

1896 

156427 

14,965 

1898 

155,607 

11,398 

18Ö9 

160,720 

13,149 

1900 

162,862 

15,109 

1901  (Schätzung) 

60,400 

6,600 

Dieser  starke  Ausfall  soll  namentlich  durch 
eine  beträchtliche  Erhöhung  der  Alkohol-  and 
Branntweinsteuer  ausgeglichen  werden,  deren 
ät«nersatz  einschliesslich  der  Zuschlagsdecimen 
von  156  '/t  auf  22Ü  Francs  vom  hl  reinen  Alkohols 
oder  tun  mnd  30%  erhebt  wurde. 

9.  Andere  Staaten.  Belgien  batte  bis 
zum  G.  V.  13.  Mai  18B2  neben  einet  Accise  einen 
Weinzoll,  welchen  das  genannte  Gesetz  be- 
seitigte. Dagegen  wurde  die  Accise  auf  23 
Francs  vom  hl  erhoben,  die  durch  G.  v.  30. 
Dezember  1896  auf  30  Francs  vom  hl  und  bei 
Flaschenweinen  auf  GO  Francs  erhöht  wurde. 
Schaumwein  unterliefet  einer  Spei^ialaccise  von 
40  Francs  per  hl.  Sei  Weinen  mit  einem  Alko- 
holgehalt« von  mehr  als  Ib"  wird  ausser  der 
Accise  noch  bei  der  Einfnhr  fUr  den  Ueber- 
scbUBs  des  Alkoholgehalts  per  Stärkegrad  nnd 
bl  ein  Zuschlag  von  H  Francs  erhoben.  Wein 
mit  einem  Alkoholgehalt  von  mehr  ab  21"  wird 
bei   der   Einfuhr    wie   Branntwein    behandelt 


Seit  1860  fallen  35  "'o  der  Einnahmen  dem  Ge 
meindefonds  zu.  Seit  dem  G.  v.  18.  Juni  ISSiS 
ist  vom  im  Inlande  aas  getrockneten  FrQchteii 
bereiteten  Weine  eine  Abgabe  in  der  Höbe  des 
WeioEuUes  zn  entrichten.  In  den  Nieder- 
landen beträgt  der  Steuer-  und  ZollsaU  20 
Gulden  vom  hl.  Bei  einem  Alkoholgebalte  von 
über  21 '^  bei  15'  C.  wird  der  Mebrgehalt  nach 
den  Sätzen  des  Branntweins  verstenert  Die 
innere  Besteuerung  der  Weine  war  in  der 
Schweiz  der  kantonalen  Gesetzgebung  vorbe- 
halten. Sie  wurden  jedoch  mit  der  Einführung 
des  Alkoholmonopols  vom  1.  September  1887 
an  aufgehoben  und  die  Kantone  für  den  Aus- 
fall aus  dem  Ertrag  des  Monopols  entschSdigL 
In  Italien  bildet  die  Weinstener  einen  Be- 
standteil des  Dazio  di  Consumo,  der  allgemeinen 
Verzehr» ngssteuer.  Die  Steuersätze  sind  nach 
einem  vielfachen  Ortsklassentarif  abgestuft 
Spanien  hat  für  die  geschlossenen  Orte  eine 
Thorsteuer  und  fUr  das  oßene  Land  eine  Klein- 
verkaufsabgabe. Die  Kunst  weinfabrikation  ist 
verboten,  mit  Ausnrihme  der  Schaumweine  und 
der  sogenannten  Mistelas,  einem  ans  Wein, 
Wasser,  Zucker  und  Zimmt  bereiteten  Getränk. 
Die  Eingangsabgabe  wird  durch  die  Gemeinden 
auf  Bechnunc-  des  Staates,  die  Klein verkaufs- 
abgabe  im  Wege  der  Verpachtong  erhoben. 
Portugal  erhebt  gleichfalls  eine  Kleinver- 
kaufeabgabe  durch  Verpachtung.  Griechen- 
land hat  eine  allgemeine  Verbrauchssteuer  (G. 
V.  26.  Juli  1885),  welche  in  Gemeinden  bis  3000 
Seelen  1  Lepta  für  die  Oka,  in  Städten  von 
5001  bis  20000  Einwohnern  2  nnd  in  solchen 
mit  über  20  000  Seelen  3  Lepta  beträgt. 
Ausserdem  besteht  seit  1889  eine  Prodnktioas- 
steuer  von  2  Lepta  für  die  Oka,  die  vom  Pro- 
duzenten auf  Grund  seiner  eigenen  Deklaration 
zu  erlegen  ist.  Auch  Serbien  bat  eine  innere 
Weinstener  (G.  \.  19.  Juli  1882J,  welche  beim 
Fasswein  2  Dinar  für  je  100  ^  und  für  den 
Flaschenwein  20  Dinar  für  die  gleiche  Ge- 
wichtsmenge  beträgt.  Alle  die  erwähnten 
Staaten  haben  ausser  diesen  inneren  Ver- 
braucbsabgaben  vom  Wein  noch  W  e  i  n  z  S 1 1  e 
für  die  Einfuhr. 

Lttterntort    Blankenhom,    BüHolheca    oeno- 
logiea,  Heidelberg  1875  (mit  reicher  Litteraiur ,') 

—  V.  Babo,  Der  Weitulork  und  «ine  Vartt- 
täten,  Frankfurt  ISU.  —  v.  Baba  «nd  Maek, 
Handbufh  des  H'einbauu  und  dm-  KeUeneiri- 
tehafl,  t  Bde.,  i.  Auß.,  Berlin  ISSl—aS.  — 
V.  Baba  und  Metxger,  Wein-  und  Tafeltraube» 
der  deuUdien  Weinberge,  S.  Aufl.,  iSluttgarl 
ISSl.  —  Goethe,  HatuUnirh  der  Ampelographie, 
Grat  1878.  —  Derselbe,  AmpelograpAüchet 
Wirrlfrfiueh,     Wien    1876.    —    H«hn,    KuUht- 

pfiamen  und  Natutiere,  ß.  Aufl.,  Berlin  JS$4, 
S,  6S.  —  Schröder,  ReaUtrikon  der  indogrr- 
maniaclifn  AUertumtktatde,  Stranburg  1901,  S. 
94s.  —  Hamm,  Weinkarte  ron  Euro/ia,  i.  .iu^., 
Jfua  und  Leipzig  lS7t.  —  Deraelbe,  Wein- 
buch,  S.  Aug.,  1886.  —  Huber,  Di»  Zukunft 
det  täddfuüchen  Weinbaur»,  Stuligart  1891.  — 
JtUlien,  Topographie  de  tout  le*  eignablit  con- 
nu»,  nouF.  f'if.,  Paria  1860,  —  Rlione-Coii- 
veraeSf  La  Vigne  etc.  cn  Bourgogne  et  en 
Champagne,  Ibri»  1888.  — Mallet-ChevaUter, 
Ailni  encgcU-pedique   de  la    vigne,    Nimr»    1839, 

—  Shaw,    The  .Wine  and   Ihe  fellar,    London 
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i5';j.  —  Snider,  Le  criii  degli  tpMH  e  dei 
ritti  in  Italia,  Milano  1SS9.  —  Ottavt,  Vinl- 
roUiira  ttorico-pnUica,  S.  ed.,  CiaaU  1S9S.  — 
Xau,  GruncUiiUt  der  Finantii-ätfnschaft,  ^i 
iSSa — 4SS.  —  Uopnann,  Lfhre  von  den 
Sltium,  Berlin  IS40,  S.  SOI.  —  ITmpfenbach, 
Fina-iawiurnteha/l,  Erlangen  ISSSjei),  ^  115.  — 
Berniua,  Finanaeitieruehaft,  2.  Aufi.,  Bertin 
1871,  K  SG7.  —  Wa0n«r,  Fin.  III.,  S.  617 
bie  6SS  mtd  Ergh.  S.  100.  —  Roacher,  Sytt. 
ir,  |96.  ^ZtlUr,  Auficavdaleuern,  i»  Sehön. 
btrg  III,  S.  507 — S?^.  —  Cohn,  Si/iHnn  der 
Finamtpiisenttkufl,  tilvtlgart  I8S9,  S.  569.  — 
SeMiffle,  Gntndaälze  der  SicKerpntüik,  TiHingeii 
ISSO,  S.  4iSff.  —  Derselbe,  IXe  Steurrn,  II. 
Leipzig  1S9T,  S.  f87.  —  Vocke,  Abgaben.  Auf- 
lagen und  die  Steuer,  Stutlgrirl  1887,  S.  54s.  — 
Heeket,   AH.  «Wein  und  WeiiMeaera  ia  EUtert 

W.  d.  V.  Bd.  IT,  S.  S72-87S.  —  V.  Mayf, 
Art.  «Welmlmert  in  v.  SIengeU  WSrlerbueli 
drt  drulichen  VcneallHngtrerhU,  II.  Bd.,  S.  9S1 
(aebft  Sacklrägen  im  1.  und  t.  Ergäntungi- 
b<iHde).  —  Dertetbe,  Wärftenibcrgitche  Sleuer- 
rrjunn/ragen,    Zciltrhr.  f.  St.,    Bd.  47,    S.  £53. 

—  Siecke,  Verfauung,  Vervallung  und  Staatt- 
Jiaiithalt  dei  Königreiche  tVärltenJ/erg,  Sliillgarl 
1887,  S.  S51.  —  Kegenaitcr,  Der  SlaaUbaut' 
halt  de»  Grnub.  Baden,  Knrltruhe  1S6S,  S  SBl. 

—  Setthert,  FinamrenealtuHg  df-a  Gronhenag- 
iulnt  Baden,  Karltruhe  ISSI,  S.  i8.  —  ZcUer, 
Handbuch  der  VerfoMiung  und  Vervaltung  im 
Grotheriogtum  Hctten,  Varmttadl  1886,  S.  397. 

—  Leydhecktff,  Die  Heileuemng  de*  Weinet 
in  Eltatt-Lulhringen,  Straubiirg  1S75.  —  Iter- 
Jelbe,  Zälle  und  indirekte  Steuern  in  Eliatt- 
l^ithringen,  Strauburg  1387,  Bd.  II,  S.  495.  — 
iCfrsch,  Indirekte  Steuern  und  Z-Ule  in  Eleata- 
Lothringen,  I»  Scham'  Fin.-Arehv  1883,  II, 
S.  SS.  —  Heekel,  Die  GetrünketUuam  in 
Frankreich,  Jahrb.  f.  Not.  u.  Stat.  F.  III. 
Ild.  ii.  —  I.eroy-Beautleu,  Traili  de  la 
teienee  det  ßnaacea,   4.  ed.,   ISSS,   t.  I,  p.  673. 

—  Aoueou,  Art.  tBoinonea  in  >.  Dictionnaire 
de  l'adminittralion  fran^ite,  S.  fd.,  Parit  und 
yaneg  1891.  —  Sttmitn,  Art,  nBoiuom«  in 
I/un  Sag!  Dictionnaire  den  Finaaeee,  itari) 
1339.  —  OHbo,  ( 'ode  der  cnnlributioTii  indirectei 
et  def  odroit,  Parte  1879. 

Mttx,   von  Heekel. 


Weitling,  Wilhelm, 

geb.  am  a.  X.  1808  in  Magdeburg,  geat.  am 
lö.  I.  1871  in  New- York ,  ging  als  Scbneider- 
geselle  auf  die  Wandenivliaft,  wnrde  in  Paris 
für  den  EommnnismuH  gewonnen  nnd  studierte 
denselben  dort  ans  den  Schriften  Babenfs, 
Fonrier»  nnd  Gabets.  Als  Abgesandter  des 
Pariser  Komm un ist enbnn des  unternahm  er  1840 
eine  Agitationareise  nach  Genf  nnd  liess  sieb 
1K41  znm  dauernden  Aufenthalte  in  der  Schweiz 
nieder,  wo  er  in  Genf,  Bern,  Vevey,  Lausanne, 
Zürich  et«,  auf  kürzere  oder  längere  Zeit  seinen 
Wolinsitz  nahm  und  sich  durch  eine  erfolgreiobe 
Propaganda  in  den  Kreiaeu  der  teilweise  schon 
kommunistischen  Verbänden  augebJiri^en  Sch-itei- 
eer  Arbeiter  für  die  Lebren  des  sozialistiuchen 
BadiktüismuB  hervortbat,  auch  scbriftstelleriBch 


(b.  n.)  thätig  war  nnd  mit  UnterstQtzung  Pariser 
und  Londoner  dentscher  Sozialisten  die  Monats- 
sdbrift  „Die  junge  Generation"  ^s.  n.)  heraus- 
gab. Den  Anlaas  zum  Einschr^t«n  der  SchweLier 
Behürden  gegen  Weitlings  destruktive  agi- 
tatorische nnd  publizistische  Thätigkeit  gab 
der  Beginn  der  Drucklegung  seiner  Schrift 
„Evangelium  des  armen  Sünders"  (s.  n.),  wegen 
der  er  der  Gotteslästernng  angeklagt,  verhaftet 
nnd  im  Oktober  desselben  .Jahres  zu  sechs  Monaten 
Gefän^is  und  späterer  Ausweisung  aus  der 
Schweiz  verurteilt  wurde.  Nach  Verbiisaung 
semer  Strafe  lieferte  die  Schweizer  Behörde  den 
als  „Anfreizer  zum  Aufruhr"  bezeichneten  Weit- 
ling an  Preusaen  aus.  welches  der  ausgesprochenen 
Absicht  des  Ag'itators,  sieb  nach  England  xa 
begeben,  nur  türderlich  war,  indem  es  ihn  mit 
Gendarmen  über  die  Hambnrger  Grenze  bringen 
liesa.  Von  Ende  Angust  1844  hls  Anfang  1846 
nahm  der  Anagewiesene  während  seines  Londoner 
Aufenthalts,  als  politischer  Flüchtling,  die  Gost- 
freundachaft  Englanda  in  Anspruch,  agitierte 
und  konspirierte  dann  in  Brüssel,  Antwerpen 
nnd  New- York,  kam  wieder  nach  London  zurück 
und  tauchte  im  Juni  1818  in  Berlin  auf,  wo  er 
die  sozialistische  Zeitschrift  „Der  Urwähler"  ins 
Leben  rief,  der  ea  aber  nur  auf  vier  Nummern 
gebracht  bat.  Nachdem  Weitling  noch  deu 
New-Yorker  „demokratischen  Verein"  auf  dem 
vom  aj.— 30.  X.  1848  in  Berlin  abgehaltenen 
zweiten  internationalen  Bemokrateiikon (presse 
vertreten  hatte,  wnrde  er  am  21.  XL  1848  aus 
Berlin  ausgewiesen  und  verlegte  deu  Sitz  seiner 
sozialistisch-kommunistischen  Frop^anda  nach 
Hamborg,  woselbst  er  eine  Anisaht  Sektionen 
seines  revolntion&ren  „Befreinngsbnndes"  grün- 
dete. Im  Augnat  184^  entzog  er  sich  der  ihm 
drohenden  Verhaftung  durch  die  Flucht  nnd 
ging  über  London  nach  New- York,  wo  er  1861 
das  soziftliatiach-kommunistische  Blatt  „Eepublik 
der  Arbeiter"  gründete  und  mit  günstigem  Er- 
folge bis  1854  furtführte. 

Weitling  veröffenlJichte  von  ataatawiagen- 
schaftlicheu  Schriften  in  Buchform :  Die 
Menschheit,  wie  sie  ist  nnd  sein  sollte,  (Paris) 
18:-!8;  dasselbe,  2.  Anfl.,  Bern  184^.  —  Garan- 
tieen  der  Harmonie  und  Freiheit,  Vivis  (Selbst> 
Verlag)  1842;  dasselbe,  2.  Aufl..  ebd.  1845;  daa- 
selbe,  3.  Aufl.,  Hamburg  1819  [eine  norwegische 
Uebersetznn^  dieses  Buches  erschien  18r')8j.  — 
Das  Evangelinni  des  armen  Sünders,  Bern  1845; 
dasselbe,  2.  vermehrte  Aufl.,  Birafeld  1816;  das- 
selbe, 3.  Aufl.,  New- York  1847 ;  dasselbe,  anastat. 
Druck  vom  Jahre  1890  der  editio  priuceps  von 
1845.  —  Briefe  an  die  Landslente,  o.  0.  1847. 

—  Ein  Notruf  an  die  Männer  der  Arbeit  und 
Sorge,  New- York  1847;  dasselbe,  2.  Aufl.,  ebd. 
184«.  —  Weitling  veröffentlichte  als  Herans- 
geber nud  Hauptmitarbeiter  folgende  Zeit- 
schriften: Hilferuf  der  dentschen  Jugend,  Mo- 
natsschrift, Genf  1841,  (Es  erschienen  hiervon 
nur  die  Nrn.  1  bis  4.)  —  Die  junge  Generation, 
Monatsschrift,  Jahrg.I — II  (soweit  userschienen), 
Bern,  Vevey,  Langeuthal  und  Zürich  1842'4i). 

—  Der  Urwähler,  Wochenschrift,  Berlin  l848. 
(Es  erschienen  hiervon  nur  die  Nrn.  1  bis  4.) 

—  Eepublik  der  Arbeiter,  Jahrg.  I — IV  (soweit 
als  erschienenl,  Kew-Y'ork  1851—18.54. 

Weitlings  Kritik  der  kapitalbtischen  Ge- 
sellschaf taonlnoDg  schöpft  das  Material  zur  Ver- 
urteilung dea  Privateigentums  aus  den  Uhu- 
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stttn'len  der  Mengchheit,  wo  aus  dem  Begfinne 
des  Hirten-  und  JSg'erlebeiis  der  Beeriff  des  be- 
weglichen Eigentnins  sich  teransbißete,  sobald 
die  einzeluen  zahmen  Nutjttiere  von  den  ein' 
Keinen  Hirten  zn  Herden  vereinigt  und  sobald 
die  Hänte  der  von  den  einzelnen  JiLgeni  er- 
legten jagdbaren  wilden  Tiere  zn  Belikidangs- 
und  anderen  Zwecken  gesammelt  wurden.  Ans 
einer  späteren  Enltnrstufe  ging  der  Ackerbau 
hervor.  Es  entsprach  zunächst  nnr  dem  natür- 
lichen Gerecht!  gkeitagetühl ,  daas  derjenige, 
welcher  gesäet,  auch  die  Ernte,  nnd  derjenige. 
dem  ein  von  ihm  bebauter  Boden  einmal  I  rtlcEte 
getragen,  auch  den  Ertrag  dessen  weiterer  Aus- 
beute fär  sich  heänspmchte,  die  einzelnen  Acker- 
bauer nahmen  daher  tod  dem  von  ihnen  kulti- 
vierten Lande  Besits.  Daa  Grundeigentum  war 
damit  anerkannt,  da  aber  die  stete  Zunahme 
der  Menschheit  kein  Wachstum  der  BodenflKche 
begleitete,  war  es  mit  dem  freien  Zulangen 
uoch  nicht  okkupierten  Bodens  bald  vorüber, 
nnd  während  gegenwärtig  kein  herrenloses 
Fleckchen  btilturbaren  Ackerbodens  oder  Weide- 
landes mehr  vorbanden,  giebt  es  Millionen  von 
Menschen,  die  weder  eine  Scholle  Land  noch 
sonstiges  Eigentum  besitzen.  Auf  Grund  dieser 
Ausführungen  kommt  Weitling  zu  dem  Schlüsse, 
dasB  von  der  Periode  an,  wo  der  freie  Jtensch 
keinen  nicht  schon  in  Besitz  g[euoninieneii  Teil 
des  Bodens,  nm  ihn  sich  anzueignen,  mehr  vor- 
fand, das  Eigentum  anfhörte,  ein  Becht  zu  sein, 
und  dass  ea  gegenwärtig  als  ein  an  der  Gesell- 
schaft begangener  schmachvoller  Diebstahl, 
dessen  Senktioniernng  durch  das  ebenfalls  zu 
verwerfende  Erbrecht  erfolgt  sei ,  bekämpft 
werden  müsse.  Wie  mit  dem  Fortschreiten  der 
Kultur  sowohl  die  Mannigfaltigkeit  der  Pro- 
dukte als  der  menschlichen  Bedürfnisse  sich 
steigerte,  wie  die  Ausdehnung  des  Tauschhan- 
dels zur  bequemeren  Ausgleichung  der  Ge- 
schäfte das  Geld  als  Zablmittel  erfunden  und 
wie  das  Geld  zur  Demoralisation  der  Mensch- 
heit, zur  Unterdrückung  der  individuellen  Frei- 
heit, zur  Legalisierung  des  Rechtes  des  Stärkeren 
Über  den  wirtschaftlich  Schwachen,  zur  ünter- 
schätzung  des  vollen  Wertes  der  Arbeit  und 
zur  Schmälernng  des  vollen  Arbeitsertrages  ge- 
führt habe,  entwickelt  Weitung  mit  dem  Effekt 
eines  gehamiachten  Protestes  gegen  das  Geld- 
system in  nnd  ausser  der  konimunlstischen  Ge- 
sellschaft. -^  Das  kommunistische  System,  welches 
Weitling  zuerst  in  den  „Garantieen  der  Har- 
monie und  Freiheit"  (s.  o.)  in  geschlossener 
Form  niedergelegt  hat,  stellt  seinen  Verfasser 
als  den  ersten  deutschen  Kommunisten  hin,  der 
die  Snperioritttt  der  Wissenschaft  und  der  In- 
telligenz in  der  kommunistischen  Gemeinschaft 
fordert  nnd  demnach  von  den  Kandidaten  für 
den  Dreimännerrat,  welcher  au  der  Spitze  des 
sozialistischen  Gleichheitsstaates  stehen  soll, 
verlangt,  dass  sie  die  „philosophische  Heil- 
knude  ,  worunter  er  ausser  Therapentik  und 
Psychiatrik  das  nützlichste  Wissen  aus  der 
praktischen  Theologie,  Reehtsgelehrsarakeit  und 
Weltweisheit  versteht,  vollständig  beherrschen, 
dass  sie  ferner  Matadore  des  Wissens  im  Ge- 
samtgebiete der  Physik  und  Mechanik  sind. 
Von  diesem  Dreimännerrate  wird  in  seinem 
kommunistischen  Gemeinwesen  znnäcbst  das 
Quantum  derjenigen  Produkte  an  notwendigen 
nnd  nützlichen   Gebranchsartikeln    festgesetzt. 


welches  die  Befriedigung  der  noabweislicben  Be- 
dürfnisse der  gesamten  Gleichheitsgenossenschaft 
erheischt.  Die  zur  Erzeugung  dieser  Güter- 
menge erforderliche  Arbeitszeit  wird  zu  gleichen 
Teilen  anf  alle  arbeitsfähigen  Individuen  des 
Eommnnistenverbandes  repartiert.  Ein  Zwang 
zur  [Tebemahme  einer  bestimmten  Arbeit  findet 
nicht  statt,  Neigung  und  Befähigung  der  ein- 
zelnen Gesellschaf  tag  lieder  entscheiden  vielmehr 
bei  Auswahl  der  verschiedenen  Arbeitsobjekte, 
die  leichtesten  Arbeiten  sind  dem  weiblichen 
Gescblechte  vorbehalten.  Das  Recht  anf  Eiiatenz 
wird  von  Weitung  principiell  anerkannt,  und 
der  Unterhalt  aller  unmündigen,  kranken,  ge- 
brechlichen sowie  wegen  hohen  Alters  arbeits- 
uu^higen  Familienanbängael  der  Genossen  de3 
Kommunisten  Staates  rausa  daher  durch  letzterer 
Arbeit  mit  bestritten  werden.  Einer  besonderen 
Armen  Versorgung  wird  durch  diese  Anordnung, 
welche  auch  den  Arbeitsinvaliden  zn  gute  kommt, 
( vorgebeugt.  Die  Arbeitsleistung  der  in  Hervor- 
biingung  der  als  notwendig  oder  nützlich  an- 
erkannten Erzeugnisse  thätigen  Individuen  wird 
an  Stelle  des  Lohnes  dnrdi  Gewährung  des 
Hechtes  ausgeglichen,  zu  gleichen  Teilen  ihren 

Sersönlichen  Bedarf  aus  diesen  erarbeiteten  Pro- 
nkten  notwendiger  oder  nützlicher  GegenstSoda 
(zu  letzteren  werden  auch  die  Maschinen  and 
die  Eisenbahnen  gerechnet)  zu  decken.  Die 
Verteiinng  dieser  Gegenleistung  geschieht  unter 
Aufsicht  der  Werks  vors  fände.  Da  eine  recht- 
schaffene Kommunisten  gemein  de  aber  auch  Ein- 
richtungen zur  leiblichen  Erholung  und  geistigen 
Zerstreuung  nicht  entbehren  mae:,  ist  einer  dem 
Bedürfnis  entsprechen  den  Anzahl  arbeitsfähiger 
und  in  besagten  Produktionszweigen  besonders 
geschickter  Genossen  die  Erzengnng  dieser  so- 
genannten „Güter  des  Angenehmen"  anvertraut. 
Das  Generalisierun,^sprtncip  in  den  .\iiEchau- 
ungen  des  Gleichheitstlieoretikers  Weitung,  der 
die  Produkte  der  Erzeuger  der  „Güter  des 
Angenehmen"  nicht  hSher  als  die  Robprodakte 
etc.  schätzt,  findet  in  der  Methodik  des  nivel- 


schen  Arbeiten  mit  solchen,  die  technische 
Kenntnisse  nnd  Intelligenz  erfordeni,  begründet 
nun  Weitling  sein  sogenanntes  Kommerzsiunden- 
s;stem,  welches  znr  Voraussetzung  hat.  dass 
die  Güter  des  Angenehmen  durch  Ueberstnnden 
der  in  der  Produktion  der  notwendigen  und 
nützlichen  Güter  thätigen  Personen  verdient 
werden.  Nach  Absolvierung  der  sechsstündigen 
täglichen  gemeinschaftlichen  Arbeit  können  diese 
Kommerzstunden,  welche  jeder  Extraarbeiter  in 
einem  besonderen  Buche,  dem  Kommerzbuche, 
bescheinigt  erhält,  geleistet  werden,  und  da  die 
Produkte  des  Angenehmen  sicli  ebenfalls  nach 
den  Arbeitsstunden,  die  zn  ihrer  Herstellung 
notw^endig  waren,  bewerten,  gelangen  im  weiteren 
Verfolge  der  gegenseitigen  Bedürfnisbefriedigung 
Stunden  gegen  Stunden,  d.  h.  Kommerz-  gegen 
Arbeitsstunden  der  in  der  Erzen gungsk lasse  der 
Güter  des  Angenehmen  Beschäftigten  zum  Ans- 
tansche.  Auf  diese  Weise  werden  letztere  Ar- 
beiter im  Wege  des  Austausches  mit  notwendigen 
und  nützlichen  Produkten  versorgt  und  die 
letztere  Erzeugnisse  hervorbringenden  Genossen 
und  Genossinnen  mit  den  sinnlichen  Genüssen, 
wie  sie  die  Güter  des  Angenelimen  bieten.  Die 
arbeitsfähigen  Glieder  des  Weitlingschen  Kom- 
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mnnistenstaates  haben  ansser  sii^  selbst  ancfa 
die  Arbeitsunfähigen,  Greise,  Kinder  et«,  zd  er- 
haltcu,  ihnen  liegt  auch  ob,  init  notwendigen 
und  angenehmen  Gutem  die  Beamten  zu  ver- 
sorgen, und  letztere  stellen  ein  ganz  ansehn- 
liches Kontingent  von  Kousumecteu.  Da  ist 
zun&chst  die  Centrnlmeititerkoinpagnie,  welche 
den  erleuchteten  DreimKnnerrat  und  den  ihm 
koordinierten  und  seine  BeschltiBse  ansfllhren- 
den  Grosaea  Werksvaratand  zu  w£h1en  hat.  An 
der  Spitze  der  Distrikte  fnnktiunieren  die 
Meisterkompagnieen  mit  je  einem  Werks  vor- 
stau de'  ein  Gesund  lieitsrat  Überwacht  die 
Tbätigkcit  der  verschiedenen  Gesundhettskom- 
missionen,  und  die  ästhetischen  und  angenehmen 
Arbeiten  stehen  unter  Kontrolle  eines  akade- 
mischen Rates,  die  Arbeiten  selbst  unterliegen 
der  Begutachtung  von  Akademieen.  Die  Ee- 
amten  aber  bilden  keine  Aristokratie  im  Kommu- 
nistenstaate,  denn  sie  werden  zu  der  nämlichen  j 
kssememnässigen  Gleichheit  der  Lebensweise 
angehalten,  wie  jedes  andere  Mitglied  desselben. 
Weitling  will,  zunächst  auf  friedlichem  Wege 
mittelst  Volbsaufbläning  durch  Wort  und 
Schrift  die  UeberfUhrung  der  alten  Gesell- 
Bchaftsordnang  zum  G  Utergemein  achaftsrcgi- 
mente  anstrewn ;  erst  wenn  es  sich  heraus- 
stellt, dass  nicht  nur  die  Staats-  und  privat- 
rechtlich  privilegierten  Gegner  der  neuen  Lehre, 
die  Gesamtheit  der  Besitzenden ,  sondern  auch 
die  vom  Kapitalismus  abhängigen  unentschlos- 
seneu  Uillioneii  kleiner  Existenzen  den  Priestern 
des  goldenen  Kalbes  treu  bleiben,  soll  der  Heer- 
bann des  Kommunismus  znm  gewaltsamen  Um- 
stürze der  bestehenden  Gesell »chaftsordnnug  auf- 
geboten werden.  Den  offenen  Kampf  will  Weit- 
ung dnrch  eine  bis  zur  Unerträglich keit  zu 
steigernde  soziale  Unordnung  (Qeneralstrikes, 
Verweigening  der  Abgaben  etc)  einleiten  und 
er  hofft  von  der  Macht  des  revolutionären  Ge- 
dankens, dass  die  Mehrzahl  der  kleinen  Leute 
sich  wahrend  dieser  Ue bergan gsperiode  vom 
schwindenden  Nimbus  des  KapitaliAmus  lossagt. 
Die  soziale  Bevclutiou  soll  dann  u.  a.  durch 
folgen  de  Massregcln  in  die  Wege  geleitet  werden : 
Alle  Schulddokumente  j  alle  Erb-  nnd  Adels- 
rechte werden  für  ungiltig  erklärt;  alle  Staats- 
tind  Kirchengüler  sinii  zum  Besten  der  kommu- 
nistischen Gemeinschaft  zu  konfiszieren,  von  der 
auch  die  Güter  der  Auswanderer,  d.  h.  nur  der 
aristokratischen  und  kapitalistischen  Emigranten, 
eingezogen  werden;  die  Armen  werden  in  den 
öffentlichen  Gebinden  und  hei  den  Reichen  ein- 
quartiert; jeder  an  die  Spitze  eines  Verwaltunga- 
zweiges  der  neuen  Gesellschaft  Berufene  muss 
sein  ^nzea  Termijgen  an  die  kommunistische 
(iemeinschaft  abgehen;  die  Steuern  werden  in 
rohen  Saturprodukten  geleistet,  die  zum  Unter- 
halte der  Beamiea  der  Gemeinschaft,  welche 
sonst  keine  Besoldung  erhalteu,  verwandt  werden 
Hinsichtlich  dessen,  was  die  neue  Gesellschaft 
fUr  das  Gemeinwohl  thim  wird,  findet  sich  in 
dem  Programm  nur  die  Erklärung,  dosa  die 
Pflege  des  Ackerbaues  und  des  Volksnnter- 
richtes  eine  der  vorzüglichsten  Aufgaben  der 
inneren  Verwaltung  bilden  wird.  Da  in  dem 
oben  besprocheneu  kommunistischen  Systeme 
Weitlines  von  Steuern  keine  Rede  ist,  setzt  et 
sich  dadurch  mit  diesem  in  Widerspruch,  dass 
er  in  seinem  revolutionären  Programme  die 
Leistung  vou  Steuern  als  etwas  Selbslverständ- 


liches  fordert.  In  \Veitlings  später  entworfenem 
Programme  für  die  AktionsthätigUeit  der  von 
ihm  gegründeten  geheimen  Gesellschaft,  des 
„Befreiungsbund es",  wird  der  Krieg  der  be- 
waffneten Proletarier  gegen  die  wehrlos  tu 
machenden,  auszuplündernden  nnd  im  Seuitenz- 
talle  zu  fil silierenden  Besitzenden  offen  prokla- 
miert. Originell  ist  in  diesem  Programm  das 
„revolntionäre  Papiergeld",  das  die  provisorische 
Volksregieruug  emittieren  soll  nnd  das  bei 
Uchertragungen  der  konfiszierten  Staats-  und 
Kirchenguter  nnd  der  FrivatvermOgen  die  Aus- 
gleichsvaluta  7.11  bilden  hat.  £a  soll  so  lange 
in  Kraft  bleiben,  bis  das  alte  Geldsj'stem  der 
kapitalistischen  Gesellschaft  endgiltig  zu  Gunsten 
der  Naturalwirtschaft  zu  verabschieden  ist. 

Vgl.  über  Weitling:  Kommissionalbericht 
an  die  Regierung  des  Staates  Zürich  fiber  die 
Kommunisten  tu  der  Schweiz  Nach  den  bei 
Weitung  vorgefundenen  Papieren  erstattet  von 
Bluiitschii  und  Hottinger,  Zürich  1B43;  das- 
selbe, in  franzCsischer  Uebersetzung  u.  d.  T. : 
Les  communistcs  en  Suisse  etc.,  Lausanne  1843. 

—  üeber  den  Kommunismus  in  der  Schweiz, 
eine  Beleuchtung  des  Kommissionsberichtea  des 
Herrn  Dr.  Bluntschli  Über  die  Kommoniateii  in 
der  Schweiz  (angeblich)  nach  den  bei  Weitling 
vorgefundenen  Papieren,  o.  0.  1843.  —  Se- 
bastian Seiler,  Der  Schriftsteller  Wilhelm 
Weitlinir  und  der  Kommunisten  lärm  in  ZQrich- 
Eine  Verteidigungsschrift,  Bern  1843.  —  Der 
Kommunismus  und  die  liberalen  Bestrebungen 
unserer  Zeit,  in  „Das  Vaterland",  Zeitschrift  etc. 
Nr.  234  und  230,  Darmstadt,  3.  u.  4.  X.  1843, 

—  Hildebrand,  Nationalökonomie  der  Gegen- 
wart nnd  Zukunft,  Bd.  I,  Frankfurt  a.  H  1848, 
S.  118/19,  121,'22.  12ö;29,  1333Ö  o.  Ö.  —  Wer- 
muth  und  Stieber,  Die  Eommunistenver- 
schwSmngen  des  ISt.  Jahrhundert)» ,  2  Teile, 
Berlin  1853,  darin  der  Abschnitt :  „Der  Schneider 
Weitling".  —  Marx,   Herr  Vogt,  Paris  1860. 

—  Wilhelm  Weitliue  und  sein  System  in  ,.Die 
Zuknuft.  Soziali stiscoe  Bevue",  I.  (einz.)  Jahrg., 
Berlin  1877/78.  —  Adler,  Geschichte  der  ersten 
sozialpolitischen  Arbeiterbewegung  in  Deutach- 
land, Breslau  1885,  S.  17,47,  77/81,  237,39, 
317/20  u.  ö.  —  Laveleye,  Le  socialisme  con- 
temiKirain,  Paria  1885.  —  Arnold  Rüge,  Brief- 
wechsel und  Tagebuchblätter  ans  den  Jahren 
1825/1880,  herausgegeben  von  P.  Nerrlich,  Bd.  I : 
1825/47,  Berün  1886.  —  Kaier,  Wilhelm  Weit- 
ling. Seine  Agitation  und  Lehre  im  geschicht- 
lichen Zusammenhange  dargestellt,  fiottingen 
und  Zürich  1887.  —  Qnacb,  De  Socialisten. 
Personen  en  stelsels,  Bd.  Ill,  Kap.:  Duitsch 
socialisme,  Amsterdam  1891,  S.  SäUff.  ~  F.  C. 
Clark,  Aneglected  socialist  (Schneider  Weit- 
lingj,  in  „Annals  of  the  American  Academy  of 
Political  and  Social  Science",  vol.  V,  No.  5,  March 
1895.  —  „Neue  Zeit^  Jahrg.  XIV,  1895,-96, 
Sr.  29.  S.  92  ff. 
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WerkgenoBBenschaften. 

1.  Begriffabestimmang  und  OreaniBation. 
2.  Die  W.  der  Handwerker  nnd  Arbeiter.  3. 
Die  W.  in  der  Landwirtechaft.    4.  Analand. 

1.  BegriffsbeBtimmnng  und  Organi- 
aation.  Werkgenossenschaften  sind 
nach  der  Definition  des  deutschen  Genosseii- 
schaftsgesetzes  »Vereine  zur  Beschaffung 
von  Gegenständen  des  landwirtsehafllichen 
oder  geworblidien  Betriebes  und  zur  Be- 
nutzung deiselben  auf  gemeinschaftiiche 
Itechnnngi.  Das  Charakteristische  dieser 
Genossenschaften  liegt  mithin  darin,  dass 
sich  eine  Anzahl  Gewerbetreibender  ver- 
binden, Tim  aJs  Genossenschaft  Geräte, 
ilaschinen  etc.  zu  erwerben  und  dieselben 
dann  in  oder  für  ihren  Betrieb  zu  ge- 
brauchen. Während  also  bei  der  Roh- 
st offgenossenschaft  Waren  gemeinsam  be- 
schafft -werden  zur  Weiter veräusserung 
an  die  Mitglieder  und  während  bei  der 
Produktivgenossenschaft  die  Mitglieder 
gemeinsam  arbeiten  wollen,  bleiben 
die  Mitglieder  der  Werkgenossenschaft  in' 
ihrem  Geschäftsbetriebe  vollkommen  selb- 
ständig und  die  Genossenschaft  überlSsst 
ihnen  die  ihr  ^hörigen  Maschinen  etc  nur 
leih-  oder  mietweise. 

Im  Übrigeil  unters clieidet  sich  die  Werk- 
genoBsenschaft  in  ihrer  Organisation  von 
anderen  Genossen  schaff  sarten  niir  insoweit, 
als  dies  durch  die  Besonderheiten  ihres 
Zweckes  geboten  ist.  Schwierigkeilen  kön- 
nen wesentlich  nur  entstehen  bei  der  Re- 
gelung der  Benutzung  der  Maschinen  etc., 
für  welche  sich  allgemeine  Regeln  nicht 
aufstellen  lassen,  da  die  Art  der  Geräte 
imd  deren  Gebrauch  dafür  bestimmend  ist. 
Für  die  Benutzung  ist  ein  Entgelt  zu 
7Ahlen,  mit  dem  die  Unkosten,  der  Unter- 
halt und  die  Abnutzung  der  Maschinen  etc. 
zu  decken  sind;  verbleibt  nach  der  Jahres- 
rechnung ein  Ueberschuss,  so  wird  derselbe 
am  zwedimässigsteii  zum  Teil  dem  Kesei-vo- 
fonds  überwiesen  imd  der  R^st  nach  einer 
entsprechenden  Vergütung  der  Geschäfts- 
guthahen  der  Mitglieder  nach  Verhältnis 
der  von  ihnen  gezahlten  Mieten  ziirfickver- 
gütet.  Diese  Art  der  Verteilung  entspricht 
am  meisten  der  Billigkeit,  da  die  Mitglieder 
dabei  das  zurückerhalten,  was  sie  an  Miete 
etc.  mehr  gezahlt  haben,  als  sich  schliess- 
lich als  uotwendig  für  den  Betrieb  der 
Genossenschaft  herausgestellt  hat  Die 
Mitgliederzahl  ist  zwar  rechtlich  keine  ge- 
schlossene, insbesondere  der  Anstritt  steht 
jedem  unter  Einhaltung  der  Kündigungsfrist 


frei,  doch  findet  die  Mitgliederzahl  ihre' 
natürliche  Greiize  durch  die  mögliche  Be- 
nutzung der  Geräte  etc. 

2.  Die  W.  der  Handwerker  nnd  Ar- 
beiter. Der  Zusammenschluss  der  Ge- 
werbetreibenden zu  Werkgenosse  «Schäften 
ist  in  der  immer  weiter  fortschreitenden 
Maschinentechnik  begründet,  denn  die  Kon- 
kurrenz des  Grossbetriebes  erfordert  einmal 
auch  für  den  Kleinbetrieb  die  Anwendung 
von  Maschinen,  und  die  Vervollkommnung 
und  Verbesserung  derselben  erleichtert  an- 
dererseits ihre  Beschaffung;  wo  die 
Maschinen  durch  ihre  Anschaffung  oder 
Unterhaltung  für  den  einzelnen  Betrieb  zu 
teuer  werden,  da  bietet  sich  als  Ausweg 
allein  die  Bildung  einer  Genossenschaft 
durch  die  Gewerbetreibenden  zum  gemein- 
samen Ankaufe  und  zur  getrennten  Be- 
nutzung. Wie  sich  letztere  erreichen  ii'«t, 
das  hängt  wesentlich  von  der  Art  der  Ge- 
räte ab.  Bei  gewissen  Maschinen  wird 
allerdings  notwendig  sein,  dass  die  betreffen- 
den Gewerbetreibenden  dahin  sich  einigen, 
ihre  Werkstätten  so  zu  legen,  dass  sie  die 
der  Genossenschaft  gehörigen  Maschinen 
gleichzeitig  benutzen,  etwa  durch  Ueber- 
tragung  der  Kraft.  Eine  solche  Genossen- 
schaft wird  dann  andererseits  meist  wieder 
den  Vorteil  haben,  dass  ihre  Mitglieder 
nicht  demsellren  Gewerbe  anzugehören  brau- 
chen. 

Die  Werkgenossenschaft  bildet  so  eine 
aus-serordentlich  wielitige  Et^nzimg  zu  den 
übrigen  Genossenschaftsarten :  mittelst  der 
Kredhgenossen Schaft  setzt  sich  der  Gewerbe- 
treibende in  den  Besitz  des  Betriebskai litals, 
die  Rohstof f genösse nschaft  ermöglicht  ihm, 
beim  Einkaufe  sich  aller  Vorzüge  des 
Grossbezuges  zu  Iteflieaen,  ohne  für  sich 
grosse  Quantitäten  einkaufen  und  auf  Lager 
uehmen  zu  müssen,  die  Magazin  genossen- 
Schaft  bietet  den  Weg  zur  Errichtung  von 
Lagern  durch  den  kleinen  und  mittleren 
öewerbestand,  die  Werk  genossen  sei  laft  führt 
zur  Benutzung  von  Maschinen  etc.,  deren 
Beschaffung  und  Gebrauch  die  Kraft  des 
Handwerkers  übersteigen  —  sie  macht  ilie 
Vorteile  der  Grossindnstrie,  welche  in  der 
Benutzung  der  Maschinen  liegen,  dem  Hand- 
werker zugänglich. 

Die  Gründung  solcher  Genossenschaften 
selzt  voraus,  dass  die  Gewerbetreilx?nden 
bereit,  seihst  Hand  an  die  Bessening  ihrer 
wirtschaftlichen  Lage  zu  legen,  ohne  Neid 
bestrebt  sind,  gemeinsam  ihre  Interessen 
zu  fördern.  Dies  Erfordernis  lässt  es  frei- 
lich auch  erklärlich  erscheinen,  dass  auf 
diesem  Gebiete  bisher  so  wenig  erreicht 
ist.  Und  doch  hätte  gerade  nach  dieser 
Richtung  hin  aus  der  Vergangenheit  der 
Innungen  viel  gelernt  werden  Können,  die 
niclit  selten  Betriebsanstalten  für  ihre   Mit- 
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glieder  errichtet  haben  —  Anstalten,  die 
zum  Teil  noch  bestehen,  teils  im  Besitze 
der  iQDimgen  befindlich,  teils  ab  selhstäu- 
dige  Ässociationea  (yiälfai::h  im  Köoi^ich 
Sachsen).  I^ne  Hittelstellung  zwischen 
Werk-  und  Prodiiktivgenoasenschatt  nehmen 
die  aus  den  Tiichmaclierinnungeu  hervor- 
gegangenen Tuchmachcrassocialionen  mit 
eigenen  Fabriken  ein.  Es  ist  flberhaupt 
nicht  zu  verkennen,  dass  die  Werkgenossen- 
schaften  unter  den  Handwerkera  des  gleichen 
Gewerbes  sehr  woiil  den  Beginn  für  eine 
produktirgenosse  aschaf tliche  Entwickelung 
und  zwar  auf  der  Grnndlage  des  Grossbe- 
triebes geben  können.  Nicht  bloss  di( 
Innungen  haben  FabrikanU^n  mit  Maschi- 
nenbetrieb für  ihre  Mitglieder  errichtet, 
auch  seitens  der  Städte  ist  dies  geschehen, 
so  berichtet  Sicherer  von  der  sog,  »Scliranen- 
mühles  in  Nürnberg,  einem  dreistöckigen 
Gebäude  an  der  Pcgnitz  mit  46  getrennten 
Werkstätten,  in  welche  die  mechanische 
Triebkraft  mittelst  Transmissionen  geleitet 
wird,  die  Errichtung  steht  im  Eigentum 
der  Stadt,  welche  die  "Werkstätten  an  Hand- 
werker vermietet.  In  grossen  Stätlton  wer- 
den solche  Anlagen  von  Werkstätten  jetzt 
auch  bereits  von  Privaten  eingerichtel. 

Neuerdings  haben  sich  Genossenschaften 
gebildet,  um  eine  für  Gewerbetreibende  be- 
stimmte städtische  Anstalt  zu  übernehmen. 
In  Malchow  (Mecklenburg)  ist  eine  Werk- 

gmossensch^t  der  Tuchmacher  entstanden, 
egenstand  des  Unternehmens  ist  die  Fort- 
führung der  städtischen  Maschinenlohnan- 
stalt,  welche  als  Fabrikstätte  ziu-  Herstellung 
von  Fabrikaten  der  Tuch-  und  Flanellin- 
dustrie  dient,  in  gemeinschaftlichem  Betrieb. 
Die  Zahl  der  bestehenden  Werkgenossen- 
echaftca  ist  klein.  Nach  dem  von  dem  An- 
wälte des  Allgemeinen  deutschen  Genossen- 
schaftsverbandes lieransgegebenen  Jahrbuch 
für  1899  bestehen  als  Werkgenossen- 
Bchaften  53,  darunter  16  Metzgergenossen- 
schaften zur  Unterhaltung  eines  gemein- 
samen Schlachthauses,  9  Dampf schi  ff ahrts-, 
Motorboot-  und  Schifferladegenossensehaften, 
4  Werkgenossen  schatten  für  Tischler,  8 
Elektricitätswerke,  4  Werkgenossenschaften 
der  vereinigten  Handwerker,  1  für  Schuh- 
macher, 2  zur  leihweisen  Benutzung  und 
Eeparatur  von  Maschinen  (die  Firma  lässt 
leider  nicht  immer  den  Gegenstand  des 
Unternehmens  mit  genügender  Bestimmtheit 
erkennen)  und  1  Genossenschaft  zu  Wetzlar 
zur  Beschafhing  und  gemeinsamen  Be- 
nutzung von  Werkzeugen  verschiedener 
Art.  Ausser  den  genannten  Handwerker- 
genossenschaften bestellen  nach  dem  Jahr- 
buch noch  4  Dienstmanusgenossenschaften, 
<lie  an  ihre  MitgUeder  die  zur  Ausübung 
des  Dienstmannsgewerbes  erforderlichen 
Geräte,   wie  z.  B.  Wagen,   vermieten;    es 


sind  dies  eigentlich  Arbeitergenossenschaften,, 
sie  sind  auch  nicht  mit  den  sog.  Dienst-, 
mann  sin  stituteu  zu  verwechseln,  da  die 
Mitglieder  das  Dienstmannsgewerbe  selb- 
ständig verrichten,  ein  engerer  Zusaramen- 
schluss  der  Mitglieder  wird  bei  diesen  Ge-. 
nossenschaften  in  der  Regel  nur  dadurch 
herbeigeführt,  dass  die  Genossenschaft  die 
Garantie  für  die  von  ihren  Mitgliedern 
übernommenen  Aufträge  übernimmt,  und 
io  dieser  Beziehung  besteht  zwischen  den- 
selben und  den  nissischen  Arteis  eine  ge-. 
wisse  Aehulichkeit.  Ganz  gewiss  würde 
sich  das  Verfahren,  das  die  Dienstmänner 
in  Berlin,  Halle,  Braunschweig  und  Dres- 
den eingeschlagen  haben,  auch  in  anderen 
Städten  und  in  vielen  anderen  Gewerben 
empfehlen  und  diese  vor  einer  Vernichtung 
durch  den  Grossbetrieb  schützen. 

Zu  den  Werkgenossen seliaften  werden, 
zuweilen  —  aber  mit  Unrecht  —  auch 
Genossenschaften  gerechnet,  die  zwar  Maschi- 
nen gemeinschaftlich  beschaffen,  aber  diese 
an  die  Mitglieder  wieder  veräussern,  sie 
gehören  richtiger  in  die  Kategorie  der 
Ho hsloffge nossenschaften.  Die  Gewerbe  der 
Schreiner,  Wagner,  Maler,  Tuchmacher  wer- 
den sich  auf  die  Dauer  als  hau.dwerksmässige 
kaum  erhalten  hissen  ohne  Zusammen  seh  luss 
der  Gewerbetreibenden  zu  Werkgenossen- 
schaflen,  viele  Gewerbe  müssen  ohne  diese 
Genossenschaften  sich  auf  das  Zusammen- 
setzen von  Halbfabrikaten  beschränken,  die 
in  Fabriken  beigestellt  werden.  So  iat  die 
Anwendung  der  Werkgenossenschaft  für 
viele  Gewerbe  zur  Existenzfrage  geworden. 
Nicht  die  Gesetzgebung  kann  ilinen  helfen, 
nur  sie  selbst  können  sich  helfen  durch 
Anpassung  ihres  GeschäftsbeU-iebes  an  die 
modernen  Betriebs  formen,  und  dies  kann 
wieder  nur  auf  dem  Wege  der  Ge- 
nossenschaftsbildung geschehen. 

3.  Die  W.  in  der  Landwirtschaft  So 
gering  die  Verbreitung  der  Werkgenossen- 
schaften im  Handwerker-  und  Arbeiter- 
stande, so  gross  ist  dieselbe  in  der  Xand- 
wirtscliaft,  wo  sie  sowohl  dem  Maschinen- 
betrieb wie  der  Verbesserung  der  Viehzucht 
dienen.  Wir  sehen  dabei  ganz  von  den 
Molkerei-,  Obstverwertungs-  und  dergleichen 
Genossenschaften  ab,  die  nach  dem  Sprach- 
gebrauch und  wenigstens  zum  grossen  Teil 
auch  mit  Recht  nach  ihrem  Endzweck  zu 
den  ProduktivgenoBsen  sc  haften  gerechnet 
werden,  obgleich  sie  —  bestimmt,  die  auf 
den  Gütern  der  Mitglieder  erzeugten  Pro- 
dukte in  zu  diesem  Zweck  hergestellten 
Anlagen  zu  verarbeiten  —  aucli  manche 
Aehulichkeit  mit  den  Werkgenossenschaften 
haben,  wenn  man  nämlich  die  Herstellung, 
Benutzung  und  den  Betrieb  der  Fabrik- 
anlagen selbst  als  den  Gegenstand  des 
Unternehmens   betrachtet  und    nicht,    wie 
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es  jetzt  —  allerdiogs  aus  gewichtigen  ÖrOn- 
den  —  geschieht,  das  entscheidende  Ge- 
weht auf  die  auf  gemeinschaftliche  Rech- 
nung vorgenommene  Verarbeitung  und 
Yerwertung  der  Produkte  legt  Erst  Ende 
der  60er  Jalire  beginnt  das  Genossenschafts- 
■wesen  in  der  Laiid Wirtschaft  Eingang  zu 
finden,  nachdem  sich  die  preussisdie  Re- 
gierung bei  Gelegenheit  der  VerhaadluugeD 
Aber  das  preussische  Genossenschaftsgesetz 
anerkeunend  über  die  wirtschaftliche  Be- 
deutung der  Genossenschaften  ausgesprochen 
(lud  sich  der  Koogress  norddeutscher  Land- 
wirte (1868)  dahin  geäussert  hatte,  dass  die 
verschiedenen  Formen  des  Gentasensehafts- 
wesens  vorzugsweise  geeignet  seien,  die 
Interessen  des  landwirtsdiafüichen  Gewerbes 
zu  stützen  und  zu  fördern. 

Von  Anfang  dieser  Bewegung  an  waren 
die  Werkgenosseiischaften  —  also  Genossen- 
schaften zur  Anschaffung  von  landwirt- 
schaftlichen Maschinen,  Geräten  etc.  sowie 
zur  Beschaffung  und  Unterhaltung  von 
Zuclitvieh  —  sogleich  sehr  zahlreich  ver- 
treten. In  Gemeinschaft  mit  den  Rohstoff- 
genosson  Schäften  —  den  Genossenschaften 
zum  gemeinschaftlichen  Einkaufe  der  für 
den  landwirtschaftlichen  Betrieb  erforder- 
lichen Gegenstände  (Saatgetreide,  Dünger 
etc.)  —  ermSglicheo  sie  dem  Kleinbetriebe, 
unter  den  gleich  günstigen  Bedingungen 
wie  der  Grosabetrieb  zu  arbeiten,  und  ver- 
einigen so  die  Vorteile  des  inlensivsten 
Betriebes  mit  den  Vorzügen  des  Grossbe- 
triebes in  den  Händen  des  Bauern. 

Es  bestanden  nach  dem  Jahrbuch  des 
Allgemeinen  Verbandes  deutscher  EbTverbs- 
und  Wirtschaftsgenossenschaften  für  1899 
501  landwirtschaftliche  Werkgenossen- 
schaften : 

I'nter  den  501  "Werkgenossen Schäften 
im  Jahre  1899  befanden  sidi  144  Genossen- 
schaften zur  Anschaffung  von  Maschinen 
—  Dampf-,  Säe-,  Mäh-,  Häckselmaschinen 
etc.  {darunter  61  eingetragene  mit  unbe- 
Kcliränkter  Haftpflicht,  45  mit  beschränkter 
Haftpflicht,  38  nicht  eingetragene)  —  3r" 
Genossenschaften  zur  Anschaffung  und  U 
terhaltung  von  Zuchtvieh  (198  eingetragene 
und  159  nicht  eingetragene). 

Zu  den  Werkgenossen schatten  sind  end- 
lich auch  die  Kojengenossonscliaften  zu 
rechnen,  die  auf  den  Inseln  Sylt  und  Föhr 
bestehen  zum  Zweck  der  planmftssigen  und 
dauernden  Anlage  von  Eaugstätten  zur  Er- 
legung von  Wildenten,  wobei  die  Fangstätte 
(die  Koje)  im  Eigentum  der  Genossenschaft 
steht;  die  gefangenen  Enten  werden  nach 
bestimmten  Regeln  unter  die  Genossen  ver- 
teilt. 

4.  Ausland.  Im  Auslande  scheint 
diese  Genossenscliaftsart  gar  nicht  vertreten 
zu  sein,  oder  es  ist  wenigstens  über  ihre 


Geschäftsthätigkeit  allgemein  nichts  bekannt 
geworden,  wobei  allerdings  zu  berücksich- 
tigen ist,  dass  im  Auslande  eine  solche 
alle  Genossen  Schaftsarten  umfassende  fort- 
laufende Statistik,  wie  sie  in  Deutschland 
seitens  des  Allgemeinen  Verbandes  der 
deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsge- 
nossen Schäften  herausgegeben  wird,  nidit 
besteht. 

Der  seitens  der  Österreichischen 
Regierung  dem  Abgeordnetenhauae  vor 
einigen  Jahren  votyelegte  Gesetzentwurf 
betreffend  die  Errichtung  von  Berufsge- 
nossenechaftec  der  Landwirte  fdhrt  in 
§  16  in  dem  Wirkungskreis  »der  Be- 
zirks- und  Landesgenossenschaften  der 
Landwirte«  auf:  >I>ie  Gründung  und  Fßr- 
dening  von  Viehzuchtgenosaen schaffen* ;  der 
übrigen  landwirtschaftlichen  Werkgenossen- 
schaften ist  auffälligerweise  nicht  gedacht, 
obgleich  alle  übrigen    Arten  erwähnt  sind. 

In  Italien  in  der  Lombardei  bestehen 
Backhausgenossenschaften  zum  Mahlen  und 
Verbacken  des  Korns  der  Mitglieder,  die 
vielleicht  zu  den  Werkgeuossenschaften  ge> 
roclmet  werden  können,  regelmästög  als 
Produktivgenossenschaften  bezeichnet  wer- 
den. Es  sind  dies  Genossenschaffen  der 
Arbeiter  und  kleineren  Pächter  der 
Grossgrundbesitzer  in  der  Lombardei,  wo 
die  Arbeiter  ihren  Lohn  vielfach  in  einem 
Anteil  von  den  Produkten  erhalten;  den 
Arbeitern  fehlten  die  Mittel,  das  so  erhal- 
tene Korn  verwerten  zu  können,  bis  seitens 
eines  Priesters  AuelJi  in  Bemato  im  Jahre 
1878  damit  begonnen  wurde,  diese  Arbeiter 
zu  Genossenschaften  zu  vereinigen;  in  diesen 
Genossenschaften,  die  eigene  MflhJe  imd 
Bacldiaus  haben,  wird  nun  das  Korn  der 
MitgUedcr,  das  früher  meist  verkam,  ver- 
mählen und  verbacken. 

Lltteratur:  Vgl.  die  LiUeratur  bei  tUm  Artittl 
!•  Enrerbt- und  WirUeh^^fttgen<l>eenKk(^ften«  oben 
Bd.  III  S.   ?5Sf. 

Hana  CHlyer. 


Terkvertrag. 

1.  Begriff  dea  W.  2.  Abgrenzung;  dei  W. 
von  dem  DienatTertrage  und  dem  Kau^ertrage. 
3.  Pflichten  des  Unteraehmera.  4.  Pflichten  des 
Bestellers.  5.  Endigang  des  W.  6.  Werk- 
lief erun  g8  vertrag. 

1.  Begriff  des  W.  Der  Werkver- 
trag ist  nach  dem  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuche für  das  Deutsche  Reich  ein 
Vertrag,  durch  welchen  sich  die  eine  Partei, 
der  Unternehmer,  verpflichtet,  ein  in 
dem  Vertrage  versprochenes  wirtschaftliches 
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Out  herzii&telleD,  vfthrend  die  aDdere  Partei, 
der  Besteller,  bLcIi  verpfliclitet,  die  ver- 
einbarte Vergütung  hierfür  zu  eutrichten 
(§  631).  Da3  wirfsciiaftliche  önt,  das  Werk, 
der  Oegeostand  des  WerkTertrags  kann  so- 
■wohl  in  der  Heretellung  oder  verftodening 
einer  Sache  bestehen  aU  auch  in  einer 
Handlung  oder  in  eioem  Inbegriff  von  Hand- 
lungen, die  durch  Arbeit  c^er  Dienstleis- 
tungen hervorgebracht  werden ,  in  einem 
»jeden  durch  Arbeit  oder  Dienstleistung 
herbeizufilhrenden  Erfolge«  (§  631  Abs.  2). 
Wie  schon  in  dem  Art.  Miete  und  Pacht 
(oben  Bd.  V  S.  764)  erwähnt  worden  ist, 
hat  sich  der  Werkvertrag  atis  der  Werk- 
miete des  römischen  Rechts,  der  locaüo 
conductio  operis  entwickelt,  Die  Homer 
haben  in  einer,  wenigstens  für  unsere  Auf- 
fassung, sehr  kÜDstlloheo,  ja  verkünstelten 
Weise  den  Werkvertrag  als  eine  Art  des 
Mietvertrags  autgetasst,  so  zwar  dass  sie 
ia  dem  Unternehmer  den  Mieter  sahen,  der 
eine  Sache  oder  ein  Unternehmen  zur  Her- 
stellung mietet,  in  dem  Besteller  aber  den 
Vermieter,  der  die  Sache  oder  das  Unter- 
nehmen an  den  Unternehmer  vermietet. 
Dadurch  waren  sie  gezwungen,  dem  Ver- 
mieter bei  dieser  Art  der  mete  die  sonst 
dem  Mieter  obliegende  Verpflichtung;  den 
Mietpreis  zu  zahlen,  aufzuerlegen,  im  übri- 
gen aber  das  Vertragaverhältnis  unter  die 
allgemeinen  Rechtssätze  über  die  Miete  zu 
stellen.  Wie  die  Römer  zu  dieser  eigen- 
artigen Auffassung  gekommen  sind,  liegt  im 
Dunkel  und  ist  deshalb  äusserst  beatritten. 
Aach  hier  wird  die  Ansicht  vertreten  (vgl. 
oben  Bd.  V  S,  763)  dass  die  locatio  con- 
ductio operis  nach  dem  Vorbilde  des  staat- 
lichen "V  ermögen s Verkehrs  in  den  Privat- 
vorkehr eingedrungen  sei.  Ein  genügender 
Orund  für  diese  Annahme  liegt  nicht  vor. 
Am  einfachsten  erklärt  sieb  die  Unterstel- 
lung des  Werkvertrags  unter  die  Miete 
dai'aus,  dass  die  ursprüngliche  Art  der  Miete 
die  Sachmiete  war,  in  der  der  Vermieter 
eine  Sache  dem  Mieter  auf  Zeit  überläset. 
Fand,  wie  wohl  angenommen  werden  darf, 
die  locatio  conductio  operis  anf&nglich  nur 
Verwendung,  wenn  es  sich  um  Bearbeitung 
oder  Verarbeitung  einer  Sache  handelte,  die 
dem  Besteller  ^hOrte,  so  hatte  der  Besteller, 
wie  der  Vennieter  bei  der  Sachmiete,  die 
Sache  dem  Unternehmer  auf  Zeit  zu  über- 
lassen. Die  Ueberlassung  einer  Sache,  die 
dem  einen  Kontrahenten  gehört,  auf  Zeit  an 
den  anderen  Kontrahenten  ist  das  alleinig 
Moment,  das  die  locatio  conductio  rei  mit 
der  locatio  conductio  operis  gemeinsam 
hatte.  Daraus  erklärt  sicli,  dass  derjenige, 
der  die  Sache  hingiebt,  als  Vermieter,  der- 
jenige, der  die  Sache  auf  Zeit  emp&ngt,  als 
Mieter  angesehen  ward. 

Trotz  der  an  die  Sachmiete  angelehnten 
Huidwärteibnefa  der  SUataiFlmnBcbattal].    Zweite 


Konstruktion  der  locatio  conductio  operis  hat 
sie  doch  viel  grössere  innere  Verwandt- 
schaft mit  der  Dienstmiete,  der  locatio  con- 
ductio opetarum  (s.  oben  Bd.  V  S.  764  und 
den  Art.  Arbeitsvertrag  oben  Bd.  1  S. 
979  ft).  Die  meisten  neueren  Gesetzbü«dier 
haben  deshalb  auch  den  Werkvertrag  im 
Anschluss  an  den  Dienstvertiag  oder  als 
eine  Unterart  desselben  behandelt,  wie  dies 
im  französischen  Code  civil  Art  1779  ff. 
und  im  österreichischen  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuch von  1811  §§  1151  ff.  der  Fall  ist. 
Das  Preussische  Allgemeine  Landrecht  von 
1794  hat  in  noch  weitergehendem  Masse  die 
Werkverdingung  (Vertrag  über  ein  verdim- 
genes  Werk)  dem  Dienstvertrag  genähert, 
indem  nach  preussischem  Recht  der  Unter- 
nehmer verpflichtet  war.  das  Werk  duroh 
seine  eigene  Thätigkeit  auszuführen,  wenn 
er  auch  Gehilfen  zuziehen  konnte.  Auch 
konnte  hiemach  der  Gegenstand  des  Vei^ 
trags  nur  in  der  Herateilung,  Bearbeitung 
oder  Vorarbeitung  einer  Sache  bestehen 
(TeU  I  Tit.  11  §  925ff.). 

Das  Btlrgerliche  Gesetzbuch  hat  dagegen 
den  Werkvertrag  von  dem  Dienstvertrage 
wie  von  der  Sachmiete  vollständig  gelöst 
und  als  einen  eigenartigen  Vertrag  durch  be- 
sondere Rechtsnormen  geordnet.  Der  Werk- 
vertrag hat  hiemach  emen  ausserordentlich 
weiten  Rahmen  imd  seine  Grenzen  einer- 
seits gegenüber  dem  Dienstvertrage,  anderer- 
seits gegenüber  dem  Kaufvertrage  sind  in 
manchen  Fällen  nicht  leicht  testauslellen. 

Gegenstand  des  Vertrages  kann  ein 
jeder  »durch  Arbeit  oder  Dienstleistung 
herbeizuführender  Erfolg«  sein  {%  631),  also 
nicht  bloss  die  Herstellung,  Bearbeitung 
oder  Verarbeitung  einer  Saiche,  sondern 
auch  materielle  oder  geistige  Leistungen, 
wie  die  BefÖrdenmg  von  Personen  Säer 
Sachen  von  einem  Orte  zu  einem  anderen, 
die  Heistellung  einer  Eisenbahnanlage,  die 
Anfertigimg  eines  Kunstwerkes,  die  l'eber- 
setzung  eines  Buches,  die  Aufführung  eines 
Theaterstückes  oder  eines  Tonwerkes,  aber 
auch  der  Abschiuss  eines  Rechtsgescnäftes 
u.  s.  w.  Von  dem  Dienstvertrage  unter- 
scheidet sich  der  Werkvertrag  dadurch, 
dass  der  Unternehmer  sich  nicht  zu  be- 
stimmten Arbeitsleistungen  verpflichtet,  son- 
dern dass  die  Verpflichtung  gerichtet  ist 
aaf  die  Herbeifühnmg  eines  bestimmten 
Erfolree,  der  das  Ergebnis  der  Arbeit  oder 
der  Dienstleistung  ist.  Deshalb  ist  auch 
der  Unternehmer  nicht  verpflichtet,  wie  bei 
dem  Dionstvertrage  der  Dienstverpflichtete, 
die  Ai-beit  oder  die  Dienste  selbst  zu  leisten ; 
er  ist  nur  verpflichtet,  das  Werk  rechtzeitig 
zu  liefern.  Hur  wenn  das  Werk  vertrags- 
mässig  und  rechtzeitig  geliefert  wird,  hat 
er  Anspruch  auf  Vei^tung.  Der  Werk- 
vertrag ist  desliaib  für  den  Unternehmer 
Anfllg«.  Vir.  47 
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UDgöüstiger  als  der  Dienetvertr^  für  dea 
Dieoat verpflichteten.  Nicht  für  die  Arbeit 
oder  Dienstleistung  als  solche,  sondern  für 
deren  Ergebnis  ist  die  Vergütung  vereinbart. 
Der  Werkvertrag  begründet  deshalb  auch 
nicht  ein  persönliches  Verhältnis  zwischen 
den  Parteien,  Wie  der  Unternehmer  das 
Werk  in  der  Regel  durch  andere  Personen 
heretellen  lassen  kann ,  so  kann  der  Be- 
steller seinen  Anspruch  auf  Hei-stellung  des 
Werkes  an  andere  Personen  übertragen. 

Z.  Äbgrenznng  des  W.  Ton  dem 
Dienstvertrage  nod  dem  Kaufverträge. 
Vielfach  wird  es  mit  Schwierigkeit  ver- 
bunden sein,  festzustellen,  ob  die  Ab- 
sicht der  Parteien  auf  Abseid uss  eines 
Dieustvertrages  oder  eines  Werkver- 
trages gerichtet  ist,  oder  mit  anderen 
Worten,  ob  für  die  Arbeit  als  solche  oder 
für  deren  Ergebnis  die  Yerglltnng  zn  zahlen 
ist.  Vielfach  werden  die  Parteien  selbst 
keine  völlig  klare  Vorstellung  darüber  beim 
Abschluss  des  Vertrages  haben.  Entstehen 
Streitigkeiten  aus  einem  solchen  Vertrage, 
so  wird  unter  Berfletsichtigiiug  aller  Ver- 
hältnisse der  Vertr^  als  Dienst-  oder  als 
Werkvertrag  zu  beurteilen  sein.  Giebt  der 
Besteller  einem  Schneidermeister  ein  Stück 
Tuch,  damit  er  ihm  gegen  einen  verein- 
barten Preis  einen  Rock  daraus  herstelle, 
so  winl  kein  Zweifel  bestehen,  dass  ein 
Werkvertrag  abgeschlossen  ist.  Nimmt  da- 
gegen ein  Rimilienvater  einen  Schneider  auf 
melirere  Tage  oder  Wochen  in  das  Haus 
auf,  um  für  sich  und  seine  Familienange- 
hörigen aus  den  von  ihm  gekauften  Stoffen 
Kleider  anfertigen  zu  lassen,  so  wird  dies 
meist  auf  einem  Dicustvertiagc,  es  kann  aber 
auch  auf  einem  Werkvertrage  beinihen.  Auch 
die  Art  und  Weise,  wie  die  Vergütung  bei-ech- 
net  imd  gezahlt  wird,  bietet  nicht  in  allen 
Fällen  ein  sicheres  Unterscheidungsmerkmal 
zwischen  Dienst-  und  Werkvertrag.  Die 
Kegel  ist  zwar,  dass  bei  dem  Dienstvertrag 
der  Lohn  berechnet  wird  nach  der  Zeitdauer 
der  Dienstleistung,  bei  dem  Werkvertrag  die 
Vergütung  im  voraus  in  einem  festen  Be- 
trage für  das  vollendete  Werk  vereinbart 
wird.  Doch  trifft  dies  keineswegs  immer  zu. 
Auch  in  Di enstr ertragen  kann  der  Lohn 
nach  dem  Stücke  o<ler  dem  Masse  der  Ar- 
beit berechnet  werden  (Aecordarbeit),  wäh- 
rend andererseits  auch  bei  dem  Werkver- 
trage nicht  selten  die  Vei^ltung  nach  Mass. 
Gewicht  oder  Zahl  des  Werkes  oder  in 
Zeitabschnitten  je  nach  dem  Fortschreiten 
des  Werkes  zu  entrichten  ist.  Die  Frage 
ist  insbesondere  wichtig  bei  dei'  Hausin- 
dustrie (vgl.  diesen  Artikel  oben  Bd.  IV 
S.  1138H.).  Die  hausindustrieileu  Arbeiter 
arbeiten  vielfach  trotz  der  AccordlClmung 
auf  Ömnd  eines  Dienstvertrages.  Die  Ab- 
ftii.'ht   des   Vertrages   ist  gai   nicht   darauf 


gerichtet,  dass  dem  Hausind nstriellen  die  Her- 
stellung eines  bestimmten  Werkes  übertragen 
werde,  sondern  darauf,  dass  der  Lohn,  der 
für  die  zu  leistenden  Arbeiten  zu  zahlen  ist,, 
nach  dem  Masse  und  der  Art  bestimmter. 
Arbeiten  berechnet  werde,  wie  dies  auch 
bei  der  Fat>rikarbeit  nicht  selten  vorkommt. 
Je  unselbständiger  die  Stellung  des  Haus- 
industriellen  gegenüber  seinem  Arbeitgeber 
ist,  umsomehr  wird  die  Vermutung  dafür 
sprechen,  dass  das  Verhältnis  auf  einem 
Dienstvertrage  beruht  In  jedem  einzelnen 
Falle  wird  es  aber  einer  besonderen  Unter- 
suchimg  und  Feststellung  bedürfen. 

Ebenso  schwierig  ist  in  vielen  Fällen 
die  Entscheidung  darüber,  ob  ein  Kauf- 
vertrag oder  ein  Werkvertrag  at^- 
schlossen  ist.  Allerdings  kann  der  Kauf- 
vertrag nur  darauf  gerichtet  sein,  dass  der 
eine  Kontrahent,  der  Verkäufer,  dem  ande- 
ren Kontrahenten,  dem  Käufer,  das  Eigen- 
tum an  einer  Sache  oder  ein  Hecht  überträgt. 
Ist  der  Gegenstand  des  Vertrages  eine  an-, 
dere  Leistung  (die  Aufführung  eines  Theater- 
stückes, die  Herstellung  einer  Eisenbahn, 
der  Abschluss  eines  Rechtsgeschäft  es,  die 
Erteilung  von  Auskünften  u.  s.  w.),  so  kann 
ein  Kaufvertrag  nicht  vorliegen.  Dasselbe 
gilt  fär  den  Fall,  dass  der  Vertrag  zwar, 
auf  die  Abliefenmg  eines  Werkes  gerichtet 
ist,  der  Besteller  aber  den  Stoff,  aus  dem 
das  Werk  herzustellen,  zu  bearbeiten  oder 
verarbeiten  ist,  selbst  liefert  Die  Ver- 
pflichtung des  Unternehmers  kann  dann 
nicht  auf  Uebertragung  des  -Eigentums  an 
einer  Sache  gehen,  da  der  Besteller  Eigen- 
tümer der  Sache  geblieben  ist.  Die  Frage 
kann  nur  entstehen,  wenn  derjenige,  der, 
das  Werk  zn  liefern  hat,  auch  den  Stoff 
zur  Herstellung  des  Werkes  ganz  oder  teil- 
ise  zu  beschaffen  hat.    Vor  der  Abliefe- 

List  er  dann  Eigentümer  der  Sache, 
t  deren  Eigentum  auf  den  anderen 
Kontrahenten  zu  übertragen.  Ein  solcher 
Vertrag  kann  Kaufvertrag,  er  kann  aber 
aiich  Werkvertrag  sein.  Der  praktische 
Unterschied,  je  nachdem  die  eine  oder  die 
audei-e  Vertragsart  anzunehmen  ist,  besteht 
namentlich  darin,  dass  bei  dem  Werkver- 
trage der  Besteller,  falls  das  Werk  nicht 
die  zugesicherten  Eigenschaften  bat  oder 
mit  Fehlern  behaftet  ist,  von  dem  Unter- 
nehmer die  Beseitigung  der  Mängel  fordern 
kann.  Bei  dem  Kaufvertrage  dagegen  kann 
der  Käufer,  wenn  die  verkaufte  Sache  mit 
einem  Mangel,  den  der  Verkäufer  zu  ver- 
treten hat,  behaftet  ist,  nicht  Beseitigimg 
des  Mangels,  sondern  entweder  Rückgängig- 
machimg des  Kaufes  (Wandelung)  oder 
Herabsefzimg  des  Kaufpreises  (Minderung) 
verlangen  (vgl.  den  Art.  Kaufgeschäft 
oben  Bd.  V  S.  58  ff.).  Nacii  römischem  und 
gemeinem   Rechte    ward ,    wenigstens    nach 
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rter  flherwiegen<)en  Ansicht,  iu  dem  Falle, 
dass  der  Unternehmer  das  Werk  aiis  dem 
von  ihm  zu  beschaffenden  und  ihm  gehöri- 
gen Stoffe  herzustellen  hat,  Kanfvertrag  an- 
genommen. Nach  preussischem  Rechte  war 
der  Vertrag  dagegen  ein  Werkvertrag,  so- 
fern der  Unternelimer  sich  verpflichtet  hatte, 
die  Sache  durch  seine  Arbeitst  ha  tigkeit  her- 
zustellen. Anderenfalls  warder  Vertrag  ein 
sogenannter  Liefenitigsvertrag,  für  den  bis 
zur  TAefening  besondere  Eeohtssätze  galten, 
der  aber  nach  der  Lieferung  der  Sache 
UDter  den  Regeln  des  Kaufvertrages  stand 
(Teil  I  Tit.  11  g  981ff.).  Das  Bürgerliche 
Gesetzbuch  hat  imtorscliieden.  je  nach- 
dem vertretbare  Sachen  oder  nicht  vertretbare 
Sachen  herzustellen  sind.  Im  ersten  Falle 
(z.  B.  ein  Möbelhändler  bestellt  in  einer 
Möbelfabrik  eine  Anzahl  Stöhle  oder  Schränke 
von  bestimmter  Form  und  Grösse)  ist  der 
Vertrag  ein  Kaufvertrag,  im  anderen  Falle 
(z.  B.  Bestellung  eines  Kunstwerkes  bei 
einem  Künstler)  ein  Werkvertrag.  Doch 
unterscheidet  das  Gesetzbuch  hier  wiederum, 
ob  der  Unternehmer  nur  Zuthaten  oder 
sonstige  Nebensachen  zu  beschaffen  hat  oder 
aber  ob  er  den  Hauptgegenstand,  der  zur 
Herstellung  des  Werkes  erforderlich  ist,  zu 
beschaffen  hat.  Hat  er  nur  Zuthaten  oder 
sonstige  Nebensachen  zu  beschaffen  {z.  B. 
bei  der  Reparatur  oder  Ausbesserung  alter 
Möbel),  so  ist  der  Vertrag  ein  reiner  Werk- 
vertrag. Anderenfalls  ist  der  Vertrag  zwar 
auch  ein  Werkvertrag,  aber  ein  Werkvertrag, 
auf  welchen  wichtige  Rechtssätze  über  den 
Kaufvertrag  Anwendung  finden,  ein  soge- 
nannter Werkliefenmgs vertrag,  B.G.B.  §  651 
(s.  unten  sub  6  S.  7ÖO/51). 

Doch  haben  diese  Normen  keinen  zwin- 
genden Charakter.  Die  Parteien  können 
durch  Vereinbarung  das  Vertragsverhältais, 
sofern  der  eine  Kontrahent  das  Eigentum 
au  den  Sachen,  die  er  herzustellen  hat,  dem 
anderen  Kontrahenten  zu  übertragen,  dieser 
aber  die  Vergütung  in  Geld  zu  entrichten 
hat,  unter  die  Remtssätzc  über  Kauf  oder 
über  Werkvertrag  stellen.  Ist  einer  der 
Kontrahenten  ein  Kaufmann,  der  den  Ver- 
trag im  Betriebe  eines  Handel Bgewerbes  ab- 
sohliesst,  so  ist  nach  dem  Handelsge- 
setzbuch §  381  Abs.  2  der  Vertrag  auch 
dann  ein  Kaufvertrag,  wenn  der  Unterneh- 
mer eine  nicht  vertretbare  bewegliche 
Sache  aus  dem  von  ihm  zu  beschaffenden 
Stoffe  herzustellen  hat,  und  zwar  ein  Kauf- 
vertrag, auf  den  die  Bestimmungen  des 
Handelsgesetzbuchs  Anwendung  finden  (vgl. 
den  Art.  Kaufgeschäft  oben  Bd.  V  S. 
61  ff.).  Auch  können  dem  Werkvertrage 
durch  mancherlei  Neben  bestimmungen  be- 
sondere Gestaltungen  g^ben  werden.  In 
dem  Vertrage  kann  bestimmt  werden,  dass 
zwar   der  Besteller  den  Stoff  liefert,   dass 


aber  der  Unternehmer  berechtigt  ist,  an- 
deres Material  zur  Herstellung  des  Werkes 
zu  verwenden  (sogenannte  locatio  conductio 
operis  irregulär! s).  Ein  solcher  Vertrag 
liegt  z.  B.  vor,  wenn  jemand  einem  Silber- 
arbeiter altes  Silber  übergiebt,  um  daraus 
ein  silbernes  Gefäss  anfertigen  zu  lassen, 
der  Silberarbeiter  dazu  aber  auch  anderes 
Silber  verwenden  darf.  Der  rechtliche  Cha- 
rakter des  Vertrages  hängt  hier  davon  ab, 
ob  der  Silberarbeiter  das  ilira  übeigebene 
Silber  oder  anderes  Silber  verwendet.  Im 
ersten  Falle  ist  der  Vertrag  Wertvertrag, 
im  anderen  Falle  finden  die  Vorschriften 
über  den  Kauf  Anwendimg  (g  651). 

Aus  dem  Werkverti'ago  haben  sich  auch 
einzelne  Vertragsarten  entwickelt,  die  unter 
besonderen  Rechtsnormen  stehen.  So  ins- 
besondere der  Frachtvertrag  (a.  den  Art 
Frachtgeschäft  oben  Bd.  III  S.  1187 ff.) 
und  der  Verlags  vertrag,  der  soeben  dureh 
das  Reichsgesetz  vom  19.  Juni  19Ü1  reichs- 
gesetzlich normiert  worden  ist. 

8.  Pflichten  des  Unternehniers.  a)  Der 
Unternelimer  hat  das  in  dem  Vertrage  be- 
stimmte Werk  herzustellen  imd  zu  liefern. ' 
Er  ist  aber  nicht  verpflichtet,  sofern  sich 
eine  solche  Verpflichtung  nicht  aus  dem  Ver- 
trage erf^ebt,  die  hierzu  erfoi-d  er  liehe  Arbeit 
persönlich  zu  leisten.  Er  kann  die  Arbeiten 
durch  andere  Personen  ausführen  lassen 
und  zur  Ausführung  wieder  an  andere  Un- 
ternehmer vergeben  {sogenannte  Entreprise). 
Aber  er  haftet  nicht  nur  für  eigenes  Ver- 
schulden, sondern  auch  für  das  Verscholden 
der  Personen,  deren  er  sich  bei  der  Her- 
stellung dos  Werkes  bedient  (B.G.B.  §§  276, 
278).  Doch  wird  der  Unternehmer  von  der 
Pflicht  zur  Herstellung  und  Lieferung  dos 
Werkes  befreit,  wenn  der  von  dem  Besteller 
gelieferte  Stoff  ohne  Verschulden  des  Un- 
ternehmera  durch  Zufall  untergeht,  wie  er 
in  diesem  Falle  dem  Besteller  auch  nicht 
zum  Schadensersatz  verpflichtet  ist  (§  644). 
Besteht  das  Werk,  dessen  Ausführung  der 
Unternehmer  übernommen  hat,  in  der  Be- 
sorgung von  Geschäften,  seien  es  rechtsge- 
schäfUiche  oder  anderweitige  Handlungen, 
so  ist  er  verpflichtet,  den  Weisungen  des 
BesteUcrs  Folge  zu  leisten,  und  ist  nur  be- 
rechtigt hiervon  abzuweichen,  wenn  ei-  den 
Umständen  nach  annehmen  darf,  dass  der 
Besteller  bei  Kenntnis  der  Sachlage  die 
Abweichung  billigen  würde,  und  wenn  mit 
einem  Äuf.schub  Gefahr  verbunden  ist.  Er 
ist  verpflichtet,  dem  Besteller  auf  Verlangen 
über  (len  Stand  des  Geschäfts  Auskunft  zu 
geben  und  nach  der  Ausführung  Rechen- 
schaft abzulegen.  Auch  hat  er  alles,  was 
er  zur  Ausführung  des  Geschäfts  erhält 
und  was  er  aus  der  Geschäftsl)esorgung  er- 
langt, herauszugeben  (B.G.B,  §  6(5).  In- 
dessen  gelten   diese  Rechtssätze   auch  für 
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andere  Werkverträge,  sofern  «ich  ihre  Gel- 
tung aus  dem  gesamten  Inhalte  des  Ver- 
trages ergiebt 

b)  Das  Werk  hat  der  Unternehmer  so 
herzustellen,  dass  es  die  zugesicherten  Eigen- 
echaften  hat  und  nicht  mit  Fehlern  behattet 
ist,  die  den  Wert  oder  die  Tauglichkeit  zu 
dem  gewöhnlichen  oder  zu  dem  nach  dem 
Vertrage  voran^esetzten  Gebrauche  auf- 
heben oder  mindern.  Ist  das  Werk  nicht 
von  dieser  Beschaffenheit,  so  hat  er  auf 
Verlangen  des  Bestellers  den  Mangel  zu 
lieseitigen.  Hierin  hegt,  wie  schon  erwähnt, 
«in  wesentlicher  Unterschied  zwischen  dem 
Werkverträge  und  dem  Kaufverlrage.  »Der 
Gedanke  nachträglicher  AiisbesEening  ist 
dem  Besteller  ebenso  natürlich,  wie  er  dem 
Kaufer  fern  liegt.*  Jedoch  ist  der  Unter- 
nehmer berechtigt,  die  Beseitigung  des 
Mangels  zn  verweigern,  wenn  sie  einen  un- 
verhÄItnismassigen  Aufwand  erforderte.  So 
ist  z.  B.  ein  Bauunternehmer  nicht  ver- 
pflichtet, ein  Haus  völlig  umzuhauen,  um 
einen  unerheblichen  Mangel  zu  beseitigen 
(B.G.B.  §  633). 

Es  wäre  ungerecht,  wenn  derlTntemeh- 
mer  den  Besteller  dadurch  hintanhalten  und 
schädigen  könnte,  dasa  er  die  zur  Beseiti- 
gung der  Mängel  erforderlichen  Arbeiten  ver- 
zögert oder  immer  wieder  das  Werk  fehler- 
haft liefert.  Der  Besteller  kann  deshalb 
dem  Unternehmer  eine  angemessene  Frist 
bestimmen  mit  der  Erklärimg,  dass  er  nach 
dem  Ablaufe  der  Frist  sich  mit  der  Beseiti- 
gung des  Mangels  nicht  mehr  zufrieden 
gebe  und  sie  ablehne.  Bemerkt  er  schon 
vor  der  Ablieferung  an  dem  Werke  einen 
Mangel,  so  kann  er  die  Frist  zu  dessen  Be- 
seitigung schon  vorher  bestimmen,  die  aber, 
wie  sicli  aus  den  Verhältnissen  ergiebt  und 
das  Gesetzbuch  ausdrücklich  erklärt,  nicht 
vor  Ablauf  der  Lieferungsfrist  enden  darf. 
Hat  der  BcsteUer  eine  solche  Frist  gesetzt,  so 
kann  er,  wenn  sie  von  dem  Unternehmer  nicht 
eingelialten  wird,  nach  deren  Ablauf  die 
Beseitigung  des  Mangels  nicht  mehr  fordern, 
sondern  er  kann  dann  nur  nach  seiner 
Wahl  entweder  von  dem  Vertisge  zurück- 
treten  (Wandelung)  oder  eine  Herabsetzung 
der  Vergütung  beanspruchen  (Minderung) 
oder  aber  er  kann,  wenn  der  Mangel  des 
Werkes  auf  einem  Umstand  beruht,  den  der 
Unternehmer  zu  vertreten  hat,  wegen  Nicht- 
erfüllung Schadensersatz  fordern.  Hat  der 
Unternehmer  für  fehlerlose  Lieferung  des 
Werkes  Garantie  übernommen,  so  kann  der 
Besteller  Schadensersatz  auch  dann  fordern. 
wenn  den  Unternehmer  oder  seine  Geliilfen 
kein  Verechulden  trifft  (B.G.B.  g  mb).  Doch 
kann  er  von  dem  Vertrage  nicht  zurück- 
treten, sondern  nur  Mindening  der  Vergü- 
tung oder,  wenn  die  obigen  Voraussetzungen 
vorhanden  sind,  SchadenseiBatz  fordern,  so- 


fern der  Mangel  den  Wert  oder  die  Taug- 
lichkeit des  Werkes  nur  unerhebüch  min- 
dert Ist  die  Beseitigung  des  Mangels  un- 
möglich oder  wird  sie  von  dem  Unternehmer 
verweigert  oder  kann  der  Besteller  nach- 
weisen, dass  durch  Gewährung  einer  Frist 
ein  besonderes  Interesse,  das  er  hat,  ge- 
schädigt werde,  so  kann  er  sofort  von  dem 
Vertrage  zurücktreten  oder  Herabsetzung 
der  Vei^tung  beanspruchen  (§  633),  Hat 
der  Besteller  aber  em  mangelhaftes  Werk 
angenommen,  obschon  er  den  Mangel  kannte, 
so  stehen  ihm  diese  Ansprüche  auf  Be- 
stimmung einer  Frist,  auf  Wandelung,  Min- 
denmg  oder  Schadensersatz  nur  zu,  wenn 
er  siäi  seine  Rechte  wegen  des  Mangels 
bei  der  Abnahme  vorbehält  (g  640   Abs.  2). 

Eine  Frist,  binnen  deren  der  Besteller 
diese  Ansprüche  geltend  zu  machen  hat, 
bestimmt  das  Gesetz  nicht.  Aber  es  hat 
im  Interesse  des  Unternehmers  diese  An- 
sprüche einer  kurzen  Verjährungsfrist  unter- 
worfen, die  mit  der  Abnahme  des  Werkes 
oder,  sofern  nach  der  Beschaffenheit  des 
Werkes  eine  Abnahme  ausgeschlossen  ist 
(z.  B.  bei  Besorgung  eines  Geschäftes),  mit 
seiner  Vollendung  beginnt.  Die  Verjähnmgs- 
zeit  beträgt  in  der  Begel  sechs  Monate,  bei 
Arbeiten  an  einem  Grundstücke  aber  ein 
Jahr  und  bei  Bauwerken  fünf  Jahre.  Nur 
wenn  der  Unternehmer  den  Mangel  arg- 
listig verschwiegen  hat,  tritt  die  gewöhn- 
liclie  Verjährung  von  30  Jahren  ein  (|  638). 
Alle  diese  Bestimmungen  aber  Über  die  er- 
wähnten AnsprücJie  des  Bestellers  wie  Ober 
diese  Verjährungsfristen  können  durch  Ver- 
einbanmg  der  iWteien  abgeändert  werden. 
Nur  die  Verpflichtung  des  Unternehmers, 
einen  Mangel  zu  vertreten,  kann  nicht  diirch 
Vereinbarung  aufgehoben  oder  beschränkt 
werden,  wenn  der  Unternehmer  den  Mangel 
arglistig  verschweigt  (§  637). 

c)  Wie  der  Unternehmer  zur  fehlerfreien, 
so  ist  er  auch  ziu'  rechtzeitigen  Her- 
steDimg  des  Werkes  veipflichtet  Stellt  er 
das  Werk  nicht  rechtzeitig  her,  so  stehen 
tiem  Besteller  die  Hechte  zu,  welche  nach 
den  aligemeinen  Rechtsnormen  dem  Gläubi- 
ger zur  Verfügung  stehen,  wenn  der  Sdinld- 
ner  in  Verzug  ist  (vgl.  den  Art  Schuld- 
verhältnisse oben  Bd.  VI  S.  616ff.). 
Aber  das  Gesetzbuch  hat  die  Rechte  des 
Bestellers  erweitert  und  ihm  noch  einen 
anderen  Weg  eröffnet,  >im  sein  Interesse 
zu  waliren.  In  Verzug  kommt  der  Unter- 
nehmer nur,  wenn  die  rechtzeitig  Herstel- 
lung des  Werkes  infolge  eines  Umstandes 
nicht  erfolgt,  den  er  zu  vertreten  hat.  Wird 
das  Werk  ganz  oder  teilweise  nicht  recht- 
zeitig hergestellt,  so  kann  der  Besteller, 
mag  der  Unternehmer  oder  sein  Gehilfe  dies 
verschuldet  liaben  oder  nicht,  dem  Unter- 
nehmer für  die  Herstellung  eine  angemessene 
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Frist  setzen,  und  wenn  nach  deren  Ablauf 
das  Werk  noch  nicht  hei^Btellt  ist,  von 
dem  Vertrage  zurücktreten.  Hat  der  Be- 
steller schon  einen  Teil  der  Vergütung  ent- 
richtet, so  hat  ihn  der  Unternehmer  in 
diesem  Falle  znrückzuzahleu  (§  636).  Die 
Bestimmung  igt  für  dait  Ocschaftsleben  von 
sehr  grosser  Bedeutung.  Dem  Besteller  steht 
hiernach  das  Rück  tri ttsrecht  auch  dann  zu, 
wenn  der  Unternehmer  durch  eine  Ton  ihm 
nicht  vei«chuldete  Ärbeitseinstcllmig  der 
Arbeiter  oder  durch  einen  Brand  u,  e.  w. 
an  der  rechtzeitigen  Herstellung  des  Werkes 
verhindert  worden  ist.  Dagegen  steht  dem 
Besteller,  sofern  der  Unlemehmer  nicht  in 
Verzug  ist,  auch  nicht  ein  Anspruch  auf 
Schadensersatz  zu.  Ist  der  Unternehmer  in 
Verzug,  so  kann  der  Besteller  von  dem 
Vertrage  ziirflcklreten  und  Schadensersatz 
fordern.  Durch  Vereinbarung  kann  aber 
das  Kücktrittsrecht  ausgeschlossen  oder  be- 
schränkt werden. 

4.  Pflichten  des  Bestellers,  a)  In 
vielen  Fällen  kann  der  Unternehmer  ohne 
Mitwirkung  des  Bestellers  das  übernommene 
Werk  nicht  ausführen.  So  haben  häufig 
Fabrikanten,  für  welche  Hausind iisirielle 
auf  Grund  eines  Werkvertrages  zn  arbeiten 
haben,  ihnen  die  Stoffe  oder  die  Werkzeuge 
zu  liefern  und  ihnen  die  Anweisungen  über 
die  vorzunehmenden  Arbeiten  zu  erteilen. 
Besteht  das  herzustellende  Werk  in  der  Kr- 
teilung  von  Unterricht,  In  der  Anfertigimg 
eines  Porträts  u.  a.  w.,  so  kann  der  Lehrer, 
der  Maler  seine  vertragsniässige  Pflicht 
nicht  erfüllen,  wenn  der  Schüler  oder  die 
Person,  deren  Porträt  der  Künstler  zu 
malen  hat,  nicht  anwesend  und  zum  Em- 
pfang des  Unterrichts  u.  s.  w,  nicht  bereit 
ist.  Unterlässt  der  Besteller  Handlungen, 
die  zur  Herstellung  des  Werkes  erforderlich 
sind,  so  hat  der  Unterneluner  zwar  keinen 
Bechtsan sprach  darauf,  daes  der  Besteller 
sie  vornimmt.  Aber  ihn  können  dann  auch 
keine  Bechtsnachteile  treffen,  wenn  er  das 
Werk  nicht  rechzeitig  herstellt.  Der  Be- 
steller ist  dann  in  Verzug  der  An- 
nahme. Dem  Unternehmer  kann  dadurch 
aber  Schaden  verursacht  werden.  Er  kann 
genötigt  sein,  während  der  Dauer  des  Ver- 
zugs seine  Arbeitskraft,  sein  Geschäfts- 
kapital, seine  Gehilfen  und  Arbeiter  für  die 
Herstellung  des  Werkes  bereit  zu  halten, 
und  wird,  dadurch  verhindert,  sie  ander- 
weitig zu  verwenden.  Er  hat  deshalb 
gegen  den  Besteller  einen  Anspruch  auf 
angemessene  Entschädigung,  bei  deren  Be- 
messung einereeits  die  Dauer  des  Verzugs 
und  die  Höhe  der  vereinbarten  Vergütung, 
andererseits  aber  auch  die  Erspariing  an 
Aufwendungen,  die  der  Unternehmer  infolge 
des  Verzuges  maciit,  und  der  Gewinn,  den 
der  Unternehmer   aus   anderweitiger   Ver- 


wertung seiuer  Arbeitskraft  zieht,  zu  be- 
rücksichtigen sind  (§  642),  Auch  ist  der 
Unternehmer  in  einem  solchen  Falle  be- 
rechtigt, dem  Besteller  zur  Nachholung  der 
Handlung  eine  angemessene  Frist  mit  der 
Erklärung  zu  bestimmen,  dass  er  den  Ver- 
trag kündige,  wenn  die  Handlung  nicht  bis 
zum  Ablaufe  der  Frist  vorgenommen  werde. 
Der  Vertrag  gilt  dann  als  aufgehol)env 
wenn  die  Nachholung  der  Handlung  nicht 
bis   zum  Ablaufe  der  Frist  erfolgt  (§  643). 

b)  Der  Besteller  ist  verpflichtet,  das- 
vertragsmflfisig  hergestellte  und  reclitzeitig 
gelieferte  Werk  abzunehmen,  sofern 
nicht  nach  der  Beschaffenheit  des  Werkes 
die  Abnahme  ausgeschlossen  ist  (§  (UU), 
ebenso  wie  der  Käufer  nach  §  433  ver- 
pflichtet ist,  die  gekaufte  Sache  abzu- 
nehmen. Ebenso  wie  bei  dem  Kauf- 
vertrag ist  auch  die  Abnatime  bei  dem 
Werk  vertrage  die  thatsächliche  Annahme 
des  Werkes  in  Besitz.  {Nach  anderer  An- 
sicht, die  aber  im  Gesetze  nicht  begrilndet 
ist,  soll  die  Abnahme  erst  mit  ausdrück- 
licher oder  stillschweigender  Anerkennung 
der  Leistung  als  Erfüllung  vollendet  sein). 
Die  Abnahme  hat  die  rechtlichen  Wirkungen, 
dass  mit  ihr  die  Verjährung  der  Ansprüche 
wegen  Mängel  des  Werkes  beginnt  und  dass 
mit  ihr  die  Gefahr  auf  den  Besteller  Über- 
geht (s.  unten  snb  d).  Der  Besteller  ist  zur 
Abnahme  nur  verpflichtet,  wenn  das  Wei-k 
durchaus  fehlerfrei  ist  Auch  unbedeutende 
Mängel  rechtfertigen  die  Weigerung  der 
Abnahme.  Kennt  der  Besteller  aber  die 
Mängel  des  Werkes  imd  nimmt  er  dasselbe 
doch  ab,  ohne  seine  Ansprilche  sich  vorau- 
hehalten,  so  geht  er,  wie  schon  erwähnt, 
seiner  Ansprüche  wegen  dieser  Mängel  ver- 
lustig (g  640  Abs.  2). 

c)  Der  Besteller  ist  nicht  bloss  zur  Ab- 


schweigenden Anerkennxmg,,  dass  das  Werk 
vertragsmässig  geliefert  sei  Um  hierzu  im- 
stande zu  sein,  wird  der  Besteller  häufig 
das  Werk  nach  der  Abnahme  erst  einer 
sachverständigen  und  eingehenden  E*rüfung 
unterwerfen  müssen,  die  kürzere  oder 
längere  Zeit  erfordern  wird.  Der  Unter- 
nehmer hat  einen  Rechtsanspruch  darauf, 
dass  der  Besteller  nach  Ablauf  einer  ange- 
messenen Frist  diese  Anerkennung  erklärt 
oder  die  Annahme  des  Werkes  als  Er- 
füllung der  vertragsmässigen  Leistung  ver- 
weigert. Zwar  kann  der  Be steiler,  auch 
wenn  er  das  Werk  als  vertragsmässig  ge- 
liefert anerkannt  liat,  später  noch  etwaige 
Mängel,  die  ihm  verborgen  geblieben  sind, 
geltend  machen.  Aber  dann  hat  nicht  mehr 
der  Unternehmer  den  Beweis  zu  führen, 
dass  er  das  Werk  vertragsmässig  geliefert 
habe,    sondern    dann    tiifft   den    Besteller 
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dafür  die  Beweislast,  dass  bei  der  Abnahme 
das  Werk  fehlerhaft  ^wesen  sei  und  den 
vertragsm&ssigen  BesümmuDgea  nicht  ent- 
sprochen habe  (§  363). 

d)  Der  Besteller  ist  verpflichtet,  die 
Vergtltung  zu  ontricliten.  Auch  wenn  die 
Parteien  über  die  Vergütung  keine  aus- 
drückhche  Bestimmung  geti'offen  haben,  so 
gut  sie  doch  als  stillschweigend  vereinhart, 
weun  aus  den  Craständea  sich  ergiebt,  dass 
der  rntemelimer  sich  aioht  zu  einer  unent- 
geltlichen Leistung  hat  verptlicliten  wollen 
(§  632).  Ist  die  Höhe  der  Vergütung  nicht 
bestimmt,  so  ist,  wenn  eine  Taxe  besteht, 
die  taxmSssige  Vergütung,  wenn  keine 
Taxe  besteht,  die  übliche  Vei^tung  als 
vereinbart  anzusehen  (§  662  Abs.  2).  Die 
Vergütung  wird  in  der  Regel  in  Geld  be- 
stehen, doch  ist  dies  nicht  erforderlich. 
Der  Besteller  kann  statt  zur  Zahlung  eines 
Geldbetrags  sich  auch  zu  anderen  Leistungen 
verpflichten.  Der  Unternehmer  hat  aber 
nur  auf  die  Vergütung  in  der  vereinbarten 
Höhe  Anspruch.  Audi  wenn  er  sich  in 
BezTig  auf  die  Kosten  der  Herstellung  des 
Werkes  geirrt  und  deshalb  eine  Vergütung 
vereinbart  hat,  durch  die  ihm  vielleicht 
nicht  einmal  ein  Ersatz  seiner  Kosten  ge- 
währt wird,  hat  er  keinen  Anspruch  auf 
höhere  Vergütung,  selbst  dann  nicht,  wenn 
durch  nicht  vorhersehbare  Umstände,  wie 
aussergewöhnliche  Steigerung  der  Pi'eise 
der  Materialien  oder  der  Löhne  der  Arbeiter, 
die  Kosten  der  Herstellung  des  "Werkes 
sich  erhöht  haben.  Aber  im  umgekehrten 
Falle  hal  der  Besteller  auch  keinen  An- 
spruch auf  Ermässigung  der  Vei^tung. 

Die  Vei^ütun^  ist  bei  der  Abnahme  des 
Werkes  zu  entrichten.  Ist  das  Werk  in 
Teilen  abzunehmen  und  die  Vergütung  für 
die  einzelnen  Teile  bestimmt,  so  ist  die 
VeiT^ütung  für  jeden  Teil  bei  dessen  Ab- 
nahme zu  entrichten.  Von  der  Abnalune 
des  Werkes  oder  der  einzelnen  Teile  ab 
hat  der  Besteller,  wenn  die  Vergütung  in 
Geld  festgesetzt  ist  und  er  sie  nickt  Zug 
um  Zug  entrichtet,  sie  zu  verzinsen,  es  sei 
denn,  dass  der  Unternehmer  Stimdutig  ge- 
währt hat  (§  G41). 

Der  Unternehmer  liat  aber  auch  nur 
Anspruch  auf  die  Vergütung,  wenn  er  das 
Werk  zur  Abnahme  liefert.  Bis  zur  Ab- 
nahme trägt  der  Unternehmer  die 
Gefahr  (§  (>44),  d.  li.  geht  das  Werk 
vor  der  Abnahme  durch  Zufall,  z.  B.  durch 
Brand,  unter  oder  wii-d  es  durch  Zufall  be- 
schädigt, so  kann  der  Unternehmer  eine 
Vergütung  nicht  fordern.  Er  erhält  dann 
irgend  einen  Ersatz  für  seine  Arbeit  und 
die  von  ihm  gemachten  Auslagen  niclit, 
gelbst  wenn  das  Werk  vor  dem  Untergang 
fertig  hergestellt,  aber  noch  nicht  abgeliefert 
war.     Nach    gemeinem    Rechte    war    die  i 


Frage,  ob  dem  Unternehmer  in  diesem 
Falte  nicht  ein  Anspnich  auf  Vergütung 
zustehe,  eine  überaus  bestrittene,  da  aus 
den  Quellen  des  römischen  Rechtes  eine 
sichere  Entscheidung  nicht  zu  entoebmea 
ist.  Die  neueren  Gesetzbücher  haben,  wie 
das  Büi^erliche  Gesetzbuch,  den  obigen, 
für  den  Unternehmer  ungünsti^n  Rechts- 
satz au^Dommen,  so  das  Prenssische  Allge- 
meine Landrecht  {I,  11  §  960),  der  Code 
civil  (Art,  1790),  das  Oesterreichische 
BOi^rhche  Gesetzbuch  (§  1157),  das 
Schweizer  Bundesgesetz  über  das  Obli- 
gationenrecht von  1881  (Art.  367).  Die 
Gerechtigkeit  imd  Billigkeit  dieser  Bestim- 
mung werden  aber  lebhaft  bestritten.  Es 
wird  dagegen  eingewandt,  dass  auch  der 
Werkvertrag  ein  Ai-beitsvertrag  und  jeder 
Albeiter  seines  Lohnes  wert  sei.  Hiergegen 
könne  die  logisdie  Folgerichtigkeit  eines 
Satzes  nicht  in  das  Gewicht  fallen.  In  der 
That  wird  es  in  manchen  .Fällen  ungerecht 
^in,  wenn  dem  Unternehmer  die  Gefahr 
aufgebürdet  wird.  Doch  wird  zu  unter- 
scheiden sein :  Steht  der  Unternehmer  wirt- 
scbafthch  selbständig  dem  Besteller  gegen- 
über und  schhesst  er  den  Werkvertrag  in 
einem  Geschäftsbetrieb  ab,  so  wird  er  bei 
der  Bestimmung  der  Vergütung,  für  die  er 
die  Herateilung  und  Liefenrag  des  Werkes 
übernimmt,  schon  die  Mögliclikeit,  dass  das 
Werk  durch  Zufall  imtergehe  oder  be- 
schädigt werde,  mit  in  Betracht  ziehen. 
Die  Vergütung  wird  der  Art  bemessen  sein, 
dass  sie  eine  Risikoprämie  für  die  Fälle 
enthält,  in  denen  der  Unternehmer  keine 
Vergütung  erhält  Aber  auch  wenn  er  den 
Werkvertrag  niclit  in  einem  Geschäftsbetrieb 
abschlicsst,  wird  er  in  Hoffnung  auf  den 
Gewinn,  den  er  aus  dem  Vertrage  erwartet, 
die  geringe  Gefahr,  die  ihm  durch  zufälligen 
Untergang  der  Sacho  drohen  kann,  über- 
nehmen oder  aber  den  Vertrag  nur  ab- 
schliessen,  wenn  anderweitige  Bestimmungen 
für  den  Fall  des  zufälligen  Unterganges  des 
Werkes  darin  getroffen  werden.  Anders 
dagegen  in  den  Fällen,  in  denen  der  Unter- 
nehmer eine  wirtschaftliche  Selbständigkeit 
nicht  liat,  sich  vielmehr  in  der  Lage  eines 
Arbeiters  befindet,  der,  um  seine  wirt- 
schaftUche  Existenz  zu  erhalten,  die  Be- 
dingungen des  Vertrages  annehmen  muss, 
die  der  Arbeitgeber  aufstellt.  Zu  solchen 
»Unternehmern^  gehören  vielfach  diejenigen 
Hausgcwerbetifibenden,  die  nach  formellem 
Rechte  nicht  auf  Grund  eines  Dienstver- 
trages, sondern  eines  Werkvertrages  die 
Hcratellung  von  Werken  übernehmen,  wäh- 
rend sie  wirtschaftlich  den  gewerblichen 
Arbeitern  durchaus  gleichstehen.  Für  sie 
ist,  wenn  auch  nicht  rechtlich,  so  doch 
wirtschaftlieh  die  Vergütung,  die  sie  für 
das  gelieferte  Werk  erhalten,  nichts  anderes 
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als  der  Arbeitslolin  (etwa  mit  Einschluas 
des  Ersfttzea  für  die  Auslagea,  die  Bie  zur 
Herstellung  des  Werkes  zu  machen  liaben). 
Die  Höhe  der  Vergütung  bestimmt  sich 
nach  der  Höhe  des  Arbeitslohnes,  den  der 
Besteller  zu  zahlen  hätle,  wenn  er  statt 
einen  Werkvertrag  einen  Dienstvertrag  ab- 
geschlossen hätte.  Der  Werkvertrag  bietet 
ihm  al>er  den  Vorteil,  dass  er  den  Lohn 
nicht  zu  zahlen  hat,  wenn  das  Werk 
der  Abnahme  durch  Zufall  untergeht  oder 
Schaden  leidet,  Wena  auch  im  Zweifel 
derartige  Verträge  als  Dien  st  vertrage  und 
nicht  als  Werkverträge  aufzufassen  sein 
werden,  so  wird  in  ^ielen  E^en  ein  solcher 
Zweifel  ausgeschlossen  sein.  Man  hat  sich 
4)amit  getröstet,  dass  die  Härten,  zu  denen 
<)as  Gesetz  führen  könne,  im  Leben  von 
selbst  sich  mindern  werden.  Es  werde  sich 
eine  Verkehresitte  entvrickeln  oder  als  be- 
reits vorimnden  festgestellt  werden,  welche 
den  Unternehmer  giinstiger  stelle,  als  dies 
nach  dem  Gesetze  der  Fall  sei.  Dann  sei 
anzunehmen,  dass  die  Beteiligten  regel- 
mässig die  Absicht  haben,  deo  Vertrag  im 
einzelnen  Falle  so  zu  gestalten,  wie  dies 
der  Sitte  entspreche  (Planck,  Kommentar 
zum  B.e.B,  Bd,  II,  S.  384).  Indessen  da, 
wo  der  Besteller  wirtschaftlich  der  Unter- 
nehmer, der  Unternehmer  aber  wirtschaft- 
lich ein  Arbeiter    ist,    wird    es    der  erstere 


in  der  That  nicht  bloss  eine  Härte,  sondern 
eine  nicht  zu  i-echtfertigende  Ungerechtig- 
keit sein,  wenn  der  Unternehmer  die  Ge- 
fahr auch  dann  noch  tragen  und  den  An- 
spruch auf  Vergütung  verlieren  sollte, 
nachdem  das  Werk  von  dem  Besteller  in 
Besitz  genommen  ist  und  in  dessen  Besitz 
dm-ch  Zufall  untergeht  oder  beschädigt 
wird,  bevor  der  Besteller  das  Werk  ge- 
prüft und  als  Erfüllung  der  Leistung  an- 
erkannt hat  Selbst  wenn  dies  die  Ansicht 
der  zweiten  Kommission  gewesen  ist  (vergL 
darüber  Planck  a.  a.  ü.  Bd.  II  S.  379), 
so  ist  diese  Ansicht  in  dem  Gesetze  nicht 
zum  Ausdnick  gelangt.  Der  Beweis  dafür, 
dass  der  Bundesrat  und  der  Reichstag  diese 
Ansicht  der  Mehrheit  der  zweiten  Kommis- 
aion geteilt  haben,  ist  nicht  zu  erbringen. 
Andere  Bestimmungen  des  Gesetzes  sprechen 
vielmehr  dafür,  dses  der  Gesetzgeber  unter 
Abnahme  nur  die  Inbesitznahme  des 
Werkes  verstMiden  hat.  Wie  »chon  er- 
wähnt, ist  nicht  selten  nach  der  Beschaffen' 
heit  des  Werkes  eine  Abnahme  ausge- 
schlossen. Dann  hat  der  Dntcmelimer  die 
Gefahr  nur  bis  zur  Vollendung  des  Werkes 
zu  tragen  (g  646),  nicht  etwa  bis  zur  Er- 
klärung des  Bestellers,  da^s  die  vertrags- 
mässige  Leistung  erfüllt  ist.  Ferner  hat 
der  Unternehmer,  wenn  er  das  Werk  auf 
Verlangen  des  Bestellers  nach  einem  ande- 


scin,  der  die  Verkehrssitte  bestimmt,  und  er  reu   Orte   als   dem  Erfüllungsorte   zu   ver- 

winl  sie  zu  seinen  Gunsten  bestimmen.  Der  |  senden   hat,   die  Gefahr    nur   so   lange   zti 

tragen,    bis   er   das  Werk   dem   Spediteur, 


wirtschaftlich  schwächere  Teil  wird  dies 
nicht  vermögen.  Das  Gesetz  bedarf  einei 
Ergänzung  des  Inhalts,  dass  in  den  Fällen, 
in  denen  der  Unternehmer  zu  den  Haus- 
gewerbetreibenden gehört,  der  Unternehmer, 
auch  wenn  das  Werk  vor  der  Abnahme 
durch  Zufall  nntergeht  oder  beschädigt 
wird,  einen  Anspruch  auf  angemessene 
Vei^tung  für  seine  Arbeitsleistung  und 
auf  Ersatz  seiner  Auslagen  hat.  D^s  es 
nicht  immer  leicht  ist  festzustellen,  ob  ein 
Unternehmer  zu  den  Hatisge werbetreibenden 
gehört  oder  nicht,  soll  nicht  geleugnet 
werden.  Aber  wichtige  Reichsgesetze 
haben  den  Begriff  schon  aufgenommen,  und 
der  Praxis  wird  es  gelingen,  die  Schwierig- 
keiten zu  überwinden. 

Der  Unternehmer  hat  die  Gefahr  bis 
zur  Ahnahme  des  Werkes  zu  tragen. 
Gerade  hierfür  ist  es  wichtig,  daran  festzu- 
halten, dass  die  Abnahme  nur  die  Inbesitz- 
nahme des  Werkes  bezeichnet.  Ihr  ent- 
spricht die  Uebergabe  der  gekauften  Sache 
an  den  Käufer  nach  g  446  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs.  Die  Abnahme  wird 
nicht  erst  mit  der  Anerkennung  der  Leistimg 
als  ErfüUung  vollendet.  Hat  der  Unter- 
nehmer das  Werk  vertragsmässig  herge- 
stellt und  dem  Besteller  abgeliefert,  so  hat 
er  seine  Vertragepflicht  erfüllt.    Es  würde 


dem  Frachtführer  oder  der  sonst  ziu-  Aub- 
führimg  der  Versendung  bestimmten  Person 
oder  Anstalt  ausgeliefert  hat  (§  644  Abs.  2). 
Nimmt  der  Besteller  das  ihm  zur  Ab- 
nahme angebotene  Werk  nicht  an  und 
kommt  er  dadurch  in  Verzug  der  Annahme, 
so  geht  die  Gefahr  auf  ihn  über  (g  644). 
Ist  das  Werk  vor  der  Abnahme  infolge 
eines  Mangels  des  von  dem  Besteller  ge- 
lieferten Stoffes  oder  infolge  einer  von  dem 
Besteller  für  die  Ausführung  erteilten  An- 
weisung untergegangen,  verschlechtert  oder 
imaiisführbar  geworden,  so  hat  der  Unter- 
nehmer zwar  nicht  den  Anspruch  auf 
die  vereinbarte  Vergütung.  Er  kann  dann 
aber  einen  der  geleisteten  Arbeit  ent- 
sprechenden Teil  der  Vergtltung  wad  Ersatz 
der  Auslagen  verlangen,  soweit  er  nicht 
schon    in    der    Vei^tung    inbegriffen   isL 

..lussetznug  ist  jedoch,  daes  der  Unter- 
gang, die  Verschlechterung  oder  die  Unaus- 
führbarkeit  des  Werkes  nicht  durch  ein 
Verschulden  mitvemrsacht  worden  sind, 
das  der  Unternehmer  zu  verti-eten  hat 
(§  645).  Etwaige  weitergehende  Haftung 
des   Bestellers   wegen  Verschuldens   bleibt 

.berührt  (§  645  Abs.  2). 
e)  SicheruQgsmittel   des  Unter- 
nehmers.    Um   den  Unternehmer  w^eu 
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seiDer  Aneprüclie,  die  er  aus  dem  Vertrags- 
verhältnisse  ^egen  den  Besteller  hat,  zu 
sichern,  steht  ihm  zunächst  nach  allgemeinen 
EtechlBBStzen  (B.G.B.  §§  273,  274)  ein  Zu- 
rflckbehaltungerecht  zu,  so  dass  er  die  AV 
liefening  des  fertiggestellten  Wericea  solange 
verweigern  kann,  bis  seine  Ansprüche  be- 
friedigt sind. 

Das  Gesetz  (§  647)  giebt  aber  weiterhin 
dem  Unternehmer  für  seine  Forderungen  ans 
dem  Werkverträge  ein  gesetzliches  Pfand- 
recht an  den  von  ihm  heimstellten  oder 
ausgebesserten  beweglichen  Sachen  des 
Besteliera,  sofern  sie  bei  der  Herstellung 
oder  zum  Zwecke  der  Ausbesserung  ia 
seinen  Besitz  gelangt  sind.  Ueber  das 
weitergehende  Recht  der  Bauunter- 
nehmer, für  ihre  Fordenmgen  aus  dem 
Werkverti'age  von  dem  Besteller  die  Ein- 
räumung einer  Sicherun gshypothok  an  dem 
Baugnindstück  des  Bestellers  zu  verlangen, 
siehe  den  Artikel  Pfandvorrechl  der 
Bauhandwerker  in  Bd.  VI  S.  77 ff. 

Wird  Ober  das  Vermögen  des  Besteilere 
Konkure  erkannt,  so  kann  der  Unternehmer, 
soweit  ihm  nach  §  647  an  Sachen  des  Be- 
stellers tflr  seine  Fordenmgen  aus  dem 
Vertrage  ein  gesetzliches  Pfandrecht  zu- 
steht, aus  diesen  ihm  verpfändeten  Sachen 
wegen  seiner  Forderungen  abgesonderte  Be- 
friedigung verlangen  und  zwar  zunächst 
wegen  der  Kosten,  dann  wegen  der  Zinsen, 
zuletzt  wegen  des  Kapitals  (Konkm^-Ord- 
nung  §  48.  g  49  Ziffer  ^)- 

5.  EndigODg  des  W.  Hat  der  Werk- 
vertrag eine  Ueschäftsbesorgimg  zum  Oegeo- 
stand,  80  erlischt  die  Bestellung  mit 
dem  Tode  des  IToteraehmers  (gS  673, 
675).  Der  Erbe  hat  dann  aber  dem  Be- 
steller den  Tod  unverzOgüch  anzuzeigen  und, 
wenn  mit  dem  Aufschub  Gefahr  verbunden 
ist,  die  Besorgung  des  Geschäftes  fortzu- 
setzen, bis  der  Besteller  anderweit  Fürsorge 
treffen  kann.  Geht  der  Werkvertrag  nicht 
auf  eine  Geschäftsbesorgung,  so  führt  der 
Tod  des  Unteinehmers  nur  dann  die  Äuf- 
hebimg  des  Vertrags  herbei,  wenn  die  Her- 
stellung des  Werkes  durch  die  persöu- 
Hche  Thätigkeit  des  Unternehmers  zu  er- 
folgen hatte,  z.  B.  die  Ausführung  eines 
Kunstwerkes  durch  den  Künstler.  Ebenso 
wenig  wird  in  der  Regel  das  Vertragsvor- 
hältnis  durch  den  Tod  des  Bestellers  be- 
endet. Dies  ist  nur  dann  der  Fall,  wenn 
durch  den  Tod  des  Bestellers  die  Ausfüh- 
ning  des  Werkes  immöglich  wird,  z.  B.  ein 
Maler  hat  die  Anfertigimg  eines  Porträts 
des  Bestellers  übernommen  und  der  Be- 
steller stirbt,  bevor  der  Maler  ihn  aufnehmen 
konnte. 

Ein  allgemeines  Kündigungsrecht 
steht  nur  dem  Besteller  zu,  der  freilich  niir 
selten   davon  Gebrauch   machen  wird.    Er 


kann  zwar  bis  zur  Vollendung  des  Werke» 
den  Vertrag  jederzeit  ohne  weiteres  kündigen. 
Dann  ist  der  Untemehraer  aber  berechtigt, 
die  vereinbarte  Vergütung  von  ihm  zu  ver- 
langen. Doch  musa  der  Unternehmer  sich 
auf  die  Vergütung  dasjenige  aufrechnen 
laasen,  was  er  infolge  der  Aufhebung  des 
Vertrages  an  Aufwendungen  erspart  oder 
durch  aüderweiteVerwwdnng  seiner  Arbeits- 
kraft erwirbt  oder  zu  erwerben  böswillige 
unterlässt  (§  649).  £r  muss  sich  gefallen 
lassen,  dass  der  Besteller  dasjenige  von  der 
Vei^ütung  abzieht,  was  er  dadurch  erspart, 
dass  er  das  Werk  nicht  herzustellen  oder 
zu  vollenden  hat.  Er  ist  nicht  verpflichtet, 
seine   durch  Kündigung   des  Vertrags    frei- 

fi wordene  Arbeitskraft  zum  Zwecke  des 
rwerbes  anderweit  zu  verwerten.  Nur 
wenn  er  >bßswilligi  dies  unterlässt,  d.  h. 
wenn  er  es  unterlässt,  um  den  Besteller  zu 
schädigen,  oder  wenn  er  es  in  einer  anderen 
gegen  Treu  und  Glauben  verstosseoden  Ab- 
sicht unterlässt,  muss  er  sich  das  anrechnen 
lassen,  was  er  hätte  erwerben  können. 

Vielfach  kommt  es  vor,  dass  dem  Werk- 
vertrag ein  Kostenanschlag  der  Art  zu 
Grunde  gelegt  wird,  dass  die  Vei^tung 
nach  den  bei  der  Ausführung  sich  ergeben- 
den Kosten  bestimmt  werden  soll,  sei  es, 
dass  der  Kostenanschlsg  schon  bei  Abschiuss 
des  Vertrags  aufgestellt  wird,  sei  es,  dass 
der  Vertrag  nur  auf  den  noch  aufzustellen- 
den Kostenanschlag  verweist.  Hat  der 
Unternehmer  nicht  die  Gewähr  für  die 
Richtigkeit  des  Kostenanschlags  übernom- 
men imd  ergiebt  sich  während  der  Aus- 
führung, dass  das  Werk  nicht  ohne  eine 
wesentliche  Ueberschreitung  des  Anschlags 
ausführbar  ist,  so  liat  der  Unternehmer, 
wenn  der  Besteller  aus  diesem  Grunde  den 
Vertrag  kündigt,  nur  Anspruch  auf  einen 
der  geleisteten  Arbeit  entsprechenden  Teil 
der  Vergütung  und  auf  Ersatz  der  Aus- 
lagen, soweit  er  nicht  in  der  Vergütung  in- 
begriffen ist  Der  Unternehmer  ist  aber 
verpflichtet,  sobald  er  erkennt,  dass  der 
Änscldag  nicht  unwesentlich  überschritten 
werden  wird,  dies  unverzüglich  anzuzeigen. 
Thut  er  dies  nicht,  so  hat  er  dem  Be- 
steller den  Schaden  zu  ersetzen,  d.  h.  in 
der -Regel  hat  er  dann  nur  Anspruch  auf 
den  Betrag  der  Vergütung,  den  er  in  dem 
Zeitpunkt,  wo  er  die  Anzeige  hätte  machen 
sollen,  hätte  fordern  können  (§  650). 

Der  Unternehmer  kann  den  Vertrag  nur 
in  dem  oben  (sub  4a  S.  747)  erwälinteu 
Falle  kündigen,  dass  der  Besteller  mit  einer 
von  ihm  vorzimehmenden  Handlung  in  Ver- 
zug ist  und  sie  in  der  gesetzten  Frist  nicht 
nachgeholt  hat. 

6,  Werlüiefeninfffivertnig.  Hat  der 
Unternehmer  die  Verpflichtung  übernommen, 
eine   nicht   vertrctbüe    Sache   herzustellen 
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and  Ewar  aus  den  von  Uim  zu  beechstfendea 
Stoffen,  so  iet  der  Yertrag  zwar  auch  ein 
Werkvertrag,    aber    ein   Wertvertrag,    der 

rechtliche  Eigeatümlichkeiten  aufweist  und 
in  gewieeer  Weise  in  der  Mitte  zwischen 
dem  gewöhnlichen  Werkvertrage  nnd  dem 
Kaufverträge  steht.  Vertretbare  Sachen  im 
Sinne  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  sind 
bewegliche  Sachen,  die  im  Verkehre  nach 
Zahl,  Mass  oder  (Jewicht  bestimmt  zn  wer- 
den pflegen.  (§  91).  Im  Gegensatz  hierzu 
wird  eine  nicht  vertretbare  Sache  im  Ver- 
kehr durch  ihre  individuellen  Eigen acliaften, 
wodurch  sie  sich  von  einer  jeden  anderen 
Sache,  auch  einer  jeden  anderen  Sache  der- 
selben Gattung,  unterscheidet,  bestimmt. 
Nicht  vertretbare  Sachen,  deren  Hersteliung 
Gegenstand  eines  Werkvertrages  sein  können, 
sind  z.  B.  das  Kunstwerk  eines  bestimmten 
Kflnstlers,  ein  nach  Mass  für  eine  bestimmte 
Person  angefertigtes  Kleidungsstück,  eine 
nach  einer  eigenartigen  Zeichnung  kon- 
struierte Maschme  u.  s.  w.  Hat  der  Unter- 
nehmer eine  solche  Sache  aus  den  von 
ihm  allein  zu  beschaffenden  Stoffen  herzu- 
stellen, so  finden  auf  das  Vertrags  Verhältnis 
alle  Bestimmungen  über  den  Werkvertrag 
Anwendung,  soweit  sie  den  Verhältnissen 
nach  darauf  Anwendung  finden  können. 
Aber  es  finden  ausserdem  umIi  einige  wich- 
tige Vorschriften  über  den  Kaufvertrag  An- 
wendung. Der  Unternehmer  ist  nicht  nur 
zur  Lieferung  der  Sache,  sondern  auch  zur 
Uebertragung  des  Eigentumsrechtes  an  der 
Sache  auf  den  Besteller  verpflichtet.  Er 
ist  demnach  auch  verpflichtet,  dem  Be- 
steller die  Sache  frei  von  ßechten  Dritter 
zu  verschaffen,  die  von  Dritten  gegen  den 
Besteller  geltend  gemacht  werden  können. 
Es  kommen  die  Vorschriften  des  Gesetzliches 
über  die  Gewährleistung  wegen  Mängel  im 
Rechte,  die  für  den  Kaufvertrag  gelten 
(§§  434  bis  444),  zur  Anwendung  (s,  den 
Art  Kaufgeschäft  oben  Bd.  V  S.  Ü8ff.). 
Der  ITnternehmer  ist  verpflichtet,  dem  Be- 
steller über  die  rechtliehen  Verhältnisse  der 
hergestellten  Bache  die  nötige  Auskunft  zu 
erteilen  und  ihm  die  zum  Beweise  des 
Rechtes  dienenden  Urkunden,  soweit  sie 
sich  in  seinem  Besitze  befinden,  auszuliefern 
(§  444),  so  z,  B.  der  Juwelier  über  die 
echten  Perlen,  die  er  zu  einem  bei  ihm  be- 
stellten kostbaren  Schmuckgegenstand  ver- 
wendet. Ebenso  finden  die  Bestimmungen 
Über  den  Kaufpreis  in  g§  452  bis  4'>4  sinn- 
gemässe Anwendung  auf  die  zu  entrichtende 
Vergütung.  Hat  der  Unternehmer  sich  das 
Eigentimi  an  der  Sache  bis  zur  Entrichtung 
der  Vei^tung  vorbehalten,  so  ist,  wie  bei 
dem  Kaufe,  im  Zweifel  anzunehmen,  dass 
die  Uebertragung  des  Eigentums  unter  der 
aufschiebenden  Bedingung  der  vollständigen 
Entrichtung  der  Vergtltung  ertolgt  ist,  dass 


aber  der  Unternehmer  zum  Rücktritt  vom 
Vertrage  berechtigt  ist,  wenn  der  Besteller 
mit  der  Entrichtung  der  Vergütung  in  Ver- 
zug kommt  (§  456).  Doch  ist  nicht  aus- 
geschlossen, dass  die  Parteien  eine  Sache, 
die   nach   der   im    Verkehr  Hblicheu   Auf- 


sieren und  den  Vertrag  Ober  die  Lieferung 

einer   solchen  Sache   unter   die  besonderen 

Normen  des  Werklieferungs Vertrages  stellen, 

Litteratur:    Ceber   die   hcotio   conductio    operU 

liehe  die  in  Bd.  V  b'.  774  angefahrte  LiU^ratuT, 

dam  Kariowa,  Jürmitehe  StchUgetehiehte,  Bd. 

II,  Teil  1,  (1901)  S.  644ff.  —  Peber  den   Wtrk- 

vairag   rieht   die  KomnteTilare   zu  dem  Bllrger- 

lichen  Gctetibuch,   inibrt.   Planck  Bd.   II,   S. 

363 — 391.    —    Ferner  Endemann,  Einfäkrung 

in    diu    Studium    det    Bürgerlichen    GeteMuch» 

Bd.  I  ?  174-    —   ItemiHtrg,    Da«  bärgerlirht 

Hecht,   Bd.   II,   g  S17—SJ.'..   —  Coeoek,  I^hr- 

bveh,  Bd.  I,  §  147— 149.  —  Ehrenberg,  Kauf- 

«nd  Werheerlrag  in  r.  Iheringt  Jahrbücher  der 
Dogmatik  det  Priratreeht»,  S.  F.,  Bd.  XY,  .S, 
iSUff.  —  R  Rieater,  Der  Werkctrtrag  iincA 
dem  Bürgerliehm  Getetzimth  1900.  —  H,  Eme- 
rlph,  Kauf-  und  iVerklie/truiigirtrlrag  nnrh 
dem  Bürgerlichen  Gelelibuch  1S9S. 

Eägar  Loenlng. 


Wert. 

1.  Begriff  und  Arten.  1.  Die  Grund- 
idee de«  wirtschaftlichen  W.  2.  Subjektiver 
und  objektiver  W.;  Gebrauchs-  nnd  Tanschwert. 
3.  Andere  Einteilnufren  des  W.  4.  ZnrDognieu- 
geacliichte  des  Wertbegrüfes.  II.  Die  Auf- 
gaben der  WertCheorie.  III.  Zur  Dü^- 
mengeschiohte  der  Werttheorie.  l.Eiu- 
leitung.  2.  Die  klasswcbe  Werttheorie.  3.  Die 
Arbeitswerttheorie.  4.  Die  Nutiwerttheorieeu. 
IV.  Elemente  der  positiven  Theorie  dea 
snbjektiven  W.  I.  Der  Ursprung  des  sub- 
jektiven Gilterwertes.     2.   Die  Grüwe  des  W. 

I.  Begriff  und  Arten. 
1.  Die  Grandidee  des  wirtschaftlichen 

W.  Der  Begriff  des  Wertes  gehört  nicht 
der  Wirtschaftswissenschaft  allein  an.  Wir 
vergeben  jene  eigentümliche  Art  von  Aner- 
kennung, die  wir  als  Wertschätzung  be- 
zeichnen, auf  den  verschiedensten  Lebens- 
gebieten. Wir  sprechen  vom  Werte  der 
Tugend,  des  Lebens,  der  Gesundheit  oder 
vom  künstlerischen  oder  litterarischen  Wert© 
einer  Geistesschöpfung  nicht  minder  als  vom 
Werte  einer  Ware  oder  eines  Grundstückes. 
Den  letzten  gemeinsamen  Wurzeln  dieser 
Anerkennung  nachzuspüren,  ist  Aufgabe  der 
Psychologie.  Für  unsere  Zwecke  genügt  es, 
einen  bestimmten  Zweig  der  Wertschätzun- 
gen weiter  zu  verfolgen. 

Zwisclien  den  Gegenständen  unserer 
Wertschätzung  besteht  nämlich  ein  durch- 
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greifender  Unterschied.  Gewisse  Gegen- 
stände lialten  wir  um  ihrer  selbst  willea 
wert:  sie  besitzen,  wie  ein  moderner  Psycho- 
log es  nennt  1),  Eigenwert;  andere  Gegen- 
stände halten  wir  dagegen  nur  als  Mittel 
fflr  einen  ausserhalb  ihrer  liegenden  Zweck 
wert:  sie  besitzen  nur  »wirkuügawert«. 
Der  wirtschaftliche  Wert  gehört  voÜständig 
diesem  letzteren  Gebiete  an.  Wir  sehätzeu 
und  lieben  —  den  Fall  sinnlosen  Geizes 
etwa  ausgenommen  —  die  Gtlter  nicht  um 
ihrer  selbst  wülep,  sondern  wegen  der  För- 
derung, die  wir  von  ihnen  ftlr  unsere  Wohl- 
fahrt erwarten.  Alle  Gütcrschäfzung  ist 
Dichte  als  ein  Wiederschein  einer  ursprüng- 
licheren Schätzung,  die  wir  den  Ijebcns- 
Tind  Wohl  fahrt  sz  wecke»  entgegenbringen,  zu 
deren  Erreichung  die  Gllfer  uns  dienen. 

Alier  Güter  wert  knüpft  also  an  den 
Menschen  und  seine  Zwecke  an.  Die  Man- 
nigfaltigkeit der  Lebensverhältnisse,  wie  sie 
zumal  in  einer  hochentwickelten  Voltawirt- 
schaft  herrschen,  eröffnet  jedoch  einen  wei- 
ten Spielraum  für  Mannigfaltigkeiten  auch 
in  der  Art  jener  Verknflpfung.  Dem  ent- 
sprechen zahlreiche  besondere  Erscheinun^s- 
fonnen  oder  Arten  des  GüterwertcK.  Die 
Verschiedenheit  zwschen  ihnen  ist  teilweise 
so  stark,  dasa  wiederholt  ernste  Zweifel  er- 
hoben wurden  ob  dieselben  sich  überhaupt 
noch  als  einzelne  Arten  einem  gemeinsamen 
einheitlichen  Wertbegriffe  imteroninen  lassen 
oder  ob  man  ea  nicht  vielmelir  mit  mehre- 
ren selbständigen,  inhaltlieh  einander  frem- 
den Begriffen  zn  thim  habe,  die  nur  äusser- 
lich  dui-ch  die  Gemeinsamkeit  des  Namens 
»Wert»  zusammengehalten  werden,  welchen 
der  Spracügebraiich  auf  alle  gleichmässig 
anwendet 

2.  SnbjebtiTer  und  objektiver  "W.; 
Gebraachs-  und  Tauschwert  Die  beiden 
wichtigsten  Einteilungen  des  W^crtes  sind 
die  —  sieh  durchkreuzenden  —  Einteilungen 
in  subjektiven  und  objektiven  Wert  einer- 
seits und  in  Gebrauchs-  und  Tauschwert 
andererseits. 

Wert  im  subjektiven  Sinne  ist 
die  praktische  Bedeutung,  die  ein  Gut  für 
den  Interessen  kreis  eines  bestimmten  Sub- 
jektes dadurch  erlangt,  dass  dieses  sein 
Wohlbefinden  in  ii^nd  einem  Stücke  vom 
Besitze  des  Gutes  abhängig  weiss;  Wert 
im  objektiven  Sinne  ist  dagegen  die 
anerkannte  Tüchtigkeit  eines  Gutes  zur 
Herbeiführung  irgend  eines  einzelnen  äusse- 
ren Erfolges. 

Wenn  wir  einem  Gute  Wert  im  objek- 
tiven  Sinne   zuerkennen,   beschränken    wir 
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uns  auf  die  Würdigung  des  Verhältnisses, 
das  zwischen  dem  Gute  und  der  Erreichung 
irgend  eines  einzelnen,  objektiven  Zweokee 
oder  Erfolges  besteht,  ohne  in  unser  Urteil 
auch  noch  die  M'ürdignug  des  Ranges  ein- 
zabeziehen,  welcher  jenem  Einzelzwecke 
selbst  im  Kreise  der  Lebenainteressen  eines 
bestimmten  Subjektes  zukommt;  wir  unter- 
lassen CS,  gewissermassen  den  Effekt,  den 
das  Gnt  in  technischer  Beziehung  ausübt, 
auf  das  Wohl  oder  Wehe  eines  bestimmten 
Subjektes  zu  projizieren.  In  diesem  Sinne 
sprechen  wir  z.  B.  dem  Holze  und  der 
Kohle  je  nach  dem  verschieden  starken 
Erwärmungseffekte,  der  mit  einer  Mengen- 
einheit dieser  Güter  zu  erzielen  ist,  einen 
grössei-en  oder  kleineren  Heizwert,  deu  ver- 
schiedenen Nahrungsmitteln  einen  objektiven 
Nährwert,  den  Dungmitteln  einen  Dungwert 
etc.  zn.  Für  die  wirtschaftliche  Betrachtung 
kommt  aus  dieser  Gnippe  von  Werturteilen 
die  weitaus  grösste  Wichtigkeit  dem  ob- 
jektiven Tauschwerte  der  Güter  zu, 
das  ist  der  auf  den  gegebenen  thatsäch liehen 
Verhältnissen  beruhenden  Befähigung  der- 
selben, im  Tauschverkehr  eine  bestimmte 
Menge  anderer  Güter  al.s  Gegengabe  z\i  ev- 
werben. 

Eine  ganz  andere  Betrachtungsweise 
liegt  den  subjektiven  Wertiu-teilen  zu  Grunde. 
Für  sie  ist  gerade  jene  Fortsetzung  der  Er- 
wägung auf  das  Gebiet  eines  persönlichen 
Wohl  und  Wehe,  vor  welchem  die  objek- 
tive Werlscliätzuug  Half  macht,  die  Haupt- 
sache. Wir  messen  einem  Gute  im  sub- 
jektiven Sinne  Wert  bei,  wenn,  und  in  dem 
Grade,  als  wir  unser  Wohlbefinden,  die  Be- 
fnedigiing  eines  Bedürfnisses  oder  Ober- 
haupt irgend  ein  (egoistisches  oder  altniisli- 
sches)  Lebensinteresse  von  ihm  abhängig 
wissen.  Zu  der  Beurteilung  der  techni- 
schen Leistung  —  auf  die  allein  sich  die 
Schätzung  des  objektiven  Wertes  beschränk-t 
— -  tritt  hier  noch  eine  Würdigimg  ilires 
Einflusses  auf  unsere  nersönliche  Wohlfahrt 
und  endlich  ein  Urteil  darüber  hinzu,  ob 
und  in  welcliem  Grade  jener  wohlthätige 
Einflust!  von  der  Verfügimg  über  das  Gut 
abhängig  oder  dureh  sie  bedingt  ist  —  ein 
Merkmal,  welches,  wie  wir  noch  sehen 
wenlen,  keineswegs  gleichbedeutend  mit  der 
blossen  Befähigung  eines  Gutes  ist,  einen 
Wohlfahrtserfolg  von  einer  bestimmten  In- 
tensität herbeizuführen. 

Entsprechend  diesem  verschiedenen  That- 
bestande,  welcher  den  beiderlei  Wertschätzun- 
gen zu  Grunde  liegt,  gehen  dieselben  auch 
weder  in  ihrem  Dasein  und  noch  weniger 
in  ihrer  Grösse  notwendig  parallel.  Bei 
gleichem  objektivem  Heizwerte,  den  z.  B. 
zwei  Kaummeter  Buchenholz  bmtzeu.  mag 
einer  derselben,  welcher  den  einzigen  imd 
w^;en  Mangels  an  Geld  unersetzlichen  Vor- 
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rat  armer  Leute  in  einem  strengen  Wiuter 
bildet,  eine  ungleich  höhere  subjektive  Be- 
deutung für  deren  Bedürfriisbefriedigiing 
besitzen,  als  ein  aaderer  gleicher  Raummeter 
im  Besitze  eines  Millionärs  für  diesen  hat; 
und  wo  Holz  noch  in  vollem  Deberfluss  als 
»freies  Out*  zu  haben  ist,  mag  es  trotz 
seines  unveränderten  »objektiven  Heizwertes« 
sogar  überhaupt  keinen  subjektiven  Wohl- 
fahrt« wert  besitzen. 

Insofern  sich  im  subjektiven  Werte  die 
praktische  Bedeutung  ausdruckt,  welche 
unter  den  jeweils  gegebenen  Verhält nissen 
die  Gfltev  für  unsere  Wohlfahrt  haben,  kann 
es  nicht  fehlen,  dass  dei-selbe  im  ■weitesten 
Umfange   ffir   unser    praktisches  Verhalten 

fegenflber  den  Gütern  die  Kichtschnur  hil- 
et.  Auf  ihn  bezieht  sich  vornehmlich  das 
Wort,  dass  der  Wert  "den  eigentlichen  Kern- 
imd  Angelpunkt  des  gesamten  Wirtschafts- 
getriebesi  bildet  (Neumann),  l'nd  entspre- 
chend dem  grossen  Anteil,  den  er  an  der 
Orientierung  und  Lenkung  unserer  Wirt- 
schaft shandlungen  nimmt,  hat  er  auch  eine 
hervorragend  grosse  Rolle  in  der  wissen- 
schaftlichen Erklärung  unserer  Handlungen 
zu  spielen :  in  der  Nuance  des  »subjektiven 
Wertes«  ist  der  Wert  einer  der  wichtigsten 
und  friicht  barsten  ünmdbcgriffe  der  Wirt- 
schaf tsw  isaen  seh  aft. 

FOr  eine  andere,  gleiclifalls  sehr  belang- 
reiche Einteilung  giebt  ein  Unterschied  in 
der  Bestimmung  der  Güter  den  Stoff.  In 
unserer  modernen,  auf  Arbeitsteilung  und 
Tau Hch verkehr  aufgebauten  Volkswirtschaft 
gewinnt  nämlicli  der  Unterschied  eine  her- 
vorragende praktische  Bedeutung,  ob  ein 
Gut  bestimmt  ist,  von  seinem  Besitzer  in 
dessen  eigener  Wirtschaft  gebraucht  oder 
aber  im  Austausche  gegon  andere  Güter 
weiter  gegeben  zu  werden.  Je  nachdem  nun 
die  den  Gütern  beigemessene  Bedeutung 
ihnen  mit  Rücksicht  auf  die  eine  oder  die 
andere  dieser  Verwecdungsweisen  zuerkannt 
wird,  erscheint  ihr  Wert  entweder  als  Ge- 
brauchs- oder  als  Tauschwert. 

Es  ei'scheint  übrigens  zweckmässig,  diese 
Einteilung  noch  um  ein  drittes  Glied  zu 
erweitern.  Zwischen  den  Gütern,  die  be- 
stimmt sind,  in  der  eigenen  Wirtschaft  ihres 
Besitzers  verwendet  zu  werden,  zeigt  sich 
nämlich  abermals  der  sehr  erhebliche  Unter- 
schied, ob  sie  jenem  zu  seiner  unmittelbaren 
BedOi-fnirtbefriedigimg  oder  aber  zu  produk- 
tiven Zwecken,  zur  Erzielnng  eines  Produk- 
tionsertrages dienen.  Demgemäss  ist  pas- 
send dreigliedrig  zu  unterscheiden  zwischen 
Gebrauchswert  im  engeren  Sinne 
(gestützt  auf  die  Verwendbarkeit  zu  un- 
mittelbaren Genuaszwecken),  Produkti- 
ons-  oder  Ertrags  wert  (gestützt  auf  die 
Verwendbarkeit  zur  Erzeugimg  anderer 
GflterJ  und  Tausehwert  (gestützt  auf 


die  Verwertbarkeit  durch  Verkauf  oder 
Tausch). 

Wie  schon  bemerkt  %vurde,  durchkreuzt 
sich  diese  Einteilung  mit  jener  in  objektiven 
und  subjektiven  Wert,  5Ian  kann  einerseits 
auf  dem  Gebiete  des  objektiven  Wertes  die 
Befähigimg  eines  Gutes,  im  Austausch  einen 
Gegenwert  zu  erlangen  oder  einen  Ertrag 
abzuwerfen,  allen  flbngeu  objektiven  »Ge- 
brauchs «-Gattungen  gegenüberstellen ,  und 
ebenso  lässt  sich  andererseits  der  subjektive 
Wert,  den  ein  Out  für  seinen  Besitzer  hat, 
je  nachdem  sich  derselbe  auf  die  eine  oder 
andere  Verwendungs weise  gründet,  als  sub- 
jektiver Gebrauchs-,  Ertrags-  oder  Tausch- 
wert specialisieren.  Der  subjektive  Wert 
z.  B.,  den  eine  Bibliothek  für  den  Gelehrten 
hat,  wird  subjektiver  Gobraudiswert,  der 
Wert  des  Buchlagers  für  den  Buchhändler 
subjektiver  Tauschwert,  der  Wert  des  Ackers 
für  den  Landwirt  subjektiver  Ertragswert 
sein.  Auch  hier  kehrt  ferner  der  schon 
oben  einmal  bemerkte  Umstand  wieder,  dass 
der  objektive  Wert  keineswegs  mit  der  ver- 
wandten Art  des  subjektiven  Wertes  in 
seinei'  Grösse  parallel  zu  gehen  braucht. 
Zwei  Grundstücke  z.  B,,  welche  einen  gleichen 
Ertrag  von  100  Mark  jährlich  abwerfen  und 
daher  gleichen  objektiven  Ertragswert  haben, 
können  für  verschiedene  Besitzer  in  ver- 
schiedenen Bedürfnis-  und  Vermögensum- 
ständen, z.  B.  für  einen  armen  Bauer  und 
für  einen  reichen  Rittergtitshesitzer,  einen 
recht  verscliietlencn  subjektiven  Ertrags- 
und Tauschwert  besitzen. 

Gewöhnlich  pflegt  man  jedoch,  wenn 
man  die  Namen  Tauschwert  oder  Ertrags- 
wert ohne  Zusatz  gebraucht,  an  die  objek- 
tiven Werte  dieses  Namens,  dagegen  bei 
der  Bezeiclinung  Gebrauchswert  an  den 
subjektiven  Gebraucliswert  zu  denken. 
Dieser  Umstand  hat  gelegentlich  dazu  ver- 
leitet, die  beiden  Einteilungen  in  subjek- 
tiven und  objektiven  Wert  und  in  Ge- 
brauchs- und  Tauschwert  als  zusammen- 
fallend oder  die  letztere  als  einen  vollgiltigen 
Ersatz  für  die  erstere  anzusehen,  was  indes 
nach  dem  Gesagten  den  Verhältnissen  nicht 
entspricht 

3.  Andere  ElnteilDDgen  des  W.  Von 
den  zahlreichen  anderweitigen  Einteilungen 
des  Wertes  verdienen  noch  Erwähnung: 

a)  Die  Unterscheidung  in  Stoff-, 
Form-,  Orts-  und  Zeitwert  (Knies), 
je  nachdem  der  Wert  eines  Gutes  vorzugs- 
weise auf  dem  Stoffe,  aus  dem  er  besteht 
(z.  B.  bei  Goldmünzen),  oder  seiner  Form 
(z.  B.  hei  Holzschnitzereien)  oder  den  be- 
sonderen Umständen  des  Ortes  (Lebensmittel 
in  einer  belagerten  Festung)  oder  der  Zeit 
(frisches  Übst  im  Winter)  beruht,  unter 
welchen  das  Gut  verfügbar  ist 

b)  Seit  Rau  wird  der  Gebrauchswert  in 
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einen  abstraktea  (oder  Qattungswert)  und 
in  einen  konkreten  Wert  uaterschiedeo. 
Als  abstrakter  Wert  wird  der  Wert  einer 
Oütergattutig  für  die  menschlichen  Be- 
dflrfnisse  im  aJJ^meiDen,  als  konkreter  Wert 
dagegen  jener  Gebrauchswert  verstanden. 
welchen  eine  bestimmte  konkrete  Menge 
eiaes  Outes  (z.  B.  ein  bestimmter  Scheffel 
(ierete,  ein  bestimmtes  Stück  Tuch,  ein 
Pferd  u,  dgl.)  für  eine  bestimmte  Person 
mit  Rücksicht  aiif  ihren  individuellen  Be- 
darf und  Besitzstand  tiat.  Der  ^konkrete* 
Wert  trifft  mit  nnserem  subjektiven  Werte 
zusammen;  der  abstrakte  wert  Raus  ist 
dagegen  wohl  mit  der  blossen  Nützlichkeit 
von  Qütei^ttUQgeu  gleichbedeutend  und 
sollte  besser  gar  nicht  als  Wert  bezeichnet 
werden. 

c)  lu  der  Jurisprudenz  ist  die  Unter- 
scheidung von  gemeinem,  besonderem 
und  AffektioDswerte  oiler  Wert  der 
besonderen  Vorliebe  üblich.  Der  ge- 
meine Wert  entspricht  beiläufig  dem  objek- 
tiven Tauschwerte,  den  das  Gut  unter  nor- 
malen Terhältnissen  erzielen  kann;  der  be- 
sondere sowie  der  Affektionswert  entsprechen 
beide  mehr  dem  subjektiven  Werte,  den  ein 
Gut  für  eine  bestimmte  Person  unter  den 
besonderen,  bei  ihr  obwaltenden  Verhält- 
nissen besitzt,  wobei  jedoch  die  Schätzung 
nach  Aftektionswert  in  der  ßerücksichti- 
gimg  der  subjektiven  Momente  noch  weiter 
geht. 

d)  Vielfach  wird  Kostenwert  und 
Seltenheitswert  untersehieilen,  je  nach- 
dem der  Wert  eines  Gutes  der  Höhe  des 
zu  seiner  Erzeugimg  gemachten  Kostenauf- 
wandes entspricht  oder  aber,  ohne  ROctaicht 
auf  diesen,  bloss  auf  der  Seltenheit  des 
Gutes  beruht. 

e)  Da  vermöge  des  sogenannten  Kosten- 
gesetzes (S.  den  Art.  Preis  oben  BH.  VI  S. 
ISl  ff.)  der  Tauschwert  die  Tendenz  hat,  sich 
auf  die  Dauer  den  Produktionskosten  gleichzu- 
stellen, pflegt  man  jenen  Stand  des  "\\'erte3,  der 
mit  den  Produktionskosten  übereinstimmt,  als 
den  «normalen«  Tauschwert  (im  Gegen- 
satze zu  dem  je  nach  den  augenblicklichen 
Marktverhältnissen  immerfort  fluktuierenden 
■Marktwerte«  oder  »laufenden  Werte«)  zu 
bezeichnen.  Adam  Smith  gebrancht  hier- 
für auch  den  Ausdruck  »natürlicher  Wert«, 
{ler  sich  indes  in  dieser  Be<[eutung  nicht 
eingebürgert  hat.  Von  anderer  Seite 
(Wieser)  wird  neuestens  unter  Annäherung 
an  eine  von  Thünen  eingeführte  Deutung 
jenes  Ausdruckes  als  natürlicher  Wert  jener 
bezeichnet,  der  sich  in  einer  nach  einem 
einheitlichen  Plane  geleiteten  wirtschaften- 
den Gesellschaft  nach  dem  in  der  ganzen 
Gesellschaft  herrschenden  Verhältnisse  von 
Gütermenge     und     Be<larf      nach     (iütern 


herausstellen  wQrde,  also  beiläufig  der  Wert 
in  einem  idealen  Komraunistenstaate. 

Endlich  mag  noch  erwähnt  werden,  dass 
vermöge  einer  wissensehafüieh  wenig  em- 
pfehlenswerten, aber  im  Leben  eingebür- 
geiten  Sprachübung  vielfach  auch  die 
Güter  von  Wert  als  Werte  bezeichnet 
werden. 

4.  Zur  DogmengeBchichte  des  Wert- 
begriffes. Die  Bemühungen  um  die  Fest^ 
Stellung  eines  wissenschaftlichen  Wertbe- 
griffes beginnen  mit  der  Erkenntnis,  daes 
der  Sprachgebrauch  ausserordentlich  Ver- 
schiedenes mit  jenem  Namen  bezeichne, 
und  betliätigen  sich  daher  zunächst  in  der 
Aiifßtellung  von  Unterscheidungen  oder  Arten 
des  Wertes.  Die  älteste  Unterscheidung  ist 
die  in  Gebrauchs-  und  Tauachwert.  Schon 
von  Aristoteles  angedeutet,  wird  sie  von 
Quesnay  (valeur  usuelle  und  valeiu"  venale) 
und  demnächst  von  A,  Smith  (value  in  use 
imd  value  in  exchauge)  gezogen.  Hierbei 
konfimdiert  jedoch  Smith  soinen  Gebrauchs- 
wert ausdrücklich  mit  der  blossen  Nützlich- 
keit (Utility)  der  Güter,  während  er  den 
TauscKwert  lediglieh  als  objektiven  Tausch- 
wert (power  of  purchasing  other  goods)  de- 
finiert. Jene  wichtige  Kategorie  des  Wertes, 
die  wir  heute  subjektiven  Wert  neunen,  ist 
somit  der  Beachtung  Smiths  noch  völlig 
entgangen,  t'eberdies  begnügt  sich  Smith 
aucn  bezüglich  des  von  ihm  sc^nanntea 
Gebi-auchswortes  mit  der  blossen  Nennung 
dieses  Begriffes:  eine  wissenschaftliche  Er- 
örterung lässt  er  unter  allen  Wertarten  aus- 
schlifissUch  dem  objektiven  Tauschwerte  zu 
teil  wen.len. 

Sein  Beispiel  blieb  für  einen  grossen 
Teil  der  englischen  und  französischen  Litte- 
rat ur  für  lange  massgebend.  Vereinzelt 
findet  sich  hier  allerdings  schon  seil  Tur- 
got  {in  Italien  schon  bei  Galiani)  die 
Erkenntnis,  dass  der  Gebrauchswert  (bei 
Turgot  valeur  estimative  genannt)  nicht 
mit  der  blossen  Nützlichkeit  der  Güter  zu- 
sammenfaUe,  sondern  ausser  dieser  auch 
noch  eine  gewisse  Seltenheit  voraussetze; 
allein  diese  (z.  B.  von  Louis  Say  und 
dem  älteren  Walras  fortgepflanzte)  Er- 
kenntnis gewann  zunächst  niir  wenig  Ein- 
fluss  auf  die  Analyse  und  Klassifikation  der 
Wertbegriffe.  Hierbei  mochte  wohl  auch 
der  Umstand  mitwirken,  dass  in  den  roma- 
nischen Sprachen  der  Name  des  Wertes 
(valeur,  value,  valore)  von  Haus  aus  eine 
stärkere  Beziehung  zur  Geltung  im  Tausche, 
also  zu  dem  seit  Smith  in  den  Vorder- 
grund gestellten  Tauscliwerte  hat,  während 
die  sprachliche  Verwandtschaft  der  Aus- 
drücke für  Gehrauch  (use,  usage)  und  Nütz- 
lichkeit ein  Verschwimmen  der  Begriffe 
Gebrauchswert  und  Nützlichkeit  begünstigen 
musste. 
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Dagegen  gehen  die  emsigen  Bemühungen, 
die  man  jederzeit  im  Kreise  deutscher  Ge- 
lehrter an  die  formale  Feststellung  und  Aus- 
bildung des  Wertbegriffes  wendete,  charak- 
teristischer Weise  von  Anfang  an  in  der 
Sichtung,  das  subjektive  Moment  und  den 
OebraucÜBwert,  an  dem  dieses  stärker  als 
am  Tauschwerte  hervortritt,  ziir  Beachtung 
zu  bringen.  Zunächst  löste  man  Schritt  für 
Schritt  den  eigenl  liehen  Wert  von  der 
blossen  Nützlichkeit  ah.  Die  ersten  Ver- 
sudie  in  dieser  Richtung  waren  allerdinge 
noch  wenig  glücklich.  So  war  die  Be- 
tonung, dasB  der  Wert  immer  in  einem 
subjektiven  menschliehen  Urteile  Hber  die 
Nfltelichkeit  fuseen  müsse  (Storch,  Lotz, 
Friedlfiader  u.  a.),  zwar  ganz  richtig, 
aber  noch  nicht  ausreichend,  wahrend  die 
von  anderen  (z.  B.  Soden,  Hau,  Knies) 
vertretene  Auffassung,  dass  der  Wert  der 
Grad  der  Nützlichkeit  sei,  mehr  nur  eioe 
dialektische  als  eine  sachliche  imd  zudem 
kaum  eine  zutreffende  Unterscheidung  beider 
Begriffe  bedeutete. 

Einen  wichtigen  sachlichen  Fort  sehritt 
brachte  Rau  mit  seiner  Unterscheidung  von 
abstraktem  und  konkretem  Werte,  welche 
er  mit  der  feiuen  psychologischen  Bemer- 
kung begieitete,  dass  die  »abstrakte  Wert- 
schittzung«  ein  blosses  Urteil  des  Veistandes 
bleiben  könne,  welches  den  Willen  gar  nicht 
anregt;  dem  gegenüber  schilderte  er  in 
seinem  »konkreten  Werte«  schon  recht  zu- 
trclfend  jene  (echten)  Werturteile,  welche 
unser  praktisches  Verliallon  gegenüber  den 
Qfltern  im  einzelnen  Falle  bestimmen  und 
welche  mit  dem  heutigen  subjektiven  Werte 
zusammenfallen.  Zunächst  kam  jedoch 
dieser  Fortschritt  in  der  Formaldefinition 
des  Wertes  noch  nicht  zum  Ausdi-uek.  in- 
dem Rau  selbst  noch  immer  fortfuhr,  den 
Wert  als  den  Grad  der  Nützlichkeit  zu  de- 
finieren. Zutrefteuder  bezeicliuete  Tho- 
mas in  seinem  einer  unverdienten  Ver- 
gessenheit anheimgefalleneu  Werke  über  die 
Theorie  des  Verkehrs  (1841)  den  Wert  als 
eine  > Ge Wichtigkeit c,  bis  endlich  Schaflle 
die  seither  fast  allgemein  angenommene  De- 
finition des  Wertes  als  einer  »Bedeutimg 
für  die  menschlichen  Zwecke«  einführte. 
Doch  blieb  auch  jetzt  noch  eine  Zeit  lang 
eine  gewisse  Verschwommenheit  der  An- 
sicliten  iu  Bezug  auf  die  Natur  des  Sach- 
verhaltes bestehen,  unter  dem  sich  die 
blosse  Fähigkeit  der  Güter,  unseren  Zweckei 
zu  dienen,  oder  ihre  Nützlichkeit  zu  einer 
thafsächlichen  praktischen  Bedeutung  für 
dieselben  steigert.  Volle  Deutlichkeit  hier- 
über brachte  erst  Menger  (nachdem  sein 
Vorläufer  Gossen  gleich  Thomas  gänz- 
lich unbeachtet  geblieben  war),  indem  er 
unter  entsprechenden  Erläuterungen  die  A  b- 
hängigkeit     menschlicher     Bedilrfnisbe- 


friedigunsen  von  Gütern  als  dasjenige  kau- 
sale Vernältnis  bezeichnete,  welches  den 
Wert  im  Gegensatz  zur  blossen  NützUchkeit 
begründet  und  demgemäss  den  Wert  als 
die  Bedeutung  definierte,  »welche  konkrete 
Güter  oder  öüterquantitäten  für  uns  da- 
dadurch  erlangen,  dass  wir  in  der  Befriedi- 
gung unserer  Bedüifnisee  von  der  Ver- 
fügung über  dieselben  abhängig  zu  sein  udb 
bewusst  sind!.  Hiermit  war  endlich  der 
für  die  genauere  psychologische  Erklärung 
der  Wirtschafts  handlungen  unentbehrliche 
Begriff  der  »zum  Handeln  anregenden 
Wohlfahrtsbeziehungc  oder  des  heute  so  ge- 
nannten subjektiven  Wertes  von  dem  der 
blossen  Nützhchkeit  oder  Brauchbarkeit  der 
Güter  klar  und  scharf  abgelOst.  Den  hier- 
für heute  üblichen  Nunen  steuerte  N  e  u  - 
mann  bei,  indem  er  zuerst  eine  ünter- 
sclieidung  zwischen  subjektivem  und  objek- 
tivem werte  aufstellte,  mit  der  er  zwar 
anfangs  bezüglich  des  subjektiven  Wertes 
einen  etwas  anders  geai-teten  Sinn  verband, 
die  aber  später  von  anderen  in  der  oben 
geschilderten  Deutung  aufgenommen  wurde 
und  seither  nicht  bloss  in  der  deutschen, 
sondern  vielfach  auch  in  fremden  Iiittera- 
turen  Aufnahme  gefunden  hat 

Wenn  neuestens  hie  und  da'  die  Forde- 
rung erhoben  worden  ist,  den  subjektiven 
Wert  allein  als  •eriiteni>  Repräsentanten  des 
Wertbegriffes  gelten  zu  lassen  und  den  ob- 
jektiven Wert  dieses  Namens  gänzlich  zu 
entkleiden,  so  erscheint  dies  als  ein  Sprung 
in  das  entgegengesetzte  Exti-em,  der  ebenso 
wenig  zu  bilhgen  ist  als  die  ältere  Ein- 
seitigkeit, mit  weicher  man  den  objektiven 
Tauschwert  allein  zu  beachten  gewohnt 
war.  Zwar  hat  es  unstreitig  sein  Miss- 
liches  und  vielleicht  sogar  Gefährliches, 
wenn  man  gezwimgen  ist;  den  Namen  Wert 
zweideutig  auf  zwei  so  verschiedene  Phä- 
nomene anzuwenden,  wie  es  einerseits  die 
derbe  äusserliche  Thatsache,  dass  ein  Gut 
um  eine  bestimmte  Summe  verkäuflich,  und 
andererseits  die  feine  innerüche  Verkettung 
eines  Gutes  mit  dem  Gefühlsleben  eines  be- 
stimmten Subjektes  ist.  Aber  jener  Name 
ist  einmal  durch  die  wissenschaftliche  und 
die  populäre  Sprachflbuug  mit  beiden  Phil- 
nomenen  so  fest  verknüpft,  dass  der  Wissen- 
schaft kaum  etwas  anderes  erübrigt ,  als 
jenen  Namen  in  seiner  doppelten  Bedeiitung 
zu  bestätigen  und  den  aus  einer  zweideu- 
tigen Terminologie  hervorgehenden  Gefahren 
dureh  die  nachdrückliche  Betonung  des  Art- 
Unterschiedes  zwischen  subjektivem  und  ob- 
jektivem Wert  zu  begegnen. 

II.  Die  Aufgaben  der  Werttheorie. 

Von  der  volkswirtschaftlichen  Theorie 
des  Wertes  heischen  wir,  dass  sie  uns  die 
Entstehung     und    insbesondere     auch    die 
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Grösse  des  wissen  seliafüichen  Wertes  er- 
kläre, und  zwar  ist.  eotspreohend  der  Doppel- 
(lentigkeit  dieses  Namens,  jene  Erklänings- 
aufgabe  natürlich  für  jede  der  beiden  ver- 
seliiedenen  Erschein «ngsg nippen  zu  leisten, 
die  mit  dem  Namen  des  Wertes  bezeichnet 
wei-den,  sowohl  für  den  subjektiven  als  fftr 
den  objektiven  Wert  der  Güter.  Die  Thei 
rie  des  subjektiven  Wertes  wi 
demgemäss  darzulegen  haben,  unter  welchen 
Umständen  oder  Bedin^ngen  wir  überhaupt 
jenes  praktisch  wirksame  Interesse  für 
Güter  lassen,  weiches  sich  in  der  subjek- 
tivcD  Wertscliätzung  ausdrückt,  sowie  welche 
innere  und  äussere  Bestimm ungsgrün de  für 
den  Grad  jenes  Interesses  massgebend  sind. 
Die  Theorie  des  objektiven  Wertes 
wird  sich  dagegen  vornehmlich  mit  der 
Erklärung  des  objektiven  Tauschwertes 
der  Güter  zu  befassen  haben.  Dieser  fesselt 
seit  jeher  das  wirtschafts wissen schafüiche 
Interesse  im  hervorragendsten  Masse,  wäh- 
rend andere  Zweige  des  objektiven  Wertes 
entweder  (wie  z.  ß.  der  Heiz-  otler  Nähi-- 
wert)  flbei-haupt  mehr  nur  ein  technisches 
als  ein  wirtschafUiches  Interesse  besitzen 
oder  aber  (wie  z.  B,  der  Ertragswert)  mit 
einem  erheblieh  geringeren  Apparate  die 
nötige  Erklärung  finden  können,  als  dies  bei 
dem  objektiven  Tauschwerte  der  Fall  ist. 
Ite  der  letztere  in  den  Preisen  zur  Er- 
scheinung kommt,  welche  für  ein  Gut  zu 
erlangen  sind,  so  fällt  seine  Erklärung  in- 
halthch  zusammen  mit  der  ErkJänmg  der 
PreisbÜdung  oder  mit  der  Theorie  des 
Preises.  Die  volle  Erfüllung  der  theoreti- 
schen Aufgaben  gegenüber  den  Ei'schei- 
nungen  des  Wertes  erfordert  somit  die  Auf- 
stellung einer  Theoi'ie  des  subjektiven  Werte« 
und  einer  i'reistheorie. 

Die  letzlere  Hälfte  der  theoretischen 
Aufgabe  hat  seit  jeher  in  den  volkswirt- 
schaftlichen Schriften  ihre  ausgiebige  Be- 
arbeitung gefunden.  Dagegen  konnte  be- 
greiflicherweise, insoJange  man  auf  die  Er- 
scheinung des  subjektiven  Wertes  noch  gar 
nicht  aufnierkBam  war,  auch  eiue  Theorie 
desselben  sich  noch  niclit  entwickeln,  und 
es  blieb  daher  eiwt  der  neuesten  Litteratur- 
entwiekeliing  i-orliehalfen,  eiue  solche  au&- 
zubildcn  und  ihr  in  den  theoretischen  Sys- 
temen einen  selbständigen  Platz  neben  der 
seit  jeher  gepflegten  I'reistheorie  einzu- 
räumen. •} 

')  Besondtira  klar  nnil  bltndig  z.  B.  im . 
GnmdrisN  der  pulitixchen  Oekuiiumic  von  Phl- 
lippovitb,  Freiburg  m>A  (3.  Aufl.  1HÜ91;  da- 1 
gegen  begnügt  sich  das  Schüiiberirsche  Hand- ' 
buch  selbst  in  seiner  neuesten  Anfinge  noch 
ininier  mit  der  lilottsen  Darstellnng  und  Erürte- 
mng  der  Wertbegriffe,  ohne  vs  für  nötig  zn 
linden,  der  Eutiviekelung  des  Begritfu»  des  sub- 
jektiven Werten  auch  eine  Erklärung  der  dieaem 


Im  Gegenstande  verschieden  und  in  der 
d<^matischen  Darstellung  jedenfalls  zu  son- 
dern, sind  diese  beiden  Theorien  doch  inner- 
lich nahe  verwandt.  Es  lässt  sich  von  Haiis 
aus  erwarten  und  wird  durch  die  neuesten 
Forschungen  auf  diesem  Gebiete  vollinhalt- 
lich bestätigt,  dass  dieselben  Bestiramgrflnde, 
welche  einem  einzelnen  Individuum  ein 
starkes  oder  schwaches  praktisehea  Interesse 
an  einem  Gute  einflössen,  nicht  ohne  Ein- 
fluss  bleiben  k&nnen  auf  die  Gestaltung  der 
Bedingungen,  unter  welchen  die  Leute  im 
sozialen  Tausch  verkehr  jene  Güter  au  sich 
zu  ziehen  suchen.  Und  es  kann  daher 
weiter  nicht  fehlen,  dass  man  auch  bei  der 
Erklärung  dei-  sozialen  Werterscheinunge» 
sdiUesslich  auf  dieselben  Grundfragen  stösst 
und  zu  ihnen  Stellung  zu  nehmen  gezwungen 
ist  wie  bei  der  Erklärung  der  indivi<lneiien 
Werterscheinungen.  Dieser  Umstand  knüpft 
die  beiderseitigen  Erklärungsversuche  ge- 
rade in  dem  gnindlcgenden  Stück  eng  an- 
einander und  ermöglicht  es,  die  dogmen- 
geachichtliche  Entwickehmg,  zu  deren  Dar- 
stellung wir  übergehen  wollen,  ffli-  beide 
Zweige  des  Wertes  einheitlidi  zu  verfolgen. 


1.  Einleitung.  Jedem,  der  mit  einem 
einigerma-ssen  offenen  Auge  fiir  die  That- 
sachen  über  die  l'rsachcn  der  Entstehung 
und  Grösse  des  Güterwertes  nachzudenken 
unternimmt,  müssen  imvermeidlich  zwei  Oe- 
danken  in  den  Weg  treten,  die  ihn  die  Ei-- 
kläning  auf  zwei  verschiedenen  Wogen  zu 
suchen  einladen.  Der  eine  —  wahi-st-hein- 
lich  der  erste  Gedanke  —  wird  der  sein, 
dass  der  Wert  vom  Nutzen  kommen  muss, 
den  die  Güter  stiften.  Ihm  wird  sich  aber 
auf  Gnmd  von  tausendfältigen,  erfahrungs- 
mässigen  Beobachtungen  ~  z,  B.  dass  <lie 
nützlichsten  Dinge  oft  wenig  oder  gar  keinen 
Wert  haben,  während  minder  nützliche 
Dingo,  wenn  sie  schwer  zu  erlangen  oder 
teuer  zu  iiroduzicren  sind,  einen  hohen 
Wert  behaupten  —  sofort  der  zweite  Ge- 
danke an  die  Seite  stellen,  dass  der  M'ert 
durch  das  Opfer,  welches  die  Erlangung 
der  Güter  auferlegt,  oder  durch  die  Kosten 
bestimmt  sein  müsse. 

Diese  beiden  Gedanken  bilden  den  Stoff, 
mit  welchem  alle  werttheoretischen  Ver- 
suche gearl)eitct  baten.  Alle  auftauchten 
Werttheorieen  sind  entwe<ler  Nutztlieorieen 
oder  Knstentheorieen  oder  besonders  häufig 
eine  eklektische  Verbindung  beider.  Inso- 
fern nämlich  gewisse  Gnippen  oder  Arten 
von     Werterscfioinungen    in    einem    augen- 

Betfriffe  zu  Grunde  liegpnden  realen  Erschei- 
nntigi!]!,  also  der  Entstehung  und  der  Grüsse 
des  subjektiven  Wertes,  an  die  Seite  zu  stellen. 
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fflügen  ZusamraeahaDge  mit  dem  Nutzen, 
andere  aber  in  einem  nicht  minder  au^n- 
fälligen  Zusammenhange  mit  den.  Opfern 
oder  Kosten  zu  Kteheu  schienen,  pflegte 
man  dui'ch  die  Werterscheiniingen  eine  Toi- 
hingstioie  zu  ziehen  und  einen  Teil  dem 
Niitzprincipe,  den  anderen  dem  Kosteuprin- 
cipe  zui'  £r)(läniDg  zuzuweisen.  Dabei 
■wirkte  der  umstand,  dass  die  beiden  gleich- 
zeitig angerufenen  Ei-klärungsprincipien  zu 
einander  iu  einem  gewissen  Gegensätze, 
und  zwar  mitunter  sogar  in  einem  recht 
scharfen  Gegensätze  stehen,  von  Anfang  an 
bis  auf  den  he\itigen  Tag  als  Ferment,  wel- 
ches die  volle  Beruhigung  bei  einei-  solchen 
zwiespältigen  Erklärung  nicht  finden  Itess. 
Bald  hatte  man  Anlass,  lediglich  darüber  zu 
streiten,  ob  eine  bestimmte  Erseheinirngs- 
gnippe,  die  sich  je  nach  der  Handhabung 
der  Aufilegungsk (Inste  sowohl  mit  dem  einen 
als  mit  dem  anderen  Erklänmgsprincipe  in 
Zusammenhang  ijringeu  liess,  dem  Reiche 
des  Nutzens  oder  dem  der  Kosten  zuge- 
höre; bald  stiess  man  sich  an  einzelnen  be- 
sonders grellen  Konsequenzen,  die  sich  aus 
dem  gleichzeitigen  Regime  zweier  ■  kon- 
trastierender Principien  zu  ei^ben  schienen 
(Proudhons  berühmte  »contradiction  fco- 


wie  Luft  und  Wasser  ofimals  den  geringsten 
—  unter  dem  Regime  der  Kosten  stehen- 
den —  Tauschwert  besitzen  imd  iimg« 
kehrt!);  bald  endlich  hatte  ilberhaupt  der 
Gedanke  etwas  Verlockendes,  für  das  ganze 
Gebiet  des  Wertes  ein  einheitliches  Er- 
klärungspriucip  aufzufinden,  dem  sich  beide 
rivalisierenden  Momente,  so  eelir  sie  auch 
vermilge  ihi-es  häufigen  Kontrastes  einer 
solchen  Verschmelzung  zu  widerslroben 
scheinen,  in  irgend  einer  Form  ein-  oder 
unterordnen  Hessen. 

Im  Folgenden  sollen  die  wichtigsten 
Strömungen,  die  sich  in  der  bisherigen  Ent- 
wickelung  der  Wcrtlitteratur  bemerkbar  ge- 
macht liaben,  nach  ihren  Hauptrichtungen 
kurz  überblickt  werden. 

2.  Die  klassische  Werttheorie.  Den 
breitesten  Raum  in  der  bisherigen  Litteratur- 
entwickelungnimmt  die  klassische  Wert- 
theorie ein.  Sie  empfing  ihre  Grundge- 
daqken  von  Adam  Smith,  ihre  prägnante 
Ausbildung  von  Ricardo.  Cm  ihre  fernere 
Ausgestaltung,  Bercichening  und  Berich- 
tigung haben  sich  vornehmlich  J.  St.  Hill, 
Carey  und  Cairues  vei-dient  gemacht. 
In  ihrer  ausgebildeten  Gestalt  hat  sie  etwa 
folgenden  wesentlichen  Inhalt: 

Sie  unterscheidet  zimUchst  den  Ge- 
brauchs- vom  Tauschwert.  Der  Gebrauchs- 
wert, den  sie  mit  der  blossen  Nützlichkeit 
der  Güter  identifiziert,  bcniht  vollslüiidig 
auf  dem  Nutzen.    Rück  sichtlich  des  Tausch- 


wertes inuss  man  unterscheiden  zwischen 
solchen  Gütern,  die  mau  durch  Pi-otluktion 
beliebig  vermehren  kann,  und  zwischen 
uicht  beliebig  vermehrbaren  oder  »SeJten- 
heitsgOtern«.  Letztere,  für  welche  man  als 
beliebte  Beispiele  seltene  Statuen  und  Ge- 
mälde, alte  Bücher  und  Münzen,  Weine  von 
bestimmter  ausgezeichneter  Herkunft  und 
andere  ein  natürliches  oder  künstliches 
Monopol  geniesgende  Güter  aufzuzählen 
pflegte,  erhalten  ihren  Wert  lediglich  durch 
den  Grad  einei-seits  der  Begierde,  mit  wel- 
cher man  sie  zu  erlangen  wünscht,  anderer- 
seits ihrer  Seltenheit.  Bei  den  beliebig 
vermehrbaren  Gütern  muss  man  abermals 
einen  Unterschied  ziehen :  man  muss  unter- 
scheiden zwischen  dem  normalen  (A.  S  m  i  t  h 
sagt  »natürliclien«)  Werte,  welchen  die  be- 
liebig vermehrbareu  Güter  auf  die  Dauer 
behaupten  und  zu  welchem  sie,  wenn  sie 
sich  von  ihm  vermöge  einer  momentanen 
Gestaltung  der  Markt  Verhältnisse  augenblick- 
lich entfenit  haben,  immer  wieder  zurück- 
zukehren tendieren ;  und  zwischen  dem 
dureh  die  augenblickliche  Marktgestaltung 
hervorgerufenen  momentanen  »Marktwerte» 
oder  »Marktpreise«.  I^etzterer  wird  ledig- 
lich durch  die  augenbli<:kiic]ie  Gestalt  von 
Angebot  und  Nachfrage,  ereterer  dagegen 
durcli  die  Höhe  der  Kosten  bestimmt,  zu 
welchen  die  Ware  dauernd  auf  den  llarkt 
gebracht  werden  kann. 

Dieser  letztere,  auf  die  dauernde  Ge- 
staltung des  Wertes  bezügliche  Teil  der  Er- 
keuntnis  stand  den  Klassikern  weitaus  im 
Vonlergrund  des  Interesses;  er  bildet  den 
charakteristischen  Kern  ihrer  Werttlieorie, 
dem  auch  die  umständlichsten  und  sorg- 
fältigsten Dotailausführungen  ge  widme 
wurden.  So  kam  in  der  vielerörterten 
Frage,  welche  Elemente  als  Kosten  zu 
rechnen  sind,  die  Meinung  zum  Durchbruch, 
dass  alle  Kosten  sich  in  letzter  Linie  in 
zwei  elementare  Opfer  auflösen  lassen,  in 
Arbeit  einerseits  imd  iu  ein  Enthallungs- 
opfer  (abstinence)  des  Kapitalisten  anderer- 
seits. Die  weitere  FragCj  ob  die  Opfer, 
welche  die  Erzeugung  emes  Gutes  ge- 
kostet hat  (PixKluktionskosten),  oder  aber 
jene,  welche  seine  Wictlererzetigung  kosten 
würde  (Reproduktionskosten),  massgebend 
seien,  wurde  seit  Carey  zu  Gunsten  der 
Reproduktionskosten  entschieden.  Bei  einer 
Verschied euheit  der  Kostenhöhe,  zu  welcher 
•ei-schiedeue  Partieen  der  auf  den  Markt 
kommenden  Ware  erzeugt  werden,  seien 
die  »höch-sten  zur  Versorgung  des  Marktes 
noch  notwendig  aufzuwendenden  Kosten«, 
enischeitlend  etc.  Andererseits  wurden  aucJi 
die  Schmnken,  die  für  die  Geltung  des 
»Koatengesotzesi  bestehen,  lebliaft  erörtert. 
""  nu\Te  festgestellt,  dass  das  Kostenge- 
niu'  unter  der  doppelten  Voraussetzung 


,,^^IC 


752 


«iner  vollkommen  beliebigen  Vermehrbar- 
keit  der  betreffeoden  Güter  und  einer  voll- 
Itommen  freien  Konkurrenz  zur  vollen  Gel- 
tung gelangen  könne,  und  ea  wurde,  zumal 
seit  Cairiiea,  der  Einfluse  erörtert,  den 
der  BeBtand  gesonderter  Marktgruppen, 
zwischen  denen  aus  irgend  weichen  Gründen 
eine  vollkommen  wirksame  Konkurrenz 
nicht  plfttzgreifen  kann  (non  competing 
groupB),  auf  dife  Wertbildung  der  betreffen- 
den Güter  nimmt 

Fassen  wir  das  ■Wesentliche  kurz  zu- 
sammen, so  charakterisiert  sich  die  klas- 
sische Werttheorie  in  hervorragendem  Masse 
als  eine  eklektische  Theorie.-  Sie  erklärt 
den  Gebrauchswert  ganz  und  voll  aus  dem 
Nutzen,  den  normalen  Tauschwert  der  be- 
liebig vermehrbaren  Güter  ebenso  ganz  imd 
voll  aus  den  Kosten.  Dazwischen  bleibt 
als  eine  Art  einstweilen  noch  unentschiede- 
ner Grenzzone  das  Gebiet  der  übrigen 
Tauachwerlfälle  (der  Tauschwert  der  Selten- 
heitsgüter  Überhaupt  und  dermomentane 
Marktwert  der  bchebig  vermehrbaren  Güter). 
Bier  wird  die  Erklärung  lediglich  auf  das 
;> Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage» 
zurückgeführt.  Thatsächlicli  bietet  diese 
Formel  An  knüpf  nngspunkte  an  jedes  der 
beiden  rivalisierenden  Principien :  die  Nach- 
frage stützt  sich  offenbar  auf  den  Nutzen 
der  Güter,  während  sich  ein  starkes  oder 
schwaches  Angebot  leicht  al«  geringe  oder 
grosse  »Schwierigkeit  der  Erlangung« 
deuten  Jässt  In  der  That  liat  man  später, 
als  man  das  gesamte  Gebiet  der  Werter- 
scheinungen  monistisch  aus  einem  einzigen 
Principe  zu  erklaren  imternahm,  das  Gol- 
tuncsgebiet  von  Angebot  und  Nachfrage  je 
nach  dem  entgegengesetzten  Standpunkte, 
den  man  hierbei  vertrat,  bald  für  das  Herr- 
schaftsgebiet des  Nutzens  (oder  Grenz- 
nutzens), bald  (wie  z.  B.  Scharling)  für- 
die  Schwierigkeit  der  Erlangung  reklamiert. 
Die  klassische  Theorie  ftUirtc  indes  die 
Analyse  der  etwas  vagen  und  aclilagwort- 
artigen  Begriffe  Angebot  und  Nachfrage 
überhaupt  noch  nicht  .so  weit,  als  dass  sie 
in  dieser  Frage  aus  einer  unentschiedenen 
Haltung  herauszutreten  genötigt  gewesen 
wärc.i) 


')  Ab  ein  mehr  in  der  .Ausdrucks weise  als 
iji  der  Sache  eigenartiger  Ableger  der  klMsi- 
»chen  Theorie  ist  die  Werttheorie  Baatiats 
(Harmonies  eoonomiqnes,  1B48,  eh.  V)  anzusehen, 
welche  eine  Zeit  lang  viel  Beachtniig  gefunden, 
sie  aber  seither  wieder  völlig  verloren  hat. 
Sie  beruht  auf  dem  Schlagwarte ,  dasa  der 
Wert  „eine  Beziehiing  zweier  ausgetauschter 
Dienste"  sei,  und  nähert  sich  in  der  Aus- 
fllhrung  dieses  Schlagwortes  am  meisten  den 
Ideen  Carejs,  der  seinerseits  den  Wert  als 
die  „Sch&tzung  des  Widerstandes,  der  zu  über- 
winden ist,  ehe  wir  in  den  Besitz  des  begehrten 


.B  Arbeitewerttheorie.  Die  Theo- 
rie, welche  den  Wert  der  Güter  auf  die  zu 
ihrer  Erzeugung  aufgewandte  Arbeit  gründet, 
ist  ein  Abstämmling  der  allgemeineren 
Koste n theorie ;  sie  beruht  auf  der  Annahme. 
dass  die  den  Wert  bestimmenden  Kosten 
sich  in  letzter  Linie  alte  auf  Arbeit  allein 
zurückführen  lassen.  Auch  die  Aufwen- 
dungen an  Kapita!,  z.  B.  an  Bohstoffen,  die 
in  der  Prodiiktion  verbraucht  werden,  oder 
an  Mascb'nen  und  Werkzeugen  seien  in- 
direkt nur  eine  Aufwendung  von  Arbeit,  die 
in  einer  frttheren  Periode  zur  Herstellung 
dieser  verschiedenen  Kapitalgüter  geleistet 
worden  sei.  Andere  Elemente  aber,  welche 
allenfalls  noch  als  notwendige  >Opfer>  in 
Frage  kommen  könnten,  werden  als  solche 
nicht  anerkannt,  wie  insbesondere  die  bei 
der  Produktion  mitwirkenden  Naturkrftfte 
und  die  ^Abstinenz«  der  Kapitalisten. 

Vereinzelte  Anklänge  an  die  Ari«its- 
werttheorie  finden  sidi,  zumal  bei  Philo- 
sophen, schon  sehr  früh,  z.  B.  bei  Hobbes 
und  Looke.  Ihren  unmittelbaren  Eintritt 
in  die  volkswirtschaftliche  Tiieorie  verdankt 
sie  Ad.  Smith.  Wie  "Wieser  einmal 
geistvoll  und  richtig  bemerkt  hat,  finden 
sich  bei  A.  Smith  zwei  Werttheorien,  eine 
8  philosophische«  und  eine  »empirische«. 
Seine  philosophische  ist  die  Arbeitswert- 
theorie. Eigentheh,  meint  er,  seien  die 
Güter  nur  so  viel  wert,  als  sie  Arbeit  ge- 
kostet haben  und  als  ihr  Besitz  uns  daher 
an  Arbeit  erspart.  Aber  diese  Idee  komme 
nur  im  wii-tschaftlichen  Cr-  oder  Naturzu- 
stande in  ihrer  vollen  Reinheit  zur  Ver- 
wirklichung. Unter  den  tliatsächlichen  Ver- 
hältnissen unserer  modernen  Volkswirtschaft, 
in  welcher  Kapitalbesitz  und  privates  Grund- 
eigentum vorherrscht,  könne  der  Tausch- 
wert der  Güter  sieh  nicht  nach  der  aufge- 
wendeten Arbeit  allein  richten,  sondern 
müs-se  ausser  ihr  auch  noch  den  Zins  des 
zur  Produktion  erforderten  Kapitales  und 
die  Rente  des  erforderten  Bodens  vergüten. 
Hiermit  lenkt  Smith,  nachdem  er  einen 
Augenblick  den  Qrundton  der  Arbeitawert- 
theorieen  angeschlagen,  in  die  »empirische« 
Kostentheorie  hinüber,  welcher  er  im  weite- 
ren Verlaufe  seines  grossen  Werkes  in  der 
Hauptsache  treu  bleibt  und  an  die  sich 
auch  die  —  schon  geschilderte  —  Ent- 
wickelung  der  klassischen  Werttheorie  an- 
sehloss. 

Aehnlieh,  aber  dabei  doch  von  charakte- 
ristischer Eigentümlichkeit,  ist  die  Haltung 
Ricardos.  Er  recipiert  sowohl  den  philo- 
sophischen Ausgangspunkt  von  der  Arbcät 
als  auch  die  praktisclien  Eonzessionen  an 

Gegenstandes   gelangen"    oder   auch   als    „das 
Mass    der   UeMrmaciit    der   Natur    über    den 

Menschen"  erklärt«. 
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die  empirisclie  Wirklichkeit.  Aber  es  ge- 
lingt ihm,  die  letzteren  um  ein  wichtiges 
Stück  zu  i-edu zieren,  indem  er  vermöge 
seiner  berühmten  Gnmdrententheorie  die 
Ansprache  der  Gnmdeigentümer  aus  den 
iür  den  Tauschwert  der  Produkte  mass- 
gebenden Kosten  elimioiert:  die  Grundrente 
ist  niemals  Ursache,  sondern  immer  nur 
Folge  eines  höheren  Tausehwertes  der  Pro- 
dukte. Es  hat  daher  ausser  der  Arbeit 
nur  noch  ein  Fabtor,  das  Kapital,  einen 
UTE&clilichen  Einfluss  atif  die  Gestaltung  des 
Tausch-wertes.  Ricardo  stellt  jedoch  — 
und  das  ist  eine  weitere  charakteristische 
Besonderheit  seiner  Haltung  —  den  Ein- 
fluss dieses  zweiten  Faktors,  obwohl  er  iJin 
materieU  vollständig  anerkennt,  lonnell  an 
«ine  unscheinbare  Stelle  zurück,  indem  er 
durch  systematische  VoraoBteilung  und  oft- 
malige dialektische  Hervorhebung  die  Arbeit 
als  das  leitende  Eanptprincip  des  Wertes 
hinstellt,  dessen  Wirksamkeit  nur  durch 
den  mehr  ein schaltungs weise  behandelten 
Einfluss  der  Kapilalverwcndung  eine  ge- 
wisse Modifikation  erleide.  Diese  Behand- 
lungsweise  hat  die  eigentümliche  Folge  ge- 
habt, dass  Ricardo,  der  bei  genauerem 
tuschen  nicht  die  Arbeitswerttheorie,  son- 
ern  eine  allgemeine  Kostentheorie  gelehrt 
hat,  1)  durch  lange  Zeit  als  einer  der  pro- 
nonciertesteo  Vertreter  der  Arbeitstheorie  ge- 
golten hat. 

Als  solcher  wurde  und  wird  er  insbe- 
Bondei«  von  den  sozialistischen  Schrift- 
steilem  berufen,  welche  als  die  eigentlichen 
Trfiger  der  Arbeitswerttheorie  anzusehen 
sind.  Während,  wie  gezeigt,  die  Gnmciidee 
dieser  Tlieorie  von  Smith  und  Ricardo 
zwar  au^esprochen,  aber  im  Verlaufe  ihres 
Systemen  nicht  konsequent  festgehalten 
wurde  und  während  die  weitere  Entwicke- 
lung  der  englischen  Schule  nicht  in  der 
Riclitung  der  Arbeitstheorie,  sondern  in  der 
der  allgemeinen  Kosten  theorie  erfolgte, 
■wurde  von  den  sozialistischen  Schriftstellern 
der  Satz,  dass  der  Tauschwert  aller  Ar beits- 
Diudiikte  aiif  der  Arbeit  allein  benihe,  nicht 
bloss  begierig  aufgegi'iffcn,  sondern  auch 
mit  voller  konsequenter  Strenge  bewahrt. 
Nachdem  durch  längere  Zeit  auch  die  nam- 
haftei-en  unter  den  sozialistischen  Theore- 
tikern (Thompson,  Proudhon,  Laspalle,  Rod- 
bertus)  über  die  blosse  Behauptung  dieser 
These  und  über  die  Anrufung  der  klassi- 
schen Autoritäten  für  ihre  Richtigkeit  nicht 
viel  hinausgegangen  waren,  unternahm 
Karl  Marx   einen    interessanten  Versucli, 


')  Vgl.  hiPrüber  besonders  den  Aufsatz  von 
Verrijn  Stuart  über  „Ricardo  und  Man" 
(aGravenhage  IHUO)  und  mein  Referat  hieröber 
m  Jahrb.  f.  Kat  u.  Stat.,  Dritte  Folge,  Bd.  I, 
S.  877  ff. 

Huidvärtcrbach  der  Staataw  läse  nach  sften.    Zweite 


dieselbe  mittelst  einer  im  Geiste  Hegel- 
scher Dialektik  gehaltenen  Spekulation  selb- 
ständig zu  begrUnden.  Er  geht  davon  aus, 
ilasB  alle  tauschwerten  Waren,  die  im  Aus- 
tausche einander  gleichgesetzt  werden,  et- 
was Gemeinsames  besitzen  mössen,  um 
dessen  willen  sie  gleichgesetzt  werden ;  so- 
dann sucht  er  im  Wege  dialektischer  Aus- 
schliessung zu  zeigen,  dass  dieses  Gemein- 
same in  keiner  natürlichen  Eigenschaft  der 
Güter  und  insbesondere  nicht  in  ihrer  Nütz- 
lichkeit oder  ihrem  Gebrauchswerte  gelegen 
sein  könne ;  das  einzige  ihnen  sonst  Gemein- 
same sei  aber  die  Eigenschaft  der  Waren, 
Arbeitsprodukte  zu  sein  ;  und  daraus  folgert 
Marx,  dass  der  Tauschwert  ganz  und  gar 
auf  Arlieit  beruhen  müsse.  Indem  er  zu- 
gleich an  den  älteren  Formulierungen,  in 
denen  diese  Theorie  ausgedrückt  zu  werden 
pflegte,  einige  Berichtigungen  und  genauere 
Bestimmungen  vornahm,  erklärte  er  als  den 
3fassstab  des  Güterweria  das  Quantum  »ge- 
sellschaftlich notwendiger  Arbeitszeit«,  d.  i. 
das  Quantum  an  Arbeit,  welches  die  Her- 
stellung einer  Ware  unter  »den  vorhande- 
nen gesellschaftlich-normalen  Produktions- 
bedingungen  und  dem  gesell  schaftlichon 
Grade  von  Geschick  und  Intensivität  der 
Arbeit-  erfordert.  Kompliziertere  Arbeit, 
wie  die  eines  Künstlers  oder  besonders  ge- 
schickten Arbeiters,  müsse  dabei  auf  em- 
fache  Arbeit  »reduzierte  und  als  ein  Multiplum 
der  letzleren  in  Anschlag  gebracht  werden. 
Während  die  Marxsche  Werttheorie  in 
den  Reihen  der  Soziaüsten  andauernd  das 
grösste,  ei-st  in  der  allerjüngeten  Zeit  etwas 
erschütterte  Ansehen  ^niesst,  ist  dieselbe 
von  der  ^lehrten  Kritik  wohl  endgiltig  als 
unzulänglich  erwiesen  worden. ')  Abgesehen 
davon,  dass  ihre  dialektische  Begründung 
nichts  weniger  als  zwingend  ist,  tritt  sie  zu 
den  Thatsachen  mehrfach  in  unlösbaren 
Widerstreit.  Insbesondere  widerstreitet  ihr 
die  zweifellose  Erfahrung,, dass  der  Tausch- 
wert solcher  Produkte,  deren  Erzeugung  auf 


')  Vgl.  inabeeondere  Knies,  Pas  Geld,  I. 
Aufl.,  S.  119ff.,  II.  Aufl,  S.  Iö3ff.,  dauD  die 
Besprechnng  des  2.  Bandes  des  Marxschen  Ka- 
pitals von  Lexis  in  den  Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat., 
N.  F.  Bd.  XI,  1886,  S.  452ff.,  und  meine 
Gesch.  n.  Krit.  der  Kapitalzinstheorieen,  S.  418  ff., 
U.  Aufl.  S.  495ff.;  ferner  Adler,  Die  Gnind- 
lagen  der  Karl  Marsschen  Kritik  der  bestehenden 
Volkswirtaehaft.  Tob.  1887;  Koraorzynski, 
Der  dritte  Band  von  Karl  Marx  .Das  Kapital", 
Zeitschr.  f.  Volksw.,  Soz  -Pol.  u.  ^'erw.  VI.  Bd. 
S.  242ff.  —  Wenckatern,  Mari,  Leipzig, 
1896  —  meinen  Aufsatz  ,.Zum  Abschlnss  des 
Manschen  Systems"  in  den  Festeaben  fUr  Karl 
Knies,  Berlin  18ü6.  —  Diehl,  Ueber  das  Ver- 
häituia  von  Wert  und  Preia  im  akonomiscben 
Systeme  von  Karl  Mars,  Abdruck  aus  der  Fest- 
schrift zur  Feier  des  25jührigen  Bestehens  des 
staatsw.  Seminars  zu  Halle,  Jena  1898. 
Anfluge.    VII.  48 
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mehr  oder  weniger  zeitraubenden  Umwegen 
oder,  was  in  anderen  Worten  dasselbe  sagt, 
mittelst  einer  mehr  oder  weniger  lang 
danemden  Investition  von  Kapital  erfolgt,*) 
thatsächlieh  nicht  im  Verhältnisse  zur  auf- 
gewendeten Arbeit  allein  steht,  sondern  auch, 
imd  zwar  sehr  wesentlich,  durch  die  Rilck- 
aicht  auf  die  Grösse  und  Dauer  der  Kapital- 
Investition  mit  beeinflusst  wird.*)  Äiieh 
liegt  in  der  uotgedrungenen  Änerltennung, 
dass  qualifizierte  Arbeit  ihren  Produkten 
einen  nöheren  Wert  verleüit  als  einfache 
Arbeit,  im  (jninde  nicht  eine  genauere  Be- 
stimmung, sondern  eine  schlecht  verhüllte 
Abweichung  von  dem  Grundprineipe  der 
Marxschen  Lehre,  dass  die  Menge  oder  Zeit 
der  aufgewendeten  Arbeit  den  Tauschwert 
bestimme;  thatsächlieh  Hegt  nämüch  hierin 
das  Eingeständnis,  dass  es  ausser  auf  die 
Menge  auch  noch  auf  den  Wert  der  auf- 
gewendeten Arbeit  ankomme,  womit  die  Er- 
klärung in  ein  ganz  anderes  Geleise  einlenkt. 

4.  Die  NntzwerttheorieeD.  Während 
die  Lehre,  dass  der  Wert  der  Güter  durch 
ihre  Kosten  bestimmt  werde,  in  der  klassi- 
schen Werttheorie  nielit  bloss  eine  höchst 
ausgebreitete  Geltung,  sondern  auch  einen 
bedeutenden  Grad  systematischer  Ausbildung 
erlangt  hatte,  kam  die  entgegenstehende 
Meinung,  die  den  Weit  der  Güter  auf  ihren 
ifutzen  basierte,  durch  lange  Zeit  zu  keiner 
nennenswerten  Entwickelung.  Zwar  in  ihrer 
Anwendung  auf  den  Gebrauchswert  war  sie 
ganz  allgemein  anerkannt;  aber  die  geringe 
Beachtung,  die  man  dem  Gebrauchswerte 
selbst  zu  teil  werden  liess,  drückte  natürlich 
aucli  die  wissenschaftliche  Bedeutung  der 
Erkenntnis  herab,  dass  derselbe  auf  dem 
Nutzen  beruhe:  und  da  man  überdies  ge- 
wöhnlich den  (iebrauchswert  mit  der  blossen 
Nützhchkeit  verwechselte,  an  der  in  der 
That  wenig  zu  erklären  war,  wurde  das 
ganze  Thema  gewöhnlich  mit  irgend  einer 
flüchtigen  und  l^konisclien  Bemerkung  ab- 
getlian. 

Was  den  Tauscliwert  anbelangt,  so  hat 
es  zwar  zu  keiner  Zeit  an  Gelehrten  ge- , 
fehlt,  welche  der  naheliegenden  Empfindung , 
Ausdruck  gaben,  dass  auch  der  Tauschwert 

■)  S.  den  Art.  Kapital  oben  Bd.  V.S.22ff.l 
'j  Im  nacbgelasaencn  III.  Bande  des  Marx- 1 
sehen  „Kapitar  gelangt  diese  —  in  den  grinid- 1 
legenden  ersten  Bänden  des  SjBtema  vorläufig  ] 
übergangene  —  Tbatsache  auch  zur  ausArück- : 
liehen  Anerkennung  durch  Marx  Hclbst.  Die 
Mchtlich  unbefriedigende  Art,  in  der  dieser  sich  | 
hier  mit  ilirem  Widerstreit  zu  den  grnndlegen- 1 
den  Prämiaseu  seiner  Werttheorie  an»einander- 
znsetzen  veräueht ,  hat  nicht  am  wenigsten  zn  | 
der  ueuestcng  zu  beobachtenden  Erschütterung  i 
des  unbedingten  Vertrauens  beigetragen,  das 
seine  Parteigenossen  bis  dabin  in  seine  Wert- 
theorie gesetüt  hatten.  Vgl.  meine  Gesch.  u. 
Kritik,  2.  Aufl.  S.  Ö^üff.  i 


seine  Wurzel  in  der  Nützlichkeit  habe,  zu 
der  dann  nur  als  zweite  Bedingung  eine  ge- 
wisse »Seltenheit»  des  nützlichen  Dinges 
lunzutreten  müsse.  Pur  die  nicht  beliebig 
vermehrbaren  Güter,  wie  alte  Gemälde, 
Münzen  u.  dgl.,  war  dies  ja  auch  allgemein 
anerkannt,  Jlaoche  Schriftsteller  gingen  nun 
allerdings  weiterund  stellten  für  aas  ganze 
Gebiet  des  Tauschwertes,  auch  für  den 
Tauschwert  der  beliebig  vermehrbaren  Güter, 
die  Nützlichkeit  und  Seltenheit  als  die 
eigentlich  regierenden,  wahi'en  Bestimm- 
gründe hin.  Gegen  die  rivalisierende  Kosten- 
theorie pflegten  sie  woiü,  ohne  natürlich  das 
empirische  Zusammenstimmen  von  Kosten 
und  Tauschwert  leugnen  zu  können,  die 
Einwendung  zu  erheben,  dass  die  Dinge 
nicht  deshalb  einen  Wert  besitzen,  weil  sie 
Kosten  erfordern,  sondern  dass  man  geiade 
umgekehrt  nur  dann  und  deshalb  Kosten 
arrfwende,  weil  die  betreffenden  Dinge  einen 
die  Kosten  lohnenden  Wert  besitzen.  Im 
ganzen  hatten  jedoch  diese  älteren  Xutz- 
wei-ttheorieen  i)  wenig  Erfolg.  Ihre  Haupt- 
schwäche war,  dass  sie  ihre  allgemeinen 
Behauptungen  über  den  Ursprung  des  Wertes 
aus  dem  Nutzen  nicht  klar  ins  Detail  zu 
verfolgen  imd  in.ibesondere  keinen  befriedi:^ 
gendeu  Nachweis  darüber  zu  erbringen  ver- 
mochten, dass  uud  wie  die  verschiedene 
Höhe  des  Tauschwertes  sich  jedesmal  auf 
einen  verschiedenen  GratI  des  Nutzeus  zu- 
rückführen lasse.  Sie  räsonnierten  melir 
nur,  dass  es  so  sein  müsse,  als  dass  sie 
konkret  darzulegen  vermocht  liätten,  dass  os 
wirklich  so  sei.  Wälirend  sie  selbst  hierbei 
über  die  äusserst  vage  imd  wegen  ihrer 
Vagheit  unbefriedigende  Formel  von  Angebot 
und  Nachfrage  nicht  viel  biuauskamen.  Iiatte 
die  konkurrierende  Kosten theorie  ia  den 
Kosten  einen  viel  konkreteren,  ziffernmäKsig 
bestimmten  und  iu  seiner  Wirkung  deutlicli 
verfolgliaren  Bestimmgruod  aufgestellt,  den 
iie  Nutz  wort  theorieen  zwar  kritisc^h  zu  bo- 
;weifeln,  aber  in  keiner  Weise  zu  ersetzen 
■ermochten.  Unter  diesen  Umständen  war 
es  nur  natürlich,  dass  die  öffentliche  Meinung 
der  Wissenschaft  sich  von  fler  Kosten  theorie, 
die  ihr  eine  vergleichsweise  sicherere  und 
inhaltsreichere  Erkenntnis  zu  bieten  schien, 
nicht  abwendig  machen  liess.  Auf  Ein- 
drücke die.ier  Art  sind  wolil  auch  die  gar 
nicht  seltenen  l'iUle  zurilckzufühi-en,  dass 
Schrittsteller,  die  von  der  Nützlichkeit  und 

')  Vgl.  über  dieselben  Znckerkandi, 
Theorie  des  Preises  S.  4'lff.  Bemerkenswerte 
VorläuFer  sind  achou  Montanari,  Galiani, 
Condillac,  Turgot,  Ihr  einfluasreichster, 
wenn  auch  nicht  konsequenter  Vertreter  aus 
der  „klassischen"  Zeit  ist  J.  B.  Sa y.  Die  obiffe 
Kinwendnng  gegen  die  Koatentbeorieen  ist  be- 
sonders driwtisch  fonnnliert  von  Macleud,  Ele- 
ments  of  Pol.  Ec.  1858,  p.  111. 
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Seltenheit  ihren  Ausgang  nehmen,  Termittelst 
einer  gewissen  Schwenkung  ihren  Ueber- 
gang  in  <Ias  Lager  der  Kostentheoric  voll- 
ziehen, indem  sie,  das  Merkmal  Seltenheit 
genaner  erläuternd,  bemerken,  daes  die 
Seltenheit  eigentlich  auf  einer  »Schwierig- 
keit der  Erlangung«  beruhe,  womit  dann  der 
Ueborgang  zur  Betrachtung  der  Produktions- 
bedingungen, Produktionsopfer  oder  Kosten 
leicht  gefunden  war. 

Zu  einer  grosseren  Bedeutung  gelangten 
die  Nutzwerttheoricen  erst  im  Gefolge  jener 
litterari sehen  Bewegung,  welche  den  subjek- 
tiven Wert  7M  grösserer  Beachtung  biaolitc. 
Sie  trat  nunmehr  in  der  bestimmteren  Ge- 
stalt der  Theorie  des  Grenznutzensi) 
anf,  wonach  nicht  die  abstrakte  Nötzlichkeit, 
sondern  jedesmal  der  letzte,  der  geringste 
Nutzen,  zu  dem  eine  wirtschaftende  Person 
nach  der  Gesamtiage  ihrer  Bedürfnisse  und 
ihrer  Decknngsuiittei  ein  ihr  zur  Verfügung 
stehendes  Gut  wirtschaftlicher  Weise  noch 
verwenden  darf.  Ober  den  Wert  desselben 
entscheidet.  Diese  Lehre,  welche  zuerst 
ohne  alien  äusseren  Erfolg  vom  Deutschen 
Oossen  vorgetragen  worden  war,  wurde 
später  fast  gleichzeitig  nnd  in  vOllig  unab- 
hängiger Weise  in  England,  Oesterreich  imd 
der  Schweiz  von  Jevons,  C,  Menger  und 
"Walras  in  die  Wissenschaft  eingeführt  und 
hat  seither  eine  grosse  Ausbreitung  bei  fast 
allen  Nationen  und  einen  bedeutenden  Grad 
von  Ausbildung  erlangt,  um  die  sich  in 
Holland  namentlich  N.  G.  Pierson  und 
seine  Schule,  in  Oesterreich  Wieser,  Sax, 
Auspitz  und  Lieben,  in  England  Mar- 
shall, Edgeworth,  Smart,  Bonar  und 
Wicksteed,  in  Italien  Pantaleoni, 
Bicca-Salernoundöraziani,  in  Frank- 
reich Gide  und  St.  Marc,  in  der  Schweiz 
Pareto  und  Sulzer,  in  Schweden  Knut 
Wickseil,  in  Amerika  J.  B.  Clark, 
Patten  und  Irving  Fisher  Verdienste 
erworben  haben. 

Infolge  dieser  Entwickelung  der  Nutz- 
werttheorie  erhielt  auch  der  alte  zwischen 
ihr  und  der  Kostentheorie  schwebende  Streit 
neue  Nahrung,  zugleich  aber  auch  eine  ver- 
änderte Richtung.  Einerseits  wurde,  und 
zwar  jetzt  mit  grösserer  Präcision,  der  Ver- 
such erneuert,  ausser  dem  Gebrauchswerte 
auch  den  Tanachwert  für  die  überwiegende 
Mehrzahl  der  Fälle  aus  dem  Nutzen  zu  er- 
klären, wobei  der  empirische  Einfluss  der 
Kosten  auf  den  Wert  keineswegs  verleugnet, 
sondern  der  Vorsuch  gemacht  wurde,  diesen 
Einfluss  selbst  als  eine  Wirkungsweise  des 
Princips  des  Grenznutzens,  angewendet  auf 
den  Wert  der  Produktivmittel  oder  Kosten- 
güter, zu  erläutern.    Bedeutete  dies  geii-isser- 


masseu  eine  Invasion  der  Nutzwerttheorie 
in  jenes  Gebiet,  welches  die  klassische 
Theorie  dem  Kostenprincipe  zugesprochen 
hatte,  so  erfolgte  aber  gleiclizeitig  auch  eine 
Invasion  in  umgekehrter  Richtung:  eine  In- 
vasion des  Kostonprincips  in  das  von  den 
Klassikern  dem  Nutzwerte  vorbehaltlos  zu- 
gesprochene Gebiet  dos  Gebrauchswertes. 
Indem  man  nämlicli  den  eigentlichen  sub- 
jektiven Wert  von  der  blossen  Nützlichkeit 
unterscheiden   lernte,    wurde    man   gewahr 


allerdin^    auch   schon    in 


älterer  Zeit  bemerkt  worden  war),  dass  alle 
diejenigen  Einflüsse,  die  überhaupt  von  seite 
der  Kosten  auf  den  Wert  geübt  wertlen 
können,  nicht  nur  im  Falle  des  Tausches, 
sondern  auch  bei  der  Beurteilung  des  Wertes 
der  zum  eigenen  Gebrauche  bestimmten 
Güter  wirksam  werden.  Schriftsteller  also, 
die  (»-ie  z.  B.  Scharling  oder  Dietzel) 
die  Kosten  oder  die  Schwierigkeit  der  Er- 
langung überhaupt  als  das  dominierende 
Grundprincip  dos  Güterwertes  ansehen,  or- 
kläi'ton  folgerichtig,  dass  auch  das  Gebiet 
des  Gebrauchswertes  demselben  unterworfen 
sei.  So  viel  wurde  gewiss,  dass  die  rivali- 
sierenden Ansprüche  des  Nutz-  und  des 
Kostenprincips  sich  nicht  mehr  nach  alter 
Weise  durch  eine  äusserliche  Teihingsünie 
zwischen  dem  Gebrauchs-  und  Tauschwerte 
auseinanderlialten  lassen,  sondern  in  anderer 
Weise,  und  zwar  jedenfalls  für  Gebrauclis- 
und  Tauschwert  in  einheitliciier  Weise,  aus- 
getragen werden  müssen. 

Die  unvermeidlichen  Auseinandersetzungen 
hierüber  sind  nicht  ausgeblieben,  ohne  bis 
jetzt  zu  einem  cnd giltig  abgesehlos.-;enen 
und  allseitig  anerkannten  Ergebnisse  geführt 
zu  haben.  Der  augenblickliche  Stand  der 
Meinungen  weist  —  wenn  man  von  der 
immer  mehr  abnehmenden  Zahl  derjenigen 
absieht,  welche,  ganz  unberührt  von  den 
Ergebnissen  der  neueren  Forschungen,  an 
der  klassischen  Werttheorie  ohne  irgend 
eine  Veränderung  festhalten  zu  können 
glauben  —  nicht  weniger  als  folgende  fünf 
Nuancen  auf: 

Eine  Gruppe,  als  deren  typischer  Ver- 
ti^eter  vielleicht  der  ausgezeichnete  dünische 
Forscher  Scharling  bezeichnet  worden 
kann,  stellt  für  das  ganze  Gebiet  des 
Wertes,  Gebrauchs-  und  Tauschwertes,  einen 
einzigen  beherrschenden  Eestimmungsgnind 
in  der  Schwierigkeit  der  Erlangung 
auf.  Eine  zweite  Grupiie,  welche  am 
prägnantesten  durch  Dietzels  ältere 
Schriften  vertreten  wird^),  scheidet  die  be- 
liebig reproduzierbaren  von  den  nicht  be- 
liebig reproduzierbaren  Gütern ;  für  die 
ersteren  trete  die  Bestimmung  des   Wertes 

')  Dietzels  nsneste  Erörternng dea  Stoffes 
seiner  „Theoretiaohen  Sozial  Ökonomik"  1895) 
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(und  zwar  sowohl  des  Gebrauchs-  als  des] 
Tauschwertes)  nach  den  Kosten,  för  die 
letzteren  nadi  dem  Nutzen  [Grenznutzen) 
eiu.  Eine  dritte  Meinung,  die  namentlich 
durch  viele  neuere  englische  Schriftsteller 
und  nnter  anderen  auch  dtirch  Marehall 
und  Edgeworth  vertreten  wird,  unter- 
scheitlet sich  von  der  vorigen  dadurch,  dass 
sie  die  Kosten  niemals  als  alleinigen 
letzten  Bestimmungsgrund  des  Wertes  an- 
erkennt, sondern  dort,  wo  sie  Oberhaupt 
Einfluss  ausüben,  den  "Wert  durch  sie  und 
durch  den  (Grenz-)  Nntzen  so  paritätisch 
bestimmen  lässt,  wie  etwa  die  beiden 
Klingen  einer  Schere  paritätisch  ineinander 
greifen.  Eine  vierte  äleinung  —  die  indes 
vielleicht  auch  von  solchen  Schriftstellern, 
die  vereinzelte  auf  sie  hiudeutende  Aeusse- 
mngen  gemacht  haben,  nicht  in  Ihrer  vollen 
Strenge  festgehalten  zu  werden  wünscht') 
^  sucht  alle  Worterscheinungen  aiisschhess- 
lich  ans  dem  Nutzen  (Grcuznutzen)  abzu- 
leiten, während  endlich  eine  fünfte  Mei- 
nung zwar  den  Produktion sopfern  eine  ge- 
wisse Holle  in  der  Wertbestimmung  neben 
dem  Grenznutzen  zuweist,  die  Bedingungen 
abej-,  unter  welchen  der  eine  und  der 
andere  Bestimmgrund  endgiltig  entscheidet, 
andere  abgrenzt  als  nach  dem  lierkSmm- 
lichen  Merkmal  der  »beliebigen  Eeproduzier- 
barkeiti;.  Da  die  an  letzter  Stelle  genannte 
Meinung,  welche  auch  vom  Verfasser  geteilt 
wird,  aus  der  nachfolgenden  Skizze  einer 
positiven  Theorie  des  Wertes  eiisiclitlieh 
werden  wird,  ist  es  nicht  nötig,  sie  an 
dieser  Stelle  deutlicher  zu  beschreiben. 
IV.  Elemente  der  positiven  Theorie 
des  subjektiven  Wertes. 

Die  Theorie  des  objektiven  Tauschwertes 
hat  bereits  unter  der  Aufschrift  der  Theorie 
dos  IVeises,  mit  welcher  aio  inhaltlich  zu- 
sammenfällt, ihre  Benlclisichtignng  gefun- 
den -).  An  dieser  Stelle  ist  daher  nur  noch 
ein  l'cberblick  über  die  wesentlichsten 
Grundsätze  zu  geben,  die  sieh  auf  den  ür 
pprang  und  die  GnTssengesclze  des  sub 
jektiven  Wertes  beziehen. 

1.     Der    Ursprung    des    snbjektiTen 


weist  mehrfache  Aenderauiren  auf,  deren  beab- 
Bii'ljtigte  Tragntite  mir  uitht  vüilie:  klar  ist, 
die  mir  aber  im  ganzen  doch  mehr  nnr  die 
Terminologie  als  den  Standpunkt  zu  verändern 
si'heincn ;  vgl.  meine  Besprechung  hierQber  in 
der  Zeitschrift  f.  Volksw.,  SuzialpolitÜ  u,  Ver- 
waltung Bd.  Vir,  S.  4(l2ff. 

']  z.  B.  von  Jevona,  der  an  einer  Stelle 
ohne  EiiiscbrHnkung  emphatisch  sagt :  „that 
value  dependa  entirely  npon  utilitj"  (The«rj 
ot  P.  E.  II.  Aufl.,  S.  1),  bei  anderen  Gelegen- 
heiten aber  wiederholt  neben  der  „Utility"  auch 
der  „pain''  einen  wettbcatlmm enden  Einfluss 
zuerkannte. 

')  Siehe d.  Art,  Preis  (oben  Bd.  VI  S.  181  ff.). 


Gäterwertos.  Wjr  messen  einem  Gute 
subjektiven  Wert  bei,  so  oft  wir  die  Er- 
reichung eines  Wohlfahrtszweckes,  sei  es 
die  Gewinnung  eines  positiven  Nutzens  oder 
die  Abwendung  eines  Leides,  von  dem 
Gute  abhän^g  wissen.  Dieser  Thatbestand 
ist  von  dem  der  blossen  Nützlichkeit  der 
Güter  wesentlich  verscliieden ;  der  Unter- 
schied lässt  sich  am  besten  an  einem  viel- 
benutzten Beispiele  darlegen.  Wenn  ich 
aus  einer  reichhch  fliessenden  Quelle  Wasser 
nach  Beheben  schöpfen  kann,  so  wird  eine 
bestimmte  Menge  dieses  Wassers,  z.  B.  ein 
einzelner  Liter  Wasser,  zwar  ganz  gewiss 
die  Tauglichkeit,  mir  zur  Löschung  meines 
Durstes  zu  dienen,  oder  die  Eigenschaft  der 
Nützlichkeit  besitzen.  Aber  ich  werde  mich 
mit  der  Löschung  meines  Durstes  von  ihm 
nicht  abhängig  wissen,  weil  ich  ja,  wenn 
ich  diesen  einen  bestimmten  Liter  Wassers 
nicht  hätte  oder  wieder  vei^sse,  in  jedem 
Augenblick  aus  der  Quelle  einen  anderen 
Liter  schöpfen  und  mit  ihm  meinen  Durst 
löschen  könnte.  Meine  Dui-stlöschung 
ist  mit  ihm  und  ohne  ihn  in  gleicher  Weise 
gesichert,  sie  ist  von  seinem  Besitz  un^ 
hängig.  Denken  wir  uns  dagegen  einen 
Wüsten  reisenden,  dessen  knapp  l^messener 
Wasser  Vorrat  auf  einen  einzigen,  letzten 
Liter  Wasser  zusammengeschmolzen  ist,  so 
ist  auf  den  ereten  Blick  klar,  dass  hier  die 
Interessen  in  ^nz  anderer  Weise  berührt 
werden.  Der  Besitz  jenes  Litere  Wassers 
sichert  dem  Reisenden  die  Möglichkeit, 
seinen  Durst  zu  löschen,  wälirend  sein 
Verlust  ihn  den  Qualen  des  Todes  preis- 
geben würde.  Er  fühlt  sich  daher  in  seiner 
Bedürfnisbefriedigung  vom  Besitz  jenes 
Liters  abhängig;  dieser  erscheint  ihm  mit 
Recht  für  seine  Wohlfalirt  wichtig  oder 
wertvolL 

Dieses  verschiedene  Urteil  wird  sich 
auch  in  einer  ebenso  vei-schiedenon  Hand- 
lungsweise ausdrücken:  wer  an  der  reich- 
lichen Quelle  sitzt,  wird  es  sich  keinerlei 
besondere  Mühe  oder  Sorgfalt  kosten  lassen, 
einen  bestimmten  Liter  Wasser  vor  dem 
Verschütten  oder  ungenützten  Abfüessen  zu 
hewaliren,  und  er  wiixl  sich  sehr  leicht  da- 
zu bestimmen  lassen,  ihn  einem  anderen 
zu  überlassen,  wähi-end  der  Wüstenreisende 
seinen  Liter  auf  das  soigfättigste  verwahren 
imd  violleicht  nur  gegen  schweres  Geld, 
vielleicht  aber  aucli  um  gar  keinen  Preis 
einem  anderen  abzulassen  geneigt  sein  wird. 

Der  Thatbestand,  imter  dein  sich  die 
blosse  Nützlichkeit  zum  Werte  steigert,  lässt 
sich  allgemein  dahin  präcisieren,  dass  zur 
Nützliclikeit  sich  eine  gewisse  »Selten- 
heit« gesellen  muss;  eine  Seltenheit  näm- 
lich im  Vei^leich  zu  dem  Bedarfe,  der  nat^h 
Üiitem  der  lietreff enden  Art  besteht.  So 
oft  Güter  in  solchem  Ueberflussc  vorhanden 
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sind,  daBS  aUe  Bedörfnisee,  zu  deren  Be- 
friedigung sie  dienen  ^Onnen,  voJlanf  ge- 
det^  sind  und  darüber  hinaus  noch  ein 
unvcfwendbarer  Cobersehußa  besteht,  haben 
bestimmte  Quantitäten  derselben  fflr  uns 
keine  praktische  Bedeutung  und  werden  da- 
her als  »wertlos«  behandelt,  wie  z.  B.  die 
freien  Güter  I^uft  und  Wasser,  Holz  in  Ur- 
waldge^nden.  Ist  dagegen,  was  bei  den 
weitaus  meisten  OOlem  der  Fall  ist,  der 
verfügbare  Vorrat  ^'on  ihnen  so  knapp, 
dass  man  dasjenige  Stück  oder  diejenige 
konkrete  Menge,  um  deren  Schätzung  es 
sich  handelt,  nicht  entbehren  kann,  ohne 
eine  Lücke  in  unsere  Bedürfnisbefriedigung 
7.U  reisscD,  dann  entsteht  zugleich  mit  der 
Erkenntnis,  dass  an  jedem  solchen  Oute  ein 
Stück  unserer  Wohlfehrt  oder  Annehmlich- 
keit hängt,  jene  vernunftgemÄsse  praktische 
Hochsehätzung,  die  wir  als  »Wert*  be- 
zeichnen. 

Hinzuzufügen  ist,  dass  Gegenstand  solcher 
piaktischer  "Wertschätzungen  immer  nur  be- 
stimmte Güterstflcke  oder  Gütermengen 
wenlen,  niemals  eine  Gütergattung  iu  ab- 
stracto. Wenn  ich  ein  Pferd  oder  zehn 
Iferde  kaufen  oder  verkaufen  will,  so  werde 
ich  mir  eben  ein  Urteil  darüber  zu  bilden 
liaben,  ob  und  weichen  Wert  ein  Pferd  oder 
zehn  Ptercie  für  mich  haben.  Dagegen  hat 
die  akademische  Heflerion,  welchen  Wert 
etwa  die  Gattung  »Pfei-d«  iu  abstracto  für 
das  Menschengeschlecht  liaben  mag,  keinen 
Teil  an  der  Bestimmung  der  praktischen 
Wirt  Schaftshandlungen  der  Menschen  und 
daher  auch  keine  Bedeutung  für  die  Wirt- 
schaftswissenschaft, welche  in  der  Erklärung 
jener  Handlungen  ihre  Aufgabe  findet 

2.  Die  Grösse  des  W.  In  letzter 
Linie  ist  unsere  Wohlfahrt,  wie  sie  der 
Grund  aller  Wertschätzungen  von  Gütern 
ist,  so  auch  der  Gradmesser  derselben.  Wir 
messen  einem  Gute  einen  in  dem  Grade 
höheren  oder  geringeren  Wert  bei,  als  wir 
von  demselben  ein  wichtigeres  oder  minder 
wichtiges  Wohltahrtsinteresse  abh  togig 
wissen.  Im  einzelnen  kann  aber  unsere 
Wohlfahrt  in  zweierlei  Weise  mit  dem  Be- 
sitze eines  Gutes  verknüpft  sein:  entweder 
so,  dass  das  Gut  uns  einen  Nutzen  ver- 
schaEfl,  den  wir  ohne  dasselbe  entbehren 
müsstcn;  in  diesem  Falle  ist  der  Nutzen 
des  Gntea  der  Gradmesser  des  Wertes, 
Oder  so,  dass  wir  durch  den  Besitz  des 
Gutes  ir^nd  eines  persönlichen  Opfers  an 
Leid,  Anstrengung  oder  Plage  überhoben 
werden,  welches  wir  anderenfalls  für  die 
BrlangiiDg  des  (keinesfalls  zu  vermi8se[)den) 
Gutes  auf  uns  nehmen  müssten ;  in  diesem 
Falle  ist  das  ersparte  Opfer  der  Grad- 
messer des  Wertes.  Die  wichtigste  Auf- 
gabe  der  Werttheorie  ist  nun,  darzulegen, 
unter  welchen  Umständen  und  in  welcher 


Weise  der  eine  und  der  andere  der  beiden 
Gradmesser  in  Wirksamkeit  tritt.  Für  diese- 
Untersuchung  sind  zweckmässig  drei  Gruppen, 
von  Fällen  zu  unterscheiden. 

a)  Die  Wertschätzung  von  Gütern 
aus  einem  gegebenen  Vorrate.  Vor- 
aussetTinng  ist,  dass  eine  wirtschaftende 
Person  von  einer  bestimmten  GOterart  einert 
bestimmten  Vorrat  hat,  welcher  entweder 
überhaupt  nicht  oder  doch  zeitweilig  nicht 
ei^nzt  o<!er  vermehrt  werden  kann,  so 
daes  der  Wirtschaftende  bei  rationeller  Ein- 
richtung seiner  Bedürfnisbefriedigimg  mit 
ihm  -wie  mit  einer  festen,  gegebenen  GrBsae 
rechnen  muss.  Unter  diesen  Ucnsländen  ist 
es  klar,  dass  die  Verfügung  über  ein  Gut 
mehr  oder  weniger  die  Verfügung  über 
einen  Niitzen  oder  eine  Bedürfnisbefriedigung 
metir  oder  weniger  bedeutet,  dass  dalier  Am 
Mass  dessen,  was  für  unsere  Wohlfahrt  voa 
einem  solchen  Gute  abhängt,  jedenfalls  von 
dem  Nutzen  abzuleiten  ist,  der  von  ihm 
herstammt.  Hierbei  ist  jedoch  noch  eine 
Frage  zu  lösen.  Wenn  unser  Vorrat  aus 
einem  einzigen  Stücke  besteht,  dann  kann 
auch  über  die  Art  und  Grösse  des  Nutzens, 
der  von  ihm  abhängt,  keinerlei  Zweifel  be- 
stehen :  es  ist  zweifellos  derjenige  Nutzen, 
zu  dem  wir  das  Gut  thalsäctUich  zu  ver- 
wenden beabsichtigen  imd  den  wir  natürlich 
einbOssen  würden,  wenn  wir  jenes  einzige 
Qut  nicht  hätten.  Dagegen  entsteht  eine 
gewisse  Verwickelung  in  jenen  überaus 
zahlreichen  Fällen,  in  denen  es  sich  um  die 
Schätzung  eines  einzelnen  Gutes  aus  einem 
mehrere  Exemplare  oder  gi'össere  Quanti- 
täten umfassenden  Vorrate  handelt,  z.  B. 
um  den  Wert  einer  Metze  Kom  aus  einem 
Oesamtvorrate  von  fünf  Motzen.  Hierbei 
ist  folgendes  zu  beachten. 

Die  Bedürfnisse,  zu  deren  Befriedigung 
wir  die  einzelneu  Teilmengen  eines  grosseren 
Vorrates  verwenden,  sind  fast  immer  von 
vei-schiedener  Wichtigkeit;  teils,  weil  es  sich 
von  Haus  aus  um  Bedürfnisgattimgen  voa 
verschiedener  Wichtigkeit  handelt  —  z.  B. 
die  Verwendung  des  Korns  zu  unserer  Er- 
nährung wird  uns  im  allgemeinen  wichtiger 
sein  als  jene  ziu-  Bereittmg  von  Konibrannt- 
wein —  teils  weil  innerhalb  derselben  Be- 
dürfnisgattung konkrete  Bedürfnisregimgen 
von  sehr  ungleicher  Wichtigkeit  vorkommen 
—  z.  B.  das  konkrete  Nahrungsbedürfnis 
eines  Hungeniden  wird  erheblich  dringender 
sein  als  das  eines  schon  halb  Gesättigten.') 
Wenn  mm  von  dem  Besitzer  eines  Vorrates 
z.  B,  von  fünf  Metzen  Korn  eine  Motze  zur 
dringendsten  Lebensfristung,   dann  je  eine 

')  Ueber  das  VerbBltnJ.s  der  BertÜrtnis- 
gHttnngen  aiid  konkreten  BedUrfnisregitngen 
und  seinen  Einfloss  auf  den  Wert  siebe  meine 
,  „Positive  Theorie  des  Kapitals"  S.  148  ft. 
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weitere  Metze  zur  Vervoliatändigung  der 
persöDlichen  Eraährung,  zur  Fütterang  voo 
Mutztieren  und  zur  Gewinnung  von  Brannt- 
wein und  endlicli  eine  letzte  Metze  in  Er- 
mangelung einer  nützlicheren  Verwendung 
zur  Haltung  von  Luxustieren  bestimmt  und 
verwendet  wird,  so  entstellt  die  Fra^,  nach 
welcher  dieser  im  Eange  so  verechiedenen 
Nutzvenivendnngen  je  eine  Metze  zu  be- 
werten ist. 

Diese  Frage  ist  zu  beantworten  zu  Gunsten 
der  letzten,  mindest  wichtigen  Ver- 
wendung; denn  offenbar  würde  man  diese 
und  nicht  irgend  eine  wichtigere  Verwen- 
dung unterlassen  —  mau  würde  aufhören 
Luxustiore  zu  füttern,  aber  keineswegs  eich 
selbst  zu  ernähren  ■ —  wenn  man  um  eine 
Metze  weniger  zu  seiner  Verfügung  hätte. 
Allgemein  gesprochen:  bei  der  Schätzung 
eines  Exemplares  oder  einer  bestimmten 
Teilmenge  aus  einer  grösseren  Gtttenjuauti- 
tät  bestimmt  sich  der  subjektive  Wert  der 
Gutsejnheit  nach  dem  Nutzen,  welchen  die 
letzte  verfügbare  Teilquaatität  uns  gewährt 
oder,  wie  wir  es  kurz  ausdrücken,  nach  dem 
Grenznutzen  des  Gutes.') 

Ea  liegt  auf  der  Hand,  dass  die  Höhe 
des  Grenznutzens  selbst  wieder  bestimmt 
wird  einerseits  durdi  den  Stand  —  Zahl  und 
Wichtigkeit  —  der  Deckung  heischenden 
Bedürfnisse,  aiiderevseits  dm^h  die  Giösse 
des  verfügbaren  Gut  er  Vorrates;  je  grCsser 
der  letztere,  desto  unwichtigere  Bedürfnisse 
können  noch  zur  Befriedigung  gelangen  und 
desto  tiefer  im  Range  steht  daher  der  letzte, 
der  Grenznulzen,  imd  mit  ihm  der  Wert 
Dies  ist  die  natürliche  Erklärung  der  be- 
kannten Thatsaclie,  dass  die  Steigerung  der 
Menge  eines  Gutes  auf  dasselbe  entwertend 
wirkt,  sowie  auch  der  oft  mit  Befremdeü 
betrachteten  Erscheinung,  dass  die  nütz- 
lichsten Gütei-gattungen,  wie  Luft,  Wasser, 
Brot,  Eisen,  einen  so  geringen  oder  selbst 
gar  keinen  Wert  haben:  wenn  Güter  in 
vollem  Ueberfluss  vorhanden  sind,  so  dass 
ihnen  gar  kein  unbefriedigtes  Bedürfnis 
mehr  gegenüber  steht,  sinkt  eben  der  »letzte» 
Nutzen  und  mit  ihm  der  Wert  auf  Null  herab. 

b)  Die  Wert  Schätzung  von  Gütern, 
die  um  den  Preis  persönlicher 
Opfer  frei  ersetzlich  sind.  Voraus- 
setzung dieses  Falles  ist,  dass  jemand  ein 
Gut  besitzt,  welches  er  erforderlichenfalls 
um  den  Preis  eines  persönlichen  Opfers, 
z.  B.  durch  Aufwendung  einer  einstflndigeu 
Arbeilsplage,  zu  ersetzen  bereit  und  in  der 
läge  wäre.  Z.  B.  Robinson  besitzt 
Dutzend  IfeÜe,  die  er  in  einer  Stunde 
neuem  schnitzen  könnte.  In  diesem  Falle 
hängt  für  ilin  vom  Besitze  der  Pfeile  nicht 


deren  positiver  Nutzen  ab  —  den  er  sich 
ja  durch  Anfertigung  eines  neuen  Dutzends 
in  jedem  Falle  sichern  könnte  und  würde 
— ,  sondern  einfach  eine  einstündige  Arbeits- 
plage mehr  oder  weniger.  Er  wird  daher 
den  Wert  des  Dutzends  Pfeile  folgerichtig 
bemessen  an  der  Grösse  des  Leides,  das 
ihm  die  Verlängerung  seiner  Arbeitsplage 
um  die  der  Wiederheretelluug  der  Pfeile  zu 
widmende  Stunde  verursachen  würde. 

Die  Anwendung  dieses  Sthätzungsmass- 
stabes  ist  indes  an  zwei  Voraussetzungen 
geknüpft,  die  oben  durch  die  Worte  »zu  er- 
setzen bereit  und  in  der  Lage»  ange- 
deutet worden  sind.  Erstens  muss  der  po- 
sitive Nutzen  (oder  Grenzautzen)  des  Gutes 
grösser  sein  als  das  für  den  Ersatz  zu  über- 
nehmende Ijeid  —  sonst  würde  man  eben 
um  den  Preis  des  letzteren  das  Gut  über- 
haupt nicht  wiederherstellen,  und  an  seinem 
Besitz  und  Verhist  wüi-de,  gerade  wie  im 
Falle  a),  nur  die  Erlangung  oder  Nicht- 
erlangung  jenes  positiven  Nutzens  hängen  — ; 
lind  zweitens,  man  muss  in  der  Lage  sein, 
über  das  Mass  der  Plage,  das  man  über- 
haupt zu  wirtschaftliclien  Zwecken  auf  sich 
nehmen  will,  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
frei  zu  entscheiden.  Genauer  bestimmt:  die 
Situation  muss  so  geartet  sein,  dass  man  um 
des  Ersatzes  der  Pfeile  willen  irgend  eine 
(z.  B,  achte,  zehnte  oder  zwölfte)  Stunde 
sich  plagen  würde,  während  welcher  man 
ohne  diesen  speciellen  Änlass  geruht  hätte. 
Denn  nur  dann  ist  das  persönliche  Wohl- 
befinden mit  dem  Besitz  der  Pfeile  wirklich 
so  verkettet,  dass  von  letzterem  ein  Meiir 
oder  Weniger  an  Plage  abhängt  Wäre  da- 
gegen das  Mass  der  Arbeitsplsjge  von  vom 
herein  ein  fixes,  z.  B,  bei  einem  unver- 
änderlichen zehnstündigen  Arbeitstage,  dann 
würde  auch  die  Notwendigkeit,  die  Pfeile 
zu  ersetzen,  nicht  zu  einer  vermehrten  per- 
sönlichen Plage,  sondern  vielraelir  dazu 
führen,  dass  von  der  fixen  zehnstündigen 
Arbeitszeit  eine  Stunde  anderen  Nutzzweckeri 
entzogen  werden  müsste.  Damit  würde  aber 
das,  was  mit  dem  Gute  für  Robinson  eigent- 
lich auf  dem  Spiele  steht,  vom  Gebiete  des 
persönlichen  Opfers  fort-  und  wieder  auf 
das  Gebiet  des  Gütern nlzens  h in Oherge wälzt, 
nämlich  auf  den  Nutzen  derjeni^n  Güter, 
die  man  in  jener  Arbeitsstunde,  die  jetzt  für 
die  Pfeile  in  Anspruch  genommen  wird, 
sonst  erzeugt  hätte  und  jetzt  entbeliren  muss. 

Damit  lenken  wir  aber  sdion  in  die  dritte 
Gnippe  von  Fällen  über,  die  \vir  zu  unter- 
scheiden htrtien. 

c)  Die  Wertschätzung  von  Gütern, 
die.  bei  einem  gegebenen  Vorrat 
von  Produktivmitteln  (Tanschraitteln)'), 
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aus   diesem   nach  Massgabe   sein' 
Ziitangens  beliebig  ersetzt  Verden 
können. 

Die  VoFsiisselzuDgen  dieses  Falles  sind 
iolgendei-massen  zu  stellen :  Es  handelt  sich 
um  die  Schätzung  von  Gütern,  welche  der 
Schätzende  in  jedem  Augenblicke  nach  Be- 
ÜebeD  aus  dem  ilim  zur  Verfügung  stehen- 
den Fonds  von  Prodnktivmitteln  ersetzen 
oder  vermehren  kann:  mit  der  einzigen,  je- 
doch sehr  wichtigen  BeschrtlnkuDg ,  dass 
jener  Fonds  von  EWuktivmitteln  selbst  ein 
bestimmt  begi-enzter  ist.  Hierzu  gesellt  sieh 
nicht  notwendig,  aber  gewöhnlich  noch  der 
weitere  Cmstand,  dass  auf  jenen  Fonds  nicht 
hloBS  eine  einzige,  sondern  viele  oder  alle 
Onterarten  mit  ihrer  Ergänzung  oder  Er- 
nenerung  angewiesen  sind. 

Der  jetzige  Fall  steht  in  eigentümlicher 
"Weise  in  der  Mitte  zwischen  dem  ersten 
und  dem  zweiten  Falle.  Mit  dem  letzteren 
hat  er  gemeinsam,  dass  in  erster  Linie  eine 
Seh&tziing  nach  Opfern  oder  Kosten  Platz 
greift.  Wenn  wii-  nämlich  das  zu  schätzende 
6ut   in  jedem  Augenblicke  mit  einem  ge- 


als  eben  dieses  Opfer,  das  sein  Ersatz  uns 
kosten  *-ürde.  Aber  —  und  hierin  nähert 
eich  der  jetzige  Fall  wieder  dem  ersten  — 
dieses  Opfer  findet  in  letzter  Linie  sein 
eigenes  Mass  doch  wieder  in  einem  Nutxen. 
ÄVenn  nämlich,  wie  voraiisgesetzt,  der  Ersatz 
ans  einem  fest  begrenzten  Vorrate  von  l'ro- 
dnktivmittelu  genommen  wenlen  muss,  der 
jedenfaUs  in  seiner  Gänze  zur  Erzeugung 
von  Gfltem  verwendet  worden  wäre,  so  ist 
es  klar,  dass  der  Ersatz  für  ein  bestimmtes 
Out  nicht  beschafft  werden  kann,  ausser 
indem  an  einer  anderen  Stelle  eine  Lücke 
in  die  GOterversorgimg  und  Bedürfnisbe- 
friedigung gei-isscn  wird.  Mau  kann  nicht 
einen  Arbeitstag  oder  eine  Arbeitsstunde 
mehr  zum  Ersätze  eines  bestimmten  Gutes 
X  verwenden,  ohne  nicht,  wenn  das  Ge- 
samtatismass  der  zu  leistenden  Arbeitsmenge 
durch  äussere  Verhältnisse  fixiert  ist,  einen 
Arbeitstag  oder  eine  Arbeitsstunde  weniger 
für  die  Erzeugung  ii^nd  einer  anderen 
Güterart  Y  übrig  zu  haben  Die  Erzeugung 
des  Gutes  X  kostet  also  in  letzter  Lanie  den 
Nutzen  irgend  eines  Gutes  1';  und  da  man 
selbstverständlich  die  Mindererzeugimg  bei 
derjenigen  Gütcrart  eintreten  lassen  wird, 
welcher  man  den  geringsten  Wert  beilegt, 
so  bemisst  sich  die  Grösse  jenes  Opfers 
schliesslich  nach  dem  Grenznutzen  des 
mindestwertigen  Produktes,  das 
man  mittelst  einer  gleichen  Menge  von  Pro- 


gilt mntatis  mntandis  auch  von  den  Tanscb- 
mitteln;  siehe  darüber  noch  eine  spätere  Be- 
merk ang  nnter  den  Sehlnssergebnisgen, 


I  diiktivkräften  hervorbringen  kann.  Robinsou 
wird  die  Pfeile,  deren  er  zui-  Verteidigung 
seines  Letieng  bedarf,  nur  gerade  so  hoch 
schätzen,  als  er  den  Nutzen  des  entbehr- 
lichsten seiner  Küchengeräte  schätzt,  wenn 
und  insolange  er  es  in  der  Hand  hat,  eine 
ArbettÄstnnde  nach  Belieben  und  rechtzeitig 
entweder  in  Pfeile  oder  in  ein  Küchengerät 
zu  mefamorphosieren.  So  leitet  die  Wert- 
schätzung der  vermehrbaren  Güter  unter 
den  Voraussetzungen  unseres  jetzigen  Falles 
auf  dem  Umwege  Ober  die  Kosten  doch 
wieder  auf  einen  Nutzen  als  entscheidenden 
Gradmesser  des  Wertes  zurück. 

In  der  Hobinsonade,  wo  alle  Dispositionen 
über  alle  Produktivkräfte  von  einer  und  der- 
selben Person  getroffen  werden,  liegen  auch 
alle  diese  Zusammenhänge  zwischen  Opfer 
imd  Nutzen  nahe  und  deutlich  vor  Augen. 
In  der  voll  entwickelten  arbeitsteiligen  Volks- 
wirtschaft bestehen  dieselben  Zusammen- 
hänge: aber  Anfang  und  Ende  siud  hier 
weiter  auseinandergei-öckt,  und  es  schiebt 
sich  eine  Anzald  äusserlich  selbständiger 
Zwischenglieder  in  der  Gestalt  der  ver- 
schiedenartigen Prodnktivgflter  ein,  die  zur 
Herstellung  eines  Produktes  dienen  und  die 
vom  Standpunkte  des  Produzenten  als  seine 
^Kosten«  erscheinen.  Hat  dann,  wie  ge- 
wöhnlich, der  Produzent  die  von  ihm  be- 
nötigten ProduktivgOter,  Rohstoffe,  Werk- 
zeuge, Lohnarbeit  etc,  aus  fremden  Wirt- 
schaften um  einen  bestimmten  Preis  gekauft, 
so  überblickt  er  —  und  hat  auch  nicht  nötig 
melir  zu  überblicken  —  lediglich  jenes  Stück 
des  ganzen  Zusammenhanges,  das  ihn  per- 
sönlich berührt:  uämlJch  den  Zusammenhäng 
des  Wertes  seiner  Erzeugnisse  mit  den  von 
ihm  aasgelegten  »Kosten«.  Darum  ist  auch 
dieses  Stück  des  Znsammen hanges,  das  den 
Inhalt  des  sogenannten  Kostengesetzes  bildet, 
so  offenkundig,  so  leicht  kontrollierbar  und 
der  Öffentlichen  Meinung  nicht  bloss  der 
Wissensdiaft,  sondern  auch  des  praktischen 
Ijebens  so  geläufig.  Dagegen  liegt  der  rest- 
liche Teil  des  Zusammenhanges,  der  die 
Höhe  der  »Kosten«  selbst  wieder  mit  irgend 
einem  Nittzen  oder  Grenznutzen  in  Be- 
ziehung zeigt,  gewöhnüch  ausserhalb  des 
Gesichtsfeldes  der  einzelneu  wirtschaftenden 
Individuen  imd  erfordert  zu  seiner  Wahr- 
nehmung einen  auf  das  Grosse  und  Ganze 
der  gesellschaftlichen  Wirtschaft  gerichteten 
Blick,  wie  ihn  in  der  Begel  nur  die  wissen- 
schaftliche Ontersuchung  zu  vermitteln  im 
Stande  ist.  Das  Bindeglied,  das  hier  die 
Erkenntnis  des  ganzen  Zusammcnlianges  ver- 
mittelt, ist  der  Wert  der  Produktivgüter. 

d)  Der  Wert  der  Produktivgüter. 
Wir  schätzen  die  ProduktivgOter  im  allge- 
meinen nach  dem  Grade  der  Beihilfe,  die 
zur  Erlangimg  von  Produkten  ge- 
währen.    Diese   drückt    sich   aus   in    der 
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Menge  und  dem  Werte  der  Pi-odukte,  deren 
Besitz  UDd  Oenuss  wir  durch  sie  erlaogeu 
kOnQeQ.  Dieser  Zugammenhaag  ist  nahe 
und  klar,  wenn  ein  bestimmtes  Prodiiktiv- 
gut  nur  zur  Erzeugung  einer  einzigen  Gattung 
von  Produkten  tauglich  ist  So  ist  es  offen- 
kundig, dass  der  Wert  eines  Weinbergs 
durch  die  Menge  und  Gilte  des  Weines  be- 
dingt ist,  der  auf  ihm  wächst,  dass  der 
Wert  einer  Kupfermine  sich  ausser  naeli 
ihrer  Ergiebigkeit  auch  nach  dem  Werte 
des  Kupfers  richtet  u.  dgl.  Sehr  viele  Pro- 
dukt! vgfiter  besitzen  aber  eine  vielseitige 
Verwendbarkeit  zur  Erzeugung  verschieden- 
artiger Produkte.  Ihnen  gegenüber  tritt, 
sofern  ihre  Menge  dauernd  oder  zeitweilig 
als  eine  gegebene  angesehen  werden  kann, 
wie  im  Falle  a)  die  Sch&tznng  nach  dem 
Grenznutzen  ein ;  man  schätzt  nfiralich  die 
Einheit  derselben  nach  der  letzten  unter 
jenen  verschiedenartigen  Verwendungen,  zu 
der  man  sie  mit  Rücksicht  auf  den  verfüg- 
baren Gesamtvorrat  noch  heranziehen,  das 
ist  in  diesem  Falle,  nach  dem  Werte  des 
geringwertigsten  Prodiiktes,  das  man  ans 
einer  Produktiv mitteleinheit  noch  herstellen 
darf.  Der  so  bestimmte  Wert  des  Produk- 
tivmittels bezeichnet  dann  gegenflber  den 
übrigen  Produkten,  die  aus  ihm  hergesteUt 
werden  (den  »produktions verwandten  Gü- 
tern-), die  Höhe  der  »Kosten«,  und  indem 
man  jene  nach  den  »Kosten«  schätzt,  schätzt 
man  sie  somit  bewusst  oder  uoch  häutiger 
anbewusst  (weil  man  den  Wert  der  Pto- 
duktivgüter  meist  nur  als  eine  fertige  That- 
Sache  kennt,  nicht  aber  anch  sein  Ent- 
stehe« aus  den  ira  Marktgelriebo  sich  be- 
gegnenden Bewerbungen  und  Erwägimgen 
überblickt)  nach  dem  Grenznufzen  der 
letzten  Einheit  eines  Produktivmittel  Vorrats. 
Hierbei  wurde  vorläufig  angenommen, 
dass  von  den  fraglichen  ProduKtivmitteln 
eine  feste,  gegebene  Menge  vorhanden  sei. 
Es  ist  aber  auch  möglich,  dass  dieselben 
selbst  wieder  aus  einem  Vorrate  noch  ur- 
sprünglicherer Produktivmittel  >heliebig  ver- 
mehrter« sind.  Dann  greift  einfach  der 
ganze  Zusammenhang  um  eine  Stufe  weiter 
und  tiefer.  Das  erste  Produktivgut,  z.  B. 
der  Stahl,  nach  dessen  Werte  sich  alle  aus 
Stahl  erzeugten  Produkte  (natürlich  unter 
Mitberficksichtigung  des  Wertes  der  ander- 
weitigen Kostengüler)  nii-ellieren  müssen, 
nivelliert  sieh  selbst  mitsamt  allen  mit  ihm 
'  produktions  verwandten»  ausEisen  erzeugten 
I%odukten  nach  dem  Werte  des  gemein- 
samen Ursprung!  iclieren  Produktivgutes  Eisen. 
Insofern  auch  das  Eisen  selbst  wieder  als 
»beliebig  vermehrbar»  erscheint,  so  setzt 
sich  derselbe  Zusammenhang  abermals  um 
ein  Glied  weiter  fort  elc.  Irgend  eiumal 
muss  man  aber  in  dieser  Kette  auf  eiu 
Produktivgut  stossen,  dessen  Menge  als  eine 


gegebene,  begrenzte  erscheint;  denn  hätten 
wir  einen  unerschöpflichen  Uriiuell  an  Pro- 
duktivkrtiften,  so  würden  wir  uns  ja  auch. 
eine  ebenso  imerschöpf liehe  Ueberfölle  '.'on 
Produkten  aller  Art  bereiten  können ! 

Wenn  kein  frttheres  Glied,  so  sind  jeden- 
falls die  letzten,  originärsten  Produktiv- 
kräfte, Ober  welche  die  wirtschaftende 
Menschheit  verfügt,  die  Boden nutzimgen 
und  zumal  die  Arbeit  in  einem  gegebenen 
Zeitpunkte  nur  in  begrenzter  Menge  ver- 
fügbar, und  ihr  Wert,  der  sich  nach  dem 
Gesetze  des  Grenznutzens  bestimmt,  geht 
dann  durch  den  ganzen  Stufenbau  der  ar- 
beitsteiligen Produktion  in  immer  mannig- 
faltigeren Zusammensetzungen  und  Kombi- 
nationen im  Gewände  der  Kosten  in  den 
Wert  der  beliebig  vermehrbaren  Güter  ein 
und  über.  Der  Wert  der  »beliebig  ver- 
mehrbaren»  Güter  wird  in  Wahrheit  unter 
dem  Zeichen  gebildet,  dass  sie  —  zu- 
sammengenommen —  nicht  beliebig  ver- 
mehrbar sind.  Was  im  Belieben  steht,  ist, 
das  Mengenverhältnis  zwischen  ihnen 
zu  changieren;  dies  kann  aber  immer  nur 
so  geschehen,  dass  eine  Vermehrung  bei 
einer  Gattung  auf  Kosten  einer  Minderer- 
zeugimg bei  einer  anderen  Gattung  statt- 
findet Die  Möglichkeit  eines  solchen 
Changements,  indem  sie  die  Möglichkeit 
und  den  Anreiz  zii  einer  fortwährenden 
Ausgleichung  des  Wertes  schafft,  äussert 
ihre  Wirkung  darin,  dass  alle  aus  einem 
Produktivgute  stammenden  »produktions ver- 
wandten« Güter  bezüglich  ihrer  Wertbildung 
gewissermassen  zu  Gliedern  einer  erweiterten 
einheitliehen  Familie  werden.  Sowie  es 
selbstverständlich  ist,  dass  innerhalb  einer 
imd  derselben  Güterart,  z.  B.  eine  Motze 
Korn  so  viel  wert  ist  als  eine  twidere  ganz 
gleiche  Metze,  so  wird  durch  jenen  Zu- 
sammenhang hier  bewirkt,  dass  ein  Pro- 
dukt eines  Arbeitstages  gerade  so  viel  wert 
wird  als  irgend  ein  anders  gestaltetes  Pro- 
dukt eines  Arbeitstages.  Aber  wie  viel  jedes 
solche  Produkt  absolut  für  unsere  Wirt- 
schaft wert  ist  oder  wie  viel  es  relativ  wert 
ist  im  Verhältnisse  zu  anderen  Gütern,  die 
ausserhalb  jener  Produktionsgemeinschaft 
stehen,  z.  B.  im  Verhältnisse  zu  Monopols- 
otler  Seltenheit.'igritern  oder  zu  Erzeugnissen 
eines  anderen  Produktivmiltels,  dariiber  ent- 
scheidet nichts  anderes  als  der  Grenznutzen 
jener  erweiterten  Gfiterfamilie.  Diese  ist 
als  Ganzes  wegen  der  Begrenztheit  unserer 
Produktivkräfte  keineswegs  beliebig  ver- 
mehrbar, und  empfängt,  nach  dem  Muster 
fester  gegebener  \orräte,  ihren  Wert  nach 
dem  Qrenznutzen  ihi-es  letzten  Gliedes. 

e)  Schlussergebnisse.  Es  erübrigt 
noch,  sich  darüber  auszusprechen,  welchen 
verhältnismässigen  Anteil  die  drei  unter  a), 
b)  imd  c)  unterschiedenen  Gnmdlypen  an 
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der  'WerlbOduDj  im  praktischen  Lebeu 
nehmen.  Zu  diesem  Zwecke  mnss  vor 
allem  die  Grenzlinie  zwischen  dem  zweiten 
und  dritten  Typns  abgesteckt  werden.  Die 
iiiiiversellBte  unserer  Produktivkräfte,  die 
Prochiktivkraft  Arbeit,  hat  uämlich  die  Eigen- 
tümlichkeit, dass  sie  in  gewisser  Hinsicht 
nicht  in  fester  Menge  gegeben,  sondern 
elastisch  erscheint,  insofern  es  im  Belieben 
des  Individuums  liegt,  seine  tügliche  Ar- 
beitsleistung lim  den  Preis  erhöhter  Plage 
auszudehnen  oder  umgekehrt  einzuschränken. 
Wo  diese  Elasticität  praktisch  wirksam 
wird,  hat  sie  zur  Folge,  dass  die  Wert- 
bildung der  betreffenden  Arbeitsprodukte 
nach  dem  Typus  b)  stattfindet,  also  nicht 
den  Grenznutzen,  sondern  ein  pei-sönliches 
Opfer  an  Leid  oder  Plage  zum  Massstabe 
nimmt.  ^)  In  der  voll  entwickelten  arbeits- 
teiligen Volkswirtschaft  kommt  aber  diesem 
Umstände  eine  verhältnismässig  geringe 
praktische  Bedeutung  zu.  Weitaus  der 
grCsstc  Teil  der  produktiven  Arbeit  wird  in 
Arbeitsschichten  geleistet,  welche  durch  Ge- 
setz, Vertrag,  Herkommeu,  bestehende  Fa- 
brikseinrichtungen u.  dgl.  in  ihrer  Dauer 
fest  bestimmt  sind.  Die  beliebige  Ausdeh- 
nung oder  Verküi-zung  der  Ärl^eilszeit  je 
nach  Laune  oiler  Ermftdung  spielt  fast  nur 
eine  Rolle  einerseits  bei  der  beruflichen 
Arbeit  sehr  weniger  nnabhängiger  Produ- 
zenten auf  eigene  Rechnung  (z.  B.  Künstler, 
Schrift  steiler,  Ilausindustrieller,  seltener  bei 
Handwerksmeistern),  andererseits  bei  der 
nicht  beruflichen  Ausnutzim^  der  Musse- 
stunden.  Und  auch  der  Variation  der  In- 
tensität der  Arlieit.  die,  ^nlich  wie  die 
Variation  der  Arbeitszeit,  ein  vermehrtes 
Arbeitsprodukt  um  den  Preis  einer  erhöhten 
Plage  Z11  erlangen  gestattet  und  umgekehrt, 
scheint  mir,  obwold  für  sie  ein  etwas  wei- 
terer praktischer  Spielraum  (z,  B,  auch  bei 
der  Aceord-  und  Stückarbeit)  besteht,  doch 
kein  sclir  liefgreifender  Einfliiss  auf  die  voiks- 
wirtschaftliclie  Wertbiklung  zuzukommen. 
Im  ganzen  ist  also  der  Typus  b)  fast  auf 
die  Stellung  einer  Ausnahme  zurückgedrängt, 
während  sich  nahezu  das  ganze  Gebiet 
zwischen  die  die  Regel  ropräsenlierenden 
Typen  a)  und  c)  teilt  und  zwar  in  folgen- 
der Weise; 

1.  Die  St^hätzung  nach  dem  uumittclbaren 
Grenznutzen  der  betreffenden  Gütergattnng 
{Typua  a)  tritt  ein. 

überhaupt  und  andauernd  bei  je- 
nen Gütern,  die  niclit  beliebig  vermehrbar 
sind,  also  bei  den  sogenannten  Monopol- 
oder Seltenheitsgiltern :  ausserdem 

')  (ienan  genommen  entscheidet  der  Xreu- 
znngspanlit  zwischen  dem  (immer  abnehmenden) 
QreDinutzen  des  durch  längere  Arbeit  vermehrten 
Produktea  und  der  [immer  wachsenden)  Plage 
der  verlängerten  Arbeitszeit.  I 


zeitweilig  bei  den  beliebig  vermeUr- 
baren  Gütern,  wenn  und  insofern  in  einem 
einzelnen  Zeitpunkte  der  Nafhschub  aus  der 
Produktion  nicht  genaue  Fühlung  mit  dem 
momentanen  Bedarf«  und  infolge  davon 
der  Wert  nicht  genaue  Fühlung  mit  den 
>Kosten'>:  hiUt. 

2.  Gegenüber  der  Masse  der  beliebig  ver- 
mehrbaren Oller  ersetzlichen  Güter  findet 
unter  der  Voraussetzung,  dass  deren  recht- 
zeitigem Ersätze  kein  Hindernis  im  We^ 
Steht,  die  Schätzung  nach  den  »Kosten^  in 
dem  Sinne  statt,  dass  die  Kostenhtihe  mar- 
kieit  wird  durch  den  Wert  der  zum  Ersatz, 
aufzuopfernden  Güter,  welclier  Wert  selbst 
wieder  durch  mehr  oder  weniger  Zwischen- 
glieder hindurch  auf  irgend  einem  Grenz- 
nutzen fusst.  Statt  der  Schätzung  naclt  dem 
im  mittelbaren  Grenznutzen  der  betreffenden 
üülergattung  tritt  also  hier  durch  \'er- 
mittelung  der  »Kostem  eine  mittelbare 
Schätzung  nach  Grenznutzen.  näm- 
lich nach  dem  Grenznutzen  (und  Wert)  der 
Ei-satzgüter  ein. 

NacJi  diesem  Typus  verlauten  die  prak- 
tischen Wertschätzungen  niclit  bloss  in  jenen 
bisher  allein  ausdriicklich  besprochenen 
Fällen,  in  welchen  ein  beliebiger  Ersatz  füi- 
die  vorhandenen  (iüter  im  Wege  der  Pi-o- 
duktion  ^schaffen  werden  kann,  son{leni 
auch  in  jenen  überaus  zahlreichen  Fällen, 
in  welchen  der  Ersatz  im  Wege  des  Kaufes 
oder  Tausclies  erfolgt.  Was  in  jedem  Laden 
um  10  Mark  feil  ist,  schätzen  wir  nach 
diesen  lAnschaffungskosteni  auf  lU  Mark, 
auch  wenn  der  unmittelbare  Grenznutzen, 
den  das  betreffende  Gut  für  unsere  Haus- 
haltung besitzen  würde,  weit  höher  stehen 
sollte  als  jener  Betrag. 

EndiicJi  findet 

3.  in  der  oben  unter  b)  beschriebenen 
Slinorität  von  Fällen  eine  Schätzung  na</li 
»Kosten«  in  dem  Sinne  von  persönlichen 
Opfern  an  Leid,  Plage  u.  dgl.  statt 

All  dies  gilt  zunächst  von  den  subjek- 
tiven Wertscliätzungen,  welche  die  einzelneu 
Individuen,  jedes  vom  Standpunkte  seiner 
persönlichen  Bcdüi-fuisse,  Empfindungen,  Pro- 
duktions- oder  Ein  kauf sgeiegenheiten  n.  dgl., 
vornehmen.  Aber  von  diesen  subjektiven 
Wertschätzungen  der  einzelnen  Individuen 
taufen  tausendfältige  Verknüpfungsfäden  zu 
dem  objektiven  Tauschwerte  der  Waren,  der 
sich  auf  den  Märkten  bildet,  und  von  diesem 
sodann  wieder  zurück  zn  den  subjektive» 
.Schätzungen  der  Einzelnen.  Dass  und  wie 
sich  die  Preise  der  t>üter  als  Resultanlen 
der  auf  dem  Markte  zusammentreffenden 
subjektiveu  Wertachätzungen  von  Ware  und 
Preisgiit  bilden,  ist  schon  im  Artikel  Preis 
oben  Bd.  VIS,  184ff,dai^legt  worden,  Dasa 
und  wie  aber  auch  umgekelirt  wieder  die 
einmal  festgestellten  Preise  die  subjektiven 
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■\Ver1scMtznngeQ  beeinflussen  und  ihnen  als 
nahe  und  berjuetne  Stütze  dienen  können, 
wuitle  soeben  bei  der  ErK'ähniiug  des  Ein- 
flusses der  » Au  Schaf  tungskosten«  aogedeutet. 
Thatsächlich  ist  es  in  unserev  auf  Arbeitstei- 
lung und  Tausch  beruhenden  Gesellschaft  ver- 
liältnismüssig  eelton,  dass  ein  Uüterschicksal 
von  der  ersten  Vorbereitung  zur  Erzeugung 
des  Ctiites  bis  zn  seinem  Bcfuiessliclien  Kon- 
sum fiir  persönliche  Zwecke  sich  im  Be- 
reiche einer  und  derselben  Individnai Wirt- 
schaft abspielt.  Darum  kommt  auch  ein 
Individuum  überaus  selten  in  die  Lage,  den 

Snzen  ZuEarameiihang  von  Nutzen  und 
,ifern,  die  das  allmälüii'be  Heranreifen  des 
Oiites  in  den  verschiedenen  Produklions- 
stadien  begleiten,  an  sich  selbst  zu  erleben  und 
dalier  auch  einheitlich  zu  (Iberblicken  und  un- 
mittelbar seinen  Wertsch Sitzungen  zu  ümnde 
zu  logen.  Sondern  der  Wertkalkfll  wird  so 
oft  abgcbroclien  und  jenseits  wieder  neu 
angesponnen,  als  das  heranreifende  Produkt 
seinen  Besitzer  wechselt  Wer  ein  Gnt  in 
jedem  Augenblicke  irm  einen  föi-  ihn  durch 
Äussere  Verhältnisse  gegebenen  Marktpreis 
kanfen  kann,  auf  dessen  Bildung  er  dim:h 
seine  eigene  Nacbfn^e  nur  einen  praktisch 
ganz  HnmerkJichen  Emüuss  übt,  sieht  auch 
hei  seiner  Wertschätzung  auf  niclits  als  auf 
diesen  gegebenen  Ifarktprcis;  welclie  sub- 
jektive Anteeedenzien  von  Nutzen  und 
Opfern  hinter  diesem  Marktpreise  zurilck- 
iegen,  braucht  er  weder  zu  wissen  noch 
zu  filierlegon:  wiclitig  ist  für  ihn  nur  der 
greifbare  Niederschlag  jener  subjektiven  Än- 
tecedenzien,  der  J^ktpreis.  Und  ganz 
ebenso  denkt  der  V erkauf slustige,  der  den 
Wert  seiner  Ware  überschlägt,  nach  der 
entgegengesetzten  Richtung  nicht  weiter  als 
bis  an  den  Marktpreis,  den  er  nach  den  ge- 
gebenen Verhaltnissen  zu  Ifeen  hofft.  Gleich- 
wohl sind  »Kosten»  und  »Prei.se«,  so  sehr 
sie  dem  Einzelnen  als  objektiv  gegebene, 
seinem  Einflüsse  entzogene  Grössen  impo- 
nieren mögen,  flüssige,  bUdsame  Grüsscn, 
gebildet  und  bestimmt  durch  die  Summe 
derselben  subjektiven  Einzelschätzungen,  die 
ich  auf  sie  aufzustützen  scheinen :  sie  sind 
in  gesellschaftliches  Mosaik,  aufgebaut  aus 
nem  Urmateriale  subjektiver  Nutzwert- 
gcli9tzungen. 

Eine  genauere  Schilderung  dieses  schwie- 
rigen und  verwickelten  Zusammenhanges 
kann  im  Rahmen  dieser  elementaren  Skizze 
keinen   Platz   finden,  i)     Desgleichen   mu.ss 


')  Ich  habe  eine  solche  Schildernng  zii  geb«n 
versuclit  in  meiner  „Positiven  Theorie  des  Ka- 
pitales" S.  189 ff.  und  284 ff.;  vgl.  dozn  auch 
meine  „ümndzUge  der  Theorie  des  GUterwertes" 
in  Jahrb.  f.  Nat:  n.  Stat.,  K.  F.  Bd.  13,  beson- 
ders S.  616IT.,  sowie  meinen  Aufsata  Über  den 
„Lttzten    Massstab    des   Güterwertes"    in  der 


hier  abgesehen  werden  von  der  Anwendung 
der  aDgemeinen  Wertregeln  auf  speciellere 
Probleme,  Nur  genannt  sei  als  das  wich- 
tigste unter  diesen  das  Problem  der  -wirt- 
scbaftlichen  »Zurechnung«  oder  die  Frage, 
nach  welchem  Schlüssel  die  Werts<;hätzung 
sicti  imler  mehrere  »komplementäre»  Güter 
aufteilt,  die  zu  einem  gemeinsamen  Nutz- 
erfolge, der  die  Grundlage  iiirer  Wert- 
schätzung bildet,  ungeteilt  zusammenwirken. 
Es  ist  dies  ein  Problem,  das  seine  wich- 
tigste Anwendung  bei  der  Wertschätzung 
der  verschiedenen  in  der  Produktion  zu- 
sammenwirkenden Produktionsfaktoren  und 
weiterhin  in  der  Lehre  von  der  Verteilung 
der  Güter  zu  finden  tierufen  ist  ^) 

Litteratnr:  Die  l.Ulfratur  altr  dun  Werl  eher- 
Iriffl  an,  Sliutenhnfiiijkril  teohl  alle  llbrigen 
EimeUireige  drr  irirUchafttlhrnrelurhen  Liftera- 
lur.  Aaiifiihrlithert  Angaben  nbtr  düielbe  finden 
lieh  bei  Zuckerkandl,  Zur  Theorie  da  FreUet 
mit  betnnderer  Beräelaiehtiguiig  der  gtteklelil- 
Uchen  Ealteirkelmig  der  Lehre,  Leipzig  1SS9 ; 
Graziani,  Storia  crilica  dclla  Teoria  del  tmlore 
in  Ilalia,  ililanu  18X9.  —  Montanarl,  («h- 
tributo  alla  Storia  della  Teiiria  del  rotere  «eilt 
irritlnri  Italiuni,  JlHano  ISSO.  —  Rtcra-Sa- 
temo,  La  troria  del  Volare,  Rom  2894.  — 
Hloek,  irt»  Proffrh  de  la  trienee  feoaomigue, 
PUri*  1890,  5.  u.  2^.  Kap.  —  Al^aalo,  Stadi 
»ulUi  Te<nHea  de}  Valore,  Turin  1890.  —  .Veu- 
mtann,  (IniadlagtH  der  VolknciTUehafldehre, 
Tübingen  1889,  I,  S.  l.'Jff.  —  Wagner,  Grund- 
legiiag  der  polit.  Oekonomic,  3.  Aiifi.,  I,  S. 
sjllff.  An  dieaer  Stelle  miuu  bei  der  enomen 
Keiehhalligkrit  de*  ilateriaU  lelbtIrentSndlieh 
auf  VotUlÜndigkeit  rer:irhltt  wtrden.  Ditt  gilt 
in»betoBdere  fiin  der  alleren  Litteratur,  betUg- 
lieh  teelther  eine  genauere  Informatioa  aut  den 
oben  brieichnelen,  Sehrijlen  getchöpft  werden 
tann.  Dagegen  mAl  viit  verhältnitmäetig  gröt- 
lerer  Aiitfilhrlirhieit  die  Lilterular  der  jäagaten 
}^r!nde  naehgeirieaen  verdea,  •relehe  m  jenen 
Schriflen  nur  erti  telltreiiie  xur  Beriiektiditigung 
gelangen  tonnte. 

Au»  der  alleren  Lilleralur  >ei  demnaeh 
hier  nur  tun  hingrvieten  auf  die  eimehlägigen 
Autjührungen  in  den  umfatienderen  Werken 
ron,  tiallani.  rondftlac,  Tttrgot,  A.  Smith, 
Ricardo,  Senior,  J.  st.  MUl,  Catmes, 
•T.  p.  Say,  iMUia  Say,  dem  alleren  H'alraa 
(.tiigtulf.  H'.,  I>e  la  nalure  de  la  rirheiie  rt  de 
forigine  de  la  raicur,  l^rii  1831),  J.  Itac, 
Carry,  Battttat,  Soden,  Lott,  Stcreh,  Her- 
ntann, Mati,  Jtoacher,  Mangoldt,  Schiffte, 
Rodberln»,  Marx:  aunerdtat  auf  die  .Vono- 
graphiren:  TAomoa,  Thciri«  rfw  Vertehrr, 
1841.  —  Friediander,  Theorie  de»  Werte*. 
Durpal  ISüi.  —  Ooiieen,  GctcUe  det  meiwcÄ- 
liehen  Verkehre,  Bruunsehxrcig  1854  ("Jeu«  .■!•«■ 
gäbe  ISSVj.  —  Knies,  Die  nat.-ölion"iH.  Lehre 
rom  Werte,  ZeiUchr.f.  Staaliir.,  1855.  —  Aaaer, 

Zeitschr.  f.  Volhsw.,  Soiialpol.  and  Verw.,  III. 
Bd.  S.  165ff.,  besonders  glliff. 

')  Vgl.  aber  diese  Frage  meine  ^Positive 
Theorie"  S.  17aff.  und  Wiesern  „Natürlicher 
Wert"  S.  70  ff. 
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VKi-handetiag  oner  hrt  ilaatkuUhoudkuudig  be- 
<iri)i  der  waarde,  AtntUrdaTn  IS4S.  —  Schaffte, 
EthiKhe  Seile  der  noL-ölamom.  Lehre  vom 
Wertr,  Tübinger  Unirersiläleschrißtn  1882.  — 
Michaelis,  Da*  Kapital  vom  Werte,  Viert,  f. 
Volktir.,  1S6S.  —  Lindwurm,  Theorie  de» 
»frte;  Jahrb.  f.  NaI.  u.  Stat..  186S.  —  BÄ«- 
le-r,  Theorie  des  Werte»,  Jahrb.  }.  Sat.  u.  Stai., 
ISaS.  —  Komonynskt,  BetHmmv,vg  der  i\(U. 
Höhe  der  (lüterpreite,  ebenda  1869, 

Aaa  der  ungemein  rtichhaltigtu  WcrÜiitenUur 
•Irr  JUtigelen  Periode  aind  au»ter  den  »ehon 
nbea  genannitn  dngmengeachichüiehea  Werken 
VI  nennen:  Jevona,  Theonj  of  Fol.  Er.,  1871 
(-'.  Auß.  1S79J,  Ki'p.  II,  HI  «nrf  IV.  —  Men- 
ger, GrundnäUe  der  Votksirimehajtilehrc,  1S71, 
K'tp.  III — VI.  ■ —  X.  Wairaa,  Economie  po- 
lilique  pure,  1S74  (4-  -*"ß-  1300).  —  Der- 
selbe,   Theorie  matkematii/iie  de»  riehetiei,  11176. 

—  Seumann,  Zur  Kctiiiion  der  Grundbe- 
'ji-lffe,  ZeiUchr.  f.  Slaatiw.,  1869  vnd  187S.  — 
Derselbe,  Abhandliinge«.  aber  die  Begriffe  Out, 
U>rt,    Frei»  etc.,    in  ."ichSnberg»    Jiandbui-h    der 

jmlit.  Oetonomie.  —  Derselbe,  Grundlagen  der 
VolkevirltrhafielehT';  Tübingen  1889,  I,  Kap. 
III.  —  Putliz,  Werl,  Frei»  vnd  Arbeit,  ISSO. 
J.  B.  Clark,  PhHomphy  of  vaUie,  Xeir  Eng- 
{ander,  J<äi  1881.  —  Wollemborg,  Intorao  al 
totlu  reUUlto  di  prodiiziimr,  188i.  —  Lorla, 
Zu  fforla  drt  ralore  negli  Economiili  Italiani, 
Arehirlo  ginridieo,  1882.  ~-  Gide,  Principe» 
d'Ee.  P»l.,  JS84,  5.  Aiiß.,  1896.  —  Wteser, 
l'npnmg  und  Hauplgesflte  des  ipirttcbaftiiehen 
Werte»,  1884.  —  Derselbe,  Der  nattlriiehe 
Werl,  1889  (in  engl.  Autgabe  mit  Vorwort  von 
Snuirt,  1898).  —  Derselbe,  The  Iheonj  of 
laliit.    Annalt  of  thc  Aineriean  AcaJtms,    1892. 

—  Pierson,  Lecrbofk  der  Slaalhnithoudhtnde, 
1384,  <-■  -i^fl-  '^^ßJ  ^1  '■  Abik.,  L  HaupUt.  — 
B6hm-Bateerk ,  GrundtUge  der  Theorie  de» 
'rirtechaßtirhen  GiUeraeriei',  Jahrb.  /.  Not.  «. 
Slat.,  -V.  F.  Bd.  13  (1886).  —  Derselbe,  Poti- 
tii-e  Theorie  de»  Kapital»,  1889,  S.  Hiß.  — 
Derselbe,  Der  letzte  Maiastab  de»  Güterwertes, 
in  d.  Zeitaekr.  f.  Va.,  Sozialpol.  «.  lern.  ///. 
IM.,  Heft  S,  1894 ;  mit  einer  Entgegnung  von 
X,  AltaptU,  lind  einer  ReplUi  de»  Verf.  in 
Jlefl.  4  dentelben  Bandet.  —  Wolf,  Zur  Lehre 
ri.Bi  U'erte,  Zeileehr.  f.  Slaaleic.,  1883.  — 
tiflrtner,  C'ebfr  die  teahre  Jfiidir  den  Gelde» 
mit  brioaderer  Berürktichtigung  der  venehiedenea 
Werlbegriße,  Zeitnhr.  f.  Slaatete.,  1887.  — 
Sax,  Grundlegung  der  theoretiechen  Slaatiairt- 
aehap,  1387,  S.  949 ff.  —  Derselbe,  Die 
neuettca  Foritchritte  der  nat.-Stonom.  Theorie, 
Leipzig  1888.  —  Scharlittg,  Werttheorie  und 
Wertgetetie,  Jahrb.  /.  .Vo(.  u.  Stat.,  iV.  F.  Bd. 
IG,  1888.  —  Wickateed.  .Alphabet  of  Ee. 
reienre,  I;  Element»  of  the  theory  of  ridue,  1888. 

—  Ansplle  tind  Lieben,  Vittf^iuchungen  über 
die  Theorie  de»  Prei»e»,  1889.  —  Komorzynskl, 
Der  Wert  in  der  ieolierU»  Wirüebaft,  1889.  — 
Lehr,  Werl,  Grenzwert  und  Frei»,  Jahrb.  f. 
Stat.  H.  yat.,  jV.  F.  19,  1889.  —  Katoir,  Stu- 
die aber  den  Wertbegriff,  ZeiUchr.  f.  Staat»«}., 
jgS9.  —  PantaleoiU,  Prineipi  di  Ee.  Fora, 
X88B.  —  Supino,  La  leoria  del  Valore  e  la 
legge  del  minima  meizo,    Giom.  d.  Econ.,  1889. 

—  Valenti,  Teoria,  drl  eatore,  1890.  ■ —  Oer- 
laeh,  Ucber  die  Bedingungen  wirtschafüieher 
Thäligkeit  (krUitche  ErÖrleivngen  tu  den  Werl- 


lehren  ron.  Jlfarr,  Knie»,  Schaffte  vnd  Wie»cr), 
/StaattiP.  Studien.  III,  5.J  1890.  —  Zwei  poU- 
miirhe  Aiiftiilze  rnn  Diefxel:  Die  Masaitcht 
Wertlheorie  und  die  Theorie  vom  Grentniitten, 
Jahrb.  f.  XaL  u.  Slot.,  if.  f.  Bd.  iO,  und: 
Zur  klaiiiichea  Wert-  vnd  PreialheoriB,  ebd.  3. 
F.,  Bd.  1,  1801.  Entgegnungen  hierauf  Ton 
Lehr,  Au«pltf,  Zuekerkan4ll,  ebd.  jV.  F., 
Bd.  21,  Patten,  ebd.  S.  F.,  Bd.  S,  Böhm- 
Bauierk,  ebd.  S.  F.,  Bd.  21  (Zviechenirort  zur 
Werttheorie)  und  3.  F.,  Bd.  3  (Werl,  Kotleu 
und  GreHzaiilzen).  — -  MarshaU,  Frinciple»  of 
Eeonomica,  1890,  Boot  VII  (4.  A«fi.  1893).  — 
Smart,  An  iiüroductinn  to  IM  theory  of  value, 
1891.  —  Plsher,  Jlathemalicai  invetligtilion»  in 
the  theory  of  value  and  price»  'Iraneacliima  of 
Ulf  Connecticut  Academy,  Juli  189S).  —  Wag- 
ner, Grundlegung  derpntit,  Oelmnomie,  3,  Aiifi., 
1S9S,  §^  IS4—140.  —  Voigt,  Der  IJkonomitche 
Wen  der  Güter,  Zeilichr.  f.  Staatna.,  18911.  — 
Patten,  The  theory  of  dynamie  Eronomie», 
1S9X.  —  J,  B.  Clarh;  The  uUimale  ttandard 
of  value,  Yale  Reeiev!,  November  189S.  —  Jfc. 
Vane,  Jlargin/U  uiilitg  and  value,  Quarltrlg 
Jounüd  of  Eeonomiet,  April  1893.  —  Derselbe, 
Auttrian  theory  of  talue.  Annale  of  the  Ame- 
rican Academy,  Xorember  1893.  —  PMllppO- 
Vteh,  Gruadriet  der  polil.  Oek.,  1893,  (3,  AuS. 
1399).  —  Bentnl,  II  volare  e  la  mia  atlribu- 
iioneaibenielnaaenlati,  Bari  1893.  — Naamann, 
lAihre  vom,  Werl,  Hamburg  lS9i.  —  WlekseU, 
Ueber  Werl,  Kapital  und  Rente  nach  den  neue- 
ren nationalöiamomiichcn  Theorieen,  Jena  189S. 
—  Zalenkl,  Die  Lehre  nom  Wert  (in  nuiiecher 
Sprache),  Kasan  1893.  —  Lehr,  Grundbegriffe 
und  Gmndlagen  der  Volksahiaehaft,  Leipzig 
1893,  IV.  Abechnitt.  —  Dietzel,  Theoretische 
Sozialöhonoinik,  1893,  I,  SOS  ff.  (vgl.  auch  meine 
Besprechung  darüber  in  der  Zeitechr.  f.  Vir. 
Sozialpol.  u.  Vera.  Bd.  VII,  S.  40Sff.).  — 
Sulxer,  Die  w^rUchi^iehen  Grvndge»etze  in  der 
Gegenwarlfphaie  ihrer  EnlieickeliiTig,  Zürich 
1895.  —  Stolxntatm,  Die  toziale  Kategorie  in 
der  Volktviirttchaftttehre,  Berlin  I89G.  —  v. 
Bach,  Intemitiit  der  Arbeit,  Wert  und  Frei» 
der  Waren,  Leipzig  1896.  —  Wemleke,  Der 
objektive  Werl  und  Frei»,  Jena  1896.  —  Gottl, 
Der  Wertgedanke,  ein  verhilUte»  Dogma  der  Xa- 
tionalükunomie,  Jena  1897.  —  Heyn,  Theorie 
de»  irirltrhafliiehen  Werts,  Berlin  1899.  — 
Caasel.  Grundriii  einer  elementaren  Freitlehre, 
in  der  ZeiUchr.  f.  d.  get.  Slaaltw.  55.  Bd., 
1899,  mit  einer  Entgegnung  von  K.  Wickaell, 
Zur  Verteidigung  der  Gremnufzenlehre,  ebd., 
Bd.  SS,  1900  und  einer  Replik  Cansels  ebd., 
Bd.  57,  1901.  —  Marfarlane,  Value  and  di»- 
tribution,  Philadelphia  1399.  —  J".  B.  Clark, 
The  dittribution  of  Weallh,  Ifete-York  1899.  — 
Berardi,  UlililA  limite  e  cotto  di  riprodutione, 
Bologna  1901. 

E.   Böhin-Baicerk. 


Wertpapiere 

9.  Aktien gesellschafteu  (Aktienrecht) 
oben  Bd  I  Ö.  143«.,  Börsenwesen  oben 
Bd.  II  S.  1023ff.,  Hinterlegung  von 
Wertpapieren  oben  Bd.  IV  S.   1207ff. 
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"Wesersehi  öahrt — Westergaanl 


Wesenchiffahrt. 

Bevor  noüli  die  tiferstaaten  der  W 
die  SchiftahrlSTCrhäitiiiBse  auf  diesem  Strome 
zu  oitlnen  uiitemahmen,  wurde  das  Oldeo- 
hiii'g  zustehende  alte,  durch  den  OsnabrOcker 
Frieden  bestätigte  Recht  zur  Erhebung  des 
Elsflethei-  ZoUes  abgeschafft.  Üldenbui'g 
inusste  Dflnitich  ISlü  als  Entgelt  für  seine 
Territorial  vei^rÖBserungen  die  Aufhebung 
des  Weserzollea  versprechen,  welche  Ver- 
jitüchtiing  durch  den  Vertrag  Oldenburgs 
mit  Bremen  vom  2ri.  August  1819  erfüllt 
wurde,  demzufolge  die  Eriiebting  des  EIs- 
flether  Zolles  mit  dorn  17.  Mai  1820  gänz- 
lich aiifhörte.  In  Ausführung  der  Bestim- 
mungen der  Wiener  Kougressakte  libei'  die 
Schiffahrt  auf  internationalen  Strömen  wurde 
sodann  am  10.  Sojitembor  1823  von  Preiissen, 
Hannover,  Kurhossen,  Braunschweig,  Olden- 
bui^,  Lippe  und  Bremen  zu  ilinden  die 
Weserschiffahrtüakte  abgeschlossen.  Durch 
sie  wurde  die  Scliiffahrt  vom  Ziisammen- 
flusfi  der  Wewa  und  Fulda  bis  ins  offene 
Meer  und  umgekehrt  für  frei  erklärt,  jedoch 
ausdrücklich  die  als  Cabotage  bezeichnete 
Hcliiffalirt  von  Uferetaat  zu  L'ferstaat  den 
eigenen  l'ntert  hauen  vorbehalten.  Die 
SehiffaUrtsahgaben  erhielten  eine  eingehende 
und  durchgreifende  Regelung.  Femer  wui-de 
bestimmt,  dass  von  iieit  zu  Zeit  ei-.-e  aus 
Ycrtrelem  der  Uferstaaten  bestehende  Re- 
vision komm  ission  zusammentreten  solle,  um 
sich  von  der  Einhaltung  der  Konvention 
ilberzeiigen  und  einen  Verein igungspnnkt 
zwischen  den  kontrahierenden  Staaten 
bilden.  Zu  diesem  Haupt  vortrage  traten 
gleichzeitig  abgescIUossene  Seiaratkonven- 
tionen  Bremens  mit  Hannover  und  Preussen 
wowie  später  mehrere  Additionalakte  hinzu. 
Durch  die  Verträge  vom  6.  Januar  ISfiG 
und  14.  Dezember  18C5  (vgl.  preuss.  Gesetz- 
sammlung von  IH.'iG  und  latili)  wurden  die 
auf  Grund  der  Woserschiffahrtsakte  zu  er- 
hebenden Abgaben  sitspendieit,  Pi-oussen, 
("Hdenburg  und  Bremen  liabeii  durch  Ver- 
trag vom  6.  März  1876  Verabredupgen  über 
fien  Unterhalt  der  Schiffahrtszeiclien  auf  der 
Unterweser  bis  in  die  See  auf  gomei[isame 
Kosten  getroffen,  Durdi  Reichsgesetz  vom 
."(.  April  ISMO  ist  Bremen  ermäditigt  wonien, 
nach  Ausfflhnmg  der  die  Vertiefimg  des 
Fahrwassers  zwischen  Bremen  und  Bremer- 
haven bezweckenden  Korrektionsarbeiten 
eine  Schiffahrtsabgate  zu  erheben.  Durch 
den  Anschluss  Bremens  an  das  deutsche 
Zollgebiet  ist  seit  Oktober  1888  die  Unter- 
weser  in  die  deutsche  Zollgrenze  einbezogen 

Lltt«rBtnr:  Kohlt.  Handbuch  einer  hhtonnk- 
ttatittürh-ge'HjTaphi/cheii  Hetehreibung  dtt  Her- 
togtiim*  Oldenburg,  Jiitmen  ISSi  I.  —  Cara- 
theodon  in  Ilolurndorga  Hnndbuch  det  VOlifr- 


Wester^ard,  Harald  Ladwl^, 

warde  als  Sahn  des  im  Jahre  18T8  verstorbenen 
nambaftea  Orientalisten  N.  L.  Westergaard  am 
19,  IV.  1853  EQ  Kopenhagen  geboreu.  Kacb- 
dem  er  im  Dezember  18T4  CHnilidataa  roagis- 
terü  in  Mathematik,  im  Juni  1877  Kandidat  der 
StaatKwissenBi'liafleu  geworden  war,  setzte  er 
seine  hanptsächlicb  den  sozialen  Fragen,  der 
ytatiatik  und  dem  Versicherungswesen  gewid- 
meten Stndien  auf  criiaseren  Beisen  in  England, 
Frankreich,  DeutstBland,  Oesterreich  und  der 
Schweiz  fort.  Im  Jahre  1881  gewann  er  die 
Koldene  Medaille  der  Universität  Kopenhagen 
für  eine  Abbandiunc;  über  die  Sterblicbkeit, 
welche  er  npäter  in  deutscher  Sprache  u.  d.  T, 
nl^ehre  von  der  Mortalität  nnd  Mocbilität"  (s.u.) 
verBffentlichte.  Von  1880—1882  war  "Westergaard 
in  der  Btaatlichen  Lebens vereichenmgsanstalt  an- 
gestellt, wurde  am  Schluss  des  Jahres  1882  zum 
ausserordentlichen  Professor  der  Staats wis.sen- 
»chafteii  an  der  Universitfit  Kopenhagen  er- 
nannt nnd  im  Mai  188<i  daselbst  zum  ordent- 
lichen Professor  befördert.  Seit  ISÜ:^  ist  er 
Mitglied  der  Hritiiih  Economic  Association.  Vor 
kurzem  wurde  er  zum  Mitgliede  für  Dänemark 
des  Komitees  der  skandinavischen  Leben^ver- 
sichemngsgeseUschaften  zur  Ausarbeitung  ge- 
meiuscliaf  [lieber  Sterblicbkeit  snntersucbungen 
gewählt.  Die  Arbeiten  dieses  Komitees  sind  noch 
nicht  Hbgeschlü,ssen. 

Westergaards  Hanptinterease  gilt  der  Sterb- 
lichkeitsstatistik. Seit  mehreren  Jahren  ist  er 
vornehmlich  mit  der  Frage  Ober  den  Einfluss 
der  Vererbung  beschäftigt,  aber  suci  auf  andere 
Uebiete  der  theorcti^ichen  und  praktischen  Sta- 
tistik haben  sich  seine  eingehenden  Studien  er- 
streckt; nicht  minder  verdanken  wir  ihm  meh- 
rere Publikationen  Hber  wirtschaftliche  nnd  so- 
ziale Fragen. 

ErverüfTentlichteanstaatswiiisenschaftlichen 
und  statistischen  Schriften  a)  in  Buchform: 
Die  Lehre  von  der  Mortalität  und  Morbilität, 
Jena  1882,  zweite  gänzlich  umgearbeitete 
AuBgab%^  laOL  —  Forel^sninger  ovcr  Staiis- 
tikeus  Theori  (Vorlesungen  über  die  Theorie 
der  Statistik),  gedruckt  als  Manuskript,  Kopen- 
hagen 3884.  ~  Mathematiken  i  NationalSkono- 
miens  TJeneste  (Die  Matlicmatik  im  Dienste  der 
Nationalökonomie),  Kopenhagen  1887.  —  Kir- 
keli^  Statistik  med  scerligt  Henblik  paa  Dan- 
mark, Kopenhagen  1887  (Kirchliche  Statistik 
mit  besonderer  ßUcksicht  auf  Dänemark).  — 
Drikfceldigbeten  i  Danmark  og  Midleme  deri- 
mod    (Die   Trunkiincht    in  Dänemark   and  die 


(Deutsch  nuter  dem  Titel  „GrundzÜgeder  Theorie 
der  Statistik",  Jena  189U).  —  Indledning  til  Sto- 
diet  of  Nationaltikiinomicn  Ko|ienhagGU  1891 
(Einleitung  zum  Studium  der  Nationalökonomie). 
—  Deuteldre  NationalQkonomia  Opfat- 
telse  at  det  sociale  Spfirgsmaai,  Kopen- 
hagen 1896  (Die  Anffassnng  der  älteren  Sa- 
tionalik  betr.  die  soziale  Frage).  —  ForeliBS- 
ninger  over  almindelig  Oekonomi  (als 
Manuskript)   Kopenhagen    18u7,     (Vorlesungen 
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über  allgemeiue  Oekonomie).  —  SocialiBmen 
og  Sfttnfnnds  udviklingpn,  Kopenhagen 
IHÜÜ  (Der  Sozialismus  nod  die  Entwichelui^  der 
Gesellschaft).  —  In  Verbindung  mit  M.  Rabiu 
(Direktorder  atädtischen  Statistik  Kopenhng-eus): 
LandbetoIkDingens  Dödelighed  i  Fyeus  Stift, 
Kopenhagen  1886  (Die  Sterblichkeit  der  Land- 
bevjjlkerung  in   Fünen).  —  Aegteskabsstatistik 

£aa  Grnndlag  af  den  sociale  Lagdeling,  Kopen- 
agen  1B90  (Deutsch  unter  dem  Titel:  Statistik 
der  £1ien  auf  Grund  der  sozialen  Gliederung 
der  BeTiilkening,  Jena  18801  —  In  Verbin- 
dung mit  M.  Koefoed:  Grnndrids  af  Dau- 
marksStatistik  Kopenhagen  1098.  (Grnnd- 
rids  =  „Grnndzüge"  oder  „UmriM",  also  Gruiid- 
zUge  der  Statistik  Dänemarks).  —  Landsbypru!^ 
temes  likonomiske  Vilknar  i  1899,  Kopenhagen 
18119  (Die  {Ikononiische  Lage  der  Pfarrer  auf 
dem  Lande  im  Jahre  1899).  —-  b)  In  Zei^ 
twhrifteu,  Sammelwerken  etc.  in  1.  Jahrb.  f. 
Nat.u.  Stat.:  Sterbetafeln  auf  Grundlage  indi- 
vidnaler  Beobacbtnngen  (XXXIIl.  Bd.).  —  Zur 
Theorie  der  Statistik  (N.  i'.  X.  Bd.}.  —  Nene  und 
alte  MessungsvorschlSge  in  der  Statistik  (II].  F. 
VI.  Bd.).  —  Die  Anwendung  der  Interpolation 
in  der  Statistik  (Hl,  P.  IS.  Bd.  1895).  2. 
Assekuranz-Jahrbuch.  beran.°gegeben  von 
Ehrenzweig :  Das  Biiiiko  bei  Fenerrersicheniugen 
iV.  Rd.  18M4).  — Bericht  über  einige  statistische 
iJntersnchnngen  ,\'I.  Bd.  1885).  —  Die  Sterb- 
lichkeit in  den"  verschiedenen  Gesellschafts- 
klassen der  LandbcTülkening  Dänemarks  (VIIL 
Bd.  1887).  —  Eine  Bemerkungen  über  den  Ein- 
fluss  der  Vererbung  auf  die  Sterblichkeit  (X.  Bd. 
1889).  [Dieser  Aufsatz  war  schon  zuvor  ver- 
öffentlicht in  den  Berichten  des  Internationalen 
KongresseB  für  Hvgiene  und  Demogi-aphie  zu 
"Wien  lH87i,  —  Ueber  die  Vererbung  von 
Sehwindsuchi  (XIV.  Bd.  181B1.  -  lieber  den 
EinflnssderVererbnng  auf  die  Sterblichkeit  (XVI. 
Bd.  1895).  —  Die  Sterblichkeit suntersuchnng 
der  skandinavischen  Lebens  versieh  emngsgeseU- 
schaften  (XIX.  Bd.  ISiW).  —  Einige  Kemer- 
kuiigenaiierKindersterbiichkeit(XXlf:  Rd.  1901). 
-  ;■),  üesterreichische  Versicherungs- 
zeitung  1899:  Ein  Beitrag  zur  Mortalitilt.s- 
statiscik.  4.  Allgemeines  statistisches 
Archiv:  Zur  Statistik  der  Mehrgebnrten  (II. 
Jahrg.  2. 1892).  —  Die  Gliederung  der  Bevölkeniug 
nach  Gcsellachaftsklassen  189ä  (gedruckt  in  den 
Berichten  des  lutemationalen  Kongresses  för  Hj- 
gieine  ond  Demographie  zu  Budapest  1894).  — 
5.  Handwörterbuch  der  Staatswisseu- 
schaften:  II.  Aufl.  Die  Arbeiter  Versicherung 
in  Skandinavien.  —  6.  Medizinisch-päda- 
gogische Monatsschrift  fUr  die  ge- 
namte  Sprachheilkunde  1898:  Von  der 
Häufigkdt  der  Sprachgebruchen,  —  Die  Zu- 
knnft  und  die  Gegenwart  im  Versiche- 
rungsweeen.  (Ein  Gutachten  verUfTentlicbt  in: 
„Kapituldecknug  und  -Umlage  bei  der  Arbeiter- 
Unfallversicherung  in  Oenterreich,  horauHgegeheii 
von  dem  Vorstande  der  Arbeit eruaf all versiche- 
Tungsaiistalt  für  Kieder-Oc.^terreich  in  Wien, 
Wien  1899.)  —  In  englischen  und  fran- 
zösischen Zeitschriften:  Statistical 
Journal:  Slortality  in  Remote  (.'ornes  of 
the  World  11880).  —  Journal  of  the  In- 
stitute of  -Actuaries:  Notes  on  the  Stor- 
tality  of  thf  danisli  Glergv  from  IGöO  to 
1878    (1881).—   International    Congress 


of  Hygiene  in  London  1891:  The  Relation 
of  Alcoholism  to  Public  Health  and  the  Methods 
to  be  adopted  tor  its  Preveulion.  [Dieser  Aut- 
satz wurde  wieder  abgedruckt  in  „The  Lancet" 
1891  und  in  „Nordisk  Medicinskt  Arkiv"  1891], 

—  The  Economic  Journal:  Some  Remarks 
on  the  Hortality  among  Persons  with  a  con- 
sumptive  Famiiy  Hislory  (1894).  —  Morta- 
lity  in  Extreme  Old  Age  (1S99).  —  In  „The 
Economic  Review"  IX,  1899,  Christian 
Social  Work  in  Denmark.  —  Revue  d'Eco- 
nomie  politique:  Une  statistii^ue  des 
mariages  (1891).  —  lu  skandinavischen 
Zeitschriften  etc.:  Nordisk  Tidskrift: 
Forenings  -  Liv  i  England  [Vereinsleben  in 
England]  (1879).  —  Hovedresnltaterue  of  den 
nyere  Dödcligheds^tatistik  [Die  Hauptergebnisse 
der  neueren  Sterblichkeitsstatistik]  (188.")). 
Teorien  om  Gennernsnitsmennesket  [Die  Theorie 
vom  DurcLscbnittsmenschen]  (1884).  —  Tyskland 
og  dets  Kolonien  [Deutschland  und  dessen  Kolo- 
nien] (1886).  —  Det  britiske  Rige  som  Forbimds 
sUt  [Das  britische  Reich  als  Bandesstaat]  (1887). 

—  Befolknings  sijUrgsmSlet  i  NatiDualÜkouo- 
miens  Historie  [Die  Tievülkerungsfrage  in  der 
Geschichte  der  Nationalükonomip]  (18Ü3).  — 
Tidskrift  for  Mathematik:  Den  moralske 
Formne  og  det  moralske  Uaab  [Daa  moralische 
Vermögen  nnd  die  moralische  Hoffnung]  (1876). 

—  En  Formel  i  Dödelighedsstatistiken  (Eine 
Formel  in  der  SterblicbkeitaBtatiatik]  (1876).  — 
Danmarks  Statistik:  Fodselsbyppi^hed 
og  Dödelighet  [ Geburt shäuiigkeit  und  Sterblich- 
keit] (I.  Bd.  18a^).  -  Hjifiejniske  Med- 
delelser;  Er  Diideligheden  i  fserd  met  at  af- 
tage?  [Ist  die  Sterblichkeit  in  Abnahme  be- 
griffen ?]  (3.  Reihe  I,  1882.)  —  In  Verbindung 
mit  Dr.  E.  Horuemann:  Beretniiiif  fra  den 
engelske  Regjerings  Kommission  til  ad  under- 
slige  de  arltejdenile  Klassera  Boliger  [Bericht 
der  englischen  Regierungshommis^ion  zur  Unter- 
suchung der  Wobnungen  der  arbeiteudeu  Klassen] 
(3.ReiLem.l88ßl.  —  Tidsskrift  £or  Sund- 
hedspleje:  1898  Statistiske  Jagttagelser  over 
Toudenies  Tilstand  hoskjjjbenhavuske  Skoleböm. 
(Srat:  Beobachtungen  betr.  den  Zustand  der 
Zähne  der  Schulkinder  in  Kopenhagen).  — 
UgcBkrift  for  Liuger  (Wochenschrift  filr 
Aerzte):  Om  DödcligheUen  blaudt  pensionerede 
Priester  [Ueber  die  Sterblichkeit  unter  pensio- 
nierten Geistlichen]  (1887).  —  National - 
ökonomisk  Tidsskrift:  C.  L.  Madsen:  den 
sandsynlige  Lov  für  den  internationale  Tele- 
graflraflk  [C,  L.  Moilsen :  das  wahrscheinliche 
Gesetz  für  den  inteniationalen  Telegraphen  ver- 
kehr) (1878).  —  Spfirgsmaalet  um  Alderdoms- 
forsBrgetse  [Die  Frage  von  der  Altersversorgung] 
(1881).  —  Har  Kooperationen  en  Fremtid  for 
sig?  [Hat  die  Kooperation  eine  Zukunft?] 
(Itm).  ~  Om  Separalioner  og  Skilsmisser  i 
Danmark  jUeber  Separationen  und  Eheschei- 
dungen in  Dänemarki  (1887),  —  Arbeidslönnen 
i  Köhstiederae  i  1892  [Der  Arbeitslohn  in  den 
KleinstädlenJ  (1894).  —  Den  störe  L^ek-out 
(19IW)  [Die  grosse  A  H.i'it-spcrrej.  —  In  der 
JubilttnmsBchrifi  der  Lebens  versiche- 

llschaft     üanmark     1897 : 


^r'obei 


(Aphorismen    betr.    die    Zukunftaufgiiben    im 
Leoens Versicherungswesen).  —  In:  National- 


„Gooi^le 


WeBtergaai-d— Wettbewerh 


likonomiflche  Forenings  PeatachriEt 
(Feslachrift  des  NationalJJk.  Vereinsl  1897 : 
„OmGrundlacet  tor  Beskfttuing"  (lieber 
die  Grundlage  der  Besteueruii£|;).  —  In  Ver- 
bindung mit  Dr.  S.  Hansen:  Skoleböms  Haar- 
og  ojentnrve  [Die  Haar-  und  Augentarbe  der 
Schulkinder]  (1893).  —  .4usaeTdem  bat  Wester- 

Saard  noch  zahlreiche  Besprechungen,  Mittei- 
ingen  etc.  in  mehreren  der  erwähnten  Zeit- 
sulirlften,  dann  auch  in  der  dentücheo  medizi- 
nischen Wochenschritt,  in  der  österreichischen 
Viirsicheruusszeitnng  etc.  verUffentlicht.  Aach 
ist  er  Mitarbeiter  des  Werkes  „Dansk  biografisk 
Lexikon"^  die  hier  zum  Abdruck  gebrachten 
Biograph leen  der  Übrigens  nicht  zalilreichen 
dünischen  Kationalükonomeu  hat  er  geschrieben. 
Red. 


Wettbewerb. 

Wettbewerb  oder  Konkurrenz  nennt  man 
(las  Verhalten  der  Yertrotur  des  Angebots 
und  der  Kachfrage  zii  einander  bei  indivi- 
dualistischer Verfolgung  ihrer  Interessen  im 
freien  Verkehr.  Der  Wettbewerb  in  seiner 
normalen  Form  setzt  voraus,  daas  die  beiden 
einander  auf  dem  Markte  geRenOberetohen- 
den  Parteien   zalilreich,  leistungsfähig  nnd 

StsohaftskiiDdig  seien,  und  unter  solchen 
wlingungen,  die  im  Grass verkehi-  nur  auf 
dem  Weltmärkte  in  der  Regel  erfüllt  sind, 
kommt  in  der  That  ein  Preis  zu  stände,  der 
im  ganzen  als  angemessen  und  normal  be- 
ti'achtet  werden  kann.  Ist  die  Konkurrenz 
auf  Seiten  des  Angebots  beschrankt  oder 
nioJit  vorhanden,  auf  Seiten  der  Nachfrage 
aber  rege  und  lebhaft,  so  entstehen  mehr 
oder  weniger  ausgepriigtc  monopolistische 
Pi-eise,  die  aber  durch  ihre  Höhe  die  Nach- 
frage mehi'  und  mehr  absohrecken.  Findet 
das  umgekehrte  Verhältnis  statt,  steht  eine 
lebhafte  Konkurrenz  der  .anbietenden  einer 
schwachen  Nachtrag  gegenüber,  so  ent- 
stehen Sclileudorpi-eise,  bei  denen  ein  Teil 
der  Produzenten  niclit  mehr  bestehen  kann. 
Hält  dagegen  die  Konkiurenz  der  Nachfrage 
und  des  Angebots  Schritt,  so  kann  auch 
trota  des  sinkenden  Preises  seihst  bei  gleich- 
bleibenden Heretellungskosten  die  Pi-oduk- 
tion  noch  gewinnbringend  bleiben,  indem 
durt^h  den  rasciiei-en  und  grösseren  Umsatz 
die  Einbusse  an  der  Mongeneinheit  der  ver- 
kauften Waren  autgewogen  wird.  Das 
Wesentliche  über  die  Holle  der  Konkurrenz 
in  der  Preisbildung  ist  fibiigens  schon  in 
den  Artikeln  Preis  {Bd.  VI  Ö.  ISlff.)  und 
ilonopol  (Bd.  V  S,  SöOff.)  gesagt  worden, 
und  rücksiclitlieh  der  Konkurrenz  im  inter- 
nationalen Vorkehr  ist  noch  auf  den  Artikel 
Handelspolitik  (ßd.  IV  S.  1034ff.),  hin- 
sichtlich  der  Formen  der  Konkurrenz  auf 
Gross-  und  Kleinbetrieb  (Bd.  IV  S. 
78Cff.)  und  Maschinenwesen  (Bd.  V  S. 
71üff.)  zu  verweisen.    An  dieser  Stelle  sind 


daher  nur   noch  einige   allgemeine  Bemer- 
kungen an  ziischli  essen. 

Die  Ijehre  von  der  "Vorzögliclikeit  der 
unbeschränkten  Freiheit  in  Produktion,  Ver- 
kehr und  Handel,  die  Freihandelslehre  im 
weitesten  Sinne  des  Wortes,  hat  ihre  Onuid- 
lage  in  der  Lehre  von  den  stets  fiberwiegen- 
den volkswirtschaftlichen  Vorteilen  der  freien 
Konkiirrenz.  Der  unbeschrankte  W'ettbewerb 
zwingt  nach  dieser  Aiiffassung  die  Produ- 
zenten und  Kaufleute,  stets  ihre  Leistungs- 
%h)gkeit  auf  das  höchste  anzuspannen,  immer 
darauf  bedacht  zn  sein,  in  der  Güte  und 
Billigkeit  der  Waren  es  anderen  zuvorau- 
thun,  daher  auch  immer  neue  Verlx«se- 
rungen  einzuführen,  die  besten  Maschinen 
und  Methoden  anziiwenden,  die  besten  Vcr- 
binduugen  und  Trans|)ort mittel  zw  suchen, 
immer  das  zu  betreilien,  was  jetler  unter 
den  günstigsten  Bedingungen  unternehmen 
kann,  niemals  in  trtlgen  Schlendrian  zu  vor- 
sinken. Andererseits  aber  sorgt  die  Kon- 
kurrenz der  Nachfrage  auch  dafür,  da^s  die 
Trfiger  des  Angebots  eine  angemessene  Be- 
lohnung für  ihr  Bemülien  imd  Vorwärts- 
streben  erlialtcn ;  denn  wenn  <lie  Konkiurcnz 
der  letzteren  bei  Verbesserung  der  Produk- 
tions- imd  Verkehrsmittel  eine  Herabsetzimg 
der  Preise  nach  sich  zieht,  so  bleibt  den 
Konsumenten  desto  mehr  verfügbare  Kauf- 
kraft, und  die  dadurch  entstehende  Ausdeh- 
nung der  Nachfrage  sorgt  dafür,  dass  die 
Verbilligung  der  Waren  nicht  unter  den 
Punkt  sinkt,  bei  dem  die  Unternehmer  nieht 
mehr  den  normalen  Kapitalgewinn  erlangen 
würden.  Kurz  der  fi'eie  Wettbewerb  er- 
zeugt nach  dieser  Theorie  die  brate  Aus- 
nutzung aller  volkswirtschaftlichen  Kräfte. 
die  beste  Verteilung  von  Kapital  und  Arbeit 
auf  die  den  natfiriicben  Verhältnissen  des 
Landes  angemessensten  Erwerbszweige  und 
dabei  zugleich  die  relativ  beste  und  billigste 
Versorgung  der  ganzen  Bevölkerung  mit 
den  Mitteln  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürf- 
nisse. Auch  in  sozialpolitischer  Beziehung 
sei  von  freier  Konkurrenz  auf  dem  Kapital- 
wie  auf  dem  Arbeits  markte  die  beste  I^ösung 
aller  Schwierigkeiten  zu  hoffen.  Infolge  der 
fortschreitenden  Produktivität  der  Volkswirt- 
schaft nehme  die  Kapitalausammlung  und 
dalier  auch  die  Konkiui-enz  der  Kapitalisten 
der  Arbeit  g^;enüber  immer  mehr  zu,  der 
prozentmässige  Kapitalgewinn  gehe  ilaher 
zu  Gunsten  des  relativen  Anteils  der  Arbeiter 
an  der  Produktion  zurück,  wenn  auch  der 
absolute  Gewinn  des  Kapitals  bei  der  er- 
höhten Produktivität  der  Arbeit  noch  waolisen 
wenlo.  So  soll  sich  durch  das  freie  Spiel 
der  wirtecliattlichen  Kräfte  von  seihst  die 
schönste  gesellschaftlicho  Harmonie  ergeben. 
Es  ist  schon  eine  Abweichung  ^-on  der 
streng  orthodoxen  Lehre,  wenn  manche  es 
auch  noch  für  zweckmässig  halten,  dass  die 
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Arbeiter  ihr  Interesse  mit  vereioten  Kräften 
geltend  madien,  sei  es  in  zeitweiligen  Koa- 
litionen oder  in  ständigeo  Organisationen, 
Es  hört  dann  ja  die  normale  Konkurrenz 
unter  ihnen  auf,  man  sucJit  tler  Arbeit  einen 
»monopolistischen«  Preis  zu  verschaffen  nnd 
das  Individium  boglebt  sicji  seiner  vollen 
»Freiheit».  Allerdings  kfinneii  die  Vertreter 
der  unbeschränkten  Freiheit  grundsätzlich 
nichts  dagegen  einwenden,  wenn  die  Ar- 
beiter 8ii;li  freiwillig  zum  Verzicht  auf  die 
regellose  Konkurrenz  unter  sich  entschliessen 
und  von  ihrer  Freiheit  den  Gebrauch  machen, 
sidi  eiueni  gemeinschaftlichen  Zwecke  unter- 
zuordnen ;  aber  man  sucht  ihnen  theoretisch 
klar  zu  machen,  dass  solche  Versuche  nicht 
zu  einem  guten  Ende  führen  können,  dass 
die  Beteiligten  schliesslich  nur  Schaden 
davon  haben  würden,  weil  sie  gegen  unum- 
stössUche  Naturgesetze  ankämpfen.  Dieselbe 
Lehre  wiii:l  übrigens  auch  den  Unieniehmern 
vorgehalten :  sie  sollcu  dem  natürlichen 
Zuge  zur  Konkurrenz  folgen,  sich  auf  Preis- 
koalitionen, Kartelle  etc.  nicht  einlassen,  da 
Bolcho  Verbindungen  doch  nur  von  kurzer 
Dauer  seien  und  nur  zu  Verlusten  führen 
könnten.  Teilweise  werden  diese  Malmungen 
ja  durcii  die  Erfahrung  bestätigt,  aber 
doch  eben  nur  teilweise,  und  zwar  zei^ 
sich,  dass  der  freiwillige  Verzicht  auf  die 
Konkurrenz  für  die  Arbeiter  und  für  die 
Unternehmer  unter  gerade  entgegengesetzten 
Bedingungen  Aussicht  aiii  iri'eichung  des 
von  der  Vereinigung  erstrebten  Zweckes 
gewährt.  Die  Untornehmer\-ereiniguugen  er- 
langen um  so  mehr  Festigkeit,  je  ungünstiger 
die  Geschäfts  Verhältnisse  werden  und  je 
mehr  die  Preise  sinken,  und  sie  können 
dann  mit  Erfolg  einem  noch  weiteren  Rück- 
gang Einhalt  thun.  Je  mehr  sich  alx:r  die 
Marktlage  bessert,  je  leichler  der  Absatz 
wird  und  je  höher  die  Preise  steigen,  um 
so  mächtiger  werden  sich  wieder  die  Einzel- 
intcressen  regen  und  schliesslich  die  Ver- 
bindung zersprengen,  um  dem  Konkurrenz- 
kampfe wieder  seinen  freien  Lauf  zu  lassen. 
Die  Arbeitervereinigiingen  dagegen  verlieren 
umgekehrt  um  so  mehr  ihi'en  inneren  Zu- 
sammenhang und  zerfallen  um  so  leichter, 
je  weniger  befriedigend  sieh  die  geschätt- 
liclien  Konjunkturen  nnd  die  Preise  gestalten ; 
dagegen  gelangen  sie  in  Zeiten  des  wirt- 
scltaftlichen  Aufschwungs  leicht  zu  grosser 
Festigkeit  und  Macht  und  sind  dann  auch 
imstande,  Lohnerhöhungen  oder  andere  Ver- 
besserungen der  Arbeitsbedingimgen  durch- 
zusetzen, die  die  Einzelnen  bei  isoliertem 
Voi^hen  niemals  hätten  erreichen  können. 
In  beiden  Fällen  zeigt  sich  also,  dass  das 
freiwillig  Aufgeben  der  Konknri-euK  gerade 
da  mögbch  und  für  die  Beteiligten  vorteil- 
haft ist,  wo  das  Ei^ebuis,  nämlich  einmal 
die  Verhinderung   einer  übermässigen   und 


unwirtschaftlichen  Entwertung  gewisser  Er- 
zeugnisse und  das  andere  Mal  die  Vermeh- 
rung des  AnteUs  der  Arbeiter  an  dem  l'ro- 
duktionsgewinne  auch  volkswirtschaftlich  als 
berechtigt  erscheint.  Daher  winl  man  aiicli 
vom  rein  in diridnalisti sehen  .Standpunkte 
zugeben  müssen ,  dass  volle  Fi-eiheit  der 
wirtschaftlichen  EntSchliessungen  keineswegs 
mit  Notwendigkeit  ungezügelten  Konkurrenz- 
kampf einschliesst,  sondern  dass  die  Fi-ei- 
heit  der  Entschliessungen  sich  auch  in  der 
vorbeilachten  Einstellung  dieses  Kampfes 
äussern  kann.  Dieses  Zugeständnis  ist  in- 
des im  übrigen  mit  der  oben  dargelegten  opti- 
mistischen Anschauung  Ober  die  Wirkungen 
der  Konkurrenz  noch  vollkommen  vereinbar. 

Auf  der  anderen  Seite  aber  findet  diese 
Auffassung  entschiedenen  Widerspruch.  Vom 
Standpunkte  der  Konsumenten  wird  hervor- 
gcliolieu,  dass  die  Konkurrenz  sich  keines- 
wegs vorzugsweise  in  dem  Streben  nach 
besseren  Leistungen  für  denselben  oder 
einen  geringeren  Preis  bethätige,  sondeni  in 
weitem  L'mfenge  dem  Gnindsatz  des  »billig 
und  schlecht«  huldige,  indem  sie  zwai'  eine 
Erniedrigung  des  Preises  der  Waren  erzeuge, 
aber  dabei  unter  Wahrung  des  ausseien 
Scheines  durch  Verschlechterung  des  Mate- 
rials lind  unsolide  Arbeit  die  Qualität  in 
noch  stärkerem  (}rado  herab  drücke.  Der 
Konsument  leidet  dabei  um  so  gi-össei-en 
Schaden,  da  er  in  der  Regel  gar  nicht  die 
nötige  Sachkenntnis  zur  Beurteilung  der 
von  ihm  gekauften  Waren  besitzt.  Die 
Billigkeit  des  Preises  eines  Gebrouchsgefren- 
standes  ist  für  ihn  nur  ein  scheinbarer  Vor- 
feil, da  die  Haltbarkeit  desselben  desto  ge- 
ringer ist  und  daher  um  so  öfter  eine 
Wiederanscliaffung  nötig  winl.  Diuin  liegt 
aber  auch  ein  objektiv- volkswirtschaftlicher 
Nachteil,  denn  vom  Standpunkte  der  Volks- 
wirtschaft ist  die  möglichst  grosse  Erspaning 
an  Arbeit  wünschenswert,  und  es  ist  dalier 
ein  Verlust,  wenn  ein  bestimmter  Arbeits- 
aufwand wegen  der  Schlechtigkeit  der  Roh- 
stoffe öfter  aufgewendet  werden   muss,  als 

bei  der  Verwendung  solider  Materialien 
nötig  wäre,  Uebrigens  können  die  Konsu- 
menten audi  nicht  ohne  Berechtigung  da- 
rüber klagen,  dass  gerade  in  dem  sie  un- 
mittelbar berührenden  Verkehr,  dem  Detail- 
handel, die  Konkurrenz  im  geringsten  Masse 
zur  Wirkung  kommt.  Die  Detailhandels- 
preise der  meisten  Waren  folgen  bekannt- 
lich den  kleineren  sowie  auch  den  gi-ossen, 
aber  vorübergehenden  Schwankungen  der 
Grosshandelsproise  gar  nicht  um!  den  grossen 
und  nachhaltigen  nur  sehr  langsam.  Sie 
sind  so  hoch  angesetzt,  dass  der  Händler 
selbst  bei  einer  zeitweiligen  Steigcning  seines 
Einkaufspreises  noch  einen  genügenden  Ge- 
winn behält,  und  diese  mit  Rücksicht  auf 
die  Kapital-  und  Arbeitsleistung  des  Uändlei's 
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ilbennflssig  hoch  erscheinende  PreisBtellung 
«rhalt  sich  durch  eine  atillschweigende  Koa- 
lition, da  die  Zahl  der  Mitbewerber  meistens 
sehr  grosB  ist,  der  GeBamtgevi'inn  also  aidi 
Stark  zerspliltert  und  daher  der  Gewinnsatz 
hoch  gebauten  werden  muss,  wenn  die  vielen 
HäDdler,  was  ja  bis  zu  einem  gewissen 
Orade  im  Interesse  der  Beqiiemlichkeit  des 
Publikums  liegen  mag,  ihre  geschäftliche 
Existenz  behaupten  sollen.  Fühlbare  Kod- 
kurrenz  der  Käufer  kommt  im  Deliülhandel 
unter  gewohnliehen  Umständen  überhaupt 
nicht  vor;  andererseits  aber  macheo  diese 
auch  häufig  gar  nicht  den  Versucli,  die 
Konlnirrenz  der  Verkäufer  wirklich  zu  be- 
nutzen, indem  sie  nicht  von  einem  zum 
anderen  gehen,  bis  sie  die  billigsten  Pi'eise 
gef«ndeu  haben,  sondern  sich  gewohniieits- 
mässig  oder  aus  Bwinemlichkeit  an  denselben 
Laden  halten. 

Die  Beschwerden  der  Produeenten  und 
Oeschäftsleute  Aber  die  Konkurrenz  sind 
teilweise  vom  volkswirtschaftlichen  Stand- 
punkte durchaus  unberechtigt.  Es  ist  keines- 
wegs immer  »Schlouderkonkurrenz«,  wenn 
etwa  ein  neu  eröffnetes  Geschäftshaus  für 
seine  Waren  billigere  Preise  ansetzt  als  die 
bis  dahin  ortsüblichen,  sondern  es  ist  dies 
liäufig  eine  fOr  die  Konsumenten  sehr  er- 
wüiisdite  Äblülfe  einer  bis  dahin  von  den 
Interessenten  aufrecht  erhaltenen  üeber- 
teuerung.  So  kann  man  auch  noch  immer 
hören,  wie  die  l'ntemehmer  in  gewissen 
Industriezweigen  sich  Aber  neue  Ei'findungen 
und  Maschinen  beklagen.  Die  Konkurrenz 
zwingt  sie,  diese  ebenfalls  in  ihren  Betriehen 
zn  verwenden,  was  oft  mit  bedeutenden 
Kosten  und  Verlusten  an  den  vorlian<lenen 
Einrichtimgen  verbunden  ist.  Gleichwohl 
inuss  volkswirtsi'haftlicli  diese  rasche  Ver- 
allgemeinerung der  wirksamsten  Produk- 
tionsmittel als  eine  nützliche  Wirkung  der 
Konkurrenz  betrachtet  wenien.  Die  objek- 
tiven Verluste  an  Kapital  und  Arteit,  die 
sich  häufig  namentlich  in  Üel-ei^angsperio- 
den  an  die  Konkurrenz  knüpfen,  bilden 
allerdings  auch  einen  volkswirtscliaf (liehen 
Nacliteil,  es  fi-agt  sich  mir,  wie  dieser  sich 
zu  dem  gleichzeitig,  z,  B.  dureh  die  Ein- 
fflhnmg;  einer  neuen  Maschine,  für  die  Ge- 
samtheit entstehenden  Gewinn  verhält,  und 
ist  dieses  Verliältnis  günstig,  so  miLss  eben 
das  Tebel,  das  Einzelne  vielleicht  privat- 
wirtschaftlich  sehr  schwer  ti'cffen  kann,  mit 
iu  den  Kauf  genommen  werden.  AUoi-dings 
hat  die  Koukiirreuz  in  der  Vervollkomm- 
nung der  Produktionsmittel  %ielfach  auch 
die  i'olge,  dass  die  kleineren  Unternehmer 
von  den  giösseren  verdiÄngt  werden  unii 
<lemnaoli  die  weitere  Konccntrienmg  des 
GroMikapitals  begünstigt  wird.  Diese  Ent- 
wickelung  liegt  aber  überhaupt  im  Wesen 
der  modernen  Wirischaft,   und  wenn   auch 


leine  Gesellschaftsform,  in  der  kleine  Uat«r~ 
I  nehmungen  mit  Selbständigkeit  und  Lebens- 
'  fähigkeit  in  grosser  Zahl  vorhanden,  einer 
solchen  mit  Vorhen-schen  des  grosskapita- 
listischen Betriebs  aus  sozialpolitischen  QrQn- 
den  vorzuziehen  sein  mag,  so  würde  es 
doch  vergeblich  sein,  ge^n  den  durch  die 
moderne  Technik  und  die  grosse  Bevölke- 
rungsdichte entstehenden  Zu^  der  Zeit  an- 
zukämpfen, zumal  es  immerhin  möglicU  ist, 
dass  derselbe  zu  allerdings  von  der  bis- 
herigen sehr  verschiedenen,  aber  für  die 
Gesamtheit  besseren  Zuständen  fflhre,  — 
MissUch  ist  ferner,  dass  die  Konkurrenz  nur 
versuchsweise  vorgehen  kann,  um  die  Pro- 
duktion der  Konsumtioii  anzupassen.  Nie- 
mand  weiss  mit  Sicherheit,  wie  viel  von 
seinen  Waren  er  absetzen  kann,  und  icn  all- 
gemeinen lienscht  die  Tendenz  zur  Ueber- 
produktion  und  zum  Ueberangebot  vor,  und 
daher  wird  durch  die  Konkurrenz  immer 
ein  Teil  der  anbietenden  Produzenten  und 
Händler  verdrängt.  Es  sind  dies  natürlich 
die  schwächsten  und  wenigst  bemittelten, 
immerhin  aber  entsteht  auf  diese  Art  auch 
eine  volkswirtschaftliche  Einbiisse,  die  ^ 
Wissermassen  die  Stelle  der  Kosten  vertritt, 
die  in  einer  kommunistischen  Gesellschaft 
für  die  von  oben  herab  planmaesig  herzu- 
stellende Hegdung  der  Produktion  au^e- 
wendet  worden  raüssten.  Nicht  selten  treten 
auch  grosse  und  mächtige  UnternehmungeQ 
mit  der  bcwussten  Absicht,  den  anderen 
Teil  zu  verdrängen  oder  sich  zu  iinterwerfen, 
mit  einander  in  den  Konkurrenzkampf.  Bei- 
spiele liefern  namentlich  die  amerikanischen, 
früher  auch  die  englischen  Eisenbahnen. 
Eine  Linie  ■/..  B.  mochte  für  das  Verkehrs- 
bedürfnis einer  Gegend  villlig  ausi-eiclien, 
dennoch  wurde  eine  Konkui-renzlinie  ange- 
legt, die  aber  eigentlich  Überflüssig  war. 
Wird  nun  die  eine  von  beiden  durch  einen 
Tarifkrieg  zu  Grunde  gerichtet  und  zur  Ver- 
schmclznng  mit  der  si^:enden  Linie  ge- 
nötigt, 80  bleibt  die  Goaamtaulage  darum 
doch,  wenigstens  für  das  Bedürfnis  der 
Gegenwart,  von  unwirfscliaftlicher  Grössa 
Wenn  aber  auch  die  Konkurrenz  nicht 
in  dem  idealen  Lichte  anzusehen  ist,  in  dem 
die  optimistische  Harmonielehre  sie  darstellt, 
so  ist  sie  doch  in  der  bestehenden  Wiit- 
Bcliaftsoiflnimg  ein  unentbehrlicher  Fakto^ 
der  seine  Aufgabe  im  gauzen  richtig  und 
zweckmässig,  wenn  auch  nicht  ohne  Rci- 
hungen  luid  Missstände  erfüllt  Bei  ein- 
fachen wirtscliatt liehen  Zuständen  imd  ge- 
ringerer Bcvülkeriing  mochte  es  mOglich 
sein,  durch  Zunftwesen  und  andere  gewerb- 
liche .Schranken  den  Spielraum  des  Wettbe- 
werbs stark  einzuengen,  ohne  die  Bedürfnis- 
befriedigung der  Gesellschaft  zu  beeinträch- 
tigen und  ohne  die  Arbeiterl>ovölkerung  im 
Interesse  der  privil^erten  Minderheit  allzu 
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sehr  Z11  schadigen.  Heutzutage  aber  ist  der 
Staat  uicfat  mehr  imstaade,  unter  Wahi-ung 
<ler  auf  Privateigentum  und  persönlicher 
Freiheit  beruhenden  Rechtsordnung  Pi-oduk- 
tion  und  Verkühr  durch  kflnstliche  Organi- 
sation so  KU  regein,  dass  die  Versorgung 
der  so  stark  angewachsenen  Bevölkerung 
bei  der  nicht  minder  ausserordentUcli  ge- 
stiegenen Mannigfaltigkeit  der  Bedürfnisse 
gewährleistet  werden  könnte;  und  noch 
weniger  kann  er  es  gegenwärtig  noch  wagen, 
der  Mehrheit  im  Interesse  einer  privile- 
gierten Minderheil  zu  verbieten,  ihre  Kräfte 
nacli  jeder  an  sich  erlaubten  Richtung  hin 
zn  vorwerten,  wenn  er  nicht  denjenigen, 
die  er  in  ihrem  Erwerbe  beschränken  wtii'de, 
ein  anderes  Dnterkommen  vereciiaffte,  was 
aber  nicht  möglich  ist.  Es  scheint  allerdings 
den  Interessenten  ein  einleuchtendes  Argu- 
ment, wenn  gesagt  wird:  in  einer  Stadt 
kr>nnen  zehn  Handwerker  eines  bestimmten 
Gewerbes  bestehen;  kommt  ein  elfter  hinzu, 
so  miiss  einer  zu  Gnmde  gehen  und  es  ist 
daher  besser,  dass  der  neue  Mitbewerber 
von  vom  herein  femgehalteu  werde.  Zu- 
nächst aber  sind  solche  Schätzungen  der 
Möglichkeit  des  Bestehens  immer  sehr  un- 
bestinnnt  imd  oft  wiUkürlich;  es  mag  sein, 
dass  der  Geschäftsgewinn  eines  jeden  vor- 
her Ansässigen  durch  die  neue  Konkurrenz 
geschwächt  wird,  aber  er  wirtl  dadurch 
vielleicht  nur  dem  normalen  Satze  genäliert 
lind  tlie  Existenz  der  Beteiligten  braucht 
deshalb  nicht  bedroht  zu  sein.  Auch  ist  auf 
den  wahrscheinlichen  yortschritt  der  Be- 
völkenmg  und  des  Wohlstandes  Rilcksicht 
zu  nehmen,  In  jedem  Falle  aber  muss  ge- 
fragt werden :  was  soll  denn  ans  denjenigen 
werden,  denen,  trotz  vielleJclit  grösserer 
persönlicher  Tüchtigkeit,  der  selbstlndige  Ge- 
werbebetrieb verwehrt  würde?  Je  grösser 
deren  Zahl  würde,  desto  mehr  würden 
<lie  unzufriedenen  Elemente  verstärken.  Um 
dem  vorzul)Ougen,  müssle  man  konseiiuenter- 
weise  auch  die  Zahl  der  Gesellen  und  der 
Lehrlinge  beschränken.  Damit  aber 
schlösse  mag  der  groK.sen  Masse  der  Ar- 
beiterbe vöikenmg  den  Weg  zu  den  Hand 
■werken  und  liesse  ihnen  nur  die  Fabriken 
lind  den  gewöhnlichen  Tajrelöhnerdienst 
offen.  So  würde  also  der  sStärkiing  dos 
Mittelstandes«,  die  manche  von  der  Be- 
f^chränkimg  der  gewerblichen  Konkurrenz  er- 
warten, eine  noch  grössere  Stärkung  des  Prole- 
tariats gegenüberstehen,  imd  zwar  durch  sol- 
che, die  mit  Recht  das  bittere  Gefühl  empfän- 
■den,  dass  sieals  »Enterbte«,  behandelt  würden. 

Demnach  darf  unter  den  heutigen  Ver- 
hältnisson  die  staatliche  Beschränkung  der 
Konkiirrenz  sich  nur  auf  solche  Fälle  er- 
strecken, in  denen  es  sich  um  die  Wahnmg 
Allgemeiner  Interessen  und  nicht  um  den 
privat  Wirtschaft  liehen  Vorteil  einzelner  Kreise 
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von  Produaenten  oder  Gewerbetreibenden 
handelt.  Hierher  gehören  z.  B.  die,  be- 
schränkenden gesetzlichen  Bestimmungen 
über  den  Apothekenbe trieb,  über  die  Aus- 
gabe von  Banknoten,  über  die  SteUuug  der 
Bedürfnisfrage  bei  der  Konzessionierung  von 
Schankge werbebetrieben  und  Pfandlei hgo- 
schäften.  Eine  relative  Beschijänkung  der 
Konkurrenz  liegt  auch  darin,  dass  der  Staat 
den  Beli-ieb  gewisser  Berufe  (z.  B.  den  des 
Rechtsanwaltes  und  des  Arztes)  oder  Ge- 
werbe, wie  z.  B.  das  der  Seeschiffer,  See- 
steuerleute und  Seedampfermasehinisten,  nur 
denjenigen  gestattet,  die  bestimmte  Be- 
dingungen erfüllt  haben.  Inneriialb  dos 
Kreises  der  Berechtigen  bleibt  dann  »her 
die  Mitbewerbimg  frei.  Eine  ebenfalls  dem 
allgemeinen  Interesse  dienende  Konkurrenz- 
beschrfinkung  wird  durch  das  Patent- 
wesen gegeben,  das  zur  Förderung  des 
Erfindungsgeistes  dienen  soll.  "Wirtschaft- 
lich wirkt  ähnlich  das  Verbot  des  Nach- 
dnicks,  der  Nachbildung  von  Kunstwerken 
und  geschützter  Muster.  —  Ausser  der  ge- 
setzlichen Beschränkung  der  Konkurrenz  auf 
gewissen  Gebieten  finden  auch  Verbote  ge- 
wisser Arten  und  Methoden  der  Konkurrenz 
statt  Hierher  gehören  die  Bestimmungen 
über  den  Marken-  oder  Firmenschufz,  die 
verhindern  sollen,  dass  Unberechtigte  das 
Ansehen  und  den  guten  Ruf  bewährter  Pro- 
duzenten oder  Geschäftshäuser  zu  ihrem 
eigenen  Vorteil  ausnutzen,  indem  sie  ihre 
Waren  unter  falscher  Bezeichnung  in  den 
Hanilel  bringen.  Irrefflhreude  oder  betrüge- 
rische Reklamen,  Herabwürdigung  der  Leis- 
tungen dor  Mittewerber  und  älinliche  Prak- 
tiken sind  selbstverständlich  verwerflicL 
Eine  wesentliche  Beschränkung  solcher 
schlechten  Geschfiftsgewohnheitcn  ist  diuxJi 
das  G.  V.  27.  Mai  1896  zur  Bekämpfimg  des 
unlauteren  Wettbewerbs  fs.  d.  folgCTiden  Art.) 
gescliaffen  worden.  Freilich  darf  der  Begriff 
der  Unlauterkeit  des  Wettbewerbs  nicht 
so  weit  gefasst  werden,  wie  es  viele  Inte- 
re.«seutcn  von  ihrem  einseitigen  Standpunkt 
wünschen  und  verlangen.  Diese  sind  ge- 
neigt, jeden  Wettbewerb  als  >unlautcr<  zu 
betrachten,  der  ihnen  Schaden  bringt.  Aber 
ein  durch  Konkurrenz  erzeugter  Preisdruck 
ist  für  die  anderen  Beteiligten  immer  nach- 
teilig, deshalb  aber  keineswegs  auch  ge- 
mein scliäd  lieh ,  vielmehr  volkswirlscliaftlich 
nützlich,  wenn  der  Vorteil  ül>erwiegt,  den 
die  Kunsumenton  erlangen.  Unter  dieser 
Voraussetzung  kann  es  auch  nicht  für  un- 
zulässig erklärt  wonlen,  dass  z.  B.  die  Gross- 
betriebe des  Detailhandels  die  Macht  ihres 
Kapitals  voll  ausnutzen  und  zur  Erziclung 
eines  möglichst  giuison  Umsatzes  sieh  bei 
mandicn  Artikeln  mit  einem  so  geringen 
Gewinn  begnügen,  dass  kleinere  Geschäfte 
dabei  nicht  ihre  Rechnung  finden  können. 
Aatloge.    VII.  49 
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—  Es  ^ebt  aber  auch  KonkuiTenzsitteu,  die 
zwar  nicht  gesetzlich  verboten,  aber  doch 
als  unangl&ndig  zu  bezeichnen  sind.  Dazu 
gehört  auch  diejenige  Schleudorkonkurrenz, 
die  nur  darauf  ausgeht,  die  Mitljewerber  zi 
ruinieren  und  dann  dem  Siegjereine  Monopol- 
stellung zu  verschaffen,  die  ihm  die  ge- 
brachten Opfer  weder  einbringen  snll.  Eben- 
so ist  die  Verletzung  der  gesetzlich  nichl 
geschützten  Urheberrechte  und  die  Be- 
nutzung nicht  geschützter  Marken  und 
Firmenbezeichniingen  zu  beurteilen.  Die 
"Verletzten  sind  iu  der  Regel  Ausländer,  aber 
deshalb  kann  das  Örteil  Ober  solche  Fälle 
vom  Standpunkte  der  Mond  und  des  An- 
standes  nicht  günstiger  werden,  und  die  ge- 
fälschten Marken  dienen  jedenfalls  zui 
Täuschung  des  Publikums,  üo  konnten  bis 
in  die  neueste  Zeit  in  Amerika  englische 
Bücher  ganz  ungehindert  nachgednickt  wer- 
deo,  ia  der  Schweiz  ahmte  man  nach  Mög- 
lichkeit die  in  den  Nachbarländern  paten- 
tierten Erfindungen  nach,  in  Deutschland 
war  die  Anwendung  englischer  oder  fran- 
zösischer Warenmarken  in  mehreren  In- 
dustriezweigen allgemein  gebrSiichlich.  Die 
neuere  Gesetzgebung  in  Verbindung  mit 
internationalen  Veiträgen  hat  in  diesen 
Punkten  wesentliche  Verbesserungen  ge- 
bracht. Die  missbräuchlichen  und  schäd- 
lichen Auswüchse  der  Eonkurrenz  sind  also 
zahlreich  genug,  und  ans  ihnen  erklärt  sich 
das  in  weiten  Kreise  verbreitete  ungünstige 
urteil  über  die  Konkurrenz  an  sich,  Nui 
eine  Hebung  und  Verbesserung  der  wirt- 
schaftlichen Sitten  kann  solche  Missbräiiche 
beseitigen,  ohne  den  berechtigten  uaA  un- 
entbehrlichen Funktionen  des  Wettbewerbs 
Abbiuch  zu  thun. 

Lltteratnr :  S.  die  tahtrtichtn  Angaben  in  Ad. 
Wagner»  »Grundlegung«,  I,  S.  Atiß.,  S.  ISiff.; 
ferner  atick  den  Art.  SelbitinttTeite  oben 
VI.  Bd.,  S.  6S5ff.  Lexls. 


Weftbeverb,  nnlanterer. 

I.  Einleitung.  Il.Weaen.  m.Frauk- 
reich.  1.  Änmas»UDg'  fremder  Unterscheidungg- 
Beleben.  2.  AnmaBünng  besonderer  Auszeich- 
n  IIB  gen.  3.  Herabsetzung  der  Konkurrenten 
(denigrement),  IV.  Belgien,  Italien,  Groes- 
britannien,  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika.  V.  OeBterreich-Ungarn.  VI. 
Schweiz.  VII.  Deutschland.  1.  Finnen- 
nnd  Kanienmissbraach.  3.  Herabsetzung  der 
Konkurrenten  (Betriebs-  oder  Kreditschädignn^). 
3.  Trügerische  Beklame,  4,  QuantitätsTerackleie- 
mng.    6.  Verrat  von  Geschäfts-  oder  Betriebs- 

feheimnifisen.  6.  VerilRenilichnng  des  Urteils. 
trafvertolgimg.  Verjähmng.  Gerieh  isbarkeit. 
1.  Verhältnis  zum  Auslande.  8.  Wirknngen 
des  EeichEgesetzes  zur  Bekfimpftug  des  unlau- 
teren Wettbewerbes.  —  E«forinl«atrebiingen. 
S.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch.  10.  Das  Reicha- 
gesetz    zum    Schutz    der   Warenbezeichnniigen 


Tom  12.  Mai  1894  (§  16).    Vm.  Internatio- 
nales Recht 

I.  Einleitung. 

Die  Gewerbefreiheit,  die  das  freie  Spiel 
wirtschaftlicher  Kräfte  durch  Hinwegräumung 
beengender  Schranken  entfesselte  und  eine 
ungeahnte  Steigerung  des  wirtschaftlichen 
Lebens  veranlasste,  hat  auch  manche  nQ~ 
erfreulichen  Erscheinungen  in  unserem  Ver- 
kehrsleben beg^lnstigt.  Ein  gesteigerter  Egois- 
mus, skrupellos  in  der  Wahl  seiner  Mittel, 
nnr  daraui  ausgehend,  den  Eonkurrenten 
die  Kundschaft  zum  eigenen  Vorteil  abzu- 
jagen, machte  sich  im  öesohäflsleben  breit, 
Treu  und  Glauben,  die  Grundpfeiler  eines 
gesunden  Verkehre  mit  Füssen  tretend.  Es 
wäre  verfehlt,  für  diese  hässlichen  Auswüchse 
einer  freien  Konkiirreuz  einzig  und  allein  die 
Gewerbefreiheit  verantwortlich  zu  machen. 
Auch  der  guten  alten  Zeit  mit  ihrem  Zunft- 
zwang waren  Klagen  über  unlauteren  Wett- 
bewerb nicht  fremd.  So  bestimmt,  um  nur 
einige  Beispiele  hervorsu heben,  eine  Lüne- 
burger Zunflurkunde  schon  1401 :  ok  enschal 
nemant  syn  want  also  loven,  dat  he  enes 
anderen  mede  lästere,  also  ein  Verbot  des 
»dßnigremeut*.  Ebenso  wendet  sich  gegen 
eine  andere  Ai-t  des  unlauteren  Wettbewerbes 
jenes  NQrnhei^r  Verbot,  dasa  man  Wein 
nicht  Tinter  falschem  Namen  verkaufen  soll, 
also  nicht  Fi-ankenwein  für  Rheinwein,  und 
die  vielen  Polizei  Verordnungen  über  Wein- 
kauf berühren  auch  dieses  Gebiet.  In  einer 
Reihe  von  Zunftstatuten  finden  sich  sodann 
Verbote  des  Abwendigmachens  von  Knechten 
und  von  Kunden,  z.  B.  1452  wird  den  Ham- 
burger Bartiieren  verboten,  sich  in  die  Kund- 
schaft eines  anderen  Meisters  einzudrängen. 
So  wird  1591  für  die  Lübecker  Becher- 
macher bestimmt:  >Item  idt  soll  ock  ne- 
mandt  de  eine  dem  anderen  up  dem  markde 
sin  koeplude  afspannen  edder  tho  sich 
ropen  .  .c  In  Qesterreich  verbot  1758  eine 
Verordnung  zur  Verhütimg  der  Ablockung 
von  Kundschaften  die  bei  Bäckern,  Apo- 
thekern, Fleischern  u.  s.  w.  üblichen  Neu- 
Shrsgeschenke  an  Dienstboten,  und  in  einem 
ofdekret  .vom  2.  August  1817  wurde  die 
Beigebung  marktschreierischer  Gebrauchs- 
zettel bei  dem  Verkauf  einer  grossen  Anzahl 
von  Artikeln  verboten. 

Auch  in  Frankreich  sind  lange  vor  Ein- 
führ aug  der  Gewerbefreiheit  schon  Ver- 
bote von  Fällen  des  unlauteren  Wettbe- 
■ei'bes  nachweisbar,  so  aus  der  Zeit  des 
heiligen  Ludwig,  und  ein  Besehluss  des 
Pariser  Parlaments  erkennt  1648,  dass  kein 
Kaufmann  oder  cabatier  die  Figur  als  Schild 
nehmen  dQrfe,  die  sich  schon  in  einem 
anderen  Irllhor  errichteten  Schild  in  der- 
selben Strasse  einer  grossen  Stadt  oder  in 
dei'selben  Ortschaft  findet 

Wie  verfehlt  es  ist,  das  Unwesen  des 
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unlauteren  ■Wettbewerbes  als  notwendige 
Konseejuenz  iinserer  Gewerbeverfassuug  zu 
betrachten,  die  wohl  auf  der  Grundlago  der 
Gewerbefreiheit  aufgebaut  ist,  aber  doch 
eine  grosse  Beihe  von  Schranken  für  den 
freien  Wettbewerb  ausrichtet  hat,  lehrt 
ein  Blick  auf  Frankreich,  England,  Nord- 
amerika und  andere  Kultnrstaaten,  die  uns 
mit  Proklamierung  der  Handels-  und  Öe- 
werbefreiheit  vorangegangen  waren,  wo  auf 
dem  Boden  der  Gewerbe treiheit  selbst  die 
JTiriBtischen  Waffen  geschmiedet  wurden, 
mit  denen  der  Eam|>f  gegen  den  unlauteren 
Wettbewerb  erfolgreich  gefflhrt  wurde. 
U.  Wesen. 

Unter  unlauterem  Wettbewerb  versteht 
man  den  Inbegriff  aller  auf  Täuschung  des 
Publikums  berechneten  Veranstaltungen  eines 
Handels-  oder  Gewerbetreibenden,  durch 
welche  dieser  die  Kundschaft  anderer  Kon- 
kurrenten abzudrängen  und  für  sieh  z\i  ge- 
winnen sucht  und  diesen  dadurch  Schaden 
zufügt  {Das  deutsche  E.G.  v.  26.  Mai  1896 
fasst  den  Begriff  weiter.) 

In  Deutschland  ist  der  unlautere  Wett- 
bewerb zuerst  von  Kohler  als  Verletzung 
des  Individualrechts  (von  Gareis  nun  als 
Individualitätarecht  bezeichnet)  aufgefasst 
worden,  und  Gierke  hat  ebenso  in  dem 
Persönlichkeilsrecht  an  der  Individualität 
des  Geschäftsbetriebs  Überhaupt  den  Beehts- 
grund  des  Schutzes  gegen  unlauteren  Wett- 
bewerb erkannt.  Unter  der  Kategorie  der 
Individualrechte  werden  zusamraengefasst 
•die  Rechte  der  Persönlichkeit  an  ihren 
leiblichen  und  geistigen  Gütern*.  Es  ge- 
hören hierher  sowohl  die  Rechte  des  Indi- 
vidiiums  auf  Leben,  Freiheit,  Ehre,  auf  un- 
gehinderten Genuas  der  geistigen  Thätig- 
keit,  das  Recht  auf  Namen  und  Zeichen. 
Jeder  hat  einen  Anspruch  darauf,  in  seiner 
geistigen  und  gewerblichen  Thätigkeit  als 
Individuum  in  seiner  Besonderheit  anerkannt 
zu  werden.  Seine  Thätigkeit  als  Erzeuger 
oder    Inhaber    einer    Verkauf sstätte ,    seine 


Ruf,  sein  Kredit  sind  Ausflüsse  seiner  Per- 
sönlichkeit. Niemand  ist  ea  gestattet, 
diese  Bechtssphären  störend  einzugreifen 
durch  Änmassung  der  einer  andereu  Per- 
sönlichkeit Angehörigen  Kräfte,  Jede  Ver- 
letzung eines  solchen  Individualrechts  be- 
grQndet  eine  rechtliche  Reaktion,  einen  An- 
sprach des  Geschädigten  auf  Schadensersatz 
Sgen  den  unredüchen  Konkurrenten.  Leider 
t  es  die  deutsche  Rechtssprechung  ver- 
schmalit,  sich  auf  den  Boden  dieser  prin- 
dpieUen  AuEbssung  zu  stellen,  und  beim 
Mangel  von  Specialgesetzen  der  anständigen 
Gracnäftswelt  den  Rechtsschutz  g^en  un- 
lauteren Wettbewerb  versagt. 


IIL  Frankreich. 

Am  uuifasseudsten  wurde  die  Concur- 
ce  döloyale  als  besonderes  Rechtsinslitut 
der  Doktrin  und  Praxis  Frankreichs  aus- 
gebildet. Die  französische  Jurisprudenz  fasst 
die  Gesamtheit  der  Beziehungen  eines  Handel- 
oder Gewerbetreibenden  zu  seiner  Kund- 
schaft, sowohl  die  durch  seine  Geschicklich- 
keit und  Redlichkeit,  durch  seinen  Ruf  und 
Kredit  als  die  durch  äussere  Umst&ide,  wie 
Lage  des  Geschäftslokala  u.  dergl.  m.,  be- 
gründeten, die  sogenannte  achalandage,  als 
einen  besonderen  des  Rechtsschutzes  teil- 
haftigen Vermögenswert,  als  Rechtsgut  auf. 
Es  wurde  dem  Gewerbetreibenden  ein  be- 
sonderes Eigentum  (propri6t6)  au  diesen  Be- 
ziehungen zuerkannt  und  so  nach  Analogie 
des  Eigentums  an  Schrift-  und  Kunstwerken, 
wie  Eigentum  an  Namen,  Zeichen,  Kredit, 
Kundsdiaft  etc.,  konstriiiert.  Jede  Verletzung 
dieses  Eigentums  erzeugt  die  Verbindlich- 
keit zum  Schadensersatz  und  zur  Unter- 
lassung der  schädigenden  Handlung.  Eine 
solche  Verletzung  liegt  aber  nicht  in  jedem 
neuen  Konkurrenzunternehmen,  wenn  dieses 
auch  naturgemäss  die  Absatz  Verhältnisse  der 
bestehenden  Geschäfte  mindert,  denn  der 
neue  Konkurrent  handelt  nur  auf  Grund  des 
Rechts  der  freien  Konkurrenz,  das  sich  auf 
der  allge meinen  Gewerbefreiheit  aufbaut. 
Eist  der  Missbrauch  dieses  Rechts  zieht  die 
Verpflichtung  zum  Schadensersatz  nach  sich. 
Eine  Ueberschreitung  des  Rechte  der  freien 
Konkurrenz  liegt  vor,  wenn  der  Gewerbe- 
treibende nicht  durch  seine  eigenen  Leis- 
timgen,  sondern  durch  unredliche  Kittel 
den  Mitbewerber  zu  verdrängen,  ihm  die 
Kundschaft  zu  entziehen  sucht.  Diese  Kon- 
struktion steht  auf  schwachen  Füssen,  denn 
es  fehJt  hier  an  einem  Objekte  für  das  in- 
dustrielle Eigentum. 

Trotz  dieser  mangelhaften  theoretischen 
Konstruktion  hat  es  aber  die  französische 
Rechtsprechung  verstanden,  mit  genialem 
TaktCj  mit  praktischem  Blicke  fQr  die  Be- 
dörfnisse  des  Verkehre  den  ehrlichen  Ge- 
werbetreibenden einen  rechtlichen  Schutz 
gegen  die  mannigfaltigen  Formen  des  un- 
lauteren Wettbewerbs  zu  gewähren.  Und 
zwar  erreicht  die  französische  Judikatur 
dieses  Ziel  durch  eine  freie,  sachgemässo, 
nur  hier  und  da  zu  weitgehende  Auslegung 
des  Art.  1382  des  Code  civil  (»Tont  fait 
queleonque  de  l'homme  qui  cause  4  autrui 
un  dominage,  oblige  celui  par  la  faute  du- 
quel  il  est  arrivö,  ä  le  reparer*),  der  be- 
stimmt, dass,  wer  einem  anderen  wider- 
rechtlich Schaden  zufügt,  denselben  zu  er- 
setzen verpflichtet  sei,  indem,  wie  oben  dar- 
gelegt wurde,  jede  Ueberschreitung  der 
freien  Konkurrenz  durch  unredliche  Mittel 
49* 
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als  eine  widerrechtliche  Schadenszufügung 
behandelt  wird. 

Die  Coucurrence  döloyale  wird  als  Privat- 
dclikt,  das  nur  civilrecntliche  Folgen  nach 
«ich  zieht,  aiifgefasst.  Nur  in  einigen  Fällen 
wird  durch  Specialgesetz  auch  ein  straf- 
rechtlicher Schutz  zTigesichert. 

Je  nach  den  in  AnweDdung  gebrachten 
Mitteln  worden  verfichiedene  Gruppen  der 
Coucurrence  deloyale  unterschieden. 

1.  Anmassniii;  fremder  Unterachei- 
dnngszeichen.  Ein  llanptmittel  der  con- 
currence  deloyale  besteht  in  der  Herbeifüh- 
rung einer  Yerwechseliing  mehrerer  Etablis- 
sements oder  deren  Produkte  behufs  Tau- 
schung des  Publikums. 

a)  Die  französische  Jurisprudenz  erblickt 
in  dem  Recht  auf  den  Namen  (und  Firma), 
der  in  erster  Reihe  zur  Individiialisienmg 
des  Kaufmanns  oder  (iewevbetreibenden 
dient  und  fflr  die  Zugkraft  des  Geschäfts 
niass^bend  ist,  une  propri^t6  inconteslable. 

Die  Usurpation  de  nom  erscheint  als  be- 
sonderes Delikt.  Sie  kann  erfolgen  münd- 
lich, diurch  Anbringung  auf  Schildern,  Brie- 
fen. Annoncen,  Cirkularen,  Prospekten  efc. 

Ausser  dem  tävilrechtlichen  Schutz  ge- 
niessen  zwei  Arten  der  Namensanmaesung 
auch  Sti'af recht SBchutz.  So  die  Bezeichnung 
von  Waren  mit  einem  angeraassten  Namen 
eines  Fabrikanten  (G.  -v.  2B.  Juli  1824)  und 
der  Jlissbraufih  eines  augenfällig  auf  Waren 
oder  deren  Verpackung  gesetzten  Namens, 
der  als  Marke  beliandclt  wird  (ö.  t.  2Z.  Juni 
1857,  ei^nzt  durch  G.  v.  20.  November  1873 
und  G.  T.  3.  Mai  1890), 

b|  Neben  der  Bezeichnung  der  Person 
des  Handels-  oder  Gewerbetreibenden  giebt 
es  noch  ein  anderes  Unterscheid imgszeichen, 
das  Schild  (eascigne),  welches  das  Geschäft 
oder  die  Werkstätte  als  Ganzes  bezeichnen 
soll  (>le  pa\-illon,  le  signe  de  ralliement  de 
la  clicntMet).  Wenn  das  Schild  nur  aus 
einem  Namen  besteht,  so  geniesst  es  Namona- 
schutz.  Gewöhnlich  wird  es  aber  gebildet 
dureh  eine  bildliche  Darstellung  (eniblOme) 
oder  einen  Phantasienameii  (denominalion). 
Die  Nachahmung  des  Schildes  wird  als 
Usurpation  de  lenseigce  behandelt  Kleine 
Aenileniögen,  die  eine  Drefühning  des  Publi- 
kums bezwecken,  scldiessen  den  Rechtsschutz 
für  das  aiissclilies-s liehe  Hecht  auf  das  Schild 
nicht  aus. 

So  wurden  in  der  Nähe  eines  Sehuh- 
wareniagers  »I^a  Hotte  rose«  die  Schilder 
La  Botte  ponceau  oder  La  Botte  aurore 
verbannt,  einem  Cafe  du  Thcätre  gegen- 
über wirtl  ein  (irand  Cafe  du  TlicAtre  nicht 
geduldet. 

Auch  die  Nachahmung  der  originellen 
Sussei-en  Einrichtung  eines  Goschäftslokals, 
wie  Farbe  oder  Bilder  der  Fassade,  Anlage 
der  Schaufenster  (z.  B.  chinesisches  Schirm- 


dach eines  Thee Verkäufers,  sogar  Farbe  eines 
HotelomnibuB  mit  Aufschrift),  die  eine  Ver- 
wechselung zwischen  den  beiden  Geschäften 
hervorzurufen  geeignet  ist,  wird  als  concur- 
rence  deloyale  bezeichnet, 

c)  Erzeugnisse  aus  Ortschaften  imd  Ge- 
genden, die  sich  eines  b^onders  guten 
Kufes  erfreuen ,  werden  häufig  mit  dem 
Namen  ihrer  lokalen  Herkunft  bezeichnet. 
Dm  die  Zugkraft  solcher  Erzeugnisse  sich 
zn  Nutzen  zu  machen,  versehen  Kaufleute 
und  Fabrikanten  auch  ihre  Waren  mit  der 
ihnen  ganz  fremden  örtlichen  Bezeichnung. 
Durch  dieses  im  redliche  Gebaren  werden 
die  Gewerbegenossen  der  renommierten  Ort- 
schaft doppelt  geschädigt,  nicht  nur  dadurch, 
dass  ihr  Absatz  vermindert  wird,  sondern 
auch  dadurch,  dass  der  Verkauf  minder- 
wertiger Erzeugnisse  unter  dieser  falschen 
Flagge  das  Vertrauen  zu  der  Güte  der  be- 
liebten Waren  ei-schüttert. 

Das  G.  T.  1824  bestraft  solche  Iftg^nerische 
Herkunftsbezeichnnngen  nur,  wenn  sie  auf  den 
Erzeugnissen  (objets  fabriquee)  selbst  ange- 
bracht werden,  sonst,  z.  B.  in  Ankündigungen, 
werden  sie  als  concurrencedöloyale behandelt. 
Zur  Erhebung  der  Klage  berechtigt  ist  der 
getäuscht«  Käufer,  die  Staatsanwaltschaft 
und  alle  in  der  fälschlich  angegebenen  Ort- 
schaft wohnenden  Produzenten.  Die  Be- 
messung der  Entschädigung  für  jeden  ein- 
zelnen Kläger  bietet  Schwierigkeiten,  ^e 
unterliegt  dem  freien  richterlichen  Ermessen. 
Dei-  Rechtsschutz  hört  auf,  wenn  der  Orts- 
name zum  Gattungsnamen  bestimmter  Waren 
geworden  ist  Die  Gerichte  haben  den 
Schutz  der  »Gi-ande  Chartreuse«,  die  sich 
gegen  die  Umwandlung  von  Chai-ti-euse  in 
einen  Öattiingsnanien  wehrte,  in  vielen  Pro- 
zessen anerkannt,  da  dieser  Name  des  Fabii- 
kanten,  Firma  und  Herkunftsbezeichnung  sei. 
Unberechtigt  ist  die  Auffassung  der  franzö- 
sischen Gerichte,  die  die  Bezeichnung  Cham- 
pagne nicht  als  eine  generelle,  eine  be- 
stimmte Hei-stellungsart  andeutende  aner- 
kennt, sondern  diese  Bezeichnung  den  in 
derChampagne  gewachsenen  und  zubereiteten 
Erzeugnissen  vorbehält 

d)  Zmr  Individualisierung  von  Waren 
dienen  häufig  gewisse  Phantasiebezeich- 
nungen,  die  die  Waren  als  von  einem  be- 
stimmten Fabrikanten  heiTührend  dem  Publi- 
kum bezeichnen.  DieseBezeichnufi^n  mflsf^en 
neu  und  willkürlich  gewählte  sein,  dürfen 
nicht  der  Natur  und  Eigenschaften  dieser 
Waren  entnommen  sein,  z.  B.  Ean  de  la 
Floride,  mont  Carmel  (liqueur),  Kacahout 
des  Arabes.  Auch  an  solchen  Bezeichnungen 
besteht  ein  ausschliessliches  Recht  desjenigen, 
der  sie  zuerst  für  seine  Waren  in  Benutzung 
genommen  hat. 

Diese  Bezeiclinungen  werden  wie  alle 
zur  IndividualisieiTing  der  Waren  dienenden 
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auf  diesen  selbst  oder  der  Verpackung  an- 
gebrachten Zeichen  als  Marken  durch  das 
fieeetz  vod  1857  gegea  Nachahmungen  ge- 
schützt, die  eine  Verwcchaelung  der  Waren 
und  damit  eine  Tauschung  des  Publikums 
hervorrufen  sollen. 

e)  Dmhöliungen  Ton'Waren  können  als 
Mariieo  deponiert  und  geschützt  werden.  Ist 
dies  nicht  der  Fall,  so  bildet  ihre  Nachahmung 
(besondere  Gestalt  und  Farbe  von  Flaschen, 
Schachteln  etc.)  concurrenco  döloyale. 

f)  Auch  die  Nachahmung  von  Titeln  tou 
Zeitungen  und  Büchern,  die  nicht  alt  Ver- 
letzung des  Urheberrechts  erscheinen,  gelten 
in  der  Praxis  als  concurrenoe  döloyale  z.  B. 
La  Presse  — •  la  Presse  libre;  le  Constitu- 
tionnel  —  !e  Constitution nel  de  1850. 

2.  Anniaasnng  besonderer  Anszeich- 
nnngen.  a)  Auszeichnungen,  die  einzelnen 
Industriellen  zn  teil  werden,  empfehlen  diese 
dem  Publikura,  Kine  Anmassunc  von  Aus- 
zeichnungen schädigt  nicht  nur  die  lühaber 
Eolclier,  sondern  auch  alle  anderen  Konkiu^ 
renten,  da  sie  die  Kimdschaft  vou  diesen 
ablenken  und  den  Anmassenden  znfQhren, 
deren  Leistungen  und  Waren  den  Anschein 
hervorragender  GOle  hervorrufen.  Ein  Q.  v. 
30.  April  IHSC  gewährte  neben  dem  bisher 
schon  anerkannten  civUrechtlichen  nun  auch 
einen  scharfen  strafrechtlichen  Schutz.  Dieses 
Gesetz  sichert  dos  ausschliessliche  Recht  zur 
Benutzung  von  Auszeichnungen  (McdtuJlen, 
Diplome,  Anerkennungen,  ehrende  Beloh- 
nungen, die  auf  Ausstellungen  oder  in  einem 
Wettbewerbe  oder  auch  seitens  gelehrter 
Körperschaften  oder  wissenschaftlicher  Ver- 
eine verliehen  wurden)  demjenigen,  dem  sie 
verliehen  wurden.  Die  Auszeichnungen  sind, 
wenn  sie  nicht  dem  Gescliäftshaiise  erteilt 
sind,  persCnlick  und  un übertragbar.  Einer 
Anmassun^  der  Auszeichnung  machen  sich 
schiddig  diejenigen,  die  sich  widerrechtlich 
und  arglistig  solche  Auszeichnungen  Cffent- 
hell  beilegen  und  fäl.schlich  auf  Schildern, 
Fakturen,  Annoncen  etc.  verwenden,  bei 
Preisgerichten  von  Ausstellungen  oder  Wett- 
bewerben sich  fölschlich  darauf  berufen, 
sich  imaginärer  Auszeichnungen  bedienen 
oder  sie  für  andere  Gegenstände,  als  für 
die  sie  verliehen  waren,  verwenden  (Bei- 
spiel: Ein  Fabrikant  von  Konserven  hatle 
für  diese  die  ihm  auf  einer  Hundeausstellung 
für  seine  Dogge  verliehene  Medaille  benutzt). 
Die  augedrohten  Strafen  sin<l  sehr  hohe: 
üO— 60U0  (bezw.  2ü~3flO0)  Francs  oder 
'.1—2  Jahre  Gefängnis,  beide  Strafen  können 
verbunden  wenlen,Zuläsaigkeit  der  Veröffont- 
Uchnng  des  Urteils,  der  Vernichtung  oder  Kon- 
fiskation der  mit  der  Auszeichnung  versehenen 
Waren  zu  Gunsten  der  Geschädigten. 

b)  Auch  die  Aninassung  eines  Titels, 
der  als  Ausdruck  einer  be.sonderen  Leistungs- 
fähigkeit   Kundschaft   anzuziehen    geeignet 


ist,  ein  Fall,  der  durch  das  Gesetz  von  1886 
nicht  getroffen  wird,  erscheint  als  concur- 
rence  deloyale.  So  liat  niu-  der  wirkliche 
Erfinder  auch  nach  Ablauf  der  Patentschutz- 
friat,  der  Patentinhaber  nur  wälirend  dieser 
das  Recht,  sich  so  zu  bezeichnen.  (Die 
Paten tanmassnng  wird  dui«h  das  Pateut- 
gesetz  von  1844  mit  Strafe  bedroht.)  Auch 
der  fälschlich  benutzte  Titel  des  (einzigen)' 
Inhabers  einer  Niederlage,  des  (einzigen) ' 
Fabrikanten,  Lieferanten  gewisser  Etablisse- 
ments oder  Personen  etc.  begründet  An- 
sprüche wegen  concurrence  deloyale. 

c)  In  der  Erwähnung  der  Erüiieren  Stel- 
lung in  einem  Hause  als  Lehrling,  Ange- 
stellter, Leiter  hat  mau,  auch  wenn  diese 
der  Wahrheit  entsprach,  eine  concurrence 
d6loyale  erkannt,  indem  man  liietiii  auch 
einen  Miasbrauch  des  Namens  erblickte,  auf 
den  dieses  Haus  ein  aiisschliessliclies  Recht 
besass.  Diese  rigorose  Auffa-ssung  ist  unbe- 
gründet. Wenn  eine  solche  Erwähnung 
auch  nur  eine  Em^rehlung  des  früheren 
Angestellten  für  sein  neues  rnlemehmen 
bezweckt,  so  darf  sie  doch  nur  daon  als 
concurrence  di'-loyale  beliandelt  wei-den, 
wenn  die  UmsÜUide  die  Absicht  der 
Herbeifühnuig  einer  Verwechselung  oiler 
der  Ablenkung  der  Knndscliaft  ei^lÄU,  wie 
dies  z.  B.  der  Fall  wäre,  wenn  der  Name 
des  alten  Meisters  mit  grossen,  der  eigene 
mit   kleineren   Buchstaben   vemeichnet    ist, 

8.  Herabsetzung  der  Konkurrenten 
(d^nifcrement).  Um  den  Xonkurrenten  aus 
dem  Felde  zu  schlagen  und  sich  in  die 
Gunst  des  Publikums  an  seine  Stelle  zu 
setzen,  sucht  man  vielfach  ihn,  sein  Geschäft 
oder  seine  Waren  hei'abzusetzen.  Angriffs 
gegen  die  Person  kfinuen  auch  den  That- 
bestaud  derVerleumdung  (diffamation)  bilden. 
Richten  sie  sich  gegen  die  Geschicklichkeit, 
den  kaufmännischen  Ruf,  so  erscheinen  sie 
als  dfinigrement,  ebenso  wie  Angriffe  gegen 
Gescliäft  und  Waren,  wobei  auf  die  \\'alir- 
heit  oder  Unwahrheit  der  Behauptung  kein 
Gewicht  gelegt  wiril.  Die  Herabsetzung 
muss  sich  gegen  einen  bestimmten  Kon- 
kurrenten richten,  der  nicht  genannt,  alier 
erkennbar  bezeichnet  sein  muss.  So  ist  die 
Behauptung  eines  Kaufmanns,  dass  er  am 
billigsten  verkaufe,  zulässig,  nicht  aber,  dass 
er  billiger  wie  X.  verkaufe.  Auch  die  Be- 
zeichnung der  Waren  eineti  Konkurrenten 
als  minderwertig,  2.  (JuaUtät  oder  dass  die 
Waren  nicht  die  angekündigte  (Jiialilät  be- 
sitzen, sogar  die  Warnung,  sein  Geschäft 
nicht  mit  dem  eines  Konkurrenten  zu  ver- 
wechseln und  die  Ankündigung,  da.ss  man 
Erzeugniese  eines  anderen  zu  berat igesetzten 
Preisen  verkaufe,  stellt  sich,  weil  Misstrauen 
gegen  das  Konkun-enzgeschäft  erwet^kend, 
als  concurrence  df'loyaJe  dar. 

Das  d^-nigrement  kann  mündlich,  durch 
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Annoncen,  Girtulare,  Freiscourante  etc.   be- 
gangen Verden. 

Ausser  den  angeführten  Sondergeeetzen, 
von  denen  namentlich  das Markenachutzgesetz, 
deBsea  Inhalt  hier  Dicht  erörtert  werden  kann, 
für  das  Gebiet  der  concurrence  döloyaie  in 
Betracht  kommt,  berfibren  dieses  Oebiet  in 
Frankreich  wie  in  alleii  Staaten  die  Geeetze 
zum  Schutze  des  litterarischen  und  künstle- 
*  Tischen  Urheberrechts  und  neben  dem  Patent- 
gesetze  besonders  das  Miisterschutzgesetz. 
Zu  erwähnen  ist  noch  das  neue  Gesetz  über 
die  Fälschungen  auf  dem  Gebiete  der  Eunst 
vom  9.  Februar  1895, 

IV.  Belgien,  Italien,  Groasbritannieii, 

Vereinigt«  Staaten  Ton  Amerika. 

In  diesen  Staaten  bewegt  sich  der  Rechts- 
schutz gegen  concurrence  d61oyale  in  der- 
selben Bahn  wie  in  Frankreich.  Recht- 
sprechung und  Doktrin  teilen  die  principielle 
Auffassung  der  französischen  Jurisprudenz. 

In  Belgien  und  Italien  (concorrenza 
sleale)  ist  die  gesetzliche  Basis  für  den 
privatrechtlicheu  Schutz  gegen  concurrence 
d61oyale  audi  die  des  code  civil.  Das  bel- 
gische Strafgesetzbuch  1887  bedroht  die  Än- 
brin^iDg  des  Namens  oder  der  Firma  eines 
Fabrikanten  auf  von  diesem  nicht  hei^- 
steUten  Waren  sowie  deren  Feilbietung  mit 
Gefängnis  bis  zu  sechs  ilonatea.  Täuschung 
des  Käufers  einer  Ware  über  deren  Natm- 
durch  falsche  Angabe  über  deren  Herkunft 
ist  ebenfalls  mit  Strafe  bedroht  (Code  p^uat 
a.  498). 

Dass  auch  in  England  und  in  der! 
nordamerikanischen  Union  die  Recht- 
sprechimg den  Kampf  gegen  die  unfair  oder 
not  honorabie  competition  mit  nicht  geringerer 
Entschiedenheit  wie  die  französische  eriolg- 
reich  durchgeführt  und  durch  die  Nieder- 
haltung des  geschäftlichen  Schmarotzertums 
nicht  wenig  die  Solidität  des  Gesehäftsver- 
kelirs  und  damit  BlQte  von  Handel  und  In- 
dustrie gefördert  haben,  beweist  die  grosse 
Fülle  (von  Kohler,  Markenschutz,  ange- 
fülirter)  gerichtlicher  Entscheidungen,  vou 
denen  die  Englands  bis  in  das  Jahr  1783 
zurückgehen. 

In  England  haben  die  Courts  of  E<iuity 
dnen  Rechtsschutz  gegen  Irreleitung  des 
Pnblikums  dureh  Gewährung  einer  action 
for  passing  nff  (von  Jnhülseu  »Unter- 
scbiebungsklage«  genannt)  aiisgebildet.  Diese 
Klage  kann  von  eLiem  (iescliäftsmann  erhoben 
wenlen  gegen  jeden,  der  »eine  Handlung 
begeht,  welche  geeignet  ist,  das  Pnblikum 
zu  der  Annahme  zn  verleiten,  ihr  Gesciiäft 
wter  ihre  Waren  siänden  zu  ihm  in  irgend 
einer  der  Wirklichkeil  niclit  ontsjirechenden 
Beziehung".  Diese  Irrefühnmg  kann  auch 
bestellen  in  der  Verwendung  von  Indiden 
Zeichen,  Worten),  die  den  anderen  mit  seinem 


Geschäfte  oder  seinen  Waren  identifizieren, 
oder  durch  Verwendung  solch  täuschender 
versteckter  Nachahmung  dieser  Indiden. 

Hervorzuheben  ist,  dass  an  die  Stelle 
des  neben  dem  englischen  Patent-,  Muster- 
uud  Handels  mar  kengesetz  von  1883  fortgelten- 
den Strafgesetzes  von  186';ä  über  das  Verbot 
imredlicher  Warenbezeichnung  ein  dieses  er- 
weiterndes G.  V,  23.  August  1887  (Merehan- 
dise  Marks  Act)  getreten  ist,  dasauf  Verlangen 
der  englischen  Industriellen  gegen  die  an- 
geblich unredliche  Konkurrenz  des  Auslandes 
erlassen  wurde.  Jede  falsche  Handelsbezeich- 
nung (trade  description)  wird  mit  Strafe 
bedroht.  Als  solche  wird  betrachtet  jede 
Angabe  Ober  Zahl,  Mass,  Gehalt,  Gewicht 
der  Waren,  über  ihren  Ursprungs-  oder 
Fabrikationsort,  ihren  Stoff,  über  bestehende 
Patent-  und  andere  Rechte  (vgl,  im  Art, 
Markenschutz  oben  Bd.  V  S.  G88), 
Fremde  Waren,  deren  Bezeichnung  auf 
einen  inländischen  Ursprung  der  Waren 
selbst  scbliessen  lassen  kann,  unterliegen  bei 
der  Einfuhr  nach  Grossbritanuien  der  Ein- 
ziehung, sofern  sie  eicht  zugleich  die  An- 
gabe des  Herkunftslandes  enthalten.  In  der 
Praxis  der  englischen  Zollbehörden  wurde« 
die  Beatimmungen  dieses  Gesetzes  in  ehika- 
nöser,  die  Ein-  und  Durchfuhr  deutscher 
Industrieerzeugnisse  erschwerender  Weise 
auBgelegi 

So  hat  man  die  für  kleine  Waren,  z.  6. 
Federmesser,  iaat  unansfüiirbare  Anbringung 
der  HerkunftsbezcichnUDg  {made  in  Gennany) 
auf  der  Ware  selbst  gefordert,  während  man 
für  den  Export  nordamerikanischer  Waren 
sicli  mit  U.A.St  begnügte.  In  Rücksiclit  auf 
derartige  Massnahmen  hat  das  deutsche 
Warenzeichengesetz  von  1894  §  22  den 
Bundesrat  ziu-  Anortinung  entsprechender 
Retoisionsmassregelu  ermächtigt  für  den 
Fall,  dass  die  deutschen  Waren  bei  der  Ein- 
fuhr ungünstiger  als  die  anderer  Länder 
behandelt  oder  ihnen  eine  Verpflichtung  der 
Herkunftabezeiclmnng  auferlegt  wird.  Dass 
das  auf  eine  Verdrängung  der  deutschen 
Industrieerzeugnisse  vom  englischen  Markt 
abzielende  Gesetz  seinen  Zweck  so  voll- 
ständig verfehlte,  dass  die  mit  »raade  in 
Oermany«  bezeichneten  Waren  sich  die  be- 
sondere Gunst  der  englischen  Käufer  er- 
rungen haben,  sei  nebenbei  erwfthat. 

V.  Oesterreich-Ungaro. 

Obwohl  das  österreichische  bürgerliche 
Gesetzbuch  im  §  I29ö  (vgl.  auch  gg  1293. 
1323,  1324,  1330)  einen  dem  Art  1382  des 
Code  civil  entsprechenden  Rechtssatz  dar- 
bot, der  den  Beschädiger  zum  Ersatz  des 
durch  llebertretnng  emer  Veriragspf licht 
oder  ohne  Beziehung  auf  einen  Vertn^  ver- 
ursachten Schadens  verpflichtete,  haben  die 
Österreichischen  Gerichte  gleich   den  deut- 
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«chen  es  verschmäht,  auf  dieser  Grundlage 
einen  Rechlsschutz  gegen  unlauteren  Wett- 
bewerb anzuerkennen. 

Einzelne  Gesetze  bezweckten,  besfimmfe 
Arten  des  unlauteren  Wettbewerb  zn  treffen, 
und  eben  jet^t  ist  mau  bestrebt,  den  Rechts- 
schutz auf  diesem  Gebiete  auf  dem  Wege 
der  Spedalgesetz^biiDg  auszudehnen. 

1.  Vor  &Uem  ist  der  auch  in  Oesterreich 
geltenden  Vorechriften  des  Handelsgesetz- 
buchs gegen  den  Miasbrauch  des  Fu-men- 
wesens  zu  gedenken  (s.  unten  Deutsch- 
land). Ihre  Ergänzung  finden  diese  Vor- 
schriften in  der  Novelle  zur  Gew,-0.  vom 
ir>.  März  1883.  §§  46ff.,  welche  für  die 
nicht  registerpfliditigen  Gewerbetreibenden 
Ahnliclie  Grundsätze  aufstellen,  während  das 
handelsgesefzliche  Firmenrecht  durch  diese 
Novelle  nicht  berflhrt  wird. 

In  Uebereinstimmung  mit  §  6  des  Marken- 
schutzgesetzes  vom  6.  Januar  1890,  das  die 
widerrechtliche  Annahme  eines  fremden 
Namens,  einer  Firma,  eines  Wappens,  einer 
Etablissementsbezeichnung  eines  Produ- 
zenten oder  Kaufmanns  auf  der  Ware  selbst 
oder  deren  Verpackung  untersagt,  wird  der 
widerrechtliche  Gebrauch  der  einem  anderen 
Gewerbetreibenden  zustehenden  Bezeichnung 
{auf  der  Betriebsstätte  oder  Wohnung,  in 
Cirkularen,  öffentlichen  Aukündigungen  oder 
Preiscnuraiits),  des  Namens,  der  ilrma  oder 
des  Wappens  untersagt.  Auch  die  besondei« 
Bezeichnung ,  z.  B.  ein  LOwe  auf  dem 
Schilde.  Phantasienamen,  wie  Droguerie  Flora. 
sind  gcechützL  Indem  g  46  ausdrQcklicli 
betont,  dass  kleine  Verändenmgen,  unwesent- 
liche Zusätze  und  Wcglassungcn  den  Schutz 
des  Berechtigten  nicht  ausschliossen ,  be- 
kämpft er  eine  der  achädlichsten  Arten  des 
unlauteren  Wettl>ewerbB ,  der  durch  Irre- 
filhning  des  Publikums  sieh  die  Früchte 
des  von  einem  Gewerbsgenossen  errungenen 
Renommees  anzueignen  sucht  (»oder  die 
Gegenstände  seines  Gewerbebetriebes  fälsch- 
lich als  aus  einer  anderen  Betriebsstätte 
hervorgegangen  zu  bezeichnen«).  So  hat 
mit  Recht  das  Wiener  Handet^richt  {1899) 
einer  Firma  A.  K.  und  B.,  die  auf  einem 
Schilde  in  sehr  grossen  Buchetaben  »Amori- 
kanischesMiederhausK.i  und daninter 
in  kleinerer  Schrift  die  Firma  angebracht 
hatte,  aufgegeben,  in  gleich  grossen  Buch- 
staben die  volle  Firma  beizufügen.  Dieser 
Schutz  ist  den  ausländischen  Produzenten 
und  Gewerbetreibenden  nur  unter  der  Voraus- 
setzung der  formellen  Reciprocität  zuge- 
sichert. Da  aber  §  49  einen  Schutz  in  den 
nicht  durch  §  46  getroffenen  Fällen  ein- 
räumt werden  Ausländer  auch  des  Schutzes 
gegen  Firmen-  und  Namen misabrauch  teil- 
haftig. 

Femer  bedroht  §  49  der  Novelle  als 
Uebertretung   die   B^e    des   gewerblichen 


Namensmissbrauchs,  wo  jemand  sich  eines 
ihm  nicht  zustehenden  Namens  (zur  Bezeich- 
nung seiner  Betriebsstätte  oder  Wohnung, 
zur  Bezeichnung  von  Gewerbserzeugnis.sen 
oder  Oberhaupt  beim  Betriebe  seines  Ge- 
schäftes und  bei  A^abe  seiner  TTnterschrift) 
oder  sich  nicht  seines  vollen  Vor-  und  Zu- 
namens in  seinem  Gewerbebetriebe  bedient, 
falls  er  nicht  durch  Eiutragun^  seiner  Firma 
hierzu  berechtigt  ist  Auch  die  Andeutung 
eines  Geseilschaflsverhältnisses  in  der  Be- 
zeichnung der  Betriebsstätte,  sofern  sie  nicht 
nach  dem  Handelsgesetzbuch  zulässig  ist 
wird  mit  Strafe  bedroht  (§  49). 

Wähi'end  wegen  wissentlicher  Ueber- 
tretimg  des  §  46  nur  auf  Antrag  des  Ge- 
schädigten Strafverfolgung  eintritt,  erfolgt 
eine  Bestrafung  wegen  Verletzung  des  §  49 
von  Amts  wegen .  also  im  Interesse  eines 
Schutzes  des  Publikums,  selbst  wenn  der 
Gewerbetreibende  sich  des  fremden  Namens 
mit  Genehmigung  des  Berechtigten  bedient 
Ale  Strafen  sind  angedroht:  Verweis,  Geld- 
busse bis  400  Gulden,  Arrest  bis  drei  Monate, 
Entziehung  der  Gewerbeberechtigung  für 
immer  oder  auf  bestimmte  Zeit.  Die  drei 
erstgenannten  Strafen  greifen  nicht  Platz 
neben  einer  Ordnungsstrafe  gemäss  H.O.B, 
§  26. 

Wegen  nicht  wissentlicher  Uebertretung 
des  §  46  steht  dem  Geschädigten  ein  Recht 
auf  Unterlassung  des  ferneren  ■  Gebrauchs 
der  widerrechtlichen  Bezeichnung  bezw.  auf 
ITnteraagung  der  fälschlichen  Ankündigung 
vor  der  Geworbebehörde  und  ein  civilrecht- 
licher,  gerichtlich  geltend  zu  machender 
Anspruch  auf  Schadenersatz  {daher  auch 
wegen  Verletzung  des  §  49)  zu. 

2.  Gegen  eine  besondere  Art  des  un- 
lauteren Wettbewertis  gewährt  dann  noch 
g  49  Z.  2  Rechtsschutz,  nämlich  gegen  Ge- 
werbetreibende,  die  sich  Auszeichnungen 
beilegen,  die  ihnen  nicht  verliehen  worden 
sind,  z.  B.  Titel  eines  Hoflieferanten,  Medaille 
auf  einer  Industrieausstellung. 

3.  §  22  des  G.  v.  26.  Dezember  189.'i 
betreffend  das  Urheberrecht  an  Werken  der 
Litteratur  etc.  verleiht  sodann  bei  Titel- 
missbrauch und  irreführender  Nachahmung 
der  äusseren  Erscheinung  eines  Werkes  dem 
Urheber  des  früher  erschienenen  Werkes 
einen  Entschädiguugsanspruch ,  auch  wenn 
geringfügige ,  vom  Publikum  nur  bei  be- 
sonderer Aufmerksamkeit  wahrnehmbare 
Aeoderungen  angebracht  werden. 

4.  Von  grösserer  Bedeiittuig  für  das  Ge- 
biet des  unlauteren  Wettbewerbs  ist  das 
G.  V.  10.  Januar  1895  betreffend  die  Rege- 
lung der  Ausverkäufe. 

Die  Auswüchse  dieser  Gesehäftstorm  des 
Verkehi-slebens,  die  nicht  nur  infolge  ihrer 
langen  Dauer  und  der  unaufhörlichen  Waren- 
naclischübe  den  sesshaften  und  soliden  Ge- 
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Bchäftsleuten,  denen  ihre  Kuudschaft  ent- 
zogen wurde,  grossen  Nachfeil  zugefügt, 
Sündern  auch  das  kaufende  Publikum,  dem 
oft  unter  dem  Scheine  niedriger  Preise 
Wareu  schlechtester  Qualität  aufgeschwindelt 
wurden,  geschädigt  hatte,  riefen  das  Ver- 
langen nach  einer  Einschränkung  der  Aus- 
verkäufe überhaupt  hervor.  Der  dui-ch  das 
Abgeordnetenhaus  nur  wenig  veränderte 
EütwurE  entspricht  dieser  Forderung  durch 
Einfühnmg  des  Kon  Zession SNystems,  nach- 
dem sich  sämtliche  Handels-  und  Oewerbe- 
kammern  für  den  Ei-lass  eines  solchen  Ge- 
set:zes  ausgesprochen  hatten. 

Das  Gesetz  stellt  die  Bewilligung  der 
öflentlii'ben  Ausverkäufe  zum  Zwecke  einer 
besclileimigten  Vei'änssenmg  von  Waren  in 
das  freie  Ermessen  der  Gewerbebehßrde,  die 
aber  die  Entscheidung  nach  vor^ngiger  Ein- 
holung eines  (rutachteos  der  Handels-  und 
Gewerbekammer  und  eventuell  auch  der  Ge- 
nossenschaft mit  thunlichster  Beschleunigung 
zu  fällen  hat  Alle  fttr  die  Beurteilung  der 
Zweckmässigkeit  des  Ausverkaufs  in  Be- 
tracht kommenden  Verhältnisse  (Bezeichnung 
der  Menge  und  Beschaffenheit  der  Waren, 
deren  Eigentümer,  Standort  des  Ausverkaufs, 
Dauer  desselben,  die  beim  Ausverkauf  be- 
schäftigten Personen,  Gründe  desselben  wie 
Ableben  des  Geschäftsinhabers,  Aufhören  des 
Gewerbebetriebes,  X'ebergang  des  Geschäfts 
an  einen  neuen  Besitzer  [§  2\)  sind  im  Be- 
willigungsgesuche  anzu^ben.  Ausser  wegen 
Ablebens  des  Geschäftsinhabers  und  wegen 
Elementarereignisse  darf  die  Bewilligung 
nur  erteilt  werden,  wenn  das  Geschäft 
schon  seit  zwei  Jahren  besteht.  Die  Ge- 
werbebehörde erster  Instanz  darf  die  Be- 
willigung längstens  auf  die  Dauer  von  drei 
Monaten  erteilen.  Zur  Bewilligimg  fttr  eine 
längere  Dauer  (höchstens  bis  ein  Jahr),  die 
nur  bei  besonders  berücksiclitigungs werten 
Umstanden  erfolgen  darf,  ist  die  politisclie 
Landesbehßrde  zuständig  (§  4).  Um  die  st 
bedenklichen  Waren  nach  seh  übe  hintanzu- 
halten, hat  der  Gewerbeausschuss  die  scharfe 
Bestimmung  (§  1(1)  eingefügt,  dass,  wenn 
der  Ausverkauf  nicht  auf  die  ursprünglich 
angewandten  Waren  beschränkt  bleibt,  er 
sofort  zu  schliessen  und  die  neu  hinzu- 
^fügten  Waren  für  verfallen  zu  erklären 
sind  und  ausserdem  noch  eine  Geldstrafe 
verhängt  werden  kann. 

Das  (Jesetz  findet  keine  Anwendung  auf 
Verkäufe,  die  auf  gerichlliehe  (behördliche) 
Anordnung  oder  von  Seiten  der  Konkurs- 
ma^en Verwaltung  erfolgen ,  sowie  auf  die 
sogenannten  Saisonausverkäufe. 

5.  Eine  andere  Form  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs bekämpft  der  Entwurf  eines  Ge- 
setzes, »womit  Bestimmungen  zum  Schutze 
gegen  Uebervortci hingen  in  Bezug  auf  Qiian- 
tität  und  Qualität  im  Warenverkehr  erlassen 


werden«,  der  in  der  elften  Session  1895  dem 
Reichsrat  vorgelegt  wurde,  aber  die  zweite 
Lesung  im  Abgeordnelenhause  (Xovember 
1895)  noch  nicht  passiert  hat.  Der  Entwurf 
verdankt  sein  Dasein  einem  Antrage  des 
Abgeordneten  v.  Fächer  und  der  Anregung 
mehrerer  industrieller  Vereine,  die  ein  Ein- 
selireiten  gegen  die  übertiand  nehmen  den 
Miasbräuche,  die  bezflgUch  der  Quantität 
der  in  verschlossenen  Umhüllungen  ver- 
kauften Waren  zum  Schaden  der  Käufer 
und  der  redlichen  Konkurrenz  eingerissen 
waren,  verlangten.  Eine  obligatorische  (^uan- 
tttätsbezeichnung  hielt  man  für  das  allein 
Erfolg  versprechende  Schutz  mitte!  gegen 
derartiges  unlauteres  Geschäftsgebaren.  Da 
es  bei  der  Einheitlichkeit  des  Zoll-  und 
Handelsgebietes  der  östeireichisch-unga- 
rischen  Monarchie  im  Literesse  der  öster- 
reichischen Geschäftswelt  notwendig  war, 
gesetzliche  Massnahmen  auf  diesem  Gebiete 
nur  in  Uebereinstimmung  mit  der  anderen 
Reichshälfte  vorzunelunen,  musste  der  Stand- 
punkt der  ungarischen  Regiening,  die  nur 
gesetzlich  eine  Ermächtigimg  der  Regierung 
für  einzelne  Warengattungen  die  Quantität.s- 
bezeichnnng  im  Verordnungswege  anzu- 
ordnen wünschte,  für  die  Gesetzgebung 
Cisleithanicns  massgebend  sein.  So  spricht 
der  Entwurf  nur  die  Ermächligimg  des 
Handelsiui nisters  aus,  nach  Anhörung  der 
Handels-  und  Gewerbekammern 

a)  für  gewisse  in-  und  ausländische,  für 
den  inländischen  Detailverkehr  bestimmte 
Warengattungen,  die  in  Umhüllung  zum 
Verkaufe  gelangen,  falls  ein  Schutz  gegen 
Quantitäts Verkürzung  notwendig  erscheint, 
im  VerordiiungBwege  vorzusclireiben,  :.dass 
derlei  Waren,  sofern  deren  Quantität  dem 
Käufer  nicht  vorgewogen,  vorgemessen  oder 
vorgezählt  wird,  nur  unter  ausdrücklicher 
Bezeichnung  der  Menge  (Gewicht,  ^fass, 
Zahl)  überhaupt  oder  mit  einer  nälier  be- 
stimmten Bezeichnung  verkauft,  feilgehalten 
oder  sonst  in  Verkehr  gesetzt  werden  dürfen«, 
(Art.  I)  und  ebenso 

b)  für  solche  Warcngattungon,  bezüglich 
deren  Massnahmen  zum  Schutze  gegen  Uelier- 
vorteilungen  in  Bezug  auf  die  Qualität  not- 
wendig erscheinen,  den  Verkauf  dei-selben 
nur  unter  ausdrücklicher  Bezeichnung  ihrer 
besondei-eu  Eigenschaft  oder  mit  einer  solchen 
Bezeichnung  nach  einer  bestimmten  Richtung 
anzuordnen  (Art  I).  Die  Uebertretung  einer 
solchen  Veixuxlnung  wird  mit  Arrest  bis  zu 
zwei  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  i)is  zu 
:100  Gulden  geahndet. 

Verkauf,  Feilhaltimg  imd  sonstiges  In- 
verkehrsetzen  von  Waren  unter  unrichtiger 
Quantitäts-  oder  Qualitätsbezeichnimg  (einer 
den  Wert  der  Waren  wesentlich  bestimmen- 
den besonderen  Eigenschaft  oder  Beschaffen- 
heit) stellt  sich  als  Vergehen  dar  und  wird 


li/ed:^; ,^^lOOQlC 


.gic 


Wettbewerb,  unlauterer 


mit  strengem  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten 
oder  mit  Geldbusse  bis  lOÜO  Gulden  bestraft 
(Art  lU),  dagegen  als  Ueberlretung,  wenn 
aus  Fahrlässigkeit  begangen. 

Als  Uebertretung  wird  auch  die  Ausser- 
achtlaeaung  der  Vorschriften  des  Art.  I  und  II 
bestraft.  Die  Beschlagnahme  der  Gegenstände 
des  Vei^hens  und  der  Uebertretung  ist  zu- 
Ifissig.  In  TTngarn  trat  das  Gesetz  als  Ge- 
setKartikel  XXXIV  vom  Jahre  1893.  ^Iber 
die  richtige  Bezeichnuag  des  Quantit£ten- 
inhalts  der  in  Packeten  verkauften  Waren« 
am  aO.  JuDi  1894  bereits  in  Kraft.  TTeber 
den  Inhalt  der  auf  Grund  der  gesetzlichen 
Ermächtigung  zu  erlassenden  Verordnungen 
wurde  mit  der  ungarischen  Regienmg  ein 
Einvernehmen  erzielt,  den  Bezeichnungs- 
zwang auf  solche  Waren  zu  beschi-änken, 
bezflglich  deren  das  Bedürfnis  nach  einer 
solchen  Verordnung  allgemein  anerkannt 
wird.  Namentlich  wurden  i[is  Auge  ge- 
fasst  Artikel  der  Kleineiseniudiistrie  (Heftein, 
Nägel,  Nadeln,  Stifte,  Schrauben  etc.), 
Knöpfe  und  Stahlfedern.  Merkwilrdiger- 
wcise  fehlt  unter  diesen  Artikeln  Garn.  In 
Deutschland  ertßuen  gerade  über  die  (Juan- 
titätsverschleiening  bei  diesem  Artikel  die 
lautesten  Klagen.  Dem  Qtialitätsbezeich- 
nungszwang  sollen  nicht  unterliegen  Lebens- 
mittel, für  welche  die  Bestimmungen  des 
Leben smittolgosetzes  allein  massgebend  sind. 
6.  Ein  weiteres  Glied  fügt  in  die  Kette 
der  gesetzgeberischen  Massnahmen  znm 
Schutze  gegen  unlauteren  Wettbewerb  ein 
jene  Bestimmung  des  Entwurfs  eines  Straf- 
gesetzes (§  520),  nach  welcher  mit  Haft 
oder  Geld  bis  300  Gulden  bestraft  wird, 
^wer  öffentlich  wider  besseres  Wissen 
Waren  oder  gewerbliche  Leistungen  eines 
Gewerbetreibenden,  um  deren  Absatz  zu 
fördern,  mit  unwahren  auf  Tänschtmg  be- 
rechneten Angaben  über  die  den  Wert  wesent- 
lich bestimmenden  Eigenscliaften  anpreist 
oder  zn  solchem  Zweck  in  gleicher  Weise 
Waren  oder  gewerbliche  Leistungen  an- 
derer herabsetzt«. 

Damit  würde  also  auch  der  sogenannte 
denigrcmenl  der  Franzosen  getroffen.  — 

Dass  zu  den  bereits  geltenden  Si«cial- 
gesetzen,  die  auch  gegen  eine  Art  des  un- 
lauteren Wettbewerbes  gerichtet  sind,  be- 
sonders das  Markenschutzgeseta  vom  6.  Ja- 
nnar  IßOO  gehört,  wurde  schon  olien  er- 
wähnt 

7.  Die  Absicht  der  österreichischen  Re- 
gienmg, die  yujmtitfltsverscbleienmg  (vgl, 
Z.  5)  und  Ilerkunftsbezeichnungen  dureh 
besondere  Gesetze  zu  regeln,  wurde  aufge- 
geben zu  Gunsten  des  Planes,  einen  Schutz 
gegen  die  verschiedenen  Missbräuche  auf 
dem  Gebiete  des  Wettbewerbes  nacli  dem 
Vorgang  des  Deutschen  Reichs  in  einem 
einheitlichen  Gesetze  zu  geben.    Ein  Erlass 


des  Handelsministeriums  vom  7.  September 
1899  (sein  Inhalt  ist  im  «Börsenblatt  für 
dea  deutschen  Buchhandel'-  1899  Nr.  214 
mitgeteilt),  der  die  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern zu  einer  gntaclitlichen  Aeusserung 
auffordert,  bezeichnet  die  einzelnen  Arten 
des  unlauteren  Wettbewerbes,  gegen  die  das 
Gesetz  einen  Schutz  gewähren  soll. 

Als  Gegenstand  des  künftigen  Gesetzes 
waren  hiernach  im  wesentlichen  auch  die  im 
deutschen  Reichsgesetz  angeführten  Alten 
des  unlauteren  Wettbewert«  ins  Ange  ge- 
fasst.  Es  war  auch  betont  worden,  dass 
von  mehreren  Seiten  auch  listiges  Abepens- 
tigmachen  luid  Anwerben  von  Arbeitern  als 
ein  Missbrauch  des  Wettbewerbs  bezeichnet 
wurden. 

»Den  Mitbewerbern  im  weitesten  Sinn 
und  natürlich  jeder  Vereinigung  solcher  Mit- 
bewerber soll  das  Recht  zustehen,  beim 
ordentlichen  Richter  die  Unterlassung  der 
unlauteren  Handlung  zu  verlangen.  M'ar 
die  Handlung  wissentlich  oder  mit  auf- 
fallender Sorglosigkeit  vorgenommen,  so  soll 
sich  das  Klagerecht  auch  auf  den  Ersatz 
des  Scliadens  erstrecken.  Und  nur  dort, 
wo  eine  aus  Ai^list  oder  in  böser  Absicht 
unternommene  Ilandlung,  sonach  ein  Bruch 
der  allgemeinen  Reclitsoixlnung  vorliegt,  soll 
Btrafi-eclitliche  Verfolgung  eintreten  können.» 

Der  unter  Heriicksiclitigung  des  oinge- 
latifeuen  giitachtlicheu  Materials  ausge- 
arbeitete Entwurf  unterliegt  znr  Zeit 
gemeinsamen  Beratungen  der  beteiligten 
Ministerien  und  dürfte  in  nächster  Zeit, 
nachdem  ein  Einvernehmen  zwischen  diesen 
erzielt  ist,  den  Handels-  und  Oewerbe- 
kammcm  zur  schleunigen  Begutachtung  zu- 
gehen. Nach  den  mir  vou  zuständiger 
Seite  gewordenen  Mitteilungen  wird  der 
Entwurf  in  einem  1.  Abschnitte  enthalten 
civilrechtiiche  Bestimmungen  über  fol- 
gende Fälle  des  unlauteren  Wettbewerbs: 
wahrheils widrige  Anpreisungen,  Anmassiiug 
und  Missbrauch  von  Unlemehmenskenn- 
zeichen,  Herabsetzung  fremdet  ünternch- 
muDgen  und  Verletzung  von  Geschäfts-  und 
Betiiebsgeheimnissen,  und  strafrecht- 
liche Normen  gegen  die  in  vorsätz- 
licher Täuschung  dureh  falsche  Angaben 
über  Waren  und  gewerbliche  Leistungen 
bestehenden  Konkurrenzhandlungen.  Ein 
2.  Abschnitt  wird  die  Oruudlagen  für 
die  im  Verordnungsweg  zu  erlassenden 
Vorechriften  über  die  obligatorische  Bezeich- 
nung bestimmter  Waren  mit  Angaben  über 
ihre  Menge,  Beschaffenheit  oder  öi-tliche 
Herkunft  enthalten. 

VI.  Schweiz. 

Einen   Rechtsschutz    gegen   nnlanferen 
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ihnen  geltendeo  Code  civil  (a.  1382).  Erat 
durch  das  Gesetz  über  das  OWigationeurecht 
vom  14.  Juni  1881,  dessen  Art,  50  in  wesent- 
licher Ueberein  Stimmung  mit  a.  1382  des 
Code  civil  wegen  widerrechtlicher,  absicht- 
licher oder  fahrlässiger  Schadenszufügung 
eine  Ersatzpflicht  anerkennt,  haben  sowotS 
die  kantonalen  Gerichte  wie  das  Biiodesge- 
richt  alirnählich  nach  dem  Vorbilde  der 
französischen  Praxis  das  Institut  der  con- 
currence  döloyale  ausgebildet. 

Diesen  allgemeinen  civilrechtliehen Schutz 
wird  in  Zukimft  noch  ein  strafrechtlicher 
e lenzen,  indem  der  von  Stooss  ausge- 
arbeitete Vorentwiirf  eines  schweizerischen 
Strafgesetzbuches  in  Art.  78  bestimmt :  »Wer 
durch  ai^listi^e  Kniffe,  schwindelhafte  An- 
gaben, böswillige  Verdächtiglingen  oder 
diirch  andere  unelirliche  Mittel  die  Eund- 
scliaft  eines  Geschäftes  aus  Eigennutz  ron 
demselben  abzuleiten  sucht,  wird  mit  Ge- 
fängnis oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  10000 
Francs  bestraft.  Die  beiden  Strafen  können 
verbunden  werden«. 

Die  Strafverfolgung,  des  Vergehens  der 
unehrliclien  Konkurrenz  soll  nach  einem  in 
der  Expertenkommission  1894  gefassteu  Be- 
schlüsse nur  auf  Antrag  eintreten.  Die 
volkstümliche,  schlicht  charakteristische  Aus- 
drucksweise dieses  Artüels  hat  etwas  Ver- 
blüffendes, die  ganze  Fassung  muss  al>er  als 
eine  zur  erfolgreichen  Bekämpfung  des  im- 
redlichen  Wettbewerbs  in  seinen  verschie- 
denen Formen  geeignete  bezeichnet  werden. 

Als  das  zu  scliützende  Rechtsgut  be- 
traclitet  Art.  78  die  Kundschaft.  Zum  That- 
bestaud  des  Delikts  wird  nicht  die  Ab- 
lenkung derselben  gefordert,  sondern  es  ge- 
nügt schon  der  Versuch  der  Ablenkung  aus 
Eigennutz  durch  eines  der  bezeichneten 
Mitlei.  Das  Delikt  ist  unter  der  Voraus- 
setzung des  vorhandenen  Dolus  vollendet, 
unabhängig  vom  Eintritt  eines  Schadens, 
schon  diü-ch  Massnahmen,  die  nur  eine  Ge- 
fährdung, die  Wahrscheinlichkeit  einer  Schä- 
digiuig  des  Geschäfts,  entltalten. 

Art.  78  findet  seine  Ergänzung  in  Art.  89, 
der  denVerrat  von  Fabrikgeheimnissen  und  die 
imredliclieBenutzung  eines  solchen  mit  Strafe 
(bis  5000  Francs  oder  Gefängnis)  bedroht 

Haben  wir  es  hier  mit  Zukunftsrecht 
zu  thun,  so  kennt  doch  auch  schon  das 
gegenwärtige  Recht  ausser  dem  bereits  an- 
geführten Art.  50  des  Gesetzes  über  Obli- 
gation enreeht  einzelne  Scliutzvorschriften 
gegen  bestimmtere  Arten  des  im  lauteren 
Wettbewerbs.  So  ist  der  Sidiutz  der  Ge- 
schäftafirmen  durch  Art.  859  ff.  dcisselben 
Gesetzes  in  ahnlicher  Weise  wie  im  deuf- 
sclien  Handelsgesetzbuch  gesichert 

Von  grosser  Wichtigkeit  ist  sodann  das 
Knndesgesctz ,  betreffend  den  Schlitz  der 
Fabrik-  und  Handelsmarken,  der  Herkunfts- 


bezeichnungen  von  Waren  und  der  gewerb- 
lichen Auszeichnungen,  vom  26.  September 
1890,  das  an  SteUe  des  Gesetzes  von  1879 
getreten  ist. 

a)  Es  gewährt  dem  Inhaber  einer  eiu- 

gitragenen  und  hinterlegten  Fabrik-  und 
andelsmarke  Schutz  gegen  das  Publikum 
irreführende  Nachahmung  derselben,  gegen 
unrechtmässige  Verwendung  der  Marke  eines 
anderen,  gegen  den  Handel  mit  Waren,  die 
mit  rechtswidrig  angebrachten  Marken  ver- 
sehen sind.  Die  RechfafoJgen  der  Uelier- 
tretung  erstrecken  sich  auf  den  Gehilfen  oder 
Begünstiger  einer  derartigen  Uebertretung 
und  auf  denjenigen,  der  sich  weigert,  die 
Herkunft  von  in  seinem  Besitze  befindlichen, 
mit  rechtswidrig  angebrachten  Marken  ver- 
sehenen Waren  anzugeben  (Art.  24). 

b)  Als  Delikte  erscheinen  fenier  die 
Bezeichnung  eines  Erzeugnisses  mit  einer 
der  Wirklichkeit  nicht  entsprechenden  Her- 
kunffsbezeichnung  (Stadt,  Ortscliaft,  Gegend, 
Land),  die  Irreführung  des  Publikums  dm:ch 
Bewohner  eines  durch  Erzeugung  gewisser 
Waren  bekannten  Ortes,  die  mit  ähnlichen, 
aber  anderswoher  bezogenen  Krzeugnissen 
Handel  treiben,  durch  Anbringung  ihrer 
Marke  oder  Firma.  Nicht  als  falsche  Her- 
kunflsbezcichming  wird  die  mit  einem  Orts- 
oder Landesnamen  betrachtet,  der  in  der 
Handel sspi-ache  die  Natur  und  nicht  die  Her- 
kunft des  ProduWs  bedeutet  (Art.  18ff.). 

c)  Auch  die  Anbringung  einer  auf  einer 
Ausstellung  oder  Preisbewerbung  oder  sei- 
tens einer  öffentlichen  Verwaltung  oder 
eines  gelelirten  Vereins  erhaltenen  Auszeich- 
nung (Medtülle,  Diplom  etc.)  seitens  eines 
Nichtberechtiglen  oder  auf  Erzeugnissen,  die 
mit  den  prämiierten  in  keiner  Beziehung 
stehen,  gilt  als  Delikt  (Art.  21  ff.).  Diese 
Delikte  sind,  wenn  nicht  fahrlässig  begangen, 
mit  Strafe  (30—2000  France  oder  Gefängnis, 
3  Tage  bis  zu  1  Jährt,  die  tteide  verbunden, 
im  Rückfall  auf  das  Doppelte  erhöht  werden 
können,  bedroht.  Schadeuersatzanspnich  steht 
ausserdem  dem  Geschädigten  zu. 

Klage  berechtigt  ist  nicht  nur  derjenige, 
iu  dessen  Rechtskreis  durch  das  Delikt  ein- 
gegriffen wurde  (Mai-keninhabcr,  Fabrikant 
oder  Kaufmann,  der  in  der  fälschlich  an- 
gegettenen  Ortschaft  seine  Niederlassung 
hat  etc.),  sondern  auch  der  getäuschte  Käufer. 

Auf  ähnliche  Handlungen  wie  die  durch 
das  Markengesetz  verbotenen  findet  Art  50 
des  Obligationenrechtsgesetzes  Anwendung. 

Als  weitere  Schutzgesetze  kommen 
namentlich  noch  in  Betracht  die  Gesetze, 
betr.  Patente  und  Muster  und  Modelle  (1888). 

Ein  Gesetz  betreffend  den  unlauteren 
Wettbewerb  ist  am  11.  Oktober  1900  für 
den  Kanton  Basel-Stadt  erlassen  worden,  das 
sich  wohl  im  allgemeinen  an  das  deutsche 
Reichsgesetz  von   1896  anlehnt,  aber  doch 
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starke  Abweichungen  aufweist.  Der  Reklante- 
schwindel  wird  ähnlich  wie  im  §  1  des 
deutschen  Beichsgesetzes  behandelt,  nur 
wird  das  Bewusstsein  der  tTnwahrheit  der 
Aogabeu  gefordert  (g  1).  Verboten  ist  die 
Terweigeniug  des  Verkaufs  einer  mit  Preis- 
angabe ausgeschriebenen  oder  ausgestellten 
"Ware  zu  dem  angegebeaen  Preise.  Aogabe 
der  Preise  in  der  Landeswährung  ist  vor- 
geschrieben. Diese  müssen  sich  auf  das 
volle  gesetzliche  Maas  und  Gewicht  be- 
ziehen ;  nur  durch  den  Handelagebrauch  ge- 
lechtfertigto  Ausnahmen  {für  Waren,  die 
ilbun^gemäsB  nacK  ausländ iscliem  Mass  und 
Gewicht  oder  in  einer  bestimmten  Grösse 
von  Gefässen  oder  überhaupt  in  einer  Ein- 
heitsgi-üsse  verkauft  werden)  sind  zulässig. 

Bezüglich  der  Herabsetzung  der  Kon- 
kurrenten und  des  Vorrats  von  Geschäfts- 
luid  Betriebsgeheimnissen  sind  die  Bestim- 
mungen (§§  '),  6)  ähnlich  denen  'des  deut- 
schen Beichsgesetzes. 

Dagegen  wird  für  die  Veranstaltuug  eines 
freiwilligen  Ausverkaufs  Bewilligung  des 
Polizeidepartements  gefordert  (§  8).  Diese 
lüarf  für  einen  Totaiausverkauf  in  der  Begel 
für  höchstens  ein  Jalir  nur  GeschäEtsinhabem 
erteilt  werden,  die  mindestens  zwei  Jahre 
in  Basel  gewerbsmässig  mit  den  zu  liqui- 
dierenden Warengattuitgen  gehandelt  haben. 
Nachsfhübe,  Beifügimg  von  Waren,  die  bei 
Einreichung  des  Gesuchs  nicht  vorhanden 
waren,  ist  verboten.  Ausnahmen  können  von 
der  Polizei  bewilligt  werden. 

Teilausverkäufe  sind  buchstäblich  Saison- 
ausverkäufe. Einem  Geschäftsinhaber  werden 
in  der  Bcgel  zwei,  von  denen  keiner  Ober 
zwei  Wochen  dauern  soll,  gestattet.  Ändere 
Teilausverkäufe,  z.  B.  bei  Gelegenheit  des 
Lokal weciisels  oder  des  l'ebergangs  des  Ge- 
schäftes an  einen  anderen  Inhaber,  werden 
nur  auf  höchstens  vier  Wochen  innerhalb 
eines  Jahres  bewilligt.  Die  Uebertretung 
der  Vorschriften  der  §g  1,  5  und  6  ist  mit 
Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  Geld- 
busse bis  2000  Francs  (auf  Antrag  eines 
Konkurrenten  oder  eines  Verbandes  zur 
Föi-derung  gewerbltchei-  Interessen),  die  der 
übrigen  BoBtimmungen  mit  Geldbusse  bis 
200  Francs  oder  Haft  bis  vier  Wochen  be- 
droht, —  Jedem  Geschädigten  bleiben  die 
civilrechtlichen  Ansprüche  nach  Obligationen- 
recht vorbehalten. 

VII.  Dentechland. 

In  den  gemeinrechtlichen  Gebieten  würde 
.  man  durch  eine  Pachgeniässe  Anwendung 
der  actio  doli  eine  Reihe  von  Thatbeständeu 
des  unlauteren  Wettbewerbes  und  zwar  die 
^listen  Missstände  wenigstens  civilrecht> 
lieh  haben  fassen  können.  Eobler,  der 
energische  Vorkämpfer  für  eine  Unter- 
drückung des  unlauteren  Wettbewerbs  durch 


die  Rechtsprechung,  hat  hierauf  schon  vor 
Jahren,  leider  vergeblich,  hingewiesen,  ob- 
wohl auch  dae  Reichs^richt  schon  1881 
»von  jenem  ebenso  sittlich  zu  missbilligen- 
den als  gemeinschädlichen  Verfahren,  welches, 
in  der  französischen  Rechtsprechung  als 
concurrence  döloyale  bezeichnet,  schon  nach 
allgemeinen  Rechtsprincipien  (a.  1382  code 
civ.)  für  widerrechtlich  erachtet  wird«,  sprach. 

Nicht  einmal  in  den  vom  französischen 
Civilrecht  beherrschten  Rechtagebieten 
Deutschlands  ist  man  zu  einer  intensiven 
civilrechtlichen  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbes  vorgedrungen. 

Selbstveretändlich  hat  die  preussische 
Praxis  hier  versagt,  obwohl  das  preussische 
Laudrecht  I.  6,  g  fj^ff.  (vgl.  Träger)  in 
seinen  Beatimmungen  über  die  ausserkon- 
traktliche  Schaden sersatzklage  eine  wirk- 
same Waffe  im  Kampfe  gegen  unlauteren 
Wettbewerb  auf  dem  Boden  des  Civilreehts 
geboten  hat.  sobald  diese  Schadensersatz- 
klage auf  den  Nachweis  einer  ohne  Recht 
erfolgten  vorsätzlichen  oder  grob  falirlässigen 
Schadenszufügung  gestützt  werden  konnte. 
Trotz  ähnlicher  Beatimmungen  des  bayeri- 
schen Landrechts  (Teil  IV  c.  16,  g  6)  und 
des  sächsischen  bürgerlichen  Gesetzbuches 
(§  116)  war  auch  in  diesen  Rechtsgebieten 
der  Erfolg  kein  anderer. 

Die  deutsche  Gesetzgebung  hatte  nur 
wenige  Vorschriften,  die  gegen  bestimmte 
Arten  des  unlauteren  Wettbewerbs  Schutz 
gewährten.  So  das  alle  H.ü.B.  (Art.  20,  27) 
mit  seine»  Normen  zum  Schutze  gegen 
Firmen misabrauch  und,  ausser  den  Gesetzen 
zum  Schutze  der  Urheberrechte  an  Schrift- 
und  Kunstwerken,  Photographieen,  das  Pa- 
fentgesetz,  desseu  §  40  die  Paten  tan  massung 
mit  Strafe  bedroht,  namentlich  aber  das 
Markenschutzgesetz  von  1874  und  das  an 
dessen  Stelle  getretene  Reichsgeaefz  zum 
Schutze  der  Warenbezeichnungen  vom  12. 
Mai  1894.  das  ausser  dem  Rechtsschutze 
gegen  Nachahmung  der  eingetragenen  Waren- 
zeichen in  seineu  gg  15  und  16  über  den 
nächsten  Zweck  des  Gesetzes  hinausgreifend 
eine  praktisch  sehr  bedeutsame  Gattung  des 
unlauteren  Wettbewerbs,  die  eine  Täuschung 
des  Publikums  bezüglich  der  V erkauf aatelle 
(uuliefugte  Verwendung  der  Ausstattung  eines 
anderen)  oder  des  geographischen  Ursprungs 
der  Wai-en  beliufs  Irreführung  über  Be- 
schaffenheit und  Wert  der  Waren  bezweckt, 
mit  Schadenersatzpflicht  bedroht  (vgl,  hier- 
über Bd,  V  S.  686  ff.  und  unten  sub  10). 

Gerade  bei  der  Beratung  dieses  Gesetzes 
wurde  im  Reichstag  der  Versuch  gemacht, 
das  Rechtsinstitut  des  unlauteren  Wettbe- 
werbes in  seiner  Gesamtheit  zu  regeln,  um 
die  vielseitig  geäussertenWünsche  der  Organe 
des  Handels-  und  Gewerbestandes  zu  befrie- 
digen,   die    enei^sch    einen    gesetzUciien 


jgle 


780 


"Wettbewerb,  unlauterer 


Schutz  gegen  die  heiltose  Schädigung  des 
soliden  Geschäftslebens  gegen  iini'edliche 
Konkiurenz  verlangten.  In  teilweiser  An- 
lehnung an  einen  bereits  fri\her  zur  Gewerbe- 
ordnung (§  146c),  hauptsächlich  die  Be- 
kämpfung der  schwind elhaften  Reklamen 
bezweckenden,  gestellten,  aber  nicht  erle- 
digten Antrag,  wunle  die  Aufnalime  des 
folgenden  §  15b  in  das  Gesetz  (von  Koeren) 
vorgeschlagen :  »Wer  zum  Zwecke  der  Täu- 
schung in  Handel  und  Verkehr  über  den 
Urepning  und  Erwerb,  über  besondere  Eigen- 
schaften und  Auszeichnungen  von  Waren, 
über  <Ue  Monge  der  Vorräte,  den  AnJass 
zum  Verkauf  otler  die  Preisbemessung  falsche 
Angaben  macht,  welche  geeignet  sind,  flt>er 
Beschaffenheit,  Wert  oder  Herkunft  der 
Ware  einen  Irrtum  zu  erregen,  wird  vorbe- 
haltlich des  Enischädigiuigsanspruchs  des 
Verletzten  mit  Geldstrafe  bis  zu  30tHI  ilark 
oder  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  bestraft 
Das  Gericht  kann  auch,  wenn  die  Voraus- 
setzungen der  §§  814  und  819  der  Civil- 
Srozessordnung  nicht  vorliegen,  auf  Antrag 
er  Beteiligten,  dorn  die  erforderlichen  Nach- 
weise beizufügen  sind,  im  Wege  der  einst- 
weiligen Verfügung  Änordmmgen  ti'effen, 
die  geeignet  sind,  die  zum  Zweck  der  Täu- 
schung bewirkten  Veranstaltungen  und  An- 
kündigungen zu  verhindern«. 

Mit  Recht  bekämpfte  die  Regierung 
diesen  Antrag  als  das  weite  Gebiet  des  un- 
lauteren Wettbewerbes  nidit  vollständig 
erschöjifend.  Man  konnte  nicht  im  ILmd- 
umdrehen  eine  so  schwierige  und  verwickelte, 
reifster  Ueber]q2;ung  imd  Vorbereitung  be- 
dürftige Materie  erledigen.  Der  Reiclistag 
hemliigte  sich  infolge  einer  Zusage  des 
Staatssekretärs  von  Büfticher,  dem  lieiciis- 
tag  bis  zur  nächsten  Sitzung  einen  Gesetz- 
entwurf zur  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbes  vorzulegen,  der  darauf  abziele, 
»auf  dem  ganzen  Gebiete  unserer  Gewerbe- 
Ihätigkeit  wieder  Treu  und  Glauben  zur 
Geltung  zu  bringen«. 

Dieses  Vei-s|irechen  löste  die  Reich s- 
regiening  ein,  indem  sie  im  J^iuar  1895  den 
»Entwurf  eines  Gesetzes  ziur  Bekämpfung 
des  unlauteren  Wettbewerbes»  (Entwurf  1) 
veröffentlichte  und  dem  Reichstag  vorlegte. 
Unter  Berücksichtigung  der  dem  Entwurf  I 
zu  teil  gewordenen  Ki-itik  wurde  er  einer 
erneuten  Pnlfnng  unterstellt  und  in  abge- 
änderter Fassung  im  Mai  189r>  (Entwurf  II) 
an  den  Bundesrat  gebracht.  Auch  dieser 
wurde  etwas  abgeändert  am  3.  Dezember 
1895  (Entwurf  111)  dem  Reichstage  vorge- 
legt imd  hat  ohne  wesentliche  Äenderungen 
die  Billigung  des  Reichstages  gefunden.  So 
ist  das  Reichsgesotz  zur  Bekäm]ifung  des 
unlauteren  Wettbewerbes  vom  7.  Mai  IßÜfi 
zu  Stande  gekommen. 

Das  Deutsche  Reich  beschritt  mit  diesem 


Gesetze,  einer  sorgsamen  und  achtunggebie- 
tenden Arbeit,  eine  neue,  bisher  nocli  nicht 
betretene  Bahn,  indem  es  durch  ein  gegen 
die  verschiedenen  Formen  des  imlanteren 
Wettbewerbes  gerichtetes  Specialgesetz  daa 
Uebel  zu  bekämpfen  sucht.  Diese  Art  des 
gesetzgeberischen  Voi^hena  kaun  nicht  ge- 
billigt werden.  Eine  allgemeine  principielle 
Regelung  durch  Aufstellung  eines  Rechts- 
salzes wäre  vorzuziehen  gewesen,  denn  selbst 
bei  grösster  Specialisiernng  der  Gesetzge- 
bung ist  es  nicht  möglich,  für  die  sti  viel- 
gestaltigen Schleichwege  des  Verkehrslebens 
mit  den  sich  stets  verändernden  mannigfal- 
tigen Formen  unredlicher  Veranstaltungen 
entsprechende  individualisierende  Normen 
im  voraus  aufzustellen.  Eine  solche  kasuis- 
tische Behandlung  birgt  die  grosse  Gefahr 
in  sich,  dass  sie  gegenüber  neuen  oder  nicht 
erwähnten  Formen  des  unlauteren  Wettlie-  . 
werbes  versagt,  während  der  Ricliter  auf 
Grund  einer  ]irincipiellen  Nonn  die  ver- 
schiedenartigsten Fälle  treffen  könnte,  und 
ferner  die,  dass  sie  die  Freiheit  der  Bewe- 
gung auch  des  redliehen  Verkehrs  hemmt. 
Und  in  der  That  hat  diese  meine  vor  Erlass 
des  Gesetzes  (in  der  1.  Auflage)  ausge- 
sprochene Auffassung  in  raaneJien  Erfah- 
nuigen  der  Praxis  ihre  Bestätigung  geftindon, 
die  dann  lebhafte  Beschwerden  der  betei- 
ligten Kreise  über  ungenügenden  Rechts- 
schutz hervorriefen. 

Dass  das  Gesetz  aber  in  Bezug  auf 
schwere  Formen  des  unlauteren  Wettbewerbs 
sich  nicht  mit  einer  civilrechtlicliea  Reaktion 
begnügte,  sonttern  sie  zu  strafbaren  That- 
beständen  macht,  kann  nur  gebilligt  werden. 
Es  handelt  sich  hier  um  eine  Verletzung 
des  Öffentliciieu  Interesses  und  um  eine 
Verletzung  von  Rechtsgütem.  Gewisse 
Formen  des  unlauteren  Wettbewerbes  er- 
wiesen sich  geradezu  als  gemcinscliädlich. 
Eine  Ergänzung  des  Reichsstrafgesetzbuchs 
hätte  aber  das  Bedürfnis  nacli  Sirafrechts- 
schutz  am  zweck  massigsten  befriedigt. 

Das  Gesetz  will  nur  einige  der  Haupt- 
arten des  unlauteren  Wettbewerbes  treffen 
und  zwar  solche,  deren  häufiges  Vorkommen 
besonders  zu  Klagen  Aulass  gegeben  hat. 

I.  Firmen-  nnd  NameuiuifisbrRnch. 
Unter  den  nur  gegen  bestimmte  Konkui^ 
renten  gerichteten  Formen  des  unlauteren 
Wottliewerbes  ragen  liervor  die  Mittel,  die 
eine  Täuschimg  über  die  Person  eines  Ge- 
werbsgenossen ,  eine  VerwechseUmg  be- 
zwecken. Der  Missbrauch,  die  Zugki'aft, 
die  ein  S^ame,  eine  Firma  im  Kreise  des 
Publikums  besitzt,  auszunützen,  die  Kunden 
über  die  Identität  der  von  ihnen  bevoraugten 
I  Bezugs« {uellen  zu  täuschen,  hat  in  den  letzten 
■Jaliren    in    bedauerlicher    Weise     überimnd 
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die  löhaber  von  Firmen  durch  das  Handels- 
gesetKbuch  (vgl.  d,  Art.  Firma  obeu 
Bd.  m,  S.  1042),  das  die  Grundsätze 
der  Wahrheit  und  Äusschliessliclikelt  der 
Firma  aufstellte,  ein  Schutz  gegeben,  in- 
dem der  durch  den  unbefugten  Gebrauch 
einer  Firma  iu  seinen  fieoliten  Verletzte 
gegen  denjenigen,  der  auf  diese  Weise  in 
seine  Reehtsaphäre  eingreift,  Klage  auf  Unter- 
lassTing  der  weiteren  Führung  (IjösohunE) 
der  Firma  iind  auf  Schadensersatz  (H.G.B. 
§§  30,  37)  erheben  konnte.  Auch  das  B.G.B. 
§  12  gewährt  einen  Rechtsschutz  gegen  jede 
missbräuch liehe  Anwendung  des  Namens. 

Eine  Steigerung  des  Namen-  und  Firmen- 
Echutzes  ist  durcli  das  Reichsgesetz  zum 
Schutze     der     Warenbezeichnungen     18fl4 

fi  14,  17,  10)  eingetreten,  das  wissentlichen 
ssbrauclt  der  Firma  und  des  Namens  (auch 
des  Warenzeichens),   in   Briefen,   Ankündi- 

tTiugen  etc.  mit  einer  auf  Antrag  zu  ver- 
ängenden  Kriminalstrafe  {150 — 5000  .Mark 
oder  l)is  6  Monate  Gefängnis)  bedroht.  Ferner 
ist  —  und  zwar  aiieh  bei  grob  fahrlässigem 
Missbrauch  der  Firma  etc.  —  s,ut  Beseiti- 
gimg der  SD  gekennzeichneten  im  Besitze 
des  Verurteilten  befindlichen  Waren,  even- 
tuell auf  deren  Vernichtung  zu  erkennen. 
Der  Verletzte  kann  gegen  Sicherheitsleistung 
Beschlagnahme  und  Einziehung  (durch  Zoll- 
behöi-deu)  der  widen-echtlich  mit  einei 
deutschen  Firma  imd  Ortsteaeichnung  (oder 
einem  Warenzeichen)  versehenen  ausländi- 
schen Waren  bei  ihrer  Einfuhr  nach  oder 
Diu^hfuhr  durch  Deutschland  beantragen. 
Zur  Ergänzung  der  Lticken  d«s  Handels- 
gesetzbuchs hatten  schon  früher  einzelne 
Polizeiveronlnungen  deutliche  Bezeichnung 
dos  wirklichen  Geschäftsinhabers  an  einem 
am  Geschäfts  lokale  anzubringenden  Schilde 
Torgeschrieben,  so  dass  aiis  dieser  die  Per- 
sönlichkeit des  Firmen  Inhabers  zweifellos 
her\-orgeht.  Dies  schien  namentlich  im  Hin- 
blick auf  die  Verschleierungen  angezeigt, 
deren  sich  in  Konkurs  geratene  Geschäfts- 
leute schuldig  machten,  indem  sie  die  bis- 
herige Firma  auf  die  Ehefrau  oder  ein  min- 
derjähriges Kind  fibertragen  liessen  {z.  B. 
Fr,  Moller,  was  Frau  Müller,  abei-  ebenso- 
gut Fiunz  oder  Friedrich  Müller  bedeuten 
künnte)  tind  thatsächlich  das  Geschäft  weiter 
fnlirten.  .letzt  ist  reichsrecht  lieh  (E.Q.  zum 
H.G.B.  Art.  9 ;  R.-Gew.-O.  §  15a)  angeordnet, 
dass  Gewerbetreibende,  die  einen  offenen 
Laden  haben.  Gast-  und  Scliankwirte  ilirei 
Familiennamen  mit  mindestens  einem  aus 
geseln'iehenen  Vornamen,  und  Kanfleute,  die 
eine  Handelsfirma  füliren,  zugleich  diese  von 
der  Aussenseite  oder  am  Eingange  des  La- 
dens oder  der  Wirtschaft  in  deutlich  lesbarer 
Schrift  anzubringen  haben.  Die  Anbringimg 
der  Firma  genügt,  wenn  diese  mit  dem 
Namen  des  Geschäftsinhabers  übereinstimmt. 


Firmenschwindeleien  wertlenhäufigdurcli 
Annahme  von  Sachfirmen  bewirkt,  z.  B. 
Thüringisches  Fischlager,  Konsum,  Meclia- 
nischo  Weberei  (durch  einen  nicht  fabri- 
zierenden Leinwand  weher).  Sodann  werden 
Phantasienamen  von  Geschäfteji,  die  diesen 
einen  gewissen  Zulauf  verschaffen,  mit  ge- 
ringfügigen Aenderungen  angenommen,  z.  B. 
Zum  KEeiderpaschac,  zum  modernen  Kleidei-- 
pascha,  zum  feinen  Kleid crpascha ;  »goldene 
llOi,  goldene  113.  Auf  Täuschung  des 
Publikums  sind  dann  ferner  berechnet  die 
Veranstaltungen,  die  das  Renommee  einer 
berilhmten  Firma  auszubeuten  versuchen, 
indem  mui  irgend  einen  zufälligen  Träger 
des  gleiclien  Namens  in  die  Firma  auf- 
nimmt, z.  B.  man  zieht  einen  italienischen 
Arbeiter  Jobann  Maria  Farina  nach  Cöln 
und  lässt  ihn  als  Inhaber  einer  Fabrik  von 
CöJnischem  Wasser  eintragen  oder  man 
engagiert  einen  Schmiedegesellen  Faber,  mit 
dem  man  eine  Bleistiftfabrik  begi-ündet,  um 
so  der  Nürnberger  Weltfirma  A.  W.  Faber 
Konkurrenz  zu  machen.  Diese  Fälle  der 
sogenannten  Homonymie  mehrten  sieh  im 
Laufe  der  letzten  Jalire,  und  die  Verwechse- 
lungen wirkten  mitunter  recht  schädigend. 
Nun  kann  niemand  untersagt  Verden, 
seinen  eigenen  Namen  als  Firma  eintr^en 
zu  lassen,  sofern  der  Betreffende  in  der 
Tliat  das  GescliäEt  betreibt,  dagegen  sollte 
das  Gericht,  wenn  aus  den  Umständen  sich 
ergiebt,  dass  der  Fall  einer  Simulation  vor- 
liegt, dass  der  Name  nur  zum  Scheine  ge- 
liehen oder  abgetreten  wurde,  um  euie 
Täuschung  her\'orzurufen,  auch  ein  Verbot 
der  Namensfühnmg  aussprechen,  Docli  war 
dies  nicht  durchweg  der  Fall,  indem  bei 
kleinen  Unterscheidungen  (C.  H.  Benneoke  & 
Cie.  statt  Benocke  4;  Cie.)  trotz  Feststei- 
lung der  arglistigen  Absicht  die  Eintragung 
für  zulässig  erklärt  wurtle. 

Den  vielfachen  Beschwerden  über  Fir- 
menschwindel bringt  §  8  des  R,G.  Abhilfe, 
dehnt  aber  den  Schutz 'üt)er  das  Gebiet  der 
eingetragenen  Handelsfirmen  aus.  Er  ver- 
bietet schlechthin  für  den  geschäftlichen 
Verkehr,  z.  B.  auf  Anzeigen  in  öffentlichen 
Blättern,  Schildern,  Preislisten,  Geschäfts- 
hriefen,  Rechnungen,  Empfelilungeu,  auf  der 
Ware  oder  deren  Verpackung,  die  Benutzung 
eines  Namens,  einer  Firma,  der  Bezeichnung 
einer  Geschäftsstättp  oder  einer  Dnick- 
schrift,  die  Verwechselung  mit  dem  Namen, 
der  Firma  oder  der  Bezeiclinung  eines  be- 
stehenden Erwerbsgeschäfies  hervorzurufen 
geeignet  tst.  Niclit  nur  Name  (auch 
PseudonjTn)  und  Firma,  sondern  auch  die 
Bezeichnung  eines  Erwerbj^geschäftes  (»gol- 
dene 110«,  »schwarzer  Adler«)  und  Bücher- 
imd  ZeitungstiteJ  wird  so  gegen  unbefugte 
Benutzung  durch  Dritte  geschützt.  Es  ge- 
nügt aber  nicht,  <lass  mu'  objektiv  die  Mög- 
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liebkeit  einer  solchen  Verweriselung  ge- 
geben ist,  sondern  es  muss  eine  dolose  Ab- 
sicht vorhanden  sein.  Dem  Gebrauch  des 
Namens  und  der  Bezeichnung  muss  die  Ab- 
sicht, eine  solche  Verwechselung  herbeizu- 
führen, zu  Grande  liegen. 

Durch  dieses  Verbot  sollte  auch  eine 
Beschränkung  im  Gebrauche  des  eigenen 
Namens  oder  einer  eingetragenen  Firma  ein- 
geführt werden,  um  auch  Schwindeleien  der 
oben  angeführten  Art  zu  verhindern.  Um 
diese  Beschränkung  aber  nicht  Aber  das  zu- 
lässige Mass  auszudehnen,  hatte  Entwurf  II 
§  6  Abs.  2  ausdrücklich  ausgesprochen,  das3 
die  Rechtsfolgen  der  Uebertretung  des  Ver- 
botes nur  dann  einti-eten,  iwenn  bei  der 
Benützung  des  (eigenen)  Namens  oder  der 
Firma  eine  andere  Absicht  als  die  der  Her- 
vorruf uag  von  Verwechseiuugen  ausge- 
schlossen erscheint«,  g  8  des  Gesetzes  hat 
zwar  §  6  Abs.  2  des  Entwurf  II  nicht  aufge- 
nommen ,  hält  aber  nach  der  Begründung 
den  Gebrauch  des  eigenen  Namens  für  un- 
znlflssig,  eofem  er  die  Herbeiführung  von 
Verwechselungen  bezweckt. 

Die  Uebertretung  dieses  Verbotes  des 
§  8  zieht  die  Verpflichtung  zum  Ersatz  des 
Schadens  desjenigen,  in  dessen  Eechtasphäre 
eingegriffen  wird,  nacli  sich.  Ausserdem 
steht  dem  Verletzten  auch  ein  Anspnich  auf 
Unterlassung  der  missbräuehlichen  Art  der 
Benutzung  zu. 

2.  Herabsetznng  der  Konkoirenten 
(Betriebs-  oder  Kreditschädi^img).  Zu 
den  'die  Verdrängimg  eines  Konkurrenten 
bezweckenden  Mitteln  gehört  auch  die 
Herabsetzung  der  Leistungen,  der  Waren 
desselben  (denigrement).  Die  franzüsische 
Rechtsprechung  ging  soweit,  jede  schädi- 
gende Kritik  seitens  eines  Gcwerb^enossen 
unter  dem  Gesichtspunkte  der  concurrence 
dölnyale  für  imzuläMsig  z<i  erklflren,  so  dass 
selbst  die  Verbreitung  wahrer,  at>er  für  den 
Koukurrenteii  schädigender  Angaben  scha- 
den sersatzpflichtig  macht  —  eine  durchaus 
ungerechtfertigte  üebertreibimg  des  Begriffs 
der  concurrence  d&loyale  Entwiirf  §  6  legt  da- 
gegen mit  Recht  das  Hauptgewicht  auf  die 
Wahrheit  der  herabsetzenden  Angaben.  Eine 
Herabsetzung  eines  anderen  ist  bis  jetzt  schon 
strafbar,  soweit  sie  den  Thatlwstand  der  Be- 
leidigung erschöpft  (§  185  ff.  R.Str.G.B.). 
g  187  bestraft  wegen  verleumderischer  Be- 
leidigung denjenigen,  der  wider  besseres 
Wissen  in  Bezug  auf  einen  anderen  eine 
unwahre  Thatsaohe  b<!hauptet  oder  ver- 
breitet, welche  dessen  Kredit  zu  gefährden 
geeignet  ist. 

Entwurf  1  §  4  betraciitefe  aber  ausser 
dem  Kredit  auch  noch  den  Absatz  als 
schutzbedürftige  Rechtsgüter,  wähi-eud  §  fi 
des  Gesetzes  »Absatz«  durch  »Betriebt  er- 
setzte, um  so  nicht  nur  die  Verkaufst hätig- 


keit,  sondern  den  ganzen  Komplex  der  ge- 
achäftlichen  Thätigkeit  zu  treffen.  Objekt 
des  Rechtsschutzes  bildet  sowohl  die  Person 
des  Geschäftsinhabers  oder  Leiters  des  Ge- 
schäfts, z.  B,  des  Direktors  einer  Fabrik, 
eines  Hotels,  als  auch  die  Waren  oder  ge- 
werblichen Leistungen,  Der  Rechtsschutz 
erstreckt  sich  also  anch  auf  die  Betriebe  der 
Handwerker  imd  Verkaufsstätten  der  Land- 
wirte. 

Die  Herabsetzung  (lÄnschwärsung«)  ei- 
fordert : 

a)  Aufstellung  oder  Verbreitung  einer 
Behauptung  thatsächlicher  Art  über  das 
Erwerbsgeschäft  eines  anderen,  mag  die 
Behauptung  das  Geschäft  in  seiner  Totalität 
betreffen,  z,  B,  Einstellung  des  Betriebs 
einer  Fabrik  infolge  eines  Brandes,  oder  nur 
ein  einzelnes  gescJiäftliches  Vorkommnis, 
z.  B.  in  ein  Fass  Bier  sei  eine  tote  Katze 
gefallen,  ein  von  einer  chemischen  Fabrik 
hergestelltes  Arzneimittel  enthalte  Gift. 
Eine  kritische  Bemerkung,  ein  Urteil  wie 
das,  der  I^eiler  eines  Geschäfts  besitze  nicht 
die  notwendige  Befähigung  oder  dieses  ent- 
spreche nicht  den  Anforderungen  der  Neu- 
zeit, genfigt  nicht. 

b)  Die  Beliauptung  muss  geeignet  sein, 
den  Betrieb  des  Geschäfts  oder  den  Kredit 
des  Inhabers  zu  schädigen.  Die  Schädigung 
muss  aber  auch  thalsächlich  eingetreten  sein, 
denn  die  Schadenersatzpflicht  hat  doch  einen  ' 
Schaden  zur  Voraussetzung. 

c)  Eine  weitere  Voraussetzimg  ist  die, 
dass  die  Behauptung  nicht  erweisUch  wahr 
ist,  dass  also  der  Wahrheitsbeweis  nicht  er- 
bracht werden  kann.  Die  Beweispflicht 
liegt  schon  nach  allgemeinen  Rechtsgnmd- 
sälzen  dem  Behauptenden  ob. 

d)  Femer  muss  »lie  Behauptung  zu  Z  wecken 
des  Wettbewerbs  erfolgt  sein. 

e)  Subjektive  Voraussetzung  ist  Dolus, 
die  Absicht  der  Kredit-  oder  Betriebsschädi- 
gung muss  voi^legen  haben. 

Dass  man  den  Dolus  zur  Voraussetzung 
strafrechtlicher  Verantwortlichkeit  macht, 
ist  zutreffend,  weniger  begründet  erscheint 
es  aber  auch,  die  civilrechtliche  Haftungs- 
verbindlichkoit  vou  dessen  Vorhandensein 
abhängig  zu  machen.  Denn  das  objektive 
Schadenersatzprincip  kommt  an  und  für 
sich  in  unserem  Rechlsleben  mit  Recht 
immer  mehr  zur  Geltung,  indem  eine  civil- 
rechtliche Verantwortlichkeit  ohne  Schuld 
anerkannt  wird.  Der  ursächliche  Zusammen- 
hang zwischen  der  Anschwärzung  und  der 
Schädigung  sollte  zur  Begründung  der  Er- 
satzpflicht genügen.  Zudem  ist  bei  solchen 
anschwärzenden  Mitteilungen  zumeist  ein, 
wenn  auch  nur  geringer  Grad  von  Schidd, 
eine  gewisse  Falirlässigkeit  vorhanden,  was 
für  die  Verteilung  der  Schadenslast  in  Be- 
tracht kommt. 
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Um  nun  die  für  den  (jesehäEteverkehr 
UDeatbebrliche  Aiiskunftserieüun^  nicht  in 
Fesseln  zu  Bclüagen,  stellt  §  6  Abs.  2  die 
Rechtsvermutung  des  Kichtvorban  den  Beins 
eines  Dolus  auf,  falls  der  Mitteilende  oder 
der  Empfänger  der  Mitteilung  ein  berech- 
tigtes luteresse  a.a  ihr  bat. 

Dieser  der  gescliäftlichett  Auskiinflsertei- 
lung  gewährte  Schutz  geht  zu  weit,  denn 
auch  für  diese  mues  die  grOsste  Gewissen- 
haftigkeit UDd  Seltsamkeit  gefordert  werdeo, 
wenn  die  segensreichen  Folgeo  der  Einrich- 
tung sich  nicht  ins  (jegeuteil  verkehren 
sollen.  Es  kann  nicht  Absicht  des  Gesetz- 
gebeis sein,  einen  Freibrief  auf  leichtfertige 
AiiskOnfte  zu  erteilen.  Die  Auskunft  muss 
in  ihrer  Form  bestimmt  zeigen,  ob  die  An- 
gaben nur  VeiTtiulungfid  enthalten  oder  ver- 
tretbar sind.  Deshalb  verdiente  der  Vor- 
schlag des  deutschen  Vereins  zum  Sc-hutz 
des  gewerbliclien  Eigentums,  §  6  Ate.  2  zu 
streidhen,  Beachtung.  Dass  aber  der  weitere 
Vorschlag,  die  Rechts  wirk  iiugen  in  §  6  nur 
eintreten  za  lassen,  wenn  die  Behauptung 
»zum  Zwecke  des  Wettbewerbes*  erfolgt, 
angenommen  wurde,  kann  nicht  für  richtig 
erachtet  werden.  Es  ist  schwer  einzusehen, 
warum  eine  etwa  aus  Rache  vorgenommene 
AnschwOrzuDg  den  Thäter  haftfrei  lassen 
sollte. 

Dem  Geschädigten  steht  zu  ausser  dem 
Anspruch  auf  Schadenersatz  ein  solcher  auf 
Unterlassung  der  Wiederholung  oder  Ver- 
breitung der  Behauptung. 

Ausser  diesen  civilrechüichen  Folgen 
zieht  aber  die  •Anschwärzung«  auch  straf- 
rechtliehe  Wirkungen  nach  eich,  aber  nur 
für  den  Fall  der  bewussten  Unwahrheit  der 
Behauptung  (§  7).  Ganz  im  Einklang  mit 
R.Str.G.B.  §  i87  trifft  also  Krimi nalstrafe 
(bis  1500  Mark  oder  bis  1  Jahr  Gefängnis) 
denjenigen,  der  die  schädigende  Behauptung 
aufgestellt  oder  verbreitet  hat  im  Bewusst- 
sein  der  Unwahrheit  derselben.  Das  Ver- 
gehen ist  Antragsdelikt.  Im  Falle  eines 
Strafurteils  nach  §  7  ist  dem  Verletzten  die 
Befugnis  zm-  Veröffentlichung  derVemrtei- 
lung  auf  Kosten  des  Verurteilten  zuzuspre- 
chen (§  13). 

Nach  g  824  B.G.B.  zieht  die  Aufstellung 
und  Verbreitung  unwahrer  Angaben,  die 
den  £redit  eines  anderen  zu  gefäJirdeo  oder 
sonstige  Nachteile  für  dessen  Erwerb  oder 
Fortkommen  herbeizuführen  geeignet  sind, 
wenn  der  Aufsteiler  oder  Verbreiter  die 
Unwahrheit  zwar  nicht  kennt,  aber  kennen 
muss,  die  Verpflichtung  zum  Scliadenseisatz 
nach  sich.  §  6  des  R.G.  v.  27.  Mai  1890 
bleibt  aber  auch  nach  dem  Inkrafttreten  des 
BOigerlichen  Gesetzbuchs  in  Geltung  für 
Behauptungen,  die  zu  Zwecken  des  Wett- 
bewerbs aufgestellt  werden.  §  824  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  ergreift  aber  alle 


anderen  Fälle  übler  Nachrede,  geht  aiich 
Ober  die  Fälle  der  Betriebs-  und  Kroditge- 
fährdung  {%  G  R.G.  v.  189ö)  hinaus. 

8.  Trügerische  Reklame.  Die  stets  stei- 
gende Verbreitung  des  Reklamewesens  im 
modernen  geschäftlichen  Ijeben  liat  manche 
absonderlicna  Blüten  gezeitigt.  Die  in  Bild 
und  Wort,  in  Reimen  und  Prosa  sieh  breit 
machenden  Lobpreisungen  der  eigenen  Waren 
verletzten  oft  den  guten  Geschmack,  Es 
wäre  Sache  des  Publikums,  gegen  marict- 
schreierische  und  taktlose  Inserate  diiroh 
Nichtbeachtung  SteDung  zu  nehmen.  Auf- 
gabe des  Gesetzgebers  kann  es  nur  sein, 
gegen  schwindelhafte  Reklamen  einzusehrei- 
ten, die  durch  lügnerische  Angaben  Käufer 
anzulocken  suchen  und  die  reellen,  solche 
Mittel  verschmähenden  Mitbewerber  durch 
Vermindenmg  ihrer  Kundschaft  schädigen. 

Gerade  diese  Auswüchse  des  Reklame- 
wesens waren  es,  die  in  den  beteiligten 
Kreisen  des  Handels  und  des  Handwerks 
das  Verlangen  nach  gesetzUehen  Sehutz- 
massregeln  wachriefen,  und  so  stellte  die 
Reiehsregienmg  diese  Schutz  Vorschriften 
auch  an  die  Spitze  des  Gesetzes.    Entwurf  I 

fing  weiter  und  wollte  nicht  nur  die  in  der 
orm  der  Reklame  sieh  äussernden  falschen 
Vorspiegehin  gen  untersagen,  sondern  richtete 
sich  gegen  unrichtige  Angaben  thatsächlicher 
Art  »im  Geschäftsverkehr«  überhaupt. 

Mit  Recht  hat  Entwurf  II  und  UI  und 
dann  §  1  des  Gesetzes  diesen  rigorosen  und 
vielfach  angefochtenen  Standpunkt  aufge- 
geben, der  doch  auch  für  manche  harmlose 
marktschreierische  oder  nur  überti-eibende 
Behauptung  zu  empfiodhche  Rechtsfolgen 
ergeben  hätte,  und  sich  auf  die  gefährlichen, 
weil  die  Anlockung  einer  grösseren  Zahl  von 
Kunden  bezweckenden  Täuschungen  be- 
schränkt. 

Die  Proklamierung  des  Rechts  auf  Wahi-- 
heit  würde  im  geschäftlichen  Verkehr  zu 
vielen  Unzuträglichkeiten  geffthrt  und  die 
Verantwortlichkeit  für  die  Wahrheit  einer 
jeden  Aeusserung  eines  Kaufmanns  oder 
seines  Gehilfen  im  Betriebe  des  Handels- 
gewerbes zu  vielen  Denunziationen  imd 
chikanösen  Prozessen  Änlass  gegeben  haben. 
Eb  ist  fraglos,  dass  die  durch  solche 
Strenge  bedingten  Nachteile  den  Nutzen 
einer  derartigen  Bestimmung  überwogen 
hätten  und  geeignet  gewesen  wären,  die 
Freiiieit  auch  des  soliden  Geschäftsverkehrs 
uuleidUcii  zu  beeinträchtigen. 

Die  Voraussetzungen  für  die  Verfolgung 
der  Reklame  sind  folgende:  a)  Die  unrich- 
tige Angabe  muss  in  öffentlichen  Bekannt- 
machungen oder  in  Mitteilungen,  welche  für 
einen  grösseren  Kreis  von  Personen  bestimmt 
sind  (in  Zeitungsinseraten,  Plakaten,  Cirku- 
laren,  Gesehäftskarten,  Angaben  im  Scliau- 
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fenster)  gemacht  sein,  es  ^nö^  also  nicht,  | 
■wenn  der  Verkäufe)'  einem  seiner  Eiinden 
gegenüber  eine  solche  lügnerische  Angabe 
gemacht  hat. 

b)  Die  Angabe  mnss  ferner  geeignet  sein, 
den  Anschein  eines  besonders  ^nstigen  An- 
gebots he^^-Ol■zu^ufen.  Das  ist  zu  anbe- 
etinimt  und  hängt  zu  sehr  von  subjektiven 
EinclrHekeu  ab.  Das  Gesetz  fasst  nicht  jede 
unrichtige  Angabe,  sondern  nur  eine  solche 
tliatsächlicher  Art  und  zwar  Aber  Beschaffen- 
heit, Herstellungsart  oder  die  Preisbemessung 
von  Waren  oder  gewerblichen  Leistungen, 
■Ober  die  Art  des  Bezuges  (neu  im  Ent- 
wurf 111),  über  die  Bezugsquelle  von  Waren, 
über  den  Besitz  von  Auszeichnungen  oder 
über  den  Aniass  oder  Zweck  des  Verkaufs 
als  unlauteren  Wettbewerb  auf.  Im  Ein- 
gang mit  der  im  1.  Suppl.-Bd.  S.  881  ge- 
machten Bemerkung  hat  der  Reichstag  eine 
Generalklausel  in  §  1  aufgenommen  (»ge- 
echäftliche  Verhältnisse  insbesondere«),  so 
dass  diese  bestimmten  Arten  nur  mehr 
exemplifikativ  gebraucht  und  einem  höhei-en 
allgemeinen  Begriffe  untergeordnet  sind. 
Der  Richter  kann  nun  auf  ^e  unrichtigen  An- 

gben  thatsächlicher  Art,  sofern  sie  zur 
■efühmug  geeignet  sind,  den  Begriff  des 
unlauteren  Wettbewerbs  anwenden  und  in- 
folge einer  solchen  exempiifikativen  Fassung 
nicht  beschränkt  bleiben  auf  die  iin  g  1  an- 
geführten, allerdings  am  häufigsten  voiv 
kommenden  Fälle  lügnerischer  Angaben. 
Derartige  Vorspiegelungen  über  die  Be- 
schaffenheit der  tt  are  (z.  B.  leinene  Taschen- 
tücher wei-den  unter  Angabc  eines  geringen 
Fi'eisee  im  Schaufenster  ausgelegt,  im  Laden 
aber  werden  dem  Käufer  nur  lialbleinene 
gegeben)  sind  für  den  Kaufliebhaber  vielfach 
bestimmend,  ebenso  auch  über  die  Her- 
etellnngsort,  ob  Hand-  oder  Maschinenarbeit, 
ob  der  Verkäufer  die  Waren  selbst  herge- 
stellt hat  oder  nur  als  Zwischenhändler  feil 
hält,  und  Bezugsquellen  (»ohne  Zwischen- 
händler', »Karawanenbezug«,  »in  Eis  ver- 
packt-). Wahrheits widrige  Angaben  dieser 
Art  locken  Kunden  an  und  entziehen  sie 
anderen,  sich  solcher  Mittel  nicht  bedienen- 
den Konkurrenten.  In  diesem  Sinne  wirken 
auch  für  den  reellen  Geschäftsmann  schäd- 
lidi  die  falschen  Angaben  über  die  Preis- 
bemessung,  z.  B.  10%  unter  dem  Einkaufs- 
preise, oder  die  Waren  werden  im  Schau- 
fenster mit  einem  niedrigen  Preise  bezeichnet 
und  jetlem  Kanfliebliaber  wird  erkL'irt,  tlass 
die  billige  Qualität  ausverkauft  sei.  Die 
Locknng  hat  den  Zweck  en'eicht  und  der 
Kunde  wii-d  in  den  meisten  Fällen  den 
]>aden  nicht  verlassen,  ohne  die  Ware  zu 
dem  höheren  Preise  gekauft  zu  haben.  Dass 
unter  Waren  und  gewerblichen  Leistungen 
auch  landwirtschaftliche  Emeugnisse  »ind 
Leistungen  zu  verstehen  sind,  ist  selbstver- 


ständlich  und   hätte  nicht  ci. 
Hervorhebung  im  g  1  Abs,  5  bedurft. 

Gegen  falsche  geographische  Herkunfts- 
augaben Itat  schon  das  Warenzeichengesetz 
von  1894  einen  Rechtsschutz  gescliaffen. 
§  16  desselben  untersagt  nämlich,  Waren 
oder  deren  Verpackung  oder  geschäftliche 
Ankündignngen  mit  einem  Staatswappen  oder 
mit  dem  Namen  oder  Wappen  eines  Ortes, 
eines  Gemeinde-  oder  ■weiteren  Kommunal- 
verbandes zu  versehen  zum  Zwecke  der 
Irrtumaerregung  über  Beschaffenheit  oder 
Wert  der  waren  oder  solche  in  Verkehr  zu 
bringen  oder  feil  zu  halten.  Rechtsfolge  des 
Vergehens,  das  von  Amts  wegen  verfolgt 
wird,  ist:  150—5000  Mark  Geldstiafe  oder 
Gefängnis  bis  zu  6  Monaten.  Anf  soge- 
nannte Gattungsnamen,  d.  h.  Kamen,  die 
nach  Handelsgebranch  nicht  die  Herkunft, 
sondern  niu"  die  Gattung  bezeichnen  sollen, 
K.  B.  Frankfurter  Würstchen,  Nürnberger 
Spielwaren,  Bordeaux,  erstreckt  sich  das 
Verbot  nicht. 

Durch  §  1  des  Gesetzes  von  1896  soll 
dagegen  eine  Schädigimg  durch  andere 
falsche  Angaben  über  die  Herkunft  der 
Waren  hintangehalten  werden,  z.  B.  Konkure- 
waren, Domänenbutter,  aus  der  leistungs- 
fähigsten Fabrik  bezogen. 

Auch  das  wahrheitswidrige  SichberOhmen 
mit  dem  Besitze  von  Auszeichnungen  (z.  S. 
AusstellungsmedMllen,  Diplome,  Preise  bei 
einer  Preisbewerhung  werfen  auf  Geschäfts- 
briefen etc.  abgebildet,  im  Verkaufslokal  auf- 
gehängt) erweckt  im  Publikum  den  Glauben 
einer  besonderen  Ijeistimgsfähigkeit  des  In- 
dustriellen oder  Händlers  oder  einer  vor- 
züglichen Qualität  ihrer  Waren  und  schädigt 
die  Mitbewerber.  Die  gewerblichen  Aus- 
zeichnungen kommen  liiei-  in  erster  Linie  in 
Betraclit,  wähi-end  die  Anmassung  von  Orden 
und  Titeln,  z,  B.  Hoflieferant,  teilweise  schon 
durch  §  360  Ziff.  8  des  R.Sl.G.B.  mit  Strafe 
bedroht  ist. 

c)  Die  Palentanmassung  ist  schon  diireh 
das  Patentgesetz  luia  Delikt  gestempelt. 
§  40  desselben  bedroht  nämlich  mit  einer 
Geldstrafe  von  3 — 1000  Mark  denjenigen, 
der  Gegenstände  oder  deren  Verpackung  mit 
einer  Bezeichnung  versieht,  welche  geeignet 
ist,  den  Irrtum  zu  erregen,  dass  die  Gegen- 
stände durch  ein  Patent  nach  Massgabe  des 
Patentgesetzes  geschützt  seien.  Gleicher 
Strafe  unterliegt  derjenige,  der  in  öffent- 
lichen Anzeigen,  auf  Aushängeschildern,  auf 
Empfehlnngskarien  oder  in  ähnlichen  Kund- 
gebungen eine  derartige  Bezeichnung  an-  • 
wendet,  also  beispielsweise  D.EJ".  Die  Straf- 
barkeif  wird  nur  durch  die  Simulierung 
eines  deutschen  Reich  spate»  ts,  nicht  dureh 
die  eines  ausländischen  begründet  Da 
namentlich  infolge  des  deutschen  Vor- 
])rüfungssystems    die    Patenterteilung    eine 
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EmpfehluDg  des  geschützten  Gegenalandes 
<^Qtnäll,  so  erscheint  die  Strafandrohung  gegen 
Paten  tan  raassung  auch  unter  dem  Gesichts- 
punkt der  schwindelheiften  ßekiame  gerecht' 
fertigt, 

Gebrauchs-,  Gesehmaßks-  und  Miister- 
schutzgesetze  keanea  keinen  Schutz  gegen 
Anmassung.  Durch  die  Ad  nähme  des 
Vorschlages  eiuer  nur  exemplifikativen 
l'asBung  werden  auch  falsche  Angaben 
dieser  Art  getroffen  und  auch  in  Deutsch- 
laiid  ein  civilrechtliches  Einschreiten  wegen 
falscher  Behauptungen,  wie  »einziger  Fabri- 
kant« ,  »einzige  Niederlage« ,  ermOghcht, 
denn  der  beim  Publikum  hervorgerufene 
Irrtum,  als  ob  diese  Waren  in  keinem 
anderen  Laden  kftiiflich  wären,  enthält  eine 
Schädigung  aller  Kaufleute  etc.  der  gleichen 
Branche. 

Entwurf  I  hatte  noch  unrichtige  Be- 
hauptungen »über  die  Menge  der  Vorrätei. 
Die  10000  Winterüberzieher  und  30000 
Stiefel,  die  sich  in  Ankündigungen  so  wider- 
wärtig breit  machen,  wüi-den  dann  wohl 
bald  verschwunden  sein,  man  wird  aber 
doch  die  s]jätere  Streichung  billi^n,  da 
derartige  Marktschreiereien  wohl  kaum 
Schaden  stiften  werden,  andererseits  aber 
die  Gefahr  von  Denunziationen  der  Kon- 
kurrenz mit  einem  Eindringen  in  interne 
Geschäftsverhältnisso  bedenklich  gesteigert 
hätte. 

Praktisch  weitaus  am  wichtigsten  und 
zu  vielen  Beschwerden  Anlass  gebend  sind 
die  Vorspiegelungen  eines  besonderen  An- 
lasses oder  Zweckes  des  Verkaufs.  Hier 
haben  sich  namentlich  die  angeblichen  Kon- 
kursau s  verkaufe  zn  einer  wahren  Landplage 
entwii^kelt,  sei  es  dasa  die  Waren  über- 
haupt nicht  aus  einer  Konkursmasse  stammen 
oder  dass  ein  Lager  aus  einem  Konkurse 
gekauft  wird,  die  verkauften  Waren  aber 
durch  Nachschiebungen  neuer  zu  diesem 
Zwetie  eigens  angeschaffter  Waren  ersetzt 
werden.  Die  Täuschung  des  Publikums  n-ird 
sodann  noch  gesteigert,  indem  man  den  Ein- 
druck amtlicher  Leitung  des  Ausverkaufs 
{^Der  Verwalter^,  Siegel)  erweckt.  Die  un- 
aufhörlichen Nachschübe  machen  solche  Aus- 
verkäufe zu  permancDten,  und  die  Urteils- 
losigkeit weiter  Kreise  sichert  diesen 
schwinde! haften  Ausverkäufen  einen  steten 
Zulauf.  Das  Publikum  benutzt  die  angeb- 
lich gute  Gelegenheit,  versieht  sich  flt>er 
Bedarf  mit  teilweise  minderwertiger  Ware, 
und  auf  längere  Zeit  sind  die  Mitbewerber 
des  Ortes  und  Umgebung  durch  Verminde- 
rung der  Vorkaufsgelegenheit  nachhaltig  ge- 
schädigt. 

Ausser  diesen  Konkursausverkäufeu  sind 
es  dann  noch  die  gewöhnlichen  Ausverkäufe 
wegen  Aufgabe  des  Geschäftes,  dann  Ver- 
kauf  (Auktion)   von  Möbeln,   Pianos,   Näh- 
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maschinen  wegen  Umzu^  Aufhebung  des 
Verlöbnisses,  Todesfalls,  BnmdunglückS;  die 
das  Pubhkum  zum  Kauf  anlocken. 

d)  Die  gleiche  Kechtswirkung  wie  solche 
unrichtige  Angaben  haben  biidüche  Dar- 
stellungen und  sonstige  Veranstaltungen,  die 
darauf  berechnet  und  geeignet  sind,  die- 
selben zu  ersetzen.  Nach  der  Begründung 
des  Entwurfs  ist  hier  an  solche  bildliche 
Daretellungen  (Webstuhl,  Fabrikgebäude)  ge- 
dacht, wie  man  sie  häufig  in  Schaufenstern 
bemerkt,  die  beim  Käufer  den  Irrtum  er- 
regen, als  ob  der  Besitzer  des  Geschäftes 
selbst  erzeuge  oder  auch  eine  Fabrik  be- 
treibe, eine  Täuschung,  die  die  Kaufsent- 
schliessung des  Publikums  manchmal  beein- 
flusst. 

Die  Rechtsfolgen  des  Reklamesch windele 
sind  civil-  und  strafrechtliche. 

CivÜrechÜicher  Natur  sind  die  Klagen 
auf  Unterlassung  der  unrichtigen  Angaben 
und  auf  Schadenersatz,  die  beide  gemeinsam 
geltend  gemacht  werden  können. 

Der  Anspruch  auf  Ersatz  des  durch  die 
unrichtige  Angabe  verursachten  Schadens 
kann  aber  nur  dann  gegen  denTJrheber  der 
Angabe  erhoben  weiden,  wenn  dieser  die 
Unrichtigkeit  kannte  oder  kennen  musste. 
Der  ErsatzaQspntch  steht  nur  dem  Ge- 
schädigten zw.  der  Art  und  Umfang  seines 
Schadens  nachzuweisen  hat.  Der  Grimdsatz 
der  fi'eien  richterlichen  Beweis  Würdigung 
kommt  selbstredend  bei  diesem  wie  bei 
anderen  Schadensprozessen  zur  Anwendung. 

Das  Gesetz  bezweckt  nur  einen  gesetz- 
lichen Schutz  der  Konkurrenten,  giebt  da- 
her dem  durch  den  Reklamesch  wind el  ge- 
schädigten Käufer  keinen  Ersatzan sprach, 
sondern  flberlässt  die  Entscheidung  der 
Frage  der  Zulässigkeit  eines  solchen  dem 
Börgeriichen  Gesetzbuch. 

Die  Wirksamkeit  des  Schutzes  gegen  die 
Folgen  der  schwindelhaften  Reklame  ist 
aber  bedingt  durch  die  Bascbheit  seiner  Ge- 
währung. Bei  Ausverkäufen,  Wanderh^rn 
u.   dgl.  kommt    es    namentlich   darauf  an, 

Sräventiv  zu  wirken  und  zu  verhindern, 
ass  das  Publikum  durch  marktachreiei-ische 
Ankündigungen  angelockt  und  den  reellen 
Gewerbsgenossen  die  Kundschaft  vielleicht 
auf  lange  Zeit  entzogen  wird.  Die  franzö- 
sischen Gerichte  haben  durch  ihr  schleuniges 
Einschreiten  in  solchen  FäUen  sich  den  Dank 
der  anständigeu  Geschäftswelt  errungen. 

Es  ist  deshalb  mit  Freude  zu  begrüssen, 
dass  auch  das  Gesetz  von  lSä6  den  Ge- 
richten die  Möglichkeit  des  Erlasses  einst- 
weiliger Verfügungen  zur  Sichening  des 
Anspruclis  auf  Unterlassung  der  Schwindel- 
reklame giebt,  ohne  sie  hierbei  an  die 
Voraussetzungen  der  §§  935  und  940  (Ge- 
fährdung der  künftigen  Zwangsvollstreckung 
und  Regelung  eines  provisorischen  Zustandea 
Anfl«Ke.    Yll.  60 
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in  ßeziig  auf  ein  streitigea  Rechts  Verhältnis 
zur  Abwendung  ■wesentlicher  Nachteüe, 
drohender  Gewalt  und  aus  anderen  Gründen) 
der  Civil prozessordmi Dg  zu  binden.  Sobald 
also  seitens  des  KJiSgers  das  Yorhandeneein 
des  Thatbestandes  des  §  1  glaubhaft  ge- 
macht ist,  kann  das  Gericht  eine  einst- 
weilige, den  konkreten  Verhältnissen  anzu- 
passende "Verfflgung  erlassen. 

Zuständig  hierzu  ist  (g  3)  das  Amts- 
gericht, in  dessen  Bezirk  die  den  Anspruch 
begründende  llandhiog  begangen  ist,  das 
aucli  eine  Frist  zur  Ladung  des  G^^iers 
zur  Verhandlung  über  die  Rechtmässigkeit 
der  VerfÖgiing  bestimmt  (g  942  C.P.O.). 

BerecJitigt  zur  Erhebung  der  Unter- 
lassuQgsklage  bezw.  zur  Beantragung  einer 
einstweiligen  Verfügung  ist  jeder  Gewerbs- 
genosse {»von  jedem  (ie  werbet  reibenden,  der 
Waren  oder  Leistungen  gleicher  oder  ver- 
wandter Art  herstellt  oder  in  den  geschäft- 
lichen Verkehr  bringt«),  also  nicht  nur  der 
nn mittelbar  Geschädigte.  Eine  räumliche 
Beschränkimg  der  Kla^legitimation  dürfte 
sich  wohl  empfehlen. 

Entwurf  I  hatte  die  Klagelegitimation 
auch  »Verbänden  von  Gewerbetreibenden« 
zuerkannt.  Die  Streichung  im  Entwurf  II 
war  nicht  gerechtfertigt,  denn  diese  Ver- 
bände (Gewerbevereine,  kaufmännische  Ver- 
eine, Vereine  zur  Bekämpfnne  der  Aus- 
wüchse im  Handel  und  \erkenr)  sind  in 
erster  Linie  berufen,  als  Hflter  von  Treu 
und  Glauben  im  geschäftlichen  Verkehr  auf- 
zutreten. Sie  können  die  Sachlage  besser, 
objektiver  beurteilen  als  der  einzelne  Kon- 
kurrent, den  Rat  Rechts  verständiger  erholen 
und  die  Kosten  eines  Prozesses  wagen,  wäh- 
rend oft  der  einzelne  Konkurrent  nicht  ge- 
neigt sein  wird,  sich  für  die  übrigen  mit- 
geschädigten Konkurrenten  zu  opfern  und 
sich  dem  Risiko  eines  Prozesses  auszusetzen. 
Gerade  einzelne  derartige  Vereine  haben 
auf  dem  \Vege  der  Selbsthilfe  schon  schöne 
Erfolge  im  Kampfe  gegen  unlauteren  Wett- 
bewerb emmgen,  so  dass  man'ihnen  diese 
Waffe  nicht  vorenthalten  durfte.  Die  Wieder- 
herstellung des  Entwurf  I  in  diesem  Punkte 
ist  daher  erfreulich. 

§  1  des  Gesetzes  erkennt  nämlich  anch 
den  Verbänden  zur  Fördenmg  gewerblicher 
Interessen  die  aktive  Klagelegitimation  zu, 
soweit  diese  Verbände  in  büi^rlichen  Rechta- 
streitigkeiten  klagen  können.  Nach  §  21 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  werden  solche 
Verbände  durch  Eintragimg  in  das  Vereins- 
rcgister  des  Amtsgerichts  dieses  Recht  er- 
langen können. 

Die  schwinde] hafte  Reklame  nimmt  nur 
dann  den  Charakter  eines  strafrechtlich  zu 
ahndenden  Delikts  an,  wenn  der  Thäter  die 
T'nriehtigkeit  seiner  Angaben  kannte,  also 
wissentlich   imwahre   imd   zur  Irreführung 


geeignete  (also  plumpe  lügenhafte  Ueber- 
treihungen,  die  von  normalen  Mensclien  als 
solche  erkannt  werden,  begründen  keine 
Strafbarkeit)  Angaben  machte  und  zwar  in 
der  Absicht,  den  Anschein  eines  besonders 
günstigen  Angebots  hervorzurufen  (g  4).  Mit 
Recht  wird  der  Dolus  zur  Voraussetzung 
strafrechtlicher  Ahndimg  gemacht;  Fahr- 
lässigkeit, das  Bewusstsein ,  dass  die  An- 
gaben geeignet  sind,  den  Anschein  eines 
besonders  günstigen  Angebots  hervorzunifen, 
genügt  nicht  ziu-  Sfrafbarkeit.  Der  Anschein 
eines  besonders  günstigen  Angebots  braucht 
nicht  thatsäclilich  entstanden  zu  sein,  nur 
die  darauf  gerichtete  Absicht,  nicht  ihre 
Verwirklichung  wird  gefordert. 

Der  objektive  Thatbestand  des  Delikts 
ist  der  gleiche  wie  der  der  nur  civilrecht- 
lich  verfolgbaren  seh  windelhaften  Reklame 
des  §  1,  nur  mit  der  wichtigen  Einscluän- 
kung,  dass  die  Generalklausel  »über  geschäft- 
liche Verhältnisse*  keine  Aufnahme  gefunden, 
so  dass  die  Aufzählung  nicht  eine  exem- 
plifikative  Bedeutung  hat,  sondern  eine  er- 
schöpfende ist,  Angabe  »über  die  Beschaffen- 
heit, Herstellungsart  oder  die  Preisbemessung 
von  Waren  oder  gewerblichen  Leistungen, 
ober  die  Art  des  Bezugs  oder  die  Bezugs- 
quelle von  Waren,  über  den  Besitz  von 
Auszeichnungen,  über  den  Anlass  oder  den 
Zweck  des  Verkaufs«.  Es  sind  so  die  am 
häufigsten  vorkommenden  Fälle  getroffen 
und  zugleich  die  für  die  Strafbarkeit  wichtige 
schärfere  Abgrenzung  des  Thatbestandes  er- 
reicht. 

Das  Delikt  der  trügerischen  Reklame 
imterscheidet  sich  vom  Betrüge  {§  2Gä 
K.Str.G.B.)  darin,  dass  eine  Vermogens- 
beschädigung, ein  wesentliches  Thatfaestands- 
merkmal  des  Betrugs,  nicht  gefordert  wird. 
Die  triigerische  Reklame  ist  Gefährdungs- 
delikt, die  Gefährdung  muss  nicht  einge- 
treten sein,  sie  wird  beim  Vorliegen  der 
Thatbestandsmerkmale  vermutet.  Der  Be- 
trug eines  Gewerbeti'eibenden  richtet  sich 
gegen  den  Käufer  seiner  Waren,  den  Ab- 
nehmer seiner  Leistungen,  die  trügerische 
Reklame  wie  der  unlautere  Wettbewerb 
flberliaupt  gegen  die  Mitbewerber.  Sollte  in 
einem  Falle  durch  die  trügerische  Reklame 
das  Vermögen  eines  Mitttewerbers  nacli- 
weisbar  beschädigt  worden  sein,  so  würde 
wegen  Betrug  in  ideeller  Konkurrenz  mit 
trügerischer  Reklame  (R.Str.G.B.  §  73)  zu 
strafen  sein. 

Die  Strafe  kann  sich  bis  auf  löUO  Mark 
erstrecken,  nur  im  Wie<lerholungsfalle,  a!si> 
bei  der  zweiten  Zuwidorhandhmg  (innerhalb 
zehn  Jahren  §  245  RStr,G,B.)  kann  nebeu 
Oller  statt  der  Geldstrafe  eine  Freiheitsstrafe 
(bis  sechs  Monate  Haft  oder  Gefänenis)  ver- 
hängt werden.  Eine  Veröffentlicnuiig  des 
Straiiu-teils  auf  Kosten  des  Schuldigen  kann 


■'»'^ 


Wettbewerb,  unlauterer 


787 


diirch  das  Gericht  angeordnet  werden,  eben- 
so kann  die  Befugnis  zur  Veröffentlichung 
des  anf  Unterlassung  der  Angabe  lautenden 
Civilerkenntnisses  dem  Kläger  auf  Kosten 
des  Beklagten  zugesprochen  werden  (§  13). 
Diese  Veriiffentlidiung  wird  praktisch  -von 
grossem  Werte  sein,  insofern  sie  das  P^ibli- 
Kuui  Ober  das  lü^nhafte  Gebaren  aufklären 
und  dein  Verarteilten  das  durch  Täuschung 
erschwindelte  Vertrauen  wieder  entziehen 
wird. 

4.  QDaatitätSTerschleiernng.  Miss- 
btSuche  im  Oarnhandel  waren  es  nament- 
lich, die  wegen  ihrer  tiefgreifenden  Schädi- 
girag  der  reellen  Gamhändler  das  Verlangeu 
nach  einer  gesetzlichen  Untei-drückuog  der 
seh  win  delhaf  teu  Quantit&tsyerschleieru  n  ge  n 
rege  machten. 

Die  auf  eine  IrrefiUirung  des  Publikums 
abzielenden  Veranstaltungen  bestehen  darin, 
dass  man  die  Mengeeinheiten  Qarn  u.  dgl., 
die  vom  Publikum  in  kleinen  Abteilungen 
(Gebinde,  Lage,  Strähne,  Docke)  gekauft 
werden  und  die  usancemäsaig  ein  bestimmtes 
Gewicht  repräsentierten,  vergrössert,  indem 
mau  das  im  Verkehr  Übliche  Gewicht  der- 
selben stillschweigend  verringert  und  so 
tieim  Publikum  diirch  eine  Preiser mflssiguug 
fflr  das  Gebinde  den  Anschein  erweckt,  als 
verkaufe  man  billiger  als  die  Konkurrenten, 
die  die  übliche  Gewichtsmenge  nach  wie 
vor  zum  alten  Preise  liefern.  Wahrend 
z.  B.  frither  das  Kilogramm  Strickgarn  in 
'"/lo  ä  10  Gebinden  zu  je  10  Gramm  auf- 
gemacht war,  wiuden  dann  Einteilungen 
der  Kilogramm-Packete  in  "/i»  k  12  Ge- 
binde Ä  ca.  8^/3  Gramm,  spftter  in  "/i*  und 
'^/iii  immer  zu  10  Gebinden  in  den  Handel 
eingeführt,  so  dass  ein  Gebind  nur  ca.  7,2 
bezw.  6','*  Gramm  wiegt.  Solche  Manipula- 
tionen nahmen  durch  die  Schleuderkonkurrenz 
einen  solchen  Umfang  an,  dass  auch  reelle 
Händler  gezwungen  waren,  diese  Gewichts- 
aufmachiuigen  zu  führen,  und  ebenso  die 
Fabrikanten,  die  Garne  in  (mehr)  Abtei- 
lungen von  geringerem  Gewichte  zu  ver- 
packen. 

Aehnlich  wie  auf  dem  Gebiete  des  Garn- 
handels, dessen  Vertreter  mit  denen  der 
Spinner  schon  188S  die  Forderung  einer 
gesetzlichen  Regelung  der  Gewichtsfrage  an 
das  ReicliKamt  des  Innern  gestellt  hatten, 
rissen  ähnliche  Quantitäts Verschleierungen 
aucii  im  Detail  verkauf  anderer  Waren- 
gattungen, z.  B.  von  Seife,  Stearinkerzen, 
Stahlfedern,  Bier  ein.  Das  Bedürfnis  nach 
Gewähnmg  eines  gesetzlichen  Schutzes,  wie 
er  in  Oesterreich  (V)  in  Aussicht  genommen 
ist,  sollte  im  Gesetz  von  1896  seine  Be- 
friedigung finden. 

Im  Gegensatze  zu  anderen  Vorschriften 
des  Gesetzes,  der  die  Thatbestandsmerkmale 
fOr  die   einzelnen  Formen   dee   unlauteren 


Wettbewerbs  scharf  imisclirieb,  wird  aber 
im  §  5  dem  Bundesrat  nur  die  gesetzliche 
Ermächtigung  gewährt,  durch  im  Reichs- 
gesetzblatt zu  veröffentlichende  Verordnungen 
zu  bestimmen,  dass  gewisse  Waren  im  £inzel- 
verkehr  (also  nicht  zwischen  Fabrikanten 
und  Grossliändlera  oder  zwischen  diesen  und 
Kleinhändlern)  nur  in  bestimmten  Einheilen 
der  Zaiü  (z.  B.  Seife,  Stahlfedern,  Steck- 
nadeln nur  dutzendweise),  der  Länge  und 
des  Gewichts  oder  mit  einer  auf  der  Ware 
oder  ihrer  Aufmachung  (z.  B.  UmhiUlnug, 
Flasclien,  Kästchen)  anzubringenden  Quanti- 
tätsangabo  gewerbsmässig  verkauft  oder  feil- 
gehalten werden  dürfen.  Wenn  nötig,  kann 
der  Bundesrat  beide  Anordnungen  vorbinden, 
so  dass  eine  Ware  nur  in  bestimmten  Menge- 
einheiten und  mit  einer  Angabe  der  Menge 
versehen  zum  Einzelverkehr  zugelassen  wird. 

Ebenso  kann  der  Bundesrat  fflr  den 
Einzel  verkehr  mit  Bier  in  Flaschen  oder 
Krügen  die  Angabe  des  Inhalts  unter  Fest- 
setzung einer  angemessenen  Fehlei^renze 
(Abweichimg  des  tliatsächLchen  Inhalts  von 
dem  angegebenen)  anordnen,  der  Bundesrat 
kann  aber  nicht  vorschreiben,  dass  Bier  nur 
in  bestimmten  Quantitäten  verkauft  werden 
darf.  —  Auf  andere  Flüssigkeiten,  z.  B. 
Wein,  erstreckt  sich  diese  Befugnis  nicht. 
Solche  Anordnungen  treffen  nur  den  Detail- 
verkehr innerhalb  des  Deutschen  Reichs, 
nicht  aber  den  Export  ins  Ausland.  Da- 
gegen unterliegen  selbst  Kerstan  dl  ich  die  im 
Auslande  erzeugten  Waren,  sobald  sie  in 
Deutschland  in  den  Detailverkehr  kommen, 
diesen  Vorschriften.  Die  ausländischen 
Fabiikanten  werden  so  im  Interesse  ihrer 
deutschen  Abnehmer  gezwungen  werden, 
ihre  Waren  in  den  vorgeschriebenen  Menge- 
einheiten für  den  De^verkehr  herrichten 
zu  lassen. 

Jede  vom  Bundesrat  auf  Grund  der  Er- 
mächtigung des  §  5  erlassene  Verordnung 
ist  im  Reiclisgesetzblatt  zu  veröffentlichen 
imd  dem  Reichstag  sogleich  oder  bei  seinem 
nächsten  Zusammentritt   zur  Kenntnis  vor- 


Zu Widerhandlungen  gegen  solche  Be- 
stimmungen des  Bundesrats  sind  mit  Geld- 
strafe bis  150ü  Miu-k  oder  mit  Haft  bedroht. 
Die  Uebertretung  einer  solchen  gewerbe- 
polizeilichen  bundesrätlichen  Bestimmung  ist 
mit  Geldstrafo  bis  ISO  Mark  oder  mit  Haft 
bedroht  (§_,^). 

sgelung,  die  den  Bundesrat  zur 
Anordnung  einer  obligatorischen  Quantitäts- 
bezeichnung  oder  des  ausschliesslichen  Vei^ 
kauts  in  bestimmten  Mengeneinheiten  ei> 
mfichtigt,  ist  durchaus  zweckmässig.  Denn 
bei  der  Häufigkeit  dos  Wechsels  der  Be- 
dürfnisse des  Verkehrs  konnte  man  an  eine 
gesetzliche  Festlegung  der  Mengeeinheiten 
nicht  denken.     Man  könnte  nicht  bei  jeder 
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Teranderung  der  Technik  des  Handels,  nicht 
sobald  sich  infolge  gemachter  Erfahrungen 
auch  für  andere  Warengattungen  eine  der- 
ai'tige  Bestimmung  als  notwendig  erweist, 
den  ganzen  Apparat  der  Oesctzgebung  in 
Bewegung  setzen.  Dass  der  Bundesrat  bei 
Regelung  solcher  Detailkenntnisse  des  be- 
treffenden FabrikatioDB-  oder  Handelszweiges 
erheischenden  Verhältoisae  nicht  ohoe  An- 
hörung fachmännisclier  Ereise  vorgehen  kann, 
will  er  nicht  seine  Verantwortlichkeit  be- 
denklich steigern,  liegt  auf  der  Hand.  Es 
würde  sich  deshalb  eine  A'orschrift  empfohlen 
haben,  die  den  Bundesrat  zur  vorherigen  Ein- 
holnng  des  Gutachtens  der  oder  bestimmter 
hÄ\ipl  sächlich  am  Gamhandel  beteiligten 
Handelskammern  verpfhchtet  hätte. 

Da  das  Bedürfnis  gesetzgeberischen  Ein- 
schreitens nui'  für  den  inländischen  Detail- 
haodel  vorlag,  hat  man  mit  ßecht  davon 
Abstand  genommen,  die  Verordnungsgewalt 
des  Bundesrats  auch  auf  den  Grosshandel 
und  den  Verkehr  der  Fabtikanten  mit  den 
GroBshändlem  oder  mt  etwa  auf  unsere 
Export  in  dustrie  unter  Beeinträchtigung  ihrer 
Fi'eiheit  auszudehnen. 

Den  Bezeichnungszwang  auch  auf  aus- 
drückliche Angabe  besonderer  Eigenschaften 
gewisser  Warengattungen  auszudehnen,  wie 
dies  der  österreichische  Entwurf  zuläest, 
dazu  scheint  ein  dringendes  Bedürfnis  in 
Deutschland  nicht  vorzuliegeu. 

Der  Bundesrat  hat  von  der  ihm  über- 
tragenen Befugnis  erst  Gebrauch  gemacht 
duifh  die  »Bekanntmachung,  betreffend  Be- 
stimmungen für  den  Kleinhandel  mit  Garn, 
vom  20.  JS'ovember  1900*  (RG.Bl.  S.  1014), 
die  aber  erst  mit  dem  1.  Januar  1903  in 
Kraft  treten.  Nach  dieser  bundesrätiichea 
VeronlDung  {§  1)  dürfen  zum  Einzelverkauf 
aufgomaclite  baumwollene,  wollene  und  halb- 
wollene Game  nur  in  bestimmten  Einheiten 
des  Gewidits  und  unter  Angabe  der  Ge- 
wichtsmenge im  Einzelverkehr  gewerbs- 
mässig verkauft  oder  feilgehalten  werden, 
baumwollene  Game  bis  zur  Gesamtlänge  von 
IIMI  Metern  jedoch  auch  in  bestimmten  Ein- 
heiten der  Länge  und  nnter  Angabe  der 
Länge. 

iWese  Verordnung  findet  keine  Anwen- 
dung auf  die  zum  Zwecke  der  Fertigstellung 
VI  in  halbfertigen  Waren  mit  diesen  feil- 
gehaltenen Qarne ,  auf  baumwollene ,  auf 
Holzwollen,  aufgemachte  Nähgame  und  auf 
Game,  die  dem  Käufer  zugemessen  oder 
znge wogen  werden. 

Als  Gewichtseinheiten  (§  2)  werden  zu- 
gelassen 1,  5,  10,  20  \md  50  Gramm  oder 
ein  Vielfaches  von  f;0  Gi-amm;  Längenein- 
heiten für  baumwollene  Game  zu  5,  10,  20, 
m  n.  s.  w.  bis  im  Meter.  Als  Gewicht 
gilt  das  Nettogewicht  nebst  einem  in  Pro- 
zenten   des    Trockengewichts     bestimmten 


Normal  feuchtigkeitszuschlag  (§  3).  Die  zu- 
lässige höchste  Fehlergrenze  betrflgt  S'/o  bei 
Mengen  Über  50  Gramm,  S'/o  bei  Mengen 
von  10—50  Gramm,  5%  bei  Längen  von 
10—100  Metern  und  lO^/o  bei  Längen  von 
5  Metem  (§  4). 

Das  Gewicht  ist  in  Grammen,  die  I^ge 
in  Metem  anzugeben ;  die  Angaben  sind  an 
der  Ware  selbst  oder  an  ilirer  Aufmachung, 
Verpackung  oder  Umschliessung  erkennbar 
an  zubringen.  Bei  Vereinigung  mehrerer 
Stränge  im  Gesamtgewicht  bis  zu  50  Gramm 
genügt  es,  wenn  die  Gewichtsangabe  auf 
der  gemeinsamen  Verpackung  angebracht  ist, 
bei  Mengen  über  50  Gramm  ist  sie  auf 
jedem  einzelnen  Stücke  anzubringen.  Game 
m  Knäueln  sowie  Game,  welche  nach  der 
Länge  verkauft  werden,  müssen  stets  mit 
einer  Mengenangabe  versehen  sein. 

In  der  Sitzung  des  deutschen  Reichs- 
tags vom  20.  März  1901  wurde  im  Interesse 
der  Keellitfit  des  Kohlenhandels  eine  Reso- 
lution (Schmidt-Elberfeld)angenomnien,  durch 
die  der  Bundesrat  aiifgeforuert  wurde,  eine 
den  Verkauf  von  Kohien,  Koks  u,  s.  w.  nach 
Gewicht  vorschreibende  Verordnung  zu  er- 
lassen. Nach  einer  Mitteilung  des  Staats- 
sekretärs Grafen  Posadowsky  ist  die  Re- 
gierung bereits  mit  den  Vorbereitungen  für 
eine  solche  Verordmmg  über  Briketts  be- 
schäftigt Gelegenilich  der  Verhandlungen 
über  diese  Resolution  wurde  der  Wunsch 
geäussert,  der  Bundesrat  möchte  überhaupt 
von  der  ihm  durcli  §  5  des  Gesetzes  ein- 
geräumten Befugnis  ausgiebigeren  Gebrauch 
machen. 

Der  Beschliissfftssung  des  Bnndesratß 
unterliegt  zur  Zeit  der  Entwiu^  einer 
Verordnung  über  den  Kleinhandel  mit 
Kerzen,  die  am  1.  Januar  1903  in  Kraft 
treten  solL  Dieser  schreibt  vor,  dass 
Packungen  mit  Stearin-  und  Paraffinkürzen 
und  Kerzen,  die  überwiegend  aus  diesen 
Stoffen  hei^estellt  sind  (Koippositiouskerzen), 
im  Kleinverkchi-  nur  verkauft  werdeu  dürfen 
in  bestimmten  Einheiten  des  Gewichts  und 
zwar  Bnitfoge wicht  der  I'ackimg  yiH)  imd 
330Gramm{Nettogewiclit470und3or)Gnmim) 
und  für  Packungen,  bei  weleheo  die  einzelne 
Kerze  höchstens  25  Gramm  wiegt,  auch 
2r>U  Gramm  (Nettogewicht  225  Gramm).  Das 
Gewicht  darf  uiclit  um  mehr  als  10  Gramm 
hinter  den  angegebenen  Betrilgen  zui-ück- 
bleiben.  Auf  der  Aussenseite  der  Packungen 
ist  Brutto-  und  Nettogewicht  in  Gramm 
oder  Bruchteilen  von  Kilogramm  in  leicht 
erkennbarer  Weise  anzugeben. 

5.  Verrat  von  Gesch&fts-  oder  Be- 
trieb sgeheimDissen.  Streng  gcuommcn 
nicht  in  das  Gebiet  des  unlauteren  Wett- 
tiewerhs  gehört  die  Frage  der  13estrafung 
des  Verrats  von  Geschäftsgeheimnissen.  Es 
wird  nur  mitunter  auch  ein  solcher  Verrat 
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von  in  ihren  Geschaftsmantpulatioaert  nicht 
sehr  wahleriBChen  Qeschäftsleuten  henutzl, 
um  die  Eonkurrenz  aus  dem  Felde  zii 
schlagen. 

A)  In  Frankreich  hat  Art  418  des 
Code  p^nal  (ei^czt  durch  ein  Q.  v.  13.  Mai 
1863)  den  Verrat  vod  Fabrik-,  nicht  den 
von  Geschäftige  hei  in  Q  i  ssen ,  begangen  von 
einem  Direktor,  Kommis  oder  Arbeiter,  mit 
Gefängnis  (^U — 3  Jahre)  oder  mit  Geldstrafe 
(bis  2000  Francs)  bedroht. 

Der  Schutz  der  nationalen  iDdnstrie  steht 
hier  im  Vordergrund ,  indem  eine  ausser- 
ordentliche Vei-schärfimg  der  Strafe  (bis 
5  Jahre  Gefängnia  oder  bis  20000  Francs) 
bei  Verrat  an  einen  Ausländer  oder  einen 
im  Ausland  befindlichen  Franzosen  eintritt. 
Ausserdem  findet  auch  hierwegen  Art.  1382 
des  Code  civil  Anwendnng.  Als  Fabri- 
kationsgeheimnisse werden  nicht  nur  alle 
patentfähigen  Erfindungen  auf^&sst,  sondern 
auch  Handgriffe  und  alle  Mittel  der  Fabri- 
kation, die  dem  industriellen  Betrieb  einen 
diesen  eigen töm liehen  Vorteil  gegonöber  der 
Konkurrenz  gewähren.  Einen  Fortschritt 
macht  das  Stiafgesotzbuch  Belgiens  1867 
(Art.  309),  indem  es  die  Strafbarkeit  niclit, 
wie  nach  französischem  Hecht,  auf  die  Dauer 
der  Anstellung  beschrilnkt,  sondern  auch  auf 
die  Zeit  nach  dem  Austritt  aus  dem  Dicnst- 
verhältnieae  erstreckt. 

In  der  Schweiz  hatten  nur  die  Straf- 
gesetze von  Schftffhauseu  und  Teaein  ein- 
schlSgige  Strafbestimmungen.  Auf  Anregung 
der  schweizerischen  Gesellschaft  für  che- 
mische Industrie  hat  der  Vorentwurf  eines 
schweizerischen  Strafgesetzbuchs,  wie  oben 
jsubVl)  schon  bemerkt  wurde,  in  seinem  Art. 
89  nur  den  Verrat  von  Fabrikationsgeheim- 
nissen und  die  Ausnutzung  eines  solchen 
Verrats  unter  Strafe  gestellt. 

In  England  und  in  der  nordame- 
i-ikanischcn  Union  sichert  die  Recht- 
sprechung beim  Mangel  besonderer  gesetz- 
licher Vorschriften  einen  wirksamen  civtl- 
reehtlichen  Schutz  gegen  Verrat  von  Ge- 
werbegeheimnissen, besonders  von  Fabrika- 
tion smethoden.  Eine  strafreclitliche  Ahn- 
dung ist  nach  englischem  Rechte  nur  zu- 
lässig beim  Vorliegen  einer  conspiracy,  einer 
Vei-abredung  des  Angestellten  mit  einem 
Dritten  bezüglich  des  Verrats. 

In  Deutschland  hatte  das  badische, 
kgl.  sächsische,  thüringische,  württem- 
bergische  und  hamburgische  Strafgesetz  das 
fVibrikationsgeheimnis,  die  beiden  letzten 
auch  das  Geschäftsgeheimnis  unter  straf- 
rechtlichen Schutz  gestellt  Das  Reichs- 
strafgesetzbuch  hat  eine  solche  Bestimmung 
nicht  aufgenommen. 

Civilrechtlich  kam  noch  Art  69  des 
alten  Handelsgesetzbuches  in  Betracht,  der 
die  Entlassung  eines  Handlungsgehilfen  ohne 


EflndiguDg  wegen  Untreue  und  Vertrauens- 
miasbraudi  gestattete. 

Einen  Schutz  von  PrivatgchelmnisseQ 
hatte  das  Reichsstrafgesetzbuch  §  300  ge- 
währt g^nüber  gewissen  Berufsklassen 
(Aerzte,  Rechtsanwälte,  Hebammen  etc.}, 
denen  kraft  ihres  Amtes,  Standes  oder  Ge- 
werbe solche  Privatgeheimnisse  anvertraut 
werden,  gegen  jede  widerrechtliche  Mit- 
teilung. 

EHne  Veipflichtung  zur  Wahnmg  des 
Betriebsgeheimnisses  unter  Strafandrohung 
hatte  das  Unfall  Versicherungsgesetz  1884 
(§§  107,  108;  diesen  entsprechen  §§  löOj 
Ifil  in  der  Fassung  des  G.  v,  5.  Juh 
1900)  fflr  die  Mitglieder  der  Berufs- 
genossenschaften, deren  Beauftrage  imd 
Sachverständige  aufgestellt  und  diese  Per- 
sonen auch  für  strafbar  erklärt,  wenn  sie 
tmbefugt  Betriebsgeheimnisse,  welche  kraft 
ihres  Amts  oder  Auftrags  zu  ihrer  Kenntnis 
gelangt  sind,  offenbaren  oder  Betriebsein- 
richtungen und  Betriebsweisen,  solange  als 
diese  Betriebsgeheimnisse  sind,  nachahmen. 
Dieses  Reichsgesetz  gewährt  auch  den  Be- 
triebsuntemehmem  einen  präventiven  Schutz, 
wenn  sie  die  Verletzung  des  Fabrikgeheim- 
nisses oder  die  Schädigung  ihi-er  Geschäfts- 
interessen infolge  der  Besichtigung  des  Be- 
triebes boffli-chten. 

Aiich  Reiclisge Werbeordnung  §  13!)  b  be- 
droht die  Fabrikinspektoren  wegen  Niohtg«- 
heimhaltung  der  amtlich  zu  ihrer  Kenntnis 
gelangenden  Geschäfts-  und  Betriebs  Verhält- 
nisse mit  Strafe, 

Sodann  hat  das  R.-Margarine-G.  v.  15. 
Juni  1897  {§  1.5)  den  Beauftragten  der  Poli- 
zeibehörde mit  Geldstrafe  (bis  l.WO  Mark) 
oder  bis  3  Monate  Gefängnis  bedroht,  der 
Betriebsgeheimnisse,  die  kraft  seines  Auf- 
trags zu  seiner  Kenntnis  gekommen  sind, 
offenbart  oder  geheimgehaltene  Betriebsein- 
richtungen oder  Betriebsweisen,  von  denen 
er  ki-aft  seines  Auftrags  Kenntnis  erlangt 
hat,  nachahmt,  so  lange  diese  noch  Betriebs- 
geheimnisse sind  (Äntragsdelikt). 

B)  In  Fluss  gebracht  wurde  die  Frage 
einer  Besli'afung  des  Verrats  von  Fabrik- 
und  Geschäftsgeheimnissen  durch  einen  Auf- 
satz von  Ortloff  und  dann  hauptsäcldich 
durch  eine  Eingabe  des  Vereins  zur  Wah- 
rung der  Interessen  der  chemischen  Industrie 
an  den  Reichskanzler  (1884).  Der  19.  deutsche 
Juristentag  (1888)  erklärte  sich,  obwohl  das 
Gutachten  des  ChemnitzerOberbflrgermeislers 
Dr.  Andrö  nur  einen  civilrechtlichen  Schutz 
befürwortet  hatte,  auf  Antrag  des  Reichs- 
gerichtsrats Olshausen  fflr  die  Ei^änzuug 
des  Reichsstrafgesefzbuciis  im  Sinne  einer 
Bestrafung  des  Verrats  von  Geschäfts-  und 
Fabrikge  hei  m  ri  issen . 

Obwohl  nun  der  Reichskanzler  in  seiner 
Antwort  auf  eine  Vorstellung  des  genannten 
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Vereins  eine  gesetzliche  Regelung  als  nicht 
genügend  begründet  abcelenut  hatte  (189"' 
war  doch  im  Entwurf  I  ein  Schutz  . 
Sinne  der  Antragsteller  anerkannt  wordt 
Keine  Bestimmung  des  Entwurf  I  wurde' 
von  der  Kritik  so  heftig  angegriffen  wie 
diese,  nachdem  eehon  bei  den  Vorverhand- 
lungen gewichtige  Interessenvertretungen, 
wie  der  Verein  deutscher  Ingenieure,  die 
oberbayerische  Handels-  und  Öewerbe- 
kamraer,  sich  gegen  die  Einführung  eines 
Btrafrechlliehen  Schutzes  erklärt  hatten. 

Die  zur  Vorberatung  des  Entwurfs  I  im 
Reichsamt  des  Innern  zusammenbemfene 
Versammlung  von  Sachverständigen  hatte 
sich  aber  einstimmig  für  die  Bestrafung  des 
Verrats  von  Betriebsgeheimnissen  ausge- 
sprochen, während  eine  Minderheit  gegen 
die  Bestrafung  der  GescIiÄftsgeheimnisse  ge- 
stimmt halte.  Auf  der  im  Februar  1895  ab- 
gehalten eo  Versammlung  des  deutschen 
Handelstages  hatten  sich  nur  47  gegen  42 
Stimmen  für  die  Beibehaltung  des  g  7  des 
Entwurfs  I  erklärt. 

In  der  That  war  die  Entscheidung  der 
Fi'age,  ob  nicht  der  Rechtsschutz  am  besten 
auf  Fabrikationsgeheimnisse  beschränkt  und 
nicht  auch  auf  Geschäftsgeheimnisse  ausge- 
dehnt werden  sollte,  sehr  schwierig,  nach- 
dem hei'vorragende  Vertreter  des  Handels- 
standes selbst  einen  Solchen  Schutz  für  un- 
nötig erklärten  und  Vertreter  der  kauf- 
männischen Angestellten  denselben  als  ge- 
fährlich bekämpft  haben. 

Sollte  der  Gesetzgeber  diesen  Schutz 
den  Interessenten  aufzwingen  imd  gegen- 
tlber  dieser  Opposition  nicht  lieber  auf  Durch- 
führung seiner  wohlmeinenden  Absichten 
verzichten?  Das  würde  sich  nicht  empfohlen 
haben.  Denn  abgesehen  davon,  dass  den 
Gegnern  doch  auch  wieder  viele  Befür- 
worter des  Schutzes  aus  den  Kreisen  des 
Handelsstand  es  gegenüber  standen,  handelte 
es  sich  hier  um  eine  Foi'derung  der  Ge- 
reclitigkeil,  die  die  Ausfüllung  einer  Lücke 
unserer  Gesetzgebung  erheischte.  Es  war 
doch  fürwahr  ein  unserer  Reditsordnung 
nicht  würdiger  Zustand,  wenn  Fälle  des 
Verrats  von  Geschäftsgeheimnissen,  die  sicli 
als  empörende  Handlungen  der  untreue  und 
als  fnvole  Vermögen  sschädigimgen  dar- 
stellten, das  RechtsgefOhi  aufs  tiefste  ver- 
letzten, straflos  blieben  oder  die  Strafbarkeit 
von  dem  moralisch  gleichgiltigen  [Imstande, 
ob  der  Verräter  die  geheim  zu  haltenden 
geschäftlichen  Vorgang  in  sein  eigenes 
Solizbueh  oder  auf  ein  dem  Prinzipal  ge- 
höriges Blalt  Papier  schrieb,  in  welchem 
Falle  er  sich  des  Diebstahls  schuldig  machte, 
abhängig  gemacht  wurde. 

Als  Gnmde  gegen  die  Stratbarkeit  des 
Verrats  von  Fabriks-  und  Geschäftsgeheim- 
nissen wurde  namentlich  geltend  gemacht, 


dass  sie  im  "Widerspruch  stände  mit  dem 
Grundgedanken  des  Patentschutzes,  dein  eine 
Veröffentlichung  der  Erfindung  im  Interesse 
der  Industrie  entspreche,  während  dann  eine 
Bevorzugung  der  Geheimhaltung  vor  der 
Patentanmeldung  zu  fürchten  sei,  sowie 
mangelndes  Bedürfnis  einer  solchen  Straf- 
androhung und  die  Unbestimmtheit  des  Be- 
griffs Fabrik-  und  Geschäftsgeheimnisse,  die 
unbegründeten  Denunziationen  Thür  und 
Thor  öffnen  würden,  auch  hielt  man  einen 
Schutz  durch  Verträge  mit  Konventional- 
strafe für  ausreichend. 

Was  den  Widerspruch  mit  der  Patent- 
gesetzgebuDg  betraf,  so  übersah  man,  dass 
Fabrikationsgeheimnisse  oft  nicht  derartig 
sind,  dass  sie  patentiert  werden  können,  oder 
dass  sie  sich  oft  erst  in  ihrer  weitereu  Fort- 
bildung zu  pateutfäliigen  entwickeln,  ein 
Verrat  derselben  die  Patentanmeldung  für 
den  Erfinder  ausschliesst  Hauptsächlich 
wui-de  aber   gegen  den  Entwurf  das  sozial- 

Solitische  Moment  ins  Treffen  geführt,  in- 
em  man  der  Reichsregierung  vorwarf,  sie 
vertrete  nur  den  Standpunkt  brutaler  Arbeit- 
gebor (Quarck),  und  das  Gesetz  fördere  deu 
Arbeitgeber  direkt  gegen  den  Arbeit nelimer. 
Man  Hess  aber  bei  derartigen  Vorwürfen 
den  richtigen  Gesichtspunkt  aus  den  Äugen, 
das  Moment  der  Untreue,  die  in  vielen 
Fällen  eines  groben  Vertrauensmissbrauches 
zur  Erscheinung  kommende  Gemeinheit  der 
Gesinnung,  die  eine  strafrechtliche  Repression 
fordert 

Niu-  einzelne  Beispiele  aus  dem  für  <lie 
Vorbereitung  des  Entwurfs  gesammelten 
Material  (Bericht  der  Aeltesten  der  Beriiner 
Kauf  man  nscliaft,  Stegemann  I)  seien  hier 
hervorgehoben. 

Der  Zeichner  einer  Maschinenfabrik 
paust  Zeichnungen  und  Entwürfe  einer  neuen 
Maschine  ah  und  verkauft  diese  an  einen 
Konkurrenten.  Ein  Fabrikant  läset  durch 
seinen  Ingenieur  Zeichnungen  für  eine  zur 
Patentanmeldung  bestimmte  Maschine  an- 
fertigen. Dieser  stellt  Zeichnungen  seinem 
Verwandten  zur  Verfügung,  so  dasa  dieser 
die  Maschine  früher  als  der  Erfinder  znr 
Patentierung  anmelden  konnte,  Eün  Tuch- 
fabrikant besichtigt  mit  einem  Herrn,  den 
er  als  seinen  Direktor  vorstellte,  eine  Ma- 
schine, die  er  kaufen  will.  Letzterer,  ein 
Maschinenfabrik ant,  baut  die  besichtigte  Ma- 
schine nach  und  hefert  sie  dem  Tuchfebri- 
kanten.  Der  Angestellte  einer  Fabrik  bietet 
einer  Konkurrenzfirma  an,  alle  Anfragen, 
die  an  seine  Firma  gelangen  und  alle  von 
dieser  ausgehenden  Offerten  gegen  Provision 
abschrifllich  mitzuteilen.  Der  Angestellte 
eines  Textilfabrikanten  nimmt  die  Muster 
der  Kollektion  für  einen  Abend  mit,  macht 
einem  Konkurrenten  zugänglich,  so  dass 

Haiiptgenres ,   die   der   Fabrikant   zur 
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Saison  brachte,  von  dem  Eonknrrenten  nach- 
gealimt  waren. 

Ein  Eommis  verrät  die  Reisedispositionen 
seines  Pi-inzipals  an  elaen  Koiikurreaten,  bo 
<Iass  dieser  steta  ein  paar  Tage  früher  als 
<ler  Prinzipal  an  dem  Orte  eintrifft  und  die 
Aufträgo  der  Kundschaft  in  Empfang:  nimmt. 
Der  Dii-ektor  einer  Glas  Versicherungsgesell- 
schaft besticht  <ion  Lehrling  des  General- 
agenton einer  Konkurrentin,  der  ihm  die 
Register  der  lautenden  Versicherungen  mit- 
teilt. Auf  diese  Weise  sind  ihm  die  Ab- 
läufe bekannt  und  die  Konkurrentin  erleidet 
<liirch  Ausspannung  vieler  Versichenmgen 
grot^sen  Nachteil. 

Es  milsstc  geradezu  als  Beleidigung  des 
Standes  der  Arbeitnehmer  betraciitet  werden, 
wenn  man  ihnen  das  Gefühl  für  das  Schmach- 
volle und  Strafwürdige  solcher  Handlungen 
absprechen  wollte.  \\'eun  man  behauptete, 
dass  es  nicht  die  Aufgabe  des  Staates  sein 
kann,  die  Privat iuteressen  durch  Strafge- 
setze zu  schützen,  und  meinte,  der  Staats- 
anwalt dflrfe  nur  einschi-eiten,  wenn  das 
allgemeine  Interesse  gefährdet  ist,  so  über- 
sah man,  dass  dies  hier  nicht  weniger  der 
Fall  ist  wie  beim  Diebstahl  und  der  Unter- 
schlagung. Das  öffentliche  Interesse  fordert 
eine  ReaKtion  gegen  jede  unredhche  Hand- 
lung, es  fordert  aber  aucli  den  Schutz  un- 
serer Industrie  und  unseres  Handels  gegen 
jeden  wider  Treu  und  Glauben  verstossen- 
den  Eingriff. 

Wäre  richtig,  was  die  Vereinigung  der 
Handlungsgehilfen  zu  Frankfurt  a.  M.  be- 
hauptet hat,  dass  der  Schutz  der  Oeschäfts- 
gehoimnisse  eine  schwere  Schädigung  aller 
kaufmännischen  Angestellten  eutballe,  dazu 
angethan,  alle  Aussichten  auf  Verbesserung 
abhängiger  sowie  Gründung  selbständiger 
Stellungen  zu  vernichten,  dann  hätte  man 
aUerdings  den  Entwurf  nicht  Rcharf  genug 
bekämpfen  können.  Aber  dem  ist  nicht  so, 
denn  als  Geheimnisse  werden  nicht  geschützt 
alle  jene  thatsächlichen  Einrichtungen,  Ma- 
nipulationen etc.,  die  allen  Betrieben  einer  be- 
stimmten Art  eigen  sind,  Kenntnisse,  die 
jeder  Angestellte  mit  offenem  Blick  in  einem 
Geschäfte  dieser  Art  sich  aneignen  kann 
und  wird,  sondern  nur  die  einein  indivi- 
duellen Unternehmer  eigentümlichen,  die  in 
der  Regel  auch  den  Konkurrenten  unbe- 
kannt sind. 

Anerkennend  muss  hervorgehoben  wer- 
den, dass  viele  aus  Arbeitgebern  zusammen- 
g^setzte  Körperschaften,  wie  der  deutsche 
andelstag,  einige  Handelskammern,  der 
CentralauRSchuss  Berliner  kaufmännischer, 
gewerblicher  und  industrieller  Vereine,  in 
ihrer  Begutachtung  von  Entwurf  I  mit  grosser 
Entschiedenheit  die  Interessen  der  Arbeit- 
nehmer vertraten  und  die  als  Konsequenz 
einzelner  Besämmungeu  von  Entwurf  I  für 


diese  sich  ergebenden  unbüligen  Härten  ab- 
lehnten. Ihrem  Bemühen  war  es  nur  zu 
danken,  dass  im  Entwurf  II  die  zweijährige 
Schweigepflicht  nach  Beendigung  der  Dienst- 
zeit, die  allerdings  dein  Angestellten  die 
Möglichkeit  der  Verwertung  der  in  einem 
Gescliäfte  erworbenen  Kenntnisse  und  damit 
ihr  Fort  kommen  erschwert  haben  würde, 
beseitigt  wurde. 

Den  Einwänden  der  Vertreter  der  Ar- 
beitnehmer war  zuzugeben,  dass  die  Fassuug 
des  Gesetzes  eine  vorsichtige,  dessen  An- 
wentlung  eine  besonnene,  nicht  formalistische 
sein  musste,  wenn  nicht  eine  Gefährdung 
der  Interessen  der  Angestellten  eintreten 
soUte.  Die  Fassung  des  §  9  des  Gesetzes 
hat  vielen  Bedenken  der  Kritik  Rechnung 
getragen.  Wenn  man  nun,  wie  Entwurf  ll, 
allgemeinen  Wünschen  entsprechend  dies 
thut,  zur  Kechteprechung  Laien  herange- 
zogen und  vielleicht  die  Kammer  für  Han- 
dels-sachen  für  gewisse  Rechtsstreitigkeiten 
durch  Mitglieder  aus  dem  Kreise  der  An- 
gestellten vorstärkt  oder  die  Einholung  von 
Gutachten  der  Sachverständigen  vereine,  in 
denen  auch  Arbeitnehmern  Sitz  und  Stimme 
eingeräumt  worden  wäre,  vorgeschrieben 
hätte,  dann  würde  man  die  Garantie  einer 
nicht  formalistischen,  die  sachlichen  VerhÄlt- 
niese  scharf  berücksichtigenden  Geselzesaus- 
leguiig  gcscliaffeu  haben. 

Auf  diese  Weise  würden  dann  auch  die 
Bedenken  wegen  der  fehlenden  scharfen 
üm^Bzung  des  Begriffs  »Geschäfts-  imd 
Fabrikgeheimnisse«  einigermassen  gehoben 
worden  sein.  Uebrigens  war  zu  beachten, 
dass  der  Begriff  »Geheiranis»  unserer  Rechts- 
sprache nicht  fremd  war,  wie  man  vielfach 
anzunehmen  schien,  sondern  in  einer  Reihe 
von  Reichsgesetzen  der  Ausdruck  Geheimnis 
gebraucht  wurde  (z.  B.  R.Str.G.B.  g  92  — 
Staatsgeheimnis,  §  30()  —  Privat-,  alte  Civil- 
prezessordnung  §  349  Kunst-  oder  Gewerbe- 
geheimnis, Unfallversicherungsgesetz  von 
1884  §§  83  ff.  Fabriks-,  §  107  Betriebsge- 
heimnis), ohne  dass  der  Mangel  einer  Defi- 
nition oines  in  der  Straf rechtspf lege  geläu- 
figen Ausdrucks  zu  Unzuträghchkeiten  ge- 
führt hätte. 

Wenn  man  aus  der  geringen  Zahl  von 
Strafverfolgungen  in  Frankreidi  ("von  1863 
bis  1883  waren  36  Personen  angeklagt)  das 
Nichtvorhandensein  des  Bedürfnisses  eines 
Strafrechtsschutzes  folgern  wollte,  so  erschien 
diese  Folgerung  nicht  schlüssig,  denn  die  Exi- 
stenz der  Strafdrohung  wirkte  abschreckend, 
und  dann  hatte  in  Frankreich  die  Gerichts- 
praxis  in  Sachen  der  concurrence  deloyale 
überhaupt  einen  guten  Einfluss  auf  die 
Hebung  des  Anstandsgefühls  in  Handels- 
und Gewerbesachen  ausgeübt 

c)  Entwurf  I  (g§  7  und  8)  hat  den  Ver- 
rat von  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheim nisseii 


_n»vfvlC 


792 


Wettbewerb,  unlauterer 


I  Arbeiter  oder  LeliiÜDge 
vor  Ablauf  vod  2  Jahren  seit  Beendi.^ing 
des  Dienstverhältnisses  mit  Geldstrafe  bis 
3000  Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  1  Jahr 
und  die  Anstiftung  hierzu  mit  einer  Strafe 
bis  1500  Mark  oder  6  Monat  Gefängnis  be- 
droht 

Diese  Schweigepflicht  war  aber  an  eine 
Beschränkung  gebunden.  Sie  endigte  mit 
Ablauf  von  2  Jahren  seit  Beendigung  des 
Dienstverhältnisses,  und  danu  sollte  die  Straf- 
barkeit  nur  eintreten,  wenn  der  Verrat  er- 
folgt ist  *zum  Zwecke  des  Wettbewerbs  mit 
jenem  Geschäftsbetriebe". 

Unter  sorgsamer  Berücksiclitigung  der 
von  der  Kritik  geäusserten  Bedenken  wurdec 
§g  7  und  8  des  Entwurfs  ira  §  9  des  Gesetzes 
vollständig  umgestaltet.  Er  unterscheidet  vor 
allem  scharf  den  Ven-at  während  des  Dienst- 
verhältnisses und  den  Vorrat  nach  Beendi- 
gung desselben  und  beseitigt  die  allseitig 
angefochtene  2jährige  Scliweigetrist. 

Entwurf  lll  kannte  2  Arten  von  Ge- 
schäfts- mlei:  Betriebsgeheimnissen,  die  ein- 
fachen, dem  Angestellten,  Arbeiter  oder 
Lehrling  vermine  des  Dienstverhältnisses 
anvertrauten  oder  sonst  zugänglich  ge- 
machten, und  die  quatifizierten,  das  sind  die 
dera  Angeslellteu  gegen  »die  schriftliche, 
den  Gegenstand  des  Gebeimnisses  aiisdnlck- 
lich  bezeichnende  Zusicherung  der  Ver- 
geh wiegen  heit»  anvertrauten,  zu  deren  Ge- 
heimhaltung dieser  für  einen  in  der  Urkunde 
zu  bestimmenden  Zeitraum  verpfliclitet  ist. 

Jeder  Verrat  zieht  ausser  der  Schadens- 
ereatzpflicht  auch  Geld-  (bis  3000  Mark) 
oder  GefängD isstraf o  (bis  1  Jalir)  nach  sich. 
Diese  Bestimmungen  bekundeten  einen  ent- 
schiedenen Fortschritt  gegenüber  Entwurf  I. 

Einerseits  wurde  das  »Geheimnis«  sclu-ift- 
Jich  fixiert,  so  dass  ein  Zweifel  über  die 
Geheimhaltung  ausgeschlossen  war.  Es 
wurde  die  Möglichkeit  geboten,  der  Art  der 
Dienstleistung  der  Angestellten  entsprechend 
die  Schweigepflicht  individualisierend  zu 
bestimmen.  Durch  die  scliarfe  Umgrenzung 
wurtle  zugleich  einer  chikanösen  Verfolgung 
der  Angestellten  vorgebeug^t.  Andererseits 
konnte  aber  der  Geschäftsinhaber  nur  die 
Geheimhaltung  von  Betriebs-  und  Geschätts- 
gebeironissen  sich  versprechen  lassen.  Es 
wäre  also  Sache  richterlicher  Prüfung  ge- 
we.isen,  Eestziistellen,  ob  ein  eoldies  wirklich 
vorlag,  um  nicht  jeder  Einzelheit  des  ge- 
schäftlichen oder  teclinisehen  Betriebs  den 
Oliarakter  als  Geschäfts-  oder  Betriebsge- 
heimnis aufdi-Ücken  zu  lassen.  Man  hätte 
erwägen  können,  ob  man  nicht,  um  beiden 
Parteien  volle  Sicherheit  über  die  Schutz- 
bcrechtigimg  der  ausdrücklich  als  »Geheim- 
nis« bcKeicIineten  Thatbestände  zu  gewäliren, 
besondere  aber  zum  Schutze  der  Arbeit- 
nehmer gegen  eine  unbillige  Geltendmachung 


der  wirtschaftlichen  Uebermacht  der  Arbeit- 
geber eine  Bestätigung  der  das  Schweige- 
gelöbnts  enthaltenden  Urkunde  durch  aa& 
Kelchspatentamt ,  das  sich  allmählich  zu 
einer  Centralbehörde  für  gewerbliches  Eigen- 
tum und  verwandte  Gebiete  erweitern  wird, 
fordern  sollte.  Diesem  hätte  dauu  auch 
gesetzlich  die  Befugnis  zuerkannt  werdea 
können,  solchen  Vertragsbestimmungen,  die 
sich  als  Missbrauch  gegenüber  der  wirt- 
schaftlichen Abhängigkeit  der  Angestellten, 
namentlich  auch  bezüglich  der  Frist  der 
Geheimhaltung  dareteUen,  die  »dem  An- 
standsgefühle aller  billig  und  gerecht  Denken- 
den widersprechen«  (vgl.  unten  sub  ^),  die 
Anerkennung  zu  \-erBagen. 

Schliesslich  hat  dieser  Schutz  des  quali- 
fizierten d.  h.  urkundlich  genau  bezeich- 
neten Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnisses 
keine  Aufnahme  im  Gesetze  gefunden. 

Eine  zweite  Verbesserung  des  Gesetzes 
liegt  darin,  dass  die  Verwertung  der  Kennt- 
nisse, die  der  Angestellte  in  seinem  früheren 
Dienstrerliältnisse  erlangt  hat,  einschliesslich 
der  Geschäfts-  und  ßetriobsgeheimnisse,  iu 
seiner  pigenen  Unternehmiinc'  nicht  mehr, 
wie  dies  nach  Entwurf  I  der  Fall  war. 
untersagt  ist  Diese  im  Interesse  einer 
ungehinderten  Entfaltung  dos  wirtscliaft- 
licben  Fort kora mens  der  Angestellten  ge- 
botene Milderung  vorstösst  aber  auch  nicht 
gegen  die  Interessen  des  früheren  Prinzipals, 
denn  diesem  bietet  sich  die  MCgIichkeit 
einer  vertragsraässigen  StchersteDiuig  'ies 
Versprechens  der  Verschwi^enheit. 

C)  §§  9  und  10  kennen  verschie<lene 
Arten  des  Verrats  von  Geschäfts-  und  Be- 
triebsgehei  m  nissen . 

1.   Geheimnisverrat   (§  9   Abs.   1). 

a)  Der  Thäter  muss  ein  Angestellter  sein, 
in  einem  Dienstverhältnis  zum  Inhalier  des 
Geschäftsbetriebs  stehen,  mag  er  vertrags- 
mässig  zu  Diensten  kaufmännischer,  tech- 
nischer oder  mechanischer  Art  verpflichtet 
sein,  z.  B.  Direktor,  Prokurist,  Handlungs- 
gehilfe. Buchhalter,  Reisender,  Ingenieur, 
Chemiker,  Werkmeister,  Dienstboten  (Ilans- 
meister),  Ari>eiter  und  Lehrlinge. 

Ob  das  Dienstverhältnis  ein  dauerndes 
oder  vorübergehendes,  ob  und  welcher  Art 
Gehall  oder  Lohn  ist  oder  ob  ein  Entgelt 
nicht  bezahlt  wird  (Volontär),  ist  ohne  Be- 
lang. 

b)  Gegenstand  des  Verrats  sind  Ge- 
schäfts- Oller  Betriebsgeheimnisse,  That- 
sachen,  Erfahrungen  des  geschäftlicheu 
Lebens  oder  des  Herstellungsverfahrens,  an 
deren  Oeheimhaltung  ein  begründetes  ge- 
schäftliches Interesse  besteht  Der  im  Ge- 
setze nicht  definierte  Begriff  ist  nach  ob- 
jektiven Merkmalen  festzustellen.  Die  Auf- 
fassung des  Betriebsinhabers  (Leitere)  ist 
nicht    entscheidend.     Die    Nicht  l>eachtung 
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einer  auBdrücklich  übernommenen  Terpflich- 
tung,  eine  bestimmte  Thataache  eebeim  zu 
halten,  kann  daher  den  An^stcUten  civil- 
rechtlich  haftbar,  aber  nicht  nach  §  9  des 
tiesetzes  verantwortlich  machen. 

Zu  den  «Belriebs-  und  Fabrikgeheim- 
nissen« gehören  Handgriffe,  Rezepte,  kurz 
alle  die  Produktion  betreffenden  That- 
eachen,  die  einen  Torsprung  gegenüber  den 
Konkurrenten  gevälu^n,  z.  B.  Mischungs- 
'  Verhältnisse  chemischer  Stoffe  (yarben,  Tinte), 
besonderer  Feuerungsmethoden,  Temperatur- 
grade,  Herstclluug  besonderer  Muster,  Mo- 
delle von  Maschinen  u,  s.  w. 

Als  Beispiele  von  Geschättsgeheimnisseu 
kQnnen  in  Betracht  kommen  Bilanzen, Kunden- 
listen ,  Preisberechnungen ,  Bezngsiiuellen, 
Submissionsangebote,  auch  persönliche  und 
finanzielle  Verhältniese  der  Geacbäftsinhaber, 
deren  Kenntnis  eiu  ungünstiges  "Vorurteil  bei 
einzelnen  Kimden  erwecken  könnten. 

c)  Auf  welche  Art  der  Thäter  von  diesen 
Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnissen  Kennt- 
nis erhalten,  ob  sie  ihm  vermöge  des  Dienst- 
Terhältuisses  anvertraut,  besonders  mitge- 
teilt oder  ob  sie  ihm  sonst  zugänglich  ge- 
worden sind,  sei  es  durch  eigene  Wahr- 
nehmung, durch  Beobachiimg,  durch  An- 
eignnng  von  Schriftstücken,  ist  gleichgiltig. 

d)  Der  Verrat  wird  begangen  durch  un- 
befugte Mitteilung  der  Geheimnisse  an 
andere,  und  zwar  muss  diese  Mitteilung 
während  der  Geltungsdauer  des  Dienstver- 
hältnisses erfolgt  sein.  Befugt  zur  Mit- 
teilung ist  der  Angestellte  infolge  Ei-mächtJ- 
gung  des  Betriebainhabers  oder  in  Erfüllung 
einer  gesetzlichen  Pflicht,  z.  B.  der  Zeiignis- 
pfUcht.  (Wenn  §  384  Z.  3  der  C.P.O.  anch 
die  Befugnis  der  Zeugnisverweigenmg,  so- 
weit ein  Gewerbegell eimnis  in  Frage  steht, 
giebt,  so  bleibt  doch  der  Zeuge  befugt,  sein 
Zeugnis  abzugeben,) 

e)  Hinsichtlich  des  subjektiven  That- 
bestandes  verlangt  das  Gesetz  zur  Strafbar- 
keit die  Begehung  des  Verrats  in  der  Ab- 
sicht des  Wettbewerbs  (nicht  aus  Leicht- 
fertigkeit oder  zu  wissenschaftlichen  Zwecken) 
oder  die  Absicht,  dem  Inhaber  des  Ge- 
schäftsbetriebs Schaden  zuzufügeo.  Dieser 
auf  Torschlag  der  Reichstagskommission  an- 
genommene Zusatz  ermöglicht  erst  die  Be- 
strafung eines  ans  Rache  oder  Bosheit  gegen 
den  Pnnzipal  begangenen  Verrats. 

2.  Geheimnismissbrauch  (§  9 
Abs.  2).  Wird  der  Geheimnis  verrat  bestraft 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  unl>efugte 
Mitteilung  des  Angeslellteo  seinem  Prinzipal 
Schaden  zugefügt,  ob  sie  eine  Verwertung 
zur  Folge  gehabt  hat  oder  nicht,  so  war  es 
doch  auch  notwendig.  Dritte  durch  Strafan- 
drohung von  der  Benutzung  eines  fremden 
Geheimnisses  abzuschrecken.  Der  1.  Ent- 
wurf hatte  Dur  die  unbefugte  Verwertimg 


seitens  eines  Angestellten  für  strafbar  er- 
klärt. Mit  Recht  hat  aber  §  9  Abs.  2  die 
Strafbarkeit  ausgedehnt  auf  alle  Personen, 
die  nicht  dem  Kreise  der  Angestellten  an- 
■  Iren,  die  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheim- 
nisse missbrauchen,  sei  es,  dass  sie  deren 
Kenntnis  durch  eine  im  §  9  Abs.  1  erwähnte 
Mitteilung  eines  Angestellten  oder  diu^h  eine 
gegen  das  Gesetz  {z.  B,  dnrch  Diebstahl 
einer  Knndenüste,  ünterschlagimg  eines 
Plans)  oder  die  guten  Sitten  verstossende 
Handlung  erlangt  habeo.  Als  solche  wird 
zu  betrachten  sein  z,  B,  das  Ausspionieren 
in  den  Geschäftsräumen  eines  anderen,  das 
sogenannte  detonrnement  d'ouvriers,  Ver- 
leitung eines  Angestellten  zum  Austritt,  uin 
dann  seine  Kenntnis  eines  Geschäfts-  oder 
Betriebsgeheimnisses  au  \'erwerton ,  Tor- 
Bpiegelnng  eines  falschen  Gnindes  des  Be- 
suchs einer  Fabrik,  um  bestimmte  Betiiebs- 
eiiiriciitungen  behufs  Nachahmung  kennen 
zu  lernen. 

Die  Handlung,  dui'cli  welche  das  Ver- 
gehen dos  Geheim nismissbraiichs  begangen 
wird,  besteht  in  der  unbefugten  Terwertiuig. 
der  wirtschaftlichen  Ausnutzung  des  Ge- 
heimnisses oder  in  einer  Mitteilung  des- 
selben an  andere.  In  subjektiver  Beziehung 
wird  gefordert  im  Gegensatze  zu  §  9  Abs.  1 
nur  die  Be^hung  des  Geheimnismissbrauclis 
in  der  Absicht  des  Wettbewerbs. 

Die  Strafe  fth-  beide  Delikte  ist  die 
gleiclie:  Geldstrafe  bis  3000  Mark  oder  Ge- 
fängnis bis  i  Jahr.  Die  Thäter  sind  ancli  zur 
Schadeuersatzloistung  verpflichtet.  Mehrere 
Terpfiichtete  liafteu  als  Gesamtschuldner. 

3.  Das  L'nternehmen  der  Terlei- 
tung  zum  Geheimnisverrat  (g  10). 
Für  den  Fall  der  erfolgreichen  Anstiftung 
zum  Geheimnisverrat  trifft  nach  allgemeinen 
strafrechtlichen  Grundsätzen  (§  48  R.St.G.B.) 
den  Anstifter  die  Strafe  des  Thäters.  Kri- 
minalpoiitische  Gründe  veranlassten  aber  mit 
Recht  den  Gesetzgeber,  weiterzugehen  uud 
entsprechend  dem  §  im  des  K.St.GJf. 
(Cnternehmen  der  Meineidsverleitung)  aiieh 
den  erfolglosen  Tersuch  der  Verleitung  eines 
Angestellten  zum  Geheimnisverrat  imter 
Strafe  zu  stellen.  Denn  gerade  in  derartigen 
Verleitungen  ist  häufig  die  Wurzel  des  Ver- 
rats zu  finden,  da  sie  sich  in  der  Regel  an 
Leute  in  minder  günstiger  wirtschaftlicher 
L^:e  wenden,  so  dass  es  oft  starker  mo- 
ralischer Widerstandskraft  bedaif,  um  solch 
verwerflichen  Terauchungen  nicht  zu  imter- 
üegen.  Die  Gefahr  der  Korruption  foi-dcrf 
hier  eine  besonders  wirksame  kriminelle 
Abwehr.  Der  Reichstag  hat  d^er  mit  Recht 
das  im  Reglern ngsentwurf  roi^aehene  Straf- 
maximum  (1500  Mark  oder  (i  Monate)  er- 
höht. 

Nach  g  10  wird  aJso  mit  Geldstrafe  bis 
2000  Mark  oder  bis  6  Monat  Gefängnis  be- 
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fitraft  derjenige,  der  es  unternimmt,  e 
Anf^stellten,  Arbeiter  oder  Lehrling  zum 
Geheim  Di  s  verrat  (§  9  Abs.  t)  zu  verleiten. 
Diese  Verloitunp  bann  ei-fol^n  durch  jede 
Art  voQ  Einwirkung,  die  m  dem  Ange- 
eieUten  den  Willen Bentsehluss  zum  Verrat 
hervorrufen  soll,  z.  B.  Auffoi-derung,  Hin- 
gabe von  öeld,  Verspi-eclien,  Versetzung  in 
Trnnkenlieitszustand,  Der  Verleiter  muss 
Kenntnis  vom  Vorhandensein  der  Tbat- 
bestandsmerkmale  des  §  9  AI)S.  1  haben, 
also  namentlich  wissen,  dass  derjenige,  auf 
<len  er  einzuwirken  versucht,  Angestellter  ist. 

Diese  Vergeben  sind  Antragsdelikte.  Man 
musEte  Da  von  dem  Ermt^sen  des  Vorletzten 
abhängen  lassen,  ob  ihm  das  Eindringen  in 
neiiiegescliafllichen  Verhältnisse,  das  Offen- 
legen  seiner  Uetriebsgeheimniseo  nicht  der- 
art nachteilig  erscheint,  dass  er  lieber  auf 
eine  strafrechtliche  Ahndung  des  Thäters 
vorziciiten  wiJI. 

6.  VeroffentUchoDg  des  Urteils.  Straf- 
verfolenng.  VerjähraDg.  Gerichtsbar- 
keit. Veröffenilichiing  des  Urteils 
{%  13)  kann  das  Gericht  bei  Verurteilung 
wegen  trügerisclier  Koklame  (§  4)  auf  Kosten 
des  Scliuldieen  anoitlnen.  Es  muss  dem 
Verletzten  das  Hecht  zur  Veröffentlichung 
der  Verurteilung  auf  Kosten  des  Verurteilten 
zusprechen  und  kann  auf  Antrag  des  frei- 
gesprochenen Angesclnüdigten  die  Veröffent- 
lichung der  Fi-eisprechung  verfügen,  deren 
Kosten  die  Staatskasse  ti-iigt,  sofern  sie  nicht 
dem  Anzeigenden  oder  Piivatkläger  aufer- 
legt worden  sind.  Neu  gegenüber  dem  bis- 
herigen KechtBzusfande  war  die  Zulassung 
der  Veröffenllichungabetugiiis  aueli  im  CivU- 
prozesse,  indem  der  obsiegenden  Partei,  die 
eino  Klage  auf  Unterlassung  trögerischer 
Keklame  oder  der  Wiederholung  der  Herab- 
setzung des  Konkurrenten  oder  des  Miss- 
brauchs fremder  Namen  u.  e.  w.  (§§  1,  6 
und  Sj  ansti-engte,  das  Recht  zur  Bekannt- 
machung des  verfügenden  Teils  des  Urteils 
zugesprochen  werden  konnte. 

b)  Strafverfolgung.  Wie  der  Ver- 
rat von  Geschäfts-  und  Betriebsgchciranissen 
sind  auch  die  anderen  auf  Ijrimd  des  Ent- 
wurfs mit  Sti-afe  bedrohten  Thatbeständo 
liowusst  unwahre  Anschwärzung  (g  7)  und 
Beklamesch Windol  (§  4)  mit  Ausnahme  der 
yuantitätsverselil eierung  Antragsdelikte.  Zur 
Erhebung  eines  Sirafantrags  sind  im  Falle 
des  g  4  dio  Klagebereclitigten  (Konkur- 
renten und  Verbände)  befugt.  Die  Ver- 
folgung (lieser  Anti-agsdelikte  im  Woge  der 
Pnvatklage  ohne  vorherige  Ännifung  der 
Staatsanwaltschaft  ist  zulässig.  Eine  Er- 
hebutig  der  öfEentliclien  Klage  durch  diese 
ist  vom  Vorliegen  eines  Öffentlichen  Inte- 
resses abliftngig  (§  12). 

In  grösseren  Städten  (Berlin,  München, 
Stuttgart,  Frankfurt  a.  M.  u.  s.  w.)  wurtlen 


Schutzvereinigungen  gegen  unlauteren  Wett- 
bewerb begründet,  die  das  Inserate nwesen  zu 
überwachen  haben  und  eventuell  Strafantrfige 
wegen  Zuwiderhandlung  gegen  das  Beichs- 
gesotz  stellen  und  so  die  Eonkurrenten  dieser 
peinlichen  Verpflichtung  entheben.  Auch 
haben  Gewerbevereine  und  Handelskammern 
Kommissionen  gobildol,  die  wie  die  Schutz- 
vei-eintgungen  zuerst  den  unlauteren  Kon- 
kurrenten zm-  Unteriassimg  der  verletzenden 
Handlung  aiiffordeni  imd  bei  Nichtbeach-  " 
tung  der  Warnung  innerhalb  bestimmter 
Frist  durch  einen  Rechtsanwalt  beim  Ge- 
richl  die  erforderliclien  AntrSge  stellen 
lassen.  Diese  ^'on  Vorbänden  anziehende 
Rechts  Verfolgimg,  die  ihren  Mitglieaern  das 
Risiko  eines  Prozesses  abnimmt,  hat  sich 
ebenso  wie  die  Präventiv thfttigkeit  solcher 
Verbände  als  ein  für  die  Durchführung  der 
Zwecke  des  Reicbsgesetzes  sehr  brauchbares 
Ililfsroittcl  bewährt. 

Nach  dem  Vorbilde  der  Gesetzgebung 
ilbor  industrielles  Urheberrecht  lässt  der 
Entwurf  (g  14)  neben  jeder  wegen  unlauteren 
Wettbewerbs  erkannten  Strafe  die  Zubilli- 
gimg einer  Busse  bis  zum  Betrage  von 
UHMJO  Mark  an  den  Verletzten  auf  dessen 
Verlangen  zu.  Diese  Busse  schliesst  dann 
die  Geltendmachung  eines  jeden  weiteren 
Entschädigungsanspruches  aus. 

c)  Verjährung.  Zur  Verhütung  chika- 
nöser  Klagen  nach  langer  Zeit  erschien  eine 
kurze  Verjähningsfrist  geboten.  §11  stellt 
deshalb  für  die  Schaden ei-aatz-  und  Unter- 
lassungsklagen  eine  sechsmonat liehe  Ver- 
jährungsfrist auf,  von  dem  Zeitpunkte,  in 
welchem  der  Berechtigte  von  der  Handlung 
imd  der  Person  des  Verpflichteten  Kennt- 
nis erlangt.  Ohne  Rücksicht  auf  diese 
Kenntnis  verjähren  die  Ansprüche  in  3 
Jahren  von  der  Begehung  der  Handlung  an. 

d)  Gerichtsbarkeit.  §  15  verweist 
alle  Civilklagen  wegen  unlauteren  Wett- 
bewerbes auf  Grund  des  Gesetzes  (Anspruch 
auf  Solmdonersatz,  auf  Unterlassung)  vor  die 
Kammern  für  Handelssachen,  soweit  iu 
1.  Instanz  die  Zuständigkeit  der  Landgerichte 
begründet  ist.  Allerdings  kam  schon  Eat- 
wiu-fll  mit  dieser  Zust^digkettsfestsetzung 
der  fast  allgemein  von  den  Organen  des 
Handels-  und  Gewerbestandes  bei  Bem-- 
teilung  des  Entwurfs  I  geäusserten  Wünschen 
entgegen.  Diu'ch  den  beschränkenden  Zu- 
satz hat  man  aber  diese  Kreise  nicht  be- 
friedigt, man  hätte  die  ausschliessliche  Zu- 
ständigkeit der  Kammern  für  Handelssachen 
für  diese  Prozesse  begründen  müssen,  wenn 
man  niclit  unter  Durcdibrechung  der  Gnmd- 
lagen  unserer  Gerichtsverfassung  für  diese 
Gattung  von  Rechtsstreitigkeiten  besondere 
ICammeru  für  Handelssachen  bei  den  Amts- 
gerichten einrichten  wollte. 

üass  man  iu  den  kaufmännischen  und 
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gewerblichen  Kreisen  den  FormalismiiB  des 
gelehrten  Richtertume  fürchtet  und  ilim 
niclit  die  Fähigkeit  einer  freien  Würdigung 
der  eigen artigea  realen  Verhältnisse  des 
Verkehrslobeiis  bei  Anwendung  des  Gesetzes 
zutraute,  ist  eine  betrübende  Erscheinung. 
Es  ist  hier  nii^t  der  Ort,  den  Gründen 
dieser  Ei-scheinung  und  ihren  liefer  liegen' 
den  Ursachen  nachzugehen. 

Um  die  Einheitliehlioit  der  Rechtspre- 
chung auf  diesem  Gebiete  zu  sichern,  wurde 
ausdrücklich  die  Entscheidung  über  das 
Rechtsmittel  der  Revision  deui  ßeiclisgerioht 
flbertnigen  {g  15). 

Die  Zuständigkeit  des  Amtsgerichts  zum 
Erlasse  einstweiliger  Verfügungen  (g  3) 
wurde  bereits  oben  her?oi^hoben.  Schöffen- 
gerichte sind  zListäDdig  zur  Abiirteilnng  der 
durch  Privatklage  verfolgton  Äntragsdelikte 
<§  l-'t- 

7.  Verhältnis  xnm  Auslände.  Zum 
Schutze  des  einheimischen  Handels  imd  der 
inländischen  InduKtrio  ist  das  Gesetz  von 
lä06  hauptsächlich  bestimmt.  Es  kommt 
deshalb  in  erster  Linie  ohne  Rücksicht  aiif 
die  Staalsiin gehörigkeit  allen  denjenigen  Ge- 
werbetreibenden im  weitesten  Sinne  zu  gute, 
die  eine  Hauptniederlassung  im  In  lande 
haben  (§  16),  und  zwar  im  deutschen  Reiclis- 
gobiete,  in  den  deutschen  Schutzgebieten 
und  sofern  es  sich  um  Hauptniederlassungen 
von  Roichsangehörigen  und  Schntzgenossen 
handelt,  in  denjenigen  auswärtigen  Bezirken, 
in  denen  das  Reich  die  Konsnlargerichtsbar- 
keit  ansübt. 

Für  Gewährung  des  Schutzes  des  Ge- 
setzes an  andere  wird  formelle  Keciprocität 
vorausgesetzt  Sowohl  ein  Deutscher  wie 
ein  Ansiander,  der  nicht  im  lulanile  seine 
Hauptniederlassung  hat ,  kann  daher  den 
Schutz  des  Gesetzes  nur  in  Anspnich  neh- 
men d,  h.  er  kann  den  Anspnich  auf  Unter- 
lassung oder  auf  Scliadensersatz  durch 
EJage  geltend  machen  und  ist  zur  Stellung 
des  ätrafautrags  oder  des  Antragsauf  Busse 
berecliligt,  sofern  in  dem  Staate,  in  dem 
sich  seine  Hauptniederlassung  befindet,  nach 
einer  im  Keich^esetzblatt  veröffentlichten 
Bekanntmachung  auch  deutschen  Gewerbe- 
treibenden ein  entsprechender  Scimtz  zuge- 
standen ist.  Der  Schutz  muss  nicht  inliaJt- 
lich  der  gleiche  sein  wie  der  des  deutschen 
Reichsgosetzes,  es  genügt,  wenn  er  von  ähn- 
licher Art  ist. 

Die  Feststellung  der  Reciprocilät  erfolgt 
durch  deu  Reichskanzler  (mittelst  der  Be- 
kanntmachung im  Reiclisgesetzblatt)  imd 
nicht  dui'ch  den  Richter.  Bis  jetzt  ist  eine 
solche  Bekanntmachung  niclit  erlassen  wor- 

Indem  mau  nach  dem  Voigange  meh- 
rerer vom  Deutschen  Reich  mit  fremden 
Staaten     abgeschlossenen      Vertr^      über 


gegenseitige  Gewähnmg  von  ludustrieschutz 
die  »Hauptniederlassung«  forderte,  wollte 
man  verhindern,  dass  der  Schutz  auch  von 
einem  Gewerbetreibeaden ,  der  nur  eine 
Filiale  in  einem  Gegen  sei  tiglceit  gewährenden 
Staate  besitzt,  in  Anspruch  genommen  wer- 
den könne.  Mit  Unrecht  hat  man  diesen 
Standpunkt  des  Gesetzes  als  einen  veralte- 
ten völkerrechtlichen  bemilngelt.  Das  Deut- 
sche Reich  bietet  durch  dinao  Bestimmungen 
allen  Staaten  die  Gleichberechtigung  für 
ihre  Handel-  und  Gewerbetreiheüdeü  an. 
Ihre  Saclie  ist  es,  die  Voraus.«etzung  der 
Gegenseitigkeit  zu  erfüllen.  Diese  Forderung 
wird  jedenfalls  die  andei-en  Staaten  in  wirk- 
samer Weise  veranlassen,  deutschen  Reichs- 
angehflrigen  einen  Schutz  gegen  die  ver- 
schiedeneu Formen  des  unlauteren  Wettlie- 
werbs  zu  gewähren,  und  in  diesem  Sinne 
bei  deu  Verhandlungen  über  internationale 
Verträge  von  der  Reiclisregierung  als  Kom- 
pensation so  bjekt  verwendet  werden  können. 
8.  Wirknngen  des  KeicIisKesetzes 
ZOT  Beküuipfang  des  unlauteren  ll^'ett- 
bewei'ba.  —  ReformbestrebnnKen.  Das 
Gesetz  hat  schon  dui-ch  sein  Dasein  einen 
gQnstigeu  Einfluss  ausgeübt,  indem  es  die 
zu  unlauteren  Mitteln  neigenden  Geschäfts- 
leute vielfach  diwcii  die  angedrohten  Hechts- 
folgen von  Anwendung  derselben  ab- 
schreckte. Es  hat  durchaus  fördernd  und 
erzieherisch  auf  die  Gestaltung  der  gesdiJiff- 
lichen  Verhältnisse  gewirkt  {Bencht  des 
Vereins  Berhner  Kaufleute  und  Industrieller), 
Freilicli  iiat  es,  wie  die  vielen  Abänderungs- 
anträge  von  Interessentenverl>änden  beweisen, 
niclit  alle  auf  seine  Anwendung  gesetzten 
Hoffnungen  erftillt.  Mitunter  glaubte  man 
wohl,  das  Gesetz  würde  jede  unbequeme  Kon- 
kurrenz beseitigen,  während  ca  doch  nur 
gegen  unlauteren  Wettbewerb  einen  Schutz 
zu  gewähren  bezweckte.  Vielfach  liat  aber 
eine  allzu  formalistische  und  engherzige 
Anslegimg  des  Gesetzes  Unzufriedenheit  er- 
regt, indem  der  Rechtsschutz  gegenüber 
Fällen  eines  Wettbewerbs,  die  nach  allge- 
meiner Verkehtsanschauung  als  mi lauter 
betrachtet  werden,  vei-sagte. 

In  diesen  Erlahrungen  hat  die  von  mir 
bereits  in  der  1,  Auflage  vertretene  Auf- 
fassung ihre  Bestätigung  gefunden,  dass 
der  Weg  der  Spcialgesetzgebung  niclit 
all  die  verschied  enartigon  Formen  des 
unlauteren  Wettbewerbs  treffe  und  dass 
daher  eine  allgemeine  priacipielle  Hegelimg, 
eine  Norm,  die  nur  die  Rechtswidrigkeit 
des  unlauteren  Wettbewerbs  ausspräche,  den 
Vorzug  verdiene.  Das  Si>ecialgesetz  engte 
den  Kampf  gegen  den  unlauteren  Wettbe- 
werb ein  auf  die  in  diesem  Gesetze  aufge- 
führten Einzelfälle. 

ist  zu  hoffen,    dass    jetzt    nach  Ein- 
führung des  Bürgerüchen  Gesetzbuclis  auch 
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gegen  die  im  Reichsgesetz  von  1896 
niwit  gekenn  zeichneteo  Arten  .deB  nn- 
lauteren  Wettbewerbs  unsere  Gerichte  den 
E«chtsscbutz  nicht  vers^;en  werden,  nach- 
dem im  §  826  B.G.B.  ihnen  eine  tangliche 
Waffe  hierzu  geliefert  ist. 

Eine  grosse  Enttäuschung  wurde  den 
gewerblichen  Kreisen  durch  ein  reichsge- 
richtliches Urteil  vom  21.  September  1S97 
bereitet,  das  die  sogenannten  KaclischUbe 
bei  Ansverkäufen  nicht  für  schlechthin  nn- 
zulässig  erklärte.  Gerade  die  Klagen  über 
die  groben  Missbräuche  der  scliwiiulolhaften 
Ausverkaufe  hatten  hauptsächlich  zum  Er- 
lasse des  Gesetzes  geführt,  das  im  §  1  (vgl. 
oben  sub  VII,  3)  mit  seinem  Verbote  der  un- 
richtigen Angaben  über  Aolass  oder  Zweck 
des  Verkaufs  den  Miasbraueh  der  Ausver- 
käufe mit  Nachsc'hiebungen  als  eine  derge- 
fälirlichsteo  Formen  der  trCIgerischcn  Re- 
klame treffen  wollte.  Die  Motive  des  Ge- 
setzes {*w&lirend  ein  Ausverkauf  d.  h.  eine 
A'erüussemng  der  vorhandenen  Vorräte  zum 
Zweck  der  Beendigung,  sei  es  des  Gcscliäfts- 
betrieba  im  ganzen,  sei  es  lies  Verkaufs 
einer  gewissen  Warongattung  nicht  tieab- 
sichfigt  ist,  vielmehr  eine  regelmässige  oder 
gelegentliche  Vervollständigung  des  Lagers 
durch  BcscIiaffuDg  (Nachschiehung)  neuer 
Waren  stattfindet»)  bezeugen  das.  Die  Miss- 
Etimmung  Aber  diese  euge  Interpretation  des 
Gesetzes  durch  das  Keich«geridit,  dem  \'iele 
andere  Gerichte  folgten,  ist  wolil  begreiflich, 
da  sie  die  gesetzliche  Waffe  im  Kampfe  gegen 
Scliwindelausverkäufe  abstumpfte  und  viel- 
fach ein  Anwachsen  sok^her  fingierter  Aus- 
vorkäufe zur  folge  hatte. 

Auf  Vcranlassimg  des  Reichtiamts  des 
Innern  wurden  Handelskammern  und  andere 
gewerbiicJie  \'erbändo  zu  einer  Aeusseniug 
über  die  Notwendigkeit  einer  Erweiterung 
des  Gesetzes  aufgefordert.  Die  meisten 
Handelskammern  siiraclien  sich  für  das  Ver- 
bot der  Nachschöbe  aus,  da  sonst  von  einem 
wirklichen  Ausverkaufe  nicht  die  Hede  sein 
kJinne  und  diese  auch  dann  kein  Ende 
fanden.  Einige  Handelskammern  wollten 
Nachschübe  zur  Ergänzung  der  yortimente 
imd  in  kleinen  Mengen  gestatten,  jedenfalls 
da,  wo  sie  nötig  und  znr  Boschleimigung 
des  Ausverkaufs  dienten,  und  hoben  hervor, 
dass  gewisse  Spocialartikel  erst  durch  Nach- 
schübe verkaufefähig  würden. 

In  einer  Petition  au  den  Reichstag  hat 
der  deutsche  Bnn<l  fQr  Handel  und  Gewerbe, 
der  5.")  Vei-eiue  mit  über  10000  Mitgliedom 
umfasst,  folgoiido  gesetzliche  Bestinimungon 
bezüglich  der  Ausverkaufe  gefordert:  Be- 
willigung von  AiLsverkäufcu  und  sogonaimten 
Special-  oder  Ausnahmctagen  durch  die  Be- 
liürde.  Das  Bewillignngsgesueh  soll  ent- 
halten Angabc  des  Grundes,  der  Waren 
nach  Herkunft,  Jloiige,  Beschaffenheit  und 


Preisermässigung,  Bezeichnimg  des  Lokals, 
der  Zeit  imd  Daiier  des  Ausverkaufs,  der 
Personen,  in  deren  Eigentum  sich  die  zu 
veräussernden  Waren  befinden,  und  der 
Personen,  durch  die  er  vorgenommen  werden 
solL  Das  Gesuch  ist  zu  veröffentlichen. 
Einsprüche  gegen  die  Bewilligung  sind  zu- 
lässig. Diese  it^t  unbedingt  zu  versagen, 
wenn  die  Angaben  sich  aJs  unrichtig  er- 
weisen und  wenn  der  Bewerber  wegen  un- 
lauteren Wettbewerbs  oder  I>e trügerischer 
Han<Uungen  innerhalb  der  letzten  2  Jahre 
bestraft  ist.  Dauer  höchstens  4  Wochen, 
önzulS-ssigkeit  der  Wiederholung  vor  Ablauf 
von  6  Monaten.  Verbot  der  Nachschübe.  — 
Auch  der  Central  verband  deutscher  Kaufleuta 
fordert  Einreichung  von  Waj"en Verzeichnissen 
und  Verbot  des  Nachschubes. 

Ebenso  hat  der  Verband  katholischer 
kaufmännischer  Vereinigungen  Deutschlands 
in  einer  Eingabe  an  den  Reichstag  (April 
1900)  Verbot  der  Nachschübe  und  gesetz- 
liche Fcstlcgiutg  des  Begriffs  »Ausverkauf" 
beantragt.  Oeber  das  Ziel  hinaus  gellt  die 
Petition  mit  dein  Verlangen  eines  Verbots 
der  sogenannten  Ausnahme-  oder  Specialtage. 
Das  wäre  ein  EiugriEf  in  berecJitigte  Ge- 
pfloffon heilen  vieler  solider  Detaillisten. 

im  Reichstag  wurde  am  20.  November 
1900  von  Gerte!  und  Mitgliedern  der  kon- 
servativen Partei  beantragt,  die  Regierung 
um  Vorlegung  eines  Gesetzes  über  das  Aus- 
verkanfswesen  zu  ersuchen,  das  Anmelde- 
pflicht für  Ausverkäufe  festsetze,  Scheinans- 
verkäufe  und  Nacliscliübo  verbiete. 

Ein  Antrag  des  Centrums  (Lieber  und 
Pichler)  forderte  Erweitenuig  des  Gesetzes 
über  unlauteren  Wettbewerb  uud  ein  Ge- 
setz Über  Regelung  des  Ausverkauf swesens. 
Falls  das  Reichsgericht  nicht  zu  einer 
Aenderung  seiner  Anschaiuing  über  die  Zu- 
lässigkeit  der  Nachschülie  gelangt,  wird 
sich  eine  gesetzliche  Regelung  des  Aus\-er- 
kaiifswcsena  nicht  vermeiilen  lassen. 

Dieses  liätte  meines  Erachtens  ein  Ver- 
bot der  Nachschübe  von  Waren  bei  Tolal- 
Biisverkäufen  auszusprechen.  Selbst  die 
Gegner  eines  radikalen  Verbots  wünschen  ein 
solches  für  Konkursausverkänfe.  Wetm  auch 
mitunter  Interessen  der  Veranstalter  von 
Ausverkäufen  hierdurch  geschädigt  wflrilen, 
indem  namcnllicli  der  Verkauf  von  Restlie- 
stän<len  bei  Erbschafton  tmd  Konkiu«en  nur 
mit  Verlust  möglich  wird,  so  fallen  diese 
Nachteile  nicht  ins  Gewicht  gegenüber  dem 
grossen  Vorteil«  der  vollständigen  Beseiti- 
gung von  Schwindelausverkftiifcn.  Höchstens 
könnte  man  die  Zulässigkeit  cioer  Ergän- 
zung des  Warenbestandes  abhängig  maclien 
von  dei'  Bewilligung  eines  Oi^us  des 
Handelsstandes,  das  bei  seiner  Entschei- 
dung die  konkreten  Verhältnisse  zu  berück- 
sichtigen   hätte.    —   Die    Zahl   der    söge- 
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nRDiiten  SugoiiaiiB verkaufe  köDnte  gesetz- 
lich festgelegt  werden.  Dagegen  Imlte  ich 
den  Vorsehlag,  für  jeden  Aueverkatif  eine  be- 
hördliche Genehmigung,  wie  in  Oeaterreich 
(vgl.  oben  sub  V,  3)  und  in  Basel  (vgl.  sub  VI), 
zu  fortlem,  nicht  für  berechtigt.  Man  soll  das 
gewerbliche  Leben  nicht  unter  Polizeiauf- 
sicht stelleu  da,  wo  die  zu  bekämpfenden 
MissstÄnde  eich  auf  anderem  Wege  beseiti- 
gen lassen.  Die  gewerblichen  Schutz vei^ 
bände  könnten  hier  durch  gemeinsame 
Annoncen,  durch  Aufklärung  iles  Publikums 
erfolgi-eich  Seh wiudelaus verkaufen  die  Le- 
beasluft  entziehen. 

Als  Lücke  des  Gesetzes  wird  noch  em- 
pfunden, dass  der  strafrechtliche  Schutz  des 
§  4  sich  nicht  erstreckt  auf  die  durch  bild- 
liche Darstellungen  bewirkte  trügerische 
Reklame.  Ueberhaupt  sollte  der  Strafrechts- 
Bchutz  bei  jeder  Art  des  \uilautei-en  Wett- 
bewerbs, also  aiich  beim  Missbrauch  eines 
fremden  Namens  u.  s.  w,  (g  8),  neben  der 
Civilklage  zulässig  sein. 

Unzufriedenheit  erregte  auch,  dass  die 
Gerichte  von  der  Möglichkeit,  dem  Geschä- 
digten das  Recht  aur  Bekanntmachung  der 
Venirteiliing  bozw.  des  Urteils  zu  gewähren, 
nicht  stets  den  eiitsprcchendeu  Gebrauch 
gemacht  liahen.  Gerade  eine  solche  Publi- 
kation würde  aber  den  Geschädigten  erst 
eiue  watire  Genugthuung  gewäliren  imd 
dem  Publikum  Über  das  unlautere  Geljaren 
bestimmter  Geschäfte  Auskunft  geben.  Sie 
■würde  nach  beiden  Riehtungen  Krfolg  ver- 
heissen,  das  kaufende  Publikum  vor  un- 
lautei-en  Mitteln  gewisser  Geschäfte  warnen 
und  wegen  der  maleriellen  Sdiäiügimg  der 
so  Gekennzeichneten  am  wirksamsten  vor 
unlauterem  Geschäftsgebaren  absciirccken. 
Der  Wnnsch  bei  .einer  He%-ision  des  Gesetzes, 
die  Zuerkennung  der  Publikation sbefiignis 
an  den  Verletzten  durch  die  Gerichte  obli- 
gatorisch zu  machen,  ersclioiut  dalior  gerecht- 
fertigt. 

9.  Das  Büirgerliche  Gesetzbuch.  Da 
das  ReichsgesetK  vom  27.  Mai  18öß  bestimmte 
formen  des  unlauteren  Wettbewerbs  trifft, 
80  wird  es,  wenn  eine  dieser  Formen  vor- 
liegt, stets  zur  Anwendung  kommen  müssen. 
Die  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs über  Schadenersatz  lieben  selbstver- 
ständlich die  entsprccheudcn  Satzungen  des 
Sondergesetzes  nicht  auf.  Dagegen  finden 
die  Bestimmungen  des  Bflrgerliclien  Gesetz- 
buchs auf  andere  durch  das  Reichsgesetz 
von  11S96  nicht  getroffene  Formen  des  un- 
lauteren Wettbewerbs  Auwenrtnng. 

Von  den  die  Schadenersatzpflicht  wegen 
unerlaubter  Handlungen  regelnden  Normen 
des  'in.  Titels  des  2.  Buches  lies  Bürgei^ 
ücheu  Gesetzhuclis  düi-fto  nicht  in  Frage 
kommen  §  823  Abs.  2,  der  eine  Scbaden- 
ersatzpflicht  demjenigen  auferlegt,  welclior 


fremdes  Eigentum  verletzt  oder  gegen  ein 
den  Schutz  eines  anderen  bezweckendes 
Gesetz  verstösst  Dagegen  ist  wohl  an- 
wendbar g  826:  »Wer  in  einer  gegen  die 
guten  Sitten  Verstössen  den  Weise  einem 
anderen  vorsätzlich  Schaden  zufügt,  ist  dem 
anderen  zum  Ersätze  des  Schadens  ver- 
pflichtet.« 

Es  kann  somit  nicht  nur  jede  unsittliche 
Handlung,  sondern  auch  jede  den  Anschau- 
ungen und  Gepflogenheiten  anständiger 
Eaufleute  und  (Jewerbetreibender  wider- 
sprechende Handlung,  sofern  sie  sich  als 
vorsätzliche  Schadenszufügimg  darstellt,  die 
Ersatzpflicht  begründen. 

Damit  könuen  auch  andere  als  die  durch 
das  Reichsgesetz  von  1S96  bezeichneten 
Formen  des  unlauteren  Wettbewerbs  ge- 
troffen werden.  Diese  Bestimmung  gewährt 
den  Gerichten  eine  scharfe  Waffe  zur  Be- 
kämpfung des  unlauteren  Wettbewerbs. 
Diird)  eine  nicht  zu  engherzige  Aus- 
legung würde  die  Rechtsprechung  in  Deutsch- 
land dem  sohden  Handel  und  Verkehr 
Schutz  gegen  alie  illoyalen  Manipulationen 
zu  gewähren  in  der  Loge  sein. 

Leider  hat  man  in  der  2.  Lesung  des 
Bflrgerliciien  Gesetzbuchs  die  wesentliche 
Aenderung  durchgesetzt,  dass  nur  vorsätz- 
liche —  und  nicht  wie  der  1.  Entwurf 
wollte  —  auch  fahrlässig  begangene  Hand- 
lungen, die  gegen  die  gnlen  Sitten  Verstössen, 
eine  Schadenei-satzpf licht  erzeugen. 

Mit  einem  geringen,  den  Riditer  auf  die 
Falle  des  unlauteren  Wettbewerbs  besonders 
hinweisenden  Zusatz  würde  dieser  oder  ein 
ähnlicher  Reehfssatz  auch  nach  dem  Weg- 
fall des  Specialgesetzes  zu  einer  Bekämpfung 
des  unlauteren  Wettbewerbs,  zur  Befesti- 
giutg  von  Treu  und  (ilauiien  im  Handel 
und  Verkehr  durch  die  Oericlite  liinreichen. 

10,  Das  ßeichsgesetz  zum  Schatz 
der  Warenbezeichnungen  vom  12.  Uai 
1894(^16).  Ueber  den  RjJimen  eines  den 
Schulz  eingetragener  Warenzeichen  be- 
zweckenden Gesetzes  hinausgehend ,  hat 
dieses  Reichsgesetz  gegen  zwei  Arten  des 
unlauteren  Wettliewerbs  schon  vor  Erlass 
des  Special  gesetzes  von  1896  einen  gesetz- 
lichen Schutz  geschaffen :  gegen  falsche  Ört- 
liche Herkunftsbezeichnung  (vgl.  oben  sub  3) 
und  gegen  unbefugte  Waren ausstattung. 

Die  cliarakleristische  Ausstattimg  der 
Waren  eines  Oewerbetreibondon  wird  viel- 
fach im  Verkelir  als  ein  Urspnuigszcichen 
behandelt.  Die  imbefugte  Nachahmung  will 
das  Publikum  über  den  Urspmng  der  Wai-en 
täuschen. 

§  1.^  des  Reichsgesetzes  von  1894  be- 
droht deslialb  mit  100— 3U0U  Mark  oder  mit 
Oefängnis  bis  3  Monaten  (Antragsdelikt)  und 
verpflichtet  zum  Schaden sersatze  denjenigen, 
der  zum  Zweck  der  Täuschung  im  Handel 
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■.ind  Verkehr  Waren  oder  deren  Verpackung 
oder  Ankündigungen,  Preislisten  -etc.  mit 
einer  Ausstattung,  die  innerhalb  beteiligtei 
Verkehrskreise  als  Kennzeichen  gleichartiger 
"Waren  eines  anderen  gilt,  ohne  dessen  Ge- 
uelimtgiing  versieht  oder  in  Verkehr  bringt 
oder  feil  hält. 

Die  verschiedenartigsten  Ansstattungen 
(Flaschen,  Korb,  Scliachtel,  Etiketten)  ge- 
messen den  Schutz,  wenn  das  Publikum 
eben  in  der  Ausstattung  die  besonderen 
Merkmale  der  "Waren  eines  bestimmten  Ge- 
werbetreibenden erblickt.  Ein  wesentliches 
Thatbestandsraerkmal  bildet  aber  der  Dolus, 
Benutzung  der  Ausstattung  zum  Zweck  der 
Täuschung. 

vm.  Internationales  Recht 

Durch  die  am  20.  Jlärz  1883  zu  Paris 
errichtete  internationale  Uniou  zum  Schutze 
des  gewerblichen  Eigentums,  der  die 
Schweiz,  Belgien,  Brasilien,  Spanien,  Frank- 
reich, Italien,  Niederlande,  Portugal,  Salva- 
dor, Serbien,  Tunis  und  Dänemark  ange- 
hörten, wurden  allen  Angehörigen  eines 
Unionsstaates  sowie  allen  in  einem  solchen 
ein  industrielles  oder  Handelselabhsscment 
Besitzenden  in  allen  anderen  Uaionsstaaten 
bezüglich  (der  £rfindungspatente,  Zeichnun- 
gen, Modelle)  Fabrik-  und  Handelsmarken 
und  Geschäftsfirmen  alle  den  Ein liei mischen 
gewährten  Vorteile  zugesichert.  Die  Firma 
wird  geschQtzt,  glcicliviel,  ob  sie  Bestandteil 
einer  Marke  bildet  oder  nicht  Der  Be- 
schlagnahme, eventuell  dem  Verbot  <ler  Ein- 
fuhr imterliegen  (auf  Antrag  der  Staatsan- 
waltschaft oder  der  Beleihgton)  die  widei^ 
rechtlich  mit  einer  Marke  oder  Firma  ver- 
sehenen Erzeugnisse  bei  der  Einfuhr  in 
einen  üuionsstaat,  iu  dem  Marke  und  Firma 
schutzberechtigt  sind  (Art.  9).  Ebenso  jedes 
Erzeugnis,  das  als  Bezeichnung  der  Her- 
kunft fälsclüich  den  Namen  eines  bestimmten 
Ortes  trägt,  wenn  diese  Bezeichnung  einem 
erfundenen  oder  einem  zum  Zwecke  der 
Täuschung  entlehnten  Haudelsnamen  beige- 
fügt wii-d  (Art  10). 

Nach  Art.  10  b  der  Brüsseler  Zusatzakte 
vom  14.  Dezember  1900  sollen  die  Ange- 
hörigen eines  Verbandsstaates  sowie  die, 
welche  in  einem  Verbandsstaate  einen  Wohn- 
sitz oder  gewerbliche  Niederlassung  besitzen, 
in  allen  Verbandsstaaten  den  den  Staatsan- 
gehörigen gegen  unlauteren  Wettbewerb  zu- 
gesicherten Schutz  genicssen. 

Das  Deutsche  Reich  hat  (1901)  seinen 
ßcitiitt  zur  iuternalionalen  Union  zum 
Schutze  des  gewerblichen  Eigentiuns  voll- 
zogen, und  der  Beitritt  Oestcneich-Üngarns 
steht  in  sicherer  Aussicht. 
Lltter*tiir:0.  ^Itarl,  Traite  theorigut  etpraiique 
ile  la  aincurrcncc  dctoyalf,  Parit  1S9^.  —  R.  Bar- 
bter,  Dttac.  d.,  l'arU  tS9S.  —  £.  Bert,  Delac 


d,.  Pari»  I88S.  —  A.  Broun,  Xonveau  traiti 
dti  marquet  de  fabrique  et  de  comnerrt,  du 
noiB  ciimmercitä  et  de  Ui  concitrreiice  deloyale, 
Bruidlet  ISSO.  —  J.  LeBtra,  De  la  r,  d.  e« 
droit  /ronfoi»,  Thhe,  Pari»  1S79.  —  Loiaon, 
iVoBH  commerciuax,  mcd/iitte»  ei  reeompente*  in- 
d'nlri'Me»  honorifiijuet.  Pari»  1S79.  ~  MaiU 
lard  et  Starafy,  Grand  diclionanir:  inler- 
natioital  de  la  propriilf  ind\iUrielie,  nu  poinl 
de  vue  ile  nom  cnmmerciai  de  marque  de  /'t- 
brique  et  de  commerce,  et  de  Ui  r.  d.  par  hn- 
monymit,  Pari»  1891.  —  Gaslon  Mayer,  De 
la  c.  d.  ftrU  1S7S.  —  E.  PtmUlet,  Tmitf 
des  morjiie*  de  fabriqne  et  de  la  c.  d.  4.  edi- 
tion.  Pari»  1S9S.  —  A.  Plocque,  De  hi  c.  d. 
par  Homonymie,  Pari»  1391.  —  Raoul—tfotl- 
bert,  De  la  c.  d..  Pari»  1890.  —  A.  Varfas, 
Traue    tkeorigtie    et  pralique  de  la  c.  d..    Pari» 

1594.  —  Samlen,  De»  rappori»  enbre  la  eon- 
eurrenre  dil.  ei  la  diffamation.  (Annale»  de 
droit  commercial  et  indiutriel  franpti»,  ilranger 
et  inltntntiiinal  XII.)  —  iT.  VaUotan,  La  c. 
d.   et   la  coneurrenre  iUieUe  (Tbkee),    Lautaniie 

1595.  —  O.  Mayer,  Die  eoncurrmee  dfloyale 
(Goldichmidt,  ZeiUekr.  f.  Ilandeltrrelä,  XX  VI, 
ISSt,  S.  seif.}.  —  Sr.  Amar,  Dei  nomi  dei 
jnarchi,  e  degli  altri  tcgni  e  della  eoTicorrenai 
neW   indialria   e   neu  eommercio,    Torino  1893. 

—  OUxnnitxi,  la  eoncorrema  tleaU,  Sdpnti 
189S.  —  A".  Sroime,  The  law  c(f  trade  mart», 
Londmi  1S86.  —  A.  Gray,  The  law  of  falt' 
mitrti.ig,  London  18S7.  —  H.  iMdlow  and 
H.  Jenkyng,  A  treatUe  on  Ihr  iaic  of  Inide- 
mark»  and  trade  namet,  London  1X7S.  —  Se- 
btuUan,  A  Digeit  0/  ca»e»  IraJeicort,  trade- 
name,   trade-teeret,   good-iciU  etr,,  London  1S79. 

—  InbAlaen,  Die  Bekämpfung  de»  u.  W.  in 
England.  (Geverbliehef  KeehUiehulx  JI,  lSä7, 
S.  iSiff.,  337 ff.).  —  O.  Pranchxl,  Die  Be- 
Mimmiingen  de»  ötterreichitehen  Recht»  gegen  u. 
IC,  Wien  1884.  —  Aalberee,  OueerUfte  Con- 
ctirrenlie  en  hare  beetrijding  volgen»  het  Neder- 
iandiehe  recht.  I.  »Inet.  Leiden  1897.  —  J*"«!- 
burg,  ZtiBflgeriehttbarkeÜ  unit  Zvnftverftatting 
in  der  Zeil  ton  li.  bi*  IB.  Jahrhundert,  Jena 
1880,  Ä.  ist.  —  V.  iHama-Sterfiegg,  Deuf- 
iche  Wirttchaftagetehichte  t'n  d.  lettten  Jahr- 
hnnderlea  de»  MillelaiUra,  Leipiig  1901,  II, 
S.  74,  2.51.  —  Paul  SehuU,  Die  gewerb- 
liehen  Urheberreehißin  Oe»terreich(ilayerhafer, 
Handbuch  f.  d,  pol.  Venfaltii»gidi<!7iel,  S.  Auß., 
Wien  1901,  S.  ISOOff.)  —  KoMer,  Da»  Recht  de» 
ifarkenechutxa.  ntinburg  1885.  —  Bindi»tg, 
Lehrbuch  d.  gern,  deuttehen  Strafrechte,  6.  Aufl., 
Leipzig  1900,  II,  I.  ü'.  265.  —  v.  Uxct,  Lehr- 
buch d.  deuüeken  Strafrecht»,  S.  .iuß-  Berlin 
1899,  §  li4.  —  Coaacte,  Lehrbuch  dt»  HandeU- 
rechl»,  4.  Avß.,  SluttgaH  1898,  S.  97  ff.  (§  IS).  — 
merke,  DeaUchm  Privalrecht,  LeiptiylS9B,l,S. 
7li.  —  RUMter,  Zar  Revition  de»  HanddegeseU- 
buch»,  Stuttgart  1889,  II,  S.  SS  ff.  —  Al^xan- 
drf-Sate,  Die  unredlirhe  Konburrent,  BeHin 
18911.  —  Deraelbe,  Emjtßehit  tich  ein  aUgen. 
Seehlachuln  gegen  «.  H'.  (Verhandhing  de»  BS. 
deuttcben  Jarietenlag»,  Berlin  1S9S,  üutaehlen 
I,  S.  l£?  (TJ.  —  Bachern,  Der  u.  IV.  in  Han- 
del und  Gewerbe  und  deiten  Bekämpfung,  CSta 
1393.  —  Oeraelbe,  Wie  w(  dem  «.  W.  in 
Handel  und  Verkehr  lu  begegnen,  CiHn  1393.  — 
O.  BShr,  Der  Schulx  der  Geaerbetrribenden 
gegen    u.    H'.,    (Greniboten    ISBS)    S.   «+//.   — 
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Böttger,  Zur  Beiämpfimg  des  «.  W.,  Jtr 
ichweig  1/195.  —  Oantel,  Darslellung  des  Ycr- 
ftrecAenji  ih»  H,  W.  «n/er  Erärierung  leintr 
SlcUung  im  Si/ilen  da  Strajrtchl»,  MäneAen 
ISOO.  —  Fuld,  Da*  Ketchtgta.  über  den  u.  W. 
(Annaten  dtt  DeuUchen  Üeii-hs  18'JS,  N.  91Sß'.j. 

—  Garets,  Dft»  Reiehaget.  zur  Btltäatpfung  drt 
«.  W.  (Sep.-Abdruck  aiu  Seufjerlt  BlälUr 
für  ReclManicendiiag),  Erlangen  1836.  —  Ge- 
tcaU{0,  Dif  guetzhehen  Beitrebungen  det  Dtut- 
tehea  Jleiche*  tut  Bekämpfung  de*  u.  W.,  Mün- 
chen 189S.  ~  Gierke,  Her  Bechltgnmd  dei 
Srhutiei  gegen  u.  IC.  (ZeiUehr,  /.  geteerblichen 
EeehtatehitU)  IV,  laos,  S.  I09ff.  —  OoU- 
soholfc.  Das  Gesell  über  den  ii.  W.,  Berlin 
I89S.  • —  Gnmbet,  Der  Betrugsparagraph  und 
seine  Ergänzung  durch  das  Geseti  lur  Be- 
kämpfung dei  u.  W.,  Tübingen  1397.  —  JE. 
KaU,  Der  «.  W.  (Zeilickr.  f.  geverbl.  JtcehU- 
ichuU),  I,  ISSS,  S.  7g.  —  Bereelbe,  Ges.  tum 
iSrAuWe  der  tt'arenbeteichnungen  und  «.  fV., 
Berlin  1894.  —  J-  KohUr,  Ueber  den  «.  »'. 
tittif  seine  Behandlung  in  Recht  (Neue  deutsehe 
Btindschau,  Freie  Bahne  V,  1894,  lieft  12).  — 
Verleibe,  Tre«  und  Glauben  im  Verkehr, 
Berlin  1S9S.  —  M.  M.  Kohler,  Das  Verbrechen 
des  u.  W.  (StrafrechU.  Abhandlungen,  herausg. 
von  Btling  Hejl  St—3i),  BreiJau  1901.  — 
Mareach,  Veber  geietsliehea  Schult  gegen  uii- 
rtdtiehe  Konkurrent,  Wien  1890.  —  Lobe, 
Beiehsgei.  (sytlemalisch  daTgenttUtj,  Leipiig  1896. 

—  Mittler,  Illoyale  Konturreni  «itd  Marken- 
schutz, Wien.  —  Reuling,  Der  u.  W.  nach 
dem  S.  Enlumife  eines  Gesetzes  zur  Bekämpfung 
des  u.  W.,  Berlin  189S.  —  Samhantmer,  Der 
II.  TV',  in  der  Hausindustrie  fZeiltehr.  f.  ge- 
tcerbl.  Rechtsschutz,  III,  1894,  S.  SlSff.J.  —- 
Seherer,  Empfiehlt  sich  ein  allgemeiner  Rechts- 
schutz gegen  u.  W.f  (Verhandlungen  des  M. 
deutschen  Juristentage,  Berlin  1S9S,  Gutachten 
S.  I,  S.  ilGff.l.  —  P.  Schmtd,  Das  Wartn- 
teiehenrecht  nebsl  einem  L'eberblick  über  die  Be- 
stimmungen teider  den  u.  IC  nach  den  Gesetz- 
gebungen aüer  Länder,  Leipzig  1899.  — 
Derselbe,  Zu  dem  Enluntrf  eines  ■  Gesetzes 
wider  den  u.  »'.,  (Zeiuchrift  für  gewerblichen 
SechtssehuU,  Bd.  TV,  189S,  S.  HB  ff.,  S. 
U2ff.,  S.  ISlff.).  —  Deraelbe,  Die  GeseUe 
tum  Schutte  des  gewerblichen  Eigenlums,  Berlin 
1S97.  —  Dedreux,  Aus  der  Praxis  der 
Oebravehtmusiergesetze  und  ihre  Beziehung 
tum  Gel.  gegen  u.  W.,  München  1SS7.  —  Ste- 
phan und  P.  SehmUt,  Der  Schulz  des  ge- 
teerblichen Crheberrerhie  des  In-  und  Auslandes, 
Leipiig  1899.  —  Veraelva,  Illoyale  Konkur- 
renz und  Markentchuli,  (Getrerbl icher  Rechts- 
schutz, III,  1893).  —  H.  Schuler,  Die  eonc. 
dil.  und  ihre  Beziehungen  zu  .Vame,  Firma, 
Marke,  Fabrik-  und  GeschäfUgeheimtiis,  Zürich 
1895.  —  A.  Simon,  Die  conc.  dei.  ihr  Begriff 
und  ihre  Behandlung  im  Ciiril-  und  Slrafrecht, 
Bern  1894-  —  Stegemann,  L'nlaulerei  Ge- 
schäftsgebaren, I.  Typische  Fälle,  II.  Berichte. 
Anträge  und  Verhandlungen,  Braunschweig  1894. 

—  Stieda,  t'.  W.,  (Jahrb.  f.  XaL  li.  Ülat.,  1896, 
Bd.  ee,  S.  74  ffj.  —  Träger,  Der  Srkutz  gegen 
unlautere  Konkurrenz  im  Gebiete  des  preusa. 
Landreehis  (Gruchot,  Beiträge  zur  Erläuterung 
des  deutschen  Rechts,  6.  F.,  1.  Jahrg.,  189i,  S. 
193  ff.).  —  Weehaler,  Concurrence  diloyale  und 
u.   W..   Wien  1893.  —  Wermert,   Ueber  den  «, 


W.  und  die  Kunsumsvereintbewegungen,  Halle 
1395.  — ,  Brandia,  Rechtsschutz  der  Zeituiigs- 
und  Biichenitel,  Berlin  1898.  —  Bruneteln, 
Der  Schutz  dei  Fabrik-  und  Geseliäftegeheimnisses, 

Wiat  1887.  —  Damme,  Schulz  der  Gesehäfts- 
taid  Betriebsgeheimnisse  (Preuss.  Jahrb.  1895, 
Bd.  SO,  S.  6Sff.).  —  Preudenst^n,   Ueber  den 

Schutz  geicerblicker  und  technischer  Geheimnisse, 
(GoUdammers  Archiv,  Bd.  SS,  S.  iesjf.).  —  B. 
Katz,  Der  Verrra  der  Fabrik-  und  Geschäfts- 
geheimnisse (Zeitsehr.  f.  gewerbl.  Rechttschuii  I, 
189t,  S.  Sljf.).  —  Ortloff,  Zum  Schutze  der 
Geschffflageheimnisie  fjahrb.  f.  Ges.  u.  Vene.  I, 
S.  tl9ff.).  —  BUberfeld,  Die  ägenüiche  Be- 
kanntmachung de»  Urteils  auf  Grund  des  Oes. 
(GewerU.  Reehtsschulz  und  Urheberrecht  1897, 
Jl,  S.  240  ff-).  —  Qttark,  Der  Gcsetienivjurf 
zur  Bekämpfung  des  u.  IC  und  die  Handlungs- 
gehilfen, (Braun,  Sotiaipolilisehts  Cmitratbtalt 
1895,  S.  SlSff.).  —  Verhandlungen  des  11. 
deutschen  Juristenlages  (1888)  J,  Ü.  70ß.;  II, 
S.  iSSff.  —  Lobe,  Die  Bestimmungen  de*  Ges. 
gegen  u.  W.  über  Reklame  in  ihrem  Verhätl- 
nisie  tum  deutschen  B.O.B.  und  den  übrigr» 
gewerblichen  SchtUzgesetten  (Sächsisches  Archit 
für  bürgert.  Becht  und  Protest  1897,  Bd.  VIT, 
S.  19  ff.).  —  Cohn,  System  der  SationiaUikono- 
mie,  Stuttgart  1898,  III,  &  S79ff.  —  Mettl, 
Die  betrügliehe  Nachahmung  des  Samens  und 
der  FabrUnaarke  A.  fV.  Faber,  Zürich  ISSS.  — 
Deraelbe,  Das  Markenstrafrecht  auf  Grund  des 
eitigeniisiischen  Gesetzes  und  der  intemationaten 
Convention  von  1883,  Bern  183S.  —  Pulä,     U. 

W.  und  Ausverkauf  (Deutsche  Juristcn-Zeilung, 
1901,  VI  Xr.  6).  —  Boeren,  Die  Wirkungen 
des  Ges.  zur  Bekämpfung  des  u.  W.  —  P. 
ScAmld,  Die  Wirkungen  der  deutschen  Reichs- 
ges.  zur  Bekämpfung  des  u.  W.  (Gewerblicher 
Rechtsschutz  und  Urheberrecht,  1899,  IV,  S. 
169ff.;  190O,  V,  S.esiß.).  —  Getperblicher 
Rechtsschutz  und  Urheberrecht,  Zeitsehr.  des 
Deutschen  Vereins  tum  Schulz  des  gewerblichen 
Eigentums,  herausgeg.  von  0»teifielh,  Berlin  ■ 
1896 ff.  —  Mentor,  Zeiuchrift  zur  Bekämpfung 
des  u.  H',  und  der  Ramschbatare,  Berlin  1899  ff. 
—  KommenUtr  tum  Reiehsges.  zur  Bekämpfung 
des  u.  W.  vom  27.  V.  1S9S  von  Baehem.  und 
Roeren  3.  Aufl.,  Leipzig  1900;  BlrhenbUU, 
Berlin  1896;  ChriaUani,  Berlin  1396;  Dal' 
trop,  Dresden  1390;  Engel  II,  Berlin  1896; 
Ptnßer,  Berlin  1897;  L.  Fnld,  Hannover 
1896;  Hatias,  Bertin  1896;  Helme,  Leipzig 
1396;  GrüHwald,  München  1896;  J.  Kahn, 
München  1896;  Kunreuther,  Berlin  ISOS;. 
Alej:ander  Meyer,  Bertin  1896;  R  Mül- 
ler, Fürth  1396;  Oaterrieth,  Berlin  1896; 
Schwaiger,  Ansbach  1S96;  Steplian,  BeHia 
1896. 

Eduard  RoaenthaL 


Whatelf,  Richard, 

geb.  gegen  1791,  gest.  am  8.  X.  1863  in  Dublin, 
Btadierte  daeelbst,  erbielt  einen  Rnf  ala  Seniors 
Nachfolger  nacb  Oxford,  wurde  dort  zweiter 
Inbaber  des  Orumondscben  Lehrstuhls  für  Volhs- 
wirtschaft  und  1833  Erz bischof  von  Dablin.  Vor 
Uebernahme  der  Verwaltung    des    Erzbistums 
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^ndete  er  die  Professor  für  Volks wirtscbaft 
am  Trinity  College  zu  Dublin. 

Whatelj  TerÜfTenÜichte  von  staatswiasen- 
acbaitlicheu  Schriften  in  Bachform:  lutroductory 
lecturee  ou  political  ecoQomy,  London  lb31 ;  das- 
selbe, 2.  Aufl-,  1832;  dasselbe,  3.  Aufl.,  1832; 
dasselbe,  4.  Aufl.,  1855,  mit  deia  Titelznsatz 
„with  lemarks  on  titbes  ajid  ou  poor  laws  and 
(tn  penal  colocies".  —  Easy  lessons  on  mouey 
matWra,  ebd.  1833;  dasselbe,  2.  Aufl.,  1849.  — 
Speech  on  tbe  Irish  poor  laws,  Dublin  1847.  — 
Speech  in  the  House  of  Ijords  1833  on  a  bill  of 
tfac  remoTal  of  ceruin  disabiUties  from  his 
Majesty's  subjects  of  the  jewish  persuaaion, 
London  1848. 

Whalely  vertritt  die  Ajisicht,  dass  die  ganze 
Nation alükonomie  anf  den  Wert  der  Dinge  be- 

frllndet  werden  müsse  und  plüdiert  dafUr,  dieser 
Vissenschaft  den  !Namen  Katallaktik  (Güter- 
anstauschtehre)  zu  geben.  Dieser  Vorschlag  bat 
eine  Identiflzieruiii;  des  Nationalreichtums  mit 
der  Summe  des  Tauschwertes  der  Güter  zur 
Voraussetzung,  die,  da  sie  die  Bewertnne  der 
Produkt ioDsquellen  and  der  Produktionskraft 
ausser  Berechnung  lässt,  nicht  genügen  kann. 
Die  Diktion  What«l;s  zeichnet  sich  durch  seltene 
Klarheit  und  Präcision  aus;  da  er  selbst  grosses 
(iewiclit  darauf  legt,  seine  Definitionen  der  Be- 

triffe  Wert,  Reichtum,  Arbeit,  Kapital,  Rente, 
obn  etc.  gemäss  der  von  der  Wissenschaft  ao- 
gcnommenen  instruktivsten  und  erschöpfendsten 
Begriffsumscbreibungen  zu  gestalten,  rügt  er 
besonders  an  Adam  Siuith  und  an  mehreren 
anderen  hervorragenden  Theoretikern,  dass  sie 
Ulis  zu  unklar,  t«ils  zu  ungenügend  und  Ton 
der  gebräuchlichen  Erklärungsform  abweichend 
detinieren.  Die  Ethik  des  lautersten  Christen- 
tums Kieht  sich  durch  Whatelys  Schriften  nnd, 
fem  von  jedem  anfd ringlichen  Zelotisuus,  ver- 
steht er  es,  die  jungen  Leute,  denen  „introduc' 
torj'  lectures"  und  „easy  leasons"  (s.  o.)  gewid- 
met sind,  für  die  wirtschaftliche  Nächstenliebe 
zn  erwärmen.  Er  offenbart  ein  warmes  Herz 
für  die  arbeitenden  Klassen  und  für  die  Armen, 


ge.-!cbmack  benimmt,  zumal  er  iu  Abrede  stellt, 
dass  die  im  Dienste  des  Handels  und  der  In- 
dnstrie  wirtschaftenden  Meneclien  nur  dem 
eigenen  Interesse  nachjagen.  Gegen  Malthns 
belianptet  er,  dass,  wie  die  Erde  infolge  der 
gesetzmässigen  Gegenwirkung'  von  Centrifiigal- 
\iud  Centripetalkr^t  ewig  denselben  Kreis  nm 
ihre  Achse  beschriebe,  auch  ihre  Hervorbrin- 
guugakrafc  an  Subsistenzmitteln  für  die  Mensch- 
heit die  gleiche  bleiben  werde.  Allerdings, 
fährt  er  fort,  hätte  sich  seit  den  letzten  fünf 
Jahrhunderten  die  Bevölkerung  ganz  gewaltig 
vermehrt,  aber  das  Verhältnis  der  jetzigen 
Generation  zur  Bcnährungsfrage  sei  infolge  des 
hoben  Kulturntandes  der  Landwirtschaft,  des 
mächtigen  Aufiichwnn^es  der  maschinellen  Be- 
triebs- nnd  Verkehrsmittel  ein  viel  kleineres  als 
das  der  Bevölkerung  vor  fünfhundert  Jahren  zu 
der  Leislungslähigkeit  der  damaligen  .Agrar- 
wirtsi^haft.  Er  ist  in  den  wichtigsten  Lehren 
ein  Gegner  Ricardos. 

Vgl.  über  Whately:  St.  Stepbens,  or 
I>en(.-ilings  of  politiciaus.  by  „Mask",  London 
18311.     l)r-"     "--    "---■■-'     --    ■■-    -  ' 


i    das   Kapitel :    Dr.    \S'hately. 


Fonteyrand,  Note  k  propos  de  l'enseignement 
de  Tecanomie  politique,  iu  Journal  des  Ecouo- 
mistes,  Bd.  XXII,  Paris  1849,  S.  62  ff.  -  Nekro- 
log Whatelys  in  ,,Jouma!  des  EccnomiBtAs",  IL 
Serie,  Bd.  40,  ebd.  Kov.  1863,  S.  317.  — 
Bicbelot,  Une  rfevoiution  en  l'ficonomie  po- 
litique, ebd.  1883,  S.  177/78,  217.  —  Maeleod, 
Principles  of  economical  philosophy,  2.  Anfl., 
Bd.  L  London  1873,  S.  100/101.  — Thompson, 
Social  seience  and  national  economy,  Philadelphia 
1875,  S.  56;56.  —  P.  A.  Walker,  Politioal 
economy,  London  1883.  S.  29,  31,  247.  — 
Garnier,  Dn  principe  de  population,  2.  Aufl., 
Paris  1885,  8.  128,  —  EucyctopaedisBritannica, 
9,  Aufl.,  Bd.  XX,  Edinburg  1886,  S.  516;  Bd. 
XXIV,  ebd.  1888,  S.  529.  —  Ingram,  Histo^ 
of  poiiticat  economy,  London  18Sj,  S.  141,  172. 
-  Cannan,  Historj  of  the  theories  of  ^ro- 
duction  and  distribntton  in  English  poliucal 
economy.  1776— 1848,  London  1103,  S.  89. 
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Wiehern,  Johann  Hinrich, 

geb.  am  21,  IV.  1808  in  Hamburg,  gest  daselbst 
am  7.  IV.  1881,  studierte  in  GUttingen  und 
Berlin  Theologie  und  eröffnete  am  12.  XL  1833 
die  von  ihm  am  12.  IX.  desselben  Jahres  ge- 
gründete Rettuogsanstalt  für  sittlich  verwahr- 
loste Kinder  in  der  Landgemeinde  Hom  bei 
Hamburg.  Er  seihst  war  vollständig  mittellos, 
den  Stiftnngsfonds  brachten  wohlthätige  Ham- 
burger Patricier  zusammen ,  und  das  stroh- 
bedeckte Haus,  das  alte  Bauhe  Haus  in  Hom, 
in  welchem  Wiehern  mit  drei  ihm  anvertrauten 
Knaben  seine  Tbätigkeit  begann,  verdankte  er 
der  Schenkung  seines  Gönners,  des  Syndikus 
Sieveking  in  Harobui^.  Ans  dieser  kleineu  be- 
scheidenen Ansiedelung  hat  sich  im  Laufe  der 
Jahre  eine  grosse  christliche  Kolonie  mit  Zweig- 
anstalten ,  die  sich  wieder  zn  Kolonieeu  ei^ 
weitert,  mit  insgesamt  81  grosseren  und  kleineren 
Bauten,  entwickelt,  von  denen  insbesondere  die 
Pensionataschulen  nach  ihrer  1888  erfolgten  An- 
erkennung stark  besucht  sind.  Das  Geheimnis 
dieses  Brl'olges  lag  einzig  in  der  auf  Gottver- 
trauen begründeten  Erziehun  gsmeth  odeWichems, 
die  darauf  angelegt  war,  seine  Züglinge  beiderlei 
Geschlechts  nicht  nur  zn  frommen  und  sitten- 
reinen,  sondern  auch  zu  erwerha^higen  Men- 
schen beraozabilden.  Die  wirtschaftliche  Lage 
der  Erziehungsanstalten  des  Rauhen  Hauses  war 
nie  eine  befriedigende,  da  zur  Deckung  ihrer 
Ökonomischen  Bedürfnisse  häufig  die  Hildthätig- 
keit  frommer  Seelen  in  Anspruch  genommen 
werden  musste ;  Staalsunterstützung  hat  Wiehern 
fUr  seine  Stiftungen  weder  jemals  nachgesucht 
noch  genossen.  1848  erfolgte  auf  Wichems  Ver- 
anlassung die  Begründung  des  C'entralaus- 
Bchnsses  für  innere  Mission  und  gleichzeitig  die 
Umgestaltung  des  1842  gegründeten  Brtider- 
seminars  in  die  er^te  Brüderanstalt  des  Rauben 
Hauses,  nach  deren  Vorbilde  zehn  BrüderhSuser 
in  Deutschland  entstanden  sind,  die  im  Dienste 
der  inneren  Mission  zahlreiche  Hausväter.  Be- 
amten und  Gehilfen  für  Rettungs-,  \\'aisen-, 
Idioten-  und  Gcüingnisanstalteu,  Armen-,  Armen- 
kinder-, Kranken-,  Arbeits-  and  Vereinshäuser, 


■'»'^ 


Herbergen  zur  Heimat,  ArbeiterkoloDieen  nnd 
Verpflegimgastatioiien  herangebildet  haben.  FUr 
ErweckUD^  und  Pflege  dea  religiSsen  Sinnes  im 
protestJLntischen  Deutschland  that  er  sich  femer 
ant  den  Kirchentagen  hervor,  die  seit  1848 
unter  Betbmann-HoUwegs  Torsitz  alljährlich 
«inmal    taiften,      1857    wnrile    Wiehern    kgl. 

ärenssischer  OberkonsiBtorialrat  und  Yortragen- 
er  Rat  f&T  QefSngnis-  und  Armenwesen  im 
prenss.  Himsterinm  des  Innern,  1872  schied  er 
unter  Niederlegune  seiner  Aemter  ans  df.m 
preassiscben  Staatsdienst«  aus  und  widmete  sich 
wieder  ganz  der  Leitung  der  Erziehungsanstalten 
dea  Raimen  Hauses,  die  er  aber  schon  im  nächsten 
Jahre  an  seinen  Sohn  Johannes  abgab. 

Wiehern  verGffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen bezw.  die  FSrdernng  der  sozialen 
Wohlfahrt  vertrotenden  Schriften  in  Buch- 
form: Notstände  der  protestantischen  Kirche 
und  die  innere  Mission.  Zugleich  als  2.  Bericht 
Hber  die  Brüder  des  Ranhen  Hauses  als  Seminar 
^r  innere  Mission,  Hamburg  1814.  —  Dritte 
und  vierte  Nachricht  über  die  Brtlder  des  Banhen 
Hauses  als  Seminar  für  innere  Mission  unt«r 
deutschen  Protestanten,  2  Teile,  ebd.  1845'46. 

—  FesthUchlein  des  Rauhen  Hauses  in  Hom 
^.  n.  d.  T. :  Ueschichte  und  Geschichten  des 
Banben  Hauses  zu  Rom,  1.  Bändchen),  ebd. 
1845;  dasselbe,  2.  o.  3.  Aufl.,  1861  u.  1866.  — 
Xat«rial  zur  Ansammlnng  von  Tolksbibliothehen, 
mitgeteilt  an  die  Teilnehmer  des  Kongresses 
far  innere  Mission  zu  Wittenberg  im  September 
184»,  ebd.  1849.  —  Die  innere  Hission  der  den^ 
sehen  evangelischen  Kirche.  Eine  Denkschrift 
an  die  dentacbe  Nation,  im  Auftrage  des  Central- 
aasschusaes  für  die  innere  Mission,  ebd.  1849; 
dasselbe,  2.  u.  3,  Anfl  1849  n.  1889.  —  II.  Nach- 
richt des  Vereins  für  innere  Mission  in  Ham- 
hnrg  am  Schlusg  des  Jahres  185Ü,  ebd.  1851.  — 
Die  Behandlung  der  Verbrecher  nnd  entlassenen 
Sträflinge,  ebd.  1853.  —  Der  Dienst  der  Frauen 
in  der  Kirche,  1.  u.  2.  Aufl.,  ebd.  18Ö8;  das- 
selbe, 3.  Anfl.,  1880.  —  Das  Rauhe  Haus,  seine 
„Kinder"  nnd  seine  .Brüder".  Mitteilungen  an 
die  Wohltbäter  und  Freunde  des  Ranben  Hauses, 
1-,  9.  n.  3.  Anfl.,  ebd,  1861,  1862  u.  1872,  — 
Heber  Eraiehung  zur  Arbeit,  insbesondere  in 
Anstalten,  ebd.  1867.  —  An  die  sozialdemo- 
kratischen Arbeiter,  ebd.  1872.  —  Seine  Ge- 
sammelten Schriften  erscheinen  gegenwärtig  in 
der  Agentur  des  Ranheu  Hauses  in  Hamburg. 
Das  I^teraehmen  wird  6  Bände  umfassen,  wo- 
Ton  die  Bde.  I  u.  11  [Briefe  und  Tagehnch- 
hlfttter)  bereit»  11900)  erschienen  sind.  Es  werden 
folgen :  Bd.  IH  (Principielle  Aufsätze  zur  inneren 
Mission);  Bd.  IV  (Gefftngniswesen) ;  Bd.  V  (Er- 
ziehungs Wesen.  Das  Rauhe  Hans  und  seine 
Bruderschaft);   Bd.   VI   (Vermischte   Aufsätze). 

—  Wichern  gab  heraus ;  Jahresbericht,  I.— SIII,, 
Hber  die  Hamburger  Rettnngsanstalt  fDr  sitt- 
lich verwahrloste  Kinder  im  Rauhen  Hanse  zu 
Hora,  1833  -  46,  Hamburg  1836—47:  als  Fort- 
«etzany  hiervon:  Jahresbericht,  XIV. — XXXII,, 
über  die  Kinderanstalt  des  Rauhen  Hauses  vom 
Januar  1847  bis  1866,  ebd.  1848—67.  —  Nach- 
richt Ober  das  Haube  Haus  von  1833—71  (Be- 
Tichtl-XXXVIIl),  ebd.  1835—72,  —Fliegende 
Blätter  ans  dem  Ranhen  Hanse  zu  Hom  bei 
Hamburg.  Or^n  des  Centralansschusses  für 
die  innere  Mission  der  deutschen  evangelischen 
Kirche,    nebst    dem    Beiblatt:    Volksblatt   für 

HandwärlirbDcb  dsT  Staatawiuenschaften.    Zweite 


innere   Mission,    welche  Publikation  1893  ihr 

fünfzigjähriges  Jnbil&um  feierte. 

Wicfaem  war  unter  den  Philanthropen  der 
materiellen  Gegenwart  eine  der  vornehmsten 
Erscheinungen.  Ana  lauterster  Menschenliebe, 
ans  tiefinnerstem  Mitleiden  mit  der  sittlichen 
Verrohung  der  in  lasterhafter  Umgebung  auf- 
wachsenden Jugend  fühlte  er  den  Beruf  in  sich, 
solche  schon  in  erster  Entfaltung  von  giftigem 
Mehltau  getrofienen  jungen  Mensclienseden  dem 
sittlichen  Verderben  zu  entreissen.  Der  Schwer- 
punkt nnd  die  grossen  Erfolge  seines  Erziehnnga- 
systems  beruhten  vornehmlich  auf  hingehnngs- 
voller  Versenkung  in  die  Herzen  der  mangels 
Erziehung  vollständig  verwildert  aufgewachsenen 
Knaben  und  Mädchen,  welche  seiner  Obhut  an- 
vertraut wurden,  nnd  erst  nachdem  er  auf  diese 
Weise  deren  Charakter  ergründet  hatte,  kamen 
die  pädagogischen  Heilmittel  zur  Anwendung. 
Dieselben  bestanden  in  einer  Qeist  und  EOrper 
gleichmässig  kräftigenden,  rationell  verteilten  Ab- 
wechaelung  zwischen  vierklasei^em  Volksschnl- 
unterricht«  und  Garten-  und  Feldarbeit,  welche 

Eraktiacbe  Beschäftigung  später  auch  auf  Schn- 
ing  in  den  hauptsächlichsten  Handwerken  aus- 
gedehnt wurde.  Denjenigen  seiner  ihm  nen  en- 
geführten ZQglinge,  welche  sich  bereits  gegen 
das  Strafgesetz  vergangen  hatten,  erOSnete 
Wiehern,  ehe  er  sie  einschulte,  dass  sie  mit  der 
Veberacbreitunz  der  Schwelle  des  Rauhen  Hauses 
die  VergauKenneit  hinter  sich  zurückliessen, 
dass  auch  ihre  noch  ungesUhnte  Schuld  ver- 
geben nnd  ebenso  vergessen  sein  solle  wie 
überhaupt  ihr  früherer  strafbarer  Lebenswandel. 
Diese  Zasichemng,  femer  das  Ungewohnte  der 
wahrhaft  christliehen  HansbaHunR: ,  in  welche 
diese  beklagenswerten  Kinder,  welche  ein  eigent- 
liches Familienleben  nie  gekannt  hatten,  sich 
plötzlich  ein^führt  sahen,  und  der  milde  Ernst, 
mit  welchem  ihnen  die  erziehlichen  Anweisungen 
erteilt  wurden.  Übte  den  wobltbätigsten  Einflnss 
anf  die  jungen  Gem&ter,  und  wenn  auch  nicht 
jedes  sittlich  verwahrloste  junge  Wesen  sofort 
seinen  durch  büses  Beispiel  angenommenen 
schlimmen  Neigungen  entsagte,  so  geborte  es 
doch  zn  den  schönsten  Tnomphen  Wicherns, 
nm  die  einzelne  Kindesseele  so  lange  mit  trener 
christlicher  Hirtenliebe  und  ohne  Anwendung 
von  Strafmitteln  unverdrossen  zu  kämpfen,  bis 
er  sie  als  dem  guten  Principe  erobert  betrachten 
durfte.  Die  Zuil  der  Kinder,  welche  während 
des  sechzi^ährigen  Bestehens  der  Anstalt,  von 
1833  bis  1893,  von  Wiehern  und  nach  seinem 
Ableben  von  seinem  Sohne  in  sittlich  vemacb- 
lässigtem  oder  sittlich  defektem  Zustande  zur 
Erziehung  bezw.  Besserung  übernommen  wurden, 
betm^  über  zweitausend,  und  ans  allen,  soweit 
sie  nicht  noch  dem  Institute  angehören,  sind 
sittenstrenge  und  glaubensstarke  Menschen, 
tflchtige  Landwirte,  fleissige  Arbeiter,  geschickte 
Handwerker,  brave  Dienstboten  u.  aera:!-  ge- 
worden. Man  hat  Wiche  m  das  oruodoxe 
Luthertum  vorgeworfen,  auf  welches  seine  Be- 
mühnneen ,  in  die  ihm  anvertrauten  jungen 
Seelen  FrUmmigkeit  einzupflanzen,  sich  stützten. 
Wie  weit  wäre  aber  dieser  als  Religionslehrer 
wie  Kinderfrennd  gleich  ausgezeichnete  Mann 
wohl  bei  seinen  jungen  Zohärem  gekommen, 
wenn  er  ihnen  das  Christentum  nach  rationa- 
listischen Grundsätzen  vorgetragen  hätte?!  Das 
Princip  der  christlichen  Liehe  der  inneren  Hissi«! 
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Wichern — Wildschaden 


Kntt  Jeen  Christi  olles  BSse  gretilgrt  werde, 
die  jungen  Gemüter  aber ,  welche  dieseD 
Glaubenssatz  zn  dem  ihrigen  gemacht  hatten, 
waren  durch  denaelben  vor  Rückfällen  in  ihre 


anf  einem  ProKramm,  ans  dem  n.  a.  folgende 
Sfttze  herrorzuneben  sind:  Die  menschliche  Ar- 
beit ist  die  pflichtgetreuB  und  angestrengt« 
ThStigkeit  einer  dem  Abbilde  Gottes  nachr~ 
formten  Persöitlichkeit ;  das  Recht  auf  Arbeit 
eiebt  sich  als  Eonseqnenz  der  Pflicht  zur  Arbeit; 
die  sittliche  Achtung  vor  einet  Benifsüiätiglieit 
wird  nicht  dnrch  das  irbeitsobjekt ,  sondern 
dnrch  die  subjektive  Gesinnung  des  Arbeiters 
bettimnc^  in  GemtUsheit  der  christlichen  Ge- 
recbtigkett  soll  für  redliche  Arbeitsleistung  ein 
Lohn  bewilligt  werden ,  der  die  menschen- 
würdige Existenz  des  Arbeiters  und  seiner 
Familie  gewährleistet;  die  Ricardoache  Lehre, 
dass  die  arbeitenden  Klassen  in  ihrer  Lebena- 
haJtnn^  anf  dos  Existenzminimum  beschränkt 
seien,  ist  als  antjchriatlich  za  verwerfen ;  ebenso- 
wenig ist  es  in  einem  christlichen  Staate  zu 
dulden,  dasa  weibliche  Hungerlöhne  die  Ar- 
beiterinnen vor  die  Wahl  stallen  zwischen  Not 
und  Frostirution ;  als  besondere  Aufgabe  der 
inneren  Mission  ist  es  zu  betrachten,  dnrch 
Wort  und  Schrift  die  Selbstsucht  im  kapitalis- 
tischen Interessenkanipfe  zu  kennzeichnen. 

Vgl.  über  Wichern:  Waseuer,  Staats- 
nnd  Geaellscbafteleiikon,  Bd-  XS.ll,  Berlin  1B66, 
S.  167,'6ö.  —  Walcker,  Soziale  Frage,  Leipzig 
1873,  S.  112/113.  —  Röscher,  Gesch.  der  Nat, 
Manchen  1874,  S.  1028.  —Oldenherg,  Johann 
Einrieb  Wiehern.    Ein  Nachmf,  Hamburg  1881. 

—  Krnmmachet,  J.  H.  Wiehern,  Gotha  1882. 

—  Üldenberg,  Johann  Hinrich  Wiehern. 
Sein  Leben  und  Wirken,  3  Bde.,  Hamburg  1883. 

—  Bühmert,  Die  Arbeiterfrage  and  die  innere 
Mission,  in  „Arheiterfreund",  Jahrg.  XXI,  Ber- 
lin 1883,  S.  273ff.  —  Uhlhorn,  Geistliche 
Liehe sthStigkeit  seit  der  Reformation,  Bd.  III, 
Stuttgart  ist«,  S.  349  ff.  u.  5.  —  Hamburg  und 
seine  Bauten,  Hamburg  1890,  S.  200202.  — 
Die  Feier  des  aechzigi ährigen  Bestehens  der 
Anstalten  des  Rauhen  Hanaes  am  12.  IX.  1893 

Sn  „Fliegende  Blätter  des  Rauhen  Hanses", 
ahrg.  1893,  Oktoberheft),  ebd.  1893,  S.  353,78. 

—  Schäfer,  Leitfaden  der  inneren  Mission, 
3.  Aufl.,  ebd.  1893,  S.  52  ff.  u.  0. 
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Wildschaden. 

1.  Das  gemeine  deutsche  Recht  und  die 
ältere  partikuläre  Jagdgesetz  geh  ung.  2.  Das 
Bürgeruche  Gesetzbuch  und  die  neueren  deut- 
schen Jag<lgeaetze.  3.  Daa  prcussische  Wild- 
schadengeaetz  vom  11.  Jnli  1891. 

1.  Oafl  gemeine  deutsche  Recht  nnd 
die  ältere  partikuläre  Jagdgesetz^bnng. 

Vor  dem  Jahre  1^48  durfte,  wenn  wir  vom 
Herrschoftsboreiuhe   des  rheioisch-französi- 


ijchen  Bechts  absehen,  der  (rrundbesitzer 
überall  da,  wo  das  Jagdrecht  auf  seinem 
Areal  anderen  zustand,  sofern  er  nicht  selbst 
etwa  das  Recht  der  Mitjagd  hatte,  dem 
Wilde  weder  weidmännisch  noch  sonstwie 
nachstellen.  Er  galt  namentlich  nicht  für 
hefugt,  Wild,  ohne  die  Absicht  der  Besitz- 
nahme, zu  erlegen,  um  es  unschädlich  zu 
machen  und  zu  verhindern,  dass  es  den. 
Feld  fruchten  verderblich  wörde.  Es  war 
eine  besondere  Vergünstigung,  wenn  das 
A.  Pr.  L.  R  §  149  I,  9  erlaubte,  Wild, 
welches  in  Gärten,  Höfe  oder  andere,  an 
Wohngebäude  stossende,  geschlossene  Plätze 
eindrang,  ohne  Anwendung  von  Schiessge- 
wehr zu  fangen  oder  zn  töten  g^en  die 
Verpflichtung  das  gefangene  oder  erlegte 
Tier  an  den  Herrn  der  Jagd  gegen  Bezah- 
lung des  gewöhnlichen  Schiessgeldes  abzu- 
liefern. Sonst  befiind  sich  der  Gnmdbesitzer 
dem  Wilde  fast  wehrlos  gegenüber.  Denn 
alle  anderen  Mittel,  welche,  ohne  es  zn  be- 
schädigen, nur  darauf  abzielen,  das  Wild  zu 
verscheuchen  und  vom  Betreten  kultivierter 
Bodenflachen  abzuhallen,  wie  Klappern,  Auf- 
stellen von  Schreckbildern,  Erricnfung  von 
Zäunen  und  Einfriedigungen  erweisen  sich 
als  unzulänglich.  Die  jagdbaren  Tiere  ge- 
wöhnen sich  daran  und  wissen  die  ihnea 
bereiteten  scheinbaren  oder  wirklichen  Hin- 
dernisse bald  zu  überwinden. 

Einen  Anspruch  aber  auf  Erstattung 
vom  Wilde  angerichteten  Schadens  hatte 
der  Grundeigentümer  oder  der  Nutzungsbe- 
rechtigte gegen  den  Jagdherrn  nur  allein 
dann,  wenn  dieser  sein  Jagdreclit  auf  dem 
fremden  Terrain  nicht  pfleglich  aus- 
übte. Während  dem  deutscheu  Rechte  des 
Mittelalters  gesetzliche  Bestimmungen  über 
den  Wildschaden  und  seinen  Ersatz  noch 
unbekannt  waren,  hatte  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert nach  Entwickelung  des  Jagdregals 
die  Praxis  eine  Haftpflicht  des  Jagdberech- 
tigten unter  dieser  Voraussetzung  anerkannt. 
Ais  nicht  pfleglich  wurde  eine  Behand- 
lung der  Jagd  erachtet,  bei  welcher  daa 
Wild  in  Qbermässiger  Menge  gehegt  oder 
durch  gewisse  Anslalten  (z.  B.  Anlegung 
von  Saizlecken)  aus  angrenzendem  Revier 
zum  Uebertritt  in  das  eigene  angelockt  und 
herbeigezogen  wurde. 

g.  Das  Bni^erliche  Gesetebnch  und 
die  neneren  deutschen  Jagdgesetze. 
Verlangte  das  gemeine  Recht,  um  eine  Er- 
satzforderung wegen  Wildschadens  zu  be- 
gründen, den  Nachweis  der  nichlpfleglichen 
Ausübung  des  Jagdrechts  durcli  den  Jagd- 
berechtigten,  so  setzte  es  als  Grund  seiner 
Ersaizpflicht  ein  Verschulden  voraus. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  nimmt  dem' 
Wildschaden  gegenüber  imd  hinsichtlich  der 
Frage,  wer  dafür  verantwortlich  aein  soll, 
den  entgegengesetzten  Standpunkt  ein.    Ib 
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AbweichuDg  von  dem  Bonst  feetgehaltenen 
Oruudaatz,  dass  für  einen  entstandenen 
Schaden  nur  zu  haften  hat,  wer  ihn  ver- 
schuldet (§§  823—826),  rechnet  es  den  Wild- 
schaden denjenigen  Schadensfällen  zu,  bei 
denen  eine  Schaden haftun?  ohne  Verachul- 
den  eintreten  soll  (§g  827,  829,  833  vgl 
mit  §  835),  Ein  Verschulden  dessen,  der 
für  entstandenen  Wildschaden  verantwort- 
lich gemacht  wird,  kommt  heute  allein  noch 
in  dem  besonderen  FaUe  in  Frage,  wenn 
ans  einem  Qehege  jagdbare  Tiere  ausbrechen 
und  Schaden  stiften.  Da  kann,  nicht  zwar 
nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  selbst, 
wohl  aber  nach  landesgesetzlichen  Vor- 
schriften, die  das  E.G.  Art.  71  Nr.  2  unbe- 
rührt läsBt,  die  Haftung  des  Eigentümers 
oder  Besitzers  des  Geheges  für  den  ange- 
richteten Schaden  von  dem  Umstände  ab- 
hängig gemacht  werden,  dass  das  Gehege 
nicht  so  hergestellt  bezw.  so  verwahrt  und 
erhalten  wiirde,  um  ein  Ausbrechen 
Wildes  zu  verhindern. 

AndererEeilB  schränkt  das  Bürgerliche 
Gesetzbuch  den  Wildschadenersatz  und  die 
Haftimg  in  objektiver  Hinsicht  ein.  Sofern 
durch  TAudesgesetz  der  Begriff  des  Wild- 
schadens nicht  weiter  z.  B.  auf  Easenschaden 
ausgedehnt  wird,  will  es  nicht  schlechthin 
jedeo  durch  jagdbare  Tiere  angerichteten 
Schaden  als  Wildschaden  gelten  lassen. 
Die  Ersatzpflicht  soll  nur  eintreten,  wenn 
Grundstücke  und  die  darauf  stehenden  oder 
schon  getrennten,  aber  noch  nicht  eingeern- 
teten Erzeugnisse  durch  Schwarz-,  Rot-, 
Elch-,  Dam-  oder  Rehwild  oder  durch 
Susanen  beschädigt  werden  (§  835  vgl.  mit 
E.G.  Art.  71  Nr.  1).  Wer  ist  es  nun  aber, 
dem  das  Gesetzbuch  ohne  Rücksicht  auf 
Verschuldung  die  EraatzpQicht  für  entstan- 
denen Wildschaden  auferlegt? 

Wo,  wie  in  Mecklenburg  die  Landesge- 
setzgebung  eine  Trennung  des  Jagdrechts 
von  dem  Grundeigentum  zulässt,  hat  auf 
Grundstücken,  auf  welchen  dem  Eigentümer 
das  Jagdrecht  nicht  zusteht,  der  Jagdbe- 
rechtigte dem  Eigentümer  oder,  wo  ein 
anderer  zur  Nutzung  des  Grundstücks  be- 
rechtigt ist,  diesem,  als  dem  Verletzten,  den 
Wildschaden  zu  ersetzen  {§  835  1). 

Anders  dort,  wo  dem  Grundeigentümer 
die  Ausübung  des  ihm  an  sich  zustehenden 
Jagdrechte  durch  das  Landesgesetz  entzogen 
ist  So  verhält  es  sich  in  allen  denjenigen 
deutschen  Staaten,  in  welchen  die  neueren, 
seit  1848  erlassenen  Jagdgesetze  die  un- 
trennbare Verbindung  des  Jagdrechts  mit 
dem  Grundeigentum  anordnen,  dahingegen 
die  Ausübung  des  Jagdrechls  von  einem 
gewissen  Flftchennmfang  oder  einer  beson- 
deren Beschaffenheit  der  Grundstücke  ab- 
hängig machen  und  dieee  darum  dem 
Eigentümer  versagen,    dessen   Grundstück 


den  gesetzlichen  Erfordernissen  nicht  ent- 
spricht. (S.  den  Art.  Jagdrecht  oben 
Bd.  IV  S.  1309).  Den  Wildsehaden  hat  da 
der  zur  Ausübung  des  Jagdrechls  Berech- 
tigte zu  ersetzen  (§  835  II),  Eine  Ausnahme 
erleidet  diese  Regel  dann,  wenn  die  Eigen- 
tümer der  Grundstücke  eines  Bezirks  zum 
Zwecke  der  gemeinschaftlichen  Ausübung 
des  Jagdrechts  auf  Grund  landesgesetzlicher 
Vorschrift  zu  einem  Verbände  (Jagdgenosseu- 
schaft)  vereinigt  sind,  dieser  Verband  jedoch 
nach  Inhalt  derselben  landesgesetzlichen 
Vorschrift  sich  nicht  verpflichten  noch, 
haftbar  gemacht  werden  kann  (§  835  III). 
Die  Frage,  wer  zum  Ersätze  von  Wild- 
schaden herangezogen  werden  sollte,  war 
da  in  zweckmässiger  Weise  nicht  anders  zu 
erledigen,  als  indem  man  die  einzelnen  be- 
teiligten Grundeigentümer  nach  Verhältnis 
der  Grösse  ihrer  Grundstücke  haften  liess. 
Mochte  nämlich  auch  die  Jagdgenossenschaft 
als  solche  zur  Ausübung  des  Jagiirechts 
berufen  und  befugt  sein,  so  war  doch,  wegen 
der  ihr  mangelnden  Verpflichtungsfähigkeit 
die  Möglichkeit,  wie  in  anderen  Fällen,  so 
auch  hier  die  ErsatzpfUcht  mit  dem  Recht 
der  Ausübung  des  Jagdrechts  zu  verbinden 
ausgeschlossen.  Es  ist  das  der  einzige  FaU, 
wo  unter  der  Herrschaft  der  neueren  deut- 
schen Jagdgesetzgebung  die  an  Bich  jagd- 
berechtigten Grundeigentümer  unmittelbar 
wegen  Wildschadens  in  Anspruch  genommen 
werden  können,  obwohl  ihnen  als  Einzelaeo 
das  Recht  die  Jagd  auszuüben  vorenthalten 
wird.  Der  eine  oder  der  andere  von  ihnen 
kann  so  zugleich  eisatzberechtigt  und  ersatz- 
pflichtig sein  und  muss,  so  weit  er  der 
Verletzte  ist,  einen  Teil  des  erlittenen 
Schadens  selbst  mittragen. 

Dem  zur  Ausübung  des  Jagdrechts  Be- 
rechtigten wird,  ohne  dass  er  einen  gesetz- 
lich b^rOndeten  Anspruch  auf  Gestattung 
der' Jagdausübung  auf  fremdem  Areal,  hat, 
in  der  Haftung  für  Wildschaden  derjenige 
Eigentümer  eines  Grundstücks  gleichgesteUt, 
an  den  der  Eigentümer  eines  anderen  an- 
grenzenden Grundstücks  das  Jagdrecht  auf 
dem  seinigen  zu  verpachten  veranlasst  wird, 
weil  nach  Landesgesetz  w^eo  der  Lage 
des  letzteren  das  Jagdrecht  nur  gemein- 
schaftlich mit  der  Jagd  auf  dem  anderen 
Gnindstück  ausgeübt  werden  dai-f  {§  835 
II  S.  2,  E.G.  Art  71  Nr.  3).  Man  hat  da- 
bei namentlich  an  kleine,  zur  Ausübung  des 
Jagdrechts  durch  ihre  Eigentümer  nicht  ge- 
eignete, TOU  den  ^sseren  Waldgrund stücten 
eines  anderen  Eigentümers  eingeschlossene 
Güter  zu  denken  (Preuss.  J.  F.  G.  v.  7. 
März  1850  §  7). 

Damit  sind  die  den  Wild  Schadenersatz 
betreffenden  Vorschriften  des  Büi^rlicheo 
Gesetzbuchs  selbst  erschöpft  Sie  habea 
nach  E,G.  Art  72  auch  in  £^6%  wo  ia 
61» 
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AnBehung  eines  Grundstücks  ein  zeitlich 
nicht  begrenztes  Nutzungsrecht  fErbpacht-, 
Büdner-  oder  Häualerrecht)  besteht,  mit  der 
Uassgabe  ÄDwendung  zu  finden,  dass  au 
die  Stelle  des  Eigeütümers  der  Nutzungs- 
berechtigte tritt  (vgl  E.G.  Art.  63). 

Neben  dem  Bni^rlichen  Gesetzbuch  hat 
das  E.G.  Art.  71  noch  eine  Keihe  von 
landesgesetzlichen  Vorschriften  aufreiht  er- 
halten. Einige  davon  sind  in  diesem  Artikel 
neben  denen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
berücksichtigt  iind  angeführt,  wegen  der 
anderen,  hier  übei^ngeuen,  mag  es  genügen 
auf  den  Text  des  E.G.  Art.  71  Nr.  4—6  zu 
verweisen.  Hier  ist  nur  noch  des  Vorbe- 
halts zu  gedenken,  der  an  einer  anderen 
Stelle  des  E.G.  und  zwar  im  Art  70  zu 
tiuDSten  der  Landesgesetzgebung  gemacht 
wird.  Danach  bleiben  die  daria  enthalteaen 
Vorschriften  über  die  Grundsätze  unberührt, 
nach  welchen  der  Wildschaden  festzustellen 
ist.  Auch  wird  es  der  LandeM;esetzgebung 
überlassen,  eine  bestimmte  Frist  zu  be- 
stimmen, innerhalb  deren  der  Anspruch  auf 
Ersatz  des  Wildschadens  bei  der  zuständi- 
gen Behörde  geltend  gemacht  werden  muss. 

Damit  ist  die  M^lichkeit  geboten,  die 
Frage,  ob  im  einzelnen  Falle  Oberhaupt  ein 
Wildschaden  entstanden  ist  oder  ein  solcher 
nicht  vorliegt,  und  die  Abmessung  des  vom 
Ereatzpf lichtigen  zu  leistenden  Schadens, 
imbesäiadet  der  E^nschaft  des  vom  Jagd- 
berechtigten deshalb  erhobenen  Anspnichs 
als  eines  privatrechthchen,  der  Beurteilung 
und  Entscheidung  durch  die  ordentlichen 
Gerichte  zu  entziehen  und  das  deshalb  ein- 
zuleitende Verfahren  einer  Verwaltimgsbe- 
hOrde  oder  einem  Verwaltnngsgerichte  zu 
überweisen  (G.  V.  G.  g  13). 

S.  Das  preuBsische  WUdsohadenge- 
setz  vom  11.  Juli  1891.  Das  preussische 
Ja«dpohzeigesetz  vom  7.  März  1850  §  25 
schloss  jeden  gesetzlichen  Anspruch  w^en 
&satB  von  Willischaden  aus.  In  Ueberein- 
etimmuDg  damit  versagte  das  für  den  Um- 
fang des  preussi  sehen  Staatsgebietes  mit 
Ausschluss  der  Provinz  Hannover  und  des 
ehemaligen  Kurfürstentums  Hessen  erlassene 
Wildschadengesetz  vom  11.  Juli  1891,  in- 
dem es  nur  einen  einzelnen  besonderen  Fall 
ausnahm,  jeden  nur  durch  Gesetz  begründe- 
ten civilrechtiichen  Anspruch  auf  Wild- 
schadenersatz. Es  gewahrte  statt  dessen 
dem  beschädigten  Grundbesitzer  und  Nut- 
zungsberechtigten die  MSglichkeil,  eine  Aus- 
gleichung und  Vergtltung  des  ihm  durch 
Wild  zugefügten  Scttadens  auf  der  Grund- 
lage des  Öffentlichen  Rechts  und  vermüge 
von  Mitteln,  weiches  dieses  darbot,  zu  er- 
langen. Auf  diese  Weise  sollte  einem 
Hebels  tan  de  abgeholfen  werden,  welchen 
eben  dasselbe  öffentliche  Recht  hervorgerufen 
hatte,  als  es  im  aligemeinen   polizeilichen 


imd  volkswirtschafüiohen  Interesse  den 
Eigentümern  kleinerer  Grundstücke  die  Aus- 
übung des  Jagdrechts  eutzog.  (S.  den 
Art  Jagdrecht  oben  Bd.  IV  S.  1309). 

Heute  ist  nun  die  Hechtslage  eine  andere 
geworden.  Das  Bflrgerliche  Gesetzbuch  er- 
kennt den  Anspruch  auf  Wild  Schadenersatz 
als  einen  ledighch  civilrechtiichen  Anspruch 
an.  Seine  Vorschriften  sind  insoweit  seit 
dem  1.  Januar  1901,  wie  für  das  Deutsche 
Reich  überhaupt,  so  für  Preussen  und  den 
Geltungsbereich  des  Wildschadengesetzea 
vom  11.  Juli  1891  die  allein  massgebenden. 
Praktisch  bedeutsam  wird  diese  Aenderung 
der  Rechtslage  darum,  weil  mit  Einführung 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  die  Vor- 
schrift des  g  19  Abs.  2  des  Wildschaden- 
gesetzes, wonach  WUdschaden  nur  auf  Grund 
und  natii  Mas^abe  dieses  Gesetzes  gefordert 
werden  konnte,  seine  Geltung  verloren  hat 
Nachdem  der  Anspruch  auf  Wildschaden- 
ersatz  dem  Boden  des  öffentlichen  Rechts 
entrilckt  und  auf  den  Boden  des  bürger- 
lichen Rechts  gestellt  ist,  steh!  der  Begrün- 
dung einer  Forderung  wegen  Eraatzes  von 
Wildschaden  dureh  Vertrag  nichts  mehr  im 
Wege.  Es  ist  das  nur  eine  Folge  aus  dem 
im  Bürgerlichen  Gesetzbuche  angenommenen 
und  ^billigten  Grundsatze  der  Vertrags- 
freiheit,  der  nur  da  nicht  Platz  greift,  wo 
das  Gesetz  selbst  eine  entgegenstehende 
Vorschrift  aufstellt,  was  in  Ansehung  des 
Wildschadens  und  des  dafür  zu  leistenden 
Ersatzes  nicht  geschehen  ist.  Im  übrigen 
hat  der  materielle  Inhalt  des  preussisdien 
Wildschadengeeetzes  keine  Aenderung  noch 
Einschränkung  erfahren.  Nach  wie  vor  ist, 
soweit  dieses  Gesetz  nicht  selbst  etwas 
anderes  verordnet,  der  Anspruch  auf  Wild- 
schadenersatz, wenngleich  dieser  heute  sein 
Fundament  im  bürgerlichen  Recht  und  nicht 
mehr  im  öffenthcben  Recht  hat,  nicht  vor 
den  ordentlichen  Gerichten  geltend  zu 
machen. 

Wer  behauptet,  Wildschaden  auf  seinem 
Grund  und  Boden  oder  an  dessen  Erzeug- 
nissen erlitten  zu  haben,  hat  sich  an  die 
Ortspolizeibehörde  und  die  Verwaltimgs- 
gericlite  zu  wenden.  Er  hat  bei  diesen 
den  Antrag  zu  stellen,  daas  sie  die  Jagd- 
genossenschaft  oder  bei  Enklaven  den  Ei- 
gentümer des  umschliessendeo  Waldes  oder 
den  Inhaber  der  Jagd  in  dem  umschheesen- 
den  Jagdbezirk  anhalten,  ihm  den  Wild- 
schaden zu  ersetzen,  den  er  dadundi  ei^ 
leidet,  dass  jene  anderen  Berechtigten  auf 
seinem  Terrain  jagen  dürfen,  wahrend  er 
selbst  sich  des  Jagens  enthalten  muss. 

Ersatzpflichtig  sind  in  gemeinschaft- 
lichen Jagdbezirken  die  zur  Jagdge- 
nossenschaft vereinigten  Grundbesitzer.  Sie 
haben  den  entstandenen  Schaden  nach 
Verhältnis    der    Grösse    ihrer    beteiligten 
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Orundstacke  zu  ereetzeTi,  Ausserhalb  gemein- 
eamer  Jagdbezirke  ereift  die  Verbindlichkeit 
zum  Ersatz  des  WUdschadens  bei  aog.  En- 
klaven Platz.  Ersatzpflichtig  ist  da  der 
ISgentflmer  des  umBthlieBBenden  Waldes 
beziehungsweise  der  lohaber  der  Jagd 
innerhalb  des  umscbliessendea  Jagdbezirks, 
■wenn  er  die  Jagd  auf  dem  enilaviertea 
Qnindstücke  anpachtet  oder  die  ihm  ange- 
botene Änpachtung  ablehnt  (§  3). 

Eine  besondere  Bewandnis  hat  es  mit 
dem  Ersatz  des  Schadens,  den  -wilde 
Schweine  anrichten,  welche  in  gehegten 
Tierparks  gehalten  werden,  weon  sie  das 
Gehege  durchbrechen  und  auf  anstossendes 
fremdes  Teiraiu  austreten.  Das  Gesetz 
macht  da  den  Eigentümer  des  Tierparke 
verantwortlich,  weil  er  es  untcrliess,  das 
Gehege  derartig  herzustellen,  dass  ein  Aus- 
brechen des  Schwarzwildes  unmöglich  ge- 
macht wurde.  Es  ist  das  der  einzige  Fall, 
wo  die  Ersatzpflicht,  wenngleich  auch  sie 
Dach  Massgahe  des  Gesetzes  Platz  greift, 
doch  nicht  allein  in  dessen  Vorschriften 
beruht,  sondern  auf  eine  Verschuldung  des 
Ersatzpflichtigen  zurück  führt. 

Sonst'  kommt  es  auf  eine  Verschuldung 
bei  Wildschaden  und  der  daraus  erwach- 
senden Ersatzpflicht  nicht  an.  In  dem 
schuldhaften  Verhalten  des  Jagd  berechtigten, 
aus  detssen  Gehege  wilde  Schweine  auf 
fremde    Grundstücke    heraustreten,   ist  zu- 

g'eich  der  Grund  zu  finden,  weshalb  das 
eaetz  dem  Beschädigten  unter  diesen  Um- 
ständen ausnalimsweise  einen  durch  Klage 
vor  dem  ordentlichen  Gericht  zu  verfolgen- 
den Anspruch  giebt  (§  14). 

Was  den  Umfang  des  Wildschadens  an- 
langt, so  begreift  das  Gesetz,  welches  hierin 
für  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  vorbildlich 
werden  sollte,  darunter  nicht  schlechthin 
jeden  durch  Wild  irgend  welcher  Art 
verursachten  Schaden.  Es  berücksichtigt 
allein  den  Schaden,  welcher  an  oder  auf 
Grundstücken  durch  Schwarz-,  Rot-,  Elch- 
und  Damwild  oder  durch  Rehe  und 
Fasanen  angerichtet  wird  (§  1).  Ausge- 
schlossen ist  danach  jeder  durch  Kleinwild, 
insbesondere  durch  Hasen  entstandene 
Schaden. 

Als  Beschädigter  gilt  nicht  sowohl  der 
Grundbesitzer  denn  viämehr  der  Nutzungs- 
berechtigte (§§  1,  y).  Der  Grundbesitzer 
kann  daher  WUd Schadenersatz  blose  dann 
verlangen,  wenn  er  sein  Grundstück  selbst 
bewirtschaftet  und  nutzt.  Verpachtet  er 
es  einem  anderen  oder  hat  ein  anderer  den 
Niessbranch  daran,  so  hat  dieser  als  Pächter 
oder  Niessbraiicher  die  Forderung  auf  Ver- 
gütung des  vom  Wilde  an  den  Bodener- 
Zeugnissen  aogerichtfiten  Schadens. 

Das  Gesetz  beschäftigt  sich  jedoch  nicht 
bloss   mit  der  Frage,   wie  ein  schon  vor- 


handener Wildschaden  ausgeglichen  und 
ersetzt  werden  soll.  Es  bezweckt  auch, 
durch  gewisse  Massr^eln,  die  es  anordnet, 
einem  künftigen,  mißlichen  Wildschaden 
vorzubeugen.  Die  bezüglichen  Vorschriften 
bilden  eine  Ergänzung  und  Erweiterung 
der  auf  den  gleichen  Zweck  berechneten 
Vorschriften  des  J.  P.  G.  vom  7.  Mflrz 
1850,  §§  21—24. 

Sis  betreffen  einesteils  Wildsch&den  aul 
Grundstücken  von  einer  gewissen  Beschaffen- 
heit, anderenteils  solche,  die  von  jagdbaren 
oder  nicht  jagdbaren  Tieren  einer  bestimmten 
Art  verareacnt  werden  kSnaen.  In  beiden 
FUlen  handelt  es  sich  danim,  der  Gefahr  der 
Entstehung  von  Wildschäden  in  möglichst 
energischer  Weise  zn  begee^en,  weil  solcbe  da 
häufiger  nnd  in  grCsserem  Umfange  vorkanunen, 
als  dos  sonst  nnter  anderen  VerhaitnisHen  zu 
geschehen  pflegt. 

Als  besonders  schntzbedBrftig  gelten  die 
Obat-  and  Gemüsegärten  nnd  die  Banmachnl- 
anla^n.  Ihren  Besitzern  kann  durch  die  Auf- 
sichtsbehörde (Landrat  etc.)  die  Ermachtisrang 
erteilt  werden,  Vögel  nnd  Wild,  welche  darin 
SL'haden  anrichten  mächten,  während  des  ganzen 
Jahres,  ohne  Rücksicht  auf  eine  etwa  bestehende 
Schonzeit ,  mittelst  SchnsswafTen  zn  erleirea 
{§  16)- 

Von  den  jagdbaren  oder  nicht  jagdbaren 
Tieren,  von  denen  die  Land  Wirtschaft  mehr  als 
von  anderen  Kachteile  dnrch  Wildschaden  zu 
besorgen  bat.  zieht  das  Gesetz  Bot-  und  Dam- 
hirsche, wilde  Schweine  und  wilde  Kaninchen 
in  Betracht.  Ist  während  des  Kalenderjahres 
wiederholt  eiu  von  Rot-  oder  Damhirschen  ver- 
nrsachter  Schaden  durch  die  OrtspolizeibehGrda 
testgestellt  worden,  dann  soll  die  Aufsiebtsbe- 
hörde  (Landrat  etc.)  auf  Antrag  des  Ersatz- 
pflichtigen oder  des  Jagdberechtigten  die  Schon- 
zeit der  schädigenden  Wildgattung  tflr  eine  be- 
stimmte Zeit  aufheben  und  den  Ja;^  berechtigten 
znmAbschnss  auffordern  und  anhalten.  Oenügeu 
diese  Hassregeln  nicht,  so  bat  sie  den  Grundbe- 
sitzern und  anderen  Nutzungsberechtigten  die 
Genehmigung  zu  erteilen,  daas  sie  das  auf  ihre 
Grnndstücke  übertretende  Rot-  und  Damwild  auf 
jede  erlaubte  Weise  fangen  und  tüten,  namentlich 
auch  mit  Anwendnng  des  Schieasgewebrs  er- 
legen (§  13|.  Schwarzwild  darf  nnr  in  solchen 
Einfriedigungen  gehegt  werden,  ans  welchen 
es  nicht  auabrecben  kann.  AJle  ausserhalb  von 
Gehegen  befindlichen  wilden  Schweine  sollen 
vertilgt  werden.  Das  Gesetz  ränmt  zn  dem 
Behnf  jedem  Grundbesitzer  oder  Natznngsbe- 
rechtiglen,  also  auch  dem,  der  sonst  nicht  zor 
JagdausUhung  befugt  sein  würde,  das  Recht 
ein,  innerhalb  der  Grenzen  seines  Areals  Schwarz- 
wild auf  jede  erlaubte  Art  zn  fangen  nnd  zu 
toten.  Jedoch  soll  er  sich  dazu  des  Schiessge- 
wehres  nur  dann  bedienen,  wenn  ihm  die  Auf- 
sichtsbehörde seine  Benutzung  gestattet  hat. 
Diese  soll  ihrerseits  znr  Vertilgung  des  nicht 
eingehegten  Schwarzwildes  alles  Erforderliche 
anordnen.  Es  wird  dahin  namentlich  die  An- 
stellung sog.  PoÜzeijagden  gerechnet.  Xicht 
weniger  aber  sind  auch  die  Jagd  berechtigten 
selbst  im  Verwaltungswege  nnd  durch  die  Mittel 
der  administratiTen  ZwaugsvollstKuknng   znr 
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Vertllgmig    der  wilden   Scbweiue    ansnhalteii. 

Noch  TunfaBsender  sind  die  Massregeln,  welche 

daa  Gesetz  in  Ansehiuig  der  wilden  Kaninchen 

nnd   wegen  deren  Yertilgun^  iknordnet.     Um 

ihrer  grossen  Schädlichkeit  willen,  und  um  so 

nachdrücklich  wie  müg'lich  dem  dorch  sie  sn- 

ÄOrichtenden  Schaden  zu  begegnen,  werden  sie 

fUr  einen  Gegenstand  des  freien  Tierfanffes  er- 

kl&rt.    Der  Grundbesitzer  oder  Nutzungaoerech- 

tigte  darf  sie  fangen  nnd  schiessen.    Nur  soll 

er  sich  zum  Fang  derselben  keiner  Schlingen 

bedienen,  weil  sich  darin  auch  andere  und  zwar 

jagdbare  Tiere  fangen  möcliten  (g  16). 

Iittteratnr :    f.    v,    Sülow    und    Th.    Haga- 

nutttn,  Pratiisc/ie  Erörtmcnge»  aat  aüen  Teüen 

der  Rerhügtlihr»amkeit,  III,  JVr.  6.  —  Pfeiffer, 

Fraktitche   Afinführvngen,    III,   H.   91^1^1.   — 

Ite    OoUa,    De    dnntno  /erino    (Du».    inaug.J, 

Derlin  1859.   —  Payrer,  Zur  Lehre  vom  Er- 

lalt  der  Jagd-   und  WüdtcAäd^n,   in  HarmerU 

ötterr.    Yierteljahnichrifl,    XII,    1S6S,    S.  I—64. 

—  Berger,    Dat   WÜdiehadcng.    tom    11.     VIL 

]S91.    —    t).    Brünneck,     Dai   prcuti.     Witd- 

tchadeng.    vom   11.   VII.  1391,    in  Jahrb.  f.  2fat. 

u,  SUU.,  Drille  F.,  Bd.  III,  Ä  S6S-  SSO. 

V.  Brünneck, 


Will,  6001^  Andreas, 

feb,  zn  Obermicfaelbach,  einem  nümbergi sehen 
farrdorfe,  am  30.  Vin.  1727,  gest.  am  1«.  IX. 
l?9ö,  studierte  zu  Altdorf  nnd  Halle  Theologie 
and  Philosophie,  wurde  1756  ausserordentlicher 
nnd  liii?  ordentlicher  Professor  der  Philosophie 
nnd  Politik  an  der  Altdorfer  Universität,  welche 
Lehrtbätigkeit  er  1766  dnrch  Uebemahme  der 
Professur  für  Geschichte  erweiterte.  Seine  in 
dem  Werke  „Bibliotheca  Norica  Williana",  8  Bde., 
Altdorf  1772 — 93,  beschriebene  reiche  Sammlung 
von  Schriften  über  die  Geschichte  Nürnbergs 
ging  als  Vermächtnis  an  diese  Stadt  über. 

Will  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
]icbeu  bezw.  ihres  einschlägigen  biographischeu 
Inhalts  wegen  mit  den  Staatswissensuhafteu  in 
Verbindung  stehenden  Schriften  in  Buchform : 
Nümbergisches  Gelehrten lexikon,  4  Bde.,  Nürn- 
berg 1755,58;  nebst  Supplementlid.  l'4herftusgeg. 
TOn  Ch.  K,  Nopitzsch,  Altdorf  18(J2,8.  —  Ver- 
ancb  über  die  Phjsiokratie,  deren  Geschichte, 
Litteratnr,  Inhalt  und  Wert,  Nürnberg  1782. 

Will  giebt  in  seiner  Gescliichte  der  Physio- 
kratie  eine  kurz  gefasste,  zum  Zweck  akade- 
mischer Vorlesungen  geschriebene  historische, 
kritische  und  litterarisclie  Uebersicht  des  Ques- 
nayschen  Systems.  Der  Verfasser  ist  Herkantilist 
and  als  suicber  gemässigter  Gegner  des  Physio- 
kratismus.  Er  suab-niert  das  Wesen  dieser 
Lehre  von  der  alleinigen  Produktivität  des 
Ackerbaus  nnd  der  ei)jzigen  Gmndstener  und 
gelangt  zu  dem  Ergebnis,  dass  die  Anfänge  des 
Physiokratismus,  vertreten  durch  diejenigen 
Volkswirtschaftslehrer ,  welche  gegen  Steuern 
überhaupt  geeifert  oder  deren  Vereinfachung 
und  Centralisiernug  angestrebt,  auf  mehrere 
Generationen  zarückreichen,  wobei  er  wohl  an 
die  lH'::Bglirhen  Ausführungen  von  Seekendorff, 
Klork  und  Vauban  gedaelit  haben  mag.    Auch 


soll  nach  Will  der  Phjaiokratismns  im  Kanig> 

reich  Sachsen  in  den  KSpfen  praktischer  Leute, 
Landwirte  nnd  dergl.  eher,  als  die  gelehrten 
Kreise  in  Leipzig^enntnis  von  dem  neuen 
System  nahmen,  War/el  gefasst  haben.  Den 
Anhane  zn  seiner  Schrift  bildet  ein  Abdruck 
des  „Anrege  des  principes  de  l'^nomie  poll- 
tique"  des  Harkgrafen  von  Baden. 

Vgl.  über  Will:  Will,  Sümbergisches 
Gelehrt«nleiikon,  Bd.  IV  und  Bd.  VIII,  Küm- 
berg  1768  und  ÄJtdorf  1808.  —  Schlichte- 
groll, Nekrolog,  Bd.  XVIL  Gotha  n9a  — 
Kiefhaber,  Leben  nnd  Verdienste  G.A.WilU, 
SUmberg  1799.  —  Koscher,  Geschichte  der 
Sat.,  München  1874,  S.  496. 

lApperL 


Wlnkelblech,  Karl  Georg, 

geb.  1810  zu  Ensheim  bei  Hainz,  gest  1865  in 
Cassel.  studierte  in  Giessen  Chemie  nnd  Physik, 
wurde  1837  Privatdozent  in  Marburg  und  1843 
Professor  der  höheren  Gewerbeschule  in  Cassel. 
Winke)blech  bediente  sich  als  sozialGkonomischer 
Schriftsteller  des  Pseudonyms  Karl  Mario. 

Er  verS&entlichte  von  6 taata wissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform:Unter8Uchnngen 
über  die  Organisation  der  Arbeit,  oder  System 
der  Weltökonomie,  Band  I,  Abteilung  1  2:  Hia- 
toriseher  Teil;  Band  II;  Elementarer  Teil; 
Band  III :  Praktischer  Teil,  Lieferung  1/4  (so- 
weit als  erschienen),  Cassel  1850—59;  dasselbe, 
2,  „vervollständigte",  d.  h.  bis  auf  unwesent- 
liche Zusätze  anveränderte  und  ebenfalls  un- 
vollständige Auflage,  4  Bde.,  Tübingen  1884 
bis  1886.  —  Ueber  Masssysteme  nnd  Geld,  ehd. 
1855. 

Winkelblechs  „System  der  Weltökonomie" 
verdient  als  erste  gr(>8sere  wissenschaftliche 
Leistung  der  sozialistischen  Doktrin  aus  der 
Feder  eines  deatschen  Denkers  eine  besondere 
Beachtung.  An  seinen  Zeitgenossen  ging  diese 
VerÜffentlichnng  fast  apurlus  vorüber,  was  neben 
der  langsamen,  auf  9  Jahre  ansgedehutcn  heft- 
weiseo  Erscheinungsweise  die  sozialpolitische 
Lethargie,  welche  die  Reaktionsperiode  der  50er 
Jahre  begleitete,  verschuldet  haben  mag.  Die 
beiden  ersten  Bände  der  2.  Auflage  der  „Welt- 
äkonomie"  enthalten  als  einleitenden  historischen 
Teil  die  Geschichte  uud  Kritik  der  fortschritt- 
lichen Bewegung  im  Leben  der  wichtigsten 
KultnrBt»aten,  insbesondere  Frankreichs,  Eng- 
lands, der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
und  Deutschlands,  mit  einer  Psychologie  der 
Nationen  nach  ihrer  sozialistischen  Reife  fOr 
Umformung  der  bestehenden  Gesellschaftsord- 
nnng  znr  Ansgleichung  der  gescllsebaftlichen 
Gegensätze  im  sozialen  Körper.  Dieser  Teil, 
welcher  femer  einen  geschichtlichen  Ueberblick 
der  ständischen  Farteikämjife  der  Neuzeit  nnd 
eine  Darstellung  und  Kritik  der  verschiedenen 
ökonomischen  Systeme  bringt,  steht  in  Anlage 
nnd  Ausführung  über  dem  nachfolgenden,  weil 
die  geschicbtsphilosopl  tische  Forschung  den 
weltiikonomiBcbenSoziiilismusnach  seiner  vülker- 
politischen  Bedeutung  im  Reflexe  der  politischen 
Staatsraison  darin  in  Erscheinung  treten  Iftsst. 
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Tinter  den  wirtschattiich  nnprodnktiTen  StSnden 
ist  es  die  Plntokratie,  ge^en  die  Harte,  ihres 
«liftrakteristiBchen  WiderwiUeuB  gegen  alle  So- 
-zialreform  wegen,  besonders  eingeuommeu  ist. 
Diesem  historisch- kritischen  schlieat^t  sich  als  3. 
und  4.  Band  der  2.  Auflage  ein  zweiter  dogma- 
tischer Teil  an.  der  wieder  aua  zwei  Abtei- 
Jungen ,  einer  thearetiücben  und  praktischen 
Volks wirtechaft,  besteht,  wovon  die  letztere 
nnvoUendet  geblieben  ist,  d.  h.  genau  da,  wo 
.die  1.  Auflage  abbricht,  auftärt.  DerHarloscbe 
Sozialtsmus,  obwohl  ein  Sind  der  franzMsch- 
sozialistischen  Ideeen  —  inabesoudere  ist  der 
Einfluss  Fouriers  oud  Lonis  Blancs  auf  Winkel- 
blech  nachweisbar  —  bekennt  nur,  wo  es  sieb 
-um  den  Ausspruch  allgemeiner  Principien  aud 
schwärzeste  Ausmalung  des  Fabrikarbeiter- 
elendes  und  anderer  sozialen  Auswllchse  der 
industriellen  Kevolution  handelt,  Farbe ;  tritt 
Harlo  dagegen  mit  selbständigen  Verbesse rungs- 
TorscblSgeii  des  Loses  der  um  die  Existenz 
Tingenden  Sterblichen  hervor,  die  in  der  mo- 
dernen Gesellschaft  das  arbeitslose  Einkommen 
bek&mpfen,  werden  seine  Aeu!4senmgen  so  zahm, 
dass  sie  in  ihrer  öesamtwirkung,  allerdings 
auf  anderen  Pfaden  und  mit  anderen  Mittein, 
den  sozialen  Zielen  den  vorgeschrittenen  Libe- 
ralismus znstenern.  Im  Gegensätze  zum  Mono- 
polismas  stellt  Mario  den  zu  erstrebenden  Fan- 
poliamus,  die  individnelle  Selbstentfaitung  Allei 
zum  hijchsten  sittlichen  LebensglUck ,  seinei 
neuen  Sozialordnung  als  Basis  voran.  Aus  der 
Erschaffung  des  per«Gnlichen  Menschen  folgert 
er,  dass  Gott  denselben  befugt  habe,  sich  die 
Katur  zu  allen  jenen  Zwecken  tributpflicbtijf 
zu  machen,  die  ausser  der  Fristnng  der  Exi- 
stenz anch  dem  Lebensgennsee  dienen.  Die 
gewonnenen  iiatürlichen  Güter  sollen  daher 
nach  ihm  dergestalt  eine  gemeiuniltzige  Ver- 
wendang  finden,  dass  jeder  Einzelne  des  grösst- 
müglichsten  Leben  sgennsses  teilhaftig  wird. 
Nur  die  eine  solche  individuelle  Glückseligkeit 
herbeiführende  menschliclie  Herrschaft  über  {'' 
Natur  bezeichnet  er  als  eine  gerechte  und 
bestehen  die  Grundrei^eln  der  Ausübnng  eiL._ 
derartigen  gerechten  Herrschaft  dann,  dass  das 
Becht  auf  ISearbeitnng  des  Bodens  und  der 
sonstigen  natürlichen  Güter  —  „das  Recht  zur 
Sache"-  (oder  das  Recht  auf  Existenz)  —  ein 
allen  Ueuschen  gemeinsames  und  dass  dieses 
Becht  auch  dasjenige  der  fruchtbarsten  Bearbei- 
tung und  der  ungeschmälerten  Konsumtion  des 
Produktes  —  „daa  Recht  auf  die  Sache"  (oder 
den  vollen  Arbeitstag)  —  für  jedes  einzelne  Indi- 
viduum einschiiesse.  Diese  wichtigen  Funda- 
mental sätze,  welche  in  ihrer  Abstraktheit  ge- 
eiguet  erscheiuen ,  die  verwegensten  Forde- 
rungen des  Eommunismus  zu  maskieren,  leiten 
sein  System  ein,  welches  auf  eine  geschlossene 
□niverselle  Association  aller  geistigen  nnd  phy- 
sischen Erdtte,  aller  kulturelle  und  materielle 
Güter  erzengenden  Arbeit  hinausläuft.  Die  an- 
nehmbarste Form  der  politischen  und  sozialen 
Neugestaltung  der  Gesellschaft  erblickt  Harlo 
in  dem  >'tiderativsjst«m  oder  der  »ocietären 
Geachäftsform,  welche  allen  daran  Beteiligten 
das  Recht  des  Arbeiters  und  Unternehmers 
aleichmäHsig  einräumt.  Der  Vorzug,  welchen 
diese  Betriebaform  vor  der  partikulären,  dem 
Sonderbetriebe,  welcher  die  Arbeiter  in  den 
Dienst   des   Untetnehmers    stellt,    voraus   hat, 


!  besteht,  ausser  den  günstigeren  Erwerhsbedin- 
guugen  für  die  Arbeiter,  in  der  Aufhebung  der 
Dienstbarkeit.  Der  societäre  Betrieb  scheidet 
sieh  in  Privaterwerb  nnd  in  üffentliche  Unter- 
nehmungen. Zu  ersterem  gehören  a&mtliche 
Qcwerbe,  Ackerbau  und  Viehzucht,  Handel  und 
Trausport  im  engeren  Sinne:  die  äfienttichen 
Unternehmungen  umfassen;  Forstwesen,  Berg- 
bau, Jagd  uudTiseberei,  ferner  Wasser-, Strasaen- 
nnd  Eisenbahnbauten,  den  postalischen  Verkehr, 
den  Handel  mit  allen  zur  Ausstellung  in  Qflent- 
liehen  Wai'enhallen  sich  eignenden  Rohprodukten 
und  Fabrikaten,  das  sogenannte  „Schaffamt", 
eine  statistische  Hachweisungsbeharde  über 
sämtliche  Erwerbsangelegenheiten,  die  Institute 
für  Personal-  nnd  Realkredit,  Banken,  die  Ver- 
pflegung der  Hilflosen  und  die  den  Volkaunter- 
richt  einschli esaenden  Kulturgeschäfte.  Von  den 
verschiedenen  Vermögens  leibformen :  1)  Miets- 
kontrakt,  2)  Geschäftskredit  läset  Mario  nur 
3)  das  „Borgen",  also  das  Dariehensgeschäft, 
soweit  es  von  überflüssigen  Geldsummen  ein- 
zelner Societäre  bestritten  werden  kann ,  als 
zulässigen  Xreditvertmg  feiten.  Die  Erwerbs- 
ordnung,  welche  den  aocietären  Privaterwerb 
regeln  soll,  bestimmt,  dass  sämtliche  Produk- 
tionszweige von  Zünften  betrieben  werden 
müssen  was  Schäffle  (s.  u.)  „eine  Verunreini- 
gung des  ökonomischen  Föderalismus"  nennt, 
„der  regelmässige  Absatz  der  Produkte"  des 
societären  Betriebes  wird  durch  eine  Reihe  von 
Bestimmungen  dieser  Erwerbsordnung  „ver- 
bürgt", aber  die  Qualität  dieser  Bürgschaft 
kann  nicht  genügen,  wenn  man  erwägt,  dass 
der  Aussenhandel  nur  ein  beschränktes  Absatz- 
gebiet beherrschen  wird,  indem,  wie  Mario  an- 
kündigt, die  ausländische  Konkurrenz  durch  ein 
strenges,  aber  keineswegs  auf  „Uebervorteilung 
des  Auslandes  berechnetes  Zollsystem"  bekämpft 
werden  soll.  Mario  enthält  sich  jedes  Angriöes 
auf  das  Eigentum,  mag  es  nun  einen  privaten 
oder  koUektivistiacben  Charakter  haben,  denn 
die  societäre  Geschäftsform  seiuea  Föderativ- 
systems  macht  zwar  gegen  den  inprodnktiven 
Erwerb  des  monopolisierten  Kapitalismus  Front, 
aber  das  Grosskapital  als  solches  lässt  er  be- 
stehen, nur  das  fernere  partikuläre  Wachstum 
desselben  sollen  seine  Societäten  verbindern. 
Der  sozialpolitische  Teil  seines  Systems  muas 
aber  im  Lichte  des  Malthusianismus  gewürdigt 
werden,  dessen  Gmndprincip  Mario  eoenso  un- 
bedingt anerkennt,  als  er  gegen  den  praktischen 
Teil  der  Malthnsschen  Bevolkerungslehre  die 
gewichtigsten  Bedenken  erhebt.  Zunächst  ge- 
nügen ihm  die  Mittel  nicht,  welche  deren  Ur- 
heber zur  Abwehr  der  Uebervölkerung  vor- 
schlägt, nnd  befindet  er  sich  nur  hinsichtlich 
der  von  Malthns  als  Schutz  wehr  gegen  die 
übermässige  Vermehrnng  der  Proletarier  vor- 
geschlagene Unterdrückung  der  öflentlichen 
Armenpflege  mit  dem  berühmten  Geistlichen  in 
Uebereinstimmnng;  im  übrigen  gesteht  erzwar 
dessen  Bevälkemngsgeaetze  zu,  daas  es  auf  die 
besitzenden  Klassen  nicht  ohne  Wirkung  ge- 
blieben sei,  erklärt  es  aber  für  eine  Ungereimt- 
heit, dem  hungernden  Arbeiter  sexuelle  Enibal- 
tung  zu  predigen,  ja  er  geht  so  weit,  Malthns 
der  Ungerechtigkeit  zu  zeihen,  im  Interesse 
des  Liberalismus,  der  die  Uehervülkerung  durch 
den  Hungertod  reguliere,  nur  den  sittlichen 
und    nicht    auch   den    lecbtlichen    Ehezwang 
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empfohlen  zu  haben,  wobei  er  zur  Entbraftnng 
der  Malthnsscben  BefUrchtnng,  dass  der  recht- 
liche Zwana:  eine  Steigerung  der  Unsittlich keit 
lur  t'olfre  nahen  werde,  dwanf  hinweist,  iaae 
e«  in  keinem  Kultnrlande  sn  zahlreiche  Ehevet- 
fichter  g&be,  als  erforderlich  seien,  am  aaf  die 
Eeirataschen  die  Annahme  zn  grQnden,  dase 
die  auBsereheliche  aeinelle  Vermischnng  in  dem- 
selben Masse  sich  steigere,  als  die  eheliche  ab- 
nehme. Als  exaltierter  nnd  seineu  Meister  in 
der  Furcht  vor  dem  Gespenst  der  Ueberrolke- 
rnng  noch  Uhertnimpf ender  Malthusianer  be- 
stimmt Harlo  daher,  dass  es  für  jeden  SocietSr 
obligatorisch  sein  soll,  sieb  in  eine  Witwen-, 
Waisen-,  Alters-  und  Vernn^lUckungskasse  ein- 
zukaufen, dass  derselbe  sich  femer  nicht  vor 
erlangter  Volljäbrigkeit  verehelichen  nnd  nicht 
eher  g-etrant  werden  darf,  aja  bis  er  ein  Ehe- 
iapital  bezw.  ein  Kindergnt  aufweist,  gross 
genug,  um  dafQr  zn  garantieren,  dass  er  seine 
Verpflichtungen  gegen  die  genaimten  Versiche- 
rungskasaen  pünktlich  einh^teu  kann.  Ausser- 
dem »oll  jeder  Societir  yerpflichtet  werden, 
seine  7or  der  Ehe  erzeugten  Kinder  den  ehe- 
lichen durchaus  gleichzDstellen  und  demgemäss 
zu  erziehen,  ferner  sobald  die  Zunahme  der 
OtEentlicheu  Arbeiter  die  Nachfrage  nach  solchen 
öbersteigt,  was  eine  drohende  UeberTölkerung 
andenteu  soll  oder  sobald  ein  neaer  Sprüssling 
aus  dem  £hebnnde  hervorgeht,  sein  Ehekapital 
oder  Eindergut  enbiprechend  zn  erhüben.  Der 
obligatorisch  vorgeschriebene  Einkauf  jedes 
S  oci  etärs  inGegenseitigkeitsversicherungskassen, 
welche  ihn  gegen  alle  Wechselfalle  des  Lebens 
aasekurieren,  soll  nicht  allein  gegen  die  Ueher- 
Tßlkerung,  sondern  auch  gegen  den  Pauperis- 
mus als  providentielle  Schranke  aufgerichtet 
werden.  Weder  mit  Bekämpfung  der  Arrant 
noch  mit  der  Annenpflege  soll  sich  das  Marlosche 
Slaatsideal  befassen.  Obwohl  dessen  Urheber 
ntmlich  den  Pauperismus  als  in  den  meisten 
Fällen  unverschuldet  nnd  als  traurige  Konse- 
qnenz  der  liberalen  Gesellschaftsordnung  be- 
trachtet, stützt  er  die  von  ihm  angeordnete, 
den  MatthuBBchen  Anschaaungen  entsprechende 
staatliche  Nichtintervention  auf  die  Voraus- 
setzung, da^s  das  garantierte  Recht  anf  Arbeit 
den  Zustand  der  bisherigen  unfreiwilligen  Ar- 
mut aufhebe  und  es  daher  genüge,  die  nach 
Einführung  des  Föderativsjstems  noch  vorhan- 
denen Armen  der  privaten  Wohlthfitigkeit  la 
überweisen.  Bezeichnend  gegen  die  Feindschaft, 
welche  Harto  gegen  alle  liberalen  gemein- 
nützigen Einrichtungen  hegt,  ist  seine  Verun- 
glimpfung der  Sparkassen,  weshalb  sie  auch 
unter  den  Instituten,  in  welche  die  SocietÄre 
regelmässig  einzahlen  sollen,  vermisst  werden. 
Seine  wirtschaftlichen  Anschauungen  Über  die 
Sparkassen  stehen  bezüglich  ihrer  pessimistisch- 
radikalen  Färbung  in  seinem  „System  der  Welt- 
Skonomie"  isoliert  da.  Er  urteilt  darüber  nnge- 1 
nhr  folgendermasseu :  Gäbe  es  keine  Sparkassen, 
so  wUrden  die  Arbeiter  in  flotten  Erwerbs- 
zeiten ihren  überschüssigen  Lohn  verzehren, 
verschlemmen,  aber  nicht  zurücklegen,  dadurch, 
dass  sie  ihn  bei  diesen  Kassen  aufsparen  und 
ihn  in  Tagen  der  Not  wieder  abheben,  ver- 
längern sie  nur  ihr  elendes  Leben,  was  sie 
anderen  Falles  in  schlecliten  Erwerbszeiten,  als 
Opfer  der  ungewohnten  Entbehmng,  nach  kur- 
zen Leiden  beschlossen  haben  wtlrdeD.    Wenn 


die  Arbeiter  aber  in  diesem  Yerl&a^niagsza- 
stand  ihres  erbärmlichen  Daseins  ihr  Geschlecht 
nnd  damit  ihr  Elend  fortpflanzen,  so  verschul- 
den es  die  Sparkassen,  welche  ausserdem  in- 
direkt dazu  beitragen,  die  Sterblichkeit  unter 
der  sparenden  Arbeite rbevölkemng  zn  verlaiig- 
samen  nnd  anf  diese  Wüse  den  dnrchachnitc- 
lichen  Arbeitelohn  bis  znm  Existenzniinimum 
herab  znm  Sinken  zn  bringen.  Schliesslich 
wUre  über  die  Annehmbarkeit  des  WeltSkonomie- 
sjstems  selbst  nur  noch  zn  bemerken,  dass, 
wenn  Mario  der  ethiscbcji  Tendenz  des  Libera- 
lismns  und  Kommunismus  zustimmt ,  diese 
Systeme  sethat  aber,  im  Gegensatz  zn  seinem. 
Staateideal,  als  überlebt  nnd  nnansführbar  ver- 
wirft, er  nicht  bedacht  hat,  dass  die  bisherig« 
Kurzlebigkeit  der  kommunistischen  Qemetnden 
weniger  auf  der  Schwierigkeit  der  Durchföh- 
mng  des  Gleichheitsprincipa  als  darauf  hemhl^ 
dass  kommunistische  Gesinnungstüchtigkeit  und 
sittliche  Makellosigkeit  sich  selten  bei  einem 
Gleichheit^anatilter  vereint  fand,  wogegen  der 
Versuch  einer  friedlichen  Durchftthrnug  des 
Marloschen  Systems  schon  an  dem  passiven 
Widerstände  des  centralis ierten  Kapitalismus 
scheitern  würde. 

Vgl.  Ober  Winkelblecb:  Schäffie, 
Kapitalismus  nnd  Sozialismn«,  Tübingen  1870, 
S.  2siH!3ft7.  —  Roacher,  Geschichte  der  Nat., 
München  1874,  S.  1021.  —  Dühring,  Kritische 
Geschiebte  der  Nationalökonomie  und  des  So- 
zialismus, 3.  Aufl.,  Leipzig  187a,  S.  ölüff.  — 
Gnmplowicz,  Rechtsstaat  und  Sozialismus, 
Innsbruck  1881,  S.  375fE.  —  v.  Laveleye, 
Soziale  Parteien,  Tübingen  1884,  8,  ö2ff.  — 
Adler,  Sozialpolitische  Arbeiterbewegung  in 
Deutschland,  Breslau  1885,  S.  165,  181.  — 
BGhraert,  Litteratur  über  die  Arbeiterfrage, 
in  „.irbeiterfreund"  Jahrg.  XXIII,  Berlin  lte5, 
S.  77fE.  —  Rümelin,  Die  Stellung  der  Sozia- 
listen znr  Malthusschen  Bevolkeningslehre.  Qöt- 
tingen  1886,  S.  76fl.  -  Menger,  Recht  anf 
den  vollen  Arbeiteertrag,  2.  Aufl.,  Stuttgart 
189X,  S.  35  fi.  —  Edg.  Alis,  L'oeuvre  econo- 
niique  de  Karl  Mario,  Paris  1898. 

Xdppcrt, 


Wlrth^  Hax, 

geb.  am  27.  L  1822  zu  Breslau,  gest.  am  18.  VIL 
190Ü  in  Wien,  studierte  183»,43  in  Heidelberg 
die  Rechte,  war  1852—1862  in  Dortmund,  Wies- 
baden nnd  Frankfurt  a.  M.  pnblizistL'Kh  thätig, 
amtierte  Januar  186Ö  bis  Ende  187ii  als  Direktor 
des  eidgenQssischen  statistischen  Bureaus  in 
Bern,  wurde  1873  Mitbegründer  der  „Scfalesischen 
Fresse"  in  Breslau  nnd  siedelte  1874  nach  Wien 
über. 

Wirth  verüfFentlichte  von  Staats  wissen- 
schaftlichen Schriften  a)  in  Buchform:  Plan 
zn  einer  Regulierung  des  Arheitsmarktes.  Nebit 
Arheitastatistik,  2  Teile,  Wiesbaden  186&  (Als 
Manuskriptgedmckt.j^GmndzUgeder  Natiooal- 
jikonomie,  Bd.  I,  Cöln  1856;  daaselbe,  2.,  3.,  4., 
ö.  Aufl,,  ebd.  186Ü,  1862,  1869,  1881.  Gnrnd- 
zöge  et«.,  Bd.  II,  ebd.  1869;  dasaeibe,  2.,  3-  4. 
Auä.,  ebd.  1861,  186B,  1682.    Grundzüge  etc., 
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1883.  Gnindzüge  etc.,  Bd.  IV  (a  n.  d.  T.: 
Beitr&g«  zur  sozialen  Frage),  ebd.  ISTB ;  dasselbe, 
in  fransJisischer  UeberBetinng  von  {)a  baronne 
de)  Crombrngtfhe,  Brössel  1Ö74.  —  Oescbichte 
der  Handelskrisen,  Frankfurt  a.  M.  18&6:  das- 
selbe, 2.,  3.  a.  4.  Aufl.,  ebd,  1874,  1883  n.  1Ö90. 
—  QeBchichte  der  EandelskriBen  im  Jabre  1873, 
ebd.  1874  (ans  ,,Gescbicht:e  der  HandelakriseD", 
2.  Änfl.).  —  Die  deutacbe  NaCionaleinheit  in 
ihrer  volliflwirtscfaaftliclieD,  eeistigcn  nod  po- 
litiaclien  Bntwickelung  an  der  Hand  der  Ge- 
scbicbte  belencbtet,  ebd,  1859.  —  Arbeitalobn 
nnd  Staatabitfe.  Eine  Sede  am  30.  IV.  1863, 
ebd.  1863.  —  Die  Arbeiterfrage,  ö.  Flugschrift 
des  „ Volks wirtscbaftlicben  Vereins  für  SUdwest- 
deutschland",  ebd.  1863.  ~  Die  Hebung  der 
arbeitenden  Elassen  darch  Genossenschaften  und 
Volksbanken,  Bern  186ö.  —  Illustrierter  dent- 
scher  Gewerhekalender  für  die  Jahre  1Ö66— 1870, 
Weimar  IS&t— 1869.  —  Die  soziale  Frage, 
Berlin  1812.  (A.  u.  d.  T.:  Sammlung  gemem- 
verstAndlicher  wiaseuscbaf El  icher  Vorträge,  Heft 
156.)  —  Die  Münzkriaia  und  die  Sotenbank- 
retorm  im  DeuUchen  Reiche,  Cüln  1874.  —  Die 


im  Deutschen  Reiche.  Ein  Nachtrag  zur  Ge- 
schichte der  Handelskrisen,  Frankfurt  a.  H.  187Ö. 
^-  Oesterreicha  Wiedergeburt  aus  den  Nach- 
wehen der  Kriaia,  Wien  1S76.  —  Kultur-  und 
Wanderskizzen,  ebd.  1876.  —  Die  Erisis  in  der 
Landwirtschaft  und  Mittel  zur  Abhilfe,  Berlin 
1881.  —  Das  Geld.  Oescbichte  der  Umlaufs- 
mittel von  der  ältesten  Zeit  bis  in  die  Gegen- 
wart, Leipzig  1884.  —  Ungarn  und  seine  Boden- 
schätze. Statistisches  Handbuch  ungarischer 
Länderkunde  nach  amtlichen  Quellen,  Frank- 
foTt  a.  M.  188Ö.  —  Die  Quellen  des  Bieichtnms 
mit  Rücksicht  auf  Geachäftsstockun^en  und 
Krisen  im  internationalen  Geld-,  Kapital-  und 
Warenmarkt,  sowie  auf  die  Agrar-,  Kolonial- 
nud  Arbeiterfrage,  Cüln  1886.  —  Die  Noten- 
bankfrage in  Bestehung  zur  Währungsreform 
in  Oesterreich-Ungam,  Frankfurt  a.  M.  1894.  — 
Wirth  verfasste  gemeinschaftlich  mit  C.  Braun 
die  Schrift:  Die  Zinswucbergesetze,  vom  Stand- 
punkte der  Volka Wirtschaft,  der  Rechtawissen- 
Bchaft  und  der  legislativen  Politik  beleuchtet. 
Ein  Wort  au  die  deutschen  Gesetzgeber,  Mainz 
1866.  —  Wirth  war  Herausgeber  folgender 
Btaatawissenschaftlichen  Schriften:  Der  Arbeit- 
geber. Archiv  für  die  gesamte  Volkswirtscbaft. 
tCentralanzeiger  für  Steilen-  und  Arbeiterge- 
Buche.)  23  Jahrgänge,  Frankfurt  a.  M.  18Ö6/78. 
—  Allgemeine  Beschreibung  und  Statistik  der 
Schweiz.  Im  Verein  mit  einer  Anzahl  schweize- 
rischer Gelehrten  and  Staatxmänner  heraus- 
gegeben, 3  Bde.,  Zürich  1870—1875.  —  Für 
BauB  und  Wirtschaft  Illustriertes  Jahrbuch- 
lein  für  den  deutschen  Gewerbamaun,  6  Jahr- 
gänge, Weimar  1867:72.  —  Meyers  DentHches 
Jahrbuch,  Jahrg.  II,  Hildburghausen  1873.  — 
Schweizerische  Statistik,  Bd.  VII;  Warenver- 
kehr der  Schweiz  mit  besonderer  Rücksicht  auf 
den  deutschen  Zollverein  nnd  Oesterreich,  Bern 
1860;  Bd.  IX:  Eidgenössische  Viehzählung  am 
21.  IV.  1866,  ebd.  1866;  Bd.  X:  Alpenwirt 
schaftastatistik  der  Schweiz  im  Jahre  1864,  ebd. 
1868;  Bd.  XUI:   Statistik  der  Viebbeaitzer  ' 


der  Schweiz  am  21.  IV,  1866,  ebd.  1870;  Bd. 
XV;  EidgenSasiacfae  Volkszählung  am  1.  XIL 
1870,  Bd.  I,  ebd.  1872. 
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nd     Ze: 


Allgemeine  Beschreibung  and 

Statistik  der  Schweiz,  Bd.  I,  Zürich  1871 :  Dia 
schweizerischen  Banken  (43  SS.):  VersicheruDg, 
S.  613/712.  —  2.  in  St.  W.  B.  von  BlnntsSL 
und  Brater,  Bd.  XI,  Nachtrag;  Die  schweize- 
rische Eidgenossenschaft:  Statistik,  Stuttgart 
1879,  8.  10Oö;1ü27.  —  3.  in  Jahrb.  f.  NaL  tt. 
StaC,  Bd.  XXVIII:  Volksstämme  und  Kron- 
länder in  Oesterreich -Ungarn,  Jena  1876,  S.  1  ff. 

—  4.  in  VierL  f.  Volkaw.,  Jahrg.  I;  Carej, 
seine  Verdienste  und  Irrtümer.  BerEn  (1863)  Bd. 
II,  S.  109/129.  —  Jahrg.  VI:  Die  schweizerische 
Alpenwirtschaft  (1868)  Bd.  UI,  3.  69,82.  — 
Jabrg.  VIII;  Die  schweizerischen  Banken  im 
Jahre  18&o  (1869)  Bd.  II,  S.  117.67.  —  Jahrg. 
VIII:  Die  Beschäftig nngsarten  in  der  Schwell 
(1869)  Bd.  in,  S.  291,95.  —  Jabr^g.  VIII:  Die 
Enquete  über  die  Arbeit  der  Kinder  in  den 
schweizerischen  Fabriken  im  Jahre  1869  (1869) 
Bd.  III.  S.  a95;6.  —  Jahrg.  XVI:  Georg 
Thompson  und  der  Umschwung  der  europäischen 
Handelspolitik  (1879)  Bd.  lU,  8.  30,44.  —  Jahrg. 
XVI:  Ueher  die  Ursachen  des  jDngsten  Fallens 
der  Preise  (1879)  Bd.  IV,  S.  147,,-62.  -  Jahrg. 
XSUI;  Ueoer  die  Ursachen  der  jetzigen  Qe- 
achäftHatockuDg  (1886)  Bd.  UI,  S.  12964.  —  6. 
ia  Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik,  Bern; 
Jahrg.  I :  Eine  statistische  Erhebun|;  in  Preuaseu 
über  die  Wirkungen  der  Teilbarkeit  des  Grund- 
eigentums, 18dö,  S.  61  ff.  —  Jahrg.  I:  Der  aus- 
wärtige Handel  der  Schweiz,    1M5,   S.  118,23. 

—  Jahrg.  I:  Grundsätze  der  Besteuerung  in 
ihrer  Anwendung  anf  die  Kantonalsteuer,  1865, 
S.  14:}:>1.  —  Jahrg.  I:  Die  Pariser  Industrie, 
1865,  3.  20-2,4.  -  Jahrg.  II:  Die  Lage  der 
Fabrikarbeiter  in  den  Kantonen  Zürich,  Bern, 
Basel,  Aargau  and  Glanv,  1S66,  S.  47.50.  — 
Jahrg.  II :  Die  schweizerischen  Zett«lbauken 
nnd  die  Bankfrage,  18G6,  8.  137,61.  —  Jahrg. 
III :  Die  in  der  Schweiz  bestehenden  Einrich- 
tungen zur  Entschädigung  und  Versicherung 
der  Viehbesitzer  gegenüber  Seuchen  und  Krank- 
heiten, 1867.  —  Jahrg.  Vni;  Ueber  die  Be- 
arbeitung der  Statistik  der  Berufsarten,  1873, 
S.  98,l(Ki. 

Wirth  steht  als  NationalGkonom  in  der  Mitte 
zwischen  der  deutschen  Freihandelaschule  und 
der  neuen  ethischen  Schule  der  Volkswirtschaft, 
die  im  Verein  für  Sozialpolitik  ihre  Bestrebungen 
koncentriert  hat.  Im  IV.  Kapitel  seiner  Schrift 
„Quellen  des  Reichtums"  is.  o.|  polemisiert  er 
gegen  das  Uebermasa  von  ScbutzzSUeu  nnd  er- 
klärt sich  damit  zu  einem  gemässigten  Protek- 
tionistett.  Wirth  verteidigte  auch  seiner  Zeit 
die  EisBobabn'verataatlichiingapolitik  der  Be- 
giemng  nnd  im  II  Bande  seiner  „GrundzUge 
der  Kationalökonomie"  tritt  er  für  die  Errich- 
tung staatlicher  Arbeitsnachweisanata|[«n  ein. 
Er  ist  femer  ein  Anhänger  von  Seniors  Abstinenz- 
theorie.  Unter  den  zum  Eisenacher  Kongress, 
7.  und  8.  X.  1872,  eingeladenen  und  der  Ein- 
ladung nachgekommenen  Ausländem  befand  sich 
auch  Mas  Wirth.  Sein  „Handbuch  des  Bank- 
wesens" (Band  HI  der  „Grundzüge"),  worin  sich 
Wirth  den  Gegnern  der  Cnrrencyschnle  beige- 
sellt, bietet  ein  gutes  Orientier uugamaterial  für 
die  darin  behandelte  Geschichte  der  einzelnen 
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"Wirth — Witwen-  und  WtdaenTersorgung 


'Biinken.  Zn  bedeaem  ist  es  nur,  daes  WirA 
in  der  Erklärung'  einiger  der  wichtigsten  wirt- 
schaftlichen Grundbegriffe  (BevBlkening,  Wert, 
Eente,  Grnndstener)  Bastiats  „hannoniea  6cono- 
miquea"  gefolgt  ist  und  dHsa  er  femer  ein  An- 
hänger Ciirejs  die  Kicardosclie  Bententheorie 
tmd  das  Matthossche  Gesefcs  bis  in  der  Konse- 
C|uenz  bekämpft  hat,  dass  es  uacb  seiner  Deduk- 
tion keine  Orundiente,  sondern  nur  eine  Kapital- 
rente giebt,  da,  wie  er  ausführt,  die  unentgelt- 
lichen Naturkräfte  im  Boden  weder  "Wert  noch 
Bente  erzengen,  waa  nur  das  Kapital  nnd  die 
Arbeit  thne,  und  der  GrundeigenUlmer,  weil  er 
kein  Monopolist  sei,  die  Steuer  auf  die  ver- 
meintliche Bodenrente  7u  Unrecht  zahle.  Zwecks 
Widerlegung  des  Malthusschen  BeTÖlkerungs- 
gesetzes,  wonach  die  Zunahme  der  Bevlilkernng 
Beständig  die  Grenze  der  Snbsistenzmittel Ver- 
mehrung spoteoe  streift,  macht  Wirtb  geltend, 
dass  die  vermehning_  der  Arbeit  oder  vielmehr 
4er  Arbeitskraft,  bei  einer  relativ  unbeschrankten 
Bodenfläche,  mit  der  Vennehrung  der  Beveike- 
mn^  gleichen  Schritt  halte,  dass  femer  das 
Kanital  aus  dem  Zinsfusse  sich  in  zehn  bis  fünf- 
nnazwanzig  Jahren  verdoppele  nnd  dass  diese 
Verdoppelung  des  Kapitals  die  entsprechende 
Vermehrung  der  menschlichen  Snbsistenzmittel 
verbürge!  Wie  weit  Wirth  den  Begriff  Arbeit 
nuBdehnt,  zeigt  sich  in  seiner  Apologie  dci 
waltmässigen  ursprünglichen  Aneignung 
Bodens,    indem    er   diese    anf  das   Becht  des 


als  „müheamste  und  gefahrvollste^  anerkennt, 
gleicbstellt.  —  Solche  doktrinären  Ueher- 
BtUrznngen  künnen  aber  daa  bedeutende  Ver- 
dienst nicht  schmälern,  welches  sich  Wirth  als 
Förderer  der  Popnlarisiening  der  Wissenschaft 
dadurch  erworben  hat,  dass  seine  „Gnindzüge'' 
nichtnur  Studierenden  nützlich  gewesen  sind,  son 
dem  auch  eine  grosse  Anzahl  nicht  akademisch 
gebildeter  Personen  in  das  Studium  der  National- 
ökonomie eingeführt  haben. 

Vgl.  über  Wirth:  Jourual des Economistes, 
n.  Serie,  Bd.  IX,  Paris  185B,  S.442.  —  Lange, 
Milla  Ansichten  Über  die  soziale  Frage  und  die 
angebliche  Umwälzung  der  Sozial  Wissenschaft 
durch  Carey,  Duisburg  1866,  S.  30,31.  45,  47, 
69  u,  Ö.  —  Adam  Smiths  des  jüngeren  Prüfung 
der  heutigen  volkswirtschaftlichen  Systeme, 
Frankfurt  a.  M.  1867,  S.  311,15.  —  Berens, 
Kritische  Dogmengeschichte  der  Grondrentc, 
Lei|)zig  1868,  S.  277  ff.  —  Das  eidgenflssische 
statistische  Bureau  nnd  die  sohweizeris<'he  Sta- 
tistik in  „Zeitschrift  filr  schweizerische  Sta- 
tistik", Jahrg.  IX,  Bern  1873,  S.  67.74.  — 
Lange,  Arbeiterfrage,  3.  Aufl.,  Winterthur 
1875,  8.  3i,  139,  395.  —  Eoscher,  Gesch.  der 
Naf..  Mönchen  1874,  S.  1020.  —  Walcker, 
Geschichte  der  Nationalökonomie,  Leipzig  1884, 
S.  148/49.  —  Soetbeer,  Die  Stellung  der  So- 
zialisten in  der  Malthus-'chen  Bcvölkernngt^lebre, 
Gsttingen  1886,  S.  ia;13.  ~  Deutsche  Ennd- 
Bchau  für  Geographie  nnd  Statistik,  hrsg.  v. 
Umlauft,  Jahrg.  XXU,  Wien  1900,  Heft  12. 
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s.  Volkswirtschaft,  VolkBwirt- 

Bchafta  lehre    und    -methode     oben 

Bd.  VII  S.  543ff.  und  Recht  sub  IH 

oben  Bd.  VI  S.  333  ff. 


Wirtsch  aftegenossenschaften 

8.  Erwerbs-  und  Wirtsehafta- 

genoBseDBchaften 

oben   Bd.   m   S.   734  ff. 


WirtshansweBen  nnd  Getränkehandel 

B.  Trunksucht   oben   Bd.  VH   S.  199ff. 


Witwen-  nnd  WalsenTersorgnng. 

I  Begriffliches  und  allgemeine 
rundsätze  der  W.-  nnd  W.-V.  II.  Zur 
eschichte  der  W.-  nnd  W.-V.  III.  Die 
ng  über   die  W.-  nnd  W.-V. 


riUi 


in  dei 


el- 


eu Ländern.  A.  Deutschland.  1.  Eeich 
nnd  Prensaen.  2,  Sachsen,  3.  Bayern.  4.  Würt- 
temberg. 5.  Baden  nnd  Hessen,  d.  Die  thü- 
ringischen Staaten.  7.  Die  übrigen  deutschen 
Bundesstaaten.  8.  El sasa-Loth ringen.  B.  Das 
Ausland.  1.  Oeaterreich.  2  Frankreich,  3, 
Italien.  4.  Uebrige  europäische  Staaten.  IV.  Die 
W.-  und  W.-V.  der  Angehörigen  des 
Heeres  und  der  Marine.  V.  Die  W.- 
und  W.-V.  der  UniversitStslehrer.  VI. 
Die  W.-  und  W.-V.  der  Geistlichen, 
Lehrer    nnd    Kommunalbeamten.     VIL 


enVe 


xichei 


neh- 


I.  BeKrifflichea  nnd  allgemeine  Gmnd- 
sätze  der  Witwen-  nnd  Waisenver- 

aorgnng. 
Die  Notwendigkeit  einer  Witwen-  und 
Waise nversoi^ng  ist  ein  Ei^bnis  nuserer 
Familien  Verfassung  und  unserer  Ge,=iell- 
Süliaftsordnung.  Der  vorzeitige  Tod  des 
Oatten  und  Vaters  ist  statistisch  und  er- 
fahningsgemäss  ein  häufiges  Ereignis,  und 
in  vielen  Fällen  konnte  keine  a\isrcicliende 
materielle  Vorsorge  fflr  die  Zukunft  ge- 
troffen noch  die  gehörige  Erziehung  der 
Kinder  sichergestellt  werden.  Hier  fällt  in 
einer  Beziehung  die  Bedeutung  der  Witwen- 
vrrsorgung  und  die  der  Waisen  Versorgung 
auseinander.  Ist  erstere  mehr  ein  Erforder- 
nis der  Humanität,  so  liegt  bei  lotzlerer 
doch  ein  praktisches  Interesse  de»  Staates 
vor,  welches  dahin  geht,  ans  den  Wfusen 
nützliche  Glieder  des  gesellschaftlichen  Oi^ 
ganismus  zu  machen.  Aber  abgesehen  davon 
'alten  für  die  Witwen-  wie  für  die  Waisen- 
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■versiwgung  gern  einsame  Gesichtspunkte  und 
gemelnscnaft  liehe    Eutwickelungstendenzen. 

Aus  der  Versicherung  entwickelte 
sich  hier  die  Versorgung,  und  es  ist  zu 
betonen,  dass  es  sich  jetzt  bei  der  hier  im 
Vortlergmude  des  Interesses  steheoden  staat- 
lichen Fflreorge  um  eine  Versorgnugs- 
gesetzgebung,  nicht  um  eine  Versiche- 
rung handelt.  Denn  der  technische  Begriff 
der  Versicherung  passl  nur  auf  den 
Ernährer,  der  sein  Leben  versichert 
zum  Zweck  der  Versorgung  seiner 
Hinterbliebenen.  Solche  Versicherung 
ist  heule  der  privaten  Leben svei-sioheruüg, 
wo  nicht  der  Selb  st  Versicherung,  vorhe- 
halten.  Abgesehen  von  den  rein  kauf- 
männisch, aktienmäsaig  oder  auf  Gegenseitig- 
keit t>eruhendeQ  Gesellschaften  haben  auch 
viele  Korporationen,  Vereine  etc.  die  Ver- 
eichernng  ihrer  Mitglieder  üljernommen.  In 
diese  Gattung  gehören  sogar  noch  diejenigen 
Staaten,  die  eine  besondere  Pensionskasse 
oder  Witwenanstalt  errichtet  haben,  zu 
welcher  die  Beamten  Eintrittsgeld  oder 
Jahresbeiträge  bezw.  beides  zu  entrichten 
haben.  So  hegen  noch  die  Dinge  in 
Bayern,  Baden,  Sach.sen  -  Coburg ,  Sach- 
sen -  Gotha ,  Schwarzburg  -  Sondershausen , 
"Württemberg,  Hamburg,  Mecklenburg- 
Schwerin,  Sachsen  -  Altenburg ,  Waldeck, 
Beuss  j.  L.,  indem  die  einen  mehr,  die 
anderen  weniger  den  Charakter  der  Ver- 
sicherung gegenüber  dem  der  Versorgung 
wahren. 

Aber  der  Staat  und  nach  ihm  auch 
Selbstverwaltungskörper  und  sogar  Privat- 
unternehmungen haben  im  Laufo  der  Zeit 
ihre  Aufgabe  ihren  Beamten  gegenüber 
anders  auffassen  gelernt.  Damit  scheidet 
sich  ein  besonderer  Zweig,  nämlich  der  der 
absoluten  Versorgung  der  Beamten 
aus  und  man  überlSsst  die  Versoiping  durch 
Vorsicherung  der  privaten  Fürsorge. 
Dass  dieser  Gedanke  der  absoluten  Ver- 
sorgung mehr  und  mehr  zur  Geltung 
gebracht  wird,  das  ist  die  Richtung 
der  Entwickelung  der  "Witwen-  und 
Waisen  versorgimg  voniehmlieh  in  den 
d  eilt  sehen  Staaten  gewesen  und  ist  es 
zum  Teil  noch.  Der  Staat  erkennt  es  mehr 
und  mehr  als  seine  Pflicht,  die  Witwen 
und  Waisenponsionen,  gleichsam 
als  aufgeschobene  Gehaltszahlun- 
gen, auf  die  Staatskasse  zu  über- 
nehmen. Während  anfangs  die  Pensions- 
kassen  von  den  Beiträgen  der  Staatsdiener 
selbst  erhalten  wurden,  gab  später  der  Staat 
zu  diesen  Anstalten  Zuschüsse;  mit  der 
weiteren  Ausgestaltung  dieser  Fürsm^  ver- 
schwinden dann  die  Beitrüge  der  Beamten, 
die  beizenderen  Kassen  fallen  gleichfalls 
fort,  und  die  Zahlung  der  Witwen-  und 
"Waisenpensionen  wird  ebenso  wie  die  Zah- 


lung der  Ruhegehalte  der  Beamten  als  eine 
aus  dem  Staatsdienerverfaältnis  erwachsende 
Verpflichtung  des  Staates  anerkannt  E^  ist 
der  >soziale«  Standpunkt,  der  hier  zur  An- 
erkennung gelangt  und  welcher  die  ehedem 
lediglich  vom  »Standpunkt  des  ökonomischen 
Individualismus^  erfolgte  Regelung  dieser 
Fürsorge  ändert.    (Ad.  Wagner.) 

Diesen  Gedanken  haben  voll  durchgeführt: 
das  Dcutsclie  Beich,  Freussen,  Sachsen, 
Hessen,  Sachsen-"Weimar,01denbiu^,  Sachsen - 
Meiningen,  Schwarz burg-Rudolstadt,  Reuss 
ä.  L.,  Schaumhurg-Llppe,  Lippe-Detmold, 
Lübeck,  Bremen,  Elsasa-Lothringen,  Anhalt, 
Braunscliweig.  Der  Grundsatz ,  dass  man 
die  Hinterbliebenen  versorgt  weniger  aus  den 
eben  ausgeführten  Gründen  als  vielmehr 
ans  demjenigen,  die  Zahl  der  Armen  im 
eigenen  Gebiete  durch  die  Hinterbliebenen- 
versorgung zn  verringern,  spricht  noch  aus 
der  in  den  meisten  deutschen  Staaten  sich 
findenden  Bestimmung,  dass  die  Ansprüche 
der  Witwen  und  Waisen  hei  dem  \er!u8t 
ihrer  Reichsangehörigkeit  erlöschen. 

Befrachten  wir  diesen  Entwtckelungs- 
gang  und  den  Zustand ,  wie  or  sich 
nun  gestaltet ,  in  den  einzelnen  deut- 
schen Landen  des  näheren ,  so  finden 
wir  bei  einigen  Staaten  schon  frühe  das 
Institut  in  zweckmässiger  Vollendung  (so 
vorzugsweise  in  den  süddeutschen  Staaten), 
während  es  in  anderen  erst  durch  vielfache 
kodifikatorische  Versuche  hindin-ch  zu  der 
gegenwärtig  brauchbaren  Gestaltung  sich 
durchgernngen  hat;  und  wieder  in  anderen 
(z.  B.  Oldenbuii;)  hat  man  lielier  erst  andere 
versuchen  lassen  wollen,  um  dann,  wenn 
auch  spät,  die  reife  Frucht  vom  Baume  der 
Erkenntnis  zu  pflücken,  während  man  ander- 
wärts der  Angel^enheit  überhaupt  noch 
nicht  in  zweckmässiger  Weise  näher  ge- 
treten ist  (Mecfclenburg-Strelitzj. 

Was  den  Gegenstand  und  Inhalt  der 
Versorgung  anlangt,  so  wird  fast  durchweg 
ein  Sterbegehalt  gewährt,  d.  h.  die  Fort- 
zahlung des  Dien  Steinkommens  des  Ver- 
storbenen an  die  Hinterbliebenen  gewöhn- 
lich für  1 — 3  Monate  ( Gnaden  monat ,  Gna- 
denipiartal).  Abgesehen  davon  werden 
weiter  Witwen-  und  Waisenpensionen 
gewährt.  Hier  scheiden  sich  zunächst 
die  Gesetzgebungen  gnindsälziich  inso- 
fern, als  die  einen  der  Witwe  allein  den 
primären  Anspnich  gewähren,  während  der- 
jenige der  Kinder  nur  ein  subsidiärer  ist 
Bei  dieser  Regelung  besteht  überhaupt  nur 
eine  einzige  Hinterbliebenen pension,  als 
ein  einheitliches  Ganzes,  deren  Träger  rang- 
ordnungsmässig  bestimmt  sind  und  zwar  mit 
unbedingtem  Vorrecht  der  Mutter:  Die 
Hinterbliehenenpeusion  erhält  die  Witwe. 
Lediglich  bei  ihrem  Wegfall  treten  die  Kinder 
—  nach  Repräsentationsrecht  —  ein.  Dies  ist 
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das  typische  System  Oesteireichs  und  der 
thflringiacben  Staaten,  in  welchen  sich  die 
Btrengste  Familien  zusammeDgehQrigkeit  unter 
mütterlicher  Autorität  ausspricht  Ee  herrecht 
ia  Sachsen -Weimar,  Altenbui^,  Coburg,  Gotha, 
Rudolstadt  und  beiden  Reuss.  Aus  dem- 
8elbeD  eDt£priQgt  auch  der  Qrundeatz  des 
Änwachsungsrechteß ;  denn  bei  Wegfall  eines 
der  Waisen  wird  dessen  Fensioasanepruch 
nicht  herrenlos.  Ein  solcher  individueller 
PensioQBansprueh  des  betreffenden  Kindes 
existierte  gar  nicht;  der  GeeamtauBpruch  als 
einzige  Pension  verteilt  sich  nur  anders, 
mithin  muss  die  Quote  eines  wegfallenden 
Kindes  den  anderen  anfallen,  bis  sie  alle 
(durch  Volljährigkeit  u.  dgl.)  den  Anspruch 
verloren  haben.  Erst  dann  ist  er  also  er- 
loschen, dann  aber  auch  vollständig.  Aus 
diesen  (>esichtB]punkten  heraus  ist  auch  die 
mehrfach  sich  findende  Bestimmung  zu  er- 
klären, daes  die  Waisengelder  zusammen 
nicht  die  Witwenpension  flbersteigen  dürfen. 

Dieser  Regelung  steht  gegenüber  die 
Witwen-  und  Waisen füraorge  mit  individu- 
ellen Pensionen,  so  in  fast  allen  übrigen, 
insbesondere  den  grfeseren  deutschen  Staaten. 
Dieselben  können  jedoch  wieder  in  zwei 
GruKien  geschieden  werden;  die  eine  setzt 
das  Waisengeld  selbständig  fest  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Witwenpension  {ausserdem 
unter  Abstufung  nach  der  Zalil  der  Kinder 
—  das  individuellste  Princip!  —  in  Baden 
und  Hessen).  Diese  ümppe  steht  dem  Princip 
der  mütterlichen  Autorität  und  der  Zuaammen- 
gehörigkÄt  der  Familie  über  den  Tod  des 
Vaters  hinaus  am  entferntesten.  Die  andei'e 
Gruppe  setzt  das  Waisengeld  zu  dem 
Witwengeld  in  Beziehung  und  zwar  ent- 
weder nur  sachlich  oder  sachlich  und 
rechnerisch.  Nur  sachhch,  wo  man  das 
Waisengehl  bei  Wegfall  des  Witwengeldes 
steigen  lässt,  es  aber  nach  Teilen  der  Pen- 
sion oder  des  Dicfisleinkommens  des  Vaters 
festsetzt' liäufig  aber  sachlich  und  rechnerisch 
(z,  B,  in  Preussen,  Sachsen,  Bayern,  Württem- 
berg 1  Sachsen  -  Meiningen  ,  Schwarzburg- 
Sondershausen) ,  indem  es  abgesehen  von 
dieser  sachlichen  Relation  auch  nach  Bruch- 
teilen der  Witwenpension  berechnet 
wird.  Hierin  liegt  eine  gewisse  Annähe- 
rung an  das  Princip  der  einzigen 
Pension ,  die  jedoch  praktisch  doppelt 
(bezw.  mehrfach)  gezahlt  wird ,  also  zwar 
mit  Betonung  familiärer  Zusammengehörig- 
keit ,  aber  geringerer  Anerkennung  der 
mütterlichen  Autorität, 

Ein  weiterer  Unterschied,  scheinbar  nur 
der  Berechnung,  aus  dem  jedoch  in  Wahrheit 
Verschiedenheiten  der  Auffassung  sprecht 
ist  der,  ob  die  Hinterbliebenen  vereorgung 
nach  Teilen  des  aktiven  Dienstein kommeos 
oder  des  Ruhegehaltes  berechnet  wird.  In 
der  Berechnung  nacli  dem  letzten  aktiven 


Dien  stein  kommen  spricht  sich  ein  stärkerer 
Rechtsanspruch  für  die Hinterbhebenen, 
ein  Anspruch  mehr  aus  eigenem  Rechte  aus. 
der  wenn  auch  quantitativ  geringer,  so  doch 
qualitativ  dem  Ruhegehalt  des  Beamten 
selber  gleichsteht  —  ein  Rnhegehait  der 
Einterbüebenen.  So  die  Beredinung  in 
Bayern,  Sachsen.  In  der  Berechnung  nach 
dem  Ruhegehalte  des  Beamten  tritt  mehr 
der  Yersorgungscharakter  der  Pen- 
sion hervor.  Diese  Berechnung  finden 
wir  in  Preussen  und  Württemberg.  Histo- 
risch mag  es  sich  wohl  so  entwickelt 
haben,  dass  dort,  wo  die  Beamten  nur 
bis  zur  Beendigung  des  aktiven  Dienst- 
verhältnisses Beiträge  in  die  Kasse  zu  leisten 
hatten  (auch  der  Standpunkt  stärkeren  Pen- 
sion erechtes  !),  die  Hinterbliebenen  Versorgung 
nach  dem  letzten  Aklivgehalt,  während  sie 
dort,  wo  er  auch  von  der  Pension  noch 
Beiträge  entrichtete,  nach  dem  Betrage  dieser 
berechnet  wurda  Mit  alledem  —  nach  der 
einen  wie  auch  nach  der  anderen  Auffassung 

—  hängen  übrigens  die  gewöhnlichen,  den 
Gesichtspunkt  des  Repräaentationsrechtes  ver- 
tretenden Grundsätze  ziisammen,  dass  der 
Beamte  selbst  pensiousberechtigt  gewesen 
sein  muss,  wenn  es  seine  Hinterlassen en 
sein  sollen,  und  dass  die  Witwen-  und  Waisen- 
pension  zusammen  nie  das  Ruhegehalt  des 
Vei-storbenen  übersteigen  dürfen.  In  Oester- 
reich  ist  die  Konstruktion  sogar  ausdrücUich 
eine  solche,  dass  das  Recht  der  Witwe  als 
eine  teilweise  Forlsetzung  des  Pensions- 
rechtes  des  Verstorbenen    angesehen   wird. 

Ein    weiterer    sehr    wichtiger    Gesichts- 
punkt, der  ims  —  wenn  auch  implicite  nur 

—  in  den  meisten  Staaten  entgegentritt,  ist 
der,  dass  die  Grundlage  für  die  Hinter- 
bliebenenversorgung nur  gegeben  sein  soll 
durch  eine  Ehe,  die  längere  Zeit  gedauert 
hat  oder,  auch  nach  anderen  Merkmalen 
zu  urteilen,  als  eine  wahi-e  Lebensgemein- 
schaft gewollt  war.  Hiermit  hängt  die 
fast  filierall  sich  findende  Bestimmung 
zusammen,  dass  die  Elie  vor  der  Pen- 
sionienmg  des  Beamten  und  überhaupt 
3  Monate  vor  dem  Tode  bestanden  haben 
rauBS,  dass  sie  nicht  auf  dem  Slerbel^er 
und  nicht  zum  Zweck  der  Erlangimg 
des  Witwengeldes  geschlossen  sein  darf. 
Unter  denselben  Gesichtspunkt  gehört  es 
auch  weiter,  dass  nur  die  ehelichen 
bezw.  legitimierten  Kinder  Anspnich  auf 
Waisengeld  haben.  In  Reuss  j.  L.  sogar 
wirkt  der  zu  kurze  Bestand  der  Eh© 
auch  gegen  die  Ansprüche  des  etwa  aus 
ihr  hervorgegangenen  Kindes;  in  Oeeter- 
reich  dagegen  hebt  das  Vorhandensein  von 
Kindern  sogar  die  Wirksamkeit  der  für  die 
Witwe  geltenden  Ausschi iessungsgrflnde  auf. 
Für  diejenigen  Staaten,  iu  denen  nichts  da- 
iflber    gesagt     ist ,     inwieweit     die     Aus- 
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Bctüieflsung^rüade,  die  für  die  Witwe 
gelten,  anc£  gegen  die  WaiBeo  wirken, 
mnae  die  Rechtswissenschaft  nach  Analogie 
der  in  den  einzelnen  Staaten  vertretenen 
OnindauffassuDgen  (engere  oder  weniger 
enge  Relation  zwischen  den  Änaprilchen 
der  Frau  und  der  Kinder)  entscheiden.  Meist 
ist  jedoch  ausdrücklich  gesagt,  dass  die 
g^en  die  Witwe  wirkenden  AusschlieBsnngs- 
gründe  dieser  Art  auf  die  Waisen  ohne  Em- 
fiuse  Bind.  Das  gilt  insbesondere  auch  von 
den  folgenden  Bestimmungen,  die  den  oben 
betonten  Oesichtspunkten  besonders  noch 
kasuietiBch  zu  entsprechen  scheinen.  Zu 
grosser  Altersunterschied  der  Ehefrau  und 
des  VeiBtorbenen  (d.  h.  wenn  die  Ehe- 
frau mehr  als  15  oder  20  oder  25  Jahre 
i'fln^er  ist;  sei  es  unter  Festsetzung  eines 
laxinialaltera  des  Ehemannes  oder  nicht) 
ISsst  eine  verbat tnismassige  Kürzung  des 
Anspruches  auf  Witwenpension  (je  nach  der 
Grösse  des  Altersunterschiedes)  eintreten. 
Besonders  deutlich  wird  der  oben  betonte 
Gedanke  auch  weiter  noch  bestätigt  durch 
den  neuen  Zusatz  zu  g  12  im  preussiachen 
Gesetz  von  1897,  der  dann  iu  eine  ganze 
Anzahl  anderer  Gesetzgebungen  flberge- 
gangen  ist,  dass  namlicb  diese  KOrzung  des 
Witwengeldes  wieder  allmäblicb,  wenn  diese 
altersungleiche  Ehe  dennoch  mehr  als  5 
Jahre  gedauert  hat,  nun  für  jedes  weitere 
Jahr  um  Vao  wieder  rückgftnjpg  gemacht 
wird,  bis  die  ganze  Kürzung  wieder  einge- 
bracht ist. 

Der  Zweckcharakter  dieser  Pensionen 
als  ausgesprochene  Versoi^ngen  kommt 
besonders  deutlich  auch  in  den  Bestim- 
mungen über  das  Erloschen  der  Ansprüche 
zum  Ausdruck.  Diese  endigen  bei  der 
Witwe  wie  bei  den  Waisen  —  fast  durch- 
weg —  durch  Tod  und  Verheiratung.  Der 
letztere  Endigungsgrund  bezieht  sich  bei 
W^en  vorzugsweise  auf  Mädchen  —  in 
Sachsen,  Braunschweig,  Italien,  wohl  auch  in 
Bayern  ist  er  sogar  ausdrücklich  auf  solche 
beschränkt  ■ — ,  was  den  Charakter  der  Ver- 
florgiings Pension  noch  deutlicher  in  die 
Erscheinung  treten  läast,  während  für  die 
Knaben  die  Versorgung  auf  andere  Weise, 
durch  selbständiges  Einkommen,  dafür  ein- 
tritt Das  Alter  der  Endigimg  des  Fensionsan- 
ßpruches  ist  gewöhnlich  entweder  das  voll- 
endete IS.  oder  das  vollendete  21.  Lebensjahr. 
—  Zum  Zweckcharakter  der  Versorgungen  ge- 
hört auch  die  fast  durchweg  zu  findende  (daner 
unten  meist  nicht  hervorgehobene)  Bestim- 
mung, dass  die  Witwen-  und  Waisengelder 
der  Pfändung  entzogen  sind  und  weder  ab- 
getreten noch  verpfändet  noch  übertragen 
werden  dürfen.  Civil  pro  zess-Ordnung  §  850 
Ziffer  7,  B.  G.  B.  §  394,  §  40Ü. 

Neben  den  gewöhnlichen  Endigungs- 
grOnden  des  Anspruches   finden  sich  noch 


einige  Straferiöachungagrttnde  für  die 
Witwe  sowohl  wie  die  Waisen,  insonderheit 
solche,  durch  welche  der  Familiensinn  und 
der  Ideal  Charakter  der  Ehe  auch  selbst  noch 
nach  Auflösung  derselben  durch  den  Tod 
verletzt  zu  werden  scheint  —  wie  Verur- 
teilung zu  Zuchthausstrafe,  Arbeitstiaus,  Ab- 
erkennung der  bürgerlichen  Elirenrechte, 
insbesondere  aher  unsittlicher  Lebenswandel 
und  Verurteilung  wegen  eines  solchen.  Auch 
in  diesen  Bestimmungen,  die  übrigens  wie- 
der zuerst  in  Thüringen  erscheineu,  piägen 
sich  die  ethischen  Grundgedanken  der  Wit- 
wen- und  Waisen versorgUDgsgeselzgebung 
aus. 

So  tiat  das  ganze  Institut  eine  staats- 
reolitliche  und  eine  sozialpolitische  Seite. 
Ist  die  Hinferbliel>enenversorgung  in  eraterer 
Hinsicht  eine  Frage  der  Besojdungspolitik, 
der  Beamten fürsorge,  so  erscheint  ihre  folge- 
richtige Funktion  eus  sozialpolitische  Einrich- 
tung nier  von  grösserer  Wichtigkeit.  Dieser 
soziale  Gesichtspunkt,  der  auch  das  Band 
abgiebt  zwischen  der  staatlichen  und  der 
pnvaten  Fürsorge,  zwischen  Versorgung 
und  Versichening,  ist  eben  metir  und  metur 
als  sozialpolitischer  Gesichtspunkt  an- 
erkannt worden  und  scheint  es  auch 
weiter  berechtigterweise  immer  mehr  zu 
werden. 

II.   Zar  Geschichte   der   Witwen-   und 
Waie  en  verBorgmig. 

BeBondere  Einrichtongen  inr  Versorgung 
der  Witwen  und  Waisen  hat  es  im  Altertum 
nicht  gegeben.  Wolil  aber  haben  einige  Oe- 
nosxenschaften  neben  anderen  Zwecken  auch 
^ wisse  Uat«i8t,UtxiiDKSEwecke  verfolgt  and 
a.  a.  sich  der  Hinterbliebenen  ehemaliger  Mit- 
grlieder  angenommen,  so  die  „collegia  teDuiomm" 
Tz.  B.  das  collegium  cnltorum  Dianae  et  Antinai 
zu  Lannvinrnf,  dann  einzelne  Mihtär vereine, 
n.  a.  in  erster  Linie  das  von  den  UoroiateD  der 
Legio  III  Ang.  zu  Lamboew  in  Nnmidien  203 
n.  Chr.  begründete  Kolleginm,  etc.  etc.  Diese 
Kollegien  »ind  Sterbekassen,  za  denen  die  Hit- 
gheder  Eintrittsgeld  und  monatliche  Beiträge 
xahlen  nnd   ans   welchen   den  Erben  des  Uit- 

Eliedes  nach  dem  Tode  desselben,  ja  Bogai  ani^ 
si  Unfällen  ein  Kapital  ausgezahlt  wud,  über 
dessen  Verwendung  (etwa  wie  früher  für  die 
Beerdigung)  jetzt  nichts  mehr  bestimmt  wird. 
Verschisd entlich  hatten  diese  GenoBsenschaften 
auch  die  Hinterbliebenen  des  Mitgliedes  satznogs- 
gemäaa  zn  nnteistützen. 

Indes  in  höherem  Hasse  machte  nch  eine 
Fürsorge  fUr  Witwen  nnd  Waisen  im  Uittel- 
alter  nnd  in  der  neaeren  Zeit  geltend.  Aach 
hier  waren  es  zunächst  wieder  die  mannig- 
fachen Genossenschaften,  vor  allem  die  seit  dem 
13.  und  i4.  Jahrhundert  immer  allgemeiner  sich 
bildenden  Handwerkerztlnfte  nnd  fihnliclia  Ver- 
bände, die  den  Versichermigazweci  mit  in  den 
Bereich  ihrer  Bestrebungen  zogen,  nicht  nnr 
ein  ehrenvolles  Begräbnis  ihren  verstorbenen 
Hitgliedem  spendeten,    sondern   anch  für  die 
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liinterbliebenen  Witwen  und  Waieen  nach  Mög- 
lichkeit sorgten.  Dies  gestaltete  eich  am  so 
wirkflamer,  je  mehr  im  Lauf e  der  Zeit  inner- 
halb derGeuassenachnftfin  sich  besondere  Witwen- 
nnd  SterbeknEBen  bildeten,  welche  Ent Wickelung- 
im  weiteren  dahin  Eührte,  Aaaa  g-leichsam  als 
Nachbildungen  jener  znottg^nössischen  Institute 
allffeneine  entetanden,  an  denen  ohne  Bück- 
etcKt  auf  den  Beruf  alle  Bewohner  eines  Ortes 
oder  eines  Landes  teilnehmen  konnten.  Frei- 
lich hatten  diese  Kassen  mehrfach  mit  grossen 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen,  zumal  es  an  zu- 
verlässigen Unterlagen  znr  Berechnung  der 
Beiträge  zumeist  vlillig  gebrach.  — 

Im  17.,  dann  Tor  allem  im  18.  Jahrhundert 
nnd  in  der  ersten  flftlfte  des  19.  Jahrhunderts 
nahm  die  Zahl  dieser  Institute  erheblich  zn. 
Auch  die  merkantüistische  BevUlkemuG^spoIitik 
führt«  vielfach  znr  Begründung  von  Witwen- 
und  Waisenkaasen  dar3i  den  Staat  oder  ver- 
anlasste doch  die  KegieniDg,  die  Errichtnng 
derartiger  Institute  von  anderer  Seite  thnnlichst 
zn  fVraem.  In  den  Staat BwisaenschafÜi eben 
Schriften  des  18.  Jahrhunderts  wird  fast 
Qberall  die  Notwendigkeit  der  staatlichen  FUr- 
Borffe  anf  diesem  Oeoiete  betont.  So  schreibt 
J.  E.  Oottlob  von  Juati  in  seinen  „Grundsätzen 
der  Policejwissenschiift'' :  „Endlich  moss  man 
auch  vor  die  Witten  in  allen  Ständen  Vorsorge 
tragen.  Je  weniger  arme  Personen  in  dem 
Staate  vorhanden  sind,  je  weniger  Ceberläatig- 
keit  und  Verfall  hat  der  Nahnmgsstand  zu  be- 
fQrchten;  nnd  man  siebet  nicht,  warum  nicht 
eine  allgemeine  Witben-Caase  im  Lande  errichtet 
werden  könnte."  Aebnlich  änssert  sich  spl[t«r 
J.  B.  L.  Bergins  in  dem  Aufsatz  „Wittwen- 
und  Waysen Verpflegung"  seines  „Policey  und 
Camera] -Magazins",  mer  heisst  es:  rWittwen 
nnd  Waysen  haben  einen  gerechten  und  billigen 
Anspruch  auf  die  Vorsorge  des  Staates.  Es 
lieget  einem  Staate  gar  viel  daran ,  dass  alle 
seine  Bürger  und  Einwohner  sich  in  guten  Um- 
ständen befinden ,  nnd  so  wenig  als  möglich 
gänzlich  verarmen,  mithin  anch  ihre  Wittwen 
und  Kinder  in  solchen  Umstünden  hinterlassen, 
daae  selbige  ihr  nothdürftiges  Auskommen  haben, 
besonders  aber  letztere  dergestalt  erzogen  werden 
können,  dass  sie  dereinst  geschickte  und  nütz- 
liche Mitglieder  des  gemeinen  Wesens  werden. 
Es  gehöret  demnach  ohne  allen  Widerspruch 
zur  Vorsorge  einer  weisen  Kegierung,  so  viel 
möglich  vor  den  Unterhalt  der  Wittwen  und 
Wavsen  za  sorgen  und  ihre  gänzliche  Verarmung 
zu  verbaten. "  Dabei  wird  jetzt  immer  mehr 
Und  mehr  darauf  hingewiesen,  dass  solche  In- 
irtitute  „auf  gründlichen  Ausrechnungen ,  auf : 
vorsichtigen  Anschlägen  nnd  auf  der  Anzahl 
Menschen,  die  jährlich  zu  sterben  pflegen,  be- 
ruhen müssen."    (Justi.) ') 

Die  Anstalten,  welche  auf  diese  Anregung 
hin  ins  Leben  traten,  waren  entweder  Wit- 
wenkassen  für  bestimmte  Berufe  (Be- 
amte, Geistliche  etc.)  oder  söge  nannte  „freie" 
Kassen,  denen  alle  Personen  mit  wenigen  Aus- 
nahmen beitreten  konnten. 

1.  Unter  den  Witwenversorgungsanstalten 
fQr  bestimmte  Berufe  sind  zu  unterscheiden: 

')  Aehnlich  Q.  H.  von  Berg,  Handbnch 
des  teutachen  Policeyrechts,  III.  Teil,  Hannover 
1800,  S.  203  (f. 


a)  Kassen  für  alle  3 taatabeamteu- 
witwen,  wie  solche  schon  frühzeitig  in  Oeat«r- 
reich  (cf.  v.  Justi,  „Von  denen  Witwenkassen ", 
abgedruckt  hei  Marperger  [a.  unter  „Litteratnr"] 
S.  622),  im  Herzogtum  ZweybrÜcken  (V.,  die 
W^itwenkasse  vor  die  weltliche  Dienerschaft  im 
Herzogtum  ZweybrÜcken  betr.,  vom  24.  Dezem- 
ber 1749).  in  Baden-Durlach  (Marggräfl.  Baadeu- 
Durlachische  Ordnung  der  Wittwencasse  vor  die 
weltliche  Dienerschaft,  vom  24.  Augnst  ITüS], 
in  der  Grafschaft  Lippe  (Statuta  der  Gräfiich- 
Lippischen  Civil- Witt  wen-  und  Waysenoasse 
vom  U.  Januar  1752),  in  Braunschweie,  Wei- 
mar-£iseuach,  dann  in  der  ersten  Hslrte  des 
19,  Jahrhunderts  wohl  in  allen  deutschen  Staaten, 
wo  solche  bisher  noch  nicht  existierten,  ins 
Leben  traten. 

b)  Witwen- und  Waisenkasaen  für  Lehrer 
eines  Landea,  einer  Provinz  oder  anch  eines 
kleineren  Landesteila.  Derartige  Societäten 
wurden  schon  im  vorigen  Jahrhundert  in  vielen 
Teilen  Preusseus,  in  Säddeutschiand  etc.  er- 
richtet. Die  an  den  Universitäten  für  Univer- 
sitätslehrer und  -beamte  begründeten  Kassen 
sind  gleichfalls  hierher  zn  rechnen.  [Ci  unten 
Bub  V.) 

c)  Auch  för  Witwen  und  Waisen  der  Geist- 
lich e  n  worden  besondere  Versorgnngaaustalten 
in  den  verschiedensten  Teilen  Deutschlands  für 
grössere  oder  kleinere  Bezirke  organisiert,  wel- 
che zum  grossen  Teil  noch  besteben.  Aus 
früherer  Zeit  mögen  folgende  Institute  hier  ge- 
nannt sein:  Der  Lutherische  Prediger  ^'itben 
Fiscus  der  Kurmark  (V.  vom  2.  April  16i)l); 
die  reformierte  KurmärKische  Prediger  Witben- 
und  Wiüsenca.t9e  (V.  vom  13.'  August  1716); 
die  Prediger  Witwenkasse  in  Stralsund  seit 
1639,  in  Greifawald  seit  1728;  die  Witwenkassen 
der  Dioecesen  Marienbnrg  und  Neukirch  (V. 
vom  ae.  April  18151  etc.  etc. 

d)  Endlich  siud  hier  die  Hilitärwitwen- 
kassen  zn  nennen.  Die  älteste  derselben  dürft« 
die  im  Jahre  1707  in  Dänemark  begründet« 
jiLandoffizierswitwenkasse"  sein,  welche  17i)9 
in  eine  Pensionskasse  für  Witwen  und  Kinder 
„vom  Landkriegsstaat"  verwandelt,  1740  aber 
zn  einer  allgemeinen  Pen.tionakasse  erweitert 
wurde,  welcher  ein  jeder  dänischer  Unterth&n 
beitreten  durfte.  Anch  in  anderen  Staaten 
(Preussen  [ßeg;l.  vom  3.  März  1792],  Hannover 
etc.)  treffen  wir  schon  frühzeitig  ähnliche  In- 
stitute. — 

2.  Unter  den  sog,  „freien  Kassen"  sind  zwei 
Arten  zn  unterscheiden: 

a)  solche,  welche  sowohl  Einheimischen  wi» 
Fremden  den  Zutritt  gestatteten.  Hier  sind 
zu  nennen  die  Witwenkassen  in  Bremen,  Stade, 
Zerbst,  Werningerode  etc.,  vor  allem  anch  die 
durch  Patent  vom  28  Dezember  1775  begrün- 
dete „Königliche  Allgemeine  W  itwen  -  Ver- 
pflegungsanstalt zu  Berlin",  die  anfangs  eine 
für  jeden  beliebigen  Teilnenmer,  auch  für  Aus- 
länder, offen  stehende  Societat  war 

b)  Als  zweite  Grnppe  der  „freien"  Kassen 
kommen  die  Landes-,  Provinzial-,  Stadtwitwen- 
iustitute  in  Betracht,  m  welchen  nur  die  in 
dem  Lande,  in  der  Provinz  oder  m  der  Stadt 
Wohnenden  Aufnahme  finden  konnten.  Die 
Herzoglich  WUrtt«mbergische  allgemeine  frei- 
willige Witwen-  and  Waiaenkasse,  dte  dänische 
neue  Witwenkaase,  die  mecklenhnrg-schwerini- 
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sehe,   die  oldenbni^Bche  Witwenkosn    mSgen 

hier  als  Beispiele  angeführt  werden. 

NatnrgemäsB  war  die  Einrichtang  dieser 
Anstalten  eine  sehr  verachiedenartige  und  in 
mehr  wie  einer  Beziehung  änsserst  mang'elhafte. 
Anch  im  Hinblick  auf  die  Beitragsleistangen 
bestand  eine  grosse  Mannigfaltigkeit.  Einige 
Kassen  erhoben  jährlinh  einen  ganz  bestinimteu, 
f&r  alte  eleich  hohen  Beitrag ;  bei  anderen 
varen  die  Leiatuagen  der  Mitglieder  unbestimmt 
und  richteten  sich  nach  der  zahl  der  cu  unter- 
stützenden Witwen;  hie  und  da  wurde,  wie 
beispielsweise  bei  der  obengenannten  öster- 
reichischen Anstalt,  der  Beitrag  von  der  Be- 
soldung des  Beamten  zurückbehalten ,  auch 
kamen,  wenngleich  nur  vereinzelt,  einmalige 
grlissere  Einzahlungen  der  Kassenmitglieder 
TOT,  die  dann  der  hinterlasBenen  Witwe  den 
An^pmch  auf  eine  höhere  oder  geringere  Pension 

—  je  nach  der  Hübe  des  eingezahlten  Kapitals 

—  sicherten.  Auch  war  vomebmlich  bei  den 
sog.  „freien"  Kassen,  aber  auch  bei  den  anderen, 
mehrfach  die  Einrichtung  verbreitet,  dass  ver- 
schiedene Klassen  der  Mitglieder  gebildet  wur- 
den, teils  auf  Gmnd  der  zu  zahlenden  Beiträge, 
teils  im  Hinblick  auf  dos  Alter  der  Kaasenmtt- 
glieder.  — 

Diese  wenigen  Bemerkungen  über  die  £nt- 
Wickelung  der  Witwen-  und  Waiaenvecsorgungs- 
anatalten  mögen  genügen.  Die  Ausbildung  and  . 
Vervolikommnung  der  Leben  av  eTBicherungstech- 
nik  und  die  Begründung  zahlreicher  Lebena- 
veraicheruDgsgeaellBcbaften  im  Verlaufe  des  19. 
Jahrhunderts  fllhrten  vielfach  zu  einer  Aende- 
mng  der  Fürsorge  auf  diesem  Gebiete.  Die 
fUr  bestimmte  Beruf akreiae ,  vor  allem  fUr  die 
Beamten  des  Staates  errichteten,  zumeist  aber 


.  mortalitätsstatisti- 
Bchen  Unterauchnngcn  und  bediente  sich  so  der 
Fortschritte  der  Versicherungatechnik.  diese  in 
den  Dienst  der  alten  Bestrebungen  stellend. 
Die  ehemaligen  „freien"  Kassen  aber 

"         "  L  Le- 
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Tollkomm  euerer  Weise,  unter  Anpassung 
verschiedensten  Bedürfnis ae  der  Bevülkernng 
das  Ziel  erreichten ,  dem  die  alten  Witwen- 
anstalten zustrebten.  (Vgl.  den  Art.  Lebeus- 
Tersicherung  oben  Bd.  V,  S.  öSOtf.)  Nach- 
dem sich  aber  die  prirate  Versicherung 
als  ein  besonderer  Zweig  der  Uinterhliebenen- 
fflrsorge  ausgeschieden  hatte,  erlangte  die  staat- 
liche Versorgnngsthätigkeit  eine  nm 
so  grössere  Bedeutung  nnd  ging  ihre  eigenen 
Wege  der  En  (wickeln  ng. 

III.  Die  GesetzgebiiBg  über  die  Witwen- 

QBd  Waisenversoi^nDg  der  Civilstaats- 

beamten  in  den  einzelnen  Ländern. 

A.  DeutBobland. 

1.  Reich  nnd  Preaasen.    Die  Fflrsoi^e 

für   die  Witwen    und   Waisen    der   Ecichs- 

beamten  und  preuasischcn  yiaatsbeamten  ist 

im  wesentlichen  einheitlich  geregelt,  so  dasa 

die  bezüglichen  ßcsümmuDgen  hier  zusammen 

behandelt  werden  können. 


Ea  iat  oben  erwähnt,  dasa  die  durch 
Friedrich  den  Grossen  im  Jahre  1775  be- 
gründete »Allgemeine  Witwe nverpflegimgB- 
anetalt  zu  Berlin«  allen,  ja  selbst  iuslflndem, 
offen  gtand.  Als  sich  jedoch  aUmählich 
zeigte,  dass  die  zu  Qrunde  gelegten  Berech- 
nungen auf  falschen  Grundsätzen  über  die 
Mortalität  beruhten,  als  deshalb  die  Anstalt 
in  erheblichen  Schaden  geriet,  wurde  der 
Beitritt  zu  dieser  Kasse  zunächst  eine  Zeit 
lang  auf  bestimmte  Beamtenkat«gorieen,  dann 
später  durch  K.O.  v.  21.  Februar  1831  und 
6,  Juli  1838  auf  alle  pensionsbe recht igtea 
unmittelbaren  Staatsbeamten  und  die  Asses- 
soren bei  den  Provinz  ialverwaltungs-  und 
Gerichtshefen  beschränkt.  Daa  Institut  ver- 
wandelte sich  hienlurch  allmählich  in  eine 
reine  Staatsanstalt,  dei-en  Vorechriften  durch 
das  G.  V.  17.  Mai  185Ü  {G.S.  S.  477)  von 
neuem  geregelt  wurden. 

Die  Beitrüge  der  Beamten  richteten  sich 
nach  dem  Alter  des  Mannes  nnd  der  Frau 
und  der  Höhe  der  versicherten  Summe  nach 
Massgabe  eines  festgestellten  Tarifs.  Die 
jälu-liche  WitweupensioD  belief  sieh  auf  7r> 
bis  löOOMark.  Die  Versichenmg  von  Waisen- 
pensionen fand  nicht  statt.  Kur  wenn  eine 
versiciierte  Witwe  sich  wieder  verheiratete, 
erhielten  die  unmündigen  Kinder  erster  Eh© 
zusammen  die  Hälfte  der  Pension  bis  zum 
zurückgelegten  zwanzigsten  Lebensjahre  oder 
bis  zum  Tode  der  Mutter,  wenn  dieser  früher 
erfolgte. 

Dieses  System  der  landesgesetzlichen 
Reüktonvei-sorgung  erschien  schon  seit 
längerer  Zeit  wegen  der  mit  ihm  untrenn- 
bar verbundenen  Mängel,  auf  welche  hier 
nicht  näher  eingegangen  werden  kann '),  als 
zum  mindesten  reformbedürftig.  Indes  man 
entschlosB  sich,  nicht  nur  die  bessernde 
Hand  an  dasselbe  zu  legen,  sondern  eine 
ganz  neue  Einrichtung  an  die  Stelle  jener 
als  mangelhaft  erkannten  zu  setzen.  Dies 
geschah  durch  das  Ü.  v.  20.  Mai  1882  (G.S. 
S.  288),  betr.  die  Fflrsorgo  für  die  Witwen 
und  Waisen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten. 
Da  dasselbe  sich  in  alleo  wesentlichen 
Punkten  genau  an  die  Vorschriften  des  R.G, 
V.  20.  April  1881  (RÜ.Bi.  S.  851,  betr.  die 
Fürsorge  für  die  Witwen  und  WMsen  der 
Keiehsbeamten  der  Civil  Verwaltung  an- 
schloBs,  so  genügt  es,  die  wichtigsten  Be- 
stimmungen dieser  beiden  Gesetze  zusammen- 
fassend wiederzugeben;  dass  dieselben  in 
einigen  wichtigen  Punkten  neuerdings  ab- 
geändert sind,  werden  wir  unten  sehen. 

Für  die  Witwen  und  Waisen  ist  ein© 
Staatspension  festgesetzt;  diese  besteht 


')  Cf.  Sten.  Berichte  über  die  Verhand- 
lungen des  Reichstages,  4.  Legialatittp. ,  IV. 
Session,  1S81,  ni.  Bd.  Anlagen  zu  den  Ver- 
handlungen, S.  136. 
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für  die  Witwe  eines  Beamten  in  einem 
DritteU  deejenigen  Betrages,  den  der  ver- 
storbene Gatte  beim  Tode  als  Pension  be- 
zogen hat  oder,  wenn  er  zu  dieser  Zeit 
pensioniert  worden  wäre,  bezogen  haben 
wünie.  Die  Witwenpen  sion  soll  nicht 
weniger  als  160  Mark  und  nicht  mehr  als 
1600  Mark  betragen.  Bei  Wiederverheira- 
tung oder  Tod  der  Witwe  ßllt  der  Pensions- 
bezug fort-  Voraussetzung  für  den  Änsprucli 
istidassdie  EhemindestenaaMonate  vordem 
Tode  bestanden  hat  und  dass  dieselbe  nicht 
eingegangen  war  lediglich  zum  Zweck  der 
Erlangung  des  Witwengeldes,  Das  Waisen- 
geld  beträgt  für  Kinder,  deren  Mutter  lebt 
nnd  zur  Zeit  des  Todes  des  Beamten  zum 
Bezüge  von  Witwengeld  berechtigt  war,  ein 
Pönftel  des  Witwengeldes  für  jedes  Kind, 
—  für  Kinder,  deren  Mutter  nicht  mehr 
lebt  oder  zur  Zeit  des  Todes  des  Beamten 
zum  Bezüge  von  Witwengeld  nicht  berech- 
tigt war,  ein  Drittel  des  Witwengeldes  für 
jedes  Kind;  jedoch  darf  das  Witwen-  und 
Waisengeld  auch  zusammen  nie  das  Ruhe- 
gehalt des  Beamten  übersteigen.  Das  Recht 
auf  den  Bezug  des  Waisengeldes  erlischt 
für  jede  Waise  mit  dem  Ablauf  des  Monats, 
in  welchem  sie  das  18.  Lebensjahr  vollendet, 
in  welchem  sie  sich  verheiratet  oder  stirbt. 
Im  Reich  und  Preussen   wird  ein  Gnaden- 


quartal gewährt  (R.G.  vom  31.  M&rz 
1873.  preussisches  G.  v.  6.  Februar  1881.) 
Die  anfangs  geforderten  Beiträge  der  Be- 
amten zur  vereorgung  ihrer  Hinterbliebenen 
—  in  Höhe  von  3%  des  Gehaltes  —  sind 
im  Reich  durch  G.  v.  5.  Mira  1888,  in 
Preussen  durch  G.  v.  28-  März  1888  be- 
seitigt 

Zur  Erläuterung  des  hier  Gesagten  sei 
noch  hinzugefügt:  Da  das  Witwen-  und 
Waisengeld  nach  der  Pension  bemessen  wirf, 
zu  welcher  der  Beamte  berechtigt  ^wesen 
sein  würfe,  wenn  am  Todestage  seine  Yer- 
setiUDg  in  den  Ruhestand  erfolgt  wäre,  so 
besitzen  Witwen  und  Waisen  von  Beamten, 
welche  noch  nicht  zehn  Dienstjahre  hinter 
sich  haben,  da  die  Pensionsberechtigung  erst 
mit  vollendetem  zehnten  Dienstjahre  beginnt, 
keinen  Rechtsanspruch  auf  Witwen-  und 
Waisengeld!  Ausgenommen  allerdings  den 
Fall,  dass  die  dienstliche  Veran- 
lassung des  Todes  des  Beamten  nach- 
zuweisen ist  üeber  die  gesetzlichen 
Unfallrente  s.  unten  am  Ende  dieses 
Abschnittes. 

Im  flbrigen  lassen  sich  die  den  Witwen 
und  Waisen  nach  diesen  Gesetzen  zu- 
stehenden Pensionsbezüge  im  grossen  und 
ganzen  aus  den  hier  folgenden  Beispielen 
erkennen : 


Ea  stirbt  ein  verheirateter  Beamter  nach  vollendetem  zehnten  Dienstjahre; 
sein  Üehalt  betrag:      Wohaungageldzuachnas ;      seine  PenaioD:      Witwenpension: 
1.  3000  M.  397  M.  82s  M.  275  M. 


Stirbt  der  Beamte  nach  vollendetem  zwanzigaten  Dienstjahre,  ao  ergeben  sich  folgende 


1  Gehalt  betrag: 
6000  M. 

4500    „ 
3000    „ 


seine  Pension: 
'455    '„ 


485    I 


Aus  diesen  Ziffern  geht  jedoch  schon 
zur  Genüge  hervor,  dass  die  Witwenpension 
nur  für  die  aUemotwendigsten  Bedürfnisse 
ausreichte,  und  auch  dies  dürfte  in  vielen 
FäUen  noch  nicht  einmal  der  Fall  gewesen 
sein !  —  Die  höchste  Pension  bezifferte  sich, 
wie  oben  schon  bemerkt,  aiif  1600  Mark. 
Dm  aber  diese  Höhe  zu  erreichen,  muss  die 
Pension  des  verstorbenen  Beamten  sich  auf 
4800  Hark  belaufen ;  dies  konnte  aber  erst 
der  Fall  sein,  wenn  der  betreffende  Beamte 
6000  Mark  Gehalt  bezog  (dazu  492  Mark  durch- 
schnittlichen WohnungsgeldzuBchues)  und 
vierzig  Jahre  dem  Staate  gedient  hat. 

Auch  das  Waisengeld  genügte  kaum,  um 
den  notdürftigsten  Unterhalt  der  Waise  zu 
decken.  Es  belief  sich  die  Waisenpension 
in  den  oben  angeführten  Bebpielen: 


wenn  die  Mutter  lebt  nnd 

Witwenpension  bezieht, 

ad  1.      55  -  M. 

„    2.      40,—   „ 


wenn  die  Hntt«r 

gestorben  iat, 

91.67 

66,67 

„    ».      33,—  „  53,33 

„    4.     180,40  „  300,67 

„    5.     138,80  „  a3;,33 

„    6.      97,—  „  161,67 

Die  höchste  Stufe  der  Waisenpen sion 
(entsprechend  den  1600  Mark  Witwengeld) 
bezifferte  sich  auf  320  Mark,  bezw.  wenn 
die  Mutter  tot  ist,  auf  533,33  Mark.  Diese 
Pension  wirf  aber  sehr  selten  zur  Auszah- 
lung gelangen,  weil  mit  den  erforderlichen 
Dienstjahren  des  Vaters  auch  der  Zeitpunkt 
immer  mehr  heranrückt  in  welchem  die 
Kinder  dem  Alter,  bis  zu  welchem  Waiaen- 
geld  gezahlt  wirf,  entwachsen. 

In  Anerkennung  des  Dnziueichendea 
dieser  Hinterbliebeoenfürsorge  hat  das  R.Q. 
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V,  17.  Mai  1897,  das  preuss.  Ö.  v.  1.  Juni 
1897  eioe  Erhöhung  des  Witwengeldes  ent 
40*/o  der  Pension  des  Verstorbenen  ein- 
treten lassen  und  setzt  die  Mioimalgrenzo 
auf  216  Mark,  die  Maximalgreaze  auf  3000 
bezw.  2500  und  2000  Mark  (je  nach  der 
RangkJasse)  jährlich  fest.  Die  frühere  Be- 
stimmung, daas  bei  grossem  Altersunter- 
schied, d.  h.  wenQ  die  Frau  mehr  als  15 
Jahre  jünger  war  als  der  Veratorbene,  das 
Witwengeld  ftlr  jedes  angefangene  Jahr  des 
Unterschiedes  ober  15  bis  25  Jahre  um  ^/m 
gekürzt  wird,  wird  jetzt  durch  den  Zusatz  zu 
§  12  ergänztund  in  dieser  Hinsicht  abgeändert, 
dass  nach  Sjäfiriger  Dauer  der  Ehe  für 
jedes  angefangene  Jahr  der  weiteren  Dauer 
von  dem  abgezogenen  Betrage  wieder  ^/ao 
der  Pension  zugesetzt  wird,  bis  der  volle  Be- 
trag wieder  erreicht  ist.  Diese  oben  schon  im 
ailgemeineQ  hen^orgeh ebene  und  besprochene 
Bestimmung  findet  sich,  wie  wir  sehen  wer- 
den, auch  in  verschiedenen  anderen  Staaten. 

Erwähnt  sei  noch  zum  Schlusa,  dass 
durch  V.  V.  9.  August  1896  die  Reichsge- 
setze über  die  Witwen-  und  Waisenversor- 
gung auf  die  Landesbeamtcn  der  Schutz- 
gebiete ausgedehnt  worden  sind  und  dass 
femer  laut  R.G.  v.  1.  April  1888  die  Hinter- 
bliebenen von  im  Auslande  angestellten 
Reiehabeamten  Anspruch  auf  kostenfreie  Zu- 
rückbeförderung  in  die  Heimat  haben. 

Das  G.,  betr.  die  Fürsorge  für  die  Witwen 
und  Waisen  der  Beichabeamtau  dar  Civilver- 
waltnng,  vom  20.  April  1881  findet  auf  Grand 
des  E.G.  T.  8.  Jnni  1881  (R.G.Bl.  S.  117)  auch 
anf  die  Eeichsbankbeamten,  jedoch  mit 
der  HAssg'tLbe  Anwemtung,  dass  an  Stelle  der 
Beichskaase  überall  die  Kasse  der  Beiclisbank 
2n  treten  hat.  Auch  die  Bestimmungen  des 
R,G.  V.  17.  Hai  1897  sind  dnixih  G.  v.  26.  Juli 
1897  auf  die  Reichsbaukbeamten  erstreckt 
worden. 

Beamte  der  Beichscivilverwaltnng,  Aea 
Reichabeerea  und  der  kaiserlichen  Uurine,  ebenao 
die  preuasischeD  Beamten  haben,  wenn  aie  in 
reichsgesetzlich  der  UnfallvetBichernng  ant«r- 
liegenden  Betrieben  beschäftigt  sind,  das  Recht 
auf  Versorgung  ihrer  Hinterbliebenen  durch 
die  gesetzlichen  Unfallrenten,  wenn  sie 
infolee  eines  im  Dienst«  erlittenen  Betriebs- 
nnfalles  sterben.  Diese  Rente  beträgt  a)  täi , 
die  Witwe  Ib^iW.  wenn  der  Huin  erwerbaon- , 
fähig  war,  auch  für  den  Witwer  bis  zum  Wegfalle 
der  Bedürftigkeit)  bis  su  deren  Tode  20°;,  des 
jährlichen  Diene teinkom mens  des  Verstorbenen, 
jedoch   nicht  nnter  ''^  m^-it  »«.j  n;..ut  «.y^ki. 
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elternlose  Enkel ,  ebenso  auch  für  Verwandte 
der  anfnteigenden  Linie,  deren  Lebenaanterbalt 
vom  Verstorbenen  bestritten  war ,  insgesamt 
20°/g  bia  zum  Wegfalle  der  Bedürtiigkeit.  Diese 
Renten  dürfen  jedoch  zusammen  ^'la  des 
Diensteinkommens  nicht  UberBt%ig:eo.  Näheres 
über  die  verschiedenen  Beatimmungen,  und  Be- 


)  Mark  und  nicht  mehr  | 


Pftssang  V.  30.  Juni  1900.  U.  §  16—21  (R.G.Bl. 
S.  592):  Ebenso  bei  den  U.V.G.  des  Land- 
und  Forstwesens,  Ban-U.V.G.  und  8ee-D.V.G,, 
[alle  vom  30.  Jnni  19001.  Diese  Unfallrenten 
treten  an  die  Stelle  der  witweu-  nnd  Waisen- 

Bensionen,  soweit  die.se  nicht  hüher  sind  als  die 
afftlirenteu.  {Cf.  R.G.  v.  16.  Harz  1886  IR.G. 
Bl.  S.  531;  pr.  G.  v.  1&  Juni  1887  [G.  S. 
S.  282].) 

2.  gacheen.  In  Sachsen  hat  die 
Witwen-  und  Waisenveraorgung  ihre  Rege- 
lung gefunden  durch  das  G.  v.  7.  Milrz  l£ß5. 
Die  anfangs  geforderten  Beiträge  der  Be- 
amten zu  dem  Staatspensionsfonds  (Eintritts- 
geld Vii,  Jahresbeitrag  1^2  "/o)  werden  seit 
dem  1.  Januar  1890  (auf  Grund  des  G.  v. 
1.  Februar  1890)  nicht  mehr  erhoben.  Das 
Witwengeld  beträgt  den  fünften  Teil  des 
Diensteinkommens  (G.  v.  3.  Juni  1876),  wel- 
ches der  Beamte  zuletzt  bezogen  hat,  mia- 
destens  aber  60  Mark.  Die  Waisenponsion 
(zahlbar  bis  zum  18.  Lebensjahre)  beziffert 
sich,  wenn  die  Mutter  lebt  und  pensions- 
berechtigt  ist,  auf  '.'s  des  Witwengeldes,  ist 
die  Mutter  verstorben  oder  hat  sie  keine 
Pensionsberechtigung,  auf  ^/lo  des  Witwen- 
geldes ;  der  niedrigste  Satz  des  Waisengeldes 
ist  im  ersten  Fall  auf  30  Mark,  im  zweiten 
Fall  auf  45  Mark  festgesetzt.  Liegt  be- 
sondere Bedürftigkeit  vor,  so  kann  den 
Hinterbliebenen  eine  höhere  Pension  zuge- 
billigt werden,  aber  nicht  über  den  vierten 
Teil  der  gesetzlich  normierten.  Femer  er- 
halten georechliche  Söhne  oder  unverehe- 
lichte Töchter  bei  unveracbuldeter  Erwerbs- 
unfähigkeit und  BedOrftigkeit  auch  über  das 
18.  Lebensjahr  hinaus  eine  angemessene 
Unterstützung. 

Diirch  das  G.  v.  16.  April  1892  §  2 
werden  die  Pensionen  der  Witwen  und 
Waisen  der  vor  dem  1.  Januar  1892  ge- 
storbenen oder  pensioniert  gewesenen  Staats- 
beamten erhöht  und  zwar  wenn  die  Pension 
betragen  soll  bei  den 


Witwen  bis  zu      €00  H 

„  600—1200   , 

„  über  1200    , 


Halbwaisen  bis  zu      120  H.,  Ganzwaisen  bis      zu  180  H.,  um  12,5°/, 
,  120-240   „  „  180-360    .      -    10    „ 

„  über  240    „  „  ober  360    ,.      „      7,5  „ 


Ueber  einige  RUle,  in  denen  ein  Pen- 
raonsan Spruch  nicht  entsteht  (Un Würdig- 
keit, keine  Pension sberechtigung  des  Be- 
amten),  s.    §   39   des  G.   y.  1&35.     Voraus- 
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Setzung  für  die  Ansprüche  ist  auch, 
dass  die  Ehe  schon  vor  dem  letzten 
Krankenlager  geschlossen  war  und  Ober- 
haupt vor  der  Pensionierung.  War  die 
Anfl»K«.  vn.  ö2 


,,^^lc 


WitweD-  uad  WaifienvereorgiiDg 


alt,  so  entsteht  för  die  Witwe  kein  An- 
spruch ;  derjenige  der  Kinder  bleibt  aber  in 
diesem  Falle  unberührt.  Sein  gi^nseitiges 
Anwachsungsrecht  Endigung^ründe  für 
alle  Berechtigten  Tod,  Heirat  (bei  weiblichen 
Hinterbliebenen) ,  Versorgung ,  Zuchthans- 
8trafe,Po]izeiBtiafe  wegen  unsitthchen  Lebens- 


OaadenmoDat  wird  gewährt,  wenn  der 
Beamte  im  aktiven  Dienst  gestorben  ist, 
sonst  kein  Guadengehalt 

8.  Bayern.  Die  Fürsoi^  für  die  Hinter- 
bliebenen der  Beamten  hat  in  Bayern 
schon  dureh  die  K.  V,  v.  1.  Januar  1805  eine 
den  heutigen  Anfordeningen  entsprechende 
Regelung  gefunden.  So  heisst  es  in  eben- 
dieser  «Dienetpiagmatikc :  >Der  Staat  über- 
nimmt für  die  unter  allen  Bedingungen  un- 
vermeidlich zurückbleibende  Insufficienz  der 
Oehalter,  in  einem  Pensionssystem  für  die 
hinterlassenen  Witwen  und  "WaiseQ  seiner 
Staatsdiener  eine  der  Familien  sorge  der 
Staatsbeamten  und  den  Kräften  des  Staats- 
vermSgens  entsprechendes  Surrogat  herzu- 
stellen. Die  Pension,  als  ein  auf  die  Witwen 
imd  Rinder  der  Staatsdiener  übergehender 
Ei^zungsteil  der  Gehälter,  schöpft  ihre 
Bestimmung  allein  aus  der  OrOsse  des  von 
dem  Erblasser  genossenen  Gehaltes,  schliesst 
alle  Rücksicht  auf  das  Privat  Verhältnis  des 
Reichtums  oder  der  Armut  aus  und  nur  die 
beiden  Fälle  der  Aktivität  und  Quiescenz  in 
sich.«  —  Pensionsberechtigt  sind  die  Witwen 
und  die  ehelichen  Kinder;  letztere,  soweit 
sie  das  20.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet 
haben.  Die  Witwenpension  betrügt  ^k  des 
Gesamtgehaltes,  d.  h.  des  dem  B^mten  an 
festem  Geldbetrage  verhehenen  Standes-  und 
Dienatgehaltes  bezw,  '.'5  des  Standesgehaltes 
allein,  wenn  der  Beamte  bei  seinem  Ableben 
bereite  pensioniert  war.  Dieses  Witwengeld 
kann  aber  um  die  Hälfte  erhöht  weitlen, 
wenn  die  Witwe  gänzlich  erwerbsunfähig 
ist  und  wegen  Gebrechlichkeit  fremde  Hilfe 
nötig  hat  Die  Waisenpension  beträgt  füi 
jedes  Kind,  wenn  die  Mutter  lebt  und 
Witwenpension  bezieht,  ^/n  des  Witwen- 
geldes; ist  die  Mutter  veretorben  oder  hat 
sie  keine  Pensionsberechtigung,  '10  der 
Witwenpension.  Haben  unversorgte  Kinder 
beim  Tode  ihres  Vaters  das  21.  Lebensjahr 
noch  nicht  vollendet,  so  erhalten  sie  als 
•augenblickliche  Unterstützung«  eiuen  Jahres- 
betrag ihrer  Pension.  Die  Waisenpensionen 
können  über  das  'M.  Lebensjahr  hinaus  und 
zwar  bis  zur  Versoi^gimg  der  hinterlassenen 
Kinder  resp.  bis  zii  ihrem  Tode  gewährt 
werden,  weun  der  Vater  die  Stellimg  eines 
Staatsrain  isters ,  Minist  erialreferenten ,  Kol- 
legialpräsidenten etc.  einnahm  oder  wenn 
die  Kinder  in  ihrer  Erwerbatäbigkeit  durch 


Gebrechlichkeit  gehemmt  sind.  In  dem 
letzten  Falle  erhalten  sie  bei  besohiftnktar 
Erwerbsähigkeit  die  Hälfte,  bei  gänzlicher 
Erwerbsunmigkeit  den  vollen  Betrag  des 
Waisengeldes,  bei  »Presthaftigkeitt,  welche 
zugleich  fremde  Hilfe  nötig  macht,  deo 
anderthalbfechen  Betrag  desselben.  —  Bei- 
träge für  diese  Versorgung  der  Hinter^ 
bliebenen  werden  von  den  Beamten  nicht 
erhoben.  — 

Voraussetzung  für  das  Entstehen  des 
Pensionsanspruchee  der  Hinterbliebenen  ist 
auch  in  Bayern  Eheschliessung  vor  der 
Pensionierung  und  mit  dienstlicher  Geneh- 
migung. Bemerkenswert  ist,  dass  die  nur 
von  Tisch  und  Bett  getrennte  (nicht  quoad 
vinculum  geschiedene)  Gattin  des  Betunten 
Anspnich  auf  Witwen  Pension  hat.  Die 
EndigungsgrOnde  des  Witwen-  und  Wusen- 
geldes  sind  die  gewöhnlichen,  insbesondere 
wird  auch  hier  Waisengeld  nur  ■tmvereorgten« 
Kindern  gewährt  Eine  anderweitige  Ver- 
sorgung (Heirat'),  Einkommen)  vernichtet 
also  den  Anspruch. 

(Eine  genaue  Darstellung  der  Geschichte 
und  der  thatfiächlichen  Verhältnisse  unter 
Bezugnahme  auf  etwaige  Streitfragen  findet 
sich  bei  Seydel,  Bayerisches  Staatsrecht, 
2.  Aufl.,  §§  190  u.  192.) 


bUebene  einen  rechtlichen  Anspruch  haben, 
sorgt  noch  ein  allgemeiner  UnterstQtznn^ 
verein  für  die  Hinterlassenen  der  könighÄ 
bayerischen  Staatsdiener ,  verbunden  mit 
einer  Töchterkasse,  dessen  Satzungen  neuer- 
dings am  16.  September  1900  dahin  ge- 
ändert sind,  dass  der  Beitrag  vom  1.  Jantuu- 
1900  an  in  drei  Klassen  bezw.  90,  54  und 
24  Mark  jährlich  beträgt  und  dass  den 
üniverr^itätebeamten  der  Beitritt  zu  dem 
Vereine  gestattet  ist  Auf  weiteres  hierüber 
kann  an  dieser  Stelle  nicht  eingegangen 
werden. 

4.  WürttembeiY.  In  Württemberg  sind 
bis  heutigen  Tage^  die  Witwen-  und  Waisen- 
pensionen  noch  nicht  auf  die  Staatskasse 
übernommen  worden,  es  besteht  vielmehr 
eine  besondere,  staatUch  or^nisierte  Witwen- 
und  Waisen  pensionskaase  laut  G,  v.  28.  Juni 
1821.  Iro  übrigen  sind  die  Verhältnisse  geregelt 
im  Staatedi euergetietz  vom  28.  Juni  1876  Art. 
5ijff.  In  Württemberg  wird  ein  Onaden- 
gehalt  von  45  Tagen  gewährt.  Das  Witwen- 
geld beträgt  1(3  des  Ruhegehaltes.  Auch 
hier  herrscnt  das  System  der  grossen  deut- 
schen Bundesstaaten,   welches  das  Waisen- 


■)  Seydel  IBsst  dies  nnr  bei  Tüchtern 
gelten,  weil  Heirat  keine  Versorjnmg  »ei,  sondern 
fllr  die  Witwe  und  die  TBcht«r  nur  deshalb 
einen  ErlüHcliunjptgrund  abgiebt,  weil  dieselben 
damit  ans  dem  Familien  verbände  aDMcheiden. 
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geld  nach  der  TVitwCTipenaion  berechnet 
und  zwar  auf  >/5  desselben,  dagegen  steigt 
es  auf  i/i,  wenn  eine  pensJon aberech- 
tigte Witwe  nicht  da  ist.  Die  Eodi- 
gungsgrOnde  für  das  Witwengeld  sind  die 
gewöhnlichen  (Tod  und  Heirat;  für  die 
Waisen  überdies  die  Vollendung  des  18. 
Lebensjahres).  Besonders  bemerkenswert  ist 
aber,  dass  die  Waisen  auch  nach  Vollendung 
des  18.  Lebensjahrea  bezugsberechtigt  sind, 
wenn  sie  uit  dem  Yeistorbenen  in  hSus- 
licher  Gemeinschaft  gelebt  haben.  Der 
Fensionsanspruch  der  Witwe  wird,  wenn 
sie  mehr  als  18  bis  22  Jahre  jäuger  war 
als  der  Verstorbene,  nm  Vs,  dann  weiter  bei 
^^rOsseren  Unterschieden  von  je  4  Jahren 
je  um  ein  weiteres  Sechstel  gekflrzt,  so 
dasa  bei  einem  unterschied  vou  34  bis  38 
Jahren  */«  abgezogen  werden  und  bei 
mehr  als  38  Jahren  gar  keine  Pension  ge- 
zahlt wii-d.  Eine  Eingabe  der  wflrttembergi- 
sehen  Beamten  vereine  vom  7.  November  189^ 
(s.  d.  Art.  in  der  > Monatsschrift  für  deutsche 
Beamte*  unten  siib  Litteratur)  regt  die 
Abschaffung  der  Beitragspflicht  der  Beamten 
an,  welche  sich  beläuft  auf  ein  Eintrittsgeld  von 
25  "/o  des  Gehaltes  bei  der  ersten  etatmflssigen 
Anstellung  und  bei  jeder  Gehaltserhöhung 
und  einen  Jahreabeitrag  von  B^/o  des  Ge- 
haltes oder  des  Ruhegehaltes.  Auf  diese 
Anregung  ist  bis  heute  noch  nichts  weiteres 
erfolgt. 

]5em   Eönige  steht   das   Recht   zu,   

Hinblick  auf  hervorragende  Verdienste  des 
Beamten  die  Pension  für  seine  Hinter- 
bliebenen höher  zu  bemessen.  FOr  niedere 
Angestellte  bestehen  besondere  Gesetze  (auf- 
geführt bei  Gaupp  in  Marquardsens  Hand- 
buch, 2,  Aufl.,  S.  158).  —  Bei  einem  durch 
Betriebsunfall  herbeigeführten  Tode 
wird  ein  Gnadenmonat,  mindestens  aber  30 
Mark  gewahrt  und  eine  Witwenrente  von 
20%  des  Diensteinkommens  (Minimum  160, 
Maximum  1600  Mark),  fOr  jedes  Kind  »/i 
der  Witwenrente,  und  wenn  keine  bezugs- 
berechligte  Witwe  da  ist,  die  ganze. 

6.  Baden  und  Hessen.  In  Baden  be- 
stand eine  staatlich  verwaltete  Kasse,  der 
»Civildiener- Witwen -Fiskus«  (Statut  von 
28.  Juni  1810,  G.  v.  23.  Jiüi  1876),  ii 
HeBsen  das  »Oivi  Wiener -Witwen  -Institut- 
(1808  gegründet,  diirch  G.  v.  30.  Juni  188( 
ausgestaltet).  Das  früher  geforderte  Ein- 
trittsgeld ist  in  Hessen  durch  G.  v,  30. 
Juni  1886,  der  Jahresbeitrag  (3%  des  Ge- 
haltes oder  der  Pension)  dureh  G.  v.  9.  Juni 
1898,  in  Baden  beides  durch  G.  v,  9.  Juni 
1900  beseitigt.  In  Baden  hat  der  Civildieneiv 
Witwen-Fiskus  mit  dem  31.  Dezember  1889 
zu  bealehen  aufgehört,  alle  Hechte  und  Ver- 
bindlichkeiten sind  auf  die  Staatskasse  über- 
nommen worden,  als  neue  Behörde  wurde 
die  »GroBsberzogliche  Beamten- Witwenkasse« 


eingeführt  und  s&mtlicbe  früheren  dies- 
bezQglichen  Gesetze,  auch  das  vom  32.  Juni 
1884,  ausser  Kraft  gesetzt.  In  Hessen  wurde 
die  Kegiening  von  den  hessischen  StKnden 
nm  Aufhebung  des  Civildiener- Witwen- 
Instituts  ersucht 

In  beiden  Ländern  wird  ein  Gnaden- 
({uartal  gewährt.  Das  Witwengeld  beträgt 
in  Baden  30  "/o  des  pensionsberechtigten 
Dienstgehaltes  unter  Mitanrechnung  des 
Wohnungsgeldes  und  der  Nebenbezdge,  wo- 
bei jedoch  der  10000  Mark  aberstdgende 
Betrag  ausser  Berechnung  bleibt;  in  Hessen 
SO"/«  des  Ruhegehaltes,  aber  mindestens 
216  Mark,  bei  Besoldungen  bis  2500  Marie 
mindestens  V^  und  bei  höheren  mindestens 
500  Mark.  Das  Waisengeld  beträgt,  wenn 
eine  bezugsberechtigte  Witwe  da  ist,  für 
jedes  Kind  '/»  des  Witwengeldes,  wenn  keine 
berechtigte  Witwe  da  ist,  für  ein  Kind  in 
Baden  */io,  in  Hessen  '/s,  für  2  Kinder  ^/w 
bezw.  i/s.  bei  3  und  mehr  */io  bezw.  '/s  des 
Witwengeldes.  Jedoch  dürfen  Witwen-  uud 
Waisengeld  zusammen  in  Baden  nie  mehr 
als  die  Pension  des  Verstorbenen,  in  Hessen 
nie  mehr  als  2400  Mark  betragen.  Voraus- 
setzung ist  in  Baden  Eheecbluss  vor  der 
Pensionierung,  in  beiden  Ländern  Eheachluss 
früher  als  drei  Monate  vor  dem  Tode,  wenn 
der  Verstorbene  zu  dieser  Zeit  sehoa  -ernst- 
lich erkrankt  war  (Baden)  oder  die  Ehe 
zum  Zweck  der  mangiing  des  Witwen- 
geldes eingegangen  war  (Hessen).  Kürzung 
wegen  Altersunterschiedes  der  Eheleute 
tritt  ein  in  Baden  bei  einem  Unterschied 
von  30  bis  35  Jahren  um  '/lo,  von  35  bis  40 
um  */io,  von  mehr  als  40  um  */io;  in  Hessen 
bei  einem  Unterschied  von  20  bis  30  Jahren, 
wenn  der  Verstorbene  bei  der  Heirat  über 
50  Jahre  alt  war,  für  jedes  angefangene  Jahr 
des  Ältersunterachiedes  um  '/».  Die  Er- 
lösch imgsgrfln  de  sind  dieselben  wie  in  Würt- 
temberg. (Badiaohes  Beamtengesetz  vom 
24.  Juli  1888  §  55  ff..  Hessisches  G.  v.  30. 
Juni  1886,  abgeändert  durch  G.  v.  2.  August 
1899.) 

Für  Baden  ist  noch  zu  bemerken,  dass 
durch  landesherrliche  V.  v.  14.  Oktober  1889 
an  würdige  Hinterbliebene,  wenn  deren 
Einkommen  nicht  zureicht,  Gnadengaben  ge- 
währt werden  können,  deren  Höhe  durch 
V.  V.  4.  Juli  1889  auf  mindestens  150, 
höchstens  250  Mark,  in  dringenden  Äus- 
nahmefäHen  von  250  bis  400  Mark  fest- 
gesetzt ist.  Für  Hessen  vergl.  noch  die  Be- 
kanntmachung vom  6.  August  1896  betr. 
den  Beitritt  der  Staatsforstbeamten  zum 
üivildienerrWitwen-Instilut  und  die  VV.  v, 
17.  November  1886  und  19.  März  1890 
über  die  Verwaltimg  des  Civildiener- Witwen- 
Instituts. 

Unfallrenten  sind  in  Hessen  genau  in 
gleicher   Weise   wie  in  Württemberg  fest- 


Ö2* 


_n_»vfvlC 


Witwea-  und  Waiseaversorgaag 


gesetzt,  nnr  mit  der  HiQzuföguug,  dass  die 
Witwen-  und  Waisenrenten  zusammen 
höchstens  60  "/o  des  Dienateinkommecs  be- 
tragen dnrfen. 

«.  Die  thttrlnglBchen  Staaten,  a)  Sa 
aen-Weimar.  GG.  v.  G.  April  1821,  30.  Joni 
1846,  8.  M&M  1860,  29.  April  1850,  16.  Februar 
1869,  7,  April  1865,  4-  Februar  1868,  18  Febraac 
1868,  23.  Febmar  1869,  24.  Februar  1872,  25. 
JuDi  1874.  Die  Witwen-  und  Waisenversorgnng 
wird  ans  der  Staat»<kasae  gewährt,  und  zwar 
nnr  für  die  Staatadiener,  ausgeschlossen  sind 
Geiialiche,  Lehrer,  die  Beamten  des  Oberlandes- 

Serichtg  und  der  UniveraitAt  Jena,  Personen 
BS  Siddatenstandea  vom  Feldwebel  abwärts, 
Polizei-,  HoftheateTbeamte,  Hofetaat  etc.;  ferner 
alle,  die  weniger  als  IbO  Harb  Einkommen 
haben-  ThUriugisches  System  einer  einzigen 
Pension:  n&mlicn  Witwengeld  ron  'in  des  letzten 
aktiven  Einkommens,  jedoch  mindestens  1(X), 
höchstens  15UU  Hark.  Waisengeld  wird  also 
nur  gezahlt ,  wenn  keine  bezug!|berechtic:te 
Witwe  da  ist  and  zwar  '/,  des  Witwengeldes 
für  jedes  Kind;  bei  mehr  als  drei  Kindern  er- 
halten alle  znsammen  den  Gesamtbetrag  der 
Witwenpension  zu  gleichen  Teilen,  Im  letz- 
teren Falle  wächst  der  Anteil  bei  ^'egfall  eines 
Berechtigten  solange  den  Übrigen  an,  bis  jedes 
das  volle  Drittel  bat  Voransseunng  ist  Ehe- 
echlnss  vor  der  Pensiouiemßg.  Teilungg- 
bestimmnngen  bei  Hinterbliebenen  ans  ver- 
schiedenen Ehen  s.  g  11  des  G.  t.  1821. 
Zn  den  gewUhnlichen  EndignngH^Unden  der 
Pension  [fUr  Waisen  18.  Lebensjahr,  ander- 
weitige Versorgung)  kommt  noch  Vernrteiinng 
wegen  schwerer  Verbrechen  Die  Hint«rbliebenen 
von  Eofbeamten  erb  alten  Versorgune  ans 
Eammermitteln.  Gnaden  iinartal.  Es  oesteht 
ancb  eine  Waisenpensionsanstalt,  die- 
selbe gewahrt  nach  neuestem  Erlass  vom  25. 
Oktober  11.00  ein  jShrliches  Verpflegnngsgeld 
von  50  Hark  nad  einige  andere  kleinere  Gaben. 
Die  Abgabe  von  der  Erbachaftsstener,  die  früher 
der  allgemeinen  Versorgungsanstalt  znfiel,  fällt 
seit  dem  G.  v.  10.  April  189o  der  Staastkasse  zn. 
b)  Sacbsen-Altenbnrg.  In  Sachaen- 
AltfiQDnrg  besteht  eine  staatliche  Staatadiener- 
WitwensocietÄt  (Regulativ  v.  12.  Juni  1872, 
Novelle  V.  20.  März  ItKX)],  welcher  alle  nnwider- 
mflieh  und  widerruflich  angestellten  Beamten, 
auch  die  Geistlichen ,  Eofbeamten ,  Lehrer, 
Kommnnatbeamten  und  pensionierte  Offiziere 
beizutreten  haben ,  sofern  sie  ein  Dienstein- 
kommen  von  Ober  120  Hark  jährlich  beziehen. 
Das  Eintrittsgeld  (nur  bei  der  ersten  Anstellung) 
bettägt  3%,  der  Jabresbeitrag  auch  3%  des 
Gehaltes  oder  Ruhegehaltes.  Gewährt  wird 
eine  Pension  von  '/«  der  Anfnahmesnmme  an 
die  Witwe,  snbsidiär  an  die  Kinder;  an  diese 
alsdann  zn  gleichen  Teilen  (Ausnahme  bei 
Hinterbliebenen  aus  verschiedenen  Eben  s.  g  14 
des  Regulativs).  Endignngsgründe  wie  gewähn- 
lich, aber  für  Waisen  erst  das  21.  Lebensjahr 
und  nicht  die  VerheiratuoK-  Qnadengehalt  von 
'/(  des  jährlichen  Einkommens. 

c)SBchHen-Coburg.  G  v.  24.  Juli  1897. 
Witwen-  nnd  Waisengeld  wird  ans  der  Slaats- 
oder  Domäneakasse  gezahlt.  Witwengeld  '/i 
des  letzten  senaionsberechtigtea  Einkommens, 
hSchBtens  jedoch  1500  Hark.     Toranssetzang : 


EheschlnsB  frflber  als  sechs  Honate  ror  dem 
Tode  nnd  Überhaupt  vor  der  Pensioniemng. 
Zn  bemerken  ist,  daaa  ansser  dem  WitweoeeU 
für  das  dritte  nnd  jedes  weitere  Kind 

bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahre  ein  Waisen- 
geld von  ','io  des  Witwengeldes  gezahlt  wird. 
Waisengeld  im  Dbrigen  nur  subsidiär.  EndignnG^s- 
grUnde  der  Pensionen  wie  Sachsen- Weimar.  Der 
Beamte  hat  2  "/o  des  jährlichen  Diensteinkonunens 
an  die  Kasse,  aus  der  er  seine  Besoldnnz  bezieht, 
absntühren.  Gnadenqnartal  bezw.  Gnadenmonat. 

d)  Sachsen-Gotha.  G.  v.  19,  Jali  1895. 
Es  besteht  eine  herzogliche  „Witwen-  nnd 
Waisen- Pen aionsanatalt  in  Gotha",  die  an  Stelle 
der  früheren  „Dienet-Witwen-Societät"  (retreten 
ist  und  zu  welcher  alle  über  600  Mark  jähr- 
lich beziehenden  Hof-,  Domänenbeamten,  im 
Ceinscbaftlichen  Cobnrg-Oothaisclien  nnd  im 
nderen  Gotbaiscbeu  Staatsdienst  angestellten 
Beamten,  die  Geistlichen,  flfrentitchen  Lehrer 
'und  Kommunalbeamten  (von  Gotha ,  Ohrdmf 
und  Waltershauseu)  beitreten  und  jährlich  6*/o 
des  Diensteinkommens  entrichten  mltssen.  Be- 
messung des  Witwen-  und  WaJsengeldea  wie  in 
Altenbnrg,  ebenso  Bndigiingsgründe  wie  dort 
Voransseteung  des  Anspruches  wie  in  Cobtu^. 
Teilnngsmassstab  bei  Hinterbliebenen  ans  ver- 
schiedenen Ehen  b,  §  30  des  Gesetzes, 

e|8achsen-Heiningen,  GG.  v,  27.  Febr. 
1872,  V.  10.  Mfirz  1898.  Seit  dem  1.  Januar 
18T2  ist  die  Hinterbliebenen  Versorgung  auf  die 
Staatskasse  übernommen  und  ist  der  Beitrag, 
der  früher  1%  des  Gehaltes  oder  Ruhegehaltea 
betrug,  fortgefallen.  Sachsen- Meiningen  geht 
auch  von  dem  eigenartigen  thüringischen  Sjstem 
ab ,  insofern  es  sogleich  primSr  neben  dem 
Witwengeld  das  Waisengeld  festsetzt.  Die 
Hinterbliebenenpension  betragt  '/»  des  letzten 
aktiven  Diensteinkommens,  aber  höchstens  1800 
Hark.  Das  Waisen^ld  beträgt  für  jedes  noch 
nicht  18  Jahre  alte  Kind  '/a  des  Witwengeldes 
(für  alle  zusammen  nicht  mehr  als  '/J,  bei 
Ausfall  der  Witwen berechtlgnng  '/^  des  Witwen- 
geldes, für  alle  znsamDjen  aber  nicht  mehr  als 
"is  Endigungsgrttnde  wie  in  Weimar.  Das  G.  v. 
1898  enthftlt  auch  Bestimmungen  über  die  Ueber- 
tragung  der  Ansprüche.    Sterbehalbiahr. 

f)  Schwarzburg-Rudolstadt  GG.  v. 
2.  März  1842-  (Abänderung  von  l&i9  u.  1873), 
13.  Härs  1858,  15.  Mai  1874,  19.  Dezember  1681, 
16.  Februar  1898.  Die  Hinterbliebenen  Versorgung 
wird  BUS  der  Staatskasse  gewährt  ohne  Bei- 
tragspflicht der  Beamten.  Nach  allmählicher 
Erhijbung  in  den  verschiedenen  Gesetxen  be- 
trägt die  Pension  jetzt  "g  des  zuletzt  bezogenen 
aktiven  Diensteinkommens;  subsidiäre  Berech- 
tignng  der  Kinder  nach  thflriaeischem  Sjstem. 
Die  Waisen  teilen  alsdann  nach  Köpfen.  An- 
wachsungsrecht. Die  Bestimmnngen  gelten  für 
fürstliche  Diener  nnd  Offiziere,  durch  G.  v. 
5.  April  1898  ausgedehnt  auf  die  beim  Land- 

f Bricht  in  Rudolstadt  angestellten  Beamten. 
ndignnesgrÜDde  wie  in  Weimar,  jedoch  21. 
Lebensjahr  für  Waisen.  Toranssetznng  für  die 
Ansprüche  ist,  dass  die  Ehe  vor  der  Pensio- 
nieruuc'  nnd  nicht  anf  dem  Sterbebett  geschlossen 
ist  und  das  Alter  des  Ehemannes  noch  unter 
66  Jahren  war  n.  s  w.  s.  §  3  des  G.  v.  1858.  Im 
§6  desselben  Gesetzes  sind  die  Verhältnisse  bei 
Hinterbliebenen  aas  verschiedenen  Ehen  geregelt. 
Qnadenbalbjabr  beim  Tode  aktiver,  Unsäen- 
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qitarta)  beim  Tode  pensionierter  Beamter.  — 

Daneben  besteht  eine  Etaatlich  eewälirieiBtet« 
Pension  Hanstolt  fQr  Witwen  und  Waisen  fQnt- 
licher  Staatadiener,  der  alle  Beamt«  (anch  Hof- 
beamte, Geietlicbe  nnd  Lehret)  beizutreten  haben, 
sofern  sie  nicht  einem  anileren  VerBorgnngti- 
inatitnt  aufhören  nnd  mebr  als  60  Ja^e  alt 
sind,    Jahresbeitrag  6 — 80  Haik. 

e-)Schwftrzbnrg-SoDdershan8en.  G, 
V.  6.  Juni  1883.  In  Schwarzburg-Sonders- 
hansen  besteht  eine  ataatlicbe  „Beamten- 
Witwen-  nsd  WaisenkaBse",  welcher  attmtliche 
Civiistaatsdiener,  Geistliche,  Lehrer,  Hof-  nnd 
KoDimnnalbeamt^n  beizntretea  und  2°/^  des 
Oehaltes  oder  Rabegebaltes ,  auch  von  der 
Gnadenzeit,  zu  entrichten  haben.  Von  dieser 
Beitragspflicht  sind  befreit  pensionierte  Beamte, 
die  keine  anter  21  Jahre  alte  Kinder  haben; 
der  9000  bezw.  5000  Mark  des  Gehaltes  bezw. 
Bnhegehaltee  überachiesBende  Betrag  bleibt 
ansser  Berechnanc-.  Das  Witwengpeld  beträgt,  I 
wenn  Tod  oder  Pensioniening  Tor  dem  voll- ' 
endeten  11.  Dienstjahr  eingetreten  ist,  "'.imh 
für  jedes  weitere  Dienstjahr  ';,a(,,  aber  nie  mehr 
als  "/i,n  des  Aktivgehalteg.  Ist  der  Tod  Folge 
einer  dienstlichen  Bescbädignng,  so  beträgt  die 
Pension  von  Anfang  an  ".'no-  Das  Witwen- 
geld soll  jedoch  mindestens  160,  hUchstens 
1600  Hark  oetragen.  An  Waisengeld  wird  ge- 
zahlt bei  Vorbandensein  einer  pensionsberecb- 
tigt«n  Witwe  Vis.  *""**  Vs  des  Witwengeldes 
für  jedes  Kind.  Anwachsungsrecht.  Voraus- 
setzung des  Ansprach  es  auf  Witwen-  und 
Waisengield  wie  in  Baden  und  Hessen.  Kürzung 
des  Witwengeldes  wegen  Altersnnterschiedes 
Tou  mehr  als  30  bis  einschliesslich  30  Jahre 
nm  Vm  ^^  jedes  angefangene  Jabr.  Bndigun^- 
gründe  wie  Schwarzbnrg-Eudolstadt,  nur  wird 
unter  den  Straf  endigungsgrttuden  (Zuchthaus- 
strafe, mehr  als  einjänrigcs  Gefängnis  u.  s.  w.) 
besonders  betont :  bei  weiblichen  Hinter- 
bliebenen Vemrteilong  wegen  SittlichkeitSTer- 
gehens. 

h)  Beuss  S,.  L.  Staatsdienerg.  v.  2.  April 
1860  §§  30-37,  72,  73.  O.  v.  3.  Mftrz  1Ö83 
Art.  V.  Die  Witwen-  und  WaiseuTersorgung 
wird  BUS  der  Staatskasse  gewährt.  §  37.  „Alle 
Witwen-  and  Pensionsangelegenheiten  sind  als 
officielle  anEUseben  und  folglich  sportnlfrei  zu 
exf>edieren."  Die  seit  1628  bestehende  „Uiener-, 
Witwen-  und  Waisen  -  Unterstütznngasocietät" 
hOrte  mit  dem  G.  v.  1860  anf.  Beiträge 
werden  von  den  Beamten  nicht  gefordert, 
wobt  aber  haben  sie  jährlich  V!^  des  Ge- 
haltes zu  PensionSBwecken  überhaupt  zu  ent- 
richten. Auch  rechtmässig  entlassene  Beamte 
gehen  der  Hioterbliebenenversorgung  nicht 
verlustig.  Thüringisches  System;  Die  Witwe 
erhält  'rit  des  letzten  aktiven  Diensteinkomnieus, 
subsidiär  jedes  Kind  '/>  davon,  bei  mehr  als  drei 
Kindern  teilung  nach  Köpfen,  Anwaclisungs- ' 
recht,  Endigungsgründe  wie  in  Weimar.  Die  Ehe 
mnss  vor  der  Pensioniemng  geschlossen  nnd : 
obrigkeitlich  genehmigt  sein.  Verhältnis  bei 
Hinterbliebenen  ans  verschiedenen  Ehen  s.  §  34 
des  G.  V.  1860.    Gnadenmonat. 

i)  Eensfl  j.  L.  Es  besteht  eine  staatliche 
.Beamten- Witwen-  nnd  Waisenpensionsanatalt''. 
Statut  V.  28.  Januar  1847.  G.  v.  10.  April 
1897;  dnrch  letzterea  das  alte  Statut  ausser 
Kraft  gesetzt.  G.  v.  23.  Jnni  1899  (Abändemng 


des  5  13  des  Q.  v.  1897).  Beitrittspflicht  aHer 
Staatsbeamten,  Lehrer,  Oeiatlichen,  Organisten. 
Eintrittsgeld  von  !"!„  des  erstmaligen  Gehaltes 
und  der  GehaltaerhShan^,  Jahresbeitrag  von 
l'/i°/9  des  jährlichen  Diensteiukommens , .  bei 
Pensionierten  des  zuletzt  vor  der  Fensioniernng 
bezogenen.  Thüringisches  System  :  Witwengeld 
Vo  der  Besoldung:,  mit  welcher  der  Verstorbene 
zur  Zeit  seines  Todes  in  der  Anstalt  immatriku- 
liert war,  jedoch  mindestens  300  Mark.  Waiaen- 
geld  subsidiär,  Teilnng  nach  Ktipfen,  An- 
wachsungsrecht. Ausserdem  wird  der  Witwe 
für  jedes  weniger  als  18  Jahre  alte  Kind  eine 
Erziehnngsheihilfe  gewährt:  und  zwar  bei  Be- 
trag des  Witwen-  nnd  Waisengeldes  bis  zu 

ÖOO  Mark  eine  Beihilfe  von  So  Mark 
von  600-760     „         „  „         „  iw     , 

,.   750-1000     „         „  ,.         „  i2o     „ 

„    über  1000     „         ,.  ,,         „  150     „. 

Teilnngaverhältnis  bei  Hinterbliebenen  ans  ver- 
schiedenen Ehen  s.  ^3  H  nnd  16.  Endigong»- 
grGnde  die  ^wohnlichen  (keine  Straf endigongs- 
gründe' Waisen 21.  Lebensjahr).  Voraussetzung 
fllr  die  Witwe ;  Eheschluss  vor  der  Pensionierong 
und  3  Monate  vor  dem  Tode;  Alter  des  Ehe- 
mannes nicht  über  6Ö  Jahr,  wenn  die  Ebefraa 
mehr  als  2ö  Jahre  jünger  ist.  Letzteres  steht 
sogar  dem  Waisenanspmch  entgegen,  ebenso 
müssen  die  Waisen  vor  der  Pensionierung  des 
Beamten   geboren    sein.     Sterbemonat    nnd 


■  qua 


.al. 


7.  Die  übrigen  deotmlieB  Bnndegstaaten. 

a)    Anhalt     und     Brannscbweig.      Die 

Herzogtümer  Anhalt  und  Brannschweig  zeigen 
auf  dem  Gebiete  der  Hinterbliebenen  Versorgung 
manches  Aehnliche.  Anh.  GrG.  v.  20.  Oktober 
1857,  V.  27.  Dezember  1872,  v.  22.  Dezember 
1875,  V.  16,  Juli  187ö,  v.  31.  März  1899. 
Brannschw.  GG,  v,  12,  Oktober  183ii,  t.  18. 
Jnni  1837,  v.  23.  März  1876,  v.  18.  Aprü  1899. 
Der  „Vereinigten  Witwenkassc"  in  Anhalt,  die 
aus  den  verschiedenen  früheren  Witwen-  nnd 
Waisenkassen  kombiniert  war,  und  der  staat- 
lichen „Beamten Witwen-  nnd  WaisenpensioiiB- 
anstalt"  in  Brannschweig  mnssten  sämtliche 
Oivilstaatadiener  [in  Brannschweig  auch  Hof- 
nnd  Kommunal  beamte,  Geistliche  und  Lehrer) 
beitreten.  Die  Eintrittsgelder  nnd  Jahres- 
beiträge (die  in  Anhalt  nach  dem  Alter, 
in  Braunschweig  nach  dem  Altersonter- 
schied  der  Ehegatten  abj^estnft  waren)  sind 
in  beiden  Staaten  dnrch  die  Gesetze  von  1899 
heaeitigt  worden.  Das  Witwengeld  beträgt  in 
Anhalt  in  Abstufung  von  17  Klassen  nach  dem 
Einkommen  des  Verstorbenen  ISO — 1600  Mark, 
in  Brannschweig  16  °,'g  des  letzten  aktiven  Dienst- 
einkommena,  jedoch  hCchstens  löOO  Mark.  In 
beiden  Staaten  herrscht  das  Thüringische  System 
(s.  oben  sub  I  S.  811);  hei  Vorbanaensein  eines 
einzigen  Kindes  erhält  dieses  jedoch  nicht  die 
ganze,  sondern  nur  die  halbe  Witwenpenaion 
(in  Braunschweig  zwei  Rinder  nur  '/i)'  Ver- 
hältnis bei  versrliiedenea  Ehen  s.  §  1?  des  G. 
von  1873  in  Anhalt,  §  10  des  G.  von  1873  in 
Brannschweig.  Endigungsgründe  in  Brann- 
schweig für  alle  der  Tod,  für  die  Witwe  nnd 
Töchter  die  Heirat,  für  Waisen  das  vollendete 
20.  Lebensjahr,  in  Anhalt  für  Waisen  das  18. 
IiCbensjahr  und  fUr  alle  Berechtigte  Heirat  und 
als  Strafendigungagmnd  VeroTteilnng  zu  Zucht- 
haus oder  mehr  als  3  Monaten  Geföngnia,  ferner 


1  Gooi^le 


Witwen-  nnd  'WatBeoT^'sorgnDg 


für  die  Witwe  ansserehelicheg  Qeb&ren  (ausser 
im  Falle  der  Notzucht).  Als  Voraiusetzaiig  f3r 
den  Ansprach  ^Iten  in  Bratuacbweig,  dass  der 
EheBchlnftg  vor  der  FeneioiiieniDg,  ferner  früher 
als  3  Monate  vor  dem  Tode   nnd  nicht  znni 


Beamte  in  einem  Alter  Toq  mehr  als  65  Jaliren  die 
Ehe  geschlossen  hat,  landesherrliche  Entscheidung 
»orbehaltea.  In  Braunsohweig  gelten  nach  dem 
Gesetz  TOD  1899  die  gleichen  Bestimntnngen 
fiber  Bednküon  der  Pension  bei  zu  grossem 
Älterennterscbied  wie  in  Preossen,  selbst  mit 
dem  Znaatz  eq  g  18  (s.  o.  SS.  818  und  817). 

b)  Oldenburg.  In  Oldenbn^  wurde  I7V9 
dae  staatliche  Beamtenwitwenkasse  gegründet, 
der  alle  verheirateten  Beamten  betEUtreten 
hatten.  Mit  0.  t.  15.  Jnni  IStil  wurde  ein 
Jahresbeitrag  Ton  wechselnder  Höhe  festgesetzt, 
dnrch  Q.  v.  5.  Januar  1891  jedoch  beseitigt. 
Das  G.  T.  31.  MKrz  1900  lässt  alles  auf  die  Staats- 
kasse Übernehmen  nnd  achlieest  die  Beamten' 
vitwenkaaae.  Früher  ward  die  FQrsorge  ganz 
richtig  als  Teraicbernng  bezeichnet.  Das 
nene  Gesetz,  da«  sich  aasser  anf  CiTÜstaats- 
beamte  anch  aaf  Lehrer,  Beamte  der  Stiftungen 
bezieht,  setzt  das  Witwengeld  bei  einem  letzten 
aktiven  Diensteinkommen  bis  tÖOO  Mark  in  6 


Untergrenze  fest,  bis  zn  einem  Höchstbetrag  yon 
1200  Mark.  Die  Waisen  erbalten,  wenn  eine 
bezugsberechtigte  Matter  vorhanden,  '1^,  miu- 
destens  aber  10  Mark,  fBr  jedes  Kind,  sonst  '/» 
mindestens  70  Mark,  doch  darf  Witwen-  und 
Watsengeid  zusammen  die  Pension  nicht  Über- 
steigen. Die  EndigungsgTünde  sind  nur  die 
ganz  gewöhnlichen,  bei  Waisen  das  vollendete 
18.  Iieoensjahr. 

c]  Mecklenbarg.  In  Mecltlenburg- 
Scbwerin  ist  im  Jahre  1797  ein  Witweninstitnt 
gegründet  worden,  zn  dem  nach  dem  Statnt 
vom  17.  MBrz  1863  alle  Civitstaatsdiener  Bei- 
tiSge  zn  leisten  hatten,  die  durch  V.  v.  lö. 
Februar  1898  wesentlich  ermftesigt  worden  sind. 
Jetzt  beträgt  die  Ansfertignngsgebühr  I  "'o 
der  Pens! onssnmme  nnd  das  Antrittsgeld  (bei  erst- 
maliger Anstellung  nnd  jeder  OehutserbOhnng) 


-Die  Witwenpension  wird  nach  einer  Skala  von 
75—2400  Mark  gezahlt.  Baa  Waieengeld  be- 
trftgt  bei  Vorhandensein  einer  bezugsberechtigten 
Witwe  für  jedes  Kind  '/»,  sonst  '',  der  Witwen- 
pension, zusammen  für  alle  Kinder  aber  nicht 
mehr  ^s  die  ganze  Pension.  Der  Beamte  hat 
habere  Beiträge  zu  zahlen  (3270  mehr),  wenn 
er  sich  nach  der  Pensionierung  mit  einer  über 
15  Jahre  jüngeren  Fran  verheiratet  (für  jede« 
weitere  Jahr  Ärüber  noch  'It'lo  mehrV  Voraus- 
setznng  ist,  dass  die  Ehe  nicht  znm  Zweck  der 
Erlangung  der  Witwenpension  geschlossen  war  j 
wenn  die  Ehe  nicht  ein  volles  Jahr  vor  dem 
Tode  bestanden  hat,  muss  nachgewiesen  werden, 
dass  der  Verstorbene  enr  Zeit  des  Ebeschlusses 
nicht  ernstlich  krank  war.  Zu  den  gewöhn- 
lichen Endi^ngsgrDndendes  Anspruch  e8(Waisen 
18.  Lebensjahr)  kommt  für  die  Witwe  noch  das 
Verbrechen  der  absichtlichen  Tötung  ihres 
Mannes  oder  der  Beihilfe  dazu.  —  In  Mecklen- 
bnrg-Strelitz  hat  die  Hinterbliebenen  Versorgung 


noch  keine  Begelnng  gefunden.  Pensionen 
werden  meist  im  Gniideuwege  gewährt  Nur 
den  Hinterbliebenen  der  Zoll-  und  Stenerbeamten 
ist  ein  gesetzlicher  Anspruch  auf  '/i  des  letstea 
Gehaltes  gegeben  gegen  ein  Antrittsgeld  von 
2"/,,,  eine  AnsfertigungsgebOhr  von  'U'ig  und 
einen  Jabresbeitre«  von  4%  des  Oebalts. 

d)  Lippe.  In  Lippe-Detmold  wird 
seit  dem  G.  v.  12.  September  1877  Hinter- 
bliebenen Pension  aus  der  Landkasse  gewährt 
und  durch  6.  v.  26.  Februar  1880  die  Berech- 


bis  2400  Mark  in  3  Stufen  160— 30U  Hark,  bis 
3600  Hark  600  Hark,  bei  höherem  Gehalt  900 
Hsrk,  das  Waiaengeld  (—  18.  Lebensjahr)  30  bis 
ISO  Mark.  —  Daneben  ist  noch  die  frühere 
Regeinng  bestehen  geblieben.  Die  Landes- 
Witwen-  nnd  Waisenkasse,  die  am  25.  Februar 
1752  gegründet  ward  nnd  deren  Verhältnisse 
durch  VV.  V.  n.  Januar  1762,  y.  1.  Apri!  1828, 
V.  21,  Juli  1829,  V.  11.  September  1882.  G.  v. 
23-  Mai  1884  und  V.  v,  26.  Juli  1898  geregelt 
sind,  fordert  ein  Eintrittsgeld  von  »JO-HOO 
Mark  von  alten  definitiv  ange8t«llten  Civilstsats- 
beamten  und  Jahresbeiträge  von  12 — 48  Mark 
und  gewährt  nach  mannigAkchen  Schwanknn^n 
(nach  der  ersten  V.  v.  11.  Januar  1TÖ2  erhielt 
die  Witwe  „die  Zeit  ihres  Lebens  und  solanve 
sie  den  Wittwenstuhl  nicht  vemUtket",  jährliäi 
20—60  Thaler  in  8  Klassen)  jetzt  in  4  Klassen 
160— «00  Hark  Pension.  Die  Kinder  erhatten 
ihre  Pension  bis  zur  Voltendung  des  2ö.  Lebens- 
jahres. Die  Endigung^ründe  sind  die  gewöhn- 
lichen, jedoch  liei  Wiederverhciratnn^ 
der  Witwe  ruht  die  Pension  nur,  bis  sie 
wieder  Witwe  wird,  erlischt  aber  nicht.  Wenn 
der  Beamte  10  Jahre  und  mehr  älter  war  als 
die  Ehefrau,  so  hat  er  für  jedes  Uberschiessende 
Jahr  ein  um  lO'/o  höheres  Eintrittsgeld  zu 
zahlen  —  In  Schaumburg-Lippe  erhält 
die  Witwe  laut  Q.  v.  8.  März  1872  bei  einem 
Gehalt  des  Beamten  von  mehr  als  3UÜ0  Mark 
Vn,  jedoch  nicht  mehr  als  750  Mark,  anderen- 
falls '!,  des  letzten  ordentlichen  Dienstgehaltes, 
jedoch  keinesfalls  mehr  als  die  Pension  des 
Beamten.  Die  Waisen  haben  nur,  wenn  keine 
pensionsberechtigte  Mutter  vorhanden,  einen 
Anspruch  (thüringisches  Sjstem),  und  zwar  anf 
den  Betrag  der  Witwenpension,  wenn  sie  unbe- 
mittelt sind  nnd  bis  znr  Vollendnng  des  17. 
Lebensjahres.  Voraussetzung  für  Entetehnng 
des  Aiüpmches  ist,  dass  die  Ehe  vor  der  Pen- 
sionierung nnd  vor  VoUeudnog  des  60.  Lebens- 
jahres des  Beamten  geschlossen  war.  Gnaden- 
quartal. 

e)  In  Waldeck  besteht  eine  staatliche 
,AllgemeineStaat8dieuerwitwenkaase'',derBämt- 
licbe  Civitstaatsdiener  beizutreten  haben.  Ein- 
trittsgeld Vit  des  erstmaligen  Geholtes  und 
späterer  Gehaltserhöhung;  Jabresbeitrae  l';i% 
des  Gehalts  oder  Hubegehalts.  V.  v.  §1.  Juni 
1828;  Staatsdiener-G.  v.  9.  Juli  1866.  Witwen- 
geld beträgt  '/i  ^^  letzten  fiien  Gehalts  des 
Beamten.  Das  Waisengeld  betrug  laut  V.  v. 
II.  Juli  1833,  solang  3  Waisen  nnler  15  Jahren 
da  sind,  die  guize  Witwenpension,  bei  8  solchen 
Waisen  '/,  beew.  ',',  (je  nacndem  ob  die  Witwen- 
pension auf  mehr  oder  weniger  als  460  Mark 
sich  belief),  hei  einer  solchen  Waise  '/■  bezw. 
Vi-    Jetzt  beträgt  es  durch  V.  v.  SO.  Deiember 


-'»'^ 


Witwen-  und  WaisenTereorgwig 


1899  für  Hinterbliebene  fttraüicher  Domanial- 
beamteD,  solange  die  Mntter  Witwenpenaiän 
bedeht,  '^^  derselben  für  jedes  Kind,  andereu- 
(hUb  '/,,  jedoch  dürfen  Witwen-  und  Waisen- 
eeider  zusammen  nicht  die  Pension  übersteigen. 
VoranSBetznng  ist  Eheschlnaa  vor  der  Fensio- 
nieruDg,  Enai^iinssg'rUade  die  gewUhnlichen 
(Waisen  das  Toliendete  18.  Lebensjahr).  Gnaden- 
qnartal. 

f)  Die  Hansestädte.  In  Hamburg  be- 
steht eine  „Pensionskasse  für  die  Witwen  und 
Waisen  der  Angestellten  des  bambiugischen 
Staates",  deren  Verhältnisse  durch  das  O.  v. 
16.  Jnli  1881  geregelt  wnrden.  Die  früher  ge- 
forderten Jahresbeiträge  {2  beiw.  S\  des  Gehalt«a) 
wurden  durch  G.  v.  4,  Juni  1890  beseitigt.  Das 
Sintrittfigeld  ('/ig  des  Gehaltes)  blieb  bestehen. 
Die  WitwenpensioB  beträgt  ','»  der  Amtsein- 
nahme, welche  der  Verstorbene  znlctzC  znr  Kaaae 
beigetragen  bat,  Halbwaisen  erhalten  ansaerdem 
.bis  znr  Haximalzabl  von  5  noch  jedes  '/», 
Ganzwaisen  je  '/fg,  jedoch  so,  dass  1  öder  2  zu- 


5  und  luelü'  zusammen  '"/u  erhalten.  Ist  die 
Frau  mehr  als  15  Jahre  jflnger,  ao  wnrden  nach 
dem  G.  t.  1881  in  i  Stnfen  snaserordeDtliche 
einmalige  Zuschüsse  des  zwei-  bia  zwanzig- 
fachen  jährlichen  Beitrages  gefordert.  Zu  den 
KewShiilicben  EudigucgsgrQnden  ^Waisen  16. 
Lebensjahr)  kommt  noch  ^r  die  Witwe  ansser- 
eheliche  Verbindung  mit  einem  anderen  Manne, 
unmoralisches  Betragen,  schwere  Verurteilung. 
Nach  der  Bekanntmachung  v.  23.  Februar  1899 
haben  selbst  die  aof  Probe  Angestellten  der 
Pensionskasse  beizntreten.    Gnadenquartal. 

In  Bremen  ist  die  Witwen-  und  Waisen- 
versorgung,  die  frllher  {V.  v.  10.  Juli  1867)  der 
Witwenanstalt  fttr  bürgerliche  Beamte  oblag, 
durch  0.  V.  10.  Jnli  1892  auf  die  Staatskasse 
unter  Beaeitigong  der  Beitragapfiicht  der  Be- 
amten übernommen  worden.  Ergänzungen  nnd 
Abänderungen  durch  die  GG.  v.  10.  Juli  1894, 
6.  April  nnd  10.  Jnni  1898.  Gegenwärtiger 
Reehtszustand :  Witwengeld  40%  desjenigen 
Rnhegehaltes ,  zu  dem  der  Verstorbene  nerech- 
tigtiatoderberechtigt  gewesen  sein  wurde,  wenn 
er  am  Todestage  in  den  Kuheatand  getreten  wäre ; 
mindestens  aber  220  und  höchstens  2dOO  Mark. 
Waisengeld  ist  subsidiär  (thüringisches  System), 
jedoch  ein  einziges  Kind  erliält  nnr  ','|  des  Wit- 
wengeldes. Kürzung  bei  Altersunterschied  wie  in 
Prenssen,  aelbat  mit  dem  Zusatz  des  §  12,  auf 
Waisengeld  oline  Einfluss.  Voraussetzung  für 
das  Entstehen  des  Anspruches :  Eheschlnsa  vor 
der  Pensionierung,  femer  früher  als  3  Monate 
vor  dem  Tode  nnd  nicht  znm  Zweck  der 
Pensionsbeschaffung.  Endigungsgründe  nur  die 
gewöhnlichen  (bei  Waisen  das  vollendete  18. 
LelWDSjabi). 

In  Lübeck  wird  die  Versorgung  ans 
Staatskasse  bezahlt  (G.  v.  15.  Jnni  1885);  die 
Beitragapflicht  durch  Nachtrag  v.  31.  Dezember 
1892  beseitigt  Witwengeld  '/>  ^^  Enhege- 
holtes,  jedoch  mindestens  160,  bßchstens  1600 
Mark.  Waisengeld,  wenn  bezugsberechtigte 
Mutter  vorhanden,  '/ni  sonst  'r't  des  Witwengeldes 
für  jedes  Kind ;  jeaodi  darf  Witwen-  und  ^^isen- 
geld  zusammen  den  Betrag  der  Pension  nicht 
übersteigen.  Ueber  Voranssetzone,  Endigungs- 
grUnde ,  Altersunterschied  bestellen  dieselben 
Bestimmungen  wie  in  Bremen.    Gnadenquartai. 


S.  EIbus- Lothringen.  GG.  v.  24.  De- 
zember 1673,  V.  7.  März  1898.  Ana  der  Staats- 
kasse;  keine  Beiträge.  Witwengeld  wie  PreuBses- 
Waisengeld,  wenn  pensionsberechtigte  Mutter 
vorhanden,  'j^,  sonst  ','■  ^^  Witwengeldes. 
Endigungs^rründe  die  gewöhnlichen  (bei  Waisen 
18.  Lebensjahr).  Die  Ansprüche  sind  unpfänd- 
bar  bia  zu  läOO  Mark,  darüber  pfändbar  zu  '/,. 
Gnadenguartal;  wenn  der  Beamte  t>ereit8 
pensioniert  war,  nur  Qnadenmonat. 

B.  Dss  Aasland' 
I.  Oesterreleh.  Quellen:  Bescr.  t.  4.  No- 
vember 1771,  Handbillet  v.  24.  März  1781, 
Kais.  V.  V.  9.  Dezember  1866,  G.  v.  14.  Mai 
189G.  In  Oest«rreich  ist  die  Konstruktion  eine 
wesentlich  andere  als  in  Deutschland;  die  Wit- 
wenpension wird  juristisch  nicht  als  selbständiges 
Recht  der  Witwe,  sondern  nur  als  ein  deriva- 
tiver Anspruch  aufgefaaat,  indem  auf  die  Witwe 
nur  der  Penaionsanapruch  des  Beamten  —  wenn 
auch  nnr  zn  einem  Teile  —  Obergeht.  Die 
gleiche  Auffassung  tritt  bei  der  Repräsentation 
der  Kinder  für  die  Witwe  bei  deren  Tode  zn 
Tage,  so  dass  sich  das  Dsterreichische  System  in 
dieser  Hinsicht  mit  dem  thüringischen  berührt. 
Ea  kommen  nun  verschiedene  Arten  der  Witweu- 
und  Waisen  Pensionen  in  Betracht.  Zuerst  sind 
hier  die  „ausserordentlichen  Pensionen''  zu 
nennen  für  Witwen  hoher  Beaml«r,  deren  Be- 
willi^ungvom  Kaiser  abhängt ;  dann  „charakter- 
mäasige  Tensionen",  welche  in  festen  Beträgen 
und  in  Abstufungen  von  350 — 1000  fl.  an  die 
Witwen  der  Beamten  nach  dem  Diensteharakter 
des  verstorbenen  Ehegatten  gewährt  werden ; 
endlich  die  gewöhnlichen  Pensionen,  welche  sich 
zwischen  200  fl.  als  Minimum  und  350  fl.  als 
Maximum  bewegen  und  ein  Dritteil  des  Ruhe- 
gehaltes betragen.  —  Witwen  nur  provisions- 
^iger  Staatsdiener  („Provisionen"  sind  Zah- 
lungen an  in  den  Buhestand  getretene  niedere 
Diener,  welche  als  Tagelohn  berechnet  werden) 
beziehen  als  „Witwen pro vision"  ein  Drittel  der 
dem  verstorbenen  Ehegatten  zuletzt  gezahlten 
LGhnung.  —  Pensions-  und  provisionsßiiiige 
Witwen,  welche  mehr  als  3  Kinder  zu  versorgen 
haben,  erhalten  Erziehungsbeitffige  von  '/»  fOi 
jedes  unversorgte  Kind  bis  znm  24.  Lebensiahre, 
doch  im  ganzen  nicht  mehr  als  300  fl.  jänrlich 
(für  provisions  fähige  Witwen  andere  Rege- 
lung). Diejenigen  Witwen,  denen  ausserordent- 
liche oder  cnaraktermässige  Pensionen  Eustehen, 
haben  im  ge^benen  Falle  auch  auf  ebensolche 
Erziehnngsbei  träge  Ansprach  (je  nachdem  12 
bis  105  C).  Diese  Beiträge,  welche  nach  der 
Zahl  der  Kinder  bemessen  werden,  sind  eine 
Gebühr  der  Mutter.  Einen  selbständigen  Ver- 
aorfpingsansprach  haben  nur  die  eltenüoaen 
Wniaen  (Concretalpenaionen)  '  deren  Pensionen 
betragen  zumeist  die  Hälfte  der  Summe,  welche 
der  Witwe  gebührte.  Alle  Erziehungsbeiträge 
zusammengenommen  dürfen  uicbt  die  Pension 
der  Witwe,  Witwenpension  und  Erziehungs- 
gelder  zusammen  nicht  das  Ruhegehalt  des 
Verstorbenen,  bei  provisionsfätiigen  nicht 
mehr  als  '/,  desselben  übersteigen.  Vontus- 
setzung  für  Entstehung  des  Anspruches  der 
Witwe  (mithin  auch  der  Waisen)  ist,  dass  der 
Beamte  pensionsberechtigt  war,  dass  die  Ehe  vor 
der  Pensionierung  geschlosseii  war,  mindest«ns  4 
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Jahre  bestaiideii  bat  und  der  Beamte  beim  Ehe- 
schlnss  nicht  mehr  als  60  Jahre  alt  war ;  letztere 
beiden  Toraussetznngen  sind  nicht  erforderlich, 
wenn  Kinder  ans  der  Ehe  vorhanden  sind. 
Ueber  GrUnde ,  die  dem  Entstehen  des  An- 
spruches ent^ejrenstehen ,  s.  in  Mischler  nnd 
Ülbrich  Art.  Pensionen  Bd.  ü  8.  T78ff.  Die 
EndignngsffrBnde  sind  die  gewöhnlichen  wie  in 
Deutschland  (für  die  Waisen  aber  24.  Lebens- 
jahr und  Versorgung) ,  auch  Straf endignngs- 
eründe.  Beschrankte  Pfändung.  Ueber  die 
WitwenansprUche  der  gemeinsamen  Gster- 
reichisch-ongarischen  Beamten  s.  Mischler  nnd 
Ulbricb  S.  782;  ebenso  Über  die  Verhfiltnisse 
beim  Heer,  hei  der  Marine,  Gendarmerie  nnd 
den  CiTÜbeamten  von  Bosnien  nnd  Herzegowina 
ebenda  S.  782/83 

2.  Frankreich.  In  Frankreici  [GG.  t.  9. 
Juni  1863.  v.  38.  AyrU  1893,  Budgetg,  t.  13. 
April  1898,  Art.  44)  ist  die  Begelnng  eine  ganz 
fihnlicbe  wie  in  Deutschland.  Die  Witwen- 
pension  beziffert  sieb  in  der  Segel  auf  '/>  des 
Ruhegehaltes ,  welches  der  Beamte  zur  Zeit 
seines  Todes  bezoa'en  hat  oder  auf  das  er  An- 
spruch gehabt  hallen  wfirde,  mnss  aber  min- 
aeatens  100  Francs  betragen.  Voraussetzung 
ist  2ö  Jahre  Dienstzeit  nnd  6jähri^ea  Bestehen 
der  Ehe.  Die  Waiaenpension  ist  wie  in  Oester- 
reich  nnd  Thüringen  eine  subsidiäre,  beim  Tode 
der  Witwe  gebt  deren  Pension  ganz  auf  die 
Waisen  ober,  wird  unter  dieselben  zu  gleichen 
Teilen  geteilt  und  wird  gezahlt  bis  zur  Vollen- 
dung des  Sl.  Leben^ahres.  Laut  Budgetgesetz 
von  1898  aollen  die  Witwen  (bezw.  Waiaen) 
denenigen  Beamten,  die  erat  6  Dtenstjahre  voll- 
endet haben,  anf  die  Hälfte  der  sonatigen  Pension 
Ansj)rach  haben.  Bemerkenswert  ist,  dass  die 
Waisen  der  weiblichen  Beamten  denselben  An- 
spruch haben  wie  die  der  männlichen,  und  hier 
natürlich  primär. 

8.  Italien.  GG.  v.  14.  April  1864,  t.  15. 
Juni  1893,  v.  12,  November  1893,  v,  2a  De- 
zember 1893;  das  jetzt  geltende  Gesetz  ist  vom 
21.  Pebmar  1895  Art.  104—113.  {No.  70). 
In  Italien  belauft  sich  die  der  Witwe  nnd 
den   Kindern    zastehsnde  Pension     auf    '/,  der 


atand  getreten  wäre  —  hätt«  erhalten  können, 
doch  nicht  weniger  als  IdO  Lire.  Unter  den 
Hinterbliebenen  besteht  Anwachsungsrecht.  Hat 
der  Beamte  sein  Leben  bei  Aasübung  seines 
Dienstes  eingebüsst ,  ao  erhöht  sich  die 
Pension  auf  die  Hälfte  des  Enhegehaltes. 
Kinder  ans  einer  früheren  Ehe  haben 
Anrecht  auf  die  Hälft«  der  Witwenpension. 
Endiguug  der  Ansprüche  för  Witwen  und  Waisen 
durch  Tod  nnd;Bchwere  Verurteilung,  für  Witwen 
und  Töchter  durch  Heirat,  bei  Waisen  Überhaupt 
durch  Erlangung  der  Grossjährigkeit.  Gnaden- 
gehalt von  '.'i  des  letzten  Quartal sgehaltea. 
Durch  G.  V.  6.  August  1893  wnrden  die  Be- 
stimmungen auf  Provinzial-  und  Eommunal- 
beamte  ausgedehnt.  Wenn  die  Ehe  gelöst  ward 
ohne  Schuld  der  Witwe,  so  erhält  sie  die  Hälfte, 
sämtliche  Kinder  (aus  deraelben  nnd  aus  früherer 
Ehe)  die  andere  Hälfte.  Ea  besteht  ausserdem  ein 
Istitnto  naxionale  für  die  Waisen  der  l'ivilstaat»*- 
beamten  als  juristische  Person  (Statut  vom  2. 
Juni  1890,  bestätigt  am  28.  Pebruar  1892:  s.  a. 
Dekret  t.  11.  September  1892). 


4.  Auf  die  ttbri^n  enropftlMhei  8t«it«B 

kann  hier  leider  nicht  angegangen  werden. 
Abgesehen  davon,  dass  in  England  die  Dinge 
wesentlich  anders  liegen,  die  Schweiz  trotz 
mehrfacher  Anläufe  (BitUchriften  von  1863  und 
1864)  nur  zur  Sanktionierung  der  Initiative  der 
Postbeamten  ^langte,  welche  1870  einen  Ver- 
sich emuf;^  verein  gründeten,  seit  1883  aber  der 
Frage  nicht  wieder  näher  getreten  ist,  hat 
in  anderen  Staaten  schon  eine  befriedigende 
und  den  bisher  betrachteten  Staaten  im 
wesentlichen  ähnliche  Begelnng  der  Hinter- 
hliebenenversorgung   der  Staatsbeamten    statt- 

fefnnden.  In  Ruasland  bat  die  Witwe  auf  ',',, 
ie  Kinder  jedes  auf  'I, — Vo,  znsammen  auf  '/, 
der  Pension  Anspruch;  der  Betrag  hängt  bei  den 
Beamten  der  ersten  3  Klassen  vom  Ermessen 
des  Kaisers  ab.  In  Belgien,  wo  es  fUr  jede 
Ordnung  der  Pensionen  eines  Gesetzes  bedarf, 
gelten  vielerlei  Bestimmungen.  In  Luxem- 
burg ist  die  Frage  hinreichend  nnd  ganz  in 
Khnlicher  Weise  wie  in  Deutschland  geregelt 
iB.  Marquardsens  Handbuch  Bd.  IV,  I,  S.  147, 
148);  ebenso  in  den  ^Niederlanden,  wo  die 
Witwe  '/*,  jedes  Kind  der  Witwe  '/«  des  letzten 
Diensteinkommens  erhält  und  auch  die  Waiaen 
weiblicher  Beamten  penaionsherechtuft  sind;  in 
beiden  letztgenannten  Staaten  sind  die  Beamten 
zu  Fensionszwecken  beitragspflichtig. 


IV.  Die  Witwen-  nnd  Waisenversoi^ung 
der  Angehörigen   dea  Heeres  und  der 

Marine. 

1.  Deatsches  Reicb.  Das  Q.  betr.  die 
FüTBorgo  für  die  Witwen  uad  Waisen  von 
Angehörigen  des  Eeichsheeres  und  der  kaiser- 
lichen Mai-ine  v.  17.  Juni  1887  (R.G.BI.  S. 
237)  ist  dem  Keichsgesetz  von  1881  für  die 
CiviJbeamten  in  allem  Wesentlichen  nach- 
gebildet; auch  die  anfangs  geforderten 
Witwen-  und  Waisengeldbeiträge  sind  hier 
wie  dort  durch  das  li.G.  v.  ."i.  Mäi-z  1888 
{R.Q.B1.  S.  Co)  aufgehobeo.  Die  Wirksam- 
keit dieses  Gesetzes  erstreckt  sich  nur  auf 
diejenigen  Personen,  welche  sich  dem  MilitÄr- 
oder  MMinedienst  berufsmässig  widmen,  eben- 
so nur  auf  Offiziere,  Äerzte  im  OffiziersraDge, 
Deckoffiziere,  Ingenieure  des  Soldaten  Standes 
und  Beamte  eta  (Cf.  §  32  des  Gesetzes.) 
Durch  G.  v.  22.  >£ai  1893  Art.  16  ist  dies  aus- 
gedehnt auf  die  im  Range  der  Offiziere  und 
Unteroffiziere  stehenden  Verwalter  des  Ka- 
dettenkorps. Die  Hinterbliebenen  von  Milit&r- 
personen  dos  Beurlaubtenstandes  haben  dem- 
nach auf  Grund  dieser  Gesetze  keinen  An- 
spruch auf  Witwen-  und  Waisengold.  Im 
übrigen  gelten  die  oben  sub  III,  1  genannten 
Bestimmungen.  Das  G.  v.  15.  März  1886 
(Unfallgesetz)  findet,  wie  bereits  hervoi^e- 
JLoben,  auch  auf  Militärpersonen  Anwendung. 

Aussei'dem  werden  auf  Grund  des  RO. 

V.  27.  Juni  1871  (R.G.BI.  S.  275),  betr.  die 
PenBioDieruDg  imd  Vereoi^ing  der  Milit&r- 
persoiien  des  Reichsheeres  nnd  der  kaiser- 
lichen Marine  sowie  die  Bewilligangen  fflr 
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die  Hinterbliebenen  dieser  Personea,  Bei- 
hilfen an  die  Witwen  imd  Kinder  der- 
jenigen Militärpersonen  der  Feldarmee  (über 
den  Begriff  »leldarmec"  vgl.  das  Ü-.  §  45) 
gezahlt,  welche  a)  im  Kriege  geblieben  oder 
an  den  erlittenen  YerwundungeD  während 
des  Krieges  oder  später  gestorben  sind; 
b)  im  Laufe  des  Krieges  erkraokt  oder  be- 
schädigt lind  infolgedeesen  vor  Ablauf  eines 
Jahres  nach  dem  Frieden sschluss  verstorben 
sind ;  c)  durch  Schiffbruch  veninglückt  oder 
iofolge  einer  mihtäriBchen  Aktion  oder  der 
klimatischen  Einflüsse  auf  Seereisen  oder 
vor  Ablauf  von  6  Jahren  nach  der  Rück- 
kehr in  die  Heimat  oder  Dach  der  im  Aus- 
lande erfolgten  Entlassung  vei'storben  aiod. 
Weitere  Voraussetzung  ist,  dass  die  Ehe 
schon  zur  Zeit  der  Seereise  bestanden  hat 
(Art.  IS  des  G.  v,  22.  Mai  1893.)  Diese 
besonderen  Beihilfen  betragen  für  die  Wit- 
wen der  Generale  bis  1500  Mark,  für  die 
Witwen  der  Stabsoffiziere  bis  1200  Mark, 
für  die  Witwen  derHaiiptleute  und  Subaltern- 
offiziere bis  9U0  Mark  jährlich.  Dieselben 
Beiträge  empfange»  die  Witwen  der  Aerzte 
nach  Massgabe  des  Militäiranges  der  letzteren. 
Für  jedes  Kind  der  soeben  bezeichneten 
Offiziere  und  im  Offiziersrange  stehenden 
Milifärärate  wird  bis  zum  vollendeten  17. 
Lebensjahre  eine  Erziehungsbeihilfo  von  150 
Mark  jälirlich  und  wenn  das  Kind  auch 
mutterlos  ist  oder  wird,  von  225  Mark  jälir- 
lich gewährt,  unter  den  bleichen  Voraus- 
setzungen erhalten  auch  die  Witwen  und 
Waiaeu  der  Unteroffiziere,  Gemeinen  etc. 
besondere  Bewilligungen.  Diesel bou  be- 
tragen a)  für  die  Witwen  der  Feldwebel 
und  Unterärzte  monatlich  27  Mark,  b)  für 
die  Witwen  der  Sei^eanten  und  Unter- 
offiziere monatlich  21  Mark,  c)  für  die  Wit- 
wen der  Gemeinen  monatUch  15  Mark.  — 
Bei  den  Witwen  der  unteren  Militärbeamten 
ohne  bestimmten  Militärrang  etc.  ist  für  die 
Höhe  der  Beihilfen  das  den  vei-storbenen 
Männern  zuletzt  gewährte  Diensteintonimen 
dei^estalt  massgebend,  dass  1)  die  Witwen 
der  Beamten  mit  einem  Einkommen  von 
645  Mark  und  darüber  jährlich  auf  eine 
Bewilligung  von  27  Mark  monatlich.  2)  die 
Witwen  der  Beamten  mit  einem  Einkommen 
Too  420 — 645  Mark  jährhch  auf  die  Be- 
wOligung  vou  21  Mark  monatlich,  3)  die 
Witwen  der  Beamten  mit  einem  Einkommen 
bis  zu  420  Mark  jährhch  auf  die  Bewilligung 
von  15  Mark  monatlich  Anspruch  haben. 
Für  jedes  Kind  der  eben  bezeichneten  Per- 
sonen wird  bis  zum  vollendeten  15.  Lebens- 
jahre eine  Erziehungsbeihilfe  von  10  Mark 
oO  Pfennigen ,  und  wenn  das  Kind  auch 
mutterlos  ist  oder  wird,  von  15  Mark  mo- 
natlich gewährt.  Diese  sog.  Kriegsbeihilfen 
werden  neben  den  ordentlichen  Witwen- 
und  Waisenpensioneu  gezahlt 


urden  revidiert 
durch  das  R.Q.  v.^Sl.  Mai  1901  betr. 
Versorgiing  der  Kriegsinvaliden  und  Kriegs- 
hinterbliebenen, welches  sich  auch  schon 
auf  die  China- Expedition  bezieht.  Danach 
wird  eine  Witwen  beihilf e  in  6  Stufen 
von  400  Mark  (Gemeine)  bis  2000  Mark 
(Generale)  nnd  eine  Erziehungsbeihilfe  für 
die  Waisen  in  3  Stufen  für  solche  von 
einem  Feldwebel  abwärts  von  168  Mark,  der 
Offiziere  und  Generale  von  200  Mark,  für 
Doppelwaisen  ebenso  von  240 — 300  Mark 
gewährt.  Erreicht  das  jähriiche  Gesamt- 
einkommen der  Witwe  eines  Generals  nicht 
3000,  eines  anderen  Offiziere  nicht  2U0CI. 
eines  Feldwebelleutnants  oder  Deckoffiziers 
nicht  1500  Mark,  so  wird  die  Wilwenbei- 
bilfe  auf  diese  BetrSge  erhßht.  Ueber  die 
Anwendung  dieser  Bestimmungen  auf  Marine- 
dienst, Krankenpflege  ijn  Felde  etc.  siehe 
die  §§  19—24  des  Gesetzes.  —  Für  die 
Hinterbliebenen  der  Personen  des  Soldaten- 
standes vom  Feldwebel  abwäi-ts  ist  grund- 
legend das  G.  V.  13.  Juni  1895.  Die  Witwe 
erhält  ein  Fixum  von  216  Mark,  jede  Waise 
bei  Lebzeiten  der  Mutter  44  Mark,  sonst 
2  Mark  jährlich,  im  übrigen  gelten  die 
gnindlegenden  Bestimmungen  des  Reichs- 
gesetzes für  Civilstaatsbeamten. '  Das  G.  v. 
1.  Juli  1S99  wegen  Verwendung  von  Mitteln 
aus  dem  Heiclisinvalidcnfonds  sagt,  dass  aus 
diesen  Mitteln  Betrage  für  etwaige  Beihilfen 
für  die  Hinterbliebenen  der  im  Kriege  Ge- 
fallenen zur  Verfügung  zu  stehen  sind. 

In  Bayern  ist  der  VermSgensHtand  des 
Militfii-Witwen-  und  Waisenfouda  für  18!)ä  (ans- 
^inesen  1900)  8937  227  Hark  83  Pfennige. 

In  Frankreich  wird  die  Hinterbliebenen- 
versorgnng  der  Militärperson eu  geregelt  dnrcb 
die  GG.  V.  11.  April  1831.,  v.  5.  Angnst  1Ö79, 
v.  28.  Dezember  1896  (einige  andere  unbedeu- 
tendere werden  bei  Block,  Art.  Pensions  ge- 
nannt). DazD  kommen  noch  nenere  Ansdeh- 
nongen  in  den  Budgetgesetzen  v.  13.  April  1898 
nnd  V.  30.  Mai  18^  (Art  28).  Zu  erwähnen 
ist  endlich  noch  das  G.  v.  21,  April  1898  ayant 
pour  objet  la  creation  d'uae  oaisse  de  prevoy- 
ance  entre  les  marins  fran^ais  contre  les  risqaes 
etc.,  welches  in  seinen  Artt.  6  und  7  Bestim- 
mnngen  über  die  Hinterbhebenenveraorguag 
enthält.  Eine  einheitliche  Nonniernng  der 
HinterbliebenenpensioDBTerhältnisaeder  niederen 
MiUtära  briugt  dae  Q.  v.  11.  Jnli  1809,  —  Da§ 
Mass  der  militärischen  Witwenpension  ist  '/»i 
bei  Nichtnffizieren  '/<<  bei  OfÜzieren,  die  gefallen 
oder  an  KriegBschäden  erlegen  sind,  "/:,  bei 
solchen  Kichtofü zieren  '/,  des  Ruhegehaltes. 


Schon  oben  ist  hervorgehoben,  dass  an 
einigen  Universitäten  frühzeitig  eigene  Wit- 
wen- und  Waisenkassen  begründet  wurden ; 
im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  sind  dann  an 
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allen  deutechen  Hochschnlen  —  mit  Aiib- 
nahme  der  Akademie  Münster  und  des 
Lyceum  Hosianum  zw  Braunsberg  —  be- 
BondereHnrichtuneenzwrReliktenveraoi^ung 
geschaffen.  Da  diese  Aostalten  zum  Teil 
auf  "wenig  befriedigenden  Orundlsgea  be- 
ruhten und  die  den  Hinterbliebenen  zuge- 
sicherten Pensionen  sehr  verschieden  waren, 
wurde  in  PreiiBsen  im  Jahre  1888  eine  ein- 
heitliche R^lung  dieser  Füraoi^e  im  An- 
schluBS  an  die  bereits  bestehenden  Einrich- 
tnngeu  bewirkt.  An  aUen  prenseischen 
ÜEiveraitaten  beträgt  nunmehr  das  Witwen- 
geld für  die  "Witwe  eines  ordentlichen  Pro- 
fessors 1400  Mark,  für  die  Witwe  eines 
auBBerordentlichen  Professors  1000  Mark. 
Das  Waisengeld  beziffert  eich  für  eine  Qanz- 
waiee  auf  600  Mark,  für  jede  weitere  Ganz- 
waise auf  400  Mark,  fOr  eine  Halbwaise 
anf  40O  Mark,  für  jede  weitere  Halbwaise 
auf  250  Mark.  —  Die  früher  erhobenen 
Beiträge  und  Antrittsgelder  sind  in  Weg- 
fall gekommen.  Im  übrigen  haben  die  ein- 
seinen Universitäten  ihre  besonderen  Kassen 
bebalten,  denen  bedeutende  Zuschüsse  aus 
der  Staatskasse  (insgesamt  160000  Mark) 
flberwieseu  werden,  um  die  immerhin  hohen 
Pensionen  zahlen  zu  können. 

An  den  meisten  üniversititen  bestehen 
zur  Ergänzung  der  staatlichen  Unterstützung 
noch  besondere  Hilfskaesen  für  die  Hinter- 
bliebenen. 

Im  Hinblick  auf  die  nichtpreussischen 
Universitäten  sei  folgendes  bemerkt: 

In  Bayern  (München,  Wflrzburg.  Erlangen) 
winl  '/6  des  höchsten  von  dem  Verstorbenen 
bezf^nen  Gehaltes  gewährt.  Jede  Waise 
erhWt  bis  zTim  vollendeten  20.  Lebensjahre 
oder  anderweitiger  Versorgung  Vb,  die  Doppel- 
waise ".'lo  der  Witwenpension.  Bei  Erwerbs- 
unfähigkeit kann  das  Waisengeld  lebens- 
länglich gezahlt  werden.  Es  wird  nur  ein 
einmaliger  Beitrag  von  10"/o  des  Gehaltes 
erhoben.  In  Erlangen  besteht  ausserdem 
eine  besondere  Witwen kasse,  auf  welche 
hier  nicht  näher  eingegangen  werden  kann 
(8.  darüber  Schanz,  Das  Erbe  der  Witwen 
nnd  Waisen  der  Universitätsprofessoren  S. 
45ff.)  In  Württemberg  (Tübingen)  erhält 
die  Witwe  '.'s  der  Pension  des  Verstorbenen, 
jede  Halbwaise  Vs,  jede  Ganzwaise  '/*  des 
Witwengeldes. 

Die  Hinterbliebenen  der  Professoren  der 
Universitäten  Heidelberg,  Freiburg,  Giessen, 
Rostock  erhalten  Witwen-  und  Waisengeld 
wie  die  Hinterbliebenen  anderer  Staatsbe- 
amten. Hier  finden  die  oben  (eub  IH)  ge- 
nannten Bestimmungen  sinngemässe  An- 
wendung. Für  Eostoek  kommt  in  Betracht 
das  Statut  für  das  Civil-  und  Militärdiener- 
Witweninstitut  vom  17.  März  1863. 

Besondere  Kassen  haben  die  Uni veriii täten 
Leipzig,  Jenft  nnd  StnuMbarg. 


Jahresbeitrag,  die  aoBiierordeDtlichen  je  ßü  Hark. 
Die  Witwe  erhält  '1^  des  Gehaltes,  diejenige 
eines  Ordinarius  mindestens  1800  Mark,  die 
eines  Extraordinarios  mindestens  1000  Hark; 
jede  Hftlbweise  Vn,  Jede  Ganzweise  'Uo  der 
Witwenpension.  Im  Falle  besonderen  BedOri- 
nisses  kann  die  Pension  um  '/>  erhiJht  und 
unter  besonderen  Umständen  auch  Waisen 
Qber  das  18.  Lebensjahr  hinans  eine  Unter- 
stützung gewährt  werden.  Daneben  best^t 
seit  dem  l.  April  1892  eine  „Hilfs-  nnd  TUchter- 
pensioiiHkuge",  anf  deren  Bestimmungen  hier 
nicht  nlher  eingegangen  werden  kann. 

In  Jena ,  wo  gleicbfnills  eine  besondere 
Witwen-  und  WaiBenTersorgnngsanstalt  besteht, 
betrftet  der  Jahresbeitrag  für  die  Professoren 
nnd  ndheren  UniveraitAtabeamten  108  Harti; 
derjenige  der  mittleren  und  niederen  Univerü- 
tätsbeamten  &4  bezw.  27  Mark.  Bei  den 
ICB  Mark  Jahresbeitrag  Zahlenden  erhält 
die  Witwe  900  Hark,  ein  Emd  200  Hark,  ein 
zweites  150,  jedes  weit«re  100  Mark, wobei  jedoch 
Witwen-  nnd  Waisengeld  zusammen  nicht  mehr 
als  1450  Hark  betragen  darf.  Ist  keine  bezugsbe- 
rechtigte Witwe  vorhanden,  so  erhält  das  erste 
SindbOOMark,  die  weiteren  dieselben  Betifge  wie 
eben  genannt,  doch  insgesamt  nicht  über  1050 
Hark.  Bei  den  einen  geringeren  Beitrag  zahlenden 
Mitfliedem  ermässic^n  sich  die  Bezüge  auf  die 
fiälrCebezw.  anf  ein  Viertel  (Satzungen  vonl89ö]. 

In  Strassbnrg  ist  anf  Omnd  des  Q.  v.  26. 
Dezember  1873  die  Relikt«nversorgmig  der  Dni- 
veraitätslehrer  in  der  'Ä'eise  geregelt,  dans  die 
Witwe  Va  des  ietzt«n  ans  der  UniversitätskaSH« 
^zahlten  Staatsgehaltes  des  Verstorbenen  er- 
hält, mindestens  jedoch  960  Mark  nnd  hSchstens 
1600  Mark.  Die  Waiaenpension  beträgt  far 
jede  Waise  320  Mark.  Im  März  I90L  iet  seitens 
der  Universität  ein  Antrag'  betreffs  Neuregelung 
der  Frage  nach  dem  Vorbilde  der  prenssischen 
Bestimmungen  an  das  Hinisterium  gerichtet 
worden,  worauf  jedoch  bisher  noch  nichts  erfolgt 
ist.  An  der  Universität  besteht  eine  Eüfskasse, 
anf  deren  Statut  nicht  näher  eingegangen  werden 

In  Oesterreicb  erhält  nach  dem  Q.  v.  14. 
Mai  1896  die  Witwe  eines  ordentlichen  Pra- 
fessors  ISOO  Gulden,  die  eines  ausserordentlichen 
900  Gulden.  Jede  Halbwaise  erhält  bis  znr 
Versorgung  bezw.  Vollendung  des  24.  Lebens- 
jahres Vi  "Jer  Witwenpension,  Ganzwaisen  er- 
halten zusammen  die  Hälfte  derselben.    Sollten 


[gelegt  bis  zur  Erreichung  der  vollen  Witwen- 
pension, Für  diese  Leistung  des  Staates  wird 
ein  Jahresbeitrag  von  3%  des  Gehaltes  erhoben. 

VT.   Die   Witwen-    und   Waisenversor- 

gnng  der  Geistlichen,  Lehrer  und  Kom- 

mnnalbeaniten. 


Staaten  besondere  Gesetze  erlassen,  zum  Teil  in 
grosser  Zahl,  die  jedoch  keine  neuen  Gesichts- 
punkte bieten,  während  man  sich  in  anderen, 
wie  z.  B.  in  Baden,  Sachsen- AI tenbnrg  damit  be- 
gnUgte,  diejenigen  Geistlichen,  welcbe  vom  Staate 
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angestellt  sind,  in  die  CiTilstaatsdienerwitwen- 
kasse  einznbezieheQ.  Besonders  die  thüringischen 
Stuten  (e.  B.  Saciueu-Weimar  1898,  Sactisen-Mei- 
ning^n,  Schwiirzbnrg-RiidolBtadt  18^,  SachseD- 
CobüTE  1900)  regelten  die  Stataten  der  Pfarrei'- 
witwenkaase  und  erhöhten  zum  Teil  die  Pen- 
sionen. In  Prensäen  werden  diese  Dinge  »ngar 
för  einzelne  Provinzen  besonders  festgesetzt; 
das  Q.  V.  7.  Jnli  1900  regelt  das  Rnhegehatt 
der  Organisten,  £antiiren  und  KOster  and  die 
Fürsorge  für  ihre  Hinterbliebenen.  Die  Pen- 
sionen sind  im  grosaen  und  ganzen  geringe. 
Auf  näheres  hier  einzugehen  verbietet  derRanm. 

b)  Gleiches  gilt  von  der  Hinterbliebenen- 
Tersorgnng  der  Lehrer.  Es  sei  hier  nar  er- 
wihnt,  dass  in  dem  neaest«n  nreossischen  Gesetz 
betreffend  die  Fürsorge  der  Witwen  and  Waisen 
der  Lehrer  an  Öffentlichen  Volhsschnlen,  Totn 
4.  Dezember  1899  die  Dinge  ganz  in  gleicher 
Weise  geregelt  sind,  wie  dies  das  G.  v.  17.  Mai 
1897  für  die  Civilstaatsbeamten  thnt.  Damit 
sind  die  bestehenden  Lehrerwitwenkassen  fUr 
nenen  Beitritt  geschlossen. 

c)  Von  neueren  Gesetzen  über  die  Hinter- 
btiebenenversorgang  der  Kommunal-  und 
KOrperschaftsbeamten  seien  nur  erwähnt 
das  prenssiache  G.  v.  30.  Juli  1899  (Kommnnal- 
beamten],  das  württembergische  G.  t,  2b.  Juni 
1^4  (KOrperschaftsbeamte)  nnd  das  hadische 
G.  V,  8.  Jnli  1896  (Gemeinde-  nnd  Kflrperschafts- 
beamte).  Diese  Gesetze  bieten  im  Vergleich  zn 
den  Civil staatflbearatengesetzen  keine  Besonder- 
heiten; bemerkenswert  ist  nur  die  Höhe  de« 
Witwengeldes  in  Baden,  die  60%  des  Hnhege- 
haltes  betragt;  sn  erwähnen  ist  ausserdem,  däsa 
in  Preussen  der  Böchstbetrag  siuh  auf  2000 
Mark  belauft  und  die  aus  anderen  Quellen,  z. 
B.  von  der  Stadtgemeinde  gezahlten  Ver- 
sor^ngen  bei  der  Festsetzung  der  Peusionen 
in  änrechnnng  gebracht  werden. 

VII.  Die  privaten  Versicherangaunter- 
nebinnngen. 
Nicht  nur  für  die  Staatsbeamten,  sondern 
auch  für  die  grosse  Anzahl  der  in  Privatunter- 
nehmen  angestellten  Beamten  liegt  die  Notr 
wendigkeit  der  Hinterblieben enfürsorge  vor,  die 
nun  auch,  soweit  sie  aberhanpt  vorhanden  ist, 
von  privaten  Unternehmungen  gepflegt  wird. 
In  Ergänzung  der  oben  sub  I   gegebenen  all- 

fsmeinen  Bemerkungen  sei  hier  nur  folgendes 
hatsächliche  kurz  erwähnt.  Die  private  Ver- 
sorgung wird  in  vielen  Fällen  von  grossen 
Finnen  selbst  für  ihre  Ange8tellt«n  in  die  Hand 
genommen  (z.  B.  C.  Merck  in  Darmstadt,  Carl  Zeias 
in  Jena,  Krupp  in  Essen).  Wichtiger  aber  sind  die 
grossen  allgemeinen  PensionsuntemebinnDgen, 
iint«r  deneudieersteStelleder  „ Deutsche  Private 
beamten verein"  in  Magdeburg  einnimmt  Dieser 
Verein,  der  die  Korpnrationarechte  im  Jahre 
1886  verliehen  nnd  1891  bestAtigt  erhalten  hat, 
bat  neben  anderen  Kassen  auch  eine  auf  ver- 


Witwenkasse.     Immer   mehr  wenden  sich 
Arbeitgeber  den  Einrichtungen  dieses  Vereines 
zn,    nm    dadurch    diejenigen    sozialpolitischen 
Zwecke  zu  erreichen,  die  ihnen  sonst  nicht 


e  den  ganzen  Versicherungs- 


Slan  nach  den  fUr  die  Hinterbliebenen versa^tiiig 
er  Staatsbeamten  geltenden  Orandsfitzen  ein- 
S erlebtet  hat.  Auch  die  hGheren  Beamten  wer- 
eu  dabei  berttcksichtigt,  wobei  jedoch  das 
8—9000  Mark  übersteigende  Einkommen  für 
dieVersicherung  ausser  Ansatz  bleibt.  Abgesehen 
davon  werden  in  der  Hauptsache  durch  den  Verein 
die  mittleren  Schichten  des  Beamtentums,  die 
den  von  der  staatlichen  sozialpolitischen  Für- 
aorgegesetzgebung  erfassten  Schichten  sozial 
benachbart  sind ,  der  Versorgung  teilhaftig. 
Erweiterungen  der  Qeschäftstbätigkeit  des 
Vereins  and  jHugst  wieder  in  Aussicht  ge- 
nommen ;  so  soll  demnächst  eine  Waisenhaase 
auf  versichernngstechni  scher  Basis  erüffnet  wer- 
den, während  bisher  nur  eine  W&isenstiftnng 
bestand,  ans  welcher  Erziehnugabeihilfen  an  die 
Kinder  verstorbener  Mitglieder  gewährt  werden. 
Ausserdem  gewährt  der  Verein  den  Witwen 
und  Waisen  seiner  Mitglieder  Bechtsschntz 
(unentgeltliche  Führung  von  Prozessen)  nnd 
Bechtsrat.  Beitrittaberechtigt  zur  Witwenkasse 
ist  jedesMitglied  des  Privntbeamten  verein«,  wenn 
dasselbe  das  45.  Lebensjahr  noch  nicht  über- 
Bchritt^u  hat  nnd  wenn  die  Ehefrau  nicht  mehr 
als  20  Jahre  jünger  ist.  Die  Versicherung  er- 
folgt nach  Anteilen,  welche  innerhalb  der 
Zeit  der  Aufnahmefähigkeit  erworben  werden. 
Die  EndigungsgrDnde  des  Witwenanspruche« 
sind  ganz  analog  den  Omndafitzen  der  staat- 
lichen Versorgung.  Da  im  Übrigen  die  Reee- 
lung  der  Beiträge  und  Bezüge  auf  versiche- 
rangstechnischer  Grundlage,  nach  Anteilen  er- 
folgt nnd  in  einer  Omndabteilung  und  Zusatz- 
abteilung im  einzelnen  nach  Tarifen  geregelt 
ist,  so  würden  nähere  Angaben  hier  zu  weit 
führen.  Es  sei  verwiesen  auf  das  zum 
letzten  Mal  in  der  Hauptversamirilung  der 
Witwenkasse  im  Jahre  1901  revidierte  Statut 
der   Witwenkasse    und  nur  erwähnt,  dass    es 

S'etzt  mtJglich  ist,  beim  deutschen  Privat- 
leamten verein  eins  Witwenrente  bis  zu  ungefähr 
3500  Mark  zn  versichern.  Hit  diesen  Kmrich- 
tnngen  geht  der  Verein  Über  die  Lebensver- 
sicherung hinaus  nnd  bietet  allen  Privatbeamten, 
die  der  staatlichen  Fürsorge  nicht  teilhaftig 
sind,  auf  versicheruugstechnischer  Grundlage 
die  Möglichkeit  privater  Witwen-  und  Waiaen- 
versorgung. 

Litteratart  Bti  der  Bearbfituvg  dlatt  Artikel» 
fcurde  der  nämliche  am  der  ereiat  Auflage  von 
Z^duffy  ^uter  i.  T.  übernommen.  DU  Geteu- 
gebiing  u{  6u  tum  ScMuti  da  Jahre*  1900  berilek- 
tiehtigt  yxrrdtn.  Da  a  an  einer  ertch/ip/enden  Ge- 
tamtdaTttellung,  lelbtt  nur  an  dem  r«nut:A  einer 
toUhen,  fär  (tat  Geaamlgebiet  der  Wittcen-  imd 
Waitenvertorgung  und  -veräickenaig  mr  Zeit  noek 
gebriehl  und  eine  loUhe  natürlich  avch  hier  nieM 
gegeben  werden  ionnie,  leien  im  folgenden  unter 
den  Litteratvrangaben  auch  einige  tpeeielltre 
Arbeiten  a'nfgeführt,  vm  auch  JSr  abgelegenere 
Gebiete  Material  naehiuteeiien. 

Zur  Getchiehlt.  der  W-  uR<I  W.- 
Kateen  (f.  Max  Oebauer,  Die  »og.  Lebmu- 
vereicherung ,  Jena  2ÄSJ ,  S.  SS  ff.  (Hier 
aaeh  wiitere  Litteralurangaben  ■')  —  J.  H.  O, 
V,  Jiislt,  Orvndidlie  der  Policeywiuen- 
tehaft,  GöUingtu  nss,  S.  1S6.  —  Polieey- 
nnd  Cameral-Magaiin.  Hgg.  con  i/bh. 
Hefnr.  iMdtc.  BergUu,   IX.  Bd.  (FranJ^urt 
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n.  Jtf.  17T4),  S.  lOiff.  —  PmU  JtuMb  Mar- 
p«iV^''r  Stontti  pitlatii  uder  Leih-,  Attitlenz- 
und  mi/thäuicr,  Leihebanken  und  Lombard*  elc. 
Xeue  verbeiierte  Aitßage.  Hgg.  von  Jol\.  H. 
aotU,  V.  Juatt,  Leipiig  und  Ulm  1760.  — 
ftelHehhauer,  Die  Slerbciatierivereine,  We 
38St.  —  von  Bonne,  Da»  SfatHtreeht  der 
preiiMitchen  ifonarcliie,  4,  Auß.  IIL  Bd.,  S. 
6S4ß'.  —  K.  O,  Haupt,  Sammlung  vrm  Regle- 
ment* etc.  in  beireff  der  K.  Frevu.  Wilweaver- 
pfitgungtanttaü  und  der  Offixiertutüirenkaiie, 
Quedlinburg  ISSS.  —  B.  Wegener,  Dae  Patent 
und  Seglement  f.  die  Xönigl.  Preuu.  AUgemeine 
WüteentxrpßegvngeatutaÜ,  Berlin  1S6£,  —  Ge- 
Khichlliehe  Angaben  finden  rieh  auch  im  Mar- 
quard»tinachen  üandbueh  (t.  u.)  und  in 
Seydel,  Bayeritehei  Staaltreeki. 

Die  heute  giltigen  Oeietit  *i«d  im 
Texte  genannt.  Cf.  die  DartUüvngen  de» 
Staattreehtt  der  eiaidncn  Sta  aten  i»  Ma  r  - 
qaardten,  Handbuch  de«  Oßenliichen  Rechte 
der  Gegenvart  in  Mojiograpkieen  (Freiburg  tind 
TObingeu),  da*  jetzt  in  iter  Auflage  zu  er- 
teheinen  begonnen  kat  (die  tüddeutechen  Stalten 
tind  bereite  ertekienen).  Von  den  DartlelluTtgea  de> 
aueländiechen  Staattrechlee  enütalt»n  diejenigen 
über  Italien  und  Luxemburg  bmuehbare  Angaben 
tt6cr  die  WUtcen-  und  Waiienvereorgung.  — 
Ulbrlch,  Lehrbuch  de*  üiterreichiichcn  Staatt- 
rechlt,  Berlin  tSSS.  —  Oumplovtcz ,  Da* 
Silerreichiiehe  Slaaterechl,  Wien  I89I.  —  Vgl.  die 
Kommentare  tu  dem  preuetitchen  GeteU  von 
MetMner  (Berlin,  Kortkampf,  1882),  und 
Ko&ub,  (Berlin,  Peiter ,  188«).  —  LudtHff 
Elater,  Die  itmen  preuttieehen  Beamten- 
gaeUe.  in  JoAt*.  /.  Nat.  und  Slat.,  If.  F.  VII. 
Bd.  (ISSS).  ä.  1S7  ff.  ~  Zimmermann,  Die 
Brauniehuieigieche  BeamIm-Wil-ieen-  u.  Waiten- 
1'ereorguiigeanilalt  in  ihrer  geeetilichen  nnd 
finamiellen  geichiehtlicken  Entieickelung.  (In 
■^Beiträge  tur  Staiittik  de»  Berzogtum»  Braun- 
tehweig«.,  Heß  XI,  1894).  —  Haraeim,  Art. 
Wilven-  und  Waiten-Pentionen  in  Stengel'» 
Würterbuch  de»  deutechen  VertBoltviiyerteht» 
(f)-eAwg  ISSO),  II,  S.  9i6ff.  —  Wagn^, 
Fiat.  I,  }  16S.  —  Jl  Bltmtkl,  Der  Btterreirhi- 
»ehe  CivH*laal*dien*l.  Wien  ISSfl.  —  Artikel 
Ptnelon*  in  Block,  Dietionnaire  de  l'Admi- 
nielration  fran^ite.  —  Sim^met,  TiTiiti  rtimen- 
tairc  de  droit  public  et  adminittralij.  Pari» 
ISSS.  —  J.  Daniel»,  Die  Koelenfrage  der  Ver- 
lorgung  der  BeanUen-Wtt-aen  und  Waieen,  A?j/n 
1893.  —  P.  Jtaude,  Die  Venorgung  der  fVit- 
wen  und  Kaiten  der  Profeeeoren  und  Beamtin 
an  deniichen  Ünivertilälen ,  Berlin  ISSS.  ~ 
BAArIce,  Bettimmtmgen  über  die  Vertorgnng 
der  Sinlerbliebenen  von  Angehörigen  de*  Seichi- 
heere»,  Berlin  I894.  —  Derselbe,  Kurte  Dar- 
»lellvng,  Berlin  1896.  —  C  Oarei»,  Ge»eU  betr. 
FllT»orge  /.  d.  H'Öwen  «.  Wiiieen  der  Pereiinen 
de»  Soldalcntlande*  r.  IS.  Juni  1896,  Gieaen 
1896.  -^  Derselbe,  Neue»  Reich»-  mit  preuie. 
Oeteti  V.  2i.  Hai  1S9S,  Gleiten  1S94.  —  O. 
Mahn,  S.-.Vil.-P.-Ge».,  Gc».  betr.  die  Peneion 
und  Vert.  etc.,  Berlin  1897.  ~-  W.  Stoelanann, 
Die  Venorgung  der  Prediger-  n'iliren  u.  Waieen 
in  der  erang.-lulA.  Kirrke  der  I^-or.  Sehletwig- 
Ni>l»lein,  Kiel  189S.  —  Klarmlg,  I>a»  lande»- 
kirchliche  H'itmen-  und  H'ai»enveriiorgungige»et2, 
Wittenberg  1889.  —  G.  Behanx,  Dae  Erbe 
der  Wittren  u.  Waieen  d.  L'niverrit/ll»pro/etiore», 


Bamlierg  1397.  —  lAulwlg  Bieter,  Die  Ge- 
hälter der  ['niver*ilät*profe*toren,  in  Jahrb.  /. 
Not.  u.  Stal.,  III  F.  Bd.  13,  1897,  H.  S  u-  S 
(aus  den  hier  genannten  weiteren  Litteratur- 
angaben  teicn  cnrShnl :  Hasse,  Die  Mängel 
detiteeher  Cnivereitäteeiurichtungen,  Jena  1887 
und  V.  Schulte,  Die  Be»oldung»verhältni»ie  der 
L'nivenitättpro/eeioren  in  /Veuwen,  Jahrb.  / 
Aat.  u.  Stau,  Bd.  I4.  1887,  H.  1.)  —  Tabellen 
der  Witicen-  und  Waieengeldbeträge  etc.  der 
preuttieehen  Staaltbeomlen ,  Leipzig  ISSS.  — 
Z.  H.  Bubendey,  Die  Wiluenkaeie  der  Lehrer 
am  Jokanneum  von  1786—1886,  HanAurg  1SS6. 
—  W.  Peiper,  Die  Geeetie,  BeglcmenU  und 
Verordnungen  äftfr  die  £lenienlarUhrer-Witiren. 
und  Waieen -Peneione-Amlalien  der  iVmiiu 
Schienen,  Breelau  188t.  —  J.  Stengel,  JSnl- 
vtirf  tu  einem  Elementarlehrrr-Dotaiiont;  Pen- 
lioni-  und  Wiliren-  und  Wai*enpention»-Geiett, 
Ralibor  ISSS.  —  Thiel,  Denktchrifi  tur  Jubt- 
lättme/eier  nach  SSjährigrm  Beliehen  der 
Bochumer  Lehrer-  Wilteen-  und  Wai»enka»»e  1884, 
Bochum  I884.  —  J.  Karup,  Die  Finantlage 
der  Gotiaisehen  Staattdiener-Witteen-Sutietät  am 
31.  Dezember  1890,  Dretden  1892.  —  J.  Scheele, 
Empfiehlt  e*  sieh  für  diejenigen  Geitliiehe», 
welche  Mitglieder  der  AUlgemeinen  WilBicii-Ver- 
pßegungia»*tall  eind,  da*»  lie  für  ihre  tilnftigeit 
Witieen  auf  da»  in  dem  neuen  Kirrliengesrit 
bettimmle  Wilvrngeld  verticklenT  Halle  1SS9.  — 
E.  KobaM,  Ueber  da»  Ver»icherung»ire»en  der 
Bergwerke-Bniderladen  und  ähnlicher  JL'oikh- 
einriehtungen.  2.  Die  Wunen-  und  Waieenxer- 
ticherung,  Leobtch  ätz  1393.  —  H.  ti.  Franken- 
berg.  Die  ieriorgung  der  Arbeitencilieen  und 
■Waiteu  in  DeuUchland,  Arch.  /.  «01.  Geeetxgeb., 
Bd.  10  S.  466.  —  Die  «'ihren-  und  Waisen- 
kaetenbeträge  der  vllrllembergiechen  Staat*- 
beamten,  in  d.  ZeU»ehr.  /.  /reiM".  GerichtAarktit, 
1890,  ,S.  !9ff.  —  Die  Organitation  de»  Wilwen- 
und  WaitenpeiitionsiBeten»  im  Reich  und  in 
den  Bundetttaaten ,  Sehant'  Finant-Aretiir, 
1S99,  Bd.  I,  S.  399.  —  WitttcnkaetenbeitrSge 
der  Beamten,  in  der  Zeitickr.  der  Vereine  der 
badiechen  und  vilrltembergischen  f'inanibeamlen. 
1399,  S.  I7S.  —  Die  Witwen-  und  Waisen- 
tos*enbeiiräge  der  Staaltbeamten,  in  derMonal*- 
tehrljl  JÜr  deutsche  Beamte,  1899,  S.  317  ff. 
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der  Bodenspekulation. 

I.  Wesen  der  WohnongBfra^. 

Die  Wohnungsfrage,  d.h.  die  Frage 
der  ungenögenden  Befriedigung  dea  Wolm- 
bedürfnisses,  hat  eine  wirtschaftliche,  tech- 
oische  und  hygieiolsche  Seite,  Sie  ist  be- 
dingter Natur  und  je  nach  klimatischen 
VerhältoiGsen ,  allgemeinen  Kulturanforde- 
rungen  und  sozialen  Zuständen  in  ver- 
schiedenem Jlasse  vorhanden.  In  Länder- 
gebieten,  in  welchen  der  Mensch  weniger 
Schutz  g^en  die  Unbilden  der  Witterung 
bedarf,  wo  er  vorwiegend  im  Freien  sich 
aufhalten  und  arbeiten  kann,  wird  die 
Wohnungsfrage  unter  sonst  gleichen  Dm- 
stinden  niemals  die  Bedeutung  erlangen 
wie  in  solchen  der  gemässigten  und  kalten 
Zone,  wo  Baulichkeiten  einen  grossen  Teil 
des  Jahres  über  znra  Aufenthalt  für  die 
Familie  und  als  Arbeitsräume  dienen.  Mit  der 
Kultur  steigen  auch  dioÄnfortleningen,  welche 
in  Bezug  auf  Reinlichkeit,  Behaglichkeit  \md 
Schönheit  an  die  haulieben  imd  inneren 
Einrichtungen  der  Wohnung  gestellt  worden. 

Wir  mfissen  jedoch  eine  allgemeine 
und  eine  besondere  Wohnungsfrage  unter- 
scheiden. Die  erstere  besteht  darin,  dass 
ganz  allgemein  in  allen  an  Bevölkerung 
wachsenden  Städten  —  nicht  n«r  in  den 
Grossstädten,  sondern  auch  in  Mittel-  und 
Kleinstädten  —  infolge  des  raschen  Steigens 
der  städtischen  Grundrente  die  Wohnungs- 
preise schneller  steigen  als  das  Einkommen 
fast  sämtlicher  Klassen  und  die  Ausgabe 
für  <lie  Wohnung  daher  einen  immer 
grösseren  Prozentsatz  der  ganzen  Konsum- 
tion ausmacht.  Diese  allgemeiue  Wohnungs- 
frage ist  also  fast  allen  Klassen  gemeinsam, 
aber  sie  ist  im  wesenthchen  eine 
städtische  Frage.  Sie  hat  jedoch  keines- 
wegs für  alle  Klassen,  die  sie  Oberhaupt 
trifft,  die  gleiche  quantitative  Bedeutung, 
sondern  trifft  die  einzelnen  Klassen  um  so 
schwerer,  je  niedriger  ihr  Einkommen  ist, 
also  am  schwersten  die  unteren,  insbesondere 
die  lohnarbeitenden  Klassen,  die  heute  bis 
zu  einem  Drittel  ihres  Einkommens  für  die 
Wohnung  ausgeben  milsscn  gegen  ein 
Fünftel  bis  ein  Zehntel  und  noch  weniger 
bei  den  höheren  Klassen.  Aber  für  diese 
unteren,  lohnarbeitenden  Klassen  besteht 
auch  noch  eine  besondere  Wohnungsfrage, 
die  man  gemeinhin  als  Arbeiterwoh- 
nun^sfra^e  zu  bezeichnen  pflegt. 

Die  arbeitenden  Klassen  müssen  nämhch 
nicht  nur  auch  einen  stets  steigenden  und 
heute  schon  so  enorm  hoch  gewordenen 
Teil  ihres  Einkommens  auf  die  Wohnung 
verwenden,  dass  dadurch  praktisch  in  vielen 


Fällen  die  eingetretene  Steigerung  der  Ar- 
beitslöhne illusorisch  ffir  sie  wird,  sondern 
die  Wohnungen,  die  sie  f(\r  stets  steigende 
Preise  bekommen,  sind  ausserdem  zum 
grossen  Teil,  namentlich  bei  den  untersten 
Schichten,  in  gesundheitlicher  und  sittlicher 
Beziehung  unzureichend.  Und  schliesslich 
kommt  es  so  weil,  dass  sie  überhaupt  keine 
Wohnungen  zu  den  ihnen  erschwingbaren 
Preisen  bekommen  können,  so  dass  an  und 
für  sieh  zahlunp^Rlhige,  mit  der  Armen- 
pflege noch  nie  in  Berührung  gekommene 
Familien  in  Armenhäusern  und  dergleichen 
untergebracht  werden  müssen,  weil  es  über- 
haupt keine  Wohnungen  für  ihre  Bedürf- 
nisse und  Mittel  gtebt  —  dann  haben  wir 
die  richtige  »Wohnungsnot«. 

Die  bindere  Wohnungsfrage  der  unteren 
Klassen  besteht  also  mit  einem  Wort  in 
dem  Mangel  an  der  Zahl  und  Be- 
schaffenheit nach  genügenden  klei- 
nen Wohnungen  und  hat  zwei  Seiten: 
einmal  den  Mangel  an  Wohnungen  über- 
haupt und  dann  die  Mangelhaftig- 
keit der  vorhandenen,  Sie  ist  nicht  auf 
die  Städte  beschränkt,  sondern  besieht 
auch  auf  dem  Land,  wenigstens  ihre 
letztere  Seite,  die  Mangeliiaftigkeit  der  Woh- 
nungen, während  die  allgemeine  Wohnungs- 
frage eine  wesentlich  alÄdtische  Frage  ist, 
ja  sogar  »die  Stadtfrage«  »ai'  iSax/iP,  das 
grosse  Problem  aller  wachsenden  Städte. 

II.  Geachichtliche  Entwickelnng. 

Während  die  besondere  Wohnungs- 
frage, die  Arbeiterwohnungstrage,  naturge- 
mäfis  nicht  älter  ist  als  die  moderne  Lohn- 
arbeiterklasse seibat  und  die  moderne  Ar- 
beiterfrage; von  der  sie  einen  wichtigen  Teil 
bildet,  ist  die  allgemeine  Wohnungsfrage 
keineswegs  erst  eine  Erscheinung  unaererTage. 
NHiuentlich  bestand  sie  im  Altertum  in 
der  Zeit,  als  eich  hier  eine  der  modernen  ähn- 
liche Btädtiüche  Entwiekelung  vollzog;  das  be- 
weist nns  Pöhlmans  Schilderung  der  Wohnnngs- 
verhftltnisse  in  Rom  im  ersten  Jahrhundert. 
Für  Berlin,  Paris,  London  und  New- York  passt, 
was  Seneca  seiner  Mutter  über  Rom  schreibt: 
„Betrachte  einmal  diese  Menschenmenge,  ftlr 
welche  kaum  die  HItiiser  dieser  unermesslichen 
Stadt  reichen.  Der  grössere  Teil  dieses 
ächwarmes  lebt  fem  von  der  Heimat.  Einige 
hat  der  Ehrgeiz  hierher  geführt,  andere  dio 
Notwendigkeit  eines  öfFeDtJichen  Amtes,  andere 
ihre  StelTang  als  Abgeordnete,  andere  die 
Scbwelgerei,  andere  das  Streben  nach  Wissen- 
schaft, andere  die  Industrie ,  welche  hier  aus- 
gedehnten Stoff  findet,  ihre  Oeschicklichheit 
zn  zeigen.  Da  giebt  es  keine  Art  von 
Menschen ,  welche  nicht  in  der  Hauptstadt 
zusammenträfen ,  wo  sowohl  den  Tugenden 
wie  den  Iisstern  grosse  Prämien  winken." 
Die  HSnser  in  Rom  in  der  Kaisereeit  waren 
7—9  Etagen  hoch.  Tertollian  vergleicht  die 
durch  ihre  hoch  Übereinander  getürmten 
Stockwerke    sprichwörtlich    gewordene    insnla 
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des  Felicles  mit  dem  ÄnfbEin  der  verBchie- 
deaeo  Himmet  bei  den  Guoetikeni.  Harttal 
wjiiidert  eiaen  armen  Teufel,  der  SOO  Stufen 
zD  seiner  Dachwohiinng  emporzusteigen  bat.  und 
ereählt  von  den  finsteren  Proletarie rwohnnii gen, 
in  denen  man  nicht  aufrecbt  stehen  kann.  Bs 
sab  nur  wenige  Hauseigentümer,  Jie  meisten 
Bürger  wohnten  snr  Miete  in  den  grossen 
Hieuasemen  —  insnlae.  Der  reiche  Eigen- 
tümer vermietete  das  Hiethaus  nicht  an  die 
einselnen  Parteien,  sondern  an  einen,  der  dann 
die  Verwaltung  hatte.  Hieran»  entwickelte 
sich  das  besondere  Rech  («ins  titut  der  Snperficies. 
Der  Snperficiar  nahm  in  der  Regel  einen  Miet- 
BUfschlag  von  20—30  Prozent.  Es  gab  genug 
Lente  in  Rom,  die,  wie  t.  6.  Cicero,  mehrere 
insnlae  oder  ganze  Strassen  nnd  Ellnser- 
viertel  ihr  Eigen  nannten.  Einer  der  bekann- 
testen Hausbesitzer  und  SaostellenhBndler  war 
der  Wncbeier  CraaeuB.  Er  hatte  am  Ende  an 
Qrund-  nnd  HSnserbesitz  nahezu  die  halbe 
Stadt  Rom  zu  eigen.  Wie  heute  der  Saustellen- 
eigentümer  dem  Bauunternehmer  auch  noch 
das  Baukapital  giebt,  so  gab  QraHsuB  seinem 
ürundatDckkäafer  an  Stelle  des  Kapitals  nnfreie 
Bautechniker  nnd  Bauhandwerker  znr  Miete. 
Der  bauliche  Zustand  solcher  insnlae  mass  ein 
höchst  mangelhafter  gewesen  sein.  Eansein- 
stUrze  waren  keine  Seltenheit  Eine  tjpiäche 
Fignr  ist  der  Hausverwalter,  den  Juveual  schil- 
dert, wie  er  die  wankende  Maoer  gestutzt  und 
einen  klaffenden  Riss  durch  üeberstreicheu  ver- 
deckt hat  nnd  dann  den  Mietern  versichert,  sie 
kannten  ruhig  schlafen  gehen.  Toner  müssen 
die  Mietwohnungen  auch  gewesen  sein  Schon 
zti  Catos  Zeiten  wird  über  die  Unerschwing' 
lichkeit  der  Mieten  geklagt.  Von  einem  de- 
poBsedierten  ägyptischen  Künige  wird  erzählt, 
dass  er  wegen  der  teueren  Miete  eine  kleine 
ärmliche  Wohnung  in  einem  hochgelegenen 
Stockwerke  beziehen  mnaste.  Die  hohen  Miet- 
preise fahrten  wiederholt  in  der  Uebergangs- 
zeit  von  der  Republik  zur  Eaiserzeit  zu  den 
Anträgen  auf  gesetzliche  Hictzinserlasse,  denen 
nicht  selten  Barrikadenkämpfe  vorauf  gingen. 
Cäsar  und  später  Ocraviun  dekretierten  nach 
dem  Triumph  ihrer  Sache  zn  Gunsten  der  Miet- 
bevölkernng  und  zum  Schrecken  der  Hausbe- 
sitzer einen  einjährigen  Erlass  der  kleinen 
Mieten,  d.  h.  für  Rom  bis  zn  4:^5  Mark,  für 
die  anderen  italienischen  Städte  bis  zu  lüi)  Hark. 
Folge  der  Mietai^igerungen  waren  auch  die 
häimgen  Wohnungswechsel  am  1.  Juli.  Als 
„Schmach  des  1.  Juli"  schildert  Martial  den 
UmEug  des  armen  vom  Hausherrn  gepfändeten 
und  auf  die  Strasse  gesetzten  Familienvaters. 

Dann  sind  wir  noch  Über  eine  zweite  Pe- 
riode im  Mittelalter  unterrichtet,  nämlich 
Über  die  Verhältnisse  in  Paris  im  13.  Jahr- 
hundert. Damals  nahm  die  Pariser  UiiiverBität, 
an  welcher  Albertus  Magnus  und  Duns  Scotus 
lehrten,  einen  grossen  Aufschwung,  und  es  ent- 
stand eine  Wohnungsnot.  Hier  bestand  ein 
einfaches  Mittel  znr  Abhilfe  daiin,  dass  KOnig 
Ludwig  Taxat<jreu  ernannte ,  die  bestimmten, 
wieviel  diese  oder  jene  Wohnung  kosten  sollte. 
Wer  den  feslgesetzten  Mietpreis  nicht  einhielt, 
wurde  gesetzlich  bojikotiiert,  er  durfte  die 
Wohnung  ö  Jahre  laug  nicht  venuieten.  Die 
Uebertretung  wurde  an  Vermieter  und  Mieter 
bestraft. 

Ueber  die  Verhältnisse,  wie  sie  in  D  e  o  t  s  c  b  - 


land  im  13.  Jahrhundert  herrschten,  wo  alle 
unsere  Städte  im  Wachsen  begriffen  waren, 
ähnlich  wie  heute,  fehlen  die  Forechnngen  Im 
allgemeinen  aber  küunen  die  Wohnnngsverhiit- 
nJBse  vom  13. — 16.  Jahrhundert  —  abgesehen 
von  hygieinjsohen  MissstSnden  —  nicht  zu  einer 
Wohnungsnot  geworden  sein.  Denn  ursprOne-lich 
batt«  jeder  Bürger  sein  eigenes  kleinen  Hans, 
die  Miete  oder  vielmehr  die  unkündbare  „Haus- 
leihe"  entwickelte  sich   erst  allmählich.     Viel- 


licher  Anzahl  Qebüude  nnd  Wohnhäuser  selbst 
besessen  und  erbaut  zn  haben,  die  sie  an 
ihre  Bürger  znr  erblichen  Benutziing  ver- 
mieteten. So  befanden  sich  im  14.  Jahrhun- 
dert in  Berliu  etwa  100  Häuser  nnd  Buden 
(kleine  Häuser)  im  Besitze  der  Stadt,  und  für 
Juden  nnd  Hüker  bestand  ein  Zwang,  in  den 
Zinshäusern  der  Stadt  zu  wohnen.  Diese 
städtischen  Zinshäuser  scheinen  dann  im  16. 
und  16.  Jahrhundert  grossenteils  in  das  Privat- 
eigentum ihrer  Bewohner  gekommen  zu  sein. 
Femer  sorgte  die  Stadt  Berlin  in  der  ältesten 
Zeit  dadurch  für  das  Bauwesen,  dass  sie  den 
Bauenden  Bauholz,  Ziegel  und  Kalksteine  nm- 
Honst  oder  zn  eimässigten  Preisen  lieferte.  Aehn- 
liches  erfahren  wir  von  Nürnberg  aus  dem  Ende 
des  lö.  Jahrhunderts  durch  das  BaumeisterbuclL 
des  Eudres  Tucher,  der  hier  von  1464  bis  1479 
Stadtbaumeister  war. 

üeber  Wohnungsfraffe  und  Wohnungv 
Politik  zur  Zeit  des  absoluten  Staates  hat  uns 
kürzlich  Paul  Voirt  für  Berlin  buchst  intereasaute 
Aufschlüsse  gegeben.  Danach  wurde  das  Ein- 
greifen des  absoluten  Staates  in  Prenssen  auch 
auf  diesem  Gebiete  wie  auf  den  anderen  der 
WiitHchafispolitik  durch  das  militärische  Inte- 
resse verursacht,  nämlich  durch  das  Bedürfnis, 
der  im  Jahre  1657  nach  Berlin  verlegten  stän- 
digen Glarnison  Unterkunft  zu  schaffen.  Durch 
das  Patent  von  1667  wurde  eine  durch  das  17. 
und  IS.  Jahrhnndert  sich  hinziehende  nmfaasende 
staatliche  Baupolitik  inauguriert,  die  erst  untw 
Friedrich  Wilhelm  U.  mit  dem  Aufkommen  der 
neuen  volkswirtschaftlichen  Anschauungen  ei» 
Ende  nahm.  Die  hauptsächlichen  Mittel  dieser 
Baupolitik  waren  :  Befreiung  von  Steuern  und 
Abgaben,  Gewährung  von  unentgeltlichem  Ban- 
material  und  Bauprämten  von  lO — 15  Prozent 
des  Bauwertes,  Bau  von  Häusern  auf  Staat»- 
kosten ,  die  hedingnngsloB  an  die  Bürger  ver- 
schenkt wurden  —  von  Friedrich  dem  Grosaea 
wnrden  in  Berlin  jedenfalls  'MO  grosse  Bürger- 
häuser mit  einem  Aufwand  alleiu  in  den  Jahren 
1780-85  von  1 140300  Thalem  auf  Staatskosten 
gebaut  und  verittbenkt  und  in  Potsdam  sogar 
620  mit  einetn  Aufwand  von  3  351271  Thalem 
—  endlich  Eingriffe  in  das  Eigentums-  und 
Mietrecht,  namentlich  auf  dem  Gebiet  des  Ent- 
eignun gerechtes  durch  iiiedrige  Normiemog  der 
Entschädigung  nnd  Inanspruchnahme  des 
Rechtes,  den  Besitzer  eines  Ban^undstückes, 
der  es  unbenutzt  liegen  lieas,  einfach  zu  expro- 
priieren; auf  dem  Gehiet  des  Mietrechtes  durch 
die  plützlii'be  willkürliche  Aufbebung  der  .his- 
hero  beobachteten  gemeinen  Recbta-Regel:  Kauf 
bricht  Miete"  und  durch  die  Verfügung,  das« 
diejenigen  ,.chriBtlichen  ParUculiers,  auch  Joden, 
SD  die  besten  und  ^rtissten  Häuser  an  sich  so 
bringen  Gelegenheit  gefunden"  nnd  an  der 
Steigerung   der    Mieten    guten    Teils    dadurch 
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Scbnld  seien,  dasa  sie,  ohne  wegen  ihrer  Be- 
dienaoC',  nomLrensen  Fuuilien  oder  starken  Ver- 
behrB  doEQ  f^ezwnngen  zn  sein,   sie  allein  be- 

trohsteD,  solches  „ans  Uebermat  nnd  znr  Ueppig- 
keit",  nicht  femer  thnn,  sondern  so  viele  Fa- 
milien wie  nach  Beschaffenheit  der  Häoeer  mO^f- 
licb,  mietweise  darin  aufnehmen  sollten.  Wenn 
sie  sich  datu  nicht  ^atwillig  verständen,  seilten 
sie  dazu  „durch  rechtlichen  Zwang"  an^ehalt«n 
werden.  So  Itiste  der  absoiate  Staat  die  Woh- 
nungsfrage. 

In  der  neueren  Zeit  mit  der  ihr 
eigenen  Entwickelunp  von  Industrie  und 
"Verkehr  und  der  hieraus  folgenden  Yer- 
änderung  der  Wohnsitze,  insbesondere  der 
rapiden  Ent Wickelung  der  Städte,  tritt  nicht 


e  allgemeine  Wohnungsfrage 
ä  auf   wie   nie  zuvor,  auch 


SchSrfe  auf  wie  nie  zuvor,  auch  nicht  im 
Altertum,  sondern  es  entwickelt  sich  zu- 
gleichauch  noch diebesondere Wohnungsfrage 
der  so  rasch  sich  vermehrenden  arbeitenden 
Klasseo.  Ausserdem  Bpringeu  jetzt  Uebel- 
stäude  im  Wohnungswesen  nicht  allein  des- 
wegen deutlicher  in  die  Augen,  weil  sie  in 
grosserem  Umfange  auftreten,  sondern  auch 
weil  sie  mehr  empfunden  werden  und 
weil  ausserdem  die  Mittel  zu  ihrer  Fest- 
stellung und  zu  einer  allgemeineren  Ver- 
breitung der  darüber  gemachten  Beobach- 
tungen umfassender  geworden  sind.  Die 
Qff entliehe  Aufmerksamkeit  wurde  so  in 
einigen  Ländern  besonders  seit  Ende  der 
30er  Jahre  auf  die  Wohnungsfrage  hinge- 
lenkt, indem  einzelne  Personen  die  von 
ihnen  vorgefundenen  Zustände  beschrieben 
und  in  Schrift  und  Wort  für  eine  Verbesse- 
rung wirkten. 

In  Belgien  wnrde  bereits  1837  eine 
Kommission  des  Ceniralrates  für  Qffentliche 
Gesondheitspdege  in  Brüssel  eingesetzt,  um 
die  Wuhnongeo  der  arbeitenden  Klassen  in 
dieser  Stadt  zn  erforschen  nnd  die  Mittel  zu 
ihrer  Verbegaernng  vorzuschlagen.  Der  von  ihr 
erstattete ,  von  Ducpetiani  verfasate  Bericht 
Isntete,  obgleich  in  Belgien  dos  Einfamilien- 
haos  vorherrscht,  sehr  nugUnstig.  Die  kleinen 
schlecht  gebauten  Hütten,  welche  meist  nur 
einen  Baom  hatten  nnd  in  denen  eine  zu  grosse 
Zahl  von  Personen  eng  beiaanunen  wohnten, 
machten  durch  ihren  Mangel  an  Lüftuog  und 
ihre  Unsauberkeit  ainen  „trübseligen  Eindruck". 
Die  OesQudheits Verhältnisse  der  Bewohner  waren 
einer  Verbeaserong  dringend  bedürftig.  184;-i 
wurde  eine  allgemeine  Enijnete  über  die  Lage 
der  arbeitenden  Klassen  veraDstaltet.  In  den 
1846— IMÖ  veröffentlichten  Berichten  hierüber 
wird  auch  die  Wohnungsfrage  besprochen.  In 
denselben  wird  u.  a.  über  Gent  bemerkt:  „So 
sind  jene  Anaammlangen  von  HnndelGchern  be- 
schaffen, welche  ein  Schriftatelier  mit  Recht 
als  Fiebemester  bezeichnet  hat  und  wo  die 
grosse  Hehrzahl  der  :E'abrikbevälkerung  von 
einer  Tw^esarbeit  ron  12—14  Stunden  ihre 
Buhe  sucht".  Geseizgebnng  und  Verwaltung, 
gemebnützige  GeseUsi  haften  nnd  Private  be- 
tassteu  sich  mit  der  Frage  einer  Reform,  ohne 
dass  jedoch  nennenswerte  Erfolge  erzielt  wur- 


den. Bis  zur  neueren  Zeit  hat  das  Interesse 
ttber  den  guten  Willen  obgesiegt. 

Zur  gleichen  Zeit  wie  in  Belgien  wnrde 
die  n'ohnungsfrage  in  England  Oeijenstand 
der  Öffentlichen  AufmerksamlEeit.  Bereits  1841 
wnrde  die  Metropolitan  Association  for  Inipro- 
ving  the  Dwellings  of  the  Indnstrioiis  Classes, 
die  tllt«st«  der  hnmanitüren  Bangeseilschaften, 
ins  Leben  gerufen.  1844  veranlasste  Sir  B. 
Peel  die  Einsetzung  einer  Kommission  znr  Unt«r- 
snchung  der  Wohnungen  der  arbeitenden  Klaaaen 
in  den  grossen  Städten.  Derselben  folgten  noch 
eine  ganze  Reihe  anderer  Kommissionen,  bis 
dann  seit  1851  eine  grossere  Zahl  von  Special- 
gesetzen zo  Stande  kam,  deren  Erfolge  freilich 
auch  nicht  sehr  erheblich  waren.  Mit  Be- 
ginn der  80er  Jahre  wurde  die  Frage  wieder 
neu  angeregt.  Insbesondere  wendeten  ihr  die 
Daily  News  nnd  die  Pall  Mall  Qazette  ihr  In- 
teresse zu.  Letztere  Zeitung  hatte  eine  eigene  - 
KommisstoD  sur  Erforschung  der  Wohnnngazn- 
stände  in  London  ein^setzt  „Das  1884  ver- 
öffentlichte Ergebnis  dieser  Untersuchung  &ber- 
traf  die  bisher  gehegten  Beftlrchtnngen  noch 
bei  weitem"  (Aschrott) ,  während  noch  1873 
^gel  geglaubt  hatte,  dasH  in  England,  welches 
Land  ia  Benatzung  der  Mittel  zur  Wohnnngs- 
reform  am  weitesten  und  intensivsten  vorge- 
schritten sei,  von  einer  eigentlichen  Wohnungs- 
not keine  Kede  mehr  sei.  Auf  Antrag  von  Lord 
Salisbur;  wnrde  noch  im  gleichen  Jahre  eine 
Royal  Commission  to  inquire  into  the  housiog 
of  the  working  clossea  niedergesetzt,  welche  im 
folgenden  Jahre  über  die  Ergebnisse  ihrer  Unter- 
ancbun^en  Bericht  erstattete.  Darauf  erfolgten 
dann  die  später  zu  besprechenden  neneren  sehr 
weitgehenden  gesetzgeberischen  Hassregeln. 

In  Frankteich  hatten  die  Schilderungen, 
welche  Villermä  und  Blanqni  verOffentlichtan, 
1860  ein  Einschreiten  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt zur  Folge.  Doch  auch  hier  erlahmte  bald 
der  gut«  Wille  unter  dem  Druck  widerstreiten- 
der Interessen. 

In  Deutschland  ist  entsprechend  seiner 
späteren  städtisch -industriellen  Ent  Wickelung 
auch  die  moderne  WohnnngBtrage  später  auf- 
getreten.  Zwar  war  in  Berlin  scbon  in  den 
zwanziger  Jahren  des  19  Jahrhimderts  einmal 
eine  ^^  ohnnngsnot,  nnd  schon  1841  wnrde  da- 
selbst die  älteste  deutsche  gemeinnützige  Wob- 
nnngsgeselltichaft  gegründet,  aber  es  war  nur 
ein  sehr  kleiner  Kreis,  welcher  sich  damals  für 
diese  Frage  inieressiorte.  Der  beste  Beweis, 
dass  es  damals  eine  Wohnungsfrage  als  eine 
allgemeine  Kalamität  noch  nicht  gab,  liegt  wohl 
darin,  dass  im  Jahre  1848  das  Frankfurter  Par- 
lament in  der  Paulskirche  zwar  alle  übrigen  wirt- 
schaftlichen Fragen  in  Petitionen  undDiskussloueni 
behandelt  hat,  die  Wohnungsfrage  jedoch  nicht 
Nach  1848  aber  irt  sie  mit  der  Entwickeiung 
der  Industrie  ancb  in  Deutschland  rasch  in  Fluss 
gekommen,  und  es  war  damals  namentlich  der 
verdiente  Viktor  Aimf  Hnber,  der  ihre  Bedeu- 
tung erkannte  und  »ich  mit  ihrer  LSsung  be- 
schäftigte. Seit  Ende  der  60er  und  Anfang  der 
60er  Jahre  werden  dann  grüssere  Kreise  davon 
erfasst;  so  namentlich  nun  in  Frankfurt  a.  M., 
wo  damals  hauptttächlich  durch  das  Niederreissen 
alter  Häuser,  die  einer  grossen  Anzahl  unbe- 
mittelter Familien  billige  ^^'ohnungen  gewährt 
hatten,   eine  Wohnungsfrage    entstanden   war. 
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So  wird  im  Jahre  1859  hier  in  einem  Antrag 
nn  den  Senat  die  EerstelloDg  einer  grflsseren 
Zahl  von  billigen  Wohnangeo,  selbst  wenn  nötig 
dnrch  eigenes  Bauen  der  Stadt,  gefordert,  nnd 
es  kommt  wenigstens  zur  Gründung  der  ersten 
dortigen  gemeinnutzigen  Bangesel Uchaft.  Danu 
bemächtigten  sieh  die  vorhandenen  Volkswirte 
schattlichen  Vereinigungen  der  Frage:  das  war 
in  den  60  er  Jahren,  demberrscheudenMancheBter- 
tnm  gemäss,  hauptsächlich  der  Volks t^irtschaft- 
liche  Kongress  nnd  der  CentrnlTerein  fUr  das 
Wahl  der  arbeitenden  Klasnen.  Ersterer  be- 
handelte namentlich  in  Nürnberg  IStiö  nad  in 
Hsnibnrg  1867  nnd  in  einer  geraeinsam  mit 
dem  letEteren  ver&ssten  Schrift  die  Wohnungs- 
frage, aber  nnr  um  auch  hier  zd  dem  Schluss 
lu  kommen,  dass  es  sich  dabei  nur  nm  voll- 
atSndig  natürliche  Vorgänge  bandle  —  das 
Ergebnis  von  Angebot  nnd  Nachfrage,  die  sich 
immer  wieder  anszn gleich eu  streben :  wenn  za 
wenig  Wobnungen  aa  sind,  werden  mehr  g'e- 
bant,  wenn  zn  viele  da  sind,  kommt  ejne  Knsia 
nnd  reinigt  die  Luft;  wenn  sie  in  den  Städten 
EU  tener  sind,  bleiben  die  Lente  draussen, 
und  sonst  ist  es  hauptsächlich  eine  Frage  der 
Technik.  Daher  gelte  es  vor  allem  die  Beseiti- 
gung aller  bau  polizeilieben  Bestimmungen,  sonst 
aber  sei  nur  notwendig,  dass  Staat  nnd 
Üemeinde  jeden  stürenden  Eingriff  unterlassen. 
Nur  vereinzelte  Stimmen  (namentlich  Fancher) 
wiesen  schon  anf  eine  angesunde  Bau  Spekulation 
als  nicht  natürliche  Ursache  hin. 

Nach  dem  Kriege  von  1870,71  aber  setzte 
in  Berlin  infolge  de?  wirtschaftlichen  Auf- 
schwungs in  der  QrUnderperiode  eine  gro8.^e 
Wohnungsnot  ein ,  die  das  Irrige  jener  raan- 
cbeaterlieheo  Anschanungen  deutlich  bewies.  In 
zwei  gT'iasen  Versammlungen  trat  in  Berlin 
auchalsbald  eineandere  Auffassung  der  Frage  her- 
vor. Die  erste,  eine  Versammlung  der  deutschen 
Gewerkvereine  unter  dem  Voraitz  von  Mait 
Hirsch  am  26.  tjeptember  1871,  verlangte  von 
den  Arbeitgebern:  Einführung  einer  kürzeren 
Arbeitszeit  mit  längerer  Pause,  um  entfernteres 
Wohnen  zu  ermüglichen,  L'nterntütznng  von 
Bangen  oss^  nach  alten  durch  Darlehen  and  Be- 
schaffung biliiger  Bauplatze,  event.  eigene  Er- 
richtung hilliger  Arbeiterwohnungen ;  von  deo 
Arbeitern  aelbat:  Schätzung  einer  gesunden 
anständigen  Wohnung  als  eines  der  liüchsten 
Guter  für  sie  nnd  Gründung  von  Baugenosseu- 
achaften  zur  Erwerbung  eigener  Häuser  |  von 
der  Gemeinde  und  dem  Staat:  Beseitigung 
derjenigen  baupolizeilichen  Vorschriften ,  wel- 
che die  Errichtung  kleiner  HBuser  etschweren 
und  verfeuern,  Reform  des  Hjpothelienwesens, 
Unterstützung  von  Baugenossenschaften  und 
anderen  Unternehraungen  zur  Errichtung  mitt- 
lerer aud  kleinerer  Wohnungen  dnrch  Erbver- 
Pachtung  Öffentlicher  Ländereien  nnd  Gewäh- 
rung von  Hypothekarkredit  —  Forderungen, 
Über  welche  man  bis  heute  nicht  erheblich  hinaus- 
gekommen ist. 

Ganz  anders  stellte  sich  zn  der  Frage 
die  Sozialdemokcatie  in  einer  Berliner 
Volksversammlung  am  28.  Juni  1672  unter 
dem  Vorsitz  Hasencleverg.  Sie  fasste  folgenden 
Beschluss:  „Die  Volksversammlung  erklärt:  die 
von  den  Einberufern  derselben  unterbreiteten 
Vorschläge  zur  angeblichen  Abhilfe  der  W^h- 
nnngsnot  sind  reaktionär:  denn  sie  bezwecken 


nicht  nur,  das  Volk  von  Berlin  zu  verleiten, 
sich  an  den  Reichstag  mit  Bittaebriften  zn 
wenden,  obschon  dessen  reaktionäre  Zusammen- 
setzung genügend  bekannt  ist,  sondern  es  wird 
auch  em  Almosen  vom  heutigen  Staat  und  den 
aus  dem  Dreiklassensystem  zusammengesetzten 
städtischen  Behörden  erbeten.  Die  Venamm- 
lung  verwirft  daher  all  dies  reaktionäre  Ge- 
baren, was  nur  dazu  führen  würde,  den  Ar- 
beitern neue  Ochsenkopflokate  [d.  h.  Annen- 
arbeitshäuser) zu  öffnen.  Dagegen  fordert  die 
Versammlung  alle  Arbeiter  Berlins  auf,  dem 
allgemeinen  deatachen  Arbeitervereine  beizu- 
treten, damit  durch  diesen  auf  dem  Wege  der 
Freiheit  die  Arbeiterfrage  und  mit  ihr  selbst- 
veratäodlich  zugleich  die  Wohnungsfraige  gelOst 
werden." 

In  demselben  Jahr  ward  die  Wohoungsftvge 
dann  auch  sogleich  bei  der  OrUndimg  des  Ver- 
eins für  Sozialpolitik  auf  der  Eisenacher 
Versammlung  der  sogenannten  Eathedersozialis- 
ten  in  einem  Referut  von  Enge!  nnd  vor  allem 
einer  Rede  von  Adolf  Wagner  bebandelt.  Auch 
hier  herrschten  natürlich  ganz  andere  Anschan- 
ungen  als  aaf  dem  volkswirtichaf Hieben  Kon- 
greas :  so  war  die  üeberzeugong  allgemein, 
daas  äffentlichreohtliche  Eingnfte  in  die  Frei- 
heil  des  Eigentums  nnentbenrlich  seien,  nnd 
Adolf  Wagner  wies  bexonders  auf  die  in  der 
Steuerpolitik  zu  ergreifenden  Masa regeln  hin. 
Aber  auch  diese  Verhandlungen  wirkten  noch 
nicht  auf  weitere  Kreise,  und  im  Jahre  1873 
kam  der  grosse  Krach,  die  Wohnungsnot  ver- 
schwand mit  dem  wirtschaftlichen  Aufschwung, 
die  Wohnungsfrage  trat  ala  wirtschaftliche 
Frage  mehr  und  mehr  in  den  Hintergrund. 

Nun  aber  ward  aie  an  ihren  beiden  anderen 
Seiteu,dertechnischenundhygieinischeD, 
angegriffen:' zunächst  von  den  Architekten  und 
Ingenieuren,  als  es  sich  um  die  Ausdebnun^f 
der  Festungswerke  von  Mainz  hundelte.  Bei 
dieser  Gelegenheit  ward  die  Frage  aufgeworfen: 
„Wie  soll  ein  neuer  Stadtteil  zweckmässig  be- 
baut werden?",  und  so  wurden  im  Verein 
der  Architekten  nnd  Ingenieure  1874 
zum  ersten  Mal  alle  Fragen  der  „Stadterwei- 
teriing"  im  Zusammenhang  behaudelt.  Ein 
gleiche.'«  geschah  denn  auch  im  „Verein  för 
öffentliche  Gesundheitspflege",  der 
Aerzte,  Techniker  und  Juristen  umfaast,  haupt- 
sächlich unter  Führnng  von  Baumeister  in  Karls- 
ruhe und  Stubben  in  Etlln.  Durch  den  neuen 
Aufschwung  des  industriellen  Lebens  trat  dann 
aber  auch  ihre  wirtschaftliche  Seite  wieder  in 
den  Vordergrund,  und  nun  beschäftigte  sich 
der  Verein  für  Sozialpolitik  unter  der 
Fllbrnng  von  Miquel  18tt6  sowohl  in  ana- 
führlicheu  Schriften  als  in  seiner  Versamm- 
lung eingehend  mit  ihr.  Dann  war  es  wiede- 
rum der  Verein  für  Gesundheitspflege ,  der 
sich  nan  unter  Reiockes  Führung  der  Frage 
der  Wohnungsinspektion  zuwandte.  Ebenso 
wurden  in  der  Folgezeit  die  Fragen  der 
Baupolizei^  der  weiträumigeren  Behanung,  der 
zwangsweisen  Znsammenlegun^  von  stftdtiscben 
Grundstücken,  letztere  namentlich  durch  Adickes, 
Gegenstand  der  Erörterung  nnd  auch  schon 
praktischer  Versuche,  und  ea  begann  eine  ge- 
wisse, wenn  auch  nur  vereineelte  Wohnnngs- 
fesetzgebung  auch  in  Deutschland  In  einigen 
inzelstaaten.     Endlich  erhob  sich   die  Frage 
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Vohoungsfrage 


der  ünterstQtzang  des  g^meinnQtzigeu  Woh- 
niingsbaneK ,  der  in  dieser  jüngeten  Zeit  oa- 
mentlich  in  der  Form  tob  BangenosBenschsften 
eine  bedeutende  Entwickelnng  genommen  hat.  In 
der  jttngaten  Zeit  ist  eine  ZnBunmenfaasung  altes 
dessen,  was  anf  diesem  Gebiet  in  den  letzten 
Ifi  Jahren  in  Dentschland  nie  im  Aaslande  ge- 
schehen ist,  dnrch  eine  nene  vierbftndige  Unter- 
snchantr  de«  Vereins  für  Sozialpolitik  erfolgt 
nnd  anf  seiner  letzten  Genera] versammlnng 
in  München  im  Herbst  1901  hat  die  Wohnnngs- 
frage  wieder  einen  Gegenstand  der  Terband- 
Inngen  gebildet. 

in.    Die  thatsächlichen  WohniiDg^- 
zQBtände  der  Gegenwart 

Die  EeQDtnis  der  heutigen  Wohnime«- 
zustande  wird  ganz  vorzflglich  durch  die 
Ausbildung  der  Statiatü,  insbeeondere  der 
SÄdtestatiatJk  gefördert,  fOr  welche  von  den 
StÄdtestatistikem  eine  gröasere  Einheitlich- 
keit erstrebt  und  auch  schon  herbeigeführt 
■wurde,  Quellen  dieser  Statistik  sind  teilß 
die  allgemeinen  Yolkszählungsergebnisse, 
sei  es  dass  eine  Aufnahme  der  OrundstOcke 
und  Grebfiude  als  Vorbereitung  zur  eigent- 
lichen Zahlung  einige  Zeit  vor  der  letzteren 
statt  hatte  oder  dass  die  Erhebungen  gleich- 
zeitig mit  dieser  Zahlung  bewirkt  und  in 
Städten  Zusatz  fragen  fiter  die  Wohn  Ver- 
hältnisse gestellt  wurden.  Dazu  kommen 
die  Jahresberichte  einzelner  Verwaltungs- 
zweige  aus  dem  Gebiete  des  Bau-,  Steuer-, 
Veraich e ru ngsw eseo B ,  die  BintragimgCn  in 
Gnind-  und  Hypothekenbücher  eta  Als 
Ergänzung  dienen  dann  noch  tesondere  an- 
gestellte Enqueten.  Dass  die  Wohnungs- 
statistik  mit  den  bekannten  Schwierigkeiten 
der  Statistik,  wie  u,  a.  der  Begriffsfestetellung 
(Aftermieter,  Wohnung,  Zimmer,  Wohnraum, 
Gnindstllck  etc.)  zu  kämpfen  hat,  sei  hier 
nur  nebenbei  erwähnt 

Gegenstände  der  statistischen  Aufnahme 
Bind: 

1.  Die  Höhenlage  der  Wohnung  [Keller, 
Erdgeschosg,  Stockwerk,  Dacbranm). 

2.  Die  gewerbliche  Benutzung. 

3.  Die  Ziramerzahl  (Zahl  der  neizbaren  nnd 
nicht  heizbaren  Zimmer  bezw.  mit  oder  ohne 
Oefec.  Als  Zimmer  gelten  nnr  Häume  mit 
FcDBter  ansschliesslich  Küche,  Speisekammer  nnd 
dergleichen  Eäume). 

4.  Die  Strassenlage  der  Wohnung  (wie  viel 
Zimmer  haben  Fenster  nach  der  Strasse,  dem 
Hofe,  dem  üarten,  dem  FInsae  —  zn  den  Vorder- 
wohnnngen  werden  diejenigen  gerechnet,  wel- 
che mindestens  ein  Fenster,  zn  den  Hof-  nnd 
Hinter  wohn  nngen  solche,  welche  kein  Fenster 
nach  der  Strasse  haben). 

6.  Das  YoThandensein  einer  besonderen 
Küche  und  anderer  Nebenränme,  wie  Vorsaal, 
Badezimmer,  Kellerränme,  Bodenifinme,  Wasch- 
küche etc. 

6.  Die  Inhaberschaft  von  Rfinmen  zu  ge- 
werblichen Zwecken,  welche  a)  ansserbalb  der 
Wohnnng,   aber  in  demselben  Hanse  sich  be- 
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finden ;  b)  in  anderen  Häasem  desBelbeo  Wohn- 
orts gelegen  sind. 

7.  Verschiedene  Einrichtungen  nnd  Znbe- 
hOr  (ob  die  Wohnnng  mit  Wasserfeitnng,  Wasser- 
klosetts, Badeeinnchtuug,  Gasleitung  nnd  zu 
benutzendem  Hanagarten  veraeben  is^. 

8.  Die  Daner  des  Wohnens  (seit  wann  be- 
wohnt der  Hanahal  longa  vorstand  dieselbe  Woh- 
nung), 

9.  Art  der  Inhaberschaft  der  Wobnang  {ob 
Eigentümer,  direkter  Mieter,  Äftermieter,  In- 
haber einer  Dienste  oder  Freiwohnnng). 

10.  Jährlicher  Mietpreis  der  Wohnnng  (für 
Eigentümer,  Dienst-  nnd  Freiwohnungen  ge- 
scbfitzter  Hietwert;  bei  Aftervermietungen  von 
Wohnnngsteilen :  Betrag  der  monatlichen  After- 
miete nnd  ob  in  derselben  eine  VergUtnng  für 
Uäbelbenutznng ,  Beküstigung  oder  sonstige 
Leistungen  des  Aftervermieters  mit  enthalten). 

11.  Versicherung  des  Mobiliars  gegen  Feuer- 
schaden und  versicherter  Wert  desselben. 

Hand  in  Hand  mit  der  statistisdien  Er- 
hebung hat  die  persönliche  Beobachtung 
und  Schilderung  der  so  gewonnenen  Ein- 
drücke  zu  gehen.  Denn  nicht  alte  That- 
aachen,  flter  welche  Aufschlfisse  wünschens- 
wert sind,  können  durch  statistische  Zahlen 
genügend  erfasst  werden. 

Die  Ergebnisse  der  statistischeu  Er- 
hebungen sind  in  ahnlicher  Weise,  wie  die 
Moralstatistik  eigentlich  nur  eine  Statistik 
der  Unsittlichkeit  ist,  für  die  Wohnungs- 
frage mehr  nur  insofern  von  Bedeutung,  als 
sie  AufschluBB  Aber  unbefriedigende  Zu- 
stande geben.  Die  Kenntnis  der  besseren, 
so  wichtig  sie  auch  in  kulturgescliichtücher 
Beziehung  ist,  ist  bei  unserer  Frage  mehr 
für  Zwecke  des  Vergleichs  von  BelMg. 

Viele  StSdte  leiden  heute  an  Zuslftndeo, 
die  aus  einer  Zeit  überkommen  sind,  in 
welcher  Rücksichten  auf  milLtÄrische  Sicher- 
heit und  Mangel  an  hygieinischen  Kennt- 
nissen Strassenanlagen  veranlassten,  welche 
mit  heute  zu  stellenden  Anforderungen 
schlechterdings  nicht  vertraglich  sind.  Enge, 
winkelig  gebaute,  bis  zu  einem  Meter  breite 
GäsBchen.  welchen  Luft  und  Licht  wenig 
zugänglich  sind ,  finden  sich  noch  in  den 
meisten  alten  Städten,  zumal  in  ehemaligen 
Festungen,  in  grosser  Zahl  vor.  Bei  schma- 
ler nach  der  Strasse  gelegener  Vorderseite 
des  Hauses  war  man  darauf  angewiesen, 
den  zwischen  den  Strassen  liegenden  Raum 
durch  Errichtung  von  Hinter-  und  Seiten- 
gebäuden m^lichst  auszunützen,  Hofe  und 
Zufahrten  auf  den  kleinsten  Eaum  zu  be- 
schränken. Je  kleiner  die  zur  Verfügung 
stehende  Fläche,  je  stärker  die  Nachfrage 
nach  Wohnungen  und  je  teurer  der  Bau- 
grund, um  80  grösser  der  Trieb,  möglichst 
hohe  Häuser  zu  errichten  und  auch  selbst 
den  unter  dem  Strassenniveau  befindlichen 
Eaum  zu  verwerten.  Stockwerk  türmt  sich 
auf  Stockwerk,  auch  der  Dachraum  wird 
ausgenützt,  imd  nnter  dem  Erdgeschosa 
ABtlaga.    YII.  53 
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(Pai-terrewolmung)  werden  Doch  Kellerwoh- 
nuiigeQ  angelegt 

Aber  diese  Zustände  Bind  —  «•enigstens 
in  Deutschland  —  langst  nicht  mehr  auf 
die  alten  Städtebezw.Stadtcentren  be- 
schränkt. »Der  hocheetßrrate  Stockwerkbau, 
ein  Erbe  aus  den  Zeiten  des  Mittelalters, 
wo  die  enge  Cmwalluug  dazu  zwang,  den 
Lun  Boden  fehlendeo  Platz  in  den  Lüften 
zu  suchen,  hat  seinen  Siegeslauf  durch  gan; 
Deutschland  angetreten  und  herrscht  gleich 
unumschränkt  in  Städten,  wo  äussere  Hin- 
dern isse  ein  Wachsen  in  die  Breite  er- 
schweren, wie  da,  wo  Flachland  nach  allen 
Seiten  die  Stadt  umgiebt.  Und  dieser 
Siegeslauf  ist  nicht  nur  ein  extensiv  wachsen- 
der; auch  die  Intensität  dieser  Bewegung 
ist  eine  stetig  sich  steigernde.  Einmal 
sehen  wir,  wie  der  Stockwerkbau  in  kleine 
Städte  und  Industried5ifer  eindringt;  auf 
der  anderen  Seite  sehen  wir,  wie  das  kleine 
Miethaus  mit  Kwei  Stockwerken  von  der 
Mietkaserne  verdrängt  wird,  die  die  bau- 
polizeilich grösstmö^iehe  Zahl  von  Stock- 
werken aufeinander  setzt.«      (Lindemann.) 

1890  machten  in  Wien  ans  Prozente  von 
itllen  Qebäuden  diejenigen 

mit  in  der  im  erat«n 

ganzen  Stadt  Qetoeindebezitk 

0  Stockwerken  24,64  0,92 

1  x  25.74  0,71 


8,30 
2,75 


6  n.  mehr  Stockwerken 

In  der  inneren  Stadt  mit  ihrem  teneren 
Baugrund  hatten  76,ö%  aller  Hänser  über  3 
Stockwerke,  über  '/,  aller  Hanaer  ö  Stockwerke. 
1880  hanBten  in  Berlin  über  100  Oüü  Be- 
wohner (189U:  117  702)  in  Keilerwohnungen, 
welche  znm  Teil  sehr  feucht  waren.  Insbeson- 
dere fehlte  es  in  den  Uofkellern  der  stark  be- 
TGlkerten  Uinterhäaser  bei  kleinem  Hofraum 
an  Luft  nnd  Liebt,  Die  Zimmer  waren  mehr- 
fach noch  nicht  2  Meter  faoch,  manche  Keller 
lagen  i  Meter  unter  dem  Strassenniveau.  Ge- 
rade in  solchen  KeUein  wurden  xnm  Teil  die 
nnsanbersteu  Gewerbe  betrieben,  alte  Lumpen, 
Felle,  Knochen  aufgespeichert,  welche  nicht 
allein  durch  ihren  Qeruch  den  Aufenthalt  Ter- 
leideten,  sonilem  auch  die  Gesundheit  der  Be- 
wohner gefährdeten. 

IBCl  gab  es  in  Berlin  ä785  Wohnungen  in 
der  4.  Etage,  1880  war  deren  Zahl  auf  <)1  862 
gestiegen.  1890  wohnten  im  4.  Stock  nnd  bliher 
63  326  Personen. 

Von  lüüü  bewohnten  Gebunden  hatten  in 
Berlin 

nur        i  D.  mehr        Keller- 
ErdgeschoBS  Stockwerke     wohnnng 
1864  79  153  400 

1867  66  304  435 

1876  56  271  454 

1880  53  336  683 

IHK»  23  466  571 

1895  36  671  — 


Wie  in  Berlin,  so  hat  sich  auch  in  anderen 
Orten  die  Anzahl  der  Wohnungen  mit  4  nnd 
mehr  Stockwerken  in  den  letsten  Jahrzehnten 
TergrOssert. 

Die  Wohndichtigkoit  ist  in  einzel- 
nen Bezirken  verschiedener  Städte,  insbe- 
sondere in  den  neueren  Stadtteilen,  nicht 
allein  sehr  gross,  sondern  hat  sich  in 
den  letzten  .fahren  mehr  und  mehr  er- 
höht Der  Begriff  dieser  Dichtigkeit  ist 
ein  sehr  verschiedener.  Er  kann  die  Anzahl 
der  Personen  umfa8.sen,  welche  auf  einem 
Grundstücke,  auf  der  Flächeneinheit,  in  einem 
Hause,  in  eijier  Wohnung,  in  einem  Zimmer 
oder  endhcli  einer  Raumeinheit  ziisammen- 
gedräzigt  wohnen.  Grundstück,  Haus,  Woh- 
nung und  Zimmer  sind  freilich  nicht  fest 
gegebene  Grössen;  aber  auch  der  Baumge- 
lialt,  welcher  auf  eine  Person  entfällt,  be- 
darf noch  einer  näheren  BestimmuDg,  ob 
er  nur  WoUn-  und  Schlafgemächer  oder 
auch  Vorplatz,  Küche  etc.  umfasst  Die 
Erläuterung  hat  hier  die  trockene  Zahl  zu 

änzen,    um  so   auch    den  Vergleich    zu 

löglichen. 

Nicht  minder  widifig  als  die  Kenntnis 
der  Behausungsziffer,  d.  L  der  An- 
zahl der  auf  ein  Grundstück  oder  ein  Uaus 
entfallenden  Bewohner,  oder  der  Wohn- 
dichtigkeit, ist  diejenige  der  Benützung 
der  Wohnräume.  Kleine  überfüllte  Woh- 
nungen dienen  nicht  allein  zum  Aufenthalte 
bei  Tag,  sondern  auch  als  Schlafräume.  In 
denselben  werden  auch  oft  mancherlei  für 
die  Gesundheit  nicht  zuträgliche  Arheiten 
■or^nommen,  welche  in  grossen  Wohnungen 
n  besondere  Räume  verwiesen  sind,  wie 
Kochen,  Waschen,  Bügeln  etc.  Ist  die 
Kleidung  der  Bewohner  nicht  genügend,  w> 
wird  leicht  eine  Abneigung  gegen  jede 
Lüftung  entstehen.  Allmäblich  stumpfen 
dann  die  Nerven  derart  ab,  dass  auch  die 
durch  Kohlen  dampf  und  schädliche  Aus- 
dünstungen geschwängerte  Luft,  deren  Wir- 
kungen dem  Bewohner  nicht  bekannt  sind, 
willig  ertragen  werden.  Zustände  diesei' 
Art  werden  noch  erheblich  verschlimmert. 
Heiz  Vorrichtungen  und  Fenster  ver- 
schluss unvollkommen  sind,  wenn  es  gar 
an  den  nötigen  Oeffnungen,  um  Luft  und 
Licht  durchzidassen,  fehlt,  wenn  die  Aborte 
schlecht  angelegt  sind,  ihre  Zahl  für  eine 
grosse  Bewohnermenge  unzureichend  ist, 
wenn  es  am  unentbebrhchen  Mobiliar,  ins- 
besondere an  den  erforderlichen  BettsteUen 
und  Bettzeug  gebricht. 

Wie  die  in  grossen  Städten  angestellten 
und  in  der  um&ngreichen  Litteratur  Ober 
die  Wohnungsfrage  mitgeteilten  Nachfor- 
schiu)gen  zeigen,  sind  noch  heute  die  Zu- 
stände vieler  Wohnungen  von  Angehörigen 
der  unteren  Klassen  die  denkbar  traurigsten. 
Es  giebt  in  Loudon  wie  in  anderen  St&dtea 
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noch  heute  Wohnungen,  welche  nicht  diesen 
Namen ,  vielmehr  denjenigen  von  Höhlen 
verdienen,  bisweilen  »mehr  Aehnlichteit  mit 
Tieliställen  als  mit  menschlichen  Woh- 
nungen haben«  (Weü  in  einem  Berichte 
üher  Strassburg)  und  bei  deren  »Beschrei- 
bung die  Feder  sich  sträubt«.  Eine  grosse 
Zahl  Yon  Menschen  ist  in  Uoinem  Räume 
zusammCDgcdi^ngt  um  an  Miete  zu  sparea, 
■werden  Aftermieter  und  Leute  angenommen, 
weiche,  ausser  an  Sonntagen,  während  des 
Tages  nicht  anwesend  sind  und  nur  nachts 
ihre  Schlaf  statte  in  der  Wohnung  haben 
(Schiafbiu^schen ,  Schlafmädchen),  Hierbei 
sind  nicht  immer  die  verschiedenen  Ge- 
schlechter räumlich  von  einander  getrennt. 
In  einem  und  demselben  Baume  schläft  die 
ganze  J-'amilie,  sowohl  kleine  Kinder  als 
auch  erwachsene  Söhne  und  Töchter. 
Eine  und  dieselbe  mangelhafte  Bettstelle 
dient  nicht  selten  drei,  ja  vier  Personen 
als  Lager,  Es  kommt  auch  vor,  dass  bei 
scliichtweise  vorgenommenen  Arbeitan  ver- 
schiedene PeiBOoen   nach  einander  in  dem- 


selben Bette  schlafen  und  dass  das  Bettzetig 
in  langen  Zeiträumen  nicht  gewechselt  und 
gereinigt  wird.  Aber  es  schlafen  Dicht 
immer  lediglich  Angehörige  einer  Familie 
im  gleichen  Baume,  oft  auch  teilen  Schlaf- 
ieute  mit  ihnen  das  gleiche  Zimmer.  Dabei 
kommt  es  vor,  dass  sowohl  Schlafburschen 
als  auch  Schlafmädclieu  mit  der  Familie 
im  gleichen  Zimmer  übernachten,  dass  Wit- 
wer Schlafmädchen  und  Witwen  Schlafbur- 
schen bei  sich  aufgenommen  haben.  Dann 
wird  auch  von  FiUlen  berichtet,  in  denen 
bei  Schichtwecliael  der  Ehemann  bei  Tag 
in  dem  Wohnräume  sich  aufhielt,  während 
nachla  bei  Frau  imd  Kindern  der  Selüat- 
biirsehe  ttbero  achtete. 

Nicht  wenige  Wohnungen  verschiedener 
Städte  haben  kein  heizbares  Zimmer  oder 
es  besteht  die  Wohnung  für  die  ganze  Fa- 
milie nur  aus  der  Eüche. 

Im  allgemeinen  ist  die  Wohndichtigkeit 
am  grOssten  im  Mittelpunkt  der  Städte,  sie 
wird  um  so  geringer,  je  weiter  man  sich 
von  demselben  enüemt. 


in  den  Städten 

Amsterdam 

Breslau 

Kristiania 

Dresden 

Frankfurt  a.  H. 

Leipzig 

Mtlncben 

Wien 


0-0,5  km  0,5—1  km    1,0—2,0  km    2,0-3,0  km   3,0-4,0  km    4,0— ö,0  km 


40274 
34841 
21864 
«7892 
18936 
27720 
30313 
18065 


14338 
1237Ö 


Die  Dichtigkeit  hat  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten fast  in  allen  Städten  ziemlich  stetig 
zogenommen. 

An!  1  ha  GcBamtflSche  kamen  im  Dnrch- 
Bchnitt  Bewohner  im  Jahre : 


Paris     . 

283 

Berlin   . 

185 

London. 

128,4 
66,9 

Brunn  . 

50,8 

Graz      . 

Lember« 

^8,4 

32,7 

Änf  1  ba  verbante  Fläche  (HKqb 
Tanne)  war  1690  die  Zahl  in 


Berlin        745 

Dresden 

Wien         650 

COln 

Hamburg 

Stnttgart  4S4 

1861  48 

1804  50 

1867  si 

1871  57 

1875  58 


Die  Zahlen  waren  femer 
in  1885 

Hamburg  ,  31,5 
München  29^4- 
Ufirlitz  .    ,    25,5  20,0 

Chemnitz    .      —  34,6 

Änf  je   einen   Bewohner  entfiel  ii 
eine  Flache  von 


31,8 


1871 


54 


In  Wien  war  die  Zahl  1880  76  nnd  1890  66, 
Die  Dichtigkeit  auf  die  Flächeneinheit  hat 
zum  Teil  infolge  davon  zugenommen,  iaee  mehr 
Stockwerke  autgehant  wnäen,  teils  aber  aach 
infolge  davon,  aase  in  ein  und  derselben  Woh* 
nimg  sich  mehr  Menschen  zusammendrängten. 
53* 
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Auf  ein  liewobutes  Gebäude  kamen  Be- 
Imer  in 

Berlin  HUncben  Hamburg  Posen  Breslau 
10    44,9         19,3  i6,a  5',6         33,3 

10    52,6        22,4  20,1  43,8        35,4 


London  LiTerpool  Hanchester  Binningliani 
1881    7,9  6,0  5,1  S,i 

1891    7,6  S.7  Sfi  Sfi 


Von   1000  Grundstücken  hatten  in 
11  und  mehr  Wohnniigen: 

1861      364  1860      562 


Im  Dorchscbnitt  kamen  anf  ein  Grundstück 
1882  14,9,  1892  18,5  und  1897  19,8  Wolinnngen. 
Die  Dnrchgciuiittszabl  iat  seit  ISingerer  Zeit  von 
Jahr  EU  Jahr  gestiegen. 


51—100       aber  100 


1876 

347 

1880 

355 

1885 

35» 

1890 

363 

1895 

358 

In  Breslau 

waren  die  Zahlen 

1876 

259 

1880 

280 

1885 

307 

1890 

3^3 

189Ö 

348 

nnd  in 

Hamburg          1890 

Mönchen           1890 

140 

Im  ehemaligen  Geraeindebezirke  von  Wi 
lea  1890  unter  10000  Gebäuden  solche  11 


339 
365 

61—70 
71-äO 

8735 
3664 
IJ78 

QberQO 

Gegen  1880  hat  die  Relativzahl  der  Gebäude 
mit  1 — 10  WohnnuKen  abgenommen,  di^enige 
der  Bbrigen  Gebäude  mit  Aber  10  Wohnongen 

aber  hat  sich  vergrässert.  Im  1.  Bezirk  hatte 
1890  nahezu  die  HSlfte  aller  Gebäude  6—10 
Wohnparteien,  über  V.  hatte  da»on  11—20;  im 
3.  Bezirk  gab  es    31%    mit  11—20  Wohnpar- 


Von  1000  Einwohnera  wohnten  in  Berlin  ii 


1861 
1864 
1867 
1871 
1875 
1880 


Die  durchschnittliche  ZimmerEahl  der  Woh- 
nungen betrag  in  Berlin 

1871     2,48  Zimmer 


Hamburg  3,45         „ 

1867  lebten  in  Berlin  290000  Menschen 
in  Wohnungen  mit  nnr  1  heizbaren  Zimmer 
(1890  war  die  Zahl  676  47Ö,  1695  710322)  und 
zwar  Familien  mit  daFciucbnittlieh  5  EOpfen, 
6000  Personen  (Familien  mit  durchschnittlich 
4  Köpfen)  in  Wohuaugen  ohne  alle  HeiEgelegeu- 
heit  (1890  war  die  Zahl  8324,  1895  loSsS), 
1885  war  die  Zahl  der  Wohnungen  mit  nur  1 
heizbaren  Zimmer  (ausser  Efiche  und  unheis- 
bar«n  Bäumen)  1Ö2493  (1890  183291,  1895 
202943). 

Davon  hatten 

46141  Wohunogen     5—9     Bewohner 


554 
5 
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31  420  Wohnungen  mit  71  767  Bewohnern 
hatten  nur  einen  Wohnraum  (Stube  oder  Kilehe). 
I89Ö  lebten  tod  1000  Bewohnern  in 


Berlin 
a  1  uicht  hzb.  Z.      6^ 
n  1  hzb.  Z.  ohnet 
Nebengelass    (,,-, 
ilheiEb.  Z,mitr37,4 

NebeneelasB     ' 
a  2  heizb.  Z.  mit 

Nebengelass       295,2 


München       Breslan 


1 

I9i,7j 


In  Wien  gab  es  1890/91  28921  Wohnungen 
mit  nur  einem  Wohnräume,  und  zwar  bestand 
dieser  Eanm  ans 

einer  EQche    bei     306  Wohnungen 
einer  Kammer  „  14S14  „ 

einem  Zimmer  „8801  „ 

Die  Zahl  der  über TfilkertenWobnmtgen, 
d.  h,  solcher,  in  denen  anf  1  Wohnraum  (Zimmer, 
Kammer,  Vorzimmer,  Küche)  4  nnd  mehr  Per- 
sonen Icamen '),  war  im 

')  Die  Berliner  Statistik  bezeichnet  als  über- 
völkert diejenigen  Wohnungen,  welche  mehr 
Bewohner  haben,  als  im  Durchschnitt  auf  eine 
Wohnung  entfallen. 


»Google 


Wohnuagsfrage 


Oemeindegeliiet  Wohnimgeii  Bewohner 
ehemaligea  4. 938  37  5  'o 
" 7  5°7 Sagai 


ZnBEiininen     la  435 


90331 


Die  meisten  derselben  befanden  sich  im 
ErilreschoBs. 

^och  Bertilton  betrugt  der  Anteil  der  ttber- 
fUllten  Wohnungen  (d.  b.  mehr  aU  2  Personen 
pro  Kanm]  in 

auf  1000  Einw. 
Paris  (1896)  149 

London  (1891)  200 

Berlin  {I8»5) 


Wie 


280 


Bndapest  (1891)  740  (?) 

St.  Peterabnrc  (1890)  460 

Moskau  (1882)  310 

Nach  Lenthold  (vor  188ö)  kam 
Arbeiterfamilien  mit  2 — 3  Kindern  1 
von  8  Quadratmetern  bewohnten.  In  Posen 
wurden  1885  vielfach  Stuben  mit  32  Quadrat- 
meter Grundfläche  van  3  Familien  zusammen 
bewohnt.  In  Breslau  waren  1895  von  88  397 
untersuchten  Wohn un^n  3012,  also  34 '/m  Ober- 
TülUert ;  sie  hatten  im  Durchschnitt  6,9  Be- 
wohner nnd  auf  je  100  Betten  164  Schläfer. 

In  London  wohnen  nach  Ascbrutt  Über 
60000  Familien  je  nur  in  einem  Baume.  In 
den  Provinzialstädten  iat  ea  besser,  doch  sind 
hier  die  Häuser  oft:  zn  eng  znsammensrebaut. 

Im  allgemeinen  ist  die  Wohn  dich  tigkeit 
nm  Bo  grüsBer,  je  kleiner  die  Wohnung.  In 
Berlin  entüel  1»80  auf  ein  heizbares  Zimmer 
in  Wohnungen  mit 

heizbaren  Zimmern 
12       3       4    5-7    8  etc. 
Bewohner  pro 

Zimmer        3,75   3,33    1,56    1,28  1,01     0,78 
Bewohner   im 
ganzen  3,75   4,46  4,68   5,13  6,06     6,34 

Aehn  liehe  Ergebnisse  liegen  aus  anderen 
Orten  vor. 

Eine  eigentümliche  Erscheinung  der  aUei'- 
jüngsten  Zeit  ist  aber  in  den  deutschen 
Orossstädten,  besonders  in  Leipzig,  Frankfurt 
a.  iL  und  Uiatnburg,  die  Abnahme  der  cin- 
zimm erigen  Wohnungen  und  gleichzeitige 
Zunahme  der  2-  und  3  zimmerigen.  Diese 
Ent Wickelung  bedeutet  nach  Lindemann, 
dass  die  Abneigung  der  Bauimtemehmer 
gegen  den  Bau  kleiner  Wohnungen  im 
Wachsen  ist  und  sich  daher  zwischen  den 
Hausbesitzer  und  die  eigentlichen  Mieter  ein 
Mittelsmann  einschiebt,  der  Zimmerver- 
mieter, auf  den  der  Hausbesitzer  das 
Risiko  ganz  oder  teilweise  abwälzt  und  der 
daher  seinerseits  zur  Steigerung  der  Miet- 
preise beiträgt. 

Die  Anzahl  der  Äftermieter  (Cham- 
bregarnisten),  d.  h.  jener  Personen,  welche 
»von  dem  Wohnungsinhaber  einen  bestimm- 
ten, räumlich  abgegrenzten  Teil  der  Woh- 
nung in  ÄfterraietG  übernommen  liaben«, 
ebenso  diejenige  der  Schlafleute  (Bett- 
geher) ist  in  der  neueren  Zeit  verhältiiis- 
und    zwar   infolge 


davon,  dass  die  grossen  Städte  viele  unver- 
heiratete Leute  anz{^n,  welchen  gern 
Zimmer  oder  nur  Betten  gegen  Bezahlung 
abgelassen  wurden. 

Der  eben  erwähnten  Entwickelung  ent- 
sprechend ist  ihre  Zunahme  besonders  gniss 
in  den  Wohaungen  mit  2  und  3  heizbaren 
Zimmern. 

1880  gab  es  in  Berlin  32298  Haushaltungen, 
d.  h.  15,3  "/„  aller  mit  Scblaflenten,  darunter  1 
Hanshaltnng  mit  34,  eine  andere  mit  9  männ- 
lichen und  ä  weiblichen,  7  mit  10  SchUfleuten; 
1663  Haoshaltungeu  hatten  je  einen  Schlaf- 
burschen und  1  Schlafmädchen.  lÖOßö  Haus- 
haltungen hatten  nur  1  Raum,  darnnter  hatten 
6953  noch  1  Schlafburschen,  4132  noch  1  Schlaf- 
m&dcheu,  1790  2  männliche,  607  1  m&nnlichen 
und  1  weibliche,  721  2  weibliche.  357  3  männ- 
liche Schlafleute.  In  einem  FaÜe  kampierten 
bei  einem  mit  Kindern  gesegneten  Ehepaar  in 
einem  Ranm  7  Schlafburschen  nnd  1  Schlafmäd- 
chen, in  einem  anderen  hatte  eine  Frau  in 
ihrem  Wohnräume  10  Schlafburschen.  Die  An- 
zahl der  Scblafgfinger  war  1880  59087,  1885 
8i687  und  1890  95  365. 

In  Leipzig  zählt«  man  1890  5007  Haus- 
haltungen mit  Schlafleuten  in  Wohnungen  mit 
1  heizDaren  Zimmer.  Dabei  kam  ea  nicht  allein 
vor,  dass  ein  Ehepaar,  ein  einzelner  Mann  oder 
eine  einzelne  Frau  männliche  oder  weibliche, 
sondern  dass  sie  auch  männliche  und  weibliche 
Schlafleute  hielten.  27137  Kinder  waren 
dem  Einflasse  des  ScblaQeuteweseus  ausgesetzt 
(Haae). 

In  Leipzig  haben  30"/o,  in  Berlin  23"/^,  in 
Mflnchen  äl^/o,  in  Brealan  S0,7",'„  aller  Wohnungen 
familien fremde  Elemente,  Zimmermieter  oder 
Schlafgäuger ,  bei  sich.  Die  Wohnungen  mit 
Scblafburscben  betrugen  1890  in 


Leipzig 

Frankfurt  a.  M. 
Breslau 
Berlin 

Dresden 


477 


504 


"75  7 


18s 


47 


In  Wien  waren  1890  vou  allen  Wohnungen 
mit    Aftermieter,  ohne      Bettgeher  14,3",^ 
ohne  „  mit  „         14,0  „ 

mit  „  u.  mit  „  3,8  „ 

ohne  „  u.  ohne         „         68,0  „ 

Sehr  viel  läsat  auch  die  Art  und  ^\'eise  zu 
wünschen  übrig,  wie  oft  die  Dienstboten,  Kellner 
etc.  unter^bracht  sind.  Oft  werden  waud- 
schrankartige  Ko^en  auf  den  Korridoren  be- 
nutzt, oder  es  wird  allabendlich  eine  Matratze 
in  die  Küche  gelegt,  oder  die  Schlafräume  be- 
finden sich  in  den  Unbilden  der  Witterung  aus- 
gesetzten Dachränmen. 

Viele  Mieter  befinden  sich  als  echte 
»WohnuDgsnomaden«  auf  fortwährender 
Wanderschaft,  um  noue  Wohnungen  zu 
suchen,   und   zwar  ist   der  Wohnungs- 


_n»vfvlC 


■Wechsel  um  so  häufiger,  je  niedri^r  der 
Mietpreis.  Hierbei  wirkt  der  Ümetand  sehr 
UDgönstig,  dasa  bei  kleinen  Wohnungen  die 
Kündigungsfrist  vielfach  sehr  kurz  bemessen 
ist  Der  Mietei-.  welchem  gekündigt  worden 
ist,  gerät  infolge  davon,  dass  er  sich  ein 
Unterkommen  unbediogt  suchen  muss,  in 
eine  Notlage.  Die  Häufigkeit  dea  Umzugs 
verteuert  aber  die  Wohnung,  nicht  allein, 
■weil  der  Umzug  selber  kostspielig,  sondern 
auch,  weil  durch  ihn  das  Mobiliar  dem  Ver- 


Im  Oktober  1872  wechselten  in  Berlin 
240000  Persoaen,  also  nahezu  ';,  der  Bevölke- 
nuig,  die  Wohnung.     Die  i^ahl  der  Umzüge 

1887  1891 

1.  Quartal  8  iS&  1:113 

2.  „      61 057  74  745 

3.  „      10108  15872 
■1.        „      66932                    91 466 


146  383 


194196 


1880  machten  nach  der  Bezugsdaner  von 

allen  Wohunugeu  ans  ProzeDte: 

Jahre      Berlin      Breslau      Dresden  Leipzig 

0—1       3S,o         35i*             "9,1  ä6,6 

1-2        19,6           18,0               17,0  15,7 

2—3       13,9          ia,o             II.7  11,8 

3—4        8,1           7,8               7,8  8,0 

über  4       34,4          27,0             34,4  37,9 

1896  waren  die  Zahlen: 


Jahre 

'■= 

S 

T 

s 

0^ 

K 

m 

2 

r 

0-V, 

19,6 

'.n 

1^6 

as,8 

Vt-1 

12,1 

10.7 

10,4 

15,0 

n\6 

18,1 

16^ 

lb,9 

21,3 

"i5 

"■9 

".7 

>i,9 

3-4 

7,4 

8,2 

9.' 

ö,-; 

30,B 

30,3 

33,4 

35,5 

10,3 

Um  die  Umzüge  und  die  von  Zeit  zu 
Zeit  nötigen  Reparatnren  bewerkstelligen 
zu  können,  muss  ein  Teil,  etwa  a^a— 3"/o 
der  WohnungcD  immer  leer  stellen.  Je  nach 
dem  Stande  der  Nachfrage  und  der  Bau- 
lust  wird  diese  Normaizahl  bald  über- 
schritten, bald  auch  nicht  erreicht. 

In  Berlin  -war  18G7  der  Prozentsatz  5,6, 
von  da  ab  »inkt  er  bis  1873  auf  0,M),  steigt 
dam  stetig  bis  1H?'J  auf  7,78,  sinkt  hierauf 
wieder  von  Jahr  za  Jahr  bis  auf  2,08  in  1886, 
Btietf  aber  inznisclieu  wieder  bin  auf  ö,lö  in 
189Ö  und  sank  1897  wieder  auf  4,71.  Am  1. 
Oktober  1890  war  der  Prozentnatz  in 
Breslan  8,0       Hamburg  2,7 

U  Uneben  5,7        LUbeok  2,5 

Kiel  5,0        Altoiia  2,3 

Frankfurt  a.  il.       3.3        Königsberg  1,9 

Dresden  3,1        Hannover  1,3 


sich  selbst,  am  ihrer  Wohnungen  sicher  zu  sein), 
1880  war  der  Prozentsatz  1,6  1890  4£'/o.  Ältw- 
dines  wurden  in  den  leer  stehenden  Wohnungen 
auch  solche  eingerechnet,  die  im  !Nenban  De- 
eriSen,  und  geräumte,  welche  zum  Demolieren 
Cestinimt  waren. 

Der  Mietpreis  ist  je  nach  Lage,  Be- 
schaffenheit und  Gröase  der  Wohnungen 
verschieden.  Im  allguneinen  ist  er  seit 
einer  längeren  Reihe  von  Jahren  gestiegen, 
teils  infolge  der  stetigen  Zunahme  der  Nach- 
frage, teils  anch  infolge  von  Verbesserungen, 
Der  Prozentsatz,  welchen  er  vom  Hinkommen 
des  MieteiB  ausmacht,  ist  im  ^gemdnen 
um  Bo  kleiner,  je  CTÖBSer  das  Einkommen 
ist    (Schwabesches  Gesetz.) 

lu  Berlin  wurde  1872  bezahlt  ein  Quadrat- 
meter Bauland  unt«r  den  Linden  mit  1270,  in 
der  Leipziger  Strasse  mit  630,  in  anderen  Li^en 
mit  63-100  MarL    Es  war 

Versichert«    Feuerversiche-  i.Dorehschn. 
Ende  Grundstücke 

Zahl 
1880  18 138 
1885         1938s 


mngBsnmme 
Will.  M. 


1897 


3724 


138 
141 
158 


Es  war  femer  wenn  der  tüetertrag  mit 
5';/,'o  ll8-fach)  kapitalisiert  wird, 

Grund-       Hiet-      dieser  ka-  i.  D.  auf 

stücke       ertrag      pitalisiert  IGmodst. 

Zahl       Mül.  H.      MUl.  H.  1000  M. 

1888     19234          167           3001  156 

1885     20428          196           3530  173 

1890  «3373          368           4847  ai7 

1891  23796          384           5109  324 

Ziehen  wir  von  den  letzten  Dnrchschnitls- 
HUmmen  die  ersten  ab,  so  ergeben  sieb  für  den 
Grund  und  Boden  allein  1880  48000,  1886  55000, 
1890  79000, 1891  83000  Mark,  bei  den  Gebäuden 
in  11  Jahren  eine  Steigerung  am  30° ,,  bei  dem 
Bauterrtun  um  73"/^  Der  Preis  des  letzteren 
verhielt  sich  zu  dem  der  Gebäude  1891  n-ie 
40:68.  Engel  bezifferte  1873  das  Verhältnis 
auf  40:60. 

In  Wien  war  1890  der  Mittelpreis  eines 
Quadratmeters  Bauerund  der  inneren  Stadt  385  fl., 
am  vorderen  Teile  des  Stefansplatzes  100  tl.,  am 
Graben  7UU  i.,  in  den  Nebenstrassen  70  II.,  in 
den  übrigen  Teilen  von  Wien  1-  88  fi. 

Der  durchschnittliche  Mietpreis  einer  Woh- 
nnug  war  in  Berlin  1816  117,  1830  365,  1873 
513.  1882  ö97  und  1892  674  Mark.  Es  waren 
iu  \  der  Gesamtzahl  Wohnungen  zu  einem 


51-100    „  13,3  38,3 

Mietpreis  1815  1872  1886  1891 

bis  300  M.  89,0  59,8  54,5  49,9 

300 — 600   „  7,6  20,9  33,1  36,3 

600—900   „  2,0  7,4  8,1  8,6 

900— lz(io„  0,7  4,0  4r4  4,7 

iaoo-isoo„  0,3  2,4  2,7  2,8 

Über  1500  „  0,4  5,5  7,2  7,7 


.^gle 


In  Leipzig  war  der  Mietpreis  fAr  1  heiz- 
bares Zimmer  durchschnittlich 
1867     132  H. 
1876     175   - 
1890     189   „ 
Seit  1889  trat  ein  kleiner  Rückgang  ein. 
1895  war  nach  Neefe  der  Dorcbacluiittspreis 
für  ein  heiibareB  Zimmer  in 

tllierhanpt      Keller      4.  Stock 
Uark 
Breslau  15a  —  — 

Hamburg  181  144  i49 

Hannover  180  —  — 

Königsberg  165  136  138 

Leipsig  153  los  125 

Nach  Schwabe  machte  in  Berlin  1867  die 
Miete  vom  Einkommen  aus  bei 

900  M.  24,1  '/o  6000  M.  20,6  "/o 

1500   „   22,1  „  I2O0O   „    15,1  „ 

3000   ^    27,6  »  30000  „     9,2  „ 

4500   «    23.4  ,. 

Ans  einer  grosseren  Zahl  von  Fällen  wur- 
den für  Einkommen  bis  600  Mark  ermittelt  in 
Hamburg  (1882)  26,5,  Breslau  (1880  und  zwar 
för  67''o  aller  Bewoliner)  28,7,  Leipzig  (1875] 
2Ö,9,  Dresden  (1880)  26.8  "/o-  In  Frankfurt  a.  M. 
kamen  nach  Flesch  Fälle  vor,  in  denen  Leute, 
wekhe  Kinder  hatt«u,  mit  einem  Wocbenver- 
dien^le  von  18—^0  M.  monatlich  30  Mark  für 
zwei  kleine  Ziminev  zahlen  sollten. 

In  London  geben  nach  Aschrott  88'  . 
Bewohner   mehr   als    '^  ihres  Verdienstes  für 
Wohnungen  aus. 

Im  allgemeinen  ist  der  Mietpreis  fOr 
kleine  WohnuDgen  verhältDism&ssig  höher 
als  filr  grosse,  tler  Quadratmeter  Baufiflche 
kommt  für  jene  oft  absolut  höher  als  ftlr 
(lietie.  Dies  beraht  zimächEt  darauf,  dass 
aiicli  die  Kosten  bei  kleinen  AVohnuDgcn 
trotz  schlechterer  Einriditiing  und  Aus- 
stattung verhältnismässig  höher  sind,  wie 
die  Aufwendungen  für  Strassen  an  lagen, 
Kanalisation,  Wasserleitung,  Föuersicherheit, 
Treppen  etc.  Verwaltiing  und  Mieteinzug 
sind  schwieriger,  die  Gefahr  des  itietaus- 
falles  ist  grösser.  Die  Wohnungen  werden, 
zumal  bei  starker  Ueberfillliiiig,  weniger 
schonend  beliandelt  und  mehr,  insbesondere 
bei  häufigem  Umzüge  beschädigt  Wegen 
der  Schwierigkeilen  und  Unannehmlichkeiten 
der  Verwaltung  und  des  grösseren  Risikos 
ist  das  Angehot  an  kleineren  Wohnungen 
verhältnismässig  klein.  So  wird  denn  bei 
Starker  Nachfrage  der  Preis  noch  mehr  in 
die  Höhe  getrieben.  Sucht  man  durch 
Weiien'crmietung  an  Aftermieter  und  Schlaf- 
leiite  die  Wohnung  zu  verbilligen,  so  wird 
hierdurch  auch  das  Risiko  für  die  Vermieter 
erhöht,  ihre  Wohnung  bei  Röcksland  und 
Ausfall  von  Zahlungen  verteuert.  Dazu 
kommt,  dasa  gerade  die  Möglichkeit  der 
WeilervermietuDg  einen  höheren  Mietpreis 
erträglicher  macht  und  so  eine  Steigerung 
von  Nachfrage  und  Pi-eis  bewirkt,  | 


ünterdiesen  Umständen  ist  die  S  t el  I  u  n  g 
des  Mieters  dem  Vermieter  gegen- 
übe reineverhältnismässtgungünstige.  Jeuer 
befindet  sich  häufig  in  einer  Zwangslage,  wel- 
che besonders  bei  grossen  kiuderreichen  Fa- 
milien, an  die  mir  ungern  vermietet  wird,  sehr 
empfindlich  werden  kann.  Die  Freiheit  des 
Mietvertrages  wird  darum  hän%  als  eine 
Fiktion  bezeichnet;  die  Verträge  enthielten 
vornehmlich  Rechte  für  den  Vermieter, 
Pflichten  für  den  Mieter.  Jener  erscheint 
als  der  »Hanstyrann*,  das  Mietsverhältnis 
als  ein  Abhängigkeitsverhältnis  oder  als  ein 
•Wohnungsfeudalismus«  (Röscher),  welcher, 
da  er  keine  Fflrsorgepflichfen  umschliesse, 
drilckender  sei  als  derjenige  der  frühereu 
Zeit. 

Nun  sind  freilich  nicht  alle  Hauseigen- 
tümer in  rosiger  Lage,  selbst  weun  die  wirk- 
lich aufgewandten  Baukosten  etc.  durch  die 
Miete  übermässig  hoch  verzinst  werden. 
Rentable  Miethfiuser  werden  zu  einem  der 
Reineinnahme  entsprechenden  Preise  ver- 
kauft Der  neue  Erwerber  zieht  erst  liei 
weiterer  Mieterhöhung  selbst  eine  Rente. 
In  kurzer  Zeit  gehen  Häuser  oft  durch 
mehrere  Hände.  Wie  die  Erbauer,  so  sind 
auch  die  jeweiligen  Eigentümer  meist  nicht 
in  der  Lage,  Bauaufwand  und  Kaufpreis  aus 
eigenen  Mitteln  bar  zu  erlegen.  So  wenien 
denn  Hypotheken  oft  von  einer  solchen  Höhe 
aufgenommen,  dass  der  Hausbesitzer  mehr 
nur  als  Verwalter  für  die  Hypotheken- 
gläubiger  erscheint  imd  bei  allen  Lasten  der 
Verwdtung  nur  die  Annehmlichkeit  hat, 
sicher,  allenfalls  auch  nur  selbst  billig  im 
eigenen  Heim  wohnen  zu  können. 

Na<'h  Berthold  sind  in  Berlin  die  Eigen- 
tümer nur  EU  Vn  des  Hanswertes  wirkliche  Be- 


Die  Verkäufe  nmfassten  von  den  im  Mietsteuer- 
tataster  geführten  Grundstücken  ans  18H1  10,4, 
1886  15,0,  1890  14,9"/,.  Die  gesamte  Hjpo- 
thckenlast  aller  Grundstücke  war  1881  2103 
und  1890  3542  Mill,  Mark  (in  Alt-Leipzig  1684 
227  nud  1891  337  MUl.  Mark).    Bei  einem  Zins- 

von  47j  sind  jährlich  über  140  Mill.  Mark, 

Durchschnitt  auf  den  Kopf  der  gesamten 
Bewohnerschaft  90  Mark  Zinsen  zu  befahlen. 

Nach  Eberhardt  betrug  die  gesammte  Boden- 
verscbntdung  in  Deut«}hland  (wovon  der 
grjfsste  TeU  anf  die  städtische  enteilt)  1900 
schätzungsweise  Über  42  Milliarden  Mark,  wel- 
che für  jährliche  Zinadeckung  an  2  Milliarden 
erfordern,  während  die  jährliche  Zunahme  der 
Boden  verschuld  ong,  die  wiederum  bauptsäcblicb 
die  Städte  betrifft,  durchschnittlich  mindestens 
1,7  Müliarden  beträgt. 

Auf  Gnmd  der  angestellten  Unter- 
suchungen ei^ebt  sich  im  allgemeinen, 
dass  es  in  vielen  Orten  an  einer  ge- 
nügenden Anzahl  kleiner  guter  und  dabei 
hinreichend  billiger  Wohnungen  fehlt. 


,ti7ed::yC00t^lc 


Wohnungsfrage 


Die  WohnUDg  soll  uns  nicht  alleiu  ein  Ob- 
dach sein,  nicht  allein  Schutz  gegen  widrige 
Einflüsse  der  Witterung  bieten,  sie  soll  auch 
ein  behagliches  Helm  trauter  Häuslichkeit 
sein,  wo  nach  der  Arbeit  Ruhe,  Erholung 
und  Zerstreuung,  bei  Krankheit  gute  treue 
Pflege  zu  finden  ist,  wo  der  Liebe  und  der 
Anhänglichkeit,  gegenseitiger  Fürsorge  und 
allen  häuslichen  Tugenden  eine  Stätte  echten 
Gedeihens  bereitet  ist.  Die  hohe  Bedeutung 
der  Wohnung  ist  von  jeher  im  Hausrechte 
gewürdigt  worden,  sie  wurde  im  englischen 
thome  Sweet  hoine« ,  im  deutschen  Worte 
»Mein  Hans,  meine  Bui^«  (»my  house  is 
ray  Castle«)  anerkannt.  (Vergl.  auch  g§ 
123,  124  uud  342  des  R.St.G.B-,  Art.  6  der 
preuss.  Verfassungsurkunde  u,  a.)  Die  Be- 
griffe Familie  und  Wohnung  sind  kaum  von 
einander  zu  scheiden. 

In  Bezug  auf  gute  Beschaffenheit  sowie 
brauchbare  und  geschmackvolle  Einrichtung 
der  Wohnung  sind  darum  hohe  Anforde- 
rungen zu  stellen  und  zwar  um  so  höhere, 
ie  ungünstiger  der  Einfluss  mangelhafter 
Wob nungszu stände  ist. 

In  schlechten  feuchten  Wohnungen  mit 
mangelhafter  Heizung,  Lüftung  und  Beleucii- 
timg,  ungenügender  Wasserversorgung,  un- 
zulänglicher Abfuhr  von  Dnrat,  unzureichen- 
der Anlage  von  Aborten  u.  dergl.  leidet  vor 
allem  die  Gesundheit.  Den  übervölkerten 
Wohnungen  wird  nicht  die  nötige  frische 
Luft  zugeführt,  auf  Reinigung  und  Rein- 
haltung weniger  Sorgfalt  verwandt.  Für 
Epidcmieen,  Cholera  etc.  liefern  infolgedessen 

firade  die  kleinen  Wohüungen  das  grösste 
ontingent  an  Kranken,  in  ihnen  ist  die 
Sterblichkeit,  insbesondere  die  Kindersterb- 
lichkeit am  grösEten.  Allerdings  sind  es 
die  an  der  Wohnung  haftenden  Ursachen 
oder  diejenigen  der  nächsten  Umgebung  nicht 
allein,  welche  einen  hohen  Krankheitsstand 
und  grosse  Sterblichkeit  bedingen.  Letztere 
sind  zum  Teil  auch  die  Wirkung  anderer 
Umstände,  der  Ernährung,  Anspannung  durch 
Arteit,  Art  der  Beschäftigung,  überliaupt 
der  gesamten  Lebensverhältnisse,  Doch 
hängen  eben  diese  ganz  oder  zum  Teil  mit 
der  W'ohntmg  zusammen,  sie  sind  es,  welche 
zu  engem  Wohnen  nötigen. 

In  Berlm  waren  1885  die  St«rbetitlle  in 
•'(M)  der  Beveikerang  in  Wohnungen  von 

1  Zimmer     ....     163,5 

2  Zimmern  ....      22,5 

3  Ziiumem  .    .    .    ,        7,5 
i  und  mehr  Zimmeni      5,4 

nnil  im  Durchschnitt  20,1. 

Xacb  den  Angaben  von  E.  Sax,  welche  frei- 
lich einer  3  Jahrzehnte  hinter  nns  liegenden 
Zeit  entstammen,   waren  im  Darchschmtt  auf 


-         Bewob-  Sterblieh-  oneheL  Oebnrt^i 

ner  keit  in  "1^  in  °/d  der  ehel. 

London  .    .    8             24  4. 

Berlin    -    .  31               25  16 

Paria,    -.35               z8  20 

Petersburg    5z               41  a6 

Wien     ,    .  55               47  51 

Diese  wie  auch  andere  Zahlen  sind  zwar 

cum  grano  salis  zu  nehmen,  aber  sie  geben 
doch  im  aUgemeinen  einen  richtigen  Auf- 
schluss. 

Mehrfach  hat  mau  gefunden,  dass  Ge- 
sundheitsverhältnisse und  Sterblichkeit  la 
Kellerwohnungen  gOostiger  sind  als  in  den 
Dachwohnungen,  Dies  röhrt  zum  Teil  da- 
her, dass  die  Wärme  Verhältnisse  im  Keltrar 
günstiger  sind  (kühler  im  Hoclisommer, 
wärmer  im  Winter),  bisweilen  auch  daher, 
dass  die  höher  gelegenen  Wohnungen  mehr 
von  kränklichen  Personen  aufgesucht  werden. 

In  a  i  1 1 1  i  c  h  e  r  Beziehung  wirken  Mangd- 
haftigkeit  der  Wohnung  und  grosse  Wohn- 
dichtigkeit in  mehrfacher  Hinsicht  ungünstig. 
Sind  die  Räumlichkeiten  ungenügend,  so 
bietet  sich  fortwährend  Anlass  zu  Zwistig- 
keiten.  An  Orten,  wo  aber  immer  Zank 
und  Streit  herrscht,  schwindet  schliesslich 
jeglicher  Sinn  für  ein  friedliches  Leben. 
Von  der  Jugend,  die  unter  solchen  Verhält- 
nissen aufwächst,  kann  eine  Neigung  für 
ein  geordnetes,  gesittetes  Zusammenleben 
nicht  erwartet  werden. 

Kehrt  der  Arbeiter  müde  von  der  Arbeit 
nach  Hause  und  findet  iiier  keinerlei  Be- 
hagliclikeit,  keinen  Familien  frieden,  so  sucht 
er  das  Wirtshaus  auf.  So  ist  die  Trunk- 
sucht mit  allen  ihren  für  Gesundheit  und 
Familienleben  nachteiligen  Wirk\ingen  oft  nur 
eine  Folge  mangelhafter  Wohnungszustäude. 

Sind,  wie  oben  erwähnt,  die  Ge- 
schlechter bunt  zusammengewürfelt,  so  wird 
bald  jedes  Scham-  und  Scnicklichkeitsgefühl 
vollständig  untergraben.  Die  weiteren  Fol- 
gen hiervon,  zumal  für  die  Jugend,  welcher 
die  schlechtesten  Beispiele  offen  vor  Augen 
stehen,  brauchen  hier  kaum  angedeutet  zu 
werden. 

Gute  Eigenschaften,  Sinn  für  Reinlich- 
keit, Sparsamkeit,  Recht  und  Ordnung  können 
unter  Verhältnissen  der  geschilderten  Art 
nicht  gedeihen.  Ein  Heiniat^fUhl  kaau  bei 
dem  Wohnungauomaden  sich  nicht  ent- 
wickeln; findet  er  nirgends  ein  häusliches 
Behagen,  so  verliert  er  auch  jegliches  Inte- 
resse an  wohnlicheu  Zuständen,  es  werden 
schliesslich  »alle  sittigenden  Bande  fester 
geselliger  und  nachbarlicher  Beziehuuften 
zerrissen«.  (Schäffle),  das  Familienleben  wird 
untergraben,  das  Gefühl  der  Zusammenge- 
hörigkeit und  mit  ihm  der  edelste  der  mensch- 
lichen Triebe,  die  Liebe,  zerstört 

Die  Gesamtheit  hat  das  höchste  Interesse, 
Zuständen  der  gedachten  Art  zu  begegnen: 
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dieselben  geffilirden,  sobald  Bio  in  grosserem 
umfange  auftreten,   die  ganze  Gefiellschaft, 
Kultur  and  Gesittung. 
V.  Die  Ursachen  der  Wohnungsfrage. 

Hier  ist  «•iederum  zwischen  allgemeiner 
und  specieller  Wohnungsfrage  zu  unter- 
scheiden. Die  allgemeine  Wohnungs- 
frage hat,  wie  Bcbon  hervorgehoben,  ihren 
Grimd  hauptsächlich  in  der  Bodentrage : 
dem  Steigen  der  städtischen  Gruciirente  und 
in  der  Kegel  damit  auch  der  Häuserprelse 
und  der  Mieten  infolge  des  Wachsens  der 
städtischen  Bcvülkcrung,  und  sie  ist,  da 
diese  Eutwiekelung  der  Städte  in  jüngster 
Zeit  in  Deutschland  ganz  hesondeis  rapid 
gewesen  ist,  hier  heute  auch  besonders 
akut. 

Uie  letzte  Ursache  der  Wohnungsnot 
besteht  also  darin,  dass  auf  beschrftuktem 
Gebiete  eine  grosse  Zahl  von  Wohnungen 
gesucht  wird  und  dass  infolgedessen  der  Preis 
derselben  steigt.  Dieses  Anschwellen  der 
Kachfrage  ist  eine  t'olge  der  Centralisations- 
beatrebuugeuj  welche  durch  die  Twinsport- 
entwickehiDg  gefördert,  durch  Umgestaltung 
der  Technik  mit  Ueborgang  zum  Grossbe- 
triebe, dann  durch  den  Werdegang  des 
ganzen  sozialen,  Gemeinde-  und  Staatslebeos 
besonders  hcgOnstigt  werden.  Es  ist  aber 
doch  nicht  etwa  eine  Art  Caprice,  welche 
nach  grossen  Orten  zu  verziehen  lockt. 
Man  sucht  nach  Erwerbsgel  ogenheiten  imd 
verlässt  die  Plätze,  wo  solche  weniger  zu 
finden  sind.  Dazu  kommen  dann  noch  (die 
Annehmlichkeiten,  welche  die  grösseren 
Städte  für  Verkehr,  Bildung,  Zerstreuung 
und  Vergnügung  bieten.  Hier  hat  sich,  be- 
einflusst  durch  die  Umgestaltung  des 
Transportwesens,  nicht  allein  ein  günstiger 
Standort  für  viele  grosso  Industrieeii  und 
daznit  ein  grosserer  Bedarf  an  Arbeits- 
kräften gebildet,  sondern  auch  Staats-  und 
Gemeindeverwaltung  haben  der  Centrali- 
satioii  nach  jeder  Richtung  hin  Vorschub 
geleistet. 

Infolge  dieser  Umstände  sind  in  den 
letzten  4 — .">  Jahrzehnten  In  den  modernen 
Industriestaaten  die  grossen  imd  grüssten 
Städte,>Sitze  von  Staatsverwaltungen,  Knoten- 
punkte von  Industrie  und  Verkehr,  sehr 
stark  angewachsen,  während  die  Bevölke- 
rung kleiner  Orte  und  des  platten  Landes 
in  weit  geringerem  blasse  ziigcnommen,  bis- 
weilen sogar  abgenommen  hat. 

Ea  war  in  lüOO  Einwohneru  die  Bevülke- 
rung  von 

London         Paria  Beriin  Wien 

1801  959  1817  714  1801  173  ISOU  331 
1»51  336z  1&56  1171  Iböl  425  18Ö7  476 
1875  3445  1876  19»9  1875  967  1875  677 
1886  4iao  188ö  2345  18b5  1315  1881»  716 
1891  4311     18<J1  344S     18Ü3  1666     löüO  1365 

—  —  lyui  3714  lyou  1888  isHX)  1675 


Allerdings  sind  anch  in  der  neueren  Zeit 
vielfach  Vororte  einverleibt  worden.  Doch  hat 
auch  in  diesen  die  Bevüikernng  sich  vergröMert. 
So  war  die  Zahl  der  Bewohner  Hamburgs  in 
Tausenden 

1866  1884 

Innere  Stadt  155  163 

Vorstädte         60  133 

Votorte  43  ISS 


1880       3227 

1885  3476 
1890  2768 


über  100000  Einw. 
518 
650 


1329 


Es  entfielen  in  Dentschland  von  der  Ge- 
samtbevülkerung  aaf  die 

Orossatädte  Mittelstädte 

(lOOOOÜ  Einw.  u.  mehr)    (20-100000  Einw.) 
1882  7,36%  9,17 

1896  iSiSS»;«  10,39 

Die  Bevülkerungssonahme  betrug  von  1882 
big  189Ö  14,48",„  die  der  städtischen  Bevölke- 
rung aber  3ö,47".n. 

lu  Bolchen  ürossatädten  mit  Über  100  0;iO 
Einwohnern  lebt  jetzt  in  England  mehr  als 
\t  der  Bevülkeruiig,  in  Belgien.  Deutschland  '!„, 
in  Frankreich,  Italien  über  ',„  bis  ',,1.  Ein  ge- 
waltiges ^^'tu^hstum  weinen  verschiedene  Grosa- 
städte  in  Nordamerika  auf,  so  Sew-York  (1870 
0,94  und  1890  1,52  Millionen  Einwohner,  mit 
den  angrenzenden  Städten  187ti  1,7  and  lUtlO 
2'tö  Hillionen  Einwohner),  Chicago  (1848  20UU0, 
1870  300000,  1890  1.2  Mdlionen  Smwohner)  und 
andere  Orte. 

Mit  der  Zunahme  der  Bewohnerschaft  hielt 
diejenige  der  Hänserzahl  niSht  immer  gleichen 
Schritt.  Mehrfach  war  sogar  die  Bautliätigkeit 
in  Zeiten  aehi-  starken  Zustromes  verhältuia- 
mässig  gering,  üo  in  Hamburg',  in  Berlin  und 
in  Wien  Anfang  der  7Uer  Jahre.  In  Wien 
nahm  die  BevüTkernng  1800-1866  um  110, 
die  Zahl  der  Häuser  nur  um  40%  zn. 

Das  Steigen  der  stä<l tischen  Grundrente  ist 
daher  zum  Teil  eine  natürliche  Eischci- 
nnng,  notwendig  hervoi^rufeu  durch  jenes 
Waäsen  der  Städic.  Dies  gilt  namentlich 
von  dem  Stadliuuern.  Der  steigenden  Nach- 
frage steht  hier  nur  ein  beschränktes  Angebot 
gegenüber,  weil  die  Grundstücke  nicht  be- 
liebig vermehi'bar  sind,  die  von  den  Mittel- 
punkten des  Verkehrs  (dem  Marktplatz,  dei- 
Hauptstrasse,  dem  Bahnhof  etc.)  nicht  allzu- 
weit entfernt  liegen.  Diese  centrale  Lage 
ist  aber  für  gewisse  Berufs  zweige  von 
grosser,  ziffermfiasig  zu  berechnender  Be- 
deutung, mehr  als  für  Woiinungen  aller- 
dings für  Laden-  und  Gcsc-häftslokale ;  da- 
her schreitet  anch  in  den  grössten  Städten 
die  sogenannte  C  i  t  y  h  i  1  d  u  n  g  —  die 
Trennung  von  Wohn-  und  Gescliüftsort  und 
Verwandlung  der  Häuser  im  Geschäftsviertel 
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der  Stadt  in  reine  oder  doch  vorwiegende  Ge- 
schä Etahäuser  —  stetig  fort. 

Die  CiCy  von  London  zählte  1851  14  580 
bewohnte  Häuser,  1881   deren  nnr  noch  6493. 

Dadurch  aber  werden  nioht  nur  die  hier 
in  diesem,  gewöhnlich  innersten,  Kreis  noch 
flbrigbleibenden  Wolinnngen,  sondern  auch 
die  des  nächsten  Kreises  entsprechend  ver- 
teuert. »Die  Steigerung  des  Bodeuwertea 
im  Innern  der  Städte  und  damit  eine  Er- 
höhung der  Mietpreise  ist  ein  ganz  natflr- 
licher  wirtschaftlicher  Vorgang.  Die  von 
den  Aussenbezirken  nach  dem  Innern  der 
Stadt  mit  steigender  Nachfrage  und  sich 
verringernder  Möglichkeit  des  Angebots 
wachsende  kapitalisierte  Gnindrente  ist  ein 
■wesentlicher  Faktor  der  Boden-  und  Häuser- 
preiso  jeder  Stadt,  deren  Einwohnerzahl  zu- 
nimmt. *    (Rödei-n.) 

Neben  dieses  natürliche  ZurQckbleiben 
des  Angebots  hinter  der  Nachfrage  tritt  aber 
vielfach  auch  eine  nicht  natflriiche  Ein- 
schi'änkun^  des  ersteren  zunächst  durch  be- 
sondere Lmstände  nicht  sijckulativcn  Cha- 
rakters, wie  einerseits  Vorhandensein  von 
nicht  verkäuflichem  Grossgniud besitz  in  der 
Nälie  der  Stadt  oder  andererseits  zu  gi'osse 
Zersplitterung  und  Gemengelage  der  Grnud- 
stflcke,  welche  ihre  Bebauung  erschweren  ; 
dann  aber  vor  allem  die  kfln  st  liehe  Steige- 
rung des  Bodenwertes  durch  die  gewerbs- 
mässige Spekulation,  insbesondere  von  so- 
genannten Terra! ngcseilschaften,  aber  anch 
grossen  Bauunternehmern  und  Privaten, 
Zwar  ist  —  abgesehen  von  der  Verteuenmg, 
die  so  ziemlich  jeder  Zwischenhandel  mit 
sich  bringt  — ,  wie  neuerdings  A.  Voigt  mit 
Recht  hervorgeheben  hat,  die  Wirkung  der 
Spekidation  hier  wie  auf  andei-eri  Gebieten 
nicht  notwendig  und  immer  Erhöhung  der 
Preise  über  jenes  natürliche  Steigen  hinaus, 
aber  sie  ist  dies  doch  in  der  Regel  iit  den 
Zeiten  eines  raschen  Aufschwungs  und 
rajiider  Entwickelung  einer  Sladt  oder  eines 
Statltteils,  wo  sie  insbesondere  leicht  zu 
einer  Ucborsehälzung  der  günstigen   Kon- 

i'unktur  oder  wenigstens  des  Tempos  der 
Sntwickelung  fülul  imd  damit  zu  einer 
unberechtigten  oder  wenigstens  verfrühten 
Steigenmg  des  Bodenvvertes  und  der  Mieten 
auf  der  einen  Seite,  grossen,  gar  nicht  oder 
nur  wenig  vei-dienfen  Gewinnen  aiit  der 
anderen  Seite,  denen  niu-  selten  ähnliche 
Verhiste  gegenüberstehen. 

Durch  dieses  Eingreifen  der  Spekulation 
erklären  rieh  namentlich  unverhäitnismassig 
hohe  Grundstockspreise  auch  in  den  Aussen- 
bezirken,  Vororten  u.  s.  w.  Sie  sind  hier  aber 
in  Deutschland  zum  Teil  het  vorgeiiifen  otler 
doch  jedenfalls  ermöglicht  worden  durch  un- 
richtige Bebauungspläne  und  Bauordnungen, 
namentlich  durch  die  Möglichkeit,  auch  hier 
in  diesen  äusserenK reisen  vielstöckige  Etagen- 


häuser, sf^enannte  »Mietskasernen«, 
zu  bauen.  Allertlings  besteht  da  eine 
Wechselwirkung;  weil  Etagenhäuser  gebaut 
werden  dürfen,  worden  die  Grundstücks- 
preise auch  in  diesen  Aussen  bezirken  s"! 
noch,  und  weil  die  Grund  Stückspreise  so 
hoch  sind,  muss  der  Grund  und  Boden  so 
stark  ausgenützt  d.  h.  so  hoch  gebaut 
werden,  als  es  baupolizeilich  zulässig  ist. 

Diese  besonders  für  Den  t  acht  and  — 
namentlich  im  Gecensatz  zn  England  und 
Belgieu  —  charakteristische  Erscneinnng  des 
Vorherräcbena  der  Etagenhänser  anch  in  den 
ÄUEsentiezirkeu  der  grossen  Städte  ist  aber  hier 
und  insbesondere  in  Berlin,  wo  wir  diese  Ent- 
wiokelnng  am  stärksten  finden,  —  wie  zuerst 
EberstadC  g'ezeigt  hat  —  doch  in  erster  Linie 
(geradezu  dnrch  verkehrte  Bebaunng-apISne 
geschaffen  worden,  denen  jedes  soziale  Ver- 
ständnis fehlte  and  die  daher  statt  einer 
enisprechenden  Abstufung  (Zonenban)  die- 
selben weitgehenden  Anforderungeu  in  Bezn^ 
auf  Strasse  »breite  etc.  draussen  an  der  Peri- 
pherie stellten,  welche  (Qr  die  grossen  Verkehrs- 
adern der  Stadt  berechtigt  waren,  nnd  dadurch 
die  Hattptorsache  für  das  System  der  JlietB- 
ka^erne  mit  einem  oder  mehreren  HOfeu  ge- 
worden sind. 

So  wurden  in  Berlin  durch  den  Bebauungs- 
plan anch  da,  wo  nie  ein  groaaer  Wagenverkehr 
zu  erwarten  war  riesiffe,  von  keiner  Straase 
durchschnittene  Häuserblocka  geschaffen,  deren 
Areal  vielfach  dem  eines  kleinen  Lands tädtchens 
gleichkommt.  Da  diese  Häuser  nun  ebenso 
noch  gebaut  werden  durften,  wie  die  Sirasae 
breit  war,  und  eine  sehr  prosse  Tiefe  erhielten, 
ergab  die  möglichst  grosse  Ansnatzung  des 
Bodens  hier  mit  Notwendigkeit  das  System  der 
HSfe,  Hinter-  und  QuergebSude. 

Diese  fehlerhaften  BebanungsplAne  hängen 
eng  zusammen  mit  den  Mtingeln  der  Bauord- 
nungen, die  eine  zu  grosse  Hone  der  Bebauung 
Unit  eilte  zu  starke  Ausnütziuig  der  GmndflScbe 
zoliessen  resp.  znl aasen.  Man  brnacht  dabei 
wohl  nicht  eine  bewnaste  Förderung  der  Speku- 
lation anzunehmen :  die  Vergrüsserting  der  Städte 
r  eben  in  Dentschland  eine  so  rapide,  dass 
___  den  Stadt-  und  Polizeivetwaltungen  zunächst 
über  den  Kopf  wuchs.  Auch  das  moderne 
deutsche  Protzentnm  hat  mit  der  Anschanung, 
breite  Strassen  und  hohe  HSnser  gross- 
stadtisch  seien,  dabei  Jedenfalls  mitgewirkt. 
Vor  allem  aber  begründete  man  diese  Zulassung 
des  Hochbaues  in  den  offiziellen  Erläute- 
rungen zur  Bauordnung  für  Berlin  and  seine 
Vororte:  ^^'^it  die  grosse  Zahl  der  Minder- 
bemittelten ihren  Verhältnissen  gemäss  mög- 
licbst  billige  Wohnungen  finden.'' 

In  demselben  Sinne  iat  jüngstens  A.  Voigt 
regen  Eberstadt  mid  P.  Voigt  für  die  Hiets- 
:ascmen  bezw.  den  Hochban  eingeiTeten  als 
die  Form  des  baugewerblichen  Grossbe- 
triebs, welcher  allein  in  kurzer  Zeit  die  .Auf- 
gabe der  Unterbringung  so  grosser  Bevölkerungs- 
massen zn  lösen  im  stände  gen-esen  sei  und 
wodurch,  wenn  auch  vielleicht  eine  Sieigemng 
des  Bodenwerts,  so  keineswegs  anch  notwendig 
der  Mieten  bewirkt,  vielmehr  unter  sonst  glei- 
chen   Umständen    ein    niedrigerer    Stand    der 
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Kiet«n  enielt  werde.  Das  trotzdem  erfolgte 
bedeutende  Steigen  der  Mieten  im  Lauf  der 
letzten  Jahrzelinte  wird  von  ihm  in  erster 
Linie  auf  die  teils  durch  habere  LOhne  mid 
Haterialpreise ,  vor  allem  aber  durch  das 
luxuriösere  Bauen  ges  tieg-enen  B  a  n  k  o  s 
(„die  Wohnnngsfrage  ist  eine  Baukoi 
frage")  anrück geführt,  uud  das  Vorherrschen 
der  niedrigen  KiDzelbäniier  in  England  nnd 
Belgien  neben  der  Wohnsitte  aus  der  einfacheren 
Bauweise  bei  den  letzteren  erklärt,  wekbe  sie 
den  Mietskaaemen  gegenüber  länger  konkurrenz- 
fähig macht. 

Allein  daa  erslere  —  die  Notwendigkeit 
des  Hochbaues  euch  in  den  Aussenbezirkeii  — 
ist  jedenfalls  als  richtig  nur  zuzngeben  für 
StAdte  in  hügeligem  Terrain  mit  beschränkter 
Ausdehnung afähigkeit  (wie  z,  B.  das  in  einem 
Kessel  gelegene  SCnttgart) ,  nicht  aber  für 
Städte  in  der  Ebene  mit  unbegrenztem  Ter- 
rain, wo  bei  eutsprecbeiiden  Bau  Ordnungen 
und  allerdings  auch  entsprechender  £ntwj<^ke- 
Inng  der  Verkehrsmittel,  wie  eben  England 
uuu  Beigten  beweisen,  sehr  ^nt  auch  ohne  Huch- 
ban  lind  doch  im  Grossbetrieb  —  denn  beides 
braucht  nicht  notwendig  zusammen  zu  fallen  — 

gx)sse  MasNen  untergebracht  werden  künnen. 
ie  wirtschaftlicbe  l)  eberlege uheit  des  Hoch- 
baues dagegen  —  und  damit  billigere  Mieten  —  be- 
steht nur  kurze  Zeit  bei  seiner  ersten  Anwendung 
auf  bisher  niedrig  bebautem  Terrain;  sobald  er 
allgemein  geworden  und  der  Bodenwert  ent- 
sprechend gestiegen  ist,  so  verschwindet  sie. 
Der  die  Bnnkosten  steigernde  Wohnnngslnxus 
in  Deutschland  aber  ^  überwiegend,  jedenfalls 
bei  den  von  Arbeitern  bewohnten  Mietskasernen, 
ein  unreeller,  auf  das  Aeussere  beschränkter 
Luxus,  der  gegenüber  den  äusserlich  einfachen, 
aber  im  Innern  zweckmässigen  nnd  behaglichen 
englischen  und  belgischen  Kieinhäupern  keine 
höhere  Befriedigung  des  Wobnbedürfnisses  dar- 
stellt —  ist,  wie  A.  Voigt  selbst  sagt,  durch 
die  Mietskaserne  künstlich  hervorgerufen,  diese 
ist  also  auch  hier  die,  wie  eben  jene  anderen 
Länder  zeigen,  keineswegs  notwendige  Ursache. 
Auf  der  anderen  Seite  aber  bildet  di^es 
Massen mictühaiiä  geradezu  ein  Uaiiptanreiz- 
mittel  Eör  die  Hoden  Spekulation  durch  die 
ganze  Art  iind  Weise  seiner  Entstehung  und 
A'ei'änssening.  Auch  mit  kleinen  Grund- 
fltflcken  kann  spekuliert  ■werden,  aber  vor 
allein  reizen  doch  die  grosseu  Gmndstöeke 
dazu,  aus  Kauf  und  Verkauf  des  Grund  und 
Bo<len9  und  Erbauung  und  Veräussening 
von  Hausern  ein  Gewerbe  zu  maclien.  üu- 
nücrhst  wird  schon  der  Boden  tlurch  den 
Zwischenhandel  verteuert.  Dann  führt  der 
Bauiintemehfuer  —  nicht  selten  eine  frag- 
würdige Existenz  —  einen  oft  sehr  unwirt- 
Ecliaftlichen  Bau  auf,  nachdem  er  den  Bau- 
platz mit  Eintragung  einer  Hypothek  er- 
worben hat;  nach  Fertigstellung  eines  jeden 
Stockwerks  wird  eine  neue  Hypothek  zu 
immer  höheren  Zinsen  aufgenommen  — 
hAufig  auch  von  dem  Bodens]« kulanten  — , 
und  die  Mieten  müssen  nun  alle  diese  hohen 
Zinsen  einbringen  und  ausserdem  einen 
Ueberechuss  fRr  den  Bauunternehmer,   wel- 


chen dieser  möglichst  schnell  durch  Verkauf 
des  Hauses  kapitalisiert. 

lu  dieser  „allgemeinen  Schablone  des 
neueren  Städtebaues,  dem  Massenmietsbaua," 
sieht  Eberstadt  daher  auch  die  Ursache  der 
oben  hervorgehobenen  nngehenerenVer^ehnldnQg 
des  städtischen  Qrnnd  nnd  Bodens  in  Deutsch- 
land und  ihres  steten  Wachsens  bei  voll- 
ständigem Fehlen  einer  Tilgung,  indem  da- 
durch die  Lasten  der  Verscliuldung  von  dem 
Bodenbeaitzer  auf  andere  Scbnllem,  den  Mieter, 
abgewälzt  werden  kilnnen  nnd  niedrige  An- 
zahlung und  hohe  Verscbaldong  fUr  den  Haus- 
besitzer vorteUiiatt  werden.  So  ^hat  das  in 
den  letzten  Jahrzehnten  ausgebildete  Ijystem 
der  Mietskaserne,  wo  immer  es  durchgeführt 
ist,  die  effektiven  Hausbesitzer  gänzlich  be- 
seitigt :  es  kennt  nur  eine  geringe  Zahl  nomi- 
neller Hausbesitzer  nnd  andrerseits  die  Gesamt- 
heit der  Mieter.  Die  Hjpothetenzinsen  werden 
bei  der  Ertrags berechnuug  des  Mietshauses  zu- 
erst in  Ansatz  gebracht  und  ebenso  wie  alle 
übrigen  Lasten  des  Grundbesitzes  auf  den  Mieter 
abgewälzt.  Jede  Steigemng  des  Bodenwertes, 
jeuer  Gewinn  des  Spekulanten  wird  in  keiner 
anderen  Form  verwirkliebt  als  in  Vermehrung 
der  Boden  schulden". 

Und  zwar  sind,  da  die  soliden  Bauunter- 
nehmer regelmässig  nur  für  die  mittleren 
und  wohlhabenden  Schichten  bauen,  gerade 
bei  den  für  die  arbeitenden  Klassen  be- 
stimmten Mietskasernen  die  Bauunternehmer 
meist  kapitalarmc  und  zweifelhafte  Elemente, 
fßr  welche  das  oben  Gesagte  ganz  besonders 
gilt.  Hier,  bei  den  giusstitädtischen  Miets- 
liüuserD  für  Arbeiter,  treffen  also  jedenfalls 
alle  Umstände  zusammen,  die  den  Boden 
und  die  Mieten  verteuern  (Roedem).  Damit 
sind  wir  wieder  bei  der  speciellen  Wohnungs- 
frage angelangt. 

Die  specielle  Wohnungsfrage  der  ai'- 
beitenden  Klassen  hat  also  zunächst  in  be- 
sonders verstärktem  Masse  dieselben  Ur- 
sachen wie  die  allgemeine,  wie  sie  ja  eben 
auch  zum  einen  Teil  nur  eine  besonders 
intensive  Form  der  letzteren  ist,  da  ja  durch 
die  moderne  industrielle  Entwickelung  vor 
allem  Massen  von  Ixihoarbcitern  in  die 
Städte  gezogen  worden  sind  und  deren  rasches 
Wachstum  dalior  hauptsächlich  ein  solches 
der  arbeitenden  Klassen  ist. 

Je  weniger  stetig  die  industriellen  Ver- 
hältnisse sind,  je  mehrdieArbeiterbevölkemng 
hin-  und  hergeworfen  wird,  iini  so  leichter 
entsteht  dabei  Wohnungsnot.  Dieselbe  wird 
noch  besonders  vei^rössert,  wenn  für  öffent- 
liche Anlagen,  Docks,  Bahnhöfe  etc.  oder 
im  hygieinischen  Interesse  vorhandene  Woh- 
nungen weggenommen  und  umgebaut  wer- 
den. Die  verbesserten  schöneren  Neubauten 
nehmen  eine  zahlungsfähigere  Bewohner- 
schaft auf,  während  die  verdrängten  kleineren 
Leute  gezwungen  sind,  ihren  Unterschlupf 
in  schlechteren  Behausungen  zu  suchen. 

In  Hamburg  hatte  der  Anscbluss  an  das  Zoll- 
gebiet IBKH/M  den  Abbruch  von  ÖOÜ  Hänsem 
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mr  Folge.  16000  Bewohner  Buchten  nene  and 
zwar  meist  kleine  Wohnungen,  Aebnlich  war 
es  in  anderen  Städten,  Pans  [VerbesBenrngen 
und Verechönerungen unter HansmannJ.  Wienet«. 

Dazu  kommeu  aber  hier  noch  besondere 
UiDBtfinde  hinzu:  das  i^t  vor  allem  die  Ab- 
iieigiing  des  privaten  Bauunternehmers,  sich 
auf  den  Bau  von  Arbeiter  wo  hnun  gen  einzu- 
laasen,  nicht  etwa  wegen  geringerer  Ren- 
tabilität —  diese  ist  im  Gegenteil  hier  in 
der  Regel  höher  ^,  sondern  weil  sie  eben 
meistens  mir  bauen ,  um  die  Häuser  so 
schnell  als  möglich  wieder  zu  verkaufen. 
Dieser  spekulative  Häuserbau  aber  ist  bei 
solchen  für  die  arbeilcnden  Klassen  be- 
stimmten Häusern  nicht  so  gnt  m^lich, 
weil  Besitz,  Verwaltung  und  Vermietung 
solcher  Häuser  unbeliebt  sind.  So  erklärt 
sich  hauptsächlich,  da,ss  so  vielfach  ein 
Mangel  an  solchen  kleinen  Wohnungen  be- 
steht 

Dazu  kommt  ferner  die  Notwendigkeit, 
in  der  Nähe  oder  wenigstens  nicht  iu  zu 
grosser  Entfern nng  vom  Arbeitsort  zu  wohnen, 
■welche  für  diese  Klassen  wegen  ihrer  langen 
Arbeitszeit  und  der  Kosten  mehrmaligen 
Hin-  und  Herfahrcng  auch  grösser  ist.  Die 
grosse  Bedeutung  der  Verkehrsmittel 
für  die  Wohnungsfrage  ■wird  hier  ohne 
weiteres  klar.  Auch  ein  gewisser  Einfliiss 
des  Mietsrechtes  ist  zweifellos  vorlianden, 
wenn  er  auch  nicht  so  gross  sein  dürfte, 
wie  oft  behauptet  wiitl. 

Dann  aber  besteht  aiicli  ein  Mangel  auf 
Seiten  der  Arbeiter  selbst:  der  Mangel  an 
genflgender  Wertschätz nng  gesunder  und 
nicht  tlberfflllter  Wohnungen,  an  Verständ- 
nis fllr  die  gesundheitlichen  und  sittlichen 
Gefahren  schlechten  Wohnens,  wie  er  gewiss 
neben  der  Not  mit  eine  Ursache  der  grossen 
Zunahme  des  Schlafgänger wescns  ist  Allein 
hier  besteht  doch  meist  ein  verhängnisvoller 
circulus  vitiüsus. 

Die  Wohnfi'age  ist  endlich  für  die  ar- 
beitenden Klassen  auch,  aber  keineswegs 
nur,  eine  Lolmfrage.  Sic  kann  niclit 
I>ohnfrage  sein,  solange  der  Arbeiter  in 
einen  Ötedt  für  Stube  und  Kflche  im  vierten 
Stock  nach  dem  Hof  hinans  ein  Drittel, 
einer,  anderen  fflr  drei  leidliche  Hänme  nm' 
ein  Seclistel  desselben  I^johnes  aufwenden 
muss.  Aber  für  die  untersten  Schichten, 
deren  Lohn  überhaupt  nicht  znr  Beschaffung 
einer  menscaenwOnÜgen  Wohnung  ohne 
UeberfOllung  ausreicht,  ist  sie  es  allerdings, 
und  ebenso  ganz  allgemein  für  die  länd- 
lichen Arbeiter,  und  die  ländliche  Arheitoi^ 
frage  ist  so  auch  eine  Haupliirsache  der 
stäfitischeu  Ai'beiter Wohnungsfrage. 

VI.  Die  Abhilfe. 

=Auf  keinem  Gebiete,«  meint  Miijuel, 
»ist  es  gefährücher  für  die  Gesetzgebung, 


den  richtigen  Zeitpunkt  zu  verpassen,  als 
auf  dem  der  Wohnungsfrage;  nirgendwo  ist 
es  aber  auch  schwieriger,  eingewurzelte 
schlechte  Gewohnheiten  zu  überwinden, 
nirgendwo  kostspieliger,  bestehenden  Uebel- 
ständen  zu  begegnen,  als  im  Bauwesen  und 
in  der  Benutzung  der  Wohnungen.«  Die 
Ueherwindung  semechter  Gewohnheiten  bil- 
det schon  den  leichteren  Teii  der  Aufgabe. 
Diese  werden,  sobald  nur  etwas  Be^eses 
geboten  wird,  mit  der  Zeit  zum  grossen 
Teil  von  seibat  verschwinden.  Die  iiau^- 
Bch^vierigkeiten  bereitet  die  Kostenfrage.  Es 
handelt  .sich  nicht  allein  um  Verbesserung 
vorhandener,  sondern  auch  um  Beschaffung 
neuer  und  zwar  möglichst  billiger,  guter 
Wohnungen.  Leider  Jässt  es  sich  nicht 
mehr  ans  grQuem  Holze  schneiden ;  die 
Städte  mit  ihren  Strassen  an  lagen  und  Bau- 
lichkeiten sind  nun  einmal  da,  Gebäude 
Grund  und  Boden  befinden  sich  im 
Eigentum  Pri\-ater,  das  Recht  auf  dieselben 
ist,  wenn  auch  die  Beute  kaum  als  Ergebnis 
der  schaffenden  Thätigkeit  des  Gnmdeigen- 
tümers  betrachtet  werden  kann,  ein  wohl- 
erworbenes. Es  handelt  sich  aJso  um  Ge- 
währung von  Entschädigungen,  welche.  Ähn- 
lich wie  bei  der  erstrebten  Einführung  des 
Tabaksmonopols,  die  Durchfülirung  einer 
Reform  erschweren.  Dazu  kommt  die  Un- 
stätigkeit  in  den  Produktion s-  undWohnungB- 
verhältnissen.  Je  mehr  die  Bevölkerung  tun 
und  her  flutet,  um  so  höher  die  Kosten. 
Sclion  aus  diesem  Gnmde  ist  es  leicht  er- 
klärlich, wenn  alle  Bestrebungen  zur  Ver- 
bessonmg  nicht  durchgreifend  geholfen  haben, 
wohlgemeinte  Gesetze  keinen  Erfolg  hatten. 
Mehrfach  sind  die  Ziele,  welche  man  sich 
steckte,  insofern  niclit  erreicht  worden,  als 
neu  gebaute  Wohnungen  gar  nicht  den 
Kreisen  dienten,  für  welche  sie  ursprüng- 
lich bestimnit  waren.  Ganz  andere  Leute 
wurden  Mieter  oder  mit  der  Zeit  Eigen- 
tümer als  diejenigen,  für  welche  eigentlich 
gesorgt  werden  sollte.  Dem  Interesse  der 
letzteren  wurde,  so  bei  den  Wohnungen  der 
Peabody  Stiftung,  bei  denen  der  0.  Hill,  der 
Arbeiterstadt  von  Mülhausen  etc.,  nur  in- 
sofern mittelbar  genügt,  als  wenigstens  ein 
Teil  der  konkuiTierenden  Kachfrage  gedeckt 
wurde. 

Danim  ist  es  denn  schon  begreifhch, 
wenn  mehrfach  in  Anwendung  gebmchte 
Mittel  oder  von  anderen  Seiten  gemachte 
Vorschläge  als  Palliative  bezeichnet  wurden, 
so  von  Boscher,  welcher  in  einer  Aeuderung 
der  (iesetzgebung  über  Freizügigkeit  und 
Niederlassung  ein  Heilmiticl  gefunden  zu 
j  haben  glaubt,  dann  von  Ad.  Wagner,  welcher 
.eine  Reform  unserer  Sozialordnung,  insbe- 
j  sondere  des  Eigentuuisrechtes  im  Auge  hat 
Allerdings  kann,  wenn  die  bestehende  Rechls- 
I  Ordnung  nicht  angelastet  wii-d,  euer  Wieder- 
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kehr  ■von   Fällen    der   Wohnungsnot   nicht 

rndlich  »geholfen  werfen.  Es  giebt  aber, 
die  Bedüi-fnisBe  nnd  aUe  einschlagigen 
Verbaltnissc  von  Ort  ?.u  Ort,  insbesondere  in 
der  Stadt  und  auf  dem  Luide,  verschieden 
sind,  überhaupt  kein  universal  heil  mittel. 
Vielmehr  hal>eQ  Massnahmen  der  ver- 
schiedensten Art  sowie  private  BestrebuDgea 
und  zwingende  Anordn nagen  der  Offen t- 
liehen  Gewalt  einander  zu  ergänzen. 

Dabei  sind  aber  wiederum  allgemeine 
und  specielle  Wohnungsfrage  auseinander- 
zuhalten. Die  erstere  Kann  überhaupt  nur 
durch  Massregeln  der  öffentlichen  Gewalten, 
durch  eine  sj'stematische  Wohnungspolitilc 
des  Staates  (bezw.  Reiches)  und  der  Ge- 
meinde soweit  als  möglich  gelCet  werden; 
die  specielle  hat  wie  oben  gezeigt  zwei 
Seiten :  den  Mangel  an  Eleinwobnungen  imd 
die  Mängel  der  vorhandenen.  Wahrend 
nun  die  Bekämpfung  der  letzteren  ebenfaÜB 
in  der  Hauptsache  den  öffentlichen  Gewalten 
zufallt,  müssen  bei  der  ersteren  Aufgabe 
private,  gemeinnützige  und  öffentliche  Thä- 
tigkeit  einander  ergänzend  zusammenwirken. 

Die  Anschauungen  darüber,  ob  die  freie 
private  Wirksamkeit  für  Lösung  der  Woh- 
nungsfrage ausreichend  sei  oder  ob  die 
Öffentlichen  Gewalten  regelnd  einsclireiten 
Bollao,  sind  allerdings  noch  geteilt,  und  zwar 
finden  wir  Schriftsteller  einem  solchen  Ein- 
schreiten geoeigt,  welche  sonst  der  privaten 
Spekulation  ein  möglichst  freies  Feld  ein- 
gerSumt  wissen  wollen,  während  andere, 
welche  nicht  gerade  zu  den  Freihändlern 
gehören,  gegen  staatliche  Massnahmen  sich 
weit  mehr  ablehnend  verhalten. 

Ein  Boscher,  ein  SchmoUer  n.  a.  joacheu 
auf  die  Wirkung  hober  Mietpreise  anfoierliBani. 
Keselben  bildeten  ilen  besten  Schutz  gegen  all- 
zu Btorken  Zndrang,  iuBbesondere  von  wirt- 
schaftlich Dneelbstllniiigen  Personen  nach  über- 
vQlkertea  Plätzen  und  Heien  ein  Reizmittel  für 
Neubauten;  eine  künstliche  EerabdrUckmig  der- 
selben mache  Znzag  und  Not  nur  noch  gTSweT. 
„Dem  Bedürfnis  in  seinem  ganzen  Umfange  ge- 
recht zn  werden,  ist  (nach  Albrecht)  nnr  die 
Privatspekniation  imstande."  Doch  soll  as  sich 
darum  handeln,  die  Privatspekniation  in  die 
richtigen  Wege  zn  lenken,  es  müssten  an  Stelle 
der  nnsoliden  Banspeknlanten  solidere  Elemente 
treten. 

Dagegen  wies  schon  Faucher  auf  den  mono- 

KlistiMhen  Charakter  der  Banstelieu  hin,  wegen 
Men  die  Enteignong  derselben  ebenso  gerecht- 
fertigt sei  nie  die  finteignung  beim  Bergbau 
und  DCi  Strassen  und  Anlagen  für  öfienuiche 
Zwecke.  Und  Wiss  meinte,  es  sei  sehr  natör- 
licb,  dasB  die  Frage  der  Wohnnogsnot  dnrch 
das  Spiel  der  freien  Konkurrenz  nicht  gelJIst 
werden  könne.  Denn  eine  freie  Konkurrenz  sei 
eben  da  überhaupt  nicht  möglich,  wo,  wie  beim 
Grundbesitz  der  Baustellen,  ein  entschiedenes 
Monopol  Torliege. 

Aber  auch  Schmoller  bezeichnet  die  Privat- 
spekniation   als    uugenUgend.     Es    seien  : 


wichtige  psycho! ogiscbe  Thatsachen,  welche  den 
gewtlhnUcnen  privatwirtaehaftJichen  Mechanis- 
mus mit  seinen  Motiven  zum  Handeln  mit  seinen 
gewShnlichen  Konsequenzen  hier  lahm  legten. 
Es  sei  eine  Nachfrage  vorhanden,  aber  dieselbe 
wirke  nicht  auf  ein  entsprechendes  Angebot 
Die  Phrase  vom  Egoismus  und  vom  Selbst- 
interesee  der  Beteiligten,  das  stets  am  bräten 
für  jeden  zu  «orgen  wisse,  zeige  sich  hier  eben 
als  Phrase.  Und  doch  erwartet  SchmoUer  das 
beste  vom  Voluntarismus.  „Wir  müssen  zu- 
nacbst",  meint  er,  „soweit  es  irgend  geht,  er- 
ziehend auf  die  unteren  Klassen  einwirken,  in 
dem  Sinne ,  dass  sie  den  Wert  einer  guten 
Wohnung  schätzen  lernen ;  sie  müssen  begreifen, 
dass  es  geföhrlicher  ist,  auf  ein  gutes  Zimmer, 
als  auf  ein  (ilaa  Bier,  ein  SonntagsvergnUgen 
zn  verzichten."  Hand  in  Hand  mit  einer  solchen 
erzieheriscbeu  Wirksamkeit  habe  eine  bessere 
Erkenntnis  der  besitzenden  Klassen  zn  gehen. 
Dieselben  „müssen  endlich  einseben,  dass,  selbst 
wenn  sie  grosse  Opfer  bringen,  dies  nur  eine 
mSssige,  bescheidene  Versich erungsprltmie  ist, 
mit  der  sie  sieb  schützen  gegen  die  Epidemieen 
nnd  geilen  die  sozialen  Revolutionen,  die  kommen 
mUssen,  wenn  wir  nicbt  aufhören,  die  unteren 
Klassen  in  unseren  (irossstsdten  durch  ihre 
Wohnungs  Verhältnisse  zu  Barbaren,  zn  tierischem 
Dasein  herabzndrücken."  Der  von  ihm  ge- 
machte Vorschlag  (Bildung  gemeinnütziger 
Aktien  gesell  schatten ,  die  sich  mit  massigem 
Gewinne  bescheiden  sollten)  enthatte  eine  Ver- 
sittlichung  rein  geschäftamässiger  Formen  unseres 
wirtschafuichen  Lebens,  eine  Ethisierung,  die 
doch  den  berechtigten  Egoismus  nicht  beseitigen 
wolle;  er  rnfe  die  verschiedenen  sozialen  Klassen 
zn  Berührung  und  sittlicher  Wechselwirkung 
herbei,  ohne  dem  Geschäfts] eben  Zwang  an- 
zntbun. 

Unzweifelhaft  sind  tüchtige  Gesinnung 
der  oberen  Klassen  und  gute  Gewöhnung 
der  unteren  von  hoher  Wichtigkeit,  doch  ist 
von  ihnen,  um  mit  SchmoUer  zu  spreclien, 
eine  plötzliche  Besserung  nicht  zu  erwarten. 
Im  praKfisehen  Leben  sind  sie  für  jetzt  und 
auch  für  unabsehbare  Zeiten  jedenfalls  unzu- 
reichend, neben  ihnen  ist  die  öffentliche, 
das  freie  Getriebe  beeinflussende  Wirksam- 
keit nicht  zu  entbehren.  Alle  echten 
Tugenden,  insbesondere  auch  der  Sinn  für 
häusliche  Behaglichkeit,  Schönheit,  Reinlich- 
keit und  Ordnung  können  sich  erst  auf 
einem  Boden  entfalten,  welcher  schon  durcli 
ein  plan  massiges  Einschreiten  von  Staat 
und  Gemeinde  hierfür  entsprechend  vorbe- 
reitet ist.  Nicht  mit  Unrecht  bezeichnet 
darum  Schäföe  die  gesetzliche  Regelung 
der  Wohnungsfrage  als  ebenso  wichtig  wie 
die  staatliehe  Arbeiten-ersichening. 

Ändere  Länder  sind  Pentscbland  mit  einer 
solchen  umfassenden  Wobnungsgesetzgebnng 
ancb  längst  vorausgegangen,  nnd  zwar  zuerst  und 
am  weitesten  gehend  cbarakteristischerweise  die 


Heimat  des  Hancbestertnma :  Engla. 
Ziel  der  englischen  Arbeiterwonnnngsgesetz- 
gebnng  war  nach  Aschrott  tod  Anfang  au  eiu 
doppeltes:  einerseits  Beseitigung  der  vorhande- 
nen ungesunden  Wohnungen,  Niederreissen  der 
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„Btums",  und  andereraeita  Beftirdemue  der  Ent- 
stehang-  nener  Arbeiterwohnusgen.  Schon  die 
ält«reD,  vor  der  iu  Abschnitt  II  erwähnten  Rajal 
Commisaion  von  1884  erlassenen  Gesetze  waren 
bemerkenswert  weit  in  ihren  Bestiramnogen  ge- 
gangen :  das  erste  von  Shafteebnrj  dnrchgresetzte 
von  ISöl,  der  Labouriu)^  ClasHes  Lodging-  Hotiaea 
Act,  hatte  den  LokalbehGrden  in  Städten  und 
Ortschaften  von  mindestens  lOOüO  Einwobnem 
die  Befugnis  zur  Errichtung  von  Logierhäo 
für  die  arbeitende  Klasse  nnt«r  Aufnahme 
Anleihen  gegen  Verplt^ndnng  der  Lokalstenem 
oder  Gewährung  von  Darlehen  durch  die  i'ublic 
Work  Loan  Ccmmiasioners  gegeben ,  die 
Torrena  Acta  von  1868,  1879  und  1882  die- 
selben Lokalbehörden  enuächtigt,  anf  Anzeige 
der  SanitAtsbeamten  (Medical  Officera  of  HealUi) 
den  Umbau  untauglicher  Wohnungen  und  Häuser 
seitens  oder  auf  Kosten  des  Eigentümers  berhei- 
znfiihren.  und  die  Croas  Acts  von  1875,  1879 
und  1882  die  Säuberung  ganzer  Quartiere  durch 
die  centrale  Baubehörde  ^Metropolitan  Board  of 
Works)  bezweckt  und  die  dazu  erforderlichen 
Enteignnngsrechte  gewährt,  wobei  stets  eine 
Nenaniage  erfolgen  sollte.  Dazu  kam  die  durch 
den  Public  Health  Act  von  1875  efesebaffene 
Wohnungsinspektion  und  WohnungspBege.  Aber 
alle  dies«  Haaaregelu  sind  namenuich  da,  wo 
sie  am  nötigsten  waren,  in  London,  entweder 
gar  nicht  oder  doch  nur  in  ungenügendem  Um- 
lang zur  Anwendung  gelangt,  Imnptsäehlich 
wegen  der  Unwilligkeit  und  Uiigeeignetheit  der 
dafür  zuständigen  Behörden. 

Infolge  der  Fea Stellungen  der  in  Ab- 
schnitt II  erwähnten  Boj'al  Commission  von  1884 
erging  schon  im  folgenden  Jahre  1885  eine  Art 
Notgegetz,  das  die  Bestimmungen  der  älteren 
Gesetze  in  einigen  Punkten  verschärfte  und 
brauchbarer  machte,  aber  doch  den  Hauptmangel 
bestehen  liess,  dass  die  Ausfuhrung  der  Gesetze 
insbeaondere  iu  London  in  den  Hunden  der 
kleinen,  häufig  aua  „houae-farmers''  oder  ihren 
Freunden  bestehenden  Lokal behfirden  oder  der 
von  ihnen  abhängigen  Beamten  blieb,  welche 
sich  als  ungeeignet  dafür  erwiesen  hatten.  Es 
war  daher,  wie  Aschrott  schon  1885  hervorhob, 
nur  eine  Abschlagszahlung.  Eine  Vetwaltungs- 
reform  bildete  die  Vorbedingung  einer  erfolg- 
reichen Wohnungsreform.  Sie  brachte  der 
Local  Government  Act  von  1688  haupteSch- 
lieh  durch  Schaffung  des  aus  direkten  Wahlen 
der  Steuerzahler  hervorgehenden  Londoner  Graf- 
schaftsrates (County  Council) ,  der  mit  den 
andere»  Graf  seh  aftsräien  das  Recht  erhielt, 
eigene  medical  officera  of  healtb  anzustellen,  und 
in  den  Stand  gesetzt  wurde,  die  Thätigkeit  der 
GeanndheilsbeamtenderloltaieuSanitfitabebQrden 
der  Kirchspiele  und  Distrikte  zu  kontrollieren, 
während  die  Auf  sich  tsbeamten  in  den  wichtigeren 
Aemtem  zugleich  unabhängiger  von  den  kleinen 
Lokalbehfirden  wurden.  Damit  war  die  Voraus- 
setznng  für  eine  energiachere  Handhabung  der 
bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  gegeben, 
aber  diese  selbst  wurden  in  der  Folge  auch  be- 
deutend erweitert  und  verbessert:  der  Public 
Health  Acta  Amendment  Act  von  1890  er- 
weiterte die  den  städtischen  Sanitätsbehörden 
1875  gegebene  Befugnis  zum  Eriaaa  baupolizei- 
licher Bestimmungen,  und  1891  erhielt  London 
ein  eigenes  Gesetz  aber  die  öffentliche  Gesund- 
heitspflege (Public  Health  London  Act),  welches 
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Vorachriften  über  die  Bennteung  von  Uieta- 
häusern  ohligatcriscb  machte.  Das  Hauptgesetz 
aber  ist  das  Arbeiterwohnungagesets 
(Housing  ot  the  Working  Clasaea  Act)  von  1890. 
Es  kodifizierte  nicht  nur  das  bisherige  Eecbt, 
namentlich  der  Torrens'  und  Gross'  Acts,  sondern 
bildete  es  auch  namentlich  nach  der  positiven 
Seite  erbeblich  weiter.  Der  I.  Teil  enthält  Be- 
stimmungen über  die  „Saniernng"  ganzer  Quar- 
tiere und  deren  Wiederbebaunn^,  der  II.  über 
Bäumung  benw.  Heaeiti^ng  einzelner  unbe- 
wohnbarer Häuser,  Beseitigung  einEOlner  hinder- 
hcber  Gebäude  (obstructive  buildings)  und  Sa- 
nierung von  Hänaergruppen,  der  IIL  über  Be- 
fürdemng  der  Errichtung  von  Mietshänaem  fOr 
die  arbeitende  Klasse;  danach  kann  die  Lokal- 
behörde  schon  vorhandene  Arbeiter  wohn  hfinser 
kaufen  oder  pachten  oder  nene  bauen  oder  die 
Verwaltung  von  aolchen  Übernehmen.  Die  Mittel 
dazu  aollen  von  den  Public  \^'ork  Loan  Com- 
misaioners  unter  denselben  Bedingungen  ge- 
liehen werden  wie  bei  sanitären  Arbeiten  und 
Anstalten.  Ausserdem  wird  Eisenbahn-,  Dock-, 
Hafen-  und  anderen  Geaellarhaften,  Genoasen- 
schaften  und  Vereinen  und  Privaten .  denen 
Land  eigentltmlich  oder  anf  wenigstens  50  Jabre 
gehört,  der  öffentliche  Kredit  zur  Erbaunng  von 
Arbeiter  Wohnungen  zur  Verfügiing  gestellt. 
Während  dieser  HI.  Teil  noch  iu  der  Haupt- 
sache unausgeführt  ist,  sind  die  beiden  er.tten 
hauptsächlich  durch  das  energiache  Vorgehen 
des  Londoner  Grafachaftsrates  in  bedeutendem 
Umfang  zur  Anwendung  gekommen.  Der  Sroall 
Dwellings  Acquisition  Act  von  1899  ermächtigte 

■'er  die  Ortsbehörden,  an  Eingesessene  Geld 
Erwerbung  von  Häusern  bis  zum  Markt- 
■Tciv  von  400  £  auszuleihen,  und  im  Jahr  19IX) 
erhielten  die  städtischen  Behörden,  welche  den 
Teil  III  des  Geaetzes  angenommen  haben,  das 
Recht,  auch  ausaerhalb  ihres  Weichbildes  Land 
zur  Errichtung  von  Arbeiterwohnungen  zu  er- 
werben, wovon  der  Londoner  Graf  ach  aftarat  auch 
schon  Gebrauch  gemacht  hat. 

Auch  in  Belgien  bezweckt  das  Arbeiter- 
■ohnungsgeaetz  vom  9.  August  1889  nicht  nur 
Verbesserung  der  vorhandenen  Wohnungen  durch 
die  Wohnungs-  und  Wohlfahrtskommisaionen 
(Comit«s  de  patronage  des  habitations  onvri^rea 
et  des  institutions  de  prevoyance),  sondern  auch 
Förderung  des  Baues  von  neuen  namentlich  in  der 
Form  des  Brwerbahausea  durch  Kreditgewähmng 
seitens  der  Central sparkaaae  des  Landes  an  die 
Kreditgeaellachaften  nnd  -genosaenschaften  [Ban- 
geseilschaften), die  ihrerseits  wieder  auf  Grund 
eines  Oertifikats  der  Wohnungskommission  an 
Arbeiter  —  und  zwar  nur  an  solche  —  Darlehen 
zum  Bau  oder  Erwerb  eines  Häuschens  geben. 
Dieser  wird  nach  Ver  Hees  schon  in  den  Volks- 
schulen den  Kindern  als  Lebensziel  eingeprägt. 
Dazu  kommen  Steuererleichterungen  der  kredit- 
gesellachaften  und  der  Darlehensnehmer. 

Wesentlich  nach  dem  Unster  dieses  belgischen 
Geaetzes  ist  dann  in  Frankreich  das  Gesetz 


entstenden.  Ba  iaC  nicht  anf  „Arbeiter''  be- 
schränkt, sondern  anf  die  „billigen  Wohnungen'' 
von  bestimmtem  Mietwert  und  bat  ebenfalla 
Wohnungskommissionen  geschaffen  (Comites 
d'babitattans  ä  hon  morchl),  aber  nicht  wie  in 
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Belgien  obligatorisch,  sondern  faknitati?;  auch 
die  BeBchafEung  von  Kredit  für  die  Baugesell- 
echafteu  iat,  auch  nach  dem  Ergänzungegeseti; 
von  181IÖ,  weniger  weitg'ebend  nnd  zwei^mässig 

Ejregelt    als   dort  —  denn  Frankreich,   nicht 
Dgland  ist  honte  das  Mancheaterland. 

Erwähnung  verdient  hier  auch  das  Woh- 
nnngggesetz  des  Kantons  Basel  vom  5.  April 
1!KX>,  das  in  5  Abschnitten  die  Wohnungsauf- 
sicbt,  die  finanzielle  Beteili^nug  der  Sffentiichen 
Venvaltnng;  an  der  sanitänachen  Verbessening 
Ton  Wobuuugeii ,  die  sauitärischen  Anforde- 
rungen an  die  Wohnungen  im  allgemeinen,  Be- 
stimmungen über  Schlaf-  und  Kostgingereien 
und  Zimmermiete  und  Straf-  nnd  AusfUhrnnga- 
bestimmungen  umfasate,  aber  durch  ein  Heferen- 
dnm  am  24.  Jimi  abgelehnt  wurde. 

1.  Die  Beseitigoiig  der  mangolhafteii 
Wohnungen.  Die  Mangelliaftigkeit  der 
WohnuDgen  ist  entweder  liervoi'gerufen  durch 
technische  Momeutc,  die  Art  und  "Weise 
dos  Baues,  oder  durch  die  Art  und  Weise 
der  Benutzung,  insbesondere  dui'ch  Ueber- 
füllung.  Die  auf  Beseitigung  der  mangel- 
haften Wohnuugeu  gerichtete  Wohaungs- 
politik  — die  negative  Wohnungspolitik  — 
hat  also  beides  zu  bekämpfen,  und  zwar  so- : 
wohl  bei  den  vorhandenen  Wohnungen  als  | 
bei  den  neu  entstehenden.  Die  Verhinderung 
der  baiüiehen  Mängel  bei  letzteren  ist  Aut- 
gabe der  Baupolizei  und  geschieht  durcli  die 
Bauordnung,  die  Beseitigung  der  bau- 
lichen Mängel  bei  den  vorhandenen  und 
die  Verhinderung  der  Ueberfilllung  bei 
ihnen  wie  bei  den  neuen  ist  Aufgabe  der 
Wohnungspoüzei  und  wrd  bewirkt  durch 
Wohüu  ngainspektion  imd  Sanie- 
rung. 

a)  WohiHUigsinspektion  und  Sanie- 
nmg.  Die  erste  Wohuungsinspektion  wurde  in 
Frankreich  schon  185(J  geschaffen,  blieb 
aber  auf  dorn  Papier;  dagegen  ist  England 
auf  diesem  Gebiete  bahnbrechend  vorge- 
gangen. 

l)ie  Wohnungspflege  wurde  in  £  n  g  1  a  n  d ,  wie 
oben  angeführt,  schon  1875  durch  den  Pubhc 
HealtbActgeschaffen  und  lä9üundlä!)l  erwettert; 
ersterer  verpüichtetö  Jede  städtische  Sanitätsbe- 
hörde, einen  „medical  officer  of  bealth",  einen  „sur- 
veyor"  uud  einen  „inspector  of  nuisancett'  an- 
zustellen; unter  dem  medical  officer  der  Lokal- 
behlirde  nnd  seinen  eventuellen  Assistenten 
(anch  Aerzten)  stehen  die  „sanitai'j  inspectors'' 
(Gesundheitsaafaeher).  Diese  Beamten  künnen 
zuntlchst  ein  gewisses  Hass  von  Reinlichkeit 
erzwingen,  ferner  bestehen  Vorschriften  über 
Ent-  nnd  Bewässerung,  Kellerwohnungen,  deren 
Neuschaffung  (ausgenommen  London)  schon  seit 
1875  verboten  ist.  Für  die  geringwertigen  Miets- 
h&oser  nnd  diejenigeD  höherwertigen,  deren  Er- 
trag sich  ans  kleinen  Mieten  zusammensetzt,  des- 
gleichen für  die  Logierhäuser,  die  registriert  sein 
mDssen,  bestehen    bestimmte    ortascatntarische 


Jnerträglichkeiten"     (i 
wozu  ausser  mangelhafter  baaücher  Unterhal- 
tung   eines  EauBea,   ungenügender  Reinigung 


von  Plätzen,  Gossen,  Abtritten  etc.  auch  ge- 
sundheitswidrige Ueberfilllung  eines  Raumes 
oder  Hauses  gehurt.  Ist  Beseitigung  der  nui- 
sauce  nicht  durch  Reparatur  oder  geringfügige 
Umbauten  seitens  des  Eigentümers  m^lich,  so 
erfolgt  (event.  gerichtliche)  Schliessung  de« 
Hauses  und  Umbau  durch  den  Eigentümer  mit 
einer  gewissen  ünanziellen  Unterstützung  nach 
Teil  II  des  Housiug  of  the  Working  Classes 
Act  von  1890  (a.  o.).  Dem  vertriebenen  Mieter 
können  vom  Uericht  Umzugskosteu  zugesprochen 
werden,  die  von  der  Lokalbehürde  auszulegen 
und  vom  EigeutUmer  zu  ersl^tten  sind.  Zur 
Ausübung  dieser  Wohnungspflege  hat  der  Me- 
dical officer  of  Health  in  den  grösseren  eng- 
lischen Städten  einen  Stab  von  2U,  30  und  mehr 
Beamten  —  in  Birmingham  uud  Man  ehester 
auch  weibliche  —  unter  sich.  In  London  gab 
es  läüO  bezw.  1895  56  medical  officcrs  of  health 
und  231  Gesnndlieitsaiifaeher,  so  dass  auf  einen 
von  diesen  durchschnittlich  2545  Häuser  und 
18T0li  Einwohner  kamen.  Die  Art  und  Weise 
ihres  Vorgehens  wird  vonEeincke  nnd  Olshauseu 
ab  besonders  verständig  gerühmt  und  daraus 
wie  aus  dem  Mangel  jeden  polizeilichen  Cha- 
rakters der  Ueberwächung  und  der  Zusammen- 
setzung der  Gesundheitsaufseher,  die  nach  Er- 
ziehung und  Herkunft  dem  Publikum  näher 
stellen   als  Aerzte   oder   Polizeioffizianten,  der 

S:rüBse  Erfolg  dieser  Wohnungspflege  in  Eng- 
and  in  neuerer  Zeit  erklärt. 

In  Belgien  haben  die  Wohnungs-  und 
Wohlfahrtskommissionen  —  ehrenamtliche  Or- 
gane aus  Männern  der  Praxis.  Suzialpolitikern, 
Aerzten,  Juristen,  Technikern ,  Architekten, 
Arbeitgebern,  Vertretern  der  Bangesellschatten 
und  Arbeitern  zusammengesetzt  —  neben  stän- 
digen Untersuchungen  der  Wohnnngsverhält- 
nisse  die  Wohnungs beaufsichtigong,  allerdings 
nur  mit  dem  Becht,  den  Uemeinden  Vorschläge 
zu  machen,  ohne  ihre  Durchführung  erzwingen 
zu  können.  Trotzdem  haben  sie  nach  Ver  Hecs 
zum  Teil  gute  Erfolge  erzielt:  im  Kreis  der 
Kommission  von  Verviers  wurden  über  800 
Häuser  verbessert ;  allgemein  erfolgreich  können 
sie  aber  so  natürlich  nicht  sein. 

In  Frankreich  haben  die  selbst  nicht 
einmal  obUgatorit^hen  Wohnnngskommissionen 
die  gleiche  Aufgabe. 

In  den  Vereinigten  Staaten  haben 
erst  Enqueten  der  90er  Jahre  Anlass  zu  aus- 
reichenden gesetzlichen  Bestimmungen  in  den- 
jenigen Staaten ,  in  welchen  die  grösseren 
Städte  New~Vork,  Boston,  Philadelphia,  Chicago 
und  Washington  liegen,  gegeben.  In  New- York 
wnrden  durch  das  Mietshausgesetz  von  1895 
(tenement  house  law)  die  Vollmachten  der  Muni- 
cipal  Health  officers  vermehrt  nnd  vorgeschrieben, 
dass  kein  Mietshans  oder  Logierhaus  regelmässig 
mehr  als  65"/«  der  Grundfläche  bedecken  dart, 
in  denselben  jeder  Erwachsene  40ü,  jedes  Kind 
200  Knbikfuss  Ijuftraam  haben  muss  und  ge- 
sundheitsschädUche  Häuser,  hei  denen  nur  Nieder- 
reissen  hilft,  beseitigt  werden.  Das  Gesund- 
heitsamt (Health  Department)  der  Stadt  New- 
York  hat  nach  G.  A.  Weber  volle  Unabhängig- 
keit und  die  weitestgehenden  Rechte  zur  Er- 
zwingung dieser  Vorschriften,  nenerdinga  auch 
richterlii^e.  Gewalt  und  ein  grosses  gut  organi- 
siertes Corps  von  sanitär]'  officers  nnd  inspectors. 
Ob  dadurch  wirklich  allgemeine  DorcbfUhrtuig 
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der  VoMchriften  erzielt  wirf,  vermögen  wir 
nicht  EU  sagen.  Aehnlich  liegen  die  verhält^ 
niBse  in  BÜiw  auf  Wohnungsinspektion  und 
SanieruDf  in  BoBton;  hier  bestimmt  ein  Gesetz 
von  lad?  über  die  Niederreisaung  angeannder 
Gebäude.  lS!f9  wurde  hier  vom  Oesundbeits- 
nmt  die  Niederreiasunff  von  116  GebSuden  ver- 
langt. In  Philadelphia  trifft  ein  Gesetz  von 
1893  Bestimmungen  über  die  hier  in  der  Stadt 
des  Einzelhauses  selteneren  Mietshäuser,  in 
Chicago  eine  Verordnung  von  1897,  in  Washington 
eine  solche  von  1896  Über  die  hier  besonders 
ungünstigen  „allejs"  der  Keg-erbevölkerung. 
lu  Keiner  der  anderen  grossen  Städte  der  Union 
^ebt  es  nach  Weber  irgend  welche  bedeutsame 
Gesetze  oder  Verordnungen  zur  Wohnungsfrage, 

In  Deutschland  herrschte  schon  1886  auf 
derGeneralversammlung  des  Vereins  fUrSozialpo- 
litilf  volles  SinTerständ^is  darüber,  dass  ein  den 
Anforderungen  derGesnndheitspflegenndSittlicb- 
keit  entsprechendes  Wohnen  nur  zu  erreichen  sei, 
wenn  nicht  nur  die  Herstellung,  sondern  anch 
die  Benutzung  der  Wohnunt^n  durch  behjJrd- 
lichea  Eingreifen  geregelt  wird.  Diese  Forde- 
rung wurae  dann  bMonders  vom  Deutschen 
Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  aufge- 
nommen und  eine  einheitliche  Gesetzgebung 
för  ganz  Deutschland  oder  mindestens  itlr  die 
Eiuzelstaaten  verlangt,  „welche  das  Bewohnen 
unzweifelhaft  ungesunder  Wohnungen  verbieten 
und  znr  Dnrchnlhruug  diesem  Verbotes  den 
Polizei-  und  Eommunalbehdrden  genügende  Be- 
fugnisse einräumen  sollte,  um  insbesondere  die 
Beachtung  der  baupolizeilichen  Zweckbestim- 
mung bei  der  Benutzung  der  Lokalitäten  zu 
sichern  und  die  gesundheitswidrige  UeberfüUung 
der  Wohnungen  und  Ubermäasige  Vennindemng 
des  Luftraumes  namentlich  in  Schlafstellen  zu 
verhindern".  Als  Vorläufer  dieser  verlangten  Ge- 
setzgebung erscheinen  verschiedene  Gesetze  und 
Polizei verordnungeu,  die  in  den  Einzelstaaten 
zur  Regelung  des  Kost-  und  Quartiergänger- 
wesens,  des  SchUfsteUenwesens  und  der  Soige 
lür  Unterkonftsränme  der  in  gewerblichen  und 
laiidwirtachaftlichen  Be  trieben  oeschäftigten  Ar- 
beiter ergangen  sind,  und  in  der  Kegel  vor- 
gängige Genehmigung  der  BehSrde,  Trennnng 
der  Geschlechter,  Gewährung  eines  bestimmten 
Luftraums  an  den  Einzelnen,  ausreichende  Ven- 
tilation, Beinlichkeit  und  Ordnung,  aber  keine 
regelmässige  Beaufsichtigung  der  benutzten 
Bänme  vorschreiben. 

Dagegen  ist  die  verlangte  allgemeine, 
heitliche  Beichswobnungsgesetzgebung 
noch  nicht  zu  stände  gekommen,  sondern  bis 
jetzt  nur  in  einigen  wenigen  Eineel Staaten 
oezw.  Kegierungs bezirken  oder  Städten  eine 
allgemeine  Regelung  dieser  wichtigen  Frage 
erfolgt.  Und  zwar  ist  inPrenssen  auf  Grund 
des  §  60,  Titel  17,  Teil  II  des  allgemeinen 
Landrechtes  die  Polizei  in  der  Stadt  Po 
seit  1892  vorgegangen,  und  im  Regierungs- 
bezirk Dflsseldorf  am  21.  November  18H5 
bezw.  25.  Mai  1898,  in  Lüneburg  am  8.  No- 
vember 1898  und  in  Münster  am  12.  Februar 
1901  eine  ausdrückliche  Verordnung  Über  die 
Beschaffenheit  und  Benutzung  von  Wohnnngeii 
erlassen  worden.  In  Baden  hat  eine  Verord- 
nung von  1874  die  Sicherung  der  öffentlichen 
Gesundheit  und  Reinlichkeit  betr.  am  10.  De- 
zember 1896  eine  neue  Fassung  erhalten,  wo- 


nach der  Bezirksrat  nach  Benehmen  mit  dem 
Gemeinderat  zeitweilige  Untersuchungen  der 
Wohngebäude  anordnen  kann,  welche  dnrch 
den  Cfrtagesnndheitsr&e  der  grOgseren  Städte 
oder  besondere  Kommissionen  vorzunehmen  sind. 
In  Bayern  ist  auf  Grund  des  Folizeiatrafge- 
aetzbuches  von  1873  Art.  73  Abs.  II  u.  III  in 
der  Fassung  des  §  2  des  G.  v.  22.  Juni  1900 
unter  dem  10.  Februar  1901  eine  aJlerbSchst« 
Verordnung  über  die  Handhabung  der  Wob- 
nungsanfsicht  erlassen  worden,  weiche  fQr  die 
grösseren  Städte  und  Orte  mit  dichter  Bevölkft- 
mng  eigene  Wohnungskommissionen  einsetzt, 
denen  Wo  hnnngsinspektoren  beigegeben  werden 
können.  In  Sachsen  ist  auf  Grund  allge- 
meiner Befugnisse  der  Polizei  am  2b.  Jaunar 
1898  eine  Wohnungsordnung  der  Stadt  Dres- 
den erlassen  werfen,  und  im  Jahre  1901  sind  die 
Kreishanptmann  schatten  von  der  Regierung  auf- 
gefordert worden,  dahin  zu  wirken,  dass  wenig- 
stens die  Städte  von  mehr  als  20000  Einwohnern 
eine  Wohnordnung  und  Wohnungsinspektion 
einführen.  In  Württemberg  ist  durch  Erlass 
des  Ministeriums  des  Innern  vom  21.  Mai  1901 
die  obligatorische  Wohnungsaufsicht  für  alle 
Oberamtsstädte  und  sonstigen  Gemeinden  von 
mehr  als  3000  Einwohnern  eingeführt  und  den 
übrigen  die  EinfUhning  durch  ortapolizeiliche 
Vorschrift  freigestellt  worden.  Den  Weg  eine« 
besonderen  Landesgesetzes  hat  man  bisher  nur 
im  Grossherzogtnm  Hessen  und  in  Hamburg 
durch  das  Gesetz  die   poli- 


buTg  durch  das  Gesetz  betr.  die  Wobnunf^- 
pflege  vom  8.  Juni  1898.  In  Strassborg  endlich 
ist,  nauptsächlich  durch  das  Verfieust  des  Bei- 
georfneten  Freiherm  von  der  Goltz,  jenes  alte 
tranzjlsische  Gesetz  von  1850  nachträglidi  zum 
Leben  erweckt  worden,  indem  hier  im  April 
1894  die  durch  jenes  Gesetz  vorgesehene  Woh- 
nun^kommission  gebildet  wurde. 

Diese  ganze  Gesetzgebung  stellt  recht  be- 
achtenswerte Ansätze,  aoer,  anch  abgesehen  von 
dem  Umfang,  durchaus  noch  keine  ausreichende 
Lösung  der  Angabe  dar.  Vor  allem  ist  nirgends 
jene   erste  Forderung  der  Sicherung  der   bau- 

Sohzeilichen  Zweckbestimmung  bei  Benutzung 
er  Lokalitäten  verwirklicht,  von  der  allerdings 
auch  nur  bei  Wohnungen  die  Rede  sein  kann, 
welche  auf  Grund  neuerer  und  guter  Banpoli- 
zeigesetze,  wie  sie  noch  nicht  ulgemein  exis- 
tieren oder  eben  erst  erlassen  werden,  ent- 
standen sind,  da  man  in  früheren  Zeiten  nach 
heutigem  Begriff  ungeeignete  Bäume  als  für 
Wohn-  und  Schlafzwecke  zulässig  ansah.  „Wie 
viel  schauderhafte  Wohnräume  suid  namenttieb 
in  den  Zeiten  entstanden,  als  zuerst  der  mo- 
derne Gtagenban  Über  die  Städte  hereinhracb 
und  kein  Baupolizeigesetz  auf  diese  Erscheinung 
vorbereitet  war"  (Eeincke).  Im  Vorfergrund 
der  Bestimmungen  steht  dag^en  die  Vorso^ 
gegen  die  Ueberfüllung  der  Wohnungen.  Die 
vom  Verein  fUr  Sfientliche  Gesundheitspflege 
1889  aufgestellte  Fordening,  dass  alle  Schlaf- 
räume für  jedes  Kind  unter  10  Jahren  min- 
destens 5  cbm  Luftraum,  für  jede  ältere  PersMt 
mindestens  10  cbm  enthalten  sollen,  wnrde  in 
der  Düsseldorfer  Verordnung  erfüllt,  in  Hessen 
und  Dresden  ist  man  darüter  hinausgegangen, 
in  Hamburg   dahinter  znrUdigebliebeii.    Auch 
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soMt  ist  die  Dresdener  VerordnniiK  durch  sehr  sowie  ein  SUdtarzt  bezw.  der  Hedisioalrat  t«il. 


.  eit^ehende  Vorschriften  über  die  Qerttumi^keit 
der  'WohaaDgen  aoBgezeichneL  Andererseits 
sind  in  Hambarz  oud  Dresden  anch  in  dnrchaQS 
ricbtiger  Weise  Vorschriften  über  die  Ificbten 
der  mnsbewohner  in  Bezug  aof  Beinhaltnnp 
der  Wohnnnjgen  und  Aborte,  LUftnug,  Beseiti- 
goug  von  Unrst  etc.  erlassen,  die  sunst  fehlen 
und  welche  die  Handhabe  zu  einer  sehr  weit- 
gehenden t^eaundheitapolizeilicben  Anf eicht, 
namentlich  bei  Epidenueen,  und  znr  allinfth- 
liehen  Erziehung  der  Bevtilkerang  zn  einer 
gesundheitsgemBssen  LebensfCItaning  geben 
^incke). 

Was  den  Umfang  der  durch  diese  Gesetze 
und  Yerordnnngen  geschaffenen  Wohnnngs- 
beanfsichtigung  angeht,  so  ist  sie  in  Hamburg 
and  Hessen  ausdrücklich  anf  die  Stadt  bezw. 
die  Gemeinden  toq  über  50ü0  Seelen  beschränkt, 
wftlirend  sie  in  Prenwen,  Bayern,  Württemberg, 
Baden  theoretisch  wohl  aach  anf  das  Land  aus- 
gedehnt werden  kQnnte,  ohne  dass  dies  bisher, 
soviel  bekannt,  geschehen  wäre.  Dnd  doch 
mnss  diese  Ausdehnnn^  unbedingt  gefordert 
werden,  denn  dieser  Teil  der  Wobnungafra^, 
die  Mangelhaftigkeit  der  Wohnungen,  beatditj 
wie  hervorgehoben,  auch  gatts  allgemein  bei 
den  arbeitenden  Elaesen  anf  dem  Lande,  abge- 
eehen  von  den  heute  so  zahlreichen  ("sendo- 
land gemeinden,  die  nichts  anderes  als  Arbeiter- 
TOTorte  der  grossen  Städte  sind.  Auch  ist 
fraglich,  ob  Wohnungsbeanfsichtignng  und  Vor- 
schriften llber  Beschaffen heit  und  Benutzung 
der  Wohnungen  fUr  alte  Wohnungen  gelten 
eoUea  oder  nnr  für  die  kleineren  bezw.  für 
solche,  deren  Inhaber  in  der  Wahl  und  Ee- 
sntznng  nicht  vOUi^  fk«i  sind,  also  solche  Ton 
Mietern  nnd  Aftermietem,  Einlogierem,  Schlaf- 
burschen, Dienstboten,  Oewerbe^ehilfen  etc.  Ob- 
wohl ersteres  in  Dresden  nnd  in  Hamburg  gilt, 
wird  die  BeschrSnknng  anf  letztere  als  richtiger 
za  bezeichnen  sein. 

Hiniichtlich  der  O^ane  fDr  diese  Wob' 
nnngsbeaufaicbtigung  besteht  auch  keine  Em- 
heilBcbkeit  in  der  bisherigen  Gesetzgebung. 
Ausser  in  Hamburg  nnd  Strassbnrg  wird  sie 
zwar  überall  durch  die  Polizei  gehanähabt,  aber 
in  verschiedener  Weise,  so  in  der  Stadt  Essen 
durch  einen  hesonderen  banverst&ndigen  Be- 
amten, den  „Wohnan^inspektcr",  aber  ans- 
drUcklich  nicht  als  polizeiliche  Hassnahme,  son- 
dern als  kommnnale  Wohlfahrtseinrichtnng ; 
Ähnlich  in  Dresden,  dagegen  in  Düsseldorf  nnd 
Lüneburg  durch  den  Schutzmann;  die  Entschei- 
dung erfolgt  aber  wie  in  Hessen  eist  nach  An- 
lüTUng  eines  Arztes  nnd  eines  BaaTerständJKen. 
In  Hamburg  dagegen  liegt  die  ganze  Woh- 
nongsbeaufeichtignag,  hier  „Wohnungspäege" 
genannt,  in  der  Hand  von  Bürgern.  Die  Stadt 
ist  in  9  Kreise  geteilt,  jeder  von  diesen  in  9 
Pflegebezirke,  in  deren  jedem  es  einen  ehren- 
amtlichen Pfleger  und  Stellvertreter  giebt.  Die 
sämtlichen  Pfleger  eines  Kreises  bilden  die 
Kreis  Versammlung,  Ober  dieser  steht  die  aus 
zwei  Senatoren  und  den  sämtlichen,  ebenfalls 
im  Ehrenamt  thätigen  Kreisvorstehem  ge- 
bildete „Behürdefür  Wohnungspflege."  Anihren 
Sitzungen  wie  an  denen  der  Kreis  Versamm- 
lungen nimmt  auch  der  „Inspektor  für  Woh- 
nungspflege", ein  Techniker  mit  akademiBcher 
Bildung,  dem  zwei  Assistenten  zar  Seite  stehen, 
HBndwSrtotbDch  der  StaatawlsuBichftnoo.   Zweite 


Von  diesem,  Hedizinalrat  Reincke,  ist  ein  „Leitr 
faden  ftlr  Wohnungspfleger "  verfasst  worden, 
um  einheitliches  Torgehen  zn  erzielen.  Aber 
Parade  nach  seinem,  gewiss  kompetenten,  Urteil 
ist  hier  den  ehrenamtlichen  Ordnen  zu  viel 
zngemntet  nnd  wird  voranssichtlick  in  Zukunft 
das  Schwergewicht  der  lautenden  Arbeit  den 
Assistenten  des  Inspektors  übertragen  und 
diese  so  vermehrt  werden  müssen,  dase  jeder 
Kreis  seinen  Assistenten  hat.  In  Strassbnrg 
setjsl:  sich  die  WohunngskommisBion  aus  14 
Mitgliedern  zusammen,  dem  Bürgermeister  als 
Vorsitzenden ,  einem  Beigeordneten  als  Stell- 
vertreter, 3  Gemein deratemi tgliedem ,  einem 
SenatssekretSr,  dem  Direktor  des  statistischen 
Amtes ,  dem  kaiserlichen  Polizeipräsidenten, 
dem  Kreisarzt,  2  Bauunternehmern,  einem  Archi- 
tekten, äUniversitätsprofessoren,  dem  städtischen 
Baoiuspektor,  einem  Bentier,  einem  Spediteur 
und  dem  Ortskrankenkassenkontrolleur.  Unter 
der  Komoiission  ist  ein  technisch  ausgebildeter 
Wohnnngsinspektor  angestellt ,  der  mit  den 
Mitgliedern  der  Unterkommissionen  seine  Be- 
sichtigungen vornimmt.  Zu  den  Kommissions- 
Sitzungen  haben  die  Vertreter  der  Presse  Zu- 
tritt, was  sich,  wie  hier  überhaupt  dieae  ganze 
vorwiegend  ehrenamtliche  Organisation,  nach 
V.  d.  Goltz  gut  bewährt  haben  soU. 

Ueber  die  thatsächlichen  Erfolge  dieser 
ganzen  Verordnungen  und  Gesetze  kann  noch 
nicht  viel  gesagt  werden,  teils  weil  sie  eben 
erst  ergangen  sind,  teils  weil  noch  kein  aus- 
reichender Gebrauch  von  ihnen  gemacht  worden 
ist.  In  der  Stadt  Posen  worden  in  5  Jahren 
300  Wohnungen  geschlossen  nnd  1000  bauliche 
Aendemngen  durchgeführt.  Auch  in  Strass- 
bnrg wurden  nach  v.  d.  Goltz  ausgezeichnete 
Erfolge  erzielt.  In  der  Stadt  Essen  wnrden  in 
Ausftlhrnng  der  Düsseldorfer  Verordnung  im 
ersten  Jahre  nach  Anstellung  des  Wohnungs- 
inspektors im  Hauptamt  1899-1900  348  Hänser 
mit  1513  Wohnungen  revidiert,  d.  h.  mehr  als 
bei  der  früheren  iSnrichtung  in  5  Jahren ;  von 
diesen  1512  Wohnungen  wurden  430  beanstandet 
and  zwar  SöO  wegen  L'eberfüUung:  bei  192 
Wohnungen  genügte  die  mündliche  Anordnung 
■''"'  Polizeiin gpektora,  bei  238  war  eine  polizei- 


SchiäfsteUenräumen  6,37''/o,  von  UfriöSchlaf- 
räamen  für  Lehrlinge  4,09%.  Ausweisungen 
aus  den  beanstandeten  Wohnungen  fanden  92 
statt,  also  nnr  bei  0,45%  der  oeauf sichtigten 
und  9,30%  der  beanstandeten.  Die  Verhält- 
nisse haben  sich  nach  Dr.  Gasaner  hier  stärker 
gezeigt  als  der  Wille.  Die  Unmöglichkeit,  für 
ganze  Familien  Unterkunft  zn  schaffen,  gebe 
die  Erklämng  dafür,  dass  über  manchen  Miss- 
staud  hinweggesehen  werden  musste  nnd  nnr 
die  krassesten  Uebelstände  beseitigt  werden 
konnten.  Noch  erheblich  geringer  sind  die  Er- 
folge in  Hamburg  gewesen:  von  einer  regel- 
mässigen Beaufsichtigung  der  Wohnungen  ist 
fast  gar  keine  Rede,  es  wird  nur  behandelt,  was 
zur  Anzeige  kommt,  im  ersten  Jahre  nur  694 
Fälle.  Von  416  in  diesem  Jahre  erledigten 
Beschwerden  wnrden  aber  370  durch  gütliche 
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Termittelnng  der  Pfleger  erledwt,  38  mit  Hilfe 
der  KreisTersamm  langen  und  9  dnicb  die  Be- 
htiide;  18  mal  wurden  einzelne  Teile  einer  Wota- 
nnng,  14  mal  ^nze  Wohnungen  geschloBBen. 
wobei  nur  iu  einem  Falle  KinachreiUn  der  Be- 
hörde notwendig  wurde.  Aber  die  Wohnungs- 
pflege  hat  sich  hier  vor  allem  bisher  Torwie- 
gend  nur  auf  die  minder  wichtigen  Seiten  der 
Wohnungsfrage,  wie  Venmreinigung,  Fencbtig- 
keit,  mangemafte  Abort«  etc.,  ^trorfen  und 
nur  □  Fälle  wegen  UeberfUUung  beanstandet, 
and  zwar  ans  demselben  Grunde,  weil  es  an 
Wohnungen  fehlt,  in  welchen  die  nnsgetriebenen 
Lente  Unterkunft  finden  kannten.  Dies  ist  der 
Gmnd,  wanim  die  WobnungsbeanfRichti^ng 
auch  anderwärts  bisher  nur  wenig  bat  leisten 
kSnnen. 

So  führen  die  bisherigen  ErgebniRse  der 
Wohmingsbeaufaichtigiuig  in  Deutschland 
■wie  überall  mit  zwingender  Notwendigkeit 
zu  der  Forderung,  dasa  jeder  derartigea 
negativen  Wofinungspolitik  auch  eine 
positive,  auf  Vermehrung  der  kleinen 
Woboungen  gerichtete,  zur  Seite  gehen  n 
und  dass  keine  Wohnung  als  imgenügend 
sollte  geächlossen  werden  dürfeo,  ohne  dass 
die  betr.  Öffentliche  Ü«walt  ein  Ersatz  da- 
für zu  schaffen  gezwungen  ist. 

Diese  Notwendigkeit  tritt  in  ganz  be- 
sonderem Masse  hervor,  wenn  es  sich  nicht 
um  Scliliessung  einer  einzelneu  Wohnung, 
sondern  um  die  Beseitigung  ganzer  unge- 
sunder und  mangelhafter  Quartiere,  die  sog. 
Sanierung  handelt.  Auch  hier  ist  Eng- 
land, und  zwar  vor  allem  London,  mit 
grossartigem  Beispiel  vorangegangen. 

In  Birmingham  begann  schon  1878  auf 
Betreiben  Cbamberlainti,  des  damaligen  Bürger- 
meisters, eine  grosse  Sanierung,  bei  der  40UO 
Eänser  niederzulegen  und  löoOO  Einwohner 
anderweitig  unterzubringen  waren;  die  Stadt 
hat  hier  das  freigelegte  Terrain  auf  8ü  Jahre 
mit  BauTerp&ichtuDg  verpachtet.  In  Liver- 
pool sind  während  der  letzten  10  Jahre  4200 
Häuser  abgebrochen  worden;  auf  dem  frei- 
gelegten Terrain  wurden  850  Einzel  «ohnh  aus  er 
für  4150  Personen  gebaut,  während  1600  Per- 
sonen in  von  der  Stadt  selbst  errichteten  grossen 
HietshäuKem  Unterkunft  fanden.  In  London 
wurden  vom  Metropolitan  Board  of  Works  aof 
Grund  der  älteren  Gesetze  von  1875—1882 
16  Sanierungen  ansgetührt,  wobei  der  Wieder- 
aufbau durch  Private  erfolgte  und  von  328ß8 
Personen  37780  wieder  untergebracht  wnrden, 
und  auf  Grund  der  Gesetze  von  1875-1890 
6  weitere  begonnen,  die  vom  Grafschaftsrat  voll- 
endet wnrden,  und  wobei  6188  Personen  ver- 
trieben und  nur  2930  wieder  nutergebracht 
wurden  und  zwar  durch  eigenen  Bau  der  Be- 
hörde, da  die  Privatthätigkeit  versagte.  Der 
Qrafschaftsrat  hat  lerner  selbst  4041  Wohnungen 
mit  15  "iW  Bewohnern  und  16  registrierte  Logier- 
hftnser  mit  1004,  also  zusammen  16278  Per- 
sonen, beseitigt  und  bringt  durch  eigenen  Bau 
16224  Personen  wieder  unter;  femer  sind  durch 
Eircbspiele  und  Distrikte  etwa  8  acres  mit 
4042  Personen  auf  Grund  des  IL  Teils  des  Ge- 
setzen von  1900  saniert  worden. 


Nunmehr  ist  aber  anch  in  Deutachland  und 
zwar  in  Hamburg  ein  äbnlicb  grossarliges 
Sanieruugsprojekt  in  Angriff  genommen  worden, 
das  drei  Bezirke  mit  zusammen  öl  121  Be- 
wohnern umfassen  soll.  Zunächst  ist  der  im 
Süden  der  Neustadt  gelegene  Bezirk  III  mit 
20041  Einwohnern  in  AngnfF  genommen  worden, 
in  dessen  Nähe  anf  iwei  grösseren  der  Stadt 
geherenden  Bauplätzen  vor  Beginn  des  Ab- 
brnches  kleine  Wohnungen  erbaut  werden 
kannten,  was  jedoch  nicht  dnrch  die  Stadt 
selbst,  sondern  dnrch  Verkauf  an  eine  Genossen- 
schaft unter  beatummten  Bedingungen  geschiebt. 
Vorübergehend  wnrde  ein  Teil  der  früheren 
Bewohner  in  Cholerabaraeken  untergebracht. 
Die  Gesamtkosten  des  Projekts  sind  anf  7  OOÜÜOO 
Mark  veranschlagt. 

Wenn  man  das  Wenige  überblickt,  was  seit 
1886  trotz  der  ununterbrochenen  theoretischen 
Erörterungen  thatsächlich  auf  dem  Gebiet  der 
Beaufsichtigung  und  Sanierung  in  Deutschland 

feieistet  worden  ist,  so  kann  man  nur  mit 
eincke  die  damals  schon  aufgestellte  und  jetzt 
besonders  von  dem  Verein  ,.  Reichs wohuuugs- 
gesetz"  iu  Frankfurt  a,  M,  vertretene  Forderung 
eines  Eeichswohnun^sgesetzes  wieder- 
holen, das  durch  die  bisherigen  lokalen  oder 
einzelstaatlichen  Verordnungen  und  Gesetze 
nicht  überflüssig  gemacht,  sondern  nur  vorbe- 
reitet worden  ist.  Die  Minimalforderungen  an 
die  Beschaffenheit  und  Benutzung  der  Woh- 
nnugen  werden  allerdings  nicht  einheitlicti  fOr 
das  Reich  bestimmt  werden  können .  sondern 
entsprechend  den  sehr  verschiedenen  klima- 
tischen Verhältnissen  und  den  Lebensgewohn- 
heiten  dnrch  die  Lokalbehörden;  das  Reicfas- 
geaetz  hätt«  nur  die  Punkt«  zu  besljmmeu, 
welche  Gegeustand  der  Lokal  Verordnung  eu 
sein  haben,  ausserdem  aber  mUsste  es  Beatim- 
ranngen  enthalten  über  die  BefngniBse  nnd 
Pflichten  der  Gemeinden  in  Bezug  auf  die 
Wohnungen  überhaupt,  über  die  ausübenden 
Behörden  —  am  besten  ein  besonderes  .,Woh- 
unngsamf  in  der  einzelnen  Gemeinde  — ,  über 
Straten  und  Beschwerde  verfahren ,  über  Ge- 
währung von  Vorschüssen  ftkr  den  Umbau  ge- 
sundheitswidriger Wohnungen ,  über  die  &t- 
schädigungen  und  Enteignungen  fUr  Saniemngs- 
zwecke,  über  Massnahmen  zur  Erleichterung 
des  Baues  kleiner  Wobnangen,  Über  den  Woh- 
nungsuacbweis  und  über  regelmässige  statis- 
tische Erhebungen  über  den  Bestand  nnd  Be- 
darf an  Kleinwohnnngen  nnd  ihren  Hietwert. 
Zur  Durchführung  des  Gesetzes  würde  eine  be- 
sondere Reichs behorde,  ein  „Reichs Wohnungs- 
amt" zu  schaffen  sein. 

b)  B&uordnitDg  und  Stadtbauplan. 
Wendet  sich  die  Wohnungsbeaufsichtigung 
gegen  das  gesundheitswidrige  Wohnen,  so 
^It  es  durch  Bauordnung  und  Stadtbauplan 
las  gesund  lieits  widrige  Bauen  zu  bekämpfen. 
Seit  längerer  Zeit  ist  es  allgemein  aner- 
kannt, dass  es  zur  Herstellung  befriedigender 
Wohnungsverhaitnisse  unerlässlich  ist.  dia 
weitere  liauliche  Ent  Wickelung  unserer 
Städte  nach  einheitlichem  Plane  in  ganz 
l>estimmte  Bahnen  zu  lenken  und  zu  diesem 
Zwec'k  Stadtbaupläue  zu  entwerfen,  deren 
Durchführung  dann  durch  die  Bauordumig 
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bevirkt  wenJea  soll.  Beide,  StadtbaiipIaD 
und  Bauordnung  haben  zuaächst  wichtig 
Aufgaben  in  gesundheitlicher  Beziehung  zu 
lösen:  Reinhaltung  des  Untergrundes  und 
der  natflrlichen  Gewfisser,  genügende  Ver- 
sor^ng  mit  Wasser,  Luft  und  Licht,  rich- 
tig Gestaltung  und  Entwässerungsanlagen, 
Sicherung  der  Standfähigkeit  des  Baues, 
Schutz  gegen  Feuersgefahr,  Schaffung  öffent- 
licher Anlagen  und  I'ernhaltung  von  Slömng 
des  Wohlbefindens  durch  gewerbliche  Be- 
triebe. Die  Bauordniingen  enthalten  des- 
halb Vorsciiriften  Über  Anlage  der  Ge- 
bäude, zu  verwendende  llaterialien,  Brand- 
mauern ,  zulässige  Zahl  der  Stockwerke. 
Verhältnis  der  zulässigen  Gebäudehöhe  zur 
Strasse  nbreite ,  VerliältniB  der  bebauten 
Giundfläche  zum  ganzen  Grund  stück  (*/s 
bis  ^U],  Zugänglichkeit  von  Höfen,  über 
Durchfahrten,  über  Zulässigkeit  von  Keller- 
vohmingen,  Höhenlage  des  untersten  Ge- 
schosses zum  Schutze  gegen  Bodenfeuchtig- 
keit, über  das  geringste  Mass  der  Zimmer- 
hühe,  Anlegung  von  Aborten,  Treppen  et«., 
über  Anlage  und  HObe  der  Hinter-  und 
Seitengebäude,  über  die  Zeit,  von  wo  ab 
neugebaute  Wohnungen  erst  bezogen  werden 
dürren  etc.  Aendeningen  und  Keparaturen 
von  grösKerem  Umfange  werden  an  baupoli- 
zeilidie  Genehmigung  geknüpft 

In  einigen  Lilndem  sind  banpoUseiliche  fnr 
diu  ganze  Land  gütige  Beatimmnngeu  erlassen 
worden ,  in  anderen  nat  man  es  den  öitlichen 
Polizeibehörden  (fQr  eine  ProvinE,  einen  Kreis 
oder  eine  StadtJ  überlassen,  die  nötigen  Anord- 
nungen zn  treffen.  Letzteren  Weg  hat  man  in 
Preussen  eingeschlagen,  den  ersteren  in  Württem- 
berg [G.  v.  6'.  Oktober  IÖ7:i),  Sachsen  nnd  Bayern. 
Im  allgemeinen  durfte  es  sich  empfehlen,  sich 
für  grosse  Länder  auf  gewisse  Überall  mit  Vor' 
teil  anwendbare  Bestimmnngen  zn  beschiHnben, 
den  Urtlichen  Behörden  aber  es  zn  überlassen, 
innerhalb  der  gesetzlich  znlftssif^  Grenzen  Vor- 
schriften zn  treffen,  wie  sie  durch  kUmatiscbe 
Verhältnisse,  Wohndichtigkeit  (Verschiedenheit 
von  Stadt  nnd  Land),  Sitte  nnd  Gewohnheit 
geboten  sind.  Eine  deutsche  Reichshan-. 
Ordnung,  wie  sie  mehrfach  gewünscht  wird, 
wQrde  dornm  der  Landesgeaetzgebnng  nnd  der 
Örüichen  polizeilichen  Regelung  immerhin  noch 
ein  ansehnliches  Gebiet  für  deren  Wirksamkeit 
zugestehen  müssen. 

Als  fUr  das  ganze  Deutsche  Reich  gütig 
sind  ansser  dem  gewerbliche  Anlagen  betreffen- 
den §  18  der  Gew.-O.  die  §§  367,  368  nnd  330 
des  Strafgesetzbuches  zn  nennen. 

Aber  erst  in  der  neuesten  Zeit  hat  mau 
erkannt,  dass  die  ErfüUimg  dieser  hygicini- 
sehen  Fordenmgen  eine  soziale  Gefahr  in 
sich  birgt:  wird  dadurch  die  Entstehung 
gesundheitlich  mangelhafter  Wohnungen  ver- 
hindert, so  kann  andererseits  der  Bau  von 
Wohnungen,  namentlich  kleinen  billigen 
Wohnungen  für  die  unteren  Klassen  da- 
durch so  verteuert  werden,  dass  der  Mau- 


gel an  solchen  Wohnungen  dadurch  gestei- 
gert oder  örst  hervoi^enifen  und  die  Ueber- 
füllung  der  vorhandenen  daher  gefördert 
wird.  Dies  muss  insbesondere  dann  ein- 
treten, wenn  solche  Vorschriften,  wie  dies 
bis  vor  kurzem  die  Regel  war,  für  das 
ganze  Stadtgebiet  iu  einheitlicher  Weise  auf- 
gestellt werden. 

Schon  in  gesundheitlicher  Beziehung  ist 
es,  wie  Baumeister  1893  anf  der  Versammlung 
des  Vereins  für  üffentiiche  Gesundheit« pftege 
austQhrte,  fehlerhaft,  alle  Teile  einer  Stadt  gleich 
zu  behandeln:  richtet  man  die  Vorschriften  mit 
Bezug  auf  Licht  und  Luft  nach  der  dichten 
Bebauung  nnd  dem  hohen  Bodenvrert  im  Stadt- 
innem,  so  pflanzen  sich  dadurch  dessen  un- 
günstige Verhältnisse,  wie  fast  alle  deutschen 
Uroasstädte  zeigen,  immer  weiter  nach  aussen 
fort.  Würde  man  dagegen  ideale  Forderungen 
aufstellen  wie  in  einer  ganz  neuen  Stadt,  sw 
würden  dadurch  die  Besitzer  der  bereits  dichter 
bebauten  Grundstücke  im  Innern  bei  Neubauten 
ungebührlich  geschUdigt.  Dann  aber  haben, 
wie  oben  g-ezeigt,  jene  einheitlichen  Bauord- 
nungen und  schematischen  Bebauungspläne  mit 
lauter  breiten  Strassen,  weiten  Plätzen  und  um- 
fangreichen Blücken  auch  die  Folge  gehabt, 
das  Massenmietsbaus  auch  in  die  Anssenbezirke 
der  Städte  zu  tragen  nnd  dadurch  die  enorm 
hohen  Bodenwerte  auch  in  diesen  hervorzurufen. 
Nun  müssen  sich  zwar  die  Banbeschräalinngen 
durch  Stadtbanplan  nnd  Bauordnung  den  vor- 
handenen Badenwerten  anpassen  nnd  dürfen  die 
dem  wirklich  bereits  zur  Thatsache  gewordenen 
ßodenwerte  entsprechende  Wohnrente  nicht  ver- 
kümmern, aber  andererseits  ist  es  keineswegs 
notwendig  oder  empfehlenswert,  die  hohe  und 
dichte  Bauweise  der  Altstadt,  wie  sie  den 
dortigen  hohen  Bodenwerten  entspricht,  auf 
alles  Anssengelände  auszudehnen  und  dadurch 
diejenige  St^Lgerung  der  Bodenpreise  hervorzu- 
mfen ,  die  der  Ausnutzung  des  Baugrundes 
durch  die  Mietskaserne  entspricht.  Sondern  die 
Weiträumigkeit  des  Bauens  und  Wohnens  im 
Anssengelände  ist  ein  richtiges  Ziel  (Stilbben). 

So  kam  man  zur  Forderung  einer  Abstufung 
des  Stadtbau planes  nach  verschiedenen  Bezirken 
(Zonen)  sowie  abgestufter  Bauordnungen.  Durch 
verschiedenartige  Behandlung  der  verschiedenen 
Stadtteile  —  wie  Stadtinneres  mit  hohen  Boden- 
preisen und  intensiver  geschfiftlicher  Ausnutzung, 
für  Fabriken  bestimmtes  Ausseng-elKnde  an 
FluBS  oder  Eisenbahn,  Wobubezirke  des  Mittel- 
standes, Arbeiteransiedeinngen  oder  Villenviertel 
— ,  durch  Abstufung  der  Biockabmessungeu  und 
Anlegung  von  reinen  „Wohnstrassen''  von 
massiger  Breite  neben  einigen  breiten  Verkehrs- 
strassen gilt  es  dem  kleinen  Wohnhause,  ins- 
besondere dem  Eigenhanse,  wieder  Bingane  we- 
nigstens in  die  Aussenbezirke  unserer  Städte 
zn  verschaffen,  aus  denen  es  vielfach  durch 
Boden-  und  Bauspekulation  im  Bunde  mit  dem 
beliebt  gewesenen  breitmaschigen,  schematischen 
Plannetz  vertrieben  worden  ist.  Es  kann  natür- 
lich nicht  davon  die  Rede  sein,  das  grosse 
Mietshaus  für  die  Zuknuft  durch  die  Bauord- 
nung allgemein  verbieten  zu  wollen.  „Man 
kann  niMrige  Einzelhäuser  nicht  erzwingen 
wollen  auf  Grundstücken,  deren  Preis  that»^- 
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lieh  auf  eine  Höhe  gestie^n  irt,  die  eine  dicite 
bauliche  AUBiiutziing'  verlangt.  Aber  man 
Ijranclit  andererseits  Gelände,  welches  noch  anf 
massiger  Wertbühe  stebt ,  nicht  auch  jener 
dichten  Ausnutzung  preiszugeben"  [Schuling 
und  8tübhenl. 

Solche  abgestufte  Bauordnungen  haben  jet^t, 
aber  meist  erst  seit  den  letzten  Jahren,  die  Städte 
Altona,  Berlin,  Hannover,  EildeBheim,  Bochnm. 
Bannen ,  Frankfurt  a.  M.,  Wiesbaden ,  Magde- 
burg, Cöln,  Diiaseldorf,  Elherfeld,  Dortmund, 
Stuttgart ,  Karlsruhe,  Saaibrücken ,  St.  Juhann, 
Malstatt-Burbach,  Iserlohn,  Bonn,  Erfurt,  Aachen, 
Hamburg  und  Würzburg,  Vgl.  den  Art.  Stadt  • 
erweiterungen  oben  Bd.  VI  S.  968tf, 

2.  Die  BeBeitlgoDg  des  WohnangH- 
mangelx.  Bau  und  Fördernng  des  Baues 
TOD  Klein  wohn  DD  gen.  e)  Allgemeine  An- 
fordeningeii  an  Lage  und  BeschafCenhBlt 
der  Wobnung.  Die  allgemeinen  An- 
fordemngen ,  welche  an  Lage  und  BeBchaffen- 
heit  der  Wohnangen  zu  stellen  sind ,  können 
hier  iii  wenigen  Worten  zusammengefosst  werden. 
Je  nach  Sitte  und  klimatischen  Verhältnissen 
lassen  sich  wohl  scböne  Ideale  aufstellen  j  doch 
setzt  wie  liberall  die  Wirklichkeit  anch  hier 
ihre  Schranken,  innerhalb  deren  die  Technik 
sich  müglichst  gut  zurecht  zu  finden  hat 

Die  Frage,  wo  die  Wohnung  zu  errichten 
ist,  ob  in  der  Stadt  möglichst  nahe  der  Arbeits- 
stätte oder  in  Vororten,  ist  je  nach  Lage  des 
Falles  zu  beantworten.  Im  Zasamraenhange 
damit  steht  die  weitere  Frage  nach  der  Qrönse 
der  zu  erbauenden  Hänser,  In  den  grossen  St&dten 
sind  die  Grundstücke  zu  teuer,  um  kleine  Häuser, 
insbesondere  Einfamilienhäuser  (cottaees)  und 
far  solche  mit  Oartenanlageu  errichten  zn 
Können.  Man  ist  auf  die  grossen  Mietahfioser 
bezw.  Wohnkasernen  angewiesen.  Das  Leben 
in  der  Stadt  bietet  mancherlei  Vorteile,  Leichtig- 
keit des  Einkaufs ,  allenfalls  zu  niedri^ren 
Preisen  als  in  deu  Vororten,  Gelegenheit  zu 
Nebenverdienst  für  die  Familienmil^Ueder, 
geistige  Bildung,  Vergnügungen  verschiedener 
Art  etc.,  30  dass  man  anter  Umständen  die  Un- 
bequemlichkeiten einer  kleinen,  hochgelegenen 
"Wobunne  wegen  jener  Vorteile  schon  gern  mit 
in  den  Kanf  nimmt,  wie  denn  in  London  trotz- 
dem, dass  das  Einfftmilieuhans  von  jeher  so  be- 
liebt war,  die  grossen  Mietskasernen  nenerdings 
ohne  Schwicriglteiten  Einganc'  gefunden  heben. 
Zu  jenen  Vorteilen  kommt  noch,  dass  der  in  Vor- 
orten wohnende  siädtiscbe  Arbeiter  weitere 
Wege  von  der  Wohnnng  nach  der  Arbeitsstätte 
znrückzulegen  bat.  Hierbei  geht  nicht  allein 
Zeit  verloren,  sondern  es  sind  anch  allenfalls 
für  Hin-  und  Bückfahrt  verbfiltnismOssig  hohe 
Aufwendungen  zu  machen  Sind  für  Wochen- 
billette  jährlich  60-90  Mark  anszu^ehen ,  hat 
auch  die  Frau  von  Zeit  zu  Zeit  die  Stadt  zu 
besuchen ,  so  mnsg  der  Preisnuterschied  der 
Wohnungen  schon  ziemlich  hoch  sein.  Unter 
Umständen  freilich  bietet  auch  das  Leben  im 
Vororte  Oelegenheit  zur  Verbesserung  der  wirt- 
Echaftlicben  Lage,  so  wenn  im  Garten  Etichen- 
gewächse  für  den  eigenen  Bedarf  oder  auch  fUr 
den  Verkauf  gezogen  werden  können,  eine  Kuh 
oder  Ziege  gehalten  werden  kann  etc.  Von 
Wichtigkeit  ist  für  die  ganze  Frage  anch  die 
Arbeitszeit  und  die  Zeit,  zu  welcher  Mahlzeiten 
eingenommen  zn  werden  pflegen,  Kindererzie- 


hmig,  Schnibeauch  etc.  Technische  Einrich- 
tungen verschiedener  Art,  Gas-  nnd  Wasser- 
leitung etc.  können  der  wohnnng  in  der  Stadt 
grosse  Vorzüge  verleiben,  zamal  wenn  bei  den 
ganzen  Strasaen-  nnd  Wohnnngs  anlagen  ge- 
nügend Rücksicht  nnf  die  Oesondheit  der  Be- 
wohner genommen  ist. 

Anch  über  innere  Einrichtung  nnd  Bauart 
können  hier  nnr  ganz  allgemeine  Bemer- 
kungen gemacht  werden.  Wünschenswert  ist 
vor  aUem  eine  genügende  Anzahl  hinreichend 
^osser  Bänmticnkeiten ,  su  dass  erwachsene 
Kinder  verschiedenen  Geschlecht«  getrennt 
schlafen  künueu,  allenfalls  ein  Zimmerbetr  auf- 
genommen werden  kann  etc.  Ob  KDcbe  oder 
Kochofen,  dies  hängt  teils  von  den  Gewohn- 
heiten der  Arbeiter,  teils  von  der  Technik  ab. 
Auf  isolierte  Einfamilienhäuser,  welche  in  ge- 
wisser Beziehung  ein  Ideal  bilden,  mnsa  man 
an  Orten  mit  tenerem  Bauj^ände  verzichten; 
sie  sind  auf  dem  flachen  Lande  mäglich,  wo 
allenfalls  der  Erbanung  einzelner  Häuser  ausser- 
halb des  Ortsbercichs  von  Seiten  der  Gemeinden 
weniger  Schwierigkeiten  in  den  Weg  gelegt 
werden  (so  nach  Kalle  in  Preussen  wegen  des 
Ansiedelnngsgeaetzes).  Aber  auch  au  dem 
Lande  haben  einige  Formen  des  Grnppenbanea 

E rosse  Vorzüge  Tor  dem  isolierten  Einfamilien- 
iiuse.  Als  solche  kommen  in  Betracht  das 
Doppelhaus  (Bücken  an  Bücken,  Wand  au 
Wand) ,  die  Häuserreihe  (Wand  an  Wand), 
die  Doppelreihe  [zwei  Reihen,  bei  denen  die 
Häuser  mit  den  Rückenseiten  aneinander  gebaut 
sind,  demnach  nur  von  einer  Seite  Lntt  and 
Licht  erhalten),  das  Hänserviereck  Ijedes  Haus 
mit  zwei  freien  Seiten,  mit  den  anderen  beiden 
Wand  an  Wand  gegen  zwei  andere  Hänser  ge- 
baut), der  Häuserblock  mit  Hof.  Bei  Wahl 
einer  dieser  Formen  kommen  Billigkeit,  Schuis 
gegen  Wind  und  Wetter,  Lage  der  Vorderseite 
nach  der  Himmelsrichtung ,  Müghchkeit  der 
Lüftung  etc.  in  Betracht.  Wohnen  zwei  Familien 
unter  einem  Dache,  so  kann  in  Notfällen  die 
eine  der  anderen  mit  Bat  und  That  Beistand 
leisten,  ein  Vorteil,  weicher  oft  sehr  hoch  ge- 
schätzt wird.  Der  Gruppenban  gestattet  femer 
billige  Anlagen  für  Heizung ,  Beleuchtung, 
Wasserbeschaffung  etc.  Ueberhaupt  können, 
wenn  eine  genügend  grosse  Anzahl  von  Woh- 
nungen nebeneinander  liegen,  anch  sonstig 
gemeinsame  Einrichtungen  erstellt  werden,  wie 
sie  z.  B.  Dncpetiaus  ISÜß  als  mit  der  Wohnungs- 
frage im  engen  Zusammenbange  stehend  im 
Aiige  hatte  (gemeinschaftliche  Speiseanstal ten, 
Tummelplätze  für  Kinder,  Hanshiutungsschulen, 
Lesezimmer  ett.),  indem  er  nicht  allein  die 
Wohnungen  verbessert,  sondern  ancli  die  ganze 
Existenz  der  Bewohner  gehoben  wissen  woUte. 
In  echten  Mietskasernen  giebt  es  viel  Anlass  zu 
Beibereieu,  Zank  nnd  Streit.  Dieselben  werden 
stark  verwohnt,  weil  gemeinsame  Einrichtungen 
nicht  pfleglich  behandelt  werden,  überhaupt 
anch  das  Interesse  an  Schonung  der  Wolmnng 
fehlt.  Werden  ganze  Arbeiterviertel  (Arbeiter- 
siädte ,  Arbeiterquartiere}  hergestellt ,  so  ist 
darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  dieselben  nicht 
eintönig  ausfallen ;  durch  schöne  äussere  Aus- 
stattung der  Wohnung ,  Anlage  von  Baom- 
fruppen  kann  der  Geschmnck  gehoben,  auch 
er  Gesundheit  gedient  werden.  Zwar  macht 
man  gegen  diese  Quartiere  geltend,  ans  sozial- 
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Klitisclien  ßrflnden  sei  eine  MiBchang  der  Ar- 
iter  nüt  anderen  Schiebten  der  (ieBellfichaft 
wünschenswert.  Ea  fragt  eich  dabei  nur,  ob 
diese  Mischang  nicht  »n  einer  VertanernuK  der 
■Wohnungen  führt,  indem' die  Wohlhabenderen 
kostspieligere  GemeindeanstaJten  erstreben,  ftlr 
welche  die  anderen  mit  aufEokommen  haben; 
dann,  ob  beide  Teile  auch  solcher  Hischnrig  ge- 
neigt sind.  Qer  oft  verziehen  die  Zahliings- 
ffibigeren  ans  Stadtteilen,  in  denen  Arbeiter 
eich  ansiedeln,  ein  Debelstand,  dem  nqi'  vor- 
gebengt  wird ,  wenn  einmal  alle  Umstände, 
welche  jenen  das  Zosammenwohnen  verleiden, 
beseitiget  sind. 

Es  ist  wohl  wünscbenswert,  dass  —  im 
Gegeuaatz  tat  Mietskaserne  mit  nnr  einem 
Flur  —  in  grossen  Mietshäasern  möglichst  viele 
Treppenbäaser  augele&t  werden,  so  dass  nar 
eine  geringere  Anzahl  von  Wohnungen  einen 
Treppengang  gemeinsam,  allenfalls  jede  Woh- 
nung einen  solchea  fUr  sich  allein  hat.  Hier- 
durch wird  freilich  wieder  die  Wohnung  ver- 
teuert. EngÜHche  model-dweUings  mit  dem 
eitemal  staJrcaee-Sj^tem  begegnen  diesem  Uebel- 
standc  zum  Teil  dadurch,  aass  die  Treppen 
nicht  im  Innern  des  Hauses  angelegt  sind, 
sondern  von  aussen  her  laufen  und  auf  die  vor- 
springenden Gallerieea  milndeu,  welche  sich  vor 
den  einzelnen  Wohnungen  befinden.  Üb  solche 
Anlagen  thnulicb  sind,  hängt  von  Klima  und 
Neigungen  der  Bewohner  ab. 

Die  Anlegung  mehrerer  Stockwerke  ist  in 
Städten  unvermeidlich.  Die  Zahl  derselben  wird 
schon  baupolizeilich  je  nach  der  Strassenbreite 
begrenzt.  Grosse  Höhenlage  ist  wohl  bei  An- 
wendung von  Treppen  ans  Eücksichteu  der  Ge- 
sundheit, der  Feuersicherheit  etc.  niclit  er- 
wünscht Doch  schwinden  ihre  Sctaatteoseiten, 
sobald  die  Strassen  genQgend  breit,  die  Gebäude 
solid  errichtet  sind  und  Elevatoren  (lifts)  vor- 
teUhaft  angebracht  werden  kUnnen.  Dass  im 
Interesse  der  Reinlichkeit,  der  schonenden  Be- 
nutzung der  Wohnungen,  des  guten  Friedens 
angemessene  Ilaasordnangen  unentbehrlich  sind, 
dass  es  an  einer  genügenden  Anzahl  den  sani- 
tären Anforde rnugeu  entsprechender  Aborte,  an 
Einrichtungen  für  einfache  Wegschaffung  von 
Abfällen  und  Kehricht  (z.  B.  Kehrichtachilchte, 
sofern  sie  sanber  gehalten  werden  kSnnen)  etc. 
nicht  fehlen  darf,'  sei  nur  nebenbei  erwähnt. 

Eine  wichtige  Frage  idt  nun  noch  die,  ob 
der  Arbeiter  Eigentümer  werden  oder  nar  aur 
Uiete  wohnen  soll.  Dieselbe  kann  allerdings 
nur  für  Einfamilienhäuser  aufgeworfen  werden. 

Das  Eigenhaus  hat  wohl  seine  grossen  Vor- 
itDge.    Dasselbe  bat  „eine  erziehliche  Wirkung" 

iLic.  Weber],  das  Hans  kann  nach  den  Neigungen 
es  Bewohners  gebaut  werden,  der  Arbeiter 
kann  allenfalla  am  Ausbau  eelbst  teilnehmen, 
für  den  Erbauer  und  Verkäufer,  etwa  den  Ar- 
beitgeber, fällt  die  Last  der  Kontrolle  über  Baa- 
austührung  und  spätere  Benutzung  der  Gebäude 
weg,  der  Arbeiter  hat  ein  grilsseres  Interesse 
am  Hause,  er  wird  dasselbe  schonender  behandeln, 
für  AusbesBerungen  elc  bei  Zeiten  Sorge  tragen  i 
wohnt  er  als  Invalider  in  seinem  eigenen  Heim, 
so  hat  er  damit  eine  bessere  Unterkunft  bei 
seinen  AngehSrigen.  Darum  sollte  auch  „das 
Drängen  nach  eigenem  Besitz  als  ein  guter  Zug 
nur  gefJirdert  werden"  (Weber).  Das  beste 
Mittel   zur   Erreichung  dicBes  Zweckes   wäre 


nach  Kalle  „die  HausbaugenossenschaCt ,  in 
welcher  die  Arbeiter  sich  gegenseitig  erziehen, 
der  einzelne  sparen  lernt  und  allmählich  so  viel 
zusammenspart,  dass  er  schon  ein  kleiner  Kapi- 
talist ist,  ehe  er  Hausbesitzer  wird''. 

Nun  hat  aber  der  Erwerb  eines  eigenen 
Hauses  auch  seine  Schattenseiten.  Bei  den  Ar- 
beitern selbst  stäsat  er  vielfach  auf  Abneigung, 
weil  dieselben  durch  ihn  in  Abhängigkeitsver- 
hältnisse zu  geraten  befürchten.  Sie  sind  durch 
den  Besitz  gebunden,  wenn  sich  anderweit  eine 
günstigere  Arbeitsgelegenheit  bietet  und  am 
Platze  selbst  die  Arbeitsverhältnisse  drückende 
werden.  Ist  der  Eigentümer,  um  au  Zinsen  zu 
sparen  oder  um  eine  Mehreinuahme  zu  erzielen, 
genütigt,  Mieter  aufzunehmen,  so  läuft  er  damit 
auch  die  Gefahr  des  Zahluugsausfalles,  Nicht 
immer  ist  der  Arbeiter  in  der  Lage,  sein  Eigeo- 
tum  dauernd  zu  behaupten  und  dasselbe  richtig 
zu  behandeln.    Auch  dazu,  um  Besitzer  zu  sein, 

Eehllrt  eine  gewisse  wirtschaftliche  Nüehteru- 
ät  und  Reife. 

„In  Zeiten  hohen  Verdienstes  ist  der  gut 

Eilohnte  Arbeiter  in  Ausnahmefällen  in  der 
age,  an  den  Erwerb  eines  Hanses  denken  zu 
kennen.  Kommt  eine  Zeit  wirtschaftlichen 
Niedergangs,  wie  z.  B.  in  der  zweiten  Hälfte 
der  70er  Jahre,  so  ist  er  nicht  mehr  imstande, 
seinen  Besitz  zu  behalten.  Die  Gladbach  er 
Baugesellschaft  hat  in  jenen  Jahren  einen 
grossen  Teil  der  veränsserten  Häuser  zurück- 
kaufen müssen,  um  sie  nicht  in  andere  Hände 
fallen  zu  lassen"  (Alhrecht). 

„Die  einst  schmucken  Häuschen  verkommen, 
geraten  schliesslich  in  die  Hände  vou  Leuten, 
die  man  mSglicbst  fern  von  seinen  Arbeitern 
zu  halten  suchen  muss,  oder  die  letzteren  nehmen 
80  viele  Aftennieter  und  unverheiratete  Schlaf- 
ganger  auf,  dass  die  guten  Absichten  des  Werk- 
Besitzers  vereitelt,  die  Wohnungen  durch  lleber- 
füllung  wieder  zu  Brntstätteu  gesundheitlicher 
und  sittlicher  Debet  aller  Art  werden"  (Kalle). 
Diesem  Missstande  sachte  von  Marken  in 
seinem  „Agnetapark"  bei  Delft  dadurch  zu 
begegnen,  dass  er  die  einzelnen  Wohnungen 
nicht  in  das  Sondereigen  der  einzelnen  Arbeiter 
übergehen  Hess,  sondern  ein  gemeinschaftliches 
Eigentum  unt«r  der  Form  einer  Aktiengesell- 
schaft schuf.  Die  Arbeiter  seiner  Fabrik,  welche 
anfangs  das  Unternehmen  mit  Miss  trauen  be- 
trachteten, weil  sie  besorgten,  es  künne  ihr 
Verhältnis  zu  dem  ebenfalls  im  Parke  wohnen- 
den Fabrikherrn  sich  für  sie  ungünstiger  ge- 
stalten ,     können     durch     Erwerb    von    Anteil- 


diugs  unt^r  der  Voraussetzung,  dass  die  Sache 
einen  guten  Fortgang  nimmt — immer  leicht  ohne 
Verlust  verkauft  werden.  Doch  ist  die  Ueber- 
tragnng  derselben  nur  an  Angehlirige  der 
Fabrik  zulässig.  So  wird  deuu  dem  Arbeiter 
die  Freizügigkeit  gewahrt  und  dabei  die  Sicher- 
heit geboten,  eine  Wohnung  zu  erhalten,  so- 
lange er  auf  dem  Werke  beschäftigt  ist.  Auch 
ist  Wohnungswechsel  bei  Bedarf  möglich. 

Die  sonst  jetzt  als  Vorbeugungsmittel  ge- 
wShnlich  angewandten  Verkaufsbeschrünkungea, 
Vorkaufsrechte  etc.  aber  macheu  schliesslich  das 
Eigentum  des  Erwerbers  ziemlich  illusorisch. 

b)  Die  Fürsorge  durch  die  Arbeitgeber. 
Sie   hat    in    verschiedenen    Ländern    aus   dem 
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Wohnungsfrage 


einfachen  Grunde  sehr  erfreuliche  Erfolge  auf- 
zuweisen, weil  sie  zum  grossen  Teil  einer  sehr 
wirkearaen  Triebkraft,  dem  eigenen  Interesse 
entstammt.  Sie  ist  ein  gntea  Mittel,  Arbeiter 
in  der  Sähe  der  Arbeitsstätte  sesshaft  zu  macben 
und  sich  einen  Stamm  tüchtiger  Kräfte  zn  er- 
halten- In  Städten  freilich  kommt  dieses  Mittel 
weniger  znr  Anwendung,  Tielmehr  Tomehmlich 
ftnf  dem  Laode,  wo  es  gilt,  Arbeiter  an  abge- 
sondert liegende  Werke  zu  fesseln.  Der  atädti- 
seben  Wohnungsnot  würde  dadurch  nurmittejbar 
zum  Teil  abgeholfen.  Ein  besonderer  Beiz  wird 
allerdin^  nur  ausgeübt,  wenn  der  Arbeitgeber 
sich  zu  UnteratUtxnngen  bereit  findet,  etwa  an 
tüchtige  Arbeiter,  welche  sich  während  längerer 
Zeit  durtb  gute  Führung  ausgezeichnet  haben. 
Au  diese  unter  dem  Titel  Lohnaufbesserung  zu 
gewährenden  Unterstützungen  kßnnen  gewisse 
Bedingungen  geknüpft  werden,  wie  z.  B.  dasa 
der  -Arbeiter  keine  Spirituosen  verkaufe,  mit 
anderen  Waren  mit  bestimmten  Ausnahmen  oder 
unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  keinen  Handel 

Saut  der  Arbeiter  selbst,  so  kann  die  Unter- 
stützung darin  bestehen,  dass  der  Arbeitgeber 
etwa  Grand  und  Boden  unentgeltlich  dargiebt, 
je  nach  der  Grüsse  der  Wohnung  zu  bemessende 
Bauprämieu  oder  Darlehen  gegen  geringen  Zins 
oder  auch  unentgeltlich  gewährt.  Der  Arbeiter 
kann  dann  nach  eigenem  Ermessen  und  Ge- 
schmack bauen,  indem  ihm  etwaige  vom  Arbeit- 
feber  errichtete  Muslerhäuser  zum  Vorbilde 
ieuen.  Dagegen  liegt  aber  auch  die  Gefahr 
Tor,  dass  der  Arbeiter  sich  „verbaut"  und  dann 
in  eine  misslicbe  Lage  gerät. 

Errichtet  der  Arbeitgeber  die  Wohnungen, 
so  kann  er  gleichzeitig  mehrere  Gebäude  und 
schon  dämm  planmKssiger  und  billiger  bauen 
als  die  Arbeiter.  AUerSugs  müsste  er  sich  mit 
den  Leben sgewobnheiten  und  Bedürfnissen  der 
letzteren  vertraut  machen  und  auf  deren  Wünsche 
thunlichst  Rücksiebt  nehmen.  Verkauft  er  die 
Eäu.ser  gegen  aUm  abliebe  Abzahlungen  zu 
mäSH igen  Preisen  an  seine  Arbeiter,  ao  entspricht 
es  seinem  eigenen  Interesse,  dafür  Sorge  zu 
tragen,  dass  dieselben  nicht  zu  Gegenständen 
der  Spekulation  und  so  ihrem  eigentlichen 
Zwecke  entfremdet  werden.  Dies  kann  dadurch 
geschehen,  dass  er  sich  das  Bück  kauf  srecht  vor- 
behält  oder  an  den  Weiterverkauf  bestimmte 
BediügTingen  knüpft.  Nicht  alle  Arbeiter  frei- 
lich sind  geneigt,  HKuser  vom  Arbeitgeber  zu 
erwerben.  Solcne  Unternehmungen  begegnen, 
auch  wenn  sie  durchaus  uneigennützigen  wohl- 
wollenden Kegungen  entspringen,  leicht  grossem 
Misstrauen. 

In  solchen  Fällen  erreicht  der  Arbeitgeber 
schon  besser  sein  Ziel,  wenn  er  die  Wobnungen 
vermietet.  Er  kann  dann  die  Mietpreise  ent- 
sprechend niedrig  setzen,  tüchtige  Arbeiter  allen- 
falls unentgeltlicli  wohnen  lassen  und  bestimmen, 
dass  der  vertrag  als  gelöst  gilt,  wenn  der 
Mieter  ans  dem  Arbeitsverhältnis  ausscheidet. 
Die  Zinstermine  lä^^st  er  am  besten  mit  den 
LohnzalilnngBtermineu  zusammenfallen,  so  dass 
die  Miete  jeweilig  eleith  vom  Lohne  abgezogen 
wird.  Um  zu  pftegl icher  Behandlung  der  Woh- 
nungen anzureizen,  künnen  auf  gute  Instand- 
haltung derselben  PrBmien  gesetzt  werden. 
Aulnahme  von  .-Vftermietem,  Kost-  und  Schlaf- 
gSngeru    wäre  nur  unter  Bedingungen  zuzu- 


lassen, welche  dahin  gehen,  Ueberfüllungen  vor- 
zubeugen und  der  Verleitung  zur  Unsitflichkeit 
zu  steuern.  Vermietung  an  Fremde  wird  des- 
halb bei  grosser  Familie  gewOhnUch  nicht  ge- 
stattet, dauernder  Aufenthalt  Verwandter  von 
der  Genehmigung  abhän^g  gemacht,  ferner  be- 
stimmt, dass  Weiterveraiietung  nur  an  Personen 
erfolge,  welche  im  Dienste  des  Arbeitgebers 
stehen.  Daas  die  Aufstellung  einer  Hausord- 
nung, zumal  bei  grosseren  Mietshäusern,  unent- 
behrlich sei,  bedarf  hier  keiner  besonderen  Her- 
TorfaebuDg. 

Insoweit  einzeln  stehende  Personen  nicht  in 
Familien  Unt«rkunft  finden,  kann  für  dieselben 
durch  Aufnahme  in  eigens  erbauten  Herbergen, 
Kost-  und  Iiogierhäusem  Sorge  getragen  wer- 
den. In  solchen  Hausem  kann  zu  massigem 
Preise  Gutes  geboten  werden.  Trotzdem  sind 
aus  dem  früher  erwähnten  Grunde  mehrfach 
die  Arbeiter  nicht  geneigt,  solche  Häuser  zu  be- 
ziehen. Sie  zahlen  oft  anderweit  lieber  mehr 
für  sohlechtere  Kost  und   Wohnung.     Arbeit- 

feber  haben  deshalb  schon  oft  die  Benutzung 
es  Logierhauses  als  Bedingung  in  den  Arbeits- 
vertrag  aufgenommen. 

Die  Erfo^e,  welche  durch  die  Fürsorge  der 
Arbeitgeber  erzielt  worden  sind,  werden  viel- 
fach als  sehr  gut  geschildert,  indem  bei  den 
Arbeitern  der  Sinn  für  ein  geordnet«s  Leben 
sich  mehr  entwickelt  und  der  Wirtsbanabesuch 
abgenommen  habe. 

Eine  der  bekanntesten  Unternehmungen  ist 
die  der  Cit£  ouvriere  zu  Mülhauseu  i.  E.  Hier 
bildete  sich  1853  unter  der  Leitung  Ton  DoUfus 
eine  Aktiengesellschaft  (ursprDnglich  12  Fabri- 
kanten) —  daher  auch  mitunter  unter  d)  ge- 
rechnet —  mit  einem  Kapital  von  300000  Francs 
(ebensoviel  gab  Napoleon  III.  hinzu),  welche 
Häuser  baute  und  an  Arbeiter  verkaufte  (nur 
ausuahmaweiae  vermietete).    Es  war 

Zahl    Bauwert  Zahl    Banwert  Abzahlung 

der  gebauten  der  verkauften   durch  die 

Häuser  Häuser          Arbeiter 

Frca.  Frcs.          Frca. 

1854     loo      356  000  49      1 18  725        36  044 

1657    304      777075  "7      332475      I3M93 

1870    892  2610675  859  »539135    2152770 

1881     992    2957875  99Ö    3  93*475    3  845  743 

1884  1040       —  1040      ■—              — 

Leider  sind  diese  Häuser  ihrem  ursprüng- 
lichen Zwecke  entfremdet  wordeu.  „In  der  Cite 
ouvrt^re  zu  Mülhauseu  befindet  sich  kein  einziges 
Arbeiterbans  mehr  in  den  Händen  des  ursprüng- 
lichen Besitzers,  die  Verhältnisse  sind  dort  über- 
haupt keineswegs  so,  dass  sie  zur  Nachahmung 
auffordern"  (Post  und  Albreoht).  Die  Häuser 
sollen  nicht  aufs  beste  gehalten,  zum  Teil  durch 
Weiter  Vermietung  überfüllt,  ja  auch  einem 
echten  Wohnungswucher  verlallen  sein,  (rerade 
hier  haben  sich  die  oben  hervorgehobeneu  Mängel 
des  Erwerbshauses  für  den  ^beiter  besonders 
stark  gezeigt. 

Die  Gesamtzahl  der  in  Dentschland  von 
industriellen  Arbeitgebern  erbauten  Arheiter- 
wohnUDgen  war  nach  einer  für  die  Pariser 
Weltausstellung  gemachten  Erhebung  am  1. 
Oktober  )8Ü8  1«U4'*  d  h  —  wenn  die  Be- 
triebe mit  weniger  als  5  Beschäftigten  unbe- 
rücksichtigt  bleiben    und   die  ludustrielle  Be- 
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TOlkening:  im  Detitschen  It«ich  also  zn  rand 

80U00ÜO  angenommen  wird  —  rund  18  Arbeiter- 
'wohuuiigeu  anf  lÜÜO  Arbeiter.  In  eiiuelnen 
Prorinzen  bezw.  Bundesstaaten  erhebt  sich  die 
Verhftltniszabl  betr&ehtlich  über  den  Dnrch- 
achniit:  so  in  Oppeln  (lOe).  Arnsberg  <60),  Loth- 
ringen (57),  Trier  (50),  Oberptalz  (17),  Osnabrück, 
Hannover,  Aurich  und  Stade  flO).  Ddsseldorf 
(36).  Die  Zahlen  besagen  jedoch  hier  sehr 
wenig,  es  hängt  vielmehr  von  der  Qualität  der 
durch  den  Arbeitgeber  beschafften  Wohnungen 
ab,  ob  darin  wirklich  ein  Eeitrag  zur  Lösung 
der  Wohnungsfrage  zn  erblicken  ist.  Im  fol- 
genden seien  nur  die  wichtigsteu  Beispiele  ge- 
nannt, bei  welchen  letzteres  zutrifft. 

ai  Private  Arbeitgeber.  Ein  Teil  der 
von  privaten  Arbeitgebern  auf  diesem  Gebiet 
geleisteten  FUrsorge  bezweckt ,  ihren  Ange- 
stellten und  Arbeitern  den  Erwerb  eines 
kleinen  Anwesens,  sei  es  dnrch  unentgeltliche 
t'eberlasaung  oder  Vermitt«lung  eines  Ban- 
smudstückes  zu  billigem  Preise,  sei  es  durch 
Gewähmng  eines  Baudarlebens  zu  erleichtern. 
Hier  ist  vor  allem  die  mit  ihrem  System  von 
Bauvorschüs^en    nnd   Banprümien    das   Beispiel 


si'hftft  in  Eisleben  zn  nennen  (bis  Ende  1899 
900  Hünser  mit  Unterstützung  der  Qeiverk- 
achaft  erbaut,  116^1296  Mark  Baadarlelien, 
lOi)  100  Mark  Bauprämien,  ausserdem  250U00O 
fnr  den  direkten  Bau  von  Familien  ivohnun gen 
und  Sclilafhäusem  für  Einzelstehende  aufge- 
wandt); ferner  Villeroy  Ä  Boch  in  Mettlach 
a.  Saar  (bis  Ende  1899  'ä'2i  Häuser  mit  einem 
Kustenautwaud  von  348319  Mark);  D,  Peters 
&  L'  i  e.  in  Neviges ;  Krupp  in  Essen 
(620  OUÜ  Mark  Baudarlehen  zum  Bau  oder  Er- 
werb eines  Hauses,  seit  1699  anf  die  Ausseu- 
werke  in  ländlichen  Gegenden  beschränkt); 
Kornelins  Heyl  in  Worms  (Vermittelang 
»wischen  den  Arbeitern  als  Darlehensnehmer 
nnd  der  Hessischen  luvaliditäts-  und  Alters- 
Teraicherungsanstalt  als  Hjpothekengläubigerin 
durch  Garantieruug  der  Verzinsung  und  Til- 
gung) u.  a. 

Die  weitaus  häufigere  Form  aber  ist  die 
mietweise  Ueberlassung  von  Wohnungen 
an  die -Arbeiter.  Hier  giebt  es  neben  den  ledigRch 
dnrcli  das  Selbstinteresse  des  Arbeitgebers  her- 
vorg-emfenen  und  eine  Verbesserung  der  Woh- 
nungsverhältnisse  anders  als  durch  Vermehning 
des  Angebot«  nicht  bedeutenden  Fällen  jetzt 
auch  in  Deutschland  wie  in  anderen  Ländern 
t^höpfnngen.  die  auch  in  technischer  und 
ästhetischer  Beziehung  als  Mnsterleistungen  zu 
bezeichnen  sind.  Hier  steht  obenan  Krupp  in 
Es-sen  (schon  1891  3659  Wohnungen  mit  rnnd 
25»  U  Bewohnern  und  mehr  als  12U00U0Ü  Mark 
Baukosten  bei  einer  Verzinsung  von  wenig  mehr 
ah<  2";oj  seit  1894  weitere  700  in  Alfredshuf 
nnd  Fnedrichshof  nnd  150  unentgeltliche  In- 
validen- und  Witweuwohnnngeu  in  AlteobofJ; 
femer  sind  bervoraoheben :  die  B  a  d  i  s  c  h  e 
Anilin-  und  Sodafabrik  in  Ludwigshafen 
a.  R.  (1899  128  Wohnhäuser  mit  509  Woh- 
nungen für  rund  3000  Personen;  so  gnt  wie 
unverzinslicher  Kapitalaufwand  von  2,5  Millionen 
ifark;  weitere  imBan);  die  Farbwerke  vorm. 
Meister  Lucius  &  BrQning  in  Hüch.'it 
ft.  M.  (442  Wohnungen  1900000  Mark  Kosten- 


aufwand, weitere  100  im  Bau);  die  Ver- 
einig te  Maschinenfabrik  An  gs  bürg  nnd 
Maschinenbangesellachaft  N'Urnberg 
(123  Wohnungen  in  Gustavhurg,  3:^  mit  einem 
Kostenaufwand  von  2ÜÜÜ000  in  Nürnberg);  die 
Elektrieitätsaktiengesellschaftvorm. 
Schnckert&Cie.inNümbere  (Unterstützung 
einer  nur  aus  Arbeit«m  der  Fabrik  bestehenden 
(ienossenschaft  mit  Darlehen  zum  Bau  von  280 
Wohnungen)  ;  die  Aagsburger  Kamoigam- 
spinnerei  in  Augsburg,  teu  Brink  in  Arien  u.  a. 

ß)  Staat  und  Gemeinde  als  Arbeit- 
geber. Hier  ist  vor  allem  die  preussische 
Bergverwaltung  zu  nennen,  welche  schon 
imter  Friedrich  IL  fUr  Unterbringung  und  Sesa- 
haftmachung  ihrer  Arbeiter  besorgt  war.  Früher 
wurden  Grundstücke  unentgeltlich  abgegeben, 
seit  1842  werden  im  SaarbrUckener  Bevier,  seit 
ISöö  in  Oberschlesien  nach  der  (irüsse  der  Bau- 
flöche  bemessene  Prümien(f  Ur  das  Mindestmass  von 
32  qm  700,  für  66  imd  melir  qni  900  Mark)  so- 
wie zinsfreie,  in  jährlichen  Raten  zurückzu- 
zahlende Vorschüsse  bis  zu  1500  Mark  gewährt. 
Die  Auszahlnngen  erfolgen  in  der  Regel  nicht 
direkt  an  die  bauenden  Bergleute,  sondern  in 
deren  Gegenwart  und  gegen  deren  Quittung  au 
die  Bauhaudwerker  nna  Lieferanten.  Personen, 
welche  durch  ihre  Führung  zur  Unzufriedenheit 
Anlass  ^ben,  weder  Frau  noch  Kinder  haben, 
unter  2o  oder  über  45  Jahre  alt,  bereits  Haus- 
besitzer sind,  ihrer  Militärpflicht  noch  nicht  ge- 
nügt haben  etc.,  sind  von  der  Gewährnng  von 
i'rämien  ausgesrhloasen.  Dann  sind  bestimmte 
Bedingungen  über  Material  und  Bauart  vorge- 
schrieben. 10  Jahre  lang  mnss  der  Arbeiter 
das  Haus  selbst  bewohnen,  nicht  benutzte  Räume 
darf  er  nur  an  im  aktiven  Dienste  der  Berg- 
bauverwaltung stehende  Bergarbeiter  vermieten ; 
Veräusserong  ist  ebenralls  nur  an  aokhe  und 
mit  Zustimmung  bezlizlich  der  l'eraon  gestattet. 
Der  Käufer  hat  die  gleichen  Bedingungen  nnd 
Verpflichtungen  zu  übernehmen.  Binnen  10 
Jahren  darf  im  Hause  keine  Gast-  und  Schank- 
wirtschaft sowie  kein  offener  Laden  gehalten, 
Ausnahmen  kifnnen  zn  gelassen  werden.  Es 
wurden  gewährt  im  Saarbrückener  Revier  1842 
bis  1891  an  5264  Arbeiter  3,8  Millionen  Mark 
Prämien,  an  2992  Arbeiter  41  Millionen  Mark 
unverzinsliche  Vorschüsse;  in  Oberschlesien  1864 
bis  1891  an  1250  Arbeiter  3,7  MiUianen  Mark 
Prämien,  an  1364  Arbeiter  1,6  Millionen  Mark 
VursthÜsse ;  in  ganz  I'reussen  1865—1891  3,6 
Millionen  Hark  Prämien,  6,1  Millionen  Mark 
Vorschüsse.  Die  Erfahrungen,  welche  gemacht 
wurden,  werden  als  gut  bezeiclmet.  Das  von 
der  preussisohen  Verwaltnng  gegebene  Beispiel 
wurde  anderwärts  mit  gutem  Erfolge  nach- 
geahmt. 

Eine  vielgestaltige  Thätigkeit  för  ihre 
ünterbeamten  und  Aroeiter  hat  in  den  letzten 
Jahren  auch  die  preussische  Staats- 
eiseubahu-Verwaltung  hauptsächlich 
mit  den  seit  1895  ausgeworfenen  Specialfonds 
von  2000IIÜOO  Mark  entwickelt  (aus  diesen 
Mitteln  waren  Ende  1899  an  112  Orten  rund 
2570  Wohnungen  mit  einem  Mietaerträgnia 
van  4°.'a  des  Anlagekapitals  gebaut);  ähmich 
die  bajerische,  sächsische  und  württembergi- 
sche  Staatseisenbabn Verwaltung ,  das  preussi- 
sche Kriegsministerium  (rund  500  Wohnungen 
hei    den    militär- fiskalischen    Werkstätten    oei 
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Spandau,  Hanau  nnd  Siegbnrg'J,  das  Reichs- 
marineamt  {144  Wohnnngen  bei  der  Tofpedo- 
werkstatt  in  FriednctuoTt  imd  Ü58  Wohnniigen 
fflr  nahem  11°/«  der  Arbeiter  der  KaisBrlichen 
Werft  in  Wilhelm  shaven) ,  die  Reich  Bpostver- 
wfljtnn^  nnd  das  prenssische  Ministerinm  für 
Landwirtschaft,  Domänen  uod  Forsten  [in  den 
letzten  7  Jabren  etwa  1200  lindliche  Ärbeiter- 
wohnnnKen), 

Auch  einzelne  Gemeinden  haben  in 
neuerer  Zeit  in  ihrer  Eigenschaft  als  Arbeit- 
geber fSr  ihre  Unterbeamten  nnd  Arbeiter 
Wohnangen  herreitellt :  so  AIt«na ,  Cassel, 
Darmstadt,  Dresaen,  Essen,  Frankfurt  a.  M., 
Hanaa.  Heidelberg,  Karlsruhe,  Cöln  a.  R., 
SOnigBDerg  i.  P.,  Konetanz,  Mannheim,  Nürn- 
berg, OanaorUck,  Quedlinburg,  Pforzheim,  Stettin, 
Strasburg  i.  B.,  Ulm  —  die  meisten  allerdinga 
nur  in  bescheidenem  Hasse.  Kur  Frankfurt  n.  M. 
hat   es   bis   jetzt  in  grüsserem  l'mfang  gethan. 

VerBnchen  wir  znm  SchlnaH  ein  Urteil  da- 
rüber EU  gewinnen,  was  bis  jetzt  durch  die 
Arbeitgeberfilreorge  zur  Lüaung  der  Wohnungs- 
frage beigetragen  worden  ist  und  aus  princi- 
piellen  Gründen  Überhaupt  werden  kann,  so  ist 
zwischen  Förderung  des  Eigenbesitzes  und 
Miethaushan  zu  unterscheiden :  ersteres 
System,  das  immer  grössere  Uneigcnnützigkeit 
des  Arbeiters  voraussetzt,  hat  tiich  nur  be- 
währt, wo  die  Arbeiter  sich  in  auskämmlichen 
und  dBuemd  sicheren  Verhaltnissen  befinden 
mit  einer  relativ  stabilen  Lebeiiahaltung,  so  dass 
sie  eine  namhafte  Anzahlung  und  die  regel- 
mässigen Abzahlungen  leisten  kGnnen,  wie  spe- 
ciell  die  fiskalischen  Bergarbeiter.  Die  Schaffung 
Tan  Mietwohnnngeu  durch  den  Arbeitgeber  aber 
hat  oTosse  principielle  Mängel :  „die  Arbeiter 
begeben  sich  durch  Ueberaäime  einer  solchen 
Wolinung  noch  in  ein  viel  grösseres  Abhäugig- 
kettsTcrhjUtnis  zu  dem  Arbeitgeber,  als  es  das 
Arbeits  Verhältnis  an  sich  schon  bedingt.  Das 
ist  der  Grnnd,  weshalb  nicht  selten  gerade  die 
besseren  Elemente  unter  der  Arbeil erberülkemug 
die  private  Mietwohnung,  die  ihnen  weniger 
und  schlechtere  Räume  eu  einem  höheren  Preise 
bietet,  der  besseren,  vom  Arbeitgeber  gebotenen 
Wohnung  vorziehen"  (Albrechti. 

Nnr  bei  den  Arbeitern  des  Staates  und  der 
Gemeinden  etc.  wird  dies  durch  die  Stetigkeit 
des  Arbeitsverhältnisses  und  die  in  der  Kegel 
vorhandene  halbe  Beamtenqnalität  ausgeglichen. 

Diese  Erwügungen  sprechen  auch  gegen 
den  Vorschlag,  die  FUrsorgepflicht  der  Arbeilr 
geber  dahin  zu  erweitern,  dass  Unternehmer, 
welche  eiue  grössere  Anzahl  von  Arbeitern  be- 
schäftigen, durch  Ortsstatut  verpflichtet  werden 
kSnnen,  die  erforderlieben  Wohnung sgelegen- 
hfiten  fär  dieselben  zu  beschaffen.  Auf  dem 
Lande,  wo  es  an  einer  genügenden  Anzahl 
Wohnungen  fehlt,  werden  Arbeitgeber,  welche 
bei  stetigen  IViduktionsverhältnisseu  eine 
grössere  Anzahl  Arbeiter  nötig  haben,  ausser- 
aem  schon  im  eigenen  Interesse  die  erforder- 
lichen Vorkehrungen  treffen.  Die  Fftrsorge- 
pflicbt  hStte  im  wesentlichen  nur  in  Städten 
eine  Bedeotncg,  wenn  es  schwer  filllt,  eine 
Unterkunft  eu  hnden,  dann  in  Fällen,  Ju  welchen 
zeitweilig  eine  grössere  Menge  Arbeiter  an 
einem  Platze  zusammengezogen  wird  nnd  für 
diese  durch  Errichtung  von  Barackenbauten  ge- 
sorgt werden  mUsste.    Lenthold  will  den  Arbeit- 


geber von  jener  Pflicht  entbunden  wissen,  wenn 

die  Beschäftigung  durch  den  Arbeitsvertrag  nur 
anf  knrze  Frist  beschränkt  sei  und  wenn  der 


auf  einzelne  Jahreszeiten  (Saisonarbeiten),  so 
genOge  Schlaf  Stellennachweis. 

Die  Beschaffung  dar  Ärbeiterwahnuogen 
durch  die  privaten  Arbeitgeber  ist  also  die 
im  Princip  am  weaigstea  befriedigende 
Form  der  Abhilfe  und  daher  nur  da  zu  be- 
grOsseD,  wo  die  anderen  Formea  nicht  aus- 
reichen oder  gauz  versagen,  wie  bei  Riesen- 
betrieben uud  isolierten  Fabrikanlagen  auE 
dem  Lande.  Die  allgemeine  Lösuog  kann 
sie  auch  nchon  deswegen  nicht  darstellen, 
weil  sich  der  Wohnungsnotstand  keineswegs 
auf  diejenigea  beschränkt,  welchen  solche 
Ärbeitgeberfflrsorge  zti  gute  kommen  kann, 
sondern  ausser  den  Fabrikarbeitern  andere 
breite  Schichten  der  Bevölkerung,  die  jieku- 
niär  etwa  ebenso  gestellt  sind  wie  jene, 
ebenso  schwer  betroffen  hat.  Die  Wohnungs- 
frage der  unteren  Klassen  ist  eben  keines- 
wegs niir  Arbeiter  Wohnungsfrage.  Daher 
sind  seit  dem  Auftreten  der  Wohnungsfrage 
noch  verschieilene  andere  Wege  beschritten 
wordeu,  nm  dem  Mangel  an  kleinen  Woh- 
nungen abzuhelfen. 

c)  ^augesellachafteD  &uf  spekulatiTer 
Qrundlage.  Solche  sind ,  und  zwar  in 
der  Form  vou  Aktiengesellschaften,  vielfach 
entstanden,  so  in  Uünchen-Gladbaoh  1870, 
Barmen  187'i,  Hamburg  1878  etc.  Dieselben 
können,  im  Gegensatz  zu  den  Genossen- 
schaften wenig  bemittelter  Genossen,  rascher 
und  in  um  fasse  ndei'em  Masse  HSuser  bauen 
und  so  einer  vorliandeneu  Wohnungsnot  be- 


nnr  Arbeiterwohnungen.  Oft  dient  ihre 
Wirksamkeil  mehr  kleineren  Beamten,  Hand- 
werkern etc.  Meist  beschränken  sie  sich 
auf  ein  örtlich  begrenztes  Gebiet,  doch 
dehnen  auch  mehrere  iliro  Thätigkeil  über 
ein  ganzes  Land  aus,  Ist  Vermietung  mit 
Verwaltung  fdr  Akticiigesetlscliaften  an  und 
far  sich  schon  schwierig,  so  gilt  dies  ganz 
voi-züglich  von  Gesellscliatten  mit  örtlich 
ausgedehntem  Wirkungskreise.  An  Stelle 
der  Vermietung  tritt  dann  zwecktnässig  der 
Verkauf  mit  Erwerb  durch  Abzahlung. 
Si^hmoller  befürwortet  die  Bildung  solcher 
ücsellsehaflen  im  grossen  StiJ. 

Um  den  Erwerb  zu  erleichtem,  hat  man 
auch  die  Vorbindung  mit  der  Lebensver- 
sicherung empfohlen. 

So  lä7t>  auf  dem  Kongress  für  Gesundheits- 
pflege zu  Brüssel.  Durch  das  U.  v,  !).  August 
Itttftt  wurde  die  belgische  Allgemeine  Spar-  und 
Allersrentenkasse  ermächtigt ,  Verträge  anf 
gemischte  Lebensversicherung  abzuschliessen , 
welche  den  Zweck  haben,  fär  einen  bestimmten 
Verfalltermin  oder  beim  Tode  des  Versicherten, 
wenn  derselbe  vor  jenem  Termin  eintritt,  die 
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Kttckzablnng  der  für  ErbaaDng  oder  Ankauf 
einer  Wohnnng'  zaeeaUuldeiien  Darlehen  zu 
sichem.  Anch  die  1891  zegrOndete  deiiUche 
VolkebangeaellBchaft  zq  Bmin  hkt  den  gleichen 


jähre  des  Erwerbers  diesem  selbst  oder  nach 
deraen  Tode  seinen  Erben  Bcholdenfrei  zu.  Hier- 
bei bandelt  es  sich  am  nichts  anderes,  als  nm 
eine  Versichernng,  bei  welcher  den  Versicherten 
bei  Eintritt  eines  bestimmten  Ereignisses  statt 
Bargeld  das  Eigentnm  an  einem  Hanse  zufSllt. 
Da  aber  dieses  Haus  jetzt  schon  gebaut  ist 
und  benohnt  wird,  bo  ist  ausser  der  ¥eraiche- 
rangspräDiie  eine  Summe  für  Verzinsung  der 
Bankosten,  Steuer  und  fllr  Feuerrersicherang 
zn  zahlen.  Bei  der  gewöhnlichen  Amortisation 
ist  die  EU  zahlende  änmme  nach  einer  fest  be- 
stimmten Zeit  getilgt.  Bei  der  Versicherung 
abet  zahlt  der  eine  den  Tilgnngs betrag  für  eine 
längere^  der  andere  tUr  eine  kürzere  Zeit.  Hier 
wird  em  Gewinn  erzielt ,  dort  ein  Verlust 
erlitten. 

Damit  kein  Zablnngsausfall  entstehe ,  wird 
von  der  VolksbangeselTscbaft  Beteiligung  dei 
Versicherten  bei  einer  Kreditgenossen acbaft  ge- 
wünscht. Das  nütige  Baukapital  beschafft  sich 
die  Gesellschaft  durch  Ausgabe  von  Kand- 
briefen  bezw.  von  Anteilscheinen  fdr  hinterlegte 
Grund  schuld  brief  e. 

d)  Die  gemeiuniitnige  Bauthätigkeit. 
Darunter  versteht  man  im  OegeDsatz,  zu 
der  privaten  und  der  eben  betrachteten 
pri  valgese!  Ischaftlichen  Bauth  ätigkeit 
diejenigen  Bestrebungen ,  welche  »darauf 
gerichtet  sind,  ohne  die  Nebenabsicht  des 
Erwerbs  die  Wohüungsverlialtnisse  durch 
den  Ban  von  Kleinwohnungen  zu  verbessern* 
(Älbrecht).  Diese  gemeinntttzige  Bauthätig- 
keit weist  nun  eine  grosse  Mannigfaltigkeit 
der  Oivanisalionsformon  auf.  Zuriächst  die 
Form  der  Aktiengesellschaft  wie  bei 
deu  im  Vorausgehenden  besprochenen  Bau- 

g^sellschatten,  jedoch  mit  Beschränkung  der 
ividende  auf  einen  massigen  Prozentsatz 
und  Verwendung  etwaiger  weiterer  l'eber- 
schttsse  zu  Rücklagen  oder  zur  Erweitenuig 
des  Unternehmens;  die  Verwaltung  wird 
oft  im  Ehrenamt  geföhrt.  Ebenso  in  neuerer 
Zeit  in  Deutschland  die  Gesellschaft 
mit  beschränkter  Haftung.  Beide 
arbeiten  geschäftsmässig,  insofern  sie  eine, 
wenn  auch  massige  Kapital  Verzinsung  an- 
streben und  meist  auch  erzielen,  aber  ihre 
Atctien  bezw.  Oesehftftsan teile  sind  nur  aus- 
nahmsweise marktgängige  Effekten  gewor- 
den, sondern  durchgehends  in  den  Händen 
g^emcinnützig  denkender  Kapitalisten,  woraus 
sich  für  alle  diese  Gesellschaften  mehr  oder 
weniger  der  Charakter  von  Wohlthätigkeits- 
anstalten  der  besitzenden  Klassen  ergiebt. 
Noch  mehr  ist  dies  der  Fall  l>ei  Vereinen 
und  Stiftungen,  welche  den  Bau  von 
Kleinwohnungen  bezwecken. 

In  England  entstanden  viele  gemein- 
nützige Bangeaellschaften  seit  den  4Üer  Jahren,  I 


in  in  London  1841  die  Astociatiou  for  improvin^ 
tbe  dwellings  of  tbe  indnstrial  claases  (Hasi- 
mal-Div.  b'io),  1844  die  Society  tor  improving 
tbe  condition  of  tbe  labonring  classes  dann  die 
Improved  indnstrial  dwellings  companj  hmited 
n.  a.  Dieselben  kauften  ilt-.  Wohnungen,  wan- 
delten diese  um  oder  erbauten  ganz  neue 
kasemenartige  Mietshäuser  (model-dwellings)  im 
Innern  der  Stadt,  Die  Victoria  Dwellings  Com- 
pany hat  ein  Bonussjstem  eingerichtet.  Wenu 
ein  Mieter  eine  gewisse  Reihe  von  Monaten  hin- 
durch regelmässig  seine  Mieie  bezahlt  und  seine 
Wohnnng  gnt  im  Stande  erhalten  hat,  so  wird 
ihm  der  Mietzins  für  eine  Woche  erlassen. 

Deutsche  Gesellschaften  haben  sieb  zu- 
erst mehr  dem  Bau  kleiner  Häuser  zugewandt. 
Die  Ulteste  ist  die  1848  in  Berlin  gegründete 
n  Gemein  nützige  Baugesellscbaft".  Dieselbe  setzt 
für  die  Dividende  eine  Schranke  von  4°/«.  Sie 
gewährt  Mietsprämien  und  zwar  nach  5  Jahren 
10'';o,  dann  alle  5  Jahre  weitere  von  10"/,  der 
vertragsmässi^en  Miete,  so  dass  nach  ÖU  Jahren 
der  ursprünglich  vereinbarte  Satz  erreicht  wird. 
Diese  Prämien  werden  am  Ende  eines  jeden 
Kalenderjahres  bar  ausgezahlt.  Später  folgten 
anch  an  anderen  Orten  ähnliche  Gesellschaften. 
Neuerdings  ist  hervorzuheben  der  „Verein  für 
das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen  in  Stuttgart."* 
(Ansiedelung  „OstheiW,  1899  1Ö6  Erwerbs- 
bftuser  mit  ö58  Wohnungen  aud  86  ausachliess- 
licb  zum  Vermieten  bestimmte  Häuser  mit  297 
Wohnungen,  Wert  3461^09  Mark;  die  Miels- 
wohnungen  des  Vereins  sollen  die  Mieter  der 
Hanserwerber  gegen  Mietwncher  der  letzleren 
schützen,  ausserdem  sind  weitgehende  Bestim- 
mungen getrolfen,  nm  zu  verhindern,  dass  die 
verkauften  Häuser  durch  Besitz  Wechsel,  Anban 
oder  Aufbau  ihrem  ursprünglichen  Zweck  ent- 
fremdet werden). 

Unter  den  Vereinigungen,  die  ansschliess- 
lieh  Mietswohnungeu  bauen  und  natnrgemäss 
besonders  in  den  grüsseren  Städten  ihren 
Wirkungskreis  haben,  sind  in  Deutschland  zu- 
nächst einige  Aktiengesellschaften  zu  nennen : 
die  schon  1848  gegründete  Berliner  gemein- 
nützige Bangescllschaft,  der  Gemeinnützige 
Banvereiu  in  Dresden  nnil  vor  aUera  die  IHIU 
begründete  Aktienhaugesellschaft  für  kleine 
Wohnungen  in  Frankfurt  a.  M.  (1899  37  Häuser 
mit  3H8  Wohnnngen,  namentlich  anch  für  die 
niedrigst  gelohnte  Arbeiterklasse;  hat  neuer- 
dings als  erste  einen  JDrbbau vertrag  mit  einer 
Frankfurter  Stiftung  geschlossen);  sodann  der 
erst  1899  gegründete  „Verein  für  Verbessening 
der  Wobnnngs Verhältnisse"  in  HUnchen  (Bau- 
projekt von  ^68  Wohnungen). 

Schmoller  appelliert  an  das  soziale  Pflicht- 
gefühl der  Besitzenden,  welche  solche  gemein- 
nützige Baugesellschaften  im  grossen  Stile 
bilden  und  sil^h  mit  mittlerer  Verzinsung  bei 
loyalen  MietvertrSgeu  begnügen  sollen.  „Für 
die  grosse  Masse  der  ärmsten  und  in  ihren 
Wohnverhältnissen  am  meisten  vemachlässigien 

>hner'',  meint  er,  „muss  eine  Art  Patronage 

der  Besitzenden  und  Gebildeten  eintreten.  FUr 
sie  erscheint  die  Form  der  Aktiengesellschaft, 
der  Korporation  oder  der  Stiftung  als  das  Or- 
g^n,  das  am  passendsten  die  Funktion  Über- 
nimmt, der  Privatspckalation  Koukurrenz  zn 
machen.  Deutschland ,  das  auf  sein  Elber- 
f eider   System     der    unbezahlten    Armenpflege 
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Bo  stolz  ist,  wird  auch  hierfür  die  nSti^u 
Kräfte  finden.  Es  ist  eine  Art  Patronitge, 
aber  eine  heilaame,  sie  ist  eine  Brücke  der 
BerOhnug  nnd  Verständigung  zwischen  Be- 
sitzenden and  Nichtbesitienden." 

Im  Gegensatz  ko  Schnioller  empfahl  der 
Volkswirtschaftliche  KongresB  1865  den  Woh- 
Dungs  vereinen  und  Banges  ellschaften,  sich  auf 
rein  "geschäftlichen  Betrieb  zu  beschränteu,  mit- 
hin Wchlthätigkeit  und  Unterstützung  zugleich 
auaznschiiesBen. 

Rühmende  Erwähnung  verdienen  mehrere 
Stiftungen,  so  insbesondere  diejenige  des 
Amerikaners  Peabody  in  London.  Peabodv 
übergab  an  Trustees  1862  150000  £,  1866 
weitere  100000,  1868  nochmals  lUOOOO;  dazu 
kamen  aus  dem  Nachlaga  IMOOO  £^  im  ganzen 
eine  Summe  von  rund  10,2  Millionen  Hark. 
Hierzu  wurden  noch  Anleihen  aufgeuommen. 
Bis  Ende  der  80  er  Jahre  waren  in  erbauten 
Wohnungen  an  24000  Personen  untergebracht. 
Die  Stiftung  sollte  zum  Besten  der  Bedürftigen 
nnd  Armen  dienen.  In  Wirklichkeit  aber  sind 
die  Wohnungen  sehr  gesucht  und  mit  den  besten 
Arbeitern  nnd  kleinen  Handwerkern  besetzt. 
Um  dem  Geiste  der  Stiftung  zu  genügen,  wurde 
ein  Hüchstbetrag  des  Wochen  Verdienstes  für 
diejenigen  festgesetzt,  welche  in  die  Wolmungen 
aufgenommen  werden  dürfen. 

Die  Mieten  aus  der  1889  von  Professor  vom 
Rat  gestifteten  Arbeiteransiedelung  Wilhelms- 
rnhe  bei  Cüln  sollen  für  das  Wohl  der  Arbeiter 
oder  für  andere  gemeinnützige  Zwecke  ver- 
wendet werden.  Zu  erwähnen  sind  ferner  die 
Bresche  Stiftung  zu  Hamburg,  die  Aderssche 
Wohnnngsstiftung  in  Düsseldorf,  die  Stiftung 
von  H.  J.  Meyer  in  Leipzig  (Leipzig-Lind  enau 
52  HHnser  mit  529  Wohnungen),  in  Oester- 
reich  die  Kaiser  Franz  Joseph  I. -  JubilÄunw- 
stiftung  fUr  Volks  Wohnungen  und  Wofalfahrts- 
«inrichtungen  in  Wien. 

Eine  segensreiche  ThStigkeit  entfaltete  seit 
1864  die  frühere  Lehrerin  Oktavia  Hill  in 
London.  Sie  kaufte  mit  geliehenem  Gelde  alte 
verfallene  Wohnungen  bezw.  Fachtreste  [lease.s), 
versetzte  dieselben  iu  branchbaren  Zustand  und 
vermietete  sie.  Ihre  Hauptwirksamkeit  beruht 
in  dem  erziehlichen  Einfluss,  welchen  sie  auf  die 
Bewohner  ausübt,  Sie  besucht  die  Häuser 
selh^,  zieht  regelmässig  wüchentlich  die  Miete 
ein,  stundet  hei  wirklicEen  ^Notlagen,  verschafft 
dann  Arbeit  mit  Erwerhsgelegenbeit  und  zwar 
bei  den  för  diesen  Zweck  bisweilen  eigens  auf- 
geschobenen Verbesserungen  der  Warnungen 
selbst,  bei  Aufräumungs-  und  Reinigungsarbeiten, 
steht  den  Mietern,  insbesondere  den  Frauen  mit 
Rat  nnd  That  bei.  Jährlieh  ist  eine  Summe 
für  Reparaturen  ausgeworfen,  soweit  dieselbe 
nicht  gebraucht  wird,  wird  sie  zu  Verbcise- 
rongen  nach  den  Wünschen  des  Mieters  ver- 
wendet. So  wird  zu  pfleglicher  Behandlung  der 
Wohnungen  angereizt.  Ein  zweites  oder  drittes 
Zimmer  wird  billiger  abgegeben.  Den  Be- 
strebungen dieser  Dame  haben  sich  Baroness 
Bnrdett  Contts,  Conntess  Dncie  u,  a.  ange- 
schlossen. Auch  die  Enst  End  Dwelliugs  Com- 
pany ahmte  das  Beispiel  nach  und  llis.it  die 
Mieten  durch  Damen  eiusammetn.  Infolgedessen 
wurden  die  Miltelnpereonen  vielfach  verdrängt. 
—  Auch  in  Deutschland,  und  zwar  vornehmlich 
in  Leipzig  [Unternehmen  des  Herrn  de  Liagre, 


der  Frau  Hasse  auf  der  „Goldenen  HShe". 
Salomonstiftnug  der  Frau  v.  Holstein]  fand 
das  von  0.  Hill  gegebene  Beispiel  Nachahmung 
nnd  zwar  nach  Hasse  mit  einem  noch  besseren 
Erfolge,  als  er  in  London  erzielt  worden  ist 

Einer  anderen  Art  gemeinnütziger  Wirk- 
samkeit haben  sich  GesellBchaften  in  England 
und  in  anderen  Ländern  gewidmet,  indem  die- 
selben mittelbar  auf  eine  Verbessemng  bin- 
strehen.  Ratschläge  erteilen  etc. 

So  haben  sich  in  London  eigene  „Sanitary 
Aid  and  Dwellinss  Committees"  gebildet  mit 
der  Aufgabe,  Mieter  über  ihre  gesetzlichen 
Rechte  und  Pflichten  aufzuklären ,  schlechte 
WobnnngsznstSnde  aufzudecken,  indem  sie  die 
Häuser  durch  ihre  Mitglieder  besuchen  lassen 
und  Klagen  entgegenn^men,  der  BehSrde  da- 
von Mitteilung  zu  machen  und,  allenfalls  unter 
Anrufung  des  Beistandes  der  Presse,  deren  Ein- 
schreiten zu  veranlassen.  .Vuch  in  New- York 
besteht  nach  Trüdinger  eine  Gesellschaft  rar 
Verbesserung  der  Lage  der  ärmeren  Klasse, 
welche  insbesondere  den  Wohn nngszustän den 
ihre  Aufmerksamkeit  widmet.  Ehe  die  Hilfe 
der  Behörden  angerufen  wird,  werden  die  Haus- 
besitzer znr  Abstellung  der  Uebelstände  gemahnt. 
Dieser  Aufforderung  seilen  dieHausbesitzer  meist 
freiwillig  Folge  leisten.  Die  „Societe  fran^aise 
des  habitations  It  bon  marche"  will  Private, 
Industrielle  und  Vereine  zur  Herstellung  ge- 
sunder und  billiger  Wohnungen  ermuntern, 
stellt  Pläne,  Mietsverträge  znr  Vertilgung,  er- 
teilt Auskünfte  etc. 

Endlich  wäre  noch  der  Mietsparkassen 
zn  gedenke»,  weiche  darch  Sparpöeger  die  Spar- 
summen abholen  lassen,  Sparprämien  ^währen 
etc..  dann  auch  der  Einrichtungen  |\orschnss- 
kassen),  welche  bezwecken,  dieBeschaOung  guten 
Mobiliars  zu  erleichtern,  hierfUr  Darlehen  zu 
massigem  Zins  zu  gewähren  etc. 

Einen  wesentlich  anderen  Charakter 
tragen  dagegen  die  von  deti  Wohniingsbe- 
dfirftigen  seihst  gebildeten  Baugenossen- 
schaften. Unter  diesen  sind  aber  zwei 
ganz  versohiedene  Arten  zu  iinterscheiden : 
einmal  die  älteren  In  England,  den  Ver- 
einigten Staaten  und  Belgien  heimischen  Bau- 
genossenschaften (Building  Socicties), 
welche  nicht  selbst  bauen,  sondern  ihren 
Hitgüedom  Vorsehilsso  zum  Erwerb  eines 
Ilauses  gewähren,  nnd  die  neueren,  jetzt 
vor  allem  in  Deutschland  znr  Entwickelun^ 
gekommeoen  Baugenossenschaften  i. 
e.  S.,  welche  selbst  bauen. 

Die  ersteren,  ursprünglich  Sparvereine, 
7.\i  denen  sich  die  Mitglieilcr  zusammen- 
thateu,  um  sich  vermöge  der  gemeinschaft- 
lich angesammelten  Si^aranlagen  zum  Er- 
werb eines  Hauses  zu  verhelfen,  sind  jetzt 
wesentlich  nichts  anderes  als  Hypotheken- 
banken oder  Realkreditkassen  und  haben 
vielfach  den  genossenschaftlichen  Charakter 
abgestreift  und  das  Wesen  von  ürossbanken 
angenommen,  aber  sie  haben  in  England  wie 
namentlich  in  Amerika  bei  den  besser  be- 
zahlten Arbeitern  Erhebliches  zur  Lösung 
der  Arbeiterfrage  geleistet.    Vergl.  ober  sie 
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ücn   Art.   Bau^caossenschaften    oben 
Band  n  S.  46r.ff. 

In  den  Vereinigten  Staaten  betrag  die 
Zabl  der  Bnildiue:  Societies  (building  and  loan 
aasocintions)  1893  583»;  daTOn  hatten  5796 
1745726  Anteilseigner,  wovon  in  57B5  Gesell- 
Bchaften  465411  d.  h.  'M,2d'':„  Darlehensnehmer 
oder  mit  anderen  Worten  Erbauer  von  Häusern 
waren.  Durch  die  Vemiittelnng  von  4512 
dieser  Geseilscbaften  waren  bia  1893  314755 
Hänser  erworben  worden.    Ueber  '^  der  samt- 


Die  eigentliche 
dagegen  sind  wie  gesagt  neiiei-diogs  liaiipt- 
säeliiieli  in  Deiitsohland  ziir  Entwicke- 
luQg  gekommen,  und  zwar  nach  einem 
dänischen  Vorbilde,  dem  grossen  Kopen- 
hagener Arbeiterbau  verein,  in  der  Form,  dass 
die  Mitgliedsciiflft  der  Genossenschaft  durch 
Zahlung  eines  geringen  Eintrittsgeldes  und 
Ueber  nähme  der  Verpflichtung  erworben 
wird,  in  kleinen,  den  Einkommens  Verhält- 
nissen der  Äi'beiter  entsprechenden  Ralen-r 
zahhmgen  einen  Geschäftsanteil  von  mas- 
sigem Betrage  aufzusammeln. 

Während  nun  die  Building  Societies  regel- 
mässig den  Erwerb  eigener  Häuaer  ver- 
mitteln, finden  wir  bei  diesen  eigentlichen 
Baugenossenschaften,  ebenso  wie  bei  den 
anderen  Formen  der  gemeinnfltzigen  Ban- 
thätigkcit  und  der  Arbeitgeberfürsorge,  die 
beiden  Ziele,  Schaffung  von  Erworbs- 
faäusern  und  von  ilietTvohnungen, 
nel)eneinander.  Und  zwar  haben  sich  die 
oben  hervorgehobenen  Mängel  des  ersteren 
Systems  auch  gerade  hier  bei  der  gemein- 
nützigen Baulhötigkeit  in  Deutschland  gel- 
tend gemacht.  Wenn  ein  gleiches  aus  den 
Jündern  der  Building  Societies  nicht  be- 
richtet wird,  so  hängt  dies  ohne  Zweifel 
damit  znsaramon,  dass  hier,  infolge  der  ver- 
hältnismässig billigeren,  weil  einfacheren 
Bauweise  (s.  o.)  die  Häuser  in  der  Regel 
wirkliche  Einfamilienhäuser  sind,  nicht  wie 
in  Deutschland  meist  Zwei-  oder  Drei- 
familienhäuser. 

In  Deutschland  dagegen  ist  infolge  jener 
ungünstigen  Erfahrungen  das  System  der 
Erwerbshäuser  in  neuerer  Zeit,  wie  bei  der 
gemeinnützigen  Bauthätigkeit  überhaupt,  so 
insbesondere  bei  den  Genossen  sc  hatten,  nach 
dem  Vorgang  des  Spar-  imd  Bauvereins  in 
Hannover,  immer  mehr  in  den  Hintergrund 
getreten  gegen  den  Baii  von  grösseren  Miets- 
häusern, die  immer  im  Eigentiim  der  Ge- 
nossenscliaft  bleiben,  in  denen  die  Genossen 
aber  hei  Erfüllung  ihrer  Pflichten  sieher 
luid  unkündbar  im  eigenen   Hause    wohnen. 

Unter  den  GenossenBchofteu,  die  Erwerl»- 
hÄu?er  gebaut  haben,  sind  hetrorznlieben  :  Der 
Flensburger  Arbeiterbanverein,  die  Berliner 
Ban  genossen  Schaft  (191)0  212  Hänser  teilweise 
mit  2,   meistenB  mit  3  Wohnungen),   der  Är- 


beiterbanverein  fUr  Goarden,  Kiel  nnd  Umge- 
gend (1899  über  300  EinfamilienbtLuser)  mid 
der  Spar-  and  Bauverein  in  Blnmenthal  a.  d. 
Weser  (1899  139  Häuser  mit  meist  2  Wobnun- 

S;ü);  unter  den  Baugenoaaen Schäften  „auf  der 
rundlage  des  gemeinschaftlichen  EigentnmB" 
oder,  wie  sie  meist  heissen,  ,.Spar-  und  Ban- 
vereinen",  ragen  hervor  der  lÖÖfi  gegründete 
HannoTersche  Spar-  Tind  Banverein  {1899  53 
Häuser  mit  437  Wohnungen),  der  1892  be- 
gründete Bertiner  Spar-  nud  Bauverein  (1900 
30  Häuser  mit  352  Wobnungen  im  ü-esamtwert 
von  über  2  000000  Mark,  „in  koustruktiver  und 
architek tonischer  Beziehung  wohl  das  Mnster- 
gBltigste,  was  znr  Zeit  auf  dem  Gebiete  des 
gemeinn litzigen  Miethausbaties  geleistet  ist") 
und  der  ebenfalls  1892  begründete  Bau-  nnd 
Sparverein  in  Hamburg  (1899  382  Wohnnngen). 
Per  Gesamtumfang  der  gemein- 
nützigen Thatigkeit  in  Deutschland 
war  nach  einer  Erhebung  der  Ceutralstelle  für 
Arbeiterwohlfahrtseinrichtuugen  folgender : 
Gemeinnützige  Aktieugesiellschaften  .  .  47 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung .  14 
Vereine  mit  KorporatioQSreehten  ....      iS 

Stiftungen 16 

Eingetragene  Genossenschaften: 

a)  mit  besthrfinkter  Haftpflicht      .    .    377 

b)  mit  unbeschränkter  Haftpflicht  i3 

^T84 
228  von  diesen  Vereinigungen  hatten  bis 
Ende  1898  8479  Hänaer  mit  24075  Wobnungen 
fertiggestellt;  davon  sind  12710  ausschliesslich 
znm  Vermieten  bestimmt,  11365  entfallen  auf 
Erwerbshänser  und  zwar  haben  hergestellt: 
Gemeinnützige  Aktiengesellschaften  .  .  9  101 
Gesell  Schäften  mit  beschränkter  Haftung  406 
Vereine  mit  Kürporationsreehteu .    .    .      2494 

Stiftungen 1  701 

Eingetragene  Genossenschaften     .    .    .     10373 

Von  den  in  Betracht  kommenden  156  Bau- 
genossenschaften haben  4'>  ausschliesslich  Er- 
werbshänser, 16  gleichzeitig  Erwcrbsbäuser  und 
Mietwob  nnugen  nnd  9ö  ausschliesslich  Miet- 
wohnungen erstellt. 

Die  wichtigste  Organ isationsfoim  der 
ganzen  gemeinnützigen  Bantliätigkeit,  der 
offenbar  die  Zukunft  gehört,  ist  demnach 
in  Deutscliland  die  Baugenossenschaft. 
Sie  hat  vor  den  gemeinnützigen  Baugcsell- 
schaften,  Vereinen  und  Stiftimgen  den  Vor- 
zug, dass  sie  nicht,  wie  iliese  sämtlich  mehr 
oder  weniger,  den  Charatler  von  WolilthUtig- 
keitsan stalten  hat  und  dass  der  Arbeiter 
seihst  hier  die  Verwaltung  führt  und  so 
wirlflich  nach  seinen  Bedürfnissen  und 
Wünschen  gebaut  wird,  wenn  auch  meist 
unter  erheblicher  Mitwirkung  von  Ange- 
hörigen dor  wohlhabenderen  und  gebildeteren 
Klassen  in  den  Verwaltungsstellen,  Aber 
gei-ade  dieses  Zusammenwirken  ist  von 
grösstor  social-cthischer  Bedeutung.  Ausser- 
dom ist  Voraussetzung  für  das  Gedeihen 
der  Baugenossenschaften  hinreichende  Kredit- 
gewälining  zu  massigen  Zinsen,  also  durch 
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öffentliche  oderhalböffeDtticheKasseD.  Allein 
auch  unter  diesen  Voraussetzunccn  ist  die 
Baugenossenschaft  doch  gleichfalls  nur  in 
bescüränkteiii  Umfange  anwendbar  zur 
Lösung  diesee  Teils  der  Wohnungsfrage: 
Eiie  setzt  sdion  besser  gelo)iiite  Arbeiter 
voraus,  init  sicheren  Erwerbsverh&ltniasen, 
welche  die  p^elmaesigen  Zahlungen  machen 
können,  und  auch  mit  einer  gewissen  Sta- 
bilitlLt  der  Beschäftigung,  so  dass  kein  zu 
häutiger  Wechsel  des  Aufenthaltsortes  er- 
folgt; sie  ist  danim  besonders  geeignet  filr 
die  Arbeiter  der  staatlichen  Verkelirean- 
stalten;  auch  kann  sie,  um  den  Genossen, 
■weiche  keine  Wohnung  erhalten,  eine  aus- 
leicheude  Dividende  zu  gewähren,  nicht  sehr 
viel  billigere,  sondern  hauptsächlich  nur 
h^sero  Wohnungen  schaffen,  als  die  ortsüb- 
lichen sind,  und  dem  kinil erreichen  Arbeiter 
die  Sicherheit  des  Wohueas  geben,  die  bei 
jenen  fehlt,  was  von  grosser  erzienerischer 
Bedeutung  ist.  Für  die  grosso  Masse  der 
sozial  und  wirtschaftlich  tiefer  stehenden 
Arbeiterbevölkemng,  vor  allem  also  die  un- 
gelernten Arbeiter  —  also  gerade  da  wo 
die  Not  am  grössfen  ist,  —  ist  die  Bauge- 
nossenschaft nicht  anwendbar  und  bringt 
nur  indirekt  einen  gewissen  Nutzen  durch 
Vermehrimg  des  Angebots  von  Wohnungen, 
teberhaiipt     ist     das     Gesamt  res  ultat     der 

guizen  gemeinnützigen  Baiithätigkoit  in 
eutsciüand  »im  Vei-gleieh  zu  dem  vor- 
handenen Notstand  ein  traurig  geringfügiges« 
(AJbrecht). 

e)  Erbauung,  Verkauf  und  Vermie- 
tiing  TOD  Häusern  durch  Staat  und  Ge- 
meinde. Diese  wird  aus  bekannten  Gründen 
meist  nocli  vielfach  widerraten.  Hier  er- 
weise sich  die  Hand  der  öffentlichen  Ge- 
walt, zumal  des  Staates,  als  allzu  unge- 
schickt. Jedenfalls  mttssten  Kauf-,  Padit- 
und  Mietpreise  nach  der  steigenden  Gnmd- 
rente,  wie  sie  sich  aus  der  Konkurrenz  der 
Nachfragenden  ei^ben,  festgestellt  werden 
(Schäffle  u,  a-).  Dabei  sei  es  immer  schwor, 
zu  weit  gehenden  Ansprüchen  mit  Erfolg 
entgegenzutreten.  Gebe  man  die  Wohnungen 
zu  billig  ab,  so  gewähre  man  damit  ein  un- 
gerechtfertigtes Almosen,  reize  zu  weitei-en 
Anfordenmgen,  zu  deren  Befriedigung  die 
Mittel  fehlten,  imd  greife  aussoi-dem  in  die 
Privatbauspekutation  hemmend  ein. 

Dagegen  werden  gegen  ein  Einschreiten 
in  Notzeiten,  wenn  die  private  Etauthütigkeit 
nicht  zureicht,  Gewährung  vorübergehender 
Unterkunft  in  Asylen  an  Obdachlose,  Errich- 
tung von  Barackenhauten  bei  starkem  Zu- 
(Irang,  wie  in  Wien  lii7'2  und  auch  schon 
an  anderen  Orten  geschehen,  keine  Einwen- 
dungen erhoben. 

Nun  werden  aber  solche  Notfälle  in  der 
jüngsten  Zeit  immer  iiäufiger  und  vor  allem 
sind  sie  gegeben  bei  den  grossen   -Sanie- 


rungeni,  so  dass  hier  jedenfalls  subsidiär 
die  Pflicht  namentlich  der  Gemeinde  be- 
steht, selbst  zu  bauen,  wenn  die  ^vat- 
industrie  vers^;  dann  liegt  auch  offenbar 
keine  Beeinträchtigung  der  letzteren  vor. 
Das  geiche  musa  ater  auch  gelten  liei 
allen  Schhessungen  von  einzelnen  Wohnungen 
oder  Häusern  im  Verlauf  der  Wohnungs- 
pflege. 

In  diesen  Fällen  haben  namentlich,  wie 
oben  gezeigt,  in  England  die  Qemeindebehürden 
insbesondere  der  Londoner  tirafBchaftarat  neuer- 
dings in  erheblichem  Umfting  selbst  gebaut. 

Aber  auch  darüber  hinaus  haben  in  der 
neuesten  Zeit  ohne  Sanierung  verschiedene 
Gemeinden  nicht  nur  als  Arbeitgeber  für 
ihre  Arbeiter  und  ITnterbeamten,  sondern  ali- 
gemein Klein woiinungen  zu  bauen  begonnen, 
und  wir  stehen  hier  zweifellos  erst  vor  den 
Anfängen  einer  grossen  Entwickelung. 

Der  Londoner  Grafschaftsrat  hat  auf 
Grund  des  III.  Teils  des  Arbeiterwohnnngsi>e- 
set^es  von  19U0  —  also  abgesehen  van  den  Sanie- 
rungen —  för  itlia  Personen  Wohnnngen  ge- 
baut oder  im  San  nnd  solche  fhr  weitere  12248 
Personen  vorbereitet.  Bei  der  Einweihung 
eines  neuen  Wohnquartters  im  Kirchspiel  Bethnai 
Green  in  London  hob  Lord  Welby  am  3.  Mutz 
1900  hervor,  dasa  die  Gemeindebehörde  mit 
einem  Aufwand  von  !J  Milliooen  £  schon  der 
Hauswirt  von  420011  Personen  geworden  sei  nnd 
man  dies  nur  als  einen  schwachen  Anfang  be- 
trachten milflSte.  Bei  diesen  Bauten  des  Graf- 
schafterates verzinst  sich  das  Kapital  nach 
Abzug  aller  Unkosten  etc.  diu-chschnittlich  zu 
3,77  ";„,  Weiter  siud  hier  in  Eugland  Lirerpool. 
<ilasgow.  Birmingham,  Aberdeen,  Hndderäfield 
und  zahlreiche  andere  Städie  zu  nennen. 

Besondere  Erwilhnung  verdient  die  IfRK) 
gegründete  Wylerkolonie  der  Stadt  Bern.  Die 
von  der  Stadt  erbauten  Wohnnngen  werden 
vermietet,  hierbei  besonders  Mieter  mit  grosser 
Familie  berücksichtigt.  Untermiete  ist  nnr  mit 
tienehmigDDg  znlässig. 

In  Deutschland  ist  Freiburg  i.  B.  in 
dieser  Beziehnng  vorangegangen.  Kachdem  diese 
Stadt  schon  1864  7  zweistöckige  Häuser  unter 
dem  Selbstkostenpreis  an  Arbeiter  verkauft 
hatte,  die  hente  im  Besitz  von  Fabrikanten  nnd 
Privatleuten  sind,  dann  Fabrikanten  und  eme 
gemeinnützige  Baugesellscbaft  unterstützt  hatte, 
ging  sie  im  Jahre  läBä  zum  ausschlies!<lichen 
Scibstbau  in  eigener  Regie  über  and  erbaute 
bis  1899  81  Häuser  mit  267  A\'ohnungen;  die 
mit  b%  (3'/t"<i  Zinsen,  '(".o  Unterhaltungs- 
kosten, ','i"'i)  Amortisation,  ',,  7o  Verlust  durch 
Leerst«hen;  berechneten  Unkosten  werden  durch 
die  Mieten  gedeckt;  das  Baukapital  wurde  an- 
fangs zQ  li'WlB  von  der  Sparkasse  geliehen, 
neuerdings  ans  städtischen  Anleihemitteln  be- 
stritten. Neben  Freiburg  sind  .Ulm,  Strass- 
burg,  i,  E.,  SchweinEurt  und  Lambrecht  in  der 
Pfalz,  Emden  und  Düsseldorf  zu  nennen. 

Durcii  diese  neueren  Vei-suche  sind  die 
finanziellen  Bedenken,  wenigstens  was  die 
kommunale  Bautliätigkeit  angeht,  wohl  zur 
Genüge  widerlegt;  die  Frage:  können  die 
Städte    ohne   grösseres   finanzielles   Risiko 
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aiisgwlehnte  Wohnnngsaulagen  fflr  die  ar- 
beitenden Klassen  herateilen  und  ebenso 
billig  oder  billiger  als  die  pivate  Unterneh- 
mung baueo?  ist  niit  C.  Hugo  {H.  Linde- 
mann)  zu  bejahen.  Aber  es  erheben  sich 
andere  Bedenken  dagegen,  dase  sie  es  ohne 
Not  ttiiiD.  Zunächst  besteht  die  Gefahr, 
dasB  sie  der  gemeinnützigen  Baugesellschaft, 
insbesondere  der  genosseDschaftlichen,  eine 
unerwünschte    Konkurrenz    bereiten    oder 


die  besser  bezahlten,  gelernten  —  Wohnungen 
schaffen,  die  doch  nicht  den  gleichen,  nament- 
lich erzieherischen  Wert  f(lr  sie  haben  wie 
genossenschaftliche.  Es  mflsste  also  wenig- 
stens eine  richtige  Arbeitsteilung  zwischen 
Baugen ossenscliaften  und  Gemeinden  Platz 
greifen,  dahingehend,  dass  diese  nur  filr  die 
untere  Arbeiterechicht  Wohnungen  scliaffen, 
die  sich  nicht  auf  genossenschaftlichem  Weg 
selbst  zu  helfen  vermag.  Dagegen  spricht 
aber  doch  sehr  stark,  dass  dadurch  gerade 
diese  untere  ungelernte  Schicht  noch  mehr 
in  die  Stadt  gezogen  wird,  als  schon  ohne- 
hin der  Fall  ist,  jedenfalls  so  lange,  als 
die  ländliche  Arbeiterwohnungs frage  und 
Arbeiterfrage  Oberhaupt  nicht  vorher  gelöst 
ist  Daher  ist,  wenn  man  auch  die  sub- 
sidiäre Pflicht  insbesondere  der  Oemeinden, 
selbst  zu  bauen,  wo  die  gemeinnützige  ebenso 
wie  die  private  Bauthätigkeit  versagen,  an- 
erkennt, doch  für  normale  Verhältnisse 
auch  die  letztere  nicht  zu  entbehren,  und 
den  öffentlichen  Gewalten  liegt  ob,  ehe  sie 
zum  Selbstliauen  schreiten,  zuvörderst  die  Auf- 
gabe der  Förderung  der  privaten  ebenso 
wie  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit. 

S)  Die  Förderung  der  gemeinnütBigen 
und  der  privaten  Bauthätigkeit  durah 
die  öffentlichen  Gewalten.  Die  Forde- 
rung privater  und  gemeinnütziger  Bau- 
untemehmungen  erfolgt  teils  negativ  durch 
Wegrilumung  von  der  Herstellung  von  Ge- 
bäuden im  V'ege  stehenden  Öffentlich-recht- 
lichen und  polizeilichen  Hindeniisaen  und 
Erschwerungen,  teils  positiv  durch  Gewäh- 
rung von  Unterstützungen. 

Der  volis  wirtschaftlich  eKongress  wünschte 
ISßiJ,  es  sollten  die  dem  Bau  billiger  Woh- 
nungen in  Deutschland  noch  entgegenstehen- 
den Hindernisse  durch  .vollstäudigu  frei- 
gebung des  Baugewerbes  und  Revision  der 
baupolizeilichen  Ordnungen  beseitigt  werden. 
Jene  Freigebung  hätte  freilich  zur  Voraus- 
setzung, dass  im  Interesse  von  Gesundheit 
und  Sicherheit  weiter  gehende  Forderungen 
gestellt  werden  luid  für  Durchführung  polizei- 
licher Anordnungen  durch  strengere  Hand- 
liabung  derselben  gesoigt  wird. 

Heute  erblickt  man  im  Gegensatz  dazu 
wie<ler  in  einer  stärkeren  BeeinflTissung  imd 
Beschränkung    der    privaten   Bauthätigkeit 


nach  gewissen  Richtungen  hin  die  Aufgabe, 
während  man  für  die  gemeinnützige  Bau- 
thätigkeit weitgehende  Unterstützung  fordert. 

In  Prenasen  wird  mehrfach  darüber  ge- 
klagt, daas  das  zum  Zweck  einer  angemeaaenen 
Lasten  Verteilung  etc  1S4&  erlassene,  am  25. 
AaguEtl876  neu  geregelte  Anaiedelnngsgeaetz 
den  Oemeinden  eineGewalC  einränine,  welche  vciu 
diesen  vielfach  miasbräuchlich  angewandt  werde. 
,.Oeiilaiite  Anlagen  mnüsten  unterbleiben,  sogar 
bereits  begonnene  wieder  eingestellt  werden" 
(Ealle).  Die  Gemeinden  stellten  gern  zn  hohe 
Aufordemngen  in  Sezug  auf  Scbnl-  nnd  Armen- 
lasten,  Eirchenateuem  nnd  Unterhaltung  von 
Wegen,  Bestellung  neuer  Polizeiorgane  etc,  (so 
1890  in  einer  Gemeinde  bei  Bochnm). 

Beiträge  nnd  Abs-aben  sind  mehrfach 
hoch  (Klage  ui  Oeiterreicnl  oder  doch  in  einer 
für  gute  Bauanlage  hinderlichen  Weine  ange- 
legt. Nach  dem  preussischen  O.  v.  2.  Juli  18TÖ 
nnd  den  darauf  anfgebauten  Ortsstatuten  werden 
die  Beiträge  filr  Strassen  and  Eanali- 
satioQ  meist  nach  der  Frontlänge  bemessen. 
Da  hierdurch  der  Ban  von  hohen  Häusern  und 
von  Einlergebäaden  befördert  wird,  so  wird 
Bemessan^  nach  der  Grundfläche  oder  nach  dem 
Eaumgehalte  gewünscht. 

Femer  würde  die  oben  verlangte  Ab- 
stufung der  Bauordnung  „ohne  die  berecb- 
tigteu  Grundsätze  der  Hjgieice,  Feuemicherheit 
und  Aestbetik  zn  verletzen  oder  die  Behaglich- 
keit der  Bewohner  in  irgend  einer  Weise  zn 
beeinträchtigen",  wesentliche  Erleichternngen 
der  Anforderungen  bei  Klein-  und  Arbeiter- 
wohnuageu  gegenüber  den  jetzigen  allgemeinen 
lin  Bezog  auf  Breite,  AosRtattnng,  Unterbaltung 
der  Strasse  und  des  Gehwegs,  Wasaerzu-  und 
-ableitung,  Faseaden,  Stärke  des  Hanerwerks, 
Treppen,  Beschaffenheit  der  Baumaterialien  etc.) 
und  damit  eine  erhebliche  Verbilligung  des 
Baue«  bringen.  „Im  Interesse  der  VerbUligung 
der  Mieten  ist  wieder  anf  die  Erziehung  zn 
einfacheren   Ansprächen   hinzuwirken"     [Beck). 

Steuerfreiheiten  will  Ratkowsky  nicht 
für  den  Anfbaa  neuer  Stockwerke  und  für  Zn- 
banteu  von  Htifen,  sondern  nur  für  Neubauten 
am  Stadtrande  eingeräumt  wissen.  Solche  Frei- 
heiten werden  in  mehreren  Ländern  (Hr  kleine, 
insbesondere  auch  für  Arbeiterwobonogen  ge- 

So  sind   in  England   rund  4Vi  Hillionen 

Mietwohnungen,  d.  h.  80"!^  aller,  steuerfrei.  — 
Die  bei  gl  sc  he  Gesetzgebung  gewUirte  Steuer- 
Vergünstigungen  seit  1862.  Das  unter  dem 
Einflüsse  der  Furcht  vor  der  Cholera  entstandene 
G.  V.  20.  Juni  1Ö87  erklärte  die  Erricbtun*  von 
Baugesellscbaften  in  der  Form  von  Aktien - 
j'esellschaften  ailgemein  als  zulässig  und  setzte 
:Ur  dieselben  eine  Ermässigung  des  Emissions- 
itempels  auf  Aktieu  und  Obligationen  sowie 
die  Befreiung  von  Provinzial-  und  Kommnnal- 
steuem  für  8  Jahre  fest  Nach  dem  G.  v. 
!).  August  18K9  sind  frei  von  Persanalsteuem 
etc.  die  in  Benutzung  der  Arbeiter  befindlichen 
Wohnungen,  vorausgesetzt,  dass  die  Arbeiior 
nicht  Eigentümer  eines  anderen  als  des  von 
ihnen  bewohnten  Immobils  sind  und  daas  sie 
'ht  mehr  ata  45  Ar  für  sich  bewirtschaften. 
Die  Befreiung  wird  nur  Wohnungen  von  unter 
102   (für   Gemeinden  nuter  3Ü0ÜU  Einwohnern) 
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bis   nutet   132    Francs    (für    Gemeindeii    Über 

GÜOOO  Einwohnern)  zugestanden,  —  Nachdem 
dos  Satcrreicbische  Q.  v.  26.  Harz  1B80 
bereits  uligenieinere  Freiheiten  (12  Stenerfrei- 

{'ahre)  fär  Neu-,  An-  nod  Umbentcn  gewährt 
latte,  gestand  das  G,  t.  9,  Februar  1892  unter 
gewissen  Bedingungen  (Erbauung  durch  Ge- 
meinden, G  ei!  eil  Schäften  mit  dem  Charakter 
öffentlichen  Kntzens  etc.,  durch  Arbeiterrer- 
eini^neen  oder  Arbeitgeber ;  Mininial- 
Maiimalraum ;  Maximum  für  den  Mietpreis,  je 
nach  der  Einwohnerzahl  verschieden  bemessen 
Ton  0,80  bis  1,75  &.  für  das  Kubikmeter  Ranm) 
Freiheit  auf  '24  Jabre  fUr  Oebünde  zu,  welche 
specieil  zur  Vermietung  an  Arbeiter  bestimmt 
sind,  diesen  billige  und  gesunde  Wohnungen 
bieten  sollen.  Geht  das  Hau»  an  Personen 
ttber,  welche  auf  die  Vergünstigung  kein  Recht 
haben,  so  wird  letztere  zurückgezogen.  —  In 
Kopenhagen  waren  früher  Woiinungen  anter 
25  qra  frei ;  18Ö7  wurde  diese  Freiheit  aufge- 
hoben. Nun  minderte  sich  die  Zahl  der  kleinen 
Wohnungen,  IÖ66  wurde  darum  die  Freiheit 
wieder  emgeftthrt  und  1873  auf  Gebäude  bis 
zn  31,5  qu  auügedehnt. 

Bisweilen  werden  auch  in  Städten  B  a  u  ■ 
prSmien  gewährt.  Dieselben  bähen  jedoch  mit 
unserer  Frage  weniger  zn  tbnn  oder  sie  wirken 
für  diese  sogar  nachteilig,  wenn  sie  unter  Be- 
rücksichtigung der  Fassade  lediglich  der  Ver- 
schSnerung  dienen  sollen. 

Darlehen  ans  Üffentlichen  Mitteln 
werden  vielfach  gewährt,  so  in  E  n  gl  an  d 
schon  nach  dem  Gesetz  von  185Ü  für  Logier- 
h&user,  nach  dem  Geseta  von  186G  Bberhaupt 
für  Arbeiterwobnungen  und  zwar  ausser  an 
LokalbehOrden  auch  an  Gesellschaften  und 
Private,  früher  zn  4  ",0  bei  einer  RUck- 
zahlungsfrist  von  Vi  Jahren,  Der  Zins 
wurde  in  der  neueren  Zeit  auf  3Vs%  für 
kürzere  Fristen  ermässigt.  Der  Staat  hat  nach 
Aschrott  Doch  keine  Verluste  erlitten.  Ueber 
das  Gesetz  von  ISüO  nnd  besonders  den 
Small  Dwellings  Acqnisitiona  Act  von  1899  s.  o. 
Auch  wurde  der  Gedanke  angeregt,  die  Mittel 
der  Postsparkassen  zu  solohen  Darlehen  zu  ver- 
wenden. —  Die  gleiche  Forderung  stellte  Leroy- 
Beanlieu  1882  für  die  franzjisischen  Spar- 
kassen auf.  Der  Verwirklichung  derselben  ist 
neuerdings  in  gewissem  Masse  durch  das  Gesetz 
von  1899  erfolgt  (a,  o,).  —  Das  belgische  G. 
V.  9.  August  1889  ermächtigt  die  allgemeine 
Spar-  und  Altersrentenkaa^te  nach  Anhörung 
der  oben  erwähnten  Patronagekomitees,  einen 
Teil  ihrer  verfügbaren  Mittel  zu  Darlehen  für 
ErbanuBg  oder  Ankauf  von  Arbeiterbäusem  zu 
geben.  Es  hätte  übrigens  auch  Gesellschaften, 
welche  solche  Darlehen  empfangen,  eine  Maxi- 
mal di  vi  dende  vorgeschrieben  werden  künnen. 
In  der  kurzen  Zeit  von  1890  bis  31.  Dezember 
1899  haben  sich  ant  Grund  dieses  Gesetzes 
138  Bau-  bezw.  Kreditgenossenschaften  gebildet, 
durch  deren  Vermittelung  nahezu  1401X)  Ar- 
beiterblnser  hergestellt  worden  sind.  Die  Spar- 
kBK.ie  hatte  in  dieser  Zeit  307  Millionen  Francs 
an  diese  Gesellschaft  gegeben. 

Nach  dem  deutschen  Gesetze  über  In- 
validiläts-  nnd  Altersversicherung  der  Arbeiter 
(§  129  Abs,  2)  kann  auf  Antrag  der  Ver- 
sicherungsanstalt der  Korn  mnnal  verband,  bezw. 
die     Centralbebörde     des    Bnudesstaatfis,    fUr 


welchen  die  Anstalt  errichtet  ist,  widermflich 
gestatten ,  einen  Teil  des  Anstaltavermögena 
in  anderen  als  mündel sicheren  zinstragenden 
Papieren  oder  in  Grundstücken  anzulegen. 
Doch  darf  mehr  als  der  vierte  Teil  des  Ver- 
mögens (nach  der  Novelle  v.  13.  Juli  1899  die 
Hälfte)  der  einzelnen  Anstalten  in  der  bezeich- 
neten Weise  nicht  angelegt  werden.  In  den 
Motiven  wurde  ausdrücklich  hervorgehobra, 
man  könne  dabei  beispielsweise  an  den  Bau 
oder  die  Erwerbung  von  Arbeiterwohnnngen 
für  Rechnnng  der  Versicherungsanstalten  denken. 
Werden  auch  Bau  und  Verwaltung  auf  eigene 
Rechnung  nicht  beliebt,  so  könne  doch  die  Ge- 
währung von  Darlehen  unter  Einhaltung  ange- 
messener Beleihnngsgrenzen,  allenfalls  auch 
unter  Vorschreibnng  gewisser  Bedingungen  (Ür 
das  Bauuntemebnten  in  Frage  kommen.  Biit 
jetzt  sind  von  den  Versicherungsanstalten  35.4 
Mitliiinen  Mark  für  Ai  heiter wohnnngsz  wecke 
angelegt  worden,  davon  aber  nur  14  nicht 
mündelsicher  und  nur  7  Millionen  unter  A'^'a- 
Eine  Zinsgarantie  übernahm  die  Stadt 
Lille  1865  und  zwar  gegeoüber  der  Compagnie 
immobilere  pour  la  constmction  des  maisons 
in  der  Höhe  von  0**/^  für  ihr  Kapital  von  2 
Hillionen  Francs  auf  oO  Jahre. 

Zu  erwähnen  ist  auch  noch  an  dieser  Stelle 
die  Bestimmung  eines  engÜscben  Gesetzes  von 
1886,  welches  Fidcikommissbesitzem  die  Befug- 
nis erteilt,  zum  Fideikommiss  gehöriges  Land 
zu  angemessenen  Preisen  zum  Zwecke  der  Er- 
richtung von  Arbeiterwobnungen  zn  verkaufen 
und  auch  das  Fldeikommissst ammkapital  znr 
Erbauung  solcher  Wohnungen  zu  verwenden. 
Wenn  in  grösserem  umfang  auf  ge- 
meinnützigem Boden  Arbeiter  Wohnungen 
entstehen  soller,  ist  nach  Brandts  dreierlei 
erforderlich:  erstens,  dass  Geld  zu  hilltgem 
Zinsfiiss  und  in  coulanter  Weise  dargeboten 
wird,  zweitens  daas  es  Or^ne  giebt,  welc-lie 
die  gemeinnützige  Bautliätigkeit  los  Leben 
rufen;  als  solche  kommen  Gemeinden  und 
Kreise,  gemeinnützige  Baiige.sell schalten  und 
BaiigenoBsen  schatten  —  möglichst  unter 
finanzieller  Beteiligung  der  Gemeinde  ~, 
öffentliche  Sparkassen  tmd  genossenschaft- 
liche Darlehenäkassea  nnd  die  preussischen 
Specialkommissare  als  Orgaue  der  Renten- 
banken in  Bettacht,  drittens,  dass  für  einen 
nicht  zu  grossen  Bezirk  (etwa  eine  Provinz) 
eine  freie  Vereinigung  aller  Interessenten 
des  Arboiterwohnnngs Wesens  gebildet  wird, 
die  in  allen  Fragen  Rat  und  Auskunft  or- 
teilt und  vor  allem  auf  die  Schaffung  einer 
Geldcentralstelle  hinarbeitet. 

Der  erste  derartige  Centralverein  in  Deutsch" 
land,  der  „Rheinische  Verein  zur  Fiirderung  de» 
Arbeiterwohnnn^wesens"  zu  Düsseldorf,  ent- 
standen in  Verbindung  mit  der  auf  diesem  Ge- 
biet sehr  thätigen  Landesversicberungsanstalt 
„Rheinprovinz ",  umfasste  Ende  1900  als  Mit- 
glieder 84  Staats-  und  Kommunal bebörden,  tiö 
gemeinnützige  Bauvereiue  und -genosseuschaiten, 
"  andere  gemeinnützig  Vereine  nnd  86  Privat - 
trsonen;  ihm  sind  seitdem  ähnliche  Vereine  in 
essen  (Viktoria-Melitta -Verein)  nnd  Frank- 
furt a,  H,  gefolgt 


ly  Google 


DieHanpteacheistdieGeldbeBchatdin^, 
und  hier  genQgen  die  bisheri^n  Einrichtongeit 
in  Dentscmaud  gegenüber  derGräs»e  des  Bedürf- 
nisses nicht.  Xllerdings  „künnten  wir  unend- 
lich vi«I  weiter  sein,  wenn  innerbalb  des  R&h- 
mena  der  heutigen  Gesetzgebung  invaliden- 
anatalteB,  Sparkasaeii  etc.  so  viel  tu  der  Be- 
kibting  des  gemeinnützigen  Wohnungsbaues 
leisten  wollten,  wie  sie  kSnnten";  aber  die 
enteren  haben  doch  eigentlich  eine  andere  Auf- 
gabe, die  letzteren  sind  bei  nns  za  sehr  zer- 
splittert. 

Als  communis  opinio  bezeichnet  es  da- 
her Brandts,  dass  für  den  gemeinnützigen 
Wohnungsbau  besondere  geartete  Geldmittel 
zur  Verfügung  Btehen  müssen  und  dass  für 
einen  rftumlich  nicht  zn  gnxwen Bezirk, Regie- 
rungsbezirk, Prox'inz  oder  Staat,  eine  staat- 
liehe  oder  kommunale  IJaak  al«  finan- 
zieller Mittelpunkt  für  den  gemeinnützigen 
"Wohnungsbau  eingerichtet  werden  mnss, 
welche  sich  durch  Ausgabe  toc  öffentlichen 
Obligationen  oder  staatlichen  Pfaudbriefen 
das  Geld  beschafft 

Diese  „Baabaukeu"  sollea  nach  Brandts  aber 
nur  ausuahms  weise  Einzelpersonen ,  sondern 
regelmässig  Baugenossenschaften  Kredit  geben 
und  nur  bis  zn  '/lo  des  Wertes,  während  vom 
flbrigen  die  zuständigen  Kreise,  Sparkassen  und 
BenifsgenoGsenHchaften  je  '/:d  ^i^Q  den  Best  die 
Genossenschaften  selbst  aufbringen  aoLen.  Bis 
ZOT  ErfDllnng  dieser  Forderung  wird  fürs  nächste 
entsprechenoe  Weiterbildnag  der  Kreditgewäh- 
rung seitens  der  Versicherungsanstalten  verlangt 

Nach  dem  oben  über  die  L'nenlliehrlieh- 
kcit  der  privaten  Bauthätigkeit  Gesagten 
ist  aber  mit  Ädickes  die  Ausdehnung  der 
öffentlichen  Kreditgewährung  auch  auf 
diese  unter  gewissen  Bedingungen  uud 
Kautelen  zu  verlangen.  T'nd  zwar  handelt 
es  sich  hier  hauptsächlich  um  die  Be- 
schaffung der  zweiten  und  dritten  Hypothek, 
die  heute  sehr  im  argen  hegt  und  dadurch 
auch  den  Boden wueher  vermehrt.  Diese 
zweite  Hälfte  des  Baukapilals  soll  nun  nach 
Adickes  durch  die  Gemeinde  dargeboten 
werden,  aDerdings  nur  bei  Grundstücken, 
die  in  ihrem  Ubereigentum  bleiben ,  also 
nur  in  der  Form  des  Erbbaurechta  oder 
einer  ahnlichen  Form  überlassen  sind. 

Nach  einem  vom  Frankfurter  Magistrat  am 
10.  Juli  ISKX)  gebilligten  Antrag  des  Oberbürger- 
meisters soll  eine  städtiM-he  Baukaase  den  In- 
habern eines  Erbbanrechtes  auf  städtischem 
Boden  '/,(,  des  Bangeides  nnd  zwar  die  ersten 
*/,o  mit  Hilfe  Miderer  Geldgeber  (Sparkasse, 
Versichernngsanatalt) ,  die  weiteren  ',',0  aus 
eigenen  Hitteln  gewähren  und  gegen  besondere 
Sicherheit  auch  das  letzte  Zehntel  Uberuehnien. 
Indem  dieser  Kredit  jedem  ordentlichen  und 
zuverlässigen  Baulustigen  erSffnel  werden  soll, 
hofft  Adickes,  „die  Mliglithkeit  sowohl  des 
Banens  als  des  Hausbesitzes  wieder  weiteren 
Kreisen  als  jetzt  zu  erschliessen,  hierdurch  eine 
solide ,  jeder  Bodenspekulation  fremde  Kon- 
kurrenz zu  schaffen  und  zn  bewirken,  dass  zu 
einem    Teil    wenigstens    das    Baugeschäft 


von  der  B  an  Spekulation  getrennt  wird ". 
Die  Stadt  Frankfurt  a.  H.  hat  anrJi 
kürzlich  einen  interessanten  anderweitigen 
Versuch  der  Förderung  des  privaten  Arbeiter- 
Wohnungsbaues  unternommen,  indem  sie  der 
Gesellschaft  „Hellerhof",  die  656  Wohnungen 
heratcllt,  die  zu  diesem  Zweck  auszugehenden 
Schuldscheine  im  Betrage  von  8400(XX)  Mark 
gegen  gewisse  Vorrechte  und  Bedingungen 
(keine  Erhöhung  der  Mieten  ohne  Genehmi- 
gung der  Stadt,  späterer  Heimfalj  an  diese) 
garantiert.  Städtische  Hypothekenbanken  be- 
stehen bereits  in  Düsseldorf  (seit  dem 
Frühjahr  liXJO)  und  in  Dresden,  von  denen 
erstere  im  Grunde  nur  ein  Ersatz  für  den  da- 
selbst nicht  ausreichenden  privaten  Bodenkredit 
ist;  beide  Institute  gehen  aber  über  die  Grenze 
der  Mündelaicherheit  nur  wenig  hinaus,  halten 
sich  also  gerade  von  der  Hergäbe  zweiter  oder 
dritter  Hypotheken  fem. 

Nach  Beck  erheben  sich  indes  schwere 
Bedenken  ^gen  städtische  Baubanken 
oder  Kreditinstitute,  die  bei  staatlichen  oder 
provinziellen  wegfallen. 

In  Hessen  ist  die  Errichtung  einer  staat- 
lichen Pfandbnefbank  mit  einem  Grandkapital 
von  2'/,— 3/.  Millionen,  die  je  znr  Hälfte  ans 
Mitteln  des  Staates  nnd  der  mUndelsicheren 
Sparkassen  dotiert  werden  soll,  geplant. 

Jetlenfalis  aber  ist  das  Ziel,  dem  die 
Entwickelung  hier  zustrebt  und  auch  aus 
anderen  Rücksichten,  nämlich  im  Hinblick 
auf  die  oben  ge.'ichilderte  masslose  Entwicke- 
lung des  Reaikredits  in  Deutsehland,  zu- 
strelten  muss,  die  öffentliche  Rege- 
lung des  Hypothcköukredits. 

3.  Mietvertrag  and  Retentionsrecht. 
Beseitigung  der  mangelhaften  Wohnungen 
und  des  Wohnungs mangels  sind  die  Haupt- 
aufgaben der  Wohnungspolitik,  aber  schoa 
durch  den  Umstand,  dass  die  meisten 
Menschen,  namentlich  an  Orten,  wo  die 
Wohnungsfrage  brennend  ist,  nicht  in  eignen 
Häuseni  wohnen,  sondern  um  zu  wohnen 
mieten  müssen,  ist,  wie  Flesch  hervorgehoben 
hat,  auch  das  Mietrecht  von  grosser  Bc- 
deutuDg.besonders  für  die  unteren,  wirtschaft- 
lich schwächeren  Klassen.  Diejeuigen,  welche 
die  Fi-eiheit  des  Mietvertrags  als  eine  fietio 
iiiris  bezeichnen,  befürworten  meist  eine 
EinfluRsnaiimc  des  Gesetzgebers  auf  die 
Gestaltimg  des  Vertrage.'f.  Nach  Miquel 
müsste  das  Gesetz  den  zulässigen  Inhalt 
des  Mietvertrages  positiv  uud  negativ  näher 
charakterisieren  und,  ohne  die  civil  recht  liehe 
Materie  erschöpfen  zu  wollen,  durch  Gebot 
und  Verbot  den  Mieter  gegen  allzu  schwere 
Benachteiligung  zu  schützen  suchen, 

Mietverti'Sge,  so  wird  von  anderer  Seite 
gefordert,  welche  gegen  allgemeine  sanitäts- 
polizeiliche  Anordnungen  Verstössen,  sollen 
als  gesetzlich  ungilcig  erklärt  werden.  Ver- 
wahrlose eine  l\'ohnung  durch  "Verschulden 
des  Eigentümers,  so  soll  der  Mieter  der 
Verpflichtung    zur    Miotzahlung    enthoben 
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sein.  Dann  i^ird  auch  ÄbkttrzvtDg  der 
KündigTjngs-  und  der  Verjährungsfristen 
verlangt,  um  so  auf  pOuktliche  Zahlimg  der 
Mieteo  in  kleinen  Beträfen  hinzuwirken. 
Dem  gegenüber  muss  freilich  hervorgehoben 
werden,  dasB  mehrfach  die  Lage  der  Mieter 
gerade  infolge  davon  ungünstiger  wurde, 
aaas  Mietdauer  und  Kündigungsfrist  sehr 
kurz  bemessen  waren. 

Wie  den  Geldwucher,  so  wollte  man  «ich 

den  Wohnungswucher  als  strafrechtlieh 
verfoigbar  erklärt  wissen.  Hierbei  ist  freilich 
nicht  ausser  acht  zu  lassen,  dass  die  Be- 
■weistrage  zur  Feststeilimg  einer  Bewuche- 
rimg  eine  sehr  schwierige  ist.  Kiaen  ange- 
messenen Mietzins  zu  bestimmen,  ist  nicht 
leicht  und  zwar  um  so  weniger,  je  höher 
die  Qebaude  mit  Hypotheken  belastet  sind. 
Die  J<'esteetzung  von  Miettaxea  hat  leicht 
eine  Minderung  der  Baulust  zur  Folge. 
Dann  wird  durch  Anerkennung  eines 
schlechthin  nur  durch  die  Höhe  der  Miete 
bedingten  Wucherbegriffs  der  leichtsinnige 
und  zahl ungsnn lustige  Mieter,  welcher  mit 
der  Klage  drohen  kann,  begQDStigt. 

Eine  streitige  Frage  bildet  das  Beten- 
tioDsreciit,  d.  h.  das  Recht  des  Vermieters, 
das  in  die  Wohnung  eingebracht«  Vermögen 
des  Hieter«  zurückhalten  (nicht  bebalten]  zu 
dürfen,  um  so  die  aptttere  Deckung  seiner  Forde- 
rungen auf  ordnungBgem&SBeni  Wege  zu  Bichem. 
Gegen  dasselbe  wurde  eingewandt,  dass  die  Civil- 
prozessordnung  bereits  eJlgemein  die  für  den 
täglichen  Gebrauch  unentbehrlichen  Mobil ien, 
Geräte  etc.  der  Pföndung  entzogen  habe.  Hier- 
mit stehe  eä  im  Widerspruch,  wenn  durch  die 
Rechtsprechnng  des  obersten  GerichtshofeB  das 
Retentionsrecht  in  unbeschränktem  Umfange  aJs 
in  Recht  bestehend  erklart  sei.  Hierdurch 
werde  die  Abhängigkeit  des  Mieters  vergrüssert. 
Da  die  Mietverträge  der  unteren  Klassen  meist 
nnr  anf  knrze  Zeit  abgeschlossen  seien,  so  drobe 
bei  jedem  ü'-ahlungsrückstande  ^e  Exmission 
Qud  ZurUckbehaltung  der  Sachen.  Der  Mieter, 
welcher  dann  gar  nichts  mehr  habe,  eei  dem 
Elend  preisgegeben,  da  er  ohne  MDbel  kaum 
eine  neue  \\  ohnung  ände.  Die  Folge  hiervon 
sei  eine  stärkere  Inanspmchnabme  der  Armen- 
verwaltung, welche  genütigt  sei,  die  rückständige 
Miete  zu  zahlen  oder  nenes  Mobiliar  zu  bescbafTen. 
In  Erwartung  eines  solchen  Ausganges  könne 
dann  der  Vermietei'  leicht  hart,  der  Mieter 
aber  nachlässig  in  der  Zahlung  sein.  Gegen 
diese  Ausführungen  (von  Hiquel  und  Flesch) 
wird  eingewandt,  dass  das  Retentionsrecht 
die  Sicherheit  des  Vermieters ,  mit  ihr  die 
Kreditföhifrkeit  des  Mieters  stärke  und  so  eine 
Ermässigung  des  Mietainaes  bewirke.  Die  Auf- 
hebung bessere  nicbt  die  Lage  des  Mieters,  weil 
ja  auch  dann  noch  Zwangsvollstreckung  mßg- 
lieb  sei.  Dittrich  beaeichnet  es  geradezu  als 
eine  Aufgabe  des  Gesetzgebers,  im  üfienttichen 
Interesse  dem  Hausbesitzer  mCglicbst  eine  Ge- 
wÄhr  für  den  Eingang  der  Mietbeträge  zu 
bieten.  Anch  will  er  die  Mietzinsforderung  in 
der  Konkurscrdnong  fUr  ein  oder  zwei  Jahre 


vor  der  KonkoraerflffnDDg  unter  die  bevor- 
zugten Forderimgen  aufgenommen  wissen. 

Nach  §  7IÖ  der  CiTÜprozessordnunir  sind  der 
Pfändung  nicht  unterworfen:  1.  die  Sdaidungs- 
atUcke,  nie  Betten,  das  Hans-  nnd  Süchen- 
gerfite,  insbesondere  die  Heiz-  mid  KochSfen, 
soweit  diese  Gegenstände  für  den  Schuldner, 
seine  Familie  und  sein  Gesinde  anentbehrlich 
sind;  2.  die  ftlr  den  Schuldner ,  seine  Familie 
und  sein  Gesinde  anf  zwei  Wochen  erforder- 
lichen Nahmnge-  nnd  Feuemngsmittel  etc. 

Nach  einem  ba;erischen  G,  v.  18,  Dezember 
1887  erstrecken  sich  die  Rechte,  welche  nach 
den  Vorschriften  des  bürgerlichen  B^tea  dem 
Vermieter  an  den  eingebrachten  Sachen  de« 
Mieters  zustehen,  nicht  auf  diejenigen  Sachen, 
welche  die  Civil prozessordnimg  ü  716,  Nr.  1,  8, 
3,  4,  6,  7,  9,  10  von  der  FÄndung  anage- 
schloBsen  hat. 

Durch  das  Bürgerliche  Geaetsbndi'ist  nun  die 
Beseitigung  des  E&hlpftlndQngsrecbtes  beim  Ver- 
mieterpfandrecht auch  reichsgesetzlich  ausge- 
sprochen und  andererseits  dem  Vermieter  anch 
em  weiterer  Schutz  gegeben,  und  durch  die  nene 
Civilprozessordnung  der  Kreis  der  dem  Pfand- 
recht nicht  unterworfenen  Sachen  in  der  Eich- 
tnng  der  obigen  Fordemngen  erweitert  worden. 

Die  weiteren  Vorschläge  von  Flesch  und 
Zimdorfer  gehen  davon  aus,  dass  jeder  Ver- 
mieter kräftigen  Itechtsschutzea  gegen  zah- 
lungssäumige oder  chikanßse  Mieter  bedarf, 
weil  jede  Erschwerung  der  Verwaltung  von 
WohnhäuBem  die  Neigung  zu  deren  Besitz 
<md  folglich  die  Neiguug  zu  deren  Her- 
Stellung  verringert;  sie  berücksichtigen  aber 
ebenso  die  Tliatsache,  dass  wenigstens  die 
unbemittelten  Mieter,  die  Mieter  der  kleinen 
Wohnungen  in  der  Regel  wirtschaftlich 
schwächer  als  der  Vermieter,  mithin  aiisser 
stand  sind,  diesen  zur  Erföllimg  seiner 
Pflichten  als  Vermieter  zu  zwingen.  »Das 
Öffentliche  Recht  muss  al.to  Minimalan- 
fordenmgen  an  Mieträume  atifsielJen,  die 
der  Vermieter  gewähren  muss,  UDd  Mini- 
malrechte, die  der  Hieter  als  Bewohner  des 
Hicthauses  sowohl  nicht  nur  gegen  den 
Vermieter,  sondern  auch  gegen  alle  Mitbe- 
wohner geltend  machen  kann.  Daneben 
muss  aber  da«  Prozessrecht  und  die  Ge- 
riclits Verfassung  die  besonderen  Schwierig- 
keiten der  Streitigkeiten  aus  Mietverträgen 
über  kleine  Wohnungen  durch  besondere 
BcHtimmungeu  beachten,  und  endlich  darf 
nie  vergessen  werden,  dass  zu  dem  leeren 
Raum,  den  der  Vermieter  zur  Verfügung 
stellt,  eine  angemessene  Mobiliaraus-slattung 
gehört,  die  der  Mieter  selbst  beschaffen 
muss.  Wem  das  eine  oder  das  andere,  — 
der  Raum  oder  die  Ausstattung,  —  entzogen 
wird,  der  ist  unfähig,  ein  Familienleben  auf- 
recht zu  erhalten.  Dei-  Schutz  der  Familie 
ist  aber  ein  staatliches  Interesse,  vielleicht 
sogar  das  wichtigste  imter  allen,  und  kann 
dalicr  nicht  den  Vertragsbestimmungen 
überlassen  bleiben,  die  Mieter  und  VCTmieter 
miteinander  abmachen.« 
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4.  Die  Decentralisatioii  der  BerSlke- 
Tong.    Die  bisher  betrachteteo  Abhilfemaas- 

T^eln  beziehen  Bich  samtlich  auescbliess- 
lich  oder  vorwiegend  aiif  die  specielle 
Wohnungsfrage  der  unteren  Klassen.  Nun 
iat  diese  aber  zugleich,  wie  eiogangs  betont. 
eine  und  zwar  die  scharffite  Erscheinungs- 
form derallgemeinen'WohnnngBErage,  wo 
letzlere  besteht,  und  kann  daher  hier  eine  hin- 
reichende Losung  nur  zugleich  mit  dieser 
finden.  Als  .äussere  Ursache  der  letzteren 
aber  erschien  une  das  rapide  Anwachsen 
der  Städte.  Daher  ergiebt  sich  die  De- 
centralisation  der  B«v9lkeru Dg  als  eines 
der  wirksamfiten  Mittel,  um  eine  vorhandene 
"Wohnungsnot  zu  beseitigen.  Doch  dürfte 
dies  Mittel  nicht  in  dem  Umfange  und  in 
der  Art  augewandt  werden,  dass  die  Be- 
seitigung eines  kleineren  Uebels  schliesslich 
durch  üebemahme  eines  weit  grösseren 
Nachteils  erkauft  würde.  An  >maesenhafte 
Verlegungen  grossstädtischer  Erwerbs-  und 
Handelsgeschäfte  nach  unbevölkerteu  Elein- 
stSdten  und  Ackerbaugegendem  (Walker) 
ist  nicht  zu  denken.  Hierfür  fehlen,  ganz 
abgesehen  von  der  »elektrischen  Ueber- 
traguug  von  Wasserkräften«  und  von  »Druek- 
laftanlagen«  noch  eine  Reihe  -wichtiger 
Torbedingungen,  Der  Zuzug  ländlicher 
Arbeiter  in  grosse  Orte  Ifisst  sich  wohl 
mindern,  wenn  man  diese  >so  stellt,  daas 
sie  das,  was  sie  in   der   Stadt  zu   finden 

Stauben,  auf  dem  Lande  auch  haben«  (Bert- 
old),  doch  wird  dies  Ziel  nicht  überall 
leicht  zu  erreichen  sein,  die  hierfür  dienen- 
den Mittel  können  nicht  unterschiedslos  und 
«Qch  nur  in  besduänktem  Um^ge  ange- 
wandt werden.  Vornehmlich  wird  es  sich 
zunächst  um  eine  geeignete  Gestaltung  der 
Verkehrsmittel  handeln  sowie  darum,  jede 
»übermässige  Centralisation  in  staatlichen 
Dingen,  deren  Folge  auch  eine  solche  in 
wirtsc^f fliehen  Angelegenheiten  ist*  (A. 
Wagner)  zu  meiden.  Je  mehr  die  Ver- 
kehrsmittel über  das  ganze  Land  verbreitet 
werden,  je  mehr  man  deren  Wohlthaten 
auch  den  kleineren  Plätzen  zu  gute  kommen 
Jässt,  um  so  wirksamere  Handhaben  bieten 
eich  für  die  Decentralisation, 

Für  bestehende  Städte  erweist  eich 
Einrichtnng  geeigneter  Fahrffele^enheiten 
niedrigen  Tarifsätzen  anf  UBenDahnen  I, 
beiteriUge,  workmeu  trains)  oder  Tramways 
als  vorteilhaft.  Es  wird  dar  am  empfohlen, 
da,  wo  der  Staat  nicht  selbst  die  Eisenbahnen 
in  der  Hand  hat,  die  Verkehrsuntemehmungen 
bei  der  Eonzessioniernng  nnd  bei  Oenehmignng 
von  Fahrplänen  nnd  Tarifen  zn  binden. 

In  England  hatten  schon  vor  Jahren  ver- 
schiedene Verwaltnngen,  teils  infolge  rege  be- 
triebener Agitation ,  billige  „ParJamentszUge" 
«ingerichtet.  1883  worden  dieseiben  verall- 
gemeinert, indem  als  Aeqnivalent  hieriHr  eine 
Berabsetznng  der  Pasaagiersteuer  geboten  wnide. 
EBndwdrterbaoli  dar  SbuCiwliMUCtuktlen.    ZwatM 


Strengere  Handhabung  des  Eoniessionswesens 


Konzessionier  ong  vorgesehen  bat. 

Röscher  n.  b.  verTangen  eine  Beechränbnng 

FreifQeigkeit.  Ohne  alle  Beschränkung 
der  heutigen  Zagfreiheit  kSnne  die  Eeilnug  der 
Wolmongsnot  nur  palliativ  bleiben.  Mindestens 
solle  man  die  positiven  VorzBge  abscbaSen, 
welche  dnreh  neuere  Gesetie  der  neu  anziehen- 
den (flottierenden)  Bevölkerang  vor  der  alt- 
ansSssigen  eingeräumt  würden  (Röscher).  Jeder 
habe,  meint  FTesch,  wohl  das  Hecht,  seine  Ar- 
beitskräfte zn  verwerten,  wo  und  wie  er  ktinne, 
aber  keiner  habe  das  Recht,  dies  in  einer  Art 
zn  thnn,  dass  bereits  seine  blosse  Anwesenheit 
an  einem  Orte  das  Wohlbefinden  der  vor  ihm 
Anwesenden  und  die  Bftentlicbe  Gesundheit  ob- 
jektiv schädige. 

Dagegen  bezeichnet  Schaffte  die  rechtliche 
Beschr£iknng  des  freien  Zugs  zn  den  grossen 
Städten,  welche  kein  Abbilfsmittel  sei,  ää  eine 
gefährliche  StKmng  des  Arbeitamarktes. 

Aber  A.  Voigt  hat  mit  Recht  darauf 
hingewiesen,  dass  jede  weitere  Ausbildung 
der  Verkehrsmittel  sofort  wieder  im  Boden- 
wert durch  die  Bodenspekulation  escomptiert 
und  in  ihrer  verbilligenden  Wirkung  zu 
einem  guten  Teil  illusorisch  gemacht  wird. 
So  mtlndet  auch  diese  Abnilfemassregel 
ebenso   wie    fast   alle  anderen   ein   in   die 


ft.  Die  Bek&mpfoiig  der  Bodea- 
speknlatiou.  Die  Bodenspekulation  stellt 
die  Wahrscheinlichkeitsrechnung  auf,  wie 
lange  es  dauert,  bis  ein  Orundstück  durch 
Be^uung  eine  Wohnrente  erbringt  und  wie 
hoch  diese  sein  wird  und  wie  hoch  die  der 
schon  bebauten  durch  die  weitere  städtische 
Entwickelung  steigen  wird.  Sie  ist  an  und 
für  sich  theoretisch  hier  ebenso  berechtigt 
wie  auf  anderen  Gebieten,  wenn  und  so 
lange  sie  ihre  volkswirtschafthche  Funktion, 
Angebot  und  Nachfrage  zur  Ausgleichung 
zu  bringen,  erfüllt,  und  ist  dazu  auch  in 
gewissem  umfang  notwendig,  solange  Pri- 
vateigentum auch  am  städtischen  Orund  und 
Boden  besteht.  «Nicht  die  Spekulation  an 
sich  gilt  es  daher  zu  bekämpfen,  sondern 
ihre  Auswüchse:  Diese  bestehen  in  der 
Beschiänkung  des  Marktes  statt  der  Be- 
dienung desselben,  iu  der  Hinderung  der 
Bauthätigkeit  statt  ihrer  FOrdening,  in  der 
Lahmlegung  des  Wettbewerbs,  in  der  Mono- 
polbildung, im  Boden wucher.i  (Stubben). 
Zu  ihrer  Bekämpfung  bieten  sich  ver- 
schiedene W^e  dar. 

a)  Besteuerung.  Das  einfachste  und 
wirksamste  Mittel  bietet  sich  in  der  Be- 
steuerung dar.  Durch  diese  verBueht  man  ein 
Dreifaches  zu  erreichen :  Ersohwenmg  der 
rein  spekulativen  Verkäufe  durch  eine  hohe 
Umsatzsteuer,  Verhinderung  der  Zurück- 
haltung des  Ornnd  und  Bodens  durch  Be- 
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steiiefling  aiich'd&s  unbobautea  Geländes 
nicht  nach  seinem  Ertrag,  sondern  nach 
seiaem  Marktwert  (durch  Gnind-  und  ev. 
Bauplatzsteuor)  und  Einziehung  eines  Teils 
des  hier  so  oft  in  keinem  Verhältnis  zu 
der  volkswirtBehaftlichen  LeiBtung  der  Spe- 
kulation Btehenden  >iid verdienten  GewiaDes« 
(anearned  increment)  zu  Gunsten  der  Ge- 
samtheit, deren  Entwickelung  ihn  venir- 
Bftcht  hat,  durch  eioe  Wertzu  waches  teuer. 

Bie Wirkaog  einer  hohen  Umaatzateuer 
iet  allerilings  sehr  bealritten.  Nach  BrandtR 
erklären  sion  die  niedrigen  BodenpreisE  Bel- 

Siens  —  kaum  ein  Drittel  derjenigen  in  den 
eutschen  Städten  —  und  da»  ZurOnktreten  der 
Bodenspekulation  in  diesem  Land  durch  die 
ausserordentlich  hohen  Kauf  gebühren,  die  8  bis 
Vi%  den  Kaufpreises  betragen  und  die  Gnud- 
Btäcke  nahezu  extra  eommerciunt  stellen.  Andere, 
so  die  Qrund-  und  Hausbesitzer  vereine  und 
ebenso  der  Sozialdemokrat  L.  Cohn,  dafipegen 
Terwerfen  die  Umsatzäteuer,  weil  sie  zur  künat- 
lichen  Erh{ihang  der  GmndstUckspreise  beitrage. 
Die  erstere  Anffassnng  ist  wohl  die  richtigere, 
nur  kann  die  Umsatzsteuer  fUr  sich  allein  solche 
Wirkungen  nie  in  Belgien  nicht  berTormfen. 
Die  Hanptsache  ist  die  Mehrbelastung  der 
bei  den  bisherigen  Ertragssteuersjstemen  in 
Deutschland  fast  steuerfreien  Bauplätze  durch 
Einführung  einer  Uafenden  Grundsteuer  nach 
dem  gemeinen  Wert  oder  eine  besondere  Ban- 

Elalzateuer.  Letztere  hatte  die  preussieche 
lominanalsteuerrefonn  vorgesehen,  aoer  sie  hat 
steh  nicht  einzubürgern  vermocht.  Dagegen 
haben  acbon  eine  Anzahl  von  prenssiscben  btadt- 
gemeinden  an  St«lle  der  bisherigen  ZnschltiGpe 
zu  den  staatlichen  Ertraeesteuern  die  Besteue- 
rung der  gesamten  Liegenschaften  nach  dem 
gemeinen  uljShrlich  oder  alte  paar  Jahre  durch 
Schätzung  festzustellenden  Verkaufswert  ein- 
geführt —  Cöln,  Frankfurt  a.  M.,  Mülheim  am 
Rhein,  Malstatt-Burbach,  Dortmund,  Düsseldorf, 
Aachen,  Elberfeld,  Chart ottenb arg  und  die  Ber- 
liner Vororte  — ,  und  ein  Erlass  der  prenssischen 
Minister  des  Innern  und  der  FinauEen  vom 
2.  Oktober  J8!)D  empfahl  dies  allen  grösseren 
preussischeu  Gemeinden  zur  Einführung.  Ausser 
Prenasen  hat  nur  Sachsen  auch  den  Gemeinden 
die  Gestaltung  des  Beste aerungsweaens  frei- 
gegeben; in  den  anderen  deutschen  Staaten  und 
in  Oesterreich  erheben  diese  noch  allgemein 
Zuschlüge  zu  den  Staatssteucra.  Man  wird  aber 
mit  Beck  bezweifeln ,  ob  die  wünschenswerte 
allgemeine  Einführung  dieser  Besteuerung  des 
Qründ  and  Bodens  von  einer  Autonomie  der 
Gemeinden  erwartet  werden  kann,  in  deren 
Vertretung  die  davon  Geschädigten  grossen  Ein- 
flnss  zu  haben  pflegen. 

Die  Bestenening  der  Wertsteigernng 
endlich  kann  durch  eine  besondere  ..Ziiwachs- 
stenet"  oder  durch  progressive  ZuschlÄge  von 
dem  gegenüber  der  vorhergehenden  EinsciiBtzung 
koDBtatierten  Mehrwert  bei  jener  Besteuerung 
des  Grund  nnd  Bodens  nach  dem  laufenden  Wert 
erfolgen. 

Alle  drei  Steaerformen  sind  gleichzeitig 
bisher  nur  zur  Anwendung  gekommen  in  dem 
deutschen  Schutzgebiet  Kiautschou,  wo  ein 
bemerkenswerter  Versuch  einer  systematischen 


staatlichen  Bodenpolitik  gemacht  wird.  Die 
Umxatzs teuer  betrttgt  hier  2%,  die  Bauplatx- 
steuer  6  %  bei  dreijährigen  Abschätzungsperiodea 
und  die   Zuwachsstener  33'!,%  '^^f  Znwachs- 

b)Bauord  Dung  und  Stadt  plaD, Um- 
leg n  Dg  und  Enteignung.  Entspi'Gohend 
der  Rolle,  welche,  wie  oben  gezeigt,  Bau- 
ordnung und  Stadtplan  in  Deutschland  durch 
die  Fönierung  der  Mietekasernen  auch  fflr 
die  Entfesselung  der  Bodenspekulation  ge- 
spielt liaben,  kommen  beide  mit  der  oben 
verlangten  Abstufung  durch  Beschcfinkung 
der  Stockwerkshöhe  und  Förderung  des 
Kleinbaus  in  den  Aiissenbezirkea  auch  fOr 
die  Bekämpfung  der  AtiswQchse  der  Spe- 
kulation in  Betracht. 

ferner  ist,  wie  hervorgehoben,  häufig 
die  Zersplitterung  der  städtischen  Gnind- 
stQcke  und  ihre  ungeeignete  Form  ein  das 
Angebot  beschränkendes  Moment.  Zu  seiner 
Beseitigung  dient  die  zwangsweise  üm- 
legung,  welche  bereits  in  einigen  deutschen 
Staaten  (Hessen,  Hambui^,  Baden)  gesetz- 
liche Regelung  gefunden  hat;  in  Preussen 
sind  die  diesbezilglichen  Bestrebuügeii 
auch  in  ihrer  neuerlichen  Beschränkung  auf 
Frankfurt  a.  M.  noch  nicht  zu  Ende  ge- 
diehen. 

Der  von  dem  Frankfurter  Oberbürgermeister 
Adickes  bereits  18^2  im  prenssischen  Herren- 
hause  eingebrachte  Gesetzentwurf  (lex  Adickes) 
bezweckt,  Gemeinden  mit  mehr  als  lOOUO  Ein- 
wohnern {jetzt  versuchsweise  nnr  der  Staiit 
Frankfurt  a,  M.)  behufs  Erachliessung  oder  zweck- 
mässiger Gestaltung  von  Baugelände  im  über- 
wiegend unbebauten  Teil  des  Gemeinde- 
gebiets  das  Becht  der  zwangsweisen  Umlegnng  . 
und  behufs  Verbesserang  der  Verhältnisse  be-  - 
bnuter  Teile  das  Recht  der  Zonenenteignnng  zu 

Das  Expropriationsrocht  ist  zuerst 
;peciell  fflr  ungesunde  Wohnungen,  also  für 
die  Zwecke  der  Wohnungspflege  und  Sa- 
nierung, in  Frankreich,  England  und  Belgien 
ausdrücklich  anerkannt  worden. 

Die  englische  Gesetzgebung  hat  sehr  weit- 
gehende Enteignangsrechte  in  Soniernngs- 
zwecken  geschaffen,  wobei  namentlich  die  Be- 
stimmung wichtig  ist,  da.is  der  Eigentümer 
eines  Henses  nicht  nach  dem  Marktwert  oder 
Mietwert  entechädigt  wird,  sondern  nor  nach 
dem  Wert,  den  das  Haus  hätte,  nenn  die  Vor- 
schrifteu  der  Wohnuagspolizei  erfüllt  wären. 

In  einigen  deutschen  Ländern  genügen 
wohl  die  bestehenden  Gesetze  dber  Eni-  ■ 
eignung  fflr  den  getiachten  Zweck  (vgl. 
Leulhold  in  »Die  Wohnungsnot^,  1KM6),  in 
anderen  sind  neuerdings  apecielle  Gesetze 
zugleich  mit  der  Regelung  der  Umlegung 
ergangen  oder  in  Vorbereitung.  Neuerdings 
wird  aber  das  Enteignungarecht  nun  auch 
weiter  zur  Beeinflussung  des  Grundstücks- 
und Wohnungsangebotes,  zur  Bekämpfuof^ 
der  Bodenspekulation  gegeben  oder  gefordert 
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und  dabei  vielfach,  so  von  Bücher  ii.  a.,  seine 
Ausdehnung  auf  das  ganze  Bauland  vei^ 
langt 

In  Bayern  und  Mecklenburg  fehlt  den  Ge- 
meinden das  Eutei ^ungerecht.  In  Freaases 
ist  es  auf  die  zukünftigen  Strassen  and  Platz- 
fliehen  beschräukt.  In  Hessen  tritt  hinzu  die 
Ent«ignang  von  Gmndatücken,  welche  durch 
Einiiehnng  von  Wegeteilen  ihre  Zufahrt  ver- 
lieren, sowie  Ton  GrundstOukareateu,  welche  zn 
Bauplätzen  nicht  mehr  geei^et  sind  (!j§  17 
und  13),  temer  die  Milglichkeit  der  Enteignung 
eines  ganzen  unbebauten  Slocks  oder  eines 
Blockteils,  wenn  die  im  Gemenge  liegenden 
Gnmdstiicke  sich  nicht  bebauen  lassen  und  eine 
VerstSndigang  zwecks  Umlegung  nicht  za  stände 
Kommt  (§  69)1.  In  Sachsen  kOnnen  ansser 
den  Strassen  und  Platzflächen  Zwerggrondstilcke 
(g  &9)  und  unter  Umständen  ganze  GrundstUcka- 
und  Gebäudegruppen  (g  68—71),  letzteres  aus 
geanndheitlichen  Gründen  oder  nach  elementaren 
Zerstörungen,  enteignet  werden  {Zonenent- 
ei^nnng  in  alten  Stadtteilen).  lu 
sozialer  Einsicht  ist  es  wichtig,  dasa  die  Ge- 
meinde nach  §  7ö  verpflichtet  ist,  dem  enteig- 
neten Besitzer  eines  Wohnhauses  nach  HGgticD- 
keit  eine  andere  Banstelle  in  der  Kähe  anzu- 
weisen nnd  den  vertriebenen  Bewohnern  nach 
KGglichkeit  eine  andere  Wohnung  zu  ver- 
schaffen. Am  weitesten  geben  jetzt  die  gesetz- 
lichen Beatimmungen  in  Baden. 

In  Belgien  war  1867  in  einem  Gesetzent- 
wurfe, Ähnlich  wie  in  der  englischen  Gross- Act, 
die  Enteigunng  im  grossen  Masse  (expropriation 
Dar  zene)  vorgesehen;  es  sollte  auch  für  Unter- 
bringung der  ausgetriebenen  Arbeiter  gesorgt 
werden.  Dieser  Gedanke  fand  einen  erfolg- 
reichen Widerstand,  und  das  Ergebnis  war  em 
Gesetz,  welches,  ohne  den  unteren  Klassen  zu 
helfen,  zur  Verschönerung  der  Städte  und  zur 
Befürderung  der  Privatindustrie  diente.  Das 
Gesetz  von  1889  trifft  eine  Bestimmung  über 
die  Eonen weise  Expropriation  in  Quartieren, 
welche  vorzngs weise  von  den  arbeitenden 
Elaesen  bewohnt  werden.  Dieselbe  ist  jedoch 
ziemlich  unschuldiger  Natur. 

Vgl.  den  Art.  Baupolizei  oben  Bd,  U 
8.  515?.,  dann  die  Darstellung  von  Aschrott  in 
„Die  Wohnungsnot",  1885,  und  in  Jahrb.  f.  G«s. 
n.  Verw.,  Jahrg.  IX. 

c)  Reform  des  Grundeigentums. 
Nach  Ad.  Wagner  sind  alle  Abhilferaittel 
gegenüber  der  sogcnanoten  Wohnungsnot, 
welclie  nicht  in  erster  Linie  an  eine  Reform 
des  Gnind  ei  gen  tum  »rechtes  anknüpfen,  nnr 
palliative.  Für  das  städtische  Grundstück 
und  Haus  sei  nur  die  Rechtsform  Gemein- 
gut und  Privalgenuss  d.  h.  YermietuDg  auf 
Zeil  au  die  Privaten  zulässig.  Erst  die  Be- 
seitigim^  des  privat  wirtschaftlichen  oder 
Bpekiilativen  Systems  werde  hier  Wandel 
echaffea.  Allerdings  erwartet  au  oh  Ad. 
Wagner  diesen  Wandel  nicht  in  absehbaren 
Zeiten.  Aber  es  würden  heute  jedenfalla 
Gemeinden  und  Staat  zu  BausteUea  geeig- 
netes Geläade,  welches  de  besitzen,  sowie 
solches,  welches  im  Interesae  der  Gesund- 
heit unbebaut  bleiben  und  zu  Anlagen  be- 


nutzt werden  sollte,  nicht  aus  der  Hand 
geben  dürfen.  In  geeigneten  Fällen  aber 
hätten,  wie  dies  auch  Ad.  Wagner  verfangt, 
Staat  und  Gemeinde  ihren  Immobiliarbesitz 
zii  erweitern.  Vgl.  auch  den  Artikel,  von 
Ad.  Wagner  »Grundbesitz«  (die  volks- 
wirtflchaftliciie  Principienfrage  der  Rechts- 
ordnung) oben  Bd.  IV  S.  793  ff. 

Eine  praktisch  aosfilhrbare  Bodenpolitik  der 
Gemeinde  verlangt  nach  Beck,  sich  in  den  Be- 
sitz eines  so  erheblidien  Teils  des  für  die  bau- 
liche Entwickeluiig  erforderlichen  Geländes  zn 
setzen,  dass  die  Gemeinde  einen  bestimmenden 
Einfluss  in  privatrechtiicher  Beziehung  über  das 
fragliche  Gebiet  ausüben  kann.  Der  Gemeinde- 
besitz der  deutschen  Städte  au  Grund  nnd 
Boden  ist  Übrigens  znm  Teil  schon  ganz  be- 
deutend; er  betrug  Ende  1897  in 

%  der  Gesamtflache 
des  Stadtgebiets 

Berlin 8,6 

Breslau     ....  ii,6 

Frankfurt  a.  H.     .         49,4 

Görlitz 8.0 

Hannover      .    .    ,         36,6 
Magdeburg  .    .    .         23,7 

Stettin a,4 

Wiesbaden    .    .    .  36,6 

Aachen     ....  43,6 

München  ....  19,3 

Leipzig    ....  7,4 

atrassburg     ,    .     .  34,5 

Mannheim     .    .    .         313 

Die  Bodenreformer  wollen  das' 
Eigentum  am  Gebäude  vom  demjenigen  an 
Gl  und  und  Boden  getrennt  wissen.  Die 
Gemeinde  soll,  wie  Freese  vorlangt,  den, 
Boden  pachtweise  hergeben.  Der  Arbeiter 
habe  dann  die  Sicherheit,  dass  auch  das 
Haue  in  seiner  Hand  bleibe,  indem  die 
M^Uchkeit  zu  hypothekarischen  Anleihen 
und  zur  Verschiddung  infolge  von  Erb- 
teiliingeo  auBgescbloösen  sei.  Sei  der  Ar- 
beiter auch  Herr  des  Bodens,  so  werde  er 
die  im  Öffentlichen  Interesse  zu  erlassenden 
Vorschriften  schwer  empfinden;  sei  er  nur. 
Hauseigentümer,  so  müsse  er  sich  in  das 
Aufsichtsrecht  des  Grundherrn  fügen. 

Anf  seiner  letzten  Hauptversammlung  hat 
der  Bund  der  deutschen  Bodenrefuimet  nach 
einem  Vortrag  von  Ad.  Wagner  die  folgenden 
Forderungen  aufgestellt: 

a)  von  den  Einzelstaaten  als  den  dafür 
nach  ArL  1U9  des  Einführune^gesetzes  zum 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  zuständigen  Instanzen: 

eine  Erweiterung  des  Enteignungs- 
rechtes über  den  Bahmen  der  jetzigen  Be- 
stimmungen (Prenss.  Ges.  vom  11.  Juni  1ST4) 
hinaus  in  der  Weise,  dass  den  Gemeinden 
sowie  den  Bangenossenscbaften,  deren 
dauernd  gemeinnütziger  Charakter  gewährleistet 
ist,  die  EnteigDung  des  für  die  von  ihnen  zu 
errichtenden  Gebäude  notwendigen  Bodens  ge- 
stattet wird ; 

b)  von  den  Gemeinden: 
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chtei 

2.  UnterstUi  .       „     ... 

femeinnUtsiTeDB  an  ^enosaen  Schäften 
arch   Gewänmiig  von  Bkndarlehen   und 

3.  ErbalCang  aud  thunlichate  ErweiterDng-  des 
den  Gern  eindea  gehörenden  Grnnd- 
eigentnms. 

4.  UeHrlasanng  von  Gnind  nud  Bodea  an 
Private  gnindafttzlich  ntir  in  solchen 
Formen,  welche  das  Eigentum  von  Boden 
nnd  dtunit  die  in  der  Zukunft  zn  er- 
wartende Steiffening  des  Bodenwertee  der 
Geaamtheit  erhalten. 

Als  bestes  Mittel  zn  diesem  Zweck 
empfiehlt  sich  das  Erbbanrecht  im 
Sinne  der  g§  1012/17  des  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuchs. 
ö.  Abstofung  der  Grand-  und  QebBndestener 
nach  dem  sogenannten  gemeinen  Wert 
an  Stelle  des  Nntznngswertes. 

6.  Einftihmng  einer  besonderen  Bauplati- 
stener  auf  onbebanten  nnd  anch  nicht 
erweislich  zn  sonstigen  EnltnrKwechen 
(Garten-,  Ackerbau)  verwendeten  Boden. 

7.  Einfübrnng  einer  besonderen  Umsatz- 
(„Znwachs''-)SteneT  in  progressiver  Ab- 
atofnng  nach  der  Hshe  des  Mehrerlöses 
über  den  Einkaofspreis  einschliesslich  des 
Preises  für  nüt:dioDe  Verwendiingen,  Nen- 
nnd  Umbauten  etc. 

Diese  Forderungen  sind  —  vielleicht  abge- 
sehen von  der  wohl  zu  weit  gehenden  Foräe- 
mng  fQr  die  BangenossenschsÄen  nnter  a)  ^- 
durchaus  diskutabel  nud  anch  tut  denjenigen 
annehmbar,  der  in  den  grundlegenden  theo- 
retischen Anschauungen  sonst  mit  den  Boden- 
reformen] nicht  nbereinstimmt ;  sie  sind  auf 
dem  Boden  der  best«henden  Gesell  Schafts-  und 
Wirtschaftsordanng  durchführbar  nnd  durch 
die  jüngste  Entwickelung  —  namentlich  die 
Versuche  mit  dem  Erhbaurecht  —  ihrer  Ver- 
wirklichung zum  Teil  schon  erheblich  näher- 
gebracht worden.  Ganz  fihnlicb  sind  die  von 
L.  Cohu  and  in  neueren  sozialdemokratischen 
Kommunal  Wahlprogrammen  aufgestellten  Forde- 
rungen. 

Jedenfalls  kann  nur  von  einer  um  fassen- 
den staatlichen  und  kommunalen 
'WohnuDgBjKilitik  grossen  Stiles,  die  ausser 
obigen  Funkten  auch  Wohnnngspflege  und 
Sanierung,  Bauordnung  und  Stadtplan,  Eigen- 
bau und  Hypolhekenwesen,  endlich  Miet- 
recht und  Veriehi-smitlel  betrifft,  eine  be- 
frieKÜgende  Löenug  sowohl  der  allgemeinen 
als  der  apecielien  Wohnungsfrage  für 
Deutschland  erwartet  werden. 

LIHeratnrt  Die  LiUenUur  aber  die  Wohnungi- 
fiage  (Brotehürrn,  Au/tälie,  Zeiliingsarlitel,  Ver- 
rintrerhandlungen)  ist  nhr  ttmfangreirh.  Haben 
dnrh  Miiiler  und  Cacheux  achon  1889  gegen 
iW  Nummern  av/grßlhrl.  Sehr  umfiusend  ul  im 
beeonilere    auch    die    LiUtTalvr    teehnitchen    Ir, 
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Fregier,  De»  riastet  dan 
rillet,  ISiO.  —  Gaebter.  Jde 
d'-r    Berliner     gem-!inniUtigen     £aiigeiell»cka/t. 


Berlin  I84S.  —  Robert»,  The  daeUingt  of  tke 
labounng  clatiet,  S.  AuA.,  London  1850.  — 
Hoffnutnn,  Die  Wohnungen  der  Arbeiler  tmd 
Armen,  Berlin  185t.  —  Hxtber,  Seieelniefe  aal 
Belgien,    D-ankreieh    und    England,    Hamburg 

1865.  —  Boberta,  The  phyiital  condüion  of 
the  iabouring  datses  retvlüng  from  the  ttate  of 
Üitir  daeUingi  etc.,  1855.  —  ttuber,  Die  Woh- 
nungtnot  der  üeinen  Leute  in  grotien  Städten, 
Leipzig  1857.  —  Fahrt,  Die  Woknungtnot  der 
Arbeiter  in  dm  FabriketMim,  EUierfeld  186t.  — 
Die.  Wohniingi/rage,  Alilleüungen  det  Cm/roJ- 
vereine  für  diu  Wohl  der  arbeitenden  Klauen, 
Berlin  1365.  —  «.  d.  OoUx,  Ländliche  ArbeOer- 
■aahnungen,  SSnigtberg  ISES.  ■ —  Hole,  Tk» 
homet  of  the  worklng  elattet  with  tttggettiont  ftff 
Iheif  impronement,  London  IS66.  —  V4ron, 
Let    initituliont    ourrüre*    de    Mrdhovte,    Jbrit 

1866.  —  Penot,  Lei  citU  ouvriirei  de  Jfui- 
hrmie,  Mölhauien  1867.  —  Staub,  Dai  Arbeiter- 
quartier  tn  Kuchen  bei  Geiltingen,  SlutU/art 
1868.  —  Faucher,  üeber  Hätaerbauuntemeh- 
munpcn  im  Geilte  der  Zeit,  Berlin  1869.  — 
Laapeyrte,  Der  Einfiuai  der  Wohnung  auf 
die  SiUlichkeit,  Berlin  1869.  —  Sax,  Die  Woh- 
nungiHutände  der  arbeüandai  Stauen  und  ihre 
ReSorm,  Wien  1869.  —  I^Ue,  Die  Wohnvngi- 
Jrage,  X.  Aufl.,  Berlin  1871.  —  Manega,  Die 
Anlage  von  ArbeitenDohnungen,  Weimar  1871. 
—  BaOwtegtey,  Die  zur  Reform  der  Woh- 
nungtzuttände  in  grauen  Städten  notiüendigen 
Matiregeln  der  Geieügelmng  und  VenraÜung, 
Wien  1871.  —  Wla»,  Wohnungifrage  in  Deutmch' 
land,  Berlin  1871.  —  Gasmann,  Die  Woh- 
nungmot  in  Berlin,  Berlin  1873.  —  Verhand- 
lungen der  Eiienacher  VeriamTnlung  lur  Be- 
«prechung  der  xotialen  Frage  am  6.  v.  7.  X. 
1871,    Leiptig    1873.    —   Enget,    Die    moderne 

Wohnvr\gsnot,  Leiptig  187S.  —  v.  Plener,  Eng- 
lieehe  Baugenouerttchaflen ,  Wien  1878.  — 
Schafft«,  Dal  geitdechafüiche  Syttem  der 
meniehlichen  Wirtichafl,  Tübingen  187X,  Bd.  II, 
bei.  S.  S48  ff.  —  Arminiug  (verilorb.  GrO/m 
A.  Poninika,  geb.  Gräfin  Dohna),  Die  Orou- 
ttddte  in  ihrer  Wohnungmot,  Leiptig  1874.  — 
V,  d,  Ooltt,  Die  Grotutädle  in  ihrer  Wohnungt- 
Bot  und  deren  durchgreifende  Abhitfe,  Leiptig 
I874.  —  V.  Behr-Schmotdow,  Da*  Motu  da 
ländlichen  Arbeitert,  Bertin  IS7S.  —  FeMer, 
Gemeindevencallung  tionWien  1875.  —  DU  Wohl»- 
häuter  der  Bau-  und  Spargenottenifhqft  Ar- 
beilerheim,  Xünchen  187S.  —  A.  Wagner, 
Lehrbuch  der  polititrhen  Oekanomie,  Bd.  1,  Leip- 
zig und  Heidelberg  1376,  g  351  ff'.  —  Die  Ein- 
richtungen tum  Betten  der  Arbeiter  auf  den  Berg- 
werken Preutient,  Berlin  1876.  —  Schall,  Dal 
Arbeilerguartier  in  Mülhauten,  Berlin  1877.  — 
Deutach,  Dai  loziaSe  Elend  der  GrotuUidle  mit 
betonderer  Berilckiichtigung  von  Berlin  und 
Wien,  1878.  —  FoAor,  Dal  geeunde  Uata  «nd 
die  gemnde  Wohnung,  Broianiehveig  IS78.  — 
Hansen,  Baut  Arbeüerwohnungen,  Fleniburg 
1878.  ~  Klaaen,  Die  ArbeiterKohnhäuter  in 
ihrer  baulichen  Aniage,  Berlin  1879.  —  Emttc 
M&ller,  Lei  habitatinm  oupriiret  en  tout  payi, 
litualion  1378,  Parii  1879.  —  Sehülke,  Ge- 
tunde  Wohnungen,  Berlin  1879.  —  Hatuert, 
Die  Wohnungiterhällnine  in  den  grSueren 
.Städten,  Heidelberg  1883.  —  Octavia  HUI. 
Homet  of  iJte  London  Poor.  1.  Avfi.,  London 
18SS.   —  SehmSUke,   Da*  Wohniaut   da  Ar- 
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htittri,  Bonn  ISS3.  —  PÖhlmann,  DU  Ueber- 
ttlflkemng  der  aniHea  GromtädU  im  Zaiammen- 
kange  mit  der  getarnten  Entmuiketung  tlärUüeh. 
Civiiitation,  LeipHg  I884,  —  Rupr-echt,  Die 
Wohnungen  der  arbeitenden  Klaeien  in  London/ 
Giittingen  13S4.  —  Agehrott,  Die  englitekt 
Wohnungigetetigebung  in  Jahrb.  f.  Ott.  u.  Verw., 
Bd.  9,  1885.  —  Reiehardt.  Die  Gntndtilge 
der  Arbeitervjohnungifrage,  BerUn  1886.  —  won 
Boäelaehwlngh,,  Der  Yei'ein  Arbnterheim  lu 
Bielefeld,  Leipiig  1886.  —  van  den  Boa,  Du 
Logement  de  l'ovvrier,  Gent  1SS6.  —  Bieatel- 
kamp.  Die  WohnungeverhäirniBie  unterer  ärme- 
re«. Ktatien,  Berlin  1S86.  —  Jtame,  Die  Woh- 
ntingnerMllni/iie  der  ärmeren  Volteklatien  in 
Leipiig,  Leipiig  1886.  —  Derselbe,  uHoA- 
nicngena  im  tlatiititchen  Jahrbuch  Jeutscher 
Stildte.  -  Die  Wohnungsnot  der  ärmeren 
Klaa»en  m  Graaaatadten.  Sehr.  d.  V.  f. 
Soiialp.,     Bd.     81,    88,      Leipiig     1886— S7. 

—  Saffalovich,  he  Logement  de  l'ontrier  et 
du  pauvre.  Fori»  1887.  —  Schmoller,  Ein 
Mahnruf  in  der  Wohnungsfrage.  In  dctsen 
Jahrbuch,  Leipiig  1887.  —  JourdaH,  Jteeueil 
de  riglement^  eoncemant  le  tervice  det  ali^ne- 
ment*  et  dee  logemenU  intalubret,  Parit  1887.  — 
Comeil  tuperieur  d'Hygihie  pitbligue.  Ilabila- 
lionf  ovvriiret  I  et  II  Jiucieräe,  Braxeüe»  1887, 
1889.  —  Bertrand,  Le  Logement  de  l'ouvrier 
et  da  panere  en  Belgiqve,  Furie  1888.  —  Ml- 
4A«I,  iliueregeln  zur  Erreichung  gefunden  Wah- 
««n<.  Verhandlungen  dei  deuttelien  Vereint  für 
iiffenSiche  GetundheiUpßege,  Brauntchieelg  1888. 

—  Trüdlnger,  Die  ATbeilennohnungifrage, 
(SbiaUu!.  Studien,  II.  Bd.,  S.  lieft),  Jena  1888. 

—  Fuld,  Die  Wohnungsnot  der  ärmeren 
Klatien,  in  aDewItchE  Zeit-  und  Streilfrageni, 
IlamlniTg  1889.  -~  Jourdan,  Ligitlation  tur 
le»  logemenü  intalubrel,  Parit  1889,  —  Malier 
et  Cacheux,  Lee  hainlaHoni  outrUret  en  tov 
payt,  Furit  1889.  —  Die  Wohnungtreform  durch  Bi 
seitigung  drsWoknungtmieticet^t  und  Herttellung 
einet  allgemeinen  Haut-  und  Wohnungteigentumi. 
1.  Denktehrift  det  Deuttrh-totitUen  R^ormvereint 
in  Berlin,  1889.  —  Aaohrott,  Eniehtung  «nrf 
Verwallung  grUuererArbeilermietthäuter  in  Berlin, 

Leipiig  1S90.  —  Aster,  Entwürfe  *»m  Bau 
billiger  Häuter  für  Arbeiter  und  kleinere  Fa- 
milien, Gera  1890.  —  Nathan,  Die  Wohnung»- 
fragt  und  die  Beelrebangen  der  Berliner  Bau- 
genossentehaft,  Berlin  1890.  —  Strauss,  Die 
deutiehe  Wohnungsfrage.  Herausg.  v.  Central- 
terbande  der  Haut-  und  tlädiischen  Grundbe- 
tilierrereine  Deuttchland»,  Leiptig  1S90,  —  Die 
Wohnungsfrage  vom  ÄWnrfpafttM  der  Armen- 
pflege.  Sehrfflen  det  deutschen  Vereint  für 
Armenpflege  und  WohtlhäHghiil ,  XI.  Heft, 
Leipiig  1890.  —  Albrecht,  Die  Woh-aunginot 
in  den  Groesstädlen  und  die  Mittel  au  ihrer 
Jbhäfe,  München  ISäl.  —  BUcher,  Die  Woh- 
nungicnguete  der  Stadt  Botel,  Basel  1891.  — 
Frdtüeel,  Die  Volkevolinungtfrage  in  den  mo- 
dernen Groitelädlen ,  Leipiig  1891.  —  Verhand- 
lungen über  die  Frage  der  Arbeitsneohnungen 
in  Berlin.  Herausgegeben  mm  der  Vereinigung 
Berliner  ArdiUekten,  Berlin  1891.  —  Venndtungt- 
bericht  det  Batet  der  Stadt  Leiptig  för  dae  Jahr 
1891,  Leipiig  1891.  —  Freund  u.  Mala- 
ehou>aletl,  Zur  Berliner  ArbeHeneohnungtfrage, 
Leiptig  lS9t.  —  Stotp,  Die  LStung  der  Woh- 
nungtfrage   oder   ein    eigenet   Heim  für   jeder- 


mann, Berlin  1S9X.  —  TOgliehsbeek,  IHe 
Wohnverhältnisse  der  Berg-  und  Salinenarbeiter 
im  Oberamlsbeiirk  Halle,  Berlin  1891.  — 
Waleher,  Die  grotsitädtische  Wohnungsnot, 
ütre  Ursachen  und  Heilmittel,  Hamburg  1893.  — 
Die  Verbetseningen  der  Wohnungen.  Schriften 
der  Centralstelle  fUr  Arbeiteruiohlfahrtseinrich- 
tungen,  Bd.  1,  Berlin  lS9t.  —  Die  Spar-  und 
Bauvereine  in  Hannover,  GSUingen  und  Berlin. 
Eine  Anleitung  tur  praktischen  Belhäligung  auf 
dem  Ortete  der  Wohnungsfrage,  ^r.  .1,  Berlin 
1893.  —  Mittelungen  des  ttatiatiiehem  Amtes  der 
Sladt  Münehen.  Die  ErgebnUte  der  Erhebung 
vom  Sbvember  1890  über  die  WohnverhäUtiiste, 
München  lS9t.  —  Statistische  Besehreibung  der 
Stadt  Frankfurt  a.  M.  und  ihrer  Bevölkerung. 
1.  Die  äussere  Verleitung  der  Bevölkerung,  Be- 
arbeitet von  H.  Bleicher,  Franl^uH  a.  Jf. 
189S.  —  Berthold.  Die  Wohnungsverhältnviie 
der  ärmeren  KJaseen  in  Berlin.  In  Sluyrs 
Archiv  für  Stalietik,  Bd,  IL  —  Ad.  Braun, 
BerliTier  Wohnungsverhältnisse,  Berlin  1898,  — 
Bücher,  Die  belgische  Soiiatgesettgebung  und 
das  Arbeitencohnges.  v.  9.  VI  IL  1889.  I» 
Braun*  Archiv  für  totiale  Oetctigebung  und 
StaHslik,  Bd.  IV.  —  Poat  und  Albreeht. 
MusterttäUen  persSnticher  Fürsorge  von  Arbeit- 
gebern für  ilüv  GeschSflsangehllrigen ,  Bd.  II, 
Berlin  1S9S,  —  WetneUln,  Die  Wohnungsnot 
oder  Uebervälkening  der  Städte  und  EntrBlke- 
Tung  det  Landes,  Berlin  3893.  —  Unlersuehungen 
über  die  Wohnnngsverhällnisse  der  ärmeren  Be- 
viUkeningiilatsen  in  Berlin,  Berlin  1393.  — 
Die  WohnttngsverhäUnitie  in  Wien,  Ergebniste 
der  Volksählung  rom  31.  Xtl,  1890.  Benrbeitel 
vonSl.Sedlaetek,  Wienl893.  •—  Stalittijichet 
Jahrbuch  der  Stadt  Berlin.  Vertchiedeni'  Jahr- 
gäitge.  —  Schn«Ui«r,  Dat  Wohnungitaietrechl 
nnd  seine  toiiale  Befona,  Leipiig  1S9S.  — 
Laaehe.  Die  Erstellung  billiger  Wohnungen 
durch  die  Oemeinde  Bern  in  der  Zeitechrift  für 
schKeiieriiche  Statistik,  Bern  1S94.  —  F.  W. 
R.  Ztmtnermann,  Die  Wohnungiverhältnitae 
der  Arbeiter  in  den  grBtteren  geverbliehen  Be- 
trieben im  Hertogtum  Braunldnreig.  Annalen 
det  Devtichen  Beiehet  1383,  S.  ?it  und  9tS.  — 
H.  Hesa,  Die  Wohnungsrerhäl^itie  der  A'ilm- 
berger  ArbeilerbeBÖlkcrung,  Allmberg  189.1,  Lud- 
feig Grott,  IS  S.  —  U,  Preeae,  Woknungtnol 
und  .ibtatikritis.  Jahrb.  f.  JVcK.  u.  Stnt.,  III. 
Folge,  VI.  Bd,  —  lÄo.  Weber,  Wohnungen 
und  Sonnlagibesehäftigungen  der  deutichcn  Ar- 
beiter. JVbcA  urkundlichen  Qitellen  getrhilderl. 
Leipzig  ISDi,  H.  O.  Wallmaan,  SS  S.  —  W. 
lAebrecht,  Der  Bau  von  Arieitenroh nungen 
mit  Hilfe  der  Invaliditäle-  und  AlterrertielU' 
rungsanstaü  Hannover,  Hannover  und  Leiptig 
189.J,  Hahn'sehe  Burhkandlang,  S7  S,  —  H. 
Albreeht,  Neues  tur  Arbeitencolinungsfragt. 
Cenlralblatl  der  Bauvenealtung  1893,  Nr.  4ü  u. 
4s.  ~-  Schmßekel,  Die  Beschaffung  preis- 
TDer/er  und  gesunder  WoAnun^n  für  Eiseabahn- 
arbeiter.  Zeitimg  des  Vereins  deutscher  Eisen- 
bahnvervHillungen  1898,  Nr.  86—88.  —  Wei«- 
baeh  u.  Messet,  Normalmietshäuser  mit  kleinen 
Wohnungen,  Bertin  1893,  Leonhard  Simion,  XI  S. 
Folio  mit  S  Plänen.  —  Eberttadt.  Berliner 
Kommunatreform.  PreiM.  Jahrb.  Bd.  70,  Heft 
B.  —  Derselbe,  Die  Ziele  der  neuen  Bauord- 
nung für  die  Vorarte  von  Berlin.  Preustische 
Jahrb.   Bd.    71,    Heft  1.  —  Th.   Goecke,     Ver- 
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tehriilmaie  und  Wc-hri$tratte.  Preutt,  Jahrb. 
ßd.  TS,  Heft  1.  —  Die  untertckitdlirlte  Behand- 
lung der  Bauordnvtig  /är  diu  Iniiere,  die  Atann- 
betirke  und  die  Umgebang  der  Städte,  Verh. 
d.  XVllI.  Vert.  d.  deuUch.  Vereini /Ür  SffenÜ. 
GetandheiUpfiege  tu  H'ärifrur^,  Brauntelopeig 
1S9S,  Friedrif-h  Vi^icrg  &  Sohn,  S7  S.  ~-  *".  1i. 
tlruber,  JnAalUpmiiU  für  die  Verfatning 
■uriifr  SaunrdHungea  in  allni  die  GeiandheiU- 
pfiege  betreffenden  Beiieh-ungen.  Berirhl,  er- 
atnllel  dem  i'.  K.  oberelen  SanillUtrate,  Wieti 
IS-JS,  Alfred  Höiäer,  US  S.,  S  Tafeln.  —  Er- 
Utulemngen  tur  Saupol iteiordnung  filr  die  Vnr- 
OTle  to»  Berlin  rom  S.  Detembtr  1892.  Sonder- 
oMruek  am  dem  Cenlralblall  der  Baurenrai- 
lung,  Berlin  1893.  Wilhelm  Eruil  *  Sohn, 
18  S;  1  Ueberiichttplan.  —  Stubben,  Die  neue 
BaapoHieiordvtmg  für  die  Berliner  Vororte  vom 
S.  Dezember  ISüX.  Blätter  für  lotiaXe  Praxii 
1894,  .Vr.  i  und  B.  —  F.  Adicke»,  Um- 
legung  und  Zonenenteignung  <üt  Mittel  raltoneller 
Stadlervieilerung.  Jrehlr  für  lotiate  GeteU- 
gebung  und  Slatütik,  VI.  Bd.,  g.  u.  S.  H^t.  — 
Albreeht,  Heuere  VerUffentlichungen  ilber  die 
Arbeiterwohnungtfrage.  Jahrb.  f.  Genetigebung 
Verw.  und  Volktie.  XVJIL,  1894.  —  Adleke«, 
Da»  Kommunalabgabengetetj ,  Berlin  ISSi-  — 
Deraelbe,  Stadien  über  die  ireitere  Entirieie- 
lung    de»  Gcmeindetleueraeecn;    TBbingen  1S94. 

—  Eberttadt,  Slädfitehe  Bodenfragen,  Berlin 
iSH-  —  The  Houaing  of  ihe  H'onhnj  Feople  [8. 
Hpeeial  Jtep.  of  Ihe  Comnieeioner  of  Labor  CD. 
Wi-ight),  Wathington  I89B.  —  Schaffte  n.  I^eeh- 
ter,  Satiunale  H  oAnafl(;*n^<irHi ,  1S9S.  — 
IMeaelben,  Seue  Beiträge  zur  Nationalen  Woh- 
nungirefor»,  Berlin  1897.  —  Pfeiffer,  Eigenen 
Heim  und  billige  Wohnungen,  Stuttgart  1896.  ~ 
Xnndolf,  Zur  Wohnvngnfrage,  Bern  1897.  ^- 
(Brandta),  Aufgaben  von  Gemeinde  und  ^aat 
in  der  Wohnung/frage.  Serauigegeben  non  einer 
Kommietian  dei  Vtrba-iidet  aArbeileneohli,  Cöln 
1897,  8S  S.  ^-  Hvpo  C„  Slädtei-erKollung  und 
Municipalioiialitmui  in  England,  Stuttgart  1397. 

—  Die  Wuhnungtfrage  mxt  beaonderer  Berilck- 
tiebligung  der  Mannheimer  ferhältnitte.  Denk- 
trhrift  dei  Oberbürgermeixtert  Beck,  Mannheim 
1897.  —  Olnhetuacn  u.  Itelnctce,  Ueber 
Wohnuvgtpflegr  in  Eni/land  und  Sehottiand, 
BraiintehiTfig  1897.  —  Xattehberg,  Die  Kaiter 
Frant  Jaieph  1.  —  JubiläHmiilifiung  ßlr  Volkt- 
wohnungett  und  WnhlfahrlMinrirhtungen,  Wien 
1S'J7.  —  Die  Wohttungfrerhältnife  in  der  Stadt 
Mannheim  (Beiträge  tur  Slatiilik  der  Stadt 
Mannheim  Heft  2),  Mannheim  1897.  —  Acte*  du 
Congrk*  international  de»  habilationi  ä  bon  marchi 
tenu  il  Bmzelle»  JuiUel  1397,  Brturellet  1397.  — 
l}roulera,  I^a  toidudn.Xornabre  1894  relatireflux 
habitntioni  il  bon  Marchf,  I^irit  1898.  —  Vorloge 
dt»  Stadtralet  der  Stadt  Freilmrg  i.  B.  an 
den  Bilrgcraviicbuai  betreffend  Erbauung  einer 
weiteren  Bf  ihe  Hihiier  mit  kleinen  Mietifoh- 
Hangen,  Feiburg  1898.  —  L'eber  die  Tegel- 
militige  Wnhnaagtbeaafiifhtigiing  und  die  be- 
hürdlicie  Organitation  derselben.  Referate  und 
JHikutaionen  aaf  der  XXIII.  Vereammluiig 
de»  druterhai  Vereine  filr  üffentUche  Gceund- 
heitapßege  zii  Cöln,  16.  Sept.  1898.  {Sonderab- 
druei  au»  der  Dtuttcheu  Visrtrljnbntfhrift  für 
ilffentiiehe  Gemindhcittpflrge,  Bd.  XXXI,  Heft  h) 

—  Leitfaden  für  WohnuugipßegeT,  Hamburg  IS03. 

—  Cahlt,   Dal  Schlafgirllcnireien    in    den  deul- 


lehen  Orottttädtm  und  teina  R^orm.  Münehener 
volk»wirt»ehaflliehe  Studien  Ar.  SS,  Stuttgart 
1898,  111  3.^  Die  Uadegung  ttädlücher  Grund- 
itüeke  und  die  Zonenenteignung.  Heft  2  der 
Denkichrifien  dei  Verbandet  deuUeher  Arehi- 
teiteTt-  und  Ingenieur-  Vereine,  Berlin  1898,  ISS  S. 

—  Beiträge  zur  StatiHH:  der  Stadt  Frant^rl 
a.  M.    Neue  Folge  Folge  Xr.  S,  Franlifurt  1898. 

—  Dmatagehke,  Aufgaben  der  GemeindepolHik 
(•Vom  Gemeindeiorialitmut !•),  4.  Aaß.,  Jena 
1901.  —  Gularhten  über  die  Wohnungifrage 
mit  beeonderer  BerUektiehtigting  der  yämberger 
Verhällnitie ,  Xilmberg  1898.  —  Mangttldt, 
Der  Verein  Reirhtvohnangtgaelx,  Frankfurt  a.  M. 

1898.  —  AlbreeM,  Fünf  Jahre  prakt.  »axialer 
Thütigkeü  (Schriften  der  Ventraltlelle  für  .ir- 
beiter-  Wohl/ahrtjeinriclilungm  Nr.14),  Berlin  1S98. 

—  Bücher,  Die  uiirttrhi^ichm  AMfgaben  der 
modernen  Siadtgemeinde,  Leiptig  1898.  —  E.lfi/, 
Bei  Krupp,  1399.  —  Singer,  Die  Wohnungen 
der   Minderbemittelten    in    München,    München 

1899.  —  Schriften  der  Centrahtelle  für  Arbeiler- 
Wohlfiihrtteinrichiungen  Xr,  17,  Berlin  1899.  — 
Losch,  Die  Ergebnitie  der  SVohnnngilalittik 
vom  S.  Detember  189S  für  die  5  grOtiten  Städte 
WllrUembergt,  StuUgarl  1899.  ~  Städtitehe 
Boden-  und  Wohnungireform  (Zeitschrift  der 
t'entraUteltefär  Arbeiter-  Wohlfohrttetnrichtunge» 
1899,  Nr.  9).  —  PucÄ«,  Der  heutige  Stand  der 
ArbcHeruohnungtfrage  (Beilage  lur  Allgemeinen 
Zeitung  1899,  Ar.  111).  —  Boedem,  l'cbeniehl 
über  die  neueren  Bestrebungen  und  Keformror- 
ichläge  in  der  Wohnungsfrage,  (Jahrb.  f.  Ge». 
u.  Volttif.  XXJII,  1899).  —  Heyne,  Dai 
deutiehc  Wohnungsv^icn,  1890.  —  Damaaehke, 
Wohnuvginol  und  Bodenfrage,  Halle  o.  S.  189'J. 

—  Ooufd,  The  houting  problem  in  greal  eiliet. 
Beprinted  from  »Hunieipal  aß'ainn,  Marrh  1899. 

—  Meanil  et  Mangenot,  Enguete  lur 
le»  Logemenli,  l'rofttiiont,  Salaim  et  Bud- 
get», Pari»  1899.  —  Lechler,  Der  ertte  Schritt 
lur    nationalen    Wohnungtr^onn,    Beriin    1899. 

—  Lat»eh^  und  Teudt,  XationaU  Antirdelung 
und  Wohnungtr^orm.  Frankfurt  a.  M.  1899.  — 
JLtl»reux,  Comple  rendu  de  la  Caitt*  gene- 
rale ä  cpargne  et  de  retraile,  Annie  1899,  Bra- 
xcllet  1900.  —  Schaffte  u.  Lechler,  Die 
tiaatliche  WohnungtfUrtorge ,  Berlin  1900.  — 
Abele,  Weiträumiger  Slädleban  und  HuÄnunpi- 
frage,  Stuttgart  1900.  —  Bernateln,  Der  gegen- 
trärtige  Stand  der  Wohnungtfrage  in  England. 
(Archiv  f.  loz.   GeteUgebung  und  Slaiittik  ISOO). 

—  L.  Cohn,  Die  Wahnung^age  und  dir  Sii- 
lialdemoiratie,  München  1900.  —  Bericht  aber  den 
XI.  evang.-tazialen  Kmigre»»  vom  Juni  1900.  — 
Zur    Xieden,     Gebäudeeteaer   und    It'i'Anun^ 

frage  in  iVettwe«.  (Jahrb.  f.  Getetig.,  Vtnt. 
u.  Volkts).  XXIV,  1900.)  —  Itereelbe,  Die 
taeckmättige  Autgetlallung  der  Grund-  und  Ge- 
bäudeiUuer,  DUtteldorf  1900.  —  Hetaae,  Dir 
SehnUteruohnungen  im  Xreite  Soldin.  Ztittehr. 
filr  Meditinaibcamle  1900,  Xr.  S.  —  Ptcot.  Le» 
gamii  d'auvriera  ä  Fürit,  (Rrforme  Sociale), 
Pari»  1900.  ~  HabUaliona  ouvriiret  et  initÜH- 
tion»  de  prevoyance.  Sapport  annuel  par  Jltetor 
Denit,  Schaerbeck  1900.  —  Rapport  du  Coneeil 
Supirieur  de»  HabitaH^m»  ä  bon  marrhf,  i^rii 
ISOO.  —  Trap  et  Schmtdih,  Let  HnbUationi 
ouvrierei  en  Danemark  prineipaltment  de  Copen- 
hague,  Pari»  1900.  —  Oomptc  rendii  du  fingrii 
internationale    dei    habitatioTii    ä   bon   -Varche, 
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Imv  a  Fori;  Juin  1900,  Pari»  1900.  —  von 
PhlHppovich  11.  Schulart,  Wolniungmerhäll- 
UÜTC  I»  OeilerreicMtfhen  Slädltn,  imbtaondere 
in  Wkb.  (SotiaU  Vfraaltvng  in  Oetterrtieh 
am  Ende  det  19.  Jahrhundert»  1.  Bd., 
mid  Leipiig  1900.)  —  v.  Oppaiheimer,  Die 
Wohnungtnut  und  WohtamgiTtform  in  England, 
I^pzig  1900.  —  Tiede,  Sai  Wohnhaiu  det 
Arbtitcn  fine  Ertiehnng^ttätte,  Berlin  1900. 
Jahrftbrrichle  da  Rheiuitcktn  Vertint  lur  Flir- 
dening  dn  Arbiiteneohnatigticeiiem.  —  j 
Fördeniag  de»  ArbciterKohnungtvexnt  etr.  . 
rieht  über  die  I.  f'citanimlamj  dt»  Vereint , 
Fürdming  det  Arbetleraohmaigtaetent  vnd  i 
wandle  ßalrebangen,  am  SS.  April  1900 
Fnintfvrt  a.  M.,  FmnIifuH  O.  M.  1901). 
Adolf  Ifo^fiet'.  Wuhnungmot  und  il/idtiiche 
Biideufrage,  Berlin.  —  Brandt»,  Die  Anf- 
gahe  der  Gevieindeii  in  der  W/thnung^rage, 
JloiiH  1901.  —  Paul  Voigt,  Grundrenlt  und 
Wuhnungifrage  in  Berlin  «ad  »einen  Kororten, 
I.  Teil,  Jena  1901.  —  Bingner,  Wohnungifragi 
■utui  Wuhnungtpolitik  in  ihren  Beziehungen  iv) 
«/(gemeinen  Soiialre/orm,  Berlin  1901.  —  Hugo 
C,  I>ie  devteehe  mädtererieallung,  die  Aufgaben 
aus  den  Gebieten  der  Volkthygient,  de»  i^ädle- 
baue  vnd  det  HoAnunjiiretent,  Stuttgart  1901.  — 
Paul  Ixchler,  Die  Wohnungefrage  und  die 
jHvuititeheTi  MinitteriaterlaMe  rom  19.  Man  1901, 
Berlin  1001.  —  EbefVlodt,  Der  deitllche  Ka- 
pUatmartt,  Lciptig  1901.  —  Stmih^lmer,  Die 
ArbeilenrohnuHgtJroge,  Stuttgart  1903.  —  Beiträge 
tnr  Boden-  vnd  Wohnung^rage !  A'r.  1.  X-urella, 
nnhHungmot  und  Wohnungtjammer,  Franlifurt 
a.  M.  1900.  A'r.  S.  Sehlitner.  Dan  Wokaungtelend 
der  Minderbemittelten  in  München,  /-yanlffuTt 
<i.  ü.  1899.  —  Die  n'ohnungefrage  und  da»  Seich, 
.IbhaudluHgen  herautg,  v.  Verein  Seirhticdh- 
.lungegrieti  .■  lieft  1.  r.  d.  OoUx,  Die  Woh- 
nungtiiiepetlionen  und  ihre  Autgataltung  durch 
dat  Erich.  Heft  S.  LUbrechl,  KeiehihUft 
J'iir  Krrichlitng  kUiner  M'ohnuagen.  Jleft  S. 
Kampfmeyer,  Die  Daugenotieniehaft  im  Rah- 
laen  einen  naiionale»  Wohnungtr^ormplanet, 
GSttingen  lOOO.  —  .Vene  t'nferjucAtinjen  über 
die  M'ohaungtfrage  in  DexUteblnnd  und  im  Aut- 
litnd.  Schriften  de»  Verein»  ftlr  Soiiatpotilik 
Bd.  94—97,  Leipzig  1901. 
J.  lAhr.  C  O.  PucfiA 


Wolf  (aach  WolfT),  Christian, 

feb.  am  li.  1.   1679  in  Breslan,  gest.  am  : 
S.  17Ö4  als  wirklieber  Kanzler  der  Uairersit£t 
■  Halle  (seit  1T43)   in  Halle,  studieite  in  Jena 


■  Sophie  nnd  Nalurlehre  in  Halle.  Die 
.  iiath  ThomawuH'  Vorgaoge  in  deutscher  Sprache 
'  vorgetragene  und  iu  zablreicben  tichriften  be- 
handelte Philo.Hophie  fnsst  auf  der  Leibnizschen, 
.die  Wolf  zu  einem  oiofaBsenden  philosophiachen 
'  LebtajBtem  ausbildete,  flaa  dnrch  seine  streng 
•  mathematincb-demonstratiye  Methode  Ordnang 
und  Klarheit  über  die  ganze  philosophische  Ma- 
terie ausbreitete.  In  die  'Hefe  der  Leibnis- 
sehen  Spekulation  drang  Wolf  nicht  ein,  aber 
dadurch,  daas  er  den  sittlich-praktisches  Teil 
der  philosophischen  Thätigkeit  zum  Kulmina- 


tionspiiukt  der  Spekulation  machte,  trug  er  daa 
philosophische  Wissen  in  weitere  Kreise.  Drei 
Generatiouen  herrschte  die  Woltsehe  Philo- 
suphie  auf  den  Lehrkanzeln,  von  welchen  sie 
erst  dnreh  Kants  Kritizismus  verdrängt  wnrde. 
—  Denunziationen  der  Hall  eschen  Pietisten, 
welche  Wolf  der  Verbreitung  irreligiüser  Irr- 
lehren beachnldiarten,  halten  Wolts  Amtsent- 
Setzung;  und  Verbannung  aus  den  preussiscfaen 
Landen  zur  Folge.  Der  (jemaas regelte  fand  in 
Hessen  als  Professor  an  der  oberhessiscben  Uui- 
veraität  Marburg  eine  Znöucht,  erhielt  nach 
Revision  seines  Prozeaaes  eine  ehrenvolle  RUck- 
bernfuDg  nach  Halle,  liess  sich  aber  eist  nach 
dem  Regierungsantritt  Friedrichs  des  Grossen 
beivegen.  auf  die  Lehrkanzel  für  Naturrecht 
und  Matheniatik  in  Halle  zuruckzakebren. 

Wolf  veröffentlichte  von  staatswissenscbaft- 
lichen  Schriften  in  Buchform: 

Entdeckung  der  wahren  Vraache  von  der 
wunderbaren  Vermehrung  des  Getreides,  Halle 
1718;  dasselbe,  2.  Aufl.  1726,  3.  Aufl.  „nebst 
den  Briäuterungeu",  l'öO.  —  Vernünftige  Ge- 
danken von  dem  gesellschaftlichen  Leben  der 
Menschen  und  iusanderbeit  dem  gemeinen  Wesen, 
oder  Buch  über  die  Politik,  ebd.  1721:  das- 
selhe,  2.,  S.,  4.  n.  &.  Aufl.,  ebd.  172Ö,  1732, 
17a6  u.  1756.  —  Jus  naturae  methodo  scienti- 
fica  pertractum,  8  Bde.,  Leipzig  1740— 48;  das- 
selbe^ 2.  Aufl.,  8  Bde.,  Halle  r?5i— 58.  —  Jos 
gentium  methodo  scientitica  pertractum,  ebd. 
1749.  —  lustitntiones  iuris  nataras  et  gentium, 
ebd.  1751;  dasselbe  2.  u.  3.  Aufl.  ebd.  1774  u. 
1794 1  dasselbe  in  deutscher  Uebersetznng  n.  d. 
T.:  örundsätKe  des  Natur-  und  Völkerrechts, 
ebd.  1754;  dasselbe  2.  Aufl.,  ehd.  1769;  das- 
selbe, in  franzSsiacher  Uebersetinag  u.  d.  T. : 
Isstitutions  du  droit  de  la  nature  et  des  gena. 
Texte  latin  avec  la  traduction.  Avec  notes 
par  E.  Lnzac,  6  Bde.,  Leiden  1772.  —  Oecono- 
mia  methodo  scientifica  pertractA,  2  Teile,  Halle 
1754. 

In  der  Staatslehre  Wolfs,  obwohl  er  schon 
eine  Ahnung  vom  Stsatsr ertrage  hat,  ist  der 
eigentliche  titaatszweek  in  der  Herbeiführung 
der  menschlichen  Glückseligkeit  prilcisiert,  einer 
Glückseligkeit,  die  dnrch  Anwendung  der  Hob- 
besEchen  Fnrchttheorie  erzwungen  wird ;  die 
natu rrechtl ich  von  Wolf  anerluuinten  persön- 
lichen Menschenrechte  hütet  er  sich  auf  das 
Staatsrecht  selbst  zu  übertragen-  sein  ganzes 
üfientliches  Recht  ist  einer  adminiatrativen,  die 
souveräne  Gewalt  zu  den  schlimmsten  Aus- 
schreitungen legitimierenden  Ethik  unterworfen, 
und  seine  Ausführungen  über  die  Pflichten  der 
Obrigkeit  und  der  Unterthanen  schöpft  er  aus 
den  Schriften  des  Confncius.  Die  Theoretik 
seiner  Staatslehre  lilsst  Jeden  originellen  Cha- 
rakter vermissen.  In  philosophischer  Beziehung 
bildet  die  Oekonomik  einen  Hauptteil  in  seiner 
„FbiloBophia  practica  universalis"  und  zerfällt 
darin  in  die  drei  Kategorieen;  Ethik,  Politik 
und  Oekonomik.  Die  verschiedenen  Arten  der 
Menschen,  Geld  zn  verdienen,  werden  von  Wolf 
nach  den  drei  Naturreichen  kJassitiziert ;  nur 
die  Geld-  und  Eandels^schäfte  selbst  behandelt 
er  als  besondere  Species,  wie  er  überhaupt  den 
geschfiftsmSssigen  Gelderwerb  als  vornehmstes 
Ziel  jedes  Wirtschaftsbetriebes  ansieht  und  dem- 
gemads  anch  einer  zinsfreundiichen  Anschauung 
huldigt.     Nach  seinem  ReichtnmsbegriS  ist  es 


,.,^^IC 


der  Üeberflns«  &n  Qeld,  Pretiosen  oder  an  Grund- 
eigentum, der  den  reichen  Mann  auHmacht,  nnd 
wenn  ihm  anch,  (feinäsa  der  engen  Begrenzung 
der  wirtschatUicien  Anschanungen  seiner  Zeit, 
die  Entstehung  der  eigentlichen  Grundrente  nn- 
bekaont  ist,  so  weiss  er  doch,  dnss  die  Wert- 
kiükolation  des  Bodens  dem  Preise  der  Br- 
cengnisse  desselben  nach  Abzng  der  Betriebs- 
kosten entapricht.  W&brend  er  den  Oeldabfluss 
ans  dem  Lande  in  nierkanülisti scher  Weine  aia 
nnheilToll  bekämpft,  dagegen  in  der  Lnxueent- 
faltnng  des  hohen  Adels  Sie  ergiebigste  Quelle 
des  Qeldumlanfes  erblickt  nimmt  er  an  der  in- 
dustriellen Qold-  und  Silberverarbeitnng,  weil 
edle  Metalle  durch  sie  konsumiert  werden,  An- 
stoss.  In  der  Bevülkenings-  und  Answande- 
rungspolitik  wendet  er  sich  gegen  die  damalige 
lanfiänfige  merkantilistische  PopulationsbefSr- 
demngsmaxinie  um  jeden  Preis.  Insbesondere 
Tertritt  er  die  Ansicht,  dass  der  bewaffneten 
Macht  durch  die  Auswanderung  wehrfähiger 
Leute  kein  Schaden  entstehe,  indem  die  zur 
Landesverteidigung  gebrauchten  Soldaten  auch 
ans  anderen  Ländern  durch  Werbung  bezogen 
werden  konnten,  wie  denn  auch  thatsSchUch 
Friedrich  Wilhelm  I,  zwei  Dritte!  seiner  Riesen- 

farde  aus  aosserpreussiechen  Ländern  anfge- 
rächt  hat  Im  Übrigen  verspricht  er  sich 
schon  von  dem  Ehezwang,  dem  er  nach  erlangter 
wirtschaftlicher  Selbständigkeit  der  Junggesellen 
das  Wort  redet,  einen  genügend  fürderlichen 
EinSnss  auf  die  Volksvermehrong.  In  seiner 
Handelxpolitik  setzt  er  sich  über  die  merkauti' 
listische  Einfuhr |irohibition  in  den  Fällen  hin 
weg,  dass  die  Einfuhr  von  Fabrikaten  sich  in 
staatawirtschnftlichen  Interesse  ebenso  ver 
lohnt  wie  die  Ausfuhr  von  Itohstoffen.  In 
seinen  Ansführnogen  über  die  menschliche  Ar- 
beit weist  Wolf  der  auf  die  Kultur  immate- 
rieller Güter  gerichteten  Lehrtblttigkcit  einen 
bevorzugten  Platz  an.  Das  Problem  des  Preises 
der  Arbeit  ISst  er  in  meinem  Naturrecht  in  zwei 
Zeilen,  indem  er  anordnet,  dass  hinsichtlich  Be- 
stimmung der  Höhe  der  Löhne  nnd  derWaren- 
E reise  darauf  zu  acbten  ist,  dass  Produzent  und 
onsument  Bedürfnisbefriedigung  in  dieser  Har- 
monie der  Interessen  finden,  Dass  Wolf  in  dei 
Blütezeit  der  Zünfte  nnd  Meisterprüfungen  sich 
für  die  Notwendigkeit  des  Pähtgkeitsu  ach  weises 
zum  Betriebe  eines  Handwerks  ausspricht,  ist 
selbstredend.  Er  erkennt  das  Recht  auf  Arbeit 
an,  aber  nicht  aus  einer  sozialistischen  Reenng, 
sondern  um  die  Cffentliche  Wohlfahrt  durch 
Ausrottung  des  Vagabunden wesens  zn  türdem. 
Wer  arbeiten  will,  soll  Arbeitsgelegenheit  von 
der  Polizei  nachgewiesen  erhalten,  die  anderer- 
seits keine  MüsaiggJLnger  dulden  soll.  Auch 
auf  das  kirchliche  und  religiöse  Gebiet  dehnt 
er  diese,  die  persQnliche  Freiheit  des  Menschen 
im  Handeln  und  Unterlassen  ignorierende  Poli- 
zeiwillkür ans,  der  Staait  soll  der  Tugend- 
wfichter  und  der  FrOmmigkeitsinspizient  der  Un- 
terthsnen  sein  und  dieselben  zum  eifrigen  Be- 
suche des  ütTentlichen  Gottesdienstes  anhalten. 
Wie  Jnsti  sich  bei  jedem  neuen  Buche,  womit 
er  an  die  OeSentlichkeit  trat,  selbst  ausschrieb, 
citiert  Wolf  fast  ansscbliesstich  seine  eigenen 
Schriften. 


Sophie,  2  Bde.,  Leipzig  1737.  —  Lndovici, 
Ausführlicher  Entwurf  einer  Historie  der  Wolfi- 
schen Philosophie,  3  Bde.,  ebd.  1737.  —  Neueste 
Merkwürdigkeiten  der  Leibniz- Wolf  sehen  Philo- 
sophie, ebd.  1738.  —  Gottsched,  Historische 
Lobschrift  des  Christiaas  v.  Wolf,  Halle  1755. 
Lobschrift  auf  den  Baron  v.  Wolf,  ebd.  1765. 
—  Gerber,  Vita  Wolfii  breviter  delineata, 
ebd.  1756.  —  BUsching  Beitrüge  zur  Lebens- 
geschicbte  denkwürdiger  Personen,  Bd.  I,  Halle 
1783,  S.  1/133.  —  Ompteda,  Litterawr  des 
gesamten  natürlichen  etc.  Völkerrechts,  Bd.  I, 
ReKensburg  1785,  8.  320/28.  —  Kluge,  Chris- 
tian v.  Wolf,  ein  biographisches  Denkmal,  Bres- 
lau 1831.  —  Warnkönig,  Rechtsphilosophie 
ind  Natnrlehre  des  Rechts,  Bd.  I,  Freibnrg 
,.  B.  1K39,  §  29.  —  Christian  Wolfs  eigene 
Lebensbeschreibung,  herausgeg.  von  Wuttke, 
Leipzig  1841.  —  Ulrici,  Geschichte  und  Kri- 
tik der  Principien  der  neueren  Philosophie,  ebd. 
1845,  S.  112/143. —Kai tenbornv.Stachau, 
Kritik  des  Völkerrechts,  ebd.  1847,  S.  Böff.  — 
H  i  n  r  i  c  h  B ,  Geschichte  der  Rechts-  und  Staat«- 
principien,  Bd.  Ul,  ebd.  1862,  S.  317  73.  — 
Chr.  V.  Wolf  Briefe  ans  den  Jahren  1719,S3. 
Beiträge  zur  Geschichte  der  k.  Akademie  der 
Wissenschaften  zu  St.  Petersburg,  St.  Peters- 
burg 1860.  -  Walter,  Naturrecht  und  Po- 
litik im  Lichte  der  Gegenwart,  Bonn  ltt63,  § 
544.  —  Bluntschli,  Geschichte  des  allge- 
meinen Staatsrechts  und  der  Politik,  Hünchen 
1864,  S.  213  ff.  —  Biographie  universelle  an- 
cienne  et  moderne,  Bd.  XLV,  Paris  1865,  S. 
14/21.  —  Ahrens,  Naturrecht,  Bd.  I,  G.  Anfl., 
Wien  1870,  S.  114/18.  — Eoscher,  Geschichte 
der  Nat.,  München  1874,  8.  ai7;56.  —Zeller, 
Wolfs  Vertreibung  aas  Halle,  2.  Aufl.,  Leipzig 
1875,  —  Zöckler,  Handbuch  der  theologischen 
Wissenschaften,  Bd.  I,  S.  74,  Bd.  n,  S.  203, 
359,  366.  Bd.  III,  S,  329,  Bd.  IV,  S.  308  ff 
lAppeH. 


Wolf,  Jnlias, 


geboren  am  20.  IV.  1863  zn  Briinn  in  HShren, 

studierte  in  Wien  und  Tübingen  und  habili- 
tierte sich  1885  in  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen  Fakultttt  der  Hochschule 
Zürich  für  NatLonalÜkonomie  und  Statistik. 
1888  wurde  er  daselbst  zum  ausserordentiichen, 
ein  Jahr  später  zum  ordentlichen  l'rofessor  er- 
nannt. 1897  folgte  er  einem  Rufe  nach  Breslau. 
Während  der  12  Jahre  seines  Aufenthaltes 
in  der  Schweiz  war  er  vielfach  an  gesetzgebe- 
rischen Arbeiten  des  Bundes  beteiligt,  a.  a.  als 
Mitglied  der  von  Departementen  des  Schweizer 
Bundesrats  einbernfenen  Kommissionen  zni 
Vorbereitung  einer  schweizerischen  Alkoholge- 
setzgebang  (Branntweinmonopol),  einer  schwei- 
zerischen Centralnotenbank,  einer  eidgenössi- 
schen Hochschule  für  Staats-  und  Rechtswissen- 
schaft.    Er  wirkte    weiter  für  die  Errichtung 


vertrat  im  Kanton  Zürich  eine  durchgreifende 
Reform  der  direkten  Steuern  mit  auf  ge- 
rechte Heranziehung  aller  Volksteile  zielend^ 

Vorschlägen. 


ly  Google 


Seit  1898  ist  Wolf  HeratKereber  der  „Zeit- 
Bchrift  für  SoEitilwissenachaft'',  in  der  er  den 
St&ndpunltt  des  von  ihm  sogeDumten  „Ethischen 
IndiTidaaiismns"  vertritt,  welcher  im  Aiuchliua 
aa  die  von  Wolf  in  dem  weiter  nnten  genonntea 
„SjBtem  der  SocialpoUtik"  I,  (hauptsächlich 
eegen  Marx,  aber  auch  gegen  andere  £ntwicke- 
mngs-n Pessimisten ")  gebrachte  sogenannte  op- 
timistische Theorie  der  sozialen  Bntwicke- 
luDg  letztere  als  das  in  der  bürc'eTlichen  Wiit- 
Bchaftsordnnng  grösstenteils  antoma- 
tiäch  gewonnene  Ergebnis  der  techaisch- 
{Ik  onomischen  Entwickelung  anspricht  und  dar- 
nach Stellung  nimmt  zwischen  der  sogenannten 
historischen  (ethischen),  nach  Wolf  die  Leis- 
tDngsfähifkeit  der  Sozialpolitik  erheblich  tiber- 
schätzenden und  der  sogenannten  klasBlBchen 
(individualia tischen),  die  Leistungsßbigkeit  der 
Sozialpolitik  erheblich  unterschätzenden  Natio- 
naliJkoQOroie.  Da  nach  Wolf  jene  verschtedeue 
Stellongnahme  zur  Sozialpolitik  mit  den  theo- 
retischen Einsichten  in  den  Hechaniamns  („Che- 
mismas")  der  bürgerlichen  Wirtschaftsordnung 
Ensammenhüngt,  ist  nach  ihm  auch  um  dieser 
praktischen  Aufgaben  willen  der  theoretiBcbe 
Betrieb  der  NatinnalSkonomie  neben  dem 
descriptiv -historischen  dringend  gebot£n.  Wolf 
ist  im  Sinne  des  obigen  ein  scharfer  Qegner 
des  sogenannten  „Kathedersozialismus",  dem  er 
giohe  theoretische  und  praktische  Verirrungen 
vorwirft.  Die  Thätigkeit  der  Gevrerk vereine 
betrachtet  er  als  vergleichsweise  subaltem 
gegenüber  dem  Wirken  des  Verbal tniases  von 
Angebot  und  Nachfrage  auf  dem  Arbeits- 
markte, die  Bodenrente  als  privat  Wirtschaft' 
liebes  Einkommen  weist  er  dagegen  zurück. 
Dem  BevOlkeningsgesetz  hat  er  neuerdings 
eine  andere  Fassung  als  Malthns  zn  geben  ge- 

An  Arbeiten  Staats wiasenschaftUchen  In- 
halts veröffentlichte  WolE  a)  in   Buchform: 

Eeform  der  Zuckersteuer  in  Oesterreich,  Wien 
1880.  (Vorschlag  einer  Fahrikatsteuer  mit 
Stenernoten,  seitdem  durch  das  Österreich iech- 
ungariBche  ß.  v.  20.  VI.  Iö8ö  zur  Einführung 
gebracht).  —  Die  Branntweinsteuer,  ihre  Stel- 
Fung  im  Steaersjstem  und  in  der  Volkswirt- 
schaft, ihre  geschichtliche  Entwickelung  und 
gegenwärtige  Gestalt  in  den  einzelnen  Ländern 
and  ihre  Erhebungsformen  (Gekrönte  Preis- 
Bchrift),  Tübineen  1884  (ins  llngansche  über- 
setzt von  Bosan^i,  Budapest  lK8ü;.  —  T'hat- 
sachen  und  Aussichten  der  ostiudischen  £on- 
knn-cnz  im  Weizenhandel,  Tübingen  1886  (ins 
FranzGsiscbe  übersetzt  von  Granileau,  Paris 
1887),  —  Zur  Keform  des  schweizerischen 
Notenhank  Wesens.  Eine  eidgenössische  Giro- 
steile  als  LSanng,  Zürich  18^:17.  —  Die  gegen- 
wärtige Wjrtschattskrisis  (Akad.  Rede),  Tübin- 
fen  1888.  —  Eine  eigenössische  Eochschale  fUr 
taat« Wissenschaft  (Gutachten  erstattet  an  das 
eidgenössische  Departement  des  Innern),  Zürich 
WUH.  ~  Vorschläge  zur  Organisation  einer  eü 
eenOssischen  Bechtsachnle  in  Verbindung  mi 
der  Hochschule  für  Eecb ts Wissenschaft,  erstattet 
dem  eidg.  Departement  des  Innern,  Zürich  188Ü. 
—  System  der  Sozialpolitik,  1.  üd.  (Sozialismus 
nnd  kapitalistische  Uesellschafisordnnng,  kriti- 
sche Würdigung  beider  als  Grundlegung  einer 
Sozialpolitik),  Stnttgart  1892.  —  Verstaat- 
lichung der  Silberproduktion  und  andere  Vor- 


schläge lur  Wähmngsfra^  (Internationale 
Girostelle,  Edelmetall- Cleanng,  Internationale 
Banknot«,  Sparkassenscheine  etc.],  Zürich  1892. 
—  ßCrsenreform  in  der  Schweiz  (Gutachten, 
erstattet  an  das  eidgenüssische  Justizdeparte- 
ment),  Zürich  1896.  >-  Die  Wohnungsfrage  als 
Gegenstand  der  Sozialpolitik  (Vortrag),  Jena 
1896.  —  Die  Arbeitslosigkeit  nnd  ihre  Be- 
kämpfung (Vortrag),  Dresden  1896.  —  Steuer- 
reform im  Kanton  Zürich,  Zürich  1897.  —  Das 
dentache  Keich  nnd  der  Weltmarkt,  Jena  1901. 
b)  In  Zeitschriften  nnd  Sammel- 
werken: 1.  Allgemeine  Zeitung:  WU- 
helra  Roacher,  2  Artikel,  1894.  —  Katheder- 
sozialismuB  und  soziale  Entwickelung,  2  Artikel, 
1896.  —  2.  Finanz-Arohiv:  Das  Österrei- 
ch iscb-nngarische  Branntweinsteuerg,  v.  19.  V. 
1884,  I.  Jahrg.  —  Die  indirekten  Steuern  in 
RuBsland,  II.  Jahrg.  —  Die  Znckerstaner  in  den 
europäischen  Ländern  nnd  in  der  amerikanischen 
Union  1882—1885,  III.  Jahrg.  —  (Deutsches) 
Gesetz  die  Besteuerung  des  Zuckers  betreffend 
v.  1.  II.  1886,  II.  Jahrg.  —  Die  Branntwein- 
steuer in  den  europ^cben  Ländern  nnd  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  von  1884 
bis  1886,  IV.  Jahrg.  —  Das  neue  deutsche 
Reichsbranntweinsteuergesetz,  V.  Jahrg.  —  Die 
Branntweinsteuer  in  den  enropSischen  Ländern 
nnd  in  der  nurdamerikanischen  Union  von  1887 
bis  1889,  VII.  Jahrg.  —  3,  Internatio- 
naler landwirtschaftlicher  Kongress 
in  Budapest  189fi,  Denksehrifteubaud  1897; 
Gutachten  über  die  Fragen  der  landwiitscbaft- 
iichen  Konkurrenz.  —  4.  Meyers  Konver- 
sationelexikon,  3.  Aufl.,  4.  Jahressnpple- 
ment  1883:  Bier  nnd  Biersteuer,  Luxnssteuern, 
Direkte  und  indirekte  Steuern ,  Weinsteuer ; 
6.  Jahressupplement,  1884;  Schank-  und  Schank- 
steuergesetz^ebung ,  Normalarbeitstag: ,  Heim- 
stfttte-Eiemtionsgesetze,  Steuerreform  in  Oester- 
reich, Steuerüberwälzung;  4.  Anfl.,  1.  Jahres- 
supplement: Clearing-  und  Giro-Einrichtungen, 
Nordamerikanische  Silberbill ,  Stenem  der 
Schweiz ,    Zinstuss    (Geechicbte) ,    Enropttlsche 


Wien  1886:  „Sozialismus  nnd  Liberalismus  in 
ihren  geschichtlichen  Beziehungen"  (auch  sepa- 
rat lfi(7  erschienen).  —  6.  Verbandlungen  des 
3.  österreichischen  Agrsrtages,  1885 ;  Die  land- 
wirtschaftliche Krisis .  ihre  notwendige  Ent- 
wickelung und  die  Mittel  zu  ihrer  Mlderung  . 
(Referat  im  Auftrag  der  k.  k.  Mährisch- Schi e- 
sischen  Landwirtschaftsgesellschaft].  —  7.  Zeit- 
schrift des  NiederiSsterreichischen  Gewerbever- 
eins, 1893 :  „Sozialismus  und  bürgerliche  Wirt- 
schaftsordnung" (Vortrag].  —  8.  Zeitschrift  für 
Schweizerische  Statistik:  Internationale  Sozial- 
politik, 1889  (auch  separat  erschienen,  Zürich 
1889).  — 9.  Zeitschrift  för  Sozial  Wissen- 
schaft: Illusionisten  und  Realisten  in  der  Na- 
tionalökonomie, 6  Artikel,  1898.  —  Das  Verhältnis 
von  Eltern  und  Kindern  bei  dem  Landvolk  in 
Deutschland,  1898.  —  Die  Fruchtbarkeit  der 
Ehen  auf  dem  Lande  im  Deutseben  Reich,  1898. 

—  Die  soziale  Frage  im  Lichte  der  Philosophie, 
1898.  —  K.  Th,  Reinholds  „Bewegende  Kräfte 
der  Volkswirtschaft",  1899.  —  Die  Eroberung 
Kubas  durch  die  VereinieteD  Staaten  und  die 
Znknnft  der  europäischen  Zuckeriudustiie,  1899. 

—  Die  Getreidekonjunktur,  1899.  —  Die  Stel- 
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Inng  des  Unternehmere  in  der  Volks  wir  tschafts- 
lehre  und  Volkswirtschaft,  1899.  —  Das  aozial- 
politische  VermKchtnis  Bismarcks,  1899.  —  Der 
Student  und  die  soziale  Frag^  lauch  separat 
ersthieaen  iuit«r  dem  Titel:  jüer  Katheder- 
öozialismuB  und  die  soziale  Frape",  Berlin 
1899).  —  Benierkun^eii  über  die  Vethältnisse 
der  Land  Wirtschaft  im  20.  Jahrhundert,   1900. 

—  Biu    netier    Gegner    des    Malthug,     19Ü1. 

—  lü.  Zeitschrift  tUr  Staatawigsen- 
sebaft:  Die  Zuckerstener,  ihre  Stellung  im 
Stenersystem,  ihre  Erhebungsformen  etc.,  J88:ä, 
~  11.  Die  Zukunft:  Der  KathedersoEialis- 
roui,  3  Artikel,  1895.  —  Lehren  der  letzten 
BOrsenkrisis,  1895. 

Daneben  eine  grosse  Zahl  kleinerer  Auf- 
sätze in  der  Nenen  Freien  Presse,  in  der 
(Wiener)  Deutschen  Zeitung,  Wiener  Landwirt- 
schaftlichen Zeitung,  Baltischen  Wochenschrift, 
(iegenwart,  im  Handelsmnsenm,  in  der  Neuen 
Züricher  Zeitung,  Allgemeinen  Zeitung  n.  8.  n-. 

Dieses  Handivdrterbucb  brachte  aus  der 
Feder  Wolfs:  in  der  ersten  Auflage  die  Artl. 

der  Schweiz.  In  der  zweiten  Auftage  den 
Art.  Banken  in  der  Schweiz. 


de  Wolkoff,  Matthien, 

geb.  im  Jahre  18Ü2  iu  Parahow,  im  russischen 
Gonveruement  Pskow,  gest.  in  Paris  im  Sommer 
1870,  als  Hitglied  der  Societe  d'economie  poli- 
tiqne,  wirkte  längere  Zeit  als  Lehrer  der  pnti- 
tischen  Oehouomte  an  dem  1810  gegründeten 
Institut  für  Strassen-  und  Wasserbau-Ingenieure 
in  Si.  Petersburg,  zog  sich  IH'ä  in  den  Robe- 
stand  zurück  und  verlegte  seinen  \^'otulsitK 
nach  Paris. 

Wolkoff  veröffentlichte  von  Staats  wisse  n- 
sclinftlichen  Scliriften  a)  iu  Buchform:  Des 
reconnaJBsanccs  statistiuues  dans  les  travaux 
preliminaires  ä  la  redactiun  des  projets  d'utilite 
publique,  öt.  Peteriburg  1839  [ntssiächer  Teit 
mit  franztteischer  üebersetKungl.  —  Analyse 
critique  de  l'essai  sur  la  richesse  nationale,  ebd. 
1849  (von  A.  Boutowski  iu  russischer  Sprache 
herausgegeben).  —  Pr^misses  philosophiques, 
on  l'fconomie  naturelle  des  societes,  Paria  1849. 

—  Opuscules  snr  la  rente  fonciere,  ebd.  18.>4, 

—  Lecturesd'cconomie  nolitique  rationitelle,  el)d. 
1861;  dasselbe,  2.  Antl.  u.  d.  T.:  Precis  d'^co- 
nomie  politique  rationnelle,  ebd.  18(>ä.  —  Wol- 
koff übersetzte  die  1.  Abteilung  des  II.  Teils 
von  Thiinens  „Isoliertem  Staaf  u.  d.  T.:  Le 
aalaire  naturel  et  son  rapport  aus  taui  de  l'in- 
tertl.    Paris  1857. 

b)  im  Journal  des  Gconoinistes 
(Paris) :  Des  capitaux  empioyt's  dans  les 
exploitatioua  agricoles,  I.  Sene,  Bd.  XXXVII, 
18ä:-l,  S.  miff.  —  De  rinegalile  des  avantages 
territoriaux,  Bd.  XXXVil,  1853.  S,  3e3flf.  — 
Kote  (h  propos  des  questions  de  M.  Carey,  sur 
la  succes»ion  des  cnltes,  Bd.  XXXVll,  MiäÜ, 
S.  4l(3n',  —  Rellexio&s  snr  la  demoneti^ation  de 
i'or,  IL  Serie,  Bd.  11,  1*64,  S.  181  ff.  —  Le  sa- 
laire  naturel,  d'apres  J.  H.  de  ThUnen,   Bd.  X, 


1856,  S.  263  ff.  -r  Lettre  i  propos  dobservations 
de  L.  Wolowski,  Bd.  XI,  I8ö6,  S.  SOOff.  —  Ex- 
traits  de  sa  tradnction  de  l'ouvrage  de  J.  H,  de 
ThUnen  eur  les  ontriers  agricoles  de  Tellow, 
Bd.  XII,  1856,  S.  398  ff.,  und  Bd.  XV,  18ö7,  S. 
250  fr.  ~  SniJsides  directs  des  industries,  Bd. 
XVI,  1857,  S.  82  fE.  —  Observaüons  snr  le  salaire 
naturel,  de  M.  de  Tbünen  et  snr  le  compte  renda 
de  M.  A.  Leymarie,  Bd.  XVI,  1857,  S.  Ä-Öff. 
^  Compte  reudn  da  mouvement  du  commerce 
eiterienr  de  la  ßnssie,  de  1863  i  1856,  parTh. 
Thocner,  Bd,  XXIII,  1859,  S.  302ft.  —  Obser- 
vations  snr  la  rente  fonciöre  en  Algeric,  III. 
Serie,  Bd.  XIII,  1869.  S.  75  ff.  —  Not«  snr  l'in- 
Uvit  du  capital,  Bd.  XIV,  1869,  S.  2ö9ff.  — 
Brevet  et  rente,  lettre  ä  H.  Jos.  Garnier,  Bd. 
XVI,  1869,  S.  486ff.  —  De  la  rente  des  em- 
placements  dite  rente  tonci&re,  Bd.  XX,  1870, 
S.  155ff. 

In  seinen  „Lectorea"  und  deren  2.  Aufl., 
dem  „Precis  d'^conomie  polit."  (s.  o.)  legt  Wol- 
koff das  Bestreben  au  den  Tag,  mit  veralt^teji 
wirtschaftlichen  Grundbegriffen  aufzuräumen  und 
au  deren  Stelle  den  Fortfchritten  der  Wissen- 
schaft entsprechende  neue  Deünitionen  zu  setzen. 
Er  kommt  aber  über  einzelne  geistreiche  An- 
deutungen liinsichtlicb  der  vorzunehmenden  Um- 
gestaltung der  vornehmsten  Pfeiler  des  national- 
ökonomischen  Lehrgebäudes  nicht  hinans.  W'enn 
er  den  Gruud  des  Eigentums  iu  der  Begrenzt- 
heit der  Materie  erblickt,  so  ist  ihm  insofern 
recht  zu  gebeu,  als  dieser  Eigenschaft  und  der 
örtlichen  Unbeweglichkeit  der  Materie  wegen 
die  Verteilung  und  Usurpation  des  Grundeigen- 
tums mit  den  ersten  Anfängen  der  Kultnr  sieb 
vollzog.  Eine  individuelle  Willensthätigkeit 
schuf  und  verteidigte  den  Eollektivbegriff  des 
Eigentums,  und  erst  zu  dessen  Schutze  entstanden 
die  Gemein  de  verbände,  bildeten  sich  die  Staaten, 
aber  nicht  nur  für  jene,  sondern  für  alle  Zeit 
ist  zu  konstatieren,  dass  das  Charakteristische 
der  geistigen  Güter,  die  Wolkoff  dem  begrenzten 
raalerielleu  Eigentum  gegenüberstellt,  darin  be- 
steht, dass  sie  neben  ihrer  Unbegrenztheit  auch 
die  ünveräuaserlichkeit  vor  dem  materiellen 
Einzeleigentum  voraos  haben,  indem  die  Isamen 
der  beriihmten  Denker,  Dichter,  Künstler  und 
Erfinder  in  der  KultnrgescJiichte  fortleben.  Üb 
der  Wi.'taenschaft  wirklich  damit  gedient  wäre, 
wenn,  wie  Wolkoff  Vorschlag'!,  die  Begriffe 
Tausch  und  Preis  ihrer  transitiven  Beziehungen 
anf  den  Menschen  entkleidet  worden?  Wolkoff 
folgert  sehr  richtig,  dass  in  diesem  Falle  auch 
für  die  menschliche  Arbeit  eine  sachlich  prft- 
cisere  sprachliche  Bezeichnung  gefunden  werden 
müsKte;  ob  aber  der  Arbeitslohn  dadorcb  anf 
ein  subjektiv  hGberes  und  ausser  der  Menschen- 
würde auch  die  materielle  Begehrlichkeit  be- 
friedigendes Studinm  gelangen  würde,  wenn 
ein  anderes  Wir  tschaft  sgesetz  ihn  regulierte 
als  dasjenige  von  Angebot  und  Nachfrage,  ist 
auf  ahseh^e  Zeiten  undenkbar.  Ausserdem 
kommt  es  doch  einzig  darauf  an,  da.«  der  Preis 
für  eine  Arbeitsleistung  hinsichtlich  seiner  An- 
gemessenheit gerecht  tst,  und  ob  die  Sprache 
fUr  die  Bewertung  der  Waren,  der  menschlichen 
produktiven  Arbeit  uud  der  persdnlichen  Dienst- 
leistungen nur  eine  gemeinsame  Bezeichnung 
kennt,  ist  für  den  Endeffekt,  die  prompte  Zah- 
lung des  redlich  verdienten  Lohnes,  ziemlich 
gleichgiltig.    Id  seinen  Austahrangen  über  die 
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Grnndrente  lehnt  sich  WolkofE  im  weaentlicheo 
&n  Eicardog  und  ThUnena  Lehre  an.  Die  Ab- 
schnitte I— XIII  »einer  „Lectures  d'feonomie 
polit.  rationnelle"  bringen  eine  sehr  inatruktiTe 
Darstellung  der  ThUneuBchen ,  im  „iBolierteu 
Staate'  niederg-elegten  UnterBnchnngeii,  weiche 
das  liestreben  hennzeicliuet ,  die  Tlieorieen  des 
deutuchen  Forschers  Über  Bodenrente  und  Lohne 
in  weitereu  Kreisen  Frankreichs  bekannt  zu 
.machen. 

Vgl.  über  Wolkoff:  Leymarie,  Compte 
rendu  de  „le  salaire  namreP  de  H.  de  ThQnen, 
in  Journal  des  Eronomistes,  2.  Serie,  Bd.  XV, 
Paris  1857,  S.  260fr.  (Polemik  gegen  eine  Reihe 
Sätze  Thiinens  in  der  Wölk  off si'beii  Ueber.setsung 
des  „Isolierten  Staates".  Die  Beplik  Wolkoffi 
8.  o.)  —  Uarnier.  Leclures  d'^conomie  polit. 
rationnelle  par  Wolkoff.  ('omiite  reiidn,  in 
Journal  des  Econoinistes,  IIl.  Serie.  Bd.  II,  ebd. 
1866,  S.  307 fr.  —  Brentano,  v.Thünensnatur- 
geniäaser  Lohn  und  Zinsfnss,  (iOttingen  18(i7,  S.  6. 

—  Berens,  Versuch  einer  kritischen  Dosfraenere- 
'tKhichte  der  (imndrente,  Leipzig,  1868,  S.  78/19. 

—  Journal  des  EconoinisTes,  III.  Serie,  Bd.  XL, 
Paris  1876,  S.  127,'28  (Nekrolog  Wolkoffa).  — 
Vaperean,  Dictionnaire  des  contemporains, 
6.  Aufl.,  ebd.  1093,  S.  1604'5.  —  t.  Komor- 
jsynski,  Thünens  natorfremäsper  Arheitslohn 
.{in  Zeitsehrift  für  Volks ivirtsehaft,  Sozialpolitik 

und  Verwaltung,  Bd.  III,  Heft  1,  Wien  1894, 
S.  m,  34). 
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Statistik. 

L  Allgemeines.  U.  Die  Eohwoll- 
prodnktion.  A.  Die  europäischen  Staaten.  1. 
Bu^'slajid.  2.  Grossbritannien.  Z.  Frankreich. 
i.  Die  übrigen  europSischen  Staaten.  B,  Die 
anssereuropäiathen  Staaten,  ö.  Die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  6.  Die  alldamenka- 
nischen  Staaten.  7.  Die  englischen  Kolonieen. 
8.  Andere  ausserenropäische  Gebiete,  !).  Ueber- 
»icht  der  Eohwollproduktion.  III.  Wollin- 
dustrie. 1.  Allgemeines.  2.  Grossbritannien. 
.3.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  4.  Deut- 
sches Reich.    5.  Frankreich.    6.  Oesterreich. 

I.  Allgenieines. 

Sciir  verschieden  hat  sich  in  Europa  in 
den  letzten  Jahrzehnten  die  Scliafwollpro- 
duktion  und  die  Schaf  Wollindustrie  ent- 
wickelt Jene,  frilher  ein  wichtiger  Zweig 
der  eiiTOpäischeo  Ijandwirtschaft,  ist  durcii 
einöfürmüchePreisrevoluIJün  zu  einer Keben- 
prodiiktion  herabgesunken ;  diese  ist,  olisclion 
.»ie  in  letzter  Zeit  mit  Schwierigkeiten  zu 
kämpfen  hat,  in  Bezug  auf  die  Menge  des 
Vei'brauches  und  den  Umfang  ihrer  Thätig- 


keit  zu  bedeutender  Blüte  empoi^estiegen. 
Beides  stellt  sich  als  eine  uniniltelbare  Folge 
der  mächtigen  Entwickelung  des  modernen 
Verkehrswesens  dar,  wodurch  die  Seewege 
abgekürzt,  das  Volumen  der  Frachten  diurch 
Pressen  verringert,  die  Fraclilspesen  ausser- 
ordcDtllch  herabgesetzt  wurden,  so  dnss  die 
übei'seeisclicn,  ziir  Scliafzuciit  besonders  ge- 
eigneten Gebiete  den  Industriecentren  ge- 
wisBermassen  vor  die  Thore  gelagert  wur- 
den. Hierdurch  gewannen^  die  australischen 
Kolonieen  sowie  die  Gebiete  in  Südafrika 
imd  Südameiika  cioea  Markt  für  das  fast 
wertlose  Produkt  ihrer  tuigeheuren  Schaf- 
herden. Rasch  wurde  die  Gelegenheit  1»- 
nützt,  und  von  Jalir  zu  Jahr  steigerte  sich 
das  Quantum  der  aus  diesen  Gegenden  nach 
Europa  geworfenen  WoUe.  Noch  1807  be- 
liefen sich  diese  Ziifnhron  auf  wenig  mehr 
als  150  Mill.  kg,  2.')  Jahre  spater,  189."»,  be- 
trugen sie  IcrcHs  an  GüÜ  Mill.  kg  und  auch 
gegenwärtig  (I9(Kl)  hei  foi-tgesetzten  Re- 
duktionen an  410  Mill.  kg.  Anfänglich  war 
die  überseeische  Wolle  meist  grob  und  un- 
rein, so  dass  die  feineren  WoUsorieu  Eu- 
ropas ausser  Konkurrenz  waren ;  l»ald  jedocli 
lernten  die  überseeischen  Landwirte  ihr 
Produkt  durch  Verbesserung  der  Schafzucht 
durch  Einfillirting  der  Schaf  wüsche,  durch 
Einrichtung  von  Wolii«inigungsanstalten  etc 
so  sehr  zu  heben,  dass  es  mit  dem  besten 
Rohmiilerial  Europas  sich  zu  messen  ver- 
mochte. Da  nun  diese  Rohwolle  zw  ausser- 
ordentlich niedrigen  Preisen  angeboten  wer- 
den konnte,  sanken  auch  die  Preise  der  iu- 
landisclien  Wolle.  Diese  sinkenden  Preise 
Hessen  die  Schuf wollprodiiküon  nur  unter 
den  günstigsten  Verhältnissen,  oft  bloss  als 
Nebenproduktion  rentabel  erscheinen,  und 
damit  musste  sich  die  QuautitSt  verringern, 
häufig  auch  die  (Juatität  verscldechtem,  wo- 
durch sich  eine  merkwürdige  Preisliewe- 
giing  ergab,  die,  wie  folgende  Tlebersicht  der 
Wollpreise  auf  ilom  Londoner  Markt  zeigt, 
zu  Ungunsten  der  inländisclien  Wolle  ausfiel. 

DurchschnittHpreisc  von  Rohwolle. 

itn  u...;».  Merino 

Jahres-  EngHsh  !t',^!\^'  Port 

durch-  Lincoln  ^^f^'^'-  Phillip 

schnitt,  halt  hogs  ™,^  Average 

resp.  ^"^^  flee« 

Jahre  per  Engl.  Pfund  in  Pence 

1867-77  19»,  9''s  2i',4 

1878-87  11^,,  8\  i8'/i 

1«86  lo  t-,,  15';. 

185»  II  7',*  '6 

1892  8»,  6  13 

18i)ä  12  5','»  12 


Die  Befürchtung,  dass  die  europäische 
Wolipreduktion  Tollständig  und  zwar  um  so 
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rascher  eingehen  werde,  als  selbst  bei  den 
tiefsten  Preisen  die  überseeische  Wolle  mit 
Gewinn  geliefert  werden  konnte,  trat  aller- 
dings niclit  ein ,  aber  die  LandwirtBchaft 
■war  doch  genötigt,  von  der  Aufzucht  der 
Schafe  für  Zwecke  der  Wollzucht  überzu- 
gehen zur  Aufzucht  von  Fleischtieren,  und 
nnr  wenige  Staaten,  wie  Frankreich  und  Eng- 
land, vermochten  unter  Ijcsonderen  Uraslän- 
den  vorübergehend  ihre  heimische  WoUpro- 
duktinn  zu  vergrössern.  Im  ganzen  zeigt 
die  WoUproduktion  Europas  fortgesetzt  nur 
RückgäDge,  während,  wie  weiter  unten  ge- 
zeigt vM.  die  Wolliodnstrie  sich  gut  ent- 
wickelte. 

II.  Die  Rohwollproduktion. 

A.  Die  eniopälBchen  Staaten. 

1.  Rassluid.     Die  grCssten  Schafwoll- 

Eroduzenten  in  Europa  sind  Russland,  Eng- 
md  und  Frankreich.  Zwei  Dritteile  der 
europäischen  Produktionsmenge  wird  von 
diesen  Staaten  geliefert  Die  rusai.sche  Pro- 
duktion selbst  ist  grösser  als  die  von  Eng- 
land und  Frauicreic!!  zusammen.  Im  euro- 
päischen Hussland  mit  Polen  belief  sich 
der  Schafstaiid  1882  auf  rund  51,3 
MiU.,  1888  auf  nur  48,2  MiU.  Stück.  10 
Jahre  später  (1898)  wird  der  Schafbestand 
för  Russland  und  Polen  zusammen  mit 
41,37  Mill.  Stück  angegeben.  Dazu  sind 
aber  noch  20,82  3£U1.  im  Kaukasus  und  12,6 
Hill,  im  asiatischen  Russland  zu  zälilen,  so 
dass  der  ganze  russische  Schafbestand  etwa 
74,8  Mill.  Stück  botragen  dürfte.  Da  nach 
russischen  Quellen  der  Ertrag  per  Schaf 
sich  auf  6  Pfund  (russisch)  belaufen  soll,  so 
wird  man  die  Wollproduktion  Russlands  um 
188:i  auf  126,12,  um  1888  auf  118,02  und 
für  1898  nur  auf  101,6  Jtiil.  kg,  mit  Einrec-h- 
nung  von  asiatisch  Hussland  aber  auf  183,8 
Mill.  kg  schiltzen  dürfen. 

2.  OroBSbritannien.  In  Grossbritannien 
mit  Irland  unterlag  der  Schafstand  in  den 
letzten  Deceonien  sehr  heftigen  Schwan- 
kungen, die  mit  den  Bcwcgimgen  auf  dem 
Wollmarkte    unmittelbar    zusammenhingen. 

.  1868  belief  sich  der  Schafstand  auf  3,'),6  Mill. 
Stack,  1882  nur  noch  auf  27,4  Mill.  1892 
war  er  wieder  auf  33,64  Mill.  Stück  ge- 
Büegen,  bis  1895  auf  29,77  Mtll.  Stück  ge- 
sunken. 1899  uud  1900  belief  er  sich  wie- 
der auf  31,68  resp.  30,98  Mill.  Dement- 
sprechend betrug 

die  englische  Wollproduktion 
im  Jahre    lüUO  Pfd.  im  .Fahre    1000  Pfd. 

1880  148729  18tJ4  142000 

lH8;-i  128338  1Ö95  135000 

Jim  J3654S  lölÄ  136000 

1890  13772s  18!t7  139000 

Itfttl  147474  l&ia  139000 

löaa   153000     1899   140000 

1893  151000  1900  141000 


8.  FTBflkreich.  In  Frankreich  hat  sich 
in  den  letzten  50  Jahren  der  Schafstand  fast 

beständig  verringert.  Man  zählte  1840  32.9, 
1862  29.5,  1879  23,0,  1889  22,0,  1894  20,72 
und  1899  21,36  MiU.  Stück.  Trotzdem  ist 
die  Woll Produktion  auch  in  den  letzten 
Jaiuen  recht  bedeutend.  Sie  wird  offiziell 
geschätzt 

im  Jahre    anf  Mill.  kg    im  Jahre    anf  Hill,  kg 
1860  60,0  1896  41,38 

1885  47,46  1896  39,14 

1890  59,18  1S97  41,03 

1893  43.53      l««     41,56 

1894  41,16      1899     41,19 

4.  Die  übrigen  enropäischen  Staates. 

Einen  bedeutenden  Schafsland  iiat  Spanien, 
obschon  er  gleichfalls  in  Abnahme  begriffen 
ist.  Nach  der  offiziellen  Resefia  gw^rafica 
y  estadistica  zählte  man  in  Spanien  ohne 
Navarra  und  die  baskischen  Provinzen  um 
1880  13,77  MilL  Schafe.  189Ö  wird  der 
Schafstand  auf  16,5  MUl.  Stück  geschätzt 
Hechnet  man  nur  l*/i  kg  als  Wollertrag 
von  einem  Schafe,  so  ergiebt  dies  eine  WoU- 
produktion  von  rund  30  Mill.  kg. 

Die  grosse  Wollpi-oduktion  Deutsch- 
lands ist  gleichfalls  durch  den  Rückgang 
des  Schafstandes  wesentlidi  reduziert  wor- 
den. In  den  liOer  Jahren  zählte  man  noch 
28,  im  Jahre  1873  nicht  ganz  25.  1883 
bloss  19,19,  1897  nur  10,87  und  1900  gar 
nur  9,67  Mill.  Schafe.  Als  Wollertrag  per 
Schaf  wird  durchscimittlich  1^/»  kg  ange- 
nommen. Danach  würde  die  Wollproduktion 
lim  1883  auf  25,6,  um  1897  auf  14,5.  um 
1900  auf  12,9  Mill.  kg  zu  schätzen  sein. 

In  Oesterreich-Ungarn  zählte  man 
1857  rund  16  Vi  Mill.  Schafe,  1880/84  15,02 
Mill.  Sciiafe.  Zum  letzten  Male  wurde  1890  in 
Oesterreich,  1895  in  Cngam  der  Vielistand 
erhoben.  Die  Zahl  der  Scliafe  belief  sich 
danacli  dort  auf  3,19,  hier  auf  8,12  Mill- 
Stück.  Die  Wollproduktion  wird  fQr  Ungarn 
für  1880  auf  17,22  und  für  1895  auf  11,8, 
für  Oesterreich  11m  1880  auf  4,9Ü.  für  1890 
auf  4,14  .Mill.  kg  zu  schätzen  sein. 

In  Italien  betnig  die  Anzahl  der  Schafe 
1875  rund  7  MUl.,  1881  dagegen  8,6  und 
1890  wieder  rund  6,9  Mill.  Die  \A'ollpro- 
dnktion  wunie  früher  mit  rund  10  Mill.  kg 
angegeben,  für  1891  aber  auf  9,77  MiU.  kg  be- 
reclinet 

In  Portugal  zälilto  man  1870  etwas 
über  3  Mill.  Scliafe,  wonacli  man  die  Woll- 
produktion auf  rund  5,36  Mill.  kg  sc-hätzt. 
Derzeit  dürften  kaum  mein-  als  ü  Mill.  kg 
gewonnen  werden, 

Grös-ier  ist  die  Wollproduktion  in  Ru- 
mänien, dessen  Schafsland  1860  4,81, 
1873  4,79,  1890  5,0  und  1900  5,64  .Mill. 
Stück  betrug.  Danach  wird  die  Wollpro- 
duktion für  1900  auf  etwa  8,5  MiU.  kg  be- 
rechnet. 
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Für  die  S  c  h  w  e  i  z  wird  in  Purrers  VolkB- 
-wirtschaftslexikon  die  'Woliproduktion  bei 
einem  Schafstande  vod  341 804  Stück  auf 
512706  kg  geschätzt.  1896  war  der  Schaf- 
Btand  anf  271901  StQck  gesunken,  so  dasB 
die  WoUgewinnung  nur  auf  450000  kg  be- 
rechnet werden  kaiin. 

In  den  anderen  Staaten  betnig  nach  den 
neuesten  Erhebungen  der  Sehafstand 
■"  ™  ''■»—  StOik 

6  368  291 
1900  303644 

Griechenland    1884  3  4^4954 

Norwegen        1890  14'7  524 

Schweden         1898  13914B2 

Dänemark        1898  1 074413 

Finland  1697  1  101 45^ 

Niederlande      1898  736  600 

Belgien  1896  33573a 

Malta  1898  13895 

Zasammen  19317981 
Am  Ende  der  80  er  Jahre  wurde  der 
Schafbestand  dieser  Staaten  noch  mit  rund 
22  MiU.  angegeben,  so  dass  ein  Rückgang 
von  fast  3  MUl.  Stück  eingetreten  ist.  Bei 
einem  mittleren  WoUertrage  von  aiir  l'/s  kg 
konnte  man  daher  die  'WoTlproduktion  dieser 
Staaten  damals  auf  rund  30  Mill.  kg  schätzen, 
während  sie  jetzt  bäum  mehr  als  25,73  Mill. 
kg  betragen  dOrfte. 
B.  Die  aasaereuropälBohen  Staaten. 
6.  Die  Vereinigen  Staaten  von  Ame- 
rika. Qanz  anders  als  in  Europa  hat  aich 
im  letzten  halt>eQ  Jahrhundert  die  Schaf- 
zucht in  Amerika,  Australien  und  Stldafrika 
entwickelt  Hier  ist  nämlich  infolge  der 
rasch  gesteigerten  Absatzmöglichkeit  und 
des  zunehmenden  Verbrauches  von  Wolle 
die  Zahl  der  Schafe  fast  Jahr  für  Jahr  ge- 
wachsen, obschon  auch  fi-üher  der  Sehaf- 
stand ein  sehr  grosser  war.  Speciell  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
hat  sich  seit  1850,  wie  folgende  Tafel  zeigt, 
der  Sehafstand  verdoppelt,  die  Wollproduk- 
tion aber  auf  das  fünf-  und  sechsfache  ge- 
hoben. 

Schafstand    und    Woliproduktion^) 
Millionen 
im  Jahre    Stück  Schafe    Pfd.  Wolle 
1850 


1860 

1870 
1880 


28,50 
40,77 
50,36 

44,34 
43,43 


')  Die  Schätzung  der  Woliproduktion  ent- 
hält nicht  nur  die  Schurwolle  der  lebenden 
Schafe,  sondern  auch  die  Wolle  der  im  Jahre 
geschlacbteten  Schafe. 


1  Jahre    Stück  Schafe    Pfd.  Wolle 


1900 


37,66 
39,11 

41,88 


389 


Trotz  dieses  grossen  seit  11 
schwankenden  Wachstumes  ist  der  inlän- 
dische Bedarf  so  bedeutend,  dass  die  ameri- 
kanische Union  nur  eine  geri^e  Ausfuhr 
einheimischer  Wolle  besitzt.  Diese  belief 
sich  1860  auf  1  MiU.,  1891  auf  291922, 
1893  auf  91858,  1896  auf  6945981.  1898 
auf  121139,  1899  auf  1683419,  1900  auf 
2200309  Pfd.  Dagegen  ist  die  Einfuhr 
fremder  Wolle  sehr  gross  und  bis  in  die 
jOngsle  Zeit  im  Wachsen.  Sie  betrug  1850 
18,7,  1891  129,3,  1893  172,4,  1896  230,9. 
1897   350,9,    1898   132,8,    1899  76,7,   1900 


1897   350,9,    18Ü 
155,9  Mill.  Pfd. 


Die   sfidanieribaDischen    Staaten. 

Bei  den  südamerikaniachen  Staaten  Argen- 
tinieu  und  Uruguay  ist  die  yeststellung 
exakter  Ziffern  rücksichtlich  des  Schafbe- 
Standes  mit  besonderen  Schwierigkeiten  ver- 
bunden ,  Für  Argentinien  behauptet  eine 
offizielle  Publikation  von  1893')  entg^en 
den  früheren  DarBtellungoD  eine  beträcht- 
liche Zunahme  des  Scha&tandes,  indem  sie 
ihn  für  1883  mit  65,  für  1892  mit  75  Mill. 
Stück  Mgiebt.  Dieses  Wachstum  von  durch- 
schnittlich einer  Million  Schafe  per  Jahr 
stimmt  allerdings  mit  dem  Wachstum  der 
Wollausfuhr  gut  überein.  Für  1895  wird 
wieder  ein  Bestand  von  74  379  562  Schafen 
angegeben,  wonach  also  kein  weiteres  Wachs- 
tum eingetreten  wäre.  In  Wirklichkeit  dürfte 
der  Schafstand  viel  grösser  sein,  da  die 
Wollausfuhr  seit  1892  wieder  ausserordent- 
lich zugenommen  hat  und  derzeit  so  gross 
ist,  dass  auf  ein  Schaf  mehr  als  3  kg,  aller- 
dings ungewaschene,  Wolle  entfällt.  Nadi 
den  offiziellen  Handeisaus weisen  betrug  näm- 
lich die  Wollausfuhr  (von  Lana  sucia,  un- 
gewaschener Wolle)  tausend  kg: 


im  Jabres- 
dnrctuchnitt 
1877— 18H0      9a  029 
1881—1885    115206 
1886—1890    126644 


1893  123330 

1894  161907 
301  353 


155946  1896    187619 

1896-1900    190054  1897    205571      ■ 

im  Jahre  1898    221  zU 

1880           9714Ö  1899    337111 

1885          128393  1900    101  113 

1890  118406 

Nimmt  man  also  auch  an,  dass  der  ganze 

Wollertrag  zur  Ausfuhr  gelangt,   so  muss 


n,g,t,7ed::yC00^1e 
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doch  der  Schafsfand  wesentlich  grösser  sein, 
als  ohen  angegeben  wurde. 

In  Uruguay  betnig  nach  dem  offiziellen 

slatiatjschen  Jahrbuch  der  eioer  Besteuerung 

unterliegende  ^chafstand  Mill.  Stück: 

im  Jahre  im  Jalire 


1800 
1893 

1894 


12,3 


1896 


Nach  Hon.  Roiistans  Berechnungen ')  auf 
Grund  des  Zun  ahme  Verhältnisses  von  1860 
bis  18S6  mit  EinrechnuDg  der  Schafe  am 
Lande,  f(lr  die  keine  Steuer  gezahlt  wird, 
soll  dagegen  schon  1888  der  Schafetand  sich 
auf  2ii  Hill.  Stück  belaufen  haben.  In  der 
That  dürfte  der  gesamte  Schafbestand 
den  besteuerten  um  weQigetens  50  Prozent 
übertreffen,  denn  die  Au afiitinn engen  von 
Rohwolle,  die  auch  hier  als  identisch  mit 
der  Woll Produktion  angenommen  werden 
dürfen,  setzen  eben  einen  viel  grösseren 
Hertlen bestand  voraus.  Die  Ausfuhr  von 
Rohwolle  (Lana  sucia)  betnig  nämlich  in 
tausend  hg: 

im  Jahre  im  Jnhre 

1880        18800  miö        50765 

1886       29337  lÖS"       4*850 

1890  21940  1897       5167S 

1891  25910  1898       4101z 

1892  27*79  1890         39  315 

1893  i8  789  1900       26  755 

1894  39>57 
7.  Die  englischen  Kolonieen.    Noch 

grösser  ist  die  Zahl  und  die  Vermeiirung 
der  Schafe  in  den  englifeclien  Eolonieen  von 
Australien,  obschon  sich  neuostens  ein 
Abfall  bemerkbar  macht,  Nach  den  offi- 
ziellen Ausweisen  belief  sich  hier  die  An- 
zalü  der  Schafe  auf  Mill.  Stück: 
im  Jahre  im  Jahre 

1877         59,70  189a        121,84 

1880         75,16  1893        119,24 

18H3  83,37  1895         111,63 

1890  114,12  1898        100,47 

1891  124,64  1899  93,64 
Von  1877—1891  liat  sich  also  die  An- 
zahl der  Schafe  mehr  als  verdoppelt,  und 
auch  1899  ist  der  Herdenbestand  um  gut 
50  ".'0  grösser  als  1877.  Sehr  bedeutend 
ist  aucli  der  Scliafstand  von  Britisch  Süd- 
afrika.   Er  betnig  tausend  Stück  in: 

im  Jahre  Cupland  Natal 

1891  16  706  828 

1895  15646  971 

1898  12  640  600 

Für  Indien,  abgesehen  von  Bengal 
und  den  Centralprovinzeu,  wurde  der  Schaf- 
bestand offiziell  im  Jahre  1891-92  mit  mnd 


29,0,  1897/98  gar  nur  mit  17,3  MüL  Stück 
angegeben.  Er  dürfte  jedoch  viel  grösser 
seiu.  In  Britisch  Nordamerika  scheint' 
die  Anzahl  der  Schafe  nur  massig  zu  wach- 
sen. 1881  belief  sie  sich  auf  3,09,  1891  auf 
3,29  Mill.  Stück  und  dürfte  1899  auf  3,5 
Mill.  geschätzt  werden  können.  Besonders 
stark  scheint  die  Vermehrung  der  Schafe 
auf  den  Falkland sinseln  zu  sein,  wo  1885 
516975,  1899  779  911  Schafe  gezählt  wur- 
den. Der  Import  von  Rohwolle  von  den  Falk- 
landsinseln  nach  England  stieg  daher  auch 
von  etwa  1,5  Mill,  Pfd.  im  Jahre  1885  auf 
5,18  im  Jahre  1893  und  465  Mill.  Pfd.  im 
Jahre  1900.  Auch  auf  Ceylon,  -wo  1899 
84215,  auf  Lagos,  wo  1899  1843,  und  auf 
Jamaika,  wo  1899  16000  Schafe  gezählt 
wurden,  wird  Schafzucht  in  beachtenswertem 
Masse  getrieben. 

Einen  weiteren  Einblick  in  die  Wollpro- 
duktion der  englischen  Kolonieen  gewähren 
die  auf  folgender  Seite  verzeichneten  Aus- 
fiihi'daten  dieser  Gebiete,  Für  Australien 
scheinen  sie  einen  grösseren  .Schafstand  als 
den  nachgewiesenen  anzudeuten,  da  die. 
Ausfuhnnenge  so  gross  ist,  dass  auf  ei« 
Schaf  bis  zu  6  Pfd.  WoUe  entfallt.  Für 
Capland  und  Natal  sind  die  Aiisfnhrmengen 
offenbar  durch  die  Schafherden  des  weiten 
Hinterlandes  erhöht,  für  Indien  und  Canada 
durch  inländischen  Verbrauch  sehr  gedrückt. 

Demnach  hat  sich  die  WollpiTHluktion 
seit  1870  in  Australien  in  24  Jahren  auf 
das  3  fache,  im  Capland  und  in  Natal  schon 
in  20  Jahren  auf  das  Doppelte  resp,  auf 
das  9fache  erhöht,  auch  gegenwärtig,  nach- 
dem ein  beträchtlicher  Abfall  erfolgte,  ist 
die  Ausfuhr  einheimischer  Wolle  aus  diesen  ■ 
Kolonieen  3  mal  grösser  als  1870;  denn  sie 
betnig  1870  110,  1891  340,9,  1898  318,7 
Mill,  kg. 

Stets  hölier  als  diese  offiziellen  Nach- 
weise und  von  ihnen  abweichend  sind  die 
Angaben  im  Economist  über  die  Zufuhren 
nach  Europa  und  Amerika  aus  Australien 
und  dem  Capland  (inkl,  Natal),  Doch  zeigen 
auch  sie,  wie  folgender  Tafel  zu  entuehmen, 

stetes  Wachstum  der  Ausfuhrmenge, 

Wollzufuhren  nach  Europa  und  Amerika 


Anstralien  .    Capland      Zusammen 
taugend  engrlische  Pfnnd 
437600  75200  512800 

679600 

860800 


102400 


908  o< 
S41  600 
843200 

763200 
638400 
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im  Jahre 

AuBtralieu') 

CapkoloQie        Natol 

Brit.-Oatindien') 

Canada') 

Zn^mme 

1870 

185500 

37283              3  6'3 

13118 

2471 

241  985 

1880 

345010 

42469            15283 

22603 

3619 

428  984 

l«flO 

65  656            26  780 

1048 

642638 

7552'            2768S 

22314 

769269 

1892 

24  7 '8 

916 

66660           »4  067 

24249 

1169 

671  776 

54  5'fi            17795 

31  ISO 

775  34» 

644  865 

31042 

6.9468 

73443            25538 

2843J 

3916 

750798 

1897 

696988 

604099 

73  733            24  293 

27978 

731  117 

1899 

? 

69290            20435 

31936 

90 

■)  Für  1870  die  Gesamt-  (Bnttt«)  Ausfuhr,  von  1880  ab  die  Nettoaasfuhr,  nlso  mit  Ab- 
rechnung der  von  auswärts  importierten  Wolle.    Die  Bmttotinsfiihr  betrug  1880  374080316  Ibs. 

'j  Für  die  Fiskaljahre,  welche  mit  31.  März  des  dem  genannten  Jahre  folgenden  Jahre 
endigen. 

')  FUr  die  Fiskaljahre,  welche  mit  30.  Jnni  dea  genannten  Jahres  endigeu. 


8.  Andere  anssereuropälsche  Gebiete. 

Ausser  den  bisher  erwähnten  Staaten  und 
Kolonieen  haben  noch  viele  andere  Gebiete 
in  Asien,  Afrika  und  SOdamcrika  eine  be- 
achtenswerte  WoU Produktion,  doch  lassen 
sich  hierftlr  kaum  genauere  Daten  geben, 
da  über  die  Grösse  des  inländischen  Ver- 
brauches fast  nichts  bekannt  ist  und  Aber 
die  Ausfuhr  nur  unvoUkommeDe  Daten  zu 
erlangen  sind. 

Hervorragend  unter  diesen  Qebieten  ist 
die  Tflrkei,  von  wo  mit  Einsehluss  des 
euro[äischen  Gebietes  England  re^lraässig 
sehr  bedeutende  Quantitäten  Rohwolle  be- 
zieht. Die  Einfuhr  von  ßohwoUe  aus  der 
europäischen  und  asiatischen  Türkei  nach 
England  beti-ug  nämlich 

jlhre  »»■  «»e''  Pf"»-  jihre  «*»■  «"K'-  P" 

1880  12,43  IH»?  25,73 

1890  17,46  1898  14,10 

189Ö  21,87  1K99  9,90 

1896  i6,S4  1900  16,38 


0,76 


1,56 


1900 


Bedeutend   kleiner   ist  die  Wollauefuhr 
IS  Aegypten.    1880  wurden  1,28,    18!»lrechnen 


1,04    Mill.    kg    Wolle    von    Aegypten    nach 
Grossbritannien  exportiert. 

Der    gesamte    Export    von    Wolle   ans 
Aegypten  betrug 
1890      1.16  1894      1.16  1898      i.io 

1895 

189G 

1897 

In  Algier  betrug  der  Schafstand    1887 
10,8r.,  1897  7,72,  18Ü8  7,03,  1899  7,52  Mill. 
Stück,  die  Wollausfuhr 
1887      8,99  1893      9,42  1897      6,94 

1890  6,08  1894      8,64  1898      5,13 

1891  5,94  1895      4J4  1899      5.90 
189S      6,74           1896      4,33 

Auch  von  Peru,  Chile,  Venezuela. 
Paraguay,  Brasilien  und  einigen 
westiudischen  Inseln  bezieht  England 
Rohwollen  verschiedener  Art  Die  Pr<>duk- 
tion  in  diesen  Gebieten  schälzt  man  danach 
auf  rund  30  Mill.  kg. 

9.  üebersicbt  der  RohwoDprodiihtion. 
Nach  diesen  Anraben  lässt  sich  die  Woll- 
prodiilttion    der  Erde   folgend ermasson   he- 


Wollproduktic 

L  Europa. 

im  Jahre  Hill.  I 

Rusaland 1882  126,1 

GrossbritannieD  mit  Irland  .    .        1880  67,5 

Frankreich 1882  57,8 

Spanien 1880  30,0 

Ungarn 1880  17,2 

Deutsches  Reich 1S83  25,6 

lullen 1881  drca  12,0 

Rumänien 1880  circa    9,0 

Portugal 1870  5,3 

Oesterreich 1880  4,9 

Schwei« 1886  0,5 

Andere  enropäische  Staaten  30,0 

Zusammen  336,0 


Q  Jahre 

Mill.  kg 

1899 

63,56 

1899 

41,19 

189Ö 

1896 

ii;8o 

1900 

12,90 

1891 

9,77 

1900 

8,50 

19Ü0 

1890 

25,73 

318,69 

Dl 
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n.  Ausserenrop&ische  Gebiete. 


Anatralien    .    .    .    . 
Ai^entinien  ... 
Vereinigte  Staaten 
Capland  mit  Matal 


4,50 
'4,50 

circa    5^ 


ZneammeD 
im  ganzen 

Daimch  betrug  die  WoUprodiiklion  der 
Erde  am  Eade  des  JahrhuDderts  ca.  1100 
Mili.  kg,  während  sie  um  1880  etwa  854, 
nm  lyOO  etwa  1025  Hill,  kg  betragen  hat. 
Die  Zunahme  von  ca.  250  Mili.  kg  in 
20  Jahren  ist  aiisBehlieBSlich  durch  die  über- 
seeische Produktion  hervoi^enifen,  denn  in 
Europa  ist  besonders  im  letzten  Decennium 
die  Fruduktion  oIleDthaibeu  zuriickgegangen. 
Für  1880  konnte  sie  noch  auf  386  MiU.  ig 
berech Q et  werden,  für  1890  ergab  eine 
gleichartige  Berechnung  kaum  370  Mill.  kg 
und  um  1900  dürfte  sie  kaum  noch  318 
Mill  kg  beiragen,  da  in  der  vorhingegebencn 


853,88 


DarstelluDg  für  einige  Lilnder  die  alteren 
Daten  beibehalten  werden  mussten. 

Das  Wachstum  der  flberaeeischeu  Pro- 
duktion, die,  wie  nachfolgende  Tafel  zrigt, 
bereits  lb95  sich  auf  mnd  785  Mill.  ig 
belieE  und  in  den  nächstfolgenden  Jahren 
etwas  gedrückt  war,  ist  hauptfiachlich  auf 
die  Zunahme  der  Ausfuhren  aus  Australien, 
Ai^geDtioien,  Uruguay  und  Südafrika  zurück- 
zuführen. 1880  exportierten  diese  Gebiete 
erst  298,7  Mill.  kg,  1895  betrug  ihr  Export 
577,8,  1898/99  593,1  MiU.  kg.,  also  fast  300 
MilL  kg  mehr  als  1880,  d.  h.  doppelt  soviel 
als  damals. 


Australien Ansfnhr 

Argentinien „ 

Vereinigte  Staaten     .    .  Produktion 

Capland  mit  Nstal    .    .  Ansfabr 

Umgnaj „ 

Türkei „ 

Britiich-OitiDdieD  ...  - 

Algier 

BntiBeh-Nordamerika     .  Produktion 

Aegjpten Ansfnhr 

Andere  Wollen  ....  Prodnktion 


Millionen  Kilogramm 


784,9 


746,0 


747,5  » 


767,7 


Die  enorme  Grösse  und  das  rasche 
Wachstum  dieser  Produktion  machen  ebenso 
den  Fall  der  Wollpreiee  und  die  Anregung 
der  europfiischen  Schafwollindustrie  als  um- 
gekehrt die  schwere  Schädigimg  der  euro- 
pÄischenLandwirtschaftbegreiflich.  Wahrend 
erstere  dui'ch  das  wachsende  Angebot  und 
den  fast  beständigen  Preisrückgang  ihres 
itoh  malen  als  immer  billiger  produzierte, 
wurde  letztere  dadurch  zu  einer  weitgehen- 
den Einschränkung  der  Aufzucht  von  Woll- 
schafen gezwimgen. 

Die  gesarate  Wollproduktion  der  Erde 
wird  Übrigens  noch  um  40—50  Mill.  kg 
höher  zu  schätzen  sein,  da  einige  der  auaser- 
eurorÄischen  Staaten,  für  welche  wir  in 
der  Tafel  nur  die  Ausfuhr  einzusetzen  in 
der  Jjage  waren,  einen  ganz  betrachtlichen 
einheimischen  Wollverbrauch  haben,  so  ins- 


besondere Ostindien  und  die  asiatiBche 
Türkei.  Umgekehrt  ist  die  für  die  grossen 
Industriestaaten  in  Betracht  kommende 
und  die  Preissätze  beeinflussende  Quantität 
um  wenigstens  ebenso  viel  kleiner  als  die 
vorhin  angegebene  Hauptsumme  anzunehmen, 
da  ein  grosser  Teil  der  europaischen   WoU- 

Eroduktion  nicht  auf  die  Weltmarkte  ge- 
ingt,  sondern  im  Inlande  Verwendung 
findet.     , 

IIL  Wollindnstrie. 
1.  Aligemeinee.  Wahrend  die  rasch 
wachsenden  ausserordentlich  grossen  Zu- 
fuhren von  überseeischer  Rohwolle  die  eu- 
ropäische Landwirtschaft  schwer  bedrohten, 
da  sie  die  Schafzucht  vielhch  unrentabel 
machten,  wurde  auf  dem  gleichen  We^ 
die  europäische  WoHindustrie  in   übw- 
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Tuschender  Weise  gehoben  und  ausserordent- 
lich  gestärkt,  so  dose  maa  die  Verschiebung 
des  &!hwerpunkte8  der  WoUproduktiun  nicht 
bloss  als  eine  notwendige  Folge  der  ver- 
Snderteu  YerkehrsverbAltiiisae  hin  nehmen, 
soadem  als  die  Grundlage  der  BlQte  der 
WolÜDdustrie  anerkennen  mues.  Die  flber- 
eeeiei^en  Gebiete  lieferten  eben  ■weit  mehr 
Rohwolle  auf  den  Markt  als  jenen  Betrag, 
Hm  weldien  eich  die  europäische  Wollpro- 
duktiou  verringerte,  ja  mehr  als  vielleicht 
die  europ&ische  Schafzucht  ttberhaupt  zu 
produzieren  imstande  w9ra  Es  war  Dicht 
bloss  eine  Vecfindemng  der  Produktionsge- 
biete  durch  das  Eingreifen  der  überseo- 
isdien  L&nder  hervoi«erufen  worden,  son- 
dern mehr  noch  eine  Vermehrung  der  Pro- 
duktionsmenge, wodurch  die  PreisreduktioD 
herbeigeführt  wnrde,  die  der  Industrie  zu 
gute  ^m.  Die  schon  in  den  60er  Jahren 
sinkenden  Preise  des  Sohmaterials  gestatte- 
ten der  Industrie,  mit  groBsem  Gewinne  zu 
arbeiten  und  sich  um  so  rascher  und 
kififtiger  auszud^men,  als  noch  vielfach  der 
Uebergang  vom  Kleinbetrieb  zum  Orossbe- 
trieb,  von  der  Erzeugung  im  kleinen  zur 
UasseuproduktioD  zu  vollzieben  war,  wo- 
durch wiederum  eine  Vermehrung  des  Ge- 
winnes selbst  bei  niedrigeren  Preisen  des  ferti- 
gen Fabrikats  zu  erzielen  war.  Zur  Zeit  des 
wirtschaftlichen  Aufschwunges  am  Ende 
der  60er  Jahre  wurden  infolge  des  rasch 
wachsenden  Volkswohlstandes  sogar  eriiöhte 
Preise  bewilligt,  und  wir  sehen  daher  um 
diese  Zeit  eine  überraschend  grosse  Ver- 
mehrung der  industriellen  Etablissements 
wie  ihrer  Leistungsfähigkeit.  Vorübergehend 
erhöht  deren  Nachfrage  sogar  in  den  Jahren 
1872,  1873,  1874  die  Preise  des  Bohmate- 
rials.  Mit  der  Krise  des  Jahres  1873  er^ 
giebt  sich  auch  nicht  ein  Stillstand  oder 
eine  Verminderung  der  Produktiop,  wohl 
aber  ein  ganz  ausserordentlicher  Preiefall 
der  Fabrikate.  Da  die  Preise  des  Rohma- 
terials beständig  zurückgingen,  der  Ueber- 
gang zum  0  rossbetriebe  die  Erzeugungs- 
iosten  immer  mehr  reduzierte  und  die 
Massenproduktion  es  erm^lichte,  dass  man 
sich  mit  Minimalgewinnen  begnügte,  so  ver- 
mochte die  Industrie  durch  Bewilligung 
niedrigerer  Preise  den  Ansprüchen  des  in 
seiner  Kaufkraft  geschwächten  Publikums 
entgegen  zu  kommen,  ja  sie  musste  auf 
diesem  Wege  den  Massenabsatz  fordern,  da 
sie  nur  durch  diesen  sich  zu  erhalten  ver- 
mochte. Wir  sehen  daher,  dass  selbst  in 
den  ungünstigsten  Jahren  der  Depression 
1876,  1877  der  Verbrauch  von  RohwoDe 
steigt  und  der  Handel  mit  WoU  waren 
wachst  Mit  deu  §uten  Ernten  von  1879, 
18S0  in  den  Verein^ten  Staaten  ergab  sich 
daselbst  ein  bedeutender  Verbraudi  von 
Wollwaren,  welcher  die  Industrie,  besonders 
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Englands  und  Frankreiciis  anregte.  Da  rach 
zu  gleicher  Zeit  auch  die  amerikanische 
Fabrikation  rasch  ausdehnte  und  da  die 
folgenden  Ernten  minder  günstig  ausfielen, 
hatte  die  Anregung  freiuch  keine  nach- 
haltige Wirkung.  In  den  folgenden  5  Jahren 
sanken  die  Rohwollpreise  auf  den  ti^ten 
Stand,  und  gleichzeitig  Stiegen  die  Zufuhren 
Rohwolle  und  der  Verbrauch  in  Europa 
und  Amerika.  Die  Industrie  war  somit 
fortwährend  beschäftigt,  auch  dehnte  sie 
ihre  Thätigkeit  fortgesetzt  aus,  aber  die  er- 
zielten Gewinne  waren  infolge  der  grossen 
Konkurrenz,  welche  die  Fabriken  sich  ge- 
genseitig machten,  sehr  gering.  Die  Kon- 
kurrenz VFurde  um  so  heftiger  und  der 
Absatz  besonders  d«r  englischen  Waren  um 
so  mehr  erschwert,  als  zu  Anfang  der  80er 
Jahre  die  kontinentalen  Staaten  sich  gegen 
das  EinstrCmen  der  im  Preise  so  sehr  her- 
abgesetzten Waren  aus  England  etc.  durch 
Zolle  zu  schützen  begannen  und  im  Laufe 
des  Decenuiums  diese  Zölle  wiederholt  er- 
höhten. Nicht  zum  geringsten  Teile  waren 
diese  Massregeln  die  Veranlassung  für  die 
Erweiterung  der  Industrie  der  kontinentalen 
Staaten,  welche  zunächst  den  einheimischen 
Markt  aussohliessend  zu  versoigen,  bald 
aber  anch  für  das  Ausland  zu  produzieren 
sich  bemühte.  Dadurch  eingab  sich  das 
Anwachsen  des  Verbrauches  von  Rohmate- 
rial, welches  am  Kontinent  viel  grOsser  ist 
als  in  England ;  dadurch  ergab  sich  das  re- 
lativ grössere  Wachstum  der  kontinentalen 
Ausfuhr;  dadurch  ergab  sich  auch  das 
Streben  der  kontinentalen  Staaten,  beim 
Handel  mit  Rohwolle  von  Englands  Ver- 
mittelung  sich  zu  befreien,  indem  man  auf 
diesem  Wege  zu  billigerem  Rohmaterial  zu 
gelangen  hoffte.  Diese  Konkurrenzkämpfe 
haben  das  ganze  Decenntum  hindurch  ge- 
dauert, sie  waren  aber  minder  empfindlich 
in  der  Zeit  des  neuerdings  emporsteigenden 
Volkswohlstandes  von  1^—1889  als  seit- 
her in  den  90er  Jahren,  da  teils  eine  üeber- 
produktion  eingetreten  war,  teils  durch  die 
1890  und  1891  in  England,  Frankreich  und 
Deutschland  durch  verkehrte  Spekulationen 
hervorgerufenen  VermSgensverwüstungen 
die  Konsumtionskiaft  des  Publikums  ge- 
schwächt war.  In  der  Mitte  der  90er  Jafc, 
besonders  1895,  1896  haben  sich  die  Ver- 
hältnisse wesentlich  gebessert,  was  durch 
die  allenthalben  erhöhten  Ausfuhrziffern  cha- 
rakterisiert wird-  Erst  in  der  letzten  Zeit, 
insbesondere  1900,  trat  wieder  eine  starke 
Depression  ein. 

Diese  Entwickelung  der  Industrie  wird 
am  schärfsten  chan^teriüert  durch  das 
Wachstum  und  den  jüngsten  Abfall  der 
Zufuhren  aussereuropäiscuer  Wolle  nach 
Europa.    Die  letzteren  betn^n  nämlich: 
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im  Jahre     MiU.  kg 

im  Jahre 

Hill,  kg 

1870           160,37 

1896 

S6446 

1880           317.34 

1897 

56S19 

1890           4S^,So 

1898 

54976 

1893           527,63 

1899 

53634 

1894           549,76 

1900 

43890 

1895           598:39 

ToQ   1870  bis 

1895 

hat   sich 

also  die 

Masse  der  auBsereuropäiacheo  Wollzufuhren 
fast  auf  das  4  fache  erhöht,  und  in  ähnlicher 
"Weise  muss  auch  der  industrielle  Verbrauch 
gestiegen  seio,  da  die  europäische  Woll- 
produktion auch  nicht  annähernd  in  dem 
Hasse  abgenommen  hat.  Seither  ist  ein 
starker  Abfall  eingetreten,  1900  allein  ein 
solcher  von  ca.  100  M'H-  kg.  Da  er  sich 
bei  fallenden  Preisen  des  Rohproduktes 
vollzog,  ist  er  ein  sicheres  Zeichen  einer 
rOdf^gigen  Industrie.  Eioe  Summierung 
der  Handelsei^bniBse  der  vlchti^ten  In- 
dustnestaateu  Europas,  die  allerdings  viele 
DoppelzShluDgen  enthält,  zeigt  keine  gleiche 
Depression.  Es  betnig  nämlich  In  Oross- 
britannien,  Frankreich,  Deutschland,  Belgien, 
Oesterreich-UngarD,  Niederlande,  Italien  und 
Schweiz  die  Mehreinfuhr  von  roher  Scliaf- 
■woUe 

Hill,  kg 
577,5 
604,4 
637,1 
589,2 
641,2 
633,6 

In  diesen  Staaten  hat  sich  somit  seit 
1872  die  Mehreiufuhr  mehr  als  verdoppelt 
und  demgemäsB  ist  auch  der  Verbrauch  be- 
tiÄchtlich  gestiegeD.  Wie  gross  er  gegen- 
wärtig ist,  lasst  sich  allerdings  nur  für  einige 
Staaten  annähernd  bestimmen,  dodi  zeigt 
sich,  dass  er  allenthalben  zunahm.  So 
schAtzen  wir  den  Wollverbrauch  im  Durch- 
schnitte der  Jahre 

in  1886—90   1891—95  1896—1900 

Millionen  Kgr. 
Groaabritannien    169,0        32 1 ,3  336,2 

Frankreich  205,0       233,2  260,2 

Deutschland  ca.  160,0  ca.  166,0       ca.  170,0 
Oesterr.-Üng.         —     ca.    3 1 ,0        ca.    29,0 


236  und  für  1900  auf  228  Mill.  kg  geschätzt. 
Sehr  gewachsen  ist  auch  der  verbrauch 
von  Schalwollo  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika.  Nach  den  offiziellen  Angaben 
betrug  er 


Q  Jahre 

Hill,  kg 

im  Jahre 

1872 

250,0 

1894 

1880 

1895 

410,0 

1891 

530,5 

1897 

1892 

551,4 

im  Jahres- 

MiU. 

im  Jahre 

MiU. 

dnrchschnitt 

engl.  Pfd. 

engl.  Pf 

1871-76 

235,0 

1895-116 

490,4 

1881-86 

34^,9 

1896-97 

601,3 

1886-90 

392,1 

1897-98 

396,9 

1891-96 

435,6 

1898-99 

334,8 

1896-1900 

453,6 

1899-1900 

436,7 

Für  die  bekannten  KonsumtdoDSgebiete 
der  Erde  schätzte  Neumanu-Spallart  um  1875 
den  WoUverbrauch  auf  rund  800  Mill.  kg; 
wir  müssen  ihn  schon  für  1890  auf  wenig- 
st^DS  1000,  derzeit  aber  au!  etwa  1100  Mail,  kg 


Schon  diese  Yerbrauchsdaten  zeigen, 
dass  die  Schafwollindustrie  sehr  bedeutend 
und  trotz  der  Depreseion  in  jüi^ter  Zeit 
in  kräftiger  Entwickelung  begriffen  ist.  Da 
es  uns  zu  weit  fflliren  würde,  die  Indus- 
trieen  aller  Staaten  zu  erSrtem,  bringen 
wir  im  folgenden  nur  die  wichti^ten 
Staaten,  Orossbritanniea,  die  VereinigtoD 
Staaten  von  Amerika,  Franlireich,  das  Deut- 
sche Reich  und  Oesterreich,  zur  Darstellung. 

2,  Groasbritannien.  Die  Entwickelung 
der  britischen  Schaf  Wollindustrie  war  in 
den  letzten  Jahren  etwas  abgeschwächt. 
Abgesehen  von  der  allgemein  beklagten,  an 
und  für  sich  geringen  Rentabilität  dieser 
Industrie  ist  durch  die  Konkurrenz  anderer 
Länder,  welche  sich  insbesondere  seit  der 
Mitte  der  80  er  Jahre  durch  Zollschnnken 
schützten,  dem  Anwachsen  der  britischen 
WoUenmanufaktur  offenbar  eine  Grenze  ge- 
setzt. Es  zeigt  sich  dies,  wie  die  folgendea 
Tabellen  klaretellen,  sowohl  in  den  Daten 
über  die  vorhandenen  Etablissements,  ihre 
maschinelle  Einrichtung  und  die  beschäf- 
tigten Arbeitskräfte  als  auch  in  den  Ziffern 
des  Handelsverkehres.  Es  betn^  nämlich 
die  Zahl  der  für  die  Verarbeitung  von 
Streich-,  Kamm-  und  Kunstwolle  in  Ver- 
wendung stehenden 

Jahre  ^mS""  Spindeta  Kraft.tUhie  Arteiter 

1870  2579  4958006  U5484  238503 

1874  2617  6008411  140274  280133 

1878  2562  630]  679  146447  27034S 

1885  2751  6144594  139902  382255 

1890  ;i67i  6574347  131506  3°"  55* 

1897  -  -  -  265744 

In  den  20  Jahren  von  1870—1890  ist 
somit  ein  sehr  bedeutendes  Wachstum  zu 
konstatieren,  des  um  so  hoher  veranschlagt 
werden  muss,  als  die  Leistung  der  einzelnen 
Spindel  enorm  gewachsen  ist  Diese  Ent- 
wickelung war  am  kräftigsten  in  der  Periode 
1870 — 1874  und  ist  seither  etwas  schwächer 
geworden.  In  den  90er  Jahren  zeigte  ßi<di 
ein  Rückgang  der  Arbeiterzahl,  dessen  Be- 
deutung bei  dem  Mangel  anderer  Datea 
schwer  zu  beurteilen  ist.  Immerhin  zeigen 
sich  bedeutende  Schwankungen,  die  einer- 
seits durch  den  langsam  wachsenden  in- 
ländischen Bedarf,  andererseits  durch  Vor- 
gänge auf  dem  Weltmarkt  hervorgerufen 
werden  dürften,  wo  der  Absatz  der  britischen 
Manufaktur  nach  Menge  und  Wert  seit  1870 
unter  dem  Drucke  fremder  EonkuiTentea 
leidet.    Wie  die  folgende  Tabelle  zeigt,  ist 
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die  Hasse  dar  ausgeführten  Game  bis  in 
die  jungte  Zeit  gewachsen  und  1899  um 
etwa  50  "la  grösser  gewesen  als  1871,  Da- 
gegen ist  unter  betrftcbtlicliea  Schwankungen 
die  Masse  der  Webwaren  und  der  Wert 
der  sämtlichen  Woliwaren  stark  zurückge- 
gangen. 

Ausfuhr  aus  Orossbritanuien 

1  WoU-  TOD  anderen  Wollwarea 
Woliwaren  aller  Art 
MiU.  Yards        KiU.  £ 


,S7X 


gara« 

im.  I 


367,8 
772,8 


!»4,5 

18,7 


1850 


8.  Vereinigt«  Staaten  von  Ameiika. 

Eiuen  bedoutenden  Aufschwung  nahm  die 
Wollindustrie  des  mächtigen  Rivalen  Gross- 
britanniens,  der  Vereinigten  Staaten, 
hauptsächlich  infolge  des  TJeberganges  von 
zerstreuten  kleinen  zu  koncentrierten  mäch- 
tigen Fabriketahliasements.  Die  Zahl  der 
Etablissements  nahm  daher  bedeutend  ab. 
1890  waren,  nach  dem  Ceasusergebnis  die 
sogen.  Nachbarschafts-Erämpelanstalten,  wel- 
che für  die  Spinnerei  in  der  Familie  die 
Wolle  zurichteten,  fast  ranz  verschwunden, 
während  die  grossen  Wollfabriken  nach 
Zahl  und  Ausstattung  ausserordentlich  zu- 
genommen hatten.  Seither  dürfte  sich  diese 
Entwickelung  nur  noch  versdiärft  haben. 
Ein  Bild  des  Wachstums  der  Industrie 
liefert  nachfolgender  Vergleich  der  Census- 


1870 

3456 


39,Sf> 
'3,59 
43,56 
76, 'S 
83,30 


133,45 
40,37 
"34,15 


3503") 

MO  551 

8aoo 

855 

3386 

66876*} 

369*4 

396,98 
76,7s 


Zunahme 

in  % 

1880-90 


36,84 

8,17 
65,06 

45.73 


Zahl  der  thatisen  Gtabliraemeota ') 

„       „    Arbeit«! 4'  S77       58003 

„       „    ETttmpelmMchineD  .    .    . 

„       ,.    Eämmmaschinen     .    .    . 

„       „    Spindehi  tausend 

„       „    Webstühle 

„       „    Strickmaschinen     .    .    . 
Smnme  d.  investiert.  Kapitals  Hill.  •        a8,66 
„     „  ausbezahlt.  Lohnes    „     „  ? 

Kosten  d.  verbrancht-Haterialee  „  „  36, 1 7 
Wert  des  fertigen  Produktes  _  _  44,24 
Menje  d.  verarteit  Wolle  MüL  Pfd.       70,86 

')  Hier  sind  nnr  jene  Etablissements  aufgezählt, 
wenigstens  500  $  aasweisen.  Ausgeblieben  sind  anch  die  Etablissements  in  S^rsfh^osern,  Armen- 
anituten  etc.  —  *)  Mit  EinacblnsB  von  14  Etablissements  in  Strafiiäusern  etc.,  aber  mit  Ans- 
schlnss  von  287  nnthtttigen  Etablissements  mit  einem  ADlagekapttsJ  von  6,1  Mill.  Doli.  —  ')  Da- 
runter 4776  HandwebBtüUe.  —  *)  Damnt«r  3105  Handweb stuhle. 


57  530") 
14769 
159,09 

47,37 
164,37 
267,25 
296,19 
jährlichen  Prodnktionswert  von 


Infolge  des  gross^i,  fortgesetzt  wachsen- 
den InlaDdBvert)raudLes  kommt  dieses  seit  den 
60er  Jahren  nachweisbare  impoeante  Wachs- 
tum der  Wollindustrie  im  ausländischen 
^uidelsverkehr  erst  in  der  letzten  Zeit 
stärker  zum  Ausdruck.  Wie  die  folgende 
Tafel  lehrt,  waren  die  EiDfuhrwerte  aller- 
dinga  schon  in  den  70er  Jahren  stark  zurück- 
gegangen, aber  die  Ausfuhrwerte  wuchsen 
nur  sehr  massig  und  blieben  relativ  klein, 
anch  stand  die  ganze  Periode  unter  dem 
Zeichen  der  wirtschafthchcn  Depression  und 
der  Verringerung  des  Volks venn^ens.  Da- 
gegen ei^b  sich  in  den  80  er  Ähren  bei 
einer  schwankenden,  zeitweise  sinkenden 
Ausfuhr  eine  fast  ununterbrochene  Zunahme 
der  Einfuhrwerte,  die  mit  56,6  MilL  DoU. 
im  Jahie  1889  ihren  Höhepunkt  erreichte. 
Erst  in  den  90  er  Jahren  und  insbesondere 
seit  1895/96,  das  eine  excepüonell  hohe  Ein- 
fuhr hat,  eigiebt  sich  em  betrilcbtlicher 
Bflckgang  des  Einfuhrwertes,  während  der 
Ausfuhrwert  nunmehr  rascher  und  krftftiger 


anwehst.  Wie  sehr  mch  das  Verhältnis  im 
letzten  Decennium  verschoben  hat,  geht 
daraus  hervor,  dass  gegenwärtig  der  Ein- 
fuhrwert nur  etwa  13  mal  grosser  ist  als 
der  Ausfuhrwert,  während  er  in  den  70  er 
und  80  or  Jahren  meist  100  mal  grösser 
war.  Zweifelsohne  ist  also  trotz  der  Be- 
scheidenheit der  Ausfuhr  die  amerikanische 
Industrie  wegen  ihrer  unverkennbar  kräf- 
tigen Entwickelung  ein  gefährlicher  Kon- 
kurrent 

Wollwarenhandel  der  Vereinigten   Staaten. 


Einfuhr* 

Ansfohr 

Im  Jahre 

eigener 
Fabrikate 

Dollars 

DoUan 

1873/74 

1878/79 
1880/81 
1889;90 
ISTOj^l 
1893/94 

46883"» 

34355821 
31  150426 
56  583  433 
41060080 

19439373 

124000 
346  733 
331083 
437  479 
519  198 
774580. 

:5gle 


Wolle  nad  Wollemnduetrie  (Statistib) 


m  Jahre 

eigeuer 
FaSrikate 

DoUan 

Dollars 

189Ö/96 
1896,97 
1897/98 

1898/99 
1899/1900 

38  539  890 

53494400 

49  16a  993 
14823771 
13832621 

16  164  446 

670  336 

947  808 
108963a 
I  047  407 
1300363 

4.  Deateches  Reich.     In  DeutBchland 

zahlt  dii;  Verarbeitung  der  Schafwolle  zu 
den  bedeutendsten  Indnstrieen  des  ßeicheB. 
1875  betrug  die  Zahl  der  FeiDspindelD 
2654825,  die  der  mechanischen  Weoetflhle 
30447  und  die  der  Handwebstühle  46901. 
1895  ergab  dagegen  die   deutsche  Betriebs- 


zAhluDg  für  die  gesamte  WoUiaduBtne 
3334628  Feinspindeln,  77005  mechaniBche 
und  22742  Bandwebstühle.  1882  bescbSf- 
ti^  die  Schafwollindustrie  181763,  1896 
-wieder  nach  der  Betriebs  zflhlung  im  Jahres- 
durchschnitt 246  636  Personen.  Die  Ent- 
wickelung  ist  somit  eine  ausserordentlich 
trÄftige  gewesen  und  zwar  sowohl  bei  der 
Spinnerei  als  ati<di  bei  der  Weberei  Ein 
gutes  Bild  des  Zustandes  und  der  Ent- 
Wickelung  der  Schafwollindustrie  liefern  die 
Betriebszählungen  von  1882  und  1895,  denen 
die  Daten  der  nachfolgenden  Debersicht 
entnommen  sind^  die  besser  als  Worte  die 
Entwidcelung  seit  1882,  die  Stellung  und 
Stärke  der  Eausindustiie,  das  Debergewichf 
des  Qroeabetriebffl  und  des  mascninellen 
Betriebes  sowie  die  maschinelle  Ausstattung 
der  Betriebe  im  Jahre  1895  lehrt. 


Zahl  der 
Gewerbe- 
betriebe 

im 
ganzen 

Zahl  der 
Hanptr 
betriebe 

In  allen 

Betrieben 

dnrcb- 

Bcbnitt- 
Uch  be 
schUtigt« 
Personen 

Zahl  der 
Betriebe 

mit  mehr 
als  60  Per- 

Darin 
durch- 
schnitt- 
lich be- 
schäftigte 
Personen 

Zahl  der 

hansin- 

duBtri- 

eUen 

Betriebe 

Darin 
dnrch- 

schoitt- 
licb  be~ 
schftftigte 
Pereoaen 

Wollbereitung .    .    .     { 

82    1354 
95       969 

I02S 
834 

5798 
16358 

40 

3*36 
1.846 

196 

105 

119 
304 

Woltapiiuierei  ■    •    ■    { 

fä    llu 

S18I 
3336 

47  347 
544*8 

164 
iBs 

28670 
42468 

191S 
705 

1990 
931 

Wollweberei     •    ■    ■    { 

82  28  201 
96  36  035 

a6o26 
23756 

108007 
153098 

406 
665 

1)668 

19133 

19  755 

33603 
37790 

WolIÖrberein.Dnicker.j 

82    367g 
96    1789 

?S 

3o6ii 
33731 

75 
85 

.V^ 

28S 
345 

Z 

Zasammen    \ 

82  38092 
9&  31404 

34656 
28569 

181  763 
346635 

666 

975 

91934 
163862 

'^IVo 

36173 
39816 

Zahl  der 
Motaren- 

betriebe') 

Darin  Ter 
wendet« 
Pferde- 
krftfte 

Vorapinn- 
schinen 

Fein- 
apindeln 

Handweb- 
stahle 

(ohne  vmi 
gnardu.] 

Mechan. 
Stuhle 

mit  Jac- 
aodstflble 

WollbereituD?     .    .    . 

95       176 

9701 

1198 

4096 

30 

- 

9Ö       902 

61703 

4346 

33367S8 

- 

- 

WoUweberei    .... 

9Ö    1507 

63746 

- 

- 

32712 

77005 

WolU&rberel  n-Dmeker. 

95       837 

16873 

(Walt 

mascblnsB) 

(3  338) 

Zusammen 

96    3  413 

153023 

5444 

(2338) 

3330884*) 

32742 

77005 

1)  Motorenhaaptbetriebe  i.  J.  1882  bei  Wollbereitung  160,  Wollspinnerei  1182,  Wollwebera 
1809,  Wollffirberei  and  Druckerei  1155. 

*)  DazD  noch  3  744  Spindeln  fQr  Wolle  in  den  Strieherei-  nnd  Wirkereibetriebea. 
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WoUe  und  WoUemndostrie  (Statäattt) 


Auch  seither  hat  die  Errichtung  grosser 
E^rikanlagea  mit  BerQcksichtigUDg  der 
Deuesten  technischen  Fortsohritte  und  der 
BpecifischeD  Erfordernisse  für  feine  Kolonial- 
'wolle  fortwährend  zugenommen,  so  dass 
Qnalitat  und  Quantität  der  Schafwollfabrikate 
sich  wesentlich  gehoben  haben,  Infol^ 
dessen  ist  aber  nicht  nur  die  englische  Ein- 
fiihr  nach  Deutschland  zurflckgedr&ngt  wor- 
den, sondern  es  hat  sich  auch  der  ßang  des 
Deutschen  Reiches  auf  dem  'Weltmarkt  be- 
deutend erhöht,  wie  aus  der  folgenden  Ueber- 
sicht  des  Handels  mit  Schaf«'oDwaren,  deren 
ümsatzmenge  insbesondere  bei  den  Garnen 
nnd  den  ansgeföhrten  "Webwaren  eächtlich 
wSchst,  wählend  die  Aasfuhrwerte  stets 
hoch  Ober  den  Einfuhrwerten  bleiben,  deut- 
lich zu  erkennen  ist. 




Einfuhr 

Anafnhr 

1 

1 

1 

1 

1 

ll 

|»| 

in  Tonnen  bu  1000  KUogramm 

18«) 

68S0 

lOOOO'l' 

16300*)! 

14920 

lö^t 

4957 

16643     20)6 

1S410 

24« 

öo.ll 

22  33i    i   3838 

1503 

20997 

2432 

MOi 

2460s 

auf, 

qo^a 

»5  457    1    3787 

1327 

8218 

■  266 

33  681 

2114 

8761 

23640       2969 

1435 

8S72 

2.830   ,   3886 

30  4  S«. 

2bb2 

8qoo 

1620 

34  7SO 

3021 

8B30 

23665    1   «737 

1411 

Der  Handelswert  dieser  SchafwoUwaren 

betrug: 

Millionen  Mark 

1890               109,8            380,0 

1^               13^7            aS9i 

1896               130,2            349,9 

1897               11.6            359^ 

1899               131,1            343,7 

13 

7.3 

«64,4 

6.  Fnuikreich.  In  Frankreich  entwickelt 
sich  dieser  Industriezweig  trotz  einiger  Rü(^- 


']  Eammgam  nnft  Wollgant  aller  Art  ohne 
Watte. 

"1  Tuch-  und  Zengwaren,  Plösche,   Poaa- 


aneh  Dach-  und  Aaphaltfllz. 

*)    Zenge    nnd    Tnchwaren,    Plflsche   nnd 
Shawlfl  aller  Art. 

')  Poaamentier-  nnd  Knopfmacherwaren. 

')  WoUwaren  aller  Art. 


1883,  1884,  1897  mit  gutem 
Erfolge.  Im  Jahre  1873  zahlte  man  erst 
2  898  939  Spindeln  und  23  725  mechanische 
"Webstühle.  Die  Entwickelung  zwischen 
1880  nnd  1837  zeigt  die  an  erster  Stelle 
stehende  üebersicht  auf  S.  886. 

Für  1890  werden  wieder  3339138  und 
fOr  1896,  wahrscheinlich  unvollständig, 
3173  272  Spindeln  angegeben.  Die  Gesamt- 
zahl der  in  der  "Wollindustrie  mit  Dampf- 
maschinen ausgestatteten  Etablissements  wird 
1893  mit  809,  1897  mit  779  nachgewiesen. 
Die  von  ibnen  benutzten  Dampfmaschinen 
(1893  975.  1897  946)  hatten  1893  35  834, 
1897  44  831  Pferdekiflfte.  Alle  diesen  Daten 
zeigen  deutlicb  das  Vordringen  des  maschi- 
neUen  Betriebes  und  des  Grossbetriebes, 
w^nn  Bie  auch  keinen  tieferen  Einblick  in 
die  Entfaltung  der  Betriebsverhältnisse  ge- 
statten. Zutreffender  lässt  sich  aus  den  Er- 
gebnissen des  auswärtigen  Handels  auf  die 
Entwickelung  der  Industrie  schliessen,  ob- 
schon  auch  hier  das  Schwanken  der  Preise 
und   des   Inlandskonsumes   das   Bild   stark 


So  zeigt  die  Grßsse  und  das  Wachstum 
der  französischen  Wollindiistrie  in  den  70er 
Jahren  die  Thatsache,  dass  der  Wert  der 
Mehransfuhren  von  Wollgarnen  und  Geweben, 
der  im  Jahre  1869  2^  Mill.  Fres.  betrug, 
bis  188-2  auf  342  Mill.  stieg.  Seither  ist  er, 
wohl  im  Zusammenhange  mit  der  finan- 
ziellen Krise,  welciie  Frankreich  1882/83  be- 
traf, mit  der  Preisreduktion  und  der  auslän- 
dischen Konkurrenz  allerdings  gesunken.  Im 
Durchschnitte  des  Quinquenniums  1886  bis 
1890  betrug  er  aber  noch  317,3  Mill.  Pres, 
gegen  293,5  Mill.  im  Quinquennium  1881 
bis  1885.  Dagegen  ging  er  im  Quinquen- 
nium  1891  bis  1895  auf  257,2,  in  der  Periode 
von  1896  bis  1899  auf  236,6  Mill.  Fros.  zu- 
rflck.  Für  die  einzeben  Jahre  der  jttngsten 
Zeit  zeigt  folgende  Tafel  die  Werte  der 
Einfuhr,  Ausfuhr  und  Mehrausfuhr. 


Einfuhr 

Ausfuhr 



£ 
1 

iJl 

ft 

B  S 

& 

ill 

d 

1^ 

■4 

M 

Ofe^ 

s 

OfeM 

3p^ 

s 

Millionen  Fiancx 

1880 

96,q 

32,7 

75,5 

98,3 

35,9 

330,1 

366,c 

26T« 

66,9 

77,1 

34,7 

361,3 

10ö,c 

1.S,» 

M,5 

378,9 

■».K 

4-i,f 

S1.< 

.8,S 

343,3 

260,8  207,4 

il,b 

42,0 

S5,6 

31,1 

333,1 

154,= 

M«,6 

6o,s 

39,6 

304.1 

26,,1 

10,8 

40,0 

5o,t 

24,1 

2bS,S 

289,e 

1«,« 

10,0 

38,1 

48,1 

39,5 

333,8 

352,3 

204,0 

9,9 

40,7 

iO,6 

37>» 

304,0 

291,1 

=»»,5 

l,,edn^^^OOQlC 
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Wolle  und  "Wollenindustrie  (StaÜBtik) 


Betriebe 

Arbeiter 

PferfekiÄfte 

Spindeln          vebBtOtale 

19*6 

1 12  447 

40559 

3266107        46319             30101 

1987 

10937a 

40466 

3151871*)      44682*)           25399 

')  ApproxlmatiTe  Zahlen.  —  ■)  Davon  thStige  29388S7.  —  ■)  Davon  thätige  421Ö1. 


Der   Rückgang    der   Fandelswerfe    ist 

übrigens  nicht  allein  auf  einen  Freisfall  der 
Waren  znrflckzufQhreo,  denn  auch  die  Um- 
satzmengo  hat  abgenommea ;  so  belief  eich 
die  Quantität  der  Aus-  und  Einfuhr  von 
wollenen  Webwaren  im  Jahre  1885  auf  28,7 
und  8,6,  1890  auf  24,6  und  7,2,  1899  auf 
22,3  und  4,2  ilUl.  kg. 


6.  Oesterreich.  Nach  den  Erhebungen 
der  Handeln-  und  Gewerbekammern  von 
1875,  1880,  1885  und  1890,  die  allerdings 
nur  die  grösseren  Betriebe  umfassen,  hat 
auch  hier  die  Zahl  der  Spindeln  und  me- 
chanischen Webstühle  zugenommen,  während 
die  Zahl  der  Handwebstühle  abnahnL  Man 
zlUüte  nämlich  in  der: 


Streicfagarnindiistrie  1876 

Feioapindeln 563694 

Mechanische  Webstühle 1  906 

HandwebBtühle 22000 

Tnchmachenrebstühle — 

Eftmingamindiistrie  nnd  Indostrie  gemischter 
Stoffe 

Feinfrpindeln 77  4io 

Mecbanische  WebatDhte 4  4M 

Handwebstuhle 13  704 

Eleingewerbs-  nnd  EansindostriewebstUUe  .    .  — 

')  In  Brachelli's  Statist.   Skizze  der  Seterreichiacli-nDgariKben  Monarchie  sind  fär  das 
gleiche  Jobr  ohne  Quellenangabe  wesentlich  höhere  ZUFern  angeführt,  nämlich  fflr  die  Streich- 


1860 

1885 

1890') 

459685 

429475 

3620 

65" 

9694 

2246 

7630 

1554 

7831 

11  164 

17060') 

9089 

856a») 

3890 

Erhellt  schon  aus  diesen  Dateu,  dass 
sich  auch  in  Oesterreich  der  Uebergang 
vom  Hand-  und  Kleinbetrieb  zum  maschi- 
nellen Grossbetrieb  vollzieht  und  dass  die 
Entwickelung  der  Kammgarn industrie  mit 
Eiiischlusa  der  Industrie  gemischter  Stoffe 
kräftiger  war  als  die  der  Streichgamindustrie, 
Ro  wird  dies  noch  klarer  aus  einem  Einblick 
in  die  anderen  Daten  der  österreichischen 
Industriestatistik  fflr  1880,  1885  und  1890. 
Ton  1880  auf  1885  hat  die  Zahl  der  Eta- 
blissements im  ganzen  um  00,  die  Zahl  der 
Motoren-Pferdekräfteum  10411  zugenommen, 
wahrend  sich  die  Zahl  der  Arbeiter  um 
2991  verminderte.  Dieses  Wachstum  kommt 
nun  ausschliesslich  der  Kammgarnspinnerei 
und  der  Weberei  von  Streichgarn,  Kamm- 
garn, gemisclilen  Stoffen,  Teppichen  und 
Decken  zu  gute,  während  die  Streichgarn- 
spinneiei    durchwegs    rückgängig    erscheint 


Streichgarn  Spinnerei  .  . 
Kammgarn  „  ... 
EuDxtwolleizetigiing  .  . 
Streichgarn  Weberei  .  . 
Eammc'aru  und  gem.  b'toffe 
Teppiche,  Decken  und  Kotzen 


imd  specie)!  in  der  Zahl  der  Pferdebräfte 
eine  Verminderung  von  799  Pferdekräften 
erlitt  Zwischen  1885  und  1890  hat  sidi, 
wie  folgende  üebersicht  lehrt,  im  ganzen 
die  Zahl  der  Etablissements  wesentlich  ver- 
riagert,  jene  der  Arbeiter  und  motorischen 
Pferdekräfte  aber  beträchtlich  bis  zu  50"/« 
vermehrt  Wiederum  zeigrt  sich  aber  ein 
Rflckgang  allenthalben  bei  der  Streichgam- 
industrie, während  bei  der  Eamingam- 
industrie,  noch  mehr  bei  der  Kunstwolle-, 
Teppiche-,  Kotzen-  und  Deckenerzeugimg  in 
fast  jeder  Richtung  1890  grössere  Zahlen 
nachgewiesen  worden  als  1885.  Allerdings 
sind  diese  Daten  wie  erwähnt  unvollständig, 
da  bei  diesen  Erhebungen  nur  grössere  Eta- 
blissements (meist  solche  mit  einer  Steuer- 
leietung  über  21  Gulden)  und  auch  diese 
nicht  vollzählig  Berflcksiditigung  fanden. 


Zusammen 


Zahl  der 

Zahl  der 

in  den 

bescbftftigtÄn 

Motoren  verwende 

ten  Pfetdekr&fte 

1886        1890 

1885 

1890 

884       6977 

7 '73 

11694 

07»        4  6ai 

3  865 

4867 

578        1 280 

413 

1374 

579      20654 

7  55' 

7193 

541      34  5^6 

4384 

9093 

441        4906 

952 

2233 

"'»'^ 


"Wolle  önd  WoUenindtistrie  (Statistik— Zoligeschichte) 


887 


Die  Ausfuhr  der  Wollwaren  aus  Oester- 
reich-üngarn  hat  seit  1873  betrtchtlich  zuge- 
nommen. Wtorend  aber  im  Jahre  1873 
noch  ein  Mehrimport  nachgewiesen  wurde, 
begann    1874    der   Umschwung    zu     einer 


r^elmfissigen  Uehrausfuhr,  die,  wie  folgende 
Täei  zeigt,  schon  wiederholt  grösser  eh  die 
Einfuhr  war  und  in  der  2.  Hälfte  der  90er 
Jahre  wieder  wesentlich  zugenommen   hat. 


Im 
JahreB- 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Mehrausfiihr 

schnitte 

Menge 

Wert 

Menge 

Wert 

Meoge 

Wert 

Jahre 

Mtr.-Cent 

HiU.  K. 

Mtr.-Cent 

Mill.  E. 

Mtr.-Cent 

MiU.  K. 

38,0 

16,0 

1886—1890 

50615 

50,0 

31823 

28,0 

1891-1895 

23*34 

»5.5 

42633 

35,4 

19399 

9,9 

1896—1900 

472.8 

39,8 

1890 

19084 

19,2 

51184 

4S,o 

32100 

1891 

ai7S4 

23.8 

37895 

33,8 

16  141 

10/) 

1892 

34,5 

17942 

9,0 

1893 

ajiBS 

36,5 

48162 

37,4 

24977 

10,9 

1894 

a6,5 

42616 

35,8 

18247 

9,3 

189B 

23  J6i 

as.i 

42953 

35,7 

19692 

10,6 

1896 

2^,6 

4Ö106 

14,6 

1897 

aa,7 

46396 

36,9 

26297 

14,2 

31083 

19,7 

1899 

27834 

'^■1 

31  109 

26,3 

45066 

41,1 

23  957 

14,8 

Bei  den  Wollgarnen  besteht  in  Oester-  i  es  waiAe  daher  in  der  Periode  des  Merkantilis- 

reich-Ungarn    umgekehrt    eine  Mehreinfulir,  I  mna   nach   und   nach    der   ganze  Apparat  des 
die  ran    1881   bis   1895   auf   das    dreifache ;  Sctutzs^Btema    für    sie   m  Bewegung  geeeUt. 
anwuchs,  was    auf    eine    beträchtlidie  Aus-    ^chon   »m  ^6.  Jahrhundert  wu^^^^ 
j  ,  "^""^  f  i  -1    .-  iir  V  und  die  Ausfuhr  von  Wolle  mehrfach  verboten, 

dehnung  der  Fabnkation  von  AVebw^enl  ,,  besonders  durch  das  WoUedikt  von  1693 
echhessen  lässt  Seither  lat  jene  wieder ,  „q^  !„,  17  Jahrhundert  wurde  diese«  Verbot 
kleiner  geworden,  wohl  auch  infolge  erhöhter  |  wiederholt  erneuert.  Unter  dem  Grossen  Knr- 
GarnauHuhr.     Es  betrug  die  l  forsten  wurden  gewisse  Arten  von  Tuch  nnd 

j  Jahre  Einfuhr  Ausfuhr  Mehreinfuhr ''  anderen  Geweben  von  der  Einfuhr  auage- 
schloBsen,  und  unter  den  ersten  KCnigen  gelangte 
das  Schutz-  und  Prohibitivsjstem  zu  immer 
vollständigerer  Ausbildung.  Cm  die  Verarbei- 
tung der  Wolle  im  Lande  selbst  noch  mehr 
zu  sichern,  liess  Friedrich  Wilhelm  1.  das  Ber- 
liner Lagerbans  errichten,  in  dem  das  Tuch 
für  die  ganze  Armee  angefertigt  wurde,  das 
aber  gleichwohl  in  den  ersten  Jahren  noch 
staatlicher  Zuachilsse  bedurfte.  Unter  Friedrich 
dem  Grossen  erhielt  die  staatliche  Fürsorge  für 
r,  j  die  Wollindnatrie    nene    Anregung    durch    die 

^^^'{^'^  I  Brwerbnng  Schlesiens,  wo  auch  die  Produktion 
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Der  Wert  der  Mehreinfuhr  ' 


ist  beträchüich  und  übersteigt  jenen  der!  feiner  Wollsorten  besonders  hoch  entwickelt 
Hehrausfnhr  von  Webwaren  um  20  und  war.  Nach  dem  Zusammenbruch  von  1806  kam 
mehr  Millionen  Krenen.  Im  Durehschnitte  der :  das  prohibitive  Schutzsystem  anch  rück  sichtlich 
Q«in<iuenDienl891bis1895undl896biBl900!der  Wollindustrie  zu  Falle,  und  bei  der  end- 
betrug er  37,2  resp.  35,!>  Millionen  Kronen.  ■  gütigen    Keuregelung    des    preuasiachen    ZoU- 

°  )  f  ,  „.„„„„„    ,41,.-/.),     ^sn    Tai-iP    IT     9n     Mo       1R1fl    wnr. 


IlandeliavnBeüe.  Uebersichien  der  WeUicii 
»ehafl,  Jahrg.  ISSS — 89,  htramgegeben  von  F. 
V.  Juraiehei,  Btrlin  1893,  Art.  Wolle.  — 
Vommm-ial  Sitlory  and  Recieie  aU  SupplemeiU 
da  EeonoMüi.  —  Bulletin  de  Slatiiligue  et  de 
legiilalion  eomparee,  Pari»  1900  und  frühere. 

von  Jaraaehek, 


Zar  ZoUgeschichte. 

In  Preusaen  gehörte  die  WolUndnetrie, 


Zöllen  belegt.  Zoll  und  Verbrauchssteuer  zu- 
sammen betrugen  nämlich  in  den  Provinzen 
östlich  von  der  Weser  für  den  Centner  (von 
HO  alten  Pfand)  gewöhniicher  Waren  80,  21 
Mark  und  für  feine  Waren  142>/,e  Mark.  In 
den  Provinzen  westlich  von  der  Weser  waren 
die  entsprechenden  Zollsätze  67'/»  Mark  und 
129%  Mark.  Der  Zoll  auf  Wollengam  betrug 
19'/i  Mark  für  den  Centner.  Hohe  Wolle  war 
bei  der  Einfuhr  frei,  bei  der  Ausfuhr  aber 
mnsste  in  beiden  Staatshälften  10  Mark  für  den 

„ . , .   Centner   entrichtet  werden.     Schon   im  Jahre 

stets  zu  den  wichtigsten  Gewerbzweigen   nnd  1 1821  erfolgte  eine  Herabsetzung  der  Zölle  auf 
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Wollfabrik&te  auf  30 bis 90  Mu-k.  In  Bayern 
wnrd«  nach  dem  Tarife  t.  23.  Juli  ISltl  von 
allen  Woilenwaren  beim  Eing-ange  20  fl.  nnd 
beim  Ansgan^  6V4  kr.  Tom  Centner  Bmtto 
erhoben.  Der  Binfohraoll  für  Wolle  betrag 
IS'/i  kr.,  der  Anstuhrzoll  5  fl.  vom  Centner 
Brutto.  Sehr  niedrig  waren  die  badischen 
ZoÜB&tze  nach  dem  Tarife  t.  2.  Jannar  1812. 


Sie  betragen  für  WoUengtrn  bei  der  Einfuhr 
1  fl.  4  kr.,  bei  der  Aiufnhr  24  kr.,  fOr  wollene 
Fabrikate  aller  Art  bei  der  Einfuhr  ä  fl.  8  kr., 
bei  der  Anafuhr  8  kr.,  fOr  Wolle  bei  der  Ein- 
fnhr  32  kr.,  für  die  Anatnhr  1  fl.  4  kr.  vom 
Centner.  Eine  Üebersicht  Aber  die  vichtigsteii 
EinfabTzoUsStze  im  Tarife  des  ZollrereinB  giebt 
die  folgende  Tabelle. 


ZoUtuif 


Garn      Ftusteppiche  Tach n. and.  Waren    Sbawlsn.Spitcen 


.  1.  I.       1834  ab  Tom  Ctr.  i,s~i8 

.  1.  I.       1837    „  1,5-34 

.  1.  L       1840    „  von  100  kg  3—48 

.  1.  Vn.  1865    ,    „      „     „  3-24 


.  1.  I. 


,  3,  8, 


I    "r  ^ 


Bohe  Wolle  ist  frd  geblieben,  von  dar  ge- 
kämmten aber  wird  nach  dem  Tarife  7.  15. 
Jnli  1879  ein  Eingongszoll  von  2  Hark  für 
100  kg  erhoben.  Der  AaBfnhrzoU  anf  rohe  und 
gek&mmte  Wiüle  wurde  vom  1,  Jannar  1864 
ab  von  6  auf  1  Mark  fttr  100  kg  herabgesetzt 
und  durch  das  O.  v.  1.  Mai  1865  gani  aufge- 
hoben. In  dem  durch  die  Handele  Terträge  von 
1891  entstandenen  Konventionstarife  sind  meh- 
rere der  obigen  Zollsätze  gebunden  worden, 
Eerabsetzangen  aber  haben  nicht  stattgefunden. 
Nach  dem  dem  Bandesrat  vorgelegten  Tarif- 
entwnrf  sollen  die  Zülle  auch  der  unteren  Garn- 
nummern auf  4  und  4,50  Mark  and  der  bisher 
160  Mark  betragende  Satz  für  gewisse  Webe- 
naren  aaf  175  Mark  erhöht  werden. 

In  Oesterreich  wurde  die  Einfuhr  von 
wollenen  Zeugen  schos  1716  verboten.  Nach  1 
dem  Patent  vom  27.  August  1784  geharten  die 
Wollenwaren  zu  den  ansaer  Handel  gesetzten 
Gegenständen,  die  nur  von  FriTatperBOnen  auf 
GruTid  besonderer  Erlanbnis  gegen  einen  Zoll 
von  60  Prozent  des  Wertes  eingeführt  werden 
durften,  nach  dem  Tarife  von  1788  waren  die 
Zollsätüe  für  diesen  Fall  zwischen  56  und  360  fl. 
für  den  Centner  abgeatnft.  Der  Partialtarif 
vom  2.  September  1817  verbot  die  Einfuhr  von  I 
Wollzeugen,  der  Tarif  vom  27.  Dezember  1838 
aber  liesa  sie  &la  ausser  Handel  gesetzt  wieder 
m  den  Z«tlen  von  1788  za.  Der  das  Prohibitiv- 
Bjstera  aafgebende  Tarif  vom  6.  November  1861 
setzte  den  Zoll  für  gemeinste  Wollenwaren  auf 
12'/,  fl.,  för  andere  auf  50  bis  100  fl.,  für  Tüll, 
Shawla  und  feinste  Waren  anf  150—250  fl,  ö. 
W.  fttr  den  Centner.  Doch  waren  während 
des  ersten  Jahres,,  nämlich  bis  zum  1.  Febraar 
1863,  auf  diese  wie  auch  auf  viele  andere  ZGUe 
noch  10  Prozent  Zuschlag  gelegt.  Durch  den 
^ndelsvertr^  von  1853  mit  dem  Zollverein 
wurden  die  ZSlle  fflr  gewöhnliche  und  feine 
Waren  auf  46  100  und  200  fl.  herabgesetzt. 
Der  Zoll  auf  Woliengam  (6  und  12',',  fl.]  da- 
gegen blieb  uDgeändert.  Vom  1.  Jnli  1866  ab 
waren  die  WollenwarenzQlle  des  allgemeinen 
Tarifs  8,  36,  54,  75  und  90  fl.  H.  W.,  neben 
denen  die  vertragsmässigen  Sätze  von  5,  25, 
46  nnd  70  fl.  bestandeu.  Letztere  wurden 
186B  auf  5,  20,  40  und  60  fl.,  1870  anf  4,50, 
16,  35,  50  und  60  fl.  für  den  Centner  (von 
60  kg)  gesetzt.  Die  GaruzBUe  bewegten  sich 
im  Vertragstarife  zwischen  0,76  und  6  fl.  — 
Der  autonome  Tarif  vom  21.  Juni  1878  brachte 


—        '00,  "35,  150.  azo  300—450 

einige  nene  Abstufungen,  aber  keine  wesent- 
lichen EihQbungen  der  letzten  vertragamäasigen 
Wollwarenzölle :  sie  betragen  hiernach  9,  30, 
40,  60,  80,  100  und  150  £  B.  W.  für  100  k^. 
Die  GarazBUe  blieben  ungeändert.  Der  Tarif 
vom  26.  Hai  1882  erhSht«  die  Satze  von  9  und 
30  auf  12  und  40  fl.,  auch  einige  von  60  auf 
80  fl.;  die  GarnzOlle  wurden  mehrfach  abge- 
stuft nnd  Btiegeu  für  die  feinsten  Sorten  bis 
16  fl.  Weitere  ErhBhungen  fanden  dann  noch 
statt  durch  den  Tarif  vom  21.  Mai  1887,  in  dem 
die  früheren  Satze  von  40  auf  ÖO  fl.,  die  von  80 
auf  100,  die  von  100  anf  110,  die  von  150  auf 
200  fl.  gesetzt  wurden.  Auch  die  OainzQlle 
wurden  gesteigert,  nnd  der  hBchste  Satz  ging 
auf  20  fl.    Der  Tarif  des  mit  Deutschland   ab- 

EesohloBseneu  Handelsvertrags  von  1891  enthält 
eine  nennenswerten  Ermässigungen,  sondern 
nur  die  Bindung  mehrerer  ZQlle  auf  Wollen- 
waren. Der  hfk^ste  Qarnzoll  wurde  von  20  fl. 
wieder  auf  16  fl.,  den  Satz  von  1882,  eraiedrigt. 
lu  Frankreich  wurden  die  nach  dem 
Colbertschen  Tarif  v.  1664  noch  massigen 
ScbutzzBlla  auf  spanische,  holländische  und  eng- 
lische Wollwaren  durch  den  Tarif  v.  1667 
bedeutend  erhBht.  Die  englischen  Waren  dieser 
Art  waren  von  1701  bis  1786  e;änzlich  ver- 
boten, nnd  die  durch  den  Handelsvertrag  von 
1786  vereinbarten  niedrigen  Zölle  blieben  nur 
wenige  Jahre  in  Kraft.  Der  Tarif  v.  15. 
MSrz  1791  hatte  für  WoUtabrikate  verhältnis- 
mässig sehr  hohe  Sätze:  ^ewBhnliche  Tnch- 
waren  hatten,  die  Oe wichtsein  heit  auf  100  hg 
umgerechnet,  306  Francs,  feine  612,  Strick- 
waren 204,  Teppiche  146,88,  Decken  102  Francs 
zu  entrichten.  Der  Zoll  auf  WoUengara  betrag 
73,44  Francs,  der  AnsfuhrzoU  18,36  Francs; 
nnveraponnene  Wolle  da^regen  konnte  frei  ein- 
gehen, war  aber  mit  emem  Ausfuhrzoll  von 
76,50  Francs  belegt,  und  von  1792  bis  1814  war 
die  Ansfuhr  verboten.  Die  EinfnbrzBIIe  der 
WollEabrikal«  wurden  seit  1793  (Dekret  v. 
1.  März)  mehr  und  mehr  in  Einfuhrverbote  ver- 
wandelt, so  dass  im  Jahre  1806  sämtliche 
Waren  dieser  Art  mit  eber  uabedentenden 
Ausnahme  verboten  waren.  Die  wollenen  G&me 
wurden  durch  das  G.  v.  10.  Brum.  des  Jahres  V 
ebenfalls  von  der  Einfuhr  ausgeschlossen,  die 
Ausfuhr  derselben,  die  1792  ebenfalls  Verbotes 
worden  war,  wurde  1796  gegen  einen  Zoll  von 
20,40  in  61  Francs  wieder  gestattet  Das  G.  v. 
28.  April  1816  Hess  dieses  Probibiüvajstem  fast 
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nngeOndert   bestehen,  voa   ftllen    Wollenvaren' 

ww  nur  den  Teppichen,  Decken,  B&ndern 
nnd  PoBameDtiecwareQ  der  Einguig  gestattet, 
nnd  zwar  gegen  hohe  ZStle,  <fie  1817.  1B22, 
1823,  1826  nnd  1836  teUneiie  noch  weiter  ei- 
hCht  wnrden.  Eine  Ansn^ne  von  dem  Ein- 
fnhrvMbot  gegen  Wollen^Karn  warde  ent  dnrch 
eine  Chdonniuu  t.  2ö.  Jnli  1837  gemAcht,  in 
Gunsten  des  gezwimten  Garn»  ans  langer 
Kammwolle,  wofür  aber  bei  der  Einfuhr  auf 
fruizSsischen  Schiffen  770  Francs  Zoll  [für 
100  hg]  zn  bezahlen  war.  Die  ÄnsfnhrzöUe 
anf  Game  wnrden  1806  herabgesetzt,  1822  für 
gefSrbte  nnd  gehleichte  nnd  18.S8  überhaopt 
bis  anf  einen  Stst  von  0,2ö  Francs  abgeachafft. 
Die  rohe  Wolle  hatte  nach  dem  G.  v.  28.  April 
1816  (bei  dei  Einfahr  anf  frsjiEGsischen  Schiffen, 
anf  die  sich  ancU  alle  folgenden  Zülle  nnd  zwar 
mit  EinschloBS  des  Eriegszehntels  beziehen)  nnr 
1,10  Francs,  gefärbte  aber  73,44  Francs  zn  ent- 
richten. Das  G.  T.  7.  Jnni  1820  aber  führte 
teils  aas  finanziellen,  teils  ans  protektionistischen 
Gründen  einen  Bahstoffzoll  auf  Wolle  ein,  der, 

i'e  nachdem  sie  zn  den  gewübnlichen  oder  den 
einen  Sorten  gehörte  und  in  Schweiss  oder 
gewaschen  war,  sich  zwischen  5,50  Francs  nnd 
66  Francs  abstofte.  Um  aber  die  Ansfohr  der 
Wollfabrikate  nicht  zu  erschweren,  wurde  za- 
Kleicb  eine  Austuhrpr&nrie  für  diese  gewährt, 
die  anf  22,50  bis  90  Francs  für  100  kg  festge- 
setzt war.  Dabei  wurde  anf  die  Herkunft  der 
verarbeiteten  Wolle  keine  Rücksicht  genommen, 
und  die  Prämie  kam  also  auch  den  aus  fran- 
zfisischem  Uaterial  hereestellten  Waren  zu 
-gnte.  Dos  G.  t.  27.  Mi  1822  erhöhte  die 
zolle  für  die  eeringeren  Qualitäten  anf  das 
Doppelte  nnd  scnaltete  noch  mehrere  Zwischen- 
atiuen  ein.  Bald  darauf  aber  wnrden  dnrch 
Ordonnanz  t.  14.  Hai  1823  und  t.  20.  Dezember 
1834  im  Interesse  der  damals  lebhaft  klagenden 
Landwirtschaft  die  Woilzölle  TerTJerfacht,  so 
dass  sie  nunmehr  mit  zahlreichen  Unterschieden 
von  U  bis  251  Francs  für  100  kg  gingen.  Die 
Ausfuhrprämien  für  Fabrikate  wnrden  diesen 
Sätzen  gemäss  erhöht  und  standen  jetzt  zwischen 
174,»0  nnd  396  Francs.  Nur  während  einer 
kurzen  Uebergaugszeit  wurde  die  Voriegnug 
von  Zollquittungen  zur  Erlangung  der  erhöhten 
Prämien  verlangt  Das  ü.  t.  17.  Hai  1826 
setzte  den  Wollzoll  allgemein  auf  33'/,  des 
Wertes  an  der  Grenze,  mit  Hinimalwert  für 
rohe  (1  Franc),  kalt  gewaschene  (2  Francs)  und 
heissge waschen  e  Wolle  (ü  Francs).  Die  Aus- 
fuhrprämien wurden  dieser  Verzollung  ange- 
passt  und  1631  fOr  die  feineren  Waren  auf 
13'/(%  des  Wertes  gesetzt.  Die  Ordonnanz  t. 
8.  Jnh  1834  verminderte  den  WoUzoU  anf  22% 
des  Wertes  ohue  Festsetzung  eines  Hinimums 
und  regelte  dementsprechend  auch  die  Ausfuhr- 
prämien. Napoleon  UI.  setzte  dnrch  mehrere 
Dekrete  (von  1852,  1864,  1856,  1856)  die  WoU- 
zOlle  mehr  nnd  mehr  herab,  um  die  freihänd- 
lerische Reform  vorzubereiten.  Das  G.  v.  6.  Hai 
1860  hob  sie  endlich  gänzlich  anf  mit  Aus- 
nahme einer  Taie  von  3  Francs  für  100  kg 
bei  der  indirekten  Einfuhr  aus  europäischen 
Niederlagen  und  der  Einfnbr  anf  fremden,  nicht 
Vertrags  massig  befreiten  Schiffen.  Gekämmte 
nnd  refärbte  Wolle  blieb  jedoch  auch  in  dem 
~"t  England   1860  vereinbarten  Tertragstarif 


I  Francs  für  100  kg  belastet.    Im 


übrigen  hob  dieser  Tarif  das  Verbot  der  Fabri- 
kate nnd  Game  gänzlich  anf  nnd  ersetzte  die 
anderen  durch  Zfllie  von  meistens  lO'Voi  tör 
einige  Artikel  auch  von  5  und  15  %  des 
Wertes,  die  letzteren  durch  Zölle  von  25  bis 
100  Francs  für  100  kg  mit  ZuscUOeen  für  ge- 
zwirnte nnd  geSrbte  Game.  Im  Generaltarit 
wurden  erst  1881  die  Verbot«  durch  hohe  Zolle 
ersetzt,  doch  hatte  dieses  keine  praktische  Be- 
dentungj  da  fUr  alle  Industriestaaten  der  Ver- 
tragstanf  galt.  In  diesem  wurden  durch  die 
1882  in  Eiuft  tretenden  neuen  Handelsverträge 
die  Wertzölle  durch  GewichtszGlIe  ersetzt,  wo- 
bei anch  einige  Erhöhungen  vorkamen.  Tnch- 
woren  hatten  fortan  blS—liO  Francs,  Wirk- 
waren 120—524  Francs,  Decken  55  Francs, 
Teppiche  45—80  Francs,  Spitzen  300  Francs, 
Stickereien  500  Francs  für  100  kg  zn  entrichten. 
Die  Gamzölle  wurden  in  ausserordentlich  zahl- 
reichen Abstufungen  von  12  bis  146  Francs 
festgesetzt  und  zwar  durchweg  im  Vergleich 
mit  dem  früheren  Vertragstarif  ermässigt.  In 
dem  1892  anstatt  des  Vertragstarifs  aufge- 
stellten autonomen  Minimal  tarif  steigt  der 
höchste  ZoUsatz  für  Tuchwaren  bis  220  Francs 
nnd  für  Teppiche  bis  18ö  Francs.  Von  den 
GamzöUen  wurden  ebenfalls  mehrere  erhöht, 
und  der  Uiuimalsatz  beträgt  jetzt  15  Francs. 
Die  Zölle  des  neuen  Oeneraltarifs  sind  2^  bis 
60  °/a  höher  als  die  des  Hiuimaltarifs. 

In  England  war  die  Woliindustrie  bis 
zn  dem  mächtigen  Aufschwung  der  BaumwoU- 
indnstrie  am  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts 
der  wichtigste  Gewerbezweig  und  daher  auch 
schon  frühzeitig  Gegenstand  besonderer  Schutz- 
massregeln.  Schon  im  13.  Jahrhundert  nnd 
später  unter  Eduard  III.  kamen  vorübergehend 
Verbote  der  Wollansfuhr  nnd  der  Tucheinfubr 
vor,  doch  hatten  diese  Massregeln  anfangs  mehr 
einen  fiskalischen  als  einen  protektionistischen 
Charakter,  da  die  Könige  Lizenzen  verkauften, 
durch  die  man  sich  denselben  entziehen  könnt«. 
England  hatte  itberdies  noch  einen  solchen 
Ueberfluss  an  Wolle,  doss  die  AnsAihr  einer 
bedeutenden  Menge  unumgänglich  war,  nnd  sie 
bildete  denn  anch  einen  der  wichtigsten  Ariikel 
für  den  den  Verkehr  mit  dem  Auslande  ver- 
mittelndeo  Stapel,  der  seit  1361  ansschliesslich 
nach  Calais  verlegt  war.  Doch  wurde  die 
Wollausfnhr  mit  hoben  Zöllen  belastet  nnd  die 
Stapelorganisation  diente  mit  dazu,  die  Er- 
höhung derselben  sicher  zu  stellen.  Diese 
Zölle  trug  schliesslich  das  Ausland,  da  die 
englische  Wolle  für  gewisse  Arten  von  Ge- 
wenen  als  unentbehrlich  galt.  Der  Ausfuhrzoll 
war  daher  eine  wirksame  Schutz  massregel  fUr 
die  englische  Tncbiudustrie,  die  schon  unter 
Eduard  in.  so  weit  entwickelt  war,  dass  ihre 
Fabrikate  ausgeführt  werden  kannten.  Diese 
Tuchausfuhr  nach  dem  Kontinente  wurde  ein 
Hauptzweig  des  Handels  der  von  den  Staplern 
nnabhängigen  Gesellschaft  der  Merchant  Ad- 
ventnrers.  Allmählich  erwies  sich  die  englische 
Tuchindustrie  der  flandrischen  gewachsen,  und 
in  einem  im  16.  Jahrhundert  auf  beiden  Seiten 
mit  Einfuhrverboten  geführten  handelspolitischen 
Kampfe  mussten  die  Niederländer  schliesslich 
nachgeben.  Unter  Eduard  IV.  (1464)  wurde 
die  Tncheinfuhr  wieder  verboten  und  die  Woll- 
ansfuhr weiter  beschränkt,  wenn  auch  dos  von 
den  Tuchmachern  gewünschte  gänzliche  Verbot 
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Austahr  fertiger  Tücher  zu  befördern,  wozu 
uoch  die  Bilcksichc  anf  die  Vermehrnng  der 
BeschStti^ng  der  Handwerker  kam.  Unter 
HeinricnVir  kam  auch  noch  daa  Verbot  der 
Ausfuhr  von  ungeschorenem  and  nn^eranhtem 
Tuch  hinzu,  das  auch  unter  Heinrich  VIII. 
trotz  des  Widerspruchs  der  Merchant  Adven- 
turcrs  und  der  Beschwerde  der  Haneeaten  anf- 
recht  erhalten  wurde.  Eiu  Wollausfuhrverbot 
nach  dem  Wansche  der  Industrie  wurde  erst 
162-2  erlaagen,  aber  in  ToIler  Strenge  wurde  ee 
«rst  nach  seiner  Erneuerung  im  Jahre  16()0 
durchgefietzt.  Ueberhaupt  neg-ann  jetzt  die 
principieüe  Ausbildung  eines  rücksichtslosen 
Schutzsystems  zu  Giinsteu  einer  Industrie,  die 
schon  längst  festbegrUndet  war  nnd  keine  Kon- 
kurrenz zu  scheneu  hatte.  So  wurde  die  Tuch- 
aiiafuhr  aus  Irland  verholen,  und  das  viele  Jahr- 
zehnte hindurch  aufrecht  erhaltene  Verbot  der 
indischen  gedruckten  Calikos  und  Seidenstoffe 
hatte  teilweise  ebenfalls  seinen  Qrund  in  der 
Rücksicht  anf  die  Tucbindustrie.  Um  das 
WoHausfuhrr erbot  noch  wirksamer  zu  macheu, 
veriangten  die  Fabrikanten  noch  in  den  vier- 
ziger Jahren  dea  vorigen  Jahrhunderts  die  Ee- 
fistriemng  aller  engiischeti  Schafe,  nnd  das 
arlament  ging  auf  dieses  Projekt  ein,  wenu 
«8  anch  nicht  zur  Ausflibrung  gebracht  werden 
konnte.  Die  Aufhebung  des  Ausfuhn-erbotes 
erfolgt«  erst  durch  das  G.  v.  3.  Juni  1824. 
Andererseits  war  ans  finanziellen  Rücksichten 
4ie  fremde  Wolle  namentlich  seit  1802  mit 
Zellen  belegt  worden,  zuletzt  mit  6  Pence  für 
das  Pfand,  welcher  Satz  durch  das  oben  er- 
wähnte Gesetz  von  1824  je  nach  der  Qualität 
auf  l  Penuj  nnd  '/.j  Pennj  erniedrigt  wurde. 
Die  Wolle  aus  den  englischen  Kaloaieea  erhielt 
schon  1825  Zoltfreibeit,  die  vollständige  Be- 
seitigung der  Wollzülle  aber  brachte  erst  das 
G.  V.  6.  Juni  1844.  Die  Zülle  auf  Wollfahrikat«, 
die  vor  der  Retormperiode  bO'ig  des  Wertes 
betragen  hatten,  wurden  durch  den  Tarif  v. 
ö.  Jnli  1826  auf  15°/o  herabgesetzt  [nur  die 
Konfektions waren  waren  mit  2Ü%  belastet], 
und  nach  einigen  weiteren  Ermässigungen 
durch  den  Tarif  v.  26,  Juni  1840  wurden  sie 
durch  den  Tarif  v.  4.  August  1853,  soweit  nicht 
besondere  Sätze  aufgestellt  waren,  auf  5"'o 
herabgesetzt.  Die  vollständige  Abschaffung  der 
FabrikatzQlle  knüpfte  sich  an  den  Handelsvertrag 
mit  Frankreich. 

Nach  dem  zwischen  Italien  und  Frank- 
reich au  dem  Handelsvertrag  v,  17.  Januar 
1863  vereinbarten  Vertragatanf  betrug  der  Zoll 
von  wollenen  Gewehen  lö%  des  Wertes  oder 
nach  Wahl  der  Einhringer  160  Francs  für  100 
kg.  Von  1,  Suveniber  1866  ah  sollte  der  Zoll 
auf  lO"',,  herabgesetzt  werden.  Für  Bandwaren 
waren  230  Francs,  för  nngefärbtes  Garn  46,20, 
fUr  gefärbtes  69,30  Francs  zu  entrichten.  Hohe 
Wolle  war  frei,  geffirhte  mit  3,45  Francs  für 
100  kg  belastet.  Diese  Zollsätze  waren  Übrigens 
gleich  denen  des  allgemeinen  Tarifs,  der  seiner- 
seits mit  dem  sardiniachen  vom  ^.  August  18Ö9 
Übereinstimmte,  nur  da^s  zu  den  Sätzen  der 
letzteren  unter  dem  Namen  Kriegssteuer  nnd 
Speditionsgebühr  noch  ein  Zuschlag  von  15  "/o 


kam.  In  dem  neuen  Vertragstarife  von  1881 
kam  die  in  dem  Generoitarife  von  1876  durch- 
geführte protektioniatische  Wendung  ebenfalls 
zum  Ausdrucke.  Die  (reinen)  Wol  Ige  webe 
waren  mit  140  und  170  Francs,  die  gestickten 
mit  4<X)  Francs,  wollene  Decken  mit  110. 
WoUengam  mit  50—90  Francs  tarifiert  Die« 
Sätze  waren  teilweise  von  denen  des  allge- 
meinen Tarifs  von  1883  nicht  verschieden,  teil- 
weise nm  10 — 16",'p  niedriger.  In  dem  Tarife 
des  dentsch -italienischen  Handelsvertrages  von 
1891  finden  wir  für  Wollengame  und  Fabrikate 
mehr  Abstufungen,  aber  im  ganzen  eine  Er- 
hühung  der  Belastung:  so  beträgt  der  höchste 
Satz  für  Gewehe  aus  gekrempelter  Wolle  jetzt 
185  Francs,  für  solche  ans  Kammwolle  250 
Francs,  wozu  noch  30  Francs  Zuschlag  kommen, 
wenu  die  Stoffe  bedruckt  sind. 

In  Russland  besteuerte  der  im  Vergleich 
mit  dem  früheren  schon  gemässigte  Tarif  v. 
28.  Mai  1857  die  Tachwaren  mit  1,40  Hnbel 
das  (russische)  Pfund.  Kammgarn  waren  mit 
1,20,  bedruckte  mit  160  Buhel,  l-'lanelle  und 
ähnliche  Waren  mit  80  Kopeken,  Stmmpfwaren 
mit  50  Kopeken,  Teppiche  mit  40  Kopeken  daa 
Pfund,  WoUengiim  das  Pnd  (16,38  Kil.)  mit 
4  Rubel.  Der  Tarif  v.  5  Juli  1868  setzte  alle 
diese  Zölle  mehr  oder  weniger  herab:  Tnch 
war  hiernach  mit  1,40  Rubel,  ungewalkt«  Zeuge 
mit  0,50  bis  1,10  Rubel  (nehst  30''/„  ZuscUag 
für  gedruckte  Waren),  Flanell  mit  40  Kopeken, 
Teppiche  mit  30  Kopeken  das  Pfund  besteuert, 
der  Garnzoll  dagegen  wurde  anf  4.50  Rubel 
für  das  Pud  erhöht.  Der  Zoll  auf  rohe  Wolle 
wurde  ebenfalls  und  zwar  von  20  auf  22  Ko- 
peken für  das  Pud  erhöbt.  Die  Erhebung  der 
Zölle  in  Gold  seit  1877  bUdete  eine  bedeutende 
Erhsbuns  derselben.  Im  Jahre  1881  erfolgte 
eine  Zollerhöhung  von  10%  «o^  1890  aber- 
mals eine  solche  von  20*,V  Der  neue  Tarif  v. 
11.  Juni  1891  belegt  Gewebe  aus  gekrempelter 
Wolle  mit  1,20  Rubel,  solche  aus  Kammwolle 
mit  l,fiO  Rubel  das  Pfund  mit  Zuschlägen  von 
30"/o  für  bedruckte  ZeugCj  Kachemirartige  Ge- 
webe mit  3  Rubel,  Teppiche  mit  Ö5  Kopeken 
das  Pfund,  nngefärbtes  \Vollengarn  mit  9  Kübel, 
gefärbtes  und  gezwirntes  mit  12  Rubel  das 
Pud,  rohe  Wolle  mit  2  Rubel,  gefärbte  mit 
3  Rubel,  gekämmte  mit  6,50  Ruhet,  geHrbte 
nnd  gekämmt«  mit  7  Rubel  das  Pud. 

In  den  Vereinigten  Staaten  brachte 
erst  der  Tarif  v.  20.  März  1816  den  Wolhvaren 
einen  erheblichen  Schulzzoll,  nämlich  von  2ö\ 
des  Wertes.  Im  Jahre  1824  wurde  dieser  San 
teilweise  auf  30%  1828  für  die  besseren  Stoffe 
auf  4570  «nd  für  die  nicht  beuannten  anf  40".,, 
erhöhl.  Im  Jahre  I8:^2  wurde  der  ^^'e^tzoll 
auf  50  "/o,  der  schon  1830  für  die  besten  Waren 
angenommen  worden,  verallgenieinert.  In  den 
Jahren  1836  bis  1842  fand  auf  Grund  des  G- 
V-  2.  März  1833  eine  allmähliche  Ermässigung 
des  Zolles  bis  auf  29°/n  statt,  durch  das  G.  v. 
30.  Angust  1842  aber  wurde  er  wieder  anf 
40''/„  gebracht.  Die  Kammgamwaren  wurden 
längere  Zeit  weit  günstiger  behandelt:  bis  1824 
blieben  sie  ganz  zollfrei;  der  dann  eingeführte 
Wertzoll  von  25°;o  wi\rde  1832  auf  lU»;  her- 
abgesetzt und  für  einige  Artikel  ganz  aufge- 
hoben; 1841  jedoch  wurde  er  wieder  auf  20°, 
und  1842  anf  30»/„  erhöht.  WoUengam  wTirde 
seit  1832  mit  4  Cents  das  Pfund  und  ausser- 
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dem  40°'g  deg  Wertes  besteuert;  noch  einer 
EmiedrigDng  dieses  Frozentznschlags  seit  1B36 
.wnrde  1842  ein  einfacher  WertioU  von  30  7„ 
angenomoien.  Derselbe  g^lt  nach  fSr  Kamm- 
garn, daa  vorher  nur  mit  äü^/g  belastet  war. 
Die  rohe  Wolle  wurde  zuerst  1SÄ4  nnd  zwar 
je  nach  ihrem  Werte  von  lö,  20  nnd  aO"/,,  be- 
steuert; die  billigte  blieb  von  1832  bis  1842 
wieder  ganz  frei  und  hatte  dann  nur  einen 
Zoll  von  ö"/,  zu  trafen,  w&hrend  für  die 
besseren  Sorten  der  Zoll  in  letztgenannten 
Jahren  auf  3  Cents  für  das  Pfund  uud  ausaer- 
dein  SO^/o  des  Wertes  gesetzt  wnrde.  Der 
Tarif  v.  30.  Juni  1S46  setzte  die  meisten  Woli- 
fabrikstzaile  auf  20  und  20°/^  berab,  aud  der 
für  nicht  besonders  genannte  Waren  blieb  auf 
30  "ja,  ebenso  der  ani  rohe  Wolle,  wtthrend  für 
Wollengam  (auch  Kammg-am)  nur  äö'/o  zu 
entrichten  waren.    Noch  weitere  Herabsetzungen 

Seinige  bis  Iß  und  19  "/„j  brachte  der  Tarif  von 
867,  dann  aber  erfolgte  wieder  ein  Eückschlag 
in  dem  Tarife  v.  2.  März  1B61,  der  die  Fabrikat- 
zQlle  meistens  anf  2ö  und  30°/o  erbShte,  ebenso 
die  OarazJllle  nnd  auch  die  vorher  abgeschafften 
BobwoIlzüUe  wurden,  zunächst  mit  massigen 
Sfttien  (der  geriugäte  war  5  ",'„),  wieder  herge- 
stellt. Während  des  Bürgerkrieges  fanden 
weitere  Zollerhühungen  statt  und  diese  wurden 
anch  nach  Wiederherstellung  des  Friedens  niclit 
aufgegeben,  soudem  zum  Teil  im  p rot ektionis ti- 
schen Interesse  noch  gesteigert.  So  finden  wir 
im  Jahre  1870  die  meisten  Wollenwaren  be- 
lastet mit  50  Cents  das  Ffund  und  ausserdem 
mit  3ö—bO%  des  Wertes,  die  Wollengame  mit 
20— -tO  Cents  das  Pfund  nnd  ausserdem  3ö''/„ 
des  Wertes,  die  besseren  Wollen  mit  12  Cents 
das  Pfund  und  lO"/,,  Im  Jahre  1872  wurden 
■diese  Zölle  nm  10"/,  erniedrigt,  aber  1876  folgte 
wieder  eine  Erhühnng.  Nach  dem  Tarife  v. 
3,  März  1883  waren  'Puchwaren  mit  36  Cents 
das  Pfund  und  36—40%  des  Wertes,  Flanelle, 
Decken,  Wirkwaren  u.  a.  sowie  auch  Wolien- 

Sime  mit  10  bis  36  Cents  das  Pfund,  Traner- 
eiderstoffe  mit  6—9  Cents  für  das  Quadrat- 
yard  nnd  36 — 'W\  des  Wertes,  rohe  Wolle 
mit  ä'lt  bis  12  Cents  das  Pfund  belastet.  In 
dem  Mac  Kinleyschen  Tarife  von  IHHÜ  werden 
zahlreiche  Abstufungen  nach  dem  Werte  ge- 
macht nnd  die  Zölle  auf  die  Fabrikate  in  sehr 
komplizierter  Weise  lies  lim  mt.  Für  Tuch, 
Shawls  und  alle  mit  Strickmaschinen  herge- 
stellte Waren  werden  z.  B.  3  bis  4  mal  die  für 
die 'entsprechenden  Wollarten  festgesetzten  ZüUe 
nnd  4U''/o  des  Wertes  erhoben,  für  Wollengarne 
2Vs — 3  mal  der  entsprechende  Wollzoll  und 
35"/»  lies  Wertes.  Die  Wollzülle  betragen  teils 
11  und  12  Ceuts  für  das  Pfund,  teils  aS-W/o 
des  Wertes.  Eine  Änsfuhrvergütung  findet  nur 
für  die  wirklich  aas  fremdem  Rohstoff  herge- 
stellten Fabrikate  statt,  mit  Abauff  von  l"/„ 
des  bezahlten  Zoll  betrag«.  Der  lA'ilson-Tarif 
von  1894  enthielt  wesentliche  Reformen:  die 
Wolle  wurde  für  gfinzlicb  zollfrei  erklärt  und 
die  Zolle  auf  die  wichtigsten  Fabrikate  wurden 
anf  40 — 4fi''f|,  des  Wertes  herabgesetzt.  Der 
Dinglej-Taril  von  1897  aber  brachte  wieder  einen 
Dmsch'.vung,  indem  er  die  rohe  Wolle  wieder 
mit  II  nnd  12  Ceuts  belastete  und  andererseits 
die  FabrikstzUUe  bedeutend  —  einzelne  auf 
Äl,65  und  sogar  60";„  des  Wertes  —  erhöhte. 
Wegen    der    Litteratur   vergl,     die    Artt, 


Baumwolle  oben  Bd.  n  S.  615,  Einfuhr- 
verbote oben  Bd.  If[  S.  328/29,  Einfuht- 
zälle  oben  Bd.m  S.  336. 36,  Schutzsystem 
oben  Bd.  VI  S.  656/57. 


1.  Die  Geschichte  des  W.  in  den  wich- 
tigsten Handelsstaaten.  2.  Die  wirtachaftUche 
Bedeutung  eines  W.  für  Deutschland. 

1.  Die  Geschichte  des  W.  in  den 
wichtigsten  Handelsstaaten.  Die  Woll- 
zollfrage hat  in  Preusaen  bezw.  im  späteren 
Deutschen  Eeich  eiae  vollständige 
Wandlung  im  Lauf  der  Zeit  durchgeraacfit. 
Während  im  18.  Jahrhundert  in  Preussen 
entsprechend  den  herrschenden  merkan ti- 
li sti  scheu  Anschauimgen  die  Ausfuhr  von 
roher  Wolle  aufs  strengste  verboten  war, 
gestattete  der  Zolltarif  von  1818  dieselbe 
nnd  setzte  einen  Ansfuhrzoll  von  18  Mark 
auf  den  Centner  fest  Die  Einfuhr  war  frei 
Es  ist  dann  die  Einfuhr  von  roher  Wolle 
in  den  Zollverein  stets  freigebliehen,  nur 
wird  von  der  gekämmten  nach  dem  Tarif 
vom  15.  Juli  1879  ein  Eingangszoll  von 
2  Mark  ftlr  100  kg  erhoben,  ein  Satz,  der 
anch  heute  noch  besteht,  aber  im  Vergleich 
zum  Wert  der  Wolle  nur  eine  kaum  be- 
achtenswerte Bedeutung  hat.  Was  dagegen 
den  oben  orwahntefi  Ausfuhrzoll  anbetrifft, 
so  wurde  er  vom  1.  Januar  1854  an  filr 
rohe  und  gekämmte  Wolle  atiE  1  Mark 
herabgesetzt,  nachdem  er  in  den  Jahren  vor- 
her bereits  mir  fi  Mark  betra^n  hatte,  nnd 
das  (j.  V.  1.  Mai  1865  beseitigte  ihn  ganz. 
Seitdem  jedoch  die  Preise  filr  Wolle  in  so 
starkem  Masse  gesunken  sind ,  dass  die 
einst  so  eintragliche  Schafzucht  in  Deutsch- 
land eine  Rente  nicht  mehr  abwerfen  konnte, 
ist  seitens  der  Agrarier  immer  von  neuem 
der  Antrag  an  den  deutschen  Reichstag 
eingebractit  wonlen,  einen  Zoll  auf  die  Ein- 
fuhr von  Wolle  in  das  deutsche  Zollgebiet 
zu  legen.  Zwar  gab  man  von  dieser  Seite 
wohl  zu,  dass  ein  Wollzoll  auch  die  Fabriken 
sehr  schädigen  mOsse,  aber  man  glaubte 
dadurch,  dass  man  eine  Hückvergntung  auf 
versponnene  Wolle  lioi  Ausfuhr  von  Fabri- 
katen in  Aussicht  stellte,  den  Industriellen 
Ersatz  bieten  zu  können.  In  diesem  Sinne 
wurde  denn  auch  im  Jahre  1896  von  der 
Wirtschaftlichen  Voreinigung  des  Reichs- 
tages ein  Antrag  ein^bracht,  der  aber  die 
Zustimmimg  dieser  Körperscliaft  nicht  fand 
und  abgelehnt  wuixic. 

In  Frankreich  konnte  ku  Endo  des 
vorigen  Jahrhunderts  unversponnene  Wolle 
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frei  eingeheD,  vta  aber  mit  einem  Ausfuhr- 
zoll von  76,50  Francs  belegt  In  der  Zeit 
von  1792 — 1814  war  die  Ausfuhr  ganz  ver- 
boten. NaiA  dem  Gesetz  vom  28.  April 
1816  hatte  rohe  Wolle  bei  der  Enfuhr  auf 
franzSeiBcheu  Schiffen  nur  1,10  Francs,  ge- 
ftebte  aber  73,44  Francs  zu  entrichten.  Das 
0.  V.  7.  Juni  1830  führte  teils  aus  finau- 
ziellen,  teils  aas  Protektion  iBti3ohen  QrOnden 
einen  Bohstoffzoll  auf  WoUe  ein,  der  je 
nadidem  die  Ware  zu  den  gewöhnlichen 
oder  den  feineren  Sorten  gehörte  und  in 
Schweiss  oder  gewaschen  war,  sich  zwischen 
5,5  Francs  und  66  Francs  abstufte.  Um 
aber  die  Ausfuhr  der  Wollfabrikate  nicht 
zu  erschweren,  wurde  zueleich  eine  Aus- 
fuhrprämie für  diese  gewaSrt,  die  auf  22,5 
bis  90  Francs  für  lOÖ  kg  f^tgesetzt  war. 
Dabei  wurde  auf  die  Herkunft  der  verar- 
beiteten Wolle  keine  Rücksicht  genommen, 
und  die  Prämie  kam  auch  der  aus  fran- 
zösischem Material  hergestellten  Ware  zu 
gute.  Das  G.  v.  27.  Jiüi  1822  erhöhte  die 
Zölle  für  die  geringereu  Waren  auf  das 
Doppelte  und  schaltete  noch  mehrere 
Zwischenstufen  ein.  Bald  darauf  aber 
wurden  dnrch  Ordonnanz  vom  14.  Mai  1823 
und  vom  20.  Dezember  1824  Im  Interesse 
der  damals  lebhaft  klagenden  Landwirtsdiaft 
die  WollzöUe  vorvierfocht,  so  dass  sie  nun- 
mehr mit  zahlreichen  Unterschieden  von 
44—254  Francs  für  100  kg  gingen.  Die 
Ausfuhrprämien  fQr  Fabrikate  wurden  diesen 
Sätzen  gemäss  erhöht  und  standen  zwischen 
174,9—396  Francs.  Nur  während  einer 
kurzen  Uebergangsfriat  wurde  die  Vor- 
legung von  Zollqulttuugen  zur  Erlangung 
der  erhöhten  Prämien  verlangt  Das  G.  v. 
17.  Mai  1826  setzte  den  Wollzoll  allgemein 
auf  33  "/o  des  Wertes  an  der  Grenze  mit 
Minimalwert  für  rohe  (1  Fianc),  kalt  ge- 
waschene (2  Francs)  und  heiss  gewaschene 
Wolle  (3  Francs).  Die  Ausfuhrprämie 
wurde  dieser  Verzollung  angepasst.  Die 
Ordonnanz  vom  8.  Juli  1834  verminderte 
den  WoIlzoU  anf  22%  des  Wertes  ohne 
Festsetzung  eines  Minimums  und  regelte 
dementsprechend  auch  die  Ausfuhrprämien. 
Mapoleon  111.  setzte  durch  meiirere  Dekrete, 
1852,  1854,  1855  und  1856  die  WoUzöUe 
mehr  und  melir  herab,  die  freiiiändlerische 
Reform  vorbereitend.  Das  G.  v.  ü.  Mai 
1860  hob  sie  endlich  ganz  auf  mit  Ausnahme 
einer  Taxe  von  3  Francs  für  100  kg  bei  der 
indirekten  Einfuhr  aus  europäischen  Nieder- 
lagen und  der  Einfuhr  auf  fremden,  nicht 
vertragsmässig  befreiten  Schiffen.  Gekämmte 
und  gefärbte  Wolle  blieb  jedoch  auch  in 
dem  mit  England  1860  vereinharten  Ver- 
tragstarif noch  mit  25  Francs  für  100  kg 
belastet.  Auch  heute  ist  die  Einfuhr  von 
roher  Wolle  frei 


nach       nach 
Es  wird  aber  erhoben  für       dem        lern 

100  kg  General-  Hinlmal- 

tarif        tarif 
Francs 
von  gefärbter  Wolle  und  ge- 
färbten Kämmlingen  33,5o  3$ 
von    gekämmter    oder    ge- 

krämpelter  Wolle  33,50  35 

von    gekämmter   oder   ge- 
krempelt«;, gefärbt.  Wolle     35,00  aj 

In  England  war  in  früheren  Jahrhun- 
derten, selbst  bis  zum  Jahre  1824,  die  Aus- 
fuhr der  Wolle  verboten.  Anderseits  vrar 
aus  finanziellen  Bücksichten  die  fremde 
Wolle,  namentlich  seit  1802,  mit  Zöllen  be- 
legt, zuletzt  mit  6  Pence  fOr  das  Pfund, 
welcher  Satz  durch  das  G.  v.  3.  Juni  1824, 
je  nach  der  Qualität,  auf  1  Penny  und  0,5 
Penny  erniedrigt  wurde.  Die  Wolle  aus 
den  engllsäieu  Eolonieen  erhielt  schon  1825 
Zollfreiheit  Völlige  Zollfreiheit  brachte  das 
G.  V.  6.  Juni  1884. 

In  Oesterreich  wurde  die  rohejWoUe 
stets  frei  eingeführt. 

InItalien  geht  natürliche  oder  SchweidS- 
wolle  und  gewaschene  Wolle  frei  ein.    Da- 

fegen  wird  für  100  kg  gefärbter  oder  ge- 
rämpelter  Wolle  nachfolgender  Satz  er- 
hoben: 

GeÄrbte  Wolle  10  Lire 

QekrämpeLte,  sofern  sie  nngel^bt  ist, 
ebenfalls  10     „ 

sofern  sie  gefärbt  ist  ^     n 

Bei  gekämmter  Wolle  beträgt  fOr  un- 
gefärbte der  Zollgati  15 
mLd  fUr  gefärbte                                   25     „ 

Auch  für  Eunstwolle  sind  ähnliche 
Sätze  normiert. 

In  RuBSland  setzte  der  Tarif  vom  2S. 
Mai  1857  einen  Zoll  von  20  Kopeken  fOr  das 
Pud  fest,  der  Tarif  vom  11.  Juni  1891  belegt 
rohe  Wolle  mit  2  Rubel,  geübte  mit  3 
Rubel,  gekämmte  mit  5,5  Rubel,  gefärbte 
und  gekämmte  mit  7  Rubel  das  Pud  und 
bestehen  die  Sätze  heute  noch  und  können 
nach  den  Vertragszollsätzen  gekämmte 
Wollen  mit  4,5  Rubel  und  gef&bte  luid 
gekämmte  mit  6  Rubel  Abgabe  für  das  iPud 
eingehen. 

In  den  Vereinigten  Staaten  wurde 
rohe  Wolle  zuerst  1824  je  nach  ihrem  Werte 
mit  15,20  und  3Q%  besteuert;  die  billigsle 
blieb  von  1832 — 1842  wieder  ganz  frei  und 
hatte  dann  nur  einen  Zoll  von  5  "/o  zu 
tragen,  während  für  die  besseren  Sorten  der 
Zoll  in  letztgenannten  Jahren  auf  3  Cents 
fflr  das  Pfund  und  ausserdem  30  ^.'o  des 
Wertes  gesetzt  wurde.  Dann  erfolgte  eine 
Aufhebung  der  Zölle ;  der  Tarif  vom  2.  März 
1861  stellte  dieselbe  aber  zu  massigen 
Sätzen,  der  geringste  war  5''/o,  wieder  her. 
Während  des  Bfirgerkri^es  fwiden  weitere 


"'»'^ 


ZollerhChunffen  statt,  'welche  nach  Her- 
stellung des  FHedens  noch  gesteigert  wurden. 
1870  waren  die  besseren  Wollen  mit  12 
Cents  das  Pfund  und  10*/o  des  Wertes  be- 
lastet 1872  wurden  diese  Zölle  um  10% 
erniedrigt,  1876  folgte  wieder  eine  Erhöhung. 
1883  war  der  Zoü  auf  HohwoUe  2,5—12 
Cents,  je  nach  Wert  Der  Mac  Kinleysche 
Tarif  von  1890  belegt  die  Wolle  je  nach 
ihrem  Werte  mit  11  bis  12  Cents  für  das 
Kund,  teils  mit  32—50  %  des  Wertes.  Der 
Wilson-Tarif  von  1894  erklärt  die  Wolle  für 
zollfrei,  aber  der  Dingley-Tarif,  welcher  am 
24.  Juli  1897  in  Kraft  trat,  verfolgte  wieder 
prohibitive  Tendenz  und  belegte  infolge- 
dessen Wolle  mit  einem  Zoll,  der  dem  Wert 
entsprechend  schwankend  ist. 


2.  Die  wirtschaftliche  Bedeatong 
eines  W.  für  Deutschland.  Um  sachge- 
mäss  beurteilen  zu  können,  welche  Bedeutung 
ein  WoUzoll  für  die  deutsche  Landwirtachaft 
und  besonders  für  die  Hebung  der  Schaf- 
zucht hat  und  ob  er  mit  ROckeicht  auf  die 
nicht  Landwirtschaft  treibende  Bevölkerung 
berechtigt  ist,  muss  man  zun&chst  einen 
Rückblick  auf  die  Bntwickelung  der  Schaf- 
zucht während  der  letzten  Jahrzehnte  werfen. 
Zu  diesem  Zweck  geben  wir  hier  einen 
Rückblick  über  die  ^twickelung  des  Schaf- 
bestandes  in  Deutschland  von  den  60  ei 
Jahren  bis 


Auf  100 

Entwickeln 

ng  des  Schafbestandes 

Pro- 

ha  tand- 

Dentachland 

zentnale 

wirt^ 

Abnahme 

schaftlich 

Landesteile 

Anzahl  der  Schafe 

seit 

benntzter 

den 

sechziger 

Flache 

lUtere 

kamen 

Zah- 

1873 

1883 

1892 

1897 

Jahren 

Schafeid. 

lungen 

60er  Jahr. 

Prov.  Ostpreowen   .    . 

1709623 

I  841  437 

1  413  820 

937  039 

726468 

57,6 

71,3 

„     WestpreuBsen 

1658394 

1806056 

1349253 

952035 

688520 

58,5 

103,0 

Stadt  Berliä    .    .    .    . 

«38 

726 

597 

3  958 

",3 

ProT.  Brandenburg .    . 

2  7"  839 

3451245 

1  709  897 

1  187  247 

898  298 

67,1 

131,8 

„     Pommern  .    .    . 

3070251 

3218674 

2550502 

1851813 

1  406  953 

54.2 

154,4 

,     Posen     .... 

2614861 

2  629  399 

1  892  336 

1001489 

695558 

73.4 

127,6 

„     Schlesien    .    .    . 

2  6*8  641 

2 143  763 

1  309  495 

657371 

437  184 

83,4 

103,4 

„      Sacheen.    .    .    . 

3040930 

1  783  727 

1390915 

1064994 

903464 

55,8 

118,9 

„     Schleswig -HoUt. 

S72  836 

434467 

320768 

289521 

250  678 

56;3 

40,2 

„     Hannover  .    .    . 

aai3  093 

1B57080 

1  500501 

1177016 

971  669 

56,2 

130,3 

„     Westfalen.    .    . 

498629 

484151 

416  761 

316327 

275  '33 

44,9 

48,4 

'  „     Hessen-Nassau    . 

664428 

612141 

554299 

410933 

390790 

4',2 

91,4 

„     Rheinlwid .    .    . 

499228 

392  976 

333  731 

349  238 

3106,3 

s?;» 

37,0 

Hobenzollem  .... 

13428 

10952 

9471 

10530 

9810 

26,9 

22,8 

Königreich  Prenssen    . 

20906419 

19  666  794 

14752328 

10109544 

7859096 

62,3 

100,3 

Königreich  Bayern  .    . 

3058638 

1342190 

1  178370 

968414 

905916 

66,0 

47,8 

Sachsen.    . 

37'  989 

206833 

149037 

105  194 

79365 

78,7 

37,4 

„       Wörttemberg 

68384» 

577290 

550104 

385620 

341250 

50,1 

60,3 

Baden 

'77  332 

156287 

131461 

98107 

81821 

53,9 

24^ 

Hessen 

237  839 

130410 

101  663 

91277 

86  73' 

63,6 

55,2 

Hecklenburg-Schweriu. 

I  237014 

I  100048 

939097 

732  177 

566386 

54,2 

132,3 

SachMn-Weimar .    .    . 

285  761 

212874 

145  442 

113208 

98383 

65,6 

'27i4 

MecWenburg-Strelitz   . 

239  495 

221868 

188078 

16t  957 

135  127 

43,6 

.508 

Oldenbnrg  ..... 

220142 

194151 

160937 

139  595 

124550 

43.4 

69,7 

Bnwinschweie.    .    .    . 

438840 

313165 

243  935 

178552 

149  '49 

66,1 

199,4 

Sachsen-Hemingen  .    . 

111441 

8500. 

58940 

44349 

37875 

66;. 

93I 

SMhsen-Altenbonr  .    . 
SachBen-Cobnrg-Gotha . 

54  001 

30771 

30996 

14165 

10754 

80,1 

61,6 

123724 

108424 

73249 

58069 

50615 

59,1 

107,3 

Anhalt 

218  788 

'tn& 

130610 

110107 

91815 

57.4 

»44.7 

Schwarsborg-  Sondersh. 

94527 

54276 

47420 

40100 

57:6 

183^3 

71  919 

51918 

39024 

39946 

25978 

63,9 

1660 

Wftldeck 

54267 

59860 

66704 

52566 

46317 

14,6 

98,5 

KeuBs  ä.  L 

S7i6 

4885 

3440 

2468 

2525 

55,8 

30.7 

Ken«  j.  L 

32169 

16S05 

11064 

9789 

70,3 

13716 

Schaumbnrg-Lippe  .    . 

'IUI 

5022 

3682 

1887 

72,9 

33,3 

?&;:;::: 

66  357 

56478 

41011 

37092 

31468 

67:6 

93,3 

9819 

6531 

5  597 

4007 

3433 

65.1 

48,7 

Bremen 

813 

747 

446 

1  127 

522 

35.8 

4,7 

Hamburg 

6063 

3810 

360a 

3727 

55.0 

24,1 

Elsaes-LotMngen    .    . 

302893 

191  142 

129433 

97  303 

93204 

69,2 

39,6 

Dentaches  Reich .    .    . 

18016769 

24999406 

1918971s 

13589612 

10866772 

61,3 

87,9          1  ^ 

Aus  dieser  Tabelle  geht  herror,  dass  im 
gesamten  Deutschen  Heich  seit  den  60  er 
Jahren  der  Schafbestand  weit  Über  die  HAlfte 
zurQckmgaagea  ist  Besonders  stark  'war 
dieser  Rückgang  in  dea  preuBsiBcheo  Pro- 
vinzen Schlesien,  Posen  imd  Brandenburg, 
ebenso  auch  in  den  Königreichen  Bayern 
und  Sachsen,  in  Hessen,  dem  grössten  Teil 
der  ThüriDpschen  Staaten  und  in  den 
Reichslandeo.  Bedeutend  geringer  war  er 
dagegen  in  den  Proviazen  Westfalen  und 
Hessen-Nassau,  ebenso  auch  in  Hobenzollem, 
Oldenburg,  Waldeck  und  Mecklenburg,  ■wah- 
rend er  sich  in  den  übrigen  Landern  um 
ca.  50  "flj  Termindert  hat.  Am  stärksten 
wurde  die  Schafzucht  in  den  60  er  Jahren 
in    der     preussischen     Provinz    Pommern, 


Posen,  Brandenburg,  Hannover,  Sachsen  und 
Westfalen,  in  den  nichlpreussischen  Landern 
Mecklenburg,  Weimar,  Braunsohweig,  Sachsen, 
Cobuig-Qotha,  Anhalt,  Rudolstadt  und  Reuss 
j.  L.  betrieben.  In  einzelnen  Landcsteilen, 
wo  also  die  stärkste  Schafzucht  war,  ist 
diese  auch  erheblich  zurilckg^angen.  An 
anderen  Orten,  die  dicht  mit  Schafen  be- 
setzt waren,  ist  dagegen  nur  ein  geringer 
Rückgang  zu  verzeidinen. 

Die  Veranlassung  zu  einer  derartigen 
Entwickelung  ist  die  Preisbew^ung  für 
WoUe  gewesen,  welche  sich  auf  dem  Ber- 
liner Wollmarkt,  dem  bedeutendsten  in 
Deutschland,  in  der  nachstehenden  Weise  ge- 
staltete. 


Preise  für  Wolle  i 

Mark  für  60  kg  auf  dem  Berliner  WoUraarkL 

QuaÜtÄt  der  Wolle 

Jahr 

feine  und  hoch- 
feine') 

gut«  mid  mittel- 

£eine=) 

mitüere*) 

ordmäre 

miieo 

179,1-307 

148,^^65,1 

i88,8-2i9,9 

140,9-176,8 

1861,70 

a38,8-a65,8 

197,7—2*4,3 

167,4—193,2 

129.0—164,7 

1871/80 

i85,o-aoo,i 

167,0—178,5 

166,0-181,2 

144,0—164,2 

18B1/W 

iS6,a— 179,3 

138,3-150,7 

156,0-166,6 

75,4—113,1 

1^1 

153— 1 6a 

143-148 

135—140 

132-133 

1892 

131—165 

iti— 130 

118-126 

90—110 

1893 

130—145 

108—135 

1894 

iao-140 

105-115 

81-95 

1896 

130— 150 

108-125 

90—100 

1896 

140— 160JJ 

112—135 

95-105 

1897 

80-85 

1898 

150—165 

120—130 

108—115 

85-95 

1899 

i73-a'3 

152-170 

140-145 

115-130 

')  Auch   mittelfeine  Tach-  and  StoffwoUe.     ')  Kammwolle. 


Aus  dieser  Znsammenstellung  geht  her- 
vor, dass  von  Jahrzehnt  zu  Jafiizehnt  der 
Preis  für  Wolle  immer  mehr  gesunken  ist, 
mochte  es  sich  um  feine,  mittelfeine  oder 
gewöhnliche  Marken  handeln.  Denn  während 
man  in  den  50  er  Jahren  für  den  Oentner 
noch  279,1—307  Mark  bezahlte,  so  war  in 
den  90  er  Jahren  allmählich  dieser  Preis  für 
feine  und  hoclifeine  Ware  bis  auf  120  Mark 
gesunken,  nnd  wftlirend  gnte  imd  mittelfeine 
Wolle  in  den  50  er  Jahren  noch  mit  248,6 
bis  265,1  Mark  bewertet  wurde,  aber  all- 
mählich selbst  bis  anf  105  Mark  herunter- 
ging, sanken  auch  die  ordinären  Qualitäten 
von  176,8  auf  80  Mark.  Erst  das  Jahr 
1899  hat  im  Wollhandel  wieder  einigen  Auf- 
schwung gebracht. 

Die  Gründe  für  eine  derartige  Entwicke- 
lung sind  zunächst  in  der  Veiflndening  der 
Gewi  nnungs  Verhältnisse  zu  suchen.  Die 
AVoUgewinnung  hat  besonders  in  Australien, 
SüdameriJta  nnd  im  Capland  seit  1850  ganz 
rapid    zugenommen    und  Gimipa   mit   Roh- 


wolle fiberschwemmt  Allerdings  darf  man 
aus  der  Zunahme  der  Gewinnung  nur  anf 
ein  Fallen  der  Wollpreise  schliessen,  wenn 

dieser  Zunahme  eine  geringere  Zunahme 
oder  gar  eine  Abnahme  des  Verbiauchs 
gegenübersteht.  In  der  That  hat  nun  die 
Gewinnung  der  Wolle  den  Verbrauch  übei^ 
flügelt.  Zwar  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass 
die  Wollindustrie  in  allen  Ländern  in  dein 
zu  betrachtenden  Zeitabschnitt  einen  gewal- 
ligen Aufschwimg  genommen  hat  Es  zeigen 
dies  sowohl  die  statistischen  Angaben  ilber 
die  Entwickelung  der  Fabriken  wie  Ober 
die  zunehmende  Arbeit  der  wichtigsten  In- 
dustrieländer für  die  Ausfulir.  Doch  diese 
Momente  reichten  nicht  aus,  die  Nachfrage 
nach  Wolle  in  dem  Masse  zu  steigern,  wie 
die  Gewinnung  sich  gehohen  hat,  und  es 
musste  somit  die  Ausdehniuig  der  Gewin- 
nung auf  einen  Rückgang  im  Preise  hin- 
wirken, üumal  da  hierzu  noch  verschiedene 
andere  Erscheinungen  hinzutraten,  die  den- 
selben EinJIusB  ansflbten. 
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Eioe  der  wichtigsten  derselben,  die  hier 
in  Betracht  kommt,  iät  die,  äaas  auch  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  der  Wollverbrauch  iu 
den  letzten  Jahrzehnten  eich  entschieden  ver- 
mindert hat  Die  durch  den  amerikanischen 
BOi^rkrieg  herTorgerufenen  hohen  Baum- 
woUenpreise  in  der  ersten  H&lfte  der  6Öer 
Jahre  natten  die  europflischen  TextUindu»- 
triellen  vielfach  dazu  gezwungen,  anstatt 
Baumwolle  Wolle  alä  Bohmaterial  mit  heran- 
zuziehen. Der  Verbrauch  der  Wolle  in 
dieser  Weise  ging  nalürHch  zurück,  als  Ende 
der  60er  Jahre  die  BaiunwoDen preise  ■wieder 
anfingen  zu  weichen.  Wir  finden  sogar 
in  späterer  Zeit,  dase  Baumwolle  an  Stelle 
von  Wolle  verwendet  wird,  was  noch  durch 
den  Umstand  bedeutend  erleichtert  wurde, 
dafis  die  Industrie  soweit  fortschritt,  dass 
sie  auch  aus  Baumwolle  mit  anderem  Ma- 
terial vermischt  faste  und  warme  Stoffe 
herzustellen  imstande  war.  Auch  hier- 
durch wurde  ein  Preisrückgang  der  Wolle 
S zeitigt.  Dazu  kommt  dann  noch,  dass  der 
Iher  starke  Verbrauch  von  hoclifeinen  und 
hochedlon  Wollen  sich  von  Jahr  zu  Jahr 
verminderte,  teils  weil  der  Geschmack  der 
Käufer  Stoffe  begünstigte,  die  aus  ande- 
rem und  geringerem  Rohstoff  hergestellt 
werden  konnten,  teils  weil  der  Fortschritt 
in  der  Fabrikation  es  ermöglichte,  schOne, 
tuchartige  Gewebe  aus  billigeren  Wollen 
herzustellen.  So  musste  naturgemäss  der 
Preis  hochfeiner  Wolle  ebenfalls  sinken,  Hand 
in  Hand  damit  geht  dann  die  Entwickeluug 
der  Kunst wollfabrikation  vor  sich.  Audi  das 
musBte  den  Preis  der  Wolle  drücken,  weil 
man  ebensowohl,  wie  man  die  Wolle  durch 
Baumwolle  ersetzte,  auch  dazu  übei^ng, 
an  Stelle  geringerer  Wollquahtäten  Kunst- 
wolle treten  zu  lassen.  Die  Zahlenangaben 
über  die  Entwickeluog  dieses  Fabrikations- 
zweiges in  Preussen  und  Grosshritannien 
mögen  ein  Bild  davon  ^ben,  wie  dieselbe 
imstande  war,  den  Preis  der  Wolle  röck- 
fiflngig  zu  gestalten.  Nach  den  Angaben 
des  statistischen  Handbuches  für  den  preus- 
sischen  Staat  betrug  die  Anzalü  der  Kunst- 
wollfabriken  1861  ^0.  In  denselben  waren 
301  männliche  und  840  weibliche  Personen 
beschäftigt.  1875  war  die  Zahl  der  Fabri- 
ken schon  auf  19  Hauptbetriebe  mit  weniger 
als  5  Gehilfen,  55  Hauptbetriebe  mit  mehr 
als  5  Gehilfen  und  ^5  Nebenbetriebe  ge- 
stiegen. Im  gesamten  Industriezweig  waren 
1375  mfinnliche  und  2306  weibliche  Arbeiter 
beschäftigt.  Für  das-  Jahr  1-882  er^b  die 
Zfihlung  4G  Hauptbetriebe  mit- weniger  als 
5  Gehilfen,  85  Ilauptbetriebe  mit  mehr  als 
5  Gehilfen  und  5  Nebenbetriebe.  Im  ge- 
samten Industriezweige  waren  2342  männ- 
liche und  3819  weibliche  Arbeiter  beacbaf- 
t^  Für  Grossbritannien  giebt  die  Statistik 
die  ersten  Zahlen    über  Kunst wollfabriken 


aus  dem  Jahre  1868.  In  demselben  betrug 
die  Anzalü  der  Unternehmungen  104,  die 
der  Spindeln  77  337  und  die  der  besch&ftigtcn 
Arbeiter  3187.  Im  Jahre  1870  haben  wir 
sodann  eine  Steigerung  auf  120  ITabriken, 
133793  Spindeln  und  3816  Arbeiter.  18T8 
betrug  die  Anzahl  der  Fabriken  1.17,  die 
der  Spindeln  92984  und  die  der  Arbeiter 
5079.  1890  haben  wir  dag^n  einen  Rück- 
gang auf  125  Fabriken,  in  welchen  aber 
95095  Spindeln  und  4503  Arbeiter  thfttig 
waren.  Wenn  wir  nun  in  den  letzten  Jahren 
niedrigere  Zahlen  haben  als  in  den  70er 
Jahren,  so  sind  sie  doch  noch  bedeutend 
höher  als  die  für  1868.  Es  würde  also  der 
Rückgang  nicht  gegen  die  Behauptung 
sprechen,  dass  sich  die  Kunst  Wollindustrie 
in  den  letzten  Jahrzehnten  im  Vergleich  zu 
den  50er  und  60er  Jahren  bedeutend  ver- 
grössert  hat.  Dazu  kommt  dann  noch  der 
Umstand,  dass  die  Verringerung  der  Spin- 
delanzahl  und  die  der  Arbeiter  nicht  unbe- 
dingt auf  einen  Rückgang  in  der  betreffen- 
den Industrie  schliesaen  lässt  Vielmehr 
muBS  man  hier  berücksichtigen,  dass  infoige 
von  Fortschritten  in  der  Technik  die  Leis- 
tungsfähigkeit der  Spindeln  bedeutend  er- 
höht und  die  menschliche  Arbeitskraft,  die 
bei  der  Bedienung  der  Maschine  notwendig 
ist,  veiringert  worden  ist. 

Einen  weiteren  Grund  für  die  immer 
mehr  fallende  Tendenz  der  Wollpreise 
sehen  wir  in  der  Entwickelung  des  Ver- 
kehre zwischen  den  Wolle  produzierenden 
Kolon ialläudern  imd  den  konsumierenden 
Industriebezirken.  Hinsichthch  dieser  Ent- 
wickelung der  Verkehraverhältnisse  ist  be- 
sondere zu  bemerken,  dass  man  immer  mehr 
von  dor  Segelschiffahrt  zur  Dampfschiffahrt 
Obergegangen  ist  Hierzu  wird  uns  aus 
ganz  zuverlässiger  Quelle  geschrieben: 

»Vor  etwa  20  Jahren  gab  es  nur  einen 
Steamer,  der  von  Zeit  zu  Zeit  Wolle  von 
Austr^en  nach  England  mitnahm.  Im  No- 
vember 1877  brachte  ein  Steamer  Wolle 
der  neuen  Schur  nach  London,  und  eret 
gegen  Ende  1878  fing  eine  mmpferlinie 
an,  mehrere  Schiffe  mit  Wolle  zu  befrachten. 
Von  da  an  datiert  die  allmähliche  Entwicke- 
lung der  Dampfschiffahrt  im  Wolltransport. 
In  der  Saison  1881/82  gingen  19  "/o  der 
Produktion  Australiens  per  Steamer  nach 
England,  1880/87  46  "/o  und  1891/92  60%. 
Segelschiffe  haben  aber  noch  immer  Wich- 
tigkeit und  werden  nicht  so  rasch  gänzlich 
verdrängt  werden.» 

Neben  diesem  L'ebergange  von  der 
Segel-  zur  Dampfschiffahrt  haben  dann  auch 
gleichzeitig  die  Schiffe  einen  immer  grösse- 
ren Tonnengclialt  angenommen,  zumal  da 
man  auch  zur  Konstruktion  eiserner  Last- 
schiffe schritt,  die  sich  sowohl  hierdurch 
als   auch   durch    billigere  Erbauungskosten 
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anszeichoen.  Es  li^  aaf  der  Hand,  dass  I  FrachtBätzen  zum  Ausdruck  kommea.  Nach 
durch  diese  VeräDdeniDgen  sich  Kapital  privater  Mitteilung  betrugen  die  f^nchtsStze 
und  Zdt  bedeutend  braser  ausnutzen  lassen,  für  ungewaschene  Wolle  pro  Tonne  von 
NaturgemSss   muse    dieses    auch   in    den  | San  Francisco  bis  London  in  Shilling: 


Jabr 

1.  Januar 

1.  April 

1.  JaU 

1.  Oktober 

Dorduchnitt 

iSäö 

65-70 

40 

55-57,6 

75—77,6 

62,9 

1881 

65-67,6 

80 

75— 80 

75-80 

74,7 

1882 

62,6-65 

1883 

36,3—37.6 

37,6-42,6 

55 

45—46,3 

42.9 

1881 

aa,6-a5 

30 

42,6-45 

42,6-40 

36,1 

33,9-36,3 

37,S 

30-3»,6 

35 

33,9-36,3 

30—31,5 

32,7 

1887 

22,6 

25-27,6 

25-=6 

32,6—23,9 

23,9-25 

37,6-40 

42,6 

33,9—36,3 

43,9 

40—41,9 

38,0 

42,6-45 

+».6-43,9 

45 

40 

43,2 

Zunächst  zeigt  diese  TabeUe,  dass  die 
Frachten  von  Jahr  zu  Jahr,  ja  selbst  von 
Monat  zu  Monat  den  grOssten  Schwankungen 
uuterhegen.  Es  wird  sich  also  nur  annäne- 
rungsweise  unter  Berdckeichtigung  grösserer 
Zeitabschnitte  feststellen  lassen,  wieviel  sie 

gsunken  sind.  Fassen  wir  also  immer  den 
irchscfanitt  von  4  Jahren  zusammen,  so 
erbalten  wir  als  Durchscbnittsfracht  für  die 
Jahre  1880—1883  58,9  sh.  ffir  die  Tonne, 
für  1884—1887  33,7  sh.  und  f«r  1888—1891 , 
35,9  sh.  Es  ist  also  ein  Rückgang  der 
Fracht  um  43  "/o  zu  Anfang  der  80  er  Jahre 
zu  konstatieren,  während  wir  in  der  zweiten 
Hälfte  kein  weiteres  ZurD(^gehen  mehr 
haben,  jedoch  auch  kein  wesentliches  Steigen, 
Nach  der  Angabe  eines  Orosskaufmanns  be- 
trug die  Fracht  von  La  Plata  nach  Ant^ 
werpen  für  Wolle  und  HSute: 

im  Jahre  Franc« 

1878  24,25 

1879  41,60 
1881  27,75 

1885  20,25 

1886  17,5-15 

Die  Frachtsätze  dagegen,  die  aus  den 
sechziger  und  siebziger  Jahren  in  dem  deut- 
schen Handelsarcliiv  für  den  Woiltransport 
von  Capland  nach  London  vorhegen,  schwan- 
ken zwar  auch  erheblich  in  den  einzelnen 
Jahren,  zeigen  aber  nicht  einen  so  entschiede- 
nenBückgang.  So  wurde  1863 '/i — Id.fürdae 
Ib.  gezalUl,  1868  Vt—^l»  d.  für  imgewascbene, 
5/8— */*  d.  für  gewaschene  WoUe.  1870  ei^ 
hielten  Segelschiffe  Ws — '/b  d.  imd  Dampfer 
'/*— 1  d.  iQr  das  Ih.  für  den  Transport  von 
Port  Elisabeth  nach  Europa.  187 1  erhielten 
Segelschiffe  */8 — 1  d.  und  Dampfer  '/g — IVe  d. 
für  das  ih.  für  die  Verfrachtung  aus  den  Cap- 
kolonieen  nach  Tjondon.  1875  beliefeu  sich 
die  Frachtsätze  ftlr  dieselbe  Fahrt  iür  Dam- 
pfer und  gewaschene  Wolle  auf  ^U — 1  d., 
mr  ungewaschene  auf  */8— '/a  d.  für  das  Ib., 
für  Segelschiffe  und  gewaschene  Wolle  auf 


^/« — '/8  d.,  für  ungewaschene  auf  */8 — *'»  d. 
für  das  Ib.  mit  5  %  Primage.  1882  kamen 
die  Frachtsätze  für  gewaschene  Wolle  auf 
•/a — 1  d.,  für  halbgewaschene  auf  ^!a — ^/»  d. 
und  für  Wolle  in  Sehweiss  auf  ^U — '/s  d. 
für  das  Ib.  mit  10  "/o  Primage. 

Aus  allen  diesen  Betrachtungen,  die  wir 
über  die  Preisbewegung  der  Woüe  voraus- 
geschickt haben,  geht  nun  hervor,  dass  der 
Preisrückgang  der  WoUe  dureh  die  stets 
zunehmende  Gewinnung  in  den  Kolonial- 
ländem ,  die  Verbrauchsveränderung  und 
durch  die  VerbiUigung  der  Fracht  hervor- 
gerufen ist. 

Der  Rückgang  des  Wollpreises  hat  nun 
zu  der  oben  geschilderten  rfl<^gän^gen  Ent- 
wickelung  der  Schafzudit  in  Deutschland 
gefühi-t,  und  zwar  ist  letztere  in  so  starkem 
Masse  aufgetreten,  dass  man  der  deutschen 
Schafzucht  eine  so  gewaltige  Bedentun^ 
wie  vor  etwa  50  Jahren  nicht  mehr  bei- 
legen kann. 

Nach  der  letzten  Viehzählung  vom  Jahre 
1897  gab  es  im  gesamten  Deutschen  Reich 

Pferde 4038485 

Binder 18490772 

Schweine 14  274  557 

Schafe 10866771 

Berechnet  man  diese  Ziffern  auf  Qrcss- 
vieh,  indem  man  ein  Stück  Grossvieh  gleich 
Vs  Pferd,  1  Rind,  4  Schweinen  und  10 
Schafen  setzt,  so  erhält  man  in  StQck  Gross- 
vieh: 

f llr  Pferde 6  057  7*7 

„    Rinder 1849077a 

„   Schweine 3568639 

„   Schafe 1  086  677 

Insgesamt  28  303  815 
Das  erpiebt  für  Schafe  nnr  noch  3,85  % 
vom  Bestände  auf  Grossvieh  berechnet.  Und 
stellen  wir  dem  gegenüber,  welche  Werte 
.die  Schafzucht  liefert,  so  entällt  auf  sie 
I  nach  angestellten  zuverlässigen  Schätzungen 
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eine  jährliche  Erzeugung  von  nind  70891 
Tonnen  Fleisch  im  Werte  von  670000Ü0 
Mark  und  rimd  40000000  Mark  Wolle, 
w&hreDd  der  Wert  der  Gütererzeugiing  aus 
der  gesamten  deutschen  LandwirtgchaEt  auf 
7  44100OÜ00  liark  zu  veranschlagen  ist. 

Dazu  kommt,  dass  von  den  Werten, 
■welche  aus  der  Schaf  Viehhaltung  entstam- 
men, nur  die  kleinere  Hölfte  auf  Rechnung 
der  WoUerzeiigung  zu  setzen  ist,  die  grössere 
dagegen  durch  Fleischproduktion  eingebracht 
■wird.  Denn  aus  demselben  Grunde,  aus 
dem  man  Oberhaupt  die  Schafzucht  in 
Deutschland  eingehen  liess,  ging  man  auch 
wegen  der  niedrigen  Wollpreisc  mehr  und 
mehr  von  der  Haltung  des  TiVoUschafes  zu 
der  des  Fleiechschafes  über.  ÄlleMings 
■wird  die  Tendenz,  das  Fleischschaf  an  Stelle 
des  Wollschafes  treten  zu  lassen,  nicht 
Dberali  gleichmässig  stark  aufgetreten  sein. 
Denn  das  Fleischschaf  wird  nur  da  sich 
rentabel  zeigen,  wo  gute  Futterverhältnisse 
vorhanden  sind.  Das  Wollschaf  igt  in  seinen 
FutleransprOchen  bedeutend  bescheidener. 
Srhfilt  dasselbe  für  einige  Zeit  eine  iinzu- 
reichende  Nahrung,  so  entzieht  die  Wolle 
das  zu  ihrer  Eotwickelung  nötige  Material 
den  Re^ervestoffen  des  Körpers.  Die 
Fleisch  Produktion  wird  dagegen  durch  ein- 
tretenden Futtermangel  arg  beeinträchtigt. 
Es  wird  also  in  allen  den  tiegendeu  das 
Wollschaf  beibehalten  werden  müssen,  wo 
knappe  oder  abwechselnd  knappe  und  aus- 
giebige Weiden  vorhanden  sind  und  eine 
üitterknappe  Wiuterperiode  zu  überstehen 
ist,  d.  h.  auf  trockenem  leichten  Boden. 
Aber  selbst  unter  günstigen  Bodenverhält- 
nissen ist  in  allen  extensiv  betriebenen 
Wirtschaften  eine  gleichmäesige  Ernährung 
nicht  möglich.  iS  beruht  dies  vielfach 
darftuf,  dasa  die  Entwickelung  der  Weide- 
pflanzen  in  den  verschiedenen  Vegetations- 
perioden nicht  immer  dieselbe  ist.  Auch 
wird  das  Pflanzenwaehstum  durch  Boden- 
und  ünter^indverhältnisse  bedingt.  Zu 
solcben  Zeiten  ist  es  jedoch  niclit  immer 
möglich,  den  Weideausfall  durch  Stall- 
filtterung  zu  ereetzen.  Es  ist  demnach  hier 
die  WolTproduktion  die  einzige  Möglichkeit, 
während  die  Haltung  des  Fleischschafes  nur 
da  am  Platze  ist,  wo  die  Verhältnisse  über- 
reiches Futter  gewäliren. 

Hier  könnte  nun  der  Einwwid  gemacht 
werden,  wenn  viele  Gegenden  sich  der  ver- 
Änderten  Konjunktur  bereits  angepasst  und 
die  Sch^altuug  aufgegeben  haben,  weil 
dieselbe  nicht  mehr  rentieit,  so  ist  es  wun- 
derbar, dass  dies  auch  nicht  andere  thun 
und  dem  Beispiel  jener  folgen.  Wäre  es 
unter  solchen  Verhältnissen  nicht  die  Pflicht, 
dass  deulüche  Landwirte  einen  Erwerbs- 
zweig fallen  lassen,    der   die   aufgewandte 


Arbeit  und  das  Kapital  nicht  mehr  bezahlt 
macht?  Wenn  also  der  Reinertrag  infolge 
rückgängiger  Wollpreise  auf  vielen  Gütern 
zurückgeht  so  ist  dies  nur  die  Schuld  der 
Wirtsdiaftsleiter,  die  sich  von  dem  Alther- 
gebrachten  nicht  trennen  können.  Ein  sol- 
ches Urteil  wird  jedoch  nur  der  fällen,  der 
landwirtschaftlichen  Verhältnissen  völlig 
fernsteht.  Der  Fachkenner  weiss  sehr  wohl, 
dass  dem  Landwirt  durch  Klima  und  Boden- 
beschaffenheit diese  oder  jene  Wirtschafls- 
methoden  vorgeschriebeu  werden.  Das  Auf- 
geben der  Schafhaltung  wird  der  Hegel 
nach  nur  da  möghch  sein,  wo  dieselbe  durch 
Rind  Viehhaltung  ersetzt  werden  kann,  d.  h., 
wo  die  Bodenbeschaffenheit  und  das  Klima 
solche  sind,  dass  sie  den  grösseren  Nahrungs- 
ansprüchen  des  Rindes  genügen,  also  auf 
Gütern  in  Niederungen,  im  feuchten  Klima 
der  Gebirge  und  wo  ein  reicher  kleefähiger 
oder  luzernesicherer  Boden  vorhanden  ist. 
An  die  Stelle  der  Schafhaltung,  wie  es  ver- 
einzelt vorgekommen  ist,  viehlosen  Betrieb 
einzuführen,  wird  uur  da  rentabel  sein,  wo 
die  voluminösen  Erzeugnisse  der  Wirtsciiaft, 
die  durch  die  Viehhaltung  eine  absatzfähige 
Gestalt  erhalten  soUeu,  schon  ohne  diese 
Verwandlung  leichten  Absatz  finden.  Doch 
dürfen  solche  viehlosen  Wirtschaften  nur 
die  Ausnahmen  sein,  nicht  die  Regel,  denn 
ein  rationeller  Betrieb  der  Viehsiucht  ist  die 
Gnmdlage  für  das  Gedeihen  des  Ackerbaus 
und  ffir  die  Hentabihtät  des  ganzen  Wirt- 
Schaftsbetriebes.  Von  der  einseitigen  An- 
schauungsweise, es  könne  der  Stalldünger 
entbehrlieh  gemacht  werden  und  durch 
Handelsdfingemittel  den  Pflanzen  die  rich- 
tigen Em ähniugs Verhältnisse  gegeben  wer- 
den, ist  man  mehr  und  mehr  zurückgekom- 
men. Bei  aller  Anerkennung  des  hoheu 
Wertes  der  künstlichen  Düngemittel  für  den 
intensiven  Äckerbau  hat  man  doch  einsehen 
geSemt,  dass  bei  zweckmässi^r  Züchtung, 
Fütterung  und  Pflege  die  Viehhaltung  an 
und  für  sich  einer  der  nutzbringendsten 
Teile  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  ist, 
dass  durch  dieselben  die  in  zweckent- 
sprechendem Verhältnisse  ausgedehnten 
Futlerflächen  eine  oft  viel  bedeutendere 
Bodenrente  abwerfen  als  die  zu  dem  Ge- 
treidebau bestimmten  und  dass  der  bei 
einer  rationelJen  Viehzucht  gewonnene  Stall- 
dünger das  verhältnismässig  billigste  Kräf- 
tigungsmittel unserer  Felder  ist.  Hierzu 
gesellte  sich  die  Erfahrung,  däss  auch  die 
künstlichen  Düngemittel  ihre  höchste  Aus- 
nutzung nur  dort  finden,  wo  sie  im  Wechsel 
oder  gleichzeitig  mit  tierischem  Dunger  in 
Anwendung  kommen.  ■' 

So  sehen  wir  also,  dass  der  Regel  nach 
die  Vielihaltung  für  dje  deutsche  Landwirt- 
schaft unentbehrlich  ist  und  die  G^ndeu 
deshalb  auf  Schafzucht  angewiesen  sind,  wo 
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die  Kadviehhaltuii^  durch  die  Yerhälbiisee 
Dicht  zugelassen  wird. 

Aber  soferu  die  Schaf  Viehhaltung  iu 
Deutschland  und  vor  allem  die  Wollprodnk- 
tioD  in  Betracht  kommt  spielen  diese  nur 
noch  eine  untergeordnete  Rolle,  und  nur  ein 
geriiwer  Bruchteil  von  Landwirten  ist  es, 
der  Interesse  an  hohen  Wollpreisen  bat. 
Aber  es  T^ürde  auch  diesem  Teil  unserer 
produzierenden  Bevölkerung  Rechnung  zu 
tr^en  sein,  und  man  müBste  ihm  eine 
Unterstützung  des  Staates  etwa  durch  Auf- 
legung eines  WollzoUes  ziibilliffen,  wenn 
■wirklich  dauernder  Vorteil  dadurch  emingen 
werden  könnte,  ohne  andere  Interessenkreise 
empfindlich  zu  sch&digen. 

Zunächst  wird  niemand  wohl  bezweifeln, 
dass  die  Einführung  eines  Schutzzolles  auf 
Wolle  der  heimischen  Landwirtschaft  für 
den  Anfang  höhere  Preise  sichern  wird.  Die 
JH^reinfuhr  von  gewaschener  und  unge- 
waschener Wolle  idler  Art,  mit  Ausschluss 
von  Kunstwolle  in  das  Deutsche  Reich  be- 
trug im  Durchschnitt  der  Jahre  1896/1900 
jährlich  179  Mill.  kg  bei  einer  geringen 
Ausfuhr  von  20  Mill.  kg  und  einer  heimischen 
Produktion  von  16  Mill.  kg  gewaschener 
Wolle.  Es  ist  klar,  dass  die  heimische  In- 
doslrie  ein  so  gewaltiges  Quantum  Roh- 
material nicht  wird  entbehren  kOnnen,  daes 
aber  auch  die  WoUgewiunung  in  Deutsch- 
land sich  nicht  sogleich  so  beträchtlich  wird 
mehren  kOnnen,  um  jenes  importierte  Quan- 
tum zu  ersetzen.  Es  werden  also  zunächst 
die  heimischen  Industriellen  die  von  den 
Importeuren  erhöhten  Preise  bewilligen 
müssen,  was  die  Preissteigerung  der  Wolle 
im  Inland  herbeiführen  muss.  Doch  fragt 
es  sieh  nun,  werden  die  deutschen  WoÜ- 
epinner  und  -veber  auch  imstande  sein, 
diese  hohen  Preise  zu  zahlen,  oder  werden 
sie  der  Eonkiurenz  des  Auslandes  erliegen. 
Die  Verteuerung  des  Rohmaterials  der  woll- 
industrie  in  Deutschland  wird  derselben 
ihren  Markt  im  Auslände  entziehen.  Die 
übrigen  Industrieländer  werden  die  Waren 
billiger  auf  den  Markt  bringen  können,  und 
die  Betriebseinstellung  vieler  Pabriken  in 
Deutsehland  wird  die  Folge  davon  sein. 
Dies  wird  eine  Vermindenmg  der  Nachfrage 
nach  Wolle  in  Deutschland  zur  Folge  baben, 
ein  Umstand,  der  dann  "wiedenim  einen 
Rückgang  im  Preise  der  Wolle  nach  sich 
zieht.  Wie  bereits  eingangs  erwähnt,  hat 
man  nun,  um  den  deutschen  ludustrieeii 
den  Weltmarkt  zu  sichern,  in  Vorsclilag 
gebracht,  bei  Ausfuhr  wollener  Garne  und 
Webwareu  das  in  diesen  Artikeln  enthaltene 
Qiiantum  Wolle  festzustellen  und  den  dafür 
gezahlten  Zoll  ziirflck  zu  erstatten,  wie  dies 
in  Frankreich  längere  Zeit  hindurch  geschah. 
Zwar  lässt  sich  sowohl  auf  mikroskopischem 
wie  auf  chemischem  Wege  feststellen,  wie- 


viel Wolle  in  den  Geweben  und  Garnen 
verarbeitet  ist.  Doch  möchten  wir  nicht 
für  eine  solche  Zollvergütung  sprechen. 
Denn  einmal  wird  die  ünfersuchuog  der 
exportierten  Waren  für  den  Zollbeamten, 
der  im  Durchschnitt  dazu  nicht  qualifiziert 
ist,  eine  sehr  mühsehge  und  zeitraubende 
Arbeit  sein,  die  sich  in  der  Praxis  schwer 
verwirklichen  lässt  und  nodi  die  Gefahr 
einschliesst,  dass  der  Beamte  infolge  der 
Schwierigkeit  dieser  Aufgabe  die  Unter- 
suchung ungenau  vornimmt  und  den  An- 
gaben des  E&porteiirs  zu  grosses  Vertrauen 
schenkt,  sodann  wird  aber  auch,  wenn  nicht 
Rücksicht  auf  die  Herkunft  der  verarbeiteten 
Wolle  genommen  wird,  dadurch  der  heimi- 
schen Wollproduktion  eine  ungerechtfertigte 
Ausfuhrprämie  gewährt.  Ausserdem  müssen 
wir  bei  Kritisierung  dieses  Vorschlages  da- 
rauf hinweisen,  dass  für  die  Fabrikanten, 
die  erst  den  Zoll  für  die  Wolle  zahlen 
müssen,  für  dies  ausgelegte  Kapital  ein 
Zinsverliist  eintritt.  Denn  erst  nach  Ver- 
arbcilime;  der  Wolle  erhalten  sie  in  dem 
Falle,  dass  sie  das  hergestellte  Produkt 
exportieren,  den  ausgelegten  Zoll  zurück. 
So  also  wird  dieser  VorsdbJ^  hinftUig,  und 
wir  glauben  unsere  Behauptung  aufrecht 
erhalten  zu  müssen,  dass  mit  Einführung 
eines  Wollzolles  der  Verlust  des  auswär- 
tigen Marktes  für  wollene  Waren,  damit 
geringere  Nachfr^  nach  Wolle  in  Deutsch- 
land und  allmählich  auch  wieder  ein  Preis- 
rückgang der  Rohwolle  eintreten  wird. 

Doch  ist  dies  nicht  die  einzige  Erschei- 
nung, die  bei  Einführung  des  Wollzolles 
nach  und  nach  die  Steigerung  des  Preises 
wieder  abschwächen  wird,  Folgender  Um- 
stand kommt  noch  hinzu:  Wir  hatten  im 
Vorhergehenden  darauf  aufmerksam  ge- 
macht, wie  man  sich  zu  Zeiten  hoher  Preise 
der  Rohprodukte  der  Textilindustrie  dazu 
anschickte,  ein  anderes  als  Surrogat  dafür 
zu  verwenden,  wie  man  Baumwolle  und 
Kunstwolle  an  Stelle  von  Wolle  treten  liess. 
Sicherlich  werden  die  Textilindustriellen, 
sollten  die  Woll preise  gesteigert  werden, 
wiederum  in  noch  ausgedehnterem  Masse 
dazu  ihre  Zuflvicht  nehmen.  An  Stelle  der 
Wolle  wird  dann  Baumwolle  und  Kiiust- 
woUe  treten ,  die  Nachfrage  nach  Wolle 
wird  auch  dadurch  eine  Verminderung  er- 
fahren und  der  Preis  für  dieselbe  nach  statt- 
gehabter Steigerung  zurückgehen.  An  dieser 
Stelle  sei  nur  hervot^eholien,  dass  diese  Er- 
scheinung einen  Preisrückgang  der  Wolle 
hervorrufen  wird ;  auf  die  wirtschaftliche 
Bedeutung  der  Entwickelung  der  Kunstwolle- 
fabrikation, die  mit  der  Steigerung  des  Woll- 
preises grossgezogen  werden  würde,  werden 

weiter  unten  noch  zurückkommen. 

lO  zeigt  sich  uns  also,  dass  es  höchst 
zweifelhaft  ist,  ob  der  Landwirtschaft  wirk- 
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lieh  ein  dauernder  Natzan  mit  einem  Woll- 
zoll  gewahrt  wird,  ■weÜ  es  in  Fra^  steht, 
ob  die  Preise  sich  fOr  längere  Zeit  heben 
werden.  In  dieser  unaerer  Behauptimg 
werden  wir  noch  durch  die  Vorgänge  in 
Amerika  in  den  sechziger  und  siebziger 
Jahren  bestärkt  Der  Zolltarif  vom  2.  März 
1861  in  den  Vereinigten  Staaten  eteUte,  wie 
wir  erwähnten,  die  vorher  abgeschafften 
RohwoUzClle  ^-ieder  her.  Wahrend  des 
BQrgerkrieges  fanden  weitere  ZoUerhOhungen 
statt,  und  diese  wurden  auch  nach  Wieder- 
hereteUung  des  Friedens  nicht  wieder  auf- 
^geben,  sondern  zum  Teil  im  protektionis- 
dschen  Interesse  noch  gesteigert  So  finden 
wir  im  Jahre  1870  die  besseren  Wollen  mit 
12  Cent«  das  Pfund  und  10  »/o  des  Wertes 
belastet.  Ueber  die  volkswirtschaftliche  Be- 
deutung dieses  WolkoUs  sprach  sich  em 
Zeitgenosse  dahin  aus,  dass  Nordamerika 
mit  seinen  hohen  Zöllen  auf  Rohwolle  nicht 
nur  seinen  Fabrikanten,  sondern  auch  den 
eigenen  und  fremden  Rwiuzenten  des  Roh- 
stoffes grossen  ISchaden  zugefügt  habe.  Denn 
vor  der  Erhöhung  dieses  Zolles  hätten  die 
amerikanischen  Fabrikanten  ihren  Bedarf  an 
Wolle  auf  den  eigenen  und  den  fremden 
Märkten  gekauft,  dagegen  sei  nach  Auf- 
lage des  ^hen  Zolls  die  in  Europa,  Austra- 
lien, am  Cap  der  guten  HoffnuDg,  in  Buenos 
Ayres  etc.  erzeugte  Wglle  von  Nordamerika 
so  gut  als  ausä^eschlossen  worden;  sie  habe 
plötzlich  die  Märkte  Europas  OberfDüt  und 
sei  daher  bedeutend  im  Preise  gefallen,  weil 
das  Angebot  die  Nachfrage  überstieg.  Hier- 
durch hätten  die  deutschen  Wollproduzenten 
in  den  letzten  Jahren  sehr  gelitten.  Die 
europäischen  Fabrikanten  dagegen  hätten 
hierdurch  den  Vorteil  der  billigeren  Preise 
der  Wolle  vor  den  amerikanischen  Fabri- 
kanten vorausgehabt  und  hätten  ihre  Waren 
aus  der  von  aßen  Seiten  angeboteuen  feinen 
Wolle  billiger  und  besser  fabrizieren  kOnnen 
als  die  Amerikaner.  Diesen  Thatsachen 
gegenüber  seien  die  amerikanischen  i^bri- 
kanten  teils  zur  Beschränkung  ihrer  Fabri- 
kation auf  ordinäre  Ware  aus  der  gröberen 
amerikanischen  Wolle  und  anderenteils  einige 
deraelben  zur  Zahlungseinstellung  gezwungen 
worden.  Diese  die  Fabrikation  störenden 
Nachteile  halten  die  Nachfrage  nach  ameri- 
kanischer Wolle  vermindert  und  deren  Pro- 
duktion und  Preise  herabgedrückt,  so  dass 
dieselbe  weniger  wert  gewesen  sei  als 
vor  Erhöhung  des  Tarifs,  welcher  die  ame- 
rikanischen Produzenten  der  WoUe  und  die 
Fabrikanten  schützen  sollte,  aber  ihnen  nur 
die  angedeuteten  Nachteile  gebracht  habe. 
Die  Preise  der  WoUe  seien  nach  dem  hohen 
Tarif  in  dem  W/o  niedrigeren  Papiergeld 
nicht  so  hoch  gewesen  als  vor  dem  Krieg 
wo  in  Gold  ^zahlt  wurde  und  der  Zoll 
niedrig  war.    Es  wäre  ein  Vorteil  der  Schaf- 


zQchter  und  der  Fabrikanten  gewesen,  wenn 
man  diesen  augeblichen  und  von  ihnen 
thörichterweise  erstrebten  Schutz  ihnen  nie 
gewälirt  hätte. 

Wie  richtig  diese  Ausführungen,  soweit 
sie  den  Einfluss  des  ZoUes  auf  die  Preis- 
bewegung der  Wolle  betreffen,  sind,  be- 
weisen uns  die  amerikanischen  Notierungen 
über  die  Wollpreise.  Dieselben  betrugen  in 
Goldpreisen  am  New-Yorker  Markt  pro  Ib. 
in  Cts.: 


Im 
Jah- 

Qualität 

Prosentsahl 

dnrcb- 
Bchnitt 

- 

me. 
dinm 

coarse 

fine 

dinm 

coarge 

1861/60 
1866/70 

i 

38 

3* 
44 
35 

100,0 
90,6 

75,5 

100,0 
ioa,3 

84,4 

100,0 

115,8 

92,1 

Trotz  des  hohen  Zolles  zeigen  also  in 
der  Periode  1861/65  nur  die  mittleren 
Qualitäten  eine  ganz  geringe  Preiserhöhung 
von  2,2%  und  die  ordinären  eine  solche 
von  15,8  "/o,  während  in  der  folgenden 
Periode,  in  der  der  ZoU  erhöht  wurde, 
sämtliche  Marken  im  Preise  zurückgegangen 
sind. 

Man  könnte  hier  einwenden,  die  Zahlen 
zeigen  zwar,  dass  in  den  Yereiiiigten 
Staaten  dauernd  keine  Preiserhöhung  durch 
Einführung  des  Wollzolls  eingetreten  ist, 
trotzdem  liegt  in  ihnen  noch  nicht  der  Be- 
weis, dass  die  Einführung  des  Zolles  nicht 
ein  starkes  Fallen  verhütet  hat  Um  diesem 
Einwand  zu  begegnen,  woUen  wir  uns  der 
Betrachtung  zuwenden,  ob  denn  überhaupt 
in  den  sechziger  Jahren  die  (Gefahr  vorlag, 
dass  die  Preise  in  Amerika  erheblich  tiefer 
sinken  konnten,  als  sie  trotz  des  Zolles  ge- 
sunken waren.  Zu  diesem  Zweck  wollen 
wir  zunächst  einen  Blick  auf  die  Preisbewe- 
gung der  Wolle  in  England  werfen.  Hier 
wurde  pro  Ib.  in  d.  gezahlt: 


Im 


1856f 

1861/85 

1866/70 


iS,4 


17,7 


18,9 


Das  bedeutet  von  1856/60  bis  1861/66 
eine  Steigerung  des  Preises  um  9,7  "/o  und 
von  1856/60  bis  1866/70  einen  Rückgang 
um  7,2  "/o.  Ein  Vergleich  dieser  Zanlen 
mit  jenen  über  die  Preisbewegung  der  WoUe 
in  Amerika  zeigt,  dass  sich  der  Preis  in 
Amerika  nicht  wesentlich  vom  Weltmarkt- 
57* 
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Sreis  verschieden  gestaltet  hat  Somit  hat' 
er  Schutzzoll  in  den  Vereinigten  Staaten  , 
einen  PreiBrQckgang  der  Wolle  nicht  ver- 1 
hindert,  lag  doch  kein  Grund  vor,  der  dies , 
■veranlassen  konnte,  da  der  Weltmarktpreis  | 
durchaus  nicht  in  jener  Zeit  st&rker  ge- 1 
sunken  ist  als  der  Preis  in  den  Vereinigten ! 
Staaten ,  also  auch  bei  freier  Einfuhr  in . 
dieses  Land  ein  starker  Preisrackgang  nicht  1 
zu  erwarten  gewesen  wäre. 

Doch  gehen  wir  nuo  einen  Schritt 
■weiter  und  legen  uns  die  Frage  vor, 
■welcten  Einfluss  eine  Steigerung  des 
Preises  der  Wolle,  die,  wie  wir  zeigten,  mit 
der  Einführung  eines  WollzoUea  zunächst! 
eintritt,  auf  die  Landwirtschaft  ausüben  wird,  i 
Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  günstigere  | 
Konjunkturen  im  Wollhandel  in  Deutschland 
zur  Veratärkung  der  Produktion  anregen 
werden.  Damit  wird  sich  im  Inland  das , 
Angebot  vermehren  und  mit  dazu  beitragen, 
dass  jeuer  geschilderte  Preisrückgang,  der 
mit  Lahmlegung  der  deutschen  Industrie 
durch  einen  Wollzoll  verbunden  ist,  noch 
eher  eintritt.  Der  Wollzoll  hat  sodann  einen 
Produktionszweig  gross  gezogen,  der  nur 
künstlich  erhalten  werden  kann.  Die  trotz 
Einführung  eines  Wollzolles  nach  Verlauf 
von  einer  Reihe  von  Jahren  eintretende  Un- 
rentabilität  der  Wollproduktion  wird  dann, 
nachdem  sie  durch  "  " 


zogen,  io  der  Landwirtschaft  fühlbarer  wer- 
den, als  sie  es  vor  Auflegung  eines  Woll- 
Zolles  war.  Denn  weite  Ki^se  hatte  man 
durch  Aussicht  auf  bessere  Preise  zur  Pro- 
duktion angelockt,  weite  Kreise  wird  dann 
auch  der  pfeiarückgang  treffen,  und  stärker 
wird  man  dann  nach  einer  &h5hung  des 
schon  bestehenden  Zolles  verlangen.  Durch 
EinfQhrung  eines  Wollzolles  in  Deutschland 
erweckt  demnach  der  Staat  nur  unberech- 
tigte Hoffoungen,  die  zu  erfüllen  er  nicht 
imstande  sein  wird. 

Wir  hatten  schon  im  Vorhei^ehenden 
darauf  hingewiesen,  dass  die  Auflegung 
eines  Wollzolles  unbedingt  mit  der  Arbeits- 
eiastelloQg  vieler  Fabriken  verbunden  sei, 
weil  dieselben  die  Konkurrenz,  die  ihnen 
das  Ausland  macht,  nicht  ertragen  können. 
Die  heimische  Industrie  wird  oei  Einfüh- 
rung eines  Wollzoilea  ihren  Markt  im  Aus- 
lande verlieren,  weil  sie  dann  nicht  mehr 
so  billig  produzieren  kann  wie  jenes.  Die 
Eichtigkeit  dieser  Behauptung  zu  beweisen 
hatten  wir  schon  in  unseren  früheren  Aus- 
führungen hinreichend  Seltenheit.  Von 
wie  tief  greifender  Bedeutung  dies  aber  sein 
wird,  leuchtet  bei  Betrachtung  folgender 
Tabelle  ein,  die  unseren  Aussenhandel  mit 
den  Fabrikaten  der  Wollenindustrie  Deutsch- 
lands angiebt. 


Bezeichnimg  der  Waren 

Einfuhr  in  1000  Hark 

AuBfnbr  in  ICOO  Hark 

1898 

1899 

1900 

1898 

1899 

1900 

Kammgarn  hartes,  Genappes-,  Mohair-,  AI- 

67664 
24  575 

3  7*3 
M125 

8411s 
19246 

5040 
13696 

81911 
2406Ö 

5  178 
16083 

382 
44  5'" 

34  53' 

166783 

321 

57 '95 

37761 
179416 

479 
47  5*5 

39271 

184773 

anderes  Wollengam 

WoUenwaten,  anch  in  Verbindung  mit  an- 

Tuch-  und  Zengwaren 

Zusammeu 

97085 

131  097 

127  338 

246206 

274693 

272028 

Hieraus  ist  eisichtUch,  dass  es  sich  bei 
unserem  Aussenhandel  mit  wollenen  Ge- 
spinsten und  Webwaren  um  viele  Millionen 
Mark  handelt.  Die  Einfuhr  ist  so  gross, 
weil  sie  in  der  Hauptsache  aus  Garnen  be- 
steht, die  im  Inlande  zu  Stoffen  verarbeitet 
werden  sollen.  Mit  EinfOhrung  eines  Zolles 
auf  Rohwolle  roüsste  natürllcli  auch  der  ZoU 
auf  Game  erhöht  werden,  damit  würden 
aber  jene  eingeführten  Garne  zur  Verarbei- 
tung zu  Stoffen,  mOgen  sie  nun  im  Inland 
verbraucht,  mögen  sie  ausgeführt  werden, 
zu  teuer  werden.  Die  Ausfuhr  ist  beson- 
ders gross  an  Tuch  und  Zeugwaren.  Mit 
dicKeu  aber  werden  wir  nur  im  Ausland 
erscheinen  können,  wenn  sie  einen  EVeis 
haben,    der    der   Auslandswaie   entspricht. 


Das  wird  aber  nicht  mehr  der  Fall  sein, 
wenn  Rohprodukt  und  Game  verteuert 
werden. 

Dass  der  Verlust  eines  solchen  Exportes 
die  Webereien  und  Spinnereien  in  der 
Wollbranche  aber  arg  treffen  muss,  li^ 
auf  der  Hand.  Der  ganze  Umfang  des 
Schadens,  der  durch  aolclie  Saeh Verhältnisse 
hervorgerufen  wird,  tritt  zu  Tage,  wenn 
wir  uns  vei^genw artigen,  dass  unter  den 
aufgeführten  Waren  Zeug-  und  Tnchwaren. 
Plüsche  und  Shawls  aller  Art,  von  denen 
ein  ziemlich  bedeutender  Prozentsatz  schon 
zu  fertigen  Kleidungsstücken  verarbeitet  ist, 
und  unter  Posamentierwaren  auch  die 
Knopfmacherwaren  einbegriffen  sind.  Also 
nicht  allein  jene  Weber  und  Spinner  trifft 
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Wollzoll  — WdoTski 


^Qz  empfladlich  ein  WollzoU,  aondero  auch 

jene  aDderen  oben  an  geführten  Besch&fti- 
gnngBzweige  werden  durch  denselben  ar- 
beitslos werden.  Es  werden  also  nicht  nur 
jene  170000  Personen,  die  in  der  Schaf- 
wollindnetrie  beschäftig  sind,  sondern  aiich 
die  Schneider,  Strumpf  Stricker  iiad  diejeni- 
gen, die  für  Konfektion sgeschäfte  und  &hn- 
Eche  UDtemehmungen  arbeiten,  um  einen 
guten  Teil  ihres  Verdienstes  gebracht  So 
wird  also  die  Einführung  eines  Wollzolles 
weitere  Volkeschicliten  treffen  und  noch  da 
empfunden  werden,  wo  man  bei  oberfläch- 
licfier  Betrachtung  es  nicht  vermutet 

So  also  bliebe  dann  der  deutschen  'Woll- 
industrie als  Absatzgebiet  nur  der  heimische 
Markt,  jedoch  nur  dann,  wenn  man  ihr  den- 
selben durch  einen  ProhibitivzoU  auf  Garn 
nnd  wollene  Webwaren  sicherte.  Aber  auch 
dann  wilrde  der  Absatz  von  wollenen  Waren 
"bei  Einfühnmg  eioes  Wollzolles  nicht  den- 
selben T'mfang  behalten,  den  er  vorher  ge- 
habt Vergegenwärtigen  wir  uns,  dass  zu- 
nächst die  Auflegung  eines  Zolles,  wie  wir 
zeigten,  die  Wollpreise  steigern  wird.  Mit 
dieser  Steigerung  wertlen  zu  gleicher  Zeit 
die  fertigen  Waren  im  Preise  in  die  Höhe 
gehen.  Der  grössere  Teil  der  konsumieren- 
den BevSJkenmg  wird  diese  hohen  Preise 
nicht  zalUen  können  und  wird  zu  gemisch- 
ten Stoffen  seine  Zufhicht  nehmen.  Damit 
geht  dann  die  Wollindustrie  zurück  und  die 
Shoddyfabrikation  wird  gross  gezogen.  Die 
deutschen  Konsumenten  werden  dann  im 
Vergleich  zur  Zeit  der  freien  Einfuhr  von 
Wolle  höhere  Preise  für  geringere  Ware 
zahlen  müssen.  Denn  mit  dem  Steigen  der 
Woilpreise  ist  auch  stets  ein  Steigen  der 
Preise  für  Slioddy  und  Mungo  eingetreten. 
So  z.  B.  trat  in  den  50er  Jahren  mit  der 
Steigerung  des  Wollpreises  von  234.8  auf 
254,7  Mark  auch  eine  Steigenmg  des  Preises 
für  Shoddy  von  15  auf  47,26  Mark  für 
den  Centner  ein.  Der  Rückgang  des  Woll- 
preises in  den  COer  Jahren  von  219,1  auf 
172,2  Mark  brachte  auch  gleichfalls  einen 
Rückgang  des  Shoddypreises  von  66,37  auf 
52,76  Mw-k  für  den  Centner,  In  den  7Üer 
Jahren  nimmt  dann  der  Wollpreis  wieder 
zu,  gleichfalls  geht  aber  auch  Shoddy  wieder 
in  die  Höhe.  Seit  18H0  haben  wir  dann 
einen  rilckgäugigen  WoUpreis  und  gleich- 
falls einen  Rückgang  im  Preise  für  Shoddy. 
Wenn  also  mit  der  Auflegimg  eines  Woll- 
zolles der  Preis  für  Wolle  in  die  Höhe  geht, 
wird  der  für  Shoddy  eine  gleiche  Teudenz 
zeigen,  eine  Erscheinung,  die  sich  dann 
auch  wieder  in  den  Preisen  für  Waren,  die 
zum  Teil  aus  Shoddy  hergestellt  sind,  be- 
merkbar macht.  Ein  Vorteil  für  die  Kon- 
sumenten ist  somit  sicherlich  nicht  mit  dem 
Aiifblühen  der  Kunst  Wollindustrie  verbunden. 
Dazu  kommt  dann  noch,  dass  diese  Indus- 


trie den  Ausfall  an  Arbeit  in  der  Wollin- 
dustrie nie  ersetzen  wird.  Die  g."osse 
Masse,  die  mit  Einführung  eines  Wollzolles 
arbeitalos  wird,  kann  niemals  in  der  Kunst- 
wolifabrikation  beschäftigt  werden;  denn 
auch  der  Markt  für  diese  gemiscbteu  Stoffe 
wird  nur  ein  beschränkter  sein.  Das  Aus- 
land wird  schwerlich  sich  dazu  verstehen, 
diese  minderwertigen  Wiu.'eu  den  deutschen 
Produzenten  abzunehmen.  Ks  wird  viel- 
mehr den  von  der  ausserdeutachen  Industrie 
hilliger  hergestellten  woUenen  Stoffen  den 
Vorzug  geben.  So  also  zeigt  sich  nns,  dass 
die  Einführung  eines  Wollzolles  die  deutsche 
Industrie  ^um  grossen  Teil  ruinieren  und 
auch  die  Konsumenten  in  Deutschland  scliä- 
digen  wird. 


allen  unseren  Betrachtungen  zusammen.  Wir 
hatten  gesehen ,  dass  nicht  die  gesamte 
deutsche  Landwirtschaft  von  den  niedrigen 
Wollpreisen  getroffen  wird,  sondern  nur  ein 
Teil  derselben.  Dazu  kommt  dann  noch, 
dass  es  sehr  ungewiss  ist,  ob  ein  WoUzolt 
den  Wollproduzenten  dauernden  Nutzen  ge- 
währen wird.  Dem  gegenüber  zeigte  sich 
aber  auch,  dass  nicht  nur  die  heimische 
Industrie  durch  einen  Wollzoll  zum  gi-ossen 
Teil  niiniert  wird,  sondern  dass  seine  Wir- 
kungen weitere  Schichten  der  Bevölkerung 
sowohl,  soweit  sie  konsumierend,  als  auch 
soweit  sie  produzierend  thätig  ist,  schädigend 
I  berührt. 

Wir  können  uns  deshalb  aus  allen  diesen 
Gründen  nur  dahin  aussprechen,  dass  wir 
es  für  eine  durchaus  schädliche  Massnahme 
erachten  mfisstcn,  würde  für  Deutschland 
ein  Einfuhrzoll  auf  Wolle  festgesetzt 
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in  ifetUieU  und  v.  Lengerkei  tandtr.  Kalender, 
1306.  —  Ford,  H'ooI  and  -uianufaeturei  of 
Wool,  18H-  —  Quanat,  Die  XiederlaviUzer 
Sehafaolt-Ittduiilrie  in  ihrer  Enlieicbelung  zum 
OrottiKirieb  und  i«r  modernen  Terhatt,  Leiptiff 
3895. 

ir.  Sehuttxe. 


Wolowskl^  Louis  Fran^ois  Hiehel 
Raymond, 

geb.  am  31.  VIU.  1810  in  Warschau,  gest.  in 
Uisors  bei  P&ris  ah  Hitglied  zalilrKicner  ge- 
lehrten GeBellarhftften,  femer  als  Bbrendüktor 
der  Rechte  der  iariatischen  Fakaltät  in  Heidel- 
berg sowie  als  Elirendoktor  der  Staatswissen- 
scbaftea  der  philoaopbischen  Fakultät  in  Tu- 
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bingeii,  tun  15.  VHI.  1867,  Rtndierte  die  Eeclite 
in  Warecha«,  beteiligt«  sich  an  der  polniscben 
Insurrektion  von  1830,  flüchtete  nach  Frank- 
reich, wo  er  1843  naturaÜBiert  wurde.  Wo- 
lowski  erhielt  1839  eine  Professur  Bin  Conser- 
vatuire  des  arts  et  m^tiera,  aufSnglich  für  Oe- 
werbegesetzgehuns;.  äanu  1854,  nach  BlanqmE 
Tnde,  für  pölitisene  Oekonomie.  Beide  Lehr- 
dieciplinen  wurden  1864  von  ihm  zu  einer  ver- 

Wolowski  TerQfTentlicht«  von  staatawissen- 
Bchaftlichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Des 
eociet^s  par  actions.  Faria  1838  —  De  la  mo- 
bUiaation  du  credit  foncier,  ebd.  1839.  —  Coure 
de  legiaktion  industrielle,  Indroduction,  ebd. 
1840.  —  Des  frandes  commercialeB.  Organisa- 
tion indnatrielle  de  la  France  avant  le  niinia- 
tire  de  Colbert,  ebd.  1843.  —  De  l'organisation 
du  travail  (Conrü  de  l^gislation  industrielle, 
Ire  leson),  ebd.  1844.  —  Etudes  d'economie  po- 
litique  et  de  statistique,  ebd.  1848.  —  De  l'or- 
ganisation  du  crMit  foncier,  ebd.  1849.  (Ei- 
trait  de  )a  Bevue  de  l^^lation  et  de  juris- 
prudence.)  —  Henri  IV  economiste.  Intröduc- 
tion  de  l'indnstrie  de  la  soie  de  France,  ebd. 
1860  (lu  ä  la  s^ance  publique  des  cinq  acad£- 
mies,  le  14  ao&t  1855].  ~  Prfitace  (aus  „Priu- 
cipea  d'economie  politiqne",  par  Bescher,  s.u.): 
De  l'application  de  la  methode  hiatorique  ä 
rstode  de  r^conomie  politique  |ehd,  1867);  das- 
selbe in  englischer  Uebereetzung  von  J.  L.  La- 
lor  (London)  1878.  —  Lea  finances  de  la  Bussie, 
Paris  1864.  —  La  question  des  bauqnea,  ebd. 
1864.  —  La  nonnaie.  Entrelien  sur  le  traitä 
de  la  monnaie  de  Copemic,  ebd.  1864.  —  Ku- 
qn^te  snr  les  principea  et  lee  faita  g§n£raux 
qni  T^giasent  la  circulation  monetaire  et  fidu- 
ciaire.  Deposition  de  ^.  (S^ances  des  21,  28 
et  30  novembre  1865)  ebd.  Dezember  1866.  — 
De  la  monnaie,  ebd.  1867.  (('ouf^rencea  popu- 
laires  faites  ä  l'aiiile  imp.  de  Vincennea.j  ^  La 
Banque  d'Angleterre  et  lea  banqnes  d'Ecoaae, 
ebd.  1867;  dasselbe  in  englischer  Uebersetzung 
Ton  £.  Somers,  London  1873;  dasselbe,  in  deut- 
scher Uebersetzung  von  J.  t.  HoltzendorfT,  Ber- 
lin 1870.  —  L'or  et  l'argent.  Question  mone- 
taire. Memoire  lu  &  la  seance  des  cinq  Äca- 
d^mies  de  l'Institut  de  France,  1 1^  partie,  Paris 
1868;  dasselbe,  lliire  et  2 lerne  partie,  ebd.  1870. 
—  Notions  g^n^rales  d'econoujie  politiqne,  ebd. 
1868  (Conferences  popul.  faites  i  l'Aeile  de  Vin- 
cennes.)  —  Le  travail  des  enfants  dans  les  manu< 
factnrea,  ebd.  1868.  ((.'onferences  popul.  faites  i  V 
AsiledeVincennea.)  ^  Lea  r^sultats  des  traitesde 
commerce  de  1860.  Conference  faite  aoas  les  aus- 
pices  de  rasaocjation  pojjtechnique,  le  10  niai 
1868,  ebd.  1868.  —  Quelques  notes  sur  la  ques- 
tion monetaire  (publikes  comme  nianuscrit),  ebd. 
1868.  —  La  question  monetaire,  ebd.  1868;  das- 
selbe 2.  Äuff,  1870.  —  Le  chan^  et  la  circu- 
lation, ebd.  [869.  ^  La  liberte  commerciale 
et  lea  reanltata  da  trait^  de  commerce  de  1860, 
ebd.  1869.  —  Diacusaion  du  projet  relatlf  k  la 
dSnonciation  du  trsite  de  commerce  de  1860 
avec  l'Angleterre.  Discours  de  M.  Wolowski  ä 
l'Assemblee  nationale,  ebd.  1869.  —  Quelques 
observations  preseutees  ft  la  Commission  du 
Corps  legialatif  charg^  de  l'exaraen  du  traite 
entre  la  ville  de  Paris  et  le  Credit  foncier,  ebd. 
It>69.  —  Enquete  aur  la  question  monetaire. 
Deposition  de  L.  Wolowski,  ebd.  1870.  —  L'im- 


pfit  BOT  le  revenn.  Disconrs  i  rAssembt^e  n&' 
tionale,  seancea  des  22  et  27  decembre  1871. 
Avec  des  obserrations  et  des  annczes  aur  l'im- 
pät  du  revenu  aui  Etat«-Unis  et  en  Angleterre, 
ebd.  1872,  —  L'impöt  sur  les  chiques,  ebd. 
1874,  —  Bapport  sur  le  projet  de  garantie  des 
marques  de  fabrique,  an  moyen  d'nn  timbre 
appoae  par  l'Etat,  et  texte  de  la  loi,  ebd.  1874. 
~  Discours  prononc6  ä  la  s^ance  publique  an- 
nuellc  de  la  Soci^t«  centrale  d'a^riculture  de 
France,  ebd,  1875,  —  Rapport  fait  au  nom  de 
la  Commiasbn  du  bndget  sur  les  recettes  et  les 
depeuses  de  l'eiercice,  1876:  France  (Rapport, 
budget,  1876),  ebd.  1875. 

Wolowski  war  beteilig  an  folgenden  staata- 
wissensobattlichen  Schriiten  in  Bncbform: 
Sammelwerk:  Cent  et  nn  trait^a,  Paria  h.  I.  mit 
„Traite  de  statistiqne  et  dea  (orces  prodnctiveg" 
und  der  Uitarbeiterschaft  an  „Les  principea 
d'economie  poiitique",  par  A.  Fonteyraod.  — 
Le  droit  au  travail  4  TAssemblee  nationale. 
Recueil  complet  de  tous  les  discours  yronoDcea 
dans  cette  memorable  discnsaion  par  MH.  De- 
lesle,  Lamartine,  etc.  etc.  etc.,  avec  des  obaer- 
vations  inedites  par  L.  Fancher,  Wolowski, 
Bastiat,  L.  Parieu  etc.,  ebd.  1848.  —  Cibrario, 
EcoDOmie  poiitique  da  moyen  äge,  2  Bde.,  ebd. 
1 1859.  (Wolowski  schrieb  hierzu  die  „introdnc- 
tion",)  —  La  question  des  banqnes  i  l'Aca- 
d^mie  des  scieucea  morales  et  politiques.  Opi- 
nions  de  HH.  Chevalier,  Dnpin,  Wolowski, 
Passy,  Dumon,  de  Lavergne.  Ynitry,  Pellat. 
Discnsaion  . . .  dans  la  seance  (de  l'Academie)  du 
27  (evrier  etc.  (1864).  Extrait  dn  c«mpte  ren- 
du,  ebd.  1864.  ~  Association  poljtecbniqoe. 
Cours  d'economie  poiitique,  recneilli  et  pubUe 
E.  Thevenin,  Paris  1866.  (Bd.  III  enthalt: 
r^change  et  de  la  monnaie,  par  WolowskL) 
Wolowski  gab  heraus :  Oresmiua,  Tractatus 
de  mutatione  monetamm  u.  d.  T.:  IVaictie  de 
la  pTemi^re  invention  des  monnoiea,  de  Nicole 
Oresrae,  teites  franjaia  et  latina  d'apris  lea  ma- 
nuscrits  de  la  biblioth^que  imperiale  et  traite 
de  la  monnoie  de  Copemic,  texte  latin  et  tra- 
ducljon  fran^se,  publiäs  et  annotea  par  Wo- 
lowski, ebd.  1664. 

Wolowaki  übersetzte  und  kommentierte 
Röscher,  Sjstem  der  Volkswirtschaft.,  3.  Aufl., 
Bd.  I  und  II  u.  d.  T.;  Princhies  d'economie  po- 
iitique ete.,  2  Bde.,  ebd.  1857. 

Wolowski  veröffeutliehie  von  staatswissen- 
scfaaftlichen  Artikeln  b)  in  Zeitschriften! 
a]  in  Journal  des  Economistes,  Paris:  Nego- 
ciations  commerciales  avec  la  Belgique,  L  Se- 
rie, Bd.  I,  1841,  8. 173  ff.,  430  ff.  —  De  l'union 
douaniäre  entre  la  France  et  la  Belgique,  Bd. 
II,  1842,  8.  362  ff.  —  Travail  national,  i.  pro- 
pos  dea  memoires  de  la  Chambre  de  comuierce 
de  Bordeaux  et  dn  comite  central  pour  la  de- 
fense du  travail  national,  Bd.  VI,  1843,  8. 
377  ff.;  Bd.  IX,  1844,  S.  UöfT.  —  Des  fraodei 
commerciales.  legon  prononcee  an  Conservatoire 
pour  ronvertnre  du  cours  de  Tannee  1843  44. 
De  la  nonvelle  ioi  des  patentes,  Bd.  VIII,  1844, 
S.  Elff.  —  Eegime  hypothecaire :  Organisalion 
du  credit  foncier,  Bd.  IX,  1844,  S.  193  ff.  — 
Ouvertüre  de  l'annee  scolaire  (au  Conservatoire) 
184546  Bd  X,  1844,  8.  Si  ff  -  De  la  loi  sur 
les  modeieg  et  les  desains  de  fabrique,  Bd.  XIV, 
1846,  8.  ntf.  —  Projet  de  loi  sur  lea  marques 
de  fabrique,  Bd.  XIV,  1846,  S.  123  ff.  —  Dis- 
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«nBBion  pronODc^  4  la  äl«me  i^rndon  publique 
dt  rAssociation  pour  k  libertä  des  Behanges, 
Bd.  XV,  1846,  S.  285  ff.  —  Travaui  de  la 
oonveUe  aeasion  Ugislative,  Bd.  XVI,  1846, 
&7S.  ~  Etndea  anr  lindnatrie  anisBe.  L 
rnbans  de  B&le,  Bd.  SVU,  1847,  S,  390  ff. 
Exposition  indnBtfielle  et  agncole  de  1847 
Bruielles,  Bd.  SVIII,  1847,  S.  237  ff.,  Siöff. 
Disconra  prononces  an  Congri^a  fconoiniete  [i 
Enuellea),  Bd.  XVIII,  184?,  S.  254  ff.  —  De 
l'or^nisation,  dn  credit  foncier,  au  anjet  dea 
srojcta  sonmia  i  rÄBaembl^e  conatituante  pour 
le  r^tablisBenieot  de  la  cliaire  d'ecODOmie  poli- 
tique  du  coHSge  de  France,  Bd.  XXI,  184&,  8 
4ab  ff.  —  De  l'organisatiun  du  crMit  foncier 
lee  aaaociatione  de  credit,  les  caissea  d'eparg-ne 
et  le  credit  fouciei ;  coucluBion,  Bd.  XXII,  1848, 
S.  lü  ff.  —  Contre  le  cours  furce  dea  lettre.i  de 
face:  Diacnsaian  au  Cougr^s  ogricole,  Bd. 
XXVI,  1850.  S.  56  ff,  -  Biscours  au  Conseil 
cr^D^ral  de  ragrienltare,  des  mauDfactiirea  et 
du  conunerce,  an  aujet  de  Tattaque  des  pro- 
tectionnistea  coatre  tea  profeaseurg  d'economie 
politique.  Bd.  XXVI,  lööO,  S.  183  ff,  —  De  la 
rtfonue  hjpotb^caire :  biatorigue,  projet  de  loi; 
Rapport  de  U.  Bethmont  au  Conseil  d'Etat; 
Bapport  de  H,  Vatimeanil  i  rAsaeablee  na- 
tionale. Bd.  XXVI,  1850j  8.  305  ff,  —  Memoire 
snr  la  l^g-islation  anglaiae  dea  coalitiona,  Bd, 
XXVIII,  18Ö1,  S.  2ffiff.  —  Explikation»  sur 
rinslitutiön  du  CrMit  foncier,  Bd,  XXXII,  1852, 
S.  411  ff.  —  Lettre  relative  k  la  part  priee  par 
Uichel  Chevalier  i  la  resistanee  au  socialiame 
apr^H  la  Revolution  de  f^vrier  1848.  Bd.  XXXIX, 
1653,  S.  3U8  ff,  —  Revue  dea  recueils  etjaugerB, 
Eaeai  aar  la  politique  et  la  statistique  de  sys- 
times  de  culture,  d^aptea  O,  Boacher,  U.  Serie, 
Bd.  VI,  1855,  8.  65  ff,  228  ff  —  De  l'adminla. 
tration  de  Henri  IV,  Bd,  VII,  185.^,  S,  :W3  ff,, 
Bd.  VIII.  1855,  S.  32  ff.  —  De  la  rente  des 
nropri«ftirea,  Bd,  IX,  1856.  S.  113  ff,,  Bd.  X, 
1856,  S,  66  ff,  —  L'art  et  Industrie,  diacoura 
d'ou vertu re  au  Coueervatoire  des  arts  et  m£- 
tiers,  Bd.  XVI,  1867,  8.  221  ff,  -  De  rScono- 
mie  politique  en  Itolie,  Bd,  XX,  1858,  S  321  S 

—  Un  irrand  economiste  frau^ia  dn  XVIe  ai^cle, 
Bd,  XSV,  1860,  S,  355  ff,  -  Lea  droits  de 
douane  et  les  anciens  traites  de  commerce  entre 
la  France  et  l'etranger.  Bd,  XSVI,  1860,  8, 
26 ff.,  202  ff.,  353  ff.  —  L'eusei^ement  de  l'^co- 
uomie  poiitique  par  l'Etat,  Bd,  XXVIU,  1860, 
8.  325  ff.  —  Lettre  snr  la  queation  de  la  po- 
pnlaüon,  Bd.  XXXVIIII,  186.%  S.  156ff  —  ßap- 

Srt  sur  le  coucours  concemant  Thiatorie  de  la 
^■ne  hana^atique,  Bd.  XXSVn,.  1863,  S.  384  ff. 
^  Qnestion  dea  banquea,  Bd.  XLI,  IStvl,  S.  321  ff., 
Bd.  XLII,  1864,  S.  5  ff.  -  Lettre  snr  la  ques- 
tion  des  banqnes,  Bd.  XLUI,    1864,  S.  282  ff 

—  L'enqnfte  snr  l'intir^t  de  l'argeut  (dfpo- 
aition),  Bd.  XLV,  1865,  S.  218  ff  —  Les  mS- 
tanx  pr4cienx  et  la  circnlation  fiduciaire,  Bd. 
XLVUI,  1865,  S.  161  ff.  —  Communication  snr 
,rEconomiste  polonais",  Bd.  XLVUI,  1865,  8. 
446  ff.  ~  Lectnre  d'un  chapitre  de  rhistoire 
flnanciere  de  rAugleterre,  III.  Serie,  Bd.  I, ' 
1866,  8.  264  ff.  —  Discours  en  quittant  la  prS- ! 
sidence  de  l'Acad^mie  des  sciences  moralea  et 
politiques  Extrait  de  aon  rapport  snr  cette 
AcadSmie,  Bd.  U,  1866,  S.  ^59  ff ,  317  ff.  —  Me- 
moire anr  les  conditiona  de  la  circulation  fidn- 
ciaire,  Bd.  II,  1866,  8.  35»ff.  —  Discoura  comme 


President  de  la  säance  publique  de  TAcad^mie 
en  juin  1866:  alliance  dea  aciencea  moralea  et 
politiques,  etc.,  Bd.  III,  1866,  S,  281  ff.  —  Rap- 
port sur  lea  Conferences  de  F.  Paasy,  relative« 
am  machiuea,  et  sur  le  cours  d'economie  iu- 
duatrieUe  de  l'Ecole  Tnrgot,  Bd,  IV,  1866,  S. 
257  ff.  —  M^moir«  sur  le  change,  Bd,  IV,  1866, 
8,  365  ff,  Bd.  VII,  1867,  S,  28  ff..  379  ff  — 
Rapport  sur  le  congr^a  atatistiqne  de  Florence, 
en  1867,  Bd.  VIII,  1867,  S.  295  ff.  —  Comniu- 
nication  sur  les  lianqnes  agricole«  et  les  societ^ 
anonymes  ei  cooperatives  en  Portugal;  loia  li- 
cemment  adoptfes  daua  ce  royaume,  Bd,  VIII, 
1867,  8.  293  ff.  —  8ur  la  mfithode  hUMrique  en 
economic  poUtiqne,  Bd.  IX,  1868,  S.  145  ff.  — 
Du  morcellement  de  la  pniprifte,  Bd,  IX,  1868, 
8,  169  ff.  —  Lectnre  de  fragments  snr  Hazarin, 
et  les  relations  commerciaTes  de  la  France  et 
de  l'Angleterre,  Bd,  IX,  1868,  8.  26«  ff  -  IW- 
ponee  ä  la  lettre  de  H.  Conrcelle-8eDeuil  an 
sujet  des  Conferences  d'economie  polit,  i  l'Ecole 
normale  de  Paris,  Bd.  IX,  1868,  S,  315  ff.  — 
Appreciation  de  denx  volumes  ajaut  pour  titre: 
Leon  Faucher,  Bd,  X,  1868,  8.  415ff.  —  Lea 
m^taux  pr^cieus  et  la  eirculation  fiduciaire,  Bd. 
XU,  1868,  S.  bis,  —  Ui  orJ^nea  de  la  loi  de 

rrminal  an  XI  anr  la  monnaie,  Bd.  XV,  1869, 
330  ff.,  Bd,  XVI,  1869,  8.  28  ff.  -  La  liqui- 
dation  sociale,  Bd,  XVIII,  1870,  8  112  ff.  — 
Errenr  et  danger  du  codts  forc^  des  billets  de 
France,  Bd,  XlX,  1870.  S.  281  ff,  —  L'incorae- 
tax  et  rintemational-TeveDtie  aux  Etats-Unis, 
i  propos  de  la  diacuaaion  anr  I'impöt  snr  le  re- 
venn.  Groa  argnments  de  U.  Ponjer-Qttertier 
et  opinion  de  M.  Thiers  en  1848.  Bd.  XXV, 
1872,  S.  2!!2ff.  —  Les  poatea  et  les  til^graphes 
en  Angieterre,  Bapport  a  l'Acad^mie  des  acien- 
cea morales  et  poliliqnea,  Bd,  XXVIU,  1872, 
8.  99  ff.  —  Sur  l'atilit^  pour  ies  onvrierB  d'etn- 
dier  i'feconomie  politique,  Bd.  XXVIII,  1872, 
8,  190  ff.  —  La  carte  postale  eu  divers  pays, 
Bd.  XXIX,  1873,  S.  90ff  —  Le  remboursement 
de  la  Banqne,  Bd.  XXXV,  1874,  S,  433  ff  - 
Resultats  economiques  du  paiement  de  la  con- 
tribution  de  gnerre  en  Aüemagne  et  eu  France. 
Bd.  XXXVI,  1874,  3.  345ff.  —Situation  flnan- 
ciire  de  la  France  de  1869  k  1876.  Rapport 
fait  au  nom  de  la  Commission  dn  budget,  Bd. 
XXXIX,  1875,  S,  243  ff,  -  (Von  den  im  Jour- 
nal dea  EconomiaCea  abgedruckten  Wolowaki' 
sehen  Artikeln  haben  nnr  die  grosseren  in  vor- 
stehendem Verzeichnis  Aufnahme  gefunden.)  — 
b)  in  Jonmal  de  la  8ucietä  de  atatistiqne  de 
Paria:  Du  röle  et  de  l'importance  de  la  ata- 
tiatique,  Jahrg.  VIII,  1867,  S,  277  ff_  —  Du 
morcellement  et  des  cb arges  de  l'agricnlture, 
Jahrg,  VIII,  1867,  S.  316  ff.  —  Monvement  des 
6changes  entre  la  France  et  l'Angleterre,  Jahrg. 
XI,  1870,  8,  202  ff.  —  Eloge  de  Quetelet, 
Jahrg.  XV.  1874,  S  118  ff.  -  Lea  cheques  et 
le  Clearing-Houae,  Jahrg.  XV,  1874,  S.  160  ff. 
—  c)  in  Bevue  des  dem  mondea,  Paria :  De  la 
division  du  soi  et  de  la  valeur  croisaante  de  la 
'ritte  immobilifire  en  France,  No,  1.  VIII, 
'.  —  La  qnestion  du  servage  en  Eussie. 
I,  Necessit^  de  l'^maiicination  et  coudition  ac- 
tuelle  de  aerfa,  No,  15,  VII  1858,  U  Lea  serfs 
de  la  Conronne  et  le  commnniame  msae,  No  1 
VUI,  18^;  III.  Les  rfformea  accomplies  et  les 
rHormes  projetees  daos  l'fimancipatiou  dea  aerfa, 
No.  15.  IX,  1868.  —  Les  finauLes  de  la  Busaie, 
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No.  15. 1.  Q.  1.  m.  1864. — Les  nonTettaz  däbats  sOT 
les  banqnes.  La  B&nqne  de  France  et  la  circn- 
lation  tiduciiure,  No.  1.  II.  1865.  —  La  crise 
flniaiici^re  de  rAngleterre  en  1866,  I'Act«  de 
1844  et  la  libert«  de  banqnes,  Nob.  15,  YUI. 
u,  1.  IS.  1866.  —  De  Tinfluence  du  change  snr 
le  marche  mon^taire,  No.  lö.  IX.  1668. 

WolowBki  war  kein  Theoretiker  in  dem  Sinne, 
dass  er  neue  frncbtbring'eiide  Theoreme  in  die 
Wissensciiaft  hioeintrag,  nnd  gleichwohl  hat  er 
derselben  dadurch  einen  nicht  zu  UDterschStzen- 
den  Dienet  erwiesen,  dass  er  im  Kampfe  der 
Doktrinäre  mit  der  historischen  Schnle  in 
Deutschland  sich  anf  seit«  der  letzteren  gestellt 
nnd  als  Fropa^tionsmittel  flir  Frankreicn  nicht 
allein  Rosebers  Sjstem  übersetzt,  aondem  auch 
eine  Einleitung  dazu  geachrieben  hat,  worin  er 
Beine  Svmpathieen  für  den  obsiegeDden  Teil  zum 
Ausdniek  bringt.  Wolowski  war  einer  der  ta- 
lentiertesten Publizisten,  welcher  sonverBn  den 
Geist  aller  staatawlssensi^haftlichen  Elemente  in 
und  ausser  der  praktiacheu  Volkswirtschaft  be- 
herrlich te.  Wolowski  war  eine  anerkannte 
ÄQtoriiäi;  im  Oeld-,  Bank-  nnd  Finanzwesen, 
ein  entschiedener  Anhänger  des  Systems  der 
Handels-  und  Yerkehrsfreiheit  nnd  einer  der 
bedeutendsten,  freilich  auch  extremsten  Bime- 
tallisten  unter  den  französischen  Volkswirten, 
der  den  Monometallisten  Fr^re-Orban  an  Schärfe 
der  Deduktionen  entschieden  Qberrngte  and 
dem  die  Geschichte  der  bimetallia tischen  Be- 
wegung in  Frankreich  einen  Platz  neben  Cer- 
nusehi  anweist.  Bekannt  ist  sein  Vergleich 
des  Weinens  der  Doppelwährung,  binaichtUch 
der  UnTeränderlichkeititendenz  des  b  im  etal  listi- 
schen Tausch  Werkzeuges ,  mit  dem  Kompen- 
sation.apendel  einer  Uhr.  In  seiner  „Question 
des  banqnes''  (s.  o.)  giebt  Wolonski  eine  Ge- 
schichte der  Bank  von  Frankreich  und  des  fran- 
zösischen Bankwesens  Uberhanpt,  die  mit  dem 
Jahre  1803  beginnt  nnd  mit  1863  absohliesst. 
Ein  besonderes  Interesse  nimmt  darin  die  Bank- 
geschichte  anter  dem  ersten  Kaiserreich  in  An- 
spruch. Wolowaki  steht  auf  dem  Standpunkte 
des  Bankraonopols  nnd  der  Einheit  der  Noten- 
emission ,  die  er  auE  eine  einzige  Zettelbank 
beschrankt  haben  will.  Für  die  Einheit  der 
Emission  setzt  er  volle  Sicherheit  der  Bank- 
noten Torans,  deren  Geldeigenschaft  der  Staat, 
indem  er,  wenn  erforderliuh,  durch  Intervention 
dafür  eintritt,  zu  garantieren  bat.  Dem  Papier- 
geld selbst  attribuiert  Wolowski  die  Aufgabe, 
das  kursierende  Metallgeld  im  Umlauf  einzn- 
scbränken  und  ausser  Verkehr  zu  setzen.  Im 
Gegensatz  zur  Banknote  bestreitet  er  dem 
Check  die  Geldeigeoschaft,  indem  er  diesen  nur 
als  Geldsurrogai,  welches  das  Qnantnm  an  ge- 
münztem nnd  Papiergeld  nicht  vermehrt,  gelten 
liest.  Bei  den  Kreilitgeschäftcn  unterscheidet 
Wolowski  nach  Massgabe  des  Zweckes,  den  der 
Kreditnehmer  verfolgt.  Konsumtiv-  und  Pro- 
dnktivkredit,  wovon  ersterer  nach  ihm,  da  er 
hauutsHchlich  dem  momentanen  Konsurationsbe- 
dörfnis  Befriedigung  verschaffen  soll,  meist  nur 
von  den  ärmeren  Klassen  in  Ansprach  ge- 
nommen wird. 

Vgl.  nber  Wolowski:  Dictionnaire  de 
l'economie  polit.,  2.  Aufl.  von  Coquelin  und 
Guillaumin,  Bd.  II,  Paris  1C54,  S.  869.  — 
Les  finances  de  la  Hussie.     Lettre  ä  M.  Wo- 


lowski en  r£ponse  i  un  article  snr  tiette  ma- 
ti^re  ins^re  par  Ini  dans  la  Revue  des  dens 
mondes,  15,  I.  1864.  Paris  1864  ~  Les  obs£- 
ques  de  H.  Wolowski.  Discoura  de  HU.  Ber- 
BOt,  P&ligot  et  Barral,  in  „Journal  des  Econo- 
mistes",  a.  Serie,  XLIU,  ebd.  1876,  S.  368,«4. 
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Wolowski  in  „Journal  des  Economistes",  3.  Se- 
rie, Bd,  XLIV,  ebd.  1876,  S.  321/45.  —  Shad- 
well,  A  System  of  political  ecoDOmy,  Loadon 
1877,  S.31J2,  aOU,  306,  313,  425.—  Bouillet, 
Wolowski,   sa  vie  et  ses  travanx,  Paris  188a 

—  Eambaod,  L'oeuvie  economique  de  L- 
WolowBki,  ebd.  1882.  -  F.  A.Walker,  PoU- 
tical  econom;,  London  1883,  S.  160.  —  Block, 
Les  progrls  de  la  science  Economique,  2  Bde., 
Paris  18aO,  Bd.  I,  S.  59,  Bd.  II,  S.  6U,  446.  — 
Laveieje,  La  monnaie  et  le  bimetaltisme  in- 
ternational, 2.  Aufl.,  ebd.  1891,  S.  XV,  65  n.  6. 

—  Boissevain,  Le  probleme  mon^taire  et 
sa  Solution,  ebd.  1891,  S.  20.  23.  —  Bam- 
baud,  Wolowski  (Biographie),  in  Noavean  dic- 
tionnaire d'^conomie  polit.,  Bd.  II,  ebd.  1893, 
S.  1192,94. 
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1.  Begriff  und  wirtschaftliche  Beurteilung. 

2.  Positiv- rechtliche  und  moralische  Beurteilung. 

3.  Die  älteren  Zins-  nnd  Wucher  verböte.  4. 
Die  neuere  Wuchergesetzgebung  ausserhalb  des 
Gebietes  des  Deutschen  Reichs.    5.  Die  neuere 


kämpfnng  des  W. 

I.   Begriff    and   wirtschaftliche   Be- 

nrteilang.  Unter  Wucher  versteht  man  uacb 
dem  gewöhnlichen  Sprachg^brauche  die  Er- 
hebung eines  UbermSssig  hohen  Entgeltes 
Efir  die  Oewährung  eines  Darlehens.  Es 
wird  also  bei  dieser  AuEtassunj?  des  Be- 
griffes zunächst  nur  au  den  Geldwucher 
geiiüuht  (da  Darlehen  in  sonstigen  fnngiblen 
üiiteni  in  der  Geld  Wirtschaft  mir  von  unter- 
geordneter Bedeutung  sind),  und  das  Wesent- 
liche an  deraseilien  ist  die  Uebervorteilung 
eines  Kredit  bedürftigen.  Die  weitere  Aus- 
dehnung dos  Wncherbegriffes  auf  die  Aus- 
beutung eines  wirtschaftlich  Schwächeren 
bei  anderweitigen  Geschäften  ist  erst  in  der 
Geset7.gpbung  der  neuesten  Zeit  erfolgt  Der 
üeldwiicher,  mit  dem  wir  es  hier  zunächst 
7.\i  thun  Italien,  braucht  nicht  ausschhesslich 
Zinswucher  im  wörtlichen  Sinne  zu  sein, 
lUso  in  der  Aiisbedingung  eines  Qbermfi»sig 
hohen  Üinses  für  ein  Darlehen  zu  bestehen; 
er  kann  sich  auch  in  den  sonatigen  Be- 
flingungen  der  Kreditgewährung  bothatigen. 
So  itaun  z.  B.  ausser  dem  Zins  eine  hohe 
»Provision«  verlangt  woi'don,  es  kann  dem 
Geldgeber  eine  grössere  Summe  verschrieben 
wertleu,  als  der  Schuldner  wirklich  erhält, 
der  letztere  kann  gezwungen  werden,  eich 
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■wertlose  Waren  zu  einem  hohen  Preise  auf 
das  DarteheD  in  Anrechnung  bringen  zu 
laräen,  ihm  gehörende  Waren  oder  Forde- 
rungen gegen  einen  Dritten  zu  einem  sehr 
niedrigen  Preise  dem  Geldgeber  aus  Anlass 
des  Darlehens  zu  überlassen;  es  können  harte 
Bedingungen  für  die  Erneuonmg  der  in 
Weehselform  ausgestellten  Schuldverschrei- 
bungen gestellt,  die  hohen  Zinsen  in  kurzen 
Fristen  zum  Kapital  geschlagen,  liohe  Konven- 
tionalstrafen £Qr  jeden  Tag  der  Verzögerung 
der  Rflckzahlung  gefordert  werden  etc. 

Mit  der  obigen  Definition  des  Wuchers 
ist  freilich  noch  keineswegs  ein  fest  be- 
stimmtes Merkmal  zur  Erkennung  jedes 
Wucherfallea  gegeben,  denn  der  Hauptpiinkt 
bleibt  darin  unbestimmt,  nämlich  die  Ent- 
scheidung der  Frage:  was  ist  eiue  »flber- 
massige»  Vergütung  für  ein  Darlehen. 
Diese  Frage  kann  vom  rein  wirtschaftlichen, 
vom  positiv-reclitlicheu  und  vom  moralischen 
Standpunkte  aufgefasst  werden.  Wirtschaft- 
lich l^trachtet  würde  vom  Standpimkte  des 
Schuldners  dessen  Belastung  übermässig 
erscheinen,  wenn  er  sie  voraussichtlich  nicht 
würde  tragen  können ,  sondern  dadurch 
seinem  Euine  zugefülirt  würde. 

Wird  diese  Uefahr  für  den  Schuldner 
durch  die  imgflnstigen  Bedingimgen  des  Dar- 
leheus  erst  herbeigeführt,  während  anderer- 
seits der  Gläubiger  durch  die  Kreditgewäh- 
nmg  seinerseits  nicht  mit  Verlust  bedroht 
wird,  60  liegt  auch  objektiv  eine  übermässige 
Belastiing  des  Schiddners  vor  und  die  von 
dem  Gläubiger  dadurch  erlangten  Vorteile 
sind  vom  wirtschaftlichen  Standpunkte  als 
wucherisch  zu  bezeichnen.  Ist  aber  die 
Vermögeoslage  des  Schuldners  schon  von 
Anfang  an  ungünstig,  soll  das  Darlehen  ihm 
nur  die  imsichere  Möglichkeit  geben,  über 
eine  Krisis  hinwegzukommen  oder  eine 
günstige  Gelegenheit  auszunützen,  auf  die 
Gefahr  hin,  dass  dieses  Geld  mit  dem  übrigen 
ebenfalls  verloren  gehe,  so  wiri;!  man  unter 
Umständen  nicht  nur  vom  Standpunkte  des 
Gläubigers,  sondern  auch  objektiv- wirtschaft- 
lich selbst  einen  ausserordentlich  hohen  Zins 
—  der  dann  hauptsächlich  aus  einer  Risiko- 
vergütung besteht  —  nicht  für  übermässig 
halten  können,  auch  wenn  dadurch  schliess- 
lich die  Katastrophe  des  Schuldners  mit  be- 
fördert wird,  wenn  die  Wahrscheinlichkeit, 
dass  das  hingegebene  Kapital  ganz  verloren 
gehe,  ebenso  gross  ist  wie  die,  dass  es  zu- 
rückgezahlt werden  könne,  so  ist  eine  Prämie 
von  100  "/o  für  die  Zeitdauer  des  Risikos 
offenbar  nicht  zu  hoch,  denn  es  kommen 
hier  die  bei  einem  Spiele  geltenden  mathe- 
matischen Erwartungs werte  zur  Anwendimg. 
Solide  Kapitalisten  werden  ebenso  wenig 
geneigt  sein,  sich  auf  solche  aleatorische 
Darlehensgeschäfte  einzulassen  wie  auf  das 
Böreenspiel ;  aber  eben  deshalb  hat  der  Geld- 


sucliende  zu  befOrchteu,  dass  er  die  Mitt«! 
sfu.  einem  letzten  Verauche.  sich  zu  retten, 
überhaupt  nicht  erhalta  Es  wäre  ja  mög- 
lich, dass  Freunde  oder  Verwandte  ihm  trotz 
der  grossen  Verlustgefahr  das  Darlehen  zu 
niedrigen  Zinsen  oder  selbst  unverzinslich 
gewährten ;  aber  eine  solche  Hilfeleistung 
läge  ausserhalb  der  Normen  des  wirt- 
schaftlichen Verkehrs  und  fiele  in  das 
Gebiet  der  Wohl thätigkeit.  Die  Regel 
ist,  dass  der  Bedürftige  das  Geld  um  jeden 
Preis  aufzutreiben  sucht,  dass  er  selbst  um 
so  höiiere  Zinsen  anbietet,  je  besser  er  sich 
der  Unhaltbarkeit  seiner  IJige  bewuset  ist; 
und  da  sich,  wie  gesagt,  solide  Kapitalisten 
durch  solche  Auerbietmigen  nicht  verlocken 
lassen,  so  muss  er  sich  eben  schliesslich  an 
die  gewerbsmässigen  «Wucherer«  wenden. 
Ob  er  dann  aber  wirklich  bewuchert  wird, 
wenn  er  100  oder  mehr  Prozent  bezahlen^ 
muss,  ist  unter  der  hier  angenommenen 
Voraussetzung  eines  hohen  Risikos  keines- 
wegs gewiss;  unter  solchen  Umständen  kann 
auch  der  Wucherer  Verlust  erleiden,  auch 
sogar  von  dem  Schuldner  atisichtlich  be- 
trogen werden,  wenn  dieser  seine  wirkliche 
Ijage  geschickt  zu  vereelUeiem  weiss.  —  PJs 
kommt  jedoch  auch  vor,  dass  jemand,  nicht 
weil  er  sich  in  einer  Notlage  befindet,  son- 
dern weil  sich  ihm  die  Möglichkeit  einer 
sehr  günstigen  Kapitalanlage  darbietet,  be- 
reit ist,  einen  hohen  Zins  zu  bezahlon.  Der 
Geldgeber  erlangt  also  in  einem  solchen 
Falle  Anteil  au  einem  UDgewöhnlicheD  Ge- 
winn, wie  er  dies  auch  dadurch  erreichen 
könnte,  dass  er  mit  dem  Benutzer  des  Ka- 

Eitals  in  ein  GeseUschafts Verhältnis  träte, 
m  letzteren  FaUe  würde  niemand  von 
wucherischer  Ausbeutung  spi-echen,  wenn 
auch  der  Gewinn  einen  sehr  hohen  Prozent- 
satz des  eingeschossenen  Kapitals  darstellte, 
vorausgesetzt,  dass  auch  für  den  eigentlichen 
Unternelimer  dieser  Anlage  ein  entsprechend 
hoher  Gewinnanteil  übrig  bleibt.  Wenn  also 
der  Geldgeber  einen  ebenso  hohen  festen 
Zins  für  ein  Darlehen  erhielte,  so  würde 
darin  ebenfalls  keine  übermässige  Belastimg 
des  Schuldners  liegen.  Gleichwolü  würde 
diese  Stellung  des  Geldgebers  von  dem 
Billigkeitsgefühl  ungünstiger  beurteilt  wer- 
den, wenn  die  Kapitalanlage  völhg  sicher 
wäre  und  also  kein  berechtigter  Grund  zur 
Erhebung  einer  hohen  Risikoprämie  vorläge, 
sondern  nur  die  Uebermacht  des  Kapital- 
besitzers über  den  Kapitalbedilrftigen  geltend 
gemacht  würde.  Bei  den  Erörterungen  über 
die  Authebung  der  gesetzlichen  Zinsfuss- 
beschränknng  wurde  vorzugsweise  auf  Fälle 
jener  Art  Bezug  genommen.  So  wurde  z.  B. 
darauf  hingewiesen,  wie  sehr  die  Aufhebung 
dieser  Beschränkung  im  Interesse  der  Land- 
wirtschaft liege,  da  diese  dann  die  nötigen 
Kapitalien    heianzieben    könne,    um   durch 
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Drainierungen  udcI  andet«  Meliorationen 
im  groBBen  Stile  ihre  Produktivität  ausser- 
ordentlich zu  steigero.  Ein  Landwirt  würde 
ja  gern  7  oder  8  Prozent  Zins  bezahlen, 
wenn  ihm  das  angelegte  Kapital  10  oder  12 
Prozent  einbrÄchle.  Zur  richtigen  Beur- 
teilung eines  solchen  Falles  aber  müsete  zu- 
nächst festgestellt  werden,  ob  der  Erfolg 
der  beabsichtigten  Kapitalanlage  wirklich  als 
völlig  sicher  angesehen  werden  könue.  Ist 
dies  nicht  der  Fall  und  bleibt  auch  für  den 
Geldgeber  ein  gewisses  Risiko  übrig,  so  ist 
ein  Zuschlag  zu  dem  landesüblichen  Zins- 
fusse  gerechtfertigt.  Ist  aber  die  ÄuJage  in 
der  That  durchaus  sicher,  so  wird  bei  der 
heutigen  Entwickelung  des  Kredits  der 
Unternehmungslustige  fast  immer  Gelegen 
hejt  finden,  das  Geld  zu  dem  allgemein  üb- 
lichen Zinatusse  zu  erhalten,  wenn  die 
Nachfrage  nach  Kapital  für  ähnliche  Zwecke 
im  Lande  ungewöhnlich  gross  wäre,  so 
könnte  dadurch  dieser  übliche  Zinsfuss  über- 
haupt gesteigert  werden,  was  aber  als  eine 
natOrlicJie  Folge  der  Verschiebung  des  Ver- 
hältnisses von  Angebot  und  Naclifrage  hin- 
Sjnommen  werden  müsste.  Wenn  aber  der 
inzelne  trotz  der  Sicherheit  der  Kapital- 
anlage und  bei  wirklich  erreichbarer  Pro- 
duktions Verbesserung  infolge  seiner  Unge- 
schicklichkeit, Geschäft  SUD  kenntnis  oder  ähn- 
licher Umstände  sich  dazu  bnngen  Hesse, 
höhere  Zinsen  zu  bezahlen,  ohne  dasa  seine 
wirtschaftliehe  Lage  geföhiiiet  würde,  so 
■wäre  dies  von  seiten  des  Geldgebers  zwar 
ein  moralisch  tadelnswertes  Verfahren,  aber 
man  könnte  es  doch  nicht  als  wirtschaftlich 
gern einschSd liehen  Wucher  bezeichnen. 

Für  die  wirtschaftliche  Beantwortimg  der 
Frage,  ob  eine  übermässige,  wucherische  Be- 
lastung der  Schuldner  vorhanden  sei,  kommt 
es  also  vor  allem  auf  die  Beurteilung  des 
Hisikos  des  Gläubigers  an.  Wo  ein  solches 
in  bedeutendem  Masse  vorhanden  ist,  lässt 
eich  in  der  Regel  über  die  demselben  ange- 
messene Höhe  der  Prämie  nichts  allgemein 
Giltiges  sagen  und  die  Vereinbarnng  der- 
selben muss  den  Parteien  überlassen  werden. 
Dabei  kann  allerdings  der  Geldgeber  die 
Notlage  des  Oeldbedüi-ftigen  wucherisch 
ausnutzen,  aber  es  lässt  sich  nicht  allge- 
mein bestimmen,  bei  welchem  Punkte  die 
Ausbeutung  anfängt  und  die  berechtigte 
Risikovei^tung  aufhört.  Nun  ist  aber  das 
Hauptbestreben  des  eigentlichen  Wucherers 


vermeiden,  wenn  auch  seine  Anlagen  auf 
den  ersten  Blick  oft  sehr  riskiert  erscheinen. 
Er  sucht  eben  seine  Sicherheit  nicht  in  den 
im  normalen  Verkehre  übliche o  Mitlein, 
sondern  in  anderen,  die  allerdings  weniger 
bequem  und  einfach  sind.  Er  sucht  sich 
ganz  genaue  Kenntnis  des  gesaraten   Ver- 


mögenssfandea,  der  Erbsohaftaaussichten 
und  sonstigen  Familienverhältnisse  des  Geld- 
bedürftigen  zu  verschaften,  namentlich  aadh 
zu   erfahren,    ob   Verwandte   da  sind,   die 

Snem  bei  einer  drohenden  Exekution  zu 
ilfe  kommen  könnten.  So  kann  er  dann 
z,  B.  einem  Landwirte,  dessen  Gut  bereits 
stark  mit  Hypotheken  belastet  ist,  noch 
Geld  auf  Wecnsel  geben,  weil  er  weiss, 
dass  bei  rücksichtslosem  Zugreifen  noch  ge- 
uügeiide  Aktiva  zur  Zahlung  dieser  Schuld 
und  der  hohen  Zinsen  herauskommen  werden 
oder  dass  Vei'wandte  eintreten  werden. 
Leichtsmnige  junge  Leute  erhalten  wuche- 
rische Darlehen,  die  durch  ihr  künfüges 
Erbfeil  gesichert  sind.  Offizieren  gegenüber 
wird  die  Zwangslage  ansgeheutet,  in  die  sie 
dm-ch  ihre  binderen  Standesverhättulsse 
vei'setzt  werden  können.  Der  Wucherer 
nutzt  ferner  die  momentane  Verlegenheit 
sonst  unzweifelhaft  zahlungsfälüger  Personen 
rücksichtslos  aus.  Jemand  wird  z.  B.  in 
wenigen  Wochen  eine  grosse  Summe 
empfangen,  hat  aber  schon  m  den  uächsten 
Tagen  einen  Wechsel  zu  bezahlen.  Er 
wendet  sich  dann  nicht  selten,  um  seine 
Verlegenheit  besser  geiieim  halten  zu  kOnnen 
und  (las  Geld  sofort  zu  erhalten,  an  einen 
Wucherer,  der  sich  diesen  Dienst  unver- 
hältnismäsaig  hoch  bezahlen  lässt  Sehr 
häufig  verschafft  sich  der  Wucherer  auch 
eine  unmittelbare  Sicherheit  durch  Faust- 
pfand, wie  denn  ja  das  Pfand leihge werbe 
(s.  d.  Art.  Pfandleih-  und  Rückkaufs- 
geschäfte VI,  S.  67  ff.)  in  vielen  FUUen 
nur  als  Deckmantel  für  Wuchergeschäfte 
diente.  Das  Pfandobjekt  wird  durchw^  so 
niedrig  beliehen,  dass  die  Gefahr  emes 
Verlustes  für  den  Wucherer  fast  gänzlich 
ausgeschlossen  ist,  und  die  Uebermässigkeit 
des  Zinses  im  Vergleich  mit  dem  laudes- 
üblichen  Satze  tritt  dann  in  voller  Deutlich- 
keit hervor.  Vom  Standpunkte  des  »bürger- 
lichen« Princips  der  »Wirtschafthchkeit«  ist 
nun  freilich  eigentlich  nichts  einzuwenden, 
wenn  der  Geldgeber  sich  für  seine  Leistung 
unter  Benutzung  aller  ihm  günstigen  Um- 
stände eine  möglichst  hohe  Gegenleistung 
verschafft,  auch  wenn  diese  durch  das  mit 
der  Leistung  verbundene  Risiko  nicht  ge- 
rechtfertigt ist  Gleichwold  muss  dos 
volkswirtschaftliche  Urteil  auch  bei 
der  bestehenden  Verkehrsordnung  dahin 
lauten,  dass  die  wucherische  Er^'erbstliStig- 
keit  gemcinscliädlich  sei,  soweit  sie  die 
Vernichtimg  von  Einzelwirtschaften  verur- 
sacht oder  befördert,  die  sich  ohne  die  über- 
mässige Gewinnsucht  des  Wucherers  hätten 
beliaupten  können. 

S.  Positiv-rechtliche  nnd  moralische 
BeurteUhBg.  Lange  Zeit  ist  von  Staats 
wecen  —  und  für  einige  Staaten  gilt  dies 
noch  gegenwartig  —  versucht  worden,  ge- 
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eetzüch  festzustellen,  was  als  ÜberraÄBsige 
Belastung  des  Oläubieere  zu  betrachteo  sei, 
und  namentlich  wurde  zu  diesem  Zwecke 
eis  gesetzliches  Maximum  des  Zinsfuases 
aufgestellt.  L'nter  den  heutigen  Verhält- 
nisse d  würde  man  schwerlich  auf  diese 
Masaregel  verfallen  sein.  Bei  ihrer  Ein- 
führung im  16.  und  17.  Jahrliimdert  jedoch 
stellte  sie  einen  Fortschritt  dar,  iodem  sie, 
den  BedArfnissen  der  sich  eotwicketnden 
modernen  Qeld  Wirtschaft  entgegenkommend, 
an  aie  Stelle  des  kanonischen  und  vielfach 
auch  von  der  weltlichen  Gesetzgebung  auf- 
recht erhalteneu  Zinsverbotes  trat.  Auf 
die  Frage  der  Berechtigimg  des  Zinses 
überhaupt  gehen  wir  hier  Dicht  eio,  sondern 
verweisen  auf  den  Artikel  Zins.  Die  all- 
gemeine gesetzliche  Beschränkung  des  Zins- 
fusses  auf  einen  bestimmten  Prozentsatz 
aber  wurde  in  der  neueren  Zeit  immer 
deutlicher  als  im  WiderBpnich  mit  dem 
ganzen  Wesen  der  kapilalisti sehen  Verkehrs- 
ordnung fühlbar,  und  ein  grosser  Teil  der 
gegen  diese  Einrichtung  gerichteten  Kritiken 
muBS  als  berechtigt  anerkannt  werden.  Die 
blosse  Berufung  auf  das  abstrakte  Eigen- 
tumsrecht, wie  .sie  sich  z.  B.  bei  Tiirgot 
und  Bentbam  findet,  wird  allerdings  heu- 
tigentags ebensowenig  als  entscheidend  an- 
?isehen  werden  wie  das  Benthamsche 
lincip,  dass  ein  ziu^chnungsfähiger,  frei 
und  mit  Sachkenntnis  handelnder  Mensch, 
selbst  nicht  aus  Rücksicht  auf  sein  eigenes 
Interesse  verhindert  werden  solle,  jede  Art 
von  QescIiÄft  abzuschliessen,  um  sich  Geld 
2U  verschaffen,  und  dass  andererseits  nie- 
mand verhindert  werden  solle,  ihm  das  Geld 
zu  den  von  ihm  freiwillig  angenommenen 
Bedingungen  zu  geben.  Die  hier  voraus- 
gesetzte »Freiheit«  kann  auch  in  Fällen  der 
echlinunsten  Ausbeutung  formal  noch  vor- 
handen sein,  während  das  Opfer  sich  tbat- 
eächlich  unter  dem  Drucke  eines  unwider- 
stehlichen Zwanges  befindet.  Zutreffend  da- 
gegen war  das  Argument  der  Gegner  der 
/insbeschränkuagen,  dass  der  Zinsfuss  sich 
Oberhaupt  durch  Angebot  und  Nachfrage  auf 
dem  Kapitalmarkt  bestimme;  wenn  also  die 
"Wucheigesetze  den  Zinsfuss  überhaupt  fest- 
igen wollten,  so  war  das  allerdings  ein 
unier  den  heutigen  Wirtschaft  s Verhältnissen 
ganz  unhaltbares  Streben.  Solange  für  die 
Kste  Anlegune  von  Leihkapitalien  nurBen- 
tenkauf  und  Hypothekendarlehen  zur  Ver- 
fügung standen ,  konnte  die  Gesetzgebung 
vielleicht  einen  erheblichen  Einfluss  auf  deu 
Zinsfuss  ausüben.  Seitdem  sich  aber  der 
moderne  Börsenverkehr  in  Staats  papieren 
und  anderen  börsengängigen  Scluildver- 
ßchreibiingen  ausgebildet  hat,  bei  dem  der 
thalBäcldicIie  Zinsfuss  von  dem  fortwährend 
veränderlichen  Kurse  der  Papiere  abliängt, 
lässt   sich   mit   den   alten    Beschränkungen 


nichts  mehr  erreichen.  Allerdings  giebt  der 
Börsenkurs  vSllig  sicherer  Staatepapiere 
einen  zuverlässigen  Anhalt  für  die  Fest- 
stellung des  jeweiligen  Zinsfussee  hei  den 
besten  Kapitalanlagen,  und  ntan  kCnnte 
immerhin  ohne  Bedenken  einen  etwa  1% 
höheren  Satz  als  Maximum  für  erstslellige 
Hypothekendarlehen  festsetzen.  Aber  eine 
solche  Massregel  wäre  von  sehr  geringer 
praktischer  Bedeutung,  da  gute  Hypotheken 
ohnehin  zu  solchen  Bedingungen  unterge- 
bracht werden  können  und  der  Wucherer 
sich  überhaupt  mit  derartigen  soliden  Ge- 
schäften kaum  befasst.  Wenn  der  Wucherer 
aber  die  Unerfahren heit  des  Kreditbedürf- 
tigen ausbeutet,  um  von  demselben  trotz 
voller  hypothekarischer  Sicherheit  des  Dar- 
lehens einen  übermässigen  Zins  zu  ver- 
langen, so  läset  sich  die  Debervorteilung 
des  Schuldners  aus  der  Ueberschreitung  des 
tbatsächlich  berechtigten  landesübhchen 
Zinses  für  gute  Anlagen  ebenso  gut  beur- 
teilen, als  wenn  ein  gesetzlicher  Maximal- 
satz gegeben  wäre.  Uebrigens  ist  der  noi'- 
male  Zinsfuss  in  den  letzten  Jahrzehnten 
bekanntlich  ohne  gesetzliche  Einwirkung  er- 
heblich zurOiikgegangon ;  aber  auch  wenn  er 
bedeutend  gestiegen  wäre,  so  würde  seine 
Höhe  an  sich  nie  als  ein  Merkmal  des 
Wuchers  dienen  können,  wenn  eben  dieser 
hohe  Satz  auf  dem  grossen  Markte  der 
Kapitalien  im  freien  Verkehr  allgemeine 
Giltigkeit  erlangt  hat.  Die  Bewucherung 
bildet  immer  einen  konkreten  Fall 
der  Ausbeutung  von  Person  zu 
Person.  Wenn  sich  jemand  harten,  aber 
allgemein  geltenden  Bedingungen  unter- 
werfen musa,  so  liegt  deshalb  kein  Wucher 
gegen  ihn  lor.  Er  kann  auf  solche  Art 
allerdings  in  eine  uaglQckliche  Lage  ge- 
raten, wie  auch  z.  B.  der  Besitzer  eines 
Grundstückes,  das  in  einer  öffentlichen 
Zwangsversteigerung  für  einen  Spottpreis 
weggegeben  wird,  —  In  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  Wucherfftlle  handelt  es  sich 
nicht  um  Darlehen  mit  voller  hypothe- 
karischer Sicherheit,  und  dann  ist  der  ent- 
scheidende Einwand  gegen  die  gesetzliche 
Fixiening  des  Zinsfusses.  dass  die  ausser- 
ordentlich grosse  Verschiedenheit  dea  Risi- 
kos bei  den  Darlehen  gänzlich  ausser  acht 
gelassen  wei-de.  In  der  That  giebt  es,  wie 
schon  oben  bemerkt,  bei  aleatorischen  Dar- 
lehen gar  keine  obere  Grenze  für  das  Risiko, 
und  es  kann  daher  unter  Umständen  selbst 
ein  ganz  enormer  Zins  nach  dem  Principe 
der  Gleichheit  der  Spieleinsätze  und  der 
Gewinnchancen  noch  vollberechtigt  sein. 
Andererseits  aber  wird  man  zugeben  müssen, 
dass,  wenn  das  Risiko,  wenn  auch  nicht 
durch  eine  gute  Hypothek,  so  doch  durch 
ein  Faustpfand  tbatsächlich  aufgehoben  ist, 
eine  Festsetzung  des  zulSesigen  Zinsfusses 
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mit  Rflcksicht  anf  den  landesflblictien  'wohl 

möglich  ist  Daher  haben  denn  auch  die 
deutschen  Landesgesetz^bun^n ,  obwohl 
die  Zinabescbräakungen  im  übrigeo  aufge- 
hoben siad,  in  ihren  besonderen  Vorechriflen 
über  das  Gewerbe  der  Pfandleiher  und 
RQckkaufshändler  wieder  Zinsmäxima  auf- 
gestellt. In  Preussen  z,  B,  beträgt  dasselbe 
für  Darlehen  unter  30  Mark  2  "/o,  für  solche 
über  30  Mark  l°h  monatlich,  jedoch 
kann  der  Pfandleiber  sich  mindestens  den 
Zins  für  zwei  Monate  ausbedingen.  Diese 
Zinssätze  scheiDen  sehr  hoch,  weon  die 
Darlehen,  wie  ea  im  ganzen  ohne  Zweifd 
der  Fall  sein  wird,  dinrch  die  Pfänder  ge- 
nügend gedeckt  sind.  Aber  es  rauss  auch 
der  Umstand  berücksichtigt  werden,  dass  es  ^ 
sich  hier  nicht  um  Ziusotn nahmen  handelt, 
wie  sie  der  Coupons  abacbneidende  Kapi- 
talist ohne  weitere  Mühewaltung  bezieht, 
sondern  lun  ein  luiangenehmes,  mit  be- 
schwerlicher privatwirteehaftlicher  Arbeit 
verbundenes  Gewerbe,  auf  das  sich  wohl- 
habende Eapitalisten  in  der  Begel  über- 
haupt nicht  einlassen  wollen,  wie  sie  sich 
auch  nicht  leicht  zum  Bauen  von  Häusern 
für  die  ärmste  Bevölkerung  en  fach  Hessen, 
von  der  die  Mieten  nur  in  vielen  kleinen 
Betrt^n  und  oft  nrir  mit  Hilfe  harter 
Massregeln  eingetrieben  werden  können. 
Die  Vei^tungssätze  für  die  Pfandleiher 
sind  also  keineswegs  als  blosse  Zinsen  ku 
betrachten,  sondern  zu  einem  grossen  Teile 
als  Geschäftsgewinn  imd  Ävboitserwerb. 
Auf  diese  Bestandteile  des  Bnittogewtnnes 
eines  gewerbsmässigen  Geld  Verleihers  neben 
dem  eigentlichen  Zinse  inuss  ebenso  Rück- 
sicht genommen  wenleo  wie  auf  die  Eisiko- 
prämie. 

Ferner  wurde  gegen  die  gesetzliche  Zins- 
beschränknng  geltend  gemacht,  dass  es  un- 
möglich sei,  ihi-e  Umgehung  zu  verhindern, 
und  dass  sie  daher  auch  thalsächlich  um- 
gangen werde.  Namentlich  bot  der 
Wechsel  ein  bequemes  Hilfsmittel  zu 
diesem  Zwecke  dar.  Denn  wenn  auch  das 
Darlehn  gegen  einen  eigenen  Wechsel  von 
einem  übermässig  die  empfaugeno  Summe 
übersteigenden  Betrage  als  Wuclier  behan- 
delt wurde,  so  war  dies  doch,  wie  in  der 
Schritt  von  K.  Braun  und  M.  Wirlh  ausge- 
führt wird,  bei  der  Anwendung  g-jzogener 
"Wechsel  nicht  möglich,  olme  den  ganzen 
Wechsel  verkehr  illusorisch  zu  machen.  Die 
Möglichkeit  der  Umgehung  eines  Gesetzes 
ist  indes  an  sich  kein  entscheidender  Grund 
gegen  die  Zweckmässigkeit  desselben;  viel- 
mehr hegt  für  das  Rechtsg^'fflhl  immer  eine 
gewisse  Genngthiumg  darin,  wenn  eine 
widerrechtliche  Handlung  als  strafbar  ge- 
brandmarkt wird,  wenn  auch  die  Strafe  nur 
selten  zur  Anwendung  gebracht  wenien 
Itann.    Aber  es  ergiebt  sich  dann  der  weitere 


Uebelstand,  auf  den  die  Gegner  der  Wudier- 
gesetze  stets  besonderes  Gewicht  gelegt 
haben,  dass  die  anständigen  EapitalisteD 
sich  von  den  Geschäften  zurückziehen,  bei 
denen  wegen  des  grossen  Risikos  ein  den 
gesetzlichen  Satz  überschreitender  Zinsfuss 
vollkommen  Kerechtfertigt  ist,  und  dass  sich 
nun  die  üeldbedflrftigen  in  solchen  f^eo 
an  die  gewerbsmässigen  Wucherer  wenden 
müssen,  die  der  Stra&ndrohung  trotzen,  da- 
für aber  einen  desto  höheren  Gewinn  er- 
pressen. Es  gereicht  dann  also  die  Zina- 
beschränkung  denjenigen  gerade  zum 
Schaden,  in  deren  Interesse  sie  erlassen 
worden  ist. 

In  den  meisten  Ländern  ist  denn  auch 
im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  die  gesetzliche 
Beschränkung  des  vertragsmassigen  Zins- 
fiisses  als  unzweckmässig  und  unzeitge- 
mäss  anerkannt  und  demnach  die  ältere 
Wiichergesetzgebung  abgeschafft  worden.  In 
einigen  Staaten  aber  und  insbesondere  auch 
in  Deutschland  ist  an  die  Stelle  derselben 
eine  andere  getreten,  die  für  den  Begriff 
des  Wuchers  andere  Merkmale  als  die  für 
sich  betrachtete  Höhe  des  Zinsfiisses  aufstellt 
und  die  gewinnsüchtige  Ausbeutung  und 
Ueben-orleilimg  des  Sehuldnere  unabhängig 
von  diesem  gewissermassen  mechanischen 
Merkmale  zur  Strafe  ziehen  will.  Der 
landesübliche  Zinsfuss  wird  als  vei-änderlich 
angenommen  und  die  Ausbeutung  beurteilt 
nach  dem  Masse  der  Ueberschreitung 
dosseHen,  zugleich  mit  Berücksichtigung 
der  besonderen  Umstände  dos  Falles,  unter 
denen  das  Risiko  jedenfalls  in  erste  Linie 
zu  stellen  ist.  Es  fragt  sich  dann,  ob  l>ei 
solchen  Ausgangspunkten  der  Beurteilung 
eine  Äusbeiitung  der  Notlage,  der  Uner- 
fahrenheit,  des  Leichlsinns  oder,  wie  es  in 
einzelnen  Cresetzgebungen  auch  heisst,  der 
Schwächen  und  Leidenschaften  eines  anderen 
vorliege,  und  zwar  nach  dem  österreichischen 
Gesetze  in  der  Art,  dase  die  Masslosigkeit 
der  von  dem  Kretlitgeber  ausbedungenen 
Vermögens  vorteile  das  wirtschaftliche  Ver- 
derben des  Kreditnehmei'S  herbeizuführen 
oder  zu  beffjrdern  geeignet  sei,  —  Was  nun 
den  Begriff  der  Notlage  betrifft,  so  wird 
man  unterscheiden  müssen  zwischen  einer 
Notlage  der  Konsumtion,  d.  h.  dem  Mangel 
am  nötigen  Ijebensunterhalt,  und  einer  wirt- 
schaftUclien  Notlage,  die  durch  die  Schwierig- 
keiten der  Geschäfts  Verhältnisse  oder  des 
Vermögenszuslandes  erzeugt  wird.  Die 
elftere  ist  einfach  Armut  und  diese  ist  den 
Angriffen  des  Wuchers  eigentlich  gar  nicht 
molir  ausgesetzt,  da  nichts  mehr  bei  ihr  zu 
holen  ist,  wenn  die  etwa  noch  verwertbaren 
Mölie],  Kleider  etc.  in  das  Pfandliaus  ge- 
wandert sind.  Pi-aktiscli  kommt  also  für 
die  Wjichei^setzgebung  nur  die  geschäft- 
liche otler  Vermögens  wirtschaftliche  Notlage 


■'»'^ 


des  Geld  bedürftigen  io  Betracht  und  zwar 
nur,  sofern  sich  wen  igst  ena  eine  obere 
Grenze  des  Hlsikos  abscb ätzen  iasst.  Ee 
handelt  sich  besonders  um  Zahluags- 
Bchwierigkeilen  oder  Verm^nsgefährdiuigen 
bei  später  wieder  leistungbfähi^n  Personen, 
also  um  Fälle,  auf  die  ODeo  schon  beispiels- 
weise hingewiesen  worden  ist  Man  sann 
nun  freilich  sagen,  niemand  kann  gezwungen 
werden,  einen  anderen  aus  einer  Geechäfts- 
klemme  zu  retten,  der  letztere  muss  also 
80  viel  für  die  Hilfe  bieten,  bis  ein  Geld- 
besitzer sich  für  die  Bewilligung  des  Dar- 
lehens gewinnen  laset,  auderenfallB  bleibt 
der  Hilfcbedürftige  einfach  seinem  Schicksal 
überlassen.  Mit  Rücksicht  auf  diese  Ef- 
w9giing  erscheint  es  allerdings  zweifelhaft, 
ob  die  blosse  Ausnutzung  der  Notlage  eines 
Geld  bedürft  igen  ohne  weiteres  als  wucherisch 
anzuseheu,  ob  nicht  Tielmehrein  erschweren- 
der Umstand  hinzukommen  miiss,  wie 
namentlich  die  gleichzeitige  Ausbeutung  der 
Unerfahrenheit  desselben,  indem  z.  B. 
der  Wucherer  auf  irgend  eine  Art  zu  ver- 
hindern weiss,  dass  der  Bedürftige  sich  an 
andere  Stellen  wendet,  wo  er  das  Geld  zu 
normalen  Bedingungen  erhalten  könnte; 
oder  es  niüsste  die  Erschwerung  hinzu- 
kommen, dass  die  Ausbeutung  die  wirt- 
schaftliche Existenz  des  Bewucherten 
zerstört  oder  wenigstens  schwer  scliädigt, 
also  gerade  das  herbeiführt,  was  vermieden 
werden  sollte  und  bei  den  gegebenen 
Umständen  auch  hätte  rermieuen  wer- 
den kOunen.  Wenn  dagegen  der  Geld- 
suchende sich,  wie  das  nicht  selten  vor- 
kommt, absichtlich  lieber  an  den  Wudierer 
als  an  seinen  gewöhnlichen  Bankier  oder 
andere  anständige  Kapilalisten  gewandt  hat, 
uro  seine  Verlegenheit  möglichst  geheim 
zu  hatten  und  seinen  Eredit  nicht  zu  schä- 
digen, so  ist  er  hinterher  schwerlich  berech- 
tigt, über  die  Ausbeutung  seiner  Notlage  zu 
klagen.  —  Was  die  Ausbeutung  der  Uner- 
fahrenheit oder  Unwissenheit  des  Geldbe- 
dUrftigen  betrifft,  so  kann  sie  sich  in  der 
schon  erwähnten  Weise  äussern,  dass  der- 
selbe in  Unkenntnis  der  möglichen  besseren 
Auswege  erhalten  wird;  sehr  häufig  aber 
wird  auch  seine  Unwissenheit  in  betreff 
der  Bedeutung  und  Tragweite  der  Geschäfte, 
auf  die  er  sich  einlässt,  ausgenutzt,  oder  er 
wird  in  dieser  Hinsicht  geradezu  getäuscht. 
Solche  Fälle,  von  denen  aus  der  Ueboi^ng 
zum  Betrug  kaum  merkhch  ist,  gestatten 
vielleicht  die  verhältnismässig  leichteste  und 
sicherste  Anwendung  der  neueren  Wueher- 
gesetze.  Dagegen  bietet  der  Leichtsinn 
und  die  Verschwendungssucht  des 
Geld  suchenden  weniger  Anlass,  für  ihn 
gegen  den  Wuclierer  Partei  zu  ergreifen, 
zumal  in  solchen  Fällen  auch  das  Risiko 
des  Geldleihers  oft  sehr  bedeutend  ist   Man 


könnte-  sagen,  ein  Yeischwender  ist  ein 
volkswirtschaftlicher  Parasit,  der  durch 
einen  anderen  Parasiten,  den  Wucherer,  be- 
seitigt wird.  Die  Handlungsweise  des 
Wucherers  wird  dadurch  nicht  gerechtfertigt, 
aber  sein  wirkliches  Verschulden  bestäit 
nicht  in  Forderung  eines  übermässigen  Ge- 
winnes, sondern,  wie  Tui^t  sagt,  darin, 
dass  er  aus  niedriger  Habsucht  die  Aus- 
schreitungen des  Verschwenders  erleichtert 
und  ermutigt  und  ihn  vor  die  Alternative 
stellt,  sieh  zu  ruinieren  oder  zu  entehren. 
Auch  bei  bloss  leichtsinniger  Unwirtscbaft- 
lichkeit  ohne  eigentliche  Verschwendung  ist 
der  Bew^lcherte  in  erster  Linie  selbst  ver- 
antwortlich für  seine  Läge,  und  die  Schuld 
des  Wucherers  liegt  nur  darin,  dass  er  den 
ohnehin  wahrscheinlichen  oder  unvermeid- 
lichen Ruin  des  SchuMners  aus  Eigen- 
nutz befördert  und  beschleunigt.  Die  ge- 
werbsmässige Betreibung  des  Wuchers  wird 
mit  Recht  als  ein  erschwerender  Umstand 
betrachtet;  andererseits  aber  ist,  wie  schon 
oben  angedeutet  worden,  bei  der  Beurteilung 
der  Frage,  ob  überhaupt  Wucher  vorliegt, 
auch  in  Anschlag  zu  brmgen,  dass  bei  dem 
gewerbsmässigen  Betriebe  des  Geldleihge- 
schäftes, wie  bei  allen  anderen  Unterneh- 
mungen, ein  den  gewöhnlichen  Zins  des 
Leihkapitals  überschreitender  Kf^italgewinn 
wirtschaftlich  gerechtfertigt  ist  —  Wenn 
jemand  nur  Geld  sucht  um  eine  ungewöhn- 
lich günstige  Gewinugelegenheit  zu  be- 
nutzen, so  besteht  natüriich  für  ihn  kein 
Notstand,  und  das  Wuchergesetz  kann  gegen 
den  Geldgeber  nicht  angewendet  werden, 
wenn  dieser  auch  ungewöhnlich  hohe,  durch 
das  Risiko  nicht  gerechtfertigte  Zinsen  ver- 
langt. £s  gilt  dies  auch  für  den  Fall,  dass 
jemand  ein  ständiges  Geschäft  mit  fremdem 
Gelde  betreibt,  für  tlos  er  sehr  hohe  Zinsen 
bezahlen  muss,  ohne  dass  aber  seine 
Existenz  dadurch  gefährdet  wird.  Hierher 
gehört  auch  das  von  Tuiigot  angeführte  Bei- 
spiel der  Pariser  Kleinhändler  mit  Gemüsen, 
Früchten  etc.,  die  oft  wöchentlich-  2  Sous 
Zinsen  für  den  Thaler  von  3  Livres  be- 
zahlen mussten,  was  aufs  Jahr  tterechnet 
über  170  "/o  ausmacht  Von  den  heutigen 
>marchands  de  quatre  soisonS',  die  in  Paris 
ihre  Handkarren  herumführen,  befinden  sich 
viele  ohne  Zweifel  in  ähnlicher  Lage,  können 
aber  dabei  noch  immer  durch  ihre  Arbeit 
ihren  Lebensunterhalt  erwerben.  Es  liegt 
eben  hier  nur  eine  andere  Form  des  Ver- 
hällnisses  von  Kapital  und  Arbeit  vor. 
Wenn  der  Geldgeber  unmittelbar  als  Unter- 
nehmer aufträte  und  den  ambulanten  Händler 
in  seinen  Dienst  nähme,  so  würde  sein 
Kapitalgewinn  mindestens  ebenso  gross  sein, 
da  der  Lohn  des  verkaufenden  Gehilfen 
sicherlich  nicht  grösser  sein  würde  als  im 
anderen    Falle   der   dem   der   Form   nach 
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selbstAadigen  Hflndler  fibrig  bleibende  Qo- 
winnanteil.  Aber  der  Kapitalgewinn  würde 
dann  nicht  in  der  Form  von  Zins  zu  Tage 
treten,  nidit  im  yoraus  fest  ausbedungen 
sein  und  dabei'  auch  unter  der  HerrBcbaft 
der  Alteren  Wuchei^eaetze  ganz  unbeaa- 
Btandet  bleiben,  obwolil  er  sacblich  ganz 
dieselbe  Bedeutung,  halte  wie  der  enorme 
Zins  beim  »pr^t  ä  la  peüte  semaine«. 

In  der  neuesten  Zeit  ist  der  Wiiclierbe- 
griff  in  der  Gesetzgebung  einiger  Schweizer 
Eantoae  und  namentlich  auch  des  Deutschen 
Reichs  auf  die  analoge  Ausbeutung  bei 
BechisgeEchäften  anderer  Art  als  den  Ere- 
ditgesi±äften  ausgedehnt  worden.  Selbst- 
verst&ndlich  sind  die  Strafbestimmungeo 
g^en  den  Sachwucher  streng  zu  scheiden 
von  den  bloss  civilrechtlichen  Folgen  der 
laesio  enormis  oder  ultra  dimidiiun  (nach 
Art.  1674  der  französischen  Code  Schädi- 
gung um  mehr  als  '/i»  beim  Verkauf  einer 
unbeweglichen  Sache.)  Verwtmdter  Art  da- 
gegen sind  die  älteren  Bestimmungen  gegen 
den  sogenannten  Kornwucher  (s. 
den  Art.  Getreidehandel,  oben 
Bd.  IV,  S.  275  ff.)  und  die  Artikel  419 
und  420  des  französischen  Strafgesetzbuches 
gegen  Koalitionen  zur  Steigerung  der  Preise 
der  Waren  und  besondeni  dei  notwendigen 
Lebensmittel.  Jedoch  besteht  auch  in  diesem 
Falle  nicht  das  konkrete  persönliche  Ver- 
hUltnis,  das  sich  bei  der  eigentlichen  wiuihe- 
rischen  Ausbeutung  z\¥i6chen  dem  Wucherer 
und  seinem  Opfer  findet.  Der  tKorn- 
wucherer«  oder  die  Sjjekulanien- »Ringe 
greifen  nach  Erfiften  in  die  allgemeinen 
BedinguDgen  der  Preisbildung  ein,  und 
wenn  die  Preissteigerung  gelingt,  so  trifft 
der  Nachteil  allgemein  die  Konsumenten, 
von  denen  vielleicht  kein  einziger  sich  in 
einer  Notlage  befindet,  und  selbst  wenn 
dies  bei  einzelnen  der  FaU  wäre,  so  U^e 
doch  nicht  eine  besondere  gegen  sie  ge- 
richtete wucherische  Absicht  vor.  Das  per- 
sönliche Verhältnis  zwischen  dem  Wucherer 
und  Bewucherten  wird  immer  besonders 
beachtet  werden  müssen,  wenn  niclit  die 
Erweiterung  des  Wucherbegriffs  zu  grossen 
Störungen  vieler  bisher  als  bei-echtigt  aner- 
kannter Verkehregesciiäfte  führen  soll  und 
selbst  dann  bleiben  noch  grosse  Schwierig- 
keiten. Nach  welchen  Merkoialen  will  man 
z.  B.  beurteilen,  ob  der  Preis,  den  ein 
Trödler  fflr  ein  gebrauchtes  Gerät  oder 
Kleidungsstück  bezahlt  hat,  zu  niedrig  sei? 
Einen  Anhaltspunkt  zur  Beurteilung  dieser 
Frage  könnten  etwa  die  Preise  bieten,  die 
ähnliche  Sachen  bei  öffentlichen  Versteige- 
rungen erzielten,  aber  auch  dieses  Kriterium 
ist  nicht  genflgend,  da  ein  gebrauchter  Ge- 
genstand wegen  seines  besonderen  Grades 
der  Abnutzung  meistens  eineinzigartiges 
Exemplar  ist.    Auch  würde  der  Versteige- 


mngspreis  als  der  für  das  Publikum 
geltende,  also  als  der  dem  Händler  zu- 
kommende anzusehen  sein  und  dann  die 
Frage  übrig  bleiben,  wie  viel  Gewinn  der 
letztere  beanspruchen  dürfe.  Deberbaupt 
ist  klar,  dass  der  Preis,  den  ein  privater, 
gelegentlicher  Verkäufer  bei  einem 
Händler  selbst  für  einen  noch  neueu  Ge- 
genstand erlangen  kann,  bedeutend  niedriger 
sein  muss  als  der  von  einem  gewerbs- 
mässigen Verkäufer  geforderte.  Denn  der 
Kaufmann  erwartet  den  Käufer  bei  sich 
und  passt  sein  Lager  der  wahrscheinlichen 
Nachfrage  an:  der  gel^entliche  Verkäufer 
dagegen  muss  selbst  den  Käufer  suchen, 
und  ein  gewerbsmässiger  AlthSndler  wird 
ihm  nur  so  viel  fflr  die  Sache  bezahlen, 
dass  er  seinerseits  sie  billiger  als  zu  dem 
gewöhnlichen  Ladenpreise  und  doch  mit 
dem  üblichen  Gewinn  wieder  verkaufen 
kann.  Man  nehme  z.  B.  an,  jemand  habe 
ein  Buch  für  10  Mark  gekauft  und  biete  es 
einige  Tage  später  einem  Buchhändler  un- 
versehrt und  unauf geschnitten  zum  Kaufe 
en.  Der  Buchhändler  kann  es  vom  Ver- 
lager  für  7,50  Mark  erhalten  und  zwar  ohne 
es  fest  zu  übernehmen,  also  ohne  Gefahr, 
es  fflr  immer  als  Ladenhüter  behalten  zu 
müssen.  Er  mag  vielleicht  in  seinem  Kun- 
denkreise gar  keine  Aussicht  haben,  das 
Werk  abzusetzen,  überdies  wird  es  vielleicht 
wie  die  Lehrbücher  rasch  fortschreitende 
Wissenschaften  in  wenigen  Jahren  veraltet 
und  unbraucht)ar  sein.  Wenn  unter  solchen 
Umständen  der  Buchhändler  dem  in  Ver- 
legenheit befindlichen  Verkäufer  4  Mark  fflr 
das  Buch  gäbe,  so  könnte  dies  vom  Stand- 
punkt des  Wuchergesetzes  als  eine  Aus- 
beutung der  Notlage  des  Verkäufers  er- 
scheinen; und  doch  kann  das  Geschäft  fflr 
den  Buchhändler,  der  kein  Antiquarität  im 
grossen  Massstabe  betreibt,  sehr  gewagt  sein 
und  mit  Verlust  für  ihn  endigen. 

Man  könnte  fragen,  ob  nicht  auch  die- 
jenigen, die  bei  öffentlichen  Zwangsverstei- 
gerungen Grundstücke  oder  bewegliche 
Sachen  für  übermässig  niedrige  Preise  er- 
werben, die  Notlage  der  früheren  Besitzer 
ausheuten.  Es  würde  dies  auch  gewerbs- 
mässig geschehen  können,  und  zwar  von 
Seiten  der  Handle,  die  die  Benutziuig  sol- 
cher Kauf  gelegen  heilen  sich  zum  (ieschäfte 
machen.  Aber  man  kann  niemanden  zwin- 
gen, bei  einer  Versteigenmg  mehr  zu  bieten, 
als  er  es  seinem  Interesse  entsprechend  fin- 
det und  wenn  die  Händler  fern  blieben,  so 
wäre  die  Konkurrenz  der  Kauflusti^n  noch 
geringer.  Es  wäre  allerdin^  möglich,  dass 
die  Händler  durch  allerlei  Manöver  die 
übrigen  Mitbieter  zu  verdrängen  oder  abzu- 
schrecken suchten.  Daher  verbietet  Art.  412 
des  Code  Penal  unter  Androhung  von  Ge- 
fängnis  nicht   nur   die   Beschränkung   der 
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Freiheit  der  Versteigerungen  durch  Drohnn- 
gen  und  Gewaltthätiskeiten,  sondern  auch 
die  Entfernung  von  Mitbiefern  durch  Ver- 
apiechuDgcn,  Das  gewöhnlichste  Verfahren 
aber  scheint  dies  zu  sein,  dass  die  gewerbs- 
mflsaigen  Händler  in  stillschweigender  lieber- 
eiukunft  die  sonstigen  Kaufliebhaber  in  eia- 
zelnen  Fällen  durch  lebhaftes  Mitbieten  zur 
2jahliing  hoher  Preise  veranlassen  und 
dadurch  für  die  Folge  abschrecken.  Das 
"Wuchcrgesetz  kann  aber  offenbar  gegen 
solche  l'rafctüer  nichts  ausrichten,  zumal 
es  sich  dabei  doch  immer  um  einen  Öffent- 
lichen Verkehreakt  ohne  das  rein  persßalicht 
Verhältnis  der  "A'ucherischen  Ausbeutung 
handelt 

Bewucherung  durch  Forderung 
flberraflssigeii  Preises  wird  in  der  Regel  auf 
Ausnutzung  der  Unerfahreoheit  oder  des 
Leichtsinns  des  Käufers  bemhea.  Auch  hier 
muss  eine  besoodere  Ausbeutung  einzelner 
Peisonen  Torliegen.  Deno  es  steht  nichts 
im  Wege,  daas  z.  B.  der  Inhaber  eines 
Ladens  oder  eines  Oa&thauses  für  dieselben 
Gegenstände  allgemein  bedeutend  höhere 
Preise  ansetzt,  als  andeiBwo  bezahlt  werden ; 
nur  wenn  er  leichtsioDlge  oder  uner&hrene 
Personen  durch  noch  weiter  gesteigerte 
Forderungen  Obervortoilt,  wüi-de  er  des 
Sachwuchers  beschuldigt  werden  können. 
Ob  sich  die  übertriebene  Höhe  der  Mieten 
durch  das  Wuchergeseti  mit  Erfolg  be- 
kämpfen lassen  wird,  ist  höchst  fraglich. 
Die  Mietpreise  in  den  grösseren  Städten 
bilden  sicn  auch  für  die  ArbeiterbevCikerung 
im  ganzen  nach  allgemeinen  Normen,  und 
die  besondere  Ausbeutung  Einzelner  wird 
selten  nachzuweisen  sein.  Eine  Hauptur- 
sache des  hohen  Standes  detselbca  bilden 
natürlich  die  hohen  Bodenpreise  in  den 
Städten,  gegen  die  das  Wuchergesetz  macht- 
los ist.  Fol  gerichtiger  weise  mösste  auch 
der  Lohnwucher  den  Strafbestim raungen  des 
Gesetzes  verfallen  —  aber  dies  würde  zur 
FeBtsctz\ing  eines  Mioimallohnes  führen,  und 
zur  Ziehung  dieser  Konsequenz  dtlrften  denn 
doch  auch  von  den  Verteidigern  der  Erwei- 
terung des  Wucherbegriffs  die  wenigsten 
gene^  sein. 

Vom  moralischen  Standpunkt  ist  ohne 
Zweifel  jede  egoistische  Ansbeutimg  und 
TJeber?orteiluDg  eines  anderen  verwerflich, 
auch  wenn  sie  vom  Gesetze  nicht  verboten 
und  im  »Geschäft*  als  erlaubte  Anwendung 
des  •wirtschaftlichen  Princips«  plt  Wer 
ein  tieferes  moralisches  Gefühl  besitzt,  wird 
sich  vielmehr  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
verpflichtet  fühlen,  anderen  in  der  Not  bei- 
zustehen, was  unter  Umst^den  am  wirk- 
samsten durch  Gewährung  eines  zinsfreien 
Darlehens  geschehen  kann.  Solange  die 
kapitahstische  Geldwirtschaft  noch  nicht  die 
Oberhand  in  der  Volkswirtschaft  erhalten 


hatte  und  das  Geld  als  ein  •  unfruchtbares« 
Gut  angesehen  wurde,  erschien  der  philo- 
sophischen wie  der  religiösen  Moral  das 
Darlehen  in  erater  Linie  im  Lichte  eines 
Aktes  der  Wohlthätigkeit  und  man  be- 
trachtete daher  alles  Zinsnehmen  als  eine 
unbillige  Härte,  eine  Verletzung  der  sittlich 
gebotenen  Menschenliebe  oder  mindealens 
als  ein  Zeichen  unedler  Gesinnung.  Indes 
auch  wer  eine  Verpflichtung  zur  wohlthä- 
tigkeit anerkennt,  wird  sich  vemQnftiger- 
weise  nach  seinen  Mitteln  richten  und  in 
seinen  Erwägungen  wird  er  einen  grossen 
Unterschied  machen,  ob  er  ein  Almosen  oder 
ein  zinsfreies  Darlehen  giebt.  Denn  in  be- 
treff des  letzteren  setzt  er  voraus,  dass  es 
zurückgezahlt  werde,  und  wenn  diese  Er- 
wartung getäuscht  werde,  erleidet  er  einen 
weit  grösseren  Verinstj  als  er  übernehmen 
wollte  und  vielleicht  mit  Rücksicht  auf  seine 


Wohithätigkeilsdarlehen  häufig  sehr  unsicher, 
da  sie  keineswegs  immer  den  Zweck  errei- 
chen, den  Schuldner  dauernd  aus  seiner 
Nottage  zu  befreien,  sondern  ihm  nur  einen 
Aufschub  verschaffen,  nach  dessen  Ablauf 
er  ebenso  hilfsbedürftig  ist  wie  vorher  und 
dabei  natürlich  ausser  stmide,  seine  Sctiuld 
zu  bezahlen.  Wer  also  viele  Darlehen  dieser 
Art  gewährt,  ist  auch  vom  streng  morali- 
schen Standpunkte  berechtigt,  von  dem  zah- 
lungsfähigen Schiddner  so  viel  mehr  als  die 
geliehene  Summe  zu  verlangen,  dass  da- 
durch der  Verlust,  den  er  durch  die  Aus- 
fälle bei  anderen  erleidet,  ausgcghchen  wird. 
Es  kommt  aber  auch  die  Erwägung  hinzu, 
dass  die  Schuldner  oft  in  ihren  Anforde- 
rungen nichts  weniger  als  bescheiden  sind, 
ihre  Verpflichtungen  oft  sehr  leicht  nehmen 
und  sich  überhaupt  oft  unanständig  und 
unefai«nhaft  betragen.  Mancher  weist  mit 
Entrüstung  den  Gedanken  zurück,  von 
einem  Freunde  oder  Verwandten  20  Mark 
als  Geschenk  auznnehmen,  macht  sich  aber 
keine  Skrupel  daraus,  ein  Darlehen  von  1000 
Mark  zu  verlangen,  auch  wenn  er  weiss, 
dass  er  es  sehr  wahrscheinlich  nie  werde 
zuifickerGtatten  können.  Es  giebt  also  auch 
eine  Moral  für  die  Schuldner  und  Empfan- 
genden, und  daher  lässt  die  neu  aufgefun- 
dene urchristliche  »Lehre  der  zwölf  Apostel« 
auf  den  Spruch  »Jedem  der  von  dir  erbittet, 
^eb  und  verlange  es  nicht  zurück«,  die 
mahnenden  Worte  folgen:  »Wehe  aber  dem 
Nehmenden!  Zwar  wenn  er  in  der  Not 
annimmt,  so  wird  er  ohne  Schuld  sein,  wer 
aber  ohne  Not  annimmt,  der  hat  Rechen- 
schaft zu  geben,  wozu  und  woftlr  er  ge- 
men  hat«  Selbstverständlich  aber  be- 
steht keinerlei  moralische  Verpflichtung, 
einen  anderen  durch  ein  Darlehn  in  den 
Stand  zu  setzen,  zu  seinem  Vorteil  ein  gutea 
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QeschSft  zu  machen,  und  wie  nichts  dagegen 
eiDzuwendeo  iet,  wenn  mao  bei  einer  sol- 
chen Gelegenheit  mit  dem  anderen  in  ein 
Uesellscbaftsverhältnis  tritt  und  dadurch 
Anteil  an  dem  Gewinn  ertiält,  BO  erecheiot 
es  auch  sittlich  zulSfisig,  dass  man  für  die 
Beteiligung  seines  Kapitals  einen  festen  aber 
den  Verhältniesen  angemessenen  und  dem 
Gewinn  des  anderen  entsprechenden  Zins 
ausbedinge.  Je  mehr  also  die  privatwirt- 
schaftliche Ertragafähigkeit  des  Kapitals  zu 
Tage  trat  unti  je  mehr  es  Kegel  wiirde,  dass 
Darlehen  nicht  zur  Ergänzung  des  unzu- 
länglichen Einkommens  des  Schuldners,  son- 
dern zum  Zweck  des  Erwerbs  und  derVer^ 
mehning  des  Gewinnes  aufgenommen  wurden, 
um  so  mehr  erhielt  der  Zins  ausserhalb  des 
eigentlichen  Gebietes  der  Wohithätigkeit 
seme  relative  moralische  Rechtfertigung,  und 
wenn  jedes  wucherische  Uebennass  dessel- 
ben verworfen  werden  muss,  so  ist  doch 
die  Entscheidung  über  diesen  Punkt  eben- 
falls nach  dem  gegebenen  Stande  der  volks- 
wirtschaftlichen Entwickelun)^  zu  beurteilen. 
3.  IHe  alteren  Zins-  und  Wnoherrerbote. 
Daa  älteste  Verbot  des  „Wncherna"  d.  h.,  nach 
dem  nraprün glichen  Sinne  des  Wortes,  dee  Zins- 
nehmeus  Überhaupt,  entbält  das  jUdiBcbe  Ge- 
setz. Das  Verbot  ist  indes  eigeutJicb  nur  eine 
moralische  Vorschrift  und  gilt  nar  zn  Gunsten 
verar mter  Glaubensgenossen:  3. Mob. 2&, 
V.  35:  Wenn  dein  Bmder  verarmt  und  unver- 
iDÜgend  wird  neben  dir,  so  nnterstlitze  ibn  .  .  . 
V.37:  „Dein  Geld  soUst  du  ihm  nicht  um  Zins 
nnd  deine  Speise  nicht  um  Wucher  geben". 
Dagegen  heisst  es  6.  Mos.  2-A.  V.  20:  „Vom 
Fremden  magst  du  Wucher  nehmen,  aber  nicht 
von  deinem  Bruder  sollst  dn  Wucher  nehmen" 
und  in  demselben  Buche  Kap.  15.  V.  6  findet 
sich  die  interessante  Prophezeiung:  „ün  wirst 
vielen  Völkern  auf  Pfand  leihen,  dn  selbst  aber 
nichts  entlehnen."  —  In  Athen  Hess  die  solo- 
nische  Gesetzgebung,  wenn  sie  anch  den  hart- 
bedrückten  Schuldnern  durch  Vermintiernng  des 
inneren  Gehaltes  des  Geldes  eine  Erleichterung 
brachte,  den  Zissfuss  unbeschränkt,  und  er  stand 
später  meistens  auf  12— 18"/i,.  —  In  Rom  wnrde 
schon  dnrch  die  ZwOlftafelgesetze  (451  v.  Chr.) 
eine  obere  Grenze  des  ZinsfiiRseFi  bestimmt,  und 
zwnr  das  rfoenas  unciariuni",  nach  Niebnhr  ein 
Zwölftel  des  Kapitals  fflr  das  Jahr  von  3Ü4 
Tagen,  also  ungefähr  Wlg.  Nach  einem  der 
Gesetz  vorschlage  des  Licinius  Stolo  und  des  L. 
Seitius  (angenominen  367  v.  Chr.),  wurde  die 
Lage  der  verschuldeten  Plebejer  dadaroh  ver- 
bessert, dass  die  bereits  gezahlten  Zinsen  vom 
Kapital  abgezogen  wurden,  worauf  der  Kest  in 
drei  gleichen  jährlichen  Raten  abzutragen  war. 
Das  Gesetz  des  Duilius  und  Mänius  (357  v,  Chr.) 
bedrohte  die  Ueberschreitung  des  gesetzlichen 
Zinafusses  mit  einer  Sdilicischen  Strafe.  Im 
Jahre  847  v.  Chr.  wurde  dieser  anf  die  Hilft«, 
das  seminnciarium,  herabgesetzt,  und  die  Lex 
Genucia  verbot  sogar  das  Zinsnehmen  über- 
haupt.   Indes  scheint  dieses  Gesetz  ohne  prak- 


jährlich,  aU  gesetzlicher  höchster  Zinsfuss.  Das 
eine  besonders  hohe  Risiko prämie  einschtieBsende 
foenus  nauticum  dagegen  war  nicht  beschränkt. 
Coustantin  gestattete,  dass  bei  Darlehen  von 
Getreide  und  flÜBsigen  Produkten  die  Hälfte 
der  auBgeliehenen  Menge  als  Zins  ansbednngen 
werde  (Hemiolia).  Bei  kleinereu  Gelddarlehen 
wurden  IS";'»  Zinsen  erlaubt.  Jnstinian  setzte 
unter  dem  Einflnss  der  christlichen  Anschauung, 
nach  der  das  ZiDsnehmen  Überhaupt  als  unsitt- 
lich galt  und  daher  den  Klerikern  schon  dnrch 
das  Konzil  von  Nicaea  verboten  worden  war, 
den  gesetzlichen  Zinsfuss  herab  (C  IV.  t.  32  c 
26)  und  zwar  im  allgemeinen  auf  6*Vo(semisBe8 
nsurae  oder  dimidia  pars  centesimae  usnrse); 
Fabrikanten  und  Eanflente  dürfen  8*/g  ver- 
langen (,besses  nsurae),  hochgestellte  Personen 
aber  nnr  4%  (tertia  pars  centesimae).  FOr  das 
foenus  nanticum  wurden  jetzt  12%  als  Maxi- 
mum festgesetzt.  In  der  Novelle  31  (oder  32) 
bestinimt  Jnstinian  im  Interesse  der  besonders 
vom  Wucher  ausgebeuteten  kleinen  Grundbe- 
sitzer, dass  von  diesen  für  ein  Darlehen  in  Ge- 
treide jährlich  nicht  mehr  als  ein  Achtel  Scheffel 
vom  Scheffel  und  für  ein  Gelddarlebn  nicht 
mehr  als  eine  Sihgua  vom  Solidns  (','•!  oder 
4'/b'*/o)  als  Zins  gefordert  werden  dürfe.  Nach 
römischem  Recht  war  es  femer  verboten,  Zinses- 
zinsen zu  nehmen,  sei  es  dnrch  Zuschläge  der 
unbezahlten  Zinsen  sn  dem  Ka^t&l  ^anatocis- 
mns  conjimctns),  sei  es  durch  Konstitniemng 
desselben  als  besonderes  Kapital  (a.  separatus). 
Nach  Justinians  Novelle  121  soll  die  Gesamt- 
snmme  der  gezahlten  Zinsen  nicht  mehr  als  das 
Doppelte  der  Schuldsumme  ausmachen.  Die 
Zinsen  wBrden  hiernach  also  immer  ancb,  wie 
wir  heute  sagen  würden,  eine  Amortisations- 
qnote  einschliesaen.  Im  allgemeinen  nimmt 
man  indes  an,  dass  das  Verbot,  mehr  als  du 
alterum  tantnm  zu  nehmen,  sich  nur  anf  das 
Anlaufender  rückständigen  Zinsen  bezogen 
habe,  also  auf  einen  praktisch  it'enig  erheb- 
lichen Fall,  da  der  Gläubiger  doch  selten  viele 
Jahre  lang  die  Nichtzahlung  der  Zinsen  zu- 
lassen wird,  Brhebnng  von  unerlanbten  Zinsen 
und  Zinseszinsen  zog  nach  einem  Gesetz  Dio- 
detians  und  Maximians  Infamie  nach  sich;  im 
Übrigen  aber  hat  die  Verletzung  der  gesetz- 
lichen Zinsbeschränknugen  nur  Ungiltigkeit  dee 
betreffenden  Bechtsgeschafts,  Anrechnung  des 
zu  viel  bezahlten  Geldes  auf  die  Hauptsnmme, 
eventuell  Rückforderung  desselben  zur  Folge. 
Die  etwa  vom  Kapit^  unter  irgend  einem 
Namen  zurückgehaltenen  Beträge  werden  von 
der  Schuld  abgezogen,  also  nar  die  wirklich 
dem  Schuldner  gegebene  Summe  in  Anrechnung 
gebracht.  —  Die  Kirche  sucht  ihr  princinielles 
Verbot  jedes  Zinsnehmens  auch  den  Laien 
gp.genüber  wenigstens  mit  geistlichen  Strafen 
zur  Geltung  zn  bringen,  und  je  mehr  sich  ihre 
Macht  über  das  gesellschaftliche  Leben  befes- 
tigte, um  BO  grtisBer  warde  auch  die  Bedeutung 
dieses  Verbots  för  die  weltlichen  Angelegen- 
heiten. In  einigen  karolingischen  Kapitnlarien 
wird  der  Wncber  schon  ganz  im  streng  kirch- 
lichen Sinne  anfgefasst:  alles,  was  über  den 
Betrag  des  Dargeliehenen  hinaus  gefordert 
wird,  ist  „tnrpe  lucrum",  anch  wer  ans  Gewinn- 
sucht Getreide  oder  Wein  kauft,  nm  diese 
Waren  später  zu  einem  höheren  Preise  zn  ver- 
kaufen, gehört  nach  dem  Kap.  von  806  in  die 
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fleicheKategoriewieder Wucherer.  DasEnp.  voa 
13  verbietet  schoD  allgemeiD  „nsuram  de  aliqaa 
cans&  eiigere",  und  dieses  Verbot  narde  in 
späteren  Kapitularien  Lothars  und  Ludwigs 
erneuert  und  Terschärft.  —  Die  kirchliche  Ge- 
setzgebung' halle  jedoch  in  der  Wucherfrage 
iiumer  die  Führung,  und  so  henift  sich  auch 
der  Schwaben  Spiegel  bei  dem  Verbot  des  Zins- 
nehinena  auf  „Gutt  und  den  Papst  und  den 
Kaiser  und  alles  geistliche  Gericht  und  Becht". 
Der  Sachsenspiegel  dugegen  hat  das  Zinsverbot 
nicht  aufgenommen  und  wird  deshalb  in  einer 
Bulle  Gregors  IX.  (1374)  ala  deteatabile  Bcrip- 
tuni  Bcharf  getadelt.  Die  Qiosae  zum  Sachsen- 
epiegel aber  sagt  in  betreff  des  Zinsennehueus 
ausdrücklich,  waa  der  Kanon  verbiete,  verbiete 
auch  das  Kaiserrecbt.  Die  meisten  norddeutschen 
St«dtrechte  lassen  die  Zins-  oder  Wucherfrage 
unbernhn,  während  die  süddeutschen  durchweg 
doD  kanoniavhe  Verbot  auf  genommen  haben. 
Die  Beicbspojizetorduungeu  des  16.  Jahrhunderts 
(löHO,  1548,  1677)  behielten  ebenfalls  das  Verbot 
des  Zinsnehmens  bei  und  gestatieten  nur  den 
Renten-  oder  GilltenkauE,  wobei  aber  die  jillir- 
licbe  Gülte  nicht  mehr  als  5  °/o  des  dafür  be- 
zahlten Kapitals  betrafen  durfte.  Nur  den 
Juden  wurde,  „damit  sie  ilire  Leibesaabrung 
haben  möchten",  von  der  R.P.O.  von  ].'>48  und 
1677  gestattet,  «ocb  für  Darlehen  „fünf  vom 
Hundert  zum  Wucher  zu  nehmen".  Auch  Lnther 
teilte  den  herktirarolichen  kircblicben  Stand- 
punkt in  der  Zinefrage,  während  Calvin  das 
kanonische  Verbot  für  nicht  mehr  giltig  er- 
klärte. —  In  der  Praxis  hatte  dieses  Verbot 
tlbriirens  bei  der  allmählich  sich  ausbreitenden 
Geidwirtschaft  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittel- 
alters immer  mehr  von  seiner  Wirksamkeit  ver- 
loren. Wenn  es  auch  formell  respektiert  wurde, 
so  hatte  man  doch  Mittel  gefunden,  es  tbeteäcb- 
lich  zu  umgehen.  Schon  die  ältere  oder  land- 
rechtliche Satzung,  die  meistens  eine  Art  von 
Verkauf  auf  Wiederverkauf  war,  wobei  der 
Gläubiger  die  Nutzung  des  versetzten  Gruud- 
stflcks  hatte,  führte  zu  der  besonderen  Form, 
dass  der  Gläubiger  das  Pfandobjekt  dem 
Schuldner  wieder  gegen  Entrichtung  eines 
Zinses  Uberliesa.  Der  schon  im  14.  Jahrhundert 
«ehr  verbreitete  Rentenkauf  aber  (s.  d.  Art.  oben 
Bd.  VI,  S.  4I5ff.),  bei  dem  der  Schuldner  das 
Pfandobjekt  in  seiner  Band  behielt  und  das- 
selbe nur  mit  der  vereinbarten  Rente  dinglich 
belastet  wnrde,  kam  praktisch  dem  hypotheka- 
rischen Darlehen  schon  ziemlich  nabe.  Das 
kanonische  Recht  erklärte  den  Renteukauf  für 
erlaubt,  während  Luther  noch  Anstoss  daran 
nahm.  Eine  Beschränkung  der  Rente  im  Ver- 
hältnis zu  dem  Kaufpreise  war  ursprünglich 
nicht  aufgestellt,  und  vor  dem  16.  Jahrhundert 
stand  dieses  Verhältnis  oft  anf  1  :  10. 

Ein  anderes  Mittel,  tbateitchlich  die  Ver- 
zinsung eines  Kapitals  zu  erlangen,  war  der 
sogenannte  Contractu»  trinas,  bei  dem  sich  das 
Darlehen  unter  der  Form  eines  Gesellschafts- 
vertrages  versleckte,  und  zwar  so,  dass  dem 
Geldgeber  sowohl  die  Rückzahlung  des  Kapitals 
als  auch  ein  Maximalgewinn  oder  einfach  ein 
fester  Gewinnanteil  zugesichert  wurde.  Ortho- 
doxe Eanonisten  erklärten  einen  solchen  Ver- 
trag fUr  zulässig,  obwohl  ihm  eine  päpstliche 
Konstitution  von  1586  ausdrücklich  entgegen- 
stand. Jedeuialls  war  es  namentlich  in  Italien 
Handwärterbncb  der  StaatawiKeiiBchaftcil,    Zweite 


schon  lange  allgemein  üblich,  daas  man  hei 
einem  Campsor  öler  Bankier  Ueld  mit  Gewinn- 
anteil einlegte,  das  auch  wieder  zurückgezogen 
werden  konnte.  Man  half  sich  eben  durch  die 
Annahme,  dass  in  solchen  Fällen  mehrere  Ver- 
träge zusammenträfen,  dass  namentlich  noch 
ein  Versicherangsvertrag  mit  dem  Empfänger 
des  Geldes  abgeschlossen  würde.  Auch  auf 
andere  Art  wurde  der  Gesell scbaf tsvertrag  zur 
Umgehung  des  Zinaverbotes  benutzt,  so  durch 
die  sogenannte  aocietas  sacri  ofhcii,  ursprüng- 
lich eine  Vereiziigong  mehrerer  Personen  zum 
Ankauf  eines  gewinnbringenden  kirchlichen 
Amtes  für  einen  von  ihnen  mit  Ertragsanteil 
für  die  anderen,  dann  auch  anf  weltliche  Aemter 
ausgedehnt  und  schliessUcb  oft  nur  anf  der 
Fiktion  eines  Amtskaufs  beruhend.  So  kamen 
auch  zinsbare  Darlehen  in  der  Form  einer  fln- 
ffierten  Kah Vermietung  vor,  wobei  die  Kuh  in 
den  Stall  gemalt  wurde.  Auf  besondere  .Art 
niusste  man  sich  auch  bei  den  liffentlichen  An- 
leiben in  der  Form  der  sogenannten  Montes  zu 
helfen  snclien.  Sie  batträ  anfangs  den  Cha- 
rakter von  Zwangsaulcihen,  und  man  be- 
gründete darauf  die  Ansicht,  dass  die  Geldgeber 
sich  nicht  des  Wuchers  schuldig  machten.  Auch 
erklärt«  die  die  Anleihe  aufnehmende  Obrigkeit 
feierlich,  dass  die  in  zahlende  Rente  nur  als 
Vergütung  des  Schadens  und  Interesses  oder 
als  Arbeitslohn  gegeben  und  nur  ab  freiivil- 
liges,  reines  Geschenk  empfangen  werde.  Die 
einzelnen  Anteile  (loca  moutium)  waren  ver- 
äusserlich,  sie  wurden  später  auch  ohne  Zwangs- 
form  von  dem  Entleiher  ausgegeben,  teils  vom 
Schuldner  kündbar,  teils  unkündbar,  immer  aber 
doch  von  den  auf  Ornnil stücken  radizierten 
Renten  wesentlich  verschieden.  Da  aber  die 
Päpste  selbst  Montes  mit  rückzahlbarem  Kapital 
errichteten,  musste  auch  diese  Art  von  Renten- 
anleiben  als  erlaubt  augeaehen  werden, — Was  die 
als  Wohltbätigkeitaanstalten  betrachteten  Montes 
pietatis  oder  Leihhäuser  (s,  d,  Art,  oben  Bd.  V 
S,  601  ff,)  betriflt,  so  suchte  man  die  von  diesen 
erhobenen,  oft  gar  nicht  geringen  Zinsen  [8,  10 
und  selbst  15",'o)  nnr  als  Vergütung  für  die 
Mühe  und  Gefahr  darzustellen,  Ihr  Kapital  er- 
hielten sie  anfangs  durch  Stiftungen  und  milde 
Zuwendnngen,  später  aber  nahmen  sie  auch 
Geld  gegen  Zinsen  auf,  die  als  Renten  nach 
.\rt  der  von  den  profanen  öffentlichen  Montes 
bezahlten  aufgefasat  wurden.  —  Das  Zinsnehraen 
der  jüdischen  Wechsler  und  Pfandleiher  wurde 
geduldet,  weil  für  sie  die  kirchlichen  Gebote 
nicht  galten;  die  christlichen  Geschäftsleute 
dieser  Art  (Lombarden,  Kawerzaner)  wurden 
freilich  von  strengen  Benrteilern  für  Wucherer 
erklärt,  erfreuten  sich  aber  vielfach  des  Schutzes 
der  Fürsten,  weshalb  Purgoldt  sie  als  fürstliche 
Kammerknechte  wie  die  Juden  betrachtet.  Bei 
den  eigentümlichen  MilnzvGrhältnissen  des  Mittel- 
alters war  aber  offenbar  der  eigentliche  Geld- 
wechsel (Handwecbsel)  ein  Geschäft,  in  dem  das 
Geld  ala  eine  wirkliche  Ware  erschien  und  der 
Handel  mit  demselben  auf  dieselbe  Art  wie 
jeder  andere  Handel  Gewinn  brachte.  Wenn 
also  ein  Wechsler  Geld  verlieh,  so  entging  ihm 
dadurch  ein  Gewinn,  nnd  dafür  konnte  eine 
Vergütung  gefordert  werden ,  die  nicht  den 
Charakter  eines  Zinses  hatt«.  Bei  Verzog  er- 
laubte das  kanonische  Recht  ausdrücklich,  das 
nach  weisliche  Interesse  (damnum  emergens  und 
Anfluge.    VII.  58 
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lacmm  cessana)  zu  fordern,  —  Ein  besonders 
bequemes  Eilfamitt«]  zur  UmKehung  der  Wucher- 
eesietze  biMete  endlich  der  Wecliser,  der  nameut- 
Iich  iii  Italien  schon  eine  ^osse  Rolle  im  Qeld- 
Terkehre  spielte.  Der  eieene  oder  trockene 
Wechsel  aflerdings  galt  als  wucherisch,  wenn 
er  auf  einen  höheren  Betrag  lautete  als  den 
Tom  Anssteller  empfang'enen.  Mau  konnte  aber 
anch  leicht  die  Form  des  gezogenen  Wechsels 
benntzen,  um  tfaatsächlich  ein  verzinsliches  üar- 
leheu  zn  erlangen.  Namentlich  diente  zu  diesem 
Zwecke  die  Form  des  Ricorsawechsels,  die  Ver- 
bindung von  cambium  und  recAmbium,  indem 
fingiert  wurde,  dai^  der  von  dem  Schuldner 
auf  einen  anderen  Ort,  etwa  einen  Wechsel- 
mesaulfttz,  wie  Besangon  oder  Piaceuza,  gezogene 
Wechsel  dort  präsentiert,  aber  nicht  bezahlt 
wfirde  und  daraufhin  nun  ein  Rückwechsel  mit 
Aufschlag  für  Kosten  und  Interesse  gezogen 
würde,  den  der  Schuldner  ku  bezahlen  hatte. 
Der  Papst  Pins  V.  verwarf  allerdings  (1570) 
dieses  Verfahren  als  wucherisch  und  erklärte 
solche  Wechsel  für  cambia  sicca,  selbst  wenn 
sie  wirklich  nach  einem  Messplatz  versandt 
wurden.  Gleichwohl  blieben  gewisse  Formen 
desselben  im  Verkehr  gebräuchlich  und  fanden 
anch  unter  den  Kanoniaten  Verteidiger.  Im 
öbrigen  »jiricht  sich  die  erwähnte  Konatitntion 
zn  Gunsten  des  reellen  Wechsels  aus  and  recht- 
fertigt den  daraus  für  den  Bankier  oder  sons- 
tigen Geldgeher  entstehenden  Gewinn  durch  die 
mit  diesem  Geschäft  verbundene  Arbeit  und 
Gefahr.  Es  wurde  ja  zunächst  eine  Geidsorte 
in  eine  andere  umgewechselt,  wobei  fUr  den 
grossen  Hessverkehr  hBuflg  ein  besonderes 
ideales  Wechsel rechnungsgeld  zn  Grande  gelegt 
warde.  So  war  namentlich  für  den  Verkehr 
anf  der  Hesse  von  Besangon  der  Scutus  marcha- 
mm  im  Gebrauch,  ein  Rechanng-s-Eco  oder 
Scudo  von  '/m  Mark  reinen  Goldes,  der  in  Italien 
durch  die  besten  wirklich  geprägten  Scadi  aus- 
gedrückt wnrde,  jedoch  so,  dass  101  Harken- 
Bcudi  gleich  100  wirklichen  Goidecudi  galten. 
Femer  leistete  der  Wechsel  den  Dienst,  dass 
er  einen  Geldtransport  von  einem  Orte  zum 
anderen  ersparte ,  was  unter  den  damaligen 
Verkehrs  verbal  tjiissen  nicht  gering  anzasehlagen 
war.  Da  der  reelle  Wechsel  nur  auf  die  nichste  I 
Wechselmesse  oder  die  geltende  Usance  gezogen 
werden  durfte,  so  wurde  die  erlaubte  Vergütung 
fUr  Arbeit  und  Gefahr  von  selbst  anch  in  ein 
Verhältnis  zu  der  Ümlaufszeit  des  Wechsels 
gebracht;  als  wncberiscb  and  verboten  galt  nur 
die  Forderung  einer  Vergütung  für  die  Zeit- 
differeuz  an  sich,  die  Unterscheidung  des  Wertes 
des  Geldes  in  der  Gegenwart  und  in  der  Zu- 
kunft. Bei  Verzug  jedoch  mnsste  es  billig  er- 
scheinen, da  die  Schädiffiing  des  Gläubigers 
doch  im  allgemeinen  von  der  Zeitdauer  der 
Verspätung  der  Zahlung  abhino;,  dass  die  zu 
zahlenden  Zinsen  ebenfalls  nach  der  Zeit  be- 
messen würden.  Für  die  Hohe  des  Satzes  der 
Verzugszinsen  aber  lag  es  nahe,  den  zulässigen 
BentenzinsfnsR  als  massgebend  anzunehmen.  So 
stellt  der  Reichadep.- Abschied  von  1B(H}  als 
maximalen  Verzug-izins  ebenfalls  b%  anf,  so- 
fern der  Gläubiger  nicht  ein  höheres  Interesse 
nachweisen  kflnne. 

In  vielen  dentschen  Partikulargesetzge- 
bungen waren  aber  mittlerweile  trotz  des  kano- 
nischen  Verbotes   vertragsmässigo    Zinsen   für 


I  blosse  Darlehen  als  berechtigt  anerkannt  wor- 
den, und  zwar  nicht  nnr  in  proteatantiscben, 
sondern  auch  in  katholischen  Territorien,  und 
I  im  17.  Jahrhundert  gewann  diese  Kenemngr 
'  hei  der  fortschreitenden  Anshreitimg'  der  mo- 
dernen Geld  Wirtschaft  im  Deutschen  Reiche  wie 
auch  ausserhalb  desselben  immer  mehr  Boden. 
Als  höchster  Zinsfuss  wurden  &,  teilweise  anch 
mit  Rücksicht  anf  das  römische  Recht  6%  an- 
genommen (so  in  Brandenburg  Iblü),  nnd 
Wucher  war  dann  nur  die  Ueberscbreitnng 
dieses  Maiimums.  Der  Reicbsabscbied  von  1654 
regelte  die  Schuldverhältziisse  der  im  Kriege 
Verarmten  nnd  setzte  für  die  Zukunft  die  voa 
diesen  Schuldnern  für  Darlehen  oder  Renten- 
kapitalien zu  zahlenden  Zinsen  auf  höchstens 
6";,,  fest  Reich  gesetzlich  hat  keine  definitive 
und  allgemeiue  Regelung  der  Zinsfrage  statt- 
gefnnden,  aber  allgemein  galten  nunmehr  ä^ 
als  gesetzlich  erlaubt,  und  wo  die  Landrechte 
6%  gestatteten,  stand  dem  kein  Reichsgesetz 
en^egen. 

Auch  in  der  Litteratnr  trat  schon  im  16. 
Jahrhundert  eine  Bewi*ung  zur  Verteidigung 
des  Zinsnehmens  auf.  Zu  den  ersten  Führern 
derselben  gehurt  ansser  Calvin  der  Franzose 
Molinaens  (Dnmoulin),  der  von  Bodin  bekämpft 
wurde  und  überhaupt  seiner  Lehre  wegen 
schwere  Anfechtungen  nnd  Verfolgnngen  zu 
erleiden  hatt«.  Unter  den  Deutschen  wird  von 
Rascher  besonders  Besold  hervorgehoben,  der 
namentlich  auch  weit  mehr  als  Bacon  und  Hugo 
Grotius  sich  dem  modernen  wirtschaftlichen 
Standpunkte  angenähert  hat.  Von  besonders 
grossem  Einfluss  aber  war  die  Schrift  des  Sal- 
masins  „de  Usuris",  in  der  auf  Grand  einer 
richtigen  Einsicht  is  das  Wesen  der  Geldge- 
schäfte der  Zins  als  Mietpreis  für  das  Geld  ge- 
rechtfertigt wird.  Selbst  sehr  hohe  Zinsen  sind, 
wie  der  Verfasser  an  einem  Falle  von  üC^j  mit 
einer  allerdings  wirtschaftlich  nicht  zutreffen- 
den Argumentation  zn  zeigen  sucht,  unter  Um- 
ständen nicht  nur  erträglich,  sondern  lassen 
dem  Schuldner  noch  einen  Vorteil  übrig. 

Im  18.  Jahrhundert  ging:  incb  die  katho- 
lische Kirche  insofeni  zu  einer  milderen  Auf- 
fassung des  Darlehenszinses  über,  als  sie  unter 
nindsätzlicher  Festhält uug  der  scholastischen 
ri'nchcrtheorie  doch  anerkannte,  dass  mit  dem 
Mntnnm  gewisse  ihm  selbst  nicht  immanente 
Eechtstitel  zusammentreffen  könnten,  kraft 
deren  ein  Zins  verlangt  werden  dürfe,  oder  dass 
das  Geld  mittels  anderer  Vertragsformen  nntz- 
bringend  angelegt  werden  kOnne.  Dieser  Stand- 
punkt kam  in  der  Encyktika  des  Papstes  Be- 
nedikt XIV.  vom  1.  November  1745  zum  Aus- 
drnck,  die  durch  eine  den  Zins  verteidigende 
Schrift  des  Marchesc  Maffei  (Del  imjiieeo  del 
danaro)  nnd  die  sich  daran  knüpfende  Polemik 
veranlasst  war.  —  Die  Wueherfrage  im  wirt- 
schaftlichen Sinne  drehte  sich  nunmehr  aach 
nicht  mehr  um  die  Entscheidung,  ob  Zinsen 
Überhaupt  zulässig  seien,  sondern  ob  ein  ge- 
setzliches Maximum  des  Zinsfussea  aufrecht  zu 
erhalten  sei.  Tnrgot  verneinte  dies  nnd  befür- 
wortete die  volle  Freiheit  des  Darlebensvertrages 
auch  in  betreff  des  Zinsnehmens:  es  gebe  in 
Wirklichkeit  keinen  Handelsplatz  in  der  Welt. 
wo  der  Handel  nicht  zum  grössten  Teile  auf 
geliehenem  Gehle  bcmhe  and  die  Zinsen  nicht 
lediglich  vertragsmässig  nach  dem    grösseren 
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oder  gerinEeren  Geldangebote  und  der  Zahlnnes- 
^bigkeit  des  Entleihers  geregelt  würden.  Die 
VeranlasBQng  zu  aeinen  ÄnsfUhniDgen  gaben 
ihm  die  gegen  mehrere  Kapitalisten  von  Angon- 
Wme  erhobenen  Anilagen  wegen  Uebertretiing 
des  geaetzlichen  Zinsfnsses,  die  aaf  die  Handels- 
nnd  Kredit  Verhältnisse  dieser  Stadt,  namentlich 
die  Geschäfte  der  dortic-en,  immer  anf  fremdeü 
Kapital  angewiesenen  Branntweinbrenner  und 
Hüttenbesitzer  einen  sehr  nachteiligen  Eiufluss 
ausübten.  Turgot  erinnerte  anch  an  den  Aus- 
spruch Ton  Montesquien  in  betreff  des  Zins- 
nehniens,  dasa  die  Gesetze,  wenn  sie  etwas  Not- 
wendiges verboten,  nur  diejenieen,  die  es  den- 
noch thäten ,  Eor  Unrechtlicnkeit  swängen. 
Adam  Sinith  indes  war  ouch  für  die  Beibehal- 
tnng  müssiger  Zinslaxen.  Bcntham  dagegen 
verteidigte  den  Wucher  auch  in  dem  neueren 
beschrankten  Sinne  im  Namen  der  persönlichen 
Freiheit  und  nuter  der  den  Thataachen  offeiilar 
widersprechenden  Annahme,  das9  jeder  seinen 
Vorteil  ebenso  gnt  verstehe  und  zn  wahren 
wisse  wie  der  andere.  In  Dentsohland  trat 
namentlich  J.  A.  Günther  (1790)  mit  Empfeh- 
lung gewiijser  Kautelen  für  die  Unbescbrttnkt- 
heii  des  Zinsfusses  auf,  zngleich  aber  wies  er 
auf  die  Mügliclikeit  des  Wuchers  in  den  ver- 
schiedensten anderen  Arten  von  Geschäften  hin. 
4.  Die  neuere  Wurhorgesettgebiing 
■asBerholb  des  tiebletea  des  DentBohen 
Kekbs.  Der  Grundsatz  von  der  vülligen  Frei- 
heit des  Zinsfusses  wurde  zuerst  in  Oesterreich 
n  Joseph  IL  durch  das  (an  die  Stelle  des  G. 


dings  mit  der  Beschränkung,  da-s»  der  gericht- 
liche Beistand  bei  der  Eintreibung  der  Zinsen 
versagt  würde,  wenn  diese  bei  hypothekarischen 

Schulden  4''.o,  bei  sonstigen  5\,  bei  kaufmän- 
nischen Wechseln  R'/j  überschritten.  Die  Straf- 
bestimmungen aber  fallen  weg,  natürlich  auch 
die  in  dem  Gesetz  von  1751  enthaltenen  gegen 
den  Bewucherten,  sofern  dieser  nicht  durch 
seine  Notlage  entschuldbar  war.  Die  Wirkungen 
dieses  Gesetzes  entsprachen  indes  durchaus  nicht 
den  Erwartnngcn,  man  dachte  bald  wieder  an 
Abänderung  deaGeiben  nnd  der  Kaiser  lie.*s  1789 
die  Preisfrage  ausschreiben:  Was  ist  Wucher 
und  durch  welche  Mittel  ist  demselben  ohne 
Strafgesetze  Einhalt  zu  thun?  Es  wurde  da- 
durch eine  ziemlich  ausgedehnte  Litterat ur 
hervorgerufen,  aus  der  hier  ausser  dem  schon 
angeführten  Werke  von  GUnther  noch  die 
Schriften  von  Soiineufels  (der  für  die  Beibehal- 
tung massiger  Wuchergesetze,  zugleich  aber 
für  die  Gründung  einer  Volkaleihbank  eintrat) 
und  von  v,  Kee*  [der  die  volle  Freiheit  des 
Darlehn s Vertrags  verlangte)  erwähnt  sein  raügeu. 
Das  Patent  v.  2r>.  Februar  1791  braclite  nur 
einige  die  Umkehr  vorbereitende  Ha.s.'^regeln, 
(Wiederherstellung  der  Prodigalitätserklärung, 
der  exceptio  non  nuueratae  peeuniae,  Beschrän- 
kung der  Fähigkeit  zur  Ausstellung  trockener 
Wechsel  auf  den  Handelsstand),  die  Erneuerung 
der  Zitisbeschränkuug  (auf  ö^/g  bei  Hypochckeu, 
sonst  auf  6°:,)  mit  Straf besti mm ungen  gegen 
den  Wucher  in  den  Zinsen  wie  in  den  Bedin- 
gungen, aber  auch  wieder  gegen  den  „mut- 
willigen Anleiher",  erfolgte  jedoch  erst  durch 
das  Patent  v.  2.  Dezember  1803.  Entsprechende 
Bestimmnugen    nebst    verschiedenen    weiteren 


Beschränkungen  gingen  auch  in  das  21.  Hanpt- 
stflck  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  v.  1,  Juni 
1811  über,  und  abgesehen  von  der  Einführung 
der  allgemeinen  Wechaelfähigkeit  im  Jahre  185Ü 
nnd  einigen  Ansnahniebeatimmungen  blieb  diese 
Gesetzgebung  in  Kraft  bis  zu  dem  G.  v.  14. 
Dezember  lrtG6.  Dieses  hob  von  den  beschrän- 
kenden Bestimmungen  des  bürgerlichen  Hechtes 
üur  die  Zinsgrenze  und  das  Verbot  der  Zjnses- 
zinsen  bei  Gelddarlehen  auf,  bestimmte  im 
übrigen  den  Begriff  des  strafbaren  Wuchers 
ohne  Rücksicht  auf  die  noch  bleibenden  ciril- 
reehtlichen  Beschränkungen  des  Darlehensver- 
traga,  und  zwar  als  Missbrauch  der  Notlage, 
des  Leichtsinns,  der  Dnerfahronheit  oder  Var- 
Htandessch  wache  des  Entleihers  zur  Erlangung 
eines  den  ortsüblichen  Zinsfuss  auffallend  über- 
schreitenden Vermögens  Vorteils.  Die  Strafbe- 
stimmnugen  gegen  dicken  Wucher  im  neuesten 
Minne  de«  Wortes  waren  indes  sehr  milde  und 
galten  nur  gegen  den  gewerbsmässig  und  mit 
kleinen  Summen  und  kurzen  Fristen  betriebenen, 
nnd  zwar  in  der  Hegel  nur  auf  Privatanklage. 
Aber  selbst  dieses  Gesetz  konnte  sich  gegenüber 
dem  Andränge  der  herrschenden  Lehre  von  der 
Herrlichkeit  des  unbeschränkten  Auabentungs- 
rechts  nicht  behaupten,  sondern  das  Q.  v.  16. 
Juni  lSti8  hob  nicht  nur  die  letzten  Beate  der 
Strafbestimmungen  auf,  sondern  machte  auch 
MissbiHuch  der  Notlage  oder  Unerfahrcnheit  der 
Bewucherten  zu  einer  Quelle  des  legitimen  Er- 
werbs  des  Wucherers,   dem    der    Richter    mit 


der  Wucher  jetzt  in  schamloaeater  Wel 
Tageslichte  breit  und  skandalQse  Prozesse,  in 
denen  Blutsauger  der  schlimmsten  Art  durch 
den  „weltlichen  Arm'  ihr  Stück  Menschenfleisuh 
erhielten,  verletzen  jedes  natürliche  Rechtiige- 
fühl.  In  Galizien  und  der  Bukowina  wurden 
die  Zustände  so  schlimm,  dasa  für  dieae  Kron- 
länder das  besondere  O.  v.  19.  Juli  1877  er- 
laaaen  werden  musste,  das  es  wieder  für  striif- 
baren  Wucher  erklärte,  wenn  jemand  sich  von 
einem  anderen,  der  wegen  Verstau dnisschwflche, 
Unertahrenheit  oder  Gemütsaufregnug  die  Ver- 
hältnisse nicht  richtig  erkenne,  für  Kreditge- 
währung so  maaslose  Vorteile  ansbedinge,  dass 
dadurch  daa  wirtachaft  liehe  Verderben  des 
Kreditnehmers  herbeigeführt  oder  gefordert 
werden  müsse.  In  Ungarn,  wo  18(>H  ebenfalls 
die  Ziiisbeschränknng  aufgehoben  worden  war, 
wurde  schon  durch  da,H  G.  v.  2H.  März  1877 
für  hypothekarische  Darlehen  wieder  ein  Zins- 
maxiinum  von  8"',  festgesetzt  und  zugleich 
den  Siitaren  verboten,  Urkunden  über  Geschäfte 
aufzunehmen,  in  denen  ein  höherer  Zins  aus- 
bednngen  werde.  Das  G.  v.  28.  AprU  1881 
machte  dann  anch  dem  sonderbaren  Zustande 
ein  Ende,  dass  in  den  deutschen  Kronlftndern 
erlaubt  war,  was  in  Galizien  als  gemeinschäd- 
liches Vergehen  bestraft  wurde,  indem  es  für 
die  ganze  cisleithanische  Beichshälfte  den  Wucher 
im  Sinne  des  galizischen  Gesetzes  verbot  und 
in  die  Begriffsbestimmung  anch  diu  .Ausbeutung 
des  Leichtsinns  oder  der  Notlage  des  anderen 
aufnahm,  in  Ungarn  trat  das  G.  v.  27.  April 
1883  in  ähnlicher  Weise  dem  Ausbeutungs- 
wucher  entgegen ,  jedoch  nur  im  Falle  der 
Uebersch reitung  der  Zinsgrenze  von  S^/p. 

In  Frankreich  war  bis  zur  Revolution  nur 
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der  Eentenvertrag'  geatattet  und  bei  diesem  nur 
ein  Zinssatz  von  nikJistens  5*/,.  Jeder  Terains- 
lifhe  DarlehensTerCrag-  war  also  wucherisch, 
und  von  Zeit  tu  Zeit  wnrde  das  Gesetz  auch 
niit  Strenge  gebandhabt,  wie  noch  1777  in 
einem  arr&t  des  Pariser  Parlaments.  Erst  das 
Dekret  v.  3.  Oktober  1789  liess  Darlehen  zu 
n)ic  dem  Zinemazimura  von  b"^  Die  oft  anf- 
gestellte  Behauptnng,  dass  durch  das  G.  v.  11. 
April  1793  oder  spätere  Dekrete  aus  der  Bevo- 
lutiunsperiode  die  Zinstaxe  aufgehoben  worden 
sei,  ist  g&nzlich  unbegründet,  wie  schon  Rizy 
gezeigt  hat.  Wohl  aber  könnte  man  die  G.G. 
y.  3  Mai  und  29.  September  über  das  Preis- 
maxi  mnm  der  Lebensbedürfnisse  (aufgehoben 
am  23.  Dezember  1794)  als  Kampfmittel  gegen 
den  Sachwucher  betrachten.  Thatsüchlich  war 
allerdings  während  der  Assignaten  Wirtschaft 
die  Zinstaxe  ausser  Anwendung  nnd  der  Zins 
unter  so  abnormen  Umständen  sehr  hoch.  Daher 
nahm  auch  Art.  lSi07  des  Code  civil  auf  die 
that»üch liehen  Verhältnisse  Rltrksicbt,  indem  er 
erklärte,  dass  die  vertragsni aasigen  Zinsen  in 
allen  Fällen,  in  denen  das  Gesetz  es  nloht  «er- 


dürfen,  mit  der  Bedingung  übrigens,  dass  der 
vertra^mässige  Zinsfnss  schriftlich  festgesetzt 
sein  müsse.  Diese  Zlnsfreibeit  dauerte  indes 
nur  drei  Jahre;  durch  das  G.  t.  3,  September 
1807  wurde  der  vertragsm aasige  Zinsfuss  für 
gewöhnliche  Darlehen  auf  Ö",,,  in  Handelsge- 
schäften auf  6";.  begrenzt.  Das  Ton  dem 
Schuldner  zo  viel  Bezahlte  ist  znriickitnerst«tten 
oder  wird  vom  Kapital  abgezogen.  Wer  "Wucher 
in  diesem  Sinne  gewohoheits massig  übt,  kommt 
vor  das  Zuchtpithzeigericht  und  kann  zu  einer 
Geldstrafe  bis  zur  Hälfte  der  wucherisch  ans- 
geliehenen  Kapitalien  verurteilt  werden;  hat  er 
sich  der  Prellerei  schuldig  gemacht,  so  kommt 
dazu  Gefängnis  bis  zu  zwei  Jahren.  Durch  das 
Dekret  t.  1».  Dezember  18ö(J  sind  die  Slraf- 
bestimmnngen  verschärft  worden;  bei  gewohn- 
beitsmäshigem  Wucher  i.it  ausser  der  Geldstrafe 
anch  Gefängnisstrafe  von  6  Tagen  bis  zu  6 
Monaten  zu  verhänjjen  nnd  im  Kückfaile,  der 
schon  durch  ein  einziges  nenes  Vergehen  binnen 
fünf  Jahren  nach  der  ersten  Verurteilung  ge- 
geben wird,  ist  auf  das  Hasimum  der  zuerst 
bestimmten  Strafen  zu  erkennen  nnd  dieselben 
küuneu  bis  anf  das  Doppelte  erbiiht  werden. 
Durch  das  G  v.  12.  Januar  18H6  wurden  diese 
Bestimmungen  für  handele  rechtliche  Geschäfte 
aufgehoben,  für  ciWl  recht  liehe  aber  ausdrücklich 
in  Kraft  erbalten.  —  Auch  in  der  amerika- 
nischen Union  haben  die  Gesetze  der  Einzel- 
staaten Zinsbeschränkungen  auf  ä — lO"/«)  bei- 
behalten. Im  Staate  Illinois  z.  B.  dürfen  nach 
dem  G.  V.  1.  Juli  löHI  durch  schriftliche  \'er- 
träge  hBchstens  7*,^  Zinsen  ausbedungeu  werden 
and  im  übrigen  ist  der  gesetzliche  Zinstnss  ö  "!„. 
Die  Ueberschreitnng  des  znliUuiigen  Maximums 
zieht  auf  Klage  des  Geschädigten  für  den  Gläu- 
biger den  Verlust  aller  Zinsansprüche  nach 
sich.  Korporationen  jedoch  sind  zu  solcher 
Klage  nicht  berechtigt. 

In  England  wurde  schon  durch  das  Gesetz 
37  Heinrich  VIII.  cap.  9  das  verzinsliche  Dar- 
lehen mit  einem  Masimalzinsfuss  von  lU°/(,  ge- 
stattet, nnd  nachdem  diese  MaHsregel  unter 
Eduard  VI.  wieder  rückgängig  gemacht  worden 
war,  wurde   sie  unter  Elisabeth  (lä'il)  wieder 


erneuert.  Im  Latife  des  17.  Jahrhunderta  wurde 
das  Ztnsmaiimnni  auf  8  nnd  schliesslich  anf 
6°;',   emiedrigi;.     Das  Wuchergesetz    \2  Anna 

cap.  16  setzte  es  anf  ö"/«  und  bedrohte  di« 
Ueberschreitnng  dieser  Grenze  mit  Geldstrafe 
im  dreifachen  Betrage  der  ScJinldsumme.  In 
den  Jahren  1793,  1833,  1837  wurden  Sülde- 
inngen  in  Bezug  auf  den  Wechsel  verkehr  ge- 
währt; im  Jahre  1839  hob  daa  Gesetz  2  u.  3 
Vict.  cap.  37  die  Zinsbeschränknngen  auf,  so- 
weit sie  nicht  ansdrUcklich  heihehalt«n  wnrden, 
nnd  letzteres  war  der  Fall  für  kleinere  Dar- 
lehen bis  zn  10  £  und  für  alle  hjpothekarisch 
sichergestellten  Darlehen;  anch  solllen  vor  den 
Gerichten  nicht  höhere  als  fünfprozeutige  Zinsen 
eingeklagt  werden  dürfen.  Erst  durch  das  G. 
V.  10.  August  1864  (17  u.  18  Vict.  cap.  90) 
wurde  im  wesentlichen  die  volle  Zinsfreiheit 
gewährt  und  nur  für  die  Pfandleiher  eine  Grenze 
von  15 — 20%  festgehalten.  Das  Beispiel  Eng^ 
lands  fand  iu  den  nächsten  Jahren  in  vielen 
Staaten  Nacbahmimg:  so  1856  in  Dänemark, 
1856  iu  Spanien,  1857  in  Sardinien,  in  Holland, 
teilweise  auch  in  Norwegen,  in  den  nächstfol- 
genden Jahren  anch  iu  mehreren  deutschen 
Staaten;  186ö  in  Belgien,  wo  aber  diese  Reform 
schon  durch  das  St.G.B  v.  8.  Juli  1867  wieder 
rückgängig  gemacht  und  die  Ueberschreitnng 
des  gesetzlichen  Zinsfusses  bei  Ausnutzung  der 
Schwäche  und  Leidenschaften  des  Kreditnehmeia 
wieder  mit  ernstlichen  Strafen  bedroht  wnrde. 
—  Die  katholischen  Theologen  hielten  noch  in 
den  er.steu  Jahrzehnten  des  1!).  Jahrhunderts 
überwiegend  an  der  strengen  scholastischen 
Lehre  fest.  Die  Schulfrage  ist  überhaupt  nicht 
grundsätzlich  entschieden  worden,  aber  in  den 
drcihi-iger  Jahren  wnrde  durch  die  oberste 
Kirchen behörde  den  Beichtvätern  verboten,  das 
Zinsnehnien  als  solches  als  sündhaft  und  resti- 
tutionspfiiehtig  zn  behandeln. 

5.  Die  neuere  und  gegenwärtige 
Wnchergesetzgebnng  im  Gebiete  des 
Deutschen    Iteiclis.      In    <!eu    deittscbea 

Einzelstaatcn  bestanden  iu  den  üOer  Jalirea 
sehr  mannigfaltige  Wiichergesetze.  In  Würt- 
temberg war  schon  ]K-i9  allen  Wechsel- 
fälligen  volle  Zinsfreiheit  gewährt  worden 
lind  diese  wurde  1849  durch  die  EinfOhning 
der  allgeineineii  WeciiselEähigkeil  unbe- 
schränkt In  Badeu  liess  das  bürgerliche 
Recht  die  Ansbedingiing  von  mehr  als  G^/o 
Zinsen  zn,  entzog  abcT  dem  diesen  Satz 
flbersteigeiiden  Betrag  je<iea  Pfand-  nnd 
Vorzugsrecht  nnd  jo<le  Berechtigung  gegen 
eine  Konkursmasse;  mit  Strafe  bedroht  aber 
war  nach  dem  G.  v,  6.  März  184"»  nur  der 
Abschluss  eines  wucherischen  Vertrags  mit 
wissentlicher  Aiisbeirtnng  der  Sot  o<ler  des 
I>eichtsinn8  des  Bewucherten  oder  mit 
TftuBcliimg  desselben  dber  die  wirkliche  Be- 
deutung der  von  ihm  versprochenen  Leis- 
tungen oder  eines  solchen  Vertrags  zum 
Nachteile  eines  Mindeii'ährigen  oder  Ent- 
mündigten ohne  Zuziehung  des  gesetzlichen 
Vc'ilietors  desselben.  Auch  iu  Sachsen - 
Weimar  und  anderen  thüringischen  Staaten 
wurde  der  einfache  W'ucher  nur  bei  Aus- 
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beutuD^  der  Notlage  oder  des  Leichteians 
des  Scfiuldners  bestraft.     In  mehreren  Straf- 

rtzbOchern  wurden  solche  Ausbeutung, 
Verschleieruug  des  Wueheis,  wie  auüh 
die  Tauschung  des  Bewucherten  über  die 
Natur  der  ein(^gacgenen  Verbindlichkeiten 
als  erschwerende  Umstände  behandelt  Das 
preuBsieche  Land  recht  begrenzte  den  zu- 
Ubsigen  Zinsfuss  im  gew^ialichea  Verkehr 
auf  b°la,  für  Kaufleute  waren  in  Handels- 
geschäfteu  G%  gestattet,  für  Grossh&ndler 
war  der  ZinsEuss  beinahe  und  beim  Bod- 
mereivertrag'ganzunbeschrÄnkt.  Juden  durften 
8  "la  nehmen,  für  die  Pfandleiher  bestanden 
besondere  Bestimmungen,  Das  St.G.B.  v. 
14.  April  1851  bestrafte  die  Ausbedingiing 
höherer  als  der  erlaubten  Zinsen,  weun  diese 
Ueberschreitunggewohnheitsmässig  geschehe 
oder  90  eingekleidet  werde,  dass  dadurch 
die  (lesetzwidrigkeit  versteckt  werde,  mit 
Gefängnis  von  drei  Monaten  bis  zu  einem 
Jahre  und  zugleich  mit  Geldbusse  von  50 
bis  zu  1000  Thalem  sowie  mit  zeitiger 
Uatersagung  der  bßrgerlichen  Ehrenrechte. 
Die  in  den  50er  Jahren  sich  lebhaft  er- 
hebende freihändlerische  Bewegung  richtete 
sich  auch  entschieden  gegen  die  Wucher- 
g«setzgebung.  lu  Bremen  und  in  Oldenburg 
wurden  die  Zinsbeschränkungen  schon  185B 
aufgehoben.  In  Preussen  wurden  sie  durch 
die  V,  V.  27.  November  1857  wegen  der  da- 
maligen Geldkrisis  auf  3  Monate  suspen- 
diert, und  seitdem  blieb  die  Frage  ihrer 
vollständigen  Beseitigung  hier  auf  der  Tages- 
ordnung. Die  AufheUmg  erfolgte  dann 
femer  in  Sachsen-Coburg-Gotha  (1860).  in 
Lflbeck  (1862),  in  Frankfurt  und  in  Sachsen 
(1864).  Angesichts  des  drohenden  Krieges 
mit  Oesterreich  geschah  dasselbe  auch  in 
Preussen  durch  die  oktroyierte  V.  v.  12.  Mai 
1866,  jedoch  nur  für  die  nicht  hypothekarisch 
sichergestellten  Darlehen  und  mit  dem  Vor- 
behalt, dass  der  Schuldner  bei  einem  Zins- 
fuBse  von  mehr  als  6%  jederzeit  mit  drei- 
monatlicher Frist  kündigen  dürfe.  Die  Ver- 
ordnung wurde  nach  dem  Kriege  von  bei- 
den Häusern  des  Landtages  genehmigt,  ge- 
nügte aber  wegen  der  die  Hypotheken- 
schulden  betreffenden  Ausnahme  den  Geg- 
nern des  Wucherverbotes  noch  immer  nicht 
und  wurde  bald  durch  das  norddeutsche 
Buudesg.  V.  14.  November  1867  ersetzt,  das 
die  Höhe  und  Art  des  Zinsftisses  fOr  alle 
Darlehen  und  kreditierten  Fordoniagen  und 
der  mit  solchen  zusammenhängenden  Kon- 
ventionalstrafen durchaus  für  Gegenstand  der 
freien  Vereinbarung  erklärte  und  zugleich 
die  Kündigungsfrist  bei  mehr  als  S^/oigem 
ZinsfusB  auf  6  Monate  stellte,  jedoch  erst 
nach  Ablauf  von  6  Monaten  nach  Eingehiug 
des  Vertrage.  In  Bayern  hob  das  G.  v.  5. 
Juli  1867  ebenfalls  die  Beschränkungen  des 
Tertragsmässigen  Zinsfusses  auf,  und  in  Ba- 


den, Hessen  und  Württemberg  wurde  1871 
das  norddeutsche  Gesetz  eingeführt.  Auch 
in  Deutschland  trat  jetzt  der  bis  dahin  im 
Verborgenen  schleichende  Wucher  offen  zu 
Tage,  und  die  Gerichte  raussten,  wie  es  1878 
in  Wreschen  vorkam,  dem  Wucherer  zu 
seinem  »Rechte»  verhelfen,  der  von  einem 
Schuldner  auf  Grund  seines  Wechsels  über 
150  Mark  täglich  5  Mark  Konventionalstrafe, 
also  jähriich  1200  »/o,  erpresat  hatte.  Wie 
in  den  meisten  anderen  Staaten,  die  es  mit 
der  Wncherfreiheit  versucht  hatten ,  trat 
auch  im  Deutsehen  Reiche  bald  eine  immer 
mehr  Kraft  gewinnende  Eeaktion  ein.  Der 
Reichstagsabgeordnete  Reichen sperger  (Olpe) 
brachte  1879  einen  Gesetzentwurf  ein,  der 
wieder  Beschränkungen  des  Zinsfusses  und 
zugleich  auch  der  Wechselßhigkeit  enthielt. 
Weit  mehr  den  heutigen  Bedürfnissen  ent- 
sprechend war  dagegen  der  fast  gleich- 
zeitig von  dem  Abgeordneten  v.  Kleist- 
Retzow  und  Genossen  vorgeschlagene  Ent- 
wurf, der  unter  Verzicht  auf  Zinstaxen  nur 
die  wucherische  Aiisheutimg  der  Not,  des 
Leichtsinns  und  der  Unerfahrenheit  he- 
kärapEen  wollte.  Dieser  Standpunkt  kam 
denn  auch  in  dem  1880  vom  Reichskanzler 
voi^legten  Entwürfe  zur  Gellung,  aus  dem 
da-s  G.  V.  24.  Juni  1880  hervorging.  Durch 
dieses  Gesetz  wurden  nach  dem  §  302  des 
St.G.B.  4  neue  Paragraphen  eingeschaltet, 
von  denen  §  302  a  bestimmt,  dass  wegen 
Wuchers  mit  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten 
und  zugleich  mit  Geldstrafe  bis  zu  3000  Mark 
zu  bestrafen  sei,  wer  unter  Ausbeutung  der 
Notlage,  des  Leichtsinns  oder  der  I'ner- 
fahrenheit  eines  anderen  für  ein  Darlehen 
oder  im  Falle  der  Stundung  einer  Geld- 
forderung sich  oder  einem  Dritten  Ver- 
mögens vorteile  versprechen  oder  gewähren 
lässt,  welche  den  üblichen  Zinsfuss  dei^- 
slalt  überschreiten,  dass  nach  den  Umstän- 
den des  Falles  die  Vermögens  vorteile  in  auf- 
fälligem Missverhaitnis  zu  der  Leistung 
stehen.  Auch  kann  auf  Verlust  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte  erkannt  werden,  g  .H02b 
verschärft  die  Strafen  für  den  Fall,  dass  die 
Ausbedingung  der  wucherischen  Vermögens- 
vorteile vei-schleiert  oder  weehselmfesig 
oder  unter  Verpfändung  der  Ehre,  eidlich 
oder  in  ähnlicher  Art  geschehen  sei.  Nach 
§  302  c  treffen  dieselben  Strafen  auch  den- 
jenigen, der  wissentlich  wucherische  Foi-de- 
rnngen  erwirbt  und  weiter  veräussert  oder 
geltend  macht.  Weitere  Strafverschärfongen 
enthält  §  302  d  für  den  Fall  des  gewerbs- 
oder  gewohnheitsmässigeu  Wuchers.  Nach 
Art.  In  des  Gesetzes  sind  Verträge,  die 
gegen  die  Paragraphen  302  a  >md  b  Ver- 
stössen, ungiltig  und  es  müssen  sämtliche 
von  dem  Schuldner  oder  für  ihn  geleisteten 
Vermögensvorteile  zurtlckgewährt  und  vom 
Tage   des   Empfanges  ab   verzinst   werden 
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unter  solidarischer  Haftbarkeit  der  an  dem 
Wucher  Beteiligten;  der  Gläubiger  ist  je- 
doch bereditigt,  das  aus  dem  un^ltigen 
Verti-age  Geleistete  seinerecits  zurückzu- 
foi-dern.  Art.  11  des  Gesetzes  eiebt  der  die 
Pfandleiher  oder  Rttckkaufshändler  betreffen- 
den Nr.  12  des  §  360  des  St.G.B.  einen  Zu- 
satz, der  die  UeberschreJhing  des  diirch 
Landeegesetz  oder  Anordoung  der  zustän- 
digen Behörde  bestimmten  Ziiisfiisses  unter 
Strafe  stellt  Die  Wirkungen  dieses  Ge- 
setzes waren,  wenn  es  auch  nicht  dem 
Wucher  ein  Ende  machen  konnte,  doch  im 
ganzen  gftnstig.  Die  wucherische  Ausbeu- 
tung war  doch  wieder  gesetzlich  gebrand- 
markt, und  die  Gerichte  hatten  für  sie  keine 
Schergendienste  mehr  zu  verrichten.  Die 
jährliche  Zahl  der  Anklagen  und  Verurtei- 
lungen war  ohne  Zweifel  im  Verhältnis  zu 
den  thatsächlich  vorkommenden  Wncher- 
lällen  nitt  klein,  aber  es  war  doch  wohl  als 
ein  günstiges  Anzeiclien  zu  betrachten,  dass 
sie  ziemlich  stetig  abnahm.  Im  Jahre  18S'? 
betrug  die  Zahl  der  Angeklagten  176,  dii 
der  Verurteilten  98,  im  Jahre  1886  waren 
die  entsprechenden  Zahlen  104  und  42,  im 
Jahre  1890  sogar  nur  64  und  22.  Indes 
wurde  noch  immer  namentlich  über  die 
Ausbreitung  des  Wuchers  auf  dem  Laude 
geklagt,  und  die  von  dem  Verein  für  So- 
zialpolitik veranlassten  Erhebungen  lehrten, 
dass  diese  Klagen  in  vielen  Gegenden,  wie 
namentlich  in  den  äi-meren  Teilen  des  Re- 
gieniagsbezirks  Cassel,  Wiesbaden,  Trier, 
Coblenz,  Arnsberg,  im  westlichen  Thüringen, 
im  Vogelsgebirge  und  dem  hessischen  Oden- 
wald, in  der  Pfalz,  Elsass-Lothringen  und 
den  wein  hautreibenden  Bezirken  Badens  nur 
zu  begründet  waren.  Von  vielen  Seiten 
aber  wurde  es  auch  als  eine  Unzulänglich- 
keit dos  Geselzes  betrachtet,  dass  es  nur 
den  Krölitwucher  und  nicht  auch  die  mannig- 
faltigen anderen  Formen  der  wucherischen 
Aussauguiig  treffe.  Auf  dem  Boden  dieser 
Anschauungen  kam  dann  das  die  Bestim- 
mungen über  den  Wucher  ergänzende  G.  v. 
19.  Juni  1893  zu  stände.  Dasselbe  dehnte  die 
Strafbestimmungen  der  §§  -SO^a  bis  302d  auf 
alle  wucherischen  zweiseitigenRechts- 
geschäfte  aus,  die  denselben  wirtschafte 
Sehen  Zwecken  dienen  sollen  wie  ein  Dar- 
lehen oder  die  Stundung  einer  Geldfordenmg. 
Ein  neuer  §  3()2e  bedroht  mit  der  in  §  3U2d 
für  gewerhs-  oder  gewohnheitsmässig  betrie- 
benen Wuclier  aufgestellten  Strafe  diejenigen, 
welche  mit  Bezug  auf  Hechtsgesdiäfte  an- 
derer Art  in  der  im  §  302»  bezeichneten 
Weise  sich  wucherischer  Ausbeutung  (aber 
gewerbs-  oder  gewohnhoitsmässig)  schuldig 
machen.  Hiermit  soll  also  gegen  den  soge- 
nannten Sachwuclier  eingeschritten  werden. 
Ferner  wird  als  Nr.  16  dem  §  367  des 
St.G.B.  ein  Zusatz   beigefügt   Ober  die  Be- 


strafung derjenigen,  die  den  Über  das  Ab- 
halten von  äfentliehen  Versteigerungen  und 
über  das  Verabfolgen  von  geistigen  Ge- 
tränken bei  solchen  Gelegenheiten  erlassenen 
polizeilichen  Anordnungen  zuwiderhandeln. 
Nach  Art.  4  des  neuen  Gesetzes  hat,  wer 
aus  dem  Betrieb  von  Geld  oder  Kreditge- 
schäften ein  Gewerbe  macht,  die  Rechnung 
des  Geschäftsjahre  für  jeden,  der  ein  solches 
Geschäft  mit  ihm  at^schloBsea  hat  imd 
daraus  sein  Schuldner  geworden  ist,  abzu- 
schÜessen  und  dem  Schuldner  binnen  drei 
Monaten  einen  auch  die  Entstehung  des  Er- 
geboisses  daretellenden  Auszug  mitzuteilen; 
die  vorsätzliche  Unterlassung  dieser  Mit- 
teilung zieht  Geldstrafe  bis  500  Mark  oder 
Haft  und  zugleich  den  Verlust  des  An- 
spruchs auf  Zinsen  aus  den  betreffenden 
Geschäften  für  das  verflossene  Jahr  nach 
sich.  Jedoch  gelten  diese  Bestimmungen 
nicht  für  bloss  einmalige  Geschäfte,  worüber 
der  Schuldner  eine  schriftliche  Mitteilung 
erhalten  hat,  für  Offenthche  und  Aktien- 
banken aller  Art,  für  öffentliche  Leihan- 
stalten,  Spar-  und  DarleÜiinstitute  und  ein- 
getragene Genossenschaften  im  Verkehr  mit 
ihren  Mitgliedern,  auch  nicht  für  den  Ge- 
schäftsverkehr zwischen  Kaufleuten,  deren 
Firma  in  das  Handelsregister  eingetragen 
ist  Durch  Art  III  endlieh  wird  der  ge- 
werbsmässige Betrieb  der  Vichveretellnug 
(Viehpacht),  des  Viehhandels  und  des  Han- 
dels mit  ländlichen  Grundstücken  mit  zu 
den  Gewerben  gestellt,  die  nach  §  35  den 
Unternehmern  zu  untersagen  sind,  wenn 
Thatsachen  vorUegen,  welche  ihre  Unzuver- 
lässigkeit  in  Bezug  auf  den  Gewerbebetrieb 
darthun.  Allgemein  be.stimmt  femer  das 
Bürgoriiche  Gesetzbuch  (§  138},  dass  Kechts- 
geschäfte,  die  gegen  die  guten  Sitten  Ver- 
stössen, nichtig  seien  imd  dass  insbesondere 
ein  Rechtsgeschäft  nichtig  sei,  durch  das 
jemand  unter  Ausbeutung  der  Notk^,  des 
Leichtsinns  oder  der  Unerfahrenheit  eines 
anderen  sich  oder  einem  Dritten  VermOgens- 
vorteile  verapreclien  oder  gewähren  lasse, 
welche  den  Wert  der  l^^istung  dei^stalt 
Obersteigen,  dass  den  Umständen  nach  die 
Vermögens  vorteile  in  auffälligem  Miss  Ver- 
hältnisse zu  der  I^^istung  stehen.  Die  ge- 
setzlichen Verzugszinsen  werden  durch  g  288 
auf  4%  bestimmt  Nach  dem  neuen  Han- 
delsgeselzbuche  (g  352)  beträgt  die  Höhe 
der  gesetzlichen  Zinsen  mit  Einschluss  der 
Verzugszinsen  bei  beiderseitigen  Handels- 
geschäften 5%. 

6.  Mittel  zur  Bekämpfnng  des  W. 
Verbot  und  Bestrafung  des  Wuchers  werden 
immer  hauptsächlich  nur  die  Bedeutung 
einer  moratisclien  Genugthuung  für  die 
öffentliche  Meinung  besitzen,  niemals  aber 
das  tief  sitzende  Uebel  wirklich  heilen 
können.     Auch  die  übrigen  in  den  neuen 
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Gesetzen  zu  Hilfe  genommenen  Mittel,  die 
ifthrliohen  Rechnungsausweise,  die  polizeiliche 
Verhiuderung  von  MiesbräiicIieD  bei  Ver- 
steigeningen,  die  Kontrolle  der  Vieh-  tind 
Güterhändler,  können  niir  eine  Wirkung  von 
untergeoolneter  Bedeutung  ausübeü,  selbst 
weöQ  die  erwähnte  Kontrolle  weit  ein- 
greifender und  ausgedehnter  gelkandhabt 
würde,  als  es  auf  Ürund  des  Gesetzes  von 
1893  müglich  ist.  In  eioem  Referate  fili 
den  Verein  fflr  Sozialpolitik  empfiehlt  v. 
Miaekowski  femer  noch  eine  schärfere  Hand- 
habung des  Wucliergesetzes  mit'  Hilfe  ge- 
mein ufltziger  Vereine,  nach  Art  der  Anti- 
■wucher-  oder  ReiJilsschutzvereino  an  der 
Saar,  am  Rhein,  in  Hessen  etc.  .  Diese  sam- 
meln das  erforderliche  Material  für  die 
DTirchfflhmng  von  Wucherprozessen,  unter- 
stützen die  Bewucherten  durch  Belehnmg 
und  Uebemahme  der  Prozeaskosten  und 
sollen  fflr  das  Bekanntwerden  der  ent- 
larvten Wucherer  und  der  von  ihnen  an- 
gewendelen  Formen  imd  Praktiken.  Um 
den  Einfliiss  der  Wucherer  zu  durch- 
kreuzen, sciüug  V,  Miaskowski  ferner  vor, 
dass  fOr  alle  Teilo  des  Reiches  die  damals 
in  einigen  Sonderstaaten  noch  nicht  be- 
stehende Vorschrift  erlassen  werde,  dass 
Vertrüge  Aber  Immobilien  nur  schriftlich 
und  womöglidi  miter  Mitwirkung  der  Ge- 
richte oder  Notare  abgeschlossen  werden 
dilrfen.  Auch  empfiehlt  er  ein  Gesetz  zur 
Erschwerung  der  spekulativen  GUterschläch- 
terei  nach  Art  des  wdrttem bergischen  vom 
23.  Juni  18.53,  andei-erseits  aber  eine  Er- 
leichterung der  Abtrennung  kleinerer  oder 
mittlerer  Gflter  von  dem  fid  ei  komm  issarisch 
gebundenen  Grundbesitz  und  die  Erschwe- 
rung der  Errichtung  neuer  und  der  Ver- 
grSsserung  bestehender  Fidcikoromisse.  Die 
noch  immer  von  manchen  empfohlene  Be- 
schrankung der  Wechsel fi«! hei t  wird  von 
Miaskowski  nicht  befürwortet.  Ueber  die 
dagegen  spi'echenden  Oriinde  s.  d.  Art. 
Wechsel  oben  Bd.  VII  S.  707.  Ganz  iin- 
durchftlhrbar  erscheint  der  lue  und  da  auf- 
getauchte Voi'schlag,  den  Anwälten  die  Ver- 
tretung von  Wiicherprozessen  zu  verbieten. 
Mit  sekundären  Abwehrmitteln  gegen  den 
Wucher  ist  jedoch  nichls  auszurichten,  wenn 
nicht  die  wirtschaftlichen  Wurzeln  desselben 
abgegraben  wenlen,  »md  dies  ist  nur  da- 
durch möglich,  dafis  das  Kredit bedHrfnis  der 
bisher  aiif  den  Wucher  angewiesenen  Be- 
völkerungsschichten auf  andere  Weise  be- 
friedigt wird.  Trotz  der  erfreulichen  Aus- 
delmung  der  Kreditgenossenschaften,  sei  es 
nach  dem  Schul  ze-Delitzschen  oder  nach 
dem  Raiff eisen  sehen  Sj-stem,  trotz  der  nfltz- 
lichen  Wirksamkeit  vieler  Boden k rodi  tan - 
stalten,  Hypothekenbanken  und  anderer  land- 
wirtschaftlifAon  Kreditinstitute,  trotz  der 
städtischen  und   anderen  Öffentliclien  Leih- 


häuser ist  für  die  präventive  Bekämpfung 
des  Wuchere  noch  bei  weitem  nicht  genug 
geschehen.  In  betreff  der  erwähnten  Kredit- 
organisationen verweisen  wir  auf  die  spe- 
ciellen  Artitel;  hier  möge  nur  noch  die  Be- 
merkung beigefügt  werden,  daas  für  die  der 
Aussaugung  am  meisten  ausgesetzten  Klassen 
der  kleineren  Bauern,  Handwerker  und  Be- 
amten gemeinnützige  Kreditvcreioe  sehr  hilf- 
reich wirken  könnten,  die  in  der  Art  wie 
manche  Baugenossenschaften  einen  Wohl- 
thätigkeitszweck  mit  der  Absicht  der  Er- 
zielung einer  normalen  Kapitalverzinsuug 
verbindeD.  Die  das  Kapital  aufbringenden 
Mitglieder  müssten  vorzugsweise  den  be- 
sitzenden Klassen  angehören,  also  selbst 
nicht  kreditbedürftig  sein;  die  Darlehen 
aber  müssten  zu  solchen  Bedingim^en  ge- 
währt werden,  dass  ausser  einem  Zma  von 
3'/i  oder  i"/!!  eine  genügende  Veraicherungs- 
prämie  erhoben  würde,  um  die  vorkommen- 
den Verluste  zu  decken.  Diese  Prämie 
wäre  natürlich  nach  den  individuellen  Ver- 
hältnissen der  Kredit  bedürftigen  und  den 
von  ihnen  zu  stellenden  sactiliclien  oder  per- 
sönlichen Bürgschaften  zu  bemessen,  jedoch 
selbst  verständlich  ohne  Ausnutzung  ihrer 
momentanen  Lage  oder  ihrer  Unerfahrenheit. 
—  Sehr  erwünscht  wäre  auch  die  Vermin- 
derung (1er  mit  der  Aufnahme  kleinerer 
hypothekarischer  Anleihen  verbundenen 
Kosten  an  Stempel  imd  sonstigen  Gebühren, 
die  ausserordentlich  hoch  sind  im  Vergleich 
z.  B.  mit  der  Provision,  die  für  ein  gleich 
grosses  Darlehen  gegen  Verpfändung  von 
Wertpapieren  erhoben  wird.  Die  erfolg- 
reiche Bekämpfung  des  Kreditwuchers  würde 
auch  unmittelbar  die  Ziu^ckdräagung  der 
andei-en  Wiiclierfonnen  bewirkeu,  die  alle 
ihre  Haupiquelle  in  der  Kre<lituot  haben. 

Unmittelbar  mit  dem  Kreditwucher  ver- 
wandt sind  die  wucherischen  Geschäfte  in 
Sflddeutacldand  häufig  weiterver- 
kauften Versteigern ngsprotokollen  über  mit 
Kaufgeldresten  belastete  Grundstücke,  Über 
die  in  dem  Keferat  von  H.  Thiel  näliere 
Auskunft  gegeben  wird.  Auch  die  wuche- 
rischen Missbräuche  bei  dem  Vielihandel 
und  der  Vieh  Verstellung  sind  schliesslich 
darauf  zurückzuführen,  dass  die  bewucherten 
Bauern  das  Geld  zum  baren  Ankauf  des 
Viehs  weder  selbst  besitzen  noch  zu  nor- 
malen Zinsen  entleihen  können.  Auch  der 
Warenwiicher  im  eigentlichen  Sinne,  der 
Indes  nur  In  einzelnen  Provinzen  verbreitet 
ist,  wird  von  Thiel  mit  Recht  als  ein  Sur- 
rogat des  Geldwuchers  bezeichnet.  Niemand, 
der  niclit  in  Geldverlegenheit  ist,  wird  sich 
z.  B.  verpflichten,  seine  ganze  Ernte  bloss 
an  einen  bestimmten  Handelsmann  zu  ver- 
kaufen oder  für  seine  Produkte  Waren  statt 
Geld  anzuaelimen  oder  schlechte  Waren 
auf  Kredit  gegen  hohe  Preise  zu  übemeh- 
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men.  Die  ElrfahruDg'^ird  vielleicht  zeigen, 
dasB  der  nach  dem  neuen  Gesetz  strafbare 
Sachwucher  auf  solche  F&tie  zu  beschrftnken 

ist,  in  deaen  der  Geldmangel  des  Be- 
wucherten die  [Jiwche  bildet,  dass  er  sich 
die  Uebervorteilung  ge&llea  lllsst.  Die 
Ausnutzung  der  bloeeen  Unerfahrenheit  eines 
Käufers,  also  namentlich  seines  Hangels  an 
Waren kenntnis,  durch  Ponlening  eiues  über- 
rnftssigen  Preises  vtlrde  daun  also  nicht 
unter  das  Wuchergesetz  fallen,  währe  od 
nach  dem  jetzigen  Wortlaute  diese  Art  der 
TTeber vorteilung  auch  einem  zahlungsfähigen 
und  wohlhabenden  Käufer  gegendher  straf- 
bar ist.  Nun  ist  es  an  sich  allerdings  ohne 
Zweifel  völlig  gerechtfertigt,  wenn  solche 
Art  des  »ßescliäftemachens»  als  strafbarer 
Eigennutz  behandelt  wird.  Aber  bei  den 
heutigen  Formen  des  Verkehrs  und  der  an- 
erkannten Herrschaft  des  Verhältnisses  von 
Angebot  und  Nachfrage  über  die  Preisbil- 
dung ist  CS  unmüglich,  die  wirklich  straf- 
würdigen Fälle  von  denen  zu  unterscheiden, 
in  denen  der  hohe  Preis  durch  die  beson- 
deren Dmstände  des  Falles  gerechtfertigt 
ist.  Selbst  das  oben  hervorgehobene  Kri- 
terium der  wucherischen  Ausbeutung,  dass 
sie  ganz  konkret  gegen  einzelne  Personen 
vorgebt  und  sich  nicht  nach  allgemeinen 
Bedingungen  nebtet,  versagt  häufig  bei  der 
Beurteilung  hoher  Preisforderungen  für 
Waren.  Denn  es  kann  sich  um  Gegen- 
stände handeln,  die  in  einem  Laden  über- 
haupt nur  selten  gekauft  werden  und  mit' 
grossem  Itisiko  der  Entwertung  lange  Zeit  1 
auf  Lager  gehalten  werden  müssen.  Audi 
ist  zu  benlcksichtigen,  dass  neu  auf  den 
Markt  kommende  Gegenstände  anfangs  oft 
einen  bedeutenden  Seltenheitswert  haben, 
der  erst  allmählich  durch  die  zunehmende 
Konkurrenz  herabgedrflckt  wird.  Fem  er 
fragt  es  sich  aiich,  durch  wie  viele  Zwischen- 
händler eine  Ware  gegangen  ist,  bevor  sie 
an  den  letzten  Abnehmer  gelangt.  Eine  be- 
stimmte Beschrankung  der  Geltung  des  Ge- 
setzes auf  solche  Fälle  von  Sachwucher, 
wie  man  sie  bei  den  demselben  vorange- 
gangenen Diskussionen  im  Äuge  halte, 
dürfte  sich  daher,  wenn  einige  Enahnmgen 
mit  unhaltbaren  Anklagen  gesammelt  sind, 
als  wünschenswert  erweisen.  Im  übrigen 
aber  besteht  das  Haupt  mittel  gegen  den 
Sachwucher  wie  gegen  den  Gelclwucher  in 
der  gemeinnützigen  Erleichterung  des  Kre- 
dits für  die  von  diesem  Uebel  bedrohten 
wenig  bemittelten  Klassen. 
Iilttfralnr:  MoHnaeua,  TVaclua  mmmcrciomm 
cl  ■aturarutn  etc.,  Parti  ISIS.  —  Salmoatus, 
De  iMum  Über,  Liigd.  Bat.  16S9.  —  Derselbe,  I 
De  madn  iiturarum  Ubfr,  ibid.  16S9.  —  Mier-  1 
selbe,    De   fornorc    trapttUico,   ibid.   I641.   —  I 


Turgot,  Minoiret  mr  It  prct  d  inlml  et  lur 
U  commerce  de»  fert,  Ibrit  I7S9.  (Da4  enle 
dieter  Gvlaehtan   tiammt    aut    dem  Jahre  1769.} 

—  Bentham,    Defence  0/  uMury,   London  1787. 

—  V.  Sonn^nfela,  üeber  Wucher  und  Wueher' 
guette,  Wien  1789.  —  Dereelbe,  Ctber  die 
Jiffgabe :  Wtu  itt  der  Wacher  und  veltha  tind 
die  betten  Mütel,  demielben  ohne  Strafgetetie 
EmhaU  lu  thun,  Wien  1789.  —  J,  A.  Oün- 
ther,  Vertneh  einer  voUeländigen  l'ntertueMnf 
Hier  Wucher  und  Wuchergetetze  und  die  MiOtt, 
dem  Wucher  ohne  Slrafgeietie  EinJiaU  tu  thiin, 
Hamburg  1790.  —  V.  Keea»,  Veber  die  Auf- 
hebung der  Wuchergttette,  Wien  179!.  —  G. 
T.  V.  Flacher,  Freimütige  Gedanken  über 
Wtu-her  und  Wucfiergeielie,  Wien  1790.  —  JE, 
.Braun  k.  M.  Wlrth,  Die  Zinrnnuehergeeette, 
Mainz  18S&  —  JCtcy ,  Ueber  Zäulaxen  und 
Wurhergetetie ,  Wien  1859.  —  P.  ReieheH- 
aperger,  Gegen  die  At^fhebung  der  Zimwwhtr- 
getelze,  Berlin  1860.  —  Deraelbe,  Die  Zin»- 
und  Wucher/rage,  Berlin  1879.  ~-  £ndemann, 
XatiantüÖkoBomitehe  Grundlage  der  tanonieti- 
»cken  WirUchaJU-  und  Rechulehre,  Jahrb.  /. 
XaL  u.  Stau,  Bd.  I,  S.  iSff.,  (ISBS).  —  Der- 
gelbe,  Studien  in  der  romaniech-tanonietiefhen 
Wirtickafle-  und  ReehlMehre  bis  gegen  Ende  det 
17.  JakrhunderU,  Bd.  I,  Berlin  1874,  Ä«*-  '^i 
ebd.  1888.  —  Ü.  Weumann,  Geiehiehle  det 
Wuchert    iu  Deutichland    bit   I6S4,    Balle  1808. 

—  Enquete  lur  la  legialatton  relatiee  au  tatLc 
dr  finteret,  F^rit  ISOS.  —  Atttfc,  Zini  und 
Wucher,  Ti&ingen  1868.  —  Dertelbe,  Ge- 
irhichle  den  kirchlirken  Zinirerboi«,  TSbingett 
IS76.  —  OerarUte,  Zur  Oeiehiehte  des  Wacher- 
ttreits,  Tilbingen  19i)l.  —  Jaqtiea,  Die  Wiuhrr- 
getelzgebung  und  dai  Ciril-  und  Srafrerhl, 
Wien  IS67.  ~  Graf  Chorttulcy,  Der  Wucher 
in   Oeelerreich,    Wien    1877.   —  Platter,    Ittr 

Wucher  in  der  Bukowina,  Jena  1877.  —  i.  F. 
Stein,  Der  Wucher  und  leia  Recht,   Wien  IHSO. 

—  SchmoUcr,  Die  ilffenflichen  LeihhSuier  im 
Mitlelnlter,  Jahrb.  f.  Gel.  u.  Tenr.  IP,  (1880,, 
S.  87 ff.  —  Efteb«r0,  Veber  den  geffenteärtigrn 
Stand  der  Wucher/rage,  ebd.  S.  SS  ff.  ~  Ber~ 
aelbe.  Die  Wuchei^age  in  Theorie  und  Pnuit 
leit  1880,  ebd.  Vlll,  (1884),  S.  SiS$:  —  v. 
lAllenthal,  Die  Wuehergeieügebung  in  Deatieh- 
tand,  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  -V.  F.  I,  (IS81IJ, 
S.  140ff.  —  Veraelbe,  Der  Wucher  auf  dem 
Lande,  Zciteehr.  /.  d.  gel.  Slrafrechlnrlüenich. 
Vlll,  (ISSS).  —  Faaabender,  IHe  Heilung  da 
Bauermtanäei  aui  den  Winden  da  Wutiten, 
Milneter  1886.  Der  Wueher  auf  dem  Lande. 
Berichte  und  Gntaeklen,  Sehr,  dei  Vertim  fir 
Sotialpiditit  XXXV,  Leipzig  1887.  Verhand- 
lungen der  ijeneralveriammlung  de*  Vereiai  fir 
Sozialpolitik  V.  tS.  u.  29.  IX.  1888.  Schrtfien 
XXXl'IIJ.  Leipitg  1S89.  —  R.  Blodlg,  Der 
Wucher  und  icine  Geiettgefmng,  Wien  189!.  — 
L,  Coro,  Der  Wucher.  Eine  loiialpoliliiche 
Studie,  Leipzig  ISSS.  —  Henle,  Die  Wurher. 
geietie  r.  14.  V.  1880  und  19.  17.  I89S,  MOtf 
chen  1898.  ■—  f.  BeUnti,  Art  Wucher  ta 
EUleri  WSrterbueh  der  Voüttvirtechaft,  Bd.  II, 
S.  916,  Jena  1898.  (S.  aueh  die  Arlt.  Zint 
weiter  unten  S.  941  und  Zinifuit  im  Mittel- 
aller  S.  9ßU).  Iiexfa. 
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Tonng,  Arthur, 

ward  am  7.  JX.  1741  za  London  geboreo, 
wnrde  nrspTilnglicb  Kaufmann,  wendete  sich  j«^ 
doch  nach  dem  Tode  seinea  Vaters  (1739)  land- 
wirtachaftlichen  Studien  zu,  übernahm  17S-t  die 
seiner  Mutter  gehörende  Pachtung  in  Bradfield, 
gab  dieselbe  aber  sowie  eine  in  der  Grafachaft 
Esaex  später  Übernommene  Pachtung  nach  mehr- 
fachen misslungenen  Versachen  wieder  anf,  nni 
fOr  seine  neuen  landwirtschaftlichen  Pläne  einen 
passenderen  Boden  anfznsuchen.  Er  dnrchreiste 
zn  diesem  Zwecke  England  und  beschrieb  die 
Eindrücke  seiner  Beise.  Durch  den  Erfolg  seiner 
Bchrifts  teile  riachen  Arbeiten  ermutigt,  gab  nun 
Young  die  Absicht  einer  selbständigen  Land- 
wirtschaft auf,  verwaltete  einige  Zeit  die  Güter 
des  Lord  Kingsborongh,  war  17 TS  Bericht- 
erstatter der  „Momiu^  Post",  machte  dann 
grossere  landwirtschaftliche  Beisen  duri^  Irland, 
Frankreich,  Spanien  und  Italien  und  wurde  179a 
Sekretär  des  Bureans  für  Ackerbau  XBoard  of 
agricultnre).  Er  starb  am  39.  April  lb20  zu 
Ixindon,  nachdem  er  bei  vorgerücktem  Alter 
noch  das  Unglück  gehabt  hatte,  zu  erblinden. 
Arthnr  Yonng  hat  als  landwirt- 
Bcbaftlicher  Schriftsteller  Berühmtheit 
erlangt  (Mill  nannte  Young  the  apostle  of  „la 
granae  cnlture")  und  ^ilt  —  insbesondere  in 
seinen  zahlreichen  Reisebeschreibnugen 
—  mit  Hecht  als  Beobachter  von  seltenem 
Scharfsinn.  Er  war  ein  Gegner  des  phjaio~ 
kratischen  Systems,  jedoch  auch  kein  absoluter 
Anhänger  der  freihtlndleri sehen  Industrietheorie, 
sondern  oft  ein  warmer  Verteidiger  von  Accisen 
nnd  Schutzzöllen.  Er  verteidigt  z.  B.  mit  Nach- 
druck die  freie  Ausfuhr  des  Getreides  und 
hUt  sie  fUr  den  Landban  unentbehrlich,  be- 
hauptet dagegen  (Poliiical  arith.  I,  S.  262ff.l, 
daas  die  freie  Einfuhr  dem  Interesse  des 
Ackerbaues  entgegengesetzt  sei.  Dieses  Inte- 
resse erfordere  (Norrmanu  s.  u.  S.  119),  dass  der 
Preis  des  Getreides  nnr  allein  durch  das  jäbr- 
liche  Produkt  oder  die  jedesmal  geerutete 
Qualität  bestimmt  werde.  Der  Preis  müsse  da- 
her bei  schlechten  Ernten  sehr  hoch  sein,  da- 
mit der  Landmann  sich  bei  diesem  von  dem 
Verlust  der  niedrigen  Preise  gut£r  Jahre  er- 


holen kilnne.  Der  hohe  Preis,  der  ihn  ent- 
schädigen müsse,  werde  aber  bei  einer  f^ien 
Einfuhr  durch  die  Menge  des  fremden  Getreides 
zn  sehr  herabgesetzt  Young  verlangt  daher, 
dasB  die  Einfuhr  des  letzteren  verboten  werde. 

In  seiner  Preistheorie  vertritt  Yonng 
die  Ansicht,  dass  billige  Lehensmittel  den  Ar- 
beitspreis erhöhen,  weil  erstere  dem  Arbeiter 
ermöglichen,  die  Arbeit  zurilckza halten,  dass 
daher  in  einem  fruchtbaren  Lande  Gewerbe  und 
Industrie  nicht  günstig  prosperieren  kUnuten. 
Er  verlangt  daher  obrigkeitliche  Lebensmittel- 
verteuerung nnd  Lohnherabsetzang,  nm  Eng- 
lands Handel  nnd  Gewerbe  zu  befördern  (v. 
Schulze-Gavemitz,  a.  n.,  S.  3,  lüflf.i  Gleich- 
zeitig erblickt  jedoch  Young  in  einer  Steigerung 
der  gewohnbeitsmässigeu  Bedürfnisse  der  Ar- 
beiter (des  „Standard  of  Life")  einen  Ansporn 
zu  vermehrter  Arbeit 

In  Bezug  auf  das  Steuerwesen  befür- 
wortet Ynung  vor  allem  eine  gerechte  nnd  er- 
giebige Grund  wertstener,  verwirft  dieselbe  aber 
als  einzige  Territorialauflage,  im  Gegensatz 
zu  dem  mit  ihm  polemisierenden  Phjsiokraten 
Schlettwein  (s.  n.J.  Er  empüehlt  eine  Boni- 
tiening  nach  dem  Pachtpreise  inamentlich 
in  England)  als  ein  der  wahren  Ermittelung  des 
Reinertrages  sehr  nahe  kommendes  Verfahren 
(Polilical  arithmetic  1,  Ch.  2).  Yonng  betont 
hierbei  oft  die  Wichtigkeit  der  richtigen 
Fixierung  des  Pachtzinses  nnd  bemerkt, 
dass  EU  niedrige  Pachtschilliuge  ebenso  gemein- 
schädlich  sind  wie  zu  hohe.  In  demselben  Sinne 
.spricht  sich  Y'oung  auch  gegen  zu  hohe 
Lohne  aus,  weil  diese  und  zu  niedrige  Pacht- 
zinsen die  moralischen  Eigenschaften  der  Ar- 
beiter nnd  Pächter  niederdrücken  nnd  dieselben 
vom  rationellen  Wirtschaften  ablenken.  Anderer- 
seils ist  Yuung  in  seiner  Arbeitslohn- 
theorie —  insbesondere  bei  seinen  Vergleichen 
der  englischen  und  fr&nzOsischen  Manufakturen 
—  (Brentano,  s.  n.,  S.  63 1  der  Ansicht,  „dass 
nicht  der  blosse  wohlfeile  Preis  der  Ar- 
beit die  Manufaktaren  begünstigt,  indem  diese 
da  am  meisten  blühen,  wo  der  eigentliche 
Handlohn  am  teuersten  ist;  vielleicht  sind  sie 
eben  deshalb  blühend,  weil  die  Arbeit  an  sieh 
in  der  That  da  wohlfeiler  ist,   wo  sie  dem 
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Lohu  nach  am  teuersten  ist.  Die  OUte  der 
Arbeit,  die  Geschicklichkeit  und  Geschwiudig- 
Iceit  kommt  dabei  gar  sehr  in  Betrachtung,  und 
diese  muas,  im  ganzen  betrachtet,  viel  von  den 
gnten  ümstfindeu  des  Arbeiters  abhän^n.  Ist 
er  gnt  genährt  nnd  gekleidet  nnd  wird  seine 
Leibesbest-baffenheit  lebhaft  und  thätig  erhalten, 
80  wird  er  seine  Arbeit  ohne  Vergleich  besser 
verrichten  als  ein  Mann,  der  sich  aus  Armnt 
mit  einer  kümmerlichen  Nahrung  behelfen  mi 

Auch  anfdem  Gebiete  der  Bev{ilkerun„ 
theorie  war  Young  in  seinen  Ausführungen 
beachtenswert  und  wird  von  Malthus  selbst  als 
einer  seiner  Vorläufer  —  8,  d.  Art.  Bevölke- 
rnngslehre  und  Bevälkernugspoiitik 
oben  Bd.  II  S.  729  —  bezeichnet. 

Die  Hauptschriften  Youngs,  landwirt- 
schaftlich-volkswirtschaftlichen  und  politischen 
Inhaltes,  sind  -  obrünologiich  autgeführt  — 
folgende;  The  tarmer's  letters  te  the  people  of 
England,  London  1767,  2  vols.  2.  Aufl.  3  B " 
1709  3.  Aufl.  4  Bde.  1771.  —  Letters  to 
landlords  of  the  Qreat  Britein,  London  1T6T. 
A  six  week's  tour  throagb  the  southem  conntieii 
ot  England  and  Wales,  London  1787,  2.  Aufl. 
1768,  3.  Aufl.  1769,  4.  Aufl.  1771,'7a.  —  A  ais 
muntlis  teur  trongh  the  north  of  Engl&ud 
(enthält  auch  die  Y'oungsche  BevClkerungs- 
theurie),  4  voU.  with  manv  plates,  London  ntiS, 
2.  Anfl.  1769,  3.  Aufl.  l'77U71,  4.  Aufl  1776. 
(tieberaetzung  Paris  1774,]  —  The  expediency 
of  a  free  exportation  of  com  etc.,  London  1769. 
—  Guide  in  hiring  and  stoking  farma,  London 
1770,  2  vola.  —  The  farmer's  tour  through  the 
eastern  part  of  England.  4  vols.  London  1770. 
Spätere  Aufl.  1778.  (Deutsch,  Leipzig  1772/70, 
4  Bde.)  —  Rural  economv,  or  Essay  on  the 
practical  parts  of  husbandry,  London  1779,  2, 
ed.  1772  und  1773.  ~-  A  Course  of  Experimen- 
tai  Agricnltnre ,  London  1770.  —  Farmer's 
Calendar,  London  1770  nnd  1771,  —  Proposals 
to  the  legislatore  for  numbering  the  people, 
London  1771.  —  Observadons  snr  l'ätat  actnel 
des  teires  incultes  dans  la  Grande-Bretagne, 
Paris  17(3.  —  Political  arithmetic,  containing 
observations  on  the  present  stete  of  Great 
Britain,  and  the  priuciples  of  her  policy  in  the 
encuuragement  of  agncultnre,  London  1774. 
(Dieses  Hauptwerk  Youngs  ist  in  England 
in  vielen  Auflagen,  ferner  in  deutscher  Ueber- 
setzung,  Eünigsberg  1777,  sowie  von  F.  A. 
Elockenbring.  Gotha  17!)H,  in  französischer  (von 
Fröville),  La  Haje  1775  und  Paris  1780  er- 
schienen.) -  Political  arithmetic ,  part.  11, 
London  1797.  —  A  tour  in  Ireland  with  general 
observatious  on  the  present  stete  of  that  king- 
dorn  made  in  the  1776—  79.  2  vols ,  London 
1739,  2  ed.  1780.  (Deutsch,  Leipzig  178)  und 
im  4.  Bande  der  „Bibliothek  der  neuesten  Reise- 
beschreibungen",  französisch  von  Ch.  Milien, 
Paria  1779.)  —  The  qnestion  of  woal  establis- 
hed,  London  1787.  (In  dieser  Schrift  empfiehlt 
Young  als  Erster  die  Einführung  der  Merino 
(monians)  in  sein  Vaterland.)  —  Travels  dnring 
the  years  1787—89,  nndertaken  more  partica- 
larly  with  a  view  ot  ascertaining  the  cultivation, 
wealth,  resources,  and  national  prosperity  of 
France.  2  vols  with  a  map,  London  171^2,  2. 
ed.  1794.  4°.  (Deutsche  Uebersetznng  von  E.A. 
W.  ^^immcrmann  u.  Sot^cmann  mit  An- 
merkungen und   Earte,    Berlin  1793 — 1795,    3 


Bde.,  französische  ITebersetznng  v.  Caseaux 
Paris  179.%  2  ed.  1794.)  -  The  example  of 
France,  a  warning  to  Britain.  Bnry  St  Edmonds 
1793,  4.  ed,  London  18(W  [Deutsch,  Hannover 
17!*4.}  -  The  Coustitntion  Safe  withont  Iteform, 
London  1795.  —  An  Idea  of  the  present  State 
of  Frauce,  and  on  the  Cousequenees  of  the 
Evente  passing  in  that  Eiugdom,  London  1795, 
2.  ed.  1800.  —  Travels  through  France,  Spain 
and  iMlv.  London  1795,  2,  ed.  2  vols.  IHOO. 
(Französisch  von  F.  Soules,  Paris  1796.)  — 
National  Danger,  and  the  Means  of  Savety; 
conteining  a  Plan  for  a  General  Arming  of  Men 
of  Property,  London  1798,  2.  ed.  1800,  —  The 
qnestion  of  acarcity  platnl;  steted  and  remedies 
considered,  London  1800.  (Mit  Schlnssbemerknng 
der  Verlagahandlung  über  Young  und  seine 
Schriften.)  —  An  Inquiry  inte  the  State  ot  the 
Public  Mind  amongst  the  Lower  Classes.  London 
1800.  —  ßecherches  sur  l'utilite  d'appliqner  les 
terres  en  triebe  an  soutien  des  panvres.  Pari« 
IfcOl.  —  Essay   on   the  manures,    London  16W. 

—  On  the  hiisbandry  ot  the  three  celebroted 
farmera,  London  1811.  —  Inquirj  into  the  pro- 
gressive value  of  money  in  England  as  marked 
by  the  price  ot  agricuttural  product,  London 
1Ö12.  —  An  inquiry  inte  the  rise  of  prices  in 
Europe,  during  the  twenty-five  years  compared 
with  that  which  has  taken  place  in  England, 
London  1815. 

An  Zeitschriften  gab  Young  heraus: 
,The  universal  Museum",  London  1759  (von 
demnelben  erschienen  nur  6  Nummeml.  ^ 
„Annals  ot  Agricuhnre  and  other  asefal  ortä", 
Undon  1784-1804.  46  vols.  vol.  46,  Nr.  1— a. 
(Hiervon  erschienen  3  Bände,  ins  Deutsche  über- 
setzt, Leipzig  1790-1802.) 

Vgl.überA,Y'oung:Betham-Edwards, 
The  Antobiographie  of  Arthnr  Young,  with 
selections  from  his  correspondence,  I/onden  1897. 

—  Sketch  of  the  lite  of  Arthur  Yonng 
secretary  te  the  Board  of  Agriealtnte.  With  a 
portr.,  Ixindon  1795.  —  jT  A.  Paris,  Bio- 
graphical  Memoir  of  Arthnr  Yonng  im  18.  StUcke 
des  „Qiiarterly  Journal  of  Science,  Literatur« 
and  che  ans",  London,  Juli  1820.  —  ,Arthnr 
Young"  in  den  „Zeitgenossen",  Sechster  Band, 
Leipzig  1821.  —  Kirwan,  Irisb  Transaclions. 

—  Lavergne  (s,  d ),  Introduction  d.  la  tete 
dn  Voyage  in  France,  Paris  1856.  —  Joh. 
August  ächlettwein,  Vollständige  Antwort 
anf  den  Haupteinwnrf  des  Herrn  Arthnr  Yonng 
in  England  wider  die  einzige  TerriWrial aufläge, 
in  dessen  „Archiv  für  den  Menschen  und  Bürger", 
Bd.  I,  Leipzig  1780,  S.  H63-  366.  -  Derselbe. 
Briefe  an  Herrn  Arthur  Young  in  England  über 
die  wichtigsten  GegenstHnde  der  politischen 
Arithmetik,  I.— IV.  Brief  in  dessen  ..Archiv  für 
den  Menschen  n.  Bürger",  Bd.  11,  Leipzig  1780. 
S.  516-561;  V.-VIIL  Briet  im  ,.Arcluv-.  Bd. 
U[,  Leipzig  1781,  S.  166-190.  -  Derselbe, 
Arthur  Youngs  Darstellung  des  Vorzugs  grosser 
Landgüter  vor  den  kleinen,  im  „Archiv",  8.  Bd.. 
Leipzig  1784,  S,  182-220.  —  8.  Fr.  Steven- 
son, Arthur  Young,  „Westminster  Review", 
.lanuary  1893.  ~  Ingram,  Artikel  „Artbnr 
Yonng"  in  der  „Encyclopaedia  Britannica".  — 
Palgrave,  DictionaVy  of  Political  Economv, 
Vol.  III,  London  1899,  p.  687  ff.  -  G.  P.  H. 
Norrmann,  Die  Freiheit  des  Getreidehaodeb, 
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Hamburg  1802,  S.  119.  —  Eoscher.  System, 
I— IV.  —  Derselbe,  Zur  Geschichte  der 
englischen  Yolkswirtachaftelehre,  Leipzig  18ül, 
S.  15.  —  Lujo  Brentano,  Arbeitslohn  nnd 
Arbeitszeit,  Leipzig  1893,  S. HS,  —  v.  Sehnlie- 
tiäTernitz.  Der  Grossbetrieb.  Leipzig  1892, 
S.  3,  10,  21.  22.  -  L.  L,  Price,  Foliiica! 
£conomj  in  England,   London  1891,  S.  48,  62. 


—  Baudrillart,  Pnbliciat^s  modernes,  2  id., 
Paris  1873.  —  Annual  biojfraphj',  London  1821. 

—  John  Gorton,  General  Biographical  Dic- 
tionarj,  Vol.  III,  London  183Ö.  -  Adolf 
Held,  Zwei  Bücher  zur  sozialen  Geschichte 
Englands,  Leipzig  1881,  S.  7,  824,  570,  579. 
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lebe.  Soch  B  o  e  c  h  e  r  (932]  besteht  sein 
HauptTerdienat  um  die  Nation  alökonomik  darin, 
dasB  er  die  Tolkswirtacbaftlicneii  Fraf^D  regel- 
mässig als  Seiten  des  Volkslebens  oder  wenig- 
stens des  Staatslebens  anffasst.  Er  sdireibtder 
Staatswirt^cbaft  eiue  denioliratische  TeadenE  sn, 
'"*"    "   der  Mobil iaieninff  des  Gmndeigentums, 


Zacliari&  Ton  Iiingenthal,  Karl 
Sfllomo, 

■ward  geboren  am  14.  IX,  1769  m  Meifwen,  be- 
Euchte  die  dortige  FUrstenschale  und  bezog  1787 
die  Universität   Leipzig,  begab  sich  1792  auf 

die  Universität  Heidelberg:,  promoTierte  1795  in  „  .. 

Wittenberg  für  philosophische  nnd  rechtswissen-  j  den  Schutzzöllen,  der  gleichen  Abgab enpfiicht 
schatlliche  Vorlesongen,  wurde  1797  mm  ausser- 1  n.  s.  w.  sich  zei^e.  Er  tritt  ein  (Nachlass.  37) 
ordentlichen  und  1HÜ2  zum  ordentlichen  Pro-  für  die  konstitubonelle  Staatsherrechaft  und  ist 
fessor  des  Lehnrechts  dortselbat  ercannt.  1807  '  in  seinen  rechtsgelehrten  Ansführnngen  stets 
folgte  Zaohariä  dem  Eute  als  ordentlicher  Pro-  auf  der  Seite  der  Regierang  nnd  der  Aristo- 
fessor  nach  Heidelberg.  Hier  verblieb  er  bis  I  kratie.  Am  eingebcndsten  wird  Zachariä  von 
zu  seinem  am  27.  lU.  1843  erfolgten  Tode,  so-  Bluutschli  und  B.  v.  Mohl  charakterisiert 
wohl  einen  Ruf  (IKIB)  nach  Gottingen  wie  einen  Ersterer  nennt  seine  Betrachtungsweise  eine 
solchen  (18291  nach  Leipzig  abtehneud.  In  der '  „nUcbt«m  verstandige,  Tielseitig  anfmerksame. 
Oeffentlichkeit  wirkte  er  ferner  als  Abgeord-  kalt  erwägende,  bald  diesen,  bald  jenen  Stand- 
neter  der  ersten  nnd  1826  der  zweiten  badi-  pnnkt  w&hlende'  (Gesch.  596)  und  bemerkt, 
scheu  Kammer.  Kurz  vor  seinem  Lebensende  nachdem  er  an  Reichtum  des  Wissens  ihn  (Hier 
(1642)  wnrde  er  mit  dem  Beiuamen  ,.v.  Lingen-  Machiavelli  und  Montesquieu  (mit  deren  Schriften 
thal''  iu  den  hadtschen  Adelsi^tand  erhoben,  Zacharifl  die  seinigen  seiher  verglich)  gestellt, 
nachdem  ihm  schon  1818  der  Titel  „Geh.  Hof-  ..dass  in  der  RUsIkammer  Zacharilis  jede  Partei 
rat"  verliehen  worden  war.  fUr  jede  Meinung  gut  gearbeitete  Waffen  holen 

Zachariä  steht  in  volkswirtschaftlicher  Be-  küune".  v.  Mohl  konstatiert  einerseits  das  oft 
ziehnng  der  Hauptsache  nach  auf  dem  Boden  systemlose,  sophistische,  bizzare  in  Zachariäs 
der  Adam  Smitbschen  Lehre,  im  Ubrit^n  ist  Schriften,  andererseits  aber  die  bewundernswerte 
es  schwer,  seine  Ansichten  einer  bestimmten  Klarheit,  grosse  Gelehrsamkeit,  feinste  Geschick- 
Staats  wissensehaft  liehen  Richtung  einznordnen.  lichkeit,kraft der AnBfKhrunga.s.w.  EraclüieKst 
Es  ist  ihm  h&ufig  nachzuweisen,  dass  er  mit  seine  Charakteristik  mit  den  Worten;  ,£r 
seinen  eigenen  Ansichten  sich  in  Widerspruch  hat  Wenige  seines  bleichen ;  es  ist  aber  schwer 
stellt,  wenigstens,  dass  er  in  den  Detftil-Ans-  ku  sagen,  ob  man  dies  mit  Bedauern  oder  mit 
fühningen  oft  den  zuerst  nnfgestcllien  Grund-  Zufriedenheit  sagen  soll.  Ihm  war  es  genng, 
satz  derartig  umschreibt,  dass  dieser  sich  bei-  ein  an  ss  erordentlich  er  Mann  zn  sein  nnd  dafür 
nahe  in  sein  Gegenteil  verwandelt  (z.  B.  in  gehalten  /u  werden;  es  ist  wohl  das  Beste, 
seiner  Definition  des  Staatsdienstes,  Vierzig  wenn  auch  andere  einfach  bei  dieser  Meinung 
Bücher  31  ~3ä).    Er  leitet  den  Staat  aus  einer  stehen  bleiben." 

Rechtspflicht,  aus  dem  Eechtsgesetze  ab,  trotz-  Von    den    staatswissenschaf tlichen 

dem  sucht  er  auch  die  Freiheit  des  Individuums  Schriften  Zachariäs  ist  als  sein  Hauptwerk  zu 
aufrecht  zu  erhalten.  Er  beweist  grosse  Fnrcht  bezeichnen:  ^Vierzig  Bdcher  vom  Staate.'^ 
vor  Uebervtakerung,  trotzdem  hält  er  die  Ueber- ,  Stuttgart  18iiÜ— 32.  -  Zweite  umgearbeitete 
vOlkerungstendenz  für  das  stärkste  Mittel,  die  Auflag,  Heidelberg  18Ü9.  Diese  zweite  Ana- 
Menschheit  zu  Kulturfortschritten  anzutreiben  gäbe  ist  nngleich  wertvoller  als  die  erste,  weil 
(Röscher,  Gesch.  931).  Dieses  Si^hwankende  iu  i  die  erste  Bearbeitung  in  einer  Reihe  weit  aus- 
seinen  sonst  nnbestritten  scharfsinnigen,  geist-  einander  liegender  Jahre  nnd  in  einzelnen 
reichen  Ausführungen  erkennt  Zachariii  gewisser-  Teilen,  oft  nach  längeren  Unterbrechungen  er- 
massen  selbst  an,  indem  er  in  seiner  Autfsbio-  schienen  ist  und  daner  in  ihrem  Inhalte  viel- 
graphie  (Nachläse  8.  3ö)  sagt,  dass  es  ihm  oft .  fach  die  Sparen  der  Eindrücke  nnd  Verände- 
vork&me,   als   ob   eine   doppelte   Seele  in   ihm  I  mngen  zeigt,  welche  die  fortschreitenden  Er- 
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eigniBse  in  den  Ansichten  eiDes  denkenden 
ManneB  notwendig  hervorbringen  mussten.  — 
Das  VTtik  ist  in  folgende  7  Hauptabschnitte 

eingeteilt:  (Bach  1  6]  Vorschale  der  Staats- 
wissenschaft,  (7—13)  Allgemeine  politische  Na- 
tnriehre,  (15—191  VerfassiingBlehre ,  [20—26) 
Eegiernngslehre,  (27— 3U)  Völkerrecht,  (31— 3ö) 
Erziehnng,  Staatsdienst,  (36—40)  Wirtschatts- 
lebre.  Das  Werk  ist  ein  geistiges  Testament 
des  VerEassers,  es  nrnfasst  die  Ansic!it«n,  Ein- 
drücke und  Foracliaiigsresultate  seines  gasten 
Lebens  und  wurde  erst  kurz  vor  seinem  Tode 
TOD  ihm  abgeschlossen.  Schon  durch  die  nn- 
eudliche  Fülle  des  Stuffes.  durch  die  kaum  „be- 
wältig bare"  (Mohl,  I,  133)  Menge  von  Ideeen 
nnd  Kichtun^n  des  Staatalebeas,  die  das  Werk 
behandelt,  wird  es  in  einem  der  bedeut«ndsteu 
staatswisseuBohftttliclien  Bücher.      „Dies  Werk 

—  sagtR.  y.  Mohl  (11,  528)  — ist  einschwieri^es 
Rätsel,  wie  Zachariü  selbst,  und  eine  grossartige 
ficbüpfung,  welche  bis  zum  Vehermasse  von  Ge- 
danken und  Kenntnissen  strotzt;  für  den  An- 
fänger vielfach  dunkel ;  für  den  ausgebildeten 
Staatsgelehrten  eine  Quelle  reicher  weiterer  Be- 
tehmng;  für  den  Meister  des  Faches  eine  eben- 
bQrtige  Macht." 

Die  übrigen  staatswissenschaft- 
licben  nud  rechts-  Staats  wissenschaftlichen 
Schriften  Zaehariäs  sind,  chronologisch  anfge- 
führt,  folgende:  Etwas  Tom  Staats  vertrage, 
Meissien  littö,  —  Grundlinien  einer  wissen- 
Ecbafüichen  jaristiHchen  Encyklopädie,  Leipzig 
17SÖ.  —  Handbuch  des  Knrsacbsischen  Lehn- 
rechtes, Leipzig  1796.  2.  AuÄ.  bearbeitet  von 
Weisse  und  Langean,  Leipzig  1823.  —  Die 
Einheit  des  Staates  und  der  Kiri^he  mit  Rück- 
sicht auf  die  deutsche  Reiclisverfassung,  Leipzig 
1797.  (Das  Buch  enthält  eine  Darstellung  der 
verschiedenen  möglichen  Systeme  über  das  Ver- 
hältnis zwischen  Staat  und  Kirche.)  —  Ueber 
die  evaugeliscbe  Brüdergemeinde,  Leipzig  171)8. 

—  Historiae  fcudorum  nobilium,  quae  sunt  in 
dominio  Principis  Electoris  Saioniae,  adum- 
bratio,  Wittenberg  17SI8.  —  lieber  die  voll- 
kommenste Staatsverfassnng,  Leipzig  1800.  — 
Origines  Oeconomiae  civilis  in  territoriia  Ira- 
perii  Germanici  receptae,  Wittenberg  1800.  — 
Geist  der  deutschen  Territorial  Verfassung,  Leipzig 
IPOO.  (Gegenschrift :  v.  Ejiplen,  Ueber  das  Prin-  ■ 
cip  der  deutschen  Territoriiüverfassung,  Frank- 
furt a.  M.  1Ö03).  —  Janas.  Leipzig  181)2.  — 
TJeber  die  Erziehnng  des  Mensch  engeschlecbts 
dnrch  den  Staat,  Leipzig  1802.  —  De  conjunc- 
tione,  qnae  inter  institutum  feudale  et  hierar- 
chiam  ecclesiae  catholicae  mediu  aevo  inter- 
cessit,  Wittenberg  18U2.  —  Anfangsgründe  des 

Jibilosophischen  Privatrechts.  Nebst  einer  Ein- 
eitnng  in  die  philosophische  Rechtswissenschaft 
überhaupt,  Leipzig  1804.  —  Juristische  Litte- 
ratur,  als  8.  Heft  znm  IlL  Teil  von  Wilh. 
Traug.  Krugs  „Versuch  einer  systematischen 
Encjklopädie  der  Wissenschaften",  Leipzig  und 
Zuilichaa  1804— la.  -  Gegen  das  ansscblies- 
sende  Sitz-  un<l  Stimmrecht  des  alten  Adels  auf 
den  karsächsischen  Landesversammlun^en,  Leip- 
zig 1805.  —  Versuch  einer  allgemeinen  Her- 
meneutik des  Rechts,  Meissen  1805.  —  Die 
Wissenschaft   der  Gesetzgebung,    Leipzig  1806. 

—  Das  Staatsrecht  der  rheinischen  Bundes- 
staaten nnd  da»  rheinische  Bundesrecbt.  Heidel- 
berg 1810.  —  Entwurf  zu  dem  Gruudvertrage 


des  dnrch  den  Pariser  Frieden  vom  30.  Mai  1814 

verheissenen  Deutschen  Staatenbundes,  Heidel- 
berg 1814.  —  Der  Schrift  von  K.  Westfalen: 
„üeber  die  Verpflichtung  zur  Aufrechthaltung 
der  Handlungen  des  Eünigreicbs  Westfalen"  ist 
S.  29-Gü  eine  Abhandlung  von  Zachariä  an- 
gehängt: Von  der  Rechts  Des  tAndigkeit  der  Re- 
gierungahandlungen  des  Eroberers  in  Beziehung 
auf  das  rechtmässige  Staatsoberhaupt,  welches 
durch  die  Gewalt  der  Waffen  wieder  zur  Aus- 
übung seiner  Herrscherrechte  gelangt  ist,  Heidel- 
berg 1816.  —  Denkschrift  über  die  Entsehädi- 
gnngsaneprUche  des  Freiherm  v.  M  a  1  ch u s 
[s.  d.)  wegen  des  an  ihn  von  der  Westfälischen 
Regierung  verkauften  und  von  der  Kgl.  Gross- 
britannisch  -  Hannii verschen  Regierung  wieder 
eingezogenen  Gutes  Marienrode,  Heidelberg  1819. 
—  Staalswissenschaft liehe  Betrachtungen  über 
Ciceroa  wiedergefundenes  Werk  vom  Staate, 
Heidelberg  18"ii:i.  -—  Ueber  die  Ordnung  der 
Regie ningsnach folge  in  das  Herzo^tam  Sachsen- 
Gotha  nach  dem  Aussterben  der  jetzt  regieren- 
den H.  Sachs.  Linie  Sachsen- Gotha,  Heidelberg 
1823.  —  Ueber  die  Statistik  der  Strafgerechtig- 
keitsgeselze,  Heidelberg  182S.  —  Ueber  die  An- 
sprüche Bayerns  an  Baden  wegen  der  Graf- 
schaft Spouheim,  HeidelbeiV  1828.  -^  VoUgrafis 
Systeme  der  praktischen  Politik  im  Abendlande, 
Rezension,  Heidelberg  1831.  —  DieAuEhebnng,  Ab- 
lüsungundUmwandlungderZehnteunnchRechts- 
grundsätzen  betrachtet,  Heidelberg  1831,  ^  Der 
Kampf  des  Grnndeigentums  gegen  die  Grund- 
herrlichkeit,  Heidelberg  1832.  —  Ueber  Euro- 
pas Zukunft,  Heidellierg  18:^2.  —  Lucius  Cor- 
nelius Snlla,  genannt  der  Glückliche,  als  Ordner 
des  rjimischen  Freietaates,  2  Abtign.  in  1.  Bd., 
Heidelberg  1834.  —  Abhandlungen  ans  dem  Ge- 
biete der  Staatswirtschaftslebre,  Heidelberg  1835, 
(Besonders  interessant  ist  die  sechste  Abhand- 
lung :  „Wirtschaftspolitik  oder  das  Büchlein 
vom  Reichwerden",  S.  162—171,  eine  Musier- 
sammlang  von  praktischen  ^uten  RatsctüiLgen, 
welche  mit  dem  Satze  schliesst:  „Wer  nichts 
bat,  ist  in  mehr  als  einer  Hinsicht  ein  glück- 
licher Mensch.")  —  RechtsKUtachien  über  die 
zwischen  den  fürstlichen  Häusern  Lippe  und 
Schaumburg- Lippe  obwaltenden  Streitigkeiten, 
Heidelberg  IWliö,  —  Die  Souverainetä tarechte 
der  Krone  Württembergs  in  ihrem  Verhält- 
nisse zu  den  standesherrlichen  Eigentums- 
rechten des  fürstlichen  Gesamthanses  Uoben- 
lobe,  Heidelberg  18:-tfi.  1  Gegenschriften :  Hut- 
nagel, „Vorläufige  Replik-,  Stuttgart  1836; 
Wist,  Die  Laniieagesetzgebung  von  Württem- 
berg, Ulm  1836 ;  Reischer,  Die  grundherr- 
lichen Rechte  des  wiirtterabergischeu  Adels.) 
Die  Schrift  behandelt  die  Entschädigung  der 
Gutsherren  für  die  aufgehobenen  lei beigen schaft- 
lichen  Leistungen,  die  Beden  nnd  l<ronen.  — 
Biographischer  und  juristischer  Nachlass,  Stutt- 
gart 1843.  —  Ueber  das  Recht  des  Staates, 
Handlungen,  die  bloss  unsittlich  sind,  zu  be- 
strafen (Abhandlung  XI  in  dem  vom  Sohne 
(s,  n.)  herausgegebenen  „Nachlass",  Stuttgart 
und  Tübingen  1843)   — 

In  Zeitschriften  verüSenUichte  K.  S. 
Zachariä  folgende  Staats  wissenschaft- 
liche Abbandlungen  a)  In  Wei3se3„MuBeum 
für  die  Bilchsiache  Geschichte",  1795,  Bd.  II, 
S.  15—68  Leber  das  auaachli essende  Sitz-  und 
Stimmrecht  des  alten  Adels;  S.  195—223:  His- 
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t«riaclie  Bemerkungen  über  die  Steuerfreiheit 
der  Rittergüter;  ifae,  Bd.  IH,  S.  1:  Ueber  rien 
UrapmngdeaKDrsächaisclieDSteaerkoDegii,  1802, 
N.  F.  Bd.  ni,  Heft  1,  Nr.  6;  Ueber  die  Ver- 
leihung des  Erbniarschallamtes  der  Euriachsen. 
—  h)  In  den  „Sächsischen  Pro vinzia! blättern", 
1801,  Bd.  II,  S.  89—109:  Ueber  Kursaehsens 
auswärtige  politische  Verhftltniaae.  ^  c)  In 
Weltmanns  „Zeitschrift- 1802,  Bd.  n,  8.246 
bis  262:  Ueber  die  neueste  französische  Eiichen- 
TeriasRun^;  S,  404—414:  Ueber  die  durch  die 
Eonstitntion  der  italienischen  Bepnblik  ange- 
ordneten Wahlkolletrien;  1804,  Bd.  I,  S.  34—66: 
Geist  der  neuesten  Deutschen  Reich s Verfassung ; 
S.  248—251 :  Zur  politischen  Teleologie.  —  d) 
In  Wtnkopps  Zeitschrift  „Der  rheinische 
Bond"  1809.  Jena,  8.  60—70:  Kriminalistigche 
FfAsmente;  ein  Beitrag  zn  dem  Staatsrechte 
der  Rheinischen  Bundesstaaten.  —  e)  In  Mnr- 
harda  „Allg,  politischen  Aunalen",  1823,  Bd. 
IX,  S.  201—248:  Ueber  die  erbliche  Einherr- 
schaft mit  einer  Volksvertretung.  —  t)  In  der 
von  ihm  nnd  Mittermayer  heransgegebeuen; 
„Kritischen  Zeitschrift  für  Rechts  Wissenschaft 
nnd  Gesetzgebnug  des  Auslands'',  1829,  Bd.  1, 
S.  1—43:  Vorrede;  1830,  Bd.  II,  S.  69-77: 
Humphreys  Bemerkungen  über  den  dermaligen 
Stand  der  englischen  Gesetze,  welche  das  Eigen- 
tum an  Liegenschaften  betreffen;  S.  227— 2i)3: 
Beherzignngen  bei  der  Einführung  der  Press- 
freiheit in  der  Schweiz  nnd  über  gesetzliche 
Bestimmnngen  über  die  Presse:  IHM,  Bd,  IV, 
S.  169—184:  Statistik  der  8trafrecht?pflege ;  8. 
305-377:  Ueber  Europas  Zukunft;  1833,  Bd.  V, 
8.  283—322:  Gesetze  des  britischen  Parlaments 
T.  J.  1832  für  die  Verbesserung  der  Voiksver- 
tretung  in  England  nnd  Wales,  in  Schottland 
nnd  Irland:  1834,  Bd.  VI,  S,  1-60:  Ueber  den 

fegen wärtigen  politischen  Znstand  der  Schweiz; 
.  273—328:  Armenpflege  in  England;  1836, 
Bd.  Vin.  S.  1-34:  Konstitution  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika;  1839,  Bd. 
XI,  S.  194—22«:  Britisches  Gesetz,  durch  wel- 
ches den  im  Auslände  erscheinenden  Druck- 
schriften derselbe  Schniz  gegen  Nachdruck,  wie 
den  im  Inlande  erscheinenden  .  .  .  zugesichert 
wird;  1840,  Bd.  XU.  S.  361—380:  Ueber  das 
Gesetz  des  Staates  New-York  vom  18.  April 
1838,  durch  welches  unter  gewissen  Bedin- 
gungen eiuem  jeden  Bürger  dieses  Staates  ge- 
stattet wird,  Papiergeld  in  Umlauf  zu  setzen 
oder  eine  Zettelhauk  zn  errichten.  —  g)  In 
POlitzs  (spater  auchBfllaus)  „Jahrbüchern 
der  Geschichte  und  Politik-'  1829,  Bd.  I:  Ueher. 
das  CSlibat  der  katholischen  Geistlichen:  1830, 
Bd.  II,  S.  193  ^224  u.  289-326:  Ueber  das 
Schulden  Wesen  der  Staaten  des  beutigen  Europa ; 
lftS3,  Rd.  U,  S.  1—24:  Rückblick  auf  die  Ver- 
bandlungen des  deutschen  Reichstages  von  den 
Jahren  1670,  1671.  Auch  ein  Wort  über  die 
Beschlüsse  des  deutscheu  Bundestages  vom  28. 
Juni  1832;  1834,  Bd.  11,  S.  1—31:  Von  den 
Rechten,  welche  der  Staatssrewalt  in  Beziehung 
auf  Stiftnngen  zu  gemeinnützigen  Zwecken 
Bustehen;  m-il,  Bd.  I,  S.  1-49:  Ueber  die 
deutschen  Zoll-  und  Mantvereine  der  neuesten 
Zeit;  Bd.  II,  8.  38.')  420:  Die  National  ei  nbeit 
der  Deutschen  und  die  deutschen  Universitäten ; 
1830.  8.  289—320:  Ueber  die  heutice  Stellung 
der  Hierarchie  der  rijmisch-katholi sehen  Kirche 
zum  Staate.  —  h)  In  Lipperts  „.\nnalen  des 


Kirehenrechts"  1839,  Heft  4,  S.  95—118:  Der 
Streit  zwischen  Kirche  nnd  Staat.  —  i)  In 
Weicks  „Annalen  für  Geschichte  nnrf Politik" 
1834,  Bd.  III,  8.  100-120:  Ein  neuer  Plan  zur 
Tilgung  der  Staatsschulden.  —  kl  Im  „Ham- 
burger politischen  Joumar  1835,  Bd.  I,  S.  197 
bis  252:  Ueber  den  BundestagsbeechluHS  vom 
30.  Oktober  1834,  Schiedsgerichte  betr.;  1837. 
Bd.  II,  S.  fö9— 877:  Der  englische  Adel  und 
das  englische  Volk.  —  I)  In  Rejschers  n. 
Wildas  „Zeitschrift  für  Deutsches  Recht"  1842, 
Bd,  VII,  S.  36  49:  Ueber  den  Ursprung  des 
Lehnrechts.  —  m)  In  Horstadts  „National- 
Okonom"  1834,  Bd.  I.  S.  362:  Totalauthebnng 
der  Zünfte;  Kampf  des  Grund  eigen  Inms  gegen 
die  Griindherrlichkeit.  —  n)  Zahlreiche  Auf- 
sätze und  Rezensionen  in  seiner  „Kritischen 
Zeitschrift  f.  Rechtswissenschaft",  in  den  „Heidel- 
berger Jahrbüchern  der  Litteratur''  n.  s.  w.  — 
Mit  Groaeniann  begründet«  Zacbariä  im  Jahre 
1796  (Leipzig)  das  „Journal  für  Philosophie", 
mit  Brauer  die  „Jahrbücher  der  Gesetzgebung 
und  ßechtswis-senscbaft  des  Grossh.  Badens", 
Heidelberg  1813 ;  von  beiden  Zeitschriften  erschien 
jedoch  nur  1  Stück,  resp.  1  Band.  Femer  gab 
Zachariit  allein  lieraus:  „Annalen  der  Gesetzge- 
bung und  der  Rechtswissenschaft  in  den  Lämtern 
desChurfürsten  v.  Sachsen",  Leipzig  18011  u.  1807, 
In  dem  handschriftlichen  Nachlasse 
Zacbariäs  befanden  sich  folgende  dmckfertige 
Manuskripte  Staats  Wissenschaft  liehen  In- 
halts: Anfangsgriinde  des  philosophischen  Staats- 
rechts, 1807,  in  126  gg.  —  Geist  der  französi- 
schen Staatsveriassung,  Mit  RQcknicht  auf  die 
Verfassune-en  der  rheinischen  Bunde.<istsaten, 
1809.  —  Des  Cajns  Cornelius  Tacitns  Abband- 


Vgl.  über  Karl  Salomo  Zachariä,  bs- 
besondere  in  staatswissenschaftlicber  Beziehung: 
Biographischer  undjuristisi-her 
N 11  c  h  I  a  3  s.  Herausgegeben  von  dessen  .Sohne 
Dr.  E.  E  Zachariä  v.  Lingenthal,  Stuttgart 
und  Tübingen  1843.  —  Neuer  Nekrolocr 
der  Deut.^chen,  Jahrg.  1843.  L  T.,  S.  24ä 
bis  351,  Weimar  1845.  Bluntachli,  Ge- 
schichte des  Allgemeinen  Staatsrechts  und  der 
Politik.  2.  Aufl.,  München  1867,  S.  590— (i02.  — 
Derselbe  in  seinen  D.  Staats.-W.,  Bd.  XII, 
.8.261.- R.v.Mohl,  Gesch  u.  Litt,  d.  Staatw., 
Bd.  n.  Erlangen  1856,  8.  512:  Biographie  und 
eingehende  ('harakteristik  von  Zachariä.  ^ 
Derselbe,  Bd.  I  S.  131;  Bd  UI,  S.  394.  — 
Derselbe,  Encyklopädie  der  Staats w.,  2.  Aufl., 
Tübingen  1872,  —  William  Fischer  in  der 


dienstes,  Kapitel  V:  Karl  Salomo  ZarJiariä, 
„Annalen  des  l)eDtschen  Reiclis",  München  1884, 
S.  662.  —  V.  Weech,  Badische  Biographieen 
II,  624,  Heidelberg  1875.  -  Kautz,  Theorie  n. 
Gesch.  d.  Nation aTükonomik,  Bd.  I,  Wien  1858. 
Bd.  II,  Wien  1861,  -  Röscher,  Gesch.  d.  N! 
0.,  München  1874,  S.  909,  930.  —  Derselbe, 
SvBt.  !,  III  u.  IV.  —  Wagener,  Staats-  n. 
G'esellschafts-LeKikon,  Bd.  XXII,  S.  591  — 
Buss,  Gesch.  d,  Staatsw.,  Freibnrg  im),  S. 
MDCII,  -  Schmidthenner.  Zwölf  Bücher 
vom  Staate,  Bd.  I,  2.  Aufl.,   Giessen  1839,  S. 
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153,  X54,  162,  165.  —  Brocher,  Karl  Salomo 
Ztichariä  in  der  „Revtie  bist,  de  droit  tram;. 
et  etrang.»  Tome  XIV  et  XV.  -  Orsier,  Vie 
et  travaiii  de  Zacbariae  d'aprea  ia  documents 
inedits,  Paris  18(i9.  —  Moratadt,  L'eber  Zs- 
chariäs  Paradoxon,  das«  die  ScUntzzulle  eine 
demokratische  Tendenz  haben.  (Moserü  „Na- 
tional Ökonom"  Bd.  III,  Mannheim  1836,  S.  81  ff.) 

—  Hantz,  Geschichte  der  Universität  Heidel- 
bers,  Bd.  I,  Mannheim  1864,  S.  120,  122,  180. 

—  Nekroloe;  im  Jahrbuch  der  Litteratur,  ISit. 

—  T.  Andlaw,  Mein  Tagebuch,  Bd.  I,  Frank- 
furt a.  M.  1862,  S.  69. 

Schmidt. 


Zambelli,  Andrea, 

eeb.  ITitO  zn  Lonato,  in  dem  gleiehnajnigen 
Kreise  der  italienischen  Provinz  Bresda,  gest. 
in  Paria  im  September  18ß2,  als  Präsident  des 
Instii.uis  der  Wissenschaften  in  Mailand  (seit 
181Ö),  studierte  in  Pavia  uud  Bologna,  erhielt 
1825  die  Professur  der  Geschichte  und  an  Stelle 
dieser  18^8  die  Professur  der  Staatswj.<(seD Schäf- 
ten au  der  Universität  Pavia, 

Zambelli  veröffentlichte  vou  Btaata wissen- 
schaftlichen Schriften  in  Bnchform:  Delle 
differenze  politico  fra  i  popoli  antichi  ed  i  mo- 
demi.  I.  La  guerra,  2  Bde.,  Mailand  1839.  — 
Snl  libro  del  Principe,  Florenz  18.")?. 

Die  Politik  Macchiavellis ,  weil  einen  ein- 
heitlichen Charakter  euthebrend,  ist  von  den 
venigsten  seiner  Kommentatoren  auf  ihre  rich- 
tige Urnndlage,  die  in  den  sittlichen  Fehlern 
ttnd  Mängeln  des  Menschen  zu  suchen  sind, 
zurückgeführt  worden;  in  seinen  „Discorsi"  er- 
wärmt flieh  Maccbiareili  für  die  Kräftigung  der 
Republik,  in  seinem  „Principe''  tritt  er  für  die 
Monarchie  ein.  Die  in  dem  ,.Principe''  domi- 
nierende Sabnlistik  entspricht  derjenigen  Ztveck- 
m&ssigkeitB-  und  ütiliiätatheorie ,  welche  sieh 
als  Attribut  der  absoluten  Herrachergcwalt 
souverän  über  die  Satzungen  der  Moral  hinweg- 
setzt. Die  „Discorai"  haben  ein  unverdorbenes, 
mit  republikanischen  Tugenden  ausgestattetes 
Volk,  der  „Principe"  hat  ein  sittlich  verwahr- 
lostes Geschlecht  und  Gemeinwesen  zur  Vurans- 
setzung.  Worin  zeigt  nun  Macchiavclli  sein 
wahres  Gesicht,  in  den  Diskursen  oder  in  dem 
FUnten,  und  ist  die  letztere  Schrift  nicht  viel- 
leicht nur  eine  beisseode  Satire  anf  den  frevel- 
haften Miasbraueh  der  Herrschergewalt?  Unter 
deu  Kommentatoren  Maccbiave11ir<  war  Zambelli 
der  erste,  welcher  in  „anl  libru  del  Principe"  den  { 
Versuch  maciite,  seinem  grossen  Landsmann  den  ' 
Planznimputieren-Mittelitalieu  durch  Aufhebung 
der  zahlreichen  Dnudezfllratlichlceitea  zu  ceu- 
tmlisieren  und  diesen  geeinten  Staatenkomi) lex 
unter  den  Hut  eines  tliatkräftigen  Herracliers 
zu  bringen,  der  das  Wohl  der  Unterthanen  dem 
Triumph  des  Staatagedankcns  aufopferte.  Das 
Ideal  einea  solchen  mit  rücksichtsloser  Gewalt, 
Grausamkeit  uud  Blutgier  seine  Zwecke  ver- 
folgenden Usurpators  soll  nach  Zainpelli  sich 
für  Hacchiavelh  in  Cäsar  Borgia  vcrkürpert 
haben.  £s  ist  nicht  zu  behaupten,  daas  Zam- 
bellis  scharfsinnige  Beweisführung  es  vennoclit 
hat,  die  allgemeine  Ueberzeuguug  zu  erschüttern. 


dasa  Macchiavelli  im  Grunde  seines  Herzens  ein 
Repuhlikauer  gewe.=eu  und  geblieben  und  daher 
unfähig  gewesen  sei,  der  Dnrchrührtmg  eines 
solchen  Attentats  auf  Völkerglück  und  VUlker- 
freiheit  sein  staatsmänniscbes  Genie  zu  leihen. 
Zambelli  ifisst  ea  dabei  nicht  bewenden,  er 
unternimmt  es  auch,  das  Geschlecht  der  Borgia 
in  einem  tugendhafteren  Lichte  erscheinen  zu 
lassen  als  in  den  Darstellungen  der  italienischen 
Historiker.  An  Cäsar  Borgia  war  wenig  rein 
zu  waschen,  desto  mehr  au  Lncrezia,  nnd  die 
Forschungen  neuerer  Geschichtsschreiber  u.  a. 
von  Gregorovius  haben  bewiesen,  dass  Zambelli 
der  erste  gewesen  ist,  der  es  gewagt  hat,  den 
Kot,  welchen  schmähliche  Verdächtigungen  auf 
die  Frauenehre  Lucrezia  Borgias  geworfen,  zu 
beseitigen. 

Vgl.  über  Zambelli:  v.  Mohl,  Geschichte 
und  Litteratur  der  Staatswissenschaften ,  Bd. 
Ul,  Erlangen  1858,  S.  685  8Ö.  -  Biographie 
universelle  ancienne  et  moderne,  Bd.  XLV,  Paris 
1865,  S.  35(i  — Gregorovius,  Lncrezia  Borgia, 
3^  Aufl.,  2  Bde.,  Stuttgart  1871. 
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Zeitgeschäfte 

s.  BOi-Sonrecht  und  Börsenwoson 
{BörsengescliSftf)  obeu  Bd.  II,  insbesondere 
S-  lUOOff.  und  S.  HiMti.       ' 


ZeitaageB,  Zeitnngswesen,  Zeitangs- 
anzeiges. 

1.  Einleitung.  2.  Begriff  und  Geschichte 
dea  Zeitungs Wesens.  a|  Deutschland  tmd  Oester- 
reich.  b)  England,  c)  Frankreich.  3.  Arten, 
Inhalt  und  Verbreitung  der  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften. —  Zeitungsanzeigen.  4.  Zeitungs- 
we'^eu  nnd  Post.  6.  Bedentnng  der  Zeitungen 
und  Zeitungsanzeigen. 

Einleitung.  Nach  einem  zum  ge- 
flügelten Worte  gewordenen  Ansapmch  Napo- 
leons 1.  wird  die  „Preasc"  nicht  ganz  mit  Un- 
recht als  die  sechste  (oder  jetzt  siebente)  Gross- 
niacht  Enropas  bezeichnet. 

Das  Wort  „Presse"  hat  in  diesem  Zusammen- 
hange eine  ganz  enge,  eigentümliche  Bedeutung, 
die  von  dem  nrsprUnc'lich  mit  diesem  Worte 
verbundenen  Sinne  sich  bereits  sehr  weit  ent- 
fernt hat  Ursprünglich  ein  Werkzeug,  mittelst 
dessen  man  beliebige  Gegensiiinde  stark  and 
schnell  zusammendrücken  kann,  in  welcher  Be- 
deutung das  Wort  auch  heute  noch  gebraucht 
wird  (Stempel-,  Präge-^  Gel-,  Weinpressenl,  hat 
die  „Presse"  wegeii  ihres  vorwieKenden  und 
wichtigsten  Gebrauchs  in  dem  BuchJmckerei- 


li/ed:^; ,^^lOOQle 
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schleclithin  bezeichnet.     (S.  den  Art.   P: 

tewerbe  und  Preasrecht  oben  Bd.  VI 
.  231  ff.)  Auf  diesem  Wege  weitergehend  iat 
Bodann  der  Ausdrock  „PresHe"  im  engeren  und 
luiälSiiSgeii  Sinne  die  Bezeicbnang  für  dasjenige 
ErzeagniB  der  But^lidTuckerkunat  geworden, 
welches  beatznUge  als  das  wichtigste  nnd  eio- 
flnssreichste  gilt,  nämlich  die  „Zeitung". 

Anch  dieses  Wort  wird  in  einer  ihm  nr- 
sprflnglich  fremden  Bedentang  gebraucht:  wie 
in  dem  Ansdmck  „Presse"  das  Werkzeug  die 
Bezeichnung  für  eins  seiner  vornehmsten  und 
wichtigsten  Erzengnisae  geworden,  so  hat  in 
dem  Worte  „Zeitung"  die  nrsprllngiiche  und 
anch  heute  noch  hauptsächiicbste  Aufgabe  eines 
iKEtimmten  Druckerzeugniüses,  der  Träger  und 
Verbreiter  von  „Zeitimgen",  d.  i.  von  „Zeit- 
ereignissen", „NenigkeiCeu"  zu  sein,  diesem  Er- 
zeuguisse  selbst  den  Namen  gegeben.  Hier  hat 
also  umgekehrt  das  Werkzeug,  mittelst  dessen 
„Zeitungen",  d.  i,  Begebenheiten  verbreitet 
werden,  also  das  in  bestimmter  Weise  bedrncite 
Papier,  seinen  Kamen  von  seinem  ,  Hauptin  halte", 
von  demjenigen  Zweck  erhalten,  dem  es  haupt- 
sächlich and  vor  allem  zu  dienen  bestimmt  ist, 
den  „Zeitbegebenheiteii". 

„Presse"  nnd  „Zeitnng"  unterscheiden  sieh 
aber  nicht  bloss  dnrcb  ihre  nrsjirUn gliche  Be- 
deutung; auch  heute  werden  dieüe  Ausdrücke, 
obwohl  in  ungenauer  Darstellung  vielfach 
promiscue  gebraucht,  doch  scharf  voneinander 
geschieden :  das  Wort  „Presse"  umfasst  im 
weiteren  und  eigentlichen  vSinne  die  gesamte 
Tbätigkeit  des  Buchdruckereigewerbes  und 
dessen  ErieugnisBe ;  die  Zeitung  Lit  nur  eins 
von  den  vielen  Erzengnissen  der  „Presse",  also 
ein  Teil  derselben,  d,  h.  das  Wort  „Presse"  ist 
der  jGattun^begrifl',  der  Ausdruck  „Zeitung" 
ein  Artbegtilf.  Aber  anch  daun,  wenn  man, 
wie  dies  vielfach  geschieht,  das  Wort  „Presse" 
in  einem  engeren  Sinne  gebraucht,  indem  man 
dabei  lediglich  das  Zeitungswesen  im  Auge 
hat,  hält  man  doch  daran  fest,  dass  die  „Presiie" 
ein  Üattungs-,  die  Zeitung  ein  ArtbegriiT  ist. 

So  spricht  man  von  der  offiziösen  oder  offl- 
xielleu  „PrcHse"  eines  Landes,  als  einer  be- 
stimmten Oattnng  im  Gegen.satz  in  den  ein- 
zelnen Arten  der  „offiziltsen  Zeitungen";  man 
warut  vor  der  „schlechten"  Presse,  empfiehlt 
die  „Parteipresse",  lobt  oder  tadelt  die  einzelnen 
r  Zeitungen". 

Aber  es  hat  sich  noch  ein  anderer  Unter- 
schied berausgebildet,  der  freilich  mehr  äu'iser- 
licher  Natur  ist;  unter  dem  Ausdrucke  „perio- 
dische Presse"  begreift  man  sowohl  „Zeitungen", 
wie  „Zeitschriften",  so  dass  also  auch  in  diesem 
Sinne  das  Wort  „i'resse"  eine  weitere  Bedeu- 
tung bat  als  das  Wort  „Zeitnng".  Da  aber 
einerseits  ein  ganz  fester  Sprachgebrauch  in 
dieser  Hinsicht  nicht  existiert  —  so  behandelt 
Wuttke  in  seinem  Bticbe:  „Die  deutschen  Z<. 
Schriften  nnd  dieEntsiehungder  üffentlichen 
Hpinung"vorwiegenddie.Zeitungen"—,  anderer- 
seits manche  „Zeitschriften'  inhaltlich  sich  in 
nichts  von  den  „Zt'itungcu"  nntersrbeiden,  so 
wird  in  der  folir^'ndcu  Durstellung  des  „Zeitungs- 
wcscus"  auch  der  „Zeitschriltcn"'  um  so  mehr 
gedacht  werden  müssen,  als  auch  gesetzhch  die 


letzteren  den  Zeitungen  durchweg  gleichgestdlt 

2.  Begriff  und  Geschichte  des  Zei- 
tung» weeena.  Zeitung  (gazette  [joumal], 
newspaper  [joiimal],  gazzetta  IgiornaleJ,  ga- 
zeta  |ti<lenae|)  im  modernen  Sinne  ist  eine 
innerhalb  bestimmter  Zeiträiiine  —  wenn 
auch  in  im  regelmässigen  Fristen  —  in  ein- 
zelnen Blättern  wiederkehrend  erschei- 
nende zur  MitteiUing  nnd  Verbreitung  unter 
das  Publikum  (d.  h.  an  einen  individuell  un- 
begrenzten Personen  kreis)  bestimmte  Druck- 
schrift, welche  Nachrichten  Aber  polltiEtche 
oder  sonstige  das  Publikum  als  solches  in- 
teressierende Tagesbegelienheiten  oder  -an- 
gelcgeuheiten  enthält  und  nicht  bestimmt 
ist,  ein  abgeschloBseues  Werk  zu  bilden. 
Einer  Druckschrift  steht  jede  andere 
auf  chemischem  oder  raechani  schein  Wege 
bewirkte  Vervielfältigung  von  Schriften  oder 
bildlichen  DarstelluDgen  gleich,  wie  z.  B. 
die  sogenannten  lithographierten  Korrespon- 
denzen. Die  Zeitschrift  unterscheidet 
sich  nur  dadurch  von  der  Zeitung,  dass  sie 
in  Heften  erscheint  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften fasst  man  unter  dem  Begriffe 
•periotlische  Presse«  zusammen;  im  Sinne 
des  deutschen  Pressgesetzes  vom  7.  Jimi 
1874  bilden  jedoch  nur  solche  Zeitungen  und 
Zeitschriften  einen  Teil  der  iieriodi sehen 
Presse,  welche  mindestens  in  monatlichen 
(oder  kürzeren)  Fristen  erscheinen. 

Gemäss  vorstehender  BegrifTsbeetimmnng 
können  weder  die  acta  senatns  noch  die  acta 
diurna  popnli  Bomnni,  VeräfTentlichungen  kurzer 
Protokolle  über  die  Senats  verband  tun  gen  bezw. 
Ilber  die  Verbandlungen  und  Beschlüsse  der 
Volksversammlungen,  denen  sich  mitunter  kurze 
Berichte  Über  andere  wichtige  Begebenheiten 
(in  der  Kaiserzeit  insbesondere  sogenannte  Hof- 
nacbrichten)  anreihten  —  Einrichtungen,  deren 
SchUpfung  auf  Julius  Cäsar  zurückgeführt  wird, 
—  als  eigentliche  Vorläufer  des  heutigen  Zei- 
tungsweHens  gelten;  dies  schon  deshalb  nicbt, 
weil  die  Vervielfältigung  dieser  anf  öftenllicb 
ausgestellten  Tafeln  erfolgenden  Bekannt- 
machungen nicbt  auf  mechanischem  'Wege  be- 
wirkt wurde,  sondern  auf  dem  der  PrivaUtorre- 
spoudenz.  Abgesehen  davon  ist  uns  aber  auch 
von  ihrem  Inhalte  viel  zn  wenig  bekannt,  als 
dass  sich  eine  Parallele  mit  den  beutigen  Zei- 
tungen ziehen  liesse.  Sie  Chinesen  sollen  zwar 
bereits  seit  dem  Jahre  i:-i66  n.  Chr.  eine  noch 
jetzt  existierende  gedruckte  Staatszeitung  8in- 
Pao  besessen  haben;  mag  dies  anch  richtig  sein, 
so  hat  doch  diese  Zeitung  schon  wegen  der 
früheren  gänzlichen  Abgeschlossenheit  Chinss 
dem  heutigen  europäischen  Zeitungswesen  sicher- 
lich nicht  als  Voroild  gedient. 

al  Dautachland  und  Oeatorreich.  Wenn 
wir  von  den  Vorläufern  des  modernen  Zeitnngs- 
wesens,  als  welche  sich  frühestens  seit  dem 
Beginne  des  li).  Jahrhunderts  regelmässige 
gegenseitige  briefliehe  Mitteilungen  befreundeiw 
Städte,  sodann  sogenannte  „geschriebene  Zei- 
tungen" (notizie  scritte),  d.  Ii.  schriftliche  Zn- 
itellungen  von   Neuigkeiten,    in   mehr 
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oder  weniger  regelmässiger  Wiederkehr,  „Be- 
lationen"  (,.Newe  Zeitnng",  „newa"),  das  siud 
flieeende  Blätter",  welche  eimeloe  wichtige 
Zeitbegebenheiten  je  nach  Geiwrenheit  dnrch 
den  Druck  yerbreiten,  „Kalender"  Hnd  „Mess- 
kataloee-',  „Poatrenter",  „rektiones  Beniestrales" 
oder  ^MesBTelationen"  sowie  „periodische  Sammel- 
werke" finden,  hier  absehen^  so  muss  Den  tach- 
land  üDBtreitig  ala  dasjenige  Land  bezeichnet 
werden,  auf  welches  ebenso  wie  die  Erfindung 
der  Buchdmckerknust  auch  der  Ursprung  des 
enropäisehen  Zeitungswesens  zurückzuführen  ist. 
Die  älteste  Zeitung  im  modernen  Sinne  ist, 
soviel  bis  jetzt  bekannt,  bereits  einige  Jahre  vor 
i&ß  —  ans  diesem  Jahre  stammt  das  älteste 
noch  jetzt  vorhandene  Exemplar  —  in  Strass- 
burg  allwöchentlich  erschienen  nnd  tob  Jo- 
hann Carolus  herausgegeben;  um  dieselbe  Zeit 
■  :  auch,   wie  Ennen  (a.  a.  0.  S.  2:H)  berichtet, 


die  Erhebung  einer  Inseraten-(Anzeigen)stener 
in  einzelnen  deutschen  Staaten  der  Aiisdehnuug 
und  Vermehrung  der  Zeitungen  hemmeud  ent- 
gegen, so  wirkte  fast  noch  Terderblicher  der 
Umstand,  dass  die  fQr  ein  Zeitungsnuternehmen 
erforderliche  Konzession  nicht  bloss  beliebig  ver- 
liehen, sondern  auch  willtiilrlich  entzogen  wer- 
den konnte  nnd  dass  die  Verwaltung  es  in  der 
Hand  hatte,  durch  Entziehung  des  Fost^ebite 
—  s.  darüber  unten  sub  4  —  die  Ökonomische 
Existenz  jeder  Zeitung  zu  vernichten. 

Erst  mit  und  nach  den  Ereignissen  des 
Jahres  1848,  welche  zunächst  alle  oben  ge- 
schilderten Fesseln  der  Presse  gänzlich  Ee- 
seitietcn,  brach  sieb  ein  gewaltiger  Aufschwung 
im  Zeitungswesen  Bahn:  statt  aller  statistischen 
Angaben  mOge  dies  dnrch  die  Mitteiinng  der 
Tfaatsache  beleuchtet  werden,  dass  das  Abonne- 
der  schon  damals  durch  ihre  Bedeutung 


in  Köln  bereits  eine  regelmässig  jede  Woche  i  hervorragenden  „Kölnischen  Zeitung",  welches 
erscheinende  Zeitung  vorhanden  gewesen;  im  Ende  Febniar  1848  sich  auf  9500  Exemplare 
Jahre  I61Ö  folgte  Egenotph  Emmcl  in  Frank-  belief,  bereits  bis  zum  April  desselben  Jahres 
fürt  a.  M.  mit  der  Herausgabe  einer  wüchent- 1  auf  17  400  Exemplare  anwuchs.  Für  Oesterreich 
lieh  erscheinenden  Zeitung,  welche  aber  sehen  i  kann  man  die  mächtige  Entwickelung  der  Fresse 
bald  durch  die  zuerst  1(117  erschienene  und  seit  1848  sogar  an  der  Hand  der  Statistik  nach- 
von  Johann  von  den  Birghden  ins  Leben  ge-  [  weisen:  während  im  Jahre  1847  die  im  Reichs- 
nifene  „Frankfurter  Oberpostamtszeitung"'  ver-  [  rat  vertretenen  Länder  nur  7!t  periodische 
drängt  wurde.  Von  der  im  Jahre  1651  in  Blätter  anfzuweisen  hatten,  stieg  diese  Zahl  in 
Köln  erschienenen  „Ordinnrie  Wöchentliche  dem  einen  Jahre  1848  auf  388! 
Dinstugs-Fostzeitiingen"  sind  noch  jetzt  Exem- '  Die  unbeschränkte  Pressfreiheit  wurde  in 
plare  vorhanden;  daneben  erschien  in  Köln  i  den  nachfolgenden  Jahren  der  sogenannten 
seit  dem  Jahre  1640  eine  Zeitung  in  lateinischer  Keaktion  wieder  erheblich  eingeengt,  was  sich 
und  seit  1682  auch  eine  solche  in  französischer  sofort  in  der  Entwickelung  des  Zeitungswesens 
Sprache.  —  Bereits  am  1.  Januar  1G60  finden !  geltend  machte.  So  führte  das  preussische 
wir  die  noch  heute  existierende  „Leipziger  Zei- 1  Pressgesetz  vom  12.  Mai  1861  die  Konzessions- 
tung"  —  zugleich  das  erste  Beispiel  eines  offi-  und  Kautionspflicht  der  Zeitungsnnternehmer 
ziellen  oder  mindestens  offiziösen  Organs  —  als  ein  und  das  (i.  v.  2.  Juni  1852  brachte  eine 
«in  zunächst  6mal  und  vom  29.  April  1660 [ganz  empfindliche  Erhöhung  der  in  dem  all- 
7  mal  wöchentlich  erscheinendes  Tageblatt.  —  gemeinen  ßtempelgesetz  vom  7.  März  1822  vor- 
In  Oesterreich  finden  sich  zwar   auch   bereits  gesehenen  Zeitungsstempelsteuer. 


seit  dem  Jahre  1615  Wochenblätter,  die  aber 
meist  lediglich  Nachdrucke  deutscher  Zeitungen 
enthalten.  Erst  im  Jahre  1671  Uuchte  eme 
österreichische  Originalzeitimg  in  deutscher 
."Sprache,  das  „Wiener  Blättl'',  auf;  die  erste  in 
ungarischer  Sprache  erschienene  Zeitnng 
datiert  gar  erst  vom  Jahre  1780. 

Die  erste  Zeitschrift,  welche  innerhalb  des 

ä'etzigen  Deutschen  lieichs  herausgegeben  wurde, 
ie  Leipziger  Acta  Eruditorum,  eine  Nach- 
bildung des  in  Frankreich  seit  dem  Jahre  1665 
erschienenen  Jonmal  des  Savants,  erschien  1682 
in  lateinischer  Sprache,  während  in  Oesterreich 
eine  Zeitschrift  und  zwar  „belletristiscbeu"  In- 
halts, erst  im  Jahre  1720  unter  dem  Titel 
„Das  merkwürdige  Wien"  das  Licht  der  Welt 
erblickte.     , 

Die  weitere  Ausdehnung  des  Zeitnngswesens 
machte  verhältnismässig  langsame  Fortachritte ; 
hieran  trna:  wohl  die  lästige  Censur  —  darüber 
fliehe  das  Nähere  in  dem  Art.  Pressge  werbe 
und  Pressrecht  oben  Bd.  VI  S.  23aff.  — 
sowie  der  Mangel  einer  Beteiligung  des 
samten  Volkes  an  dem  politischen  Leben 
Hauptschuld. 

Daneben  war  aber  das  Zeitungswesen  durch 
eine  EHbe  von  weitereu  Fesseln  eingeengt,  die 
seiner  Entwickelung  im  WcRe  standen;  traten 
schon  die  vielfachen  finanziellen  Lasten,  so  z.  B. 
die  Erlegung  hoher  Kautionen  seitens  der  Ver- 
leger, die  Zahlung  von  Zcitungsstcmpeln  und 

Handwörterbnch  der  Staatcwlsaenscliaftoii.   Zwalte  ADflaE«, 


spiel  der  Kölnischen  Zeitung,  deren  Abonnenten- 
zahl  im  Jahre  1852  (von  17400  im  Jahre  1848) 
auf  9000  herabsank,  zeigt  wieder  recht  deutlich 
die  Einwirkung  dieser  Gesetzgebung  auf  die 
Entwickelung  des  Zeilungswesens, 

Erst  mit  dem  KPr.G.  v.  7.  Jnni  1874  wurde 
im  Deutschen  Reiche  vollständige  Pressfreibeit 
eingeführt,  insbesondere  die  Konzessions-  und 
Kautionspflicht  sowie  liberbanpt  die  Möglichkeit 
einer  Unterdrückung  von  inländischen  Zeitungen 
im  administrativen  oder  gerichtlichen  Wege  be- 
seitigt; gleichzeitig  verboi,  der  §  30  des  Reichs- 
Sressgesetzes  jegliche  besondere  Besteuerung 
er  Presse undihrerErzengnisse,  womit  Zeitnngs- 
stempel,  Inseratensteuem  u.  dgl.  ohne  weiteres 
in  Wegfall  kamen.  Anch  hier  spiegeln  sich  die 
Folgen  der  Gesetzgebung  in  den  statistischen 
Daten  Über  die  Entwickelung  des  Zeitnngs- 
wesens wieder;  im  Jahre  1873,  also  unmitteihar 
vor  Beseitigung  der  den  Zeitnngen  auferlegten 
Schranken,  betrug  deren  im  deutschen  Reichs- 
gebiete erscheinende  (in  die  Postzeitnngsliste 
!  aufgenommene)  Gesamtzahl  3241;  binnen  10 
Jahren  hat  siiäi  diese  Zahl  fast  verdoppelt,  in- 
dem sie  sich  im  Jahre  1883  auf  5922  Zeitungen 

In  Oesterreich  zeitigten  die  gleichen 
Ursachen  die  gleichen  Wirkungen;  auch  hier  ist 
das  Zeitungswesen  ein  getreues  Spiegelbild  der 
Pressgesetzgehnng. 

Schon  durch  die  beiden  auf  die  Presse  be- " 
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rtlglichen  Oö.  t.  13.  und  14.  März  1W9  wurde 
die  vOUige  Preaafreiheit  des  Jahres  1848  erheb- 
lich eingeengt,  indem  dieae  u.  a.  insbesondere 
das  eret  darch  das  6.  v.  9,  Juli  1894  beseitigte 
Eantionasjstem  eicfahrten ;  mit  der  Einftihmng 
des  Bogeatumten  „VenramtuigBBTStems''  durch 
die  V.  T.  6.  Jnli  1861,  welche  die  UnterdrUckniig 
„miasliehiger"  Zeitongen  im  Verwaltungswege 
noch  Toraiif gegangener  zweimaliger  Verwarnang 
zaliesa,  waren  der  periodischen  Presse  weitere 
Fesseln  auferlegt,  die  durch  Wiedereinführung 
der  Konzessionspmcht  mittelst  der  Preesordnung 
vom  27.  Mai  1852  noch  vermehrt  wurden.  I>a- 
En  kamen  die  finanziellen  Lasten,  welche  durch 
iaa  G.  V.  6.  September  1860,  die  VV.  v,  23. 
Oktober  1857  und  23.  November  1868  in  der 
Form  des  erst  neaestens  seit  dem  1.  Jannar  1900 
dujxjh  das  G.  T.  27.  Dezember  1899  (R.G.Bl. 
S.  1151)  aufgehohenea  Zeitnngastempela  und 
der  inzwischen  wieder  beseitigten  Inseraten- 
steuer  erhöht  bezw.  neu  eingeführt  wurden.  — 
Erst  mit  dem  am  9.  Httrz  1863  in  Kraft  ge- 
tretenen und  noch  jetzt  geltenden  Pressgesetze 
vom   17.  Dezember   1862  sowie  den  dazu  er- 

f anginen  Novellen  vom  16.  Oktober  1868  und 
.  Harz  18G9  sind  das  EonzeBsiDna-  and  Ver- 
waraongsBfstem,  wie  die  sonstigen  Schranken 
der  Pressfreiheit  für  die  periodische  Presse  in 
Wegfall  gekommen.  (Vgl.  darüber  näheres  in 
dem  Art.  Press ge werbe  und  Pressre 
oben  Bd.  VI  S.  242  f£.) 

Die  folgende  statistische  Uebersicht  möge 
darthun,  in  welcher  Weise  die  Pressgesetzgebang 
anf  die  Entwickelnng  des  Zeitnugawesens  in 
Oesteireich  eingewirkt  hat. 

Zahl  der 
polit   Butter 
306 


Im  Jahre  1622  finden  sich  die  ersten  eng- 
lischen Zeitungen  im  modernen  Sinne ;  als  Vater 
des  englischen  JournaliBmna  wird  Nathaniel 
Butter  genannt.  Nachdem  zunächst  die  be- 
rüchtigte  Stemkammer  nnd  späterhin  (nach 
Wiedereinführung  des  Eänigtams)  die  Stuarts 
mit  grosser  Hfirte  gegen  die  Presse  vorgegangen 
waren,  nachdem  andererseits  Milton  bereits  im 
Jahre   1644  mit  flammender  Beredsamkeit  die 
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Im  Jahre  1896  hatte  Oesterreich  2386 
periodische  Dmckschriften  aufzuweisen. 

b)  England.  Entsprechend  der  in  England 
schon  seit  nahezu  200  Jahren  in  Geltung  be- 
findlichen Pressfreiheit  zeigt  auch  die  Ent- 
Wickelung  des  englischen  Zeitnngswesens  ein 
ganz  anaeres  Bild,  als  uns  der  europäische 
Kontinent  in  dieser  Hinsicht  darbietet. 


freiheit  in  England  durch  Ablehnung  einer  Er- 
neuerung der  dieselbe  einengenden  Licensing 
Act  endgiltig  eingeführt.  Am  11.  März  170Jt 
erschien  das  erste  englische  Tageblatt  unter 
dem  Titel  „The  Daily  Courant".  Die  englische 
Zeitnngspresse  hat  sich  sodann  stetig  weiter- 
entwickelt und  war  bereits  im  Lanfe  des  18. 
Jahrhunderts,  also  zu  einer  Zeit,  wo  das  Zeitungs- 
wesen  des  europäischen  Kontinents  sich  noch  im 
ersten  Entwickelungsstadinm  befand,  zu  einer 
achtunggebietenden  HQhe  emporgestiegen.  — 
Am  1.  Januar  1788  er.>!chieQ  die  erste  Nummer 
der  „Timea-*,  die  sich  gar  bald  durch  die  Um- 
sicht ihrer  Verleger  zu  dem  jetzigen  Weltblatte 
emporschwang.  Die  finanzielle  Belastung,  welche 
in  Form  des  Zeitun  gaste  mpels,  der  Inseraten- 
stfiaer  und  der  Papiersteuer  auf  den  Zeitungen 
mhte,  erreichte  mit  der  am  12.  Joni  1861  er- 
folgten Beseitigung  auch  der  letztgedachten 
Steuer  ihr  Ende. 

Wenn  anch  iu  Bezug  auf  die  Zahl  der 
Zeitungen  England  nicht  den  ersten  Bang  unter 
den  civilisierteu  Staaten  der  Erde  einnehmea 
mag  —  für  das  Jahr  1872  wird  die  Gesamtzahl 
der  iu  Orossbritannien  nnd  Irland  erschienenen 
Zeitungen  auf  1585  augegehen  — ,  an  Bedeu- 
tung und  Einflusa  nimmt  die  englische  Zeitungs- 
presse wohl  nnbeatritten  den  ersten  Rang  em, 
was  sicherlich  nicht  zum  geriag3l«n  auf  die 
langjährige  Schulung  daicn  die  Pressfreiheit 
zurückznfUhren  ist. 

c)  Frankreich.  In  Frankreich  erschien 
die  erst«  Zeitung  „La  Gazette"  im  Jahre  1^1, 
herausgegeben  von  dem  französischen  Arzte 
Theophraste  Renandot,  welchem  zunächst  eine 
Art  Monopol  zur  Herausgabe  von  Zeitungen 
gewährt  wurde.  —  Mag  auch  dieses  Monopol 
der  Eutwickelung  des  Zeitungswesens  hinder- 
lich gewesen  sein,  so  wnrde  doch  die  Vermeh- 
rung und  Ausbreitung  der  sogenannten  politi- 
schen 2!eitimgen  wohl  hauptsächlich  da!durch 
gehemmt,  dass  der  Absolntismus  des  fran- 
zQsischen  Kiinigtums  eine  eigentliche  Teilnahme 
des  gesamten  Volkes  an  den  politischen  Schick- 
salen der  Nation  nicht  aufkommen  Hess.  Es 
darf  uns  deshalb  nicht  wunder  nehmen,  dass 
erst  im  Jahre  1777  das  erste  französlache  Tage- 
blatt unter  dem  Titel  „Le  Jonmal  de  Pans'' 
erschien. 

Je  langsamer  sich  das  politische  Zei- 
tungswesen entwickelte,  um  so  mächtiger  und 
regsamer  entfalteten  sich  die  wissenschaft- 


liche 


belle 


deren  sich  bis  zum  Jahre  1730  be- 
reits mehr  als  30  finden,  so  dass  in  dieser  Hin- 
sicht Frankreich  im  17.  and  18.  Jahrhundert 
für  die  ganze  civilisierte  Welt  tonangebend  war, 
wie  es  denn  auch  vermöge  der  in  Paris  er- 
schienenen ältesten  wissenschaftlichen  Zeitschrift, 
des  schon  genannten  Journal  des  Savanta,  als 
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das  eigentliche  Urapnm^luid  des  modernen 
ZeitsclmftenweBena  und  insbesondere  der  soge- 
nannten Belletristik  erscheint. 

Die  nneewQhnliclie  HSrte,  mit  welcher  noch 
eine  königliche  V.  t.  16.  April  1767  die  Her- 
ansgabe  von  Dmckscb ritten  ohne  behBrdlicbe 
Erlaubnis  verfolgte,  dergestalt,  dass  die  Ver- 
fasser und  Dmcker  aoluher  Schriften,  sofern  sie 
lüssliebiges  cntbielten,  mit  der  Todesstrafe  be- 
droht wurden,  läaat  es  be^iflich  erscheinen, 
dasa  man  zu  unerlaubten  Mitteln  seine  Zuflucht 
nahm,  um  die  Neugierde  und  die  immer  leb- 
haftere Anteilnahme  des  Volkes  an  dem  politi- 
schen Leben  selbst  nur  einigennassen  zu  be- 
friedigen. Diesem  Umstände  verdanken  die  sich 
einer  grossen  Verbreitung  erfreuenden  nouvelles 
k  1»  main  ihre  Bntstehnng.  geschriebene  Zei- 
tungen, die  eine  Kritik  der  GSentlichen  ZnslAnde 
entmelten ,  welche  sich  in  den  gedruckten 
Zeitungen  nicht  an  die  OeSentlichkeit  wagen 
dürft«.  Die  nonvellea  i  la  main  haben  sicher- 
lich nicht  weni^  dazn  beigetragen,  den  Um- 
schwung der  Geister  vorzubereiten,  welcher  in 
dem  Ausbrache  der  französischen  Revoloiion  eq 
Tage  trat. 

Daas  die  Revolution  eine  nnbeschr&nkte 
Pressfreibeit  brachte,  ist  ebenso  selbstverständ- 
lich, wie  daas  diese  wieder  die  gering  Zahl  der 
bis  dahin  bestehenden  pobtigchen  Zeitnngen  ins 
Ungemessene  steigerte,  eine  Zahl,  die  Hatin  auf 
mehr  als  1000  angiebt.  Die  unbeschränkte 
Pressfreibeit  war  indes  nur  von  kurzer  Dauer; 
schon  das  Direktorium  schritt  durch  strenge 
Hassregeiu  gegen  die  Cebergriffe  der  Presse  | 
energisch  ein.  Und  als  Napoleon  als  erster 
Consul  dnrch  Dekret  vom  17.  Januar  1600 
s&mtliche  politischen  Zeitungen  bis  anf  13  unter- 
drückte, nind  er  keinen  nennenswerten  Wider- 
stand. Auch  das  Künigtum  der  Bestanration 
legte  den  Zeitungen  enge  Fesseln  an :  Kuu- 
zeaaiona-  nnd  Kautionasjatem  sowie  Zeitangs- 
Etempel  und  Cenanr  standen  ihrer  Weiterentr 
wickelang  dergestalt  im  Wege,  dass  im  Jahre 
1827  nur  182  Zeitungen  und  Zeitschriften  nnd 
nnr  16  politische  Zeitungen  in  Paris  existierten, 
wo^gen  für  das  Jahr  18»!  die  Zahl  der  in 
Fans  erschienenen  periodischen  Druckschriften 
auf  1998,  die  der  politischen  Zeitungen  allein 
auf  161  angegeben  wird. 

Das  G.  V.  18.  Juli  1828  beseitijfte  diese 
Fesseln  zum  Teil;  Karl  X.  glaubte  indes  mit 
diesem  Gesetze  nicht  regieren  EU  kOnneUi  ob- 
wohl dnrch  daaeelbe  die  Presse  nach  heutigen 
Begriffen  immer  noch  hinlänglich  geknebelt  war. 
Sein  Versach,  das  Gesetz  durch  eine  verfassungs- 
widrige Verordnung  cn  beseitigen,  war  eine  der 
Hauptarsachen  seines  dnrch  die  Julirevolntion 
{lb30)  bewirkten  Sturzes  —  ein  Beweis,  welch 
eminente  Macht  und  Bedeutung  schou  damals 
der  periodischen  Presse  zukam. 

Eine  massige  Freiheit  der  Fresse  brachte 
das  G.  V.  9.  September  1B35;  immerhin  existier- 
ten damals  in  Paris  nnr  20  Zeitnn^n  mit 
70000  Abonnenten,  eine  Zahl,  die  sich -im  Jahre 
1846  auf  26  Tagesblätter  mit  200000  Abunnent«n 
steigerte,  nachdem  Emil  de  Girardin  zuerst  im 
Jahre  1836  mit  der  Gründung  einer  verhältnis- 
mSssig  billigen  Zeitung  den  Anfang  gemacht 
hatte;  ^während  bis  dahin  der  billigste  Preis 
dnei  Zeitung  sich  auf  80  Francs  belief,  setzte  er 


den  Abonnement«preis  der  von  ihm  neug^frQn- 
deten  „Presse"  auf  40  Francs  fest). 

Das  Bevolntionajahr  1848  brachte  wiederam 
eine  schrankenlose  Pressfreiheit  nnd  mit  ^r 
eiue  Flut  von  Zeitongen ;  die  Herrschaft  Napo- 
leons III.  bereitete  aber  beiden  ein  baldiges 
Ende. 

Erst  die  dritte  Republik  führte  mit  der 
Beseitigung  aller  pressrechtlichen  Schranken 
wieder  einen  neuen  Aufschwung  der  Zeitungs- 

Sresse  herbei;  die  Pressfreibeit  ist  dnrch  das 
■.  V,  29.  Jnii  1881  geregelt,  das  neuerdings 
durch  die  GQ-  v.  12.  Dezember  1893.  28.  Juli 
1894,  22.  Juli  1895  und  3.  April  1896  einzelne 
Abänderungen  erfahren  hat,  die  aber  im  wesent^ 
liehen  auf  atrafprozessnalem  Gebiete  liegen. 

3.  Arten,  Inhalt  und  Verbreitang  der 
Zeitnngea  und  Zeitschriften.  —  Zeitungs- 
anzeigen. Kan  unterscheidet  je  nach  der 
Zeit  des  ErscheinenB  Tages-  und 
Wochenblätter,  Wochen-  und  Uonataschriftea 
etc.,  je  nach  ihrem  Hauptinhalte  po- 
litische, fach  wiese  nschafüiche,  belletristiscne, 
gewerbliche,  religiöse,  technische  etc.  Zei- 
tungen und  Zeitschriften,  Abgesehen  von 
den  fachwiesenschaftlichen  Zeitschriften  be- 
schränken sich  wohl  wenige  Zeitungen  und 
Zeitschriften  auf  ein  einziges  Gebiet  der 
menschlichen  Interessen ;  insbesondere  haben 
heutzutage  die  politiaehea  Zeitungen  einen 
sehr  reichhaltigen  Inhalt.  Neben  den  po- 
litischen und  sonstigen  Tages neuigkeiten  und 
den  die  politischen  Ereignisse  besprechenden 
und  kritisierenden  I^eitartikoln  finden  wir  The- 
ater- und  Musikkritiken,  Bücherbesprechun- 
gen,  Bflrsennach richten,  Mitteilungen  aus  dem 
Gebiete  der  Landwirtschaft,  die  Wiedergabe 
gerichtiiehe^  Urteile,  Lokal nachrichten,  Feu- 
illetons, insbesondere  Romane  und  Novellen, 
Mitteilungen  über  Erfindungen,  wissenschaft- 
liche Entdeckungen ,  kurze  biographische 
Notizen  über  berühmte  Männer  etc.,  kurzum 
—  es  giebt  kaum  ein  Gebiet  des  geistigen 
und  praktischen  Lebens,  das  die  Zeitungen 
nicht  in  den  Kreis  ihrer  Mitteilungen  und 
Betrachtungen  zögen. 

Wie  einerseits  die  einzelne  politische 
Zeitung  jeden  Gegenstand  von  allgemeinen^ 
Interesse  behandelt,  so  existieren  anderer- 
seits für  jeden  Zweig  der  Kunst,  der  Wissen- 
schaft, des  Gewerbefleisses,  der  Liebhabereien, 
Oberhaupt  fdr  jeden  nur  denkbaren  Inte- 
ressenkreis besondere  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften, sogenannte  Specialzeitungen  o<1er 
-Zeitschriften.  —  Wir  finden  da  besondere 
Zeilimgen  und  Zeitschriften  für  alle  Berufs- 
kreise und  Gewerbe,  für  Theologen,  Juristen, 
Mediziner,  Philosophen,  Philologen;  für  jede 
Art  des  Handwerks  und  der  Industrie,  für 
den  Handel  und  Verkehr  und  deren  einzelne 
Arten,  för  jeden  Zweie  der  lAud-  und  Forst- 
wirtschaft, für  Jagdwesen  etc.  .für  be- 
stimmte Klassen  des  Volkes  (z.  B.  Adels- 
zeitung), für  Liebhabereien,  jede  Art  des 
Sports  (z.  B.   fflr  Kadfahrer,   Briefmarken- 
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Sammler  etc.),  ja  selbst  eine  besondere  2ieit- 
schrift  für  die  :*Reklame'. 

Dass  auch  alle  reli^ösen  Interessen  durch 
besoniliire  Organe  vertreten  sind,  darf  nicht 
wunder  nehmen;  anffallpnder  erscheint  es, 
dass  auch  solche  Wissensgebiete,  die  mit 
konfessionellen  Fragen  keinen  direkten  Zu- 
sammenhang haben,  wie  z.  B.  Natur-  und 
Recht swissonechaft,  in  besonderen  konfes- 
sionell gefärbten  und  för  eine  einzelne  Kon- 
fession bestimmten  Organen  behandelt  werden. 

(In  weleh  grossem  Umfange  die  Konfes- 
sionen sich  der  periodischen  Presse  be()ieoen, 
beweist  die  Thatsache,  dass  im  Jahre  1888 
z.  ß,  die  Interessen  der  bathoHschen  Kirche 
allein  in  deutscher  Sprache  durch  607  im 
Deutschen  Reiche,  Luxemburg,  Oesterreich- 
Ungam,  der  Schweiz  und  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  erscheinende  peri- 
odische Druckschriften  [oinsclüiosslich  Ka- 
lender] vertreten  waren.  Filr  das  Jahr  1891 
wird  die  Zahl  der  in  Deutschland  allein  er- 
scrheinenden  katholischen  Zeitimgen  auf  401 
angegeben,  denen  noch  200  katholische  Fach- 
zeitschriften hinzutreten.  Schöner  macht  in 
seinem  1802  erschienenen  Buche  238  der 
wichtigsten,  damals  in  deutscher  Sprache 
gednickten  evangelischen  Zeitungen  und 
Zeitschriften  namhaft.) 

Nicht  minder  allumfassend  wie  der  In- 
halt der  Zeitungen  und  Zeitschriften  ist 
ilii-e  Verbreitung;  soweit  in  den  bewohnten 
Erdteilen  die  Buchdnickerkunst  bekannt  ist, 
gicbt  es  auch  eine  periodische  Fresse,  und 
selbst  in  Gegenden,  die  von  der  Kultur  noch 
gänzlich  unberührt  geblieben,  folgen  dem 
civilisierteu  Meiischeo  die  Zeitungen 
nach,  wie  wir  ans  den  Schifderungeu  der 
Afrikaforscher  wissen. 

Der  umfang  der  iieriodischen  Presse 
möge  durch  folgende  ZalUenan gaben  be- 
leuchtet worden,  die  aber,  wie  es  in  der 
\atur  der  Sache  liegt,  nur  zum  Teil  auf 
absolute  Genauigkeit  Anspruch  machen 
können. 

Die  Zahl  der  periodischen  Druckschriften 
wird  für  das  Jahr  1H72  angegeben  für: 

das  Deutsche  Reich anf  2S16  St. 

Belgien „      286    „ 

Dänemark „      aoo    „ 

Frankreich „    2024    „ 

Groi^sbritannien  and  Irland     .    .      „     1855    „ 

Italien „     iiz6    „ 

^'iederlande ,      „      322    „ 

Oeaterreich „       835    „ 

Portugal „         83    „ 

Rumänien „        >>    n 

ßu.^'fland „      472    „ 

i^hireden „      216    „ 

Schweiz „      41z    „ 

Türkei  .    '.    '.  '.    '.    !'.'."        43    " 

l'ngam „      3«    0 

^'erein.  Staaten  von  Iv'ordamerika      „    4000    „ 


Im  Anfang  der  achtziger  Jahre  des  vo- 
rigen Jahrhunderts  hat  man  die  Zahl  aller 
in  der  ganzen  "Welt  erschienenen  Zeitiingen 
und  Zeitschriften  auf  34  274  berechnet,  von 
denen  19  557  in  Europa,  12400  in  Nord- 
amerika, 775  in  Asien,  608  in  Südamerika, 
661  in  Australien  und  632  in  Afrika  er- 
schienen und  zwar  16  ."»OO  =  48,5  "'0  iu  eng- 
lischer, 7600  =  22.4  */(.  in  deutscher,  Se.'iO 
=  10,7  "/o  in  französischer  und  1600  =  4,7'*.'o 
in  spanischer  Sprache. 

Nach  einer  anderen  Angabe  hat  die  Zahl 
der  periodischen  Druckschriften  sich  in  Nord- 
amerika im  Jahre  1873  auf  8110  Nummern 
belaufen;  im  Jalire  1896  hat  die  Zahl  der 
hier  erschieneneu  Zeitungen  und  Zeitschriften 
die  enorme  Höhe  von  20G30  Exemplaren 
erreicht. 

Welchen  Fortschritt  das  Zcitungswesen 
seither  gemacht  hat,  das  beweisen  die  fol- 
genden, der  amtlichen  Preisliste  des  kaiser- 
lich deutschen  Postaeilungsamtes  ent- 
nommenen Ziffern.  Danacli  sind  im  Jahre 
1901  durch  dieses  Zeitungaamt  bezw,  die 
einzelnen  deutschen  Postanstalten  8438  ver- 
schiedene in  deutscher  Sprache  erschei- 
nende periodische  Druckschriften  zu  be- 
ziehen, während  die  Zahl  der  in  dieser  Ijste 
aufgeführten  in  32  verschiedenen  fremden 
Sprachen  gednickten  Schriften  sieh  auf  2894 
beziffert  im  Jahre  1891  wies  die  Zeitungs- 
preisliste des  deutsehen  Fostzettungf>amies 
nur  iusgesamt  9882  Nummern  auf,  davon 
7082  in  deutsclier.  281.10  in  fremder  Sprache 
erscheinende  Zeitungen  und  Zeitschriften, 
welche  Zalilen  die  zunehmende  Ausdeh- 
nung des  Zeitun^wesens  in  den  letzten  l'i 
Jahren  sehr  deutlich  illustrieren.  —  Als  für 
die  moderne  nationale  Kulturentwickelung 
interessant  ist  es  zu  bezeichnen,  dass  die 
neueste  amtliche  Zeitungspreisliste  nicht 
eine  einzige  in  der  ehemaligen  Weltsprache, 
dem  Lateinischen,  gedruckte  Zeitung 
otler  Zeilschrift  aufführt,  wogegen  noch  im 
18.  Jahrhiuidert  die  Zahl  der  in  lateinischer 
Sprache  erscheinentien  Zeitimgen  unii  Zeit- 
schriften eine  verhältnismässig  nicht  geringe 
war. 

Nach  anderen  zuverlässigen  statistischen 
Angaben  aus  dem  Jahre  l^üB  erschienen 
damals  allein  ausserhalb  Europas  677  deut- 
sehe Zeitungen  und  Zeitschriften  und  zwar 
2  in  Afrika,  650  in  Nordamerika  und 
Canada,  20  iu  Südamerika  und  Mexiko,  2  in 
Asien  und  3  in  Australieji. 

Selbst  China,  das  sich  dem  Einflüsse 
ouropäiiwlier  Civilisation  noch  am  längsten 
ferngehalten,  hatte  im  Jahre  1893  nach  den 
zuverlässigen  Angaben  der  deutschen  fle- 
sandtschaft  in  Peking  und  der  ihr  unter- 
stellten Konsidate  insgesamt  25  Zeitungen 
aufzuweisen,    wovon   die   »Peking-Zeitung' 
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zum  Teil  »och  jetzt  als  geschriebene  Zeitung 
erscheint. 

Wie  die  Zahl  der  periodiechen  Druck- 
schriften beständig  im  Zunehmen  begriffen 
ist,  so  nicht  minder  die  Abonnentenzahl 
der  einzelnen  Zeitungen.  Id  England  und 
Amerika  gehOrt  eine  Zahl  von  mehr  als 
lOOOÜO  Abonnenten  für  eine  Zeitung  durch- 
aus niehi  zu  den  Seltenheiten,  und  auch 
Deutschland  und  Frankreich  haben  einzelne 
Organe  aufzuweisen,  die  sich  einer  derartigen 
oder  älmlichen  Verbreitung  erfreuen, 

För  Deiitschland  hat  Schacht  unter  Zu- 
grundelegung des  am  I.Juli  1897  bestehenden 
zustandes  die  DimihschnittsauflageslSrke  der 
Zeitungen  auf  3660  Exemplare  berechnet  und 
hat  ennittelt,  dass  die  HaJfte  aller  Zeitungen 
eine  Auflagestärke  von  900  bis  3000  Exem- 

Slaren  hatten,  dass  bei  drei  Viertel  derselben 
ie  letztere  Zahl  nicht  überschritten  wurde 
und  dass  nur  2  Zeitungen  eine  Auflagehöhe 
von  mehr  als  100000  Exemplaren  hatten. 
Diese  Berechnungen  dürften  aber  gegen- 
wartig schon  nicht  mehr  zutreffen,  da  die 
Verbreitung  und  Ausdehnung  des  Zeitungs- 
wesens  beständig  im  Zunehmen  begriffen 
ist,  wie  die  im  §  4  enthaltenen  statistiseheD 
Daten  ergeben. 

Zu  dem  enormen  Aufschwünge  des  Zei- 
tungsweseus  hat  vor  allem  der  auffallend 
billige  Preis  der  Zcitimgen  beigetragen,  der 
recht  eigentlich  eine  »Demokratisierung*  des 
ZeitungswGsens  herbeigeführt  und  die  Zei- 
tungen allen  Schichten  des  Volkes  zugäng- 
lich gemacht  hat.  So  kosten  einzelne  wöchent- 
lich 18  mal  erscheinende  Zeitungen  12  Mark, 
IT)  Mark,  25  Mark  jährlieh,  und  selbst  für 
einzelne  der  grössten  innerhalb  des  Deut- 
sehen Reiches  erscheinenden  Zeitimgen  zahlt 
man  nur  ein  Jahresabonnement  von  36  Mark, 
BO  dass  der  Jahrespreis  von  60  Mark  für 
die  12  mal  wöchentlich  erscheinende  »Ham- 
burgische  BörsenhaHe«  mit  ihren  Beilagen 
wobJ  der  höchste  ist,  der  in  Deiitscldand 
für  eine  eigentliche  Zeitung  gezahlt  wird. 
Schacht  hat  ermittelt,  dass  die  Durch- 
schnittspreise je  nach  der  Häufigkeit  des 
Erscheinens  von  3,08  bis  36  Mark  steigen. 
Als  die  billigste  Zeitung  ist  wohl  ein  ein- 
mal wöchentlich  erscheinendes  deutsches 
Blatt  zu  bezeichnen,  das  nur  50  Pfennig  pro 
Jahr  kostet,  und  selbst  grössere  Tagesblätter 
im  Preise  von  3  bis  6  Mark  pro  Jahr  ge- 
hören durchaus  nicht  zu  den  Seltenheiten. 
Schacht  hat  berechnet,  dass  der  durch- 
schnittliche Aboanementkpreis  einer  Zeitimg 
in  Deutschland  1,30  Mark  vierteljährlich  be- 
trägt und  dass,  was  für  die  grosse  Ver- 
breitung der  Zeitungen  spricht,  trotz  dieses 
niedrigen  Durchschnitt epreises  im  ganzen 
jährlich  etwa  63  Milhonen  Mark  für  das 
Zeitimgslesen  ausgegeben  werden,  also  mehr 
als    eine  Mark   pro  Kopf.     Durchschnittlich 


teuerer  als  die  deutschen  sind  die  englischen, 
französischen,  russischen  und  amerikanischen 
Zeitimgen ;  die  teuerste  Zeitung,  welche  die 
obenerwähnte  Preisliste  enthält,  ist  die  6  mal 
wöchentlich  zum  Jahrespreise  von  123  Mark 
24  Pfennig  erscheinende  »Beerbohnis  Evening 
Com  Trade  List',  da  die  darin  aufgefühi-te 
gleichfalls  6  mal  wöchentlich  in  Wien  er- 
scheinende »Politische  Korrespondenz;.,  die 
freilich  vierteljährlich  84  Mai-k  44  Pfennig 
kostet,  nicht  sowohl  für  das  grosse  Publi- 
kum als  für  die  Zeitungsredaktiouen  be- 
stimmt ist. 

Wie  der  Preis  der  Zeitungen  fortgesetzt 
gefallen,  so  sind  umgekehrt  ihre  Leistungen 
tortwährend  gestiegen ;  insbesondere  ist  nicht 
bloss  das  Format,  sondern  auch  der  In- 
halt der  Zeitungen  beständig  gewachsen. 
Beispielsweise  hatte  der  mir  vorliegende 
in  Köln  erscheinende  »Eilfertige  Welt-  und 
Staatsbothi  aus  dem  Jahre  1742  eine  Breite 
von  11  cm  und  eine  Hohe  von  18  cm,  wo- 
gegen z.  B.  die  heutige  »Kölnische  Zeitung« 
bei  einer  Breite  von  42  cm  eine  Hohe  voa 
59  cm  hat  Sowohl  hieraus  wie  aus  den 
veränderten  Zeit  Verhältnissen,  aus  dem  erst 
gegen  Ende  des  18.  Jahrhunders  erwachten 
politischen  Leben  der  europäischen  Völker 
und  vor  allem  auch  aus  der  Beseitigung  der 
Ceusur  erklärt  es  sich  auch,  dass,  während 
im  IS.  Jahrhundert  die  Zeitungen  im  wesent- 
lichen nur  über  Reisen  der  Fürsten,  Kriegs- 
ereignisse, Wunder  und  Schau  dt  baten  zu 
meiden  wiissten.  wälirend  sie  insbesondere 
über  höfische  Ereignisse  mit  einer  uns  heut- 
zutage kaum  verständlichen  Breite  hench- 
teten,  heute  die  Zeitungen  über  das  ge- 
samte geistige,  polittöche  und  wii-tscliaftliche 
Leben  der  Nabonen  Rechenschaft  ablegen 
und  nicht  bloss  durch  ihre  Bericlite,  son- 
dern auch  durch  ihre  kritischen  Betrach- 
tungen ein  unentbehrlicher  Kulturfaktor  ge- 
worden sind.  Trotz  ihres  mageren  Inhalts, 
ihres  kleinen  Formats,  ihres  verhältnismässig 
seltenen  Erscheineos  waren  diePreiseder 
Zeitungen  in  den  früheren  Jahrhunderten 
verhältnismässig  hohe;  so  kostete  z,  B,  die 
von  Ro<leri(iue  seit  dem  Jahre  1734  heraus- 
gegebene »Gazette  de  Cologne«  jährlich  4 
Rthlr,  und  seine  handschriftliche  Zeitimg 
sogar  monatlich  1  Dukaten,  Dies  erklärt 
sich  —  abgesehen  von  der  geringeren  Kon- 
kurrenz und  Verbreitung  und  der  verhältnis- 
mässig kostspieligen  Beschaffung  von  Nach- 
richten —  auch  daraus,  dass  das  Zeitimgs- 
anzeigen wesen,  heute  eine  Haupteinnahme- 
mielle  der  Zeitungen,  damals  nocli  in  den 
Kinderschuhen  steckte. 

Einen  interessanten  Einblick  in  die  Ge- 
schäftsergebnisse einer  auge.sehonen  Zeitung 
aus  jener  Zeit  gewährt  uns  in  dieser  Hin- 
sicht ein  am  2.  Nivi'se  an  Hl  erstatteter 
amtlicher  Bericht  über  Einnahmen  und  Aus- 
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gaben  der  in  E5ln  erscbieoenen  >Oberpo&t^  |  Albus  lieferten ;  die  Einnahmen  aus  lÄver- 
amlBzeitiiD^« ;  damalg  wurden  YOn  dieser  |  tisscments«  (A.nzeigeQ)  wurden  auf  333 
1628  bezahlte  Exemplare  ab^selzt,  die  bei '  Beichsthaler  26  Albus  geschätzt  Diesen 
einem  Abonnement epreis  von  2*/»  Thaler  Gesamteinnahmen  von  4674  Reichsthaler 
eine   Einnahme  von  4341  Heichsthaler  26|52  Albus  standen  an  AuBgaben  g^enOber: 

al  Gehalt  des  VerfasBers  (der  Zeitmig)    468  Ethlr.  17  Albus  4  Heller 

b)  „      seines  Kopistea 88      „       36      „    —      „ 

c)  Zeitnngsdruck 640      „       —      ,    —      „ 

d)  Papier 624      „       —      „    ~      „ 

e)  Endlich  beanspruchten  die  3  Yer- 

fasaer  des  Berichts  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Zeitangseipedii^ren  des 

Postamts  noiJi  für  sich  insgesamt  3098      „       60       „     —       „ 
Zieht  man  dieae  Aosgaben  mit 3919  Bthlr.  23  Albus  4  Heller    von    obiger 

Einnahme  von  4674  Reichsthaler  ö2  Albas  ab,   so  bleibt  der  geringfügige  Ueberschuss  von  765 

Beichsthaler  28  Albus  8  HeUer. 


In  der  Jetztzeit  dagegen  sind  bei  einan 
sehr  grossen  Bruchteile  von  Zeitungen  die 
Preise  so  niedrige,  dasa  diese  nicht  entfernt 
ausreichen,  um  die  HerstelluDgsltosten  zu 
decken  ;  wenn  diese  Zeitungen  trotzdem  fort- 
exisüeren  können  und  ihren  Verlegen)  so- 
-gar  mitunter  recht  bedeutende  Erträge  liefern, 
BO  ist  dies  lediglich  auf  die  hohen  Eio- 
Bahmen  zurOckzufflliren,  welche  ihnen  die 
Zeitungsanzeigen  gewaliren.  Die  Zei- 
tungsanzeigen sind  zum  Teil  behördliche, 
für  das  Publikum  bestimmte  Bekanntmachun- 
gen, zum  Teil  Eundgebungcn  von  Private 
Personen  oder  Tereinen,  die  meist  gewerb- 
liche oder  gesellige  Zwecke  verfolgen.  Doch 
ist  der  Inhalt  dieser  Anzeigen  keineswegs 
auf  yolcbe  Zwecke  beschränkt;  wir  finden 
auch  Familie  n  nachri  chten ,  Heiratfigesuche, 
Preisausschreiben  sowie  sonstige  Auslobun- 
gen, politische  Ankündigungen  und  Aufrufe 
(Wahlaufrufe  u.  dgl.),  Mitteilungen  über 
wohithätigkeitsveran staltungen  etc.  unter  den 
Zeitungsinseiaten  oder  Annoncen,  wie  diese 
Anzeigen  auch  genannt  werden. 

Für  eine  Reihe  von  Kundgebungen  ist 
die  Bekanntmachung  durch  die  Zeitungen, 
also  die  Zeitungsanzeige,  gesetzlich  vor- 
geschrieben und  zwar  teilweise  mit  der  Be- 
deutung, dass  die  Giltigkeit  der  betreffenden 
Bechtshandlung  durch  die  ordnungsmassig' 
erfolgte  Einrü<Äung  der  Zeitungsanzeige  be- 
dingt ist.  Es  sei  hier  z.  B.  au  die  Vor- 
schriften der  Civil-,  Stratprozess-  und  Konkurs- 
ordnung Ober  die  Öffentliche  Bekanulmachung 
von  LÄdiuigen  »md  die  öffentlichen  Zu- 
stellungen erinnert;  femer  ist  auf  die  Vor- 
schriften des  H.G.B.  (§§  10,  11,  199,  201, 
219  Abs.  2.  3,  244,  257,  265,  272  Abs.  4, 
273,  277  Abs.  2,  282  Abs.  2,  284  Abs.  4, 
289  Abs.  2,  297,  301)  hinzuweisen. 

Die  Zeitungsanzeigen  sind  fast  so  alt 
wie  die  Zeitxingen  selbst;  ja  die  erste  Ge- 
stalt, in  welcher  sie  zur  Anwendung  kamen, 
war  derjenigen  sehr  ähnlich,  welche  heut- 
zutage namentlich  die  gewerblichen  Anzeigen 
anzunehmen   pflegen.     Der  Begrilnder  des 


französischen  Zeitungswesens  war  zugleich 
der  erste  luhc^r  eines  Annoncenbureaus, 
indem  er  in  besonderen  Zeitungsblättem 
unter  dem  Titel  »Bureau  d'adresse  et  de 
rencontre«  ohne  Namensnennung  Kauf-  und 
Verkaufsofferten,  Stellengesuche  u.  dgl.  be- 
kannt machte,  bezüglich  deren  alles  Nähere 
in  seinem  Bureau  zu  erfragen  war.  In  ähn- 
licher Weise  hat  sich  in  England  um  die  Mitte 
des  17.  Jahrhunderts  zuerst  das  Annoncen- 
wesen herausgebildet,  das  gegen  Ende  des 
Jahrhunderts  u.  a.  aTich  schon  Heiratsgesuche 
antweist,  die  also  durchaus  keine  moderne 
Erfindung  sind;  findet  sich  doch  schon  im 
Jahre  1801  in  Deutsehland  unter  dem  Titel 
»Allgemeiner  Heirathstempel«  eine  Zeitung, 
die  sich  lediglich  mit  der  Aufoahme  von 
fleiratsgesuchen  und  Heirats  vermitteln  ngen 
befasste. 

In  Deutschland  finden  wir  die  Zeitungs- 
anzeigen erst  gegen  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts (1680),  —  Während  es  ursprßng- 
lich  Sitte  war,  alle  Anzeigen  mittelst  he- 
sonderer  sogenannter  >Intell^nzblälter<  be- 
kannt zu  machen,  welche  ausschliesslich 
Anzeigen  enthielten,  und  zwar  dergestalt, 
dass  z.  B,  in  Preussen  alle  oder  gewisse 
Anzeigen  nur  durch  gewisse  staatliche  bezw. 
staatlich  privilegierte  »Intelligenzblätter«  be- 
kannt gemacht  werden  durften,  sind  die 
Anzeigen  späterhin  ein  Bestandteil  der  so- 

fsnannten  politischen  Zeitungen  geworden. 
ie  sind  dies  zwar  auch  noch  heutziilage; 
doch  finden  sich  neuerdings  vielfach  wieder 
Blätter,  welche  fast  ausschliesslich  oder 
liauptsächlich  nur  Anzeigen  enthalten  (Gene- 
ralanzeiger, Eisen  bahn  Zeitungen,  Verkehrs- 
zeitungen etc.).  Welchen  enormen  Umfang 
<lie  Zeil u^san zeigen  angenommen,  welch 
wichtige  Einnahmequelle  sie  bilden ,  das 
mögen  einige  Beispiele  darthun:  Die  Ein- 
nahme der  »Times«  au£  Zeitungsanzeigen 
ist  im  Jahre  1875  für  eine  ein  zige  Nummer 
auf  35000  Mark,  fOr  das  Jahr  auf  11  Mil- 
lionen Mark  berechnet,  die  des  New- York 
Herald ,     der     täglidi     150—180     Spalten 
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Annoncen  bringt,  auf  einen  weit  hSheren 
Betrag  veransdilagt ;  die  Ausgaben  eines 
eiozigen  Unternehinera  für  Zeitiingaan zeigen 
sind  aiif  800000  Mark  jährlicli  beziffert 
<Auf  die  AiiswüchBe,  welche  das  Anzeige- 
-wesen  gezeitigt  hat,  insbesondere  auf  das 
Eeklamewesen,  kann  hier  nicht  eingegangen 
■werden.) 

Für  DeulBchlaad  hat  Schacht  den 
Durchschnittspreis  fOr  eine  Anzeigenzeiie 
anf  14  Pfeonig  berechnet;  die  Preise  steigen 
entsprechend  der  Aiiflagestärke ;  den  nied- 
ligsten  Durchschnittssatz  giebt  Schacht  auf 
11  Pfennig,  den  höchsten  auf  50  Pfennig 
für  die  Zeile  an,  wobei  er  aber  nur  Zei- 
tungen im  en^ren  Sinne,  nicht  eigentliche 
Zeitschriften,  insbesondere  auch  niclit  Fach- 
zeitschriften in  den  Kreis  seiner  Unter- 
suchungen gezogen  hat. 

4.  Zeitnngswesen  und  Post  Der  Ent- 
wickelung  des  Zeitungsweseos  kam  es  im 
höchsten  Masse  zu  statten,  dass  ilir  die  Ein- 
jichtung  des  modernen  Postwesens  vorauf- 
gegangen war.  Von  ihrem  Anfang  an  finden 
wir  denn  auch  namentlich  iu  Deutschland, 
dem  Ursprunmlande  der  moderneu  Zeitungen, 
Post-  lind  Zeituugs wesen  dergestalt  ver- 
bunden, dass  die  meisten  (und  ältesten) 
ZeitungBuntemehmen  von  den  Postmeistern 
betrieben  wurden  und  diese  sieh  schon  gar 
bald  ein  Monopol  zur  Herausgabe  von  Zei- 
tungen anmassten,  zuinai  sie  die  Vorgänger 
der  eigentlichen  Zeitungen,  die  sogenannten 
sPostreuters,  d.  i.  alljährlich  einmal  er- 
scheinende gedruckte  Berichte  über  die  Er- 
ägnisse  des  letzten  Jahres,  herausgegeben 
hatten.  Die  Verbindung  zwischen  Post-  und 
ZeituDgs wesen  war  ursprflnglicli  eine  so 
enge,  dass  die  Ausdrücke  >Postmeistero  und 
» Zeitungsschreiber "  häufig  promisciie  ge- 
braucht wurden  und  dass  die  Entwickelung 
des  Zeitungswesens  zuerst  gerade  in  den- 
jenigen Orten  vor  sich  geht,  welche  an  den 
f rossen  Poststraasen  liegen  und  für  den 
'ostverkehr  von  Bedeutung  sind,  so  dass 
z.  B.  in  früheren  Zeiten  selbst  die  Zeitungen 
kleinerer  Städte,  wie  z.  B.  Hildesheim,  Lipp- 
stadt, Neuwied  und  Kempten,  eine  ihren 
TJrsprungsort  weit  fibem^nde  Bedeutung 
und  Verbreitung  erlangten. 

Wie  sich  aus  diesem  thats&chlichen 
Monopol  der  Postzeitungsdebit  und  dem- 
nächst der  »Postzwang*  für  Zeitungen,  also 
das  rechtliche  Monopol  zum  Vertriebe 
von  Zeitungen  in  gewissem  Umfange  —  §  1 
des  Beichspostgesetzes  vom  28.  Oktober  1871 
—  entwickelt  hat,  kann  liier  nicht  zum 
Gegenstand  der  Darstellung  gemacht  werden. 
(Man  v^.  darüber  den  sehr  lehrreichen  Auf- 
eatz:  »Die  Entwickelung  der  Zeitungsver- 
sorgung durch  die  Post«  in  der  «Statistik 
der  ReichsposU  und  Telegraphen verwaltung.- 
fOr  188:3,  S.  69ff.,    und  für  1883,  8.  71ff.)| 


Die  bisherige  Sachl^e  war  folgende: 
(J^en  eine  Provision  von  25%  des  Ein- 
kaufspreises (bezw.  121;»%  beiden  seltener 
als  viermal  monatlich  erscheinenden  Zei- 
tungen) muss  die  Post  die  Bestellung  auf 
sämtliche  innerhalb  des  Deutschen 
Reichs  eracheinenden  politischen  Zei- 
tungen entgegennehmen  und  deren  Vertrieb 
besorgen.  (Letzteres  geschieht  in  der  Weise, 
dass  sie  dem  Verleger  die  Zahl  der  be- 
stellten Exemplare  (nicht  die  Namen  der 
Besteller)  angiebt,  die  von  demselben  ge- 
lieferten Zeitungen  entgegennimmt  und  &>- 
dann  deren  Beförderung  und  Aushändigung 
an  die  Besteller  gegen  Vorausbezahlung  des 
an  die  Postkasse  zw  entrichtenden  Bezugs- 
preises bewirkt.) 

Die  vorstehend  mitgeteilte  sehi'  einfache 
Berechnung  der  Höhe  »Zeituagsgebflhr.  hat 
durch  Art  1,  in  der  Novelle  vom  20.  Dezember 
1899  (RG.Bl.  S.  715)  eine  ziemlich  ver- 
wickelte Umgestaltung  erfahren,  die  zwar 
bezweckte,  eine  Erhöhung  der  Einnahmen 
des  Postfistus  und  insbesondere  eine  höhere 
und  gerechtere  Belastung  der  grösseren 
Zeitungen  herbeizuführen,  die  aber  nach  zu- 
verlässigen Mitteilimgen  diesen  Zweck  nicht 
nnr  nicht  erreicht,  sondern  sogar  erhebliche 
Mindereinnahmen  für  den  Reichsriskus  zur 
Folge  gehabt  hat.  Die  Zeit  ungsgeb (Ihr  be- 
trägt danach  nämlich  vom  1.  Januar  1901  ab : 

a)  2  Pfennig  für  jeden  Monat  der  Be- 
zugszeit ; 

b)  15  Pfennig  jährlich  für  das  wöchent- 
lich einmalige  oder  seltenere  Erscheinen  so- 
wie 15  Pfennig  mehr  für  jede  weitere  Aus- 

■ie  in  der  Woche;  und 

c)  10  Pfennig  jährlicli  für  jedes  Kilo- 
gramm des  Jahresgewichts  unter  Gewährung 
eines  Freigewichts  von  je  1  kg  jährlich  für 
soviel  Ausgaben,  wie  der  Gebühr  zu  b  unter- 

Durch  Verwendung  leichteren  Papiers 
haben  es  auf  diese  Weise  die  Zeitungsver- 
leger in  der  Hand,  eine  Herabsetzung  def 
Zeitimgsgebühr  im  Einzelfalle  herbeizuführen 
und  so  die  Einnaltme  der  Postkasse  zu 
schmälern,  dcrea  Ausgabeu  durch  die  infolge 
der  verwickelteren  Berechnungsart  erforder- 
lichen Vermehrung  des  Beamten  personal» 
dagegen  sich  erhöhen.  Dazu  kommt  noch, 
dass  die  kleineren  und  seltener  erscheinen- 
den Zeitungen  infolge  der  erheblichen  Herab- 
setzung der  Zeitungsgebohr  nicht  mehr,  wie 
bisher,  als  DruckBa<£e  an  die  Bezieher  ab- 
gesandt, sondern  mittelst  Postdebite  ver- 
trieben werden,  wodureh  der  Postkasse  ein 
.mhafter  Ausfall  an  Portoeinnahmen  er- 
wächst, der  durch  die  »Zeitungsgebühr«  und 
das  »Bestellgeld«  bei  weitem  nicht  gedeckt 
wird. 

Neben  dieser  »Z  e  i  t  u  n  g  s  g  e  b  0  b  n, 
welche  die  Verleger  zu  entrichten  haben, 
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ist  von  denjeDigen  Beziehern  der  Zei- '  Staaten,  in  welchen,  wie  z.  B.  im  Deutschen 
tuDgeo,  tlie  die  Zeitung  nicht  bei  der  Post  |  Reiche,  üie  Pöst  den  grössten  Teil  der  Zei- 
abholen,  ein  Zeilungsbestellgeld  zu'tungeo  vertreibt,  ' ein  annähemd  richtiges 
entrichten,  das  je  nach  der  Häufigkeit  des  Bild  über  den  Umfang  des  Zeitiingswesena 
Erscheinens  der  Zeitung  für  jedes  Exemplar '  in  dem  l>etreffesden  Lande  und  zwar  für 
mindestens  2  Pfennig  und  höchstens  32  das  Jahr  1899  bezw,  1808  (bezw,  das  in  (> 
Pfennig  monatlich  ausmacht  i  beigeEJigte  Jahr). 

Die  Post  vermittelt  übenües  den  Bezug        Es  wurden  durch  die  Post  an  Zeitungs- 
aller in  der  amthchen  Zeitungsproishste  auf-  j  nummern  befördert : 

geführten  in-   und  ausländischen  Zeitungen   a)  in  Dentschland 1350975000 

lind  Zeitschriften  oacii  Itassgabe  der  §S  10  b)  in  Belgien 54  'S^  000 

,  ,,   ,      „                  ,            28.  Okt.  1871   c)  in  Bulgarien  mid  OBirumeUen 
imd  11  des  Posttaxgesetzes  V.  ^1^  -jj^^-^j^,j^         (1898) 953000 

nnd    der  Postordnung   vom  20.'März'  ISÖo  *' '"■igf^'j   """  den  Farür  ^^^^ 

sowie    des    zwischen  Deutscliland  und  den  g\  in  Frankreich  {i898) !    '.    '.    .  133000 

deutschen  Schutzgebieten,  der  grosseren  Re-  f)  jn  Grossbritannien  nnd  Irland 

Eublik     von     Centralamerika,     Oesterieich-  (t.  1.  4.  98  bis  31.  3.  09)    .       154100000 

Dgam,  Belgien,  Brasilien,  Bulgarien,  Chile,  g)  in  Italien  (leifü) 2407000 

der   Republik    Cohimbieu,    Dänemark,    der  h]  in  Luxemburg agaoooo 

Republik  San  Domingo,  Aegj-iiten,  Griechen-  i)  i?  Montenegro  (1898) .    ...  55200 

land,  Italien,  Luxemburg, '  Norwegen,  den  n''"**? "f"®^-"".,  M«Mi '  "  '  "  52367000 
Niederlanden:   Pc.ien,    Portugal    und   den : Sj^O-^-'^MlsaS) .    .    .    ,       110,00000 

portugiesischen  Kolon  leen,  Rumänien,  Serbien,  ^j  ;„  Bosnien  u 

Schweden,   der  Schweiz,   der   Türkei   und  q)  ;, 
Cnignay  abgesuhlossenen  Uebereinkommena 

beti-effend  den  Postbezug  von  Zeitungen  und  p)  i; 

Zeitsehriffen   vom   15.  Juni    1897    (R.G.Bl.  q)  i 

1898  S.  1176).  f)  V 

In  der  Mehrzahl  der  voi^nannten  LUnder 
wird  ebenfalls  die  Bestellung  der  Zeitungen         Die  niedrigen  Zahlen  für  Frank-reich  und 

beim  Verleger  und  deren  Vertrieb  diu^^h  Italien  erklären  sich  daraus,  da-is  in  diesen 
die  Post  besoi-gt  (Postzeitungsdebit).               '  Ländern    der   sogenannte    Post  zei  tiingsdebit 

In   England    dagegen    befasst    sich   die  nicht   existiert;    die    Zahl    der   durch   die 

Post  überhaupt  nicht  mit  der  Vermittelung  Post  im  Jahre  1899  versandten  Drucksachen 

von  Zeitungsabonnements;  in  Frankreich  und  (einschl.  der   Zeitungen)   beziffert    sich  in 

in  ähnliche!  Weise  in  Italien  beschränkt  sieh  Fi-ankreieh  auf  1409 14100ti  Stück, 
dieselbe   auf    die    üobermittelung  der'       Für  Griechenland,  die  Siederlande,  Por- 

Bestellung  an  den  Vorloger,   indem  sie  im  tugal,  Spanien  und  die  Türkei  ist  die  Zahl 

Übrigen  diesem  die  Zusendung  an  die  Be-  der  durch  die  Post  verschickton  Zeitnngs- 

steller  und  die  Art  derselben  flberiässt.        '  nummern  nicht  angopeben ;   ebenso  fehlt  in 

Die   nachfolgenden,   der  amtlichen   Sta-  der  amtlichen  Statistik  für  1899  eine  Angalie 

tistik  der  deutschen  Rdchsjiost-  und  Tele-  in  Bezug  auf  Fi-ankreieh. 


n  Bosnien  und  Herzegowina 

83 

i  ßnmänien  (v.  1.  4.  98  bia 

Hl.  3.  99) 

667 

1  Russland  118981     .... 

110637 

1  Sehweden 

1  der  Schweiz 

'"5  959 

1  Serbien  (,189t) 

3195 

graphenvor waltung  für  1899  entnommenen 
Zahlen  geben  eine  I'ebei^iclit  über  die  Be- 
teiligung der  Postanstalten  an  dem  Zoitungs- 
vertrielte    und    gleichzeitig    für    diejenigen 


Schliesslich  sei  noeh  erwähnt,  dass  durch 
die  deutschen  Reiehspostan stalten  im  Jahre 
1890  an  Zeitungen  und  Zeitschriften  bezogen 
wurden,  welche  erschienen 


a)  im  Keichapoat gebiete 3  928  727  1  072  589  579 

b)  in  Bayern  und  Württemberg  .  .  161  »39  30733528 
(■)  in  OeÄterreich-rngarn  ....  6054  1577071 
d)  in  anderen  Liliiflern 20315  3S09661 

Zusammen             4  1 16  235  i  09S  709  839 
Dazu  Durchgangsverkehr  (ausserhalb 
des    Beichspostgebiets    erscheinende 
Zeitnngen   fllr  Bezieher   ausserhalb 

des  Eeichspoat gebiete) 13622  1  409518 

Insgesamt          4129S57  1  100119357 

Vergleicht  man  diese  ScIUnsszahlcn  mit  wonach  sich  die  Gesamtzahl  der  durch  die 
den   in  der  1.  Auflage  mitgeteilten  Zahlen  1  deulsciieii     Reiehspostan  stalten     bezogenen 

der  amtlichen  StatLsük  für  das  Jahr  1892,  >  Zeitungen   auf  nur   2989(12.')  und  die  der 
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beförderton  Nummern  auf  772165901  belief, 
so  erhält  mau  ein  deutliches  Bild  von  der 
enormen  Steigenmg  des  Postzeitunga  Verkehrs 
innerhalb  des  Reichspostgebiets. 

Für  das  ganze  Deutsche  Reich  (also 
einschliesslich    der   nicht    zum    Reichsposl- 

f  biete  gehörigen  Bundessbiaten  Bayern  und 
Qrttemberg)  beziffert  sich  die  Anzahl  der 
im  Jahre  1S99  beförderten  Zeitungsnummern 
auf  die  gewaltige  Zald  von  1^50974756 
Stück,  nebst  155160^75  ausserge wohnlichen 
Zeitiingsbeilagen,  während  diese  Zahlen  sich 
für  das  Jahr  1892  nur  auf  9U4780838 
Nummern  und  50296800  Beilagen  belaufen. 
Welchen  zuaehmenden  Umfang  die  Ent- 
wickehing  des  Zeitun^wcsens  und  damit  in 
Deutschland  Haod  in  Hand  gehend  die 
Thätigkeit  der  Post  als  Zeitungsvertriebs- 
stelle  angenommen  liat,  das  miJgen  folgende 
statistische  Daten  veranschaulichen ;  Wäh- 
rend die  im  Jahre  1824  in  Preusseu  ver- 
triebenen 845  Zeitungen  sich  auf  2127  im 
Jahre  1869,  d.  h.  um  durchschnittlich  3°/o 
jährlich  vermehrt  hattcu,  ist  die  Zahl  der 
im  Heichspostgebiete  dem  Postdebit  unter- 
liegenden Zeitungen  von  2122  im  Jahre  1809 
auf  7082  im  Jahre  1891,  d.  i.  um  jährlicli 
13'/a  "lo  gestiegen.  Die  von  deutschen  Post- 
anstalteu  (also  einschlieaslieh  derjenigen 
Bayerns  und  Württembergs)  befoi-derten 
Zeituugsnummern  und  aussergewöhnlicheu 
Zeilungsbeilagen  belaufen  sicli  für; 

Jahr  ""^ 

Zeitungsmiramern        Zeitungsbeilogen 

1894  i  oz8  586  573  74  846  400 

1895  i  109  701 768  90236400 

1896  i  126816947  108380030 

1897  1231829454  123713666 

1898  1395777724  131680626 

Ana  diesen  Zahlen  ergiebt  sich  also  ein 
fortgesetztes  und  gia:  nicht  unerheblich  von 
Jahr  zu  Jahr  steigendes  Änwaclisen  des 
Zeit ungs Vertriebes  durch  die  Post. 

S.  Bedeutnng  der  Zeitnogeo  und 
Zeitangsanzeigen.  Die  eminente  Bedeu- 
ttiug  des  Zei tun gs Wesens  für  das  gesamte 
Kultiu-Ieben  imserer  Zeit  ist  derart  über 
allen  Zweifel  erhaben,  dass  es  niclit  sowohl 
gilt,  diese  Thatsache  erst  zu  beweisen,  als 
sie  durcli  llervorkehrung  einiger  Gesichts- 
punkte in  das  rechte  Licht  zu  stellen. 

Welch  hohen  Wert  schon  Männer  wie 
Cäsar  und  Napoleon  der  Veröffentlichung 
von  Nachrichten  l>eimassen,  das  geht  aus 
der  vou  jenem  angeordneten  Bekannt- 
machung der  acta  senatus  und  der  acta 
diurna  und  dem  eingangs  mitgeteilten  Aus- 
spruche Napoleons  I.  hervor,  dem  auch  die 
Aeussemng  beigelegt  wird,  dass  vier  feind- 
liche Zeitungen  mehr  Unheil  anriciilen 
könnten  als  lOOOOO  Soldaten.  —  Bekannt 
ist  ferner,  welch  eifriger  Förderer  des  Zei- 


tungswesens Friedrich  der  Grosse  nameot- 
im   Beginne  seiner  Regierungszeit  ge- 

!n,  welch  grosse  Zahl  von  Zeitungs- 
artikeln er  selbst  verfasst  hat;  und  dass  er 
jedenfalls  ursprünglich  einer  strengen  Cen- 
siir  abhold  war,  dokumentiert  sein  bekanntes 
Wort:  »Gazetten,  wenn  sie  interessant  sein 
soUen,  dürfen  nicht  geniert  sein«.  —  Bis- 
marck,  der  zwar  keine  sehr  günstigen 
Aeusserungen  über  die  Zeitungen  hat  ver- 
lauten lassen,  wusste  doch  von  der  Publi- 
cität  der  Presse  einen  Gebrauch  zu  machen, 
wie  dies  von  keinem  früheren  Staatsmaane 
bekannt  igt;  zweimal  liat  er  es  verstanden, 
iniltelst  reclitzeitiger  Veröffentlichung  von 
Bündnissen  durch  die  Presse  (des  Schutz- 
und  Trutzbündnisses  mit  den  süddeutschen 
Staaten  und  des  zwischen  dem  Deutschon 
Reiche,  Oesterreich  und  Italien  [dem  sog. 
"Dreibünde«]  abgoschlossencn  Bündnisses) 
feindliche  Staaten  von  kriegerischen  Cnter- 
nehmungen  abzuhalten.  Diese  Thatsachen 
imd  die  Bekanntgabe  der  Vorgänge  in  Ems 
am  13.  Jidi  1870,  bei  welcher  er  aus  einer 
»chamade^  eine  «Fanfare«  machte  nnd  da- 
durch das  ganze  deutsche  Volk  zu  kriege- 
rischem Enthusiasmus  entzündete,  sind  noch 
frisch  in  der  Erinnerung.  Aber  nicht  bloss, 
wie  in  diesen  Fällen  als  Publikations- 
organe,  sondern  auch  als  Kritiker  aller 
öffentlichen  Zustände  und  Verhältnisse 
sind  die  Zeitungen  für  die  Richtung  der 
inneren  und  Süsseren  Politik  vielfach  aus- 
schlag^bend:  sie  sind  zugieicii  die  Träger 
und  Leiter  der  » öffentlichen  Meinung«, 
dieser  Herrscherin  im  modernen  Staatsleben, 

Welche  Bedeutnng  ihnen  schon  als 
blossen  Nachrichten  vermittlern  wäh- 
rend eines  Kri<^s  im  Leben  einer  Nation 
beiwohnt,  ist  ziu-  Genüge  bekannt;  unr  sei 
hier  noch  daran  erinnert,  dass  Moltke  in 
dem  deutsch-französischen  Kriege  seine 
folge  nach  weren  EntSchliessungen  teilweise 
auf  diejenigen  Nachrichten  gegründet  hat, 
welche  er  über  die  Verhältnisse  und  Stellung 
des  Feindes  aus  den  französischen  und  eng- 
lischen Zeitungen  entnahm. 

Für  das  innere  Leben  der  Nation 
spielen  die  Zeitungen  namentlich  durcli  ihre 
Kritik  der  bestehenden  Zustände  und  der 
politischen  Massnalimen  der  Regierung  eine 
sehr  wichtige,  ja  mitunter  entscheidende 
Rolle,   wie   denn   z.  B.  das   Scheitern  des 

Sreussischen  Volksschulgesetzentwurfes  im 
ahre  1891  nicht  zum  geringsten  Teile  der 
Thätigkeit  und  dem  Einflüsse  der  politischen 
Presse  zuzuschreiben  ist. 

Die  Bedeutung  des  Zeitungswesens  für 
die  Rechtspflege  beruht  nicht  bloss  darin, 
dass  die  Zeitungen  ihren  grossen  Leserkreis 
mit  allen  neuen  Gesetzen  und  Verordnun- 
gen und  den  wichtigeren  gerichtliehen  Ent- 
scheidungen  sowie   mit  dem  Verlaufe   all- 
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gemein  interessiere  oder,  insbeBondere  straf- 
gerichtlieher  Terhandlungen  sofort  bekannt 
machen  und  dass  die  zahlreichen  Fachzeit- 
schriften der  EntwickehiDg  und  Förderung 
der  Rechtspflege  im  höchSteii  Masse  dien- 
lich sind,  sondern  vor  allem  aucJi  darin, 
dass  die  periodische  Presse  für  die  Rechts- 
pflege gewissermasseii  ein  geradezu  unenl- 
belirlicbes  Organ  geworden  ist.  In  welcher 
"Weise  dies  der  Fall,  ist  bereite  oben  (siib 
4)  angedeutet,  wo  darauf  hingewiesen  ist, 
für  welche  grosse  Zahl  von  Rechtsakten  eine 
»Einrückung«  in  die  Zeitung  gesetzlich  vor- 
geschrieben ist.  Die  wichti^te  Rolle  spielt 
aber  in  dieser  Hinsicht  die  periodische 
Presse  für  die  "Verkündigung  der  Gesetze 
und  Verordnungen :  in  den  meisten  civili- 
ßierten  Staaten  erhalten  diese  ihre  rechts- 
verbindliche  Kraft  erst  durch  den  Äbdnick 
in  besonders  hierfür  bestimmte  öffentliche 
Blätter  (Gesetzblätter,  Gesetzsammlungen, 
Regierungsblätter,  Amtsblätter).  Diese  Auf- 
gabe, wodurch  die  periodisclie  Fresse  ein 
geradezu  unentbehrliches  Organ  der  Gesetz- 
gebung geworden,  ist  ihr  aber  meist  erst 
seit  Beginn  dieses  Jahrhunderts,  ja  zum 
Teil  erst  in  den  letzten  Jahrzehnten  zuge- 
fallen. 

Für  die  Volkswirtschaft  der  Na- 
tionen ist  das  Zeitirngswesen  von  geradezu 
unberechenbarer  Bedeutung  und  Tragweite. 
Es  soll  hier  ganz  davon  abgesehen  werden, 
welch  wichtigen  Faktor  im  Erwerbs-  und 
■Wirt5chaftslel)cn  der  Nation  die  periodische 
Presse  schon  dadurch  bildet,  dass  sie  Tausen- 
den und  Abertausenden  von  Existenzen  so- 
wohl direkt  wie  indirekt  als  Erwerbszweig 
dient:  das  Druckereigewerbe,  die  Papier- 
fabrikation, die  Mascliinenfabrikalion,  Tele- 
graphie  und  Post  —  sie  alie  verdanken 
ihren  Aufschwung  und  einen  Teil  ihres  Ge- 
deihens mehr  oder  weniger  dem  Autblühen 
der  periodischen  Presse. 

Durch  das  »An zeigen wesen«,  zumal  seit- 
dem sich  dasselbe  durch  die  Annoncen- 
bureaus zu  einer  früher  imbekannten  Höhe 
und  Ausdehnung  entwickelt  hat,  regeln  die 
Zeitungen  teilweise  die  wichtigen  volks- 
wirtschaftlichen Hebel  von  Angebot  und 
Nacli  frage. 

Noch  mehr  wirken  sie  durch  ihr  »Nach- 
richtenwesen" bestimmend  aiif  die  Preis- 
bildung ein :  ihre  telegraphischen  Ernte-  imd 
Marktberichte,  ihre  telegraphischen  Angaben 
über  die  Schiffsbewegungen  geben  den  Pro- 
duzenten und  Konsumenten  des  ganzen 
civiljsierten  Erdballes  fast  zu  gleicher  Zeit 
Kunde  Ober  die  jeweilige  Lage  <les  Weltr 
niarktes.  Ein  Beispiel  möge  die  Tragweite 
dieses  Nachrichtendienstes  veranschaidichen. 
Bekanntlich  bilden  einen  wichtigen  Bestand- 
teil aller  grösseren  Blätter  die  Börsentte- 
richte.    Dadurch  wird  das  gesamte  Publikum 


sofort  mit  dem  jeweili^n  Stande  der  Knree 

bekannt  gemacht.  Hierdurch  wird  dem- 
selben die  Beteiligung  an  Börsenspeku- 
lationen erheblich  erleichtert,  ja  vielfach 
erst  ermöglicht;  ein  Verbot  der  Bekannt- 
machimg  aes  Kurszettels  durch  die  Zeitun- 
gen würde  deshalb  fast  dem  Ausschluss  des 
Privatpubhkums  vom  Börsengeschäft  gleich- 
kommen und  somit  für  den  Börsenverkehr 
und    die    Gestaltung   der   Kurse    von    der 


Schliesslich  sei  noch  an  die  Wichtigjteit 
des  Zeitimgswesens  für  die  Wissenschaft 
erinnert:  welche  Rolle  insbesondere  die 
Zeitschriften  für  die  Fortbildung  der 
Wissenschaft  spielen,  ist  bereits  oben  ange- 
deutet. Gewisse  Zweige  der  Wissenschaft, 
wie  insbesondere  die  Chemie  und  Technik, 
finden  ihre  Pflege  fast  ausschliesslich  in 
den  periodisclien  Zeitschriften,  schon  weil 
die  Entdecker,  um  sich  die  Priorität  der 
Entdeckung  zu  sichern,  die  zeitraubende 
Niederlegung  ihrer  Gedanken  in  einem 
Buche  gar  nicht  abwarten  können.  Dazu 
kommt  aber  auch,  dass  bei  der  Fülle  der 
wissenschaftlichen  Produktion  alle  Errungen- 
schaften der  Wissenschaft  erst  diu«h  die 
Verbreitung  imd  Mitteilung  in  den  Zeitun- 
gen Gemeingut  des  Volkes  werden,  so  dass 
die  in  Büchern  enthaltenen  wissenschaft- 
lichen Wahrheiten  erst  dann  praktische  Be- 


nichC  wunder  nehmen,  dass,  wie  Bücher 
mit  Recht  hervorlieht,  "die  Publikationsform 
des  Buches  von  Jahr  zu  Jahr  an  Boden 
verliertu. 

Die  ganz  eminente  Bedeutung,  welche 
hiemach  das  Zeitungswesen  für  das  ge- 
samte Kulturleben  der  Gegenwart  ^wonnen 
hat,  lässt  es,  wie  auf  der  Hand  liegt,  von 
der  grössten  Wichtigkeit  erscheinen,  dass 
die  Herausgeber  nnd  Verfasser  der  perio- 
disclien Presse  ihres  hohen  Berufs  in  jeder 
Weise  Avürdig  und  imstande  sind,  demselben 
gerecht  zu  werden.  —  Es  lässt  sich  nicht 
verkennen  dass  dies  durchaus  nicht  immer 
und  über^l  der  F^l  und  dass  sich  in  der 
Tagespresse  mancherlei  Äuswnlchse  und  Uu- 
zuträglichkeifen  herausgebildet  haben.  Na- 
mentlich in  Deutschland  mag  dies  zum 
Teil  auch  daran  liegen,  dass  den  »Ver- 
tretern der  Presse«  nicht  diejenige  Stellung 
eingeräumt  wird,  die  ihnen  ilirem  wichtigen 
BeniEe  nach  zukommen  würde.  Dies  mag 
auch  die  Ursache  dafür  sein,  dass  sich  nicht 
selten  solche  Personen  dem  Zeitungswesen 
widmen,  welche,  wie  Bismarck  sie  mit 
einem  harten,  aber  vielleicht  nicht  ganz  un- 
gei-echtfei-tigten  Ausdrucke  gekennzeichnet 
hat  »ihren  Beruf  verfehlt  haben«. 

In  diesem  Ausspruche  ist  zugleich  der 
Weg  angedeutet,   der  eine  Besserung  der 
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bestehenden  Verhältnisse  herbeifOhren  könnte, 
nämlich  die  Ausbüdimg  von  >BerufBiouma- 
listen..  —  Wenn  uobeschadet  der  Freiheit 
in  der  AuaObung  des  ärztlichen  Berufs,  Uß- 
beschadet  der  Freiheit  der  Advokatur  vor 
dem  Arzt  und  Rechtsanwalt  eine  akade- 
mische VorbüduDg  und  die  Ablegung  eines 
Examens  gefordert  wird,  so  kann  ma 
auch  unmöglich  als  eine  Beschränkung 
Preesfreihcit  bezeichnen,  wenn  die  gleiche 
Forderung  an  den  Zeitungsredakteiir  ge- 
stellt- wird,  welchem  mindestens  ebenso 
wichtige  Interessen  des  Volkes  anvertraut 
Bind  als  dem  Anwalt  und  Arzt.  Oegen 
einen  für  seinen  Beruf  durch  akademisches 
Studium  und  Ablegimg  eines  Examens  vor- 
gebildeten Journalisten  könnte  man  nicht 
mehr  den  Vorwurf  erheben,  dass  er  seinen 
Beruf  verfehlt  hat;  wie  sehr  aber  eine 
solche  Vorbildung  der  Hebung  des  gai 
Standes  und  damit  der  Entwickelung 
Zeitun^wesens  und  dem  Kuiturfortscliritte 
■des  V  olkes  zu  gute  kommen  würde,  das 
bedarf  keiner  näheren  ÄusfOhnmg.  {D< 
hier  atisgesprochene  Gedanke  ist  bereits  i 
der  lesenswerten  Schrift  von  Dr.  T.  G.  Weiss : 
»Die  Reform  der  Presse«,  Karlsruhe  1B90, 
angeregt  woi-den.) 

Ueber  die  rechtliche  Stellung  der  Zei- 
tungen siehe  den  Art  Pressgewerbe 
und  Pressrecht  oben  Bd.  VI,  S.  231ff. 

Xltteratur:  D,  v.  Biedermann,  Da»  Zeilungt- 

KCitn  eintt  und  jetil,  Leipzig  ISS3  (S.  31  ff.  vreilere 
LiUenUuTangabm  intkattend).  —  K,  Büther, 
IMe  Entairkung  der  VollnmirUc/Kift,  Tübingat 
isys  (darin:   IHc  Anfiinge   Je»   ZeitungnrtMnt, 

5.  169ff.).  —  B,  Gramhoff,  Dit  hrieftiehe 
Zeüung  dt»  16.  JakrkundtrU,   Leipzig  IS77.  — 

6.  Steinhauaen,  Die  EnUltkung  der  Zeitung 
aus  dem  bric}liehea  Verkehr,  im  nArehiv  für  Poil 
und  Telegraphier,  Bd.  23,  S.  H7ff.,  Berlin 
1S9B.  —  Pr,  V.  HoUiendorff.  We4e»  und 
Werl  der  SffenUickcn  Meinung,  München  lö7y. 
—  Wtlh.  Joestf  Die  aueiereuropfHnche  deuUehe 
F^eise,   Kliln   13SS.    —  J.   O.   Opel,    Die  An- 

Jäuge  der  detittchen  Zeilungtprate  (im  Archiv 
für  Getchichte  de»  deviichen  Buchhandel»), 
Leipzig  1879.  —  H.  E.  Prut«,  Oetchirhle  de» 
deuuchen  Joumatümu» ,  Hannorer  lSi5.  — 
Jjudwlg  Salonuyn,  Gmckirhte  de»  devUekca 
Zeituagrweeen»  tum  den  ertitn  Anfängen  bi» 
lur  WiedeFaufriehiung  de»  Deutttlien  Beiehet, 
Bd.  I,  Oldenburg  und  Leipzig  1900.  —  Prant 
Walther,  Deultehei  ZeUung»ipeaen  der  Gegen- 
wart (in  iD.  Zeilfmgen  de»  ehri»Üiehen  Volk»' 
leben»«),  IleiUironn  1838.  —  J.  H.  WehU, 
Die  Zeitung,  Wien  1888.  —  J.  WlnlO^r,  Die 
ptriödieehe  Prt»te  Oeeierrcichs,  Wien  1S?S.  — 
C.  Wetler,  Die  ertten  deutschen  Zeitungen, 
Stuttgart  lS7i.  —  £nn«n,  Die  ZeitungipTe»»e 
in  der  Beifh*»tadt  Ki^n,  in  nAnnalen  de»  hiil. 
Verein»  für  den  A'iederrhein«,  36.  Jahrg.  S.  IS  ff. 
(KSln  last).  —  O.  SaziUer,  Die  franiSiitehe 
Fott  am  yiederrhein;  datcUut  65.  Heft  S.  l—9i 
(Xeln  1398).  —  C  D.  V.  WtUUben,  Ge»ch. 
iler   Lelpiigei-   Zeitung,    Leipzig    1860.    —    H. 


Wuttke,  Die  deuteehen  Zeiltchriften  und  die 
Eal4tehung  der  dffenüifhen  Meinung,  S.  Awfi., 
Leipzig  1S7S.  —  GeteAiehle  der  KSlni»ehen  Zei- 
tung und  ihrer  Druckerei,  Köln  1380.  — 
Otto  Slben,  Getchiehlt  de»  »ehwOlritehen  Mer- 
kur», Stuligarl  ISSX.  —  150  Jahre  SchUeüche 
Zeüuny,  Brezhm  189t.  —  Ed.  HegeH,  Die 
Allgemeine  Zeitung,  Manchen  1898.  —  O. 
KnntzemüUer .  Da»  hannoversche  Zeitungi- 
ae»en  vor  dem  Jahre  ISfS,  in  «Freut».  Jahrb.n 
Bd.  94,  S.  425 ff.,  (Berlin  1393).  ~  DtraeOte, 
IIannover»eher  Kourier  1849 — 1899,  Hannover 
1899.  —  Chr.  Belnr.  SchSner,  Di«  perio- 
di»che  Prette  und  die  Kirche  mit  betonderer  Be. 
rückeichligung  der  Tage»pre»»e,  Gotha  189S.  — 
Seukamp,  Art.  Zeitungen  im  Wnrlerbueh 
der  Volttttintchaft  Bd.  IT,  S.  9S8ff.,  (Jena 
1898).  —  HJatltUir  Schacht,  &1atltli»che  Unter- 
mehungen  über  die  Freite  Deuttchland»,  Jahrb. 
/.  Not.  «.  Stat.  3.  F.,  Bd.  15,  S.  SOSff.  (Jena 
1898).  —  SlaHtlik  der  deuttehen  Reichtpo»l-  und 
TeUgrophenveraaltung,  rU^jährlieh  AerotMjrejeien 
vom  Reichtpoitamt  in  Berlin.  (Nicht  im  Buch- 
handel). —  War*4e,  E»»ai  hi»lorique  et  crüi- 
que  dee  Joiimaiii  beige»,  Gent  1345.  —  E.  Ha- 
Itn,  Le»  gaietle»  de  HoUande  et  la  prette  elan- 
deitine  an  IT.  et  18.  »ierlet,  Parlt  186S.  —  Der- 
selbe, Bifdiographie  hittorique  et  critique  de 
la  pTe»»e  periodique  franqaite.  Pari»  1866.  — 
Derselbe,  lliitoire  poliligue  et  litleraire  de 
la  pre»»e  en  France,  Parle  1S59 — 61.  —  Ed. 
iMfenHire,  La  ceniure  et  le  regime  eontlitu- 
tionel,  Parit  1S6S.  —  A.  Andrewn,  The  hit- 
tory  of  Britiih  Journaliam,  London  1359.  — 
Grnnt,  The  neictpaper»  preii:  ilt  origin, 
progre»!  and  pretent  potilion,  London  1S71.  — 
H.  B.  Ftuc  Boume,  Englieh  Newepaper». 
Chaptert  in  the  Hitlory  of  Joumaliiim,  Iiondon 
1837.  —  OtUno,  La  »tampa  periodiea,  Ü  com- 
tnercio  dei  libri  et  la  tipografla  in  Balia,  MHana 
1876.  —  Fr.  Rudton,  Joumalitm  in  the  Uni- 
led State»  from  1690-1S7S,  Kea-Tork  1873.  — 
Die  J!i  dem  Art.  Preetgewerhe  und  Prett- 
recht  oben  Bd.  VI  S.  S44  angegebene  lAUeratur. 
Xeakamp. 


Zeitnngsstener. 

Die  Zeitnugssteuer  ist  eine  Objektsteuer 
in  dem  von  mir  S.  32  ff.  meines  Kommen- 
tars zum  preussischen  üewerbesieuergesetze 
(Essen  1891)  entwickelten  Sinne.  Von  den 
civilisierten  Staaten  der  Erde  hatte  bis  vor 
kurzem,  soviel  bekannt,  nur  noch  Oester- 
reich  eine  reine  Zeitungsflteuer  in  Form  des 
Zeitungsstempels. 

Innerhalb  des  Deutschen  Reiches  existierte 
insbesondere  in  Preussen  bis  zum  Erlass 
des  Reichspressgesetzes  eine  Zeitungssteuer 
in  der  Form  des  Zeitungsstempels.  Nach- 
dem dieser  ursprünglich  gemäss  G.  v.  20. 
November  181Ü  alle  Zeltungen  und  Zeit- 
schriften betroffen  hatte,  wurde  er  durch 
den  Tarif  zum  Stempelgesetz  v.  7.  März 
1822  auf  politische  Zeitungen  beschränkt 
und  alsdann  durch  V.  v.  8.  Dezember  1648 
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gänzlich  autgehobec.  Durch  das  G.  v.  2. 
Juni  1852  (G.S.  S.  301)  wurde  ein  nach 
Massgabo  des  bedruckten  ÜTächenraumea  zu 
berechnender  Zeitungastemiiel  ein^führt, 
welcher  alle  kaiilionspf lichtigen  Zeitungen 
lind  Zeitschriften  und  Anzeigeblätter  jeder 
Art  traf.  Dieses  sehr  drückende  Gesetz 
wurde  durch  ein  G.  v,  29.  Juni  1861  nebst 
ergänzendem  G.  v.  26.  Seiiteinber  1862  ab- 
geändert, durch  welches  auffallenderweise 
nur  die  in  deutscher  Sprache  erscheinen- 
den Blatter  betroffen  wurden. 

In  Frankreich  fand  die  Einfülinmg  des 
Zeitungssfempcls  zuerst  diirch  das  G.  v, 
30.  Se]>tember  1798  (9.  vendcmiaire  an  "\^.) 
statt;  in  der  Gestalt,  welche  er  dtu^h  das 
G.  T.  14.  Dewiraher  1830  erhalten  hatte, 
wurde  er  durch  Doki-et  der  pi-oWscri sehen 
Regiening  vom  4.  März  1848  abgeschafft. 
Durch  die  Dekrete  vom  16.  Jidi  iöüO  und 
17.  Februar  IS.W  von  neuem  eingeführt, 
wurde  er  durch  Dekret  vom  5.  Scpleraber 
1870  endgiltig  beseitigt.  Einen  Ei-satz  hier- 
für schuf  das  G.  V.  4.  September  1871,  in- 
dem es  das  für  den  Druck  bestimmte  Papier 
mit  einer  besondci-a  erhöhten  Papiei-steuer 
belastete.  Diese  Erhöhung  ist  ei-st  seit  Ein- 
filhnmg  des  PressgesclKes  vom  29.  Juh  1881 
in  Wegfall  gekommen,  so  dass  jetzt  die 
Zeitungen  nur  noch  von  der  allgemeinen 
Papiörsteuer  betroffen  weitlcn. 

In  England  wurde  zunächst  diu'ch  eine 
ParlamentsakLe  v,  10.  Juni  1712  eine  Zei- 
tnngssteuer  eingefithrt;  ausserdem  kannte 
die  englische  Gesetzgebung  noch  eine  In- 
seraten- und  eine  Pa]>iersteuer.  Die  ad- 
vcrtisement  tax  wurde  duivh  G,  v.  4.  August 
1S.")3,  die  paper  diity  (Papiersteiier)  durch 
G.  V.  12.  Juni  1861  beseitigt  Die  Zeitungs- 
stemjiel Steuer  wurde  durch  G.  v.  l.^,  Jnni 
ISS'j  (If*  wid  19  Vict,  cap.  27)  in  der  Weise 
geregelt,  dass  oa  jedem  Zeitungsuiitemehmer 
tlberlassen  bleibt,  oh  er  die  von  ihm  heraus- 
gegebenen Zeitungen  stempeln  lassen  will 
oder  nicht;  lässt  er  sie  mit  dem  Zeitimgs- 
stempel  (l  d.)  verseheu,  so  muss  die  Post 
die  Zeitung  im  Gewicht  bis  zu  4  Unzen  frei 
befördern. 

In  Italien,  Belgien,  Noi-damerika  ist  eine 
Zeitungssteuer  unbekannt. 

In  OesteiTeicli  bestand  der  Zeitungs- 
slemiicl  seit  dem  1.  JuU  1798;  eine  weitere 
Regelung  erfuhr  derselbe  durch  das  Stempel- 
patent vom  5.  Oktober  1802  und  das  G.  v. 
27.  Januar  1840  sowie  thiK^Ii  die  Hofkammer- 
dekrete vom  7.  September  1840  und  lü. 
Februar  1841.  Seit  dem  Jahre  1848  hörte 
die  Verwendung  des  Zeitungsstenipels  that- 
Eächlich  auf,  bis  derselbe  zunächst  durch 
Patent  vom  C.  Sejitember  18.")0  nur  bezflg- 
lich  der  im  Auslände  erscheinenden,  in  das 
Inland  eiugetührlen,  wenigstens  wöchentlich 
einmal  erscheinenden  Zeitungen  politischen 


Inhalts  wieder  eingeführt  und  auf  2  Kreuzer 
festgesetzt  wurde.  Erst  durch  die  V.  v. 
23.  Oktober  1S57  (R.0.B1.  Nr.  207)  wurden 
auch  die  inländischen  kautionspfhchtigen 
oder  Insei-ate  enthaltenden ,  wenigstens 
wöchentlich  einmal  erscheiD enden  Druck- 
schriften imd  die  Aokündigungs-  und  An- 
zeigeblätter der  StempClgebfthr  von  1  Kreuzer 
unterworfen  und  diesen  Biättem  die  aus- 
ländischen, im  Postverein  erscheinenden 
Zeitschriften  und  Zeitungen  gleichgestellt. 
Die  V.  V,  23.  November  1858  {RG.Bl.  \r. 
217)  dehnte  die  StempelpfUcht  auf  alle  vor- 
genannten Zeitungen  und  Zeitschriften  ohne 
Rücksicht  auf  ihre  Kautionspflieht  aus  und 
Uess  davon  nur  die  amtlichen  Druckschriften 
und  die  weder  Unterhaitun  gslektöre  noch 
Inserate  entlialtenden  Fachblätter  frei.  Diese 
letzteren  unterlagen  gemäss  G,  v.  26.  De- 
zember 18G5  (aG.BI.  Nr.  147)  auch  dann 
der  Stempelpflicht  nicht,  wenn  sie  Iciig- 
Uch  sogenannte  Fachinscrate  aufnahmen. 

Ei-st  durcli  das  ü.  v.  27.  Dezember  1>99 
ist  auch  in  üesterreich  der  Zeitungs-  (und 
Kalender-)stempel  völlig  aufgehoben. 

Die  durch  G.  v.  6.  September  1850  ein- 
geführte Inseratenstener  ist  diiitrh  G,  v.  29. 
März  1874   mit  dem   1.  Juli  1874  beseitigt 
worden. 
Lltteratnr:   iürlie  die  Lillcmitiraiigoien  tu  i/'bi 
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cigr»  nbrn  H.  9SS.  tcmrr:  SehAn- 
bcrg,  Bd.  III,  .V.  ^Gaff.  —  Yovist.  iinrhi'kic 
der  Slriiem  ia  England.  Leipsiu  1866,  S.  J.'-". 
—  R.  von  Ka-ttfmnnn,  Dir  Finnmeu  f'nut- 
fFii-hi,    Lripziii    ISSJ.     —    Say     H    Chaillry. 

IbÜl,  läfü,  JId.  li,  a.  lOiGff. 

.Vpuframp. 


Zincke,  Georg  Heinrich, 

geb.  zu  Altennxle  bei  dein  damaligen  ka^I>3^h^i- 
sdieii  Nftnmburg  &.  S.  um  2Ü.  IX.  119)2,  gyiX. 
in  Helmsiädt  am  lö.  VIU.  1769,  lies«  wl. 
1708  als  gemeiner  ISotdnt  noch  Brabaot  an- 
werben, desertierte  17UU,  studierte  in  Jemi,  Erfnrt 
imd  Halle  Theolugie  und  Iteehtawisiieiiscliiiit, 
wurde  Dozent  der  Bechte  und  ITlä  Fiskal  Äcr 
Kriegs-  und  DomBnenkammer,  Sulz-  und  Ber^- 
werküdcpiitatiun  in  Halle,  folgte  1731  einem 
Rufe  hU  Hof-,  Begierun^-  und  Konaistorialrat 
nach  der  gleiebnamieen  Hauptotadt  des  dama- 
ligen Fürstentums  Weimar,  fiel  hier  in  Un- 
gnade, ging  noch  Leipzig  und  wurde  174ä  Pro- 
lessor  und  Kurator  des  Colleginm  Carolinnm 
in  Helm  Stadt. 

Zlucke  verafTenllichte  von  8taaUnigs(;n< 
achaftlichen  Scbriften  in  Buchform :  Allg^meioN 
ökonomisches  Lexikon,  Leipzig  1T31;  ^,  And, 
ebd.  1744;  .ö.  Aufl.,  vermehrt  von  J.  J.  Votck- 
mann,  ebd.  178U:  6.  Aufl.,  hrsg.  von  C  A.  Leiih. 
2  Bde.,  ebd.  1820.  —  Unindriss  einer  Einleitnn:; 
in  die  Kftmeralwiäsenschaft«n,  2  Bde.,  ebd.  171:: 
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~  Deutsches  Betü-  und  Hanofaktnr-  nnd  Hand- 
■werkBlexikon,  I.  (eiuziger)  Bd.  {A— F),  ebd. 
1745.  —  Kameralisteubibfiothek,  ein  Yerzeiehnis 
der  Bilcher  nnd  Schritten  etc. ,  4  Bde. ,  ebd. 
1751 — 57.  —  AnfanfagTÜnde  der  Kamera) - 
wissenschiiften,  2  Bde.,  ebd.  1703—55.  —  Ab- 
haudlnn^  von  der  Wiiischaftskanst  der  Armen 
nnd  Dürftigen,  ebd-  1759.  — 

Zincke  gab  heraus:  Leipziger  Sa mmlougen 
Ton  wirtschaftlichen-,  Polizei-,  Kammer-  und 
Finanzsachen,  184  Stücke  oder  16  Bde.  Nebst 
Register,  ebd.  1742  (Stück  1  datiert  vom  18. 
IX.  1742)  [bezw.  Bd.  I:]  1744—1767:  dasselbe, 
Bd.  I.  i.  Aufl.,  ebd.  1746,  (Der  grösst*  Teil 
der  Original artikel  hat  Zincke  znm  Verfasser.) 
—  Keue  Bearbeitung  von  Stissec,  Einleitung 
znr  Landwirtschaft  und  Polizei  der  Dentscheii, 
ebd,  174ti  und  Jena  17(i8.  —  Bechers  Politischer 
Diskurs  von  den  Ursachen  der  Auf-  und  Ab- 
nahme der  Stadt«  etc.,  Leipzig  1754.  —  Er 
äberaetzte  den  mit  zweifelhafter  Berechtigung 
Xenopbou  zugeschriebenen  Aufsatz  über  die 
Slaatseinkünfte  Athens  u.  d.  T.:  Buch  von  den 
Einkünften  etc.,  mit  historisch-politischen  An- 
iiierknngen  verseben,  Wolfenbilttel  1753,  — 

Zincke  hat  durch  sein  „ökonomisches  Lexi- 
kon" (s.  0.)  und  durch  seine  „Leipziger  Samm- 
lungen", die  zweite  volkswirtschaftliche  Zeit- 
schrift in  deutscher  Sprache  (s.  o.},  das  Streben 
zu  erkennen  gegeben,  der  staatsükonomischen 
Wissenschaft  weitere  Kreise,  als  die  von  dem 
zünftigen  Gelehrten  tum  gezogenen,  zu  eröffnen. 
Während  sein  Lexikon  aber  sechs  Auflagen  er- 
lebte, ist  von  den  „Leipziger  Sammlungen"  nnr 
der  Neudruck  des  J.  Bandes  erforderlich  ge- 
wesen, waü  jedoch  zu  einer  Zeit,  wo  liüchsteus 
die  politischen  Zeitschriften,  wie  z.  B.  die  „Nene 
EuropHische  Fama",  Leipzig  17;-t5ff.  oder  der 
„Europilische  Staatssekretanus" ,  ebd,  1734  ff. 
auf  einen  ausgedehnteren  Abonnentenkreis  rech- 
nen durften,  nicht  befremden  darf.  Als  Eklek- 
tiker wahrt  sich  Zincke  eine  seinem  Zweck- 
müssigkeitsstandpnnkte  entsprechende  selbstän- 
dige Beurteilung  »irtfchaft lieber  Verhältnisae ;  er 
ist  daher  weder  Slerkautilist  noch  bat  er  Fühlung 
mit  den  Ph.vsiokrat«u.  Der  Kamerali.st  ISsst 
in  fast  allen  Yeröflent Hebungen  Zinckes  den 
Nationalükonomen  nur  selten  zu  Woit«  kommen, 
und  wenn  dieser  das  Wort  hat,  handelt  es  sich 
in  der  Kegel  nicht  um  Fragen  der  theoretischen, 
sondern  der  praktischen  v  olks Wirtschaft ,  die 
wieder  vom  kameraliütischen  Standpunkte  ans 
beurteilt  werden.  Die  Polizei-  und  Kameral- 
wissenschaften  erscheinen  bei  Zincke  als  Ecgu- 
latoren  aller  wirt.schaftlichen  Fragen  und  seine 
Interpretation,  wonach  die  Oekonomie  „alle  recht- 
mässigen Nahmngsgeschäfte"  umfasst,  die  Po- 
lizei aber  die  Aufgabe  hat,  das  Gedeihen  dieser 
staatlich  ge.'ichützten  Nabrangsgeschäfte  zu  be- 
flirdemj  litsst  es  ausser  Zweifel,  dass  mit  dieser 

8oli/eüichen  Intervention  nur  das  staatliche 
rganisations-  und  Anfiitohtsrecht,  welchem  die 
Gewerbe  auch  hentlgentages  noch  unterstehen, 
gemeint  ist.  Dieser  Annassung  gemäss  ver- 
langt er  von  dem  Polizei beamten  das  Wissen 
eines  studierten  Kameralisten.  Derselbe  soll 
nitmlich  im  Naturrecht  und  ferner  in  der  Kenntnis 
der  menschlichen  Gewohnheiten  und  Schwächen, 
der  „Mathematik,  Historie,  Staatsklugheit  und 
der  ökonomischen  Verhältnisse"  gründlich  be- 
wandert sein.     Dieser  Kameral Wissenschaft  im 


Kanimer-'  oder  der  staatlichen  Finanzwissen- 
schaft  zusammen  füllt,  in  einem  polemischen  Aus- 
falle gegen  Becher,  Hürnigk  etc.  vertritt  er 
aber  den  Grundsatz,  dass  die  Forderung  der 
Hskalischen  Interessen  Hand  in  Hand  mit  denen 
der  Staatsbürger  gehen  müssen.  —  Wenn 
Zincke  Lykurgs  BcvOlkemngareproduktionS' 
mittel  empfiehlt,  aber  im  Gegensätze  zur  Dok- 
trin der  .  Herkantilisten  die  Tolksvermehrung 
anf  die  besitzenden  Klassen  beschränkt  haben 
will,  so  liegt  nur  in  der  Abstraktheit  der  Gut- 
heissung von  Lj'kurga  Massregel  ein  Wider- 
spruch, welcher  in  dem  Falle  aufhUrt,  einer  zn 
sein,  dass  die  popnlatioBistiscIien  Ratschläge 
des  spartanischen  Gesetzgebers  in  konkrete  Be- 
ziehnng  zn  den  besitzenden  Klassen,  die  in  ihrer 
Reproduklion  eher  zu  wenig  als  zu  viel  leisten, 
gcoracbt  werden.  Zincke  bekämpft  das  merkan- 
tilistische  Geidaufspeicherungspnncip  anf  Grund 
des  Erfahrungssatzes ,  dass  die  Bestiebnngon, 
den  Geldreichtniu  eines  Landes  zu  konservieren, 
nur  die  Preise  der  Bedarfsartikel  in  die  Höhe 
treiben. 

Vgl.  über  Zincke:  Weidlich,  Geschichte 
der  jetztlebenden  Becbtsgel ehrten  m  Deutsch- 
land, Bd.  II,  Merseburg  1748.  S.  681.  ~  Zed- 
ier, Universalleiikon,  Bd.  LXII.  Halle  1T4», 
S.  841.50.  ~  Strodtinann,  Geschichte  jetit- 
lebeiider  und  nicht  lange  verstorbener  Gelehrtea 
(Teil  XXI  des  „Neuen  gelehrten  Europa"), 
Wolfenbüttel  1781,  S.  a57ff.  —  Hock,  Bio- 
graph isch-litterari  sehe  Nachrichten  von  Oekono- 
meu  und  Eameralisten,  Giessen  1784,  S.  lü.  — 
Biographie  universelle  nneienne  et  moderne, 
Bd.  XLV,  Paris  1865,  S.  540.  —  Boseher, 
Geschichte  der  Nat,,  München  1874,  S.  4.'!2ff. 
—  Eucyclopaedia  Britanuica,  9.  Auf.,  Bd.  XIX, 
London  1885,  S.  363. 
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und  Arten.  H.  Der  Ur- 
Kapitalzinses.  IIL  Die 
H'ilhe  des  Kapitalziuses.  1.  Im  allge- 
meinen. 2.  Die  Höhe  des  Zinsfnssea  in  ver- 
schied eneu  Zweigen  der  Kapital  Verwendung. 
3.  Getdfülle  nnd  Ziusfuss. 

1.  Begriff  nnd  Arten. 

Zins  hcisst  (tberliaiipt  die  Ver^tung, 
welche  der  Eigen tflmor  eines  Gutes  fOr 
dessen  zeitweilige  Benutzung  empfängt  Ist 
der  Gegenstand  der  Bonutznng  ein  dauer- 
hares  Gut,  so  spricht  man  von  Pacht- 
oder Mietzins:  restoht  er  in  einer  Summe 
verbraiichlicher  oder  vertretbarer  Güter,  zu- 
mal in  einem  Geldkapital,  so  spricht  man 
von  Zinsen  odei-  Interessen. 

So  weit  Paclit-  oder  etwa  auch  Mietzinse 
für  die  Benutzung  \-on  Grundstücken  be- 
zogen werden,  fallen  sie  unter  die  wirt- 
schaftliche Kategorie  der  Grundrente,  die  in 
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dem  Art.  G  r  n  n  d  r  e  n  t  e  oben  Bd.  I V  S.  870  ff . 
ihre  Besprechung  gefunden  hat;  hier  soll 
lediglich  das  aus  KapitaJgütern  Rtammeade 
Enrkgms  oder  derEapitalzins  ins  Auge 
gefasst  werden. 

Der  Name  Eapitalzins  knüpft  sich  In 
erster  Linie  an  das  aus  verliehenen 
Kapitalien  gezogene  ErtrJ^niB;  er  wird  je- 
doch vielfach  auch  in  einem  weiterem  Sinne 
gebraucht,  in  welchem  er,  gleichbedeutend 
mit  Kapitalrente,  ausser  dem  Leihziuse 
oder  ausbedungenen  Kapitalzinse  auch  das 
durch  Eigenbenutzung  des  Kapitales  erzielte 
lihirfignis  (dea  lursprttnglicheu  Eapitalzins«) 
umfaBBt. 

Man  hat  ferner  den  rohen  von  reinem 
Kapitalzinae  zu  unterscheiden.  Die  für 
die  Kapitalbenutzung  empfangene  Vergütung 
echliesst  nämlich  imter  Uraatänden  gewisse 
Mement«  in  sich,  welche  kein  reines  Kapital- 
erträgnis, sondern  eiue  Vergütung  für  ander- 
weitige Kosten  darstellen.  So  umfasst  z.  B. 
der  für  die  Miete  eines  Klaviers  oder  eines 
Hauses  bezahlte  Mief  zins  eine  gewisse  Quote 
für  die  Abnutzung  des  gemieteten  Objektes; 
bei  riskierten  Darlehen  oder  sonstigen  uu- 
sicheren  Kapitalsanlagen  muss  sich  der  Ka- 
pitalist eine  Risikoprämie  berechneo ;  gewisse 
Darlehen,  dereu  Abwickelung  eine  verhält- 
nismässig bedeutt^nde  Mühewaltung  erfordert, 
wie  z.  B.  die  Darlehen  von  Pfandleihao- 
stalten,  erheischen  einen  Zuschlag  für  Ar- 
beitslohn oder  Regiespesen.  Aeusserlich  wer- 
den diese  Vergütungen  in  der  Form  eines 
entsprechend  erhöhten  Zinses  (Bohzinses) 
geleistet;  erat  nach  ihrer  Abrechnung  stellt 
sich  der  i'elne  Kapitalzins  dar,  der  das  perio- 
dische reine  Einkommen  des  Kapitalisten 
aus  seinem  Kapital  besitze  darstellt. 

Die  Hohe  dieser  eigentlichen  Kapital- 
rente kommt  am  reinsten  zum  Ausdrucke 
im  Zinsfuss  für  Darlehen  (keine  Abniitzungs- 
quote!),  die  hei  vollkommener  Sicherheit 
(keine  Risikoprämie !)  in  grüssei'cn  Summen 
und  für  längere  Zeit  {Zmücktreten  der  Regie- 
Spesen!)  gegeben  werden.  Der  unter  solchen 
UmstJUiden  übliche  Zinsfuss  wird  als  der 
> landesübliche  bezeichnet  und  dient  dann 
auch  in  Fällen  der  Eigen  Verwendung  des 
Kapitales,  in  denen  der  eigentliche  Kapital- 
gewinn mit  der  Frucht  der  Untemehmer- 
thätigkeit  immer  zusammengemischt  ist,  als 
rechnungsmässiger  Anhalt  für  die  Scheidung 
beider  Elemente:  soviel  der  »landesübliche 
Zins«  vom  investierten  Kapitale  betragen 
würde,  bucht  der  Unternehmer  als  Zins  von 
seinem  Kapitale  und  erst  den  Rest  des  Heber- 
Schusses  als  eigentlichen  Gewinn  {Unter- 
nehmei^winn),  beziehungsweise  wenn  der 
Gesamtgewinn  den  landesüblichen  Zins  vom 
eigenen  Kapitale  nicht  erreicht,  wird  die 
Differenz  als  Geschäftsverlust  betrachtet. 


II.  Der  UraprDDg  des  KapitalKi]i8e& 

Die  Frage,  warum  denn  eigenthch  ein 
Kapital  die  Kraft  besitze ,  seinem  Eigen- 
tümer ein  immerfort  sich  emeuemdes,  ar- 
beits-  und  müheloses  Einkommen  zu  ver- 
schaffen, wurde  von  der  Wissenschaft  rOck- 
sichtlich  einer  Erscheinungsform  des  Kapital- 
zinses  sehr  fnlh,  rücksichtlich  aller  übrigen 
un  Verhältnis  massig  spät  gestellt.  Jone  Er- 
scheinungsform war  die  des  Darlehens- 
zinses für  ausgeliehene  Geldkapitalien, 

Wie  so  oft  bei  wirtechafüichen  Einrich- 
tungen setzten  auch  hier  praktische  Bedenken 
den  theoretischen  Forschungsirieb  in  Bewe- 
gung. In  den  früheren  wenig  entwickelten 
Stadien  der  Volkswirtschaft  pflegen  gewisse 
Umstände  obzuwalten,  durch  welche  ein 
moralischer  Schalten  apedell  auf  den  Dar- 
lehenszins geworfen  wird.  Der  Prodiiktiv- 
kredit,  aus  dessen  Benutzung  der  Schiddner 
einen  Gewinn  erwarten  darf,  der  ihm  nicht 
allein  die  Zinsenlast  zu  bestreiten,  sondern 
gewöhnlich  auch  noch  einen  Dcberschuss 
zu  behalten  gestattet,  ist  zu  dieset  Zeit 
wenig  entwickelt;  die  meisten  Darlehen  sind 
Notdailehen,  welche  die  Aermeren  bei  den 
Reicheren  zu  suchen  gezwungen  sind  und 
deren  Verzinsung  natürlich  den  in  Not  be- 
findlichen Schuldnern  schwer  fällt  Hier 
entsteht  unwillkürlich  der  Eindruck  einer 
Bereicherung  der  Wohlhabenden  aus  der 
Not  der  Armen  uud  es  wird  die  zweifelnde 
Fiage  aufgeworfen,  ob  dem  Zinsennehmen 
nach  der  Natur  des  ganzen  Verhältnisses 
irgend  ein  dasselbe  erklärender  und  recht- 
fertigender Grund  zur  Seite  stehe? 

Diese  Frage  wird  schon  in  der  antiken 
Welt  von  Aristoteles  aufgeworfen  und 
verneint.  Das  Geld,  meint  er,  sei  von  Natur 
aus  unfruchtbar,  und  darum  sei  der  Zins, 
in  welchem  gleichsam  Geld  vom  Gelde  ge- 
zeugt werde,  von  allen  Erwerbszweigen  der 
naturwidrigste.  Einige  Zeit  später  bildete 
dieselbe  Frage  den  Mittelpunkt  einer  mehr- 
hundertj ährigen  Kontroverse,  die  durch  das 
von  der  chriathchen  Kii'che  und  unter  dem 
Einflüsse  derselben  von  zahlreichen  welt- 
lichen Gesetzgebungen  erlassene  gänzliche 
Verbot desZinsnehmens  hervorgerufen  wurde. 
Die  christlichen  Di^matiker,  unter  denen 
besonders  Thomas  von  Aquin  hen^or- 
ragte,  bemühten  sich,  das  Zinsverbot  audi 
theoretisch  zu  rechtfertigen.  Ausser  dem 
Aristotelischen  Argument  von  der  Unfnicht- 
barkeit  des  Geldes,  das  sie  wiederholen, 
stützen  sie  sich  hauptsächlich  darauf,  dass 
der  Zins  für  den  Gebrauch  des  geliehenen 
Geldes  gefordert  werde;  mm  gebe  es  aber 
an  dem  Gelde,  welches  mu-  durch  seine 
Verausgabung  benutzt  werden  kann,  keinen 
besonderen,  von  dieser  Verausgabung  ver- 
schiedenen Gebrauch,   und  es  fehle  daher 
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an  eiDem  Objekte,  für  welches,  neben  der 
BQckBtelliiDg  der  geliehenen  Oeldsumme 
seibat,  gerechterweise  noch  ein  beBonderes 
Entgelt  im  Zinae  gefordert  werdeo  dflrte. 
Die  Gegenpartei  wieder,  unter  deren  Ver- 
tretern aus  dem  16.  Jalirhundert  t>esondera 
Molinäus  und  Besold,  aus  dem  17. 
Hugo  GrotiuB  und  Claudius  Salma- 
sius  und  aus  dem  18.  Jahrhundert  Tur- 
got  und  Jeremias  Beutham  hervorzu- 
heben sind,  bemühte  sich  einerseits  um 
den  dialektischen  Nachweis,  dasa  es  doch 
auch  an  verbrauchlichen  und  vertretbaren 
Gütern  einen  besonderen,  von  dem  gänzlichen 
Verbraucb  derselben  verschiedenen  Gebrauch 
gebe,  für  den  man  einen  Zins  begehren 
dürfe;  andererEeita  und  hauptsächlich  aber 
wiea  man  darauf  hin,  dass  der  Darlehens- 
nehmer das  empfangene  Geld  selbst  in  der 
Landwirtschaft,  im  Handel  oder  in  einem 
Gewerbe  produktiv  verwerten  und  aus  ihm 
einen  Nutzen  ziehen  könne,  für  dessen  Ge- 
wähnmg  der  Eigentümer  des  Kapitales  mit 
Recht  eine  Belohnung  fordern  könne.  Mit 
anderen  Worten,  man  erklärte  und  recht- 
fertigte den  Leihzins  für  Gelddarlehen  aus 
der  Existenz  des  »ursprünglichen  Kapital- 
zinses'.  Diesen  letzteren  seibat  zu  erklären, 
fand  man  während  dieser  ganzen  Zeit  nicht 
für  notwendig:  man  nahm  die  Thatsache,  i 
dass  jemand,  der  sein  Kapital  selbst  bewirt- 
schaftet, aus  demselben  einen  Gewinn  zieht, 
ohneFrage  als  etwas  Seibstverständhcbes  hin. 
Erst  der  neuesten  Zeit,  etwa  den  letalen 
hundert  Jahren,  blieb  es  vorbehalten,  auch 
nach  der  Quelle  des  ursprilnglicben  Kapital- 
zinses zu  fragen  und  damit  den  weitaus 
wichtigeren  Teil  des  Kapitalzinsproblems  zur 
Diakussion  zu  stellen,  und  zwar  waren  es 
wiederum  praktische  Interessen  und  Be- 
denken, welche  die  Theoretiker  zur  For- 
schungsarbeit riefen.  Die  zunehmende  Ka- 
pitaian Sammlung,  die  Ausbildung  der  Ärbeits- 
teilun^;  und  zumal  das  Umsichgreifen  der 
Grossuidustrie  und  des  Maschinenbetriebes 
halten  nicht  allein  dem  Kapitale  eine  erhöhte 
Macht  und  Bedeutung  verschafft,  sondern 
auch  einen  InteresRengegensatz  hervorge- 
rufen, der  den  alten  Gegensatz  von  Gläu- 
bigern und  Schuldnern  an  Wichtigkeit  noch 
weit  überbot :  den  Gegensatz  zwischen  Kapital 
und  Arbeit  Dazu  kam,  dass  seit  dem  letzten 
Viertel  des  lö.  Jahrhimderts  die  englischen 
Nationalökonomen  die  liehre  in  Kurs  setzten, 
dass  in  letzter  Linie  die  Arbeit  eines  Volkes 
es  ist,  welche  alle  Produkte  und  allen  Wert 
schafft,  und  dass  auch  das  Kapital  selbst 
nichts  anderes  sei  als  eine  »vorgethane  Ar- 
beit«, als  die  Frucht  vorau^gangener  Ar- 
beitsschichten. In  diesem  Zusammenhange 
ist  nichts  natürlicher,  als  dass  man,  analog 
wie  man  zweilausend  Jahre  früher  im  Namen 
der  armen  Schuldner  nach  der  Berechtigung 


des  Darlehnszinses  zu  fragen  begonnen  hatte, 
jetzt  im  Namen  der  armen  Ijohnarbeiter  die 
Trage  auf  warf:  Ist  es  denn  eigentlich  recht 
und  natürlich,  dass  von  dem  Ertragnisse 
einer  Produktion  ii^nd  jemand  anderes  tds 
die  Arbeiter,  die  daran  mitgewirkt  haben, 
einen  Anteil  erhält;  und  steht  insbesondere 
dem  Untern  ehmerkapitalisten  irgend  ein 
natürlicher  Titel  zur  Seite,  der  ihn  berech- 
tigen wüi'de,  abgehen  von  einer  Vergütung 
für  seine  allfäUige  persönliche  Mitwirkung 
am  Produktionawerk,  einen  Teil  der  Pro- 
dukt) onserträgn  Läse  auch  noch  im  Namen 
seines  Kapital  eigen  tu  ms  an  sich  zu  ziehen? 
Diese  Frage  steht  im  Mittelpunkte  der 
modernen  Kapitalzinakontroverse ,  die  von 
den  wissenschaftlichen  Vertietern  des  So- 
zialismus angesponnen  und  bis  zum  heutigeii 
Tage  noch  nicht  zu  einem  vollständig  auf- 
klärenden Abschlüsse  gebracht  worden  ist. 
Sie  hat  in  ihrem  bisherigen  Verlaufe  eine 
ungewöhnlich  grosse  ZaIU  widerstreitender 
theoretischer  Erklärungsversuche  des  Kapital- 
zinses zu  Tage  gefördert,  von  denen  die 
wichtigsten  im  folgenden  kurz  überblickt 
werden  sollen.^)  Zuvor  sollen  jedoch  noch 
die  eigenthch  erklärungsbedüritigen  Tlial^ 
Sachen,    mit   denen   man   es  bei  dem  Zins- 

Eroblerae  zu  thun  hat,  mit  möghchster  Deut- 
chkeit  hingestellt  werden. 
Abgesehen  vom  Leihzinse  von  Gelddar- 
lehen, von  dem  schon  die  Rede  war  und 
der  wenigstens  im  Groben  zutreffend  aus 
der  Existenz  des  ursprünglichen  Kapital- 
zinses seine  Erklärung  finden  kann,  Bi{id  zu 
erklären 

1.  und  hauptsächlich  der  iirs^irün gliche 
Kapitalzins  oder,  genauer  beschrieben,  die 
Thatsache,  dass  bei  produktiver  Verwendung 
von  Kapital  in  den  Händen  dea  Unternehmers 
regelmässig  ein  der  Grösse  des  verwendeten 
Kapitales  propoilionaler  Ueberschuss  zurück- 
bleibt, der  dadurch  vermittelt  wird,  dass  der 
Wert  der  mit  Hilfe  von  Kapital  erzeugten 
Güter  regelmässig  grösser  ist  als  der  Wert 
der  in  ihrer  Erzeugung  verzehrten  Kosten- 
guter,  einschliesslich  der  (gleichfalls  aus  dem 
Kapital  des  Unternehmers  bestrittenen)  Ar- 
beit. Die  Fi-age  ist:  Warum  existiert  ein 
solcher  ständiger  Wertüberachuss  oder  »Mehr- 
wert«? 

2.  Praktisch  von  viel  ^ringerer  Wichtig- 
keit, aber  von  der  Theorie  gleichfalls  nicht 
zu  vernachlässigen  ist  die  Thatsache  eines 
reinen  Ziiisbezuges  aus  verliehenen  ans- 
dauemden  Gütern,  die  nicht  zur  Produktion 
verwendet   werden ;    z.   B.  aus   vermieteten 


')  Eine  anafUlirliche  dogmeugescliiclitliche 
Darstellung,  verbunden  mit  einer  eingehenden 
kritischen  WUrdignng,  habe  ich  in  meiner  „Ge- 
ackicbte  und  Kritik  der  EapitalzLURtbeorieea", 
Innsbruck  1884  (.2.  Aufl.  190Ü)  gegeben. 
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■WohQgebäudeii,  Klavieren,  Leilibibliotheten. 
Hier  mnss  die  Frage'  lauten ;  Warum  iasBt 
eich  fdr  derlei  Objekte  unter  normalen  Ver- 
hältuissen  regelmässig  ein  Mietpreis  erzielen, 
■welcher  grijsser  ist  als  die  auf  die  Miet- 
dauer eotfallende  Abmitzungs-  oder  Amorti- 
ßationsqiiole,  so  tlass  dem  Eigentümer  aus 
dem  ganzen  Verliältnisee  regelmässig  ein 
gewisser,  und  zwar  powohnüch  ein  dem 
Kapitaiwerte  des  Objektes  proportionaler 
Keingewinu  als  Reiozins  verbleibt? 

Die  ältere  Nationalökonomie  hat  eich, 
wie  schon  erwähnt,  diese  Fragen  gar  nicht 
gestellt.  Auch  die  grossen  Nationalökonomen, 
die.  an  der  Schwelle  der  modernen  Zeit 
stehen,  haben  sich  auf  dieselben  kaum  noch 
eingelassen.  Turgot  begnügt  sich  mit  der 
ziemlich  seichteo  Erklänmg,  dass  das  Ka- 
pital seinem  Eigner  einen  Zins  einbringen 
iiiösse,  weil  dieser  sonst  vorziehen  wfii-de, 
renletragcnde  Grundstücke  dafür  zu  kaufen ; 
und  A,  Smith  giebt  die  nicht  viel  tiefer 
gehende  Ausknntt,  dass,  wenn  es  keinen 
Zins  gelicn  würde,  der  Kapitalist  kein  In- 
tercs.se  daran  hätte,  sein  Kapital  in  der  pro- 
duktiven Beschäftigung  von  Arbeitern  zu 
verwenden.  Audi  Ricardo  kommt  über 
ähnhche  Allgemeinheiten  nicht  viel  hinaus, 
wobei  zu  bemerken  ist,  dass  bei  ihm  wie 
'  bei  vielen  anderen  Engländern  einer  scharfen 
Erfassung  des  Problems  des  ursprünglichen 
Kapilalzinses  die  Gewohnheit  hindernd  im 
Wege  stand,  den  eigentlichen  Kapilalgewinn 
gar  nicht  besonders  zu  unterscheiden,  son- 
dern mit  der  Frucht  der  Unternehmerthätig- 
keit,  dem  Untemehmergewinn,  unter  dem 
gemeinsamen  Namen  »^v'it«  znsammenzu' 
werfen.  Erst  die  Kach-Smifhsche  Litteratur 
fand  sich  veranlasst,  auf  jene  Probleme  all- 
mälilicJi  genauer  einzugehen  und  förmliche 
Zinstheorieen  zu  eutwicketn. 

In  der  bisherigen  Entwickelnng  lassen 
sich  nicht  weniger  als  sechs  verschiedene 
Hauptriditungen  der  Erklärungsversuche  und 
demgemäss  sech»  selbständige  Haiijitgnippen 
von  Zinstheorieen  unterscheiden.  Innerlialb 
dereelben  kommen  dann  noch  weit  zahl- 
i-eichero  Meinuiigsspielarten  von  geringerer 
grundsätzlicher  Verschiedenheit  sowie  eklek- 
tische Kombinationen  von  Elementen  ver- 
Bcliiedener  Haupitlieorieen  vor. 

Die  erste  jener  Gruppen  ist  die  Gruppe 
der  Produktivitätstheorieen.  Diese 
knüpfen  an  die  Imkannte  Erfahnmgsthat- 
sache  an,  dass  ein  mit  Kapital,  z.  E.  mit 
tüchtigen  Werkzeugen  oder  Maschinen  aus- 
gerüsteter Arbeiter  mehr  oder  bessere  Pro- 
dukte erzeugen  kann  als  ohne  Ka]iitalshilfe. 
Dieser  Mehrerfolg  wird  einer  besonderen 
])ro(hiktiven  Kraft  des  Kapitals  zngeKclirieben 
imd  aus  dieser  der  Zins  erklärt  Das  Ka- 
pital trägt  einen  Zins,  weil  es  ihn  selbst 
pmiluziert    hat.     Ilei    der  Ziehung   dieses 


Schlusses  zerfallen  indes  die  Produktivitäts- 
theorieen in  zwei  Varianten.  Was  nämlich 
durch  unsere  un mittel t>are  Wahrnehmung 
und  Lebenserfahnmg  thatsächlich  beglanbigt 
ist,  ist  zunächst  nur  die  ^genannte  >tech- 
nische«  oder  »physische  Produktivität«  des 
Kapitals,  das  ist  die  Thatsache,  dass  man 
mit  Kapital  mehr  Produkte  erzeugt,  als 
man  ohne  Kapital  erzeugen  könnte. 
Dem  Kapitalzins  liegt  aber  der  Thatbestand 
zu  Grunde,  dass  die  mit  Hilfe  von  Kapita) 
erzeugten  Produkte  mehr  wert  sind  als 
die  aufgewendeten  Kostengüter  beziehungs- 
weise auch  als  das  jene  Produkte  hervor- 
bringende und  in  ihrer  Hervorbringung  sich 
aufreibende  Kapital  selbst.  Zwischen 
diesem  That bestände  —mehr Wert,  als  das 
Kapital  selbst  liat  —  und  dem  fi-üher  ge- 
schilderten —  mehr  Produkte,  als  man  ohne 
Kapital  erzeugen  könnte  —  besteht  offenbar 
noch  eine  Differenz.  Ein  Teil  der  Produk- 
tivitätstheorieen nun  —  ich  habe  sie  »naive 
Produktivitätstheorieen«  genannt  —  über- 
sieht oder  überspringt  diese  Differeoz  und 
glaubt  mit  einer  ganz  allgemeinen  Bemfung 
auf  die  » Produktivität!  oder  »produktive 
Kraft«  des  Kapitals  auch  schon  zrir  Er- 
klärung jenes  Mehrwertes  genug  getban 
zu  haben.  Ein  anderer  Teil  (liegen  —  für 
den  ich  die  Bezeichnung  »motivierte  Pro- 
duktivitätstheorieen >  gebrauche  —  ist  auf 
jene  Differenz  aufmerksam  und  füldt  sich 
verpflichtet,  die  Erklärnng  durcJi  ein 
Zwifichenglied  zu  vervollständigen,  wekihes 
die  Aufgabe  hat,  ausdrücklich  zu  motivieren, 
dass  und  wieso  die  technische  Fähigkeit  des 
Kaj)itals,  zu  einem  Mehr  an  Produkten  zu 
verhelfen,  schliesslich  auch  dazu  führen  muss, 
dass  das  rohe  Kajiitalerti-agnis  regelmässig 
einen  grösseren  Wert  besitzt  als  die  hierfür 
aufgewendeten  Kosten  guter. 

Die  Produklivitätstheorie  wurde  zu  An- 
fang des  vorigen  Jahrhunderts  von  J.  B.  Sav 
(IfWS)  und  Laudcrdale  (1804)  begründet 
imd  hat  seitlier  namentlicli  in  der  franzö- 
sischen und  deutschen  Litteratur  viele  An- 
hänger gewonnen,  welche  übrigens  häufig 
mit  ihr  nodi  Elemente  anderer  Theorieeu 
eklektisch  verbinden,  unter  den  Vertretern 
des  »naiven«  Zweiges  dieser  Theorie  sind 
ausser  seinem  Begründer  Say  namentlicli 
noch  Röscher,  Rossi,  Molinari  und 
Leroy-Beaulieu  zu, nennen;  die  be- 
merkenswertesten motivierten  Produktivitäts- 
theorieenwurdenvonLauderdale,  Carey. 
Thünen,  Strasburger  und  neuesteos 
von  Wiesor  aufgestellt. 

Die  Kritik  hat  sieh  dieser  Theorieen- 
grup]>e  von  verschiedenen  Seiten  genähert. 
Die  soziaUstischen  Schriftsteller  hielten  Ihr 
vor,  dasB,  da  ja  die  Kapitalgüter,  Maschinen. 
Werkzeuge,  Rohstoffe  u.  dgl.  selbst  diufli 
Arbeil  eraeugt  worden  seien,  ihre  produktive 
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Wirksamkeit  keine  selbständige,  sondern  in 
letzter  Linie  ebenfalls  auf  die  Arbeit  zurück- 
zuführen BeL  Von  anderer  Seite  wurde 
darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die  Pro- 
duktiygüter  gnindsÄtzlich  nach  dem  Werte 
ihres  voraussichtlichen  Produktes  geschätzt 
werden.  ^)  Sei  dies  aber  der  Fall,  so  könne 
man  mit  der  Produktivität  des  Kapitales 
zwar  ganz  gut  die  Thatsache  eines  grossen 
Bruttoertrages  der  Eapita^ter  erklären, 
es  folge  jedo^  daraus  wenigstens  unmittel- 
bar noch  gar  nichts  für  das  Uebrigbleiben 
eines  Nettoertrages,  weil  entsprechend  dem 
grösseren  Produkte,  zu  dem  die  EapitalgOter 
vermöge  ihrer  Produktivität  verhelfen,  dann 

£auch  der  nach  eben  diesem  Produkte  sich 
messende  Eigenwert  der  Kapitalgüter, 
welche  in  der  Produktion  abgenutzt  oder 
verbraucht  werden,  und  damit  der  Betrag 
der  Produktionskosten  sich  steigere.  In- 
dem daher  die  > Produktivität',  sofern  es  auf 
sie  allein  ankomme,  die  Tendenz  habe,  den 
Minuend  >ErtFag<  und  den  Subtrahend 
»Kosten«  in  ganz  gleicher  Weise  zu  steigern, 
sei  sie  nicht  geeignet  oder  zum  mindesten 
für  sich  allein  nicht  auBreichcnd,  jenen  spe- 
cifischen  Rest  zu  erklären,  den  der  Produkt- 
wert über  die  Kosten  Übrig  lässt  und  der 
eben  dem  Zins  die  Entstehung  giebt.  — 
Endlich  wurde  wohl  auch  noch  darauf  hin- 
gewiesen, dass  die  Produktivität  des  Kapitales 
schon  deshalb  nicht  zur  vollständigen  Er- 
klärung des  Kapitalzinses  ausreichen  könne, 
weil  es  ja  auch  zinstragende  Kapitalgüter 
giebt,  die  zweifellos  nicht  produktiv  sind, 
indem  sie  überhaupt  gar  nicht  zur  Oüter- 
erzeugiing  dienen,  wie  z.  B.  Wohogebäude 
oder  Musikinstrumente. 

Eine  Reihe  anderer  Theorieengruppea 
kntlpft,  in  mehr  oder  weniger  klar  bewusster 
Weise,  gerade  an  denjenigen  Oedanken  an, 
aus  dem  sich  die  erastlichate  principielle 
Einwendung  gegen  das  Genügen  der  Pro- 
duktivitätstheorie  herleitet,  nämlich  an  den 
Gedanken  der  grundsätzlichen  Uebereinstim- 
|mung  von  Produktwert  und  Produktions- 
kosten. Sind  Kosten  und  Produktwert  prin- 
eipiell  identisch  und  es  zeigt  sich  dennoch 
in  der  Erfahning  regelmäsBig  ein  Ueber- 
schuss  des  durch  Kapitalgflter  erzeugten 
Produktes  (oder  ProduKtanteiles)  über  die 
in  dieser  Erzeugung  verzehrten  oder  ver- 
ausgabten Kostengüter,  so  1^  sich  der  Ge- 
danke nahe,  dass  diese  materiellen  Kosten- 
guter  eben  nicht  den  Gesamtaufwand  an 
Kosten  daratelien,  sondern  neben  ihnen  noch 
irgend  ein  anderes  immaterielles  Opfer  ge- 
bracht werden  müsse,  welches  einen  Bruch- 
teil des  Produktwertes  —  eben  den  zu  er- 
Idärenden  Mehrwert  —  als  Vergütung  für 
sich  in  Anspruch  nehme. 


')  Vgl.  anch  den  Art.  Wert  oben  S.  7i>fi. 
Uandwärtarbnch  der  StaatswIsaeiiBcbafteii.    Zweite  Anfloec. 


Auf  diesem  Grundgedanken  sind  nicht 
weniger  als  drei  weitere  Theorieengruppen 
aufgebaut  Eine  derselben  —  die  zweite 
in  der  gesamten  Reihe  der  Zinstheorieen  — 
erblickt  den  G^enstand  dieses  Opfers,  in 
Anlehnung  an  eine  Vorsteil ungs weise,  die 
schon  im  alten  Streit  gegen  die  Kanonisteu 
über  die  Berechtigung  des  Darlehn  szinses 
eine  Rolle  gespielt  hatte,  in  einer  vom  Ka- 
pitale selbst  wohl  zu  unterscheidenden  »Ka- 
pitalnutzung«. Ich  bezeichne  sie  daher  als 
Kutzungstheorie.  Sie  beruht  auf  fol- 
genden Gnindgedanken :  Neben  der  Substanz 
des  Kapitals  ist  auch  der  Gebrauch  dessel- 
ben oder  seine  Nutzung  ein  Gegenstand  von 
selbständiger  Wesenheit  und  selbständigem 
Werte.  Um  einen  Kapitalertrag  zu  erlangen, 
genügt  es  nicht,  bloss  ein  Opfer  an  der 
Substanz  des  Kapitals  zu  bringen,  sondern 
man  muss  anch  die  »Nutzung«  des  ange- 
wendeten Kapitals  für  die  Dauer  der  Pro- 
duktion aufopfern.  Da  nun  principiell  der 
Wert  des  Produktes  gleich  ist  der  Summe 
des  Wertes  der  zu  seiner  Erzeugung  aufce- 
wendeten  Produktivmittel,  und  da  in  6e- 
mässheit  dieses  Satzes  die  Kapitalsubstanz 
und  die  Kapital  nutz  ung  erat  zusammenge- 
nommen dem  Werte  des  » Kapital produktes« 
80  muss  dieser  natürlich 
grösser  sein  als  der  Wert  der  Kapitalsub- 
stanz allein.  Auf  diese  Weise  erklärt  sich 
die  Erecheinung  des  Mehrwertes,  der  nichts 
inderes  ist  als  der  Wertaateü  des  Teilopfore 
'Kapital  nutzung  « . 

Auch  diese  Theorie  ist  auf  J.  B.  Say 

als  ihren  Begründer  zurückzuführen,  der  sie, 

nicht  ohne  in  starke  Widerspruche  mit  der 

ihm    gleichfalls    gelehrten    ProduktiW- 

irie    zu   geraten,    eklektisch    neben 

vorträgt.     Ihre   weitere   Ausbildung 

und  Verfeinerung  hat  sie  namentlicli  Uer- 

'  ;8  und  Karl    Menger    zu 

danken. 

tte  Gruppe,  die  passend  als 
Abstinenzthoorie  zu  bezeichnen  ist,  er- 
bhekt  das  oben  besprochene  immaterielle 
Kostenelcment  in  einem  Enthaltungs-  oder 
pjntbehmngsopfer  des  Kapitalisten.  Wenn 
man  nämlich  die  Entstehungsgeschichte  der 
Kapitalgtlter  selbst,  z.  B.  der  Zimmermanns- 
werkzeuge Hammer  und  Nägel  zurückver-^ 
folgt,  so  findet  man,  daes  zur  Gewinnung' 
und  Verwandlung  des  Eisens  in  die  Werk- 
zeugfiform  einerseits  natürlich  Arbeit  aufge- 
opfert, andererseits  aber  auch  ein  Genuss- 
aufschub  von  seite  desjenigen  auf  sich  ge- 
nommen werden  musste,  der  seiner  Zeit  die 
Arbeit  auf  so  spät  lohnende  Ziele  wie  die 
Erschliessung  des  Bergwerkes,  aus  dem  das 
Eisen  geholt  werden  musste,  oder  auf  die 
Anfertigung  der  Werkzeuge  dirigierte,  mit 
denen  das  Bergwerk  bearbeitet  wird.  In 
analoger  Weise  bedeutet  nun  jede  Investition 
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Ton  Produktivkräften  in  die  Erzeu^ug  von 

Eapitalgütem  statt  von  Gütern,  die  zu  ua- 
mittelbwem  Genuese  dieueo,  einen  GenuBS- 
aufschub,  in  welcliem  die  in  Rede  stehende 
Theorie  ein  selbstäcdiges  Entbehrungs-  oder 
Enlhaltungsopfer  erbückt,  welches  nicht 
minder  wie  das  Produktionsopfer  Arbeit 
eine  Vetvötung  aus  dem  Werte  der  Pro- 
dukte erneischt.  Der  »Mehrwert,  der  mit 
Eapitalshilfe  erzeugten  Produkte  sei  nun 
eben  nichts  anderes  als  die  Vergütung  des 
Eostenbestandteiis  »EntlialtuDg«. 

In  den  30  er  Jahren  des  vorigen  Jahrhun- 
derts von  N.  W.  Senior  begründet,  wurde 
diese  Theorie  in  der  Litteratur  englischer 
Zunge  für  läogere  Zeit  zur  vorherrschenden. 
Auch  in  der  deutschen  und  romanischea 
Litteratur  erlange  sie  grosse  Verbreitung, 
mu*  dass  sie  luer  selten  in  voller  Reinheit 
gelehrt,  sondern  gewöhnlich  nur  in  eklek- 
tischer Weise  mit  anderen  zinsfreundlichen 
Theorieen,  zumal  mit  der  Produktivitäts- 
oder Nutzungstheorie  vermischt  wurde.  Be- 
sonders hart  angefeindet  wurde  sie  von 
Seite  der  Sozialisten,  zumal  von  Laasalle, 
der  mit  drastischer  Rhetorik  darauf  hin- 
mes,  dass  gerade  der  Bezug  der  grSssten 
Zinsrenten  mit  den  geringsten  persönlichen 
Entbehrungsopfem  verbunden  zu  sein  pflege. 

Eine  vierte  Theorieen gruppe  faast  den 
Kapitalzins  als  das  Entgelt  für  eine  eigen- 
tümliche Art  von  Arbeit  auf,  die  seitens 
der  Kapitalisten  geleistet  oder  beigesteuert 
werde,  üeber  die  Hatur  dieser  Arbeit 
gehen  die  Ansichten  im  einzelnen  wieder 
auseinander.  Eine  Gruppe  älterer  eng- 
lischer Schriftsteller,  von  welcher  das 
Schlagwort,  dass  der  Kapitalzins  eigentlich 
ein  Arbeitdohn  sei,  zum  ersten  Male  aus- 
gegeben wurde  (James  Mill  und  Mc. 
ijulloch),  nahm  hierbei  Bezug  auf  jene 
Arbeit,  durch  welche  die  Kapitalgüter  selbst 
seiner  Zeit  zur  Entstehung  gebracht  wurden, 
also  auf  die  im  Kapitale  »angehäufte'  >vor- 
gethaoe  Arbeit*  —  wobei  freilich  nicht  be- 
hauptet werden  konnte,  dass  diese  Arbeit 
immer  gerade  von  den  Kapitalisten  selbst 
geleistet  werde.  —  Eine  andere  Gruppe 
deutscher  Schrittsteller  (zumal  Schäffle 
und  Wagner,  denen  Hodbertus,  der 
der  Hauptsache  nach  allerdings  eine  andere 
Theorie  vertritt,  mit  gewissen  Andeutungen 
vorausgegangen  war,  dann  neuestens  Stolz- 
mann) iaast  die  Kapitalisten  als  eine  Art 
Funktionäre  der  Gesellschaft  auf,  deren 
DiensUeistungen  in  der  Bildung  und  Ver- 
wendung von  Privatkapitalien,  in  Disponier- 
und  Sparthätigkeiten  bestehen  und  durch 
den  Kapitalzins  wie  durch  einen  gesellschaft- 
lichen Sold  vergolten  werden.  —  Eine 
dritte  Gruppe  neuerer  französischer 
Schriftsteller  endlich  suclit  eine  »Kapitalisien- 
arbeit«    in    noch    buchstäblicherem    Sinne 


nachzuweisen,  indem  sie  (nach  dem  Voi^ 
gange  Courcelle-Seneuils)  spedell  für 
die  intellektuellen  Vorgänge,  welche  das 
Ersparen  und  Bewahren  von  Kapitaliea  be- 
gleiten, im  strengsten  Wortsinoe  den  Char 
rakter  einer  Arbeit,  der  »Ersparungsarbeitc 
im  Gegensätze  zur  iMuskelarbeiti,  in  An- 
spruch nimmt. 

Während  die  bis  jetzt  besprodienen 
Zinstheorieen  durchwegs  ihrem  Resultate 
nach  zinsfreundlich  sind,  stellt  sich  eine 
fünfte  Theorie,  die  hauptsächlich  von  so- 
ziahstischen  Sehriftstellem  vertretene  Aus- 
beu tungstheorie,  in  offene  Feindschaft 
gegen  den  Kapitalzins.  Ihre  hervorragend- 
sten "Vertreter  sind  Rodbertus  und 
Marx,  ihnen  zunächst  Proudhon  und 
Lassalle.  Die  Details  der  theoretischen 
Einkleidung  sind  bei  den  genannten  Schrift- 
stellern einigermassen  verschieden;  in  den 
Grundgedanken  treffen  jedoch  alle  zusammen. 
Diese  Grundgedanken  sind  beiläufig  die 
folgenden : 

Alle  Güter  von  Wert  seien  das  Produkt 
menschlicher  Arbeit  und  zwar,  wirtschaft- 
Uch  betrachtet,  ausschliesslich  das 
Produkt  menschlicher  Arbeit  Die  Arbeiter 
erhalten  jedoch  nicht  das  ganze  Produkt, 
das  sie  allein  hervoi^bracht  haben,  sondern 
die  Kapitalisten,  welche  vermöge  des  Insti- 
tuts des  Privateigentums  im  aussclüieaa- 
lichen  Besitz  der  zur  Produktion  unentbehr- 
lichen Hilfsmittel,  Arbeitsinstrumente  u.  dgl. 
sich  befinden,  benutzen  diese  ihre  ökono- 
mische Machtstellung,  um  einen  Teil  des 
Produktes  der  Arbeiter  an  sich  zu  ziehen. 
Das  Mittel  dazu  bilde  der  Lohnkontrakt, 
vermöge  dessen  die  durch  den  Hunger  zur 
Ein  will  iguag  gezwungenen  Arbeiter  ihre 
Arbeitskraft  um   einen  blossen  Teil  dessen 


tes  als  ein  müheloser  Gewinn  den  Kapita- 
listen zufalle,  welche  die  Arbeitskraft  so 
billig  gekauft  haben.  Der  Kapitalzins  be- 
stehe sonach  in  eiuem  Teile  des  Produktes 
fremder  Arbeit,  erworben  durch  die  Aus- 
beutung der  Zwangslage  der  Arbeiter. 

Diese  Theorie  teilt  das  Schicksat  der  tm 
den  sozialistischen  Schi-iftstellera  propagier- 
ten allgemeinen  Werttheorie,  als  deren  kon- 
sequenter Ausfluss  sie  sich  darstellt  Sie 
findet  in  denselben  Kreisen  Beifall  wie  jene 
und  sclLcitert  an  denselben  wissenschaft- 
lichen Widerlegungsgründen  ^).  InsbeBondere 
li-ägt  sie  der  unzweifelhaften  Erfahrungs- 
thatsache  keine  Rechnung,  dass  der  Wert 
solcher  Güter,  die  auf  mehr  oder  weniger 
lang  dauernden  Produktioneumwegen  unter 
enteprechend  grosser  Kapitalinvestition  her- 
vorgebracht werden,  sicui  auf  dem  Waren- 


\.  den  Art  Wert  oben  a.  a 
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markt  entsprechend  höher  featstellt  oIr 
der  "Wert  solcher  Produkte,  die  gleich  viel 
Arbeit,  aber  dabei  weniKerZeit  kosten.  In- 
dem sie  —  auf  Grund  der  Arbeitswert- 
theorie —  in  ihren  grandlegenden  Prftmiasen 
irrig  präsumiert,  dans  der  Wert  aller  Pro- 
dukte, auch  der  Kapitalprodukte,  ganz  gleich- 
mäesig  dasjenige  Niveau  einnehme,  welches 
der  in  den  Produkten  verkörperten  Arbeits- 
zeit entspreche,  versäumt  sie  es  natQriich, 
■weiter  iare  Auhnerksamkeit  deu  Deber- 
hOhungeo  dieses  Niveaus  zuzuwenden, 
■welche  die  Marktpreise  der  unter  Mitwii^ 
kuDg  von  SapitaT  erzeu^n  Waren  that- 
s&chlich  aufweisen,  und  ignoriert  somit  ge- 
rade diejenige  Thatsache,  welche  für  die 
Entstehung  und  Erklärung  desoMehrwerteS', 
den  ja  eben  ieue  Deberhöhungen  übrig 
lassen,  die  beaeutungsvollste  ist  Dieses 
Yereäumnis  wird  auch  dadurch  nicht  gut- 
gemacht, dass  einzelne  Vertreter  der  Aus- 
beutungstheorie,  wie  insbesondere  Uarx 
im  nachgelassenen  III.  Bande  seines  Sys- 
tems, von  jener  Erfohrnngsthatsache  eine 
nachtrSghche ,  verspätete  Notiz  nehmen, 
'Denn  sie  setzen  die  Ignorierung  doch  so 
lange  fort,  bis  die  entscheidenden  falschen 
Schlüsse,  die  nur  durcli  jene  Ignorierung 
gewonnen  werden  konnten,  alle  gezogen 
sind;  die  geflissentlich  so  lange  hinausge- 
schobene Beachtung  der  thatsächlichen  Wert- 
bildun^n  kommt  dann  zu  spät,  um  die 
unter  ihrer  Idissachtung  gewonnenen  Grund- 
lagen zu  berichtigen,  freilich  aber  frQh  ge- 
nug, um  ihnen  zu  widersprechen.  Das  Sys- 
tem wild  so  nicht  richtiger,  sondern  nur 
auch  noch  widerepruchsvoli.  —  Ferner  kann 
der  Ausbeutungstheorie  gegenüber  einge- 
wendet werden,  dass  sie  siclitlich  zur  Er- 
klärung jener  Fälle  eines  Zinsbezuges  nicht 
ausreicht,  in  denen  —  wie  bei  dem  Zinse 
aus  vermieteten  Wohngebäuden  oder  Musik- 
instrumenten —  irgend  welche  Arbeiter, 
auf  deren  Eosten  der  Zins  gewonnen  wer- 
den könnte,  gar  nicht  ins  Spiel  kommen^). 
Die  genaue  Verfolgung  eben  jener  Ni- 
veaudifferenzen  des  Güter  wertes,  welche 
die  AusbeutuogsÜieorie  völlig  vemacbläsBigt, 
bildet  endUch  den  Charakterzug  einer 
sechsten  Theorieengruppe.  Sie  erfasst  das 
Zinsproblem  als  ein  Wertproblem  im  emi- 
nenten Sinne  des  Wortes  und  glaubt  die 
gemeinsame    Ursache    aller    versehiedeneD 


')   Vel.  die  aasfUhiliche  Kritik  der  Äns- 
beutüig'Btiieorie  bei  Knies,    Der  Kredit,  n. 

Hälfte,  Berlin  1879,  S.  47 ff.;  Lexis  Die 
Mansche  Kapitaltheorie,  in  den  Jahrb.  f.  Nat. 
u.  Stat.,  N.  ¥.  XL  (1886),  S.  452ff.;  in  meiner 
Geschiente  and  Kntik  der  Kapitalzinstheorieen, 
S.  374fF.,  2.  Anfl.  S.  444fr.  und  530?.;  dann 
in  meiner  Schrift  „Zum  AbBchlnga  des  Marx- 
seben Systems"  in  den  i'estgaben  für  Karl 
Knies,  Berlin  189t>. 


Erscheinungsformen  des  Eapitalzinses  in 
dem  Einflüsse  der  Zeit  auf  die  Wert- 
schätzung der  Güter,  oder  genauer  bestimmt, 
in  einer  Wertdifferenz  zu  finden,  welche 
zwischen  g^enwärügen  und  künftigen 
Gütern  regelmassig  zu  Gunsten  der  ersteren 
besteht. 

AJb  entfernte  Vorläufer  dieser  Theorie 
können  schon  Oaliani  und  Turgot 
gelten.  Nach  längerer  Pause  hat  ihr  Grund- 
gedanke durch  John  Hae,  und  nach  einer 
abermaligen  Pause  durch  Jevons  eine  be- 
merkenswerte wissenschaftliche  Eotwicke- 
lung  erfahren ') ;  neiiestens  endlich  wurde 
derselbe  vom  Verfasser  seiner  Ziostheorie 
zu  Grunde  gelegt  Ihr  wesenthcher  Ge- 
dankengang ist  der  folgende: 

Eioe  Anzahl  teils  psychologischer,  teils 
technischer  Gründe  ■wirkt  zusammen,  um  in 
der  Wertschätzung  der  Menschen  und  weiter^ 
hin  in  den  ans  den  Wertschätzungen  resul- 
tierenden Preisen,  den  gegenwärtigen  Gütern 
jeweils  eioen  gewissen  Vorzug  vor  künf- 
tigen Gütern  derselben  Art  und  Zahl  zu 
verschaffen.  Die  psychologist^en  Gründe 
wurzeln  hauptsächlich  in  der  Unsicherheit 
der  Zukunft  und  in  dem  geringereu  Bedacht, 
welchen  die  meisten  Menschen  auf  die 
Sicherstellung  ihrer  künftigen  Bedürfnisse 
nehmen ;  die  technischen  Gründe  hängen 
hauptsächlich  mit  gewissen  Verhältnissen 
der  Produktion,  namentlich  damit  zusammen, 
dass  die  technisch  ergiebigsten  Produktions- 
methodeu  diejenigen  sind,  bei  welchen  man 
sich  weit  ausholende  und  zeitraubende  Pro- 
duktion sumwege,  die  vorbereitende  Her- 
stellung geeigneter  Zwischenprodukte,  Werk- 
zeuge, Hilfemittel  u.  dergl.  gestatten  kann.*) 
Insofern  nun  solche  zeitraubende  Umwege 
nur  derjenige  beschreiten  kann,  der  schon 
jetzt  eine  ausreichende  Geld-  oder  Gflter- 
summe  in  der  Hand  hat,  um  die  Produk- 
tion serfordernisse  einer  so  langen  Zeit  zu 
bestreiten,  gewinnt  die  Verfügung  über 
gegenwärtige  Gütersuromen  m  der  Pro- 
duktion eine  erhöhte  Bedeutung,  ge^nüber 
welcher  künftige  Gfltersummen,  die  jene 
Dienste  natürhch  nicht  leisten  können,  zu- 
rückstehen müssen.  Infolge  aller  dieser 
Umstände  stellt  sich  ^swischen  gegenwärtigen 
und  künftigen  Gütern  ein  Schätzungs-  und 
Austauschverhältnis  heraus,  das  regelmässig 
zu  Gunsten  der  ersteren  steht,  so  dass  z.  B. 
100  gegenwärtige  Mark  oder  Centner 
Weizen  nicht  mit  100,  sondern  etwa  mit 
105  nächstjährigen  (im  uächsten  Jahre  zur 


■]  VkI.  meine  Geschichte  und  Kritik,  2. 
Aufl.,  S.  56ff.,  65ff.,  375ff.  und  566ff. 

*)  S.  den  Art.  „Kapital"  (V.  Bd.  S.  19ff.), 
insbesondere  snb  4,  d&nn  meine  Schrift  übw 
„Einige  strittige  Fragen  der  Kapitidtheorie". 
Wien  1900,  Abhandlung  I. 
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Verfügung  oder  Bezahlung  gelaDeendeu) 
llark  oder  Centn  era  Weizen  gleichwertig 
gehalten  werden.  Aus  dieser  Orundthat- 
tacäie  gehen  die  verschiedenen  Ersoheinungs- 
fonnen  des  KapitalzinaeB  in  folgender  Weise 
hervor : 

Am  unmittelbarsten  entspringt  ihr  der 
Darlehnszins.  Im  Barlehn  empfängt 
der  Schuldner  eine  Summe  gegenwartiger 
Güter,  verspricht  dagegen  die  Rtlckzahlung 
nur  in  —  minderwertigen  —  künftigen 
Gütern.  Die  zwischen  beiden  bestehende 
Wertdifferenz  muss  ausgeliehen  werden 
durch  ein  gewisses  Aufgeld,  das  auf  die 
minderwert^n  künftigen  Güter  geleistet 
wird,  und  dieses  Aufgeld  ist  der  Zins. 

Dass  sodann  der  Mietzins  für  ver- 
liehene nicht  produktive  Dauer- 
güter, we  Wohngebäude,  Musikinstru- 
mente u.  dergl.  regelmÖESig  einen  Ueber- 
schuBS  über  die  Amortisationsquote  als  Bein- 
zins übrig  lasst,  erklärt  sich  durch  einige 
Zwischenglieder  hindurch,  deren  Darstellung 
hier  zu  weit  führen  würde  ^),  aus  der  ent- 
sprechend niedrigeren  Schätzung  der  erst  in 
späteren  Jahren  beziehbaren  Nutzungen  jener 
dauerbaren  Güter.  Hieraus  geht  nämlich 
zunächst  eine  gewisse  Reduktion  des  nach 
dem  Principe  der  Kapitaiisation  geschätzten 
Kapilalwertes  jener  dauerbaren  Güter  selbst, 
dann  aber  insbesondere  auch  eine  Reduktion 
der  erforderhchen  jährlichen  Araortiaations- 

2uote  bis  unter  das  Ausmass  des  laufen- 
en  Mietzinses  hervor,  welcher  letztere  den 
Wert  der  vollwertigen  jeweils  fälligen 
Nutzungsrate  repräsentiert 

Die  Erklärung  des  ursprünglichen 
Eapitalzinses  der  Produktionsunter- 
nehmer  endlich  knüpft  daran  an,  dass  die 
vom  Unternehmer  angekauften  und  seine 
Kosten  darstellenden  Froduktivgüter  (Roh- 
stoffe, Werkzeuge,  Arbeit)  ihrem  wirtschaft- 
lichen Charakter  nach  eigentlich  >Zuknnfts- 
warc'  sind,  insofern  sie  nämlich  in  ihrem 
g^enwfirtigen  Zustande  für  die  menschliclie 
Bedürtnisbefriedigang  noch  unbrauchbar 
sind  und  erst  nach  ihrer  Umwandlung  in 
fertige  Produkte,  die  jedoch  eine  gewisse 
Zeit  erfordert  brauelibar  sein  werden. 
Dieser  Umstand  beeintlusst  ihren  Wert  und 
Preis  in  folgender  Weise.  Der  Wert  der 
ProdiiktivgOter  riclitet  sich  im  allgemeinen 
nach  dem  Werte  der  Produkte,  dio  man 
durch  ihre  Hilfe  gewinnen  kann.  Demge- 
roäss  stellt  man  z.  B.  eine  Summe  von  Pro- 
duktiv mittein,  mit  welchen  mim  nach  Ab- 
lauf z,  B.  einer  einjährigen  Produktions- 
Eeriode  10,"i  Centner  Weizen  herstdlen 
ann,  im  Werte  diesem  ihrem  voraussicht- 
lichen   Produkte,   also    10.^    nächstjährigen 

')  Das  Genauere  Bielie  hierüber  in  meiner 
„Poaitiveu  Theorie  des  Kapitals",  S,  361  ff. 


Centnera  Weizen  gleich.  Insofern  aber 
diese  selbst  wegen  der  besprochenen  Wert- 
differenz von  ktlnftigen  und  g^^nwärtägen 
Gütern  nur  100  gegenwärtigen  Cent- 
nern gleichgehaltea  werden,  reduziert  sich 
natürlich  auch  der  Tauschwert  jener  Pro- 
duktivmittelgruppe,  so  wie  er  im  gegen- 
wärtigen Augenblicke  bestimmt  und  in 
gegenwärtigen  Gütern,  z.  B.  in  einem  so- 
fort bar  zu  bezahlenden  Kaufpreise  ausge- 
drückt wird,  auf  den  Wertbetrag  von  100 
gegenwärtigen  Centnem  Weizen.  Wenn  so- 
dann im  nächsten  Jahre  nach  erfolgreich 
durchgeführter  Produktion  105  Ceatner 
tbatsSehlich  eingeerntet  und  realisiert  werden, 
so  erübrigt  für  den  Unternehmer  gegenüber 
dem  für  seine  Froduktivmittel  bezahlten 
Einkaufspreise  ein  Werlgewinn  von  5  Cent- 
nern, welcher  darauf  zurückzuführen  ist, 
dass  die  anfänglich  nur  als  solche  ge- 
schätzte ZukunflBware  »unreifes  Produktiv- 
gut«  in  der  Hand  des  Unternehmers  zum 
fertigen  g^enwärtigen  Genussgut  herange- 
reift und  sonach  auch  in  den  Vollwert  gegen- 
wärtiger Güter  hineingewachsen  ist'). 

III.  Die  Hdhe  des  KapitalzinseB. 

1.  Im  allgemeinen.  Ungleich  sicherer 
als  über  die  letzten  Gründe  der  Existenz 
eines  Kapttalzinses  sind  wir  über  die  kon- 
kreten thateäcldichen  Umstände  unterrichtet, 
welche  die  Höhe  desselben  oder  den  Zins- 
ftiss  beeinflussen.  Die  jeweilige  Höhe  des 
Zinsfusses  in  einer  Volks wirtscliaft  richtet 
sich  im  allgemeinen  nach  dem  Verliältnisse 
zwischen  der  Masse  der  vorhwidenou  Kapi- 
talien und  dem  Bedarfe,  der  nach  ihnen 
besteht.  Betrachten  wir  beide  Faktoren 
näher. 

Die  jeweils  vorhandene  Menge  von  Ka- 
pitalien ist  die  Frucht  der  bisherigen  Er- 

')  Mehrfach  wurde  die  oben  vorgetragene 
Zinstheorie  des  Vi'rf.,  insofern  sie  sich  gieifh- 
falls  nnii  zwar  »ehr  wesentlich  auf  die  tecli- 
nische  Frodnhtivität  des  Kitpitales  stutzt,  als 
eine  nicht  im  Gegensätze  zu  den  Produktivitfite- 
theorieen  stehende  Theorie,  sondern  selttst  als 
eine  Art  motivierter  Prodaktivitätstheorie  be- 
zeichnet (z.  B.  von  Pierson  in  „de  Ecunomist", 
188'J,  S.  193ff  spezieU  217f,  und  von  Knnl 
Wickseil,  „Ücber  Wert,  Kapital  und  Rente", 
Jena  1B93,  S.  86).  Toraiiagesetzt,  dass  man 
diese  Bezeichnung  nnr  frei  von  jener  verfäng- 
lichen Nebenbede ntnng  gebraucht,  welche  die 
alten  Produktivitätstheoretiker  in  sie  zu  legen  i 

Eflegten,  und  weiche  leider  auch  heute  noch 
äufi^  und  gerne  in  sie  gelegt  wird ,  würde 
ich   nicht    viel    dagegen    einzuwenden    haben,  | 

ausser  etwa,  dass  nach  meiner  Auffassung  die 
„ Produkt! vit&t  des  Kapitales"  nie  der  anraittel- 
bare  und   ausserdem   nicht  der  einzige  Grund  i 

der  Zinserscheinung  ist.  Genauer  habe  icfa 
mich   hierüber  in   meiner  Gesch.  n.  Kritik,  t  i 

Aufl,  S.  406ff.  u.  eaSff.  ausgesprochen. 
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spanings-  und  AnBammluiigBtbatigheit  des 
Volkes.  Sie  wird  desto  grösser  sein,  je 
entwickelter  in  einem  Volke  der  Vorbedacht 
für  die  Zukunft  und  der  auf  ihm  beruhende 
Sparsinn  ist,  je  mehr  die  Beth&tiguDg  des 
Sparwillens  durch  eine  gewisse  EJeiehhch- 
keit  des  Einkorn  mens,  die  ihi'erseits  wieder 
auf  einer  wohleut wickelten,  ei^ebi^n  Pro- 
duktion beruht,  erleichtert  wird,  ]e  Ita^r 
die  der  KapitalansammluDg  g<tnstigen  Diu- 
stände  bereits  wirksam  waren  und  je  sel- 
tener endlich  kapital  zerstörende  Rückschläge, 
wie  z.  B.  durch  Krieg,  Misswachs,  Krisen 
u.  dergl.,  stattgefunden  haben.  Es  liegt  auf 
der  Hand,  dass  iu  den  genannten  Bezie- 
himgen  Völker  von  alter  wirtscliaftlicher 
Kultur  eine  Ueberlegenlieit  sowohl  gegen- 
aber  noch  unentwickelten  als  auch  gegen- 
über eben  erst  aufstrebenden  »jungen  Län- 
dern« neigen;  und  zumal  in  kmgen  ftiedens- 
epochen  weisen  jene  häufig  ein  rapides 
Wachstum  der  Beschäftigung  suchenden 
Kapitalien  auf. 

Bei  der  heutigen  Enlwickelung  des  inter- 
nationalen Verkehrs-  und  Kreditwesens  wird 
übrigens  das  in  einer  Volkswirtschaft  ver- 
fügbare Kapital  nicht  mehr  ausschliesslich 


rung  oder  Aufnahme  von  Anleihen.  Nament^ 
lieh  Anlässe  der  letzteren  Artj  z,  B,  die 
Kontrahierung  grosser  KriegBanleihen,liönnen 
den  imler  normalen  VerhältniEsen  nicht  be- 
deutenden unproduktiven  Kapitalbedarf  aus- 
nahmsweise so  anschwellen  machen,  dass  er 
einen  starken  und  nachhaltigen  Einfluss  auf 
die  HChe  des  Zinsfusses  im  ganz«n  Lande 
ausübt. 

Der  in  der  Regel  weitaus  mächtigere 
Zweig  des  Bedarfes  begehrt  das  Kapital  zu 
seiner  bestimmungsmässi^n  Verwendung 
in  der  Produktion.  Ob  dieser  Bedarf  sich 
auf  dem  Darlehens  markte  geltend  macht 
oder  ob  das  Kapital  von  seinem  Eigentümer 
selbst  in  einer  Produttionsunternehmung  in- 
vestiert wird,  macht  dabei  für  die  Schluss- 
wirkimg  keinen  Unterschied.  Der  letzte 
Grund  für  diesen  Begehr,  der  auch  für  dessen 
Intensität  und  schhcsslicb  für  die  Höhe  dos 
Zinsfusses  massgebend  wird,  liegt  in  jener 
Thatsache,  die  wir  oben  als  technische  Pro- 
duktivität des  Kapitals  bezeichnet  haben;  in 
der  Thatsache  nämlich,  dass  die  Einschla- 
gung langwierigerer  Produktion  sumwege, 
die  mit  der  Herstellim^  und  Anwendung 
zahlreicherer  und  kostspieligerer  Zwischen- 


durch das  in  derselben  autochthon  gebildete  |  produkte  (Werkzeuge,  Maschinen,  Bauan- 
Kapital  repiilsentiert,  sondern  es  Kommen  lagen,  Hilfsstoffe  \md  dei^I.J  oder  mit  einer 
auch  die  mtemationalen  Rapitalströmungen  |  stärkeren  Kapitalin vesfition  identisch  ist,  zu 


sehr  wesentlich  in  Betracht  Von  dem  in 
kapitalärmeren  Ländern  herrschenden  höhe- 
ren Zinsfusse  angelockt,  strömen  aus  reichen 
Ländern  Überschüssige  Kapitalien  in  jene 
ein,  um  daselbst  mehr  oder  weniger  an- 
dauernd zu  verbleiben.  Diese  Kapitalströ- 
mungen üben  einen  gewissen  nivelhereiiden 
Einfhiss  sowoid  auf  die  von  Haus  aus  un- 
gleiche Kapitalversorgung  als  auch  aiif  den 
dadurch  bedingten  ZinsFuss  der  verschie- 
denen Länder  aus ;  seine  Wirkung  reicht  aber 
selbst verstÄndhch  doch  nur  bis  zu  einer  ge- 
wissen Milderung,  keineswegs  bis  zur 
völligen  Beseitigung  der  bestehenden  Diffe- 
renzen. 

Für  die  Höhe  des  Zinsfusses  kommt  es 
aber,  wie  schon  ana;edeutet  wurde,  nicht  auf 
die  absolute  Menge  der  in  einem  Lande 
vorhandenen  Kapitalien  sondern  auf  ihr 
Verhältnis  zum  Bedarf  nach  ihnen  an.  Der 
Bedarf  setzt  sich  aus  zwei  der  GrÖs.se  nach 
sehr  ungleichen  Komponenten  zusammen. 
Die  wenigstens  in  normalen  Zeiten  weitaus 
schwächere  Komponente  stellt  der  (kapital- 
zerstörende) Bedarf  zu  nicht  produktiven 
Zwecken  dar.  Hierher  gehört  die  aus  Not 
oder  Verschwendung  (mit  oder  ohne  Kon- 
tnüiierung  von  Schulden)  stattfindende  Auf- 
zehrung des  Stammkapitals  von  seite  Pri- 
vater sowie  die  Bestreitung  von  laufenden 
oder  von  nicht  produktiven  nussei'ordent- 
lichen  Ausgaben  des  öffentlichen,  zumal  des 
Staatshaushaltes  durch  Vermögens verät 


reichhcheren  Produktionsergebnissen  führt 
Wer  also  vorteilhaft  zu  produzieren  be- 
ziehungsweise seine  Produktion  zu  verbessern 
wünscht,  muBS  auch  die  Verfügung  über 
Kapital,  beziehungsweise  über  noch  mehr 
Kapital  zu  erlangen  wünschen,  und  dieser 
Begehr  findet  an  sich  so  langte  keine  Grenze, 
als  Gelegenheit  vorhanden  ist,  durch  eine 
noch  stärkere  Kapitalinvestition  die  tech- 
nische Ergiebigkeit  der  Produktion  noch 
irgend  weiter  zu  steigern.  Diese  Grenze 
ist  thatsächlich  noch  in  keiner  Volkswirt- 
schaft erreicht  und  wird  auch  nicht  leicht 
jemals  erreicht  werden.  Es  steht  also 
überall  ein  praktisch  unbegrenzter  B^ehr 
nach  Kapital  zu  produktiven  Zwecken  einem 
Angebot  gegeuQber,  welches  durch  den 
augenblicklichen  Kapitalreichtum  repi^sen- 
tiert,  jedenfalls  begrenzt  und  daher  auch 
jedenfalls  zur  vollen  Befriedigung  des  Be- 
darfes nicht  ausreichend  ist. 

Dieser  Umstand  wird  für  die  Bestimmung 
des  Zinsfusses  wichtig.  Wie  überall,  wo 
eine  vorhandene  Deckung  nicht  zur  Be- 
friedigung des  ganzen  Bedarfes  ausreicht, 
muss  innerhalb  des  letzteren  eine  Auslese 
stattfinden.  Sie  vollzieht  sich  in  unserem 
Falle  natui^mäss  so,  dass  die  vorteilhafteren 
Produktionsverwendungen  vermöge  der 
grösseren  Zahlungsfähigkeit,  die  ihnen  zur 
Seite  steht,  sich  den  Vorzug  vor  den  minder 
vorteilhaften  Verwendungen  erzwingen.  Mit 
dem  vorhandenen  Kapitästock  werden,  so- 
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weit  derselbe  langt,  zunächst  die  dringend- 
Bten  uad  rentabelsten  Eapitaian  lagen  be- 
Btritten;  erst  wenn  eich  das  Kapital  weiter- 
hin vermehrt,  können  und  mflssen  sich  die 
zuwachsenden  Kapitalien,  welche  die  ren- 
tabelsten Verwenaungen  schon  besetzt  fin- 
den, stufenweise  auch  den  minder  rentablen 
Investitionen  zuwenden :  eine  minder  reiche 
Volbswirtechaft  wird  z,  B.  zunächst  nur  die 
verkehre-  und  erträgnisreiehsten  Haupt- 
bahnen, bei  zunehmender  KapitalfUlle  spSter- 
hin  auch  die  «Sekundär»-  und  Lokalbahnen 
bauen.  Auf  diese  Weise  giebt  ea  immer 
ein  ftentabilitAtsniveau,  wdches  für  einen 
gegebenen  Zeitpunkt  die  Grenze  bezeichnet, 
bis  zu  welcher  die  Kapitaldecfcung  reicht: 
die  Rentabilität  dieser  jedesmaligen  >G>renz<- 
Anlagen  ist  es,  welche  über  die  H5he  des 
Zinsfusses  entscheidet ;  zunächst  unmittelbar 
für  die  neu  zuwachsenden  Kapitalteile,  die 
ja  an  eben  dieser  Grenze  ihre  Beschäftigung 
Buchen  müssen,  dann  aber  mittelbar  auch 
für  die  ganze  Masse  der  »alten  Kapitalien«, 
die  durch  die  Konkurrenz  der  meuen*  ge- 
zwungen werden,  mit  derselben  Vergütung 
Torlieb  zu  nehmen  wie  diese.  Wie  Röscher 
es  ausdrückt:  für  den  Zinsfiiss  ist  »mass- 
gebend der  Ertrag  der  unergiebigsten  Kapi- 
talverwendung, welche  gleichwohl  nicht  ver-* 
schmäht  werden  darf,  imi  alle  Beschäftigung 
Buchenden  Kapitale  wirklich  zu  beschäftigen«, 
oder,  wie  v.  Thünen,  der  eigentliche  Ent- 
decker dieses  Gesetzes  sagt;  es  ist  mass- 
gebend die  Ergiebigkeit  >des  zuletzt  ange- 
legten Kapital  teiJchens«.'^) 

Selbstverständlich  mischen  sich  die  vom 
produktiven  Kapitalbedarf  ausgehenden  Be- 
Btimmgründe  jeder  Zeit  mit  den  vom  un- 
produktiven Kapitalbedarf  ausgehenden  Ein- 
wirkungen zusammen,  imd  die  Feststellung 
des  thatsächlichen  Zinsfusses  erfolgt  unter 
dem  verbundenen  Einflüsse  beider,  FOr 
die  thatsächliche  Bewegung  des  Zinsfusses 
ei^ebt  sich  hieraus  etwa  folgendes  Bild : 

InLtUidem  von  geringer  wirtschaftlicher 

■)  Ea  fallt  leicht  auf,  dass  diese  Oedanken- 
irSnge  vollkommen  im  Geiste  der  Theorie  des 
OrenznutienB  (s.  den  Art  Wert  oben  a.  a.  0.) 
Kehalt«u  sind;  dieselben  sind  jedocli  in  der 
konkreten  Anwendnng  anf  den  KapitaJzins  auch 
den  Anhängern  anderer  Werttheorieen  seit  der 
Zeit  Thünens  geläufig.  Dieser  umstand  ist 
es  namentlich,  auf  welchen  die  zu  Beginn  dieses 
Abscbnittea  bemerkte,  auf  den  ersten  Blick  ge- 
wiss befremdliche  Erscheinang  zurückzuführen 
ist,  dass  bei  einer  so  starken  Diskordanz  in  Be- 
tag  anf  die  allgemeinsten  Principien  der  Zins- 
Iheorie  eise  so  genaue  Uebereinatimmnng  fast 
aller  Ansichten  üher  die  näheren  Details  heriBcht, 
von  denen  die  Eähe  des  Kapitalzinses  abhängt. 
Iah  habe  mich  bemUbt,  diesen  ein  Gemeingut 
verschiedener  Theorieen  bildenden  Erkenntnissen 
im  Text«  einen  milglichst  neutralen  Anadmck 
zu  geben. 


Entwickelung  steht  der  Zinsfuss  (und  zwar 
sprechen  wir  hiervon  der  Höbe  der  eigent- 
lichen Kapitalrente,  abgesehen  von  hetero- 
genen, im  Rohziuse  enthaltenen  Elementen) 
regelmässig  hoch  wegen  des  geringen,  nur 
dem  dringendsten  Bedarfe  genügenden  Ka- 
pitalvorrats. Mit  zunehmender  wirtschaft- 
licher Ent\viekelung  zeigt  sich  die  Tendenz 
zu  einer  stetigen  Abnahme  dcR  Zinsfnsses 
als  Folge  eines  die  Zunahme  der  Verwen- 
dungsgelegenheiteo  überflüg^elnden  Wachs- 
tums der  Kapitalien.  Die  emkende  Tendenz 
des  Zinsfusses  wird  jedoch  zeitweise  durch 
Rückschläge  unterbrochen,  welche  haupt- 
sächlich veranlasst  werden  können  entweder 
diUY^  kapitalzerstfirende  Ereignisse,  zumal 
Kriege,  oder  durch  Eröffnung  ausgedehnter 
lukrativer  Verwendungsgelegenheiten  infolge 
weittragender  neuer  EnSieckungen  oder  Er- 
findungen, Anknüpfung  neuer  Handelsbe- 
ziehungen und  derel.,  zumal  wenn  die  neue 
lukrative  Verwendung  eine  bedeutende 
Kapital  Investition  erfordert,  wie  z.  B.  die 
Einführung  der  Eisenbahnen,  Umgekehrt 
wird  die  sinkende  Bewegung  des  Zinsfusses 
desto  rascher  fortgesetzt,  wenn  mit  dem 
fortschreitenden  Wachstume  der  Kapitalien 
eine  fortschritts-  und  geschäftsarme  Periode 
zusammentrifft  —  eine  Konstellation,  die 
namentlich  in  der  eisten  Zeit  nach  dem 
Vorübergang  volkswirtschaftlicher  Krisen  zu- 
zutreffen pflegt. 

Zur  Illustration  des  Gesagten  mag  dienen, 
dass  man  in  Deutschland  seit  1815  drei 
Perioden  der  Zinsfussoewegung  beobachtet 
hat  In  der  ersten  Periode  (1815—1845) 
sinkt  der  Zinsfuss  von  der  exorbitanten 
Höhe  von  8  "/o,  die  er  am  Ende  der  Napole- 
onischen Kriege  und  infolge  derselben  er- 
reicht hat,  allmählich  bis  auf  3  %  in  siche- 
ren Anlagen;  in  der  Periode  1845 — 1871, 
welche  durch  einen  grossartigen  wirtscbaft^ 
liehen  Aufschwung,  riesige  Kapitalinvesti- 
tionen in  Eisenbahnen  und  dergl.,  dann  auch 
durch  mehrfache  Kriege  bezeichnet  ist,  hebt 
er  sich  wieder  bis  gegen  5*/o;  in  den 
jüngsten  Jahrzehnten  enaitch  setzt  er  die 
sinkende  Tendenz  wieder  fort') 

Wie  weit  der  Zinsfuss  Oberhaupt  dauernd 
sinken  kann,  ohne  den  Anreiz  zur  Eispanmg 
und  damit  den  ferneren  Zuwachs  der  Kapi- 
talien zum  Versiegen  zu  bringen,  lässt  sich 
a  priori  nicht  sagen.  Gewiss  scheint  nur, 
dase  noch  ein  erheblich  niedrigerer  als  der 
heute  in  den  kapitalreichsten  Ländern  üb- 
liche Zinsfuss  von  3  "/o  psychologisch  mög- 
Ucb  ist  Gewiss  ist  femer,  dass  das  fort- 
schreitende Sinken  des  Zinsfusses  geeignet 


')  In  der  allerjüngsten  Zeit  (etwa  seit  1899) 
begann  sich  wieder  eine  stei^^de  Bewegnng 
geltend  zu  machen,  deren  Dauer  und  Tragweite 
sieb  indes  noch  nicht  Überblicken  lAsst. 


,.,^,c 


951 


ist,  eine  nicht  unwesentliche  Verschiebung 
in  der  Verteilung  des  Volk  sein  kommen  s  im 
Sinne  einer  verhältnismässigen  Vermindening 
des  Anteils  der  Besitzenden  und  einer  Ver- 
mehrung des  Anteils  der  arbeitenden  Klassen 
herbeiznfQhren.  Zwar  darf  man  —  ausser 
dem  Falle  eines  ganz  rapiden  Sturzes  des 
Ziusfusses  —  nicht  annehmen,  dass  dabei 
die  absoluten  Beträge  sinken  werden,  welche 
unter  dem  Titel  des  Kapitalgew  in  nes  an 
den  Eapitaleigentflmer  fallen;  denn  die 
Senkung  des  Zinsfusses  geht  der  Natur  der 
Sache  nach  nicht  leicht  ohne  eine  Ver- 
mehrung der  Kapitalmasse  einher,  als  deren 
Folge  sie  ja  gewöhnlich  erst  einzutreten 
pfle^  und  schliesslich  liefern  2  %  von  zwei 
MilliardeD  Kapital  keinen  ^ringeren  Zins- 
ertrag als  4*/o  von  einer  Milliarde.  Wohl 
aber  kann  auf  diesem  ÄVege  bewirkt  werden, 
dasB  wenigstens  der  Zuwachs,  den  infolge 
der  Vermehrung  des  Kapitals  und  der  da- 
durch bewirkten  Verbesserung  der  produk- 
tiven Ausrüstung  das  Nationalprodukt  er- 
fährt, in  das  Einkommen  der  Arbeiter  ge- 
leitet und  so  ihr  absoluter  und  relativer 
Anteil  am  Volkseinkommen  gesteigert  wird. 
Aus  diesem  Gesichtspunkte  ist  auch  die 
viel  erörterte  Frage  zu  beurteilen,  ob  ein 
niedriger  Zinsfuss  ein  Segen  oder  ein  Uebel 
sei.  Bei  dieser  Frage  muss  man  sich  zu- 
vOrderst  den  Sinn  klar  machen,  in  dem 
man  sie  stellen  will:  will  man,  was  die 
Frage  buchstäblich  enthält,  nach  den  Wir- 
kungen fragen,  die  der  Zinsfuss  selbst 
thatsächlich  hervorbringt,  oder  aber  nach 
den  "Wirkimgen  ireend  welcher  anderer 
Thatsachen,  von  deren  Dasein  ein  hoher 
oder  niedri^r  Zinsfuss  nur  eiQ  begleitendes 
Symptom  ist?  In  letzterem  Sinne,  als 
symptomatische  Erscheinung  wird  man  einen 
niedrigen  Zinsfuss  im  ganzen  deshalb  will- 
kommen heissen,  weil  er  das  Merkzeichen 
eines  erfreulichen  Kapitaireichtums  und  da- 
mit einer  Uauptbedingung  einer  ergiebigen 
Nationalprodiiktion  ist.  Auch  wenn  man 
sagt,  dass  ein  niedriger  Ziasfuss  die  Aus- 
dünnung der  Geschäfte,  die  Durchführung 
nützlicher  ünteniehmiuigen  ermögliche,  die 
bei  höherem  Zinsfuss  we^a  zu  teuerer 
Kapitalbeschaffung  ökonomisch  nicht  mög- 
lich gewesen  wären,  so  gehört  dieses  Lob 
eigentlich  auf  das  Konto  der  vorhandenen 
Kapitalfülle,  welche  thatsflchlich  jene  Aus- 
dehnung der  Investitionen  ermöglicht  und 
im  niedrigen  Zinsfass  nur  gleichsam  ihren 
Schatten  wirft  Die  bnchstäbhchen  eigenen 
"Wirkungen  des  Zinsfusses  sind  dagegen  auf 
dem  Gebiete  der  Verteilung  des  Prodnktes 
zwischen  Kapitalisten  und  Arbeiter  zu 
suchen,  und  m  diesem  Sinne  ist  ein  nied- 
riger Zinsfuss  gewiss  als  eine  willkommene 
Ursache  der  \erbesBerung   des  wirtschaft- 


lichen Loses  der  breiten  Schichten  der  Be- 
völkerung anzusehen. 

Wenn  hie  und  da*)  der  niedrige  Zins- 
fuss beschuldigt  wird,  wiwhalsige  öpekula- 
tioneu  und  damit  den  Einbruch  von  Krisen 
zu  begünstigen,  so  Ist  zu  bemerken,  dass 
nicht  ein  dauernd  niedriger  Stand  des  Zins- 
fusses, sondern  dass  temporäre  Schwan- 
kungen des  Zinsfusses  unter  sein  (gleich- 
viel ob  hohes  oder  niedriges)  Normalniveau 
in  dieser  Beziehung  das  Gefährliche  sind. 
Ein  Zinsfuss  von  2  "/o  ist,  wenn  er  sich 
einmal  als  landesüblich  eingelebt  hat,  kaum 
gefährlicher,  als  ein  normaler  Zinsfuss  von 
8  "i'o  es  wäre.  Aber  bei  einem  normalen 
Zinsfusse  von  8  "lo  wird  ein  temporäres 
Sinken  auf  6%  genau  ebenso  einen  das 
Spekulationsfieber  begünstigenden  »flüssigen 
Geldstand«  bedeuten,  als  es  ein  l'/a''/oiger 
Zinsfuss  gegenüber  einem  Normalstande  von 
2  0/0  thäte! 

2.  Die  HShe  des  Zinsfosses  in  ver- 
schiedenen  Zweigen  der  Kapitalverwen- 
dang.  Im  ganzen  lässt  sich  eine  gewisse 
Tendenz  des  Zinsfusses  beobachten,  sich  in 
den  verschiedenen  Zweigen  der  Kapitalver- 
wendung auf  ein  annähernd  gleiches  Niveau 
zu  stellen.  Die  Ausgleichung  wird  durch 
ein  Zu-  und  Abströmen  der  Kapitalien  ver- 
mittelt, zu  denen  eben  die  bestehenden  Ver- 
schiedenheiten des  Zinsfusses  selbstwirkend 
die  Anregimg  gebeu:  minder  lohnende  Ver- 
wendungszweige verläfist  das  Kapital,  um 
sich  den  überdurchschnittlich  lohnenden  zu- 
zuwenden; eben  dadurch  wird  aber  hier 
das  Kapitalangebot  vermehrt  und  der  Zins- 
fuss gedrückt,  dort  das  Angebot  vermindert 
und  der  Zinsfuss  wieder  gehoben. 

Unter  anderem  wird  aus  analogen  Itfo- 
tivea  auch  der  Zinshiss  bei  Darlehen  im 
grossen  und  ganzen  parallel  gehen  mit  der 
Höhe  des  ursprünglichen  Kapital- 
zinses, der  sich  aus  der  El^n Verwendung 
der  Kapitalien  in  produktiven  Untemeh* 
mungen  erzielen  lässt.  Denn  es  ist  einer- 
seits auf  die  Dauer  offenbar  nicht  möglich, 
dass  Produzenten  für  dargeliehene  Kapitalien 
mehr  zahlen,  als  diese  ihnen  in  der  Unter- 
nehmung tragen,  und  umgekehrt  würde  ein 
stärkeres  Uebergewieht  der  ureprünglichen 
Kapitalgewinne  über  den  zu  bezalilenden 
Leihzins  nicht  verfehlen,  die  Unternehmer 
zu  einer  derartigen  Ausdehnung  ihrer  Unter- 
nehmungen und  zu  einem  derart  verstärkten 
Begehr  nach  Leihkapitalien  zu  veranlassen, 
dass  dadurch  die  Marge  zwischen  Zins-  und 
Gewinnrate  bald  ausgeglichen  würde.  Immer- 
hin bestehen  vom  »Gesetz  der  Gewinnaus- 


')  Z.  B.  von  Nearath  in  einer  Abhand- 
lung über  „Das  Sinken  des  Zinsfusses  sozial- 
Ökonomisch  gewürdigt",  Wien  1893. 
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gleicliung»  erheblielie,  teils  scheinbare,  teila 
wirkliche  Ausaahmen. 

Scheiabare  AnsnahmeQ  lie^u  dort  vor, 
wo  der  höhere  Gewinn-  oder  Zinssatz  ledig- 
lich eine  Folge  davon  ist,  dass  ausser  der 
eigentlichen  Kapitalrente  noch  irgend  welche 
andere  heterogene  Elemente  zu  veigtlten 
sind,  wie  Arbeitsleistungen,  Amortisations- 
quoten nnd  namenthch  Risikopr3mii 
letztere  Element  spielt  ziunal  bei  Darlehen 
eine  grosse  Rolle  und  treibt  den  Zinssatz 
teÜs  bei  solchen  einzelnen  Darlehen,  bei 
welchen  die  Person  des  Schuldners  oder 
das  bestellte  Pfand  nicht  vollkommen  'gut- 
ist,  teils  aber  auch  allgemein  in  solclien 
Zeiten  und  Ländern  in  die  HQhe,  in  welchen 
wegen  maDgeltafter  Einrichümgen  des  Kre- 
ditwesens und  der  Rechtspflege  oder  wegen 
der  allgemeinen  Unsicherheit  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  (Kriegs-  oder  Krisen- 
zeiten !)  mehr  oder  weniger  jedem  Darlehen 
ein  gewisses  Moment  von  Unsicherheit  an- 
hattet. Die  grössere  Sicherheit  des  Kredit- 
verkehrs, deren  wir  uns  hentziitage  erfreuen, 
bildet  denn  auch  sicherlich  mit  einen  Grund 
fOr  den  augenfälligen  Rückgang  des  Dar- 
lebeuBzinses,  der  sich  gegenüber  den  früheren 
und  zumal  gegenüber  den  unsicheren  mittel- 
alterlichen Zeiten  beobachten  ISsst. 

Aber  auch  die  durch  den  ilandcMilblichen 
Zinsa  repräsentierte  echte  Kapitalrente  gleicht 
sich  keineswegs  in  aüen  Zweigen  der  Kapi- 
talverwendung vollständig  aus.  Die  Frei- 
zügigkeit der  Kapitalien,  auf  der  die  Tendenz 
zur  Ausgleichung  beruht,  ist  eben,  wenn  ihr 
auch  heutzutage  keinerlei  rechtliche  Hinder- 
nisse im  Wege  stehen  mten,  praktisch 
nichts  weniger  als  eine  voUkommene.  Es 
bleiben  zwischen  den  einzSIoen  Tcilmärkten 
des  Kapitalverkehres  gewisse  grosse  oder 
kleine  Sqheidemauem  aufgerichtet,  die  auf 
irgend  welchen  wirtschaftlichen  oder  tech- 
Dischea  Hinderungen  beruhen  und  welche 
bewirken,  dass  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
auf  den  einzelnen  Teilmärkten  der  jeweilige 
Zinsfuss  sich  selbständig  und  abweichend 
feststellt. 

In  dieser  Hinsicht  ist  besonders  bemer- 
kenswert die  Scheidung  zwischen  dem 
Markte  fflr  feste,  dauernde  Kapitalanlagen, 
zumat  in  Hypotheken,  imd  dem  Markte  für 
bewegliche  kaiifraännische  Kredite,  wie  sie 
zumd  gegen  Wechsel  oder  ähnliche  auf 
kurze  I^ufdauer  berechnete  kaufmännische 
Papiere  gewährt  werden.  Der  »Hypothekar- 
zinsfuss«  ist  verhältnismässig  stabil,  der 
»DiskontofiiBSi  mit  den  Konjunkturen  des 
Geschättslebens  rasch  wechselnd,  in  ruhigen, 
geschäftsstUlen  Zeiten  zumeist  etwas  nied- 
riger als  der  Hj-pothekarzinsfuss  (weil  dem 
Diskontomarkte  natui^mäss  jederzeit  das 
starke  und  genügsame  Angebot  der  flottanten 
Kapitalien  zu  gute  kommt,  welche   nur  für 


eine  kurze  Zwischenzeit   eine   provisorische 

Fruktifizieruag  suchen),  in  bewegten  Zeiten 
aber  auch  erheblich  höher.  Neben  einem 
stabilen  Hypothekarzinsfusse  von  4*^/0  ma^ 
der  Diskontosatz  (wenn  auch  nicht  die  ofn- 
zielle  Bankrate)  zeitweise  leicht  bis  auf  2 
oder  selbst  l"/o  herab-  und  bis  auf  6  oder 
selbst  S^/o  hinaufgehen. 

Bei  dem  ursprünglichen  Eapital^winne, 
der  bei  Eigen  Verwendung  des  Kapitals  zu 
erzielen  ist,  können  in  emzelu^i  Unterneh- 
mungsarten  desto  stärkere  Abweichungen 
vom  landesüblichen  Zinsfusse  sich  erhalteo, 
mit  einer  je  stärkeren  Immobilisierung  die 
betreffende  Kapitalsanlage  verbunden  ist 
Ein  Kapital,  das  aus  der  einmal  gewählten 
Verwendung  nicht  wieder  heraus  kann,  wie 
z.  B.  das  InvestitioDskapital  einer  Eisenbahn, 
eines  Bergwerkes,  eines  Ziegelofen  s,  trägt 
dann,  ganz  je  nach  dem  Ausfall  des  kon- 
kreten Unternehmens,  andauernd  eine  ab- 
norm hohe  oder  auch  abnorm  niedrige  Ver- 
zinsung. Uebrigcns  pflegt  sich  im  Verkehrs- 
leben eine  solche  abnorme  Verzinsung 
späterhin  dadurch  zu  verwischen,  dass  mau 
stehende  Kapitalien  nach  ihrer  Rentabilität 
schätzt,  wobei  man  die  thatsSchliche  Bente 
nach  dem  landesüblichen  Zinsfusse  zu  kapi- 
lalisieren  pflegt.  So  wird  z.  B.  ein  Beig- 
werk, das  eine  ursprüngliche  Kapitalinvesti- 
tion von  1 000  000  Mark  mit  einem  jährlichen 
Erträgnisse  von  100000 Mark  =  10"/o  dieses 
Kapitales  lohnt,  bei  sicherer  Erwartung  einar 
Fortdaiier  dieses  Erträgnisses  späterhin  nicht 
auf  1  Million,  sondern  vielleicht  auf  2  Mil- 
lionen Mark  geschätzt  werden  und  ^ch 
daher  einem  späteren  Käufer,  der  es  um 
diesen  Preis  erwirbt,  nur  noch  mit  den 
landesüblichen  5"/o  verzinsen.  Audi  bei 
Vornahme  solcher  RentabiUtStsrech- 
nungen  machen  sich  übrigens  noch  gewisse 
Unterschiede  geltend.  So  pflegt  man  z.  B, 
bei  Realitäten  (LandgQtem,  Zinshäusern  u. 
dg!,)  nach  einem  etwas  niedrigeren  als  dem 
landesüblichen  Zinsfusse  zu  rechnen,  teils 
vcgen  der  besonders  hoch  geachteten 
Sicherheit  solcher  Anlagen  (die  unter  anderem 
auch  im  Falle  von  Störungen  im  Geldwesen, 
Entwertung  der  Valuta  u.  dgl.  einen  ge- 
wissen Schutz  bieten),  teils  wegen  der  Aus- 
sicht auf  eine  künftige  Wertsteigerung, 
welche  diese  Objekte  mit  Rücksicht  auf  die 
im  allgemeinen  steigende  Bewegung  der 
Graudrente  wenigstens  unter  noimalen  Ver- 
hältnissen eröffnen. 

Geldfälle  and  Zinsfass.  GeldMlte 
ist  nicht  Kapitalffllle,  Für  die  Höhe  des 
Zinsfusses   in  einem  Lande  kommt  es  auf 

Länge  der  Zeit  nicht  <]arauf  an,  ob  das 
Land  viele  Münzen  und  Geldzeichen  besitzt, 
sondern  ob  es  an  echten  volkawirtschafl- 
lichen  Kapitalien,  an  aufgespeicherten  Pro- 
dukten reich  ist,  die  zu  einer  produktiven 
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Investition  oder  zum  Verleihen  bereit  sind.') 
Nichtsdestowenig^er  gewinnt  auct  der  Geld- 
stand im  buchstäblichen  Sinne  dea  Wortes 
einen  gewissen  EinÜuss  auf  die  Bewegungen 
des  ZinafuBSes,  der  zwar  nicht  tiefgehend, 
dafUr  aber  stark  in  die  Augen  fallend  ist 
und  aus  letzterem  Grunde  häutig,  zumal  in 
Laienkreisen,  überschätzt  wird.  Der  Zu- 
sammenhang ist  der  folgende: 

Auf  den  Kapitalmärkten  per  eminentiam, 
auf  welchen  die  Zinshöhe  unmittelbar  be- 
stimmt wird,  d.  i.  auf  den  Kreditmärkten, 
geht  das  Kapital  nicht  in  natura,  sondern 
ausschliessUch  in  Geldfornt  toq  Hand  zu 
Hand.  Die  Kreditmärkte  sind  zu  »Geld- 
märkten' geworden;  Geld  ist  die  allein  ver- 
kehrsfähige Form  des  Kapitals.  Nun  gilt 
vom  Kapitalmarkte  dasselbe,  was  von  allen 
Märkten  überhaupt  gilt:  das  Schicksal  eines 
Marktes  richtet  sich  in  erster  Linie  nicht 
danach,  ob  von  einer  Ware  viel  oder  wenig 
in  der  Welt  vorhanden  ist,  sondern  danach, 
ob  viel  oder  wenig  auf  den  betreffenden 
Markt  kommt.  Auf  einem  Hopfenmarkte, 
der  von  den  Kauflustigen  gut  besucht,  aber 
von  den  Produzenten  schwach  beschickt  ist, 
werden  die  Hopfenpreise  anziehen,  auch 
wenn  die  Hopfenernte  im  ganzen  eine  gute 
war.  Analog  wii-d  das  unmittelbare  Schicksal 
des  Kapitalmarktes  nicht  dadurch  bestimmt, 
ob  viel  oder  wenig  disponibles  Kapital  in 
der  Volkswirtschaft  vorhanden  ist,  sondern 
ob  viel  oder  wenig  in  der  verkehrsfähigen 
Geldgestalt  auf  den  Markt  geworfen  wird. 
So  kommt  es,  dass  eintretende  Geldfülle, 
indem  sie  ihi-e  rascheste  und  bequemste 
Verwertung  eben  auf  dem  Kreditmärkte 
Bucht,  hier  den  Zinsfuss  herabdrflckt,  wäh- 
rend Geldknappheit  ihn  steigert. 

Aber  dieser  Einfluss  kann  seiner  Natur 
nach  kein  tiefgehender  und  nachhaltiger 
sein.  Geradeso  wie  nach  einer  guten  Hopfen- 
ernte auf  einen  abnorm  schlecht  beschickten 
Hopfenmarkt  früher  oder  später  sicherlich 
gut  beschickte  Hopfenmärkte  folgen  werden, 
kann  auch  auf  dem  Kapitalmärkte  über  die 
Stärke  des  Nachschubes  auf  die  Dauer 
nichts  anderes  entscheiden  als  die  vorhandene 
Fülle  an  echten  Kapitalien.  In  folgender 
Weise.  Entweder  ist  die  Geldfülle,  welche 
momentan  eine  stärkere  als  die  dem  tliat- 
Bächlichen  Kapitalstande  entsprechende  Fül- 
lung dea  Kapitalmarktes  hervorgerufen  hat, 
selbst  nur  eine  vorübei^hende :  dann  stellt 
sich,  nach  Vorübergang  dieser  Phase,  auch 
auf  dem  Kapitalmarkte  das  normale  Füllungs- 
verhältnis und  der  diesem  entsprechende 
Zinsfuss  ohne  weiteres  wieder  von  selbst 
her.  Oder  aber  die  Geldfölle  ist  eine  an- 
dauernde, z.  B,  infolge  einer  ■verstärkten 
Produktion    des    Geldmetalles    oder    einer 


dauernden,  Ober  den  Bedarf  hinausschrei- 
tenden  Emission  von  Papiergeld  u.  dgl. : 
dann  wird  der  GeldÜberfluss  in  dem  Masse, 
als  er  in  die  Kanäle  der  Warenmarkte  sich 
bekannter  Weise  die  Kaufkraft 


■)  S.  d.  Art.  Kapital  (oben  Bd.  V,  S,  19ff.). 


dea  Geldes  verriagem:  die  in  Geld  ausge- 
drückten Preise  aller  Waren,  somit  auch  der 
echten  Kapitalgüter,  werden  steigen,  und 
schliesslich  wird  man  auch  auf  dem  Kapital- 
märkte zur  üebertragung  einer  gleichen 
Menge  reeller  Kapitalien  eine  grössere  Zahl 
von  Geldzeichen  brauchen  als  zuvor.  Ist 
die  Sache  aber  so  weit  gekommen,  dann 
wird  das  verstärkte  Angebot  an  Geldzeichen, 
das  anfangs  als  Ueberangebot  auf  den  Kapi- 
talmarkt drückte,  allmählich  durch  den  aus 
dem  bezeichneten  Anlasse  gesteigerten  Be- 
darf nach  Geldkapitalien  vollends  absorbiert, 
das  anfangs  gestörte  Gleichgewicht  zwischen 
Angebot  und  Nachfrage  stellt  sich  wieder 
her,  und  damit  kehrt  endlich  auch  der 
normale,  der  reellen  Kapitalfülle  entspre- 
chende Zinsfuss  wieder  zurilck.  Auch  die 
andauernde  Geldfülle  kann  somit  nur  vor- 
übergehend auf  den  Zinsfuss  wirken,  näm- 
lich nur  insolange,  ale  die  definitive  Folge 
des  Geldüberflusaes ,  die  Geldentwertung, 
sich  noch  nicht,  oder  wenigstens  noch  nicht 
in  voller  Stärke,  eingestellt  hat 

Genau  derselbe  Prozess  spielt  sich,  nur 
natürlich  in  umgekehrter  Richtung,  ab,  wenn 
Blatt  der  Geldfülle  eine  vorübergehende  oder 
dauernde  Geldknappheit  eingetreten  sein 
sollte.  Der  Einfluss  des  Geldes  auf  den 
Kapitalzinsfuas  lässt  sich  somit  abschliessend 
etwa  in  folgenden  Worten  charakterisieren: 
Ueber  die  grossen,  dauernden  Bewegungen 
des  ZinsfuBses  entscheidet  die  verhältnis- 
mässige Fülle  an  reellen  volkswirtschaft- 
lichen Kapitalien;  die  ephemeren  Oscilla- 
tionen  des  Zinsfusses  um  dieses  sein  jedes- 
maliges Normalniveau  herum  stehen  dagegen 
allerdings  unter  dem  Einfhisse  des  Oeld- 
standes. 

Lltteratort  Für  die  älUre  Zell  darf  ich  wohl 
auf  dia  ati^füArlielte  lAtteraturüberticht  in 
meiner  aGetckichU  und  Kritik  der  Kapilai- 
linithtoriteit'i,  Jnnibruck  ISSi  (3.  Ai(fl.  1000), 
verweiten.  Avi  der  ceilgenlritiichen  lAlttratur 
rind  hervorzuheben;  Kahn,  Geaehiehtt  dea  Ziiu- 
fimei  in  DeutacMand,  Stuttgart  ISS4.  —  Die 
naehgetataenen  Bände  II  u.  III  von  Marx, 
Da»  Kapital,  (1885—189^).  —  XaunharcU, 
Jflathematitche  Begründung  der  VotkncirtichafU- 
lehrt,  Leipzig  2885,  §^  15,  St  u.  24.  —  Anton. 
Menger,  Dat  Hecht  aiif  den  vollen  Arbeile- 
ertrag, Stultgart  1886.  —  SOJC,  Grundlegung 
der  iheoreliachm  Slaattwirtechajt,  Witn  1887, 
U  SS  ff.  —  Georg  Adler,  Die  Grundlagen  der 
Karl  ilaraehen  Kritik  der  beelekendtn  V'olki- 
virttchafl,  Tübingen  1887.  —  MacKiane,  Äna- 
lyiia  oj  eoit  0/  produetion,  Quart.  Joum.  of  Ec., 
Juli  1887.  —  Veraelbe,  Capital  and  Intcretl, 
ebd.,  Januar  1892.  —  C  Menger,   Zur  Theorie 
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det  Kapitait,  Jahrb.  f.  Sat.  u.  SUit.  A'.  F.,  Bd. 
17  (18SS)-  —  J.  B.  Clark,  Chpital  aud  iU 
tami-agi,  Pvblieation»  oj  Ihe  American  Econo- 
mic Aaaeiatio«,  Mai  28SS.  —  Uereelbe,  Gt- 
neiil  0/  capilat,  Yale  Serievr,  A'oiemfter  3S9S; 
The  origia  of  interett,  Quar/.  Joum.  0/  Ec, 
Aprü  1S9S.  —  Deraelhe,  The  ditlrUmtion  of 
irtallh,  a  Iheory  1^  teagei,  inleretl  and  profilt, 
New-York  1899.  —  Patttn,  The  fundamental 
idea  of  eapital,  Qvari.  Journal  of  Economica, 
Januar  1889.  _  WU»er,  Der  natMicht  WeH, 
Viitn  1889.  H  SSff.  —  Böhm-Baw!erh,  Fori- 
lice  Theorie  de»  Ä'npilcdt,  Inntbrvtk  1889  (engl, 
Aufgabe  von  W,  Smart,  London  189IJ.  —  Der- 
selbe, The  potilh-e  theory  of  eapital  and  i/i 
eritia.  drgi  Atffiätie  im  Quart.  Joum.  ofEc, 
Jammr  und  April  139S  und  Januar  1896  (mit 
Angaben  Über  die  einichUU/ige  ameriltanUehe 
ZeiUehri/len-LiUeratur).  —  Bernelbe,  The  ori- 
gin  of  intereel,  ebd.,  Juti  1895.  —  Veraelbe, 
Zum  Abickiun  det  Marieehen  Syitems,  in  den 
J-ellgaben  für  Karl  Knie»,  Berlin  1S9S  (rutti- 
»che  Buchausgabe,  BeteribuTg  1897,  eugliicbe, 
London  1898).  —  Veraelbe,  Einige  ttriaige 
Fragen  der  Kapitaltfheorie,  Wien  1900-  — 
Walraa,  Elimenli  d'Econamie  poUtuiue  pure, 
g.  Auß.,  LautanTie  1889,  HekU  IV  (i-  Aufi-  1900). 

—  Fleraon,  LiUeraturberUht  in  De  Econoviiil, 
»'Gravenhage  1889,  S.  193  ff.  —  Veraelbe, 
Leerboek  der  Staathuiehoudkunde,  S.  Aufi.  L  T., 
Ilaarlem  1896,  L  Abt.,  HaupUi.  IV.  —  Loria, 
Anatiei  della  proprielA  capilaliitica,   Turin  1889. 

—  Veraelbe,  La  coitituzione  economica  odiema, 
Turin  1899.  —  Aulni»  de  JSourouIII,  Der 
Zintfuts,  die  Ursachen  leinet  Sinken»  und  teine 
nädau  Zukunft,  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stal.  N.  F. 
£d.  13  (1889),  S.  S77ff.  —  Deraelbe,  Der 
Zin^futt  im  Jahre  1889,  ebd.,  Bd.  SO.  —  C. 
Schmidt,  Die  DurehichniUiproßtraU  auf  Grund- 
lage de»  MarxMhen  WertgeieUe»,  SluUgart  1889 
(cgi.  über  deneelbev.  Gegenstand  BOhm.-Ba- 
werk  in  der  Zeilschr-  für  Staatew-,  1890,  S- 
690  ff. !  Wolf  in  Jahrb.  für  Nat.  u,  Stal.,  3.  F- 
Bd.  2  (1891),  S.  SSXg.i  lAihr  in  Viert,  f. 
Volkrv.,  Bd.  £9  Sefl  1  u.  «,  und  ■aochmaU  C. 
Behntiat  in  Jahrb.  f.  XaL  u.  SiaL,  S.  /".  Bd. 
t,  S.  77tff.  und  in  der  iijVcuen  Zeüu,  XI. 
Jahrg.,  L  Bd.,  Nr.  S  u.  4).  —  BleUiher, 
Gegenwart  und  Zukunft  in  der  Wirtschaft,  Jahrb. 

f.  Sat.  u.  Stal..    JV.  /■.  Bd-  SO  (1890),    &.  S37ff- 

—  WtttelehSfer,  Untersuchungen  Ober  das 
Kapital,  Tübingen  1890.  —  Marahall,  Frin- 
ciplea  of  Eeonomies,  Vol.  I,  London  1890,  B. 
VI  «.  VII  (4.  Aufl.  1898.  B.  VI).  —  Block, 
Progres  de  la  »citnce  iconomigu«  depuiM  A. 
Smith,  Pari»  1890,  Ch.  XIV,  XXIX  u-  XXX. 
~  Wolf,  Siiiitdismut  und  kapitalistische  Ge- 
seittchaftsordming,  Stuttgart  1892,  S.  iSSff.  — 
PftiUppovtcA,  Grundrisi  der  PoL  Oei.,  /.  Bd., 
Freiburg  189S .  gg  llTff.  (S.  Aufi-  1899).  — 
Knut  WUikaell,  Kapitaltint  und  Arbeitslohn, 
in  Jahrb.  f.  SaC.  u.  Stat.,  3.  F.  Bd.  4  (lS9i}, 
S-  85iff.  —  Veraelbe,  Üeber  WeH,  Kapital 
und  Kente,  Jena  1893.  — -  Veraelbe,  Finam- 
throretitehe  CntertrKhungen,  Jena  1896.  —  Lehr, 
Grundbegriffe  und  Grundlagen  der  Volkiwirt- 
»ch^ft,  Leipzig  1S9S,  S-  SS9ff-  —  Corner,  Tke 
place  of  abstinence  in  the  theory  nf  inleresl, 
Quari.  Joum.  of  Ec.,  October  1893.  —  Sulxer, 
Die  wirtschaJÜiehea  Grundgeitie  tn  dtr  Gegen- 
wartsphate  ihrer  Enlieickehirtg,  Zürich  1895.  — 
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mann,  Die  toiiale  Kategorie  in  der  VoUctufirl- 
echaftalehre,  Berlin  1896.  —  Thoraeh,  Ueber 
das  Problem  de»  Kapitaleinses,  Tübinger  Zeil- 
tchr.  f.  d.  ge».  Staatsw.  1896.  —  Oraxianl, 
Studi  sulla  teoria  deW  intereeie,  Turin  189». 
—  Oraxiiulei,  La  prodatione  rapUalistica, 
Turin  1399.  —  Macfarlane,  Value  and  dit- 
tribution,  Philadelphia  1899.  —  W.  Smart, 
The  diitribution  of  ineome,  London  1899.  — 
G.  Caaael,  Das  Recht  auf  den  vollen  Arbritt- 
ertrag,  Gvttingea  1900.  —  K.  WUJeaell,  Vor- 
lesungen aber  XationalSkonomie,  I-  Teil,  Thro- 
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Sprache)  Land  1901. 

E,  BOhm-Bau^erk, 


ZlBsfa8B  (Gescliiclite). 

I.  Geschichte  des  Zinafaues  im  klassütchen 
Altertnm  (S.  954).  H.  Zmafoss  im  Mittelalter 
(S.  960). 

I.  Geschichte  des  ZiuBfnsees  im  Altertum. 

Die  älteste  Form  des  Darlehens  war  auch 
in  Oriechenlflad  das  Fnichtdarlehen.  Der 
Bauer,  der  keia  Brotkorn  mehr  hatte,  ging 
zu  dem  -wohlhabenderen  Nachbar  und  üeh 
was  er  brauchte  i),  mit  dem  Versprechen, 
das  Geliehene  nach  der  Ernte  zurQcluu- 
gehen.  Damit  war  beiden  Teilen  gedient: 
der  Darleiher  bekam  statt  des  alten  frisches 
Getreide,  und  der  Entleiher  konnte  sich  his 
zur  Ernte  durchschlagen.  Es  ist  ein  Nach- 
klang dieser  alten  Zustände,  wenn  noch  die  . 
attische  EomOdie  des  ausgehenden  5.  Jahr- 
hunderts das  Wort  fierptif  (zumessen)  auch 
in  der  Bedeutung  von  »darleihen«  gehraucht*). 

Indes  wurde  es  soJion  früh  üblich,  bei 
Rückerstattung  des  Darlehens  mehr  zu  geben, 
als  man  empfangen  hatte,  um  den  Gläu- 
biger zu  knnftigen  Darlehen  geneigt  zu 
machen*).  "Was  zuerst  freiwillig  gest^ehen 
war,  wurde  dann  gefordert,  sobald  die  Ent- 
wickelung  des  Handels  und  der  Industrio 
der  landwirtschaftltclien  Produktion  einen 
aufnahmefähigen  Markt  gegeben  hatte').  So 
entstand  der  Zins.  Dud  es  lag  in  der  Natm- 
der  Sache,  dass  der  geforderte  Zi:is  hoch 
war;  handelte  es  üch  doch  um  Notstands- 
darlehen,  bei  denen  der  Gläubiger  in  der 
Lage  war,  die  Bedingungen  zu  diktieren. 
80  warnt  schon  Hesiod  den  Bauer  vor  Schul- 
den; er  hat  seine  »Werke  imd  Taget  hanpt- 

')  Hesiod,   Werke  und  Ta^e,  349,  396. 

*)  Äri8t«ph.  Acharn.,  1021  mit  den  Scbo- 
hen,  Theop.  fr.  26  Eock  (Com.  Att  Frag.  I, 
8.  740). 

')  Hesiod,  Werke,  349,  sv  fiiv  fUTfmu»u, 

^a^  veiTOPOS,    sS  i'äctoäovvcu,  avriß  T^i  /mfV, 
xal  hauni,    cä   x<  Siv^ai,    ms   dv   xf!'^'"''  ""*  '' 

votepov  ufxiov  »vpJjS. 

*)  Meine  Griechische  Geachichte,  I, 

a22. 
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BOchlich  zu  diesem  Zwecke  verfaeet').  Wie 
weit  die  Dinge  kamen,  zeigen  die  Zustände 
Attikas  am  Anfang  des  6.  Jahrhunderts;  nur 
durch  Solons  gewaltsames  Eingreifen  wurde 
der  liefverschuldete  Bauernatand  gerettet. 

Inawischen  hatte  der  griechische  Handel 
einen  Grad  der  Entwickeliing  erreicht,  der 
auch  hier  zur  Entstehung  des  Kreditwesens 
fdhren  musste.  Schon  in  der  Odyssee  sagt 
Hentor  (dass  es  Athena  in  seiner  Gestalt 
ist,  thut  nichts  zur  Sache),  er  müsse  ins 
lAnd  der  Eaukonen,  wo  er  eine  alte  Schuld- 
forderiing  habe');  und  dieses  Guthaben  eines 
Ithakesiere  in  einem  fremden  Staate  kann 
doch  nur  aus  Handelsbeziehungen  erwachsen 
Bein.  Der  Dichter  entnimmt  die  Farben  zu 
seinen  Scliildeningen  den  Verhältnissen 
seiner  ionischen  Heimat;  es  muss  also  im 
8.  Jahrhundert  nichts  Ungewöhnliches  ge- 
wesen sein,  daes  ein  Bürger  z.  B.  von  Milet 
in  SamoB  oder  Chios  Schuldfordemn^en 
ausstehen  hatte.  Allerdings  war  lomen 
damals  der  -wirtschaftlich  am  meisten  vor- 
geBchrittene  Teil  der  griechischen  "Welt. 
Von  Zinsen  ist  übrigens  an  dieser  Stelle 
noch  nicht  die  Rede. 

Ohne  Zweifel  eben  mit  Rficksicht  auf 
die  Bedtlrfnisse  des  Handels  hat  Solon  da- 
von abgeaelien,  ein  Zinsmaximum  festau- 
seizen;  vielmehr  gestattete  eines  seiner  Ge- 
setze dem  Gläubiger  ausdrücklich,  jeden  be- 
liebigen Zins  zu  bedingen ").  Natürlicb 
konnte  für  manche  Rechtsgeschäfte  ein  ge- 
setzlicher Zinsfuse  nicht  entbehrt  werden; 
so  bestimmte  z.  B.  ein  ^solonisches  ?)  Gesetz, 
dass  die  Mitgift,  die  bei  der  Scheidung  nicbt 
sogleich  zurückerstattet  würde,  mit  18  %  nu 
verziiiBen  sei*).  Dieser  Satz  wird  also  zu 
der  Zeit,  als  das  Gesetz  gegeben  wurde, 
etwa  dem  landesflbliehen  Zinsfusse  ent^ 
Bprochen  haben. 

Sonst  haben  wir  aus  der  Zeit  vor  dem 
4.  Jahrhundert  über  die  Höhe  des  Zins- 
fusses  nur  die  Angabe,  dass  der  delische 
Tempel  im  Jahre  434/3  zu  10  "/o  ausge- 
liehen hat,  wobei  die  einfachen  Zinsen 
(also  ohne  Zinseszins)  erst  nach  10  Jahren 
zugleich  mit  dem  Kapital  zurückgezahlt 
werden  sollten  *).  Am  offenen  Markte  wird 
dei  Zinsfuss  damals  ohne  Zweifel  hOher 
gestanden  haben.  Der  athenische  Staat  ver- 
zinste während  des  peloponnesischen  Krieges 


_  ')  Heriod,   Werke,  403 ff-,  diiä  o'awuy«, 

aoä^ia&ai    tP'täiv    ts    Xiaiv    Xtaov    t'    äXtiaoip' 
Vgl.  647. 

»)  odys».  ymia. 

')  LjBua  lü  ig.  Theomnestos  l\  18. 

•)  Demosti.  27  (g.  Aphob.  I),  17.  59  (g. 
Neaera)  52.  VrI.  Corp.  Inscr.  Att.n  1187 
and  dftni  Köhler  Athen.  Mitteil.  U  278  nnd 
Pnrest«  Inacriptions  jnridiqnea  Gi 
qnes  S.  110  a.  117. 

*)  Corpus  Inacr.  Atticarnm,  I, 


seine  bei  den  Tempelst^ätzen  Attikas  auf- 
genommenen Anleihen  mit  liS^/o,  wasBoeckh 
wohl  mit  Recht  als  den  Zehnten  eines  Zinses 
on  12''lo  ansieht,  der  also  bereits  in  der 
Frieden speriode  vor  dem  peloponnesischen 
Kriege  der  in  Attika  landesübliche  gewesen 
sein  würde,  wie  wir  ihn  später,  im  4.  Jahr- 
hundert, als  solchen  wiederfinden^). 

Zunächst  aber  brachten  der  dekeleiische 
Krieg,  die  Revolution  und  dann  der  korin- 
thische Krieg  einen  Rückschlag.  Es  sei 
leichter,  Geld  auf  der  Strasse  zu  finden, 
als  welches  geborgt  zu  erholten,  sagt  Xeno- 
phon  von  der  Zeil  des  Parteikampfes  zwi- 
schen den  Oligarchen  in  Athen  imd  den 
Demokraten  im  Peiräeus^.  Während  des 
korinthischen  Krieges  musste d  selbst  bei 
Darlehen  auf  Faustpfand  25°/o  Zinsen  be- 
zahlt werden").  Sokrates  Schüler  Aeschines, 
der  um  diese  Zeit  eine  Salbenfabrik  beirieb, 
musste  das  Kapital  dafür  zu  36 ''/d  auf- 
nehmen, wobei  er  freilich  auf  die  Länge 
nicht  bestehen  konnte;  es  gelang  ihm  denn 
auch  endlich,  das  Geld  von  anderer  Seite 
zu  18%  zu  erhalten*).  Denselben  Zinsfuss 
von  18%  setzt  Is&os  als  landesüblich  vor- 
aus in  einer  Rede,  die  um  380  gehalten  ist*). 
Als  dann  Athen  nach  dem  Antalkldasfriedea 
allmähhch  seine  alte  wirtschaftliche  Blüte 
wieder  erlangte,  sank  der  Zinsfuss;  18% 
galten  in  dieser  Zeit  für  hoch"),  das  übliche 
waren  la";»'),  ja  selbst  zu  10 %  konnte  man 
wohl  Geld  erhalten*),  wenn  auch  natürlich, 
je  nach  der  Konjunktur  des  Geldmarktes,  mit- 
unter höhere  Zinsen  gezahlt  werden  mussten, 
selbst  bei  hypothekaiiscber  Sicherheit*). 

Eine  besondere  SteUung  nimmt  das  sog. 
Seedarlehen  ein,  bei  dem  Schiff  und  Ladung 
als  Unterpfand  dienten  und  der  Gläubiger 
das  Risiko  mittrug.  Kapital  und  Zinsen 
wurden  nach  der  glücküchen  Ankunft  im 
Bestimmungshafen  bezahlt;  gin^  das  Schiff 
unter,  so  war  alles  verloren.  Die  Höhe  der 
Zinsen  stand  natürlich  im  Verhältnis  zu  der 
Weite  der  Fahrt  und  der  damit  verbundenen 
Gefahr.     So  wurden  in  Demosthenes'  Zeit 

')  Boeckh,  StaatshftUBhaltnng  der 
Athener,  I',  S,  581. 

')  Xen.,  Denkwürdigkeiten,  H,  7  2. 

')  Lyrias  19  (v.  Aristoph.   Verm.),  2öff. 

*1  LjBiaa  g.  Äesch.  1. 

°)  iBüoa  11  (v.  Hagnias  Erbschaft), 
42;  die  richtige  Zeitbestimmung  giebt  Schaeter, 
Demosth.  UIB.,  229 ff.,  dem  Blaas  hätte  folgren 

•)  Aeachm.  g.  Timarch.  107. 

')  DemoBth.  27  (g.  Aphob.  I),  9.  23.  85. 
37  (g.  Pantaen.),  4;  ÄeBchio.  g.  Etes.  104; 
Corp.  Inscr.  Attic.  II  1055. 

')  Demosth.  30  (g.  Onetor  I),  7;  Äristot 
Ehet.  lU  10  8.  Ulla. 

•)  [DemoBth.]  53  (g.  Nikostr.)  13,  wo  ein 
Zins  von  16%  für  eine  Hypothek  aaf  ein  städti- 
sches GmndatUck  {awoiKia)  erwähnt  wild. 
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für  die  einfache  Fahrt  vom  Hellespont  nach 
Athen  10  bis  12  oder  12V« "/o  gezahlt'),  fQr 
die  Fahrt  nach  dem  Pontos  22Va''/o,  wobei 
ausdrücklich  bestimmt  wird,  dass  das  Schiff 
Tor  dem  Be^nu  der  Herbststürme  die  Heim- 
fahrt aotreten  muss,  anderenfalls  soUen  30% 
Zioseii  gezahlt  werden');  und  auch  sonst 
werden  20  oder  33Va"/o  in  dieser  Zeit  als 
Übliche  Seezinsen  erwälmt^). 

Athen  war  im  4.  Jahrhundert  der  Mittel- 
punkt dea  griechischen  Geldmarktes;  ea 
Eegt  in  der  Nati.ir  der  Sache,  dass  der  Zina- 
fu8s  unter  gewölinliclien  Umständen  hier 
niedriger  stehen  miissle  als  sonst.  Das  wird 
denn  auch  durch  die  wenigen  Angaben  be- 
stätigt, die  aus  dieser  Zeit  tlber  die  Höhe 
des  Zinsfusses  in  anderen  Teilen  der  grie- 
chischen Welt  Oberliefert  sind.  So  musste 
die  Gemeinde  Klazomenä  den  rückständigen 
Sold  ihrer  Mictatruppen  zu  ti(}%  verzinsen^); 
und  am  kimmerischen  Bosporus  stand  um 
326  der  gewöhnliche  Zinsfiisa  auf  lö^/a^/o  ^). 

In  der  Zeit  nacii  Alexander  ist  dann  der 
Zinsfuss  von  10 — IS^/o,  wie  er  im  4.  Jalir- 
hundert  in  Athen  stand,  im  grössten  Teile 
der  griechischen  Welt  zum  landesüblichen 
Zinsfnas  geworden ;  ja  der  Zinsfuss  ist  zeit- 
weise imter  diesen  Betrag  gesunken.  So 
zahlen  die  kleineu  Städte  auf  Amorgos  um 
den  Anfang  des  2.  Jahrhunderts  für  ihre 
Anleihen  S'is,  10  und  12  "/o'*);  der  Hypo- 
thekenzinsfuss  auf  der  Insel  stand  auf  10"/o '). 
In  Ilion  werden,  etwa  um  dieselbe  Zeit, 
Terapelgelder  zu  10"/o  ausgeliehen  ä)  j  zu 
dem  gleichen  Zinsfuss  verleiht  der  delische 
Tempel  seine  Kapitalien'').  Auch  in  einem 
Dekret  von  Oropos  aus  dem  Ende  des  2. 
Jahrhunderts  wenien  10"/o  als  normaler  Zins- 
fuss vorausgesetzt'").  In  Teos  werden 
Stiftungsgelder  um  300  v.  Chr.  zu  etwa 
12"/o  angelegt");  aufThera  ein  Jahrhundert 


')  DeraoatK  50  (g.  Poljkl.)  17,  Diphilos 
bei  Athen.  VII,  292  b. 

'}  Demosth.  36  fg.  Lakritoa)  10— 13,  vgl. 
34  (g.  Phorm.)  23. 

"j  Xen.,  V.  d.  Eink.  m,  7—14,  vgl.  Igäos 
(g.Kalliphon)  bei Harpokrat.  t'^irpiieueAristüt. 
Ehet.  III   10  S.  1411a. 

')  [Aristut,]  Oekon.  II  16,  S.  l-'MSb. 

")  Demoath.  84  (g,  Pliorm,),  23. 

"jBuU.  de  Corr.  Hell,  Vui  (18S4)  S. 
23  tf.,  XVI  (1892),  S.  2C8ff.,  Dareste,  HanasouiUer, 
Beinach  Inacr.  Juridiqiiea,  S,  312ff.  Ditteub. 
SjU,»  51?. 

')  Dittenberger,  Sylloge'  ft'^l ;  es  handelt 
sich  um  ein  Darleben  iu  form  eines  Kaufes  mit 
dem  Berht  des  Rückkaufes  für  den  Verkäufer. 

")  Corp.  Inscr.  Graec,  II,  35Ü9. 

•]  Homolle,  Lea  Ärchivea  de  Tlnten- 
dance  sacree  i  Deloa  (Paria)  1887  S.  77  A.  2. 

")  Inacr.  Graec.  Sept.  I  43li3. 

■')  Dittenberger,  SjU.')  523;  ans  dem  Er- 
trage eines  Kapitals  von  34000  dr.  sollen  jUbr-, 
lieh  3i)00  dr.  gezahlt  werden. 


später  zu  7  %  ^J ;  in  Delphi  wird  ein  aQ  die 
Stadt  vom  Eönig  Attalos  Philadelphos  bald 
nach  159  geschenktes  Kapital  zu  ü^Wla  auf 
Hypothek  ausgethan,  wobei  bestimmt  wird, 
dasB  die  verpfändeten  Grundstücke  den 
doppelten  Wert  der  aiisgeliehenen  Summe 
haben  müssten^.  In  Ephesos  wurde  nacli 
dem  Kri^e  gegen  Aristooikos  (129i'8)  das 
Zinsmaximum  für  Hypothekensdiulden  anf 
8''3"/o  festgesetzt")  —  Dagegen  scheinen 
im  griechischen  Westen  andere  Verhältnisse 
geherrscht  zu  haben.  Wenigstens  bestimmt 
ein  Volksbeschluss  aus  Kerkyra  aus  dem 
2.  Jahrhundert,  dass  Stiftungsgelder  zu  le*/» 
ausgeliehen  werden  sollen,  was  also  dajuals 
der  dort  landesübliche  Zinsfuss  gewesen 
sein  muss*).  Einen  noch  höheien  Zinsfuss 
(36  o/o)  finden  wir  um  200  in  dem  böotischen 
Orchomenos;  docli  handelt  es  sich  hier  um 
"Verzugszinsen,  die  gezahlt  werden  sollen, 
wenn  die  Stadt  ihren  Verpflichtungen  nicht 
rechtzeitig  nachkommt^).  Der  gewöhnliche 
Zinsfuss  stand  also  ohne  Zweifel  betrScht- 
lich  niedriger.  —  Ueber  die  Höhe  des  Zins- 
fusses in  Aegypteu  während  der  Ptolemfier- 
zeit  sind  wir  bis  jetzt  nur  selu-  ungenügend 
unterrichtet.  In  melireren  Urkunden  aus 
dem  Ende  des  2.  Jahrhunderts  v.  Chr.  wirf 
ein  Zins  von  24"/«  festgesetzt;  es  handelt 
sich  dabei  aber  um  Verzugszinsen,  für  den 
Fall  dass  die  Rückzahlung  des  (zinsfrei  ge- 
währten) Darlehens  nicht  zum  festgesetzten 
Termine  erfolgt  Der  normale  Zinsfuss  wird 
also  niedriger  gestanden  hriien*). 

Die  Krise    des  mithradatischen  Krieges 


'1    Testament   der    Epikteta,    Inscr.  Gr. 

Maria  Aegaei  III  330. 

*)  Ditt*:Dberger,  Sylloge'  306. 

')  Dittenberger,  Svlloge'  öJO,  74. 

*i  Inscr.  Graeciae  Septentr.  HI  694. 
Der  Zinsfuss  beträgt  2  dr.  monatlich  für  die 
Mine.  Es  sind  korintbische  Dracbmen  gemeint 
von  denen  160  auf  die  Mine  gingen,  vgl.  In- 
Script,  juridiques  II  S.  139.  Die  Inschrift 
kann  Ubngena  auch  ins  1.  Jahrb.  gehören. 

»)  Inacr.  Graeciae  Septentr.,  I,  3171. 
In  BOotien  sab  ea  damals  mit  der  Rechtspflege 
aehr  Übel  aus  (Polyb.  XX.  6,  1),  woraus  aich  die 
Hübe  des  Zinsfusses  erklärt. 

")  Qieufell  und  Hnnt  Greek  Papyri  II 
S.  34.  H8.  49  ans  den  Jabren  127,  113  und  1Ü3 
V.    Chr.     Waa    Lumbioao,    Recherches   biu' 


_     f  PtolemyPhiladelphus, 

5.  2Uff.  {Oxford  18%).   Die  Ausiclit  RevUlontd, 

der  für  die  Ptoleraäerzeit  einen  Zinafnss  von 
30''/ci  annimmt,  steht,  soweit  sie  sieb  auf  grie- 
chische Urkunden  stutzt,  ganz  in  der  Lnfl 
(vgl.  Billeter,  Geschichte  des  Zinsfnased 

6.  357  ff.)  Ueber  demotische  Texte  habe  ich  kein 
Urteil.  Brugscb,  Die  Kosten  des  Haus- 
halts iu  alter  Zeit  (Volkswirtschaft- 
liehe  Zeitfra^cn  89),  Bariin  1890  S.  19 
und  31,  stimmt  ßeTillout  bei. 
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hatte  dann  wieder  ein  Steigen  des  Zins- 
fusecB  zur  Folge,  zum  Teil  bis  auf  \inertrag- 
liehe  Höhe.  Um  die  Kriegskontributionen 
zahlen  zu  können,  blieb  den  griechigchen 
Gemeinden  nichts  flbrig,  als  bei  i'Omischen 
Bankiers  zu  "Wncherzinsen  Geld  aufzunehmen. 
So  machte  in  dieser  Zeit  die  Stadt  Gj'theion 
in  Lakonien  bei  den  Brtldern  N.  und  M. 
CloatiuB  eine  Anleihe  von  4200  Drachmen 
zu  48  %,  »weil  sonst  niemand  borgen  wollte« ; 
es  wm-de  den  Darleihern  ziun  grosson  Ver- 
dienst angerechnet,  dass  sie  den  Zins  nach 
einigen  Jahren  auf  24''/o  ermässigten  ').  " 
solchen  Bedingungen  konnte  natürlich 
einer  Abzaiüung  der  Kriegsschulden  oder 
auch  nur  von  einer  regelmässigen  Zinszah- 
lung nicht  die  Rede  sein.  So  wiichs  die 
Kriegskontribution  von  20000  Talenten,  die 
Sulla  der  Provinz  Asien  aufgelegt  hatte,  durch 
die  rückständigen  Zinsen  und  Ztnseszinscn 
in  14  Jaliren  auf  120000  Talente  an,  bis 
endlich  LucuUus  eingriff,  und  den  unerträg- 
lichen Zustanden  dadurch  ein  Ende  machte, 
<lass  er  den  Zinshiss  auf  12  "lo  herabsetzte 
und  die  rückstandigen  Zinsen  niederechJug, 
soweit  sie  den  Betrag  des  Kapitals  über- 
stiegen *).  So  notwendig  und  fflr  den  Augen- 
blick heilsam  nun  solche  Massrcgeln  auch 
sein  mochten,  sie  konnten  jedenfalls  nicht 
dazu  beitragen,  das  Vertrauen  zu  befestigen ; 
imd  das  Piraten uuwesen  ebenso  wie  der 
Druck  der  römischen  Verwaltung,  endlich 
die  Bflrgerkri^;e  sorgten  dafür,  dass  die 
griechischen  Provinzen  finanziell  nicht  wie- 
der zu  Kräften  kamen.  Die  Gemeinden 
blieben  tief  verschuldet,  und  der  ZinsEiiss 
hielt  sich  infolgedessen  auf  di-flckender  Höhe. 
In  Sicilien  stand  er  unter  Verres'  Verwal- 
tung (73—71  V.  Chr.)  auf  24%»),  nnd  als 
die  Stadt  Salamis  auf  Kypi'os  im  Jahre  57 
eine  Anleihe  aufnehmen  wollte,  musste  sie 
sich  zum  Versprechen  von  48  "io  Zinsen  ■ 
stehen,  die  sie  dann  natürlich  nicht  _.. 
zahlen  imstande  war*).  Verständige  Oeld- 
männer  sahen  dann  wohl  die  Unmöglichkeit 
ein,  den  vollen  Betrag  ihrer  Forderimgeu 
herauszupressen,  wie  die  schon  erwähnten 


Zeugungen  nicht  kargte  •).  Doch  das  waren 
nur  Ausnahmen ;  und  auch  die  Bemühungen 
wohlwollender  Stattlialter,  wie  Ciceros  in 
Kilikien^),  den  Zinsfuss  herabzusetzen,  blieben 
ohne  durchgreifenden  Ei"fo]g,  Das  Uebel 
lag  tiefer;  und  erst  der  Weltfrieden,  den 
die  Kaiserzeit  herbe ifd hrte ,  hat  dauernde 
Abhilfe  gebracht. 

In  Eom  soll  bereits  das  Zwöiftafelgeseta 
ein  Zinsmaximitm  von  8Vb  "/o  (unciarium 
foenus)  festgesetzt  haben*}  wahrend  nach 
anderen  Angaben  diese  Massregel  erst  im 
Jahre  3.'»?  v.  Chr.  erfolgt  wftre*).  Im  Jahre 
347  soll  dann  der  gesetzliche  Zinsfuss  auf 
die  Hälfte  (4'/s»/o)  ermässigt*)  und  endlich 
342  das  Zinsnehmen  überhaupt  verboten 
worden  sein*).  Es  liegt  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  solche  Gesetze  unmöglich  durch- 
geführt werden  konnten.  Ein  sehr  einfocher 
Weg  zu  ihrer  Umgehung  war  der,  dass  man 
Bürger  latinischer  Kolonieen  oder  italischer 
Bundesstädte  als  Mittelspersonen  vorschob; 
es  wurden  deswegen  im  Jahr  193  die  Schuld- 
gesetze auch  auf  den  Verkehr  mit  diesen 
au8ge<lehnt '),  aber  natürlich  brachte  das 
aucä  keine  Abhilfe.  Als  dann  in  der  Krisis 
des  Bundesgonossenkrieges  (89  v.  Chr.)  der 
Prätor  A,  Sempronius  Aselho  die  alten  Ge- 
setze wieder  zur  Anwendung  bringen  wollte, 
wurde  er  von  den  Glaubigem  auf  dem 
Forum  erschlagen*). 

Wie  hoch'  der  Zinsfuss  in  Rom  in  älterer 
Zeit  wirklich  gestanden  hat,  wissen  wir 
nicht;  unsere  Angaben  darüber  beginnen 
erst  in  der  Zeit  nach  dem  Sozialkriege.    Da- 


')  Cotp.  Inser.  Graec,  11,  2335. 
•)  Er  setzte  das  von  Lncullus  beatimmte 
'  Zinsmaximum  von  12 "^o  wieder  in  Kraft,  ge- 
stattete aber,  dass  die  rückständigen  Zinsen  am 
I  Ende  des  Jahres  znm  Kapital  geeuhlagen  wnr- 
.  den  (an  Atticns,  V,  21). 
j  ')  Tac.  Ann.  VI,  Iti.    Die  Ziusberechnnng 

nach  Prozenten  des  Kapitais  (ceutesimae)  wider- 
strebt dem  rüroiachen  ebenso  wie  dem  eikelio- 
'  tischen  JlUnzsjstem ;  eie  kanu  also  in  Rom  erst 
üblich  geworden  sein  zur  Zeit  lebhafter  Handels- 
verbindungen mit  dem  bellenischen  Osten,   Folg- 
Gebrüder  Oloatius  in  Gjtheion,  oder  jener  i  lieh  ist  das  foenus  unciarinm  der  alten  Wncher- 
L,  Aufidius  Bassus,  der  um  die  Mitte  des  gesetze  nicht  ''u  der  centesima  (l'','o  jährlich). 


1.  Jahrhunderts  v.  Chr.  den  Zins  für  seine 
Schuld fordeningen  an  die  Gemeinde  Tenos 
auf  12  %  und  weiterhin  sogar  auf  8  "/o  herab- 
setzte und  auch  sonst  Erleichteningen  in 
der  Zahlung  gewährte,  wofür  die  Gemeinde 
dann   auch  mit    den    verdienton   Ehrent«- 

■)  Dittenberger,  Syl löge"  330. 

')  P!ut,  Luc.  20;  Appian,   Mithrid.  62ft. 

•)  Tic,  Verr.  III,  71.  ISoff. 

*)Cio.ftnAtticu3,V,21ff.,VI,lff.rgl,Sa- 
rigny,  Abb.  der  Berl.  Akad.  1818  nnd  1819, 
8.  179—188,  Bftrdt,  Der  Zinswucher  des 
M.  Brut  US,  I-rogr.  Berlin  1898,  und  unter  dem- 
selben Titel  Stemkopf,  Progr.  Dortmund  19üü. 


sondern  des  Kapitals,  also  8'/,.,., 
natürlich  als  jährlicher  Zins  aufgefasst  werden 
musa.  Diese  auch  sacblicb  einzig  haltbare  Aaf- 
fassQug  ist  hauptsächlich  durch  Mebuhr  begrün- 
det und  zur  üeltung  gebracht  worden  (Eüm. 
Gesch,  III,  64ff.).  Gescliichte  der  Kontroverse 
beiStreuber.DerZinsfnssbeidenEömerti, 
Basel  1867,  S.  12ff.,  dszn  jetzt  Billeter,  Ge- 
schichte des  Zinsfusses  8.  157ff. 

*)  Liv.  VII,  16. 

"]  Liv,  Vir,  27,  vgl.  Tac.  a.  a.  0. 

•)  Liv.  VII,  42,   vgl.  Appian,  Bürger- 
kriege, I,  54,  Tue.  a.  a.  0. 

')  Liv   XX5V,  7. 

")  Appian  a.  a.  0.,  I,  54,  Liv.  Perioohae 
74,  Val,  Max,  IX,  7,  4. 
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nials  war  Rom  infol^  seiner  poUtiBcheD 
Stellung  der  Mittelpunkt  dea  Geldverkehra 
im  ganzen  Beiche  und  Qber  dessen  Orenzea 
hioaus;  und  die  gewaltigen  Kapitalien,  die 
hier  zusammenströmten,  muBsten  den  Zios- 
fiiBS  ia  Rom  und  Italien  herabd rücken.  Im 
Jahre  62  v.  Chr.  konnte  ein  kreditwürdiger 
Mann  (bonum  nomen)  in  Rom  zu  6%  soviel 
Geld  geborgt  bekommen,  wie  er  nur  brauchte  i); 
die  innere  Ruhe  war  durch  die  Nieder- 
werfung der  catilinarischen  Verschwörung 
gesichert  und  im  Osten  die  römische  Herr- 
schaft soeben  durch  Fompeius  aufs  neue 
befestigt  und  auf  Syrien  ausgedehnt  worden. 
Im  nächsten  Jahre  versteifte  sich  dann  aller- 
dings der  Qeldstand  wieder;  es  gab  Eapi- 
talislen,  die  nicht  unter  12°/o  ausleihen 
wollten').  Aber  wenige  Jahre  später,  zur 
Zeit  dee  ersten  Triumvirats,  war  der  Zins- 
fuss  sogar  auf  4%  gesunken;  er  schlug 
dann  freilich  info^  der  grossen  Summen, 
die  lu  Wahlbestechungen  aufgewendet  wur- 
den, am  15.  Juli  54  plötzhch  auf  8^h  auf^). 
Das  konnte  natürlich  nur  vorübergehend 
sein.  Einen  schweren  Bilckschlag  brachten 
dann  die  Bürgerkriege;  gleich  im  Jahre  49 
brach  in  Italien  eine  solche  Erisis  aus,  dass 
Cäsar  sich  zu  tief  eiuschneidenden  Eingriffen 
in  die  Kredit  Verhältnisse  genötigt  sah  ^,  mid 
noch  -vor  der  Schlacht  bei  Aktion  stand  der 
Zinsfuss  in  Itahen  auf  12  "/o*). 

Die  Beendigung  der  Bürgerkriege  führte 
dann  wieder  normale  Zins  verhält  ni&se  zurück. 
Gleich  nach  der  Eroberung  Aegyptens  durch 
Äugustuß  Bank  der  Zinsfuss  in  Itahen  von 
12  auf  i%%  und  &— 6"/!)  sind  dort  wäh- 
rend der  langen  Friedensperiode  der  Kaiser- 
zeit der  landesübliche  Zinsfuss  geblieben. 
Der  ältere  Plinius  nennt  G"!»  ebe  usura 
civilis  acmodica'),  Columella  legt  denselben 
Zins  Beiner  landwirtschaftlichen  RentabilitätB- 
berechnung  zu  Grunde ").  Wenn  Schuld- 
forderuDgen  Privater  au  den  Staat  übergehen 
sagt  Paulus,  sollen  sie  mit  G^/o  vei-zinst 
werden,  auch  wenn  der  bisher  bezahlte  Zins 
niedriger  war*).  Der  jOn^re  Plinius  ver- 
pflichtete sich,  ein  von  ihm  zu  Aümen- 
tationszwecken  geetiftetes  Kapital  zu  diesem 
Fusse  zu  verzinsen  1").  Die  Gelder  für  die 
grossen  Alimentationsstiftuugen  Trmans  wur^ 


•)  Cic.  fam.  V,  6,  2. 

»)  Cic.  an  Atticun,  I,  12,  1. 

»)  Cic.  an  ÄttiouB,  IV,  15,  7,  an  Quin- 
tng,  II,  14b,  4. 

*)  Cäsar,  Bürgerkr.,  lU,  1;  Snet,  Ca 
42,  Dio  Caas.  41,  37  ff. 

»)  Dio  Caas.  51,  21,  6. 

■)  Dio  Caas.  a.  &.  0. 

')  Plin.,  Nat.  Hiat.  XIV,  66. 

•)  Colnm.  III,  6. 

»)  Dig.  XSn,  1,17,  §6. 

••>)  PEn.  EpiBt.  VÜ,  18. 


den  zu  5"/«  ausgeliehen  i),  und  flberiiaapt 
bildet  der  Zinsfuss  von  5 — 6"/!)  für  gute 
Anlagen  während  der  ersten  Jahrhunderte 
der  Kaisei-zeit  in  Italien  die  R^el-).  Nur 
'ereinzelt  werden  höhere  Zinsen  erwähnt^). 
In  den  Provinzen  stand  der  Zinsfuss  znm 
Teil  höher,  strebte  aber  danach,  sich  dem 
in  Italien  herrschenden  Satze  anzugleichen. 
So  stand  er  unter  Traiau  in  Äeien  auf  9  "k ; 
es  fing  aber  bereits  an,  schwierig  zu  werden, 
Gelder  zu  diesem  Satze  Bicher  anznl^en*). 
In  Athen  werden  um  dieselbe  Zeit  Stiftungs- 
gelder zu  8%  ausgeliehen^);  daneben  wird 
hier  ein  Zius  von  I2°/o  erwähnt,  aber  ab 
Yeizugszinsen  bei  nicht  rechtzeitig  geleistete 
Zahlung''),  In  Äegypten  war  bei  Darlehen 
auf  kurze  Prist  und  im  Bankgeschäft  12"/« 
der  übliche  Zinsfuss');  einmal,  in  Augustus' 
Zeit,  finden  wir  einen  Zins  von  18  "/o  aus- 
bedimgen  ').  l'ür  ein  durch  Pfand  gesichertes 
Darlclien  werden  im  Jahre  93  a.  Chr.  8"/« 
gezahlt,  im  Jahre  II2/I8  10  »/o;  der  letzt»e 
Zinsfuss  findet  sich  auch  unter  Antoninus 
.  erwähnt,  doch  ohne  Angabe  des  Ge- 
schäftes, um  das  es  sich  handelt^).  Bei 
hypothekarischer  Sicherheit  werden  im  Jahre 
157  n.  Chr.  12%  Zinsen  bezahlt  ">);  dagq^n 
wird  in  einer  Tempelrecbnung  von  Aräno^ 


')  Corp.  Inacr.  Latin.  XI,  1147  (Velm), 

1455  (Lirnrea  Baebiani  in  Sarnuinm);  weao 
etzterer  Urkmide  naurae  aeitantariae  aemon- 
iae,  d.  h.  2\,''i\),  featgeaetzt  werden,  ao  siiid 
das  nach  Homnisens  wanracheinlicher  Aunahme 
(a.  B.  0.,  S.  129)  halbjährige  Zinsen.  Bei  dei 
Alimentationsatiftimg'  der  Caelia  Macrina  in 
Tarracina  wird  ein  Ertrag  des  Kapitala  von 
mindeBtena  4'>,%  voransgeaetst  (CLL.,  X,  63S8). 

')  5%:  Peraius,  V,  1«,  CJ.L.,  XIV,  353 
(Ostia,  2.  Jahrb.);  ö'',%:  X,  211^  (LanuTiun, 
136  n.  Chr.);  6«.„:  X,  107  (Crot«,  2.  Jahrb.), 
X,  114  nndKotiziedegliScavi  1694  S.aOff. 
[Petelin,  Mitte  des  2.  Jahrb.),  X,  5K63  (Feren- 
tiüum  2.  Jahrb.)  XIV  367  [Ostia,  182  n.  Chr.). 
Natürlich  beabsichtige  ich  keineawegH,  hier  and 
im  folgenden  die  Belegatellen  ToUstSndjg  auf- 
zuführen. 

')  12"/,:  CLL.,  V,  1978  (Opitergiiun,  2. 
Jahrb.],  XIV,  326.  tOatift  um  2001,  VI  92&1  (Rom), 
wahrscheinUoh  anch  VI  10 297  lEom,  156  n.  Chr.). 

*)  Ureek  Inscr.  of  the  Brit  Mna.  UI, 
S,  127fr.;  Plin.  an  Traian,  64,  daKO  Honmueo, 
Hermes.  V,^  182  A.  2.    _ 

dazuMommseti, 


»)Corp.lnacr.Att.,III,6  , 
a.  a.  0.    Lin  ZiasfusB  von  8*,«  in  den  griechi- 
schen Teilen  des  Reiches  wird  aach  Dig.  XVI 
H,  26  g  a  erwähnt. 

■*)  C.I.A.,  III,  Ü9,  aus  der  Zeit  nach  Hadrian. 

'}  Aegyptische  Urkniiden  aua  den 
kGniglicben  Hnseen  in  Bertin,  L  272 
[aus  1S8  n.Chr.);  Corpns  Papyrornm  fiai- 
ueri,  I,    15  (149  n.  Chr.),    16  tlt>3  n.  Chr.). 

')  Aegjpt.  Urkunden  etc.,  1,  189  (7  a. 
Chr.) 

■)  Corp.  Pap.  Bain.  I  12,  Aegrpt 
Drk.  etc.  I  68:  828  CoL  IL 

'•)  Aegypt.  Urk.  1301, 
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B118  215  n.  Chr.  G^/o  als  der  igew&hnüche 
/ioefuss«  bezeichnet,  zu  dem  die  heiligen 
Gelder  ausgeliehen  wurden  i),  Iq  der  wäh- 
re ad  des  2.  Jahrhunderts  eroberten  und 
holooisierten  Provinz  Dacien  musste  der 
Ziosfuss  naturgem&ss  hoch  stehen;  die  uns 
erhaltenen  Urkunden  geben  durchweg  einen 
Satz  von  12*/o').  In  den  westlichen  Pro- 
vinzen des  Reiches  finden  wir  einen  Zins- 
fu33  von  6*/o  im  narbonensischen  Gallien^), 
von  5"/i)  in  Spanien*),  von  5 — 6%  in 
Afrika^);  daneben  kommt  hier  allerdings 
auch  ein  Zins  von  12%  vor*).  In  manchen 
Teilen  des  Reiches  ist  der  landesflbliche 
Ziosfuss  im  Laufe  des  2.  Jahrhunderts  nocli 
unter  5*/o  herabgegangen.  So  bestimmt 
Ulpian,  dass  Mündelgelder,  die  der  Vormund 
im  eigenen  Interesse  verwendet,  seeundum 
morem  provinciae,  mit  Ö'/o,  i^la  oder  noch 
niedriger  zu  verzinsen  seien ').  Antoninus  Piua 
gab  aus  seinem  Privat  vermögen,  Alexander 
Severus  aus  dem  Staatsschatze  Darlehen  zu 
4*'/o,  rainimia  usuris,  wie  ausdrücklich  be- 
merkt wird*),  lu  unseren  Rechbwuellen  aus 
dem  3.  und  dem  Anfang  des  3.  Jahrhunderts 
wird  in  der  Eegel  ein  Zinstuss  von  5 — 6% 
vorauHgeeetzt,  selten  von  4"/o,  noch  niedrigere 
Sätze  nur  in  ganz  besonderen  Fällen^). 

Als  gesetzliches  Zinsmaximum  galt  um 
die  Wende  vom  2.  zum  3.  Jahrhundert,  und 
wohl  schon  früher  der  Satz  von  12%: 
I-'surae  supra  csntesimam  solutae  sortem 
minunnt,  consumpta  sorte  repeti  possunt, 
sagt  Paulus^"),  Ein  höherer  Zinatuss  wird 
denn  auch  in  unseren  Urkunden  seit  Tiberius, 
soviel  ich  sehe,  niemals  erwähnt,  wenn  es 
auch  natflrlich  immer  Wucherer  gegeben  hat, 

')  Wilcken,  Hermes  XX,  S.  430tf. 

*}  CLL.  m  S.  930f.i  933;  934t. 

*)  CLL.  XII  1Ö87  (ans  Dea  Augnsta,  etwa 
2.  Jahrb.),  wahrscheinlich  auch  XII 4383  [Narbo 
aus  149  s.  Chr.). 

•)  CLL.  4611  (Barcino,  3.  Jahrb.) 

»)  6%:  CIX.  Vm  1641  [Sicca  Veneria, 
unter  Marcus  und  L.  Vems),  6%:  Ephem. 
Epigr.  V  n.  328  (Civitaa  Goritana,  etwa  3. 
Jahrh.). 

')  CLL.  Vin  1845  {TheveBte,  etwa  2.  Jahrh.), 
doch  steht  hier  usurae  ceoteHimae  vielleicht  nor 
formalhaft  für  Zinsen  Uberhaapt. 

')  Die.  5XVI,  7,  7  g  10. 

")  Vita  Anton.  Pii  2,  Vita  Alexan- 
dri  21. 

*)  Die  Stellen  sind  gesammelt  nnd  ausführ- 
lich besprochen  von  BiJleter,  Geschichte  des 
Zinafuases  S.  205ff. 

'•)  Sententiae  II,  14,  2.  Wann  dieses 
Zinsmaximum  eingeführt  worden  ist,  wissen 
wir  nicht ;  wahrscheinlich  am  Anfang  der  Eaiaer- 
«eit  Der  von  Cic.  an  Atticns  V  21,  13  er- 
wähnte SenatabeschloBs  ans  dem  Jahre  61  v.  Chr. 
nt  centesimae  perpetno  foenore  ducerentor,  hat 
nur  ftlr  die  Provinzen  Uiltigkeit  gehaht  nnd 
enthielt  wahrscheinlich  nur  ein  Verbot  des  Ana- 


die  mehr  nahmen.  Alexander  Se  venia 
machte  den  Versuch,  4%  als  Zinsmaximum 
festzusetzen,  und  untersagte  den  Senatoren 
überhaupt  auf  Zinsen  zu  leihen,  konnte  aber 
das  Verbot  nicht  aufrecht  erhalten  und 
musste  achliesslich  den  Senatoren  doch  ge- 
statten, 6%  Zinsen  zu  nehmen;  ftlr  Nidit- 
Senatoren  wird  also  wahrscheinlich  die  cen- 
tesima  (12  "lo)  als  Zinsmaximum  wieder  in 
Kraft  getreten  aein').  In  der  Revolutions- 
zeit des  3.  Jahrhunderts  scheint  dann  der 
Zinsfuss  gestiegen  zu  sein,  so  dasa  Biocletian 
im  Jahre  290*)  und  Konstantin  im  Jahre 
325  das  Zinsmaximum  von  12%  aufs  neue 
einschärfen  musste;  doch  galt  dieser  Satz 
nur  für  Gelddarlehen,  während  ea  bei  Fruchte 
darlehen  gestattet  blieb,  bis  zu  50%  zu 
nehmen^).  Auch  diese  Verordnungen  liatten 
freilich  keine  dauernde  Wirkung,  und  Theo- 
dosiuB  musste  im  Jahre  3S6  das  Veibot  der 
Zinsen  Ober  12*/»  noch  einmal  in  Eraft 
setzen*).  Den  Senatoren  wurde  um  diese 
Zeit  das  Zinsnehmen  ganz  untersagt^),  doch 
musste  schon  ArcadiuB  im  Jahre  405  diese 
Bestimmung  aufheben  ucd  ihnen  wieder  ge- 
stalten, zu  6''/d  auszuleihen '').  Unter  dem 
Einflüsse  der  Kirche,  die  schon  auf  dem 
Konzil  von  Nicäa  (325)  den  Zins  als  der 
Schrift  vrid erstreitend  verurteilt  hatte,  erliees 
dann  Justinian  sein  Zinsgesotz,  in  dem  er 
den  llIustreB  nicht  über  4','g''/o  (von  jedem 
Solidus  eine  Siliqua),  den  Fabrikanten  und 
Kaufleuten  nicht  über  äV3%,  bei  Seezinsen 
bis  zu  12'/g%,  alleu  Uebrigen  nicht  über 
GV*"/!)  zu  nehmen  gestattete.  Der  Frucht- 
zins wurde  auf  12'/»  %  festgesetzt,  Zins  und 
Zinseszins  zu  nehmen  überhaupt  untersagt, 
und  Zinsen  sollten  nicht  über  den  Betrag 
des  Kapitals  hinaus  gefordert  werden  t). 

Die  Geschieht«  des  Zinsfusses  im  Alter- 
tum zerfallt  also  in  zwei  Perioden:  eine 
Periode  hohen  Zinsfusses  bis  zum  3.  Jahr- 
hundert V.  Chr.  und  eine  Periode  niedrigeren 
Zinsfusses,  die  sich  im  2.  Jahrhundert  v.  Chr. 
vorbereitete  und  nach  einer  Unterbrechung 
durch  die  Kriege  und  Böj^erkriep!  der 
Jahre  90—30  v.  Chr.  durch  die  ganze  Kaiser- 
zeit andauerte,  vielleicht  mit  einem  Rflok- 
achlag  wätuend  der  Wirren  des  3.  Jahr- 
hunderts. Innerhalb  beider  Perioden  hat 
der  Zinsfuss,  bei  allen  Schwankungen  im 
einzelnen,  doch  im  grossen  und  ganzen  die 
Tendenz  zu  sinken. 
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ZinsfuBB,  Oeschichto  des,  im  klassischen  Altertum — im  Mittelalter 


Die  Ursachen  dieser  Eotwickehing  liegen 
klar  genug  zu  Tage  und  sind  im  vorstehen- 
den zum  Teil  bereits  angedeutet  worden. 
Qriechenlaud  war  im  6.  und  auch  noch  im 
5.  Jahrhundert  ein  kapitalarmes  Land,  wäh- 
rend die  mächtig  aufblühende  Industrie  be- 
deutender Kapitalien  bedurfte.  Der  Prozess 
der  Kapital bildung  aber  wurde  durch  die 
hSufigen  Erlege  verlangsamt,  und  zeitweilig 
ganz  gehemmt,  namentlich  in  der  Periode 
seit  dem  Ausbruche  des  grossen  Kampfes 
zwischen  Athen  und  Sparta^).  Unter  diesen 
Umafäaden  musste  der  Entgelt  für  die 
Kapitalnulzung  hoch  sein.  Dazu  kam  dann 
aber  weiter  die  Risikoprämie ;  wie  sehr  dieses 
Moment  ins  Gewicht  fiel,  zeigt  am  besten 
die  Höhe  des  Seezinses.  Nun  war  das 
griechische  Schuldrecht  ja  streng  genug, 
aber  die  Griechen  sind  zu  allen  Zeiten 
schlechte  Zahler  gewesen,  und  die  Rechts- 
pflege in  den  unzähli^n  Kleinstaaten,  in 
welche  die  Kation  zersplittert  war,  war  meist 
so  durch  und  durch  korrumpiert,  dass  es  oft 
sehr  ungewiss  war,  ob  der  Gläubiger  zu 
seinem  Gelde  kommen  würde.  Dazu  trat 
die  geringe  SlabUität  aller  politischen  Zu- 
stände; wer  mochte  sagen,  ob  nicht  morgen 
eine  Revolution  ausbrechen  würde,  die  einen 
aUgeroeinen  Schuldenerlass  verkündete  oder 
ob  ein  plötzlich  ausbrechender  Krieg  nicht 
alle   Schuldfordeningen    entwerten   würde? 

Die  makedonische  Hegemonie  machte  der 
Ußsicherheit  der  inneren  Zustände  zum 
grossen  Teil  ein  Ende;  seit  der  Begröndung 
der  römischen  Vorherrschaft  im  2.  Jahr- 
hundert begannen  aucli  die  Kriege  seltener 
zu  werden,  bis  endlich  die  Kaiscrzeit  den 
Weltfrieden  und  eine  geordnete  Rechtspflege 
brachte.  So  konnte  die  Kapital  bildung  im- 
gestört  vor  sich  gehen,  während  die  Risiko- 
prämie bei  guten  Aulagen  auf  ein  Minimum 
reduziert  war.  Und  wenn  später  in  der 
Zeit  des  Verfalls  die  Kapitalbildiing  lang- 
samer vor  sich  ging  oder  auch  ganz  zum 
Stocken  kam,  so  vorminderte  sich  in  gleichem 
oder  noch  höherem  Masse  der  Bedarf  an 
Kapitalien,  so  daUB  das  Verhältnis  zwischen 
Angebot  und  Kachfrage  unverändert  blieb 
oder  auch  das  Angebot  überwiegen  mochte^). 


')  Vgl.   meine   Griechische  Geschichte,   II, 

s.  aas  ff. 

')  Wenn  es  aii;h  dämm  handelt,  die  Hyhe 
des  Zinsfuases  fllr  irgend  ein  Land  oder  irgend 
eine  Periode  des  Altertums  zu  he^timmen,  so 
werden  wir  in  der  Regel  soweit  nicht  ganz  be- 
sondere Verhältnisse  obwalten ,  uns  au  die 
niedrigsten  unter  den  Überlieferten  Angaben  zu 
halten  haben,  denn  in  ihnen  gelangt  der  Zins 
im  eigentlichen  '^mne  des  \^  Ortes,  d.  h.  der  Ent- 
gelt lür  die  kapitalnntzang  am  reinsten  zum 
Ansdmck.  Wo  wir  hUhere  Zinsen  gezahlt  ünden, 
kommt  der  Unterschied  zum  gros>ien  Teil  auf 
Rechnung  der  Risikoprämie,   mag  das  Risiko 


'  Lltteratur :  Salmaalua,  De  tmrii,  Leyden 
16SS,  und  De  modo  vturarvm,  ebd.  I6S9,  «eiV- 
4Claiieifig  und  jeüt  naüirliek  vertUUt,  —  BoecIA, 
SlaaUhau4haliung  der  Athener,  E.  At^.,  Bd.  l, 
S.  173  ff.  (die  3.  Avß.,  Berlin  18S6,  üt  eia  un- 
veränderter  Abdruck  davon  mit  einigen  Ziuätien 
de»  Herattegeber»  Max  Fränkel).  -^  StanlO, 
AnUiken  griechitcher  Staaten,  Wieaer  Stiidie», 
VII,  VIII.  —  Matthiam,  Dat  foenui  »a\aieum 
und  die  gttchichüiche  EntmcMung  der  Bnd- 
merei,  Wünburg  1881.  —  Streubcr,  Der  Zint- 
fme  bei  den  Römern,  Botel  1357  (giebt  eine  Zu- 
tammentltlhing  der  älteren  LiUerotiir  Ober  diu 
römüche  Ziiuae»en).  Dat  ganie  Material  findet 
tick  jetzt  getammett  und  krilitch  veraTbeitet  bei 
Chiatav  BUleter,  Getchichte  det  Zine/uaa  in 
grieekiteh-rSmitchen  Alterlatn,  bii  auf  Jtalinian, 
Leipzig  1898. 

J.  BHoch. 

U.  ZinsfoBS  im  HltUiUlter. 

1.  Das  kanonische  Zinsdogma.  2.  Der 
Rentenkanf.  3.  Das  kurzfristige  Oelddariehen. 
4.  Scbloss. 

1.  Das  kaoonische  Zinsdogma.    Es  ist 

eine  irrtümliche  Apsicht,  dass  im  Mittel- 
alter Anlage  uud  Benutzung  von  K^ltalien 
unmöglich  gewesen  sei.  Diejenigen,  die 
nnermüdlicii  diese  Ansicht  vertreten,  führen 
einmal  für  sie  den  natural  wirtschaftlichen 
Charakter  des  Mittelalters  und  dann  das 
kanonische  Zinsverbot  der  Kirche  ins  Feld. 
Aber  weder  diese  noch  jene  Begründung 
kann  als  stichhaltig  und  irgendwie  beweis- 
kräftig gelten.  Wohl  hatte  die  Kirche  mit 
aller  Energie  ihr  Zinsverbot  ausgebildet  und 
verfochten,  in  äusserer  Anlehnung  au  die 
alte  aristotelische ')  Verkennung  der  Frucht- 


nun  in  der  Art  des  Geschäftes  oder  in  der 
geringeren  Kreditwürdigkeit  des  Schuldners 
oder  endlich  in  politischen  Konjanlctaren 
seinen  Grund  haben.  Damit  erledigt  sich,  was 
wohl  hin  und  wieder  über  die  Unmöglichkeit 
gesagt  worden  ist,  aus  den  uns  üb  erlief  erteil, 
zum  Teil  so  weit  dilterierenden  Angaben  die 
Huhe  des  Ziusfasses  im  Altertum  zu  bestimmen. 
—  Der  Versuch  von  Rodbertus  (in  Conrads 
Jahrbüchern  VIU,18&1,  S.  513 ff), die  „Höhe 
des  antiken  Zinsfnsses"  aus  seber  Theorie  von 
der  „Oiken Wirtschaft"  zu  erklären,  scheitert 
schon  an  der  einen  Thatsacbe,  dass  der  Zins- 
fusB  in  der  Kaiserzeit  nur  etwa  auf  der  halben 
Hübe  stand  wie  im  5.  und  4.  Jahrh.  v.  Chr., 
obgleich  doch  in  der  Kaisereeit  zwar  nicht  die 
„ Ol ken Wirtschaft"  in  Rodbertus  Sinne,  wohl 
aber  etwas  Aehnliches  wirklich  bestanden  bat, 
im  6.  oder  4.  Jahrh.  v.  Chr.  aber  keineswegs. 
Vgl.  Eduard  Hejer  in  Conrads  Jahrbüchern, 
III.  Folge,  Bd.  a,  1S95. 

')  Der  beliebteste  Spruch  der  scholastischen 
Wucherlehre  lautet:  ^Pecnnia  pecnniam  non 
parere  potest".  Aehniich  nach  Luther  im  Jahre 
1643 ;  „Denn  waa  nichts  traget,  das  kann  nichts 
Zinsen".  Luthers  Werke,  Erlanger  Ausgabe  Ö7, 
360. 
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barkeit  des  Geldes  iiod  an  die  Bibelstelle 
Lucas  6,  34  (s.  Knies,  Kredit  I,  333  d.): 
Mutmim  date  DJhil  inde  sperantea!  Zu- 
nächst als  Moralgebot,  dann  als  Recht^bot 
fi;epredigt,  wurde  die  LukassteUe  auf  die 
KJeriker  bezogen^),  danu  aber  auch  auf  die 
Laiea  ausgedehnt  und  namentlich  durch 
Thomas  von  Afiuioo  (1J;24  bis  1274)  im  13. 
Jahrhundert  wisBenschaftiieh  begründet.  Die 
Gegner  jeglichen  materiellen  Sinnes  und 
jegüchon  Privateigentum  b,  die  Mönchsorden 
der  Dominikaner  und  Franziskaoer,  sind 
besonders  für  die  Weiterbildung  des  Zins- 
dogmas  eingetreten  und  haben  in  einer  Zeit,  zu 
der  durch  die  Entfaltnng  der  wirtschafilicjien 
Verhältnisse  eigentlich  die  Theorie  unlialtbar 
gewollten  war,  für  die  ÄuEreühterhallung 
der  Theorie  emsig  und  eifrig  gekämpft 

Bei  der  Beurteihiiig  des  Zinsverbotes 
muss  eines  besonders  berttcksichtigt  werden, 
worauf  zuerst  Wilhelm  Arnold  aufmerksam 
gemacht  hat,  dass  es  »der  rechtliche  Aiis- 
dnick  wirtschaftlicher  Zuetände»  war.  Es 
konnte  in  einer  Zeit  aufgesteUt  und  ver- 
fochten werden,  zu  der  das  (leldkapital 
Überhaupt  nicht  oder  nur  in  geringem  Um- 
fange vorhanden  war,  das  \erraSg«n  vor- 
nehmlich in  Gnindbesitz  bestand,  die  Kapi- 
taleigen wcliaft  dem  Gelde  mangelte  imd  des- 
halb die  zinsbare  Verwertung  des  Geldes 
dem  allgemeinen  Stande  der  Wirtschaft  zu- 
-widerlief.  Freilich  ist  mit,  dieser  Festlegung 
zugleich  ein  anderes  gelben.  Von  dem 
Allgenblick  an,  als  die  Geld  Wirtschaft  und 
der  Gcldverfcehr  sich  entwickelten  und  der 
reinen  Naturalwirtschaft  ein  Ende  bei«iteten, 
trat  das  Zinsdogma  in  grellen  Gegensatz  zu 
dem  realen  Leben  und  dem  gewandelten 
Volks-  und  Rechtsbewusstsein  einer  neuen 
Epoche.  Seit  dem  12.  Jahrhundert  kam  die 
Kirche  in  Italien,  seit  dem  13.  Jahi-hundert 
in  Deutschland  in  Widersprach  mit  dem 
Wirtschaftsleben  der  Zeit,  obschon  geratle 
seit  diesen  Zeiten  eine  eingehende  Ausbil- 
dung der  Wncherlehre  erfolgte.  Allein  die 
besändige  Klage  Aber  die  zunehmende 
Sündhaftigkeit  des  Menschengeschlechtes 
und  über  die  Habgier,  die  den  toten  Mam- 
mon mehr  verehrt  als  den  lebendigen  Gott, 
enthielt  keine  zeitgemäss  ausreichende  Be- 
gründung des  Dogmas  mehr,  und  so  wenig 
doa  14.  Jahrhundert  noch  eine  Empfindung 
für  den  einstmals  so  beraußchendeu  Duft 
der  scholastischen  Philosophie  besass,  so 
wenig  konnte  das  gesteigerte  Verkehrsleben 
des  ausgehenden  Mittelalters  seinen  Inhalt 
in  den  abgestandenen  Formen  einer  längst 
überwundenen  Wirtschaftsepoche  bergen  imA 


')  Ueber  die  Zinsverbote  (ür  Kleriker  «. 
Hatch,  The  Growtb  of  Church  Institutiona  1887, 
dent8ch  von  Hamack ,  die  Gnindlegnng  der 
Kirchenverragsnng  1888.    S.  166. 

Huidwärtorbncb  der  St«al>wl«Mnjcbaften.    Zweite  Antltge.    Tit. 


zur  Weaenskraft  bringen.  So  wurden  auf 
der  einen  Seite  mancherlei  Mittel  zur  Um- 
gehung des  Zinsverbotes  hervorgerufen,  auf 
der  anderen  Seite  haben  gerade  Kirche  und 
Kurie  selbst  das  Aufkommen  der  Geldwirt- 
schaft gefördert,  wenn  sie  auch  als  Judika- 
turbehörde  an  dem  Zinsverbote  festhielten. 
Die  Päpste  des  13.  Jahrhimdcrts  haben  aber 
jedenfalls  bewusst  ihren  Gläubigem  Zins 
gezahlt'),  die  kirchliche  Besteuerung  machte 
den  Wechselverkehr,  die  kirchliche  Welt- 
politik das  Kreditgeschäft  notwendig,  dem 
selbst  das  Zinsveroot  auf  die  Dauer  keine 
Schwierigkeilen  mehr  bereiten  konnte.*) 
Nur  die  wirtschaftliche  Notlage  des  16. 
Jalu-hunderts,  die  unter  dem  Geldzufluss 
der  neuen tdeckten  Welt  und  der  überreichen 
Ausbeute  deutscher  Bergwerke  eine  gewal- 
tige Geldentwertung  und  Preissteigerung 
bwleutcte,  liesa  für  einige  Zeit  die  cnei^ische 
Vertretung  des  kanonischen  Zinsverbotes 
durch  Luther  und  die  deutsche  Keformatioa 
gerechtfertigt  erscheinen. 

Es  darf  indessen  niemals  vergessen  wer- 
den, dass  auch  in  den  Zeiten  des  frühen 
vmd  hohen  Mittelalters  das  kirchliche  Zins- 
dogma keineswegs  völHge  Realität  und  prak- 
tische Geltung  genossen  hat.  Und  auf  der 
anderen  Seite  ist  es  eine  irrige  Vorstellung, 
als  ob  im  Mittelalter  zur  Zeit  der  kirchen- 
rechtlichen und  kirchen wissenschaftlichen 
Ausbreitung  der  kanonischen  Lehre  die  Form 
für  die  Kapitalsanlage,  der  Zins,  verboten 
gewesen  wäie.  Es  ist  selbstverständlich, 
dass  eine  Epoche,  für  die  das  Vcrm9geu  in 
Grundbesitz  bestand,  auch  für  Anlage  und 
Nutzung  dieses  Vermögens  eine  besondere 
Form  ausbildete,  diese  war  der  Renten- 
kauf.  Der  Rentenkauf  ist  kein  Mittel  zur 
Umgehung  des  Zinsverbotes,  sondern  wie 
dieses  lediglich  der  Ausdruck  einer  rein 
natural  wirtschaftlichen  Zeit  Der  Renten- 
kauE  ist  ein  Geldgeschäft,  und  als  solches 
der  wirtschaftliche  Ersatz  für  das  7Jnsbare 
Gelddarlehen,  das  die  Kirche  nicht  wünschte. 
Zinsverbot  und  Rentenkauf  drücken  beide 
denselben  Gedanken  aus,  >dass  das  Geld 
noch    nicht    die   Eigenschaft    von    Kapital 


')  Vgl.  Scbnlte,  Geschichte  des  mittel- 
alterlichen Handela  und  Verkehra  I,  232,  267, 
S72.  Gottlab,  Die  pSpatlichen  Darlehens- 
achnJden  des  13.  Jahrhunderts.  HiBtoriaches 
Jahrbuch,  20,  712ff.  Keusch,  Der  Index  der 
verbotenen  Bücher,  II,  847. 

')  Schneider  in  Schmoll ers  Forscbangen 
1899.  17,  1.  Dum  Zeitschrift  für  Kultarge- 
schichte  Vin,  1  (1900)  S.  66.  Noch  anf  dem 
Konzil  zn  Vienne  i.  J.  1311  erklärte  Clemena  V. 
die  Statuten  der  Stadt«,  die  das  ZinsDehmen 
erlaubt  nnd  geregelt  hatten,  feierlich  für  nich- 
tig. Uhlhom,  Katbohzismua  nnd  Protestantis- 
mus 1887,  S.  le. 
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habe'  und  darum  keinen  Zins  bringen  kOone« 
(Arnold). 

2.  Der  Reotenkaof.  Von  verschiedenen 
Grundlagen  aus  sind  Arnold  und  Roseuthal 
zu  gleichen  Ergebnissen  über  die  Natur  und 
Entwickelung  der  Institution  des  Eenten- 
kaufes  gelangt.  Den  Entwickelungsstufen : 
Gutsleiho  (Erbleihe),  Hänserleihe,  Geldleihe 
entaprechen  Grundzins,  Rentenkauf  und  Zins 
im  heutigen  Sinne.  Wie  man  zuerst  das 
Gnindstück  selbst  verkaufte  (Erbleihe), 
verkaufte  man  späterhin  die  Rente  von 
einem  Grundstücke,  >lässt  das  belastete 
Grundstück  dem  Rentenkaufer  zu  Eigentum, 
tim  es  von  ihm  für  die  jährliche  Entrich- 
■  tung  dieses  als  Rente  verlcauften  Zinses  zu 
erblichem  Besitze  ziu-üekzuempfangen* 
(Rosenthal),  Also  die  Aufnahme  von  Kapital 
geschah  diirch  Kauf  gegen  eine  Rente,  eine 
jahrlieh  erfolgende  Gelä-  oder  Naturalleis- 
tung  als  dingliche  Last,  die  zur  Abtragung 
des  Kapitals  die  Möglichkeit  bot.  »wer 
Geld  bedurfte,  nmsste  dasselbe  kaufen,  d.  L 
eine  entsprechende  Rente  dafQr  in  Pfennige 
oder  Früchten  anweisen«  (Arnold).  Der 
Rentenkäufer  gab  eine  Geldsumme  und  be- 
sass  damit  das  Recht  auf  eine  wiederkehrende 
Rente  aus  einem  Grundstücke,  die  dessen 
Besitzer  zahlen  musete.  Der  Schuldner  trat 
seinem  Gläubiger  den  Niessbrauch  eines 
(irundstflckes  ab,  das  er  durch  Rückzahlung 
seiner  Schiüd  wieder  in  seinen  Besitz  bringen 
konnte,  ■'Das  Rentenrecht  wurde  durch  Auf- 
lassung begründet  und  ruhte  als  eine  Real- 
last auf  dem  Gute  des  Renten  Verkäufers, 
welche  unkündbar  und  ursprünglich  auch 
unablösbar  war.s  i)  Die  Beieihung  eines 
Immobils  wunle  also  in  die  Form  eines 
Kaufs  gekleidet,  der  Geldgeber  kanfte  sicli 
eine  Reute.  Je  mehr  sich  nun  das  dem 
Renten  Schuldner  zustandige  Recht  des  Wie- 
derkanfes  entwickelte  und  je  mehr  die 
sachenreehtliche  Eigenart  des  Rechts  Ver- 
hältnisses verschwand,  die  Reallast  zu  einer 
leicht  übertragbaren  Grundschuld  sich  ge- 
staltete, um  so  mehr  vollzog  sich  die  Mobi- 
lisierung der  Rente  und  die  Timwandlung 
zum  Hypothekendarlehen  der  modernen  Zeit. 

Bis  ins  14.  Jahrhundert  hinein  ist  die 
Höhe  der  Rente,  der  Zinsfuss,  von  zahl- 
lesen Znfalligkeitea,  namentlich  persönlichen 
und  politisciien  Umständen,  abhängig  ge- 
wesen, und  nur  das  ist  festzuhalten,  dass 
der  Zinsfuss  ziemlich  hoch  blieb,  je  geringer 
das  Angebot  des  Kajiitals  und  je  höher 
dessen  Gebrauchswert  war. 

Wenn  auch  im  14.  Jahrhundert  der  Zins- 
fuss noch  mannigfachen  Schwankungen  unter- 


')  Urunner,    Ornndzäge    der  dent'ichen 

IteclitsgeRrhichte,  1901,  S.  187,    S.  auch  Wurter- 
Inich  der  Volkswirtschaft,  II,  429. 


lag,  so  betrug  er  im  Durchschnitt  doch  zu- 
meist 10  "/o.  Die  Rente  konnte  demaach 
mit  dem  10  fachen  Betrage  ihres  Wertes 
gekauft  werden.  Gerade  bei  der  Verpfän- 
dung der  Hheinzollstatlen  hat  sich  mir  die 
Bestätigung  der  Ergebnisse  von  Arnold  und 
ßosen^al  herausgestellt.  E>er  Zoll  wurde 
meist  auf  unbestimmte  Zeit  vergabt,  indem 
festgesetzt  wurde,  dass  der  Verleiher  die 
Lehensrente  mit  dem  lOfachen  Betrage  ab- 
lösen kCnne,  wofür  alsdann  der  Belehnte 
sicii  verpflichten  musste,  ein  dem  Weile 
nach  entsprechendes  Lehnstück  suizu weisen,') 

Vom  14.  Jahrhundert  ab  sinkt  dano  dei' 
Zinshise  bis  zum  16.  Jahrhundert  beständig, 
die  Rentenkaufe  winden  im  allgemeinen  für 
den  20  fachen  Betrag  der  Rente,  also  zu 
b"!»,  abgeschlossen,  und  dieser  Zinsftiss 
muss  im  16.  Jahrhundert  als  der  normale 
gegolten  haben.  Die  Reichspolizeiordnung 
vom  Jahre  1530  bestimmte  in  Art.  26  g  9: 
»dass  von  den  Wiederkauffs-Gfllden  hin- 
fürter  von  dem  Hundert  nicht  mehr  denn 
fOntf,  wie  gebräuchlich,  gegeben  und  ge- 
nommen -werden  soll,»*) 

Die  für  Immobilien  ebenso  wie  für 
Waren  legal  zulässigen  Geschäfte  des  Real- 
kredits sind,  zusammengefasst  unter  dem 
Begriff  des  »Wiederkaiiffs«,  durch  diese 
Reichspolizei  Ordnung  zu  einem  Zinsmaxi- 
raum von  ö^/o  testgelegt  worden. 

Imallgcmeinenbliebder  Rentenkauf  immer- 
hin eine  wesentlich  agrarische  Einrichtung, 
er  »gewährte  nur  dem  Besitzer  von  Grund 
und  Boden  Kredft*  (Schulte  I,  325).  Wer 
keine  Immobilien  besass,  war  auf  das  kurz- 
fristige Darlehen  angewiesen,  das  ihm  Lom- 
barden und  Juden  allein  gewährten. 

Es  mag  endlich  hervorgehoben  werden, 
dass  das  mittelalterliche  Argument,  die  Zins- 
barkeit  des  Kapitals,  sei  aus  der  unzweifel- 
haften Produktivität  der  Gnmdstücke  herzM- 
loitco"),   später  von   Calvin    gerade    gegen 


■)  In  den  Jahren  1234  (Uittelrheinisches 
Urknndenbuch,  III,  ÖÜ9,  Lacomblet,  UrkUDden- 
buch,  II,  167)  12fi5  (Luc.  U.B.,  II,  423),  12ö8 
{Lac.  U,B.,  D,  454),  1259  (Lac.  II.B,  II,  4ia), 
1260  (Lac,  Ü,B.,  II,  487),  1282  (Goerz,  Mittel- 
rheiniHche  Regesten,  IV,  995),  1287  (Lac  IIB,, 
II,  816),  129a  (Lac,  Ü,B.,  II,  10281,  1353  (Lsc. 
U,B.  III,  Ö22),  1364  (Laii,  U.B,,  111,  656),  1367 
[Lac,  U.B,,  III,  678),  1385  (Lac.  U.B.,  Ul,  89H|, 
1393  (Lac.  r,B.  lU,  989),  1400  (Lac,  U.E.,  III, 
1077),  Tabellen  flbei  Ketitenkanfzinsen  s.  bei 
>'eumann,  Geschichte  des  Wuchers  S.  266—273. 
Bodmann,  Eheluganiecbe  Altertilmer  S.  406. 

')  Aehnlich  bei  den  ZoUverhällnisgen.   Her- 

a  von  Weinaberg  legt  i.  J.  1561  auf  den 
kurkJitnischen  Zoll  zu  Andernach  60U  Thoter 
an  und  erbült  jährlich  25  Thaler.  (HaUbaum, 
Buch  Weinaberg,  II,  113.) 

')  Boscber,  Geschichte  der  NationmlßkoBomik 
in  Deutschland,  1874,  S.  22. 
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das  kaoonische  Zinsverbot  angewandt  wor- 
den ist*) 

S.    Das    kurzfristige    Gelddarlehen. 

Es  ist  klar,  dass  der  Zins  stets  hOher  ist, 
To  die  Oesetzf^buD^  ein  Maximum  feet- 
stellt,  das  unter  der  natürlichen  H8ho  ist, 
■weil  alsdann  noch  eine  Versicheningspramie 
Wr  die  Gefahr  der  Umgehung  des  Gesetzes 
^zahlt  werden  muss.  Ebenso  einleuchtend 
ist  aber  noch  ein  zweites:  je  mehr  Gesetz- 
gebung und  Sitte  dem  Kapitalzins  feindhch 
sind,  umso  weiter  greift  allemal  der  Wucher 
um  sich  und  erzielt  eine  ganz  andere  Zinsen- 
höhe, aJs  sie  ein  legaler  Zinsfuss  jemals  er- 
reicht. Diesen  FaJl  bietet  das  Mittelalter 
des  Abendlandes  ganz  analog  den  That- 
saehen  der  Preisgeschichte,  dass  das  Streben 
nach  einem  pretium  instum  die  Preishöhe 
lokaler  Willkür  eröffnet  und  damit  die  Preis- 
unterschiede zwischen  einzelnen  Gegenden 
unerreesslich  gesteigert  hat. 

Neben  der  offiziellen  Form  der  Eapitals- 
anlage,  dem  Rentenkauf,  der  bis  zum  14. 
Jahrhundert  das  eigentliche  Zinsgeschäft 
überwog,  stand  im  Mittelalter  der  Zinsfuss, 
den  Juden,  Tjombarden  und  Geldwechsler 
für  ihr  Darlehen  auf  kiirze  Zeit  erhoben. 
Dieser  wurde  in  Italien  meist  monatsweise, 
in  Deutschland  wochenweise  gezahlt  und 
wies  merkliche  Verschiedenheiten  auf.  Es 
scheint,  dass  Eademann  Eecht  liat  und  dass 
die  Juden  nach  der  Anschauung  der  meisten 
Kanonisten  von  den  kanonischen  Zinsgesetzen 
nicht  ausgenommen  waren.  *)  Aber  die 
Juden  galten  jedenfalls  neben  den  Lombar- 
den unil  Kawerschen  (nach  der  Stadt  Cahors 
genannt,  aber  fast  ausnahmslos  Italiener)  °)  als 
die  alleinigen  berufsmäsaieen  Geidhändlor, 
die  Geld  gegen  Zinsen  ausliehen.  Der  Zins- 
fuss dieser  Darlehen  war  bedeutend  höher 
als  der  Zinsfuss  für  Rentendarlehen.  Man 
ist  nach  dem  Stand  der  Forschung  und  der 
Quellen  Überlieferung  des  Süttelalters  genö- 
tigt, einzelne  Nachrichten  über  Zins  bei 
Gelddarlehen  zusammenzutragen,  ohne  noch 
das  Material  zu  einer  Geschichte  des  Zins- 
fusses  verarbeiten  zu  können. 

Die  Hechtsdenkmiller  der  Westgothen 
erlauben  als  Zins  innerhalb  der  gesetz- 
lichen Grenzen  etwas  über  12  "/o  vom  Geld- 

■}  V|i;L  L.  Elster,  Johann  Calvin  als  Staata- 
mano,  Gesetzgeber  und  NadonalOkonom  (Jahrb. 
f.  Nat.  u.  Stat.  31  (18781). 

')  Endemann  a.  a.  0.  11,  383ff.  Kenmann, 
Geschichte  des  Wnckera  in  Deatschland,  war 
anderer  Anschauung  als  Endemann.  v.  Below, 
Art.  „Wucher"  im  Wörterbuch  der  Volkswirt- 
schaft stimmt  Endemann  zn.  Beachtenswert 
ist  u.  a.,  dass  der  Erzbischof  von  Köln  einmal 
den  Jaden  versprach,  uiemand  ausser  ihnen 
sinsbare  Darlehen  za  ftestatten  (Enncn,  Ge- 
schieht« von  KiJln,  n,  327). 

')  Schulte  a.  a.  0.  I,  311. 


darlehen  und  mehr  als  30"/»  von  geliehenen 
Früchten. 

Auf  den  Messen  der  Champagne,  die  von 
der  Mitte  des  12.  bis  zum  Begiun  des  14. 
Jahrhunderts  den  Mittelpunkt  des  Geldver- 
kehrs zwischen  Deutschland  und  Italien 
gebildet  haben,  waren  Verzugszinsen  in 
Gebrauch,  die  der  säumige  Schuldner  zu 
zahlen  hatte.  Diese  betrugen  jährlich  üO  */o, 
wie  Schulte  dargelegt  haL^) 

In  Deutschland  fmdet  sich  für  Sfldwest- 
deutschland  und  das  Rheingebiet  mit  Aus- 
schluss des  Niederrheins  nach  den  Unter- 
suchungen Neumanns,  Büchers  und  Schuhes^ 
ein  Zinsfuss  von  43,33  "lo  für  Juden scluilden. 
Dieser  erscheint  zunächst  iu  Frankreich  im 
Jahi-e  1218,  ohne  sich  zu  halten,  und  dann 
wieder  in  den  bayerischen  Landfrieden  der 
Jahre  1244  und  1256.  Auch  der  Mainzer 
Städtet^  des  Jahres  1255  setzt  ihn  für  die 
nach  Wochen  zu  berechnenden  Schulden 
fest,  wUirend  für  das  kurzfristige  freie 
Jahresdarlehen  ein  gesetzliches  Maximum 
von  3;-J,3"/o  bestimmt  wurde.^)  Bis  ins  15. 
Jahrhundert  hinein  hat  dieser  Zinsfuss  vou 
43,330/0  Bestand  für  unser  Gebiet  gehabt 

Fttr  das  Gebiet  der  Kölnischen  Münze 
hat  sich  der  Zinsfuss  von  108%  in  der 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  schon 
gegen  Ende  desselben  auf  54,2  */o  und  im 
14.  Jahrhundert  auf  36,1  ".'0  erniedrigt  — 
und  es  liegt  nahe  zu  vermuten,  dass  hier 
eine  grössere  Geldflüssigkeit  und  erheb- 
lichere Fortachritte  von  Verkehrswesen  und 
Kreditwirtschaft  als  in  Oberdeutschland  sich 
in  dieser  Minderung  des  Zinsfusses  bemerk- 
bar gemacht  haben. 

Doch  ist  zu  beachten,  dass  weitaus  in 
den  meisten  Fällen  der  Zinsfuss  bei  dem 
Juden-  oder  Lombarden  darlehen  besonders 
für  jedes  einzelne  Geldgeschäft  festgesetzt 
worden  ist  und  dann  natürlich  von  dem 
Satz  von  43,33  "/o  auch  in  Oberdeutsdiland 
bedeutend  abgewichen  ist. 

Der  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  findet 
in  norddeutschen  Städten  einen  Zinsfuss 
von  10%,  in  Lübeck  von  ö'/o,  am  Ausgang 
des  Jahrhunderts  stand  der  Zinsfus.'«  von 
Lübeck  bis  Basel  zwischen  5  bis  7  "k,  und 
Kitzsch,  der  diese  Zahlen  anführt  (Geschichte 
deutschen  Volkes  III,  323),  setzt  hinzu: 

■>  Geld  war  also  wohlfeiler  geworden. 

Im  15.  Jahrhundert  hören  wir  von  Zinsen 

zu  5Ü  "h,  ja  der  gesetzliche  Zinsfuss  soll 

Regensburg,  Augsburg,  Wien  u,  s.  w. 
über  80%,   wohl   auch    86*/3%    betragea 


')  a.  a.  0.  r,  266,  319. 
*)  Schulte,  Qescbicbte  des  mittelolterlicheni 
HondelB,  I,  317  ff.,  301. 

'}  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschoftalebeop 
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haben .^)  la  Frankfurt^)  gestatteten  Krlasse 
vom  Jahre  1491  den  Juden,  als  gewöhnlichen 
Darlehen Bzins  pro  Gulden  einen  Heller 
wöchentlich  zu  fordern,  das  sind  jährlich 
2I*'3%.  Wiederum  aber  gab  Erzbischof 
tiünther  von  Magdeburg  im  Jahre  1418  nur 
7  Vi  o/o  Zinsen») 

Zu  Luthers  Zeiten  erscheint  ea  dann 
besondere  hoch,  wenn  ein  Ädehger  des 
Herzogtums  Sachsen  Geld  zu  30  "/o  Zinsen 
verlieh'),  und  Luther  selber  will  im  Jahre 
1519  aufs  Hundert  4  bis  6  Gulden  Zins  zu- 
lassen, im  Jahre  1589  aber  >gern  drein 
■willigen,  dass  6  ■vom  Hundert  gegeben 
■wurde,  oder  noch  zufrieden  sein,  dass  7 
oder  8  gegeben  wurde.  Denn  die  Gotei- 
sind  itzt  sehr  gestiegen".^) 

Nach  den  Ermittelungen  von  H.  Sieve- 
king  Über  die  8t  Georgsbank  in  Genua^ 
ist  trotz  der  grossen  Macht  dieses  Institutes 
doch  die  Verzinsung  der  Staatsschulden  seit 
dem  15,  Jahrhundert  von  urepi'ün glich  7% 
schon  nach  wenigen  Jaiiren  auf  5  "la  und 
und  4"/«,  «n  16.  Jahrhundert  und  den  fol- 
genden Jahrhunderten  noch  weiter  bis  3% 
gesimken.  Aber  auch  sonst  hören  wir  nichts 
von  einem  hohen  Zinsfuss  des  16.  Jahr- 
hunderts im  Vergleich  zu  den  Geldzina- 
sätzen  des  Mittelalters.  Während  bei  Leib- 
renten und  Leit^dingen  in  Deutschland 
damals  7  bis  13  "/o  gezahlt  wurden,  betrug 
der  Wechselzins  unter  Handelsleuten  5  bis 
6%,  und  auch  die  durchschnittlichen  Unter- 
schiede des  ZinsfuBses  zwischen  Nord-  und 
Silddeutschland  im  Anfang  des  Jahrhunderts 
(im  Norden  2%  höher  als  im  Süden  und 
Westen)  haben  sich  allmähHch  unter  der 
Einwirkung  der  wirtschaftlichen  Neugestal- 
tungen  jener  Epoche  einander  genähert  und 
ausgeglichen/)  Die  Territorialgesetzgebung 
des  16.  Jahrhunderts  aber  hat  auch  da,  wo 
sie  Zins  erlaubte,  den  Handelsleuten  bis  zu 
12%,  den  Bauern  nur  einen  Maximalzins 
von  5  bis  G^lo  zugestanden. 


')  ^ogt,  Vorgeschichte  des  BaoernkriegeB. 
1887,  S.  &.  VgE  dazn  Danneil,  Beitrag  mr 
Geschichte  des  tnagdeburgischen  BauerostandeB, 
n  (1898),  S.  196. 

')  Scbmoller,  Zur  Geschichte  der  national- 
äkono mischen  Ansichten  in  Deutschland  (Tübinger 
Zeitschr.  1860,  S.  566. 

*)  Riedel,  Kavns  codex  diplonaticua  Braoden- 
bargensis.    Abteilung  A.  25,  2^8. 

*)  Köatlin,  Lnther  1883,  II,  276,  426,  448, 
449,  453,  676,  680,  582.  Tischreden,  Förstemann 
4,  474. 

*)  Luthers  Werke,  Erlanger  Anagabe  30, 
117;  57,  350;  45,  7. 

*)  Sieveking,  Genueser  Finantwenen  1899. 

')  Vgl.  Fischer,  Denteches  Leben  und  deutsche 
Zustände,  1884,  8.  272.  Roacber,  Ueber  die 
Blüte  der  deutschen  NationslükoDomik  im  Zeit- 
alter der  Reformation  (Ber.  der  kgl.  sSchs.  Ges. 
d.  Wiss.  Phil.  bist.  Klasse  18Ö1.    S.  164—174). 


Vermutlich  hat  das  Sinken  des  Zin&- 
fusses  im  Beginn  und  Mitte  des  16.  Jahr- 
hunderts seinen  Grund  in  der  starken  Ver- 
mehrung des  Edelmetailgeldes  jener  Zeiten, 
die  die  Kaufkraft  des  Geldes  vennindert, 
die  Warenpreise  gesteigert  und  auch  den 
Zins  herabgedrückt  hat  Wir  liätten  hier- 
mit nur  einen  neuen  Beitrag  zu  der  Anal,\'8e 
jener  allgemeinen  Pi-eissteigerung  und  Geld- 
entwertung dieses  Jahrhunderts  gewonnen. 
Doch  bedarf  es  noch  eingehender  Unter- 
suchungen, ehe  die  einzelnen  Angaben  und 
Nachweise  zu  einem  Gesamtergebnis  ver- 
bunden werden  kOnnen, 

Pestgehalten  werden  muss,  dass  auch 
die  oben  gegebenen  mittelalterlichen  Zahlen 
von  60  "/o  und  43,33%  nicht  etwa  in  offenem 
Widerspruch  zu  der  kirchlichen  Zinslehre 
gestancfen  haben. 

Einmal  wurde  der  Zins  häufig  gleich 
zur  Darlehenssumme  geschlagen  und  diese 
somit  in  eine  bedeutend  höhere  Schuld- 
summe verwandelt,  dann  aber  hat  die  kano- 
nische Theorie  selber  mit  der  Festsetzung 
von  Verzugszinsen  einen  Aiisweg  eröffnet, 
der  die  sofortige  Zinszahlung-  verhüllte.') 
Zinsen  sind,  'wie  Nicolaus  IV.  im  Jahre  1288 
bestimmte,  ja  durchaus  verboten,  doch  soll 
der  Schuldner  dem  Gläubiger  dessen  Un- 
kosten und  Auslagen  ersetzen.  Aehnlich 
hatte  auch  Nicolaus  lU.  befohlen^  es  seien 
zu  zalüen  »cum  iustis  et  moderatis  expensis 
ac  debita  restauratione  damnorum  et  Interesse, 
usuris  omnino  cessantibusc ')  Zins  von 
einem  Gelddarlehen  konnte  jeder  ohne  Ge- 
wissensbisse und  Fiu'cht  vor  den  Strafen 
für  Zuwiderhan  dl  im  g  gegen  die  kanonistische 
Theorie  sich  ausbedingen,  >Dur  das  eine 
wurde  hierl)ei  vorausgesetzt,  dass  er  das 
Darlehen,  wenn  auch  nur  für  kurze  Zeit 
zunächst  umsonst  auslieh,  so  dass  die 
Zinszahlung  genau  genommen, 
keine  Vergütung  für  den  Gebrauch, 
sondern  eine  Entschädigung  für 
die  nicht  rechtzeitige  Rückgabe 
des  Geldes  war.«^) 

4.  Schloss.  Eine  Geschichte  des  Zins- 
fusses  und  der  Ursachen  seiner  Verände- 
rung im  abendländischen  Mittelalter  mu^ 
noch  geschrieben  werden.  Es  ist  das  ein 
notwendiges  Erfordernis  mitteialleriicher 
Wirtsch^tsgeschichte,  wie  es  für  die  antike 
Wirtschaftsgeschichte  Billeter  wertvoll  er- 
füllt hat*)     Auch  da  wird   sich   ergeben, 

')  Schult«  6.  a.  0,,  I,  236,  240,  266. 

*)  Gay,  Les  registres  de  Nicolana  HL  189a 
I.  107.  Schölte  ».  a.  0.,  I,  26a  meint,  die  For- 
mel „usuris  omnino  cessantibns"  sei  keiueBedens- 
art  gewesen. 

■)  W.  J.  Äshley,  Englische  Wlrtachafts- 
geschichte  (deutsch  in  Brentano  und  Leser, 
gammlnug,  nr.  7  u.  8  1896)  2,  432. 

*)  Billeter,  Geschichte  des  Zinsfusses  im 
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wofQr  schon  jetzt  Andeutungen  vorzuliegen 
scheinen,  da&s  die  Termehning  des  Geldes 
den  Zins  herabgedrOckt  und  dass  umgekehrt 
eine  Minderung  der  Barmitt^  den  Zin 
die  HChe  getrieben  hat,  so  dass  also  die 
Höhe  des  Ziosfusaes  durch  dae  Verhältnis 
von  Angebot  und  Nachfrage  nach  Eamtal- 
iiutzimg  letztlich  bestimmt  worden  ist.  Eint 
wissenschaftlich  ausreichende  und  wissen- 
ecbaftlichea  Anfordeningen  genügende  ge- 
schichtliche Ent Wickelung  des  Zinsfusses 
kann  aber  nur  im  Zusammenhang  mit  einer 
Gesdüchte  des  Geldes,  des  Geldwertes  und 
des  Geldpreises  eioigermassen  erfolgreich 
unlemommen  und  dureligefOhrt  werden. 
Denn  jede  wirtschaftliche  Einzelerscheinung 
ist  ein  iubegriffener  Bestandteil  des  Wirt- 
schaftslebens überhaupt. 

Lltteratnr:  /.  Xeumann,  De  vieüiOudinibus, 
1>ia»  ean.  jurit  de  uturaria  pravilale  plaeüa  in 
Qerauaiia  {»de  a  taee,  XIII.  tuifue  ad  med, 
ia«c.  XVII  tnln'enint,  1S60.  —  Deraelbe,  Ge- 
»ckicitB  den  Wtteher»  in  Detilichland  M>  zur  Be- 
jrünrfunj  der  hctiltfftn  Ziniengeielze  (JSS4),  IS65. 
—  Itertelbe  in  Zeiuckr.  f.  K.-R.  V,  43  ff., 
ZOSff.  —  2.  Stein,  in  Haimerlt  Mag.  /.  Rt.- 
u.  NlaaUwitf-nadi.  Bd.  15  (1S56).  —  Ende- 
mann, Studien  in  der  Tomanitck-kanonitlitehen 
Wirüchaftttehre,  1S74,  ISgS.  —  Derselbe,  Die 
nalionalökoncimiichen  (Inaidtälie  der  innonuli- 
aeheit  Lehre  (Jahrb.  f.  Not.  u.  Slot.  I).  — 
J'Hink,  Getchiehle  de»  kirchlirhen  Zinsrerbole», 
J^graviM  JS7S.  —  Contzeti,  Getchichlt  der 
roltnnirtKliaftlUhett  Litteralvr  im  HiUeUiÜsr, 
ISTi.  —  G.  V,  BelOU),  Art.  Wveher  im 
Wirlerbuch  der  Vollmcirltchnfl.  —  Oold- 
achmldt,  Artl.  Wucher  und  Waehcrge- 
letie,  BtunUchli»  StaaUieörlerbuch  II,  StUff.  — 
//.  Amolä,  Getchichle  de»  Eigi^tatiu  in 
den  deattehen  Städten,  1861.  —  ICoHenCftoI, 
Zar  Gachiehte  dt»  Eigeitlttmt  in  der  Stadt 
Wllnbnrg  ia7ä.  —  Stobbe,  Zur  Getchichle  und 
Theorie  de*  Jieiitenkau/i,  in  Z.  }.  D.  H.  19.  — 
ßeraelbe,  Leibrenten  (Beilrüge  lur  Gctchirhu 
de»  deiilechen  Recht*.  1865,  S.  ^5).  —  Oobbers, 
Die  Erblrihe  und  ihr  VerhäUni*  zum  Uenl^n- 
kattf  im  mitlrfallerlicheu  Köln,  Z.  /.  R.G.  IV, 
ISO.  —  V.  ScÄirfnd,  7mt  EnUlehungigeerhichle 
der    freien    Erbfeihen    in     den    Rheingegenden 
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uehiingen  SU). 


III.   Hellwig,   Beiregnntf  des  Zin^ueieg  in 

der  Xordhäuaer  liegend-  1^47— lS6e  (Haraeil- 
tchrift  IS'Ji,  S.  559—S7S).  —  Pithlmatm,  Die 
H'iriiKhiffttpolitik  der  Florentintr  Eenaitianre, 
1X7S.    —  finitti,    Geachiehte   des  Zinifumei   in 


griechisch-römischen  Altertum  his  auf  Jnstinian 
1K98.  Die  Recension  (Lit,  C.  Bl,  1899  Nr.  lü| 
weist  darauf  bin,  dass  während  des  korintbi seilen 
und  nach  dtm  peloponnesi^hen  Krieg  in  Athen 

f  rosse  Geldknappheit  herrschte  —  deshalb  auch 
nrz  nach  dem  korinthischen  Krieg  von  Isacus 
11,  42  ids  landesUbticherZins  ly/g  erwäbut  wird. 
Äehnliche  Folgen  hat  auch  der  mithridatische 
Krieg  uud  das  Seeräubern  nwesen  im  1.  Jahr- 
hundert gehabt,  und  deshalb  sind  die  ^ji"/«  Zinsen, 
die  Verrca  in  Sicilien  bezug,  keineswegs  als 
Wucher  aufzufassen. 


Deutieldand  eeü  1315,  IB84.  —  OotOob,  Die 
päpell.  Kretatugieteuem  dei  IS.  Jahrh.,  lS9i.  — 
Derselbe,  Di*  päpitl.  Darlehnaech-aiden  dei  IS. 
JahrhunderU  (Hittoritche»  Jahrbuch  20,  66S  bie 
717).  ~  Ehrenberg,  Dae  Zeitalter  der  f\igger. 
Geldkapital  und  Kreditverkehr  im  16.  Jahr- 
hundert, 1S96.  —  Schttnbe,  Ein  Kurtberieht 
von  den  CkampagnermesieTi  (Zeiitchr.  f.  Sozial, 
und  WirUchaflegetch.  Bd.  5,  1S97).  —  Ber- 
eelbe,  Die  Wechtelbriffe  Ludvigi  de»  Heiligen 
(Jahrb.  f.  A'at.  u.  Äae.  3.  F.  18,  152 ff.).  — 
Sehneider,  Die  ßiiamietlen  Betlehungn  der 
fiorenti-niachen  Bankier»  xur  Kirche  von  1JS.5 
bit  IS04  (Schmollen  Ftrriehangen  17,  1,  1899).  — 
—  IfugliMh,  Da*  Einaniwetea  vnter  Kalter 
Karl  IV,  1899.  —  Sleveklng,  Geniieter  Finani- 
iceeen,  1899.  —  Schultz,  Geichiehle  des  milM- 
alterlichen  Handele  und    Verkehr»,  IffOO. 

Theo  SOmmer'fdd. 


Z511e,  Zollwesen. 

I.  Allgemeines.  1.  Begriff  und  Weseu 
der  Z.  2.  Bedeutung  und  Wirkungen  der  Z.  3. 
Die  Arten  der  Z.  Finanz- und  Schutzzölle.  4.  Ein- 
fuhr-, Ausfuhr-  und  Durchfuhrzölle.  5.  Wert-  und 
Masszölle.  6.  Rückzölle  nnd  Unterscheid ungnzülle. 
n.  Geschichte  und  Entwickelung  des 
Zoll  Wesens.  I.  Termino logisches.  2.  Ge- 
schichte des  ZoUwesens.  Aeltere  Zustände.  Die 
BinnenzSUe.  3.  Die  GrenzzollBj-steme  und  die 
neuere  Entwickelung.  III.  Die  rechtliche 
Ordnung  des  ZulTwesens.  1. Zollrecht  nnd 
Zollregal.  Geschichtliches.  2.  Der  Zolltarif  uud 
seine  Einrichtung'.  Die  Zollsätze.  3.  Die  Zoller- 
hebung. Nied  erTags  verkehr  und  Zollkredit.  4. 
Weitere  Zollerleich ternngen  und  Zollbefreiungen. 
Verjährung  und  Restitution.  IV.  Die  Orga- 
nisation der  Zollverwaltung.  1.  Die 
Behörden  dSr  Zollverwaltung.  2.  Die  Behörden- 
orgauisatiou  iu  den  emzelnen  Staaten.  3.  Der 
Ter waltungstechni sehe  Vollzug  der  Verzollung. 
4.  Ansagevertahren  und  Begleitscheine,  ö.  Die 
Zollstraten.  Zollkartelle.  V.  Statistik  des 
ZoUwesens,  1.  Vergleichung  der  Erträge  der 
ZöHe  in  den  einzelnen  Staaten.  2.  Die  Ergeb- 
nisse  der  deutschen  Zollverwaltang.  3.  Die  Zoll- 
erträge von  IÖ9U-1900  in  Oesterreicli-Ungarn, 
Frankreich,  England,  Italieu,  Rnssland  und  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

I.  AlJgeiueines. 
.  Begriff  und  Wesen  <ler  Z.  Zolle 
oder  Mauten  sind  öffentliclie  Abgaben  oder 
Auflagen,  die  von  Waren  erhoben  werden, 
wenn  sie  die  Grenzen  eines  Wirtschafts- 
oder  Steuergebicts  (Ibei-ech reiten.  Die  Er- 
hebung von  Zöllen  kann  sich  teils  an  die 
Einfuhr,  teils  an  die  Durchfuhr,  teils  an 
die  Ausfuhr  der  Güter  anknüpfen,  Ihrem 
finanz wissenschaftlichen  Cliarakter  nach  sind 
die  Zölle  Steuern,  da  sie  ohne  Gewälirimg 
einer  specielleii  Gogonlcistung  seitens  des 
empfangenden  öffentlichen  Köriiers  und  auf 
Grund  des  Princijies  der  generellen  Entgelt- 
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IJchkßit  zu  entrichten  sind,  und  zwar;bilden  sie 
einen  wichtigen  Bestandteil  der  iufwand- 
besteuerung.  Unter  ihnen  charakterisieren 
sie  sich  als  ÄiifwandsteTiern ,  die  beim 
Transporte  von  Waren  eingezogen  wenien, 
und  treffen  daher  in  den  die  Grenzen  über- 
schreitenden Objekten  mittelbar  das  Ein- 
kommen und  die  Ijeietungsfähigkeit  der 
Einzelwirtschaften.  Die  Steuerpüicht  ist 
somit  an  die  formelle  Thatsache  des  Ueber- 
schreitens  der  Grenzen  gebunden.  Man 
kann  die  Zölle  iinter  den  Änfwandatenern 
auch  indirekte  Steuern  insofern  nennen, 
■weil  die  Steuerleistung  dem  Verfrachter 
auferlegt  wird,  er  legt  aeo  Steuerbetrag  aus 
und  hat  ihn  im  Preisbild ungsprozess  auf 
den  eigentlichen  Verbraucher  aJa  cndgiltigen 
Steuerträger  zu  tlberwäizen.  Daneben  Können 
aber  auch  andere  Zwecke  politischer,  wirt- 
schaftlicher und  sozialer  Natur  durch  die 
Zollerhebung  eretrebt  werden.  Im  Zoll- 
wesen lauten  daher  die  verschiedensten 
Sti'örauQgen  zusammen. 

Die  Zölle  bilden  die  Hauptabgaben  des 
Zoltwesens.  Mit  ihnen  werden  aber  auch 
gebülu^nartige  Auflagen  und  Nebenabgaben 
verbunden.  Diese  werden  für  die  Be- 
nutzung von  Anstalten  zur  Erleichterung 
des  Verkehrs,  zur  Deckung  der  Kosten  be- 
sonderer Bewachung,  zur  Bestreitung  des 
Milheaufwands  von  Beamten  u.  s.  w.  bean- 
spnieht  und  eingezogen.  Sie  sind  teils 
Gebühren,  wie  in  Deutschland  («Kebenge- 
bühren«),  teüs  Steuern,  teils  beides,  wie  in 
Frankreich  (droits  aper^us  par  la  douane). 
Zu  diesen  Nebenabgaben  ist  auch  die  soge- 
nannte statistische  Gebühr  zu  rechnen. 
(Vgl.  d.  Art.  Statistische  Gebühr  oben 
Bd.  VI  S.  10T>  ff.).  Sie  wini  von  allen  Waren. 
von  den  zollpflichtigen  wie  von  den  zollfreien 
erhoben  und  soll  deren  statistische  An- 
schreibung  verbürgen  und  die  Kosten  der 
Handel astatistik  decken. 

2,  Bedentoiig  und  Wirkungen  der 
Z.  Die  Zölle  sind  Aufwand-  oder  Ver- 
brauchssteuern, keine  Verkehrssteuem,  ob- 
schon  sie  sich  an  Verkehrshandlungcn  an- 
schliessen  und  daher  mit  den  Verkehi-s- 
steuem  gewisse  ftusserlichc  Aehnlichkeiten 
haben.  Denn  sie  wollen  nicht  die  ira  Ver- 
kehr keimende  wirtschafllicho  Leistungs- 
fähigkeit treffen,  sondern  auf  mittelbare 
Weise  die  im  Verbrauch  und  Aufwand  dar- 

Sestellte  und  hei- vortretende  Verwendxuig 
es  Einkommens.  Die  Bem-teihing  der  Zölle 
dec'kt  sieh  daher  mit  derjenigen  der  Ver- 
brauchs- und  Aufwand  besteuern  ng  überhaupt 
(vgl.d.  Art.  Verbrauchssteuern  oben  Bd. 
VII.  S.  37«  ff.).  Für  die  Zölle  selbst  bleibt 
daher  nur  die  Frage  entscheidend,  ob  die 
Form  der  Zollerhebung  zur  Verwirklichung 
einer    Aufwandsteuer     technisch     möglich 


und  Volks-  und  finanzwirtschaftlich  zweck- 
mässig ist. 

GegMiüber  den  inneren  Aufwandsteuem 
haben  die  Zölle  mancherlei  Vorteile, 
Ihre  Erhebung  ist  einfacher,  leichter  kon- 
troUierbar  und  verursacht  relativ  ^ringere 
Kosten.  Diese  Lichtseiten  treten  insonder- 
heit dann  hervor,  wenn  die  zollpflichtigen 
Gegen  Stande  im  Inlande  nicht  hergestellt 
werden  oder  nicht  erzeugt  werden  können, 
wie  bei  uns  Kaffee,  Thee,  Reis,  Kolonial- 
waren u.  B.  w.,  oder  endlich,  wenn  die- 
selben im  Inlande  infolge  gcsetzhcher  Vor- 
schrift nicht  hergesteCt  werden  dürfen, 
wie  Tabak  in  England.  In  soldien  Fällen 
erscheint  dann  der  Zoll  als  die  vorteilhaf- 
teste  Form  der  Steuereinziehung.  Ebenso 
wird  die  inländische  Produktion  und  ihre 
Technik  nicht  gestört  und  der  Verkehr 
nicht  durch  lästige  Ueberwachungs-  und 
Kontroll massr^eln  gehemmt.  Die  Steuer 
in  der  Form  von  Zöllen  wird  auch  vom 
Steuerträger  nicht  drückend  empfunden. 
Endlich  aber  können  die  Zölle  ohne  wesent- 
liche Vermehrung  der  Erhebungs-  und 
VerwaltuDgskosten  auf  eine  grosse  Anzahl 
von  Waren  ausgedehnt  werden,  namentlich 
auf  Massenkonaimiartikel,  und  sie  bilden  da- 
her eine  wichtige  und  ergiebige  Einnahme- 
quelle für  den  Staatshaushalt  und  ein  un- 
entbehrliches öhed  des  Finanzsystems.  Da- 
gegen sind  als  Nachteile  alle  jene  Mo- 
mente und  Sh'wSgiingen  geltend  zu  machen. 
die  gegen  die  Auf  wand  besteuern  Dg  Ober- 
haupt vorgebracht  werden  können.  Auch 
hier  ist  zunächst  der  feste  Zusammenhang 
zwischen  Steuerleistung  imd  Leistungs- 
fähigkeit des  Steuersubjekts  nicht  herzu- 
stellen. Das  zeigt  sich  schon  in  der  Aus- 
wahl der  zollpflichtigen  Gegenstände.  Denn 
die  fiskalischen  Interessen  erheischen  die 
Heranziehung  von  Massenkonsuinartikeln 
zur  Verzollung  und  überdies  ist  es  scJilechl- 
hin  ausgeschlossen,  die  Zollsätze  so  abzu- 
stufen ,  dass  sie  die  leistungsfähigeren 
Schultern  schärfer  treffen  als  die  weniger 
bemittelten  Scliichten  der  Bevölkerung. 
Werden  notwendige  Lebensbedarfsartikä 
mit  Zöllen  belastet,  und  dies  ist  aus  Kück- 
sicht  auf  den  Zollertrag  notwendig,  so  ist 
RS  oft  unvermeidlich,  dass  die  grössere 
Bünle  auf  den  Schultern  der  unteren  Klassen 
ruiit,  die  oberen  weniger  fQhltiar  erfasst 
werden.  Weitere  Schwierigkeiten  entstehen 
dann  weiter  noch  dadurch,  dass  die  Finanz- 
technik bestrebt  sein  soU,  ein  richtiges  Ver- 
hältnis zwischen  den  inneren  Verbrauchs- 
steuern aui  den  im  Inland  hergestellten 
Waren  und  den  Zöllen  der  gleichen  aus 
dem  Auslande  eingeführten  Produkte  her- 
zustellen. Schlie-ssTich  ist  bei  den  strengen 
Formalien  im  Zollwesen  die  Gefahr  der 
Hinterziehung,    des   Schmuggels    und   der 
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Bestechung  besonders  gross,  namentlich  bei 
einigcnnassen  hohen  Zollsätzen.  Hier  ge- 
sellen sieb  also  zu  den  finanzpolitischen 
BQcksichten  noch  sittliche  Bedenken.  Die 
Zölle  sind  aber  nicht  nur  Instrumente  des 
Fi naozsy Sterns,  sondern  sie  sind  auch  ganz 
erhebliche  Mittel  zur  Durchsetzung  weiterer, 
ausserhalb  des  Finanzwesens  liegender 
Zwecke.  Denn  durch  das  Zollwesen  können 
mittelbar  auch  allgemein  volkswirtschaftliche 
Interessen  verfolgt  werden.  Die  Steuerzölle 
wenien  hier  zu  Zweckzöllen,  mit  denen 
man     ökonomische,     sozialpolitische     oder 

Slilische  Ziele  zu  erreichen  sucht.  Von 
soliderer  BedeutuDg  ist  dabei  die  Wir- 
kung, die  man  auf  Richtung  der  Produktion 
imd  Freisbildung ,  auf  den  Schulz  der 
nationalen  Arbeil,  auf  die  intern atioualen 
Handelsbezieliungen,  auf  die  Erschliessung 
von  Märkten  imd  Absatzgebieten,  auf  die 
Neigung  und  den  Geschmack  der  Konsn- 
menten  u.  dej-firl,  m.  ausüben  will.  Die 
Zollerhebung  dient  in  diesen  Fällen  speci- 
eilen  Aufgaben  TolkswirtschafÜicher  und 
polilischer  Natur,  welche  die  finanziellen 
ergänzen  und  vervielfältigen.  Mitunter 
treten  sogar  die  fiskalischen  Motive  zurück 
und  werden  die  übrigen  Fj-wägungen 
die  herrschenden  Triebfedern  im  Zoll- 
wesen, 

Auf  diese  Weise  treffen  im  Zollwesen 
die  verschiedensten. Motive  zusammen.  Aber 
auch  trotz  aller  Schattenseiten  und  Be- 
denken sind  sie  zu  einem  uaentbehrlicheD 
Gliede  des  Finanzsystems  geworden.  Schon 
in  Anbetracht  der  hohen  Einnahmen,  die 
sie  dem  Staatshaushalte  zuffihren,  sind  sie 
nicht  zu  vermissen.  Denn  ihr  Anteil  an 
den  Staatseinkünften  bewegt  sich  häufig 
genug  zwischen  20  und  30  "/o  aller  Ein- 
nahmen. Beim  Zollwesen  kann  es  sich  da- 
her nur  um  eine  Gradfrage  und  um  die 
möglichst  zweckmässige  Gestaltung  der  Zoll- 
lechnik  und  der  Zollverwaltung  sowie  um 
die  sorgfältige  und  richtige  Auswahl  der 
zollpflichtigen  Gegenstände  handeln. 

Eine  weitere  Frage  beim  Zollwesen  ist 
die  Frage  nach  dem  letzten  und  eigentlichen 
Zoll-  und  Steuerträger.  Wer  trägt  den 
Zoll?  Der  Ausländer  oder  der  Inländer 
und  unter  diesen  wiederum  der  Produzent, 
der  Händler  oder  endlich  der  Konsument? 
Dies  ist  eine  Beihe  von  Problemen,  deren 
Lösung  zu  den  schwierigsten  Aufgaben 
Eählt,  bei  denen  sich  Theorie  und  That- 
aachen  des  Lebens  berühren.  Sie  lassen 
sicli  jedenfalls  nicht  einfacli  und  von  vorn 
herein,  allgemein  und  nicht  für  alle  Fälle 
mit  voller  Sicherheit  beantworten.  "Viel- 
fach entzieht  sich  die  ganze  Frage  der 
wissen  scliaf Hieben  Beobachtung  bei  den 
zahllosen,  verschiedenen  hei'cinspielenden 
Faktoren.    Man  ist  daher  nicht   selten  auf 


Hypothesen  angewiesen,  die  mehr  oder 
weniger  durch  Erfahningsthatsaclien  ge- 
stützt werden  können. 

Im  ganzen  ist  der  Wille  des  Gesetz- 
gebers dai-auf  gerichtet ,  den  Konsu- 
menten zu  treffen,  und  die  Methode  hiei-zu 
liegt  in  den  verschiedenen  Formen  des 
üeberwälzungswrozesses.  Ob  dies 
aber  thatsächhch  und  inwieweit  es  geschieht, 
hängt  von  der  speciellen  Sachlage  ab,  wie 
liei  den  Aufwand  steuern  überhaupt.  Die 
Einfuhrzölle  wird  im  allgemeinen  der  In- 
länder, die  Ausfuhrzölle  der  Ausländer 
tragen.  Wie  sich  aber  die  weitere  Cnter- 
verteiliing  zwischen  allen  in  Betracht  kom- 
menden Personen  abspielt,  entzieht  sieh 
meist  der  Feststellung.  Massgebend  wird 
dabei  stete  das  Grössen  Verhältnis  zwischen 
Vorrat  und  Bedarf  bleiben.  Dadurch  können 
aber  mancherlei  Vorschiebungen  eintreten. 
Bei  neu  eingeführten  Einfuhrzöllen  auf  bis- 
her steuerfreie  Gegenstände  kann  der  aus- 
ländische Verkäufer  im  Interesse  seines 
Absatzes  veranlasst  sein,  niedrigere  Preise 
zu  stellen,  um  sich  im  Inland  seinen  Markt 
zu  erhalten.  Er  trägt  dann  teüweise  den 
Einfuhi-zoll.  Auch  kann  die  Zollgesetz- 
gebung gefhssenthch  auf  ein  solches  Re- 
siUtat  hinwirken.  Dagegen  kann  in  gleicher 
Weise  bei  den  Ausfuhrzöllen  eine  RQck- 
wälzung  stattfinden,  wenn  die  Marktver- 
hältnisse  den  inländischen  Exporteur  im 
Ausland  zu  Preisred  itktionen  nötigen.  Nur 
selten  liegen  alle  diese  Fälle  so  offen  zu 
Tage  uud  sind  mit  Sicherheit  statistisch  zu 
erfassen.  Immerhin  aber  ist  es  bei  den 
modernen,  ausgebildeten  Verkehrs-,  Trans- 
port- und  Kommunikationsuiitteln  wahr- 
scheinlich, dass  eine  Verteilung  imter  die 
beteiligten  Faktoren  stattfindet.  Umfang 
und  Grad  derselben  werden  stets  ungewiss 
bleiben. 

3.  Die  Arten  der  Z.  Finanz-  nnd 
Schntzzdlle.  Die  Zölle  können  verschie- 
den eingeteilt  werden.  Wir  unterscheiden 
zunächst  Finanz-  und  Schutzzölle.  Als 
Einteilungsgrund  ist  hier  der  Zweck  der 
Zollerhebimg  wirksam. 

1.  Finanz-  oder  Steuerzölle  nennen 
wir  diejenigen  Zölle,  welche  lediglich  als 
Grundh^  dauernder  Einnahmen  dienen 
sollen,  Sie  sind  nur  besondere  Formen  der 
Auf  wand  besteuerung  und  gliedern  sich  da- 
her organisch  in  deren  System  ein.  Auf 
dieselben  werden  daher  nach  Auflegung  imd 
Höhe  die  Gnmdsätze  der  Verbrauchsbe- 
steuerung angewendet,  als  deren  Ergänzung 
sie  erscheinen  und  von  welcher  sie  nur 
formell  dm'ch  ihre  Erhebung  an  den  Ge- 
bietsgrenzen verschieden  sind.  Andere 
Motive  als  roin  steuerliche  und  finanz- 
pohlische  können  mit  ihnen  insoweit  ver- 
knüpft sein,  als    sie  auch  bestimmten   Ei'- 
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scheinuDgea  der  Aufwand  steuern  anhaften, 
z.  B.  Bekämpfung  der  Trunksucht  durch 
hohe  AlkohoJzöUe  und  -steuern,  f^oen  Ein- 
flußs  auf  die  inländische  Piwluklion  kann 
der  FinanzzoU  ausüben,  wenn  er  die  EHq- 
fuhr  auB  dem  Ausland  herabmindert  oder 
auf  aiiderweite  Deckung  des  Bedarfs  hin- 
wirkt (Kolonialzucker  —  Rübenzucker),  Die 
Einrichtung  der  FioanzzClle  muss  aber  mit 
der  innei-en  Verbrauchsbesteuerung  in  Ein- 
klang gebracht  wei-den.  Daraus  ergeben 
sich  zwei  elementare  Grundsätze.  Einmal 
müssen  alle  0^;enstände,  welebe  im  Inland 
einer  Verbrauchssteuer  unterworfen  sind, 
mit  einem  Zolle  in  mindestens  dem  gleichen 
Betrage  belegt  werden  (Bier,  Tabak,  Salz, 
Zuckei-,  Wein,  Branntwein  etc.).  Sodann 
aber  sind  die  im  Inland  besteuerten  Ver- 
brauchsgegenstände ähnlicher  Art,  die  aber 
nur  im  Ausland  erzeugt  weiilen  können, 
gleichfalls  dem  Zolle  zu  imterwerfon  (Kolo- 
nialwaren, Thee,  Kaffee  u.  a.  m.).  Aber 
auch  hier  werden  die  Zollsätze  im  allge- 
meinen den  durchschnittlichen  Sätzen  der 
sonstigen  inneren  Verbrauchssteuern  an- 
nähenid  entsprechen  müssen. 

2.  Schutzzölle  sind  diejenigen  Zölle, 
welche  wesentlich  im  Intei-esse  des  Schutzes 
der  inländischen  Pi-oduktion  und  der  in- 
ländischen Produzenten  erhoben  werden. 
Stehen  bei  den  Finanzzi3llen  fiskalischo  und 
finanzjiolitischc  Erwägungen,  die  KQcksicht 
auf  den  finanziellen  Ertrag,  im  Vordergrund, 
so  sind  bei  den  Schutzzöllen  zunächst 
andere  Ziele  maNSgebond.  Dabei  verzichtet 
der  Fiskus  keineswegs  auf  die  Aussieht, 
möglichst  hohe  Zolleirmahmen  zu  eiTeiehen, 
sondern  er  verbindet  dieses  Streben  mit  all- 
gemeineren wirtsehaflspolitischen  Zwecken. 
Aller  Schutzzoll  ist  im  Gründe  genommen 
auf  die  Verteuerung  der  ausländischen 
Erzeugnis.se  und  Waren  gerichtet.  Die  aus- 
ländische Konkurrenz  soll  zu  Gimsten  des 
inländischen  Produzenten  eingedämmt  wer- 
den. Dieser  soll  in  den  Oenuss  günstigerer 
PreislKHÜugiingen  gelangen.  Denn  durch 
den  Zoll  werden  die  Pnxluktionskosten  fflr 
den  Importeur  vermehrt ;  will  er  diese  aber 
im  Preise  der  Waren  auf  dem  inländischen 
Markte  ersetzt  haben,  so  muss  er  höhere 
Preise  fordern,  als  er  sonst  verlangt  haben 
wTli-de,  wenn  keine  Zollschranken  Iwstflnden. 
Der  inländische  Produzent  katui  nun,  Falls 
die  fremde  Einfuhr  zur  Deckung  des  Markt- 
bctlarfes  noch  notwendig  ist,  Vorteil  aus 
dieser  Verteuerung  der  Warenpreise  ziehen 
und  selbst  höhere  Pi-eise  fordern,  (jelingt 
es  al)er  der  inlandischen  Pi-oduktion,  den  ge- 
samten Inlandsbedarf  zu  decken,  so  kann 
der  Schutzzoll  nach  l'mständen  die  fremde 
Zufuhr  vom  heimischen  Markte  ganz  aus- 
schliesßon.  Aus  diesem  wirtscliatl  liehen 
Prozesse  zieht  dann  naturgemäss  der  Öffent- 


liche Haushalt  um  so  er^ebigere  Einkünfte, 
je  unentbehrlicher  die  fremde  Einfuhr  zm- 
Deckung  der  Nachfrage  am  iuländischen 
Markte  ist. 

Die  Höhe  eines  Schutzzolles  ißt  durch 
das  Mass  der  SchutzbedOrftigkeit  eines  Pro- 
duktionszweiges bedingt.  Der  reine  oder 
einfache  Schutzzoll,  welcher  auslän- 
dische Waren  belastet,  die  auch  im  Inland 
erzeugt  werden,  ohne  einer  dem  Zolle  ent- 
sprechenden luUudsst^uer  zu  unterhegeo, 
kann  zum  Prohibitiv-  oder  Aus- 
schlicssungBzoll  emporschnellen,  wenn 
die  Zollsätze  so  hoch  bemessen  sind,  dass 
auch  ohne  Verbot  die  fremde  Konkiureiiz 
völlig  abgeschnitten  ist.  Seine  Wirkung  ist 
dann  thatsächlich  diejenige  eines  Ausfuhr- 
bczw.  Einfuhrverbots.  Der  heimische  Pro- 
duzent gewinnt  dann  liänfig  eine  mehr  oder 
minder  ausgeprägte  Monopolstellung  für  den 
Absatz  seiner  Waren. 

Die  den  Schutzzöllen  zu  Grunde  liegen- 
den Erwägungen  sind  regelmässig  volks- 
wirtschaftlicher Natur.  Die  Tendenz 
gipfelt  in  dem  Bestreben,  einem  bedi'Sngten 
Pi-oduktionszweige  zu  Hilfe  zu  kommen. 
eine  im  Entstehen  begriffene  Industrie  gegen 
die  auswärtige,  bereits  technisch  höher  ent- 
wickelte Mitbewerbung  zu  schützen.  Daraus 
aber  geht  zugleich  der  erzieherische 
oder  doch  transitorische  Charakter 
aller  Schutzzölle  hervor,  Sie  sind  solange 
ökonomisch  l)erechtigt,  bis  entweder  der 
schutzbedtlrftigeProduktionszweig  die  fremde 
Konkurrenz  vertragen  kann  oder  die  l'r- 
saclien  eines  Notstandes  aufgehoben  sind. 
Die  grundsätzliche  Perenniorung  der  Schutz- 
zölle widerspricht  dalier  dem  eigenen  Wesen 
des  Schutzzolles  überhaupt.  Andererseils 
aber  werden  mitunter  durch  die  Schutzzölle 
auch  soziale  oiler  politische  Zwecke 
zu  erreichen  gesucht,  wenn  die  inländische 
Industrie  z.  B.  infolge  der  ihr  übertragenen 
sozialen  Aufgaben  grössere  Ausgaben  machen 
und  höhere  Produktionskosten  aufwenden 
muss  als  die  fremde  Konkurrenz  (Arl>eiter- 
Bchutz,  Arbeiter  Versicherung)  oder  wenn 
mau  im  sozialen  Interesse  Missstände  oder 
gesellschaftliche  Seliädcn  durch  Zölle  be- 
kämpfen will  (Trunksucht,  Liixiiskonsumtiun 
etc.).  Ebenso  können  manchmal  rein  jKih- 
li.'whe  Ursachen  zur  Einführung  von  .Schutz- 
zöllen Veranlassung  gelien,  teils  selbstfindig 
aus  ]>oiitischcn  Erwägungen,  teils  zur  Ab- 
wehr politischer  oder  handelsiKiHtiseher  An- 
griffe (Retorsions-  oder  Kampfzölle  s.  unten 
sub  1,  G). 

Das  Ausland,  dessen  E.\port  durch 
Schutzzölle  geschädigt  ist,  kann  gegen  die 
Schulzzölle  r.Mgieren,  und  versuchen,  deren 
Wirkung  aufzuheben.  Hier  kommen 
ausser  den  lletorsions-  und  KampfeszöUen, 
deren  an   anderer   Stelle   gedacht    wenien 
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soll,  vor  allein  Ansfulirprämiea  (vd. 
den  Art.  Ausfulirprimien  oben  Bd. ll 
S.  34—39)  und  bei  den  moUernea  Verkehrs- 
Terhältnissen  aiiph  eine  entsprecliende  Ver- 
biUigung  der  Frachttarife  für  die 
Ausfuhr  in  Betracht.  Durch  solche  Er- 
leichterungen kann  dann  der  beabsichtigte 
Erfolg  der  Schutzpolitik  ganz  oder  teilweise 
illusorisch  ^macht  werden. 

Ungemein  schwer  sind  aber  trotz  dieser 
theoretischen  Merkmale  die  thateächlichen 
oder  praktischen  Grenzen  zwischen 
einem  Finanz-  und  Schutzzoll  zu 
bestimmen.  Viel  hängt  dabei  von  dem 
subjektiven  Ermessen  und  den  erstrebten 
Zwecken  sowie  von  der  ganzen  Einrichtung 
und  dem  Systeme  der  Au  (wand  beste  ueruug 
ab.  Daher  finden  wir  in  den  meisten  Lan- 
dern eine  Kombination  zwischen  Finauz- 
und  Schutzz5llen.  Die  Scheidung  ist  hier 
»Uli  so  schwieriger,  als  bei  den  Finanzzöllen 
einerseite  volkswirtschaftliche  Rücksichten 
hereinspielen  und  andei-erseils  bei  Schutz- 
•  Zöllen  der  Wunsch  nach  ergiebigen  Ein- 
nahmen wesentlich  mitzusprechen  pflegt. 

4.  Einfuhr-,  Aasfulir-  und  Dorch- 
fnhrzjille.  Nacli  dem  Orte  der  Zollerhe- 
bung unterecheidel  man  Binnen-  und  Grenz- 
zone. Die  Binnenzölle  werden  innerhalb 
eines  Volks  Wirtschaftsgebietes  an  geeigneten 
Plätzen  erhoben,  z.  B.  an  Wegen,  bei 
Brücken,  Ueberfuhren  etc,  ohne  daasdiese  Orte 
an  sich  mit  den  Gebiet^enzen  zusammen- 
fallen. Die  Grenzzölle  dagegen  sind 
diejenigen,  dei-eu  Erhebung  an  den  terri- 
tonaleu  Grenzen  erfolgt.  Sic  heissen  dabei' 
auch  AuBsenzülle.  Dabei  ist  es  irrele- 
vant, ob  diese  Grenzen  diejenigen  eines 
einzelnen  Landes  und  geschlossenen  Volks- 
Wirtschaftsgebietes  (Landesgrenzzöllc) 
oder  diejenigen  eines  durch  einen  ZoUvei-- 
ein  verbundenen  Geijietes  (Vereinszölle) 
oder  endlich  diejenigen  eines  kleineren  Be- 
zirkes innerhalb  des  Staates  sind  (lolands- 
zölle),  wie  z.  B.  die  Uebergaugsabgaben 
(vgl.  den  Art.  Uebergaugsabgaben  oben 
Bd.  Vil  S.  93039). 

Die  an  den  Grenzen  erhobenen  Zölle, 
die  Gronz-  oder  AusscnzöUe,  sind  die  Ein- 
fuhr-, Ausfuhr-  (Hier  Durchfuhrzölle.  In 
unsei-en  gegenwärtigen  Verkchrszuständen 
sind  die  E  i  n  I  u  h  r  -  (Eingangs-  oder  Im^jort-) 
Zölle  die  wichtigsten.  Diese  (früher  aucli 
Eonsumzölle  genannt)  worden  an  den  Go- 
lüetsgreuzen  erhoben,  wenn  die  zollpflich- 
tigen Waren  von  ausserhalb  des  Zollgebiets 
in  dasselbe  verbracht  werdeu.  AVcnn  man 
heute  in  unseren  modernen  Kultuistaaten 
von  Zöllen  schlec-hthin  sinichf,  so  denkt 
man  an  Einfuhrzölle;  denn  die  Zollzwecke 
werdeu  fast  ausschliesslich  durch  sie  ver- 
wirklicht. Die  AuBfuhr-(AusgangH-,  Ex- 
port-, Esito-)Zölle   sind   fällig,  wenn   die 


zollpflichtigen  Objekte  das  Inland  verlassen 
und  nach  dem  Zollausland  gehen.  Ehemals 
waren  diese  sehr  häufig  und  standen  in 
engster  Verbindung  mit  dem  Schutzsystem 
(s.  den  Art.  Schutzsystem  oben  Btl.  VI 
S.  638  ff.).  Oftmals  wurden  sie  in  ilirer  Höhe 
bis  zu  Ausfuhrverboten  gesteigert  und 
sollten  künstlich  einen  üeberfluss  an  ge- 
wissen Waren  im  Inland  festhalten.  Ins- 
besondere hat  sich  das  Merkantüsystem 
(s.  den  Art.  Merkantilsystem  oben  Bd. 
V  S.  751  ff.)  ihrer  bedient,  um  die 
Rohstoffe  im  Interesse  der  entstehenden 
Industrieen  zu  sichern.  Die  meisten  Staaten 
haben  sie  heute  beseitigt  (England  1842, 
Deutschland  1873,  Niederiande  1S77,  Frank- 
reich ISöl).  Sie  werden  noch  aufreeJit  er- 
halten in  kleinerer  Zahl  und  ohne  wesent- 
liche Bedeutung  in  Russland,  Italien,  Portu- 
gal, Spanien,  in  der  Schweiz,  in  Griechenland 
nnd  Finland,  Rumänien,  Brilisch-Indien 
n.  6.  w.  In  der  Türkei  imd  in  verschiede- 
nen aussereuropäischen  Staaten  dagegen  sind 
sie  auch  gegenwärtig  von  grosser  Betleu- 
tung,  z.  B.  in  Aegj'pteu,  Brasilien,  Tunis. 
Japan  und  China.  DurchfHhr-(Dureh- 
gaiigs-,  Tnuisit-)Zölle  sind  Zölle,  die  bei 
Diirehfuhr  von  Waren  durch  das  Zollgebiet 
erhoben  werden.  Sie  sind  aus  den  mittel- 
alterlichen Verhältnissen  und  den  Binnen- 
zöllen hervorgegangen,  vertragen  sich  aber 
nicht  mehr  mit  den  modernen,  namentlich 
den  internationalen  Verkehrszustäaden.  Die 
Durchfuhrzölle  wurden  im  Zollverein  18C1, 
in  der  Schweiz  1874,  in  Oesleireich  187« 
und  in  Grleclienland  1884  aufgehoben. 

Ferner  kann  man  die  Zölle  noch  ein- 
teilen nach  dem  Bezugs bei-echtigten  in 
staatliche,  gemeindliche  und  pri- 
vate Zölle.  Letztere  Kategorie,  der  Ans- 
fliiss  vormaliger  grimdherrlicher  Verhält- 
nisse oder  b^nderer  Privilegien,  ist  voll- 
ständig in  Wegfall  gekommen.  Gemoindliclie 
oder  örtliche  Zölle  erscheinen  in  geschlosse- 
nen Städten  und  Orten  auch  jetzt  uo(^h 
häuEig  als  Formen  der  Erhebung  von  kom- 
munaleu  Verbrauchssteuern  (vgl.  den  Art. 
Octroi  oben  Bd.  V  S.  1013Ü.).  Dagegen 
sind  die  staatlichen  Zölle  die  herr- 
schenden Typen  des  Zoliwesens.  Dabei 
kann  jedoch  auch  der  Staat  durcii  die  kom- 
munalen Verwaltimgen  staatliche  Zölle  er- 
het>en  lassen.  Wir  haben  es  dann  mit 
staatlichen  Zöllen  zu  thuü,  auch  wenn  die 
Kommunen  diese  erheben  und  verwalten 
(Vgl.  den  Art.  Octroi  a.  a.  0.). 

\^'eun  im  folgenden  von  »Zöllent  schlecht- 
hin die  Rede  ist,  so  ist  an  die  Einfuhr- 
zölle zu  denken. 

5.  Wert-  nnd  JUa»szütle.  Die  Ziillc 
können  entweder  nach  dem  Werte  der 
Waren  oder  nach  bestimmten  Mass-  und  Öe- 
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wichtsänheiten  fratgesetzt  werden.  Eretere 
^nd  die  "Wertzölle,  letztere  die  MasszOlle. 
.  l.Wertzölle  oder  Zölle  ad -valorem 
■werden  io  Prozenten  dee  deklarierten  Wer- 
tes oder  Preises  der  zolIpüichtigeQ  Waren 
erhoben.  Sie  sind  gescliichtiich  die  älteren 
und  waren  nameutlich  im  Altertum  und 
Mittelalter  gebräuchlich.  Da  sie  sich  dem 
"Werte  oder  Preise  der  verzollten  Waren 
anschmie^n,  haben  sie  den  Vorzug,  dass 
sie  die  einzelnen  Warengattungeu  verschie- 
den belasten,  die  Qualitäten  unterscheiden 
und  auch  der  Preisbewegung  zu  folgen  ver- 
mögen. Für  den  Staats  haushält  bringen  sie 
dazu  noch  eine  gewisse  Stabilität  <ies  Er- 
trages, da  die  Einfuhr  bei  sinkenden  Preisen 
steigt  und  bei  steigenden  sinkt  Mitunter 
haben  sich  solche  Wertzölle  zn  »gleiten- 
den Zöllen«  entwickelt.  Man  versteht 
unter  ^gleitender  Skala«  (sliding  Scale) 
einen  so  eingerichteten  Zolltarif,  dessen 
Sätze  sich  den  Preisen  der  zollpflichtigen 
"Wai-en  in  der  Art  anschliessen,  dass  die 
Zollsätze  mit  sinkender  Preisbildung  steigen 
und  mit  steigender  faUen.  Diese  Einrich- 
tung hat  zeitweise  in  der  Schutzzollpolitik 
einzelner  Staaten  eine  gewisse  Bedeutung 
gewonnen ,  hat  sich  aber  im  allgemeinen 
imd  auf  die  Dauer  nicht  bewäkrt.  Ande- 
rerseits aber  leidet  die  technische  Dureh- 
führung  an  grossen  Mängeln.  Die  Dekla- 
rationen der  Pflichtigen  sind  nicht  immer 
zuverlässig  und  die  Zollbehörden  nur  selten 
befähigt,  deren  Mangelhaftigkeiten  zu  korri- 

fieren.  Die  Kontrollen  und  sonstige  Vor- 
ehrungen bleiben  meist  unwirksam.  Dm 
zu  niedrige  Deklarationen  seitens,  der  Be- 
sitzer der  Waren  zu  verhflten,  hat  man  bis- 
weilen den  Beamten  oder  dem  Staatsschatze 
ein  Vorverkaufsrecht  zu  dem  dekla- 
rierten Preise  zuzüglich  eines  Zuschlages 
(meist  10  "/o)  eingeräumt.  Oder  man  hat 
auf  sehr  kostspieligem  Wege  eigene  Er- 
mittelungsbureaus  zur  Erforschung 
der  permanenten  oder  durchschnittlichen 
Marktpreise  der  Waren  (valeurs  officielles, 
valeure  variables)  begründet  oder  endlicli 
in  zweifelhaften  Fällen  besondere  Sachver- 
ständige vernommen.  Solche  aber  Hessen 
sich  nicht  gerne  zu  Einschätzungen  herbei. 
Die  Kosten  dieser  umfänglichen  Kon  troll- 
massregeln  erbeis<^hten  aber  die  Zahl  der 
Abfertigungsämter  stark  zu  beschränken  und 
datier  den  Verkehr  in  ungesunder  Weise  an 
wenigen  Stelleu  zu  central  iaieren.  Alle 
diese  Umstände  haben  die  Wertzfille  mehr 
und  mehr  aus  den  Zollsystomen  verdrängt. 
2.  Die  Mass-  oder  specifischen 
Zölle  (Gewichts-  oder  Stückzölle) 
wei-den  in  festen  Sätzen  nach  bestimmten 
Mass-  oder  Gewicht  sein  hei  teu  (100  kg,  1  Id) 
oder  nach  der  Stückzahl  bemessen.  Sie 
Rind  leichter,  einfacher  und  billiger  zu  er- 


heben, venirsachen  wen^r  BelfisUgungen 
des  Verkehrs,  weniger  Plackereien  und 
Streitigkeiten,  reizen  minder  zu  Hinter^ 
Ziehungen  und  können  bequem  an  einer 
grossen  Anzahl  von  Zoilstätten  zur  Erhe- 
bung gebracht  werden.  Die  Zollschuldigkeit 
wird  veranlagt  nach  dem  Brnttoge- 
wichte  (einschliesslich  der  Verpackung) 
bei  denjenigen  Waren,  für  die  es  der  Zoll- 
tarif ausdrücklich  vorschreibt,  oder  bei  sol- 
chen, für  welche  der  Zoll  eine  bestimmte 
Höhe  nicht  überschreitet  (Deutschland  6  Mark, 
Fi-ankreich  60  Francs  für  je  100  kg).  Im 
übrigen  ist  das  Nettogewicht  massge- 
bend. Hier  bestimmt  der  Zolltarif  die  Pro- 
zente des  Bruttogewichts,  nach  welchen  das 
Kettogewicht  berechnet  werden  kann 
{•Abzug  der  tarifmässigen  Tara>).  Im  übri- 
gen kann  bisweilen  der  Zollpflichtige  auch 
die  direkte  Verwieguog  der  Ware  veriangen 
oder  die  Zollbehörde  sie  bei  ungewöhnlicher 
Verpackung  beantragen.  Bei  Flüssigkeiten 
dürfen  die  direkten  Umhüllungen  nicht  in 
Abzug  gestellt  werden,  wie  die  Fässer, 
Flaseiien,  Krüge  etc.  Einzelne  Waren  wer- 
den nach  dem  Stück  verzollt,  z.  B,  Vieh 
oder  verschiedene  Fabrikate  (Hüte,  Uhren 
etc.),  IL  dergl.  m. 

Die  speciiischen  Zölle  können  den  Wert- 
zöllen in  der  Wirkung  genähert  werden, 
wenn  der  Zolltarif  die  einzelnen  Gegenstände 
nach  dem  Fabrikatioosstadinm  oder  nach 
Qualitäten  in  eine  Mehrzahl  von  Klassen 
differenziert  —  üradatione-  oder  Staf- 
felzölle. 

6.  RückzöUe  und  UnteracheidongB- 
zölle.  Rückzölle  oder  Drawbacks 
sind  Rückerstattungen  von  Zöllen  bei  der 
Ausfulir  von  Waren,  für  die  bereite  bei  der 
Einfuhr  Zölle  oder  sonstige  Aiifwandsteuern 
entrichtet  wurden  (vergl.  den  Art  Aus- 
fuhrprämien und  Ausfuhrvergü- 
tungen oben    Bd.  II  S.  34ff.). 

Unlerscheidnngs-  oder  Differen- 
tialzölle heissen  diejen^u  Zölle,  welche 
Waren  der  gleichen  Art  und  Gattung  mit 
verschiedenen  Zollsätzen,  mit  höheren  oder 
niedrigeren  belegen.  Da»  Unterscheidungs- 
merkmal kann  sich  dabei  beziehen  auf  die 
Art  der  Einfuhr,  ob  zu  Wasser  oder  zu 
I^iand,  auf  das  Land  der  Herkunft  oder  des 
Ursprungs,  auf  die  Flagge  des  Schiffes,  auf 
die  direkte  oder  indii-ekte  Einfuhr,  auf  die 
Hand  eis  Vertrags  verbältnisse  mit  anderen 
Staaten  u.  a.  m.  Die  UnterscheidungszöUe 
können  sein: 

1.  niedriger  als  die  Normalzölle,  Minde- 
nmgen  derselben  oder  Zollabschl&ge 
(d6taxes)  und 

2.  höher  als  die  NormalzOlle,  Zuschläge 
zu  denselben  oder  Zuschlagszölle  (sur- 
taxes).  Neben  den  allgemeinen  Verliält- 
nisscQ  können  aber  auch  noch  Gründe  der 
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Betoi'sion,   d.  h.  als  Akte   der  Wieder- 

TetgeltuDg  gegen  eia.  anderes  Land,  zu 
ihrer  Erhebung  Veranlassung  geben.  Eine 
solche  Retorsion  pflegt  angewendet  zu  wer- 
den, wenn  ein  anderer  Staat  unsere  Expor- 
teure durch  Zoll-  oder  sonstige  Massregeln 
benachteihgt  Dieüe  Zusclüagszölle  nennt 
man  dann  Retorsione-  oder  Kampf- 
zfllie.  Die  Möglichkeit  Bolclier  Wieder- 
vergeltung  sehen  die  meisten  Zollgesctze 
vor  (Deutschland  :  » Kampf zollparagraphK 
<E.G.  vom  15.  Juli  1879/24.  Mai  1885  §  6), 
Nordamerika:  »Reciprocitätsklausel«).  In 
Deutschland  ist  eine  Zollerhöhung  von  50% 
■der  tarif massigen  Zollsätze  nach  erfolgter 
Zusliinmung  des  Bundesrats  durch  Kaiser- 
liche Verordnung  zulässig.  Die  Anordnung 
ist  dem  Reichstag  mitzuteilen  und  ausser 
Kraft  zu  setzen,  falls  dieser  seine  Zustim- 
mung versagt.  Den  Zustand  der  Retorsion 
zwischen  zwei  oder  mehreren  Ländern  \ie- 
zeichnet  man  auch  mit  dem  Namen  Zoll- 


i.  TeriDiao logisches.  Die  Bezeichnung 
Zoll,  welche  Ahd.  zol  und  a.  sächsisch 
toi,  tolna  u.  a.  w.  lautet,  ist  vor  der  hoch- 
deutschen Lautverschiebung  aus  leicnium, 
teloneum,  bezw.  genauer  gesagt,  aus  der 
vulgärlateinischen  Form  toloneum,  die  schon 
im  3.  und  4.  Jahrhundert  bezeugt  ist,  ent- 
lehnt. Da  die  Cmgestaltimg  dieses  Wortes 
2U  »Zolle  sprachwissenschaftliche  Schwie- 
rigkeiten macht,  so  vermutet  man  Beein- 
flussung vom  mitlellateini sehen  tollere  in 
der  Bedeutimg  (Steuer)  erheben.  Daa  vul- 
gärlateinische  toloneum,  das  zunächst  >Zoll- 
hausi  bedeutet,  geht  wieder  auf  das  Grie- 
chische reharelov,  TeJLoipiov  zurück,  das  von 
•rHot  finia  —  vectigal  (eig.  das  am  finis 
(Zahlungstermin)  zu  leistende  vectigat)  lier- 
stammt.  Dagegen  ist  der  heute  weniger 
gebräuchliche,  meist  in  Süddeutachland  und 
Oesterreich  übliche  Aufdruck  Maut  ein 
bayerisches  Wort;  Ahd.  muta.  Das  lateini- 
eche  muta  (mutaticum,  von  mutare)  kommt 
in  der  ersten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts 
vor  und  bezeichnet  eine  beim  Tauschver- 
kehr fällige  Abgabe. 

FQr  Zoll  imd  Zollwesen  gebranchen  die 
Franzosen  douane,  douanier,  die  Italiener 
dogane,  doganale.  Der  offizielle  Terminus 
der  Engländer  ist  Custoras.  Dies  Wort  ist 
lateinischen  Urspnings  und  von  consuetudo 
abzuleiten.  Es  diente  lu-sprüngllch  zur  Be- 
zeichnung der  alten,  der  Krone  zusteheuden 
Zölle  (antiqua  customa)  im  Gegensatz  zu 
den  neuen  Zöllen,  die  seit  E<luard  I.  der 
Verfügung  des  Parlaments  überlassen  waren. 
In  Spanien  wird  las  aduajias  für  Zölle  ge- 
braucht,   was    entweder    mit    douanier  zu- 


sammenhängt    oder    rielleicht    sogar    eiu 
arabisches  Lehnwort  ist. 

2.  Geschichte  des  ZollweseiiB.  Ael- 
tere  Zustände.  Die  Binnenzölle.  Die  Ab- 
gaben von  Waren,  welche  im  Tauschhandel 
versendet  werden,  lassen  sich  schon  früh- 
zeitig bei  allen  Völkern  nachweisen.  Dazu 
bot  vor  allem  die  leichte  Erkenn-  und  Be- 
stimmbarkeit der  Steuerpflicht  sowie  die 
leichte  Erhebung  an  Wegen,  Flüssen, 
Brücken  oder  in  Häfen  erwilnschte  Anhalts- 
punkte. Ausserdem  koncentrierte  sich  der 
ganze  Tauschverkehr  in  der  Hanptsache  auf 
die  periodisch  stattfindenden  Märkte  und 
Messen  und  war  daher  dort  bei  den  ein- 
fachen Verkehrsverhültnissen  relativ  leicht 
zu  überwachen.  £s  scheinen  daher  als 
älteste  Formen  der  Zölle  Passier-  und 
Marktabgaben  zu  beti'achten  zu  sein. 
Jene  wurden  bei  der  Ein-,  Durch-  oder  Ausfuhr 
oder  bei  der  Berühnmg  bestimmter  ört- 
licher Punkte  überhaupt  eingezogen,  diese 
sind  mit  Verkaufastenern  gemischte  Markt- 
abgaben. Auf  Hiese  Weise  zeigen  sich  schon 
im  Anfang  der  Zoll  geschieh  te  Gebühr  und 
Steuer  verbunden,  trud  ebenso  bald  wurden 
die  finanztechnischen  und  fiskalischen  Vor- 
teile erkannt,  imter  welchen  insbesondere 
der  Umstand  geschätzt  wurde,  dass  die 
Zölle  eher  und  leichler  dem  Fiskus  Geld- 
einnahmen zuführten  als  andere  Einnahme- 
quellen. Eine  weitere  historische  Erfahnmg 
zeigt,  dass  das  fiskalische  oder  yteuerinte- 
resse  wesentlich  die  Vorherrschaft  führt 
und  sich  zu  diesem  erst  apäter  andere 
Motive  gesellen.  Dabei  stellt  sich  der  Zoll 
als  eine  mildere  Form  der  Ein-  und  Aus- 
fuhrverbote dar  und  äussert  sich  charakte- 
ristischer weise  viel  eher  als  Mittet  zur  Ver- 
hütung der  Ausfuhr  von  Waren,  die  im 
Inlande  notwendig  gebraucht  werden,  wie 
Getreide,  Oel,  Salz,  Wein  etc.,  denn  zu  dem 
Bchnfe,  die  fremde  Zufuhr  einzudämmen. 
Erst  der  späteren  Zeit  ist  es  in  mannig- 
fachem geschichtlichen  Wechsel  vorbehalten 
geblieben,  im  Zollwesen  die  Steuer-  und 
Schutzpolitik  zu  kombinieren. 

Schon  im  alten  Athen  und  in  den 
übrigen  hellenischen  Stadtstaaten 
waren  solche  Zölle  und  Marktabgaben  ge- 
bräuchlich, welche  sowohl  Eiofulir-  als  auch 
Ausfuhrzölle  waren.  Spcciell  in  Athen 
waren  Seezölle  und  wohl  auch  Landzölle 
bekannt,  die  mehrfach  mit  Hafenabgaben 
und  Marktgefällen  konkurrierten.  Die  Zoll- 
sätze bei  der  Ein-  und  Ausfuhr  betrugen  - 
in  der  Hauptperiode  ein  Fünfzigste!  des 
Wertes  und  iiiessen  Pentekoste.  Sie  waren 
schon  frühzeitig  in  Geld  zu  entrichten.  In 
den  bundesgenöseischen  Städten  wurde  ein 
Zwanzigstel  (Eikoste)  von  den  zur  See  aus- 
und  eingehenden  Waren  erhoben,  welches 
an  die  Stelle  der  Tribute  trat.    Ebenso  war 
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die  Äuflruhr  verechiedener  Waren,  die  zum 
Lebensbedarfe  der  Bevölkerung  notwendiE 
waren,  verboten,  z,  B.  von  Getreide,  Oel, 
Flachs,  Bauholz,  Wachs,  Pech  «.  dergl.  m. 
Selten  wurde  bei  den  Bedarf  überschreiten- 
ilem  Vorrat  die  Ausfahr  ge^n  Zölle  zuge- 
lassen. Auch  in  Rom  zSÜten  die  Zölle  zu 
den  ältesten  regulären  Staatseinkünften  und 
Geldeinnahmen.  Ihre  Begrflndung  geht  bis 
auf  die  Zeiten  der  Könige  zurüä.  Die 
Zölle  wurden  ursprilüglich  an  einzelnen 
Plätzen,  an  Seeplätzeu  (portoria),  an  Wegen 
und  Brücken  erhoben.  Sie  waren  regel- 
mässig mit  2'/2  ''^  (quadragesima)  vom  Werte 
der  versendeten  Waren,  manchmal  auch  mit 
'  2  oder  1  "/o  beinessen.  Ocfters  wurden 
sie  auf  dringendes  "Verlajigen  beseitigt,  um 
bald  wiederhergestellt  zu  werden.  In  der 
römischen  Kaiserzeit  entwickelt  sich  dann 
ein  umfassendes  Reiclisgrcnzzollsystem  mit 
Einfuhrzöllen  imd  vei-schiodenen  Ausfuhr- 
verboten. Innerhalb  dieser  Gliedenmg 
wurden  bei  der  unzureichenden  Ergiebig- 
keit der  Aussenzölle  nach  pTO\-inzieUen  Zoli- 
bezirkeu  noch  besondere  Binnenzölle  ziu' 
Ergänzung  eingeführt,  die  teils  Wertzölle, 
teils  sjieeifisehe  Zölle  (s.  o.)  waren.  End- 
lieh scheinen  auch  lokale  Zölle  (Thorsteuern, 
Thoraccisen)  zur  Ausstattung  der  kommii- 
nalen  Finanzen  vorhanden  gewesen  zu  sein, 
eine  Einrichtung,  die  aber  mehr  den  Pro- 
vinzial-  und  Landstädten  denn  der  Haupt- 
stadt eignete.  Die  Pandekten  (L  lli  S  7  ile 
publicanis  et  veetigalibus  Dig.  XXXIX.  4) 
geben  uns  ein  Verzeiehnis  alter  zollpflichtigen 
Waren. 

Das  frühere  Mittelalter  hat  von 
Ueberresten  der  i-ömischen  Finanz-  und 
Steuei-\-erfa8sung  vor  allem  die  Zölle  tlber- 
nommen.  Die  wurden  aber  ihrem  Wesen 
nach  aus  eigentlichen  Steuern  Abgaben, 
welche  beim  Passieren  bestimmter  Oeillich- 
keiten  des  lebhafteren  Verkehre,  in  Häfen 
an  GrenzsteJlen,  an  Brücken,  Wogen  u.  s.  w. 
zu  entrielilen  waren:  Transit-  oderPas- 
sierzülle.  Die  Zollsätze  stellen  teils 
Wertzölle,  teils  specitische  Zölle  dar  und 
sind  häufiger  in  naturalen  l^nolen  der 
Ladung  &\-i  in  Geld  (Naturalzülle)  bezahlt 
worden.  Da  mau  sie  aber  als  I-eistungen 
für  die  Benutzung  der  Verkelu-swpge  und 
für  die  Gewähning  des  Scluilzes  von 
Ladung  und  Waren  und  als  Geleitsabgaben 
betraclitete,  so  wurde  der  Gebühr  encha- 
r  8  k  t  e  r  derselben  schärfer  hervorgekehrt 
(ubi  adiutonum  itincrantibus  praestatur).  Der- 
artige Zollabgaben  finden  sieh  schon  bei  den 
Merowingcni  unter  verschiedenen  ^'amen 
(pontaticimi,  portalicum,  ripaticum,  foraticum, 
rotaticum,  niutaticum  etc.).  Den  1 'eber- 
griffen der  Territorial herren  suchten  die 
karolingischen  Kapitiüarien  und  Reichsge- 
setze entgegenzutreten.     Insbesondere  aber 


wollte  man  die  fiskali3(^e  Ausbeutung  des 
Zollrechts  ohne  Gegenleistung  eiuschifin- 
ken.  Die  Zollfreiheit  wurde  als  Privilegium 
gewährt,  namentlich  für  Reisende  von  und 
zu  Hofe,  für  Edelleute  und  geistliche 
Stifter,  für  Soldaten  irnd  Pilger  u.  s.  w. 
Auch  sachhche  Befreiungen  kommen  vor, 
wie  für  Gegenstände  ziim  persönlichen  Ge- 
brauch der  Reisenden,  für  deren  Reit-  und 
Fahrliere,  die  nicht  zum  Lastentraosport 
dienten  u.  dergl.  m.  Die  Eigenart  dieses 
Zotlwesens  bestand  daher  nicht  in  der  Bil- 
dung besonderer,  grösserer  oder  kleinerer 
Zollgebiete,  wo  beim  Ueberschreiten  ihrer 
Gi-enzeu  der  Zoll  fällig  wurde,  sondern  der 
Zoll  wurde  bei  der  Berührung  bestimmter 
Oertlichkeiten  an  bestimmten  ZoUstätten  er- 
hoben. Es  waren  also  Zölle  innerhalb  des 
Volkswirtschaftsgebiefes  oder  Binnen- 
zölle. Die  letzten  Reste  derselben  haben 
sich  bis  auf  unsere  Zeit  in  den  Pflaeter- 
Köllen,  Brücken-  und  Wegegeldern  erhalten. 
Die  Binnenzölle  wurden  erst  1861  in  Met-k- 
ienbiu-g  die  Privatzöllo  1816  in  Preussen 
und  1825  in  Hannover  aufgehoben. 

8.  Die  Grenzzollsj'fteme  und  die 
neuere  Entwickelung.  Es  war  ein  wesent- 
licher Fortsehritt,  als  der  Gedanke  eines  ge- 
schlossenen Zollgebiets  den  Binnenzöllen 
gegenüber  zum  Durchbruch  kam.  Die  Binnen- 
zölle musston  der  Heransbildung  eines 
Grenzzolls.vstems  weichen,  und  damit 
kehrte  die  Entwickelung  der  europäischen 
Kulturländer  auf  jcue  Stufe  zunlck,  die  be- 
reits das  Altertum  teilweise  erreicht  hatte. 
Die  Verkehrsgebiete,  die  sieh  auf  diese 
Weise  gegen  einander  abschlössen,  waren 
ursprünglich  klein,  umfassten  nur  ein  Terri- 
torium, eine  einzelne  Provinz  oder  gar  nur 
Teile  von  solchen.  Immerhin  aber  I»- 
denleten  diese  Territorial-  und  Pro- 
vinzialzöUe  mit  ihrer  Verlegung  der 
Zollerhebimg  aus  dem  Innern  an  die  Gren- 
zen jener  Gebiete  eine  beachtenswerte 
Besserung  und  eine  erliebliche  Verkchre- 
erleichterung  für  'den  Handel.  Sie  blieben 
aber  immer  noch  der  Ausdruck  der  terri- 
torialen SelViständigkeit  und  der  Provinzial- 
interesscn.  In  Deutschland  waren  es  vor 
allem  die  einzelnen,  grjissereu  imd  kleineren 
Territorien,  welche  so  durch  eigene  (Jrenz- 
zoUsysteme  von  einander  gosoliieden  waren, 
und  in  anderen  Staaten,  wie  in  Frankreich, 
wo  bereits  eine  stärkere  politische  Kon- 
centration erreiclit  war,  haben  sich  trotzdem 
Jahrhunderte  lang  die  einzelnen  Provinzen 
und  Kronländer  durch  territoriale  Zolle  g(v 
treunte  Zollgebiete  geschaffen. 

Eret  die  Zusammenfassung  der  Volks- 
kräfte zur  Erfüllung  der  nationalen  Aiif- 
gal>en  und  Zwecke  durch  die  Bildung  von 
nationalen  Staaten  und  nationalen  ^olks- 
wirtsehaftcn  sowie  die  lebendige  Entwit-ke- 
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hing  der  Nationalität  und  der  staatlichen 
CentiaUsatioQ  haben  es  emdrkt,  dass  die 
provinzieUen  und  territoriBlen  Zollgebiete  zu 
nationalen  erweitert  wurden,  Sie  fielen 
jetzt  in  der  Hauptsache  mit  dem  Volkg- 
irirtschaEtBgebiete  überhaupt  zusammen. 
Nunmehr  wurden  die  Zölle  an  die  Grenzen 
der  nationalen  Staaten  verleg  und  damit 
waren  die  nationalen  Grenzzollsys- 
tome  an  die  Stelle  der  territorialen  und 
provinziellen  getreten.  Vielfach  haben  auf 
diese  Entwickelung  auch  die  allgemeinen 
wirtschaftspolitifichen  Anschauungen  und 
Bestrebungen  der  Zeit  hingewirkt,  wie  sie 
insbesondere  durch  die  Vorstellungen  des 
Merkaiitilsystems  (s.  d.  Art,  Merkantil- 
system oben  a.  a.  0.)  und  duroli  die 
von  diesem  vertretene  Handel spoUtik  ge- 
fördert wurden.  In  Frankreich  wurde 
schon  1484  auf  dem  Reichstage  von  Tours 
die  Herstell  img  eines  Grenzzollaystems 
unter  Äufhebnng  der  Binnenzdlle  beantragt. 
Der  gleiche  Plan  ist  dann  1614  erneuert 
worden.  Erat  fünfzig  Jahre  später  hat 
Colbert  durch  das  Edikt  \on  1664  und  noch 
mehr  durch  dasjenige  von  1667  das  Ziel 
eines  nationalen  Zollgebiets  ziemlich  ver- 
wirklicht Aber  trotzdem  blieben  noch  viele 
Teile  des  Staatsgebietes,  die  sogen,  provinces 
reputöes  «trangeres,  die  Grenz-  und  Kflsten- 
|m)vinEen,  ausserhalb  der  Zolllinie,  da  sie 
auf  das  Ausland  als  Hinterland  mehr  ange- 
wiesen waren.  Das  gleiche  galt  für  die 
Provinzen  mit  reichsständiseher  Verfassung 
(Pays  d'^lats),  da  diese  am  kräftigsten  ihre 
Sonderinteressen  geltend  machen  konnten. 
Erst  die  französische  Hevolution  hat  durch 
das  Dekret  vom  30./31.  September  1790 
diese  letzten  Ueberreste  beseitigt  und  das 
nationale  Orenzzollsystem  vollendet.  Im 
Deutschen  Reiche  wurde  1522  ein 
Versuch  eines  Reich sgrenzzolles  gemacht 
Das  Projekt  scheiterte  aber,  wie  die  übrigen 
Pläne  zu  ReichsBteuern,  ara  "Widerstand  der 
Beiehsslände,  insonderheit  der  Städte.  Erst 
viel  später  gelang  es  durch  die  Gründung 
der  Zollvereine  (1828 — 1867),  die  deutschen 
Territorien  zu  einem  einheitlichen  Zollge- 
biete mit  einem  Orenzzollsystem  zusammen- 
znschliessen  (vergl.  d.  Art.  Zollverein 
unten  S.  989ff.).  Seit  1871  hat  die  nationale 
Einigung  der  deutschen  Stämme  durch 
"Wiederaufrichtung  des  Deutschen  Reiches 
zugleich  auch  die  Herstellung  eines  natio- 
nalen Grenzzollsystems  mit  sich  gebracht. 
Der  Uebei^ang  von  den  Binnenzöllen  zu 
den  territorialen  und  provinziellen  und  dann 
noch  mehr  derjenige  von  diesen  zu  den 
nationalen  Zollsystemen  hat  aber  auch  zu- 
gleich Zweck  und  Inhalt  dieser  Institute 
verändert  Den  alten  Binnenzöllen,  mochten 
sie  noch  so  mangelhaft,  zwiespältig  und 
verworren    sein,     war   aber   trotzdem    die 


Eigenschaft  gemeinsam,  dass  sie  Gegen- 
leistungen für  Geleit  und  Sicherheit  waren, 
sie  hatten  im  wesentlichen  Geböhrenclia- 
rakter.  Sobald  man  aber  zum  System  der 
Grenzzölle  übergegangen  war,  erwies  sich 
das  Zollregal  sehr  wohl  der  fiskalischen 
Auswertung  zugänglich.  Die  Zölle  wurden 
bald  als  ergiebige  Finanzquellen  erkannt 
und  geschätzt.  Man  verband  daher  mit  der 
Zollerhebung  wissentlich  die  Absicht,  dem 
öffentlichen  Haushalte  Einnahmen  zu  ver- 
schaffen. Diese  aber  wurden  zunächst  von 
den  Kaufleuten  und  Handeltreibenden  ge- 
leistet. Da  aber  der  Handel  zuerst  den 
Geldgebraiich  und  Geldverkehr  in  grösserem 
Umfang  in  das  Verkehrsleben  einführte,  er 
der  erste  und  hauptsächliche  Träger  der 
Gcldwirtschaft  war,  so  bot  die  Zollerhebung 
den  weiteren  Vorteil,  dem  Staate  Geld- 
einnahmen zu  schaffen,  deren  seine 
Wirtschaftsführung  dringend  bedurfte,  und 
zwar  schon  in  einer  Epoche,  in  welcher  die 
Beitreibung  von  Geldsteuern  mit  grossen 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hatte.  Auf 
diese  Weise  gestaltete  sich  der  2^11  zu 
einer  Abgabe  mit  Steuercharakter, 
mit  der  Aufgabe,  die  Steuerbelashmg  der 
verzoUtcn  Waren  und  damit  eine  Besteue- 
rung derjen^n  Einkommensteile  durchzu- 
setzen, welche  dem  Verbrauche  der  zoll- 
6 flichtigen  Gegenstande  gewidmet  wurden, 
'lese  Finanz- oder  Steuerzölle  wurden 
so  zu  Aufwaodsteuem  auf  den  der  Ver- 
zollung unterworfenen  Waren,  Sie  glieder- 
ten sich  dem  Systeme  der  Aufwandbesteue- 
nmg  ein  und  stellten  Auflagen  derjenigen 
Verbrauchssteuerobjekte  dar,  welche  die 
Landesgrenzen  überschritten. 

Da  nun  aber  bei  der  Ein-  und  Ausfuhr 
nach  TTmständen  die  Höhe  der  erhobenen 
Zölle  und  ihre  Ueberwälzung  auf  die  Kon- 
sumenten für  die  grössere  oder  geringere 
Nachfrage  nach  zollpflichtigen  Produkten 
von  Einuuss  sein  konnte,  so  war  es  dem 
Staate  möglich,  mit  der  Zollerhebung 
weitere  politische  und  wirtschaftlich-soziale 
Zwecke  zu  verknüpfen.  Vorausgesetzt,  dass 
der  Zoll  im  Preise  der  ein-  oder  ausge- 
führten Waren  als  ein  Moment  der  Preiser- 
höhung zum  Ausdruck  kam,  wurde  es  mög- 
lich, durch  eine  entsprechende  Gestaltung 
oder  Verändening  der  Zollsätze  die  Markt- 
preise der  zollpflichtigen  Waren  indirekt 
zu  beeinflussen.  Diese  Möglichkeit  hat  man 
daher  dazu  benutzt,  neben  den  Finanz- 
Zwecken  allgemein  politische  oder  öko- 
nomische Bestrebungen  zu  verfolgen.  Dieses 
Verfahren  wurde  vor  allem  zum  Schutze 
der  inländischen  Produktion  und  des  in- 
ländischen Verbrauches  verwendet.  Da- 
durch hat  man  mit  Einfuhrzöllen  die  Auf- 
suchung des  heimischen  Marktes  durch 
fremde  Produzenten  und  Händler  erschwert 


„^^ic 


974 


Zölle,  ZoHwesen 


oder  uumilglich  gemacht  oder  doch  durch 
die  durch  Zölle  gesteigerten  Preise  auch  der 
iuIändiBclien  Produktion  fördernd  entgegen- 
zukommen geeucht.  Umgekehrt  aber  konnte 
man  durch  Aufhebung  von  Einfulirzöllen 
den  entg^reDgesetzten  Entwickeluogsprozess 
hervorrufen.  Aehnlich  liegen  die  Dinge  bei 
den  Ausfuhrzöllen.  Auch  hier  konnte  die 
Preisbildung  beeinflusst  und  damit  indirekt 
die  Ausfuhr  gehemmt  oder  erleichtert  wer- 
den. Dadurch  entstand  das  Princip  des 
Schutzes  durch  die  ZiihUfenahrae  des  Zoll- 
lAiesenB  und  seiner  EiQiichtungen.  Auf 
diese  Weise  sind  Schutzzölle  mit  Er- 
folg an  die  Seite  der  Fiaanz-  oder  Steuer- 
zMe  getreten.  Die  Ausbildung  des  Schutz- 
systems wurde  insbesondere  im  16.  und  17. 
Jahrhundert  durch  das  sogen.  Merkantilsystem 
(s.  d.  Art.  a.  a.  0.)  und  seine  Handelspolitik 
gefördert.  Und  auch  im  Laufe  des  letzten 
Menschenalters  haben  sich  die  meisten  Kul- 
turstaaten desselben  bedient,  um  ihre  in- 
ländische Produktion  g^en  die  Konkurrenz 
des  Auslandes  zu  schützen.  Sie  waren  da- 
bei bestrebt,  entweder  neue  Industrieen  in 
ihrem  Wachstum  zu  unterstützen,  oder 
haben  auf  die  Preisbildung  der  SachgUtei 
einzuwirken  gesucht. 

Die  Zollsysteme  unserer  modernen  Kul- 
tuiBtaaten  sind  meist  aus  Finanz-  (Steuer-) 
und  aus  Schutzzöllen  zusammengesetzt,  so 
dass  sie  in  der  Regel  nicht  voneinander 
zu  trennen  sind.  Immerhin  hat  der  Auf- 
schwung der  Schutz zollbewegußg  in  den 
meisten  mittel-  und  westeuropäischen 
Staaten  der  letzteren  Gruppe  den  Vorrang 
gesichert 

in.  Die  recbtUcbe  Ordnung  des  Zoll- 
wesens. 
1.  ZoUrecht  und  ZollregaL  Geschicht- 
liches. Das  Recht  Zölle  auszuschreiben 
und  zu  erheben  ist  stets  der  Ausfiuss  der 
Souveränität  und  zwar  ein  wesentliches 
Attribut  derselben.  Im  alten  Deutschen 
Reiche  stand  demgemäss  das  ZoUrcga)  dem 
deutschen  König  und  Kaiser  zu.  Die  Macht- 
stellung der  Krone  war  aber  nicht  ge- 
nügend, um  den  Eingriffen  und  Missbräuchen 
der  Territorien  und  Städte  wirksam  ent- 
gegenzutreten. Vielmehr  raassten  sich  eine 
Anzahl  von  Landesherrn  und  örtlichen 
AutoritÄten  das  Recht  der  Zollerhebung  an, 
während  andererseits  die  Kaiser  selbst 
mancherlei  Zoll  Privilegien  vergaben  oder 
weitgehende  Zollfreiheiten  gewtorten.  Das 
mittelalterliche  Zollwesen  in  Deutschland 
zeigt  daher  ein  Mosaikbild  höchst  verwickelter 
Zoll  Verhältnisse.  Die  Versuche  einzelner 
kräftiger  Kaiser,  wie  Fiiedrich  II.,  eine 
strengere  Zollordnung  herbeizuführen,  den 
Reichsständen  die  Erhöhung  bestehender 
oder   die   Einführung    neuer   zu    verbieten, 


vermochten  die  Ausartung  der  Entwickelung 
nicht  zu  hemmen.  Ebenso  haben  die  poli- 
tischen Verhältnisse  unter  Karl  V.  dessen 
Pläne,  ein  einheitliches  deutsches  Zollwesen 
unter  Verlegung  der  Zölle  an  die  Reichs- 
grenzen zu  schaffen,  vereitelt.  Das  Sinken 
der  kaiserlichen  Macht,  die  Entwickelung- 
der  Landeshoheit  und  die  Ausbildung  selb- 
sländiger  Territorien  innerhalb  des  Reichs- 
gebietes vermittelte  den  Uebei^ng  des 
Zollregals  an  die  Landeeheiren.  Seit  dem. 
dreissigjälirigen  Kriege  und  mit  der  Aner- 
kennimg  der  Souveränität  der  LaodeskerreQ 
in  ihren  Territorien  wurde  das  ZoUwesea 
zu  einer  autonomen  Landesangelegenheit. 
Wenn  nun  auch  das  bunte  Zollwesen  in- 
folge der  ungünstigen  Grenzen  der  einzelnen 
Länder  den  fortschreitenden  Wirtschafts- 
und Verkohrsverhältnissen  nicht  entsprach, 
so  bedurfte  es  gleichwohl  noch  eines  läoge- 
ren  Zeitraumes,  bis  die  Unerträglichkeit 
der  Zustände  zur  Gründung  des  Deutschen 
Zollvereins  führte  (Näheres  hierübä- 
vergl.  im  Art.  Zoll  verein  unten  a.  a.  0.). 
Endgiltig  gesunde  und  dauernde  Ordnung 
der  deutschen  Zoll  Verhältnisse  schuf  erst 
1867  nach  Auflösung  des  Zollvereins  der 
Norddeutsche  Bund  mit  seiner  Zolleinigung 
mit  den  süddeutschen  Staaten  und  das 
neue  Deutsche  Reich  (R.-Verf.  Art.  33—40). 
Oesterreich-Ungarn  hat  seitdem  sein  Zoll- 
wesen selbständig  geordnet,  wodurch  beide 
Reichshälft^n  zu  einer  Einheit  zusammen- 
geschlossen wurden. 

Das  Zollrecht  —  heute  indentisch  mit 
dem  obsoleten  Begriffe  »Zollregal«  —  um- 
fasst  die  gesamte  gesetzliche  Ordnung  des 
Zollwesens  und  somit  das  Recht,  Zölle  an- 
zuordnen, sie  zu  erhet>eu  und  sämtliche  die 
Zollverwaltimg  betreffenden  Maasregeln 
vorzuschreiben  und  über  ihre  Ausführung 
die  ständige  Aufsicht  zu  führen.  Diese 
Befugnisse  erwachsen  unmittelbar  aus  der 
Souveränität  des  Staates  und  bilden  einen 
Bestandteil  seines  Beste ueningsrechtes.  Bei 
Verbindung  verschiedener  Staaten  zu  einem 
einheitliclten  Zollgebiet  (Zollverein)  muss 
ein  gemeinsames  Oi^n  zur  Beschliessung 
der  Zollordnung  geschaffen  werden  (Genoral- 
konferenzen, Zollparlamcnt).  Da  es  sich 
regelmässig  um  Vertrage  selbständiger  Staa- 
ten handelt,  so  wird  Einstimmigkeit  der 
Beschlüsse  gefordert  Jedem  Delegierten 
steht  demgemass  ein  liberum  veto  zu. 

Unter /ollgebiet  verstehen  wir  das- 
jenige territoriale  Bereich,  für  welches  die 
ausgegebenen  Zollordnnngen  Geltung  haben. 
Dasselbe  hat  gemeinsame  Grenzen,  an  denen 
die  Zölle  nach  gemeinsamen  Vorschriften 
erhoben  werden.  Das  Zollgebiet  wird  «ch 
in  der  Regel  mit  dem  Staatsgebiet  decken, 
ohne  notwendig  mit  diesem  zusammenzu- 
fallen.   Staatsgebiet  und  Zollgebiet  weichen 
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TODeinander  Oberall  da  ab,  vo  dieses  eine 
MehrzahJ  von  BelbstSndigea  Staaten  zu  einem 
Zollverein  verbindet  Auch  im  Deutschen 
Beich  decken  sich  Reiche^biet  und  Zoll- 
gebiet nicht.  Einmal  bleiben  ausserhalb 
desselben  die  ZoUausschlüsse  oder  Ge- 
bietsteile, die  we^n  ihrer  Lage  zur  Ein- 
Schliessung  in  die  Zollgrenze  nicht  geeignet 
sind,  daher  lausgeschlossem  werden.  Nach- 
dem die  Freihäfen  der  Hansestädte  Bremen 
und  Hamburg  seit  1888  in  der  Hauptsache 
diese  (Qualität  verloren  haben,  sind  die  Zoll- 
auBSchltlBse  beschränkt  auf  einzelne  Orte 
und  Höfe  der  badischen  Kreise  Konstanz 
und  Waldshut,  auf  die  Insel  Helgoland  und 
die  noch  bestehenden  kleinen  Freihafenge- 
biete  bei  Hambui^,  Cnxhafen,  Bremen  und 
Geestemönde,  Die  ZollaussclüOsse  werden 
als  Zollausland  beliandelt.  Sudann  aber  ge- 
hören zum  deutschen  Zollgobiot  die  Zoll- 
anschlüsse oder  Gebietsteile,  die,  ohne 
Bestandteil  des  Reichsgebiets  zu  sein,  seinem 
Zollgebiet  einverleibt  sind.  Zu  diesen  ge- 
hören das  Grossherzogtum  Luxemburg  und 
die  beiden  österreichischen  Gemeinden  Jung- 
holz und  Mittelberg.  Die  ZoilanschlQsse 
haben  zwar  Anteil  an  den  Ertr^n  der 
Zölle,  wirken  aber  an  der  Zollgesetzgebung 
des  Reiches  nicht  mit.  Ein  gleiches  Ver- 
hältnis besteht  zwischen  Oesterreich  und 
Liechtenstein. 

2.  Der  Zolltarif  and  seine  Einrich- 
tang.  Die  Zollsätze.  Schon  bei  Unter- 
scheidung der  Wert-  und  Masszülle  ist  der 
Art  und  Weise  der  Auslösung  der  ZoU- 
schuldigkeit  gedacht  worden.  Sie  geschieht 
durch  die  Entnchtung  der  Zollsätze. 
Unter  diesen  haben  wir  diejenigen  Beträge 
zu  verstehen,  welche  als  Abgabe  von  den 
Wert-,  Mass-  oder  Gewichtseinheiten  oder 
von  einem  Stück  der  Waren  erhoben  wer- 
den. Bei  den  Wertzöllen  bestehen  die  Zoll- 
sätze in  einem  prozentualen  Auteil  am  de- 
klarierten Werte  oder  Preise  der  Waren, 
bei  den  Mass-  oder  Gewichtsztillen  in  einem 
festen  Betrage  von  je  einer  Gewichtseinheit 
(in  Deutschland  z.  B.  für  je  lüü  kg)  und 
endlich  bei  den  StUckzölleo  in  einem  festen 
Satze  für  Jedes  Stück. 

Der  Zolltarif  ist  die  Zusammenstellung 
der  zollpflichtigen  Waren  (Warenverzeichnis) 
mit  Zolleioheit  und  Zollsatz.  Er  ist  ent- 
weder ein  alphabetischer,  wenn  die  zoll- 
pQichtigen  Artikel  nach  den  Anfangsbuch- 
staben der  verzeichneten  Waren  geordnet  sind, 
oder  ein  systematischer,  wenn  sie  nach 
ihrer  inneren  Zusammengehörigkeit  der  Waren  I 
aufgeführt  werdea  Beide  Systeme  können 
dadurch  verbunden  werden,  dass  das  Haupt- 
gerippe in  alptiabetischer  Anordnung  er- 
scheint und  die  Unterabteilungen  eich  in 
dasselbe  nach  sachlichen  Gesichtspunkten 
einbauen     (Deutschland,    Schweiz).       Dem 


Zolltarif  liegt  ein  Zolltarifgesetz  zu 
Grunde,  das  die  gesetzUch  vereinbtu^en 
Zollsätze  enthält  Neben  den  eigenUich 
handelspolitischen  Motiven,  deren  Darstellung 
ausserhalb  unserer  Betrachtungen  liegt,  ha- 
ben vom  finanztechnischen  Standpunkt  aus 
die  Zolltarife  voi'  allem  den  Anforderungen 
der  Einfachheit,  Debersichtlichkeit  und  leich- 
ten Anwendbarkeit  zu  entsprechen.  Je 
komplizierter  die  Zoll  Verhältnisse  sindj  je. 
versohiedeiiere  Zollsätze  ftlr  die  gleiche 
Ware  gesetzt  sind,  je  häufiger  Unterschei- 
dungszölle vorkommen,  je  mehr  überhaupt 
der  Schulzzoll  den  Finanzzoll,  der  Staffel- 
tarif den  Einheitstarif  überwi^t,  desto  ver-, 
wickeiter  und  schwieriger  wird  das  Problem 
der  Zolltarife. 

Abänderungen  der  Zolltarife  sind 
mit  mancherlei  Schwierigkeiten  und  Miss- 
Btänden  verknüpft  und  erzeugen  leicht  volks- 
wirtschaftliche und  finanzpolitische  Schä- 
den. Ein  allzu  häufiger  ^\'ech3ei  ist  daher 
nicht  empfehlenswert,  muss  aber,  wenn 
einmal  beschlossen,  mit  kräftiger  Hand 
durchgeführt  werden.  Das  Bedürfnis  dea 
modernen  Verkehre  hat  in  unserer  Zeit  das 
Bedürfnis  der  Stabilität  für  längere  Peri- 
oden notwendig  gemacht.  Wenn  aber  eine 
Abänderung  be-stehender  Zollsätze  erforder- 
lich geworden  ist,  so  liegt  es  im  Interesse  der 
Produktion,  des  Handels  und  des  Verkehrs, 
dass  die  Aendemngen,  einige  Zeit  bevor  sie 
in  Kraft  treten,  officiell  bekannt  gegeben 
werden.  Damit  ist  allerdings  die  Gefahr 
verbunden,  dass  dadurch  die  Spekulation 
entfesselt  wird  und  die  heimische  Indristrie 
oder  die  Staatskasse  Scliadeo  leidet.  Diesem 
Uebelstande  sucht  man  durch  sog.  >Sperr- 
gesetze«  entgegenzuti-eten,  durch  welche 
zur  Bekämpfung  der  Spekulation  einmal  be- 
schlossene /ollverändenmgen  frflher,  als  an- 
fänglich l)eabsichtigt  war,  eingeführt  werden. 

Die  Einrichtung  der  Zolltarife  kann  auf 
drei  verschiedenen  Principien  beruhen,  auf 
Autonomie,  auf  Konvention  oder  auf 
Reciprocität  Die  Zollsätze  sind  auto- 
nom, wenn  der  Staat  ohne  Rücksicht  auf 
andere  Volkswirtschaften  nach  freiem  Er- 
messen sie  einführt,  verändert  oder  ab- 
schafft Konventionale  oder  vertragsmässige 
Zollsätze  sind  diejenigen,  welche  nach  völker- 
rechtlichen Abmadiungen  (Handels-  und 
Zoll  vertragen)  erfolgen.  Der  eine  Staat  ver- 
pflichtet sich,  gleiclie  Gegenleistung  voraus- 
gesetzt, während  der  Vertr^sdauer  einem 
anderen  als  seinem  Kontrahenten  gegenüber 
keine  Tariferhöhungen  und  keine  neuen 
Zoll belegun gen  vorzunehmen.  Reciprocität 
dagegen  ist  vorhanden,  wenn  sich  ein  Staat 
zwar  Vertrags  massig  nicht  bindet,  jedoch 
solchen  Staaten,  die  zu  entsprechenden  Aeiiui- 
valentbietungeu  bereit  sind,  gleichfalls  Er- 
mässigungen der  Zollsätze  zugesteht 
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Auf  dieser  Gnindlage  unterscheiden  wir: 

1.  GeDeraltarife  (Tarif  offidel)  und 
Konventionaltarife.  Der  Generaltarif 
enthält  autonome  Zollsätze,  die  normalen 
ZSlle  und  ist  auf  die  "Waren  aller  Staaten 
anwendbar,  mit  denen  keine  besonderen 
Verein barun (Ten  getroffen  sind.  Er  bezeich- 
net den  subsidiären  Kechtestand.  Der  Kon- 
ventionaltarif dagegen  stellt  Ermässigungen 
der  Sätze  des  Qeneraltarifes  dar  fOr  den 
Warenverkehr  mit  solchen  Ländern,  mit 
welchen  besondere  liandels-  und  zollpoli- 
tisohe  Vereinbarungen  getroffen  würfen. 
Diese  Handelsverträge  stipulieren  Z  o  1 1  - 
bioduugen  oder  BeschAnkungen,  nach 
denen  im  Verkehr  mit  dem  Vertragslande 
der  vereinbarte  Zoll  nicht  erhöht  oder  ein 
nicht  vereinbarter  nicht  neu  eingeführt 
werden  darf.  Diese  Bindung  wird  nur  auf 
namentlich  bezeichnete  Waren  ausgedehnt, 
während  die  übrigen  nicht  ^nannten  Po- 
sitionen den  Zolltarifs  beiden  Teilen  zu  au- 
tonomer  Behandlung  überlasse  d  bleiben. 
Eine  Art  genereller  Abrede  liegt  in  der 
sog.  iMeistbcgUnstigungsklBUsel«, 
wodurch  sich  beide  Staaten  verpfhchten,  un- 
verzüglich und  ohne  weiteres  einander  ge- 
genseitig an  Jeder  Begünstigung,  jedem 
Vorrecht  und  jeder  Zollermäfisigung  teil- 
nehmen zu  lassen,  welche  der  eine  Kon- 
trabetit  irgend  einer  andern  Macht  einräumt 
oder  einräumen  wird.  (Vgl.  den  Art.  Han- 
delsverträge bes.  sub  III,  2  oben  Bd. 
IV,  S.  1073—74).  Alle  im  Konventionaltarif 
gewährten  Vergünstigungen  an  Zollsätzen 
stellen  sich  ihrer  Natur  nach  dar  als  Diffe- 
rentialzölle und  zwar  als  Zoll  abschlage. 

2.  Maximal-  und  Minimaltarif. 
Beide  Tarifaufstelhmgen  sind  zunächst  aii- 
touom,  oder  m.  a.  W.  Zahl,  Höhe  und  Um- 
fang der  darin  enthaltenen  Zollsätze  ist  dem 
Ermessen  des  Inlands  anheimgegeben  und 
<Iurch  keine  vertragsmässige  Bindung  be- 
einträchtigt. Der  Maximaltarif  (Tarif  gönö- 
ral)  ist  der  Generallarif  und  gilt  als  Eecel. 
Er  ist  im  allgemeinen  und  an  sich  auf  den 
Verkehr  mit  aJlen  Ländern  anwendbar.  Der 
Minimaitarif  (Tarif  minimum)  dagegen  ent- 
hält, wie  sein  Name  sagt,  Abweichungen 
vom  Maximaltarif  nach  unten,  ZoUabschlAge. 
Die  Einräumung  dieser  niedrigeren  Sätze  hat 
die  Heciproeilät  zur  materiellen  Grund- 
lage. Er  wird  nämlich  ganz  oder  teilweise, 
spontan  auf  Grund  besonderen  Erlasses  oder 
nach  Massgabe  von  bestehenden  oder  abzu- 
sehhessenden  Verträgen  auf  die  Erzeugnisse 
derjenigen  Länder  angewandt,  welche  den 
inländischen  Produkten  auch  »entsprechende 
Vorteile»  (avantages  corrölatifs)  gewähren  und 
ihre  niedrigsten  Tarife  darauf  anwenden. 
Das  System  der  Maximal-  und  Minimaltarife 
hat  zuerst  die  französische  Zollgesetz- 
gebung im  Jahre  1892  imd  zwar  vorwiegend 


zur  Verfolgung  scbutzzOUnerischer  Ziele  ver- 
sucht Neuerdings  hat  die  Yrage  des  Maxi- 
mal- und  Minimaltarifs  auch  in  Deutschland 
eine  bedeutsame  BoUe  zu  spielen  begonnen. 
Vor  allem  sind  es  die  Schutzzoll nen sehen 
Parteien,  die  vom  französischen  Tarifsystem 
eine  nachdrückliche  Fördenme  ihrer  Inle- 
ressen  erhoffen.  Insonderheit  ist  dabei  eine 
Beschränkung  der  Regierung  beim  Abschluss 
von  Handelsverträgen  beabsichtigt  Man 
will  von  vom  herein  das  äusserste  Mass  der 
Zugeständnisse  festsetzen  imd  es  dem  Er- 
messen der  Regierung  entziehen. 

Das  Princip  des  Maximal-  und  Minioial- 
tarifs  kann  entweder  auf  den  ganzen  Zoll- 
tarif angewendet  werden,  und  dann  hat  man 
Doppelsätze  fOr  alle  Tarifpoeitionen,  oder  er 
wird  auf  einzelne  Positionen  oder  Gegen- 
stände beschränkt,  die  man  auf  diese  Weise 
besonders  schützen  will. 

Im  übrigrai  ist  die  Einrichtung  der  Zoll- 
tanfe  in  den  einzelnen  Staaten  sehr  vei^ 
schieden.  Die  einen  Tarife  gehen  davon 
ans,  dass  gnmdsätzlicb  alle  'V^ren  zollfrei 
.  sind,  für  welche  keine  Zollsätze  im  Tarif 
aufgenommen  sind  (Zollverein,  England). 
Die  andern  nehmen  den  entgegengesetzten 
Standpunkt  ein  und  erklären  principiell  alle 
Einfuhr  fflr  zollpflichtig,  soweit  die  Zoll- 
freiheit nicht  für  bestimmte  Waren  aiis- 
driicklich  erklärt  ist  (Oesterreich,  Italien, 
Schweiz).  In  Deutschland  gilt  die  Zoll- 
freiheit  formell  als  Regel.  Praktisch  jedoch 
ist  die  Mehrzahl  der  Einfuhrprodukte  zoll- 
pflichtig, und  thatsächlich  werden  die  nicht 
zoUpflidiligen  Gegenstände  im  Zoiltarii  noch 
besonders  als   »frei*   tiezeiehnet.    Letzteres 

geschieht  im  Interesse  der  Debersichtlichkeit 
ie  Ausnahmen  überwiegen  also  die  Regel 
ungemein.  Im  allgemeinen  sind  die  kon- 
tinentalen Zolltarife  mit  dem  YorherrscheD 
protektionistischer  Tendenzen  überhaupt  ver^ 
wickelter  als  der  englische,  welcher  heute 
nur  noch  27  Positionen  auffühi-t 

Die  Zollzahlung  hat  in  den  meisten 
Staaten  in  Gold  zu  geschehen,  namentlich 
auch  in  solchen,  deren  Währungssysterae 
von  der  Goldwährung  mehr  oder  weniger 
weit  entfernt  sind. 

3.  Die  ZoUerhebnng.  Niederlagsver- 
kehr  und  Zollkradit^).  Die  Zollpflicht 
entsteht  regelmässig  in  dem  Momente,  wenn 
die  Ware  die  Zollgrenze  passiert  Sie  ist 
entweder  dann  sofort  zu  erfüllen  oder  siä- 
testens.  wenn  die  zollpflichtige  Ware  iDoen 
freien  Verkehr  übei^ent.  Bei  der  Wieder^ 
ausfuhr  zollpflichtiger  Gegenstände  erlischt 

')  Soweit  es  sich  im  folt^enden  iiin  die 
Darstellung  des  positiven  Hechtsstandä 
handelt,  ist  dns  deutsche  ZoUwesen  la 
Gmnde  gelegt,  falle  nicht  ansdrSeklich  anf  ma- 
dere  Staaten  Terwieaen  ist. 
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die  Zolisdiuldigkeit  cur  dann,  wenn  jene 
tiDter  zollamtlicher  Kontrolle  erfolgt  Die 
ZoUpflicht  ist  eioe  subjektive  und  be- 
steht för  den  Inhaber  der  Ware  im  Augen- 
blick des  UeberechreitenB  der  Grenze  oder 
fOr  denjenigen,  welcher  die  Ware  aus  einer 
GHeotlicnen  Niederlage  entnimmt.  Objek- 
tiv und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die 
Recht«  Dritter  haftet  der  Wert  der  Ware 
fOr  den  auf  ihr  ruhenden  Zoll  bei  Zab- 
Innga Verweigerung  oder  ZahluDgBunf&hJgkeit 
des  verpflichteten  SiibjektB. 

Die  zollpflichtigen  Qegengtftnde  sind  an 
den  Zollatätten  vorzuzeigen.  Üeber  dieselben 
ist  dann  eine  specielle  Deklaration 
abzugeben,  die  alle  zur  Zollbehandlung  er- 
forderlichen Thatsachen  und  den  Antrag 
Ober  die  weitere  zollamtliche  Abfertigung 
entlialten  muss.  Beim  Eisenbahn-  und  See- 
verkehr begnügt  man  sich  aber  häufig,  um 
den  Verkelir  zu  erleichtern,  mit  der  gene- 
rellen Deklaration,  welche  die  Zollab- 
fertigung nur  vorbereitet,  die  Beschaffenheit 
der  Waren  nur  summarisch  angiebt  und 
die  endgillige  Abfertigung  offen  ISsst  An  die 
Deklaration  schhessl  sich  dann  die  amtliche 
Revision  und  schliesslich  die  Berech- 
nung und  Erhebung  des  Zolle.  Da- 
mit kann  dann  die  Ware  legitim  in  den 
freien  Verkehr  gelangen. 

Auf  diese  Weise  ist  die  ZolUelstun^  an 
die  Landes-  oder  Zollgrenze  verlegt.  Dieses 
Verfahren  bildet  aber  keineswegs  die  Regel. 
Vielmehr  hat  man  versucht,  um  den  Be- 
dürfnissen des  Verkehrs  möglichst  entgegen- 
zukommen, die  Abfertigung  nach  den  inneren 
Centralpunklen  zu  verlegen.  Damit  hat 
man  beabsichtigt,  einerseits  die  Leistung 
der  Zollabgaben  möglichst  demjenigen  Zeit- 
punkte nahezurücken,  in  welchem  die  zoll- 
pflichtigen Waren  in  den  Vcrkelu:  und  Ver- 
btauch Obergehen,  und  andererseits  die 
Wiederausfuhr  eingeführter  Güter  im  Durch- 
fuhi--,  Speditions-  und  Veredeln ngsverkehr 
von  der  Verzollung  zu  befreien.  Diesem 
Zwecke  dienen  der  Niederlageverkehr  und 
der  Zollkrc<lit 

1.  Niederlagen  oder  Lagerhäuser 
(EntrepötB,  Docks,  Warehouses)  sind  Ein- 
richtungen, in  welchen  die  zollpflichtigen 
Waren  einstweilen  bis  zur  UeberfOhnmg  in 
den  freien  Verkehr  unverzollt  nie<lergelegt 
wei'dcn  können.  Diese  sind  teds  öffentliche, 
teils  Privat  lager. 

Die  öffentlichen  Lager  (entrepöts 
r6els)  sind  teils  allgemeine  Niederlagen, 
wenn  die  Lagerfrist  eine  mehrjährige 
(Deutsehland  :  5  Jahre),  teils  beschränkte, 
wenn  die  Lagerung  von  kflrzerer  Dauer  ist 
(Deutschland  :  6  Monate).  Nach  dem  Ver- 
laufe der  Frist  müssen  die  Waren  aufge- 
räumt sein.  Für  die  Verzollung  und  die 
weitere   Abfertigung  der   Waren   aus   den 

Uandwürtcrbncb  dor  SlastswlsseDschafteD.    Zweite 


Niederlagen  ist  die  bei  Einlagerung  festge- 
stellte  Menge  und  Beschaffenheit  mas^e- 
bend.  Jedcch  wird  das  durch  zufällige  Er- 
eignisse entstandene  Mindergewicht  und  das 
Gewicht  der  auf  der  Niederlage  gänzlich 
verdorbener  und  nnbrauehbar  gewordener 
Waren  als  zollfrei  abgeschrieben. 

Die  Privatlager  (entrepOts  fictifs) 
sind  teils  mit  und  teils  ohne  Mitverschluss 
der  Zollverwaltung.    Man  tmterscheidet : 

a)  Tranaitlager,  wenn  die  Identität 
der  einzelnen  Colli  in  der  Regel  festgehalten 
wird  und  die  zu  lagernden  Waren  zum 
Absatz  im  Zollgebiet  und  zugleich  oder 
ausschliesslich  zum  Absatz  nach  dem  Aus- 
lände bestimmt  sind.  Transitlager  ohne 
amtlichen  Mitverschluss  sind  nur  für  Waren 
zulässig,  dei'en  Zollschiüdigkeit  3  Mark  für 
100  kg  nicht  übersteigt,  oder  für  solche, 
die  im  Inland  nicht  erzeugt  (z.  B.  Kolonial- 
waren) oder  deren  Identität  durch  sichere 
Rückbezeichnung  festgehalten  werden  kann. 
Die  bei  der  Einlagerung  festgestellte  Menge 
und  Beschaffenheit  ist  für  die  Verzollung 
und  Abfertigung  vorbehaltlich  der  (ziilässi- 
gen)  Gewichtsabgänge  massgebend.  Die 
Umpackung,  Sortiening,  Mischung  etc.  ist 
nacu  vorgäugiger  Anmeldung  unter  zollamt- 
licher Aufsicht,  indessen  bei  Lagern  ohne 
amthchen  Mitverschluss  auch  ohne  zollamt- 
liche Ucberwachung  statthaft.  Die  Ver- 
zollung der  in  den  Verkehr  flbei^gangenen 
Waren  ist  je  bei  dem  Ausgang  aus  dem 
Zoll  verschluss  zu  bewirken.  Die  Lagerfrist 
dauert  5  Jahre. 

Besondere  Erleichterungen  und  specielle 
Bestimmungen  treten  für  die  Transitlager 
für  Bau-  und  Nutzholz  und  für  Ge- 
treide ein,  um  die  erfoi-derliehe  Bewe- 
gungsfreiheit dem  Transitliandel  in  diesen 
Waren  zu  lassen.  Hier  sind  Tranaitlager 
ohne  amtlichen  Mitverschluss  zugelassen  und 
für  gewisse  Getreidearten  (Weizen,  Ro^en, 
Hafer,  Hülsenfrüchte,  Gerste,  Raps  und 
Rübsamen)  sogar  unter  Verzicht  auf  den 
Nachweis  der  Identität  (G.  v.  14.  April  1894). 
Mit  'Aufhebung  des  Identitätsnach- 
weises" ist  für  diese  Getreidearten  zur 
Sicherung  des  Zolleingangs  der  Absatz  im 
Inland  ausgescldossen  und  wird  diese  Ver- 
günstigung nur  dem  eigentlichen  Tmnait- 
verkehr,  d.  h.  dein  Durchfuhrliandcl  nach 
dem  Auslande,  gewährt  (Reine  Transit- 
lagor).  Nur  an  vom  Bundesrat  bezeichneten 
Orten  dürfen  fui'  Holz  und  Getreide  solche 
Transitlager  errichtet  werden,  von  welchen 
aus  neben  der  Wieilerausfuhr  ins  Ausland 
auch  der  Absatz  ins  Zollgebiet  gestattet  ist 
(Gemischte  Transitlager). 

b)  Teilungslager,  wenn  die  Fest- 
haltung  der  Identität  der  einzelnen  ColHs 
nicht  festgehalten  wird,  gleichviel  ob  die 
gelagerten  Waren  ausschliesslich  zum  Absatz 
Auflage.    VII.  62 
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im  Zollgebiet  oder  zugleich  oder  auBschliess- 
lich  zum  Absatz  nach  dem  Auslände  be- 
stimmt Bind,  üeber  den  amtlichen  Mitver- 
echluBs,  über  die  Verzollung  und  Abferti- 
gung, Qber  die  zulässigen  Oewichtsabgänge, 
die  ümpackung,  Sorlierung  und  Mischung 
sowie  über  den  Zeitpunkt  der  Zollzahlung 
und  die  Dauer  der  Lagerfrist  fiaden  die 
gleichen  generellen  Bestimmungen  Anwen- 
dung wie  bei  den  Transitlagero. 

c)  Kreditlager,  wenu  die  Waren  zum 
Absatz  im  Zollgebiet  bestimmt  sind  und  nur 
zur  Sicherung  des  darauf  ruhenden,  aber 
kreditierten  Einfuhrzolles  niedergelegt  sind. 
"Pjn  amtlicher  Mitverschluss  findet  in  der 
Eeeel  nicht  statt.  Die  Lagerfriat  dauert 
6  Monate.  Die  Verzollung  erfolgt  lialb- 
jtlhrltch. 

d)  Kontenlager  für  den  Grosshandel 
in  Textilwaren,  Kleidern,  Wäsche,  Putz- 
■waren,  Handschuhen,  Hüten,  Pelzwerk,  Le- 
dertuch, Kurzwaren  und  feinen  Eisenwaren. 
Diese  sind  Erweiterungen  der  Teilungslager 
ohne  amtlichen  Mitverschluss  und  gewähren 
insbesondere  auch  die  Befugnis  zur  Bear- 
beitung und  Veredelung  der  gelagerten 
(»kontierten*)  Waren.  Hier  besteht  die 
Kontrolle  in  einer  sorgfaltigen  Buchführung 
(daher  »Konten  «-Lager),  welche  einerseits 
vom  Konteninhaber  und  andererseits  von 
der  Zollbehörde  zu  bethätigen  ist  Die  Be- 
nutzung der  Kontenlager  setzt  ein  vorge- 
schriebenes Minimum  der  jährlichen  Waren- 
bewegung voraus. 

e)  Zu  erwähnen  sind  endlich  noch  die 
Preilager  an  den  wichtigeren  Seeplfttzen, 
die  als  ZoUausland  gelten  und  zollsicher  ab- 
zuschliessen  sind,  und  die  Freihäfen,  die 
überhaupt  ausserhalb  des  Zollgebiets  liegen, 
also  Zollaueland  sind  {vgl.  den  Art.  Frei- 
häfen oben  Bd.  IH  S.  1244ff.). 

2.  Unter  Zollkredit  kann  man  Ver- 
schiedenes verstehen. 

a)  Da  jeder  ZoU  an  sich  von  den  zoll- 
pflichtigen Waren  beim  Üeberschreiten  der 
Grenzen  zu  entrichten  wäre,  ao  sprechen 
wir  von  einem  Zollkredit  im  weiteren 
Sinne  als  vom  Inbegriff  jener  Einrich- 
tungen, die  den  Zweck  haben,  die  Zollzah- 
lung  möglichst  demjenigen  Stadium  des 
■wirtschaftlichen  Verkehrs  zu  nähern,  in 
welchem  der  Absatz  erfolgt,  oder  die  Zoll- 
freiheit solcher  Güter  zu  vereinfachen,  welche 
durchgeführt  oder  bearbeitet  und  veredelt 
werden.  Hierher  zählen  die  Erleichterungen 
durch  Niederlagen  und  der  Veredelungs ver- 
kehr (vgl.  d.  Art,  Veredelungsverfcehr 
oben  Bd.  VU  S.  380  ff.). 

b)  Davon  ist  zu  unterscheiden  der  Z( 
kredit  im  engeren  Sinne.  Derselbe 
besteht  in  einer  IVistge Währung  für  eine 
bereits  fällige  ZoUsumrae  gegen  eine  Sicher- 
heitsbestellung   (Kaution).      Eine    derartige 


Vergünstigung  bis  zu  einem  Höchsftietrage 
auf  je  3  Monate  «ird  Kaufleuten  einge- 
räumt, die  kaufmännische  Bücher  führen, 
Geschäfte  von  Bedeutung  machen,  das  Ver- 
trauen der  Verwaltung  geniessen  und  eine 
bestimmte  Minimalsumme  an  Abgaben  ent- 
richtfin  (Preussen  6000  M.).  Unter  solchen 
Mindest  betragen  finden  regelmässig  keine 
Kreditierungen  statt  Doch  können  die  Zoll- 
ämter auf  eigene  Gefahr  ortsansässigea  Ge- 
schäftsleuten auf  je  1  Monat  kleinere  Be- 
träge stunden.  Vor  Ansfolgung  der  Ware 
hat  der  Kreditnehmer  einen  Verpflichtungs- 
schein (Kreditanerkcnntnis)  zu  Ober- 
geben, welcher  nach  erfolgter  Zollzahlnng 
oder  Abrechnung  wieder  zurückerstattet 
wird,  üeber  die  schuldigen  Summen  führt 
die  Zollbehörde  ein  eigenes  Kreditkonto  und 
ein  Kreditregister.  Ist  der  Zollkredit 
erschöpft,  so  ist  ein  Nachschuse  zu  leisten 
oder  die  Zollschuldigkeit  sofort  zu  bereioigen. 
Im  Deutsehen  Reich  ist  der  Zollkredit  im 
engeren  Sinne  nicht  einheitlich  geregelt, 
sondern  den  Regierungen  der  Einzelstaaten 
unter  deren  eigener  Verantwortlichkeit  flber- 
lassen.  Die  ganze  Einrichtung  soll  den 
Zoll  verkehr  für  den  Grosshandel  vereinfochen 
und  erleichtern. 

Weingrosshändler,  die  kaufmän- 
nische Bücher  ordnungsgemäss  führen  und 
mindestens  350  Doppelcentner  fremden  Wein 
regelmässig  im  freien  Verkehr  auf 
Lager  haben,  kann  ein  sogenannter  eiserner 
Zollkredit  für  den  aus  dem  Ausland  ein- 
geführten Wein  gewäiirt  werden.  Verzollung 
und  Festsetzung  des  ZoUbetrages  bleiben 
ausgesetzt.  Die  Verzollung  wim,  wenn  sie 
später  erfolgt  nach  dem  dann  giltigen  Tarif 
vollzogen.  Jede  abgemeldete  Post  und  die 
zollfrei  belassenen  Ligerahgänge  worden  auf 
die  am  längsten  lagernde  Menge  al^schrieben. 
Der  Kredit  erlischt  bei  Verzicht  des  Händlers 
auf  die  Vergünstigung  (Ablösung  des  Kre- 
dits), bei  Aufgabe  des  Geschäfts  oder  bei 
Entziehung  durch  die  Zollbehörde  (Zah- 
lungsunfähigkeit, Defraudationen  seitens  des 
Kreditnehmers).  Wird  der  Kreditbetrag 
durch  weitere  Einfuhren  überschritten,  so 
tritt  sofortige  Verzollung  ein.  Die  ganze 
Einrichtung  steht  mit  den  Wein-  nnd 
SpirituosenteiJungslagern  unter  amt- 
lichem Mitverschluss  in  Zusammenhang.  Hier 
ist  überhaupt  für  Behandlung  und  Umfül- 
lung  freiere  Bewegung  gelassen,  nur  der 
Lagercingang  wird  ilherwacht,  Umfüllungen 
brauchen  nicht  schriftlich  an-  und  abgemeldet 
zu  werden,  imd  bei  der  Verzollung  ist  ledig- 
lich das  Auslageningsgewicht  massgebend, 
ohne  Rücksicht  auf  das  Ei  nlagerungs^  wicht 

4.  Weitere  Zollerleichtemngen  nnd 
Zollbefreinngen.  Verjähning  nnd  Resti- 
tation.  Eine  Zollerieicbtening  genjesst  der 
Markt-   und   Messverkehr.     Zur  Er- 
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leicliterung  des  BeBuohs  ausv&rtiger  Messen 
iana  in  Deutschland  die  zollfreie  Ettck- 
bringiiDg  der  un verkauf teo,  aus  dem  ZoU- 
Inland  stammendea  Waren  gestattet  werden. 
Ebenso  wird  fremden  Handels-  und  Gewerbe- 
treibenden, welclie  inländische  Märkte  imd 
Messen  böslichen,  der  Eiatiihrzoll  von  ihren 
BDverkauften  Waren  bei  der  Wiederausfuhr 
erlassen.  Fflr  die  Dauer  der  Messe  wird 
vom  Zollamt  des  Platzes  ein  Messkonto  er- 
öffnet, üeber  die  verkauften,  zollpflichtigen 
Waren  werden  zwei  gleichlautende  Certifi- 
cate ausgestellt.  Das  eine  hat  der  Ver- 
käufer an  das  Äbfertigungsamt  abzn^ben, 
das  andere  erh&tt  der  Käufer,  welcher  binnen 
gesetzter  Frist  die  Ware  zur  Äusgaugs- 
reyiaioo  zu  stellen  hat  Solange  dies  nicht 
geschehen,  bleibt  der  Kontoinhaber  fOr  den 
Zoll  haftbar,  der  erst  bei  richtiger  Gestel- 
lung von  demselben  abgeschrieben  wird. 
Die  Vergünstigung  ist  aber  aa  den  strengen 
Hachweis  der  Identität  der  Waren  gekntlpft. 

Retour  waren  sind  Güter,  die  auf  Be- 
stellung zum  Kommissionsverkauf,  zur  An- 
sicht, zu  öffentlichen  Ausstellungen  oder 
zum  vorflbergehenden  Gebrauch  nach  dem 
Ausland  gesandt  sind  und  von  dort  zurück- 
kommen oder  zu  solchen  Zwecken  vom  Aus- 
land eingehen  und  demnächst  wieder  zu- 
rückgehen.    Sie  bleiben  zollfrei. 

Hierher  zählt  auch  der  Veredelungs- 
verkehr  (vgl.  d.  Art.  Veredelungs- 
verkehr  oben  a.  a.  0.). 

Auch  im  sogenannten  «kleinenGrenz- 
verkehr«,  demYerkehre  der  Grenzgebiete 
mit  dem  Auslande  sind  Erleichterungen  und 
Befreiungen  zugestanden,  die  sich  teils  auf 
die  gew6h alieben  Lebensbedürfnisse  beziehen, 
teils  an  die  Person  gebunden  sind.  Solche 
AbmacImngeQ  werden  regelmässig  durch  die 
Handelsverträge  stipuliert.  Der  deutsche 
Zolltarif  läsat  femer  alle  Warensendungen 
aus  dem  Auslände  bis  250  Gramm  zollfrei 
und  macht  dann  in  §  5  besondere  Be- 
freiungen namhaft,  die  im  Interesse  des 
Kl  ein  Verkehrs  und  Grenzverkehrs  liegen. 
Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  bei  Unter- 
stfltzun^n  in  Unglücksfällen  und  bei  der 
Rückbnngung  von  gestohlenen  oder  irrtüm- 
lich nach  dem  Auslande  verbrachten  Sachen. 
Bei  Waren,  die  in  beschädigtem  oder  un- 
brauchbarem Zustande  eintreffen,  auf  dem 
Transporte  verdarben  etc.,  sind  aus  Billig- 
keitegründen  Zollermässigungeu  oder  ZoQ- 
befreiungen  zulässig. 

Endlich  gemessen  die  akkreditierten  Ge- 
sandten und  Geschenke  eines  fremden  Staats- 
oberhauptes in  Deutschland  Zollfreiheit. 

Die  Verjährungsfrist  für  alle  Foi^ 
derungen  aus  Zollgefällen  und  für  alle  Er- 
satzansprüche an  die  Zollverwaltung  wegen 
zu  viel  oder  irrtümlich  entrichteter  Gefälle 
ist    in  Deutschland    auf    1  Jahr  festgesetzt, 


berechnet  von  der  Zeit  der  Fälligkeit  an. 
Auf  den  Rückgriff  des  Staates  auf  die  Zoll- 
beamten und  auf  Nachzahlung  von  Defrau- 
dationen findet  diese  abgekörzte  Frist  keine 
Anwendung.  Letztere  verjähren  in  5  Jahren. 
Zu  Ungebühr  oder  zu  viel  gezahlte  Ge- 
fälle werden  zurückerstattet  Bei  kleinen 
Beträgen  (0,10  bis  3  M,)  erfolgt  die  Resti- 
tution (Rflckzablung)  nur  auf  Antrag  des 
Geschädigten,  bei  höheren  Beträgen  aber  von 
Amts  wegen.  Zu  wen^  gezahlte  Abgaben 
werden  von  0,10  Mark  an  nacherhoben. 

IV.  Die  Organisation  der  Zotlyerwaltnng. 
1.  Die  Behürden  der  ZoUverwaltnng. 

Die  Durchführung  der  Zollerhebung  liegt 
in  unseren  modernen  Kulturstaaten  in  den 
Händen  einer  hierarchisch  gegliederten  Be- 
bördenorganisation.  Nicht  so  waren  aber 
die  Verhältnisse  in  früheren  Zeiten  geordnet 
Die  Stelle  der  Selbstverwaltung  vertrat 
meist  die  Verpachtung  der  Zollge^e.  In 
Griechenland,  speciell  in  Athen,  war  die 
pachtweise  Vergebung  die  Regel.  Meist 
übernahmen  Finanzgesellschaften  die  Pacht, 
an  deren  Spitze  dann  ein  Einzelner  als 
leitende  Finanzkraft  {afx<^it)  stand.  Des- 
gleichen wurden  in  Korn  die  Zölle  an  die 
pnblicani  verpachtet,  welche  in  der  Regel 
dem  Ritterstande  angehörten.  Im  Mittel- 
alter fanden  wir  die  gleichen  VerhÄltnisse. 
Mitunter  wurden  die  Zölle,  wie  in  England, 
an  fremde  Kaufleute  vei^ben.  Ueberhaupt 
machen  wir  allenthalben  die  Wahrnehmung, 
dass  bei  Völkern  mit  noch  unentwickelten 
Volkswirtschaft! i che ß  Zuständen  und  mangel- 
hafter Geld  Wirtschaft  die  Kaufleute  und 
Händler  höher  stehender  Volkswirtschafta- 
gebiete  zugleich  die  Steuerpächter  sind. 
Die  raittelalteriiche  Zoll-  und  Steuerpacht 
hat  aber  auch  vielfach  in  dem  Mangel  einer 
technisch  wolil  geordneten  Verwaltung  iliren 
Grund,  welche  für  die  Erhebung  in  eigener 
Staatsregie  die  zwingende  Voraussetzung  ist. 
Der  moderne  Staat  hat  daher  allgemein  der 
Selbsterhebung  der  Zölle  den  Vorzug  ge- 
geben. Ein  Rückfall  in  ältere  Zustände 
ist  es,  wenn  Staaten  in  chronischen  Finanz- 
nötea  und  mit  erschüttertem  Kredit  zur 
Sicherstellung  empfangener  Darlehen  den 
Ertrag  der  Zölle  den  Staatsgläubigem  ver- 
pfänden und  ihnen  eventuell  auch  noch 
einen  Einfliiss  auf  deren  Verwaltung  ein- 
räumen müssen.  Hier  rücken  in  die  Stelle 
der  ohemahgen  Zollpächter  meist  interaar 
tionale  Oläubigerverlretungen  ein. 

Die  Selbstverwaltung  der  Zölle 
durch  den  Staat  muss  heute  als  der  aüein 
zuläaeige  Zustand  der  2k)ll Organisation  gelten. 
Ihr  gegenüber  ist  Pachtsystem  mit  gar 
keinen  Vorteilen  für  den  Staat  und  die  Ge- 
samtheit verbunden,  weil  eben  der  moderne 
Staat  über  ein  hierzu  verwendbares  und  zu- 
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Twiassiges  Beamtenpeisonal  verfügt  Die 
techoiBche  DurchfÖDrung  der  Verzollung 
und  die  damit  zuBammeahän^Dden  Schwie- 
rigkeiten,  die  Kot  wendigkeit,  dieselbe  an 
vielen  Stellen,  an  der  Grenze  wie  im  iDnem 
des  Landes  zu  bewirken,  die  Mminirfaltig- 
keit  der  Zollsätze,  die  Prüfung  der  Dekla- 
rationen, die  Bevisionen,  die  zollamt- 
liche AbfertigTing  und  der  ganze  Betrieb 
des  Niederlage  verkehre  erheiacheu  eine  sehr 
verwickelte  Einrichtuag  der  Zollverwaltung 
und  bedingen  ein  sehr  zahlreiches  Personal, 
Sie  teilt  demgemäss  diese  Eigenschaft  mit 
der  Erhebung  und  Verwaltung  der  Auf- 
wand steuern  überhaupt. 

Die  Zollbehörden  zerfallen  im  allge- 
meinen in  zwei  Gruppen,  in  den  Verwal- 
tungs-  und  in  den  BewachuDgsdienst  Der 
Verwaltungsdienst  {servic«  sedentaire) 
ist  mit  allen  Fuoktioaen  der  Zollerhebnng, 
mit  der  PrQftuig  der  Deklarationen,  mit  der 
Revision,  mit  der  Bemessung  und  Abferti- 
gung der  Zollsctiuldigkeit  betraut  Ihm  liegt 
auch  das  Rechnungswesen  ob.  Der  Be- 
wachuQgsdienst  (service  actif)  wird  von 
der  Grenzwache  versehen,  hat  die  Defrau- 
datdooen  aozuzeigen,  Beweise  hierfflr  zu 
sichern,  die  Beobachtung  der  Zollgesetze  zu 
erzwingen.  Namenthch  hat  er  auch  der 
Verhütung  des  Schmuggels  sein  Augenmerk 
zuzuwenden  und  ist  daher  zu  diesem  Zweck 
mit  weitgehenden  Befugnissen  zu  Nach- 
forschungen, zum  Betreten  von  Grundstücken 
ausgerüstet.  In  diesen  Obliegenheiten  wird 
er  häufig  auch  durch  andere  Beamte,  insbe- 
sondere durch  das  Forstpersonal  unterstützt 
Die  Grenzwachen  sind  regelmässig  militä- 
risch organisiert  Zur  richtigen  Ausübung 
des  Dienstes  \md  zur  Vermeidung  von 
Vexationen  und  Konflikten  sind  die  Zoll- 
ämter meist  mit  mehreren  Beamten  besetzt 
und  sind  an  der  einzelneu  Amtshandlung 
verschiedene  Beamte  beteiligt. 

2.  Die  Behörden  Organisation  in  den 
einzelnen  Staaten.  I.Deutschland.  Der 
Vollzug  der  zollgesetzlichen  Bestimmungen 
geht  teils  vom  Reiche,  teils  von  den  Einzel- 
staaten aus.  Das  Reich  beschränkt  sich  auf 
die  Kontrolle  und  Aufsicht.  Es  entsendet 
Bevollmächtigte  zu  den  Direktivbehörden 
nnd  Station skontroUeure  zu  den  Hauptämtern, 
ohne  in  die  laufenden  Geschäfte  einzugreifen. 
Die  eigentliche  Zollverwaltung  liegt  in  den 
Händen  der  einzelstaatlichen  Landesreme- 
rungen.  Die  Landeszollverwaltung  ghedert 
sich  in  Centralbchörden,  die  mit  den 
Ministerien  verbunden  sind,  in  Mittel- 
oder Direktivbehörden  für  die  Leitung 
des  Dienstes  und  zur  Vollziehung  der  ge- 
meinschaftlichen Gesetze  überhaupt  und 
endlich  in  Bezirks-  und  LokalSehör- 
den  für  die  Handhabung  der  Verwaltung 
und   Aufsicht     Die  Bezirksbehürden    sind 


die  Hauptzollämt^r  an  d 
und  die  Hauptsteuerämter  im  Innern  des 
Landes.  Die  Lokalbehörden  sind  im  Grenz- 
bezirk die  Neben  Zollämter  I.  und  II.  Klasse 
und  im  Innern  die  Zoll-  oder  Steuerämter. 
Besondere  Abfertigimgs-  oder  Hebestellen, 
als  Zubehör  oder  Del^ationen  der  Haupt- 
und  Nebenämter,  fungieren  noch  die  An- 
sage-(Anmelde-)stellen  oder  Ansage- 
Posten  an  der  Grenze.  Dieselben  werdeo 
da  errichtet,  wo  die  Zollämter  nicht  nahe 
genug  an  der  Landeegrenze  gegen  das  ZoU- 
ausland  liegen,  und  haben  die  Aufgabe,  die 
eingehenden  Waren  von  dieser  unter  amt- 
licher Begleitung  oder  unter  amtlichem  Ve> 
schluss  dem  C^nzzoUamt  zu  überweisen 
oder  »anzusagen«.  Darum  dienen  sie  nur 
der  Sicherung  der  Zollerhebung,  sind  aber 
mit  der  Feststellung  der  Zollschuldigkeit 
und  mit  der  Erhebimg  der  Zollgefälle  selbst 
nicht  betraut 

2,  Oesterreich.  Die  oberste  Leitung 
des  Zollwesens  steht  dem  Finanzministerium 
zu,  welches  zugleich  Centralbehörde  und 
dritte  Instanz  ist  Die  Mittelbehörden  in 
zweiter  Instanz  sind  die  FinanzlandesbehCr- 
den  (Finanzlandesdirektionen  und  in  Krön- 
ländern  von  geringerem  Gebietsumfange  die 
Finanzdirektionen)  \md  in  ereter  Instanz  die 
Finanzbezirksbehörden  (Finan  zbczi  rk  sdirek- 
tionen  und  Finanzinspeklorate),  Die  Ver- 
zollungsvorschriften  werden  durch  die  ZoU- 
ämter  ausgeführt  Diese  sind  teils  Korn- 
roerzial Zollämter  an  den  Grenzen  und  als 
Aemter  für  den  täglichen  Verkehr,  teils 
Hauptzollämter  oder  ZolUegstätten  im  Innern. 
Hierzu  kommen  noch  die  ZoUexposiluren, 
welche  zwar  nach  aussen  hin  als  selbstän- 
dige AbfertigTingssteilen,  in  administrativer 
Hinsicht  jedoch  lediglich  als  delegierte  Ge- 
schäftsabteilungen jener  Zollämter  erscheinen, 
denen  sie  System  massig  zugewiesen  und. 
Zur  Kontrolle  der  Zollamtshandlungen  so- 
wie zur  Hilfeleistung  bei  den  Amtshand- 
lungen des  Zollverfahrens  sind  den  Zoll- 
ämtern Finanz  wachorgaue  zugeteilt,  dift 
militärisch  oi^nisiert  sind. 

S.  Frankreich.  An  der  Spitze  der  Zoll- 
verwaltung steht  eine  dem  l^inanzministe- 
rium  imtergeordnete ,  aber  doch  sachlich 
ziemlich  selbständig  gestellte  General- 
direktion der  Zölle,  die  mit  der  Ober- 
leitung der  Verwaltung  betraut  ist  Die 
Mittel behörden  werden  durcli  den  Depar- 
tementaldienst  dargestellt,  welcher  in 
eine  Mehrzahl  von  Direktioosbezirken  zerfällt, 
die  aber  mit  den  Departementsgrenzen  nicht 
zusammenfallen.  Der  Departemeutsdienst 
scheidet  sieh  in  den  Verwaltungs-  und 
Bureaudienst{scrvicesedeiilaire),  welcher 
die  eigentlichen  Zoliamtshandlungvn  vorau- 
nehmen  hat,  die  Abgaben  liquidiert,  erhebt 
und    einkassiert,    und   andererseits  in   den 
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Bewachungs-  oder  Brigadedienst 
(Service  actif),  welcher  die  Hioterzieliungen 
und  den  Schmuggel  zu  hindern,  zu  l>e- 
kflnipfeu  und  festzustellen  hat  Zum  ersteren 
zählen  die  ZoUdirektoren  und  ZolliDspek- 
toreu,  die  Häupteln  nehmer  und  Bureaube- 
amtei),  die  Kontrolleure,  Yerifikatorea  und 
die  Neben-  und  Untereinnehmer,  Der  Bri- 
gadedienst ist  mit  der  ZoUwache  identisch, 
ganz  militärisch  organisiert  und  vird  dem 
aktiven  Heere  zugezahlt.  Derüeberwachungs- 
dienst  der  Inspektoren  ist  teils  ein  sess- 
hafter  (sedentaire)  zur  Kontrolle  des  Bureau- 
peraonals,  teils  eiu  Reisedienst  (divisiooDaire) 
oder  eine    fortlaufende  Beaufsichtigung  des 


der  Zolleinnehmer  und  des  Brigadedienstes. 
Letzterer  zerMlt  gleichfaila  in  einen  sess- 
haften  Dienst  an  den  Landesgrenzen  selbst, 
.in  einen  ambulanten  in  und  an  den  Grenz- 
bezirken,  in  einen  maritimen  auf  der  See 
und  in  der  Eüstenzone  und  endlich  in  einen 
Eskortedienst  zur  Begleitung  zollpflichtiger, 
aber  noch  nicht  verzollter  Waren  nach  dem 
Inneren  des  Landes. 

4  England.  Die  englische  Zollverwal- 
tung ist  gekrönt  durch  das  Generalzoll- 
amt (Commissionere  of  Customs),  die  Central- 
nnd  ausführende  Behörde  für  das  ganze 
Reichsgebiet.  Der  Vorstand  desselben  ist 
ein  Vorsitzender  Kommissar  (Cliairman), 
welchem  ein  Stellvertreter  (Depnty  Chair- 
man)  und  vier  Kommissare  (Commissionere) 
zur  Seite  stehen.  Die  Behörde  ist  eine 
kollegiale  und  unabhängig  von  dem  jewei- 
ligen Parteiwechsel  in  der  Regienmg.  Neben 
dem  Kollegium  stehen  der  Generalzoll- 
einnehmer (Receivers  General),  welchem 
der  Pereeptionsdienst  obliegt,  der  General- 
kontrolleur  (Comptrollor  General)  zur 
Eonirolle  der  täglichen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben, der  Generalinspektor  (Inspector 
General  and  Examiner  and  Comptrollor  of 
Accountß),  der  Sekretär  (Secretary)  und 
der  Sachwalter  (Solicitor).  Die  Mittel- 
behörden werden  gebildet  durch  die  Hafen- 
verwaltung von  London  und  die 
Provinzialzollämter.  Jene  umfasst 
die  Hälfte  der  englischen  ZoUvenvaltung 
überhaupt.  Die  Oberleitung  ist  mit  dem 
General  Zollamt  verbunden.  Der  technische 
Dienst  ist  dagegen  besonderen  Sektionen 
(Offices)  unter  einem  Sektionschef  über- 
tragen. Der  VoUzngsdienst  ist  weitver- 
zweigt Die  Beamten  desselben  zerfaUen 
in  Hafeninspektoren  (Tide  Surveyors),  in 
Hafen-  und  Landwäehter  (Tide  and  Land 
Waltere),  in  Exportkon trolieure  (Searchers), 
in  Lageraufseher,  Schliesser  u.  s.  w.  Neben 
London  hat  noch  Liverpool  ein  Hauptzoll- 
amt, während  sonst  noch  127  Provinzialzoll- 
ämter bestehen,  die  mit  einem  Dirigenten 
(Collector),   einem    Kontrolleur,    mit   einer 


Mehrzahl  von  Inspektoren  und  Bureau- 
beamten ausgestattet  sind.  All  diesen  Be- 
hörden dient  noch  zum  Bewachungsdienst 
die  Kflstenwache,  die  um  die  ganze  Landes- 
grenze eine  Kette  von  Patrouillen  bildet 

Im  Interesse  des  Verkehrs  und  der  Ver- 
waltung pflegen  die  aneinander  grenzenden 
Staaten  ihre  Zollämter  möglichst  nahe  zu- 
sammenzulegen und  sogenannte  binatio- 
nale Zollämter  einzurichten. 

.  3.  Der  verwaltnngstechnische  VoU- 
ZDK  der  Verzollung.  Schon  an  einer 
frimeren  Stelle  l>ei  der  Zollerhebung  (oben  sub 
ni,  3)  ist  in  der  Hauptsache  des  Verfahrens 
bei  Berechnung  (Liquidation)  und  Erhebimg 
der  Zölle  gedacht  worden.  Zu  diesem  Be- 
hüte sind  besondere  Institute  für  die  ZoÜ- 
verwaltung  eingerichtet 

1.  Zolllinie  und  Greuzbezirt  Die 
Zolllinie  oder  Zollgrenze  ist  die 
äussere  I^inie  des  Zollgebiets.  Sie  ist  nicht  not- 
wendig mit  der  Landesgrenze  identisch,  weil 
teils  ZollausBchltlsse  nnd  Zollanschlüsse  (s. 
'  oben  sub  III,  1)  bestehen  und  teils  dieselbe  auf 
dem  Meere  mit  den  völkerrechtlichen  Staats- 
grenzen nicht  zusammenfällt.  Die  Zolllinie 
ist  diejenige  Stelle,  bei  deren  Üeberschrei- 
tung  die  Zollpfhcht  begründet  wird.  Längs 
der  Zollgrenze  nach  innen,  dem  Zoilinland 
zugewendet,  läuft  die  Binnenlinie  (Oester- 
reich :  »innere  Linie«),  welche  einen  Streifen 
Landes  vom  Binnenland  (Oesterreich:  »inneres 
Zollgebiet«)  trennt.  Diesen  Streifen  nennt 
man  den  Orenzbezirk  (rayon  frontiöre). 
Seine  Breite  ist  verechieden;  sie  beträgt  in 
Deutschland  1  bis  2  Meilen,  in  Fraol^ch 
gegen  das  Land  25  Kilometer  nnd  geg«n 
das  Meer  10  Kilometer.  Der  Verkehr  im 
Grenzbezirk  ist  besonderen  Kontrolien  unter- 
worfen. Waren,  bei  welchen  es  nach  den 
Örtlichen  Verhältnissen  zur  Verhütung  der 
heimlichen  Einfuhr  notwendig  erscheint, 
werden  bekannt  gegeben  (Üesteireich :  >koD- 
trollpf lichtige  waren«!.  Sie  unterliegen 
einer  Transportkontrolle.  Mit  Ausnahme 
des  Eisenbahnverkehre  darf  der  Transport 
solcher  Güter  nur  bei  Tage  erfolgen.  Der 
Tran  Sportführer  hat  sich  durch  einen  Legi- 
timationsschein (Fassavant)  amtlich  darüber 
auszuweisen,  dass  er  zum  Transport  der 
bezeichneten  Waren  binnen  einer  bestimmten 
Frist  und  auf  der  vorgeschriebenen  Frist 
befugt  ist.  Bei  den  Transporten  auf  der 
Zollstrasse  (s.  u.)  und  zwar  noch  in  der 
Richtung  von  der  Grenze  nach  der  Zoll- 
stätte ist  der  Legitimationsschein  nicht  er- 
forderlioh,  jedoch  ist  er  notwendig  von  da 
bis  zur  Binnenlinie.  An  die  Stelle  der  Be- 
gleitscheine können  hier  besondere,  für 
diesen  Zweck  ausgestellte  Versendungs- 
scheine treten. 

Von  diesen  erschwerenden  Formalitäten 
sind  gewisse  Produkte   und  Transporte  ge- 


_n»vfvlC 


zolle,  Zollweseu 


setzJich  auBgetiotniDes,  wie  Rohprodukte  dee 
Bodens  uad  derYiehzucht  eines  ioläadischen 
Landwirts  für  den  Verkehr  ianerhalb  des 
Qrenzbezirks,  der  Verkehr  von  Haus  zu 
Haus,  der  Eigenbahotraneport  und  derjenige 
mit  d^r  Post  (bei  diesem  jedoch  mit  ko- 
wissen  Einsdiränkun^n).  Innerhalb  des 
Grenzbezirks  sind  die  Zollbeamten  mit  ■weit- 
gehenden Beftigniseen,  namentlich  auch  mit 
Duj-chsuchiings-,  Haussuchungs-  und  Visita- 
tionsrechten ausgerüstet 

Die  Ueberwachung  im  Grenzbezirk  kann 
zur  weiteren  Verfolguog  too  Zolldefrau- 
dationen  noch  durch  die  Binnenkon- 
trolle  verstärkt  werden.  Sie  besteht  in 
der  Bezettelung  der  eingehenden  Waren 
und  in  einer  obligatori3<£en  Spedalbuch- 
fOhrung  der  Handeltreibenden,  welche  solche 
Güter  erhalten. 

2.  Zollstraesea  und  Zollstatten. 
Zollpflichtige  Waren  und  zollfreie  Güter, 
deren  Verpackung  ihren  Inhalt  nicht  sofort 
erkennen  lAsst,  dürfen  nur  am  Tage  und  nur 
auf  einer  ZoÜstrasse  eingebracht  werden. 
Bei  Einfuhr  zur  See  werden  bestimmte 
Landungsplätze  mit  gleichem  Charakter  be- 
zeichnet. Der  Weg  bis  zum  Zollamt  muss 
auf  der  Zollstrasse  und  zwar  ohne  will- 
kürliche Abweichung,  ohne  wülkOrlichen 
Aufenthalt  und  ohne  willkOrliche  Verände- 
rung der  Ladung  fortgesetzt  werden.  Ein 
Abweichen  von  der  ZoÜstrasse  ist  nur  bei 
dringender  Gefahr  und  höherer  Gewalt  zu- 
ISssig.  In  Deutschland  gelten  als  Zoll- 
gtrassen  alle  Eisenbahnen  gegen  die  Grenze 
des  Zotlauslandes,  die  Häfen  am  Meere  mit 
den  dazu  angewiesenen  Einfahrten  und 
endlich  alle  Land-  und  Wasserstrassen, 
welche  aus  dem  Vereinsausland  in  und 
durch  den  Grenzbezirk  führen,  einen  erheb- 
lichen Warenverkehr  vermitteln  und  als 
solche  ausdrücklich  bezeichnet  sind.  Zoll- 
strassen  sind  in  Oestei-reich  die  dem 
öffentlichen  Verkehr  dienenden  Eisenbahnen, 
die  dem  Verkehr  geöffneten  Häfen  und 
Land ungBS teilen  an  Grenzge wässern  und 
endlich  die  als  Zollstrassen  erklärten  und 
bezeichneten  Strassen. 

An  den  Zollstrassen  sind  Zollstätten 
errichtet,  denen  die  Erledigung  der  zoll- 
amtlichen Handlungen  obliegt.  Sie  sind  je 
nach  den  Bedürfnissen  des  stattfindenden 
Warenverkehrs  mit  verschiedenen  Ab- 
fertigungsbefugnissen ausgestattet.  Jeder 
Warentransi>ort  und  aller  Verkehr  Über- 
haupt, der  sich  auf  der  Zoilstrasse  abspielt, 
muss  die  Zollstätte  passieren,  gelangt  hier 
zur  Kenntnis  der  Zollbehörden  und  ist  danu 
zollamtlicher    Behandlung    zu    unterwerfen. 

'S.  Deklarationen.  Beim  örenzzoU- 
amte,  bei  der  Zollstätte  hat  der  Fracht- 
fOhrer  die  Papiere,  die  seine  Ladung  be- 
treffen,  dem    Zollbeamten    zu    übergeben. 


Dort  hat  er  seine  Waren  anzugeben  ('dekla- 
rieren«). Zu  diesem  Behufe  hat  er  Ober 
seine  Fracht  Deklarationen  vorzuweisen. 
Diese  hat  der  Transportführer  beizubringen. 
Sie  dienen  zur  Sicherstellung  der  Verpflich- 
tungen des  Deklaranten,  zur  Erleichterung 
der  Revision  und  Abfertigung  (s.  uoten 
sub  4)  sowie  als  Mittel  der  Gegen  kon- 
troUe.  An  Stelle  des  Frachtführers  kann 
auch  der  Warenempfänger  fspeciell)  dekla- 
rieren. Der  Deklarant  haftet  für  die  Rich- 
tigkeit seiner  Angaben.  Der  Form  und  dem 
Inhalte  nach  unterscheidet  man  allgemeine 
oder  generelle  und  besondere  oder  specielle 
Dekh^tionen. 

a)  Die  allgemeine  oder  generelle 
Deklaration  bezieht  sich  auf  die  Angabe 
von  Aeusserlichkeiten,  auf  die  allgemeine 
Bezeichnung  der  Gattung  der  Waren,  auf 
die  Verpackungsart,  Zahl  der  Wagen 
u.  dergl.  m.  Sie  ist  in  der  E^J  schriftlich 
abzugeben,  jedoch  genügt  die  mündliehe 
Erklärung  bei  Waren,  deren  Zollschuldig- 
keit 9  Mark  nicht  übersteigt,  sowie  hei 
nicht  zum  Handel  bestimmten  Gegenständen, 
die  Reisende  mit  sich  führen.  Bei  der  Ein- 
fuhr auf  Eisenbahnen  heisst  die  generelle 
Deklaration  Ladeverzeichnis,  bei  der- 
jenigen zur  See  Manifest.  Endlich  ist 
bei  beladenen,  aus  dem  Auslände  kommen- 
den Schiffen  eine  Lukecdeklaratiou, 
d.  h.  Angaben  über  tUe  Räumhchkeiten  des 
Schiffes  u.  a.  m.,  zu  erstellen.  Doch  ist  bei 
periodisch  den  Hafen  anlaufenden  Schiffen 
diese  nicht  jeweils  zu  erneuern. 

b)  Die  besondere  oder  specielle 
Deklaration  hat  die  mehr  individuellen 
Merkmale  der  Waren  aufzuführen.  Hier 
sind  anzugeben :  Menge  und  Gattung  der 
Waren,  und  zwar  nach  Benennung  und  nach 
den  Massstäben  des  Tarifs,  Art  der  ge- 
wünschten Abfertigung  elc  Sind  in  einem 
Colli  Waren  zusammengepackt ,  die  ver- 
schiedenen Zollsätzen  unterliegen,  so  muss 
in  der  speciellen  Deklaration  die  Menge 
einer  jeden  Warengattung  nach  dem  Netto- 
gewichte angegeben  worden.  Mitunter 
werden  auch  noch  anderwoite,  insbesondere 
die  Herkunft  der  Güter  betreffende  Angaben 
verlangt  (Frankreich).  Bei  Zollermässigimgen 
auf  Grund  der  Herkunft  oder  des  Ursprungs 
der  Waten  ist,  vornehmlich  für  europäische 
Erzeugnisse, die  Vorlegung  von  Urs  prungs- 
certifikaten  oder  Ursprungserzeug- 
nissen gefordert.  Dies  ist  namentlich  der 
Fall  im  Verkehr  mit  Ländern,  mit  welchen 
die  Meistbegünstigungsabrede  getroffen  ist 
(Deutschland). 

Die  mit  der  Post  eingehenden  Gegen- 
stände müssen  mit  einer  bereits  im  Aus- 
lande ausgestellten  Inhaltsangabe  versehen 
sein,  und  den  auf  dem  Postweg  in  das 
Ausland  gehenden   Sendungen    smd   eben- 


■'»'^ 


ZOJle,  ZoUweaen 


falls  DeklaratioDeD,  sogenannte  iPostdekla- 
ratloDen«  beizugebeo.  Fflc  die  Ausfuhr 
wird  im  Obr^a  vom  Inland  keine  förm- 
liche Deklaration  verlangt  Doch  ist  bei 
Ausfuhrverboten  und  bei  Verdachtsgründen 
der  Vereender  zu  Angaben  über  verpackte 
Waren  verpflichtet. 

Die  nicnt  rechtzeitige  Abgabe  der  er- 
forderlichen Deklarationen  hat  die  WiriiUDg, 
dass  die  Waren  auf  Kosten  und  Gtefahr  der 
Beteiligten  bis  zur  Erledigung  der  Forma- 
litäten unter  aratüclieD  Gewahrsam  imd 
amtliche  Bewachung  genommen  werden. 
Einzelne  Staaten  (Russland)  erheben  zudem 
einen  ZoUzuschlsg  (10  "In),  wenn  binnen 
einet  gesetzten  Prist  (5  Tage)  die  Forma- 
litfiteu  nicht  erfüllt  sind. 

4.  Revision  und  Abfertigung.  Auf 
die  Deklaration  folgt  die  Revision  oder 
>Beschau<  fOeBterreieh).  Sie  kann  eine 
bloss  generelle  sein  {Oesterreich :  »äussere 
Beschau«)  und  erstreckt  sich  dann  auf  Zahl, 
Zeichen,  Verpackungsart  und  Gewicht  der 
Colli  ohne  deren  Oeffnung,  Oder  sie  ist 
eine  epecielle  (Oeeterreich :  »innere  Be- 
schau«), wobei  die  Colli  geöffnet  werden, 
«m  Gattung  und  Menge  der  Ware  zu  er- 
mitteln. Die  Geschäftsinstniktionen  be- 
sagen dann  das  Nähere  über  die  Art  der 
Ausführung  der  Revisionen.  Bei  speciellen 
Deklarationen  kann  sich  die  Zollbehöi-de 
auch  mit  einer  probeweisen  Revision  (Stich- 
probe) bescheiden,  wenn  diese  die  Ueber- 
einstimmung  mit  der  Deklaration  ei^ebt. 
Bei  den  Ansageposten  unterbleibt  die  Ro- 
Tision. 

Wenn  die  Revision  erledigt  ist,  erfolgt 
die  Abfertigung  oder  zollamtliche  Be- 
handlung. Sie  umfasst  die  Berechnung  oder 
Bemessung  (Liquidation)  der  ZoUschuidig- 
keit  und  ihre  Beaahlung,  worauf  die  zoll- 
freie Ablassung  der  Waren  und  ihr  Ueber- 
eaug  in  den  freien  Verkehr  bewirkt  wird. 
Dies  kann  in  einer  zweifachen  Weise  ge- 
schehen. Wenn  die  Waren  sofort  in  den 
freien  Verkehr  treten  sollen,  so  wird  die 
Zollentrichtung  unmittelbar  bei  den 
Zollstätten  an  der  Zollgrenze  vorgenommen. 
Dies  ist  üblich  beim  Transport  auf  der 
lÄfidstrasse,  in  einfacheren  Verhältoissen 
überhaupt  und  dann  beim  Verkehr  der 
Reisenden.  Es  ist  aber  nicht  die  Regel. 
In  den  meisten  Fällen  ist  die  amtliche  Be- 
handlung an  den  Zollstätten  nur  eine  vor- 
läufige, während  die  end giltige  Abfertigung 
an  einem  Binnenplatze  geschieht.  Die  er- 
mittelte Zollschuldigkeit  wird  vielmehr  an 
ein  anderes  Amt  zur  Auslösung  über- 
wiesen, und  eist  dort  ist  der  Zoll  zu  ent- 
richten. Oder  endlich  es  findet  an  der 
Grenze  Obeihaupt  keine  Zollbemessung 
statt,  sondern  der  ganze  Akt  der  Abfertigung 
und  Ablassung  wird  nach  dem  Innern  ver- 


legt. Dies  geschieht,  wenn  ein  Amt  im 
Innern  zuständig  ist,  die  Waren  auf  Nieder- 
lagen überführt  werden,  oder  endlich  beim 
unmittelbaren  Transitverkehr,  Unterschiede 
des  Verfahrens  sind  dann  begrilndet,  je 
nachdem  die  Einfuhr  auf  Land-  oder  Wasser- 
strassen, auf  Eisenbahnen  oder  zur  See  ge- 
schieht 

Aüt  der  Abfertigung  ist  dann  die  Ver- 
zollung beendigt. 

4.  Anaageverfahren  und  Begleit- 
Bchelne.  Die  Ablassung  von  unverzollten 
Waren  von  dem  Grenzzollamte  auf  ein  zur 
weiteren  zollamtlichen  Abfertigung  legiti- 
miertes Amt  im  Innern  des  ZoHgebiefes 
oder  zur  uumittelbaren  Durchfuhr  kann  ent- 
weder im  Ansageverfahren  oder  diunh  Ab- 
fertigung auf  Begleitschein  geschehen. 

1.  Das  Ansageverfahren.  Die  zoll- 
amtliche Behandhmg,  die  Deklaration  und 
Revision,  wird  hier  im  Innern  vollzogen 
oder  der  Wie<lerausgang  der  eingeführten 
Waren  wird  nur  durch  amtliche  Begleitung 
kontrolliert  Bei  dem  sogenannten  »Ansage- 
posten«  werden  die  betreffenden  Waren 
überaoramen,  die  Ladungsverzeichnisse  ver- 
siegelt und  mit  amtlicher  Begleitung  an  das 
zur  Abfertigung  befugto  Zollamt  im  Innern 
gebracht.  Das  Eintreffen  der  Güter  wird 
diesem  gleichsam  xangesagt«  oder  »ange- 
meldet«. Beim  modernen  Verkehr  hat 
man  im  Interesse  der  A'erkehrsfreihoit  die 
persönliche  Kotoyierung  durch  Grenzauf- 
seher oder  Zollbeamte  durch  amtlichen  Ver- 
schluss der  Waren  ersetzt.  Dies  lässt  sich 
insbesondere  im  Normalfall,  beim  Transport 
auf  Eisenbahnen,  durch  Plombierung  oder 
Versiegelung  der  betreffenden  Öflter- 
waggons  etc.  erreichen.  Für  die  unmittel- 
bare Durchfuhr  durch  das  Zollgebiet  auf 
Flüssen  oder  Eisenbahnen  sind  regelmassig 
besondere  Erleichterungen  gewährt.  Die 
Zollabfertigung  am  Grenzausgangsamt  kann 
sich  daher  in  der  Regel  auf  die  Prüfung 
und  Lösung  des  Verschlusses  sowie  auf  die 
Bescheinigung  des  Ausgangs  über  die  Grenze 
beachräüken.  Die  zum  unmittelbaren  Durch- 
zug auf  den  Eisenbahnen  bestimmten 
Gitter  werden  mit  Begleitzetteln  und  La- 
dungs Verzeichnissen  und  unter  amtlichem 
Verschluss  zur  Dui-ehfuhr  abgefertigt 

2.  Die  Abfertigung  auf  Begleit- 
schein. Hier  findet  dje  Abfertigung  im 
Innern  des  Zollgebiete  statt,  wobei  als  Mittel 
der  zollamtlichen  Behandlung  die  Ladungs- 
verzeichnisse oder  Begleitscheine  (Oester- 
reich :  =Bolleten«,  »Güteranweisungen«) 
dienen.  Diese  Zollpapiere  haben  die  Auf- 
gabe, die  Identität  der  zollpflichtigen  Waren 
fest  zu  kennzeichnen  und  deren  Feststellung 
durch  das  Empfangsamt  zu  ermöglichen. 
Diese  Begleitpapiere  werden  dann  noch 
regelmässig  durch   die   Anlage   eines  amt- 
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liclieD  "VerschlusBes  in  ihrer  WirkBamkeit 
verstärkt.  Bei  der  deutBchen  ZoIIy 
waltung  kommen  die  Begleitscheine  in 
zwei  Formen  vor, 

a)  Begleitscheine  I  oder  die  dem- 
selben gleichgestellte  n  amtlichen  Bezette- 
lungen und  LaduDgsverzeichnisse  haben  den 
Zweck,  den  richtigen  Eingang  der 
"Ware  am  inländischen  Bestimmungsort  oder 
die  "Wiederausfuhr  derselben  zu  sichern. 
Hierbei  findet  keine  vorgängige  Er- 
mittelung der  ZoIlBchuidigkeit 
statt.  Vielmehr  wird  der  Verzollungspro- 
zess  an  das  binoenländische  Zollamt  verlegt 
Bei  Ausstellung  des  Begleitscheins  I  ist  ciao 
»specielle  DeHaration»  (s.  o^  notwendig, 
wogegen  imter  normalen  "v'erhältnissen, 
d.  h.  wenn  keine  Yerdachtsgründe  vorliegen, 
eine  »allgemeine  Revision*  (s.  o.)  ausreicht. 
Der  Begleitscbein  I  muss  ein  genaues  Ver- 
zeichnis der  Waren,  auf  die  er  lautet,  nach 
Massgabe  der  Deklatation  enthalten,  des- 
gleichen die  Zahl  der  Stücke  (Fässer, 
Kisten,  Colli),  deren  Bezeichnung  und  amt- 
lichen Verschluss,  Namen  und  Wohnort  des 
Adressaten  und  der  die  Ausstellimg  bean- 
tragenden Person,  Angabe  des  Ausfertigungs- 
und  Erapfangsamts,  Tag  der  Ausstellung, 
Nummer  des  Begleite  cheinausfertigu  ngsre- 
gisters,  Dauer  seiner  Giltigkeit  u.  s.  w.  Der- 
jenige, welcher  die  Ausstellung  des  Begleite 
Scheins  1  veranlasst  hat,  der  sogenannte 
Extrahent  bezw.  an  seiner  Stelle  der 
(letzte)  Waren-  oder  Tran  Sportführer  ist 
verpflichtet,  die  Waren  in  nnverfinderter 
Gestalt  Ulla  Menge  mit  unverletztem  Ver- 
schluss innerhalb  des  vorgeschriebenen  Zeit- 
raums und  am  angegebenen  Orte  zur  Re- 
vision und  weiteren  Abfertigung  zu  ge- 
steUen.  Er  haftet  für  den  Betrag  des  Ein- 
eangszolles  und  für  den  Betrag  nach  dem 
nöchsten  Erltcbungssatze  des  Tarifs,  wenn 
die  Art  der  Waren  durch  specielle  Revision 
nicht  festgestellt  war  oder  es  sich  um  als 
zollfrei  deklarierte  Waren  handelt.  Diese 
Haftbarkeiten  erlöschen,  wenn  der  Zoll 
durch  Pfand  und  durch  Stellung  eines 
sicheren  Bürgen,  der  sich  als  Selbstschuld- 
ner verpfliclitet  und  den  bflrgscliaftlichen 
Rechtsmitteln  entsagt,  sichei^stelll  ist. 
Sichere  Transportführer  können  von  diesen 
Obligationen  entbunden  werden, 

b)  Begleitschein  II  und  dessen 
Ersatzinstrumentc  dienen  dazu,  die  Erhe- 
bung des  Zollbetrages,  welcher  durcli 
specielle  Revision  an  der  Grenze  ennittolt 
ist,  gegen  SicherheitsbcsteUung  an  ein 
binnenländisches  Zollamt  zu  überweisen. 
Vor  Ausfertigung  des  Begleitscheins  II, 
welcher  indessen  nur  für  Waren  ausgestellt 
wird,  deren  Zoll  Schuldigkeit  15  Mark  über- 
steigt, wird  das  ganze  Zollverfahren  am 
Grenzzollamte  erledigt     Der  Begleitschein 


n  enthält  die  nähere  Bezeichnung  der  Ware, 
Namen  und  Wohnort  des  Adressaten,  den 
Zollbetrag  und   die  Zeit    seiner  Fälligkeit 

sowie  endlich  die  Sicherheit  und  ihre  Art, 
durch  welche  der  Eingang  des  Zollbetiags 
sicher  gestellt  ist.  Der  Begleitschein  II 
wird  sodann  auf  dasjenige  Zollamt  gezogra, 
in  dessen  Bezirk  der  Empfänger  der  Ware 
wohnt  Besondere  Anordnungen  in  betreff 
der  Bemessung  der  Frist  für  den  Transport 
sollen  die  Verwendung  des  Scheines  zu 
missbräuchlicher  Stundung  verhüten. 

Bei  dem  Emplangsamte  wird  dann  die 
eigentliche  Verzollung  vollzogen.  Die  spe- 
cielle Revision  kann  hier  unterbleiben,  wenn 
die  Weilerabfertigung  der  Waren  auf  Be- 
gleitschein I  oder  zur  Niederlage  erfolgt 
oder  wenn  bei  Abfertigiing  zur  "Verzollung 
der  Pflichtige  sich  zur  Zahlung  des  höchsten 
Tarifsalzes  bereit  findet  Bei  der  Ablassung 
zur  unmittelbaren  Ausfuhr  hat  die  Revision 
nur  zu  konstatieren,  ob  keine  vorschrifts- 
widrigen Veränderungen  der  Ladung  statt- 
gefunden haben. 

Zur  Kontrolle  und  zum  Nachweis  der 
Erledigung  der  Begleitscheine  werden  Be- 
gleitscheinausfertigunpsregister 
geführt.  Ein  Begleitscheinregulativ 
trifft  ausführliche  Beatimmungen  über  das 
Verfahren  bei  Ausfertigung  und  Erledigung 
der  Bogleitscheine.  Für  den  Eisenbahn- 
transport sind  besondere  Erleichterungen 
zugelassen.  Die  >  Begleitzettel  i  lauten  hier 
beim  sogenannten  >Begleitzettel verfahrene 
nicht  auf  einzelne  Waren,  sondern  auf  ganze 
Wagenladungen  oder  auf  Teile  von  solchen. 
Insbesondere  sind  die  Eisenbahnen  die 
natürlichen  Vermittler  des  Durchgangsver- 
kehrs. 

5.  Die  Zollstrafen.  Zollkart«lle.  Dem 
Schutze  der  Zollgefälle  dient  nicht  nur  ein 
System  von  positiven  Ordnungen  und  prä- 
ventiven Masaregeln,  sondern  auch  die  re- 
pressive Verfolgung  der  Zuwiderband  tu  ngon 
durch  Zollstrafen,  Die  Strafthaten  sind 
die  Kontrebandc,  die  Defraudationen  und 
die  Ordnungswidrigkeiten.  Unter  Kontre- 
bande  versteht  man  die  Verletzung  von 
Geboten  der  Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhr. 
Defraudation  (Paschen,  Schwärzen, 
Schleichhandel)  ist  die  Hinterziehimg  von 
Zollgefällen  durch  die  Benutzung  solcher 
Wege  welche  die  Zollstätten  vermeiden. 
Zum  Begriffe  der  Eontrehande  und  der  De- 
fraudation ist  die  dolose  Absicht  (dolus) 
notwendig,  und  daher  ist  straffällig,  wer  es 
unlernimmt,  Zölle  zu  hinterziehen  oder  Ein-, 
Aus-  oder  Durchfuhrverbote  zu  verletzen, 
selbst  wenn  die  Zollkasse  noch  nicht  ge- 
schädigt wurde.  Die  Rechtsunkenntnis 
(error  juris)  gilt  dabei  als  kein  strafbefrei- 
ender Grund,  auch  nicht  dem  Ausländer 
gegenüber.    Ebenso  zählen  zu  diesen  Ver- 
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fehlungen  anch  alle  vorbereitende,  nach 
EDtetehuD^  der  Zollpfiicht  im  Inland  vor- 
genommeae  HandluiigeD.  Ordnungs- 
widrig Iceit  es  heissen  eadlictL  alle  (Dicht 
kriminelleQ)  Uebertretungen  des  tlesetzes 
und  der  zu  dessen  Vollzuge  erlassenen  Be- 
stimmungen. Dabei  handelt  es  sich  teils 
um  nicht  dolose  Yerfehlungen,  teils  um 
Verletzungen  von  formellen  Anordnungen; 
bei  letzteren  aber  ohne  RQcksicht  d^uf, 
ob  diese  bewusst  oder  uabewusst,  dolos 
oder  fahrlBssig  begangen  wurden. 

Handel-  und  Gewerbetreibende  sind  für 
ihre  Angestellten,  Oehilfen  Kinder  etc., 
Eisenbahn-  ufld  Dampf  seh  itfeArt^eeellsch^- 
ten  für  ihr  Personal  und  ihre  Bevotlm&ch- 
tigten,  andere  Personen  für  ihre  Eh^atten 
und  Rinder  Bubsidiflr  haftbar.  Ihre 
Vertretungs  Verbindlichkeit  erstreckt  sich 
sowohl  auf  den  vollen  Umfang  der  Zoll- 
schiildigkeit  als  auch  auf  die  Prozcsskosten 
und  Geldstrafen,  zu  deren  Leistung  die  zu 
vertretenden  Peraonen  verurteilt  sind. 

Die  Strafen  bestehen  in  Konfiskation, 
in  Geld-  und  Freiheitsstrafen,  Die  Kon- 
fiskation der  Gegenstände,  in  Bezug  auf 
die  das  Vergehen  verübt  wurde,  tritt  als 
Teilstrafe  tei  Konlrebande  und  Defrau- 
datioti  ein.  Sie  ist  r^ielmSssig  gegen  den 
Eigentümer,  in  erster  Linie  gegen  den 
Thäter,  aber  auch  gegen  den  Anstifter  und  i 
Gehilfen  gerichtet.  Ist  sie  nicht  vollziehbar,  i 
so  ist  der  Wert  der  Gegenstände  zu  er-  j 
setzen  oder  es  tritt  an  ihre  Stelle  eine  | 
höhere  Geldbusse  (Deutschland :  3000  Mark). 
Die  Geldstrafen  bilden  die  Regel  unter 
den  Zollstrafen.  Sie  werden  angewendet  im 
Rückfall  bei  Kontrebande  uud  Defrau- 
dationen sowie  als  Ordnungsstrafen  bei  allen 
Ordnungswidrigkeiten.  Sie  werden  in  einem 
Vielfachen  des  hinterzogenen  Betrages  bei 
der  Defraudation  und  in  einem  mehrfachen 
Betr^e  des  Wertes  des  Gegenstandes  bei 
der  Kontrebande  bemessen.  Bei  sich  wieder- 
holenden Hückfällen  steigert  sich  das  Straf- 
mass, eventuell  kann  auch  auf  eine  Frei- 
heitsstrafe bis  zu  2  Jahren  erkannt  werden. 
Die  Ordnungsstrafen  bestehen  in  abgestuften 
Sätzen  (Deutschland:  Höchstbetrag  150 
Mark,  bei  Verletzung  des  amtlichen  Waren- 
verschlusses  900  Mark).  Freiheits- 
strafen treten  neben  dem  (schon  er- 
wähnten) zweiten  und  späteren  Rückfall 
ein  bei  gemeinschaftlicher  Ausfühning  des 
Schmuggels  durch  drei  oder  mehrere  Per- 
sonen (»Banden schmuggeil),  bei  unter  dem 
Schutz  einer  Versichenmg  geübten  Ver- 
fehlungen,  bei   Führung  von  Waffen   zum 


Widerstand  gegen  die  Grenzaufseher  bei 
Verflbung  von  Defraudationen  und  Kontre- 
banden  u.  deigl.  m.  Ebenso  bilden  die  Frei- 
heitsstrafen den  Ersatz  der  Geldstrafen  im 
Falle  ihrer  Uneinbringlichkeit  (Maximalmass 
2  Jahre),  Für  die  Art  der  Umwandlung 
sind  die  Grundsätze  des  Strafgesetzbuches 
zur  Anwendung  zu  bringen. 

Zur  VereinmchuDg  und  Bescbleunigimg 
des  Strafverfahrens  bei  Kleinigkeiten  (Zoll- 
bagatellprozesse)  ist  in  vielen  Ländern 
an  kürzeres  Verfahren  zulässig,  wenn  die 
Strafsumrae  eiuen  bestimmten  Betrag  nicht 
überschreitet;  z.  B.  in  Preussen  bei  einem 
Werte  des  Konfiskats  und  einer  Strafhöhe 
bis  15  Mark.  Hier  tritt  an  Stelle  der  ord- 
nungs massigen  Entscheidung  die  Submis- 
sion, d.  h.  die  Unterwerfung  des  Beschul- 
digten unter  die  von  der  Verwaltung  fest- 
gesetzte Strafe. 

Da  das  Hohettsrecht  des  Staates  nur  an 
die  Landesgrenzen  reicht,  so  sind  die 
Schmuggler,  sobald  sie  die  Grenzen  des 
Nachbargebietes  überschritten  haben,  der 
Verfolgung  entrückt  Dieser  Erleichterung 
des  Schleichhandels  hat  man  durch  soge- 
nannte Zollkartelle  zu  b^egnen  gesucht. 
Darunter  versteht  man  Slaatsverträge  zwi- 
schen zwei  aneinander  grenzenden  Staaten, 
welche  auf  gegenseitigen  Zollechutz  gerich- 
tet sind  und  durch  Strafgesetz  liehe  Bestim- 
mungen, durch  Gewähi-ung  von  Rechtshilfe 
und  Mitwirkung  in  der  Aufsicht,  durch  Bei- 
hilfe iu  der  Verfolgung  und  durch  das 
Recht  der  Verfolgung  des  Kontravenienten 
in  das  fremde  Gebiet  den  Schleichhandel 
wirksamer  zu  bekämpfen  suchen. 

V.  Statistik  dea  Zollwesens. 

1.  Vergleichnng  der  Ertr&ge  der 
Zölle    in   den    einzelnen    Staaten.     Der 

Ertrag  der  ZOlle  steUt  sich  in  nachfolgen- 
den Ziffern  im  Haushalle  der  wichtigsten 
Staaten  dar  (s.  die  erste  Tabelle  auf  folgen- 
der Seite).  Zur  leichteren  Vera^ieichung  sind 
die  verschiedenen  Valuten  auf  die  deutsche 
ReichswähruDg  reduziert.  Bei  dieser  Ver- 
gleichung  ist  die  Anomalie  in  Betracht  zu 
ziehen,  die  in  den  staatsrechtlichen  Ver- 
hältnissen durch  den  Unterschied  zwischen 
Einheitsstaaten  und  Bundesstaaten  begründet 
ist.  Diese  weisen  in  ihren  Haushmtsetats 
die  Gesamtauf  Wendungen  der  Finanzwirt- 
schaft nicht  vollständig  aus,  da  vcfschiedene 
Staatsauf  gaben  und  Staatszwecke  aus  den 
Mitteln  der  Gliederstaaten  bestritten  werden. 

2,  Die  Ergebnisse  der  deutschen  Zoll- 
verwaltung.   Nach  den  definitiven  Zoll- 


»Google 
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Es  betrugen  1900 — 1901,  nach  der  Höhe  geordnet,  die  ZoUeinDahmea : 
Httnptsnmme     pro  Kopf 


Vereinigt«  Staaten  von  Amerika 

Rnesland 

Dentaches  Reich 


England 470,0" 


der 

Einnahmen 

MJU.  M. 

1374,709 

3866,251 

2396,800 
2833,611 
1381,138 
343,739 

243,405 

34o'9S4 

361,598 

130.369 
163,092 
107,167 
617,383 
80,381 

ilelgien 3i.7'»  36i,797 

Oriechenkind 26,000  89,765 

Ecuador 21,436  27,04° 

Lniembnrg 2,098  9,820 

■)  Nettoeinnahmen;  znr   Tergleicbnng  mit  den  Eanptanmmei 
nicht  geeignet. 

rechnungen   und  voq  1897/1899 
vorläufigen  betnigen: 

Mittlere  ^l^^'^' 


Frankreich 

lUlien 

Hiederl&nde  .  .  . 
Brasilien  .... 
Argentinien    .    .    . 

Canada  

Oeaterreich-Ungam ') 

China 

Mexiko 

Schweden  .... 
Norwegen  .... 

Scfiweii'    - 


356, 

18s,' 
149,806 
139,050 
128,000 
"07,595 
(88,2.7) 
67,588 
60,918 
S4,88o 
41,911 
41,790 


13,88 
S.09 
8,50 

■1,64 
9,*S 
S,«3 
3,32 
9,70 


63.72 
12,40 

%& 
ia,56 
13.13 

57',«3 
48,92 
44^61 

25.84 
46.91 
33,65 


10,6g  a8,97 

«7,8i  79,27 

9,5s  21,26 

der  Oesamteinnahmen 


IBM- 35  33635 
iaS6— 10  26  273 
1841^  28  304 
1846-60  29639 
1851— 6ö  31  286 
1856—60  33  472  ■ 
1861—65  35  293 ' 
1866— 'iO  37  675  ■ 
1871—75  41053' 
Im  Etatajahr 
1876-77 
1877-78 
1878-79 
1879-80 
1880—81 
1881—82 


43  328  Ol 


1883-84 


1894—95 
1895-96 
1896-97 


1899    1900 

1900  (Etat) 

1901  (Etat) 


44685000 
44964000 
45261  000 
45  553000 
45884000 

46685000 

47172000 
48133000 
49  056  000 

49  564  000 

50  106  000 
50584000 
51090000 

51  734000 
52345000 
53  034  000 
53034000 
53034000 
57033000 


ZSlle 
Hill.  M. 
47.544 
59,613 
75,677 
74,053 
71,508 
76,766 
74,591 
76,708 
117,850 


312,499 

379,605 
386,436 
406,455 
J77,9i8 
364.430 
387,654 
415,393 
463,799 

505U39 
494.095 
473,220 

478,978 


pro  Kopf 
der  Be- 

veikernng 
brutto 


Die  beiden  nachiolgendeo  Tabellen  suchen 
von  der  materiellen  Wirkung  der  ZßUe  ein 
übersieh tliches  Bild  zu  geben.  Die  eine 
derselben  (die  Doppeltabelle  auf  S.  987  und 
988)  führt  die  vieriig  finanziell  ^richtigsten 
Waren  mit  Zollertrag  und  Verhältniszahlea 
an,  wahrend  die  andere  (die  zweite  auf  S. 
987)  das  Verhältnis  zwischen  dem  ZoUertrag 
und  dem  Werte  der  eingeführten  Waren  zu 
veranachaulichcn  sucht. 

3.  Die  Zollertrüge  von  1S90— 1900  in 
Oesterreich-Ungarn,  Frankreich,  Eog- 
land,  Italien,  Rnsaland  nnd  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  Die  Zoll- 
eingänge  haben  sich  in  diesen  Ladern  in 
nachfolgender  Weise  entwickelt  (s.  die  zweite 
Tabelle  auf  S.  988) : 

Die  hier  angegebenen  Zahlen  beziehen 
sich  auf  die  Staatshaushaltsroran- 
schläge.  Dagegen  ist  bei  England  und 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  die 
Staatsreennung  zn  Grunde  gelegt.  Die 
Zolleinnahmen  in  Frankreich  sind  abzüglich 
der  Rückvergütungen,  Wiedereretaltungen 
und  Rückzahlungen  zu  verstehen.  Ebenso 
sind   hier  die  ZuckerzClle   nicht  in  Aosatz 

genommen.  Auch  bei  England  sind  die 
QckverpiütungeD  und  Prämien  abgerechnet. 
Die  Veiändeningen  der  Zollertrilge  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zeigen  zu- 
gleich die  Schwingungen  der  Handelspolitik, 
namentlich  auch  die  Wandlungen  der  Schiitz- 
zollbewegung.  Von  1886 — 1890  Bind  in  den 
ZoUziffem  auch  die  Posteinnahmen  untei^ 
bracht,  währeud  sie  von  1892  ab  gesondert 
aufgeführt  werden.  Die  ZollbetrAge  stehen 
jetzt  selbständig.  Die  Zahlen  sind  überall 
Bruttoerträge,  mit  Ausnahme  von  Oesterreich- 
üugam,  wo  die  Nettoerträge  mitgeteilt  sind. 


ZöUe,  ZoIl-wesen 


Zollertrag  (Hill.  M). 


l.  Getreide-  und  Hülsenfrüchte 

i.  Petroleum 

(,  Kaffee-  und  Kaffeesuirogate 

I.  Ban-  nnd  Nntzboli: 

i.  Wein 

!.  Schmalz 

^  BnamwolleDgarn  nnd  Baum woll waren    . 

t.  Fleisch-  nnd  Fleiachestrakt 

).  Südfrüchte 

).  Cacao,  roh 

..  Eidenwaren 

I.  Beia 

I.  Gewilrae 

[.  fioh-  und  Brucheisen 

1.  Wollgarn  und  Wollenwaren 

i.  Seidenwaren  und  Seidenzwim    .    .    .    . 
'.  Fette  und  Oele  (ohne  SpeiaeClo).    .    .    . 

I.  Gesalzene  Hering« 

I.  Mühlentabrikate 

I.  Oelfrllchte 

.  Obat,  Sämereien,  Beeren,  Süd  fruchtschal  c 

!.  Maschinen  nnd  Fahrzeuge 

I.  Thee 

r.  Leder  nnd  Lederwaren 

I.  Rind-  und  Schafvieh 

L  Eier  von  Geflügel 

'.  Holz-  und  Schnitzwaren 

I.  Hflrde 

>.  Thon-  nnd  Glaswaren 

I,  KBae 

.  Leinen  und  Garn  nnd  WareD  daraus 

I.  Butter  und  Margarine 

i.  Cacao,  Chokolade  etc 

:.  Weinbeeren,  frische 

I.  Droguen  und  Farben 

>.  Austern  nnd  Schaltiere 

I.  Speisefle 

I.  Schweine  und  Spanferkel 

I.  Hopfen 

Ertrag  der  ZSUe  ii 


5,785 
5,040 
4,487 


9.458 
8,413 
7,85' 
SM' 


3,838 
3,725 
3,531 
3,344 
3,388 
3,155 
z,Sz9 


67I60S 

61,564 
18,884 
16,095 
■3,334 
8,936 
13,519 


5,693 
3,993 
5,693 
4,641 
4,374 
3,097 
3,079 
3,93* 


131,557 
70,913 
64,S°3 
19,833 
17,807 
12,54° 
3,804 
8,459 
7,149 
6,573 
7,354 
S.36S 
4,165 
7,408 


3,045 

3.197 
3,640 
3.350 
3,716 


0,765 
3,38a 
0,343 
0,389 


1889 

3101,914 

360,276 

17,14 

2367,024 

395,411 

'7,44 

2390,390 

394,017 

17,20 

2217,900 

356,3=7 

Ib,B2 

IKM 

2160,187 

390,254 

i8,oT 

3177.493 

409,126 

iwm 

.9;8. 

ia,öo 

2853,988 

515,336  18,10 

IHSW 

2961,107 

531,113 

i7,6o| 

■430,351 
1301,195 
1390,393 
1500,497 
1686,320 

:  594,344 

.645,119 


'ih 

BohstofTe  fOr 
Industriezwecke 

Fabrikate 

<? 

Wert 

1? 

Wert; 

h 

% 

der 

Zoll- 

■rs 

der 

ZoU- 

■-< 

^g 

ertrag 

ertrag 

Ii 

fi"- 

l^i 

163,989 

31,43 

180,053 

17,853 

9,93  690,1791  78,434 

11,16 

18,13; 

9,94 '692,390    82,61: 

396,795 

I9i75 

159,901 

15,282,9,56,627,466    81,94c 

13,06 

294,335 

19.3«' '68,9.: 

.4,980  8,87,591,6871    83,68c 

14.14 

254.135 

19,13  169.937 

14,8^* 

14,10 

289,411 

20,23   144,21; 

13,02? 

9,03  585,619,  87,814 

15,00 

I9,41C 

339i9ii 

34,44  303,98? 

22.946 

7,55    641,987 

100.107 

15.59 

341,163 

32,74  390,555 

37,39g 

7,02 

662472 

106,335 

16,05 

372.477 

22,10  466,542 

29,962 

6,40 

701,126 

16, 10 

355,836 

32,30,513.243 

34,081 

6,10 

790,208 

116,209 

'4,70 

364,764 

22,20 

481,859 

36,316 

7,50 

834,339 

130,033 

14,40 

_n»vfvlC 


Zolle,  ZoUweeeQ 


1884  1 1B92  [  1897  1 1899   1900 


1684   1892  ;  1897  1899    190O 


6.  Wein 

6.  Schmalz 

7.  Baomwollgsm  nud  Banmwoll- 


Fleisch  und  Fkischextrakt  . 

Südfrüchte 

CiKao,  roh        

Eisenwaren 

Gewürze 

Roh-  nnd  Bmcheiiieu  .    .    . 
Wollgarn  nnd  Wollwaren    . 
Seiden  waren  nnd  Seidenzwirn 
Fette  nnd  Oele,  ohne  SpeiseUli 
Gesalzene  Heringe  .    .    . 
Mühlenfabrikate  .... 

OelfrUchte 

Obst,  Sämereien,  Beeren,   I 

fruchte 

Hsschinen  und  Fahrzenge 

Thee 

Leder  nnd  Lederwaren 
Riad-  nnd  SchafrJeh    .    . 
Eier  von  Geflügel    .    .    . 
Holz-  nnd  Schnittwaren  . 

Pferde 

Thon-  nud  Glaswaren .    . 

KäBB 

Leinen,  Garn  nnd  Waren 


31. 


32.  Batter  Dud  Hargarine     . 

33.  Cftctto,  Chokolade     .    .    . 

34.  Weinbeeren,  Mache      .    . 
36.  Drognen  und  Farhen  .    . 

36.  Anstem  nnd  Schaltiere    . 

37.  Honig 

38.  Speiseöle 

39.  Schweine  und  Spanferkel 

40.  Hopfen 


OS 

■,f> 

ä,3» 

00 

1,01 

',1?. 

■M 

u,'w 

341 

M 

0,28 

0,39 

'9 

o,aa 

u,^ 

,, 

0,17 

0,16 

lo 

0.15 

o^a 

0,09 '  0,09 
0,07  ;  0,07 


o,oä     0,06  '  0,07  I  0,04 


0,0s     0,05  I  0,05  i  0,05 


.  Oea 

terreich-Ungarn. 

2.  Frankreich. 

ä.  England. 

334,396  Hill.  Frcs. 

1890 

ao.4240  Mill.  Kd.  St. 

iii\m 

84,566     „       „ 

1892 

450,141     „         „ 

1892 

19.7360    „       „     , 

98,094     „ 

1895 

465.655     »         „ 

1896 

1H98 

105,040     „ 

1898 

46^,845  "    : 

18i)8 

21,7980     „       „     „ 

1899 

1899 

30,8500     „       „     „ 

"5,55°     B       „ 

445,148     „ 

1900 

33,8000     „       „     , 

i.    Italien. 

5.  Bnealand. 

6.   Ve 

einigte  Staaten- 

1890 

276,000  Hill.  L. 

1890 

121,474  Mill.  Babel. 

1890 

329,668  HiU.  Doli. 

1892 

1892 

1 10,900     „          „ 

335,000     „      „ 

148,0*9     „ 

131,818     „ 

ItflIH 

1898 

169,260     „ 

1896 

240,000     „      „ 

1899 

196,600     „          „ 

1897 

149.575         B 

1900 

332.000     ,.      ., 

19U0 

ai  7,875     r 

1899 

306,128         „               „ 

Litteratnr:  Bau,  Fiaomwüiemehafi,  ü  443  bU 
iGl,  H,  S45 — S74.  —  Stein,  Finamvitienfehofl, ' 
Bd.  II  2,    S.   372—407.   —   Schaffte,    Sleucr-  [ 


Politik.  Tübingen  ISSO.  S.  36^.  —  Derselbr. 
lUe  Slniern,  Üd.  II  (H.  n.  L.  der  Staabnt. 
211,  S),   Leipzig  IS97.   —   Jtosch^r,    Sytt.  IT, 
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i§  98—lOS,  S.  401^435.  —  Vooke,  Pintaa- 
viumtchaft,  (H.  u.  L.  der  SUuMa.  III,  I).  — 
Cohn,  Finaniuiiiientchaft,  StuUgart  1389,  S. 
49S.  —  meehe,  (ZctUr),  Schönberg  III,  1,  S. 
607.  —  Eheberg,  FimLniwrineiischaJt,  5.  Aufl., 
Leipzig  1898,  S.  139—306.  —  v.  AufaeeM- 
Wie*ln0«p,  DU  ZSIU  und  Steuern  da  deut- 
lehtn  Sticlii,  5.  Aufl.,  Miinehen  und  Leiptig 
1900.  —  Beutner,  Dit  ZolUorife  der  wicktig- 
Men  Ländtr    dtr  Erde,    I.    u.  //.  Bd.,    188^184. 

—  HavenMtetn,  Die  ZollgeteUgefntng  det  d^ut- 
Kfien  Seieht,  Berlin  139!.  —  Mock,  Abgaben 
und  Sehulden,  StuUgart  1363.  —  SehEUeruvln, 
Die  Öiierreiekitch.i'ngaritchen  ZoUgeteUe,  Wita 
189S.  —  Eggtaver,  Die  (Stttrreichisch-unga- 
ritcht)  ZoU-  und  Staatimonopolordnung,  Wien 
IS9S.  —  Xeroy-Beaulteu,  TyaiU  de  ta  leience 
de»  finaneet  t.  I,  p.  S?t—6S1.  —  Pabon, 
Traue  d£t  inftacUom  du  contenlieui  et  du  ta. 
rij  da  douanet,  Parit  1893  (Kommentar  dea 
ZolUarifi).  —  Hall,  Hiiiory  of  tke  Cuitom- 
üevenue  in  England,  London  1892.  —  Lehr, 
Art.  Zölle  im  Handw.  d.  StaaUm.,  I.  Anfl.,Sd.  VI, 
S.  8S7—859.  —  Heekel,  Art.  Zölle,  Zoll- 
Veten    im  W.  d.   V.   W.  Bd.  II,    8.  938—39. 

—  V.  Aufeee«,  Art.  Zollverwaltung  in 
HoUiendorfft  HeftiUlexiion.  —  TraffneT-,  Art. 
Zölle  in  St.W.B.  von  BlunUehli   und  Brater. 

—  V.  Mayr,  Art.  Zölle  ia  Slengelt  W.  d.  D. 
V.  R.  —  niz,  AH.  Zollrtcbt  im  üetterr. 
Staat^äkon.  —  EndlUb  tgl.  die  ArU.  Dowane» 
in  Blockt  Dietionnaire  de  l'Admintttralion  fron- 
faite  »nd  in  Saye  Dietionnaire  de  Fiaaneee  mit 
den  Ifebenartt.;  Enlrepotl  und  TrantiU- 
Kär  die  getehiehäiche  Entvrickeiung  und  den 
SeehUtland  in  England  und  tyankreiek: 
Waoner,  Fin.  III.  nebtt  ErgänmngtbändeJien. 
ZaUreicbe  Eintelau^iihrungen ,  Äufiälie  nnd 
Materiiüien  finden  tick  in  Sekam'  »Finani' 
arehivn,  im  -iDeHtteben  HandeUarfhii'«  (BerlinJ, 
im  nZollkompamt  (Wien)  und  endlich  in  den 
(nnperiodi»chen)  VeröffenÜiehiingen  der  ninter- 
nationalen  Vereinigung  lur  Veröffentlifhung  von 
Zolltarifen  in  Brä4sel«,  vielclie  durch  eine  iwi- 
tehen  Sä  Staaten  abgeteklottenx  Uebereinkunft  am 
S.  VII.  1890  begründet  wurde.  Dai  ton  ihr 
herautgegebtne,  in  5  Sprachen  ertcheinende  Bul- 
letin international  det  Douanei  hat  bii  1901  40 
Bände  publiziert. 

Max  von  Heekel. 


Zollverein. 

1.  Bestrebangen  früherer  Zeiten.  2.  Das 
Zaügesetz  von  lÜlS.  3.  Die  süddeutsche  Agita- 
tion für  eine  dcutäche  Mandel aein hei t.  4.  Die 
ZoUaDBchlnssTerträge.  5.  Die  dtei  Kriaea  des 
Z.  ß.  Die  Organisation  nnd  Tarifpolitik  des 
Z.    7.  Schlags. 

1.  Bestrebungen  fr&herer  Zeiten.  Das 
mittelalterliche  Deutschland  stollle  kein  ein- 
heitliche»  Zollgebiet  dar.  Es  war  der  Künigs- 
gewalt  nicht  gelungen,  <lem  auf  rOmitich- 
rechtlLcher  Grundlage  aufgebauten  Recht 
eines  kjuserUchen  OberzoUregals  seit  den 
ereten   Jahrzehnten    des    12.    Jahrhunderts 


allenthalben  zu  nubestrittener  Anerkennung 
zu  verhelfen  und  dadurch  einer  Centiali- 
sation  des  deutschen  Zollwesens  die  Pfade 
zu  ebnen.  Eine  solche  Möglichkeit  war  toII- 
SlÄndig  in  unabsehbare  Feme  gerückt,  seit- 
dem, entsprungen  aus  einem  Aggregat  giite- 
herrlicher  und  wahrer  Amtsreehte,  das  In- 
stitut der  Landeshoheit  sich  aus  der  Zer- 
setzung des  karolingischen  Staates  heraus 
entwickelt  hatte  und  in  den  staatlichen 
Territorien  des  ausgehenden  Mittelalters  die 

rolitische  Gewalt  entsprechend  dem  Vorgeben 
es  Königtums  in  der  Form  des  Frivatrechts 
ausübte.  Die  Zölle  waren  aus  einei-  Ver- 
kehtsstütze,  wie  sie  die  altgennanische 
Rechtsansohauung  auffasate,  landesherrliche 
Fiuanzquelle  geworden. 

Erst  in  der  Beformationszeit  taudit«  der 
Gedanke  auf,  das  Reich  zu  einem  einheit- 
lichen Zollgebiet  umzuwandelu.  Im  Schosse 
des  Heicharegimeutes  erwachsen,  gewann  er 
auf  dem  Nürnberger  Reichstage  des  Jahres 
1522/23  greifbare  Gestalt.  Das  Reich  sollte 
von  einer  Zollgrenze  umschlossen  werden, 
woselbst  ein  Zoll  von  allen  Export-  und 
Importartikeln  in  der  Höhe  von  4''/o  des 
Einkaufspreises  der  Waren  gezahlt  werden 
sollte.  Dabei  wollte  man  aber  eine  Aus- 
nahme insofern  zulassen,  als  die  unbedingt 
notwendigen  Lebensbedürfnisse  (Getreide, 
Leder,  Wein  und  Bier,  Zug-  und  Schlacht- 
vieh) unbesteuert  bleiben  durften  (Ordnung 
ains  gemainen  Reichs  Zolls  jn  Ratsdüag  ver- 
fast    Fi-ankfurter  Reichstagsakten,  Bd.  38). 

Diese  centralistische  Massregel,  eine  ge- 
wisse Parteinahme  zu  Gunsten  der  kleineren 
Wirtschaften  und  der  Reichsritterschaft  gegen 
das  stMtische  Grosskapital  daistelleod,  schei- 
terte am  Widei'staude  der  Städte.  Dieselben 
Kreise,  ans  deren  Mitte  einst  der  rheinische 
Bund  1254  hervoi^gangen  war,  wussten 
jetzt  Karl  V.  zur  Zuracknahme  seiner  be- 
reits gewährten  Zustimmung  zu  bewegen. 
Die  Schaffung  eines  einheitlichen  Zoll- 
gebietes aus  dem  Deutschen  Reiche  war 
zum  zweiten  Male  misslungen.  Erst  in 
unserem  Jahrhundert  hat  Preussen  das 
schwierige  Werk  unternommen  und  zur 
Durcliführung  gebracht, 

2.  Das  ZoUgeBetz  von  1818.  Seit  dem 
Jahre  1816  verfolgte  die  preussische  Re- 
giening  das  Ziel,  nach  der  Erschütterung 
des  Staatshaushaltes  zugleich  dio  Auswüchse 
des  alten  Accisewesens  zn  beseitigen  und 
eine  Einheitlichkeit  der  Tarifierung  in  den 
allen  und  neuen  Provinzen  herzustellen. 
König  Friedrich  Wilhelm  III.  erteilte  am 
1.  August  1817  ohne  RQcksicht  auf  die 
OpjMsition  kaufmännischer  Sacliverständiger, 
erfüllt  von  dem  nachwirkenden  Geiste  der 
Stein- Hardenbe lachen  Epoche,  die  Geneh- 
migung, das  »Princip  der-  freien  Einfuhr 
fitr   alle    Zukunfti    im   Auge    zu    behalten. 
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Am  26.  Mai  1S18  kam  dann  das  vom  General- 
steuei-direktor  Earl  Oeoi^  Maassen  verfaBSte 
Deue  Gresetz  zu  stände,  »über  den  Zoll  und 
die  VerbrauchBsteuer  von  ausläadischen 
Waren  und  über  den  Verkehr  zwischen  den 
Provinzen  des  Staates«.  Die  Einfachheit 
lind  die  Uebersichtlichieit  des  Tarifs, 
sie  durch  die  Erhebung  der  Zölle  nach 
Gewicht,  oieht  dem  abgeBtuften  Wert  der 
Waren  erreicht  wurde,  ermöglichte  die 
Eontrolle  der  1073  Ueilen  langen  ZoUlinie, 
die  geringe  Abgabe  von  10  °/o  der  Manu- 
feikturwaren  einen  Schutz  der  einheimischen 
G«werbsamkeit,  ein  FinaazzoU  von  20%  für 
die  Kolonialwaren  die  wirksame  Besteue- 
rung dieser  Produkte.  Minder  wichtige  Roh- 
stoffe unterl^en  keinem  Ausfuhrzoll,  unter- 
sagt blieb  der  Import  von  Spielkarten  und 
Salz,  beim  Tranaitverkehr  wurde  nur  der 
sllgemeine  Eingangszoll  (zumeist  Vi  Thaler 
pro  Centoer)  und  der  etwaige  Ausfuhrzoll 
erhoben.  Eine  Erwiderung  von  Zollerleichte- 
ruQgen,  deren  sich  preussische  Unterthanen 
in  anderen  Ländern  zu  erfreuen  hätten, 
■wurde  iu  Aussicht  gestellt:  das  Princip  der 
Gegenseitigkeit  war  von  vorn  herein  zum 
Eckstein  des  Baues  einer  Hand  eis  vertrags- 
politik  gemacht. 

Zu  Neujahr  1819  trat  das  Gesetz  in 
Kraft,  welches  in  kurzer  Zeit  einen  Auf- 
schwung einzelner  westlicher  Industrie- 
städte, eine  Erhöhung  des  Umsatzes  aue- 
lindischer  Waren  auf  preussischen  Märkten, 
eine  Steigerung  gewisser  Zweige  der  Kon- 
sumtion unzweifdhaft  zur  Folge  gehabt  hat. 
Der  Zollabschluss  Preussens  gegen  die 
übrigen  deutschen  Staaten  musste  natur- 
gemäss  in  diesen  den  Wunsch  einheitlicher 
Begelimg  des  deutschen  Zollwesens  immer 
lebhafter  entfachen,  die  übergrosse  Belastung 
des  Durchfuhrhandels  aber  einen  heilsamen 
Einfluss  auf  die  AngHedemng  der  deutschen 
Kleinstaaten  an  die  preussische  Handels- 
politik zsir  Geltung  bnngen. 

8.  Die  aüddentsche  Ägit&tion  ffir 
eine  dentäche  Handelseinheit  Die  ein- 
heitliche Ordnung  des  gesamten  deutschen 
Zollwesens  verfocht  der  geistvolle  Schwabe 
Friedlich  Ijist,  der  zwar  als  Gegner  der 
antinalionalen  Richtung  der  Adam  Smith- 
schen  Schule,  aber  doch  als  Anhänger  der 
imbedingten  Handelsfreiheit  im  Innern  des 
Vaterlandes  auftrat.  Er  stiftete  am  14.  April 
1819  den  Verein  de\itscher  ^ittel-  und  süd- 
deutscher) Kaufleute  und  Fabrikanten  und 
richtete  in  dessen  Namen  an  den  Bundestag 
eine  Eingabe,  worin  eine  Abscliaffung  aUcr 
Binnenmauten  imd  der  Erlass  eines  deuU 
sehen  Zollgosetzes  erfleht  wurden.  Durch 
den  Bnndestagsgesandfen  v.  Härtens  abge- 
wiesen, entfesselte  er  an  deutschen  Höfen 
imd  namentlich  in  Wien  eine  grossartige 
Agitation,    nicht   immer   klar   und   durch- 


sichtig, aber  doch  stets  zu  Gunsten  eines 
Bundeazollsysteme  im  Widerspruch  g^en 
die  preussische  Handelspolitik. 

Im  Grunde  voa  gleichen  Gesichtspunkten 
aus  für  Ausgestaltung  einer  vom  Bundes- 
tage abhängigen  Zollverwaltung  verfasste  der 
klar  denkende  Badenser  Nebenius  im  Jahre 
1819  seine  berühmte  Denkschrift,  die  den 
Mitghedem  des  badischen  Landtags  und  der 
Wiener  Ministerkonferenz  vorcelegt  wurde 
und  den  Grundsatz  vertrat;  «Kein  deutscher 
Staat,  Oesterreich  ausgenommen,  vermag 
sein  Gebiet  gegen  überwiegende  fremde 
Konkurrenz  wirksam  zu  scuiützen.i  Die 
praktischen  Vorschlage  der  Denkschrift  (die 
freihändlerischen  Grundzüge  des  Zolltarifs, 
der  Vorschlag  einer  Verteilung  der  ZoU- 
einnahmen  nach  der  Kopfzahl  der  Bevölke- 
rung, die  Möglichkeit  einer  Zollgemeinschaft 
nur  im  Zusammenhang  mit  gleicbg^irteter 
Besteuerung  des  inneren  Konsums)  sind  im 
wesentlichen  die  gleichen,  wie  sie  bei  der 
Organisation  des  Zollvereins  befolgt  worden 
sind,  wenn  auch  auf  dessen  Entwickelnng 
die  Denkschrift  ohne  jeden  erkennbaren 
Einfluss  geblieben  ist 

4.  Die  ZollanschlossTertrSge.  Der 
Grundgedanke  der  Nebeni naschen  Denk- 
schrift war  bereits  vor  deren  Bekanntwerden 
in  einer  eisten  Massregel  zu  Gunsten  der 
deutschen  Handelseinheit  in  VerwirkUcfanng 
getreten. 

Entsprechend  seinem  Bestreben,  die  von 
seinem  Gebiet  ciugesclilossenen  Eoklavoi 
der  übrigen  deutschen  Staaten  mit  seinem 
Zollgebiet  zu  vereinigen,  hatte  Freussen  am 
25.  Oktober  1819  mit  Sehwarzburg-Sonders- 
hausen  den  ersten  Zollanschluss  vertrag  ver- 
einbart, nach  welchem  diesem  Staate  ein 
der  Kopfzahl  seiner  Bevälkerung  entsprecheo- 
der  Anteil  am  Reinertrag  der  Zölle  zuge- 
standen wurde. 

Aber  fast  ein  Jahrzehnt  verging,  ehe 
weitere  Schritte  auf  diesem  Wege  erfolgen 
konnten:  ein  Jahrzehnt,  erfüllt  von  An- 
griffen der  nichtprenssischeu  Publizistik,  von 
heimlichen  Machinationen  des  Wiener  Ka- 
binetts und  den  Klagen  der  eine  Mediati- 
öiernng  fürchtenden  deutschen  Kleinstaaten. 

Nach  Anregimg  eines  >Bundes-L>ouaaen- 
^'Stcmso  auf  dem  Karlsbader  Kongresse 
durch  den  badischen  Minister  Berstett  ver- 
stand sich  Mettemich  freilich  dazu,  die 
Zollfragc  den  Beratungen  der  Wiener  Mi- 
nistorkonferenzen zu  unterbreiten.  Das  an- 
geblich im  Widerspruch  mit  Art  19  der 
Dundesakte  stehende  preussische  Zollgesetz 
wurde  daselbst  unter  allseitiger  Entrüstung 
aufs  massloseste  angegriffen,  eme Vereinigung 
von  Kleinstaaten  des  Südens  und  Westens 
in  Darmstadt  fasste  kurze  Zeit  danach  den 
BeschlusB,  ihrerseits  die  Bildung  eines  Zoll- 
bundea  in  die  Hand  zu  nehmen,  den  Teufel 
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durch  Beelzebub  auszutreiben.  Aber  nichts 
Prattisches  wurde  erreicht,  wie  auch  bei 
der  Mannigfaltigkeit  der  Vorschläge  und 
Oegens&tze  TOrauszugehen  war.  Anhalt 
pflegte  einen  ausgiebigen  Schmu^elhandel 
und  wusste  der  pteusBischen  Staatskasse 
dadurch  jährlich  mehr  als  eine  halbe  Milliou 
Thaler  vorzuenthalten.  Während  Württem- 
berg nach  Einführung  eines  neuen  Zoll- 
gesetzes  am  28.  Juli  1824  mit  den  hohen- 
zoUernschen  Pilretentflmem  einen  Zolher- 
trag  abschioss,  beendigte  Baden  am  10.  Sep- 
tember des  gleichen  Jahres  den  Zollkrieg 
mit  Hessen  durch  einen  ZoUvertrag,  dem 
freilich  keine  lange  Dauer  beschieden  war. 
Auf  Verhandlungen  zwischen  Bayern  und 
Württemberg  Aber  einen  süddeutschen  Zoll- 
verein antworteten  Baden  und  Heseen-Darm- 
stadt  mit  dem  Heidelberger  Protokoll  vom 
19.  November  1Ö24,  worin  eine  Gemeinsam- 
keit der  Aktion  seitens  der  Kontrahenten 
and  eine  Selbständigkeit  der  einzelstaat- 
llchen  Zollverwaltung  vereinbart  wurden.  Die 
im  Februar  des  nächsten  Jahres  eröffneten 
Stuttgarter  Konferenzen  acheiterten  wie  die 
Darmstfidter  Verhandlungen.  Allein  die 
Aufnahme  abgebrochener  Verhandlungen 
führte  in  langwierigem  Gange  erst  zu  einem 
Präiiminarvertr^  (12.  April  1827),  dann  am 
18.  Januar  1828  zu  einem  festen  Zollverein 
zwischen  Bayern  imd  Württemberg,  auch 
hier  auf  der  Grundlage  gleichen  Stimm- 
rechtes und  selbständiger  Zollverwaltung  der 
Verbündeten. 

Diesen  Ereignissen  gegenüber  in  eigener 
Schwäche  der  Isolierung  und  dem  Druck 
seines  Mautwesens  preisgegeben .  suchte 
'  Hessen-Darmstadt  Zuflucht  und  Rettung  bei 
Preussen:  am  14.  Februar  1828  fand  es 
Aufnahme  in  dem  preussischen  Zollsystem. 
In  dem  Vertrage  K&m  der  Grundsatz  zur 
Anwendung,  dass  in  jedem  Lande  die  Zoll- 
verwaltung völlig  selbständig^  jedoch  gleich- 
massig  nach  preussischem  Vorbild  geführt 
werden  und  eme  Verteilung  der  Zollerträge 
nach  Massgabe  der  Bevülkemngsziffer  be- 
wirkt werden  sollte.  Die  Dauer  des  Ver- 
trags wurde  bis  zum  31.  Dezember  1834 
ausgedehnt,  mit  einer  Verlängerung  nui 
weitere  sechs  Jahre  im  Falle  der  Nicht- 
kündignng.  Die  Verfassung  des  deutschen 
Zollvereins  war  durch  diese  Festsetzungen 
normiert ;  sie  »verhalten  sich  zu  den  späteren 
Zollvereins  vertragen  genau  so,  wie  die  Ver- 
fassung des  noiddeutschen  Bundes  zu  der 
heutigen  Reiehsverfassung  sieh  verhält« 
(v.  Treitschke). 

Die  gegen  den  süddeutschen  Ver^ 
ein  genchtete  Tendenz  dieses  Bundes  rief 
die  Erbitterung  König  Ludwigs  von  Bayern 
hervor.  Auch  Nassaus  Beitritt  war  nicht  zu 
bewirken,  wahrend  Dessau  und  Köthen  unter 
dem  Drucke  der  preussischen  Macht  dem 


preussisch-darm städtischen  ZoU verbände  bei- 
traten, dem  nunmehr  ausser  Schwarzburg- 
Sondershausen  auch  noch  Rudolstadt,  Bem- 
burg  und  einige  weimarische  Aemter  ange- 
hörten. 

Zu  gleicher  Zeit  drohte  der  preus^schen 
Handelspolitik  eiue  neue  Gefahr.  Am  24. 
September  1828  konstituierte  sich  in  Caesel 
der  mitteldeutsche  Handelsverein, 
gebildet  von  Sachsen,  Kurhessen,  Braun- 
schweig,  Oldenburg,  den  thüringischen 
Staaten,  Hannover,  Bremen  und  der  freien 
Stadt  Frankfurt  a.  M,  und  bestimmt,  den 
preussischen  Durchfuhrhandel  zu  vernichten. 

Da  reifte  in  Motz'  feimgem  Geiste  der 
kühne  Plan,  über  den  mitteldeutschen  Haa- 
delsverein  hinweg  den  nordischen  Zolibuud 
mit  dem  süddeutschen  zu  vereinigen.  Dem 
vorurteilsfreien  Stuttgarter  Buchhändler  Frei- 
herrn von  Cotta  gebührt  das  Verdienst,  die 
Pfade  geebnet  zu  haben,  so  dass  sich  am 
27.  Mai  1829  der  Abschluss  eines  Handels- 
vertrags zwischen  dem  preussisch-hessischen 
und  dem  süddeutschen  Verein  durchsetzen 
Hess.  Beide  Bünde  garantierten  einander 
gegenseitige  Zollfreiheit  bis  zum  Jahre  1841  für 
alle  Produkte  des  Innenlandes,  für  einzelne 
Fabrikwaren  eine  Zollermässigung  um  SS"/« 
und  eine  allmähliche  Anpassung  der  beider- 
seitieen  Zollsysteme.  Indem  ea  dann  weiter- 
hin Motz  gelang,  mit  Meiningen  und  Gotha 
am  3.  Juli  1829  Vereinbarungen  Ober  den 
Bau  neuer,  dem  Transitverkehr  freigegebener 
Strassen  von  Langensalza  über  Gotha  nach 
Zella  und  weiter  über  Meiningen  nach  Würz- 
burg und  über  Suhl,  Hildbui^hausen,  Lich- 
tenfels  nach  Bamberg  zu  stände  zu  bringen, 
erlangte  der  preussisch-hayerische  Präbmi- 
narvertrag  erat  praktische  Bedeutung,  das 
Schicksal  des  mitteldeutschen  Vereins  war 
besiegelt  Da  war  es  denn  nur  eine  not- 
wendige Folge  dieser  Ereignisse,  als  Kur- 
hessen am  25.  August  1831  dem  nördlichen 
Verbände  beitrat  »ind  dadurch  wieder  Vor^ 
teile  aus  dem  Durciiziigshandel  zu  ziehen 
begann,  der  sich  vordem  der  neuen  thü- 
ringischen Strasse  zugewandt  hatte.  Das 
eine  Ziel  praktischer  Politik  in  Preussen 
war  erreicht ,  die  Zersetzung  des  mittel- 
deutschen Vereins,  Nun  galt  es  noch,  die 
im  Provisorium  von  1829  garantierte  An- 
passung der  süddeutschen  und  preussischen 
Zollsysteme  zur  endgiltigen  Vereinigung  zu 
führen. 

Die  hauptsächlichsten  Schwierigkeiten 
bereitete  diesem  Unternehmen  Baden.  Alte 
Öebietsstreitigkeiten  mit  Bayern,  die  es 
schon  1824  als  Antwort  auf  die  Unterhand- 
lungen zwischen  Wtirtteraborg  und  Bayern 
zur  Unterzeichnung  des  Heidelberger  Proto- 
kolles  bestimmt  hatten,  begründeten  eine 
Stimmung  im  Lande,  die  in  dem  Beschlusa 
der    badischen   Kammern   ihren    Ausdruck 


jgle 


fand,  den  Eintritt  Badens  nur  in  einen 

samtdeutschen  Verein  gut  zu  heissen.  Aber 
man  hatte  aus  den  Oesdiicken  d^  mittel- 
deutschen Yereins  gelernt  den  hartnäckigeD 
Gegner  einfach  zu  umgenen.  Der  Antrag 
auf  vöUige  Vereinigung  lief  im  DcKember 
1831  von  Seiten  der  bayerischen  und  württem- 
bergisuhen  Königskronen  ein ;  möglicherweise 
trugen  die  EreignisBe  der  französischen  Juli- 
revolution »ucii  ■wesentlich  dazu  bei,  die 
Union  istischen  Tendenzen  bei  den  stldlichen 
Staaten  zu  fördern.  Allerdings  noch  manche 
ungeahnte  Hemmnisse  türmten  sich  empor, 
die  Verhandlungen  liessen  sich  teilweise 
recht  ungünstig  an,  so  dass  im  Mai  1832 
aog^  deren  zeitweilige  Aufhebung  erfolgen 
musste.  Es  gelang  gleichwohl,  im  Januar 
1633  den  Jaden  wieder  anzuinüpfea  und 
zwei  Monate  später  den  Abschluss  zu  er- 
reichen. Am  22.  März  1833  wurde  der  Ver- 
trag unterzeichnet,  wonach  der  bayerisch- 
württemhergische  Verband  mit  dem  preus- 
sisch-hessischen  sich  auf  acht  Jahre  vom 
1.  Januar  1834  ab  vereinigte  >in  fortge- 
setzter Fürsorge  für  die  Beförderung  der 
Freiheit  des  Handels  zwischen  ihren  Staaten 
und  hierdurch  zugleich  in  Deutschland  über- 
haupt.! 

Während  diese  Ereignisse  zn  günstigem 
Ziele  ge<liehen,  wurden  in  Berlin  Zollvereins- 
verhandlungen  mit  Sachsen  ^pflogen.  Am 
30.  März  1333  schlössen  die  preuesischen 
Staatsmänner  Eichhorn  und  Maassen  mit 
dem  sächsischen  Finanz  min  ist  er  v.  Zeschau 
und  dem  sächsischen  Gesandten  am  Berliner 
Hofe,  Watzdorf,  einen  Zollanschluss  vertrag 
nach  dem  Vorbilde  des  bayerischen.  Unter 
anderen  Bestimmun^n  wurde  die  Einrich- 
tung einer  Messkontierung  zu  Gimsten  des 
Leipziger  MesEhandels  und  die  Minderung 
der  Zollabgaben  vornehmlich  für  "Woll-  und 
Baumwollwaren  ausbedungeu.  Am  11.  Mai 
183ü  trat  alsdann  der  Tags  zuvor  aus  den 
acht  kleineren  thüringischen  Staaten  ge- 
bildete »Zoll-  und  Ilandelsverein  der  thü- 
ringischen Slaaten*  dem  Zollverbande  bei. 
Unter  dem  Namen  des  deutschen  Zoll- 
vereins begann  der  grosse  Handelsbund  in 
der  Neujahrsnacht  1834  sein  Leben ;  ein  Ge- 
biet von  18  Staaten  mit  7719  Quadratmeilen 
und  23  Millionen  Einwohnern  war  handels- 
politisch geeinigt,  erfreute  sich  nahezu  aus- 
schliesslicher Verkehrs freiheit  im  Innern 
und  eines  gleich  massigen  Taiifs  für  den 
Aussenhandel. 

Es  war  klar,  dass  es  nur  eine  Frage  der 
Zeit  sein  konnte,  wann  die  noch  felilenden 
deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  dem 
Beispiel  der  grösseren  Folge  leisten  wollten. 
Baden  trat  am  12.  Mai  1835  bei,  das  1833 
Frankreich  gegenüber  zum  Kiehteintritt  ver- 
pflichtete Nas.sau  am  10.  Dezember  1835 
mit  gleichem  Stimmenreoht   und   gleichem 


Auteil  an  den  Zolleinkünften,  die  freie 
Stadt  Frankfurt  am  2.  Januar  1836,  nach- 
dem zuvor  der  zwischen  ihr  und  Englamd 
1832  auf  zehn  Jahre  vereinbarte  iHandela- 
und  Schiffahrtsvertrag«  aufgehoben  worden 
war.  Das  Zollgebiet  war  jetzt  auf  8253 
Quadratmeilen  mit  25  Milhonen  Einwohnern 
erweitert,  eine  Grenzlinie  von  1064  Meilen 
war  zn  bewachen. 

Erst  1841  und  1842  folgten  Braunschweig, 
Lippe  und  Luxemberg,  und  durch  den  Sep- 
temtervertr^  des  Jahres  1851  gelang  es 
endlich,  den  von  Hannover  und  Oldenburg 
am  1.  Mai  1834  gegründeten  Steuerverein, 
der  freilich  von  Anfang  an  in  keiner  absolut 
feindlichen  Stellung  zum  grossen  Zollverein 
sich  befand,  mit  diraem  zu  verechmelzen : 
der  Vertrag  trat  am  1.  Janu^  1854  in  Kraft. 
Die  Politik  der  Zollanschluesverixäge ,   der 

Stniale  Gedanke  von  Motz,  Eichhorn  und 
aassen,  war  zur  Vollendung  gelangt,  ein 
Werk  von  echt  nationalem  Cltarakter  war 
im  Gegensatz  und  Widerstreit  mit  dem 
deutschen  Bunde  in  die  Erscheinung  ge- 
treten. Eine  der  hauptsächlichsten  Voraus- 
setzungen für  die  politische  Einigung  des 
Vaterlandes  war  durch  die  praktische 
Nüchternheit  nreussischer  Staatsmänner  ver- 
wirklicht worden. 

5.  Die  drei  Krisen  des  Z.  Die 
Zukunft  des  Handelsbundes  beruhte  auf 
einer  sorgsamen  Wahrung  seines  nationalen 
Charakters.  Die  besclieideoe  internationale 
Wirksamkeit,  wie  sie  der  Verein  durch  den 
Abschluss  von  Handelsverträgen  mit  Holland, 
England,  Griechenland,  der  Türkei  und 
Belgien  in  den  Jahren  1837  bis  1844  ent- 
faltete, führte  darum  auch  zu  keiner  Er- 
schütterung seines  inneren  Lebens. 

Eine  erste  Krisis  zo^  über  den  Zollverein 
herauf,  als  der  gewaltige  englische  Eisen- 
import und  die  Konkurrcnzunfähigkeil  der 
deutschen  Spinnereien  gegenüber  den  eng- 
lischen auf  der  Generalkonferenz  des  Jahres 
1845  zu  der  Forderung  von  Schutzzöllen 
seitens  der  süddeutschen  Staaten  Veran- 
lassuDg  gaben.  Die  zurückhaltende  Ab- 
lehnung des  preiissischen  Staates  bewirkte 
aber  eine  vorläufige  Erhaltung  der  alten 
Tarifsätze,  die  erst  im  nächsten  Jahre  bei 

"  ;en  Positionen  erhöht  wurden, 
ieine    beiden    schwersten   Krisen   hatte 
jedoch  der  Zollverein  zu  bestehen,  als  sein 
specifisch  nationaler  Charakter  in  Frage  ge- 
stellt wurde. 

Gemäss  der  Bestimmung  von  §  33  der 
■on  der  Frankfurter  Nationalversammlung 
vereinbarten  Reichs  Verfassung  verlaugle 
Oesterreich  zu  wiederholten  Malen  den 
Eintritt  in  den  ZoUverein,  im  Juli  1851  auf 
1.  Januar  1859.  Preussen  suchte  sich 
einmal  der  Süddeutschen  durch  —  aller- 
dings nicht  durchgesetzte  —  Tariferhöhungen 
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und  HannoverB  durcb  den  schon  erwähnten 
Septeinbervertrag  zu  versichern.  Als  aber 
Preussen  die  Einladung  zu  der  Wiener  Zoll- 
bonferenz  abgelehnt  hatte,  trateo  die  Übriges 
auf  der  TViesbadener  Geoeralionferenz  ver- 
sammelteu  Zolivercinsstaaten  dem  Gedanken 
eines  mitteleuropäischen  Zollbundes  mit 
Oesterreich  nahe,  musaten  jedoch  ohne  Er- 
folgdie  Wiener  Konferenz  verfassen.  Preussen 
kündigte  daraufhin  auf  den  1.  Januar  1854 
die  bestehenden  Verträge.  Unter  dieser 
■wirtschafthchen  Zwangslage  waren  die  sieben 
Staaten  {die  drei  Königreiche,  die  '  " 
Hessen,  Baden,  Nassau)  zu  einem  A 
bereit,  dem  auch  Preu-ssen  und  Oesterreich 
im  Hinblick  auf  die  politischen  Wandlungen 
in  Frankreich  uod  Hannover  nicht  abgeneigt 
waren.  Am  19.  Februar  1853  kam  zwischen 
Preussen  und  Oesterreich  ein  Handelsver- 
trag zu  Stande,  dessen  Dauer  bis  zum  31 
Dezember  ISö-*^  bestimmt  wurde  und  in 
welchem  die  Eröffnung  von  Verhandlungen 
aber  eine  Zolleinigung  nach  einem  Zeitraum 
von  sechs  Jahren  vorgesehen  war.  Das 
Princip  der  Gegenseitigkeit  kam  darin  zur 
Geltung:  in  der  Aufhebung  der  Handels- 
verbote, in  der  Festlegung  der  Zollfreiheit 
fOr  Rohprodukte  und  der  Zollermfissigung 
für  gewerbhche  Erzeugnisse;  einen  Triumph 
Preussens  bedeutete  die  Verpflichtung  Oester- 
reichs  zur  Eintühning  des  preiissisehen  Zoll- 
verfahrens. Am  8.  April  wurde  zu  Berlin 
der  Zollverein  zwischen  seinen  bisherigen 
Mitgliedern  wiederhergestellt  und  auf  zwölf 
Jahre  erneuert,  der  nunmehr  ein  Gebiet  von 
9046  Quadratmeilen  mit  35  Millionen  Ein- 
wohnern umfasste. 

Die  dritte  Krisis  begann  noch  vor  der 
am  1.  Januar  186G  endigenden  dritten  Ter- 
tragsperiode,  auch  diesmal  veranlasst  durch 
gewisse  internationale  Engagements  des  Zoll- 
vereins. Der  ÄbschluBs  von  französischen 
Handelsverträgen  mit  England  und  Belgien 
und  die  Vorbereitung  solcher  mit  Italien 
und  der  Schweiz  bestimmten  Preussen  zwecks 
einer  Behauptung  des  franzfisischen  Marktes 
mit  Ermächtigung  der  übrigen  zollbündle- 
risehen  Staaten  ziu-  Einleitung  von  Verhand- 
lungen mitPranbreieh.  Am  29.  März  1862 
wurde  der  deutsch-französische  Handelsver- 
trag paragraphiert  und  unter  dem  lebnaflen 
Protest  Oesterreiehs,  welches  in  der  Meist- 
begQustiguogs  klau  sei  ein  Hemmnis  für  den 
1853  geplanten  deutsch -Österreich!  sehen  Zoll- 
verein erblickte,  am  2.  Angust  1862  von 
Preussen,  Sachsen,  Baden,  Braunschweig  und 
den  thünngischen  Staaten  unterzeichnet. 
Auch  unter  Bismarcks  Ministerium  stand 
Preussen  nicht  an,  in  der  Ablehnung  des 
Handelsvertrags  eine  KOndigimg  des  Zoll- 
vereins zu  erblicken.  Der  österreichische 
Minister  des  Auswärtigen,  Graf  Rechberg, 
wusste  aber  gleichwohl  unter  Beziehung  auf 
HaadvitnarbiiDb  dsr  suauwlnenwtutfteo.    Zweit« 


den  Handelsvertrag  von  1853  die  Eröffnung 
von  Konferenzen  zwischen  Preussen  und 
Oesterreich  durchzosetzen,  die,  in  Prag  be- 
gonnen, zum  Abschliiss  des  Berliner  Ver- 
trags vom  11.  April  1865  führten.  Die 
letzte  Emeuemng  des  Zollvereinsvertrags 
in  der  alten  völkerrechtlichen  Form  am 
16.  Mai  1865  war  ebenso  sehr  eine  Folge 
dieser  Berliner  ZoUkonferenz  wie  der  gleiiSi- 
zeitig  auf  politischem  Gebiet  in  der  schles- 
wig-holsteinischen Frage  vollzogenen  Wand- 
lung^ 

Dnrch  den  Gang  der  Kriegsereignisse 
von  1866  wurde  der  Zollverein  überflüssig. 
Mit  den  süddeutschen  Staaten  vereinbarte 
am  8.  Juh  1867  der  norddeutsche  Bund 
eine  weitere  Dauer  der  Zolleinigung  bis  zum 
Ende  des  Jahres  1877,  ein  Verhältnis,  wel- 
ches 1871  dnrch  die  Bestimmungen  der 
Artt.  33—40  der  Reichsverfassung  end^tig 
geregelt  wurde,  obwohl  danach  der  Zoll- 
verein nicht  vollständig  mit  dem  Beicha- 
gebiet  sich  deckte. 

Erst  in  der  Nacht  vom  14.  zum  15.  Ok- 
tober 1888  wurde  der  Zollanschluss  Ham- 
burgs und  Bremens  voUz<^n,  nachdem  das 
G.  v.  31.  März  1885  bereits  den  Änschluss 
Bremens  an  den  Zollverein  unter  einem 
Reichszuschuss  von  zwölf  Millionen  Mark 
festgelegt  halte. 

6.  Die  Organisation  nnd  Tarifpolitik 
de8  Z.  Der  Zollverein  war  ein  völker- 
rechtlicher Bund  ohne  eine  gemeinsame 
Oberleitung^,  immer  nur  auf  die  be- 
stimmte Zeit  von  zwöU  Jahren  geschlossen. 
Das  Organ  des  Bundes  war  die  aus  Bevoll- 
mächtigten der  einzelnen  Mitglieder  perio- 
disch zusammentretende  Generalzoll^onfe- 
renz,  für  deren  Beschlüsse  kein  Majoritftts- 
princip,  sondern  einheitliche  Zustimmung 
erforderlich  war.  Die  letzte  Erneuerung  in 
der  alten  völkerrechtlichen  Form  erfolgte 
am  16.  Mai  1865.  Der  Vertrag  vom  8.  JuL 
1867  begründete  eine  neue  »üebercangs- 
organisationi :  Der  Zoll bundesrat  mit  Majori- 
tätsbeschlüssen und  dem  Veto  der  Präsidiat- 
macht  trat  an  die  Stelle  der  Qeneralzoll- 
konferenaen  mit  dem  hbeium  veto  der  Eiuzel- 
slaaten,  das  aus  dem  norddeutschen  Reichs- 
tag und  einer  entsprechenden  Zahl  süd- 
deutscher Abgeordneter  bestehende  »Zoll- 
parlamenti  stellte  eine  eigene  parlamentarische 
Vertretung  für  die  Geseizgehung  über  Zoll- 
wesen  und  gemeinschaftliche  indirekte 
Steuern  dar,  es  hat  vom  Jahre  18t)8  bis 
Jahre  1870  ^tagt.  Die  Artt  33-^0 
deutschen  Reichsverfassuog  von  1871 
überwiesen  sclüiesslich  die  Oesetz^bung  in 
Zullsachen  ausschliesslich  dem  Reich. 

Die  Tarifpolitik  des  Zollvereins  war  auf- 
gebaut auf  dem  preussischen  »Zoll  und  Ver- 
Ijrauchfisteuertarii«  vom  26.  Mai  1818,  wurde 
aber  in  den  vierziger  Jahren  (1842 — 184Ö) 
Aoflwt«.   VII.  63 
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im  Siane  des  ProtektioQBBT^tems  Tietfach 
umgestaltet,  so  dass  fiftets  ErhOhungea  der 
Schutzzölle  im  löteresse  der  Produktion  imd 
Industrie  der  einzelnen  Zollvereinsstaaten 
stattfanden.  Der  Aufkebung  der  Transit- 
ab^ben  im  Jahre  1861  schlössen  sich  1865 
freihandlerische  Reformen  an,  als  auf  Grund 
der  Handele  vertrage  mit  Prankreich,  Oesfer- 
reich,  Belgien,  Italien  und  England  deren 
ZcUbestimmungen  in  dem  allgemeinen  Tarif 
zur  GteltuQ^  gelangten.  Ueber  die  Etappen 
von  1868  imd  1870  ninweg  fand  diese  Reform 
ihr  Ziel  im  Jahre  1873,  als  im  Tarif  vom 
7.  Juli  die  Beseitigung  der  Ausfuhrzölle  und 
die  Herabminderung  der  RoheisenzSlle  zur 
AuaführuDg  kamen.  Im  ganzen  wird  mau 
sagen  kOnoen:  mit  der  einzigen  Ausnahme 
in  den  vierziger  Jahren  hat  der  deutsche 
Zollverein  in  seiner  Tarifpolitik  stets  be- 
harrlich das  Princip  befolgt,  welches  E5nig 
Friedrieh  Wilhelm  III.  in  seiner  Karlsbader 
Eabinettsordre  vom  1.  August  1817  geneh- 
migt hatte,  >das  Frindp  der  freien  Einfuhr 
für  alle  Zukunft.. 

1.  Schlnaa.  Der  Zollverein  hatte  nach 
seiner  endgiltigen  Begründung  im  Jahre 
1834  überaus  wohlthätige  Folgen  gehabt: 
ein  Emporblühen  der  Industrie,  besonders 
in  Süddeutschland ,  und  einen,  wenn  auch 
langsamen,  aber  stetigen  Aiifschwung  der 
materiellen  Entwickelung  Deutschlauds.  Im 
ersten  Jahrzehnt  seines  Bestandes  betrug 
der  BevölheruDgszuwadiB  beinahe  fünf  Mil- 
lionen Seelen,  die  Verein  seinrahmen  stiegen 
in  den  Jahren  1850  bis  1870  von  23  auf 
40  Millionen  Thaler,  der  Ertrag  des  üeber- 
schuBses  auf  den  Kopf  der  Bevölkening  be- 
trug "im  Jahre  1834  etwa  15  Silbergroschen, 
im  Jahre  1843  bereits  24  Silbergroschon. 
Am  Ende  des  ersten  Jahrzehnts  der  Zoll- 
vereinsgeschichte war  »die  Höhe  des  Wohl- 
standes, weiclie  unser  Yaterland  schon  vor 
dem  dreiseigj  ährigen  Kriege  erstiegen  hatte, 
endlieh  wieder  erreicht«  (v.  Treitschke). 

Die  Verdienste  des  Zollvereins  liegen 
sodann  in  seinem  Emfluss  auf  das  Gebiet 
des  überaus  zerrütteten  und  zersplitterten 
Münz-  und  Gewicht  sweeena.  Die  Münz- 
konventioQ  von  1B38  legte  das  Verhältnis 
von  Thaler  zu  Giildon  fest,  der  Müozverein 
von  1857  bestimmte  als  Gewichtseinheit  das 
Zollnfund  zu  500  Gramm, 

Scliliesslich  darf  nicht  unerwähot  bleiben, 
daas  in  Gemässheit  eines  Beschlusses  der 
GeneralzolLkonferenz  jene  Leipziger  "Wechsel- 
konferenz,  von  Preussen  am  31.  August  1847 
berufen,  zusammentrat  die  am  9.  Dezember 
1847  den  Entwurf  einer  allgemeinen  deut- 
schen Wechselordnung  vollendete. 

Mehr  noch  bedeiiten  die  Wirkungen,  die 
mittelbar  der  Zollverein  auf  das  politische 
Leben  der  Nation  ausgeübt  hat.  Es  ist 
wahr,  »der  Zollverein  hielt  sogai'  die  kleinen 


Staaten  lebeusf&hig'  (Lindner,  Gesch.  des 
deutschen  Volkes  U,  306).  Auf  der  anderen 
Seite   hat   der  Zollverein    nach  Bismarcks 

Darstellung  vom  2,  Mm  1879  eine  zeit- 
gemSsse  Ausbildung  des  indirekten  Steuer^ 
Wesens  in  Preussen  selber  verhindert,  bis 
erat  die  Schöpfung  des  Norddeutschen 
Bundes  die  Möghchkeit  zu  einer  wirk- 
samen Pflege  der  indirekten  Steuern  in 
Preussen  gebracht  hat.  Indessen  die 
materielle  Gemeinschaft  näherte  die  Be- 
wohner der  einzelnen  Staaten  einander  und 
bereitete  den  Boden  für  die  Empfindung, 
dass  jeder  einzelne  Staat  und  jeder  einzelne 
Bürger  eines  solchen  in  Deutschland  zuerst 
und  über  allem  dem  grossen  deutschen 
Vaterlands  angehöre,  und  schuf  somit  die 
Grundlage,  auf  der  nach  unendlichen 
Kämpfen  und  Schwierigkeiten  Preussen  das 
Ziel  seiner  deutschen  Politik  zu  erreidien 
vermochte. 

Lltteratnr:   Atgidt,   Ata  <Ur  VotmU  da  ZoO- 

cernn«,  1S6S.  —  v,  Avfsem,  Die  Zölle,  Sleuern 
etc.  dei  Dniüehen  Seich»  (in  Hirtht  Ann.,  3. 
Bearbeitung,  1SS6J.  —  v.  Beloic,  Art.  Zoll- 
verein, WBrterb.  d.  Folkne.  II,  9S9—9Gt.  — 
Biedemumn,  Der  ifan  einer  deultchen  Zoll- 
einheit (Viert,  f.  VoltnB.,  ISSS).  —  Bierttai- 
gr&ber,  StatilHt  det  Verkehrt  und  Verbrauelu 
im  ZoUverein,  1868.  —  OUtmar,  Der  d/MUche 
ZoUverein,  1867, 186S  (Urkanden).  —  £^min|r- 
hav»,  EntindstUmg,  Eriei»  und  Zuktatft  da 
deultchen  Zoüvereini,   1S6S,  —  Derselbe,  Arl. 
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V.  Fegtenberff-PaJcfBch,  GachiehU 
da  ZoltvereiM.  1S69.  —  O.  PUeher,  UOer 
da»   Weee^i  ete.    eina    Zollvercinl.    in    JaM).    f. 

Not.  u.  Siat  II,    VII,    VIII  —  Preyatark, 

Die  Reform  der  pretutixhm  BandeU-  vnd  ZoU- 
politik  ton  1800— ISil  (Conrad,  Samtnlnng  na- 
HontüSk.  vnd  tial.  Abhdtgn.  XVII).  —  Früh- 
auf, Dat  Projekt  einer  Zollunion  Oatcrrricht 
mit  DeulteMand  in  getckiehttiekrr  Entviekelung 
(Untere  Zeit,  1SS6.  3).  —  «ebh^ird,  Der  Zoll- 
verein, (Gebhardt  Handbuch  der  deutttken  Gt- 
echirhte,  U,  ^l  I64,  ISS,  196,  fOS).  —  JUH0- 
hanna,    Der    ForUchriU    da   ZoUrereiat,    IS4S. 

—  C.  KrSkel,  Dat  prenaiich-deuttche  ZÖII- 
lariftt/tlem  in  »einer  hittoritehea  EiittrirteliHtg 
teil  ISIS  (Jahrb.  /.  Sat.  «.  SUU.  A'.  !■'.  1S81).  — 
Lexis,  Handel  (SehNnberg  II,  1SS6,  7S6—7S7). 

—  Ltndner,    Getrhiehte    drt    deuUefiea    Volhct 

II,  2S7,  SOS/.,  S26f.,  SSO.  —  Mamroth,  DU 
E-atieifkelimg  der  StterreiehiecK-deuttehea  Ha»- 
deUbeiiehmgen,  18S7.  —  MaaekmM»,  Die 
ZoUpolüik  der  Stterreichitch-ungariiehen  Sfo- 
norehie  vcm  1850  bit  zur  Gegenvart,  1S77.  — 
O.  Meyer,  Lehrbuch  det  deuttchen  Staattreehti, 
^  BS.  —  Nebenitu,  Der  deultehe  ZoHeireiii, 
tSSS.  —  V.  Ranke,  Detittrhe  Goehichte  t« 
Zritallcr  der  Reformation,  II,  31.  —  BobvUky. 
Der  deiUicie  ZoUverein,  186:'.  —  Boatsher, 
Zur  Gründmigtgacliichle   det  ZoUvereint,    IS70. 

—  K.  Seltröder,  Lehrbuch  der  drulfchtn 
Eeekltgeirhichte,  S.  816—817.  —  SeeUg,  Srhkt- 
tng-HoUlein  und  der  ZoUrerein,  1S6S.  —  Sotit~ 
merlad.    Die    Sheimälle    im  Mittelalter,    1894. 
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Zollverein — ZuckerinduBtrie  und  Zuckersteuer 


—  BtraeOte,  Art.  BinntmöUe  im  Hand- 
teorUrtnuh  der  Staatrwitn-Mchafien  II*,  S9S  ftu 
399.  —  Jt^ntelbe,  Die  tonalt  Wirkiamktü  der 
HohfRioürm,  1899.  (Die  Begründung  der  di 
teilen  Zolleinheil,  S.  75—86.)  —  v.  Sf/bel,  DU 
Begründung  dei  DeuUchen  Seiehet  durch  Wil- 
helm I.  Bd.  III,  394ff.  —  V.  TreltMfhke,  Die 
An^nge  de»  deutirhen  ZoUvereint  (tVeuetitche 
Jahrbüeher,  Bd.  SO).  —  liemelbe,  Deulicht 
Getekiehte  im  19,  Jahrhundert,  pturim.  —  v. 
Viebahn,  Slatiilit  da  xoU vereinten  und  närd- 
liehen  DtuUchland»,  1S5S—1SCS.  —  W.  Weber, 
Der  deuUehe  Zollverein,  187S. 
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Znckerindnstrie  und  ZnokersteneT. 

I.  Geschichte  der  Znckerindustrie. 
A.  Bohrzncker.  B.  Bübenzucker.  II.  Die 

Begteuernnc  des  Zuckers.  A.  Theo- 
retische Betrachtan^  der  verschie- 
denen Stenerformen.  I.  Die  Rohmaterial' 
Steuer.  2.  Die  Panschsktener.  3.  Die  Saft- 
atener.  1,  Die  Fftbrikatst«ner  und  VerbrauchH- 
abKabe.  B.  Die  Zackertiteuer  in  den  ein- 
zelnen LKndern.  1.  Deutschland.  2.  Frank- 
reich. 3.  OeBterreich-Ungvm.  4.  Bnssland,  5.  Bel- 
fien.  6.  Uollaud.  .7.  Andere  Länder.  C.Schlnss- 
etrachtung. 

I.  GeBchichte  der  Zackerindnstrie. 
A.  Bobrsaoker. 

Der  Zucker,  eines  der  wichtigsten  Ge- 
nuBsinittel  der  beutigen  Kulturx'Alker,  fflr 
manche  bereits  ein  bedeutsames  Nahrung 
mittel,  wird  im  Grossbetriebe  hauptsächlich 
aua  Zuckernahr,  Runkelrüben  und  dem 
Stfirkeniehl  der  Kartoffeln  und  einiger  Qe- 
treidearten  ^ewonnea.  Der  StArkezucker,  in 
Deutschland  aus  Kartoffeln,  in  Nordamerika 
in  grCsserem  Umfange  aus  Mais  hergestellt, 
hat  aber  ebensowenig  wie  der  Ahornzueker 
der  Vereinigten  Staaten,  der  Palmzucker 
Indiens,  der  Sorghumzucker  Chinas  und  alle 
sonstigen  Znckerarten  eine  grössere  volks- 
wirtschaftliche Bedeutung,  Rübenziicker  nnd 
Rohrzucker  sind  es,  die  heute  den  We!t- 
markt  beherrschen  und  die  als  Gegenstände 
besonderer  Besteuening  die  Aufmerksamkeit 
des  Finanz  Politikers  auf  sich  ziehen. 

Der  Rohrzucker  ist  von  den  beiden  Ri- 
\-aIeD  bekanntlich  der  weitaus  älteste.  Schon 
seit  Jahrtausenden  kennt  und  benutzt  man 
den  süssen  Saft  des  saccharum  offidnarum. 
In  Ostindien,  wo  die  "Wiege  der  Menscliheit 
gestanden,  ist  auch  die  Heimat  des  Zucker- 
rohres. In  den  sumpfigen  Nie<leruugen  des 
Ganges  gedeiht  es  mit  besonderer  Ueppig- 
keit,  und  die  Völker  Bengalens  haben  schon 
viele  Jahrhund eite  vor  christlicher  Zeit- 
rechnung das  Rohr  und  seinen  Saft  genossen. 
Eine  eigentliche  Verarbeitung  des  Zucker^ 
Saftes  zu  hartem  Zucker  scheint  jedoch  erst 
300—600  Jahre  nach  Christi  stattgefunden 


za  haben.  China  und  Peraien  wurden  früh- 
zeitig neben  Ostindien  Pflanzstätten  dee 
Rohres,  und  an  den  Ufern  des  Euphrat  imd 
Tigris  gewann  die  B^beitung  feinerer 
Ziickersorten  bald  grössere  Ausdehnung. 
Hier  lernten  die  Araber  nach  der  Eroberung 
Mesopotamiens  den  Zucker  kennen,  und  da 
mit  ihrer  Vorliebe  för  vegetabilische  Kost 
physiologisch  auch  die  Sucht  nach  Vor- 
sÜBSung  der  Speisen  verbunden  ist,  so  war 
es  erklärlich,  dass  sie  überall,  wohin  sie 
erobernd  ihren  Fuss  auf  subtropisches  Land 
setzten,  auch  die  Steckling  des  Rohres 
pflanzten,  Zuckersiedereien  ins  Lebeu  riefen 
und  den  Znckerverbrauch  sctmell  verall- 
gemeinerten. 

Die  persischen  Sfldprovinzen  wui-den  anter 
ihrer  Pflege  bald  die  Heimstätte  einer 
blühenden  Znckerindnstrie,  deren  Er^eugniaae 
die  Seefahrer  von  Siräf  weithin  verbreiteten; 
wo  heute  trostlose  Wüste  vorherrscht,  sam- 
melte man  damals  das  Wasser  der  Küsten- 
flOsse,  bewässerte  das  Land  imd  schuf  mit 
Hilfe  des  Zuckerrohres  üppigen  Wohlstand. 
In  Aegypten,  dem  klassischen  Lande  der 
Alchemie  und  Chemie,  dem  die  Araber  frUi- 
zeitig  die  neue  Zuckerpflanze  gebracht,  ward 
die  Zuckerifebrikation  bald  zu  besonderer 
Vollkommenheit  ausgebildet  Scheiden  der 
Säfte  mit  Alkalien.  Kochen  auf  Korn,  Kandis- 
fabrikation  etc.  sclieinen  zuerst  im  Nillande 
erfunden  und  verbreitet  zu  sein,  und  von 
hier  aus  brachte  der  Handel  die  feinsten 
Marken  auf  die  westlichen  Märkte.  Mit  den 
Arabern  vollendete  aber  das  Zuckerrohr 
seinen  Siegeslauf  durch  Nordafrika.  Die 
ganze  Nordküste  desselben  war  bald  im  Be- 
sitz der  schönsten  Plantagen,  während 
Cypem,  Sicilien,  Spanien,  Creta,  Malta, 
S.VTioD  und  Marokko  bereits  vor  1000  Jahren 
Zuckerproduzenten  von  grösster  Bedeutung 
waren  und  es  teilweise  auch  noch  blieben, 
als  der  Islam  von  den  Christen  wieder  ver- 
drängt und  in  Spanien  und  Sicilien  vernichtet 
wunJe. 

Im  Orient,  in  Syrien,  Palästina,  Cypem 
und  Aeg'ypten  zerstörten  später  die  vor- 
difingenden  Türken  die  grossartige  Industrie, 
in  Sicilien,  Spanien,  Nordafrika  unterlag  sie 
im  Beginne  der  Neuzeit  dem  Wettbewerb 
der  billiger  und  besser  produzierenden 
Neuen  Welt.  Von  Madeira  und  den  Ca- 
narischen  Inseln,  die  eine  Zeit  lang  den 
Ausfall  der  orientalischen  Produktion  auf 
immer  aufnahmefähigeren  europäischen 
Ziickermarkte  getleckt  hatten,  ward  das  Rohr 
bald  nach  Ken-Spanien  verpflanzt  Schon 
ir>15  kam  der  erste  ameri^nische  Zucker 
auf  den  spanischen  Mai^t,  und  mit  Riesen- 
schritten breitete  sich  die  Kultur  schnell 
tiber  San  Domingo,  Cnba,  Mexiko  und  Peru 
aus,  allenthalben  grosse  Gewinne  abwerfend, 
aber   auch    überall    hin   die  Negersklaverei 
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verbreitend.  Nach  Brasilien  brachteD  die 
Portugiesen,  nach  ihren  amerikanischen  und 
oBtasiati sehen  Besitzongen  die  Hollander  den 
Zuckerbau.  Immer  billiger  wurden  die  Er- 
zeugnisee,  immer  grösser  der  Verbrauch,  und 
als  die  tropischen  Genussmittel  Kaffee, 
Thee  und  Cacao  sicii  bei  den  alten  Kultur- 
Tölkero  Eingang  verBchafft  hatten,  trat  auch 
der  Zucker  Ende  des  18.  Jahrhunderts  aus 
den  Apotheken  heraus  auf  den  öffentlichen 
Markt  und  ward  ans  einem  Heilmittel  und 
Leckerbissen  zu  einem  allgemeinen  Oenuss- 
mittel  -wenigstens  eines  Tals  des  Volkes. 

Seitdem  sind  die  grossen  und  kleinen 
Antillen,  diePluBsniederungen  des  Mississippi, 
die  Küsten  von  Südamerika,  die  Inseln  der 
Südsee,  Japan,  die  Phihppinen,  Vorder-  und 
Hinterindien,  die  Sunda-Inseln,  namentlich 
Java,  China  und  AuBtraiien,  Aegypten  und 
Teile  von  Südafrika  in  grossem  Massstabe 
Zuckerlieferanten  für  den  Welthandel  ge- 
blieben oder  geworden,  und  gerade  die  letzten 
Jahrzehnte  dieses  Jahrhunderts  haben  trotz 
der  rapiden  Entwickelung  der  Rübenzucker- 
Industrie  einen  gewaltigen  Aufschwung  auch 
in  der  Erzeugung  des  Rohrzuckers  gebracht 

In  einzelnen  wichtigen  Prodiiittionsge- 
bieten,  so  in  dem  grössten  von  allen,  in  Ost- 
indien, ebenso  in  China,  den  Philijipinen, 
hie  und  da  in  Mexiko  und  Südamerika  ist 
man  bei  der  allerein  fachsten  Weise  der 
Zuckergewinnung  und  Reinigung  stehen  ge- 
blieben, quetscht  das  Rohr  in  kleinen,  durch 
menschliche  oder  tierische  Kräfte  in  Be- 
wegung gesetzten  Mühlen  aus,  kocht  den 
Saft  in  oäenen  Pfannen  ein,  lässt  den  Syrup 
abfliessen  und  begnügt  sich  damit,  durch 
oberflächliche  Reinigung  ein  wenig  wert- 
volles Rohmaterial  noch  in  derselben  Weise 
zu  gewinnen,  wie  es  schon  vor  mehr  denn 
1000  Jahren  Qblich  war.  In  anderen  Kolo- 
nieen  hat  man  trotz  tropischer  Socnenglut 
Riesenetabhssements  mit  maschinellen  Ein- 
richlungen  von  höchster  technischer  Voll- 
kommenheit geschaffen,  in  denen  geradezu 
erstaunliche  Massen  vortrofEhchen  Korn- 
zucbers  gewonnen  werden.  Ouba  stand 
bis  vor  kurzem  in  dieser  Beziehung  wohl 
allen  anderen  Ländern  voran  und  wird, 
nachdem  die  schweren  Wunden  des  letzten 
Bürgerkrieges  vernarbt  sind,  bald  wieder  an 
der  Spitze  der  Rohrzucker  produzierenden 
Länder  stehen,  weil  es  weite,  fruchtbare 
Ebenen  mit  genügenden  Niedersclüägen  in 
reicher  Ausdehnung  besitzt  und  gewaltige 
Fabriketablissemcnts  auch  jetzt  noch  vor- 
handen sind,  die,  wenn  das  befruchtende 
Kapital  nicht  fehlt  und  Arbeitskräfte  sich  in 
genügender  Menge  finden,  bald  wieder 
grosse  Massen  von  Zucker  zu  billigem  Preise 
dem  nordamerikanischen  Markte  zuführen 
werden.  Die  günstige  Lage  der  Insel,  dem 
grÖBSten    Zucker  Verbrauchslande    so    nahe, 


sichern  ihr  einen  Torsprung  vor  anderen 
Mitbewerbern,  zahlreiche  Häfen  erleichtern 
die  Ausfuhr,  und  sollten,  wie  wohl  zu  er- 
warten steh^  lollpolitische  Vorteile  der  Insel 
seitens  des  ihm  nahestehenden  Nordamerika 
hinzukommen,  so  ist  eine  schnelle  weitere 
Ausdehnung  der  Produktion  auch  über  die 
Grenzen  der  vor  dem  Kriege  erreichten 
Höchsterzeugung  zu  erwarten.  Die  Zeit  des 
Damiederlicgens  der  cubanischen  Industrie 
haben  namenthch  Java  und  IMti  benutzt, 
um  ihre  Zuckorplantagen  gewaltig  auszu- 
dehnen und  mit  den  neuesten  and  besten 
maschinellen  Einrichtungen  auszustatten,  wo- 
bei sich  teilweise  auch  die  Diffusion  unter 
den  eigenartigen  Verhältnissen  dieser  Pro- 
duktion sstAtten  eingebürgert  hat.  Auch  die 
alten  Zuckerinseln  Barbados,  Trinidad,  Mar- 
tinique, Mauritius  und  RSunion  haben  e)>enso 
wie  das  jetzt  amerikanisch  gewordene  und 
durch  den  dortigen  Zuckerzoll  b^ünstigte 
Portorico  zum  Teil  überaus  leistungsfähige 
Fabriken  aufzuweisen,  Demerara  und  Bra- 
silien desgleichen,  während  selbstverständ- 
lich die  jüngeren  Zuckerländer  Australien, 
Aegypten  etc.  ihre  Industrie  mit  modernen 
Apparaten  ausgestattet  liaben. 

Im  allgemeinen  ist  atrer  auf  dem  Ge- 
biete der  Rohrzuckerfabrikation  der  Spiel- 
raum für  technische  Verl-essenrngen  noch 
ein  sehr  weiter  und  der  scharfe  Wett^ 
bewerb  des  Rübenzuckers  und  der  mit 
besten  Apparaten  arbeitenden  Rohrzucker- 
fabriken wird  notwendig  auch  dort,  wo  man 
noch  nach  altem  Schlendrian  ein  reiches 
Rohmaterial  in  unverantwortlicher  Weise 
vereeudet,  zum  Grossbetriebo  und  zu  ratio- 
neller Ausnutzung  aller  technischen  Fort- 
schritte zwingen. 

An  einer  Verbesserung  des  Rohstoffes 
durch  rationelle  Züchtung  und  Kultur  des 
Zuckerrohres  wird  jetzt  an  vielen  Stellen 
unter  Leitung  und  Mitwirkung  von  wissen- 
schaff liehen  Versuchsstatiooen  gearbeitet :  aber 
|ein  Fortschritt  ist  auf  diesem  Gebiete  für 
die  Grosskultiir  bisher  kaum  zu  konsta- 
tieren und  jedenfalls  sehr  viel  schwieriger 
zu  erreichen  als  bei  der  RübenzuchU  die 
durch  wenige  leidit  transportabele  Samen- 
körner die  wertvollen  Eigenschaften  des 
hochgezüchteten  Materials  weiter  vererltt, 
wätirend  grosse  Massen  von  Bohr-SteckUn- 
gen  sehr  viel  schwieriger  transportiert  und 
gezüchtet  werden  können. 

Es  würde  zu  weit  führen,  hier  die  Ge- 
staltung und  Entwickelung  des  Betriebes 
dieser  Weltindustrie  durch  die  einzelnen 
Produktion BStfltten  zu  verfolgen.  Der  Vei^ 
fosser  darf  wohl  zu  genauerer  Orientierung 
darüber  auf  sein  Buch:  tZuckerindustrie 
und  Zuckerhandel  der  Wdt«  (Jena,  Fischer, 
1891J  verweisen,  wenn  auch  seit  dem  Er- 
scheinen  desselben   sehr    wichtige   Aende- 


■'»'^ 


Zuckerindnstrie  nud  Zuckersteuer 


ruDgen  in  vielen  Zuckerdistrikten  zu  vsr- 
zoif^eu  sind.  Einen  allgemeinen  Ueber- 
blick  Aber  die  Ausdehnung  der  Industrie 
giebt  die  am  Schlusae  des  Abschnittes  an- 
gefügte  Tabelle  Aber  das  Anwachsen  der 
Bohr-  und  RObenzuckerproduktioQ  seit  ca. 
50  Jahren. 

B.  Bübeozuoker. 

Die  Rübenzuckerindustrie  ist  ein 
Eind  deutschen  (Geistes  und  zflhlt  ihre 
Lebeosdauer  erst  nach  Jahrzehnten,  hat  es 
aber  veistauden,  in  dieser  kuisea  Zeit  ihres 
I^»eins  äich  zu  einem  der  wichtigsten 
Faktoren  in  der  Volkswirtschaft  der  mittel- 
europ^schen  Staaten  emporzuschwingen  nnd 
mit  ihren  Erzeugnissen  heute  auf  dem 
Weltmarkte  dem  bisherigen  Alleinherrscher, 
dem  Rohrzucker,  den  Rang  abzulaufen. 

Der  Chemiker  MiiiggTaf  war  es  bekannte 
lieb,  der  bereits  1747  in  Berlin  die  bedeut- 
same Entdeckung  machte,  dass  in  den 
Rnnkelröben  ein  dem  Rohrzucker  des  sog. 
»indischent  Zuckers  vOllig  gleicher  StoH 
enthalten  sei.  Aber  fast  ein  halbes  Jahr- 
hundert blieb  seine  Entdeckung  ohne  prak- 
tische Resultate.  Erst  den  rastlosen  Ver- 
suchen und  BemObungen  des  geistvollen 
Fr-  Karl  Achard  gelang  es,  die  technische 
Verwendung  der  deutschen  Erfindung  durch- 
zusetzen. In  der  auf  dem  eigenen  Oute 
Cunern  in  Niederschlesien  errichteten  ersten 
Sohzuckerfabrik  Deutschlands  begann  er  in 
bescheidensten  Verhältnissen  die  Verarbei- 
tung der  gewonnenen  Zuckerrüben,  und  es 
felang  ihm,  die  zahllosen  Schwierigkeiten, 
ie  sich  dem  neuen  Unternehmen  in  tech- 
nischer und  wirtschaftlicher  Richtung  ent- 
gegenstetlten.  siegreich  zu  überwinden,  so 
dass  er  im  Jahre  1809  nach  sechsjährigen 
Erfahrungen  seine  noch  heute  hochbedeufr 
eame  Sehidft  >Dte  eurofAische  Zuckerfabri- 
kation aus  BunkelrÜbena  (Leipzig,  bei  Hin- 
richs)  veröffentlichen  und  die  Ergebnisse 
seiner  Versuche  der  Kritik  unterbreiten, 
zur  Nachahmung  auffordern  konnte. 

Aber  die  Ungunst  der  Zeiten,  der  Druck 
der  franzSsischen  Fremdherrschaft  lähmte 
natiU^mSss  die  Unternehmungslust,  hin- 
derte die  Regierungen  an  wirksamer  Pflege 
des  jungen  Keimes,  und  die  Pflanze  verdarb, 
die  wenigen  Fabriken  gingen  zu  Omnde 
und  erst  Ende  der  20er  Jahre  waid  in 
Deutschland  wie  in  Oesterreich  der  erneute 
und  diesmal  dauernd  erfolgreiche  Versuch 
begonnen,  eine  eigene  Ronzuckerindustrie 
zu  schaffen. 

Das  damals  weltbeherrschende  Frank 
reich  hatte  unter  dem  Schutze  seines  all 
mächtigen  Kaisers  den  deutschen  Qedanken 
aufgenommen  und  eine  Reihe  ron  Fabriken 
begründet,  die  unter  dem  Einfluss  der  Kon- 
tinentalsperre   eine  Zeit  lang   fröhlich   ge- 


diehen, dann  siechten,  aber  nicht  zu  Grunde 
gingen  und  schliesslich  nach  mannig^tigen 
technischen  Verbesserungen  sich  als  dauernd 
lebensfähig  erwiesen,  so  dass  Ende  des 
dritten  Jahrzehntes  bereits  58  Fabriken  im 
Betriebe  waren.  Auch  Russland  hatte 
schon  zu  einer  Zeit,  ehe  Deutschland  seinen 
zweiten  Versuch  unternahm,  über  eine  statt- 
liche Zahl  von  Fabriken  zu  verfügen;  aber 
den  Franzosen  gebührt  das  Verdienst,  dass 
sie  die  deutsche  Erfindung  gross  gezogen 
und  konkurrenzftlhig  gemacht  haben. 

Heute  ist  Deutschland  das  erste 
Zuckertand  der  Welt,  das  den  meisten 
Zucker  für  den  Weltmarkt  erzeugt  und  das 
sich  gleichmässig  rühmen  darf,  die  Zucht 
der  Rüben  und  die  technische  Verarbeitung 
derselben  zu  einer  bisher  nicht  erreichten 
Vollkommenheit  gebracht  zu  haben.  Aus. 
den  kleinen  Zuckerkochereien,  die  wenige 
Centner  minderwertige  Rüben  in  unvoll- 
kommener Weise  verarbeiteten,  sind 
heute  grossartige  Fabrikanlagen  ^wor- 
den, die  bestes  Rohmaterial  in  immer 
besserer  Weise  verarbeiten  und  Quantitäten 
von  billigem  Zucker  auf  den  Markt  bringen, 
die  es  ermSglichen,  dass  dieses  Qenusa- 
mittel  in  immer  wachsendem  Umfange  auch 
von  den  ärmeren  Elementen  der  Bevölkerung 
verbraucht  werden  kann. 

Der  Rübenbau  ist  für  weite  Teile  Deutsch- 
lands wie  des  Auslandes  eine  Quelle  des 
Wohlstandes  geworden.  Die  sot^same 
Pflege,  welche  die  Rübe  erforderte,  zwang 
zu  immer  intensiverer  Kultur,  und  die  Er- 
träge der  Fabriken  boten  dem  Landwirt  die 
Mittel  dazu,  tiefer  zu  pflügen  und  in  küust^ 
liehen  Düngemitteln  vollen  Ersatz  der  ent^ 
nommenen  Pflanzen  nähratoffe  dem  Boden 
zuzuführen.  Die  Massen  von  Fabrikations- 
rückständen  lieferten  reichliches  Viebfutter 
und  zwangen  zur  StollfOtterung.  Beseiti- 
gung der  Brache  und  Weide,  rationelle 
Viehhaltung  und  Ackerkultur  sind  die  not- 
wendigen Begleiter  des  einziehenden  Rüben- 
baues, und  höhere  Roherträge  an  Körnern 
und  tierischen  Erzeugnissen  sind  neben  den 
für  den  Einzelnen  wichtigen  wachsenden 
Reinerträgen  die  volkswirtschafthchen  Seg- 
nungen der  neuen  Kultur. 

IJarum  haben  die  Regierungen  allent- 
lialben  ihre  schütitende  Hand  über  diese 
neu  aufkeimende  Industrie  gehalten,  und 
wo  irgend  Boden  und  Klima  geeignet  sind, 
hat  man  sie  durch  Schutzzölle  und  Prämien 
gross  zu  ziehen  veraucht.  Je  mehr  sich  die 
Erkenntnis  Bahn  bricht,  dass  die  Zuckerrübe 
kein  Monopol  eng  begrenzter  Landstriche 
ist,  sondern  dass  sie  weit  nach  Norden  hin- 
auf und  nach  Süden  hinunter  gleichfalls  mit 
Vorteil  angebaut  werden  kann,  um  so  mehr 
bemühen  sich  gegenwärtig  die  Regierungen 
der   verschiedensten   Länder,    dieses   nutz- 
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bringende  land  wirtschaftliche  Nebengewerbe 
groBs  zu  ziehen. 

Während  man  noch  vor  20  JahreD  seitens 
der  Ägrikulturchemie  den  ßfibenbau  in 
Nord-  uad  OBtdeutschlaod  fOr  uq  möglich 
hielt  und  an  ein  weiteres  VordringeQ  nach 
Norden  ebenso  wenig  wie  daran  dachte, 
dasB  selbst  unter  BubtropiBcher  Sonne  neben 
dem  Zuckerrohr  die  Rübe  ihren  Platz  fin- 
den könne,  hat  die  hochgezüchtete  edle 
Zuckerrübe  eine  ganz  erstaunhohe  An- 
passungsfähigkeit an  Boden  und  Elima  be- 
wiesen, die  ihr  ein  fast  unbeschränktes  Ad- 
baugebiet  sichern.  Das  Zuckerrohr  ist  auf 
die  feuchten  Küsten niedemngen  oder  die 
be wasserungsfähigen  Mussthäler  der  Tropen 
.  )uid  STibtropiachen  Gebiete  beschränkt, 
Trockenheit  und  Frostgefahr  setzen  seiner 
Ausdehnung  bestimmte  Qrenzen;  die  Zucker- 
rübe gedeiht  auf  den  humosen  Lehmböden 
der  Magdeburger  Börde  wie  in  den  Sand- 
böden der  Lüneburger  Heide,  sie  liefert 
lohnende  Erträge  bi»  weit  nach  Norden 
hioauf  ebenso  wie  in  den  heissen,  regen- 
losen  Böden  Südcaliforniens. 

Im  fernen  Sibirien  hat  man  den  Eüben- 
bau  begonnen,  in  Japan  arbeiten  deutsche 
Techniker  in  neu  begründeten  Zuckerfabriken, 
in  Canada  hat  man  wiederholte  Versuche 
gemacht,  in  weiten  Teilen  Nordamerikas 
sind  sie  z.  T.  unter  Anwendung  künstlicher 
Bewässening  gelungen.  In  Australien,  Chile 
und  Argentinien  hegt  man  immer  die  Hoff- 
nung auf  (langen.  Schweden  hat  in  den 
letzten  Jahren  seine  Zuckerindustrie  so  ge- 
waltig entwickelt,  dass  die  Gefahr  einer 
Ueberproduklion  vorliegt,  Spaniens  zahl- 
reich entstandene  Rüben  Zuckerfabriken  ver- 
m(^n  schon  jetzt  im  Verein  mit  seineu 
Zuckerrohr-Siedereien  das  Land  unabhängig 
von  fremder  Einfuhr  zu  machen.  Itahen  hat 
in  jüngster  Zeit  in  den  Ebenen  der  Lom- 
bardei unerwartet  grosse  Fortschritte  im 
Rübenbau  gemacht  und  wird  in  kürzester 
Frist  seinen  Bedarf  selbst  decken,  Rumänien, 
Serbien,  Bulgarien  haben  erfolgreich  ver- 
sucht, die  Zuckerindustrie  bei  sich  heimisch 
zu  machen.  Selbst  in  Persien  beginnt  man 
den  Anbau  der  Rübe  und  in  Aegypten  hat 
man  erfolgreich  versucht,  neben  dem  Zucker- 
rohr im  Ueberschwemmungsgebiete  des  Nils 
Zuckerrüben  zu  bauen,  um  sie  ebenso  wie 
in  einer  spanischen  Fabrik  abwechselnd  mit 
dem  Rohr  in  denselben  Fabriken  zu  ver- 
arbeiten. 

Allenthalben  zeigt  sich  das  Streben, 
unter  staatlichem  Schutze  ein  Gewerbe  gross 
zu  ziehen,  das  für  Deutschlands,  Frank- 
reichs und  Oesterreichs  Landwirtschaft  so 
segensreich  geworden  ist,  in  Kussland. 
Belgien,  Holland  und  Dänemark  nicht  min- 
der bedeutsam  für  den  allgemeinen  Voiks- 
wohlstaud   ist  und   ein   wichtiges  Geuuss- 


mittel  liefert,  das  in  immer  weitere  Kreise 
des  Volkes  eindringt  und  hie  und  da  be- 
reits zu  einem  Nahrungsmittel  geworden  ist. 

Die  Foi-tschritte  in  der  Technik  des  Be- 
triebes und  in  der  Züchtung  immer  zucker- 
haltigeren Bohraaterisis  genauer  zu  ver- 
folgen, ist  hier  nicht  der  Ürt  Die  auf  S. 
999  folgende  Tabelle  A  mag  für  Deutschland 
den  Werdegang  der  Industrie  und  ihrer 
Leistungen  veranschaulichen. 

Die  Zahlen  sprechen  eine  beredte  Sprache 
und  bedürfen  der  erläuternden  Worte  nicht. 
Es  sei  nur  noch  darauf  verwiesen,  dass  iit 
erfreulicher  Weise  die  Industrie  in  Deutsch- 
land auch  räumlich  au  Ausdehnung  gewinnt 
und  nicht  mehr,  wie  noch  vor  wenig  Jahr- 
zehnten, auf  Mitteldeutschland,  Sachsen,  An- 
halt, Braunschweig  und  Schlesien  beschränkt 
ist.  Ost-  und  Westpreussen,  Posen,  Pommem, 
Mecklenburg,  Holstein,  Hannover,  Hessen 
und  Rheinland  sind  heute  wichtige  Centren 
des  Zuckerrübenbaues  geworden,  und  gerade 
in  diesen  neuen  Heimstätten  dehnt  sich  der 
Anbau  immer  mehr  aus.  Nur  das  mildere 
£lima  Süddeutschlands  scheint  dem  Ge- 
deihen der  ßüben  nicht  günstig  und  die 
eigenartigen  Besitzesverhältnisse  am  Grund 
und  Boden  hindern  ähnlich  wie  in  Sfld- 
frankreieh  die  Ausbreitung  der  Industiie. 

Die  steigenden  Ausbeuten  zeugen  von  den 
Fortschritten  der  Technik  und  der  Leistungs- 
fähigkeit unserer  Rflbenkultur,  die  durch 
wissenschaftlich  begründete  Samenzucht  ein 
unendlich  viel  wertvolleres  Rohmaterial  zu 
erzielen  verstanden  hat.  Die  Ergebnisse  der 
letzten  Zeit  sind  um  so  bemerkenswerter,  als 
die  jetzige  Gesetzgebung  nicht  wie  Ausgangs 
der  8üer  Jahre  die  Entzuckerung  der  Me- 
lassen begünstigt,  sondern  wachsende  Mengen 
derselben  und  damit  grosse  Quantitäten  von 
Zucker  als  Futter  in  die  Viehställe  der 
Landwirte  zurückwandern. 

Wie  sich  die  Rüben  Zuckerproduktion  der 
Welt  in  den  letzten  Jahren  ent«-ickelt 
hat  und  welchen  Anteil  daran  die  haupt- 
sächlichsten Produktionsländer  nehmen,  zeigt 
die  aui  S,  1000  folgende  Tabelle  B,  deren 
jüngste  Ziffern  dem  neu  erschienenen  grossen 
Werke  von  Eeliot  »le  sucre  de  betterave 
en  Francfii  (Paris  1900)  entnommen  und. 

Auch  in  dieser  Tabelle  tiefem  die  Zahlen 
ein  erfreuliches  Bild  für  die  Entwicbelung 
der  deutschen  Industrie  im  Veixleich  zur 
Weltindustrie.  Während  Deutschland  noch 
in  den  siebziger  Jahren  mit  Oesterreich  uud 
Russland  etwa  gleichwertig  war,  aber  hinter 
Franh^ich  durchschnittlich  weit  zurück- 
stand, ändert  sich  das  Bild  plötzlich  in  den 
achtziger  Jahren.  Deutschhüid  tritt,  allen 
anderen  weit  voraus,  an  die  Spit7.e  aller 
Rübenzuckerländer  und  lieferte  im  Jahre 
1884  nicht  weniger  als  43,7  "la  der  Qesamt- 
erzeugung.    Die  aiissergewOhDÜch  sdinelle 
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Tabelle  A. 

Eat-wickelung  der  Rübenzucherindustrie  in  Deutschlaud. 

Betriebsjahr 

Zahl  der 

Fabriken 

im 

Verarbeitete 
Rüben 

Gewonnener 
Eohzncker 

Ihirohschnitt- 
liche  Eüben- 
vererbeitnng 

Za  1  de 
EohBucker 
ertorderlich 

Ansbente 
ans  den 
Rüben 

Betriebe 

Tonnen 

Tonnen 

pro  Fabrik 

Kttben 

i.  1000  kfT 

4  1000  kg 

de 

de 

•/. 

1836-37 

132 

25346 

1408 

2077 

17,29 

5,55 

1840-41 

145 

241486 

14205 

16654 

17,00 

5,88 

18Ö0~61 

184 

736315 

53  349 

4001t 

1380 

7,25 

1860-61 

247 

i  467  702 

126526 

59421 

iijeo 

8,62 

1870-71 

304 

3050745 

1S641S 

100681 

11,60 

8,62 

1871—73 

3" 

2250918 

186441 

72377 

12,07 

8^8 

1872-73 

324 

3 181  SSO 

262551 

98196 

12,12 

8,25 

1878-7i 

337 

3  5^8  763 

291040 

104711 

»4 

1874—75 

333 

2  756  745 

256412 

82785 

i°,7S 

930 

1876—76 

33a 

4  161  284 

358048 

125340 

11,62 

8,60 

1876—77 

328 

3550036 

290930 

108233 

12,20 

8,19 

1877-78 

329 

4090968 

380510 

124346 

10,75 

9,30 

1878-79 

334 

4628747 

430160 

142863 

10,76 

9,29 

1879-80 

3*8 

4805261 

415420 

146502 

11,57 

8;6s 

1880-81 

333 

6  322  203 

573  030 

186903 

11,06 

9,04 

1881-82 

343 

6271947 

632290 

182  S60 

io;o8 

9,92 

1882-83 

358 

8747153 
8918130 

848930 

»44  334 

10,30 

9,71 

1883—84 

376 

960610 

237  184 

9,28 

10,77 

1884-86 

4^8 

10402688 

1  146  740 

254968 

9,07 

11,02 

1886-86 

399 

7070316 

838  los 

177200 

8;44 

.i;85 

1866-87 

401 

8  306  652 

1 023  734 

207148 

8,16 

12,J2 

1887-88 

391 

6963960 

958868 

178081 

7:^6 

13.77 

1888-89 

396 

7896183 

990890 

199651 

7,97 

12,55 

1889-90 

401 

982263s 

1  261  353 

244950 

7,79 

12,84 

1890-91 

406 

■0623319 

133622. 

261  658 

7,95 

12.54 

1891-92 

403 

9488002 

1  198025 

235000 

7,92 

12:62 

1892—93 

401 

9811939 

1  230  83s 

244687 

7.97 

l*,S4 

1893-94 

40s 

10644351 

136600. 

262  823 

7,79 

1^:83 

1894—95 

405 

14521029 

I  827  973 

358  568 

7,94 

12,58 

1895—96 

397 

11672810 

1  637  057 

294025 

7,13 

14,02 

1896--97 

399 

13721  601 

1  821 223 

343899 

7,53 

13,27 

1897—98  ■ 

402 

13  697  891 

1844400 

340  743 

7,43 

"3f46 

1898-99 

402 

12150642 

1722429 

302  254 

7,05 

14.17 

1899—900 

399 

12439301 

1  795  478 

311761 

6,93 

14,43 

1900—01*) 

395 

132529" 

i  970000 

335  5!» 

6,72 

14,86 

•)  Schi 

tsung. 

Vennehrung  der  Produttion  hatte  aber  zu 
einer  schwereu  Krisis  geführt,  und  die 
Biukenden  Preise  veianlassteD  in  Deutech- 
iaud  einen  StUIstand  in  der  Ent  Wickelung, 
den  sicii  andere  Länder  zu  nutze  machten, 
um  ihrerseits  die  LQcke  auszufüllen,  die 
durch  die  in  Deutschland  der  Zuckerindustrie 
sÜBeitig  gepredigte  Produktion  seinschiänkung 
entetanden  war.  So  ist  an  dem  Fortechritt 
in  den  niicheten  10  Jahren  Deutschland  kaum 
beteiligt,  wahrend  alle  anderen  Länder 
schndl  ihre  Produktion  auedehnen.  Erat 
1894/95  geht  die  deutache  Industrie  wieder 
Sprungweise  vorwärts,  bleibt  dann  aber  auf 
der  eiJamal  erreichten  Höhe  annähernd  stehen, 
während  seine  Mitbewerber  auf  dem  Welt- 
markte, namentlich  Frankreich,  Bussland, 
Belgien,  Holland  und  die  neuen  ProduktiooB- 
Iftoder  gerade  in  den  letzten  sechs  Jahren 
ihre   Eräenguug  in   ungewöhnlicher   Weise 


vermehren,  zum  Teil  mehr  als  verdoppeln 
Dabei  figurieren  unter  den  »anderen  Ländern  « 
im  letzten  Jahre  Schweden  bereits  mit 
111000  Tonnen,  die  Vereinigten  Staaten  mit 
77  000,  Italien  mit  60000  Tonnen.  Deutsch- 
land ist  dadurch  relativ  zurückgedrängt,  es 
Hefert  im  Jahre  1900/1901  nur  noch  32,7  "/o 
des  gesamten  Rübenzuckers  der  Welt  gegen 
42,7  0/0  im  Jahre  1884/85. 

Von  einer  »rücksichtslosen«  Ausdehnung 
der  »durch  Prämien  grossgefütterten »  deut^ 
sehen  Zuckerindustrie  kann  also  in  den 
letzten  Jahren  gewiss  nicht  die  Rede  sein, 
vielmehr  haben  andere  Länder,  wenn  von 
einer  Ueberproduktion  gesprochen  wird,  in 
weit  stärkerem  Masse  dazu  beigetragen  ais 
Deutschland.  Auch  der  Eoloniaizucker  hat 
in  jüngster  Zeit  wieder  einen  grösseren  An- 
teil an  der  Versorgung  des  Weltmio'kteB  ge- 
nommen,  und   aus   der   durch    die   obigen 
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TabeUe  B. 
Die  Produktion  von  Rübenzucker  in  1000  Tonnen  il  1000  kg. 


Betiiebajahr 

Dentach- 
land 

Frant- 
reicli 

Enssland 

Oester- 

reich 

Bdgieu 

Nieder- 
lande 

Andere 
Länder 

Somnia 

1862-63 

84 

ca.    5° 

aS 

30 

9 

3 

_ 

202 

1869—60 

"45 

ca.  30 

84 

17 

3 

45" 

1864-65 

170 

169 

48 

27 

3 

52.) 

1869-70 

217 

289 

133 

«51 

43 

8*6 

1871—72 

186 

33S 

171 

240 

94 

18 

ö 

1051 

1872-73 

361 

408 

224 

259 

99 

'S 

6 

1*85 

1873-74 

291 

396 

Z19 

278 

92 

31 

7 

1316 

1874-75 

256 

450 

203 

268 

93 

23 

7 

1303 

1875-76 

358 

462 

247 

321 

JOS 

30 

7 

1533 

1876-77 

290 

343 

340 

393 

59 

6 

1255 

1877-78 

380 

393 

192 

355 

81 

36 

6 

IS4" 

1878-79 

430 

43a 

273 

396 

91 

26 

6 

1659 

1879-80 

415 

277 

300 

439 

75 

23 

7 

1539 

1880-81 

573 

317 

276 

533 

89 

28 

8 

1830 

1881-82 

632 

376 

293 

453 

95 

»5 

9 

1897 

1882-83 

848 

40s 

317 

536 

107 

29 

»255 

1883-84 

960 

454 

343 

527 

138 

42 

"5 

2500 

1884-86 

1146 

30s 

388 

676 

"S 

44 

ao 

2697 

1885—86 

838 

396 

5=8 

395 

6a 

86 

25 

2173 

1886-87 

489 

480 

^ 

118 

39 

26 

2735 

1887-88 

'958 

385 

435 

131 

41 

31 

3383 

1888-89 

990 

461 

474 

5'7 

134 

41 

26 

3437 

1889—90 

1260 

783 

444 

740 

303 

69 

32 

3533 

1890-91 

'331 

694 

544 

778 

20s 

70 

35 

3666 

1891--92 

1198 

650 

550 

780 

180 

40 

43 

3437 

1892-93 

1231 

5"8 

455 

S02 

180 

68 

52 

3372 

1893-94 

1366 

548 

647 

834 

72 

loS 

3795 

1894—96 

1828 

748 

•601 

I04S 

240 

80 

"57 

4699 

1895-96 

1637 

660 

7  IT 

78. 

azo 

103 

163 

4281 

1896-97 

1821 

742 

720 

918 

280 

156 

190 

4837 

1897-98 

1844 

8m 

720 

823 

334 

126 

.98 

47S5 

1898-99 

1722 

782 

•755 

1043 

309 

"50 

"67 

4837 

1899-900 

1795 

918 

898 

1098 

270 

169 

308    ■ 

5456 

1900-01 

1970 

1146 

♦938 

1064 

3ao 

180 

43* 

6040 

•)  Sohätnmg. 

Zahlen  gekennzeichneten  Entwickelungs- 
geschichte  dieser  grossartigen  Wellindufitrie 
wird  man  am  wenigsten  auf  einen  Stillatand 
derselben  für  die  Zukunft  schliessen  können. 
Wie  sich  die  beiden  grossen  Neben- 
buhler, der  Rüben-  und  der  Rohrzucker,  auf 
dem  Weltmarkt  in  die  Versoming  des- 
selben geteilt  haben,  mögen  die  Zahlen  der 
folgenden  Tabelle  C  veranschauiichen.  Zu 
bemerken  ist  dazu  nur,  dass  die  angegebene 
Rohrzuckerproduktion  nicht  die  gesamte 
Zuckererzeugung  darstellt,  sondern  nur  die 
Mengen,  die  auf  den  Weltmarkt  hinaus- 
treten, also  z.  B.  nicht  die  ungeheueren 
Qnantilflten,  die  in  Ostindien  von  den  Ein- 
geborenen produziert,  aber  auch  an  Ort  und 
Stelle  konsumiert  werden.  Ebenso  ist  für 
China  und  andere  litnder  nur  das  Quantum 
in  Rechnung  gestellt,  das  in  den  auswärtigen 
Handel  übergeht.  Auf  absolute  Zuverlässig- 
keit haben  die  Zahlen  daher  keinen  Anspruch. 


Wir  halten  uns  dabei  au  die  Schätzungen 
der  »Deutschen  Zuckerindustrie«. 

Der  Zucker  der  nordischen  RimkelrQbe. 
anfangs  als  Konkurrent  kaum  beachtet,  hat 

also  das  Produkt  d^  tropischen  Zucker- 
rohrs immer  mehr  auf  dem  Weltmärkte  be- 
drängt und  in  den  letzten  Jahrzehnten 
dauernd  das  üebetgewicht  erlangt,  so  dass  er 
schliesslich  genau  zwei  Drittel  des  Weltbe- 
darfs zu  decken  verm^,  -während  er  noch  tot 
30  Jahren  kaum  ein  IMttel  dazu  beisteuerte. 
Ob  es  dem  Rübenzucker  gehngcn  wird, 
trotz  der  scheinbaren  üeberiegenheit  des 
tropischen  Elimas  und  Bodens  auch  ferner 
diese  Stelle  zu  behaupten,  hängt  von  den 
mannigfachsten  Verhältnissen  ab,  —  von  der 
technischen  Leistungsfthigteit  des  Rüb«i- 
baues  und  der  Rüben  Verarbeitung  ebenso 
wie  von  der  pohtischen  und  wirtschafÜichoD 
Entwickelung  der  Kolonieen,  nicht  sum 
mindesten  aber  von  der  Gestaltung  der  Be- 
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Tabelle  C. 

1 

Zuckerproduklion  für  den  Weltmarkt  in    | 

1000  Tonnen  ä  1000  kg. 

Produktion  an 

Gesamte 
Zucker- 

iiil 

jabr"" 

dnkti<ai 

Rflbeii- 

Bohr- 

I* 

zncker 

Eucker 

% 

1852—53 !      aiM 

tz6o 

1463 

14,0 

1869-601      451 

1540 

179* 

25.7 

1864-65 !      539 

1466 

1996 

26,5 

1869—70       846 

1740 

2586 

32,7 

1871-721     1051 

1868 

2920  \ 

36,0 

1872-731     1285 

I9S3 

3»39 

39,7 

1873—74      1316 

•8« 

316S 

4h(- 

1874-76      1303 

1903 

3206 

40,6 

1875-76!     1532 

1901 

3434 

44,6 

1876-77!     1ZS5 

1974 

3829 

32,6 

1877—78      1541 

igoo 

3442 

44.8 

1878—79      1659 

3126 

3785 

43,8 

1879-flO,     .539 

1988 

3528 

43,6 

1880-81 1     1820 

2027 

3847 

47J 

1881-82      1897 

2ZOS 

4103 

4612 

1882-83      Z2S5 

3346 

4501 

50,1 

1883-84;    250° 

3420 

4930 

50,8 

1884-851    3697 

2594 

5291 

5',o 

1886-86      2173 

2590 

4763 

45,« 

1886-871    2725 

3630 

5356 

50.9 

1887-88      2383 

2635 

5008 

47,6 

1888-891    3437 

2453 

489« 

498 

1889-901    3523 

»507 

6000 

58,2 

1890-91      3666 

2S60 

6536 

50,2 

1891-921    3437 

3160 

6597 

52,1 

1892-93      3373 

3950 

6J32 

53,3 

189ä-94      3795 

3561 

735Ö 

'ii 

1894-95 !    4699 

35  70 

8269 

1896-961    4281 

2945 

7226 

59.2 

1896—97      4837 

»477 

7314 

66,1 

1897-981    47SS 

2864 

7619 

63,3 

1898-99'    4837 

3995 

7823 

6.;7 

1899—900      5456 

2867 

8323 

65,5 

1900-01  .  6040 

1 

343S 

947S 

63,7 

Btenerung  des  Zuckers  in  den  euro 

paschen 

Eiilturataaten.    Denn  kaum  eine  an 

dere  In- 

dustrie  ist  in  ihrer  Entwickelung 

BO  sehr 

■wie  diese  vod  der  Art  aod  Höhe 

der  auf 

ihr  laslenden  Steuer  abhängig  gew« 

sen  und 

zum  Teil  noch  heute  abhängig. 

II.  Die  BeBtenerang  dee  Zdc 

kerg. 

©r  ver- 

sohiedenen  Steuerformeo 

Daas  der  Zucker,  weil  aus  le 

cht  ver- 

danlichen  Sohle  ahydrateu  bestehend 

groBsen 

Nährwert  besitzt  und  überaus   cd! 

Btig  auf 
B  Ueber- 

die  Muskelthätigkeit  einwirkt,  diea 

zeugung  dringt,  trotz  mancher  noc 

h  immer 

entgegenstehender  Vonirteile,  imm 

er  mehr 

durch.    B 

iBher  wi 

rd  aber 

Zucker 

haupt- 

sächlich  wegen  seines  süssen  Ge- 
ackes  als  würzende  Beigabe  zu 
anderen,  gleichfalls  Eohlenhydrate  enthalten- 
den mehhgen  Suletauzen  oder  zur  Erhöhung 


anregenden  und  erfrischenden  Oetrfioken 
verwendet  £in  e^Dtliches  Ni^rungsmittel 
und  als  solches  in  grösseren  Mengen  direkt 
genossen  wird  er  nur  vereinzelt  in  den  tro- 
pischen Ländern  —  z.  6.  in  Venezuela  — , 
während  er  in  den  nCrdlichen  Eulturländem, 
selbst  wo  sein  Verbrauch  grosse  Dimen- 
Edonen  angenommen  hat,  immer  noch  als 
ein  entbehrliches  Oenussmittel  be- 
trachtet wird. 

Doch  macht  der  hohe  Nährwert  des 
Zuckers  und  seine  leichte  Verdaulichkeit 
ihn  im  Gegensatz  zu  den  absolut  nahrungs- 
losen und  unverdaut  den  Körper  passieren- 
den künstliohen  Süssatoffen  als  GewOrzstoff 
ganz  besonders  geeignet. 

Aber  der  Zucker  ist  eines  von  denjenigen 
Genussmittelo  die  im  Gegensatz  zu  den 
meisten  alkoholischen  Getränken,  zum  Tabak 
etc.,  selbst  in  grosseren  Mengen  verbraucht,, 
keinen  schädliahen  Einfluss  auf  den  Organis-' 
mus  ausüben. 

Wenn  also  auch  eine  Besteuerung  dieses 
vielgebrauchten,  aber  immerhin  entbehr- 
lichen Genussmittels  —  das  beweist  bei- 
pielsweise  der  ganz  verschiedene  Verbrauch 
(er  einzelnen  Kulturvölker  —  finanzpolitisch 
durchaus  gerechtfertigt  ist,  so  zwin^n  doch 
keine  sittenpolizeilichen  Gründe,  wie  beim 
Spiritus,  zu  einer  besonders  hohen 
Belastung  des  Zuckers.  Wo  die  Finanzlage 
des  Staates  es  gestattet  und  die  ßevdkening 
sich  an  den  Verzehr  grosser  Mengen  ge- 
wöhnt hat,  ist,  wie  es  eine  Zeit  lang  in 
England  und  Nordamerika  der  Fall 
war,  eine  Steuerfreiheit  durchaus  berechtigt; 
ebenso  wie  andererseits  da,  wo  man  ge- 
zwungen ist,  selbst  notwendige  Unterhuts- 
inittel  zur  Steuer  heranzuziehen,  eine  starke 
Belastung  dieses  gesunden,  nahrhaften  *Ge- 
nussmittels«  den  Forderungen  der  Gerechtig- 
keit entspricht. 

So  lange  der  Zucker  nur  unter  tropischer 
Sonne  gedieh,  war  seine  finanzielle  Nutz- 
barmachung leicht,  der  Zuckerzoll  war 
jedem  anderen  Zolle  in  seinem  Wesen  gleich, 
eine  besondere  Zuckersteuer  gab  es 
nicht.  Erst  als  der  in  Europa  heimisch  ge- 
worfene Rübenzucker  in  grösserem  Umfange 


verminderte,  begann  man  eine  besondere 
Besteuerung  des  Zuckers.  Dass  dieselbe  ilire 
pnz  eigenartigen ,  technischen  Schwierig- 
[eiten  hatte,  dass  sie,  aus  Rücksicht  auf  die 
vielverheissende  junge  Industrie  im  eigenen 
Lande,  auch  volkswirtschaftlich  ganz  be- 
sondere Anpassung  an  die  gegebenen  Vor- 
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hfUtoisse  verlaogte,  fOhrte  daz»,  dass  man 
gerade  auf  dem  Gebiete  dieser  Steuer  zu 
mannigfachem  Wechsel  der  Systeme  und 
der  Steuersätze  kam  und  dass  der  Streit 
tlber  das  theoretisch  und  praktisch  rich- 
tigate  System  zeitweise  mit  grosser  Heftig- 
keit entbranDte. 

Der  Zuckerzöll  wurde  mit  der  Ent^ 
Wickelung  der  eigeneo  Erzeugung  natürlich 
aus  einem  reinen  FinanzzoU  ein  Scliutzzoll 
imd  ist  es  selbst  in  den  stark  exportieren- 
den Zuckerländern  bis  heute  gehlieben,  ob- 
wohl er  eine  preissteigernde  Wirkung  hier 
kfuim  noch  auszuüben  vermag,  da  der  Welt- 
marktspreis und  die  SteuerrOck Vergütung 
den  Inlandspreis  in  solchen  Ländern  be- 
stimmen und  böchstene  Fraclitdifferenzen 
in  den  der  Grenze  nahegelegenen  Distrikten 
w^ien  des  Zolles  zum  Preise  hin zugeschl^en 
werden  kOonen. 

In  den  Yereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika und  neuerdinge  in  einigen  englischen 
Kolon ieeo  hat  man  zu  dem  eigentlichen 
ZuckerzoU  noch  einen  Differentialzoll  hinzu- 
geschlagen, der  von  Zuckern  derjenigen 
lAnder  erhoben  wird,  die  direkt  oder  in- 
direkt die  Ausfuhr  ihres  Produktes  prämi- 
ieren. Auch  dieser  Differentialzoll  soU  ein 
Schutzzoll  sein,  kommt  aber  als  solcher 
nur  in  beschränktem  Umfange  zur  Geltung, 
da  bei  der  grossen  Verschiedenheit  der 
Pr&uien  die  hochbegUnstigten  Zucker  ein- 
fach vom  Import  ausgeschlossen  werden 
und  die  am  niedrigsten  prämiierten  nur 
dann  eingeführt  werden,  wenn  nicht  prämi- 
ierter Zucker  nidit  vorteilhafter  gekauft 
werden  kann. 

Jede  Besteuerung  des  einheimischen 
Zuckers  hat  als  Verzehrungssteuer  den 
Zweck,  das  im  Lande  erzeugte  und  zum 
Verbrauch  gelangende  Produkt  mit  der 
Steuer  zu  belegen.  Da  aber  der  in  den 
'  Rohzuckerfabriken  hergestellte  Zucker  von 
ganz  verschiedener  Güte  war  und  die 
Bteuertechnische  üeberwachung  des  Betriebes 
ihre  besondere n  Schwierigkeiten  bot,  so 
suchte  man  bei  Einführung  der  Steuer  zu- 
nächst aus  leichter  kontrolGerbaren  Anhalts- 
punkten die  Hohe  der  Ausbeute  zu  be- 
rechnen. Bald  sah  man  ein,  dass  man 
dadurch  der  Art  der  Verarbeitung  eine 
ganz  besondere  Richtung  gab,  dass  der 
Kampf  gegen  die  Steuer  Voraussetzungen 
das  Gewerbe  mächtig  vorwfirts  trieb,  und 
man  behielt  z.  T.  deswegen  die  theoretisch 
weniger  vollkommenen  Steuerverfahren  bei, 
suchte  nur  mit  den  Steuersätzen  den  Fort- 
scliritten  der  Industrie  nachzukommen. 

So     haben     sich     die    verschiedensten 

Stenorformen    herausgebildet,     älan   erhebt 

die  Steuer  heute  i 

1.  nach    dem  Gewicht  der  verarbeiteten 

Rüben, 


2.  nach    der  Leistungsfähigkeit   der   be- 
nutzten Apparate, 

3.  nach  der  Dichtigkeit  des  Zuckersaftes, 
4  nach   dem   fertigen,   zum  Inlandsver- 

brauch  bestimmten  Produkt. 
1.  Die  Rohmaterials  teuer.  Die  erstere 
Form,  die  sogen. Material-  oder  Rflben- 
steuer,  verlangt  eine  genaue  steueramt- 
liche  Verwiegung  aller  zur  Verarbeitung 
gelangenden  Rüben,  nimmt  dann  eine  be- 
stimmte Ausbeute  an  Rohzucker  bestimmter 
Güte  daraus  an  und  belegt  dem^mSss  das 
Rohmaterial  mit  einer  Steuer.  Die  hei  Ein- 
führung dieses  Modus  wichtigen  Vorteile 
waren  die  Leichtigkeit  der  Kontrolle  und 
die  absolut©  Bewegungsfreiheit  des  Fabri- 
kanten. Die  Aufeicht  beschränkte  sich 
darauf,  dass  keine  anderen  als  die  amthch 
verwogenen  Rüben  in  die  Kttben-  oder 
Schnitzelmaschine  kamen,  diese  Kontrolle 
war  bei  zweckentsprechender  Anordnung 
der  Apparate  sehr  leicht  und  ersparte  dem 
Fabrüünten  das  auch  sonst  notwendige  Er- 
mitteln des  Gewichtes  seiner  Rohmaterialien. 
Er  behielt  vSIlig  freie  Haud,  seinen  Betrieb 
zu  gestalten,  wie  es  ihm  am  vorteilhaftesten 
schien.  Die  Steuer  verteuerte  ihm  sein 
Rohmaterial  schliesslich  fast  auf  das  Doppelte 
des  früheren  Preises,  sein  Streben  musste 
natürlich  duuuf  gerichtet  sein,  möglichst 
an  diesem  kostbaren  Rohstoff  und  damit  an 
Steuer  zu  sparen.  So  begann  fast  not- 
wendig ein  Kampf  der  Technik  gegen  die 
Steuer,  d.  h.  wenn  das  Gesetz  voraussetzte, 
dass  11^/4  Ceutner  Rüben  ziu-  Herstellung 
von  einem  Centner  Zucker  notwendig  seien 
und  dementsprechend  die  Steuer  bestimmte, 
so  bemühte  man  sich,  statt  dessen  so  viel 
weniger  zu  verbrauchen  und  an  At^jaben 
zu  sparen.  Dies  Streben  ist  an  sich  vollauf 
berechtigt  und  volkswirtschaftlich  vortöl- 
haft,  denn  es  führt  zu  rationellster  Aus- 
nutzung des  vortiandenen  Rohstoffes  und  zu 
möglichster  Veredelung  des  letzteren;  es 
hat  die  gewaltigen  Fortschritte  der  deut- 
schen und  neuerdings  der  franzSsischen 
Fabrikation  in  erster  Linie  bedingt  und  ist 
um  so  notwendiger,  je  höher  der  Schutizoll 
und  damit  der  Anreiz,  im  alten  Schlendi-ian 
mühetos  grosse  Gewinne  zu  machen. 

Aber  das  Ungerechte  und  viel  Ange- 
feindete bei  dieser  Materialsteuer  liegt  darin, 
dass  sie  keine  Rücksicht  nimmt  und  nehmen 
kann  auf  die  Verschiedenheit  der  Bübes. 
wie  sie  notorisch  dm^  die  Verschiedenheit 
des  Bodens,  des  Klimas,  des  Wetters  und 
der  Kultur  bedingt  ist  So  wird  derjenige 
Fabrikant,  der  unter  ungünstigen  Be- 
dingungen arbeitend  16  Centner  Rüben  zur 
Herstellung  von  einem  Centuer  Zucker  ge- 
I  braucht,  doppelt  soviel  Steuer  entrichten. 
lals  derjenige,  der  bereits  aus  8  Ceutn^D 
I  ebensoviel  fertiges  Produkt  herstellt    ^Ver 
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dann,  im  Besitze  aoBreichender  Kapilalieo, 
zugleich  imstande  ist,  die  besten  MaschineD 
aofzostellen,  wird  ebenso  durch  die  Steuer 
hef^tiuBÜgt  im  Yei|;leich  zu  dem,  der  wenig 
leistungsfähige  Apparate  anwenden  inuBS, 
wie  der  B^tzer  besonders  guten  Roh- 
materials. 

Unter  der  Herrschaft  dieses  Steuersystems 
mnd  also  die  Grossbetriebe  vor  den  Klein- 
betrieben stark  bevorzugt  und  ist  zugleich  die 
Industrie  an  die  auserwählten  Landstriche 
gebunden,  in  denen  ein  igeborener  Rtlben- 
boden* möglichst  sichere,  gleichmäasige 
Ernten  einer  besonders  reinen,  zuckerreiehen 
Rflbe  gewÄhrt  Der  Widerspruch  gegen 
diese  Art  der  Steuererhebung  kam  daher 
stets  aus  denjenigen  Landstrichen,  in  denen 
unter  dem  Druck  der  Steuer  die  ei'wünschte 
Industrie  nicht  erstehen  konnte  oder  in 
denen  die  vorhandenen  Fabriken  wegen  der 
geringeren  Öunst  von  Boden  und  Klima 
mehr  Steuer  entricliten  mussten,  als  sie 
naehher  beim  Verkauf  wieder  erhielten, 
■während  die  begünstigten  Fabriken  in  der 
ersparten  Steuer  eine  oft  nieht  unbeträcht- 
liche Prämie  bekamen.  Denn  selbstverständ- 
lich tonnte  der  Gesetzgeber  immer  nur  die 
mittlere,  unter  normalen  Verhältnissen 
zu  erzielende  Ausbeute,  nicht  die  nngücstigste 
zu  Grunde  legen  und  er  musste  die  Ziffer 
erhöhen,  wenn  die  Erfalirung  lehrte,  dass 
die  Fortschritte  in  der  Kuben  Züchtung 
und  der  Art  der  Verarbeitung  im  Durch- 
schnitt ein  weit  ^sseres  Aiisbriagen 
gestatteten.  Dabei  bleibt  immer  dem  einen 
ein  Verlust,  dem  anderen  ein  Gewinn. 
Dieser  Gewina  tritt  um  so  sichtbarer  her- 
vor, je  mehr  das  Land  zur  Ausfuhr  seines 
Zuckers  gezwungen  wird.  Denn  da  die 
Verzehrungssteuer  nur  den  inländischen 
Verbrauch  treffen  soll,  muss  dem  ausge- 
führten Produkt  die  Steuer  zurückerstattet 
werden.  Das  kann  aber  nur  geschehen  im 
Yeriiältnis  zu  der  gesetzlichen  Aus- 
beuteannabme,  und  wird  diese  in  grösserem 
Umfange  überschritten,  werden  weniger 
Roben  gebraucht  und  weniger  Steuern  ge- 
zahlt, so  enthält  die  Steuerrückvergütung 
eine  Ausfuhrprämie,  die  dem,  der  sie 
unter  der  Gunst  der  Verhältnisse  geniesst, 
es  ermöglicht,  im  Notfall  ohne  Schaden 
billiger  verkaufen  zu  können.  Dadurch 
wird  der  doppelt  geschädigt,  der  keine 
Prämie,  sondern  noch  Verlust  durch  die 
Steuer  hat  und  um  so  weniger  imstande 
ist,  bilhg  zu  verkaufen,  als  das  schlechtere 
Rohmaterial  ihm  ohnehin  die  Fabrikation 
verteuert. 

Die  mit  den  Fortschritten  des  Rüben- 
baues und  der  Fabrikation  sich  mehrende 
Ausfuhrprämie  wird  aber  einen  Anreiz  zu 
immer  weiterer  Ausdehnung  der  Produktion 
bieten  und  führt  notwendig  bei  steigendem 


Export  zu  immer  mehr  sinkenden  Einnahmen 
der  Staatskasse. 

All  diesen  übrigens  in  der  Praxis  dch 
zum  Teil  durch  die  Verschiedenheit  der 
Boden-  und  Pachtpreise,  sowie  der  sonstigen 
Produktionskosten  ausgleichenden  Bedenken 
gegenüber  ist  aber  mit  Nachdruck  auf  die 
gewaltige  erziehende  Kraft  einer  solchen 
Materialsteuer  hinzuweisen,  die  um  so  mehr 
ins  Gewicht  fällt,  je  weiter  die  Industrie 
und  der  Rübenbau  zurückgeblieben  sind. 
Noch  1882  meinte  Juhus  Wolf,  dass  "die 
EiufOiirung  der  Rüben  Steuer  in  irgend  einem 
Zucker  produzierenden  Lande  nicht  möglich 
wäre«.  Die  Thatsachen  haben  ihn  wider- 
legt. Frankreich  hat  seit  1884  die  deutsche 
Materialsteuer  eingeführt  und  seine  Industrie 
zu  neuer  Blüte  gebracht.  Das,  sowie  ein 
Bhck  auf  die  Entwickelung  der  deutschen 
Industrie,  beweist  genügend,  wie  einseitig 
es  M-ar,  wenn  die  G^ner  dieser  Steuer- 
form stets  betonten,  dass  all  die  Fort- 
schritte auf  dem  Gebiete  der  Rübenzüchtung 
und  die  Entzuckenmg  derselben  nur 
»Künsteleien«  seien,  die  keinen  dauernden 
Wert  für  die  Volkswirtschaft  hätten.  Das 
Errungene  hat  sich  bewährt  und  bildet 
auch  nach  Fortfall  der  Materialsteuer  die 
Grundlage  weiteren  Fortschrittes. 

Ob  bei  einer  gewissen  Stufe  der  Ent- 
wickelung dann  ein  Verlassen  dieser  »er- 
ziehenden« Steuer  berechtigt  ist,  wollen  wir 
unten  bei  Besprechung  der  deutschen  Ver- 
hältnisse kurz  erörtern. 

2.  Die  Panschalatener.  Die  zweite 
Methode  der  Besteuerung,  welche  die  Last 
nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Apparate, 
spedell  der  Saftgewinnungsapparate,  umlegt 
(Pauschalierungssteuer),  hat  einige 
Vorteile,  aber  noch  mehr  die  Nachteile  der 
Rul>ensteuer.  Sie  ist  leicht  umzulegen, 
leicht  zu  überwachen,  ISast  dem  Fabrikanten 
völlig  freie  Hand  in  der  Äuabilduug  seines 
Betriebes,  bietet  aber,  selbst  wenn,  wie 
Bchhesslich  in  Oesterreich,  die  Anzahl  der 
Füllungen  der  Diffusionsbatterien  und  deren 
Baurainhait  zu  Grunde  gelegt  wird,  noch 
weniger  sicheren  Anhalt  zur  Beurteilung 
der  wirklichen  Leistung  als  das  Verwiegen 
der  rohen  Rüben. 

Auf  die  Ungleichheit  des  Rohmaterials 
ist  auch  hier  keine  Rücksicht  zu  nehmen, 
die  Schwierigkeit,  die  Exportbonifikationen 
genau  zu  bemessen,  ist  noch  grösser,  und 
die  erzieherische  Kraft  der  Steuer  wird 
hauptsächlich  der  Technik  des  Betriebes  zu 
gute  kommen  und  diese  ieiclit  in  eine  ein- 
seitige, wenig  vorteilhafte  Richtung  drängen. 

8.  Di©  Saftstener.  Theoretisch  voll- 
kommener erscheiot  zunächst  die  dritte 
Form  der  Znckersteuer,  welche  Menge  und 
Güte  des  gewonnenen  Rübensaft  es  misst 
und  tlaraus  die  mutmassliche  Ausbeute  be- 
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rechnet  Die  Steuer  -mrd  dabei  in  elDem 
späteren  Stadium  der  Produktion  ermittelt, 
neben  der  Menge  des  Eohatoffes  Bollaucli 
sein  Zuckergehalt  in  Rechnung  gezogen 
werden,  so  daes  alle  Einwendungen  gegen 
die  Ungleichheit  des  Materials  hier  hiofiUlig 
■werden  müssten,  die  schlechten  Rüben,  auf 
ungeeignetem  Boden,  unter  schlechter  Pflege 
gewacnsen,  durch  die  Steuer  nicht  un- 
günstiger gestellt  sein  würden  als  die  besten. 
Aber  es  bleibt  zum  Kampf  gegen  die  Steuer- 
festsetzungen auch  hier  noch  Raum  genug 
in  der  späteren  Art  der  Verarbeitung  der 
Säfte,  und  wenn  man  zur  Feststellung  des 
Zuckergehaltes  sich  einfach  an  die  Dichtig- 
keit, an  das  specifische  Gewicht  des  Saftes 
hält,  so  ergeben  sich  neue  Schwierigkeiten, 
da  auch  die  eine  gute  Ausbeute  verhindern- 
den »Nichtzuckern  mit  gemessen  werden 
und  somit  gleich  dichte  Säfte  keineswegs 
gleich   hohe  Zuckergewinnung  garantieren. 

Man  müsste  also  zu  einer  genauen  Po- 
larisation des  Saftes  schreiten,  um  die  Un- 
gerechtigkeit zu  vermeiden,  die  in  derKicht- 
Derflcksichtigung  der  Salze  und  Nichtzucker 
liegt;  aber  zu  solchen  subtilen  Unter- 
suchungen wird  das  Gros  der  Steueraufseher 
kaum  verwendet  werden  können,  und  die 
Gefahr  einer  betrügerischen  Handhabung  ist 
gross.  Dazu  kommt,  dass  auch,  wenn  man 
die  einfache,  in  Belgien  übliche  Form  der 
Spindelung  der  Säfte  beibehält,  die  ganze 
Betriebsstätte  einer  sehr  lästigen  Ueber- 
wachung  der  Steuerbehörden  unterworfen 
und  zeitweilig  die  Fabrikation  unterbrochen 
werden  muss,  ohne  dass  hinsichtlich  gleich- 
massiger  und  gerechter  Verteilung  der  Last 
ii^ndwie  Besseres  erreicht  wird  als  bei 
der  ßohmaterialsteuer.  Zuckerprflmien  er- 
geben sich  auch  hier  für  die  günstig  ar- 
beitenden Fabriten,  und  das  Interesse  des 
Fiskus  ist  hier  wie  bei  der  Pauschalierungs- 
Bteuer  nicht  selten  durch  eine  Kontingen- 
tierung des  Steuersolls  zu  wahren  ver- 
sucht worden,  indem  das  Gesetz  bestimmte, 
dass  ein  vorher  festgesetzter  Betrag  unter 
allen  Umständen  für  die  Staatskasse  heraus- 
kommen müsse  und  die  Fabrikanten  pro 
rata  ihrer  Steuerzahlung  zu  Nachzahlungen 
verüichtet  seien,  wenn  durch  starken  Export 
resp.  die  Exportprämien  der  kontingentierte 
Betrag  nicht  erreicht  wurde.  Durcli  solche 
nachträgliche  Steuei-zahlung,  die  jede  ge- 
sunde Kostenrechnung  unmöglich  macht, 
wird  naturgemäss  die  Ungerechtigkeit  dieser 
Erhebungsfomien  nicht  gemindert,  sondern 
noch  vermehrt 

4.  Die  Fabrikatstener  und  Verbranchs- 
abgabe. Für  den  Theoretiker  blieb  daher 
nach  Erkenntnis  all  der  besprochenen  Mängel 
und  Schwächen  der  sonstigen  Steuerformen 
die  beste  und  erstrebenswerteste  die  Fa- 
brikatsteuer.    Sie    ist    eine    wirkliche 


Konsumabgabe,  die  das  fertig,  zum  Ver- 
brauch bestimmte  Erzeugnis  mit  einer  gjeidi- 
mässigen  Auflage  belastet,  die  nicht  ^oben 
zu  werden  braucht  oder  in  voller  Höhe 
mühelos  zurückerstattet  werden  kann,  wenn 
das  im  Inland  unter  Steueraufsicht  erzengte 
Produkt  ins  Ausland  abgegeben  werden  soll. 
Vor  allem  verteilt  sie  Licht  und  Schatten 


besten  BetriebseJnrichtungen  verarbeitet,  nicht 
noch  extra  Steuervorteile  und  Prämien  und 
gestaltet  daher,  soweit  überhaupt  die  wirl- 
BchafÜichen  Vorbedi  ngungen  für  emen  lohnen- 
den Betrieh  vorhanden  sind,  die  Errichtung 
von  Fabriken  auch  dort,  wo  nicht  bestes 
Rohmaterial  gewonnen  werden  kann,  ermCg- 
licht  es  auch,  mit  minder  guten  Apparaten 
die  Rüben  zu  verarbeiten.  Der  Rübenbau 
wird  also  nicht  von  wenigen  bevorzugten 
Landstrichen  monopohsiert,  und  die  Technik 
der  Fabrikation  kann  ohne  Rücksicht  auf 
mögliche  Steuervorteile  einfach  dem  allein 
erstrebenswerten  Ziele  zuarbeiten,  mOgüchst 
hillig  zu  produzieren. 

Diese  theoretisch  nicht  zu  bestreitenden, 
möglichen  Vorteile  der  Besteuerung  des 
fertigen  Zuckers  Hessen  es  vielfach  über- 
sehen, dass  trotzdem  diese  Form  nicht  überall 
und  unter  allen  Umständen  die  einzig  em- 
pfehlenswerte ist  und  dass  es  durchaus  im 
wohlverstandenen  Interesse  der  Volkswirt- 
schaft sein  kann,  die  Einführung  derselben 
hinauszuschieben.  Wer  ohne  Voreinge- 
nommenheit die  Verhältnisse  prüft,  wie  äe 
sich  in  Deutschland  unter  der  Herrschaft 
der  vielgeschmähten  Materialsteuer  und  wie 
sie  sich  in  Frankreich  unter  der  Fabrikat- 
steuer herausgebildet  hatten,  der  wird  ohne 
weiteres  zugeben  müssen,  dass  Deutschlands 
Rübenbau  und  Zuckei^winnung  sich  zn 
höchster  VoUkommenheitemporgssdiwungen 
haben,  während  die  französische  Industrie 
und  Rübenzucht  dem  Marasmus  verfiel,  weil 
jeder  Anreiz  zu  besseren  Leistungen  fehlte. 
Frankreich  bat  deshalb  die  theoretisch  weit 
weniger  empfehlenswerte  Rflbensteuer  1834 
eingeführt  und  es,  allerdings  auch  dnrch 
hohe  Steuervei'gflnstigungen  j  verstanden. 
seine  Industrie  in  kurzer  Zeit  wieder  der 
deutschen  ebenbürtig  zu  machen. 

Ist  die  Industrie  eines  Landes  zu  hoher 
technischer  Vollkommenheit  herangebildet, 
hat  sie  erkannt,  dass  sie  den  schweren 
Kampf  auf  dem  'Weltraarkte  siegreich  nur 
bestehen  kann,  wenn  sie  das  erreidibar  beste 
Material  in  technisch  vollkommenster  Weise 
verarbeitet,  so  wird  dann  ein  Aufgeben  der 
alten  Malerialsteuer  allerdings  gerechtfertigt 
sein,  um  nicht  einzelnen  Landstrichen  un- 
berechtigte Vorteile  dauernd  zu  gewähren, 
die  nacldier,  wenn  sie  in  den  Ankaufspreisen 
des  Grund  und  Bodens  kapitalisiert  worden 
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Mild,  nicht  ohoe  schwere  Sehadi^uDg  weif^ 
gehender  Interesse a  beseitigt  werden  können. 

Der  in  Deutschland  kOrzüeh  vollzogene 
üebergang  von  der  Kübenstener  zur  Ver- 
bruuohaabgabe  hat  einmal  den  Beweis  ge- 
liefert, äasä  unsere  Industrie  durch  die  ^te 
Steuer  in  eine  durchaus  richtige  Bahn 
des  Fortschrittes  gedrängt  war,  dass  es  auch 
ohne  die  Steuer  heute  nolwendig  ist,  durch 
Borgkltigste  Zuchtwahl  die  Rübenrasse  ui^- 
Üchst  zu  -vervollkommneii  und  dass  ein  StiU- 
stand  in  den  technischen  Verbesserungen 
aueh  heute  nicht  angebracht  ist.  Wenn 
dieser  Syatemwechsel  aber  in  den  Kreisen 
der  Fabrikanten  und  Rüben  bauenden  Land- 
■Wirte  Erbitterung  hervorgenifen  hat,  so  ge- 
schah es  einmal,  weil  die  bisherigen  Prämien 
■wesentlich  vermindert  wunien  und  viele 
diesen  Einnahmeausfall  nicht  glaubten  trugen 
zu  könneu,  —  sodann  weil  nun  naturgemSss 
auch  die  Landstriche  sicli  dem  Rübenbau 
zuwenden,  die  bisher  nicht  gewagt  halten, 
mit  den  alten  Heimstätten  der  Zuckerindiiatrie 
in  Wettbewerb  zu  treten.  Da  in  diesen 
Neuland ereien  der  Bodeo  unendlich  viel 
billiger  ist  als  da,  wo  die  einst  so  gewinn- 
bringende Kultur  seit  Jahrzehnten  heimisch 
ist,  da  hier  ferner  durch  intensivere  Kultur 
auch  aus  den  Ertragen  des  Körnerbauea  und 
der  Viehhaltung  grössere  Gewinue  als  bis- 
her in  Äu&sicht  stehen,  —  so  wai-  es  sehr 
wohl  erklärlich,  wenn  die  Zuckerfabrikanten 
mit  banger  Soi^e  auf  dieses  Anwachsen  der 
Konkurrenz  blickten,  da  ihnen  thatsächlich 
auf  ihren  sehr  teueren,  wenn  auch 
fähigen  Böden  der  Wettbewerb 
schwerer  wird. 

Wenn  aber  diese  in  Mecklenburg,  Pom- 
mern, Preussen,  Posen  etc.  —  übrigens  auch 
schon  unter  dem  alten  Regime  —  entstan- 
denen Neugründungen  imstande  sind,  hillig 
zu  produzieren,  so  wird  man  ihre  Gründung 
im  Interesse  der  Volkswirtschaft  nicht  be- 
dauern können,  denn  da  die  Zuckeriudustrie 
eine  Wehindustrie  und  kein  Monopol  Deutsch- 
lands ist ,  da  aber  anderswo  stets  neue 
Unternehmungen  ins  Leben  genifen  werden, 
so  ist  es  vom  deiitsclien  Standpunkt  aus 
besser,  dass  deutsche  Fabriken  als  dass 
Österreichische,  französische,  russische,  bel- 
gische und  schwedische  Fabriken  unseren 
alten  Betriebsstätteu  als  Konkurrenten  auf 
dem  Weltmarkt  entstehen. 


1.  DevtsckUad.  Bereits  im  Jahre  1841 
begann  msD  im  deutschen  Zollverein  der  eben 
entitandenen  inländischen  Znckerindnatrie  eine 
besondere  Steuer  aofzalegen,  die,  anfangs  niedrig 
bemessen,  recht  bald  zn  ansehnlicher  Hübe  stieg. 
Wir  fühiea  der  Kürze  halber  hier  die  verschie- 


denen  Steuersätze  der  Bttbenstener  einfach  chro- 
nologisch an. 

Sb  wurden  erhoben  für  100  kg  rober  Rflben : 
T.  1.     IX.  l&ll  an  o,io  Hark 

„  1.     IX.  1844    .  0,30     . 

„  1.     IX.  1850    .  0,60     . 

„  1.     IX.  1853    „  i,ao     n 

„  1.     IX.  1868    „  1,50     „ 

,  1.     IS.  1869    „  1,60     „ 

.  1.  VIIL  1886    „  1,70     „ 

„  1.  Vin.  1888    „  1,80     „ 

Seit  1.  Angnst  1892  ist  die  Haterialsteaer  ganz 
in  Fortfall  gekommen,  an  ihrer  Stelle  die  be- 
reits durch  das  O.  t.  9.  Jnli  1887  neben  der 
ermassigt£ii  RUbenstener  in  HChe  von  13  Hark 
pro  Doppelcentner  Konanmzncker  eingeführte 
Verbrauchgabgabe  auf  18  Mark  erhöht  worden. 

Das  jetzt  gültige  G.  T.  27.  Mal  1896  h«t 
an  dem  Ornndsatze  der  Verbranchsabgabe  fest, 
steigert  dieselbe  aber  auf  20  Mark  pro  100  kg 
Eondumzucker  anter  gleichzeitiger  Gewährung 
einer  direkten  Ausfuhrprämie,  wie  sie  schon 
das  G.  T.  31.  Hai  1891  vorgesehen  hatte.  Das 
neue  Znckerstenergeaetz  brachte  aber  auch  eine 
Beihe  von  grundsätzlichen  Aendemngen,  insofern 
es  nicht  nur  die  Bestenernng,  sondem  gleich- 
zeitig die  Höhe  nnd  die  Art  der  Produk- 
tion zu  regeln  antemahm.  Die  1894  plötz- 
lich hervortretende  sprunghafte  Ausdehnung  der 
Produktion  namenthch  in  den  fistlichen  Pro- 
vinzen Dentachlands  nnd  die  dadurch  bedingte 
Ueberprodnbtion  liessen  es  erwünscht  scheinen, 
die  Entwickelnng  der  Indnstrie  in  verständigen 
Grenzen  zu  halten,  nnd  das  Interesse  der  Rei^s- 
kasse  zwang  dazu,  mit  Rücksicht  auf  die  dnrch 
die  Konkurrenz  onTerm eidlichen  Ausfuhrprämien 
das  Quantum  des  zur  Ausfuhr  produzierten 
Zuckers  nicht  zu  stark  anwachsen  zu  lassen. 
Deshalb  wnrde  eine  Kontingentierung  der  Ge- 
samtproduktion auf  17  Millionen  Doppelcentner 
eingeführt,  die  jährlich  nach  bestimmten  Grand- 
Sätzen  wächst.  Nur  der  innerhalb  des  Kontin- 
o-entes  der  einzelnen  Fabriken  erzeugte  Zncker 
hat  Anspruch  anf  die  Aasfnhrvergütnng,  Gleich- 
zeitig soll  eine  staffelflirmi?  ansteigende  Be- 
trielMsteuer  von  geringer  Höhe  die  kleineren 
Fabriken  gegen  das  Ueoergewicht  der  Grosabe- 
triebe  schützen  und  letztere  von  allzu  rück- 
sichtsloser Ausdehnung  ihres  Betriebes  zurück- 
schrecken. Die  Nengrttndnng  von  Fabriken 
wird  dnrch  zeitweise  Versagnng  eines  Kontin- 
gentes erschwert. 

StenerrflckverEHtungen  bei  der  Ausfuhr 
wurden  vom  I.  September  1861  ab  gewährt 
und  zwar  von  16,50  Mark  pro  100  kg  Rohzucker, 
von  20  Hark  für  Raffinade.  186ö  wurde  die 
Vergütung  erhöht  auf  17,20  resp.  21  Hark 
18<i9  auf  188Ü  resp.  23  Hark,  1883  auf  18 
resp.  22,20  Mark  herabgesetzt.  1887  weiter 
auf^l7,2ä  resp.  21,50  ermässigt,  1888  auf  8^ 
refip.  10,B5  Mark  reduziert  und  seit  1692  ganz 
beseitigt.  Dafür  wird  vom  1.  August  lt^9a  bis 
31-  Juli  189Ö  eine  feste  Prämie,  „Ansfahrzn- 
schnss"  von  l,2ö  Mark  pro  100  kg  Rohzucker 
von  90—98%  Zuckergehalt,  von  2  Mark  fUr 
Kandis-,  Brol^  und  Krystallzncker  von  mindes- 
tens 99'/,%  Zuckergehalt,  von  1,6Ö  Mark  fUr 
allen  übrigen  festen  Zucker  bewilligt  Vom  1. 
Angnst  1895  bis  81.  Juli  1697  sollten  diese 
Sätze  anf  1,00  Mark,  1,75  Hark  und  i,tö  Mark 
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yennindert  werden  nnd  Bpät«T  ganz  fortfallen. 

Du  Oesetz  von  1896  erhSht«  Bie  aber  auf  an- 
nfthemd  den  doppelten  Betras',  auf  2,50  Mark 
für  100  kg  Rohznfker  Wb  98''/n  Znckerffehalt 
nnd  anf  3,55  Mark  resp.  3,00  Mark  für  Raffl- 
naden.  Der  anBgeBprochene  Zweck  war,  den 
dentschen  Zacker  im  Wettbewerb  mit  den  aebr 
viel  höheren  Piämien  namentlich  Fi'ackreicbB 
ajii  dem  Weltmarkte  konknrrenzföhig  in  er- 
halten. 

Die  Höbe  der  dentschen  Ansfohrprämien  Tor 
EinfShnmg  der  festen  ZnschUsse  berechnet  Dr, 


Berlii 


)  pro  de  Eohzncker  wie  folgt: 
i  =  3,24  M.        1887/88  =  4,98  M. 


Den  Nettoertrag  der  deutschen  Znckerab- 
gaben  inkl.  EinganKBzoU,  abzüglich  der  Stener- 
Tergütungen,  berecnnet  die  amtliche  Statistik 
wie  folgt  (in  1000  Mark): 

187&(7G  =  63,249        1890/91      =    75,760 
1880/81  =  46,149        1891/92      =    72,042 
1881f82  =  56,877        1892/93      =    52,315 
1882/83  =  67,287        1893.'94      =    82,231 
1883/84  -=  47,789        1894;^5      =    85,714 
1884/85  =  39,369        1895/96      =  103,701 
1886/86  =  49J92        1896/07      =    86,894 
1886/87  =  33,624        1897/98      =  100,871 
1887,88  =  14,677        1898/99      =  109,233 
1888/89  =  30,095        1899/1900  =  126,734 
1889/90  —  8o,S59 
Da  der  Inlands verbraoch  im  starken  Steigen 
begriffen  ist,  die  Anafnhr  aber  bei  der  durch 
den  Arbeitern!  an  gel  bedingten  lan^amen  Aus- 
dehnung der  Produktion  verbot  niani  aasig  ge- 
ringer wird,  Bo  dürfte  Bich  die  Znckerstfiner  tUr 
die  Finanzen  des  BeicheB  als  immer  wichtiger 
herausstellen.     Der  Verbrauch   war  pro  Kopf 
der  BerSikening 

1S90,'91  =    9,49  kg  Raffln.  =  10,54  kg  Bohzncker 
1894,'95-  10,68    „      „      =  11,87  „ 
1697;98  =  !i,75    „       .      =13,07  „ 
1898/99=12,38   .      .      =  13,78  „  „ 

1899/00=13,68    „      „      ='S,23„  b 

2.  Frankrelok.  Frankreich  war  das  erate 
Land,  das  sich  zur  Einfühmng  einer  Zucker- 
Btener  entachloss.  Das  G.  t.  18.  Juli  1837  be- 
legte bereits  den  Doppelcentner  ßohzucker 
mit  10  Francs  vom  1.  Juli  1838  ab,  mit  15 
Francs  Tom  1.  Juli  1839  ab.  Das  G.  t.  3. 
Juli  1840  erhob  nach  Farbentypen  abgestuft  25 
bis  36,10  Francs  in  5  Steuerstufen.  1643  ver- 
ringerte man  die  Zahl  der  Klassen  auf  vier,  er- 
hob nach  diesen  auch  die  ZOlle  und  erhöhte  die 
Inlandssteuer  jährlich  um  6  Francs,  so  dass  sie 
Ton  1847  ab  dem  Zolle  gleich  sein  sollte.  Das 
G.  T.  23.  Mai  18Ü0  liess  das  Typensystem  fallen 
und  schuf  einen  Einheitssatz  für  Rohzucker  nnd 
Bafflnade,  doch  kehrte  man  bereits  lb64  zu  den 
Farbenmustem  zurück,  die  bekanntlich  den  Raf- 
finerien grosse  Prämien  nnd  Uewiuue  brachten. 
Das  System  blieb  dasselbe  bis  18b0,  wo  man 
das  Typeusystem  endgilüg  verlless  nnd  den 
saccharometriscli  festgestellten  Gehalt  an  Krys- 
tallzncker  zu  Grunde  legte.     Nach  1671  hatte 


man  die  Steuer  zeitweise  bis  auf  78,32  Fnuics 

erbtJht;  —  jetzt  ward  sie  wieder  auf  40  Francs 
ermäsugt.  Bis  dahin  hatte  man  reine  Fabri- 
katBteuer  gehabt,  aber  der  sichtbare  Rflckgang 
der  Industrie  unter  diesem  System  föhrte  in 
dem  G.  v.  29.  Jnli  1884  zu  einem  völligen 
System  Wechsel.  In  der  Form  bleibt  die  Steuer 
freilich  eine  Fabrikatstener,  dem  Wesen  nach 
wird  sie  eine  Material  Steuer.  Der  Steaersata 
war  50  Francs  pro  100  kg  raffinierten  Zuckers. 
Das  Gesetjs  nahm  aber  nur  eine  bestimmt«  Äu»- 
heute  ans  den  amtlich  zu  verwiegenden  Rüben- 
mengen  an,  bei  Difia^ionsfabriken  6°^,  bei  an- 
deren 6°/ii-  Der  darüber  gewonnene  Zucker 
(die  EicMents)  sollt«  steuerfrei  sein.  Man 
stallte  jedoch  den  Fabriken  frei,  gegen  einen 
Stenemscblass  von  S^/o,  also  gegen  teste  Prämie 
von  4  Francs,  ihre  wirkliche  Ausbeute  nach  dem 
alt«n  Steuermodns  zu  besteuern.  Wie  sehr  die 
Fabrikation  damiederlag ,  beweist  die  Thkt- 
sache,  dass  1881 — 83  die  Jahresausbeuten  nnr 
5,00,  5,03,  5,:-i5*'.'o  Raffinade  betragen  hatten, 
während  Deutschland  gleichzeitig  9,^,  9,71  und 
10,77''/p  Rohzucker  gewonnen  hatte. 

Im  Jahre  1887  erhöhte  man  die  Steuer  anf 
60  Francs  und  die  Ausbeuten  fEtr 
1887/86  anf  7,00  kg  1889/90  auf  7,5°  kg 

1888/89    „    7,25    „  1890/91    „    7,75    „ 

nnd  hob  die  Abonnements  auf.  Spfitere  schnell 
hintereinander  folgende  Gesetzesnovelleu  be- 
lasteten die  „Ueberacbüsse"  mit  Steuern  von 
10,  20  und  30  Francs. 

Das  G.  T.  29.  Jnni  1891  hält  an  dem  Steuer- 
satz von  60  Francs  fest,  belastet  die  Fabriken 
mit  einem  Ausbringen  von  7,75 °o,  welche  die 
volle  Steaer  zu  entrichten  haben.  Was  daiüber 
erzeugt  wird,  trägt  die  halbe  Steuer  =  30  Franc«, 
und  wenn  die  thatsSchliche  Ausbeute  über 
10,5°,'«  hinausgeht,  so  wird  von  da  ab  nnr  die 
Hälfte  der  UeberschüBse  mit  30  Francs,  die  an- 
dere mit  der  vollen  Steuer  von  60  Francs  be- 
lastet. 

Das  neueste  G.  v.  7.  April  1897  fügte  die- 
sen Steaem  noch  eine  sog.  RafSnationsstener 
von  4  Francs  hinzu,  um  die  gleichzeitig  ein- 
geführten direkten  Exportprämien  decken  cn 
künnen. 

Der  Einfluss  der  veränderten  Steuer  ist 
namentlich  in  den  wachsenden  Ansbeut«n  ans 
den  verarbeit«ten  Ruhen  zu  erkennen.  Sie 
stiegen  von  fJ.BSo.o  im  Jahre  1884  auf  10,47  in 
18»,  9,87  in  1895  und  betragen  1898  =  11,40  V 
1899  =  12,08'',o,  1900  =  ll7r5%  Raffinade;  ao 
dass  die  frauzüsische  Industrie  in  ihrer  Leis- 
tungsfähigkeit jetzt  der  deutschen  einiger- 
massen  ebenbürtig  ist,  aber  auch  infolge  dieser 
gesteigerten  Leiatangen  anxsergewöhnlich  hohe 
Exportprämien  geniesst  nnd  dadurch  imstande 
ist,  auf  dem  Weltmarkt  die  konkurrierenden 
Länder  ganz  erheblich  zu  nnterbieten. 

Die  direkte  Eiportprämie  beträgt  seit  1897 
3,60  Francs  (2,8Ü  Mark)  pro  lOO"  für  100  kg 
Rohzucker  bis  Sa"/«,  4,00  Francs  (3,20  Hark) 
pro  100"  für  100  kg  Kryslallzucker,  4,50  Francs 
(3,60  Mark)  für  100  kg  Raffinade   oder  Kandis. 

Danach  berechnet  Sachs  in  der  Zeitschrift 
des  Vereins  der  deutschen  ZuckerinduBtrie  (18981 
die  Gesamtprämie  des  franzSdschen  Zuckers  fBr 
1897, 98  auf  9,80  Mark  für  lUO  kg  weissen  Zucker, 
von  anderen  wird  die  Prämie  inkl.  der  Vorteile 
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ans    dem    hoheiL  MeUssezoll    noch    höhet   an- 
gegeben. 

Die  ErtrBi^e  der  französischen  Zacketsteuer 
inkl.  Zoll  waren  in  1000  Fr&ncs 

195984 
189280 
192717 
185520 


Den  Verbranch  pro  Kopf  det  Bevölkerung  gieht 


■871      7,57  kg  Kaffinade 


Die  hohe  Steaerbelastong  hindert  eine  stärkere 
Yerbraachsznnabme . 

3.  Oe8terreicli-Ciig»ni>  Im  November 
1849  ward  hier  die  ßesteaemng  des  inländi- 
schen Zuckers  eingeführt  nnd  zwar  in  Gestalt 
einer  Verbranchs abgäbe  von  1,40  Onlden  pro 
Centner  Rohzucker,  2  Ooldeii  für  Raffinade; 
doch  fand  noch  im  Jahre  18&0  eine  Aendemng 
dahin  statt,  dass  an  Stelle  der  Verbranchsab- 
gabe eine  RQbenstener  von  5  Erenzem  ftlr  den 
Centner  frischer  RUben  trat.  1853  wurde  der 
Satz  anf  8,  1HÖ5  auf  12,  1857  auf  18  Kreuzer 
erhöht  1859  nnd  18(12  traten  Znschiage  von 
10  und  30  "/o  ein.  Das  G.  v.  18.  Oktober  1865 
sdireibt  die  Entrichtnng  der  RDbenstener  nach 
der  Leistungsfähigkeit  der  Werks  Vorrichtungen 
und  der  Zeitdaner  ihrer  Benutzung  fPanscha- 
Hernne)  allgemein  vor.  Bei  Einiühmng  der 
nenen  Masse  nnd  Gewichte  wurde  die  8tener 
durch  G.  v.  18.  Hai  1875  auf  73  Kreuzer  för 
100  kg  frischer  Rfiben  festgesetzt,  der  Steuer- 
modns  beibebalteu.  Dnrch  G.  v.  27.  Juni  1878 
wurde  dem  System  der  Panschaliemng  die 
Kont ingentiernne  des  Ertrages  der  Ab- 
gaben hinzugefügt,  da  die  waclSenden  Aus- 
fuhrprämien die  finanziellen  Eingänge  des 
Staat«»  in  Frage  stellten  nnd  beispielsweise  i 
1875/7G  ein  Deficit  von  130000  Gnlden  statt! 
einer  Einnahme  ergaben.  Die  Technik  hatte 
es  namentlich  nach  Einfühmng  der  Diffusion 
verstanden,  fortdauernd  die  gesetzlichen  An- ! 
nahmen  zn  Überholen,  nnd  man  gab  schliesslich 
diesen  Kampf  zwischen  Steuer  und  Technik  auf 
nnd  führte  die  einfache  Verbrauch sahgahe  mit 
fester  Ausfuhrprämie  durch  das  G.  v.  20.  Juni 
1888  ein.  Danach  zahlen  100  kg  Zucker  eine 
Steuer  von  11  Gulden  nnd  der  Staat  gewährt 
als  „Ansfnhrbonifikation"  eine  offene  Prämie 
von  1,50  Gnlden  für  Zucker  von  mindestens 
SS^'a  Polarisation,  von  1,60  für  mindestens 
93%  und  von  2,30  Gulden  för  Raffinade  mit 
mehr  als  99,5%  Zuckergehalt.  Die  Gesamt- 
flumme  der  Prämien  sollte  jedoch  im  Betriebs- 
jahr 6  Millionen  Gulden  nicht  überschreiten, 
etwaige  Hehrzahlnngen  werden  pro  rata  ihrer 
Produktion  von  den  Fabrilten  wieder  einge- 
zogen. Später  ist  die  Summe  der  Prämien  auf 
9000000  Gnlden  erhöht  worden. 

Da  die  Ansf nhx  Oesterreichs  stark  gestiegen 


ist  nnd  die  ganze  Industrie,  wie  die  in  Tabelle  B 
oben  S.  1000  angeführten  Produktionsmengen  an- 
deuten, gewaltig  im  Aufschwünge  ist,  so  er- 
reichen die  faktischen  Prämien  die  gesetzliche 
Hebe  nicht.  Da  aber  RohEnckerindustrie  und 
Raffinerie  sich  seit  Jahren  zu  einem  festen 
Karteil  zusammengeschlossen  haben,  das  im  Tn- 
Jande  unter  dem  Schutze  des  hohen  Zolles  die 
Preise  wesentlich  höher  hält,  als  der  Weltmarkta- 
preis  beträgt^  so  wird  dadurch  den  Fabrikanten 
eine  Art  indirekter  Prämie  geschaffen. 

Der  Verbrauch  von  Zucker  ist  in  Oester- 
reich-Ungam  noch  immer  gering.  Er  betmg 
pro  Kopf 

1888/89    5,90  kg 

1892/93    7,81    , 

1895/96    8,91    . 

1897/98    8,09   „ 

1898/99    8,29   „ 
Die  Steuer  bringt  in  jüngster   Zeit   etwa  70 
Hillioneu  Hark  dem  Reiche  ein. 

i.  Bnssland.  RussUnd  hat  dnrch  G.  v. 
12.  Hai  1881  die  einfache  Fabrikatstener 
angenommen  und  damit  die  unter  der  bisherigen 
Raumsteuer  sehr  bedeutenden  Zuckerprämien 
beseitigt.  Die  Industrie  war  nnter  der  erziehen- 
den Wirkung  der  alten  Steuer  ziemlich  schnell 
vorgeschritten,  als  aber  alle  StenervergUnsti- 
gungen  fielen  und  die  Krisis  auf  dem  Welt- 
markt eintrat,  musste  die  R^erung  durch  Ge- 
währung von  Ausfuhrprämien  mehrfach  za 
Hilfe  kommen. 

Znr  Zeit  existieren  direkte  Ausfuhrprämien 
nicht;  aber  die  russische  Znckerstener  hat  sich 
in  der  eigenartigsten  Weise  in  einem  staat- 
lichen F Ursorgegesetz  für  die  Zuckerindnstrie 
entwickelt.  Der  produzierte  Znoker  wird  in  det 
Fabrik  verwegen  und  unterliegt  einer  Ver- 
branclisalwabe  von  1,75  Rubel  pro  Pud  (23  Haric 
pro  100  kg).  Der  ausgeführte  Zncker  bleibt 
natürlich  steuerfrei.  Die  Einfuhr  fremden 
Zuckers  ist  durch  enorm  hohe  Schutzzölle  un- 
möglich gemacht  {59,30  Mark  pro  lüO  kg  Roh- 
zucker, 79,00  Mark  für  Raffinade).  Da  aber 
Kussland  seit  längerer  Zeit  zur  regelmässigen 
Ausfuhr  eines  starken  ProduktionsüberBchusse« 
gezwungen  ist,  so  kommen  die  Schutzzölle  nicht 
zur  Geltung.  Im  Jahre  1886  bildete  sich  des- 
halb ein  Syndikat  der  Zuckerfabriken,  dessen 
Hitglieder  dnrch  Export  dea  Ueberschnsses  von 
Zucker  den  heimischen  Harkt  vor  UeberfGlIung 
zu  sichern  sich  verpflichteten  und  sich  dnrcn 
hohe  Inlandspreise  schadlos  lüelten  für  die  Ver- 
luste, die  hei  der  Ausfuhr  entstanden.  Aber  es 
blieben  stets  einige  Fabriken  ausserhalb  des 
Ringes,  nnd  als  auch  gegen  die  Syndikatamit- 
glieder  der  gerichtliche  Zwang  versagte,  drohte 
die  Vereinigung  zu  scheitern.  Da  brachte  die 
Regierung  in  dem  G.  v.  28.  November  1895 
den  Syndikatsgedanken  ihrerseits  znr  gesetz- 
lichen Ausführung.  Die  Regierang  schätzt 
jährlich  den  mutmasslichen  Inlan  dsver  brauch. 
Jede  Fabrik  hat  das  Rejiht,  60,000  Pud  =  ca. 
10000  de  in  den  Konsum  zu  liefern.  Soweit 
damit  der  Inlandsbedarf  nicht  gedeckt  ist,  wird 
der  Best  anl  die  mehr  produzierenden  Fabriken 
pro  rata  verteilt. 

Eine  feste  Reserve  von  Zncker  steht  znr 
Verfügung  des  Finanzministers,  um  in  den 
Konsum  gebracht  zu  werden,  sobald  der  Preis 
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in  Kiew  2  Wochen  hintereinuider  4,60  Bnbel 
(60,50  Mark  pro  de)  Qberat^igt.  Der  Eeat  der 
Produktion  miias  exportiert  werden. 

Unter  diegem  System  haben  es  die  Fabri- 
kanten verstanden,  die  Preise  ihrer  Waren  an- 
nähernd anf  der  Hfihe  von  60,50  Hark  pro 
de  zu  halten,  d.  h.  nach  Abzng  der  Inlonds- 
stener  37,60  Hark  für  ein  Prodokt  zu  be- 
liehen, daa  anf  dem  Weltmärkte  in  den  letzten 
Jahren  kaum  mehr  aU  die  ElUfte  kostete.  Sie 
Bind  dadureh  natürlich  in  der  Lage,  den  lieber- 
Bchnss  auf  dem  Weltmarkte  znm  Schaden  ihrer 
Mitbewerber  zu  jedem  Preise  abzusetzen, 
rigens  nimmt  nenerdings  Oeta^ien  in  dei 
masiiches  üebiet  erenzendea  Land  erstrecken 
enurme  Mengen  Zncker  za  Preisen  ab,  die  den 
rassischen  Inlandspreisen  nahestehen,  so  dass  der 
Export  dahin  nicht  einmal  verlustbringend  ist 
Der  russische  Zucker  verbrauch  ist  gBriog, 
4ber  wie  die  folgenden  dem  HeÜot'scb es  Werke 
entnommenen  Zahlen  zeigen,  laugsani  steigend. 
Es  Würden  pro  Kopf  verbraucht : 

1888/69    4,6i  kg 

1892/93    4.98   „ 

1895/96    4,S9   „ 

1897/98    5,72    „ 

1898/89    5,86   „ 

5.  Belgien.  'Belgien  führte  bereite  dutcb 
G.  V.  4.  AprU  1843  eine  Inlandssteuer  ein, 
welche  20  Francs  pro  100  kg  Sohzncker  for- 
derte, die  Zuckeransbeute  der  Fabriken  aber 
nach  der  Dichtigkeit  des  an  geschiedenen  Saftes 
berechnete.  PUr  jeden  Hektoliter  Saft  wurden 
pro  Qrad  über  100  Grad  Dichtigkeit  anfangs 
1200  g,  seit  1846  1400  g  Eohzucker  ange- 
schrieben. Diese  Form  der  Bestenening,  die 
nallUJich  sehr  bald  zn  starken  Prämien  führen 
mnsste.  ist  trotzdem  bis  heute  im  Princip  bei- 
behalten, man  erhöhte  die  Belastung  durch  G. 
T,  6.  Äugnat  1866  auf  1600  g,  blieb  aber  da- 
bei trotz  der  notorisch  weit  höheren  Änsbeatung 
fast  aller  Fabriken  besUhen,  erheht«  nur  1689 
die  Belastung  auf  16ä0  g,  dnrch  (i.  v.  27.  Uai 
1890  auf  1700  g  und  steigerte  das  schon  seit 
1849  in  der  belgischen  Gesetzgebung  bekannte 
Steaerkontingent  auf  6000000  Francs,  das  darcli 
eventuelle  Nachzahlungen  zu  erreichen  ist.  Die 
durch  Helasseeutzuckerung  gewonnenen  Boh' 
mcker  werden  einer  besonderen  Belastung 
unterworfen,  so  dass  eine  Berechnung  der  den 
Fabrikanten  gewährten  Prämien  schwierig  ist. 
Jedeatalls  beweist  die  trotz  der  geaunkeaen 
Weltmarktsp reise  sich  vollziehende  schnelle 
Ausdehnung  der  Produktion,  dass  die  Steuer- 
vorteile sehr  bedenteud  sein  mllssen. 

Der  Zucker  verbrauch  wird  von  Heliot  pro 
Kopf  berechnet 

1888,89  auf  9,6z 
1892/93  „  9,57 
1895/96  „  10,28 
1897J98  „  10,47 
1898/99  „     10,51 

6.  HoUud.  Holland  hat  lange  Zeit  die- 
selbe Steuerreform  wie  Belgien  beibehalten.  Die 
V.  T.  Sl.  Angnst  1858  besteuert»  den  Inlands- 
BDcker  mit  19,50  Gnlden  pro  100  kg  Rohzucker 
unter  Annahme  von  1400  g  AusMnte.  1863 
stieg   die    Belastung   anf    1450    g,    186G    anf 

Das  G.  V.  7.  Juli  1867  stellte  den  Fabri- 


kanten die  Wahl  der  Fabrikatstener  frei  und 
bestimmt«  die  Ausbeute  auf  l£Üib  g  trockenen 
weissen  Brotzackers  für  die  Betnebszeit  bis 
Ende  Dezember,  auf  1400  g  für  die  spätere 
Verarbeitung.  Auf  Rohzncker  umgerechnet, 
entspricht  das  einer  Belastung  von  1685  g,  also 
9°/o  mehr  als  bis  vor  kurzem  in  Belgien.  FQr 
Helasseentznckemng  werden  besondere  Zuschläge 
erhoben  von  b'lt%  bei  Osmose,  von  9*/,  fei 
AusBcheidung- 

Bia  1897  hat  mau  au  diesen  Steuersitzen 
festgehalten,  obwohl  die  Fortschritte  der  Tech- 
nik und  dee  Rübenbaues  natflrlich  auch  hier 
längst  grosse  UeberschOsae  tür  den  Fabrikanten 
ergaben.  Uan  schätzt«  dieselben  auf  durch- 
schnittlich 24  "/o  und  mindestens  3  Hillionen 
Qulden  Steuergewinn  für  die  Industrie. 

Neuerdings  hat  man  neben  einer  Verhranchs- 
abgabe  eine  durch  Kontingentierung  der  Ge- 
samtsumme beschränkte  direkt«  AnsMhrpifmie 
eingeführt,  die  pro  de  2,50  Gulden  (4,20 
Hark]  betragend  bis  zu  einem  Haximnm 
von  250OOÜ0  Gnlden  (4200000  Mark)  bezahlt 
wurde,  aber  allmählich  abnimmt  und  von 
1905,06  ab  nur  noch  1,30  Gulden  i2  19  Hark) 
bis  zur  Gesamthohe  von  2  870000  Mark  be- 
tragen soll.  Ausserdem  wird  eine  Bafänations- 
Srämie  gezahlt,  die  in  ähnlicher  Weise  von 
,57  Hark  pro  Doppelcentner  auf  0,:-i2  Mark 
sinken  soll,  aber  ebenso  auf  420000  Mark  kon- 
tingentiert ist.  Bei  der  ungewöhnlich  schnellen 
Ausdehnung  der  Produktion  und  der  dadurch 
bedingten  starken  Ausfuhr  reduziert  natürlich 
die  Kontingentierung  die  im  Eiozelfolle  ge- 
zahlte Prämie. 

Der  Verbranch  ist  in  schneller  Steigerung 
begriffen;  er  steigt  von  8,13  kg  pro  Kopf  in 
imß  auf  13,13  kg  in  189899. 

T.  Ander«  LKnder.  Sie  übrigen  Rüben- 
zucker erzeugenden  Länder  waren  bis  vor 
kurzem  für  den  Welthandel  bedeutungslos  und 
sind  es  auch  jetzt  und  für  die  nächste  Zukunft 
nur  insofern,  als  sie  durch  ihre  eigene  Pro- 
duktion fremde  Zufuhr  ansschlieasen.  Die 
Stenergesetzgebong  ist  diesem  Bestreben  allent- 
halbNi  zu  HUfe  gekommen. 

wird  eine  RQbeoEtener  er- 
hoben, die  bei  einer  Ausbenteannahme  von 
W:i''la  Rohzucker  den  Fabrikanten  eine  stei- 
Kende  Prämie  lässt,  die  sie  unter  dem  Schutz 
dea  hohen  Zolles  voll  ausnützen  kSnnen ,  ao 
lauge  nicht,  wie  schon  zu  erwarten  steht,  die 
eigene  Produktion  den  Inlandsbedarf  übersteigt. 

Italien,  das  wahrscheinlich  schon  im 
nächsten  Jahre  seinen  Zuckerbedarf  selbst 
decken  wird,  erhebt  eine  Saftstener,  deren 
Ausbenteannahme  seit  1.  März  1900  von 
1600  g  auf  2000  g  tflr  jedes  Hektolitei-  ge- 
reinigton  Saftes  erhobt  ist.  Die  Zuckersteoer 
erbrachte  bereits  1900/01  ca.  30  Millionen  Lire. 
Die  Zolleinnahmen  gehen  natürlich  zurück,  und 
die  finanzielle  Lage  des  Landes  wird  eine  hohe 
Unterstützung  der  schnell  wachsenden  Industrie 
nicht  zulassen. 

Spanien  hat  seiner  aufkeimenden  Rüben- 
Euckerindnstrie  ganz  auesergewühnÜche  Steuer- 
vorteile gewährt,  indem  es  bei  der  nach  dem 
Gewicht  der  Rdben  erhobenen  Steuer  nur  eine 
Aasbeute  von  5%  annahm.    Durch  G.  v.  19. 
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S6  Pesetas  beträgt.     AnsfahrpAinieii   werden 
siebt  gBEahlt. 

Auf  die  Stenergewtze  anderer  Länder 
zDgehen,  erübrigt  wobl  bei  der  geringen  Be- 
deutung, die  i&e  IiidnaCrie  bisher  bat.  Er- 
wähnt aei  nnr  nocb,  dass  Nordamerika,  das 
1891  dem  Zocker  zollfreien  Eingang  in  di( 
Vereinigten  Staaten  plattete,  dafür  abei 
der  inländischen  Produktion  direkte  Prämien 
gewährte,  drei  Jahre  später  wieder  znm  Zoll- 
schntz  überging  und  bisher  anch  aus  önan- 
ziellec  OrQnden  die  hohen  ZüUe  beibehielt. 
Trotz  der  ^nstigen  Finanzlage  der  Nenzeit 
wird  man  im  Interesse  der  hernnwacbsenden 
eigenen  Industrie  daran  festhalten  müssen, 
wenn  nicht  die  Einrerleibiing  Cnbas  den  Zoll- 
schntz  illusorisch  macht.  vom  prämiierten 
Znuker  des  Auslandes  erheben  die  vereinigten 
Staaten  einen  nach  der  Höhe  der  Prämien  be- 
rechneten Znschlagszoll. 

Der  Zackerverbranch  der  Yereinigten  Staaten 

1881     993533  Tonnen 
1890  I  522731 

1886  1949744  „ 

1899  a  078  068  . 

I9OO2319S47  „      ; 

wo  Kopf  der  BeTfitkemng  werden  jetzt 
32  kg  Zncker  verzehrt. 

Ell  glatt  d,  das  seit  1874  eigentliche 
ZnckerzöUe  nicht  mehr  erhob  und  1880  auch 
die  geringen  Abgaben  für  den  in  die  Braue- 
reien wandernden  Zncker  abschaffte,  hat  seit 
dem  19.  April  1901  wieder  ZuckerzGlIe  einge- 
fflhrt,  die  fUr  RaMnade  4  sh..2  d.  für  den  eag- 
liscben  (,'eiitner,  für  Robzucker  2  sh.  betragen. 
Ob  unter  dem  Schutz  dieses  geringen  Zolles 
sich  bei  den  heutigen  Weltmarktpreisen  und 
der  Eigenart  des  englischen  Landwirtschafts- 
betriebes auf  dem  lus^reich  eine  eigene  BUben- 
znckerindnstrie  bilden  kann,  erscheint  sehr 
sweifelhaft.  Der  Verbrauch  an  Zucker  ist  in 
England  anf  etwa  43  kg  pro  Kopf  angewachsen. 

C.  BohluBBbetraahtung. 

Die  Entwickeln  ng  der  RUbenzuckerindnstrie 
tind  der  Znekerstener  zeigt  ttberaU  das  Bild 
einer  durch  staatliche  Fürsorge  und  Steuerror- 
teile  gross  gezogenen  Enltnr,  Ganz  ausserge- 
wChnTich  ist  der  Aufschwung  der  Produktion, 
grossartig  sind  die  Fortschritte  der  Fabrikation 
und  des  Rübenbaues,  stark  sinkende  Preise  nnd 
schnell  wachsender  Verbranch  sind  die  Folgen 
daTon  far  die  Volkswirtschaft.  Wie  die  Zucker- 
industrie  sich  entwickelt  hat,  ist  sie  zum  Segen 
für  die  Landeskultur  geworden,  darum  bemüht 
mau  sieb  allenthalbeD  um  ihre  Einführung.  Die 
steigende  Ausdehnung  des  Rübenbanea  im  Ver- 
ein mit  der  Weiterbildung  der  Zucketrohrin- 
dnstrie  schafft  aber  für  die  bestehenden,  bisher 
den  Weltmarkt  beherrschenden  lud ostrieen  immer 
schwierigere  Konkurrenz,  nnd  die  weitere  Auf- 
gabe der  Steuergesetzgebung  kann  deshalb 
nicht  in  weiterer  Begünstigung  der  Ausdehnung 
gefunden  werden,  sondern  in  einer  Brleichtemng 
der  AbsatzTerhSltnisse.  Da  an  das  wirksamste 
Mittel  dazu,  die  Beseitigung  oder  starke  Ver- 
minderung der  Steuer  z.  Zt.  aus  finanziellen 
Gründen  nicht  zn  denken  ist,  geht  heute  die 
Handwärurfandi  der  StaBtawlBsensobaftea.     Zweit« 


Sorge  der  Regierungen  dahin,  dem  Zncker  ihrer 
eigenen  Länder  günstigen  Absatz  auf  dem  Welt- 
markte zn  schalten.  Dieses  Streben  hat  dahin 
geführt,  eine  Prftmieawirtsch^  gross  zu  ziehen, 
die  rein  theoretisch  betrachtet,  unhaltbar  ist, 
nnd  die  auch  aus  praktischen  Gründen  nicht 
dauernd  erbalten  werden  kann.  Die  hohen 
Prämien  einzelner  Länder,  z.  B.  FraskreiiÄs, 
Üben  einen  etXndigen  Druck  auf  dem  Markte 
aus  und  lassen  eine  gesunde  Preisbildung  nicht 
zu.  Eine  Töllige  Beseitigung  der  Ausfuhrprä- 
mien wäre  also  das  erstrebenswerte  Ziel.  Aber 
bei  der  herrschenden  Ueberprodnktion,  oder  viel- 
mehr dem  ständigen  Dritugeu  nach  weiterer 
Ansdelmung  der  Kultur  kann  die  Prämienanf- 
hebnng  nnr  dann  ohne  Schaden  für  die  einmal 
bestehende  Industrie  durcb^tührt  werden,  wenn 
die  wirklich  erzielten  Preise  den  gegenwärtig 
iukl.  der  Prämien  erhaltenen  annähernd  ^eich- 
kommeu.  Eine  solche  Steigerung  der  Preise 
auf  dem  Weltmarkte  ist  aber  nnr  zu  erwarten, 
wenn  die  Sachfrag«  nach  Zncker  das  Angebot 
übersteigt,  d.  h.  in  diesem  Falle,  wenn  eine 
Verminderung  des  Angebotes  erfolgt.  Von  der 
Rohrzuckerindustrie  der  Tropen  ist  letztere 
nicht  EU  erwarten ,  die  Rübenzuck erindustrie 
mOsste  also  die  Opfer  bringen,  und  in  einem 
rücksichtslosen  Konkurrenzkampfe  zwischen  den 
einzelnen  Produktiooa gebieten  würden  diejenigen 
Fabriken  znTllckg;Bd rängt,  die  unter  den  ungüns- 
ti^teu  Verhältnissen  arbeiten.  Die  grossen 
IciHtnngsfähigen  Fabriken  Deutschlands  würden 
diesen  Kampf  nicht  zu  scheuen  brauchen ,  der 
dem  Sieger  schliesslich  lohnende  Preise  bringen 
würde.  Von  den  kleinereu  würde  manche  auf 
dem  Schlachtfeld  bleiben,  viel  Kapital  verloren 
gehen.  Das  Ausland,  anch  Frankreich  fUrehtet 
offenbar,  dass  die  Zahl  der  Opfer  anf  seiner 
allzugross  sein  würde,  deshalb  hat  bisher 
trotz  der  wiederholt,  anch  van  Deutschland,  ge- 
gebenen Anregung  eine  Beseitigung  der  Ans- 
Inhrvergänstignngen  sich  nicht  erreicnen  lassen. 
Bei  den  heutigen  Preisen  des  Zuckers  ist  aber 
eine  einseitige  Aufbebung  der  geringen 
deutschen  Prämien  nicht  denkbar.  Wir  würden 
nutzlos  einen  grossen  Teil  nnserer  Industrie 
nnd  unserer  Ausfuhr  opfern,  und  die  Lücke,  die 
dadurch  anf  dem  Weltmarkt«  entstünde,  würde 
sofort  von  unseren  Konkurrenten  anagefiUlt 
werden. 

Litteratnr ;  Berichte  und  Anlagen  der  deuMcAen 
ZackeTenquelekomiaUtion.  —  f.  Kaufmann, 
Die  Zuckerinduitrit  in  ihrer  viirUcha/Uicken 
und  tttutrflthatiiehen   BedetUnng,   Berlin    I87S. 

—  J.  Wolf,  Die  Ziickerttever,  ihre  Sl^ung  im 
Sleiitriyttem  tle.,  Tübinger  Zeittehr^ft  188t.  — 
Oereelbe,  Zuckenleuer  und  Zuckerindtulrie  etc., 
im  Finataarchiv  III.  —  Jos.  Qoert,  Handel 
und  Statittik  de»  Zutkeri,  mit  betondtrer  Be- 
n'icktichligung  der  AbeaUgelriete  für  deut4chen 
Zucker,  Bd.  I,  Berlin  1334;  J^«*-  J^-  1885.  — 
Bera^Ute,  Einige  Worle  tur  Beleuchtung  der 
Londoner  Konvrnliim  über  Abtehaffiing  der 
Zuckerprätnien,  Berlin  I3S8.  —  Deraelbe,  Die 
Zueieriteuervorlage,  Berlin  1391.  —  Carl  Ha- 
g«r,    Ueber  di^  Zuckertleuemorlage,  Berlin  1390. 

—  Derselbe,  Die  üeberwäliung  der  Zucker- 
BCevcr  und  die  Prämie  der  Rilbeniuclcerinduttrie, 
Berlin  IS9S.  —  Derselbe,  Dae  Zuckertleuer- 
guetz  von  1396,  Berlin  1396.  —  V.  lAppVMMn, 

Auflage.    TU.  64 


d::yC00^1e 


Zuckerindustrie  und  ZuckerBteuer — Zündhölzereteuer 


Oeathichu  de*  Zaekart,  Leiptig  1890.  —  Der- 
selbe, DU  Erttaickelimg  d«r  daUtchen  Zimksr- 
iniuttrie  von  IS50—I900,  BeHin.  I90Q.  — 
J>aa8che,  Zuekerinduttri«  und  Zacktrhandel 
der  Welt,  Jena  1891.  —  Deraelbe,  Dai  Zucker- 
tleuergeteti  rom  17.  Sfai  1896  und  »eine  Ent- 
tttkang,  Magdeburg  1897.  —  Viel  Jtfateriat  bitten 
die  Zeitechriflen  der  in-  und  autländitchen 
Zuekervereine,  narnienäick  die  yiDeuitehe  Zucker- 
induMrieit,  Wochentchr-^t,  Berlin.  Da»  -«Centrtd- 
blaU  /är  die  ZuckerinduMtrieii,  Magdeburg,  und 
die  monaüieke  iZsitechrifi  du  Vereint  der 
de«iteken  Zuckerindiutrieii, 

B.  Faiuche. 


Zflndk&lierstener. 

1.  All|;emeuiei.    3.  OeaeUgebang. 

1.  AUgemetnes.  Die  Zandhölzersteuer 
zfthit  zu  den  indirekten  Aiifwaudsteiiern 
einheimischer  Erzeugnisse.  Sie  verdankt 
ihren  Ursprung  zunächst  und  zwar  haiipt- 
Bfichlich  fiskalischen  BedflrtDiBsen,  der  Not- 
veodigkeit,  die  Staatseinnahmen  zu  ver- 
mehren.  Hierzu  gesellen  sich  noch  weitere 
Zwecke ,  wie  öesichtspunkte  der  Oesund- 
heitspolizei,  die  Verhütung  von  Phosphor- 
krankheiten durch  geeignete  Deberwaehung 
der  Qesoh&ftsrfiume  und  vorbeugende  Mass- 
regeln zur  Verminderung  der  Feuersgefahr, 
namentlich  in  hausindustriellen  Betrieben. 
Die  dieebezflglichen  Yerwaltimgsth&tigkeiten 
staatiicfaer  Behörden  bieten  dann  mehrfach 
Gelegenheit  zur  Erhebimg  Ton  Abgaben. 
Indessen  ist  die  Zandhölzersteuer  immerhin 
eine  ziemlich  missliche  Auflage,  da  sie  einen 
unentbehrlichen  Verhrauchsgegen.stand  des 
täglichen  Lebensbedarfes  trifft.  Wo  sie 
eingeführt  wird,  ist  daher  eine  eteuertech- 
nische  Unterscheidimg  zwischen  den  ge- 
wöhnlichen Gebrauchs-  und  den  Luxuszünd- 
hölzern  wünschenswert,  obgleich  anderer- 
seits die  Durchfflhrung  schwierig  und  um- 
ständlich ist,  wenn  man  nicht  gleich  zum 
Monopol  übergeht. 

Die  Formen  der  Besteuerung  können 
verschieden  sein.  Entweder  wird  die 
Steuer  als  innere  Aufwandsteuer  erhoben, 
indem  die  Zündhölzer  nur  in  gesetzlich  vor- 
geschriebener Packung  und  mit  bestimmten 
Steuerzeichen  versehen  (Vignetten,  Bande- 
rolen, abgestempelte D  Etiketten)  in  den  Ver- 
kehr gebracht  worden  dürfen.  Die  Erhe- 
bung erfolgt  meistens  durcli  Abstempelung 
oder  Beniitzung  von  Stempel papier.  Oder  die 
Steuer  wird  in  Gestalt  von  Lizenzen  am 
Herstellungsorte  geleistet,  wobei  die  Haus- 
industrie verboten  und  die  Produktion  auf 
Fabriken  beschränkt  wird.  Endlich  kann 
Steuerform  ein  Zrtndhölzerm onopol  sowohl 
für  Fabiikation  als  für  den  Ankauf  und 
YerEchJeiss  gowälilt  werden.    Wo  sich  die 


Beteuerung  überhaupt  dieses  Artikels  be- 
mächtigt, wird  die  Entwickelung  wohl  im 
allgemeinen  zur  Uonopolbildung  als  der 
einfachsten  und  fiskahsch  vorleilhafteeten 
Lösung  drängen. 

2.  0«Betzgebniig.  1.  Frankreich.  In 
Fruikreich  hat  das  O.  t.  4.  September  1671 
eise  innere  Aufwandsteuer  auf  Zündholzer  ge- 
schaffen, welche  die  Fabrikation  nnd  den  \et- 
kAof  der  Privatindnatrie  Uberlieee.  Die  Fabriken 
unterfugen  dem  Kiercice,  and  die  Steuer  wurde 
durch  Stempel  oder  Vigtiett«B  erhoben.  Die 
St«nerBBtze  hetragen  4  Centimeti  fQr  Holz-  und 
10  Centimes  für  WachüzUndhölzer  ita  \%  100 
Stflck  oder  einen  Bruchteil  davon.  Die  Einfuhr 
war  gegen  Entrichtung  eines  Zolls  nnd  des 
Steuereatzes  von  4  Centimes  gestattet,  die  zur 
Ausfuhr  bestimmten  ZiludhBlzer  waren  von  dM 
Steuer  befreit.  Die  Ueberwachnng  der  zahl- 
reichen nnd  zerstreut  Hegenden  Fabriken  und 
des  Handels  war  unwirksam,  so  das«  dnrch  nn- 
gebeuren  UnCerschleif  an  Stelle  der  erwarteten 
20  Millionen  Francs  nur  5  bis  6  Killionen 
Francs  wirklich  einiringen. 

Infolge  dieser  Hisssi&nde  wurde  schon  im 
folgenden  Jahre  die  innere  Anfwandstener  be- 
seitigt nnd  durch  das  Monopol  ersetzt,  welches 
sich  auf  Fabrikation,  Ankauf  nnd  VerschleiM 
erstreckte  (G.  v.  2.  Angnst  1872).  Zn  diesem 
Zwecke  mnssteu  600  Fabriken  enteignet  werden, 
die  ein  Kapital  von  32,6  Uillionen  Francs  re- 
präsentierten. Die  Ansbeninng  des  Monopole 
wurde  an  eine  Aktiengesellschaft  für  Ili.üS 
Millionen  Francs  verpachtet,  ein  Pachtzins,  der 
bei  einer  Abaatzmenge  von  Über  4U  Milliarden 
Zündhölzer  entsprechend  erbSbt  werden  konnte.' 
FUr  die  Uberlaasenen  Fabrikränme  hatte  sie 
noch  eine  besondere  Abfindnogssumme  zn  er- 
legen. Das  Grundbauital  der  Gesellschaft  belief 
sieb  auf  40  Millionen  Francs,  wovon  10  Millionen 
Francs  in  Bargeld  oder  franiBsischen  St»at*- 
renten  als  Kaution  zu  bestellen  war.  FUr  die 
Ausfuhr  von  ZUndhClzeru  waren  dem  Staate  in 
den  ersten  6  Jahren  je  0,8  und  4,  dann  1,6  nnd 
D  Centünes  für  lUUO  Stück  Holz-  bezw.  Wachs- 
zQndhülzer  zu  leisten.  Der  Staat .  behielt  sich 
das  Recht  vor,  von  5  zu  5  Jahren  vor  Ablai^ 
des  Vertrags  denselbeu  zn  kündigen.  Obwohl 
der  Gesellschaft  am  2.  Oktober  1S72  der  Zu- 
schlag erteilt  worden  war,  begann  sie  erst  mit 
dem  1.  Jannar  1075  den  Betrieb  des  Monopols. 
nachdem  die  langwierigen  Enteignungsarbeiten 
erledigt  waren.  Ertrag  1S71  2fll2  Millionen 
Francs,  11^73  9,1  Hillionen  Francs,  1H74  9,8 
Millionen  Francs,  1S?5  16,5  Millionen  Frimcs. 
Von  lö?ö — 1Ö84  überstiegen  die  abgelieferten 
.Summen  den  Paclitzins  um  3000  bis  tSäOOO 
Francs.  1884  wnrde  mit  der  PachtgespUschaft 
ein  neuer  Vertrag  geschlossen,  in  weichem  der 
Kanon  auf  17,01  Millionen  Francs  erhöht  wurde. 
Ausserdem  sind  an  den  Staat  40^/0  des  Reiner- 
trags vom  Absätze  von  mehr  als  35  Milliarden 
Zündhölzer  abzuführen.  Die  Eiufnhr  auslän- 
discher Zündhiilzer  ist  verboten. 

Hit  dem  1.  Januar  18t)0  hat  der  Staat  den 
Betrieb  des  Monopols  in  eigene  Verwaltung  ge- 
nommen. Die  ZUudhölzrr  werden  in  5  grossen 
Staat afabriken  prodnzitrt  nnd  von  die^n  un- 
mittelbar an  die  GrooahKndler  abgegeben.  Die 
Verwaltung    der   indirekten    Steuern    hat  den 
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Btenerpfliuhti^  Gewerbetreibende  kann  dea 
Gross-  nnd  Kleinhandel  in  ZUndhelzern  be- 
treiben. Der  Detail Yerschleiss  iat  obligatorisch 
für  die  Tabak-Debitanten.  Die  Grosahändler 
haben  sich  den  Vorachriften  der  Verwaltung 
der  indirekten  Steneni  lu  fügen  iind  sich  deren 
Kon  troll  massregeln  bu  unterwerten.  Den  De- 
bitanten  haben  xie  einen  Rabatt  von  mindestens 
10 'io  EU  gewahren.  Die  Zttndhfllzer  dflrfen  nur 
in  Terscbloaaenen  Schachteln  oder  Packeten  in 
den  Handel  kommen,  welche  mit  einer  Vignette 
versehen  sind.  Der  Preis  der  ZflndhSlzer  ist 
folgendermassen  festgesetzt; 
1]  HolzzDndhOliet  am  gewöhnlichem  Phosphor : 

1  kg 3,50  Pres. 

1  Schachtel  mit  150  8t     .    o,io     „ 
1  Schachtel  mit  60  St.  .    .    0,05      „ 

2)  BokzUndhOlzer  ans  Amorpha-Phospbor: 

1  Schatbtel  zn  100  St.  .    .    0,10  Fn». 
1  Schachtel  zn    50  St.  .    .    0,05      „ 

3)  WachszttndhQlzeraiueewOhnlicbemPhoaphor: 

1  SchachUl  zn  40  St     .     .    0,10      „ 

4)  WachszündhOlzer  aus  Ämorpha-Phosphor: 

1  Schachtel  sn  30  St    .    .    0,10     „ 
lieber   den  finanziellen   Ertrag  geben  fol- 
gende Zahlen  AnfschlnsB: 

Einnahmen  Anegaben        Bein  ertrag 

Uillionen  Francs 
1892  25,874  6,349  19.056 

1895  17,715  8.°ii  =°.398 

1897  33,673  7484  21,893 

1898  34,807  7,873  23,420 

1899  35,586  8,857  ",695 
2.  Bussland  hat  zuerst  im  Jahre  1818 

die  ZQndhOlzer  besteuert  Die  GrGnde  waren 
teils  ftakal i seh -fin an zpol {tische ,  teils  feuerpoli- 
zeiliche. Der  Steuereatz  war  1  Rubel  Silber  für 
je  lOüÜ  StQck.  DerVerschleise  war  nur  in  Blecb- 
kapseln  statthaft.  Die  enorme  HGhe  der  Steu- 
ern verleitete  zur  heimlichen  Fabrikation  in 
entlegenen  Gegenden  und  begünstigte  den 
Schleichhandel,  weshalb  18ö9  die  Beschrttnknng 
der  Herstellung  auf  Fabriken  aufgehoben  wurde. 
Hierdurch  aber  entwickelte  sich  rasch  eine  Hans- 
industrie  zur  Zündhöizerfabrikation,  die  zu 
einem  Berd  von  Phosphorkrankheiten  und  Fener- 
scbäden  wurde,  Han  sah  sieb  daher  genötigt, 
wieder  auf  beschränkende  Normen  zurückzu- 
greifen, und  gestattete  die  Prodoktion  nur  noch 
in  Fabriken,  die  mindestens  für  15DU  Rnbel 
Banderolen  zur  Verpackung  von  der  Stenerver- 
waJtung  bezogen.  Nene  Fabriken  durften  nur 
errichtet  werden,  wenn  ihr  Betrieb  einen  jähr- 
lichen Banderolen  bezog  von  3L00  Rubeln  er- 
forderte. Die  Steuersätze  wurden  mehrt'&Rh  ge- 
ändert. Seit  deui  2U.  Juni  1889  waren  von  in- 
ländischen Fabrikaten  für  Packete  von  ?ö  bis  150 
StBck  '/,  Kopeke  und  für  Packet«  von  160-225 
Stück  'u  Kopeken  als  Steuer  zn  zahlen,  tür 
ausländische  Fabrikate  galten  die  duppelti 
Sätze.  Nach  dem  Q.  v.  16./28.  November  18bz 
haben  die  Sicberheits- (schwedischen)  Zlindbjjher 
inländischer  Fabrikation  '/*  Kopeke  für  Packete 
zn  "iö  SiBck,  '„  Kopeke  für  solche  von  76—150 
Stuck,  V-  Kopeken  für  diejenigen  zu  160-226 
Stück  und  1  Kopeke  für  Schachteln  von  226  bis 
300  Zündhölzer  zu  entrichten.    Die  aus   dem 


Ausland  eingeführten  ZttndhGlzer  gleicher 
Gattung  sind  mit  den  doppelten  Steuersätzen 
belegt.  AUe  übrigen  Arten  von  Zündhölzern 
werden,  wenn  sie  inländischen  Ursprungs  sind, 
mit  je  Vi>  li  1  '/t  nnd  2  Kopeken  besteuert  und 
mit  1,  2,  3  und  4  Kopeken,  wenn  sie  aus  dem 
Ausland  eingeführt  werden.  Die  flerstellong 
und  die  Einfuhr  der  sogenannten  „bengalischen 
Zündhölzer  ist  Terbot«n.  Diese  Neuerung  ver- 
folgt wesentlich  einen  h;gieinischen  Zweck, 
n&mlicb  die  allmähliche  Unterdrückung  der  ge- 
sundheitsschädlichen Sorten  der  Zlüidhölzer. 
Ertrag  liHW:  6,813  Millionen  Rubel. 

3.  Spanien.  Durch  das  Finanzgesetz  v. 
30.  Juni  1892  wurde  die  Errichtung  eines  Fa- 
brikatione-  und  Verkaufsmonopols  für  Zflud- 
hOlzer  verfügt.  Die  Einfuhr  von  Zündhölzern 
ist  verboten.  Die  Regierung  kann  entweder 
mit  den  bisherigen  Produzenten  einen  Vertrag 
hefaufs  Aunbeutnng   des   Monopols   abs<^hlies>>en, 

n  dieselben  der  Staatskasse  einen  Beinertrag 
mindestens  4  Millionen  Pesetas  garantieren. 
Oder  sie  hat  die  Wahl  zwischen  einer  Steuer 
von  4  Millionen  Pesetas  auf  die  bestehenden 
ZQndhOlzerfabriken,  die  dann  eine  Entschädigung 
für  die  ihnen  vom  Staate  überlassene  Ausbeute 
des  Zündhülzennonopols  darst«llt,  und  der  Ver- 
pachtung desselben  auf  16  Jahre  durch  Ausgfr- 
tmt  für  mindestens  4  Millionen  Pesetas  Reiner- 
trag für  die  Staatskasse.  Erweisen  sich  diese 
drei  Wege  als  erfolglos,  so  hat  die  Finanzver- 
waltunK  selbst  den  Betrieb  des  Monopols  in 
eigene  Verwaltung  zu  nehmen.  Das  Monopol 
wurde  durch  Dekret  vom  28.  Dezember  189S 
an  eine  Hono[folgesellachaft,  die  aus  den  seit- 
herigen ZQudhaizerfabrLkanten  gebildet  wurde, 
auf  16  Jahre  gegen  4,2ö  Hillionen  Pesetas  ver- 
pachtet. Die  nicht  beigetretenen  Fabrikanten 
wurden  von  der  Monopolgesellschaft  enteignet 
und  entschädigt. 

4.  In  Italien  ist  dur^h  G.  v.  28,  Juli 
1895  neben  dem  Einfuhrzoll  nnd  Lizenzahgaben 
für  die  Fabrikanten  eine  ZündhiJlzerstener  als 
innere  Aufwandsteuer  eingeführt  worden,  die 
dnrch  Aufkleben  einer  Stempelmarke  auf  die 
vorachriftsmäsaig  zu  verpackende  Ware  zu  ent- 
richten ist.  Portugal  hat  ein  Zündhölzer- 
monopol (G.  V.  12.  Apri!  1892),  das  seit  1895 
au  eme  Gesellschaft  gegen  2S0,5Ü0  Millionen 
Reis  verpachtet  ier.  Griechenland  hatte 
durch  Q.  V.  28.  März  16»4  das  Monopol  mit 
einem  gesetzlich  festgesetzten  Maiimalpreis  für 
die  ZflndhSlzer  eingeführt.  Dieser  ist  nach  der 
(Jualität  verschieden  nnd  schwankt  zwischen 
5  und  m  Lepta  fUr  HO  Stück.  Für  Luina- 
zündhölzer  kommt  der  dreifache  Siitz  in  An- 
wendung. Der  Staat  beschafft  die  Waren,  und 
eine  Monoj.olgeaellschaft  besorgt  den  Verkauf, 
die  die  Einnahmen,  soweit  ate  uicht  fUr  die 
Staataschnld  abgeliefert  werden,  nach  Ahzng 
von  4<'g  als  Vergütung  au  die  Staatskasse  ab- 
führt. Serbien  hat  sein  1693  eingeführtes 
Fabrikat ions-,  Einfuhr-  und  Verkaufsmouopol 
nunmehr  vollständig  verwirklicht.  Ertrag  1899: 
2l>8529  Francs,  iSOO:  26.1111  Francs  Ru- 
mänien bat  ein  ZüudhölzermoDOpol  fUr  Fabri- 
kation und  Veiwhleiss,  dessen  Ertrag  sich  auf 
2,4  Millionen  Lei  [Frauca)  belauft. 
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302.  S.  759—768  (Frankreieh)  and  Ergh.  S. 
119 — ISO.  —  V.  Kaufinann,  Finanzen  Frank- 
reicht,  Leipiig  ISSS,  S.  SiOSSO.  —  v.  Keuaa- 
ler,  Dal  raiiitche  ZiindhGlichen4leiierge»eli  (in 
Scham'  Fin.-Arch.,  Jahrg.    VI,    S.  SS6S66). 

—  V.  Heeket,  Finanien  Spaniem  (in  Scham' 
Fin.-Arch.,  Jahrg.  X,  8.  6S4}.  —  Vigne»- 
Vergnlaud,  JVaitd  da  impfiU  de  Fronet,  4. 
ed.,  Paris  1880,  vol.  I,  p-  ISl—lüS.  —  OHbo, 
Code  de  eontributioni  indirectet  el  de»  oetroi», 
4.  id.,  BOl.  III,  p.  SiS — S9S.  —  HiniMaH,  ort. 
AüumeUe*  ehimig^iee'i,  in  Block,  Dictionnaire  dt 
l'Adminittration  franfaite,  POrU-Nancy  IS91,  p. 
US — 117  und  in  L.  Say,  Dictionnaire  dei  Fi- 
nancei,    Parii-ydnci/    1S89,    vol.  I,  p.  12B—1B9. 

—  Fesin,  Monopole  des  Aüumettee  ehimiqv^s 
(Jouraai  de>  Economiste»,  mai  1S74)- 

Max  von  Beckel, 


Znnftwesen. 

1.  Vorbemerkung.  2.  Die  Entatehnne  des 
Z.  3.  Die  Orgnnisation  der  filtesteu  Zunft«. 
4.  Die  Blütezeit  des  deutschen  Z.  ö.  Der  Ver- 
fall da»  dentacben  Z.  6.  Deutschlands  Qenerbe- 
TerfassDng  am  Ende  des  vorieeu  Jahrhunderts. 
7.  Die  EinfUhning  der  Gewerbefreiheit. 

1.  Vorbemerkung.  Das  hochdeutsche 
"Wort  Zunft,  für  welches  ea  ein  entspre- 
chendes niederdeutschea  Wort  nicht  giebt, 
soll  nach  der  Ansicht  Ein^r  aus  dem 
Worte  aZusammenkunft«  entstanden 
sein.  Nach  anderer  Auffassung  ist  es  dem 
Altdeutschen  entlehnt,  wo  »Cngezunft« 
soviel  als  UoordQUug,  Ziinft  mithin  Ordnung, 
Gesetz  bedeutete.  Das  Wort  ist  im  nörd- 
ücheu  Deutschland  bis  zur  Reformation  un- 
bekannt. Die  dort  an  seine  Stelle  tretenden 
Bezeichnungen  sind  »Amts,  so  namentlich 
in  den  Hansestädten,  und  »Gilde».  Oleich- 
wertig  mit  Zunft  wurde  —  und  so  viel  ich 
weiss,  in  ganz  Deutschland  —  der  Ausdruck 
»Innung«  gebraucht.  Man  versteht  unter 
diesen  Benennungen  die  Verbindungen  selb- 
ständiger Handwerksmeister.  Das  für  alle 
diese  Genosse nschaften  geltende  Recht  ist 
niedergelegt  in  den  Zunftrollen,  Zunft- 
briefen, AmtsschrageUj  d.  h.  den 
wenigstens  in  älterer  Zeit  meist  auf  Per^- 
ment  geschriebenen  und  in  der  Lade  der  ein- 
zelnen Verbindung  zusammengerollt  aufbe- 
wahrten Statuten,  wie  sie  für  jedeHandwerks- 
verbinduDg  verschieden  abgefasst  waren. 
Meist  sind  sie  von  den  Handwerkern  selbst 
aufgesetzt,  aber  von  dem  Rate  der  Stadt 
oder  derjenigen  Institution,  die  über  sie  die 
Aufsicht  führte,  genehmig.  Sie  enthalten 
nicht  das  volle  Recht,  ja  sie  scheinen  sogar 
weit  entfernt  davon  zu  sein,  die  Formen 
des  Zusammenlebens  vollständig  wiederzu- 
geben. Ea  wurde  eben  nicht  alles  aufge- 
zeichnet, sondern  daneben  vieles  durch  Her- 
kommen und  Gewohnheit  geregelt,  wie  man 


sich  Oberhaupt  vorstellen  muss ,  dass  die 
Statnten  in  der  ältesten  Zeit  mehrfach  nicht 
früher  aufgeschrieben  wurden,  als  bis  durch 
Streitigkeiten  der  Mitglieder  einer  Zunft 
oder  der  verschiedenen  Zünfte  einer  Stadt 
untereinander  über  Inhalt  und  Bedeutung 
des  Rechts  eine  besondere  Veranlassung 
dazu  geboten  war.  Inwieweit  die  Rollen 
einzelner  Zünfte  verschiedener  Städte,  we- 
niger wohl  verschiedener  Zünfte  in  einer 
Stodt  durcheinander  beeinflusst  wurden,  be- 
darf noch  der  näheren  Feststellung.  Bekannt 
ist,  dass  Enüehnungen  und  Uebertragnmgen 
der  Statuten  aus  einer  Stadt  in  die  andere 
vorkamen.  Vermutlich  sind  dabei  die  her- 
vorragenderen Stätten  des  Qewerbefleisses 
wegen  ihrer  eingehenden  Ausbildung  des 
Qewerberechts  vorzugsweise,  also  etwa  im 
Norden  Lübeck  und  Hamburg,  im  Süden 
Augsburg  und  Nürnberg  im  Westen  Köln 
und  Stiassburg,  im  Osten  Danzig  und  Königs- 
berg iu  Anspruch  genommen  worden.  Von 
den  Rollen  zn  unterscheiden  sind  die  Ord- 
nungen oder  Ordinanzien,  einseitige 
Festsetzungen  des  Rat^s,  vielfach  gewerlJe- 
polizeilic her  Natur,  und  die  Belle  buugen, 
die  Beschlüsse  der  Mitglieder  der  Genossen- 
schaften unter  sich,  die  in  der  Regel  nicht 
offiziell  bestätigt  wui-den.  Die  letzteren  be- 
wirken eine  wenigstens  teilweise  lebendige 
Weiterbildung  des  sonst  nur  in  längeren 
Zeiträumen  durch  Umarbeitung  oder  bei 
Neubestätigungen  der  Rollen  sich  ändernden 
Handwerkerrechtes.  —  Unter  der  Zunft  ver- 
stand man  nun  schliesslich  eine  Korporation 
ganz  im  allgemeinen.  Alle  möglichen  Ver- 
einigungen und  gesellschaftlichen  Gruppie- 
rungen bedienten  sich  ihrer  Form.  Schüler 
und  Lehrer,  Notare  und  Aerzte,  Totengräber 
und  Abtrittsfeger,  Gärtner  und  Rebleute, 
Träger  und  Spielleute  u.  a.  m.  organisierten 
sich  zünftig.  Ebenso  ist  das  Vorkommen 
dieser  Verbände  nicht  auf  ein  Land  be- 
schränkt, sondern  lässt  sich  in  allen  Kultur- 
ländern Europas,  einem  bestimmten  Zustande 
des  Staatslebens,  der  Gesellschaft  und  der 
Bildung  entsprechend,  in  Italien  und  Spanien, 
in  Frankreich  und  England,  in  Belgien  und 
Holland ,  in  den  skandinavischen  Staaten 
nachweisen.  NJi^nds  aber  hat  diese  Orga- 
nisation so  tief  Wurzel  geschlagen,  nirgend- 
wo zeitweilig  so  Hervorragendes  geleistet 
als  im  Deutschen  Reidu  Daraus  eiidäit 
sich,  dass  bis  auf  den  heutigen  Tag  in 
Deutschland  und  Oesterreich  die  Erinnening 
an  jene  glorreiche  Periode  noch  immer  nidit 
ganz  verblasst  ist.  Während  im  Stlden  die 
^werbliche  Thätigkeit  und  mit  ihr  das 
Zunftwesen  schnell  verfielen,  in  England 
diese  Verbände  niemals  zu  ähnlicher  Be- 
deutung wie  in  anderen  Undern  aufrückten, 
in  den  Niederlanden  sie  durch  das  Auf- 
kommen  der   Fabriken    und   Uanubkttu-en 
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rechtzeitig  unterfrüclrt,  in  Prankreich  in  der 

denkwürdigen  Nacht  vom  4.  August  1789 
mit  einem  Schlage  aus  der  Welt  geschafft 
v'iirden,  quälte  man  sich  in  Deutschluid, 
dessen  wirtschaftiiche  Blüte  durch  den  30- 
jfthrigeu  unheilvollen  Krieg  vernichtet  war, 
mit  der  "Wiederbelebung  der  alten  Formen, 
von  denen  man  alles  Heil  erwartete.  Erst 
sehr  spät  überzeugte  man  sich ,  dass  die 
Aufrechterhaltung  der  überlebten  Ordnung 
die  Entfaltung  dos  Gewerbewesens  mehr 
hemmte  als  beförderte,  und  noch  die  erste 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderte  war  dem  hin- 
und  herwogenden  Streite,  ob  Zunft  oder 
Gewerbefreiheit,  gewidmet.  Leider  gestattet 
uas  der  verh^bare  Baum  nicht ,  diesen 
Gegenstand,  seiner  Wichtigkeit  und  alJge- 
meiuen  Bedeutung  angemessen,  nachstehend 
erschöpleod  zu  behandeln.  Wir  müssen  uns 
auf  die  Betrachtung  der  gewerblichen  Zunft 
und  auf  ihre  Geschichte  in  Deutschland  be- 
schranken. 

2.  Die  Entetehnng  des  Z.  Ueber  die 
Stellung  der  Gewerbetreibenden  in  ältester 
Zeit  sind  wenig  urkundliche  Nachrichte q 
vorhanden  und  selten  sind  die  vorhandenen 
bis  jetzt  zu  einem  Gesamtbilde  vereinigt 
worden.  Unbelauscht  von  der  Geschichte 
ist  die  ältesle  Periode  des  Handwerks  vor- 
übergegangen. Sicher  ist  nur  soviel,  dass 
zunächst  der  ganze  Bedarf  der  Bevölkerung 
an  gewerblichen  Erzeugnissen  Überhaupt 
nicht  durch  berufsmässige  Handwerker,  son- 
dern im  Hause  durch  Hausgenossen  befrie- 
digt wurde.  Sowohl  Nahrungsmittel  aller 
Art  als  auch  Gewebe  und  Kleidungsstücke, 
Gefässe  und  GeiÄte  wiuiien  als  Produkte 
des  HausQeisses  angefertigt  Auf  den  mittel- 
alterhchen  Fronhöfen  sind  es  dann  die  Un- 
freien und  Hörigen,  die  ausser  mit  Ackerbau 
mit  gewerblichen  Arbeiten  betraut  waren, 
oder  wenn  sie  bereits  ausserhalb  des  Herren- 
bofes  angesiedelt  waren,  zur  regelmSssigen 
Lieferung  bestimmter  gewerblicher  G«een- 
stfinde  an  die  Herrschaft  verpflichtet  er- 
scheinen. Indes  ist  es  sehr  fraglich,  wie 
weit  dieser  Zustand  überhaupt  seine  Herr- 
schaft erstreckt.  Jedenfalls  gab  es  neben 
den  unfreien  schon  in  fränkisdier  Zeit  freie 
Handwerker,  insbesondere  Metallarbeiter, 
Weber,  Schuster,  so  dass  die  Annahme,  als 
ob  die  hörigen  Gewerbetreibenden  älter 
wären  als  die  freien,  hinfäOig  wird.  Auch 
waren  schon  in  derselben  Zeit  und  noch 
häufiger  im  10.  und  11.  Jalirhundert  ge- 
werbliche Produkte  im  Handel,  ilitliin  hat 
man  nicht  nötig,  für  die  Befriedigimg  des 
Bedarfs  an  Gewerheprodukten  in  ältester 
Zeit  sich  gerade  eine  1  ronhofs Wirtschaft  vor- 


Aus  freien  Handwerkern  sind  die  ersten 
Zünfte  gebildet  worden.  Welche  Gründe 
dabei  die  treibenden  und  für  den  Zusammen- 


schluES  massgebenden  waren,  hat  sich  mit 
überzeugender  Sicherheit  noch  nicht  er- 
mitteln lassen  wollen. 

Jene  Idee,  dass  die  deutschen  Zünfte 
mit  den  römischen  Collcgien  iii  Zusammen- 
hang zu  bringen  seien,  jst  endgiltlg  fallen 
gelassen  worden.  Man  weiss  heute,  dass 
die  verschiedenen  Formen,  in  denen  in 
Rom  die  Collegien  (s.  den  Art.  Collegia  in 
der  1.  Aufl.  d.  Handwörterbuchs  d.  Staatsw. 
II.  Bd.,  S.  845)  auftraten,  keine  Verwandtschaft 
mit  den  späteren  germanischen  Innungen 
erkennen  lassen.  Im  Übrigen  war  die  Um- 
wälzung von  600^1200  so  gross  imd  die 
Gewertethäügkeit  in  dieser  Zeit  offenbar 
so  gering,  dass  schon  deshalb  an  eine  Fort- 
dauer römischer  Ueberlieferungen  nicht  ge- 
glaubt werden  kann.  Was  seither  ziu-  Er- 
klärung des  Vorkommens  der  Zünfle  ver- 
sucht ist,  erfreut  sich  keineswegs  allgemeiner 
Zustimmung.  Nach  dem  UJstonker  Hüllmann 
lag  die  Ursache  zur  Entstehung  der  Zünfte 
in  der  Ausschliesslichkeit  des  Handelsbe- 
triebes und  in  der  Teilnahme  an  den  Bänken 
und  Hallen.  Die  Massregel,  dass  gleich- 
artige Waren  sämtjich  an  einem  Orte  der 
Stadt  verkauft  werden  mussten,  war  im 
Mittelalter  eine  allgemein  vorbi-eitete.  Die  Er- 
laubnis, an  Bolcheu  PlätzeUj  den  sogenannten 
Bänken,  gleichfalls  feilbieten  zu  dürfen, 
wäre  im  Laufe  der  Zeit  ein  erbliches  Recht 
und  das  Trachten,  die  Zahl  dieser  Gerechtig- 
keiten, die  Konkurrenz  im  Absatz,  gering 
zu  erhalten,  die  Veranlassung  geworden, 
Zünfte  zu  bilden.  Der  Nationalökonom 
Schönberg  aber  glaubte  in  den  Zünften  viel- 
leicht schon  eine  Reaktion  gegen  die  be- 
reits hervorgetretenen  Folgen  der  l)esteheu- 
den  Gewerbetreiheit  und  der  freien  Kon- 
kurrenz erblicken  zu  dürfen.  Nähere  Er- 
wägung dieser  Theorieen  lehrt  jedoch,  dass 
in  ihnen  eine  zu  moderne  Auffassung  Platz 
greift.  Die  Ausartungen  und  Untugenden 
der  Zünfte,  wie  sie  sich  im  Laufe  der  Jahr- 
iderte  in  dem  Streben  nach  Ausschliess- 
lichkeit kund  geben  und  in  dem  eifersüch- 
tigen eigennützigen  Verdrängen  angeblich 
unbefugter  Teilnehmer  zu  Tage  treten,  können 
unmöglich  die  bewegende  Ursache  der  ganzen 
Erscheinung  gewesen  sein.  Diese  Annahme 
widerspricht  der  geschichtlichen  Etitwicke- 
lung  der  Zünfte,  die  dann  niemals  so  Grosses 
hätten  leisten  können,  wie  es  wirklich  der 
Fall  ist  Was  aber  die  Auffassung  anlangt, 
dass  die  Zünfte  bereits  eine  Korrektur  von 
Missständen  infolge  zu  weitgehender  Freiheit 
bezweckten,  so  berechtigt  die  Schilderung 
)ier  Zeiten  ,  die  dem  ersten  Auftreten  der 
Zünfte  in  Deutschland  vorausgehen,  nicht 
zu  ihr. 

Einen  gewissen ,  wenn  auch  mcht  im 
einzelnen  erkennbaren  Einfluss  haben  sicher 
die  Gilden   und  Brüderschaften    einerseits. 
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die  herrschaftlichen  Gewerheämter  and  hof- 
rechtlichen Verbände  auf  den  Froohöfen 
anderereeits  ausgeübt,  Gilden  {s.  d.  Art 
oben  Bd.  IV,  S.  725 ff.)  sind  die  diireh  Rechte 
und  Pflichten  verbnndenen  Brüderschaften 
(frateroitateB),  die  an  bestimmten  Jahrestagen 
feetliche  Trinkgela^  abhielten.  Die  ältesten 
bekannten  sind  die  altfrfinkischen ,  die  in 
den  Reichsgesetzen  und  kirchlichen  Ver- 
ordnungen des  8.  und  9.  Jahrhunderts  ver- 
hüten ■werden.  In  den  aus  heidnischer  Zeit 
überkommenen  gottesdienstlichen  Trinkge- 
lagen wurzelnd,  weisen  sie  doch  von  vom 
herein  auch  sittliche  und  leligiöse  Elemente 
anf,  indem  sie  ihre  Mitglieder  zu  gegen- 
seitwer  Hilfeleistung  brüderlich  luieinander- 
Bchlieseen.  So  erscheinen  als  die  Zwecke, 
die  sie  verfolgen,  die  gegeoseitige  Unter- 
stützung der  Brüder  und  Schwestern  in 
Notfällen,  die  Beteiligung  an  den  Leichen- 
begängnissen verstorbener  Mitglieder,  die 
Unterhaltung  brennender  Lichter  auf  den 
Altären  in  Kapellen  und  Kirchen,  Veran- 
staltung von  Seelenmessen  für  verstorbene 
Mitglieder  u.  a.  m.  Ihre  Mitglieder  rekru- 
tieren sich  aus  verschiedenen  Ständen. 
Geistliche  und  Adlige,  Handwerker  und 
Kaufieute  sowie  Personen  weiblichen  Ge- 
schlechts finden  wir  in  ihnen  vereinigt 
Ihre  Oi^;anisation  ist  die  einer  selbständigen 
Korporation  mit  gewählten  Vorstehern, 
Aelterleuten ,  Stuhlbrfldem,  Gerdemänneni 
und  anderen  Beamten.  Sie  geben  sich  ihre 
Statuten  und  Gesetze  selbst,  stehen  aber 
unter  den  öffentlichen  Gerichten  des  Landes- 
und Stadtherrn,  Schon  "Wilda  lehrte,  dass 
in  Anlehnung  an  dieses  Gilde wesen  die 
Handwerker  freie  Genossenschaften  gegrün- 
det hätten,  und  die  neuere  Forschung  aiif 
diesem  Gebiete  macht  es  sehr  wahrschein- 
lich, dass  eine  Beeinflussung  der  Zünfte 
durch  jene  älteren  Organisationen  stattge- 
funden hat.  Am  meisten  begründet  er- 
scheint diese  Vermutung  gegenüber  den 
Terbänden,  die  keinen  ausgesprochenen  be- 
ruflichen oder  gewerblichen  Charakter  auf- 
weisen, wie  die  Kompagnieen  der  Tröger  in 
den  Handelsstädten.  Allerdings  ist  später 
der  Abstand  zwischen  den  Gilden  und  den 
gewerblichen  Verbänden  der  Handwerker 
so  gross,  dass  an  eine  einlache  Nachbildung 
der  ersteren  nicht  zu  denken  ist.  Auen 
kehren  die  Grundzüge  der  Gildeverfassnng 
bei  den  ersten  Zünften  nur  unvollkommen 
wieder;-  immerhin  mag  der  genossenschait- 
liche  Gedanke,  wie  er  in  den  Gilden  in 
■wohlthuender  Weise  sich  bewährte,  anf  die 
EntSchliessungen  der  Hand  werkei-,  von  denen 
viele  Mitglieder  der  Gilden  sein  mochten, 
seine  Wirkimg  ausgeübt  haben.  Die  Idee, 
die  zu  genossenschaftlichem,  auf  das  Wohl 
des  Seelenheils  bedachten  Verbände  führte, 
konnte   auch    fnichtbar   werden,    wenn   es 


sich  um  Schutz  der  Interessen  des  allt%- 
lichen  Erwerbslebens  handelte.  Die  Baseler 
Verhältnisse,  die  die  Gründung  von  Brßder- 
Schäften  »que  vulgarites  didtnr  zunft«  mit 
eigener  Eassenver  waltung  und  zu  Wreh- 
liohen  Zwecken  erkennen  lassen,  sind  eia 
Zeugnis  für  die  Verquickung  religiöser  und 
weltlicher  Interessen  und  scneinen  der  aus- 
gesprochenen Vermutung  nicht  zu  wider- 
sprechen. 

An  der  Ansicht,  dass  die  Entstehung  der 
Zünfte  durch  das  Hofrecht  beeiofluest  sein 
könntej  die  auf  Nitzsch  zurückzuführen  ist 
und  viele  Anhäuger  zählte,  ist  neuerdings 
einschneidende  Kritik  geübt  worden.  Es 
ist  auch  zweifellos  richtig,  dass  die  Al^tben 
und  Iieistungen,  die  den  städtischen  Hand- 
werkern oblagen,  nicht,  wie  man  früher  an- 
nahm, ^s  Zeichen  einstiger  hofrechtlicher 
Abhängigkeit  anzusehen  sind,  sondern  sich 
ungezwungen  auf  andere  Weise  erklären 
lassen.  Auch  lässt  sich  eine  Zunft,  die  aus 
einem  hofrechtlichen  Verbände  hervorge- 
gangen ist,  wie  es  scheint,  gar  nicht  und 
nur  vereinzelt  die  Entwickelung  eines  herr- 
schaftlichen Gewerbeamts  bis  zu  einem  aus- 
gebildeten ähnhchcn  Zunftorganismus  nach- 
weisen. Aber  in  dem  Fehlen  der  Verbin- 
dungsglieder liegt  natürlich  kein  Beweis 
dafür,  dass  die  Beeinflussung  nicht  doch 
stattgefunden  hat  Und  es  ist  das  Vor- 
kommen von  hofhCrigen  Handwerkern,  die 
unter  der  Aufsicht  einzelner  Hoftmter  zu- 
sammengefaast  waren  in  den  landesherr- 
lichen Hofhaltungen,  sowie  wenngleich  selte- 
ner und  nicht  so  zahlreich,  auf  den  Fron- 
hüfen  grosser  welthcher  und  geistlicber 
Grundherrschaften  nicht  in  Abrede  ku  stellen. 
Auch  bildeten  sie  hier  zum  Teil  selbständige 
Aerater  mit  eigenem  Hecht  und  eigenen 
Oivanen.  Von  den  societates  auf  den  KSnigs- 
hSfen,die  einen  herrschaftlichen  oderbischßf- 
lichen  Dienstmann  zum  Vorsteher  hatten, 
wird  sicher  berichtet  Unter  derartigen 
Umständen  liegt  der  Gedanke,  dass  die 
neuen  Verbände  durch  die  Erinnerung  an  die 
alte  Oi^nisation  mit  beeinflusst  waren,  nicht 
so  fem,  wie  neuere  Kritiker  (von  Below, 
Gothein)  uns  glauben  machen  wollen. 

Den  eigentlich  massgebenden  Anstoss 
aber  wird  schliesslich  überhaupt  nicht  ein 
einzelner  Umstand  ausgeübt  haben,  sondern 
die  Zünfte  werden  auf  das  Zusammenwirken 
mehrerer  Ursachen  zurückzuführen  sein. 

Eine  natürliche  Folge  der  erhöhten 
Gewerbethätigkeit,  ist  ihre  Entstehung 
zweifellos  durch  das  Zusammenwirken  ver- 
schiedener Bedingungen  zu  erklären.  »We- 
sentlich dem  ureigenen  Boden  städtisdiKi 
Lebens  entsprossen  sind  die  Keime  zu 
ihnen  mit  den  zahlreichen  Volkselemeuten, 
die  in  der  Stadt  sich  eine  Existenz  gründen 
wollten,  hineingetragen  worden  und  in  der 
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Laft  städtischer  Freiheit  rasch  zur  Entfal- 
tung gekommen«  (Jnama).  Schon  Eichhorn 
kam  zu  dem  Ergebnisse,  dass  »die  Institu- 
tion der  Handwerksionungen  ihre  "Wiirzel 
in  zwei -verschied enen  Bechtea  habea  müsse, 
man  aber  nicht  angebea  kOnae,  wieviel  dem 
einen  oder  dem  anderen  davon  angehöre. 
ÜDd  auch  ein  eifriger  neuerer  Gegner  der 
hofrectitlichenAbstammung  sieht  sich  schliess- 
lich veranlasst,  nachdem  er  die  Äuffassiing 
bekämpft  hat,  dass  in  Strassbtirg  und  Basd 
die  Innungen  aus  höriger  Abhängigkeit  her- 
vorgegangen seien,  zuaugeben ,  dass  das 
Zunftwesen  Terschiedenartig  aus  lokalen 
Bedingungen  heraus  entsteht  und  kein  ge- 
meiDsamer  Ursprung  anzuaehmen  sei.  Dem- 
oach  wird  die  Entetehnng  durch  aUe  um- 
stände begünstigt  und  beeinflusst  worden 
Bein,  die  nir  die  Hebung  des  städtischen 
Lebens  im  aügemeinen  massgebend  gewesen 
sind;  neben  den  berflhrten  Momenten  vor 
allen  Dingen  auch  durch  die  allgemein  ver- 
breitete Neigung  Freier,  Genossenschaften 
zu  begrtlnden.  Nicht  nur  in  den  Kreisen 
der  Vasallen  und  Dienstleute  machte  man 
die  Erfahrung,  dass  Verbin  dungstark  macht, 
und  wenn  ^uflente  sich  zu  Kompagnieen 
und  Gilden  vereinigten,  um  die  Qe&hren 
einer  weiten  Reise,  die  Unbequemlichkeit 
des  Aufenthaltes  an  einem  fremden  Orte 
besser  aushalten  zu  können,  warum  sollen 
dann  nicht  freie  Handwerker  auf  den  Ge- 
danken gekommen  sein,  zur  Wahrung  ihrer 
Erwerbsinteressen,  etwa  um  sich  gegen 
Uebei^ffe  Mächtiger  zu  schützen,  ebenfalls 
Verbindungen  einzugehen? 

Das  12.  und  13.  Jahrhundert  sind  eine 
Epoche  voller  Leben  und  frischer  Bewe- 
gung, zeigen  überhaupt  eine  reiche  und  rege 
Entwickeiung.  Die  persönliche  Unfreiheit 
schwindet,  das  Landleben  tritt  g^:en  das 
bunte  Treiben  in  den  Städten  zurück.  Die 
Bevölkerung  seheint  von  einem  mächtigen 
Wandertrieb  ergriffen.  Vom  Lande  zieht 
man  in  die  Stadt  und  aus  den  Städten  der 
engeren  Heimat  in  die  Fremde.  Zwar  ist 
die  Unsicherheit  der  Wege  gross  und  der 
reisende  Eaufmann  hat  viel  Gefahr  auszu- 
stehen, aber  unter  dem  Geleite  mannhaftiger 
Reisige  dringt  er  vor,  verhandelt  in  der 
Ferne  manche  fremde  Stoffe  und  Geräte 
und  bringt  sie  zurück  in  Gegenden,  die 
diese  noch  nicht  kannten.  Die  sich  offen- 
barende Formenschönheit  oder  Nützlichkeit 
regt  zur  Nachahmung  an,  und  der  Gewerbe- 
Qeiss  beginnt  seine  Schwingen  zu  entfalten, 
eiBt  zaghaft,  dann  wahrnehmbarer.  Auch 
die  Arbeitsteilung  tritt  deutlicher  hervor  — 
kurz  es  bekundet  sich  in  vielen  Punkten 
ein  Aufschwung,  der  die  Roheit  früherer 
Zeiten  erst  recht  erkennen  läast  Die  neu 
gegründeten  Stfidte  und  Märkte  thun  in 
dieser  Periode  viel,  um  Fremde  anzuziehen. 


Die  Stadtrechte  garantieren  vor  allem  die 
Freizügigkeit.  Keiner  war  gebunden,  an  dem 
Orte,  wo  er  sich  niedergelassen,  zu  bleiben. 
Fand  er  keine  Beschäftigung  oder  nicht  ge- 
nügenden Tinterhalt,  so  zog  er  seine  Strasse 
wieder  fürbass.  Darin  Hegt  ein  wesent- 
liches Privileg  ausgesprochen,  das  auf  frühere 
Hörige,  die  in  der  Stadt  sich  ansiedeln 
wollten,  des  Eindrucks  nicht  verfehlt  baben 
wird.  Ferner  erleichterten  die  Städte  den 
Hörigen  und  Unfreien  die  Niederlassung. 
Dass  Hörigkeit  und  Leibeigenschaft  mit  den 
Grundsätzen  des  Christentums  unvereinbar 
waren,  hatte  schon  Arnold  von  Brescia  ge- 
predigt. Manche  Landesherren  hatten  mit 
der  Mildenmg  der  Hörigkeit,  mit  der  Auf- 
hebung hofrechtlicher  Lasten  begonnen. 
Reichgewordene  hörige  Handwerker  mochten 
sich  losgekauft,  nicht  wenige  sich  dem 
Zwangs  Verhältnis  durch  die  Flucht  entzogen 
haben.  Selbstverständlich  nahmen  sie  ihren 
Weg  nach  den  Städten,  und  diese,  die  be- 
reit waren,  den  Flöchtiingen  Schutz  zu  ge- 
währen, verschafften  dem  Grundsatz  »Städte 
luft  macht  frei*  Anerkennung.  Endlich 
werden  in  dieser  Zeit  vielfach  direkte  Pri- 
vilegien zur  Beförderung  von  Handel  und 
Gewerbe,  zur  Gründung  von  Märkten,  Ein- 
schränkung von  Zöllen,  Aufhebung  von 
Strandrecht  und  Grundruhr  erlassen.  Seit 
dem  Beginn  des  13.  Jahrhunderts  werden 
Städtebündnisso  zum  Schutze  der  Handels- 
strassen,  zur  Abwehr  der  Seeräuber,  zur 
Befreiung  des  Handels  von  willkürlichen 
Erpressungen  und  ZoUgefälten  abgescbloseen. 
Es  ist  eben  eine  Epoche,  wo  die  Arbeit  be- 
ginnt, sich  wirtschaftlich  von  Grund  und 
Boden  zu  emancipieren.  Es  ist  nicht  mehr 
auBschlieeslich  der  Ackerbau,  dem  sie  dient; 
sie  ist  vielmehr  eioe  selbständige  Produktiv- 
kraft geworden.  Der  städtische  Aufenthalt 
hat  den  Vorteil  persönlicher  Freiheit,  bietet 
Sicherung  der  materiellen  Grundlage  der 
Existenz,  die  Möglichkeit  des  Erwerbs  von 
Grundbesitz,  So  zog  ein  Gewerbetreibender 
den  anderen  nach  sich,  und  dieser  Zuwachs 
wurde  um  so  nötiger,  als  die  städtische 
Bevölkerung  allmählich  darauf  verzichten 
mnsste,  den  ganzen  Bedarf  an  Nahrungs- 
mitteln selbst  zu  erzeugen,  und  für  die  von 
aussen  hereingebrachten  Vorräte  die  Gegen- 
werte zu  besMiaffen  hatte.  Alle  diese  Mo- 
mente machen  es  erklärlich,  wenn  dem  Zuge 
der  Zeit  folgend  die  Handwerker  mit  ihreu 
Verbänden  sich  hervorwagten. 

8.  Die  Oi^anisatton  der  aUesleu 
Zünfte.  Die  ersten  urkundlich  beglau- 
bigten Nachrichten  von  wiiklich  vorhandenen 
Zünften  stammen  aus  dem  13.  Jahrhundert. 
Die  ältesten  auf  uns  gekommenen  Zunft- 
briefe betreffen  die  Fisdier  zu  Worms  1106, 
die  Schuhmacher  zu  Würzburg  1128,  die 
Bettziedienweber  zu  Köln  1149,  die  Scbuh- 


_n»vfvlC 


1016 


macher  zu  Magdeburg  1158,  die  Drechsler 
EU  Eöln  1178— 3183,  die  Gewandechneider 
1183  und  die  Schilderer  zu  Magdeburg  1197, 
die  LAkenmacher  in  Brauusch-weig  1156  bis 
1180,  Das  angebliche  Privileg  Pnedriühe  I. 
für  die  Tuchscherer  In  ■Würzburg  von  1162 

e.bgedr.  im  Archiv  des  histor.  Vereins  von 
nterfranken  und  Aschaffenburg  lYS. 162)  ist 
■wahrscheinlich  gefälscht.  Bei  den  Privilegien 
der  Fischer  in  Womis  und  denen  der  Scliuh- 
macher  zu  Würzburg  mag  man  nach  der 
Eberstodtachen  Auffassung  immerhin  zweifel- 
haft sein,  ob  man  es  mit  Zunftbriefen  im 
eigentlichen  Sinne  des  Wortes  zu  thuo  bat. 
Sind  die  genanaten  Korporationen  die  ältesten 
bis  jetzt  bekannten  freier  Handwerker,  so 
giebt  es  unzweifelhaft  gewerbliche  Verbände 
schon  im  12.  Jahihundert  io  den  Städten 
Eagenau,  Augsbui^,  Strassburg.  Doch  wenn 
die  Stadtrechte  sie  erwähnen,  so  ist  es  nicht 
mOglich,  aber  ihren  Charakter  ins  Klare  zu 
kommen  und  selbst  die  neuere  Forschung 
hat  nicht  alle  Zweifel  über  ihre  Natur  zu 
heben  vermocht.  Reichhaltiger  sind  die  von 
Zünften  des  13.  Jahrhunderts  sprechenden 
Nachrichten.  So  zahlreicli  sind  die  erhal- 
tenen und  veröffentlichten  Statuten  aus  dieser 
Periode,  dass  es  nicht  mehr  möglich  er- 
scheint, sie  io  dem  engen  Rahmen  dieser 
Abhandlung  aufzuführen.  Gewerbetreibende 
sehr  verschiedener  Art  haben  sich  nun  be- 
reits korporativ  gegliedert,  nicht  nur  die 
Verfertiger  gewöhnlicher  Gegenstände  zum 
Lebensunterhalt,  sondern  auch  Gewerbe- 
thätige  wie  Kürschner  und  Gäi'tner.  Die 
Oi^nisation  ist  ferner  weit  verbreitet,  in- 
dem sich  sowohl  in  norddeutschen  wie  in 
süddeutschen  Städten  Zünfte  nachweisen 
lassen.  Sie  finden  sich  in  Berlin  und  Basel, 
in  Magdeburg  und  Strassburg,  in  Perleberg 
und  Regensburg,  in  Braimschwoig  und  in 
Freiburg  i.  B.  Auch  die  Verfolgungen,  die 
sie  erfuhren,  deuten  darauf,  dass  sie  sich 
immer  allgemeiner  auszubreiten  Neigung 
zeigten,  ftiedrich  IL  verbot  sie  auf  dem 
Reichstage  zu  Goslar  1219  und  wollte  nur 
den  Mflnzerinnungen  die  Fortdauer  erlauben, 
weil  er  mit  ihrer  Hilfe  die  Falschmünzerei ' 
unterdrücken  zu  können  hoffte.  Dreizehn 
Jahre  später  liess  Friedrich  II.  von  Ravenna 
aus  abermals  ein  Verbot  aller  Brüderschaften 
und  Gesellschaften  der  Handwerker  in 
Deutschland  er^hen,  und  im  Einverständnis 
mit  diesem  Reichsgesetz  hob  Bischof  Hein- 
rich von  Worms  1233,  bei  glücklicher  Been- 
digung eines  Streits  mit  seinen  Bürgern  im 
Vertrage  von  Oppenheim ,  alle  Innungen 
auf  mit  Ausnahme  derjenigen  der  Münzer 
und  Holzarbeiter.  Auch  in  Oesterreich  war 
man  den  Verbänden  zunächst  nicht  freund- 
lich gesinnt.  Das  österreichische  I.^ndrecht 
des  13.  Jahrhunderts  läest  die  »Ainigungen« 
nur  bedingt   zu,  sofern  sie  dem  Laude  und 


den  Leuten  gut  und  nutzbar  sind.  König 
Ottokar  verfügt  1276  die  zeitweilige  Schlies- 
sung aller  Handwerksinnungen  in  Wien,  um 
durcli  Gewerbefreilieit  die  schwer  geschä- 
digte Stadt  zu  heben.  Das  Wiener-Nen- 
städter  Btadtrecht  wendet  sieh  dann  gegen 
die  Ausbeutung  der  Gesamtheit  durch  die 
Brüderschaften,  und  das  Budolfinische  Stadt- 
recht von  Wien  wiederholt  1298  das  Otto- 
karsche  ELnungs verbot.  Man  kann  in  dJesea 
Th&tsachen  nur  einen  Beweis  für  die  all- 
mäliliche  Einbürgerung  der  neuen  Kinrich- 
tungen  erblicken. 

Der  Charakter  der  ältesten  Zünfte  ist 
offenbar  ein  wirtschaftlicher.  Die  Hand- 
werker traten  zum  Verbände  zusammen  iii 
dem  guten  Glauben,  ihre  Erwerbsinteressen 
auf  diese  Weise  wahren  zu  können.  Das 
scheint  der  Hauptzweck,  den  sie  verfoken. 
Wohl  haben  ihre  Vereinigungen  noch  andere 
Seiten,  verfolgen  sie  noch  andere  Besrtre- 
bungen.  Sie  pflegen  die  Politik,  sie  dienen 
der  Wehrpflicht,  sie  üben  gemeinsamen 
Gottesdienst  und  treiben  gemeinschaftliche 
Geselligkeit.  Aber  alle  diese  Seiten,  die 
während  der  Blütezeit  des  Zunftwesens 
allerdings  stärker  in  die  Augen  springen 
und  deren  Pflege  mit  als  Hauptzweck  an- 
gesehen wird,  treten  bis  1300  nur  vereinzelt, 
gleichsam  nur  als  Andeutung  späterer  Grösse 
auf.  Schon  der  Umstand,  dass  nach  dem 
ältesten  Strassburger  Stadirecht  die  Qewerbe- 
genossen  zusammen  wohnen,  deutet  auf  ge- 
werbliche Interessen,  die  im  übrigen  auch 
aus  anderen  Stadtrechten  und  Zunfturkunden 
erhellen.  Die  Kürschner  in  Basel  betonen 
1226,  dass  sie  ihrem  Handwerk  zu  Ehren 
und  Nutzen  der 'Stadt  obliegen  wollen,  die 
Bäcker  in  Berhn  1272,  dass  sie  ihre  GUde 
errichtet  liaben  »wente  di  gesunde  mensche 
mach  nich  wesen  ane  brod*.  Die  Re^ns- 
burger  Ordnung  über  die  Tuchfabrikation 
von  1259  setzte  eiu  aus  12  Richtern  be- 
stehendes Gerieht  ein,  »um  gutes  TucU  in 
Regensburg  zu  erzielen^,  und  die  Soester 
Wollen  weberordnung  von  1261  ist  von 
gleichen  Gesichtspunkten  beherrscht.  lEnd- 
lieh  ist  von  vorn  herein  auf  den  Zimftzwang 
Gewicht  gelegt,  d.  h.  auf  die  Bestimmung. 
dass  alle  das  gleiche  Gewerbe  Ausübenden 
sich  der  Korporation  anschtiessen  müssen. 
Von  den  7  ältesten  Zunitbriefen  sprechen  6 
diesen  Grundsatz  deuthch  aus.  Die  Rolle 
der  Würzburger  Schuhmacher  von  1128  ist 
die  einzige,  die  diesen  Punkt  unerörtert  läset 
Augenscheinlich  kam  es  den  Eandwerkera 
zunächst  auf  die  Sicherung  der  Grundtagen 
ihrer  Existenz  an;  nach  deren  Beschaffmig 
ei-st  erschienen,  zumal  in  dem  Masse  ab 
be.sondere  Verbände  mit  der  Pfl^:e  geistlich- 
kirchlicher  Interessen  aufhörten,  andere 
weiterreichende  Bedürfnisse. 

Die  Verfassung   selbst  war  dabei  noch 


■'»'^ 


1017 


recht  wenig  auuiieblldet  Da  der  ZuDftzwang 

eine  aus  den  verhältDissea  sich  ergebende 
Notwendigkeit  war,  so  wurden  dem  Ein- 
tretenden keine  Schwierigkeiten  in  den  Weg 
gele^  Der  Nachweis  der  Kenntnis  des 
Betnebes  wird  niciit  gefordert,  denn  es  ver- 
stand sich  von  selbst,  dasa  jeder,  der  sich 
um  die  Mitgliedscliaft  und  das  Becht  zur 
Ausübung  des  Crewerbes  bewarb,  dasselbe 
heherschte.  Erst  bei  den  Bäckern  in  Berlin 
1272  tritt  uns  ein  Meisterstück  entgegen, 
indem  von  dem  auf KUnehm enden  jungen 
Gewerksraanne  verlangt  wiude,  dass  er  in 
eines  Meisters  Ofen  Brot  gebacken  haben 
musste.  Sie  einzige  Bedingung,  die  erfüllt 
werden  mussle,  bestand  in  der  Entrichtung 
einer  Abgabe,  ^wohnlich  in  barem  Gelde, 
häufig  auch  in  Wachs,  mitunter  beiden  zu- 
sammen. Die  angegebenen  Betr&go  weichen 
von  einander  ab  und  dürften  als  in  der 
Regel  geringfügige  zu  bezeichnen  sein, 
üebrigens  kam  es  vor,  dass  auch  ohne  jede 
Zahlung  oder  gegen  geringere,  als  im  Statut 
festgesetzt  war,  die  Zunft  erlangt  werden 
konnte.  Die  Kinder  verstorbener  Genossen 
—  bei  Töchtern  deren  Ehemänner  —  ge- 
messen derartige  Privilegien.  Auch  die 
Erben,  selbst  derjenige,  der  die  Witwe  eines 
Zunftgenossen  heiratete,  zahlten  weniger.  — 
lYauen  scheinen  bis  1300  von  der  Teil- 
nahme an  den  Zünften  nicht  ausgeschlossen 
gewesen  zu  sein.  Wenigstens  stösst  man 
nicht  auf  ein  direktes  verbot  ihrer  Auf- 
nahme; dagegen  werden  bisweilen,  wie  bei 
den  Ziminerlenten  und  Kürschnern  in  Basel, 
Frauen  ausdrücklich  als  Zunftmitglieder 
angeführt.  —  Die  Mitgliedschaft  einer  Zunft 
scbloss  die  Anteilnahme  an  einer  anderen 
nicht  aus.  In  einer  Zeit,  wo  die  Ärbeits- 
teUung  gering  und  die  Geschicklichkeit  in 
den  eiuKelnen  Gewerben  noch  nicht  sehr  weit 
gediehen  war,  war  das  erklärlich.  —  Gegea 
einander  sind  die  verschiedenen  Zünfte  noch 
nicht  deutlich  abgegrenzt.  Die  Technik  ist 
noch  so  wenig  vorgeschritten,  dass  später 
selbständig  neben  einander  bestehende 
Zweige  eines  und  desselben  Gewerbes  sich 
in  einem  Verbände  befinden.  Der  Gold- 
schmied prägte  auch  Münzen ;  der  Schlosser 
machte  auch  Schmiedearbeit;  der  Schuh- 
macher übernahm  ancli  die  Gerberei.  So 
findet  man  in  Nürnberg  Schwara-,  SehSu- 
und  Waidfärber  in  einer  Zunft,  in  München 
Schneider  und  Tuchscherer,  in  Basel  Maurer, 
Gipser,  Zimmerleute,  Fassbinder,  W^ner  und 
Kammmacher;  selbst  Handwerke,  die  mit- 
einander nichts  zu  thun  hatten,  finden  sich 
in  einer  Koiporatioo  verbunden,  wie  1244  in 
Eegensburg  2  imm  erleutc ,  Sehreiner,  Korduan- 
bereiter.  ^  Ebenso  geringe  Entwickelung 
weist  das  Lehrlings-  und  Gesdienwesen  auf. 
Es  gab  nachweislich  sowohl  Lehrlinge  als 
Gesellen,  doch  lässt  sich  über  ihr  Verhältnis 


zum  Meister  nichts  Genaueres  ermitteln. 
Sie  waren  die  jüngeren  I/eiite,  für  die  die 
selbständige  Aueübung  des  Gewerbes  nur 
eine  Frage  der  Zeit  war.  Einen  besonderen 
Stand  bildeten  die  Gesellen  nicht,  und  ver- 
mutlich war  nicht  einmal  eine  gewisse  Ge- 
sellenzeit die  Vorbedingung  zur  selbstän- 
digen Niederlassung.  Ei-st  als  durch  weiter- 
gehende Trennung  der  Gewerbe  eine  grössere 
Qescliiekhchkeit  für  die  Handhabung  des 
einzelnen  Zweiges  gefordert  wurde,  konnte 
der  Gedanke  an  eine  Lehrzeit,  ein  Gesellen- 
stück etc.  entstehen.  Erst  das  Anwachsen 
des  Handwerkerstandes  ;md  die  dadurch 
gebildete  Konkurrent  liess  das  Bedürfnis 
hervortreten,  den  Einzelnen  in  seiner  ma- 
nuellen Geschicklichkeit  thunUchst  zu  ver- 
vollkommnen. Damit  verstand  es  eich  dann 
von  selbst,  dass  man  zeitig  darauf  bedacht 
war,  die  kleinen  Kunstgriffe  dem  zukünf- 
tigen Meistor  beizubringen.  Was  diesen 
anlangt,  so  scheint  durchaus  nicht  jeder,  der 
das  Handwerk  selbständig  ausüble,  auf  die 
Fflhrmig  des  Meistertitels  Anspruch  erhoben 
zu  haben.  In  der  Regel  wird  unter  »Meiatera 
nur  der  Vorstand  der  Zunft  verstanden,  der 
entweder  von  der  Obrigkeit  eingesetzt  oder 
von  den  Mitgliedern  selbst  gewählt  wurde. 
Die  Aufgabe  eines  solchen  Meisters  war, 
seine  Genoasen  zu  beaufsichtigen  und  sie  in 
Fällen  von  Vergehen  zustehenden  Orts,  bei 
dem  Burggrafen,  dem  Vogte,  dem  Rate,  zur 
Anzeige  zu  bringen.  Eine  eigenthche  Ge- 
richtsbarkeit schemt  der  Meister  nicht  aus- 
geübt, vielmehr  die  ihm  zustehende  Gewalt 
nur  als  Subaltenibeamter  bekommen  zu 
haben.  Bisweilen  wurde  er  in  seiner  ThSr 
tigkeit  dui-ch  andere  Mitglieder  der  Zunft, 
sogenannte  Pfleger  oder  Geschworene,  unter- 
stützt. Die  Zunft  selbst  hat  über  ihre  Mit- 
glieder ebenfalls  nur  eine  geringfügige  Ge- 
richtsbarkeit, die,  wie  es  scheint,  auf  ihren 
Versammlungen,  Morgen  sprachen,  wie  sie 
wenigstens  in  Lübeck,  Berlin  imd  Schweid- 
nitz  üblich  waren,  zum  Ausdrucke  kam. 
Der  Gegenstand  der  Verhandlungen  auf 
diesen  Morgensprachen,  die  stets  im  Beisein 
von  Ratsmännern  abgehalten  werden  mussten, 
ist  in  den  Urkunden  niclit  angegeben.  Es 
heisst  nur  gelegentlich,  dass  sie  sich  um 
das,  was  ihrem  Handwerke  nützlich  und 
zuträglich  sei,  kümmern  sollten. 

Ausgebildeter  als  die  innere  Verfassung 
der  Zünfte  ist  die  ältere  Gewerbepolizei,  die 
von  dem  Gedanken  durchdrungen  ist,  das 
Interesse  des  Konsumenten  wanrzunehmen. 
Sie  äusserte  sich  in  den  verschiedensten 
Massregelo,  die  dem  Handwerker  für  den 
Einkauf  des  zu  verarbeitenden  Rohstoffes 
und  die  Güte  der  Erzeugnisse  Vorschriften 
machten,  die  eine  Kegulieniug  der  Preise 
beabsichtigten,  dem  Konsumenten  den  Eiu- 
kauf  der  Waren  zu  erieichtem  strebten,  den 
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Handwerkern  nnr  ein  beschranktes  Verpfän- 
dungsrecht  an  den  ihnen  anvertrauten  Gegen- 
ständen einrilumteQ  und  manche  harte  Strafe 
für  die  Debertreter  aller  dieser  "Verordnungen 
in  Aussicht  nahnien.  Die  Zünfte  als  solche 
hatten  mit  dieser  Organisation  nur  insofern 
zQ  thnn,  als  die  Beaufsichtigung  Aber  die 
DnrchfOhning  der  GeaetzgebuDg  nicht  selten 
den  Meistern  Übertragen  wurde. 

4.  Die  Blütezeit  des  deatBchen  Z. 
wahrend  des  14.  Jahrhunderts  befindet 
sich  das  Gewerbe  in  deutscheu  StSdleo 
in  aufsteigen  dei'  Entwickelung.  Kaum  der 
HSrigkeit  eDtroDnen,  be^oen  die  Hand- 
werker bereits  im  städtischen  Leben  eine 
Bolle  zn  spielen  und  erringt  die  freie 
Arbeit  eine  ihrer  Bedeutung  angemessene 
Stellung.  Sehr  treffend  bat  man  diese 
Epoche  als  die  Zeit  der  Zunftkämpfe  charak- 
terisiert. Die  Handwerker,  durch  die  ver- 
hältnismässig leicht  erlangten  Rechte  über- 
mütig, im  Besitze  der  treibeit,  ohne  die 
B^gkeit,  von  ihr  einen  weisen  Gebrauch 
zu  machen,  stellen  als  erstrebenswertes  Ziel 
eine  Beteiligung  am  Stadtregimente  auf  und 
suchen  sich  diesem  mit  Gewalt  zu  nähern. 
Zum  Teil  mochte  übrigens  auch  der  Üro- 
Btaiid,  dass  sie  vielfach  ungerechter  Be- 
steuenrag  und  schmählicher  Eispressung 
durch  die  Geschlechter  ausgesetzt  waren, 
den  Wunsch  nach  Erlangimg  politischer 
Bechte  in  ihnen  haben  aufkommen  lassen. 
Nur  vorübergehend  haben  sie  mit  diesen 
Bestrebungen  Erfolg  erzielt,  in  Norddeutsch- 
land es  nirgends  zu  dauernder  Beteiligimg 
an  der  Verwaltung  der  Stadt,  in  Süddeutsch- 
land auch  nicht  an  allen  Orten  gebraoJit. 
Diejenige  Stadt,  in  der  es  zuerst  zu  einem 
blutigen  Büi^rkrie^  der  Gewerbetreiben- 
den gegen  daa  Patnclat  kam,  dürfte  Köln 
gewesen  sein,  wo  es  bereits  1259  zu  einem 
Ausbruche  kam.  Aehnliche  Bewegungen 
müssen  sich  in  Ulm,  in  Preiburg  i.  Hr.,  in 
Worms  abgespielt  haben,  wo  wii-  während 
des  13.  Jahrhunderts  die  Handwerker  bereits 
in  hervorragendem  Masse  am  Stadtregimente 
beteiligt  erblicken.  In  dem  seit  1220  nach- 
gewiesenen Rate  der  Stadt  Frankfurt  a.  51. 
ist  seit  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts eine  Hand  wer  kerbank,  deren  Mit- 
glieder (hatsächlich  freilich  nur  geringen 
Einfluss  auf  die  Stadtregierung  ausüblen. 
Yon  hier  aus  mag  die  Bewegung  den  nord- 
deutschen Handwerkern  zug^angen  sein, 
denn  in  Rostock  kommt  am  Ende  des  13. 
Jahrhunderts  schon  ein  Zwist  wegen  des 
Eintritte  von  Handwerkern  in  den  Hat  vor, 
und  vorObergeherd  scheint  1287  in  der 
That  ein  Handwerksmeister  ßatsmitgUed 
gewesen  zu  sein.  Nicht  minder  regte  es 
sich  um  diese  Zeit,  um  1272,  in  Braun- 
schweig, wo  die  Gilden  gleichfalls  die  Ab- 
sicht zeigten,  den  Hat  zu  verdrängen.    Leb- 


hafter griff  die  Bewegung  im  14.  Jahr- 
hundert um  sich.  Es  regte  sich  in  Strass- 
buTg  und  Mainz,  in  Konstanz  imd  Preiburg, 
in  Boetock  und  Braunschweig,  in  Lübeck 
und  Hambui^  In  Speyer  war  1304  der 
Rat  aus  11  Patriciera  und  AitbDrgem  und 
13  Zünftlera  gebildet  In  Ulm  bestand  seit 
1327  und  1346  der  kleine  Rat  aus  14  Ge- 
schleditem  und  17  Zunftmeistern,  der  grosse 
aus  10  Geschlechtem  und  30  Zunftmeistern. 
Dag^n  blieb  Stettin  so  gut  wie  gäoElich 
verschont  von  den  erbitterten  Verfaseimga- 
kämpfen.  Spätestens  seit  Anfang  des  lö. 
Jahrhunderts  pflegte  der  Rat  r^elmäss^ 
bei  wichtigeD,  allgemeine  Interessen  berühren- 
den Fragen  der  Gesetzgebung,  Besteuerung, 
Politik  u.  s.  w.  die  Meinung  der  Aelterleute, 
des  Kaufmanns  und  der  Gewerke  einzuholen. 
In  Lübeck  bestand  1408—1416  der  Rat 
zur  Hälfte  aus  Zflnftlern,  aber  es  gelang 
den  Bemühungen  der  befreundeten  Städte 
in  Verbindung  mit  einer  vom  Kaiser  ge- 
sandten Kommission,  den  alten  Bat  wieder 
einzusetzen.  Eigenartig  ist  die  im  Gegen- 
satz zu  den  Verhältnissen  der  meisten 
anderen  deutschen  Städte  in  Osnabrück  und 
in  Münster  und,  nach  deren  Beispiel  wahi^ 
scheiniich,  auch  in  Kga  und  Reval  nach- 
weisbare Geeamtgilde.  Dieser  gehören  die 
hervorragendsten  Handwei^ervereinigungen 
an  —  in  Osnabrück  11,  in  Münster  17  — 
und  sie  spielte  innerhalb  des  städtischen 
Gemein weeeuB  eine  sehr  wichtige  Bolle. 
Der  Vorstand  dieser  Giide  wird  durch  die 
gewählten  Vorstände  der  einzelnen  Genossen- 
schaften, die  Oildeomeister  repräsentiert. 
Diese  aber  gehören  mit  zum  Bäte  und  wer- 
den bei  allen  wichtigen  Besohl ussfassungen 
zu  den  Rats  Verhandlungen  zugezogen.  So 
darf  z.  B.  in  Münster  bereits  1410  ohne 
Zustimmung  der  Gilden  oiemand  seitens 
des  Rates  gefangen  gesetzt  werden  und 
konnte  seit  1412  der  Rat  keinem  ohne  die 
Einwilligung  der  Gilden  sicheres  Geleit  zu- 
sagen. Es  hängt  doch  wohl  mit  dieser  Ein- 
richtung zusammen,  dass  uns  in  den  ge- 
nannten Städten  weder  Chroniken  noch  Ur- 
kunden jemals  von  einem  Aufruhr  der  Hand- 
werker gegen  den  Bat  melden. 

Indes  nicht  nur,  dass  die  Handwerker 
ihre  wirtschaftHche  Machtstelltmg  zu  fühlen 
begannen  und  politisch  sich  zn  bethättgen 
wünschten,  auch  das  gewerbliche  Leben 
selbst  pulsierte  mächtiger  als  Je  und  die 
Technik  machte  bemerkenswerte  Fortschritte. 
In  dieser  Zeit  war  es,  dass  im  Süden  Städte 
wie  Augsburg  und  Nürnberg,  Strassburg 
und  Ulm,  im  Norden  Lübeck,  Hamburg, 
Danzig  den  Buhm  dentschen  Gewerbefleisses 
und  deutscher  Leistungsfähigkeit  begründen 
halfen.  Seltenere  Hantierungen,  wie  die 
der  Beckenschläger,  der  Patemosterdreher. 
der    Pergamentmacher,    der   Täschner   er- 
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scheinen  auch  im  Norden  bereits  in  eigenen 
Aemtern  organisiert,  und  Beachäftigungen, 
die  noch  ]ange  nachher  als  eigentliche  Haus- 
arbeit erscheinen,  wie  Gärtnerei  und  Kerzen- 
giesserei,  gewinoen  handwerksmä^ge  Ge- 
staltung. 

Auch  die  Arbeitsteilung  entfaltet  sich 
nunmehr  reicher.  In  der  Bäckerei  kommt 
neben  der  Weiss-  und  Schwarzbäckerei 
die  Kuchen  backerei  und  Lebzelterei,  in  den 
Seestädten  die  Zwieback  bäckerei  (Hart^ 
bäckerei)  auf.  In  der  Fleischerei  bilden 
sich  die  Gross-  und  Kleiometzger,  die 
Schweinemetzger  und  die  Wildpretmofzger 
zu  besonderen  Gewerben  aus.  In  den  See- 
städten halt  man  £nochenhauer  (Fleisch- 
verkaufer),  Kilter  (Schlächter),  Garbrater 
(Speisenverkäiifer)  und  Hausachlachter  aus- 
einander. Besondere  reich  ist  —  übrigens 
zum  Teil  schon  seit  dem  13.  Jahrhundert  — 
das  Metallgewerbe  gegliedert  in  Eingel- 
panzerechmiede,  Plattner,  Sehilderer,  Helm- 
nnd  Hauben  schmiede,  Klingen-  und  Messer- 
schmiede. Jetzt  bilden  sich  in  der  künf- 
tigen Ordnung  dieser  Gewerbe  noch  weitere 
Zweige  selbständig  aus  aJs  Harnischpolierer, 
Schwertfeger  und  Knanfechmiede ,  Huf- 
schmiede und  Grobschmiede,  Schlosser,  Zeug- 
schmieda  Sporer.  Soweit  das  freilich  nur 
IQckenhatt  vorhandene  Material  erkennen 
lasst,  gab  es  im  13.  Jahrhundert  in  Kiel  ^a, 
in  Rostock  128  verechiedene  Gewerbearten. 
Dagegen  zeigt  das  14.  Jahrhundert  in  Stral- 
sund 113,  in  Hamburg  114,  in  Lübeck  129, 
in  Frankfurt  a.  M.  137,  in  NOrnbei«  nur  96 
Gewerbe.  Immer  ist  auf  diese  weise  die 
Möglichkeit  gegeben,  eine  grOseere  Zahl  von 
Zünften  zu  bUden,  und  so  bestanden  in 
Lüneburg  {13.  Jahrhundert:  12)  14,  in 
Speier  und  Zürich  je  13  Zünfte,  im  14. 
Jahrhundert,  in  Frankfurt  a  M.  (1365)  14, 
in  Augsburg  (1368)  17,  in  Hambui^  (1376) 
22,  in  Straesburc  (1395)  29  Zünfte.  Spater 
schwillt  die  Zahl  erheblich  an.  Ein  aus 
der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  stammendes 
Verzeichnis  weist  für  Rostock  44  Aemter 
nach ;  in  Lübeck  sind  1474  ihrer  50.  Noch 
zwei  Jahrhunderte  weiter  etwa  sind  für 
Lübeck  die  Dokumente  von  65  Terschiedenen 
Aemtern,  für  Rostock  von  60,  für  Hamburg 
von  58.  für  Riga  von  ^),  für  Lüuebiirg  von 
23   Aemtern   oder  Zünften    bekannt     Das 


Unterordnung  unter  der  Behörde  standen, 
herabzumindern  Veranlassung  nahm.  So 
gab  es  1392  in  Worms  28  Zünfte,  1393 
wurden  sie  auf  24  beschränkt,  am  Anfange 
des  15.  Jahrhunderts  werden  22  aufgezahlt 
und  seit  Ende  desselben  giebt  es  nur  17, 
bei  welcher  Zahl  es  dann  sein  Bewenden 
gehabt  hat  Jede  Zunft  umfasst  dann  frei- 
Bch  eine  grössere  Zahl  von  Ordnungen, 


In  mancher  Beziehung' erscheint  das  14. 
Jahrhundert  als  die  Krisis  des  deutschen 
Zunftwesens.  Aber  sowie  gegen  das  Ehide 
desselben  und  mit  dem  Anfange  des  folgen- 
den das  politische  und  soziale  Leben  des 
deutschen  Volkes  sich  überhaupt  vertlndert, 
so  geraten  die  gewerblichen  Verbände  in 
ein  ruhigeres  Fahrwasser.  Das  zünftle- 
rische  Selbstbewusstaein  erstarkt,  aber  es 
lässt  sich  doch  teilweise  die  gleichen 
Fehler  zu  schulden  kommen ,  die  es  be- 
kämpfte. Wenn  auch  die  Zunftkämpfe  teil- 
weise noch  bis  in  die  20er  Jahre  des  neuen 
Jahrhunderts  hineinreichen,  in  der  Haupt- 
sache kounten  sie  als  abgeschlossen  ange- 
sehen werden.  Die  Bevßlkenmg  wusste 
E'zt,  was  sie  von  den  ZQnften  zu  halten 
tte,  und  fing  an  sie  zu  fürchten.  IMe 
grosse  Masse  der  NichtzOnftigen  wandte 
sich,  wesentlich  unterstQtat  durch  die  Lehren 
und  Fordeniugen  der  Taboriten,  gegen  die 
Hegemonie  der  Zünfte,  und  es  kann  daher 
nicht  wundern,  dass  Pläne  auftauchen,  wie 
dem  drohenden  Unwesen  zu  steuern  sei. 
Der  Schwabe  Friedr.  Reiser  war  es,  der  in 
einem  merkwürdigen,  als  Reformation  E^ser 
Sigismunds  bekannten  Aktenstücke  den 
Zünften  feindliche  Ansichten  entwickelte. 
Alle  offenkundigen  Gebrechen  des  damaUgen 
Lebens  leitete  er  davon  ab,  dass  die  Zünfte 
den  Rat  ordneten  und  eine  Zunft  der  an- 
deren durchhelfe.  £r  forderte,  dass  man 
die  Zünfte  abthun  solle  und  >jedennan  sein 
eygen  hantwerck  und  gewerb  treiben«  lasse. 
Er  warf  den  Zünften  vor,  dass  sie  zu  ^ 
wältig  geworden  seien,  dass  man  den  Ein- 
tritt in  sie  teuer-  erkaufen  müsse,  dass  sie 
zu  viele  gesetzliche  Schranken  aufrichteten, 
den  Einfluss,  den  sie  durch  ihre  Beteiligung 
am  Rate  gewäniica,  dazu  missbrauchten,  zu 
bestrafenden  Handwerkern  durch zuhelfen, 
dass  in  Städten  und  auf  dem  Lande  einzelne 
Personen  mehrerer  Gewerbe  sich  miteinan- 
der vereinigten. 

Es  mag  sein,  dass  die  Reformen,  denen 
Reiser  das  Wort  redete,  damals  schon  ganz 
angebracht  gewesen  wären,  denn  an  völlige 
Aufhebung  der  eben  erst  recht  erstarkten 
Zünfte  wurde  wohl  im  Ernste  nicht  gedacht, 
zu  ihrer  Verwirklichung  kam  es  nicht,  ob- 
wohl Kaiser  Sigismund  nicht  nur  zu  Anfang, 
sondern  auch  in  späteren  Perioden  seiner 
Regiening  ähnlichen  Erwägungen  Raum  ge- 
lben haben  soll.  Trotzdem  erlangte  geriMle 
in  der  nächsten  Zeit  die  Zunft  eine  schwer- 
wiegende Bedeutung  im  Wirtschafteleben 
Deutschlands  und  einen  Einfluss,  den  man 
im  ganzen  als  einon  entschieden  heilsamen 
bezeichnen  darf. 

In  zweifacher  Weise  äussert  sich  dieser 
wirtschaftliche  Charakter.  Zunächst  in  Mass- 
regeln für  die  Konsumenten.  Das  dabei 
trabende  und  bewegende  Motiv  hoben  wir 
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schon  hervor,  wnd  es  tritt  teia  eigentlich 
neuer  Gedanke  in  der  Reihe  der  Anord- 
nungen atif.  Güte  des  Eohstoffee  und  des 
ErzeugiÜBBes,  angemesaeue  Preise  bilden  die 
Punkte,  auf  die  das  Augenmerk  gerichtet 
ist.  Nur  die  Abweichung  zeigt  »im,  dase 
die  dai^uf  bezüglichen  BestiminungeQ  aus 
den  Stadtrechtea  in  die  Zunflrollen  über- 
gegangen sind.  Die  Zünfte  erkennen  es  als 
ihre  Pflicht  an,  dafür  zu  Boi^n.dass  die 
einzelnen  Arbeiten  ihrer  Mitglieder  gut, 
tadellos,  unvaadelbor  angefertigt  wtii-dea, 
dass  keiner  den  Konsumenten  zu  Klagen 
Veranlassung  gäbe.  Zur  Durchführung  der 
bezüglich  der  Art,  Form,  Grösse  und  Be- 
handlung erlassenen  Yoreohriften  findet 
Warensdiau  und  Prüfung  statt.  Eine  Be- 
aufsichtigung des  Fabrikation sprozesses  vom 
Einkaufe  des  Eohstoffes  bis  zum  Verkauf 
des  Erzeugnisses  ist  die  Regel.  In  dieeen 
Gedankengang  scheinen  auch  Neuenmgen  zu 
gehören,  wie  die  Dienstzeit,  die  jeder 
als  Gehilfe  bei  einem  Zunftmeister  vor  der 
selbst&ndigen  Niederlassung  auf  sich  nehmen 
musete ,  und  die  Verallgemeinerung  des 
Meisterstücks.  Die  Anordnung  der 
MeisterprQfung  ist  nicht  dem  Egoismus  ent- 
sprungen, nicht  der  Absicht,  die  Konkurrenz 
zu  beschränken  sondern  dem  natürlichen 
Wunsche,  bei  dem  konsumierenden  PHibli- 
kum  den  frisch  errungenen  Ruhm  nicht  ein- 
zubüssen.  Anfangs  war  der  Eintritt  frei, 
eine  Probe  der  Geschicklichkeit  nicht  er- 
forderlich. In  Lübeck  kannten  imter  13 
Zünften,  deren  Rollen  aus  dem  14.  Jahr- 
hundert eich  erhalten  haben,  nur  5  das 
Meisterstück;  im  folgenden  Jahrhundert  war 
es  von  23  Meistern  bei  16  noch  nicht  ein- 
geführt. In  Lüneburg  kommt  das  Meister- 
stück zuerst  gegen  1400  bei  den  Gold- 
schmieden auf,  dann  während  des  15.  Jahr- 
hunderts häufiger.  In  Süddeutscblaud  und 
der  Schweiz,  z.  B.  in  Basel,  entwickelt  eich 
das  Meisterstück  erst  gegen  Endo  des  15. 
Jahrhunderts.  Unter  den  in  Strassbura;  zur 
Tucher-  und  Weberzunft  gehörenden  Hand- 
■werken  kennt  im  15.  Jahrhundert  kein  ein- 
ziges, im  folgenden  nur  das  der  Tuchscherer 
ein  Meisterstück.  Seit  die  Zünfte  es  aber 
auf  sich  nahmen,  für  die  VortreffMchkeit 
der  Leistung  einzustehen,  waren  sie  ge- 
zwungen, von  dem,  der  sich  ihnen  anschloss, 
eine  Garantie  zu  fordern,  dass  er  sein  Ge- 
werbe verstehe.  Freilich  aber  zeigt  sicli 
bereits  in  der  weiteren  und  allgemeinen 
Ausbreitimg  des  Meisterstücks  der  Beginn 
einer  gewissen  Missbildung  der  Organisation. 
In  dem  Masse,  als  es  den  Gewertietreiben- 
den  nicht  mehr  leicht  wurde,  ein  aus- 
reichendes Einkommen  zu  erwerben,  sannen 
sie  auf  Erschwerung  des  Eintritts  in  die 
Zunft,  deren  Mitglieder  ja  in  erster  Linie 
das  Vorrecht  zum  Betrieb  der  Hantienmg 


besassen,  wenn  nicht  gar  ein  Monopol  daraul 
Sie  sti-ebten,  sich  die  zukünftigen  Mit werber 
vom  Halse  zu  halten  und  die  Vorbereitungs- 
zeit derjenigen,  die  sie  nun  doch  einmal 
unbedingt  neben  sich  zu  dulden  haben 
würden,  so   lange   wie   möglich  hinauszu- 


fiewegt  sich  die  Sorge  für  die  Kon- 
sumenten auf  alter  Bahn,  wenn  auch  mit 
grösserem  Nachdrucke,  so  zeigt  sich  als 
eine  völlige  Neuerung  die  Rücksicht 
auf  das  Wohl  der  Produzenten.  Die 
heutige  Zeit  erkennt  ein  Hecht  auf  Arbeit 
nicht  an  und  weiss  nichts  von  einer  Pflicht 
der  Gesamtheit,  für  ein  materiell  aus- 
reichendes Einkommen  ihrer  Glieder  sorgen 
zu  sollen.  Damals  dagegen  scheint  es 
leitender  Gnmdsatz  gewesen  zu  sein,  sich 
dai'um  zu  kümmern,  dass  jeder  Meister  ge- 
nügende Beschäftigung  und  eine  Bezahlung 
fand ,  die  hinlängliche  Befriedigung  seiner 
Lebensbedürfnisse  gewährte.  Um  dies  zu 
erreichen,  wird  durch  allgemeine  Geltung 
des  Zunftzwanges  der  Gesamtheit  ein 
Markt  garantiert  Wer  nicht  zur  Zunft  ge- 
hörte, konnte  nicht  darauf  rechnen,  Abfätz 
seiner  Erzeugnisse  in  der  Stadt  zu  finden. 
Weiter  aber  wird  auf  dem  Mwkte  die  freie 
Konkurrenz  fast  ganz  ausgeschlossen  und  da- 
hin gestrebt,  für  alle  Genossen  Produktions- 
kosten und  Absatz  möglichst  gleich  zu  ge- 
stalten. Man  begrenzt  die  tägliche  Arbeits- 
zeit, man  setzt  die  Maximalproduklion  des 
Einzelnen  fest,  man  bestimmt  die  Zahl  der 
zur  Unterstützung  heranzuziehenden  Hilfs- 
kräfte, man  kauft  das  Rohmaterial  gemein- 
sam ein  und  verteilt  es  nach  Bedarf,  man 
schrieb  gleiche  Lohnzahlung  vor  und  mau 
re^te  die  Verkaufsbedingungen.  Sich  gegen- 
seitig die  Käufer  abspenstig  zu  machen,  das 
von  einem  anderen  begonnene  Werk  fortzu- 
setzen, mit  Produkten,  die  von  anderen  ei^ 
zeugt  waren,  Bändel  zu  treiben  —  war  ver- 
boten. Auf  diese  Weise  war  allerdings  jede 
Mö^Iichlieit  für  einen  Grossbetrieb,  der  ver- 
schiedene technische  Arbeitsprozesse  unter 
einer  Leitung  hätte  vereinigen  wotlen,  auf- 
zukommen, von  vom  herein  im  Keime  er- 
stickt oder  doch  sehr  erschwert 

Aber  nicht  nur  wirtschaftlich  griff  die 
Zunft  rücksichtslos  in  den  freien  Willen  der 
Individuen  ein;  mindestens  ebenso  nach- 
drücklicli  bewährte  sie  sich  als  Erzieherin 
auf  moralischem  Gebiete,  in  der  Noi'mierung 
des  Lehrlings-  und  Gesellenwesens. 
Freilich  war  dasselbe  von  vorn  herein  von 
Uebertreibungen  nicht  frei  und  mit  manchem 
Formelkram  verbunden,  aber  es  hatte  diese 
eigentümliche  Schide,  die  jeder  über  sich 
ergehen  lassen  rousste,  doch  auch  unver- 
kennbar ihre  wohltliätigen  Folgen.  Die  erete 
Bedingimg  für  die  Auinahme  eines  Knaben 
in  das  Handwerk  zu  dessen  Erlernung  war 
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die  eheliche  Geburt.  Ungern  nahm  man 
die  erst  durch  die  Ehe  Legitimierten  anf. 
ÄQsgeBchlosseD  bliebea  Bastarde  und  Find- 
ÜDge,  die  Söhne  der  in  niederer  städtischer 
Brämtung  stehenden  Personen,  als  GerichtB 
diener,  Feldhflter,  Nachtwächter,  Toten- 
gräber etc.  und  In  den  Zünften  vornehmerer 
Gewerbe  auch  die  Angehörigen  gewisser 
Berufe,  wie  die  der  I^ineweber,  Müller, 
Bader  und  Barbiere.  Seine  eheliche  Geburt 
musste  der  au  fa»i  nehmen  de  Lehrling  mit 
Beinem  Geburtabrief  beweisen.  "War  dieser 
in  Richtigkeit,  so  begann  eine  Probezeit  von 
höchstens  vier  Wochen,  um  sich  davon  zu 
überzeugen,  ob  Lust  und  Geschick  zu 
erwähnten  Gewerbe  vorhanden.  Nach 
Zufriedenheit  abgelaufener  Probe  erfolgte 
bei  offener  Lade  unter  Beobachtung  ge- 
wisser Feierlichkeiten  io  Anwesenheit  aller 
Hitglieder  der  Znnft  die  Anfdingiing.  Der 
Name  des  Lehrjungen  ward  in  das  Protokoll- 
buch eingetragen,  wofllr  eine  kleine  Gebflhr 
zu  entrichten  war.  Der  Lehrling  stand 
unter  der  Zucht  des  Meisters,  schlief  in 
dessen  Hause  imd  ass  an  dessen  Tisch. 
Die  Dauer  der  Lehrzeit  war  sehr  verschieden 
angesetzt;  sie  schwankte  von  2 — 6  Jaliren; 
nach  ihrer  Beendigung  erfolgte  ebenfalls 
unter  Beobachtung  gewisser  Feierlichkeiten 
die  Lossprechimg  und  die  Ausstellung  eines 
Lehrbriefes. 

Nun  ging  es  auf  die  Wanderschaft, 
der  aber  noch  eine  mitunter  etwas  harte 
Prozedur  vorausging.  Von  Kechts  wegen 
durch  die  Zustimmung  der  Meister  war  der 
Lehrhng  freilich  Geselle  geworden,  aber  er 
war  es  noch  nicht  nach  Handwerks  Gewohn- 
heit und  Gebrauch.  Daher  musste  er  sich 
an  die  Gesellen  -  Brüderschaft  wenden 
und  um  Aufnahme  bitten,  die  unter  allerlei 
Scherzen  und  Lächerlichkeiten  dem  Gesuche 
zu  willfahren  pflegte,  aber  dabei  den  Ernst 
der  Situation  wahrte,  indem  mancherlei 
Reden  gehalten  wurden,  die  dem  Gesellen 
zur  Richtschnur  für  sein  künftiges  Ver- 
halten werden  sollten. 

Das  Wandern  nahm  früh  seinen  An- 
feng.  Bereits  Urkunden  des  14.  Jahrhunderts 
lassen  erkennen,  dass  es  vorkam  und  be- 
stimmte Gebräuche  sich  daran  knüpften. 
Offenbar  empfand  man  es  in  dem  Masse, 
als  das  fianawerk  sieh  hob,  der  Kunst  sich 
näherte  und  grössere  Anforderungen  an  die 
Technik  gestellt  wurden,  als  ein  Bedürfnis, 
einen  Austausch  der  Ideeen  und  Fertigkeiten 
herbeizuführen.  Die  jungen  Leute  zogen 
von  Stadt  zu  Stadt,  lernten  die  Besten  ilires 
Faches  kennen  und  kehrteu  mit  Kenntnissen 
reich  beladen  in  die  Vaterstadt  zurück.  Von 
dem  auf  der  Wanderschaft  Erlebten  und 
Erlernten  zehrte  dann  der  Handwerker  bis 
an  seinen  Tod.  Einige  Städte  bildeten  auf 
diesen  Wanderschaften  besondere  An  ziehungs- 1 


punkte  und  wurden  gewissermassen  zu  Hoch- 
schulen des  Handwerkerstandes.  Dahin  ge- 
hörten vorzugsweise  die  Städte  der  fihem- 
ebene,  die  am  frühesten  sich  einer  hohen 
wirtschaftlichen  Blüte  erfreuten.  Im  SDden 
waren  Eonstanz,  Schaffhausen,  Basel.  Colmar, 
Strassburg  und  Freiburg  deiartige  hoch  ent- 
wickelte Städte;  nördlicher  wurden  Frank- 
furt, Mainz,  Cöln,  Speier  und  Trier  gern 
aufgesucht.  Spfller,  etwa  seit  1400,  Übten 
auch  die  im  Osten  belegenen  Städte,  wie 
Dresden,  Magdeburg,  Frankfurt  a.  0.,  Danzig 
imd  Königsberg,  auf  die  Wandernden  einen 
gewissen  Reiz  aus.  Seit  der  zweiten  Hälfte 
des  16,  Jahrhunderts  aber  scheint  ein  un- 
stetes, ungeordnetes  Wandern  eingerissen  zu 
sein,  mit  dem  der  Terrorismus  der  Gesellen 
und  die  wachsende  Unzufriedenheit  der 
Meister  über  die  schwierige  Behandlung  des 
leicht  beweglichen  und  leicht  erzürnten 
Völkchens  der  Gesellen  Hand  in  Hand  ging 
(s.  den  Art,  Gesellenverbände  oben 
Bd.  IV  S.  182ff.).  Die  Dauer  der  Wanderzeit 
schwankte  zwischen  drei  und  fünf  Jahren. 
Mitunter  war  sie  namentlich  für  die  Meisters- 
söhne auch  wohl  nur  auf  ein  Jahr  angesetzt. 
lu  den  Städten,  in  die  der  wandernde  Ge- 
selle kam  und  wo  er  nach  Arbeit  umschaute, 
wurde  er  vom  Altgesellen  begrflsst  Dieser 
wies  ihm  Beschäftigung  nach  und  kredenzte 
ihm  auf  der  Herberge  den  WUlkommena- 
trunk.  Waren  keine  Vakanzen  vorhanden 
oder  wollte  der  Geselle  nicht  verweilen,  so 
erhielt  er  das  so^nannte  Geschenk,  einen 
kleinen  Zehrpfennig.  Die  Mittel  zu  diesen 
Ausgaben  brachten  die  Gesellen  durch  Auf- 
higen  unter  sich  auf. 

Hatte  der  Gesell  nun  seine  durch  die 
Zunftordnung  vorgeschriebene  Wanderschaft 
erledigt,  so  konnte  er  das  Meisterrecht  er- 
werben. Hierbei  war,  namentlich  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  IB.  Jahrhunderts,  die 
Absolvierung  einer  Dienstzeit  ihm  besonders 
:ur  PfÜcht  gemacht.  Man  nannte  es  sf^ter 
■muten«  und  es  kam  wohl  vor,  dass  diese 
Probezeit  auf  zwei  Jahre  angesetzt  wurde. 
War  sie  erledigt,  so  konnte  auf  der  Quartal- 
vcrsammlung  der  Zunft  die  Meistorechaft 
nachgesucht  werden.  Fanden  sich  alle 
Papiere  in  Ordnung,  alle  Vorschriften  er- 
füllt, so  wurde  er  zur  Anfertigung  des 
Meisterstücks  zugelassen,  an  dessen  be- 
friedigende Erfüllung  sich  eine  vom  Er- 
werber zu   veranstaltende  Mahlzeit  scbloss, 

Hand  in  Hand  mit  dieser  erzieherischen 
Thätigkeit  bewegte  sich  die  Klege  des 
religiös-geselligen  Moments,  Bis  zur 
IJeformationszeit  waren  die  Zünfte  ganz  all- 
gemein auch  auf  die  Förderung  ihrer  Mit- 
glieder in  dieser  Beziehiing  bedacht  Man 
'  ""  '  I  sich  in  corpore  an  kirchlichen 
inen  und  rüstete  sich  für  diesen 
Zweck   auf   gemeinschaftliche    Kosten    mit 


:)gle 


Fahnen  und  Standarten  aus;  man  unterhielt 
gemeinsame  Lichter  auf  Altären  in  Stellen 
und  Kirchen  oder  stiftete  wohl  gar  Belbet 
einen  Altar;  man  verlangte  von  allen  Öe- 
nosBen,  dass  sie  zu  bestimmten  Festen  beim 
Gottesdienst  anwesend  waren,  dass  sie  sich 
bei  der  Beerdigung  verstorbener  Mitglieder 
oderFamihenangehöriger  dereelben  einftraden. 
Dazu  komEin  die  doch  wohl  den  Gilde- 
statuteu  entlehnten  regelmäaeigen  Zusammen- 
künfte in  den  Trinkstuben  und  die  Regelung 
des  geselligen  Verhaltens  daselbst  sowie  der 
Yersuch,  auch  den  sitthchen  Lebenswandel 
der  genosseDBchaftlicheu  Ordnung  zu  untei^ 
werfen. 

Endlich  ist  die  militärische 
Organisation  zu  erwähnen.  Dass  diese  sich 
schon  in  den  ältesten  ZOnften  bemerklich 
machte,  wurde  bereits  erwähnt;  die  neuere 
Forschung  (Gothein)  hat  sogar  sich  bemüht, 
jedoch  ohne  recht  durchgeschlagen  zu  haben, 
ihr  einen  entscheidenden  Einfluss  auf  die  Ent- 
stehuog  der  Zunft  Verfassung  zuzuschreiben. 
Sicher  ist,  dasa  man  in  der  Blütezeit  die 
Bewachung  der  Stadt  gern  den  Zünften 
übertrug,  sie  zur  Besetzung  von  Türmen 
und  Thoren  wechselseitig  antreten  liees; 
dass  man  ihnen  zumutete,  je  nach  ihrer 
Grösse  eine  bestimmte  Anzahl  von  Be- 
wappneten in  guter  Ausrüstung  au8  ilirer 
Mitte  zu  stellen. 

Die  Zunft  erfasste  mithin,  wie  man  sieht, 
den  Menschen  nicht  in  einer  bestimmten 
Richtung;  sie  wandte  sich  nicht  an  den  Ge- 
werbsmann  allein  in  ihm,  sondern  sie  be- 
mächtigte sich  seiner  ganzen  Persönlichkeit, 
imd  darin  zumeist  mag  das  Geheimnis  ihrer 
überraschenden  Kraft  gelegen  haben,  Sie 
bewahrte  den  Einzelnen  vor  Vereinsamung, 
erweckte  in  ihm  das  Gen ossen Schafts bewusst- 
sein  und  das  Oemeingefühl.  Wenn  sie  auch 
die  Idee  des  standesgemässen  Einkommens 
nicht  auf  die  Dauer  aufrecht  zu  erhalten 
vermochte,  bei  der  zunehmenden  Zahl  der 
Gewerbetreibenden  deren  Dnrchfüiirung  zu 
unabsichtlichen  Härten  führte,  so  schuf  sie 
doch  einen  wirtschaftlich  leistungsfähigen 
Mittelstand,  der  den  städtischen  Gemein- 
wesen durchweg  zur  Elire  imd  zum 
Vorteile  gereichte.  Ob  diese  Verfassung 
für  die  Individuen  stets  nur  gute  Erfolge 
erzielte,  ob  der  Einzelne  wirklich  vor  JJot 
und  Almut  bewahrt  blieb,  ist  eine  andere 
Frage.  Es  ist  sehr  zu  fürchten,  dass  gerade 
wegen  der  längeren  Vorhereitungszeit  und 
wegen  der  mit  ihr  verbundenen  Kosten 
manches  bemerkenswerte  Talent  nicht  zu 
seiner  Entfaltung  gekommen  ist  Die  Ge- 
samtheit aber  fulu-  zweifellos  gut  dabe'i. 
Ganz  Deutschland  stand  unstreitig  auf  einer 
hohen  Stufe  der  Entwiekelung  und  der 
Blüte,  wie  sie  nach  dem  30jährigen  Kriege 
verliältnismässig  nicht  wieder  erreicht  worden 


ist.  Der  arbeitende  Stand  war  wohlhabend, 
und  dem  entsprach  der  Nationalreiohtum 
und  die  Macht  Deutschlands  nach  ausseiL 
Die  wirtschaftlichen  Fortschritte  li^en  klar 
zu  Tage,  Die  Bevölkerung  wuchs  fmsehn- 
lieh  und  damit  parallel  ging  eine  Vermehrung 
der  Kapitalien,  so  dass  der  Zinsfuss  sank. 
Die  Städte  zeichneten  sich  durch  schOne 
Profangebäude  und  Kirchen,  durch  Wasser- 
leitungen und  kunstvolle  Bauten  aus.  Alle 
Schilderungen  und  Aussagen  von  Zeitge- 
nossen stimmen  in  dem  Rnlune  Deutsch- 
lands übereiu.  Bei  Machiavelli  wird  Deutsch- 
land der  mächtigste,  reichste  Staat  genannt; 
Papst  Pius  II.  entwarf  eine  glanzvolle  Zeich- 
nung von  den  deutschen  Zuständen,  und  in 
Frankreich  nannte  man  Deutschland  einfach 
la  patrie  des  machines«.  Die  Deutschen, 
so  hiess  es,  wüssten  Hansgerät  und  Werk- 
zeug so  pünktlich,  so  niedlich,  so  bequem 
anzufertigen,  dass  andere  Völker  sie  nur 
bewundern,  nicht  nachzuahmen  imstande 
seien.  Man  darf  wohl  glauben,  daes  die 
Zunftverfassung  aa  diesem  Aufschwünge 
einen  erheblichen  Anteil  gehabt  hat 

6.  Der  Verfall  des  dentschen  Z. 
Indes  wie  bewundernswert  die  Halttuig 
der  Zünfte  im  plauzen  war,  Missbräuche 
zeigen  sich  bereits  in  der  eisten  Hilfte 
des  16.  Jahrhunderts.  Die  vorwärts- 
schreitende Arbeitsteilung  bewirkte  eine 
grössere  technische  Geschicklichkeit  des 
Einzelnen,  aber  sie  führte  auch  gleichzeitig 
zur  Begi'üodung  neuer  Handwerkerverbände 
mit  besonderen  Ordnungen  und  Artikeln. 
War  das  erstere  ein  Vorteil,  so  war  das 
letztere  ohne  Zweifel  ein  Nafiteil,  imd  d^ 
Schaden  blieb  daher  nicht  aus.  Die 
Gewerbetreibenden,  in  bedrängter  l^age,  von 
der  Konkurrenz  bedroht,  griffen  dem  Publi- 
kum gegenüber  zu  Betrügereien  und  sannen 
auf  Maßregeln,  sich  die  Konkurrenten  vom 
Halse  zu  halten.  Leider  war  niemand  da, 
der  sie  in  diesem  Vorhaben  mit  Erfolg  hätte 
stören  können.  Wäre  ein  wachsames  Auge 
vorhanden  gewesen,  die  Gefalu-  wahrzu- 
nehmen, und  liättu  ilim  die  Macht  zur  Seite 
gestanden,  sie  abzuwenden,  so  hätte  die  im 
Grunde  nützliche  Verfassung  sich  wohl 
länger  mit  Ehren  halten  können.  Statt 
dessen  legte  die  Reich srcgienmg  nur  ein 
geringes  Verständnis  für  die  Erscheinung 
zu  Tage,  und  die  Anordoun^n,  die  hier 
und  da  getroffen  wurden,  um  eine  Besserung 
zu  erzielen,  blieben  unausgeführt 

Um  den  Widersprach  der  verschiedenen 
Lokalstatutcn  gegeneinander  zu  beseitigen, 
entscliloss  man  in  manchen  Gegenden  sich 
zum  EriaSB  allgemeiner  Ordnungen,  die  für 
ein  ganzes  Handwerk  in  allen  Landestcilen 
oder  für  einen  bestimmten  Distrikt  galten. 
Deiart  ist  die  14U6  in  der  MarkgraJ^baft 
Baden  aufgerichtete  grosse  Tucherordnung 
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derart  die  OeTerbepolitik ,  die  Markgraf 
Christoph  hier  elDBcblug,  die  später  auch 
in  Württemberg  dnrcfa  Begrüadimg  von 
Landeszünften  AnerkeaDung  fand.  Man 
suchte  das  ausschliessliche  Oesetzgebungs- 
und  VerordDUDgsrecht  der  Regiemoe  zu 
wahren  und  die  lokalen  Zünfte  durch 
Stiftung  Too  Laodes verbanden  zu  unter- 
drücken. In  Branden bui^  normierte  die 
Polizeiordnung  Joachims  I.  von  1515  das 
beim  Eintritt  in  die  Zünfte  zu  zaldende 
Meistergeld,  schaffte  die  Werkköste  ab  und 
beschickte  die  Zahl  der  jährlich  zu  ver- 
anstaltenden Moi^ensprachen  auf  drei. 
Joachim  II.  liess  si^ar  1541  eine  besondere 
:> Ordnung  von  verschiedenen  Punkten  in 
Handnerkssachem  ausgehen,  weiche  die 
Gerichtsbarkeit  der  Zünfte  und  gewisse 
Missbräuclie  einzuschränken  beabsichtigte. 
Das  Reich  seinerseits  blieb  ebenfalls  mcht 
müssig  und  gab  zur  Unterdrückung  der 
aufkommenden  Kissbrfinche  mit  grossem 
Eifer  polizeiUcbe  Torschriften.  In  der  Reichs- 
polizeiordnung  von  1530,  der  ersten  aus- 
führlich gehaltenen,  untersagte  man  das 
Schenken  und  Zechen  der  wandernden  Qe- 
seilen  und  bemühte  sich,  die  Meister  gegen- 
über den  Gesellen  schatten,  die  den  Arbeits- 
nachweis vermittelten,  unabhängiger  zu 
stellen.  Achtzehn  Jahre  später  wiederholte 
man  das  Verbot  auf  dem  Reichstage  zu 
Augsburg  1548  und  fflgtc  eine  Ehrlichkeits- 
erkläning  der  Leineweber,  Barbiere,  Müller, 
Zöllner,  Pfeifer,  Trompeter  und  Bader  hinzH. 
Diese  sollten  ohne  weiteres  in  die  Zünfte 
aufgenommen  werden.  Dabei  wurde  den 
Gesellen  verboten,  auf  ihre  Meister  einen 
Druck  auszuüben,  z.  B.  ihnen  Vorschriften 
über  die  zu  verabreichende  Kost  zu  machen 
und  gleichzeitig  die  Meister  angewiesen, 
ihre  Gesellen  so  zu  halten,  dass  diese  keine 
Veranlassung  zu  Elagefi  und  Beiichwerdeo 
hätten.  Endlich  wurde  den  Obrigkeiten  zur 
Pflicht  gemacht ,  alle  Verbind  ungen  von 
Handwerkern  zu  verhindern  und  zu  be- 
strafen, die  den  Zweck  verfolgten,  »dass 
einer  sein  gemacht  Werk  der  Arbeit  in 
feilen  Kanf  nicht  mehr  oder  weniger  ver- 
kaufen soll  als  der  andere,  und  also  einen 
Aufschlag  oder  Steigerung  machen,  dass 
diejenigen,  so  der  Arbeit  notdürftig  und 
kaufen  wollen,  ihnen  die  ihres  Gefallens 
bezahlen  müssen«.  Alle  diese  Anordnungen 
erzielten  gar  keinen  Erfolg,  und  es  half 
ebenso  wenig,  dass  die  Reich aabschiede  von 
1559,  15ö6,  1570,  die  Reichepohzeiordnuog 
von  1577  sie  wiederhotten  sowie  auf  dem 
letzten  einflnssreichen  Reichstage  vor  dem 
Ausbruch  des  30  jährigen  Krieges,  dem  von 
Regensbni^  im  Jahre  1594,  noch  einmal 
alle  Bestimmungen  znsammengefasst  und 
bis  in  geringfügige  Einzelheiten  verfolgt 
wurden. 


Verwickelter  und  unerquicklicher  ge- 
stalteten sich  die  Zustände  iro  17.  Jahr- 
himdert     Statt   dass   das    dehnende    und 

wachsende  Leben  dem  formalistischen  Wesen 
der  Zunft  Verfassung  gegenüber  Recht  be- 
hielt, trat  der  umgekehrte  Fall  ein.  Der 
Schematismus  schlug  jede  frischere  Geistes- 
regung in  Fesseln,  und  die  Verfassung  ver- 
knöcherte. Die  kirchlichen  Interessen  teilten 
die  Bevölkerung  in  zwei  grosse  Heerlager 
und  liessen  kein  einheitliches  Zusammen- 
gehen mehr  erwarten.  Der  30jährige  Krieg 
verwischte  den  letzten  Best  der  poli- 
tischen Bedeutimg  der  Zünfte,  und  an  die 
Stelle  der  jenen  bisher  eingeräumten  Auto- 
nomie trat  oie  absolute  landesherrliche  Macht 
Der  Abstaud,  der  die  Zunft  des  17.  Jahr- 
hunderts von  der  des  12.  und  13.  trennte, 
ist  so  gewaltig,  dass  man  sich  nur  mit  Mühe 
die  Grundzüge  der  einst  so  wohlthätig^ 
Institution  ins  Gedächtnis  zurückruft  Die 
hauptsächlichsten  Uebetstände,  die  jetzt  be- 
klagt werden,  sind  die  verallgemeinerte,  lang 
andauernde  Vorbereitungszeit,  die  Über  Ge- 
bühr ausgedehnte  Lehi^,  Wander-,  Mutzeit, 
das  ausgeartete  Meisterstück,  die  hohen  Ge- 
bühren beim  Eintritt  in  die  Zunft  In  ilirer 
roissbräuchlichen  Ausdehnung  waren  dieee 
Bestimmungen  neueren  Datums  und  hatten 
im  Laufe  der  Jahre,  als  die  zunehmende 
Bevölkenmg  die  Basis  der  Erwerbsmögüch- 
keit  immer  mehr  zusammenschrumpfen  liees, 
desto  engherzigeren  Charakter  angenommen. 
Die  Zunft  des  14  Jahrhundei-ts  hatte  da- 
nach gestrebt,  innerhalb  ihres  Verbandes 
jedem  annähernd  eine  gleiche  Machtstellnng 
zu  verleihen-  aus  diesem  Grunde  hatte  sie 
die  strenge  Beaufsichtigung  der  Produktion 
ins  Auge  gefaset  Die  Zunft  des  17.  Jahr- 
hunderts gab  diesen  Gedanken  nicht  ganz 
auf,  aber  sie  verlieh  ihm  einen  hftsslichen 
Beigeschmack.  Sie  wollte  die  Befugnis  zur 
ausschliesslichen  Ausübung  des  Gewerbes 
einer  kleinen  Anzahl  Personen  vorbehalten 
wissen,  für  die  dann  die  alten  Grimdsätze, 
übrigens  verschärft,  und  verbreitert,  zur  An- 
wendung kommen  sollten.  Somit  verengte 
sie  den  Zugang  zum  Gewerbe  und  suchte 
die  Besitzenden  im  Genüsse  ihrer  Vorrechte 
zu  erhalten.  Gewerbetreibende,  die  ausser- 
halb der  Sphäre  dieser  Interessenten  geboren 
und  erzogen  waren,  fanden  für  ihre  Leis- 
tungen schwer  Abnehmer.  Es  kam  nun 
nicht  mehr  darauf  an,  dass  der  Einzelne 
seine  Hantierung  gut  verstand ,  sondern 
darauf,  dass  die  Lrlermmg  derselben  im 
vorschrifis massigen  Geleise  vor  sich  ge- 
gangen war.  DerBegriff  der  »Unehrlichkeit« 
wurde  immer  weiter  ausgedehnt,  um  von 
vorn  herein  vielen  den  Anschluss  unmöglich 
zu  machen;  die  Zahl  der  Meister  in  den 
gesclilossenen  Zünften  beschränkt;  das 
,  Meisterstück  immer   weitläufiger  und   die 
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mit  ihm  verbünd  enen  Festlichkeiten  immer 
kostspieliger;  die  bei  der  Gewinnung  der 
Innung  zu  zahlende  Gebühr  immer  höher 
angesetzt  Entsprecheurl  arteten  die  Ge- 
sellenverhältiiisse  aus.  Die  Feier  des  »blauen 
Montags«  riss  immer  allgemeicer  ein,  uud 
die  Unbotmässigkeif  gegen  die  Meister  ge- 
wann immer  grössere  Ausdehnung.  Das 
Publikum  aber  lief  (Jetahr,  mit  hohen  Preis- 
Satzungen  Übervorteilt  zu  werden,  gegen  die 
die  Taxen,  so  unentbehrlich  sie  waren, 
doch  nur  wenig,  zw  helfen  vermochten. 

Bei  solcher  Sachlage,  die  hier  nur  ange- 
deutet, nicht  eingehend  geschildert  werden 
konnte,  gewann  nach  dem  dreiesigjährigen 
Kriege  die  Ansicht  die  Oberhand,  dass  eine 
Kegelucg  des  Zunftwesens  von  Reichs  wegen 
erfolgen  müsse.  Schon  dieWahlkapitulationen 
von  1061  mahnten  an  diese  Aufgabe.  Im 
November  1666  faesten  die  Keichsstände  auf 
Anregimg  Strassbui^,  Begensbiirgs  und 
NÖrdlingens  ein  Conclusum  über  die  »bey 
denen  Handwerkern  entstehenden  Insolen- 
tien  und  gegen  die  ordentlichen  Obrigkeiten 
bezeigenden  Widerspenstigkeiten«.  Sein  In- 
halt ging  dahin ,  dass  »mit  bestem  Fleiss 
noch  ferner  zn  laboriren,  damit  dann  wider 
die  Keichskonstitutioneu  und  gemeine  Polizei- 
ordnung sonderbar  de  anno  1548  und  de 
anno  1567  eingerissenen  Unordnungen,  schäd- 
lichem Aufatehen,  Schmähungen  und  andern 
unzulässigen  Exzessen  durch  gesammte  Ver- 
fügung des  Reichs  gesteuert  werde».  Indes 
blieb  einstweilen  diese  Anregung  ohne  Eiv 
folg,  und  erst  im  April  1667  wurde  be- 
schlossen, demnächst  über  einige  Punkte 
des  Polizeiwesens  zn  beraten,  unter  denen 
die  Einrichtung  der  Zünfte  und  Abschaffung 
der  MisshräTiche  sich  befand.  Im  Juli  IGöÜ 
kamen  diese  Fragen  zur  Verhandlung,  und 
der  Vertreter  Kurbrandenburgs  sprach  sich 
hierbei  für  nichts  Geringeres  als  die  Auf- 
hebung der  Zünfte  aus.  Diese  Fordening 
war  offenbar  den  meisten  Staaten  zu  radikal, 
und  ohne  diese  prineipielle  Seite  überhaupt 
zu  diskutieren,  beschloss  man,  zunächst  von 
den  Städten  Material  einzusammeln,  welcher 
Art  die  gerügten  Missstände  des  Zunft- 
wesens eigentlich  wären.  Diese  Bericht- 
erstattnng  zog  sich  bis  zum  Mai  1671  hin, 
und  die  Beratungen  wurden  erst  wieder 
aufgenommen,  als  am  16.  Mai  genannten 
Jahres  die  Reichsdiktatur  dem  Reichstage 
einen  »unvoi'greif  fliehen  Aufsatz«  Über- 
mittelle, was  wegen  Abstellung  der  Hand- 
werkermissbräuche im  künftigen  Reichs- 
abschied  zu  bringen  sei. 

Jetzt  häufte  sich  die  Zahl  derer,  die  die 
Betieitigung  der  Zünfte  ffli  die  zweckmas- 
sigste  Massregel  erklärton.  Der  Kurfürst 
von  Brandenburg  liess  daran  erinnern,  dass 
er  schon  1669  ihre  Anfhebung  angeregt 
habe.    Der  Vertreter  von  Braunschwcig-Celle 


äusserte  sich  f^eiohfalls  dahin,  dass  sein 
Fürst  iwenig  auf  die  ZQnftei  hielte,  und 
der  Vertreter  von  Braun  seh  weig-Calenberg 
erklärte  sich  mit  ihrer  Abschaffung  einver- 
standen, wenn  sie  im  ganzen  Reiche  vorge- 
nommen werde.  Kurz,  die  ganze  weltliche 
Fürstenbank  stimmte  dem  brandenbiu^Bchen 
Vorschlage  zu.  Zu  seiner  Ausführung  kam 
es  indes  noch  nicht  Die  Ansicht,  welche 
das  Wesenthche  der  Institution  festbattea 
und  nur  die  Missbräuche  beschneiden  wollte, 
gewann  die  meisten  Anhänger.  Um  den 
letzteren  Zweck  zu  erreichen,  wurden  fort- 
während Projekte  ausgearbeitet  Aus  dem 
»unvorgreifflichen  Aufsätze«  und  dem  Gnt^ 
achten  von  1669  wurde  ein  neues  Akten- 
stück gemacht  Die  Reichsdiktatiir  lieferte 
lÄdditionegi,  das  Kurfürstenkollegium  >Mo- 
nita'',  und  alles  zusammen  ermöglichte  die 
Anfstelhmg  eines  nenen  Projekts,  »was  in 
den  künftigen  Reichsabschied  wegen  derer 
bei  den  ^ndwerkem  eingerissenen  Hiss- 
bräuche zu  bringen  seyn  möchte«.  Ans 
diesen  Vorarbeiten  erwuchs  das  Reichg- 
gutachten  vom  3.  März  1672.  Leider 
hatte  dasselbe  nur  geringe  Wirkungen,  und 
seine  Bestimmungen  zur  Beseitigung  der 
Missbränche  blieben  fromme  Wünsche.  Die 
Punkte,  auf  die  in  den  Verhandlungen  Qe^ 
wicht  gelegt  worden  war.  betrafen  die  Auf- 
hebung der  Jurisdiktion  der  Zünfte,  die 
ständige  Gegenwart  von  Magistratsdepu- 
tierten  in  den  Morgensprachen,  die  rationelle 
Einrichtung  der  Meisterstücke,  die  Frmässi- 
guug  der  Eintrittsgebühren  und  die  Er- 
leichterung des  Meiaterwerdens.  Aber  da» 
Gutachten  entsprach  den  zu  stellenden  For^ 
derungen  nur  in  verschwommener  Weise 
und  vermochte  keine  allgemeine  Anerken- 
nung zu  finden. 

N\U'  die  eine  Folge  hatte  das  Gutachten, 
dass  einige  Fflrslen'uimmehT  dazu  schritten, 
in  ihren  Ländern  selbständig  Reformen  vor- 
zunehmen. In  Brandenburg  ordnete  der 
grosse  Kurfürst  in  der  PoHzeiordnung  vom 
3.  Januar  1688  das  Zunftwesen.  Braun- 
schweig folgte  mit  einem  Reglement  wegen 
Einrichtung  der  Aemter  und  Gilden  am  4. 
August  1692  und  Kiu-hessen  mit  einer  all- 
gemeinen Zunftordnung  vom  29.  Juli  1683. 
Dabei  cntschloss  man  sich  in  Brandenburg, 
trotz  der  früheren  Auffasstmg  von  der 
Zweckmässigkeit  der  Aufhebung  der  Zünfte, 
sie  beizubelmiten.  Nur  wurde  ihre  Organi- 
sation eine  etwas  andere.  Lehrlingsweeen, 
Wanderzeit,  Meisterstück  wurden  durch 
strenge  Vorschriften  geregelt;  die  allge- 
meinen Hechte,  wie  Morgensprachen  und 
Gerichtsbarkeit  beschränkt,  wirtschaftliche 
Missbräuche,  wie  Preis verabred\m gen,  Ver- 
untreuungen des  Materials,  Nichtausführung 
von  Bestellungen  etc.  mit  Strafen  bedroht 

Ob  in  den  genannten  Ländern  mit  diesen 
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Reformen  wirklich  etwaa  erreicht  wurde, 
bleibe  dahingestellt  JedenfallB  liess  mau 
nun  einige  Jatffzeluite  die  Sache  auf  sich 
beruhen  und  erst  im  Jiili  1731  wurde  dem 
Reichstage  ein  neuer  Entwurf  unterbreitet, 
der  in  der  Folge  am  16.  August  desselben 
Jahres  Gesetz  wurde.  Eine  äussere  Veran- 
laSBUDg,  die  Reform  aufzunehmen,  bot  ein 
Aufstand  der  Augsbarger  Sehuhknechfe.  Qe- 
sellenunruheu  w&ren  in  den  letzten  Jahren 
häufig  gewesen  und  der  »Verruf«  ein  Mittel 
geworden,  dessen  Gebrauch  die  Gesellen 
von  den  Meistern  gelernt  hatten.  In  Augs- 
burg war  aus  einer  geringfügigen  Ursadie 
ein  Streit  entstanden,  dessen  Beilegung 
anderthalb  Jahre  gedauert  hatte  und  der 
die  Interessen  der  Allgemeinheit  dabei  so 
BugenfAüig  geschadigt  hatte,  dass  man  den 
Ermss  eines  Reichsgesetzes  nicht  länger 
verzögern  zu  dürfen  glaubte. 

Die  neue  Reich szunftord  nun g  von  1731 
ist  nun  jedenfalls  ein  sehr  sorgsam  ausge- 
arbeitetes (leset/,  aber  sie  ist  weit  davon 
entfernt,  für  die  Einführung  der  Öewerbe- 
freiheit  bahnbrechend  zu  sein.  Sie  ist  die 
erst«  Gewerbeordnung,  die  sich  auf  alle 
Zünfte  in  ganz  Deutschland  bezieht,  und  als 
solche  von  Interesse.  Eine  eigentliche  Re- 
form brachte  sie  nicht.  Man  hess  die 
Zünfte  ruhig  weiterbestehen  und  glaubte 
durch  Beschneidung  der  Auswüchse  den 
Namen  retten  zu  künuen.  Der  Hauptnach- 
druck liegt  auf  dem  Verbot  aller  Zusammen- 
künfte ohne  Vorwissen  der  Obrigkeit  Das 
Gesetz  hob  das  freie  Versammlungsrecht 
der  Zünfte  auf  und  stellte  alle  Zusammen- 
künfte unter  Äiifsicht  der  Ortsbehörden. 
Alle  von  den  Handwerkern  eigenmächtig 
getroffenen  Anordnungen  wurden  für  »null, 
nichtig,  ungiltjg  und  unkräftig  <  erklärt. 
Handwerker,  die  dieser  Vorschrift  kein  Ge- 
hör schenken  oder  gar  trotz  obrigkeitlicher 
Abmahnung  auf  Durchführung  der  gefassten 
Beschlüsse  bestehen  würden,  sollten  hand- 
werksunfähig seia  und,  falls  sie  sich  durch 
die  Flucht  der  Bestrafung  entziehen  würden. 
Steck brieflicli  verfolgt  werden.  Im  weiteren 
suchte  das  Gesetz  den  Zutritt  zu  erleichtern. 
Die  frtiheren  Bestimmungen  der  Polizeiord- 
nungeu  über  die  Zulassung  aller  Stände  zu 
den  Zünften  wurden  wiederholt  Zwiselien 
unehelich  erzeugten  und  vor  oder  nach  der 
Kopulation  geborenen  Kindern  sei  beim  Ein- 
tritt in  die  Zünfte  kein  Unterschied  zu 
machen.  Die  kostbaren  und  unnützen 
Meisterstücke  sovrie  die  schwelgerischen 
Mahlzeiten  dabei  wurden  aufgehoben.  Die 
Behörden  wurden  angewiesen,  darauf  zu 
achten,  dass  man  die  Meisterstücke  »mode- 
riere, verändere  und  nach  Billigkeit«  ein- 
richte. Einem  strebsamen  Gesellen  sollte 
trotz  des  Widerspruchs  der  Zunft  das  Meister- 
recht erteilt  werden  können,  wenn  der  Be- 

Buidwfiilerbach  der  Staatawlnsiucluittaa.   Zwslle 


Werber  sich  den  von  der  Zunft  in  Bezug 
auf  Anfertigung  veralteter  Meisterstücke 
gestellten  Anforderungen  nicht  unterwerfen 
wollte. 

Einübende  Aufmerksamkeit  wurde  dem 
Lehrlingswesen  gezollt  Die  übermässig 
hohen  Ein-  und  Äussehreibegebühren  wur- 
den herabgesetzt  und  verfügt,  dass  die  Auf- 
dinge-, Lehr-  und  Losspruchgelder  aller 
Arten  von  den  Obrigkeiten  brötimmt  und 
zur  allgemeinen  Kenntnis  gebracht  würden. 
Die  Lehrbriefe  soUten  nicht  mehr  von  der 
Zunft,  sondern  nur  von  der  Obrigkeit  aus- 
gestellt werden.  Jeder  Lehrling  aber  wurde 
angewiesen,  wenn  er  auf  die  Wanderschaft 
ging,  das  Original  des  Lehrzeiignisses  in 
der  Lade  zurückzulassen  und  nur  eine  Ab- 
schrift desselben  nebst  einer  Kundschaft, 
d.  h.  einem  Arbeitszeugnis  mitzunehmen. 
Nicht  minder  wurde  mit  dem  Ge- 
sellenunwesen aufgeräumt  Gegen  die 
ruhestörenden  Bewegungen  des  Gesellen- 
standes sollte  energisch  vorgi^ngen  wer- 
den. Wenn  die  Gesellen  sich  gelüsten 
lassen  sollten,  sich  zusammen  zu  rottieren, 
einen  Aufstand  zu  machen  und  was  der- 
gleichen rebellischen  Unfugs  mehr  wäre,  so 
würde  man  sie  mit  Gefängnis-,  Zuchthaus-, 
Festungsbau  und  Galeerenstrafe  belegen, 
auch  wohl  nach  Beschaffenheit  der  Umstände 
am  Leben  strafen.  Die  Teilnehmer  eines 
Gesellenaufstondes,  sowie  diejenigen,  welche 
die  Anführer  unterstützen  würden,  erklärte 
man  für  vogelfrei.  Selbst  auf  den  blossen 
Versuch,  einen  Aufstand  zu  erregen,  waren 
harte  Strafen  in  Aussicht  gestellt.  Unter- 
stand ein  GeseDe  sich,  die  Zunft  zu  schimpfen, 
die  Arbeit  niederzulegen  und  gar  nocli  andere 
Gesellen  zu  gleichem  Thun  zu  verführen, 
so  sollte  er  steckbrieflich  verfolgt  und  von 
jeder  Obrigkeit  als  ein  Aufrührer  und  Auf- 
wiegler verhaftet  werden  dürfen.  Dem 
»wider  alle  Vernunft  laufenden«  Missbrauch 
der  heimüchen  Gesellen gerichte  sowie  allen 
anderen  sogenannten  Gesellengebräuchen, 
»denlächerlichen  und  ärgerlichen  Gebräuchen 
bei  der  Aufnahme  in  die  Gesell cnschaft,  als 
Hobeln,  Schleifen,  Predigen,  Taufen  etc.« 
wurde  ein  für  allemal  entgegengetreten. 
Als  Legitimation  der  Gesellen  wurde  endlich 
die  Kundschaft  eingeführt.  Mit  ihr  war 
der  Geselle  verpfhchtet,  sich  auf  der  Wan- 
derung in  der  Stadt,  in  der  er  Arbeit  suchte, 
beim  Meister  zu  melden,  und  dieser,  sofern 
er  eines  Gesellen  bedurfte,  gehalten,  sich 
des  Zugereisten  zu  bedienen.  Trat  der  Ge- 
selle nun  in  eine  Werkstatt  ein,  so  muaste 
er  die  Kundschaft  nebst  den  Abschriften 
seines  Geburls-  und  Lehrbriefes  in  der  Lade 
niederlegenj  die  dori:  so  lange  bleiben  sollte, 
bis  er  weiter  zu  wandern  gedachte.  In 
letzterem  Falle  mussle  er  8  Tage  vorher 
kündigen,  erhielt  aber  seine  Lc^timation 
Auflage.    VII.  65 
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und  seine  neue  Kundachaft  nur  bei  guter 
rohmng.  Sonst  wurde  er  der  Obrigkeit 
angezeigt,  die  dann  das  Weitere  reraolasst«. 
Ein  G^ell,  der  seine  Papiere  nicht  auf- 
weisen konnte,  sollte  unter  Androhung  harter 
Strafen    vou    keinem    Ueister    beschäftigt 


Wie  zweckmässig  alle  diese  Be- 
formen gedacht  sein  mochten  und  wie 
wflnscheuswert  es  gewesen  wäre,  sie  ins 
Leb^  treten  zu  sehen,  einen  Erfolg  erzielte 
dieses  Gesetz  so  wenig  wie  das  vorherga- 
gangene  Gutachten.  Es  ist  schwer  zu  sagen, 
woran  das  lag.  Hauptsächlich  wird  die 
Ohnmacht  des  Reichs  die  Schuld  daran  ge- 
tragen haben.  Denn  an  die  Drohung  bei 
Nichtbeachtung  des  Gesetzes,  »alle  Ztltifte 
insgesamt  und  überiiaupt  yl\mg  aufzuheben 
midabzuschaffen<j  kehrte  sich  keiner.  Selbst 
mit  der  Publikation  des  Gesetzes  war  es 
schwach  bestellt,  und  obwohl  die  dazu  er- 
forderlichen Patente  durch  das  ganze  Reich 
erlassen  wurden,  so  kam  Tiel&ch  die  neue 
Ordnung  gar  nicht  recht  zur  allgemeinen 
Kenntnis.  Dass  die  Handwerker  an  fielen 
Orten  selbst  Schwierigkeiten  machten,  das 
Gesetz  auf  ihre  Zünfte  anwenden  zu  lassen, 
war  erklärlich. 

6.  Dentschliuidfl  GewerbeTeFfasanng 
am  Ende  des  Tori^n  Jahrirnnderts.  Am 
Schlüsse  des  vorigen  Jahrhunderts  steckte 
Deutschland  noch  tief  im  Zunftwesen.  Eine 
bis  ins  kleinste  geregelte  Yerfassung  ordnete 
den  Entwickelungsgang  eines  jeden  von  der 
Lehrzeit  an  bis  zur  Erlangung  der  Meister- 
BChafl.  Diese  selbst  unterlag  vielfachen  Be- 
schränkungen. Man  durfte  nur  einen  Lehr- 
jungen halten,  nur  eine  Betriebsstätte  im 
Gange  haben,  nur  verkaufen,  was  man  selbst 
angefei-tigt  hatte.  Alle  Vorschriften  bezög- 
lic£  der  einzelnen  Einrichtungen  des  Zunft- 
wesens, der  Lehrzeit,  der  Geaellenschaft,  der 
Wander-  und  Mutzeit,  der  Meisterschaft,  der 
Gerichtsbarkeit  und  des  Zunftzwanges  waren 
ziemlich  unverändert  in  Emft  I^ur  dass 
sie  jetzt  immer  fühlbarer  die  Freiheit  des 
Individuums  in  enge  Ketze  spannten,  so  dass 
die  Gewerbetreibenden  sich  bald  nicht  mehr 
bewegen  konnten  und  die  üeberzeugung 
Flatz  greifen  musste,  dass  einmal  mit  den 
alten  Ueberlieferungen  gebrochen  werden 
musste,  wenn  der  Gewerbefleiss  nicht  voll- 
ständig ersterben  sollte.  Am  meisten  wurde 
f  [klagt  Aber  den  mit  dem  sogenannten 
chelten  oder  Auftreiben  geschehen- 
den Missbrauch,  über  die  TerfolguDg  ün- 
zünftiger  und  über  die  Zänkereien  bezüglich 
des  Arbeitsgebietes  der  einzelnen  Zünfte. 
Ein  Handwerker;  der  sich  durch  ein  In- 
nungsvergehen  der  Genossenschaft  unwürdig 
gemacht  halte,  wurde  für  unredlich  erklärt 
und  gescholten,  bis  er  sich  entweder 
mit  der  Zunft  abgefunden   oder  etwa  der 


Magistrat  ein  Einsehen  gehabt  hatte.  Aus 
den  geringfügigsten  Ursachen  jemanden  zu 
schelten,  war  leidige  Angewohnheit  gewor- 
den. Es  war  üblich,  denjenigen  zu  schelten, 
der  einen  Erhängten  abschnitt,  der  einen 
Hund  oder  eine  Eatze  lotgeworfen  sowie 
Vieh  selbst  verecharrt  hatte,  dessen  Frau 
zum  ersten  Male  zu  früh  in  die  Wochen 
kam  u.  B.  w.  üeber  alle  gescholteneu 
Meister  und  Gesellen  wurden  voUatändi^ 
Register  gefülul  Die  Po^  war,  dass  em 
derartig  Gebrandmarkter  von  aller  zünftigen 
Arbeit  im  ganzen  Reich  ausgeschlossen  bheb. 
Kehrte  sieh  ein  Meister  nicht  an  die  Ver- 
urteilung, sondern  nahm  einen  gescholtenen 
Gesellen  in  Arbeit  oder  trat  em  wandern- 
der Geselle  bei  einem  gescholtenen  Meister 
in  die  Werkstatt,  so  wurden  ^e,  falls  sie 
nicht  14  Tage,  nachdem  man  sie  auf  das 
Ungehörige  aufmerksam  gemacht  hatte,  die 
Verträge  wieder  lösten,  ebenfalls  gescholten. 
Die  Verfolgung  der  Dnzflnfügen,  die 
man  als  Bönhasen,  Stümper,  Stßrrer,  Prötter, 
Pfuscher  u.  s.  w.  bezeichnete,  war  die  un- 
mittelbare Konsequenz  davon,  dass  die  Er- 
langung der  Meisterschaft  so  sehr  erschwert 
worden  war.  Jeder  sich  irgendwo  in  ein» 
Stadt  niederlassende  Handwerker  war  ver- 
pflichtet, bei  dem  allgemeiuen  Herrscheu 
des  Zunftzwanges  sich  der  vorhandenen 
Zunft  seines  Fachs  anzuschliessen.  Da  das 
nun  aber  oft  nur  nach  Ueberwindung  zahl- 
loser Weitläufigkeiten  und  unter  Bezahlung 
erheblicher  Beträge  mSghch  war,  so  sahen 
sich  viele  gezwungen,  ausserhalb  der  Zunft 
eine  Thätigkeit  anzufangen.  Allerdinge 
hatten  die  Magistrate,  um  das  Privil^  der 
Zünfte  zu  brechen,  das  Institut  der  Frei- 
meister  eingeführt,  d.  h,  Persönlichkeiten 
zugelassen,  die  sich  mit  der  Zunft  durch 
eine  kleine  Summe  abfanden  und  dann 
ihrem  Gewerbe  nachgehen  konnten.  So 
gab  es  Flickschneider  neben  dem  Schneider^ 
amt,  Altbüeser  oder  Flickschuster  neben 
dem  Schuhmacheiamte.  War  die  Anzahl 
solcher  Preimeister  gross  genug,  so  bildeten 
sie  eine  eigene  NebenzunfL  In  Hamburg 
hiessea  diese  iBrQderschnftenc  und  hatten 
geringere  politische  und  gewerbliche  Rechte 
als  die  eigentlichen  Aemter.  Aber  der  Frei- 
meister durfte  nur  selbst  arbeiten,  nicht 
Gesellen  und  Lehrlinge  halten  und  wie  be- 
scheiden auf  diese  Weise  seine  Existenz 
werden  mochte,  num  war  mit  der  Konzes- 
sioniemng  von  Freimeistem  Überall  sparsam. 
So  blieb  in  vielen  Fällen  nicLits  anderes 
übrig,  als  sich  ohne  Arbeitsbefu^is  durch- 
zuschlagen. Gerade  in  Gewerben,  in  denen 
es  zur  Eröffnung  eines  Betriebes  keines 
grossen  Anlagekapitals  bedurfte,  wie  bei 
Schmieden,  Schustern,  Leinewebern,  gab  es 
Bönhasen  in  Menge.  Ihr  Leben  war  ein 
elendes,  von  beständiger  Unruhe  »ind  Sorge 


■'»'^ 


1027 


erffllltes;  sie  miiSBten  billiger  arbeiten  als 
die  Anttemeister  nod  aie  muBBten  heimlich 
arbeiten,  oIb  wäre  es  ein  Schimpf  oder  eine 
Schande.  In  ^roesea  Städten  wuchs  die 
Zahl  mitunter  in  besorniiserregender  Weise 
an.  In  Hamburg  z.  B.  fühlte  man  sich 
1747  veranlasst,  alte  unzflnftigen  Schuster 
vor  die  Ämtspatrone  zu  berufen  nnd  ihnen 
die  Möglichkeil  zu  eröffnen,  sich  ffir  300 
Mark  Courant  ein  für  allenud  und  ohne 
weitere  Beecbwerde,  ohne  z.  B.  ins  Amt 
heiraten  zu  müssen,  als  Ueister  aufnehmen 
zu  lassen.  Mao  kann  sich  denken,  wie 
hoch  damals  füi  gewöhnlich  das  Eintritta- 
Keld  gewesen  sein  mag  und  wie  zahlreich 
die  BOnhasen  sein  mussten.  Aber  die 
Schustergeeellen  fanden  diese  Bedingungen 
viel  zu  beschwerlich  und  blieben  lieber 
BOnhasen.  Wunle  die  Konkurrenz  der  Un- 
zQnftigen  zu  fühlbar,  so  griffen  die  Zünf- 
tigen zur  Veranstaltung  von  fOrmhchen 
Bönhasenjagden,  die  unter  dem  Schutze  der 
Obrigkeit  mit  einer  gewissen  Grausamkeit 
ins  Werk  gesetzt  wurden.  Rüdigers  kundige 
Feder  hat  uns  mit  ergreifender  Walirheit 
geschildert,  wie  es  dabei  herzugeben  pflegte. 
Körperverletzungen,  sogar  mit  tödlichem 
Anfange,  waren  dabei  nicht  ganz  unge- 
wöhnlich. 

AU  BOnhase  wurde  angesehen  derjenige, 
der  ohne  Erlaubnis  scltetändig  arbeitete. 
Aber  e8  konnte  auch  vorkommen,  dass  pri- 
vilegierte Freimdster  zu  BOnhasen  wurden, 
wenn  me  Dinge  arbeiteten,  für  die  sie  nicht 
privilegiert  waren.  Machte  der  Altbüsser 
neue  Stiefeln,  machte  der  Spinnradmacher 
die  Blöcke  für  Flaschenzüge,  backte  der 
Qrobbäcker  Weisabrot,  so  galt  er  den  Zunft- 
meistern als  BOnhase ,  der  unnachsichtig' 
verfolgt  werden  musste.  Noch  mehr  wurde 
bei  den  Zünften  selbst  darauf  geachtet,  dass 

?'  de  innerhalb  des  Bereiches  derjenigen 
hätigkeit  blieb,  die  ihr  in  Ihrem  Statut  als 
ausschliesshche  Dom&ne  zugewieeen  war. 
Wenn  eine  Zunft  es  wagte,  in  das  Gebiet 
einer  anderen  hinüberzugreifen  und  sich  die 
Anfertigimg  von  Dingen  anzumassen,  die 
jener  vorbehalten  waren,  so  gab  es  sofort 
Prozesse.  Dei'arüge  Grenzstreitigkeiten 
zwischen  den  einzelnen  Zünften  waren  so 
alt  wie  diese  selbst  Sie  lassen  sich  bereits 
im  14.  Jahrhundert  nachweisen  und  sie 
schwellen  schon  g^en  Ausgang  des 
Jahrhunderts  in  nicht  unbedenklicher  Weise 
an.     Das  Seichsgesetz  von   1731  hatte  ver- 

feblich  Abhilfe  zu  spenden  versucht;  es 
onnte  höchstens  zu  rascher  Beendigung 
begonnener  Prozesse  beitragen.  Vielfach 
glaubte  man  gegenüber  den  sich  mehrenden 
Klagen  die  Bettung  in  der  Erteilung  neuer 
Privilegien  zu  erblicken,  verschlimmerte 
jedoch  die  Sache  dadurch  statt  sie  zu  ver- 
bessern.   So   erhielten  im  Jahre    1743   die 
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den  Färbern  gegenüber  das  Recht,  in  eigenen 
Färbereien  ihre  Eraeugnisse  färben  zu  können. 
Als  aber  1787  ebenda  Streitigkeiten  zwischen 
Basch-  nnd  Zeugmachem  ausbrachen,  konnte 
man  sich  nicht  anders  helfen,  als  dass  man 
die  Herstellung  der  fraghcheu  Gegenstände, 
wie  wollene  Waren.  Tücher,  tuchartige 
Zeuge  u.  B.  w.  beiden  Gewerben  zugestand. 
In  dem  Hasse,  als  es  dem  Handwerk  schwer 
fiel,  sich  zu  behaupten,  nahmen  die  Zänke- 
reien überhand  imd  hatten  zu  hOchst  spitz- 
find^n  Abgrenzungen  geführt.  Die  Entr 
Scheidung  wurde  um  so  schwieriger,  als  die 
Klager  sich  auf  uralte  Verträge,  konfirmierte 
Zunftbriefe  u.  s.  w.  stützten  und  die  Fort- 
schritte in  Technik  und  Verkehr  nicht  an- 
erkennen wollten.  So  gab  es  zvrischen 
Sattlern  und  Riemern,  Grob-  und  Klein- 
schmieden,  Schwarz-  und  Schönfärbern, 
Tischlern  und  Zimmerleuten,  Kürschnern 
und  Barettkiftmem  u.  s.  w.  genaue  Fest- 
setzungen ihrer  Arbeiten.  Dieses  Verhältnis 
führte  zu  den  unhaltbarsten  Positionen  und 
musste  vielleicht  vor  allem  anderen  auf  die 
Notwendigkeit  der  Qewerbefreiheit  bringen. 
InkläglicherKleinigkeitskrämereiverzetteltKi 
die  Handwerker  i^  beste  Zeit  und  gerieten 
immer  tiefer  in  Verfall,  statt  sich  die  Er- 
rungenschaften einer  neueren  Zeit  zu  nutze 
zu  machen. 

Da  das  Beichsgesetz  erfolglos  gebheben 
war,  schritt  mau  in  einigen  deutschen  Staaten 
dazu,  auf  dem  Wege  der  Landesgesetzgebung 
□acbzubelfen  und  die  Statuten  der  lokalen 
Zünfte  sowohl  zu  verbessern  als  einheitlich 
zu  gealalten.  In  Preussen  setzte  man  einen 
Ausschuss  ein  zur  Revision  und  Verbesse- 
rung sämtlicher  Innungsbriefe  und  erliess 
in  der  Folge  General  Privilegien  für  jedes 
zünftige  Gewerbe,  so  dass  alle  Handwerker 
einer  Gattung  in  dem  ganzen  Lande  nach 
gleichem  Rechte  lebten.  Später  kam  es 
dann  in  dem  allgemeinen  preussischen  Land- 
recht  auch  zu  einer  Kodifikation  des  Ge- 
werberechts, die  aber  noch  ganz  im  zünftle- 
rischen  Sinne  gehalten  war.  Freilich  war 
bei  der  Aufzeichnung  des  Entwurfs  die 
Frage  der  öe Werbefreiheit  schon  gestreift 
worden,  aber  im  Hinblick  auf  die  unsicheren 
Erfahriinj^n  anderer  Länder  zog  man  vor, 
von  einem  Schritte  abzustehen,  der  nicht 
völlige  Garantie  für  Besserung  der  Zustände 
zu  bieten  schien.  In  der  Markgrafschaft 
Baden  wurden  im  Jahre  1760  Geneialzunft- 
artikel,  im  Herzogtum  Braun  schweig  und 
dem  Fürstentum  Blankenbiu^  am  4.  März 
1765  eine  neue  Gildeordnung  erlassen.  Das 
Kurfürstentum  Sachsen  stellte  am  S.  Januar 
1780  die  Generalinnungsartikel  für  Künstler, 
Professionisteu  und  Handwerker  auf,  und  in 
Fulda  strebte  die  Polizeiordnung  vom  31. 

66* 


n,g,t,7ed::yC00^le 


August  1874  eine  Veilludening  der  Hand- 
werkerz ustäode  an. 

Doch  alle  diese  Anordnnagea,  wie  ein- 
sichtig sie  sein  mochten,  waren  nicht  im- 
stande, der  überlebten  Verfassung  neues  Leben 
einzuhauchen.  Immer  deutlicher  offenbarte 
sich,  dass  die  das  Zunftwesen  durchziehen- 
den Grundgedanken  sich  nicht  mehr  be- 
währten, dass  sie  mit  den  Anforderungen 
und  Bedörfnissen  der  neueren  Zeit  nicht 
mehr  in  Einklang  gebracht  werden  konnten. 
Von  drei  Gesichtspunkten  aus  namentlich 
bemühte  man  sich,  den  Zweck  der  Zünfte 
auch  noch  für  das  18.  Jaiirhundert  zu  ver- 
teidigen. Man  wollte  den  Gewerbetreiben- 
den einen  sicheren  Erwerb,  eine  gegründete 
Existenz  schaffen.  Man  wünschte  dem  Pu- 
blikum Garantie  für  die  Vorzüglichkeit  ^- 
werblicher  Leistimgen  zu  bieten  und  hielt 
es  dalier  für  notwendig,  unter  den  Hand- 
werkern bestimmte  Kenntnisse  zu  erhalten, 
zu  vervollkommnen  und  allen  die  Möglich- 
keit einzuräumen,  sich  dieses  Bildungsganges 
zu  bedienen.  Endlich  hoffte  man  gewisse 
sittliche  Wirkungen  mit  Hilfe  der  Zunft  zu 
erzielen.  Slan  mochte  diesen  Ideeen  die 
Anerkennimg  nicht  versagen,  aber  man 
konnte  doch  nicht  umhio,  sich  darüber  klar 
zu  werden,  dass  die  zu  ihrer  Verwirklichung 
getroffenen  Anstalten  das  nicht  mehr  leis- 
teten, was  man  von  ihnen  erwartete.  Der 
Zunftzwang  hinderte  alle  ihre  Fähigkeiten 
so  gut  zu  verwerten,  als  sie  verstanden.  Die 
Möglichkeit,  seine  Arbeitskraft  zu  bethätigcn, 
war  angetastet,  wenn  der  Staat  es  jedem 
Handwerker  zur  Pflicht  machte,  sich  vor 
selbständiger  Eröffnung  eines  Betriebs  einer 
bestehenden  Korporation  anzuschliesseo.  Die 
Sicherheit,  sich  ernähren  zu  können,  aber 
war  mit  ihm  nicht  im  geringsten  gegeben, 
denn  die  praktische  Handhabung  des  Zunft- 
zwanges zeigte  viele  Meister,  denen  es  an 
Oe^chicklichkeit,  an  Fleiss,  an  Kapital  fehlte 
und  die  deshalb  nicht  vorwärts  kamen.  Die 
Erschwerung  der  Erlangung  der  Meister- 
schaft und  die  Abgrenzung  der  Arbeitsgebiete 
der  einzelnen  Zünfte  hatten  schwere  wirt- 
schaftliche Schäden  für  die  Gesamtheit  zur 
Folge,  ohne  die  Veraimung  zahlreicher  Mit- 

flieder  des  Gewerbestandes  hindern  zu 
önneu.  Als  Institute  zur  Erhaltung,  Ver- 
breitung und  Erweiterung  von  mechanischen 
Xenntnissen  auf  gewerblichem  Gebiete  waren 
nach  allgemeinem  Urteil  die  Zünfte  diu-cli- 
auB  imgeeigiiet  geworden.  Höchstens  konnten 
eie  vorliandene  Kenntnisse  erhalten,  sie  zu 
vervollkommnen  Hessen  die  Zunft  rolle  n,  die 
das  Gewerlie  in  die  Fesseln  des  Altherge- 
brachten schlu^n,  in  der  Regel  nicht  zu. 
Aber  selbst  mit  der  Uebertragung  überlie- 
ferter Fertigkeiten  sah  es  schlimm  aus,  denn 
der  Cnterncht  war  selir  mangelhaft  gewor- 
den.   Die  Lehrjungen  waren,  wie   einzelne 


Schriftsteller  sich  drastisch  ausdrOckteo,  die 
allgemeinen  Packesel  und  Fussschemel  des 
Meistere,  der  Meisterin,  der  GeseUen.  Was 
sie  schliesslich  von  ihrem  Handwerke  ver- 
standen, hatten  sie  dem  Meister  mehr  ab- 
sehen und  al>3tehlen  müssen,  als  dass  es 
ihnen  angezeigt  worden  wäre.  Die  Haupt- 
sachen lernte  der  Lehrjun^e  oft  gar  nidit 
Die  Meister  hatten  eben  das  Interesse  für 
die  Ausbildung  junger  Leute  vedoren  und 
bedurften  nur.  der  Heranziehung  von  Hand- 
langern. In  ähnlicher  Weise  war  die  Wander- 
schaft entartet,  die  für  Vervollkommnung 
in  gewerblicher  Geschicklichkeit  nur  wenig 
noch  bedeutete.  Der  Geselle  durfte  8i(^ 
den  Meister,  hei  dem  er  arbeiten  wollte, 
nicht  mehr  aussuchen,  sondern  wurde  an 
denjenigen  verwiesen,  der  gerade  Hilfskräfte 
brauchte.  So  kam  er  oft  zu  einem  Meister, 
von  dem  er  nichts  mehr  lernen  konnte,  und 
völlig  verfehlt  schien  der  Zweck,  wenn  er 
in  die  Werkstätte  einer  Meisterswitwe  ein- 
zutreten veranlasst  war.  Dass  endlich  das 
Meisierstflck  längst  nicht  mehr  ein  Prüfetein 
der  erforderlichen  Geschicklichkeit  war,  son- 
dern jeder  Geselle  zum  Meister  gesprochen 
wurde,  wenn  er  nur  bereit  war,  etwaige 
Fehler  und  Unebenhcifen  seiner  Leistung 
mit  Geld  auszugleichen,  gab  man  allgemein 
zu.  Liessen  somit  die  Zünfte  im  Stich,  wenn 
es  galt,  die  materielle  Lage  ihrer  Mitglieder 
zu  .sichern  und  sie  in  ihrer  I^istungsfähig- 
keit  hoch  zu  halten,  so  war  von  ihren  sitt- 
lichen Wirkungen  ebenfalls  nicht  mehr  viel 
wahrzunehmen.  Die  frühere  gegenseitige 
Kontrolle  hatte  fast  ganz  aufgehört;  die  Ge- 
nossen sahen  sich  wechselseitig  alles  nach; 
Ausschluss  aus  der  Zunft,  Fernhaltuug  vom 
Betriebe  wegen  Vergehen  gegen  das  Publi- 
kum kam  nur  selten  vor. 

Es  stellte  somit  bei  näherer  Betrachtung 
des  Zunftwesens  sich  heraus,  dass  es  die 
Vorteile  nicht  mehr  bot,  die  man  ihm  früher 
□achrilhmen  konnte.  Es.  gab  dem  Ein- 
zelnen zu  viel,  um  ihn  dem  Untergänge  zu 
weihen,  zu  wenig,  um  ordentlicli  leben  zu 
können,  und  der  gesunkene  Wohlstand  der 
Handwerker  konnte  für  wenig  Städte  in 
Abrede  genommen  werden.  Auch  in  den 
Landstädten  wurde  über  zunehmende  Nah- 
run galosigkett  geklagt.  Einen  Berufswechsel 
aber  vorzunehmen  war  so  leicht  niclit,  weil 
man  den  ganzen  kostspieligen  Lernprozess 
nicht  noch  einmal  durchmaäen  konute. 

7.  Die  Einführong  der  Gewerbefrei- 
heiL  Es  kann  nach  dem  Gesagten  nicht 
auffallen,  dass  schon  am  Ende  des  vorigen 
Jahrhimderts  in  der  Litteratur  Stimmen  laut 
werden,  die  auf  das  Unzureichende  der 
Znnftverfassung  hinweisen.  Etwa  seit  den 
70er  Jahren  erhoben  sie  sich,  zum  Teil 
doch  wohl  durch  Rousseau,  durch  die  Ijehren 
der  Physiokratie,  später  durch  Adam  Smith 
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beeinfliisst,  zueret  nur  schüchtern,  iiiclit  so- 
gleiuh  die  Gewerbefreiheit  verfangend,  son- 
dern Aufhebung  und  Abschaffung  einzelner 
besonders  greller  Uebelstände  fordernd. 

Im  Jahre  1770  schrieb  Dr.  Reimarus 
eine  Äbhandliuig  unter  dem  Titel  »Das 
■wjUire  Beste  der  löbhchen  Zünfte  und  Hand- 
werker«, in  der  er  insbesondere  die  Besei- 
tigung des  Zunftzwanges  befürwortete.  Auch 
der  Verfasser  des  im  Jahre  1773  in  Bei^us' 
Polizei  ou^azin  abgedruckten  Auf  Satzes  spricht 
sieh  noch  nicht  für  Gewerbefreilieit  aus. 
Er  erkennt  freilich  an,  dass  die  Zunftver- 
fosetin^  eine  unnütze  und  schädliche  sei, 
aber  sie  habe  so  tiefe  AVurzeln  geschlagen, 
dass  man  sie  nidit  ausreissen  könne,  ohne 
Unordnung  und  Unruhe  zu  veruisachen  und 
bei  dem  grBssteit  Teile  der  Bürger  ent- 
schiedenes Missfallen  hervorzurufen.  Ber- 
gius  selbst,  der  diese  Abhandlung  mit  An- 
merkungen begleitete,  stand  auf  einem  radi- 
kaleren Boden.  Das  Misavergnügen ,  das 
eine  Aufhebung  der  Zünfte  nacti  sich  ziehen 
würde,  sei  nicht  in  Betracht  zu  ziehen, 
wenn  es  auf  das  aUgemeine  Beste  ankäme. 
Hinlänglich  zureichende  Ursachen,  die  Zünfte 
und  Innungen  abzuschaffen,  fand  er  in  der 
Einsicht,  dass  die  Vorfahren  bei  Errichtung 
der  Innungen  eine  Thorhcit  begangen  hätten 
und  die  Verfassung  wider  alle  vernünftigen 
Grundsätze  laufe.  Kine  ebenso  vollständige 
Verurteilung  erfuhren  die  Zünfte  in  dem 
gleichzeitig  mit  Adam  Smiths  epochemachen- 
dem Werke  erscheinenden  Buche  von  Fr. 
Wm.  Taube  »Geschichte  der  engelländi- 
schen  Handolsschaft  von  den  ältesten  Zeiten 
bis  auf  das  laufende  Jahr  1776«.  Dieser 
sah  die  Zünfte  uur  als  eine  Jiissgeburt 
dunkler  Zeiten  an ;  er  konnte  In  ilineu 
nichts  als  eine  Erfindung  des  Brotneides 
und  Eigennutzes  entdecken.  Daher  ver- 
langte er  mit  grosser  Entschiedenheit  Ge- 
werbefreiheit. 

Taube  stand  schon  unter  dem  Eindruck, 
den  die  Aufhebung  des  Zunftwesens  in 
Frankreich  hervorgerufen  hatte.  Er  benef : 
sich  auf  sie.  Das  Edikt  von  17T6,  das 
Frankreich  die  Freiheit  der  Arbeit  verkündete, 
wurde  in  der  Folge  auch  in  Deutschland 
bekannt.  Eine  Uebersetzung  desselben  wurde 
in  den  »Ephemeriden  der  Menschheit*  mit- 
geteilt und  eine  kuiie  Betrachtung  daran 
geknüpft.  Ebenso  wurde  einige  Monate 
später  das  Dekret  voröffenthcht,  das  die 
Zünfte  wieder  einführte,  ebenfalls  von  einer 
Erläuterung  begleitet.  Von  hier  aus  ging 
die  Besprechung  in  andere  Zeitschriften 
über,  z.  B,  in  das  deutsche  Museum 
von  1791 ,  und  ausserdem  wurde  die 
Frage  in  selbständigen  Schriften  behandelt. 
Schlosser  äusserte  in  seiner  Schrift  »über 
das  neue  französische  System  der  Polizei- 
freiheit, insbesondere  in  der  Aufhebung  der 


Zünfte«  einige  Zweifel  über  die  Richtigkeit 
dieses  Schritts.  Ein  Regierungsrat  Müller 
griff  ihn  darauf  hin  an  und  suchte  seine 
Einwände  zu  widerlegen.  Gleichzeitig  ver- 
öffentlichte Sehlettwein  in  den  »Ephe- 
meriden«  eine  Antwort  auf  die  Rede  des 
königlichen  Advokaten  S e gu  i e r ,  der  im 
Parlamente  für  Reformen,  nicht  für  Besei- 
tigung des  Zunftwesens  eingetreten  war. 
Sehlettwein  war  schon  früher  für  die 
Freigebung  der  Arbeit  in  Deutschland  ein- 
getreten und  das  Voi^gehcn  Frankreichs 
war  ihm  nun  durchaus  sympathisch.  Um 
so  mehr  1^  ihm  daran,  die  Einwände  und 
Bedenken  Seguiers  nicht  ohne  den  Versuch, 
sie  entkräftet  zu  haben,  in  Deutschland  ein- 
dringen zu  lassen.  Biegen  stand  der  Ver- 
fasser des  1782  erschienenen  Buches  >Histo- 
risch-politiscbe  Betrachtung  der  Innungen 
und  deren  zweckmässige  Einrichtung^  wie- 
der mehr  auf  den  Schultern  des  gemässigten 
Franzosen.  J.  S.  F.(imhaber)  unternahm  in 
dieser  Schrift  den  ersten  Versuch  einer  Ge- 
schichte der  Zünfte,  der  bei  völligem  Man^l 
an  Vorarbeiten  allerdings  wenig  erfreulich 
ausfiel.  Aber  er  erwc^  doch  im  Lichte 
derselben  alle  Gründe  und  Gegengrflnde 
und  gelangte  so  zum  Schluss,  dem  Professor 
Beckmann  in  Göttingen  bei  einer  Anzeige 
des  Buches  beipflichtete,  dass  die  Zünfte 
nicht  so  schädlich  seien,  als  man  sie  habe 
ausgeben  wollen,  und  dass  es  wenigstens  in 
Deutschland  unmöglich  fallen  würde,  sie 
aufzuheben.  Auch  vom  mehr  x>raktischem 
Standpunkte  aus  wurde  das  Thema  durch 
J,  A.  Weiss,  »üeber  das  Zunftwesen»  im 
Jahre  1798  behandelt,  der  eine  von  der 
Hamburger  Gesellschaft  zur  Beförderung  drar 
Künste  und  nützlichen  Gewerbe  gestellte 
Preisaufgabe  gelöst  hatte. 

Viele  Jahre  hindurch  hatten  die  deut- 
schen Gelehrten  nur  schwerfällige  juristische 
Abhandlungen  über  das  Zunftwesen  verfasst. 
Ein  Hauptrepräsentant  dieser  gänzhch  un- 
fruchtbaren Richtung  ist  Adrian  Beier. 
Dann  waren  Merkantilisten  und  Kameralisten, 
wie  Becher,  Marperger  und  andere  in 
ihren  breitgehaltenen  Schriften  auch  auf 
das  Zunftwesen  eingegangen  und  hatten  hier  ■ 
die  Reformen  befürwortet,  wie  sie  zum  Teil 
wirklich  ausgeführt  wurden,  nur  eben  ohne 
Erfolg.  Jetzt  erst  am  Ausgange  des  acht- 
zehnten und  zu  Beginn  des  neunzehnten 
Jalirhunderts  entstand  eine  nationalökono- 
misch-philosophische  Litteratur,  wie  die  oben 
charakterisierte,  die  wegen  ihrer  Bedeutung 
viel  gelesen  wurde. 

Viele  von  den  damals  erscheinenden 
zahlreichen  Scliriften  standen  auf  dem 
radikalen  naturrechtlichen  Boden,  andere 
vermittelten  und  suchten  den  Kern  der 
alten  Einrichtung  zu  erhallen.  So  nament- 
lich  ausser   den    Genannten    Hoffmann, 
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der  Direktor  des  kflnigilidi  preusBisclieQ 
statiatischen  BureauB,  in  der  Schrift  »Das 
InteresBe  des  UeDsuhen  und  Bar^era  an 
den  beetehenden  Zunftverfassungeii« ,  die 
1803  BTSuhieD,  und  Professor  Rau  mit  dem 
Büchlein  »Das  Zunftwesen  und  die  Folgen 
seiner  Abschaffung«  von  1816,  Unter  den 
grossen  Befurmatoren  hielten  ScbUn  und 
Hardenberg  nicht  viel  vom  ZiiEftwesen, 
■wahrend  Stein  und  Niebuhr  doch  auch 
manche  gute  Seite  an  ihm  zu  rühmen  wussten. 
Berücksichtigt  man  endlich,  dass  Mänrer 
Tie  Adam  Müller,  Haller,  Hegel  mehr 
Verteidiger  als  Gegner  des  Zunftwesens 
.  waren,  so  wird  man  es  begreiflich  finden, 
dass  eine  derartig  hin  und  her  schwankende 
Litteratur  auch  den  Regierungen  nicht  zur 
Klarheit  darüber  verhelfen  konnte,  was  dem 
deutschen  Handwerk  not  thue :  Freiheit  oder 
Fortdauer  der  Organisation  unter  Ausmer^ung 
der  gröbstea  Beschickungen.  Die  allge- 
meine Auffassung  ging  nicht  weiter,  als 
dass  ein  Mittelzustanu  zu  empfehlen  sei, 
der,  wie  £aizl  ganz  treffend  bemerkt, 
■einen  gelockerten  Zunftzwang  oder  eine 
sehr  besdirtokte  Gewerbefreiheit»  darstellte. 
Die  ersten  Staaten  Deutschlands,  in 
denen  die  Gewerbefreihdt  proklamiert  wurde, 
waren  die  unter  die  französische  Oberhoheit 
geratenen.  Im  Königreich  Westfalen  wurde 
sie  durch  Dekrete  vom  5.  August  1808  und 
12.  Februar  1810,  im  Grossherz<^tiim  Berg 
durch  Dekret  vom  31.  März  1809  eingeführt. 
In  Preussen  ging  man  nicht  mit  einem  Mal 
Bo  radikal  vor,  sondern  that  zunächst  einige 
einleitende  Schritte,  indem  laaa  für  einzelne 
Gewerbe  in  einigen  Provinzen  seit  1806 
den  Zunftzwang  aufhob.  Die  eigentliche 
Beform  b^nn  mit  der  Geschäft  sin  stniktion 
vom  26.  Dezember  1808,  die  die  leitenden 
Oruudsätze,  welche  demnädist  massf^bend 
werden  sollten,  sehr  ausführlich  mitteilte. 
Man  gestand  dort  offen  eio,  dass  die  Wah- 
rung und  BefCrderung  der  allgemeinen  Wohl- 
&hrt  nur  durch  die  mOglidiste  Gewerbe- 
freiheit, sowohl  hinsichthch  der  Erzeu^ng 
und  TervoUkommnung ,  als  auch  hinsicht- 
lich des  Vertriebes  und  Absatzes  der  Pro- 
dukte geschehen  kOnnc.  Eine  Beth&tigung 
di^er  Anschauung  brachte  dann  das  Edikt 
vom  2.  November  1810,  das  die  Befugnis 
zur  Ausübung  eines  Gewerbes  allein  von 
der  Entrichtung  einer  Gewerbesteuer  ab- 
hängig machte.  Fortan  galt  der  Grundsatz, 
dass  jedermann,  der  einen  Gewerbeschein 
gelöst  hatte,  sein  Gewerbe  betreiben  konnte 
und  dasa  dieser  Sdiein  niemandem  versagt 
werden  konnte,  der  bis  dahin  einen  recht- 
lichen Lebenswandel  geführt  hatte.  Bloss 
aus  polizeilichen  Gründen  war  eine  Be- 
schränkung der  Gewerbefreiheit  voi^sehen. 
Nach  dem  Frieden  von  1815,  der  Preussen 
einen  Teil  seines  früheren  Besitzes  zurück- 


gab und  andere  Landesteile  einfügte,  ent- 
stand Ungleichmässigkeit  in  der  Behand- 
lung gewerblicher  Verhältnisse.  Am  Rhein 
herrschte  die  fran/.ösiache  Gesetzgebung,  in 
der  Provinz  Sachsen  das  alte  Zunftwesen. 
Durch  das  neue  Gewerbesteuergesetz  vom 
30.  Mai  1830,  das  die  Befugniafra^  nidit 
streifte,  wurde  die  Verlegenheit  nicht  ge- 
hoben. So  begtuin  der  G^anke  an  eine  ^- 
gemeine  Gewerbepolizeiordnung  für  die  ganze 
Monarchie  Raum  zu  gewinnen,  und  seit  1835 
fingen  die  Verhandlungen  darüber  an.  An 
der  Spitze  der  hierfür  eingesetzten  Kom- 
mission stand  J.  G.  Hoffmann.  Es  dauerte 
aber  noch  bis  zum  17.  Januar  1845,  bis  als 
das  Ergebnis  einer  seit  einem  Dezennium 
im  Gange  befindlichen  Reform  die  allge- 
meine Gewerbeordnung  und  das  EntschSdi- 
Kiingsgesetz  verOffentbcht  werden  konnten. 
a  die  Geschäftsinstruktion  von 


deten  Grundsätze  nicht  aufgegeben  werden 
würden,  trägt  die  neue  Ordnung  doch  den 
Stempel  einer  rückwärts  gehenden  Be- 
wegung. Das  Princip  der  Gewerbefreiheit 
wild  zwar  schon  ausgesprochen,  Zwanes- 
und  Bannrechte,  Realberechttgungen,  EzUu- 
sivrechte  werden  beseitigt,  der  Nachweis 
besonderer  Geschicklichkeit  nur  in  Aus- 
nahme Fällen  verlangt,  der  Iimungszwang  auf- 
gehoben. Allein  die  Bestimmung,  die  für  42 
Gewerbe  galt,  dass  nur  derjenige  Lehrlinge 
annehmen  konnte,  der  Befähigung  nachwies 
und  einer  Innung  angehörte,  glich  dem  in- 
direkten Beifrittszwange.  Der  hier  voi^e- 
sehene  Befähigui^nachweis  sollte  durch 
eine  regelrechte  ftOfung  erbracht  werden. 
Eine  bestimmte  Weise,  worin  die  Prüfungen 
bestehen  sollten,  war  nicht  voi^scIuriebMi 
und  auch  nidit  verlangt,  dass  die  zur 
Prüfung  erforderlichen  Kenntnisse  nur  in 
bestimmter  Art  erworben  sein  durften.  Wie 
wenig  diese  Ordnung  den  Wünschen  der 
Handwerker  zusagte,  ist  in  dem  Artikel 
Handwerk  (oben  Bd.  IV  S.  1097 ff.)  nach- 
zulesen. 

unterdessen  war  man  in  anderen  deut- 
schen Staaten  nicht  minder  thätig  ge- 
wesen. In  Bayern  dachte  man  ebenfalls 
nicht  an  plötzliche  und  radilcale  Einführung 
der  Freiheit,  sondern  versuchte  zunächst 
das  Handwerk  von  seinen  Miasbifiuchen  zu 
säubern.  Mehrere  Verordnungen  und  Ent- 
schlieasungea  der  kurfürstlichen  General- 
landesdirektioD  lassen  dies  bereits  erkenneo. 
Die  eigentliche  Reform  der  bayerischen  Ge- 
setzgebung beginnt  mit  einem  Erlass  vom 
1.  Dezember  1804  betreffend  die  Handwerks- 
befugßisse.  Er  stellte  den  Grundsatz  auf. 
dass  Handwerksbefugnisse ,  die  bloss  auf 
persönlicher  Geschicklichkeit  beruhen,  die 
Natur  realer  GOTOchtigkeiten  oder  eines  ver- 
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äugserlichen  lägeDtamB  nicht  anaehmea 
kfiDoen.  Damit  soUteo  die  sogeaaanteu  re- 
alen Gewerberechte  beseitigt  werden, 
die  znnächat  bei  solchen  Gewerben  ent- 
standen waren,  deren  Betrieb  ein  Gebäude 
mit  besonderer  Einrichtimg  forderte,  dann 
aber  auch  bei  Gewerben,  die  gar  nicht  an 
Häufiem  hafteten.  Da  nun  keine  Vorkehrung 
getroffen  vor.  daes  der  neue  Erwerber  das 
betreffende  Gewerbe  persönlich  auszuüben 
imstande  sein  mnsste,  so  war  ein  schwung- 
hafter Handel  mit  diesen  radizierten  Hechten 
üblich  und  schwer  geworden,  einen  Betrieb 
zu  eröffnen,  ohne  eine  Stelle  erkauft  zu 
haben.  Von  nun  ab  sollte  keine  Handwerks- 
gerechtigkeit  ohne  obrigkeitliclie  Genehmi- 
gung verftussert  werden,  diese  aber  erfolgte 
erst^  wenn  man  sich  überzeugt  hatte,  dciss 
der  das  Handwerk  Debemehmende  eine  des- 
selben kundige  Person  sei.  Sehr  wichtig 
wurde  die  V.  v.  2.  Oktober  1811  über  die 
Erteilung  von  Oewerbskonzessionen,  Die 
Verleihung  neuer  oder  die  "Wiederbesetzung 
erlöschender  Gewerbebetriebe  sollfe  nur  mit 
Genehmigung  der  Behörde  erfolgen  können. 
Bei  jedem  Gesuche  um  Erteilung  einer  Kon- 
zession zu  einem  Gewerbe  sollten  die  das- 
selbe bereits  Betreibenden  vernommen  und 
ohne  entschiedenes  Bedürfnis  keine  neue 
Konzession  erteilt  werden.  Die  überall  her- 
vortretenden Folgen  dieser  Verfügungen 
waren  Streitigkeiten,  kostspielig  Prozesse, 
EtemmuDg  der  Industrie.  Das  Konzeesiona- 
vesen  leidet  an  dem  Grundfehler,  dass  man 
nach  Massgabe  des  Bedürfnisses  die  Er- 
lanbnis  zur  Niederlassung  erteilen  will  und 
doch  weder  die  Grösse  des  Bedarfs  noch 
die  Grenzen  des  Absatzes  mit  annähernder 
Sicherheit  zu  berechnen  vermag.  Dazu  kam, 
daes  alle  Beteiligten  zur  BegntachtUDg  auf- 
gefordert werden  sollten,  mithin  recht  zur 
Erweckung  der  Eifersucht  beigelragen  wurde. 
Diese  Mängel  machten  sich  bfüd  so  geltend, 
daas  am  11.  September  1825  ein  neues  Gc- 
werbegesetz  notwendig  wurde.  Dasselbe 
blieb  freilieh  in  seinem  Grundgedanken  dem 
vorhergehenden  treu:  eikannte  aber  doch 
den  Grundsatz  der  iinbeschränkten  Gewerbe- 
freiheit ausdrOcklich  an.  Nur  dass  dieser 
■wegen  zur  Zeit  noch  entstehender  Verhält- 
nisse nicht  durchgeführt  werden  konnte. 
iW  Wesen  auch  des  neuen  Gesetzes  war 
die  Konzession.  Hit  Ausnahme  einiger  vOUig 
freier  Gewerbe  wurde  das  Recht  zur  Aus- 
übung eines  Gewerbes  an  eine  obrigkeitliche 
Erlaubnis  geknüpft,  deren  Vorbedingung 
persönliche  EÄhigkeit   des  Bewerbers   war. 

Jede  Gewerbekonzession  war  dabei  per- 
sönlich und  unveräusserlich  gedacht  Nur 
ausnahmsweise  wurden  als  reale  Gewerbe 
solche  anerkannt,  deren  reale  Eigenschaft 
bevriesen  werden  konnte. 

Hinter   Pi-eussen    und    Bayern    blieben 


Württembei^  und  Baden  sowie  die  kleinen 
deutschen   Staaten  nicht  zurück,     üeberall 

S'ng  man  daran,  das  Zunftwesen  von  seinen 
issbräuchen  zu  reinigen.  In  Württem- 
berg wurde  im  Jahre  1828  eine  Gewerbe- 
ordnung erlassen,  die  aber  nicht  ausreichte, 
so  dass  nach  8  Jahren  eine  Umarbeitung 
notwendig  wurde,  die  unter  dem  5.  August 
1836  als  sogenannte  allgemein  revidierte 
Gewerbeordumig  für  das  Königreich  Württem- 
berc  veröffentlicht  wurde.  Sie  war  aber 
noch  immer  von  stark  polizeilichem  Inhalte 
und  von  freiheitlicher  Bewegung  nicht  viel 
zu  B;^üren.  44  Gewerbe  wurden  als  >zünftigec 
bezeichnet,  darunter  ganz  gewöhnliche  Han- 
tierungen, Für  deren  Ausübung  war  Er- 
ledigung zunftmässiger  Vorschriften  nötig, 
wobei  allerdings  der  alte  Schlendrian  nadi 
Kräften  beseitigt  war.  Die  Vorbedingung 
eines  jeden  Gewerbebetriebes  war  die  An- 
zeige bei  dem  Vorsteher  der  Gemeinde,  wo- 
zu, falls  das  Gewerbe  ein  zünftiges  war, 
der  Nachweis  der  Erfüllung  der  ver- 
langten Vorschriften  treten  musete.  Die 
Freiheit  kam  insoweit  zur  Geltung,  als  für 
den  Betrieb  der  unzfinftigen  Gewerbe  weder 
die  vor^aigige  Erlangimg  des  Meieterrochtes 
erforderiich  wurde  noch  eine  besondere 
Ermächtigung  verlangt  war. 

Diese  drei  Staaten,  Preussen,  Bayern 
und  Württemberg  machten  wenigstens  Fort- 
schritte; andere  linder  Hessen  sich  Rück- 
schritte zu  schulden  kommen.  So  Han- 
nover, das  bereits  1807,  als  es  unter  der 
Fremdherrschaft  stand,  die  Zünfte  aufheben 
musste,  sie  aber  1815  wieder  einführte.  So 
auch  Kurhessen,  das  1816  eine  ganz 
mittelalterliche  Zunftordnung  erliess,  und 
Oldenburg,  in  dem  1830  die  Zünfte 
wieder  hergestellt  waren.  Von  diesen  3 
Staaten  ermannte  sich  Hannover  zuerst,  aber 
doch  nicht  früher  als  im  Jahre  1848.  (Vgl, 
d.  Art.  Handwerk  oben  Bd.  IV  S.  llOStt). 
In  den  4  freien  Städten  in  Frankfurt  a.  M., 
Hamburg,  Bremen,  Lübeck,  blieben  die 
Zünfte  in  imgebrochener  Kraft;  de^leichen 
in  Mecklenburg.  In  Sachsen,  Baden,  Sachsen- 
Weimar,  Hessen- Darmstadt  wurden  mehr 
oder  wen^r  reformierende  Gesetze  erlassen. 
Sogar  Friedrich  Wilhelm  Konstantin,  der 
souveräne  Füret  zu  Hohenzollem-Hechingen, 
Überraschte  am  ?,  April  1842  sein  LSad- 
chen  mit  einer  Gewerbeordnung,  in  der 
jedoch  50  Gewerbe  als  zünftige  erklärt 
wurden. 

Mit  dem  Beginne  der  60er  Jahre  machte 
sich  alsdann  die  energische  imd  nunmehr 
zum  Ziele  führende  Bewegung  für  Gewerbe- 
freiheit geltend.  In  tdlen  europtischen 
Staaten  von  wirtschaftlicher  Bedeutung,  in 
England ,  Belgien ,  Frankreich ,  Holland, 
herrschte  Gewerbefreiheit,  und  so  musste  es 
schmerzlich  empfunden  werden,  dass  in  rein 
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deufachen  Ländeni  das  Gewerbewesen  noch 
vielen  und  maonigfaltigen  BeEchrftnkungen 
unterlag.  Besondere  trat  jetzt  der  vo&&- 
wirtBchaftliche  Kongress,  der  1858  in  Q0Ü1& 
seine  erete  Versarnmlung  hielt,  in  die 
Schranken.  MaxWirth,  Prince  Smith, 
Faucher,  Karl  Braun-Wiesbaden,  Vik- 
tor Böhmert  erhobeu  ihre  Stinamen  zu 
Ounsten  der  Freiheit,  auf  die  sie  sanguinische 
Hoffnungen  setzten.  Letzterer  verfasste  seine 
populären  Briefe  zweier  Handwerker  im 
Jahre  1854  und  seine  «Beiträge  zur  Reform 
der  Gewerbegesetze«  im  Jahre  1858,  die 
weite  Verbreitung  fanden.  Auch  Praktiker 
und  hervorragende  Beamte,  wie  S  t  e  i  n  b  e  i  s , 
Bening,  Beeg  erklarten  die  liberalen 
Grundsätze  fflr  wünschenswert  und  zweck- 
mfiBsig.  So  war  etwa  bis  1860  der  Um- 
schwung der  öffentlichen  Meinung  vollendet, 
und  abgesehen  von  Oesterreich,  wo  am 

20.  Dezember  1859  eine  neue  freiheitliche 
Ordnung  Eingang  fand,  macht«  in  Deutsch- 
liuid  Nassau  den  Anfang  mit  dem  aufOe- 
werbefreiheit  und  Freizflgigkeit  gerichteten 
G.  V.  1.  Juni  1860.  In  die  so  geschlagene 
Bresche  folgten  in  den  nächsten  Jahren  die 
meisten  deutschen  Staaten:  Bremen  4.  April 

1861,  Oldenburg  23.  Juli  1861,  Sachsen 
15.  Oktober  1861,  Württembergl2.  Januar 

1862,  Baden  20.  September  1862.  In 
Bayern,  wo  fflr  Geweroefreiheit  gleichfalls 
amtiert  wurde,  drang  man  zimftchst  noch 
nicht    durch,     sondern     erreichte    nnr    am 

25.  April  1862  eine  ausführliche  VoUzugs- 
instniktioii  zum  Gesetze  von  1825,     Erst  am 

26,  Januar  1868  erlangte  es  volle  Freiheit 
Auch  in  den  anderen  deutschen  Staaten,  in 
den  thürin^schen,  in  Braunschweig,  io  beiden 
Lippo  ergingen  im  Laufe  der  60er  Jahre 
neue  freihoiüiche  Gewerbegosetze.  Nur  in 
Frankfurt,  Hamburg,  Kurhessen,  Heasen- 
Darmstadt,  Hannover,  Anhalt,  Mecklenburg 
war  maB  bis  1866  mit  den  Vorbereitungen 
noch  nicht  fertig  geworden.  Auf  allen 
diesen  EmmgenscLaften  fusste  die  Gewerbe- 
ordnung für  den  norddeutschen  Bund  vom 

21.  Juni  1869,  die  in  der  Folge  im  ganzen 
Beiche  ziur  Geltvmg  gelangt  ist.  Vgl.  d.  Art. 
Gewerbegesetzgebung  oben  Bd.  IV 
S.  412  ff. 

Litteratnr:  Die  vngemeine  BeUlihtüligkeit  der 
Lilieratur  auf  dem  Gtbiele  de»  (JcuWcAen  Zuiifir 
aeieni  und  der  Cnutand,  dati  viele  der  hier- 
her gehörenden  Werke  bereite  in  den  vorher- 
gehenden  Beiträgen  Encähnang  gefauden  haben, 
bedingt,  daei  vir  «n*  hier  tnü  den  Angaben 
a«f  die  yamhaftmaehung  der  wiehtigtttn  neueren 
Schriften  benehrenken  mOuen.  Eine  ToIUtlindige 
Oe$chichtedeidenl>ehe«Zun/Cveieni 
findet  man  in  H.  A,  Moaeher,  Das  deuleche 
GeverbetBeien  von  der  frilkette»  Zeil  bi*  aaf  die 
Gegenwart,  Poltdam  1S6S.  —  Qvtllenteerlte, 
d.  h.  •'iammlungfii  i-on  Zunftr-dien  und  -brie/eu 
tind:  Sammlung  ilerer  aämtlichen  Mandtcertf 


Ordnungen  det  Serjogliim*  WärfetiAerg,  StuU- 
gart  17SS.  —  Joh.  Andr.  OrHoff,  Corpui 
Jurie  Opificiarii  oder  Satmaliaig  von  aUgeneitten 
Innnngtgetetien  und  Verordnungen  JSr  die  Hand- 
aerker.  Erlangen  ISOf.  —  Job.  BaaOer,  NÜm- 
berger  I^iteiordnungtn  aut  dem  IS, — Ja.  Jakrh., 
Stuttgart  1861.  —  C.  Wehrmann,  Die  ätarren 
lAlbeekitchen  ZunftroUen,  I.  Avfl.,  1363,  S.  rer- 
beeserte  Autg.,  Lübeck  1872.  —  6.  Kom, 
Schltsitehe  Urkunden  mir  Oeichichte  da  Geweihe- 
rechit,  intbetondere  det  Jnnungtwetem  aia  der 
Zeit  vnr  UDO,  Breelau  3867.  —  Otto  ROdiger, 
Die  älteKten  ffamburgitchen  ZunflroUen  und  die 
BrUderiehqfteilatutgn,  Hanburg  IS'S.  —  Der- 
selbe, AfÜere  Handmrgieche  vnd  Hameaadliecke 
Handwerkegeteüendokumente.  Sachtrag  lu  dem 
vorhergehenden  Werke,  Hamburg  1875.  —  Ed, 
Bodeoumn,  Die  ältere»  Zunfiurkanden  der 
Sladl  LUnebnrg,  Sannover  1883.  —  J.  BrutiMr, 
Straiiburger  Zunfi-  und  Politeirerordnungen  de* 
14.  und  15.  JahrhunderU ,  Stratiburg  1889.  — 
PhUtppi,  Die  SÜettm  Om/Arücki»ehm  Gilde- 
Urkunden  bi*  1500,  Otnabrück  1890.  —  Mitne, 
Zun/torganiaation  rom  IS. — 18.  Jahrhundert  in 
Zeitichrifl  f.  d.  Geich.  d.  Oberrkeini,  Bd.  IS.  — 
Osk.  Kraute  und  Kart  Kunze,  Die  eitern* 
Zu^fturkundtn  der  Sladl  Grcifiiiiald,  in  I^tmmer- 
tche  JahrbCcher,  Bd.  I,  S.  99—169;  Bd.  11,  S. 
111—159.  —  Rob.  KrumbAoUs,  Die  (^leerbe 
der  Stadt  Mäntler  bii  tum  Jahre  1661,  Leipiig 
1898.  —  Wilh.  saeaa  und  C.  MetUg,  Sehnt- 
gen  der  Oüden  und  Aemter  der  Stadt  Riga  bi* 
16il,  Riga  1S9S.  Jn  Vorbereitung  i*t  eine  Samm- 
lungvon  Kölner  Zunfturkunden.  Datukommm 
die  tahtloten  Abdrücke  einielner  Zunftbriefe  und 
avj  die  Getehichte  de>  Geieerbeveient  Sberhattpl 
beiilglichen  Stücke  in  den  vielen  ITrkandenbücherH, 
Städte-  und  Marktgttehichlen,  lontligen  Geithieblt- 
werken.  Von  den  ertleren  mögen  hier  genannt 
vferden  da*  Brauntchveiger  (Hämtl- 
inann),  da*  Bremitehe  (von  Bippen  und 
Ekmek),  da*  Hildetheimitche  (Döbner), 
da*  Frank/urler  (BShmer),  da*  Leip- 
ziger (ron  Poiern-Klctt),  das  Meilen- 
burgiichc  und  Riedett  Cod.  dipl.  Branden- 
burgeneit,  Au*terde»i  Burmei»ler,  Alter- 
tümer des  Wisnianchen  Stadlrrchl*  und  A. 
Zimmermann,  Märkieehe  Städteverfastung, 
t.  Teil,  ISaS.  —  üeber  die  Ge*rhiehte  eintel- 
ner Zünfte  und  Gewerbe  geben  Auskunft: 
Br.  midebrand,  Zur  Gesch.  der  deutseken 
W'illenindiutrie,  tu  Jahrb.  J.  Ao(,  «.  Slat.,  Bd. 
VI  und  VII  (1866).  —  Fr.  Eulenhurg,  Da* 
Wiener  Zunfltreten  in  Ziechr.  /.  Sotiat-  und 
Wirttchnftsgeeeh.  Bd.  I,  S.  S6i,  Bd.  II,  S.  &i. 
—  U.  A.  Btrlepaeh ,  Chronik  drr  Ge- 
verke,  9  Bde.,  St.  Gallen  0.  J.  —  E. 
Dragendorff,  Zur  Geechiehlr  des  Amts  drr 
Wasiermiiller  tu  Rostock,  in  Beiträge  sur  Ge- 
schichte der  Smdl  Rostock,  Bd.  III.  —  Keh- 
len, Geschichte  der  Gewerbe,  Leiptig  18SS.  — 
K.  Werner,  Urkundl.  Geschichte  der  IgUmer 
Tur-hmofhertunfi,  Iripiig  1861.  -~  rifcl.  Böh- 
mert, Beiträge  xur  Geechiehle  des  Zur^ftweteni 
(Bremische  Schusterzunfl),  I^eiptig  1367.  —  Bm. 
Fromm,  Fran^furU  TertÜgewerbr  im  Xittei- 
alter,  1897.  —  G.  SchmoUer,  Die  Stratsburger 
Tucher-  und  Webertuji/I,  Ä(nw«ft«rg  1878.  — 
Hem^  Knothe,  Gesehiehte  des  Tuchmaeher. 
handwerks  in  der  Oberlau»it*,  Dresden  138S.  — 
Hans  Meyer,    Die  Strassbu-ger  Goldschmiede- 
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lunft  ron  ihrtm  EnMcImn  bU  1681,  Leipiig  ISSl. 

—  Karl  Bücher,  Fhinl^rter  Buchbindtrord- 
nun^cn,  1SS8.  —  Avg.  XübHng,  Ulm»  Baum- 
voUueberei  im  MiUelaUer,  Leiptig  U90.  — 
Faul  BfcMer,  Geichlehu  der  ßerliner  Buch- 
bindtrinming,  189S.  ~  WUh.  SHeda,  Aut  dem 
Itben  Jf*  Sigaichen  Goldtckraiedeamt]  in  Jtall. 
ilonittuchrifl,  Bd.  SB.  —  Deraelbe,  Das  Ami 
dtr  Ziangie»eF  in  Boitock,  in  Mectienbarger 
Jahrb.  Bd.  53.  —  Bertelbe,  Dat  BöUtkerci- 
geteerbe  in  AU-Kottock  in  Btitr^e  zur  Gach. 
d.  tiladl  SoUoek,  Bd.  II.  —  Crull,  Da*  Amt 
der  Gold*ehmiede  in  Wiemar,  ISSS.  —  Die  Zuaft; 
btiw.  GeatrbegnchichU  eimchier  Slädlt  tit 
bthandfU  in  Boo»,  Geteh.  der  rheinuchen  Siiidte- 
häiur,  3  Bände  1897—99.  —  Emmt  Bragen- 
dorff,  Roetock»  älteste  Geaerbtreibeade,  Bd- 
Iräge  lur  Qeieh.  der  Stadt  Rotlock,  Bd.  2  u.  3. 

—  IV.  Geerlng,  Handel  und  Jnduilrie  der 
Stadt  Battl,  Batet  1886.  —  Th.  Hlreeh, 
Damigs  Handelt-  und  Gemerbegetchichle,  Leipzig 
18S8.  —  F.  C  BeiU,  Da*  Zuafiteeten  in 
Stratttmrg,  13S6.  —  Otto  Blümcke,  Die  Hand- 
toeriiiUiifle  im  mittelalterlichen  iitetlin ,  HHettin 
IS84.  —  Aug.  Elkan,  Bat  Pran/tfurter  Ge- 
verberechl  ton  ISlf  bit  J6S1,  Tübingen  2890.  — 
M.  Ftemming,  Die  Dretdner  Innungen  cun 
ihrer  Enltlehuiig  bit  tum  Auegang  d.  17.  Jahrh., 
1896.  —  K.  Meiler,  Die  iUtetten  geurerbllehen 

Verbände  von  Wernigerode,  Jena  1890.  —  Eug. 
yebling.  Ulnu  Handel  und  Gevirrbe  im  Mittel- 
aller,  4  Hefte,  1892.  —  WUh.  Stteda,  Studien 
lur  üeweTbegetchichle   Lilbeckt,    in   Hitteil.    dei 

Vereint  för  Lübeet.  Getch.,   Hefl  S,   3,   4  u.  5. 

—  DeraeUte,  Ilantitehe  Vereinbarungen  aber 
»ladlitchet  Gewerbe  im  14.  u.  15.  Jahrh.,  in 
Hantitche  GtichichUbl.,  1886.  —  Frtedr.  Te- 
elten,  Elieas  von  der  miUelallerliehen  Gewerbe- 
ordnung, intbrmtnäere  der  aenditehen  Städte,  in 
Hantitche  Gcichichlebl.,  Jahrg.  1897  S.  99.  — 
Tophoff,  Die  Gildenbinnen.  ililntler  i.  W.  in 
ZeiUehr.  f.  raterl.  Geteh.  u.  Altertum  tt'ct(fatent, 
Bd.  SS.  —  für  die  SCuafl-,  beza.  Geteerbe- 
geichiehle  eimelner  deultcfier  Staaten  und 
landetleite  sind  mattgebend :  Joeef  Katzl,  Der 
Kampf  um  Geiferbereform  und  Getcerbefreikeit 
in  Bayern  von  1799—1868,  Leipzig  1879.  — 
Gothetn,  Bilder  aru  der  Geschichte  det  Hand- 
■Kerkt  in  Baden,  Karlsruhe  1885.  —  Uer»elbe, 
Wirtcha/ttgeichichle  det  Srhaanusaidet,  1.  Bd., 
Strattburg  lS9i.  —  Karl  Bücher,  Die  Be- 
nülkenittg  con  Fran^H  a.  M.,  I.  Bd.,  Tübingen 
lasä.  —  SchttutUer,  Dat  Brandenburgitch- 
prenititche  Innungtweten  von  1640 — 130S,  in 
Fortrhungen  zur  bniiidenb.  und  prent».  Ge- 
tehichte,  1.  Bd.  —  Morite  Meyer,  Geschichte 
der  preuMtechen  HondwerkerpolUik ,  i  Bde., 
1834—88.  —  L.  Kilkler,  Dat  WilrUembrrgi- 
tehe  Gewerbereeht,  Tübingen  1391.  —  Max 
(fAnecke,  Die  Geverbejiolitik  det  ehema, 
Königreich»  Hannoi-er,  Marburg  1S9J.  —  Hugo 
Roeht,  Beiträge  tur  preuttitehen  Handirerker. 
polilik,    1900.    —    Kurt     von    Kohraeheltlt, 

Vom  Zunflzwange  tur  Gewerbefreiheil,  1898.  — 
Schikx ,  Die  allirürttesibergiiche  Getcerbever- 
fatmny,  in  Zeittchr.  f.  d.  gee.  Staaltm.,   Bd.  6. 

—  Ion  den  Sehrifien  endlich  zur  Getchichle 
det  deultchen  Zutiflwetent  im  allgemeinen 
leieu  hier  genannt:  W.  Arnold,  Dat  Auf- 
kommen det  Hand-merkerttandei  im  Mittelalter, 
Baiel   1861.   —   M.  Bär,    Zur  Getchichle    der 


deuttchen  Handaerktätnler,  in  Fortehangen  lur 
deuttcheix  Getchichle,  Bd.  £4.  ~  v.  Belote, 
Zur  Enlilehung  der  deultchen  Stadtvtrfattung, 
Hittor.  Zeittehr.,  Bd.  S3  (1887).  —  Oeraelbe, 
l'eber  Theorieen  der  Kirtschafüichen  Entu-icie- 
lung  der  Völker,  Hittor.  Zeittehr.,  Bd.  86.  — 
Beraelbe,  Gronthändler  und  Kleinhändler  im 
deuUchen  Mittelalter,  in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat., 
3.  F.,  Bd.  SO  S.  Iff.  —  Dereclbe,  Die  Ent' 
etehung  det  Jlandverkt  in  Deuttehland,  in  Zeit- 
ichrifi  für  Sozial-  «.  WirUekafUgetch.,  Bd.  V  S. 
1^4 ff.;  iiiS]}'.  —  W.  Böhm,  Friedrich  Reiten 
Reformalion,  Leipzig  187S.  —  Jtudol|ib  Eber- 
atadt,  Magitterium  und  Fraternität,  1S9?.  — 
Dereelbe,  Dat  franzötitehe  Gewerberecht,  1399. 

—  Dertelbe,  Der  Vrtprang  det  Zunflteaent 
und  die  älteren  Handwerkerrerbände  det  Mittel- 
altert,  1900.  —  O.  Olerke,  Deuttc-het  Genotien- 
lehafitrecht,  1.  Bd.  —  Carl  Hegel,  Städte  und 
Gilden,  2  Bde.,  1391.  —  tntana-Stemegg, 
Dtuttche  Wirtteha/ttgachichle,  3  Bde.,  1S79  bit 
1901.  —  Ferd.  Jänner,  Die  Bauhütten  det 
deuUchen  Mittelalter!,  Leipzig  1876.  —  LMtn- 
preeht,  Deuteche  Getchichle,  Bd.  4,  I894.  — 
V.  Maurer,  Getehiehte  der  Städtererjattung  in 
Devtichland,  Erlangen  1369—71,  S.  Bd.  —  K. 
Nitzarh,  iliniiterialität  und  Bürgertum  im  II. 
und  13.  Jahrh.,  Leiptig  1889,  —  Dertelbe, 
Ueber  die  niederdeuUchea  Genottentehafien,  in 
Monatiber,  d.  Akadem.  d.  Wittentch.  zu  Breelau, 
1880.  —  C.  A'eufruTff,  Zunflgerichlibarkeit  und 
Zunftrerfattung,  Jena  1880.  —  Fappenheltn, 
Die  dfiuuehen  Schutzgilden ,  Bntlau  1880.  — 
KÜdtger,  Bönhaten  und  Handu-erkigetellen  in 
«Hamburg  vor  SOO  Jahren«,  139S.  —  Oeorg 
Schanx,  Zur  Getchichle  der  deuttehen  Getetten- 
verbände,  Leipzig  1877.  —  O.  SchtnoUer,  Zur 
Getehiehte  der  deuiachen  Kleingewerbe,  Halle 
1870.  —  Dereelbe,  Sirauburgt  Blüte  und  die 
rolkewirttchaftliche  Rei'otulion  im  IS.  Jahrh., 
Stivitbarg,  1875.  —  Dereelbe,  Strattburg  zur 
Zeil  der  Zunfikämpfc ,  Strattburg  1375.  —  G, 
V.  Schihtberg,  Zur  teirltehafllifhen  Bedeutung 
det  deuttchen  Zumfimetcnt,  in  Jahrb.  f.  yat.  «. 
Stat.  9.  —  Bruno  Sehilnlank,  Soziale  Kämpfe 
vor  SOn  Jahren,  Leipzig  1394-  —  WUh.  Stahl, 
Dat  deuteche  Handwerk ,  Breilau  1874.  — 
WUh.  SHeda,  Zur  Entttehung  de»  deultehen 
Zunfiwctent,  1876.  —  Deraelbe,  ZunftJiändel 
im  16.  Jahrhundert,  in  nHittoritchet  liitchtn- 
buch«,  6.  Folge,  4.  Bd.,  Jena  ISTß.  —  Der- 
Melbe,    Der  Btjähigungenachweit,   Leiptig  11195. 

—  WlMa,  Dat  GiUteweten  im  MlttelaUer. 

WUh.   SUeda. 


ZnsammenlegDag   der   Grnndstflcke. 

(Fcldhoreinig\ing,  Konsolidation, 
Specialacparation,    Verkoppelung, 

Vermagschiftung  in  Schleswig- 
Holstein.  Cebcr  Abbau  vgl.  den  betr. 
Artikel  oben  Bd.  I  S.  Iff.) 
1.  Begriffsbestinimnng  und  Plan  der  Dar- 
BtelluDg.  li.  Oesüiche  ProviiiEen  Fretusens  alten 
Bestall  de.'«.  3.  Z,  d.  G.  in  den  Gebieten  ausserhalb 
des  ß-emeinen  Laoilrechts  und  in  den  seit  1866 
mit  Prenasen  vereinigten  LSndem.    4.  Statistik 
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d«r  Zaaammeiüegnugen  in  Prensaen.  5,  Die 
BÜddentHchen   Staaten.     6.    Scbluagfietrflchtung. 

1.  BegriffsbestimmiiDK  nnä  Plan  der 
Darstellang.  Die  Zusammetüegung  der 
Grundslücke  ist  eine  MaBsregel,  durch 
welcte  im  Interesse  der  landwirtschaftlichen 
Produktionstechnik  die  zerstreut  und  daher 
unzweckniBeaig  liegenden,  zu  einem  Land- 
■wirtschaftßbetriebe  gehörigen  Grundstöcke 
durch  zusammenhängende,  eine  zweckmäesi- 
gere  Benutzung  ge^attende  Ländereien  er- 
setzt werden. 

Findet  diese  Massregel  für  mehrere  Land- 
wirtechaftsbetriebe  (Besitzungen)  zu  gleicher 
Zeit  in  der  Weise  statt,  dass  die  Besitzer 
ihre  Gnindstücke  untereinander  austauschen, 
besteht  eine  gesetzliche  Norm  darüber,  unter 
■welchen  Voraussetzungen,  in  welcher  Weise 
und  unter  wessen  Leitung  dieser  Austimsch 
stattfinden  boU,  wenlen  endlich  mit  diesem 
Austausch  weitere  Anlagen  behufs  besserer 
Benutzung  des  Grund  und  Bodens  (Melio- 
rationenj  verbunden,  so  ißt  dies  die  in 
Deutschland  allgemein  Übliche  Form  der 
Zusammenlegung. 

Wir  betrachten  im  Folgenden  die  Zusam- 
menlegung der  Grundstöcke  in  Deutschland 
im  19.  Jahrhundert  an  der  Htuid  der  wich- 
tigsten  zu  ihrer   Durchführung  erlassenen 


Ueber  die  Zusammenlegung  in  den 
ausseideutachen  Staaten  und  über  in  den 
früheren  Jahrhunderten  in  Deutachland  er- 
folgte Zusammenlegungen  (Schleswig-Hol- 
stein, Hochstift  Kempten,  Herzogtum  Lauen- 
burg, Herzogtum  Brannschweig  u.  a.)  ver- 
weisen wir  auf  die  Artt  Gemeinheits- 
teilung oben  Bd.  IV  S.  145  ff.  und 
Abbau  oben  Bd.  I  S.  Iff. 

Z.  Oestlichfl  Provinzen  Prenssens 
alten  BestandeB.  Die  Gesamtheit  der  Ge- 
setze, durch  welche  der  preuasieche  Staat 
seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  die  unbe- 
dingte Freiheit  der  Ackerbau  treibenden 
Bevölkerung  in  der  Bewirtschaftung  und 
Nutzung  ihrer  Landwirtschaftsbetriebe  her- 
zustellen suchte,   nennt  man  Landkulturge- 


Ausser  durch  gewisse  volkswirtschaft- 
liche Lehren  wurde  diese  Gesetzgebung 
hauptsächlich  durch  die  Anforderungen  der 
veränderten  landwirtschaftlichen  Produk- 
tionstechnik hervorgerufen.  Diese  Anforde- 
rungen vertrat  besonders  der  grosse  Land- 
wirtschaftslehror  Thaer,  der  seit  dem  An- 
fang des  19.  Jahrhunderts  in  Preussen  lebte 
und  auf  Entstehung  und  Abfassung  der 
wichtigsten  Ijandkulturgesetze  einen  bestim- 
menden EinQuss  übte. 

Tbaer  wollte  die  Betriebsverbesserungen, 
von  deren  Zweckmässigkeit  er  sich  teils 
durch  das  Studium  der  englischen  Land- 
wirtschaft, teils  durch  eigene  BrEahrungen 


überzeugt  hatte,  in  Deutschland  einfahren. 
Aber  die  wicbti^te  Voraussetzung  fOr  die 
DurchfOhrung  seiner  Reformen,  n^dich  die 
unbedingte  Verfögungsfreiheit  über  den  land- 
wirtschaftlich benutzten  Grundbesitz,  fehlte 
den  preussiBchen  Landwirten. 

Ilinerseits  waren  die  bäuerlichen  L&nd- 
wirte  keine  freien  Eigentümer  ihrer  Güter, 
sie  besassen  sie  nur  zu  einem  ihre  YerfÜ- 
gungsfreiheit  mehr  oder  weniger  beschrän- 
kenden Nutzungsrecht,  andererseits  wurden 
die  Grossgrundbesitzer ,  die  sogenannten 
Gutsherren,  und  die  Bauern  durch  gegen- 
seitige Nutzungsrechte  aller  Art,  die  als 
Servituten  auf  ihren  Aeckero  und  Wiesen, 
Weiden  und  Wäldern  ruhten,  an  der  Durch- 
fOhning  eines  rationellen  Landwirtschafts- 
betriebes gehindert  Ferner  aber  befand 
sich  ein  grosser  Teil  des  zu  den  Gemar- 
kungen gehörigen  Grund  und  Bodens  über- 
haupt nicht  im  Besitz  oder  in  Bewirtschaf- 
tung Einzelner,  sondern  er  gehörte  als 
Allmend  oder  Gemeinheit  mehreren  Eigen- 
tümern, die  ihn  gemeinsam  nutzten.  Schliess- 
lich bedingte  die  wegelose  Gemengel^e 
landwirtschaftlich  benutzter  Grundstücke  im 
Verein  mit  den  oben  genannten  Nutzungs- 
rechten an  Aeckem  und  Wiesen  den  soge- 
nannten Flurzwang,  nämhch  die  Notwendig- 
keit, die  in  eiuer  Gemarkung  liegenden 
Grundstücke  gleichartig  zu  bewirtschaften. 
Diese  Gleichartigkeit  der  Bewirtschaftung 
äusserte  sich  gewöhnlich  in  einer  für  alle 
Besitzer  gleichmässig  vorgeschriebenen 
Fruchtfolge  (Dreifelderwirtschaft)  und  femer 
in  einer  völlig  gleichartigen  Bestellunge- 
weise und  gemeinsamen  oder  wenigstens 
gleichzeitigen  Vorntdime  landwirtBchafÖicher 
Arbeiten. 

Aufhebung  der  dinglichen  und  persön- 
lichen Abhängigkeit  des  Bauernstandes  und 
Schaffung  der  völligen  unbedingten  Verfü- 
gungsfreiheit über  die  landwirtscbafthch 
benutzten  Grundstücke,  also  Herstellung  des 
unbeschränkten  Eigentums,  erschienen  als 
die  Vorbedingungen  zur  Beseitigung  der 
veralteten  und  Einführung  der  neuen  ratio- 
nellen Betriebsweise.  Von  den  Gesetzen, 
die  unbeschränktes  FSgentum  herstellen 
wollten,  war  eines  der  wichtigsten  die  Ge- 
meinheitsteilungsordnung  vom  7.  Juni  1831. 
Sie  galt  für  die  Gebiete  des  prenssischeu 
Landrechts,  also  fflr  die  Provinzen  Ost-  und 
Westpreussen,  Posen,  Pommern  (exklusive 
Neuvorpommem  und  Rügen),  Brandenburg, 
Schlesien,  Sachsen,  Westfalen  und  die 
Ereise  Rees  und  Duisburg  der  Rheinprovinz. 

In  dieeem  Gesetz  fand  auch  die  Zusam- 
menlegung zum  ersten  Mal  eine  umfassende 
Regelung.     Dies    ging   folgendermassen   zu. 

Unter  Gemeinheit  verstand  die  Gemein- 
heitsteilungsorduung  die  gleiche  oder  ver- 
schiedene Beteiligung  mehrerer  Personen  an 
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der  Nutzung  desBelben  OrundstnckG.  Nach 
dieser  BegnffsbeBtimmuDg  begründeten  also 
Servituten  und  Dienstbarkeiten  ^)  auf  frem- 
dem Grund  und  Boden  ebenso  wie  da! 
gleiche  Recht  der  Miteigentümer  am  ge- 
meinsam besesseoeo  Orundstflck  eine  Ge- 
meinheit im  Sinne  des  Gesetzes,  nämlich 
konkurrierende  Nutzung  mehrerer  Berech- 
tigter an  einem  Gnmdstflck.  Dieser  Begriff 
Gemeinheit  war  in  erster  Linie  ein  wirt^ 
Bchaftlicher.  Es  kam  bei  ihm  nicht  auf 
die  gleiche  jurigtiBche  Qualifikation  der  an 
einem  Grundstück  bestehenden  Hechte,  son- 
dern auf  die  -wirtschafthche  Folge  dieser 
Rechte,  nämlich  auf  die  Benutzung  eines 
Qmndsttlcks  durch  mehrere  selbständige 
LAndwirtfichaftsbetriebe  au.  Nicht  das  Becht 
war  ideell  geteilt,  denn  die  konkurrierenden 
NntzungsbefugnisRe  entspran^n  aus  vBlüg 
UDgleichartigen  und  ungeteilten  Bechten, 
sondern  die  wirtschaftliche  Kategorie  Nutzung 
teilte  sich  allerdings  zu  ungleichen  Teilen 
unter  die  Berechtigten,  nur  sie  war  in  ge- 
wissem Sinne  gemeinsam. 

Biese  gemeinsame  Nutzung  Bolito  nach 
dem  Gesetz  durch  Teilimg  des  Grundstücks 
unter  die  Benutzer  nach  Massgabe  ihrer 
Nutzungsansprüche  aufgehoben  werden.  Bei 
dieser  Teilimg  aber  mnssten  die  zu  teilen- 
den Grundstücke  zusammengelegt  werden, 
d.  h.  die  Berechtigten  behielten  nicht  die 
konkreten,  im  Geraenge  befindlichen  Grund- 
stücke, an  denen  die  Nutzung  bestanden 
hatte,  sondern  sie  erhielten  statt  derselben 
gleich  weitige  Landabfindungen  in  einei 
möglichst  zusammenhauenden  wirtschaft- 
lichen Le^  Hit  dem  Zweck  der  Aufhe- 
bung der  Gemeinheit,  d.  h.  der  gemeinsamen 
Nutzung,  wurde  der  andere  Zweck  der  wirt- 
Bchaftlichen  Zusammenlegung  der  im  Ge- 
menge befindlichen  Grunistöcke  verbunden. 
Diese  infolge  der  Teilung  der  Grundstücke 
unter  ihre  Benutzer  stattfindende  Zusammen- 
legung der  einem  Besitzer  zukommenden 
Stücke  nannte  man  Special  Separation,  Die 
Zusammenlegung  durfte  nur  bei  den  Grund- 
stöcken, die  konkurrierenden  Nutzungsrech- 
ten unterworfen  waren,  durchgeführt  werden. 
Gnmdstücke,  die  sied  zwar  im  Gemenge 
befanden ,  aber  keiner  gemeinschaftlichen 
Nutzung  unterlagen,  wurden  nicht  zusam- 
me^ielegt. 

Es  war  also  in  Preussen  seit  dem  Jahre 
1821  Zusammenlegung  der  Gnmdstücke  bei 
Vornahme  der  Gemeinheitsteilune  vorge- 
schrieben. Durch  das  G.  v.  2.  März  1850 
wurde  im  §  86  bei  Anordnung  der  Regu- 
lierung   der    zu    lassitischem    Besitzrecht 


'J  Ueber  die  einzelnen  Servituten,  die  dnrch 
Genieiiilieit«teilnng  aufgehoben  werden  konnten, 
Tgl.  im  An.  Gemeinheitsteilung  oben 
M.  IV  S.  löl. 


sitzenden  Bauern  (vgl.  den  Art  Bauern- 
befreiung in  Preussen  oben  Bd.  II 
S.  344  u.  347  ff.)  folgendes  bestimmt:. »Liegen 
die  zu  den  bäuerlichen  Stellen  gehcrigen 
Gnmdstücke  im  Gemenge  mit  den  gutsherr- 
lichen Grundstücken,  so  muss  eine  zweck- 
ntAsEJge  Zusammenlegung  von  Amts  wegen 
nach  den  Vorschriften  der  Gemeinheitatei- 
lungsordnung  erfolgen.  Bei  einer  soldien 
Gemein  hei  tsteilunp  können  auch  die  keiner 
Gemeinheit  unterhegenden  Gnmdstücke  einer 
nach  den  Vorscliriften  des  gegenwärtigen 
Abschnitts  zu  regulierenden  Stelle  wider 
den  Willen  des  ßesitzei«  derselben  in  den 
Auseinand ersetzungsplan  gezogen  und  der 
Umlegung  unterworfen  werden.«  Wenn  also 
der  Bauer  ein  schlechtes  sogenanntes  laasi- 
tisches  Besitzrecht  hat  und  durch  Abtretung 
eines  Teiles  seiner  Länderei  das  Eigentum 
des  Restes  erkauft,  so  soU,  wenn  diese 
Länderei  mit  der  seines  Gutsherrn  im  G&- 
menge  liegt,  eine  Zusammenlegung  des  ihm 
als  freies  Eigentum  verbleibenden  lindes 
eintreten,  ohne  Röcksicht  darauf,  ob  dieses 
zusammenzulegende  Land  einer  Gemeinheit 
unterliegt  oder  nicht.  Die  Berechtigung 
bezw.  Begründung  dieser  Ausdetmung  des 
Zusammenlegungszwangs  aul  die  servitut- 
freien,  zu  lassitischem  Besitzrecht  beseseeuen 
Grundstücke  ergebt  sich  daraus,  dass  der 
Bauer  ja  kein  Eigentum  oder  auch  nur 
eigentumBähDliches  Recht  an  diesen  Qmnd' 
stücken  hatte,  er  sich  also  vor  der  kraft 
Landesgeselzes  erfolgenden  Eigentumsver- 
leihung noch  eine  wirtschaftliche  Arrondie- 
rung seines  Grundbesitzes  gefallen  lassen 
musste.  Auffallend  ist,  dass  das  Graetz  die 
Zusammenlegung  Gemeinheitsteilung  nennt. 

Auch  hier  sehen  wir  die  Zusammenlegung 
nur  indirekt  als  Folge  einer  anderen  Maas- 
regel  der  Landknlturgesetzgebuug  eintreten. 

Erst  ein  G.  v.  2.  April  1872  be- 
handelt die  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke als  Selbstzweck.  Dieses  Gesetz 
führt  den  Titel  »Gesetz  betreffend  die  Aue- 
dehnung der  Gemeinheitsteilungsordnung 
vom  7.  Juli  1821  auf  die  Zusammenlegung 
von  Grundstücken ,  welche  einer  gemein- 
schaftlichen Nutzung  nicht  unterliegen«.  Dies 
will  folgendes  bedeuten:  von  nun  an  finden 
diejenigen  Vorschriften  der  Gemeinheitstei- 
lungsordnung, welche  sich  auf  die  Zusaro- 
menl^ung  der  einer  gemeinschaftlichen  Be- 
nutzuQgunterliegenden  Grundstücke  beziehen, 
auch  auf  die  einer  solchen  Benutzung  nicht 
unterliegenden  Grundstücke  Anwendung. 
Im  Text  des  Gesetzes  wird  dieser  Grund- 
satz weiter  aus^fOhrt,  und  es  werden  eine 
Reihe  von  Bestimmungen  der  Gemeinheits- 
teilungsordnung teils  geändert,  teils  auf^ 
hoben.  Aber  die  Bestimmungen  der  Gemein- 
heitsteilungsordnung, welche  nicht  ausdrück- 
lich aufgehoben  oder  geändert  sind,  bleiben 
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auch  fDr  die  Zusammenle^Dg  Gervitutfreier 

Onind stocke  massgebend. 

Es  ist  uuD  eine  Thatsache,  dass  die 
meisteQ  Znsamme alegnngen  in  den  älteren 
Provinzen  Preussens  nicht  infolge  dieses  G. 
T.  2.  April  1872,  sondern  kraft  der  Gomein- 
heitsteunngsordnnne  und  der  Begulierunes- 
gesetze  durcä^fülnrt  wurden.  Von  den 
letzteren  war  nicht  nur  der  §  86  des  G,  v. 
2,  März  1850,  sondern  auch  ein  früheres  v. 
8,  April  1823  ausschliesslich  für  Posen  er- 
lassenes Reguliemogsgeaetz  für  die  Durch- 
führung der  Zusammenlegungen  von  grosser 


Nur  einzelne  Provinzen,  wie  Schlesien 
und  Westfalen,  in  denen  die  von  den  Ge- 
setzen zur  Voraussetzung  der  Zusammen- 
l^:ung  gemachten  Beformen,  also  Aufhebung 
der  gemeinschaftlichen  Benutzung  der  Fel- 
der oder  Regulierung  lassidscher  Bauern, 
nur  selten  vorkamen  oder  nicht  mit  Zu- 
sammenlegimg  verbunden  werden  konnten, 
waren  bis  1872  mit  der  allgemeinen  Durch- 
führung der  Zusammenlegung  im  BOckatand 
r blieben,  und  gerade  sie  hatten  das  G.  v. 
April  1872  notwendig  gemacht. 

Daher  soll  in  diesem  Üeberblick  die  Zu- 
sammenlegung in  Preussen  nur  so  dai^- 
stolit  werden,  wie  sie  auf  Grund  der  Ge- 
mein hei  teteilungsord  nun  g  und  der  Regulic- 
rungsgesetze  und  der  wichtigsten  zur 
Ergänzung  dieser  Gesetze  erlassenen  Vor- 
schriften durchgeführt  wiwde. 

Die  enge  Verbindung  der  Zusammen- 
legung in  Preussen  mit  Gemeinheiteteihmg 
und  Regulierung  der  lassitischen  Bauern- 
stellen hat  genide  auf  die  allgemeine  imd 
intensive  Durchfflhnmg  <ler  Zusammenlegung 
die  grÖÄSte  Einwirkung  auf^übt.  Die  ganze 
Eigen tttmliclikeit  der  preussischen  Zusam- 
menlegungen wird  nur  dann  klar,  wenn 
man  ihren  engen  Zusammenhang  mit  den 
Übrigen  Massregelu  der  Landkiilturreform 
im  Auge  behält.  Durch  diese  Verbindung 
kamen  die  Zusammenlegimgen  in  die  Hand 
der  zur  Durchführung  der  agrarischen  Be- 
formen geschaffenen  Behörden,  sie  wurden 
aus  diesem  Gnmde  nach  dem  für  diese  Re- 
formen geschaffenen  Verfahren  erledigt  Die 
von  der  herrschenden  Anschauung  als  selbst- 
verständlich geforderte  möglichste  Erleich- 
tening  der  Bedingungen,  unter  denen  eine 
Gemein heitsteilung  oder  Begulierung  lassi- 
tischer  Efaiiemstellen  vorgenommen  werden 
durfte,  I)estand  zu  gleicher  Zeit  auch  für 
die  Durchführung  der  Zusammenlegungen. 
Die  Ursache  aber,  weshalb  man  in  Preussen 
nnd  besonders  gerade  in  den  fClr  die  älteren 
Provinzen  gegebenen  Gesetzen  an  eine  Ge- 
meinheitsleihmg  oder  an  eine  Regulierung 
die  Ziisammenlegimg  als  notwendiffo  Folge 
imd  TvirtBchaftlich  mögliche  Massregel 
knüpfen  konnte,  lag  in  der  ländlichen  Ver- 


fassung dieser  Länder,  in  der  unbedin^  und 
allgeraein  herracheuden  Betastimg  der  Fluren 
mit  Servituten  zu  Gunsten  der  Gutsherren 
und  der  Bauern,  in  der  allgemein  verbrei- 
teten Gutsherrschaft  des  einzelnen  Guts- 
herrn Aber  eine  ganze,  von  ihm  las&itisch 
abhängige  Bauernschaft. 

Da,  wo  diese  ländliche  Verfassung  nicht 
mehr  bestand,  wie  in  Schlesien,  Fommem 
nnd  in  Westfalen,  versagte  auch  die  Gesetz- 
gebung, d.  h.  es  konnten  auf  Grund  der 
Gemein heitsteilungsordnung  oder  der  R^^ 
lieningsgesetze  keine  Gemein  hei  tsteilimgen 
nnd  keine  Begulierungen  und  daher  mck 
keine  Zusammenlegungen  vorgenommen 
werden.  Es  war  daher  auch  eine  andere 
Gesetzgebung  (das  G.  v.  2.  April  1872)  not- 
wendig, und  daher  würde  eine  Einbeziehung 
dieses  späteren  Gesetzes  in  unsere  Darstel- 
lung der  Zusammenlegung  in  den  alteren 
Provinzen  Prens.sens  das  klare  Bild,  welches 
die  alleren  Gesetze  von  der  Durchfühning 
und  dem  Wesen  dieser  Landkulturreform 
geben,  trüben  und  verwischen. 

Die  Zusammenlegung  und  ihre  Durch- 
fühning in  den  älteren  Provinzen  Preussens 
ist  nur  dann  verständlich,  wenn  man  die 
zur  Ausführung  der  Landkiitturgcsetzgcbung 
geschaffene  Bchördenorganisation  und  die 
Kompetenz  dieser  Behörden,  ferner  das  so- 
genannte Auseiuand  ersetz  tmgs verfahren  und 
schliessUch  die  materiellen  Bestimmungen 
der  betreffenden  Gesetze  über  die  Durch- 
führung der  Zusammenlegung  kennt. 

Wir  betrachten  zunächst  die  Behörden 
und  ihre  Kompetenz  in  ihrer  noch  heute 
bestehenden  und  nicht  wesentlich  von  der 
frflheren  abweichenden  Gestalt 

Die  materiellen  Bestimmungen  der  Ge- 
setze aber  sollen  in  Verbindung  mit  dem 
Gang  des  Verfalirens  zur  Darstellung  ge- 
bracht wenlen. 

Wie  schon  erwähnt,  bildete  die  Gemein- 
heitsteilungsonlnung  nur  einen  Beetandteil  der 
ganzen  Gesetzgebung,  durch  welche  der 
preussische  Staat  die  völlige  Vorfügungsfrei- 
hcit  über  den  landwirtschaftlich  benutzten 
Grundbesitz  herstellen  wollte.  Die  Übrigen 
Gesetze,  die  Herstellung  der  persönlichen  Frd- 
heit  des  Bauernstandes,  Regulierung  der  guts- 
herrlich-bäuerlichen Verhältnisse  und  die 
Ablösung  der  Reallasten  zum  Ziel  hatten, 
haben  in  dem  Art,  Bauernbefreiung  in 
Preussen  oben  Bd.  II  S.  343ff.  eine  aus- 
fflhrliehe  Erörterung  gefunden. 

Die  Gescliäfte,  welche  diese  Gesetze  an- 
ordnen oder  hervorrufen,  sollen  regelmässig 
die  Auflösung  der  zwischen  mehreren  Per- 
sonen hiusichtiieh  bestimmter  Grundstücke 
bestehenden  wirtschaftliclien  und  rechtlichen 
Beziehungen  bewirken.  Die  Teilnehmer 
setzen  sich  vermittelst  dieser  Geschäfte  aus- 
üinaiider. 
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Die  Äuseinandersetzimg  nehmen  aber  die 
Beteiligtes  in  der  Regel  nicht  selbständig 
vor,  sondern  der  Staat  leitet  die  Auseia- 
andereetzuiig  durch  bestimmte  Behörden 
nach  bestimmtem  Flan.  Diese  Behörden 
vermitteln  alle  zwischen  den  Betedi^ 
notwendigen  Geschäfte  nnd  verrichten  alle 
flbrigen  zur  Auseinandersetzung  notwendigen 
Handlungen  teils  selbst,  teils  veranlassen 
sie  ihre  Ausfflhnmg.  Die  Behörden  müssen 
danach  streben,  bei  Vennittelung  der  zwi- 
schen den  Teilnehmern  nötigen  Geschäfte  in 
Uebereinstimmung  mit  allen  Interessenten 
zu  handeln.  Gelingt  ihnen  diese  sogenannte 
gütliche  Vermittelung  nicht,  so  können  sie 
die  Verhältnisse  im  Rahmen  der  gesetzlichen 
Yorschriften  selbständig  regulieren.  Wider- 
sprechen die  Beteiligten  ihren  Anordnungen, 
so  entscheiden  die  ot>eren  Instanzen  derAus- 
einandersetzungsbehörden  vermittelst  richter- 
lichen Spruches  über  diese  Streitpunkte  und 
stellen  so  die  Bedingungen  der  Auseinander- 
setzung endgiltig  fest.  In  den  Vorschriften 
über  das  Auseinandersetzlings  verfahren  findet 
die  verwaltende  und  richterliche  Thätigkeit 
der  Ausein  an  dereetzungsbeh  Orden  bei  der 
Vornahme  von  Auseinandersetzungen  imd 
damit  der  Verlauf  der  Auseinandersetzung 
selbst  gesetzliche  Regelung.  Die  gnmd- 
legende  Verordnung  über  Organisation  der 
Auseinandersetzungsbehörden  und  das  Äus- 
einandersetzungs verfahren  wurde  am  20.  Juni 
1817  gegeiien. 

Danach  sind  die  wichtigsten  Auseinandei*- 
setzungsbehürden  die  Genera) kommiseionen, 
denen  innerhalb  ihres  Geschäftsbezirks  so- 
wold  die  Leitung  der  Auseinandersetzungen 
in  Regiüierungs-,  Ablösungs-  und  Gemein- 
heitsteil ungssaehen  wie  auch  die  erstinstanz- 
liche Entscheidung  aller  bfei  Äuseinandei^ 
Setzungen  entstehenden  Rechtsstreitigkeiten 
Qbertn^n  ist. 

Ausserdem  besteht  seit  1S44  das  Ober- 
landeekulturgericht  in  Berlin,  das  für  die 
Berufung  und  das  Rechtsmittel  der  Be- 
schwerde gegen  Urteile  und  Entscheidungen 
der  GeneraJbommissionen  zuständig  ist.  Es 
giebt  heute  für  die  verschiedenen  Provinzen 
des  preussischen  Staates  acht  Generalkom- 
missionen.  Jede  Generalkommission  muss 
mit  mindestens  fünf  Mitgliedern  einschliess- 
lich des  Präsidenten  besetzt  sein.  Die  iUehr- 
zabl  derselben  soll  die  Quahfikation  zum 
Richteramt  besitzen.  Ausserdem  werden 
auch  besonders  voi^bildete  landwirtschaft- 
liche Techniker  zu  Mitgliedern  der  General- 
komnÜBsion  ernannt. 

Die  Gen  eralkommission  CD  haben  sowohl  den 
Hauptgegen  stand  im  Auseinandersei  zuogs ver- 
fahren wie  auch  alle  anderen  Rechtsver- 
hältnisse, welche  bei  vorschriftsmSasiger 
Ausführung  der  Sache  in  ihrer  bisherigen 
Lage  nicht  verbleiben  können,  zu  regulieren. 


Alle  obrigkeitlichen  Festsetzungen,  deren  es 
bedarf,  um  die  Auseinandersetzung  zur  Aus- 
fdhrung  zu  bringen  und  die  Interessenten 
zu  einem  vöUig  geordneten  Zustande  zurück- 
zubringen, sind  von  der  Generalkommiseion 
zu  erlassen. 

Solche  Geschäfte,  deren  Regelung  nicht 
im  notwendigen  Zusammenhang  mit  dem 
Hauptgegen  Stande  steht,  die  aber  zur  besseren 
Reguhemng  des  Hauptgegenstandea  ge- 
reichen, können  sowohl  zwischen  den  Haupt- 
parteien  als  auch  zwischen  diesen  und  den 
Nicht  beteiligten  von  der  Generalkommission 
vermittelt  werden ,  wenn  mindestens  ein 
Viertel  der  Beteiligten  damit  einverstanden  ist 

Die  Üeneralkommissionen  vertreten  auch 
das  Interesse  entfernterer  Interessenten 
(Gläubiger,  Lehens-  oder  Fideikommissnach- 
folger),  die  zum  Verfahren  niclit  zngez«^n 
werden  müssen.  Audi  das  den  Provinzial- 
behörden  zustehende  Oberatifsichtereclit  über 
das  Vermögen  von  Korporationen  und  öffent- 
lichen Anstalten  haben  sie,  von  einigen 
Ausnahmen  abgesehen,  soweit  es  bei  Aus- 
einandersetzungen  auszuüben   ist,   wahi-zu- 


Alle  Streitigkeiten,  die  das  Vorhanden- 
sein oder  den  Umfang  der  Teiinehranngs- 
rechte  oder  die  Art  und  Weise,  wie  jemand 
für  sein  Recht  abziifinden  ist ,  betreffen, 
werden  in  erster  Instanz  von  den  Qeneral- 
kommissionen  entschieden. 

Entsprechend  dem  Interesse,  welches  die 
Generalkommission  kraft  ihres  Auftrags  zur 
Auseinandersetzung  an  dem  Verlaut  und 
dem  Resultat  dieser  Prozesse  hat,  lässt  sie 
dieselben  durch  den  Specialkommissar  von 
Amts  wegen  betreiben.  Dieser  bestimmt 
die  zur  prozessualischen  Instridttion  zu 
stellenden  Gegenstände  und  die  Reihenfolge 
ihrer  Erörterung  und  kann  von  den  Parteien 
Einlassung  auf  dieselben  fordern.  Der  Kom- 
missar hat  selbständig  dafilr  Sorge  zu  tragen, 
dass  die  Geoeralkommission  in  den  Stand 
gesetzt  werde,  über  den  Streit  den  Rechten, 
der  Billigkeit  und  dem  Endzweck  des  Ans- 
ei nandersetzungsgescbäfte  gemäss  zu  ent- 
scheiden. Dieses  sogenannte  Streitverfahren 
tritt  insbesondere  dann  ein,  wenn  die  Inte- 
ressenten gegen  die  durch  die  Auseinander- 
eetzungsbehörde  erfolgte  Ausführung  eines 
Auseinaudersetzungsgeschäfts  gütlich  nicht 
beizulegende  Widersprüche  erheben. 

Organe  derGeneralkommission  zurDureh- 
führung  des  einzelnen  Auseinandersetzungs- 

feschäfts  sind  die  Kommissare,  sogenannte 
pecialkommissare,  die  Vermessungsbeamten 
und  die  Kreis vernüttelungsbehörden. 

Die  Generalkommission  kann  die  Funk- 
tionen eines  Kommissars  tür  die  einzelne 
Auseinandersetzung  jedem  Staats-  oder  Ge- 
meindebeamtea  übertragen.  Gewöhnlich  fun- 
gieren als  dauernd  beschäftigte  Kommissare 
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Assessoren  und  beeoudeis  voi^bildete  land- 
wirtschaftliche Techuiker,  sogeoaunte  Oeko- 
nomiekommissare.  Assessoren  müssen,  um 
eiae  Auseisaadersetzung  selbständig  durch- 
fQhren  zu  kOnnen,  die  sogenannte  technische 
Qualifikation  erwerben.  Solange  sie  diese 
nicht  besitzen,  sind  sie  verbunden,  zur  Er- 
örterung technischer  Fragen  Oekonomie- 
kommiBsare  zuzuziehen.  Die  Kommissare 
nehmen  das  Gescb&ft  an  Ort  und  Stelle  vor 
und  sind  bereditigt,  alle  dazu  notwendi^n 
technischen  Yerfflgungen  zu  erlasBeu.  Eine 
Entscheidungsbefugnis  in  Streitfallen  haben 
sie  nicht.  Ihre  verfQgnngen  kfinnen  von 
der  GeDeralkommission  abgeändert  werden. 
Die  VermeSBun^beamten  stehen  den  Eom- 
miasaren  fOr  die  geometrischen  Arbeiten 
zur  Seite.  Sie  müssen  ihren  Weisungen 
nachkommen  und  Aufträge  von  ihnen  an- 
nehmen. Die  EreisTermittelungsbehOrden 
besteben  aus  zwei  bis  sechs  von  dem  Kreis- 
tag gewiüilten  und  7on  der  Generalkom- 
mission bestätigten  Ereiseingeaesseaen.  Sie 
haben  Gutachten  als  Landwirtschafts-  und 
Bauverst&ndige  abzugeben,  werden  als  Mit- 
glieder von  SchJeds^nchten  zur  gütlichen 
Beilegimg  von  Streitigkeiten  bei  der  Aus- 
einandersetzung und  als  Kommissare  fOr 
einzelne  Auseinandersetzungen  berufen. 

Wir  wenden  uns  jetzt  zur  Betrachtung 
des  Verlaufe  eines  Aueeinandersetzungs Ver- 
fahrens, wobei  der  Hauptnachdruck  auf  die 
ffir  die  Zusammenlegung  der  Grundsttlcke 
wichtigen  Momente  gelegt  werden  soll. 

Das  Verfahren  zur  Auseinandersetzung 
in  einer  Gemein haitsteilungs-  oder  Begu- 
lierungssacbe  zerfiel  und  zerfällt  in  drei 
Hauptstadien. 

1.  Die  Einleitung  des  Verfahrens  und 
die  Feststellung  der  thatsKchUchen  Verhält^ 
niase. 

2.  Die  Aufstellung  des  Äuseinander- 
setzungsplanes. 

3.  Die  Ausführung  des  Auseinander- 
setzungsplanes. 

Die  Einleitung  des  Verfahrens  und  die 
Feststellung  der  thatsftch liehen  Verhältnisse. 

Die  Einleitung  des  Verfahrens  fand  durch 
die   sogenannte  Provokation,  d.  h.  den  An- 

%auf  Auseinandersetzung  statt, 
in  Auseinandereetiungs verfahren  behufa 
Regulierung  konnte  bei  Regulierbarkeit  der 
Verpflichteten  (vgl.  d.  Art  Bauernbefrei- 
ung in  Preussen  oben  Bd.II  S.  343)  dieser 
sowohl  wie  der  Berechtigte  provozieren. 

Auch  nach  der  Gcmeinheitstcilungsord- 
nung  von  1821  §  4  konnte  jeder  Teilnehmer 
an  der  Gemeinheit  auf  Teilung  mit  allen 
ihren  Folgen  antragen. 

Erst  nach  einer  V.  v.  28.  Juli  1838  durfte 
die  Teilung,  wenn  Umlegung  der  Grund- 
stücke damit  verbunden  werden  musste,  nur 
dann    stattfinden,    wenn   die   Besitzer   von 


mindestens  dem  vierten  Teil  der  umzu- 
legenden Äckerlflndereien  damit  einver- 
standen waren.  Einseitig  Dienstbarkeits- 
berechtigte  (Rittergutsbesitzer,  Domänen  und 
Forstbet^rden)  konnten  auch  bei  notwendig 
werdenden  Zusammenlegungen  ein  Ans^n- 
andersetzungsverfahren  behuis  Gemeinheits- 
teilung provozieren. 

Ausserdem  genügte  auch  nach  dem  Jahre 
1838  der  bei  einer  Regulierung  oder  Ab- 
lösung notwendig  werdende  Dmtausi^  von 
Ländereien  oder  die  Thatsache,  dass  an  der 
Gemeinheit  mehrere  Gemeinden  betrügt 
waren,  um  einem  Beteiligten  die  Provo- 
kation des  Auseinandeieetzungsverfehrens  zu 
ermöglichen. 

Unter  diesen  Provokationsbedineungen, 
die  niemals  mehr  als  ein  Viertel  der  Be- 
teiligten, unter  häuBg  eintretenden  Umstanden 
aber  nur  den  Antrag  eines  Teilnehmers  er- 
forderten, konnte  eine  Gemeinheitsteilung 
und  damit  Zusammenl^ung  der  Grund- 
stöcke eintreten.  Seit  dem  Q.  v.  2.  Marx 
1850  bedurfte  es  bei  Anh&ngigkeit  eines 
AuseinandersetzuQgsverfahrens  behufs  Re- 
gulierung lassitisdfier  Bauerngüter  nur  der 
Gemengelage  zwischen  Gutsherrn-  und 
BauernWd,  um  nach  dem  Ermessen  der 
Generalkommission  eine  Zuqammenl^ung 
des  Bauernlandea  eintreten  zu  lassen. 

Jeder  Antrag  auf  Gemeinheitsteilung 
mu85  bei  der  Generalkommission  angebracht 
werden.  Sie  ernennt  zunächst  einen  Special- 
kommissar  für  die  betreffende  Auseinander- 
setzung. Dieser  untersucht  alle  thatsäch- 
lichen  und  rechtlichen  Verhältnisse  in  einer 
sogenannten  General  Verhandlung.  Hierzu 
müssen  alle  Beteiligten  persönlich  erscha- 
nen,  Korporationen  müssen  sich  dundi  Be- 
vollmächtjgte  Vertreten  lassen. 

Von  den  beim  Termin  ausbleibenden 
Parteien  wird  gnindsätzhdi  angenommw, 
dass  sie  die  von  dem  Gegenteil  angegebenen 
Rechte  anerkennen  und  dem  Kommissar  die 
weitere  Regulierung  ihrer  Sache  überlassen. 

In  der  General  Verhandlung  stellt  der 
Kommissar  Veranlassung  und  Zweck  der 
Verhandlung,  beteiligte  Gemeinden  und  Be- 
sitzungen fest  Er  prüft  die  Legitimation 
der  mittelbar  und  unmittelbar  Beteiligten, 
er  ermittelt  den  G^ensland  der  Ausein- 
andersetzung; Arten  der  gemeinschaftlichen 
Benutzung,  Teilnahmerechte,  Mass  und  Ver- 
hältnis der  Teilnahme  an  den  gemeinschaft- 
lichen Nutzungen,  gemeinschaftliche  An- 
lagen, Wege,  offen  ÜicEe  Lasten,  Meliorations- 
anlagen, er  stellt  die  Streitpunkte  zusammen 
und  nimmt  Anträge  der  Palleten  entgegen. 
Von  dem  Ergebnis  dieser  General  Verhand- 
lung hängt,  wenn  die  Einleitung  des  Vei^ 
fahrens  von  den  Parteien  zum  Zweck  einer 
Gemeinheitsteilung  provoziert  worden  ist, 
die   Fortsetzung   des   Auseinandersetzungs- 
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verffthreDS  ab.  Wü'd  die  Vornahme  der 
Auseiaanderaetzung  bescWossen,  so  trennt 
der  Eommissar  zunächst  die  bestehenden 
Streitigkeiten  in  solche  über  Teilnahmerechte 
und  inKD  Umgang,  also  Ober  die  rechtliche 
Onmdlage  der  Auseinandersetzung,  und  in 
solche  tlber  die  Ausgleichung  selbst.  Erst^re 
mflssen  sogleich  instruiert  und  toq  der  Qe- 
nerslkomnussion  entschieden  Verden,  letztere 
werden  bis  zur  Aufstellung  des  Ausein- 
andersetz ungsplanes  ausgesetzt. 

Teilhaber  eines  gemeinsamen  Interesses 
mflssen  sich,  sobald  im  Verlauf  der  Ans- 
einandersetziiuf  die  'Wahmehmung  dieses 
Interesses  Dritten  gegenüber  in  Frage 
kommt,  dem  Beseht  ufis  der  Besitzer  des 
grösseren  Anteils  unterwerfen.  Der  Kom- 
missar verhandelt  nicht  mit  jedem  Teilhaber 
eines  solchen  Interesses  besonders,  sondern 
jede  Interessen tengesamth ei t,  deren  Zahl  5 
ttbersteigt,  muss  BeTollmächtigta  wählen, 
die  ihre  gemeinsamen  Interessen,  aber  auch 
nur  diese,  dem  Kommissar  gegenüber  ver- 
treten. 

Ueber  alle  Gegenstande,  welche  nicht 
ein  gemeinsames  Interesse,  sondern  Hechte 
einzelner  Teilnehmer  betreffen,  muss  jeder 
Interessent  selbst  gehört  werden. 

Der  Kommissar  bestimmt  demnSchst  den 
Feldmesser.  Dieser  zeichnet  die  sogenannte 
Brouillonkarte,  aus  welcher  der  alte  Zu- 
stand genau  ersichtlich  wird,  und  nimmt,  wo 
die  vorhandenen  Vermessungen  nicht  aus- 
reichen, Neuvermessungen  vor. 

Ist  die  Anfertigung  der  Karten  beendet, 
so  folgt  die  BonitieruDg  der  Onmdstfloke 
und  die  Festateliung  und  Bewertung  der 
Teilnah  m  erechte. 

Unter  Bonitierung  versteht  man  eine  be- 
sondere Art  der  Schätzung  der  Grundstflcko. 
Sie  wird  von  zwei  mit  den  Bodenverhält^ 
nisseo  bekannten,  aber  an  der  Sache  gelbst 
unbeteiligten  Landwirten  voi^enoranien. 
Diese  werden  von  den  Interessenten  ge- 
wählt oder,  wenn  keine  Wahl  zu  stände 
kommt,  von  dem  Koaunissar  bestimmt 

Die  Bonitierung  geht  in  folgender  Weise 
vor  äch. 

Zunächst  wird  in  der  ganzen  Oemar- 
kung  das  I^nd  jeder  Eulturart  ohne  Bück- 
sicht auf  die  Eigentumsgrenze,  also  alles 
Ackerland,  alles  Wiesenland,  aUes  Weide- 
land, auf  seinen  Wert  hin  untersncht.  Die 
Wertunterschiede  innerhalb  des  Landes  der- 
selben Kulturart,  die  sich  in  örtlicher  Lage, 
Beschaffenheit  des  Bodens  und  Unteigrun- 
des,  Meliorationen  imd  sonstigen  ^gen- 
schaften  ausdrücken,  werden  festgestellt, 
und,  so  viele  Wert  Verschiedenheiten  inner- 
halb einer  Kulturart  sich  ergeben,  so  viele 
Klassen  dieser  Kulturart  werden  von  dem 
Kommissar  nach  vorheriger  Beratung  mit 
den     Boniteuren    gebildet.     Durch     di^e 


Klassifizierung  aud  nur  durch  sie  wird  der 
verschiedenartigen  Qualität  des  zu  einer 
Knllurart  gehörenden  Grund  und  Bodens 
Rechnung  getragen.  Der  Wert  der  Mass- 
einheit in  jeder  Bonit&tsklasse  wird  durch 
den  Kommissar  festgesetzt  Ist  so  die 
Wertabstufung  des  zu  einer  Kulturart  ge- 
hörigen Landes  durch  Bildung  der  Bonitäta- 
klassen  festgestellt,  so  teilen  die  Boniteure 
die  den  einzelnen  Besitzern  zustehenden 
Grundstücke  den  Klassen  zu,  schätzen  die 
Grundstücke  in  die  Klassen  ein.  Wenn 
sich  die  Boniteure  Über  die  Klassengehörig- 
keit eines  Grundstücks  nicht  einigen  können, 
entscheidet  der  Kommissar.  Wenn  ein 
Grundstück  in  eine  Klasse  eingeschätzt  ist, 
kann  sein  Wert  in  Geld  leitmt  berechnet 
werden.  Aehnlich  wird  der  Wert  der  Teil- 
nahmerechte und  Servituten  durch  die  Boni- 
teure geschätzt  Der  Wert  des  aervitutbe- 
lasteten  Grundstücks  wird  nach  Verhältnis 
des  Nutzens  des  E^utümers  und  Servitut- 
berechtigten  in  zwei  Teile  zerl^t  Würdi- 
gung (Schätzung)  baulicher  Anstalten,  For- 
sten, Torflagen  und  anderer  Gegenstände, 
für  welche  eine  besondere,  bei  Landwirten 
nicht  vorauszusetzende  Sachkenntnis  not- 
wendig ist,  geschieht  durch  specielle  von 
der  Generalkommission  zu  ernennende  Sach- 
verständige. 

Es  werden  nun  genaue  Vermessungs- 
und  Bonitierungsregister  und  eingehende 
Wertberechnungen  der  Teilnahmerecnte  auf- 
gestellt und  den  Interessenten  zugleich  mit 
den  Karten  zur  Erklärung  vorgelegt  Der 
Kommissar  beraumt  zu  diesem  Zwecke 
einen  Termin  au  und  giebt  ausserdem  den 
Interessenten  Gelegenheit,  sich  durch  Ein- 
sicht in  Karten,  Register  und  sonstige  Ur- 
kunden und  durch  Anfragen  beim  Feld- 
messer au  informieren.  Von  den  beim 
Termin  Ausbleibenden  wird  Zustimmung  zu 
allen  Feststellungen  angenommen.  Haben 
die  Interessenten  zu  allen  Feststellungen 
ihre  Zustimmung  erklärt  oder  sind  die 
Streitpunkte  durch  gütliche  Vermittelung 
des  Kommissars  oder  eines  Schiedsgerichts 
oder  endlich  durch  Entscheidung  der  Gene- 
ralkommission erledigt,  so  ist  der  erste  Teil 
des  Verfahrens,  die  Festateliung  der  that- 
sächhchen  Verhältnisse,  beendigt 

Es  folgt  die  Aufstellim^  des  Ausein- 
andersetzungsplanes.  Als  einleitende  Ge- 
schäfte des  Kommissars  sind  hervorzuheben: 
eenaue  eigene  Information  Über  Beschaffen- 
heit der  Feldmark,  wirtschaftliche  Einrich- 
tungen, Verhältnisse  und  Bedürfnisse  der 
Interessenten.  Ferner  muss  er  die  gestellten 
Anträge  der  Interessenten  auf  die  zukünf- 
tige rlaalage  der  ihnen  gebührenden  Ab- 
findungsgrundstücke prüfen  und  die  etwa 
notwendigen  Be-  und  Entwässerungsanlagen 
und  das  Wegenetz  projektieren.     Grundsatz 
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ist,  dasB  jedes  Flanstüok  mindeBtens  eioen 
ZugaDg  haben  soll,  dass  die  Wege  mög- 
lichst gerade  gelegt  uad  nicht  zu  schirial 
bemessen  werden.  Schon  bei  der  Boni- 
tieruug  rauas  Rtloksicht  auf  etwa  vorhandene 
Se-  und  Entwässerungsanlagen  genommen 
werden,  weil  sie  die  Qualität  des  Bodens 
bestimmen. 

üeber  neu  vorzunehmende  Anlagen  dieser 
Art  hat  der  Kommissar  mit  den  Boniteuren 
und  Interessenten  zu  beraten  und  eventuell, 
wenn  ihre  Ausfühning  zweckmässig  er- 
scheinen sollte,  auf  dieselbe  liin  zu  wirken. 
Auf  jeden  Fall  muss  er  bei  der  Projek- 
tienmg  der  neuen  Felder  (Pläne)  und  des 
Orabennetzes  auf  später  etwa  vorzunehmende 
Drainageanlagen  Rücksicht  nehmen. 

Ausser  Wegen  und  Gräben  müssen  auch . 
andere  Oruudstücke  zur  gemeinschaftlichen , 
Benutzung  vorbehalten  werden.  Es  sind  j 
dies  hauptsächlich  Viehtränken  und  sonstige 
gemeinsame  Wasserbehälter,  ferner  Turn- 
und  Begräbnisplätze,  Bleichplätze,  Flachs- 
rösten, Aasgruben,  Lehm-,  Sand-,  Kalk- und 
Mergelgruben  und  Steinbruche.  Ob  voi> 
handene  Anlagen  dieser  Art  fortbestehen 
oder  eingehen  sollen,  ob  neue  Anlagen  aus- 
gewiesen werden  sollen  uod  in  welchem 
Umfange,  zu  wessen  Gunsten  imd  auf 
wessen  Kosten,  über  alle  diese  Fragen  muss 
der  Kommissar  vor  Eutwerfting  des  Zu- 
sammonlegungsplanes  mit  den  Interessenten 
verhandeln.  Sind  diese  gemein scliaftlichen 
Anlagen  featgesteUt,  so  wird  der  eventuell 
nötig  werdende  Landbeitrag  eines  jeden 
Intt'ressenlen  zu  diesen  Anlagen  bestimmt 
und  von  seinen  Landansprüchen  abgezogen. 
Diese  Landanspriiche  ruhen  regelmääsig  auf 
seinen  Eigentums-,  Miteigentums-  und  Ser- 
vitiitsrechten,  und  ausserdem  tritt  als  Zu- 
wachs hinzu  sein  Anteil  an  den  eingehen- 
den gemeinschaEtlichen  Anlagen,  den  Wegen, 
Gewa&sem,  Wassergräben  u.  a.  Grund- 
stücken. Die  Summe  aller  dieser  Landan- 
sprücho  eines  Interessenten  weniger  seinem 
Beitrag  zu  gemeinschaftlichen  Anlagen  und 
den  in  lÄudansprOehe  verwandelten  Servi- 
tutsberechtigungen  auf  seinem  Eigentum  er- 
giebt  das  sogenannte  Sollhaben  des  be- 
treffenden Interessenten,  nach  dem  die  Jjaud- 
abfindung  zu  bemessen  ist. 

Nach  diesen  einleitenden  Geschäften  er- 
folgt die  Feststellung  des  Zusammenlegungs- 
planes,  d.  h.  die  Projektiening  von  Umfang 
und  Lage  der  neuen  Felderj  die  den  Inte- 
ressenten als  Abfindung  für  ihre  Forderunga- 
berechligimgen    angewiesen    werden    sollen. 

Die  Aufstellnng  des  Zusammenlegungs- 
planes  ei  folgte  imd  erfolgt  im  wesentlichen 
noch  heute  nach  den  von  der  Gemeinheits- 
teil imgsord  nun  g  von  1821  aufgestellten  Grund- 
sätzen. Einige  Aenderungeu,  die  das  G. 
vom  2.  April  1872  einführte,  sind  bei  der 


folgenden  Darstellung  nicht  beachtet  worden, 
weil  sie  bei  der  Durchführung  der  grossen 
Masse  der  Zusammenlegungen  vor  1872  oidit 
in  Anwendung  kamen. 

Bei  der  infolge  einer  Gemeinheitsteil ung 
oder  Regulierung  stattfindenden  Zusammen- 
legung bildete  in  der  Hegel  eine  Gemarkimg 
den  Umlegungsbezirk,  d.  h.  das  Gebiet, 
innerhalb  dessen  sämtlicher  Grundbesitz  der 
Zusammenlegung  unterworfen  wurde.  Von 
dem  Zusammen legungszwang  esimiert  waren 
nach  der  Gern  ein  heits  teil  ungsordnung  nur 
die  servitutfreien  Gnindstflcke  und  eventuell 
die  ForstgrundslOcke.  Nach  dem  Regu- 
lierungsgesetz von  1850  ging  bei  Regu- 
lierungen der  Zusammen I^^ungszwang  auch 
über  servitutfreie  Ländereien.  Regelmässig' 
war  also  mindestens  die  ganze  Gemarkung. 
exklusive  der  servitutfreien  Hausplatze  und 
Gärten  (Dorflage),  der  wenigen  servitutfreien 
FeldgmndstUeke  und  des  Waldes,  Umle- 
gungsbezirk. In  den  Provinzen  Ost-  und 
Westpreusse»  und  Posen,  wo  dem  Rego- 
lierungsgesetz  von  1850  ähnliche  Bestim- 
mungen schon  vorher  Geltung  hatten, 
konnten  auch  servitutfreie  Ländereien,  also 
Gärten,  Hausplätze  und  servitutfreie  Feld- 
grundstücke in  die  Zusammenlegung  ejnbe- 
z(^n  werden,  eine  Bestimmung,  weldie 
seit  18.'»0  in  allen  land  rechtlichen  Provinzen 
des  preussischen  Staates  für  die  bei  der 
Regulierung  vorzunehmenden  Zusammenle- 
gungen der  zu  regulierenden  Bauemgrund- 
stücke  (Geltung  bekam. 

Die  für  die  Aufstellung  des  Zusammen- 
legungsplanea  wichtigen  Principiea  giebt 
die  Geraeinheitsteilungsordnung  in  den  so- 
genannten Teilungsgrund  Sätzen.  Die  ge- 
meinschaftliche Nutzung  der  Grundstücke 
soll  durch  Teilung  derselben  unter  die 
Nutzungsberechtigten  aufgehoben  werden. 
Bei  Gelegenheit  dieser  Teilung  aber  will 
das  Gesetz  auch  eine  zweckmassige  Zu- 
sammenlegung der  dem  einzelnen  Teilnehmer 
gebührenden  Landansprüche,  also  die  Bil- 
dung grösserer  Grundstücke  als  Ersatz  für 
die  über  die  ganze  Flur  hin  zerstreuten 
Berechtigungen.  Die  TeiluiigsgnmdsStie 
enthalten  also,  insofern  sie  die  Bedingimgen 
feststellen,  unter  denen  die  Landesabitn- 
dungeil  der  Teilnehmer  gebildet  werden 
sollen,  auch  die  für  die  Vornahme  der  Zu- 
sammen legimg  massgebenden  Bestimmungen. 

An  die  Spitze  derTeilnngsgrvmdsätze stellt 
die  Gemeinheitsteilungsordnungden  Satz,  dass 
den  sich  auseinandersetzenden  Teilnehmern 
für  ihre  Berechtigungen  eine  angemessene 
Entschädigung  zur  ausschliesslichen  nnd 
freien  Vorffig;ing  Uber\vieaen  werden  aolL 
Eine  Entschädigung,  in  deren  Gebrauch  der 
Empfänger  gehindert  sein  würde,  ist  er  nicht 
anzunehmen  schuldig.  Sdion  liientus  er- 
giebt  sich  die  später  ausdrücklich  gegebene 
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Anordoiing,   dass   in   der   Itegel   die   Eot- 

Bchädi^ng  in  Land  bestehen  muss  und  nur 
ausnahmsweise  in  Kapital  oder  Rente  ge- 
leistet werden  kann.  Aber  der  Empfänger 
muss,  weQD  das  neue  Abfindungsiand  gegen- 
über seiDem  früheren  Besitz  einen  Ausfall 
an  Göte  zeigt,  einen  entsprechenden  Znsatz 
in  der  Flache  annehmen  und  sich  sogar  bis 
zn  einer  gewissen  Glrenze  eine  Verfinde- 
niDg  seines  Besitzstandes  in  den  verechie- 
denen  Eulturarten,  also  z.  B.  Acker  statt 
"Wiese,  gefallen  lassen.  Diese  Grenze,  über 
welche  hinaus  er  keine  von  seinem  früheren 
Besitz  verschiedene  Landafafindung  mehr 
anzunehmen  braucht,  ist  dann  erreicht,  wenn 
die  Entschädigung  eine  Veränderung  der 
ganzen  bishengen  Art  des  Wirtsoh^tsbe- 
triebes  des  Hauptgutes  nötig  macht.  Eine 
solche  Abfindung  kann  keinem  Teilnehmer 
aufgedrungen  werden.  Als  solche  Verände- 
rungen des  Wirtschaftsbetriebes  sind  an- 
zusehen : 

1.  Wenn  eine  bisherige  Ackerwirtschaft  in 
eineViehzüchterei  verwandelt  werden  mOsste 
und  umgekehrt,  odei'  wenn  eine  von  bei.  ._ 
die  Hauptsache  war,  solche  aber  künftig 
nur  Nebensache  werden  würde. 

2.  Wenn  ein  Hauplzweig  der  Wirt- 
schaft, der  in  überwiegendem  Verhältnis  zu 
den  übrigen  stand,  ganz  oder  grösstenteils 
aufgegeben  werden  müsste  oder  doch  nm- 
durch  Anlegung  neuer  Fabrikationsanstalten 
erhalten  werden  konnte. 

3.  Wenn  ein  spannffihiger  Aekerwirt  ein 
Qe spann  nicht  mehr  halten  kOnnte  und 
seine  I^ndereien  mit  der  Hand  bauen  müsste 
und  umgekehrt. 

Andere  Veiilndeningen  iu  der  bisherigen 
Art  des  Wirlschaftsbetriebes  kommen  nur 
insofern  in  Betracht,  als  sie  von  gleicher 
oder  grosserer  Erheblichkeit  sind. 

Jeder  Teilnehmer  muss  die  Landent- 
Schädigung  bei  dem  Oute,  zu  welchem  sie 
ihm  angewiesen  wird,  zu  dem  ihm  ange- 
rechneten Werte  nutzen  können,  m.  a.  W. 
der  "Wert  der  Landentschädigung  muss 
immer  mit  Kücksicht  auf  das  Gut,  dem  sie 
zugewiesen  werden  soll,  bestimmt  werden. 
Die  Kommission  teilt  dem  Interessenten 
nicht  einzelne  Ackerstücke  nech  ilirem  ab- 
soluten Werte,  sondern  einen  Komplex  von 
Ländereien  in  seiner  Eigenschaft  als  eine 
seinem  früheren  Besitztum  gleichwertige 
BetriebsgnmdWe  zn. 

Die  nach  diesen  Grundsätzen  festge- 
steJlten  Landentecbädigung«n  müssen  die 
Teilnehmer  in  möglichst  zusammenhängen- 
der wirtschaftlicher  Lage  erhalten.  Ist 
diese  zusammenhängende  Lage  der  Landab- 
findung ohne  Verkürzung  einzelner  Teil- 
nehmer und  ohne  Aufopferung  überwiegen- 
der Kulturvorteile  nicht  zu  erlangen,  so 
müssen   die  Teihiehmer  auch  Landentschä- 
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digungen  in  getrennter  I.age  annehmen,  in- 
sofern diese  nicht  den  freien  Gebrauch  hin- 
dern oder  eine  Aendening  der  Art  des 
Wirtachaftsbelriebes  nötig  machon. 

Kann  nicht  allen  Teilnehmern  dem  Zweck 
der  Auseinandersetzung  gemäss  eine  wirt- 
schaftliche Lage,  d.  b.  also  im  Sinne  der 
vorhergehenden  Paragraphen  eine  möglichst 
zusammenhängende  Lage  ihrer  Landereien 
verschafft  werden,  so  müssen  diejenigen, 
welche  nach  dem  Ermessen  der  Ausein- 
andersetzungsbehörde dazu  gedgnet  sind, 
gegen  Enischfldigung  ihre  WirtBchaft^öfe 
verlegen,  also  der  Eegel  nach  ans  dem 
Dorfe  ausziehen  (abbauen),  wenn  der  4.  Teil 
der  Teilnehmer  diesen  sogenannten  Abbau 
verlangt  und  sie  selbst  mcht  etwa  die  ihnen 
ohneÄbbauanzuweisenden,  minder  wirtschaft- 
lich gelegenen  Ländereien  annehmen  wollen. 

Nach  diesen  Bestimmungen  können  also, 
allerdings  nur  mit  Zustimmung  der  Be- 
treffenden, auch  die  ser  vi  tutfreien  Haus-, 
Hof-  und  Gartenplätze  mit  in  die  Umlegung 
gezf^en  und  die  Dörfer  auseio  andergebaut 
werden.  Es  soll  hier  gleich  bemerkt  wer- 
den, dass  der  Abbau  auf  Grund  dieser  Be- 
stimmungen keine  bedeutende  Ausdehnung 
angenommen  hat  Nur  da,  wo  das  Gesetz 
wie  in  Ost^  und  Westpreussen  und  Posen 
und  bei  den  nach  1850  regulierten  Lassiten- 
dörfem  der  übrigen  Provinzen  die  Einbe- 
ziehung servi tutfreier  Grundstücke  auch  gegen 
den  WiUen  ihrer  Besitzer  gestattete,  ist  der 
Auseinatid  erbau  der  Ortschaften  bei  der  Zu- 
sammenlegung der  Grundstücke  häufig  ge- 
wesen. 

Die  Bestimmung  der  Entschädi^ng  und 
der  Gnmdstücke,  welche  jeder  Teilnehmer 
durch  die  Auseinandersetzung  erhalten  soll, 
geschieht  durch  die  Äuseinandersetzungs- 
behörde.  Sie  muss  sich  dabei  nach  den 
oben  gegebenen  Grundsätzeu  richten  und 
möglichst  verhüten,  dass  kein  Teil  gegen 
den  anderen  verkürzt  und  in  seinen  Nutz- 
ungen geschmälert  werde.  Bei  der  Be- 
urteilung des  Wertes  der  Abfindung  ist  je- 
doch nicht  auf  einzelne  Stücke  und  Kn- 
briken,  sondern  auf  den  ganzen  Umfang  der 
Wirtschaft  eines  jeden  Teilnehmer«,  so  wie 
sie  sich  vor  und  nach  der  Teilung  verhält, 
Rücksicht  zu  nehmen. 

Diese  Vorschriften  der  Geraei;iheit8tei- 
lungsorduung  haben  in  dreifacher  Hinsicht 
eine  grosse  Bedeutung  für  die  mißlichst 
weitgehende  Durchführung  der  Zusammen- 
legung gewonnen. 

Eratens  bestimmt  das  Gesetz  direkt,  dass 
die  Abfindungen  der  Teilnehmer  mißlichst 
in  zusammenhängender  Lage  ausgewiesen 
werden  eoUen.  Also  jeder  Interessent  soll 
für  alle  seine  auf  der  Flur  zerstreuten  B&- 
rechtigun^Q  wom^lich  ein  Grundstück  als 
EntscMdigung  erhalten.  Auch  indirekt  ent- 
Anfiage.   VII.  66 
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halten  die  Teilungagrundsatze  diese  Be- 
stimmung. Der  GnindBatz,  dass  allen  TeU- 
nehniern  ihre  Abfindung  in  Land  gegeben 
werden  »all,  IftsBt  Bich  im  Verein  mit  den 
andereo,  dass  der  Eigentümer  Ober  diese 
EntBchädigung  ausschlieBBliche  und  freie 
Verfügung  erhalfen  muss,  ■wirtschaftlich  dut 
dim;h  Austausch  der  verechiedenen  Berech- 
tigungeD,  also  durch  Zusammenlegung,  durch- 
fmiren.  Ja  der  Befehl  zur  mögüchsten  Zu- 
sammenlegung erscheint  im  Gesetz  gewißser- 
maseen  nur  ^  Angabe  des  Mittels  »nr  Er- 
reichung des  vorher  allgemein  auageapro- 
chenen  Zwecks,  Anweisung  einer  völlig  frei 
und  ungehindert  henutzbüen  LaadenUchä- 
diguug. 

Zweitens  übertrilgt  das  Gesetz  die  Aus- 
mittelung  und  Feststellung  der  Abfindung 
auBschliesBlich  der  Auseinaudersetzungsbe- 
hörde.  Die  IntcreBSeaten  können  zwar 
Wünsche  äussern,  einen  positiven  ausschlag- 
gebenden EinfluBS  auf  die  Bildung  ihrer  Ab- 
Bndungsgrundstücke  haben  sie  nicht  Die 
Belißrde  kann  daher  das  vom  Gesetz  ge- 
stellte Ziel  der  möglichsten  Vereinigung 
aller  Berechtigungen  eines  Teilnehmers  zu 
dem  Eigentum  eines  Grundstücks  ungehin- 
dert von   Sonderbestrebungen    der  Interes- 


Die  Vorschriften  des  Gesetzes,  welche 
die  Bedingungen  enthalten,  unter  denen  die 
AuseinandersetzungsbebOrde  die  Abfindung 
nach  eigenem  Ermessen  beetimmen  kann, 
bilden  den  dritten  Eomulex  der  Anord- 
nungen der  Gemeinheitsteilnngsordnung,  die 
für  die  Durchführung  der  Zusammenlegung 
eine  hohe  Bedeutung  erlangt  haben.  Im  allge- 
meinen muss  die  Auseinanderselzungsbchörde 
dem  Interessenten  ein  seinem  früheren  Besitz- 
tum werlgleiches  und  dieselbe  Art  des  Land- 
wirtsehaftsbetriebes  gestattendes  Landgut 
wieder  ausliefern.  Im  einzelnen  kann 
die  grösste  Verschiedenheit  des  neuen  i 
des  alten  Gutes  herstellen.  Der  Teilnehmer 
muss  innerhalb  der  genannten  Grenzen  statt 
guten  Landes  die  wertgleiche,  entsprechend 
grossere  Menge  geringeren  Landes,  statt 
Ackerlandes  Wiesen  annehmen. 

In  diesen  Vorschriften  der  Oemeinheits- 
teilnngsonJnung  der  Uebertraguug  der  Ab- 
findungstoststellungen  an  die  Behörde  und 
den  Bestimmungen  über  die  Art,  wie  die 
Abfindung  festgestellt  werden  sollte,  liegt  die 
Ursache  des  gnesen  Erfolgs,  welchen  der  da- 
selbst aufgestellte  Grundsatz  möglichster  Zu- 
sammeolegungderÄbfindungsgrundstQckebei 
vorkommenden   Gemeinheitsleilimgen  hatte. 

Auf  Gmnd  dieser  vom  Gesetz  aufge- 
stellten Principien  erlassen  die  General- 
kommissionen sogenannte  Geschäftsinstruk- 
tionen für  ihren  Geschättabezirk,  welche  di( 
bei  der  Aufstellung  des  Zusammenlegungs- 


planes  zu  befolgenden  specielleren  Normen 
enthalten. 

Als  Beispiel  seien  hier  einige  der  wich- 
tigsten Anweisungen  der  Merseburger  Ge- 
SchäftsinstruktioD  erwähnt. 

Als  vollkommenste  Planlage,  A.  h.  Neu- 
einteilung  der  Gemarkung,  ist  diejenige  za 
betrachten,  durch  welche  jeder  Interessent 
eine  Abfindung  erhält,  die  hinsichtlich  der 
Bodengattung  und  der  Güte  des  Bodens 
seinem  bisherigen  Besitztum  und  hinsicht- 
lich der  Entfernung  seinen  Bedürfnissen 
entspricht,  möglichst  im  ZusammeDhang  und 
für  den  Empfänger  beqiiem  liegt,  auch  eine 
zur  Bewirtschaftung  günstige  Gestalt  und 
sichere  und  gute  Grenzen  hat 

Am  wichtigsten  ist  die  ungetreonte  wirt- 
schaftliche Lage  der  Abfindungen,  und  es 
dürfen  diese  nur  aus  überwiegenden  Grfln- 
den  in  mehreren  getrennt  liegenden  Flächen 
zugeteilt  werden.  Notwendig  wird  dieAua- 
weisuDg  mehrerer  Pl&ne  für  einen  Tdl- 
nehmer  da  sein,  wo  die  verschiedenen  Eultur- 
arten  (Acker,  Wiese,  Weide,  Holz)  nicht  in 
der  Flur  zerstreut,  sondern  beisammen 
liegen,  und  doch  jeder  Teilnehmer  von  jeder 
Bodengattung  eine  angemessene  Fläche  er- 
halten muss,  oder  aber,  wenn  geringes  und 
gutes  Land  vöUig  getrennt  ü^u  und  ein- 
zelne Interesseuten  mit  der  AbfinduDg  bloss 
in  gutem  oder  bloss  in  geiingem  Land  ver- 
kürzt werden  würden.  Auch  kann  auf  aus- 
gedeliDten  Feldmarken  die  Ausweisung  meh- 
rerer Stöcke  der  Entfernung  wegen  not- 
wendig sein.  Aber  auch  in  diesem  FaS, 
wo  allen  oder  den  meisten  Teilnehmern  die 
Abfindung  in  einem  Stück  nicht  gegeben 
werden  kann,  muss  sie  docK  denjenigen  In- 
teressenten, bei  welchen  dies  ohne  Nach- 
teil für  die  übrigen  Teilnehmer  möglich  ist, 
z.  B,  Ideinen  Gniudbesitzem  oder  Ahr- 
märkern,  gewährt  werden.  Diese  Abfindung 
muss  auch  Wirtschaftliche  I>age  und  Ge- 
stalt besitzen.  Die  Gestalt  muss  mit  Rück- 
sicht auf  Behtltung  und  Beackerung  ge- 
bildet werden.  Die  Zuteilung  unverhältuis- 
mässig  schmaler  Abfind nngsstilcke  ist  zu 
vermeiden.  Lassen  sie  sich  aber  nicht  an- 
ders gestalten,  so  müssen  sie  wenigstens 
melu^re  Zugänge  haben.  Wege  und  Gli- 
ben sind  der  ßegel  nach  als  Grenzen  der 
Planstücke  zu  benutzen,  und  die  schräge 
Durch  sehn  eidiing  der  letzteren  dureli  Wege 
und  Gräben  ist  thunlichst  zu  vermeiden. 
Soviel  als  irgend  möglich  sind  Planstücke 
von  keiliger  Gestalt  zu  vermeiden  und 
müssen  möglichst  rechtwinkeLge  PlanstQcke 
gebildet  werden. 

Müssen  einem  Interessenten  mehrere 
Abfind nngagrundstücke  zugeteilt  werden,  so 
ist  darauf  zu  sehen,  dass  sie  möglichst  auf 
einer  Seite  der  Feldmark  hegen  und  dass 
I  das  eine  vom  anderen  leicht  erreichbar  ist. 
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Jedem  Intereesenten  Eönd  nS^ichst  die- 
jenigen Qrnndstticke  zii  geben,  die  seiDem 
wirtBchaftshof  naher  als  irgend  einem  an- 
deren Hof  liegen.  Insbesondere  sollen  die 
kleinen  Leute,  fOr  welche  die  Oemeinde- 
DutzungBrechte  bisher  einen  besonderen  "Wert 
hatten,  ihre  Abfindung  in  der  Nahe  des 
Dorfes  in  betjuemer  Form  und  Lage  er- 
halten, damit  ihnen  die  meist  gtulenmasaige 
Kultur  möglichst  erleichtert  -wird.  Die 
Vorzöge  oder  Nachteile,  ■welchn  sich  aus 
der  Entfernung  der  GrnndstDcke  vom  Wirt- 
schaftshof  ei^ben,  sind  sogleich  bei  der 
Plandisposition  für  alJe  Interessenten  durch 
Ge'währung  oder  Entziehung  ron  sonstigen 
Vorteilen  anszugleichen. 

Bei  der  Zuteilung  der  AbfiodoDgen  muss 
auf  eine  angeaiessene  Au^leichung  der  ver- 
schiedenen BodengattungeQ  und  Klassen, 
desgleichen  derjenigen  iTftehen,  welche  eine 
besondere  Benntzungsart  bedingen  (z,  B.  der 
zum  Anbau  von  Futterkrflutem  oder  von 
Handetsge'wachsen  geeigneten  Grundstücke), 
Boi^ältig  Bedacht  genomnien  werden. 

Es  ist  jedoch  bei  dieser  AusgleichiiDg 
nicht  erforderlich,  dass  jeder  Interessent  in 
jeder  Klasse  Eoviel  erhalt,  als  er  davon  zn 
fordern  hat  Dies  kann  leicht  zu  einer  nn- 
nötigen  Vennehrung  der  Abtindungsgrund- 
9tQcse  fOhren.  Jeder  Interessent  muss  die- 
jenigen Grundstücke  erhalten,  welche  er  bei 
dem  Dmfang  seiner  Wirtschaft  und  dem 
angemesaensten  Betrieb  derselben  vorteil- 
hafter oder  doch  mindestens  ebenso  vorteil- 
haft benutzen  kann  aln  andere  Interessenten. 
Hat  der  Kommissar  die  Wirtschaftsverhait- 
nisse  der  Interessenten  klar  aufgefaest  und 
ist  er  mit  der  Lokalität  genügend  vertraut, 
so  wird  er  leicht  erkennen,  bis  zu  welchem 
Masse  im  Interesse  einer  möglichst  arron- 
dierten Plan  läge  die  Ausgleichung  der  Boden- 
arten und  der  Klassen  erforderlich  ist 

Nach  Massgabe  aller  dieser  Vorschriften 
Stellt  der  Kommissar  unter  Beihilfe  des 
Qeometers  den  Auseinandersetzungsplan  auf. 

Dieser  enthalt  in  seinem  ersten  Teil  eine 
Darstellung  des  alten  Verhältnisses  und  die 
Forderungs-  oder  Sollhabensberechnung  für 
jeden  einzelnen  Teilnehmer.  Der  zweite 
Teil,  der  eigenthclie  Zusammenlegungsplao, 
giebt  eine  Daistellung  des  projektierten 
neuen  Zustaudes  der  Abfindungen  der  In- 
teressenten und  der  sonst  geplanten  Ein- 
richtungen. 

Dieser  Plan  wird  nach  erfolgter  Prüfung 
durch  die  General  komm  ission  den  Interes- 
senten zur  Genehmigung  vorgelegt.  Zu 
diesem  Zweck  lässt  der  Kommissar  die 
neuen  Anlagen  auf  der  Flur  abstecken  und 
beraumt  einen  Termin  zur  Verhandlung  des 
Planes  an.  Von  den  nicht  erscheinenden 
Teilnehmern  kann  die  Zustimmung  zu  dem 
Plan  und  den  im  Termin  zu  fassenden  Aus- 


fflhruDgsbeschlüsSea  vorausgesetzt  werden. 
Sind  die  Interessenten  mit  dem  Plan  ein- 
verstanden oder  einigen  sie  sich  sogleich 
mit  dem  Kommiasar  Qber  etwaige  Aende- 
ningen,  so  wird  Aber  Zeit  und  Bedingungen 
der  Ausführung  verhandelt  Erheben  einer 
oder  mehrere  Interessenten  gütlicii  nicht 
beizulegende  Widersprüche,  so  tritt,  abge- 
sehen von  dem  selten  vorkommenden  schieds- 
richterlichen Verfahren  durch  die  Kreisver- 
mittel uogsbehörden,  das  Streitv^^ahreo  vor 
derOeneralkommission  ein.  Diese  entscheidet 
jetzt  über  alle  sowohl  bei  der  Vorlegung 
des  Ausein  an  dersetzungsplanee  wie  au<£ 
früher  hinsichtlich  der  Abfindung  entstaa- 
denen  Streitigkeiten.  G^;en  ihren  die  Aus- 
gleichung und  Abfindung  betreffenden  Spruch 
ist  Berufung  an  das  Obcrlandeskulturgericht 
zulässig.  Jedoch  ist  die  Qeneralkommission 
bei  Entscheidung  über  den  Auseinander- 
setzungsplan befugt,  wenn  sie  auf  Ausfüh- 
ning  erkennt,  zugleich  festzusetzen,  dass  die 
Ausführung,  ungeachtet  des  gegen  das  ur- 
teil einzuwendenden  Recht smittafs,  stattfinda 

Ist  so  der  Auseinanderaetzungsplan  durch 
gütliches  Einvernehmen  oder  Entscheidung 
der  Geoeralkomm ission  (bezw.  des  Ober- 
landeskulturgerichts) endgiltig  festgestellt,  ao 
tritt  das  Au seinandersetzuügs verfahren  be- 
hufs Gemeinheitsteilung  und  Zusammea- 
leguog  der  Abfindungen  in  sein  drittes  und 
letztes  Stadium. 

Dieses  begreift  die  AusfOhrung  des  AuB- 
einaudersetzimgeplans  und  die  Errichtung 
des  die  ^nze  Auseinandersetzung  abschlies- 
senden Rezesses  in  sich. 

Nach  der  Verordnung  von  1817  sollte 
die  Ausführung  des  Planes  nur  ausnahmt- 
weise  vor  Bestätigung  des  Bezesses  erfolgen, 
jetzt  ist  die  Reihenfolge  aus  praktischen 
Gründen  die  umgekehrte. 

Die  Ausführung  begreift  vor  allem  ge- 
naue Bestimmung  der  Grenzen  der  Land- 
abfindungen und  üebergabe  der  letzteren  an 
die  Interessenten  iu  sich-  Ferner  wird  Über 
die  Art  der  Ausfülirung  der  beschlossenen 
gemeinschaftlichen  Anlagen,  insbesondere 
über  die  Bestreitung  der  hieraus  erwachsen- 
den Kosten,  Beschluss  gefasst,  und  die  Her- 
stelhmg  dereelhcn,  also  der  Wege,  Triften, 
Graben  und  anderer  Änslalteu,  wird  ins 
Werk  gesetzt.  Der  Kommissar  muss  die 
Eintragung  der  Landabfindungen  in  das 
Grundbuch  veranlassen  und  das  Verhältnis 
zwischen  entfernteren  und  unmittelbaren 
Teilnehraem,  zwischen  Pächter  und  Ver- 
pächter, zwischen  Niesabraucher  und  Eigen- 
tümer regeln.  Die  Generalkommission  muss 
den  ausgeführten  Plan  an  die  Bezirksregie- 
mng  behufs  Fortechreibiing  der  Grundsteuer 
übersenden. 

Die  Entschadigimg,  die  jeder  Teilhaber 
durch  die  Auseinandersetzimg  erhalt,  tritt 
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an  die  Stelle  der  dafür  abgetretenen  öruad- 
stacke  nad  dadurch  abgelösteo  Berechti- 
gungen und  bekommt  daher  hin  sich  tllcli 
flirer  Befugnisse ,  lasten  und  soosiigen 
EechtsverhlÜtDisse  die  Eigenschaften  der- 
jenigen Besitzstücke,  für  welche  sie  gegeben 
woMeo  ist.  Die  Abfind  ungsgrundstflcke 
werden  daher  mit  den  auf  den  abgetre- 
tenen Grundstücken  ruhenden  Lehns-  und 
Kdeiko  mm  iss  Verbindungen,  hypothekarischen 
Schulden  und  öffentlichen  Lasten  belegt 

Der  Kezess  schliesst  die  Äuseioander- 
SGtzimg  ab.  Die  Urkunde  enth&lt  eine  kurze 
Angabe  der  aufgehobenen  Rechte  und  Ver- 
hältnisse und  eine  genaue  Nachweisnng  des 
neuen,  durch  die  Auseinandersetzung  ge- 
schaffenen Zustandes.  Der  von  dem  Kom- 
missar entworfene  Rezess  wird  von  der 
General kommission  geprüft,  dann  durch  den 
Kommissar  mit  den  Interessenten  vollzogen 
und  achliesslich  von  der  Generaikommission 
bestätigt  Der  bestätigte  Rezesa  hat  die 
Wirkung  einer  gerichtlich  bestätigten  Ur- 
kunde. Auf  Grund  desselben  kann  daher 
die  Zwangsvollstreckung  verfügt  werden. 
Die  Beteiligten  werden  mit  Einwendungen 
oder  Nachforderungen  nicht   mohr  gehört. 

Mit  der  Bestätigung  des  Rezesses  tritt 
die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte 
und  Verwaltungsbehörden  wieder  ein.  Die 
aus  dem  Auseinanderset  zu  ngs verfahren  er- 
wachsenden Kosten  sind  bei  Gemeinheits- 
teilungen  und  dabei  erfolgenden  Zusammen- 
legungen von  den  Teilnehmern  nach  Ver- 
hfltnis  des  Vorteils,  welcher  ihnen  aus  der 
Auseinandersetzung  erwächst,  zu  tragen.  Ist 
dieser  Vorteil  nicht  festzustellen,  so  sind 
sie  nach  dem  Wert  der  Teilnahmerechte  zu 


Sehr  wichtig  für  das  Kostenwesen  ist 
ein  G,  v.  24.  Juni  1875  geworden,  das  an 
Stelle  der  jedesmal  für  die  einzelne  Aus- 
einandersetzung zu  berechnenden  Kosten 
sogenannte  Panschsätze,  in  der  Regel  12 
Uark  für  jeden  Hektar  der  zu  teüenden 
und  umzulegenden  Fläche,  einfährte. 

Seit  Beginn  der  Auseinandersetzimgen 
bis  Ende  1870  sind  in  den  sieben  älteren 
Provinzen  Preuesens  bei  den  Reguheningen 
und  Gemeinheitsteilungen  1749  809  Besitzer 
mit  16244052  Hektar  Grundbesitz  separiert 
und  ihre  Besitzungen  von  allen  Holz-,  Streu- 
und  Hütungsservituten  befreit  worden. 

Trotz  dieser  grossen  Verbreitung  der 
infolge  der  Regulierung  und  Gemeinheits- 
t^ung  durchgeführten  Zusammenlegungen 
waren  einzelne  Teile  des  Geltungsgebiets 
der  Gemein heitsteilungsordnung  und  der 
Regulier imgsgeaetze  mit  der  allgemeinen 
Durchführung  der  Zusammenlegung  hinter 
den  übrigen  zurückgeblieben. 

In  Schlesien  und  auch  in  Westfalen  war 
die  Zusammenlegung  nicht  im  gleichen  Masse 


wie  in  den  Übrigen  Provinzen  mit  Regu- 
lierungen und  Gemeinheitsleilungen  for^e- 
Bchritten. 

Abgesehen  davon,  dass  in  Westfalen  die 

Regulierungen  infolge  des  Fehl enslassitischer 
BesitzverhältDisse  kaum  vorkamen,  war  der 
Hauptgrund  dieses  Zurückbleibens  der  Zu- 
sammenlegungen in  beiden  Provinzen  die 
verhältnismässig  grosse  Masse  servitutfreien 
Landes,  das  nicht  in  die  Zusammenlegung 
einbezogen  werden  konnte. 

In  Schlesien  war  dieses  servitutfrde 
Land  durch  frühere,  zum  Teil  schon  im  18. 
Jahrhundert  durchgeführte  Servitutablö- 
suDgen  geschaffen  worden,  in  Westfalen  aber 
waren  die  Servituten  auf  Privatgnmdstficken 
in  den  Gegenden  mit  Einzelhofbesiedelung 
überhaupt  nicht  häufig  and  auch  sonst  viel- 
fach wt^n  des  bis  1815  in  Geltung  ge- 
wesenen französischen  Privatrechts  als  zti 
Recht  bestehend  nicht  zu  erweisen. 

Es  kamen  also  in  beiden  Provinzen  nicht 
selten  Gemarkungen  mit  vermengt  liegen- 
den Ländereien  vor,  die  wegen  vfilliger 
Servitutfreiheit  der  Gemeinheitsteilung  nicht 
unterworfen  und   deren  Grundstücke  daher 


Noch  häufiger  aber  fehlte  in  leiden  Pro- 
vinzen selbst  bei  möglicher  und  auch  wirk- 
lich eintretender  Gemeinheitsteil  im  g  die 
Voraussetzung,  welche  sonst  die  Verbindung 
von  Gemeinheit  Stellung  und  Zusammenlegung 
ermöglichte,  nämlich  die  allgemeine  durch- 
gängige Belastung  aller  Grundstücke  der- 
selben Gemarkung  mit  Servituten, 

Der  Umstand,  dass  viele  zum  gröseten 
Teil  Servitut  belastete  Gemarkungen  mit  dn- 
zelnen  sen'i  tut  freien  Gnmdstücken  durch- 
setzt waren,  hinderte  die  sonst  so  erfolg- 
reiche Einbeziehung  aller  Grundstücke  einer 
Gemarkung  in  das  Auseinandersetzungs- 
iind  Umlegegungsverfahren  und  machte 
daher  die  immer  mehr  als  Hauptzweck  der 
Gemeinheitsteilungen  ersclieinende  zweck- 
mässige Zusammenlegung  der  Grundstticke 
unmöglich. 

Um  diesem  hauptsächlich  in  den  beiden 
letztgenannten  Provinzen  hervorgetretenen 
Uebelstand  abzuhelfen,  eiging  am  2.  April 
1872  das  Gesetz  betr.  die  Ausdehnung  der 
Gemeinheitsteilungsordnung  vom?.  Juni  1821 
auf  die  Zusammenlegung  von  Grundsttlcken, 
welche  einer  gemeinschaftlichen  Benutzung 
nicht  unterliegen.  Es  wurde  für  das  ganze 
Geltungsgebiet  der  Gemeinheitsteilungsord- 
nung erlassen.  Da  das  Gesetz  sich  schon 
seinem  Titel  nach  als  Ausdehnung  der  Ge- 
meinheitsteilungsordnungdarstelite,  so  kamen 
die  Vorschriften  derselben,  welche  sich  auf 
Zusammenlegung  bezogen,  auch  bei  den 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  2,  April  1872 
stattfindenden  Zusammenlegungen  sowdt  zur 
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Anwendung,  als  daa  Gesetz  selbst  keine 
AenderuDgen  einführte.  Die  Zusammi^n- 
l^uDg  der  in  vermengter  Lage  befindlichen, 
einer  Gemeinheit  nicht  unterliegenden 
Grundstöcke  findet  statt,  wenn  dieselbe  von 
den  Eigentflmern  von  mehr  als  der  Hälfte 
der  nach  dem  Grandsteuerkataster  berech- 
neten Fische  der  umzulegenden  Grund- 
stücke, welche  gleichzeitig  mehr  als  die 
Hälfte  des  Eatastralreinertrages  repräsen- 
tieren, liean tragt  und  nach  Begutachtung 
durch  die  Kreisvermittelungsbehörde  durch 
Beschluss  der  Kreisveraammhingen  für  zu- 
lässig erklärt  wird.  In  BtAdtisclien,  einem 
Ereisverband  nicht  augehOrigen  Feldmarken 
bedarf  es  des  Beschlusses  des  Magistrats 
und  der  Stadtverordneten  auf  Grund  des 
Gutachtens  einer  von  denselben  gewählten 
sachverständigen  Eommission.  Zuvor  ist 
der  UmleguDgsbezirk  von  der  Auseinander- 
setzuDgsbehQrde  festzustellen.  Dieser  soll 
in  der  Rege!  alle  der  Umleguog  unter- 
worfeueu  Stücke  der  Feidmark  vereinigen, 
kann  aber,  sofern  dies  dem  Landkultur- 
interesse  entspricht,  auf  einen  natürlich  oder 
wirtschaftlich  begrenzten  Teil  der  Feldmark 
sich  beschrtlnken  und  in  jedem  Fall  auch 
nn wirtschaftlich  einspringende  Grundstücke 
einer  fremden  Feldmark  nrafasaen.  Das 
Einverständnis  aller  Beteiligten  macht  die 
Bosch lussfassung  des  Kreistages  bezw.  der 
städtischen  Behörden  entbehrDch. 

Gebäude,  Hoflagen,  Kunstwiesen,  Gärten, 
Park-,  Obst-  und  Hopfen  anlagen,  Weinberge, 
Seen,  Teiche  und  andere  PrivatgewSsser, 
einer  gemeinschaftlichen  Benutzung  nicht 
unterliegende  Lehm-,  Sand-,  Kalk-  und 
Mergelgruben  sowie  Steinbrüche  und  andere 
zur  FossUieugew Innung  oder  zu  gewerb- 
lichen Anlagen  dienende  Grund  st  ßcke,  in- 
gleichen  Grundstücke,  mit  denen  das  Eigen- 
tum eines  Erbkuxes  an  einem  Bergwerk 
ganz  oder  zum  Teil  verbunden  ist,  endlich 
Oiuodstücke,  auf  deneo  Denkmäler  oder 
Familiengräber  sich  befinden,  kßnoen  nur 
mit  Einwilligung  der  Beteiligten  in  die  Zu- 
sammenlegung bezc^n  werden.  Rente  und 
Kapital  sind  als  Substanzen tschädigun^  Qur 
ausnahmsweise  zur  Ausgleichimg  germger 
Wertuntei'schiede  zidässig. 

Grundstöcke,  welche  eehon  einmal  einer 
Zusammenlegung  unterzogen  worden,  dQrfen 
derselben  gegen  den  Willen  des  Eigen- 
tümers nur  dann  unterworfen  werden,  wenn 
entweder  nach  der  Zusammenlegung  durch 
Anlage  von  Deichen,  Kanälen  etc.  eine  er- 
hebliche Störung  der  Plantage  eingetreten 
ist  oder  seit  der  Ausführung  einer  nach 
der  Gemeloheitsteilungsordnung  vollzi^nen 
ZusammleguDg  30  Jahre  verflossen  sind 
und  die  Eigentümer  von  mehr  als  drei 
Viertel  der  umzulegenden  Fläche  die  Zu- 
saramenle^ng  beantragen. 


Werden  von  der  Zusammenl^ung  Grund- 
stücke betroffen,  die  einer  gemeinschaftlichen 
Benutzung  unteiü^en,  so  muss  die  Auf- 
hebung der  letzteren  mit  der  Zusammen- 
legung verbunden  werden.  Seit  Brlass 
dieses  Gesetzes  konnten  also  im  ganzen  Ge- 
biet der  Geraeinheitsteilungsordnung  die  Zu- 
sammenlegungen als  selbständige  Kuitur- 
massregel  unabhängig  von  Gemeinheitstei- 
lung  und  Regulierang  unternommen  werden. 

Auch  die  Durchführung  dieses  Gesetzes 
wird  von  den  Auseinandersetzungabehörden 
nach  Massgabe  des  geschilderten  Ausein- 
andersetzungsvorfahrens  vorgenommen. 

Ausserdem  aber  fanden  Zusammea- 
legTingen  auch  bei  Gelegenheit  der  Gemein- 
heitsteilungen  noch  statt.  Dagegen  wurden 
sie  auf  Grund  des  §  ä6  des  Kegulierungs- 
gesetzes  vom  2.  März  1850  nur  noch  selten 
durchgeführt,  weil  die  R^^uUerangen 
schon  vor  1U70  in  der  Hauptsache  beencügt 
waren, 

8.  Z.  d.  G.  Ib  den  Gebieten  anssertialb 
des  gemeinen  Landrechts  und  in  den  seit 
1866  mit  Preossen  vereinigten  Ländern. 
Von  diesen  Provinzen  besassen  Hannover, 
das  vormalige  Herzogtum  Nassau  (heutiger 
Regierungsbezirk  Wiesbaden  exklusive  des 
Hinterlaudkreises)  und  Neuvorpommern  nnd 
Rügen  eine  eigene,  in  ihren  materiellen 
Bestimmungen  noch  heute  zu  Recht  be- 
stehende Zusammenlegungsgesetzgebung,  die 
noch  aus  der  Zeit  ihrer  staatlichen  Selb- 
st&ndigkeit  oder  Zugehörigkeit  zu  anderen 
Staaten  herrührte. 

In  dem  Kurfürstentum  Hessen  (Regie- 
rungsbezirk Cassel),  dem  ehemals  gross- 
herzoglich hessischen  Hiuterlandkreis ,  in 
der  Rheiaprovinz  (ejcklusive  der  landrecht- 
lichen Kreise),  in  Hohenzollern  nnd  Schles- 
wig-Holstein wurden  specieläe  preussische 
Zusammenlegungsgesetze  eingeführt,  die  ent- 
weder die  älteren  daselbst  geltenden  Be- 
stimmungen abrogierten  oder  aber  Ober- 
haupt keine  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  Zusammenlegung  der  Grandstücke  vor- 
fanden. 

Der  allgemeine  Charakter  der  Zusammen- 
legung^esetzgebuDg  in  diesen  Gebieten  ist 
der,  dass  die  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke fast  ausnahmslos  von  preuseischen 
und  einheimischen  Gesetzen  als  selbständige 
Landkultur massregel  behandelt  und  nic£t 
etwa  als  Folge  anderer  agrarischer  Re- 
formen eingeführt  wurde. 

Die  zur  Durchführang  der  Zusammen- 
l^UDgSgesetze  bestehende  BehCrdenorgani- 
sation  und  die  Kompetenz  dieser  Behörden 
stimmen  in  allen  Hauptpunkten  mit  den 
analogen  Institutionen  in  den  laudrecht- 
lichen  Gebieten  überein.  Nur  hinsichtlich 
der  Entscheidung  von  Streitigkeiten  be- 
stehen Verschiedenheiten.    In  Hani 
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wohl  wie  im  BegieruDgsbezirk  Wiesbaden 
(exklusive  des  HiDterlandkreieee)  verbleiben 
Streitigkeiten,  welche  bei  der  Zusammeü- 
leguog  hervortreten,  an  aich  aber  zur  Zii- 
atändigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  ge- 
hören, diesen  ordentlichen  Gerichten.  An- 
dere Streitigkeiten,  welche  die  Ausführung 
der  Zusammealegung  betreffen,  werden  in 
CTSter  Instanz  vom  Eommissar,  nicht  aber  wie 
im  Geltungsgebiet  der  Gemeinheitsteilungs- 
ordnung  von  der  Generalkommission  ent- 
schieden. 

Auch  die  Vorschriften  über  das  Ausein- 
andersetzungsverfabren  sind  in  allen  diesen 
Gebieten  dieselben  wie  im  GeltiinMgebiet 
der  Gemeinheitsteilungsordnung.  Nur  in 
Hannoverund  im  Regieningshezirk Wiesbaden 
(exUusive  des  Hintertandkreises)  bestehen 
nodi  als  Önindlage  der  Verfahrensgesetz- 
gebung partikuläre  Gesetze,  für  das  erst- 
genannte Gebiet  das  hannoTetsche  Verfah- 
rensgesetz Tora  30.  Juni  1842,  für  das  letzt- 
^nannte  die  4  nassauischen  Re^erungs- 
instruktionen  vom  2.  Januar  1830. 

Also,  die  Vorschriften  über  das  Aus- 
einandersetzungB  verfahren,  Behörden  Organi- 
sation und  Kompetenz  dieser  Behörden  bei 
der  Vornahme  von  Zosammenlegungen 
sind  mit  den  gedachten  Ausnahmen  für  alle 
Teile  der  preussischen  Monarchie  dieselben. 

Was  die  materiellen  Bestimmungen  der 
betreffenden  Gesetze  über  Zusammenlegung 
anbelangt,  so  ist  vor  allem  die  Gruppe  von 
Provinzen  mit  eigener  nichtpreiisei  scher  von 
derjenigen  mit  specieller  preussischer  Zu- 
sammen legungsgesetzgebung  zu  unterschei- 
den. In  der  letztgenannten  üruppe  von 
Provinzen,  also  in  dem  Regierungsbezirk 
Cassel  (inklusive  Ereis  Biedenkopf,  Einter- 
landkreia),  in  der  Rheinprovinz,  in  Hohen- 
zollem  und  Schleswig-Holstein ,  enthalten 
die  Zusammen legung^raetze  mit  einigen 
dnrch  lokale  Verhältnisse  gebotenen  Modi- 
fikationen die  Grundsatze  des  G.  v.  2.  Juni 
1872  und  die  auf  Zusammenlegung  bezüg- 
lichen Bestimmungen  der  Gemeinheits- 
teilungsordnung vom  Jahre  1821.  In  den 
erstgenannten  Landesteilen .  in  Hannover, 
im  iWierungsbezirk  Wiesbaden  (exklusive 
Kreis  Biedenkopf)  und  in  Neuvorpommern- 
Rügen  bestehen  z.  T.  durchaus  eigenartige, 
von  den  preussischen  abweichende  Zu- 
sammenleguD  gsgcsetze . 

Da  die  wichtigsten  Bestimmungen  der 
speciellen  preussiscben  Zusammenlc^n gsgc- 
setze schon  in  dem  Art.  Gemeinheits- 
teilung (oben  Bd.  IV  S.  155—157)  eine 
übersichlHche  Darstellung  gefunden  haben 
und  sie,  wie  schon  erwähnt,  neue,  in  der  so- 
genannten altländiaclien  Gesetzgebung  bisher 
fehlende  Gesichtspunkte  nicht  entboten,  so 
gehen  wir  an  dieser  Stelle  auf  ihre  Einzel- 
heiten nicht  nfther  ein. 


Auch  binfiichtlich  der  historischen  Eht- 
wiokelung  und  Gestaltung  der  Zusammea- 
leguct^  in  Hannover,  dort  Verkoppelimg  ge- 
nannt, verweisen  wir  auf  gedachten  Artikel. 
Die  hannoversche  Verkoppelungsgesetz- 
gebung  hat  grosse  Aehnhchkeit  mit  dem 
Zusammen legungsg.  v.  2.  April  1872.  Nur 
ist  die  freihält  der  Auseinandersetzungsbe- 
hörde  in  der  Gestaltung  der  Abfindungs- 
grundstücke  minder  grc»s  als  in  Preussen. 
Die  Flilchenabweichung  des  Besitzes  eines 
Interessenten  nach  der  ZuBammenl^ung  von 
seinem  Besitz  vor  der  Zusammenlegung 
darf  wider  seinen  Willen  nicht  piehr  als 
ein  Zehntel  seines  einbezogenen  Grundbe- 
sitzes betragen,  Besitzer  von  nicht  mehr 
als  52,42  ar  sollen  ihren  Grundbesitz  ent- 
weder behalten  oder  in  gleich  günstiger 
Lage  dureh  solche  Grundstücke  empfangen, 
welche  ohne  besondere  Aufwendung  von 
Kosten  und  Arbeit  in  der  nämlichen  Wdse 
wie  die  abgetretenen  kultiviert  werden 
kennen.  Diese  kleinsten  Besitzer  sind  von 
den  Regulierungskosten  befreit. 

Die  Zusammenlegung  der  Grundstücke  in 
Neuvorpommem  imd  Bügen  wurde  in  so 
früher  Zeit ,  unter  so  eigenartigen ,  in 
Deutschland  einzig  dastehenden  Voraus- 
setzungen vermittelst  einer  den  modernen 
Verhältnissen  nicht  mehr  entsprechenden 
Gesetzgebung  durchgeführt,  doss  sie  ein 
allgemeines  Interesse  weder  in  historischer 
noch  in  praktischer  Hinsicht  besitzt 

Eine  eingehende  Betrachtung  erfoidert 
dagegen  die  noch  heute  im  Remerungsb£^- 
zirS  Wirabaden  (exklusive  Kreis  Biedenkopf) 
in  Anwendung  befindliche,  von  der  ehe- 
maligen nassauischen  Regierung  geschaffene 


Die  Konsolidation  im  ehemaligen  Her»%- 
tum  Nassau  ist  eine  durchaus  originell, 
für  die  eigentümlichen  Verhältnisse  Süd- 
westdeutschlands berechnete  Methode,  um 
die  Nachteile  der  Gemengelage  durch 
allerdings  beschränkte  Zusammenlegung 
der  Grundstücke  und  andere  Mittel  zu  be- 
seitigen. 

Die  formellen  und  materiellen  Vor- 
schriften der  nassauischen  Konsolldations- 
gesetzgebung  haben  nicht  nur  eine  direkt 
praktische  Bedeutimg  für  die  Durchführung 
einer  besseren  Feldeinteilung  [Flar-  oder 
Feldbereinigung)  in  ihrem  eigentlichen  Gel- 
tungsgebiet gewonnen,  sondern  sie  haben 
auch  als  die  ältesten  und  erfolgreichsten 
Normen  für  diesen  Zweig  der  Landeskultur 
in  SüddeutBchland  einen  unverkennbaren 
EinfluBS  auf  einzelne  für  ähnliche  Verhält- 
nisse berechnete  süddeutedie  Zusammen- 
legrmgsgesotze  au^eflht. 

Schon  im  18,  Jahrhundert  wird  die  Kon- 
solidation als  bestehende  Einrichtung  er- 
wähnt.   Eine  eingehende  Regelung  erhielt 
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Bie  durch  die  infolge  der  StaatsmiDisteriat- 
V.  V.  12.  Septembex  1S29  ereangenen  4 
RegieningaJDstruktioDea  t.  2.  Januar  1830. 
Die  aitereu  Vorechriften  über  die  Giiter- 
kouBolidadon  wurden  hierdurch  beseitigt. 
Besondere  die  erste  Instruktion  »Ober  die 
Vollziehung  der  Güterkonsolidation«  enthält 
die  grundlegenden  materiellen  Vorschriften, 
welche  das  Wesen  der  nassauischen  Kon- 
solidation sgesetzgehung  ausmachen.  Die 
Bpittere  G^tzgebung,  auch  die  preusaische, 
hat  diese  materiellen  Varsohriften  nur  in 
UDweseatlichen  Punkten  geändert. 

Nach  der  Einverieibung  des  Herzogtums 
Nassau  in  die  preussische  Monarchie  er^ng 
die  V.  V.  2.  September  1867 ,  welche  den 
Besitzern  vod  mehr  als  der  Hälfte  der  nach 
dem  Stockbuch  berechoelen  Fläche  der  be- 
teiligten Grundstöcke  die  ProvofcatioDs- 
befuguis  zur  Einleitung  der  Eonsotidation 
erteilte  und  ausserdem  einige  Äenderungen 
in  der  Leitung  des  Verfahrens  durch  die 
Verwaltungsbehörde  traf. 

Am  5.  April  1869  wurde  die  Gemein- 
heitsteiluugsordnung  für  den  Regierungsbe- 
zirk Wiesbaden  erlassen,  und  in  derselben 
die  §§  20,  23  (dieser  G.T.O.)  und  der  §  109 
der  Äbl&suDgsg.  v.  2.  März  1850  auch  auf 
Konsolidationen  ausgedehnt  Die  Paragraphen 
der  Gemeinheitsteilungaordnung  handeln  von 
der  rechtlichen  Natur  der  Abfiodung,  der 
§  109  des  G.  V.  2.  März  1650  führt  eine 
erleichterte  L^timationsfeststellung  ein. 
Schliesslich  bestimmte  noch  der  §  30  der  Ge- 
meinheitsteilungsordnungjdasB  die  der  Konsoli- 
dation unterworfenen  Grundstücke,  an  denen 
eine    gemeinschaftliche    Nutzung    besteht, 

f;leichzeitig  von  dieser  Gemeinheit  durch  Tei- 
ung  oder  Ablösung  befreit  werden  müssen. 

Das  letzte  und  wichtigste  der  seit  dem 
Jahre  1830  ergaogeneu  Gesetze,  das  G.  v. 
21.  März  1837,  führte  andere  Auseinander- 
setzungsbehörden mit  veränderter  Kompetenz^ 
das  alUAndiache  Kostenwesen  (G.  v.  24.  Juni 
1875)  und  eine  Beihe  neuer  Beatimmungen 
über  die  formelle  Seite  des  Verfahrens  ein. 

Die  materiellen  Vorschriften  Ober  Konsoli- 
dation wurden  auch  in  diesem  Gesetz  nicht 
geändert  Der  |  21  des  Gesetzes  zeigt  so- 
gar eine  Fortbildung  der  Eonsolidations- 
gesetzgebung  im  Sinne  der  älteren  Verord- 
nungen. 

Nadi  den  nassauischen  Gesetzen  war  die 
Durchführung  der  Eonsolldatioa  staatlich 
geprüften  Geometem  anvertraut  Die  Ver- 
wmtungsbehOrden,  die  herzogliche  Regierung 
und  die  Äemter,  hatten  die  obere  Ijoitun^ 
des  Verf^irens  und  entschieden  alle  dabei 
vorkommenden  Streitigkeiten.  Die  Einleitung 
des  Verfahrens  war  von  der  Provokation 
durch  die  Beteiligten  abhäo^g.  Sie  erfolgte 
für  eine  Gemarkung  oder  deren  Teil  durch 
einen  Gemeindebeschluss  mit  qualifizierter 


Majorität  Diese  musste  aus  'h  der 
stimmführenden  Gemeindemitglieder  be- 
stehen, welche  mit  wenigstens  der  Hälfte 
der  liegenden  Güter  in  der  Gemarkung  oder 
dem  Gemarkungsteil,  der  konsolidiert  werden 
sollte,  angesessen  waren.  Die  Gesamtheit 
der  bei  einer  Konsolidation  beteiligten  Grund- 
besitzer (auch  die  Forensen)  bildete  die  so- 


wählte  mit  einfacher  Stimmenmehrheit  deo 
Geometer  und  die  Güterschätzer ,  letztere 
meist  aus  ihrer  Mitte,  und  schloss  mit  dem 
Geometer  einen  Accord  über  die  Bedingungen, 
unter  denen  dieser  die  Ausführung  der 
Konsolidation  übernahm,  ab.  Dieser  Kon- 
trakt unterlag  der  Genehmigung  der  Landes- 
regierung. Die  gewählten  Güterschätzer 
wurden  von  dem  Amt  bestätigt  und  ver- 
pflicbtet.  Der  Geometer  arbeitete  als  ein 
im  Dienst  der  Konsolidationsgesellschaft 
stehender  Techniker,  musste  aber  bei  der 
Vornahme  der  Konsolidation  die  staatlichen 
Konsolidations Vorschriften,  auf  die  er  eidlich 
verpflichtet  war,  befolgen.  Er  nahm  teils 
selbständig,  teils  unter  gesetzlich  gebotener 
Zuziehung  von  Vertretern  der  Konsolidaüons- 
geseilsch^t  die  zur  Durchführung  der  Kon- 
solidation nötigen  und  staatlich  angeordneten 
Geschäfte  vor. 

Die  Güterschätzer  bildeten  die  Bonitäts- 
klassen, bestimmten  den  Wert  derselben 
und  schätzten  die  OnmdstOcke  ein.  Der 
Geometer  musste  sie  bei  Vornahme  wich- 
tiger Kousoiidationsgeschäfte  zuziehen. 

Der  Entwurf  der  allgemeinen  Feldregu- 
lierung, der  sogenannte  Generalsituations- 
plan, musste  der  Landesregierung  zur  Ge- 
nehmigungvorgelegt werden.  Diese  Behörde 
liess  den  Plan  durch  eine  technische  Kom- 
mission an  Ort  und  Stelle  prüfen  und  stellte 
ihn  durch  Entscheidung  endgittig  fest.  Auch 
die  vermessungstechnischen  Arbeiten  des 
Qeometers  liess  die  Hegierung  durch  eigene 
Techniker  revidieren. 

Sonst  hatte  die  Verwaltun^behörde 
keinen  unmittelbaren  Einfluas  auf  die  Durch- 
führung der  Kousoiidationsgeschäfte.  Nur 
bei  vorkommenden  Streitigkeiten  griff  sie 
durch  Administrativen tscheiduDg  ein.  Im 
übrigen  beschränkte  sich  ihre  ThStigkeit 
auf  den  formellen  Teil  der  Geschäfte.  Die 
Aemter  erliegsen  die  Ladungen  der  Forensen 
und  die  Kontumazialladungen  aller  Beteiligten 
zu  den  Terminen  und  vollzogen  nach  Voll- 
endung aller  Konsolidationsgeschäfte  die 
Cebergabe  der  Abfindungsstücke  au  die  In- 
teressenten durch  sogenannte  Adjudikation. 

Unter  der  preussischen  Herrschaft  ge- 
stalteten sich  infol^  der  erwähnten  Gesetze 
die  BehOrdenoi^amsation  und  das  Konsoli- 
dationsverfahren folgen  dermaesen. 

Alle  Obliegenheiten  der  ordentlichen  Ver- 
waltungsbehörde sind  der  Geoeralkommissiori 


.^gle 


1048 


Zueammeiüegung  der  OniadstQcke 


in  Cassel  und  ihren  Organen,  besonderen 
SpeciallcommiBsareD,  übertragen.  Diese  Kom- 
missare werden  von  der  ÖeneraltommiHaion 
mit  der  LeituDg  einzelner  KonBolidatioiien 
betrant,  Sie  leiten  das  Yerfahren  von  Amts 
■wegen,  bestimmen  die  Reihenfolge  der  Gle- 
schäfte  und  führen  alle  Verhandlungen  mit 
Beteiligten  und  Behörden.  Den  Vermessungs- 
beamten  bestimmt  für  jede  einzelne  Saäe 
die  OeneraliommiBsion  nauh  Anhörung  der 
VertretuDg  der  Kon  eohdationsgesell  Schaft, 
'  des  sogenannten  Konsolidation s Vorstandes. 
Die  Vermessungsbeamte B  führen  unter  Lei- 
timg und  Aufsicht  der  Kommissare  die  geo- 
metrisch-technischen  Geschäfte  aus.  Eine 
Revision  ihrer  Arbeiten  durch  Rt^erungs- 
'techniker  findet  nicht  mehr  statt.  Die  Wahl 
der  Güterschätzer  erfolgt  durch  die  Be- 
teiligten, kommt  keine  Wahl  zu  stände,  so 
ernennt  sie  der  Kommissar.  Der  Kommissar 
stellt  die  Klassen  und  ihren  Wert  nach  vor- 
gftngiger  Rücksprache  mit  den  Schätzern 
und  dem  Konsolidatians vorstand  fest.  Die 
örtliche  Prüfung  des  Generalsituationsplanes 
erfolgt  durch  eine  von  der  Geceralkommission 
zu  bestellende  Kommission  uoter  Zuziehung 
des  Konsolidation  svorstandes ,  welcher  au(£ 
über  etwaige  Aenderungen  desselben  zu 
hören  ist  Streitfragen,  welche  ziir  Kompe- 
tenz der  ordenüichen  Gerichte  gehören  und 
durch  gütliche  Vermittehmg  nicht  beizu- 
legen sind,  müssen  vom  Kommissar  auf  den 
Rechtsweg  verwiesen  werden.  Alle  übrigen 
bei  der  Konsolidatien  entstehenden  Streitig- 
keiten entscheidet  der  Kommissar  in  erster, 
die  Generalfcommission  in  zweiter  Instanz, 
Gegen  Entscheidung  des  Kommissars  über 
Reklamationen  im  Adjudikations verfahren  ist 
Rekurs  an  die  Generalkommission  und 
weilerer  Rekurs  an  das  Oberlandeskultur- 
gerieht  zulässig.  Bei  Streitigkeiten  über 
die  Taxation  tritt  schiedsrichterliches  Ver- 
fahren ein.  Die  Adjudikation  vollzieht  der 
Kommissar.  Die  Gesamtheit  der  Beteiligten 
wird  in  aUen  das  gemeinsame  Interesse 
derselben  betreffenden  streitigen  und  nicht 
streitigen  Angelegenheiten  durch  den  Kon- 
solidationsvorstand vertreten.  Schon  nach 
den  älteren  naasaiüschen  Verordnungen 
wirkten  Mitglieder  der  Konsolidationsgesell- 
sehaften  bei  der  Ausführung  einzelner  Kon- 
sohdationsgeschafte  mit.  Für  diese  j>Ver- 
treter«  derBeteiligten,  gewöhnlich  Gemeinde- 
vorstand, Mitgheder  des  Feldgerichts,  drei 
Taxatoren  und  drei  Naehtaxatoren,  scheint 
sich  allmählich  die  Bezeichnung  Konsoli- 
dation s  vorstand  gebildet  zu  haben.  Aber 
die  Vertretungsbetugnis  des  Konsolidations- 
vorstandes war  gesetzlich  nicht  anerkannt, 
und  ebensowenig  hatte  seine  Zusammen- 
setzung eine  gesetzliche  Regelung  gefunden. 
Jetzt  besteht  der  Kon  solid  ations  vorstand 
aus  dem  jeweiligen  OrtsbGi^rmeister  oder 


dessen  Stellvertreter  als  Vorsitzendem,  einem 
von  dem  Gemeinderat  aus  den  Mitgliedern 
des  Feldgerichts  bestellten  Mitglied  und  drei 
von  den  Beteiligten  aus  ihrer  Mitte  ge- 
wählten Mitgliedern.  Sie  fassen  ihre  Be- 
schlüsse durch  Stimmenmehriieit  der  An- 
wesenden unterBeobachtunggewinserFormen. 

Die  Bestimmungen  über  das  Kostenweeeii, 
Bestellun  g  Be  voUmäohtigter.BeschlussfassuDg 
in  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten,  Zu- 
stellungen, Fristen,  technische  Qualifikation 
der  Kommissare,  Scliätzung  besonderer G^en- 
stfinde  sind  den  altläadischen  Vorschriften 
gleich  oder  sehr  ähnlich. 

Die  materiellen  Vorschriften  der  nassaai- 
schen  und  preussischen  Gesetze  lassen  sich 
zu  folgender  Darstellung  der  Hauptprincipien 
der  Konsolidation  zusammenfassen. 

Gegenstand  der  Konsolidation  kann  eine 
Gemarkung   oder  ein  Gemarkungsteil  sein. 

Von  der  Konsolidation  ausgeschlossen 
sind  gemeinschaftlicher  Waldboden,  Wüs- 
tungen und  Drieschland,  Waldungon,  Hau- 
berge, geschlossene  Landgüter  und  Höfe, 
Weinberge,  insoweit  sie  der  Gewannenan- 
legung nicht  hinderlich  sind. 

Eine  Konsohdation  der  Dörfer,  d.  h.  der 
Hof  raiten  (Ortsbering)  mit  zugehörigen  Gärten 
und  Baumstücken,  kann  ebenso  wie  die 
Konsolidation  der  Gemarkung  oder  ihrer 
Teile  durch  Antrag  der  Besitzer  von  mehr 
als  der  Hälfte  der  beteiligten  Grundstöcke 
provoziert  werden. 

Ist  so  eine  Konsohdation  eines  Oemar- 
kungsteils,  einer  ganzen  Gemarkung  ode* 
gar  einer  ganzen  Gemarkung  inkl.  des  Orts- 
berings  giltig  provoziert  worden,  so  beauf- 
tragt die  GeoerHlkommission  den  Kommissar 
mit  der  Leitung  des  Verfahrens. 

Bach  dem  preussischen  Gesetz  bestimmt 
zwar  dieser  die  Reihenfolge  der  Geschäfte, 
aber  wir  betrachten  den  Gang  des  Konsoli- 
dation s  Verfahrens  nach  den  ^  orschriften  der 
Instruktion  I  vom  2.  Januar  1830,  weil 
hierdurch  die  Eigentümlichkeiten  des  Kon- 
solidations Verfahrens  am  deutlichsten  hervor- 
treten. 

Hiernach  findet  zuerst  der  Entwurf  der 
allgemeinen  Feldregitlieruog  und  die  R^u- 
lierung  des  Ortsberings  statt.  Deranädist 
folgt  die  Feststellung  der  thatsächlidien 
Veriiältnisse  und  schliesslich  das  Verfahren 
behufs  Neuverteilung  der  Grundstücke. 

Abgesehen  von  der  ReguUerung  des  Orts- 
berings verfolgt  das  erste  Stadium  der 
Konsohdation,  der  Entwurf  der  allgemeinen 
Feldregulierung,  zwei  Zwecke,  nämlich  die 
Proiektiening  der  Kulhirverbesseningen  und 
die  Feststellung  der  sogenannten  Zuteilungs- 
bezirke und  ihrer  inneren  Einteilung. 

Zunächst  wird  ohne  Rücksicht  auf  die 
künftige  Einteilung  der  Gemarkung  bczw. 
der  Konsolidationsmasse  in  private  Qruod- 
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etflche  eine  möglichst  gerade  Richtnag  der 
Virinalwege,  Streckung  und  Böachung  der 
kleiaeu  nnsse  und  lache,  Be-  und  Ent- 
wässerung der  Felder  und  Wiesen  geplant 
Die  Umwandlung  der  Kulturarten,  z,  B. 
Wiese  in  Äckerland,  muss,  wo  «e  zweck- 
mSssig  erscheint,  mit  Genehmigung  der 
Uehrzahl   der  Crrundeigentümer  stattfinden. 

Nach  den  GnindsAizen  der  naseauischen 
Koneolidationsgesetzgebung  mOssdemGrund- 
eigentilraer  sein  früheres  Besitztum  in  Grösse 
und  Bodengflte  ungeschmälert  erhalten  blei- 
ben. »Sein  ganzes  Besitztum  soll  nicht  zu- 
sammengelegt oder  ihm  gute  fOr  schlechte 
bezw.  BCDlechte  für  gute  Landerei  nacb  Will- 
kür zugemessen  werden.« 

Zu  diesem  Zweck  bildet  man  schon  jetzt 
aus  den  nach  Ertrags&hig^eit  oder  nach 
laud Wirtschaft) icher  Benutzung  gleichartigen 
Grundstöcken  sogenannte  Verlosungs-  oder 
Zuteilungabezirke ,  innerhalb  deren  die  in 
denselben  angesessenen  Grundbraitzer  für 
ihre  daselbst  gehabten  Ländereien  auch 
wieder  mit  Land  entschädigt  werden  müssen. 
Die  Zusammenlegimg  der  Grundstücke  eines 
Besitzers  bleibt  bei  der  nassauischen  Kon- 
solidation auf  die  Zusammenlegung  seiner 
inneiiialb  eines  Zuteilungsbezirks  zerstreuten 
Parzellen  beschiftakt.  Diese  Ziiteilungsbe- 
zirke  werden  schon  bei  der  allgemeinen 
Feldregulierung  projektiert,  und  dabei  wird 
auf  mSglichste  Grfsse  behufs  Erzielung 
gröeserer  Äbfindungsparzellen  und  auf  ge- 
radlinige Begrenzung  derselben  Wert  gelegt. 
Innerhalb  dieser  Zuteilungsbezirke  erfolgt 
nun  die  Anlage  der  Gewanne,  d.  h.  regu- 
lärer Figuren,  die  später  in  die  zu  vertei- 
lenden Parzellen  zerlegt  werden  sollen.  Die 
zu  Ackerland  bestimmten  Parzellen  müssen 
80  gestaltet  werden,  dass  man  ihnen  »i^ter 
eine  die  Wasserverteilung  und  den  Wasser- 
abzug ermöglichende  Befurchung  geben  kann. 
Entlang  und  quer  zu  dem  Zug  der  Ge- 
wanne werden  hierauf  die  Gewann-  und 
Feldwege  angelegt.  Das  Landbedürfnis  zu 
Wegen  und  Gräben  wird  von  dem  Geomefer 
für  die  ganze  Gemarkung  berechnet  und  auf 
die  einzelnen  Teilnehmer  nach  Massgabe 
ihres  Landbesitzes  verteilt. 

Das  ganze  Projekt  dieser  allgemeinen 
Feldregulierung  wird  nun  in  dem  General- 
und  Special situationsplane  niedergelegt  und 
dieser  nach  erfolgter  Prüfung  durch  eine 
technische  Kommission  und  unter  Zuziehung 
des  Konsolidations Vorstandes  von  der  Gene- 
ralkommission  festgestellt. 

Ist  die  Konsolidation  des  Ortsberings 
beschlossen  worden,  so  soU  diese  nach  der 
Instruktion  1  vom  2.  Januar  1830  gewöhn- 
lich vor  der  Wiesen-  und  Feld kon solid ation 
begonnen  werden.  Sie  begreift  Streckung 
und  Terbreiterung  der  vorhandenen  und 
Anlage   etwa  notwendiger   neuer  Strassen, 


Wege  und  Fusspfade,  femer  Geradelegung 
der  Grenzen  der  Hofraiten  und  Gärten  im 
Orte  in  sich.  Der  Orlsbering  wird  genau 
abgegrenzt  und  die  unmittelbar  an  den- 
selben stoBsenden  Garten  und  Baumstficke 
werden  zu  einem  Zuteil  ungsbezirk  zusammen- 
gefasst. 

Hierauf  erfolgt  die  Feststellung  der  that- 
sächlichen  Verhältnisse. 

Zunächst  findet  die  Klassifikation  des 
Bodens  und  die  Taxation  der  Obstbäume 
und  sonst^r  Anlagen  statt.  Der  Kommissar 
bestimmt  nach  ßückspracbe  mit  den  Tasa- 
toren  und  dem  Vorstand  die  Bonitätaklaasen 
in  jeder  Kulturart,  den  Wert  der  Massein- 
heit in  jeder  Klasse  und  ihr  Wertverhältnis 
zu  einander.  Die  Taxatoren  schätzen  die 
Grundstücke  unter  seiner  Leitung  in  die 
Klassen  ein.  Die  Obstbäume  werden  beson- 
ders taxiert  Die  Taxation  wird  den  Inte- 
ressenten bekannt  gemacht.  Etwaige  Wider- 
sprüche sind  binnen  8  Tagen  nach  erfolgter 
Publikation  vorzubringen  und  werden  durch 
ein  Schiedsgericht  erledigt.  Die  Besitz- 
standsaiifnahme  wird  auf  Grund  der  soge- 
nannten Stockbücher  (Grundbücher)  vorge- 
nommen. Ausserdem  werden  die  ParzeUen 
und  ihre  Bodenklassen  vermessen.  Auf 
Grund  dieser  Aufnahme  wird  ein  Besitz- 
stand sauf  nahm  eprotokoU  angefertigt  und 
dieses  den  Grundbesitzern  behufs  Anerken- 
nung publiziert 

Etwa  entstehende  Eechtsstreitigkeiten 
gehören  vor  die  ordentlichen  Gerichte.  Sie 
bindern  den  Fortgang  der  Konsolidation 
nicht  Der  Besitzer  muss,  wenn  er  unter- 
liegt, das  streitige  Grundstück  in  gleicher 
Güte  und  GrOsse  aus  seiner  Abfindung  er- 
setzen. 

Es  folgt  das  Ver&ihren  behufs  neuer 
Verteilung  dos  Landes. 

Zu  diesem  Zweck  entscheiden  die  an 
einem  Zuteitungsbezirk  beteiligten  Interes- 
senten durch  Stimmenmehrheit  über  die 
Reihenfolge  der  Verteilung  der  Gewanne 
und  über  die  Seile,  von  welcher  aus  das 
einzelne  zur  Verteilung  kommende  Gewann 
angeschnitten  werden  soll 

Derjenige  Teilnehmer,  dessen  Anspruch 
nach  Bodengüte  der  Klasse  des  zunächst  zu 
verteilenden  Gewannes  am  nächsten  kommt, 
eriiält  in  diesem  die  erste  Parzelle.  Treffen 
verhältnismässig  gleiche  Ansprüche  zusam- 
men, so  entscheidet  die  dem  zu  verteilenden 
Gewanne  und  seiner  zuerst  zu  verteilenden 
Parzelle  nähere  Lage  des  früheren  Besitz- 
tums. Besteht  aucn  hierin  Gleichheit,  so 
entscheidet  das  Los,  welches  vor  Beginn 
der  Verteilung  die  Reihenfolge  der  Beme- 
digiing  aller  am  Zuteilungsbezirk  beteiligten 
Interessenten  bei  Zusammentreffen  der  nach 
Beschaffenheit  und  früheren  Lage  gleichen 
Ansprüche  bestimmt  hat 
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Alle  eJD^  BodenklaBse  aogehOngen  An- 
sprüche eines  Teilnehmera  im  Zuteilunga- 
bezirk  mflssen  gniodBätzlich  zu  einem  Ab- 
find ungagnindstück  vereinigt  werden.  Eine 
Vereinigung  der  Ansprüche  aus  mehreren 
Bodenklassen  zu  einem  AbfiodungsgniDd- 
BtOck  widerstreitet  den  oben  anführten 
VerteilirngsgrundBätzen  und  findet  daher  in 
der  Regel  nicht  statt  Die  Ahfindungsgnind- 
stflcke  dOrfen  regelmässig  unter  dem  ge- 
setzlichen Minimalmass,  unter  welches  in 
Nassau  überhaupt  Aecker  und  Wiesen  nicht 
geteilt  werden  können,  nämlich  unler  einem 
halben  Morgen  (12  ar  50  qm)  für  Ackerland 
und  einem  viertel  Morgen  (6  ar  25  qm)  für 
"Wiesen  nicht  ausgewiesen  werden.  Bleibt 
für  einen  Interessenten  in  irgend  ^ner 
Klasse  ein  solcher  Anspruch  zurück,  der 
unter  dem  erw^nten  sogenannten  Minimum 
steht,  so  muss  der  betreffende  Anspruch, 
wenn  er  weniger  als  die  Hälfte  des  Mini- 
mums beträgt,  iu  einen  anderen  Zuteilungg- 
bezirk,  wo  der  Interessent  Land  gleicher 
Klasse  besitzt,  übertragen  werden.  Beträgt 
der  betreffende  Anspruch  mehr  als  die 
Hälfte  des  Minimums,  so  wird  von  dem 
LiMid  des  betreffenden  Interessenten  iu  einer 
anderen  Klasse  (aber  in  dem  gleichen  Zu- 
teilungs  bezirk)  nach  vorgängiger  Ausglei- 
chung so  viel  beigezogen,  als  zur  Erreichung 
des  Minimums  notwendig  ist.  Hat  der  In- 
teressent weder  in  einer  anderen  Klasse 
noch  in  einem  anderen  Zuteilungsbezirk 
landansprüche  zu  machen,  so  muss  ot  mit 
einer  seinen  Anspruch  entspredienden  Ab- 
findung, die  dann  ebenfalls  als  unteilbares 
Minimum  gilt,  in  dem  betreffenden  Zutei- 
lungsbezirk befriedigt  werden,  wenn  er  es 
nicht  vorzieht,  statt  derselben  eine  Geldent- 
Bchädigung  anzunehmen. 

Die  Ab  Findungsgrund  stücke  dürfen  nicht 
mehr  in  Flächen  unter  einem  halben  bezw. 
einem  viertel  Morgen  zeri^  werden. 

Hinsichtlich  der  auf  den  Grundstücken 
stehenden  Obstbäume  findet  eiue  Ausglei- 
chimg  nach  der  Taxe  unter  den  Intereseen- 
ten  statt. 

Für  die  Zuteüung  der  Obstgärten  und 
sonstigen  den  Ortsbering  luugebenden  Oar- 
tenländerejen  bestehen  besondere  Torschrif- 
ten, die  den  Zweck  haben,  jedem  Interes- 
senten das  an  seine  Hofnüte  anstossende 
Gartenland  und  seine  früher  besessenen  vor- 
züglichsten Obstbäume  zu  sichern. 

Die  Verlosung,  die  unter  den  obigen 
Bedingungen  die  Reihenfolge  der  Zuteilung 
der  Abfindungsgrundstücke  an  die  Interes- 
senten eines  Zuteilungsbezirks  bestimmt, 
findet  unter  Leitung  des  Kommissars  in 
einem  besonderen  Termine  statt  Hierbei 
wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  und  in 
diesem  werden  die  Beschlüsse  der  Interes- 
senten über  Bestimmung  des  Anfangspunk- 


tes   in    jedem    Gewann,   Reihenfolge    der 

Verteilung  der  einzelnen  Gewanne,  ferner 
eine  Beschreibung  der  allgemeinen  Anlagen, 
welche  von  der  Konsolidatiousgeseüscnaft 
auszuführen  sind,  einzelne  Verabredungen 
und  schliesslich  die  Namen  der  Gutebe- 
sitzer nach  den  gezogenen  Nummern  ange- 
zeichnet 

Auf  Grund  der  iiii  Verlosungsprotokoll 
enthaltenen  Bestimmungen  und  nach  den 
obigen  Grundsätzen  nimmt  der  Geometö-  die 
Zuteilung  der  Abfindungsgrundstücke  auf 
der  Karte  vor. 

Sind  so  alle  Zuteilungsbezirke  einer  Ge- 
markung konsolidiert,  so  erfolgt  die  Anfer- 
tigung des  Lagerbuchs,  welches  genaue 
Angaben  über  die  einzelnen  Parzellen  und 
ihre  Besitzer  enthiüt  In  diesem  werden 
alle  Flfichenveränderungen,  jedoch  nicht 
die  Besitzveränderungen,  durdi  sogenannte 
Fort  Schreibung  berichtigt.  Hierauf  folgt  die 
Berichtigung  ailer  Besitz  Veränderungen  im 
Stockbuch  (Grundbuch).  Die  Abfindung  tritt 
an  die  Stelle  der  dafilr  abgetretenen  Grund- 
stücke und  überkommt  in  rechtlicher  Be- 
ziehung alle  Eigenschaften  derselben. 

Für  die  einzelnen  Teilnehmer  fertigt  der 
Geometer  einen  Oüterzettel  und  dieser  wird 
jedem  Besitzer  zugestellt  Auf  Grund  der- 
selben können  die  Interessenten  ihre  Abfin- 
dungen prüfen  und  sich  auf  etwaige  bei  der 
Ad  Judikation  vorzubringende  Beschwerden 
vorbereiten. 

Zur  Vornahme  der  Adjudikatiou  wird  äa 
Termin  anberaumt,  zu  dem  sich  alle  Betei- 
ligten, der  Kommissar,  Feldmesser  und  an- 
dere Konsolid ationsoi^ne  einfinden. 

Der  Kommissar  entscheidet  die  noch  er- 
hobenen Beschwerden  und  lässt  zur  Voll- 
ziehung des  Geschäfts  ein  Oeneralprotokoll 
aufnehmen. 

Mit  erfolgter  AdjudikBtion  gehen  die 
Abfind  ungsgrundstücke  in  das  Eigentum  der 
Interessenten  über.  Mit  einem  Grenzbegang 
schliesst  das  Konsohdations verfahren. 

Die  der  Konsolidation  unterworfene  Ge- 
markung bleibt  also  in  Parzellen  zerl^. 
Eine  Zusammenlegung  findet  grundsätzlich 
nur  für  die  derselben  Bodenklasse  augehC- 
rigen,  innerhalb  eines  VerlDsungs-(Zuteilung$) 
bezirkes  li^enden  Parzellen  eines  Besitzers 
statt  Jedoch  stellt  die  Normalparze  Ue  das 
Minimum  dar,  unter  welchem  die  Parzel- 
lierung, ohne  wirtschaftlichen  Nachteil  zn 
verursachen,  nicht  bestehen  bleiben  darf. 
Kann  bei  der  Konsohdation  der  Bodenklasse 
eines  Besitzers  in  einem  Zuteilungsbezirk 
der  Gehalt  der  NormalparzeUe  nicht  erreicht 
werden,  so  tritt  Zusammenlegung  seiner 
mehreren  Bodenklassen  oder  Zuteilungsbe- 
zirken  angehCrigen  Länderei  bis  zum  Gehalt 
der  Normalparzelle  ein.  Das  Gesetz  selbst 
sieht  die  Parzellierung  der  etwa  g^^benen 
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grOssereQ  Abfind uugsgruadetflcke  bis  an  die 
zulässige  Grenze  vorauB.  Daher  wird  schon 
bei  der  Aufstellung  des  allgemeinen  Melio- 
nitioDsplaaeB  (Qeneralsituatioasplanesj  die 
Flor  in  Normal  parzellen  zerlegt  gedacht, 
und  es  werden  die  Gewanne,  das  Wege- 
uod  örabennetz  imd  die  sonstigen  Anlagen 
mit  Rücksicht  auf  diese  kleinsten  in  der 
K^el  vot-hommenden  Grundstücke  einge- 
richtet. 

Die  bei  der  Eonaolidation  stattfindeode 
Zusammenlegimg  dient  also  in  erster  Linie 
der  besseren  Gestaltung  der  Parzellen,  nicht 
aber  wie  bei  der  preussischen  Separation 
der  Arrondierung  der  einem  Besitzer  gehö- 
rigen Ländereien  zu  einem  Grundstück. 

Die  Konsolidation  hat  also  die  bessere 
Gestaltung  der  Parzellen  und  ausserdem  in 
gleicher  Weise  die  allgemeine  Feldregulie- 
rung, d.  h.  die  Vornahme  der  Meliorationen 
im  weitesten  Sinn,  zum  Zweck, 

Hierdurch  unterscheidet  sie  sich  wesent- 
lich von  dem  altprcussischen  Separations- 
verfahren,  das,  wie  ein  hervorragender 
Kenner  sagt,  zucächsl  die  zu  einem  Hof 
oder  einem  Besitzer  gehörigen  Ländereien 
in  möglichst  grossen  arrondierten  Plänen 
zusammenlegt  und  hiermit  die  allgemeinen 
Heliorationslagen  nur  verbindet. 

4.  Statistik  der  Zasammenle^^ongen 
In  Preossen,  Der  Segierun^bezirk  Wies- 
baden (exkl.  Kreis  Biedenkopf)  enthält  an 
AnbaufJJlche  exkl.  Weinberge  und  Forsten 
270824  ha.  Davon  sind  seit  Beginn  der 
Konsolidation  bis  inkl.  1882  119063  ha 
konsolidiett  und  (zum  kleinsten  Teil)  regu- 
liert, d.  h.  Tennessen  worden.  151761  ha 
sind  damals  noch  rückständig  gewesen. 

_  Vom  Jahte  1871  bis  Ende  1883  wurden 
bei  den  B«guheruiigea  und  Gemeinheit  s- 
teilungen  also  in  der  Hauptsache  im  Gebiet 
der  Gemein  bei  ts  teil  ungsordnung  vom  7.  Juni 
1821  noch  258196  Besitzer  mit  einer  Grund- 
flache von  1 198  2&}  ha  separiert.  Bis  Ende 
des  Jahres  1867  waren  in  Hannover 
2401503  ha  geteilt  und  verkoppelt  worden. 

Infolge  der  direkt  zum  Zweck  der  Zu- 
sammenlegung gegebenen  Gesetze  hatte 
man  im  ganzen  Gebiet  des  preussischen 
Staates,  hauptsächlich  aber  in  Schlesien, 
SchteBwig-HolBtein  und  allen  links-elbischen 
Landesteilen  von  1874—1883  358552  ha  im 
Besitz  von  155620  Besitzern  zusammenge- 
legt und  für  1310368  Grundstücke  366443 
neue  Pläne  ansgewiesen.  Von  1884 — 1887 
wurden  in  Preussen  und  einigen  kleineren 
durch  Staatsverträge  den  preussischen  Zu- 
sammenlegimgsbehörden  unterworfenen  thü- 
ringischen Staaten  {Verbandsstaaten)  noch 
133432  ha  im  Besitz  von  43874  Besitzern 
aus  465546  in  98471  Grundstücke  zu- 
sammengel^. 

Im  ganzen  Staatsgebiet  ist  bis  1895  die 


hereinigte  Flache  auf  20585232  ha  und  die 
Zahl  der  Beteüigten  auf  2165938  ange- 
wachsen. 

Ueber^hen  wir  die  von  der  preussischen 
nur  wenig  abweichende  reohtlidie  Ordnung 
der  Zusammenlegung  in  Sachsen  und  den 
nord-  und  mitteldeutschen  Kleinstaaten,  imd 
werfen  wir  einen  kurzen  Blick  auf  Süd- 
deutschland,  wo  ausser  in  EIsasa-Lothringcn 
ebenfalls  Zusammenlegungsgesetzgebungen 
bestehen. 

6.  Die  sfiddentschen  StaM.teD.  Die 
zum  Zweck  der  Zusammenlegung  der 
Grundstücke  in  den  süddeutschen  Staaten 
Bajam,  Württemberg,  Baden  und  Hessen 
erlassene  Gesetzgebung  ist  sowohl  in  Bezug 
auf  materielles  wie  formelles  Hecht  in  den 
Hauptpunkten  gleichartig.  Die  massgeben- 
den Gesetze  sind  mit  Ausnahme  des 
badischen  erst  zu  Ende  der  SOer  Jahre 
entstanden  und  nach  dem  Muster  des 
badischen  Gesetzes  abgefasst  Das  badische 
Gesetz  stammt  vom  5.  Mai  1856  und  er- 
hielt durch  eine  Novelle  vom  21.  Mai  1886 
einschneidende  Verbesseningen.  Das  baye- 
rische Gesetz  wurde  am  29.  Mai  1386,  das 
württembergische  am  30.  März  1886,  das 
hessische  am  29.  Äupust  1887  erlassen. 

Das  elsass- lothringische  Gesetz  i-om  30, 
Juni  1890  läset  eine  zwangsweise  Ver- 
tauschung der  Grundstücke  ^gen  den  Willen 
der  Eigentümer  nur  zum  Zweck  der  Feld- 
w^nkgen  und  der  Vornahme  von  Melio- 
rationen, nicht  aber  der  Zusammenlegung  zu. 

Behördenorganisation.  Die  obere  Leitung 
der  hier  meist  Feld-  oder  Flurbereinigung 
genannten  Massregel  haben  besondere  Lan- 
deskommissionen (Bayern)  oder  Behörden, 
die  rieh  durch  ihren  sonstigen  Geschäfts- 
kreis hierzu  eignen  (Obetdirektion  des 
Wasser-  und  Stiassenbaues  in  Baden,  Cen- 
tralstelle  für  die  Landwirtschaft  in  Wilrttem- 
berg,    obere  landwirtschaftliche  Behörde  in 


Orgau  zur  Örtlichen  Durchführung  der 
Bereinigung  ist  ausnahmslos  eine  VoUzugs- 
kommission,  die  regelmässig  aus  dem  von 
der  Centralbehörde  ernannten  Vorsitzenden 
(Verwaltungsbeamter  oder  landwirtschaft- 
licher Sachverständiger),  dem  ebenfalls  vom 
Staat  ernannten  Feldmesser  und  schliesslich 
aus  2  bis  3  von  den  Beteihgteu  aus  ihrer 
Mitte  gewählten  Mitgliedern  besteht  In 
Hessen  gehören  kraft  Gesetzes  jeder  Voll- 
zugskommission der  Bürgermeister  der  be- 
reinigenden Gemeinde,  ein  unbeteiligter 
Sachverständiger  und  der  für  die  betreffende 
Gemeinde  zuständige  Bezirkskulturinge- 
nieur  an. 

Ausserdem  wirken  die  Organe  der 
ordentlichen  Landes  Verwaltung  bei  der 
Durchführung  der  Bereinigung  besondere  in 
Württembei^   mit,    wo    i^nen    die  Leitung 
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des  Verfahrens  in  formeller  Beziehung  ob- 
liegt. Die  bei  dem  Verfahren  eutstehenden 
Streitigkeiten  werden  von  der  Bereinigungs- 
behSrde  oder  den  Verwaltungsgerichten,  rein 
privatrechtliche  Streitpunkte  dagegen  von 
den  ordentlichen  Gerichten  eat  schieden. 
Bei  Streitigkeiten  Über  die  Wertermittelung 
entscheiden  nach  dem  Muster  der  preussi- 
scheD  gebildete  Schiedsgerichte. 

Hinsichtlich  der  materielleD  Bestim- 
mungen und  des  Verfohrens  ist  zimächgt 
hervorzuheben,  dass  die  Bereinigung  auf 
Antrag  der  Beteiligten  und  unter  der  Vor- 
aussetzung erfolgt,  daes  die  Mehrheit  der 
Besitzer,  welche  zugleich  die  grSssere 
Bodenflache  oder  den  grösseren  Bodenwert 
des  Bereinigiingsbezirks  vertreten,  dem 
Unternehmen  zustimmen.  Nur  das  hessische 
Gesetz  erfordert  bloss  die  Zustimmung  der 
Eigentümer  von  mehr  als  der  Hälfte  des 
Oesamtflächeogehalts  des  Bezirks  zur  Ein- 
leitung des  Verfahrens,  lAsst  aber  die  Aus- 
führung unterbleiben,  wenn  vier  Fünfteile 
der  BeteiligteD  widersprechen. 

Das  badieche  und  das  hessische  Gesetz 
erfordern  ausserdem  noch  zur  Ausführung 
die  Staalsgenehmigung,  welche  von  der 
leitenden  Behörde  zu  erteilen  ist.  Das  baj^e- 
rische  Gesetz  verlangt,  wenn  nicht  Ein- 
stimmigkeit der  Teilnehmer  zu  erreichen 
steht,  dass  von  der  Feldbereinigung  eine 
beBsere  Benutzung  von  Grund  und  Boden 
zu  erwarten  ist  imd  dieser  Zweck  ohne 
Beiziehung  der  Grundstücke  der  wider- 
sprechenden Minderheit  nicht  erreicht  wer- 
den kann. 

Bereinigungsbezirk  ist  in  der  Regel  eine 
Gemarkung  oder  ein  Teil  derselben.  Die 
Grundstücke,  welche  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Benutzung  vom  Feldboreinigungszwang  aus- 
genommen werden,  sind  in  der  Hauptsache 
dieselben,  welche  auch  das  preussische  Ge- 
setz vom  2.  April  1872  dem  zwangsweisen 
Beizug  nicht  unterwirft  Ausserdem  nehmen 
die  süddeutschen  Gesetze  übereinstimmend 
geschlossene  HofgOter  von  dem  Zusammen- 
legungszwang  aus.  Die  Gesamtheit  der  au 
dem  Unternehmen  beteiligten  Grundbesitzer, 
die  Bercinigungsgesellschaft,  hat  kein  ge- 
meinschaftliches Organ,  die  Vollzugskom- 
mission hat  nach  hessischem,  würltem- 
bergischem  und  badischera  Recht  die  Be- 
fugnis zur  Vertretung  der  Beteiligten. 

Das  badische,  bayerische  und  württem- 
bergische Gesetz  gestatten  auch  blosse  Re- 
gulierung und  Anlage  von  Feldwegen  ohne 
damit  verbundene  t'mlegung  der  Grund- 
stücke. 

Hiervon  abgesehen,  zerfallt  das  Feidbe- 
reinigungs verfahren  in  den  süddeutschen 
Staaten  indieBesitzstandsauFnahmc  inklusive 
der  Wertfeststellung,  Projektierung  des 
Wege-  und  Grabennetzes,  Bildung  und  Zu 


teilung  der  Ersatzgrundstücke  imd  Aus- 
führung der  Meliorationen  und  der  zur  Her- 
stellung des  neuen  Zustandes  nötigen  Ar- 
beiten. Das  Projekt  des  Wege-  und  Grabeo- 
netzes  (allgemeiner  MelJoratlonsplan  inHeseen, 
üebersichtsplan  in  Württemberg)  unterliegt 
der  Genehmigung  der  Centralbehörde. 

In  Baj'em  muss  das  ganze  Bereini- 
gungsprojekt (inklusive  der  neu  zu  bildenden 
Ersatzgrundstficke)  vor  und  nach  der  Zu- 
stimmung der  Interessenten,  also  zweimal; 
der  Central beliörde  zur  Genehmigung  vor- 
geiegt  werden.' 

Für  die  Bildung  der  ErsatzgrundstÜcke 
bestehen  nur  allgemeine  Gnindsfttze,  die 
zum  Teil  den  preussischen  bezw.  norddeut- 
schen Gesetzen  entlehnt  sind,  z.  B.  in 
Bayern  und  Württemberg  folgende  Bestim- 
mungen. Ein  Ersatz  in  Grund  und  Boden, 
wodurch  eine  wesentliche  Aenderung  des 
seitherigen  Wirtschaflsbetriebes  bedingt 
wäre,  darf  in  keinem  Falle  ohne  die  Zu- 
stimmung der  Beteiligten  stattfinden,  oder, 
Beteiligten  mit  geringem  Grundbesitz  ist 
der  Ersatz  in  Grund  imd  Boden  mOglichst 
in  der  Nähe  ihrer  Behansung  anzuweisen 
(hannoverisches  Gesetz).  OeldentschSdigun- 
gen  sind  nur  ausnahmsweise,  wo  der  Ersatz 
nicht  in  Grund  und  Boden  gegeben  werden 
kann,  zur  Ausgleichung  geringer  Wertver- 
schiedenheiten  statthaft. 

Im  hessischen  Gesetz  findet  sich  noch 
die  ausdrückliche  Bestimmung,  dass  den 
Ersatzgrundstücken  eine  wirtschaftlich  zweck- 
massige Form  zu  geben  ist  und  dass  jede 
neugebildete  Parzelle  mindestens  von  einem 
öffentlichen  Wege  zugflnglich  sein  muss. 
Grundstücke  imter  der  Minimalgrösse  von 
10  Ar  bei  Ackerland,  6  Ar  bei  Wiesen  und 
50  Ar  bei  Wald  dürfen  nur  gebildet  werden, 
wenn  der  GesamtflScheninhalt  aller  Grund- 
stücke eines  Besitzers  in  einer  Kulturart 
innerhalb  des  ganzen  Berein igungsbezirks 
diese  MinimalgrCsse  nicht  erreicht. 

Jedoch  soll  im  allgemeinen  mf^lidist 
Ersatz  in  gleicher  Kulturart,  Bodengflte  und 
Lage  geleistet  werden,  ein  Grundsatz,  der 
bei  den  grossen  Boden  verachiedenheiten  und 
der  Grösse  der  süd  westdeutschen  Gemar- 
kungen nur  schwer  mit  einer  weit^henden 
Zusammenlegung  zu  verbinden  ist  Die 
Kosten  des  Verfahrens  werden  von  den 
Interessenten  nach  Mass^be  dea  Werts 
ihrer  zu  bereinigenden  Grundstücke  ge- 
tragen. Der  Staat  unterstützt  die  Bereini- 
gimgen  durch  Gebühren eriass,  Unterhalt  der 
Bereinigungsbehörden  und  in  besonderen 
Fällen  dureh  Beitrüge  zu  den  Kosten. 

Statistik  der  Bereinigungen  in  den  vier 
süddeutschen  Staaten: 

Bayern.  Bis  Ende  1896  sind  241  Dntei^ 
nehmungen  mit  13859  Beteiligten  tmd 
14923  ha  GnmdFiache,  davon  91  Zusammen- 
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legiiügea  und  150  Feldwegeregiilieruugen 
ferti^estellt,  270  Cnternehniungen,  wovon 
130  ZusammeDle^D^n  und  140  Feldwege- 
r^^eruDgen,  aiad  in  Ausarbeitung  befind- 
lich oder  zurlnstruttion  voi^merkt,  üeber 
WOrttembei^  und  Baden  steht  mir  eine 
neuere  Statistik  nicht  zu  Gebote.  In  Würt- 
temberg Bind  bis  Ende  1889  148  Oemeinden 
mit  24496  Grundbesitzern  und  18471  ha 
BereinigiiDgsfläche  ao  Bereinigungsunter- 
nehmeo  beteiligt  gewesen.  In  Baden  sind 
■TOQ  1870—90  465  Unternehmer  mit  61800 
ha  zur  Ausftlhrung  gekommen. 

In  Hessen  wurden  von  1888—1897  73 
Peldbereioigungen  beschiossen  und  das  Ver- 
felhrea  wurde  in  50  Gemarkungen  ausge- 
fQhrt  und  im  wesentlichen  beendigt.  In 
diesen  60  Gemarkungen  umfasste  die  ganze 
dem  Yerfahren  unterworfene  Fläche  24056 
ha,  die  sich  im  Besitz  von  12451  Gnmd- 
eigentümern  befanden.  Die  Zahl  der  Par- 
zelien  ist  dnrch  die  Zusammenlegung  von 
224556  auf  75125  heruntergegangen .  Die 
grosse  Mehrzahl  der  Zusammenlegungen, 
nämlich  63  von  73,  findet  in  der  Provinz 
Ober-Hesseu  statt  wo  die  Bodenzereplitte- 
rnng  geringer  ist  und  grOssere  rationell  be- 
wirtschaftete Betriebe  bestehen. 

6.  SchluBsbetrachtung.  Die  Zusammen- 
legung der  Grundstücke  hat  überall,  wo  sie 
erfolgt  ist,  eine  grosse  Bedeutung  für  die 
Entwickelung  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktionstechoik  gewonnen.  Der  frühere 
Zustand  der  Gemengelage  der 


Grundstücke  erzeugte  in  Verbindung  mit 
der  Wegelosigkeil  der  Parzellen  den  soge- 
nannten Flurzwang,  d.  h.  die  Notwendig- 
keit, alle  landwirtschaftlichen  Arbeiten  auf 
den  betreffenden  Oi-undstücken  gleichzeitig 
vorzunehmen,  mit  anderen  Worten  eine 
völlig  gleichartige  Bewirtschaftung  derselben. 
Die  bei  dieser  gleichartigen  Bewirtschaftung 
eingehaltene  Fruchtfolge  der  Dreifelderwirt- 
schaft mit  reiner  Brachhaltung  schuf  die 
Weideservituten,  welche  sowohl  die  Ge- 
meindegenossen  untereinander  als  auch  dritte 
Berechtigte  einseitig  auf  ihren  Äeckern  aus- 
übten. Die  Servituten  schufen  wieder  un- 
abhängig von  der  wegelosen  Gemengelage 
und  un^hfingig  von  dem  durch  sie  venir- 
sachten  Flurzwang  im  engeren  Sinne  für 
den  Besitzer  des  belasteten  Grundstücks 
die  Notwendigkeit  bei  der  überkommenen 
Fruchtfolge  zu  verharren.  Daher  erklären 
die  älteren  preussischen  Gesetze  nicht  mit 
Unrecht  sowohl  den  durch  gemeinsame 
Nutzung  eines  Grundstücks  als  auch  durch 
die  Gemeogeiage  der  Gruudstücie  hervor- 
gerufenen Zustand  als  Gemeinheit,  die  Auf- 
lÖBUng  dieses  Zustandes  und  besonders  der 
daraus  entstandenen  wirtschaftlichen  Be- 
ziehungen als  GemeinheitHteiluDg,  insbeson- 


dere die  Zusammenlegung  der  Oruudstficke 
als  Specialseparatiou. 

In  welcher  Weise  die  Verbindung  der 
Zusammenlegung  der  Grundstücke  mit  den 
Übrigen  Massregeln  der  Landeskiiltur  und 
den  sozialpolitischen  Beformen  auf  agrari- 
schem Gebiet  den  Fortgang  unserer  Slass- 
regel  begünstigt  hat,  ist  schon  oben  ausein- 
andergesetzt worden.  Aber  es  waren  noch 
andere  Momente,  die  gerade  im  Norden 
Deutschlands  die  allgemeine  und  intensive 
Durchführung  der  Zusammenlegung  der 
Gruadstücte  bedingten  und  beförderten. 

Diese  Momente  waren  sehr  verschieden- 
artig. Vor  allem  bildeten  in  Norddeutsch- 
land die  Landwirtschaftsbetriebe,  deren  Par- 
zellen zusammengelegt  wurden,  grßsserei 
Güter,  die  sich  meist  ungeteilt  vererbten. 
Der  Vorteil,  den  die  Zusammenlegung  bot, 
wurde  von  grösseren  Besitzern  leichter  be- 
griffen. Sie  kannten  die  Möglichkeiten  der 
Produklionssfeigenmg  durch  rationelle  Feld- 
bestellung, Feideinteilung  und  verbesserte 
Fruchtfolgen,  überhaupt  dmt;h  freie  Wirt- 
schaft, die  ei-st  die  Zusammenlegung  ihrer 
Grundstücke  ermöglichte.  Für  sie  kam  die 
Produktionskostenerspamis,  die  durch  Er- 
sparung von  McQScnenarbeit  und  Anwen- 
dungsmöglichkeit von  Maschinen  infolge  der 
Zusammenlegung  eintrat,  in  Betracht.  Auch 
im  Gesetz  war  ein  hohes  Interesse  gerade 
der  grÖBSten  Besitzer  an  der  Zusammen- 
legung dadurch  anerkannt,  dass  man  ihnen 
zeitweise  allein  die  Provokation  einer  Tei- 
lung und  Zusammenlegung  gestattete. 

Aber  auch  der  dauernde  Wert  der  Zu- 
sammenlegimg war  für  einen  ungeteilt  durch 
viele  Generationen  sich  vererbenden  Grund- 
besitz ein  sehr  bedeutender,  viel  grösser, 
als  wenn  die  mühsam  arrondierten  Pläne 
schon  in  der  nächsten  Generation  wieder 
unter  eine  Reihe  von  Erben  verteilt  worden 
wären. 

Ganz  besonders  die  intensive  Zusammen- 
legung, d.  h.  die  Vereinigung  der  zu  einem 
Betrieb  gehörigen  Parzellen  in  einem  Plan, 
begünstigte  der  gleichartige  Boden  des  Tief- 
landes, ferner  die  verhältnismässige  Klein- 
heit der  Gemarkungen  und  die  genüge  Zahl 
der  Teünehmer  und  schliesslich  die  niedere 
Wertstufe  des  ganzen  Grundbesitzes.  Auch 
der  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts 
noch  sehr  gleichförmige  Anbau  des  lindes 
ohne  Special  kulturen  oder  Hand  clsge wachse 
erleichtert«  den  durchgreifenden  Austausch. 

Auf  Grund  dieser  Verhältnisse  sind  die 
lassgebenden  Zusammeulegungs Vorschriften 
der  Gemein heitsteilungsordnung  von    einem 

Enauen  Kenner  der  ganzen  norddeutschen 
.ndwirtschaft  aufgebaut  worden,  und  sie 
haben  ihren  Zweck  nicht  verfehlt.  Der 
ganze  Gedanke,  der  die  prenssische  Agrar- 
gesetzgebung aus  dem  Anfang  dieses  Jahr- 
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hundertserfOUtjLoBlösung  des  einzelnen  Land- 
wirtschaftsbetnebes  aiis  den  Fesseln  jeder  Art 
der  gemeinsamen  Wirtschaft,  findet  seioen 
letzten  entscheidenden  Ausdruck  in  der  Zu- 
RamTnenlegiingsgesetzgebung  der  Gern  ein - 
heitsteilungsordniing.  Daher  heisst  die  Zu- 
sammenlegung; in  Preussen  Special  Separation. 

Im  Gegensatz  zu  der  aftgemeinen  Ver- 
breitung der  Zusammenlegung  der  Grund- 
atttcke  im  Norden  und  Osten  Deutschlands 
ist  sie  im  Süden  und  Westen  des  Eteiches 
DIU-  in  Terhftltnismassig  kleinen  Gebieten 
durchgeführt  worden  und  trSgt  auch  da 
eine  völlig  von  der  preussischen  verschie- 
dene Gestalt 

Auch  hier  ist  die  Gemengelage  der 
Grundstücke,  ja  meist  in  noch  viel  höherem 
Masse  als  im  Norden,  vorhanden.  Auch 
hier  besteht  infolgedessen  Flurzwang  oder 
DreifelderwirUchaft  nicht  selten,  und  auch 
wo  diese  durch  notdürftige  Zugänglich- 
machun^  der  Parzellen  abgekommen  sind, 
finden  sich  alle  sonstigen  üblen  Folgen  der 
übermässigen  Gemengelage  der  Parzellen 
und  Kleinheit  der  Grundstücke,  wie  grosser 
Yerhist  von  Nutzlaiid  wegen  der  Masse  von 
Grenzfurchen,  Arbeits vergeudmig,  Erschwe- 
rung des  Gebrauchs  der  Masciiinen,  ün- 
m^lichkeit  zweckmässiger  Meliorationen 
^e-  imd  Entwfissening,  Umwandelung  der 
Kulturarten),  uozweckmässipe  Gestalt  der 
Parzellen  und  andere  Nachteile. 

Wie  kommt  es  nun,  daes  trotz  der  gleichen 
üebelstände  im  Süden  wie  im  Norden  die 
zur  Beseitigung  dieser  Debelstände  be- 
stimmte Eidturm assregel  im  Süden  so  viel 
weniger  Eingang  gefunden  hat  als  im  Nor- 
den? —  Als  nächster  Onmd  ist  wohl  der 
Maugel  einer  zweckmässigen  Gesetzgebung 
hervorzuheben.  Jedoch  sind  auch  innere 
Grtlnde  vorhanden,  die  das  Zustandekommen 
einer  wirkungsvollen  Gesetzgebung  lange 
verhinderten,  die  auch  bestehenden  zweck- 
mässigen Gesetzen  grosse  Hindernisse  be- 
reiteten und  noch  bereiten,  und  die  end- 
lich die  Gesetzgebung  und  dann  die  Mase- 
regel selbst  wesentlich  verschieden  von  der 
Sreussischen  gestalteten.  Der  wichtigste 
ieser  inneren  Gründe  bestellt  in  der  an- 
deren Bodenverteilung  im  Süden.  Der  be- 
sonders im  Südwesten  Deutschlands  allge- 
mein herrschende  kleinbäuerliche  Betrieh 
hat  von  der  Zusanimenleguiig  der  Gnmd- 
stücke  als  solcher  nicht  den  Nutzen  wie 
das  ostelbische  Rittergiit  oder  auch  nur  wie 
das  norddeutsche  Grossbaiiemgut.  Der 
Hauptnutzen  der  Zusammenlegung  als  sol- 
cher besteht  in  der  Ersparung  von  Hand- 
und  Gesjann arbeiten.  Denn  der  durch  die 
Wegelosigkeit  der  Parzellen  hervoi^nifene 
Flurzwang  lässt  sich  durt^h  blosse  Wegean- 
anlagen  ohne  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke beseitigen.     Nach  den  in  Hessen  ge- 


machten Erfahrungen  betragt  die  infolge 
der  Feldbereinigung  eingetretene  Vermioffo- 
rung  an  Hand-  und  Gespannarbeiten  fflr 
einen  Besitz  von  über  20  ha  25  "/o,  also  ein 
Viertel,  für  einen  Besitz  von  unter  2  ha 
5"/!),  ein  Zwanzigstel  des  früheren  Auf- 
wandes. Gerade  der  bedeutsamste  Vorteil 
der  Zusammenlegung  der  Grundstücke  kommt 
dem  Kleinbauer  in  weit  geringerem  Ulasae 
zu  gute  als  dem  grosseren  Ltmdwirt 
Ausserdem  rechnet  der  kleine  Bauer,  der 
sein  Land  ohne  Dienstboten  oder  TagltUiner 
nur  mit  Hilfe  seiner  Familie  bestellt,  den 
Arbeitsverlust,  der  durch  Hin-  und  Her- 
ziehen auf  dem  Felde  entsteht,  nicht,  land- 
wirtschaftliche Maschinen  aber  wird  er  dotdi 
niemals  anwenden  k5nnen.  Auch  für  die 
sonstigen  Verbesserungen,  Verminderung 
der  Grenzfurchen,  Kulturamwandlungen, 
Meliorationen  u.  s.  w.,  die  ihm  die  Zu- 
sammenlegung wirklich  bringen  kann,  ist 
der  Kleinbauer  weniger  zugänglich  als  der 
grössere  Besitzer.  Dazu  kommt,  dass  hei 
der  herrschenden  Naturalteilung  des  Grund- 
besitzes die  arrondierten  Pläne  bald  wieder 
sich  zersplittern,  dass  die  kleinen  Parzellen 
bei  dem  starken  Umsatz  des  Grundeigen- 
tums und  besonders  bei  dem  immerwährm- 
den  Erwerti  kleiner  Stücke  Landes  durch 
Taglöhner  und  Arbeiter  einen  viel  bedeuten- 
deren Tauschwert  haben  als  grfisseie  Pläne, 
für  die  sich  natui^mäss  nur  sehr  wenige 
Käufer  finden  können.  Ceberdies  stehen 
einer  weil  geh  enden  Zusammenlegung  die 
GrSsse  der  sfld  westdeutschen  Gemarkungen, 
der  in  seiner  Güte  stark  wechselnde  Boden, 
hochentwickelte  Special kulturen,  wie  Wein- 
bau, Obst-,  Hopfen-  und  Gemüsezucht,  und 
der  daraus  entspringende  hohe  Wert  des 
Grundbesitzes  hindernd  entgegen.  So  findet 
die  Zusammenlegung  der  Grundstücke  in 
Süd  Westdeutschland  nicht  nur  grössere  Hin- 
dernisse als  im  Norden,  sondern  ihr  Nutzen 
für  die  Masse  der  landwirtBchafttreibenden 
Bevölkerung  ist  geringer  als  dort. 

Daher  kamen  die  auf  Zusammenlogung 
gerichteten  Gesetze  mit  einer  Ausnahme, 
der  nassauischen  Konsolidation,  später  zu 
Stande,  ihre  Durch  ffUirung  verläuft  lang- 
samer und  findet  vie\e  Hindernisse,  und  die 
Massi'egei  gewinnt  trotz  der  Nachahmung 
preussischer  Vorschriften  eine  andere  eigen- 
artige Gestalt 

Am  stärksten  tritt  diese  Eigenart  in  der 
unabliSngig  von  fremden  Mnflüssen  ent- 
standenen nassauischen  Konsolidationsgesetz- 
gebung  hen'or.  Diese  bisher  wirksamste 
GesetzgehnDg  verzichtet  auf  Zusammen- 
legimg im  Sinn  der  preussischen  Gemein- 
heit steil  ungsordnimg.  Sie  lässt  den  Besitz 
jedes  einzelnen  Interessenten  in  Parzellen 
verteilt,  ja  sie  sieht  die  Wiederverteiluug 
der    etwa    vergrösserten    Grundstücke    in 
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kleioere  Parzellen  vomns.  Sie  erstrebt  nicht 
80  sehr  Terminderung  als  zweckmässige  Ge- 
staltung der  Parzeueii  und  wendet  ihr 
Hauptaugenmerk  deu  Meliorationsau  lagen  zu. 
Der  ZersptitteruDg  der  Grundstücke  iu  nicht 
mehr  bauwürdige  Parzellen  sucht  sie  durch 
gesetzliche  FestetelluDg  eines  Minimal masses, 
unter  welches  die  OrundstDcke  nicht  mehr 
geteilt  werden  dürfen,  zu  steuern. 

Aber  auch  die  im  engeren  Anschluss 
an  die  norddeutsche  Gesetzgebung  entstan- 
denen Gesetze  der  vier  süddeutschen  Staaten 
zeigen  wichtige,  durch  besondere  Verhält- 
nisse Süddeutschlands  bedingte  Abweich- 
ungen von  den  Vorschriften  der  Gemein- 
heitsteUungRordnuug.  Allerdings  begünstigen 
Bie  die  Zusammenlegung  in  höherem  Masse, 
als  es  die  nassauische  Xon  solid  ationsgesetz- 
gebung  gethan  hat  Ä,ber  die  oben  be- 
rührten QrundsStze  für  «lie  Bildung  der  Ei^ 
satzgnmd stücke  lassen  es  nur  selten  zu 
einer  intensiveren  Zusammenlegung  kommen. 
Einen  grossen  Wert  legen  die  Gesetze,  da- 
rin dem  nassauischen  Vorbild  folgend  auf 
die  Meliorationen,  auf  zweckmässige  Form 
und  leichte  Zugänghchkeit  der  Parzellen. 
In  Anbetracht  der  grossen  Hindernisse,  die 
in  zahlreichen  Gemarkungen  jeder  Zusammen- 
legung entgegenstehen,  lassen  Bayern,  Baden 
imd  Württemberg  zur  Beseitigung  der  Wege- 
losigkeit,  des  Hauptübelslandes  der  Gemenge- 
lage, auch  blosse  WegeanJagen  ohne  da- 
mit verbundene  Zusammenlegung  der  Grund- 
fitOcke  zu.  Wenn  auch  so  in  Süddeiitsch- 
land  die  Massregel  nicht  die  Bedeutung  für 
die  Masse  der  Landwirtschaftsbetriebe  be- 
sitzt wie  im  Norden,  wenn  sie  den  beson- 
deren Verhältnissen  des  Südens  Rechnung 
tragen  muss,  wenn  sie  auch  jetzt  weit  lang- 
samer voranschreitet,  wie  in  Preussen,  wenn 
sie  endlich  in  zahlreichen  Gemarkungen  be- 
sondere des  Südwestens  gar  nicht  oder  nur 
als  Wegeanlage  Eingang  findet,  so  bleibt  sie 
doch  in  weiten  Gebieten  (Oberhessen,  schwä- 
bisch-baveriache  Hochebene),  wo  sie  für  die 
Masse  der  Gemarkungen  durchführbar  ist 
imd  durchgeführt  wini,  eine  höchst  ein- 
schneidende Verbesserung  des  Landwirt- 
schaftsbetriebes. 

LltteratHr:  Bt^no  SchtitU,  DU  Ztuammen- 
legung  dtr  Grunditäckt  tn  ihrtr  tiilktmirttchaft- 
liehen  Bedeutung  und  Durchführung,  S  Abtei- 
lungen, Lcipiig  1836.  • —  X.arl  Pej/rer,  Die 
Zusammenlegung  der  Grundjttüeke  in  Oetterreich 
und  Deuttchland,  Wien  187S.  —  Adolf  Su- 
chenberger,  Agraruieaen  und  Agrarpolittlc, 
Leiptig  IS9S  (Lehr-  und  Bandbueh  der  politi- 
Khen  Oekonumie,  heraiugegeben  ron  Adolph 
Wagner,  S.  HauplableUung,  tweHer  TeU.  Bd.  I, 
S.  SOH — SS4J.  —  V.  Stengel,  Worterbueh  de» 
deuUe/itn  Veneatlungtrechtt,  1890,  Artikel  Aui- 
ciwindenetzungtrerfahrtn,  Feldbereinigung  und 
Gemeinheiliiteitung.  —  RoUapfel,  Heuet  ion- 
xdidationtbueh,    Wiabaden  1883.  —  Th.   Wil- 


Ktim/y,  Ueber  die  Zutajnmenlegung  der  Grund- 
itäckt, Berlin  1SB9.  -  A.  Gt^Uel  und  B. 
Stemeberg,  Da»  Verfahren  in  Auieinander- 
iet>ung»angtUgenheilen  naeh  3faMgabc  dei  G. 
V.  IS.  II,  13S0  »iiteTnatiech  dargeitelU,  Berlin 
1330.  —  Die  Flurbereinigung  in  Bayern.  Oe- 
Mhif/Uberie/il  der  Flvrbereinigungtkonimiatiim 
für  die  Jahre  1337—1397,  HÜnchen.  Die  Ftur- 
bereinigung  in  Seiten.  Gttehäfttberickt  der 
oberen  tanäwiruehafliiehen  Behörde  fär  die 
Jahre  ISS8~1S97  aintcUieulich,  Darmttadt  1899. 

W.  Wittieh. 


Zasammenlegniig  städtisclier 
Orandstiicke  and  zoBeBentelgnimg. 

1.  Die  Zusammenlegung  (Umlegung) 
stadiischer  Grundstücke  ist  bereits  in  Bd.  VI, 
S.  968—979  als  Mittel  rationeller  Stadter- 
wcitening  erwähnt  worden ;  gleichem  Zwecke 
dient  die  a.  a.  ü.  S.  975  erwähnte  Zonen- 
enteignung, welche  freilich  an  sich  eine 
weitergehende  Bedeutung  hat,  insofern  sie 
auch  für  Strassen regulierungen  und  Durch- 
brüche im  Innern  von  Städten  Anwendung 
finden  kann  und  bislang  (namentlich  in 
Belgien  und  Frankreich)  vorzugsweise  ge- 
funden hat.  Im  Nachstehenden  wird  sowohl 
die  Bedürfnisfr^e  als  die  Frage  der  zweck- 
mflssigsteu  Art  der  Befriedigung  des  Be- 
dtlrfnisses  an  der  Hand  der  bisher  ^ 
machten   Versuche  näher  zu  erörtern  sein. 

2.  In  Gemeinden  mit  zerteiltem 
oder  zersplittertem  Grundbesitz 
sind  die  einzelnen  Grundstücke  infolge 
ihrer  durch  Abverkauf  oder  &bteUung  her- 
beigeführten Gestaltung  und  Grösse  in  er- 
heblichem Umfang  ohne  weiteres  zur 
Bebauung  nicht  geeignet,  und  zwar 
gilt  dies  sowohl  für  die  FäUe,  in  denen  sie 
durch  die  projektierten  Strassen  recht- 
winklig (der  Ijäoge  oder  Breite  nach)  durch- 
schnitten werden,  als  für  die  anderen,  in 
denen  die  Strassen  sie  in  spitzem  oder 
stumpfem  Winkel  treffen.  Denn  auch  in 
den  ersteren  Fällen  reicht  bei  einer  ausser- 
ordentlich grossen  Anzahl  die  Tiefe  oder 
die  Breite  für  die  Bebauung  nicht  aus.  In 
den  anderen  Fällen  aber  werden  auch 
grössere  Grundstücke  oft  so  ungünstig  durch- 
sctinittcn,  dass  sie  nicht  mehr  ohne  weiteres 
zweckmässig  bebaut  werden  können. 

In  allen  gedachten  Fällen  hat  die  ein- 
fache Hcrstoliung  von  Strassen  somit  nicht 
die  Wirkling,  bebaubares  Gelände  offen  zu 
legen  vielmehr  t)edarf  es  zur  Gewinnung 
desselbeu  vorerst  noch  einer  ander- 
weiten  Verteilung  des  Grundbe- 
sitzes, sei  es  im  Wege  des  Tausches  oder 
des  Verkaufes.  Die  Bebaubarkeit  fehlt  also 
so  lange,  bis  die  erforderliche  VerstHn- 
digung  über  diese  anderweite  Regelung  der 
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EiKentiimaverhftllniase  herbeigeführt  ist  Eine 
solche  Veretftndigung  kann  ertahningsgemäsB 
oft  sehr  lange  dauern,  sei  en,  dass  recht- 
liche Hindernisse  vorliegen,  sei  es,  dass 
Einzelne  der  Besitzer  entweder  überhanpt 
weder  kaufen  noch  verkaufen,  sondern 
lediglich  abwarten  wollet),  sei  es, 
über  die  Kaufpreise  keine  Einigung  erzielt 
wird. 

Die  nach  dem  gegenwärtigen  Rechtszn- 
stande fast  überall  —  vgl.  Nr.  4  —  fehlende 
Möglichkeit,  hier  im  Wege  des  Zwanges 
ei □  zugreifen,  bat  min  höchst  nachteilige 
Folgen: 

a)  Soweit  auf  den  schief  durchschnitte- 
nen grösseren  Grundstücken  überhaupt  eine 
Bebauung  möglich  ist,  kann  dieselbe  viel- 
fach nur  in  unwirtschaftlicher  und  gesund- 
heitlich misssttadiger  Weise  erfolgen ; 

b)  soweit  aber  eine  Bebauung  ohne 
anderweite  Verteilung  überhaupt  unmögheh 
ist,  werden  durch  das  Widerstreben  Ein- 
zelner mehr  oder  minder  grosse  Teile  eines 
oder  mehrerer  Baublöcke,  oft  auch  ganze 
Baublöcke  und  ganze  Teile  einer  Feldmark 
der  durch  Öffentliche  Interessen  geforderten 
Erschliessung  zum  Zweck  der  Bebauung 
entzogen,  und  da  hierdurch  der  Kreis  der 
am  Markt  befindlichen  bebauungsfähigen 
Onmdstflcke  mehr  oder  minder  eingeengt 
wird,  so  erzengt  dies  Verhalten  Einzelner 

c)  die  Gefahr,  dass  die  Bildung  hoher 
Bodenpreise,  unter  Umständen  walirer 
Monopolpreise  —  deren  Gern  ein  gefäkrlich- 
keit  oben  Bd.  VI,  S.  969ff.  dai^elegt  ist 
—  wesentlicli  erleichtert  wird.  Jedenfall- 
ttilt 

d)  eine  Verteuerung  des  Grund 
besitzes  schon  dadurch  ein,  dass  die  bau 
lustigen  BesitJter  die  anderen  vielfach  nur 
durch  Bewilligung  ungerechtfertigt  hoher 
Preise  bewegen  können,  ihr  Land  über- 
haupt zu  verkauf eu.  Diese  Verteuerung 
tritt  im  weitesten  Umfange  eicher  ein, 
wenn  die  Spekulation  zusammenzukaufen 
beginnt 

Es  kann  hiemach  keinem  Zweifel  imter- 
liegen,  dass  der  gegenwärtig  zu  Recht  be- 
stehende Zustand  nicht  geeignet  ist,  das 
Bedürfnis  zweckmässiger  Bebammg  und 
reichlicher  Erscliliessutig  von  Baugelände 
zu  befriedigen,  dass  er  vielmehr  ernste  Ge- 
bhren  für  rationelle  Stadt  er  Weiterung  und 
billiges  Wohnen  begründet. 

3.  Als  Mittel  der  Abhilfe  ist  wohl 
eine  rationelle  Besteuerung  des  Gnind 
und  Bodens  vorgesclilagen.  Allein  so  wich- 
tig eine  solche  auch  ist  fvgl,  oben  S.  970, 
979),  so  versagt  sie  doch  in  zahlreichen 
Fallen.  Denn  wenn  sie  im  allgemeinen  da- 
zu dienen  soll ,  die  Neigung  der  Eigen- 
tümer, ihre  Gmndstücke  der  Bebauung  zu 
entziehen,  dadurch  zu  bekämpfen,  dass  man 


diese  Grundstöcke  einer  ihrem  W^te  ent- 
sprechenden Steuer  unterwirft,  so  wird 
dieser  Zweck  t>ei  kleinen  Grundstücikea 
wegen  der  Geringfügigkeit  der  auf  sie  ent- 
fallenden Steuer  überhaupt  nicht  und  bei 
anderen  Grundstücken  jedenfalls  dann  nicht 
erreicht,    wenn    sie    sich    in    den   H&nden 


ein   solcher   indirekter    Zwang    nicht   zum 
Ziele  führt,  wird 

4.  der  Weg  des  direkten  Zwanges 
beschritten  werden  müssen,  wenn  man  nicht 
alles  dem  Zufall  und  der  verteuernden  Spe- 
kulation flberlasseu  will. 

Dieser  Weg  ist  seit  1874  wiederholt  von 
namhaften  Vereinen,  so  besondere  von  dem 
Vei'band  deutscher  Architekten-  und  Inge- 
nieurvereine und  vom  Verein  für  öffentliche 
Gesundheitspflege  empfohlen  und  auch 
schon  durch  die  Gesetzgebung  (für  die 
Stadt  Mainz  1875  und  das  ganze  Gross- 
herzogtum Hessen  1881,  für  die  Stadt 
Hamburg  1893)  beschritten;  allenlings  in 
verschiedener  Weise,  indem  in  Hambui^ 
unmittelbar  zwangsweise  eine  anderweile 
Umiegung  der  Grundstöcke  erfolgt,  in 
Hesse n  dagegen  eine  Enteignung  Wider- 
strebender bewirkt  werden  kann.  Neuer- 
dings ist  in  Baden  durch  G.  v.  6.  Juli 
1896  und  im  Königreich  Sachsen  durch 
dos  Allgemeine  Baug.  v.  1.  Juli  1900 
(§§  ri4ff.)  die  Umlegung  auch  gegen  den 
Willen  der  Beteiligten  eingehend  ger^elt 
worden. 

Der  umfassendste  Versuch,  Abhilfe  zu 
schaffen,  ist  1892/93  im  preussischen 
Herrenhause  durch  Einbringung  und  Ver- 
handlung eines  Gesetzentwurfes  »betreffend 
Stadterweiterungen  und  Zonenenteignung^« 
gemacht  worden.  Dieser  Versuch  hat  je- 
doch zu  einem  Ergebnis  nicht  geführt,  da 
das  Herrenhaus  den  Entwurf  zwar  unter 
mancherlei  Abänderungen  annahm,  das  Haus 
der  Abgeordneten  ihn  aber  auf  Grund  änes 
völlig  ablehnenden  Kommissionsberichts  nn- 
erledjgt  liess.  Im  Januar  1901  brachte  die 
Preussieche  Staatsregiening  ihrerseits  beim 
Landtage  einen  Gc^tzentwurf  über  Um- 
iegung ein,  welcher  sich  zunächst  auf 
Frankfurt  a.  M.  beschränkte,  dessen  Be- 
stimmungen aber  durch  Königliche  Verord- 
nung auch  auf  andere  Gemeinden  soUten 
ausgedehnt  werden  können.  Das  Herren- 
haus nahm  den  Entwurf  mit  einigen  Ab- 
änderungen an,  im  Hause  des  Abgeordneten 
blieb  er  aber  wegen  Schlusses  der  SessioD 
unerledigt. 

5.  Die  eben  genannten  Gesetze  und  Ge- 
setzentwürfe unterscheiden  sich  in  veiscbie- 
denen  Richtungen  mehr  oder  minder  von 
eiu ander.  Eine  übersichtliche  Zuaammen- 
stellimg  ihres   Inhalts   findet   sich  in   der 
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nuten  genannten  DenkBchrift  des  Verbandes 
deutsclier  Architekten-  und  Ingenieiirvereine. 
Für  den  neuesten  preussiBchen  Gntwurf  ist 
das  Bestreben  charakteristisch,  die  Rechte 
der  bei  der  Umlegung  beteiligten  Onindbe- 
eitzer  und  dinglich  ^i'echtigten  in  gleicher 
"WeiBe  sicher  zu  stellen,  ^s  dies  bei  der 
Bnteignung  geschieht.  Es  ist  ihnen  daher 
der  Rechtsweg  bezOghch  aller  Entschädi- 
gTingsan  Sprüche,  inat«sondere  auch  für  den 
Fall  eröfinet,  dass  sie  das  aa  die  Stelle  des 
alten  Grundstückes  tretende,  durch  Aus- 
scheidung des  Strassengeländes  verkleinerte 
Grundstück  für  geringwertiger  erklÄren. 
Diese  absolute  Sicheriieit  des  Rechtsschutzes 
erscheint  allerdings  durch  ausserordentlich 
verwickelte  Bestimmungen  in  betreff  des 
Ganges  und  diu>:h  die  Maglichkeit  bedenk- 
licher zeitlicher  Ausdehnung  des  Verfahrens 
erkauft  Aneh  ist  die  Gefahr  erheblicher 
finanzieller  Belastung  der  Stadtgemeindo 
nicht  ausgeschlossen  i).  Die  Begründung 
des  preussischen  Entwurfs  tasst  die  wesent- 
Kchen  Bestimmungen  folgendennasaen  zu- 
sammen : 

»Der  vorliegende  Entwurf  folgt  hin- 
sichtlich des  allgemeinen  Grundgedankens 
der  Gesetzgebung  anderer  Staaten,  er  weicht 
indessen  insoweit  davon  ab,  als  es  die  be- 
sondere in  Preuasen  gegebene  Rechtslage 
bedingt,  insbesondere  ist  er  bestrebt,  dem 
Grundsätze  des  Art  9  der  Preussi sehen 
Verfassung  auf  das'  peinbchste  gerecht  zu 
werden  und  durch  die  Art  der  mit  der 
Angelegenheit  zu  befassenden  BehOi'den, 
durch  die  Ordnung  des  Verfahrens  und 
durch  die  Zulassung  des  Rechtsweges  die 
weitestgehende  Gewahr  gegen  schädigende 
Eingriffe  in  Privatrechte  zu  geben.  In  Be- 
zug auf  das  Verfahren  schhesst  sich  der 
Entwurf  in  vielfacher  Hinsieht  an  die  Vor- 
schriften des  Stiassen-  und  Ban  fluch tenge- 
eetzes  vom  2.  Juli  1875  und  des  Enteig- 
nungsgesetzea  vom  14.  Juli  1874  an.  In- 
dessen bietet,  die  Natur  der  Umlegung  eine 
Reihe  von  Besonderheiten,  die  auf  das  Ver- 
fahren bestimmend  einwirken.  Da  ausser- 
dem der  Entwurf  —  für  Preusaen  wenig- 
stens —  neue  Bahnen  beschreitet,  sei  im 
Nachstehenden  zunächst  eine  Daistellnng 
von  dem  Gange  des  Verfahreos  und  von 
den  wesentlichsten  Dmlegung^p-undsätzen 
gegeben. 

Die  Umlegung  wird  nicht  von  Amts 
wegen  eingeleitet,  sondern  erfolgt  auf  An- 
trag. Antragsberechtigt  sind  der  Magistrat 
und  die  Eigentümer  von  mehr  als  der 
Hälfte  der  nach  dem  Grund-  und  Gebäude- 
flleuerkataster  zu  berechnenden  Fläche  der 
umzulegenden  Grundstücke.    Wenn  die  be- 
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rechtigten  Eigentümer  die  Dmlegnng  bean- 
tragen oder  die  Gemeinde  die  Stellnng  des 
Antrags  beschloBseii  hat^  mnss  der  Magis- 
trat zunächst  für  dasan  Betracht  kommende 
Gelände  einen  Plan*  aufstellen  und  offen 
legen.  Erhobene  Einwendungen  werden 
thunlichst  durch  Verhandlungen  vor  dem 
Magistrat  erledigt,  die  nicht  erledigten  mit 
dem  Umlegungsantrage  dem  Bezirksaus- 
schüsse eingereicht,  welcher  über  die  Ein- 
wendungen beschliesst  und  femer  das  Vor- 
handensein der  gesetzlichen  Voraussetzungen 
der  ümlegUQg  feststellt.  Zu  diesen  voi^ 
aussetzungea  gehört  besonders,  dass  der  für 
die  Umlegung  in  Aussicht  genommene  Tdl 
des  Oemeindebeziiks  überwiegend  unbebaut 
ist,  dass  der  Bebauungsplan  dafür  feststeht, 
dass  die  Erschliessung  von  Baugelände  und 
die  Herbeiführung  einer  zweckmässigen  Ge- 
staltung von  Baugrundstücken  im  öffent- 
hchen  Interesse  liegt.  Wenn  der  Bezirks- 
ausschusa  oder  auf  Beschwerde  der  Pro- 
vinzialrat  das  Vorhandensein  der  gesetzlichen 
Voraussetzungen  festgestellt  und  über  die 
Einwendungen  entschieden  hat,  verfügt  der 
Regierungspräsident  die  Einleitung  des  Um- 
legungsverfahrens und  ernennt  zu  dessen 
Durchführnng  eine  Eoromission,  in  deren 
Thätigkeit  der  Schwerpimkt  des  ganzen  Ver- 
fahrens liegt.  Die  Kommission  hat  die  um- 
zulegenden Grundstücke  in  eine  Masse  zu 
vereinigen,  in  welche  auch  die  überflüssig 
werdenden  öffentliclien  Wege  einzuwerfen 
sind.  Aus  dieser  Masse  ist  das  Strassen- 
gelände  auszuscheiden,  die  Restmasse  ist 
unter  die  Egentflmer  zu  verteilen.  Die 
den  Eigentümern  aus  dieser  Restmasse  zu- 
zuweisenden Grundstücke ,  deren  Grösse 
thunlichst  unter  Zugrundelegung  des  Ver- 
hältnisses zu  bestimmen  ist,  in  welchem  die 
Eigentümer  an  der  früheren  Geaamtfiäche 
beteiligt  waren,  sind  der  Bestimmung  des 
Umlegungsverfahrens  entsprechend ,  unter 
thunhchster  Erlialtung  in  ihrer  bisherigen 
Lage,  so  zu  gestalten,  dass  sie  zweckmässig 
bebaut  werden  kOnnen.  Neben  dieser  Ent- 
schädigung in  Land  ist  den  Eigentümern 
für  einen  etwaigen  Minderwert  der  Zuwei- 
sung und  für  besondere  ihnen  entzogene 
Werte,  z.  B.  Gebäude,  Schadloahaltung  in 
Geld  zu  gewähren.  Auch  sonstige  Berech- 
tigte, deren  Rechte  durch  die  Umlegung 
aufgehoben  oder  beeinträchtigt  werden,  er- 
halten Geldentschädigung.  Die  hiemach 
erforderlich  werdenden  Aufwendungen  sind 
grundsÄtzhch  von  den  Eigentümern  zu  tra- 
gen, da  die  infolge  der  Umlegimg  erfah- 
rungsmäesig  eintretende  Wertsteigerung  des 
U  m  legungsgebi  ets  als  Vermögen  svorteil  haupt- 
sächlich ihnen  zu  gute  kommt  und  die 
Aufwendungen  durch  die  Umlegung  bedingt 
sind.  Sie  werden  daher  als  Umlegungsbei- 
trSgo  auf  die  Gesamtheit  der  Eigentümer 
Auflage.    TU.  67 
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verteilt  Ausserdeni  kßnnen  einzelnen  Eigen- 
lömem,  denen  bei  der  Uinlegung  besondere 
Vorteile  zntiiesaen,  in  gewissen  FflJlen  Zn- 
schüsee  und  VergtUnogen  auferle^  werden, 
die  als  Ausgleich  für  diese  der  Gesamtheit 
der  Eigentümer  entgehenden  und  den  ein- 
zelnen zufliessenden  Vorteile  der  Gesamt- 
heit zu  gute  zu  kommen  haben.  Der  ganze 
Geldverkehr  wird  durch  die  Gemeinde  ver- 
mittelt, die  alle  Zahlungen  zu  leisten  oder 
zu  empfangen  liat.  Es  genügt,  wenn  auf 
diese  Weise  die  Gemeinde  zur  Vertretung 
der  -wirtechafüichen  Interessen  der  Gesamt- 
heit der  Eigentümer  benifen  wird.  Dadurch 
wird  es  entbehrlich,  die  Eigentümer  zu  einer 
Genosse nschaft  mit  selbständiger  Vertretung 
zus&m  men  2  ufasse  n . 

Die  gesamte  Neuregelung  der  Verhält- 
nisse liegt  der  ITmlegungskommission  oh. 
Sie  erfolgt  durch  den  stwenannten  Vert«i- 
luDgsplan.  Über  den  die  Eommission  uach 
erfolgter  VerhantUung  mit  den  Beteihgten 
zu  besohliessen  hat  Nachdem  der  Plan  in 
der  vorgeschriebenen  Weise  bekannt  gemacht 
ist,  beeohliesst  der  Bezirksaiisschuss  über 
dessen  Festsetzung  und  ziigleich  über  etwa 
erhobene,  nicht  erledigte  Einwendungen. 
Dieser  Beschluss  ist  endgiltig.  Die  Aus- 
fiilinmg  des  Verteilungsplans  erfolgt  in  der 
Form  einer  vom  Bezirl^usschusse  zu  er- 
lassenden Ucberweisungserklärung,  auf  Grund 
deren  mit  dem  darin  zu  bezeichnenden  Tage 
der  ümlegung  der  Inhalt  des  Yerteilungs- 
plans  von  selbst  wirksam  ■wird. 

Gegen  den  Verteilungsplan  steht  den 
Beteiligten  wogen  der  Geldcnl Schädigungen 
der  Rechtsweg  offen,  durch  dessen  Besclirei- 
tung  dio  Ausfülirung  des  Planes  nicht  ge- 
hemmt wird.  Je  nach  dem  Ergebnis  der 
Rechtsstreitigkeiten  kann  es  audi  noch  zu 
einem  Nachtrags  verteilungsplan  kommen. 

Kaeh  dem  Vorstehenden  stellt  sich  die 
Umlegimg  als  Enteignung  und  als  Zusam- 
menlegung dar.  Im  Hinblick  auf  die  Vor- 
behalte zu  Gunsten  der  Landesgesetzgebung 
in  den  Artikeln  109,  li:-i,  3  des  Einfüh- 
rungsgesetzes  zum  Bürgcriichen  Gesetzbuche 
ist  die  reichsgesetzliche  Zulässigkeit  des 
Entwurfs  daher  unbedenklich.« 

6.  Der  durch  die  zwangsweise  Umlegimg 
herbeigeführte  Eingriff  in  das  Eigen- 
tum ist  kein  grosserer  als  der  durch  die 
Zusammenlegung  ländlicher  Grundstücke 
bewirkte.  Indem  letzlerer  aber  lediglich 
erfolgt,  um  eine  ertragi-eicliere  Bewirt- 
schaf t  im  g  von  Ijündereien  herbeizuführen, 
während  die  Umlesnng  zweckmässiges  Bauen 
imd  gesimdes  und  billiges  Wohnen  erleich- 
tern soll,  kann  das  dureh  den  Eingriff  ver- 
folgte Ziel  in  dem  Falle  der  Umlegimg 
wohl  unbedenklich  als  ein  sozialpolitisch 
mindestens  gleichwertiges  bezeichnet  werden. 


Als  die  zu  erhoffenden  guten 
Wirkungen  eines  Umlegungsgesetzes  sind 
aber  ausser  den  oben  S.  1055  genannten  ins- 
besondere folgende  namhaft  zu  machen: 

a)  die  Bildung  bebauungs&higer  Gniud- 
stücke  erfolgt,  ohne  dass  es  erst  einer  zu- 
sammenkaufenden und  yertenemden  Spe- 
kulation bedarf; 

b)  der  einzelne  Besitzer  bleibt  im 
Besitz  von  Land  und  kann  sein  Grund- 
stück nach  seinem  Beheben  verwenden,  un- 
abhängig von  den  anderen ; 

c)  im  Fall  einer  Über  Teile  einer  Feld- 
mark sich  erstreckenden  üml^ung  findet 
zugleich  die  Frage,  wie  die  Kosten  der 
Stadterweiterung,  d.  h,  insbesondere 
der  Strassen  und  Plätae  den  Interessenten 
unter  gei-echter  Verteilung  derselben  aufzu- 
erlegen sind,  duroh  Heranziehung  Aller  zu 
Naturalleistungen  in  Bezug  auf 
die  Beschaffu-Dg  des  Geländes  für 
Strassen  und  Plätze  die  natür- 
lichste und  einfachste  L5sung  (vgL 
oben  Bd.  VI  S.  975/976). 

Es  ist  daher  schon  aus  diesem  Grunde, 
zugleich  aber  auch  im  Interesse  baldigster 
Erschliessung  des  Geländes  für  die  Bebau- 
ung, erheblidier  Wert  darauf  zu  legen,  dass 
die  Abtretung  des  Strassengeländes  imUm- 
legungsverfak^n  alsb^d  mit  erledigt  wiad. 

7.  Bei  sehr  stark  zersplittertem  Grund- 
besitz wird  allerdings  auch  die  Ümlegung 
die  Grundstücke  nicht  bebauungsfähig  machen 
können,  da  eben  das  einzelne  Grundstück 
an  sich  nicht  gross  genu^  ist,  um  bebaut 
werden  zu  können.  Soweit  also  Strassen- 
aalagen  durch  solches  Gebiet  mit  kleinsten 
Parzellen  im  Interesse  der  Stadterweiterung 
notwendig  sind,  wird  ein  Bedürfnis  nicht 
wohl  verkannt  werden  können,  dass  das  Ent- 
eignungsrecht nicht  auf  den  Strassen kCrper 
b^hränkt,  sondern  auf  das  zu  beiden  Seilen 
der  Strassen  angrenzende  Gebiet  in  üblicher 
Bautiefe  ausgedehnt  wird.  Uan  hat  die 
Enteignung  dieser  angrenzenden  Grund- 
stücke im  Anschluss  an  den  fnuizO^sch- 
belgischen  Ausdruck  expropriation  par  zones 
als  Zonenenteignung  bezeichnet.  In 
au^^dehatester  Geltung  ist  sie  in  Belgien, 
indem  dort  die  an  Strassen  angrenzenden 
Grundstücke  in  Bautiefe,  nicht  nur  soweit 

unbebaut,  sondern  auch  soweit  sie  be- 
baut sind,  der  Enteignung  mit  unterworfen 
werden  können.  In  gleichem  Umfang  war 
das  Recht  der  Zoneneuteignung  in  dem 
oben  unter  4.  erwähnten  Entwurf  (sog.  lex 
Adickes)  vorgesehen,  jedoch  hat  schon  das 
üerrenhaus  die  Ausdehnung  auf  imbebautes 
Gelände  gestrichen  und  die  Zonratenteignung 
auf  Strasse  ndurchbrüche  im  Innern  der 
Städte  und  das  in  diesen  Fällen  an  die 
Strassen  angrenzende,  meist  bebaute  Gelände 
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beschiftnkt  1).  Die  Notwendigkeit  der  Zu- 
lasBUQ^  einer  so  beschrftobten  Zonenenteig- 
niu)g  ist  neuerdings  in  der  unten  erwähnten 
Denkschrift  des  Verbandes  deutscher  Archi- 


und 


-110 


ausfQhrlich  und  unter  BeifOgiiug  zahlreicher 
Beispiele  ans  dem  Ausland  begründet  wor- 
den.    Die   Unmöglichkeit  einer  mtioneUen 

Bebanung  neu  durchgebrochener  Straesen, 
wenn  jeder  Eigentümer  uubebaubaie  Grund- 
stile ksparzellen  zu  Seiten  der  Strasse  be- 
halten dart,  nnd  die  in  gesundheitlichem 
Interesse  zu  steileuden  Anforderungen  an 
den  Dmbau  alter  ungesunder  Quartiere 
stehen  dabei  in  erster  Linie.  Dazu  kommt 
die  ungerechte  Lasten  Verteilung,  welche  die 
jetzt  geltenden  Enteignungsgesetze  meist 
mit  sich  bringen,  indem  die  Wertsteigerung 
der  bei  der  Enteignung  des  Strassengeländes 
übrig  bleibenden  Parzellen  dem  Eigentümer 
ziiföBt,  ohne  dass  bei  Zumesaung  der  Ent- 
st-hädigimgssumme  darauf  Rücksicht  ge- 
nommen wenlen  darf.  Der  Eigentümer  be- 
kommt ausserdem  zunächst  besondere  Ent- 
schädigung, weil  seine  Restparzelle  unbo- 
baubar  geworden  ist,  gewinnt  dabei  aber 
zugleich  die  Möglichkeit,  diese  Parzelle,  die 
einen  s(^nannten  Chikanierzwickel  bildet, 
zu  einem  Willkürpreise  zu  verkaufen.  Einer 
gesetzlichen  Regelung  dieser  Zonenenteig- 
nuug,  durch  deren  Anwendung  in  Frank- 
reich und  Belgien  grosse  Unternehmungen 
durchgeführt  sind,  haben  sich  in  Deutsch- 
land bislang  indessen  immer  noch  Bedenken 
entgegengestellt,  welche  die  genannte  Denk- 
schrift S.  G3  ff.  aufführt  und  beleuchtet 
An  sich  ist  übrigens  die  Möglichkeit  einer 
Verleihung  des  Plnteignungsrechtea  in 
Bezug  auf  das  neben  den  Strassen  gelegene 
Gelände  durch  königliche  Verordnung  in 
Preussen  rechtlich  nicht  zweifelhaft. 

8.  Die  Anwendimg  der  Enteignung 
znm  Zwecke  der  Durchführung  von  S  tadt- 
erweiterungon  ist  in  der  Form  der 
Zonenenteiguung  zwar  ein  neuer,  im  belgi- 
schen Recht  erwachsener  Gedanke,  im 
übrigen  aber  sowohl  dem  bestehen- 
den als  dem  alteren  Recht  keines- 
wegs fremd.  In  Preussen  inshesondei-e 
ist  z.  B.  aus  Anlass  der  Erweitening  der 
Stadt  Crefeld  durch  Allerhöchste  Verord- 
nungen vom  27.  Mai  1819  und  14.  Februar 
1R24  das  Enteignungsrecht  in  weiterem 
Umfange  auch  für  Baugelände  verliehen 
worden.  In  Baden  kann  auf  Grund  des 
g  19  des  noch  geltenden  G.  v.  28.  August 
1835  über  die  Zwangsabtretungen  unter 
gewissen  Voraussetzimgen  die  Enteignung 
von  Baugelände  herbeigeführt  werden,  und 
im  Grossherzogtum  Hessen  galt  bis  zur 
allgemeinen    Bauordnung    vom    30,    April 


')  Hierfttr  spricht  auch  Heyn  a.  a.  0. 


1881  die  V.  V.  29.  Juli  1791,  nach  welcher 

fleichfalls  zur  Gewinnung  von  Bauplätzen 
ie  Enteignung  vorgesehen  war. 

Lltteratur:    Vgl.  au»«r    den  Bd.    V,    S.  SSI  An- 

geführten  nammüich  Stubben,  Städtebau,  S. 
369 ff.  und  K.  Xe^n,  StädWmeriterungtn  1803, 
me  inen  Aufiali  öfter  i  Umltgvng  und  Zonenant- 
tigntmg  alt  MiUtl  nUitnxeller  SUldSeeneeilerungn 
in  Braum  Archiv  für  xitialt  Geteltgebang,  Bd. 
V,  1393,  S.  357—385.  —  Fr.  J.  IfeumaHH, 
Die  SUutr  und  dat  SfenÜiehe  Jntereiie,  1887, 
S.  S12 — £33  und  StunographUche  Berichte  und 
Verluindiungen  det  (pretuK.)  Ilerrenhaiue»  189! 
u.  1833,  Bd.  I,  S.  9,  161,  196,  II,  S.  f4~S7, 
g77—301,  1894.  Sd.  I,  .S'.  I,*,  II,  S.  St.  —  Verh. 
de»  Harne*  der  Abg.  1893,  S.  Iil0—S2t7,  1894, 
1,  S.  183—191.  Anlagen  1894.  Bd.  HS,  S.  1763 
ftö  1773.  (Kommitnomberichl).  Vgl.  aufh  An- 
lagen nt  de»  tleaogr.  Berichten  det  Abg.-H. 
Itl96,  Bd.  II,  S.  897  und  Stenogr.  Berichte  con 
1896,  Bd.  II,  ti.  14t3.  I Verhandlungen  betr. 
diu  Getetx  vom  Sil.  Ottober  1895  Ober  Förderung 
einet  veränderten  Bebauungtplanei  det  durch 
Brand  zertWrten  Fleekent  BroLlervde.)  —  WaU 
fBürgermeitter  in  Heidelberg),  Die  Regelung  der 
Bav^TundMlücke,  in  der Zeiltckriß für  baditeke 
Vervudtung  und  Verwalliingtrrchlapfieg«.  1895, 
Nr.  es.  —  R.  Baumeister,  ,T.  douen,  J*. 
St&bbeti,,  Die  l'mUgung  tlädHteher  Grund- 
tiäcke  und  die  ZoneneiUeignting.  Berlin  139? 
(altHeJtSder  Denktchriflen  de»  Yerbandea 
devtteher  ArehUeiten-  und  Ingenieur -Vereine.) 

AdUke». 


ZwangBerilehnng. 

I.  DentEchland.  1.  Die  Kriminalität  der 
Jagend  nnd  die  Z.  ajDieKritDinalstatiBtik.  b]Die 
Z.  und  ihre  Bedeutnng-  2.  Die  Z,  in  der  dentschea 
Gesetzgcbaag-  bis  znni  Bärf^erlichen  äraetEbnch. 
H.  Dos  Bürgerliche  GesetEbuch.  i.  Die  öffentliche 
Z.  nach  Landesrecht,  a]  Die  Laudeegesetze.  b) 
Voranssetzungen  der  QSeutlichen  Z.  c]  Das  Ver- 
fahren, d)  Die  Unterbringung  in  einer  Familie 
oder  in  einer  Änatalt.  e)  Aulhebang  der  Z.  f) 
Die  EiiBten  derZ.  g)  Strafrechtliche  Bestimmnn- 
gen  znni  Schutze  der  Z.  II.  Ansserdent- 
Bche  Staaten.  1.  Groasbritannien.  2.  Nor- 
wegen. 3.  Oegterreich.  4.  Frankreich.  Ö.  Italien. 

I.  Deatschlaad. 
1.  Die  Kriminalität  der  Jugend  nnd 

die  Z.  a)  Die  KrlminalfitatUtik.  Seit 
dem  Jahre  1882  hat  die  Eriminalsta- 
tiötik  des  Deutschen  Reiches  Über  das  Ver- 
brechertum der  jugendlichen  Personen, 
die  das  12.,  aber  noch  nicht  das  IR. 
Lebensjahr  vollendet  haben,  fortlaufende 
statistische  Angaben  und  Berichte  erstattet, 
die  zwar  nicht  Ober  alle  für  die  Beurteilung 
wichtigen  Verhältnisse  Auskunft  geben,  aber 
ausreichend  sind,  um  das  Anwachsen  der 
Kriminalität  unserer  Jugend  zu  erweisen. 
Sie  enthalten  eine  ernste  Mahnung  an  den 
Staat  und  an  die  QeseUschafL   Es  sei  daran 
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erinnert,  dass  nach  dem  Strafgesetzbuche 
g  55  Kinder,  die  bei  Begehung  einer  an 
sich  Btrafbaren  Handlung  das  12.  Lebens- 
jahr noch  nicht  vollendet  haben,  Btiufrecht- 
lich  nicht  verfolgt  werden  können  und  daas 
nach  §  56  jugendliclie  Personen,  die  bei  der 
Begehung  einer  strafbaren  Handlung  das  12., 
aber  nocd  nicht  Aas  18.  Ijebensiahr  voll- 
endet haben,  Dur  daDn  verurteilt  werden 
können,  veno  das  Qericbt  festgestellt  hat, 
dass  sie  bei  der  Begehung  der  Handlung 
die  zur  Erkenntnis  ihrer  Strafbarkeit  er- 
forderliche Einsicht  besessen  haben.  Zu  be- 
aditen  ist  ferner,  dass  die  Kriminal  Statistik 
des  Reichs  sich  nur  auf  die  Venirteilungen 
jngendhcher  Personen  wegea  Verbrechen 
uod  Vergehen  gegen  Reichsgeeetze  (nicht 
gegen  Laadesgeaetze  und  nicht  wegen  Ueber- 
tretungen)  bezieht  Die  Statistik  zdgt,  dass 
seit  dem  Jahre  1Ö82  nicht  nur  die  Zahl  der 
verurteilten  Jugendlichen  absolut  sehr  be- 
deutend gestiegen  ist,  sondern  dasa  sie  auch 
in  höherem  Uasse  gestiegen  ist  als  die  Zahl 
der  venirteilten  Erwachsenen.  Ebenso  hat 
sie  im  Verhältnis  zu  der  Stärke  der  Altere- 
klasse aller  Fersoaea  im  Alter  von  12  bis 
18  Jahren  in  bedenklichem  Masse  zuge- 
nommen. Freilich  liegen  die  statistischen 
AngaheD  und  Berechnungen  hierüber  ziem- 
lich weit  zurück.  Auch  in  den  soeben  er- 
schienenen Erläiitenmgen  der  Kriminal- 
statistik filr  die  Jahre  1807  und  1898  (Sta- 
tistik des  Deutschen  Reiches,  N.  F.  Bd.  126 
1901)  werden  die  Verhältniszahlen  doch  nur 
bis  zum  Jahre  1896  gegeben.  Es  wird  nur 
bemerkt,  dass  sie  nach  einer  vorläufigen 
Schätzung  im  Jahre  1897  sich  nicht  erheb- 
lich verändert  haben,  dass  sie  dagegen  im 
Jahre  1898  wiederum  gestiegen  seien.  Dnter 
lUO  000  Ju^ndlichen  befanden  sich  im  Jahre 
1882  568  Verurteilte.  Diese  Verhältniszahl 
stieg  bis  auf  727  im  Jahre  1892.  Seitdem 
ist  sie,  wenn  auch  unter  Schwankungen, 
langsam  gesunken,  hat  aber  im  Jahre  1896 
immer  noch  697  betragen,  d.  h.  sie  ist  seit 
1882  um  22,7%  gestiegen.  Im  Vergleich 
mit  dem  Jahre  1882  war  d^:e^D  die  Zahl 
der  Venirteilten  unter  100000  Erwachsenen 
im  Jahre  1894,  wo  sie  den  Höhepunkt  er- 
reichte, um  17,2,  im  Jahre  1896  um  16  "/o 


Unter  den  strafbaren  Handlungen,  wegen 
deren  Jugendliche  verurteilt  worden  sind, 
nimmt  der  Diebstahl  in  allen  diesen  Jahren 
die  erste  Stelle  ein.  Wenn  auch  in  den 
einzelnen  Jahren  mannigfache  Schwankungen 
sich  zeigen,  so  war  doch  die  Verhältniszahl 
der  1896  wegen  Diebstahl  Verurteilten  fast 
dieselbe  wie  1882.  Während  in  diesem 
Jahre  auf  100000  Jugendliche  344  wegen 
Diebstahl  Verurteilte  kamen,  betrug  diese 
Zahl  1896  340.  Im  Jahre  1888  war  sie  auf 
309  gesunken,  dagegen  im  Jahre  1892  auf 


397  geeliegen.  Die  beträchtliche  Steigerung 
der  Kriminalität  der  Jugendlichen  beruht  in 
erster  Reihe  darauf,  dass  die  Verurteilungen 
wegen  Körperverletzungen  ausserordentlich 
zugenommen  haben.  Die  VerbältuiszahlcD 
der  Verurteilten  auf  100000  Jiigendhdie 
betrugen  1882  63,  1896  dagegen  130.  Aoch 
die  Verurteilungen  wegen  Sachbeschädi- 
gungen haben  sich  merklich  erhöht.  Die 
Verhältniszahlen  sind  von  30  auf  46  ge- 
stiegen- Fassen  wir  diese  meist  aus  roher 
und  gewaltthätiger  Gesinnung  hervorgehen- 
den strafbaren  Handlungen  zusammen,  so 
fallen  auf  sie  64°/i)  der  Steigerung  der 
Kriminalität. 

Es  darf  aber  nicht  überaehen  werden, 
dass  bei  der  Verurteilung  Jugendlicher  ein 
schwer  zu  berechnender  Faktor  mitwirkt. 
Jugendhche  Personen  können,  wie  erwähnt, 
nach  g  56  des  Strafgesetzbuchs  nur  ver- 
urteilt werden,  wenn  der  Richter  festgesteUt 
hat,  dass  sie  bei  Begehung  der  strafbaren 
Handlung  die  für  Erkenntnis  ihrer  Strafbar^ 
keit  erforderhche  Einsicht  besessen  haben. 
Hierbei  ist  der  subjektiven  Auffassung  der 
Richter  schon  ein  weiter  Spielraum  einge- 
räumt. Dazu  kommt,  dass  nach  einer  lieute 
fast  allgemein  herrschenden  Ucberzeugung 
das  Strafgesetzbuch  die  Altersgrenze  für  die 
Strafmündigkeit  zu  tief  herabgesetzt  hat, 
dass  sie  nicht  auf  das  vollendete  12.,  sondere 
auf  das  vollendete  14.  Lebensjahr  zu  setzen 
ist.  Das  Strafgesetzbuch  geht  davon  aus, 
dass  die  strafrechtliche  Verantwortächkeit 
nur  abhängie  zu  machen  ist  von  dem  Orade 
der  Verstandesentwicheiung.  »Der  Thäter 
muBS  zu  erkennen  imstande  sein,  dass  seine 
Pflicht  die  Unterlassung  der  spec'iellen  Hand- 
lung fordere  und  er  durch  Begehung  der 
letzteren  sich  einer  Kriminalstrafe  aussetze.« 
Die  Einsicht,  dass  Diebstahl,  Körper^-er- 
letzung,  Sachbeschädigung  u.  s.  w.  sbafbare 
Handlungen  sind  und  Kriminalstrafe  nach 
sich  ziehen,  wird  den  meisten  Kindern,  die 
das  12.  Jahr  vollendet  haben,  innewohnen. 
Aber  dieser  Grundgedanke,  den  Grad  der 
Verstandesent  wickeln  Dg  allein  zum  Uass- 
stabe  zu  machen,  ist  nicht  richtig.  Nicht 
nur  die  Einsicht  in  die  Strafbarkeit  der 
Handlung  sollte  das  Gesetz  zur  Voraiis- 
ttetzung  der  strafrechtiichen  Verantwortlich- 
keit machen,  sondern  auch  die  Reife  des 
sittlichen  Charakters,  die  es  dem 
Menschen  ermöglicht,  dem  Antrieb  zur  Vor- 
nahme strafbarer  Handlungen  zu  widerstehen. 
Erfahruiigsgemäss  tritt  aber  diese  Reife  des 
sittlichen  Charakters  bei  den  Kindern  in 
Deutschland  nicht  schon  mit  dem  vollendeten 
12.  Jahre,  sondern  im  Edlgemeinen  nicht  vor 
dem  vollendeten  14.  Jahre  ein.  Hat  das 
Kind  diese  Entwickelungsstufe  noch  nicht 
erreicht,  so  ist  eine  kriminelle  Bestrafimg 
des   Kindes   ungerecht    und    zweckwidrig. 


■'»'^ 


Das  Kind  bedarf  dann,  wenn  eich  iu  ihm 
Terbrecherißche  Neigungen  zeigen,  nicht  der 
kriminellen  Strafe,  sondern  derBrziehung. 
Der  Bichter,  welcher  sich  berechtigt  er- 
achtet, in  freierer  Weise  das  Qesetz  auszu- 
legen, wird  in  einem  solchea  Falle  das  Kind 
wegen  mangelnder  Einsicht  freiaprechen, 
weil  er  die  Verhängung  einer  kriminellen 
Strafe  für  ungerecht  und  verderblich  er- 
achtet. Der  Richter  aber,  der  strenge  an 
den  Wortlaut  des  Gesetzes  zu  halten  sich 
verpflichtet  glaubt,  wird,  wenn  auch  wider- 
strebend, das  Kind  verurteilen.  Nur  in 
dieser  verschiedenartigen  Handhabung  des 
Gesetzes  können  die  ausserordentlich  grossen 
Unterschiede  begründet  sein,  die  in  dem 
Verhältnis  der  Jugendlichen,  welche  wegen 
mangelnder  Einsieht  auf  Grund  des  §  56 
des  Strafgesetzbuchs  fi'eigesprochen  werden, 
zu  den  Jugendlichen,  welche  verurteilt  wer- 
den, in  den  einzelnen  Oberlandesgerichtsbe- 
zirken  sich  zeigen.  Sie  lausen  sich  aus  der 
Verschiedenheit  der  geistigen  Ausbildung  der 
Jugend  in  den  verschiedenen  Landesteilen 
Deutschlands  nicht  erklären  (vgl.  für  das 
Jahrfünft  1894  bis  1898  Statistik  des  Deiit- 
schen  Reichs,  N.  F.  Bd.  126  I  S.  96 ff.; 
femer  Jahrb.  für  Nat.  u.  Stat,  3.  F.  Bd.  22 
S.  4  ff.). 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Be- 
urteilung der  Kriminalität  und  der  Wirksam- 
keit der  kriminellen  Strafen  sind  die  Zahlen 
der  vorbestraften  Jugendlichen  und  ihr  Ver- 
hältnis zu  den  erstmalig  Verurteilten.  Die 
Zahl  der  Verurteilungen  von  Jugendlichen, 
die  bereits  vorbestraft  waren,  ist  im  letzten 
Jahrzehnt  sehr  bedeutend  gestiegen.  Sie 
betrug  1889  5590,  um  im  Jahre  1899  in 
fast  ununterbrochenem  Steigen  auf  8919  zu 
gelangen.  Auf  je  100000  Jugendliche  ent- 
fielen im  Jahre  1889  93  Verurteilungen  vor- 
bestrafter Jugendlicher,  im  Jahre  1893  da- 
gegen 132  Verurteilungen,  Dagegen  ist  die 
Zahl  der  Verurteilungen  nicht  vorbestrafter 
Jugendlicher  nur  in  geringem  Masse  ge- 
stiegen. Sie  betrug  im  Jahre  1889  31200, 
im  Jahre  1899  dagegen  38.^)93,  und,  auf  je 
100000  Jugendliche  berechnet,  im  Jahre 
1889  521,  im  Jahre  1896  570.  Allerdings 
zeiet  sich  auch  hier  ein  Melirbetrag,  aber 
nicht  eine  stetige  Zunahme.  Die  Häufig- 
keit der  Verurteilungen  Unbestrafter  wechselt 
von  Jahr  zu  Jahr,  ohne  dass  eine  bestimmte 
Richtung  auf  Steigen  oder  Fallen  hervor- 
tritt. »Die  ungünstige  Ent Wickelung  der 
Erlmiaalit&t  der  Jugendhchen  hat  ihren 
Grund  hauptsächhch  in  der  zunehmenden 
Bäufigkeit  der  Rückfälle  bei  jugendlichen 
UebelthStem,  dagegen  nicht  in  einer 
Vermehrung  desjenigen  Bruchteils 
der  Jugendlichen,  der  mit  dem 
Strafgesetz  in  Berührung  kommt.* 


(Statistik  des  Deutschen  Reichs,  N.  F.  Bd. 
126  I  S.  82.) 

Daraus  muss  aber  der  Schluss  gezogen 
werden,  dass  die  über  Jugendliche  vei^ 
hängten  kriminellen  Strafen  (ue  Kriminalität 
derselben  nicht  vermindem,  sondern  dazu 
beitragen,  sie  zu  erhöhen.  Es  sind  vor 
allem  die  Freiheitsstrafen,  die  diese  schäd- 
liche Wirkung  ausüben.  Die  Gerichte  selbst 
haben  dies  erkannt.  Seit  dem  Jahre  1889 
sind  mehr  uftd  mehr  an  Stelle  der  Freiheits- 
strafen Geldstrafe  nnd  Verweis  getreten. 
Während  noch  im  Jalira  1889  von  je  1000 
g^^n  Jugendliche  erkannten  Strafen  741  in 
Freiheitsstrafen  bestanden,  ist  deren  Zahl 
seitdem  stetig  gefallen  und  betrag  im  Jahre 
1898  nur  617.  Dagegen  ist  (auf  je  1000 
Verurteilungen  Jugendlicher  berechnet)  die 
Zahl  der  Geldsb^en  von  107  im  Jahre  1887 
auf  166  im  Jahre  1898  und  die  der  Ve>  ■ 
weise  von  152  auf  217  gestiegen, 

Dass  kurzzeitige  Freiheitsstrafen  —  nnd 
die  Jugendlichen  kOnnen  meist  nur  zu  solchen 
verurteilt  werden  —  in  der  Regel  einen 
entaittUehenden  Einfluss  auf  jugendliche 
Personen  ausüben  werden,  wird  kaum  eines 
Nachweises  («dürfen.  Zwar  schreibt  das 
Strafgesetzbuch  (g  57)  vor,  dass  an  jugend- 
lichen Personen  die  Freiheitsstrafe  in  be- 
sonderen, hierfür  bestimmten  Anstalten  oder 
Räumen  zu  vollziehen  ist.  Aber  in  der 
kurzen  Zeit,  die  sie  im  Gefängnis  zu  ver- 
bringen haben,  kann  ihnen  das,  was  in 
ilirem  Interesse  und  im  Interesse  des  Staates 
fflr  sie  vor  allem  notwendig  wÄre,  nicht  ge- 
geben werden,  Erziehung  und  Kräftigung 
ihres  sittUcheu  Charaktere.  Wohl  aber  wird 
ihr  Ehrgefühl  abgestumpft  und  die  besseren 
Elemente  uaterhegen  der  Verführung  nnd 
Ansteckung  durch  die  schlechtesten.  Denn 
hierzu  reicht  auch  ein  kurzes  Zusammen- 
leben aus,  das  die  Anknüpfung  von  Be- 
kanntschatten erm^ücht,  die  später  fort- 
gesetzt werden.  Die  Kriminal  Statistik  be- 
rücksichtigt diejenigen  Jugendlichen  nicht, 
die  wegen  Uel>ertretungen  zu  kiu-zzeitieen 
Freiheitsstrafen  verurteilt  worden.  Es  darf 
mit  Sicherheit  angenommen  werden,  dass 
deren  Zahl  eine  sehr  grosse  ist  und  dass 
viele  Kinder,  die  wegen  geringfügiger  Ueber- 
tretungen  einige  Tage  oder  Wochen  —  der 
Hochetbetrag  der  Haftstrafe  für  Jugendliche 
beläuft  sich  auf  drei  Wochen  —  in  der 
Haft  zu  verbringen  haben,  dadurch  auf  die 
Bahn  des  Verbrechertums  gestossen  werden. 
Werden  die  jugendlichen  Personen  aber  ans 
dem  GeRlngTiis  oder  der  Haft  entlassen,  so 
sind  sie  mit  einem  Makel  behaftet,  der  es 
ihnen  erschwert ,  ehrliche  Arbeit  zu  tie- 
kommen,  und  der  infolgedessen  in  vielen 
Fallen  ihre  Widerstandsfähigkeit  gegen 
Vereuchungen  und  verbrechensche  Triebe 
schwächt. 
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So  tiSgt  unsere  StrafgeeetzgebuDg  selbst 
an  der  Steigerung  der  Kriminalität  der 
Jugend  zu  einem  nicht  geringen  Teil  die 
Schuld.  Es  beruht  deshalb  auf  Deber- 
treibimg,  wenn  aus  dieser  Steigerung  auf 
den  sitüichen  Verfall  der  Jugend  des  deut- 
schen Volkes  geschlossen  und  daraus  der 
Niedergang  der  deutschen  Kultur  gefolgert 
wird.  Eine  Eeform  der  Strafgesetzgebung 
nach  den  angegebenen  Richtungen  hin  ist 
eine  unabweisbare  Forderung',  deren  Er- 
füllung nicht  länger  aufgeschoben  werden 
sollte. 

b)  Sie  Z.  und  ihre  Bedeutung. 
Aber  der  Staat  darf  sich  hiermit  nicht 
begnügen.  Auch  wenn  man  den  frei- 
lich nicht  mesebaren  Einfluss,  den  die 
unzweckmfissigen  Bestimmungen  der  Ge- 
setzgebung auf  die  Kriminalität  der  Ju- 
gend ausüben,  in  Abzug  briu^,  so  decken 
die  Zahlen  der  Kriminalstatistik  Schäden 
des  Volkslebens  auf,  die  zu  beseitigen 
oder  audi  nur  herabzumindern  der  Staat 
bisher  nicht  vermocht«.  Er  darf  sich 
nicht  darauf  beschritnken,  mit  Strafen  ein- 
zuschreiten, wenn  eine  strafbare  Handlung 
begangen  worden  ist,  sondern  er  muae 
mehr,  als  dies  bisher  gesehenen,  zu  ver- 
hindern suchen,  daas  strafbare  Hand- 
lungen begangen  werden.  Er  muss  nicht 
nur  das  Verbrechertum,  sondern  auch  die 
verbrecherischen  Neigungen,  ihre  Ent- 
stehung und  Ausbildung  bekämpfen.  Nicht 
das  alleinige,  aber  ein  wichtiges  Mittel  in 
diesem  Kampfe  ist  die  Zwangserzie- 
hung, d.  h.  die  Unterbringung  verwahr- 
loster oder  der  Verwahrlosung  ausgesetzter 
Minderjähriger  zur  Pflege  und  Erziehung 
in  einer  geeigneten  Familie  oder  in  einer 
Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt  durch 
staatliche  Anordnung  und  unter  staatlicher 
Aufsicht.  Den  Eltern  und  den  Vormündern 
liegt  die  Pflicht  ob,  die  ihnen  gehörigen 
oder  anvertrauten  Kinder  zu  verpflegen 
und  ihnen  eine  Erziehung  zu  geben,  durch 
welche  ihre  sittliche  und  geistige  Eut^ 
Wickelung  gefördert  und  geschütat  wird. 
In  dem  bildungsfähigen  Alter  müssen  sie 
für  den  Kampf  des  Lebens  sittlich  gestärkt 
werden.  Wie  der  Staat  es  heute  sJs  seine 
Pfhcht  anerkennt,  darüber  zu  wachen,  dass 
jedes  Kind  den  Unterricht  erhält  durch 
weichen  die  fib-  einen  jeglichen  Lebens- 
beruf unerläSBÜchen  Grundlagen  der  geis- 
tigen Bildung  gelegt  werden,  so  ist  ee  auch 
seine  Pflicht,  dem  heranwachsenden  Qe- 
schlechte  eine  Erziehung  zu  verbürgen,  die 
auf  die  Ausbildung  des  sittlichen  Charakters 
gerichtet  ist  Solem  Eltern  und  Vormünder 
ihrer  sittlichen  und  rechtlichen  Pflicht  nicht 
nachkommen  wollen  oder  können,  ist  es 
das  Hecht  und  die  Pflicht  des  Staatesj  die 
Kinder  gegen  ihre  Gewissenlosigkeit,  ihren 


Unverstand  oder  ihr  ünvermSgen  zu  schützen. 
Die  Voraussetzungen  hierfür  sind  nicht  eist 
dann  gegeben,  wenn  das  Kind  schon  eine 
strafbtSe  Handlung  begangen  hat,  und  sie 
liegen  nicbt  immer  vor,  wenn  das  Kind 
eine  strafbare  Handlung  begangen  hat. 
Selbst  wenn  ein  Kind  ach  mehrere  straf- 
bare Handlungen  hat  zu  schulden  kommen 
lassen,  so  kann  dataus  noch  keineswegs  der 
Schluss  gezf^n  werden,  daas  das  Kind  ver- 
wahrlost ist  oder  der  Gefahr  der  Verwahr- 
losung ausgesetzt  ist.  Und  andererseits 
kann  ein  Kind  völlig  verwahrlost  und  sitt- 
lich verdorben  sein,  ohne  dass  ihm  die  Be- 
gehung einer  strafbaren  Handlung  nachge- 
wiesen werden  könnte.  Eine  strafbare 
Handlung  des  Kindes  wird  immer  nur  ein 
Anzeichen  der  Verwahrlosung  sein,  und  in 
jedem  einzelnen  Falle  ist  zu  prüfen,  ob  sie 
als  ein  Anzeichen  der  Verwahrlosung  auf- 
zufassen ist  oder  nicht.  Auch  besteht  der 
Zweck  der  Zwangserziehung  nicht  bloss  da- 
rin, zu  verhüten,  dass  das  Kind  früher  oder 
später  dem  Verbrechertum  verßUlt,  sondern 
sie  soll  ihm  einen  Ersatz  bieten  für  die  Er- 
ziehung, die  ihm  das  elterliche  Haus  nicht 
zu  gewähren  vermag,  Sie  soll  ihm  die  dtl- 
liche  Widerstandskraft  geben,  deren  der 
erwachsene  Mensch  bed^,  damit  in  seiner 
giuizen  Lebensführung  die  sitüichen  Mo- 
tive über  die  unsittDcnen  das  l'ebergewicht 
gewinnen  und  er  den  Aufgaben,  die  ihm 
das  Leben  stellt,  gerecht  zu  werden  ver- 
mag. 

Die  hohe  Bedeutung,  welche  der  Zwangs- 
erziehung hiemach  zukommt,  wird  heute 
allgemein  anerkannt.  Ihr  ist,  wie  im  fol- 
genden gezeigt  werden  wird,  in  fast  allen 
deutschen  Staaten  demgemäss  ein  weites 
Gebiet  eingeräumt  worden.  Aber  die  Be- 
deutung und  der  Wert  der  Zwangserziehung 
dürfen  auch  nicht,  wie  dies  gegenwärtig 
vielfach  geschieht,  fiberschätzt  werfen.  An 
die  geeetzUche  Ordnung  der  Zwangserzie- 
hung werden  vielfach  die  weitgehendsten 
Hoffnungen  geknüpft  und  von  ihrer  Durch- 
führung ein  Sieg  der  sittlichen  und  gesell- 
schaftlichen Kultur  über  das  Verbrechertum 
erwartet.  Bei  nüchterner  Ueberlegung  wird 
man  mit  Sicherheit  voraussagen  können, 
dass  die  Gesetze  diese  überschwenglichen 
Hoffnungen  nicht  erfüllen  werden.  Sie  sind 
nur  in  einer  heute  in  Deutschland  weil\-er- 
breileten  Anschauung  begründet,  die  g^en 
jeflen  Uebelstand  in  staatlichem  Zwange  ein 
sicheres  Hilfsmittel  finden  zu  können  glaubt. 
Diese  Anschauung  beriiht  auf  einer  tleber- 
schätzung  der  Macht  des  Staates  und  seines 
Beamtentums.  Derartigen  Anschauungen 
Tind  Uebertreibungen  gegenüber  muss  immer 
wieder  auf  die  elementare  Wahrheit  hinge- 
wiesen werden,  dass  der  natürliche  Boden 
für  die  Erziehung   der  Kinder  die  Familie 
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ist  und  dass  die  elterliche  Liebe  und  ins- 
besondere  die  mütterliche  Pflege  dnrch 
keine  Zwangamaasregel  völlig  ersetzt  werden 
kennen.  Mn  Kind  dem  natlirlichen  Boden 
der  Familie  und  der  elterlichen  Fürsorge 
zu  entreisBon,  ist  mir  gerechtfertigt,  wenn 
die  Notwendigkeit  einer  solchen  Massregel 
dargethan  ist,  am  das  Eind  vor  körper- 
lichem oder  sittlichem  Verderben  zu  er- 
retten. 

Die  staatliche  Zwangserziehung  bietet 
aber  auch  keineswegs  die  Bfirgscnatt  für 
edne  sittliche  Erziehung  der  in  ihr  befind- 
lichen Kinder  dar.  Sie  bietet  keine  Bürg- 
schaft dar,  dass  ihre  Zöglinge  nicht  spftter 
doch  der  Un Sittlichkeit  und  dem  Verbrecher- 
tum verfallen.  Nicht  nur,  dass  ihr  das 
wichtigste  Element  der  Erziehung,  die 
elterliche  Liebe,  fehlt,  sie  schliesst  selbst 
grosse  Gefahren  in  sidL  Es  wird  kaum  in 
Zweifel  gezogen  werden,  dass  im  Falle  der 
Zwangserziehung  der  Unterbringiing  des 
Zöglings  in  einer  geeigneten  Familie  in  den 
meisten  Fällen  vor  der  Unterbringung 
einer  Anstalt  der  Vorzug  zu  geben  ist.  Nur 
Minderjährige,  die  zur  Xiand streicherei  und 
zum  Verbrechen  neigen  oder  sittlich  völlig 
verwahrlost  sind,  sowie  solche,  deren  körper- 
licher Zustand  eine  besondere  Stellung  imter 
ärztliche  Aufsicht  fordert,  werden  zunächst 
in  eine  Anstalt  zu  verbringen,  aber  doch 
nur  solange  darin  zu  belassen  sein,  bis  sie 
sittlich  oder  körperlich  soweit  gebessert 
sind,  dass  ne  einer  Familie  anvertraut 
werden  können.  Aber  die  Voraussetzung 
für  die  Unterbringung  in  einer  Familie  ist 
das  Vorhandensein  der  genügenden  Anzahl 
von  Familien,  die  hierzu  geeignet  und  be- 
reit sind.  Die  Anforderungen,  die  an  eine 
zur  Aufnahme  geeignete  Familie  gestellt 
werden  müssen,  sind  nicht  geringe,  wenn 
die  Unterbringung  des  Z<%liQge  bei  ihr  mit 
Aussicht  auf  Erfolg  geschehen  soll.  Fami- 
lien, die  sich  zur  Aufnahme  eines  verwahr- 
losten Kindes  bereit  erklären,  thun  dies, 
um  sich  einen  Nebenverdienst  zu  ver- 
schaffen. Qerade  unter  ihnen  werden  aber 
die  sittUctien  und  ^stigen  Eigenschaften, 
die  zur  Erziehung  emes  verwahrlosten  Kin- 
des erforderlich  sind,  nicht  allzu  häufig  vor- 
banden sein.  Je  weiter  die  Zwangserziehung 
ausgedehnt  wird,  um  so  schwerer  wird  es 
fallen,  Familien,  die  die  eriorderliche  Bürg- 
schaft bieten,  in  genügender  Zahl  für  die 
Unterbringung  der  Kinder  zu  finden.  Wird 
ein  Kind  aber  bei  einer  Familie  unter- 
gebracht, die  diese  Bürgschaft  nicht  bietet, 
80  wird  nicht  nur  der  Erfolg  der  Zwangs- 
erziehung geflUirdet,  sondern  es  ist  auch 
die  Gefahr  vorbanden,  dass  der  Zögling, 
statt  gebessert  zu  werden,  andere  Kinder 
ansteckt  und  zum  Laster  und  Verbrechen 
verführt. 


Aber  auch  die  Unterbringung  der  Zög- 
linge in  Anstalten  ist  nicht  ohne  Gefahren. 
Kleinere  Anstalten  werden  nicht  imstande 
sein,  die  zur  Erziehung,  Ueberwachung  und 
zum  Unterricht  erforderlichen  Personen  an- 
zustellen. In  grösseren  Anstalten  ist  die 
Ueberwachung  mit  Schwierigkeiten  ver- 
bunden, die  individuelle  Behandlung  der 
einzelnen  Zöglinge  kaum  durchführbar  und 
es  wird  nicht  immer  zu  verhindern  sein, 
dass  die  schlechtesten  Elemente  unter,  der 
Maske  der  Heuchelei  und  dos  äusseren  Ge- 
horsams im  Geheimen  auf  die  minder  ver- 
dorbenen Zöglinge  einen  Fünfluss  gewinnen, 
der  alle  Bemühungen  der  Ajistalt  zu  Schan- 
den madit. 

Dazu  kommt,  dass  die  Aussicht,  dass 
die  Kinder  der  Zwangserziehung  über- 
wiesen werden,  die  Verantwortlichkeit  der 
Eltern  abzuschwächen  geeignet  ist  Ge-. 
wissenlose  Eltern  werden  geneigt  sein,  sici 
der  Erfüllung  ihrer  Pflichten  zu  entziehen 
und  die  Kosten  der  Verpflegung  und  Er- 
ziehung der  Kinder  von  sich  abzuwälzen. 
Wenn  sie  auch  zum  Ersatz  der  Kosten  der 
Zwangserziehung  herangezogen  werden 
können  (siehe  unten  S.  1Ü72),  so  wird  dies 
einen  genügenden  Schutz  hiergegen  nicht 
bieten.  Denn  in  den  meisten  hierher  ge- 
hörigen Fällen  werden  die  Eltern  gar  nicht 
imstande  sein,  einen  nennenswerten  Beitrag 
zu  den  Koston  der  Zwangserziehung  zu 
zahlen.  Auch  werden  sie  uurch.  häufigen 
Wechsel  des  Aufenthaltsortes  sich  leicht 
der  Erfüllung  ihrer  Verpflichtung  entziehen 
können.  Sollen  die  Gesetze  über  die 
Zwangserziehung  nicht,  statt  Besserung  der 
sittlichen  Zustände  des  Volkes  herbeizu- 
führen, zu  einer  Verschlechterung  derselben 
beitragen,  so  wird  es  notwendig  sein,  dass 
die  Zwangserziehung  nur  mit  äusserster 
Vorsicht  in  den  Fällen,  in  denen  sie  als 
unbedingt  erforderlich  erwiesen  ist,  ange- 
ordnet und  dass  sie  in  der  so^fältigsten 
und  gewissenhaftesten  Weise  durchgeführt 
werde. 

2.  Die  Z.  in  der  dentecheD  Ge- 
eetzgebnng  bis  zam  Bürgerlichfln  Ge- 
setzbuche.  Das  Recht  der  Eltern,  ihre 
Kinder  zu  erziehen ,  ist  zugleich  ihre 
Pflicht,  nicht  bloss  eine  Pflicht  gegen- 
über den  Kindern,  sondern  auch  gegenüber 
dem  Staate.  Der  Staat  ist  so  berechtigt 
wie  verpflichtet,  gegen  die  Gewissenlosig- 
keit der  Eltern,  welche  ihre  Pflichten  gegen 
die  Kinder  nicht  erfüllen,  einzuschreiten 
und  anstatt  der  Eltern  die  Sorge  für  die 
Erziehung  der  Kinder  auch  in  den  Fällen  zu 
übernehmen,  in  denen  die  Eltern  ohne  ihr 
Verschulden  ausser  stände  sind,  ihre  Kinder 
vor  völligem  sittlichen  Verderben  zu  bewah- 
ren. Der  Staat  bat  für  die  unerwachsene, 
erziehungsbedürftige   Jugend,   auf    der   die 
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Zukunft  des  Staates  beruht,  Soige  zu  tra- 
gen, soweit  dies  die  Eltern  nidlt  wollen 
oder  nicht  vermi^D.  Ist  auch  der  na- 
türliche Bodeu  för .  die  Pfle^  und  Er- 
ziehung des  Kindes  die  Familie,  so  kann 
doch  eine  Notwendigkeit  eintreten,  das  Kind 
diesem  Boden  zu  entziehen,  wenn  die  Fa- 
milie zerrüttet  ist  und  ihr  die  sitlliehen 
und  geistigen  Krilfte  fehlen,  die  zur  Pflege 
und  Eraidiung  der  Kinder  unentbehrlich 
eönd.  Schon  nach  dem  früheren  Rechte 
konnte  in  Deutschland  die  Vormund- 
Bchaitsbehörde  den  Eltern,  die  ihre  Pflichten 
vemaehläsaigten,  sowohl  die  Erziehungsge- 
walt  entziehen  und  auf  ihre  Kosten  andere 
Personen  mit  deren  Ausübung  beauftragen 
als  ihnen  auch  die  elterliche  Gewalt  über- 
haupt absprechen  und  für  die  Kinder  einen 
Vormund  bestellen.  Hatte  der  Vormund 
auch  nicht  selbst  die  Erziehung  des  Mün- 
dels zu  fuhren,  so  hatte  er  doch  dafür 
Sorge  zu  tragen  und  sie  zu  beaufsichtigen. 
Er  konnte,  wenn  er  dieser  seiner  Pflicht 
nicht  nachsam,  seinea  Amtes  entsetzt  wer- 
den (Gemeines  Recht,  PreuBsen.Allg. 
Landrecht  II,  2  §§  90,  91,  266;  Vormund- 
schaf ta-Oidmmg  V.  5.  Juli  1875  §§  11,  28, 
63;  Sachsen,  Büreerliches  Gesetzbuch 
V.  1863  g  1803).  Doch  konnten  diese  Vor- 
schriften nur  in  seltenen  Fallen  zur  An- 
wendung kommen.  Es  ist  leicht  erklärlich, 
dass,  von  Ausnahmen  abgesehen,  derartige 
Zwangsmassregeln  nur  bei  den  vermögens- 
losen Klassen  der  Bevölkerung  erforderlich 
werden.  Da  aber  die  Unterbringung  der 
Kinder  in  eine  andere  Familie  oder  in  eine 
Erziehungsanstalt  cur  auf  Kosten  der  Eltern 
(oder  der  Grosseltem)  oder  der  Kinder 
selbst  erfolgen  konnte  und  ausser  ihnen  zur 
Tragimg  der  Kosten  niemand  verpflichtet 
war,  so  war  in  den  meisten  Fallen  die  Vor- 
mundeehaftsbehörde  nicht  in  der  Lage,  von 
der  ihr  zustehenden  Befugnis  Gebrauch  zu 
machen,  denn  die  Mittel  zur  Durchführung 
der  erforderlichen  Massregel  waren  nicht 
vorhanden. 

Die  Erziehung  verwahrloster  Kinder  auf 
Öffentliche  Kosten  zu  übernehmen,  sah 
sich  der  Staat  zunfichst  genötigt  bei  den- 
jenigen Kindern,  die  strafbare  Hand- 
lungen begangen  haben.  Jugendliche 
TJebelthÄter,  denen  die  Reife  des  Verstandes 
und  des  Charakters  noch  fehlen,  um  sie  für 
ihre  Handlungen  strafrecbthch  verantwort- 
Uch  zu  machen,  Hollen  nicht  gerichtlich  be- 
straft, sondern  erzogen  und  womöglicli  vor 
dem  Verderben  errettet  werden.  Schon 
das  französische  Strafgesetz  vom  25.  Sep- 
tember 1791  hatte  bestimmt,  das.«  jugend- 
Kche  Personen,  die  vor  vollendetem  16. 
Jahre  eine  strafbare  Handlung  »sans  discer- 
nement»,  ohne  Unterschetdungsver mögen,  d. 
h.  ohne  die  zur  Erkenntnis  der  Strafbarkeit 


erforderliche  Einsicht  bedangen  haben,  frei- 
zusprechen sind,  daas  das  Gericht  aber  an- 
ordnen kann,  dass  der  Schuldige  auf  eine 
bestimmte  Reihe  von  Jahren,  doch  hSch- 
stens  .bis  zur  Erreichung  des  20.  Lebeus- 
iahres,  in  eine  Besserungsanstalt  zu  ver- 
bringen ist  Diese  Bestiinmimg  ist  sodana 
in  den  Code  pönal  von  1810  Art  66,  67 
und  aus  ihm  in  das  Prenssische  Strafgesetz- 
buch von  1851  §  42  übergegangen.  Das 
Strafgesetzbuch  flk  das  Deutsche  neidi  von 
1870  hat  sie  dagegen  nur  mit  wesent^ 
liehen  Aenderungen  aufgenommen.  Hier* 
nach  sind  Kinder,  die  uas  12.  Lebensjahr 
noch  nicht  vollendet  haben,  fiberhaupt  straf- 
unmündig und  können  wegen  strafbarer 
Handlungen  strafrechtlich  nidit  verfolgt 
werden  (§  55),  während  das  französische 
imd  preussische  Recht  eine  solche  untere 
Grenze  nicht  kennen.  Dagegen  hat  das 
Strafgesetzbuch  die  obere  Altersgrenze  von 
dem  vollendeten  16.  auf  das  vollendete  18. 
Lebensjahr  hinaufgesetzt  (§  56).  Jugend- 
liche Personen,  welche  zu  einer  Zeit,  als 
sie  das  12.,  aber  noch  nicht  das  18.  Lebens- 
jahr vollendet  haben,  eine  strafbare  Hand- 
lung begangen  haben,  sind  zwar  strafrecht- 
lich zu  verfolgen,  aber  das  Gericht  hat  sie 
freizusprechen,  wenn  sie  bei  der  Buchung 
der  Handlung  die  zur  Erkenntnis  ihrer 
Strafbarkeit  erforderliche  Einsicht  nicht  be- 
sitzen. In  dem  Urteil  kann  das  Gericht 
bestimmen,  dass  sie  in  eine  Krziehuugs- 
oder  Besserungsanstalt  zu  verbringen  sind. 
Während  nach  französischem  Rechte  da.s 
Gericht  in  dem  Urteil  auch  die  Dauer  des 
Aufenthalte  in  der  Bessenmgsanstalt  zu  be- 
ütimmeo  hat,  haben  das  preussische  Gesetz 
und  ihm  folgend  das  deutsche  Strafgesetz- 
buch es  mit  Recht  der  der  Anstalt  vorge- 
setzten Verwaltungsbehörde  Oberlassen,  zu 
bestimmen,  wann  die  Zwangserziehung  in 
der  Anstalt  ihren  Zweck  erreicht  uml  der 
Zögling  demgemäss  zu  entlassen  ist.  Nur 
muss  die  Entlassung  spätestens  mit  iler 
Vollendung  des  20.  Lebeasiahrs  des  Zög- 
lings erfolgen. 

Eine  Ergänzung  haben  diese  Bestim- 
mungen durch  das  Reichsgeeetz  vom  25. 
Juni  1900  erhalten.  Nach  dem  Str.GS. 
§  361  Ziffer  6  ist  die  Ausübung  der  ge- 
werbsmässigen Unzucht  nur  strafbar,  wenn 
die  Prostituierte  der  polizeilichen  Aufsiebt 
nicht  unterstellt  ist  oder,  sofern  sie  ihr 
unterstellt  ist,  wenn  sie  den  zur  Sichoning 
der  Gesundheit,  der  öffentlichen  Ordnung 
und  des  öffentlichen  Anstände»  eriassenen 
polizeilichen  Vorschriften  zuwiderhandelt. 
Wird  eine  Prostituierte  aus  dem  einen  oder 
dem  anderen  Grunde  zur  Haft  verurteilt,  so 
kann  in  dem  Urteil  zugleich  erkannt  wer- 
den, dass  die  verurteilte  Person  nach  ver- 
büsster   Haft   der  LandespolizeibehSrde  zu 
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Qberweisen  ist  Die  LandespolizeibehOrde 
erh&lt  dadurch  die  Befngnis,  sie  bis  eu  zwei 
Jahren  entweder  in  ein  Arbeitshaus  oder 
aber  in  eine  BesseniogS'  oder  Erziehungn- 
anstalt  uDterziibringea.  Hatte  die  Proeti- 
tuierte  zur  Zeit  der  Verurteilung  das  18, 
Lebensjahr  noch  nicht  vollendet,  so  kann  sie 
nicht  in  ein  Arbeitshaus,  aondern  nur  in  eine 
BesaeruDgB-  oder  Erziehungsanstalt  unter- 
gebracht werden.  Es  soll  dadurch  den 
Prostituierten,  sofern  sie  noch  nicht  ganz  ver- 
dorben sind,  die  Möglichkeit  gegeben  werden, 
auf  die  Bahn  eines  geordneten  und  ehrlichen 
Lebens  zurOckzukehren. 

Sowohl  die  durch  gerichtliches  urteil 
angeordnete  wie  die  auf  Grund  eines  Ur- 
teils durch  die  Landespolizeibehörde  ver- 
fügte Zwangserziehung  in  einer  Anstalt 
sind  iandespolizeüiche  Maseregeln,  deren 
Kosten  von  dem  Staate  zu  bestreiten  sind, 
sofern  er  sie  nicht  durch  Landesgesetz  den 
Komm unatverbän den  auferlegt. 

Indem  das  Strafgesetzbudi  von  1870  be- 
stimmte, dass  Kinder,  die  vor  vollendetem  12. 
Jahre  eine  etratbare  Handlung  begehen,  über- 
haupt nicht  strafrechtlich  verfolgt  werden 
können,  und  indem  es  die  Altersgrenze  bei 
jugendlichen  Personen,  die  wegen  einer  straf- 
baren Handlung  nur  verurteilt  werden  können, 
wenn  festgestellt  ist,  daes  sie  die  zni  Er- 
kenntnis der  Strafbarkeit  erforderliehe  Ein- 
sicht besitzen,  vom  voUendetea  16.  auf  das 
vollendete  18.  Jahr  hinaufrflckte,  waren  diese 
Neuerungen  gerechtfertigt,  wenn  sie  auch 
nicht  allen  wohlbegrün deten  Forderungen 
Genüge  leisten.  Das  Strafgesetzbuch  nahm 
damit  aber  auch  den  Strafgerichten  die 
Mfigüchkeit,  die  Zwangserziehung  von  Kin- 
dern, die  vor  Vollendung  des  12.  Lebens- 
jahres eine  strafbare  Handlung  begangen 
haben,  anzuordnen.  Es  sollte  der  Landes- 
gesetzgebiing  Überlassen  bleiben,  Bestim- 
mungen aber  die  Fürsorge  für  die  Kinder 
zu  treffen,  welche  vor  dem  vollendeten  12. 
Jahre  verbrecherische  Neigungen  zeigen  und 
strafbare  Handlungen  begehen.  Um  jeden 
Zweifel  darüber,  dass  die  Landesgesetzge- 
bung  hierzu  zuständig  sei,  auszuschlieasen, 
ward  durch  das  fieichsgesetz  vom  26.  Fe- 
bruar 1876  dem  §  ö!>  des  Strafgesetzbuchs 
ein  Zusatz  des  Inhalts  hinzugefügt,  dass 
gegen  Kinder,  die  bei  Begehung  einer  straf- 
baren Handlung  das  12.  Jahr  nicht  voll- 
endet haben,  nach  Maesgabe  der  laadeege- 
setzlichen  Vorschriften  die  zur  Bes- 
serung und  Beaufsichtigung  geeigneten 
Msssregeln  getroffen  werden  können.  Docli 
ward  das  Landesrecht  insofern  beschrankt, 
als  bestimmt  ward,  dass  die  Unterbringung 
in  eine  Ersiehiings  oder  Besserungsanstalt 
nur  erfolgen  kann,  nachdem  durch  Beschlnss 
der  Vormundschaftsbehörde  die  Be- 
gehung der  Handlung  festgestellt  und  die 


Unterbringung  für  zulässig  erklärt  ist  Es 
sei  hier  sogleich  erwähnt,  dass  durch  eine 
Aenderung  des  Wortlautes  des  §  55  des 
Strafgesetzbuchs,  die  das  Einführungsgesetz 
zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  in  Art,  34 
herbeiführte,  der  Unterbringung  in  einer 
Anstalt  die  in  einer  geeigneten  Familie 
gleichgestellt  wird. 

Doch  hat  das  Strafgesetzbuch  damit 
keineswegs  das  Landesrecht  darauf  be- 
scfiränkt,  gegen  Kinder,  die  vor  vollendetem 
12.  Jahre  eine  strafbare  Handlung  begangen 
haben,  die  itur  Besserung  und  Beaufsichti- 
gung geeigneten  Massregeln  anzuordnen. 
wie  es  nicht  in  allen  li^en,  in  denen  ein 
Kind  eine  strafbare  Handlung  begeht,  der 
staatlichen  Anordnung  besonderer  Massre- 
geln zu  seiner  Beseeiung  und  Beaufsichti- 
ung  bedarf,  sondern  vielfach  und  zum 
iück  in  den  meisten  Fällen  die  Zuchtge- 
walt der  Eitern  oder  des  Vormundes  hierzu 
völlig  ausreicht,  so  bedarf  es  andererseits 
in  leider  zahlreichen  Fällen  der  Anordnung 
besonderer  Massre^n  und  des  obrigkeit- 
lichen Eingreifens  in  die  Erziehungsgewalt 
der  Eltern  oder  des  Vormundes,  um  Kinder, 
die  noch  keine  strafbare  Handlung  begangen 
haben,  vor  körperlicher  oder  sittlicher  Ver- 
wahrlosung zu  bewahren  oder  sie  ihr  zu 
entreissen. 

In  Württemberg  hatte  schon  das  Ge- 
setz vom  2.  Mai  1852  §  7  bestimmt,  dass 
Kinder,  die  der  sittlichen  Verwahrlosung 
preisgegeben  sind,  in  Familien  oder  Anstalten 
untei^bracht  werden  können  und  dass  die 
Kosten,  soweit  sie  nicht  von  den  Unterbatts- 
pfLchtigen  bestritten  werden  können,  von 
den  zur  Armenunterstützung  verpflichteten 
Kassen  zu  tragen  sind.  Diese  Vorschrift 
ward  in  dem  Polizeistrafgesetz  vom  27.  De- 
zember 1871  Art.  12  wiederholt.  Das  Aus- 
führnngsgesetz  zum  Gesetz  über  den  Unter- 
stOtzungs  wohn  sitz  vom  17.  April  1873  :Art. 
21  hat  sodann  die  Landarmen  verbände  er- 
mächtigt, diese  Kosten  zu  übernehmen. 
Eine eingehendeNormieruug fand  die  Zwangs- 
erziehung verwahrloster  Kinder  jedoch  zu- 
erst in  Braunschweig  (Gesetz  vom  22. 
Dezember  1870)  und  Anhalt  (Gesetz  vom 
29.  Dezember  1873,  abgeändert  dimch  die 
Gesetze  vom  27.  März  1888  uud  19.  März 
1896),  In  Sachsen  bestimmte  das  Volks- 
schulgesetz vom  25.  April  1873  §  5,  dass 
schu] Pflichtige  Kinder,  die  sittlich  verwahr- 
lost oder  der  Verwahrlosung  ausgesetzt 
sind,  in  eine  andere  Familie  oder  in  eine 
Besserungeanstalt  unterzubringen  sind,  und 
zwar  im  Falle  des  Unvermögens  auf  Kosten 
der  Gemeinde. 

Aber  erst  durch  die  Verhandlungen  des 
Reichstoges  über  die  Aenderungen  des  Straf- 
gesetzbuchs und  über  die  oben  erwähnte, 
dem  §  55  hinzugefügte  Bestimmung  im  Jahre 
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1876  vnirde  die  öffentliche  Aufmerksamkeit 
in  Deutschiand  auf  die  Wichtigkeit  der 
ZwangserKiehimg  verwahrloster  Kinder  hin- 
gelenkt und  iu  den  meisten  Staaten  die 
Anregung  zum  ErlasBe  besonderer  Landes- 
gesetze  gegeben,  die  jedoch  in  ihren  Be- 
stimmungen vielfach  voneinander  abwichen. 

In  PreuBsen  beschränkte  das  Oesetz 
vom  13.  März  1878  (abgeändert  durch  die 
Gesetze  vom  27.  Mära  1881  und  23.  Juni 
1884)  seine  VorBchriften  auf  Kinder,  welche 
nach  Vollendung  des  6.  und  vor  Vollen- 
dung des  12.  Jahres  eine  sb-afbare  Hand- 
lung begangen  haben.  Die  Zwangserziehung 
sollte  dann  angeordnet  werden,  wenn  sie 
mit  EQcksicht  auf  die  Beschaffenheit  der 
strafbaren  Handlung,  auf  die  Persönlichkeit 
der  Eltern  und  sonstigen  Erzieher  des  Kin- 
des und  auf  dessen  übrige  Lebensverhält- 
nisse zur  Verhütung  weiterer  sittlicher  Ver- 
wahrlosung von  dem  Vormundschaftsgerichte 
für  erforderlich  erklärt  werde.  Die  Aus- 
führung ward  den  Provinzial verbänden  über- 
tragen, doch  hatte  der  Staat  ihnen  die  Hälfte 
der  von  ihnen  aufgebrachten  Kosten  zu  er- 
setzen. Vom  1.  Oktober  1878,  wo  das  Ge- 
setz in  Kraft  trat,  bis  zum  31.  März  1900 
sind  auf  Grund  des  Gesetzes  32449  Kinder 
in  Zwangserziehung  genommen  worden.  Von 
dem  Jahre  1888  ab  ist  die  Zahl  der  Kinder, 
die  sich  jedes  Jahr  in  Zwangserziehung  be- 
fanden, von  unwesentlichen  Schwankungen 
abgesehen,  ziemlich  die  gleiche  geblieben. 
Sie  betrug  am  31.  März  1888  10756,  am 
31.  März  1900  10891.  Die  Kosten  beliefen 
sich  jährlich  auf  ungefähr  l*'!  Millionen 
Mark;  (im  Jahre  1899/1900  auf  1655000 
Mark). 

Dem  PreuBsischen  Gesetze  schlössen 
sich  die  Gesetze  einer  grösseren  Reihe  von 
Mittel-  und  Kleinätaaten  an,  so  Mecklen- 
burg-Schwerin und  Mecklenburg- 
Strelitz,  Sachsen-Weimar  und  die  thü- 
ringischen Herzogtümer.  In  anderen 
Staaten  20g  man  der  Zwangserziehung  nicht 
so  enge  Grenzen.  Ihre  Anordnung  ward 
nicht  an  die  Voraussetzung  gebunden,  dass 
das  Kind  eine  strafbare  Handlung  begangen 
habe,  und  sie  ward  in  bald  weiterem,  bald 
engerem  Umfange  auch  für  verwahrloste 
Kinder,  die  das  12.  Lebensjahr  vollendet 
hatten,  für  ziilEasig  erklärt.  Aus  diesen 
Landesgesetzen  ist  insbesondere  das  badi- 
sche G.  V.  4.  Juni  1886  her\-Przuheben, 
das  in   vielen  anderen  Staaten   der  Gesetz- 

gfbung    als   Vorbild    diente    (Hamburg, 
essen,  Elsass-Lothringen  u.  s.w.). 
Auch    einige    Staaten,    die    zunächst    der 

Ereussisuhen   Gesetzgebung    gefolgt    waren, 
aben  später  der  Zwangserziehung  ein  wei- 
teres   Gebiet    eingeräumt,    so    Sachsen- 
Weimar  und  andere  thüringische  Staaten. 
Hatten  demnach  auch  fast  alle  deutschen 


Staaten  schon  vor  Erlasa  des  Büigerlicjieii 
Gesetzbuchs  gesetzliche  Bestimmungen  über 
die  Zwangserziehung  verwahrloster  Kinder 
getroffen,  so  war  doch  der  Rechtszustand 
wen^  befriedigend.  Vielfach  war  die 
Zwan^rziehung  auf  Öffentliche  Kosten  nur 
in  sehr  beschränktem  Umfange  zugelassen 
und  konnte  ftlr  Minderjährige,  die  das  13. 
Lebensjahr  vollendet  hatten,  nur  durch 
straf  gerichtliches  Urteil  nach  §  56  des 
Stra^esetzbuchs  angeoi-dnet  werden-  In 
anderen  Staaten,  wie  in  Württemberg. 
Sachsen  u.  s.  w.  hatte  die  Verwaltungs- 
behörde in  ganz  formloEem  Verfahren  über 
eine  in  die  Familienverhältnisse  so  tief  ein- 
greifende Massregel,  wie  es  die  Zwangser- 
ziehung ist,  Beschlnss  zu  fassen. 

S.Dafi  Bürgerliche  Gesetzbacb,  dessen 
Aufgabe  sich  auf  die  Ordnung  des  Privat- 
rechts  beschränkt,  hat  demgemäss  auch  das 
Reclit  und  die  Pflicht  der  Erziehung  der 
Kinder  nur  insoweit  normiert,  als  ae  ein 
Ausfluss  der  elterlichen  Gewalt  oder  der  an 
deren  Stelle  tretenden  vormimdschaftliclien 
GewaJt  des  Vormundes  oder  des  Vormund- 
schaft ^;erichts  sind.  Auch  nach  dem  BOr- 
gerlichen  Gesetzbuch  ist  der  natürliche 
Boden  für  die  Erziehung  des  Kindes  die 
Familie.  Dem  Vater  und  neben  dem  Vater 
der  Mutter  steht  die  elterliche  Gewalt  zu. 
Sie  haben  das  Recht  und  die  PQicfat.  für 
die  Person  des  Kindes  bis  zu  seiner  Voll- 
jährigkeit zu  sorgen,  das  Kind  zu  erziehen, 
zu  beaufsichtigen  und  seinen  Aufenthalt  zu 
bestimmen  (§g  1631,  1634).  Uneheliche 
Kinder  stehen  zwar  nicht  unter  der  elter- 
lieheu  Gewalt  der  Mutter,  für  sie  rauss 
immer  ein  Vormund  bestellt  werden.  Wohl 
aber  kann  der  Mutter  die  Vormimdschaft 
übertragen  werden  (g§  1773,  1778).  Aber 
auch  wenn  nicht  die  Mutter,  sondern  eine 
andere  Person  zum  Vormund  bestellt  wird, 
so  verbleiben  doch  der  Mutter  Recht  und 
Pflicht,  für  die  Person  des  Kindes  zu  sorgen 
(§  1707).  Für  eltemloBe  Kinder  hat  der 
Vormimd  in  demselben  Umfange,  wie  ein 
Inhaber  der  elterlichen  Gewalt  das  Recht 
und  die  Pflicht,  für  die  Person  des  Kindes 
zu  sorgen  {§§  1793,  1800).  Die  Eitern,  so- 
weit ihnen  die  Soi^  für  die  Person  des 
Kindes  zusteht,  wie  der  Vormund  sind  be- 
rechtigt, angemessene  Zuchtmittel  gv^en 
das  Kind  anzuwenden,  nnd  auf  ihren  Antrag 
hat  das  Vormundschaftsgericht  sie  durch 
Anwendung  geeigneter  Znchtmittel  zu  unter- 
stützen (§  1631).  Das  Vormundschaftsge- 
richt kann  hiernach,  wenn  es  die  Massregel 
im  einzelnen  Falle  als  eine  geeignete  er- 
achtet, auch  anordnen,  dass  das  Kind  in 
eine  andere  Familie  oder  in  eine  Ei^ 
ziehungs-  oder  Bessenmgsanstalt  unter- 
gebracht wird,  sofern  die  Elteni  oder 
der     Vormund    bereit    sind,     die    Kostea 
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hierfür  zu  bestreiten.  Da  aber  trotz  eiacr 
solchen  Massregel  ihr  Erziehungsrecht  fort- 
dauert, Bo  sind  sie  auch  berechtigt,  jeder- 
zeit das  Kind  der  Familie  oder  der  Anstalt, 
in  die  es  untergebracht  ist,  zu  entnehmen 
nnd  ia  anderer  Weise  für  das  Kind  Soi^ 
zu  tragen. 

Das  Erziehungsrecht  der  Eltern  und  des 
Vormundes  ist  aber  zugleich  eine  Er- 
ziehuDgspflicht,  die  sie  unter  Auf- 
sicht des  Sbtates  auszuüben  habeo.  Ist  der 
Vater  —  oder  wenn  an  seiner  Stelle  die 
Mutter  die  Sorge  für  die  Person  des  Kindes 
auszuüben  hat,  die  Mutter  —  rechtiieh  oder 
thatsSchlich  verhindert,  die  Erziehungspflicbt 
zu  erföllen,  so  hat  das  Vormundschaftsge- 
richt die  im  Interesse  des  Kindes  erforder- 
licheu  Massiegeln  zu  treffen  (§  1655),  In 
diesem  Falle  kann  das  Vormund  achoitsge- 
richt  die  Uoterbrin^ing  des  Kindes  in  eine 
Familie  oder  in  eine  Anstatt  auch  gegen 
den  Willen  der  Eltern  anordnen,  Reibst 
■wenn  sie  ein  Verschulden  nicht  trifft. 
Das  Vormundschaftsgericht  hat  aber  auch 
einzuschreiten,  wenn  Vater  oder  Mutter  ihre 
Pflicht,  für  die  Person  des  Kindes  zu  sorgen, 
gröblicli  verletzen.  Wenn  das  geistige  oder 
leibliclie  Wohl  des  Kindes  dadurch  gef^r- 
det  wird,  dass  sie  das  Recht  der  Sorge  für 
die  Person  des  Kindes  missbrauchen,  das 
Kind  vernachlässigen  oder  sich  eines  ehr- 
losen oder  unsittlichen  Verhaltens  schuldig 
machen,  so  hat  das  Vormundschaftsgericht 
die  zur  Abwendung  der  Gefahr  erforder- 
lichen Massregeln  zu  treffen  (§§  1666, 1686). 
Es  kann  zu  diesem  Zwecke  auch  anordnen, 
dass  das  Kind  in  einer  geeigneten  Familie 
oder  einer  Erziebnngs-  oder  Besserungsan- 
stalt untergebracht  werde  (§  1666).  Das 
Gericht  hat  die  Eltern 'vorher  zu  hören,  es 
sei  denn,  dass  die  Anhörung  unlbunlich  ist. 
Auch  Verwandte  und  Verschwägerte  des 
Kindes  sollen  gehört  werden,  wenn  dies 
ohne  erhebliche  Verzögerung  und  ohne  un- 
verhaitnisrnfissige  Kosten  geschehen  kann 
(§  1678).  Gegen  den  Beachluss  des  Ge- 
richts können  die  Eltern,  Verwandte  und 
Verschwägerte  sowie  jedermann ,  der  ein 
berechtigtes  Interesse  daran  hat,  die  per- 
sCnlichen  Angelegenheiten  des  Kindes  wahr- 
zunehmen, sowie  das  Kind  selbst,  wenn  es 
das  14.  Lebensjahr  vollendet  hat,  Be- 
schwerde bei  dem  Landgericht  einlegen 
{Reichsgesetz  über  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit vom  17.  Mai  1898  §§  19,  27,  57,  Nr. 
8,  9(. 

Unter  den  angegebenen  Voraussetzungen 
kann  demnach  das  Vormundschaftsgericht 
die  Unterbringung  eines  jeden  MinderjiÜiri- 
gen  in  eine  Familie  oder  eine  Anstalt  an- 
ordnen, nicht  nur,  wenn  er  der  Gefahr  der 
sittlichen  oder  geistigen  Verwahrlosung 
auegesetzt   ist,    sondern    auch,    wenn    die 


Eltern  das  Kind  in  der  körperiicheu  Pflege 
vernachlässigen  und  dadurch  sein  leibliches 
Wohl  gefährden.  Auch  Kinder  in  den 
eraten  Lebensjahren  können  unter  den  an- 
gegebenen Voraussetzungen  den  Eltern  ent- 
zogen werden.  Ueber  die  Dauer  einer  sol- 
chen Massr^l  hat  das  Vormundschaftsge- 
richt allein  Bestimmung  zu  treffen,  wie  es 
auch  jeder  Zeit  sie  abändern  oder  aufheben 
kann.  Immer  aber  endet  sie  mit  dem  Ein- 
tritt der  Volljährigkeit  (§  1671). 

Steht  die  Soi^e  für  die  Person  des 
Kindes  weder  Vater  noch  Mutter,  sondern 
einem  Vormunde  oder  Pfleger  zu,  so 
hat  das  Vormundschaftsgericht  deren  ge- 
samte Thätigkeit  zu  beaufsichtigen  (§g  1837, 
1915).  Das  Gericht  kann  nach  seinem  Er- 
messen, auch  ohne  Zustimmung  und  ohne 
Verschulden  des  Vormundes  oder  Pfl^ers, 
anordnen,  dass  der  Mündel  der  Familie,  in 
der  der  Vormund  ihn  untergebracht  hat, 
entzogen  und  in  einer  anderen  Familie  oder 
in  einer  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt 
unteigebracht  wird  (g  1838). 

Aber  die  Anordnungen,  welche  das  Vor- 
mundschaftsgericht in  Ausübung  seiner 
Obervormundschaft  auf  Grund  der  Bestim- 
mungen des  B.G.B.  §§  1666,  1838  trifft, 
können  nur  dann  und  nur  insoweit  zur 
Aueführung  gebracht  werden,  als  die  Kosten 
unmittelbar  und  ausschliesslich  aus  dem 
Vermögen  des  Kindes  und  der  zu  seinem 
Unterhalt  veiriflichteten  Personen,  d.  h,  der 
Eltern  oder  Grosseltern  (vgl.  den  Art.  Fa- 
miliengüterrecht oben  Bd.  III  S. 
814  ff.)  bestritten  werden  können.  Ordnet 
das  Vormundschaftsgericht  die  Unterbrin- 
gung eines  Minderjährigen  in  eine  Familie 
oder  eine  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt 
an,  so  richtet  sich  der  Befehl  zunächst  an 
die  Person,  der  die  Sorge  für  die  Person 
des  Kindes  zusteht.  Das  Vormundschafts- 
gericht kann  aber  von  den  ihm  nach  Lan- 
desrecht zustehenden  Zwangsmitteln,  soweit 
dies  erforderlich  ist,  Gebrauch  machen,  um 
das  Kind  in  die  Familie  oder  Anstalt  zu 
verbringen,  und  wenn  es  sich  von  dort  ent- 
fernt, es  zwangsweise  zurückbringen  lassen. 
Dagegen  kann  das  Yonnundschafts^richt  die 
von  ihm  getroffene  Anordnung  nicht  auf 
öffentliche  Kosten  ausführen  lassen, 
wenn  das  Vennögen  des  Kindes  oder  der 
unterhaltspflichtigen  Pei-sonen  zur  Bestrei- 
tung der  Kosten  nicht  ausreicht.  Wie  schon 
erwähnt,  werden  deshalb  die  Fälle  nur  sel- 
ten eintreten,  in  denen  das  Vormundschafts- 
gericht eine  solche  private  Zwangser- 
ziehung anordnen  und  ausführen  kann. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  wollte  je- 
doch mit  diesen  Bestimmungen  keineswegs 
die  gesamte  Materie  der  Zwangserziehung 
ordnen.  Kicht  nur  bleiben  die  schon  be- 
sprochenen   Vorschriften    d 
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buchB  in  §  55  uad  §  56  in  Er^,  sondern 
das  Einführungsgesetz  Art.  135  hat  es  auch 
den  Landeseesetzgebungen  ÜberlasBen,  der 
ZwangBerziehung  Minderjähriger  eine  weitere 
AuBddinung  zu  geben  und  sie  durch  lan- 
desreehtUche  Normen  insoweit  zu  ordnen, 
als  die  Ausführung  auf  Öffentliche 
Kosten  erfolgt  (öffentliche  Zwangs- 
erziehung). Aber  dae  Einführungsgesetz 
hat  das  Landesrecht  an  folgende  reidisge- 
setzliche  Normen  gebunden: 

1.  Das  Landesrecht  kann  die  Zwangs- 
erziehung Minderjähriger  nur  anordnen: 

a)  fflr  Kinder,  die  vor  Vollendung  des 
12.  Lebensjahres  eine  strafbare  Handlung 
begangen  haben,  sofern  durch  Beschluss  des 
Vormundschaftsgerichta  die  Begehung  der 
Handlung  festgestellt  und  die  Zwangser- 
ziehung fOr  zulfiBsig  erklärt  ist  (Str.G.B. 
§  55),  oder 

b)  Bofem  das  geistige  oder  leibliche 
Wohl  des  Kindes  dadurch  gefährdet  wird, 
dass  der  Vater  (oder  die  Mutter)  das  Hecht 
der  Sorge  für  die  Person  des  Eiades  miss- 
braucht,  das  Kind  vernachlässigt  oder  sich 
eines  ehrlosen  oder  unaitthchen  Verhaltens 
schuldig  macht,  oder 

c)  sofern  die  Zwangserziehung  zur  Ver- 
hütung des  völligen  sittlichen  Verderbens 
des  Kindes  notwendig  ist,  selbst  wenn  die 
Eltern  ein  Verschulden  nicht  trifft,  oder 
endlich 

d)  wenn  das  Kind  in  Vormundschaft  oder 
Pflegschaft  sich  befindet. 

2.  Die  Anordnung  der  Zwangsersiehung 
muss  im  Falle  des  §  55  des  Strafgesetz- 
buchs durch  BeschliBs  des  Vormundschafts- 
gerichts für  zulassig  erklärt  werden,  in  allen 
anderen  Fällen  durch  Beschtuss  des  Vor- 
mundschaftsgerichts selbst  erfolgen. 

3.  Die  Entscheidung  darflber,  ob  der 
Minderjährige,  dessen  Zwangserziehung  an- 
geordnet ist,  in  einer  Famihe  oder  in  einer 
Erziehunga-  oder  Bessenrngsanatalt  unter- 
zubringen ist,  ist  von  dem  Vormundschafts- 
gericht  zu  treffen,  wenn  die  Unterbringung 
nicht  auf  öffentliche  Kosten  erfolgt.  Ande- 
renfalls kann  das  Landesgesetz  die  Ent- 
scheidung hierüber  einer  Verwaltungsbehörde 
übertragen. 

Vorm  und  scbaftsgeri  cht  ist  nach  dem 
Eeichsgesetz  über  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit von  1898  §  35  das  Ämtsgericht 
gber  den  Familienrat,  der  an  Stelle  des 
Vormund  Schaftsgericht  B  treten  kann,  s.  den 
Art.  Vormundschaft  oben  Bd.  VII  S. 
600).  Doch  kann  das  Ijandesrecht  nach  dem 
Einführungsgesetz  Art  147  die  Verrichtun- 
gen des  Vormundschaftsgerichts  auch  einer 
anderen  Behörde  übertragen.  Dies  ist,  so- 
weit es  sich  um  die  Zwangserziehung  han- 
delt, in  den  beiden  Grossherzogtümern 
Mecklenburg   und    in'   Hamburg    ge- 


schehen. In  Mecklenburg  sind  nach 
der  V.  V.  9.  April  1899  für  die  Städte  und 
deren  Gebiete  die  Magistrate,  für  die  Ge- 
biete der  Ritterschaft  aber  die  Gutsherren 
zuständig.  In  Hamburg  besteht  nach  dem 
G.  V.  14.  Juli  1899  eine  besondere  Vor- 
mund schaftsbehörd  e. 

4.  Die  Sffenlliche  Z.  nach  Luides- 
recht  a)  Die  Landesgesetse.  Durch 
die  BestimmuDgen  des  BflrgerUchen  Gesetz- 
buchs und  des  EiufÜhrungsgesetzes  Art  135 
waren  die  Bundesstaaten  darauf  hingewiesen, 
ihre  gesetzlichen  Vorschriften  über  die 
Zwangserziehung  Minderjähriger  einer  Re- 
vision zu  unterziehen,  um  sie  in  Cebereinstim- 
mung  mit  dem  Reichsrecht  zu  bringen  und 
sie  derart  umzugestalten  und  zu  ei^änzen, 
dass  sie  der  widitigen  sozialen  Aufgabe,  zu 
deren  Erfüllung  sie  bestimmt  sind,  in  vollem 
Om fange  genügen  können.  Die  meisten 
Bundesstaaten  sind  dieser  Aufgabe  gerecht 
geworden  und  haben  in  den  Jahren  1898 
bis  1900  gesetzliche  Bestimmungen  ober  die 
Zwangserziehung  eriassen,  die  allerdings  so- 
wohl in  Bezug  auf  die  Form  wie  auf  den 
Inhalt  vielfach  voneinander  abweichen. 

Was  zunächst  die  Form  betrifft,  so  haben 
einzelne  Staaten  die  Materie  in  den  Aus- 
führungsgesetzen zum  BOigerlichen  Gesetz- 
bnch  geordnet,  unter  Aufhebung  der  älteren 
Gesetze.  Dies  ist  geschehen  im  Königreich 
Sachsen  (Äusf.-G.  v.  18.  Juni  1898  §  50); 
Sachsen- Weimar  (Ausf.-G,  v.  5.  Apnl 

1899  g§  200—210);  Oldenburg  (Ausf.-G. 
V.  15.  April  1899  §§  27—34);  Sachsen- 
Ältenburg  (Ausf.-G.  v.  i.  Mai  1899 
§§  109—121);  Sachsen-Coburg-Gotha 
(Auat-G.  V.  20.  November  1899  Art.  49 
§§  1—10);  Reu  SB  &.  L.  (Aust-G.  v.  26. 
Oktober  1899  gg  125-135):  Renss  i.  L. 
(Äusf.-G.  V.  10.  August  1899  §§  100—111): 
Lübeck  (Ausf.-G.  v.  30.  Oktober  189» 
g§  130—141);  Elsass- Lothringen 
(Ausf.-G.  V.  17.  April  1899  §§  123—127). 
In  Hessen  hat  das  Ausfflhmng^e««tz 
vom  17.  Juli  1899  Art.  284  nur  einzelne 
Artikel  des  G.  v.  11.  Juni  1887  al^eändert. 
In  Baden  sind  durch  ein  besonderes  G.  v. 
16.  August  1900  einzelne  Aendernngen  des 
alteren  Gesetzes  über  Zwangserziehung  vom 
4,  Mai  1886  herbeigeführt  worden. 

In  anderen  Staaten  sind  dagegen  aber 
die  Zwangserziehung  Minderjähriger  unter 
Authebung  der  älteren  Gesetze  neue  be- 
sondere Gesetze  erlassen  worden.  In 
Preussen  ist  an  die  Stelle  des  Gesetzes 
von  1878  das  Gesetz  über  die  Fürsorge- 
erziehung Minderjähriger  vom  2.  Juli 

1900  getreten.  (Man  hat  hier  das  Wort 
Zwangserziehung  durch  das  Wort  Für- 
sorgeerziehung ersetzt  in  der  zu  weit- 
gehenden und  nicht  begründeten  Befürch- 
tung, dass  dem  Worte  Zwangserziehung  ein 


"'»'^ 


1069 


gewisser  Makel  anklebe,  dem  anch  der 
MiDderi&hrige  ausgesetzt  sei,  Qber  den  eine 
solche  MasBregel  angeordnet  werde.  Dm 
die  üleichmAsaigkeit  des  Sprach^bnuichB 
za  wahren,  sei  es  gestattet,  in  diesem  Ar- 
tikel auch  für  das  preussische  Recht  den 
Ausdruck  Zwaogserziehung  zu  gebrauchen.) 
Wie  in  Preusseu  sind  besondere  Gesetze 
über  ZwangaerziehuDg  erlassen  worden  in 
Württemberg  (G.  v.  6.  Dezember  1899J, 
Mecklepburg-Schwerio  und  Meck- 
lenburg-Strelitz  (V.  v.  9.  April  1899), 
Braunschweig  (G.  v.  12.  Juni  1899); 
Sachsen-Keiningen  (Q.  v.  19.  August 
1899);  Anhalt  (G.  v.  21.  Mfira  1809), 
Seh warzburg-Sondershausen  (G.  v. 
27.  Juli  1899),  Schaiimburg-Lippe 
(G.  V.  30.  Juni  1899)  und  Bremen  {G.  v. 
18.  Juli  1899).  Nur  in  wenigen  Staaten 
sind  bis  jetzt  noch  die  älteren  Gesetze  in 
Geltung  geblieben,  soweit  ihre  Bestimmungen 
nicht  durch  das  Beicharecht  abgeändert 
worden  sind,  ohne  dass  die  Landesgesetz- 
gebungen  anderweite  Vorschriften  bisher  er- 
lassen hätten,  so  in  Schwarzburg- 
Eudolatadt  {G.  v.  20.  Dezember  1896), 
Lippe-Detmold  (G.  v.  2.  Juli  1891), 
"Waldeck  (G.  v.  i.  Januar  1888)  und 
Hamburg  (G.  v.  6.  April  1887).  Doch  sind 
in  Waldet^  und  Hambm^  neue  Gesetze  in 
Vorbereitung. 

Der  einzige  deutsche  iStaat,  der  tlber  die 
auf  öffentliche  Kosten  auszuführende  Zwangs- 
erziehung bisher  überhaupt  noch  keine  ge- 
setzlichen Bestimmungen  erlassen  hat,  ist 
Bayern.  Hier  sind  zwar  nacii  dem  Poii- 
zeistrafgesetzbuch  vom  26.  Dezember  1871 
Art,  81  Eltern,  Vormünder  und  Pfleger, 
welche  die  ihnen  angebßrigen  oder  anvei^ 
trauten  Kinder  in  Bezug  auf  Schutz,  Auf- 
sicht, Verpflegung  oder  ärztlichen  Beistand 
verwahrlosen,  strafbar.  Auch  kann  in  dem 
gerichüichea  L'rteil,  durch  welches  sie  ver- 
urteilt werden,  ausgesprochen  werden,  dass 
die  zuständige  Behörde  (d.  h.  das  Vormund- 
schaftsgericht nach  0.  v.  9.  Juni  1899  Art. 
162)  ermächtigt  werde,  anzuordnen,  dass 
das  Kind  in  eine  geeignete  Familie  oder  in 
eine  Besseruugs-  oder  Erziehungsanstalt 
untergebracht  werden  solle.  Aber  die  Untere 
bringun^  hat  nur  zu  erfolgen  »auf  Kosten 
der  Pflichtigem,  sodass  nur  in  wenigen 
Fällen  das  Vormundschaftsgericht  von  dieser 
Ermächtiguag  wird  Gebrauch  machen 
.  können.  Eine  allerdings  nur  ungeutlgende 
Ergänzung  findet  diese  Bestimmung  in  dem 
Gesetze  über  die  Armenpflege  vom  29,  April 
1869  Art  36.  Wenn  Eltern  oder  Vormün- 
der, die  aus  der  Armenkasse  eine  Unter- 
stützung filr  die  Kinder  erhalten,  deren  Er- 
ziehung offenbar  vemachläsaigen,  so  kann 
die  Armenbehörde  die  Fortsetzung  der  Unter- 
stützung davon  abhäugig  machen,    dass  die 


Kinder  ihr  zur  Erziehung  oder  ünt^brin- 
gung  in  eine  Familie  oder  Anstalt  Ütier- 
lassen  werden. 

b)  VorsTtBaetBimgen  der  öffentliotieii 

Z.  In  den  meisten  Staaten  kann  die 
öffentliche  Zwangserziehung  unter  allen 
den  Voraussetzungen  angeordnet  werden, 
unter  denen  ihre  Anordnung  nach  dem 
Beichsrecht  (EinfOhningsgesetz  Art  135)  zu- 
lässig ist.  Nur  in  Bezug  auf  das  Alter  der 
Minderjährigen,  für  welche  sie  angeordnet 
werden  kann,  enthalten  die  Gesetze  ver- 
schiedene Bcstimmimgen.  Da  die  Zwan^ 
ei-ziehung  spätestens  mit  der  Minderjähng- 
keit  nach  Reichsrecbt  endet,  sie  aber  längere 
Zeit  hindurch  gewährt  haben  muss,  um 
günstige  Wirkungen  auszuüben,  so  ist  in 
Preussen  (§  1),  Baden  (g  1)  uod 
Hessen  (§  1)  bestimmt,  dass  nur  Minder- 
jährige, die  das  18.  Lebensjahr  noch  nicht 
vollendet  haben,  der  Zwangserziehung  zu 
fiberweisen  sind.  Andere  Staaten  gehen 
davon  aus,  dass  die  Zwangserziehung  nur 
dann  Hoffnung  auf  Erfolg  giebt,  wenn  sie 
vor  vollendetem  16,  Lebensjahre  eintritt, 
und  haben  deshalb  diese  Altersgrenze  an- 
genommen. So  Württemberg,  Meck- 
lenburg, Hamburg,  Elsass-Loth- 
ringen  u.  s.  w.  In  Sachsen  kann  die 
Zwaugserziebung  nur  für  schulpflich- 
tige Kinder  angeordnet  werden.  In  einigen 
Staaten  soll  femer  eine  strafbare  Handlung, 
die  ein  Kind  vor  vollendetem  6,  Jahre  be- 
gangen hat,  als  Voraussetzung  zur  Begrün- 
dung der  Zwangserziehung  nicht  in  Be- 
tracht kommen  (Hessen,  Sachse  n- 
Weimar  u.  s.  w.).  Wenn  das  Kind  in 
Gefahr  ist,  dem  völligen  sittlichen  Ver- 
derben zu  verfallen,  obgleich  die  Eltern  ein 
Verechuldea  nicht  trifft,  sokann  inElsass- 
Lothringen  (§  123)  die  Zwangserziehung 
nur  mit  Zustimmung  des  Vaters  oder  der 
Mutter  angeordnet  werden,  sofern  sie  das 
Hecht,  fQr  die  Person  des  Kindes  zu  soi^n, 
noch  ausüben. 

c)  Das  Verfiihren.  Die  Ueberweisung 
eines  Minderjährigen  in  die  Zwangserziehung 
ist  von  so  grosser  Bedeutung  nicht  nur  für 
das  Kind,  sondern  auch  fQr  die  Eltern,  den 
Vormund  und  die  Verwandten,  dass  in  den 
meisten  Staaten  das  Verfahren,  in  welchem 
das  Vormundschaftsgericht  darüber  Be- 
schluss  zu  fassen  hsA,  einübend  geregelt 
ist,  einei'seits  um  eine  mOghchste  Sicherheit 
dafür  zu  bieten,  dass  von  allen  Fällen,  in 
denen  sie  notwendig  ist,  das  Vormund - 
Schaftsgericht  Kenntnis  erhält,  andererseits 
aber  auch,  um  zu  verhüten,  dass  die  Zwangs- 
erziehung nicht  in  Fällen  angeordnet  wird, 
in  welchen  die  gesetzlichen  Vuraussetzungen 
hierfür  nicht  vorhanden  sind.  In  Sachsen 
und  Hamburg  kann  das  Vormundschafts- 
gericht die  Ueberweisung  in  Zwangserziehimg 
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Dur  anf  Antrag  der  zngtAndigen  Behörde 
beBcülieasen,  in  Sachsen  auf  Antrag  der 
Schill behörile,  in  Hamburg  auf  Antrag 
der  Behörde  für  Zwangserziehuag.  Sie  be- 
steht aus  zwei  Mitgliedern  des  Senats,  je 
einem  von  der  Ob^schulbehÖrde  und  dem 
AnneD^ollegium  deputierten  Mitgliede  und 
vier  von  der  Bürgerschaft  auf  6  Jahre  ge- 
wählten Mitgliedern.  In  den  anderen 
Staaten  hat  das  Vormundschaftegericht  ent- 
weder von  Amts  wegen  oder  auf  Antrag 
seinen  Beschluas  zu  fassen.  In  BegrMzung 
des  Kreises  der  Personen,  die  zur  Stellung 
des  Antrages  berechtigt  sind,  zeigen  die 
Geaefze  aber  grosse  Verschiedenheiten.  In 
Preussen,  Baden,  Anhalt  u.  s.  w. 
sind  nur  Behörden  antragsberechtigt  (In 
Preussen  g  4  in  Landkreisen  der  Laudrat 
und  ausser  ihm  in  den  zum  Kreise 
hörigen  Städten  mit  mehr  als  10000  Ein- 
wohnem  der  Gemeinde  vorstand,  in  Stadt- 
kreisen der  Gemeindevorstand  und,  sofern 
eine  königliche  Polizeibehörde  in  ihnen  be- 
steht, auch  deren  Vorsteher.)  In  anderec 
Staaten,  wie  Württemberg,  Hessen, 
Sachsen-Weimar  u.  s.  w.,  kann  der  An- 
trag von  den  Verwandton  des  Kindes, 
Vormund  oder  Pfleger  und  von  einzelnen 
Verwaltungsbehörden  gestellt  werden.  In 
einer  vierten  Gruppe  von  Staaten  endlich 
kann  der  Antrag  von  jedermann  gestefit 
werden,  eine  Bestimmung,  die  sich  kaum 
als  zweckmässig  erweisen  wird,  so  in 
Mecklenburg,  einigen  thüringischen 
Staaten  u.  s.  w. 

In  den  Gesetzen  der  meisten  Staaten  ist 
das  Vormund  Schaftsgericht  angewiesen,  vor 
der  Bescblussfaesung  die  EUtem  und  die 
gesetzlichen  Vertreter  des  Mindenährigen 
zu  hören,  soweit  dies  ohne  erhebliche 
Schwierigkeit  geschehen  kann,  in  vielen 
Staaten  sind  aber  auch  noch  andere  Per- 
sonen (wie  Grosseltern,  Verwandte,  Ver- 
schwägerte) unter  der  angegebenen  Voraus- 
setzung zu  hören.  In  den  meisten  Staaten 
sind  in  allen  Fallen  auch  der  Gemeinde- 
vorstand, der  Geistliche,  der  Leiter  oder 
I^ehrer  der  Schule,  sofern  der  Minderjährige 
die  Schule  besucht,  zu  hören,  in  einzelnen 
Staaten  aucli  noch  andere  Behörden,  wie 
die  Orts  Polizeibehörde,  die  Staatsanwalt- 
schaft u.  s.  w. 

Auf  das  Verfahren  des  Vormnndschafts- 
gerichts  finden  die  aJlgemeineu  Vorschriften 
über  das  Verfahren  in  Angelegenheiten  der 
freiwilligen  Gerichtsbai'keit  Anwendung. 
Das  Verfahren  ist  nicht  öffentlich.  Dem 
Gerichte  ist  es  überlassen,  zn  bestimmen, 
inwieweit  die  Verhandlungen  schriftlich 
oder  mündlich  zu  führen  sind. 

Auf  Gnind  seiner  Ermittelungen  und 
Beweiserhebungen  hat  das  Gericht  einen 
förmlichen,    mit    Gründen    versehenen    Be- 


schluas  zu  fassen.  Wird  durch  den  Be- 
schluss  die  Zwangserziehung  des  Minder- 
^hri^n  angeordnet,  so  mnss  darin  unter 
Bezeichnung  der  für  erwiesen  erat^hteten 
Thatsachen  festgestellt  weiden,  dass  die  ge- 
setzlichen Voraussetzimgen  und  welche  der- 
selben im  einzelnen  Falle  vorbanden  sind. 

Der  Beschluss  des  Vormundschaftsge- 
riehts  ist  den  Eltern,  dem  geeetzUcben  Ver- 
treter des  Minderjährigen,  dem  Antragsteller, 
in  vielen  Staaten  (Preussen  u.  s.  w.)  auch 
dem  Minderjährigen ,  sofern  er  das  14.  Lebens- 
jahr vollendet  hat,  und  den  antragsberech- 
tigten  Behörden  zuzustellen.  Diesen  Per- 
sonen und  Behörden  steht  auch  das  Recht 
der  Beschwerde  zu,  die  innerhalb  einer 
Frist  von  zwei  Wochen  einznl^^en  ist  und 
aufschiebende  Wirkung  hat,  sodass  bis  zur 
endgiltigen  Entscheidung  über  die  Be- 
schwerde der  Beschluss  nidit  ausziifflhi«n 
ist  Die  Beschwerde  geht  an  das  Landge- 
richt, gegen  dessen  Beschluss  die  weitei« 
Besehwerde  innerhalb  einer  Frist  von  zwei 
Wochen  an  das  Oberlandesgericht  (ia 
Preussen  nur  an  das  Kammergericht  zu 
Berlin)  gerichtet  werden  kann.  Sie  kanQ 
nur  darauf  gestützt  werden,  dass  eine 
Rechtsnorm  nicht  oder  nicht  richtig  ange- 
wendet worden  ist 

Da  die  Zwangserziehung  im  Öffentlichen 
Interesse  anzuordnen  ist,  so  ist  in  den  meisten 
Staaten  das  gerichtliche  Verfahren  für 
kosten-  und  stempelfrei  erklärt  und  werden 
die  baren  Auslagen  auf  die  Staatskasse 
übernommen. 

In  fast  allen  Staaten  kann  das  Vormund- 
schaftsgericht in  dringenden  Mlen,  wenn 
Gefahr  im  Verzuge  ist,  schon  während  des 
Verfahrens  die  vorläufige  Cnterbringuiig  des 
Kindes  in  eine  Famibe  oder  eine  Anstalt 
anordnen. 

d)  Die  Unterbringung  in  einer  Familie 
oder  in  einer  Anstalt.  Die  von  dem  Vor- 
mundschaftsgerichte  angeordnete  Zwangser- 
ziehung eines  Minden  ährigen  gelangt  zur 
Aus £üh rang,  indem  der  Minderjährige  in 
einer  geeigneten  Familie  oder  in  einer  Er- 
ziehnnga-  oder  Bessornngsaustalt  iinterg^ 
bracht  wii-d.  Erfolgt  die  Zwangserziehung 
auf  öffentliche  Kosten,  so  hat  in  allen 
Staaten  (mit  Ausnahme  von  Lübeck)  die 
mit  der  Ausführung  und  Ueberwachnng  der 
Zwangserziehung  betraute  Verwaltungsbe- 
berde darüber  zu  entscheiden,  ob  der  Min- 
derjährige in  einer  Familie  oder  in  einer 
Anstalt  unterzubringen  ist  In  Preussen, 
Württemberg  und  Waldeck  sind  mit 
der  Ausführung  die  grösseren  Eommunal- 
verbände  beauftragt  In  Preussen  sind 
dies  die  Pro vinzial verbände  (in  der  Provinz 
Hessen-Nassau  die  Bezirks  verlande  Wies- 
baden und  Cassel)  und  die  Stadt  Berlin,  in 
Württemberg    die   Landarmen  verbände. 
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in  Waldeck  die  Kreise.  In  den  aaderea 
Staaten  ist  eine  höhere  staatliche  Verwal- 
tungsbehörde mit  der  IhirchfflhruDg  und 
Ueberwachung  der  Zwangserziehung  betraut. 
Nur  in  Mecklenburg  (S  11)  sind  die 
Ortsobrigkeiten  hierfür  zHslftndie,  d.  h,  in 
dem  Gebiete  der  Ritterschaft  die  Gutsherren. 

Im  allgemeinen  wird  die  Unterbringung 
des  Zöglings  in  einer  geeigneten  Faniilie 
der  in  einer  Äüstalt  vorzuziehen  sein.  Es 
wird  dadurch  ermöglicht,  dass  der  Segen 
den  Familienlebens  auf  ihn  einwirkt.  Nur 
ganz  verwahrloste  und  zuchtlose  Kinder 
sowie  solclie.  deren  körperlicher  oder 
geistiger  Zustand  eine  Anstalt  spflege  erfor- 
dert, werden  zunächst  in  eine  Anstalt  ge- 
bracht werden  müssen.  Aber  die  Unter- 
bringung in  eine  Familie  wird  vielfach  nicht 
möglich  sein,  weil  die  genügende  Anzahl 
von  Familien,  die  die  ToÜe  Hüi^schaft  für 
eine  sachverMlAndige  und  tüchtige  Flrziehung 
eines  verwahrlosten  Kindes  bieten  und  zur 
Aufnahme  eines  solchen  bereit  sind,  nicht 
vorhanden  sein  wird.  Die  Behörden  werden 
deshalb  genötigt  sein,  zahlreiche  Zöglinge 
in  Anstalten  unterzubringen,  für  welche  tue 
Familienerziehung  sicherlich  geeigneter 
wäre. 

Die  Unterbringung  in  eine  Familie  kann 
auch  iu  der  Weise  stattfinden,  dass  der 
Zögling,  der  das  schulpflichtige  Alter  voll- 
endet hat,  in  eine  seinen  Fähigkeiten  und 
Verhältnissen  entsprechende  Dienst-  oder 
Lehrstelle  untei^bracht  wird.  Dies  hat  in 
allen  hierzu  geeigneten  Fallen  zu  ge- 
schehen. 

In  Preussen  (§  11),  Württemberg 
(Art  11),  Baden  (§  6),  Mecklenburg 
(§  11),  Lippe  (§  7)  ist  für  jeden  in  einer 
Famitie  oder  in  einer  Dienst-  oder  Ix;hr- 
stelle  untergebrachten  Zögling  ein  Für- 
sorge r  zu  bestellen,  der  über  die  Er- 
zieh ungsthätigkeit  der  Familie,  über  die 
Behandlung  des  Zögling  und  sein  ge- 
samtes Verhallen  pei^nbch  zu  wachen,  ihn 
von  Zeit  zu  Zeit  aufzusuchen,  sich  von  der 
Art  der  Unterkunft,  Verpflegung,  Erziehung, 
Beschäftigung  des  Zöghngs  zu  überzeugen 
sowie  für  die  Abstellung  etwaiger  Mängel 
zu  soi^n  hat 

Kann  der  Zögling  nicht  in  einer  Familie 
untei^hracht  werden,  so  muss  er  in  eine 
Erziehung»-  oder  Besserungsanstalt  gebracht 
worden.  Die  Anstalt  muss  in  ihrer  Ein- 
richtung und  Oi^ianisation  wie  in  ihrem 
Aufsichts-,  Warte-  und  Lehrporaonal  den 
Zwecken  der  Erziehung  und  Besserung  der 
Zöglinge  entsprecheu.  Strafanstalten,  Armen- 
liäuser,  Krankenanstalten,  aber  auch  Arbeits- 
hfluaer  im  Sinne  des  g  362  des  Srafgesetz- 
buchcs,  die  ziu-  Verbüssung  der  sogenannten 
korrektioneilen  Naehhaft  bestimmt  sind, 
dürfen    zur    Unterbringung    der   Zöglinge 


nicht  benutzt  werden.  Die  Ausfflhrungsbe> 
hörden  haben  die  für  den  einzelnen  Zögling 
zweckmässigste  Anstalt  zu  bestimme».  Sie 
können  hierzu  Öffentliche,  kirchliche  oder 
private  Anstalten  auswählen. 

Nur  in  Württemberg  (Art.  12)  hat 
die  Staatsregierung  diejenigen  Anstalten  zu 
bestimmen,  in  denen  Zöglinge  untergebracht 
werden  dürfen. 

Soweit  es  an  geeigneten  Anstalten  fehlt, 
sind  der  Staat  oder  die  Kommunal  ver- 
bände, welche  nach  Landesrecht  die  Kosten 
der  öffentlichen  Zwangserziehung  zunächst 
zu  bestreiten  haben,  zur  Errichtung  von  An- 
stalten verpflichtet     (Preussen  §  14.) 

a)  Aufhebung  der  Z.  Die  Zwangs- 
erziehung muss  spätestens  mit  dem 
Eintritt  der  VoUjährigkeit  des  Zöglings 
aufhören,  da  nach  Heichsrecht  ihr  nur 
Minderjährige  unterworfen  werden  können. 
Jedoch  geht  in  vielen  Staaten  die  Gesetz- 
gebung davon  aus,  dass  schon  bei  En-eichung 
eines  früheren  Lebensalters  die  Zwangser- 
ziehung eine  bessernde  Wirkung  nicht  mehr 
auszuüben  vermag,  und  dass  der  Zögling 
aus  ihr  zu  entlassen  ist,  wenn  er  alt  genug 
ist,  Tim  seinen  Lebensunterhalt  sich  selbst 
durch  eigene  Thätigkeit  zu  verschaffen. 
So  endet  in  Baden  (§  8)  die  Zwangser- 
ziehung mit  vollendetem  2U.  Jahre,  in  ande- 
ren Staaten  mit  vollendetem  18.  Jahre,  doch 
kann  sie  in  ihnen  ausnahmsweise,  wenn  dies 
zur  Erreichung  des  Zweckes  notwendig  er- 
scheint, bis  zum  vollendeten  20.  Jahre  aus- 
gedehnt werden  (Württemberg  Ai-t  16, 
17;  Mecklenburg  %12  und  einige  kleinere 
Staaten), 

In  aUen  Staaten  kann  aber  die  Zwangs- 
erziehung, bevor  der  Zögling  das  gesetzliche 
Alter  erreicht  hat,  aufgehoben  werden, 
wenn  der  Zweck  der  Zwangserziehung  er- 
reicht oder  die  Erreichung  des  Zweckes 
anderweit  sichergestellt  ist.  In  Preussen 
(§  13)  hat  hierüber  der  Vorstand  des  Eom- 
raunidverbandes  entweder  von  Amts  wegen 
oder  auf  Antrag  der  Eltern  oder  des  gesetz- 
lichen Vertreters  des  Zöglings  Beschluss 
zu  fassen.  Wird  der  Antrag  abgelehnt,  so 
kann  der  Antragsteller  binnen  einer  Frist 
von  zwei  Wochen  die  Entscheidung  des 
Vormund scbaftegerichts  annifen,  gegen  wel- 
che Beschwerde  erhoben  werden  kann.  In 
den  meisten  anderen  Staaten  hat  das  Vor- 
mund scimftsgericht  selbst  über  die  Auf- 
hebung der  Zwangserziehung  von  Amts 
wegen  oder  auf  Antrag  der  Ausführiingsbe- 
hörde,  der  Eltern  oder  des  gesetzlichen 
Vertreters  des  Zöglings  Beschluss  zu  fassen. 

In  vielen,  vielleiclit  den  meisten  Fällen 
wird  es  sich  als  zweckmässig  erweisen, 
den  Uebei^ng  aus  der  Zwangserziehung 
in  die  volle  Freiheit  nicht  unvermittelt  ein- 
treten zu  lassen,   sondern  den  Zögling,  der 
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sich  bJb  gebeasert  erweist,  nur  Torlflufig  auf 
Widerruf  aus  der  Zwangserziehung  zu  ent- 
lassen. Die  Behörde  tut  dann  trotz  der 
Entlassung  eine  Aufsicht  aber  ihn  zu  führen 
und  kann  jederzeit,  ohne  daas  ea  eines 
formellen  Verfahrens  bedürfte,  die  Ent^ 
lassung  widerrufen  und  den  Minderjährigen 
wieder  in  Zwangserziehung  nehmen.  In 
den  meisten  Staaten  ist  die  Äusführungsbe- 
bOrde  zu  einer  derartigen  Entlassung  auf 
Widerruf  zuständig.  Nur  in  einigen  Staaten, 
wie  in  Hessen  und  Mecklenburg,  hat 
das  Vormundschaftsgericht  darüber  BeschlusB 
zu  fassen. 

Vielfach  werden  die  Z^linge,  wenn  sie 
widerruflich  oder  endgültig  aus  der  Zwangs- 
erziehung entlassen  werden,  schon  in  einer 
Dienst-  oder  Lehrstelle  sich  befinden,  in 
der  sie  auch  weiterhin  zunächst  verbleiben. 
Soweit  dies  aber  nicht  der  Fall  ist,  darf  die 
Behörde  mit  der  Entlassung  ihre  Thätig- 
keit  nicht  beenden.  Sie  muss  es  als  eine 
wichtige  ihr  obhegende  Aufgabe  betrachten, 
für  den  entlassenen  ZSgling  ein  angemesse- 
nes Unterkommen  zu  vermitteln,  sofern  dies 
nach  Lage  der  Verhältnisse  erforderlich  ist 
In  Preussen  (g  14),  Württemberg 
(Art.  10,  lü),  Baden  (§  6)  und  anderen 
Staaten  ist  ihr  diese  Fürsorge  für  die  ent- 
lassenen Zöglinge  gesetzlich  zur  Pflicht  g©- 
macbt.  Aber  auch  in  den  Staaten,  in  denen 
dies  nicht  geschehen  ist,  wird  sie  hierfür 
ohne  gesetzliche  Verpflichtung  thätig  zu 
werden  haben,  wenn  der  Erfolg  der  Zwangs- 
erziehung nicht  schon  sofort  bei  der  Ent- 
lassung gefährdet  werden  soll. 

f)  Die  Kosten  der  Z.  Die  öffent- 
liche Zwangserziehung  erfolgt  auf  öffent- 
liche Kosten  und  ist  in  ihrer  Durch- 
fühnmg  gesichert,  unabhängig  davon,  ob  der 
Minderjährige  und  die  zu  seinem  Unter- 
halte verpflichteten  Personen  Vermögen 
besitzen  oder  nicht.  Sie  wii-d  im  Namen 
des  Staates  angeordnet,  weil  es  ein  allge- 
meines staatliches  Interesse  ist,  dass  die 
heranwachsende  Jugend  zu  einem  ehrlichen 
und  geordneten  Leben  erzogen  und  der  Ge- 
fahr der  Verwahrlosuug  und  des  sittlichen 
Verderbens  entrissen  wird.  Es  ist  deshalb 
gerechtfertigt,  dass  der  Staat  auch  die 
Kosten  der  Öffentlichen  Zwan^sei'ziehung 
übernimmt,  aber  doch  nur  in  Qemeinschaft  mit 
dem  Armenverbande,  der,  im  Falle  der  Zög- 
ling hilfsbedürftig  wird,  zur  Armenpflege 
verpflichtet  ist.  Denn  in  den  meisten 
Fällen,  in  denen  die  Zwangserziehung  not- 
wendig ist,  würde  der  Mindorjälirigo  oder 
«Jie  zu  seinem  Unterhalte  Verpflichleten  der 
öffentlichen  Armenpflege  früher  oder  später 
anheimfallen ,  wenn  die  Zwangserziehung 
nicht  angeordnet  würde.  Die  Ortearmen- 
verbände sind  aber  auch  deshalb  an  der 
Tragimg   der  Kosten   zu   beteüigen ,    weil 


sie,  wenn  dies  nicht  der  Fall  wäre,  in  vielen 
Fällen  nur  allzusehr  bestrebt  sein  würden. 
Minderjährige  nur  deshalb  der  Zwangs- 
erziehung zu  überweisen,  um  dadurch  ihre 
Armenlast  zu  erleichtem.  In  einigen  Staaten 
sind  ausser  dem  Staat  und  den  Armenver- 
bänden  auch  die  grösseren  Kommunalver- 
bände  zur  Tragung  der  Kosten  herange- 
zogen worden.  Die  Verteilung  der  Kosten 
unter  den  Staat,  die  Ortswmen verbände 
und  die  grösseren  Kommunal  verbände  ist 
aber  in  den  einzelnen  Staaten  in  selir  ver- 
schiedener Weise  erfolgt,  je  nachdem  die 
Interessen  der  einen  oder  der  anderen  mehr 
oder  weniger  berücksichtigt  worden  aiod. 

Indem  aber  der  Staat  bestimmt  bat,  dass 
die  Zwangserziehung  im  öffentlichen  Inter^ 
esse  und  auf  öffenthche  Kosten  zu  erfolget 
hat.  wollte  er  doch  keineswegs  die  Eltern 
und  Orosseltem  von  der  in  den  natOrlichen 
Verhältnissen  begründeten  und  durch  das 
Recht  sanktionierten  FfUcht,  dem  Kinde  den 
Unterhalt  zu  gewähren,  befreien.  Auch  wäre 
es  nicht  gerechtfertigt,  die  Kosten  dar 
Zwangserziehung  endgiltig  aus  öffentlichen 
Mitteln  zu  bestreiten,  wenn  der  Minder- 
jährige selbst  wohlhabend  ist  und  diese  Kosten 
zu  ersetzen  vermag.  In  allen  Staaten  — 
mit  Ausnahme  von  Oldenburg  und 
Schwarzburg-Rudol  Stadt  —  liaben 
deshalb  die  Landesgesetze  den  Minderjäh- 
rigen und  die  zu  seinem  Unterhalte  ver- 
pflichteten Personen  für  verpflichlet  er- 
klärt, auf  Erfordern  die  Kosten  der  Zwangs- 
erziehung zu  ersetzen.  Docli  würde  die 
Geltendmachung  des  Ersatzanspnichs  g^en 
den  Minderjähr^n  in  vielen  Fällen  nicht  nur 
unbillig  sein,  sondern  auch  den  Zwecken  der 
Zwangserziehung  zuwiderlaufen.  Von  Aus- 
nahmen abgesehen  wird  der  Zöghng,  wenn 
überhaupt,  doch  nur  im  Besitz  eines  geringen 
Vermögens  sein,  das  durch  Erfüllung  des 
Ersatzanspruchs  vollständig  aufgebraucht 
würde.  Für  seine  Zukunft  und  aün  Vei^ 
bleiben  in  geordneten  Bahnen  kann  es  nur 
förderlich  sein,  wenn  er  bei  der  Entlassung 
aus  der  Zwangserziehung  nicht  ganz  mittel- 
los ist  Von  den  Eltern  dagegen  wird  der 
Ersatz  der  Kosten,  wenigstens  der  teilweise 
Ersatz,  in  der  Regel  zu  fordern  und  mit 
Strenge  einzutreiben  sein .  schon  deshalb, 
um  in  ihnen  das  Bewusst^ein  der  Verant- 
wortlichkeit für  das  Kind  wach  zu  halten 
und  um  zu  verhindern,  dass  sie  nicht  durch 
vorsätzliche  Verwahrlosung  des  Kindes  die 
Zwangserziehung  und  damit  ihre  Befreiung 
von  der  Unteriialtelast  herbeizuführen  sudien. 

In  Preussen  (§  15)  liat  der  Kommu- 
nalverband,  dem  die  Ausfuhrung  der  Zwangs- 
erziehung obliegt  {b.  oben  S.  1U70),  auch 
deren  Kosten  zu  bestreiten.  Aber  er  kann 
nicht  nur  von  dem  Minderjährigen  und  den 
zu  seinem  Unterhalte  Verpflichteten  ErBats 
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der  Kosten  fordern,  sondern  er  hat  auch 
«inen  Anaprucli  auf  Erstattung  eines  Teiles 
der  Kosten  Bowotii  gegen  den  Staat  wie 
{liegen  den  inlandischen  Ortsarmeuverbaad, 
in  welchem  der  ZögUng  seinen  Dnter- 
stätzungswnhnsitz  hat.  Der  Oi-tsarmenvei^ 
band  hat  die  Kosten  zu  erstatten,  welche 
durch  UeberfQhmng  des  Zöglings  in  eine 
Familie  oder  eine  Anstalt,  durch  die  er- 
forderliche erste  Ausstattung,  durch  die  Be- 
erdigung der  wfthrend  der  Zwangserziehung 
Yeratorbenen  und  durch  die  Bückreise  der 
entlassenen  Zöglinge  entstehen.  Hat  der 
ZCgling  in  einem  Preussischen  Ortsarmen- 
Terband  den  UnterstOtzungswohnsitz  nicht, 
80  fallen  auch  diese  Kosten  dem  Eommunal- 
veibande  zur  Las).  Zu  den  sSrntlichen 
Kosten,  die  hiernach  dem  Kommunal  verbände 
verbleiben,  erhält  er  aber  einen  Zuschuss 
in  der  Höhe  von  zwei  Dritteln  dieser 
Kosten  aus  der  Staatskasse,  so  dasa  in  letzter 
Linie  in  Preussen  doch  der  Staat  den 
grÖBBeren  Teil  aller  Kosten  der  öffentlichen 
Zwangserziehung  beetreitet  Aehnhche  Vor- 
schriften über  die  Kosten  Verteilung  be- 
stehen in  Württemberg  (Art  19),  doch 
werden  hier  die  Kosten,  die  dem  Land- 
armenverbande  verbleiben,  nur  zur  Hälfte 
aus  der  Staatskasse  ersetzt.  In  Hessen 
(Art.  10)  hat  der'  Ortsarmen  verband,  in 
welchem  der  Zögling  zm  Zeit  der  Anord- 
nung dei'  Zwangserziehung  seinen  Aufent- 
halt (nicht  seinen  Unterstützungswohnsitz) 
hatte,  die  Kosten  zu  bestreiten.  Der  Kreis- 
tag kann  aber  diese  Kosten  ganz  oder  teil- 
weise auf  die  Kreiskasse  übernehmen.  Der 
Staat  hat  dem  Ortsarmenverband 
dem  soeben  angeführten  Falle  der  Kreis- 
kasse —  die  Hälfte  der  von  ihnen 
fitreitenden  Kosten  zu  ersetzen. 

In  den  meisten  anderen  Staaten  be- 
streitet der  Staat  die  Kosten.  Hat  der  Zög- 
ling aber  in  einem  Ortsarmen  verbände  des 
Landes  seinen  ünteistützungs  wohn  sitz,  so 
ist  dieser  zum  Ersatz  eines  Teiles  der 
Kosrten  verpflichtet.  So  hat  er 
<§  14)  die  Hälfte,  in  Baden  (§  9),  Sach- 
sen-WeimsT  (§  206)  und  anderen 
thüringischen  Staaten  ein  Drittel,  in 
Schwarzhurg-Kudolstadt  (§  8)  niu- 
ein  Viertel  der  Kosten  zu  ersetzen.  In 
Oldenburg(g33),Braunschweis(§10), 
Elsass-Lothringen  (g  116),  Sachsen- 
Altenburg  (§  116)  liat  der  Staat  darauf 
verzichtet,  die  Ortaarmenverbände  zur  Tra- 
gung der  Kosten  heranzuziehen.  —  In 
Sachsen  trägt  der  Staat  die  Kosten,  so- 
fern die  Zwangserziehung  auf  Orund  des 
Sti-afgesetzbuchs  g§  55,  56  angeordnet  wird 
und  die  Unterbringung  des  Zöglings  in  eine 
staatliche  Besserungsanstalt  erfolgt.  Für 
die  anderen  Fälle,   in  denen  die  Zwangser- 


Gefahr  der  Verwahrlosung  angeordnet  wir  d 
fehlt  es  an  klaren  Vorschriften  und  es  ist 
strittig,  ob  der  Armenverband,  der  im  Falle 
der  Hilfsbedflrftigkeit  des  Zöglings  zur 
Armenpflege  verpflichtet  wäre,  oder  die 
Gemeinde,  in  der  der  Zögling  zur  Zeit  der 
Anordnung  der  Zwangserziehung  seinen 
Aufenthalt  gehabt,  die  Kosten  der  Zwangs- 
erziehung zu  tragen  hat. 

g)  SttafMohäiolLeBeBtlmmimgen  snm 
Sohutse  der  Z.  In  einigen  Staaten 
sind  di£  Bestimmungen  des  Stra^esetz- 
buches  ergänzt  worden,  tun  zu  ver- 
hindern, dass  jugendliche  Personen,  die  der 
Zwangserziehimg  überwiesen  sind,  ihr  unbe- 
fugterweise entzogen  werden.  Die  Er- 
fahrung hat  gezeigt,  dass  vielfach  die  Eltern, 
aber  auch  Verwandte  tmd  andere  Personen 
bestrebt  sind,  die  Kinder  wieder  an  sich  zu 
nehmen,  oder  dass  sie  sie  zum  Entlaufen  an- 
reizen oder  ihnen  dazu  behilflich  sind.  Auf 
Grund  ihrer  allgemeinen  gesetzlichen  Zu- 
ständigkeit sind  zwar  die  Polizeibehörden 
tierechtigt,  hiei^gen  einzusehreiten  und  die 
entlaufenen  Kinder,  wenn  erforderlich,  mit 
Zwangsgewalt  zurückzubringen.  Aber  nach 
dem  Strafgesetzbuche  sind  derartige  Hand- 
hmgen  nur  unter  ganz  besonderen  Voraus- 
setzungen iu  seltenen  Fällen  strafbar  (St.G.B. 
g  120,  §  235).  In  Preussen  hat  deshalb  das 
Gesetz  über  die  Füi-sorgeerziehung  Minder- 
jähriger auch  diejenigen  für  strafbar  erklärt, 
die  einen  Utnderjährigen  der  angeordneten 
Zwangserziehung  entziehen  oder  ihn  dazu 
verleiten  sich  ihr  zu  entziehen,  oder  ihm 
hierzu  Beihilfe  leisten.  Femer  ist  auch 
derjenige  strafbar,  der  eine  dieser  Hand- 
lungen begeht,  wenn  die  Zwangserziehung 
zwar  noch  nicht  angeordnet,  das  Verfahren 
auf  Unterbringung  in  Zwangserziehung  aber 
eingeleitet  ist  und  die  Handlung  darauf 
genchtet  ist,  den  Mindei^ährigen  dem  Ver- 
fahren zu  entziehen  oder  ihn  zur  Entziehung 
zu  verleiten  oder  ihm  dazu  Beihilfe  zu 
leisten.  Auch  sind  alle  Versuchshandlungen 
strafbar.  Angedroht  sind  Gefängnis  bis  zu 
zwei  Jahren  oder  Geldstrafe  bis  zu  1000  Mark 
oder  Gefängnis  und  Geldstrafe  bis  zu  den 
angegebenen  Beträgen  (g  21).  In  anderen 
Staaten,  wie  in  Baden  (G.  v.  8.  Juni  1894), 
Württemberg  (Art  23);  Anhalt  (§  13) 
sind  nur  die  Entziehung  aus  der  Zwai^s- 
ei-ziehung  selbst  und  die  Verleitung  hierzu 
mit  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark  oder  mit 
Haft  bedroht. 

II.  Änseerdentgche  Staaten. 

1.  Grossbritaanien.  In  Grossbritannien 
hat  die  Zwangserziehung  durch  die  ver- 
einte Thätigkeit  der  Privatgesellschaften  und 
des  Staates  eine  grosse  Ausbildung  er- 
halten.    Nach    dem    englischen    Strafrecht 


Ziehung  wegen  sittlicher  Verwahrlosung  oder  |  tritt    die   StrafmOndigkeit  mit  vollendetem 
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7.  LebonBJahre  ein.  B^ebt  jedoch  ein  Kind 
vor  vollendetem  IG.  Lebensjahr  eine  straf- 
bsre  Handlung,  so  ist  es  freizusprechen. 
wenn  es  bei  ihrer  Begehung  noch  keine  ge- 
nflgende  geistige  und  sittliche  Bei  fe  besitzt. 
Nachdem  echon  seit  1788  auf  Anregung 
John  Howards  Privatgeselle  chatten  für 
Unterbringung  von  Kindern  nach  verfaüseter 
Strafe  in  blonderen  Anstalten  sieh  ge- 
bUdet  hatten,  hat  das  Gesetz  von  1854  (fie- 
forraatory  School  Act,  17  et  18  Vict  eh.  86)  für 
England  und  Schotttand  die  Zwangserziehung 
von  jugendlichen  Personen,  die  vor 
endetöm  16.  Jahre  zu  einer  Strafe 
urteilt  wurden  imd  die  Strafe  verbüsst 
hatten,  angeordnet.  Das  Gesetz  ist  durcb 
zahlreiche  spätere  Gesetze  in  seinen  Einzel- 
heiten abgeändert  und  ergänzt  worden  und 
hat  in  dem  Reformatory  School  Consoli- 
dating  and  Amending  Act  von  1866  (29  et 
30  Vict.  eh.  117)  eine  neue  Redaktion  er- 
halten. Hiemadi  konnte  das  Gericht  für 
Jugend  hohe  Pei-sonen,  die  Riindestens  zu 
10  Tagen  Freiheitsstrafe  verurteilt  wurden, 
die  Unterbringung  in  eine  Besserungsanstalt 
(reformatory  school)  auf  die  Dauer  von  2 
iDis  5  Jahren  anordnen.  Die  Zöglinge  konnten 
jedoch  nach  Verlauf  von  18  Monaten  vor- 
läufig und  widerruflich  entlassen  werden. 
Mehr  und  mehr  gelaugte  aber  in  England 
die  Ueberzeugung  zur  Hen'schafi,  dass 
Kinder  überhaupt  nicht  eine  Freiheitsstrafe 
in  Gefängnissen  verbüssen  sollen.  Das  Ge- 
setz von  1893  (56  et  57  Vict.  eh.  48)  hat 
deshalb  das  Gericht  ermächtigt,  Kinder, 
die  dos  12.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet 
haben  oder  die  schon  einmal  zu  einer  Frei- 
heitsstrafe verurteilt  worden  sind,  einer 
Hessen mgsanstalt  auf  3  bis  5  Jahi-e  zu  über- 
weisen und  zwar  entweder  nach  Verbüssung 
der  Freiheitsstrafe  oder  aber  sofort,  so  dass 
die  Zwangserziehung  an  Stelle  der  Freiheits- 
strafe zu  treten  hat.  Noch  weiter  ist  das 
Gesetz  von  1899  (62  et  m  Vict.  oh.  16)  ge- 
gangen, indem  es  bestimmte,  da-ss  Kinder, 
die  wegen  einer  strafbaren  Handlung  ver- 
urteilt werden,  die  mit  Freiheitsstrafe  be- 
droht ist,  nicht  in  das  Gefängnis  zu  ver- 
bringen, sondern  auf  3  bis  5  Jahre  in  einer 
Besserungsanstalt  unterzubringen  sind.  Doch 
hat  die  Entlassung  spätestens  mit  dem  voU- 
endeten  19.  Jahre  zu  erfolgen.  Die  Bes- 
serungsanstalten sind  Privatanstalten,  be- 
dürfen aber  der  staaüichen  Genehmigung 
(certified  reformatory  schools)  und  stehen 
imter  staatlicher  Aufsicht.  Der  Staats- 
sekretär des  Innern  hat  die  für  alle  An- 
stalten verbindlichen  Reglements  und  Haus- 
ordnungen zu  erlassen.  Die  Aufsiclit  führt 
ein  von  ihm  ernannter  Inspektor.  Dagegen 
gewährt  der  Staat  ihnen  auch  einen  be- 
deutenden ZuBchiiss  zu  den  Unterhaltuugs- 
]£osten,  indem  er  einen  Betrag  von  6  sh.  für 


das  Kind  und  die  Woche  (für  Kinder, 
welche  bereits  3  Jahre  in  Zwangserziehiutg 
stehen  und  das  16.  Jahr  erreicht  haben,  nur 
4  eh.)  zahlt.  Die  Eltern  kOnnen  zu  einem 
Beitrag  von  2  sh.  für  die  Woche  angehalten 
werden.  Doch  sind  ihre  Beiträge  thatsftch- 
lich  nur  geringfügige,  sie  tietragen  ungeOhr 
ö**/«  der  Gesamtkosten.  In  Irland  wurden 
18-58  Reformatory  Schools  eingeführt.  Die 
hierüber  erlassenen  Gesetze  (namentlich  das 
von  1868)  weichen  jedoch  mehrfach  von  den 
für  England  und  Schottland  erlassenen  ab. 

In  England  bestanden  im  Jahre  1898 
30  Reformatory  Schools  für  Knaben  (darunter 
drei  training  ships)  und  9  für  Mädchen.  Die 
Zahl  der  iluien  überwiesenen  Kinder  betrug 
1896  1051  (dar\mter  149  Mädchen),  1897 
1171  (darunter  154  Mädchen).  1898  1246 
(damnler  139  Mädchen).  Weitaus  die  meisten 
Kinder  hatten  Diebstahl  (larceny)  begangen. 
Deren  Zahl  betrug  1896  803,  1897  §19, 
1898  1004.  lieber  die  Hälfte  alier  Kinder 
hatte  schon  frilher  mehrere  strafbare  Hand- 
lungen begangen,  1896  624  (von  1Ü51),  1897 
740  (von  1171),  1898  758  (von  1246). 

Eine  zweite  Klasse  von  Besserungsan- 
stalton  bilden  die  sogenannten  Industrial 
Schools.  Zuerst  1854  in  Schottlaad  be- 
gründet, wurden  sie  durch  das  Gesetz  von 
1857  auch  in  England  eingeführt  Das 
Hauptgesetz,  das  aber  durch  mehrere  spätere 
Gesetze  ergänzt  wurde,  ist  der  Industrial 
School  Act  von  1866  (29et.t0  Vict  eh.  118). 
Zur  Zwangserziehung  können  ihnen  insbe- 
sondere überwiesen  werden :  1.  Kinder  tmter 
14  Jahren,  welche  vagabundieren,  betteln,  in 
Gesellschaft  von  Dieben  oder  Prostituierten 
sich  aufhalten  oder  die  in  einem  Hause 
leben,  das  von  Prostituierten  benutzt  wird; 
2.  Kinder  unter  14  Jahren,  weiche  elternlos 
oder  von  ihren  Eltern  verlassen  sind  oder 
deren  Vater  oder  Mutter  wegen  eines  A'er- 
brechens  eine  Freiheitsstrafe  verbüssen;  3. 
Kinder  unter  14  Jahren  auf  Antrag  der 
Eltern  oder  des  Vormundes,  sofern  sie  nach- 
weisen, dass  sie  nicht  imstande  sind,  das 
Kind  zu  beaufsichtigen,  oder  auf  Antrag  der 
Armenbehörde,  sofern  das  Kind  in  einem 
Armenhaus  untergebracht  und  widerspenstig 
(refractoiy)  ist,  4.  Kinder  unter  12  Jahren, 
die  eine  strafbare  Handlung  b^angcn  haben, 
die  mit  Gefängnis  oder  einer  geringeren 
Strafe  bedroht  ist,  sofern  sie  in  England 
nicht  wegen  eines  Verbrechens  (Felouyl,  in 
Schottland  nicht  wegen  Diebstahls  venuleilt 
sind.  Zur  üntert>ringung  von  schulpflich- 
tigen Kindern  (vom  5,  bis  zum  vollendeten 
14.  Jahre),  die  hartnäckig  die  Schule  nicht 
besuchen,  sind  die  Day  Industrial 
Schools  (Externate)  imd  die  Truant 
Schools  (Internate)  bestimmt.  Sind  solche 
aber  nicht  in  der  Nähe,  so  sind  die  Kinder 
einer  Industrial  School  unterzubringen. 
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Die  Ueberweisung  in  eine  lodustrial 
Sdiool  erfolg  (tiirch  das  Gericht  auf  2  bis 
5  Jahre.  Die  Eotlaasting  muBS  BpätestenB 
mit  dem  vollendeten  16.  Jahre  erfolgen.  Die 
ZOglin^  köanen  Dach  IH  Monaten  vorl&ufig 
\md  widerruflich  entlassen  werden. 

Die  IndiiBtrial  Schools  bedürfen  der  staat- 
lichen Genehmigung,  stehen  unter  Aufsicht 
eines  staatlichen  Inspektors  und  erhalten 
vom  Staate  einen  ZuBchuss  von  3  bis  6  sh. 
(je  nach  dem  Alter  des  Kindee)  fQr  das 
Kind  und  die  Woche.  —  In  Irland  sind  die 
InduBtrial  Schools  durch  den  Industrial 
School  Act  von  1868  (31  et  32  Vict  eh.  25) 
eingefahrt.  Sie  dienen  hier  aber  zugleich 
als  Armenschulen. 

In  England  gab  es  im  Jahre 
Industrial  Schools  für  Knaben  und  49  hlr 
Mädchen,  ferner  20  Day  Industrial  Schools 
für  Knaben  und  Mädchen  und  14  Truant 
Schools  fdr  Knaben.  Wahrend  die  Zahl  der 
jährlich  den  Reformatory  Schools  über- 
wiesenen Kinder,  mit  Ausnahme  weniger 
Jahre,  in  dem  letzten  Menschen  Eil  ter  nur  ge- 
ringen Schwankungen  unterlag,  ist  die  Zahl 
der  den  Industrial  Schools  überwiesenen 
Kinder  sehr  bedeutend  gestiegen.  Während 
im  Jahre  1864  nur  1668  ihneu  ziigewiesen 
wurden,    betrog  deren  Zahl  in   den  Jahren 

1896  7256,  1897  6778  und  1898  7005,  Den 
eigentlichen  Industrial  Schools  (mit  Aus- 
nahme der  Dav  und  Tniant  Schools)  wurden 
flberwiesen  1896  3415  (darunter?  16Madchen), 

1897  3433  (danmter  736  Madchen),  1898 
3224  (darunter  668  Mädchen)  Kinder. 

Die  Ergebnisse  der  Zwangserziehung  in 
den  Reformatory  wie  in  den  Industiial  Schools 
erscheinen  nach  den  Berichten  der  Inspek- 
toren ausserordentlich  günstig.  Nach  dem 
Bericht  für  das  Jahr  18i)l  soU  dieFühninj 
von  78  Prozent  der  entlassenen  Knaben  um 
von  76  Prozent  der  entlassenen  Mädchen 
eine  unzweifelhaft  gute  gevesen  sein.  Ni 
15  Prozent  der  entlassenen  Knaben  und 
Prozent  der  entlassenen  Mädchen  sollen 
spater  strafbare  Handlungen  begangen  haben. 
Indessen  lassen  diese  Angaben  sich  nicht 
kontrollieren  imd  andere  Berichte  stimmen 
mit  ihnen  keineswegs  flberein.  Von  Ge- 
ffingnisdirektoren  wird  vielfach  darüber  ge- 
klagt, dass  nicht  selten  die  Bchlimmsten 
Verbrecher  Zßglinge  der  Reformatory  Schools 
sind.  Der  Geistliche  einer  solchen  Anstalt 
berichtete  im  Jahre  1884 :  »Die  Uebel,  welche 
BUS  dem  Zusammenleben  von  älteren  und 
jüngeren  Knaben  in  den  Anstalten  erwachsen, 
können  in  Worten  kaum  geschildert  werden. 
Die  angedeutete  Kcftmption  ist  eine  Ursache 
fast  aller  der  Widersetzlichkeiten,  Brand- 
stiftungen und  anderer  Missethaten,  von  denen 
wir  so  häufig  in  Verbindung  mit  diesen  An- 
stalten hören. f  Auch  in  England  bestätigt 
die  Erfahrung,  dass  trotz  sorgßUtiger  L'ebCT- 


wachung  es  in  grossen  Anstalten  nicht  ver- 
hindert werden  kann,  dass  die  schlechtesten 
Elemente  die  minder  verdorbenen  an  sich 
ziehen  und  die  Anstalt  zu  einer  Schule  des 
Lastern  machen.  Als  ein  weiterer  Nachteil 
wird  hervorgehoben,  dass  die  Verantwort- 
lichkeit der  Eltern  durch  die  Leichtigkeit, 
mit  der  die  Kinder  in  die  Anstalten  aufge- 
nommen werden,  abgeschwächt  wird.  >Els 
giebt  zahlreiche  Eltern,  weiche  vorsätzlich 
ihre  Kinder  auf  den  Pfad  des  Verbrechens 
und  des  Lasters  slossen,  um  sie  dann  mit 
Vergnügen  in  den  Gefängnissen,  den  Er- 
ziehungs-  und  Besserungsanstalten  auf  Kosten 
der  Steuerzahler  unterhalten  zu  lassen« 
(Howard  Association  Report  1890  p.  12). 
»Die  Eltern  sollten  vielmehr  genötigt  werden, 
ihre  Pflichten  zu  erfüllen,  nicht  sollten  sie 
davon  befreit  werden.  Die  Gesetzgebung 
der  letzten  Jahre  ist  viel  zu  weit  in  dem 
Bestreben  g^^ngen,  die  Eltern  von  ihrer 
natürlichen  Verantwortlichkeit  zu  befreien.« 
Auch  sind  die  Kosten  der  Zwangserziehung 
in  England  ausserordentlich  noch.  Die 
Kosten  eines  Z^^linga  in  einer  Reformatoij 
School  belaufen  sich  im  Jahre  auf  15  bis 
28  £,  in  einer  Industrial  School  auf  13  bis 
28  £,  in  einer  training  ship  auf  32  £,  wäh- 
rend, wie  erwähnt  durch  die  Beiträge  der 
Eltern  hiervon  nur  6  Prozent  gedeckt  werden. 
—  Endlich  wird  es  als  ein  Slangel  der  eng- 
lischen Gesetzgebung  bezeichnet,  dasa  den 
Eltern  der  Zöglinge  die  elterlichen  Rechte 
verbleiben,  so  dasa  die  Zöglinge  nach  der 
Entlassung  häufig  wieder  den  schlechten 
Einflüssen  verbrecherischer  und  sittenloser 
Eltern  verfallen.  Um  diesem  Uebelstande 
entgegenzuwirken,  bestimmt  das  Gesetz  von 
1891  (54  et  55  Vict.  eh.  23),  dasa  der  Vor- 
stand der  Anstalt  die  elterlichen  Rechte  aus- 
üben kann,  um  Lehrlings-  und  Arbeitsver- 
hältnisse der  Zöglinge  zu  begründen,  und 
nach  dem  Gesetze  von  1894  (57  et  58  VicL 
eh.  33)  verbleiben  die  Zöglinge  der  Industrial 
Schools  auch  noch  ihrer  Entlassung  unter 
der  Aufsicht  des  Schulvorstandes  bis  zum 
vollendeten  18.  Jalirc.  Es  beruht  gewiss 
auf  Uebertreibung,  wenn  ein  englischer 
Staatsmann  erkl^te,  dass  das  System  der 
englischen  Zwangserziehung  in  der  unheil- 
vollsten und  umfassendsten  Weise  die  Ver- 
kehrung einer  ursprünglich  wohlgemeinten 
Philanihropie  und  Gesetzgebung  bilde.  Immer- 
hin sind  die  Erfahrungen  Englands  nicht 
derart,  dass  sie  eine  blinde  Nachahmung 
rechtfertigen  würden.  Auch  die  Ergebnisse 
der  englischen  Krimi nalslatistik,  auf  die  in 
Deutschland  wiederholt  hingewiesen  ward, 
um  die  ausgezeichneten  Erfolge  der  eng- 
lischen Zwangserziehung  darzuthun,  sind  nur 
mit  grosser  Vorsicht  zu  verwerten.  Aller- 
dinga hat  die  Zahl  der  Personen,  die  wegen 
Vergehen  oder  Verbrechen  (indictable  offen- 
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ces)  verurteilt  irnrden  sind,  in  den  letzten 
vienig  Jahren  im  Yerhflllnis  zur  Bevölkerung 
sehr  bedeutend  abgeDommen.  Auf  100000 
Einwohner  kamen  im  Jahre  1858  887,9  Ver- 
urteilte, im  Jahre  1898  nur  noch  505,9,  Seit 
dem  J^ire  1S68  ist  diese  YerlifiJtiiiazahl 
stetig  gesunlien.  Indes  darf  hieraus  nicht 
sofort  auf  die  Abnahme  der  EriminalitELt  in 
England  geschlossen  werden.  In  der  Ein- 
leitung EU  der  Krim inalstatistik  Englands  fOr 
das  Jahr  J896  erklärt  der  Verfasser:  »Wer 
eicli  nicht  durch  ein  Vorurteil  oder  den 
Wunsch,  zu  einem  bestimmten  Ergebnis  zu 
gelangen,  leiten  Iflsst,  wird  aus  der  kritischen 
Prüfung  der  Kriminalstatiatik  der  letzten 
Jahre  vor  allem  die  üeberzeugung  gewinnen, 
dass  es  mit  der  äussersten  Schwierigkeit 
verbunden  ist,  über  die  Zunahme  oder  die 
Abnahme  der  Kriminalität  zu  einem  be- 
stimmten Schlüsse  zu  gelangen.-!  Die  Zahl 
der  Verurteilungen  ist  hierfür  allein  nicht 
massgebend.  Vor  allem  ist  zu  beachten, 
dass  in  England  keine  Behörde  verpflichtet 
ist,  eine  jede  Strafthat  strafrechtlich  zu  ver- 
folgen, dass  aber  die  öffentliche  Meinung 
mehr  und  mehr  der  strafrechtlichen  Ver- 
folgung, sofern  sie  nicht  unbedingt  erforder- 
lich erscheint,  sich  abgeneigt  zeigt  Die 
Einleitung  zu  der  Kriminalstatistik  für  1898 
sagt  hierüber:  «Der  Gtedanke,  das  Gesetz  zu 
sühnen  und  Gerechtigkeit  zu  Oben,  tritt  zu- 
rück ;  der  Gedanke,  Uebelthäter  wohlwollend 
zu  behandeln  und  ihnen  eine  Möglichkeit 
ftlr  ein  geordnetes  Ijeben  zu  geben,  über- 
wiegt. Dieser  Aenderung  in  der  öffentlichen 
Meinune  ist  es  zuzuschreiben,  deiSB  manche 
Verbrechen,  die  früher  in  der  Staüstik  er^ 
schienen  wilren,  jetzt  nicht  zum  Gegen- 
stand strafrechtlicher  Verfolgung  gemacht 
werden.  Dies  ist  ein  Faktor  den  statistisch 
zu  schätzen  wir  kein  Mittel  haben.  Aber 
ich  glaube,  dass  wir  mit  Hinbhck  darauf 
bedeutende  Abzüge  von  den  gflnsligon  Folge- 
rungen machen  müssen,  zu  denen  wir  sonst 
gelangt  wären«  (p.  2ö). 

Dazu  kommt,  dass  trotz  der  Zwangser- 
ziehung die  Zahl  der  jugendlichen  Uebel- 
thäter nicht  abgenommen  hat.  (Eine 
Vergleichung  ist  erst  seit  1893  möglich, 
<la  die  fniheren  statistischen  Aufniüimen 
nach  anderen  Grundsätzen  erfolgten.)  Zwar 
ist  die  Zahl  der  Verurteilungen  Jugend- 
lieher,  wie  die  Zahl  der  Verurteilimgen 
Oberhaupt,  im  Sinken.  Auf  100  000  Jugend- 
liche derselben  Altersklasse  kamen  von 
Kindern  unter  12  Jahren  1893  24  Ver- 
urteilte, 1898  29;  von  Kindern  von  12  bis 
16  Jahren  1893  261,  1898  241,  von 
Jugendlichen  von  16  bis  21  Jahren  1893 
321,  1898  293.  Dagegen  ist  der  Prozent- 
satz der  Jugendlichen  unter  21  Ji^ren  im 
Verhältnis  zu  der  Gesamtzalil  der  Ver- 
urteilten   fast    unveiftndert   geblieben.     Er 


belief  sich  im  Jahre  1893  auf  40,8%;    im 
Jahre  1898  auf  403%- 

2.  Norwegen.  In  sehr  eiDgeheoder 
Weise  hat  das  umfangreiche,  aus  54  Para- 
graphen bestehende  Gesetz  betreffend  die 
Behandlung  verwahrloster  Kinder  vom  6. 
Juli  1896  die  Zwangserdehuiig  geordnet. 
Hiemach  ist  in  jeder  Gemeinde  ein  Vor- 
mundschaftsrat  zn  bilden.  Er  hat  zu  be- 
stehen aus  einem  Richter  als  Vorsitzendem, 
einem  Geistlichen  und  fünf  von  der  Gemeinde- 
vertretung auf  Vorschlag  des  Gemeinde- 
voratands  zu  wählenden  Mitgliedern,  unt^ 
denen  eich  ein  Arzt  und  eme  oder  zwei 
Frauen  befinden  müssen.  Der  Vormund- 
schaftsrat ist  die  ZwangserziehuDgsbehörde. 
Was  die  Voraussetzungen  betrifft,  imter 
denen  die  Zwangserziehung  angeordnet 
werden  kann,  so  ist  zunächst  zu  bemerken, 
dass  Kinder  vor  vollendetem  14.  Jahr  straf- 
rechtlich nicht  verfolgt  werden  können.  Die 
Änklagebehörde  kann,  wenn  ein  Kind  nach 
vollendetem  14.,  aber  vor  vollendetem  16. 
Jahre  eine  strafbare  Handlung  begangen  bat^ 
nach  Lage  des  Falles  eine  SttarverfolguDg 
einleiten  oder  aber  davon  absehen.  Der 
Zwangserziehung  können  nur  Kinder,  die 
das  16.  Lehensjahr  noch  nicht  vollendet 
haben,  fiberwiesen  werden,  und  zwar  unter 
folgenden  Voraussetzungen: 

a)  sofern  sie  eine  strafbare  Handlung 
begangen  haben  und  nach  den  Verhältnissen 
Zwangserziehung  erforderhch  erscheint; 

b)  sofern  sie  durch  Verschulden  der 
Eltern  oder  Erzieher  verwahrlost  oder  miss- 
handelt  worden  oder  sittlich  verkommen 
oder  gefährdet  sind ; 

c)  sofern  es  aus  anderen  Gründen  sich 
als  notwendig  erweist,  das  Kind  der 
Zwangserziehung  zu  Ober  weisen. 

Mit  der  Ueberweisung  in  die  Zwangs- 
erziehung kann  der  Vormundscdiaftsrat  zu- 
gleich den  Eltern  die  elteriiche  Gewalt  ab- 
erkennen. Gegen  deu  Besclünss^  durch  den 
Zwangserziehung  angeordnet  wird,  können 
die  Eltern  Beschwerde  an  das  Ministerium 
einlegen. 

Die  Unterbringjing  eines  Kindes  kann  in 
einer  geeigneten  Familie,  in  einem  Kinder- 
heim, in  einer  Erziehungsanstalt  oder  in 
einer  Besserungsanstalt  erfolgen.  Kinder,  die 
das  6.  Jahr  noch  nicht  vollendet  halben,  sowie 
solche,  die  noch  nicht  sittlich  verkommen 
sind,  sollen  in  einer  Familie  oder  in  einem 
Kinderheim  imtergebracht  werden,  Kinder, 
die  nicht  mehr  schulpflichtig  sind  (die 
ScJiulpQicbt  endet  mit  dem  vollendeten  14. 
Jahre,  G.  v.  26.  Juni  1869),  können  in  einer 
Dienst-  oder  Lehrstelle  imtergebracht  wer- 
den. In  eine  Besserungsanstalt  dürfen  nur 
Kinder  aufgenommen  werden,  die  das  12. 
Jahr  vollendet  haben,  wenn  üe  ein  Veiv 
;  brechen  begangen   haben  oder   wenn   ihre 
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Ffllmmg  soDst  eine  hochgradige  sittliche 
Verkommenheit  zeigt,  ferner  in  Z«'angs- 
erziehung  befindliche  jugendliche  Personen 
nach  vollendetem  16.  Jahre,  die  vorläufig 
und  widerruflich  entlasaea  waren  und  deren 
Entlassui^  we^en  schlechter  Führung 
widerrufen  werden  mnsste.  Die  Zwangs- 
erziehung endet  mit  dem  vollendetem  IS. 
Jahr;  sofern  der  Z^ling  aber  in  einer 
Besserungsanstalt  sich  befindet,  erst  mit 
vollendetem  21.  Jahre.  Doch  ist  sie  früher 
aufzuheben,  wenn  ihr  Zweck  erreicht  oder 
dessen  Erreichung  anderweit  ^cher  ge- 
stellt ist. 

Liegen  die  Voraussetzungen  zur  Anord- 
nung der  Zwangserziehung  nicht  vor,  hat 
aber  ein  noch  schulpflichtiges  Kind  eine 
strafbare  Handlung  begangen,  wegen  deren 
es  strafrechtlich  nicht  verfolgt  wird,  so  kann 
der  Vormundschaftsrat  beschliessen ,  dass 
das  Kind  auf  die  Dauer  bis  zu  sechs  Mo- 
naten in  einer  Zwangsechule  unterge- 
bracht wird,  wenn  hierzu  Gelegenheit  ist. 
In  der  Zwangsechule,  zu  deren  Errichtung 
die  Gemeinden  nicht  verpflichtet  sind,  ver- 
bleiben die  Kinder  nicht  nur  während, 
sondern  auch  ausserhalb  der  Unlerrichtezeit 
Auch  die  Schulbehörde  kann  die  Verbringung 
eiues  Kindes  in  eine  Zwangsschule  auf 
höchstens  sechs  Monate  anordnen,  wenn  das 
Kind  hartnäckig  die  Scbule  versäumt  oder 
sich  besonders  schlecht  aufführt  und  die 
anderen  Mittel  zur  Aufrechthaltung  der 
Zucht  und  Ordnung  dich  als  fruchtlos  er- 
wiesen haben.  Die  Kosten  der  Onterbringung 
eines  Kindes  in  eine  Zwangsschule  sind  von 
der  Gemeinde  zu  tragen,  doch  giebt  der 
Staat  einen  Zuschuss  von  3l)  Oere  (34  Pfennig) 
tätlich  für  das  Kind.  Die  Kosten  der  Uater- 
bnn^ng  eines  Kindes  in  eine  geeignete 
Familie  hat  die  Gemeinde  zu  bestreiten, 
deren  Vormundschaftsrat  die  Zwangser- 
ziehung angeordnet  hat.  Ist  das  Kind  in 
der  Gemeinde  nicht  heimatboreehtigt ,  so 
hat  sie  einen  Ersatzanspruch  gegen  die 
Heiraafsgemeinde  (über  Erwerb  und  Verlust 
des  Heimatsrechts  nach  norwegischem  Recht 
ß.  den  Art.  Ärmenwesen  oben  Bd.  I 
S.  1162),  oder  wenn  das  Kind  in  keiner  Ge- 
meinde heim al berechtigt  ist,  gegen  den 
Staat  Der  Sfaat  hat  für  die  Errichtung 
von  Erziehungs-  und  Besserungsanstalten, 
die  zur  Unterbringung  der  der  Zwangs- 
erziehung Überwiesenen  Kinder  erforderhch 
sind,  Sorge  zu  tragen.  Doch  können  als 
Erziehungsanstalten  auch  private  und  kom- 
munale Erziehungsanstalten  benutzt  werden, 
deren  Statuten  vom  Staate  genehmigt  sind, 
aber  nur  mit  staatlicher  Erlaubnis,  die  jeder- 
zeit widerruflich  ist.  Die  Besserungsanstalten 
sind  dagegen  nur  staatliche  Anstalten.  Die 
Kosten  der  Unterbringuugin  eine  Erziehungs- 
oder Besserungsanstalt  werden  vom  Staate 


bestritten,  die  Gemeinde  hat  aber  einen  Zu- 
achuas  von  40  Oeren  (45  FfennigeJ  für  den 
Tag  und  das  Eind  zu  zahlen  (mit  Ersatz- 
anspruch an  die  HeimatagemeindeV  Der 
Vormundschaftsrat  (oder  in  dem  oben  an- 
gegebenen Falle  der  Unterbringung  in  eine 
Zwangsschule  die  Schulbehörde)  kann  be- 
stimmen, dass  Eltern  des  Rindes  an  die  Ge- 
meinde und  für  den  die  Auslagen  der  Ge- 
meinde übersteigenden  Beitrag  an  den  Staat 
Ei^tz  der  Kosten  zu  leisten  haben.  Doch 
darf  nur  Ersatz  im  UCicfastbetrag  von  1  Krone 
(1  M.  12,B  Pf.)  fOr  den  Tag  gefordert  werden. 

8.  Oesteireich.  In  Oesterreich  werden 
Kinder,  die  vor  vollendetem  10.  Jahre  eine 
strafbare  Handlung  begeben,  strafrechtlich 
nicht  verfolgt,  sie  sind  «bloss  der  liäuslichen 
Züchtigung  zu  überlassen«  (Strafgesetzb-  v. 
1852  §  237).  Haben  sie  nach  vollendttem 
10.,  aber  vor  vollendetem  14.  Jahre  ein  Ver- 
brechen begangen,  so  wird  die  Handlung 
nur  als  üebertretung  bestraft  und  zwar  mit 
Freiheitsstrafe  bis  zu  sechs  Monaten,  die  in 
einem  »abgesonderten  Verwahningsort«  zu 
verbüssen  ist  {§  270).  Begehen  sie  straf- 
bare Handinngen,  die  an  sich  nur  Vergehen 
oder  üebertretungen  sind,  so  werden  sie  in 
der  Eegel  der  häuslichen  Züchtigung,  nur 
unter  besonderen  Umständen  der  Abodung 
der  Polizeibehörde  Oberlassen  (§  273).  Je- 
doch kann  im  ersteren  Falle  auch  auf  Unter- 
bringung in  eine  Zwangsarbeits-  und  Besse- 
rungsanstalt erkannt  werden,  und  im  letzteren 
Falle  kann  dies  geschehen,  wenn  das  Kind 
gänzlich  Terwahrlost  ist  und  ein  anderes 
Mittel  zur  Erzielung  einer  ordentlichen  Er- 
ziehung und  Beaufsichtigung  nicht  ausfindig 
gemacht  werden  kann  (G.  v.  2A.  Mai  1885 
betr.  slrafrechthche  Bestimmungen  g  8). 
Personen,  welche  wegen  einer  der  im  Gesetz 
angegebenen  Handlungen  (l^nd streicherei, 
gewerbliche  Unzucht ,  Bettelei ,  Diebstahl, 
Brandlegung  etc.)  verurteilt  worden  sind  und 
deren  Unterbringung  in  eine  Zwaugsarbeit»- 
anstalt  im  Urteil  für  zidässig  erklärt  ist, 
sind,  sofern  sie  das  18.  Lebensjahr  noch 
nicht  vollendet  haben,  in  besondere  Zwange- 
arbeits-  und  Besserungsanstalten  auf  höch- 
stens zwei  Jahre  unterzubringen  (G.  v.  10. 
Mai  1873  wider  Arbeitsscheue  und  Land- 
streicher g  13 ;  G.  V.  24.  Mm  1885  betr.  die 
Zwangsarbeits-  und  Besserungsanstalten). 
Nach  dem  letzteren  Gesetz  liaben  die  ein- 
zelnen Ijänder  die  Zwangsarbeits-  und  Besse- 
rungsanstalten zu  errichten.  Der  Staat  hat 
•  nach  Massgabe  der  Notwendigkeit  und 
Zweckmässigkeit«  einen  Beitrag  zu  den 
Kosten  zu  leisten. 

4.  Frankreich.  In  Frankreich  ist  die 
Zulässigkeit  der  Strafverfolgung  nicht  von 
einem  bestimmten  Alter  des  Thfiters  ab- 
hSngig  gemacht.  Personen  unter  16  Jahren 
sind  aber   freizusprechen,    wenn   sie  ohne 
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Unterscheidiingavenot^n  {saDS  disoeroe- 
ment)  gehandät  haben  ^Code  pfenal  Art  66), 
Sie  siod  dana  entweder  ihren  Eltero  zurQck- 
zugel}en  oder  zur  Zwangserziehung  auf  eine 
Tom  Richter  zu  bestimmende  Zeit  in  einer 
Colonie  pönitentiaire  unterzubringen.  Die 
Entlaesuag  hat  späteBtens  mit  vollendetem 
20.  Jahre  zn  erfolgea  {G.  v.  5.  August  1850). 
Denselben  Anstalten  werden  jugendliche 
Pereoaen  Oberwiesen,  die  zu  mehr  als  sechs- 
mouatlichor,  aber  weniger  als  zweijähriger 
Gefängnisstrafe  yerurteilt  sind.  Die  zu 
längerer  Freiheitsetrafa  verurteiltea  sowie 
die  unbotmSssigen  Zöglinge  der  colonieB 
pönitentiaires  werden  in  die  coloniee  cor- 
rectionelles  verbracht.  —  Kinder  unter  16 
Jahren,  welche  Grund  zu  grosser  Unzufrieden- 
heit geben,  sind  auf  Antiag  des  Taters  auf 
höchstens  einen  Monat  ia  eine  Besserungs- 
anatait  zu  verweisen.  Kinder  ober  16  Jahre 
töunen  unter  der  angegebenen  Vonius- 
setzuDg  auf  Antrag  des  Vatets  durch  den 
Präsidenten  des  Gerichts  auf  höchstens  sechs 
Monate  dahin  verwiesen  werden  (Code  civil 
Art  375ff.).  —  Das  G.  v.  24.  Juli  1889  hat 
sodann  die  ¥Si\e  bestimmt,  in  welchen  den 
Eltern  die  elterliche  Gewalt  über  ihre  Kinder 
zu  entziehen  ist.  Der  Verlust  der  elter- 
lichen Gewalt  muss  ausgesprochen  werden, 
weun  der  Inhaber  wegen  bestimmter  Delikte 
verurteilt  wird  (Verführung  des  Kindes  zur 
Prostitution,  Verbreclien  gegen  die  Person 
des  Kindes,  zweimalige  Verurteilung  wegen 
Verführung  minderjähriger  Pereonen  zur 
Prostitution  etc.),  und  sie  k  a  n  n  ausgesprochen 
werden,  wenn  der  Inhaber  zur  Zwangsarbeit 
oder  zweimal  wegen  Landstreicherei,  Aus^ 
Setzung  etc.  oder  wenn  er  wegen  gewohn- 
heitamfissiger  Verleitung  zur  Ausschweifung 
oder  Verletzung  des  Gesetzes  gegen  die 
Trunksucht  verurteilt  wird,  femer  wenn  das 
Kind  strafbare  Handlun^n  begangen  hat, 
aber  wegen  mangelnder  Einsicht  der  Zwangs- 
erziehung überwiesen  wird,  endlich  wenn 
die  Gesundheit,  Sicherheit,  Sittlichkeit  des 
Kindes  durch  Trunksucht,  schlechten  Lebens- 
wandel oder  schlechte  Behandlung  gefährdet 
werden.  Wird  die  Vormundschaft  Ober  ein 
solches  Kind  von  einer  geeigneten  Person 
nicht  freiwillig  übernommen,  so  ist  sie  der 
öffentiichen  Armenpflege  zu  überfra^n. 
Die  Kinder  unter  16  Jahren  sind  einer 
Familie  oder  einer  Öffentlichen  oder  Privat- 
anstalt zur  Erziehung  zu  flbei^ben.  Sie 
stehen  unter  Aufsicht  des  Präfekten.  Durch 
Beschluss  des  Gencralrats  können  die  nach 
diesem  Gesetz  der  Zwangserziehung  Ober- 
gebenen  Kinder  den  enfants  assistes  (s.  Bd.  I 
S.  112,'))  gleichgestellt  werden.  Die  Kosten 
werden  dann  in  derselben  Weise  wie  die 
der  enfants  assisti'-s  von  dem  Departement, 
dem  Staat  und  den  Gemeinden  getragen 
(B.  a.  a.  0.). 


Eine  Ergfinznne  haben  diese  Bestim- 
mungen in  dem  G-  v.  19.  April  1898  er- 
halten. Findet  ein  Strafverfahren  wegen 
eines  Vergehens  oder  Verbrechens  statt,  das 
von  einem  Kinde  oder  an  einem  Kinde  be- 
gangen worden  ist,  so  kann  der  Unter- 
aucfiungsrichter  fdr  die  Dauer  des  Vei^ 
fahrens  die  Soi^  für  die  Person  des  Kindes 
(la  garde  de  l'enfant)  den  Eltern  oder  dem 
Vormunde  entziehen.  Das  Kind  wird  dann 
in  eine  geeignete  Familie  oder  Anstalt  ge- 
bracht oder  der  öffentlichen  ArmenpO^e 
übergeben.  Auf  Beschwerde  entscheidet  das 
Gericht.  Nach  Beendigung  des  Verfahrens 
kann  das  Gericht  dann  auch  auf  die  Dauer 
eine  solche  Massr^el  anordnen  (ÄrtL  4,  5). 

S.  Italien.  In  Italien  findet  nach  dem 
Sb-.Q.B.  V.  30.  Juni  1889  Art  53  keine 
Strafverfolgung  gegen  Kinder  statt,  die  vor 
vollendetem  9.  Jahre  eine  stmfbare  Hand- 
lung begehen.  Ist  aber  die  strafbare  Hand- 
lung_  mit  Zuchthaus  oder  Gefängnis  auf 
wenigstens  einen  Uooat  bedroht,  dann  kann 
der  Präsident  des  Givilgerichts  auf  Antrag 
des  Staatsanwalts  für  das  Kind  Zwangs- 
erziehung in  einer  Besserungsanstalt  (höch- 
stens bis  zur  Volljährigkeit)  anordnen  oder 
das  Kind  den  Eltern  überweisen  unter  An- 
drohung einer  Geldstrafe  bis  zu  2000  Lire 
gegen  letztere  für  den  Fall,  dass  das  Kind 
während  seiner  Minderjährigkeit  unter  Ver- 
schuldung der  Eltern  ein  Vei^hen  verübt 
Begehen  Kinder  nach  vollendetem  9,  und 
vor  vollendetem  14  Jahre  eine  strafbare 
Handlung,  so  sind  sie  freizusprechen,  wenn 
sie  ohne  Einsicht  der  StrafbarBeit  gebandelt 
haben.  Es  können  dann  aber  die  soeben 
erwähnten  Anordnungen  auch  für  sie  ge- 
troffen werden.  Haben  sie  da^^en  mit 
Einsicht  gehandelt  und  werden  sie  zn  einer 
Freiheitsstrafe  verurteüt,  so  ist  letztere  in 
einem  Zwangsarbeitahaus  zu  verbüssen.  Die 
Verbüssung  der  Freiheitsstrafe  in  einer 
solchen  Anstalt  kann  auch  für  jugendliche 
Verbrecher  angeordnet  werden,  die  nach 
vollendetem  14.  und  vor  vollendetem  18.  Jahre 
eine  strafbare  Handlung  begehen  (Arl  54. 
55).  Diese  Bestimmungen  finden  aber  ihre 
Ergänzung  durch  das  Gesetz  über  die  öffent- 
liche Sicherheit  vom  23.  Dezember  1888. 
Hiemach  kann  durch  den  Präsidenten  des 
Gerichts  die  staatlich  Überwachte  Erziehung 
oder  die  Zwangeerziehung  auch  angeordnet 
werden  über  ju^odüche  Personen,  die  das 
18.  Jahr  aoch  nicht  vollendet  haben,  wenn 
sie  arbeitsscheu  oder  Landstreicher  sind  oder 
gewohnheilsmässig  dem  Bette!  oder  der 
Prostitution  obliegen  oder  wenn  sie  im 
Sinne  des  Gesetzes  für  übel  beleumundet 
(diffamati)  erklärt  sind.  Bei  staatlich  über^ 
Wächter  Erziehung  werden  sie  den  Eltern 
oder  dem  Vormund  zurückgegeben  unter 
Androhung  einer  Strafe   bis  zu  lUÜO  Lire 
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für  <leD  Fall,  dsES  die  Eltern  etc.  nicht  für 
die  Erziehung  soi^n  oder  das  Verhalfen 
der  jugendUchen  Pei^onen  nicht  genilgead 
überwachen.  Wird  ZwaagBerziehuug  ange- 
ordnet, ao  wird  die  beireffende  Person  einer 
geeigneten  Familie  oder  einer  Besserungs- 
anstalt  flbei^ben,  um  dort  so  lange  zu  ver- 
bleiben,  bie  sie  ein  Handwerk,  eine  Eunst 
oder  Bonst  einen  Benif  gelernt  bat.  Mit 
der  Mündigkeit  hört  jedoch  in  allen  Fallen 
die  ZwangserüiehuDg  auf.  Zu  den  Kosten 
haben  die  Eltern  in  einem  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  zu  bestimmenden  VerhillniBSe 
beizutragen  {Ärtt.  113—116). 

LitterfttDr ;  FOhrtnn,  DU  ZrcaitgicnUhüng  un 
die  Btttrafung  Jugaidlieker,  n»  Handbufh  di 
(Irfängnifaetent  (hermagegebt»  von  v.  Eoltiei 
dorff'  «lurf  V.  Jogemann  IS8S),  Bd.  II  S.  279  bia 
S!7mit  reiehhalliga)  LUieralurangrüitn,  —  Der- 
Belbe,  GeiiUgebung  dti  Deuürhen  Stiehl  «nd 
der  dciiUchen  EijizeUtaaien  bttr,  Zincmgacnithung 
1890  (Zusammemleüung  der  Oetetie).  —  Aach- 
tv>((,  BehatidlMng  der  vervrakrtoHen  und  ver 
brec/ierüchen  Jugend  und  VortcAläge  zur  Se 
fiirm,  1S9S.  —  AppeUua,  Die  Behandlung 
jugendlKher  Verirrecker  und  verwakrlailer  JCinder 
ISOi.  —  VerhantUungen  der  dritten  Landetver- 
»aiamliing  der  Inlemativnalen  Kriminalütiirhen 
Vereinigung,  in  Zeiüehr^  fiir  die  gea.  Struf- 
Ttchlncieteniehaft,  Bd.  XIII  (1393),  S.  741  bu 
8U9.  —  Berger,  jHgf:nd»ehtdi  und  Jugend- 
beMtrang  Bd.  I  lSä7  fviemg  brauchbare  JfaM- 
rialieiuanmivng).  —  Loening,  Die  Zasangt- 
eriiehvng  Minderjähriger  nach  den  deuUchen 
Reieke-  und  LandetgeteUen,  in  Jahrb.  /.  Nai.  u. 
Star.,  3.  F.,  Bd.  XXII  (1901)  S.  1—S6  (ata 
/ührlielie  Dartteltang  der  Bettimmwiigeit  tämt 
licher  de»l*cher  Qeielie),  —  Die  Kommentare  n 
dem  Preutaitchen  Geieti  über  FürtoTgeeTziekung 
ron  Schmitt  (S.  Aufi.  1901),  NOUe  fi.  Avfl.  1901) 
und  Atehrott  (1901).  —  T.  C.  Wtttee,  The  ttate 
o/  priaon»  and  of  ehild  lamng  imtituiione  of  the 
Hrilized  World  (Cambridge  Ma4i.  ISSOt  p.  713  tq. 
—  Tallaeh,  Penologicai  and  pret-entive  prin- 
riplee  (1SS7)  p.  S15  »y.,  p.  3i9ff.  —  Oroavenor 
in  Journal  o/  the  Slotiitieai  Society  LH, 
(1890)  p.  377—413.  —  RoaaBareth  ebd.  LXIII 
(1900)  S.  lS3—g71.  —  Aachrott,  Str^fiyetem 
II.  Qeßngniieaen  in  England  (1S87)  S.  106  bie 
118.  —  TOnnlts  in  ZeiUehr.  f.  get.  Strufrechitw. 
Bd.  XIII,  S.  8H  ff.  —  Lern,  Zvnmgeertielnmg  in 
England  (tS94).  —  Jf-dicial  Slatittic» ,  Eng- 
land and  Walei  1S9S—1S9S  (1893—1900).  — 
J^allemand,  Hietaire  dei  ei^fanU  abandonnit 
et  dclaÜKt  (ISS5J.  —  Jtaux,  2foa  jeune»  dilenue. 
Etndt  tur  l'enfiinee  eaupabte  (1890). 

Eänar  LoeMtng. 


Zwangs-  nad  Baureclite. 

1.  Begriff,  Weeen,  Entatehnng,  UebelstAude- 
S.  Die  Bitnnmeile.  3.  Die  Aetügewerbeberecb- 
tignngen.    4.  Die  Anffaebosg  der  Z.  u.  B. 


1.  Be^ff,  Wesen,  Bnt£tefaiiii|>,  Uebel- 
fltände.  Die  Bannrechte  waren  jene  Vor- 
schriften, vermitteUt  deren  alle  Einwohner 
eines  Distrikts  oder  ein  Teii  derselben  ge- 
zwungen waren,  sich  bei  der  Befriedigung 
ihres  Bedarfs  an  gewisse  Stätten  oder  Per- 
sonen zu  halten.  Mochte  es  sich  um  die 
Entnahme  fertiger  Waren  oder  um  die  In- 
anspruchnahme von  Leistungen  handeln  — 
immer  war  man  verpflichtet,  an  einer  be- 
stimmten Stelle  einzukaufen  oder  arbeiten 
zu  lassen.  Die  Bannrechte  wendeti  sich 
also  an  den  Konsumenten.  Sie  beschränken 
dessen  freie  Wahl.  Im  Gegensätze  zu  ihnen 
Stehen,  obwohl  gleichfalls  unter  die  Kategorie 
der  Üewerbebeschrinkungen  fallend,  die  aua- 
sciüiessliciieoGe  werbeberechtignngen 
oder  -gerechtigkeiten,  die  den  Produ- 
zenten treffen,  der  nicht  privilegiert  ist. 

Vorzugsweise  waren  ursprünglich  die 
Qxundherren  die  Inhaber  derartiger  Zwangs- 
und Bannrechte,  jedoch  auch  Klöster,  Ge- 
meinden, Korporationen.  Als  Zwangsreohte 
sind  sie  zu  bezeichnen,  da  das  allgemeine 
preussische  Landrecht  (Teil  i,  Titel  XXII) 
die  Zwangsgerechtigkeit  dahin  erklärt,  dass 
sie  die  Befugnis  sei,  »andere  im  Ocbrauche 
ihrer  Freiheit  zu  bandeln  zum  Vorteil  der 
Berechtigten  zu  beschränken«.  Insofern  nun 
diese  Befugnis  den  Berechtigten  gegen  alle 
Einwohner  eines  gewissen  Bezu-ks  oder 
gegen  gewisse  Klassen  derselben  zusteht, 
heisst  sie  ein  >Bannrecht<. 

In  der  Hauptsache  hatten  sich  diese 
Rechte  entwickelt  bei  der  Müllerei,  der 
Bierbrauerei,  der  Branntweinbrennerei.  In- 
des gab  es  auch  einen  Färberei-,  Backofen-, 
Kelter-,  Abdeckerei-,  Schmiede-  und  Schank- 
zwang.  Ja  Mascher  (S.  325)  berichtet 
sogar  von  einem  Saueren gurkenzwang  aus 
Torgau,  worunter  das  den  Seilern  daselbst 
zustehende  monopolistische  Recht  des  Han- 
dels mit  saueren  Gurken  zu  verstehen  war. 
Nach  dem  ailgemeinen  preussischen  Land- 
recht  bestand  die  Braugerechtigkeit  in  der 
Befugnis,  Bier  zum  Verteiife  zu  verferligen, 
die  Schankgerechtigkeit  im  Recht,  Getränke 
zu  verkaufen,  der  Krugvorlag  in  der  Berech- 
tigung, eine  gewisse  Schankstätte  mit  Ge- 
tränk zu  versorgen.  Soweit  waren  sie  also 
eigenüich  gar  nicht  Zwangsrechte.  Sie 
wurden  es  erst,  wenn  derjenige,  dem  in 
einem  Bezirk  (ulein  die  Braugerechtigkeit 
zukam,  anderen  das  Brauen  daselbst  verbieten 
und  die  Einfuhr  ausserhalb  gebrauten  Biers 
untersagen  konnte.  Oder  wenn  der  Krug- 
verlag die  Befugnis  einschloss,  dem  Inhaber 
der  Schankstätte  zu  verbieten,  daa  auszu- 
schenkende GetiäiJc  von  einer  anderen  Stelle 
zu  beziehen. 

Alle  diese  Zwangs-  und  Bannrechte  lassen 
sich  doch  wohl  einerseits  zurückführen  auf 
das  herrschaftliche  Hecht,  den  grundhörigen 
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Hufen  die  Bedingungen  ihrer  FroduktioD 
sowie  die  Art  und  Weise  der  AbleistuDg 
ihrer  Pflichten  vorzuschreiben.  AUes  waa 
ein  Grundherr  anordnete  oder  durch  Gewalt 
behauptete,  war  eben  Recht,  indem  die- 
jenigen, die  ibni  unterworfen  waren,  nicht 
anders  konnten,  als  auch  in  dieser  Beäehung 
ihm  zu  gehorchen.  Audererseite  aber  machte 
9Lch  geltend,  dass  gerade  die  Grundherrschaft 
es  war,  die  für  ihre  eigene  Wirtschaft  ge- 
werbliche Anlagen  schuf,  deren  bauliche 
Kosten  nicht  unbeträchtliche  waren.  Da 
tag  es  dann  nahe,  anderen  die  Kitbenutzung 
nicht  Dur  zu  erlauben,  sondern  sie  im  Hin- 1 
blicic  auf  grössere  Einträglichkeit  der  Unter- 
nehmung obligatorisch  zumachen.  Mühlen, 
Backhäuser,  Brauhäuser,  Oeistampten,  Wein- 
kdter  sind  an  vielen  Orten  in  der  That  von 
den  Orundherrschaften  erbaut  oder  hei^- 
richtetworden.  Von  den  Stadtherren  erwarben 
später  die  Städte  dieselben  Bannrechte  oder 
brachten  solche  auch  wohl  im  Gegensatz 
zu  den  von  diesen  geübten  Rechten  zur 
Geltung,  Die  Stadt  sorgte  ebenfalls  für  ge- 
werbliche Anlagen  im  Interesse  ihrer  An- 
gehörigen. Mühlen,  Walkereien,  Backöfen, 
Schlachthäuser  werden  häufiger.  Schleif-, 
Säge-  und  Pulvermühlen,  Ziegeleien  gelegent- 
lich erwähnt,  deren  Benutzung  durch  alle 
Interessenten  sich  zunächst  von  selbst  vei- 
standen  haben  mochte,  später  erzwungen 
wurde. 

Sicher  hatte  die  Gesamtheit  ein  lebhaftes 
Interesse  daran,  dass  derartige  Anstalten 
geschaffen  wurden,  die  wegen  des  Risikos 
in  ihrem  Betriebe  oder  wegen  der  Kost- 
spieligkeit der  Mittel  von  Privatpersonen 
sonst  nicht  in  gleicher  Vollkommenheit  oder 
Grösse  hergestält  worden  wären.  Man  kann 
somit  ihre  häufigere  Begründung  ganz  gut 
als  ein  Zeichen  der  beginnenden  Wohlfahrts- 
politik der  Grund herrschaften  ansehen.  Aber 
man  vergesse  nicht,  dass  es  sich  um  mono- 
pohBtische  Gewerbsbefugnisse  handelt,  daas 
die  Gnmdherrschaft  die  Anstalten  zunächst 
im  Hinblick  auf  ihre  eigene  Bequemlichkeit 
schuf  und  Opfer  dabei  nicht  brachte.  So 
musste  denn  ungeachtet  der  guten  uraprUng- 
hchen  Absicht  und  trotz  der  Vorteile,  die 
das  Aufkommen  gewisser  Gewerbsverrich- 
tuogen  für  einzelne  und  die  Gesamtheit 
hatte,  doch  ihr  Gnindfehler  allmählich  zum 
Vorschein  kommen.  Dieser  lag  nicht  nur 
in  der  Beschränkung  der  natürlichen  Frei- 
heit, sondern  darin,  dass  der  fortschreiten- 
den Entwickelung  des  gewerbhchen  Bedarfs 
nicht  Rechnung  getragen  werden  konnte. 
Nahm  die  Bevölkerung  dos  Distrikts  zu, 
stieg  die  Nachfrage  nach  Produkten  oder 
Ijeistnngen,  so  reichten  die  Anstalten,  deren 
Benutzung  erzwungen  wurde,  nicht  mehr 
aus.  Neue  aber  kamen  nicht  hinzu,  weil 
damit  ja  die  Einträglichkeit  der  älteren  ge- 


litten hUte.  Die  ursprüngliche  Annehm- 
lichkeit, sich  der  bei  ihrer  Entetehung  auch. 
vielleicht  technisch  höchst  vollkommen  ein- 
gerichteten Anlagen  in  der  Nähe  bedienen 
zu  können,  verwandelte  sich  in  den  bitteren 
Zwang,  mit  unzureichender,  schlechter  und 
doch  verhältnismässig  teurer  Befriedigung 
von  BedflrfniBsen  vorlieb  nehmen  zu  müssen. 
Mau  hätte  vollständiger  und  wirtschaftlicher 
befriedigt  werden  können,  wenn  nicht  das 
Bannrecht  die  freie  Mit  Werbung  ausge- 
schlossen haben  würde. 

Im  Herzogtume  Preiiasen  beispielsweise, 
wo  bezüglich  der  Doraänenämter  die  Ämts- 
artikel von  1642  den  Mühlenzwang  aus- 
sprachen, wurde  im  Jahre  1731  ein  neues 
Reglement  erlassen.  Laut  demselben  wiir- 
den  alle,  die  ihre  Mühlengerechtigkeit  nicht 
nachweisen  konnten,  an  irgend  eine  vor- 
handene Mühle  als  ZwangsmahlgSate  ver- 
schrieben. Nur  dann,  wenn  die  Mühle  nicht 
binnen  36  Stunden  das  Mehl  liefern  konnte. 
war  man  berechtigt,  eine  fremde  Mühle  auf- 
zusuchen. Es  bewegte  sich  auf  derselben 
Linie  einer  beabsichtigten  Erleichterung  für 
die  Verpflichteten,  wenn  durch  das  Patent 
vom  13.  März  1736  die  Müller  angewiesen 
wurden,  für  Mahlgäsle,  die  nicht  über  zwei 
Tage  warten  konnten,  Mehl  zum  Verkaufe 
zu  halten.  Trotz  dledem  wurde  der  Mühlen- 
zwang  gerade  von  kleinen  Leuten  als  sehr 
drückend  empfunden.  Sie  mnssten  mit 
ihren  gerin^n  Vorräten  tagelang  warten, 
und  falls  sie  nach  Ablauf  der  bestimmten 
Zeit  einen  Erlaubnisschein  zur  Benutzung 
einer  anderen  Mühle  erhielten,  waren  eben 
doch  Tage  versäumt  worden. 

Es  ist  höchst  bezeichnend,  wenn  am  19. 
Juli  1802  auf  dem  Amte  Heinrichswalde  in 
Litauen  die  Eigeokätner  zweier  Dorfschaften 
sich  beschweren  mussten,  dass  ihnen  [auf 
geschärften  Befehl  der  Kriegs-  und  Do- 
mänenkammer in  Gumbinnen  ihre  Quirdela 
(Handmühlen)  abgenommen  seien.  Sid 
wären  daher  in  Verlegenheit,  da  die  Mühle, 
zu  der  sie  gehörten,  sich  ausser  stände  be- 
fände, ihr  Mehl  gut  zu  befördern.  Auch 
drückte  der  Müller  sie  durch  die  Fordenmg, 
dass  sie  ihm  das  anschlagsmfissige  Mahl- 
geld bezalilen  sollten,  wenn  sie  gleich  wenig 
oder  gar  nichte  hätten  vermählen  lassen. 

Dazu  gesellt  sicli  das  weitere  Bedenken, 
dass  der  Urheber  eines  bannbereclitigteu  ge- 
werblichen Unternehmens  weniger  Soi^alt  zu 
zeigen  vereucht  wird  als  ein  andererOewerbe- 
treibender.  Er  ist  eben  seiner  Kimdschaft 
sicher,  während  jener  eine  solche  diuYth  die 
Güte  seiner  Leistungen  sich  erst  erringen 
muss  und  dann  darauf  Obacht  zu  nehmen 
hat,  dass  er  sie  nicht  wieder  einbflsst  Ganz 
treffend  fasst  daher  Rau  die  nachtcüigea 
Wirkungen  der  Bannrechte  folgendermassen 
zusammen.      1.  Sie  verleiten  die   Besitzer 
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des  Rechts,  ihr  Gewerbe  sorglos  und  mangel- 
hi^  zu  betreiben ;  2.  sie  lassen  andere  Unter- 
nehmuugea  nicht  zu  stände  kommen;  3.  sie 
zwingen  die  Abnehmer,  schlechte  oder  teuere 
Waren  zu  kaufen  oder  sich  Oberhaupt  eine 
minder  gute  und  veispStete  Bedienung  ge- 
fallen zu  lassen,  auch  sich  öfters  aus  einer 
lästigen  Entfernung  zu  versorgen.  Was  die 
Oesetzgebung  etwa  zum  Schutz  der  Bann- 
Pflichtigen  vorsah,  war  ungenflgend.  Taxen 
fflr  die  Dienste,  die  man  in  Anspruch  nehmen 
sollte,  sicherten  nicht  vor  Ueberteuening,  da 
man  ja  die  Beschaffenheit  derselben  oder 
der  Arbeiter  nicht  genau  vorzusehreiben  im- 
stande war.  Und  wenn  der  Bann  berechtigte 
ziir  Schadlushaltung  des  Verpflichteten,  der 
durch  seine  Schuld  Verhist  erlitt,  aushalten 
werden  konnte  oder  Aufhebung  seiner  Be- 
rechtigungen ihm  drohte,  falls  der  "Ver- 
pflichtete Ober  die  Ijeistungen  sich  be- 
schwerte, so  blieben  derartige  Klagen  doch 
immer  eine  lästige,  nicht  allemaL  Erfolg 
versprechende  Angelegenheit  für  den,  der 
sie  anbringen  sollte.  Selbst  wenn  man  zu- 
zugeben geneigt  ist,  dass  den  Baunrecbten 
der  volkswirtschaftliche  Qedanke  einer  im 
öffentlichen  Interesse  liegenden  Regelung 
der  Beziehungen  von  Angebot  und  Nach- 
frage zu  Grunde  liegt,  was  mir  noch  nicht 
bewiesen  zu  eein  scheint,  so  muss  man  immer 
sagen,  dass  unter  vorgeschrittenen  und  ent- 
wickelteren Verhältnissen  die  Durchführung 
einer  derartigen  Regelung  in  dieser  Weise 
nicht  mehr  denkbar  ist.  So  wenig  es  möglich 
ist,  das  Eonzessionssystem  zur  Zufriedenheit 
der  Konsumenten  nach  Massgabe  des  jewei- 
ligen Bedürfnisses  funktionieren  zu  lassen, 
da  man  die  Grenzen  des  letzteren  eben  nicht 
mit  annähernder  Sicherheit  zu  berechnen 
vermag,  so  ist  es  auch  nicht  durchfUhrbar, 
die  Zahl  der  dem  Publikum  dienen  sollen- 
den bann  berechtigten  Anstalten  jeweilig  zu 
vermehren  oder  den  Betrieb  der  vorhandenen 
entsprechend  zu  erweitern.  Das  Interesse 
der  Beredttigten  wird  da  immer  dem  Inte- 
resse der  Gesamtheit  entgegen  sein  und 
sich  damit  tröslen,  dass  dem  Wechsel  und 
Umschwung  im  Bedarf  des  konsumierenden 
Publikums  ^nau  zu  folgen  die  grössten 
Schwierigkeiten  verursacht.  Schon  Benedict 
meinte  daher  zutreffend,  dass  diese  Privi- 
legien gegen  die  Lehren  der  Staatswissen- 
sdiaften  verstiessen  —  auch  insofern  als 
ungeachtet  der  grossen  Vorteile,  welche  die 
Berechtigten  geniessen,  doch  der  Gegenstand 
nicht  so  vollständig  verwertet  werde,  als  er 
bei  freier  Verfügung  des  Eigentümers  ver- 
werfet werden  könnte.  Und  man  muss 
Miller  zustimmen,  wenn  er  von  den  Bann- 
rechten sagt:  von  dem  Augenblicke  an,  wo 
die  Bevölkerung  in  progressivem  Wachstum 
begriffen  ist,  wirken  sie  schädlich  und  wer- 
den mindestens  überflüssig.    Sie  unterbinden 


die  Adern  des  Verkehrs,  verhindern  das 
Emporkommen  der  Gewerbe,  verteuern  die 
notwendigsten  Lebensbedürfnisee  und  geben 
den  Privileg ninhabem  die  Macht,  trotz  der 
hohen  Preise  schlechte  Waren  oder  Leis- 
tungen zu  verkaufen. 

2.  Die  Bannmeile.  Im  engsten  Zu- 
sammenhange mit  den  Bannrechten  steht 
die  Einrichtung  der  Bannmeile.  Sie  ist  wie 
jene  aus  einer  gnindberrlichen  Wurzel  hervor- 
gegangen und  stützt  sich  verfassungsrecht^ 
hch  auf  den  Burgbann.  Sie  bestand  in 
dem  Recht  städtischer  Handwerker,  auf  dem 
platten  Lande  innerhalb  eines  gewissen  Um- 
kreises um  die  Stadt  Gewerbetreibende,  die 
darauf  rechneten,  den  Absatz  ihrer  Produkte 
oder  Leistungen  in  der  Sladt  zu  finden, 
nicht  dulden  zu  müssen.  Früh  zeigt  sich 
dieses  Privileg.  Bereits  der  Saclisenspiegel 
(in  der  Weiskeschen  Ausgabe  III.  Bd.  Art. 
66  §  1)  bestimmt  in  den  Worten  »man  en 
müz  cheinen  markt  bilwen  deme  andern 
einer  mile  näh«  die  Nähe,  in  der  Infarkte  zu 
einander  sein  sollen.  Und  die  Glosse  sagt: 
Habent  sioguli  cives  fundatum  de  jure  hoc 
Privilegium  ne  infra  miliare  circum  circa 
nabeantur  vinum  seu  eerevisiae  alienae 
venalis  et  ne  fiant  brasia  et  aliae  decocti 
hujusin.  In  den  Stadtrechten  fängt  dann 
die  Bannmeile  seit  dem  13.  Jahrhundert  an 
ihren  Eiüzug  zu  halten.  Löwenberg  ver- 
fügt 1217,  dass  innerhalb  einer  Meile  kein 
Branntweinschank  stattfinden  noch  ii^end 
ein  Handwerk  ausgeübt  werden  solle.  Der 
Verkauf  von  Getränken  insbesondere  wird 
durch  diese  Bannmeilen  den  Städten  vorbe- 
halten. Titippau  duldete  um  1224  keine 
Krilge  in  seiner  Umgebung.  Ems  verlangte 
1244,  dass  die  Schankwirte  ihr  Gewerbe 
nach  altem  Brauche  nur  in  der  Stadt  aus- 
üben. Alteiiburg  erlaubte  um  1250  nur 
an  gewissen  namhaft  gemachten  Orten,  die 
wohl  Getränke,  aber  kein  Bier  brauten,  die 
Errichtung  von  Schankstätlen.  Sonst  war 
dieselbe  im  Umkreise  einer  Meile  untersagt. 
Das  Brauen  ausserhalb  der  Stadt  war  in 
Brieg  1250,  in  Eisenach  1283  ebenso  ver- 
Iwten.  In  Weissensee  durfte  1265  auf  den 
Dörfern  innerhalb  einer  Meile  nur  dann 
eine  Schenke  gebalten  und  fremdes  Bier 
verkauft  werden,  wenn  ein  besonderes  Pri- 
vileg die  Berechtigung  dazu  erkannt  hatte. 
Bei  anderen  Städten  findet  sich  ein  ausge- 
dehnteres Meilen  recht,  das  sich  auf  den 
Betrieb  verschiedener  Gewerbe  bezog.  So 
erhielt  Guben  von  dem  Markgrafen  Heinrich 
das  Recht,  innerhalb  der  Meile  keinen 
Kretscham  und  ausserhalb  der  Planken 
der  Stadt  keine  Häuser  zu  dulden,  in  denen 
Malz  bereitet  oder  Verkauf  von  Gewändern, 
Schuhen  und  anderen  Waren  getrieben 
wurde.  Auch  Freiberg  war  eingeräumt 
worden,  innerhalb   der  Meile  nicht  backen 
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noch  brauen  zu  lassen,  soodera  dergleichen 
Gegenstände  von  der  Stadt  aus  zu  versen- 
den. Trachenbei^  a.  d.  Bartsch  litt  1253 
keine  Schankwirte,  Schmiede,  Schuster,  Tuch- 
und  Sleischverkftufer  und  Gewerbetreibende 
aller  Art  in  seiner  Bannmeile.  Ebenso  Leob- 
sehölz  1270,  Schwoidnitz  1285  und  1288. 
Auch  hier  wird  versprochen,  die  bereits 
ansässigen  Handwerker  zu  vertreiben  und 
die  bestehenden  Schankstätten  abzubrechen. 
Die  Grösse  der  Bannmeile  war  dabei 
sehr  verschieden  angesetzt.  Chemnitz  er- 
hielt 1357  z.  B.  das  Privüegiiim,  dass  eii 
zehnmeiliger  Rimdbezirk  nur  in  Chemnitz 
bleichen,  auch  weder  roher  riache  noch  Garn 
Hnd  ungebleichtes  Leinen  aiisgetührt  werden 
durfte.  Die  sächsische  Landesordnung  von 
1482  läast  schon  Vi  Meile  jenseits  der 
stadtischen  Weichbilder  gar  kein  Handwerk 
zu,  ausser  bei  nachw^eisbaren  Privilegien 
eines  Dorfes;  in  grösserer  Entfernung 
nur  Schmiede  und  Leineweber.  In  Däne- 
mark d^egen  wurde  l')22  die  Bannmeile 
für  Schuster  und  Schneider  auf  2  Meilen 
rings  um  die  Städte  angesetzt.  In  Lübeck 
wurde  die  Bannmeile  niemals  durch  einen 
bestimmten  Ausspruch  allgemein  feetgestellt, 
sondern  nur  im   einzelnen   mehrere  Verfü- 

fungen  erlassen,  die  freilich  nach  einander 
ie  Bannmeile  immer  mehr  ausdehnten. 
Die  Kannengiesser  z.  B.  begnfl^n  sich  1421 
noch  damit,  dass  niemand  innerhalb  der 
Landwehr,  d.  h.  innerhalb  des  die  Stadt  zu- 
nächst umgebenden  vom  sogenannten  Land- 
graben eingeschlossenen  Gebiete,  Kannen 
und  Fässer  machen  dürte.  Aber  im  Jahre 
1653  verlangten  die  Aemter,  dass  kein  Hand- 
werker, der  ihnen  nicht  angehöre,  innerhalb 
zweier  Meilen  um  die  Stodt  wobne.  In 
einem  Dekrete  von  1756  wurde  diese  Aus- 
dehnung der  Bannmeile  genehmigt,  aber 
1804  gelegentlich  eines  Streites  zwischen 
Stuhlmachern  und  Krämern  die  Bannmeile 
auf  eine  Entfernung  von  8  Meilen  gebracht. 
Volkswirtschaftlich  hatte  die  ganze  Ein- 
richtung den  Charakter  einer  indirekten 
Preisregidiemng.  Auf  diese  Weise  war  die 
Möglichkeit  abgeschnitten,  durch  gelegent- 
liche Zufuhren  bei  irgend  einer  Ware  das 
Angebot  besonders  zu  vei^rössern,  die  Preise 
iDussten  daher  innerhalb  der  Stadt  weniger 
schwankend  sein.  Kein  städtischer  Hand- 
werker sah  sich  gemüssigt,  von  den  ge- 
wohnten Preisen  abzugehen,  weil  die  Kon- 
kurrenz ihn  nicht  dazu  drängte.  In  einem 
gewissen  Zusammenhange  stand  die  Bann- 
meile auch  mit  dem  Zunftzwange.  Nicht 
nur,  dass  über  die  ausserhalb  der  Stadt 
Wohnenden  die  Beaufsichtigung  nicht  mit 
dem  richtigen  Nachdruck  vollzogen  werden 
konnte,  entband  der  Aufenthalt  auf  dem 
Litnde  sie  auch  von  der  Teilnahme  an  den 
städtischen  und  zünftlerischen  Lasten. 


Mochte  die  Bannmeile  in  einer  Zeit  noch 
dünner  Bevölkerung,  als  es  wünschenswert 
schien,  an  einigen  städtischen  Mittelpunkten 
das  gewerbliche  Leben  zu  grösserer  Ent- 
faltunj^  zu  bringen,  durchaus  gerechtfertigt 
erscheinen;  mochten,  wie  Boscher  sagt,  m 
einer  raub-  und  fehdelustigen  Zeit  gewerb- 
liche Kapifahen  am  sichersten  hinter  städ- 
tischen Mauern  geborgen  sein  —  in  ihrer 
weiteren  Entwickelung,  indem  der  I^ismus 
städtischer  Handwerker  danach  strebte,  Ge- 
werbetreibende auf  dem  Lande  ftberbaupt 
gar  nicht  oder  nur  in  beschränkter  Zahl  zu 
dulden,  wurde  sie  lästig  und  verhängnisvdl. 
Bereits  zu  Anfang  des  15,  Jahrhunderts  tritt 
dieses  Streben  die  Konkurren»  einzuengen, 
ganz  unverhÜOt  auf,  und  so  weit  ging  man, 
dass  Knechte,  die  auf  Dörfern  oder  im 
Bannkreise  gewerblich  thätig  gewesen  waren, 
jede  Hoffnung  auf  eine  Bescmftigung  beim 
städtischen  Meister  verloren,  ja  überhaupt 
in  der  Stadt  nicht  selbatändie;  werden  konnten. 
So  beschloss  wenigstens  die  Schmied^ilde 
in  Osnabrück  schon  1392,  keinen  zum  Meister 
anzunehmen,  der  'syn  eygen  arbeit  uep  II 
myl  by  der  stat  gedan  hebbe*.  Im  Jahre 
1421  verpflichtete  sich  das  Kloster  Schame- 
beck,  gegen  eine  jährliche  Rente  von  40 
Mark,  die  das  Amt  der  Wollenweber  in 
Lüneburg  zu  zahlen  versprach,  seinen  Woll- 
webereibefrieb  einzustellen.  In  Lübeck  war 
1414  die  Einbringung  von  Riemenwerk,  das 
in  Dörfern  oder  I^andstädten  angefertigt 
war,  verboten.  Das  Sehuhmacheramt  aber 
iu  Osnabrück  beliebte  1499,  dass  Gesellen, 
die  auf  Dörfern  gelernt  hätten,  in  der  Stadt 
keine  Arbeit  gegeben  werden  sollte.  Adin- 
liehe  Bestimmungen  galten  im  16.  Jahr- 
hundert in  Hamburg  für  die  Korbmacher, 
die  Rade-  und  Stellmacher,  die  Wandmacher, 
in  Lübeck  für  die  Drechsler,  sowie  für  alle 
Hutfilfer  der  wendischen  StOdte.  In  Wismar 
war  im  16.  Jahrhundert  den  auf  dem  Lande 
sitzenden  Webern    verboten,  Garn    ans    der 


bringen.  Wider 
die  auf  den  Dörfern  um  Stettin  arbeiten- 
den Tuchscherer  erliess  Herzog  Barnim 
1544  eine  Verordnung.  Und  selbst  wo,  wie 
bei  der  Baum  Wollweberei  in  Ulm,  die  reiche 
Entfaltung  der  Industrie  nur  mit  Hilfe  der 
zahlreichen  Handweber  ermöglicht  wurde, 
hörten  die  Vertreter  der  Weberziinft  doch 
nicht  auf,  immer  wieder  aufs  neue  beim 
Rate  vorstellig  zu  werden,  dass  den  Barcfaent- 
Landwebem  die  Erlaubnis,  auf  die  Timer 
Schau  zu  wirken,  entzogen  würde. 

Sohliesshch  nnisste,  da  auch  der  Adel 
anfing  an  bürgerlicher  Hantierung  Geschmack 
zu  gewinnen,  z.  B.  der  Bierbrauerei  sich 
befleisagte  oder  Handwerker  zur  Nieder^ 
lassung  auf  dem  Lande  vemniassle,  die 
Angelegenheit    generell    geordnet   werden. 
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In  der  Landesordnung  der  Brttder  Herzog 
£n)st  und  Herzog  Albrecht  zu  Sachsen  aus 
dem  Jahre  1482  wird  schon  des  iMfUzene, 
Biauens  und  derer  Haadwerkaleute  halber« 
verfügt:  »68  soll  auch  NiemandB,  welches 
Standes,  Würdens  oder  "Wesens  der  sey,  auf 
keinem  Dorfe,  das  darauf  nicht  Bonderlich 
gefreyet  ist,  keinen  Hondwerksmann  setzen, 
zu  Hause  seyn,  noch  sein  Handwerk  keinen 
Tag  da  treiben  lassen«.  Nur  in  den  >flber 
ein  Viertel  Wegs«  von  den  Städten  ent- 
l^enen  Dörfern  durfte,  »zu  gemeinen  Nutzen. 
denen  armen  Leuten  zu  gute«,  ein  Schmied 
und  ein  Leineweber  ihren  Aufenthalt  nehmen. 
Die  Mecklenburgische  Polizeiordnung  von 
1516  wiederum  bestimmte,  nachdem  von 
verschiedenen  Städten  über  das  unrechte 
mil^gc  Brauen  und  die  Niederlassung  von 
Tuch  machem,  Sehn  eid  em ,  Kürsch  nern  ,Sch  nh- 
machern  und  anderen  Handwerkern  auf  dem 
Lande  mannigfache  Beschweren  eigangen 
waren,  ganz  genau  das  Bannrecht  und  die 
Aufenthaltserlaubnis  für  Gewerbetreibende. 
Dem  Adel  und  der  Geistlichkeit  wurde  zu- 
gestanden, einen  Haustrunk  zu  brauen,  nur 
kein  Bier  zum  Verkauf.  Bauern,  Müller, 
Küster  und  andere  Landbewohner  hatten 
nur  das  Recht,  während  der  Ernte  für  sich 
und  ihr  Gesinde  einen  Haustrunk  zu  brauen. 
Sie,  wie  auch  die  ErQ^,  waren  angehalten, 
ihre  Landeeprodukte  in  die  Stadt  zum  Ver- 
kaufe zu  bringen  und  von  dorther  ihi'  Ge- 
tränk, Kleidung,  Schuhwerk  u.  s.  w.  zu  be- 
ziehen. Als  Handwerker  aber  sollten  auf 
dem  Lande  keine  anderen  geduldet  werden, 
als  die  seit  alten  Zeiten  dort  ansSssig  ^ 
wesen  waren.  Welche  Gewerbe  gemeint 
waren,  besagt  die  Ordnung  nicht,  doch  wird 
mit  der  Bestimmung  der  Polizeiordnung  von 
1572,  dass  sich  auf  dem  Lande  ausser  einem 
Sehmiede,  Schneider  oder  Leineweber  kein 
Handwerker  aufhalten  dürfte,  wohl  nur  ein 
seit  längerer  Zeit  bestehender  Zustand  gut- 
geheisaen  worden  sein.  Es  blieb  bei  dieser 
Entscheidung  nicht,  und  in  den  Landtags- 
akten des  17.  Jahrhunderts  hörten  die  Gra- 
vamina  der  Städte  nicht  auf.  Im  Jahre 
1682  lautete  einer  der  von  den  Städten  zum 
gütlichen  Vei^leich  gemachten  Vorschläge 
dahin,  dass  auf  dem  Lande  ausser  den  in 
der  Polizeiordnung  genannten  Handwerkern 
keine  geduldet,  Schuster  und  andere  ver- 
botene Handwerke  alsbald  abgeschafft  und 
nach  den  Städten  verwiesen  werden  sollten. 
Dagegen  forderte  die  Ritterschaft,  dass 
Zinimerleute,Schneider,Gtobschmiede,  Leine- 
weber, Wagen-  und  Bademachcr  anzustellen 
auf  dem  Lande  jedem  frei  sein  solle,  Klein- 
schmiede,  Tiscmer,  Schuster  elc.  dagegen 
nur  an  den  Orten,  wo  es  hergebracht.  Die 
Verordnung  Herzog  Friedrich  Wilhelms  vom 
18.  Septemner  1703  verbot  von  Ostern  künf- 
tigen Jahres    denen   von   der   Ritterschaft, 


>die  nicht  über  zwo  Keilen  von  denen 
Städten  situiret  seyn*.  Handwerker  auf  ihren 
Gütern  zu  halten.  Für  die  weiter  als  zwei 
Meilen  wohnenden  wurden  Grobschmiede, 
Rademacher,  Schneider,  Leineweber  erlaubt. 
Aehuhcfa  litt  die  hessische  Folizeireformation 
von  1526  nur  Hausbäcker,  Schmiede,  Schnei- 
der und  Leineweber,  die  Frauentnch  machten, 
auf  dem  Lande,  imd  in  Hamburg  war  wahi^ 
echeinlich  bereits  1548,  ganz  gewiss  1563 
verboten  worden,  überhaupt  in  der  Umge- 
bung gewerbliche  Arbeit  verrichten  zu  lassen. 

Li  der  Mark  Brandenburg  bestanden  in 
den  Dörfern  sogenannte  Handwerksstellen. 
Das  Jahr  1624  war  als  Normaliahr  ange- 
sehen worden,  und  die  Häuser,  die  damals 
von  Handwerkern  bewohnt  waren,  hiessen: 
alte  Handwerksstellen.  Sie  waren  in  den 
Katastern,  deren  jeder  Kreis  eins  hatte,  auf- 
geführt, und  ausser  diesen  durfte  sieh  kein 
Handwerker  in  den  Dörfern  niederlassen. 
Immer  waren  auch  diese  katastnerten  Stellen 
nur  für  5  Kategorieen:  Schmiede,  Schneider, 
"Weber,  Rademacher  und  Zimmerleute  vor- 
gesehen. Auch  diese,  sofern  ihre  Vertretar 
überzählig  waren,  in  die  Städte  zu  ziehen, 
strebte  Friedrich  Wilhelm  I.  durchaus  an. 
Dagegen  war  das  kursächsische  Mandat  vom 
29.  Januar  1767  nachsichtiger.  Es  liess 
Zimmerleute,  Maurer,  Schneider,  Grob-  und 
Hu^hmiede,  "Wagner,  Stell-  und  Schirr- 
macher,  in  jedem  Dorfe  freilich  nur  einen 
Meisler  zu.  If'flr  städtischen  Bedarf  zu 
arbeiten  und  Lehrlinge  sowie  Gesellen  zu 
halten,  war  diesen  Dorfmeistem  nicht  er- 
laubt. 

Die  fcurbraunschweigische  Verordnung 
aber  wegen  Einschränkung  der  Handwerker 
auf  dem  I^nde  in  Lauenbm^  vom  Jahre 
1776  bestätigte  eine  ältere  Verordnung  von 
170^,  nach  der  der  Ade!  auf  seinen  Gutem 
Handwerker  für  seinen  eigenen  Bedarf  halten 
durfte.  In  den  Dörfern  jedoch  sollten  keine 
anderen  Gewerbetreibenden  als  Grobschmiede, 
Zimraerleute ,  Leineweber ,  Rademacher, 
Schuhfiicker  und  Bauernschneider  zugelassen 
werden.  Nicht  minder  stand  das  hochfOrst- 
lich  bayreuthische  Ausschreiben  vom  30. 
Juli  1746  betreffend  die  Abschaffung  der 
Mifisstände  bei  den  Handwerkern  auf  dem 
Standpunkt,  dass  auf  das  Land  nicht  so 
viel  Meister  *zum  Abbruch  der  in  Städten 
und  Märkten  sitzenden  und  darein  eigentlich 
nur  allein  gehörige  Meisterschaften«  wie 
bisher  zu  setzen  seien.  Auch  in  Baden 
war  nach  der  landesherrlichen  Verordnung 
vom  9.  Februar  1808,  sogenanntes  Wander- 
Edikt  (§§  11,  12),  Grundsatz,  dass  Gewerbe, 
die  dem  L^dbauer  uicht  nötig  sind,  auf 
dem  I^ande  nicht  geduldet  werden  sollten. 
Die  fOr  die  Landorte  aUgemein  znläesigea 
Gewerbe  waren:  Schneider,  Schuhmacher, 
Metzger,Bäcker,MüUer,Küfer,Kübler,Ziramer- 
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leute,  Schmiede,  Wagner,  Weber,  Ziegler, 
Kalkbrenner,  Bierbmuer,  Glashütten,  Maurer, 
Scbloaser,  Schreiner.  Es  bedarf  heut«  kaum 
einer  Auseinandersetzung,  wie  aie  Leuchs  im 
Jahre  1848  noch  für  zweckmässig  hielt,  da- 
rüber, daüB  derartige  Begünstigungen  der 
StSdte  gegen  das  platte  Land  sieb  nicht 
rechtfertigen  lassen.  Es  war  eine  Anomalie, 
wenn  der  Entwurf  einer  Gewerbeordnung 
für  das  Königreich  Sachsen  vom  Jahre  1858 
noch  daß  miltelalterHche  Verbot  des  Ge- 
werbebetriebea  auf  dem  lande  in  die  neue 
Ordnung  hinübertragen  wollte.  Freilich 
milderte  der  folgende  §  40  die  Härte  jeuer 
Bestimmungen  auf  dem  Wege  der  Hegie- 
rungskonzession.  Aber  es  blieb  doch  immer 
seltsam,  dass  es  voa  dem  willkürlichen  Er- 
messen der  Begierangsbehörden  oder  gar 
den  Widersprüchen  von  unverständigen 
Dorfinsassen  abhängig  gemacht  werden 
sollte,  ob  auf  dem  Lande  sich  Gewerbe- 
treibende niederlassen  durften.  Jenen  wun- 
derlichen Einwimd,  dass  die  Städte,  wenn 
man  dem  Handwerk  das  Land  freigäbe, 
veröden  würden,  hatte  die  Erfahrung  längst 
widerlegt  AJs  man  im  Jahre  1831  in  der 
Schweiz  die  Gewerbefreiheit  proklamierte 
und  die  Stadtthore  niederriss,  wurde  von 
den  Zopfbflrgern   der  Untergang  der  Städte 

Jrophezeit.  Das  Gegenteil  indes  trat  ein. 
»er  städtische  Gewerbebetrieb  blühte  kräf- 
tiger auf  als  je  und  die  Wocheumärkte 
waren  stärlcer  besucht  als  je  zuvor.  Bodemer 
hatte  vollständig  recht,  wenn  er  betonte, 
dass  die  Landbewohner  bei  Ausbreitung  der 
Gewerbe  auf  dem  Lande  in  ihren  An- 
sprüchen an  das  Leben  sich  steigern.  Sie 
werden  an  Gegenstände  gewöhnt,  die  sie, 
da  sie  begreifen,  dass  die  Darf  band  werker 
nicht  so  geschickt  arbeiten  und  die  Dorf- 
krämer keine  befriedigende  AirawabI  bieten 
kOnuen,  mitBecht  regelmässig  in  den  Städten 
aufsuchen  lernen.  Gleichwohl  dauerte  es 
doch  noch  bis  zur  Oewei'beordnung  von 
1869 ,  nachdem  einzelne  Gesetzgebungen 
mit  gutem  Beispiel  vorangegangen  waren 
(z,  B,  die  ba«lische  1862),  dass  einheitlich, 
zimächst  im  norddeutschen  Bunde,  später 
im  Reich  die  Untersclieidung  zwischen  bladt 
und  Land  in  Bezug  auf  deu  Gewerbebetrieb 
und  seine  Ausdehnung  aufgehoben  wurde. 
S.  Die  Realgewerbeberechti^ngen. 
Wieder  einen  besondei-en  Charakter  wiesen 
die  sogen.  Eealgerechtigkeiten,  auch  unper- 
sönliche und  radizierte  Gewerbegerechtig- 
keiten genannt,  anf.  Sie  kamen  zunächst 
bei  solclien  Gewerben  auf,  deren  Betrieb 
ein  Gebäude  mit  besonderer  Einrichtung 
forderte,  also  in  Mühlen,  Schmieden,  Bäcke- 
reien u.  s.  w.  Niemand  konnte  ein  der- 
artiges Gewerbe  selbständig  betreiben,  ohne 
eine  solche  Stelle  von  dem  zeitweiligen  In- 
haber erworben  zu  haben.     Dabei  traf  man 


nicht  mnmal  die  Torkehmng,  dass  der  neue 
Erwerber  das  betreffende  Gewerbe  per- 
sönlich auszuüben  imstande  sein  mflsee. 
Später  entwickelten  sich  diese  Gewerbege- 
rechtigkeiten auch  bei  Gewerben,  für  deren 
Betrieb  ein  Gmadstück  nicht  erforderlich 
vror,  so  dass  schliessUch  fast  kein  Hand- 
werker sich  niederlassen  konnte,  ehe  er  von. 
einem  anderen  die  Befugnis  erkauft  hatte. 
Mit  den  Zwangs-  und  Bannrechten  haben 
diese  Realrechte  die  Befugnis  zu  irgend 
einer  Produktion  oder  einem  Vertrieb  auf 
einem  bestimmten  räumlichen  Gebiet  gemein. 
Sie  unterscheiden  sich  aber  voa  ihnen  in- 
sofern, als  sie  weniger  intensiv  sind.  Die 
Bewohner  eiwa  ländlichen  Distrikts,  für  das 
ein  Banarecht  gilt,  haben  keine  andere  Mög- 
lichkeit, ihren  Bedarf  befriedigen  zu  lassen, 
als  den  Bann  berechtigten  anzugehen.  Da- 
gegen vermochten  die  Bewohner  eines  Ge- 
biets, in  dem  die  Kealgerechtigkeiten  herrech- 
ten,  entweder  ihren  Bedarf  an  Gewerttspro- 
dukten  durch  Thätigkeit  im  Hause  zu  decken 
oder  den  betreffenden  Gegenstand  von  aus- 
wärts zubeziehen.  Das  Scldimme  dieser  Real- 
rechfe  lag  jedoch  darin,  dass  die  Berechti- 
gung zu  einem  Gktwerbe,  die  doch  von  den 
persönlichen  £enntniäsen  und  Fertigkeiten 
abhängen  sollte,  käufhch,  wie  J.  G.  Hoffmana 
sich  ausdrückt,  zu  einem  Familieneigen- 
tum  wurden.  Und  dieser  Verkaufs  wert 
der  Gerechtigkeiten  wurde  mitunter  zu  ausser- 
ordentlicher Höhe  empoi^trieben.  Der  Ver- 
fasser des  «Interesse  des  Menschen  imd 
Bürgers  bei  den  bestehenden  Znnft Ver- 
fassungen« *)  behauptete  im  Jahre  1803,  dass 
es  in  Preussen  Städte  gäbe,  wo  eine  Bäcker- 
gereclitigkeit  2500  Thlr.,  eine  Schuhmacher- 
gerechtigkeit 1200  Thlr.  galt  Die  gesamten 
reinen  Braugerechtigkeiten  einer  einzigen 
Stadt  glaubte  er  mi  bOUOOO  Thaler  veran- 
schlageu  zu  sollen.  Er  nahm  au,  dass  in 
Preussen  damals  unter  8  Millionen  Ein- 
wohnern etwa  160000  zünftige  Meister 
in  den  Städten  seien.  Wenn  von  diesen 
nur  ein  Zehntel  Gerechtigkeiten  zu  kaufen 
genötigt  wäre  und  der  Durclischnittswert 
einer  solchen  1000  Thaler  sei,  so  hätten 
dieselben  schon  zusammen  16  Millionen 
Thaler  gekostet  Die  Verzinsung  dieses 
Ankaufsgeldes,  mit  einer  Gefahrprämie  zu 
T'/i  "In  berechnet,  ergäbe  einen  Betrag  von 
1200000  Thalern,  der  von  den  Konsumenten 
jährhch  aufgebracht  werfen  mOsste,  um  die 
Gewerbetreibenden  für  deu  Ankauf  der  Ge- 
rechtigkeiten zu  entschädigen.  Man  konnte 
sich  nur  damit  trösten,  dass  es  anderswo 
nicht  besser  war,  indem  z.  B.  in  Paris  im 
Jahre  1825  eine  Bäckergerechtigkeit  üiHiOO 


')  Es  ist  J.  G.  HoFfmann,  der  nachberige 
Direktor  des  kgl.  preosa.  statistischeQ  Bnreana 
in  Berlin. 
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bis  100000  Francs,  eine  M^scliei^rechtig- 
keit  150000  Francs  kostete.  In  Bayern  soll 
es  vorgekommen  sein,  daas  eine  Barbier- 
gerechfigkeit  mit  20000  Gulden  bezahlt 
wurde.  Wie  Lotz  in  seinem  Handbuch  der 
SteatswissenBchaftslehre  (II,  114).  annehmen 
konnte,  dass  der  bei  solchen  Fallen  gezahlte 
PreiB  wesentlich  durch  den  Wert  der 
zum  Betriebe  nötigen  Anlagen  bedingt  sei, 
und  wenn  man  diesen  Beti^  Ton  dem  Ge- 
samtpreise  in  Abzug  bringe,  für  das  er- 
kaufte Monopol  bei  den  meisten  erkauften 
Gerechtigkeiten  nicht  viel  nachbleibe,  ist 
nicht  verständlich. 

Derartige  ßealgerecbtigkeiten  sind  über- 
all in  Deutschland  nachweisbar.  Nirgends 
sind  sie  so  ansehnlich  und  wichtig  ge- 
worden wie  in  Bayern.  Der  Grundsatz 
»Kunst  erbt  nicht«,  der  einst  überaU  in 
Deutschland  anerkannt  war,  blieb  auch  in 
Bayern  bis  Aber  die  Hälfte  des  18.  Jahr- 
hunderts hinaus  in  voller  Kraft  Immerhin 
nahm  das  bayerische  Landrecht  von  1756 
die  Brauerei  aus.  wegen  der  für  sie  nötigen 
Anlagen.  Das  mochte  selbst  in  seiner  "\  er- 
allgemein ening  auf  die  Besitzer  "grosser 
und  kostbarer  Gewerbe -Vor-  und  Rinrich- 
tungen»  noch  zu  ertragen  sein.  Aber  nach 
demselben  Laodrechte  konnte  der  Inhaber 
einer  persönlichen  Gewerbebetugnis  mit 
obrigkeiüichem  Konsense  sein  Recht  an 
ein  zunftfähiges  und  handwerkskundiges 
Individuum  abtreten.  Daraus  entwickelte 
sich,  obwohl  nur  eine  ^massige.  Rekognition 
au  entrichten  war,  das  Verhängnis,  indem 
in  das  bisher  unangefochtene  Princip  der 
PeraonalitÄt  und  des  öffentlichen  Charakters 
der  Qewerbebefugnis  eine  weite  Bresche 
geschossen  wurde.  Diese  sogenannten  Ces- 
sionen  kamen  immer  hSufiger  vor,  und 
immer  grösser  wurde  die  Zahl  der  Ge- 
werbe, die  man  als  an  den  Anlagen  haftend 
ausah.  Schliesslich  nahmen  die  Zünfte  jede 
Gewerbeberechtigung  als  eine  reale  an. 
Anfangs  hielten  die  Hebördeu  an  dem  Oniud- 
satze  der  FeTBöiilichkeit  der  Handwerksbe- 
fugoisse  fest.  In  dem  sogenannten  MUnchener 
Büi^ervergleich  von  1769  aber  erkannte  der 
Magistrat  die  Realität  und  Erblichkeit  der 
Gewerberechto  voDstflndig  an.  Derselbe  er- 
hielt zwar  nicht  die  kurfürstliche  Besiati- 
gung,  jedoch  de  facto  blieb  die  Realität  der 
Oewerberechle  entschieden.  In  den  späteren 
RegierungsjahreuKari  Theodors,  1777—1799, 
war  die  grOsste  Zahl  der  Zünfte  geschlossen 
und  waren  alle  Erwerbsbefngnisse  real.  >So 
konnte  man  in  der  That  auf  keine  andere 
Weise  in  die  Zunft  eindriDgeo  als  mit  voller 
Börse  als  Käufer  oder  höclistens  nocti  an 
der  Hand  einer  Meisteiswitwe«. 

Der  Eriaas  vom  1.  Dezember  1804  be- 
treffenddie  Hand werksbefugoisse  machte  deu 
Beg^n  mit  den  Reformen.    Er  stellte  den 


Grundsatz  auf,  dass  Handwerksbefugnisse, 
die  bloss  auf  persönlicher  Geschicklichkeit 
beruhen,  die  Natur  realer  Gerechtigkeiten 
oder  eines  veräusserlichen  Eigentums  nicht 
annehmen  können;  Nur  Gewerbe,  deren  Aik- 
übungnachderNaturderselbenmit  besonders 
dazu  eingerichteten  Häusern  verbunden  ist, 
wie  Brauereien  oder  Mühlen,  durften  als 
radizierte  Rechte  verhehen  werden.  Aber 
die  Massregel  blieb  trotz  alter  Einschärfungen 
eine  halbe.  Die  Behörden  fuhren  ruhig 
fort,  GewerbM;erechtigkeiten  als  Exekutions- 
objekte  zur  Veränsserung  zu  bringen,  und 
Jahre  1825  war  man  sogar  so  weit,  daas 
Stadt  München  eine  Eingabe  zum  Schutz 
der  Realgerechtigkeiten  machte.  Uan  bat 
den  König,  dieR^ität  der  Gewerbe,  wiesle 
vor  1804  bestand ,  wieder  einzuführen  und 


keiten  (oder  Konzessionen)  mit  ihren  Beein- 
trächtigungen Einhalt  zu  thun.  Das  neue 
Gewerbegesetz  vom  11.  September  1825 
brachte  zwar  angeblich  keine  Veränderung 
des  bisherigen  Standpunktes.  Gleichwohl 
stellte  es  die  unpersönlichen  Rechte  »wieder 
ganz  in  dem  der  Natur  der  Sache  ent- 
sprechenden Umfange  unter  den  Titel  und 
die  Aegide  des  Privateigentums«  und  war 
nachsicntig  gegen  die  schon  zu  Recht  be- 
stehenden realen  und  radizierten  Rechte. 
Die  Beschränkungen  ihrer  Veräusserhchkeit 
wni'den  ermässigt.  Auf  die  Dauer  jedoch 
fielen  die  Missbräuche,  die  mit  den  unper- 
sönlichen Gewerbegerechtigkeiten  vorkamen, 
zu  stark  ins  Gewicht  Ein  vom  Könige  ge- 
nehmigter Beschluss  der  Kammern  machte 
es  daher  1856  zur  Notwendigkeit,  selbst  bei 
Niederlassung  auf  ei»  erworbenes  reales  oder 
radiziertes  Hecbt  den  Nahrungsstand  wie 
gewöhnlich  zu  prüfen.  Erst  von  dem  Aus- 
fall dieser  Nachforschung  sollttf  die  Erlaub- 
nis zum  Gewerbebetrieb  abhängig  sein,  und 
damit  waren  allerdings  die  realen  Rechte 
in  ihrer  Bedeutung  erheblich  abgeschwächt. 
Sie  sanken  von  der  Stelle  eines  freien  Ein- 
trittsrechtes zu  einem  Rechte  auf  vorzüg- 
liche Berücksichtigung  bei  notwendig  be- 
fundener Besetzung  einer  erledigten  Meister- 
steile  herab.  Freilich  war  damit  der  ganze 
Missstand  noch  nidit  beseitigt.  Scliein- 
erwerbungen  werden  zwar  nicht  mehr  vorge- 
kommen sein,  aber  die  Möglichkeit  der  Per- 
Bonalkonzesfflonen  zu  erwerben  war  doch 
verhindert  und  für  die  konzessionierende 
Behörde  blieben  die  Realrechte  ebenso 
bindend  wie  früher.  Nach  Kleinschrods 
Angabe  bestimden  am  Ausgange  der  .50er 
Jatu«  in  Bayern  nicht  weniger  als  76375 
unpersönliche  Gewerberechte.  Davon  waren 
radizierte  Brauereien  5790,  Wirtschafts- 
rechte 16174,  innnogsmässige  Gewerbe 
39 080, nicht  innuogsmSesige  Gewerbel4930, 
Handels-  und  Kfimmereigerechtigkeiten  311, 
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Dnrch  das  Gesetz  vom  6.  Februar  186f 
-wurden  sie  alle  aufgehoben.  Art  7  des- 
selben besa^:  Die  dingliche  Eigenscliaft 
der  zu  Eösht  bestehenden  realen  und  radi- 
zierten Rechte  bleibt  ucverflndert.  In  realer 
oder  radizierter  Eigenschaft  dürfen  keine 
Gewerbe  mehr  verliehen  werden.«  Bun- 
mehr  durfte  also  jeder  ohne  weiteres  den 
Betrieb  emes  Gewerbes  beginnen.  Eine  Ab- 
lösung der  Rechte  fand  nicht  statt.  Nur 
eine  Folge  hatte  der  Besitz  eines  Realrecht«s, 
insofern  seinem  Inhaber,  wenn  er  den  vor- 
geschriebenen persönlichen  Voraussetzungen 
genügte,  die  zur  Ausübung  des  Gewerbes 
dazu  erforderliche  Konzession  nicht  ver- 
weigert werden  sollte  (Art.  11).  So  hörten 
in  Bayern  die  Realrechte  auf,  sehr  zum 
Staunen  der  Verteidiger  einer  Ablösung. 
In  Preussen  stellte  das  Edikt  betreffend 
die  Einführung  einer  allgemeinen  Gewerbe- 
steuer vom  2.  November  1810  den  Grund- 
satz auf;  In  denjenigen  Orten,  wo  jetzt  Ge- 
werbegerechtigkeiten stattfinden ,  welche 
nicht  auf  einem  Grundstück  haften  und  da- 
mit in  keiner  unzertrennlichen  Verbindung 
sind,  die  aber  dennoch  in  den  Hypolheken- 
büchem  eingetragen  sind,  soll  eine  billige 
Entschädigung  für  den  bisher  Berechtigten 
von  den  K^erungen  regiUiert  werden.»  In 
Württemberg  herrschte  bei  den  Ver- 
handlungen über  die  am  5.  August  1836  er- 
lassene sogenannte  revidierte  Gewerbeord- 
nung noch  grosse  Unklarheit  Aber  die  Real- 
rechte.  Fest  steht  nur  so  viel,  dass  sie  da- 
mals noch  nicht  beseitigt,  vielmehr  den 
Berechtigten  gelassen  und  ihnen  erlaubt 
wurde,  ihr  Gewerbe  fortzusetzen.  Daneben 
wurde  freilich  jeder,  der  nach  Massgabe  der 
Zuuftgesetzgebung  dazu  beßlhigt  war,  auf 
seine  persönlichen  Fähigkeiten  hin  ohne  den 
früher  notwendigen  Realbesitz  zur  selb- 
ständigen Auaabung  dos  Gewerbes  zuge- 
lassen. Der  daran  anknöpfenden  Streitfrj^, 
ob  mm  die  Real  berech  (igten  eine  Entschädi- 
gung zu  beanspruchen  hatten,  machte  das 
Gesetz  vom  8.  Juni  1849  ein  Ende.  Es  be- 
stimmte, dass  die  Besitzer  dinglicher  Ge- 
werbeberechtigungen, mit  denen  eine  privat- 
rechtlich begründete  ausschliessliche  Befugnis 
zum  Betriebe  des  Gewerbes  verbunden  war, 
niemanden  an  dem  Betriebe  des  gleichen 
Gewerbes  hindern  konnten.  Doch  wurde  ein 
Anspruch  auf  Entschädigung  für  die  ausser 
Wirksamkeit  getretene  Ausschliessungsbe- 
fugnis anerkannt  Realberechtigungen  ohne 
Ausschliessungsbefugnis  sowie  solche,  mit 
denen  bis  zum  Erscheinen  des  Gesetzes 
Bannrechte  oder  Äusschliessungsbefugnisse 
verbunden  gewesen  waren,  blieben  bestehen, 
(lieber  die  Realrechte  im  Apothekergewerbe 
s.  d.  Art.  Apotheken  oben  Bd.I  S.  435 ff.) 
4.  Die  Aufhebung  der  Z.  n.  B. 
In    Preussen    wurde     bereits    diurch    das 


Mühlenreglemeut  vom  14.  Desember  1785 
fQi  die  Provinz  Litauen  zeitweise  und 
teilweise  der  Mflhlenzwang  aufgehoben.  Es 
wurde  jedem  auf  dem  platten  Lande,  der 
bisher  bei  den  Mühlen  der  Domänenfimter 
mahlpfhchtig  gewesen  war,  freigestellt,  mahlen 
zu  lassen  in  welcher  Mühle  er  wollte.  Da- 
gegen blieb  für  die  Städte  der  Müblzwang- 
in  Kraft  und  für  Stadt  vrie  Land  das  Malz- 
und  Branntweinverbot.  Schon  am  13. 
Januar  17U0  musete  jedoch  infolge  vielfacher 
Beschwerden  der  Mühleczwang  in  seinem 
vollen  Umfange  wieder  hei^;estellt  werden. 
Trot2dem  war  es  die  litauische  Kriegs- 
und Domänenkammer,  die  in  einem  Berichte 
vom  29,  September  1802  an  den  Eammer- 
prSsidenten  von  Aueiswald  den  Hfihlenzwang 
als  eins  der  drückendsten  Debel  in  der  Pro- 
vinz bezeichnete.  G^;enÜber  dem  Mehlbe- 
darf in  der  ganzen  Provinz  erwiesen  sich 
eben  die  ZwangsmOhlen  als  unzulänglich. 
Die  Verpflichteten  hörten  nicht  auf,  über 
Bedrückungen  zu  klagen,  und  die  berechtigten 
Mühle nerb Pächter  jammerten,  dass  sie  die 
PachtgefäUe  nicht  zahlen  könnten,  wenn  sie 
die  ihnen  zugewiesenen  Mahlgftste  nicht  zu 
befriedigen  imstande  wären.  Eine  darauf- 
hin durch  allerhöchsten  Specialbefebl  vom 
2.  Januar  1803  eingesetzte  Kommission  kiun 
im  Laufe  ihrer  Verhandlungen  zu  der  Auf- 
fassung, dass  die  Aufhebung  des  Mühlen- 
zwaoges  wünschenswert  wäre.  Nur  Über 
die  Fr&ge,  ob  dies  auf  einmal  oder  allmäh- 
Uch  geschehen  solle,  war  Zweifel.  Man 
wollte  gemäss  einer  früher  zu  Tage  ge- 
tretenen königlichen  Auffassung,  den  Zwang 
nur  gegen  eine  gerechte  und  biUige  Ent- 
schädigung derErbra  ühl  en  pächter  aufziiheben, 
mehr  das  letztere,  um  die  zw  leistenden  Ent- 
schädigungen nicht  zu  beschwerlich  zu 
machen.  Als  mittelbare  Vorbereitungsmass- 
regel  war  eine  Revision  der  MOhlenwerke 
in  Aussicht  genommen.  Aus  diesen  An- 
regrmgen  ei^b  sich,  nachdem  das  Patent 
vom  30,  Januar  1808  das  Müh  Istein  regal 
beseitigt  hatte,  am  29.  Mära  1808  das  Edikt 
über  die  Aufhebung  des  Mühle  nzwanges  für 
OstpreuBsen ,  Litauen ,  Ermeland  und  den 
Marie nwcrd ersehen  Kreis.  Es  war  die  Ab- 
sicht Steins,  diese  Anordnung  später  auf  das 
ganze  Land  auszudehnen,  wozu  es  indes 
nicht  gekommen  ist  Mit  dem  1.  Dezember 
1808  hörte  hiernach  gegen  Entschädigung 
der  Zwangsberecht%ten  sowohl  in  den 
Städten  als  auf  dem  Lande  der  Mflhlenzwang 
oder  die  mit  dem  Besitz  einer  Mühle  ver- 
bundene Befugnis,  andere  zn  zwingen  FÜch 
ihrer  zu  bedienen,  in  Ostpreussen  und  Li- 
tauen auf.  Die  Entschädigung  sollte  in  der 
Wei.^e  gewährt  werden,  dass  der  Kanon, 
das  Pachtgeld,  oder  die  Abgabe,  die  der 
Mühlenerbpächter  oder  Pächter  für  das 
Nahrungsrecht   der   Mühle    bisher   gezahlt 
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hatte,  ihm  raoz  odei  teilweise  erlassea 
wurde.  Die  EigeDtflmer  von  PriTatmühlen 
konoten,  iDdem  durch  Vertrag  oder  richter- 
liches Erkenntnis  eine  Entschädigungssumme 
bestimmt  wurde,   von  den  hisherigen  Mahl- 

Sflichtigea  sieb  entschädigen  lassen.  Zwei 
obre  später  machte  dann  das  Edikt  vom 
28.  Oktober  ISIO  für  die  ganze  Monarchie 
der  MflhleDgerechtigkeit ,  dem  Mühlen-, 
Bier-  und  Brannt«' ein  zwang  ein  Ende.  Das 
Gesetz  erlaubte  jedem  die  Anlage  vonMUhlen, 
Brauereien  und  Brennereien.  Eine  Ent- 
schädigung der  eigentlichen  Zwangs-  und 
Bannrechte  wnrde  nur  ausnahmsweise  vor- 
gesehen. In  der  Hauptsache  nahm  man 
an,  dass  die  Berechtigten  nach  der  Auf- 
hebung keine  Einbusse  erfahren,  sondern 
hei  der  erfahrungsmässig  sich  alsdann  ver- 
grösaerpden  Konsumtion  eine  Vermehrung 
ihrer  Einnahmen  haben  würden.  Daher 
sollte  weder  der  Verkäufer  noch  der  Zeit- 
pächter noch  der  ZwangspfKchtige  ver- 
bunden sein,  füi  die  aufgegebenen  Hechte 
Eviktion  zu  leisten  oder  irgend  eine  F  ' 
Schädigung  zu  übernehmen.  Kam  ea 
Anbelracht  des  Cm  stand  es,  dass  örtliche 
Verhältnisse  Schaden  für  den  Berechtigten 
herbeiführen  konnten,  zu  einer  Entschädi- 
gung, so  war  es  der  Staat,  der  sie  zu  leisten 
versprach.  An  diese  Edikte  schloss  äch 
das  Gesetz  vom  13.  Mai  1833  wegen  Auf- 
hebung der  Zwangs-  und  Bannreclite  in 
der  Provinz  Posen;  die  Kabinettsordre 
vom  23.  März  183ö  botreffend  die  Anwen- 
dung des  Edikts  von  1810  in  den  neuen 
und  wiederei"worbenen  Provinzen  und  end- 
lich die  allgemeine  Gewerbeordnung  vom 
17.  Januar  1845. 

In  Bayern  hob  eine  kittfürstliche  Ver- 
ordnung von  1804  >allen  Zunftzwang  der 
inländischen  Gewerbe  gegeneinander«  auf. 
Demgemäss  konnte  jeder  Müller  für  Be- 
wohner fremder  Gerichtsbezirke  mahlen, 
ohne  dass  der  dort  ansässige  Kollege  gegen 
ihn  hätte  auftretea  können.  Ebenfalls  dimJi 
eine  Special  Verordnung  —  im  Jahre  1805 
—  wurde  der  Bierzwang  beseitigt.  In  der 
Folge  wurde  alsdann  aucli  den  Bierbiauern 
der  Ausschank  des  Biera  erlaubt,  damit  sie 
den  Wirten  Konkurrenz  machten.  Eine  Ent- 
schädigung für  den  Verlust  ihres  bisherigen 
gesicherten  Absatzes  erhielten  sie  weiter 
nicht.  Au  gewissen  Orten  bestand  ein  aus- 
schliessliches Recht  einzelner  Wirte  zur 
Verlegung  feierlicher  Hochzeiten ;  es  wurde 
durch  eine  Veroi-dnung  —  zuletzt  1807  für 
das  Bambergische  —  in  allen  LandosteUen 
fllr  null  und  nichtig  erklärt.  Das  aus- 
schliessliche Recht  der  Branntweinbrenner 
auf  die  Ueberlaseung  der  Bröuabfälle  von 
Seiten  der  Brauer  fiel  181'2  ohne  Entschädi- 
gung- Auch  den  Aorzten  und  Chirui^n 
wurde  1808  das  ausschliessliche  Recht  auf 
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In  Württemberg  versuchte  schon 
auf  dem  Landtag  von  1835  der  Abgeordnete 
Wiest  von  Saulgau  anlässlich  der  Beratung 
über  die  Revision  der  Gewerbeoi-dnung  von 
181^8,  in  der  neuen  Vorlage  eine  Regelung 
der  Zwangs-  und  Banni'echte  durchzusetzen. 
Allein  die  revidierte  Gewerbeordnung  vom 
5,  August  1836  Hess  sich  über  diesen  Gegen- 
stand so  wenig  aus  wie  über  die  Realge- 
werberechte, über  die  Bestimmungen  einer 
späteren  Zeit  vorbehalten  wurden.  Erst  das 
Gesetz  vom  8.  Juni  1849  nebst  Vollzugs- 
verfügung vom  21.  Juli  und  25.  September 
desselben  Jahres  entsprach  den  schon  so 
oft  geäusserten  Wünschen  nach  Beseitigung 
der  Bannrechte.  Sie  traten  mit  Verkündi- 
gung des  Gesetzes  ausser  Wirksamkeit.  — 
Im  Königreiche  Westfalen  wurden  dieZwangs- 
und  Bannrechte  dm-ch  die  Konstitution  vom 
15.  November  18(17,  im  Groseherzogtum  Berg 
und  in  den  französischen  Departements  vom 
13.  September  1811  im  Zusammenhange  mit 
der  Agrar-GeBetzgebung  aufgehoben,  —  Das 
Gross!  lerzc^um  Hessen  regelte  die  Auf- 
hebung in  einem  Gesetze  von  1818  gegen 
Eutschädigimg.  —  In  Sachsen  hatten  all- 
mählich die  mannigfachen  Verändenmgen 
und  Fortschritte  der  Industrie  die  in  den 
älteren  Polizeiordnungen  mehrfach  be- 
stätigten Bann  rechte  modifiziert.  Schliess- 
lich galten  sie  nur  noch  für  das  Weichbild 
der  Städte,  in  denen  Innungen  bestanden 
\md  soweit  sie  in  den  Spccialartikeln 
der  einzelnen  Innungen  ausdrücklich  aufge- 
nommen waren.  Im  Jahre  1838  wurde 
der  Bier-  und  Mahlzwang  allgemein  auf^- 
hoben.  —  In  Baden  trug  die  zweite 
Kammer  schon  im  Jahre  1825  und  abermalig 
1831  dem  Groasherzog  die  Bitte  um  Auf- 
hebung aller  Btuinreciite  vor.  Jedoch  die 
erste  Kammer  trat  diesen  Beschlüssen  1828 
gar  nicht  und  1831  nur  unter  der  Be- 
dingung einer  Entschädigung  an  die  Be- 
rechtigten bei.  Daraufhin  Hess  die  Regie- 
nmg  im  Jahre  1835  einen  Gesetzentwurf 
über  Aufhebung  der  Bannrechte  ausarbeiten, 
in  dem  eine  halb  vom  Staate,  halb  von  den 
tiannpflichtigen  Gemeinden  und  Einzelnen 
zu  zahlende  Entschädigung  vorgesehen  war. 
Die  erste  Kammer,  der  er  zunächst  unter- 
breitet wurde,  verwarf  ihn  jedoch.  Nim 
stellte  die  Regiening  einen  neuen  Entwurf 
auf,  der  bloss  die  Aufhebung  der  Dominial- 
rechte,  und  zwar  ohne  Entscliädigiing,  in 
Vorschlag  brachte.  Dieser  wurde  in  der 
zweiten  Kammer  einhellig  angenommen  und 
damit  jeder  Widerspruch  der  ersten 
Kammer  von  vom  herein  (weil  bei  Finanz- 

§esetzen  die  Stimmen  beider  Kammern 
ui-ehgezählt  werden)  unwirksam  gemacht. 
Er  wurde  zum  Gesetz  vom  28.  August  1835. 
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Durch  G.  V.  10.  April  1848  wurden  dann 
die  letzten  noch  vorhandeaen  Feudalrechte 
beseitigt,  —In  Oesterreich  hat  noch  vor 
der  frwizOsischeQ  Revolution  Kaiser  Josef  II. 
unter  dem  19.  Mftrz  17Ö7  den  Mflhlenzvfuig 
abgeschafft.  In  Frankreich  selbst  fielen 
dann  die  Bannrechte,  als  man  dort  so  ziem- 
lich alles  abzuschaffea  geneigt  war,  aelbet- 
verstSudlich  der  Auffassung  jener  Zeit  ge- 
maae  ohne  alle  Entschädigung  der  Be- 
rechtigten. 

Lltteratnr:   Pr.   Ang.  Benedict,   Der  Zunfl^ 

jwanj  und  die  Sannrefhle,  ISSS.  —  Heinr. 
Bodemer,  Zar  Beurteilung  de»  Enlvurfl  einer 
Gewerbeordnung  f.  d.  KSnigreieh  Saeheen,  1S59 
ü.  61.  —  P.  Groth,  IHe  Entalekung  d.  mecHen- 
burgiteken  Poliieiordnujig  vom  Jahre  1516,  in 
Jahrb.  uvd  Jahraber.  d.  Sehr.  /.  mecklenb.  Ge- 
tehithu,  Bd.  51,  S.  151.  —  J.  G.  Hoffmann, 
Die  B^ugnit  mm  Gevierbeb^riebe,  18^1.  —  6. 
M.  Herold,  Di.e  Rechte  'der  Handwerker  und 
ihrer  Innungen,  1X41,  S.  4£  g  Sl.  —  Inama, 
DeuUche  WirltehafUgeeehlehte,  1890—1901,  Bd.  II, 
i97  :  III,  «70  ;  IV.  41.  —  J.  KaiaA,  Der  Kampf  um 
Oevrerbereform  und  Oeieerbefreiheit  in  Bagem, 
1879.  —  lAtdw,  Kühler,  Da»  Wilrtlemberg. 
Gewerbereehl,  1891.  —  V.  Leibletn,  Die  badi- 
eehea  Zunflgetelxe   und    VerordnUTigen,    1857.   — 

—  J.  F.  E.  Lote,  Handbuch  der  Staattfrirt- 
eehafiilehre,  1833,  II,  US.  —  J,  C.  Leucha, 
Gewerbe  und  Handelsfreihtit ,  1848,  g.  A.  — 
MtUCher,  Do*  deutsche  Gemerbeieetert,  1866.  — 
K.  H.  Hau,  Gr^indtäUe  der  VnlkewirttcbafUi. 
pntitii,  1844,  3.A.gS04a.  —  Herrn.  Rentxaeh, 
GewsTbefreiherU   und  Freitägigkeit,    ISGI,  S.  UO. 

—  Oeraelbe,  Hnnd-tBörlerbueh  der  Volkemrt- 
tehafttlehre,  1870,  ArL  iXwangerrehU«.  —  K. 
V.  Bohrachetdt,  Vom  Zunjhuiange  lur  Ge- 
werbefreiheil, 1898.  —  BoechSr-StUda,  Xatio. 
naUikonomik  det  Handelt-  und  Gewerbefleiisei, 
7.  A„  1899,  f  128,  144.  —  Botledc-WeUker, 
Ulaattltxibon,  1858,  ArL  Bannrecht.  —  E.  M. 
Schilling,  Hühlenreehl,  18f9.  —  S.  Sektrara. 
Getett  aber  Bannrechte  und  Gewerberechte  mit 
Auttcklicuungtb^ugnU  /.  d.  KOnigr.  Württem- 
berg Hom  8.  Kov.  I849,  1849.  —  WUh.  Stteda, 
Entetehung  d.  deuUehen  Zunfraetent,  1876,  S.  9». 

—  f.  Teehen,  EHrat  von  der  miUelidterlichen 
Ocveri>eOTdnung,  in  Hantitche  Getchichtebl.,  1898, 
S.  19ß.  —  Herrn.  Wttgener,  St«ale-  und  Ge- 
nli»ckaft»U^ikon ,  1860,  Art.  «Bannreehte.«  — 
Lehrbücher  da  deuleehen  Privalrechlt  fon  Etch- 
hom,  Mittermaler,   Maurenbrecher  u.  A. 

WiUi.  StUda. 


ZTangsTollstreeknng. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  Z.  2.  Das  posi- 
ÜTe  Recht  and  die  StAtiätik  der  Z.  3.  Der 
volkswirtschaftliche  Effekt  und  die  Beschran- 
knngen  der  Z. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  Z.  Zwangs- 
vollstreckung ist  die  im  staatliclieo  Interesse 
erfolgende  und  vom  Staate  bewirkte  Durch- 
führung voE  Aafordeningen  gegen  die  seiner 


Oerichtebarkeit     unterworfenen     Pereonen, 

welche  eintritt,  nachdem  die  Anforderungen 
durch  Gesetz  oder  urteil,  sei  es  vorlftufig 
oder  endgUtig,  als  zur  Durchführung  ge- 
eignet anerkannt  sind. 

Nicht  unter  den  Begriff  fallen  hiemach 
die  Uassregeln,  durch  welche  ein  Zwan^ 
gegen  Personen  ausgeübt  weiden  soll,  mit 
denen  nur  ein  völkerrechtliches  Verhaltaia 
besteht  oder  die  der  Machtbefugnis  unseres 
Staates  entrUckt  und  (RepressalieD, 
Betorsion  (Vei^tangsrecht  des  §  31  des 
Einfg.  zum  B.O.B.),  die  häufig  zur  Dun^- 
setzung  solcher  veroiOgensrechUicher  Ad- 
sprflche  benutzt  werden,  welche  Staatsan- 
gehörigen  gegen  fremde  Staaten  oder  Ao- 
geherigen  derselben  zusteheo);  und  ebenso- 
wenig gehört  zur  Zwange  Vollstreckung  die 
Selbsthilfe  (§  229  B.G.B.),  der  Pfandverkauf 
durch  den  Pfandgläubiger  (§  1233ff.  B.G.B.) 
und  die  Vorschriften  über  die  zum  Schutz 
der  Grundstücke  gestattete  Pfändung  von 
Sachen,  soweit  diese  partikulaiTechtlich  nodi 
in  Geltung  sind  (§  89  des  GinffihrangBgea. 
zum  B.e.B.). 

Andererseits  gehören  zur  Zwangsvoll- 
streckung sowohl  die  Durchführung  der 
rechtskrftftigen  oder  «vorläufig  vollstrecke 
barens  Civilurteile  und  sonstiger  Rechtsakte 
(vgl.  CP.O.  §794  und  die  ausführliche, 
35  Nummern  umfassende  Aufzählung  d» 
sonst  reichsrechtlich  und  partikularrechtlich 
vorhandenen  vollstreckbaren  Schuldtitel  b« 
Richter,  Die  Zwangsvollstreckung  S.  7ff.) 
als  auch  die  von  S  traf  urteile  n ,  auf  Geld- 
strafen oder  auf  Busse  (St.P.O.  §  49ii) ;  femer 
die  Beilreibung  von  Gerichtskosteo,  Steuern, 
Gebohren  jeder  Art  und  endlich  die  Durdi- 
fOhnuig  von  Entscheidungen  und  Anord- 
nungen der  Verwaltungsbehörden,  Yerwal- 
tungsgerichteetc.,  insoweit  dieselben  in  Mass- 
nahmen gegen  einzelne  Personen  oder  Per- 
Bonengruppen,  nicht  lediglich  in  Durchfüh- 
rung allgemeiner  Vorschnften  und  Schaffung 
von  dem  öffentlichen  Interesse  dienenden 
Einrieb ttmgen  sich  äussern. 

Die  Aufgaben  und  der  Zweck 
einer  £inrichtimg,  der  wir  so  auf  fast  allen 
Gebieten  des  wirtschaftlichen  Lebens  be- 
gegnen, müssen  selbstverständlich  allgemeiDer 
Natur  sein ;  der  Vorgang  ist  derselbe,  ob  ein 
rückständiges  Steuerqu^tal  exequiert,  eine 
Geldstrafe  beigetrieben  oder  ein  Urteil  aus 
einer  Warenforderung  vollstreckt  wird.  Es 
wird  also  zunächst  unrichtig  erscheineo,  die 
sozialpolitische  Würdigung  der  Zwangsvoll- 
streckung von  einem  einzelnen  Anwendunge- 
falle hei-zuleiten.  Sie  dient  vielmehr,  wie 
jede  staatliche  Einrichtung,  dem  staatlichen 
Gesamtinteresse,  und  wenn  ihre  Hauptauf- 
gaben auf  dem  Gebiete  der  Rechtsordnung 
liegen,  so  erschöpft  sie  sich  hiermit  ao  wenig, 
als   die   Aufgaben   des   Staates    selbst   im 


"'»'^ 


Schutze  der  BechtsordouDg  aufgehen.  Ins- 
besondere auf  dem  Gebiete  des  vermögens- 
recbts  ist  die  ZvangSTollstreckuDg  aileraiogs 
das  Mittel,  durch  das  der  Schidduer  zur 
Zahlung  gezwungen  wird.  Der  Sieger  im 
Prozess  hat  das  Recht,  vom  Gericht  zu  ver- 
langen, dass  es  ihm  mittelst  seiner  Zwangs- 
gewalt das  im  Urteil  ihm  Zuerkannte  that- 
sÄchlich  veiBchaffe  (Planck,  Civiljrozeaa  II, 
2,  p,  607);  und  der  Zwang  musB,  nachdem 
ja  die  Verpflichtung  feststeht,  rasch  und 
ohne  neue  Auafltlchte  zu  gestatten,  eintreten. 
Die  Schnelligkeit  imd  Promptheit,  mit  der 
die  Zwangsvollstreckung  vollzogen  werden 
kann,  ist  gewisserraassen  ein  Gradmesser 
fOr  die  Sicherheit  der  Eechtsordnune  in 
einem  Lande.  Aber  die  ZwangsvollBtrectung 
richtet  sich  stets  zugleich  auch  gegen  den 
Gläubiger,  der  durch  missbrÄuchhche,  ehika- 
nöse,  Übertriebene  Anwendung  seines  Rechts 
nicht  nur  den  Schuldner  in  unzulässiger 
Weise  8(ji§digen,  sondern  den  Gang  der 
Bechtsordnung  hemmen  und  geradezu  das 
Staatswohl  gefährden  kann.  Der  Sat^  >fiat 
justitia,  pereat  mundusf  ist  nirgends  falscher 
als  im  Gebiete  der  Zwangsvollstreckung,  und 
die  ganze  Geschichte  der  Zwangsvoll- 
streckung lasst  sich  einfach  dahin  zusammen- 
&ssen,  dass  der  in  jedem  älteren  Rechte 
fehlende  Gesichtspunkt  der  Notwendigkeit 
des  Schutzes  des  Schuldners  im 
Interesse  des  Staates  allmählich  immer 
mehr  hervortrat  und  dass  zugleich  die  An- 
sichten Ober  die  Begrenzung  des  Gebietes 
der  staatlichen  Interessen,  deren  Schutz 
einen  Eingriff  in  das  Recht  des  Gläubigers 
rechtfertige,  fort  und  fort  sich  erweitert 
haben. 

Galt  früher  nur  die  Fürsorge  für  die 
Existenz  des  Staates  selbst  als  Grund  zur 
zeitweisen  Milderung  des  Schuldrechts  (Sei- 
sacbthieen,  Moratorien,  Indulte  etc.),  so  ist 
später  die  Fürsorge  für  die  persönliche  l'rei- 
heit  (Einschränkung  und  Verbot  des  nexum. 
der  Leibeigenschaft  des  Schuldners  und  der 
Schuldhaft)  und  nach  und  nach  auch  die 
Aufrechtlialtung  der  Erwerbsffihigkeit,  der 
geordneten  Wirtschaft,  des  Familienlebens 
des  Schuldners  gleichfalls  für  wichtig 
genug  erachtet  worden,  um  der  rechtlich 
zugeiassenen  GewaltausQbnng  des  Gläu- 
bigers gegen  den  Schuldner  Schranken  zu 
setzen.  AÜe  derartigen  Einschränkungen  der 
Zwangsvollstreckung  Verstössen  also  nicht 
gegen  das  Princip  und  den  Zweck  der  In- 
stitution, sondern  sind  in  ihrem  Wesen 
begrifflich  enthalten  und  entspringen 
einfach  der  Rücksicht  auf  die  neben  der 
Aufredithaltung  der  Bechtsordnung  vorhan- 
denen Aufgaben  des  Staates. 

Nur  eine  Foige  hiervon  ist  es,  dass  alle 
Beschränkungen  der  Zwangsvollstreckung 
auch   dem    offenbar    böswilligen    Schuldner 


g^enflber  gewahrt  werden  und  dass  auf  sie 
von   dem   Schuldner  überhaupt  nicht  veiv 

ziehtet  werden  kann. 

Vgl.  die  Cltate  z.  B.  in  Senfferta  Kommen- 
tar EQT  Civi^rozesBordnung  (§  715) ;  ferner  die 
ausfUlirliche  ErerteniDgder  Frsge  bei  Burlage 
(Pftndnng  bei  Personen,  welche  Landwirtschaft 
treiben),  S.  63 — 82.  Ebenso  bleibt  die  Zwangs- 
voUstreckmig,  auch  wenn  das  positive  Recht  sie 
ganz  oder  mm  Teil  dem  GUnbiger  in  die  Hand 
giebt,  doch  Sache  des  Staates.  Der  QerichtB- 
Tollzieher  empiUngt  den  Auftrag  vom  Gläubiger, 
führt  ihn  aber  als  Organ  des  Staates  ans;  hier- 
mit steht  scheinbar  in  Widergprach,  dass  nach 
§  717  CP.O.  —  anders  froher  §  665  —  der 
Qlfiubiger,  der  ein  vorl&uflg  vollstreckbares  Ur- 
teil in  der  Hand  hat,  für  den  dem  Schuldner 
zuKefügten  Schaden  aofkommen  mius,  wenn 
sich  dies  Urteil  nachträglich  als  zu  Unrecht  er- 
lassen heransstellt.  Die  Motive  znr  Oivil- 
prozeBsorduang  vom  17.  Mai  1898  begründen 
die  Nenerung  denn  auch  lediglich  ans  Billig- 
keitsrUcksicbten,  unter  Hinweis  anf  die  aanz 
ansserord entliche  Befngnis,  die  in  der  Mö^ich- 
keit  der  Vollstreckung  noch  nicht  rechtskräftiger 
Anspräche  liege. 

Ueber  den  früheren  Bechtsznstand  vgl.  Ur- 
teil des  Beichsgerichts  vom  2.  Febmar  1898  in 
den  Entscbddnngen  für  Civilsachen  XXX,  S. 
418-426. 

Andererseits  bleibt  jedoch  die  Angelegen- 
heit, wegen  deren  es  zur  ZwangsvoUatreckting 
kommt,  in  erster  Linie  die  der  siesreicben  Partei, 
weniestens  so  weit  es  sich  um  die  Zwangsvoll- 
Streckung  aus  Civilnrleilen  etc.  bandelt. 

Diese  mnss  also  in  der  Lage  sein,  Einfinss 
anf  dos  Verfahren  ansznflben,  dasselbe  in  Oang 
zu  setzen,  zn  sistieren  etc.  Ob  der  Staat  hier- 
bei jedem  Qlfinbiger  in  gleicher  Weise  behilf- 
lich sein  oder  einzelnen  —  z.  B.  den  Alimen- 
tationsberechtigten, den  Vermietern,  den  Wechsel- 
elänbigem  —  vorzugsweise  Befriedigung  oder 
besondere  Hschtmittä  gegen  den  Schmdner  oder 
dessen  Vermögen  geben  oder  endlich  ob  er  die 
Exekntion  ffegen  einzelne  Schnldner  ^  Abge- 
ordnete, Sofdaten,  Seeleute,  Aerzte  u,  s.  w.: 
g  850  nl.  8;  §  904— 910  CP.O,  —  an  erschwe- 
rende Bedingungen  anknüpfen  und  sie  gegen 
einzelne  Gegenstände  (Dienstprftmien  der  Unter- 
offiziere: Beichsges.  v.  22.  Mai  1893;  Fahr- 
betriebsmaterial  einer  Eisenbaha:  Reiclüges.  v. 
3.  Mai  1886)  a.  s.  w.  g^z  ansscbliessen  will 
—  hat  nichts  mit  dem  Princip  der  ZwangsvoU- 
Btrecknng  zu  thnn,  sondern  ist  eine  Frage  'der 
Zweckmässigkeit  und  der  Bechtspolitik. 

Die  Zwangsvol] Streckung  hat  hiemach  in 
erster  Linie  staatliche  Interessen  zu 
wahren,  nicht  die  des  Gläubigers  und  nicht 
die  des  Schiddners,  der  nach  Planck  (a.  a.  Ö, 
p.  609)  bei  Durchführung  des  ZwangsvoU- 
streckungsverfohrens  >weder  als  Partei  noch 
als  Beklagter,  sondern  als  Aufklärungs- 
mittel'  in  Betracht  kommt.  Aber  sie  ist 
keine  Strafe.  Das  von  dem  Verurteilten 
etwa  geübte  Unrecht  ist,  insoweit  es  der 
Staat  beachten  will,  vor  Beginn  der  Zwangs- 
vollstreckung berücksichtigt  worden  (durch 
die  Auferlegung  von  Verzugszinsen  und 
Antlkge.    TU. 
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Prozesekoaten,  durch  die  höhere  oder  niedere 
Abmessung  der  Strafe,  durch  Verdoppelung 
der  einzutreibenden  Steuersätze,  Zolibeträge 
etc.);  und  die  Zwangsvollstreckung  hat  es 
nur  mit  der  Beseitigung  des  objektiv  rechts- 
■widrigen  Zustandes  zu  thun,  einerlüi,  oh 
dereefbe  mit  oder  ohne  den  \ViDcii  des  zur 
Leistung  Verpflichteten  eingetreten  ist. 

Es  ist  hiernach  selbstverständhcli,  daes 
sie  auch  gegen  einen  unzurechnungsf&higen 
Schuldner  wäer  gegen  die  Erben  des  ver- 
urteilten Schuldners  durchgeführt  werden 
kann ;  ebenso  aber  auch,  dass  der  Schuldner 
verpflichtet  ist,  sich  ihr  zu  unterwerfen.  Er 
mag  einer  Strafvollstreckung  durch 
Flucht  vorbeugen,  ohne  dass  ihn  deswegen 
eine  besondere  Strafe  liezw,  eine  Erhöhung 
der  früher  erkannten  Strafe  treffen  kann ; 
er  wird  aber  durch  Strafen  drohuHgen  ge- 
zwungen, den  auf  die  Zwangs voltstreckimg 
bezflglichen  Anordnungen  des  Gerichts  sich 
zu  unterwerfen,  und  er  <lar[  eine  gegeu  ilin 
angeordnete  Zwangsvollstreckung  nicht  durch 
Verbringen  von  VermögenssUlcsen  vereiteln 
oder  erscliweren,  ohne  sich  strafbar  zu 
machen  (vgl.  RSt.ö.B.  288,  137). 

Vor  alJeiQ  ergiebt  sich  aber  aus  dem 
Umstände,  dass  die  Zwangsvollstreckung 
keine  Strafe  ist,  das  weitere  wiclitige  Mo- 
ment, dass,  ganz  abgesehen  von  dem  Grade, 
in  dem  der  Staat  ihre  Durchfühnmg  ge- 
stattet, auch  aus  ihrer  Beordnung  alles 
entfernt  sein  mnss,  was  thatsächlich  eine 
Benachteiligung  des  Schuldners  daralellt,  die 
nicht  durch  ihren  Zweck  geboten  wird  oder 
unvei-meidlich  ist.  Diejenige  Beordnung  der 
Zwangsvollstreckung  ist  die  beste,  die  ihr 
Ziel  am  schnellsten,  aber  zugleich 
mit    der    geringsten    Benachteili- 

fungdes  Schuldners  erreicht,  mag  dies 
iel  die  Durclilflhmng  eines  Civilurteils  oder 
die  Herstellung  eines  aus  sanitären  Uründeu, 
Verkehrsrücksichten  oder  sonst  polizeilich 
erfonlerton  Zustands  sein.  Die  sogenannten 
ExekutivBtrafen  haben  ihre  Berechti- 
gung gerade  dai-in,  dass  sie  den  Schiddner 
veranlassen  sollen,  selbst  auszufahren,  was 
sonst  teurer  und  mit  grösseren  Nachteilen 
für  ihn  von  anderen  auf  Veranlassung  der 
Öffentlichen  Gewalt  bewirkt  wür<le. 

Darüber,  dass  die  Civilexekotion,  — 
die,  wie  wir  gesehen  haben,  materiell  von  Äd< 
ministrativexeKUtioa  und  der  Exekution  von 
Geldstrafen  in  keiner  Weise  verschieden  iat,  - 
„keinen  plinalen  Charakter  hat",  —  vgl.  insbe- 
sondere die  Ausführungen  von  Schnitze,  Privat- 
recht und  Prozess  in  ihren  Wech  Hei  bezieh  an  gen, 
Freiburg  1883,  S.  67fi.,  inBliesondere  S.  17 
nnd  31. 

Im  übrigen  bemerkt  auch  Iherin?,  der  im 
„Kampf  ums  Recht"  rtie  übennässiR'e  Slilde  und 
Sachsicht  gegen  den  Schuldner  anf  Koöten  des 
Gläubigers  als  Merkmal  einer  absterbenden 
schwächlichen   Zeit    tadelt,    in  der  ^geistvollen 


Bearteilnng  des  altrSmiachen  Prozessea  vom 
Bozialäkonomiachen  Standpunkte,  die 
er  in  Kap.  III  nnd  IV  von  „Scherz  nnd  Ernst 
in  der  JnrisprndeDs"  liefert,  mit  Recht,  dass  die 
Prazeisstiafen  —  zn  denen  doch  auch  die 
Über  das  Recht  des  Gegners  hinansgehende 
SchgdigDDg  des  Sehnldners  dorch  die  Zwangs- 
vollstrecbnng  gehären  würde  —  das  Merkmal 
eines  noch  nnentwickelten  Rechtes 
seien  (C.  c.  8.  184). 

Wie  speciell  in  der  Entwickelang  des 
deutschen  Rechts  der  Gesichtspunkt  der  Strafe 
immer  mehr  gegen  den  der  blossen  Befriedigon^ 
des  Gläubigers  in  den  Eintergroud  getreten  ist, 
vgl.  Planck  a.  a.  0.  S.  602. 

2.  Das  positive  Recht  und  die  Sta- 
tiBtik  der  Z.  Die  Frage,  inwieweit  die 
Beordnung  der  Zwangsvollstreckung  in 
Deutschland  oder  anderen  Kulturstaaten  den 
obigen  Darlegungen  entspreche, ,  kann  hier 
nicht  ausführlich  erörtert  werden.  Noch 
weniger  ist  möglich,  den  gesamten  auf  die 
Zwangsversteigerung  bezflglichen  positiven 
RechUsfoff,  sei  es  auch  nur  in  der  Be- 
schränkung auf  Deutschland,  vorzuti^en. 
Es  gentigt  zu  bemerken,  dass  eine  solche 
Darstellung  äusserst  kompliziert  wäre,  zu- 
nächst wegen  des  breiten  Baumes,  den  bei 
der  Zwangsvollstreckung  —  wie  bei  den 
anderen  staatlich  beordneten  Eingriffen  in 
die  Privatrechtesphäre  {der  Expropriation, 
der  Verhaftung,  der  Haussuchung),  —  die 
Schilderung  der  Formen  beansprucht ,  in 
denen  sich  der  fiechtsakt  vollzieht,  und 
ferner  um  deswillen,  weil  der  Gesetzesatoff 
ungemein  zeistreut  ist. 

Es  ist  nämlich  zwar  die  Zwangsvoll- 
streckung aus  Civilurtcilen  reichsreditlich 
heortlnet:  soweit  das  beweghche  Vermögen 
in  Betracht  kommt,  durch  das  achte  Buch 
der  Civilprozossordnung  (241  Paragraphen); 
bezügUch  der  Immobilien  durch  das  Reichs- 
gesetz  über  die  Zwangs versteigenmg  und 
Zwangs  Verwaltung  vom  2i.  Mäi-z  ISfl'i  {1S4 
Paragraphen);  imd  es  sind  diese  Vorschriften 
auch  auf  die  Zwangsvollstreckung  aus  Ur- 
teilen auf  Vermögensstrate  und  Busse  aus- 
gedehnt (g  495  StP.O.),  dagegen  ist  die 
Zwangsvollstreckung  wegen  tieJdfordcnmgeu 
gegen  den  Fiskus,  Gemeinden  und  andere 
Kommunal  verbände  dem  Landes^si'tze  vor- 
behalten worden  (§  15  al.  4  des  Ausfflhrungs- 
gesetzes  zur  C.P.O.).  Nimmt  man  dazu, 
doäs  auch  die  gesamte  Zwangsvollstreckung 
aus  Crtoiien  imd  Anordnungen  der  Ver- 
waltungsbeiiöitlen  nur  partikularrechtlich  be- 
ordnet  ist  und  wegen  der  Vorachiedenheit 
dos  Verwaltungsrecnts  und  der  Behörden- 
organisalion  der  einzelnen  Staaten  auch  nur 
landesrechtlich  beordnet  sein  kann,  so  er- 
giebt sich  sofort,  dass  eine  ausfßhrliche  Dar- 
stellung des  geltenden  Rechte  den  hier  zu 
Gebote  stehenden  EUum  aberschreiten  und 
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in   dae  Oebict  der  rein  juristischen  ErCrte- 
rang  Obergreifeu  müsste. 

Vgl.  beispielsweise  die  preussiache  Verord- 


Noveniber  189'J,  diu  bayerische  Gesetz  betr.  die 
Srrichttuig'  eines  Verwaltnngsgerichtehofes  and 
das  VerfahreD  in  Verwaltangarecbtaxächen  vom 
3.  Antragt  1878,  diLs  wilrttembergisclie  Gesetz 
tlber  die  ZwangsvollsCrecknog  wegen  Gffentlich- 
rechtlicher  Leistungen  vom  18.  Angust  1879. 
Wegen  der  Zw&nfi;3TollBtreckQng  anf  Grnud  der 
C.P.O.  Tgl.  die  Kommentare  nnd  LebrbQcher 
sowie  die  Mon(«raphieen  über  die  Zwangavoll- 
strecknng  von  Eichter,  Düsseldorf  1889,  Falk- 
mann,  Berlin  1888.  Sunsen  188ö  etc. '  Eine  üjx- 
sammenfassende  Darat«llnng  des  Rechtes  der 
Zwangsvollstreckung  in  deren  verschiedenen 
Anwettdnngsformen  ist  mir  nicht  bekannt. 

Dagegen  Itöntieo  einige  andere,  das  Wesen 
der  ZwangSToU Streckung  berührende  Fragen 
nicht  ribergangen  werden,  da  sie  getwle 
volkswirtschaftlich  und  sozialpoÜtisch  von 
hervorragendem  Interesse  sind.  Es  sind 
dies  <he  Frage  nach  der  Statistik,  nach 
dem  wirtschaftlichen  Effekte  und 
nach  den  Grenzen  der  Zwangsvoll- 
streckung. 

Was  die  Statistik  der  Zwangsvollstreckung 
anlangt,  so  haben  wir  allerdings  weniger  Aber 
gemachte  Erhebungen  zu  berichten  als  viel- 
mehr Lücken  zu  konstatieren. 

Die  vorhandene  Statistik  erstreckt  sich 
fast  ausschliesslich  nur  auf  einzelne  Arten 
der  Zwangsvollstreckung,  z.  B.  auf  die- 
jenigen in  Immobilien  (Subbastationen) ;  da- 
gegen fehlt  es  z.  B.  für  Preussen  gänzlich 
an  einer  Statistik  der  wichtigsten  Zwangs- 
vollstreckung: der  aus  Civilfordemngen.  — 
Die  deutsche  Justizstatistik  z&hlt  die  bei 
der  Durchführung  der  Zwangsvollstreckung 
erforderlich  gewordenen  richterlichen  Amts- 
handiungeD  bezw.  die  gesteUten,  die  Zwangs- 
vollstreckung betreffenden  Anträge,  aber 
nicht  die  von  den  einzelnen  öerichtsvoU- 
ziehem  bewirkten  Zwangsvollstreckungen 
selbst 

Um  eine  Statistik  hierüber  zu  eriangen, 
müsste  man  die  Dienstregtster  derl^ricnts- 
vollzieher  benutzen,  was  bisher,  soweit  ich 
ersehen  konnte,  noch  nicht  geschehen  ist. 
Etwas  besser  ist  es  in  den  Staaten  beateilt, 
welche  die  gesamte  Zwangsvollstreckung 
aus  der  Civilrechtepflege  nnd  dem  öffent- 
lichen Recht  bei  einer  einzigen  Behörde 
konzentriert  haben.  Das  ist  z.  B.  in  Ham- 
burg der  Fall ;  die  wenigen  Zahlen  ober 
die  Thätigkeit  dieser  Behörde,  des  Gerichts- 
voUzieheramts  {Hamburger  Gesetz,  betr.  das 
Gerichts voU zieher wesen  vom  28.  Juni  1882), 
welche  im  Statistischen  Handbuche  für  den 
Hamburger  Staat  von  1891,  S.  269  —  leider 
ist  diese  Statistik  nicht  fortsetzt,  tvenig- 
stens  nicht  weiter  veröffentlicht  worden  — 
enthalten   sind,  sind    doch  fast  das  einzige 


Beispiel  einer  die  gesamte  Zwangsvoll- 
streckung wenigstens  eines  kleinen  Terri- 
toriums zusammenfassenden  Statistik,  das 
ims  bekannt  geworden  ist. 

Vgl.  ancJi  die  im  Statistischen  Jahrbuch 
der  Stadt  Wien  seit  Schaffung  eines  beson- 
deren Exekutionegerichts  (Verordnimg  vom 
24.  Juni  1897)  veröffentlichte  Statistik  der 
Zwangsvollstreckungen  in  der  Stadt  Wien 
(Jahrb.  1898  p.  295)  iind  die  bereits  früher 
dortselbst  (Jahrb.  1896  p.  268)  veröftent^ 
Heilte  Statistik  der  gericlitlich  bewilligten 
Mobiliarfeil  biet  iin  gen,  die  allerdings  Ober  die 
Höhe  der  excijuicrten  Foi-demngen,  den 
Steigererlös,  und  ilie  Kosten  des  Verfahrens 
nichts  enthalten. 

Auch  in  der  Schweiz  ist  die  Zwangsvoll- 
atreckung  auf  Ornnd  des  Bundeageset/es  über 
Schnldbeitreibang  nnd  Konkurs  vom  11.  April 
1889  einheitlich  lür  alle  .4rtcn  der  Zwangsvoll- 
Btreckiiag  beordnet  {.4.rt.  38,  43).  Die  Oberaut- 
siclit  über  daa  gesamte  Scbuldbeitreibongswesen 
wird  direkt  vom  Bundesrate  geübt  (Art.  15); 
es  wSre  interessant,  das  bei  der  hierfUr  be- 
stimmten Behörde,  dem  eidgenössischen  Be- 
treihnngsrate,  erwachsende  Material  nach 
den  hier  vorgetragenen  Gesichtspunkten  zu 
prüfen. 

Ueber  die  Snbhastationen  wird  auf  die  Ar- 
tikel dieses  Werkes  ilber  Gnindeigcutnm  nnd 
Agrarpolitik  verwiesen. 

lieber  die  Zwang-s Vollstreckung  wegen  di- 
rekter Steuern  enthah«n  die  Reden  des  Finanz- 
ministers  Scholz  im  preussiscben  Abgeordneten- 
hause gelegentlich  der  Beratung  des  Entwurfs 
des  apSteren  G.  v.  2fJ-  Mlri  1883  (betr.  Auf- 
hebung der  untersten  Stufen  der  Elaasensteuer) 
interessantes  Material. 

S.  Der  Tolkawirtechaftliche  Effekt 
und  die  Beschränkungen  der  Z.  Etwas 
genauer  als  auf  die  Statistik  müssoit  wir 
auf  die  eng  zusammengehörigen  Fragen  des 
Effektes  und  der  Begrenzung  der 
Zwangsvollstreckung  eingeben.  Die  Zwangs- 
vollstreckung erstrockt  sich  auf  die  Person 
und  auf  das  Vermögen  des  Schiüdners. 
Indes  kommt  die  erste  Art  d^  Zwangs- 
vollstreckung (die  Haft  zur  Erzwingung  von 
Handlungen)  so  selten  vor,  dass  sie  volks- 
wirtschaftlich kaum  beachtet  zu  werden 
braucht;  in  Hamburg  z.  B.  zahlte  man  nach 
der  angeführten  Statistik  1899  lediglich  622 
Zwangavolis  treckungen  auf  Haft  gegen 
Sl  20U  Zwangsvollstreckungen  aus  hüi'ger- 
lichen  Rechtßstreitigkeiten  und  7079  Pfän- 
dungen im  Vcrwaltungszwangs  verfahren. 
Wir  l>erücksichtigen  daher  im  folgenden  nur 
die  Zwangsvollstreckung  ins  Vermögen. 

Wie  bereits  oben  gezeigt,  hat  diese  nicht 
die  Aufgabe,  das  Vermögen  des  Schuldners  zu 
mindern,  sondern  lediglich  die,  etwas,  das 
rechtswidrig  Bestandteil  seines  Vermögens 
ist,  aus  diesem  heraus  zu  nehmen. 

Diese  Aufgabe  wird  erat  dann  schwierig, 
wenn  die  gesuchten  Werte  im  Vermögea 
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des  Gepfändeten  nidit  mehr  vorhanden 
bezw.  nicht  mehr  unterscheidbar  sind.  Be- 
kanotlich  -werden  alsdann  statt  ihrer  dem 
Schuldner  andere  Yermögensetücke  genom- 
men imd  zwan^weise  verftussert  Der 
Sohiildner  hat  die  liierdnrch  entstehenden 
Kosten  (Transport,  AufbewahrunK,  Ver- 
steigerung der  Sachen)  und  ausserdem  den 
Schaden  zu  tragen,  der  ihm  dadurch  ent- 
steht, dass  fortab  gerade  die  gepfändeten 
Gegenstände  in  seinem  Vermögt  fehlen 
und,  wenn  er  den  früheren  Zustand  wieder 
herstellen  will,  neu  beschafft  werden  mßssen. 

Dieser  Sehaden  wird  nicht  orheblieh 
sein,  wenn  die  gepfändeten  Gegenstände 
einen  fuoriblen,  d.  n.  für  joden  Besitzer 
gleichen  Wert  haben,  wie  dies  z.  B.  bei 
allen  Dingen  der  Fall  ist,  die  —  wie  markt- 
gSngige  Waren  (Wertpapiere  etc.)  ^  einen 
Börsen-  oder  Marktpreis  nahen  (C.P.O.  §  821). 
Der  Steigererlös,  der  dem  Gläubiger  zu- 
fliesst,  wird  alsdann  dem  Werte  gleich- 
kommen, mit  dessen  Aufwendung  sie  jeder- 
zeit ersetzt  werden  können. 

Es  wird  also  durch  Wegnahme  solcher 
Dinge  dem  Schuldner  nur  das  entzogen, 
was  nOtig  ist,  um  die  Lücke  im  Vermögen 
des  Gläubigers  auszufüllen.  Der  wirtschaft- 
liche Effekt  der  ZwangsToUstreckung  ist 
also  lediglich  der  von  jeder  schädbchen 
Nebenwirkung  freie  Ausgleich  der  dtvch 
Urteil  oder  Gesetz  als  rechtswidrig  festge- 
stellten VermSgens  Verschiebung. 

Ganz  anders  steht  es,  wenn  die  Zwangs- 
vollstreckung Dinge  angreift,  die  einen  fun- 
giblen und  deshalb  leicht  realisierbaren 
Wert  nicht  haben,  bei  denen  vielmehr  die 
Nutzbarkeit,  die  sie  epeciell  fßr  den  Schidd- 
ner  haben,  notwendig  grosser  sein  raues 
als  der  durch  ihre  Verwertung  im  Wege 
der  ZwangSToUstreckung  zu  erlösende  Be- 
trag. Werden  solche  ffinge  der  Zwange- 
voliatreckung  unterworfen,  eo  tritt  neben 
und  mit  der  an  sich  vielleicht  gerecht- 
fertigten Vermögensversehiebung 
eine  VermCgenszeratörung  ein. 
Dem  Schuldner  wird  mehr  entzogen,  als 
der  Gläubiger  zu  fordern  hat,  und  dem 
Gläubiger  wächst  aus  der  Versteigerung  etc. 
weniger  zu,  als  der  Schuldner  eiubOBst 
Der  Effekt  der  Zwangsvollstreckung  ist  also 
jedenfalls  eine  an  sich  nicht  gerechtfertigte 
Schädigung  des  Schuldners  und  kann  sehr 
wohl  bis  zu  einer  thatsächlichen  Minderung 
des  der  Volkswirtschaft  zur  Verfügung 
stehenden  Vennflgens  sich  steigern,  insbe- 
sondere wenn  auch  des  Nachteils  gedacht 
wird,  den  der  Schuldner  dureh  die  Schädi- 
gung seiner  Erwerbsfähigkeit,  seiner  Arbeits- 
freudigkeit, seines  Sparsinnes  erleidet 

Diese  Gefahr  besteht  aber  nicht  nur  bei 
der  Zwangsvollstreckung  in  das  Mobiliar  des 
Schuldners,  sondern  ebenso  bei  der  Zwangs- 


vollstreckung in  nnfertige  Waren,  in  das  für 
den  individuellen  Gebrauch  bestimmte  Hand- 
werkszeug, in  Früchte  auf  dem  Halme  etc. 
—  Sie  liegt  mit  einem  Worte  Oberal!  vor, 
wo  die  Zwangsvollstreckung  sich  richtet 
gegen  Dinge,  die  Waren  im  volkswirt- 
schaftlichen Sinne  noch  nicht  oder 
nicht  mehr  sind.  Sie  tritt  nicht  nur  bd 
der  Zwangsvollstreckung  in  Dinge  von  min- 
derem Werte  ein,  auch  die  Zwangsvoll- 
stref^ung  in  ausgedehnten  Liegonschafts- 
besitz  kann  vom  schlimmsten  volkswirt- 
schaftlichen Effekte  sein,  wenn  die  liegea- 
schaften  nicht  —  wie  etwa  Zinshäuser  in 
der  Stadt  —  einen  marktgängigen  Wert 
haben.  Es  ist  eine  der  wichtigsten  Auf- 
gaben jedes  Gesetzes  Qber  die  Zwangs- 
voIlstreebunB  in  Immobilien,  dieser  Mögliäi- 
keit  durch  Vorschriften  über  die  Art  dcff 
Versteigerung  {Zeit,  Ort,  Ankündigung  der 
Versteigerung),  über  das  zulässige  Mindest- 
gebot etc.  entgegenzuwirken,  und  die  sozial- 
politisch so  bedeutsamen  Besonderheiten 
des  Immobiliarkredits  beruhen  zum  grossen 
Teil  gerade  darin,  dass  es  schwer  ist,  die 
Zwangsvollstreckung  in  Immobilien  so  zu 
gestalten,  dass  jene  nachteiligen  Rückwir- 
kungen derselben  auf  die  Volkswirtschaft 
vermieden  werden. 

Volkswirtschaftlich  weit  veiderblicier 
und  zugleich  weit  weniger  beachtet  ist 
aber  der  schädliche  Effekt,  den  die  Zwangs- 
vollstreckung regelmässig  und  unausbleibhch 
dann  hat,  wenn  sie  Dinge  ergreift,  die  der 
Natur  der  Sache  nach  nur  einen  von  ihrem 
individuellen  Gebrauchswerte  verschiedenen 
Tauschwert  haben  müssen,  d.  h.  gegen 
im  Verbrauch  befindliche  Sachen;  bezw. 
wenn  sie  sich  gegen  Personen  richtet,  die 
andere  als  derartige  Dinge  nicht  besitzen, 
d.  h.  gegen  unbemittelte.  Von  hier 
aus  hängt  die  Frage  nach  dem  wirtschaft- 
lichen Effekt  der  ZwEmgsvollstreckung  au& 
engste  mit  der  letzten  der  hier  zu  erfirtem- 
den  Fragen  —  der  nach  den  Schranken 
der  Zwangsvollstreckung  —  zu- 
sammen. 

Die  Bedeutung  der  Beschränkungen  der 
Zwangsvollstreckung,  d.  h.  der  Aufstellung 
eines  Katalogs  gesetzlich  unpKndbarer 
Dinge  ist  hiernach  mit  dem  von  den  Mo- 
tiven zur  Civilprozessordnung  zu  ihrer  Be- 
gründung einzig  angefahrten  unklaren  Be- 
griff der  »billigen  Nachsicht  gegen  die 
Sohuldneri  (Motive  zu  §  651  des  Entwurf 
C.P.O.)  in  keiner  Weise  zu  erachöpfen.  Sie 
beruhen  vielmehr  auf  der  Erkenntnis,  dass 
die  Eechtsordnung  eines  Landes  sich 
der  Wirtschaftsordnung  anpassen 
muss;  oder  specieller  gesagt:  sie  bringen 
zum  Ausdrucke,  in  welchem  Grade  der 
Gesetzgeber  die  Thatsache  anerkennt,  dass 

einer   auf  Privateigentum    und 
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Privatproduktion  begründeten  Ge- 
sellschaft ein  gewisser  Bestand 
von  wirtschaftlichen  Gütern  un- 
entbehrlich ist  für  ieden,  der 
innerhalb  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft leben,  d.h.  seine  Arbeits- 
kraft verwerten,  eine  geordnete 
Wirtschaft  föhren,  eine  Familie 
unterhalten  wilL 

If^amentlich  der  letzlere  Gesichtspunkt 
verdient  die  grOsste  Beachtung.  Staat  und 
Gesellschaft  benihen  auf  der  FamÜie;  die 
Familie  bedarf  aber  zur  Erfüllung  ihrer 
Funktionen  nicht  nur  sittlicher  Qualilätea 
der  Eheleute,  sondern  fortwährender  Zufuhr 
von  rasch  verbräuchlichen  Gütern,  fort- 
währender Arbeit  der  Ehefrau  und  einer 
bleibenden  Ausstattung  an  Mobiliar  u.  s.  w. 

Im  Interesse  des  Staats  und  der  Ge- 
sellschaft haben  Volkswirtschaft  und  Recht 
für  die  notwendigen  Grundlagen  des  Fa- 
milienlehens d.  h.  für  die  Möglichkeit  des 
dauernden  Lohnerwerbs  und  des  dauern- 
denMobiliarbesitzes  zusorgcn,  Wenn 
in  letzterer  Beziehung  keine  gewaltsamen 
Eingriffe  mehr  zu  fürchten  sind,  so  sollte 
es  selbstverständlich  sein,  dass  Eingriffe 
imWeg  Rechtens  unterbleiben,  iuBofern 
durch  sie  der  Familie  die  Erfüllung  ihrer 
Aufgaben  unmöglich  gemacht  wird.  Von 
diesem  Standpunkt  aus  sind  also  die  Zwancs- 
vollslreckungsgesetze  zu  beurteilen:  dieße- 
fricdigimg  des  Gläubigers  ist  wichtig,  der 
Schutz  der  Familie  aber  ist  ein  mindes- 
tens gleichwertiges  Interosse- 

Yon  diesem  Standpunkte  aus  werden  in 
den  Staaten  der  Nord  amerikanischen  Union 
dio  notwendigen  Einschränkungen  der 
Zwangsvollstreckung  als  Grundrecht  aller 
Staatsbürger,  als  Garantie  d^s  Rechts 
auf  eine  menschenwürdige  Exis- 
tenz anfgefasst  und  sind  deshalb  vielfach 
den  Verfassungen  der  einzelnen  Staaten  ein- 
verleibt Dem  Inhalt  nach  unterscheiden 
diese  in  ihrer  Art  mustcrgütigen  Gesetze 
(exemplJon  laws)  streng  zwischen  dem 
Sclinldner,  der  eine  F'amilie,  einen  Haus- 
stand hat,  und  dem,  bei  dem  dies  nicht  der 
Fall  ist.  Sie  schützen  die  Familien wohnung 
(the  homestead,  d.  h.  die  vom  Schuldner, 
der  ein  Haushalt» ngsv erstand  igt,  oder  seiner 
Witwe  oder  seinen  minderjährigen  Kindern 
bewohnte  Liegenschaft  gewisser  Grösse; 
und  vielfach  statt  der  Liegenschaften  das 
Anteilrecht  an  gemeinnützigen  BaugeseU- 
schaftcn)  und  die  zum  Familienleben  er- 
forderte Mobiliar- Ausstattung.  Wer  keine 
Familie  zu  ei-nähren  hat,  muss  und  mag 
sich  mit  geringeren  Befreiungen  l>e- 
gnügen  .  .  . 

Da  diese  eiemptiou  lawB  in  ganz  beson- 
derem Hasse  den  Arbeitern  zu  gute  kommen,  ist 
es  ToUberechtigt,  wenn  sie  die  offizielle  Publi- 


katJou  Aber  das  amerikaniache  Arbeit«rrecht  der 
einzelnen  Staaten  als  wesentlichen  Teil  des 
gpeciellen  Arbeiterschutzes  betrachtet 
nnd  deshalb  den  Wortlaut  der  sämtlichen  Pfand- 
bescbränknngsgeaetze  der  einzelnen  Staaten  ent- 
hält, (Labor  Uns  of  the  varioQS  States,  terri- 
toriea  and  the  üstrict  of  Colambia.  Washinetoa 
Government  priuting  Office  1896.) 

Ala  Beispiel  des  Wortlauts  solcher  io  der 
Verfassnn^  niedergelegten  Versprechnngen  diene 
die  Eonsticution  von  Illinois.    [\.  c.  S.  342.) 

Art.  4  the  general  assembly  shall  pass  libe- 
ral nomestead  and  eiemption  laws. 

Aehnlicb:  Uaryland,  Art.  3.  Minnesota, 
Art.  1  sect.  12  etc. 

Ferner:  Indiana  Art.  I  itect.  67:  the  pri- 
vUege  of  the  debtor  to  enjoy  the  neccsaarjes 
comforts  of  life  shsll  be  recognized  by 
wholesomelawBexemptingareasonable  anaonnt 
of  propertv  from  seizure  or  sale  for  the 
pagment  of  aii;  debt  or  liability.     fl.  c  S.  28Ö.) 

Ganz  ähnlich:  Wisconsin,  Nevada  nnd 
andere  Staat«n. 

Vgl.  über  nähere  Details  meinen  Aufeats 
in  den  Btüttero  für  soziale  Praxis  I,  Nr.  34  so- 
wie mein  Referat :  Die  Wohnungsnot  vom  Stand- 
punkte der  Armenpflege  (Schriften  des  dcntschea 
Vereins  für  ArmenpÜege,  Heft  VI),  wo  der  In- 
halt mehrerer  Staaten-Gesetze  und  der  Wort- 
laut eines  derselben  (von  New-Yersej]  mitge- 
teilt und  darauf  aufmerksam  gemacht  ist,  daas 
die  viel  berufenen  Homeeteadgesetze  nicht  den 
agrarpoli tischen  Charakter  haben,  wegen  dessen 
sie  jetzt  so  vielfach  empfohlen  werden.  Sie  sind 
einfach  die  im  Interesse  des  Schutzes  der  Fa- 
milien (nicht  für  alleinstehende  Personen)  ge- 
schaffenen Beschränkungen  der  Exekution  in 
Liegenschaften. 

Vgl.  Thompson,  a  treatiae  on  homestead 
and  exemption  laws.  San  Francisco,  Landrast 
1886. 

Im  Unterschied  hiervon  garantieren  die 
deutschen  Verfassungen  zwar  vielfach  die 
Unverletzlich keit  des  Eigenturas  (vgl.  z.  B, 
Preussische  Verfassung)  aber  nur  in  dem 
Sinne,  dass  es  niemandem  anders  als  im 
Wege  Rechtens  entzogen  werden  soll; 
nicht  auch  in  dem  anderen,  dass  das  unseren 
Kultn  ran  Sprüchen  nach  für  jeden  Einzelnen, 
insbesondere  aber  das  für  einen  Familien- 
vorstand, der  seiner  Pflicht  genügen  will, 
schlechtweg  notwendige  und  unentbehrhche 
Quantum  von  Gebrauchsgegenständen  Ober- 
haupt für  nnentziehbar  erklärt  wird. 

Die  deutsche  Gesetzgebung  betrachtet 
vielmehr  die  Beschi'Snkungen  der  Zwangs- 
vollstreckung ganz  einfach  als  Miudeningen 
des  Rechts  des  Gläubigers,  für  die  ein 
eigentlicher  Rochlßgnmd  überhaupt  nicht 
existiert. 

Dem  entsprechend  werden  sie  mit  fast 
einziger  Ausnahme  des  G.  v.  21.  Juni  1S69, 
betr.  das  Verbot  der  Beschlagnahme  nicht 
fälligen  Arbeitslohnes,  in  der  Civilprozess- 
ordnimg  bei  Gelegenheit  der  formalen  Be- 
ordnung  der  Zwangsvollstreckung  unter- 
gebracht  und   zwar  in  der  Art,   dass   be- 
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stimmt  wird,  dass  einige  Forderungen  und 
Sachen  »der  Pfändung  nicht  unterworfen« 
Bein  sollen.  —  Ganz  analog  wie  bei  Fest- 
Betzung  der  gesetzlichen  ÄrmeDuntei^tUlzung 
wird  also  nicht  das  indirekt  dem  Schuldner 
verliehene  Recht,  sondern  die  durch  die 
Bescliräiikungen  der  Zwangsvollstreckung  ge- 
schaffene Verpflichtung  des  Gläubigers  in 
den  Vordergrund  gestält,  und  bis  zu  der 
Novelle  zur  Civilprozesaordnung  vom  17.  Mai 
1898  wareu  sogar,  wiederum  ganz  ancdog 
wie  bei  der  Öffentlichen  Armenpflege,  sämt- 
liclie  Exemptionen  —  mit  wenigen  Aus- 
nahmen —  auf  das  schlechtweg  Unent- 
behrliche, ohne  Lebensgefahr  nicht  Ent- 
ziehbare beschränkt. 

Erst  seit  diesem,  zugleich  mit  dem 
Bürgerlichen  Gesetzbuch  am  1.  Januar  19U0 
in  Kraft  getretenen  Gesetz  sind  —  ausser 
einer  Reihe  sonstiger  Vermehrungen  der 
Exekutionsbesciirflnkungen  —  die  »zur  Er- 
haltung eines  angemessenen  Haus- 
standes des  Schnldnera*  unentbehrlichen 
Kleidungsstücke,  Betten,  Wäsche,  Haus-  und 
Küchengeräte  für  pfandfrei  erklärt  (§  811, 
Nr.  1),  und  ist  (§  812)  die  Ptftndiing  aUer 
zum  gewGlinlichen  Hausrat  gehörigen  imd 
im  Baushalt  des  Schuldners  gebrauchten 
Gegenstände  verbot«n, 

»wenn  ohne  weiteres  ersichtlich  ist, 
dass  durch  deren  Verwertimg  nur  ein 
Erlös  erzielt  werden  würde,  welcher 
zu  dem  Wert  ausser  allem  Verhältnis 
steht.. 
Es   ist   nunmehr  wenigstens   principiell 
anerkannt,  dass  die  Befriedigung  des  Gläu- 
bigers   nie   in   einer   Art  geschehen    darf, 
welche  den  Hausstand  des  Schuldnei-s,  d.  h. 
doch  wohl  den  zur  Führung  eines  Familien- 
lebens  notwendigen  Güterbestand   zerstört, 
und   dass   wenigstens  der   heillosen   Wert- 
zerstOrung  ein  Ende  gemacht  werden  muss, 
welche  bisher  durch  die  Zwangsvollstreckung 
in  Gebrauchsgegenstände    geübt    ward  — 
und  nocli  wird  —   und  die  niemand  besser 
und  kräftiger  gewürdigt  hat  als  Fürst  Bis- 
marck  in   einer  anlässüch  der  von  Ihm  ge- 
planten Einführung  des  Tabakmonopols  ge- 
haltenen Bede    zu  Gunsten   der  Aulhebnng 
der  untersten  Klassenstenerstufen  (Rede  vom 
12.  Juni  1882,  Reichstagsberichte  V.  Legis- 
laturperiode, 2.  Session,  Seite  354  ff.). 

ifehenlies  ist  durch  §  559  B.G.B.  das 
geradezu  unvei-nünftigc  luid  unanständige 
Recht  des  Vermieters  zur  Retention  auch 
der  dii'ekt  zum  Leben  unentbehrhchen 
Gegenstände  beseitigt.  Der  indirekten  Ent- 
ziehung des  notwendigsten  Lebensbedarfes 
wii-d  bis  zu  einem  gewissen  Gr^  durch 
§  394  B.G.B.  sowie  durch  §§  861,  8G2  C.P.O. 
vorgebeugt,  und  endlich  sind  —  weni^teus 
in  Preussen  —  durch  die  neue  Gerichts- 
voll zielierordnung  vom  31.  März  1900  den 


Gerichtsvollziehern  nunmehr  Ortlich  abge- 
teilte Bezirke  zugewiese»  und  ist  dadurch 
der  schädlichen  Konkurrenz  ein  Ende  ge- 
macht, die  diese  Beamten  früher,  im  Inte- 
resse der  Erwerbung  eines  grossen  Auftisg- 
geberkreises,  einander  im  möglichst  scharfen 
Vorgehen  gegen  den  Schuldner  machten. 

vgl.  Über  den  frQberen  Rechtsiostand  und 
dessen  Wirkungen  meine  Gutachten  Ober  die 
Wohnun^frage  (Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 
politik XXX,  p.  ÖT  ff.) ;  sodann  die  Verhoudlnngcn 
des  22.  dentachen  Jutistentaga  IV,  S.  85— IM 
[insbes.  Mobiliareiekution)  und  des  23.  und  24. 
Jnriitentaga  (inshea.  HeinjHlÄttenrecht).  femer 
Schriften  des  Vereins  für  Annenpflege,  HettXI, 
p.  45—81,  wo  formnlicrte  Vorschläge  zur  Ab- 
änderung des  §  715  C.P.O.  gegeben  werden, 
die,  ausweislich  des  Kommissionsberichta  cur 
Novelle  but  CivilprozesBordunng  („Materialien" 
von  EaJin  und  Mngdui  Vin,  S.  411),  fOr  die 
jetzige  Fassung  des  Gesetzes  (§  815)  vielfach 
von  Kinflnss  waren. 

Immerhin  Iksst  sich  fragen,  ob  die  Civil- 
prozessordnung  auch  in  ihrer  jetzigen  Fassung 
wirklich  bereits  ausreiche,  um  den  zur  Zah- 
lung Verurteilten,  vorau^esetzt  natOrlich, 
dasB  sie  keine  betrügerischen  Schuldner 
sind  und  sich  der  Zwangsvollstreckung  nicht 
entziehen,  die  Weiterführung  zunächst  eines 
anständigen  Erwerbs  und  sodann,  folls  sie 
Haushaltungsvorstände  sind,  eines  geord- 
neten Famüienlebens  zu  gestatten.  Das 
erstere  wird  durch  §815  al.  2^4  vielleicht 
für  den  Landwirt,  aber  kaum  für  andere 
Berufsatände  erreicht  (vgl.  g  815  al.  5); 
für  das  andere  ist  aber  das  System  der 
Civüprozossordnung  (Specialisierung  der  frd- 
zulassenden  Gegenstände)  wohl  überhaupt 
weniger  geeignet  als  das  der  Fixierung  des 
Geldwerts  des  freizulassenden  Mobiliars  und 
der  Gewährung  des  Rechts  der  Ausw^  an 
den  Schuldner  innerhalb  dieses  Betrags. 

In  dieser  Art  sind  z.  B.  nach  französi- 
schem Recht  (Code  de  proc.  civ.  Art  592) 
dem  Schuldner  auf  sein  Geschäft  bezügliche 
Bücher  bis  zum  Werte  von  300  Francs  und 
Maschinen  und  Werkzeuge  im  selben  Be- 
trage nach  seiner  Wahl  pfandfrei  zn 
lassen,  und  diesem  Systeme,  wonach  der 
Schuldner  die  pfandfreien  Dinge  sich  ans 
der  Masse  heraus  nimmt,  verdanken  die 
amerikanischen  Gesetze  ihren  Namen  als 
exemplion  laws. 

Ueber  den  Inhalt  der  amerikanischen  Ge- 
setze Tgl.  die  obigen  Citate, 

Es  sei  hier  nur  noch  erwähnt,  dass  sie  den 
Werthetrag,  welchen  die  zu  eiimierenden  be- 
weglichen Gegenstände  erreichen  dürfen, 
vielfach  anf  mehrere  hondert  DoUars  testsetzen, 
aber  keine  Eiemption  solchei  Oegenstände  ge- 
statten, deren  Kaufpreis  den  Uegensund  des 
Urteils  bildeten. 

Was  die  Unpfändbarkeit  unbeweglicher 
Dinge  (der  sogenannten  homestead)  anlangt,  so 
dauert  dieselbe  überall  nur  solange,  aU  die 
Liegenschaft  im   Besitze  eines  Familienvater», 
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Z  wangsvoUstreclni  ng— Z  win  gli 


seiner  Witwe  oder  seiner  miDdeij&brigeD 
Kinder  ist. 

Der  znlKssige  Wert  der  homeatead  schwankt 
nfttilriich;  in  New-York  ist  er  1000  Dollars,  in 
Ärltansas  2500  Dollars,  in  New-Hampshire  500 
Dollar»  etc. 

Der  Wortlant  der  Festsetzung  im  letzteren 
Staat  iat  [labor  Uwb,  1.  Anfl.,  S.  307):  The 
wife,  widow  and  children  of  every  person  who 
is  owner  of  a  homestesd,  or  of  Roy  interest 
therein,  occupied  bj  himself  or  herseif  and  his 
or  her  foniily  shall  be  entitled  to  so  mnch  of 
Said  bomeBtead  or  interest,  as  ahall  not  eiceed 
in  valne  500  D.,  as  against  tbe  creditors.  gran- 
tees  and  heirs  of  sach  person  for  and  dariag, 
the  life  of  such  wife  or  widow  and  the  minority 
of  such  cbildrcn. 

im  Gegensatz  znin  französischen  und  ameri- 
kanischen Eecht  gehen  die  BeschrSnknngen  der 
ZwangsYollatrecknngen  des  Schweizer  Eechta 
(Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Kon- 
kurse vom  11.  April  1889)  und  das  üster- 
reichische  G.  v.  27.  Mai  1896  (die  Eiekutions- 
ordnong)  nicht  weiter  als  die  der  deutschen 
(Svilprozessordnnng  vom  30.  Januar  1877. 

Lediglich  hebt  das  österreichische  Gesetz 
als  unpfändbar  besonders  noch  herror  —  die 
Krenzespartikeln  nnd  Kelii^nien! 

Dass  ein  ausgedehnter,  ia  dieser  Art  dem 
Besilne  des  ScnuldnerB  gewahrter  Schutz 
dem  Gedeihe u  der  Volkswirtschaft  nicht 
schadet,  dürften  die  "Verhaltnisse  der  Ter- 
einigten  Staaten  ohne  weiteres  beweisen. 
Andererseits  versteht  sich  aber  von  seihat, 
dass  die  grosse  Aufgabe,  um  die  es  sich 
handelt ,  ■ — ■  der  Stärkung  der  äiisseren 
Existenzbedingungen  der  Familie,  der 
Zelle,  ans  der-  sich  unser  ganzes  Staats- 
gebäude zusammensetzt,  nicht  ausschliesslich 
durch  die  Regelung  der  ZwangavoIlstreckuDg 
genügt  wird.  Die  Familie  bedarf  an  äusseren 
Vorkehnmgen  ausser  dem  Hausrat  der 
Wohnung;   ferner  des  regelmässigen  Zu- 

riQgS  der  äusseren  Güter,  d.  h,  des  Ar- 
eitslohnes  des  Mannes  und  der  Pflege 
der  vorhandenen  Güter,  d.  h.  der  Arbeit 
der  Hausfrau,  die  im  Notfall  ersetzt  werden 
miiss  durch  die  Hausflege.  Unser  Recht 
beruht  bisher  auf  der  Fiktion,  dass  jeder 
Frivateigeotum  genug  habe,  um  dies  aUes 
zu  beschaffen,  und  dass  insbesondere  jeder, 
dem  der  Hausrat  oder  die  Arbeitsmittel  ge- 
nommen würden,  seine  Familie  fortab  auch 
ohne  solche  Behelfe  durehbringen  oder  sich 
Ersatzstüeke  leicht  beschaffen  könne.  Die 
Neuregelung,  welche  die  Zwangsvollstreckung 
in  der  Ci\ilprozes6ordnuog  vom  17.  Mai  1898 
gefunden  hat,  beweist,  dass  man  b^nnt, 
das  Unhaltbare  dieser  Fiktion  einzusehen. 
Mögen  die  weiteren  Konsequenzen  nicht  nur 
im  Recht  der  Zwangsvollstreckung,  sondern 
auch  in  dem  des  Arbeitsvertrags  und  des 
ehehchen  Güterrechts  bald  gezogen  werden. 
Flesch. 


Zvlngll,  Vlricta  (Haldreich), 

geb.  am  1.  I.  1484  zn  WUdhaus,  in  der  da- 
maligen Grafschaft  Toggenbnrg,  ge^penwClrtigein 
Bezirk  Obertoggen  bürg  des  Schweizer  Kantons 
St.  Gallen,  gest.  am  11.  S.  1531  in  der  Schlacht 
bei  Kappel,  stndierte  in  Basel  unter  Thomas 
Wytteabach  Theologie,  ging  1606  als  Pfarrer 
nach  Glarus  und  nahm  1Ö13  als  Feldpredicer 
an  dem  glänzenden  Siege  der  Eidgenossen  über 
die  Franzosen  bei  Novara  und  löln  an  der 
grossen  Niederlage  der  Schweizer  bei  Uarignano 
teil.  1516  folgte  er  einem  Knfe  als  ,.Leutpriester'' 
nach  der  Benediktinerabtei  Maria  -  Emiiedeln 
und  wirkte  seit  Oktober  lßl8  als  Pfarrer  am 
Münster  zu  Zürich.  Den  bereits  iu  Haria-Ein- 
siedeln  begonnenen  Kampf  gegen  MissfarSuche 
der  römisch-katholischen  Kirche  setzte  Zwingli 
in  Zürich  fort,  nnd  von  seinem  Auftreten  gegen 
den  päpstlichen  Ablasskränier  Bemardin  Samson 
lässt  sich  der  Beginn  der  schweizerischen  Refor- 
matinn  datieren ,  aus  welcher  Zwingli  als  der 
unsterbliche  Begründer  der  evangelischen 
Kirchenfreiheit,  als  ScbKpfer  der  reformierten 
Kirche  hervorging.  —  Zwing-Ii,  der  als  Theolog 
das  Formalprincip  in  der  ßelieion  obenan  stellte, 
der  als  Feind  jedes  Bilderdienstes  und  über- 
SQssigen  Ceremoniells  die  fromme  Tradition  den 
Eingebungen  der  nüchternen  Vernunft  unter- 
ordnete, entwickelte  auch  als  Verbesserer  der 
wirtschaftlichen  nnd  sittlichen  Zustände  seines 
Volkes  eine  fruchtbare  Tbätigkeit.  Er  trat  für 
Verbessening  des  Müazwesens  ein,  bekämpft« 
Möncbatnm  und  Cölibat,  sorgte  für  Schliessung 
der  öffentlichen  Frauenhäuser  nnd  für  Aufbe- 
bung des  Asylrechtes  und  der  Freistätten  für 
Missethäter,  er  nahm  sich  mit  Eifer  der  Hebung 
des  öffentlichen  Unterrichtes  an. 

Schriften  ansschliesslich  staatswissenschaft- 
Hchen  Inhalts  verUffenthcht«  Zwingli  keine, 
seine  Anschauungen  über  die  göttliche  Ein- 
setzung der  Obngkeit  und  die  Grenzen, der 
Staatsgewalt  sind  niedergelegt  in  der  theolo- 
gischen Streitschrift;  t'sslegen  vnd  gründ  der 
scblussreden  oder  articklen  off.  d.  XIS.  tag 
Jenners  im  1523.  jar  vssgangen,  Zürich,  getruckt 
durch  Chr.  Froschower,  1533.  —  Die  staatswirt- 
Bchaftlichen  Aasführungen  Zwin^Iis  über  Eigen- 
tum und  Arbeit,  Zins  nnd  Kapital,  Armut  und 
Armenpflege  etc.  sind  im  I.  Bde.  seiner  Werke 
zerstreut.  Seine  Werke  erschienen  in  folgenden 
Ausgaben:  Zwingli,  Hnldrici,  Opera,  2  Bde. 
Tignri  (ZOricb)  1530  (nnvoIUtamiige  Ausgabe); 
dasselbe,  4  Bde.,  ebd.  1544  ff.  (diese  erste  Ge- 
samtausgabe besorgte  sein  Schwiegersohn  R. 
Gnalther,  die  ursprünglich  in  dentscher  Sprache 
veräfTentlichten  Schriften  Zwingiis  sind  in  dieser 
Ausgabe  durch  Uebertragungen  ins  Lateinische 
dem  übrigen  lateinischen  Texte  angeposat) ;  das- 
selbe, neuer  Abdruck  dieser  GnaltherscbenAnsga- 
be,  4Bde.,  ebd.  1581 ;  dasselbe,  4  Bde.,  Basel.  1593; 
dasselbe,  1.  vollständige  Ausgaben. d.T.:  Opera, 
Completa  editio  prima  curantur  Schüler»  et  J. 
Schulthessio,  8  Bde.,  Zürich  1828—42  nnd  suple- 
mentum  fasciculns,  ebd.  1861  (in  dieser  von  M. 
Schüler  und  J.  Schnlthess  veranstalteten  Aus- 
gabe ist  der  deutsche  Test  der  ursprünglich  in 
dentscber  Sprache  verfassten  Schriften  Zwingiis, 
welche  die  beiden  ersten  Bände  füllen,  wieder 
hergestellt,  der  Teit  der  übrigen  sechs  BHnde 
ist  durchweg  lateinisch).     Eine  Auswahl  seiner 
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Schriften  erschienen  n.  d.  T.:  Zwinglis  sämt- 
liche Schriften  im  Anazuge,  herana^g.  von 
Uateri  nnd  Vögelin,  2  Bde.,  Zürich  1819/20; 
Zwingiis  tröheet«  poetische  nnd  hiatorische 
Schritten,  heransgeer.  von  A.  Schalthess,  ebd. 
1819. 

Zning-li  kommt  von  allgemeinen  ethischen 
Betrachtungen  über  den  Notzen  der  Arbeit, 
dnrch  wel(£e  dem  entsittlichenden  Müssiggange 
der  Landsknechte  nnd  ihres  Anhanges  gestenert 
werde,  anf  das  Handwerk,  anf  die  gewerbliche 
Thätigkeit  zn  sprechen,  welche  letztere  er  der 
landwutBchaftlidien  voran  steLlt.  Das  Kigen- 
tnm  ist  ihm  keine  göttliche  Institution,  sondern 
ein  ans  egoistischer  Menschensatzung  hervorge- 
gangener Eechtabegriff,  dessen  staafliche  Aner- 
kennang  es  aber  bedingt,  dass  Zehnten,  Ortmd- 
etenem  nnd  Eapitalzinsen,  die  anf  dem  Eigen- 
tum lasten,  von  dessen  Besitzern  getragen  wer- 
den. Dem  Zins  spricht  er  ebenfalls  die  göttliche 
Gutheissung  dieser  Abgabe  ab,  welche  er  viel- 
mehr nur  als  ein  notwendiges  Uebel  anerkennt, 
hervorgerufen  durch  die  menschliche  Usurpation 
des  Bodens  und  Einsetzung  des  Grnndeigen- 
tnms  nach  Aufhebung  des  ursprünglichen  Kom- 
mnnismuB.  Wer  unii  anf  ein  tragbares  Acker- 
nder Gartenland  ein  Kapital  aufnehme^  schlügt 
er  vor,  solle  gehalten  sein,  dem  Darleiher  nach 
Massgahe  der  Schnldsnmme  und  nach  Anafall 
der  Ernte  eine  Vergütnng  zu  gewahren,  welche, 
wenn  z.  B.  das  Grundstück  mit  dem  vierten 
Teile  seines  Wertes  beliehen  wäre,  in  dem  vier- 
ten Teile  selpea  Früchteertrages  zu  bestehen 
habe.  Zwingii  verhehlt  sich  nicht,  daas  die 
bäuerliche  Healbelaatung  durch  fortdauernde 
neue  Verpfändung  der  Bodenrente  zu  einer  all- 
mählichen gtlnzlichen  Verarmung  des  Banerc- 
standes  fllbren  mUsae,  da  der  Arbeitsertrag  des 
Schuldners  an  den  Zinanehnier  übergehe,  aber 
sein  Vorschlag,  die  Kreierung  neuer  Bodenzinae 
zu  verbieten  und  nur  die  alten  Zinse  für  Kapital- 
anlagen bestehen  zu  lassen,  hat  das  Bedenk- 
liche, dass  dadurch  das  eigentliche  bOsartige 
Wachergeschäft  der  Dariehen  ohne  Unterpfand, 
mit  Verrechnung  des  Risikos  für  den  Geldgeber, 
zttr  nnheilvollen  Blute  gebracht  wUrde.  lieber  | 
Armut  und  Armenpflege  entwickelt  Zwingii ' 
vortreffliche  Ansichten,  deren  Annahme  sowohl 
in  ZUrich  nie  später  in  anderen  für  die  Refor- 
mation gewonnenen  schweizer  Plätzen  die  .^rmen- 
geaetzgehung  ganz  im  Zwinglischen  Geiste  nm- 

fe>jta!tete ,  nachdem  bei  Säkularisierung  der 
löHter  ein  Teil  der  ehemaligen  Klostergilter 
zu  wohlthätigen  Stiftungen  umgewandelt  wor- 
den. Nach  dem  Vorbilde  Zürichs  war  in  sol- 
chen Plätzen  das  Betteln  verboten.  Durch- 
ziehende Arme  und  anf  Hildthätigkeit  frommer 
Menschen  angewiesene  Pilger  erhielten  eine 
Wegzehrung,  durften  sich  aber  nicht  länger 
als  einen  Tag  in  einer  Gemeinde  aufhalten.  Die 
einheimischen  Armen  erhielten  nur  dann  Unter- 
stützungen, wenn  sie  sich  durch  ihre  sittliche 
Führung  solcher  würdig  erwiesen.  Schlemmer, 
Spieler,  Verschwender,  Verächter  des  göttlichen 
Wortes  und  der  kirchlichen  Gebräuene  sowie 
diejenigen  Personen,  deren  Kleidung  noch  einen 
gewissen  Luxus  zur  Schan  trug,  sollten  von 
der  Almosen  Verteilung  ausgeschlossen  sein.  Den 
Fürsten  halt  Zwingii  eine  Philippica,  die  in 
der  Unverblüjntheit  und  Heftiffkeit  ihrer  Sprache 
noch  die  derbe  Ausdmcksweise  Luthers  ilber- 


tnunpft.  Alle  sieben  Todsünden  werden  den 
„die  leer  Christi  nit  achtenden  unfürstlicheo. 
fllrsten"  vorgeworfen,  dabei  aber  doch  das  Prin- 
cip  der  göttlichen  Binsetznng  in  ihr  Amt  an- 
erkannt, vgl.  ^Usslegen"  etc.  (s.  o.).  In  der 
nämlichen  Schrift  „Usslegen"  etc.  werden  Mah- 
nungen der  Apostel  Paolns  und  Petrus,  den 
Fürsten  nnd  der  weltlichen  Obrigkeit  zu  ge- 
horchen, angezogen,  auch  dem  Klerus  wird  dft- 
rin  eingeschärft,  daas  „alle  pf äffen  vnd  kutten. 
der  weltlich  oberkeit  von  gattlichen  rechten 
schuldig  syind  gehorsam  ze  sya".  Desgleichen 
wird  die  menschliche  Bruderliebe  und  brüder- 
liche Dienstbarkeit  in  den  -articklen"  im  Namen 
des  „amtmann  Christi"  allen  Knechten  Gottes 
znr  Pflicht  gemacht.  Zu  solchen  Gotteskn echten 
zählt  Zwingii  nicht  nur  die  gewöhnlichen,  son- 
dern auch  die  gefürsteten  Menschenkinder,  und 
finden  sich  unter  letzteren  „widerfechter  gottes", 
sollen  die  Dnterthanen,  wenn  ihrem  christlichea 
Gewissen  etwas  Unchristliches  zugemutet  wird, 
den  Gehorsam  verweigern  dürfen.  „Frisch  uf'^ 
ruft  er  den  glaubensstarken  Streitern  Christi 
in  solchen  Fährlich keiten  zn,  „weichet  ein  mann 
gottes  s;e!  lassend  sehen,  ob  gott  stärker  svg 
oder  die  hoftänzer!" 


!r),  Ulrich 


Vgl.  Über  Zwingii:  (Nüscheler),  UIri 
Zwinglis    Lebensgescüichte ,    Zürich    1776. 
Meister,   Beiträge  zur  Geschichte   der  dent^ 
sehen  Sprache,  Bd.  I,  Heidelberg  1780  S.  2aöff. 

—  Derselbe,  Berilhmte  Züricher,  Bd.  I,  Basel 
1782,  S.  126ff.  —  Lebensbeschreibung  berühm- 
ter Reformatoren,  Bd.  V,  ebd.  1801.  —  Leben 
Ulrich  Zwinglis.  ebd.  1801.  —  Hess,  Lebens- 
beschreibung Ulrich  Zwinglis.  Aus  dem  Ftun- 
züsischen,  Zürich  1811.  —  Schuler,  Huldreich 
Zwingii,  Geschichte  seiner  Bildung  zum  Refor- 
mator, ebd.  1819.  —  Rotermundt,  Lebens- 
geschichte des  Reformators  U.  Zwingii,  Bremen 
18ia  —  Lebensbeschreibung  U.  Zwinglis,  Zü- 
rich 1819,  —  Hottinger,  Huldreich  Zwingii 
und  seine  Zeit,  ebd.  1842.  -  S  täk  e  Ij  n,  Hnidreich 
Zwingii  und  sein  Reformation s werk.  Gotha  1844. 

Zeller,  Das  theologische  System  Zwinglis, 
Tübingen  1853.  —  Siegwart,  Ulrich  Zwingii, 
der  Charakter  seiner  Tneolo^e  mit  besonderer 
Rücksicht  anf  Ficns  vou  Mirandula,  Stuttgart 
1855.  ~  Christoffel,  Huldreich  Zwingii, 
Leben  und  ausgewählte  Schriften,  2  Bde.,  Elher- 
feld  1857.  -  Tischler.  Zwingii  de  kerkher- 
vormer,  2  Bde.,  Utrecht  1857/58.  —  Schmoller, 
Zur  Geschieht«  der  nationalökonom Ischen  An- 
sichten in  Deutschland  während  derReformations- 
zeit,  in  „Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatsw.",  Jahrg. 
XVL  Heft  3  und  4,  Tübingen  1860,  S.  4(Q, 
571,72.  —  Wiskeraann,  Darstellung  der  in 
Deutschland  zur  Zeit  der  Reformation  herrschen- 
den nationalökonomischen  Ansichten,  Leipzig 
1861,  S.  69ff.  —  Biographie  universelle  aucienno 
et  moderne,   Bd.  XLV,  Paria  1865,    S.  6öU/5a 

—  Spürri,  Zwingli-Studien,  Leipzig  1866.  — 
Mörikofer,  Ulrich  Zwingii,  2  Bde..  ebd. 
1867/69.  —  Röscher,  Geschichte  der  Nal^ 
München  1874,  S.  73/76.  —  Encyclopaedia  Bri- 
lannica,  9.  Aufl..  Bd.  DI,  S,  353,  Bd.  XV,  S. 
«1,  Bd.  XIX,  S.  676,  Bd,  XX,  S.  331,  Bd.  XXn, 
S.  790  Bd.  XSIV,  S.  832,  London  1875/8a  — 
Werder.  Zwingii  als  politischer  Reformator, 
Basel  1882.  —  Witz,   Ulrich  Zwingii,  Gotha 
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ZwiDgli 


1884.  —  ZSckler,  Euidbnch  der  theologiBchen 
WiaaeDBcbftfWn,  3.  Aufl.,  4  Bde.  nnd  Nachtrag', 
NSrdlineeii  1884/90,  Bd.  I,  S.  616,  Bd.  IL  1. 
173,  181,  453ff.,  Bd.  lU,  S.  128ff.,  Bd.  IV,  S. 
281ff.  u.  B.  —  Banr,  Zwinglia  Theologie,  2 
Bde.,  HaUe  1885;«9.  —  Stahelin,  Ulrich 
Zwingli,  iD  „Eeraogs  Bealencjblopädie  der  oto- 
testantischen  Religion  nud  Kirche",  Bd.  XVII, 
Leipzig  1886,  S.  ^/635.  —  JftckBon,  Sam. 


Zwiscbenhtuidel 
i.  Handel  oben  Bd.  IV  S.  S 


ly  Google 


Nachträge. 


Zam  3,  Bande  des  „Handwörterbachs  der  Staatswissenschaften'^. 


Ehrenberg,  Richard, 

seboren  am  5.  II.  1857  in  Wolfenbattel,  war 
bis  1884  kanfmänniach  thätig,  studierte  dann 
3  Jahre  lang  Staats wiasenschafteti  in  Tabing«n 
(wo  er  16^  Doktor  der  Staats  wissen  achaft«n 
wurde),  München  und  GiittinBen.  Nach  Stu- 
dienreisen im  Jn-  und  Auslanae  bekleidete  er 
von  1888—1897  das  Amt  eines  Sekretärs  des 
Eönigl.  EommerzkoUeciums  (Handelskammer) 
in  Altena.  Im  Jahre  1b97  als  ansseiordentUcher 
Professor  nach  Qettdngen  hemfen,  ist  er  seit 
1899  ordentlicher  Professor  der  Staatswissen- 
Schäften  an  der  Universität  Rostock. 

Shrenberg  verCffentlichte  an  staatswissen- 
schsftlichen  ^hriften:  a)  in  Buchform:  Die 
Fondsspekulation  und  die  Gesetzgebung,  B«rliii 
18EB.  ~  Wie  wurde  Hambung  gross?  I.  Die 
Anfünge  des  Hamburger  Freihafens,  Eambarg^ 
1888.  —  Hamburg  und  Antwerpen  seit  300 
Jahren,  Hamburg  1889.  —  Jahresberichte  des 
Eiinigl.  Kommerzkolleginms   in  Altena  1889fF. 

—  Das  Königl.  Kommerzkolleginm  in  Altena 
(als  Ms.  gedruckt),  Altona  1892.  —  Altona 
nnter  Schau enburgisoh er  Herrschaft,  Altona 
18tll'93,  —  Altonaer  Arbeiterstatistik  I :  Altonaer 
Arbeitsiebne  1891.  Ein  Versncb  lohnstatisti- 
scher Erhebungen  anf  Gmnd  wirklich  gezahlter 
Arbeitslöhne,  Hamburg  1893.  —  Borger  und 
Beamte  (anonjm  erschienenl.  Brannschweig  1894. 

—  Altonas  topographische  Entwickelung,  Altona 
1894.  —  Hamburg  und  England  im  Zeitalter 
der  Königin  Elisabeth,  Jena  1896.  —  Das 
Zeitalter  der  Fugger,  Bd.  I:  Die  Geldraächte 
des  IR.  Jahrhunderts,  Bd.  II:  Die  Weltböreen 
nnd  Pinanzkriaen  des  16.  Jahrhunderts,  Jena 
ISge,??.  —  Der  Handel,  seine  wirtschaftliche 
Bedentung,  seine  nationalen  Pflichten  nnd  sein 
Verhälteis  zum  Staat,  Jena  1897.  —  Handels- 
hocbuchnlen  I.  Gntacnten  von  Eaufleuten,  In- 
dustriellen nnd  anderen  Sachveratändigen, 
Braunachweig  1897.  —  Handelshochschulen  II. 
Denkschrift  über  die  Handelshochschule,  Braun- 
schweig 1897.  —  Aus  der  Vorzeit  von  Blanke- 
nese  und  den  benachbarten  Ortschaften,  Ham- 
burg 1897.  —  Handelspolitik,  Jena  1899. 


b)  Grössere  Beiträge  in  Sammel- 
werken und  Zeitschriften:  1.  In  der 
Zätscfar.  d.  Vereins  f.  Hambg.  Geschichte :  Zur 
Geschichte  der  Hamburger  Haudlnog  im  16. 
Jahrhundert,  1884'  Francis  Estrap.  ein  Beitr. 
znr  Kenntnis  der  Rechtspflege  im  16.  Jahrhou- 


'Aus  Hamburgs  Vergangenheit,  herausg.  von 
Eoppmann  j  1886 ;  Hamburger  Handel  und 
Handelspolitik  im  16.  JahrhnnderL  —  3.  In 
dem  Sammelwerke:  Hamburg  vor  200  Jahreo, 
1892:  HambnrgH  Handel  und  Schiffahrt  vor 
200  Jahren.  —  4.  In  der  Zeitschrift  für  Han- 
delsrecht :  Makler,  Hosteliers  nnd  Börse  in 
BrUgge  vom  13.  bis  zum  16.  Jahrhundert,  18S&. 
~  5.  In  den  Mitteilimgen  des  Vereins  fBr  Ge- 
schichte der  Stadt  Nürnberg:  Die  alt«  NDin- 
berger  Börse,  1889;  Hans  Kleberg.  Der  gute 
Deutsche  in  Lyon,  sein  Leben  und  Bein  Cha- 
rakter, 1893.  —  6)  In  der  Zeitschr.  t  d.  ge- 
samten Staats  Wissenschaften:  Ein  finanz-  nnd 
sozialpolit.  Projekt  aus  dem  16.  Jahrhundert, 
1890.  —  7.  In  den  Jahrbüchern  f.  Kat.  u.  Stet-, 
1897:  Der  Ausstand  der  Hamborger  BaSta- 
arbeiter  1896^97.  —  6.  In  der  Zeitschrift  des 
Vereins  dentacher  Ingenieure:  Technische  und 
wirtachaftliche  Arbeit,  1898.  —  9.  Im  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissen Schäften   die  Artt; 

Vertrag,  Assignaten,  Auktionen, 
Auskunftswesen,  Bankwesen  im 
Mittelalter,  BGrsenwesen  (2.  AtitL), 
Faktor,  Fremdenrecht,  Gilden, 
Handelsgesellschaften,  Oatindische 
Handelsgesellschaften.  —  10.  In  dem 
Sammelwerke  .Handels-  und  Machtpolitik'' 
herausg.  von  ScumoUer,  Sering,  Wagner;  Die 
Seefahrt  im  Leben  der  Völker,  1900.  —  11.  In 
der  Zeitschrift  fUr  die  gesamte  Versich.- 
Wissenschaft :  Studien  zur  Entwickelongsfe- 
schichte  der  Veraicherung,  1901.  —  12.  In  der 
Deutschen  Bundschau:  Entstehung  nnd  Beden- 
tung  grosser  Vermögen,  1901.  Bed, 
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Nachtrage:  Fuchs — Seelig 


Fuchs,  Carl  Johannes, 

Seboren  zn  Nürnberg  am  7.  Ängost  1866,  sta- 
ierte  1883/86  in  München  und  vom  W.S. 
1886/87-1887/88  in  Straasbnrg  i.  E.  Jnriaprudenz 
imd  Nfttion^ökonoinie ,  promoviert«  in  Straas- 
bnrg am  5.  Mai  1888  als  Dr.  der  Staatawissen- 
Bchaften.  Nach  längerem  Aufenthalt-  in  Eng- 
land nnd  einem  Semester  in  Berlin  habilitiert« 
er  sich  im  W.S.  1889.90  in  Stmssburg  für 
NationftlQkOQOmie  nnd  fol^t«  im  S.S.  1891  einem 
Bnf  als  snsseTordeDtlicuer  Professor  nach 
OreifBwald,  vo  er  18^3  zum  ordentlichen  Pro- 
fessor ernannt  wurde.  Im  Jahre  1897  wnrde  er 
nach  Freihnrg  i.  B.  berufen  nnd  hier  1898  zam 
Mitglied  der  Bad.  Historischen  Kommission  er- 
uuiut. 

Er  veröffentlichte  s)  in  Bachform:  Der 
Unt«rgaDg  des  Bauernstandes  nnd  das  Auf- 
kommen der  Gnt8berr8chaft«n.  Nach  archiva- 
ÜRchen  QueUen  anit  Nen- Vorpommern  nnd  Rügen 
1888  (Abhaudlnng-eo  aus  dem  Staats wixsen- 
achaftlichen  Seminar  zu  Straasburg-  i.  E.  Heft 
VI,  1888).  —  Der  Waren terminh an del,  seine 
Technik  und  volkswirtsfibaftliche  Bedentunfr, 
1891,  —  Die  Handelspolitik  Englands  nnd  seiner 
Xolonieen,  1893  (Schriften  des  Vereins  für  So- 
zialpolitik Bd.  57).  Ueberaet^t  ins  Italienische 
unter  dem  Titel  La  l'olitica  Commerciale  Dell' 
Inghiltem  von  A.  Vigbi  1896.  —  Die  Epochen 
der    dentschen     Ägrargeschichte.      Freib  arger 


Antrittsrede     1898.    —    Volkswirtschaftslehre, 
Sammlung  OSschen,  1901. 

b)  in  Zeitschriften  etc.:  1.  In  Jahrb. 
fUr  Nat.  n.  Stat, :  Der  euKÜBche  Getreidehaudel 
and  seine  Organisation  (N.  F.  Bd.  20).  —  2.  In 
Jahrb.  für  Ges.  nnd  Verw,  Die  Organisation 
des  Liverpooler  Baum  Wollhandels  in  Vergangen- 
heit und  Gegenwart,  Bd.  14.  —  Die  Geld-  und 
Bankfrage  in  den  Vereinigten  Staaten,  Bd.  SO. 
—  3.  Zeitschrift  der  Savigny-Stiftnng  für 
Rechtsgeschichte :  Znr  Gesch.  des  gutsherrlich- 
bänerlicben  Verhältnisses  in  der  Mark  Branden- 
burg, Bd.  12.  —  4.  Baltische  Studien  Bd.  41: 
Der  Untergang  des  Bauernstandes  in  Schwe- 
disch-Pommern,  Nachtrag.  —  5.  Schriften  der 
Central  stelle  für  Arbeiter- Wohl  fahrtseinrich- 
tnngen  Nr.  18.  Die  Erziehung  des  Volkes  auf 
den  Gebieten  der  Kunst  nnd  Wissenschaft. 
Volkstümliche  Hochschnlkurse,  Berlin  1900.  — 
6.  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  Art.  Abbau; 
Ablösung;  Agrargeschicbte;  Allmende;  Bauer; 
Bauernbefreiung  ;GemeinheitBteiluDg;  Gemenge- 
lage ;  Grundgerechtigkeit ;  Grundstücke  (Zu- 
sammenle^n^  ders.);  Outsherrschaft;  Eand- 
Ttnd  Spanndienate ;  Bealgemeinde;  Zehnten. 
Ausserdem  kleinere  Aufsätze  nnd  Bes^changeu 
im  Deutschen  Wochenblatt,  Sozial-Politischen 
Centralblatt,  Beilage  zur  Allgemeinen  Zeitnng, 
Jahrb.  für  Ges.  und  Verw.  und  British  Eco- 
nomic Journal. 


Zum  5.  Bande  des  »HandwörterbDcbs  der  Staatsvissenschaften". 

Zur  Biographie  »Kautz«  S.  62.  |  wesenen    ungar.    Fmanzministers    (nnd    Hege- 

|lianers)  Karl  Herkapotji,  ferner  mit  einer 

1893  wurde  Eantz  zum  wirklichenGeheimen  akademischen  Abhandlung  über  die  historische 
Rateemannt; — Auf  litterarischem  Gebiete  i  Methode  in  der  Nationalökonomie  mit  beson- 
trat  er  im  I^nfe  der  neanziger  Jahre  mit  einer  derem  Hinblicke  auf  W.  Boscher  and  dessen 
grossen  Denkrede  resp.  Charakteristik  des  ge- 1  wissenschaftliche  Arbeiten  hervor. 


Zum  6.  Bande  des  „Handwörterbachs  der  Staatsvissenschaften'^ 


Porto 

8.  PoBt  besonders  siib  LEI  oben  Bd.  VI 


Reformation 

8.  Renaissance  und  Reformation 
oben  Bd.  VI  S.  385  ff. 


Ritter  der  Arbeit 

s.  Knighta  of  Labor  oben  Bd.  V  S.  116ff. 


Seelig,  Wilhelm 

geboren  am  2.  Juni  1821  zu  Cassel;  studierte 
von  1839—1843  in  Marburg,  Heidelberg  nnd 
Berlin  Staats-  nnd  Rechtswissenschaften,  pro- 
movierte   1844    in   Göttingen    zum    Di.    pbil. 


und  habilitierte  sich  daselbst  im  Herbst  1845 
für  Nation altikonomie  und  verwandte  Fächer. 
Das  damals  noch  gesetzlich  gebotene,  zwischen 
Abgang  von  der  UniversitSt  und  Habilitation 
liegende  Biennium  hatte  er  teils  zu  volkswirt- 
schaftlichen Studienreisen,  teils  zu  theoretischer 
und  praktischer  Beschüftigung  mit  der  Land- 
wirtschaft nnd  deren  Nebenfächern  benutzt;  1849 
wurde  er  zum  Faknltätsasseasor,  1863  zum  ansser- 
ordentlichen  Professor  ernannt.  1853  folgte  er 
einem  Rufe  an  die  Universität  Freibarg  i.  B.,sah 
sieh  indes  schon  im  Herbst  1864  veranlasst,  an 
der  Universität  Kiel,  deren  Existenz  durch  den 
Verlust  von  10  ihrer  Lehrer  gefährdet  war, 
den  Lehrstuhl  der  Nationalökonomie,  Finanz- 
wissenschaft  und  Statistik  zu  Übernehmen. 
Wegen  der  hervorragenden  Stellang,  die  die 
Landwirtschaft  iu  Schleswig-Holstein  einnahm, 
bemühte  er  sich  um  die  Errichtung  einer  land- 
wirtschaftlichen Lehranstalt  an  der  Universität, 
die  dann  auch  später,  nach  der  Einverleibung 
des  Landes  in  Preussen,  zu  stände  kam.  Nat£ 
der  Trenuting  der  deutschen  Herzogtümer  von 


jgic 


Nfu^trftge:  Seelig— StatiBtik 


der  dftnischen  Hoiiarchie  wurde  ihm  aeiUns  der 
StatthaiterBchait  die  Errichtung  and  Direktion 
eine»  SUtiatiBcheiiBiireanB  neben  sein  er  Prof  etsnr 
Qbertragen,  deaseti  nKchate  Aufgaben  die  Bear- 
beittug  der  im  Jahre  1864  vorgenommenen 
VolkB^hlnng,  die  Entwerfnng  der  atatistischen 
amndlagen  für  die  durch  die  Einverleibang  in 
den  prensnachen  Staat  erforderlich  gewordenen 
Neuorganisationen ,  die  Hai  erialsamm  laug  für 
die  AolOanng  der  Gnindlasten  n.  i.  w.  waren. 
Nach  der  Gründung  des  Dentschen  Reiches 
trat  Sedig  in  den  ersten  Dentschen  Iteichstag, 
Übernahm  1H73  aach  ein  Mandat  für  das 
preossiache  Abgeoidnet^uhaoe ,  das  er  bis  1893 
mne  hatte.  Im  Herbate  1893  zog  er  sich  ron 
der  parlamentarischen  Thätigkeit  EnrQck. 

^ach  verschiedene  Nebenzweige  der  Land- 
wirtachaft  [besonders  Obstbaa  nnd  OeflUgelzacht) 
sacbte  er  dnrch  praktische  nnd  litterarische 
Thätigbeit  eu  ffSrdera. 

Schriften:  De  Colberti  administratione 
aerarii,  Gott.,  1844  (Doktor-Diasertation  der 
Gattinger  phUosophischen  Faknltftt).  —  Die  Par- 
teien. Ein  Wort  zur  Verstindigiuig  und  Er- 
m^utung.  Cusel  1848.  —  Bericht  über  die  in 
Gfittingen  Tum  ö.  bis  26.  Dezember  1849  abge- 
haltene Qewerbeanastelinng.  GCttingen  18o0. 
—  Die  Ablöanngen  der  Weideberechtignngen 
auf  fremden  Orandstücken,  mit  beaanderer  Rück- 
sicht anf  da«  Königreich  Hannover.  Geltungen 
1861.  —  Der  Preassisch-HannoTerBche  Vertrag 
vom  7.  September  1S51  in  seiner  Bedentang 
für  Hannover.  Göttingen  18Ö2.  —  Die  Za- 
sammenlegnng  der  Gmndstflcke  mit  besonderer 
Besiehnng  auf  die  Gesetsgebnng  und  das  Ver- 
bthren  im  Königreich  ^nnover.  Hit  einer 
Karte  der  zusammengelegten  Feldmark  Echte. 
Göttingeu  1863.  —  Das  Verhältnis  zwischen 
Qntsherrschaft  und  Pächtern  bei  der  Drai- 
nierung  von  Pachtgrondatücken.  Vom  Wag- 
rischen  landwiitachaftlichen  Vereine  cekrSnte 
Preiaachrift  Kiel  18&8.  —  SchleawigrBolstein 
und  der  Zollverein.  Kiel  lö65.  ~  Die 
Ergebnisse  der  Volkszählong  im  Herzogtum 
Hobt«in  nach  der  Aufnahme  vom  3.  Dezember 
1864.  Kiel  1867.  —  Gutachten  r  Zur  Frage 
der  -stehenden  OfifiUle"  in  Schleswig-Holatem 
L  Kiel  1871;  Die  Dom  inen- Veränsaerung  und 
der  sogenannte  Domanial-Kanon.  Kiel  1872;  Das 
Herrengeld  nnd  der  gesetzte  Kanon  im  ehema- 
ligen Amt«  Gottorf.  Kiel  1873.  —  Die  innere 
Kolonisation  in  Schleswig-Holstein  vor  hundert 
Jahren.    Kiel  1896. 

Anb&tze  volkswirtschaftlichen,  politischen, 
naturwissenachaftlichen  nnd  techniacnen  Inhalts 
in  Zeitungen,  Zeilschriften  nnd  Sammelwerken. 


ZiimArt.  >Spiritiisliaiidel«  zu  S.  897. 

Die  Bestimm uneen  flbei'  die  Brenosfeiier 

traten  mit  dem  1.  Oktober  l'JOl  ausser  Kraft, 


und  es  ist  vorläufig  uobeBtimmt,  ob  ein  E 
satz  dafür  geschaneu  werden  wird. 


Städtereinlfiug    « 


Zum  Art  «Statistik«  zu  S.  1030. 

Amtliche  SUtistik  Württemberg.  Die 

BegrQnduDg  dereelben  erfolgte  in  der  Weise, 
daes  zuDAchst  durch  kCniglicne  EntschlieBSung 
vom  28.  November  1820  ein  statiBtiscli- 
topographisches  Bureau  errichtet  und  dann 
nauh  Giner  von  dessen  Mitgliedern  Kausler 
und  Meniminger  äusgegaogenen  Aaregune 
durch  königliche  Entschliessimg  vom  22, 
Januar  1S22  ein  »Verein  für  Vaterlanda- 
kunde«  gerundet  wurde,  dessen  Präsident 
der  jeweilige  Fi nanzmi nister  sein  sollte  und 
dessen  Mitglieder  vom  Kßnig  ernannt  wur- 
den. Die  »Würtlerabei^ischen  Jahrbücherc 
■w\irden  von  1818  ab  zunächat  als  Privat- 
untemehmcn,  seit  1822  aber  als  Oi^n  des 
statistisch  -  topographischen  Bureaus  bis 
1838  von  Memmmger  und  nach  dessen  Tode 
(1840)  von  dem  genannten  Bureau  lezw. 
dem  statistischen  Landesamt  herausgegeben. 
Auch  die  ^Beschreibung  des  Königreichs 
(1820.'24)'  und  die  > Oberamtsbeschreibungen« 
sind  nicht  von  dem  Verein,  sondern  von. 
Memmingcr  bezw.  dem  Bureau  verSff ent- 
lieht worden.  Das  Bureau  (ataästisches 
Landesarot)  steht  nach  dem  Statut  vom  5. 
Juni  1856  nur  in  »Ökonomischer  und  di»- 
ciph  »arischer  Bezieh  iingc  ausschliesslich 
unter  dem  Finanzministerium,  in  Sachen 
der  einzelnen  Kessorts  aber  in  unmittel- 
barem Vorkehr  mit  den  betreffenden  ]t[iuiste- 
rien.  Die  unter  dem  Vorsitz  des  Leiters 
des  Bnreaus  stehende  statistische  Central- 
kommission  besteht  nicht  als  besonderes 
t)rgan  neben  dem  Bureau,  sondern  dieses 
bildet  selbst  einen  wesentlichen  Teil  der 
Kommission.  Die  Thätigkeit  des  Bureaus 
nach  der  geschiclithchen  Seite  hin  ist  seit 
der  Errichtimg  einer  beson<Ieren  historischen 
Kommission  (1891)  nur  noch  sehr  beschräuht ; 
dagegen  ist  seine  topographische  Aufgabe 
eine  sehr  ausgedehnte,  da  ihm  auch  die 
amtliche  Kartographie  und  die  geologische 
Kartierung  des  Landes  überwiesen  ist. 
(JVarA  JlfiUfilungpH  de*  Herrn  Direktor»  v.  Zttler.) 


»Google 


Nachträge:  Urheberrecht 


Zorn  7.  Bande  des  „Hsndirörterbnclis  der  Staatsirlsseiiscliaften'^ 


Urheberreclit  an  Werken 
der  Litteratnr  nnd  der  Tonkoast. 

Kaoh  dem  Gesetse  vom  IS.  Juni  1801. 
(Vgl.  den  Art,  Urheberrecht  oben  Bd. 
Vn  S.  362  ff.) 
1.  Geschieh tlichea.  2.  Subjekt  des  Kechta- 
gchntzes.  Z.  Objekte  des  Bechtssdiatzes.  4. 
InhaJt  des  ü.  5.  Dauer  dee  U.  6.  Verletzang 
des  U.  7,  Folgen  der  Verletzung.  Vertahran. 
Verjährung.  8.  Emtragsrolle.  9.  Geltungsge- 
biet des  Gesetzee,  Bezi^un^a  zum  Ausland. 

1.  Geschichtliches.  Schon  seit  Jahren 
strebte  man  in  einer  Reihe  von  wesentlichen 
Punkten  eine  Reform  des  bisher  durch  Q. 
V.  11.  Juni  1870  geregelten  sogenannten 
litterarischen  Urheberrechte  an.  Nachdem  im 
Reichsjnstizamte  eingehende  Beratimgen  mit 
Sachverständigen  stattgefunden  hatten,  wurde 
innerhalb  der  ßeichsverwaltung  ein  Entwurf 
aufarbeitet  und  (1899)  zum  Zwecke  der 
Öffentlichen  Kritik  bekannt  gemacht.  Dieser 
Entwurf  ward  sofort  Gegcnstaud  vielfacher 
Besprechui^n  in  Zeitungen  und  Einzel- 
sclmften.  Es  ging  sodann  dem  Bundesrat 
und  bald  darauf  dem  Reichstag  ein  etwas 
vetftnderter  Entwurf  zu,  der  in  den  ersten 
Monaten  des  Jahres  1901  im  Reichstag  und 
in  dessen  aus  21  Mitghedem  bestehende 
Kommission  beraten  wnrde.  Die  Vorlage 
erfuhr  verhältnismässig  wenig  Abänderungen 
und  gelarigte  mit  diesen  am  2.  Mai  1901  im 
Reichstag  zur  Annahme.  Am  19.  Juni  1901 
wurde  das  Gesetz  publiziert;  in  Kraft  tritt 
es  mit  dem  1.  Januar  1902. 

2.  Subjekt  dea  Rechtsschntzefi.  Ge- 
schützt ist  der  Urheber,  d.  i.  der  Ver- 
fasser des  Werkes  I  bei  einer  Uebereetzung 
der  Uehersetzer,  bei  einer  sonstigen  Bearbei- 
tung der  Bearbeiter  (vgl.  oben  Bd.  YR  S.  362 
sub  2).  In  zwei  Fällen  wird  der  Heraus- 
geber des  Werkes  als  dessen  Urheber  ange- 
sehen: einmal  wenn  eine  juristische  Person 
des  Offenthchen  Rechtes  (z.  B.  eine  Aka- 
demie, Universität)  ohne  Nennung  dea  Ver- 
fassers als  Herausgeber  ein  Werk  verOflent^ 
licht  und  nicht  ein  anderes  vereinbart  ist; 
dann,  wenn  ein  Werk  aus  den  getrennten 
Beiti^gen  mehrerer  besteht  (Sammelwerk), 
in  Ansehung  des  Ganzen,  wShrend  an  den 
einzelnen  ^itTfieen  das  Urheberrecht  den 
Verfassern  zusteht  (Ist  auf  dem  Sammel- 
werk ein  Herausgeber  nicht  genannt,  so  gilt 
der  Verleger  als  solcher.)  Abgesehen  von 
Sammelwerken  kann  ein  Zusammenwirken 
mehrerer  zur  Hervorbringung  eines  Werkes 
noch  in  zweifacher  Weise  vorkommen :  ent- 
weder so,  daee  ein  Schriftwerk  mit  einem 
Werke  der  Tonkunst  oder  mit  Abbildungen 
verbunden  wird,  in  welchem  Falle  für  jedes 


dieser  Werke  dessen  Verfasser  auch  nach 
der  Verbindung  als  Urheber  gilt;  oder  so, 
dass  mehrere  ein  Werk  gemeinsam  ver- 
fassen, ohne  dass  sich  ihre  Arbeiten  trennen 
lassen(Miturheberschaft),ein  Verhältnis, 
welches  als  Gemeinschaft  nach  Bruchteilen 
im  Sinne  des  Btligerlichen  Gesetzbuchs 
(§§  741—758)  zu  beurteilea  ist 

Bezüglich  der  Urheberschaft  stellt 
das  Gesetz  verschiedene  Vermutungen 
auf.  Enthält  nämlich  ein  im  Verlag  er- 
Bchieoenes  Werk  auf  dem  Titelblatt,  in  der 
Zueignung,  in  der  Vorrede  oder  am  Schlüsse 
den  Namen  eines  Verfassers  oder  wird  bei 
der  Ankündigung  einer  öffentlichen  Auffüh- 
rung oder  eines  öffentlichen  Vortrages  eine 
Person  als  Verfasser  bezeichnet,  so  wird 
vermutet,  dass  die  so  angegebene  Person 
der  Verfasser  auch  wirklich  sei.  Bei  Sammel- 
werken genügt  es  zur  B^rüodung  dieser 
Vermutung,  wenn  der  Name  des  Verfassers 
eines  einzelnen  Beitrags  an  der  Spitze  oder 
am  Schlüsse  desselben  angegeben  ist  Er- 
scheint ein  Werk  im  Verlage  unter  einem 
anderen  als  dem  wahren  Namen  des  Ver- 
fassers (Pseudonym)  oder  ohne  den  Namen 
eines  Verfassers  (anonym),  so  ist  der  Heraus- 
geber und,  wenn  ein  solcher  nicht  ange- 
feben  ist,  der  Verleger  berechtigt,  die  Rechte 
es  Urhebers  widirzunehmen,  während  dieser, 
falls  er  selbst  seine  Rechte  wahrnehmen 
will,  seine  Urheberschaft  erst  nachweisen 
muss. 

Daß  Urheberrecht  geht  auf  die  Erben 
über;  wenn  aber  der  Fiskus  oder  eine  andere 
juristische  Person  gesetzlicher  Erbe  ist,  so 
erlischt  das  Recht,  soweit  es  dem  Erblasser 
zusteht  mit  dessen  Tode.  Das  Recht  kann 
beschränkt  oder  unbeschränkt  auf  andere 
übertragen  werden.  Damit  geht  jedoch 
die  Befugnis,  an  dem  Werke  Aenderungen 
vorzunehmen,  auf  den  Erwerber  nicht  von 
selbst  über,  und  ebenso  verbleiben  dem  Ur- 
heber im  Zweifel  seine  Befugnisse  hezüg- 
lieh  gewisser  Bearbeitungen  seines  Werkes 
(Debersetzung,  Dramatisierung  etc.).  Der 
Zwangsvollstreckung  unterhegt  das 
Urheberrecht  nur  in  sehr  beschränkter 
Weise :  gegen  dea  Urheber  selbst  findet  sie 
ohne  dessen  Einwilhgung  überhaupt  nicht 
statt,  gegen  den  Erben  ist  sie  nur  zulässig, 
wenn  das  Werk  erschienen  ist, 

3.  Objehte  des  Rechtaschabses  sind: 
a)  Schriftwerke  und  solche  Vorträge 
oder  Reden,  welche  dem  Zwecke  der  Er- 
bauung, der  Belehrung  oder  der  Unterhal- 
tung dienen  (vgl.  oben  Bd.  VH  S.  363  sub  3, 
a  und  b);  b)  Werke  der  Tonkunst; 
c)  Abbildungen  wissenschaftlicher  oder 
technischer  Art,  welche  nicht  ihrem  Haupte 
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zwecke  nach  als  Kunstwerke  zu  betrachten 
sind.  —  Gewissen  Erzeugnissen  versagt 
auch  das  neue  Qesetz  ausnahmsweise  den 
Schutz  (über  den  Grund  s.  oben  Bd.  VII  S. 
363,  364),  nämlich  «)  den  Gesetzbüchern,  Ge- 
setzen, Verordnungen,  amthchen  Erlassen 
und  Entscheidungen  sowie  anderen  zum 
amtlichen  Gebrauche  hergestellten  amthchen 
Scliriften ;  ß)  Vorträgen  oder  Beden,  die  bei 
den  Verhandlungen  der  Gerichte,  der  iwli- 
tischen,  kommunalen  und  kirchlichen  Ver- 
tretungen gehallen  weiden,  sowie  anderen 
als  Bestandteil  einer  öffentlichen  Verhand- 
lung erscheinenden  Vorträgen  oder  Reden, 
insoweit  die  Wiedei^be  der  letzteren  in 
Zeitungen  oder  Zeitschriften  erfolgt;  y)  den 
in  Zeitungen  otler  Zeitschriften  abgednickten 
vermischten  Nachrichten  thatsächlichen  In- 
halts und  Tagesneuigkeiten  sowie  allen 
sonstigen  nicht  mit  einem  Vorbehalt  der 
Rechte  versehenen  Zeitungsartikeln,  mit  Aus- 
nahme von  Ausarbeitungen  wissenschaft- 
lichen, technischen  oder  unterhaltenden  In- 
halts, welch  letztere  auch  ohne  Vorbehalt 
geschützt  sind. 

4.  Inhalt  des  U.  Das  Gesetz  ge- 
währleistet dem  Urheber  a)  in  Anschauung 
aller  Objekte  des  Schutzes  (s.  oben 
8ub  3)  die  ausschliessliche  Befugnis,  das 
Werk  zu  vervielföltigen  und  es  gewerbs- 
mässig zu  verbreiten,  ferner,  soweit  der 
wesentliche  Inhalt  dos  Werkes  noch  nicht 
öffentlich  mitgeteilt  ist,  die  ausschliessliche 
Befugnis  zu  solcher  Mitteilung;  b)  in  An- 
sehung der  Bühnenwerke  und  der 
Werke  der  Tonkunst  die  ausschliess- 
liche Befugnis  zur  öffentlichen  Aufführung, 
ohne  dass  es  bezüglich  der  Tonwerke  künf- 
tig noch  eines  Vorbehaltes  dieser  Befugnis 
bedarf;  c)  liinsichtlich  der  noch  niclit  er- 
schienenen Schriftwerke  und  Vorträge 
die  ausschUessliche  Befugnis,  dieselben 
öffentlich  vorzutragen.  —  Die  ausschliess- 
lichen Befugnisse  des  Urhebers  erstrecken 
sich  auch  auf  die  Bearbeitungen  des 
Werkes,  insbesondere  auf  Uehorsetzungen, 
Dramatisierungen,  Einrichtungen  von  Ton- 
werfcen  u.  dgl.,  ja  bei  AVei-ken  der  Ton- 
kunst überhaupt  auf  jede  Art  der  Benutzung, 
durch  welche  eine  Melodie  erkennbar  dem 
Werke  entnommen  und  einer  neuen  Arbeit 
zu  Grunde  gelegt  wird,  während  sonst  die 
freie  Benutzung  des  Werkes  in  den  Bereich 
der  Rechte  des  Urhebers  nicht  fällt. 

5.  Dauer  des  U.  Das  Gesetz  bat 
an  der  zeitlichen  Beschränkung  des  Ur- 
heberrecJits  aus  den  frilher  (oben  Bd.  VII 
S.  'iQi  sub  5)  erwähnten  Gründen  festge- 
halten und  in  der  Hauptsache  auch  die 
nämlichen  Schutzfristen  wie  das  ältere  Ge- 
setz bestimmt:  dreissig  Jahre  nach 
dem  Tode  des  Urhebers  oder,  wenn  dessen 
wahrer  Name    nicht   bei  der   ersten  oder 


einer  späteren  Veröffentlichung  angegeben 
oder  zur  Eintragsrolle  (s.  unten  sub  81  ange- 
meldet ist,  nach  der  ersten  Veröffentlichung 
des  Werkes.  Eine  wichtige  Neuerung  besteht 
aber  darin,  dass,  solange  ein  Werk  nicht 
veröffentlicht  ist,  der  Schutz  überhaupt  nicht 
erlischt  und  dass  er  von  der  ersten  Ver- 
öffentlichung an  zehn  Jahre  auch  dann 
noch  dauert,  wenn  zu  dieser  Zeit  schon 
dreissig  oder  doch  mehr  als  zwanzig  Jahre 
seit  dem  Tode  des  Urhebers  abgelaufen  sind. 
Im  Zusammenhange  hiermit  l>e8tirnmt  das 
Gesetz,  dass,  wenn  die  VeröffentUchung  bis 
zum  Ablaufe  von  di-eissig  Jahren  seit  dem 
Tode  des  Urhebers  nicht  erfolgt  ist,  ver- 
mutet wird ,  dass  das  Urheberrecht  dem 
EigenMSmer  des  Werkes  zustehe.  —  Die 
Beschränkung  des  Schutzes  gegen  Ueber- 
setzung  auf  eine  kurze  Frist  ist  aufgegeben; 
die  Objekte  des  Urheberrechts  sind  g^!en 
Uebersetzuog  ebenso  lang  wie  gegen  sonstige 
Vervielfältigung  geschützt. 

6.  Verletzung  des  U.  Eine  solche 
liegt  in  jeder  Anmassung  einer  der  aus- 
schliesslichen Befugnisse  des  Urhebers  (a. 
oben  sub  4).  Sie  wird  schon  dadurch  be- 
gan^n,  dass  das  Werk  nur  zu  einem  Teile 
vervielfältigt,  verbreitet,  öffentlich  mitgeteilt. 
aufgeführt  oder  voi^tragen  wird.  Was 
insbesondere  die  Vervielülligimg  betrifft, 
so  ist  diese,  wenn- sie  ohne  Einwilligung 
des  Berechtigten  geschieht,  widerrechtlich 
ffiachdruck),  gleichviel,  durch  welches 
Verfahren  —  ob  durch  ein  mechanisches 
oder  ein  anderes  —  sie  t>ewirkt  wird  und 
ob  das  Werk  in  einem  oder  mehreren  Exem- 
plaren vervielfältigt  wird.  Es  ist  also  u.  a. 
auch  das  einmalige  Abschreiben  verboten. 
Doch  ist  jede  Art  der  Ver\ielfältiguDg  dann 
erlaubt,  wenn  sie  nur  zum  persönlichen  Ge- 
brauch und  nicht  zum  Zwecke  der  Erzielung 
einer  Einnahme  erfolgt. 

Auch  das  neue  Gesetz  gestattet  im  Inte- 
resse der  weiteren  Entwickclung  der  Wissen- 
schaft und  der  Litteratur,  der  Erzidiung 
und  Bildimg  des  Volkes  die  Benutzung 
fremder  Geistesarbeit  nach  verschiedeoMi 
Richtungen,  obwohl  an  und  für  sich  ein 
Eingriff  in  die  ausschliesslichen  Befugnisse 
des  Urhebers  darin  liegt  Zulässig  ist 
nämlich  a)  die  Vervielfältigung  insbe- 
sondere a)  zum  Zwecke  des  Cinerens,  ferner 
/*)  insoweit  einzelne  Gedichte  in  eine  zar 
Benutzung  bei  Gesangs  vortragen  bestimmte 
Sammlung  (z.  B.  ein  Kommersbuch)  oder 
kleinere  Aufeätze.  Gedichte  etc.  in  eine  selb- 
ständige wissen schafthche  Arbeit  oder  in  eine 
fCir  den  Kirchen-,  Schul-  oder  Unterrichtsge- 
brauch oder  zu  einem  eigentümlichen  litie- 
rarischen  Zwecke  bestimmte  Sammlung 
(Anthologie  und  dgl.)  oder  kleinere  Kompo- 
sitionen in  eine  Sammlung  aufgenommen 
werden,  die  für  den  Unterricht  In  Schulen 
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(mit  Aufischluss  der  MusikBChiilen)  bestimmt 
ist,  immer  vorausgesetzt,  dass  das  benutzte 
■Werk  bereits  orsdiieneii  ist,  daes  ferner  die 
aufnehmende  Sammlung  Werke  einer  gröa- 
seren  Zahl  von  Schriftstellern  hezw.  Eompo- 
uisteu  vereinigt  und  ihre  Bestimmung  sich 
objektiv  aus  ihrer  Beschaffenheit  ergiebt; 
ri  ■wenn  kleinere  Teile  einer  Dichtung  oder 
Gedichte  von  geringem  Umfange,  soweit  sie 
nicht  ihrer  Gattung  nach  zur  KompositioQ 
bestimmt  sind,  nach  ihrem  Erechemen  in 
VerbinduQg  mit  einem  Werke  der  Tonkunst 
als  dessen  Teit  wiedergegeben  oder  für  eine 
Auffühning  des  Tonwerkes,  dessen  Text  sie 
bilden,  ausschliesslich  zum  Gebranch  der 
Hörer  ohne  die  Koten,  also  in  Programmen 
abgedruckt  werden ;  3)  wenn  ein  erschienenes 
Werk  der  Tonkunst  auf  Bestandteile  von 
Instrumenten  übertragen  wird,  die  zur 
mechanischen  Wiedei^be  von  Musikstücken 
dienen;  «)  wenn  einem  Schriftwerke  aus- 
schliesslich zur  Erläuterung  des  Inhalts 
einzelne  Abbildungen  aus  einem  erschienenen 
Werke  beigefügt  werden.  In  allen  diesen 
JÄtlen  ist  aber  die  Zuläaeigkeit  der  Verviel- 
fitlligung  regelmässig  davon  abhängig,  dass 
an  den  wiedergegebenen  Teilen  keine  Aendo- 
rung  vorgenommen  wird;  hiervon  läast  das 
Gesetz  im  Interesse  des  Zweckes  der  Wieder- 
gabe gewisse  Ausnahmen  zu.  Wer  ein 
fremdes  Werk  in  der  nach  a—c  zidassigen 
Weise  benutzt,  hat  deutlich  die  Quelle  an- 
zugeben. Zulässig  sind  weifer  b)  die 
Verbreitung,  die  Öffentliche  Auffüh- 
rung sowie  der  öffentliche  Vortrag,  so- 
weit gemäss  Ut  a)  die  Vervielfältigung  ge- 
sdiehen  darf,  endlich  c)  die  öffentlichen 
Aufführungen  erschienener  Werke  der 
Tonkunst  immer  dann,  wenn  sie  keinem  ge- 
werblichen Zwecke  dienen  und  die  Hörer 
ohne  Entgelt  zugelassen  werden,  ausserdem, 
wenn  sie  bei  Volksfesten,  mit  Aiisnahme 
der  Musikfeste,  stattfinden,  wenn  der  Ei-trag 
ausschliesslich  für  wohlthätige  Zwecke  be- 
stimmt ist  und  die  Mitwirkenden  keine  Ver- 
gütung; erhalten,  wenn  die  Veranstaltung 
von  emem  Vereine  ausgeht  und  der  Hörer- 
kreis auf  die  Mitglieder  und  die  zu  ihrem 
Hausstände  gehörigen  Personen  beschränkt 
ist.  Die  unter  cj  erwähnte  Ausnahme  vom 
Aufftthrungsverbote  umfasst  nicht  die  bühnen- 
mäßsige  Aufführung  von  Tonwerkeu,  zu 
welchen  ein  Text  gehört,  ivie  Opern  etc, 

7.  Folgen  der  Verletzung.  Ver- 
fahren. Verjähmng.  Das  Urheberrecht 
ist  mit  civil-  und  strafrechtlichem  Schutze 
ausgestattet.  Ersatzpflicht  tritt  bei 
vorsätzlicher  und  fahrlässiger,  Strafe 
nur  bei  vorsätzhcher  Verletzung  ein.  Der 
Höchstbetrag  der  angedrohten  Geldstrafe 
ist,  insoweit  das  Urheberrecht  durch 
Vervielfältigung,  Verbreitung,  Aufführung 
oder    Vortrag    verletzt    wird,     3000    Mark, 


soweit  die  Verletzung  durch  affentliche 
Mitteilung  des  wesentlichen  Inhalts  eines 
Werkes  begangen  wird,  1500  Mark.  War 
zur  Vervielfältigung  etc.  die  Einwilhgung 
des  Berechtigten  nur  wegen  Vornahme 
von  Aenderungen  eri'onierlich,  so  tritt  nur 
Geldstrafe  bis  zu  300  Mark  ein.  Bezüglich 
der  Teilnahme  an  Urheberrechtsverletziuigen 
enthält  Aaa  Gesetz  keino  besonderen  \or- 
schriffen;  es  finden  also  die  allgemeinen 
Grundsätze  Anwendung.  Neben  der  Strafe 
kann  auf  Verlangen  des  Berechtigfen  auf 
eine  an  ihn  zu  erlegende  Busse  bis  zum 
Betri^  von  6000  Mark  erkannt  werden. 
Die  Geltendmachung  eines  weiteren  Scha- 
denersatzanspruchs wird  durch  Zuerkennung 
einer  Busse  ausgeschlossen.  Als  Massregel 
vorbeugender  Natur  ist  forner  für  den  Fall 
einer  Urheberrechtsverletzung  die  V  e  rn  i  c  h  - 
tung  der  widerreclitlich  hergestellten  oder 
verbreiteten  Exemplare  sowie  der  Vorrich- 
tungen vorgesehen.  Die  Verhängung  dieser 
Massregel  ist  weder  durch  ein  Verscliulden 
des  ThäWrs  noch  durch  die  Vollendung  der 
Herstellung  bedingt  und  kann  sowolü  im 
Wege  des  bürgerhchen  Rechtsstreites  als 
auch  im  Strafverfahren  erfolgen.  Statt  der 
Vernichtung  kann  der  Verletzte  die  Ueber- 
lassung  der  Exemplare  und  Vorrichtungen 
an  ihn  gegen  Vergütung  beanspruchen.  — 
Mit  Geldsüiife  bis  zu  150  Mark  wird  be- 
straft, wer  das  Gebot  der  Quellenangabe 
verletzt  {S.  über  dieses  Gebot  oben  sub  6a) 
a.  E.  Es  besteht  ferner  für  den  Fall  der 
Wiedergabe  eines  nicht  mit  Vorbehalt  der 
Rechte  versehenen  Zeitungsartikels,  soweit 
dieser  nicht  zu  den  vermischten  Nachrichten 
thatsäehlichen  Inhahes  oder  zu  den  Tages- 
aetugkeilon  gehört:  s.  oben  sub  3  y.) 

Die  Strafverfolgung  tritt  nur  auf  Antrag 
ein,  dessen  Zurücknalime  zulü^s^  ist.  Der 
auf  Vernichtung  lautende  Ausspruch  ist  von 
einem  besonderen  ÄntrSig  abhängig;  der  Be- 
rechtigte kann  die  Vernichtung  auch  selbst- 
ständig verfolgen.  Zum  Zwecke  der  Ab- 
gabe von  Gutachten  im  Civil-  oder  Straf- 
verfahren wegen  Urheberrechtsverletzung 
werden  Sachverständigenkammern  errichtet, 
die  auf  Anrufen  der  Beteiligten  aucli  als 
Schiedsrichter  verhandeln  und  entscheiden 
können. 

Sowohl  die  Ansprüche  auf  Schadens- 
ei^satz  als  auch  die  Strafverfolgung  verjäliren 
in  drei  Jahren.  ,  Die  Verjährung  beginnt 
bei  Nachdruck  mit  dem  Tag  der  erstmaligen 
Verbreitung  der  Nachdrucksexcmplare,  bei 
Nichtangabe  der  Quelle  mit  dem  Tage  der 
ersten  Veröffentlichung,  bei  den  tlbrigen 
widerrechtlichen  Handlungen  mit  dem  Tage, 
an  welchem  die  Handlung  zuletzt  stattge- 
funden hat  Der  Antrag  auf  Vernicbtimg 
kann,  solange  ein  Gegenstand  dersellieu 
vorhajiden  ist,  gestellt  werden. 
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8.  Eintragsrolle.  Die  Bolle,  zu  'welcher 
behufs  'Wahrung  der  vollen  Schutzfrist  der 
wahre  Name  des  Urhebers  anzumelden  ist  (s, 
oben  8ub  5),  wird  nach  wie  vor  beidem  Stadt- 
rate zu  Leipzig  gefOhrt.  Dieser  bewirkt  die 
Eintragungen,  oiine  die  Berechtigung  des 
AntragsteÖers  oder  die  Richtigkeit  der  an- 
gemeldeten Thatsachen  zu  prüfen,  G^n 
die  Äb!ehniu]g  der  Eintragung  findet  Be- 
schwerde an  den  üeichskanzler  statt,  Letz- 
terer erlSest  aucli  die  Bestimmungen  über 
die  ITühruDg  der  Rolle,  Die  Eintragungen 
werden  im  Börsenblatt  für  den  deuts<±en 
Buchliandel  bekannt  gemacht;  sie  können 
von  jedermann  eingesehen  und  es  kSnnea 
Auszüge  daraus  gefordert  werden.  Alle  die 
Eintragung  betreffenden  Schriftstücke  sind 
Stemp^frei.  Tür  jede  Eintragung,  jeden 
Eintr^SBchein  oder  Auszug  wird  eine  Ge- 
bühr von  1,50  Mark  erhoben;  auch  hat  der 


die  Kosten  der  Bekannt- 
machung zu  entrichten. 

9.  GeltoBgsgeblet  des  Gesetzes,  Be- 
ziehBugen  znm  Ausland.  Orundsätzhch 
geniessen  nur  BeichsangehCrige  den 
Schutz,  diese  aber  fOr  alle  Werke,  gleich- 
viel ob  me  erschienen  sind  oder  nicht 
"Werke  ausländischer  Urheber  sind  im 
allgemeinen  nur  auf  Grund  internationaler 
Verfrfge  geschützt.  Doch  gewahrt  das  Ge- 
setz selbst  auch  den  Ausländem  einen  ge- 
wiesen Schutz:  Iftsst  nämlich  der  Ausländer 
sein  Werk  oder  eine  üebersetzung  desselben 
im  Inlande  und  nicht  an  einem  früheren 
Tage  im  Auslände  erscheineii,  SO  geniesst 
er  für  dieeee  Werk  den  inländischen  Schutz. 

Ueber  die  urheberrechtlichen  Bezieh- 
ungen des  Reiches  zum  Auslande 
s.  oben  Bd.  TU  S.  369. 
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Asaiguaten.     II.,  22. 
Auktion.    II.,  25. 

Anaknnftswesen,  kanfmännischea,     IL,  46. 
Die  Banken  vom  11.  bis  zum  17.  Jahrhun- 
dert.   IL,  167. 
Böraenwaaen.    II.,  1023. 
Faktoren,  Faktoreien.    IH.,  789. 
Freihäfen,    m.,  1244. 
Fremdenreoht  (im  Mittelalter).    HI,,  1283. 
Gilden,    IV.,  725. 
Volkawirtacbaftliche  Bedeutnngder  Handel  B- 

g«aellacliaften,    IV,,  1019. 
Oatindische  Handelageaeilschaften.  V.,  1028. 
Ehrenberg,   Victor,   Dr.,   o.   ö.  Professor  der 
Rechte  an  der  Univeraität  Göttingen. 
Firma,    m.,  1043. 
Gesellschafta  vertrag     (nach     bürgerlichem 

Recht).    IV,,  224. 
Kaufgeschäft   (nach    bürgerlichem    Recht). 
V.,  52, 
Elnandl,  Lnlgt,  Dr,,  Privatdozent  an  der  Uni- 
versität Turin. 
Arbeiter versichemng  in  Italien.    L,  669, 
Elster,  Lndnlg,  Dr.,  Geh,  Oberregiemng»«t 
und  Vortrag.  Hat  im  Ministerium  der  geist- 
lichen Unterrichts-   nnd  Hedizinalangelegen- 
heiten,  Berlin, 
Anzngsgeld,    L,  427. 
Arbeiterschntzgesetzgebung  (Einleitung).  L, 

470. 
Die  Arbeitfirschatzgesetzgebung  in  Luxem- 
burg.   I.,  559. 
BevGlkerungalebre  und  BevSlkenmgspolitik. 
IL,  703. 

—  und  V.  Heckel  (s.  d.),  Nachsteuer.    V.,  942. 

—  nnd  Lexlg  (a.  d.),  Haftaflicht.    IV.,  946. 
Elster,  Alexander,  Dr.  inr.,  Jena. 

Spiel  und  Wette,  Vi.,  889. 
Witwen-  und  Waisen  Versorgung.  VH.  810. 
Emmlnghaut»,  A,,  Dr.,  Direktor  der  Lebena- 
Teraichernn^sbank  für  Deutschland  zu  Gotha. 
Feuerversicherung.  IlL,  861. 
Glasveraicherung  (auch  Spiegelglasversiche- 
■  rang).    '^    ^■'" 


IV.,  74o. 
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EmmingThans,  A.,  Dr.,  Direktor  der  Lebensver- 
sicbemnf^Iiank  fUr  Deutttchlsuid  zn  Qotbo. 

Hagel«  chädeo Versicherung.    IV.,  965. 

HjpothekenTersicheniD^.    IV.,  1266. 

Lebensversichemng.    Y.,  550. 

Leibrente.    V.,  593. 

Ellckversithening.    Tl.,  472, 

IJntaH  versiehe  rang,  private.    VH.,  314. 

Versicherungswesen.     VII.,  446. 

ViehverBicherung.     VI!.,  öOi. 
EmmlnglianB,  Otto,  Dr.,  QericbtsassegBOT  a.  D. 
lind  Sekretär  der  Handelskammer  in  Hann- 

Enappscbaftskas^en.    T.,  107. 
—  nnd  Terkanf  (b.  d.). 

EDAppachaftakaasen  in  Oesterreicfa  (Brnder- 

laden).    V,,  111. 

Endreg,  Dr.,  o.  fi.  Prcfessor  der  Faratwissen- 

schaft  an  der  Universität  München 

Forsten  (Bedeutung,  Ordsse  nnd  Qeschicbt« 

der  Forsten.  —  Forstwirtschaft  —  Forat- 

politik).    m.,  1122. 
Jagd.    IV.,  1299. 
Engels,  Friedrich,  in  London  nnd  DleU  (s.  d.) 
Man,  Heinrich  Karl.    V.,  704, 


Viehaenchen.    VH.,  483. 
E*ert^    G.,   Begiemiigsrat   nnd    Hitglied    des 
kOnigl.  prenaa.  stat.  Bnreana  in  Berlin. 
Fahrikgeseczgebnng    (internationale  Bege- 

Inng).     IlL,  782. 
Ferientolonieen.     lU.,  384, 
Gewcrbeinspektion.    IV.,  492. 
Fatalbeek,  Fontns,  Dr.,  Professor  an  der  Uni- 
versität Lnnd. 
Arbeiterschntzgesetzgebung    in    Schweden. 

I.,  566. 
Arbeil  erRcbutzgeaetzgehnng   in   Norwegen. 

I.,  568, 
Die  Bauern befreinug  in  Schweden.   H.,  423. 
Falkenbnrg,  Ph.,  Dr.,  Direktor  des  atSdt  atat. 
Bnreaua,  Amsterdam, 
Arbeiterveraicbemng  in  den  Niederlanden. 
I,,  686. 


Falkner,  Roland  F.,    Dr.,   Professor   an  der 

Univeraitüt  Philadelphia, 
Das  Aktienrecht  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika.    I.,  1Ü9. 
Ferraris,  Carlo  F.,  Dr.,  o.  0.  Professor  an  der 
Universität  l'adua. 
Die  Banken  in  lUlien  (im  19.  Jahrhundert). 

II,.  266, 
Die  Gewerbegesetzgebung  in  Italien.    IV,, 
479, 
FtrokEU  Frh.   von,  weil.  Geh,   Begierungarat 
und  Mitglied  des  künigl,  preuss.  stat,  Bnreans. 


Geburtenstatistik.    IV.,  34. 
Ftgeher,  P.  U.,  Dr.,  Exe,  Wirklicher  Geheimer 
Bat  und   Ministerialdirektor  im   Beichapost- 
amt  a.  D..  Berlin. 
I'oat.     VI.,  IIÖ. 
Postspark  aasen.    VI.,  173, 
Telegripbie  nnd  Telephonie.    VII.,  Gl. 


FleBob,  Karl,  Dr.,  Stadtrat  in  Frankfort  a,  M. 

Zwangsvollstreckung.    VII.,  1088. 
—  nnd  Fleseh,  Max,  Dr.,  Professor  in  Frank- 
furt a.  M. 
Gesnndheitspflege,  Ofientliche.    IV.,  246, 
FBIdes,  B.,  Dr.,  o.  S.  Professor  der  National- 
ökonomie und  Fiuanzwiaaenschaften  au  der 
Universität  Budapest. 
Arbeiterschutzgesetzgebnng  in  Ungarn.   I., 

621. 
Die  Gewerbegesetzgebung  in  Ungarn.   IV., 
458. 
Fränekel,  C,  Dr.,  o.  Q.  Professor  der  Hygieine 
an  der  Universität,  Halle. 
Impfung  nnd  Impfrecht.    IV.,  1322. 
Nahrungamittelpolizei.    V.,  943. 
Schlachthäuser.    VI.,  576. 
Frank,  weil.  Begiemngsrat  in  Breslau,  nnd  Am* 
Bchflti  (s.  d.) 
EQtw&saernngnndEntwissernngsrecht  HL, 

647. 
Vorflut    Vn.,  590. 
Friedberg,  Dr.,  o.  ß,  Professor  der  Staatswissen- 
Bchaften  au  der  Universität  Halle. 
BGrsensteuer.    H.,  1017. 
ConpoDsteuer.    III.,  94. 
FrltMh.    Eegiemn^rat    im    Hinisteriiun    der 
öffentlichen  Arbeiten.    Berlin. 
Eisenbahnrecht    lU,,  500. 
Fachs,  C.  J.,  Dr.,  o.  0.  Professor  der  National- 
ökonomie an  der  Dniveraität  Freihnrg. 
Wohnungsfrage,     VII.,  828. 
Oerlach,  Otto,  Dr.,  a.  o.  Profesaor  der  Staata- 
wis  5  en  schatten  au  der  Universität  EQuigaberg. 
Einkommensteuern  (Klassensteuern)  in 

Deutachland.    IH..  383. 
Fleischkonsnm  nnd  Fieiachpreise.  HL,  1094. 
dMe,  Charles,  Protesaeur  d'iconomie  politiqoe 
k  la  Facnite  de  Droit  de  Paris. 
Die    Bauernbefreiung   in  Frankreich    [ge- 
--' -■-  P.  Cauwes.)    II.,  380. 


Oeschichte  und  Becht  der  Fideikammiase. 
m.,  880. 
Oleim,  Dr.,   wirkl.  Geh.  Oberregiernngsrat  in 
Berlin. 

Kleinbahnen.     T.,  91. 
GoldBctamldt,  Dr.,  weil.  Geh.  Justizrat  nnd  o. 
ö.  Professor  der  Rechte  an  der  Univerätät 
Berlin  und  Pappenheim  (s.  d.). 
Handelsrecht.      (Geschichtliche    Entwicke- 
Inng).    IV.,  1047. 
Golti,  Th.  Frhr.  t.  d.,  Dr.,  Geh.  Regiemnga- 
rat  und  o.  fl.  Profeaaor  der  Landwirtschaft 
an  der  Universität  Bonn  und  Direktor  der 
laudw.  Akademie  Poppeledorf  bei  Bonn. 
Ackerbau.    I.,  27. 
Ackerbausysteme.'    I.,  38. 
Agrarverbältnisso  der  Neuzeit.    I,,  88. 
Alpenwirtscbaft.    L,  265. 
Felderwirtachftft,    IH,.  829. 
Haubergawirtschaft.    IV..  1123. 
Landwirtschaftliche  Arbeiter.    V,,  467. 
Sachsengänger.     VI.,  478. 
LandwirtPchafUiche  Taxation.     VII^  57. 
6oaaer,  E.  C.  K.f  Professor  an  der  Victoria- 
Universität  in  Liverpool. 
Die   Bauernbefreiung    in   Grossbritaunien. 
U.,  388. 
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SoUeln,  £.,  Dr.,  o.  G.  Professor  der  Staata- 
wisaenschaften  an  der  Univenitfit  Bonn. 
Familie.    HI.,  790. 
Gesellschaft  und  GeBellschaftswissenschaft. 

IV.,  201. 
Renaissance  nnd  Reformation.    Tl.,  386. 
dStse,  Dr.,  weil.  Direhtor  in  Leipiig. 

Handfertigkeitsnnt«rriclit.    lY.,  1084. 
GroiB,  a.,  Dr.,  a,  o.  Professor  der  politischen 
Oekonomie  an  der  tlnivereitfit  Wien. 
Gemeinwirtschaft.     IV.,  165. 
Genoasenschaft.     IV.,  169. 
droBsmann,  Friedrich,  Dr., Seg:ieniiigsaeBe88or, 
Berlin. 
Gemeinheitsteilnng,    IV.,  151. 
Grtlnber);,  Dr.,  a.  o.  Profe^ior  an  der  üniver- 
sitat  Wien. 
Arbeiterschntzgeaetz^bnng    in  Rnm&nien. 

I.,  5Ö4. 
Die  Banembefreinng  in  Oesteneich-Ungam. 

n.,  360. 
Die  Bauembefreinng  in  Rumänien.  11.,  393. 
Tfaünen,  Johann  Heinrich  von.    VTL,  116. 
Unfreiheit.    VH.,  317. 
tiiHnhut;  Dr.,   o.  6.  Professor  der  B«chte  an 
der  Umversitfil  Wien. 
EnteigTiung.    m.,  621. 
Konuniasionsgescliüfte.     V.,  262. 
Halle,  Ernst:  von,  Dr.,  a.  o.  Professor  der  Staats- 
wiasenschaften  an  der  L'niTersitlit  Berlin. 
Trnsta.    VII.,  213. 
Hampke,  ThUo,   Dr.,   Bat    bei  der  Gewerbe- 
kammer Hamburg. 
Gewerbekammem.    IV,,  499. 
Haabach,  Dr.,  o.  ö.  Professor  der  Staatswissen- 
Bcbaftcn  an  der  Universität  Kiel. 
ArbeiterTeraicherong:     in    Grossbritannien. 
I.  656. 
Huse.  Ernst,  Dr.,  a.  o,  Professor  der  Statistik 
an  der  Universität  nnd  Direktor  des  Statist. 
Amts  der  Stadt  Leipzig. 
Kolonieen  und  Kolonial politik.    V.,  135. 
Hanss,  Geh.  Begierongarst  im  Beichsamt  dea 
Innern,  Berlin. 
Markenschutz.    V..  683. 
Muster-  und  Modellscbutz.    V.,  934. 
Hecht,  Felix,  Dr.,  Geh.  Hofrat  nnd  Direktor 
derRheiniscben  Hypothekenbank  in  Mannheim. 
Bodenkreditinatitute.    II.,  962. 
Hypothekenbanken.    IV,,  1250. 
Landeskreditkassen.    V.,  443. 
Heckj  Dr.,  o.  Q.   Professor  der  Rechte   an  der 
Universität  Tübingen. 
Frachtgeschäft,    Ul ,  1187. 
MortiflkatioB.    IV-,  873, 
Hechel,  M.  Ton,  Dr.,  a.  o.  Professor  der  Staats- 
wissensuhaften  an  der  Akademie  HÜDSter, 
Anleihen.    I..  342. 
Annuität.    I.,  351. 

Beaoidnn^  und  BeaoldnngspoUtik.    II.,  G32. 
B  rannt  weinbeatenernng.    11.,  10Ö6. 
Finanzstatistik.    III.,  979. 
Finanz  Verwaltung.    HI.,  995. 
Gebühren.    TV.,  l9. 
Herdstener.    IV.,  1194. 
Hundesteuer.    IV.,  1248. 
Ealenderatener,    V.,  1. 
Kerzensteuer.    V.,  64. 
Konversion.    V.,  343. 
Lizenzen.    V.,  624, 
Lotterie  und  Lotteriebesteuemng.   V.,  638. 


Heekel,  M.  von,  Dr.,  a.  o.  Profeaaor  der  Staata- 
wiaaenacliaften  an  der  Akademie  Münster. 
Matriknlarbeiträgc.    V.,  737. 
Mietstener.    V.,  774, 
Naturalleistnngen.    V.,  960. 
Octroi.    V.,  1013, 
Oelatener.    V.,  1019. 
Person alateuern.    VI.,  64. 
Pnlver   iPnIvermonopol    und    Besteuerung 

des  Palvers).    VI.,  276. 
Quittnngsateuer  (Qniitungsstempel).  Tl.,  296. 
Quotitätssteuem.    VI,,  298, 
Registrierungsabgaben.    Tl.,  355. 
Rechnungshof  u. Rechnungskontrolle.  VI.,  317. 
RepartitioiiHst^nern,    Tl.,  422. 
Salz  nnd  Satzsteuer.    VI.,  487. 
Schatzanweisungen,  Schataaeheine,  VI..  519. 
Schlacht-  und  Mahlstener,    VI.,  581. 
Seifensteuer.    VI.,  684, 
Spielkartenstener.    VI ,  694. 
Stoataschnlden.    VI.,  952. 
Stempel,  Stempelabgabe.    VI-,  1082. 
Stiftungen    (Besteuerung   der   Stiftungen). 

VL,  1166. 


Transportateuer,    VII..  174. 
Uebergangaabgaben.    VII.,  23a 
Verbranchssteuem.    TU.,  376. 
Teredelungsverkehr.    VI1„  Hm. 
Terkebrssteuera.    TU.,  423, 
Vermögen  S8 teuer.    VII.,  425. 
Terrufserklärung  (Boykott).    TU,.  440. 
Wethselstempelftbgabe.    VII.,  709. 
Wein  nnd  Weinstener.    TU.,  720. 
Zülle,  Zollwesen.    YIL,  966. 
Zündhölzerateuer.    TIC,  1010. 

—  und  L.  Elster  'a.  d.) 

Nachsteuer.    T..  W2. 

—  und  Lehr  (s.  d.) 

Meldepflicht.    T-,  746. 
Opium.    T-,  1021. 
HeHlgenstadt,  C,  Dr.,    Direktor   der  preuss. 
Centralgenossen Schaftskasse  in  Berlin. 
Centralgenossenücbaftskasae ,     Preuaaischc. 
IIL,  19. 
Heltz,  £.,  Dr.,  ord.  Professor  der  Nationatüko- 
nomie  an  der  landwirtschaftlichen  Akademie 
Hobenheim. 
Gemeinsinn.    IT..  162. 
Herkner,  Uolnrlch,   Dr.,  o.  B.  Professor   der 
National QkoDomie  an  der  Univerait&t  Zürich. 
Die  Gewerkvereine  in  Oeaterreich.   IV.,  677. 
Die  Gewerkvereine  in  der  Schweiz.  IV.,  699. 
Krisen.    V.,  413. 
Owen.    V„  1046. 
Hemeg,  Dr.,  Hinisterialdirebtor  im  Miniaterinm 
für  Landwirtschaft  etc.     Berlin. 
Anerbenrecht.    I,,  328. 
Luideskultur-Rentenbanken.    T,,  448. 
Landacbaftcn.    T.,  453, 
Rentenbanken.    TI ,  WT, 
Herrfarth,   Eic,  weil.  Stantaminister,  Berlin. 

Kommnnal abgaben.    T,,  275. 
Houtgmann,  Dr.,  Rechtsanwalt  in  Brettlan, 
Arbeiter  Versicherung  in  Deutacbland.  (Histo- 

riscbe  Entwickeiung.)    I,,  618. 
Hilfska>;sen.    IT.,  1201. 
Hopf,  Dr.,  Wirkl.  Geh.  Oberregierung.''rat  nnd 
vortr.  Rat  im  Reichsamt  dea  Innern.  Berlin. 
Mass-  nnd  Gewichtswesen.    T.,  717. 
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Hnber,  F.  C,  Dr.,  Professor  an  der  tfichnischen 

Hochecliule  osd  Sekret&r  der  EandelsbainuiBr. 
Stattgart 
ATisfuhrmusterlapier.    II.,  29. 
Ausstellniigen.    II.,  61. 
Snlmissions  Wesen.    VI.,  1172. 
Transport.    TU.,  136. 
Terkehrsmittel.    VII.,  401. 
Jellinek,  Dr.,  o.  ü.  Professor  der  Eechte  an  der 
Universität  Heidelljerg. 
Budgetrecht.    JI.,  1164. 
DonauBchiffahrt.    III.,  231. 
ElbschiSahrt,    ni..  601. 
Rheicschiffahrt.    71.,  424. 
Weserschiffahrt.    VII.,  764, 
Inaina-Sterne^g,  t.,   Dr.,   Sebüonschet  Pro- 
fessor an  der  Universität  und  Präsident  der 
k.  k.  Statist.  Centralkommission,  Wien. 
BevGlkeninrdes  Mittelalters  und  der  nenereit 
Zeit  bis  Ende  des  18.  JahihnndertB  in 
Europa.    IL,  660. 
Inhfllsen,  C.  H.  P.,  Dr.,  London. 

Die   Einkommensteaer   in  Orossliritannieu 
und  Irland,     ni.,  429. 
Jobn,  T.,  Dr.,  weil.  o.  ö.  Professor  der  Statistik 
an  der  UniversitSt  Innsbruck. 
Achenwall,  Gottfried.    I.,  26. 
Farr,  WiUiam.    Ul.,  821. 
Finlaiaon,  John.    Ill,  1041. 
Fletcher,  Joseph.    III.,  1111. 
Jollos,  Gregor,  Dr.,  Berlin. 

Getreidehandel  in  Rnssland.    IV.,  297. 
Jnraschek,  v.,  Dr.,  Ilofrat,  UniversitStsprofessor 
und  Eegiernngsrat  der  k.  k.  üsterr.  Statist,  Cen- 
tralkomniission.     Wien. 
Die  AktiengeseUachaften  in  Oesterreich.   L, 

20L 
Die  Aktiengesellschaften  in  Ungarn.  I.,  216. 
Die  Aktiengesellschaften  in  Qroasbritannien 

und  Irland.     I.,  218. 
Die  Aktiengesellscbafien  in  Britisch-Indien. 

L,  224. 
Die  Aktiengesellscbaften  in  Italien.  I.,  224. 
Die  Aktien gesell8chaft«n  in  Frankreich.    I., 

Die  Aktiengesellschaften  infinealand.  1,236. 
Die  Aktiengesellscbaften  in  Belgien.  I.,  24Ü. 
Die  Aktiengesellschaften  in  den  Kiedertan- 

den.    L,  244. 
Geschiebte  nnd  Statistik  der  Banmnollin- 

dnstrie.    IL,  485. 
Bergbanstatistik.    IL.  601. 
Eisen  und  Eisenindustrie.    {Geschichtlicher 

Ueberblick.)    III.,  462, 
Eisen  und  Eisenindustrie.    (Statistik.)    m., 

466. 
Statistik  des  Getreidehandels  in  der  neuesten 

Zeit.    IV.,  304, 
Seidenprodoktion.    VI.,  662. 
Wolle    und    Wollenindustrie,      (Statistik.) 
VII,,  875, 
Sah],  W.,  Dr,,  Geh,  Jnstizrat  und  o.  S.  Pro- 
fessor der  Rechte  an  der  Universität  Bertin. 
Amortisationscesetze,    I,,  284. 
KanfmanDj  M.,  Bevd.  Ingwortb. 

Der  neuere  christlich-  und  etbisch-reforma- 

torische  Soziali.'^nins  in  England,   VI,,  828, 

Kayser,  Dr.,   weil.   Wirkl.   Geh,  Legationsrat 

und  SenatsprUsident  am  Keichsgericbt,  Leipzig. 

und  Loening  (s,  d,) 

Ausweisung.    IL,  118. 


Kerdijk,  A,,  Dr.,  Mitglied  der  zweiten  Kammer 
der  Qenerabtaat«n.    Haag. 
Arbeiterschutzgesetzgebung  in  den  Nieder- 
landen.   I,,  657. 
Kenuler,  i.  t.,  Dr.  w^.  in  SL  Petersburg 
nnd  LexiB  (s.  d.). 
Die  Arbeitszeit  in  Bnssland.    I.,  1030. 
Banken  in  Bnssland,    R,  90. 
Elrcliner,  Dr,,  o,  0.  Professor  der  Landwirt- 
schaft an  der  Universität  Leipzig, 
Landwirtschaftliches    Unterrichtaweaen    in 
ausserdentscfaen  Staaten,    V.,  604. 
Klelnw&chter,  Fr.,  Dr,.  o,   C.  Professor  dw 
polit,   Oekonomie    an  der  Univerait&t  Czei- 
nowitz. 
KarteUe,    V    39 
Knapp,  G.  F.,  Ör,,  o,  B.  Proteaeor  der  Staats- 
wissenschaften  an  der  Universität  Strassburg. 
Die  Säuern befreiong  in  den  östlichen  Pro- 
vinzen des  prenssischen  Staates.    IL,  343. 
Koch,  9.,  Hauptmann  a.  D.,  Sfimmerda. 

Handfeuerwaffen,    IV,,  1094. 
Koch,  R.,  Dr,,  Esc,  Wirkl,  Geh,  Rat  n.  Prltsi- 
dent  des  Reichsbankdirektorinms    Berlin. 
Abrechnungastellen,     1 ,  7, 
Giroverkehr,    IV.,  728. 
Kollmann,  Dr.,  Geh,  Regierungsrat  nnd  Vor- 
stand   des   grossb.   oldenb.  Statist  Bureaus. 
Oldenburg. 

Armenstatiatik,     I,,  ISIO. 
Gewerbestatistik,     IV,,  510, 
ViehsUtistik  (Viehzählungen).    VII.,  488. 
—  und  'Wirmlnghans  (s,^, 

Getreideprodnküon.     IV.,  326. 
Statistik  des  Grundbesitzes.    IV,,  849. 
Hypothekenachnlden  (Statistik),    IV.,  1260. 
KSnig,  Dr.,  Geheimer  Legationsrat,    Berlin, 

Consnlarrecht,    III,,  Ö6, 
Kramejer,  FeuerlSschinspektor  in  Merseburg. 

Feuerpolizei.    DI.,  850, 
Krause,  Panl,  Dr.,  Rechtsanwalt  nnd  Notar. 
BerUn. 
Eisenbahnstener.    UL,  697. 
Krech,  Dr,,  Geh.  Regierungsrat  nnd  Hitglied 
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